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Cabet,  Etienne^ 

geb.  in  Dijon  am  1.  I.  1788,  gest.  am  8.  XI. 
1856  in  St.  Louis  (Ver.  Staaten).    Anfänglich 
Advokat,  dann  während  der  Aera  des  weissen 
Schreckens  nnter  Ludwig  XVIII.  Parteigänger 
der  Eepublikaner  und  Mitfi^lied  des  Carbonari- 
bundes.    Nach  der  Julirevomtion  wurde  er  zum 
Generalprokurator    in    Corsica   ernannt,    aber 
schon  em  Jahr  später,  seiner  Opposition  gegen 
die  neue  Verfassung  wegen,  wieder  abgesetzt. 
1832  gründete  Gäbet  das  Journal  „Le  Populaire*', 
worin    er    Ludwig    Philipp    in    beleidigender 
Weise  angriff  und  einer  ihm  deswegen  zuer- 
kannten zweijährigen  Gefängnisstrafe  sich  durch 
die  Flucht  nach  ^igland  entzog.    Hier  erfolgte 
seine   Umwandlung    zum     Kommunisten   und, 
eingeschlossen  in  die  Amnestie  von  1839,  kehrte 
er  nach  Frankreich  zurück,  wo  unter  dem  Ein- 
flüsse der  Lektäre  der  „Utopia*'  des  Thomas 
Monis   sein  Staatsroman   „Ikarien",   worin  er 
sein  kommunistisches  Credo   niedergelegt,   er- 
Mhien.    Der  Roman  als  solcher  hat  nichts  Tor 
ähnlichen  phantastischen  Gemälden  sozialistisch- 
kommunistischer  Glückseligkeitschimären  voraus, 
aber  er  machte  seinen  Autor  in  Arbeiterkreisen 
als    denjenigen    eines    Mannes    bekannt,    auf 
welchen  das  Volk  in  kritischen  Zeiten  zählen 
konnte,  eine  Meinung,  zu  der  auch  Cabets  Zeit- 
schrift  „Le   Populaire*^,   die   er    1841    wieder 
hatte  aufleben  lassen,  das  ihrige  beitrug.    Für 
uns  hat  der  Cabetsche  Boman  nur  das  Inte- 
resse, das  weiter  unten  besprochene  Programm 
der   kommunistischen   Verfassung   seines    Zu- 
kunftsstaates kennen  zu  lernen.    Im  Februar 
1848  sandte   Gäbet  seine  ersten  Pioniere,   be- 
stehend in  einem  Trupp  von  69  Ikariern  nach 
den  Vereinigten  Staaten,  um  im  Staate  Texas 
von  dem  Land  der  Verheissung  am  Red  River 
Besitz  zu  nehmen.    Aus  der  ihnen  zujo^ewiese- 
nen  unkultivierbaren  Wüstenei  ergab  sich,  dass 
Gäbet   das   Opfer   eines   betrügerischen  Land- 
spekulanten geworden  war.    Nach  dem  Miss- 
glücken dieser  ersten  veranstaltete  der  Apostel 
der  Ikarier  Ende  Oktober  1848  eine  zweite  £x- 
pedition,  welche  nahe  an  400  Köpfe  zählte  und 
der  er   selbst  im  Dezember  nachfolgte.     Die 
ehemalige  Mormonenstadt  Nauvoo  am  Mississippi 
im  Staate  Illinois  wurde  zur  ersten  ^siedelung 
der  Ikarier    ausersehen,    deren   Entwickelung 
seit  dem    Jahre    1850    in    zufriedenstellender 

flandwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


Weise  vor  sich  ging.  Eine  seitens  der  Mit- 
glieder der  verunglückten  ersten  Expedition 
gegen  Gäbet  auf  Grund  angeblich  betrügeri- 
scher Vorspiegelungen  erzidte  VerurteUung 
wegen  escroquerie  wurde  1851,  infolge  der  per- 
sönlichen Intervention  des  Verurteilten,  im 
Wege  der  Wiederaufnahme  des  Verfahrens 
annulliert.  Nach  seiner  Freisprechung;  kehrte 
Gäbet  nach  Nauvoo  zurück,  aber  die  Macht  des 
Diktators  über  die  Kolonisten  war  gebrochen, 
es  entstanden  Spaltungen  unter  ihnen,  und  der 
Vater  der  Ikarier  wurae  mit  seinen  Anhängern, 
die  in  der  Minderheit  gegen  die  Gegfner  des 
Diktators  waren,  aus  der  Gemeinschaft  ausge- 
stossen,  welche  Schmach  Gäbet  nicht  überlebte. 
Am  1.  XI.  1856  zog  er  mit  seinen  Getreuen 
nach  St.  Louis  und  schon  am  9.  XI.  hatte  er 
aufgehört  zu  leben.  Die  weiteren  Zwisti^- 
keiten  der  Ikarier  zu  verfolgen,  würde  zu  weit 
führen.  Nur  so  viel  soll  noch  bemerkt  sein, 
dass  die  Fraktion  Jung-Ikaria,  nachdem  sie  in 
Jova  850  Morgen  Landes  erworben  und  sich 
dort  1884  unter  dem  Namen  Ikaria-Speranza 
konstituiert  hatte,  einer,  allem  Anscheine  nach, 
sehr  günstigen  Entwickelung  entgegensieht. 

Gäbet  war  kein  unbedingter  Kommunist, 
sondern  nur  ein  radikaler  Schwärmer  für  die 
Verwirklichung  der  Utopie  der  Verbrüderung 
von  Kapital  und  Arbeit.  Erst  in  der  Verfas- 
sung des  ikarischen  Staatswesens  wird  das 
System  der  Gütergemeinschaft  vom  ihm  prokla- 
miert; doch  soll  dasselbe  zunächst  nicht  unver- 
mittelt, sondern  mit  Schonung  erworbener  Be- 
sitzrechte in  Kraft  treten  und  nur  bei  Todes- 
fällen von  Ikariern  der  Staat  Besitz  von  der 
Erbschaftssubstanz  ergreifen.  Auch  Gäbet  hält 
das  Banner  der  Unveräusserlichkeit  der  Men- 
schenrechte hoch,  aber  das  Triumvirat  von 
Freiheit,  Gleichheit  und  Brüderlichkeit  zeigt  in 
Gabets  Idealstaate  eine  andere  Physiognomie 
als  in  der  grossen  französischen  Revolution,  wo 
es  die  politische  und  soziale  Emancipation  des 
dritten  Standes  glorifizierte.  Allerdmgs  sieht 
auch  Gäbet  in  der  Errungenschaft  der  Freiheit 
die  erkämpfte  Machtvollkommenheit  eines  Vol- 
kes, sein  eigener  Gesetzgeber  zu  sein,  die  so- 
ziale Gleichheit  jedoch  des  Apostels  der  Ika- 
rier ähnelt  derjenigen  in  einem  grossen  Staat« 
liehen  Arbeitshause,  worin  jedes  männliche 
Wesen  vom  18.  bis  zum  65.  Lebensjahre,  jedes 
weibliche  vom  17.  bis  zum  50.  Jahre,  täglich  je 
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nach  der  Jahreszeit  sechs  his  siehen  Stunden 
hindurch,  nur  mit  Unterhrechung  einer  halb- 
stündigen Mittagspause,  seine  Arbeit  verrichtet, 
die  übrigens  jeder  nach  seiner  Befähigung  sich 
auswählen  darf.  Die  gewerblichen  etc.  Erzeug- 
nisse dieser  Produkt! vassociation,  welche  im 
Princip  die  individualistische  Wirtschaftsord- 
nung bekämpft,  kommen  der  Gesamtheit  zu  gute 
und  werden  gleichmässig  unter  die  Genossen 
beiderlei  Geschlechts  verteilt.  Wohnungs-  und 
Kleidungsuniformität  ist  ebenfalls  vorgeschrie- 
ben und  für  sämtliche  Mitglieder  der  Ikarier- 
kolonie besteht  eine  gemeinsame  Zeit,  wo  sie 
(abends  um  10  Uhr)  sich  zur  Nachtruhe  nieder- 
zulegen haben.  Diese  ebenso  pedantische  als 
tyrannische  Beschränkung  der  Willensfreiheit 
des  Individuums  gleichmütig  zu  ertragen,  ist 
nur  Fanatikern  des  Kommunismus  gegeben. 
Einen  äusseren  Arbeitszwang,  da  jeder  sich 
selbst  beaufsichtigt,  giebt  es  nicht,  und  in  dem 
Bewusstsein  des  genossenschaftlichen  Opfertums 
für  eine  grosse  Idee  liegt  ja,  wie  die  zahl- 
reichen Anhänger  Owens  bewiesen  haben,  eine 
nicht  zu  unterschätzende  mächtige  Anregung. 
Nun  weiss  man  nicht,  war  es  ein  politischer 
Schachzug  oder  ein  ethisches  Bedürfnis  Cabets, 
dass  er  die  Frauengemeinschaft  für  ausge- 
schlossen erklärt,  dass  er  Ehe,  Familienleben 
und  öffentliche  Moral  in  Schutz  nimmt,  dass  er 
Duldung  der  verschiedensten  Religionen  und 
Sekten  vorschreibt,  deren  erstere  sämtlich  den 
Theismus  anerkennen  müssen,  während  im  übri- 
gen die  Bibel  als  Menschenwerk  verworfen,  die 
Göttlichkeit  Christi  geleugnet,  Christus  selbst 
nur  gefeiert  wird  aU  Verkündiger  des  Evan- 
geliums der  Freiheit,  Gleichheit  und  Brüder- 
lichkeit. Man  konnte  daran  zweifeln,  dass  es 
Cabet  gelingen  werde,  an  der  Stätte,  wo  früher 
die  Mormonen  dem  Kultus  der  Vielweiberei  ge- 
huldigt, die  Monogamie  für  Ikarien  aufrecht 
zu  erhalten,  da  man  sich  nicht  verhehlen  durfte, 
dass  Gütergemeinschaft  die  Franengemeinschaft 
einschliesst,  und  sobald  die  Gleichheit  des  mate- 
riellen Gebrauchs-  und  Genussgüterbesitzes  her- 
gestellt, auch  diejenige  der  sexuellen  Gemein- 
schaft der  kommunistischen  Begehrlichkeit  zuge- 
standen werden  müsse,  aber  die  Thatsachen  haben 
derartige  Annahmen  widerlegt,  und  sowohl  die 
1879  auf  ihrer  ursprünglichen  Niederlassung 
sesshaft  gebliebenen  alten  ikarischen  Kolonisten, 
die  sich  aber  gleichwohl  jetzt  „Neuikarier" 
nennen,  als  diejenigen  Elemente,  welche  die 
Verfassung  der  „ikarischen  Gemeinde"  ange- 
nommen und  an  Stelle  der  alten  Cabetschen 
Satzungen  ein  neuzeitliches  sozialistisches 
Staatswesen  gegründet  und  u.  a.  auch  das 
Frauenwahlrecht  proklamiert  haben,  sind  der 
Monogamie  und  damit  der  Achtung  vor  der 
sozialen  und  politischen  Gleichstellung  der 
Weiber  treu  geblieben. 

Von  Cabets  Schriften  seien  hier  erwähnt : 
Voyage  en  Icarie,  1.  Aufl.  u.  d.  T. :  Voyage 
et  aventures  de  Lord  W.  (-arrisdale  en  Icarie. 
Trad.  de  l'Anglais  de  Francis  Adams  par  Th. 
Dufruit,  2  Bde.,  Paris  1840;  dasselbe,  2.  Aufl. 
u.  d.  T. :  Voyage  en  Icarie,  ebd.  1843 ;  dasselbe, 
3  Aufl.,  ebd.  1845;  dasselbe,  4.  Aufl.,  ebd. 
1846;  dasselbe,  5.  Aufl.,  ebd.  1848;  dasselbe  in 
deutscher  Uebers.  von  Wendel-Hippler  (Pseudo- 
nym für  G.  AUhusen),  ebd.  1847.  —  Comment 
je  suis  communiste  et  mon  credo  communiste, 


Paris  1840;  dasselbe,  deutsch  von  Wendel-Hippler 
(Pseud.  für  G.  Allhusen).  —  Douze  lettres  d'un 
communist«  ä  un  reformiste  sur  la  communaute, 
Paris  1841;  dasselbe,  deutsch  u.  d.  T.:  Die 
neue  Sittenverbesserung  durch  die  ikarische 
Gemeinschaft  (von  G.  Allhusen),  Kiel  1850.  — 
Almanach  Icarien  für  die  Jahre  1843—1848  und 
18ö2.  —  Le  vrai  christianisme  suivant  J^sus- 
Christ,  Paris  1846;  dasselbe,  2.  Aufl.  1847; 
dasselbe,  3.  Aufl.  1848.  —  Realisation  de  la 
communaute  (livraison  1  ä  8),  Paris  1847.  — 
Realisation  d'Icarie,  correspondance  de  Nauvoo 
(livr.  1  a  6),  Paris  1849.  —  Notre  proc^s  en 
escroquerie,  Paris  1849.  —  Lettre  i  Tarche- 
veque  de  Paris  en  reponse  a  son  mandement 
du  8  juin  1851,  Paris  1851.  —  R6forme  ica- 
rienne,  Paris  1853.  —  R6ponse  du  citoyen 
Cabet  a  quelques  objections  sur  la  röforme 
(icarienne  du  21  nov.  1853),  Paris  1854.  — 
Colonie  ou  republique  icarienne  dans  les  Etats- 
Unis  d'Amerique,  son  histoire,  Paris  1855  (eine 
Cabet  fälschlich  untergeschobene  Schrift). 

Vgl.  über  Cabet  und  die  Ikarier:  L.  Stein, 
Der  Sozialismus  und  Kommunismus  des  heuti- 
gen Frankreichs.  2.  Aufl.,  Leipzig  1848,  S.  528  ff. 
—  Sudre,  Histoire  du  communisme,  5.  6d., 
Paris  1856.  —  Engländer,  Geschichte  der 
französ.  Arbeiterassoziationen,  Bd.  II,  Hamburg 
1848,  S.  101-^174.  —  Shaw,  Ikaria,  New- York 
und  London,  1884;  dasselbe,  deutsch  von  Ja- 
cobi,  Stuttgart  1886.  —  Lexis,  Cabet  im  H.  d. 
St.  1.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  801  ff.  —Stammhammer, 
Bibliographie  des  Sozialismus,  Jena  1893.  — 
H.  Lux,  Etienne  Cabet  und  der  ikarische  Kom- 
munismus, Stuttgart  1894.  —  Katscher,  Was 
in  der  Luft  liegt,  Leipzig  1899,  S.  4  ff. 

LipperU 


Cairnes,  John  Elliot, 

geb.  zu  Castle  Bellingham  am  26.  XII.  1823,  gest. 
am  8.  VII.  1875.  Seine  1856  übernommene 
Professur  der  politischen  Oekonomie  in  Dublin 
vertauschte  er  1859  mit  der  Professur  der  Na- 
tionalökonomie und  Jurisprudenz  an  dem  iri- 
schen Queen's  College  in  Galway.  1866  siedelte 
er  nach  London  über,  wo  er  am  University 
College  Vorlesungen  hielt.  Cairnes  war  der 
begabteste  Schüler  St.  Mills  und  wurde  später 
der  schärfste  Kritiker  seines  Lehrers.  Er  ist 
ein  Anhänger  und  scharfsinniger  Interpret  der 
orthodoxen  Schule  und  hat  u  a.  die  Smith- 
Kicardo-Millsche  Wertlehre  vertieft  und  erwei- 
tert. In  seinen  „Leading  principles  of  polit. 
economy'*  (s.  u.)  ffiebt  er  u.  a.  einen  kritischen 
Kommentar  zu  Mills  „Principles  of  political 
economy"  unt^r  hauptsächlichster  Berücksichti- 
gung der  Lehren  von  Angebot  und  Nachfrage, 
der  Produktionskosten  und  der  Lohnfonds- 
theorie.  Hinsichtlich  letzterer  erklärt  er  da« 
Ricardosche  Theorem  als  das  einzig  richtige, 
wonach  diejenigen  Gesetze,  welche  die  Lohnbe- 
wegung bestimmen,  auf  die  Kapitalvermehrung 
nach  Wert  und  Quantität  zurückführen.  Sein 
bekannter  Satz,  dass  den  steigenden  Goldbedarf 
eine  Steigerung  der  Warenpreise  und  der 
Löhne  für  persönliche  Dienstleistungen  begleite, 
hat  für  die  Gegenwart  längst  seine  Geltung 
verloren. 


Caimes — Campanella 


Von  seinen  Schriften  in  ßnchform  nen- 
nen "wir: 

The  character  and  lo^ical  method  of  poli- 
dcal  econoiny,  London  1857;  dass.,  2.  ed.  1876. 

—  The  ßlave  power,  Dnblin  1862;  dass.,  2.  ed. 
1863.  —  Univereitv  edncation  in  Ireland ,  a 
lettre  to  J.  S.  Mill,' London  1866.  —  Essays  in 
political  economy  theoretical  and  applied,  Lon- 
don 1873.  —  Woman  suffrage ,  a  reply  to  Gold- 
win  Smith,  London  1874.  —  Some  leading:  prin- 
ciples  of  political  economy  newlv  explained, 
London  1874;  dass.,  2.  ed.  1884. 

Er  veröffentlichte  in  Zeitschriften :  1.  Edin- 
bnrjfh  Review,  1860:  Papers  on  the  effect  of 
the  Anstralian  and  Califomian  gold  discoveries. 

—  2.  Fortnightly  Review :  eine  Anzahl  Artikel, 
in  seinem  Todesjahre  noch  die  interessante 
Kritik :  Mr.  Herbert  Spencer  on  social  evolntion. 

—  3.  Jonmal  of  the  Statistical  and  Social  In- 
quirv  Society  of  Ireland  (Dnblio),  vol.  I,  1865  56: 
Effect  of  war  on  prices.  —  Vol.  II,  1857/60: 
Laws  aceording  to  which  a  depreciation  of  the 
precious  metals.  etc. 

Vgl.  äher  Uaimes:  L.  H.  Conrtney,  Cairnes 
(necrologr):  Times,  No.  9.  VII.  18lö.  —  H. 
Fawcett,  Caimes  (necrology):  Fortnightly  Rev., 
August  1875.  —  Cliffe  Leslie,  Essays  in  politi- 
cal and  moral  philosophy,  2  nd  ed.,  Dnblin  1888. 

—  Palgrave,  Dictionary  of  political  economy, 
vol.  I,  London  1894.  Lippert 


Calyln,  Johann, 

geh.  zu  Noyon  in  der  Picardie  am  10.  VII.  1509, 
gest  zu  Genf  am  24.  V.  1564. 

Das  Lehen  des  grossen  Reformators,  des 
kirchlichen  und  weltlichen  Diktators  zu  Genf, 
der,  1538  erst  daraus  verbannt,  seit  1541  wieder 
an  der  Spitze  der  dortigen  Verwaltung  stand,  ist 
bekannt.  Seine  staatspolitische  Raison  bevorzugt 
von  den  verschiedenen  Regierungsformen  die 
aristokratische  Oligarchie.  Er  eifert  gegen  das 
„von  Gottes-Gnadentum"  der  Monarchen,  denen 
er  Verachtung  der  Religion  und  des  Rechtes  vor- 
wirft, welche  schwere  Anklage  sich  selbstredend 
nur  gegen  die  mehr  oder  weniger  erblich  he- 
laatesen  französischen  und  italienischen  Fürsten 
im  16.  Jahrhundert  richtet.  Seine  volkswirt- 
schaftlichen Anschauungen  berühren  sich  in  vie- 
len Punkten  mit  seiner  gesetzgeberischen  Thä- 
tigkeit,  der  es  Genf  verdankte,  dass  es  unter 
den  reformierten  schweizerischen  Kantonen 
hinsichtlich  des  Gewerbfleisses ,  Handels  und 
Verkehrs,  des  National-  und  Privatwohl- 
standes den  ersten  Rans:  einnahm.  Vagabunden 
und  Arheitsscheue  wurden  in  Genf  nicht  gedul- 
det, die  unverschuldet  in  Armut  geratenen  Ar- 
beiter aber  unterstützt  Als  Feind  jedes  unnüt- 
zen Aufwandes  bestrebte  sich  Calvin  durch 
^ine  Luxus^esetzgebung  die  alte  schweizerische 
Sittenreinheit  wieder  herzustellen  und  nament- 
lich durch  seine  Kleiderordnung  die  gute  Sitte 
zu  schützen  und  den  Sinn  für  Sparsamkeit  zu 
kräftigen.  Auch  mehr  aus  ethischen  als  aus 
hygienischen  Gründen  verbot  C-alvin  in  seiner 
Ehegesetzgebnng  die  Heiraten  zwischen  Bluts- 
verwandten. Mb  Zinstheoretiker  verteidigt 
er  die  Rechtmässigkeit  der  Kapitalzinsen  und 
verwirft  das  kanonische  Zinsveroot 


Seine  gesammelten  Werke  (Joannis  Calvini 
Noviodunensis  opera  omnia)  erschienen  in  9  Teilen, 
Amsterdam  1667.  Eine  neue  Ausgabe,  wovon 
Bd.  I— LV  im  Corpus-  Reformatorum ,  vol. 
XXIX-LXXXV  (Brannschweig  1863—1897)  er- 
schienen, nähert  sich  ihrem  Ende. 

Vgl.  über  Calvin:  Weher,  Geschichtliche 
Darstellunfl:  des  Calvinismus  im  Verhältnis  zum 
Staat,  Heiaeiberg  1836.  —  Wiskemann,  Dar- 
stellung der  in  JDeutschland  zur  Zeit  der  Re- 
formation herrschenden  nationalökonomischen 
Ansichten,  Leipzig  1861.  —  Ludwig  Elster, 
Johann  Calvin  als  Staatsmann,  Gesetzgeber  und 
Nationalökonom,  i.  d.  Jahrb.  f.  ?sat.  u.  Stat, 
Bd.  XXXI,  Jena  1878  (S.  163—223). 

Lippert, 


Campanella,  Tommaso, 

wurde  am  5.  IX.  1568  in  Stilo  fCalabrien)  ge- 
boren. Seine  von  den  Hemmschunen  der  Aristo- 
telischen Philosophie  befreiten  naturwissenschaft- 
lich-kosmolo^ischen  Forschungen,  die  er  in  dem 
Werke  „Philosophia  sensibus  demonstrata" 
niedergelegt,  erhob  diesen,  dem  Dominikaner- 
orden angehörigen  jugendlichen  Mönch,  der  sich 
hei  öifentlichen  Disputationen  als  kenntnisreicher 
eklektischer  Dogmatiker  hervorthat,  weit  über 
das  metaphysische  Durchschnittswissen  seiner 
Zeit,  welche  von  der  Erkenntnis  der  physischen 
Phänomene  durch  Sinneswahmehmung  keine 
Ahnung  hatte.  Sein  feuriger  Geist,  der  auch 
astrologischen  und  kabbalistischen  Studien  mit 
Leidenschaft  sich  hingab,  seine  mit  dem  Unter- 
gang der  politischen  Staaten-  und  der  telluri- 
schen Weltordnung  sich  beschäftigende  ruhelose 
Einbildungskraft  schöpfte  aus  den  Geheimnissen 
der  Kabbala  stets  neuen  Stoff  zu  prophetischen 
Verkündigungen  des  bevorstehenden  Anbruchs 
einer  grossen  Zeit,  als  deren  Messias  er  sich 
träumte,  hervorgegangen  aus  dem  Sie^e  des 
Wissens  über  das  Nichtwissen,  der  Gewissheit 
über  den  Zweifel.  Es  konnte  nicht  ausbleiben, 
dass  Campanellas  geistliche  Vorgesetzte  Aerger- 
nis  an  dem  anstössigen  Treiben  des  Äiönches 
nahmen  und  ihm  (1598)  ein  kleines  Kloster  in 
seiner  Vaterstadt  als  Aufenthaltsort  anwiesen. 
Dort  wurden  von  seinen  meist  aus  Klosterbrü- 
dern bestehenden  Anhängern  Konventikel  abge- 
halten, auf  denen  dann  Campanella  an  die 
schwärmerischen  Mönche  eine  mit  mystischem 
Beiwerk  verbrämte  begeisterte  Ansprache  hielt 
des  Inhaltes,  dass  von  Kalabrien  aus  die  Auf- 
richtung des  Universalreiches  der  befreiten 
Geister  auf  den  Trümmern  der  alten  Gesell- 
schaftsordnung sich  vollziehen  werde.  Eine  an- 
gehlich  von  ihm  und  seinen  Anhängern  hei 
diesen  Zusammenkünften  gegen  Spanien  ange- 
zettelte Verschwörung  hatte  Campanella,  der 
hartnäckig  diese  Anklage  als  ^undlos  zurück- 
wies, auch  nach  mehrfach  wiederholten,  alle 
Glieder  auseinander  reckenden  Folterungen, 
heim  Leugnen  verharrte,  mit  langjähriger  Ein- 
kerkerung in  Neapel  zu  hüssen;  mehrere  aufs 
Geratewohl  als  Rädelsführer  herausgegriffene 
Mitgefangene  wurden  hingerichtet  und  von  der 
angeblichen  Verschwörung  verlautete  nur,  dass 
eine  solche  allerdings  in  Catanzaro  in  Calahrien 
entdeckt  worden  sei,  ein  Ort,  den  aber  weder 

1* 


Campanella 


Campanella  noch  einer  Beiner  Mitgefangenen 
jemals  betreten  hatte.  Der  Intervention  des 
Papstes  Urban  VIII.  verdankte  der  im  Jahre 
15^  zu  lebenslänglich.em  Gefängnis  verurteilte 
Campanella  1626  seine  Freilassung.  Er  wurde  in 
Rom  interniert,  blieb  dort  zwar  auf  freiem  Fusse, 
wurde  aber  von  der  heiligen  Inquisition,  die 
noch  mit  ihm  we^en  einer  kabbalistisch  -  theo- 
sophischen,  ihn  der  Ketzerei  verdächtigenden 
Scnrift  abzurechnen  hatte,  nicht  aus  dem  Auge 
gelassen.  £rst  1634  gelang  es  ihm,  unter  dem 
Schutze  des  Grafen  de  Noailles  Frankreich  zu 
erreichen,  wo  er  am  21.  XL  1639  in  einem 
Pariser  Kloster  sein  weniger  thaten-  als  hoch- 
Btrebender  Gedanken  tiberreiches  Leben  be- 
schloss. 

Während  Campanellas  Gefangenschaft  entstand 
1611,  zn  der  Zeit,  wo  der  calabrische  Mönch 
bereits  etwas  menschenwürdiger  behandelt  und 
mit  Schreibmaterial  versehen  wurde,  sein  Staats- 
roman „Civitas  solis**  (s.  u.),  der  in  der  Dispo- 
sition mehr  an  Piatos  „Staat",  in  der  Ausfüh- 
rung mehr  an  „Utopia*'  des  Thomas  Morus  sich 
anlehnt,  aber  zahlreiche  Stellen  aufweist,  wo 
die  Phantasie  des  Dominikanermönches  in  ihrer 
ganzen  südlichen  Glut  aufloht.  Der  Sonnen- 
staat bildet  eine  kommunistische  Hierarchie, 
an   deren  Spitze  der  Oberpriester  (der  Meta- 

Shysiker)  gestellt  ist,  der  zu  seiner  Seite  die 
rei  Unterpriester  hat:  Macht  (Potestas),  Weis- 
heit (Sapientia)  und  Liebe  (Amor).  Die  Civitas 
solis  besteht  aus  einer  Stadt  mit  sieben  koncen- 
trischen  Kreisen,  deren  jeder  aus  palastähnlichen 
Gebäuden  sich  zusammensetzt;  jedes  dieser  Ge- 
bäude gleicht  nach  der  äusseren  Seite  einer  mit 
Fortifikationen  und  einer  Gallerie  für  die  Ver- 
teidiger versehenen  Citadelle,  während  eine 
fleiche  gedeckte  Gallerie  auch  an  der  inneren 
eite  sich  entlang  zieht.  Die  Wände  dieser 
GaUerieen  tragen  bildnerischen,  aus  Fresken  nach 
aussen,  aus  Gemälden  nach  innen  bestehenden 
Schmuck,  der  in  pädagogischer  Hinsicht  eine 
reiche  Auswahl  von  Gegenständen  des  Anschau- 
ungsunterrichts für  die  Jugend  der  Sounenbür- 
ger  bildet.  Im  Innern  der  Paläste  leben  die 
Bewohner  des  Sonnenstaates  nicht  auf  einzelne 
Haushaltungen  verteilt,  sondern  eine  grosse 
Kommunistengemeinde  bildend,  in  der  das  ein- 
zelne Individuum  vollständig  verschwindet,  in 
der  nur  der  Gattungsbegriff  erhalten  bleibt, 
wie  bei  Eigentum  und  Familie  nur  der  Kollek- 
tivbegriff. 

Die  Campanellasche  Einsetzung  des  vier- 
stündigen Arbeitstages  der  Solarier  enthält  in 
ihrer  Begründung  bereits  Keime  der  Smithschen 
Arbeitsteilung.  Diese  vier  Stunden  angestreng- 
ter Thätigkeit  genügen  nämlich  nur  zur  Her- 
stellung des  Gleichgewichts  zwischen  Produktion 
und  Konsum,  wenn  die  Arbeiter  beiderlei  Ge- 
schlechts nicht  allein  geschickt  und  arbeits- 
freudig, sondern  auch  vielseitig  in  der  Produk- 
tion, d.  h.  in  verschiedenen  Gewerbszweigen 
ausgebildet  sind,  woraus  sich  das  gegenseitij^e 
Indiehandarbeiten  oder  die  Teilung  der  Arbeit 
von  selbst  ergiebt.  Uebrigens  ist  auch  dadurch 
für  raterteilende  Werkmeister  gesorgt,  dass 
Aufseher  in  den  einzelnen  Arbeitssälen  ihres 
Amtes  walten.  Die  Hausinspektoren  sind  nicht 
absichtslos  in  den  inneren  Organisationsplan 
des  Sonnenstaates  aufgenommen ;  sie  bestimmen 
die  Wohnungen  in  den  Häusern  und  die  Schlaf- 


plätze in  den  gemeinsamen  Schlafsälen  für  jedes 
einzelne  menschliche  Lebewesen  auf  die  Maxi- 
maldauer von  sechs  Monaten,  da  ein  längerer 
Aufenthalt  an  einer  und  derselben  Stätte 
einer  antikommunistischen  Sesshaftigkeitsgef ühl- 
schwärmerei  Nahrung  verleihen  könnte.  Die 
„Liebe"  ist  das  vielbeschäftigste  ^ünisterium 
des  Sonnenstaates,  ihr  unterstehen  nicht  nur 
die  Einrichtungen  zur  Ermunterung  und  Ueber- 
wachung  der  menschlichen  Fruchtbarkeit,  son- 
dern auch  diejenigen  der  Felder,  Obstplantagen 
und  Viehzüchtereien ;  auch  gehört  es  zu  ihren 
Obliegenheiten,  alle  für  des  Lebens  Notdurft 
und  Nahrung  erforderlichen  Produkte  (Speisen, 
Kleider   etc.),    wenn   sie    verlangt   werden,    in 

i'eder  Qualität  und  Quantität  in  Bereitschaft  zu 
lalten.  Ihre  schwierigste  Aufgabe  aber  ist  es, 
das  Problem  zu  lösen,  ohne  bindende  Ehe,  aber 
auch  ohne  freie  Liebe  den  geschlechtlichen  Ver- 
kehr der  Sonnenbürger  dergestalt  zu  regeln,  dans 
keine  wesentliche  Verrückung  der  numerischen 
Stärke  beider  Geschlechter  nach  oben  oder  nach 
unten  hin  stattfindet.  Die  Einzelheiten  der  amt- 
lichen Zusammenführung  der  zur  sexuellen  Ver- 
mischung nach  einer  Art  Zuchtwahl  auserkorenen 
Personen  ist  mit  einem  Cynismus  behandelt, 
der  den  üppigen  Schilderungen  eines  Meursius 
und  Aretino  wenig  nachgiebt.  Erst  mit  dem 
21.  Lebensjahre  bei  Jünglingen,  mit  dem  19. 
bei  Jungfrauen  beginnt  die  von  der  Regierung 
festgesetzte  Begattnngszeit ;  da  aber  die  ein- 
zelnen Paarungen  nach  einer  bestimmten  Zeit 
wieder  getrennt  werden,  würde  die  Bezeichnung 
Ehe  für  solche  Vereinigungen  eine  Blasphemie 
sein.  Das  Ministerium  „Potestas"  hat  die  krie- 
gerische Ausbildung  der  jugendlichen  Solarier 
beiderlei  Geschlechts,  welche  schon  mit  dem 
12.  Jahre  zum  Waffendienst  herangezogen 
werden,  zu  leiten.  Die  Religion  des  Sonnen- 
staates ist  ein  dem  Pantheismus  sich  nähernder 
und  in  der  Gestalt  der  Sonne,  die  demgemäss 
verehrt  wird,  sich  verkörpernder  Theismus,  der 
von  der  katholischen  Kirche  das  Institut  der 
Beichte  entlehnt  hat,  welch  letztere  Campanella 
von  den  Beamten  seines  Phantasiestaates  ab- 
nehmen lässt,  eine,  abgesehen  von  ihrer  ritu- 
ellen Anstössigkeit,  der  Staatsklugheit  eines 
Macchiavelli  würdige  Einrichtung. 

Von  Campanellas  Schriften  sind  zu  nennen : 
Civitas  solis  vel  de  reipublicae  idea  dialogus 
poeticus  (a.  u.  d.  T.:  Realis  philosophiae  epi- 
logisticae,  pars  III:  Politica,  appendix,  Frank- 
furt, Tob.  Adami,  1620:  dasselbe,  Neudruck, 
ebenda  1623;  dasselbe,  als  vol.  II  der  unvoll- 
endet gebliebenen  Gesamtausgabe  der  Werke 
Campanellas,  Paris  1637;  dasselbe,  Neudruck, 
ültrejecti  1643;  dasselbe,  italienische  Ueber- 
setzung:  La  citta  del  Sole,  Lugano  1836;  das- 
selbe, französ.  Uebers.  von  Villegardelle :  La 
cit6  du  Soleil,  Paris  1841 :  dasselbe,  französ. 
Uebers.  in  ('ampanella,  oenvres  choisies,  avec 
une  preface  de  Mme.  L.  Colet,  Paris  1844.  — 
Monarchia  di  Spagna,  (Rom  ?)  1620 :  dasselbe  in 
deutscher  üebersetzung  u.  d.  T.:  Von  der  spa- 
nischen Monarchy,  aussführliche  Bedencken,  wel- 
cher massen  von  dem  König  in  Hispanien,  der 
gantzen  Weltbeherrschung  etc.  o.  0.   1623.  — 

Vgl.  über  Campanella:  Villegardelle, 
Einleitung  zu  der  oben  angeführten  Üeber- 
setzung des  Sonnenstaates.  —  Sudre,  Histoire 
du  communisme,  4  6d.,  p.  197 — 204.  —  R.  v 


Campanella — Cancrin 


Mohl,  Gesch.  etc.  der  Staatswissenscfaaften,  Bd. 
L  S.  184ff.  —  E.  S.  Cyprianus,  Vita  Th. 
l'ampanellae,  2.  ed.,  Amstelod.  1721.  —  Bal- 
dachini,  Vita  di  Campanella,  Napoli  1847.  — 
Berti,  Campanella,  in  der  NnoTa  Antologia 
1878,  und  Nuovi  Documenti  su  T.  Campanella, 
Eoma  1881.  —  L.  Amabile,  Fra  T.  Campa- 
nella,  la  sua  congiora,  i  suoi  processi  e  la  sna 
pazzia,  3  vol.,  Nap.  1882.  —  Derselbe,  Fra 
T.  Campanella  ne  castelli  di  Napoli,  in  Borna 
ed  in  Parigi.  Con  10  opuscoli  del  C.  ine- 
ditl  2  Tols.,  Nap.1886.— F.  Klein  Wächter, 
Die  Staatsromane,  Wien  1891,  8.  50  ff.  — 
Schlaraffia  politica,  Leipziff  1892,  S.  71  ff.  — 
Lexis,  Tommaso  Campanella:  H.  d.  St.  1.  Anfl. 
Bd.  U,  Jena  1891,  S.803ff.  —  Georg  Adler, 
IdcAlstaaten  der  Benaissance  (More- Babelais- 
Campanella):  Annalen  d.  D.  Beichs,  Jahrg. 
XXXII,  Nr.  6,  München  1899. 

Lippei't 


Campomanes,  Don  Pedro  Rodriguez, 
Graf  von, 

geb.  am  1.  VII.  1723  zu  Santa  Eulalia  de  Sor- 
riba  in  Asturien.  Vom  Sachwalter  (1746)  in 
Madrid  wurde  er,  nach  Bekleidung  mehrerer 
hoher  Aemter  (1789),  Präsident  der  kgl.  Kammer. 
Er  starb  als  Staatsrat,  wozu  ihn  Karl  IV.  von 
Spanien  (1791)  erhoben,  am  3.  II.  1802. 

Campomanes  hat  seine  bevorzugte  Stellung 
als  hoher  Staatsbeamter  zum  Besten  seines  Vater- 
landes durch  wesentliche  wirtschaftliche  Einrich- 
tungen und  Verbesserungen  ausgenutzt.  Genannt 
seien    nur     die    Errichtung      einer    National- 
bank, die  Aufhebung  der  Getreidezölle,  die  Ein- 
führung des  freien  Getreidehandels  durch    die 
Pragmatica  vom  11.  VII.  1765  und  die  Hebung 
der  Landwirtschaft,  wovon  besonders  Estrema- 
dura  (die  heutigen  Provinzen  Cazeres   und  Ba- 
dajoz)  pro:fitierte.  Auch  ist  es  ihm  zu  verdanken, 
dass  der  sterile  und  gebirgige  Boden  der  Sierra 
Morena  anbaufähig  gemacht  wurde.  In  „Tratado 
de  la  regalia  de   la   amortizacion'^   etc.  (s.  u.) 
bekämpfte  er  die  wirtschaftlichen  Nachteile  der 
Anhäufung  der  Güter  in  toter  Hand  und  vindi- 
zierte der  spanischen  Begiemng  das  Becht,  die 
Besitzübertragungen  zu  Gunsten  der  toten  Hand 
zu  beschränken.    Auch  die  durch  seine  schrift- 
stellerische Thätigkeit  für  Hebung  der  Industrie 
und  des  Volksunterrichts  gegebenen  Anregungen 
sind  in  ihren  V^irkungen  nicht  zu  unterschätzen. 
Von  seinen  Schriften  mögen  nur  die  zwei 
bedeutendsten  Werke  hier  genannt  werden :  Tra- 
tado de  la  regalia  de  la  amortizaciön,  en  el  quäl 
se  demuestra  per  la  serie  de  las  varias  edades 
desde  el  nacimiento  de  la  iglesia   en  todos  los 
siglos  7  paises  catolicos  el  uso  constante  de  la 
antoridad    civil   para   imijedir    las    ilimitadas 
enagenaciones  de  bienes  raices  en  iglesias,  com- 
mmddades  y  otras  manos  muertas,  etc.  Madrid 
1765.(Hiervon  erschienen  zwei  italienische  Ueber- 
setzungen,  zu  Venedig  eine  2  bändige  und  zu 
Mailand  (1777)  eine  3  bändige.)  ■—  Discurso  so- 
bre  el  fomento   de   la  industria  populär  y  su 
educacion,  6  vols.,  Madrid  1774—1777.    (Dieses 
Sammelwerk  enthält  folgende  auch  in  Einzel- 
au^ben  erschienene  Schriften:  Discurso  sobre 
el  fomento  de  la  industria  populär   (1774) ;  Dis- 


curso sobre  la  educacion  populär  de  los 
artesanos  y  su  fomento  (1775);  Apendice  a  la 
educacion  populär  (1777?);  die  erste  dieser 
Einzelausgaben  ist  von  Göriz  u.  d.  T. :  Abhand- 
lung von  der  Unterstützung  der  gemeinen  In- 
dustrie in  Spanien,  Stuttgart  1778,  übersetzt 
worden. 

Vgl.  über  Campomanes :  Biographie  univer- 
selle, Bd.  VI,  Paris  1812,  S.  649/652.  —  Ersch 
und  Gruber,  Encyklopädie,  Teil  XV,  Leipzig 
1826,  S.  63iff.  —  H.  d.  St.  1.  Aufl.  Bd.  II,  Jena 
1891,  S.  806  f. 

lAppert. 


Canard,  Nicolas  Fran^ois^ 

geboren  gegen  1755  zu  Moulins,  seit  1795  Pro- 
fessor der  Mathematik  an  der  Ecole  centrale  in 
Paris,  gest.  in  seiner  Vaterstadt  1833. 

Er  war  der  erste,  der  sich  zu  volkswirt- 
schaftlichen Untersuchungen  algebraischer  For- 
meln bediente.  Das  Gesetz  der  Arbeit,  das  er 
in  seiner  preisgekrönten  Schrift  (s.  u.)  darlegt, 
beruht  nach  ihm  wie  die  Statik  auf  dem  Prin- 
cip  des  Gleichgewichts  des  Hebels,  auf  dem 
Selbst  Interesse  zwischen  Käufer  und  Verkäufer 
von  Arbeit.  Hierauf  begründet  er  folgende 
Notpreiatheorie :  Der  notwendige  von  dem 
Existenzerfordemis  des  Arbeiters  bedingte  Ar- 
beitslohn bildet  nach  unten  zu  die  Preisgrenze ; 
feliiigt  es  dem  Arbeitskäufer,  den  Lohn  unter 
as  Existenzminimum  des  Verkäufers  herabzu- 
drücken, so  wird  letzterer  fortfahren,  seine  Ar- 
beit notgedrungen  aber  nur  solange  dafür  los- 
zuschlagen, als  seine  durch  mangelhafte  Nah- 
rung abnehmende  Kraft  es  gestattet.  Erst  wenn 
dann  für  diesen  Hungerlohn  keine  Arbeit  mehr 
zu  haben,  wird  der  notwendige  Arbeitslohn 
wieder  in  Kraft  treten.  Canard  ist  ferner  der 
Vater  der  Marxschen  Lehre  von  der  soge- 
nannten Surplusarbeit.  Canard  beantwortete 
die  vom  Preisgericht  gestellte  Frage,  ob  es  zu- 
treffe, dass  in  einem  vorwiegenden  Agrarstaate 
jede  Gattung  von  Steuern  das  Grundeigentum 
belaste,  als  Smithianer.  Die  preisgekrönte 
Sdirift  führt  den  Titel:  Principes  d'economie 
politique,  ouvrage  couronnee  par  l'Institut  na- 
tional etc.  Paris  1801;  dasselbe  in  2  deutschen 
Uebersetzungen  Ulm  1806  und  Augsburg  1824 
(die  letztere  von  J.  Volk), 

Vgl.  über  Canard:  Strelin,  Geschichte  der 
Staatswdssenschaften,  Erlangen  1827,  S.  171.  — 
Steinlein,  Volkswirtschaftslehre,  München  1831, 
S.  124.  —  Bertrand,  Canard  (Journal  des  Savants), 
Paris  1883,  S.  499.  —  H.  d.  St.  1.  Aufl.  Bd.  II, 
S.  807  u.  Bd.  VI,  S.  118. 

Lippert, 


Cancrin  (Kankrin) ,  Georg  Graf  von, 

geb.  am  8.  XII.  1774  zu  Hanau,  studierte  und 
emigrierte,  gelangte  auf  Grund  seines  Buches 
Über  Truppenverpflegung  (s.  u.)  von  1811  ab 
zu  hohen  militärischen  Würden,  zuletzt  zum 
Amt  eines  Generalintendanten  sämtlicher  russi- 
scher Armeeen,  stand  1823 — 1844  an  der  Spitze 
des  russischen  Finanzministeriums  und  starb  zu 
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Pawlowsk,  unweit  St.  Petersburg,  am  21.  IX. 
1845. 

Der  „Colbert  ßusslands",  wie  Graf  Cancrin 
in  seiner  Eigenschaft  als  Finanzminister  ge- 
nannt zu  werden  verdient,  yerschmähte  kein 
noch  so  extremes  merkantilistisches  Mittel,  das 
ganze  wirtschaftliche  Leben  Russlands  unter 
die  finanzielle  Botmässigkeit  der  Krone  zu 
bringen.  Er  erreichte  dies  durch  Anlage  gross- 
artiger, durch  hohe  Zölle  geschützter  Staats- 
manufakturen, welche  der  einheimischen  Privat- 
industrie nur  einen  sehr  beschränkten  Absatz- 
markt gönnten ,  durch  ein  ökonomisches  Ab- 
sperrungssystem Russlands  von  dem  Auslande, 
durch  Erschwerung  des  inneren  Verkehrs,  durch 
Einschüchterung  des  Privatkredits.  In  seiner 
Schrift  „Weltreichtum,  Nationalreichtum"  etc. 
(s.  u.),  deren  Spitze  sich  gegen  das  seine  In- 
teressensphäre immer  weiter  ausdehnende  Eng- 
land richtet,  unternimmt  er  den  etwas  aben- 
teuerlichen Versuch,  denjenigen  materiellen  An- 
teil, welchen  die  einzelnen  Nationen  am  Welt- 
reichtum  haben,  durch  ihren  auf  dem  Wege  der 
Participation  zu  ermittelnden  Anspruch  an  die 
immateriellen  Güter  des  Universums  zu  ergänzen 
bezw.  die  durch  Länderraub  und  andere  eigen- 
nützige Aneignungen  erlangten  Vorteile  den 
geschädigten  Nationen  wieder  zuzusprechen. 
In  seinem  Buche  „Oekonomie  der  menschlichen 
Gesellschaft"  (s.  u.)  gelangt  er  an  der  Hand 
einer  die  Produktion  und  Konsumtion  der  Güter 
und  die  Besteuerung  derselben  behandelnden 
Untersuchung  zu  dem  wieder  auf  England  ge- 
münzten Resultat,  dass  das  soziale  Wohlbefin- 
den einer  staatlichen  Gemeinschaft  über  dem 
Ruhme  der  bedeutendsten  Produktion  stehe. 

Von  seinen  Schriften  gehören  nur  die  drei 
oben  erwähnten  hierher: 

Ueber  die  Verpflegung  der  Truppen,  St. 
Petersburg  1809.  —  Weltreichtum,  National- 
reichtum und  Staatswirtschaft  oder  Versuch 
neuer  Ansichten  der  politischen  Oekonomie,  St. 
Petersburg  1821  (erschien  anonym).  —  Oeko- 
nomie der  menschlichen  Gesellschaft  und  das 
Finanzwesen.  St.  Petersburg  1845. 

Vgl.  über  Cancrin:  Kautz,  Geschichtliche 
Entwickelung  der  Nationalökonoraik ,  Wien 
1860,  S.  657.  —  Besobrasoff,  De  Tinfluence  de 
la  science  economique  sur  la  vie  de  l'Europe  mo- 
derne, St.  P6tersbourg  1867.  —  Röscher,  Ge- 
schichte der  Nationalökonomik,  München  1874, 
S.  813  f.  —  Ad.  Schmidt,  Ueber  Cancrins  Finanz- 
verwaltung in  Russ.  Revue,  Bd.  VII.,  St.  Peters- 
burg 1875.  —  Allgemeine  deutsche  Biographie, 
Bd.  III.,  Leipzig  1876,  S.  742  f. 

Lippet*t 


Cantillon,  Richard, 

von  irischer  Abkunft  und  von  unbekanntem  Ge- 
burtsjahr, besetzte  sich  als  Kaufmann  in  Lon- 
don und  errichtete  später  ein  Bankgeschäft  in 
Paris.    Er  starb  am  15   V.  1734  in  London. 

Dieser  Vorgänger  Quesnays  hat  in  seinem 
unten  aufgeführten  Buche  die  Quintessenz  der 
physiokratischen  Lehre  gegeben,  indem  er  schon 
zu  Beginn  der  Schrift,  von  englischen  Agrar- 
verhältnissen ausgehend,  Grund  und  Boden  als 
Quelle  alles  Reichtums  erklärt  und  später  auf 
S.  159  folgendes  entwickelt:  In   England  hat 


der  Pächter  nach  der  gewöhnlichen  Sachlage 
drei  Renten  zu  berechnen:  1)  die  eigentliche 
oder  Hauptrente,  welche  er  von  dem  Er- 
trage der  Pachtung  an  den  Grundeigen- 
tümer zahlt ,  2)  diejenige  Rente ,  welche 
dem  Pächter'  seinen  Unterhalt  und  den- 
jenigen der  Leute  und  Pferde,  die  er  in  der 
Ackerwirtschaft  beschäftigt,  einbringt,  3)  dann 
die  Rente,  welche  seinen  Untemehmergewinn 
ausmacht.  Wenn  Cantillon  ausser  den  direkt 
von  der  Landwirtschaft  Lebenden  als  Mitglieder 
der  menschlichen  Gemeinschaft  noch  Handwer- 
ker, Künstler  und  Kaufleute  anführt,  so  sind 
damit  die  unproduktiven  Stände  der  Phjsio- 
kraten  gemeint,  denn  er  sagt  von  diesen  drei 
Klassen,  dass  sie  in  letzter  Linie  (d.  h.  nicht 
unmittelbar)  ihren  Unterhalt  von  dem  Grund- 
besitzer bezögen.  Es  mag  noch  bemerkt  wer- 
den ,  dass  zu  den  wenigen  Autoren ,  die  von 
Adam  Smith  citiert  werden,  auch  Cantillon 
gehört. 

Das  betreffende  Buch  betitelt  sich:  Essai 
sur  la  nature  du  commerce  en  gen^ral. 
Traduit  de  l'Anglois,  Londres  1755.  Der 
Verfasser  ist  auf  dem  Titel  nicht  genannt, 
und  das  englische  Original  dieser  Uebersetzung 
ist  unbekannt.  (Für  Londres  ist  Paris  zu  lesen, 
welche  typographische  Täuschung  nur  den 
Zweck  hatte,  die  Aufmerksamkeit  auf  ein  der- 
artiges unter  falscher  Verlagsortflagge  segeln- 
des Buch  zu  lenken;  auch  Amsterdam  wurde 
häufig  in  analoger  Weise  als  falsche  Druck- 
firma für  Schriften  gebraucht,  die  man  als  Cen- 
surflüchtlinge  gelten  lassen  wollte.)  Dasselbe, 
Neudruck,  in  Bd.  III  der  frzs.  Uebersetzung 
von  Humes  Political  discourses,  hrsg.  von  Mau- 
villon  (1761);  dasselbe,  facsimilierter  Neudruck 
(veranstaltet  von  Ch.  F.  Dunbar)  Boston  1892. 

—  Eine  englische  Uebersetzung  des  französi- 
schen Textes,  in  der  aber  besonders  wichtige 
Stellen  der  Ausgabe  von  1755  wegg^assen 
sind,  erschien  u.  d.  T.:  The  analysis  of  trade, 
commerce,  coin,  bullion,  banks,  and  foreign  ex- 
changes,  where  in  the  true  principles  of  this 
useful  knowledge  are  fully  out  briefly  laid 
down  and  explained ,  to  give  a  clear  idea  of 
their  happy  consequences  to  society,  when  well 
regulated,  taken  chiefly  from  the  ms.  of  a  very 
ingenious  gentelemen  deceas'd,  and  adapted  to 
the  present  Situation  of  our  trade  and  commerce, 
by  Philip  Cantillon,  late  of  the  city  of  London, 
merchant.  (London  1759.)  —  Eine  italienische 
Uebersetzung  von  Fr.  Scottoni  erschien  in  Ve- 
nedig 1767. 

Vgl.  über  Cantillon :  Arthur  Young,  Politi- 
cal arithmetick,  2.  Teil,     London  1779,  S.  29. 

—  V.  Sievers,  Turgots  Stellung  in  der  Geschichte 
der  Nationalökonomie  (Jahrb.  f.  Nat.,  Bd.  XXII, 
Jena  1874,  S.  158  ff).  — W.  St.  Jevons,  Riehard 
Cantillon  and  the  nationality  of  political  economy 
(Contemporary  Review),  London   1881,   Januar. 

—  National  biography  ed.  by  Leslie  Stephen, 
Bd.  VIII,  London  1886,  S.  455  f.  —  St.  Bauer, 
Zur  Entstehung  der  Physiokratie  (Jahrb.  f.  Nat. 
u.  Stat,  N.  F.  Bd.  XXI,  Jena  1890,  S.  113  ff.,  bes. 
S.  144 ff).  —  Marshall,  Principles  of  economics, 
Bd.  I,  London  1890,  S.  53  n.  —  H.  d.  St.  1. 
Aufl.  Bd.  II,  Jena  1891,  S.  808.  —  Palgrave, 
Dictionarv  of  Political  economy,  Bd.  I,  London 
1894,  S.  214  ff.  lApperU 


Carey 


Carey,  Henry  Charles, 

geb.  am  15.  XII.  1793  za  Philadelphia,  gest. 
ebendaselbst  am  13.  X.  1879;  dem  publizisti- 
schen Beruf  seit  1835  angehörend,  war  er  vor- 
her im  Geschäft  seines  Vaters,  des  Besitzers 
einer  der  bedeutendsten  Verlagsbuchhandlungen 
Amerikas,  thätig. 

Carey 8  Gesdlschaftsdohtrin  will  als  Wissen- 
schaft derjenigen  Gesetze  betrachtet  sein,  denen 
der  Mensch  bei  seineu  Anstrengungen  unter- 
worfen ist,  seine  Individualität  und  seine  Asso- 
ciationskraft  mit  anderen  Menschen,  nach  Mass- 
gabe der  fortschreitenden  Population,  bis  zur 
grosstmOgstlichen  Vollkommenheit  zu  steigern. 
In  der  Careyschen  Gesellschaft  sollen,  im  Gegen- 
satze zu  dem  einseitigen  Smithschen  Beichtums- 
ziel für  die  menschlicne  Arbeit,  neben  den  pro- 
duktiven auch  die  unproduktiven  Dienste  im 
Haushalte  der  grossen  Völkerfamilie  in  Betracht 
kommen.  Seine  Verteilungslehre  schliesst  sich 
insofern  an  seine  Associationsidee  an,  als  die 
von  ihm  bei  fortschreitender  Volkswirtschaft 
behauptete  absolute  und  relative  Zunahme  des 
Anteils  der  Arbeiter  am  Arbeitsprodukte  that- 
sachlich  seit  dem  mächtigen  Aufschwünge  der 
arbeiterfreundlichen  Genossenschaftsbeweguujg 
eingetreten  ist,  eine  Bewegung,  welche  die 
Beute  der  einzelnen  Kapitalisten  relativ  ge- 
schmälert, die  Gesamtrente  des  aufgesammelten 
Kapitals  dagegen  erhöht  hat.  Es  widerspricht 
dies  den  bezüglichen  Ausführungen  von  Malthus 
und  Ricardo,  ohne  dieselben  aber  zu  entkräften, 
indem  der  gegenwärtige  Zustand  der  geringeren 
Verzinsung  des  Einzemapitals  z.  B.  durch  Auf- 
hebung der  Koalitionsrechte  der  Arbeiter  sich 
wesentlich  zu  Gunsten  der  Kapitalrente  des 
Staats-  und  Privateigentums  an  den  Produk- 
tionsmitteln verschieben  würde.  Nach  Carey 
kann  nun  die  eigentliche  produktive  Associa- 
tionskraft  der  Menschen  erst  durch  Schutzzölle 
erreicht  werden.  In  seinen  vor  1848  erschienenen 
Schriften  bekennt  er  sich  noch  zum  Freihandels- 
system, in  „the  past,  the  present  and  the  future" 
(s.  u.)  giebt  er  dasselbe  auf,  und  in  seinen 
,.  letters  to  the  President  on  the  foreign  etc. 
policy"  befürwortet  er  die  Einführung  einer 
strengen  Schutzzollpolitik  für  die  Vereinigten 
Staaten,  die  denn  auch  in  dem  Tarif  vom  14. 
VIL  1862  inauguriert  wurde.  Dieser  Careysche 
System  Wechsel  stützt  sich  auf  interne  amerika- 
nische Verhältnisse  und  schien  zunächst  nichts 
Weiteres  zu  bezwecken  als  den  Fernhandel  zu 
unterdrücken  und  nur  den  Nah-  oder  Binnen- 
handel zu  protefifieren,  zu  welchem  Zwecke  eine 
grössere  Anzahl  landwirtschaftlicher  Kultur- 
centren sich  vornehmlich  über  die  West-  und 
Südstaaten  erstrecken  ^  industrielle  Anlagen 
neben  der  Bohproduktion  von  Baumwolle  und 
anderen  Nutzpflanzen,  Erzen,  Brotfrüchten  etc. 
entstehen  und  ein  unmittelbarer  Austausch 
zwischen  Bodenproduktion  und  Manufakten  bei 
einer  Decentralisation  der  Bevölkerung  statt- 
finden sollte.  Alsdann  wurde  das  Protektions- 
sTstem  von  Carey  mit  günstiger  Handelsbilanz 
identifiziert  oder  als  Erziehungszoll  für  die  in- 
dustriellen Nordstaaten  in  Betracht  genommen, 
dabei  aber  nicht  vergessen,  das  den  Amerikanern 
angeborene  Misstrauen  fi:egen  das  Centralisa- 
tionssystem  des  freihändlerischen  England  zu 
schüren.    Bei   dem  Bestreben,  die  lokale  Ent- 


fernung zwischen  Produzenten  und  Konsumenten 
zu  beseitigen,  um  dem  auf  die  Ausfuhr  wich- 
tig-er  Rohprodukte  angewiesenen  Exportlande 
die  Transportkosten  zu  ersparen,  übersieht  je- 
doch Carey,  dass  eine  generelle  Formulierung 
dieser  Massregel  ihm  den  Vorwurf  eintragen 
muss,  dass  der  als  Remedium  proponierte 
Schutzzoll  den  Transport  nicht  aufhebt,  sondern 
verteuert,  es  sei  denn,  dass  die  Rohprodukten- 
abnehmer nicht  in  Geld,  sondern  in  Fabrikaten 
zahlen. 

Die  Careysche  Wertlehre  unterscheidet  sich 
von  der  Ricardoschen,  die  den  Bestimmungs- 
grund für  den  Wert  aller  für  den  Menschen 
erreichbaren  Dinge  in  der  zu  ihrer  Produktion 
erforderlichen  Arbeit  erblickt,  einfach  darin, 
dass  Carey  nicht  den  wirtschaftlich  ruhenden, 
sondern  den  fortschreitenden,  also  reproduktiven 
Zustand  ins  Auge  fasst  und  dass  er  den  zur 
Erlangung  eines  Dinges  zu  bewältigenden  Wider- 
stand für  dessen  Wertschätzung  abhängig 
macht.  Da  nun  aber  für  die  Ricardosche  Sup- 
position  der  Produktionskosten  zweifellos  die 
Unveränderlichkeit  der  Produktionsbedingungen 
angenommen  werden  muss,  geht  die  Careysche 
voUständig  in  der  Ricardoschen  Lehre  auf.  In 
seiner  Geldlehre  nennt  Carey  das  Geld  eine 
Ursache  des  Verkehrs,  während  es  doch  nur 
ein  Erleichteruugsmittel  desselben  ist.  Nach 
seiner  merkantilistische  Anschauungen  streifen- 
den Ausführung  über  die  Edelmetalle  könne 
ein  Land  nie  zu  viel  davon  besitzen,  und  beim 
Abflüsse  derselben  suchten  sie  sich  diejenigen 
Länder  auf,  wo  der  ^rösste  Verkehr  herrsche 
und  sie  daher  am  billigsten  wären.  Carey  de- 
duziert ferner,  je  grösser  die  G^ldzunahme  sei, 
desto  mehr  falle  der  Zinsfuss,  und  je  weniger  Geld 
eingehe,  desto  höher  verzinse  sich  das  vorhandene, 
was  im  allgemeinen  für  normale  wirtschaftliche 
Zeiten  eintreffen  mag.  Wenn  Carey  aber  be- 
hauptet, die  Aunäherungstendenz  der  Preise  der 
Rohprodukte  und  der  Manufakte  sei  von  der 
Geldzunahme  abhängig,  so  befindet  er  sich  in 
einem  Irrtum.  Seine  Banktheorie  steht  im 
wesentlichen  auf  dem  Boden  der  amerikanischen 
Finanzpolitik  nach  dem  Secessionskriege ;  er 
nimmt  das  uneinlösliche  bezw.  unausführbare 
Papiergeld  der  Union  als  Hebel  des  Gewerb- 
fleisses  in  Schutz,  widersetzt  sich  einer  durch 
den  Secretary  of  the  Treasury  bewirkten  teil- 
weisen Einziehung  der  umlaufenden  Greenbacks 
und  billigt  die  Opposition  sowohl  gegen  die 
Wiederaufnahme  der  Barzahlung  als  gegen  die 
Demonetisierung  des  Silbers.  Als  Beschützer 
der  unkontrollierten  Emission  verteidigt  er 
ferner  die  freie  Entwickelung  der  Notenbanken 
und  dies  kaum  zehn  Jahre  nach  dem  amerika- 
nischen Bankenkrach  von  1857.  Die  Careysche 
Behandlung  der  Bevölkerungslehre  hängt  inso- 
fern mit  seiner  Grundrententheorie  zusammen, 
als  er  ^egen  die  Malthussche  Regel  von  der 
geometrischen  Progression  des  Anwachsens  der 
Bevölkerung,  im  Gegensatz  zu  der  arithmeti- 
schen der  Vermehrung  des  Getreides,  die  Be- 
hauptung aufstellt,  die  vegetabilischen  Nah- 
rungsmittel vermehrten  sich  progressionsmässig 
stärker  als  die  Menschen,  auf  Grund  des  Zu- 
sammenwirkens von  Arbeitsteilung  und  Kapital, 
auf  einer  gegebenen  Bodenfläche  innerhalb  einer 
dichtbevölkerten  Gemeinschaft.  Carey.  musste 
den  Beweis  für  dieses  Postulat  selbst  nach  der 
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BicbtQDg  hin  schuldig  bleiben,  dass  er  für  den 
gedachten  Erdstrich  eine  der  stetig  fortschrei- 
tenden Kultur  entsprechende  Steigerung  der  land- 
wirtschaftlichen Produktivität  angenommen 
hatte,  da  letztere  nur  bis  zur  Aussaugung  des 
Bodens  anhält.  Hypothetisch  hat  man  beiden 
Theoremen  dadurch  gerecht  zu  werden  ver- 
sucht, dass  für  die  Malthussche  Behauptung 
eine  staatlich  und  geographisch  begrenzte 
Fläche,  für  die  Careysche  die  Oberfläche  der 
Erde  substituiert  wurde.  Wenn  Carey  sonst 
noch  gegen  Malthus  anführt,  dass  mit  der  Stei- 
gerung der  Kultur  die  Zeugungskraft  abnehme, 
so  ma^  dies  unter  gewissen  Einschränkungen 
auf  die  Länder  mit  romanischer  Bevölkerung 
zutreffen;  dagegen  ist  das  Careysche  Gesetz, 
wonach  eine  die  physischen  unter  der  Pflege 
der  geistigen  Potenzen  vernachlässigende  Be- 
schäftigung den  Verlust  der  Zeugungskraft  her- 
beiführe, schwer  beweis-  und  noch  schwerer 
diskutierbar. 

Carey  war  ein  selbständiger,  origineller 
Denker,  der  aber  für  seinen  Nächruhm  besser 
besorgt  gewesen,  wenn  er  statt  mehrbändige 
nationalökonomische  Lehrbücher  zu  schreiben, 
wozu  sein  unruhiger  Geist  der  notwendigen 
Sammlung  entbehrte,  lediglich  als  Publizist, 
als  Essayist,  seine  genialen  Gedankenblitze  der 
OefFentlichkeit  offenbart  hätte;  die  zahlreiche 
Broschürenlitteratur,  welche  er  hinterlassen, 
g^iebt  z.  B.  nur  ganz  vereinzelt  Veranlassung, 
ihm  Systemlosigkeit,  Widersprüche  und  man- 
gelnde Gelehrsamkeit  vorzuwerfen.  Er  hat  den 
richtigen  Ansatz  zu  einer  ganzen  Anzahl  wirt- 
schaftlicher Gesetze  gemacht,  aber  die  beweis- 
kräftige Formel  zu  ihrer  Verteidigung  fast  nie 
gefunden,  weil  die  Flüchtigkeit  und  Zerfahren- 
heit seines  litterarischen  Schaffens  es  verhinderte. 

Von  seinen  Schriften  verzeichnen  wir  hier 
nur  die  hauptsächlichsten  als :  Essay  on  the  rate 
of  wages  with  an  examination  of  the  difference 
of  the  condition  of  the  labouring  population 
throughout  the  world,  Philadelphia  1835.  — 
Principles  of  political  economy,  3  vols.  Philad. 
und  London  1837—40.  —  The  past,  the  pre- 
sent  and  the  future,  Philad.  1848.  —  The 
harmony  of  interests,  agricultural,  manufa<5tu- 
ring  and  commercial,  Philad.  1851.  —  Letters 
to  the  President^  on  the  foreign  and  domestic 
policy  of  the  Union  and  its  effects,  as  exhibited 
in  the  condition  of  the  people  and  the  State, 
Philad.  18Ö8.  —  Principles  of  social  science. 
3  vols,  Phil.  1858—59;  dasselbe  deutsch  u.  d. 
T.:  Grundlagen  der  Sozialwissenschaft,  übers, 
von  K.  Adler,  München  1863—64.  —  The 
unity  of  law,  Philad.  1872;  dasselbe,  deutsch 
u.  d.  T.:  Die  Einheit  des  Gesetzes,  übers,  von 
F.  Stöpel,  Berlin  1878. 

Vgl.  über  Carey:  F.  A.  Lange,  J.  S.  MUls 
Ansichten   über  die  soziale  Frage  und  die  an- 

febliche  Umwälzung  der  Sozialwissenschaft 
urch  Carey,  Duisburg  1866.  —  Held,  Careys 
Sozialwissenschaft  und  das  Merkantiisystem, 
Würzburg  1866.  —  Dühring,  Die  Verkleinerer 
Careys  und  die  Krisis  der  Nationalökonomie, 
Breslau  1867.  —  Jenks,  H.  C.  Carey  als  Natio- 
nalökonom ,  Jena  1885.  —  Schmoller,  Henry  C. 
Carey  (in  „Zur  Litteraturgeschichte  der  Staats- 
und Sozialwissenschaften) ,  Leipzig  1888.  — 
Lexis,  Henry  Charles  Carey,  im  H.  d.  St., 
1.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  808  ff.  —  Palgrave,  Dictio- 


nary  of  political  economy,  vol.  I,  London  1894, 
pag.  225  f.  LipperU 
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Carli^  Oloyanni  Binaldo,  Graf  von, 

geb.  am  11.  IV.  1720  zu  Capo  d'Istria,  gest. 
am  22.  III.  1795,  war  1742— 1749  Professor  der 
Astronomie  und  Nautik  in  Padua  und  wurde 
1765  Präsident  des  Kommerzkollegiums  und  des 
Oberstudienrats  in  Mailand.  1771  erfolgte  seine 
Ernennung  zum  Präsidenten  des  Finanzkolle- 
giums, der  damaligen  obersten  Finanzbehörde 
der  Lombardei. 

Carli  ist  der  Verfasser  eines  umfangreichen 
Werkes  über  Münz-  und  Währungsgeschich te- 
und  -politik  Italiens  „delle  monete"  etc.  (s.  u.), 
dessen  wirtschaftliches  Element  vor  dem  ge- 
schichtlichen, welches  mit  grosser  Umständlich- 
I  keit  behandelt  ist,  weit  zurücktritt.  Das  ver- 
hältnismässig Wenige,  was  jedoch  über  Geld 
als  Metall  und  Münze,  über  Geldwert,  Geldum- 
lauf, Kaufkraft  und  Preis  des  Geldes  im  Gegen- 
satz zu  den  Preisen  der  Bodenerzeugnisse  und 
anderer  Produkte,  über  die  Parität  zwischen 
Gold  und  Silber  etc.  etc.  gesagt  ist,  rechtfertigt 
die  grosse  Achtung,  welche  seine  Zeitgenossen 
diesem  Werke  zollten.  In  seiner  wenig  be- 
kannten Schrift  „L^uomo  libero*'  etc.  (s.  u.)  giebt 
er  eine  geschichtliche  und  verwaltungsrechtliche, 
von  streng  konservativer  Gesinnung  getragene 
Studie  über  Staat  und  Gesellschaft.  Der 
schwächste  Teil  der  Schrift  ist  die  von  Carli 
versuchte,  aber  misslunp^ene  Bekämpfung  von 
Rousseaus  „Contrat  social".  Sein  wirtschaft- 
liches Glaubensbekenntnis  war  ein  vor^schrit- 
tenes,  denn  er  verwarf  die  merkantüistische 
Handelsbilanz  und  nähert«  sich  gleichwohl 
nicht,  wie  seine  Getreidehandelspolitik  zeigt, 
dem  Liberalismus  der  Physiokraten. 

Carlis  volkswirtschaftliche  Schriften  sind 
wieder  abgedruckt  in  Band  13  und  14  der 
^Scrittori  classici  Italiani  di  economia  politica. 
Parte  moderna''.  (Milano  1804)  und  zwar  in 
Band  XIII:  Dell'  origine  e  delcommercio  della 
moneta  (S.  13  ff.)  —  Digressione  en  la  propor- 
zione  media  fra  i  metelli  monetati  estratta 
della  dissertazione  VI  suUe  monete  (S.  229  ff.). 

—  Del  valore  e  della  proporzione  dei  metalli 
monetati  con  i  ^eneri  in  Italia  prima  delle 
scoperte  dell'  Indie,  col  confronto  del  valore  e 
della  proporzione  de'  tempi  nostri(S.  297  ff.). — 
Bd.  XIV:  Osservazioni  preventive  al  piano  in- 
tomo  alle  monete  di  Milano  (S.  5  ff.).  —  Nuove 
osservazioni  sulla  riforma  delle  monete  (S.  101  ff.). 

—  Rapporto  del  principe  Kaunitz-Rietberg  fatto 
a.  S.  M.  I  gli  11  ottobre  1776  sulla  riforma  delle  mo- 
nete nello  stato  di  Milano  (S.  133  ff.).  —  Eelazione 
del  censimento  dello  stato  di  Milano  (S.  181  ff.).  — 
Breve  ra^onamento  sopra  i  bilanci  economici 
delle  nazioni  (S.  319  ff.).  —  Riflessi  sul  libero 
commercio  dei  grani,  lettera  al  presidente 
Pompeo  Neri  (S.  361  ff.).  —  Vgl.  ausserdem  sein 
Werk:  Della  moneta,  e  dell'  istituzione  delle 
zecche  d'Italia  (Venedig  1754—1760),  3  Bde.  und 
öfter  neu  aufgelegt,  femer  die  Schrift:  L'uomo 
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iibero  ossia  regionamento  sulla  liberta  naturale 
e  civile  dcir  nomo,  Mailand  1779.  —  Eine  von 
Carli  selbst  besorgrte  Gesamtausgabe  seiner 
Werke  erschien  zu  Mailand  1784—1794  in  18 
Bänden. 

Vgl.  über  Carli:  Notizie  di  Gian-Binaldo 
Carli  in  den  „Scrittori  classici  Italiani"  XIII, 
S.  5ff.  —  Pecehio,  StoriadelP  economia  politica 
in  Italia,  Lu^no  1829.  —  Landau,  Geschichte 
der  italieniscnen  Litteratur  im  18.  Jahrhundert, 
Berlin  1899.  Uppert. 


Carlyle,  Thomas, 

^b.  am  4.  XII.  1795  in  dem  kleinen  Flecken 
Ecclefechan  in  der  schottischen  Grafschaft 
I^umfries.  lebte  seit  Mai  1834  in  London,  Vor- 
stadt Chelsea,  wo  er  am  5.  II.  1881  starb. 

Sein  auf  ethischer  Grundlage  errichtetes 
sozialreformatorisches  System  verfolgte  in  Bezug 
auf  Emancipation  der  arbeitenden  Klassen  an- 
nähernd die  nämlichen  Ziele  wie  der  Chartis- 
mus. Als  Ersatz  für  die  ihrer  früheren  domi- 
nierenden Stellung  verlustig  gegangenen  eng- 
lischen Geburtsaristokratie  erstrebte  Carlyle 
noch  im  Jahr  1839  die  Errichtung  einer  indus- 
triellen Aristokratie,  und  im  Zeitalter  des 
Dampfes  und  der  Maschinen  hat  sich  dieser 
Wunsch,  wenn  auch  in  anderem  Sinne  als 
Carlyle  geträumt  hatte,  auf  plutokratischer 
Basis  in  England  verwirklicht.  Auch  ein  an- 
deres sozialethisches  Ideal  Carlyles,  der  sich 
die  wahren  „captains  of  industry"  als  Inhaber 
staatlicher  Arbeitsministerien  dachte,  ist  auf 
friedlichem  Wege  in  England  ins  Leben  ge- 
treten uJid  zwar  als  Board  of  Labor,  einer  be- 
sonderen Abteilung  des  Londoner  Handelsamts. 
Die  Enqueten  dieser  Behörde,  der  ersten  ihrer 
Art  in  ganz  Europa,  haben,  namentlich  unter- 
stätzt von  einer  vorzüglichen  Lohnstatistik, 
auf  die  Bewegung  der  Löhne  in  England  in 
arbeiterfreundlichem  Sinne  eingewirkt.  Carlyle 
war  einer  der  talentiertesten  und  eifrigsten 
Agitatoren  für  die  Lehren  des  christlichen  So- 
zialismus, der  seine  antirevolutionären  Tendenzen 
insbesondere  im  Sturmjahr  1848  in  England  be- 
währt hat  Er  war  femer  ein  Gegner  der  ab- 
strakten englischen  Nationalökonomie,  welche 
die  Herrschaft  des  plutokratischen  Selbstinte- 
resses proklamiert  hatte.  Biesen  egoistischen 
Individualisnius  bekämpfte  er  zu  Gunsten  des 
antündividuslistischen  sozialprincips. 

Von  seinen  Schriften  vorwiegend  staats- 
^issenschafüichen  Charakters  —  Carlyles  übrige 
hocbbedeutsame  litterariscbe  Leistungen  auf 
dem  Gebiete  der  Philosophie,  Litterärgeschichte 
und  Geschichte  gehören  nicht  hierher  —  seien 
die  folgenden  genannt :  Sartor  Resartus.  Boston 
(1835) ;  dasselbe,  2.  Aufl.,  London  1838  (erschien 
ursprünglich  in  Fräsers  Magazine,  1833/34).  — 
Critical  and  miscellaneons  essays,  London  1839. 
—  Chartism,  London  1839.  —  Fast  and  pre- 
sent,  London  1843.  —  Latter-day  pamphlets, 
London  1850.  —  Nach  seinem  Tode  erschien: 
Last  wordB  (oi  Thomas  Carlyle)  on  trades- 
unionsj  promoterism,  and  the  signs  of  the  times, 
London  1882,  *6pp.  [with  preface  by  I(ane) 
u^A^U)  Alitkeü)].  Eine  Gesamtausgabe  seiner 


Werke  erschien  1857/58  in  16  Bdn.,  eine  auf 
6  Bde.  beschränkte  Auswahl  (Leipzig  1855/56) 
besorgte  Kretzschmar.  Gegenwärtig  (1896)  er- 
scheinen in  Göttingen  seine  „sozialpolitischen 
Schriften",  übs.  von  Pfannkuche,  hrsg.  von  P. 
Hensel. 

Vgl.  über  Carlyle:  R.  H.  Shepherd,  Me- 
moirs  of  the  life  and  writings  of  Th.  Carlyle, 
London  1881.  —  W.  H.  Wylie,  Th.  Carlyle, 
the  man  and  bis  books,  London  1881.  —  J.  A. 
Fronde,  Thomas  Carlyle,  a  history  of  the  first 
forty  years  of  bis  life,  1795—1853,  2  Bde., 
London  1882.  —  Derselbe,  Carlyle;  a  history 
of  bis  life  in  London,  1834—81,  London  1884. 
—  Desselben  vorstehende  beiden  Werke  in  Ueber- 
setzung  von  Th.  A.  Fischer  u.  d.  T. :  Das  Leben 
Carlyles,  3  Bde.,  Gotha  1887.  —  Th.  A.  Fischer, 
Sartor  Resartus  und  das  Leben  Thomas  Carlyles, 
Leipzig  1883.  —  Massen,  Carlyle  personally 
and  in  his  writings,  London  1885.  —  Dictionary 
of  national  biography,  Bd.  IX,  London  1887,  S. 
111  ff.  —  E.  Jenks,  Th.  Carlyle  and  John  Stuart 
Mill,  Orpington  1888.  —  Flügel,  Carlyles  reli- 
giöse und  sittliche  Entwickelung  und  Weltan- 
schauung, Leipzig  1889.  —  G.  v.  Schulze- 
Gaevemitz,  Zum  sozialen  Frieden,  2  Bde., 
Leipzig  1890.  —  Derselbe,  Th.  Carlyles  Welt- 
und  Gesellschaftsanschauung,  Dresden  1893.  — 
H.  Rose,  The  social  teaching  of  Th.  Carlyle,  J. 
Ruskin  and  H.  George,  London  1891.  —  J.  M. 
Robertson,  Modem  humanists:  Sociological 
studies  of  Carlyle,  Mill,  Emerson,  etc.,  London 
1891.  —  H.  d.  St.  1.  Aufl.,  Bd.  II,  Jena  1891, 
S.  812  f.  —  C.  Gavan  DuflTy,  Conversations  and 
correspondence  with  Thomas  Carlyle:  Contem- 
por.  Review,  1892,  January,  February,  March, 
April  (London). 

Lippert, 


Centralgenossenschaftskasse,  Prens- 
sische 

(vgl.  die  ausfiilu'lichere  Abhandlung  im  Supp- 
lementband   2    S.    280  ff.    zur    ersten    Auf- 
lage dieses  Handwörterbuchs). 

Am  1.  Oktober  1895  en'iffnete  die  Preus- 
sische  Centralgenossenschaftskasse  in  Berlin 
ilu-e  Gesehäftstliätigkeit. 

Ins  Leben  getreten  auf  Grund  des  preus- 
sischen  Gesetzes  vom  31.  Juli  1895,  ist  ilu* 
die  Aufgabe  zugewiesen,  den  Personalkredit 
der  Mittelklassen,  also  dei-jenigen  Bevölke- 
nmgsschichten ,  die  auf  eigenes  Risico  mit 
massigem  Kapital  imd  eigener  Arbeit  an 
der  wirtschaftlichen  Produktion  beteiligt 
sind,  zu  fördern  \md  zu  kräftigen. 

Dem  kleineren,  teilweise  selbst  den 
mittleren  Gewerbetreibenden  in  Dorf  und 
Stadt,  besondei-s  aber  dem  Landmanne, 
waren  bis  vor  kurzer  Zeit  die  Wohlthaten 
eines  vollständig  organisierten  leis- 
tungsfähigen Personalkredits  bis 
zur  Eirichtung  der  Preussischen  Central- 
genossenschaftskasse mehr  oder  weniger 
vei-schlossen.    Die  Befriedigimg  des  Ki-edit- 
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bedürfnisses  derselben  stiess,  da  die  be- 
stehenden Kreditgewohnheiten  und  Kredit- 
formen für  die  Zwecke  der  mittleren 
Schichten  der  pix)diiktiv  tliütigen  Bevölkerung 
nicht  geeignet  und  in  umfangreicherem 
Masse  für  sie  nicht  benutzbar  sind,  auf 
Schw'ierigkeiten.  Der  Zugang  zum  Gehl- 
mai'kte  mit  seinen  Organen:  Centralbank, 
Grossbanken,  Börse,  mul  zu  den  billigen 
Kapitalien  dei-selben  war  somit  diesen  Kreisen 
in  der  Hauptsache  verspeirt. 

Eine  Ki-editbefriedigiuig  der  mittleren 
und  unteren  Klassen  in  zweckmässiger 
Weise,  unter  strenger  Berücksichtigiuig  der 
Kreditfähigkeit  und  Kredit\silrdigkeit  kann 
nur  im  Wege  genossenschaftlicher  Organi- 
sation ei-folgen.  Nur  durch  Yermittohmg 
von  Genossenschaften  können  diese  Kreise 
Anschluss  an  den  Geldmarkt  erlangen.  Aber 
auch  den  Genossenschaften  blieb,  von  wenigen 
Ausnahmen  abgesehen,  der  Zugang  zum 
Geldmai'kte  vei^schlossen.  Ein  ordnungs- 
mässiger  Ausgleich  der  Geldnachfrago 
und  des  Geldangebots  ihrer  Genossen  mit 
dem  Angebote  mid  der  Nachfi-age  der  anderen 
produktiven  Klassen  war  damit  unmöglich, 
weswegen  auch  der  Preis  des  genossen- 
schaftlichen Kredits  ein  im  aUgemeineii  hoher 
bleiben  musste.  üass  gut  geleitete  Kredit- 
vereine, die  sich  bereits  ein  grösseres  Ver- 
mögen angesammelt  haben,  auf  Grundlage 
desselben  bei  Grossbanken  einen  gewissen 
Kredit  erhalten  können,  ändert  liiemn 
nichts,  denn  in  der  glücklichen  Lage,  ein 
genügend  grosses  Vermögen  zu  besitzen,  um 
in  Hinblick  auf  dasselbe  den  ei-forflerlichen 
Bankki-edit  erhalten  zu  können,  sind  nur 
eine  verhältnismässig  sehr  geringe  Anzahl 
von  Genossenschaften. 

Von  den  gi*ossen  bestehenden  Bankinsti- 
tuten könnte  für  eine  Kreditbefriedigung  der 
Genossenschaften  zunächst  die  Reichsbank  in 
Betrac'ht  kommen.  Die  Keichsbank  kann  ge- 
mäss den  gesetzlichen  Bestiimnungen  Kredit 
nur  im  Wege  des  Wechsel-  oder  Lombardver- 
kehi-s  gewähi-en.  Allen  Genossenschaften,  die 
keine  bankfähigen  Wechsel  zum  Dis- 
kontieren noch  genügende  Weitgegenstände 
zur  Lombardienmg  haben,  was  dm*cliaus 
kein  seltener  Fall  ist,  bleibt  infolgedessen 
der  Kredit  der  Reichsbank  überliaupt  ver- 
schlossen. Um  zum  Diskontverkehr  der 
Reichsbank  zugelassen  zu  werden,  muss 
die  Genossenschaft  ein  eigenes  Vermögen 
(Gutliaben  \md  Resen^en)  von  mindestens 
15000  Mark  besitzen.  Danach  sind  also 
auch  alle  Genossenschaften  mit  geringerem 
eigenen  Vermögen  gleichfalls  von  dieser 
Kreditquelle  ausgeschlossen.  Nun  ist  aber 
die  Pflege  des  Kontokon-entverkehrs  eine 
derjenigen  Gescliäftsformen,  die  für  die  Be- 
dürfnisse der  mittleren  und  unteren  Ge- 
werbetreibenden in  sehr  vielen  Fällen  die 


angemessenste  und  zweckmässigste  ist.  Will 
also  eine  Genossenschaft  die  Interessen  ihrer 
Mitglieder  wirklich  walirnehmen  und  führt 
sie  demgemäss  den  Verkelu*  in  »Laufender 
Rechnung«  als  Kreditform  bei  sich  ein,  so 
rauss  sie,  da  ilu*  damit  das  Wechselmaterial 
verloren  geht,  in  entsprechendem  Umfange  auf 
die  Beftiedigimg  eines  eventuellen  Kjedit- 
bedüi-fnisses  dm*ch  die  Rßichsbank  ver- 
zichten. Da  Genossenschaften,  die  sonst 
»reichsbankfähig«  wären,  hierzu  meistens 
nicht  gut  im  stände  sind,  so  muss  unter 
Umständen  von  zwei  Uebeln  das  kleinste 
gewählt  und  davon  abgesehen  werden,  im 
Verkehr  mit  den  Mitgliedeni  doit,  w^o  es 
zweckmässig  wäi-e,  diejenigen  Einrich- 
tungen zur  Anwendung  zu  bring-(^n,  die 
deren  Bediu-fnissen  am  besten  entsprechen 
würden.  Auch  die  Erlangung  von  Kredit 
bei  der  Reichsbank  im  Wege  des  Lombanl- 
verkehrs  ist  für  die  Genossenschaft  be- 
schränkt. Hj7)otheken,  Schuldscheine,  eine 
grosse  Zahl  von  Inhabeq^pieren ,  die  Be- 
standteile des  Vennögens  vieler  Genossen- 
schaften bilden,  können  überhaujjt  nicht  be- 
liehen weixlen.  Ist  die  Zahl  der  Genossen- 
schaften und  die  Gelegenheit,  das  Kredit- 
bedürfnis bei  der  Reichsbank  zu  befriedigen, 
somit  an  sich  schon  gering,  so  kommt  noch 
ferner  hinzu,  dass  die  Reichs bank  den 
Kreditansprüchen  der  mit  ihr  im  Geschäfts- 
verkehr stehenden  Genossenschaften,  ver- 
glichen mit  deren  Bedürfnissen,  quanti- 
tativ niu"  in  geringem  Umfange  entgegen- 
kommt. Dass  die  Reichsbank  dem  Kredit- 
bedürfnis der  bei  ihr  diskontierenden  Ge- 
nossenscliaften  nicht  genügt,  muss,  ausser 
aus  einer  Erklärimg  des  Reichsbankpräsi- 
denten im  Herren  hause  am  6.  Juli  1895, 
auch  noch  daraus  entnommen  werden,  dass 
der  Anwalt  des  Allgemeinen  Verbandes, 
Dr.  Crüger,  einen  Anti-ag  auf  Erweiterung 
des  Diskontkredits  der  Genossenschaften  beim 
Reichsbankdirektorium  gestellt  hat. 

Aehnlich  liegen  die  Verhältnisse  bei  der 
Befriedigung  des  Ivre^litbedürfnisses  von 
Genossenschaften  diu-ch  che  anderen  Gross- 
banken. Wohl  gew\älu'en  diese  unter  Um- 
ständen den  Genossenschaften  gegen  ge- 
nügende Unterlage  Kredit  in  >  Laufender 
Rechnung«.  Woher  aber  sollen  die  Unter- 
lagen für  einen  einigermassen  zm^eichenden 
KontokoiTentkredit  genommen  werden,  w^enn 
die  Vennögensbildung  der  Genossenschaft 
noch  in  ihi'em  Anfaugsstadium  begriffen  ist 
und  die  ^^Mildthätigkeito  wohlhabender  Mit- 
glieder nicht  in  Anspruch  genommen  werden 
soU  oder  kann?  Die  Geneigtheit  der  grossen 
Banken,  sich  mit  den  kleinen  umständlichen 
Geschäften  der  Genossenschaften  zu  be- 
fassen, ist  überhaupt  nicht  gross.  Schon 
1864  macht  Schulze-Delitzsch  auf  diesen 
Missstand    des    Verkehrs     der    Genossen- 
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Schäften  mit  privaten  Grossbanken  aufmerk- 
sam. 

Muss  somit  trotz  gegenteiliger  Beliaup- 
tungen  selbst  für  die  mehr  bankmässig 
eingerichteten  Genossenschaften  Schulze- 
Delitzscher  Oi^auisation  das  Bedürfnis  nach 
einem  entsprechend  organisierten  centralen 
Bankinstitute  anerkannt  werden,  so  ist  das- 
selbe ftir  die  ländlichen  genossenschaftlichen 
Vereinigungen,  die  viel  weniger  als  die 
städtischen  Genossenschaften  einen  kauf- 
männischen Charakter  haben,  ernstlich  über- 
haupt nicht  zu  betreiben.  Wechsel,  die 
man  bei  der  Reichsbank  und  anderen  Gross- 
banken diskontieren  könnte,  kommen  im 
regulären  Verkehr  dieser  Genossenschaften 
mit  ihren  Mitgliedern  nicht  oder  nur 
in  ganz  geringem  Umfange  vor.  Die  Kredit- 
gewährung bei  den  ländlichen  Genossen- 
schaften erfolgt  vorwiegend  gegen  Büi-g- 
schein  oder  im  Kontokorrentverkehr.  Lom- 
bardienmgen  landwirtschaftlicher  Erzeug- 
nisse, die  schon  bei  Grossgrundbesitzern  mit 
technischen  SchiRderigkeiten  verknüpft  sind, 
können  für  die  landwirtschaftlichen  Mittel- 
klassen, da  es  sich  bei  ihnen  meist  um 
relativ  geringe  Quantitäten  liandelt,  und 
wegen  der  Entfernung  der  Reichsbankstellen 
imd  der  Grossbanken  überhaupt  nicht  statt- 
finden. 

Da  somit  sämtliche  bisher  bestehenden 
Organisationen  des  Bankwesens  den  eigen- 
tüm4ichenGnmdIagen  und  Umständen  für  die 
Krediterlan^mg  der  mittleren  und  unteren  an 
der  Produktion  beteiligten  Klassen,  auch  wenn 
sich  diese  zuGenossenschaften  vereinigt  haben, 
nicht  gerecht  geworden  sind  und  auch  wohl 
nicht  gerecht  wei-den  konnten,  so  bedurfte  es 
der  Errichtung  einer  besonderen  Anstalt.  Bei 
der  Errichtung  eines  besonderen  Kredit- 
instituts für  die  Mittelklassen  in  Stadt  und 
Land  kommt  es  vor  allem  darauf  an,  den 
auf  eigenem  Risico  mit  geringen  Mitteln 
thätigen  Leuten  Gelegenheit  zu  bieten,  den 
für  ihre  Betriebszwecke  imentbehrlichen 
Kredit  zu  angemessenen,  d.  h.  dem  all- 
gemeinen Geldmarkte  luid  ihrem  Gewerbe 
enteprechenden  Bedingimgen  erhalten  zu 
können.  Bei  einer  bliesen  Zwecken  gewid- 
meten Anstalt  müssen  deshalb  Erwerbs-  und 
Gewinninteressen  in  den  Hintergnmd  ti^eten. 
Die  Errichtung  eines  derartigen  Ansprüchen 
genügenden  Instituts  ei"S(iheint  aber  zur  Zeit 
nur  möglich,  wenn  der  Staat  die  Angelegen- 
heit selbst  in  die  Hand  nimmt.  Die  könig- 
lich preussische  Staatsregierung  hat  sich 
<liesen  Erwägungen  nicht  vei*schIossen.  Am 
8.  Juni  1895  wurde  der  »Entwurf  eines  Ge- 
setzes, betreffend  Errichtung  einer  Central- 
anstalt  zur  Forderung  des  genossenschaft- 
lichen Personal kreditS'  dem  Abgeordneten- 
hause vorgelegt.  Am  31.  Jidi  1895  wurde 
der  Entwurf  Gesetz.    Durch  ein  Ergänzungs- 


gesetz vom  8.  Juni  1896  wurde  das  Kapital 
der  Anstalt,  das  sich  inzwischen  als  zu 
gering  herausgestellt  hatte,  von  5  auf  20 
Millionen  Mark  erhöht.  Eine  weitei-e  Er- 
höhimg des  Gnmdkapitals  auf  50  Millionen 
Mark  erfolgte  diuxrh  Ergänzimgsgesetz  vom 
20.  Apiil  1898. 

Die  Bedeutung  des  Gesetzes  vom  Bl. 
Juli  1895  besteht  im  wesentlichen  darin, 
dass  diuxjli  dasselbe  für  einen  grossen  Teil 
der  an  der  Produktion  beteiligten  Kreise 
der  Kredit  überhaupt  zum  ersten  Male 
zweckentsprechend,  mitein  er  centralen 
Spitze  organisieit  und  ihnen  der  Zugang 
zum  Geldmarkte  erschlossen  wunle.  Damit 
werden  das  Geldangebot  und  die  Geldnach- 
frage dieser  Ki-eise  mit  dem  bereits  auf  dem 
Geldmarkte  vorhandenen  Angebot  und  Nach- 
frage von  Handel  und  Grossindustrie  in 
Verbindung  gebi-acht.  Ein  Kapitalausgleich 
aller  an  der  Produktion  und  dem  Handel 
beteiUgten  Bevr)lkerungsschichten  in  zweck- 
niässigster  Weise  ist  nunmehr  ermöglicht. 
Da  die  Zeit  des  Bedarfs  in  der  Landwirt- 
schaft einei-seits  imd  im  Handel  und  der 
Industrie  anderei-seits  meistens  verschieden 
ist,  winl  der  Ausgleich  der  Kapitalien 
zwischen  ilmen,  der  heute  noch  nicht  vor- 
handen ist,  mit  der  Zeit  jedenfalls  sehr 
mnfangreicli  werden,  was  vielleicht  dann 
mit  dazu  beitragen  wird,  die  Schwankungen 
des  allgemeinen  Zinsfusses  im  eigenen  Lande 
zu  verringern. 

Die  Preussische  Centralgenossenschafts- 
kasse  ist,  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  nach, 
ziur  Fönlerung  des  Personalkredits,  insl)e- 
sondere  des  genossenschaftlichen  Personal- 
kredits eirichtet  worden.  Ihre  Aufgabe  soll 
darin  bestehen,  alle  Bestrebimgen ,  die  auf 
eine  solide  luid  angemessene  Befriedigung 
des  Bedürfnisses  nach  Betriebskapi- 
talien der  produktiven  Mittelklassen  in 
Stadt  und  Land  gerichtet  sind,  nach  Kräften 
zu  unterstützen,  um  diese  dadurch  zu  er- 
halten und  zu  kräftigen,  was  als  eine  hoch- 
wichtige soziale  Aufgabe  des  Staates  an- 
gesehen werden  muss.  Wie  die  Reichsbank 
als  Regulator  des  Geldverkelu-s  berufen  ist, 
*(len  Geldumlauf  im  gesamten  Reichsgebiete 
zu  regeln,  die  Zahlungsausgleichungen  zu 
erleichtern  und  für  die  Nutzbarmachung 
verfügbaren  Kapitals  zu  sorgen«  (§  12  des 
Bankgesetzes),  so  soll  die  Preussische  Central- 
genossenschaftskasse  dieselben  Funktionen 
für  den  Geld-  und  Kapitalverkehr  der  preus- 
sischen  Genossenscliaften  im  Anschluss 
an  die  Reichsbank  und  den  allge- 
meinen .Geldmarkt  übernehmen.  Be- 
sonders soll  sie  den  auch  für  diese  Klassen 
erfoixlerlichen  Geldausgleich  herbeiführen. 
Sie  ist  benifen,  dazu  beizutragen,  Kapital- 
mangel an  einer  Stelle  diu*ch  Zuführung 
von  Mitteln,  die  entweder  bei  einzelnen  Ge- 
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nossenschaften  selbst  zeitweise  nicht  ge- 
braucht werden  oder  die,  wenn  solche  dort 
nicht  vorhanden  sind,  den  Beständen  des 
allgemeinen  Geldmarktes  zu  entnehmen  sind, 
in  leichter  und  für  diese  Klassen  bequemer 
Weise  auszugleichen.  Umgekehrt  sollen 
diu:ch  sie  zeitweise  von  den  Genossen- 
schaften nicht  benötigte,  aus  diesen  Kreisen 
stammende  Kapitalien,  die  übrigens  nicht 
unbedeutend  sind,  auf  dem  allgemeinen  Geld- 
markte nutzbringend  untergebracht  wenlen. 
Die  Aufgabe  der  Preussischen  Centi-al- 
genossenschaftskasse  beschränkt  si(»h  dom- 
gemäss,  vde  man  wohl  vereinzelt  ange- 
nommen zu  haben  scheint,  nicht  allein 
darauf,  den  Geldausgleich  unter  den  Ver- 
bandskassen herbeizuführen,  sondern  die 
Thätigkeit  der  Preussischen  Centralgenossen- 
schaftskasse soll  weiter  mit  dazu  beitragen, 
dass  der  Kapitalausgleich  unter  allen  an 
der  Produktion  beteiligten  Klassen  mit  der 
Zeit  zur  Durchfühning  gelangt.  Muss  hierin 
die  allgemeine  Aufgabe  der  Preussischen 
Centralgenossenschaftskasse  gefunden  wer- 
den, so  hat  sie  im  besonderen  dafür  zu 
sorgen,  dass  den  Mittelklassen  der  nötige 
Kredit  in  ihren  Beditrf nissen  angemesse- 
nen Formen  ziu- Yerfügimg  gestellt  wird. 
Dort,  wo  der  im  Handel  gebrauchte,  nütz- 
liche und  bewährte  Wechselverkehr  mit 
Gefahren  für  die  Darlehensnehmer  ver- 
bunden ist,  hat  sie  dahin  zu  streben,  dass 
diese  Gefahren  der  Kreditgewährung  ein- 
geschränkt und  beseitigt  werden  oder,  wo 
das  nicht  möglich  ist,  die  Kreditgewähnmg 
gegen  Wechsel  durch  andere  Kreditformen 
ersetzt  wird.  Weiter  ist  die  Preussische 
Centralgenossenschaftskasse  dazu  berufen, 
allen  ihr  angeschlossenen  Kreisen  einen 
den  Verhältnissen  angemessenen 
Kredit  in  genügendem  Umfange  zur 
Verfügimg  zu  stellen,  der  bisher  wohl 
einzelnen  Genossenschaften,  aber  nicht 
allen  offen  stand.  Endlich  soll  sie  dahin 
streben,  dass  der  Kredit  den  im  Konkurrenz- 
kampfe schwer  um  ihre  Existenz  ringenden, 
mit  geringem  Kapital  arbeitenden  Klassen 
so  billig  als  möglich  zu  gute  kommt. 
Zu  einer  durchgreifenden  allgemeinen 
Organisation  des  Personalkredits  ist  so  durch 
die  Errichtung  der  Preussischen  Central- 
genossenschaftskasse ein  entscheidender 
Schritt  gethan.  Der  Anstalt  fällt  damit 
aber  auch  die  soziale  Aufgabe  zu,  bei  der 
Zurückdrängung  des  unsoliden,  unwirtschaft- 
lichen Realkredits  mitzuwirken  und  ihn 
durch  einen  angemessenen  Personalkredit 
zu  ersetzen.  Auf  dem  Gebiete  deg  Personal- 
kredits selbst  hat  sodann  die  Centralkasse 
durch  ihren  Einfluss  und  ihre  Thätigkeit 
weiterhin  eine  »befreiende  Aufgabe«  zu  er- 
füllen. Dadurch,  dass  den  Mittelklassen 
Kredit  in  angemessener  Form,  in  ge- 


nügendem Umfange  und  zu  einem 
dem  Geldmarkte  angemessenen 
Zinssatze  zur  Verfügung  gestellt  wird, 
soll  bewirkt  weitlen,  dass  alle  diejenigen 
Personen,  die  in  Geschäftsverbindungen  und 
Verhältnissen  stehen,  die  für  sie  zu  teuer 
und  existenzgefährdend  sind,  aus  diesen  los- 
gelöst werden.  Ein  wie  grosser  Segen  ge- 
gestiftet mid  wie  grosse  Vorteile  gewährt 
werden  können,  wenn  die  wirtschaftliche 
Abhängigkeit  der  Landwirte  und  besonders 
auch  der  Handwerker  von  ihren  Lieferanten 
und  den  Abnehmern  ilirer  Produkte  be- 
seitigt wird,  bedarf  keiner  näheren  Ei'örte- 
rung.  Ganz  abgesehen  von  oft  unverhältnis- 
mässig teueren  Rohmaterialien  in  schlechter 
Qualität  sind  für  den  Borgenden  auch  die 
Verluste  sehr  bedeutend,  die  das  Borgsystem 
im  Gefolge  hat  und  wegen  des  Risicos,  das 
der  Darleiher  trägt,  notwendig  haben  muss. 

Die  Preussische  Centi-algenossenschafts- 
kasse  ist  als  selbständiges  Institut  mit  ei- 
gener juristischer  Persöiüichkeit,  unter  Auf- 
sicht und  Leitung  des  Staates  errichtet. 
Für  ihre  Organisation  war  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  die  Reichsbank  vorbildlich. 
öie  ist  somit  zwar  ein  Institut,  das  in 
engster  Verbindung  mit  dem  preussichen 
Staate  steht,  aber  immerhin  kein  eigentlich 
staatliches  Institut.  Sie  besitzt  eine 
eigene  juristische  Persönlichkeit,  die  ver- 
mögensrechtlich vom  preussischen  Staats- 
fiskus vollständig  geschieden  ist.  In-  den 
preussischen  GG.  v.  31.  Juli  1895,  v.  8. 
Juni  1896  und  v.  20.  April  1898  besitzt  sie 
ein  ihre  Organisation  bestimmendes  eigenes 
Sonderrecht.  Ausser  diesem  Sonderrechte 
untersteht  sie  als  gewerbsmässig  Kreditge- 
schäfte treibende  Anstalt  ^mäss  Art.  5 
Abs.  2  des  H.G.B.  den  von  Kaufleuten  han- 
delnden Bestimmungen  desselben.  Die  An- 
stalt ist  mit  dem  Sitze  in  Berlin,  im  Mittel- 
punkte des  deutschen  Geldverkehrs  gegrün- 
det worden.  Aus  Zweckwidrigkeitsgründen 
wm-de  von  der  Schaffung  eigener  Zweigan- 
stalten abgesehen.  Die  Genossenschaftsver- 
bände und  die  Genossenschaften,  die  hier- 
für auch  geeignetere  Ti-äger  sind,  als  es  ent- 
sprechend der  Organisation  der  Reichsbank 
eingerichtete  Zweiganstalten  überhaupt  je- 
mals sein  könnten,  haben  deren  Funktionen 
d.  h.  die  Kreditkontrelle  und  Geldvermitte- 
lung übernommen. 

Den  genossenschaftlichen  Vereinigungen 
ist  das  Recht,  sich  mit  Kapitalseinlagen  zu 
beteiligen,  vorbehalten  worden. 

Die  Kasse  ist  der  Aufsicht  des  Finanz- 
ministers unterstellt,  der  sich  bei  Fragen, 
die  das  Ministerium  für  Landwirtschaft 
oder  das  für  Handel  und  Gewerbe  betreffen, 
mit  diesen  Ressorts  zu  verständigen  hat. 
Im  Interesse  der  ordnungsmässigeu  Ge- 
schäftsführung  sind    die    Rechnungen   der 
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Anstalt  der  Eevision  durch  die  Oberrech- 
Dimgskammer  unterworfen,  und  ausserdem 
ist  dem  Landtage  durch  jährliche  Vorlage 
des  Etats  der  persönlichen  und  sächlichen 
Verwaltungsausgaben  ein  Einblick  in  die 
Höhe  und  die  Art  derselben  und  in  die 
(reschäftsthätigkeit  sowie  ein  Mitbestim- 
mungsrecht über  die  äusseren  Verhältnisse 
der  Anstalt  gewährt  worden.  Die  Beamten 
der  Preussischen  Centralgenossenschafts- 
kasse  haben  die  Bechte  und  Pflichten  der 
unmittelbaren  Staatsbeamten.  Die  Leitung 
der  Anstalt  ist  einem  kollegialisch  einge- 
richteten Direktorium  übertragen  worden. 
Dem  Direktorium  ist  ein  beirätlicher  Aus- 
schuss  von  im  Genossenschaftslebeu  stehen- 
den Männern  zur  Seite  gestellt  worden, 
dessen  Funktionen  durch  die  §§  12 — 14  des 
G.  V.  31.  Juli  1895  geregelt  sind. 

Kreis  und  Umfang  der  der  Preussischen 
Centralgenossenschaftskasse  gestatteten  Ge- 


schäfte sind  durch  den  §  2  des  G.  v.  31. 
Juli  1895  genau  bestimmt  worden.  Der 
Anstalt  ist  niu*  die  Gewährung  von  Be- 
triebskredit zur  Befriedigung  vorübergehen- 
der Wirtschaftsbedürfnisse  gestattet;  der 
Betrieb  offener  wie  auch  versteckter  Immo- 
biliarkreditgeschäfte ist  ihr  dagegen  unter- 
sagt. Ferner  ist  mit  Rücksicht  auf  die 
Schwierigkeiten  einer  Prüfung  der  an  sie 
herantretenden  Kreditansprüche  vorgeschrie- 
ben worden,  dass  zinsbare  Darlehen  nur  an 
Vereinigimgen  und  Verbandskassen  einge- 
tragener Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften gewährt  werden  dürfen,  (üeber 
die  Oi^nisation  des  Geschäftsbetriebes  vgL 
den  genannten  Aufsatz  im  Supplementbande 
2  des  Handwörterbuches.) 

Die  fortschreitende  Entwickelung  der 
Anstalt  ist  aus  den  nachstehenden  Zahlen, 
besonders  aus  den  Ziffern  für  den  Verkehr 
mit  Verbandskassen  u.  s.  w.  ersichtlich. 


Umsätze  der  Preussischen  Centralgenossenschaftskasse  in  1000  Mark. 


1.  X. 

l.I. 

l.IV. 

i.vn. 

1.  X. 

1.  I. 

1.  IV. 

1.  vn. 

1,  X. 

1.  I. 

b.3l. 

b.31. 

bis  30. 

bis  30. 

bis  31. 

bis  31. 

bis  30. 

bis  30. 

bis  3J. 

bis  31. 

xn. 

m. 

VI. 

IX. 

XII. 

III. 

VI. 

IX. 

XII. 

m. 

1895 

1896 

1896 

1890 

1896 

1897 

1897 

1897 

1897 

1898 

Gesamter  Geschäfts- 

verk.einschliesalich 

der  Umsätze  bei  der 

GeneralBtaatskasse, 

Beichsbank  n.  b.  w. 

60710 

80835 

120  502 

198484 

371  414 

477  937 

639  126 

422341 

458600 

467  786 

l.X.  1895  bis 

31.  m.  1896 

Davon : 

lVerkehrm.Ver- 

bandskassen, 

landschaftli- 

chenDarlebns- 

kassen  n.  pro- 

vinziellen In- 

stituten .    .    . 

37946 

20195 

32  980 

62530 

64003 

69  343 

75  740 

77  720 

95171 

2.  Deporitenverkehr 

I  112 

5489 

16297 

17914 

22847 

33893 

37567 

41873 

41458 

3.  Wechselverkehr  . 

3882 

5701 

7  355 

14053 

18946 

20743 

28366 

27712 

32349 

4.  Lombardverkehr  . 

492 

3253 

6  152 

6632 

8812 

8958 

8015 

5628 

2933 

5.  Effektenverkehr  . 

3 

797 

2432 

11618 

12702 

36597 

12346 

14062 

16985 

14770 

C.  Heiligenstadt, 


Cernnschi^^nrlco, 

geb.  zu  Mailand  1821,  nahm  als^Garibaldianer 
an  den  Bewegungen  von  1848  und  1849  teil, 
floh  1850  nach  Paris,  wo  er,  nachdem  er  zu- 
nächst eine  Stelle  am  Credit  mobilier  bekleidet, 
später  einer  der  Direktoren  der  Pariser  Bank 
wurde.  Von  1871—1873  bereiste  er  Aegypten, 
China  nnd  Japan;  seit  1876  lebte  er  wieder  in 
Paris  und  starb  am  12.  V.  1896  in  Mentone. 

Die    Hanptarbeiten    Cemnschis,    die   sich 
durch  prägnante  Form,  durch  Schärfe  der  Be- 


weisführung auszeichnen,  bewegen  sich  vor- 
wiegend auf  dem  Gebiete  des  Bank-  und  Münz- 
wesens ;  er  gehört  zu  den  eifrigsten  Verfechtern 
des  internationalen  Bimetallismus. 

Er  veröffentlichte  von  Staats  wissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform: 

Eeponse  ä  une  accusation  portee  par  M.  de 
Cavour,  Paris  1861.  —  M^canique  de  l'echangfe, 
Paris  1865  (ins  Ital.  übers,  u.  d.  T. :  Meccamca 
degli  scambi,  Milano  1871).  —  Contre  le  billet 
de  banque.  D^position  et  notes,  Paris  1866.  — 
Illusions  des  societ^s  coop^ratives,  Paris  1866. 
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—  Or  et  argent,  Paris  1874,  —  La  question 
monetaire  en  AUemagnef  Paris  1875.  —  Silver 
vindicated,  note  lue  au  congres  de  TAssociation 
pour  ravancemeut  de  la  science  sociale,  tenu 
a  Liverpool  en  octobre  1876,  Paris  187«.  —  M. 
Michel  Chevalier  et  le  bim^tallisme ,  Paris 
1876.  —  La  monnaie  bim^tallique,  Paris  1876 
(ins  Deutsche  übertragen  u.  d.  T. :  Bimetallische 
Münze,  Berlin  1876).  —  Nomisma,  or  legal 
tender,  New- York  1877.  —  Le  Bland  Bül, 
Paris  1878.  —  La  diplomatie  monetaire  en  1878, 
Paris  1878,  —  Le  maniement  de  la  dette  pub- 
lique et  le  3  pour  100  amortisable,  Paris  1878. 

—  Les  projets  monetaires  de  M.  Say,  Paris 
1878.  —  Le  bimetallisme  ä  quinze,et  demi 
necessaire  pour  le  Continent,  pour  les  Etat-Unis, 
pour  TAngleterre,  Paris  1881  (ins  Deutsche 
tibertragren  von  Otto  Arendt  u.  d.  T.:  Die 
Restitution  des  Silbers  eine  Notwendigkeit  f.  d. 
gesamte  Kulturwelt,  Berlin  1881).  —  Le  bime- 
tallisme en  Angleterre,  reponse  ä  une  lettre  de 
M.  Henri  Hucks  Gibbs,  ancien  gouverneur  de 
la  Banque  d' Angleterre ,  Paris  1879.  —  Le 
grand  proc^s  de  l'union  latine,  Paris  1884.  — 
Les  grandes  puissances  metalliqnes,  Paris  1885 ; 
dass.  ins  Englische  übers,  u.  d.  T. :  The  great 
metallic  powers,  London  1885.  —  Les  assignats 
metalliqnes,  faisant  suite  au  grand  proces  de 
Tunion  latine,  Paris  1885.  —  La  danse  des 
assignats  metalliqnes,  faisant  suite  au  mono- 
m^tallisme  bossu,  Paris  1885.  —  Anatomie  de 
la  monnaie,  Paris  1886.  ^  Le  pair  bimetallique 
(Notes  soumises  ä  la  Gold  and  Silver  Com- 
mission),  Paris  1888.  — 

Cernuschi  war  ein  eifriger  Mitarbeiter  am 
„Si^cle";  viele  der  vorher  genannten  Abhand- 
lungen sind  zuerst  dort  zum  Abdruck  gebracht. 

Vgl.  über  ('emuschi :  Aug.  Bertolini,  Enrico 
Cemuschi  (Nekrolog):  Giornale  d.  Economisti, 
Serie  IIa,  anno  VII,  Roma  1896,  p.  609—616. 

Red, 


Chalmers,  Thomas^ 

geb.  zu  East-Anstruther  in  Fifeshire  (Schott- 
land) am  17.  III.  1780,  gest.  zu  Edinburg  am 
31.  V.  1847.  Er  wurde  1823  Professor  der 
MoralT)hilosophie  zu  St.  Andrews,  1828  Professor 
der  Theologie  zu  Edinburg.  Im  Jahre  1843 
trat  er  mit  200  der  angesehensten  Mitglieder 
der  General  Assembly  aus  der  Staatskirche  aus 
und  bildete  die  freie  Kirche  Schottlands. 

Als  individualistij«cher  Lobredner  des  prak- 
tischen Christentums  und  Gegner  der  gesetzlichen 
Armenpflege  erliess  Chalmers  einen  Appell  an  das 
christliche  England,  rechtzeitige  Vorkehrungen 
zur  freiwilligen  Beschaffung  des  Unterhalts  der 
Armen  zu  treffen,  um  der  Auferiegung  von 
Armensteuern  im  Wege  der  Gesetzgebung  vor- 
zubeugen. Dieser  Appell  (vgl.  sein  Werk 
„Christian  and  civic  economy",  s.  u.)  bezieht 
sich  auf  die  Zustände  des  englischen  Pauperis- 
mus vor  Annahme  der  Armenbill  von  1834. 
Als  Malthusianer  wendet  er  sich  in  demselben 
Sinne  an  die  Arbeitgeber  mit  der  Mahnung,  den 
Arbeitern  die  Vorteile  derjenigen  christlichen 
Enthaltsamkeit  einzuprägen,  welcher  sie  durch 
Vorsicht  bei  Eheschliessungen  ohne  Subsistenz- 
mittel,  als  Mittel  gegen  Uebervölkerung,  nach- 


zukommen haben.  Als  St^uertheoretiker  nähert 
sich  Chalmers  den  Phjsiokraten  nur  in  dem 
einen  Punkte,  dass  er  der  Einführung  einer 
einzigen  Steuer,  der  Grundsteuer,  das  Wort 
redet.  Chalmers  veröffentlichte  von  staatswis- 
senschaftlichen Schriften  in  Buchform: 

The  Christian  and  civic  economy  of  large 
towns,  3  Bde.,  Glasgow  1821—26  (Deutsch  von 

0.  V.  Ger  lach,  Berlin  1847).  —  Treatise  on 
political  economj'  in  connection  with  the  moral 
State  and  moral  prospects  of  society,  Edinb. 
1832;  dass.  2.  ed.,  Glasgow  1832.  —  The  su- 
preme  importance  of  a  right  moral  to  a  ri^ht 
econoraical  State  of  the  Community,  Edmb. 
1840.  - 

Vgl.  über  Chalmers:  Hanna,  Memoirs  of 
the  life  and  \\Titings  of  Thomas  Chalmers,  2. 
ed.,  2  Bde,  Edinh  1878.  —  Watson,  Life  of 
Thomas  Chalmers.  Edinb.  1881.  —  Dictionary 
of  national  biography  IX  (Ivondon  1887),  S.  449  ff. 
—  Held,  Zwei  Bücher  zur  sozialen  Geschichte 
Englands,  Leipzig  1881,  S.  233  ff.  —  Edinburgh 
Review,  vol,  LVI,  pag.  52—72.  —  H.  d.  St., 

1.  Aufl.  Bd.  II,  S.  813. 

Lippei'L 


Chartismus. 


1.  Einleitung.  2.  Von  1836—1839.  3.  Von 
1840—1848. 

1.  Einleitung.  Die  onglische  Chartisten- 
bewogung  war  die  erste  sozialdemokratische 
Bewegung  des  19.  Jahrhunderts,  d.  h.  die 
ei-ste  Bewegung,  welelie  von  dem  Gnmdge- 
danken  getragen  war,  die  Arbeiter  müssten 
die  politische  Heri*sehaft  erobern,  um  im 
Gegensatz  zu  dem  von  den  Besitzenden  ver- 
tretenen Prineij)  der  wirtschaftlichen  Freiheit 
die  Volkswirtschaft  mittelst  der  Staatsgewalt 
im  Inten^sse  der  Arbeiter  zu  organisieren. 

Entspivchend  diesem  Gnmdgedanken  hat 
die  ChartisttMibewegung  einen  (lopi>elten  Ur- 
sprung, einen  politischen  und  einen  sozia- 
listischen. 

Die  politischen  Vorläufer,  an  die  sie  an- 
knüjifte,  sind  die  i-adikaleu  Bestrebungen 
zur  Herbeifühnnig  einer  Parlamentsreform. 
Bereits  1776  trat  Major  Cartwright  ein  für 
allgemeines  Wahlrecht,  gleiche  Vertretung, 
g«»lieime  Abstimnnmg,  jälirliche  Parlamente. 
Von  da  ab  bilde^ten  diese  Postulate  die 
Hauptfonlenmg  aller  radikalen  Reformer. 
Wir  begegnen  ihnen  wieder  bei  AVilkes,  im 
politisciien  Reformj)rogi'amm  der  Wähler  von 
Westminster,  welches  der  Herzog  von  Rich- 
mond  1780  im  Oberhause  einbrachte ,  bei 
Paine,  Priestley,  Gmhvin,  bei  der  vom  Schuh- 
maclKM'  Hardy  begründeten  London  Cori-e- 
sponding  Society,  ferner  in  den  radikalen 
Bewegimgen  von  Manchester,  Birmingham 
und  London,  in  denen  Hunt,  Bamfoixl,  Att- 
wood,  C'obbett,  Sir  Francis  Bui-dett  \md  vor 
allem  Francis  Place  eine  hei-voiTagende  Rolle 
spielten.  Alle  diese  Bewegimgen  liatten  indes 
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einen  rein  politischen  Charakter  gehabt. 
Von  Sozialismus  war  dabei  nirgends  die  Rede 
gewesen.  Francis  Place,  der  intime  Fi-eund 
von  Bentham  und  James  Mill,  war  sogai* 
einer  der  orthodoxesten  Anhänger  von  Ricardo 
imd  Malthus.  Wenn  er  das  allgemeine 
Stimmrecht  der  Wirtschaftspolitik  (henstbai* 
machen  wollte,  so  wai-  es  höchstens,  um  den 
Widerstand  der  der  wirtschaftlichen  Freiheit 
widersprechenden  Privilegierten  zu  bi-echen. 
Immerhin  waren  diese  Bewegungen  die  Vor- 
gänger des  politischen  Programms  der 
spateren  Chartisten. 

Anders  der  Ui-sprimg  ilfrer  sozialen  Ge- 
dankenwelt. Er  ist  bei  Robert  Owen  und 
Thomas  Hodgskin  zu  suchen.  Owen  hatte 
1813  das  Manuskript  seiner  Sclirift  »New 
View  of  Society  er  nach  London  gebracht. 
Seit  1817  begann  er  seine  Propaganda.  Um 
ihn  scharte  sich  eine  Zahl  ergebener  Schüler, 
die  gleich  ihm  lehrten,  dass  der  Mensch  das 
sei,  wozu  ihn  die  Verhältnisse  machten,  und 
dass  die  bestehende  Wii-tschaftsorganisation 
die  Entstehung  günstiger  Verhältnisse  im- 
m^lich  mache.  Owen  war  indes  ein  Kom- 
munist, der  zu  jener  Zeit  an  eine  Reform 
durch  eine  aristokratische  Regienmg  glaubte. 
Anders  war  e^  mit  Hodgskin,  einem  fnihei-en 
Marineoffizier.  Das  Studium  von  Ricardo 
hatte  ihn  bereits  1820  zur  Entwicklung  der 
liehre  vom  Mehrwert  geführt,  jenes  unver- 
meitlüchen  KoiTelats  von  Ricanlos  Arbeits- 
werttheorie ,  welches  si)äter  den  Marxschen 
Sozialismus  erzeugt  hat,  der,  wde  James 
Bonar  treffend  gesagt  hat,  als  Gespenst  der 
verstorbenen  Ricanloschen  Orthodoxie  tri- 
umphierend auf  deren  Grab  sitzt.  Hodgskin 
schrieb  1825  eine  Bi-oschüre  »Labour  defended 
against  the  clairas  of  capital  by  a  labourer«, 
worin  er  die  bestehende  Wirtschaftsorgani- 
>ation  angriff  und  das  Gesamt})i'odukt  fih- 
die  Arbeit  in  Anspi-uch  nahm.  In  William 
Thompsons  ^Laboiu-  rewarded«,  1827,  wurde 
Hodgskins  Lehre  weiter  ausgeführt  \md 
rhetorisch  popularisiert.  In  demselben  Jahre 
wunle  Hodgskin  Lehrer  der  politischen 
Oekonomie  am  Mechanics'  Institute  in  Lon- 
don; den  Inhalt  seiner  Lehi-en  können  wir 
nach  seinem  Buche  Populär  Political  Eco- 
Domy,  London  1827,  beurteilen.  Von  da  ab 
bc^gegnet  man  dem  Gedankengang  Hodgskins 
in  den  Schriften  und  Reden  der  popiüäi^en 
Agitatoren.  So  findet  sich  bereits  in  der 
*^rsten  Nummer  des  Poor  Man 's  Guardian 
(1831)  folgender  Vei-s: 
»Der  Lohn  soll  sein  der  Preis  des  Guts, 

Ja  der  ganze  Preis  sei  der  Lohn; 
Dann  erhielten  wir,  die  wü*  schaffen  das  Gut, 

Nach  Gerechtigkeit  alles  als  Lohn. 
Doch  wenn  der  Preis  in  Rente  zerfällt, 

In  Steuer,  Gewinn  und  Zehent, 
Dann  erhalten  die,   die  geschaffen  das  Gut, 

Nichts  —  gerade  gar  nichts  am  End.« 


Im  Gegensatz  zu  Owen  war  Hodgskin  poli- 
tisch ein  Revolutionär. 

Um  1831  begannen  die  bis  dahin  Owen 
anhängenden  Ai-beiter,  die  neue  Kritik  der 
Gesellschaft  zur  Gnindlage  demokratischer 
Bestrebungen  zu  machen.  Wähi-end  Owen 
das  i-adikäe  Programm  verdammte,  fingen 
seine  Anhänger  an,  an  Stelle  seines  Volun- 
tarismus die  politischen  Postiüate  der  Radi- 
kalen in  den  Dienst  seiner  ökonomischen 
Lehren  zu  stellen.  Die  Wandlung  trat  so- 
gar in  den  verschiedenen  Namen  hen^or, 
welche  die  von  den  Arbeitern  begründeten 
Vei-eine  sich  beilegten;  aus  der  »Londoner 
Genossenschaft  zu  Handelszwecken«  >\Tirde 
in  allmählicher  Veränderung  ein  »National- 
verein der  Arbeiterklasse«.  Dieselbe  Wand- 
lung ging  imter  den  Ai*beitern  Lancashires 
vor  sich.  Aus  der  Verbindung  der  Baum- 
wollspinner begann  sich  der  sozialistische 
»Grosse  nationale  Ge  werk  verein«  von 
1833—34  zu  entwickeln.  Sein  Führer  Do- 
herty  machte  bereits  1831  geltend,  dass  das 
Volk  ni('ht  mit  einer  Parlamentsi-eform  ab- 
gesj)eist  werden  dürfe,  welche  ihm  nichts 
nütze,  sondern  die  Angelegenheit  selbst  in 
die  Hand  nehmen  müsse,  um  die  Regierung 
zu  zwingen,  das,  was  gerecht  sei,  zu 
thun. 

Der  »Nationalverein  der  Arbeiterklasse« 
hielt  allwöchentlich  öffentliche  Vei-samm- 
lungen  in  der  Rotunda  in  Blackfiiars  Bridge 
Road.  Hier  wurden  die  Lehren  Hodgskins 
gepredigt.  Place  berichtet:  »Es  war  eine 
grosse  Zahl  von  Männern,  welche  die  Ver- 
sammlungen m  der  Rotunda  leiteten.  Einige 
von  ihnen  wai-en  von  bemerkenswerter  Un- 
wissenheit, aber  von  fliessender  Rede;  sie 
waren  voll  Hass  und  Bitterkeit  gegen  jeder- 
mann, der  nicht  ihrer  abgeschmackten  An- 
schauung hiüdigte,  dass  sdles,  was  produ- 
ziert werde,  denen  gehöre,  die  es  durch 
ihre  Arbeit  schtifen,  und  luiter  diese  ver- 
teilt werden  solle;  dass  keine  Anhäufung 
von  Kapital  in  der  Hand  eines  einzelnen 
stattfinden  dürfe,  die  diesem  gestatte,  an- 
dere als  Arbeiter  zu  beschäftigen,  mid  die 
ihm,  indem  er  so  zu  einem  Herrn  werde, 
ermöglidie,  andere  unter  dem  Namen  von 
Arbeitern  zu  Sklaven  zu  machen,  ihnen  den 
Ertrag  ihrer  Arbeit  zu  nehmen  und  selbst 
in  Trägheit  und  Luxus  zu  leben,  während 
ihre  Sklaven  zu  Boden  gedrtickt  oder  dem 
Hungertode  überlassen  wüi-den.  Sie  denun- 
zierten jedermann,  der  diese  Anschauungen 
nicht  teilte,  als  einen  »Nationalökonomen«, 
worunter  sie  einen  erbitterten  Feind  der 
Arbeiterklasse  verstanden  —  einen  Feind, 
der  keinerlei  Schonung  von  ihrer  Seite  ver- 
diene. Die  meisten  dieser  Leute  waren 
laute  Schreier,  langwierige  Schwätzer,  hef- 
tige, energische,  rücksichtslose  Schufte. 
Einige  unter  ihnen  waren  geradezu  furch- 
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terlich;  ihr  Zweck  war  Eevolte  als  Ge- 
legenheit, um  zu  plündern.« 

Jene  politisch -i-adikalen  Bestrebungen, 
jene  Vorläufer  des  Marxismus  und  diese 
anai'chistischen  Elemente  muss  man  vor 
Augen  haben,  um  die  Chartistenbewegung 
zu  verstellen.  Sie  ist  aus  ihrer  Verbindung 
hervorgegangen. 

Die  äussere  Greschichte  der  Cliai'tisten- 
bewegimg  zerfällt  in  zwei  Hauptabschnitte: 
von  1836—1839  und  1840—1848. 

2.  Von  1836—1839.  Der  Versuch  der 
Tones,  alle,  welche  etwas  zu  verlieren 
hätten,  zur  Verhinderung  der  lange  ersehn- 
ten Wahlreform  zu  sammeln,  war  im  De- 
zember 1831  missglückt.  Hätte  er  Erfolg 
gehabt,  so  wäre  die  Chartistenbewegung 
statt  1837  bereits  1832  ins  Leben  getreten, 
imd  die  sozialpolitische  Entwickelung  Eng- 
lands wäre,  wie  Wallas  treffend  bemerkt, 
der  deutschen  nach  1871  ähnlich  geworden. 
Allein  die  Whigs  hatten  sich  nicht  ein- 
schüchtern lassen.  Die  Furcht  vor  einem 
bewaffneten  Aufstand  und  vor  allem  das 
organisierte  Zurückziehen  aller  Guthaben 
bei  den  Banken  seitens  der  Mittelklassen 
brachen  den  Widerstand  Wilhelms  IV.  gegen 
die  Ernennung  neuer  Peers  zur  Majorisie- 
rung  des  Oberhauses:  die  Reformbill  Lord 
Greys,  welche  das  Wahlrecht  auf  die  In- 
liaber  eines  Hauses  im  Werte  von  min- 
destens 10  £  beschränkte,  wurde  1832  Ge- 
setz. Die  Agitation  für  diese  Reform  war 
durcliweg  von  der  Unterstützung  der  Ar- 
beiterklasse getragen  gewesen.  Der  Natio- 
nalverein der  arbeitenden  Klassen,  die  so- 
genannten Rotimdisten,  waren  zwar  prin- 
cipiell  für  allgemeines  Stiimm*echt.  Allein 
wenn  auch  die  ReformbiU  Lord  Greys  kei- 
nem einzigen  Ai'beiter  das  Wahli-echt  ver- 
lieh, so  galt  es  doch  den  Arbeitern  als  aus- 
femacht,  dass  das  neue  Parlament  das 
timmrecht  alsbald  auch  auf  sie  ausdehnen 
und  eine  Reilie  von  Gesetzen,  nach  denen 
sie  in  ihrem  Intei-esse  verlangten,  erlassen 
w^erde.  Niu*  diesem  vereinten  Wirken  der 
unteren  Klassen  und  der  Liberalen  w^ar  die 
erzielte  Reform  zu  verdanken  gewesen. 

Die  Arbeiter  sahen  sich  indes  in  den 
Ei-wartungen,  die  sie  an  die  Parlaunents- 
reform  geknüpft  hatten,  alsbald  getäuscht. 
Einerseits  wmrden  gewisse  Gesetzentwürfe, 
wie  die  ziu*  Regelung  der  Fabrikarbeit,  nicht 
in  ilirem  Sinne  erledigt,  und  die  Greuel, 
welche  die  erste  Einführung  des  Fabrik- 
systems in  England  begleiteten,  standen  da- 
mals in  vollster  Blüte.  Andererseits  wurde 
das  Armengesetz  der  Königin  Elisabeth  im 
Jahre  1834  beseitigt,  und  so  notwendig  dies 
gerade  im  Interesse  der  dauernden  Hebung 
der  englischen  Ai'beiterklasse  gewesen,  so 
wiu'den  dadiu:ch  doch  die  untersten  Schich- 
ten der  Bevölkerung  vor  die  Wahl  zwischen 


Verhungern  imd  den  Schi-ecken  einer  ab- 
sichtlich barbai-ischen  Ordnung  der  Work- 
houses  (Armenhäuser)  gestellt.  Diesen  Not- 
ständen wai-en  die  Bewegungen  für  Erlass 
eines  Zelmstundengesetzes  und  für  Wieder- 
einführung des  Elisabetliischen  Armenge- 
setzes entsprungen ;  sie  liatten,  nicht  seltea 
unter  der  Fülu-ung  von  Tories,  die  Masse 
gerade  der  Aermsten  und  Ungebildetstea 
erfasst  und  zur  Teilnahme  an  den  öffent- 
lichen Angelegenheiten  herangezogen.  Da- 
zu kamen  gleichzeitig  das  Scheitern  be- 
deutender Arbeitseinstellungen,  ein  Steigea 
der  Preise  und  die  wachsende  Aus- 
breitung der  kommunistischen  Ideeen  von 
Owen  und  Hodgskin  sowie  der  Zorn  über 
die  Aufrechthaltung  einas  hohen  Zeitungs- 
stempels und  über  die  gerichtlichen  Verfol- 
gungen der  Herausgeber  der  ungestempel- 
ten Presse.  Diesen  ganzen  Gärungsstoff  in 
eine  einzige  Bewegung  zu  koncentrieren, 
war  die  Leistung  Lord  John  Russells. 

Bei  Eröffnung  der  ersten  Session  nach 
dem  Regienmgsantritte  der  Königin  Vikto- 
ria beantragte  nämlich  die  kleine  Anzahl 
Radikaler  im  ünterhause,  wie  Roebuck,  Jo- 
seph Hume,  O'Connell  u.  a.,  eine  Reform 
des  Wahlrechts.  Lord  John  Russell  er- 
widerte mit  jener  berühmten  Finaütätser- 
klärung,  in  der  er  die  Parlamentsreform  als 
mit  dem  Reformgesetze  von  1832  definitiv 
abgeschlossen  bezeichnete.  Der  Antrag  er- 
hielt nur  22  Stimmen  gegen  501.  Diese 
FinaUtätserklärung  machte  das  kleine  Häuf- 
lein Radikaler  ausserhalb  des  Pai-laments 
sehi"  populär.  Sie  wurden  nun  von  der 
1837  begründeten  »Londoner  Arbeitergesell- 
schaft«, welche  das  alte  Pi-ogramm  des 
Majors  Cai-twright  von  1776  zu  dem  ihren 
gemacht  hatte,  zu  eüier  Zusammenkunft 
eingeladen,  und  daraus  ging  die  Volkscharte 
hervor,  in  deren  sechs  berühmt  gewordenen 
Foi-denmgen  alles  formuliert  war,  was  der 
englischen  Arbeiterbevölkerung  für  die  näch- 
sten 12  Jahre  vor  allem  erstrebenswert  er- 
schien, nämlich  Stimmrecht  und  Wählbar- 
keit aller  erwachsenen  Männer,  geheime 
Abstimmung,  jährliche  Parlamente,  Diäten 
der  Abgeordneten  und  gleichmässige  Wahl- 
bezirke. Mit  unermüdlichem  Eifer  durch- 
zogen alsbald  die  Sendboten  der  Londoner 
Arbeitergesellscliaft  die  Provinzen,  um  die 
sechs  Punkte  den  Arbeitern  als  das  Evan- 
gelium ihres  Heils  zu  verkünden. 

Es  hatten  sich  in  den  Provinzen  noch 
aus  der  Zeit  der  Reformagitation  viele  radi- 
kale Vereine  erhalten,  welche  die  Charte 
sofort  nach  ihrem  Erscheinen  zum  Feldge- 
schrei machten.  Allein  weit  wichtiger  für 
den  Chartismus  war,  dass  die  Anhänger  der 
vorgenannten  sozialen  Bewegungen,  an  der 
Besserung  ihrer  Lage  imter  der  bestehen- 
den   Ordüaung   verzweifelnd,    denen    Gehör 
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gaben,  die  alles  Heil  von  der  Reform  des 
Wahlrechts  versprachen.  Fi^ilich  verlor 
die  Bewegung  dadurch  die  Unterstützung 
der  radikalen  Bourgeoisie,  die  bei  ihrer 
Taufe  Gevatter  gestanden;  Thatsache  ist, 
dass  in  dem  Masse,  als  die  Anhängerschaft 
der  Charte  infolge  des  Beitritts  der  An- 
hänger jener  Bewegimgen  wuchs,  die  radi- 
Icale  Bourgeoisie  sich  zurückzog.  Es  war 
dies  einerseits  begreiflich:  denn  die  Hef- 
tigkeit, mit  dei  neben  einander  gleich 
blilkisianige  reaktionäre  und  revolutionäre 
Ideeen  gepredigt  wurden,  musste  jeden,  der 
an  geordnetes  Denken  gewöhnt  war,  ab- 
schrecken; andererseits  war  es  für  die  Be- 
wegung verhängnisvoll:  denn  erhielt  die 
Ch^tistenbewegung  durch  jenen  Beitritt 
auch  die  wuchtige  Unterstützung  der  Mas- 
sen, die  von  ihrem  öehngen  die  sichere 
Rettung  aus  den  Drangsalen  erwarteten,  in 
denen  sie  sich  befanden,  so  sollte  doch  die 
£rfaJirung  zeigen,  dass  die  unteren  Klassen 
ohne  Unterstützung  der  höheren  keinerlei 
Fortschritt  zu  erreichen  vermögen. 

üeber  die  Mittel,  wie  das  allgemeine 
Stimmrecht  zu  erlangen  sei,  waren  die 
Meinungen  geteilt  ^  standen  sich  eine 
Partei  der  moralischen  Macht  und  eine  Par- 
tei der  physischen  Gewalt  gegenüber.  An 
der  Spitze  der  ersteren  stand  Lovett,  der 
Sekretär  der  »Londoner  Arbeitergesellscliaft«; 
die  ihr  zugehörigen  Arbeiter  waren  zumeist 
Oweniten  und  suchten  durch  Gewinnung 
der  öffentlichen  Meinung  und  durch  Massen- 
petitionen ans  Parlament  das  Ersehnte  zu 
erlangen.  Allein  nachdem  das  Parlament 
über  diese  Petitionen  zur  Tagesordnung 
übergegangen  war,  erhielten  die  Anhänger 
der  physischen  Gewalt  in  der  Bewegung 
das  Uebergewicht.  An  ihrer  Spitze  stand 
der  Ire  Feargus  O'Connor,  ein  politischer 
Charlatan. 

Solange  die  Bewegung  die  Grenzen  der 
Gesetzlichkeit  einhielt,  widerstand  die  Regie- 
nmg  dem  Drängen  der  geängstigten  Besitzen- 
den nach  polizeilichem  Einschreiten,  mochten 
die  Redner  in  den  Volksversanunlimgen 
auch  auf  die  Fabriken  verweisen,  deren 
Ziegelsteine  verkittet  seien  mit  dem  Blute 
von  Weibern  und  Kindern,  oder  den  Char- 
tismus nicht  als  politische,  sondern  als  eine 
Messer-  und  Gabelfrage  bezeichnen.  Hätten 
sie  keine  Beschwerden,  erwiderte  Lord  Jolui 
Russell  auf  das  Verlangen  nach  Verkümme- 
rung der  Versammlungs-  und  Redefreiheit, 
so  würden  diese  kolossalen  Versamndungen 
bald  ein  Ende  nehmen.  Erst  als  die  Agi- 
tatoren das  Gesetz  verletzten,  indem  sie 
zur  Eroberung  des  Stimmrechts  mit  den 
Waffen  aufforderten,  schritt  die  Regierung 
ein.  Alle  Versammlungen  bei  Fackelschein 
vurden  nun  für  imgesetzUch  erklärt,  und  alle 
Personen,  die  sieh  daran  beteiligen  würden, 
JBandwöiterbach  der  Staatswiasenschaften.    Zweite 


mit  Strafe  bedroht.  Bald  hatten  die  Assisen 
reichlich  mit  der  Aburteilung  derjenigen  zu 
thim,  die  von  Vei'sammlungen  bei  I<ackel- 
schein  nicht  lassen  wollten. 

Um  dieselbe  Zeit,  da  diese  Prozesse  be- 
gannen, trat  am  4  II.  1839  in  London  der 
nationale  Konvent  zusammen,  —  das  Volks- 
parlament, das  die  Arbeiter  gewälüt  hatten, 
um  gegenüber  dem  Parlamente,  das  der 
gesetzliche  Ausdruck  der  Aristokratie  war, 
zu  tagen.  Alsbald  ti*ennten  sich  die  Ge- 
mässigten unter  den  Anliängern  der  mora- 
lischen Macht.  Die  Zurückbleibenden  da- 
gegen beschlossen,  das  Volk  zu  befragen, 
ob  es  bereit  sei,  auf  Anordnung  des  Kon- 
vents an  einem  bestimmten  Tage  alle  Gelder 
aus  den  Sparkassen  zm-ückzuziehen ,  alle 
Banknoten,  deren  man  habliaft  werden  könne, 
der  Bank  von  England  zur  Einlösung  zu 
präsentieren,  femer  gleichzeitig  an  allen 
Orten  und  in  allen  Gewerben  die  Arbeit 
einzustellen  imd  endlich  sich  Waffen  zu 
verschaffen,  um  die  bedi-ohten  Volksfreiheiten 
zu  verteidigen.  Bald  sollten  diese  Beschlüsse 
eine  praktische  Bedeutimg  erlangen. 

Die  Petition  um  die  Cliarte,  die  von 
1280000  Personen  unterzeichnet  war,  war 
am  12.  Juli  1839  vom  Parlamente  verworfen 
worden.  Darauf  kam  es  am  15.  Jiüi  in 
Birmingham  zu  einem  Konflikt  zwischen 
der  Menge,  die  eine  öffentliche  Versammlung 
abhalten  wollte,  und  der  Polizei,  infolge- 
dessen 30  Häuser  in  Flammen  aufgingen. 
»Oft  war  ich  Augenzeuge  der  Sclu:ecken 
einer  im  Sturm  genommenen  Stadt«,  rief 
der  Herzog  von  Wellington  im  Oberhause, 
»doch  habe  ich  niemals  ähnliche  Ausschrei- 
tungen gesehen  wie  die,  welche  in  einer 
Nacht  in  Birmingham  begangen  wurden.« 
Eine  andere  Folge  des  Parlamentsbeschlusses 
war,  dass  im  nationalen  Konvent  nunmehr 
die  Partei  der  physischen  Gewalt  die  Ober- 
hand erlangte  und  dem  Volke  vom  5.  August 
ab  einen  Monat  zu  feiern  empfehl.  Die 
Gewerkvereine  wollten  indes  von  diesem 
Gedanken  nichts  wissen,  und  so  sah  sich 
der  Konvent  genötigt,  seinen  Beschluss 
zurilckzunehmen  und  die  Idee  des  heiligen 
Monats  aufzugeben. 

Der  unglückliche  Ausgang  dieser  Idee 
wurde  verhängnisvoll  für  den  Konvent.  Er 
fiel  in  Missachtung  und  löste  sich  auf. 

Unterdessen  aber  hatte  die  Regierung 
alle,  welche  wegen  aufrülirerischer  Reden 
prozessiert  werden  konnten,  vor  die  Assisen 
gestellt  und  die  Verurteilten  ins  Gefängnis 
gesteckt.  Die  Nachricht,  dass  die  Gefangenen 
schlecht  behandelt  würden,  führte  am  3.  No- 
vember 1839  zu  einem  gewaltsamen  Befrei- 
ungsversuche in  Wales,  an  dem  10000  Berg- 
leute teilgenommen  haben  sollen.  Der  Auf- 
stand wiu-de  kurzer  Hand  niedergeschlagen. 
Ende  1839  waren  ungefähr  380  Chartisten, 
Auflage.    III.  2 
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darunter  sämtliche  Führer,  zu  Gefängnis- 
strafen von  1  Monat  bis  2  Jahren  verur- 
teilt. Dadurch  wurde  die  A^gitation  gehemmt; 
die  Versammlungen  wurden  seltener  und 
weniger  drohend,  die  Sprache  der  Redner  ge- 
mässigter, und  eine  grosse  Anzahl  chartis- 
tischer Zeitschriften,  die  grosse  Verbreitung 
gehabt  hatten ,  hörten  auf  oder  führten  ein 
elendes  Dasein.  Schon  jubelte  die  Presse  über 
das  Ende  des  Chartismus,  und  die  Whigs 
riihmten  sich  desselben  als  ihres  Verdienstes. 
Dies  gab  Thomas  Carlyle  Veranlassung,  in 
einer  bitteren  Schrift  (Chartism  1839)  die 
wirklichen  Ursachen  des  Chartismus  und 
die  Unmöglichkeit,  ihn  zu  vertilgen, 
ehe  diese  Ursachen  vertilgt  seien,  zu  ent- 
wickeln. 

3.  Von  1840—1848.  Die  Redner  und 
Redakteure  der  Chartisten  sassen  mm  im  Ge- 
fängnis. Aber  die  Massen,  zu  denen  sie  ge- 
sprochen, litten  noch  unter  den  Verhältnissen, 
gegen  die  sie  gekämpft  hatten,  und  waren 
noch  von  denselben  Gefühlen  beseelt.  Unter 
diesen  Umständen  musste  die  Bewegung 
bald  wieder  aufleben.  Der  Prozess  des 
letzten  Chartistenführers  hatte  noch  nictht 
begonnen,  als  bereits  Anstrengungen  z\\t 
Reorganisation  der  Bewegung  gemacht  w^ir- 
den.  Bis  daliin  waren  alle  Chartistenvereine 
lokal  gewesen.  Am  20.  Juli  1840  trat  in 
Manchester  eine  Versammlung  von  Dele- 
gierten derselben  zusammen  und  beschloss 
die  Verschmelzung  aller  lokalen  Vereine 
zur  »Nationalen  Chartistenassociation  von 
Grossbritannien«.  Die  Basis  derselben  war 
selbstverständlich  die  Charte;  bemerkens- 
wert ist  der  ausdrückliche  Beschluss,  nur 
friedliche  und  konstitutionelle  Mittel  anzu- 
wenden, imi  die  Charte  zum  Landesgesetze 
zu  machen.  Bald  darauf  erhielt  die  Be- 
wegung durch  die  Freilassung  der  Führer, 
die  ihre  Strafzeit  abgebüsst  hatten,  durch 
die  Sympathie,  die  ihre  Leiden  während 
derselben  erregten,  und  ihre  Erbitterung 
gegen  die  Whigregierung  neuen  Impuls. 

In  dieser  zweiten  Phase  der  Chartisten- 
bewegung ist  ÖS  Bronterre  O'Brien,  der 
imter  den  Führern  durch  klarere  sozialistische 
Ziele  hervortritt.  Er  unterschied  sich  dadiu^ch 
von  vielen  der  Anhänger,  dass  er  trotz  der 
Unreife  seiner  wirtschaftlichen  Pläne  sich 
doch  bewusst  war,  dass  es  sich  bei  der 
sozialen  Bewegung  nicht  mn  ein  Zurück- 
lenken in  die  Geleise  veralteter  Wirt- 
schaftspolitik, sondern  um  eine  neue  gesell- 
schaftliche Organisation  handle.  Daher  war 
er  auch  trotz  aller  Unbilden,  die  ihm  per- 
sönlich von  den  Whigs  widerfehren,  gegen 
jedes  Bündnis  mit  den  Konservativen.  Den 
Gegensatz  zu  ihm  bildete  O'Connor.  Er  war 
für  Unterstützung  der  Tones,  und  die  Pro- 
torypolitik  O'Connors  erwarb  den  Beifall  der 
Menge.  Daher  der  Name  »Tory-Chartisten«. 


Bei  der  Parlamentswahl  von  1841  verhalfen 
sie  den  Tories  zur  Mehrheit.  Insbesondere 
eifei-te  O'Connor  gegen  alle  Bestrebungen, 
die  Arbeiterklasse  innerhalb  der  bestehenden 
Ordnung  wirtschaftlich,  sittlich  und  geistig 
zu  heben,  weil  dies  das  revolutionäre  Un- 
gestüm der  Arbeiter  hemmen  könne,  und 
seine  Abgesandten  erachienen  häufig  auf  den 
Versammlungen  der  AntikornzoUliga,  um 
gegen  diese  zu  protestieren.  Ue&rhaupt 
bestand  eine  wesentliche  Thätigkeit  seiner 
Anhänger  darin,  öffentliche  Versammlungen 
zu  sprengen. 

Am  2.  Apnl  1842  trat  ein  neuer  Konvent 
in  London  zusammen,  um  eine  neue  Peti- 
tion um  die  Charte,  die  diesmal  3300000 
Unterschriften  erhalten  haben  soll,  zu  über- 
reichen. Am  2.  Mai  wurde  die  Petition 
überreicht.  Sechzehn  Männer  tnigen  die 
Petition  diux?h  die  Strassen.  Da  sie  zu 
gross  war,  um  durch  das  Thor  des  Unter- 
hauses zu  gehen,  wurde  sie  in  Stücke  zer- 
teilt auf  dem  Fussboden  des  Hauses  nieder- 
gelegt. Allein  das  Parlament  weigerte  sich, 
die  Bittsteller  an  den  Schranken  des  Hau- 
ses zu  hören.  Darauf  erhielt  die  Partei  der 
physischen  Gewalt  bei  den  Chartisten  aufs 
neue  die  Oberhand.  Am  5.  August  stellten 
die  Arbeiter  von  Ashton  die  Arbeit  ein  und 
beschlossen,  die  Arbeit  nicht  eher  wieder 
aufzunehmen,  bis  die  Charte  Gesetz  sei. 
Andere  Orte  Lancashires  folgten  dem  Bei- 
spiele. Grosse  Abteilungen  Arbeiter  zogen 
nach  Manchester  und  den  übrigen  Fabrik- 
orten, riefen  die  Arbeitenden  von  der  Arbeit 
und  entfernten  die  Pfropfen  (plugs,  di^er 
der  Name  plug-plot  für  die  Bewegung)  von 
den  Kesseln  der  Dampfmaschinen.  In  kür- 
zester Zeit  hörte  in  Manchester  und  50 
Meilen  im  Umkreise  alle  Arbeit  auf,  ausser 
in  den  Kornmühlen  und  in  den  Fabriken, 
deren  Produkte  ohne  sofortige  Bearbeitung 
verdorben  wären.  Indes  enthielten  sicJi 
nach  den  übereinstimmenden  Aussagen  aJler 
Berichte,  namentlich  nach  dem  Zeugnisse 
Disraelis,  der  in  seiner  Sybil  diese  Bewe- 
gung höchst  ergreifend  geschildert  hat,  die 
Arbeiter,  mit  ganz  vereinzelten  Ausnahmen, 
aller  Exc^esse.  Dies  hinderte  nicht,  dass  die 
Bewegung  am  22.  August  bereits  zusammen- 
brach, indem  der  Strike  in  den  übrigen 
Grafschaften  nicht  die  erwartete  Teilnahme 
fand.  Der  Strike  führte  zu  einem  Monster- 
prozess  vor  den  Assisen  zu  L^icaster,  bei 
dem  31  von  den  59  Angeklagten  veriui:eilt 
wurden.  Aber  wegen  eines  Formfehlers 
wurde  das  Urteil  kassiert  und  die  Verfol- 
gung aufgegeben,  und  dieser  Formfehler 
war  so  gross,  dass  vielfach  die  Auffassung 
herrschte,  die  Regierung  habe  ihn  mit  Ab- 
sicht begangen.  Nur  Thomas  Cooper^  das 
hervorragendste  Talent  das  die  Chartisten- 
bewegung hervorgebracnt  hat,  wurde  2  Jahre 
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iDS  Gefängnis  gesetzt  und  dichtete  darin 
sein  »Fegefeuer  der  Selbstmörder«. 

Nach  dem  Fehlschlagen  des  heiligen 
Monats  erfolgten  neue  Versuche,  die  radi- 
kale Bourgeoisie  und  die  Chartisten  zu  ver- 
einigen. Sie  scheiterten  an  Etikettefragen. 
Niachdem  bald  darauf  auch  Lovett  und  sein 
Anhang  ausgeschieden  war,  trat  O'Connor 
mit  einer  Milchtopfrechnung  hervor,  nach 
der  die  Arbeiter  durch  Aktieneinzahlung  ein 
Landgut  zu  4000  £  kaufen,  dieses  verpfän- 
den und  mit  der  geborgten  Summe  ein 
neues  erwerben  imd  so  fortfahren  sollten, 
bis  sie  alle  Landgüter  Englands  in  ihrem 
Besitze  hätten.  Trotz  des  Widerspruches 
der  übrigen  Chartistenführer  wurde  mit  der 
Ausführung  begonnen,  und  der  Landplan 
beschäftigte  nun  vornehmlich  die  Bewegung, 
bis  die  französische  Februarrevolution  von 
1848  sie  airfs  neue  in  revolutionäre  Bahnen 
lenkte. 

Ein  neuer  Konvent  wurde  gewählt  und 
trat  in  London  zusammen.  Eine  neue  Peti- 
tion wurde  —  angeblich  von  5700000  Per- 
sonen —  unterschrieben,  und  O^Connor 
machte  sich  anheischig,  dieselbe  an  der 
Spitze  eines  Zuges  von  150000  Mann  dem 
ünterhause  zu  überreichen.  Auch  fand  am 
10.  April  1848  auf  der  Gemeindewiese  von 
Eennington  eine  Yersammlung  —  allerdings 
nur  von  30000  Mann  —  statt,  um  den  Zug 
zu  organisieren.  Angesichts  der  kolossalen 
Massnahmen  der  E^enmg,  ihrem  Verbote 
des  Zuges  Nachdruck  zu  verleihen,  imter- 
h^s  aber  O'Connor  den  Zug,  fuhr  die  Pe- 
tition in  einer  Droschke  zum  Parlament, 
wo  sie  geprüft  und  dargethan  wurde,  dass 
sie  nur  1975469  Unterschriften  enthielt, 
von  denen  noch  dazu  die  meisten  gefälscht 
waren. 

Von  da  an  wurde  der  Chartismus  aus 
einem  Gegenstande  des  Schreckens  ein 
Gegenstand  des  Gelächters.  Feargus  O'Con- 
nor,  der  die  Anwendung  physischer  Kraft 
gepredigt,  ohne  selbst  den  Mut  zu  haben, 
sie  anzuwenden,  und  der  seine  Anhänger  in 
Yprschwörungen  und  Aufstände  verwickelte, 
für  die  sie  allein  büssen  mussten,  hatte  mit 
dem  10.  April  allen  Einfluss  verloren.  Nach- 
dem auch  sein  Landplan  zusammengebrochen 
war,  wurde  er  verrückt  und  endete  im 
Irrenhause.  Versuche  seitens  der  übrigen 
Führer,  namentlich  seitens  Ernest  Jones', 
des  Sohnes  eines  Adjutanten  von  Ei-nst  Au- 
gust von  Hannover,  die  Bewegimg  wieder 
zu  beleben,  waren  umsonst. 

Die  Chartistenbewegung  hat  die  grosse 
Wirkung  gehabt,  die  englische  Arbeiterklasse 
bis  in  den  entlegensten  Winkel  des  Landes 
aus  den  überkommenen  Anschauungen  der 
Unterwürfigkeit  aufzurütteln  und  ziun  Be- 
vusstsein  ihrer  besonderen  Klasseninteressen 
2u  bringen.    Dies  war  ihr  einziges  bleiben- 


des Eesultat,  und  sie  konnte  kein  anderes 
haben,  weil  sie  über  der  Verfolgung  der  po- 
litischen Interessen  die  Hebung  des  wirt- 
schaftlichen, sittlichen  und  geistigen  Men- 
schen vernachlässigte,  ohne  welche  selbst 
ein  Sieg  der  Arbeiter  nicht  von  Dauer  sein 
konnte.  Diu-ch  die  Chartistenbewegimg  auf- 
gerüttelt, schuf  die  englische  Arbeiterklasse 
dann  die  Gmndlage  für  ihre  spätere  poli- 
tische Emancipation,  indem  sie,  unterstützt 
durch,  die  höheren  Gesellschaftsklassen,  mit 
unvergleichlicher  Energie  dahin  strebte,  vor- 
erst die  wirtschaftlichen,  sittlichen  und 
geistigen  Grundlagen  derselben  zu  schaffen. 
Die  Hauptmittel  dazu  waren  die  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung,  die  Genossenschaften 
und  die  Gewerkvereine.  (Das  Zelmstundeu- 
gesetz  datiert  von  1847,  der  Aufschwimg  der 
Genossenschaftsbewegung  von  1844  und  be- 
sonders nach  dem  Eingreifen  der  christlichen 
Sozialisten  von  1848,  die  bessere  Organisa- 
tion der  Gewerkvereine  von  1851.)  Trotz- 
dem ist  es  eine  bemerkenswerte  und  clia- 
rakteristische  Thatsache,  dass  von  den  sechs 
Punkten  der  Volkscharte  fünf :  allgemeines 
Stimmrecht,  geheime  Abstimmung,  gleich- 
massige  Wahlbezirke ,  Diäten  für  die  Parla- 
mentsmitglieder und  Beseitigung  des  Erfor- 
dernisses eines  gewissen  Besitzes  auf  selten 
der  ünterhausmitglieder  entweder  bereits 
verwirklicht  oder  doch  der  Verwirklichung 
nahe  sind.  Als  aber  die  Parlamentsreformen 
von  1867  und  1884,  welche  die  Annähe- 
rungen an  dieses  Programm  der  Chartisten 
brachten,  durchgesetzt  wurden,  wurden  sie 
nicht  mehr  als  das  Mittel  verlangt,  das  un- 
entbehrlich sei,  um  zur  Hebung  der  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Lage  der  Arbeiter 
zu  führen,  sondern  als  eine  nicht  zu  um- 
gehende Folge  der  stattgefundenen  Hebung 
dieser  Lage.  Wenn  die  Arbeiterklasse  in 
England  heute  auch  politisch  ein  Ausschlag 
gebender  Faktor  im  Staatsleben  geworden 
ist,  so  ist  dies  nui-  dem  zu  verdanken,  dass 
sie  und  ihre  Freunde  unter  den  höneren 
Klassen  nach  dem  Scheitern  jener  revolutio- 
nären Bewegungen  ihr  Augenmerk  aus- 
schliesslich darauf  gerichtet  haben,  inner- 
halb der  bestehenden  Ordnung  vor  allem 
den  wirtschaftlichen  und  sittlichen  Menschen 
zu  schaffen,  ohne  den  an  ein  Aufsteigen 
der  Arbeiterklasse  gar  nicht  zu  denken  ist. 

Litteratur ;  Die  Geschickte  der  Chartistenbewegung 
ist  noch  zu  schreiben.  Einstweilen  ist  Haupt' 
quelle  Qatnmage,  History  of  the  Chartist  Mo- 
vementf  London  1854-  Darauf  hauptsächlich  be- 
ruhen die  beiden  Aufsätze  von  Brentano,  Die 
englische  Chartistenbewegung,  Preuss.  Jahrb. 
XXXIII,  1874.  —  Vgl'  a^ch  Bamfiyrd,  Pas^ 
sages  in  the  life  of  a  radical,  S  vols.,  I84I.  — 
WilHam  LaveU,  Life  amd  Struggles  in  pursuit 
of  bread,  knowledge  and  freedom,  1876.  — 
Brentano,  Die  chrisü.-soziale  Bewegung  in 
England,  1888.    —  Historical  Eeviev  1889.  — 

2* 


20 


Chartismus — Chec'k 


Graham  Walla^t,  Art.  ChaHum  im  Dictionary 
of  polüical  economy  von  Palgrave.  —  Mrs, 
Sidney  Webb  (Beatrice  Potter),  Die  britische 
Genosaenschaftsbeicegungf  heransg.  von  Brentano, 
Leipzig  189S.  —  Graham  Wallas^  The  Life 
of  Francis  Place,  London  1S98.  —  TiUUleyj 
Die  Entstehung  und  die  ökonomischen  Grund- 
sätze der  Chartistenbewegung,  Jena  1898. 

ttnjo  Brentano. 


Check. 

1.  BeCTififsbestünmiing.  2.  Checks  und  Schein- 
checks.  3.  Checkvertrag.    4.  Arten  des  Checks. 

5.  Nutzen    und  Gefahren    des   Checksystems. 

6.  Verhältnis  des  Checks  zum  gezogenen  Wech- 
sel,   zur   Banknote    und    zur   Giroanweisung. 

7.  Aeltere  Vorläufer  des  Checks.  8.  Geschicht- 
liche Entwickelung  des  Checks  in  der  neueren 
Zeit,  a)  Italien,  b)  Niederlande,  c)  England, 
d)  Englische  Kolonieen.  e)  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika,  f)  Portugal,  g)  Frankreich,  h) 
Belgien,  i)  Schweiz,  k)  Rumänien.  1)  Spanien. 
m)  Deutschland,  n)  Gestenreich,  o)  Skandina- 
vien, p)  Peru,  q)  Argentina.  r)  Japan,  s) 
Andere  Länder,  d.  Das  geltende  Checkrecht 
Grossbritanniens.  10.  Das  Checkrecht  der  Ver- 
einigten Staaten.  11.  Das  Checkrecht  Frank- 
reichs. 12.  Das  Checkrecht  Gesterreichs.  13. 
Das  Checkrecht  Deutschlands,  a)  Reichshan- 
delsgesetzgebnng.  b)  Handelsgewohnheitsrecht. 
Gerichtspraxis.  Sogen.  Bedingungen,  c)  Par- 
tikulargesetzgebung, d)  Die  kaufmännische  An- 
weisung in  Bayern,  Königreich  Sachsen,  Weimar, 
Reuss,  Frankfurt  a.  M.  und  Altenburg,  e)  Die 
bürgerliche  Anweisung  im  Preussischen  und 
Badischen  Landrecht,  im  Sächsischen  B.G.B. 
und  im  gemeinen  Rechte,   f)  Das  neue  Handels- 

gesetzbuch  und  das  B.G.B.  für  das  Deutsche 
:eich.  g)  Der  Kampf  um  ein  deutsches  Reich- 
checkgesetz. 14.  Der  Entwurf  eines  Weltcheck- 
rechts. 

1.  Begriffsbestimmung.  Ueber  den  Be- 
griff des  Checks  herrscht  Streit;  auch  die 
Definitionen  der  verschiedenen  Landesge- 
setze weichen  sehr  erheblich  von  einander 
ab.  Nur  darüber  herrscht  üebereinstim- 
mung,  dass  der  Check  eine  besondere  Art 
der  schriftlichen  Anweisung  ist.  In 
der  Regel  erteilt  im  Check  der  Aussteller 
einem  Bankier  oder  einem  Bankinstitute 
den  Auftrag,  gegen  Aushändigung  der 
Urkunde  die  darin  verzeichnete  Summe  je- 
mandem auszuzahlen;  gewöhnlich  hat  der 
Aussteller  bei  diesem  Bankier  Geld  depo- 
niert; in  den  meisten  FäUen  soll  der 
Check  bei  Sicht  (Vorzeigimg)  gezahlt  wer- 
den; übücher^^eise  endlich  wird  der  Check 
hergestellt  durch  Ausffdlung  von  Formu- 
laren (Blanketten),  welche  von  dem  Ban- 
kier dem  Aussteller  zur  Benutzung  heft- 
weise übergeben  worden  sind.  In  der 
Regel  ist  sonach  der  Check  eine  formu- 


larmässige  Bankdepotsichtanwei- 
s  u  n  g. 

Diese  Regel  ist  aber  keineswegs 
ausnahmslos.  Wold  nur  die  Gesetzgebung 
Perus  fordert  wirklich,  dass  der  Check  so- 
wohl auf  eine  Bank  als  auch  auf  em 
Gelddepot  gezogen  werden  müsse.  Im 
übrigen  lassen  sich  zwei  Hauptgruppen 
von  Checkgesetzen  unterscheiden.  Die  erste 
Gruppe  abstrahiert  von  dem  Erfordernis  des 
Depots,  begnügt  sich  vielmehr  mit  der 
Bankiers  eigenschaf  t  desBezogenen ;  Haupt- 
vertreter dieser  Gnippe  ist  England;  aas 
Recht  der  Vereinigten  Staaten  imd  Nieder- 
canadas  sowie  Japans  schliessen  sich  dem  eng- 
lischen Rechte  an ;  früher  gehörte  zu  dieser 
Gruppe  auch  Poi-tugal.  Die  zweite  Gruppe 
sieht  gerade  umgekehrt  von  einer  besonderen 
Standeseigenscliaft  des  Bezogenen  ab  und  ver- 
langt dagegen,  dass  der  Check  auf  Gnind  eines 
Depots  oder  doch  einer  sonstigen  voraus- 
gehenden Deckung  (provision  pröalable) 
gezogen  wei*de ;  Hauptvertreter  dieser  Gruppe 
ist  Frankreich,  dessen  Gesetz  für  Bel- 
gien, die  Schweiz,  Spanien  und  Rumänien 
wesentlich  als  Vorbild  gedient  hat.  Eine 
Mittelstellung  nehmen  in  dieser  Frage, 
obschon  sie  sonst  der  französischen  Gruppe 
sehr  nahe  stehen,  Italien  und  nunmehr  audi 
Portugal  ein.  Beide  verlangen  nämlich, 
dass  der  Bezogene  ein  Kaufmann  ist.  In 
Holland  muss  der  Bezogene  ein  Kassierer, 
in  Malta  ein  Bankier  oder  Kassierer 
sein.  Neben  diese  beiden  Hauptgruppen 
ist  nunmehr  noch  eine  kleine  dritte  Gruppe 
geti-eten,  die  weder  eine  Standeseigen- 
schaft des  Bezogenen  noch  irgend  eine 
Deckung  erfordert,  vielmehr  jede  in  be- 
stimmter Form  ausgestellte  Sichtanwei- 
sung,  die  sich  selbst  im  Kontext  der  Ur- 
kunde als  Check  ausdrücklich  bezeichnet, 
auch  als  Check  betrachtet  wissen  >\all. 
Dieser  Nebengruppe  gehören  nur  Dänemark 
und  Norwegen  an,  doch  steht  der  Hinzu- 
tritt Schwedens  vermutlich  nahe  bevor. 

Die  Sicht  Stellung  ist  zwar  sowohl  in 
England  als  auch  in  Frankreich,  Belgien, 
der  Schweiz,  Skandinavien,  Peru  und  Japan 
Erfordernis;  andererseits  sind  aber  Nicht- 
sichtchecks  in  Italien,  Portugal,  Rumänien 
gesetzlich  anerkannt;  in  den  Vereinigten 
Staaten  werden  sie  wenigstens  von  hervor- 
ragenden Autoritäten  als  statthaft  bezeichnet. 

Die  Benutzung  eines  Blanketts  endlich 
ist,  vom  österreichischen  Stempelgesetz  ab- 
gesehen, nur  in  Argentinien  essentiell. 

Hiemach  ergiebt  sich  für  eine  allge- 
meine Begriffsbestimmung  des  Checks  die 
Alternative:  entweder  sich  einer  der 
drei  Gruppen  anzuschliessen  oder  ein  den 
beiden  Hauptsystemen  zu  Grunde  liegen- 
des gemeinsames  Moment  aufzusuchen. 
Für  uie  erste  Alternative  haben  sich  in  der 


Check 


21 


That  sehr  viele  Schriftsteller  entschieden; 
ihnen  ist  der  englisch-amerikanische  Check 
der  reine  Typus  des  Checks,  der  kontinen- 
tale Check  eine  Entartung ;  ihnen  ist  Check 
und  Bankanweisung  identisch.  Diese  Ent- 
scheidung ist  aber  doch  willkürlich ;  die 
zweite  Altematire  vei'dient  den  Vorzug. 
Als  das  beiden  Hauptsystemen  gemein- 
schaftliche Kriterium,  welches  den  Check 
von  jeder  anderen  Anweisung  trennt^  er- 
scheint, obwohl  dies  bestritten  wird,  die 
Ermächtigung  des  Bezogenen.  Der 
Bezogene  muss  die  Ausstellung  von  Checks 
gestattet,  muss  die  Zahlung  der  —  nach 
Äassgabe  besonderer  Abrede  auszustellen- 
den —  schriftlichen  Anweisungen  des  Aus- 
stellers im  voraus  zugesagt  haben.  Die 
2^1ungszusage  kann  bis  zu  einer  gewissen 
Hohe,  in  seltenen  Fällen  aber  auch  unbe- 
schränkt erfolgt  sein.  Immer  jedoch  bedarf 
es  der  Einlösungszusage,  mit  anderen  AVor- 
ten  eines  Vertrages  zwischen  Aussteller 
\md  Bezogenem.  Kein  Check  ohne 
Checkvertrag.  Dies  Erfordernis  des 
Checkvertrages  (Convention  prealable)  liegt 
dem  franzosischen  Gesetze  —  nach  der  ur- 
priinglichen  Absicht  des  Gesetzgebers  we- 
nigstens —  zu  Grunde  (vgl.  unten  sub  11); 
dies  Erfordernis  dürfte  auch  im  englisch- 
amerikanischen  Rechte  nicht  fehlen;  denn 
der  Aussteller  zieht  nicht  auf  einen  beliebi- 
gen Bankier,  sondern  auf  seinen  Bankier. 
(Nur  eine  scheinbare  Ausnahme  bildet  der 
englische  Check  für  fremde  Rechnung:  der 
Aussteller  zieht  hier  als  Kommissionär  auf 
den  Bankier  des  Kommittenten.) 

DerCheckist  sonach  die  schrift- 
liche, auf  Grund  einer  Ermächti- 
gung des  Bezogenen  ausgestellte 
Anweisung. 

Die  skandinavische  Gesetzgebung  nimmt 
allerdings  von  jedem  vorgängigen  Checkver- 
trage Abstand.  Auch  in  der  6lr  essentiell  er- 
klärten Checkklausel  ist  kein  Hinweis  auf  den- 
selben zu  finden.  »Der  in  den  skandina^^schen 
Gesetzen  zum  Ausdruck  gekommene  gesetz- 
liche Begriff  des  Checfis  deckt  sich  aber 
durchaus  nicht  mit  der  ökonomischen  oder 
kaufmännischen  Auffassung'<   (Holdheim). 

2.  Checks  nnd  Seheincbeeks.  Zuweilen 
werden  auch  Urkunden  auf  checkmässigen  For- 
mularen ohne  die  Ermächtigung  des  Bezogenen 
oder  in  vertragswidriger  Weise  ausgestellt; 
znweilen  nennen  sich  sogar  jene  Urkunden  selbst 
Checks.  Diese  Urkunden,  die  wir  als  Schein- 
checks  bezeichnen,  ziehen  allerdings  Rechtsfolgen 
nach  sich,  die  den  Rechtsfolgen  der  vertrags- 
mässig  ausgestellten  Checks  gleich  oder  doch 
sehr  nahe  kommen.  Wahre  Checks  sind  jene 
Urkunden  aber  gleichwohl  nicht;  sie  sind  es 
80  wenig,  als  verbotswidrig  ausgegebene  Bank- 
noten, Aktien,  Prämienscheine  juristisch  das 
sind,  wofQr  sie  sich  ausgeben,  obschon  auch 
jene    rerbotswidrig    ausgestellten    Banknoten 


unter  Umständen  gegen  den  Aussteller  in  gleicher 
Weise  wie  wirkliche  Banknoten  geltend  gemacht 
werden  können.  Die  Rechtsfolgen  jener  Schein- 
checks  entspringen  nicht  sowohl  dem  Checkrecht, 
als  vielmehr  den  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen 
(Haftung  aus  der  Arglist,  Schadensersatz,  Ga- 
rantie, Bereicherung). 

Bestände  in  der  That  —  was  aber  zu  ver- 
neinen —  ein  Bedürfnis,  eine  Begriffsbestimmung 
aufzustellen,  welche  Checks  und  auchSchein- 
checks  zugleich  umfasste,  so  könnte  man  sie 
(in  etwas  modifiziertem  Anschluss  an  Siemens 
und  Simonson)  definieren  als  Anweisungen, 
die  mit  der  Behauptung  des  Ausstellers 
auftreten,  auf  Grund  einer  Ermächti- 
gung des  Bezogenen  ausgestellt  zu 
sein. 

Zahlreiche  andere  Definitionen  des  Checks 
finden  sich  bei  Kapp  zusammengestellt.  Sehr 
beliebt  ist  insbesondere  die  Begriusbestimmung 
des  Checks  als  einer  Anweisung  auf  das 
Guthaben  des  Anweisenden  bei  dem  Bezo- 
genen; diese  Definition  verbietet  sich  aber  wegen 
der  „Elasticität"  des  Wortes  „Guthaben"  (vgl. 
Koch  I,  S.  31).  Der  richtigen  Definition  nähert 
sich  noch  am  meisten  die  Bestimmung  des 
Checks  als  einer  Anweisung  auf  eine  zur 
Verfügung  des  Ausstellers  stehende 
(disponible)  Geldsumme;  allein  es  gelangt 
hierbei  doch  nicht  genügend  zum  Ausdruck, 
dass  der  Aussteller  über  die  Summe  auch  teil- 
weise verfügen  kann;  es  fehlt  in  dieser  De- 
finition insbesondere  auch  der  Hinweis  darauf, 
dass  die  Verfügung  über  die  Summe  mittelst 
schriftlicher  vertragsgemässer  Anweisung  ge- 
schehen soll,  der  Hinweis  auf  die  Ermächtigung, 
über  die  disponible  Summe  gerade  mittelst 
Ch ecks  zu  verfügten ;  Disponibilität  und  Check- 
vertrag sind  an  sich  noch  keineswegs  identisch. 

Ein  hervorragender  amerikanischer  Jurist 
(Daniel)  sieht  in  dem  Check  eine  Anweisung 
über  ein  vorhandenes  oder  als  vorhanden 
fingiertes  Depositum  (vgl.  unten  sub  10,  b). 

3.  Checkvertrag.  Der  Checkvertrag 
wird  gewöhnlich  schriftlich  imd  unter  Aus- 
händi^ng  der  Formulare  (Checkbuch, 
chequier,  carnet  de  cheque,  livre  de  souches , 
check-book)  abgeschlossen:  doch  genügt 
mündlicher,  formloser  Abschluss;  auch  aus 
konkludenten  Thatsachen  (z.  B.  aus  der 
finiheren  Einlösung  unermächtigt  gezogener 
Checks  seitens  des  Depositars)  kann  unter 
Umständen  der  Vertragsabschluss  gefolgert 
werden.  Der  Checkvertrag  schliesst  sich 
meist  als  !N^ebenabrede  einem  anderen  Ver- 
trage, insbesondere  einem  Hinterlegungsver- 
trage oder  einem  Ki-editeröffnungsvertrage 
und  oft,  aber  keineswegs  stets,  einem  Konto- 
korrentvertrage an;  er  kann  aber  auch 
ganz  selbständig  aufti^ten.  Ein  Mandats- 
oder Generalmandatsvertrag  kann  darin  nicht 
gefunden  werden.^) 


1)  A.  M.  das  Züricher  H.G.  in  d.  Entsch. 
V.  13.  Februar  1898  (Handelsrecht!.  Blätter  Bd. 
XVII  S.  116)  und  Vogt,  auch  Hammer- 
schlag;    dagegen     Schweiz.     Bundesgericht» 
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Durch  den  Checkvertrag  verpflichtet  sich 
der  eine  Kontrahent,  die  von  dem  anderen 
Kontrahenten  nach  Massgabe  besonderer  In- 
struktion ausgestellten  Anweisungen  unbe- 
schränkt oder  bis  zu  einem  bestimmten  Be- 
trage einzulösen.  Als  Maximum  kann  die 
Höhe  des  jeweiligen  Depots  oder  die  Höhe 
einer  sonstigen  Forderung  des  Ausstellers 
an  den  Bezogenen  oder  die  Höhe  eines  zu- 
gesagten Kredits  verabredet  sein;  es  kann 
aber  auch  dem  Aussteller  zur  Micht  g^ 
macht  werden,  diese  Summe  nicht  ganz  zu 
erschöpfen,  vielmehr  eine  unangreifbare  Re- 
serve (a  good  balance)  zu  halten,  wie  an- 
dererseits ihm  die  Befugnis  erteilt  sein 
kann,  sein  Guthaben  um  einen  bestimmten 
oder  unbestimmten  Betrag  zu  überschreiten, 
sein  Conto  zu  *überzielien«.  Innerhalb  der 
vertragsmässigen  Ghcenzen  darf  der  Aus- 
steller im  Zweifel  in  beliebigen  Raten 
ziehen;  die  Zerstückelungsbefugnis  gilt  als 
präsumtiv  erteilt. 

4.  Arten  des  Checks.   Man  unterscheidet : 

a)  Nach  der  Form  des  Auftrags:  Anwei- 
snngschecks  und  Quittungschecks;  in 
ersteren  ist  der  Auftrag  direkt  erteilt;  in  letz- 
teren verbirgt  er  sich  unter  einer  in  Erwartung 
der  Leistung  ausgestellten  Quittung. 

b)  Nach  dem  Gegenstande,  den  der  Beauf- 
tragte leisten  soll:  Geldchecks  oderEffek- 
tencbecks;  letztere  kommen  wohl  nur  in 
Oesterreich  vor. 

c)  Nach  der  Person  des  Beauftragten: 
Bankchecks  und  Nichtbankchecks;  die 
letzteren  führen  auch,  wenn  sie  auf  Waren- 
häuser ausgestellt  werden,  den  Namen  Waren- 
checks  (Hoppenstedt). 

d)  Nach  dem  Vorhandensein  der  Deckung: 
Depotchecks  oder  Kreditchecks.  Checks, 
die  über  die  vertragsmässige  Grenze  hinaus  ge- 
zogen sind,  heissen  in  Amerika  „overchecks" ; 
solche  „Ueberziehungen"  gehören  zu  den  Schein- 
checks. 

e)  Nach  der  Ueberelnstimmun^  oder  Ver- 
schiedenheit des  Ausstellungs-  und  Zahlungs- 
ortes: Platzchecks   und  Distanzchecks. 

f)  Nach  der  Bezeichnung  des  Empfangsbe- 
rechtigten: Rectachecks  („Zahlen  Sie  an 
Herrn  A."),  Ordrechecks  („Zahlen  Sie  an  die 
Ordre  des  Herrn  A.")  und  Inhaber  checks. 
Der  Inhabercheck  kann  die  reine  oder  alter- 
native Inhaberklausel  enthalten;  in  erst-erem 
FaDe  lautet  er:  „Zahlen  Sie  an  den  Inhaber", 
in  letzterem  Falle:  „Zahlen  Sie  an  Herrn  A. 
oder  den  Inhaber'^  Fehlt  jede  Angabe  des 
Berechtigten,   so  liegt  ein  Blancocheck  vor. 

g)  Nach  der  Zahlungszeit  :l)Sichtchecks, 
die  bei  Vorzeigung,  2)  Zeitsichtchecks  oder 
Nachsichtchecks,  auch  befristete  Sicht- 
checks  genannt,  die  eine  bestimmte  Zeit  nach 
der  Vorzeigung,  3)  Datochecks,  die  eine 
bestimmte  Zeit  nach  der  Ausstellung,  und  4) 
T  a  g  c  h  e  c  k  s ,  die  an  einem  im  Check  bestimmt 
angee^ebenen  Kalendertage  zu  zahlen  sind.  Die 
drei  letzten  Arten,  die  man  als  Nichtsicht- 

Entsch.    V.    23.    September    1898  (Z.  f.  H.  R. 
XLVIII  S.  314). 


checks  bezeichnen  kann,  bilden  die  verschwin- 
dend kleine  Minorität  aller  Checks;  der  Sicht- 
check ist  nahezu  der  reguläre  Check. 

h)  Irreführend  ist  es,  e  i  g  e  n  1 1  i  c  h  e  (w  e  i  s  s  e) 
und  un eigentliche  (rote)  Checks  nach  dem  In- 
halte des  erteilten  Auftrages  zu  unterscheiden. 
Der  unei^enüiche  Check  ist  gar  kein  Check, 
sondern  eme  Giroanweisung,    vgl.  unten  sub  6. 

i)  üeber  crossed,  certified  und  Memoran- 
dumchecks  vgl.  unten  snb  9  q,  10  d  und  g. 

5.  Nutzen  und  Gefahren  des  Check- 
svstems.  '  Der  Check  fungiert  thatsächlidi 
als  Zalilungsmittel  im  grössten  Massstabe, 
obschon  niemand  rechtlich  verpflichtet  ist, 
ihn  ohne  besondere  Abrede  in  Zahlung  zu 
nehmen. 

Zahlung  mittelst  Check  gewährt  dem 
Zahlenden  wie  dem  Bezahlten  alle  Vorteile 
der  geldloseu  Zahlung.  Dem  Aussteller 
erspart  er  die  Zeit,  Mühe  und  Kosten  der 
eigenen  Kasselialtung  und  sichert  ilin  damit 
vor  den  Gefahren  des  Diebstalüs,  des  Ver- 
lierens  und  Verzählens.  Durch  die  sehr 
übliche  Verbindmig  des  Checks  mit  dem 
Bankdepositengescliäft  einerseits  und  der 
Scoutration  in  den  Clearinghäusei-n  anderer- 
seits dient  der  Check  auch  der  Allgemein- 
heit; er  hemmt  die  unpi-oduktive  Ansamm- 
lung von  Wertmitteln,  führt  dem  Handel 
und  der  Industrie  neue  Kapitalien  zu,  regt 
zur  Sparsamkeit  an,  verringei-t  den  Preis 
des  Metallgeldes,  beschränkt  die  übermässige 
Emission  von  Papiergeld  und  ermässigt  hier- 
mit die  Gefahr  einer  Geldkrisis.  Clearing- 
house  und  Checkverkehr  imterstützen  sich 
gegenseitig,  bedingen  sich  übrigens  aber  nicht. 

Andererseits  felilt  es  keineswegs  an  Ge- 
fahren und  Nachteilen,  zu  denen  eine  miss- 
bräuchliche  Verwendung  des  Checks  führen 
kann.  Die  Gestattung  der  Ziehung  von 
Checks  auf  reinen  Kredit  sowie  die  Ge- 
wohnheit der  Banken,  einen  grossen  Teil 
der  baren  Deckung  weiter  auszuleilien,  kann 
bei  wirtschaftlichen  Krisen  selir  bedrohlich 
werden,  üeberdies  liaben  auch  Fälschung 
und  Betrug  sich  dieses  Papiers  in  hohem 
Grade  bemächtigt.  Gegen  Fälschung  der 
Check  summe  gewährt  erheblichen  Schutz 
eine  Kolonne  runder  Zahlen  am  Rande  des 
Checks;  von  dieser  Kolonne  schneidet  der 
Aussteller  vor  Ausgabe  des  Checks  alle 
Zahlen  ab,  welche  die  Checksunmie  über- 
steigen. Gefährlich  ist  ferner  das  nament- 
lich in  Holland  übliche,  aber  auch  in  Eng- 
land nicht  unbekannte  kiting  des  Checks, 
d.  h.  jenes  der  Wechselreiterei  verwandte 
Manöver  verbündeter  Kunden  verschiedener 
Bankiers,  die  wechselseitig  Checks  zu 
Gunsten  des  Verbündeten  ausstellen,  welche 
von  letzterem  zur  Vergrosserung  des  eigenen 
Bankguthabens  diu'ch  Einzahlung  des  frem- 
den Checks  auf  das  eigene  Checkconto  ver- 
wendet werden.  Um  der  vielen  Missbräuche 
willen,  die  in  der  Praxis  mit  dem  Papier 
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getrieben  wurden,  hat  das  H.G.B.  von  Guate- 
mala vom  Jahre  1877  in  sehr  verfehl- 
ter Weise  den  Checks,  die  dort  den  Namen 
Qn§dane  tragen,  die  Gültigkeit  abgesprochen. 

6.  Yerhaltiiis  des  Checks  zum  ge- 
sogenen Wechsel,  zur  Banknote  und 
zur  Giroanweisung.  a)  Verhältnis 
zum  Wechsel  Check  und  gezogener 
Wechsel  sind  nahe  verwandt.  Beide  ent- 
halten einen  Zahlungsauftrag;  im  Wechsel 
und  wohl  auch  im  Check  verspricht  der 
AnssteUer,  durch  einen  Dritten  zahlen  zu 
lassen.  Nur  nach  englisch-amerikanischem 
Rechte  ist  der  Check  eine  Art  des  Wechsels ; 
nach  den  Rechten  des  Kontinents  ist  er 
es  nicht,  und  zwar  in  Deutschland,  Oester- 
reich,  Ungarn,  Skandinavien,  Italien,  Ru- 
mänien und  der  Schweiz  aus  dem  formalen 
Grunde,  weü  die  Selbstbezeichnung  der  Ur- 
kunde als  Wechsel  dem  Check  fehlt,  üeber 
Frankreich  vgl.  unten  sub  11,  n.  Der  Check 
kann  überall  Inhaberp«pier  sein,  der  Wechsel 
wenigstens  auf  dem  Kontinent  nicht,  üebri- 
gens  ist  dem  Check  vielfech  wechselrecht- 
liche  Wirkung  beigelegt;  nirgends  aber  ga- 
rantiert der  Aussteller  das  Accept  des 
Checks,  während  der  Trassant  Zahlung 
und  Accept  des  Wechsels  gewährleistet. 

Wirtschaftlich  ist  der  Check  wesentlich 
Zahlmittel^  der  Wechsel  wesentlich  Kredit- 
nnd  CirkulationsmitteL  Der  Check  will  in 
der  Regel  sofortige,  der  Wechsel  zukünftige 
Zahlung  vermitteln.  Der  Check  ist  zumeist 
Sichtpapier,  der  Wechsel  nur  ausnahms- 
weise ;  der  Check  strebt  daher  nach  Präsen- 
tation, der  Wechsel  nach  Umlauf.  Der  Check 
soU  durch  möglichst  wenige  Hände,  der 
Wechsel  durch  möglichst  viele  Hände  kur- 
sieren. Der  Check  bezweckt  in  der  Reeel 
nur  eine  Verschiebung  in  der  Person  des 
Zahlungsleisters  (Koch),  also  die  Aufhe- 
bung einer  räumlichen  Differenz  — 
die  Zahlungsstelle  wird  in  den  Geschäfts- 
ranm  des  Bezogenen  verlegt  — ;  der  Wechsel 
bezweckt,  wenigstens  in  der  Regel,  die 
Aufhebung  sowohl  einer  räumlichen  als 
auch  einer  zeitlichen  Differenz  (Birn- 
baum). 

Ueber  die  Umwandlung  des  Checks  in 
einen  eigenen  Wechsel  vgl.  unten  sub  10,  g 
über  Memorandum-Checks. 

b)  Verhältnis  zur  Banknote.  »Vor 
den  Banknoten  haben  die  Checks  voraus, 
dasß  sie  auf  beliebige  Beträge  gestellt  wer- 
den können,  auch  auf  nicht  runde  Simimen, 
xmd  dass  sie  nicht  leicht  ohne  Guthaben 
bei  der  Bank  ausgestellt  werden;  dagegen 
den  Nachteil,  dass  »der  Inhaber  dem  Aus- 
steller und  der  Bank  kreditieren  muss,  dem 
Aussteller,  dass  er  ein  Guthaben  hat«  (resp. 
dass  dem  Checkvertrage  gemäss  von  ihm 
gezogen  ist),  »der  Bank,  dass  sie  zahlen 
kanne.      (Goldschmidts    Handbuch    S. 


1223).    Ueber  die  Umwandlung  des  Checks 

eine  Banknote  durch  das  amerikanische 
vgl.  unten  sub  11,  d. 

Die  Banknote  ist  ein  von  der  Bank  aus- 
gestelltes abstraktes,  unbedingtes  Zah- 
lungsverspredien.  Der  Check  enthält  wohl 
auch  —  unter  der  Form  des  Zahlungsauf- 
trags oder  der  Quittung  —  ein  Zahlungs- 
versprechen, aber  nur  ein  bedingtes,  das 
Versprechen  des  Ausstellers  nämlich,  im 
Falle  der  Nichthonorierung  durch  den  Be- 
zogenen den  Check  selbst  einzulösen. 

Bei  der  Banknote  haftet  nur  der  Aus- 
steuer, nämlich  die  Emissionsbank ;  bei  dem 
Check  haften  in  der  Regel  der  Aussteller, 
die  etwaigen  Giranten  und  überdies  noch 
nach  mehreren,  obschon  keiueswegs  nach 
allen  Rechten  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen auch  der  Bezogene. 

Die  Banknote  lautet  ausnahmslos  auf 
den  Inhaber,  der  Check  lautet  auch  auf  den 
Namen  oder  auf  Ordre  (vgl.  oben  sub  4,  f). 

Die  Note  als  Cirkiüationsmittel  strebt 
nach  Umlauf ;  der  Check  als  Zahlungsmittel 
nach  Einlösung. 

Der  Banknote  ganz  nahe  konmien  die 
Checks  der  Londoner  Checkbank  einerseits 
und  die  auf  Antrag  des  Inhabei*s  von  der 
bezogenen  Bank  »certifizierten«  Checks 
Amerikas  andererseits. 

c)  Verhältnis  zur  Giroanwei- 
sung. Der  Check  enthält  einen  Auftrag 
ziu*  Barzahlimg  resp.  in  dem  vereinzelten 
Ausnahmsfall  des  österreichischen  Effekten- 
checks  zur  Herausgabe  von  fimgiblen  Wert- 
papieren. Die  Giroanweisung  (mandat  de 
virement)  enthält  dagegen  den  Auftrag,  dem 
Aussteller  von  seinem  Conto  abzuschreiben 
und  dem  Conto  einer  anderen  Pereon  zuzu- 
schreiben. Die  Giroanweisung  ist  also  ein 
Umschreibungsauftrag,  eine  Buchungsanwei- 
sung (Koch).  Der  Beauftragte  soll  weder 
zahlen  noch  herausgeben,  sondern  sich 
einem  Dritten  verpfhchten,  soll  einen  Dritten 
in  seine  Bücher  als  Gläubiger  eintragen. 

Im  deutschen  Reichsbankverkehr  heisst 
die  Giroanweisung  allerdings  »roter  Check« 
(wohl  nach  dem  V  orbilde  des  »mandat  roug:e« 
der  Banque  de  France) ;  ähnlich  wird  sie  im 
Wiener  Giro-  und  Kassen  vereine  »Ueber- 
t  rag  schock«  genannt;  doch  ist  diese  Be- 
zeichnung keine  glückliche ;  der  rote  Check 
ist  juristisch  kein  Check,  wenigstens  fällt 
er  nicht  unter  den  Betriff,  den  die  Heimats- 
länder des  Checks  mit  diesem  Namen  ver- 
binden. —  Uebrigens  hat  das  Wort  Giro- 
anweisimg ausser  seiner  regulären  noch  eine 
zweite  und  dritte  Bedeutung ;  es  wird  auch 
noch  für  Bankdepositenscheine  und  für  accep- 
tierte  Checks  gebraucht. 

7.  Aeltere  Torläofer  des  Cheoks.     Der 

Baum  gestattet  nicht,  auf  die  Frage  einzugehen, 
wie  weit  etwas  dem  Check  ähnliches  im  Alter- 
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turne  vorgekommen  ist.  Einige  litterarische 
Hinweise  sind  im  Litteraturrerzeichnis  gegeben. 
Das  Mittelalter  zeigt  zahlreiche  schriftliche 
Anweisungen  auf  Schuld.  Namentlich  pflegten 
im  13.,  14,  und  15.  Jahrh.  die  Kaiser  (Rudolph  I., 
Ludwig  der  Bayer,  Karl  IV.)  sowie  die  Könige 
von  Polen  und  Dänemark,  die  Herzöge  von 
Sachsen,  von  Braunschweig  und  Lüneburg  und 
sonstifi^e  Machthaber  ihrer  Geldnot  dadurch  ab- 
zuheilen, dass  sie  ihren  Gläubigem  statt  der 
Barzahlung  Anweisungen  auf  die  fälligen  oder 
fällig  werdenden  Abgaben  ihrer  Stüdte  (z.  B. 
Lübeck,  Danzig,  Lüneburg,  Nordheim,  Göttingen, 
Helmstedt)  oder  ihrer  Schlossinhaber  erteilten; 
da  sie  den  Städten  gegenüber  in  diesen  An- 
weisungsurkunden gleichzeitig  zu  quittieren 
pflegten,  so  hiessen  dieselben  oft  Q  u  i  1 1  a  n  t i  e  n. 
Nicht  selten  lauteten  sie  auf  den  Inhaber,  zu- 
weilen begegnet  die  Ordreklausel ;  Uebertragun- 
gen  an  Dritte  kommen  vor.  auch  Ueberziehun- 

fen.  Der  Rat  der  Stadt  Lüneburg  war  im  14. 
ahrhundert  den  Herzögen  von  Braunschweig, 
der  Danziger  Rat  am  Ende  des  15.  Jahrh.  den 
Königen  von  Polen  .ständige  Anweisungsstelle; 
selbst  die  kleinsten  Ausgaben  der  polnischen 
Königin  wurden  statt  per  Kasse  durch  Anwei- 
sung auf  die  Stadt  Danzig  berichtigt.  Auch 
Städte,  wie  Lüneburg,  wiesen  ihrerseits  auf  ihre 
Schuldner  und  Abgabepflichtigen  (Sulzmeister, 
ZöUnerj  an  (v.  Kostanecki). 

In  England  pflegten  die  Könige  im  13. 
und  14.  Jahrh.  ihren  Gläubigern  statt  baren 
Geldes  Anweisungen  auf  die  Lords  des  Exche- 
quer,  der  kgl.  Schatzkammer,  zu  geben;  die- 
selben scheinen  den  Namen  bills  de  scaccario*) 
geführt  zu  haben.  Auch  gab  der  Exchequer 
im  Mittelalter  seinerseits  oft  sog.  tallys  of 
pro  (eine  Abart  der  Kerbhölzer)  in  Zahlung; 
„dieselben  enthielten",  wie  von  Kostanecki 
mitteilt,  „das  einer  bestimmten  Person  abge- 
gebene Versprechen,  sie  würde  aus  den  in  der 
Band  eines  namentlich  genannten  öffentlichen 
Beamten  befindlichen  Einnahmen  befriedigt 
werden".  Diese  tallies  waren  also  Kerbholzan- 
weisungen der  Centralkasse  auf  Untereinnehmer ; 
im  Mittelalter  waren  sie  unübertragbar. 

In  Genua  wies  der  Staat  schon  im  13. 
Jahrh.  auf  die  Kasse  der  C.'onsuln  des  Meeres  an. 

Diese  Anweisungen  der  öffentlichen  Ge- 
walten sind  nicht  C'hecks,  sondern  nur  für  Vor- 
läufer der  Check s  zu  erachten. 

8.  Geschichtliche  Entwickelnng  des 
Check»  in  der  neueren  Zeit,  a)  Die  Hei- 
mat der  Bankdepotanweisung  des  regulären 
Checks  ist  Italien,  die  ältesten  uns  er- 
haltenen Checks  stammen  aus  S  i  c  i  1  i  e  n  ; 
in  Palermo  sind  seit  1416  sogenannte  polizze 
nachweisbar,  welche  von  Staatsbehörden  auf 
öffentliche,  bei  Bankiers  deponierte  respek- 
tive eingezahlte  Gelder  ausgestellt  wuwlen. 
Checks,  die  von  Privatleuten  auf  ihr  Bank- 
guthaben gezogen  und  bei  Vorzeigimg  fällig 
waren,  begegnen  seit  der  zweiten  Hälfte 
tles  16.  Jahrhunderts  vielfach,  so  in  M  e  s  s  i  n  a 


')  Von  diesem  Worte,  von  dem  das  eng- 
lische exchequer  (franz.  ^chiquier)  herstammt,  ist 
das  Wort  Check  ahgoleitet,  dessen  historisch 
richtigere  Schreihart  also  Cheque  ist. 


(1543),  Neapel  (1573),  Mailand  (soge- 
nannte cedole  per  cartiilario,  zum  Beispiel 
1593),  mit  Inhaberklausel  in  Bologna  (G. 
V.  1606),  Ob  Venedigs  contadi  di  banco 
(1421)  Checks,  De|X)sitenscheine  oder  blosse 
Copieen  der  Buchemträge  (partidae)  gewesen, 
ist  zweifelhaft;  doch  müssen  bei  der 
zecca,  welche  auch  Depositenbank  des 
Staats  war,  Zahlungen  auf  Checks  (maudati) 
geschehen  sein  (Goldschmidt,  Univers.- 
Geschichte  des  Handelsi'cchts  1  S.  325).  Die 
I  Erinnenmgen  an  die  Bankanweisungen  der 
I  früheren  Jahrhnndt^rto  waren  in  Italien  an- 
scheinend geschwunden,  als  der  englische 
Check  in  der  Gegenwart  Eingang  und  Nach- 
alimung  fand.  Nachdem  1867  der Kongress  der 
Handelskammern  den  Wunsch  nac*h  einem 
Checkgesetze  ausgcspn»chen  hatte,  rei)rodu- 
zierte  der  Präliminarentwurf  des  Handels- 
gesetzbuchs 1877  die  Bestimmungen  des 
h-anzösischen  Checkgesetzes.  Da  die  Ent- 
wurfsberatung sich  lange  hinzog,  ergingen 
1881  ein  Gesetz  und  2  Verordnungen  über 
einzelne  Punkte  des  Checkrechts,  nament^ 
lieh,  obschon  keineswegs  ausschliesslich, 
über  die  Stempelpflicht.  Diese  Erlasse  sind 
nunmehr  sämtlich  beseitigt  durch  das  nach 
13  jähriger  Arbeit  zu  stände  gebrachte  neue 
Handelsgesetzbuch  vom  31.  Oktober  18S2, 
dessen  lü.  Titel  Kap.  2  den  Check  in  6 
Artikeln  (Art.  339—344)  regelt.  Diese  Rege- 
lung steht  dem  französischen  Muster  weit 
freier  gegenüber  als  der  erste  Entwurf  imd 
als  das  beigische  fiecht. 

b)  Sehr  verbreitet  war  der  Gebrauch 
der  Anweisungen  als  Zahlmittel  in  den 
Niederlanden,  besonders  seit  dem  An- 
fange des  17.  Jahrhunderts,  in  Antweipen 
und  Amsterdam.  In  Antwerpen  sollte 
nach  den  Satzungen  von  1608  zwar  nie- 
mand zur  Annalime  der  sogenannten  bewijs- 
inge  oder  bewijs  verpflichtet  sein,  ihre  An- 
nahme aber  als  Zahlung  gelten,  falls  sie 
nicht  binnen  gewisser  Zeit  (3  Monaten)  nach 
Empfang  zur  Zahlung  vorgelegt  wonlen; 
ein  besondei-es  Verhältnis  zwischen  Aus- 
steller und  Bezogenem  scheint  nicht  erfor- 
dert gewesen  zu  sein.  In  Amsterdam 
entwickelte  sich  mit  dem  Berufsstande  ge- 
werbsmässiger Kasseverwalter,  sogenannter 
Kassiers,  wohl  noch  vor  1608  eine  be- 
sondere Urkunde,  das  Kassiersbriefje. 
Es  war  das  der  Form  nach  selten  eine  An- 
weisung, vielmehr  meist  eine  in  Erwartung 
der  Zahlung  ausgestellte  und  als  Zahlmittel 
l>enutzte  Quittung,  in  welcher  der  Aus- 
steUende,  ein  Kaufmann,  im  voraus  bekannte, 
eine  Summe  Geldes  von  seinem  Kassier  er- 
halten zu  haben.  Die  wichtigsten  Rechts- 
fragen bezüglich  dieser  Papiere  wurden  erst 
am  30.  Januar  1776  durch  eine  Amsterdamer 
Keure  gesetzlich  geregelt.  Der  in  Holland 
1811  zur  Einführung  gelangte  französische 
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Code  de  oommei-ce  schwieg  sowohl  von  den 
Kassierern  wie  von  den  Kassiersbriefen ;  da- 
g^egen  hat  das  nationale  Handelsgesetzbuch 
von  1838  trotz  lebhafter  Opposition  Kassierer 
lind  Kassierspapier  (Art.  221 — 229)  wiedenim 
geregelt  und  zwar  wesentlich  auf  der  Grund- 
lage jener  Amsterdamer  Keure  von  1776. 
Ihese  ßegelung  ist  nicht  gerade  glücklich, 
und  eine  Refonn  ist  vorbereitet.  Im  Jahre 
1886  ist  ein  von  der  Kommission  zur  Revision 
des  niederländischen  Handelsgesetzbuchs 
herrührender  Entwiu^  eines  Gesetzes  über 
die  Handelspapiere  veröffentlicht  worden, 
dessen  Titel  TII  und  IV  den  Anweisungen 
bezw.  den  Checks  gewidmet  sind  und  dem 
Schweizer  Checkrecht  sieh  teilweise  an- 
schliessen. 

c)  Dem  Beispiele  Hollands  folgten  die 
Kaufleute  in  England,  obgleich  schon 
1357  Sir  Thomas  Greshani  sie  darauf 
hingewiesen  haben  soll,  erst  am  Ende  des 
17.  Jahrhimderts.  Sie  deponierten  nämlich, 
nachdem  Karl  L  ihre  in  der  Münze  nieder- 
gelegten GeldvoiTäte  in  Form  einer  Zwangs- 
anleihe (1640)  an  sich  genommen,  ihr  Me- 
tallgeld bei  den  Goldschmieden,  die 
zugleich  Geldwechsler  und  Geldhäudler 
waren.  Ueber  die  deponierten  Beträge  ga- 
tien  entweder  die  Goldschmiede  dem  Depo- 
nenten Empfangsscheine  auf  den  Inhaber 
(Goldsmith's  oder  Banker's  Notes),  oder  der 
Deponent  erteilte  seinerseits  dem  Gold- 
^miede  den  schriftlichen  Auftrag,  an  seine 
Gläubiger  eine  bestimmte  Suname  zu  zahlen ; 
letztere  Aufträge  hiessen  —  nach  M  a  c  1  e  o  d 
und  Birnbaum  —  cash  not  es  oder  notes 
schlechthin.  Bei  Abbruch  des  alten  Lon- 
doner Citythores  sind  unlängst  solche  An- 
weisungen vom  Jahre  1683  und  1689  auf- 
gefunden worden.  Es  sind  die  ältesten  uns 
überlieferten  englischen  Checks;  der  Name 
(che^iuer,  dann  cheque  oder  check)  lässt  sich 
dagegen  nur  bis  ins  vorige  Jahrhundert  zu- 
rückverfolgen. Der  Zusammenhang  von 
Goldschmiedekunst  und  Bankiergewerbe 
löste  sich  allmählich.  Die  Goldschmiedsan- 
weisimg wird  ziu*  Anweisung  auf  den  Ban- 
kier und  zwar  zunächst  auf  den  Privat- 
bankier.  Den  grösseren  Handelsgesellschaften, 
insbesondere  den  Aktienbanken  wird  erst 
1828  von  den  Kronjiudsten  die  Befugnis  zu- 
gesprochen, das  Depositengeschäft  in  Ver- 
bindung mit  Gheckeinlösung  zu  betreiben; 
vorher  schien  dies  als  Eingriö  in  das  Noten- 
privileg der  Bank  von  England  ihnen  ver- 
wehrt. Seit  der  Mitte  unseres  Jahrhunderts 
hat  der  englische  Checkverkehr  ungeahnte 
Dimensionen  angenommen.  Durch  das  Lon- 
doner Clearing-Souse  allein  gelangen  jähr- 
heh  Checks  in  ungefährem  Gesamtbetrage 
von  2Vs — 5  Milliarden  £  zur  Zahlung,  täg- 
lich etwa  60—80000  Stück;  die  Checkliste 
eines    einzigen    Bankiers    soll   bereits   die 


Länge  von  400'  betragen  haben.  Nach  einer 
oft  citierten  Anekdote  Alphonse  Esquiros 
charakterisierte  um  die  Mitte  dieses  Jahr- 
hunderts die  Zahlung  mittelst  Checks  den 
Gentleman:  heutzutage  erstreckt  sich  der 
Gebrauch,  bei  einer  Bank  Kasse  zu  halten 
und  bei  Zahlungen  anstatt  des  baren  Geldes 
Checks  auf  die  Bank  zu  geben  —  nach 
Koch  —  auch  noch  auf  viel  tiefere  Gesell- 
schaf tsschichten  . 

Die  rechtliche  Regelimg  der  Checks  blieb 
in  England  lange  Zeit  im  allgemeinen  dem 
Gewohnheitsrechte  fiberlassen,  abgesehen 
von  der  gesetzlichen  Entscheidimg  einzelner 
Specialfragen  und  der  Regelung  der  Stempel- 
pflicht. Erst  bei  Kodifikation  des  Wechsel- 
rechts für  das  ganze  vereinigte  Königreich 
wurde  auch  der  Check  in  10  Artikeln  gere- 
gelt (s.  73—82  der  Bills  of  Exchange  Act. 
1882.  45  &  46  Vict.  eh.  61).  Die  Dürftig- 
keit dieser  Bestimmungen  erklärt  sich  da- 
durch, dass  der  Gesetzgeber  in  dem  Check 
nm*  eine  besondere  Wechselart  sieht  und 
ihn  daher  in  aUen  nicht  ausdrücklich  gere- 
gelten Punkten  dem  Wechselrechte  imter- 
stellt.  Für  Schottland  bestehen  nm*  zwei 
Abweichungen  vom  englischen  Checkrecht, 
vgl.  unten  sub  9,  f  u.  i. 

djVon  den  englischenKolonieen  besitzen 
Malta  (in  der  Ordonnanz  Nr.  13  vom  2. 
Oktober  1857,  Tit.  YHI,  Kap.  2,  Art.  245, 
246,  u.  313),  das  ganze  Dominium  Ca  na  da 
(in  der  Act.  v.  16.  Mai  1890,  Art.  72—81), 
Ostindien  (in  The  Negotiable  Instruments 
Act.  XXVI  of  1881)  und  die  Insel  Mauri- 
tius in  der  Ordonnanz  über  die  Präsenta- 
tion der  Checks  zum  Inkasso  v.  24.  Dezem- 
ber 1886  (sog.  Cheques-Ordinance)  Special- 
vorschriften über  den  Check. 

e)  In  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  haben  die  Checks  eine  Verbreitung 
gefunden,  die  über  die  englische  noch  hin- 
au^ht.  In  den  meisten  Staaten  der 
Union  werden  selbst  die  Löhne  in  Checks 
gezahlt.  Eine  Kodifikation  fehlt  bisher; 
nur  bezüglich  der  Abschaffung  der  Respekt- 
tage ergingen  in  einzelnen  Staaten  der  Union 
Gesetzgebungsakte. 

f)  In  Portugal  scheinen  die  Checks  am 
Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  unter  dem 
Namen  notas  de  banco  Eingang  gefunden 
zu  haben,  wohl  unter  Einfluss  des  englischen 
Verkehrs.  Das  H.G.B.  von  1833  hat  unter 
der  Doppelbezeichnung  cheque  oder  maudato 
sobre  banqueiro  das  Institut  geregelt,  frei- 
lich in  höchst  lückenhafter  Weise  (Art.  430 
bis  434),  Man  konnte  sogar  darüber  streiten, 
ob  der  Gesetzgeber  den  Check  als  Wechsel- 
ähnliches  Papier  oder  als  Auftrag  des  bür- 
gerlichen Rechts  betrachtet  wissen  wollte. 
Diese  und  andere  Zweifel  sind  durch  das 
neue  port.  H.G.B.  vom  28.  VI.  1888  (BuchU, 
Tit.  6,  llauptst.2,  Satz  341—343)  entschieden. 
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Diese  Neuregelung  entfernt  sich  sehr  er- 
hebhch  von  dem  bisher  geltenden  Rechte 
und  schliesst  sieh  aufs  engste  dem  Vorbilde 
Italiens  an. 

g)  Während  in  Holland,  England  und 
woM  auch  in  Portugal  die  gesetzliche  Re- 
gelung der  Handelßsitte  erst  verspätet  folgte, 
suchten  eine  Reihe  anderer  Staaten  im 
letzten  Vierteljahrhundert  dim;h  le^sla- 
torische  Akte  den  Checkverkehr  in  ihren 
Ländern  ins  Leben  zu  rufen  oder  doch  zu 
fördern,  sei  es  durch  besondere  Checkgesetze 
(Franki-eich,  Belgien),  sei  es  durch  Aufnahme 
von  Specialvorschriften  bei  der  Gesamtkodi- 
fikation ihres  Handelsreclits  (Schweiz,  Ita- 
lien, Spanien,  Portugal,  Rumänien).  In 
Frankreich  gab  es  schon  frühzeitig  sog. 
bons  de  caisse,  welche  die  französischen 
Juristen  als  »cheques  ä  Tetat  embryonnaire« 
bezeichnen;  femer  existierten  neben  den  man- 
dats  rouges  (d.  h.  Giroanweisungen)  auch 
die  mandats  blancs  (ZahlungScinweisungen) 
im  zinsUchen  Depositalverkehr  der  Banque 
de  France;  endlich  bediente  man  sich  zur 
Stempelersparung  vielfach  der  »forme  men- 
teuse«  des  Quittungschecks  (cheque-recepissö, 
eheQue-re<;'u) ,  dessen  Gebrauch  zu  vielen 
Recntsstreitigkeiten  führte.  Seit  1861  erging 
(zuerst  wohl  von  Mich.  Chevalier  [s.  d. 
unten  S.  42/43])  der  Ruf  nach  Einführung  des 
englischen  Deposital-  und  Checksystems ;  der- 
selbe führte  zum  Vorschlage  einer  Ermässi- 
gung des  Anweisungsstempels  und  im  weite- 
ren Verlaufe  zum  Erlass  des  G.  v.  14  Juni 
1865,  das  dem  Check  nicht  nur  volle  Stempel- 
freiheit sicherte,  sondern  auch  eine  ziemlich 
eingehende  Ptegelung  des  Instituts  brachte; 
leider  entsprang  dabei  eine  Reihe  von 
engherzigen  Bestimmungen  der  fiskalischen 
Befürchtung,  dass  der  steuerfreie  Check 
als  Surrogat  des  hochbesteuerten  Wech- 
sels benutzt  werden  könnte.  Die  Steuer- 
freiheit -wurde  schon  1871  wieder  beseitigt. 
Aml9.Februärl874  erging  sodann  eineNovelle, 
die  ausser  ehier  Stempelerhöhung  verschie- 
dene Specialbestimmungen  enthält,  die  gleich- 
falls jener  Furcht  vor  Missbrauch  des  Checks 
zu  Steuerhinterziehungen  entsprungen  sind; 
hierher  gehören  insbesondere  höchst  illibe- 
rale Normen  über  die  Datierung.  Eine  1878 
von  der  Regierung  zug-esagte  Reform  des 
Checkgesetzes  ist  noch  immer  nicht  erfolgt. 

h)  Dem  Beispiele  Frankreichs  folgte 
Belgien,  wo  insbesondere  unter  den  Kauf- 
leuten Antwerpens  ein  ziemlich  lebhafter 
Checkverkehr  bereits  bestand,  mit  dem  G. 
vom  20.  Juni  1873  »sur  les  cheques  et  autres 
mandats  de  payement  et  offres  reelles«.  Es 
schliesst  sich  wesentlich  dem  französischen 
Vorbilde  an,  gewährt  aber  dem  Check  volle 
Stempelfi-eiheit. 

i)  In  der  Schweiz  hatte  der  Check  in 
Basel,  Bern  und  Zürich  bereits  Eingang  ge- 


funden, so  dass  schon  der  Entwurf  eines 
schweizerischen  H.G.B.  vom  Jahre  1864 
einige  Normen  über  ihn  enthielt  (Art.  443 
u.  444) ;  dagegen  wurden  in  die  ersten  Ent- 
würfe eines  Obligationenrechts  keine  Be- 
stimmungen über  unser  Papier  aufgenommen. 
Erst  auf  Verlangen  der  Bundesversammlung 
wurde  diese  Lücke  ausgefüllt  und  dem 
Check  ein  besonderer  Titel  von  8  Artikeln 
gewidmet  (Tit.  30,  Art.  830—837).  Derselbe 
trat  mit  dem  Bundesgesetze  vom  14.  Brach- 
monat 1881  am  11.  Januar  1883  in  Kraft 
Er  schliesst  sich  im  allgemeinen  dem  franzö- 
sischen Rechte  an,  ist  aber  weit  weniger 
engherzig  und  enthält  auch  in  dem  von  ihm 
aufgestellten  Erfordernis  der  Selbstbezeich- 
nung der  Urkunde  als  Check  (sog.  Check- 
klausel) eine  verdienstvolle  Neuerung. 

k)  Bumänien.  Der  neue  rumänische 
Codicele  de  commerciu  vom  6./ 18.  April 
1877  bietet  in  seinen  6  Artikeln  (Art.  364 
bis  369)  mit  einer  einzigen  Abweichung  eine 
wortgetreue  Uebersetzung  des  italienischen 
Checkrechts.  Diese  Abweichung  besteht  in 
der  Anerkennung  der  allgemeinen  Check- 
fähigkeit und  erUärt  sich  daraus,  dass  Rimiä- 
nien  sich  nicht  der  definitiven,  sondern  der 
vorletzten  Formulierung  des  italienischen 
Gesetzbuchs  angeschlossen  hat. 

1)  Nacih  Spanien  gelangten  die  Checks 
gegen  das  Jahr  1847;  aber  ihre  gesetzliche  Re- 
gelung erfolgte  erst  im  Jahre  1885,  indem 
bei  der  Revision  des  Handelsgesetzbuchs 
ein  besonderer  Abschnitt  dem  »mandato  de 
|)ago  genannt  Check«  gewidmet  wurde 
(Art.  534—543).  Der  Einfluss  des  franzö- 
sischen Rechts  ist  unverkennbar;  dem  eng- 
lischen Rechte  entlehnt  ist  nur  eine  Be- 
stimmung  über  die   durchquerten    Checks. 

m)  Was  Deutschland  anbelangt,  so 
fehlte  es  schon  im  17.  Jahrhundert  keines- 
wegs an  An-  und  Ueberweisuugen  zum 
Zwecke  der  Zahlung,  namentlich  in  den 
Messplätzen  und  in  Hamburg,  woselbst  es, 
wie  in  Amsterdam,  gemeinschaftliche  Kas- 
sierer gab.  Die  Gesetzgebung  stand  diesen 
An-  und  üeberweisungen  nicht  wohlwollend 
gegenüber,  teils  weil  man  in  ihnen  eine 
geflQirliche  Konkiurenz  der  Girobanken  er- 
blickte, teils  weil  man  die  »Irrungen«,  die 
bei  FaUissements  einzutreten  pflegten,  fürch- 
tete. Im  18.  Jalu:himdert  begegnet  in  ein- 
zelnen Orten  eine  an  den  Check  erinnernde 
kaufmännische  Kassenanweisung,  ja  einzelne 
Wechselordnimgen  jener  Zeit  (Braunschweig, 
Frankfiui:,  Km-pfalz)  verpflichten,  im  Gegen- 
satze zu  den  Verboten  anderer  Wechsel- 
gesetze, den  Wechselinliaber  sogar  zur 
Annahme  von  Verweisungen  auf  Dritte,  bei 
denen  das  Qreld  »per  Cassa  zu  zahlen  parat 
liegt« ;  nach  Marperger  obligiert  wemgstens 
die  Complaisance,  welche  Kaufleute,  die  in 
einer  Stadt  wohnen,  sich  unter  einander  zu 
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erweisen  schuldig  sind,  die  Mühe  der  As- 
signationseinziehuDg  zu  übernehmen.  —  In 
diesem  Jahrhundert  war  es  in  Hamburg 
kaufmännische  Sitte,  keine  Kasse  zu  lialten 
und  alle  diejenigen  Zahlungen,  die  nicht 
durch  Ab-  und  Zuschreibungen  bei  der 
Hamburger  Bank  geschehen*  konnten,  auf 
einen  Geldwechsler  anzuweisen.  Aehnliche 
Gebräuche  bestanden  —  nach  Koch  —  mit 
Hilfe  der  sog.  Geldmakler  in  Bremen  und 
an  mehreren  Seeplätzen.  In  anderen  deut- 
schen Staaten  hingegen  stand  der  Ausbildung 
der  Kassenanweisung  das  partikularrechtlich 
für  Privatbanken  bestehende  Verbot  der 
Annahme  verzinsbarer  Depositen  und  insbe- 
sondere die  verhängnisvolle  Stempelsteuer 
entgegen.  Der  Verkehr  wusste  freilich  das 
Stempel^setz  durch  allerlei  Quittungen, 
Accreditive,  Stellzettel  und  Dispositions- 
scheine zu  umgehen. 

Gegen  die  Mitte  des  Jahrhunderts  wand- 
ten einzelne  Bankinstitute  (besonders  der 
Berliner  Kassenverein,  die  Frankfurter  Bank, 
die  Danziger  Privatbank  und  die  städtische 
Bank  in  Breslau)  sich  der  Pflege  des  Depo- 
siten- und  Checkverkehrs  nach  englischem 
Vorbild  zu ;  aber  erst  in  den  letzten  25  Jah- 
ren hat  das  Gheckwesen  auch  seitens  der 
Privatbankiers,  Sparkassen  und  Vorschuss- 
vereine Pflege  geiunden  und  bei  den  grossen 
Bankinstituten  bedeutende  Dimensionen 
angenommen.  In  erster  Linie  steht  die 
Eeichsbank,  deren  Giro-  und  Checkverkehr 
in  wahrhaft  grossartiger  Weise  sich  ent- 
faltet hat;  im  Jahre  1896  sind  auf  Giro- 
Conto  verausgabt  durch  Barzahlungen,  wel- 
che wesentlich  durch  (weisse)  Checks  er- 
folgen, fast  12  Milliarden  Mark  (11974 
Millionen);  auch  die  deutschen  Eisenbahn-, 
Post-  und  Steuerverwaltungen  und  sogar 
die  Ministerien  machen  sich  seit  einigen 
Jahren  den  Check  für  ihr  Zahlungs-  und 
Abrechnungswesen  in  immer  steigendem 
Umfange  dienstbar.  (Riesser.)  Auch  der 
neuen  Preussischen  Centralgenossenschafts- 
kasse  ist  durch  G.  v.  31.  Januar  1895  §  2 
Z.  3  die  Annahme  von  Geldern  im  Check- 
verkehr eingeräumt,  üeber  den  heutigen 
deutschen  Rechtszustand  vgl.  unten  sub  13. 

n)  In  Oesterreioh  fehlte  es  bereits 
im  vorigen  Jahrhundert  nicht  an  Anwei- 
sungen auf  das  bei  einem  »Tertio  parate 
Geld«.  Der  üsame  Check  begegnet  zum 
ersten  Mal  in  der  Kundmachung  der  Oester- 
reichischen  Kreditanstalt  vom  9.  AprU  1858 
(Hammerschlag).  Einen  bedeutenden 
Aufschwung  hat  auch  in  Oesten-eich  der 
Checkverkehr  erst  in  neuester  Zeit  ge- 
nommen, namentlich  bei  dem  Wiener  Gii-o- 
und  Kassenvereine  (es  wurden  im  Jahre  1897 
auf  ihn  42791  Gelachecks  im  Betrage  von 
über  1634  Millionen  Gulden  gezogen),  bei  der 
n/ederösterreichischen   Eskomptegesellsehaft 


und  bei  der  österreichisch-ungarischen 
Bank  mit  ihren  47  Zweiganstalten,  deren 
neueste  Giroverkehrsbestimmungen  sich 
denen  der  Deutschen  Reichsbank  im  wesent- 
lichen anschliessen ;  endlich  auch  bei  dem 
k.  k.  Postsparkasseuamte.^)  Eine  ganz  eigen- 
tümliche Ausdehnung  hat  in  Oesterreich  der 
Checkverkehr  noch  dadurch  gefunden,  dass 
nicht  nur  auf  Geldzahlung,  sondern  (bei  dem 
Wiener  Giro-  und  Kassenvereine)  auch  auf 
Ausantwortung  fungibler  Wertpapiere  Checks 
ausgestellt  werden  können.  Letztere  Checks 
heissen  Effektenchecks  (vgl.  oben  sub 
4  b) ;  sie  haben  die  Deponierung  eines  Quan- 
tums der  resp.  Wertpapiere  bei  der  be- 
zogenen Bank  zur  Voraussetzung,  üeber  die 
Gesetzgebung  vgl.  unten  sub  12. 

o)  In  Skandinavien  wurde  ein  von 
Lassen  und  T  h  o  m  s  e  n  1895  ausgearbeiteter 
dänischer  Entwurf  von  Delegierten  aller 
3  nordischen  Reiche  1896  beraten.  Diese 
Beratung  führte  zu  dem  dänischen  Ge- 
setz über  Checks  und  andere  Sichtanweisun- 
gen vom  23.  April  1897  in  18  Paragraphen. 
Materiell  stimmt  mit  diesem  Gesetz  überein 
das  norwegische  »Lov  om  visse  Anvisninger 
(Checks)«,  das  gleichzeitig  mit  dem  dänischen 
am  1.  Januar  1898  in  Kraft  getreten  ist  und 
nur  die  dänischen  Paragraphen  16  und  17  (über 
Stempel  und  formwidrige  Anweisung)  ge- 
strichen hat.  Der  skandinavische  Check  ist 
nur  eine  Sichtanweisung  mit  liinzutretender 
Regressverbindlichkeit  des  Ausstellers  und 
essentieUer  Checkklausel.  Vgl.  auch  oben 
sub  1. 

p)  In  Peru  ergmg  am  9.  Oktober  1888  ein 
Specialgesetz  über  die  Checks.  Es  ist  nach 
französischem  Muster  gearbeitet,  aber  noch 
engherziger  als  sein  Vorbild. 

q)  In  Argentinien  kam  nach  langen 
Vorarbeiten  (Entwürfe  von  1876  und  1889, 
letzterer  von  Segovia)  am  9.  Oktober  1889 
ein  Handelsgesetzbuch  zu  stände,  dessen 
Art.  798—843  den  Check  sehr  weitläufig 
und  dabei  äusserst  engherzig  regeln;  hier- 
nach kann  der  Check,  der  auch  Metallan- 
weisung (Ubranzo  por  metaUico),  Sichtzah- 
lungs-Ordre  oder  Talon  genannt  wird,  nur 
auf  inländische  Banken  und  nur  unter  Ver- 
w^endung  eines  Formulars  gezogen  werden, 
auch  setzt  derselbe  ein  Kontokorrentverhält- 
nis oder  offenen  Kredit  oder  Disponibilität 
der  Fonds  voraus.  Die  Redaktion  ist  sclüecht, 
das  englische  Recht,  das  dem  Abschnitt  über 
die  gequerten  Checks  (cheques  crusados)  zu 
Grunde  liegt,  zuweilen  missverstanden. 

r)  In  Japan  waren  die  Checks  bereits 
in  der  1.  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  (nach 


^)  Gesamtbetrag  der  Einlagen  im  Check- 
verkehr der  Post  im  Jahre  1894  über  1366  Mil- 
lionen, der  Rückzahlangen  über  1363  Millionen, 
davon  Kassachecks  über  433  Millionen  Golden 
(Hammerschlag). 
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Wi  g  m  0  r  e)  wohlbekannt.  Das  Handelsgesetz- 
buch vom  26.  April  1890  enthält  einen  am 
1.  Juli  1893  in  Kraft  getretenen  Abschnitt 
über  die  Checks  (Artt.  811—818).  Die  Be- 
stimmungen schliessen  sich  teiiweis  dem 
englischen  Recht  an,  zeigen  jedoc-h  auch  eng- 
herzige Beschränkungen  und  harte  Strafbe- 
stinmnmgen,  die  dem  Vorbilde  ganz  fremd 
sind. 

s)  Andere  Länder.  Obwohl  der  Check 
auch  nach  Ungarn^),  Russland  und 
China  gelangt  ist,  so  felüt  es  doch  in  diesen 
Ländern  noch  an  Checkgesetzen.  Für  Finn- 
land erschien  1895  ein  Entwurf  mit  Mo- 
tiven (Lasse  n).  —  Ueber  Gr  u  a  t  e  m  a  1  a  vgl. 
oben  sub  5  a.  £. 

9.  Das  geltende  Checkrecht  (ilroBSbri- 
tannlens.  a)  Definition.  Der  englische 
('heck  ist  nach  der  gesetzlichen  Definition  (s. 
73  der  Bills  of  Exchange  Act,  vgl.  oben  sub 
8  c)  ein  auf  einen  banker  gezogener,  auf  An- 
fordern zahlbarer  Wechsel.  (A  cheque  is  a  bül 
of  exchange  drawn  on  a  banker  payable  on 
demand.) 

b)  Eigenschaft  des  Bezogenen.  Der 
Bezogene  muss  ein  banker  sein;  ob  übrigens 
Einzelkaufmann  oder  Gesellschaft  oder  Korpo- 
ration, ist  gleichgültig.  Der  Begriff  des  banker 
deckt  sich  nicht  mit  dem  des  kontinentalen 
Bankiers ;  der  Eifektenkommissionär,  der  blosse 
Wechseldiskonteur  ist  kein  banker;  vielmehr 
ist  es  derjenige,  der  Gelddepositen  annimmt  in 
der  Absicht,  dies  Geld  auf  Zinsen  auszuleihen 
oder  es  sonst  mit  Nutzen  zu  placieren.  —  Der 
Bezogene  braucht  sich  nicht  als  banker  zu  be- 
zeichnen ;  auch  auf  der  Urkunde  bedarf  es  dieser 
Bezeichnung  nicht. 

c)  Depot.  Es  bedarf  weder  eines  baren 
Depots  noch  irgend  einer  vorangehenden  Deck- 
ung. Auch  auf  zugesagten  ungedeckten  Kredit 
können  Checks  gezogen  werden.  Kommissions- 
checks (für  Rechnung  eines  Dritten,  s.  74  Z.  1) 
sind  statthaft. 

d)Sicht8telTung'.  Nur  der  Sichtcheck  ist 
Check;  jede  andere  Fälligkeitsbestimmung  würde 
der  Urkunde  den  Charakter  des  Checks  rauben. 

e)  Inhaber  Stellung.  Der  Check  kann, 
braucht  aber  nicht  auf  den  Inhaber  zu  lauten; 
er  kann  auch  auf  den  Namen  oder  an  Ordre, 
auch  auf  den  Namen  des  Ausstellers  oder  des 
Bezogenen  gestellt  sein. 

Der  Inhabercheck  wird  durch  Tradition,  der 
Ordrecheck  durch  Indossament,  auch  Blancoin- 
dossament,  übertragen. 

f)  Formelle  Erfordernisse  sind: 

1)  ein  schriftlicher  unbedingter  Zahlungs- 
auftrag. Das  englische  Recht  erkennt 
keine  Quittungscoecks  an. 

2)  Angabe  der  bestimmten  Checksumme; 
dieselbe  kann  auch  auf  Zinsen  lauten ; 

*)  Ueber  einen  interessanten  ungarischen 
Checkfölschnngsprozess  vgl.  Frank  in  den 
Wiener  Jurist.  Blättern  1897  Nr.  13  und  1898 
und  Hold  hei  ms  Monatsschrift  VI  S.  167  und 
VII  8.  88.  Im  Jahre  1889  wurde  durch  den 
G.  A.  XXXIV  bei  dem  Ung.  Postsparkassen amt 
der  Checkverkehr  eingeführt.  (Hamm  er- 
schlag.) 


bei  Abweichungen  der  Angabe  ia 
Zahlen  und  Buchstaben  entscheidet  die 
Angabe  in  Buchstaben.  Die  Summe 
ist  letzt  unbeschränkt,  nur  in  Schott- 
land darf  kein  Check  auf  weniger  als 
20  sh.  lauten  (s.  Mittermaier  in 
Z.  f..H.R.  31,  S.  342). 

3)  Unterschrift  des  Ausstellers. 

4)  Angabe  des  Bezogenen. 

5)  Angabe    des    Forderungsberechtigten 
(vgl.  oben  sub  e). 

Nicht  essentiell  ist:  die  Angabe  der  Ver- 
fallzeit (nur  darf  die  Fälligkeit  bei  Sicht  nicht 
ausgeschlossen  sein ;  ein  Check  ohne  Angabe  der 
Vertallzeit  gilt  als  Sichtcheck  [s.  70]),  ferner 
das  Orts-  und  Zeitdatum  (post-  und  antedatierte 
Checks  sind  gültig!]  sowie  der  Zahlungsort. 

Ortsverschiedeuneit  und  Vahitabekenntnis 
sind  weder  erfordert  noch  ausgeschlossen. 

g)  Accept  ist  ungewöhnlich  und  kann 
nicht  g-ef ordert  werden;  falls  erteilt,  wirkt  es 
wechselmässig ,  es  sei  denn  ungesetzlich  (von 
einer  Aktienbank  unter  Verletzung  der  Bank 
Charter  Act  auf  Inhaberchecks)  erteilt. 

Die  am  Londoner  Clearing-House  beteiligten 
Bankiers  pflegen  auf  sie  gezogene  Checks,  die 
für  die  Abrechnung  des  nämlichen  Tages  zu 
spät  eingeliefert  sind,  aber  für  die  Abrechnung 
des  nächsten  Tages  als  geeignet  anerkannt 
werden,  mit  ihren  Anfangsbuchstaben  zu  zeichnen 
(mark.),  lieber  die  Wirkung  dieses  marking 
herrscht  Streit.  Chalmers  meint  (S.  229):  „As 
between  banker  and  banker  marking 
a  cheque  probably  amounts  to  a  binding  re- 
presentation ,  that  it  will  be  paid;  but  it  is 
clearly  not  an  acceptance,  that  the  holder 
can  take  adventage  of." 

Der  Brauch  derselben  Bankiers,  einen 
roten  Ring  durch  die  Unterschrift  des  Aus- 
stellers hindurch  in  den  Text  des  Checks  hin- 
einzuziehen oder  auch  die  Namen  des  Aus- 
stellers zu  umgittern  (cancelling),  wirkt 
nicht  wie  ein  Accept;  es  giebt  dem  Inhaber 
jedenfalls  kein  besonderes  Recht  gegen  die  Bank. 

Die  im  Jahre  1877  gegründete  Checkbank 
giebt  ihren  Kunden  Blanketts,  auf  denen  ein 
Maximalbetrag  der  statthaften  Checksumme  ver- 
merkt ist;  dieselben  nähern  sich  aufs  höchste 
den  Banknoten;  Jevons  meint  sogar,  dass  sie 
nicht  sowohl  beglaubigte  Checks  als  vidmehr 
Verschreibungen  der  Bank  seien. 

Ehrenannahme  scheint  nicht  ausgeschlossen. 

h)  Pflichten  des  Bankiers.  Der  Ban- 
kier ist  bei  genügender  Deckung  zur  Einlösung 
der  Checks  seiner  Kunden  verpflichtet;  anderen- 
falls haftet  er  dem  Aussteller  nach  der  Praxis 
wegen  Vertragsbruchs  und  ist  überdies  auch 
verpflichtet,  den  aus  der  Kreditgefährdung  er- 
wachsenen Schaden  zu  ersetzen. 

i)  Pflichten  des  Bankiers  gegen 
den  Inhaber.  Dishonorierungsgrtinde. 
Widerruf,  Tod,  Konkurs  des  Ausstel- 
lers. In  Schottland  wird  der  Inhaber  des 
Wechsels  und  daher  wohl  auch  des  Checks,  wie 
in  Holland,  Eigentümer  der  Deckung  (s.  53,  2) ; 
ein  Klagerecht  gegen  die  Bank  wegen  unbe- 
fugter Dishonorierung  ist  ihm  daher  nicht  zu 
versagen. 

In  England  versagt  die  überwiegende  Mehr- 
heit der  Schriftsteller —  bis  auf  Macleod  und 
Barclay  —    dem   Inhaber    dies   Klagerecht; 
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eine  Aosnahme  ist  aber  jetzt  auch  dort  durch 
s.  74  [3)  zugelassen;  wird  nämlich  ein  Check 
mit  genügender  Deckung  gezogen,  aber  ver- 
spätet präsentiert  und  von  dem  inzwischen  in- 
solvent gewordenen  Bankier  nicht  eingelöst, 
wird  der  Aussteller  mithin  regressfrei,  so  wird 
der  Inhaber  an  Stelle  des  Ausstellers  zum 
Gläubiger  des  Bankiers  und  kann  diese  Forde- 
rung im  Konkurse  des  letzteren  geltend  machen. 

Der  Bankier  darf  und  muss  die  Zahlung 
trotz  vorhandener  Deckung  weigern  auf  den 
Widerruf  des  Ausstellers  und  anf  die  Nach- 
richt vom  Tode  oder  vom  Konkurse  seines 
Kunden,  d.  i.  des  Ausstellers  resp.  (bei  dem 
Konunissionscheck)  des  Kommittenten  des  Aus- 
stellers. 

Hat  eine  Bank  mehrere  Niederlassungen,  so 
ist  der  Kunde  im  Zweifel  nicht  befugt,  auf  eine 
andere  Niederlassung  zu  ziehen  als  diejenige, 
bei  welcher  sein  Conto  geführt  wird. 

Mangels  besonderer  Abrede  hat  der  Bankier 
die  Inhaber  verschiedener  Checks  in  der  Reihen- 
folge der  Präsentation  zu  befriedigen.  Die  ge- 
z^ten  Checks  sind  dem  Aussteller  nach  eng- 
lischer Praxis  im  Zweifel  zurückzugeben. 

k)  Präsentation.  Der  Check  soll  inner- 
halb einer  angemessenen  Zeit  (a  reaso- 
nable  time  of  its  issue)  zur  Zahlung  präsen- 
tiert werden.  Bei  Beurteilung  der  Angemessen- 
heit soll  der  Richter  (nach  s.  74,  2)  auf  die  Art 
der  Urkunde,  die  Handels-  und  Bankiersgebräuche 
sowie  auf  die  Verhältnisse  des  Einzelfalles  Rück- 
sicht nehmen.  In  der  Praxis  rft  die  Präsen- 
tation des  Platzchecks  in  der  Regel  nur  dann 
als  rechtzeitig  bewirkt,  wenn  derselbe  am  näch- 
sten Ta£^e  nach  Empfang  vom  Checknehmer 
selbst  oder  von  dessen  mit  der  Einkassierung 
beauftra^m  Bankier  präsentiert  wird.  Bei 
Diatanzchecks  muss  der  Checknehmer  mit  der 
Post  des  auf  den  Empfang  des  Checks  folgen- 
den Tages  den  Check  zur  Präsentation  absenden 
und  der  mit  der  Präsentation  Beauftragte  am 
nächsten  Tage  nach  Empfang  des  Briefes  die 
Präsentation  bewirken  (Birnbaum).  Höhere 
Gewalt  entschuldigt  die  Verzögerung.  —  Die 
Echtheit  der  Indossamente  braucht  der  zahlende 
Bankier  nicht  zu  prüfen. 

1)  Protest  und  Notifikation.  Protest 
mangels  Zahlung  ist  bei  Inlandchecks  nicht 
nötig;  dagegen  sind  die  Indossanten  und  der 
Aussteller  von  der  Dishonorierung  mit  „reaso- 
nable  diligence"  mündlich  oder  schriftlich  zu 
benachrichtigen.  Die  Benachrichtigung  kann 
erlassen  sein.  Sie  darf  dem  Aussteller  gegen- 
über unterbleiben,  falls  der  Bezogene  keine  Ver- 
pflichtong  zur  Auszahlung  des  Checks  gegen- 
über dem  Aussteller  hatte. 

m)  Die  angemessene  Frist  steht  jedem 
Inhaber  (Remittenten,  Indossatar)  zu.,  jedoch 
nnr  im  Verhältnis  zu  seinem  unmittelbaren  Vor- 
mann, so  dass  die  Haftbarkeit  eines  früheren 
Vormannes  resp.  des  Ausstellers  dadurch,  dass 
der  Check  durch  mehrere  Hände  geht,  keines- 
wegs verlängert  wird. 

n)  Regress.  Bei  rechtzeitiger  Präsen- 
tation und  Benachrichtigung  hat  der  Inhaber 
wechselmässigen  Regress  aus  der  Urkunde  gegen 
Aassteller  und  Indossanten;  anstatt  desselben 
kann  er  auch  aus  dem  zu  Grunde  liegenden 
Verhältnis  gegen  seinen  unmittelbaren  Vormann 
klagen,    also,     falls   er   den  Check   zahlungs- 


halber erhalten,  auf  die  alte  Forderung  zurück- 
greifen. 

Bei  nicht  rechtzeitiger  Präsentation  oder 
Benachrichtigung  werden  die  Vormänner  der 
Regel  nach  von  allem  und  jedem  Anspruch  frei ; 
nur  der  Aussteller  bleibt  selbst  dann  bis  zum 
Ablauf  der  sechsjährigen  Verjährungszeit  noch 
verhaftet  und  wird  nur  insoweit  entlastet,  als 
er  durch  die  Verzögerung  geschädigt  ist;  dies 
ist  namentlich  dann  der  Fall,  wenn  der  Bankier 
vom  Aussteller  Deckung  besass  und  nach  Ab- 
lauf der  angemessenen  Präsentationszeit  in  Kon- 
kurs geriet.  Dass  an  Stelle  des  hiernach  re- 
gressfrei gewordenen  Ausstellers  der  Inhaber 
Gläubiger  des  Bezogenen  wird,  ist  bereits  oben 
sub  i  erwähnt. 

o)  Stempel.  Der  Check  unterliegt  einem 
Fixstempel  von  einem  Penny.  Ungestempelte 
Checks  sind  ungültig. 

p)  Gefälschte  Checks.  Aus  Checks, 
deren  Unterschrift  nicht  echt  ist,  haftet  der 
angebliche  Aussteller  anscheinend  niemals  ^) ;  der 
Bezogene  muss  die  Unterschrift  des  Ausstellers 
kennen.  Der  Schaden  trifft  also  den  Bankier 
stets,  vorbehaltlich  seines  Anspruchs  gegen  den 
Fälscher  und  unter  Umständen  auch  gegen  den  be- 
reicherten Empfänger.  Ebenso  trifft  in  der  Regel 
der  Schaden  bei  Fälschungen  des  Checkin- 
halts, besonders  der  Check  summe,  den  Ban- 
kier ;  ausnahmsweise  haftet  aber  der  Aussteller, 
sofern  er  nämlich  durch  sein  Verhalten  die  In- 
haltsfälschung ermöglicht  oder  erleichtert  hat. 
Dies  wird  z.  B.  angenommen,  wenn  bei  Aus- 
füllung des  Formulars  ein  leerer  Raum  vor  der 
Checksumme  gelassen  ist.  Auch  muss  derjenige, 
der  unterzeichnete  Checkformulare  einem  anderen 
zur  Ausfüllung  übergeben  hat,  die  auftrags widrige 
Ausfüllung  gegen  sich  gelten  lassen  (Birn- 
baum). 

Ueber  gefälschte  Indossamente  vgl.  oben 
sub  k  am  Ende. 

q)  Crossing.  Sehr  üblich  ist  das  cros- 
sin g  (Kreuzen,  Sperren  oder  korrekter  das 
Durchqueren)  des  Checks.  Es  besteht  in 
der  Ziehung  zweier  paralleler  Querlinien  durch 
die  Vorderseite  des  Checks. 

Gewöhnlich  wird  zwischen  diese  beiden 
Linien   noch   ein  Zusatz  geschrieben,  nämlich 


*J  In  den  Verhandlungen  der  österreichischen 
Expertenkommission  vom  19.  Mai  1894  wurde 
jedoch  der  Meinung  \vidersprochen ,  dass  die 
englischen  Gerichte  die  gefälschten  Checks 
zu  Lasten  der  Aussteller,  die  falschen  zu  Lasten 
der  „Bezogenen"  stellen.  Gerade  das  Gegenteil 
sei  der  Fan.  Unter  Berufung  auf  Byles  führte 
der  Bankdirektor  Herz  wörtlich  aus :  „Hat  der 
Besitzer  eines  Checkbuchs  oder  der  Aussteller 
des  Checks  die  Gelegenheit  zu  dem  Betrüge  ge- 
geben, durch  Unwissenheit  oder  Leichtsinn,  oder 
hat  er  den  Betrug  durch  Unvorsichtigkeit  oder 
Leichtsinn  erleichtert,  so  hat  er  für  den  Schaden 
aufzukommen.  Die  Verurteilung  des  Bezogenen 
erfolgte  nur  dann,  wenn  er  es  in  gröblicher 
Weise  an  der  nötigen  Sorgfalt  fehlen  liess.'' 
Der  Experte  Blum  natte  eine  andere  englische 
Praxis  bekundet  (Beilagen  zu  den  stenogra- 
phischen Protokollen  des  österreichischen  Abge- 
ordnetenhauses 1895  Nr.  1333  S.  100).  Vgl. 
auch  Meili,  Cohn,  sowie  Vogt  in  den  unter 
Schweizer  Litteratur  citierten  Gutachten. 
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entweder  1.  die  Worte  „and  Company"  oder 
2.  der  Name  eines  Bankiers  oder  3.  die 
Klansei  ^not  negotiable".  Jeder  dieser  3 
Zusätze  kann  allein  erscheinen;  die  3.  Klausel 
kann  aber  auch,  was  sehr  üblich  geworden,  zu 
der  ersten  oder  zweiten  hinzutreten.  Ist  der 
Name  eines  Bankiers  genannt  (sei  es  mit  der 
dritten  Klausel  oder  ohne  dieselbe),  so  heisst  das 
Queren  ein  specielles;  jedes  andere  Queren 
ist  ein  generelles. 

Die  Specialquerung  ist  die  ältere.  Der  Aus- 
steller des  Checks  pflegte  vor  der  Begebung  den 
Namen  des  vermutlichen  Präsentanten,  nämlich 
des  Bankiers  des  Checknehmers,  quer  durch  den 
Kontext  des  Checks  zu  schreiben,  um  den  be- 
zogenen Bankier  vor  Auszahlung  an  einen  Un- 
befugten zu  schützen.  Später  liess  der  Aus- 1 
steller  die  Nennung  jenes  Namens  weg  und  be- 1 
schränkte  sich,  da  die  englischen  Bankfirmen 
auf  „&  Co."  zu  enden  pflegen,  auf  die  Worte 
„and  Company".  Der  ganze  Gebrauch  soll  im 
Verkehr  der  Clearinfi^housebankiers  entstanden 
sein ;  er  hat  aber  sich  Said  auch  auf  die  Kreise  der 
anderen  Bankiers  ausgedehnt.  Die  Gesetzgebung 
hat  sich  wiederholt  (ifee,  1858  und  1876)  mit  dem 
Crossing  befasst ;  die  Bestimmungen  der  sogenann- 
ten Crossed  Cheques  Act  von  1876  sind  mit  zwei 
unwesentlichen  Zusätzen  in  das  neue  Wechsel- 
gesetz (s.  76 — 82)  herübergenommen  worden. 

Zweck  des  Crossing  ist  die  Verhütung  der 
Auszahlung  des  Checks  an  eine  andere  Person 
als  an  einen  Bankier;  da  nun  die  bankers  nur 
von  ihnen  bekannten  Personen  Checks  zu  neh- 
men pflegen,  so  wird  der  Nachteil  des  Abhan- 
denkommens oder  des  Diebstahls  der  Urkunde 
vermindert,  die  Ermittelung  des  illegitimen  Er- 
werbers erleichtert. 

Der  Bezogene  darf  den  generell  gequerten 
Check  nur  an  einen  Bankier,  den  speciell  ge- 
querten Check  nur  an  den  mit  Namen  im  cros- 
sing  genannten  Bankier  gültig  bezahlen.  Zah- 
lung an  einen  anderen  verpflichtet  den  Bezoge- 
nen zum  Schadensersatz;  doch  bleibt  ihm,  so- 
fern der  Präsentant  gutgläubig  war,  gegen 
den  Aussteller  noch  der  Einwand,  dass  dem 
Aussteller  der  Schaden  auch  dann  erwachsen 
wäre,  wenn  er,  der  Bezogene,  den  Check  nicht 
gezahlt  hätte,  da  Aussteller  ja  dem  gutgläubi- 
gen Checkinhaber  regressptiichtig  gewesen  wäre. 
Dieser  Einwand  kann  nur  durch  die  Klausel 
„not  negotiable"  wirklich  beseitigt  werden; 
diese  Klausel  giebt  nämlich  jedem  Checknehmer, 
auch  dem  gutgläubigen,  nur  die  Rechte  seines 
Vordermannes;  auch  der  gutgläubige  Check- 
nehmer  besitzt  bei  dieser  Klausel  also  keinen 
selbständigen  Anspruch  gegen  den  Aus- 
steller ;  die  crossingwidrig  zahlende  Bank  kann 
bei  dieser  Klausel  sonach  nicht  mehr  auf  die 
Schadensersatzklage  des  Ausstellers  einwenden, 
dass  dem  Aussteller  ein  Schaden  auch  dann  er- 
wachsen wäre,  wenn  sie  den  Check  nicht  ge- 
zahlt hätte. 

Zu  jeder  Durchquerung  ist  der  Aussteller 
sowie  jeder  Inhaber  des  unge^uerten  Checks 
befugt.  Das  Crossing  ist  bei  jedem  Check 
statthaft,  selbst  beim  Eectacheck;  am  häufig- 
sten begegnet  es  bei  dem  Inhabercheck.  Der 
fenerell  gequerte  Check  kann  von  jedem  In- 
aber  in  einen  speciell  gequerten  verwandelt 
werden;  auch  kann  jeder  Inhaber  die  Klausel 
not  negotiable  beifügen. 


10.  Das  Checkrecht  der  Yereinigten 
Staaten*  al  Die  amerikanische  Praxis  weicht 
nur  sehr  wenig  vom  englischen  Rechte  ab.  Be- 
zogener ist  fast  ausnahmslos  eine  Bank,  seltea 
ein  Privatbankier. 

b)  Depot.  Ein  wirkliches  D  e  p  o  t  ist  zwar 
auch  in  Amerika  nicht  nötig;  die  amerikanische 
Doktrin  lehrt  aber:  a  check  purports  to  be 
drawn  upon  a  deposit;  it  is  upon  its  face 
a  draft  upon  a  deposit  (Daniel  S.  686);  der 
Check  trete  mit  der  Behauptung  auf,  eine  De- 
positalanweisung zu  sein ;  der  Cneck  sei  mithin 
eine  Anweisung  auf  ein  wirkliches  oder  fin- 
giertes Depot. 

c)  Während  in  England  nur  der  Sicht- 
check  zulässig  ist,  sind  m  Amerika  Datochecks 
und  befristete  Sichtchecks  (von  Story  und 
Richter  Sharswood;  a.  M.  ist  Daniel)  als 
Checks  anerkannt  worden.  —  Duplikate  sind 
nicht  ausgeschlossen. 

d)  Specifisch  amerikanisch  ist  das  Certi- 
fying,  die  Beglaubigung!:  des  Checks,  ein  dem 
Accept  verwandtes  Institut.  Der  Gebrauch 
desselben  ist  erst  seit  den  60  er  Jahren  dieses 
Jahrhunderts  aufgekommen,  seither  aber  zu 
riesenhaften  Dimensionen  angewachsen.  Gegen 
das  Certifizieren  der  Nationalbanken  wendet 
sich  (nach  Koch)  ein  Gesetz  von  1882;  doch 
beläuft  sich  nach  Daniel  (3.  Auflage  1884, 
S.  615)  gleichwohl  der  tägliche  Betrag  der 
certifizierten  Checks  in  New- York  allein  auf 
100  Millionen  Dollars.  Das  Certifying  besteht 
darin,  dass  ein  Beamter  der  bezogenen  Bank 
auf  Wunsch  des  Inhabers  oder  Ausstellers  das 
Wort  „good"  quer  über  die  Vorderseite  des 
Checks  schreibt;  zuweilen  fügt  er  noch  seinen 
Namen  oder  seine  Anfangsbuchstaben  und  einen 
Zahlungstag  bei.  Zu  solcher  Beglaubigung  ist 
die  Bank  nicht  verpflichtet.  Das  Certifying 
auf  Antrac^  des  Inhabers  macht  die  Bank 
zum  alleinigen  Schuldner  des  Inhabers;  Indos- 
santen und  Aussteller  werden  durch  dasselbe 
regressfrei,  der  Check  verwandelt  sich  in 
eine  Banknote;  das  Widerrufsrecht  des  Aus- 
stellers fällt  fort;  die  Bank  darf  sich  nicht 
mehr  auf  die  Unechtheit  der  Ausstellerunter- 
schrift berufen.  Revokation  der  Beglaubigung 
wegen  Irrtums  ist  nur  demjenigen  Inhaber 
gegenüber  statthaft,  dem  das  Certifikat  erteilt 
worden. 

Das  Certifying  kann  auch  vor  Ausgabe  des 
Checks  auf  Antrag  des  Ausstellers  erfolgen ; 
in  diesem  Falle  tritt  nur  die  acceptmässige 
Haftung  des  Bezogenen  zu  der  aufrecht  erhal- 
tenen Haftung  des  Ausstellers  und  der  etwaigen 
späteren  Giranten  hinzu;  der  Check  wird  nicht 
Banknote,  sondern  bleibt  Check. 

Dem  Certifying  steht  keineswegs  die 
mündliche  Erklärung,  dass  der  Check  gut 
sei,  gleich.  Solche  Erklärung  bindet  die  Bank 
nur  m  betreff  der  Echtheit  der  Unterschrift  und 
bezüglich  der  Höhe  des  Guthabens  des  Aus- 
stellers, schützt  aber  nicht  gegen  Widerruf 
und  hebt  die  Haftung  der  Aussteller  und  Gi- 
ranten nicht  auf. 

e)  Die  Bank  haftet  auch  ohne  Accept  — 
weni^tens  nach  der  Ansicht  von  Morse  und 
Daniel  —  dem  Inhaber  „for  money  had  and 
received";  es  entspricht  dies  also  dem  schotti- 
schen, nicht  dem  englischen  Rechte.  Die  Bank 
ist  zur  Befriedigung  nach  der  Reihenfolge 
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der  Präsentation  verpflichtet;  es  gut  hier, 
ine  in  England,  der  Grundsatz  „flrst  come,  first 
serred".  Bei  gleichzeitiger  Präsentation  meh- 
rerer ungenügend  gedeckter  Checks  kann  die 
Bank,  was  in  England  nicht  festgestellt  zu 
sein  scheint,  die  Zahlung  aUer  weigern  oder 
sie  nach  dem  Datum  der  Ausstellung  he- 
friedigen. 

f)  Der  Tod  des  Ausstellers  ist,  im  Gegen- 
satz zum  englischen  Rechte ,  kein  Dishono- 
rierongsgrund,  wenigstens  nach  D  a  n  i  e  1  (S.  631). 

f)  Memorandum-Checks  sind  Checks, 
en  Vermerk  „Mem."  oder  „Memorandum" 
(in  der  rechten  Ecke)  tragen  und  in  der  Regel 
als  Kaution  Tom  AussteUer  seinem  Darlehns- 
geber  über^hen  werden;  zuweilen  ist  in  ihnen 
auch  der  Name  der  bezogenen  Bank  ausge- 
strichen. Sie  stehen  eigenen  Wechseln  aes 
Ausstellers  gleich;  er  haftet  auch  ohne  Tor- 
ausgegangene  Präsentation  des  Checks  bei  dem 
Bezogenen.  Ist  dem  Bezogenen  fruchtlos  prä- 
sentiert worden,  so  bedarf  es  keiner  Notifikation 
an  den  Aussteller.  Die  Bank  darf  bei  Präsen- 
tation den  Memorandtim-Check  ganz,  wie  jeden 
anderen  Check,  honorieren. 

h)  Gequerte  Checks  sind  in  Amerika 
nicht  üblich. 

i)  Stempel.  Seit  dem  1.  Juli  1883  ist 
der  Check  stempelfrei. 

11.  Das  Cheekreeht  Frankreiehs.  a) 
Definition.  Das  Gesetz  von  1865  (vgl.  oben 
&nb  8  g.)  definiert  den  Check  als  „l'^crit  qui, 
S0U8  la  forme  d^un  mandat  de  payement,  sert 
au  tireur  a  effectuer  le  retrait,  ä  son  profit  ou 
au  profit  d'un  tiers,  de  tont  ou  partie  de  fonds 
port^s  au  credit  de  son  compte  chez  le  tire,  et 
disponibles". 

b)  Eigenschaft  des  Bezogenen.  Das 
Gesetz  enthält  keine  Bestimmung  bezüglich  des 
Standes  des  Bezogenen;  die  Beschränkung  auf 
den  Bankcheck  wurde  abgelehnt.  Aussteller 
und  Bezogener  können  Nichtkaufleute  sein.  Der 
Cbeck  ist  je  nach  dem  Charakter  der  zu  Grunde 
liegenden  Obligation  bald  CiTÜsache,  bald  Han- 
delssache. 

c)  Depot.  Trotz  der  Definition  sub  a, 
uud  obwohl  das  G^esetz  ausdrücklich  Torschreibt, 
dass  der  Aussteller  bei  dem  Bezogenen  zur  Zeit 
d«  Ausstellung  „Provision  pr^alable"  besitze, 
ist  ein  wirkliches  Depot  nicht  erforderlich;  es 
genügt  vielmehr  eine  fällige  Forderung  bei 
Uonsens  des  Bezo^nen,  ja  auch  K  red  it- 
check s  gelten  unbedingt  als  statthaft.  „On 
peut  admettre,  qu'il  y  a  provision  quand  le  tir6 
a  ouvert  un  credit  au  tireur  et  averti  k  ce 
qu'il  usät  de  ce  credit  au  moyen  de  ch^ques" 
(Lyon-Caen);  „soit  m^me  que  le  tir6  ait  pris 
Tengagement  d'en  faire  Pavance"  (Alau- 


zet).  Was  der  Gesetzgeber  eigentiich  will 
and  was  in  den  Worten  „provision  pr^alable  et 
disponible"  einen  keineswegs  unzweideutigen 
Ausdruck  gefunden  hat,  ist  —  der  Check- 
T  er  trag  (vgl.  oben  1  und  3).  „L'^mission  du 
ch^ne  snppose  donc  une  Convention  pr^a- 
lable  entre  le  tir6  et  le  tireur"  (Lyon-Caen 
No.  1347).  Dies  hatte  auch  der  Begierungs- 
kommissar de  Lavenay  in  der  Sitzung  v.  6.  Mai 
1865  ausdrücklich  anerkannt. 

d)  Sichtstellung.  Nur  Sichtchecks  sind 
statthaft  Bei  fehlender  Angabe  der  Yerfall- 
zeit  ist  der  Check  bei  Sicht  fällig.    Abreden, 


die  eine  Aenderung  der  Fälligkeit  bei  Sicht  be- 
zwecken, sind  ungültig. 

e)  Inhaberstellung.  Der  Check  kann 
Recta-,  Ordre-  oder  Inhaberpapier  sein.  Giebt 
die  Urkunde  keinen  £«mittenten  an,  so  ist  das 
Papier  wohl  Inhabercheck.  Der  Check  ist  in- 
dossabeL  selbst  mittelst  Blancogiros. 

f)  Formelle  Erfordernisse  sind  1. 
schrinlicher  Zahlun^psauf trag.  Quittung's- 
checks  sind  gesetzlich  keine  Checks.  2.  Die 
Unterschrift  des  Ausstellers.  3.  Die  Ausstel- 
lungszeit in  Buchstaben,  und  zwar  (nach  der 
Novelle)  von  der  Hand  desjenigen  ausgeschrie- 
ben, der  den  Check  geschrieben  (nicht  unter- 
schrieben) hat.  (Der  Schreiber  braucht  nicht 
der  Aussteller  zu  sein.)  Jene  engherzige  Vor- 
schrift ist  der  Furcht  vor  Stempelkontraventio- 
nen  entsprungen. 

Nicht  vom  Gesetz  speciell  ^fordert,  aber 
an  sich  unentbehrlich  ist  4)  die  Angabe  der 
Checksumme. 

Ueber  Verfallzeit  und  B,emittent  vgl.  oben 
sub  d  und  e.  Valutaklausel  ist  nicht  nötig. 
Ortsdistanz  ist  weder  erfordert  noch  ausge- 
schlossen. Notadressen  und  Avale  sind  wohl 
statthaft,  ebenso  Duplikate  (mit  num^ro  d'ordre) 
(Clunets  Journal  1887,  S.  657,  Note). 

g)  Accept  ist  ganz  ungebräuchlich  und 
kann  nicht  gefordert  werden,  gleichwohl  ist  es 
aber,  weim  vom  Bezogenen  (oder  einer  Not- 
adresse) erteilt,  wirksam.  Blosse  Visierung 
verpflichtet  den  Bezogenen  nicht. 

h)  Pflicht  des  Bezogenen.  Der  Be- 
zogene haftet  bei  unbegründeter  Dishonorierun^ 
dem  Aussteller  (für  den  erwachsenen  Schaden). 
Auch  dem  Inhaber  ist  er  (nach  der  fast  ein- 
stimmigen Annahme  der  Juristen,  a.  M.  wohl 
nur  Alauzet)  in  Höhe  der  Deckung  zur  Ein- 
lösung verpflichtet.  Dies  Klagerecht  des  In- 
habers wird  in  Frankreich  entweder  durch  eine 
stillschweigende  Cession  der  Rechte  des  Aus- 
stellers oder  —  was  die  herrschende  Ansicht, 
aber  für  uns  unannehmbar  —  durch  die  An- 
nahme erklärt,  dass  das  Eigentum  der  Deck- 
ung —  wie  beim  Wechsel  —  mit  der  Ueber- 
tragun^f  der  Urkunde  übergehe. 

Bei  unzureichender  Deckung  hat  der  Be- 
zogene die  Checks  nach  der  Reihenfolge  der 
Präsentation  einzulösen,  bei  gleichzeitiger  Prä- 
sentation proratarisch  zu  befriedigen. 

Widerruf  sowie  Tod  oder  Konkurs  des  Aus- 
stellers heben  —  nach  der  herrschenden  An- 
sicht —  die  Pflicht  zur  Einlösung  nicht  auf. 
Im  Konkurse  dey  Ausstellers  haben  die  Check- 
inhaber ein  Separationsrecht  an  der  Deckung. 

Auf  die  Nachricht  von  Diebstahl  oder  Ver- 
lust scheint  der  Bezogene  die  Einlösung  ver- 
weigern zu  düi-fen,  ja  zu  müssen. 

i)  Präsentation  und  Zahlung.  Der 
Platzcheck  ist  in  5,  der  Distanzcheck  in  8  Ta- 
gen zur  Zahlung  zu  präsentieren.  Der  Aus- 
stellungstag wird  in  die  Frist  nicht  mit  einge- 
rechnet. 

Die  Zahlung  erfolgt  gegen  Aushändigung 
des  quittierten  Checks.  Der  Quittungsvermerk 
muss  —  aus  fiskalischen  Gründen  —  bei 
Strafe  datiert  sein.  Ehrenzahlung  scheint 
statthaft. 

Ob  der  Bezogene,  statt  zu  zahlen,  mit 
einer  Gegenforderung  an  den  Inhaber  kom- 
pensieren kann,  ist  bestritten ;  der  Appellhof 
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von  Dijon  hat  1887  die  Frage  bejaht,  Professor 
Mouchet  veraeint  sie. 

k)  Protest.  Notifikation.  Regress. 
Nichtzahlung  ist  durch  Protest,  wie  beim 
Wechsel,  am  Tage  nach  der  Präsentation  fest- 
zustellen. Konkurs  des  Bezogenen  während  der 
Präsentationsfrist  enthebt  wohl  der  Protest- 
pflicht; ebenso  force  majeure. 

Der  Inhaber  mnss  den  Protest,  wie  beim 
Wechsel,  innerhalb  der  für  die  Regressklage 
bestimmten  Frist  dem  Regressschuldner,  den  er 
in  Anspruch  nimmt,  zustellen  lassen.  Diese 
Frist  beträgt  mindestens  14  Tage  und  wächst 
mit  der  geographischen  Entfernung.  Diese 
Zustellung  pflegt  mit  der  Vorladung  verbunden 
zu  werden. 

Die  Regressklage  kann  flfegen  alle  Ver- 
pflichteten gemeinsam  angestellt  werden.  Re- 
gresspflichtig  sind  Aussteller  und  Indossanten 
sowie  Avalisten;  sie  haften  aus  der  Urkunde 
selbst,  wechselmässig  und  solidarisch.  Wer  den 
Check  ohne  Giro  weiter  gegeben,  haftet  nicht 
aus  der  Urkunde  selbst,  sondern  nur  aus  dem 
zu  Grunde  liegenden  Verhältnis  und  nur 
seinem  unmittelbaren  Nachmanne;  aus  dem  zu 
Grunde  liegenden  Verhältnis  kann  auch  —  an- 
statt der  Regressklage  aus  der  Urkunde  — 
gegen  einen  unmittelbaren  Vorgiranten  geklagt 
werden.  Auch  dieser  Klage  steht  aber  die  Ein- 
rede der  verzögerten  Präsentation  entgegen. 

Der  Aussteller  haftet  auch  bei  verspäteter 
Präsentation,  es  sei  denn,  dass  die  Deckung 
innerhalb  der  Präsentationsfrist  bei  dem  Be- 
zogenen untergegangen  ist;  die  Beweislast, 
dass  für  Deckung  zur  richtigen  Präsentations- 
zeit bei  dem  Bezogenen  gesorgt  war,  liegt  dem 
Aussteller  ob.  In  diesem  Falle  kann  der  Be- 
zogene die  Rechte  des  regressfrei  gewordenen 
Ausstellers  gegen  den  Bezogenen  ausüben. 

1)  Verjährung.  Alle  Klagen  aus  dem 
Ordrecheck  verjähren  wohl  in  5  Jahren,  sofern 
er  Handelssache;  in  allen  anderen  Fällen  dürfte 
die  30  jährige  Verjährung  Platz  greifen.  (L  y  o  n  - 
Caen  1368.) 

m)  Gequerte  Checks  (ch^ue  barr6  ou 
croise)  sind  wenig  gebräuchlich  und  gesetzlich 
gar  nicht  geregelt. 

n)  Stempel.  Der  Distanzcheck  unterliegt 
jetzt  einem  Fixstempel  von  20  Centimes,  der 
tlatzcheck  von  10  Centimes.  Die  Quittung  des 
Checks  ist  nicht  stempelpflichtig  (Lyon-Caen 
1330).  Checks  vom  Ausland  auf  das  Ausland 
sind  in  Händen  französischer  Inhaber  nicht 
stempelpflichtig.  Im  Fall  der  Protestierung 
oder  Einklagung  unterliegt  der  Check  noch 
einer  prozentualen  Einregistrierungsgebtihr :  der 
Beetacheck  von  ^'2%,  jeder  andere  von  l7o- 

Die  Verwendung  des  Fixstempels  dient  der 
Jurisprudenz  als  Unterscheidungsmerkmal  zwi- 
schen dem  Sichtwechsel  und  dem  Distanzsicht- 
check  an  Ordre,  da  man  davon  ausgeht,  dass 
die  Parteien  das  Papier  nach  seiner  wahren 
Rechtsnatur  gestempelt  haben. 

0)  Fälschung.  Hat  der  Aussteller  einen 
Fehler  begangen  (z.  B.  durch  ungenügende 
Verwahrung  des  Checkbuchs),  so  kann  der 
schuldlose  Bankier  den  Betrag  des  Checks  dem 
Kunden  zur  Last  stellen.  Ist  umgekehrt  der 
Aussteller  schuldlos,  während  der  Bankier  bei 
der  Auszahlung  „une  faute  professionelle"  be- 
ging (z.  B.  bei  Prüfung  der  Unterschrift  oder 


durch  Zahlung  eines  ^cheque  important  sans 
exiger  de  preavis"),  so  trägt  der  Bankier  den 
Schaden.  Bei  beiderseitigem  Verschulden  würde 
anscheinend  Teilung  des  Schadens  eintreten. 
Vgl.  Annales  de  dr.  commercial  XIII  (1899) 
S.  39.    Cass.  26.  Oktober  1898. 

p)  Strafen.  Eine  Geldbusse  von  6  %  der 
Checksumme  bedroht  a)  die  Ausgabe  eines  un- 
datierten oder  nicht  in  vollen  Buchstaben  da- 
tierten Distanzchecks ;  b)  die  Ausgabe  eines 
mit  falschem  Orts-  oder  Zeitdatum  versehenen 
Checks ;  c)  die  Ausgabe  eines  Checks  ohne  vor- 
ausgehende verfüglMire  Deckung,  vorbehaltlich 
der  eventuell  anwendbaren  Strafe  des  Betrugs ; 
d)  die  Verwendung  oder  Zahlung  eines  vom 
Auslande  auf  Frankreich  gezogenen  ungestem- 
pelten Checks  in  Frankreich. 

12.  Da8  Cheokreeht  Oesterreiohg.  Das 
Oesterreichische  Allgemeine  Bürgerliche  Gesetz- 
buch kennt  den  Check  nicht.  Es  behandelt  in 
den  §§  1400 — 1410  nur  die  Assignation,  übri- 

Sens  im  Zusammenhange  mit  der  Delegation, 
[asenöhrl  meint  (II,  S.  233  n.  14),  dass  die 
Assignation  des  österreichischen  Rechts  nicht 
mit  jenem  Rechtsinstitute  zu  verwechseln  sei, 
welches  das  gemeine  Recht  als  Anweisung  oder 
Assignation  bezeichnet ;  anderer  Ansicht  freilich 
Unger,  Fragmente.  Nach  Hammerschlag 
ist  der  Check  als  eine  „unvollständige  Assig- 
nation'^  anzusehen.  Jedenfalls  ist  aber  die 
Regelung  eine  so  dürftige  und  teilweis  dunkele, 
dass  sie  für  die  wichtigsten  Materien  des 
Checkrechts  ganz  im  Stich  lässt.  —  Insoweit 
der  Check  unter  die  Anweisungen  der  Artt. 
300  und  301  des  Handelsgesetzbuchs  fällt, 
liegen  freilich  etwelche  Normen  vor,  auch  kom- 
men die  ungeschriebenen  Sätze  des  Handelsge- 
wohnheitsrechts zur  Anwendung ;  dies  Gewohn- 
heitsrecht ist  aber  kaum  noch  ausgebildet;  jene 
Normen  aber  versagen  bezüglich  der  beiden 
brennendsten  Fragen,  bezüglich  der  Präsenta- 
tionsfrist und  des  skripturmässigen  Regresses, 
und  überdies  sind  sie  auf  die  wichtigste  Art 
der  Checks,  die  Inhaberchecks ,  wohl  unan- 
wendbar (cf.  auch  unten  sub  13  ad  1  und  2). 
Nur  vom  stempelfiskalischen  Standpunkte 
hat  der  Check  in  der  Gesetzgebung  Berück- 
sichtigung gefunden.  Nachdem  nämlich  das 
G.  V.  13.  Februar  1862  einen  Fixstempel  von 
10  Kreuzer  eingeführt  hatte,  ist  derselbe  durch 
G.  V.  29.  Februar  1864  auf  2  Kreuzer  pro 
Stück  herabgesetzt  worden.  In  letzterem  Ge- 
setze werden  die  „Cheques"  definiert  als 
,, Anweisungen  auf  die  zur  Uebemahme  von 
Geld  für  fremde  Rechnung  statutenmässig  be- 
rechtigten Anstalten".  Diese  an  sich 
schon  engherzige  Begriffsbestimmung  ist  später 
(durch  Finanzministerialerlass  vom  10.  Mai 
1876)  noch  mehr  eingeschränkt  worden,  indem 
die  Begünstigung  des  2  Kreuzer-Fixstempels 
nur  jenen  Anweisungen  eingeräumt  ist,  „welche 
im  Grunde  des  an  eine  zur  Uebemahme  frem- 
der Gelder  in  laufender  Rechnung  berech- 
tigte Gesellschaft  geleisteten  Depots 
von  dem  Erleger  auf  den  von  dieser  Gesell- 
schaft ihm  zu  diesem  Zwecke  eingehändigten 
Blanqiretten  gezogen  sind'',  üiemach  ist 
der  österreichische  Check  —  wenigstens  im 
steuerrechtlichen  Sinne  —  nur  der  formular- 
mässige  Depotcheck  auf  privilegierte  Banken. 
Das  Bedürfnis  einer  umfassenden  Regelung 


Check 


33 


d^  Checks  wurde  auch  in  Oesterreich  empfun- 
den und  zuerst  1875  yon  v.  Ender  und  Hell, 
im  Jahre  1878  vom  Bankdirektor  Dr.  Funk 
ansgesprocheu.  Zwei  Jahre  später  veröffent- 
lichte derselbe  einen  im  amtlichen  Auftrage 
gefertigten  Gesetzentwurf  nebst  Motiven. 
Dieser  Entwurf  führte  zu  einer  sachverständi- 
gen Konferenz  im  Handelsministerium  und  zu 
einer  Bcihe  litterarischer  Bearbeitungen  der 
Frage.  Gegen  die  Kodifikation  erklärte  sich 
Grnnhut  und  Links,  im  Grunde  wohl  auch 
Leonhard  und  Bunzl;  für  dieselbe  — 
ausser  Funk  auch  Czelechowsky  undKer- 

Jal:  —  Links  undKerpal  auf  dem  Deutschen 
nristentage.  Die  G.G.  v.  28.  Mai  1882  und 
19.  November  1887  brachten  nur  Normen  für 
den  Checkverkehr  des  Postsparkassenamts.  Auf 
die  Initiative  des  Abgeordneten  Peez  (1892) 
wurde  ein  amtlicher  Entwurf  eines  Checkge- 
getzes  ansffearbeitet,  der  zwar  eine  nahe  Ver- 
wandtschaft mit  dem  deutschen.  Entwurf  von 
1892  zeigt,  in  einzelnen  Punkten  aber  doch  er- 
heblich abweicht.  Dieser  Entwurf  wurde  im 
Mai  1894  einer  Expertenkommission  von  13 
Vertretern  des  Bankwesens  unterbreitet.  Auf 
Grund  dieser  Enquete  wurde  ein  mehrfach  ab- 
weichender neuer  Entwurf  verfasst  und  dem 
Abgeordnetenhanse  im  Dezember  1895  und  so- 
dann im  April  1897  dem  neuen  Abgeordneten- 
hanse abermals  zur  „gesetzmässigen  Behand- 
lung" vorgelegt.  Derselbe  ist  abe^  noch  nicht 
durchberaten. 

13.  Das  Checkreeht  DeatschUnds.  a) 
BeichBhandelflgesetzgebtmg.  Die  einzige 
Erwähnung  des  Checks  in  der  deutschen 
Beichsgesetzgebung  findet  sich  im  Wechsel- 
stempelffesetz  v.  10.  Juni  1869  §  24  Abs.  2  und 
im  Iteichseinführungsgesetz  zum  neuen  H.G.B. 
V.  10.  Mai  1897  Art.  17.  Jenes  gewährt  volle 
Steuerfreiheit  den  „statt  der  Barzahlung  die- 
nenden, auf  Sicht  zahlbaren  Platzanwei- 
sungen und  Checks,  d.  i.  Anweisungen 
auf  das  Guthaben  des  Ausstellers  bei 
dem  die  Zahlungen  desselben  besorgenden 
Bankhause  oder  Geldinstitute,  wenn 
sie  ohne  Accept  bleiben '*;  dieses  erklärt, 
dass  die  landesgesetzlichen  Vorschriften  über 
Checks  unberührt  bleiben. 

Jene  Definition  dürfte  aber  sich  wohl  nur 
auf  den  steuerfreien  Check  beziehen.  Der 
(steuerfreie)  Check  wäre  sonach  begrifflich 
Bank  check  und  Sicht  check,  nicht  aber  not- 
wendig Depot  check,  da  bei  der  „Elasticität" 
des  Wortes  „GuÜiaben^^  auch  der  auf  einen  er- 
öffneten Kredit  gezogene  Check  sich  wohl  als 
Anweisung  auf  das  Guthaben  auffassen  lässt. 

Der  steuerfreie  Check  kann  Eectapapier, 
aber  auch  Inhaberpapier  (mit  der  reinen  oder 
alternativen  Inhaberklausel)  sein;  er  kann  end- 
lich auch,  wie  das  Beichsoberhandelsgericht 
am  24.  Oktober  1875  anerkannt  hat,  an  Ordre 
gestellt  werden. 

Das  alte  Beichshandels^esetzbuch  besitzt 
keine  Special  normen  über  die  Wirkungen  des 
Checks ;  es  sagt  nicht  nur  nichts  über  die  Pfllich- 
ten  des  Bezogenen  und  die  Dishonorierungs- 
fiTünde,  insb^ondere  über  den  Einfluss  ? on  Tod, 
Konkurs  und  Widerruf  des  Ausstellers;  es  ent- 
behrt vielmehr  auch  der  so  dring^end  nötigen 
Begelnng  der  Präsentationszeit,  oes  Eegresses 
und  der  veriähning. 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.   Zweite 


Allerdings  finden  sich  im  Reichshandelscfe- 
setzbuche  (ijrtt.  301 — 305)  etliche  vereinzelte 
Bestimmungen  über  zwei  besondere  Arten  der 
Anweisung,  zu  denen  unter  Umständen  der 
Check  gehören  kann;  nämlich: 

or)  r^ormen  über  die  von  einem  Kaufmann 
ausgestellte  Ordreanweisung ;  aber  diese  Nor- 
men übergehen  gerade  die  wichtigen  Fragen 
des  Regresses  und  der  Präsentationsfrist  und 
lassen  überdies  sowohl  die  Ordreanweisung 
des  Nichtkaufmanns  wie  die  in  der  Praxis 
üblichste  Form,  die  Inhaberanweisung  (des 
Kaufmanns  und  des  Nichtkaufmanns)  unge- 
regelt. 

fi)  Normen  über  die  auf  einen  Kaufmann 
ausgestellte  Anweisung.  Unter  diese  Kategorie 
werden  faktisch  wohl  nahezu  alle  Checks  fallen. 
Aber  gerade  bezüglich  dieser  Kategorie  be- 
schränkt sich  das  Handelsgesetzbuch  lediglich 
auf  eine  einzige  Norm,  nämlich  über  die  Wir- 
kung des  Accepts,  während  doch  eben  das 
Accept  —  nach  jenem  Stempelgesetz  wenig- 
stens —  dem  Check  fehlen  soll;  überdies  ist 
die  Anwendbarkeit  der  Normen  Über  das  In- 
dossament für  diese  Kategorie  nicht  einmal 
ausgesprochen.  Auf  den  Quittungscheck  lassen 
sich  übrij^ens  die  Artt.  300—305  überhaupt 
nicht  beziehen. 

Die  Reichs  Wechsel  Ordnung  ist  aus  dem 
formellen  Grunde,  dass  der  Check  nicht  die 
Selbstbezeichnung  Wechsel  enthält,  unanwend- 
bar, allerdings  mit  einer  Ausnahme,  die  jedoch 
nur  für  wenige  deutsche  Einzelstaaten  gilt. 
(Vgl.  unten  sub  d.) 

Bei  dieser  Lückenhaftigkeit  der  Beichshan- 
delsgesetzgebung  ist,  falls  der  Check,  wie  fast 
ausnahmslos,  unter  die  Handelssachen  fällt, 
nach  Art.  1  des  alten  H.G.B.  auf  das  Handelsge- 
wohnheitsrecht und  in  dessen  Ermangelung  auf 
das  bürgerliche  Recht  der  Einzelstaaten  zurück- 
zugreifen. 

b)  Handelsgewohnheitarecht.  Gkerichts- 
praxis.  Sogen.  Bedingungen.  Ein  Gewohn- 
heitsrecht hat  in  grösserem  Umfanp:e  sich  in 
Deutschland  bisher  noch  nicht  entwickelt  resp. 
feststellen  lassen;  die  Zahl  der  Prozesse,  in 
welchen  es  am  ehesten  ermittelt  werden  und 
zum  Ausdruck  gelangen  könnte,  ist  relativ 
gering. 

Immerhin  ist  vom  O.L.G.  Köln  durch  Urteil 
V.  21.  Februar  1883  konstatiert  worden,  „dass 
auch  in  Deutschland  für  die  Präsentation 
kaufmännischer  Anweisungen^'  —  es  handelte 
sich  gerade  um  einen  Check  —  „zur  Einlösung 
eine  kurze  Frist  im  Handelsverkehr  ge- 
bräuchlich ist,  welche  jedenfalls  8  Tage 
nach  der  Ausstellung  nicht  übersteigt".  Das- 
selbe Gericht  hat  in  dem  nämlichen  Urteile 
ausgesprochen,  dass  bei  dem  Check  eine  for- 
melle Regressverbindlichkeit  des  Ausstellers 
resp.  Indossanten  als  Gewohnheitsrecht 
aus  dem  Handel  nicht  herzuleiten  sei.    Da- 

fegen  hat  das  Obergericht  Hamburg  es  am 
.  August  1877  als  Hamburger  Rechtsauffas- 
sung bezeichnet,  dass  die  kaufmännische  An- 
weisung —  es  handelte  sich  um  einen  Check 
—  „als  ein  hinsichtlich  der  Verhaftung  des 
Ausstellers  resp.  des  Indossanten  gleich 
einem  Wechsel  zu  behandelndes  Dokument 
angesehen  wird  und  daher  der  Indossant  eines 
solchen  Papiers  dem  Regress  aus  seinem  In- 
Auflage.   III.  3* 
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dossament  gleichwie  bei  einem  Wechselindossa- 
ment  unterworfen  ist".  — 

Ueber  die  Fälschung  der  Unterschrift 
des  Checks  sind  zwei  sich  widersprechende  Ur- 
teile von  Oberlaudesgerichten  ergangen :  Das 
O.L.G.  Hamburg  verneint  am  20.  Oktober 
1887  die  Haftung  des  Checkbuchinhabers  aus 
den  mit  seiner  gefälschten  Unterschrift  versehe- 
nen Checks  im  Frincip,  es  sei  denn,  dass  er  im 
Checkvertrage  die  iirsatzpflicht  übernommen 
habe.  Dagegen  bejaht  das  O.L.G.  Celle  am 
18.  November  1886  jene  Haftung  des  Check- 
buchinhabers im  Princip  (auch  ohne  jene  Ver- 
tra^spflicht?),  wenn  der  Check  infolge  nach- 
lässiger Aufbewahrung  gestohlen  worden,  es 
sei  denn,  dass  die  Beschaffenheit  der  gefälsch- 
ten Unterschrift  Zweifel  an  ihrer  Echtheit  er- 
wecken musste  (Z.  f.  Handelsrecht,  35,  S.  262 
und  263).  Eine  allgemeine  Pflicht  des  Bezoge- 
nen, vor  der  Zahlung  des  Checks  die  äusserlich 
unverdächtige  Unterschrift  des  Ausstellers  mit 
einer  echten  Unterschrift  des  Checkbuchinhabers 
zu  vergleichen,  nimmt  das  letztgenannte  Ge- 
richt nicht  an.*) 

Ein  werdendes  Gewohnheitsrecht  ist  in 
den  „Bedingungen"  zu  finden,  unter  wel- 
chen die  gössen  Bankinstitute  in  den  Check- 
verkehr mit  ihren  Kunden  einzutreten  pflegen; 
doch  beziehen  sich  diese  Bedin^ngen  (Instruk- 
tionen) in  der  Regel  nur  auf  die  äussere  Form 
der  Urkunde  und  ähnliches,  niemals  aber  auf 
die  Frage  des  Regresses. 

Sehr  bedeutsam  wirkt  in  jener  Richtung 
(für  die  Entwickelung  eines  formellen  Check- 
rechts) das  Abkommen  der  Reichsbank  mit 
sämtlichen  an  der  gemeinschaftlichen  Abrech- 
nungsstelle beteiligten  Bankhäusern  v.  14.  Fe- 
bruar 1883,  um  so  mehr,  als  dies  Abkommen  auch 
für  die  übrigen  9  Abrechnungsstellen  Deutschlands 
typisch  geworden  ist  (vgl.  oben  Bd.  1  S.  7 ff.  den 
Art.  Abrechnungsstellen  von  R.  Koch).  In 
diesem  Abkommen  einigte  man  sich  rücksicht- 
lich des  Checkverkehrs  über  ein  einheitliches 
Checkformular.  Dieses  Cbeckformular,  welches 
vertragsmässig  von  der  Reichsbank  und  den 
112  grössten  deutschen  Bankhäuseiii  als  das 
einzig  statthafte  erklärt  worden  ist,  lautet: 

Die  p.  p.  bezw.  Herr  p.  p.  (Name  des  zah- ' 
lenden  Hauses)  in  .  . .  wolle  zahlen  gegen  diesen  ' 

Check  aus  "^-^,.7^^    Guthaben  an 

oder  Ueberbringer 

M 

d. .  .  ten 189 

Zur  Linken  des  Formulars  befindet  sich  ein  I 
schmaler  Abschnitt,  Stamm  (souche),  mit  der 
Nummer  des  Checks  und  den  Worten:  Ausge- 
händigt an  .  . .  M.  .  .  .  Datum.  Dieser  Ab- 
schnitt wird  vom  Aussteller  zurückbehalten. 
Zur  Rechten  des  Formulars  befindet  sich  ein 
anderer  Abschnitt  mit  einer  Reihe  von  20  Zah- 
len, die  von  500,  1000  bis  zu  500000  auf- 
steigen; von  dieser  Reihe  werden  alle  Zahlen, 

^)  Dies  Erkenntnis  ist  von  Kuhlenbeck 
(der  Check,  Leipzig  1890,  S.  210ff.l  im  Wort- 
laut mitgeteilt  und  eingehend  (S.  128—139)  er- 
örtert worden.  Xeuestens  hat  das  O.L.G.  zu 
Kolmar  in  der  Entsch.  v.  23.  Dezember  1898 
(in  Holdheims  Monatsschrift  VIII  S.  86  ff.)  bei 
beiderseitigem  Verschulden  den  Schaden  geteilt. 


die  höher  sind  als  die  Checksumme,  zur  Ver- 
hütung von  Fälschungen  vor  der  Ausgabe  des 

'  Checks  abgetrennt. 

Hierdurch  ist  der  Qnittune;scheck ,  der 
Rectacheck,  der  Ordrecheck  ^) ,  der  reine  In- 
habercheck  und  der  Nicht«iichtcheck  ganz  ana- 

'  geschlossen ;  nur  der  Anweisungscheck  mit  der 
alternativen  Inhaberklausel  ist  anerkannt.   Nach 

I  ausdrücklicher  Festsetzung  dürfen  nicht  bezahlt 

I  werden :  Checks,  in  welcnen  der  Zusatz  „oder 
Ueberbringer"  durchstrichen  ist  oder  eine  Zah- 
lungsfrist angegeben  ist.  Diese  letzteren  bei- 
den Festsetzungen  sind  auf  jedem  Checkblankett 
abzudrucken;  auch  soll  jeder  Check  links  oben 

<  die  laufende  Nummer,  rechts  oben  den  Betrag 
in  Zahlen  enthalten.    Der  Vermerk  „nur  zur 

I  Verrechnung"  darf  quer  durch  den  Text 

I  geschrieben  oder  gedruckt  werden;  dieser  Ver- 
merk ist  unwiderniflich :  der  Bezogene,  der  mit 
solchem   Vermerk  versehene   Checks  bar  aus- 

I  zahlt,  haftet  für  den  durch  die  Nichtbeachtung 
erwachsenden   Schaden.     Dieser  Verrechnungs- 

!  vermerk  ist  trotz  der  Aehnlichkeit  der  äusseren 
Queruog  kein  wirkliches  crossing ;  denn  er  be- 
schränkt den  Bezogenen  nicht  bloss  in  der 
Person    des    Zahlungsempfängers,    sondern    er 

I  verbietet  ihm  vielmehr  die  Barzahlung  über- 
haupt, giebt  einem  solchen  Check  vielmehr  den 
Charakter  einer  Buchungsanweisung  (Koch). 
Kein  Check  darf  acceptiert  werden.  Endlich 
verpflichten  sich  die  Mitglieder,  darauf  zu  hal- 
ten, dass  Checks  auf  sie  von  ihren  Kunden  (bei 
Vermeidung  des  Verkehrsabbruchs)  „nur  auf 
Grund  eines  mittelst  Checks  verfüg- 
baren Guthabens  gezogen  werden".  Hier- 
durch dürfte  das  Erfordernis  des  Checkver- 
trages tds  materielle  Voraussetzung  des  Checks 
anerkannt  sein.  Kreditchecks  scheinen  dadurch 
nicht  ausgeschlossen,  vielmehr  unter  der  Vor- 
aussetzung eines  dahin  gehenden  Checkver- 
trages zugelassen  zu  sein. 

Die  80  wichtige  Präsentations-,  Widerrufs- 
und Regressfrage  ist  freilich  auch  durch  dies  Ab- 
kommen nicht  geregelt. 

c)  FartikulargesetBgebuBg.  Von  den 
Gliedern  des  Deutschen  Reichs  besitzt  nur 
Elsass-Lothringen  ein  Specialgesetz  über 
die  Checks;  es  ist  dies  das  französische  Gesetz 
von  1865,  welches  mit  seinen  Vorzügen  und 
Mängeln  dem  Reichslande  belassen  worden  ist 
und  auch  nach  dem  Einführungsgesetze  zum 
neuen  H.G.B.  v.  10.  Mai  1897  Art.  17  auch 
weiter  in  Kraft  bleiben  wird;  die  französische 
Novelle  von  1874  gilt  dagegen  im  Reichslande 

I  nicht. 

I  Das  Fürstentum  Lippe  hat  zwar  kein  all- 
i  gemeines  Checkgesetz,  aber  die  Verordnung  vom 
1 1.  Dezember  1882 ,  die  Einführung  des  Check- 
I  Verkehrs  bei  der  Landes  Sparkasse  betreffend, 
j  enthält  ausser  den  Verwaltungsgrundsätzen  doch 
I  auch  eine  Zahl  von  Normen  des  Checkrechts.  *) 

d)  Die   kaufhiännische   Anv^  eisung  in 

I  M  Doch  sind  Ordrechecks  nach  Hoppen- 
stedt.  Zur  Revision  S.  6  auch  jetzt  noch 
häufig. 

*)  Die  Einführung  des  Checkverkehrs  bei 
den  preussischen  öffentlichen  Sparkassen 
wurde  dagegen  abgelehnt  durch  den  Mmisterial- 
erlass  vom  ö.  Februar    1886  (vgl.   Heydens 

!  Sparkassengesetzgebung  1889,  S.  69  ff.). 
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Bayern,  Königreich  Sachaen,  Weimar, 
Beoas,  Frankfurt  a.  M.  und  Altenburg. 
Bald  nach  der  Abfassimg  der  deutschen  Wech- 
selordnung haben  in  den  Jahren  1849 — 18ö2 
sechs  deutsche  Staaten  (Bayeni,  Königreich 
Sachsen,  Weimar,  beide  Reuss  und  Frankfurt 
a.  M.}  ein  besonderes  Kechtsinstitut  der  kauf- 
männischen Anweisung  geregelt  und  zwar 
Tmter  wesentlicher  Gleichstellung  mit  den  W^ech- 
«eln.  Diese  6  Partikulargesetze  über  die  kauf- 
männischen Anweisungen  sind  auch  nach  An- 
nahme des  deutschen  Handelsgesetzbuchs  in 
Kraft  geblieben,  ja  es  bat  noch  ein  7.  Staat 
(Altenburg)  dieselben  im  Jahre  1864  kopiert. 
Unter  diese  partikularrechtlich  kaufmännischen 
Anweisungen  kann  allerdings  der  Check  fallen; 
er  wird  es  aber  sehr  selten ;  denn  alle  jene  Ge- 
setze —  mit  alleiniger  Ausnahme  Frankfurts 
—  fordern  die  bei  dem  Check  kaum  be- 
gegnende Selbstbezeichnung  der  Urkunde  als 
p Anweisung-*,  Bayern  Überdies  noch  die  (dem 
Inhaber-  und  Rectacheck  wenigstens  fremde) 
Ordreklansel. 

Insofern  der  Check  aber  die  Voraussetzungen 
jener  partikularrechtlichen  kaufmännischen  An- 
weisungen erfiUlt,  unterliegt  er  fast  durchaus 
den  Normen  der  deutseben  W^echselordnung, 
vom  Begress  mangels  Annahme  abgesehen. 
Diese  Normen  der  D.W.O.  sind  aber  für  den 
Sichtcheck ,  der '  doch  der  reguläre  Check  ist, 
höchst  unzweckmässig;  denn  Art.  31  gewährt 
in  Ermangelung  einer  etwaigen  besonderen  in 
der  Urkunde  enthaltenen  Bestimmung  (die  ganz 
^egen  den  Gebrauch  des  Checkverkehrs),  dem 
Sichtwechsel  eine  2  jährige  Präsentationsfrist, 
die  jedenfalls  den  Indossanten  gegenüber  viel 
zu  lang'  ist,  aber  auch  dem  Aussteller  eine  viel 
zu  weitgehende  Haftung  für  die  Solvenz  des 
Bezogenen  zumutet! 

Diese  6  Partikulargesetze  werden  durch  das 
Einführungsgesetz  zum  neuen  H.G.B.  Art.  21 
beseitigt. 

e)  Soweit  die  Bestimmungen  des  Handelsge- 
setzbachs Art.  301—305  und  die  Normen  jener 
7  Partikularstaaten  unanwendbar  sind  und  so- 
weit auch  das  dürftig  entwickelte  Handelsge- 
wohnheitsrecht nicht  ausreicht,  ist  in  Deutsch- 
land auf  das  bürgerliche  Eecht  der  gewöhn- 
lichen Anweisung  zurückzugreifen.  Nur  3  der 
heut  noch  e^eltenden  deutschen  Kodifikationen 
regeln  diesdbe,  nämlich  das  Preussische  Land- 
recht,  das  Badische  Landrecht  und  das  Sächsi- 
sche B.G.B. 

1.  Im  Freuasischen  Iiandrechte  sind 
zwar  49  Paragraphen  (I,  16  §  251—299)  der 
bürgerlichen  Anweisung  gewidmet.  Diese  Nor- 
men entsprechen  aber  vielfach  nicht  dem  Be- 
dürfnisse des  Checkverkehrs :  so  ist  die  Präsen- 
tationsfrist (14  Tage  für  Platzanweisungen  — 
r^ijitanzan Weisungen  haben  noch  entsprechende 
Fristverlängerung  — )  viel  zu  lang;  so  fehlt 
jeder  Begress  aus  der  Urkunde  selbst;  so  scheint 
der  beliebige  Widerruf  des  Ausstellers  vor  Accept 
oder  Zahlung  wenig  empfehlenswert.  Femer 
Ut  die  Unterlassung  der  rechtzeitigen  Präsen- 
tations- und  Notifikationspfiicht  nicht  mit  Ver- 
lust des  Rückgriffs  bedroht,  jriebt  vielmehr  nur 
Schadensersatzanspruch.  Endlich  entzieht  das 
Accept  der  bürgerlichen  Anweisung  dem  Accep- 
tanten  nicht  schlechthin  die  Einwendungen  aus 
dem  ursprünglichen  Schuldverbältnisse. 


2.  Der  Code  civil  selbst  enthält  gar  keine 
specielle  Bestimmung  über  die  Anweisung  als 
solche;  dagegen  hat  das  auf  ihm  beruhende 
BadiBche  Iiandrecht  ein  besonderes  Kapitel 
„von  Anweisungen"  in  11  Sätzen  2010  a— 1  dem 
Kapitel  über  den  Auftrag  angereiht.  Der  badi- 
sche Gesetzgeber  unterscheidet  Anweisungen  an 
Lieferungs-,  an  Zahlungs-  und  an  Einzugsstatt. 
Ein  Regress  gegen  den  Aussteller  aus  der  An- 
weisung besteht  auch  in  Baden  nicht  (O.L.G. 
KarlsrAe,  Entscheidung  vom  29.  Januar  1883). 
Der  Assignatar  ist  bei  der  an  Zahlungsstatt  ge- 
gebenen Anweisung  „ohne  Aufenthalt"  um 
Einlösung  anzugehen ;  wieviel  Tage  als  „Aufent- 
halt" anzusehen,  bestimmt  Art.  2010  g  leider 
nicht;  das  Amtsgericht  Heidelberg  hat  am  23. 
Dezember  1880  gewiss  zutreffend  erklärt,  dass 
Säumnis  von  8  Tagen  ein  unberechtigter  Auf- 
enthalt sei ;  aber  sollten  nicht  6,  5,  4  Tage  auch 
schon  zu  lang  sein?  Fristgewährung  des  Assig- 
natars  an  den  Assignaten,  Vergleich  oder  Kom- 
pensation zwischen  beiden  bewirkt  den  Verlust 
jeden  Anspruchs  gegen  den  Aussteller.  Die 
Anweisung  an  Zahlungsstatt  ist,  selbst  ehe  sie 
acceptiert  ist,  mit  einer  Ausnahme  unwiderruflich ; 
die  Anweisung  an  Leistungsstatt  ist  dagegen  bis 
zum  Accept  widerruflich ;  auch  die  Anweisung  an 
Einzugsstatt  erlischt,  wie  der  schlichte  Auftrag, 
durch  Widerruf,  ausserdem  auch  durch  den 
Konkurs  des  Assignanten   und  Assignaten.  — 

3.  Das  Sächsiache  Bürgerliche  Qe- 
setzbuch  §§  1328—1338  gewährt  dem  Aus- 
steller das  Widerrufsrecht  bis  zum  Accept;  die 
Anweisung  erlischt,  sofern  der  Anweisende  vor 
der  Annahme  stirbt.  Ein  Regress  aus  der  An- 
weisung ist  nicht  anerkannt;  der  Anspruch  aus 
dem  zu  Grunde  liegenden  Rechtsverhältnisse 
erlischt,  wenn  dem  Assignatar  bei  Geltend- 
machung der  Anweisung  eine  Verschuldung 
zur  Last  fällt;  eine  bestimmte  Frist  ist  nicht 
normiert. 

4.  In  den  Ländern,  die  eine  Kodifikation 
nicht  besitzen,  also  im  Gebiete  des  gemeinen 
Beehts,  ist  das  Recht  der  Anweisung,  —  für 
welche  die  Römer  nicht  einmal  einen  bestimmten 
Namen  besassen  — ,  aufs  höchste  bestritten. 
Insbesondere  ist  es  streitig,  ob  die  (acceptierte) 
Anweisung  unwiderruflich  ist,  ob  sie  durch 
den  Tod  des  Ausstellers  erlischt,  auch  ob  in  der 
Erteilung  der  Anweisung  eine  Garantie  für  den 
Eingang  liegt.  Eine  Präsentationsfrist  ist  nicht 
festgesetzt. 

f)  Das  neue  Handelsgesetzbuch  und 
das  B.Q.B.  für  das  Deutsche  Beich«  Das 
am  1.  Januar  1900  in  Kraft  tretende  neue 
Handelsgesetzbuch  hat  die  oben  er- 
wähnten Vorschriften  über  die  von  einem 
Kaufmann  ausgestellten  Anweisungen  ganz  be- 
seitigt, dagegen  den  auf  einen  Kaufmann 
ausgestellten  0^  d  r  e  an  Weisungen  in  §§  363  bis 
365  die  Indossierbarkeit  mit  einem  Teil  der 
wechselrechtlichen  Indossamentswirkung  (aber 
ohne  Regressverbindlichkeit)  sowie  die  Amorti- 
sierbarkeit  verliehen,  sofern  die  Leistung  nicht 
von  einer  Gegenleistung  abhängig  gemacht  ist. 
Diese  Normen  sind  für  die  Mehrzahl  der 
Ordrechecks,  die  gewöhnlich  doch  auf  Kauf- 
leute gezogen  werden,  anwendbar;  in  die 
vielen  Lücken,  die  noch  offen  bleiben,  treten 
nach  §  346  „unter  Kaufleuten"  „die  im  Han- 
delsverkehr geltenden   Gewohnheiten  und  Ge- 
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bräuche";  eventuell  sind  für  diese  kaufmänni- 
schen Ordrechecks  die  Bestimmungen  des 
neuen  Bürgerlichen  Gesetzbuchs, 
das  gleichfalls  mit  der  Wende  des  Jahrhun- 
derts in  Kraft  tritt,  über  die  (civilrechtliche) 
Anweisung  (§§  783—792)  anwendbar.  Diese 
letztgenannten  Bestimmungen  kommen  auch  und 
zwar  in  erster  Linie  zur  Anwendung  für  alle 
Rectachecks  und  für  diejenigen  Ordre- 
checks, die  nicht  auf  Kaufleute  gezogen 
werden.  Hiemach  gelten  für  alle  Recta-  und 
Ordrechecks  folgende  Nonnen: 

1.  Formelle  Erfordernisse  sind  nur 
Angabe  des  Ausstellers,  des  Bezogenen,  des 
Destinatars  und  der  Checksumme.  Nicht 
essentiell  sind  dagegen  Orts-  und  Zeitdatum, 
Zahlungsort,  Zahlungszeit,  Standeseigenschaft 
des  Bezogenen,  Sichtstellung,  Guthaben  und 
Checkklausel. 

2.  A c c ep  t  ist  statthaft,  unwiderruflich,  hat 
selbständige  Yerpilichtungskraft  und  bedarf  eines 
schriftlichen  Vermerkes  auf  dem  Check  (§  784). 

3.  Zahlung  braucht  nur  gegen  Aushän- 
digung des  Checks  geleistet  zu  werden  (§  785). 
Zahlungspflicht  ohne  Accept  besteht  auch  für 
den  Schuldner  des  Ausstellers  nicht. 

4.  Tod  und  Geschäftsunfähigkeit 
eines  der  Beteiligten  ist  auf  den  Check  ein- 
flnsslos,  §  791,  dagegen  ist  der  Aussteller  bis 
zur  Zahlung  oder  bis  zum  Accept  zum 
Widerruf  und  zwar  selbst  dann  berechtigt, 
wenn  er  durch  diesen  Widerruf  dem  Check- 
empfänger gegenüber  pflichtwidrig  handelt 
(§  "^öO),  eine  Bestimmung,  die  den  Checkver- 
kehr aufs  schwerst«  zu  scnädigen  geeignet  ist 
(vgl.  besonders  Hoppenstedt,  Zur  Revision 
S.  8 — 16).  lieber  die  Einwirkung  des  Kon- 
kurses eines  der  Beteiligten  fehlt  eine  allge- 
meine Bestimmung. 

5.  Es  besteht  unverzügliche  Notifika- 
tionspflicht  im  Fall  der  Dishonorierung  sowie 
im  Fall  der  Nichtgeltendmachung  des  Checks 
(§  789).  Diese  Pflicht  besteht  an  sich  nur  für 
den  ersten  Empfänger;  Verletzung  hat  Ver- 
bindlichkeit zum  Schadensersatz  zur  Folge 
(Cosack  S.  323). 

6.  Der  Check  ist  übertragbar,  soweit  der 
Aussteller  die  üebertragbarkeit  nicht  in  der 
Urkunde  oder  durch  Mitteilung  an  den  Bezoge- 
nen wirksam  ausgeschlossen  hat.  Die  Ueber- 
tragung  erfolgt  bei  Ordrechecks  auf  Kaufleute 
mittelst  Indossaments,  bei  sonstigen  Ordre-  und 
bei  Rectachecks  durch  Aushändigung  des 
Checks  nebst  einer  schriftlichen  Uebertragungs- 
erklärung.  Die  Uebertragung  wirkt  im  letzte- 
ren Falle  wie  Cession,  im  ersteren  Falle  wie 
ein  wechselrechtliches  Indossament  ohne  Obligo 
(§  792  B.G.B.  in  Verbindung  mit  §  363  H.G.B.). 

7.  Die  Verjährungsfrist  beträgt  gegenüber 
dem  Acceptanten  3  Jahre,  gegenüber  Aus- 
steller, Indossanten  und  sonstigen  Uebertragen- 
den  dagegen  30  Jahre  (§§  786  und  195,  vgl. 
übrigens  auch  §  801). 

8.  Auch  für  den  Check,  selbst  den  accep- 
tierten,  gilt  der  Satz:  Anweisung  ist  keine 
Zahlung  (§  788).  Bei  Checkziehung  auf  Schuld 
wird  der  Bezogene  erst  durch  die  Zahlung  be- 
freit (§  787), 

Ob  diese  Anweisungsnormen  für  die  In- 
haber checks  anzuwenden  sind,  ist  zweifelhaft, 
da  die  Möglichkeit  einer  Inhaberanweisung  im 


B.G.B.  wenigstens  nicht  ausdrücklich  anerkannt 
ist.  Vgl.  Wendt  S.  141.  Noch  zweifelhafter 
ist,  ob  die  Checks  mit  der  reinen  Inhaber- 
klausel den  Vorschriften  des  B.G.B.  über 
Schuldverschreibung  auf  den  Inhaber 
(§§  793—806,  z.  B.  betreifs  Erneuerung  und 
Kraftloserklärung)  unterliegen.  Zwar  scheint 
die  amtliche  Denkschrift  zum  H.G.B.  S.  219 
dies  anzunehmen;  es  ist  jedoch  zu  erwägen, 
dass  der  nicht  acceptierte  Check  gar  kein  aus- 
drückliches (unmittelbare8)Leistungsver3prechen, 
sondern  nur  ein  stillschweigendes  ( subsidiäres) 
Regressversprechen  enthält,  dessen  Äechtswirk- 
samkeit  der  Gesetzgeber  leider  eben  noch 
immer  nicht  ausgesprochen  hat,  während  er 
doch  durch  die  Wechselordnung  Art.  6  das 
analoge  Regressversprechen  des  Trassanten 
auch  formell  anerkennt.  ^ )  Auch  Cosack 
S.  321  verneint  (freilich  mittelst  einer  anderen 
und  nicht  ein  wandsfreien  Begründung),  dass 
der  Check  mit  Ueberbringerklausel  ein  echtes 
Inhaberpapier  sei ;  er  ist  der  Meinung,  dass  ein 
solcher  Check  dem  Inhaber  kein  eigenes  Recht 
auf  die  im  Papier  versprochene  Zahlung,  son- 
dern nur  eine  Vollmacht  auf  den  Empfang  die- 
ser Zahlung  gewähre.  Ein  wirkliches  Schuld- 
versprechen auf  den  Inhaber  ist  nicht  der 
Inhabercheck  selbst,  wohl  aber  sein  Accept, 
das  durch  die  in  §  793  zur  Emission  von  In- 
haberschuldverschreibun^en  erforderte  staatliche 
Genehmigung  thatsächlich  aber  so  gut  wie 
ausgeschlossen  ist.  Der  Check  mit  der  alter- 
nativen Inhaberklausel  wird  von  der  amt- 
lichen Denkschrift  zum  H.G.B.  sowie  von 
Hoppenstedt  und  Neumann  den  qualifi- 
zierten Legitimationspapieren  des  §  808  B.G.B. 
zugerechnet;  doch  fehlt  es  vor  dem  Accept 
auch  hier  an  einer  „in  der  Urkunde  verspro- 
chenen Leistung**. 

Dem  H.G.B.  sowie  dem  B.G.B.  fehlen 
jedenfalls  alle  Bestimmungen  über  Präsen- 
tationsfrist, Protest  und  Regress  sowohl  be- 
züglich der  Anweisung  als  bezügflich  der  In- 
haberschuldverschreibung. Der  Quittungscheck 
ist  ganz  rechtlos.  Die  langen  Veriährungs- 
fristen  sowie  das  Widerrufsrecht  sind  für  den 
Checkverkehr  höchst  unzweckmässig.  Die  landes- 
gesetzlichen Checkvorschriften  in  Elsass-Loth- 
ringen  sind  vom  neuen  H.G.B.  unberührt  ge- 
blieben.   (Vgl.  oben  sub  13  c.) 

g)  Der  Kampf  um  ein  deutsches  Reichs- 
checkgesetz.  Bei  der  Zersplitterung,  Unsicher- 
heit und  UnZweckmässigkeit  des  herrschenden 
Rechtszustandes  hat  sich  das  Bedürfnis  eines 
deutschen  Checkgesetzes  schon  lange  als  unab- 
weislich  herausgestellt.  Dies  Bedürfnis  veran- 
lasste im  Septem  oer  1879  die  B  r  a  u  n  s  c  h  w  e  i  g  e  r 
Handelskammer  zur  Aufstellung  eines  Entwurfs 
der  Grundzüge  für  ein  deutsches  Checkgesetz, 
dem  die  Mannheimer  Handelskammer  einen 
Gegenentwurf  aus  der  Feder  des  Dr.  Land- 
graf gegenüberstellte.  Aus  den  Beratungen 
der  Delegierten  von  11  deutschen  Handelskam- 
mern ging  in  Braunschweig  am  18.  November 
1879  ein  (dritter)  abgeänderter  Entwurf  hervor.  Im 


^)  Vgl.  auch  Schanz  und  die  Stenograph. 
Berichte  über  die  Verhandlungen  der  bayeri- 
schen Kammer  der  Abgeordneten  v.  13.  Januar 
1896  betreffs  des  Gesetzentwurfs  über  Inhaber- 
papiere. 
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Dezember  1882  gelang  endlich  ein  4.  Gesetz- 
entwurf zur  Yeröffenuichnng;  derselbe  ist  von 
dem  Reichsbankdirektorinm  aufgestellt  und  ver- 
mutlich von  Herrn  Präsidenten  Dr.  Koch,  dem 
erfahrensten  Meister  des  Checkrechts  und  dem 
Vorkämpfer  für  ein  deutsches  Checkgesetz,  yer- 
fasst  worden. 

Die  Bedürfnisfrage  war  auf  die  oben- 
erwähnte erste  Braunschweiger  Initiative  von 
etwa  50  deutschen  Handelskammeni  bejaht 
worden;  dagegen  wurde  die  Dringlichkeit 
auf  der  Braunschweiger  Del^iertenkonferenz 
vom  November  1879  verneint.  Zu  der  nämlichen 
Verneinung  gelangte  in  demselben  Monate  der 
bleibende  Ausschuss  des  Deutschen  Handelsta^es. 
Schon  im  Jahre  1882  erklärten  sich  jedoch  für 
die  gesetzliche  Regelung  des  Checkverkehrs  das 
Plenum  des  Deutschen  fiandelstages  sowie  die 
Bankkommissarien  und  die  Bezirksausschüsse  bei 
den  Beichsbankhauptstellen.  Zur  nämlichen  An- 
hebt bekannte  sich  1884  der  17.  deutsche  Juristen- 
tag, allerdings  nur  mit  einer  Stimme  Majorität. 

Als  Gegner  des  Checkgesetzes  bekannten 
j«iehBehrend,Dreyer,Erythropel,Fick, 
Heinsen,  Keyssner,  Links  und  Voigt; 
für  dasselbe  erklärten  sich  Bayerdörffer, 
Beckh,  Brentano,  v.  Canstein,  Cohn, 
Freund,  Gareis,  Gierke,  Hartmann, 
Härtung,  Heinsheimer,  Herz,Hoppen- 
stedt.  Xerpal.  Kuhlenbeck,  Laband, 
Röhricht.  Schraut,  Simonson,  v.  Wil- 
mowski,  wohl  auch  Birnbaum  und  Kapp, 
am  eindringlichsten  aber  Koch  und  Eiesser. 
Letzterer  giebt  auch  eine  treiflicbe  kritische 
Analyse  der  vorerwähnten  4  Entwürfe. 

Die  Notwendigkeit  eines  deutschen  Check- 
gesetzes ist  auch  von  dem  deutschen  Reichs- 
gericht, 3.  Senat  für  Strafsachen,  am  11.  Oktober 
1888  (XVm.  S.  160)  scharf  konstatiert  worden. 

Im  Januar  1892  wurde  ein  amtlicher  Ent- 
wurf dem  deutschen  Bundesrat  vorgelegt,  der 
ihn  unter  Berücksichtigung  mancher  zumal  von 
Hoppenstedt  erhobener  und  in  einem  Gegen- 
entwurf niedergelegter  Bedenken  modifizierte. 
Dieser  Bundesratsentwurf  wurde  am  11.  März 
1892  mit  einer  vortrefflichen  „Begründung"  dem 
Reichstage  vorgelegt,  ist  jedoch  leider  dort  nicht 
zur  Beratung  gelangt.  Auch  der  Wunsch,  dass 
ihn  B.G.B.  oder  die  Revision  des  H.G.B.  die 
gesetzliche  Regelung  des  Checks  bringen  werde, 
ist  so  gut  wie  gänzlich  unerfüllt  geblieben. 
Vgl.  oben  sub  13  f.  Die  amtliche  Denkschrift  S. 
219  bemerkt:  „Die  Regelung  des  Checkrechts 
wird  nötigenfalls  im  Wege  eines  besonderen 
Gesetzes  ihre  Erledigung  finden  müssen."  Dieser 
„notige  Fall"  liegt  vor,  wie  neuerdings  (1897) 
auch  die  Handelskammern  von  München  und 
Leipzig  anerkannt  haben  (Holdheims  Monat- 
R-hrift  VI  S.  66). 

14.  Der  Entwurf  eines  Weltcheckreclitg. 
Der  Gedanke  eines  Weltwechselrechts,  dessen 
Ausführung  seit  einigen  Jahrzehnten  von  so 
vielen  Seiten  erstrebt  wird,  hat  auch  den  Ge- 
danken eines  Weltcheckrechts  wachgerufen. 
Allerdings  ist  es  weder  die  ursprüngliche  noch 
gerade  die  hauptsächliche  Bestimmung  der 
Checks,  über  die  Grenzen  eines  Staates  hinaus 
als  Zahlnn^mittel  zu  dienen.  Indes  hat,  wie 
ein  Blick  in  die  Kurstelegramme  lehrt,  der 
Check  als  Sichtpapier  vielfach  die  Rolle  des 
kurzsichtigen    Auslandswechsels    übernommen ; 


auch  führt  der  grossartige  Reiseverkehr  der 
Gegenwart  den  Check  oft  durch  die  Hände  ver- 
schiedener Staatsangehöriger  und  damit  viel- 
fach durch  verschiedene  Rechtsgebiete.  Prozesse 
haben  stattgefunden,  in  denen  die  Verschieden- 
heit der  nationalen  Checkrechte  sich  fühlbar 
machte,  in  denen  daher  zunächst  die  oft  schwie- 
rige Vorfrage  zu  entscheiden  war,  nach  dem 
Checkrecht  welchen  Landes  die  Streitfrage  zu 
beurteilen  sei  (vgl.  z.  B.  die  Palermitanische 
Entscheidung  v.  13.  Dezember  1886  in  Clunet's 
Journal  de  dr.  intern,  prive  1889,  p.  333  und 
auch  das  oben  schon  citierte  Uiteil  des  Kölner 
O.L.G.  V.  21.  Februar  1883).  Die  Einheitlich- 
keit des  Checkrechts  ist  daher,  wenn  auch  nicht 
so  unentbehrlich  wie  die  des  Wechselrechts,  so 
doch  gewiss  in  hohem  Grade  wünschenswert. 

Der  Erreichung  dieses  Zieles  suchte  man  in 
den  Jahren  188d  und  1888  näher  zu  kommen. 
Die  belgische  Regierung  berief  anlässlich  der 
Antwerpener  Ausstellung  1885  einen  Congres 
international  de  droit  commercial  in  die  ge- 
nannte Stadt;  16  europäische  und  4  aussereuro- 
päische  Staaten  Hessen  sich  offiziell  ver- 
treten; das  Deutsche  Reich  leider  nicht;  die 
Gesamtzahl  der  Teilnehmer  betrug  189,  zumeist 
Vertreter  von  Universitäten,  Handelskammern, 
Anwaltskammern ,  juristischen  Gesellschaften 
und  Zeitschriften,  sowie  von  Bank-,  Transport- 
und  Versicherungsinstituten.  Der  Kongress 
hatte  eine  wechselrechtliche  und  eine  seerecht- 
liche Sektion.  Der  ersteren  lag  ein  von  der 
königlichen  Organisationskommission  des  Kon- 

gresses  ausgearbeiteter  und  dem  belgischen 
lechte  nachgebildeter  Wechselrechtsentwurf 
vor,  dessen  letzter  Artikel  57  die  Checks  und 
verwandte  Zahlungspapiere  sehr  summarisch 
dem  Wechselrechte  unterstellte  und  nur  eine 
besondere  Präsentationsfrist  normierte,  die  bei 
Platzchecks  5,  bei  Distanzchecks  8  Tage  (mit 
Zuwachs  von  je  1  Tage  für  je  500  Kilometer) 
betragen,  bei  Seetransport  des  Checks  aber  sich 
verdoppeln  sollte.  Dieser  Artikel  wurde,  da  die 
Kardinalfragen  des  Wechselrechts  den  Antwer- 
pener Kongress  vollauf  beschäftigten,  anscheinend 
ohne  weitere  Diskussion  angenommen. 

Zur  Fortsetzung  der  Beratungen  wurde  ein 
zweiter  Kongress  nach  Brüssel  auf  den  Anfang 
Oktober  1888  einberufen  und  nahezu  von  den- 
selben Staaten  und  Korporationen  beschickt. 
Gegenvorschläge  für  die  Regelung  des  C-hecks 
waren  hauptsächlich  vom  offiziellen  Luxemburger 
Delegierten  Würth  und  von  dem  englischen 
Advokaten  Barclay  eingegangen;  jener  hatte 
sich  dem  französischen,  dieser  dem  englischen 
Rechte  angeschlossen.  Nur  Professor  Guyot 
aus  Paris  hatte  sich  gegen  die  uniforme  Rege- 
lung der  Checks  erklärt.  Auf  dem  Brüsseler 
Kongresse  wurde  lebhaft  über  den  Be^friflf  des 
Checks,  insbesondere  seinen  Unterschied  vom 
Sichtwechsel  disputiert.  Man  kam  zu  dem  be- 
fremdlichen Resultate,  dass  jedes  Sichtpapier, 
das  nicht  die  Selbstbezeichnung  als  W  e  c  h  s  e  1 
(Wechselklausel)  trägt,  als  Check  zu  gelten 
habe,  eine  Bestimmung,  die  um  so  mehr  be- 
fremdet, als  jener  Kongress  die  Notwendigkeit 
der  Wechselklausel  im  übrigen  leider  abgelehnt 
hat;  diese  Bestimmung  beseitigt  übrigens  auch 
jeden  äusseren  Unterschied  zwischen  dem  Check 
und  der  einfachen  Sichtanweisung.  Es  wäre 
wohl  besser  gewesen,  die  Selbstbezeichnung  als 
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Check,  wie  in  der  Schweiz  und  im  holländi- 
schen Entwurf,  für  den  Check  zu  fordern !   Als 
Präsentationszeit  hat  der  Konffress  für  Platz- 
checks  5  Tage  empfohlen ;  für  den  Distanzcheck 
ist  die  Bestimmung  der  Frist  der  Gesetzgebung 
der    verschiedenen    Staaten    überlassen.      Der 
Quittungscheck  ist  verworfen,  das  Queren  der 
Checks  im  wesentlichen  nach  englisch-spanischem 
Muster  sanktioniert  worden. 
Litteratar :    l.    Deutsche:     Bayerdih'ffer, 
Das  Checksystem,  Jena  1881.  —  Behrend,  Em- 
pfiehlt   sich    eine    gesetzgeberische   Regelung    des 
Checkverkehrs  f  Gutachten  für  den  17.  deutschen 
JurisUniag,    1884,    VerhandL   I,    S.    82—43.  — 
Bericht  der  HandeUkammer Brauns ch  w eig 
über  die   Verhandlungen   der  um   18.  November 
1870   in   Braunschweig    abgehalteiien   Konferenz 
von  Delegie^rten  deutscher  Handelskammern  betr. 
die    gesetzliche    Regelung    des    Checkwesene.    — 
BimbauTn,    Ueber  Checks  in  Ztschr.f.  Handels- 
recht  30,    S,   1—29,    1885.    —    Berselhe,  Der 
Check,    Vortrag,    Köln    1885.    —    Cheques-    und 
Clearinghäuser    in    England    und   in   den    Ver- 
einigten Staaten  (in  der  Deutschen   Vicrteljahrs- 
schri/t  1864,    Heft   3,   S.   138—151).   —   Georg 
Cohfif  Zur  Geschichte  der  Checke  und  zur  Lehre 
der  Checks    in    Ztschr.  f.   vergleichende   Rechts- 
wüsenschaft  I,  S.  117—160,  424—489,  II,  S.  131 
bU  133,  III,  69—143,  XI,  S.  365-^412,  XII,  S. 
96—128  (1878—1895).  —  Berselhe,  Der  Entw. 
der  Grundzüge  für  ein  deutsches  Checkgesetz,  1880 
(in  Jahrb.  f  Nat.  «.  Stat.  XXXIII,  S.  471—495). 

—  Derselbe,  Anweie.  m.  Check  in  Endemanns 
Handb.  d.  Handeler.   III,    ^^   452—454    (1885). 

—  Derselbe ,  Japan.  Checkrecht  in  Holdheims 
Monatsschrift  V,  S.  Iff,  u.  im  Handelsmuseum 
XI,  29  u.  30  u.    XI  Nr.  8  (Oesterr.   Entwurf). 

—  CohUy  Gustav,  St/st.  d.  National- Gek., 
Bd.  III,  S.  606 ff.  —  Cosack,  Lehrb.  d. 
Handelsr.,  4.  Auß.,  1898,  S.  318 ff,,  330 ff.,  510. 
Dejikschriß  zu  dem  Entwurf  eines  B.G.B^  1897 
*V.  219.  —  Endetnann,  Das  deutsche  Handels- 
recht, 4.  Aufl.  1887,  S.  547 ,  573—575.  — 
P.  D,  Fischer  im  Art.  Posieparkassen  (»üb  6) 
dieses  Handwörterbuchs  I.  Aufl.,  Bd.  V,  S. 
224.  —  Fritz,  Der  Check  nach  dem  Entwurf 
des  Bundesrats,  Erlanger  Dissertation,  Erlangen 
I894.  —  Gar  eis  f  Das  deutsche  Handelsrecht, 
5.  Aufl.,  1896,  S.  639  u.  643.  —  Gierke  in 
Zeitschr.  /.  HR.,  Bd.  45,  S.  516.  —  Glauert, 
Die  Bedeutung  des  Checkverkehrs  für  Deutsch- 
land, im  Jahrb.  f.  Nat.  u.  ^tat.,  3.  Folge,  II,  S.  259  f, 

—  Goldschmidt,  Handb.  d.  Handelsr.  I,  S. 
1219,  1221, 1223.  —  Derselbe,  in  seiner  Zeitschr. 
/.  Handelsr.  33,  S.  200—208;  33,  S.  4^7;  36, 
/S\  138.  —  Hachenburg,  Das  badische  Land- 
recht,  1887,  S.  6,  400  u.  40I.  —  Härtung, 
Der  Check-  und  Giroverkehr  der  deutschen 
Reichsbank,  1880  (in  Holtzendorffs  deutsche  Zeit- 
und  Streitfragen  IX,  lS3l34).  —  Hevgenhahn^ 
Die  Entwickelung  des  Checkverkehrs  in  der 
Holdheimschen  Wochenschrift  S.  I4S — 146.  — 
von  Hey  den.  Die  Sparkassengesetzgebung 
Deutschlands,  1889,  S.  69ff.  —  Derselbe,  Das 
Checkgesetz,  in  Zeitschr.  nDie  Sparkassen,  Nr. 
206—208  und  385,  1890,  1895  Nr.  318,  319,  1896 
Nr.  339.  —  Hildebrand,  Das  Chequesystem 
und  das  CJlearinghouse  in  Lo^idon  (in  Jahrb.  f. 
Nat.  u.  Stat.  VIII,  S.  127—162).  —  Holdheim  i. 
s.  MonaUschr.  VI,  S.  66,  210 ff.,  274,  S^^,  VII, 
S.  88  und  99  f.  —  Hoppenstedt,  Zum  Check- 


gesetz und  ein  zweites  Wort  zuyn  Cheekgesetz, 
1892.  —  Derselbe,    Zur  Becision   des  H.G.B., 

1896.  —  J'acoby  in  den  Annalen  des  deutschen 
Reichs,  1891,  S.  29.  —  Jahresbericht  der  Handels- 
kammer von  Frankfurt  a.  M.  von  1892,  S.   79 ff. 

—  Kaenitnerer,    Reichsbank  und  Geldumlauf, 

1897.  —  Kapp,  Der  Check,  in  Zeitschr.  f.  Handelsr. 
30,  S.  325—401, 1885.  —  Keyssner,  in  Zeitschr.  f. 
Handelsr.  XXXI,  S.  509  u.XL  VIII,  S.  299  u.  320. 

—  Knitt^lf  Beiträge  zur  (rcschichle  des  deutschen 
Genossenschaftswesens,  1895,  S.  33.  —  Knies, 
Geld  und  Kredit,  I,  S.  156  ff.,  284  /  H,  S.  272 
bis  283.  —  R,  Koch,  Ueber  Giroverkehr  und 
den  Gebrauch  von  Checks  als  Zahlungsmittel, 
1876  (auch  i7i  Buschs  Archiv  f.  Handelsrecht 
37,  S.  85 — 120).  —  Derselbe,  in  v.  Holtzen- 
dorffs Rechtslexikon,  1880,  s.  r.  Check  und  Giro- 
verkehr. —  Herselbe,  Ueber  Bedürfnis  und 
Inhalt  eines  Checkgesetzes  für  das  Deutsche 
Reich,  1883  (auch  in  Buschs  Archiv  f.  Handelsr. 
4s,  S.  128—168).  —  Derselbe,  Abrechnungs- 
stellen (Clearinghäuser)  in  Deutschland  und  deren 
Vorgänger  (auch  Zeitschr.  f.  Handelsr.  29,  S. 
59 — 109).  —  Derselbe,  Empfiehlt  sich  eine  ge- 
setzgeberische Regelung  des  Checki^erkchrs  f  Gut- 
achten für  den  17.  deutschen  Juristentag,  Ver^ 
handl.  I884,  S.  1—31.  —  Derselbe,  Abrechnungs- 
stellen in  diesem  Handwörterbuch  oben  Bd.  /,  S.  7 ff. 

—  Dei^selbe,  Vorträge  und  Aufsätze,  1892,  S.  I40 
bis  299.  —  Derselbe,  im  Juristischen  Litteratur- 
blatt  III,  S.  8 ff.  und  XI,  S.  232  f.  —  Der^ 
seihe,  Reichsges.  über  Münz-  und  Notenbank- 
wesen, 3.  Aufl.,  1898,  Einleit.  p.  XLII  u.  S. 
229  f.  —  Kohler,  Konkursrecht,  S.  54,  74,  64I. 

—  Derselbe,  1.  s.  Archiv  für  bürgert.  ReclU, 
XIII,  S.  232.  —  Kuhlenbeclc,  Der  Check, 
Leipzig  1890.  —  Landgraf,  Gutachten  über 
die  gesetzliche  Regelung  des  Checkwesens  in 
Deutschland  nebst  Gesetze nttruif,  1879  fauch  im 
Jahresbericht  der  Mannheimer  Handelskammer, 
pro  1877 — 1879)  und  Eingabe  derselben  Handels- 
kammer an  das  badische  Ministerium,  den  Ent- 
wurf eines  Checkgesetzes  betr.  v.  27,  9.  1892.  — 
Laves  in  Scfmwllers  Jahrb.  1886,    X,  S.  278ff. 

—  Lengner,  Der  Wechsel  in  seiner  wirtsc/iafl- 
lichen  Bedeutung,  S.  19,  46 ff.,  58.  —  Levin- 
stein,  Der  Entwurf  eines  Checkgesetzes  in 
Brauns  Vierteljahr sschr.,  1892,  Bd.  105,  S.  158 ff. 

—  Lönholfn,  Japanisches  Handelsrecht,  Tokio 
1895.  —  Michael^  Sparkassen  und  (-heckver- 
kehr,  Berlin  1892.  —  Mittet*nutter,  K,  J".  A,j 
Grundsätze  des  Pt\  R.,  I847,  II,  S.  270.  — 
Franz  Mltterntaier,  Die  Bankanweisung 
(Check)  und  das  franz.  G.  v.  1865  in  Zeitschr. 
f.  Handelsr.  X  (1866)  S.  1—89.  —  Derselbe, 
Englische  Handelsgesetzgebung,  a.  a.  O.,  XVII, 
S.  124 ;  XXIII,  Beila^eheft,  S.  I42—I46  und 
161 ;  XXIX,  S.  494—497.  —  Derselbe,  Fran- 
zösische Ilandelsgesetzgebung  a.  a.  O.  XXI,  S. 
148—152;  XXVI,  S.  83.  —  Derselbe,  Belgüche 
Handelsgesetzgebung  a.  a.  O.,   XX,  S.  112 — 117. 

—  Derselbe,  Italienische  Handelsgesetzgebung 
a-  a.  O.,  XXVIII,  S.  160—174;  XXIX,  8.  160 
bis  162.  —  Dei^selbe,  Das  neue  spanische  Han- 
delsgesetzbuch von  1885  a.  a.  O.,  XXXIII,  S. 
SI4  u.  315.  —  Derselbe,  Das  portugiesische 
Handelsgesetzbuch  von  1888  a.  a.  O.,  XXXVI, 
S.  314 — 316.  —  Newtnann,  Handausgabe  des 
B.G.B.  1898,  S.  S63n.  4  u.  375 n.  5.  —  Obst, 
Dejjosit-, Kontokorrent-  und  Checkverkehr,  Stuttgart 
1898.  —  Derselbe,  Theor.  u.  Prax.  d.  Checkoer- 
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hekrs,  1899,  —  JPappenhelm,  t.  ZeiUchr.f.  H,R. 
SS,  S.  611.  —  Rehme,  i.  ZeiUchr.f.  H.R.  4S,  S.  S94, 
43,  S.  S29,  47,  S.  HS.  —  Riesser,  Zur  Rerüion 
de*  HandelsgeseUbueht,  1889,  ^  22  (Beilageh.  zu 
Bd.  So  der  ZeiUchr.  f.  HandeUr.)  II,  S.  2SS 
bis  28S.  —  J>er9elbef  Besprechung  de*  niederl. 
Entw.  eines  Gesetxe*  über  die  Handelspapiere 
(in  Zeiischr.  f.  d.  vergleich.  RechUw.,  1887,  VII, 
S.  41  ff.,  60,  61.  —  Derselbe,  Schweiz.  Bundes- 
ges.  Ober  das  Obligationenr.  (in  Zeitsckr.  f. 
Handelsr.  t9,  S.  120,  ISO,  ISl,  Bd.  40,  S.  Slßff, 
Bd.  41,  S.  591ff.j  —  IPeraelbe,  Grundgedai>ken, 
S.  S54.  —  Röhricht,  Check  und  Wechsel  in 
dem  Entwurf  eines  Checkgesetzes,  189S,  Görlitzer 
Handelslehranstaitsprogramm.  —  Röscher, 
System  III,  §  74-  —  Rundschreiben  der 
Braunschw.  Bandelsk.  v.  12.  Sept.  1879  nebst 
Gesetzentwurf.  —  Sallngs  Börsenpapiere,  7. 
Auß.,  S.  51S.  —  Sattler,  i.  Holdheims  Wochenschr. 
I,  S.  81.  —  Schall,  in  Schönberg.  —  Schanz,  Art. 
(Tuck  in  Elsters  Wört^b.  d.  Volksfr.,1898, 1,  S.  JiU 
bis  518.  —  Siemens,  Die  Lage  des  Chechresens 
in  Deutschland,  18 SS.  —  Simtynsonf  Veber 
Giro-  u.  Checkrerkehr  in  Deutschland,  im  Jahrb. 
f.  Ges.  II.  Verw.  ^\  F.  8,  S.  lSo—156,  IS84.  — 
Derselbe,  Beitr.  zur  Lehre  vom  Check  in  Buschs 
Areh.  47,  S.  5''4S  (1887).  —  Derselbe,  in 
SchmoUers  Jahrb.  XIII,  4,  S.  4S.  —  Derselbe, 
im  Archiv  f.  bürgert.  Recht  VI,  S.  S46.  — 
Derselbe,  in  Holdhei^ns  Wochenschr.  I,  S.  112 ff. 

—  17.  StieglitSf  Wesen  u.  Vorzüge  des  Depositen- 
u.  Checkverkehrs,  I884.  —  StrucU,  Skizze  de« 
englischen  Geldmarktes  in  SchmoUers  Jahrb.  y. 
F.  X,  S.  Iff.  u.  47 ß'.  —  Verhandlungen 
des  11.  deutschen  Handelstages  in  Berlin 
am  15.  und  16.  Dez.  188£.    St.  Ber.,  S.  18—r.K 

—  Verhandlungen  des  17.  deutschen 
Juristentages  18S5,  II,  S.  1S9 — lö7  und 
272— £84.  —  O.  Wächter,  Encyd.  d.  Wechselr., 

1880,  S.  171—177.  —  Wagner,  in  Re^Uxsch 
Handwörterb.  der  Volkswirtsch.j  1866,  sub  voce 
Check.  —  Wagner  in  Schönberg  I.  —  O. 
Wendt,  Das  aUgemeine  Antceisungsrecht,  Jena 
1895.  —  Wirth,  Grundzüge  der  Nationalöko- 
nomie, 4.  Aufl.,  18Si,  S.  257 ff. 

2.  Oesierreichiiche  Litterat  ur: 
Anonym,  Einige  Bemerkungen  über  das  Wesen 
des  Checke  nach  der  gegenwärtigen  englischen 
Gesetzgebung  in  den  Jurist.  Bl.  1882,  Nr.  21.  — 
Bubenik,  Die  Technik  des  Giroverkehrs  bei  der 
Österr.'ungar.  Bank,  1888.  —  Bunzl,  Material 
zu  einem  Checkgesetzentwurf,  Wien  1880.  —  x\ 
Canstein,  Check,  Wechsel  und  Deckung,  Berlin 
1890.  —  Derselbe,  in  Holdheims  Wochenschr. 
I,  S.  6S,  81,  258 ff.  u.  III,  S.  197 ff.  -—  Der- 
selbe, in  der  Gerichtshaüe  S8 ,  iVr.  SS.  — 
Derselbe,  Das  Handelsrecht,  1896,  I,  S.  S7, 
54,  101,  2S8  u.  11,  S.  65.  —  CzelechowsM, 
Ein  österr.  Checkgesetz  in  den  Jurist.  Bl.,    Wien 

1881,  Sr.  19  und  20.    —    Denis,    vgl.  Belgien. 

—  V.  ßnder.  Der  österr.  Wechselstempel,  1875, 
S.  175 ff.  —  Picnlc,  Veber  die  rechtliche  Natur 
des  Cheque.  Vortrag,  Wien  1878.  —  Derselbe, 
Das  Questionnaire  über  ein  österreichisches 
Checkgesetz,  Wien  1880.  —  Orünhut,  in  seiner 
ZeiUchr.  VIII,  S.  40S.  —  Derselbe,  W.R.  I, 
S.  10,  19  «.  a.  m.  —  Derselbe,  Neue  Freie 
Presse  v.  11.  Mai  I894.  —  Hammersehlagt 
im  österr.  Staalswörterb.  I,  S.  26Sff.  —  Der~ 
selbe.  Der  Checkgesetzentwurf  i.  Jur.  BL,  1896, 
Nr.  ß — 9.  —  Hanauseh,  Der  Check  im  Giro- 


verkehr der  österr.  Baiik,  Jurist.  Bl.,   Wien  1889, 
Nr.  20  u.  21.  —  Hellt    Vorschlag  zur  Belebung 
des   Verkehrs   mit  Checke   auf  neuer  Chnsndlage, 
1875.  —  Kaniiz,    Die  Bedeutung    des  Girover- 
kehrs, I894.  —  Derselbe,  in  Bankers  Magazin, 
1888,  Nov.  —  Kot*n^t;r  Holdheims  Wochenschr.  III, 
S.  S56.  —  Lewiihavd,  Die  gesetzliche  Begründung 
des  Checksystems  in  Oesteit-eich,  1881.  —  Edni, 
Meyer,  Das  Cherhresen  in  Oesterreich  (Wiener 
Gerichtshaüe  SO,  Nr.  1  u.  2,  1889).  —  OoUhelf 
Meyer,    in    GrünhuU  Zeitschr.  III,   S.  210.  — 
Neurath,   Grundzüge  der   Volkswirtschaftslehre, 
1885,  S.  200  f.   —  Pavlicek,  Der  Check,  eine 
I      vergleichende  Studie,    1889.    —    Derselbe,  Der 
I       Checkgesetzentiturf    in     Oesterreich      und     dem 
I      detUschen   Reich,   Jurist.   Bl.  1898,    Nr.  16—18. 
1      —  Pogatschigg,   in  Gellers  Centralblatt  XIV, 
I      2,  1896.  —  Pollack,    Das    Questionnaire    über 
j      ein   östeiT.    Checkgesetz   1880.   —    Ma%ichberg, 
I      Der  Clearing-  und  Giroverkehr,    Wien,   auch  in 
I      der  österr.  statist.   Monatsschrift,   XII,   1886,    S. 
,      252  ff.,  XIII,  S.  SOS  ff.  —  Derselbe,  Der  Cle^i- 
ring-  und    Giroverkehr   in    Oesterreich    und   im 
Auslande,  1897.  —  Riemer,  Zum  Checkgesetz- 
I      enticurf   in  der  Allg.  österr.  Gerichtszeitung  47, 
Nr.  S7.  —  Roztocih    Ein   Beitrag   zur  Check- 
I      lehre  i.  Jurist.  Bl.    1881,   Nr.  S2   u.  in  der  Ge- 
I      richuhalle  1889,  Nr.  1  u.  2.  —  Schivtedland, 
.      Das  Checkrecht  im  Giroverkehr,  in  der  Gerichts- 
I      halk  1889,   Nr.  S6.    —    L,    v.    Stein,    Kassen- 
scheine, Checks  und  ihr  Rechtsverhältnis  (Presse 
,      vom  12.  Okt.  1880).    —   SpiUer,    Ein  Amende- 
i      ment    zum  Checkgesetzentwurf e  i.  Jurist,  Bl.  25, 
1898.  —  Strauss,    Die  gesetzliche  Regelung  des 
I       Checkverkehrs  in  Zeitschr,  f.  Staats-  und   Volks- 
I      wirUchaft  IV,    Nr.  11,    26,   Sdff.,    V,  Nr.  4  und 
I      19,   VII,  Nr.  2  ff.   —   Det*selbe,    Der   Checkge- 
I      Setzentwurf  in  Jurist.  Bl.  1894,  Rd.  2S,  Nr.  19. 

—  Thorwart,  Ein  österr.  Checkgesetz,  Neue 
Freie  Fresse,  25.  Nov.  80.  —  Tobiseh,  Der 
Check  und  Clearingverkehr  des  österr.  Postspar- 
kassenamts in  Conrads  Jahrbüchern,  S.  F.  IV, 
1,  1892.  —  Vnger,  Handeln  auf  fremde  Gefahr, 
1894,  S.  54  ff.  —  V  erhandln  7t  gen  über  den 
Entwurf  eines  Checkgesetzes  nach  stenogr.  Auf- 
nahmen  herausg.  vom  k.  k.  Justizminister  (Beil. 
zu  den  stenogr.  Protokollen  des  österr.  Abgeord- 
neUnhauses,  1895,  Nr.  ISSS,  S.  100. 

S.  Schweizerische  Litterat  ur: 
Flck,  F.,  Die  Frage  der  Checkgesetzgebung  auf 
dem  europäischen  Continente,  Zihich  1897.  — 
Haberstich,  Handb.  d.  Schweiz.  Obligationen- 
rechu,  1887,  II,  S.  748,  754.  —  Hafner, 
Schweiz.  Obligationenrecht,  188S,  S.  288 ff.  — 
Ja^^ttet,  Manuel  du  droit  föderal  des  obligations, 
Neuchdtel  I884,  p.  47Sff.  —  Kayser,  Der 
Güterumlauf  und  seine  Bedeutung,  1888,  S.  571. 

—  Kih%ig,  im  Centralbl.  f.  Rechtsw.  X,  S.  98  ff. 

—  Meili,  Ueber  gefälschte  Checks  in  Holdheims 
Monatsschr.  VII,  S.  202  ff.  u.  VIII,  S.  85  ff.  — Meili 
u.  Cohn,  Entgegnung  auf  die  Vogtschen  kritischen 
Erörterungen,  1898.  —  Meyer  r.  Schauensee, 
Zeitschr.  J.  Handelsr.  S2,  S.  200—208.  —  Mtm- 
ztnger,  Motive  zum  Entw.  eines  Schweiz.  Han- 
delsreehU,  1865,  S.  897^421.  —  Nessi,  im 
Journal  des  tribuneaux,  Lausanne  1882,  Bd.  SO, 
S.  598 ff.  u.  in  Thallers  Annales  de  droit  comm, 
XII.  —  Hassel,  Manuel  du  droit  federal  des 
obligations,  Lausanne  1892,  p.  887 ff.  —  Schnei^ 
der  (Fickj,  Das  Schweiz.  Obligationerirec/it, 
Commentar   IV.  Aufl.    1898.    —    Speiser,    Die 
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Kongresse  ßlr  intern.  Wechselr.  in  Antwerpen, 
1885  u.  in  Brüssel  1888,  in  Zeitschr.  J,  Schweiz. 
Recht,  JV:  F.  8,  S.  46  f.  —  Derselhe,  Verhand- 
lungen u.  Beschl.  des  Brüsseler  Kongresses  ßir 
intern.  Handelsr.,  1888,  in  Zeitschr.  f.  Hatidelsr., 
Bd.  XXXVI,  S.16S—17f.  —  Emil  Vogt,  Leicht- 
fassliche  Anleitung  zur  Amcendung  des  Schweiz. 
Obligationenr.,  1883,  *S.  .HS.  —  Gust,  Vogt,  Krit. 
Erörterungen  zu  dem  Urteil  des  Züricher  Han- 
delsgerichts V.  18.  Febr.  1898  und  den  über  diesen 
Rechts/all  erstatteten  Gutachten  von  Meili  und 
Cohn,  Zürich  1898.  —  Wolf,  Julius ,  Zur 
Reform  des  Schweiz.  Sotenbankwesens,  1888,  S. 
65ff.,  154ff.  —  ZolleVf  Der  Check  des  Schweiz. 
Oblig.  Rechts,  1885  u.  in  Zeitschr.  f.  Schweizer 
Recht,  Bd.  89,  S.  186. 

4.  Französisch-Belgische  Litte- 
ratur:  Alauzet,  Commentaire  de  C.  d.  c.  III 
appendix,  p.  601 — 672.  —  Amaun^f  in  Says 
I>ict.  des  finances  s.  v.  Cheque.  —  Audier, 
Titre  au  porteur  1885,  Nr.  161.  —  Barclay  et 
Vainvillef  Les  effets  de  commerce  dans  le  droit 
anglais.  In  lettre  de  change  etc.,  compares  avec 
les  principales  legislaiions  etrangrres,  1884-  — 
Barclay,  Assimilations  de4  lois  concemant  la 
lettre  de  change,  le  billet  (i  ordre  et  le  cheque 
sur  la  base  du  projet  du  congrh  intern,  de 
droit  commercial,  Bmxelles  1888,  p.  87 — ^0.  — 
B^darrtde,  Commentaire  de  la  loi  du  14.  VI. 
65 sur  les  cheques  1876.  — Boistel,  Precis  de  droit 
commercial,  S  ed.,  IS84,  p.  592 — 606.  —  Br«- 
vard~Veyritr^»'Deniangeat,  Traite  de  droit 
commercial,  £  ed.,  1888,  III.  —  Actes  du  Co  n  - 
gres  international  de  droit  commercial  d'Anvers 
1886.  —  CauvPs,  Cours  d'econ.  pol.  8  ed.,  II, 
Nr.  597  f.  —  Chastenet,  Etudes  sur  les  ban- 
quiers  romains.  Des  cheques,  Thhe,  188-^.  — 
Congres  inte  rnational  de  droit  commercial, 
Bruxelles  1888,  p.  88 — 40.  —  Programme  des 
trauaux  etc.,  Supplement,  p.  J8 — 80.  —  Actes 
du  Congres  etc.,  1889,  p.  485 ff.,  458 ff.  48O,  496, 
498,  525,  548.  —  Dainville,  im  Annuaire  de 
legisl.  etrang.  XII,  S.  258.  —  Denis,  Check  und 
Clearingverkehr  beim  österr.  Postsparkassenamt 
u.  Gesetzesvorschlag  für  Belgien.  Auszug  aus 
d.  Annales  de  l* Institut  des  Sciences  soc, 
Brüssel  1897  (deutsch).  —  Ewald,  Etüde 
sur  le  cheque  1891.  —  €w,  FranQois,  Le 
cheque  en  France  et  en  Angleterre  in  Revue 
pol.  et  pari.  1890,  I,  Nr.  8.  —  Grillofif  La 
questüm  sociale  le  chrque  barrc,  1890.  —  tTaC' 
qeroftf  im  Ann.  de  leg.  etrang.  XX,  S.  951  ff., 
954.  —  Le  Mei^cier,  Etüde  sur  les  cheques, 
G,  de  Ijeval,  Le  cheque,  Bruxelles.  —  Lyon- 
Caen  et  Renault,  Traite.  de  droit  commercial, 
2.  ed.  1898,  IV,  p.  864-^428.  —  Mouchety  De  la 
compensation  dans  les  cheques,  in  den  Annales 
de  dr.  commerc.  1889,  III,  p.  89 — 42.  —  A*aii- 
guier  et  Espinas,  Des  cheques,  comm.  theor. 
et  prat.  des  lois    de   1865  et  1874.     2  ed.,  1874. 

—  Panhardf  De  Vaction  institoria  du  cheque, 
Thhe  1898.  —  Pasinomie  beige  1878,  p.  182 ff. 

—  Pandectes  beiges  (Pirard  et  d'Hof- 
schmidt),  Bd.  18,  s.  v.  cheque.  —  PradieV' 
Fod^^,  Precis  de  dr.  comm.,  2.  M.  1866,  p. 
289 — 299.  —  Batnud,  in  der  Revue  critique 
24,  p.  202.  —  Vtct.  et  Eug,  Itevillout,  Sur 
le  droit  de  la  Chaldte  (Appendix  zu  Eug.  Re- 
villouts,  Les  obligations  en  droit  egyptien,  1886) 
p.  472.  —  SaleiUes  im  Bulletin  de  la  Socieie 
dfi  Legislation  comparee  1889,  p.  6S4,  637 n.  und 


6.59  n.  —  Tessier,  Traite  theor.  et  prat.  des 
Chambres  de  Compensation,  1894.  —  Thailerj 
in  seinen  Annales  de  droit  commercial,  1889, 
III,  p.  86  f.,  175ff.,  951,  IV,  p.  171n.,  V,  p.  184 
u.  208,  VI,  p.  188  u.  254ff.,  VII,  p.  24I,  VIII, 
p.  172,  XIII,  p.  89.  —  Derselbe,  in  der  Re- 
vue critique  XV,  p.  286 — 289.  —  Derselbe, 
Traite  eiementaire  de  drait  comm.,  1898,  p.  755 
bis  769.  —  Touzaud,  Des  effets  de  commerce,  p. 
147 — 208.  —  Vautier,  Resttme  du  eours  de 
droit  commercial  pro/esse  de  Bruxelles,  1885, 
p.  105 — 108.  —  WaM,  Des  titres  au  porteur, 
1891,  Nr.  67,  466ff. 

5.  Englisch-amerikanischeLitte- 
ratur :  Ba^ehot,  LombanUtreet ;  deutsch  von 
Beta,  1874.  —  Bigelour,  The  law  of  hüls,  noUs 
and  checks,  2  Ed.,  p.  115  ff.,  Boston  1880.  — 
Edward  A,  Bond,  in  Archaeologia,  Vol.  28, 
Lfmdon  I84O,  p.  207 ff.  —  A.  Bytes,  Treatise 
on  the  Law  of  Bills  of  Exchange  (etc.)  and 
Checks,  15.  ed. ,  L<nidon.  —  Chalmers, 
A  digest  on  the  law  of  Bills  of  Exchange  etc., 
4.  ed.,  London  1891.  —  Derselbej  The  Bills 
of  Exchange  Act,  with  explanatory  notes,  4.  ed., 
London  1882.  —  Daniel,  A  TreaHse  on  the 
Law  of  Negotiable  Instruments  etc.,  Neic-York, 
4.  ed.  —  Gilbart,  The  Principles  and 
Practise  of  Banking,  London  1878.  —  «/e- 
vans,  Money  and  the  Mechanism  of  Exchange, 
6.  ed.,  London  1876,  deutsch  übersetzt  »Geld  u. 
Gel dver kehr n ,  Leipzig  1876.  —  Maeleod,  A 
Dictionary  of  Political  Ec<momy,  London  1868 
s.  r.  Bank,  Cheqite  und  Clearinghouse.  — 
Derselbe,  The  Theory  and  Practise  of  Banking, 
4.  ed.,  London  1888,  I,  p.  281  ff.  —  Derselbe, 
The  Elements  of  Banking,  London  1876.  — 
Derselbe,  Principles  on  Economi-cal  Philosophy 

1,  p.  568 ff.,  594 ff.  —  A.  Morse,  Treatise  on 
the  Law  relating  to  Banks  and  Banking,  Boston 
1870.  —  Xetrman,  A  Summary  of  the  Law 
relating  to  Cheques   o?i   Bankers,    London   1870. 

—  Newmarlc,  The  law  relating  to  bank  depo- 
sits  checks  etc.,  St.  Louis.  —  Norton,  Handbook 
of  the  law  of  bills  and  notes.  —  Parsons,  A 
Treatise   on   the  Law   of  Promissory   Notes  etc., 

2.  ed.,  Philadelphia  1875.  —  Randolph,  A 
Treatise  on  the  Law  of  Commercial  Papers,  Jersey 
I—III,  1886  und  1888.  —  E,  Seyd,  The  Lon- 
don Banking  and  Bankers  Clearing-House-System, 
8.  ed.,  London;  deutsch  von  Sjöström,  Leipzig 
1874.  —  van  Shaack,  Law  of  Bank  Checks 
in  the  United  States,  1892.  —  Shaw,  A  prac- 
tical  Treatise  on  the  Law  of  Bankers  Cheques, 
2.  ed.,  London  1871.  —  Smith,  A  Compendium 
of  Mercantüe  Law,  10.  ed.,  1890,  I,  S.  279 ff.  — 
tT.   IF.  Smith,    Law   of  Bills   Checks,  Lotidon. 

—  Story,  Commentaries  on  the  Law  of  Pro- 
missory Notes  etc.,  6.  ed.,  Boston  1868.  — 
Thomson,  A  Treatise  on  the  Law  of  BiUs  of 
Exchange  etc.,  Edinburgh  1865.  —  Thombum, 
Commentaries  on  the  Bills  of  Exchajige  Act, 
Edinburgh  1882.  —  Walker,  A  Treatise  on 
Banking  Law,  London  1877.  —  Wigmore, 
Materials  for  the  study  of  private  law  in  Old 
Japan,  Tokio  1892,  I,  S.  \78. 

6.  Ho  IIa  ndi  sehe  Litter  atur:  Diep^ 
huts,  Handhoek  van  het  Nederlandsch  handels- 
regt,  2.  ed.,  1874,  1,  P-  141—U4,  294—308.  — 
Oeisweit  van  tler  Netten,  Dissert.  über  die 
Checks.  —  Holtitis,  Handels-  en  teeregt,  lo- 
trecht 1861,   I,  S.  464—474.    —   Hulshoff,  De 
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rheque  uit  een  ecan.  en  ßtHd,  oogpnnt  beschouwd, 
Amsierd,  1S70.  —  I^ergelbe,  De  ckeque  vol^ens 
het  EnqeUche  regt  in  der  Tkemis,  XXXIl,  p. 
4iO — 47s.  —  KUrtf  BeginteUn  van  JiandeUregt, 
S,  ed.,  Anuterd,  1874,  ^,P'  14^—151,  ^^y  P-  ^07 ff., 
S9S—406,  awh  Tkemü  XXXII,  p,  SlSf, 

7.  Italienische  Litter  atur :  CaV" 
naxsOy  Vassegno  bancario  (Check),  Catania  1896. 
^mttari,  IeheckselaClearinghmue,Napolil874. 

—  IF-ranehi,  IJcusegno  bancario  (Check),  Mi- 
lano  1892.     Eeir.   doli  Eney.  Ital.  I,  parte  IV. 

—  jDerselbe,  im  FHangeri  1890,  p.  585  u.  im 
Ferne,  italiano  1897,  XXII,  jasc.  21.  —  Galla- 
rresC,  L'assegno  bancario  (check),  Studio  teorico- 
praHco,  MHano  1888.  —  Marghieri,  Studii  di 
diritto  commerciale,  NapoU  1878,  p.  179  ff.  — 
Iferselbe,    11   dir.    comm.  italiano  III,  p.  265. 

—  Sorsa  in  der  Rateegna  di  dir.  commerc. 
IV,  p.  94 — 98.  —  Papa  d-Atnico,  I  titoli  dei 
credUo  1886,  p.  SSI  f.  —  Pedraglio,  H 
cambiale,  Va^egno  bancario  e  ü  emito  corrente, 
1898.  Milano.  —  IHpin  im  Arch.  giur.  Bd.  50, 
1893,  p.  281ff.  —  Huggeri,  L'assegno  bancario, 
Mffnna  1885.  —  Serafini  im  Arch.  giurid. 
XIV,  p.  284  ff.  —  Supino  im  Arch.  giurid. 
XXI,  p.  541,  XXII,  p.  90  f.  und  im  DiHtto 
rrmmerciaU  IV,  2.  —  Derselhe^  La  cambiale 
e  l'aesegno  bancario.  Commento  dl  til.  10,  Ifbro 
1  deJ  Codice  di  commercio  di  1882.  —  Vidari, 
Sludii  8ul  progetto  per  la  ri/orma  del  Cod.  d.  c. 
I874.  —  Derselbe^  Coreo  di  dir.  commerc.  II, 
Xr.  2354  f. — t.  —  Derselbe,  La  cambiale,  gli 
ordini  in  derrate  e  Vassegno,  Milano  1885.  — 
Vinajf  La  cambiale,  Vordine  in  derrate  e  lo 
check,  Torino  1890.  —  Vivante('Tria4xi),  Ele- 
menti  di  diritto  commerciale  1891,  p.  278. 

8.  Sp  aniech-Portugiesische  Lit' 
ttratur :  Mora,  del  chegue,  Madrid.  — 
Forjaz  de  Santpajo  Pimentel,  annotagoee 
fti  Synthese  annotodo  do  codigo  do  commercio, 
Nora  ediqäo,  Coimhra  1875,  I,  p.  352 — 355;  II, 
p.  159.  —  Jfo96  da  Silva  lAsboa,  principios 
rfi  direito  mercantil  IV,  p.  18  (1811).  —  S^o~ 
rta,  Lysandre,  Projet  de  c.  de  comm.  de  la 
Rtpubl.  ArgenHne,  traduit  de  VEspagnol,  p. 
SOG — 304  (mit  rechtsr ergleichenden  Noten).  — 
Derselbe,  Erplication  y  critica  del  nuoro  Co- 
digo  di  commercio  de  la  Jiepubl.  Argent  con  el 
t^jcto  etc.,  Buenos-Ayres  1892,  II,  S.  303  und 
329.  —  TarreS'Catnpoa  in  Thallers  Annales 
de  droit  comm.   VI,  S.  138. 

9.  Skandinavische  Litteratnr: 
Aubert,  Spec.  Deel.  I,  ^  75,  S.  347,  552 ff.  — 
Bleiehmann  «C-  Brun,  Udkast  til  Lov  om 
Checks,  1896.  —  Hage  <ß  Thomsen,  Udkast 
tu  Lor  om  Checks,  1896.  —  Heekseher,  Cm 
(inrisningen  in  der  Tidskrift  for  retsvndenskap, 
1890,  II,  S.  320 ff.,  590  u.  IV,  S,  368.  — 
Julius  lAuaen,  Handhoog  i.  Oldigation-Eette, 
Spec.  Deel  1897,  S.  370,  381  ff.,  6I4,  9(6  f.  — 
Verhandlungen  des  18.  nonregischen  Juristen- 
tages zu  Stockholm,  1896.  Vgl.  au4ih  Hold'- 
keintf  oben  sub  1. 

10.  Slavische  Litter  atur  :  PavUc^k, 
Wechsel  und  Check  in  der  europäischen  Gesetz- 
gebung (böhmisch).  —  Schwarz,  Chechtrd, 
—  Szavir,  im  Journal  fiir  rttss.  Pr.  u.  Str.  R. 
1888,  Heft  1  (russisch). 

11.  Japa  nische  Litteratnr:  Vgl.  oben 
UhühoUn  sub  1  und  Wigmare  svb  5. 

lt.  Checkgeschichtliche   Littera- 


tnr: (ausser  den  oben  Genannten)  Becher y 
Nützliche  Bemerkungen  u.  s.  vj.,  Hamburg 
1820.  —  V.  BeloWf  in  Sybels  histor.  Zeit- 
sehr.  LIX,  S.  197  u.  in  Maurenbrechers  histor. 
Taschenbuch,  1887,  S.  308.  —  Büchsen- 
schütz,  Besitz  und  Encerb  im  griechischen 
Altertum,  1869,  S.  502,  504.  —  Breyer, 
Nebenstunden,  S.  357 ff.  —  Friedrichs,  Uni- 
versales Obligationenrecht,  S.  121.  —  Gold~ 
schmidty  Universalgeschichte  des  Handelsrechts, 
1891,  S.  51,  318 ff.,  324~'S27.  —  Derselbe,  in 
Zeitschr.  der  Savigny- Stiftung,  Romanistische  Ab- 
teilung X,  S.  378,  383 ff.  —  GotOoh,  Aus  der 
Camera   apostolica   des  15.   Jahrhunderts,   1891. 

—  Hermann  BUkntner,  Griechische  Privat- 
aitertämer,  3  Bde.,  S.  454,  Freiburg  i.  B.  1882. 

—  Hitzigy  in  Zeitschr,  der  Savi^y- Stiftung, 
Romanistische  Abteilung  XVIII,  S.  191.  —  Hüll- 
mann,  HandcUgeschiehte  der  Griechen,  1839, 
S,  187.  —  Jäger,    Die  ältesten  Banken,  S.  20. 

—  A,  V,  Kostanecici,  Der  öffentliche  Kredit 
im  MiUelalter,   1889,    S.    35  u.  36,   82—85,   117, 

—  Kohler  und  Peiser,  Babylonisches  Rechts- 
leben  I,  S.  19,  26,  28.  —  Krettiner,  Im  fernen 
Osten,  S.  131.  —  LaUes,  II  diritto  comm.  nella 
legislazione  Statut,  delle  cittd  ital.,  I884,  S.  205  ff. 

—  JLefuyr^ntant,  La  monnaie  dans  Vantiquite, 
1878,  I,  S.  113,  116.  —  Leuchs,  VollsUindiges 
Handelsrecht,  Nürnberg  1822,  S.  168.  —  Merkel, 
Art.  Banken  im  Altertum,  in  diesem  Hand- 
wörterbuch oben  Bd.  II,  S.  163 ff.  —  Meyss~ 
ner,  Allgem.  Europ.  Wechselpraktik,  I846,  S. 
280.  —  Nasse  f  Bankaniceisung  und  Bank- 
noten in  Zeitschr.  f.  Staots^v.,  1872,  S.  322 ff.  — 
Neumann,  Znr  Geschichte  des  Wechsels  im 
Hansagebiet,  BeiUigeheft  z.  Zeitschr.  f.  Handels- 
recht, VII,  S.  140 ff.  —  Oppert,  in  Zeitschr. 
f.  Keilschrift,  Forsch.  I,  S.  16.  —  Pauly,  Re- 
alencyclopädie  I,  S.  716,  III,  S,  27.  —  Saclis, 
Abschaffung  der  Hamburger  Bankvaluta  in  Zeit- 
schr. f.  HR.,  XVIII,  S.  542.  —  Schaube.  in 
Zeitschr.  f.  HR.,  32,  S.  503  u.  508.  —  Voigt, 
Ueher  die  Bankiers,  die  Buchführung  der  Römer 
u.  s.  w.,  1887,  S.  25 ff.,  32.  —  AJello,  I  depo- 
sili,  le  fedi  di  deposito  e  le  polizze  dei  banchi 
(im  FilangieH  VII,  1382,  S.  64I,  703  ff.  — 
Buon4imici,  SuUe  lüerarum  obligationes  nelV 
antico  dir.  rom.,  Arch.  giurid.  XVI,  1878,  S.  3 
bis  72.  —  CusumanOy  Storia  dei  banchi  deUa 
Sicilia,  I,  1887,  S.  24Sff.  —  Bota,  Storia  delle 
banche,  1875.  —  Seraßni,  im  Arch.  giurid., 
XIV,  S.  284  ff. 

13.  Gesetzgebung.  Das  belgische, 
französische,  portugiesische,  argen- 
tinische und  sp-aniscke  Gesetz  findet  sich 
übersetzt  i.O, Borchardt, Die  geltenden Han- 
dehg.  d.  Erdballs,  Bd.  1(2,  Ed.),S.  44^»  resp.  Bd. 
II,  S.  554,  555,  Bd.  V,  S.  88  und  89,  Nachtrag  I, 
1393,  S.  98,  II,  1895,  S.  166;  der  belgische 
und  französische  Originaltext  bei 
R.  Koch,  Girwerkehr,  1878,  S.  38—43.  — 
Die  (-hecknormen  Englands,  Italiens 
und  Guatemalas  finden  sich  in  Origi- 
nal und  Vebers  etzung  in  O.  Borchardts 
Sammlung  der  seit  1871  erschienenen  Wechsel- 
gesetze, 1883,  nebst  Nachtrag  zu  diesem'  Samm- 
lung; die  englischen  Bestimmungen  auch  bei 
Heinsheimer  in  Zeitschr.  f.  Handelsr.,  28, 
Beilageheft  S.  88 — 95.  —  Das  japanische 
Checkrecht  findet  sich  übersetzt  bei  Borchardt, 
Nachtrag  III,  S.  24  ff.  u.  bei  Lönhoint;  deutsch 
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M.  englisch  in  Holdhettns  MonaUachr.  V,  S. 
Iff,  —  Die  Bestimmungen  der  Schweiz  sind 
abgedruckt  bei  Koch,  Checkgesetz,  188S,  S.  161, 
162,  und  in  den  Kommentaren  des  schireiz.  Ob- 
ligationenrechtJt  (Hafner;  Schneider  u.  Fick), 

—  Die  Lippe s  che  Verordnung  von  18 8i  ist 
abgedruckt  in  Zeitsehr.  f.  Handelsr,  31,  S.  259 ff. 

—  Das  rumänische  H.G.B.  ist  itis  deutsche 
übers,  von  C,  v.  Baroßchneyy  Bukarest  1887 
(S.  187 — 189),  ins  französische  v.  Blumenthaly 
1889.  —  Die  Nonnen  Hollands  und  seiner 
Kolonieen ,  Nieder-Canadas  und 
Maltas  in  Original  und  Uebersetzung  bei  S. 
Barchardt,  Vollständige  ASammlung  der  gelten- 
den Wechselgesetze  aller  Länder  (1871),  Bd.  I, 
S.  29Sff.,  298,  302,  306,  242,  259;  II,  209 ff., 
223,  230,  252,  161  und  173.  —  Die  Ordonnanz 
für  Mauritius  ist  ieihceis  übersetzt  durch 
Cr^iMUty   in  Ann.  de  legisl.  etr.  XVI,  p.  979. 

—  Das  dänisch-norweg.  Gesetz  findet 
sich  übersetzt  in  Holdheims  MonaUschr.  VI, 
S.  211  f.  resp.  S.  274,  auch  Z.  f  H  R.  47, 
Ä*.  492.  —  Die  7  deutschen  Pnrtikulargesetze 
über  die  kaufmännische  Anxceisung  in  Kletkes 
EncycUtp.  des  Wechselr. ,  I,  S.  37 4  ß.  — 
Die  4  ersten  deutschen  Checkgesetzentwürfe  und 
der  Funksche  Entwurf  finden  sich  synoptisch 
bei  Riesseff  Zur  Bevisian  des  H.G.B.  II,  S. 
?50 — 267.  —  Der  deutsche  Bundesrats-  und 
Reichstagsentwurf  sind  synoptisch  bei  Simonaon 
in  Schmollers  Jahrb.  XVI,  S.  59 ff.  abgedruckt; 
der  Hoppenstedtsche  Gegenentwurf  in  dessen 
Schrift  zuvh  Checkgesetz;  der  iisterr.  amtliche 
Entwurf  v.  J.  1895  nebst  einem  Teil  der  Motive 
in  Holdheims  Wochenschr.  V,  S.  32 ff.;  der 
holländische  Entwurf  ühei'setzt  von  Riesser  in 
der  ZeiUchr.  f  vergleich.  R.W.   VII,  S.  23—24. 

—  Der  finnische  Entwurf  mit  Motiven  ist  in 
schwedischer  Sprache  in  Helsingfors  1S95  er- 
schienen. —  Der  Brüsseler  Entwurf  des  Welt- 
Checkrechts  findet  sich  bei  Meeke,  Der  interna- 
tionale Kongiess  für  Handelsrecht,  Berlin  1890, 
S.  21.  —  Die  Acte  du  Congres  intern,  de  dr. 
comm.,  Bruxelles  und  Paris  1888,  beschäftigen 
sich  p.  435—444,  448,  453—459,  496,  498,  525, 
548  mit  dem  Check.  Vgl.  über  den  Gedanken 
des  Weltcheckrechts  auch  Annuaire  de  VInstit. 
de  droit  intern.  VII,  S.  69,  78 ff.,  88 ff.,  VIII, 
S.  92 ff.  —  Die  Bestimmungen  über  den  Ge- 
schäftsverkehr mit  der  Reichsbank  (in  Bez.  auf 
Checks)  finden  sich  in  Kochs  Münz-  u.  Noten- 
banhcesen,  3.  Aufl.,  S.  229  ff.,  242  ff.  abgedruckt. 

—  Eine  franzlmsche  Uebersetzung  des  Checkge- 
setzes für  Peru  giebt  M,  Fravatan  im  An- 
ntiairc  de  Ugislalion  etrang^re  XVIII  (1889) 
p.  982 ff.  Georg  Cohn. 


Cherbuliez,  Antoine  Elysi^e, 

geb.  zu  Genf  am  29.  VII.  1797,  gest.  am  7. 
März  1869,  in  Zürich.  Er  bekleidete  18B3  bis 
1846  die  Professur  der  Rechte  und  der  Natio- 
nalökonomie in  Genf  und  nach  1853  die  Pro- 
fessur der  politischen  Oekonomie  am  Polytech- 
nikum in  Zürich. 

In  seinem  Werke  „Riebe  ou  pauvre"  (s.  u.) 
tritt  er  u.  a.  für  Aufhebung  des  privaten 
Grundeigentums  und  die  Notwendigkeit  der 
Bodenverstaatlichung  ein,  eine  Massregel,  die, 


zur  Durchführung  gelangt,  nach  ihm  folgende 
Wirkung  haben  würde:  eine  dem  allumfassen- 
den fiskalischen  Landerwerb  entsprechende,  die 
Verschmerzung  des  Ausfalls  der  Grundsteuer 
und  die  Abschaffung  aller  direkten  und  indi- 
rekten Steuern  gestattende  imposante  Pacht- 
rente. Dieses  utopistisch  angehauchte  Zukunfts- 
bild wird  nur  dadurch  getrübt,  dass  sich  die 
Möglichkeit  eines  derartigen  Rentenertrages 
auf  die  Voraussetzung  gründet,. dass  der  Fiskus 
durch  die  in  seiner  Macht  liegende  Monopoli- 
sierung aller  landwirtschaftlichen  und  industri- 
ellen Betriebe  jeden  Wettbewerb  lahm  leffte. 
Die  unausbleibliche  Folge  dieses  fiskalischen 
Terrorismus  würde  aber  sein:  Auswanderung 
des  Kapitals,  Entvölkerung  des  Staates,  Ruin 
der  Pächter,  Staatsbankerott. 

Er  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform  u.  a. :  Theorie  des 
giranties  constitutionnelles,  2  vols.,  1838.  — 
iche  ou  pauvre.  Exposition  succincte  des 
conditions  actuelles  de  la  distribution  des  ri- 
chesses  sociales,  1840.  —  Richesse  ou  pauvrete, 
1841.  —  De  la  democratie  en  Suisse,  2  vols., 
1843.  —  Simples  notions  de  Fordre  social,  1848, 
2  ed.,  1884.  —  Le  socialisme,  c'est  la  barbarie. 
Examen  des  questions  sociales  qu'a  soulevees 
la  r^volution  du  24.  IL  1848,  1848.  —  Lettre 
a  M.  Proudhon  sur  le  droit  de  propri^te,  1849. 
—  Le  potage  k  la  tortue.  Entretiens  popu- 
laires  sur  les  questions  sociales,  1849.  —  Etudes 
sur  les  causes  de  la  mis^re,  1853.  —  Precis  de 
la  science  economique,  2  vols.,  1862.  (Der  Er- 
scheinungsort der  angeführten  Schriften  ist 
Paris). 

Vgl.  über  Cherbuliez:  E.  Rambert,  A.  E. 
Cherbiuiez  (Biblioth^que  universelle  nos  38/39), 
Paris  1870.  —  H.  d.  St.,  1.  Aufl.  Bd.  II,  S.  831. 

Lippert, 


Cheyalier,  Hlchel, 

geb.  zu  Limoges  am  13.  I.  1806,  srest.  zu  Mont- 
pellier als  Mitglied  der  Akademie  der  Wissen- 
schaften (seit  18Ö1)  am  28.  XL  1879.  Er  war 
bis  Ende  1833  Anhänger  des  Saint-Simonismus 
und  al«  solcher  Mitarbeiter  am  „Organisateur" 
und  „Globe".  1834  wurde  er  als  früherer  In- 
genieur von  der  Regierung  mit  dem  Mandat 
betraut,  das  Kanal-  und  Strassenwesen  des  da- 
maligen Nordamerika  zu  studieren.  1838  zum 
Staatsrat  im  ausserordentlichen  Dienst  ernannt, 
avancierte  er  darauf  1840  zum  Professor  der 
politischen  Oekonomie  am  College  de  France, 
1841  zum  Oberingenieur  des  Bergbaus,  1851 
zum  Staatsrat  im  ord.  Dienst,  1860  zum  Senator. 
Er  war  Vorkämpfer  und  eifriger  Förderer 
der  Eisenbahnanlagen  in  Frankreich  [vgl.  seine 
Schrift:  „Des  interets  materiels"  (s.u )],  gründete 
mit  Blanqui,  Leon  Faucher  und  Garnier  der 
französischen  Freihandelsliga,  war  geistiger  Vater 
des  französisch-englischen  Hande&vertrags  von 
1860,  Anhänger  der  Sayschen  Lehre  von  der 
Ueberproduktion.  Als  Geldtheoretiker  ist  Che- 
valier Monometallist,  indem  er  als  Zahlungs- 
mittel nur  das  Silber  zulässt,  das  Gold  aber 
als  Ware  behandelt  wissen  will. 
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Von  seinen  in  Buchform  veröffentlichten 
staatswiäsenschaft liehen  Schriften  seien  ge- 
nannt: 

Lettres   snr  TAinerique  du  Nord,  2  vols., 
1836;   4.   ed.  1842  (deutsch,   Leipzig   iaS7,   4 
Bde.).  —  [Chevalier  schrieh  diese  „lettres'*  als 
Anhänger      der     Cameschen     demokratischen 
Theorie  von  der  alle  Völker  politisch,  moralisch, 
sprachlich  nnd   industriell  verbindenden  Herr- 
schaft der  Mittelklassen.]  —  Des  inter^ts  ma- 
terieis  en  France,  travaux  publice,  routes,  ca- 
naux.  chemins  de  fer  1837;  7.  6d.  1843  (deutsch 
Ton  iiindner,  Stuttgart  und  Tbgn.  1838).  — 
Histoire  et  ^description  des  voies  de  communi- 
cation  aax  Etats-Unis  et  des  travaux  d'art  qui 
en  dependent,  2  vols.,  1840—1842.  —  De  Tin- 
doätrie  maunfacturiere  en  France;  suivi  d'une 
not«  de  M.  A.  P.  de  Cantolle,  sur  la  tableau 
de  Tetat  physique  et  moral  des  ouvriers  em- 
ploT^s  dans  les  manufactures  de  coton,  de  laine 
et  de  soie,  1841.  —  Les  fortifications  de  Paris. 
Lettre  ä  M.   le  comte  Mole,   1841.  —  Lettres 
sur  l'inaugnration  du  chemin  de  fer  de  Stras- 
bourg   a    Bale,    1841.    —   De   la   question    de 
rintervention  dans  les  travaux  publics  du  gou- 
vernement  federal  et  des  gouvernements  parti- 
culiers  d*£tat8  dans  TAmerique  du  Nord,  1842. 
—  Essais   de  politique  industrielle;    Souvenirs 
de  voyage:   France,  republique  d' Andorre,  Bel- 
gique,   Allemafifne,   1843.   —   Comparaison  des 
büdgets  de  im)  et   de  1843.     Budget  des  re- 
cettes,  1843.  —  Cours  d'^conomie  politique  fait 
au  College  de  France,  3  vols.,  1842—1850;  2. 
ed.    1855—1866    (deutsch    von   J.    E.    Hörn, 
Leipzig   18Ö6).    [Der  3.   Band   dieses   Werkes 
erschien  unter  dem  besonderen  Titel  „La  mon- 
naie"  1850  n.  öfter.]  —  L'isthme   de  Panama, 
suivi  d  un  apenju  sur  l'isthme  de  Suez,  1844.  — 
Lettres  sur  Torffanisation  du  travail,  ou  etudes 
snr  les  principales  causes  de  la  mis^re  et  sur 
les  mojens  proposea  pour  y  remedier,  1848.  — 
Question    de    travailleurs. "   L'am^lioration    du 
8ort  des  oavriers.    Les  salaires.    L'organisation 
du  travail,  1848  (deutsch  von  Hauser,  Aachen 
1848}.    —     La   liberte    aux   Etats-Unis,    1849 
;  deutsch,  Grimma  1850).  —  L'economie  politique 
et  le  socialisme.    Discours  prononc6  au  College 
de  France,   le  28.  IL  1849,  1849.   —  Examen 
do  Systeme  commercial,  connu  sous  le  nom  de 
Systeme  protecteur,  1852.   —  Chemins  de  fer, 
1852.   —    Examen    des   principaux   arguments 
des  prohibitionnistes ,   1857.   —  De  la   baisse 
probable  de  Tor,  des  cons^quences  commerciales 
et  sociales  qu'elle  peut  avoir  et  des  mesures 
qu'elle    provoque;    avec    piöces    justificatives, 
1859.  —  Enquete  sur  l'exploitation  et  la  con- 
struction  des  chemins  de  fer,  publice  par  ordre 
de  S.  Exe.  le  ministre  de  Ta^iculture,  du  com- 
merce et  des   travaux  publics,    1863.  —  L'in- 
dastrie  et  Toctroi  de  Paris,  1867.  —  Le  mono- 
pole  et  la  liberte.    Lettre  ä  M.  Wolowski,  1867. 

—  La  richesse  consid^ree  au  point  de  vue  mo- 
ral et  politique,  1868.  —  La  Constitution  de 
VAngleterre,  1869.  —  Comment  une  nation  re- 
tablit  sa  prosp^rite;  erreurs  qu^elle  doit  eviter, 
1871.  —  Turgot  et  la  liberte  du  travail,  1873. 

—  Etüde  sur  Adam  Smith  et  sur  la  fondation 
de  la  scieupe  6conomique,  1874.  —  Des  moyens 
pour  un  Etat  de  refaire  ses  finances.  La  li- 
wrte  du  travail,  1875.  —  Les  brevets  d'in- 
Tention  examines  dans  leurs  rapports  avec  le 


principe  de  la  liberte  du  travail  et  avec  le 
principe  de  l'egalite  des  citoyens,  1878. 

Von  seinen  der  Saint-Simonistischen  Rich- 
tung angehörigen  Schriften  sind  zu  nennen: 
La  presse,  Paris  1831.  —  Religion  St.-Simonienne 
politique  industrielle.  Systeme  de  la  m6diter- 
ranöe,  Paris  1832. 

Aufsätze  staatswissenschaftlichen  Inhalts 
lieferte  Chevalier  für  die  Zeitschriften  Econo- 
miste  franijais,  Journal  des  Debats,  Journal  des 
Economistes,  Revue  des  Deux  Mondes. 

Vgl.  über  Chevalier:  Proces  en  la  Cour 
d'assisses  de  la  Seine  le  27  et  28  aoüt  1832, 
Paris  1832.  (Avec  portraits  du  pere  Enfantin, 
Barrault,  Chevalier  et  Ch.  Duveyi'ier.).  —  Paul 
Lero3'-Beaulieu,  Chevalier:  Nouveau  dict.  d'^co- 
nomie  polit.,  par  Say  et  Chailley,  vol.  I  Paris 
1891,  p.  410—16.     H.  d.  St.,  1.  Aufl.,  Bd.  II, 

Ltppert, 


S.  831 i 


Child,  Sir  Josiah, 

geb.  1630  zu  London,  erwarb  sich  als  Kauf- 
mann durch  Spekulation  in  Aktien  der  Ostiu- 
dischen  Kompagnie  ein  grosses  Vermögen  und 
starb  am  22.  VI.  1699. 

Seine  Schriften  kennzeichnen  ihn  als  ge- 
mässigten Merkantilisten,  der  im  Geld  sowohl 
ein  Produktionsmittel  als  einen  Verkehrshebel 
sieht,  welcher  durch  einen  niedrigen  Zinsfuss 
staatlich  zu  schützen  sei.  Child  ist  ein  Anhänger 
der  Handelsbilanztheorie,  aber  gleichwohl  ein 
Feind  aller  äusseren  und  inneren  gegen  den 
freien  Verkehr  ergriflfenen  Absperrun^smass- 
regeln.  Die  VorteÜe  der  Navigationsakte  er- 
kennt er  nur  vom  handelspolitischen  Stand- 
punkte an.  Holland  schätzt  er  als  Musterstaat 
wegen  seiner  damaligen  wirtschaftlichen  Be- 
deutung zu  Wasser  und  zu  Land.  Als  Vor- 
gänger von  Malthus  stellt  Child  in  seiner 
Schrift  „A  new  discourse  of  trade"  (s.  u.)  den 
merkantUistischen  Satz  auf,  dass  in  der  starken 
Bevölkerung  eines  Landes  der  Reichtum  desselben 
sich  auspräge.  Dieser  Satz  hat  aber  bei  ihm  zur 
Voraussetzung  erstens,  dass  unter  dem  bezüg- 
lichen Lande  England  zu  verstehen  ist;  zweitens, 
dass  die  erwerbende  Bevölkerung  reichlich  be- 
schäftigt und  der  Lohn  ihrer  Arbeit  ein  ange- 
messener und  auskömmlicher  sei ;  drittens,  dass 
die  Arbeitslosen,  in  deren  Anhäufung  eine 
üebervölkerungsgefahr  liege,  durch  die  Aus- 
wanderung nach  den  Kolonieen  abgeschoben 
werden. 

Child  ist  der  Verfasser  folgender  Schriften : 
Brief  observations  concerning  trade,  and  the 
interest  of  money,  with  the  appendix:  A  tract 
against  the  high  rate  of  usurie,  (by  Sir  Thomas 
Culpeper).  London  (1668);  dasselbe,  2.  Aufl. 
u.  d.  T. :  A  new  discourse  of  trade,  London 
1694;  dasselbe,  3.  Aufl.  London  1698;  dasselbe, 
5.  Aufl.  Glasgow  1751:  dasselbe,  in  französ. 
Uebersetzung  u.  d.  T.:  Traite  sur  le  commerce 
et  sur  les  avantages  qui  resultent  de  la  re- 
duction  de  l'interest  de  Targent;  avec  un  petit 
traitö  contre  l'usure,  par  Th.  Culpeper.  Tra- 
duits  par  V.  de  Gournay  et  Butel  -  Dumont, 
Amsterdam  et  Berlin  1754.  —  A  treatise 
wherein  it  is  demonstrated  that  the  East  India 
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trade  is  the  most  national  of  all  foreic^n  trades, 
etc.  bv  ^ilondrpig,  London  1681  [Nach  „the 
British  Merchant,  vol.  I,  S.  182,  und  nach  Mc 
CuUoch  (8.  n.)  ist  Child  der  Autor  dieser  Schrift.] 
Vgl.  über  Child :  R.  Grant,  Sketch  of  the  his- 
tory  of  the  East  Indian  Company,  London  1813. 
—  Steinlein,  Volkswirtschaftslehre,  München  1831, 
S.  469.  —  Mc  Culloch,  Literature  of  political 
economy,  London  1845,  S.  41/42,  99  u.  249.  — 
Roschef,  Zur  Geschichte  der  englischen  Volks- 
wirtschaftslehre, Leipzig  1851.  —  Dictionary 
of  national  biographv,  ed.  by  Leslie  Stephen, 
vol.  X.,  London  1887,  S.  244.  —  Palgrave, 
Dictionary  of  political  economv,  vol.  I.  London 
1894,  S.  277.  H.  d.  St.,  "l.  Aufl.,  Bd.  II, 
S.  832  f. 

Lippen, 


Chinesenfrage. 

1.  Begriff.  2.  Uebersicht  über  die  Aus- 
wanderung aus  China.  3.  Der  Kulihandel.  4. 
Die  chinesischen  Auswanderer  in  den  Tropen, 
ö.  Die  Chinesen  in  den  Vereinigten  Staaten. 
6.  Die  Chinesen  in  Australien. 

1.  Begriff.  Unter  Chinesenfrage  ver- 
steht man  die  im  öffentlichen  Leben  solcher 
linder,  die  eine  starke  Chineseneiuwan- 
dernng  haben,  aufgeworfene  Fra^e,  wne  sich 
Staat  und  Gesellschaft  gegen  die  Gefahren 
verhalten  sollen,  welche  sich  filr  die  ein- 
heimische Bevölkenuig  aus  dieser  Zuwande- 
rung ergeben  oder  auch  erst  in  Zukunft  er- 
geben werden.  Das  zu  losende  Problem 
greift  tief  in  die  Volkswirtschaft  ein,  er- 
schöpft sich  damit  aber  nicht,  sondern  hat 
auch  eine  national-jKDlitische  und  eine  sozial- 
etliische  Bedeutung  und  baut  sich  auf  einem 
Gegensatz  der  Menschenrassen  auf,  der  zwar 
nicht  immer  sichtbar  ist,  aber  darum  nicht 
mindere  Wichtigkeit  beanspnicht. 

2.  ITebersicht  über  die  AnswanderuDg 
aus  China.  In  Asien  hat  von  China  aus 
nach  allen  Seiten  hin  eine  Auswaudenmg 
stattgefimden,  im  Norden  nach  der  Mongolei, 
der  ilandschurei,  nach  dem  russischen  Amur- 
land und  Transbaikal ien,  im  Westen  nach 
Tibet  imd  Englisch-Indien,  im  Süden  nach 
Burma,  Siam,  Anam,  Tong-King,  Kambodja, 
Malakka  und  dem  indischen  Archipel,  im 
( )sten  nach  Korea,  Japan,  Fonnosa,  den  Liu- 
Kiu-lnseln  und  den  Philippinen.  In  Au- 
stralien leben  Chinesen  in  sämtlichen  fest- 
ländischen Kolonieen,  aussenlem  in  Tas- 
manien, Neu -Seeland  und  Neu -Guinea; 
in  Polynesien  besonders  zahlreich  auf 
den  Sandwichinseln,  in  geringer  Zahl  auf 
den  Gesellschaftsinseln  und  vereinzelt  auf 
vielen  Inseln  des  Stillen  Oceans.  Nord- 
amerika hat  eine  chinesische  Einwande- 
rung erhalten  in  Britisch-Columbia,  in  den 
Vereinigten  Staaten,  besonders  in  Californien, 
und  neuei-dings   in   Mexico;    von  Mittel- 


amerika  ist  die  Insel  Cuba  hervorzuheben  ; 
von  Südamerika  Britisch-Guyana  und 
Peni :  von  Afrika  Kimberly  und  der  Kongo- 
staat. Im  Jahre  1890  schätzte  man  die 
Zahl  der  chinesischen  Ausw^andei-er  in  asia- 
tischen Ländern  auf  23<X)(MK),  in  Amerika 
auf  295000,  in  Australien  auf  23000. 

Es  ist  an  dieser  Uebersicht  zu  ei-sehen, 
dass  die  Chinesen  sich  sowohl  in  den  Tropen 
niederlassen  als  auch  sich  weit  über  die 
Wendekreise  hinauswagen.  Als  Handarbeiter 
und  Unternehmer  verdienen  sie  sowohl  in 
Singapiu*  am  Aeipiator  wie  auf  der  Van- 
couverinsel  unter  dem  50.**  n.  B.,  sie  liabea 
ihre  Plantagen  in  Hawaii  an  der  Küste  <les 
Oceans,  sie  haben  aber  auch  10000  m  über 
dem  Meere  durch  die  Sierra  Nevada  und 
die  Rocky  Mountains  Eisenbahnen  gebaut. 
Ihre  ausserordentliche  Fähigkeit,  in  jedem 
Klima  zu  leben,  hat  ihren  wii-tschaft liehen 
Erfolg  bedingt,  der  ihnen  nirgends  abzu- 
streiten ist,  w^o  sie  sich  nur  in  grösseren 
Scharen  niedei^lassen  haben.  Das  An- 
passungstalent der  Chinesen  tritt  in  noch 
deutlicherer  Weise  hervor,  wenn  wir  die 
Verschiedenartigkeit  der  Produktionstechnik 
ansehen,  der  sie  sich  zugewendet  haben. 
Sie  sind  gleichmässig  zu  brauchen  bei  der 
Gartenkultur  \uid  dem  landwirtschaftlichen 
Kleinbetrieb  wie  auf  den  Zucker-  und  Baum- 
wollplantagen und  den  Weizenbau-Latifun- 
dien,ferner  ebenso  im  Handwerke  wie  in  der 
Fabrikindustrie,  ebenso  im  Bergbau  und  bei 
jeder  Art  der  Erdarbeit  wie  bei  der  Schiff- 
fahrt.  Für  alle  Arten  des  Handels  endlich 
haben  sie  eine  besondere  Hinneigung.  Ob- 
gleich sie  es  vei-stehen,  ihi-e  Kräfte  je<ler 
Art  von  Tecknik  anzubetjuemen,  so  bleiben 
sie  national  und  sozial  betrachtet  immer 
Chinesen.  Sie  verlieren  nie  ihiv  Beziehungen 
zum  Heimatlande,  in  welches  viele  zurück- 
kehi'en,  nachdem  sie  im  Auslande  venlient 
haben,  und  halten  fest  an  ihrer  Sprache, 
ihrer  Religion,  ihren  Sitten,  ilirer  Konsum- 
tionsart. So  sehen  wir  bei  den  chinesischen 
Auswanderern  zwei  an  sich  disparate  Dinge, 
Anpassungsfähigkeit  und  Absonderung  mit 
einander  vei-einigt.  Dainn  liegt  ihre  Stärke 
und  ihre  Gefahr  für  andere,  dass  sie  einer- 
seits in  dem  Einwanderungsland  die  wirt- 
schaftliche Abgesclilossenheit  venneiden, 
also  an  allen  Vorteilen,  die  eine  Volkswirt- 
schaft bietet,  teilnelimen,  andererseits  niemals 
ihrer  geschichtlich  gewordenen  Eigenart  und 
Zusammengehörigkeit  entfallen. 

3.  Der  Knlihandel.  Es  ist  nun  freilich 
neben  dem  Gesagten  diurchaus  festzuhalten, 
dass  die  Chinesen  keineswegs  überall  sofort 
von  dem  Wirtschaftsleben  fremder  Völker 
Nutzen  haben  ziehen  können,  nachdem  sie 
eingewandert  waren.  Bisweilen  sind  sie 
die  schmählich  Geprellten  gewesen,  und  un- 
gezählte^ Tausende  von  ihnen  haben  Lel)en 
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unil  Freiheit  der  Habgier  kapitalistischer 
Grossunternehmer  hingeben  müssen.  Peru 
lind  Cuba  sind  vor  allem  die  Länder,  auf 
die  zum  Beweis  solcher  Vorkommnisse  hin- 
zuweisen ist.  Es  ist  ferner  auch  nicht  zu 
vergessen,  dass  oft  genug  ein  kleiner  Teil  der 
chinesischen  Einwanderer  den  grösseren  in 
sozialer  Abhängigkeit  gehalten  und  sich  da- 
durch bereichert  liat.  Beide  Fonuen  der 
Ausbeutung  hängen  mit  der  Auswanderung 
auf  Grund  in  China  geschlossener  Arbeits- 
kontrakte zusammen.  Man  nennt  dieselbe 
meist  Kuliaiis Wanderung  (vgl.  den  Art.  K  u  1  i). 
Als  Knlis  bezeielinet  man  gewöhnlich  die- 
jenigen Arbeiter,  welche  in  das  Ausland  auf 
Gnmd  eines  in  der  Heimat  auf  längere  Zeit 
abgeschlossenenArbeitskontraktes  geben,  mag 
derselbe  nun  für  den  Arbeiter  ein  freiwilliger 
oder  nur  die  Form  für  eine  ihm  auferlegte 
Zwangsarbeit  sein.  Von  Macao  aus  sind 
chinesische  Kiüis  oft  unter  Anwendung  von 
List  und  Gewalt  nach  Westindien  und  Süd- 
amerika gebracht  woi-den.  Agenten  von 
Schiffsrhedem  und  Plantagenbesitzem  be- 
reisten die  dem  Hafen  nahe  gelegenen  Dis- 
trikte des  chinesischen  Reiches  und  boten 
veriockende  Arbeitsverträge  aus.  Dieselben 
wunlen  in  Macao  abgeschlossen,  aber  zu 
Ungunsten  des  Kidis  abgeändert,  nachdem 
derselbe  der  Freilieit  beraubt  wortlen  war.  Da- 
neben wurde  auch  der  Menschenraub  ganz 
offenkundig  betrieben,  den  die  chinesischen 
Behörden  nicht  bemerken  wollten,  weil  sie 
zu  schwach  waren,  ihn  zu  hindern.  Da  die 
meisten  freiwilligen  Auswanderer  keine 
Mittel  haben,  die  Reise  in  das  Ausland  zu 
bezahlen,  so  lassen  sie  sich  dieselben  durch 
Agenten  ihrer  künftigen  Arbeitgeber  vor- 
schiessen  imd  müssen  den  Betrag  später 
abarbeiten.  Vielfach  kommt  zu  dieser 
Schuldsumme  eine  zweite  hinzu,  indem  die 
Fortziehenden  sieh  Geld  geben  lassen,  um 
Spielschulden  zu  bezahlen  oder  um  ilire 
Familie  für  die  Zeit  ihrer  Abwesenheit  zu 
unterstützen.  Wie  viel  Arbeit  nun  für  die 
vorgeschossene  Summe  geleistet  werden  soll 
—  das  steht  im  Arbeitskontrakte,  und  die 
Möglichkeit  der  üebervorteilung  des  uner- 
fah^nen  Auswanderers  ist  damit  gegeben. 
Die  Importeure  der  Kontraktarbeiter  sind 
die  Plantagenbesitzer  oder  sonstige  Gross- 
imtemehmer  im  Auslande,  aber  auch  die 
dort  wohnenden  chinesischen  Kaufleute, 
welche  die  Kulis  weiterverdingen  und  reich 
^abei  werden. 

4.  Die  chinesischen  Auswanderer  in 
den  Tropen.  Vom  Standpunkt  der  euro- 
päisch-nordamerikanischen Kulturwelt  er- 
scheint die  Mnwanderung  der  Chinesen 
v^entlich  anders  in  den  Tropen  als  in  der 
gemäßigten  Zone.  Denn  in  jenen  können, 
aV^esehen  von  hochgelegenen  Gebieten ,  die 
Weissen  nicht  dauernd  köiTperlich  angestrengt 


arbeiten,  ohne  ihre  Gresundheit  einzubüssen. 
Es  kann  daher  hier  von  einer  bedeutsamen 
Handarbeiterkonkurreuz  zwischen  Chinesen 
und  Weisvsen  nicht  die  Rede  sein.  Der 
chinesische  Kuli  gehört  neben  den  Negern, 
Ostindiern,  Sin^alesen,  Malayen,  Papuas, 
Polynesiern,  Indianern  etc.  zu  den  Arbeitern, 
ohne  welche  der  tropische  Plantagenbau 
nicht  nutzbai*  zu  machen  ist.  Die  Frage 
der  europäischen  Unternehmerinteressen  wii*d 
daher  die  sein,  ob  die  chinesischen  Arbeiter 
anderen  Farbigen  vorzuziehen  seien.  Die 
Antwort  darauf  wird  zunächst  nach  der 
Pi-oduktionstechnik  der  einzelnen  Länder  ver- 
schieden ausfallen,  insofern  dieselbe  sehr 
vereclüedene  körperliche  Anstrengungen  vor- 
aussetzt, wobei  zu  bemerken  ist,  dass  die 
Ueberlegenheit  des  Chinesen  um  so  melu- 
heiToi-tritt,  je  schwerer  die  Arbeit  ist  und 
je  nachhaltiger  sie  ausgeübt  sein  will.  Hin- 
gegen ist  der  Chinese  falsch,  zu  Ver- 
bi-echen  geneigt,  mancherlei  Lastern  ergeben, 
schmutzig,  geizig,  anspruchsvoll  und  nicht 
leicht  zu  disciplmieren,  so  dass  dem  Arbeit- 
geber wieder  der  Vorteil  verloren  gehen 
kann,  den  der  Fleiss  des  Arbeiters  ihm  ge- 
bracht hat.  Dem  emancipierten  Negersklaven 
gilt  er  imbedingt  für  überlegen.  Hinsicht- 
lich der  Geschickliclikeit  der  in  den  Tropen 
verwendbaren  Bässen  gehen  die  Urteile  stark 
aus  einander,  bezüglich  des  Chinesen  wird 
jedoch  allgemein  anerkannt,  dass  er  über 
ein  grosses  Nachalimungstalent  verfügt, 
genau  so  arbeitet,  wie  es  ihm  gezeigt  wor- 
den ist,  sorgfältig,  scliablonenhaft,N'euerungen 
und  Erfindungen  aber  nicht  zu  Wege  bringt. 

In  mehreren  tropischen  Gebieten  haben 
die  Chinesen  die  eingeboi-enen  Arbeiter  in 
verselüetlenen  GeschMtszweigen  verdrängt, 
so  dass  es  auch  hier  nicht  bloss  eine  latente 
Clünesenfrage  geben  würde,  wenn  jene  ein- 
geborenen Arbeiter  in  der  Oeffentlichkeit,  in 
der  Politik  ein  Wort  mitspi^chen  könnten. 
Beispiele  hierfür  bieten  die  Sandwichinseln 
und  die  Philippinen.  In  Südamerika  sind  die 
Indianer  nördlich  des  Wendekreises  auf  den 
Plantagen  nur  ausnahmsweise  zu  verwenden. 
Sie  sind  bisher  überwiegend  Wald-  und  Fi- 
scliernomaden  geblieben,  so  dass  die  Kuliein- 
fuhr, da  es  auch  seit  1854  keine  Negersklaven 
mehi*  gab,  für  die  Zucker-  und  Guanoexpor- 
teui-e  die  einzige  Möglichkeit  blieb,  über 
Arbeitskräfte  zu  verfügen.  In  Cuba  ist  die 
Zahl  der  Chinesen  gering  gegenüber  der- 
jenigen der  Neger  und  bedeutet  nur  im  be- 
schränkten Sinne  einen  Wettbewerb  für  die 
letzteren,  da  dieselben  nach  ihrer  Emanci- 
pation  zum  grossen  Teil  nicht  regelmässig 
arbeiten  wollen  und  sich  daher  nicht  über 
etwaige  Konkurrenten  beklagen  können. 

In  den  tropischen  Wirtscliaftsgebieten 
treten  aber  die  Cliinesen  keineswegs  nur 
als  Lohnarbeiter  auf  —  im  indischen  Archipel 
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ist  Bogar  wegen  der  starken  eingeborenen 
raalayischeu  Arbeiterbevolkening  ihre  Stel- 
hing  als  solche  nicht  aussclilaggebend  — 
sondern  auch  als  selbständige  Handwerker, 
als  Grossfabrikanten,  als  Landwii-te  und  vor 
allem  als  Kaufleute.  Als  letztere  sind  sie 
anerkannt  geschickt  im  Grosshandel  sowohl 
als  im  Kleinhandel,  im  Warengeschäft  so 
gut  wie  im  Geldgeschäft.  In  vielen  Städten 
Hinterindiens  und  der  indischen  Inseln 
monopolisieren  sie  den  Handel,  an  anderen 
Orten  sind  sie  ebenso  reich  und  haben 
ebenso  viele  auswärtige  Beziehungen  ange- 
knüpft wie  ihi-e  holländischen  und  englischen 
Konkurrenten.  Dieser  kaufmännische  und 
unternehmende  Teil  der  chinesischen  Aus- 
wanderer hat  überall,  wo  er  sich  niederge- 
lassen hat,  wenn  auch  meist  keinen  politi- 
schen, so  doch  einen  grossen  sozialen  Ein- 
fluss,  der  für  jede  europäische  Kolonial- 
politik in  den  Tropen,  die  mit  der  Chinesen- 
einwandenmg  rechnet,  nicht  hoch  genug 
veranschlagt  werden  kann.  In  den  deutschen 
Kolonieen  wird  man  die  Chinesen  nicht  ent- 
behren kcmnen,  sobald  gr()ssere  Kapitalien 
sich  dorthin  wagen,  und  dann  wird  es  eine 
Aufgabe  der  Gesetzgebung  sein,  solche  Vor- 
schriften zu  erlassen,  welche  die  üeber- 
flutung  der  Kolonieen  mit  chinesischen  Ge- 
schäftsleuten verhindern.  Das  Verbot  für 
alle  Chinesen,  als  selbständige  Gewerbe-  und 
Handeltreibende  sich  zu  etablieren,  ferner 
Grundl)esitz  zu  erw'erben,  wüixle  sich  unbe- 
dingt durchführen  lassen. 

5.  Die  Chinesen  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika.  Die  Einwanderung 
aus  China  beginnt  im  Jahre  1848,  als  die 
ersten  californischen  Goldfnnde  bekannt 
wurden.  Sie  vollzieht  sich  sehi*  ungleich- 
massig  je  nach  dem  Bedarf  an  Arbeitern 
für  Bergwerke,  Landwirtschaft  mid  Eison- 
bahnbau  und  je  nach  der  Behandlung,  die 
ihr  von  seiten  der  Araeiikaner  zu  teil  wurde. 
Der  Census  der  Vereinigten  Staaten  von 
1870  zählte  63254,  von  1880  105448,  von 
1890  107475  Chinesen.  Die  meisten  von 
ihnen  lebten  in  Califomien  (1880  75132, 
1800  71691). 

Um  die  dortige  Bedeutung  der  chinesi- 
schen Einw^andenuig  zu  verstehen,  wird 
niemand  den  Nutzen  verkennen  können, 
den  sie  der  wirtschaftlichen  Produktions- 
fähigkeit des  Landes  gebracht  haben.  An 
der  durch  ihre  Konkurrenz  hervorgebrachten 
sozialen  Wirkung  lässt  sich  aber  eine  fort- 
schreitende Entwickelung  verfolgen,  so  dass 
sich  hier  die  Beiu^eilimg  nicht  so  einfach 
gestaltet.  Zuerst  traten  die  Chinesen  über- 
wiegend als  Goldsucher  auf,  teils  als  selb- 
ständige Unternehmer,  teils  als  Lohnai-beiter, 
daher  die  Clünesenfrage  nm-  in  den  Gold- 
lagern aufgeworfen  wurde.  Als  aber  hier 
der  Verdienst  nachliess,  äusserte  sich   die 


Konkurrenz  bei  der  Fabrikarbeit,  dem  Hanci- 
werk,    der   Fischerei,   der   Landwirtschaft. 
Ein  anderer  Entwickelungsgang  ist  in  Fabrik 
und  Handwerk  in  der  Weise  zu  Verfolgern 
gewesen,  dass  der  Wettbewerb  zuerst    nur 
die  Lohnarbeit  traf.    Dieselbe  ist  eine  ScliuJe 
für  die  Chinesen  gewesen,  welche  dann  auch 
bald   als   Hausindustrielle   und   Klein  Unter- 
nehmer auftreten  konnten.    Schliesslich  kam 
der  chinesische  Grossunternehmer,  der  die 
Arbeit  seiner  Landsleute  geschickt  im  eigenen 
Betriebe  vereinigte.    Daneben  w^ar  stets  der 
Kaufmann  vorhanden,  der  die  Produkte  seiner 
Gewerbszweige    absetzte.      Am    Ende    der 
70  er  Jahre  treffen  wii*  Chinesen,  wenn  auch 
in    sehr    verschiedenen    Mengen    und    un- 
gleicher   Bedeutung    an    bei    der    Tabak-, 
Cigarren-,    Ci^ettenfabrikation ,     bei     der 
Schuhmacherei,  der  Hemdenfabrikation,  der 
Wollspinnerei,  Seilei-ei,  Seifensiederei,  Jute- 
vei-arbeitung,  Sti-eicliholzfabiikation,  Wäsche- 
i-ei,  Schneiderei,  Weherei,  Cigarrenkasten- 
fabrikation.    Wurden  durch  solche  Betriebe 
amerikanische    Arbeiter    oder    selbständige 
Gewerbetreibende   verdrängt,    so   bedeutete 
dies    auch    zeitweise    ein    starkes  Angebot 
von   Arbeitskräften   in    anderen    Geschäfts- 
zweigen,  deren  Inhaber  sich  also  indirekt 
durch    die    ChuiesenkonkuiTenz     betroffen 
fühlten.     In    der   californischen   Landwirt- 
schaft    hatte     dieselbe    weniger    Einfluss, 
es  beklagten  sich  nur  die  Obst-  und   Ge- 
müsebauer.    Als   landwirtschaftliche   Tage- 
löhner auf  den  grossen  Weizenfarmen,  als 
Erdarbeiter    bei    Bewässerungs-    und    Ent- 
wässcrungsarbeiten    worden    die    Chinesen 
immer  noch   sehr  gesucht,  gerade  so   wie 
sie  bei  dem  Bahnbau  unentbehrlich  gewesen 
waren.     Die   Zerteilung   der   californLschen 
Latifundien,    die   zum    Teil    noch   aus   der 
mexicanischen  Zeit  stammen,  ist  eine  agrar- 
politische  Forderung   der  70er  Jahre,    die 
heute  noch  nicht  erfüllt  worden  ist.     Die 
kleinen  Farmer  sahen  nun  in  der  billigen 
Chinosenarbeit  eine  Verstärkimg  der  Position 
der  Gi*ossginmdbesitzer  und  wai-en  also  mit 
der  Agitation  gegen  jene  auch  einverstanden. 
Der  amerikanische  kaufmannstand   endlich 
hatte  auch  seine  Beschwerden,  da  er  sich 
im  Kleinhandel  bedrängt  sah,  die  Cliinesen 
schlechte  Konsumenten  seiner  Waren  waren, 
sowohl    das    Verdiente    zum    grossen    Teil 
ersparten   und  in   Geldform  in   die  Heimat 
sandten    als  auch  den  von  dorther  impor- 
tierten W^aren  gern  den  Vorzug  gaben.     So 
sehen  wir,  wie  die  meisten  wirtsdiaftlichen 
Intej^essen    diu'ch    die    Einwanderung    aus 
China  berührt  waren,   und   eine  volkswirt- 
schaftliche historisch  und  relativ  ab- 
wägende Beurteilung  dieser  Verhält- 
nisse wird  nicht  umhin  können,  zu  konsta- 
tieren,   dass  der  extensive  koloniale  Wirt- 
schaftszustand Californiens,  der  noch  1850 
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bis  1860  bestand  und  in  dem  jeder  Zusatz 
von  Arbeitskraft  unbedingt  erwünscht  er- 
scheinen musste,  um  1880  einer  auf  manchen 
Gebieten  schon  intensiven  Volkswirtschaft 
mit  einer  ausgesprochenen  sozialen  Diffe- 
renzierung Platz  gemacht  hatte.  Dort,  wo 
alles  Land  okkupiert  ist,  wo  eine  gewerb- 
liche Arbeiterfrage  besteht,  wo  Absatz- 
^tfK-kimgen  und  üeberpnxhiktion  bekannt 
sind,  wo  jede  produktionstechnische  An- 
grel*^nheit  auch  eine  besondere  soziale 
Wirkung  hat,  kommt  es  sehr  auf  die  Quali- 
tät der  Einwandenmg  an. 

Dass  die  Chinesenkonkurrenz  so  scharf 
von  den' amerikanischen  Arbeitern  und  Ge- 
schäftsleuten empfunden  wurde,  erklärt 
sich  sowohl  aus  der  Anpassun^ähigkeit 
der  Asiaten  an  die  üblichen  Produktions- 
methoden  als  auch  aus  der  billigen  Lebens- 
veii?e,  welche  geringere  Ansprüche  an  Lohn 
lind  Gewinn  stellen  Hess,  als  dies  den  Ame- 
rikanern und  eingewanderten  Europäern 
mögüch  war. 

Es  sei  noch  erwähnt,  dass  in  Nord- 
amerika ausser  diesen  Argumenten  auch 
mancherlei  andere  gegen  die  Chinesen  vor- 
gebracht wonlen  sind:  die  Schwierigkeiten, 
die  aus  der  instinktiven  Rassenabneigimg 
und  dem  Eassenhass  sich  ei^eben,  die  mo- 
ralische Verworfenheit  der  Einwanderer, 
die  durch  sie  verbreiteten  Laster  des  Spie- 
les, des  Opiumgenusses,  der  Prostitution, 
endlich  die  politischen,  —  dass  nämlic^h 
die  grossen  Geheimbünde  ein  imjierium  in 
imperio  wären  und  dass  deren  Leiter  Civil- 
nnd  Kriminaljurisdiktion  über  ihre  Landsleute 
ausübten. 

In  Californien  sind  im  Verlaufe  der 
Jahre  zahlreiche  Gesetze,  Staats-  und  Stadt- 
verordnungen gegen  die  verhassten  Mongo- 
len erlassen.  l)ahin  gehören  die  Vorschrif- 
ten über  die  Wohnungen,  die  Behandlung 
^ler  chinesischen  Verbrecher,  die  gericht- 
lichen Zeugenaussagen,  die  Ausübung  der 
Fischerei,  die  Benutzung  von  Hospitälern  etc. 
Um  solche  Dinge  hatte  sich  die  Union  nicht 
zu  kümmern,  und  sie  blieben  meist  zu 
Recht  bestehen.  Hingegen  erkannte  sie 
Einwanderertaxen ,  Einwanderungsverbote 
«lirekter  oder  indirekter  Art,  an  denen  es 
auch  nicht  gefehlt  hat,  niemals  an,  da  der- 
gleichen der  einzelstaatlichen  Kompetenz 
entrückt  ist  und  die  mit  China  abge- 
Si'hlossenen  völkerrechtlichen  Verträge  re- 
spektiert wurden.  Dieselben  sind  aus  den 
Jahren  1844,  1858  und  1868.  Der  letztere, 
^er  sogenannte  Burlingame- Vertrag,  er- 
kannte insbesondere  für  beide  Völker  an, 
-das  dem  Menschen  angeborene  und  unver- 
äu.<serUche  Recht,  den  Wohnsitz  und  die 
Staatsangehörigkeit  zu  ändern,  und  ebenso 
die  wechselseitigen  Vorteile  der  freien  Aus- 
wanderung ihrer    Unterthanen    von    einem 


Lande  zu  dem  anderen  zum  Zwecke  der 
Wi^sbegier,  der  Handelsinteressen  oder  der 
festen  Ansiedelung«.  Sollte  also  in  Ame- 
rika die  Zuwandening  aus  China  verboten 
oder  bescliränkt  werdeii,  so  musste  zunächst 
dieser  Vertrag  geändert  werden.  Das  ist 
dann  auch  1880  durch  das  Abkommen  von 
Peking  geschehen,  nacli  dem  die  Regiei-ung 
von  China  sich  damit  einverstanden  erklärte, 
»dass  die  Regierung  der  Vereinigten  Staa- 
ten die  Einwanderung  und  den  Aufenthalt 
chinesischer  Arbeiter  regulieren,  be- 
schränken oder  suspendieren,  jedoch  nicht 
gänzlich  verbieten  dürfe«.  Kaufleute,  selb- 
ständige Gewerbetreibende,  Reisende  aller 
Ai*t  werden  also  damit  nicht  berührt;  auch 
sollte  sich  die  Bestimmimg  nicht  auf  die 
Arbeiter  beziehen,  die  bereits  in  den  Ver- 
einigten Staaten  lebten,  denen  es  N-ielmehr 
freigestellt  wurde,  nach  ilu-em  Belieben  zu 
gehen  und  wiederzukommen. 

Infolge  dieses  Vertrages  erliess  der 
Kongress  ein  Gesetz,  welches  die  Einwan- 
denmg chinesischer  Arbeiter  für  10  Jahre 
verbot.  (Gültig  v.  4.  August  1882,  mit  ver- 
schärften Kontrollmassregeln  v.  5.  Juli  1884 
versehen.)  Es  ist  sicher,  dass  hierdurch 
eine  starke  Beschränkimg  der  Einw^ande- 
nmg  ausgeübt  worden  ist.  Da  aber  die 
Kontrolle  nicht  immer  entschieden  genug 
geübt  wurde,  liess  die  Antichinesenagitation 
auch  in  den  80  er  Jahren  nicht  ganz  nach, 
so  dass,  als  1892  das  frühere  Gesetz  wie- 
derum auf  10  Jahre  erlassen  wurde,  selu^ 
scharfe  Bestimmungen  hinzugefügt  wm-den, 
damit  nicht  an  Stelle  aus  Amerika  fort- 
gehender, zm*  Rückkehr  dorthin  berechtig- 
ter clünesischer  Ai^beiter,  andere  treten 
könnten. 

6.   Die  Chinesen   in  Australien.     In 
Australien   sind    die   Chinesen    älmlich  be- 
handelt worden  wie  in  Nordamerika.    Auch 
hier  war  die  wirtschaftliche  Konkurrenz  der 
Mittelpunkt,  von  dem  alle  Ansprüche  aus- 
strahlten, und  Lohnarbeiter  und  Unternehmer 
nahmen  ihre  Stellung  zu  der  Fi'age,  je  nach- 
dem sie  sich  betroffen  fühlten.    So  zeigen 
in    Agitation,    Gesetzgebung,    öffentlichem 
Urteil  beide  Länder  ParaUelon,  die  sich  oft 
bis  in  Kleinigkeiten  hin  gleichen.    Immerhin 
sind  auch  Abweichungen  unverkennbar.  Zu- 
nächst, formell  betrachtet,  ist  in  Australien 
keine  Bundesgesetzgebung,  sondern  bis  in 
die  neuere  Zeit   eine   vielgestaltige   einzel- 
staatliche Gesetzgebimg  vorhanden  gewesen, 
femer  was  die  materielle  Seite  angeht,  ist 
die  Chinesenkonkurrenz  hier  auf  wenigeren 
Gebieten   zu   Tage   getreten,    so   dass   der 
I  Ausschluss  der  Asiaten  mehr  den  Charakter 
I  der  einseitigen  Interessenvertretung  als  den 
I  des  volkswirtschaftlichen  Bedürfnisses  trägt. 
'Litteratar:    Fr,    Itatael,    Die   chinesische  Aus- 
i      Wanderung,  Breslau  1876.    —    Derselbe,  Eine 
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Serie  von  Aufsätzen  im  Globus  18 8 L  —  K. 
Andree,  Geographie  des  Welthandels,  Bd.  II, 
Stuttgart  1872.  —  George  F,  Seward,  Chinese 
Immigration,  Xeic-York  1881.  —  Sartorius  v. 
Waltershausen,  Die  Chinesen  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amei^ka.  Tübing.  Zeitschr, 
1883  mit  QueUe7iangabe  über  Nordamerika  S. 
889.  —  JDerselbe,  Chinesen/rage,  im  H.  d. 
St.,  Suppl.  Bd.  I.  S.  S65ff.  —  G.  Ruhland, 
Der  achtstündige  Arbeitstag  und  die  Arbeiter- 
schuizgesetzgebung  der  australischen  Kolonieen, 
Tübing.  ZeiUchr.  1891.  —  ST.  Bauer,  Arbeiter- 
fragen und  Lohnpolitik  in  Australa*ien,  Jahrb. 
f.  Nat.  u.  Stat.  1891.  —  The  Statesman's 
Year  Book  1865 — 1895.  —  E.  Tappenbeck 
in  der  deutschen  Kolonialzeitung,  1894^  15.  Sept. 
und  8.  Dez.  —  Fr,  Christmann,  Australien 
1870.  —  H,  Gabriel,  Die  rechtliche  und 
wirtschaftliche  Lage  der  Kulis  auf  tropischen 
Pflanzungen  etc.,  im  Jahrbuch  der  iyiternatio- 
nalen  Vereinigung  ßir  vergl.  Rechtswissenschaft 
und  Volkswirtschaftslehre,  1897.  —  O.  Frhr, 
\\  Boenigky  Die  Antichinesenbewegung  in 
Amerika,  Festgabe  für  Karl  Knies.  —  C 
Plehn,  Labor  in  California  in  The  Yale 
Review,  1896.  —  Globus  186S—96,  Ausland 
1855 — 96,  No  r  t  h  American  Review  Bd. 
148  u.  154,  Export  1896^97. 

A,  Sartorius  von  IValtershausen. 


Circulationssteaer, 

8.  Transportsteiier,  Verbrauchs- 
steuern. 


Christlich-soziale  BestrebiiDgen, 

8.  Soziale  Reformbestrebungen. 


Cibrario,  Oioyanni  Antonio 
Lulgi,  Graf, 

geb.  zu  Turin  am  23.  II.  18C2,  gest.  zu  Salo 
am  Gardasee  am  1.  X.  1870.  Seit  1824  ge- 
hörte er  dem  aardinischen  Staatsdienste  an  und 
stand  in  den  Jahren  1850 — 1855  an  der  Spitze 
des  General  Zollamts  und  der  Ministerien  der 
Finanzen,  des  Unterrichts  und  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  des  Königreichs  Sardinien ;  das 
letzte  Portefeuille  gab  er  1856  an  Cavour  ab. 

Von  seinen  in  Buchform  erschienenen  staats- 
wissenschaftlichen Schriften  seien  genannt: 
Dell'  economia  politica  del  medio  evo  libri  tres, 
3  vols.  Turin  1839;  dass.  5.  Aufl.  2  vols.,  1861; 
dass.,  ins  Franz.  übs.  von  A.  Barneaud  u.  Wo- 
lowski,  2  Bde.,  Paris  1859.  (Eine  auf  That- 
sachen-  und  Zustandsschilderungen  beschränkte 
Wirtschaftsgeschichte  des  Mittelalters,  in  wel- 
cher Ton  jeder  Bezugnahme  auf  einschlägige 
Theorieen  Abstand  genommen  ist.)  —  Delle 
finanze  della  monarchia  diSavoja,  discorsi  tres, 
Turin  1841. 

Vffl.  über  Cibrario:  Odorici,  11  conte  Luigi 
Cibrano  e  i  sui  tempi,  Florenz  1873.  —  H.  d. 
St.,  1.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  833. 

Lippert 


Cichorienst«uer, 

s.  Yerbrauehssteuern. 


CiTilliste. 

1.  Einleitung.  2.  Die  Formen  der  i\  3. 
Staatsrechtliche  und  finanzrechtlicheVerhältnisse. 
4.  Die  Höhe  der  C.  5.  Faktische  Zustände  in 
den  einzelnen  Staaten.    6.  Die  Bepubliken. 

1.  Einleitung.  Unter  Civilliste  im  wei- 
testen Sinne  versteht  man  jenen  ausgesonder- 
ten Teil  des  Staatsbudgets,  welcher  für  die 
Bedflrfnisse  des  Staatsoberhaupts  als  solchen 
und  der  Dynastie  bestimmt  ist.  In  republi- 
kanischen Staaten  tritt  an  die  Stelle  der 
Civilliste  der  Gehalt  des  Präsidenten,  Re- 
gierungskollegiums etc.  Die  Civilliste  ge- 
hört somit  zu  den  VerfassungsaUvSgaben  und 
bildet  nicht  nur  in  allen  konstitutionellen, 
sondern  auch  in  einigen  absolut  regierten 
Staaten  seit  Ende  des  18.  Jahrhunderts  einen 
überall  anzutreffenden  Bestandteil  des 
Staatshaushalts.  Der  Name  »CiviUistec, 
welchen  unter  den  deutschen  Ländern  zu- 
erst (1818)  Baden  aufgriff,  entstammt  den 
englischen  Einrichtungen  und  ist  für  die  zu 
Grunde  liegende  Sache  vollkommen  unzu- 
treffend ;  es  würde  sich  vielmehr  empfehlen, 
in  der  Wissenschaft,  so  wie  es  in  der  Praxis 
der  Staatsbudgets  schon  ziemlich  allgemein 
der  Fall  ist,  einen  konkludenten  Aiisdnick 
zu  wählen,  z.  B.  »Hofstaatsausgaben«.. 

In  England  wurden  unter  Wilhelm  III.  die 
bis  dahin  ganz  durch  den  König  bestimmteu 
Ausgaben  s^etrennt,  so  dass  die  Ausgaben  für 
Heer  und  Kriegsflotte  (Army  Navy)  der  jähr- 
lichen Parlamentsbewilligung  unterstellt  wur- 
den, während  die  übrigen  Ausgaben  das  Civil 
Government,  den  Bedarf  des  Hofes  und  der  Civil- 
verwaltung  umfassten  und  ausschliesslich  der 
königlichen  Verfügung  unterstanden.  Dieser  Teil 
des  Budgets  hiess  Civil  list,  umfasste  aber 
nicht  nur  die  Hofauslagen,  sondern  die  ganze 
damalige  Civilverwaltung.  Da  jedoch  die  so- 
genannte erbliche  Revenue  des  Königs,  her- 
stammend aus  den  Zeiten  der  normannischen 
Eroberung,  im  Laufe  der  Zeit  stark  geschwunden 
war,  konnte  er  mit  derselben  das  Auslangen  für 
den  Hof  und  die  sich  entwickelnde  Verwaltung 
nicht  finden,  so  dass  unter  Geor^  II.  800000  £ 
jährlich  als  Einnahme  aus  dieser  erblichen 
Revenue  garantiert  wurden.  Georg  III.  überliess 
die  schlecht  verwaltete  königliche  Revenue  für 
die  Zeit  seines  Lebens  dem  Parlamente  gegen 
einen  Jahresbetrag  von  800000  £,  wobei  im 
Verlaufe  der  Zeit  mannigfache  Staatsausgaben 
aus  dieser  Civilliste  ausgeschieden  wurden ; 
übrigens  behielt  er  die  erbliche  Revenue  vou 
Schottland  und  Irland.  Georg  IV.  überliess  die 
ganze  Revenue  aus  England  und  Irland  für 
seine  Regierungszeit  gegen  1057000  £.  Unter 
Wilhelm  IV.  erfolgte  (fle  Ausscheidung  beträcht- 
licher Staatsausgaben,  namentlich  von  Gehalten 
und  Pensionen,  weshalb  diese  nur  mit  510000  £ 
festgesetzt  wurde.  Königin  Viktoria  endlich 
gab,  nach  Ausscheidung  aller  Staatsauslagen 
dem  Parlamente  die  ganze  erbliche  Kronrevenue, 
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mit  Vorbehalt  des  Eechtes  der  Erblichkeit 
gegen  eine  feste  Civilliste  fden  Betrag  s.  nnten 
sab  5),  unter  Beibehaltung:  besonderer  Einkünfte 
ans  den  Herzogtümern  Comwall  und  Lancaster. 
Nach  Berechnungen  des  Parlaments  bezogen 
die  Könige  aus  der  Civilliste  nicht  mehr,  als 
die  ^erbhche  Revenue**  abwirft  Gegenwärtig 
dient  also  die  Civilliste  in  England  nur  den 
Bedürfnissen  des  Hofes. 

Ton  einer  Civilliste  kann  geschichtlich  erst 
fifesprochen  werden,  sobald  die  Ausscheidung 
bestimmter  Teile  der  Staatseinnahmen  für  den 
Bedarf  des  Landesherm  nach  einer  feststehenden 
Norm  und  nicht  nach  dem  Belieben  des  Re- 
nnten selbst  erfolgt.  Dies  ist  unbedingt  nur 
m  repräsentativen  Staaten  der  Fall,  und  es 
büdete  sich  deshalb  diese  Institution  dort  zuerst 
heraus,  wo  der  Parlamentarismus  am  weitesten 
nrückreicht,  in  England,  wo  der  Name  im  17. 
Jahrhundert  aufkommt.  Dabei  aber  bedurfte 
es  einer  beinahe  zweihundertjährigen  Entwicke- 
lang, ehe  sich  der  Kern  der  Civilliste  rein 
loslöste  und  alle  ursprünglich  verquickt  ^- 
wesenen  fremdartigen  Bratandteile,  nämlich 
eigientlicher  Yerwaltnngsbedarf,  in  die  zuge- 
hörigen Teile  des  Staatsbudgets  überwiesen 
wurden.  Eine  kräftige  Förderung  in  den 
meisten  kontinentalen  Staaten  erhielt  dann  die 
Heransbildung  des  Begriffes  zur  Zeit  des  auf- 

feUärten  Absolutismus,  wobei  die  Feststellung 
er  konkreten  Verhältnisse  zumeist  einseitig 
dorch  die  Landesherren  erfolgte.  Von  da  ab 
»t  das  Auftreten  der  Civilliste  an  den  Eintritt 
der  Verfassnngsznstände  geknüpft;  wir  be- 
pgütn  ihr  zunächst  in  Frankreich  und  dann 
m  den  übrigen  Staaten,  sobald  sie  in  diese  Ke- 
giemngsform  übergehen,  und  sie  bildet  natur- 
gemäss  auch  bei  der  Schöpfung  der  neuen 
Staaten  des  19.  Jahrhunderts  ein  wesentliches 
konstituierendes  Moment  der  Verfassungsur- 
knnden.  Dabei  ist  jedoch  die  Entwickelung 
der  Civilliste  in  den  deutschen  Ländern  eine 
ganz  besondere;  sie  hängt  hier  mit  der  Ge- 
schichte des  Domaniums  (s.  d.  Art  „Domänen'' 
snb  II)  zusammen,  und  es  kann  von  ihr  erst 
gesprochen  werden,  sobald  sich  Fürst  und  Staat 
aber  ihre  Ansprüche  an  dasselbe  auseinander- 
setzen. Diese  Auseinandersetzungen  beginnen 
mit  dem  18.  Jahrhundert,  werden  durch  die 
Vorgänge  des  Jahres  1848  häufiger  und  reichen 
bis  in  oie  jetzige  Zeit  hinein ;  zum  TeU  sind 
sie  überhaupt  noch  gar  nicht  erfolgt  Aus 
dieser  geschichtlichen  Entwickelung  ergeben 
sich  nun  die  Formen,  in  welcher  die  Civilliste 
in  die  Erscheinung  tritt. 

Die  ganze  Einrichtung  der  Civilliste  steht 
heute  noch,  weit  melu'  als  die  meisten 
übrigen  Budgetbestandteüe,  unter  dem  Banne 
der  historischen  Entwickelung;  die  positive 
Gestaltung  besonders  in  den  deutschen 
Ländern,  wo  sich  die  Civilliste  aus  dem 
Eammei^te  und  den  Domänen  heraus- 
bildete, hat  die  Basis  für  die  Entwickelung 
der  finanzwissenschaftlichen  Doktrin  von 
der  Civilliste  abgegeben,  welche  infolge- 
dessen von  Einseitigkeit  nicht  freizu- 
sprechen ist 

Die  Civilliste  umfasst  die  Summen  für 
die  Bestreitung  der  Bedürfnisse  sowohl  des 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.   Zweite 


Staatsoberhauptes  als  auch  der  regierenden 
Familie,  und  zwar  sind  mit  Rücksicht  auf 
das  erstere  speciell  folgende  Bedarfsgruppen 
zu  erwähnen  1.  der  Lebensunterhalt  und 
zwar  a)  die  persönlichen  Auslagen  der  Pri- 
vatschatulle (allerdings  versteht  man  unter 
Privatschatulle  hie  und  da  auch  die  privaten 
Einkünfte  des  Monarchen  ausserhalb  der 
Civilliste),  b)  die  Auslagen  der  Hofhaltung, 
d.  i.  der  Hofämter  oder  Hofstäbe,  Ordens- 
kanzleien  und  dergleichen.  Davon  zweigt 
sich  häufig  der  Bedarf  der  sogenannten 
»Kabinettsbsmzlei«  durch  besondere  Budge- 
tienmg  ab,  2.  die  Pflege  der  Kunst;  da 
gegenwärtig  im  allgemeinen  staatlicherseits 
für  die  Förderung  der  Kunst  imverhältnis- 
mässig  wenig  geschieht,  so  haben  diese 
Ausladen  der  CiviUiste  unleugbar  staatliche 
Funktion  (Theater,  Gemäldegalerieen  etc.), 
3.  die  Pflege  der  Wohlthätigkeit ;  auch  hier 
vermögen  die  Ausgaben  der  Civüliste  viel- 
fach ausgleichend  zu  wirken.  —  Diese  Aus- 
gaben gehöi-en  zumeist  zum  ordentlichen 
Aufwände;  zu  den  ausserordentlichen  Aus- 
gaben der  Civilliste  gehören  Heiratsaus- 
stattungen ,  Veranstaltungen  kostspieliger 
Reisen,  ausserordentliche  Gesandtschaften, 
Ehrengeschenke,  Begräbnisse,  Feste,  Aus- 
stellungen und  dergleichen.  In  diesen 
Fällen  erfolgen  häufig  auch  entsprechende 
ausserordentliche  Budgetmassnahmen. 

Bei  der  Anlage  der  Civilliste  handelt  es 
sich  um  Form,  Höhe  und  die  staats- 
sowie  fin an z rechtlichen  Verhältnisse, 
und  die  Grundsätze,  nach  welchen  sie  er- 
folgen soll,  sind  einerseits  staatsrechtlicher 
bezw,  staatspolitischer  und  anderer- 
seits finanzwirtschaftlicherNatiu".  In 
erstgenannter  Beziehung  handelt  es  sich  um 
die  Anlage  der  Civilliste  mit  Rücksieht  auf  die 
verfassungsrechtliche  Entwickelung  imd  auf 
die  Wahrung  der  Attribute  des  Staatsober- 
hauptes in  einem  monarchischen  Staate,  in 
zweitgenannter  Richtimg  um  Erzielung  des 
ökonomisch  besten  Effektes  für  den  Mo- 
narchen, für  das  Staatsbudget  und  die  ge- 
samte Volkswirtschaft  in  einem  Staate. 

2.  Die  Formen  der  C.  Es  giebt 
zwei  Hauptformen  der  Civilliste,  nämlich 
die  geldwirtschaftliche  und  die  do- 
manialeForm.  I)  Die  geldwirtschaft- 
liche (historisch  die  weitaus  spätere)  Form, 
die  Civilliste  im  engeren  Sinne,  besteht  in 
der  Aussetzung  einer  bestimmten  Geld- 
summe für  (üe  Bestreitung  der  Ausgaben 
des  Monarchen  und  seines  Hauses,  welche 
einfach  einen  Posten  des  Staatsbudgets 
bildet.  Diese  geldwirtschaftliche  Form  der 
Civilliste  ist,  mit  Ausnahme  der  deutschen 
Staaten,  geradezu  allgemein  üblich,  insbe- 
sondere z.  B.  in  Oesterreich-Üngam,  Italien, 
Spanien,  Norwegen  -  Schweden,  Dänemark, 
Griechenland,  Rumänien,  Serbien  etc. 
Auflage.    III.  4 
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n.  Die  domaniale  Form,  die  wenigstens 
dem  Principe  nach  natiiralwirtschaftliche, 
findet  ihre  Begründung  in  dem  Kammergiite 
oder  überhaupt  im  fürstlichen  Liegenschafts- 
besitze  früherer  Zeiten  und  besteht  in  der 
Fundierung  der  Ausgaben  des  Monarchen 
und  der  Dynastie  auf  einen  bestimmten 
Komplex  von  Liegenschaften.  Diese 
Form,  welche  sich  am  ausgesprochensten 
in  den  deutschen  Ländern  vorfindet,  erhält 
wieder  verschiedene  Gestaltungen  je  nach 
den  Phasen,  welche  das  Domanium  durch- 
gemacht hat.  Diese  Formen  sind:  1.  die 
englische  Form  besteht  in  der  zeitlichen 
Hingabe  der  erbliclien  aus  dem  alten  Liegen- 
schaftsbesitze der  Könige  stammenden  Re- 
venuen an  den  Staat  gegen  Auszahlung  einer 
bestimmten  Jahressimime  seitens  desselben 
unter  Vorbehalt  des  Erbrechtes  an  den 
Gütern.  2.  Die  französische  Form  be- 
stand in  dem  Uebergange  des  gesamten 
Liegenschaftsbesitzes  des  Monarchen  bei 
seinem  Regierungsantritte  in  das  Staats- 
eigentum, unter  Festsetzung  einer  Civilliste.  | 
welche  aber  mit  den  Erti-ägnissen  der! 
Liegenschaften  in  keinem  Zusammenhange! 
steht.  3.  Die  deutschen  Formen  und  i 
zwar  a)  die  ursprüngliche  domaniale] 
Form  besteht  darin,  dass  die  Erträgnisse 
der  fürstlichen  Stamm  guter  sowohl  für  den 
Haushalt  des  Regenten  als  auch  für  den 
Staatsbedarf  bestimmt  sind,  ohne  dass  es 
zu  einer  grundsätzlichen  Scheidung  der 
beiden  Bestandteile  gekommen  wäre.  Dieser 
ursprüngliche  Zustand  des  Domanium s  be- 
steht nur  noch  sehr  vereinzelt  (Mecklenburg, 
beide  Reuss,  Waldeck),  b)  Die  Ausein- 
andersetzungen zwischen  Fürst  und 
Staat  führten  dann  unter  Beseitigimg  dieses 
unklaren  und  von  vielen  Unzukömmlich- 
keiten begleiteten  Systems  zu  melireren 
typischen  Formen:  a)  entweder  wurde  eine 
faktische  Real t eilung  der  Stammgüter 
vorgenommen,  wodurch  der  Landesherr  un- 
beschränktes Eigentum  über  den  einen 
Gutskomplex  erhielt,  welcher  zur  Bestrei- 
tung seines  Haushaltes  ausschliesslich  dienen 
sollte  (Anhalt,  beide  Lippe,  Sachsen-Alten- 
burg, Sachsen -Coburg- Gotha)  oder  ß)  es 
wurden  dem  Fürsten  nur  die  Erträg- 
nisse gewisser  ehemaliger  Domanialgüter 
als  Givüliste  zugewiesen  und  zu  diesem 
Zwecke  die  letzteren  aus  der  Gesamtmasse 
ausgeschieden  (ehemals  Hannover,  dann 
ähnlich  die  Niederlande),  oder  endhch  y)  es 
wurde  von  demErtrage  des  ehemaligen 
Domaniums  ein  bestimmter  Geldbetrag 
als  Civilliste  ausgeworfen,  diese  letzte  Form 
wurde  am  häufigsten  gewählt  und  findet 
sich  in  Preussen  sowie  in  den  meisten 
übrigen  deutschen  Staaten.  In  der  Regel 
werden  nur  die  hier  als  deutsche  Formen 
benannten  Arten  der  Civilliste  als  domanide 


Formen  bezeichnet,  wobei  man  dann  die 
unter  ß)  und  y)  erwähnten  Formen  auch  als 
»halbdomaniale«  bezeichnet.  —  Die  näheren 
Modalitäten  der  versclüedenartigen  Domanial- 
abkommen  kommen  hier  nicht  in  Betracht ; 
nur  sei  bemerkt,  dass  in  manchen  dieser 
Recesse  dem  Landesherm  das  Eigentum  der 
ehemaligen  Domanialgüter  vorbehalten  ist, 
wenngleich  deren  Erträgnisse  teilweise  zu 
Staatszwecken  dienen,  oder  dass  eine  Haf- 
timg desselben  für  die  stipuherte  Geldsumme 
vereinbart  wurde. 

Neben  diesen  zur  Civilliste  dienenden 
Wertmengen  sind  meist  noch  bestimmte 
Schlösser,  Parkanlagen  und  dergleichen, 
dann  aber  auch  Kunstgegenstände  u.  s.  f. 
dem  Landesherm  zum  Niessbrauch  über- 
^^'iesen.  In  Frankreich  war  hiefür  der 
Ausdruck  »Dotation  de  la  couronne«  im 
Gegensatze  zu   »Liste  civile«   gebräuchlich. 

Die  Anordnung  desjenigen  Bestandteiles 
der  Civilliste  im  weiteren  Sinne,  welcher 
sich  auf  die  übrigen  Mitglieder  der  Dynastie 
bezieht,  erfolgt  naturgemäss  zunächst  im 
Rahmen  der  eben  dargestellten  Formen  und 
begreift  Apanagen  der  voUjährigen  Mit- 
glieder, Wittume,  Aussteuern  und  ähnliches 
in  sich.  Die  hiefür  erforderlichen  Beträge 
sind  a)  entweder  in  der  Civilliste  bereits 
inbegriffen  und  werden  vom  Staatsober- 
haupt festgesetzt  (Oesterreich-üngam,  Preus- 
sen, Baden,  Hessen,  Russland,  Itsdien  etc.),  b) 
oder  sie  werden  neben  den  ftir  den  Landes- 
herrn festgesetzten  Wertmengen  geson- 
dert ausgeworfen,  und  zwar  a)  individuell 
für  jedes  Mitglied  unter  eventueller  Berück- 
sichtigung des  Yerwandtschaftsgrades  imd 
Civilstandes  (England,  Spanien,  Niederlande, 
Dänemark,  Schweden -Nor\\'egen)  oder  ß) 
unter  Vererbung  nach  Linien  (Wiirttemberg, 
Königreich  Sachsen,  Bayern). 

Von  Seiten  der  tinanzwissenschaftlichen 
Doktrin  sind  verschiedene  Anhaltspunkte 
überliefert,  nach  welchen  die  Formen  der 
Civilliste  und  Apanagen  zu  beurteilen  sein 
sollen.  ATornehmlich  wird  vom  staatspoliti- 
schen Gesichtspunkte  aus  darauf  hinge- 
wiesen, dass  bei  der  domanialen  Form  und 
den  ähnlichen  Gestaltungen,  dann  bei  Ein- 
beziehung der  Apanagen  in  der  Civilliste 
der  Effekt  erzielt  werde,  dass  die  wieder- 
holte Diskussion  über  diesen  Gegenstand 
überflüssig  werde,  was  zum  Vorteile  der 
Wahrung  des  monarchischen  Ansehens  aus- 
schlagen solle ;  vom  finanzpolitischen  Stand- 
punkte aus  wird  bemerkt,  dass  bei  den  do- 
manialen und  ähnlichen  Formen  eine  Be- 
lastung der  Staatsbürger  für  den  landes- 
herrlichen Haushalt  entfalle.  Derartige  Rai- 
sonnements  lagen  zur  Zeit  der  Domanial- 
abkommen  nahe,  haben  aber  weniger  Be- 
deutung, da  das  deutsche  System  eine  ganz 
konkrete   historische  Entwickelung    enöiält 
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nnd  soDst  allgemein  die  Geldcivilliste  Ein- 
gang gefunden  hat ;  übrigens  finden  sich  die 
domanialen  Systeme  doch  meist  nur  in 
kleineren  Staaten.  Bei  jetzt  vorzunehmen- 
den Regehmgen  der  Civilliste  wird  das  all- 
gemein zum  Durchbnich  gelangte  geldwirt- 
schaftliche Princip  auch  hier  sein  Recht 
behaupten.  Eine  parlamentarische  Diskus- 
sion über  die  Civüliste  aber  kann  in  mo- 
narchisch gesinnten  Staaten,  wenn  diese 
]iolitisch  reif  sind,  nie  das  Ansehen  der 
Dynastie  schädigen,  wenn  diese  nicht  durch 
Verschwendung  u.  s.  f.  selbst  Anlass  giebt. 
Ist  aber  das  Ansehen  der  Dynastie  er- 
schüttert, dann  wird  es  auch  durch  völlig 
Verschleierung  der  Verhältnisse  der  Civil- 
liste nicht  gestützt  werden.  Die  Beratungen 
über  dieselbe  würden  sich  noch  würdiger 
gestalten,  wenn  die  bedeutenden  Sunmien 
mehr  bekannt  wären,  welche  für  Förderung 
der  Kunst  und  für  Wohlthätigkeit  aus  ihr 
bestritten  werden. 

3.  Staatsrechtliche  und  finanzrecht- 
liche  VerhältDisse.  1.  Die  Regelung 
der  Civilliste  ist  entweder  schon  in  der 
Verfassungsurkunde  gegeben  oder  sie  er- 
folgt durch  besondere  Mnanzgesetze ,  oder 
endlich  sie  ergiebt  sich  implicite  durch  das 
Zustandekommen  des  allgemeinen  Finanz- 
gesetzes. Die  Verfassungsurkunden  ent- 
halten meist,  aber  nicht  immer,  auch  Be- 
stimmungen über  die  Civüliste,  entweder 
in  dem  Sinne  einer  vollständigen  Feststel- 
lung, wie  dies  etw^a  bei  den  Ländern  des 
Domanialabkommens  öfters  der  Fall  ist, 
♦fder  durch  Bestimmung  allgemeiner  Mo- 
dalitäten, z.  B.  dass  die  Bemessung 
stets  bei  der  Thi'onbesteigung  stattfinden 
fiolle,  dass  die  Apanagen  nicht  in  Liegen- 
schaften bestehen  dürfen  etc.:  in  dem  letz- 
teren Falle  sind  dann  gegebenen  Falls  ein- 
fache Gesetze  erforderlich.  üeberhaui)t  nur 
solche  einfache  Gesetze  bestehen  dann  in 
mehreren  Ländern,  auch  in  solchen  mit 
Dömanialabkommen,  welch  letztere  überdies 
früher  auch  durch  Manifeste  etc.  zu  stände 
kamen.  Die  Fixierung  der  Civilliste  durch 
das  allgemeine  Finanzgesetz  ist  sehr  ver- 
einzelt. —  Femer  kommen  hier  noch  jene 
hausgesetzlichen  Bestimmungen  in  Betracht, 
welche  auf  die  Anordnung  der  Apanagen, 
das  Zusammenhalten  der  Güter  etc.  abzielen. 
2.  Die  Regelung  der  Ci^^lliste  kann  erfolgen 
ai  ein  für  allemal,  vorbehaltlich  einverständ- 
licher Abänderungen  dimjh  Fürst  und  Ver- 
tretung, wie  dies  dort  der  Fall  ist,  wo  eine 
eyscüöpfende ,  meist  gnmdgesetzliche  Aus- 
einandersetzung Platz  fand,  b)  was  ein  sehr 
häufiger  Fall  ist,  auf  Lebensdauer,  bemessen 
bei  der  Thronbesteigimg  (England,  Spanien, 
^'iederlande,  Dänemark,  Schweden,  Sachsen 
etc.),  c)  auf  eine  ohne  bestimmten  End- 
tennin,  also  bis  auf  weiteres  fixierte  Dauer 


(Preussen),  endlich  d)  jährlich,  respektive 
mit  den  jeweiligen  allgemeinen  oder  sonst 
zeitlich  genau  begrenzten  Budgetperioden 
(Oesterreich-Ungarn  seit  Einfmirung  des 
Dualismus  für  je  10  Jahre).  3.  Gewisse 
finanzrechtliche  Bestimmimgen  bezüglich  der 
Civilliste  ergeben  sich  aus  der  bevorrechte- 
ten Stellung  des  Landesherrn,  wie  z.  B. 
die  Steuerfreiheit  desselben  von  Staats- 
steuern. Andere  wie  die  Unverschuldbar- 
keit  überhaupt  oder  über  die  Lebenszeit 
hinaus,  die  Unpfändbarkeit  oder  die  Behand- 
lung der  Erübrigungen,  sind  eine  Folge 
des  dauernden  Charakters  der  monarclii- 
schen  Institution.  Der  budgetäre  Grundsatz 
der  Specialität  hat  auf  die  Civilliste  keine 
Anwendung. 

Auch  bezüglich  der  Staats-  und  finanz- 
rechtlichen Verhältnisse  hat  die  finanzwissen- 
schafthche  Lehre  gewisse  Grundsätze  auf- 
gestellt, welche  auf  die  "Wahrung  der  mo- 
narchischen Stellung  abzielen:  dass  z.  B. 
grössere  Perioden  angezeigt  seien,  weil 
sie  die  Diskussion  seltener  machen; 
dass  der  Zeitpunkt  der  ThixDnbesteigimg  von 
einer  allgemeinen  Bereitwilligkeit  begleitet 
sei  (wodurch  nur  die  Unbefangenheit  des 
Urteiles  verhindert  wäre)  etc.  Auf  solche 
Bedenken  dürften  die  schon  oben  ad  2  ge- 
machten Er^vide^ungen  gleichfalls  Anwen- 
dung finden.  Dagegen  ist  es  allerdings 
finanzpolitisch  richtig,  grosse  Perioden  zu 
Gnmde  zu  legen,  da  die  Ausgabe  stabil  ist 
imd  eine  dauernde  Gestaltung  des  umfassen- 
den landesherrlichen  Haushaltes  ermöglicht. 
Dabei  empfiehlt  sich  als  passendster,  weil 
allgemein  eintretender,  äusserer  Anlass,  die 
Thronbesteigung,  dann  der  Eintritt  von  Ge- 
bietsänderungen ,  Standesändenmgen ,  der 
Verlauf  eines  grösseren  Zeitraumes  bei 
lange  regierenden  Monarchen  etc.  —  Vom 
staatsrechtlichen  Gesichtspunkte  muss  die 
Feststellung  der  allgemeinen  Modalitäten  der 
Civilliste  in  den  Verfassungsgesetzen  als  er- 
forderlich bezeichnet  werden,  während  die 
konkrete  Regelung  durch  einfache  oder  be- 
sondere Finanzgesetze  erfolgen  sollte;  die 
erforderhchen  Summen  sollten  ganz  im 
Staatsbudget  erscheinen,  sind  aber  natürlich 
eventuell  innerhalb  der  grösseren  Periode 
nicht  diskutabel,  ausser  wenn  einverständ- 
liche Abänderungen  beabsichtigt  ^verden. 
Die  ganz  speciellen  Verhältnisse  des  Doma- 
nialabkommens bedingen  dann  natürlich 
auch  eine  besondere  gesetzliche  imd  Budget- 
behandlung. Der  Landesherr  respektive 
Apanagierte  hat  das  vollkommen  freie  Ver- 
fügungsrecht über  die  Civilliste  und  Apa- 
nage, ohne  irgendwelche  verfassungsmässige 
Rechnung  legen  zu  müssen.  Dennoch  wären 
gew-isse  Anhaltspunkte  bezüglich  der  Aus- 
lagen für  Kunst  imd  Wohlthätigkeit  im  In- 
teresse der  Bemessung  allgemein  erwünscht. 
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Ueberhaupt  lässt  sich  hinsichtlich  vieler 
Raisonnements  über  die  Civüliste  sagen, 
dass  sich  deren  Formen  und  Höhenbeträge 
sehr  häufig  historisch  herausgebildet  haben 
und  durch  V  ertrage  oder  ähnliche  Staatsakte 
festgelegt  sind,  so  dass  es  zumeist  müssig 
ist,  dariiber  nachzudenken,  welche  Formen 
den  Vorzug  verdienen,  weil  die  verschiede- 
nen Formen  eben  nicht  zur  Wahl  stehen. 

4.  Die  Höhe  der  C.  Für  die  Höhe 
der  Civüliste  wird  der  Satz  überliefert, 
dass  sie  einen  Haushalt  ermöglichen  solle, 
welcher  von  keinem  Privatmanne  im  Lande 
in  demselben  ]^Iasse  geführt  werden  könne. 
Dieser  Satz  war  wohl  in  den  seltensten 
Zeiten  zutreffend  und  hat  auch  heute  weder 
faktisch  noch  als  Forderung  eine  allgemei- 
nere Bedeutung.  Dem  fürstlichen  Hofhalte 
stehen  ganz  specifische  Qualitäten  zu, 
welche  seine  Sonderstellung  auch  unter  un- 
günstigen finanziellen  Verhältnissen  zu 
wahren  vermögen.  Die  Bemessiuig  der 
Civüliste  muss  vielmehr  nur  mit  Rücksicht 
auf  die  konkreten  Verhältnisse  jedes  Landes 
und  Hofhaltes  selbst  erfolgen,  und  zwar  ist 
zu  beachten  1.  dass  der  Landesherr  i.  R. 
noch  andere  Einnahmen  besitzt  als  Kix)n-, 
Familien  -  Fideikommisse ,  Privatvermögen 
etc.;  2.  dass  die  Hofhaltungen  durch  ein 
gewisses  europäisches  Niveau  der  Anforde- 
rungen geregelt  worden,  denen  sich  ein 
einzelner  Hof  nicht  leicht  entziehen  kann; 
3.  dass  die  Ausgaben  der  PrivatschatuUe 
eine  thatsächlich  vornehme  Lebensführung 
ermögUchen  müssen  und  4.  die  Ausgaben 
für  Aunst  und  Wohlthätigkeit  ohne  jede 
kleinliche  Rücksicht  erfolgen  können;  5. 
endlich,  dass  die  Ausgaben  für  die  CiviUiste 
das  Staatsbudget  nidit  aUzusehr  belasten 
dürfen,  was  insbesondere  in  kleinen  und 
armen  Staaten  leicht  der  Fall  sein  kann. 
Ueberhaupt  steht  der  Prozentsatz  der  Civü- 
liste ziun  Budget  in  kleineren  Staaten  höher 
als  in  den  grossen,  hat  im  allgemeinen  eine 
nur  geringe  Höhe  und  ist  in  den  letzten 
Jahrzehnten  weit  langsamer  angestiegen  als 
die  übrigen  Posten  der  Staatsbudgets. 

Im  folgenden  werden  für  die  Gegenwart 
die  Höheziffern  der  Civillisten  mehrerer 
Staaten,  reduziert  auf  Beträge  in  Millionen 
Mark  nebst  der  Berechnung  per  Einwohner, 
angeführt  und  ihnen  die  Zahlen  beigesetzt, 
welche  sich  bei  Pfeiffer  »Staatsausgaben« 
hierüber  vorfinden  und  auf  den  Anfang 
der  achtziger  Jahre  beziehen. 

Die  Angaben  sind  nicht  streng  vergleich- 
bar, weü  die  Apanagen  und  Wittume  in 
einigen  Civülisten  einbezogen  sind,  in  ande- 
ren nicht;  inwieweit  dies  der  Fall,  ist  in 
der  folgenden  DarsteUung  der  »faktischen 
Zustände«  genau  angegeben.  Auch  hat  die 
Quote  per  Einwohner  ein  anderes  Gewicht, 
je  nachdem  die  Civüliste  den  Steuergeldern 
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entnommen  wird  oder  einen  Teü  der  Do- 
mäneneinkünfte darsteUt. 

5.  Faktische  Zustände  in  den  einzelnen 
Staaten.  Deutsches  Reich.  Eine  Civü- 
liste besteht  nicht,  sondern  nnr  ein  Disposi- 
tionsfonds. Preussen.  Durch  den  Eid  Yom 
13.  August  1713  übergab  Friedrich  WUhelm  I. 
den  Famüienbesitz  dem  Staate,  und  die  abso- 
luten Monarchen  bestimmten  sodann  einen  ent- 
sprechenden Betrag  des  Ertrages  dieser  Domänen 
als  Civüliste.  Durch  das  G.  v.  17.  Januar  1820 
wurde  die  „Kronfideikommissrente"  mit  2  Va  Mil- 
lionen Thaler,  wovon  548240  Thaler  in  Gold, 
bemessen  und  durch  die  V.  ü.  v.  31.  Januar 
1850  in  dieser  Höhe  bestätigt;  sie  stellt  sich 
als  ein  nicht  im  Budget  erscheinendes  Kron- 
reservat dieser  Erträgnisse  dar.  Nach  Antritt 
der  Regentschaft  des  Prinzen  Wilhelm  stieg 
die  Civüliste  um  \«  Mülion  Thaler  (G.  v.  30. 
April  1859)  und  nach  den  Ereignissen  von  1866 
um  eine  weitere  3IiUion  Thaler  (G.  v.  27.  Ja- 
nuar 1868) ;  endlich,  zufolge  Anforderungen  der 
Kaiserwürde,  neuerliche  Erhöhung  um  3Va  Mil- 
lionen Mark  durch  das  G.  v.  20.  Februar  1889. 
Sonach  betragen  die  Erhöhungen  zu  dem  ur- 
sprünglichen Kronreservat  von  2V9  MilUonen 
Thaler  Gold  zusammen  8  MiUionen  Mark,  welch 
letztere  aus  Staatsmitteln  zu  zahlen  sind.  Die 
Apanagen  sind  inbe^rififen.  —  Bayern.  Die 
Vereinigung  der  Kabmettsgüter  mit  dem  Kammer- 
gut  erfolgte  1799,  die  Festsetzung  einer  Civü- 
liste jedoch  erst  durch  das  G.  v.  1.  Juli  1834 
und  zwar  mit  der  durch  das  Finanzgesetz  vom 
25.  Dezember  1831  normierten  Summe  von 
2350580  fl.,  welche  durch  das  Finanzgesetz 
vom  29.  Juli  1876  in  bleibender  Weise  auf 
4231044  Mark  erhöht  wurde;  fUr  diese  Summe 
haften  die  Staatsdomänen,  dazu  Nutzniessnngs- 
Objekte.  Die  Apanagen  werden  (Famüienstatut 
Tit.  VI)  besonders  bemessen  und  soweit  nötig 
budgetmässig  bewiUigt;  sie  betragen  derzeit 
0,73  Millionen  Mark.  Für  die  Reichsverwesung 
dazu  0,44  Millionen  Mark.  —  Württemberg. 
Die  Civüliste  wird,  indem  das  Kroi^t  als 
unzertrennliches  Staatsgut  erklärt  wurde,  nach 
der  Verfassung  auf  die  Regierungszeit  verab- 
schiedet und  umfasste  anfangs  noch  Naturalien 
in  grossem  Umfange,  derzeit  eine  auf  den 
Staats^uterträgnissen  lastende  Geldsumme  von 
1993^7  Mark  und  Naturalien  (die  sogenannte 
Krondotation,  Knnstgegenstände  etc.) ;  hierzu  die 
Apanagen,  derzeit  142081  Mark,  G.G.  v.  1.  August 
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1864  und  7.  Februar  1874.  —  Sachsen.  Ge- 
mäss y^assungr  Ton  1831  ist  dem  König  eine 
auf  den  Staat8g:atertxäg:nissen  lastende  auf  Be- 
£fiezms8zeit  bemessene  Civilliste  von  mindestens 
SOOOOuThalem  zugesichert;  derzeitiger  Betrag 
2,8  Millionen  Mark.  Die  Einrichtung  der  kgl. 
Schlösser,  Sammlungen  etc.  wurde  als  Fidei- 
kommisseigentum  des  königlichen  Hauses  bestä- 
tigt Apanagen  und  Wittume  besonders,  derzeit 
865515  Mark.  —  Baden.  Durch  V.U.  v.  1818 
Würde  der  Domanialbesitz  zwar  als  Patrimonial- 
dgentmn  des  regierenden  Hauses  -erklärt,  die 
£mkünfte  daraus  jedoch,  vorbehaltlich  einer 
raetzlich  festgestellten,  auf  den  Ertrag  dieser 
öüter  radizierten  Civilliste  dem  Lande  über- 
wiesen. Derzeitiger  Betrag  der  Civilliste  inkl. 
Apana^  897698  Mark.  Sehnliche  Entwicke- 
Inng  m  Hessen,  Civilliste  1,23  Millionen 
Msrk  inkl.  Apanagen.  —  Bezüglich  der  in  den 
übrigen  deutschen  Ländern  bestehenden  Systeme 
kann  anf  die  obige  Darstellung  verwiesen  wer- 
den, die  Höhenbeträge  beweisen  sich  zumeist  in 
den  Grenzen  von  T'|-— 1  Millionen  Mark,  z.  B. 
Brannschweig  ca.  1,1  Millionen  Mark,  Sachsen- 
Weimar  rund  0.93  Millionen  Mark,  Sachsen- 
Meinmgen  394286  Mark,  Sachsen-Coburg-Gotha 
ea.  0,6  Millionen  Mark ,  Schwarzburg  -  Sonders- 
bansen  ca.  ^V  Millionen  Mark,  Schwarzburg- 
Budolstadt  0,3  Millionen  Mark  etc.  —  Ehem. 
Hannover.  Durch  Grundgesetz  von  1833 
^  125  ff.  wurde  ein  Grundkomplex  von  0,5, 
später  0,6  Millionen  Thaler  Eeinertrag  für  den 
König  ausgeschieden,  was  zu  grossen  Schwierig- 
keiten führte (s.  Litteratur).  — Oesterreich- 
üngarn.  Die  Civilliste  (Hofstaatsdotation) 
wird  in  10  jährigen  Perioden  in  Oesterreich  und 
in  Ungarn  beschlossen  und  jährlich  in  die 
Budgets  eingesetzt  (ung.  G.  A.  XII.  aus  1867 
§  7).  Sie  betrug  nach  dem  österr.  G.  v.  10. 
März  1870  bis  Ende  1879  3660000  fl.  für  jeden 
der  beiden  Staaten;  mit  G.  v.  28.  Juni  1870 
erfolgte  eine  Erhöhung  um  je  1  Million  Gulden 
mit  Giltigkeit  bis  Ende  1879,  so  dass  sie  sich 
nnnmehr  auf  zweimal  4600000  fl.,  zusammen 
9300000  fl.  beläuft.  In  dieser  Höhe  wurde  sie 
durch  die  Ö8t«rr.  G.G.  v.  6.  November  1879  und 
20.  Dezember  1889,  letzteres  mit  Giltigkeit  bis 
Ende  1899,  belassen.  Die  ungar.  Gesetze  sind 
inhaltlich  gleichlautend.  Die  Apanagen  sind 
inbemffen.  Ein  Betrag  von  zweimal  rund 
1500)0  fl.  wird  für  die  Kabinettskanzlei  be- 
sonders ausgeworfen.  Die  Hofstaatsausgaben 
nnd  nicht  anf  Domänen  fundiert,  sondern 
fliessen  aus  den  allgemeinen  Staatseinkünften.  — 
England.  Eine  Civilliste  im  eigentlichen 
Sinne  besteht  erst  seit  dem  Eegierungsantritte 
der  Königin  Viktoria,  und  zwar  zunächst  mit 
385000  £  und  Zusatzrente  von  10000  £,  gegen- 
wärtig mit  407774  £;  die  vom  Parlamente  be- 
sonders bewilligten  Apanagen  belaufen  sich 
gegoiwärtig  auf  173000  £.  Für  den  Bezug 
ner  Civilliste  stellte  die  Königin  dem  Parla- 
mente die  ganze  Kronrevenue,  vorbehaltlich  des 
erblichen  Hechtes,  zur  Verfügung.  —  [Das  mon- 
archiscbeFrankreich.  Die  Civilliste  betrug 
seit  1790  in  den  letzten  Jahren  des  Eönigtums, 
dann  nnter  Napoleon  I.  und^  den  Bourbonen 
25  Mülionen  Francs-,  für  Louis  Philipp  und 
Napoleon  III.  nur  12  Millionen  Francs;  daneben 
die  in  weitgehender  Nutzniessung  beweglicher 
'nid   unbeweglicher   Sachen   bestehende   Kron- 


dotation. Dabei  ging  das  Privatgrundei^ntum 
jedes  Monarchen  beim  Begierungsantntte  in 
das  Staatseigentum  über.]  —  Russland.  Der 
Unterhalt  des  kaiserlichen  und  kronprinzlichen 
Hauses  wird  aus  dem  Beichsbudget  bezahlt  und 
vom  Zaren  festgesetzt ;  der  Schatulle  des  Kaisers 
gehören  auch  die  altaischen  Bergwerke  etc. 
Für  die  Apanagen  besteht  ein  eigener  von  Kaiser 
Paul  ans  den  ehemaligen  Hofländereien  ge- 
gründeter Fond,  welcher  der  kaiserlichen  Fa- 
milie gehört,  über  welchen  aber  der  Zar  dis- 
S)niert.  Betrag  des  im  Budget  eingesetzten 
edarfes  für  das  kaiserliche  Hans:  11769264 
Rubel.  —  Schweden  und  Norwegen. 
Die  Civilliste  beruht  im  ersteren  Lande  auf 
Reichstagsbeschluss  und  im  letzteren  auf  einem 
gewöhnlichen  Storthingbeschluss.  —  Däne- 
mark. Nach  §  9  Grundgesetz  werden  die 
Civilliste  sowie  die  Nutzniessungsobjekte  für 
die  Zeit  der  Regierang  durch  ein  Gesetz 
bestimmt;  die  Civilliste  ist  unverschuldbar.  Sie 
beträgt  jetzt  1  Million  Kronen  jährlich,  die 
Apanagen  besonders;  letztere  dürfen  ohne  Ein- 
willigung des  Reichstages  nicht  im  Auslande 
genossen  werden.  —  Italien.  Civilliste  und 
Apanagen  15 050 000 Lire.  —  Spanien.  Nach 
Art.  57  der  Verfassung  wird  die  Civilliste  bei 
Regiernngsbeginn  von  den  Cortes  festgesetzt; 
das  G.  V.  2.  August  1886  bestimmte  für 
den  König  Alfonso  XIII.  7  Millionen  Pesetas 
zur  Nutzniessung  der  Königin  während  der 
Minderjährigkeit  des  ersteren;  Apanagen  2V3 
Millionen  Pesetas.  Die  G.G.  v.  12.  Mai  1865 
und  26.  Juni  1876  bezeichnen  die  Nutzniessungs- 
güt«r.  —  Niederlande.  Die  Civilliste  be- 
steht nach  Art.  27  der  Verfassung  und  dem  G. 
V.  1.  Mai  1863  im  Niessbrauch  von  Krondomänen 
(Ertrag  ca.  ^/j  Million  Francs)  und  einer  Geld- 
summe und  wird  bei  Regiernngsbeginn  fest- 
gestellt.   Apanagen  besonders. 

6.  Die  Republiken.  In  den  Republiken 
treten  die  Besoldungen  der  Staatsoberhäupter 
an  Stelle  der  Civilliste.  Diese  Gehalte  sind 
nicht  selten  ziemlich  niedrig,  insbesondere 
in  der  Schweiz.  In  anderen  Fällen  (z. 
B.  Frankreich)  sind  sie,  als  Staatsbe- 
amtengehalte betrachtet,  sehr  hoch  und 
treten  nur  den  Civillisten  in  monarchischen 
Staaten  gegenüber  sehr  zurück;  selbstver- 
ständlich ergiebt  sich  aus  diesem  einfachen 
umstand  kein  weitergehender  Schluss  etwa 
auf  die  Institution  der  Civilliste  oder  der- 
gleichen. 

Der  Präsident  in  Frankreich  bezieht 
nach  G.  v.  16.  September  1871  einen  Gehalt  von 
600000  Francs,  dazu  300000  Francs  Repräsen- 
tationsgelder und  dieselbe  Summe  für  Reise- 
anslagen; daneben  Nutzniessungsobjekte.  Die 
BetrI&e  werden  jährlich  bewilligt.  Der  Präsi- 
dent der  Nordamerikanischen  Union 
bezieht  seit  dem  G.  v.  3  März  1873  50  000  Dollars. 
Die  Summe  darf  während  des  Amtstermins 
nicht  abgeändert  werden  (Verf.  Art.  II,  Sect.  1 
§  6).  In  der  Schweiz  erhält  der  jährlich  wech- 
selnde Bnndesratspräsident  nur  einige  Tausend 
Francs.  Vgl.  die  Artt.  Apanagen,  Bud- 
get, Domänen. 

Litteratur:    Die  Lehre    von    der   CiviUute  vnrd 
am    eingehendsten    von    der  ßnanzwissenschaft- 
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liehen  Doctrin  behandelt;  besonders  ausführlich 
bei  Rau,  Röscher,  A,  Wagner;  vgl.  auch 
den  Art,  ytCivilliMen  von  M.  v,  Hechel  im 
Wörterb,  der  Volksw.  Bd,  I  S.  6S6jf.  —  In 
staatsrechtlicher  Beziehung  jund  die  einschlägigen 
Lehrbücher,  Systeme  und  Wfh-terbächer  der  Ver- 
fassung undVencaltung  der  verschiedenen  Stallten, 
so  jetzt  insbesondere  doM  Handbuch  des  liffentl, 
Rechts  von  Marquardsen  und  Stengeis 
Wörterbuch  (Art.  »Ci'riWwte«  von  Qneist)  zu 
nennen.  —  H.  Block,  Dictiannaire  de  l'Ad- 
ministrtUion  fran^aise,  2  Bde.  Art.  Dotation 
de  la  couronne.  Liste  cirile.  —  Zachariae, 
Die  Staats-  und  Bundesrechte,  3.  Aufl.,  II.  Bd. 
—  CV.  Meyer,  Das  Staatsrecht.  —  Bezüglich 
Deutschlands  kommt  dann  noch  die  gesamte 
Litteratur  über  das  Domanium  in  Betracht.  In 
statistischer  Hinsicht  ist  auf  Pfeiffer,  Staats- 
ansgaben, V.  Kaufnuinn,  Die  öffentlichen 
Ausgaben,  ferner  \\  Heckel,  Die  Budgets  von 
Frankreich,  Grossbritannien,  Russland,  Jahrb. 
f.  Nut.  u.  Stat.,  189S  und  den  Goth.  Almanach, 
allg.  Teil,  zu  verweisen. 

Eine  speeielle  Litteratur  über  OiHlliste  besteht 
nur  vereinzelt  bezüglich  besonderer  Staaten  resp. 
Vorgänge  und 'zwar:  HÖJier,  Geschichte  der 
englischen  Civüliste  (18S4).  —  In  Verbinduug 
mit  der  Domänenjrage:  Miquel,  Die  Aus- 
scheidung des  Kammerdoma nialgutes  (186S)  itnd 
dagegen  v.  Bar,  Die  Ausscheidung  von  Do- 
nuincn  für  den  König  von  Hannover  (1862).  — 
Reyscher,  Die  Rechte  des  Staates  an  den  Do- 
mänen (1868).  —  Zacharl€ie,  Rechtliches  Ver- 
hältnis des  fürsü.  Kammergutes  (1864). 

E.  Miüchler» 
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s.  Ansiedelung  oben  Bd.  I,  besonders 
S.  367. 
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1.  Wesen  und  volkswirtschaftliche  Aufgabe 
des  Cl.-H.  im  allgemeinen.  2.  Die  C'l.-H.  in 
Grossbritannien.  3.  Die  Cl.-H.  in  Amerika  und 
in  Australien.  4.  Die  Chambre  de  Compensation 
des  Banquiers  zu  Paris.  6.  Die  Stanze  di 
Compensazione  in  Italien.  6.  Die  Saldierungs- 
vereine  in  der  österreichisch-ungarischen  Mo- 
narchie. 7.  Der  Clearinj^verkehr  der  öster- 
reichischen und  der  ungarischen  Postsparkasse. 
8.  Vergleichende  Zusammenstellung  der  Clearing- 
umsätze. 9.  Die  Bedeutung  des  Clearingver- 
kehrs für  den  volkswirtschaftlichen  Zahlungs- 
prozess. 

1.  Wesen   und   volkswirtschaftliche 
Aufgabe  des  CL-H.  im  allgemeinen.   Der 

üebergang  von  der  Geldwirtschaft  zur  Kredit- 
wirtsehaft  bringt  es  mit  sicJi,  dass  das  bare 
Geld  im  Avirtschaftlichen  Verkehr  zwar 
nicht  in  seiner  Funktion  als  Werlmass  und 
Preismass,  wohl  aber  als  Tauschraittel  durch 
ein  von  dem  Vei-pflichtungsgrunde  losgelöstes 
Zahlungsversprechen  ersetzt  wird,  dessen 
Erfüllung  dui'ch  das  an  seine  Form  ge- 
knüpfte strenge  Exekutionsrecht  gesichert 
ist.     Durch   die  bankmässige    Organisation 


des  volkswirtschaftlichen  Zahlungsprozesses 
wird  den  in   der  Form   von  Wertpapieren 
umschlossenen  Geldfordenmgen  Gelegenheit 
zur  Bethätigung  der  ihnen   innewohnenden 
Ausgleichselemente  gegeben.  Wähix>nd  Forde- 
ningen    zwischen   Pei*sonen,    welche    dein 
Kundenkreise    einer    und    derselben    Bank 
angehören,   in   dem  Giroverkehr  (s.   d. 
Art.)  dieser  letzteren  ausgeglichen  werden, 
ist    es    die    Aufgabe    der   Cleariiig-Houses 
(Abrechnungsstellen),  für  Forderungen  und 
Anweisungen  (letztere  zumeist  nur  in  Fonn 
von  Checks),   bei    welchen    Glä\ibiger   und 
Schuldner,  Assignant  und  Assignatar,  ihre 
Conten    bei   verschiedenen    Banken    liaben, 
die     wechselseitige     Kompensation     (oder 
Skontrienmg)     zu     ennöglichen.      Voraus- 
setzimg hierfür  ist  in  der  Regel,  dass  die 
hierbei    beteiligten    Banken     an    ein     und 
demselben  Handelsplatze  ihren  Sitz  haben; 
doch      besteht     immerliin     die     Möglich- 
keit,   auch   auswärtige   Banken    mit    ihi-er 
Klientel  im  Korresjwndenzwege  zur  Abi*ech- 
nung    mit    heranzuziehen.      Dieselbe    wii-d 
technisch  in  der  Weise  bewirkt,  dass  die 
Vertreter  der  an  der  Abrechnung  teilneh- 
menden, der   Clearing-Banken    regelmässig 
in  dem  Clearing-House,  dem  zur  Abrech- 
nung bestimmton  Räume,  sich  versammeln 
und   die  bei  ihnen  eingelaufenen   und   auf 
die  anderen  Clearing-Banken  lautenden  Ver- 
pflichtungsscheine, Anweisungen  und  sons- 
tigen ziu*  Abrechnung  zugelassenen  Papiere 
wechselseitig  austauschen.  Zunächst  handelt 
es  sich  darum,  dass  jede  Bank  die  ihr  zu- 
stehenden   Forderungen    mit    den    Gegen- 
forderungen  aller  übrigen  Clearing-Banken 
kompensiei-e.     Zum   Zwecke   dieser  indi- 
viduellen  Kompensation    wird    für   jede 
Bank  von  ihrem  Vertreter  ein  Skontroblatt 
ausgefüllt,  welches  in  der  Mitte  die  Firmen 
sämtlicher  Clearing-Banken,  hnks  (im  Debet) 
die  Beträge,  welche  die  Bank  an  jede  der 
anderen  zu  bezalilen,  rechts  (im  Credit)  die 
Beträge,  welche  sie  bei  ihnen  einzukassieren 
hat,   enthält.     Nach  erfolgter  Summierung 
wird  durch  Skontrienmg  ermittelt,  wiemn 
jede  Bank  im  ganzen  zu  bezalüen  oder  zu 
empfangen  hat.    Um  nun  auch  diese  Saldi 
in    gemeinsamer   Abrechnung    zu    be- 
gleichen, wird  ein  fingiertes  Subjekt,  das 
Clearing-House  selbst,  aufgestellt,  welches 
als    Schuldner    sämtlicher   Passivsaldi    und 
als    Empfänger    sämtlicher   Aktivsaldi    ge- 
dacht wu-d.   In  dem  Bilanzconto,  welches  für 
das   solchermassen   mit    Pei-sönHchkeit    be- 
kleidete   Clearing-House    aufgestellt    wird, 
müssen    die  Summen   der  Debet-  und  der 
Credit-Seite  natürlich  mit  einander  überein- 
stimmen. Die  aus  der  individuellen  Kompen- 
sation resultierenden  Differenzen  wei-den  ent- 
weder von  den  aus  der  Abrechnung  passiv 
hervorgehennde  Banken  dem  Clearing-House 
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übermittelt  und  von  diesem  an  die  aktiv 
abschliessenden  Banken  abgeführt  oder  auf 
das  Giroconto  einer  der  an  der  Abrechnung 
teilnehmenden  Banken  übernommen,  bei 
welcher  alle  anderen  ein  Conto  haben  und 
welche  demnach  als  Centralbank  auftritt. 
Dies  sind  die  Grundzüge  der  technischen 
Einrichtimg  des  Clearing-Pi-ozesses ,  welche 
in  den  verschiedenen  Clearing-Houses  mehr 
oder  veniger  fein  ausgestaltet  worden  sind. 
Hierauf  des  näheren  einzugehen,  würde  zu 
veit  führen.  Es  genügt,  auf  den  Artikel 
Abrechnungsstellen  (oben Bd. I  S.  7ff.) 
zu  verweisen,  woselbst  die  Technik  der  bei 
der  deutschen  Reichsbank  bestehenden  Clea- 
ring-Anstalten genauer  dargestellt  ist,  die  hier 
demnach  nicht  zu  besprechen  sein  werden.  — 

2.  Die  CL-H.  in  Grossbritannien.  Das 
älteste  aller  bestehenden  Clearing-Houses  ist 
das  Londoner.  Dasselbe  dürfte  beiläufig  im 
Jahre  1775  gegründet  worden  sein.  Es 
nahmen  daran  zunächst  nur  wenige,  aber 
die  bedeutendsten  Banken  teil.  Im  Jahre 
1854  wurden  die  grossen  Joint-Stock-Banken 
in  die  Clearing-House-Association  aufge- 
nommen, und  1864  trat  ihr  auch  die  Bank 
von  England  bei  und  übernahm  die  Aus- 
gleichung der  aus  dem  Cleaiing  resultieren- 
den Differenzen  durch  ihr  Giroconto,  wes- 
halb sie  nicht  unpassend  »the  bankers' 
bonk«,  die  Bank  der  Banken,  genannt  wird. 
Seit  dem  Jahre  1865  werden  auch  die 
Effekten  der  Banken,  welche  nicht  in  der 
City  von  London  ihren  Sitz  haben,  aber 
Xorrespondenten  einer  der  Clearing-Banken 
sind,  durch  das  sogenannte  Country- 
Clearing  in  den  Kompensationsprozess 
einbezogen,  welches  in  den  Pausen  zwischen 
der  vor-  und  der  nachmittägigen  Abrech- 
nung der  Citjbanken  vorcenommen  wird. 
Die  Umsätze  des  Country-Clearing  sind  je- 
doch in  den  Ausweisen  über  das  Eevirement 
des  Clearing-House  nicht  mit  inbegriffen. 
Nach  Kiddys  Country  Bankers  Handbook, 
London  1894,  nehmen  25  Firmen  an  der 
Abrechnung  im  Londoner  Clearing-House 
teil  welche  teils  direkt,  teils  durch  ein  viel- 
fach gegliedertes  Netz  von  Korrespondenten 
den  gesamten  Zahlungsprozess  des  Landes 
um&ssen.  Die  Entwickelung  desselben  ge- 
langt daher  in  den  Ausweisen  des  Clearing- 
House  zu  prägnantem  Ausdruck.  Ihre  regel- 
mässige veröffentlichuug  beginnt  erst  mit 
dem  Jahre  1867.  Eine  üebersicht  über  die 
Entwickelung  und  (rliederung  der  Umsätze 
während  der  letzten  beiden  Jahrzehnte  wird 
in  Tabelle  I  gegeben,  in  welcher  alle  Posten 
nnr  einmal,  nämlich  auf  der  Debet-Seite, 
in  Anschlag  gebracht  sind. 

Zum  Verständnis  dieser  Ziffemreihen 
ist  folgendes  zu  bemerken :  1.  Am  4  eines 
jeden  Monats  werden  die  Umsätze  dadurch 
verstärkt,  dass  die  am  1.  fällig  gewordenen 


Tabelle  I. 

Umsätze  im  Bankers^  Clearing-House  zu  London 

am  4.  eines    an  den  Börse-  an  Konsols-       Ge- 

im     Jed.  Monats       Arranf^e-        Arrange-       samt- 

Jah-     Mi  11.  mentstagen    mentstagen   Umsatz 

re        Pfd.       .,         Mül.        .,       Mill.      ^,        MiU. 

Sterl.     %      Pf. st       **/o     Pf. St.     ^o    Pfd.St. 

1878  217,8  4,4  795,4  15,9  227,2  4,5  4992,4 

1879  213,3  4,4  842,9  17,2  225,3  4,6  4885,9 

1880  236,8  4,0  1151,9  19,8  255,2  4,4  5794,2 

1881  253,1  4,0  1383,4  21,8  278,9  4,3  6357,1 

1882  238,2  3,8  1228,9  19,7  278,4  4,5  6221,2 

1883  239,1  4,0  1058,7  17,8  254,6  4,3  5929,4 

1884  242,7  4,1  960,6  16,6  268,4  4,6  5798,6 

1885  221,9  4,2  935,1  16,9  249,3  4,9  SS^h^ 

1886  215,5  3,7  1198,6  20,9  263,5  4,4  59oi,9 

1887  256,3  4,2  1147,8  18,8  297,2  4,8  6077,1 

1888  272,1  3,9  1252,2  18,9  332,5  4,8  6916,1 

1889  290,1  3,8  1338,8  17,5  351,7  4,6  7618,8 

1890  289,1  3,7  1416,5  18,1  358,6  4,6  7801,1 

1891  264,5  3,8  1067,4  15,5  314,8  4,6  6847,5 

1892  260,4  4,0  1022,8  15,7  299,4  4,6  6481,6 

1893  268,1  4,1  1002,7  15,4  300,5  4,6  6478,0 

1894  261,6  4,1   964,5  15,2  301,5  4,7  6337,2 

1895  283,6  3,7  1304,7  17,2  345,5  4,5  7592,9 

1896  290,7  3,8  1162,9  15,3  380,4  5,0  7574,9 

1897  302,1  3,9  1113,6  14,9  362,6  4,8  7491,3 
Wechsel,  welchen  die  3  »days  of  grace«  zu 
gute  kommen,  zur  Abrechnung  gebracht  wer- 
den, und  dass  an  diesem  Tage  die  kauf- 
männische Abrechnung  erfolgt  2.  Die  Um- 
sätze an  den  Börse- Arrangementstagen,  deren 
zufolge  der  an  der  Londoner  Börse  einge- 
führten 14tägigen  Terminsliquidation  je  2 
auf  einen  Monat  fallen,  werden  durch  die 
aus  den  Börsedifferenzen  resultierenden 
Checks  bedeutend  gesteigert  Aus  den  Aus- 
weisen für  diese  Tage  lässt  sich  auch  ein 
Rückschluss  auf  den  Umfang  der  Börse- 
geschäfte ziehen.  Füi*  die  Regelung  der  bei 
der  Börseliquidation  sich  ergebenden  Liefe- 
rungsansprüche besteht  in  London  seit  1875 
ein  eigenes  Effekten-Clearing-House  (Stock 
Exchange  Clearing-House),  dessen  gegen- 
wärtige Einrichtung  aus  dem  Jahre  1880 
datiert.  3.  An  den  Konsols-Arrangements- 
tagen  werden  die  Geschäfte  in  Staatsschuld- 
verschreibungen  und  einigen  anderen  Effek- 
tenkategorieen ,  welche  wegen  ihrer  beson- 
deren Wichtigkeit  von  der  Abrechnung  an 
den  allgemeinen  Arrangementstagen  ausge- 
nommen sind,  abgewickelt,  was  natürhch 
nicht  ohne  Einfluss  auf  die  Höhe  der  Ein- 
reichungen im  Cleaiing-House  ist 

Ausser  dem  Londoner  Clearing-House  be- 
stehen in  England  Abi-echnungsstellen  in 
Manchester  (gegründet  1872),  New- 
castle  upon  Tyne  (gegründet  1872), 
Birmingham  (gegründet  1879),  Liver- 
pool (gegründet  1886),  Leicester  (ge- 
gründet 1879)  und  Lee ds  (gegründet  1893). 
im  Gegensatze  zu  dem  Clearing-House  der 
Londoner  CHy-Banken  werden  dieselben 
Country-,  auch  Provincial  Clearing-Houses 
genaimt.  Die  Umsätze  derselben  während 
des  letzten  Jahrzehnts  zeigt  die  nachfolgende 
Üebersicht 


56 

Clearing-House 

Tabelle  U. 

Einliefernngen  im  Clearing-Honse  zu 

im 
Jahre 

Manchester 

Newcastle 
upon 
Tyne 

Birming- 
ham 

in  Tausenden  Pfund 

Liverpool 
l  Sterling 

Leicester 

Leeds 

1888 

136276 

25226 

29546 

88827 

1889 

150  291 

19788 

35856 

106722 

1890 

162850 

21  178 

45319 

112  480 

. 

1891 

160  164 

25421 

45706 

110214 

1892 

154246 

24588 

46098 

107660 

8777 

1893 

153  116 

25  823 

41494 

104741 

8721 

9131 

1894 

161  199 

28353 

42138 

loi  705 

9016 

9746 

1895 

169  720 

42270 

40999 

112514 

9  353 

9972 

1896 

191  747 

54619 

47569 

121  124 

9729 

II  666 

1897 

192945 

59664 

58151 

123457 

10968 

13894 

In  Schottland  bestehen,  von  einigen 
kleineren  Bankplätzen  abgesehen,  Clearing- 
Houses  in  Edinburgh  und  in  Glasgow. 
In  ersterem  findet  ausser  dem  Clearing  für 
Checks  auch  ein  eigenes  Clearing  für  die 
Noten  der  schottischen  Zettelbanken  statt, 
das  letztere  dient  zur  Abrechnung  der  von 
englischen  Banken  in  Schottland  einzu 
ziehenden  Forderungen  gegen  die  eventuellen 
Gegenforderungen  der  schottischen  Banken 
und  stellt  sich  demnach  gewissermassen  als 
eine  Ausdehnung  des  Country  Clearing  auf 
Schottland  dar.  Was  endlich  Irland  anbe- 
langt, so  besteht  in  Dublin  seit  1845  ein 
Clearing-House  für  die  4  irischen  Zettel- 
banken, an  welchem  die  übrigen  Banken 
nur  durch  die  Vermittelung  der  Bank  von 
Irland  teilnehmen.  Die  Umsätze  der  schotti- 
schen und  irischen  Clearing-Houses  werden 
nicht  veröffentlicht 

8.  Die  CL-H.  in  Amerika  und  in 
Australien.  Im  Jahre  1853  wurde  das 
ei-ste  Clearing-House  in  New- York  ge- 
gründet. Seither  sind  in  mehr  als  100 
anderen  Städten  der  Vereinigten  Staaten 
Clearing-Houses  errichtet  worden.  Durch 
die  obligatorischen  statistischen  Ausweise 
und  durch  den  tiefen  Einblick,  welchen  die 
jeweilige  Position  einer  Bank  im  Clearing- 
House  in  ihre  Geschäftslage  gestattet,  sind 
die  »Clearing-äouse-Assodations«  der  Mittel- 

Sunkt  der  korporativen  Organisation  und 
er  autoritativen  Kontrolle  des  gesamten 
amerikanischen  Bankwesens  geworden.  Für 
das  mit  dem  1.  Oktober  1897  endende 
Rechnungsjahr  lagen  dem  Comptroller  of 
the  Currency  der  Yereinigteu  Staaten  die 
Ausweise  von  77  Clearing-Houses  vor.  In 
denselben  wurden  die  in  Tabelle  HI  nach- 
gewiesenen Beträge  abgerechnet. 

Tabelle  HI. 
Einliefemngen  in  den  Clearing-Houses  der  Ver- 
einigten Staaten:  Millionen  Dollars 

1888  49542       1893  54223 

1889  56175       1894  45  545 

1890  60624       1895  53272 

1891  56736       1896  51334 

1892  62011       1897  57403 


Den  ersten  Hang  unter  den  Clearing- 
Houses  der  Vereinigten  Staaten  nimmt  das 
zu  New- York  ein,  dessen  Thätigkeit  wäh- 
rend des  letzten  Jahrzehnts  in  Tabelle  IV 
dargestellt  wird. 


.2g  5^ 

1888  64 

1889  64 

1890  65 

1891  64 

1892  65 

1893  66 

1894  66 

1895  67 

1896  66 

1897  66 


TabeUe  IV. 


'S« 


6o,g 
60,8 
60,8 
60,8 
60,4 
60,9 
61,6 
62,6 
60,6 
59,0 


.9  s    *ä « 


Durchschnittl. 
tägliches 


.3 


Millionen  Dollars 

30864  1570  101,2  5,2  5,1 

34  797  1758  114,8  5,8  5,o 

37661  1753  123,1  5,7  4,7 

34054  1585  111,7  5,2  4,6 

36280  1862  118,6  6,1  5,1 

34421  1696  114,0  5,6  4,9 

24230  1585  79,7  5,2  6,5 

28  264  1 897  92,7  6,2  6,7 

29351  1843  96,2  6,0  6,3 

31338  1909  103,4  6,3  6,0 


Wenn  die  Umsätze  im  Clearing-House 
zu  New- York  in  den  letzten  Jahren 
hinter  den  früher  erreichten  Summen  zurück- 
bleiben, so  ist  dies,  abgesehen  von  dem  that- 
sächlichen  Rückgang  der  Geschäfte,  auch 
darauf  zurückzuführen,  dass  seit  1892  in 
New- York  ein  eigenes  Börse-Arrangement- 
bureau besteht,  welches  die  Transaktionen 
in  den  wichtigsten  Effektenkategorieen  be- 
sorgt, während  bis  dahin  die  Abwickelung 
des  Börseverkehrs  direkt  diu^h  die  Banken 
be^drkt  worden  war  und  dieselbe  daher  im 
Clearing-House  gipfelte.  Im  Jahre  1897 
wurden  in  dem  Börse-Clearing-House  zu 
New-York  265  Millionen  Stücke  (Shares)  im 
Betrage  von  18,655  Millionen  Dollars  (Debet 
und  Credit  zusammen)'  abgerechnet  Per 
Saldo  wurden  31  Millionen  Stücke  im  Be- 
trage von  1,943  Millionen,  bar  überdies  21,7 
Millionen  beglichen.  Ausserdem  besteht  seit 
1896  eine  eigene  Abrechnungsstelle  für  die 
BaumwollK^rse,  wodurch  die  Einlieferungen 
in  das  Clearing-House,  die  aus  dem  Waren- 
geschäft erwachsen,  gleichfalls  verringert 
werden. 
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In  C an  ad a  bestehen  Abrechnungsstellen 
zu  Halifax,  Montreal,  Toronto, 
Winnipeg  und  Hamilton.  Die  Umsätze 
sämtlicher  canadischer  Clearing-Houses  be- 
trugen 


im  Jahre  1891») 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


580647  Dollars 

I  014  785  r, 

977  070  „ 

969  561  „ 

1  043  037  » 

I  029  027  „ 

1153942  „ 


In  Australien  besteht  ein  einziges 
Clearing -House,  nämlich  jenes  zu  Mel- 
bourne, welches  1867  eröffnet  wurde. 
Seine  Umsätze  während  des  letzten  Jahr- 
zehnts werden   in  Tabelle  Y   ausgewiesen. 


TabeDe  V. 


II 


Von  dem  Um- 
satz wurden 

beglichen 
d.  Com- 


pen-        ^^ 

sation      bar 

Prozente 


1886 
1887 


1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


Tansende  Pfund  Sterling 


127839 
202208 
327  119 
2S8416 

315  190 
245  460 
187  876 
139  312 
125  982 
130  788 
142393 
143  843 


17  431 
19086 
28293 
26564 
26568 
21  831 
15284 
12599 
11423 

10334 
10749 
10828 


20842 
25508 
37  128 
30672 

33389 
28469 
23492 
19  107 
16350 
18147 


87,94 
87,39 
88,65 
89,37 
89,41 
89,40 

87,50 
86,28 
87,02 
86,12 


12,06 
12,61 

11,35 
10,63 

10,59 
11,60 

12,50 
13,72 
12,98 
13,88 


4  Die  (Thambre  de  Compensatioii  des 
Banqniers  za  Paris.  Dieselbe  wurde  im 
Jahre  1872  von  12  der  grössten  Pariser 
Banken  zur  Milderung  der  Schwierigkeiten 
m  Leben  gerufen,  welche  aus  der  Rückzah- 
lung des  Darlehens  von  1,485  Mill.  Frs., 
da.«  die  Banque  de  France  während  des 
Krieges  von  1870  und  1871  dem  Staate  ge- 
leistet hatte,  für  den  Yerkehr  erwuchsen. 
Kachträglich  ist  auch  die  Banque  de  France 
<iem  Pariser  Clearing-House  insofern  beige- 
treten, als  sie  die  Durchführung  der  aus  der 
Abrechnung  resultierenden  Differenzen  in 
ihrem  Giroconto  übernommen  hat  Gegen- 
wärtig nehmen  nur  11  Banken  an  der  Ab- 
rechnung Teil.  Die  Umsätze  während  des 
letzten  Jahrzehnts  waren  die  folgenden. 
(S.  Tab.  VL) 

Nor  ein  geringer  Teil  des  Zahlungs- 
prozesaes  der  französischen  Volkswirtschaft 
ght  durch  das  Pariser  Clearing-House. 
Ener  grösseren  Ausdehnung  seiner  Umsätze 
steht  teils  die  Gewohnheit  der  französischen 
Kajifleute,  ihre  bare  Kasse  selbst  zu  halten, 

♦)  für  1891  nur  Halifax  und  Montreal. 


^  fl  .■ 

1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


Tabelle  VI. 
g    §   beglichen  durch 
"^ifl       Ai^     Ueber- 
|«|     rtch-  ^^r^ 

«  =  """S  conto 
len  Francs 
379        1 039 


Millioi 
5418  4 
5140 
6003 
4869 
4715 
5  379 
6144 

7352 
7550 
8546 


Von  den  Einlief  e- 
rungen  wurden 
begnchen  durch 
AK,^«K  Ueber- 
J?«S?"  trag.a.Gi- 
>i«°K  roconto 
Prozente 


136 
722 
890 
824 
360 
427 
917 
874 
571 


I  005 
I  282 

979 

891 

I  019 

717 

2135 
2676 
2975 


80,83 
80,46 
78,65 
79,89 
81,09 
81,05 

88,33 
66,88 
64,56 
65,20 


19,17 
19,54 
21,35 
20,11 

18,91 

18,95 
11,67 

33,12 
35,44 
34,80 


teils  die  starke  Stellung  der  Bank  von 
Frankreich  entgegen,  welche  für  das  Wechsel- 
Incasso  weitgehende  Vorteile  bietet,  die  Ab- 
rechnungen der  aus  dem  Börsenverkehr 
resultierenden  Verbindlichkeiten  der  Sensale 
besorgt  und  den  interlokalen  Zahlungsver- 
kehr durch  ihre  ausgebildeten  Giro-Einrich- 
tungen vermittelt. 

5.  Die  Stanze  di  Compensazione  in 
Italien.  Durch  den  Art.  22  des  G.  v.  7. 
April  1881,  die  Abschaffung  des  Zwangs- 
kurses betreffend,  wurde  unter  den  hierauf 
abzielenden  Massregeln  auch  die  Errichtung 
von  Abrechnungsstellen,  Stanze  di  Compen- 
sazione, in  den  im  Verordnungswege  näher 
zu  bezeichnenden  Städten  angeordnet.  Mit 
der  Errichtung  derselben  wurden  die  Han- 
delskammern betraut.  Auch  die  National- 
bank des  Königreichs  Italien  wurde  im 
administrativen  w  ege  ziu:  Beteiligung  heran- 
gezogen luid  hat  hierbei  eine  präponde- 
rierende  Stellung  gewonnen.  Von  den  durch 
die  kgl.  V.  V.  19.  Mai  1881  hierfür  in  Aus- 
sicht genommenen  Städten  haben  Rom, 
Mailand,  Genua,  Bologna,  Catania 
und  Florenz  Clearing-Houses  erhalten. 
Ausserdem  bestand  schon  seit  langer  Zeit 
eine  Abrechnungsanstalt  in  Liyorno.  Die 
Abrechnungsstellen  in  Catania  und  Li- 
vorno  haben  jedoch  ihre  Thätigkeit  gänz- 
lich eingestellt.  Das  Clearing-House  in 
Rom  beschränkt  sich  seit  1894  auf  die 
Durchführung  der  monatlichen  Börsenliqui- 
dation. In  der  Organisation  der  Stanze  di 
Compensazione  herrscht,  der  Verschieden- 
heit der  Verhältnisse  entsprechend,  grosse 
Mannigfaltigkeit.  Im  allgemeinen  bestand 
die  Tendenz,  die  ganze  Institution  auf  eine 
möglichst  breite  Basis  zu  stellen,  daher  ist 
auch  die  Anzahl  der  Teilnehmer  eine  grössere 
als  bei  den  Clearing-Houses  der  anderen 
Staaten.  Die  aus  der  Abrechnung  sich  er- 
gebenden Saldi,  welche  das  Barmittelerforder- 
nis darstellen,  werden  bei  manchen  An- 
stalten im  Giroverkehr  einer  Cehtralbank, 
bei  manchen  aber  in  Banknoten  oder  in 
klingender   Münze    ausgeglichen.     In    der 
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nachstehenden  statistischen  Ueborsicht  sind  1  auch   die   Passivposten   enthalten,   so 
in  dem  Umsatz  sowohl  die  Aktivposten  als :  jede  Post  doppelt  ausgewiesen  wird. 


das.^ 


Tabelle  VII. 


Jahre 


1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


Ab- 

rech- 

nungs- 

stellen 

7 

7 

6 

6 

6 

6 

5 

5 

5 

5 


Anzahl  der 

TeU- 


Ausgleich 


neh- 
mer 
546 
549 
539 
539 
519 
524 
491 

503 
384 
394 


Gesamt- 
umsatz 

14776 
16914 
14772 
13423 
14061 

17971 
15650 

15379 
17317 
14566 


Kompen- 
sierte 
Beträge 

Millionen 
IG  614 
II  846 
10542 

9  545 
10382 

13323 

12011 

10959 

12577 

9659 


durch 
Bar- 
geld 
Lire 
1853 
1964 
I  721 
1772 

1794 
1924 

1531 
I  898 

1907 
1844 


über 
Giro- 
conto 

2309 
3  104 
2509 
2  106 
1885 
2724 
2  108 
2  522 
2833 
2483 


Von  dem  Umsatz 
wurden  beglichen 

durch  auf 

Eompen-     andere 
sation       Weise 


Prozente 


71,7 
70,1 
71,2 

73,8 
73,6 
76,8 
74,6 
72,5 
63,4 


28,3 
29,9 
28,8 
28,9 
26,2 
26,4 
23,2 
25,4 
27,5 
36,6 


Bei  den  einzelnen  derzeit  noch  bestehenden  Abrechnungsstellen  war  die  Entwicke- 
lung  des  Umsatzes  während  des  letzten  Jalirzehnts  die  folgende: 

Tabelle  VIII. 

im  Jahre 


Rom 

Florenz 

Livomo 
Tausende  Lire 

Genua 

Mailand 

6,834 

778,511 

10.995 

874,624 

2,748 

, 

I  038,981 

13,282 

2  564,764 

3,295 

442,808 

I  029,401 

281,527 

4013,736 

914,574 

720,418 

995,917 

907,606 

4987,716 

I  579,147 

2  056,608 

1013,137 

I  410,421 

7  206,501 

I  428,999 

2  649,241 

1028,412 

I  529.220 

8  026,326 

989,021 

3068,583 

920.426 

2  78o;945 

9  105,316 

1011,778 

2  479,846 

959^336 

2714,651 

7  569,893 

899,858 

2  432,681 

422,858 

3  226,679 

6  393,587 

I  002,973 

I  683,130 

231,917 

4365,858 

6  728,794 

I  363,783 

2  155^965 

180,627 

5815,958 

8412,614 

977,176 

I  535,950 

159,059 

6  347,707 

6629,770 

967,633 

I  744,864 

142,493 

4  588,826 

7  935,377 

I  321,943 

X  997,605 

149,671 

4  578,984 

9  269,000 

I  199,288 

1  177,491 

118.326 

5  247,325 

6223,194 

1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
lcS89 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 

Etwa  der  vierte  Teil  der  abgerechneten 
Beträge  rührt  aus  der  Börseliq^^iiidation  her. 

6.  Die  Haldiemngsvereine  in  der  öster- 
reichisch-nngarischeii    Monarchie.     Die 

Verringerung  an  Cirkiüationsmitteln,  welche 
in  Oesterreich  zu  Anfang  der  sechziger  Jahre 
zufolge  einer  auf  die  Wiederaufnahme  der 
suspendiei-teu  Barzahlungen  gerichteten  Bank- 
politik eintrat,  veranlasste  schon  im  Jalire 
1864  die  österreichische  Notenbank,  mit  den 
3  grössten  Wiener  Banken  ein  Ueberein- 
kommen  behufs  Errichtung  einer  gemein- 
samen Abrechnungsstelle  abzuschliesseu, 
welchem  zufolge  am  1.  Dezember  1864 
»der  Saldosaal  der  privilegierten  öster- 
reichischen Nationalbank«  zu  Wien  er- 
öffnet wurde.  Als  im  Jahre  1872  teils  in- 
folge der  legitimen  Bedürfnisse  des  Ver- 
kehrs ,  teils  infolge  übermässiger  Börsen- 
spekulationen neuerlich  empfindhche  Geld- 
knappheit eintrat,  wurde  der  Saldosaal  unter 
bedeutender  Erweiterung  des  Kreises  der 
an  der  Abrechnung  teilnehmenden  Banken 
in  den   »Wiener  Sialdierungsverein«   imige- 1 


wandelt.  Anlässlich  der  Reform  des  Giro- 
verkehrs der  österreichisch-ungarischen  Bank 
wurden  1888  die  Statuten  des  Wiener  Sal- 
dienmgsvereins  einer  Reform  unterzogen 
und  gleichzeitig  auch  zwischen  seinen  Mit- 
gliedern Grundsätze  für  den  Checkverkehr 
mit  ihren  Kunden  in  bindender  Form  ver- 
einbart. Im  gleichen  Jalire  erfolgte  die 
Gründung  des  Budapester  Saldie- 
rungsvereins.  1895  wurden  endlich  in 
Prag  imd  Brunn  Saldienmgsvereine  er- 
richtet. Das  geschäftsführende  Mitglied  ist 
bei  sämtlichen  Saldierungsvereinen  die  öster- 
reichisch-ungarische Bank.  Die  nach  der 
Abrechnung  erübrigenden  Differenzen  werden 
auf  ihr  Giroconto  übertrafen.  Im  Laufe 
des  Jahres  1898  ist  auch  die  östen-eichische 
Postsparkasse  dem  Wiener  Saidierungsver- 
eine  beigetreten,  wodurch  die  Thätigkeit 
desselben  sehr  erhöht  werden  dürfte.  Die 
Umsätze  und  der  Erfolg  der  Abi-echnung 
im  Wiener  Saldierungsverein  werden  in 
Tabelle  IX  ausgewiesen. 
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Tabelle  IX. 
Einliefernng 


Betrag!. 
Jwr  Stück-  Tansen- 
zahl        den 
Gulden 


1888  57622 

1889  «;7i^8 

1890  59976 

1891  ^7176 

1892  53846 

1893  50S82 

1894  52491 

1895  56792 

1896  55569 

1897  52953 


264  667 
262  884 
297  748 
300655 
277991 
277  383 
281  150 

351297 
387  702 
449122 


Durch- 
schnittsbe- 
trag eines 
Stückes  in 

Gnlden 

4  593 
4  599 
4964 
5258 
5163 
5451 
5356 
6186 

6977 
8485 


Durchschnitt!. 
Ausgleichung 

durch 
Com- 


über 


pen- 


Glro- 


satlon  ^^^^ 
in  Prozenten 
25,85      74,15 


25,33 
22,25 

21,49 
22,35 
25,40 

21,73 
18,78 
18,30 
19,93 


74,67 
77,75 
78,51 
77,65 
74,60 

78,27 
81,22 
81,70 
80,07 


Tabelle  X. 
Einlieferung 

n^**»«.  I«        Durch- 
Jahr  Stück-  «i"   B^fÄ 
zahl       Gulden      g^^«  ,,^3  ^^ 
^'  ^'      Gulden  Ö.W. 


1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1896 
1896 
1897 


18  421 
33165 
35807 
37758 
37470 
62071 
59  160 
56027 

53857 
63  262 


48261 

91  157 
99488 
107  2l8 
HO  183 
156808 
170538 
173  740 
161  282 
255  022 


2  620 

2749 
2778 
2839 

2941 

2  526 
2883 

3  101 
2995 
4031 


Durchschnittl. 
Ausgleichung 

durch  ... 
Korn-  ;jjer 
pen-  Giro- 
sation conto 
in  Prozenten 
10,77      89,23 


11,81 
9,95 
8,94 
17,34 
19,59 
16,44 
13,42 
12,28 
23,88 


88,19 
90,05 
91,06 
82,66 
80,41 
83,56 
86,58 
82,72 
76,12 


In  noch  engeren  Grenzen  bewegen  sich 
die  Umsätze  des  Budapester  Saldierungs- 
Vereins.  (Tabelle  X.) 


Was  endlich  die  Saldierungsvereine  in 
Prag  und  Brunn  anbelangt,  so  weisen  die 
Gescliäftsberichte  folgende  Ergebnisse  aus: 


Prag 

Einlieferung 

tückzahl 

in  .Tausenden 

Golden 

22864 

143630 

29981 

178425 

32577 

221  628 

Kompensierte 
Quote 


0/ 
/o 


45,21 
48,05 
48,83 


im 
Jahre 

1895 
1896 
1897 


Brunn 

Einlieferung    Kompensierte 

Stückzahl      in  Tausenden  Quote 

Gulden  «/o 

4154  8 191  16,52 

8391  25337  17,29 

7  735  26  228  15,22 


Die  Saldieningsvereine  haben  die  in  sie 
gesetzten  Er^-artungen  nicht  in  vollem 
ilasse  gerechtfertigt.  Die  Umsätze  halten 
sich  in  verhältnismässig  engen  Schranken, 
und  bei  der  Abrechnung  wird  nur  ein  kleiner 
Teil  der  Einliefenmgen  durch  Abrechnung 
gwrdnet.  Die  Ursachen  sind  in  der  noch 
immer  geringen  Ausbildung  des  Checkver- 
kehrs in  der  ungleichmässigen ,  entweder 
einseitig  aktiven  oder  einseitig  passiven  Be- 
teiligung der  einzelnen  Banken  sowie  darin 
gelegen,  dass  durch  die  umfassenden  Giro- 
organisationen der  österreichisch-ungarischen 
Bank,  der  österreichischen  und  der  unga- 
risdien  Postsparkasse,  endlich  des  Wiener 
und  des  Budapester  Giro-  und  Kaseenvereins 
die  Zufuhr  zu  den  Saldierungsvereinen  ge- 
vissermassen  abgeschnitten  worden  ist 

7.  Der  Clearin^erkehr  der  öster- 
reichischen und  der  ungarischen  Post- 
sparkasse. Bei  der  österreichischen  Post- 
Sparkasse  hat  das  Bestreben,  das  Guthaben 
der  grösseren  Einleger  in  den  Bahmen  ihres 
regelmässigen  Wirtschaftsbetriebes  hineinzu- 
stellea  und  ihm  die  Funktion  der  bank- 
niäsfflg  verwalteten  »Kasse«  zu  verleihen, 
zur  Einrichtung  eines  umfassenden  Check- 
und  Giroverkehrs  geführt,  welcher  jedoch 
offiziell  mit  dem  Namen  Clearing- 
verkehr bezeichnet  wurde  und  unter 
dieser  Bezeichnung,  insbesondere  durch  Be- 
nutzuDc  der  postalischen  Formen  der  Geld-  j 
veraendung  für  die  durch  die  Postsparkasse 
vermittelten  bankmässigen  Zahlungsaus- 
gleichungen sehr  populär  geworden  ist.  Die 


gesetzlichen  Grundlagen  für  den  Check-  und 
Clearingverkehr  der  österreichischen  Post- 
sparkasse wurden  durch  das  G.  v.  19.  No- 
vember 1887  R.G.B1.  Nr.  133  geschaffen.  Auf 
Grund  des  Gesetzartikels  XXXlV  vom  Jahi-e 
1889  wurde  der  Check-  und  Clearingverkehr 
auch  bei  der  königlich  ungarischen  Post- 
sparkasse eingeführt,  welche  schon  im  Jahre 
1885  gegründet  worden  war.  Die  Ent- 
wickelung  des  Check-  und  Clearingverkehrs 
der  österreichischen  Postsparkasse 
wird  in  Tabelle  XI  dargestellt. 

Zwischen  der  österreichischen  Postspar- 
kasse und  den  anderen  Girobanken  besteht 
eine  regelmässige  Verbindung  zunächst  da- 
durch, dass  die  Postsparkasse,  die  öster- 
reichisch-ungarische Bank  und  der  Wiener 
Giro-  und  Kassenverein  gegenseitig  bei  ein- 
ander Giroconten  besitzen.  Eine  weitere, 
die  Abrechnung  sehr  begünstigende  Mass- 
regel ist  der  im  Laufe  des  Jahres  1898  er- 
folgte Eintritt  des  k.  k.  Postsparkassenamts 
in  den  Wiener  Saldierungsverein.  Was 
specieU  den  direkten  üeberweisungsverkehr 
mit  der  österreichisch-ungarischen  Bank  an- 
belangt, so  wurden  im  Jahre  1898  an  Conto- 
inhaber der  Postsparkasse  4,5  und  an  Giro- 
kunden der  österreichisch-ungarischen  Bank 
69,4  Millionen  Gulden  überwiesen.  Wie 
schon  aus  der  vorstehenden  üebersicht  zu 
entnehmen,  ist  auch  ein  direkter  üeber- 
weisungsdienst  zwischen  den  Checkconten 
der  österreichischen  und  der  ungarischen 
Postsparkasse  eingerichtet  und  wurden  1898 
an  die  ersteren  40,9,  an  die  letzteren  16,5 
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Anzahl  der  Teilnehmer  am 


im 
Jahre 

1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


Checkverkehr 

14296 
16046 
17808 

19  391 
21365 

23471 
25  834 
28363 
30837 
34209 


Clearing- 
verkehr 

9836 
II  025 
12200 
13354 
14643 
16  197 
18250 
20750 
22918 
25636 


TaheUe  XI. 

Betrag  der  Einlagen  im 

Checkverkehr         ^^^^- 


Stand  der  Gut- 
haben am 
Jahresschlüsse 


Millionen  Gulden  ö.  W. 

660,1  644,1  28,0 

773,6  755,0  31,7 

902,3  880,7  34,0 

1 025,2  1 001,9  37,5 

I  147,9  1  121,5  42,7 

1 285.7  I  256,2  49,4 

1 399.8  1 367,2  52,9 
1  523,1  1 485,9  54,5 

1 699.7  I  659,8  64,2 

1 939.8  1 899,6  88,9 


Die  GHederuug  des  Umsatzes  der  österreichischen  Postsparkasse  nach 

Schäften,  welche  sie  für  die  Inhaber  der  Checkconten  besorgt,  war  im  Jahre 
folgende 

a)  Einlagen  durch  Taosende  Gulden 

Empfan^(Erlag-)8cheine i  172205 

Einkassierung  von  Postanweisungen  etc 28637 

Gutschrift  eingelöster  Coupons 316 

Gutschrift  der  Beträge  von  beim  Postsparkassen- Amte  zahlbar  ge- 
stellten Urkunden 5  855 

Gutschriften  im  Clearing- Verkehr 659418 

Ueberweisungen  von  der  königlich  ungarigchen  Postsparkasse  ...  30  367 

Summe  i  896  798 
b)  Rückzahlungen  durch 

Inhaber-Checks 505009 

Zahlungsanweisungen  des  Postsparkassenamtes 608975 

Ausgestellte  Postanweisungen 3993 

Einziehung  von  Urkunden 12  344 

Ankauf  von  Staatspapieren 1  997 

Lastschriften  im  Clearing- Verkehr 659418 

Ueberweisungen  an  die  königlich  ungarische  Postsparkasse      ...  1 1  778 

Ueberweisungen  an  Girokunden  der  österreichisch-ungarischen  Bank  69  359 

Summe  i  872  873 


den  Ge- 

1897  die 

Prozente 

61,80 

1,51 
0,02 

0,31 

34,76 

i,6o 


100,00 

26,96 
32,52 
0,21 
0,66 
0,11 
35,21 
0,63 
3,70 


Millionen  Gulden  tiberwiesen.  Von  der 
grössten  Wichtigkeit  ist,  dass  seit  1897  die 
Stenem  und  Gebühren  im  Wege  des  Check- 
verkehrs der  k.  k.  Postsparkasse  eingezahlt 
werden  können,  nachdem  diese  Einrichtung 
probeweise  schon  1896  im  Lande  Nieder- 
österreich getroffen  worden  war.  Demzu- 
folge sind  sämtliche  Steuerämter,  die  Landes- 
kassen  und   die   Staatscentralkasse ,   ferner 


infolge  der  Durchführung  der  neuen  Civil- 
prozessgesetze  auch  zahlreiche  Gerichte  dem 
Checkverkehr  der  Postsparkasse  beigetreten. 
Die  Postsparkasse  wurde  damit  in  den  Dienst 
der  staatlichen  Kassenverwaltung  gestellt, 
ein  wichtiger  Schritt  für  die  Ueberleitung 
derselben  zur  modernen  bankmässigen  Ge- 
barung. 


Der  Check  und  Clearingverkehr  der  königlich  ungarischen  Postsparkasse 
hat  sich  folgendermassen  entwickelt: 


Tabelle  XII. 

Anzahl  der  Teilnehmer  am 

Betrag  der  Einlagen  im 

im 
Jahre 

Checkverkehr 

Clearing- 
verkehr 

Checkverkehr 

Clearing- 
verkehr 

MDlionen  Gulden  ö. 

1890 

910 

656 

51,7 

11,3 

1891 

1417 

i  005 

110,1 

26,7 

1892 

1938 

1367 

158,0 

39,3 

1893 

2568 

1751 

196,3 

51,1 

1894 

3  181 

2145 

244,4 

57,3 

1895 

3767 

2527 

257,2 

69,0 

1896 

4517 

3215 

293,7 

85,5 

1897 

5244 

3  745 

340,9 

116,9 

Stand  der  Gut- 
haben am 
Jahresschlüsse 

W. 

1,89 
3,32 
4,9t 
5,59 
6,80 

7,27 
9,43 
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Die  Gliederung  der  Umsätze  im  Jahre 
1897  war  die  folgende: 

Betrag  in 
Einzahlungen  Anzahl    Tausend. 

Guld.ö.W. 
durch  Einzahl nngskarten  .    2  595  641    335  804 
durch  domicilierte   Anwei- 
sungen         213  881        5053 

im  Clearin^rerkehr  .    .    .       1 10  852     116  903 
durch  den  T^rkanf  von  Wert- 
papiere      3  5 

I  d( 


aus  dem  Erlös  von  Coupons 


75 


14 


zusammen    2920452    457779 


Rückzahlungen 

durch  Checks 

durch  Cassa- Anweisungen  . 

durch  Postanweisungen .    . 

im  Clearingverkehr    .    .    . 

durch  Ueherweisungen  an 
die  österr.-ung.  Bank.    . 

durch  den  Ankauf  von  Wert- 
papieren      

zusammen 


Betrag  in 

Anzahl    Tausend. 

Guido.  W. 

75217     181 925 

145958      75137 

15  086        2  579 

142858     116903 

20  878      79  901 


40 


75 


400  037    456  520 


8.  Vei^leichende  Znsammenstelliiiig  der  Clearin^msätze.  lu  der  nachfolgen- 
den üebersicht,  Tabelle  XIII,  werden  die  Umsätze  der  wichtigsten  Clearing -Houses 
während  des  letzten  Jahrzehnts,  auf  Reichsmark  umerechnet,  mit  einander  verglichen. 


TaheUe  XIU. 

Umsätze  der 

Abrechnungsstellen 

in  den 

in 

im  Deut- 

im 

in 

Ver- 

in 

in 

in 

Jahre 

London 

einigten 

Mel- 
bourne 

schen 
Reich 

Paris 

Italien 

Wien 

Millionen  Reichsmark 

1888 

141  191 

204  506 

6078 

15  515 

1903 

4280 

448 

1889 

155  536 

224434 

5888 

18049 

2194 

6850 

447 

1890 

159257 

251  102 

6435 

17991 

2081 

5991 

506 

1891 

139790 

239871 

4  995 

17663 

2430 

5436 

511 

1892 

132320 

255  402 

3835 

16763 

1971 

5695 

473 

1893 

131  943 

247000 

2844 

18273 

1908 

7278 

472 

1894 

129  373 

188847 

2569 

18398 

2177 

6338 

478 

1885 

155007 

214494 

2670 

21285 

2326 

6229 

597 

1896 

154639 

218043 

2909 

22905 

2975 

7011 

659 

1897 

153056 

241092 

2939 

24199 

3461 

5900 

764 

9.  Die  Bedeutung  des  Clearingver- 
kehrs for  den  volkswirtschaftlichen  Zah- 
Inngsprozess.  Die  Clearing-Houses  sind  der 
Mittelpunkt  der  kreditwirtschaftlichen  Form 
des  Zahlungspiozesses.  Während  der  geld- 
▼irtschaftlichen  Warencirkulation  eine  gleich 
starke  Geldcirkulation  gleichsam  als  Corrolar 
gegenübersteht,  hat  die  Kreditwirtschaft 
durch  ihr  Checksystem  die  Warencirkulation 
TOD  der  Geldcirkulation  losgelöst  und  ihr  den 
veiselbständigten  Zahluugsprozess  ge^u- 
ubeigestellt,  welcher  im  Clearing  koncentnert, 
sich  znmeist  in  der  Form  der  Kompensation 
vollzieht.  Dieses  System  fusst  zwar  durch- 
aus auf  dem  geldwirtschaftlichen  und  hat 
auch  die  Existenz  von  Geld  überhaupt  zur 
Voraussetzung,  aber  es  löst  sowohl  die  Um- 
sätze als  auch  die  Ausgleichung  der  daraus 
resultierenden  Forderungen  von  dem  körper- 
lichen Gebrauche  des  Geldes  los  und  macht 
dieselben  von  dessen  verfügbarer  konkreter 
Menge  unabhängig,  wodurch  dem  Verkehre 
eine  ungleich  grössere  Expansionsfähigkeit 
▼erliehen  wird.  So  wurden  denn  auch  die 
Ansprüche  an  die  Cirkulation,  welche  aus 
dem  ungeheueren  Aufschwünge  des  ge- 
aamten  wirtschaftlichen  Lebens  während  der 
zweiten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  hervor- 
Segangen   sind,    nicht  so   sehr  durch   diel 


Vermehrung  der  Cirkulationsmittel  er- 
schwungen als  vielmehr  durch  die  inten- 
sive Steigerung  ihrer  Leistungsfähigkeit  ver- 
möge der  im  Clearing  zusammengefassten 
banlanässigen  Organisation  des  volkswirt- 
schaftUchen  Zahlungsprozesses. 

Quellen : Für  die  amerikanischen  Clearing- 
Houses  die  Annual  Reports  of  tJte  comptroÜer 
of  the  currency,  Washington  und  The  Commercial 
and  Financiel  Chronide,  New-York.  —  Für  die 
englischen  Clearing-Houses  periodische  Ver- 
öffentlichungen im  Londoner  Bankers*  Magatine, 
Economist  and  Statist.  —  Für  die  italieni- 
sehen  Clearing-Houses  das  Annuario  Statistico 
Italiano,  —  Fiir  den  Wiener  undBuda- 
p  est  er,  Prag  er  und  Brünner  Saldie- 
rungsverein  die  Jahresberichte  der  betreffenden 
Verwaltungen.  Für  die  anderen  Clearing-Houses 
direkte  Mitteilungen  der  betreffenden  Verwaitun- 
gen  an  den  Verfasser. 

Lltterator:  nudley  P.  Bailey,  The  Cleanng- 
House-System,  New- York  1890.  —  O.  FrangoiSf 
Les  Chambres  de  compensation  et  les  caisses  de 
liquidation,  Bulletin  de  V Institut  international 
de  Statutique,  X.  Bd.,  S.  76  ff.  —  James  8. 
Otbbons,  The  Baraks  of  New- York,  their  Dea- 
lers, the  Clearing-House  and  the  Panie  of  1857. 
New-York  1878.  —  Riehard  Hildebrand, 
Iku  Checksystem  und  das  Clearing-House  in 
London,  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  1857,  S.  127 ff. 
—  W,    Howarth,    Our    Clearing   System   and 
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Clearing- Houftet.  London  I884*  —  Je%>on8f 
Money  and  thc   Mechani^m   of  Exchange,   XXI. 

—  Ä.  Kochf  AbrechnungMtellen  in  DenUch- 
1<ind   und   deren   Vorgänger,    ^Stuttgart  188S.  — 

—  KnieSf  Das  Geld,  2.  Auß.,  Berlin  1885,  S. 
219  ff.,  2S8ff.  —  JB.  Patten,  Methoda  and  Ma- 
chinery  of  Practical  Banking ,  6.  Aufl.,  Xeic- 
York  1895.  Ch.  XXIIL  —  U.  Rauchberg, 
Der  Clearing'  und  Giroverkehr  in  Oesterreich- 
Ungarn  und  im  Auslände,  Wien  1897.  —  Ad. 
Wagner  in  Schrmbergs  Handb.  d,  pol.  Oekon., 
4.  Aufl.,  I,  §  56  u.  57.  —  Albert  Tessier, 
Traite  theoriqve  et  pratique  des  Chambers  de 
Compensation,  Paris  1894.  —  Tabellen  zur 
WährungS'Statist  i  k.  Verfasst  im  k.  k. 
Finanzministerium,  2.  Ausgabe,  7.  Heft,  Wien 
1898.  —  Jiili««  Wolf,  Zur  Beform  des  schwei- 
zerischen Xotenbanhiresens.     Zürich  1888. 

Heinrich  Rauchberg, 


Vgl.  über  Clement:  H.  d.  St.,  1.  Aufl.  Bd.  I, 
S.  843. 

Idppert. 


Clement,  Ambroise, 

geb.  zu  Annoney  am  21.  III.  1805,  gest.  zu 
Paris  am  19.  XL  1886.  Er  war  beteiligt  mit 
mehreren  Artikeln  am  „Journal  des  Economistes" 
und  am  „Dictionnaire  d'^conomie  politique". 
1872  wurde  er  korrespondierendes  Mitglied  der 
Academie  des  sciences  morales  et  politiques. 

Von  seinen  staatswissenschaftlichen  Schriften 
nennen  wir:  Recherches  sur  les  causes  de 
i'indigence,  Paris  1846.  —  Des  nouvelles  idees 
de  reforme  industrielle  et  en  particulier  du 
projet  d' Organisation  du  travail  de  Louis  Blanc, 
Paris  1848.  —  Essai  sur  la  science  sociale,  2 
Bde.,  Paris  1867.  —  La  crise  economique  et  so- 
ciale en  France  et  en  Europe,  Paris  1886. 

Red. 


Clement,  Jean  Pierre, 

geb.  zu  Draguignan  am  2.  VI.  1809,  gest.  als 
Mitglied  der  „Academie  des  sciences  morales  et 
politiques  (seit  18ö5)  am  8.  XI.  1870  zu  Paris. 
In  dem  französischen  Finanzministerium  und 
in  der  Münzwesenverwaltung  war  er  mit  Er- 
folg einerseits  für  den  Staat,  andererseits  für 
Bereichening  der  Materialiensammlung  zu  seinen 
finanz wissenschaftlichen  Schriften  thätig.  Sein 
wirtschaftspolitisches  Glaubensbekenntnis  war 
das  freihändlerische. 

Er  veröflentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform: 

Histoire  de  la  vie  et  de  l'administration 
de  Colbert,  avec  notice  bist,  sur  Nicolas  Fou- 
quet,  Paris   1846;   dass.,  2.  Aufl.  1874.  —  Le 

fouvemement  de  Louis  XIV.,  Paris  1848.  — 
acques  Coeur  et  Charles  VII.,  ou  la  France 
au  15e  si^cle,  2  Bde.,  Paris  1853 ;  dass.,  4.  Aufl. 
1874.  —  Histoire  du  Systeme  protecteur  en  France 
depuis  Colbert  iusqu'ä  la  B^volution  de  1848, 
Paris  1854.  —  Portraits  historiques,  Paris  1854 
(eine  zuerst  im  „Moniteur"  veröffentlichte  Ar- 
tikelreihe). —  Etudes  financi^res  et  d'^conomie 
politique,  Paris  1859.  —  Lettres,  instructions 
et  memoires  de  Colbert^  7  Bde.,  Paris  1863—73 
(dieses  Sammelwerk  ist  aus  archivalischen 
Quellen  zusammengestellt).  —  La  police  sous 
Louis  XIV.,  Paris  1866. 


Cliffe  Leslie, 

s.  Leslie. 


Cobden,  Richard, 

geb.  zu  Dunford  bei  Midhurst  (Sussex)  am  3.  VT. 
1804,  besetzte  sich  1831  als  Kattundruckereibe- 
sitzer in  Manchester  und  starb  am  2.  IV.  1865 
in  London. 

Cobdens  politisch-agitatorische  Thätigkeit 
für  den  Freihandel  begann  1835,  also  schon  vier 
Jahre  vor  Gründung  der  Anti-Com-Law-League, 
die  sich  1839  konstituierte.  Die  League  war 
das  Werk  der  unermüdlichsten  Propaganda 
Cobdens,  erst  später  trat  Bright  (s.  d.)  an  Cob- 
dens Seite.  Die  League  hatte  nicht  nur  einen 
handelspolitischen  Charakter,  sondern  sie  war  im 
gewissen  Sinne  auch  revolutionär,  da  sie  sich 
gegen  die  Uebermacht  der  Tories  im  Parlamente 
richtete,  welche  als  Grossgrundbesitzer  die  Ge- 
treidezölle verteidigten.  Das  fest  ins  Auge  ge- 
fasste  Ziel  Cobdens  und  seiner  Anhänger  warb 
für  die  League  besonders  unter  den  Kapitalisten 
und  Grossindustriellen  Englands  mit  vollen 
Händen  Beiträge  spendende  Gönner ;  vier  Jahre 
nach  seiner  Gründung  konnte  der  grosse  Frei- 
handelsbund bereits  250000  £  für  Agitations- 
zwecke ausgeben.  Peel  widerstand  dem  An- 
dränge Cobdens  und  der  Liguisten  bis  zum 
Jahre  1846,  wo  sich  Missernte  und  Hunger  mit 
der  Freihandelspartei  verbündeten.  Als  der 
Getreidehandel  dann  endgültig  freigegeben  war, 
beschenkte  eine  von  den  Liguisten  veranstaltete 
Nationalsubskription  Cobden,  der  nun  mit  einem 
Schlage  der  gefeiertste  Mann  Englands  war,  mit 
80000  £.  Das  ihm  von  Lord  Palmerston  1849 
angetragene  Ministerportefeuille  schlug  Cobden 
aus.  An  den  Kommissionsverhandlungen,  die 
dem  Abschluss  des  englisch-französischen  Han- 
delsvertrags vom  23.  I.  1860  vorhergingen, 
nahm  er  lebhaften  Anteil.  Nur  einmal,  im  Jahre 
1843,  hielt  Cobden  als  Parlamentsabgeordneter 
eine  arbeiterfreundliche  Rede,  die  aber  wohl  nur 
bezweckte,  seine  Popularität  auch  in  diesen 
Kreisen  zu  befestigen,  denn  später  wurde  er  der 
erklärte  Manchestermann  und  stimmte  u.  a. 
auch  gegen  die  Zehnstundenbill. 

Sammlungen  seiner  politischen  Schriften 
und  Reden  erschienen  u.  d.  T.:  The  political 
writings  of  Richard  Cobden,  2  Bde.,  London 
1867.  —  The  political  writings  of  R.  Cobden, 
with  an  introduction  by  L.  Mallet,  London 
1881  —  Cobden's  Speeches  on  questions  of  public 

Eolicy,  ed.  by  J.  Bright  and  Th.  Rogers.  2  Bde. 
london  1870. 

Vgl.  über  Cobden:  Bastiat,  Cobden  et  la 
liffue  au  l'agitation  anglaise  pour  la  liberte  des 
ecnanges,  Paris  1845.  —  J.  C.  Glaser,  Cobden 
(St.  W.  B.  von  Bluntschli  u.  Brater,  Bd.  II) 
Stuttgart  1857,  S.  577  fl".  —  Gilchrist,  R.  Cobden, 
the  apostle  of  free  trade,  3.  ed.,  London  1867. 
—  K.  A.  Roth,  Richard  Cobden,  ein  Meister 
der  Staatswissenschaft  etc.,  Coburg  1867.  — 
Rogers,  Cobden  and  modern  political  opinion, 
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London  1873.  —  Salis-Schwabe ,  R.  Oobden, 
notes  snr  ses  vo vages,  correspondances,  etc., 
Paris  1879.  —  Morley,  Life  of  R.  Cobden,  2  Bde. 
London  1881.  —  Walcker,  R.  Cobdens  volks- 
wirtschaftücbe  und  politische  Ansichten,  Ham- 
borg  1886.  —  National  biography  ed.  by  Leslie 
Stephen,  Bd.  XI.,  London  1887,  S.  148  if.  — 
E  d.  St.,  1.  Aufl.,  Bd.  II,  Jena  1891,  S. 
843  ff.  —  L.  Say,  Cobden  in  Say  et  Chailley, 
Dictionnaire  d'economie  polit.,  Bd.  I,  Paris  1891, 
S.  423  ff.  —  Palgrave,  Dictionary  of  polit. 
cconomy,  Bd.  I,  London  1894,  S.  316  f.  — 
vNchwabe  (Mrs.  Salis),  Reminiscences  of  R.  Cob- 
ilen. London  1895.  Lippert, 


Cognetti  de  Martiis,  Salratore, 

geb.  am  19.  I.  1844  zu  Bari,  an  dessen  tech- 
nischem Institut  er  1868  eine  Professur  über- 
nahm und  dieselbe  1869  mit  einer  solchen  an 
der  technisclien  Hochschule  in  Mantua  ver- 
tauschte. Seit  1876  bekleidet  er  das  Amt  eines 
ordentlichen  Professors  der  politischen  Oekono- 
mie  an  der  Universität  Turin. 

Er  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform:  Della  attinenza 
tra  Teconomia  sociale  e  la  storia,  Florenz  1866. 

—  L'econoniia  sociale  e  la  famiglla,  Mailand 
1869.  —  Abramo  Lincoln,  Mantua  1873.  —  Una 
teoria  economica  della  espropriazione  forzata, 
Xantna  1874.  —  La  circolazione  della  ricchezza 
negli  Stati  Uniti  d' America,  Turin  1875.  —  Gli 
Stati  Uniti  d-America  nel  1876,  Mailand   1877. 

—  Forme  e  leggi  delle  perturbazioni  economiche, 
Tnrin  1878.  —  II  nuovo  patto  dell'  unione  mo- 
neuria  latina,  Turin  1879.  —  Le  forme  primi- 
tive neir  evoluzione  economica,  Turin  1881.  — 
Cenno  storico  sull'  industria  italiana,  Turin 
1883.  —  L-economia  come  scienza  autonoma, 
Tnrin  1886.  —  II  socialismo  negli  Stati  Uniti 
d' America,  Turin  1887.  —  Socialismo  antico, 
Turin  1889.  —  Llstituto  Pitagorico,  Turin  1889. 

—  Le  pin  recenti  indagini  statistiche,  memoria, 
Turin  1893.  —  Storia  del  comunismo  e  socialis- 
mo nell'  antichita,  Turin  1893.  —  Er  gieht 
herans  seit  Januar  1894 :  Bihlioteca  delP  econo- 
mista:  scelta  coUezione  delle  piü  importanti 
produzioni  di  economia  politica  antiche  e  mo- 
derne, italiane  e  straniere.  Quarta  serie,  Turin, 
wovon  bis  Mai  1899  101  Lieferungen  ausge- 
geben wurden.  Die  vorhergehende  III.  Serie 
besorgte  Professor  Girolamo  Boccardo.  —  Zu 
erwä&ien  ist  ferner  seine  Vorrede  zu  der  Schrift : 
L.  Cibrario,  II  sentimento  della  vita  economica 
neUa  „divina  commedia",  Turin  1898,  welche 
letztere  in  die  Abteilungen:  La  realtä  econo- 
mica und  la  dottrina  economica  ai  tempi  di 
Dante  zerfällt.  Er  veröffentlichte  staatswirt- 
schaftliche Artikel  in  der  Zeitschrift:  Griomale 
deeli  Economisti  serie  Ilda,  vol.  3  e  5  (Rom) 
l«wl/92:  Bauche,  banchieri  e  usurai  nelle  com- 
medie  di  Plauto.  —  Serie  Ilda,  vol.  7,  1873 :  Fran- 
cesco Ferrara  alla  Universita  di  Torino  1849  bis 
1859.  —  Serie  Ilda,  vol.  8,  1894:  Cognetti  ver- 
sus Pöhlmann  (wegen  dessen  Besprechung  des 
t'ognettiflchen  Werkes:  „Storia  del  comunismo 
e  socialismo  etc.**).  Lippert 


Cohn,  Gustav, 

geb.  am  12.  XII.  1840  zu  Marienwerder  in 
Westpreussen,  studierte  in  Berlin  und  Jena, 
war  Mitglied  des  kgl.  Statist.  Seminars  zu 
Berlin  1867—1868,  habilitierte  sich  in  Heidel- 
berg im  März  1869^  folgte  einem  Rufe  an  das 
baltische  Polytechnikum  zu  Riga  im  September 
1869,  wo  er  3  Jahre  wirkte.  Zu  Anfang  1873 
begab  er  sich  auf  eine  Studienreise  nach  Eng- 
land, deren  Ergebnisse  er  in  den  „Untersuchun- 
gen tlber  di^  englische  Eisenbahnpolitik"  (1874 
bis  75)  verarbeitete.  Zu  Ostern  187Ö  folgte  er 
einem  Rufe  an  das  Eidgenössische  Polytechni- 
kum in  Zürich,  von  wo  er  nach  9  jähriger 
Wirksamkeit  zu  Ostern  1884  als  ord.  Professor 
an  die  Universität  Göttingen  übersiedelte. 

Er  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform :  Ueber  die  Be- 
deutung der  Nationalökonomie  und  ihre  Stellung 
im  Kreise  der  Wissenschaften.  Heidelberger 
Antrittsvorlesung,  1869.  —  Untersuchungen 
über  die  englSche  Eisenbahnpolitik,  Leipzig 
1874—76.  I.  Band:  Die  Entwickelunff  der 
Eisenbahngesetzgebung  in  England,  1874.  IL 
Band:  Zur  Beurteilung  der  englischen  Eisen- 
bahnpolitik, 1875.  (Vom  Verein  der  deutschen 
Eisenbahnverwaltungen  mit  dem  ersten  Preise 

fekrönt.)  —  Die  Finanzlage  der  Schweiz,  Zürich 
877.  —  Volkswirtschaftliche  Aufsätze,  Stuttgart 
1882.  — Die  englischeEisenbahnpolitik  der  letzten 
10  Jahre,  Leipzig  1883.  —  System  der  National- 
ökonomie. Ein  Lesebuch  für  Studierende.  I. 
Bd. :  Grundlegung  der  Nationalökonomie,  Stuttg. 
1885 ;  IL  Bd. :  Finanzwissenschaft,  ebd. 
1889.  —  National  ökonomische  Studien,  Stuttg. 
1886.  —  Beiträge  zur  deutschen  Börsenreform, 
Leipzig  1895.  -—  Georg  Haussen,  Gedächtnis- 
rede, Leipzig  1895.  —  Die  deutsche  Frauenbe- 
wegung. Eine  Betrachtung  über  deren  Ent- 
wickelung  und  Ziele,  Berlin  1896.  —  System 
der  Nationalökonomie,  III.  Bd. :  Nationalökonomie 
des  Handels  und  des  Verkehrswesens,  Stuttgart 
1898. 

b)  in  Sammelwerken  :1.  DeutscheZeit- 
und  Streitfragen  (Berlin):  Streitfragen 
der  Eisenbahnpolitik,  1874.  —  Ueber  die  Ver- 
teuerung des  Lebensunterhaltes  in  der  Gegen- 
wart, 1876.  —  Was  ist  Sozialismus?  1878.  —  2. 
Sammlung  gemeinverständlicher 
Vorträge  (Berlin):  Die  Börse  und  die  Spe- 
kulation, 1868.  2.  Auflage,  1874.  —  3.  Sehr, 
d.  V  e  r.  f .  S  0  z  i  a  1  p.  (Leipzig)  Bd.  XIII :  Ueber 
die  Untersuchung  von  Thatsachen  auf  sozialem 
Gebiete,  1877.  —  Bd.  XXI.:  Internationale 
Fabrikgesetzgebung.  Referat,  1882.  —  Bd. 
XXXI V:  Ueber  die  akademische  Vorbildung 
zum  höheren  Verwaltungsdienste  in  Preussen, 
1887. 

c)  in  Zeitschriften :  1.  Allgemeine 
Zeitung:  Karl  Marx,  1875.  —  Schweizerische 
Steuerpolitik.  5  Artikel,  1878.  —  Laasalle  und 
das  eherne  Lohngesetz.  2  Artikel,  1878.  — 
Die  preussische  Staatseisenbahnpolitik,  Nov. 
1879.  —  Die  Fremdenindustrie  der  Schweiz, 
Okt.  1881.  — 2.  Archiv  für  Eisenbahn- 
wesen, Jahrg.  VI  und  VII:  Die  englische 
Eisenbahnpolitik  der  letzten  10  Jahre,  1883, 
1884.  (7  Aufsätze.)  —  Jahrg.  VUI:  Ueber  das 
staatswissenschaftliche  Studium  im  Hinblicke 
auf   die   Staatseisenbahnverwaltung,    1885.   — 
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Jahrg.  IX:  Die  englische  Eisenbahnpolitik  in 
Ostindien,  1886.  —  Jahrg.  XV,  XVI  u.  XIX: 
Die  Arbeitszeit  der  englischen  Eisenbahnbe- 
diensteten, I.,  II.  u.  III.  Abschnitt,  1892,  1893 
u.  1896.  —  Jahrg.  XXI :  Erörterungen  über  die 
Oekonomik  der  Verkehrsmittel  (S.  177/220).  — 
Aussichten  eines  Staatsbahnsystems  in  England 
(S.  1123/1164),  1898.  —  3.  Baltische  Mo- 
natsschrift: Die  Frauenbewegung  in 
Deutschland,  1870.  —  4.  Deutsche  Rund- 
schau: Politik  und  Staatswissenschaft  (Göt- 
tinger Antrittsrede),  1885.  -—  Lord^Shaftesbury, 
18«$.  —  Georg  Haussen  (zum  80.  Geburtstage 
31.  V.  1889),  1889.  —  Die  Beamten-Konsum- 
Yereine  in  England,  1890.  — -  Zur  Börsenreform, 
1891.  —  Ueber  den  Haushalt  des  Deutschen 
Reiches,  1892.  —  ö.  Finanzarchiv:  Die 
Steuerreform  im  Kanton  Zürich  und  der  Bundes- 
haushalt der  Schweiz,  1884.  —  6.Fortnightly 
Review  (London) :  On  the  history  and  present 
State  of  political  economy  in  Germany,  1873. 

—  7.  HistorischeZeitschrift:  Colbert 
und  Mazarin,  1869.  —  Ludwig  XIV.  als  Be- 
schützer der  Gelehrten,  1869.  —  8.  Jahrb.  f. 
Ges.  u.  V e r  w. :  Arbeit  und  Armut,  1881.  — 
Ideen  und  Thatsachen  im  Genossenschafts- 
wesen, 1883.  —  Erörterungen  über  die  finan- 
zieUe  ^handlung  der  Verkehrsanstalten,  1886. 

—  Die  heutige  Nationalökonomie  in  England 
und  Amerika.  Zwei  Artikel,  1889.  —  Die  Fort- 
führung der  preussischen  Steuerreform,  1892.  — 
Ueber  das  Börsenspiel.  —  Eisenbahnen,  Wasser- 
strassen und  der  preussische  Staatshanshalt,  1894. 

—  Neuere  Litteratur  über  die  deutschen 
Wasserstrassen,  1895.  —  9.  Jahrb.  f.  Nat.  u. 
Stat. :  Zeitgeschäfte  und  Differenzgeschäfte, 
1866.  —  Nachwort  zu  dem  obigen  Aufsatze,  1867. 

—  Ein  weiterer  Beitrag  zur  Statistik  der  Speku- 
lation, 1871.  —  Ueber  parlamentarische  Unter- 
suchungen in  England,  1875.  —  Der  Staat  und 
die  Eisenbahnen,  1879.  —  Die  Bundesgesetz- 
gebung der  Schweiz  unter  der  neuen  Verfassung 
(SuppL),  1879.  —  Die  Einkommensteuer  im 
Kanton  Zürich,  1880.  —  Ueber  internationale 
Fabrikgesetzgebung,  1881.  —  Die  gesetzliche 
Regelung  der  Arbeitszeit  im  Deutschen  Reiche, 
1883.  —  Ein  Wort  zur  Börsensteuer,  1885.  — 
Zur  Finanzstatistik  der  engl.  Universitäten, 
1890.  —  Die  internationale  Konferenz  zur  Be- 
sprechung der  Arbeiterschutzffesetzgebung,  1890. 

—  Die  preussische  Steuerreform,  1891.  —  10. 
Neues  Reich:  Die  Eisenbahngesellschaften 
und  der  englische  Staat,  1874.  —  Ueber  Han- 
delsakademien,  1879.  —  11.  Political 
Science  Qu  arterly  (New- York) :  Iiicome 
and  Property  Taxes  in  Switzerland,  1889.  — 
12.  Preussische  Jahrbücher:  Der  so- 
genannte Normalarbeitstag,  1884, 1885.  —  Ueber 
internationale  Arbeiterschutzgesetzgebuncf,  1890. 

—  13.  Unsere  Zeit:  Karl  Heinrich  Rau 
(Nekrolofi:),  1870.  —  U.Zeitachr.  f.  Staats  w. : 
Ueber  Wesen  und  Wirkung  der  Kreditgeschäfte, 
1868.  —  Boisguillebert,  ein  Beitrag  zur  Ge- 
schichte der  Volkswirtschaftslehre,  1869.  — 
Colbert,  vornehmlich  in  staatswirtschaftlicher 
Hinsicht,  1869,  1870.  —  Die  auswärtigen  An- 
leihen an  der  Londoner  Börse  (ein  Beitrag  zur 
Lehre  vom  Unternehmergewinn),  1876.  —  Die 
wirtschaftliche  Freiheit  und  die  ältere  englische 
Gesetzgebung,  1877.  —  Die  Militärsteuer.  Zwei 
Artikel,  1879.  —  Ehre  und  Last  in  der  Volks- 


wirtschaft, 1881.  —  Gemeinbedürfnis  und  Ge- 
meinwirtschaft. Ein  Wort  zur  Terminolo^e 
der  Volkswirtschaftslehre,  1881.  —  Art.  31  der 
schweizerischen  Bundesverfassung  betreffend  die 
Freiheit  des  Handels  und  der  Gewerbe.  Zwei 
Artikel,  ISaS— 1884.  —  Ueber  die  Vorbildung 
zum  höheren  Verwaltungsdienste  in  den  deut- 
schen Staaten,  1887.  —  Die  Anfänge  des  deut- 
schen Eisenbahnwesens,  1891.  —  15.  Zeit- 
schrift des  kgl.  preuss.  stat.  Bu- 
reaus: Statistische  Untersuchung  über  die 
Wirksamkeit  der  Spekulation  im  Berliner 
Roggenhandel,  1868.  —  16.  (Züricher) 
Eisenbahn:  Ueber  eine  akademische  Vor- 
bildung zum  höheren  Eisenbahnverwaltung's- 
dienste.  Drei  Artikel,  1876.  —  17.  Archiv  für 
soziale  Gesetzgebung  u.  Stat.:  Ein  Bei- 
trag z.  Gesch.  d.  wirtsch.  Kartelle,  1895.  Die 
Entwickelung  der  Bestrebungen  für  internatio- 
nalen Arbeiterschutz,  1899.  —  18.  Verwal- 
tung sarchiv:  Ueber  Strassenbeiträge,  1899. 
—  Die  erste  Auflage  dieses  Handwörterbuchs 
verdankt  ihm  den  Artikel  in  Bd.  III,  S.  147 ff.: 
Geschichte  und  Bedeutung  der  Eisenbahnen. 

Red. 


Colbert,  Jean  Baptiste. 

1.  Das  Merkantilsystem  und  Adam  Smith. 
2.  Colbert  und  die  französische  Volkswirtschaft. 

1.  Dm  Merkuntilgystein  und  Adam  Smith. 

Der  Fortschritt  des  Wohlstandes  in  verschie- 
denen Zeitaltem  und  Nationen  hat  Gelegenheit 
zu  zwei  verschiedenen  Systemen  der  politischen 
Oekonomie  im  Hinblick  auf  die  Bereicherung 
des  Volkes  gegeben,  sa^t  Adam  Smith  (Wealt£ 
of  Nations  book  IV).  Das  eine  derselben,  fährt 
er  fort,  kann  das  Handelssystem  (System  of 
commerce)  genannt  werden,  das  andere  das 
Ackerbausystem;  das  erstere  ist  4as  moderne 
System  und  am  bekanntesten  in  unserer  eigenen 
Zeit  und  unserem  eigenen  Lande.  Das  Princip 
dieses  Systems  fthe  commercial  or  mercantile 
System)  ist  das  lolgende.  Es  ist  eine  verbrei- 
tete Vorstellung,  dass  der  Reichtum  in  Geld 
d.  h.  in  Gold  und  Silber  besteht.  Nun  nimmt 
man  an,  dass  ein  reiches  Land,  in  derselben 
Weise  wie  ein  reicher  Mann,  dasjenige  sei,  wel- 
ches Ueberfluss  an  Geld  hat;  und  Gold  aufzu- 
häufen gilt  fftr  jedes  Land  als  der  sicherste 
Weg  zu  seiner  Bereicherung. 

Daher  haben  sich  alle  Völker  Europas  be- 
strebt, obwohl  mit  geringem  Erfolge,  durch 
i'edes  denkbare  Mittel  Gold  und  Silber  in  ihren 
jändem  anzuhäufen. 

Es  würde  zu  lächerlich  sein,  bemerkt  Adam 
Smith,  ernsthaft  beweisen  zu  wollen,  dass  der 
Beichtum  nicht  im  Gelde  besteht  oder  in  Gold 
und  Silber,  sondern  in  den  Dingen,  die  man  mit 
G«ld  erkauft.  Das  Geld  macht  unzweifelhaft 
immer  einen  Teil  des  Nationalkapitals  aus,  aber 
meistens  einen  kleinen  Teil  und  stets  den  am 
wenigsten  profitablen. 

Nachdem  aber  einmal  der  Grundsatz  fest- 
gestellt worden  war,  dass  der  Beichtum  eines 
Volkes  in  Gold  und  Silber  besteht  und  diese 
Metalle  in  ein  Land  ohne  Minen  nur  durch  die 
Handelsbilanz  gebracht  werden  können  d.  h. 
durch  den  Ueberschuss  der  Ausfuhr  über  die 
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£mfahr,  wurde  es  das  gprosse  Ziel  der  Staats- 
wirtschaft, die  Einfahr  fremder  Gttter  so  viel 
wie  mOgUcli  zn  vermindern  and  die  Aasfuhr 
heimischer  Erzeagnisse  so  viel  wie  möglich  zu 
Tennehren.  Darans  folgten  nun  Massregeln, 
welche  die  Einfuhr  hemmten  und  die  Ausfuhr 
beförderten. 

Mr.  Colbert.  sagt  dann  Smith  an  einer 
anderen  Stelle  (book  Iv  chap.  9),  der  berühmte 
Minister  Ludwigs  XIV..  war  ein  Mann  von 
Rechtlichkeit,  grossem  Fleiss  und  vieler  Detail- 
kenntnis,  von  grosser  Erfahrung  und  Einsicht 
in  das  Finanzwesen,  kurz  von  Fähigkeiten,  die 
auf  jede  Weise  geeignet  waren,  Methode  und 
Ordnung  in  den  Staatshaushalt  zu  bringen. 
Aber  unglfickseligerweise  hatte  dieser  Minister 
alle  Vorurteile  des  Merkantilsystems  eingesogen, 
einem  System  der  Beschränkungen  und  Begu- 
laci?e,  welches  sympathisch  sein  musste  einem 
(ledanitischen  Verwaltungsmanne,  der  gewöhnt 
war,  alle  Zweige  der  öffentlichen  Thätigkeit 
zu  ree;ulieren  und  jedem  seine  Grenzen  vorzu- 
schreiben. Gewerbe  und  Handel  eines  grossen 
Landes  bemühte  er  sich  zu  regulieren  nach 
dem  Muster  der  Staatsverwaltung,  und  statt! 
jedermann  sein  eigenes  Interesse  auf  seine ' 
eigene  Weise  verfolgen  zu  lassen  nach  dem 
liberalen  Grundsätze  von  Gleichheit,  Freiheit 
nnd  Gerechtigkeit,  verlieh  er  gewissen  Zweigen 
des  Gewerbes  ausserordentliche  Privilegien, 
während  er  andere  Zweige  unter  ebenso  ausser- 
ordentliche Schranken  setzte.  Er  war  nicht  nur, 
wie  andere  Minister  Europas,  geneigt  die  städti- 
sche Produktion  mehr  zu  oefördem  als  die  land- 
wirtschaftliche; er  trieb  dieses  so  weit,  dass  er 
sogar  die  letztere  herabdrückte,  um  die  erstere 
211  heben.  Um  die  Nahrungsmittel  wohlfeil 
für  die  Bewohner  der  Städte  zu  machen  und 
dadurch  die  Industrie  und  den  auswärtigen 
Handel  zu  unterstützen,  verbot  er  die  Kom- 
aüsfnhr  ganz  und  gar  und  schloss  dadurch  die 
ländlichen  Produzenten  von  iedem  fremden 
Markte  ans.  Dieses  Verbot,  verbunden  mit  den 
Hindernissen  der  alten  provinziellen  Gesetze 
über  die  Beförderung  des  Korns  aus  einer  Provinz 
in  die  andere  und  mit  den  willkürlichen  Steuern 
die  auf  den  Bauern  lasteten,  hielten  den  Acker- 
bau nieder  trotz  fruchtbaren  Bodens  und  glück- 
lichen Klimas. 

Nach  dem  Sprichwort  muss  man  den  Stab, 
der  nach  der  einen  Seite  zu  weit  gebogen  ist, 
eben  so  weit  nach  der  anderen  Seite  oiegen, 
om  ihn  grade  zu  machen.  So  kam  es,  meint 
Adam  Smith^  dass  als  Reaktion  auf  das  Mer- 
kantilsystem in  Frankreich  das  „  Acker  bausystem'' 
der  Physiokraten  folgte. 

2.  Colbert  und  die  fransösisehe  Volks- 
wirtschaft. Adam  Smith  hat  mit  seiner  Dar- 
stellung der  beiden  Systeme  der  politischen 
Oekonomie,  des  Merkantilsystems  und  des  Acker- 
bansystems,  in  einer  unerlaubten  Abkürzung 
das  Bild  der  wirklichen  Geschichte  der  Wissen- 
Mhaft  und  der  Praxis  derVolkswirtschaft  gegeben. 
Die  Parallele  aUein  zwischen  den  beiden  „Sys- 
wmen"  ist  schief;  das  „ Ackerbausystem ^  der 
rhygiokraten  war  wissenschaftlich  viel  mehr  und 
praktisch  viel  weniger  als  das  Merkantilsystem, 
ifiesea  letztere  selber  ist  weit  davon  entfernt, 
ein  wissenschaftliches  System  zu  sein;  es  ist 
aber  auch  keine   zutreffende  Darstellung  des 

Handwörterbuch  der  StaatswtflseDschaften.    Zweite 


Gedankeninhalts  der  Praxis,  welche  dadurch  ge- 
kennzeichnet werden  soll. 

Was  hier  im  allgemeinen  gilt,  das  gilt  im 
besonderen  von  der  Würdiguiig  Colberts. 

Der  sogenannte  Merkantilismus  —  eine  von 
Smith  und  seinen  Nachfolgern  beliebte  Bezeich- 
nung, die  wohl  endlich  einmal  verdiente,  durch 
einen  richtigeren  Namen  ersetzt  zu  werden  ^- 
der  Merkantilismus  ist  in  Wahrheit  das  Streben 
der  europäischen  Staaten,  vom  Mittelalter  her« 
über  zum  neunzehnten  Jahrhundert,  ihre  Volks- 
wirtschaft durch  Entwickelung  der  produktiven 
Kräfte  emporzuheben.  Dieses  ist  ein  Werk  der 
Erziehung  und  planmässiger  Erziehungsmittel, 
welches  eben  so  sehr  der  „Kunst"  des  Staats- 
mannes bedurfte  wie  die  Schaffung  des  modernen 
Staates  ganz  und  gar.  Es  ist  das  Merkmal 
einer  gewissen  Höhe  dieser  Entwickelung,  dass 
die  Doktrin  des  18.  Jahrhunderts  die  „Kunst" 
der  staatlichen  Kegulative  verachtet  und  zur 
„Natur"  zurück  will.  Es  ist  die  Ueberhebung 
des  Aufklärungszeitalters,  welche  (wie  es  Adam 
Smith  in  den  oben  wiedergegebenen  Worten 
thut)  es  für  zu  lä^iherlich  hflt,  beweisen  zu 
wollen,  dass  der  Reichtum  eines  Volkes  nicht 
im  Gelde  besteht ,  und  gleichwohl  die  grossen 
Staatsmänner  und  Staats wirte  des  17.-18.  Jahr- 
hunderts mit  einem  so  lächerlichen  Irrtum  be- 
haftet. 

Colbert  ist  zu  Reims  1619  geboren,  wohl 
aus  einfachen  bürgerlichen  Verhältnissen;  doch 
haben  er  und  seine  Nachkommen  (Marquis  de 
Seignelay)  auf  adlige  Ahnen,  die  aus  Schottland 
im  13.  Jahrhundert  herübergekommen  sein 
sollten,  mit  Vorliebe  hingewiesen.  Im  Jahre 
1643  ist  er  in  die  Bureaus  des  Staatssekretärs 
Le  Tellier  eingetreten.  Im  Februar  des  Jahres 
1651,  als  Mazarin  aus  Paris  geflohen  war, 
trat  er  zu  diesem  in  ein  näheres  Verhältnis 
als  Verwalter  seiner  privaten  Angelegenheiten. 
Zwei  Jahre  später,  nach  Mazarins  Rückkehr, 
wächst  seine  Stellung  aus  der  privaten  Sphäre 
in  die  staatliche  allmählich  hinüber.  Sein  Ein- 
fluss  auch  in  der  Zeit,  da  er  noch  im  persönlichen 
Dienste  Mazarins  stand  (1655  wird  er  förmlich 
zu  dessen  Intendanten  ernannt)  zeigt  sich  in  der 
grossen  Zahl  naher  Verwandter,  welche  er 
durch  den  Kardinal  im  Staadsdienste  unter- 
bringt. Der  Einfluss  greift  deutlich  in  die 
grossen  Staatsgeschäfte  über  im  Jahre  1659, 
da  bei  der  Erkrankung  des  jungen  Königs 
Ludwigs  XIV.  Unruhen  im  Lande  entstehen 
und  Colbert  für  die  Sicherheit  der  Monarchie 
einschreitet,  mehrere  Edelleute  verhaften  und 
aburteilen  lässt,  Verschwörungen  verfolgt,  die 
sich  angeblich  über  das  ganze  Land  ausbreiten. 
Bald  darauf  bewerben  sich  die  grossen  -  Edel- 
leute, voran  der  Prinz  Conde,  um  seine  Gunst. 

Um  dieselbe  Zeit  wendet  sich  Colberts 
Thätigkeit  gegen  den  (seit  1655)  an  der  Spitze 
der  Finanzen  stehenden  Fouquet,  pfegen  dessen 
Verschwendung  seine  Nüchternheit  und  Spar- 
samkeit sich  kehrt.  Colbert  spricht  gegen  Ma- 
zarin die  Notwendigkeit  eines  Finanzgerichts- 
hofes aus  behufs  strenger  Kontrolle  der  Steuer- 
pachtungen. Ja,  im  Jahre  1660  erscheint  er 
auch,  immer  im  Namen  des  Kardinals,  als 
diplomatischer  Leiter  von  Gesandten,  so  seines 
Bruders,  den  er  an  die  auswärtigen  Höfe  schickt. 
Zugleich  sorgt  er  in  diesen  Tagen  für  den  Ein- 
zug des  jungen  Königspaares,  löst  die  Kron- 
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Juwelen,  welche  der  Finanzminister  bei  den 
Bankiers  versetzt  hat,  ein,  sorgt  für  die  Ein- 
richtung der  königlichen  Gemächer,  filr  kost- 
bare Gewänder  und  Karossen.  Zugleich  betreibt 
er  die  Wahl  Mazarins  zum  Provisor  der  Sor- 
bonne. Zugleich  ordnet  er  die  Angelegenheiten 
des  Herzogtums  Nivemais.  welches  Mazarin 
vom  Herzog  von  Mantna  für  eine  Schuld  von 
1300000  Livres  erworben  hat. 

Am  9.  März  1661  starb  Mazarin.  Bereits 
zu  Anfang  dieses  Jahres  war  ('olbert  zum 
Conseiller  du  Roi  en  tous  ses  Conseils  und  zum 
Oberintendanten  des  königlichen  Haushalts  er- 
nannt worden.  Als  am  Tage  nach  Mazarins 
Tode  der  Erzbischof  von  Konen  den  König 
fragte,  mit  wem  er,  als  Vorsitzender  der  Ver- 
sammlung des  französischen  Klerus,  jetzt  zu 
verhandeln  habe,  soll  ihm  der  Köni^  geantwortet 
haben:  Mit  Mir.  Colbert  trat,  wie  von  selber, 
als  rechte  Hand  Ludwigs  XIV.  in  die  Geschäfte 
ein.  In  dem  Wüste,  den  Mazarin  hinter- 
lassen, war  die  erste  reinigende  Arbeit  der 
beiden  der  Sturz  des  bisherigen  Finanzministers 
Fouquet.  Die  Chambre  de  justice,  welche  Fou- 
quet  richtete,  war  von  Colbert  bereits  1659 
dem  Kardinal  Mazarin  empfohlen  worden.  Die 
Wirksamkeit  dieses  Gerichtshofes  erstreckte 
sich  weiter  auf  eine  Untersuchung  über  die 
Finanzvergehen  des  letzten  Menschenalters  über- 
haupt. Das  Ergebnis  war  die  Verurteilung  von 
mehr  als  500  Personen  zu  einer  Summe  von 
110  Mill.  Livres  an  Strafen  und  Restitutionen. 

Gegen  die  übertriebenen  militärischen 
Neigungen  des  jungen  Königs  und  gegen  seine 
Verschwendunpsucbt  tritt  Colbert  rückhaltlos 
auf.  Er  stellt  ihm  vor,  wie  die  ewigen  Truppen- 
durchmärsche und  Revuen  in  den  Provinzen 
den  Unwillen  der  Bevölkerung  erregen.  Sein 
vornehmster  Gedanke  ist  es  dagegen  „dem 
Elende  des  Volkes  abzuhelfen".  Hier  durch- 
zugreifen unterzieht  er  die  gesamte  Verwaltung 
des  Reiches  einer  gründlichen  Revision.  Im 
September  1663  werden  königliche  Kommissarien 
in  die  Provinzen  entsendet,  um  sich  über  die 
Zustände  zu  unterrichten  und  an  Colbert  zu 
berichten.  Das  Institut  der  Intendanten,  von 
Richelieu  gfegen  die  Selbstverwaltung  und  Selbst- 
herrlichkeit  des  Adels  in  den  Provinzen  ge- 
schaffen, dann  in  den  Stürmen  des  letzten 
Menschenalters  unterdrückt,  entwickelt  Colbert 
zu  grösserer  Wirksamkeit  —  als  ein  centralis- 
tisches  Organ  behufs  Durchführung  der  Inten- 
tionen des  absoluten  Staats  im  Kampfe  mit 
den  ständischen  Rechten.  Die  Intendanten 
waren  das  Werkzeug,  dem  Staats  willen  gegen- 
über unbedingten  Gehorsam  in  der  Verwaltung 
des  Reiches  durchzusetzen.  31it  Vorliebe  w^ählte 
Colbert  seine  nächsten  Verwandten  dazu,  die 
ihm  desto  folgsamer  dienen  mussten  und  desto 
härteren  Tadel  von  ihm  empfingen. 

Die  materiellen  Aufgaben  der  Verwaltung 
Colberts  lagen  in  der  Reform  der  Besteuerung 
(der  taille),  welche  auf  der  Masse  des  kleineu 
Volkes,  zumal  des  Landvolks  schwer  lastete. 
Er  verbesserte  die  Art  der  Verpachtung  der 
indirekten  Steuern.  Die  am  tiefsten  eingreifende 
Verbrauchssteuer,  die  Salzsteuer  (gabelle)  mil- 
derte er. 

Die  Aufgabe  lag  namentlich  in  der  Förde- 
rung der  Volkswirtschaft  in  den  verschiedenen 
Seiten  der  Produktion.    Die  Massregeln  erstreck- 


I  ten  sich  auf  die  Landwirtschaft ,  die  Forsten, 
I  den  Bergbau,   die  Industrie,   den  Handel,   den 
inneren  und  den  äusseren,  die  Verbesserung  der 
I  Strassen,  Ströme,  Kanäle,  Häfen,  auf  die  Masse 
I  und  Münzen,  auf  die  Schiffahrt  und  die  Kolonieen. 
;         Es  ist  nicht  richtig,  wie  die  spätere  Tra- 
!  dition  es  Colbert  vorwirft,  dass  Colbert  einseitig 
das  städtische  Gewerbe  bevorzugt  und  die  Land- 
wirtschaft geopfert  habe.   Gerade  für  die  Masse 
der  Bauern  trat  er  ein  gegen  die  Bedrückungen 
des  Adels,   gegen  Pfänaung  des  Viehes,  gegen 
ungerechte   Steuern.     Die  vielfältigen  Regula- 
tive über  die  Komausfuhr  sind  gerade  deshalb 
so  schwankend,  weil  sie  Rücksicht  auf  die  länd- 
lichen Produzenten  nehmen  wollen. 

Für  Handel  und  Industrie  wurde  ein  be- 
sonderer Rat  gebildet,  in  welchem  alle  14  Tage 
die  dafür  erwünschten  Massregeln  erörtert  wer- 
den sollten.  Jeder  Kaufmann  und  Gewerbe- 
treibende sollte  zu  Hofe  kommen  und  seine 
Wünsche  äussern.  Eine  Summe  von  1  Million 
jährlich  wurde  zur  Beförderung  von  Manufak- 
turen und  Handel  bestimmt,  die  Indische  Han- 
delskompagnie wurde  errichtet. 

Der  Geist  in  diesen  Massregeln  ist  ein  er- 
leuchteter. Die  Steuern  sollen  nach  der  St€uer- 
fähigkeit  verteilt  werden.  Die  Eintreibungs- 
kosten  sollen  vermindert,  harte  Massregeln  da- 
bei vermieden  werden.  Die  Arbeit  des  Volkes 
soll  geschont  werden.  Denn,  wie  Colbert  schreibt, 
die  Arbeit  des  Menschen  ist  das  Kostbarste, 
was  der  Staat  besitzt.  Die  Salzsteuer,  weil  sie 
ein  notwendiges  Lebensmittel  belastet,  ist  zu 
vermindern.  Den  Wein,  zumal  den  Tabak  be- 
steuert er  reichlich,  weil  sie  kein  notwendiges 
Lebensmittel  sind;  es  stehe  jedermann  frei,  da- 
von zu  verbrauchen  oder  nicht. 

Für  die  Produktivität  der  Volkswirtschaft 
war  es  sein  Ideal,  in  Frankreich  alle  die  Manu- 
fakturen einzurichten,  deren  Erzeujgnisse  aus 
fremden  Ländern  hereinkamen.  Dieses  wäre 
eine  überspannte  Idee  gewesen,  wenn  es  darauf 
abgesehen  gewesen  wäre,  neben  einer  Anzahl 
bereits  blühender  Manufakturzw^eige  auch  noch 
alle  übrigen  einzuführen.  In  Wahrheit  st-and 
es  kläglich  mit  dem  Zustande  der  meisten 
Manufakturen. 

Was  er  dafür  that,  waren  positive  Beihilfen, 
dann  aber  ein  System  von  Zöllen,  zuerst  massige 
in  dem  Tarife  von  1664.  dann  höhere  in  dem 
Tarife  von  1667.  Den  Wust  der  alten  Zölle, 
der  inneren  und  der  äusseren,  vereinfachte  er 
und  setzte  er  herab.  Die  Störungen  des  Ver- 
kehrs von  Provinz  zu  Provinz,  ein  Erbstück  des 
feudalen  Frankreich,  suchte  er  überhaupt  zu 
beseitigen  und  ein  einheitliches  französisches 
Wirtschaftsgebiet  zu  schaffen. 

Die    Schutzzölle    waren    nach   seiner   Auf- 
fassung, w^ie  er  an  die  Schöffen  von  Lyon  schreibt, 
Krücken,  mit  deren   Hilfe  die  Fabrikanten  so 
bald   als  möglich   das  selbständige   Gehen   er- 
lernen sollten,  damit  die  Regierung  sie   ihnen 
dann  wegnehmen  könnte.     Er  widerstand  den 
Zumutungen    der  Industriellen  auf  Schutz,  so 
i  sehr  als  er  konnte.    Er  betont  ihnen  gegenüber 
I  fortwährend    die   Notwendigkeit,   auf   eigenen 
I  Füssen  zu  stehen. 

I         In  den  Jahren  1666—1683  sind  44  Regle- 

I  ments  für  die  Manufakturen  erlassen  worden  — 

gewiss  sehr  umständliche  Erziehungsmittel  für 

die  Industrie;  aber  Erziehungsmittel.    Die  Ge- 
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setzgebnng  am  Ende  des  19.  Jahrhunderts 
ist  auf  manches^  was  ihren  Gedankengang  aus- 
macht, wieder  zurückgekommen.  Es  ist  im 
Grunde  der  alte  Gedanke  der  mittelalterlichen 
Zanft,  welcher  jetzt  auf  das  Gewerbe  des  grossen 
Staates  tibertragen  wird  und  so  viel  mehr  in 
die  Einzelheiten  und  in  die  grossen  Verhältnisse 
üeht.  Es  ist  das  gleiche,  was  der  englische 
Staat,  was  zuvor  die  italienischen  Bepubliken 
für  ihre  Industrie  gethan. 

Oft  bricht  durch  die  helfende,  reglemen- 
tierende, prixilegierende  Thätigkeit  Colberts  die 
Sehnsucht  nach  der  Initiative  der  Privaten 
durch,  die  aber  eben  nicht  vorhanden  ist. 

Die  Unmöglichkeit  eines  Festhaltens  der 
Edelmetalle  im  Lande  (nach  der  Politik  der 
Spanier)  übersah  Colbert  vollkommen.  In  einer 
Instruktion  an  den  Gesandten  in  Madrid  1679 
sagt  er,  die  Spanier  haben  durch  das  Verbot 
der  EdelmetaUansfnhr  die  Reichtümer  der  Neuen 
Welt  in  Spanien  festhalten  wollen;  aber  da 
>ie  sich  mit  der  Produktion  von  keiner  der 
Waren  beschäftigten,  welche  für  die  Bedürfnisse 
eines  grossen  Landes  erforderlich  sind,  so  hat 
die  absolute  Notwendigkeit,  diese  Waren  aus 
fremden  Ländern  zu  ziäen,  dahin  geführt,  dass 
die  Verbote  teils  durch  Nachsicht,  teils  durch 
List  v5Uig  nichtig  und  nutzlos  geworden  sind. 
Den  auswärtigen  Handel  stellt  er  nicht 
höher  als  den  inneren  Handel.  Beide  tragen 
gleicher  Weise  zum  Gesamtwohl  des  Volkes  bei, 
wie  er  in  einer  Instruktion  an  den  Intendanten 
von  Bordeaux  schreibt. 

Litteratar:  Francs  de  ForbonnaiSf  Jie- 
chtrehcM  et  considerations  sur  leg  ßnances  de 
Ftvitcf.  '2  vol.  Bäle  1758.  —  Lemontet/f  Xo- 
tict  9ur  Jean  BaptUte  Colbert  (Revue  encyclo- 
pedi<pie  tom.  XIV,  182SJ.  —  JPferre  Client, 
Hiftoire  de  la  vie  et  de  Vadmhustration  de  Col- 
fiert,  prrcede  d'une  etude  histon'que  sur  Xitokis 
Fimquet,  f^tirie  de  pieces  justificatives  lettres  et 
doeumentM  inediU.  Pnrii  IS4C.  —  Derselbe^ 
Histoire  de  Colbert  et  de  son  adminUtration  2. 
fditioH,  2  tomes,  Paris  1874,  —  Felijc  Jatib- 
'«IM,    Eittdes   sur    Colbert,   Paris   1856.     '2  rol. 

—  Besonders  hervorzuheben  ist  die  Quellen- 
pfthlikation  über  die  Verwaltung  Colberts: 
Lettres,  instru^tions,  et  memoires  de  Colbert, 
jffddies  d*nprh  les  ordres  de  VEmpereur  etc. 
par  Pierre    Clement.     Paris  1861^1878.     7  rol. 

—  O.  CohUf  Colbert,  vornehmlich  in  Staats- 
icirUcha/tlicher  Hinsicht,  nach  den  neuerdings 
ffrilffenüichten  Quellen.  Zeitschrift  f.  Staatsw., 
1S69,  1870.  —  Derselbe,  Baisgui  Hebert,  Zfschr,  ' 
/.  StaaUtr.,  1869.  —  Derselbe,  Colbert  und 
Mazarin,  HittorUche  Zeitschrift,  1869.  —  Der- 
neibtt  Ludwig  XIV.,  als  Beschützer  der  Ge- 
lehrten. Historische  Zeitschrift,  1870.  —  Hetiry 
W.  Farnan,  Die  innere  französ.  Getrerbepoliiik 
»■"1»  Colbert  bis  Turgot  (Schmollers  Forschungen, 
R<1  I,  1879).  —  A.  Ara^khaniantz,  Die 
französische  Getreide handelspolitik  bis  zum  Jahre 
17S9.  Ein  Beitrag  zur  französisch eyi  Wirtschaf Is- 
gftchichte  (Forschungen  Bd.  IV,  1882).  — 
Gu9L  Hecht,  Colberts  polit.  und  volksw.  An- 
schauungen (volk*w.  Abhandlungen  der  badischen 
Hocksckulen  I,  2.  Freib.  1898).  —  A.  J,  Sar- 
genU  The  economic  policy  of  Colbert  (Studies 
»n  economics  and  polilical  science),  London  1899. 

Gustav  Cohn, 


Colportage. 

1.  Begriif.  2.  Geschichtliche  Entwickelung 
der  deutschen  Gesetzgebung.  3.  Geltendes  Recht 
in  Deutschland.  4.  Oesterreichisches  Recht.  5. 
Französisches  Recht. 

1.  Begriff.  Colportage  heisst  der 
Vertrieb  von  Pressei-zengnissen,  welcher 
durch  Gewerbebetrieb  im  l  mheraehen  statt- 
findet. In  diesem  Sinne  wird  das  Wort 
namentlich  in  der  deutschen  Litteratur  ge- 
braucht. Doch  kommt  dasselbe  auch  noch 
in  einer  weiteren  Bedeutung  vor,  so  dass 
der   Colportage   aUer  Vertrieb   von   Druck- 

I  Schriften  an  öffentlichen  Orten  zugerechnet 
^v-ird,  auch  wenn  derselbe  sich  nicht  als 
Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  charakteri- 
siert, sondern  Ausfluss  eines  stehenden  Ge- 
werbebetriebes ist.  In  dieser  weiteren  Be- 
deutung begegnet  uns  der  Ausdruck  nament- 
lich in  der  fi^anzösischen  Gesetzgebung, 
welche  denselben  zuerst  ausgebildet  hat. 

In  einzelnen  Staaten  bestehen  keine  be- 
sonderen Bestimmungen  über  Colportage. 
Für  die  Colportage  sind  diejenigen  Vor- 
schriften massgebend,  welche  überhaupt  füi* 

'  den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  gelten. 
So  ist  es  z.  B.  in  England  und  so  war  es 
zeitweilig  in  Deutschland  und  Frankreich. 
In  anderen  Ländern  dagegen  unterliegt  die 
Colportage  besonderen  gesetzlichen  Bestim- 
mungen, so   jetzt   in   Deutschland,   Oester- 

I  reich  und  Frankreich. 

2.  Geschichtliche  Entwickelnng  der 
deutschen  Gesetzgebung.  Vor  dem  Erlass 
der  norddeutschen  Gewerbeoi-dnung  waren  die 
Verhältnisse  der  Colportage  in  den  verschie- 
denen Ländern  verschieden  gerogelt.  In  Preus- 
sen  beispielsweisp  gehorten  Druckschriften 
nicht  zu  denjenigen  Gegenständen,  welche  im 
Umherziehen  vertrieben  werden  diu-ften,  die 
Colportage  war  daher  ausgesclilossen.  Im 
Königreich  Sachsen  wurde  für  den  Betrieb 
der  Coli>ortage  eine  j>olizeiliche  Erlaubnis 
gefonlert,  welche  auch  auf  gewisse  Press- 
erzeugnisse eingeschränkt  und  jederzeit  zu- 
rückgenommen werden  konnte.  In  noch 
anderen  Staaten,  z.  B.  in  Sachsen-Coburg, 
wai*  der  Hausierhandel  mit  Druckschriften 
vöUig  freigegeben. 

Die  Gewerbeonlnung  für  den  nord- 
deutschen Bimd  vom  21.  Juni  1869  enthielt 
keinerlei  besondere  Bestimmungen  über 
Hausierhandel  mit  Dnickschiiften.  Dieser 
unterlag  also  denselben  Bedingungen  und 
Kontrollen  wie  der  sonstige  Hausierhandel. 
Die  Motive  zu  dem  Gesetzentwurfe  spmchen 
sich  daliin  aus,  dass  die  allgemeinen  Kon- 
trollen des  Hausierhandels  genügen  würden, 
um  die  Verbreitung  unsittlicher  Schriften 
im  Wege  der  Colportage  zu  verlündem. 
Füi-  die  Entwickelung  des  Buchhandels  und 
für  die  Verbreitung  der  Litteratur  hiess  es 
weiter,  sei  die  Col^jortage  von  grosser  Wich- 
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tigkeit.  Eine  gesunde  Entwickelung  der 
legitimen  Colportage  werde  dahin  führen, 
dass  der  Vertrieb  von  Druckschriften  im 
Umherziehen  in  verlässlichere  Hände  komme 
(Sten.  Ber.  des  Reichstages,  Session  1869, 
Bd,  m,  S.  111). 

Unter  der  Herrschaft  der  norddeutschen, 
späteren  deutschen  Gewerbeordnung  hatte 
die  Colportage  einen  bedeutenden  Auf- 
schwung genommen.  Eine  Menge  nützlicher 
und  belehrender  Bücher  waren  im  Wege 
derselben  verbreitet  worden.  Daneben  wui*- 
den  allerdings  auch  wertlose  und  selbst  be- 
denkliche Schriften,  insbesondere  einzelne 
Yolksromane  mit  verlockenden  Titeln  und 
unsittlicher  Tendenz,  durch  Colporteure  ab- 
gesetzt. Ausserdem  hatte  sich  in  Yerbin- 
dung  mit  dem  Colportagehandel  eine  eigen- 
tümliche Art  von  öaunerei  entwickelt.  Den 
Abnehmern  von  liefeningswerken  wurden 
vielfach  Prämien,  z.  B.  ein  neues  Kleid,  ein 
Kaffeesendce  oder  dergleichen  mit  dem  Yer- 
spi-echen  zugesichert,  dass  diese  Dinge  mit 
der  letzten  Lieferung  zur  Aushändigung 
kommen  sollten.  Aber  diese  letzte  Liefe- 
rung erschien  entweder  gar  nicht  oder 
erst  dann,  wenn  der  Subskiibent  durch 
die  Pi-eise  der  vorausgegangenen  Liefe- 
rungen den  Wert  der  Prämie  doppelt 
oder  dreifach  mitbezahlt  hatte.  Diese  Um- 
stände und  die  Besorgnis,  dass  die  Col- 
portage zur  Verbreitung  staatsgefährlicher 
Schriiten  benutzt  werden  könne,  veranlassten 
die  verbündeten  Regierungen,  in  der  dem 
Reichstage  im  Jahi-e  1882  vorgelegten  Ge- 
werbeordnungsnoveile sehr  bedeutende  Ein- 
schränkungen der  Colportage  in  Vorsehlag 
zu  bringen.  Nach  Älassgabe  dieser  A'or- 
schläge  sollten  Druckschriften,  andere 
Schriften  und  Bildwerke  vom  Feilbieten  im 
Umherziehen  grundsätzlich  ausgeschlossen 
sein;  eine  Ausnahme  wiwle  nur  gemacht 
für  Bibeln,  Bibelteile,  Schriften  und  Bild- 
werke patriotischen,  religiösen  oder  erbau- 
lichen Inhaltes,  Schulbücher,  Tjandkiirten 
und  landesübliche  Kalender.  Um  dieses 
Verbot  durchführbar  zu  machen,  sollte  der 
Colporteur,  welcher  von  den  Ausnahmen 
Gebrauch  machen  wollte,  verpflichtet  sein, 
der  zuständigen  Verwaltungsbehörde  seines 
Wohnortes  ein  Verzeichnis  der  Schriften 
und  Bildwerke,  welche  er  zu  verbreiten  be- 
absichtigte, zur  Genelunigimg  vorzulegen, 
dasselbe  während  des  Gewerbebetriebes  bei 
sich  zu  führen  und  auf  Erfordern  dem  zu- 
ständigen Beamten  oder  der  zuständigen 
Behörde  vorzulegen  (Sten.  Bor.  des  Reichs- 
tages, Session  1882  83,  Bd.  V,  S.  3,  21). 

Diese  Vorschläge  gaben  im  Reichstage 
sowohl  in  der  Kommission  als  auch  im  Ple- 
num zu  sehr  eingehenden  Erörterungen  Ver- 
anlassung. Während  eine  Bestimmung  gegen 
den  Vertiieb    von    Druckschriften    mittelst 


Zusicherung   von    Prämien    und   Gewianeu 
ziemlich  allgemein  als  notwendig  anerkannt 
wurde,  erhoben  sich  grosse  Bedenken  gegea 
die  andenÄ'oiten  Beschi'änkungen  des  Col[)or- 
tagehandels,   insbesondere   auch   gegen   das 
vorgesclilagene       Druckschi'if  tenverzeichn  is. 
Man  sju'acli  die  Befürchtung  aus,  dass  diese 
Bestimmungen  zu  grossen  polizeilichen  Wili- 
kiu-lichkeiten    fühi-en    würden.      Auf    der 
anderen  Seite  wimien  die  Voi'sclirifton  des 
Entwurfs  mit  dem  Argument  verteidigt,  da^r^s 
dem    scliädlichen    Einflüsse,    welchen     die 
Colportage   in   sittlicher.  Hinsicht  ausgeübt 
hab^,  unter  allen  Umständen  wirksam   l>e- 
gegnet  werden  müsse.    In  der  Kommission 
des    Reichstages    wm*de    die    Fassung    des 
Regieiningsentwurfes  dahin  modifiziert,  da.^s 
vom  Gewerbebetrieb   im  Umherziehen   aus- 
geschlossen   sein    sollten:     > Druckschriften, 
andere   Schriften    und   Bildwerke,   insofern 
sie  die  Grundlage  des  Staates  und  der  Ge- 
sellschaft zu  untergraben  oder  in  sittlicher 
oder  religiöser  Bezienung  Aergerais  zu  geben 
geeignet  sind,  oder  welche  mittelst  Zusieht^ 
rung  von  Prämien  oder  Gewinnen  betrieben 
werden.«      Die   Genehmigung    des    Druck- 
schriften Verzeichnisses    wurde     beibehalten 
(Sten.  Ber.  a.  a.  0.  Bd.  VI,  S.  731  ff.).    Bei 
der    Plenai'bei-atung    gelangte    in    zweiter 
Lesung  ein  Antrag  zur  Aunalmie,   welcher 
das  Verbot  auf  solche  Schriften  und  Bild- 
werke l)eschränkto,  die  mittelst  Zusicherung 
von   nicht   dem   Buchhandel   angehöi-enden 
Gewinnen  oder  Prämien  vertrieben  wurden. 
Das    Dnickschriftenverzeichnis    wiuxie    ge- 
strichen.   Auch  ein  Antrag,  den  Colporteur 
zu  vorpflichten,  der  Behörde  ein  Verzeichnis 
der  von   ihm  geführten  Druckschriften    zur 
blossen  Kenntnisnahme  zu  unterbreiten,  fand 
nicht  die  erfonlerliche  Majorität  (Sten.  Ber. 
a.  a.  0.  Bd.  lU,  S.  1775  ff.).    In  der  dritten 
Lesimg  wm\ien  dagegen  die  Kommissions- 
beschlüsse  im  wesentlichen  wieder   herge- 
stellt, nur  das  Verbot  der  Schriften,  welche 
»die  Grundlagen  des  Staates  oder  der  Ge- 
sellschaft   zu    untergraben   geeignet    sind«, 
fallen  gelassen  (Sten.  Ber.  a.  a.  0.  Bd.  IV, 
S.  26Glff.). 

An  diesen  Bestimmungen  hat  das  Reichs- 
gesetz vom  6.  August  1896  Art  11  zwei 
weitere  Aendenmgen  vorgenonmien.  Zu- 
nächst ist  das  Verbot  auch  auf  solche  Werke 
ausgedehnt,  welche  in  Lieferungen  er- 
scheinen, wenn  nicht  der  Gesamtpreis 
auf  jeder  einzelnen  Lieferung  an  einer  in 
die  Augen  fallenden  Stelle  bestimmt  ange- 
geben wird.  Zu  der  betreffenden  Vorschrift 
hat  der  Umstand  Veranlassung  gegeben,  da.ss 
das  Publikum  bei  dem  Absatz  solcher  Werke 
durch  die  Colporteure  vielfach  getäuscht 
worden  ist.  Die  Abnehmer  haben  sich  über- 
reden lassen,  die  ersten  Hefte  zu  einem  ver- 
liältnismässig  geringen  Preise  zu  erwerben 


Colportage 


und  auf  das  ganze  Werk  zu  abonnieren, 
ohne  die  Tragweite  der  übernommenen  Ver- 
pflichtung vollständig  zu  libersehen.  Sie 
wurden  über  die  Zahl  der  Liefeningen  und 
Gesamtpreis  entweder  in  Unkenntnis  er- 
halten, oder  die  Zahl  der  Liefenmgen  wurde 
unbestimmt  gelassen  und  bei  gutem  Absatz 
immer  mehr  ausgedehnt.  Derartigen  Täu- 
schungen sollte  diu-eh  die  neue  Bestimmung 
vorgebeugt  werden. 

Ausserdem  finden  die  Verbote  der  Ge- 
werbeordnung nach  Massgabe  der  allge- 
gemeinen  Vorschriften  des  Reichsgesetzes 
vom  6.  August  1896  jetzt  nicht  bloss  auf 
das  Feilhalten  von  Diiickerzeugnissen, 
sj^mdem  auch  auf  das  Aufsuchen  von 
Bestellungen  Anwendung.  Aber  auf  letz- 
tere Art  des  Gewerbebetriebes  sind  nur  die 
Verbote  ausgedehnt  worden,  nicht  auch  die 
Pflicht  zur  Eim-eic-hung  des  Dnickschriften- 
verzeichnisses.  In  dieser  Hinsicht  unter- 
schied sich  die  Regienmgsvorlage,  welche 
der  Gewerbeordnungs-^ovelle  vom  6.  August 
lS9ß  zu  Gninde  liegt,  von  den  Beschltlssen 
fler  früheren  Reichstagskommission,  aus 
deren  Beratungen  die  gedachte  Novelle  her- 
vorgegangen ist.  'Mit  Recht  wird  in  den 
Motiven  zu  der  Regierungsvorlage  hervor- 
^hoben,  dass  das  Aufsuchen  von  Bestellungen 
oft  auf  Grund  umfangreicher  Kataloge  er- 
folge und  dass  man,  wenn  man  die  genaue 
Prüfung  derselben  durch  die  Behörden  vor- 
schreibe, letzteren  eine  unmögliche  Aufgabe 
zumute.  (Sten.  Ber.  Session  1895  97  Art. 
Bd.  L  S.  432.)  Der  Reichstag  hat  diese 
Motivierung  als  zutreffend  anerkannt  und 
'len  Vorschlägen  des  Regierungsentwurfas 
zugestimmt. 

3.  Geltendes  Recht  in  Dentschland« 
Nach  den  jetzt  massgebenden  A'^oi'schriften, 
welche  teüs  in  der  Redaktion  der  deutschen 
(Gewerbeordnung  vom  1.  Juli  1883,  teils  in 
lier  Gewerbeordnungs-Novelle  vom  6.  August 
1896  enthalten  sind,  bestehen  für  die  Col- 
portage in  Deutschland  folgende  Bestim- 
mungen. 

Der  Colportagehandel,  d.  h.  das 
Feilhalten  von  Druckschriften  oder  das  Auf- 
when  von  Bestellungen  auf  dieselben  im 
Umherziehen,  ist  zimächst  den  allgemeinen 
Vorschriften  über  den  Gewerbebetrieb 
im  Umherziehen  unterworfen.  DerCol- 
I»'»rtenr  bedarf  also  zur  Ausübung  seines 
(Tewerbebetriebes  einer  polizeilichen  Kon- 
zession, welche  in  Form  eines  Wanderge- 
^erbescheines  für  ein  Jahr  erteilt  wird 
(Gew.-O.  §§  55,  60).  Verboten  ist  der  Ver- 
trieb von  Druckscluriften,  anderen  Schiiften 
wler  Bildwerken,  welche  in  sittlicher  oder 
religiöser  Beziehung  Aergemis  zu  geben  ge- 
eignet sind,  weiche  Bfiittelst  Zusicherung  von 
PriUnien  oder  Gewinnen  betrieben  werden, 
tJ(ler  welche  in  Lieferungen  erscheinen,  wenn 


nicht  der  Gesamtpreis  auf  jeder  einzelnen 
Liefenmg  an  einer  in  die  Augen  fallenden 
Stelle  bestimmt  verzeichnet  ist  (Gew.-O.  §  56 
R.G.  vom  6.  August  1896  Art.  11).  Ausser- 
dem ist  der  Colporteur,  wenn  er  Druck- 
schriften oder  andere  Werke  feilhalten 
will,  verpflichtet,  ein  Verzeichnis  der- 
selben der  zuständigen  Behörde  seines  Wohn- 
ortes zur  Genehmigung  vorzulegen.  Die 
Genehmigung  muss  versagt  wenien,  darf 
aber  auch  nur  dann  versagt  werden,  wenn 
das  Verzeichnis  Druckschriften  oder  andere 
Gegenstände  enthält,  welche  dem  Verbote 
unterliegen  (Gew.-O.  §  56).  In  Bezug  auf 
die  Erteilung  der  Genehmigung  sind  die  für 
das  Verfahren  in  Konzessionsangelegenheiten 
geltenden  Vorschriften  massgebend  (Gew.-O. 
§  63).  Der  Colporteur  darf  nur  die  in  dem 
genehmigten  Verzeichnis  enthaltenenSchriften 
und  Bildwerke  vei-treiben ;  er  muss  das  Ver- 
zeichnis während  der  Ausübung  des  Ge- 
werbebetriebes bei  sich  führen,  auf  Erfor- 
dern den  zuständigen  Behörden  oder  Beamten 
vorzeigen  und,  sofern  er  hierzu  nicht  im 
stände  ist,  auf  deren  Geheiss  den  Betrieb 
bis  zur  Herbeiscliaffung  des  Verzeichnisses 
einsteUen  (Gew.-O.  §  56).  Zuwiderhand- 
lungen gegen  diese  Vorschriften  werden  mit 
Geldstrafe  bis  zu  150  M.,  im  ünvermögeus- 
falle  mit  Haft  bis  zu  4  Wochen  bestraft 
(Gew.-O.  §  148  Nr.  7  a,  Ges.  v.  6.  August 
1896,  Art.  21). 

Aehnliche  Vorschriften  wie  für  die  Col- 
portage gelten  für  die  gewerbsmässige 
Verbreitung  von  Druckschriften,  anderen 
Schriften  und  Bildwerken  auf  öffent- 
lichen Wegen,  Strassen,  Plätzen 
oder  an  anderen  öffentlichen  Or- 
ten auch  dann,  wenn  sie  Ausfluss  eines 
stehenden  Gewerbebetriebes  ist.  Es  \vdrd 
dazu  eine  Erlaubnis  der  Ortspolizeibehörde 
erfordert;  der  betreffende  Gewerbetreibende 
hat  den  über  diese  Erlaubnis  auszustellen- 
den, auf  seinen  Namen  lautenden  liCgitima- 
tionsschein  bei  sich  zu  führen  (Gew.-O.  §  43). 
Die  Verbreitung  von  Schriften  und  Bild- 
werken, welche  in  sittlicher  und  religiöser 
Beziehung  Aergemis  zu  geben  geeignet  sind^ 
welche  mittelst  Zusicherung  von  Prämien 
oder  Gewinnen  vertrieben  werden,  oder 
welche  in  Lieferungen  erscheinen,  ohne  dass 
der  Gesamtpreis  auf  einer  in  die  Augen 
fallenden  Stelle  bestimmt  verzeichnet  ist, 
ist  verboten  (Gew.-O.  §  42  a).  Für  die 
nichtgewerbsmässige  Verbreitung  von 
Dinickschriften  an  öffentlichen  Orten  ist 
eine  polizeiliche  Erlaubnis  nicht  erfoi-derlich. 
Doch  kann  dieselbe  denjenigen  Personen 
durch  die  Ortsp<3lizeibehörde  verboten  wer- 
den, welchen  die  Erlaubnis  zur  gewerbs- 
mässigen Verbreitung  versagt  werden  darf 
(Reichspressgesetz  vom  7.  Mai  1874,  §  5). 
Die  Verteilung  von  Stimmzetteln  imd  Dnickr 
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Schriften  zu  Wahlzwecken  bei  der  Wahl  zu  | 
gesetzgebenden  Körperschaften  in  der  Zeit 
von    der    amtlichen    Bekanntmachung    des  | 
Wahltages   bis   zur  Beendigung   des  Wahl- 
aktes unterliegt  diesen  Besclu-änkungen  nicht 
und   ist  völlig  freigegeben  (Gew.-O.  §  43). 

4.  Oesterreichisches  Recht.  Das  öster- 
reichische  Recht   untersagt  die  Colportage 
völlig,   imtei-^irft    aber   auch   die    s(^)nstige 
Verbreitung  von  Druckschriften  sehr  weit- 
gehenden Beschränkungen.    Das  Pressgesetz 
vom  17.  Dezember  1862  §  23  verbietet  das 
Hausieren  mit  Druckschi-iften,  das  Ausnifen, , 
Verteilen,    Feilbieten    derselben    aussei-halb  | 
der  liierzu  ordnungsmässig  bestimmten  Loka- 1 
litäten ;  es  gestattet  sogar  das  Sammehi  von 
Pränumeranten  und  Subskribenten  nur  auf| 
Grimd   einer   polizeilichen   Erlaubnis.     Zu- 1 
Widerhandlungen  werden  mit  Geldstrafe  von 
5  bis  200  Gulden  und  Einziehung  der  be-  I 
treffenden  Druckschriften  besti-aft.  I 

5.  Französisches  Recht  Die  franziV 
sische  Gesetzgebung  über  Colpoi-tage  hat 
verschiedene  Entwickelungsstufen  durch- 
laufen. Vor  dem  Jalire  1849  bestanden  für 
die  Colportage  keinerlei  besondere  Bestim- 
mungen, Durch  Art.  6  des  Pressgesetzes 
vom  27.  Juli  1849  wunle  dag-egen  für  Ver- 
breiter und  Colporteure  vonBüchern,Schriften, 
Broschüren,  Stichen  und  Lithogi*a])liieen  eine 
polizeiliche  Konzession  vorgeschrieben,w eiche 
jederzeit  wideiTuflich  sein  sollte.  Das  G. 
V.  9.  März  1878  beseitigte  die  Konzessions- 
pflicht für  die  Verbi-eitung  und  Colpor- 
tierung  von  Zeitungen;  an  Stelle  derselben 
trat  die  Verpflichtimg  zur  Anzeige  des  Ge- 
werbebetriebes bei  der  Souspräfektur  oder 
der  Mimizipalverwaltimg.  Durch  das  G.  v. 
17.  Juni  1880  ist  eine  völlige  Aufhebung 
der  Konzessionspflicht  erfolgt.  Kach  Mass- 
gabe seiner  Bestimmungen  haben  alle  ge- 
werbsmässigen Verbreiter  und  Colporteiu^ 
von  Büchern,  Schriften,  Broschüren,  Zei- 
tungen, Zeichnungen,  Stichen,  Lithograplüeen 
und  Photographieen  eine  Anzeige  ihres  Ge- 
werbebetriebes auf  der  Präfektur  des  Depai-- 
tements,  in  welchem  ihr  Wohnsitz  ist,  zu 
erstatten.  Dabei  müssen  sie  den  Nachweis 
erbringen,  dass  sie  Franzosen  sind  und  sich 
im  Besitz  der  bürgerlichen  und  politischen 
Rechte  befinden.  Erstreckt  sich  der  Ge- 
werbebetrieb nur  auf  Zeitungen  und  andere 
periodische  Blätter,  so  genügt  auch  eine 
Anzeige  auf  der  Mairie  des  Ortes,  wo  die 
Verbreitung  stattfinden  soll,  oder  auf  der 
Souspräfektur.  Ueber  die  Anzeige  ist  eine 
Bescheinigung  zu  erteilen.  Die  Colporteure 
und  Verbreiter  müssen  mit  einem  Verzeich- 
nisse der  von  ihnen  geführten  Gegenstände 
versehen  sein,  welches  vom  Präfekten  oder 
Souspräfekten  zu  bescheinigen  ist,  bei  Zei- 
tungen auch  vom  Maire  bescheinigt  werden 
kann.    Sie  sind  verpflichtet,  das  Verzeichnis 


den  zuständigen  Beamten  auf  Verlangen 
vorzulegen,  und  dürfen  nur  diejenigen  Presä- 
erzeugnisse  verteilen,  welche  in  dem  Ver- 
zeichnisse stehen.  Die  nicht  gewerbsmässige 
Verbreitung  ist  keinerlei  Beschränkimgeu 
unterworfen.  Tebertretungen  des  Gesetzes 
werden  mit  Geldstrafe  von  5  bis  15  Franken 
oder  mit  Gefängnis  von  1  bis  5  Tagen  be- 
straft. 

Litteratar:  O,  Meyer^  Deutsche  Veno.-R.  BtL 
I,  S.  ISO,  429.  —  JE,  Loening,  Deutsche  Verw.-R. 
.S.  ^SS,  514,  —  V»  Liisztf  Das  deutsche  Reichs- 
pressrecht  *V.  54  ff.  —  Derselbe,  Lehrbuch  den 
österreichischen  Pressrechtes  S.  105 jf.  —  F.  K.. 
Baufnhach ,  Der  Colportugebuchhandel  und 
die  (ietrerbowveUe  (Heft  SS  der  volkswirtschaft- 
lichen Zeitfragen),  Berlin  188S. 

Georg  Meyer, 
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(Paris.) 

1.  Die  Arbeiteragitation  unter  dem  Kaiser- 
reich. Die  Idee  der  „Commune".  2.  Die  Na- 
tionalgarde und  ihr  Centr&lkomitee.  Der  18. 
März.    Das  Centralkomitee   ist  Herr  in   Paris. 

3.  Konstituierung  der  Pariser  Commune.  Cha- 
rakteristik derselben.  Beginn  des  BUrfi^erkrie^es. 

4.  Die  Verwaltung  der  Commune.  Ihre  sozial- 
politischen Massregehi.  ö.  Das  Ende  der  Com- 
mune. 

1.  Die   Arbeiteragitation  unter   dem 
Kaiserreich.    Die  Idee  der  ,,Commune''. 

Aus  dem  ersten  Jahrzehnt  des  zweiten 
Kaiserreichs  ist  von  politischen  Regungen 
des  Arbeiterstandes  nichts  zu  berichten: 
die  unruhigen  Elemente  im  Proletariat  waren 
diu'ch  die  Junischlacht  und  die  ilir  folgen- 
den Deportationen  beseitigt:  die  Führer  des 
Radikalismus  waren  ins  Exil  getrieben; 
die  Presse  war  geknebelt,  das  Vereins- 
und Versammhingsi-echt  fast  illusorisch  ge- 
macht. Als  sich  aber  seit  1860  die  Fronde 
der  bürgerlichen  Parteien  bemerklich  zu 
machen  begann,  wurde  auch  dem  Proletariat 
wieder  grössere  Freiheit  zugestanden,  ver- 
mutlich —  wie  der  Histoiaker  dieser  Be- 
wegung, Lexis,  annimmt  —  in  der  Ab- 
sicht, die  Arbeiter  für  das  imperialistische 
System  zu  gewinnen,  um  damit  der  unzu- 
friedenen Bourgeoisie  gegenüber  einen  Trum])f 
in  Händen  zu  haben.  So  entstanden  jetzt 
viele  Gewerkvei-eine,  welche  vornehmlich 
die  Vertretung  der  rein  wirtschaftlichen 
Arbeiterinteressen,  die  Erzielung  höherer 
Löhne,  kürzerer  Arbeitszeit  etc.  bezweckten 
und  daher  auch  mit  der  Inscenierung  von 
Strikes  sich  befassten.  Daneben  organisierte 
sich  in  Frankreich  die  >  Internationale  Ar- 
beiter-Association  < ,  welche  sich  aber  hier 
zunächst  unabhängig  vom  Londoner  General- 
rate entwickelte.  Ihre  Stifter  und  ursprüng- 
lichen Leiter  waren  Männer,  die   für   eine 
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ined£che  und  massvolie  Sozialreform  im 
Sinne  des  Pro udhon sehen  »Mutualismus« 
eintraten.  Man  hielt  sich  hier  daran,  dass 
der  grosse  Meister  den  Privatbesitz  auch  an 
Produktionsmittelu  nicht  angetastet  und  die 
Durchführung  seiner  Vorschläge  auf  dem 
Boden  der  bestehenden  Gesellschafts- 
ordnung in  aller  Ruhe  —  einfach  auf  dem 
Wege  gegenseitiger,  unentgeltlicher  Kredit- 
gewSümmg  —  fiir  möglicn  gehalten  hatte 
(>.  die  Darstellung  seines  ^ Tauschbank« -Pit)- 
jektes  im  Art.  Anarchismus  oben  Bd.  I 
S.  296  tf .).  P  r  o  u  d  h  o  n  hatte  in  seiner  eitlen 
Torliebe  fflr  geistreiche  Paradoxieen  dieses 
System  ursprQnglich  auf  den  Namen  »An- 
archiec  getauft,  in  seinen  späteren  Schriften 
dagegen  gewöhnlich  die  Bezeichnung  »Mutua- 
lismus«  angewandt.  Man  begreift,  dass  ge- 
rade dieser  Ideeenkomplex  fiir  den  vierten 
Stand  unter  dem  Empire  etwas  Bestechendes 
haben  musste :  einmal  gestattete  er  den  Ar- 
beitern eine  praktische  soziale  Aktion,  weil  er 
als  nicht  revolutionär  der  Regierung  ungefähi'- 
lich  dünken  musste,  und  dann  war  er  doch 
wieder  im  stände,  den  weitgehendsten  Hoff- 
nimgen  des  Proletariats  zu  genügen,  da  ja 
die  Abschaffung  aller  Zinsen  und  Renten 
und  die  Disposition  des  Arbeiters  über  das 
zur  Produktion  erforderliche  Kapital  als 
schliessliche  Ziele  in  Aussicht  genommen 
waren.  Immerhin  waren  diese  proudhonis- 
tL«idien  Arbeiterführer  aus  aufrichtigster 
üeberzeugung  gemäss!^,  und  mit  Recht 
konnten  die  mutualistischen  Gründer  der 
lotemationide  jede  Verantwortlichkeit  für 
das  Verhalten  der  später  in  ihr  so  mäch- 
tigen commimistisch-i-evolutionären  Partei 
und  für  die  Thaten  der  »Commune«  mit 
den  Worten  zurückweisen:  »Nous  avons  le 
droit  de  nous  ^critT  en  rappelant  un  mot 
de  Proudhon :  nous  sommes  purs  de  toutes 
ces  lupereales  populaciöres«  ^). 

Daneben  besannen  freilich  —  im  Ge- 
heimen —  die  Wühlereien  der  (nach  Blanqui, 
ihrem  Haupte)  sogenannten  »blanquistLschen« 
rmsturzpartei,  welche  dem  rohen  Commu- 


*)  Die  Proudhonsche  Theorie  hat  somit 
den  praktischen  Effekt  gehabt,  dass  sich  an  sie 
zwei  grundverschiedene  Bewe^ngen  anschlos- 
Ben,  nämlich  die  im  Texte  geschilderte,  specifisch 
franz^Ssische ,  sozialreformatorische  Arbeiterbe- 
wegimg and  femer  die  international-anarchis- 
tisdie.  Jene  Partei  dent^te  seine  Lehre  in 
einseitig  friedlichem  Sinne,  die  andere  —  die  theo- 
retisch wie  taktisch  rücksichtsloseste  der  Welt- 
geschichte —  konstituierte  sich  viel  später  auf 
das  von  ihm  aas^[egebene  Schlagwort  der  „Anar- 
chie", ohne  damit  den  Geist  seines  Systems  zu 
treffen^  da  er  ausdrücklich  die  Agitation  zur 
RebeUion  gemissbilligt  hatte  und  da  ihm  die 
^Propagandisten  der  That*"  und  die  Baubatten- 
täter  vermatlich  nur  als  „crapnle  en  delire" 
gegolten  hätten. 


nismus  eines  Babeuf  und  der  radikalsten  — 
Erneuten  und  Attentate  empfelüenden  — 
Taktik  huldigte. 

Bis  1867  hatte  die  Paiiser  Internationale 
nicht  unmittelbar  in  den  Gang  der  Politik  ein- 
gegriffen und  war  danim  auch  von  der  Regie- 
nmg  unbehelligt  geblieben.  Als  sie  jetzt  ihr 
Verhalten  änderte  und  Opposition  zu  machen 
begann,  wurde  sie  von  der  Regierung  ohne 
weiteres  aufgelöst  (1868).  Sie  konnte  daher 
erst  Anfang  1870  rekonstituiert  werden. 
Was  aber  wichtig  ist:  seit  der  Schliessung 
der  Internationalen  verloren  die  massvoU 
gesinnten  »Mutualisteno.  —  Männer  wie 
Tolain,  Heligon,  Fribourg,  Liraousin  — 
immer  mehr  ihren  früheren  Einfluss  auf  die 
sozialistischen  Arbeitermassen,  während  eine 
mehr  zu  gewaltsamem  Umstürze  neigende 
Fraktion  von  Sozialisten,  wie  Yarlin, 
Chalain,  Pindy,  zu  Ansehen  kamen. 
Das  war  der  Erfolg  der  unzeitgemässen 
Strenge  der  Regierung! 

Endlich  gewann  seit  Ende  der  60er  Jahi-e, 
als  Press-  und  Versammlungsfreiheit  ge- 
währt worden  war,  der  revolutionäre  Radi- 
kalismus, welcher  für  Robespierre  und  seine 
Ideale  schwärmte,  sehr  viel  Anhang,  — 
ganz  besonders  in  kleinbürgerüchen  Kreisen. 
Ein  irgendwie  klar  bestimmtes  Programm 
lag  liier  nicht  vor:  jeder  Redakteur  und 
Klubredner  vertrat  ^ielmehr  die  Principien 
der  »justice  eternelletf  und  der  »fraternit6 
iHemelle«  so,  wie  e r  sie  gerade  auszulegen 
beliebte. 

Einig  war  diese  irre  und  wirre  Masse 
einer  radikalen,  sozialistischen  und  revolutio* 
nären  Opposition,  die  weder  im  Ziel  noch 
in  den  vorgeschlagenen  Mitteln  überein- 
stimmte und  hauptlos  in  mindestens  ein 
Dutzend  Fraktionen  auseinanderging,  in  ihrem 
glühenden  Hasse  gegen  das  Kaiserreich,  das 
mit  allen  Waffen  der  Kritik,  der  Satire  und 
der  Verleumdung  angegriffen,  verhöhnt  und 
verächtlich  gemacht  wurde. 

Trotz  verschiedener  arbeiterfreundlicher 
Institutionen  war  es  nämlich  Napoleon  nicht 
gelungen,  sich  den  Dank  des  Pariser  Prole- 
tariats zu  gewinnen,  weil  die Wohlthaten  immer 
wieder  durch  andere  Massnahmen,  welche 
die  Leidenschaften  mid  bösen  Instinkte  der 
]\iassen  wecken  mussten,  paralysiert  wurden 
und  weil  die  grenzenlose  Verschwendung 
und  Prunksudit  und  die  schamlose  Sitten- 
verderbnis des  zweiten  Empire,  welche  selbst 
die  des  Julikönigtums  weit  übertraf,  alles, 
was  im  Volke  noch  irgendwie  Sinn  für  Ehre, 
Zucht  und  Sitte  besass,  in  seinen  heihgsten 
Gefühlen  tief  verletzen  und  empören  mussten. 

Das  Jahi'  1870  brachte  den  Sturz  des 
Empire.  !Die  Republik  w^urde  proklamiert; 
und  zwar  wm*de  die  neue  »R^erung  der 
nationalen  Verteidigung«,  welche  die  Repu- 
blik  im  Innern   festigen   und  zugleich  den 
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Kampf  gegen  die  ;>Pnissiens«  leiten  sollte, 
ausschliesslich  von  der  Paris  er  Bevölkenmg 
eingesetzt.  In  dieser  Zeit  war  es,  "wo  die 
Forderung  nach  der  »Commune«  überall  laut 
wurde,  gleichsam  als  eine  Art  Panacee  für 
all  die  schweren  Gebresten  Frankreichs. 
Dies  Postulat  hatte  mehrfache  Wurzeln  im 
Volksbewusstsein . 

Bei  den  einen  hatte  der  Ruf  nach  der 
Commune  einfach  den  Sinn  eines  Protestes 
gegen  die  —  seit  dem  ersten  Napoleon  — 
immer  drückender  gewordene,  masslose  C  e  n- 
tralisation  der  gesamten  Verwaltimg, 
gegen  die  brutale  Erdrosselung  jeder  selb- 
ständigen Regimg  der  Gemeinden  und  gegen 
die  heillose,  sprichwörtlich  gewordene  Prä- 
fekten^irtschaft  des  zweiten  Kaiserreichs, 
unter  diesem  System  waren  alle  Gemeinde- 
beamten vom  ^laire  bis  herab  zum  letzten 
Kanzleidiener  von  der  Staats  regierung  er- 
nannt worden,  in  Paris  und  Lyon  sogar 
auch  alle  Mitglieder  des  Gemeinderates,  so 
dass  der  hauptstädtischen  Bevölkenmg  selbst 
der  spärlichste  Schatten  von  Selbstregienmg 
versagt  geblieben  war.  Ist  es  da  zu  ver- 
wundem, dass  von  Seiten  derer,  welche  die 
Notwendigkeit  einer  Reform  des  alten  Staats- 
wesens erkannten,  in  erster  Linie  die  Ver- 
leihung communaler  Freiheiten  gefordert 
wurde?  In  diesem  Zusammenhange  wird 
der  Aussi>nich  verständlich,  der  einst  vom 
Fürsten  Bismarck  im  Reichstage  gethan 
w^urde:  »In  der  Pariser  Commune  war  ein 
Kern  von  Vernunft,  nämlich  das  Verlangen 
nach  einer  Gemeindeoitlnung,  wie  solche  in 
Deutschland  existiert «,  —  ein  Aussx)nich, 
der  doch  etwas  mehr  bedeutete  als  eine 
»plaisanterie  teutonne«,  die  ein  französischer 
Geschichtschreiber  der  Commune  darin  hat 
erblicken  wollen. 

Einen  anderen  Sinn  und  eine  viel  weiter- 
gehende Bedeutung  hatte  die  Idee  der 
Commune  bei  der  nach  vielen  Tausen- 
den zählenden  Anhängerschaft  der  revo- 
lutionär -  jakobinischen  Principien. 
Hier  waren  es  die  Ceberliefenmgen  der 
grande  revolution,  die  auch  in  der  Gegen- 
wart die  einzig  wahren  Grundsätze  für  die 
Regenerierung  des  Vaterlandes  und  sei^ne 
Befreiung  aus  den  Krallen  des  verhassten 
Feindes  abgeben  sollten.  Die  Commune  von 
Paris  hatte  1792  durch  den  Konvent  die 
Republik  geschaffen,  die  Geschicke  Frank- 
reichs bestimmt  und  den  siegreichen  Kampf 
gegen  die  Koalition  geleitet.  Was  Wunder, 
dass  gerade  jetzt  —  wo  es  wiedenim  galt, 
die  junge  Republik  zu  sichern  und  den  über- 
mächtigen Feind  aus  dem  Lande  zu  jagen 
—  den  geistigen  Epigonen  Robespierres  und 
der  Männer  des  Konvents,  einem  Ledru- 
Rollin,  einem  Delescluze  das  Losungs- 
wort der  > Commune« .  gleichsam  wie  mit 
einer  magischen  Zauberkraft  begabt  schien, 


um  als  einziges  Rettungsmittel  das  Reich 
aus  seiner  schweren  Bedrängnis  zu  befreien? 

Und  wieder  in  einem  anderen  und  aber- 
mals umfassenderen  Sinne  wimie  das  Schlag- 
wort der  Commune  von  selten  des  sozia- 
listischen Proletariats  ausgegeben. 
W^ir  haben  gesehen,  vde  die  proudhonis- 
tischen  Ideeen  in  demselben  nach  und  nach 
Wurzel  gefasst  und  Verbreitimg  gefunden 
hatten.  Nun,  das  politische  System  des 
Meisters,  wie  er  es  in  seinen  späteren 
Schiiften  klargelegt  hatte,  der  von  ihm  so- 
genannte »Föderalismus«  gipfelte  in  dem 
kühnen  Vorschlage,  Franki'eich  —  das  klas- 
sische Land  einheitlich  centralisierter  Ad- 
ministration —  in  ein  loses  Geröll  möglichst 
autonomer  Gemeinwesen  aufzulösen,  deren 
jedes  dann  in  seiner  W^eise  alle  wirtschaft- 
lichen Probleme  lösen  und  seine  Mitglieder 
in  das  gelobte  Land  des  sozialen  »Mutiudis- 
mus«  führen  sollte.  Hier  hatte  also  die 
Forderung  der  Commune  die  begrifflich  um- 
fassendste Bedeutung:  die  Bedeutung,  ganz 
Frankreich,  ja  schliesslich  die  ganze  Mensch- 
heit an  Haupt  und  Gliedern  wirtschaftlich 
wie  i)olitisch  zu  reformieren. 

Natürlich  hoben  sich  in  Wirklichkeit 
diese  drei  Strömungen,  welche  die  Idee  der 
Commune  trugen,  nicht  so  scharf  von  einan- 
der ab,  liefen  vielmehr  mannigfach  durch 
einander.  So  riet  B  a  k  u  n  i  u  in  den  »Lettres 
ä  un  Francais«  seinen  anarchistischen  Myr- 
midonen,  den  französischen  Staat  kurzweg 
in  so  und  soviel  tausend  kleine  Communen 
zerschlagen  zu  helfen:  dieselben  mochten 
dann  zunächst  jede  beliebige,  der  indivi- 
duellen Freiheit  und  der  sozialen  Gleichheit 
^^eUeicht  nur  unvollkommen  genügende  Form 
annehmen,  schliesshch  wüixien  doch  die 
»unverfälschten  Instinkte«  der  freien  Volks- 
massen die  passende  imd  wünschenswerte 
Gesellschaftsorganisation  zu  finden  wissen; 
vor  aDem  aber  wäre  schon  im  Augenblick 
der  Effekt  erzielt,  dass  Arbeiter  und  Bauern 
für  ihr  Heim,  ihr  Glück  und  ihre  Freiheit 
bis  zum  letzten  Blutstropfen  kämpfen  und, 
was  an  Energie  in  ilu-en  Herzen  und  an 
Kraft  in  ihren  Annen  vorhanden  sei,  gegen 
den  auswärtigen  Feind  kehren  würden,  so 
dass  schliesslich  diese  gewaltige  Erhebung 
der  revolutionären  Communen  inmitten  eines 
W'ettersturms  der  Volksbegeisterung  den 
Sieg  Frankreichs  über  »Bismarck  und  seine 
pommerschenLeutyants«  herbeifühien  müsste. 

Endlich  musste  der  Gedanke  der  Com* 
mune  auch  bei  den  zahlreichen  revolutio- 
nären Communisten  —  deren  Haupt,  B 1  a  n  - 
qui,  jetzt  in  Paris  selber  weilen  durfte  — 
Anklang  finden,  weil  dieser  ümsturzpartei 
principiell  jedes  IVIittel  recht  war,  das  die 
herrschende  Verwirrung  yergi'össern ,  die 
Massen  revoltieren  und  Gelegenheit  zu  so- 
I  zialen  Emeuten  bieten  konnte. 
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Indes:  die  Yerkündigimg  einer  Idee, 
mag  sie  auc^  noch  so  sehr  sdlem  Bestehen- 
(ien  zuwiderlaufen,  bedeutet  doch  nicht 
deich  einen  Aufruhr,  geschweige  einen 
Bürra-krieg.  Wie  kam  es  nun,  daßs  gerade 
«ler  Uedanke  der  Commune  zur  Revolution 
führte?  Die  Hanptursache  liegt  darin,  dass 
(iie  Masse  der  wenrföhigen  Pariser  Bevölke- 
ning,  welche  mit  Zähigkeit  an  ihm  hing, 
im  Laufe  des  Krieges  in  ein  organisiertes 
Heer  mngesehaffen  worden  war,  das  — 
<liuvh  verschiedene  Missgriffe  der  Regierung 
und  der  Kammer  zudem  noch  gereizt  — 
die  Erfüllung  der  populären  Forderung  mit 
Waffengewalt  divchzusetzen  hoffte. 

2.  Die  NatioDalgarde  und  ihr  Central- 
koraitee.  Der  18.  März.  Das  Central- 
komitee  ist  Herr  in  Paris.  Während  des 
deutsch-französisehen  Krieges  w-ar  die  Pa- 
riser :>Nationalgarde«  oi*ganisiert  worden, 
(1.  h.  alle  Bürger,  die  es  gewünscht  hatten, 
waren  bewaffnet  und  uniformiert  worden, 
um  dann  unter  freigewählten  Offizieren 
Dienst  zu  thun.  Somit  stellte  die  National- 
irarde,  die  bald  auf  300000  Mann  ange- 
y.hwollen  war,  das  Pariser  »Volk  in  Waffen« 
dar.  Es  ist  bekannt,  dass  der  militärische 
Nutzen  dieser  Institution  ein  höchst  dubioser 
uewesen  ist:  ihr  Einfluss  auf  die  politisch- 
>f»ziale  Enlwickelung  des  Landes  sollte  ein 
unheilvoller  sondergleichen  sein.  Der  Sold 
in  der  Nationalgarde  betrug  für  die  Ledigen 
anderthalb  Francs  pro  Tag ;  den  Verheirateten 
wurde  ein  Zusehuss  von  75  Centimes  für 
'iie  Frau  und  von  25  für  jedes  Kind  be- 
willigt Der  Dienst  in  der  Nationalgarde 
var  somit  eine  Versorgimg  für  alle,  die 
mangels  Beschäftigung  verdienstlos  waren, 
allei^ings  zugleich  auch  für  diejenigen,  die 
«lern  Militär-Spielen  in  der  Nationalgarde 
<ien  Vorzug  vor  der  wirklichen  Arbeit  gaben. 
Iter  Gedimke,  den  »kleinen  Leuten«  zu 
helfen,  da  Handel  und  Gewerbe  infolge  der 
<'emierung  von  Paris  darniederlagen,  mag 
wohl  als  Motiv  zur  bereitwilligen  Schaffung 
fler  Nationalgarde  mitgewirkt  haben.  A.us 
clemselben  Grunde  mussten  natürlich  dann 
noch  spedelle  wirtschaftliche  Massregeln 
erfolgen :  so  wurden  in  den  Leihhäusern  die 
Pfinder  im  Werte  von  weniger  als  15  Francs 
aiif  Staatskosten  eingelöst;  so  wurde  ferner 
—  und  damit  sollte  aUen  Ständen  zugleich 
Erleichterung  gewährt  weitlen  —  die  Zah- 
lung von  Mieten  und  Wechseln  auf  imbe- 
stimmte Zeit  vertagt.  — 

Als  nun  Paris  nicht  mehr  zu  halten  war 
flnü  die  Regierung  mit  dem  Sieger  über  den 
WaffenetiUstand  verhandelte,  stellte  Bismarck 
rtie  Forderung,  dass  alle  in  Paiis  befind- 
lichen Trappen  entwaffnet  werden  sollten. 
Die  Erfüllung  derselben  hätte  iinfehlbai- 
^len  Ausbruch  des  Bürgerkrieges  verhütet: 
aber  Jules  Favre  wusste  es  bei  dem  deut- 


schen Staatsmanne  durch  dmtägiges  Bitten 
durchzusetzen,  dass  nur  der  grösste  Teil  der 
regulären  Truppen  seine  w äffen  abgeben 
sollte,  während  die  Nationalganle  laut  Ai-t.  7 
des  Vertrages  über  den  Waffenstillstand 
ausdrücklich  davon  ausgenommen  worden 
war,  »um  die  Ruhe  in  der  Stadt  zu  sichern«, 

—  wie  Bismarck,  der  seine  Pappenheimer 
kannte  und  das  Ende  mit  Sclii'ecken  voi'aus- 
sah,  zum  grossen  Aerger  der  fi*anzösischen 
Unterhändler  hinzusetzte,  die  darin  nur  eine 
»bizarre  Ironie«  des  Siegers  zu  erblicken 
vermochten.  — 

Am  8.  Februar  1871  fanden  die  Wahlen 
für  die  neue  National vei-sammlung  statt.  In 
Paris  wurde  vornehmlich  im  Sinne  der  radi- 
kalen Demokratie  gewälilt,  deren  Führer  — 
Victor  Hugo,  Ledni-Rollin,  Schölcher,  Flo(iuet, 
Lockix)y  u.  a.,  die  sämtlich  für  grössere  Ge- 
meindefreiheit einzutreten  verepi-ochen  hatten 

—  imposante  Stimmenzahlen  erhielten;  von 
den  mnen  Sozialisten  —  deren  vei-schiedene 
Fraktionen  diesmal  eine  gemeinsame  Kandi- 
datenliste aufgestellt  hatten  —  drangen  nur 
einige  wenige  dm-ch,  unter  ihnen  die  »Mu- 
tualisten«  Tolain  und  Malon.  Die  Pi-ovinz 
dagegen  hatte  meist  Leute  deputiert,  die 
dem  monai-chistischen  Staatswesen  in  der 
einen  oder  anderen  Fonn  zugethan  waren: 
Jac([ues  bonhomme  war  offenbai*  wenig  zu- 
frieden gewesen  mit  dem,  was  ihm  die  junge 
Republik  bisher  beschert  hatte. 

Am  12.  Februar  ei-offnete  die  »assemblee 
de  ruraux«  (Krautjunker)  —  wie  die  neue 
Kammer  von  den  Radikalen  genannt  wui-de 

—  in  Bordeaux  ihre  Sitzungen;  und  die 
»Regierung  der  nationalen  Vei-teidigung« 
musste  abdanken.  Thiers  wmxie  zum 
Präsidenten  der  Republik  erwählt;  er  bildete 
sein  Ministerium  teils  aus  Mitgliedern  der 
bisherigen  Regierung  (z.  B.  Favi-e,  Simon 
und  Picard),  teils  aus  Orleanisten  (z.  B.  Du- 
faure).  Eines  der  ersten  Dekrete  unter  der 
neuen  Regierung  war  gegen  die  National- 
garde gerichtet :  fortan  sollten  nur  diejenigen 
ihrer  Mitglieder  besoldet  werden,  die  akten- 
mässig  den  Nachweis  der  Arbeitslosigkeit 
und  der  Armut  erbringen  konnten. 

Die  Nachrichten  aus  Bordeaux  \s*irkten 
auf  Paris  wie  Donnerschlage:  und  so  kam 
man  Mitte  Februar  auf  den  Gedanken,  die 
Bataillone  der  Nationalgarde,  die  ja  das 
ganze  männliche  Paris  umschloss,  zu  ver- 
einigen und  unter  die  Leitung  eines  von 
ihnen  gewählten  Gentralkomitees  zu  stellen, 
um  die  Republik  vor  etwaigen  Attentaten 
der  »Ruraux*  der  Kammer  sicherzustellen. 
Teberdies  waren  die  Bataillone  um  so  mehr 
von  gleicher  Abneigung  gegen  die  neue  Re- 
giening  beseelt,  als  gerade  jetzt  mehr  als 
100  (MH)  Nationalgardisten  —  meist  wohl- 
habende und  daher  politisch-gemässigte  Bür- 
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ger  —  den  Dienst  quittiert  und  Paris  ver- 
lassen hatten. 

Zunächst  ^'urde  eine  Kommission  von 
18  Männern  —  meist  gänzüch  unbekannten 
Leuten  —  eingesetzt,  welche  die  Statuten 
für  das  geplante  Komitee  entwerfen  und 
einer  Versammlung  von  Delegierten  aller 
Kompagnieen  vorlegen  sollte.  Am  3.  März 
wurde  dann  in  der  That  der  >>Republika- 
nische  Bund  (fed^ration)  der  Nationalgarde<^ 
gestiftet  (nach  dem  später  die  Commune- 
kämpf  er  den  Namen  der  »  F  ö  d  e  r  i  e  r  t  e  n  <  er- 
halten haben).  Als  oberster  Gnmdsatz  wai*d 
statutarisch  anerkannt,  dass  die  Republik  als 
einzig  mögliche  Regierung  über  jede  Dis- 
kussion erhaben  sei.  Der  Nationalgarde 
wurde  das  unbeschränkte  Recht  zugesprochen, 
alle  ihre  Chefs  zu  ernennen  und,  sobald 
diese  das  Zutrauen  ihrer  Wähler  verloren 
hätten,  abzusetzen. 

Als  Zweck  der  Bundesorganisation  wimle 
bezeichnet :  die  Interessen  der  Natioiialgarde 
zu  verteidigen  und  jedem  Versuche  zum 
Umstürze  der  Republik  entgegenzutreten.  Es 
gab  —  laut  diesen  Statuten  —  eine  General- 
versammlung, aus  den  Delegierten  der  ein- 
zelnen Kompagnieen  und  Bataillone  be- 
stehend ;  ferner  hatte  jedes  Bataillon  und  jede 
»Legion«  (d.  h.  die  Gesamtheit  der  Bataillone 
je  eines  Pariser  Arrondissements)  seinen  be- 
sonderen Ausschuss.  An  der  S])itze  des 
Ganzen  stand  das  Centralkomitee ;  es  sollte 
gebildet  werden :  aus  je  2  Delegierten  eines 
jeden  Arrondissements,  die  ohne  Rücksicht 
auf  ilu^n  Rang  vom  Legiousausschuss  zu 
ernennen  wai*en,  und  aus  je  einem  Bataillons- 
kommandanten pix)  Arrondissement,  der  von 
seinen  Kollegen  zu  wählen  war.  Da  Paris 
in  20  Arrondissements  eingeteilt  war,  sollte 
mithin  das  Centmlkomitee  60  Mitglieder 
zählen. 

Bis  dieses  Centi-alkomitee  gewählt  war, 
wurden  seine  Funktionen  von  einem  provi- 
sorischen Komitee  ausgeübt,  das  aus 
der  erwähnten  Kommission  und  einer  An- 
zahl kooptierter  Mitglieder  —  zum  Teil 
Internationalisten  wie  Varlin  und  Pindy 
— ,  im  ganzen  aus  31  Personen,  bestand.  Die 
Internationalisten  hatten  sich  auf  die  Teil- 
nahme an  dem  Centralkomitee  vorläufig  nur 
sehr  ungern  eingelassen.  In  dem  Pariser 
dirigierenden  Komitee  der  Internationalen 
hatte  Varlin  erst  nach  heftiger  Opi)08ition 
durchsetzen  können,  dass  sich  4  Mitglieder 
am  provisorischen  Centralkomitee  beteiligen 
sollten,  jedoch  »non  pas  comme  Internatio- 
naux,  mais  comme  gardes-nationaux«,  wie 
sich  der  Antragsteller  selber  ausdrückte. 
Gerade  derjenige,  der  am  reinsten  den 
marxistisch-sozialdemokratischen  Standpunkt 
vertrat,  der  deutsch-ungarische  Goldarbeiter 
Leo  F  r  a  n  k  e  1 ,  wai'ute  vor  jeder  Teilnahme 
der  SoziaHsten  am  Centralkomitee,  weil  das 


ein  Kompromiss  mit  der  Bourgeoisie  dar- 
stelle; ^notre  chemin  —  Ijetonte  er  —  est 
international«.  Bezeichnend  Ist  übrigens  für 
diesen  einzigen  Deutschen  unter  den  Häuptern 
der  Sozialisten  und  nachher  der  Commune, 
dass  er,  während  um  ihn  die  Sturmglocken 
der  sozialen  Revolution  heidten,  sich  dem 
Studium  der  Frage  der  —  Bäckerarbeil  im 
Mittelalter  widmete!  — 

Inzwischen  begaim  man,  von  Bordeaux 
aus  die  Saiten  immer  stärker  anzuspannen. 
Zum  Oberkommandanten  der  Nationalgarde 
wurde  der  General  d'Aurelle  de  Paladines 
ernannt,  ein  feiler  Prätorianer  des  letzten 
Cäsaren  Frankreichs,  wie  die  kurz  zuvor 
publizierten  Tuilerienpapiere  erwiesen  hatten. 
Da  der  Oberbefehlshaber  der  regulären 
Truppen,  General  Vinoy,  ebenfalls  notorisch 
Bonapai'tist  war,  so  glaubte  jetzt  ganz  Paris 
an  eine  Contrerevolution ;  überall  hörte  man 
sagen:  warum  man  denn  einen  Mann  von 
solcher  Energie  an  die  Spitze  der  National- 
garde stelle,  wenn  es  sich  nicht  um  einen 
Staatsstreich  handele? 

Die  Nationalgarde  wuchs  inzwischen  im- 
mer mehr  an,  da  sich  ihr  Tausende  von  den 
nach  Beendigung  des  Krieges  verabschie- 
deten Soldaten  anschlössen,  mangels  jeder 
Möglichkeit,  sich  anderweitig  ihren  Lebens- 
unterhalt zu  verdienen.  Der  Dienst  in  der 
Nationalgaixie  wai'  für  viele  Leute  in  der 
That  eine  soziale  Frage  im  engsten  Sinne 
des  Wortes  geworden :  da  die  Gewerbe  noch 
immer  nicht  im  stände  waren,  auch  nur  ent- 
fernt allen,  die  da  waren,  Beschäftigung  zu 
gewähren,  war  der  militärische  Sold  für 
Tausende  und  aber  Tausende  die  einzige 
planche  de  salut,  die  sie  vor  dem  Vei'sinken 
in  Not  und  Elend,  ja  vor  dem  Verhungern 
bewahrte.  Da  es  nun  offenbar  in  der  Ab- 
sicht der  Regierung  lag,  die  Nationalgar<le 
aufzulösen,  so  bedurfte  es  unter  den  ge- 
schilderten Verhältnissen  nur  eines  Funkens, 
um  den  angehäuften  Brennstoff  in  Flammen 
zu  setzen  und  das  bewaffnete  Pariser  Prole- 
tariat in  eine  Insurrektionsarmee  zu  ver- 
wandeln. Und  nur  zu  bald  musste  sich  die 
Veranlassung  dazu  finden,  da  die  fianzövsisclie 
Kammei*  schnell  hinter  einander  melirere 
Massregeln  bescliloss,  w^elche  die  Pariser 
Bevölkerung  tödlich  verwunden  und  die  bis 
daliin  noch  zur  Mässigung  geneigten  Ele- 
mente dem  Aufi'uhr  in  die  Arme  treiben 
mussten.  »In  der  Haltung  der  Volksver- 
tretung vor  und  nach  der  Katastrophe  des 
18.  März«  —  schi-eibt  ein  Historiker  der 
Commune,  der  sie  sonst  aufs  denkbai*  schärfste 
verdammt  —  »giebt  sich  ein  glühender  Hass 
gegen  die  Hauptstadt  kund,  ein  so  glühen- 
der und  tiefer  Hass,  dass  er  nicht  einmal 
die  einfachsten  Rücksichten  der  Klugheit, 
geschweige  denn  der  Billigkeit  beobachtet. 
Hiesse  es  nicht  eine  Verschlagenheit  unter- 
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stellen,  deren  die  derbe  Einfalt  der  »Rnranx« 
schwerlich  föhig  war,  so  möchte  man  fast  an- 
nehmen, dass  Paris  gewaltsam  habe  ziu»  Em- 
pörung getrieben  werden  sollen,  damit  es 
vollends  zerbrochen  werden  könnte.« 

Augenscheinlich  wollte  die  Kammer  Paris 
decapiter  et  d^capitaliser«  (»enthaupten  und 
eathauptstadten«),  wie  die  Formel  lautete, 
welche  die  Reaktionäre  der  Provinz  freude- 
trunken machte  und  die  Bevolutionäro  in 
Paris  vor  rasender  Wut  schäumen  Hess.  Am 
10.  März  fasste  die  Nationalversammlung 
zwei  Beschlüsse,  die  zwei  Stiche  in  das 
Herz  von  Paris  bedeuteten.  Der  erste  ver- 
legte den  Sitz  der  Regienmg  und  der  Kam- 
mer nach  Versailles,  was  unzweifelhaft  den 
wirtschaftlichen  Aufschwung  der  vom  Kriege 
schwer  heimgesuchten  Stadt  hemmen  und 
überdies  die  masslose  Eitelkeit  einer  Bevöl- 
kenmg,  die  ihre  Stadt  als  »lumiero  du  monde« 
zu  bezeichnen  pflegte,  tief  verletzen  musste. 
Der  zweite  Bescliluss  betraf  die  Frage  der 
Wechsel.  In  Paris  war,  wie  schon  er- 
wähnt, am  13.  August  1870  die  Zahlung 
der  Wechsel  auf  3  Monate  und  nachher  am 
13.  November  auf  unbestimmte  Zeit  vertag 
worden.  Jetzt  wurde  dekretiert,  dass  die 
am  13.  November  1870  verfallenen  Wechsel 
am  13.  März,  d.  h.  in  zwei  Tagen  einge- 
trieben werden  dürften.  Damit  war  das 
ganze  Kleinbürgertum,  das  bisher  noch  et- 
was zu  verlieren  gehabt  und  daher  das  re- 
lativ versöhnlichste  Element  in  dem  stür- 
misch erregten  Organismus  der  Hauptstadt 
gebildet  hatte,  in  seinem  Lebensnerv  ge- 
troffen und  zum  Ruin  verurteilt.  Yom  13. 
bis  zum  17.  März  wurden  nicht  weniger  als 
lü«}ÖO()  Wechsel  protestiert. —  Und  mussten 
schon  diese  beiden  Antworten  der  National- 
verBammlung  die  Pariser  Bevölkerung  sehr 
er-  und  verbittern,  so  musste  es  nicht  min- 
der die  V  e  r  w  e  i  g  e  r  u  n  g  einer  Antwort  auf 
eine  dritte  Frage  thun,  nämlich  diejenige 
der  Mietzinse.  Obgleich  einer  der  Pariser 
Deputierten,  Mi  liiere,  die  Versammlung 
dringend  mahnte,  eine  weitere  Stundung  der 
seit  6  Monaten  unbezahlten  Mietzinse  mög- 
lich zu  machen^  enthielt  die  Versammlung 
sich  jedes  Votums.  2—300000  Arbeiter  und 
Kleinbürger,  die  ihr  Geld  ausgegeben  hatten 
mid  wegen  der  andauernden  Geschäfts- 
stockung wenig  oder  nichts  verdienten,  wa- 
ren damit  der  Gnade  der  Hauseigenttimer 
ausgehefert.  —  Und  nun  denke  man,  wie 
diese  tiefeinschneidenden,  harten  und  un- 
gerechten 3Iassregeln  auf  das  hochgradig 
nervöse  »jpeuple  femme«  (wie  die  Pariser 
sich  zuweilen  selbst  nennen)  wirken  mussten, 
—  auf  ein  Volk,  das  noch  dazu  aUe  Schre- 
cken einer  lang^'ierigen  Belagerung  durch- 
gemacht .batte  und,  aus  seinen  bisherigen 
Lebensgewohnheiten  und  Beschäftigungs- 
veisen  herausgerissen,  in  den  Zustand  höch- 


ster Aufgeregtlieit  versetzt  worden  war.  — 
Z\mächst  wurde  das  Centralkomitee  defi- 
nitiv konstituiert  (15.  März),  obschon  erst 
ungefähr  30  Mitglieder  gewählt  worden 
waren,  da  mehrere  Arrondissements  noch 
nicht  abgestimmt  hatten^).  Es  waren  meist 
unbekannte  Leute,  von  Internationalisten  nur 
Yarlin:  der  sicherste  Beweis  —  wenn  an- 
ders es  nicht  schon  die  Protokolle  der  Pa- 
riser Internationale  klarlegten  — ,  dass 
diese  bisher  ihre  Hände  gar  nicht  im 
Spiele  hatte.  Am  selben  Tage  kam  Thiers 
nach  Paris,  um  sich  aus  eigener  Anschau- 
ung über  die  Insurrektion  zu  orientieren 
und  danach  die  Massregeln  der  Regie- 
rung zu  bestimmen.  Zunächst  wusste  er 
sich  offenbar  gai*  nicht  zurechtzufinden, 
so  dass  Girardin  spöttisch  bemerkte :  Thiers 
wisse  zwar  nicht,  was  er  wolle,  aber  er 
wolle  es  energisch.  —  Am  17.  März  gab 
Thiers  dem  General  Vinoy  den  Befehl,  am 
Morgen  des  folgenden  Tag-es  durch  einen 
Handstreich  die  lässig  bewachten  Kanonen 
der  Nationalgarde,  da  sie  Staatseigentum 
wären,  in  seinen  Besitz  zu  bringen.  In  den 
ersten  Morgenstunden  des  18.  März  wird  der 
üeberfall  ausgeführt:  anfangs  scheint  der 
Erfolg  schon  gesichert,  als  —  die  Bespannung 
zur  Fortschattung  der  gewonnenen  feanonen 
ausbleibt.  Während  die  Begierungstruppen 
noch  darauf  warten,  sammelt  sich  die  I^atio- 
nalgarde  vor  ihnen  an  und  überredet  einen 
Teil  der  Regulären,  mit  ihr  zu  fraternisieren. 
Die  meuterischen  Soldaten  setzten  ihre  hö- 
heren Offiziere  gefangen,  und  ihr  Chef,  Ge- 
neral Lecomte,  ^drd  sogar  füsUliert;  das 
gleiche  Schicksal  teilt  der  General  Thomas, 
der  frühere  Oberkommandant  der  National- 
garde, der  —  obwohl  Veteran  der  De- 
mokratie und  Exilierter  des  Kaiserreichs  — 
sich  bei  der  Nationalgarde  äusserst  miss- 
hebig  gemacht  hatte:  Unthaten,  mit  denen 
übrigens  weder  ihr  Centralkomitee  noch 
auch  niu:  ihre  Offiziere  das  geringste  gemein 
hatten. 

Jetzt  gab  Thiers.  an  jeglichem  Erfolge 
verzweifelnd,  Vinoy  den  Befehl,  Paris  und 
die  Forts  zu  räumen  imd  alle  ti*eu  gebliebe- 
nen Mannschaften  nach  Yei-sailles  zu  kon- 
centrieren.  Thiers  selber  sowie  fast  alle 
höheren  Beamten  verliessen  ebenfalls  sofort 
die  Stadt.  Diese  war  nunmehr  ganz  in 
den  Händen  der  Nationalgarde,  deren  Cen- 
tralkomitee sich  auch  am  18.  März  noch  im 
Stadthause  installierte.  So  sah  sioh  das 
Centralkomitee   thatsächlich   als  Herrn   von 


^)  Faktisch  hat  das  Centralkomitee  zu  kei- 
nem Zeitpunkte  auch  nur  40  Mitglieder  gezählt, 
üeberhaupt  ist  die  „Föderation  der  National- 
garde** 80,  wie  es  statutarisch  bestimmt  war, 
niemals  ins  Leben  getreten,  weil  nur  ein  klei- 
ner Teil  der  Bataillons-  und  Legionsausschüsse 
gebüdet  wurde. 
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Paris.  Indes  hätte  es  nicht  ver^ssen  sollen, 
dass  es  ganz  Frankreich  —  vieUeicht  mit 
Ausnahme  einiger  weniger  Städte  —  gegen 
sich  hatte :  womit  ja  unter  den  obwaltenden 
Verhältnissen  das  endgültige  Geschick  des 
Aufstandes  von  vornherein  besiegelt  war. 
Eine  Aussicht  auf  dauernden  Sieg  war  nicht 
da ;  nur  das  f eu  sacre  der  gallischen  Rasse, 
der  Rausch  des  augenblicklichen  Erfolges, 
die  nervös  überreizte  Phantasie  der  Insur- 
genten und  die  feige  Trägheit,  die  in  Frank- 
reich noch  jederzeit  das  verhalten  der  ge- 
mässigten Elemente  einer  ungestümen  Mas- 
senbewegung gegenüber  charakterisiert«, 
vermögen  das  tollkühne,  revolutionäre  Un- 
ternehmen zu  erklären. 

3.  Konstitniernng:  der  Pariser  Com- 
nmne.  Charakteristik  derselben.  Be- 
j^nn  des  Bürgerkrieges.  Paris  hatte 
seine  bisherige  Regierung  verjagt.  Aber 
bald  musste  es  zur  Erkenntnis  seiner  ver- 
hängnisvollen Isoliertheit  von  dem  übrigen 
Frankreich  kommen.  Danim  wurde  der  Be- 
schluss,  den  die  Delegierten  der  Nationalgarde 
schon  Anfang  März  gefasst  hatten:  im  Falle 
der  Dekapitalisienmg  von  Paris  das  Dei>ar- 
tement  der  Seine  als  autonome  Rex)ublik  zu 
konstituieren,  ohne  Sang  und  Klang  begraben. 
Um  aber  nun  einen  Rechtstitel  für  die  neue 
Ordnung  der  Dinge  zu  gewinnen,  und  vor 
allem  lun  die  durchaus  erforderliche  Unter- 
stützung ausserhalb  Paris'  zu  erlangen, 
pflanzte  man  das  Banner  der  Commune  auf, 
das  Frankreich  verkündete,  dass  jeder 
Landbezirk  und  jede  grössere  Commune 
von  nun  an  das  Recht  haben  sollten,  ihre 
politischen  imd  sozialen  Angelegenheiten 
ganz  nach  eigenem  Ermessen  zu  ord- 
nen, während  die  nationalen  Interessen 
durch  einen  Kongress  von  Delegierten  dieser 
einzelnen  Communen  gewahrt  werden  sollten. 
Das  war  der  einzige  Rettungsanker,  den  Pa- 
ris in  seiner  Notlage  noch  auszuwerfen 
hatte ;  denn  wollte  man  sich  anders  auf  den 
Standpunkt  der  National-Souveränität  stellen, 
wie  es  die  Demokratie  alten  Schlages  ge- 
wollt hatte,  so  hiess  das,  sieh  der  Regierung 
und  den  »Krautjunkern«  auf  Gnade  und 
Ungnade  ergeben,  die  doch  auf  Gnmd  des 
allgemeinen  Stimmrechts  erwählt  worden 
waren.  War  mithin  diese  Verkündigung  der 
Commune  für  Paris  eine  Notwendigkeit  ge- 
worden, so  hatten  sich  andererseits  manche 
der  massgebenden  Persönlichkeiten  daselbst 
und  vor  allem  die  breite  Masse  in  der  That 
mit  Leib  und  Seele  der  Idee  der  Commune 
orgeben.  Dm-ch  sie,  —  hiess  es  —  solle 
in  Frankieich  die  Einheit  des  Bienenstocks 
statt  der  der  Kaserne  hergestellt  werden. 
Nur  eine  »communalistische«c  Verfassung  — 
wie  man  sie  nannte  —  könne  Frankreich  in 
dieser  Stunde  der  jammervollsten  nationalen 
Schwäche  wieder  Kraft  verleihen  und,  gleich- 


wie ein  aus  dem  Schiffbruch  geretteter  Kom- 
pass,  den  Weg  zum  Heile  zeigen. 

Da  aber  die  Ideeen  und  Ideale  des  da- 
maligen Paris  durchaus  nicht  die  von  ganz 
Frankreich  waren,  so  blieb  die  erhoffte  und 
erforderliche  allseitige  Anerkennung  des 
communalistischen  Pnncips  aus,  und  nur 
mit  den  Waffen  in  der  Hand  konnte  daher 
Paris  seine  communalistische  Verfassung 
retten.  So  war  der  Bürgerkrieg  unvermeid- 
lich, da  weder  die  Hauptstadt  nachgeben 
wollte  noch  das  Land.  Musste  die  Ungleich-" 
heit  der  Kampfmittel  den  schliesslichen 
Sieg  der  nationalen  Regierung  envarten 
lassen,  so  war  ihr  dieser  um  so  eher  ge- 
sichert, als  es  in  Paris  an  jeder  einsichts- 
vollen und  zweckmässigen  Oberleitung 
mangelte.  Denn  das  Central komitee,  in 
dessen  Händen  jetzt  die  erste  Stadt  der 
civilisierten  Welt  war.  bestand  fast  duKth- 
I  weg  aus  jungen,  ebenso  unbekannten  vrie 
,  thatsächlich  unbedeutenden  Leuten,  die  den 
I  furchtbaren  Ernst  der  Situation  gar  nicht 
I  begriffen,  geschweige  denn  der  so  überaus 
I  verantwortungsvollen  und  schwierigen  Auf- 
!  gäbe  gewachsen  waren.  Es  hatte  den  Kampf 
I  bis  aufs  Messer  gegen  die  Regierung  bereit- 
j  willig  angenommen ,  traf  aber  überliaupt 
'  keine  oder  meist  nur  verkehrte  Massregeln, 
I  imi  ilin  erfolgreich  durchzuführen.  Anstatt 
den  einzigen  Weg  zu  beschreiten,  auf  dem 
ein  Sieg  bei  der  Lage  der  Dinge  überhaupt 
noch  hätte  möglich  ei*scheinen  können: 
nämlich  die  augenblicklich  völlig  \mzu- 
i-eichenden  feindliclien  Streitkräfte  unter 
Vinoy  über  den  Haufen  zu  werfen  und  in 
kühnem  und  thatkräftigem  Verstösse  über 
Versailles  eine  Verbindung  mit  den  In- 
dustriecentren der  südlichen  Pi-ovinzen  her- 
zustellen, wo  Gosinnimgsgenossen  bereits 
vorhanden  waren  oder  durch  einen  solchen 
Erfolg  sofort  in  Masse  gewonnen  worden 
wären,  —  anstatt  also  irgendwie  planvoll 
und  energisch  vorzugehen,  wurden  nicht 
einmal  die  einfachsten  strategischen  Mass- 
nahmen getroffen.  Schon  die  Besetzung  der 
höchsten  militärischen  Stellen  konnzeichnete 
den  Geist  und  die  Einsicht  des  Central- 
komitees  genügend.  Zum  Obergeneral  der 
Nationalgarde  ernannte  es  Lu liier,  einen 
ehemaligen  —  Marineleutnant,  der  am 
Säuferwahnsinn  litt.  »Er  war<v  —  sagt  selbst 
der  Communai-d  Lissagaray  —  »ein  gi'und- 
verrückter  Mensch,  mit  einem  Anstrich 
von  militärischer  Bildung,  der  freilich,  wenn 
ihm  gerade  der  Alkohol  nicht  das  Hirn  ver- 
sengte, lichte  Momente  hatte,  in  denen  er 
wirklich  entzücken  konnte^.  Kommandant 
von  Pai'is  wurde  Bergeret,  ein  früherer 
Schriftsetzer,  der  wie  ein  Oi)erettengeneral 
all  seine  Thatkraft  in  bramarbasierenden 
pomphaften  Tagesbefehlen  erschöj)fte. 

Bei  dieser  Art  militärischer  »Fülmmg« 
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ist  es  nicht  verwunderlich,  wenn  von  den 
»Föderierten«  nicht  einmal  das  eingeheimst 
wurde,  wobei  man  nur  zuzugreifen  brauchte. 
So  vergass  man  einfach,  das  wichtigste 
allo"  Pariser  Forts,  den  uneinnehmbaren 
MoDt  Yalerien,  den  Thiers  in  der  ersten 
Bestürzung  ganz  unverantwortlicher  und 
handgreiflich  widersinniger  Weise  hatte 
räumen  lassen,  zu  besetzen;  und  als  man 
sich  endlich  dessen  in  Paris  erinnerte,  war 
es  zu  spät,  da  inz\sischen  Yinoys  Truppen 
dort  schon  wieder  eingerückt  waren.  So 
war  jeder  offensive  militäiische  Erfolg  der 
Commune  von  vornherein  unmöglich  ge- 
macht 

Auf  politischem  Gebiete  konnte  das 
Centrälkomitee,  das  zur  Zeit  auch  die 
höchste  bürgerliche  Gewalt  repräsentierte, 
eine  ähnlich  verhängnisvolle  Thätigkeit 
nicht  enttüten.  Bei  der  Besetzung  der 
nichtigsten  Aemter  mussten  neben  den 
Eomiteemitgliedem  auch  die  anerkannten  und 
einflnssreichen  revolutionären  und  sozialis- 
tischen Agitatoren  Berücksichtigung  finden. 

Da  man  die  zur  Verwaltung  und  Sold- 
zahlung nötigen  Gelder  zunächst  noch  nicht 
durch  Beschlagnahme  der  Regierungskassen 
zu  beschaffen  wagte,  so  wandte  man  sich 
um  ein  Darlehen  von  1  Million  Francs  an 
^e  Banque  de  France.  Rouland,  ihr  bo- 
napartistisch  gesinnter  Gouverneur,  —  der 
bei  dem  wirren  revolutionären  Hexentanze 
eine  gewisse  diabolische  Freude  empfinden 
mochte  —  gewäiirte  die  Mülion  ohne  Zau- 
dern, indem  er  dabei  freundlich  bemerkte: 
die  Bank  habe  noch  jederzeit  nach  einem 
Regierungswechsel  der  neuen  Macht  zu 
Hilfe  kommen  müssen  m)d  daher  auch  die 
Anforderung   des  Centralkomitees  erwartet! 

Das  Centralkomitee  war  nur  ein  Provi- 
sorium. Um  der  neuen  Staatsform  die  er- 
forderliche legale  Vertretung  zu  schaffen, 
mussten  Wahlen  für  den  Gemeinderat  aus- 
geschrieben werden,  die  am  26.  März  statt- 
fanden. Das  Resultat  war:  160000  Stim- 
men für  die  Commune,  60000  dagegen; 
es  wurden  damit  71  »Communalisten«  und 
21  Gegner  aUer  Schattierungen  deputiert. 
D^  letztere  ihr  Mandat  von  vornherein 
nicht  antraten  oder  bald  niederlegten  und 
da  auch  einige  Doppelwahlen  stattgefunden 
hatten,  so  erfolgten  Nachwahlen  (am  24. 
April).  Bei  diesen  wurden  ausschliesslich 
Communalisten  in  das  Stadthaus  entsandt, 
soweit  bei  der  geringen  Wahlbeteiügiing 
überhaupt  die  vorschriftsmässige  Stimmen- 
zahl zusammengebracht  werden  konnte. 
Von  den  78  Mitgliedern,  die  schliesslich  im 
ßate  der  Commune  sassen,  waren:  19  Mit- 
^ieder  der  »Internationalen  Arbeiterasso- 
aationc^j,  die  übrigen  waren  teils  jakobi- 

*)  Die  Internationale,  welche  die  Insurrek- 


nisch-revolutionär  gesinnt,  teils  Sozialisten 
der  verschiedenen  Sekten,  besonders  Blan- 
quisten.  B 1  a  n  q  u  i  selber  hatte  zwar  eben- 
fiüls  ein  Mandat  bekommen,  war  aber  be- 
reits am  17.  März  in  der  Provinz  wegen 
eines  früheren  Putschversuches  in  Haft  ge- 
nommen worden. 

In  den  Händen  dieser  neuen  Vertretung 
lag  von  mm  an  die  Regierung  von  Paris ; 
doch  fühlte  sich  das  frühere  Centralkomitee, 
nachdem  es  einmal  den  Reiz  der  Macht  ge- 
kostet hatte,  nicht*  zum  Verzicht  auf  jeden 
Einüuss,  d.  h.  zur  Auflösung,  wie  es  sie 
früher  ausdrücklich  versprochen  hatte,  ver- 
anlasst, sondern  etablierte  eine  Art  Neben- 
regierung. »Das  Centralkomitee«  —  so  for- 
mulierte sein  Sprecher  die  An-  und  Absicht 
desselben  vor  dem  Rate  —  »bleibt  das 
Bindeglied  zwischen  dem  Rate  imd  der 
Nationalgarde,  dem  Arme  der  Revolution. 
Wir  werden  wieder,  was  wir  gewesen,  der 
grosse  Familienrat  der  Nationägarde.  Die 
Commune  ist  unsere  Tochter,  wir  müssen 
sie  vor  Fehltritten  bewahren. & 

Der  Rat  der  Commune  stand  an  Intelli- 
genz unzweifelhaft  hoch  über  dem  Central- 
komitee: aber  auch  er  zeigte  sich  dem 
Ernste  der  allerdings  recht  schwierigen  Si- 
tuation bei  weitem  nicht  gewachsen.  Fast 
alle  diese  Leute  hatten  eben  —  abgesehen 
von  ihrem  bürgerlichen  Gewerbe  —  bisher 
nur  als  Agitatoren  gewirkt  und  sonst  keine 
Gelegenheit  gehabt,  sich  staatsmännisch  zu 
bethätigen. 

Von  namhaften  revolutionären  Veteranen, 
die  ihrer  Vergangenheit  gemäss  auch  gros- 
sen Einfluss  hatten,  sassen  im  Rate:  De- 
lescluze  und  Felix  Pyat.  Delescluze, 
streng  jakobinisch  gesinnt,  schon  seit  den 
40  er  Jahren  im  Interesse  der  radikalen 
Sache  thätig,  düster  und  verschlossen  — 
eine  Art  »Verrinac -Charakter  —  hätte  das 
Haupt  des  communalen  Organismus  sein 
können,  wenn  er  nicht,  durch  langwierige 
Haft  und  nachfolgende  Deportation  unter 
dem  Kaiserreiche  körperlich  gänzKch  ge- 
brochen, damals  bereits  ziun  Schatten  seines 
früheren  Ich  zusammengeschrumpft  gewesen 
wäre.  Der  andere,  Pyat  —  eberiMls  von 
den  40  er  Jahren  her  schon  bekannt,  —  als 
Litterat  von  grossen  Fähigkeiten,  sonst  aber 
ein  ganz  konfuser  sozialrevolutionärer  Theo- 
retiker, führte  sich  jetzt,  zur  politischen 
Praxis  benifen,  wie  ein  Marktschreier  mit 
der  Schellenkappe  auf.  Ei*  schmähte  heute, 
was  er  tags  zuvor  laut  angepriesen  hatte, 


tion  ursprünglich  in  keiner  Weise  begünstigt 
hatte,  schloss  sich  ihr  nunmehr  grösstenteus 
an  und  lieferte  mehrere  ihrer  einsichtigsten 
Führer.  Der  Rest  —  darunter  ihre  Begründer  — 
machte  dagegen  die  revolutionäre  Bewegung 
nicht  mit. 
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und  war  dabei  von  einer  Eitelkeit  ohne 
Grenzen:  nach  Schilderung  seiner  eigenen 
Genossen  ein  galliger  Skeptiker  und  zu- 
gleich bereit,  das  Meer  zu  peitschen,  nur 
damit  von  ihm  gesprochen  würde.  So  ist 
die  gix)sse  Rolle,  die  dieser  Mensch  spielte, 
der  noch  dazu  bei  jeder  Gelegenheit  die 
niedrigste  Feigheit  an  den  Tag  legte,  nur 
durch  seine  eminenten  publizistischen  und 
deklamatorischen  Talente  erklärlich. 

Die  19  ^Internationalen«  —  deren  be- 
deutendste Yarlin,  Frlinkel,  Vaillant 
und  Malon  gewesen  sind  —  machen  von 
allen  im  Rate  vertretenen  Fraktionen  den 
weitaus  günstigsten  Eindnick.  Sie  ver- 
standen am  meisten  von  der  sozialen  Fi-age, 
benahmen  sich  am  massvollsten,  waren  — 
mit  ein  i>aar  Ausnahmen  —  allen  Roheiten 
vmd  Grausamkeiten  abhold  und  lieferten 
mehrere  der  tüchtigsten  Verw-altungsbeam- 
ten  der  Commune.  —  Die  ^Blanquisten^<  — 
damals  die  extremste  Sozialrevolutionäre 
Sekte  —  hatten  ebenfalls  gegen  20  der  Ihren 
in  das  Stadthaus  gebracht:  sie  lieferten,  ge- 
treu ilirer  Lehre,  das  bnitalste  Element, 
das  vor  keiner  Gewaltthat  zurückschi^eckte. 
Namhaft  zu  machen  aus  dieser  Gruj)pe 
wäre  nur  Endes.  —  Daneben  aber  hatten 
noch  die  Pariser  Klubs,  welche  revolutio- 
näre Politik  auf  eigene  Faust  trieben,  die 
demonstrativsten  ihrer  Redner  durch  Man- 
date ausgezeichnet.  Manche  von  diesen 
waren  geisti^iche  Köpfe  und  wahrhaft 
ideal  gesinnt,  wenn  auch  in  verfehlter 
Schwäi-merei ;  so  Courbet,  der  geniale 
Maler,  Flourens  und  Yermorel,  zwei 
tüchtige  Gelehrte,  selbst  V  alles,  der 
espritvoUe  Chi-oniipieur  der  Boulevai-d- 
presse.  Meist  aber  waren  dies  —  wie 
selbst  Communards  zugeben,  die  heute  noch 
ihren  alten  Idealen  treu  geblieben  sind  — 
Männer  mit  unverschämtester  Strassenbered- 
samkeit,  ohne  Verständnis  der  Menschen, 
der  Dinge  \md  der  Geschichte.  Die  Masse 
dieser  Klubredner,  deren  namhafteste  Per- 
sönlichkeiten Raoul  Rigault  und  Ferro 
waren,  bestand  eben  hauptsächlich  aus 
fruits  secs  des  quartier  latin,  aus  bourgeois 
deolasses  und  catilinarischen  Existenzen 
und  stellte  in  manchen  Stücken  eine  Art 
politischer  Boheme  dar,  wenn  auch  immer- 
hin die  meisten  von  ihnen  nicht  von  nie- 
drig eigennützigen  Motiven  geleitet  waren. 
Daneben  aber  gab  es  auch  thatsächlicli  im 
Rate  der  Commune  ganz  und  gar  vei*w^or- 
fene  Gesellen,  die  —  ohne  Uebertreibung 
—  vom  Zuchthause  und  vom  Bordell  aus- 
gespieen worden  waren.  —  Bestand  dem- 
nach der  Gemeinderat  —  wie  schon  diese 
kurze  Charakteristik  zeigt  —  aus  bunt  zu- 
sammengewiu'felten  Elementen,  so  ist  es 
durchaus  nicht  verwunderlich,  wenn  das 
Verhalten  desselben  in  Regierung,   Verwal- 


tung und  Verteidigung  von  Paiis  —  selbst 
nach  dem  Urteile  von  Communards  —  von 
ebenso  unverzeihlicher  wie  unglaublicher 
Zerfahrenheit  zeugte,  wenn  der  Rat  heute 
Vollmac'hten  erteilte,  \im  sie  morgen  wieder 
zurückzuziehen,  sich  bald  in  die  kleinsten 
dienstlichen  Einzelheiten  mischte,  bald  die 
Hauptsachen  liegen  Hess.  Zudem  machte 
sich  im  Rate  selbst  —  wie  die  von  oom- 
munalistischer  Seite  selbst  gegebenen  Dar- 
stellungen zugestehen  —  noch  ein  uner- 
trägliches Kli(pienwesen  geltend.  Es  gab 
eine  Anzahl  Coterieen,  die  nur  nach  rein 
persönlichen  Sym])athieen  und  Antipathieeii 
sich  gebildet  hatten.  Wer  zu  einer  be- 
stimmton Gruppe  gehörte,  ^Ä-urde  imter  allen 
Umständen,  auch  trotz  seiner  Fehler,  ge- 
stützt. Um  einen  höheren  Posten  in  der 
Commune  zu  erlangen,  musste  man  zu  die- 
ser oder  jener  Klique  gehören.  Die  tüch- 
tigsten, fälligsten  imd  selbst  eq>robtesten 
Leute,  die  ihre  Dienste  anboten,  wunlen 
von  vielen  Ratsmitgliedern,  auch  solclien, 
die  sonst  mit  Hingebung  der  Sache  dien- 
ten, von  oben  herab  behandelt  und  abge- 
wiesen. So  waren  die  Männer,  welche  die 
auf  ihnen  lastende  ungeheure  Verantwort- 
lichkeit zu  begreifen  schienen,  gar  dünn 
gesäet,  und  man  sah  im  Rate  wenig  von 
jenem  Ernst  und  Eifer,  wie  er  Kämpfern 
zukommt,  die  nur  die  Wahl  haben,  zu  sie- 
gen oder  zu  sterben.  Die  natürliche  Folge 
(lavon  war,  dass,  da  die  einen  nicht  zu  be- 
fehlen und  die  anderen  nicht  zu  gehorchen 
vei-standen,  die  Unzulänglichkeit  des  Pereo- 
nals  und  der  Geister  von  Tag  zu  Tag  sich 
deutlicher  offenbarte. 

Ganz  besondei*s  litt  unter  der  allgemei- 
nen Verwirrung  das  im  Augenblicke  wich- 
tigste Fach,  das  Kriegs  departement.  dessen 
Leitung  nm-  diu-ch  die  Worte:  Ordre,  eon- 
treoi-di'c,  desordre  charakteiisiert  werden 
kann.  »Es  glich«  —  wehklagte  ein  Com- 
munard  —  »einem  Konzert  ohne  Kapell- 
meister, wo  jeder  Musikant  spielte,  was  ihm 
einfiel,  indem  er  seine  Partitur  mit  der  des 
Nachbars  vermengte.«  Eine  wirkliche  Ober- 
leitung war  nicht  da.  Wer  gegen  den 
Feind  Verstösse  machen  wollte,  machte  sie ; 
wer  Kanonen  oder  Verstärkungen  brauchte, 
holte  sie,  wo  er  sie  fand,  auf  dem  oder 
jenem  Platze,  auf  dem  Rathause,  beim  Cen- 
tralkomitee  oder  beim  Generalissimus.  Als 
solcher  liatte,  wie  erwähnt,  in  den  ersten 
Tagen  der  Commune  Lullier  fungiert; 
nachdem  mau  aber  seine  gänzliche  Un- 
brauchbarkeit  erkannt  hatte,  wurde,  nach 
kurzem  Inten-egnum,  C 1  u  s  e  r  e  t  sein  Nach- 
folger, —  ein  moderner  C-ondottiere,  ur- 
spninglich  französischer  Offizier,  dann  im 
Gefolge  Garibaldis  wälu'end  seines  sicili- 
schen  Feldzuges,  später  —  im  Secessions- 
kriege    —    amerikanischer    Brigadegeneral, 
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»^itdem  Abenteurer  in  aller  Herren  Län- 
dern. Er  kümmerte  sieh  während  seines 
K^'mmandos  —  nach  der  Angabe  der  Com- 
inunards  —  wenig  um  den  eigentlichen 
Gang  der  Dinge :  er  lag  auf  seinem  £ana- 
j^/brütete  Befehle  und  Cirkulare  aus,  die 
bald  melancholisch,  bald  docierend  lauteten, 
imd  hob  keinen  Finger  auf,  um  ihre  Aus- 
fuhnmg  zu  ttber^'achen.  Kommandant  von 
Paris  wiutle  Dombrowsky,  ein  Pole, 
•ier  unter  Gaiibaldi  während  des  Vogesen- 
krieges  als  Generalstabsoffizier  gedient 
hatte,  —  aUem  Anscheine  nacli  der  fähigste 
unter  den  leitenden  Militärs  der  Commime. 

InziÄ-ischen  hatte  der  blutige  Tanz 
zwischen  Paris  und  Versailles  bereits  seinen 
Anfang  genommen,  nachdem  einige  Ver- 
mittelungsversuche  ergebnislos  verlaufen 
waren.  Am  2.  April  war  es  ein  kleines 
Gefecht;  aber  es  zeigte,  mit  welch  fürchter- 
licher und  erbarmungsloser  Strenge  die  Re- 
gierungstruppen gegen  die  Communards 
vonngehen  entschlossen  waren ;  denn  5  ^Fö- 
«ierierte-,  die  dabei  in  die  Hände  der  Yer- 
sailler  fielen,  wurden  sofort  von  den  Soldaten 
erschossen:  ein  grässliches  Omen  für  das 
Sc-hicksal  der  Communards. 

Am  nächsten  Tage  machten  die  Föde- 
rierten unter  den  :>Geneialen<v  Endes, 
Fionrens  und  Duval  einen  Ausfall,  der 
aber  —  planlos  wie  er  unternommen  wurde 
—  unglücklich  enden  musste.  Und  wieder 
nahmen  die  Soldaten  unter  den  gefangenen 
Friderierten  Füsilladen  vor.  Die  Erbittening 
nt*>r  diese  feige  Grausamkeit  musste  in 
Paris  durch  die  erlittene  Niederlage  gestei- 
gert werden:  wenn  die  Versailler  —  hiess 
es  hier  —  den  Krieg  als  Wilde  führten,  so 
volhe  man  Auge  um  Auge,  Zahn  um  Zahn 
foplern.  Es  wui-de  dalier  vom  Rate  das 
Dftet  über  die  ->  G  e  i  s  e  1  n  «  erlassen :  jeder, 
Jer  <les  Einverständnisses  mit  Versailles  be- 
zichtigt wurde,  sollte  binnen  48  Stunden  ge- 
richtet und.  wenn  schuldig  befimden,  als 
Geisel  zunickbehalten  werden.  Die  Hin- 
richtung eines  Föderierten  durch  die  Ver- 
sailler sollte  von  Paris  diu'ch  die  Hinrichtung 
Von  Geiseln  beantwortet  werden. 

Die  Versailler  sammelten  inzwischen 
immer  mehr  Truppen  —  da  Deutschland 
ihm^n  auf  Verlangen  die  Kriegsgefangenen 
8«iinell  zuschickte  — ,  gingen  dann  ener- 
gischer vor  und  begannen  die  Belagerung 
der  in  den  Händen  der  Föderierten  be- 
findlichen Forts;  —  die  Nord-  und  Ostfoi-ts 
varen  nämlich,  weil  in  deutschen  Händen, 
neutral.  —  Die  Föderierten,  die  im  Feuer 
waren,  schlugen  sich  meist  ausgezeichnet. 
Die  Idee  der  Commune,  zu  einem  unerschüt- 
terlichen Glaubensbekenntnis  geworden,  hatte 
gewisse  Kreise  des  Volks  geradezu  fanati- 
>iert:  man  war  hier  der  festen  UeViorzeugung, 
tiass  die  Commune,  wenn  sie  nur   ei*st  fi-ei 


fimktionieren  könnte,  die  einzig  walire  poli- 
tische und  soziale  Organisation  sei,  die  alle 
Leiden  der  unteren  Klassen  beseitige,  alle 
Verheissungen  erfülle,  die  kühnsten  Hoff- 
nungen in  Wirklichkeit  verwandle  und 
e^ages  Glück  über  alle  ausgiesse.  Und  so 
glaubten  viele,  jetzt  für  alle  ihre  Ideale,  füi- 
ihr  und  der  Menschheit  ganzes  Glück  zu 
kämpfen,  und  sie  fochten  darum  mit  wahrem 
Ij(5wenmute.  Aber  trotz  lül  dieser  Hinge- 
bung musste  die  Commune  —  zumal  unter 
so  unfähiger  Leittmg  —  der  ungehem^n 
Uebermacht  bald  erliegen. 

4.    Die  Veiin'altang   der   Commime. 
Ihre   sozialpolitischen  Massregeln.    Der 
Rat  der  Commune  funktionierte  zugleich  als 
deren  gesetzgebende  Körperschaft  und  als 
ihi-e  Regierung.    Filr  die  Zwecke  der  letz- 
teren  teilte   er   sich    in  10  Kommissionen: 
die  Exekutivkommission,  welche  die  Ober- 
leitung  hatte   und   aus  sieben  Mitgliedern, 
darunter    Pyat,    Endes    und   Vaillant, 
I  bestand :  ferner  die  Kommissionen  für  Mili- 
I  tär-,  Finanz-,  Justiz-,  öffentliches  Sicherheits- 
!  wesen,  für  Beschaffimg  von  Lebensmitteln, 
für  ()ffentliche  Dienstzweige,  Unterricht,  aus- 
I  wärt  ige  Beziehungen  und  endlich  für  Arbeit 
I  und  Austausch  (»behänge«).    Die  Mitglieder 
ider  zuletzt  genannten  Kommission  waren: 
'Frankel,   Malon,  Theiss,  Avrial   und 
Gerardin  —  sämtlich  Arbeiter  und  Inter- 
nationale.   —    Die   specifisch   städtische 
Verwaltung  sollte  in  jedem  Arrondissement 
ivon    den    hier  gewählten   Mitgliedern    des 
I  Rates  geführt  werden.  —   Das  Gehalt,  das 
jalle  diese  Beamten  der  Commune  bezogen, 
durfte  6(KH)  Francs  nicht  übersteigen,  war 
I  aber  thatsächlich  meist  viel  geringer.  ITeber- 
!  haupt  verdient  bemerkt  zu  wei-den,  dass  die 
I  über  jeden  Zweifel  erhabene  Ehi-enhaftigkeit 
der  Commune-Regierung  in  allem,  was  den 
I  Geldpunkt  anlangt,  sich  geradezu  glänzend 
I  von  der  ungeheueren  Komiption  abhebt,  die 
,  das   charakteristische  Merkmal   der  letzten 
Regienmgen  Frankreichs  gewesen  war. 
,       In  sozialer  Bezieliung  konnte  es  während 
!  der  geringen   Dauer  dieser  Regierung,  die 
noch  dazu  gleichzeitig  den  Kampf  auf  Tod 
und  Leben  unter  den  ungünstigsten  Chancen 
I  zu   bestehen  hatte,  natürlich   nicht   zu   tief 
I  eingreifenden      soziah-eformatorischen     Ge- 

•  setzen  kommen.  Es  konnte  nur  von  einigen 
I  Ansätzen  die  Rede  sein.    Zunächst  mussten 

die  beiden  Fragen  der  Mieten  und  der  Ver- 
fallzeit  der  Wechsel  in  einem  den  haupt- 

•  städtischen  Kleinbürgern  und  Arbeitern  ge- 
I  nehmen  Sinne  geregelt  werden.  Hier  wurde 
■  der  allgemeine  Nachlass  der  Mieten  vom 
'  Oktol)er  1H70  bis  Juli  1871  sowie  die  Ver- 
schiebung  der  Verfalltermine   der  Wechsel 

I  dekretiert ;  ferner  wurde  die  Suspension  des 
I  Verkaufes  der  beim  Leihhause  verpfändeten 
I  Gegenstände  verfügt.    Später  kamen    dann 
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noch,  hauptsächlich  auf  Betreiben  F  r  a  n  k  e  1  s, 
eine  Anzahl  specieller  Arbeitsgesetze  hinzu, 
so  das  Verbot  der  Lohnabzüge,  das  Verbot 
der  Nachtarbeit  der  Bäckergesellen,  die 
principielle  Bevorzugung  der  Arbeiterassocia- 
tionen  vor  privaten  Unternehmern  bei  allen 
gewerblichen  Lieferungen  fiU*  die  Stadt  imd 
die  Bestimmung  eines  Minimallohnes  bei 
allen  Submissionen.  Von  principieller  Be- 
deutung war  ein  Dekret  vom  16.  April,  dem 
zufolge  die  von  ihren  Besitzern  verlassenen 
Etablissements  gegen  Entschädigung  an 
Produktivgenossenschaften  der  Arbeiter  ab- 
getreten werden  sollten:  doch  konnte  man 
natürlich  während  des  Bombardements  durch 
die  Versailler  nicht  an  die  thatkräftige 
Durchführung  dieses  Beschlusses  gehen.  — 
Noch  ein  anderes  Dekret  der  Commune 
hätte  —  wenn  realisiert  —  von  weittragen- 
der Bedeutung  sein  müssen,  nämlich  jenes, 
das  die  Rechte  der  unehelichen  Kinder  denen 
der  ehelichen  gleichstellte.  Eine  Massregel, 
die  schon  die  Principien  einer  neuen  Ge- 
sellschaft signalisierte. 

Was  für  Absichten  der  Rat  hinsicht- 
lich der  zukünftigen  sozialen  Organisation 
der  Commune  hatte,  lässt  sich  nicht  fest- 
stellen; die  einzige  Kundgebung,  die  hier 
in  Betracht  kommen  kann,  die  »Erklärung 
ans  französische  Volk«  vom  19.  April  (das 
sog.  Testament  der  Commune)  enthält  nur 
allgemeine  Redewendungen,  die  an  die 
Schlagworte  Proudhous  anklingen.  Und  es 
war  auch  ganz  unmöglich,  jetzt  ein  soziales 
Programm  aufzustellen,  da  im  Rate  drei 
gnmdverschiedene  soziaJpoHtische  Strömun- 
gen —  der  Proudhonismus,  der  (blanquis- 
tische)  Communismus  und  der  Jakobinismus 

—  sich  gleichmässig  begegneten,  da  ferner 
auch  die  Kleinbürger,  die  Schulter  an  Schul- 
ter mit  den  Proletariern  als  »Föderierte« 
kämpften,  nicht  vor  den  Kopf  gestossen 
werden  durften.  — 

Den  Verwimdeten  sowie  den  Witw^en, 
Eltern  und  Kindern  der  im  Kampfe  gefalle- 
nen »Föderierten«  wurde  eine  jährliche 
Rente  ausgesetzt.  Eine  Massregel,  die  den 
Kämpfern  das  Herz  leicht  machen  sollte, 
aber  eine  siegreiche  Commune  voraus- 
setzte. In  der  That  erhielten  die  zum  Be- 
züge von  Renten  Berechtigten  nicht  mehr 
als  je  50  Francs.  —  Zugleich  soi^e  die 
Commune  für  die  in  der  Stadt  befindüchen, 
zur  Gegenpartei  gehörigen  Opfer  des  Krie- 
ges. »Die  Commune«  —  sagte  eine  ihrer 
Kommissionen   mit   echt  französischer  Pose 

—  »hat  92  Frauen  unserer  Mörder  mit  Brot 
versehen.  Für  die  Witwen  giebt  es  keine 
feindlichen  Fahnen.  Die  Republik  hat  Brot 
für  alles  Elend  und  Küsse  für  alle  Waisen.« — 

Wie  es  beim  Kriegsdepartement  her- 
ging, wissen  wir  bereits.  Soweit  der  Rat 
dasselbe  zu  unterstützen  hatte,  wurde  herz- 


lich wenig  geleistet.  Er  dekretiei-te  dea 
obligatorischen  Dienst  und  die  Entwaffnung 
der  Widersetzlichen,  aber  die  ohne  Polizei 
rein  ins  Blaue  hinein  angestellten  Unter- 
suchungen ergaben  weder  einen  Mann  noch 
hundert  Grewehre  mehr.  Das  Sicherheitsdepar- 
tement —  wir  folgen  bei  der  Charakteristik 
der  Verwaltung  der  Commune  den  sicher- 
lich nicht  schwarafärberischen  communa- 
listisclien  Berichten  —  funktionierte  eben- 
falls von  Anfang  an  so  schlecht  wie  nur 
irgend  möglich.  Anstatt  jeden  Winkel  zu 
beleuchten,  gab  es  cur  einen  Irrlichtschein 
von  sich.  Die  Polizei  —  deren  Leitung  in 
den  Händen  Raoul  Rigaults  lag  —  ent- 
deckte niemals  et^^as;  bald  sah  man  förm- 
lich die  Mäuse  um  die  Polizeipräfektiir 
tanzen :  die  anticommunalistischen  Zeitungen, 
welche  man  am  Morgen  aufgehoben  hatte, 
wurden  abends  in  den  Strassen  ausgerufen, 
Verschwörer  unterwühlten  alle  Einrichtun- 
gen, ohne  dass  Rigault  und  die  Seinen 
das  geringste  merkten.  — 

Interessant  ist  die  Geschieht«  der  Biin- 
que  de  France  unter  der  Commune.  Die 
Bank  wimie,  da  ihr  Gouverneur  am  23.  März 
entflohen  war,  von  dem  Untergouverneur 
de  Ploeuc  geleitet.  In  den  Kellern  der 
Bank  lagen  in  bar,  Staatspapieren,  Effekten, 
Depositen  etc.  gegen  3  Mdliarden  Francs. 
Der  Rat,  der  durch  Besclilagnahme  dieser 
Summe  seinen  Gegnern  einen  geiudezu  un- 
geheueren Schaden  hätte  zufügen  können, 
hatte  keine  Ahnung  von  den  Unsummen, 
die  hier  lagerten ;  er  schickte  als  Delegierten 
zur  Wahrnehmung  seiner  Interessen  Bes- 
lay  hin,  einen  alten  gutmütigen  Ingenieur, 
der  sich  auf  sein  Veretändnis  des  Geld- 
wesens viel  zu  gute  that.  Ploeuc,  der 
seinen  Mann  bald  durchschaute,  legte  ihm 
falsche  Etatsberichte  vor,  die  der  Brave 
gierig  verschlang.  Aber  selbst  die  Bestände, 
die  Beslay  hier  untergebracht  wusste, 
wagte  er  nur  vorsichtig  anzugreifen,  weil 
ihn  Ploeuc  j^athetisch  beschworen  hatte, 
das  Vermögen  der  Bank  möghchst  wenig 
zu  schmälern,  da  sonst  ganz  Frankreich 
dem  Elend  verfallen  müsste.  Und  Beslay, 
ganz  ergriffen  davon,  wiederholte  vor  der 
Regierung  der  Commune:  »Die  Bank  ist 
das  Vermögen  des  Landes,  —  ohne  sie 
giebt  es  keinen  Handel,  keinen  Wohlstand 
mehr,  —  Sie  diirfen  dieselbe  nicht  verge- 
waltigen.« Und  der  ganze  Rat  unterstützte 
Vater  Beslay.  »Die  Festung  des  Kapi- 
tals« —  bemerkt  der  Communard  Lissa- 
garay,  noch  bei  der  Erinnerung  darau 
zähneknirschend,  mit  grimmem  Hohne  — 
»zählte  in  Versailles  keine  eifrigeren  Ver- 
teidiger als  im  Stadthaus«.  — 

Manche  andere  Regierungsdepartements 
erscheinen  inunerhin  leidlich  geordnet,  zu- 
mal wenn  man  bedenkt,  unter  welch  enorm 
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schwierigen  Verhältnissen  die  neue  Verwal- 
tung fuE^tionieren  musste.  So  z.  B.  das 
Finanzwesen  der  Commune,  das  von  dem 
Internationalen  Jourde,  einem  früheren 
Bankbuchhalter,  geleitet  wurde.  Ihm  hat 
selbst  einer  der  schärfsten  Gegner  der  Com- 
mune unter  deren  Geschichtschreibem  nicht 
das  Zeugnis  versagen  können,  dass  er  der 
ehrlichste  und  sauberste  Finanzminister  ge- 
w^en  sei,  den  das  Land  seit  den  Tagen 
der  Restauration  gehabt  habe.  Während  er 
in  Millionen  wühlte,  begnügte  er  sich  mit 
einem  Gehalte  in  der  Höhe  desjenigen  eines 
schlechtgelohnten  Commis,  seine  Frau  diente 
nach  wie  vor  als  Wäscherin,  sein  Kind  ging 
in  die  Armenschule. 

5.  Das  Ende  der  Commune.  Manche 
Communards  hatten  in  wunderlicher  Ver- 
blendung geglaubt,  dass  die  Provinzen  sich 
zu  Gunsten  von  Paiis  erheben  würden  — 
dieselben  Provinzen,  welche  die  glühendsten 
Feinde  der  Hauptstadt  in  die  Aanuner  ge- 
schickt hatten.  Sofern  aber  jene  Hoffnung 
der  Conunimards  wirklich  noch  begründet  sein 
mochte,  musste  sie  nach  dem  unpolitischen 
Verhalten  des  Rates  gänzlich  zu  Grabe  ge- 
tragen werden.  Er  versäumte  nämlich,  sich 
zur  rechten  Zeit  der  Provinz  anzukündigen. 
22  Tage  lang  zog  sich  die  Beratung  des 
Programms  der  Commune  in  den  Kommis- 
sionen des  Eates  hin,  und  als  es  endlich 
erschien,  kam  es  zu  spät  und  bot  überdies 
keine  bestimmten  greifbaren  Forderungen. 
Es  war  zu  spät:  denn  in  einer  Reihe  von 
Industriestädten  wie  Lyon,  St.  Etienne, 
Marseille,  Toulouse  hatten  thatsächlich  com- 
munalistische  Insurrektionen  stattgefunden; 
aber  planlos  unternommen,  gar  nicht  unter- 
stutzt von  Paris  aus  und  offenbar  auch  von 
der  Bevölkerung  nicht  mit  der  genügenden 
Begeisterung  aufgenommen,  mussten  sie 
rasch  hinsterben.  Danach  konnte  es  nur 
eine  Frage  der  Zeit  sein,  wann  die  Haupt- 
stadt fallen  musste.  Vor  derselben  stand 
jetzt  ein  Heer  von  130000  Mann  unter  dem 
Oberkommando  Mac  Mahons.  Die  Bel&ge- 
rung  musste  um  so  schnellere  Fortschritte 
niachen,  als  gerade  im  Kriegsdepartement 
der  Stadt,  wie  wir  gesehen,  die  grosste 
Verwirrung  herrschte.  An  diesem  Zustande 
^sTirde  nichts  geändert,  als  Cluseret  des 
Oberbefehls  enthoben  und  durch  seinen 
Generalstabschef  Rössel  ersetzt  wm-de. 
Dieser,  ein  früherer  Artillerieoffizier,  hatte 

—  laut  den   eommunalistischen   Berichten 

—  die  massgebenden  Kommissionen  des 
Bates  und  des  Centralkomitees  durch  seine 
Kälte,  seine  technische  Redeform,  die  Kürze 
^d  Schärfe  seiner  Ausdnicksweise  und 
seine  Grossmannsmiene  entzückt:  und  so 
konnte  jetzt  die  Wahl  nur  auf  den  Mann 
Men,  der  durch  seine  consularische  Hal- 
^g  allseitig  imponiert  hatte  und  in  Mode 

Handwörterbach  der  Staatswlssenscbaften.    Zweite 


gekommen  war.  Aber  Rössel  rechtfertigte 
während  seiner  Amtsführung  durch  nichts 
dieses  günstige  Vorurteil.  Das  Kriegswesen 
war  unter  ihm  in  keiner  Weise  besser  be- 
stellt als  früher.  Die  Versailler  gewannen 
immer  mehr  Terrain,  so  dass  die  Notwen- 
digkeit eines  unglücklichen  Ausganges  des 
Krieges  den  Föderierten  von  Tag  zu  Tag 
offenbarer  wurde.  Da  mochte  es  wenig 
frommen,  dass  maii  an  Stelle  der  ersten 
Exekutivkommission  eine  andere  einrichtete, 
dass  man  dann  —  in  Erinnerung  an  die 
Traditionen  der  grossen  Revolution  —  einen 
»Wohlfahrtsausschuss«  einsetzte  imd,  als 
auch  dieser  sich  anscheinend  nicht  genügend 
bewährte,  ebenfalls  einen  zweiten  schuf, 
dass  man  schliesslich  Rössel,  dessen  Un- 
fähigkeit man  endlich  erkannt  hatte,  ent- 
liess.  Bald  haben  die  Versailler  die  wich- 
tigsten Forts  genommen,  und  am  21,  Mai, 
am  hellen  lichten  Tage,  können  sie  —  von 
einem  Einwohner  der  Stadt  benachrichtigt 
—  eine  gänzhch  unbewachte  Bastei  der 
Pariser  Festung  ersteigen  und  ihren  Ein- 
marsch in  die  Hauptstadt  halten.  Nunmehr 
gilt  es,  die  —  von  den  Föderierten  ver- 
barrikadierten —  Strassen  zu  erobern.  Eine ' 
furchtbare  Strassenschlacht  entbrennt.  Die 
Föderierten  kämpfen  gegen  die  ungeheuere 
Uebermacht  einen  heldenmütigen  Verzweif- 
lungskampf; sie  fechten  ingrimmig  wie 
Männer,  die  an  Rettung  wie  an  Begnadi- 
gung verzweifeln;  mitunter  auch  geben  sie 
mit  lachendem  Gleichmut  ihr  Leben  dahin, 
jenen  nordisclien  Recken  gleich,  von  denen 
uns  in  alten  Sagen  erzählt  wird.  Dieser 
Strassenkrieg  wird  von  beiden  Seiten  mit 
unerhörter  Grausamkeit  geführt.  Die  Ver- 
sailler füsillieren  auf  der  Stelle  alle,  die  sie 
mit  Waffen  in  der  Hand  antreffen :  Männer, 
Fmuen  und  Kinder;  denn  auch  diese 
beiden  Kiitegorieen  sind  unter  den  Föde- 
rierten vertreten  und  von  manch  einer 
Amazone  der  Commune  werden  Wunder 
der  Tapferkeit  berichtet.  Andererseits  geben 
auch  die  Föderierten  keinen  Pardon.  Sie 
haben  den  Befehl,  jedes  Haus,  dass  sie  auf- 

E^ben  müssen,  zu  verbrennen  oder  in  die 
uft  zu  sprengen,  angeblich  um  das  Vor- 
rücken der  Versailler  zu  hindern.  Indes 
ganz  lassen  sich  die  Brände  der  Commu- 
nards aus  Rücksichten  der  Verteidigung 
nicht  erklären,  sondern  es  war  sicherlich 
daneben  auch  der  glühende  Durst  nach 
Rache,  der  jene  Männer,  in  Voraussicht  des 
eigenen  Unterganges,  antrieb,  den  Feuer- 
brand in  die  Häuser  der  Feinde  zu  schleu- 
dern. Wenn  diese  Absicht  nicht  voll  er- 
reicht worden  ist,  sondern  nur  eine  Reihe 
von  Häusern  und  öffentlichen  Gebäuden  den 
Flammen  hat  überliefert  werden  können,  so 
liegt  der  Grund  dafür  vornehnilich  in  dem 
schnellen  Vorrücken  der  Versailler;  dann 
Auflage,    in.  6 
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aber  haben  auch  thatsächlich  manche  Föde- 
rierte —  und  ganz  besonders  viele  der  an 
der  Commune  teilnehmenden  Internationa- 
len —  vor  dieser  letzten  Konsecjuenz  zu- 
rückgescheut. Jetzt  vergreifen  sich  auch 
die  Föderierten,  durch  die  Grausamkeit 
ihrer  Gegner  bis  zur  Baserei  erhitzt,  an  den 
Geiseln,  die  auf  Grund  des  oben  erwähnten 
Dekrets  in  Haft  genommen  worden  waren: 
ihrer  63,  darunter  der  Erzbischof  von  Paris, 
werden  erschossen  —  ein  ruchloser  Akt, 
wenn  man  bedenkt,  dass  sehr  viele  davon 
friedfertige  Bürger  waren,  die  der  Com- 
mune in  keiner  "Weise  Schwierigkeiten  be- 
reitet hatten.  Der  Rat  der  Commune  darf 
für  diese  Unthat  nicht  verantwortlich  ge- 
macht werden;  er  war  längst  nicht  mehr 
beisammen,  -me  überhaupt  in  diesem  Augen- 
blick jegliche  Leitung  fehlte.  —  Endlich  am 
28.  Mai  war  der  Kampf  zu  Ende:  ganz 
Paris  war  in  den  Händen  der  Regierung^). 
Die  Ordnung  war  wieder  hergestellt,  wie 
der  Tagesbefehl  Mac  Mahons  verkündete. 
Und  so  konnten  jetzt  die  Kriegsgerichte  ihre 
harte  Thätigkeit  beginnen.  Hier  wurden 
über  13  000  Communards  verurteilt,  darun- 
ter 7500  zur  Deportation. 

Und  so  mag  man  nach  diesen  entsetz- 
lichen Massakren  die  »Föderierten«  trotz 
der  schweren  und  blutigen  Verschuldungen, 
die  sie  auf  ihr  Haupt  geladen  und  die  sie 
so  furchtbar  gebüsst  haben,  dennoch  be- 
dauern, da  sie,  ihrer  subjektiven  Ueberzeu- 
gung  nach,  für  das  Wohl  des  Vaterlandes 
zu  streiten  und  zu  leiden  geglaubt  haben. 
Indes  die  Märtyrerglorie,  welche  die  sozial- 
demokratische Legende  um  die  Häupter  der 
Communekämpfer  gewoben  hat,  kann  ihnen 
nicht  zuerkannt  werden;  die  besten  ihrer 
Zeit  haben  anders  geurteilt  und  treffender. 
Es  war  Louis  Blanc,  der  aufrichtige, 
kühne  Denker  und  edle  Menschenfreund 
und  dazu  ein  Sozialist  pur  sang,  der  ange- 
sichts der  Pariser  Commune  in  die  Worte 


^)  Nach  den  amtlichen  Erniittehmffen 
über  die  Begräbnisse  und  die  Ausgrabungen 
der  provisorisch  Eingescharrten  betrug  die  Zahl 
der  Leichen  ungefähr  6500.  Nach  den  Angaben 
von  communalistischer  Seite  sind  dagegen 
20000  „Föderierte"  während  der  Strassenkämpfe 
oder  nach  denselben  getötet  worden.  —  Von 
hervorragenden  Communards  fielen  im  Kampfe: 
Flourens,  Vermorel,  Delescluze  und  Dombrowsky. 
Unter  den  nach  beendetem  Kampfe  von  den 
Truppen  Füsilliert^n  befanden  sich:  Varlin, 
Milli^re,  Rigault  und  früher  schon  Duval.  Zu 
den  standrechtlich  Erschossenen  gehörten: 
Rössel  und  Ferr4.  Zu  den  Depotierten :  Kochefort 
und  Jourde,  denen  es  jedoch  später  gelang,  aus 
Neu-Caledonien  zu  entweichen.  Beslay,  Malon 
und  Theiss  —  die  ebenfalls  gefangen  genomnien 
worden  —  wurden  von  der  Regierung  heimlich 
freigelassen,  weil  sie  während  ihrer  Amtsführung 
ganze  Stadtteile  vor  Zerstörung  bewahrt  hatten. 


ausbrach:  »Was  die  Urheber  des  Aufstan- 
des betrifft,  so  sagen  wir  ihnen,  dass  sie 
hätten  schaudern  soUen  bei  dem  Gedanken, 
die  Geissei  der  fremden  Okkupation  zu  er- 
schweren und  zu  verlängern,  indem  sie  ihr 
noch  die  Geissei  des  Bürgerkrieges  beige- 
sellten.« 

Einsichtige  Führer  der  deutschen  Sozial- 
demokratie urteilen  übrigens  schon  heute  über 
die  Pariser  Commune  objektiver  als  früher. 
Das  beweist  die  folgende  Antwort  Georg 
V.  Yollmars  auf  die  Yerherrlichung 
jenes  angeblich  »heroischen  Kampfes«  durch 
Kosa  Luxemburg:  »Es  hat  ja  wenig  Wert, 
bei  historischen  Geschehnissen  hintennach 
zu  klügeln,  was  hätte  gethan  werden  soUen, 
weil  sie  gewöhnlich  mit  elementarer  Ge- 
walt kommen,  —  aber  schlechter  würden 
die  französischen  Arbeiter  ihrer  Sache  doch 
auch  kaum  gedient  haben,  wenn  sie  damals 
geschlafen  hätten«  (Protokoll  des  sozial- 
demoki-atischen  Parteitages  vom  Jahre  1898). 
Danach  steht  zu  hoffen,  dass  in  nicht  zu 
ferner  Zeit  nirgendwo  mehr  die  Apotheose 
der  Communards  gefeiert  werden  wird,  von 
deren  Besten  gesagt  werden  muss,  dass  sie 
sieh  kopflos  in  ein  tollkühnes  Unternehmen 
gestürzt  haben.  — 

Litteratnr:  /.  I)a^  Ifauptwerk  über  die  »ozialert 
Ideeen  und  Bncegungm  unterm  zuceUen  Kaiser- 
reich, ohne  deren  genauenle  Berilcksichtigung  die 
Pariser  Commune  nicht  verstanden  werden  kann, 
ist:  LexiSf  Gewerkrereine  und  Unternehmer- 
Verbände  in  Frankreich,  Leipzig  1879.  —  Für 
Verschiedenes  vgl,  auch  Mehring,  Die  Pariser 
Commune  in  den  nPreussischen  Jahrbüchemu, 
Bd.  4''f—4Ö3  Berlin  1879— SO.  (Ueber  Mehrin^j 
als  angeblichen  nJIistorikeru  vgl.  freilich  die  beiden 
kritischen  Aufsätze  Georg  Adlers,  »Zur 
Gesch.  der  deutschen  Sozialdemokratien ,  in  der 
^Zeitschrift  für  Sozial u>issenschajti(,  Jahrgang  I, 
August'  u.   Oktober heft,  Berlin  1898.) 

II.  Aus  der  fast  unabsehbaren  Litleratur  über 
die  Commune  selber  sind  die  wichtigeren  Schrif- 
ten :  Becker,  Gesch.  der  Pariser  revolutionären 
Commune,  Leipzig  1879.  —  Beslay,  La  verite 
8ur  la  Commune.  —  Boeek^  Kämpfe  der  franzö- 
sischen  Armee  gegen  die  Pariser  Commune,  im  4* 
Beiheft  zum  nMilitänrochenblatt» ,  Berlin  1879.  — 
du  Camp,  Les  convulsions  de  Paris,  4  *'o'-* 
Paris  1878—79.  —  Vauban,  Le  fond  de  la 
societesous  la  Commune,  Paris  1878.  —  Der  Bürger- 
krieg in  Frankreich,  Adresse  des  Generalrats  etc. 
(Verfasser  Karl  Marx),  2.  Auß.,  Leipzig  1870, 

—  JHkhring,  Kritische  Geschichte  der  National- 
ökonomie, Leipzig  1879.  —  Enquete  parlemeu- 
taire  sur  l'insurrectioji  du  18.  mars,  Paris  1872. 

—  Qrünherg,  Art.  nCommuneu  im  n Wörterbuch 
der  Volksunrtschaft,  Bd.  I,  S.  531  ff.,  Jena  1898.  — 
Journal  officiel  (Redakteur :  Ij>nguet),  Paris  1871, 

—  Journal  des  joumaux  de  l<t  Commune,  ^  vol., 
Paris  1871.  —  Latnaziru,  La  place  Vendome  et  la 
Roquette,  12«  6dit.,  Paris  187 S.  —  LcQcis  a.  a. 
O.  —  LjViSagaray,  Histoire  de  la  Commune, 
Bruxelles  1876.  —  MehtHng  a.  a.  O.  -- 
Meet*heitnb,  Die  Pariser  Commune,  Berlin  1880. 

—  Mend^Sf  Les  7S  journees  de  la  Commune,  Paris 
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1871.  —  Mirbaeh^  In  St.-DenU  1871,  Berlin 
187$.  —  Trainier,  Hi^toire  de  la  Commune, 
London  1871.  —  Witttg,  Die  Commune  von  Parü, 
Stuttgart  1872.  Gearg  Adler. 


Comte,  Isidore  Marie  Auguste 
Fraii^<»is  Xayier, 

der  Begründer  des  Poaitivismus,  wurde  am  19. 
I.  1798  zu  Montpellier  geboren.  1820—22  ver- 
kehrte er  mit  St.  Simon  und  lieferte  auch  Bei- 
träge für  den  „Organisateur",  1832—41  dozierte 
er  an  der  polytechnischen  Schule,  Später  lebte 
Comte  von  einer  ihm  von  seinen  Freunden  und 
Anhängern  ausgesetzten  Rente  und  starb  zu 
Paris  am  5.  IX.  1857. 

Comte  zerlegt  die  Entwickelungsgeschichte 
des  Menschengeschlechts  in  drei  Phasen,  in 
die  theologische,  die  metaphysische  und  posi- 
tive, welche  die  Fortachritte  der  menschlichen 
Vervollkommnungsfähigkeit  und  der  kulturellen 
■Selbsterziehung  diarakterisieren.  In  der  posi- 
tiven spiegelt  sich  unser  gegenwärtiges  indus- 
trielles Zeitalter,  was  auf  Grund  der  exakten 
Wissenschaften  empirisch  durch  Beobachtung 
ond  Experiment  den  Zusammenhang  der  Phä- 
nomene darlegt.  Identifiziert  man  nun  aber 
dieses  industrielle  Zeitalter  mit  derjenigen  so- 
ziologischen Wissenschaftshöhe,  die  zur  natur- 
wissenschaftlichen Erkenntnis  auch  über  das 
Wesen  der  Dinge  der  Vergangenheit  gelangt 
ist,  so  setzt  diese  Erkenntnis  doch  auch  eine 
Bekanntschaft  mit  den  naturwissenschaftlichen 
Gesetzen  der  Geschichte  voraus,  die  indes  weder 
Tomte  bekannt  waren  noch  von  einem  seiner 
Nachfolger  entdeckt  wurden  noch  überhaupt 
entdeckt  werden  können,  da  selbst  die  Begrün- 
dong  der  ,,Gesetzmässigkeit  des  historischen 
(^schehens**  noch  aussteht. 

Der  verdienstvolle  Comtesche  Entwurf  einer 
ansteigenden  Klassifikation  für  die  Hierarchie 
der  Wissenschaften  stellt  die  Soziologie  an 
deren  Spitze,  von  welcher  Biologie,  Chemie, 
Physik  und  Astronomie  zur  Mathematik,  als 
der  am  wenigsten  komplizierten  Wissenschaft, 
hinabführen.  Aus  den  drei  ersten  Teilen  der 
lomteschen  Philosophie  positive  geht  in  ge- 
netischer Folge  der  vierte  Teil,  die  Sozial- 
j'bysik  hervor,  während  die  zwei  letzten  Teile 
dazu  bestimmt  sind,  die  weltgeschichtlichen 
Dokumente  zu  dem  positivistischen  Entwicke- 
longsgesetze  der  Menschheit  zu  liefern.  Ob 
und  wie  Comte  dies  beim  Mangel  eines  histori- 
schen Gesetzes  gelungen,  mag  aus  dem  oben 
Bemerkten  hervorgehen.  Die  soziologische  Me- 
thode, welche  er  eingehend  im  vierten  Bande 
entwickelt,  wodurch  er  sich  zum  Begründer  der 
neueren  Soziologie  gemacht  hat,  giebt  ihm  u.  a. 
auch  Veranlassung,  die  abstrakte  Behandlung 
wirtschaftlicher  Grundprincipieu  und  die  abso- 
lute Fassung  von  Postulaten  und  Theoremen 
!?eitens  der  Nationalökonomen  zu  tadeln. 

Von  C*omtes  Schriften  seien  folgende  hier 
aufgeführt:  | 

Plan  des  travaux  scientifiques  necessaires 
pour  reorganiser  la  societe,  Paris  (1822);  das- 
•^Ibe.  2.  Aufl.  u.  d.  T. :  Systeme  de  philosophie 
positive,  Paris  1824.  —  Cours  de  philosophie 
positive,  6  Bde.,  Paris  (1830— 1842);  dasselbe, 
4  Aufl.  Paris  1881.    (Einen  2  bändigen  Auszug 


aus  vorstehendem  Cours  veranstaltete  J.  Rig 
(Paris  1880)  und  eine  2  band.  Verdeutschung 
dieses  Auszugs  v.  Kirchmann,  Heidelberg  18^.) 
—  Sur  l'esprit  positif,  Paris  1844.  —  Sur  l'en- 
semble  du  positivisme,  Paris  1848.  —  Systeme 
de  politique  positive  ou  traitö  de  sociologie  in- 
srituant  la  religion  de  Thumanit^,  4  Bde., 
Paris  1851—54;  dasselbe,  neue  Ausgabe,  Paris 
1880 — 83;  dasselbe,  neueste  Ausgabe,  Paris 
1892 — 95.  —  Comtes  Briefwechsel  mit  J.  Stuart 
Mill  wurde  1877  in  Paris  veröffentlicht. 


Vgl.  über  Comte:  Robinet,  Notice  sur 
l'oeuvre  et  sur  la  vie  de  Comte,  Paris  1860. 
—  Littre,  Comte  et  la  philosophie  positive, 
Paris  1863.  —  Derselbe,  Comte  et  Stuart  Mill, 
Paris  1866.  —  J.  Stuart  Mill,  Comte  and  posi- 
tivism,  2.  Aufl.  London  1866;  dasselbe,  deutsch 
von  E.  Gomperz,  Leipzig  1874.  —  Cairnes, 
Comte  and  political  economy  (Fortnightly  Re- 
view), London  1870.  —  Mai-Krohn,  Beiträge  zur 
Kenntnis  und  Würdigung  der  Soziologie  (Jahrb. 
f.  Nat.  u.  Stat.,  N.  F.  Bd.  I.  S.  407  if.  u.  N.  F.  Bd.  III. 
S.  l  flf.  Jena  1880  u.  1881.  —  Gumplowicz,  Grundriss 
der  Soziologie,  Wien  1885.  —  Bishop  of  Car- 
lisle,  Comtes  atheism.  (Nineteenth  Century,  Nr. 
124)  London  1887.  —  Say  et  Chailley,  Diction- 
naire  d^economie  polit.,  fid.  I,  Paris  1891,  S. 
527.  —  H.  d.  St.,  1.  Aufl.,  Bd.  IL  Jena  1891,  S.  874. 
Gruber,  Auguste  Comte,  sa  vie.  sa  doctrine. 
Traduit  de  l'allemand,  Montdidier  1892.  — 
Watson,  Comte,  Mill,  and  Spencer:  an  outline 
of  philosophy,  Glasgow  1894.  —  Palgrave, 
Dictionarv  of  polit.  economv.  Bd.  I,  London 
1894,  S.  381  if.  —  W.  H.  Schoff,  A  neglected 
chapter  of  the  Ufe  of  Comte  (Annais  of  the 
American  Academy  of  polit.  and  social  science) 
vol.  Vm.    Nr.  3.    Philadelphia  1896. 

Lippert, 


Comte,  Fran^^ois  Louis  Charles, 

geb.  zu  Saiute-Enimie,  Dep.  Lozere,  am  25.  VIII. 
1782,  gest.  zu  Paris  am  13.  IV.  1837.  Nach 
Aufgabe  seiner  juristischen  Laufbahn  wurde  er 

1814  mit  Dunoyer  (s.d.)  Gründer  der  radikalen 
Zeitung  „Le  Censeur**,  welche  insbesondere 
ihrer  antibourbonistischen  Tendenz  wegen  Ende 

1815  bis  1817  inhibiert  wurde,  wo  sie  als  „Cen- 
seur Europeen"  wieder  auflebte,  bis  sie  Anfang 
1820  das  Schicksal  aller  anderen  bei  der  Ke- 
gierung  missliebigen  Blätter  teilte,  welche  in- 
folge des  Attentats  auf  den  Herzog  von  Berry 
unterdrückt  wurden.  Der  Verbüssung  einer  ihm 
wegen  Pressvergehen  zudiktierten  Gefängnis- 
strafe entzog  sich  Comte  durch  die  Flucht  nach 
der  Schweiz,  wo  er  zwischen  1822  und  1823 
Professor  des  Naturrechts  an  der  Akademie 
Lausanne  war,  dann  in  England  lebte  und  nach 
der  Julirevolution  nach  Frankreich  zuriickkehrte. 
Hier  wurde  er  1832  Mitglied  der  Acaderaie  des 
Sciences  morales  et  polit iques,  und  die  an  der- 
selben neu  geschaifene  Stelle  eines  ständigen 
Sekretärs  ward  zuerst  ihm  1834  übertragen. 

Comte  veröffentlichte  von  Staats  wissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  Traite  de 
legislation,  ou  exposition  des  lois  generales  sui- 
vant  lesquelles  les  peuples  prosperent,  deperissent 
ou   restent   stationnaires ,   4  vols.,   Paris  1827, 
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2e  6d.  1835.  (Dieaem  Werke  wurde  der  Montyon- 
Preia  zuerkannt.)  —  Traite  de  la  propriete,  2 
vols.,  Paris  1834. 

Der  „Censeur"  und  der  „Censeur  Europeen" 
(Paris  1814—1819)  bilden  eine  Reihe  Ton  19  Bdn. 


Vgl.  über  Comte:  Mignet  (als  II.  ständiger 
Sekretär  der  Acad^mie  des  sciences*  etc.  der 
Nachfolger  Comtes),  Notice  historique  sur  la  vie 
et  les  trayaux  de  M.  Charles  Comte,  etc.  (Jour- 
nal des  Economistes,  no  de  Juin  1846}.  H.  d.  1 
St.,  1.  AuÜ.  Bd.  II,  S.  875.  i 

Lippert,      I 


Condillac,  Etienne  Bonnot  de, 
Abb^  Yon  Mnreanx, 

geb.  zu  Grenoble  am  30.  VIII.  1715,  bekannt 
als  bedeutendster  Vertreter  der  seusualistischeu 
Philosophie,  starb  als  Mitglied  der  französischen 
Akademie  (seit  1768}  am  3.  VIII.  1780  auf 
seinem  Gute  Flux  bei  Beaugency. 

In  seiner  18  Jahre  nach  Quesnays  „Tableau 
^nomique''  erschienenen  Schrift  ,Xe  commerce 
et  le  gouvememcnt  consid^res  relativement  Tun 
ä  Tautre",  Amsterdam  1776,  teilt  Condillac  keines- 
wegs in  allen  Stücken  die  Anschauungen  der 
Physiokraten ,  steht  dieser  Lehre  aber  doch  so 
nahe,  dass  ihn  Kellner  (s.  u.)  denjenigen  fran- 
zösischen Nationalökonomeu ,  welche  zwischen 
der  physiokratischen  Gruppe  der  Oekonomisten 
und  den  Handelsphysiokraten  stehen,  beigezählt 
hat.  Der  Boden  ist  ihm  ebenso  wie  den  Phy- 
siokraten die  vornehmste  Keichtumsquelle,  aber 
—  und  hier  trennt  er  sich  von  den  Anschau- 
ungen der  Quesnayschen  Schule  —  nur  in  Ver- 
bindung mit  der  Arbeit.  Er  unterscheidet 
zwischen  Reichtümern  erster  Ordnung,  den 
Bodenerzeugnissen,  und  zweiter  Ordnung,  den 
Manufakten,  weil  diese  erst  aus  ersteren  geformt 
werden.  In  vollständiger  Uebereinstimmung 
befindet  er  sich  mit  den  Physiokraten  hinsicht- 
lich der  inneren  und  äusseren  wirtschaftlichen 
Freiheit,  die  er  für  Ackerbau,  Handel  und  In- 
dustrie fordert.  In  seiner  freihändlerischen 
Finanzpolitik  verwirft  er  Zölle,  Verbrauchs- 
steuern, Monopole  und  Staatsanleihen  etc.  Als 
Steuertheoretiker  unterscheidet  er  zwischen  Agrar- 
und  Industriestaaten  hinsichtlich  der  hauptsäch- 
lichsten Nahrungszweige  ihrer  Bevölkerung; 
für  erstere  schlägt  er  nur  eine  Steuer  und  zwar 
die  auf  den  Boden  zu  legende  vor,  in  Industrie- 
staaten dagegen  sollen  ausser  den  Grundeigen- 
tümern aucn  aie  Handel-  und  Gewerbetreibenden 
besteuert  werden.  In  seiner  Wert-  und  Preis- 
theorie zeigt  sich  Condillac  als  ganz  selbstän- 
diger Denker,  indem  er  die  Preisbildung  im 
Freihandel  als  das  natürliche  Preismass  hinstellt, 
indem  er  femer  den  Wert  eines  Gegenstandes 
von  dem  Grade  seiner  Brauchbarkeit  abhängig 
macht,  indem  er  schliesslich  im  Gegensatze  zu 
dem  fiktiven  nur  den  absoluten  Wert  eines 
Gegenstandes  als  Ursache  bezeichnet,  dass  für 
diesen  Arbeit  aufgewendet  oder  Geld  bezahlt 
wird. 

Die  vorstehend  aufgeführte  Schrift  ist  ab- 
gedruckt im  XIV.  Bde.  der  CoUection  des  prin- 
cipaux  economistes  (Paris  1847),  S.  243—448. 
(Die  S.  243/45  nimmt  eine  „Notice'*  über  Con- 
dillac von  £  .Daire  ein.)  Zwei  Ausgaben  seiner 


gesammelten  Werke  erschienen  in  23  und  in  16 
Bdn.,  Paris  1798  und  1821.  Die  neuere  Ausgabe 
besorgte  Thery. 

Vgl.  über  Condillac:  J.  B.  Say,  Traite 
d'economie  politique,  discours  preliminair.  — 
Kellner.  Geschichte  des  Physiokratismus.  Göt- 
tingen  1847,  S.  9.  —  Julian  Schmidt,  Geschicht^^ 
der  französ.  Litteratur,  Bd.  I  u.  II.  Leipzig 
1858.  —  Lexis,  Condillac  im  H.  d.  St., 
1.  Aufl.  Bd.  II.  Jena  1891  S.  875.  —  Say  et 
Chaillev,  Dictionnaire  d'economie  polit.  Bd.  I., 
Paris  1891,  S.  536.  —  Palgrave,  Dictionary  of 
polit.  economy  Bd.  I.  London  1894,  S.  358. 

lAppert, 


Condoreet,  Marie  Jean  Antoine  Nico- 
las Caritat, 

Marquis  de,  geb.  am  17.  VIIL  1743  zu  Ribe- 
mont  bei  Sit.  Quentin,  wurde  1770  Mitglied  der 
Academie  des  sciences  mor.  etc.  und  1782  der 
Academie  fran^aise,  1776  Münzdirektor  und  1791 
Finanzkommissar.  1791  trat  er  als  Abgeord- 
neter der  Stadt  Paris  in  die  der  Konstituante^ 
folgende  Legislative  und  1792  in  den  Konvent 
ein,  wo  er  bei  wichtigen  Abstimmungen  mit 
den  Girondisten  stimmte.  Der  Sturz  dieser 
Partei  Hess  ihn,  der  drohenden  Verhaftung  zu 
entgehen,  ein  Asyl  bei  einer  Freundin,  Frau 
Vemet,  aufsuchen,  was  er,  nachdem  er  dort  sein 
„Esquisse  d'un  tableau  Mstorique"  (s.  u.)  ge- 
schrieben, im  März  1794  wieder  verliess.  Unter- 
wegs auf  der  Flucht  aus  Paris  als  verdächtig 
aufgegriffen  und  in  Bourg-la-Reine  interniert, 
vergiftete  er  sich  am  2t.  III.  1794  in  dem 
dortigen  Gefängnis. 

Oondorcets  volkswirtschaftliche  Doktrin  ist 
stark  beeinflusst  von  der  seines  Freundes  Turgot. 
Durchaus  physiokratisch  sind  seine  Anschauungen 
über  Erwerbs-  und  Verkehrsfreiheit  sowie  über 
Aufhebung  des  Privilegien-  und  Monopolwesens, 
ebenso  hatte  die  Freigabe  des  Getreidehandeis 
(vgl.  ..lettre  d'un  laboreur"  etc.)  [s.  u.J,  in  wel- 
chem Sehreiben  er  diese  von  NecKer  erbat,  an 
Condorcet  einen  wannen  Verfechter.  In  dem 
nämlichen  Briefe  tritt  er  mit  dem  Projekt  einer 
grossarti^en  Unt«rstützungsanstalt  für  die  Armen 
und  Arbeiter  an  den  Älinister  heran.  Als  Steuer- 
theoretiker geht  Condorcet  seinen  eigenen  Weg : 
der  Grund-  wünscht  er  eine  Einkommensteuer 
beigesellt  zu  haben,  um  die  Censiten,  ihrer 
Leistungsfähigkeit  entsprechend,  zu  den  Abgaben 
heranzuziehen;  auch  der  Einführung  einer 
massigen  Progressivsteuer  ist  er  nicht  abge- 
neigt. Seiner  menschenfreundlichen  Natur  ge- 
mäss sympathisiert  er  auch  mit  der  Sklaven - 
emaucipation. 

Das  vorerwähnte  „Tableau  historique"  ist 
eine  auf  die  Geschichte  des  Menschengeschlechts 
sich  stützende,  während  der  blutigsten  reriode^der 
Schreckensherrschaft  entstandene  Gesellschafts- 
dynamik. Der  Verfasser  unternimmt  es  in  dieser 
Schrift,  die  Geschichte  als  soziologische  Erzieherin 
der  menschlichen  Familie  zu  beleuchten  und  ent- 
wirft am  Schlüsse  das  Zukunftspro^ramm  einer 
sozialen  Glückseligkeit  der  menschlichen  Gesell- 
schaft. Dieses  Programm  hat  alles,  nur  kein 
Rückgrat,  indem  für  das,  was  in  politischer, 
wirtschaftlicher    und    sozialer   Beziehung    der 
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späteren  Generation  zugedacht  wird.  z.  B.  Be- 
^tignng  der  Ungleichheit  in  Besitz,  Erwerb, 
Bildimg,  Eheschliessnng  etc.,  die  Anweisung 
fehlt  nnd  fehlen  musste,  seine  mehr  oder  weniger 
iuim5gliche  Ausführung  zu  bewerkstelligen.  Auch 
die  morphologische  Regeneration  und  die  bio- 
statische Vervollkommnung  des  Menschenge- 
schlechts ist  in  das  Zukunftsprogramm  einge- 
schlossen und  im  Gegensatze  dazu  die  realis- 
tische Hoffnung  ausgedrückt,  dass  der  Pflege 
des  Assoziationswesens  und  der  Einrichtungen 
der  sozialen  Selbsthilfe  zum  Besten  der  Arbeiter 
und  Notleidenden  die  neue  Generation  sich  be- 
fleissi^n  werde.  Auch  das  Bevölkeningsproblem 
wird  im  „Tableau  historique"  nicht  übergangen, 
nnd  Condorcet  zeigt  sich  hier  als  einer  der  be- 
dentendsten  Vorgänger  von  Malthus.  Um  die 
Harmonie  zwischen  Lebensmittel-  und  Kinder- 
erzeugung nicht  aus  dem  Gleichge>vicht  zu 
bringen,  wird  der  neuen  Generation  u.  a.  von 
Condorcet  zugemutet,  beim  sexuellen  Umgange 
«Ifr  Geschlechter  auf  der  Basis  einer  freiereu 
M»ral  stets  in  Erwägung  zu  ziehen,  dass  es 
>kh  nicht  um  die  blosse  Volks  Vermehrung, 
sondern  um  Uebemahme  von  Garantieen  seitens 
der  Eltern  für  das  dereinstige  Glück  der  jungen 
Erdenbürger  handele. 

Condorcet,  den  d'Alembert  „un  volcan  cou- 
Tert  de  neige"*  nennt,  nähert  sich  in  zahlreichen 
Stellen  seines  „Tableau  historique"  den  Forde- 
rungen der  Sozialisten,  auch  deckt  sich  das 
Programm  des  Gründers  des  St.  Simouismus  in 
der  Fürsorge  für  die  Armut  mit  dem  seinigen. 
Nach  dem^  Eintritte  geordneter  Zustände  in 
Frankreich  (1795)  liej»s  der  Konvent  das  „tableau 
historique*'  pietätvoll  auf  Staatskosten  drucken. 

Hätte  Condorcet  seinen  kühn  angelegten 
Plan  der  Barstellung  einer  genetischen  biolo- 
dsch-sozialeu  MenschenvervoUkommnungsge- 
Khichte  im  tableau  bistorique  bis  zu  Ende  ge- 
fiilirt,  so  würde  er  wohl  annähernd  zu  demselben 
Resnme  gelangt  sein,  was  sich  in  Comtes  sozio- 
logischen Gesetzen  der  Entwickelung  der  Mensch- 
heit ausspricht:  Letztere  fussen  auf  der  Ge- 
schichte insofern,  als  das  Begreifen  der  Gegen- 
wart die  Kenntnis  der  Vergangenheit  voraus- 
setzt. Aus  diesem  Grunde  imponierte  Comte 
aoch  das  „tableau  bistorique'^  und  er  hält  nicht 
damit  zurück,  dass  er  in  Condorcet  seinen  Vor- 
gänger erblicke,  dessen  Namen  er  in  dieser  Be- 
aehnng  neben  denjenigen  eines  Aristoteles  und 
Montesquieu  aufgezeichnet. 

Von  Condorcets  Schriften  seien  als  die  wich- 
tigsten nur  die  folgenden  genannt:  Lettre  d'un 
l&bomreur  de  Picardie  a  M.  N***  (Necker) 
Paris  1775.  —  Lettre  sur  le  commerce  des  grains 
par  M***,  Paris  1775.  —  Eeflexions  sur  le 
commerce  des  bles ,  Londres  (recte  Paris)  1776. 

—  Essai  sur  TappUcation  de  Tanalyse  ä  la  pro- 
babilite  des  decisions,  rendues  ä  la  pluralite  des 
^oii,  Paris  1785;  dasselbe,  2.  Aufl.  u.  d.  T.: 
Elements  du  calcul  des  probabilit^s  etc.,  avec 
nn  discours  sor  les  avanta^es  des  mathematiques 
ff^ciales,  Paris  1004.  rBehandelt  die  Lehre  der 
^lesetzmässigkeitder  scneinbar  freiwilligen  Hand- 
lungen mittelst  Operationen  der  Wahrscheinlich- 
keiurechnung.)  —  La  vie  de  Turgot,  Paris  1786. 

—  Sur  la  fixation  de  l'impot,  Paris  1790.  — 
Memoires  sur  les  monnaies,  Paris  1790  (bezieht 
sich  auf  die  der  Konstituante  vorzulegende  Münz- 
refonn,!.  —  Nach  seinem  Tode  erschienen:  Ta- 


bleau gen^ral  de  la  science  qui  a  pour  objet 
d^application  du  calcul  aux  sciences  politiques 
et  morales,  Paris  1795.  (Eine  Methodologie 
der  Sozialwissenschaften,  die  durch  Anwendung 
mathematischer  Gesetze  auf  die  wichtigsten 
Grundbegriffe  des  Wirtschaftslebens  dieselben 
einer  algebraischen  Kritik  unterwirft)  —  Es- 
quisse  d'un  tableau  bistorique  du  progrfes  de 
lesprit  humain,  Paris  1795;  dasselbe  deutsch 
von  E.  C.  Posselt  (1796):  dasselbe,  2.  Aufl.  (suivie 
de  r^flexions  sur  Tesclavage  des  n^gres,  Paris 
1823.  —  Gesamtausgaben  seiner  Schriften  er- 
schienen (Paris  1804)  in  21  Bänden  und  (Paris 
1847^9)  in  12  Bänden.  Letztere  von  Arago 
und  General  O'Connor  besorgte  ist  die  voll- 
ständigste. Einige  seiner  kleineren  Schriften 
finden  sich  auch  abgedruckt  im  XIV.  Bde.  der 
Collection  des  principaux  economistes  u.  d.  T.: 
Melanges  d 'economic  polit.  tome  1  (Paris  1847). 
Condorcets  Briefwechsel  mit  Turgot  gab  Ch.  Henry 
heraus. 

Vgl.  über  Condorcet:  Ara^o,  Notice  sur 
Condorcet  (in  Bd.  I  der  Oeuvres  complötes.) 
Paris  1847.  —  E.  Daire,  Notice  sur  Condorcet 
(in  Collection  des  princip.  economistes  Bd.  XIV.) 
Paris  1847,  S.  451—458.  —  Julian  Schmidt,  Ge- 
schichte der  französ.  Litteratur,  Bd.  I,  Leipzig 
1858,  S.  44  ff.  u.  ö.  —  Math.  Gillet,  L^utopie 
de  Condorcet.  Thfese,  Clermont  1883  (bezieht 
sich  auf  sein  „tableau  bistorique").  —  Bonar, 
Malthus  and  his  work,  London  188o  (besonders 
Buch  I,  Kap.  1  u.  2.  —  Lexis,  Condorcet,  in 
H.  d.  St.,  1.  Aufl.  Bd.  II.  Jena  1891,  S.  875 ff. 
—  Baudrillart,  Condorcet,  in  Say  et  Chailley, 
Dictionnaire  d'economie  polit.,  Bd.  I.  Paris  1891, 
S.  537.  —  Palgrave,  Dictionary  of  polit.  economy, 
Bd.  I.    London  1894,  S.  386  ff.  Uppert. 


Conring,  Hermann, 

geb.  am  9.  X,  1606  zu  Norden  in  Ostfriesland, 
wurde  1636  Professor  der  Medizin  an  der  Uni- 
versität Helmstedt,  1649  bezw.  1650  ernannten 
ihn  die  Fürstin  Juliane  von  Ostfriesland  und 
die  Königin  Christine  von  Schweden  zu  ihrem 
Leibarzte,  1660  ward  er  Inhaber  des  Helm- 
stedter Lehrstuhls  für  Politik  und  Naturrecht. 
Er  starb  im  Besitze  der  Würden  eines  herz, 
braunschweigischen  Geheimrats  und  eines  kgl. 
dänischen  Staatsrats  am  12.  X.  1681  in  Helmstedt. 
Conring,  ein  Polyhistor  im  besten  Sinne  des 
Wortes,  ist  nach  Stobbe  (s.  u.)  als  Begründer  der 
deutschen  Rechtsge^chichte  wegen  seiner  diplo- 
matischen Kritik  bei  Prüfung  der  deutschen 
Rechtsquellen  anzusehen.  In  seinen  staatswirt- 
schaftlichen Arbeiten  nähert  er  sich  nur  als 
Bevölkerungstheoretiker  den  Anschauungen  der 
Merkantilisten,  während  er  im  übrigen  Han- 
delsbeschränkungen und  Monopole  verwirft.  Als 
Steuertheoretiker,  vgl.  seine  Schriften  „de  vecti- 
gaübus"  (1653)  und  „de  contributionibus"  (1669), 
steht  er  auf  dem  Standpunkt  der  gleichen  Ver- 
teilung der  Lasten.  Das  Gebiet  seiner  akade- 
mischen Lehrthätigkeit  in  Helmstedt  erweiterte 
Conring  [vgl.  seine  Schrift:  „Examen  rerum 
publicarum  totius  urbis",  abgedruckt  in  Bd.  IV 
seiner  gesammelten  Schriften  (s.  u.)]  durch  eine 
!  Art  statistischer,  d.  h.  staatszustandsschildemder 
!  Vorlesungen,  diie   sich  über  Bevölkerung,  Pro- 
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duktionskriifte ,  Öffentliche  Wohlfahrtszwecke 
nnd  ihre  Mittel,  Hilfskräfte  und  Hilfsmittel  der 
staatsrechtlichen  Verwaltung  der  Länder  er- 
streckten. Conring  ist  daher  als  der  eigentliche 
Begründer  der  deutschen  üniversitätsstatistik 
anzusehen,  die  ihre  stoffliche  Erweiterung  und 
wissenschaftliche  Vertiefung  später  durch  Achen- 
waU  (s.  d.,  ohen  Bd.  I,  S.  26/27)  erfuhr. 

Von  hierher  gehörigen  Schriften  sind  ausser 
den  oben  genannten  nur  noch  aufzuführen:  De 
aerario,  1^3.  —  De  re  nummaria,  1663.  —  De 
importandiSj  1665.  —  De  commerciis,  1666.  — 
De  maritimis.  1680.  —  Die  von  J.  W.  Goebel  be- 
sorgte Ausgabe  seiner  Schriften  (ausschliesslich 
der  theologischen  und  medizinischen)  erschien 
in  7  FolioDänden,  Braunschweig  1730. 


Vgl.  über  Conring:  Wachler,  Geschichte 
der  Litteratur,  3.  Aufl.,  Leipzig  1833,  S.  187, 
197,  237,  321,  349,  352.  —  0.  Stobbe,  Hermann 
Conring,  der  Begründer  der  deutschen  Rechts- 
geschichte,  Berlin  1870.  —  Röscher,  Gesch.  d. 
Nat.  1874,  S.  253  ff.  —  Allgemeine  deutsche 
Biographie,  Bd.  IV,  Leipzig  1876,  S.  446  ff.  — 
Goldschlag,  Beiträge  zur  politischen  und  publi- 
zistischen Thätigkeit  Hermann  Conrings,  Berlin 
1884.  —  John,  Geschichte  der  Statistik,  Bd.  I, 
Stuttgart  1884,  S.  52  ff.  —  Meitzen,  Geschichte, 
Theorie  und  Technik  der  Statistik,  Berlin  1886, 
S.  8.  —  H.  d.  St.,  1.  Aufl.  Bd.  II.  1891,  S.  878. 

Lippert 


Conneils  de  prud^hommes 

s.  Gewerbegeri eilte. 


Consnlarrecht. 

1.  Das  Consularamt.  2.  Rechtsverhältnisse 
der  Consuln.  3.  Die  Amtsthätigkeit  der  C'on- 
suln  im  einzelnen,  a)  Grundsätze,  Berichter- 
stattung, b)  Polizeiliche  und  richterliche  Be- 
fugnisse, c)  Befugnisse  als  Urkundspersonen. 
d)  Standesamtliche  Befugnisse,  e)  Verschiedene 
administrative  Aufgaben. 

1.  Das  Consularamt  Grundsätzlich 
können  nur  souveräne  Staaten  Consuln  an- 
stellen. Städtische  Korporationen,  Handels- 
gesellschaften liaben  ein  solches  Recht  nicht. 
Was  Deutschland  betrifft,  so  ist  verfassungs- 
mässig allein  der  Kaiser  zur  Anstellung  von 
Reichsconsiün  im  Auslande  berechtigt  Die 
Consuln  der  Vereinigten  Staaten  von  Ame- 
rika wei-den  von  dem  Präsidenten  ernannt, 
die  schweizerischen  Consuln  von  dem  Bun- 
desrate, unter  dessen  Firma  der  Präsident 
die  Bestallimgsurkunden  vollzieht  Zuweilen 
steht  einzelnen  staatlichen  Orgauen  ein  Vor- 
schlags- oder  Zustiinmungsi-echt  zu,  in 
Deutschland  dem  Ausschuss  des  Bundes- 
rates fiir  Handel  und  Verkehr,  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  dem  Senate. 
Im  britischen  Considardienste  werden  zwei 
Klassen  von  Consuln  unterschieden:  die- 
jenigen, welche  von  dem  Staatsoberhaupte 
angestellt  werden  (her  Majestys  consuls  oder 


^^ce-consuls),  und  solche,  welche  von  könig- 
lichen Consuln  Anstellung  erhalten  (British 
consuls,  vice-consuls).  Letztere  werden  in 
anderen  Staaten  als  Consularagenten  be- 
zeichnet und  nicht  zum  Consularcorps  in 
engerem  Sinne  gerechnet.  Früher  wesent- 
lich als  Vertreter  einzelner  Benifsklassen  — 
des  Handels-  und  Schiff ei  Standes  —  ange- 
sehen, sind  die  Consuln  gegenwärtig  nicht 
mehr  ausschliesslich  Berater  und  Helfer  ge- 
wisser Staatsangehöriger,  sondern  sie  haben 
die  Aufgabe,  im  Auslande  das  Interesse  de> 
Anstellungsstaates  und  aller  seiner  Angehö- 
rigen wahraunehmen.  Bei  den  umfassenden 
Aufgaben,  welche  gegenwärtig  den  Consuln 
gestellt  sind,  ist  es  erforderlich  geworden, 
einerseits  ihnen  ausgedehnte  obrigkeitliche 
Rechte  beizulegen,  andererseits  dafür  zu 
sorgen,  dass  nur  Pereönlichkeiten  zu  dem 
Considaramte  benifen  werden,  welche  den 
consularamtlichen  Oblit^genheiten  gewachsen 
sind.  In  letztercr  Beziehung  hat  man  die 
Zulassung  zu  dein  Posten  als  Consul  von 
einer  voraufgegangenen  besonderen  Vorbe- 
reitung abhängig  gemacht,  auch  den  Consuln 
eine  auskömmliche  Besoldimg  bewilligt.  Die 
Vorbereitung  erfolgt  entweder  in  eigenen 
Anstalten,  z.  B.  in  Oesteii-eich  auf  der  orien- 
talischen Akademie,  oder  durch  praktische 
Beschäftigung  bei  Considaten  (Consuiareleven) 
bezw.  bei  V  er  waltun  gs-  und  Gerichtsbehör- 
den des  Inlandes,  auch  muss  wohl  vor  der 
Anstellung  eine  besondere  Pnifung  abgelegt 
werden.  Die  Gehalts  Verhältnisse  sind  in 
den  Haushaltsetats  der  einzelnen  Staaten 
sehr  verschieden  geregelt,  in  Deutschland 
ist  man  bemüht  gewesen,  sie  den  Lebens- 
verhältnissen der  betreffenden  Oertlichkeiteu 
angemessen  zu  gestalten.  Die  Besoldung 
der  deutschen  Consuln  variieii:  von  10000  M. 
(Viceconsul  in  Jaffa)  bis  48000  M.  (General- 
consiil  in  New*- York).  Die  in  solcher  Weise 
angestellten  Consuln  üben  ihre  amtliche 
Thätigkeit  als  ausschliesslichen  Benif  (daher 
Berufsconsuln).  Sie  heissen  Consules  missi, 
weil  sie  von  dem  Anstellungsstaate  in  das  Aus- 
land abgesendet  oder  doch  als  von  demselben 
gesendet  angesehen  weixlen.  Finanzielle  und 
andere  Gründe  haben  die  allgemeine  Durch- 
führung des  Princips  der  Beruf sconsulate 
gehindert ;  abgesehen  von  Frankreich  stellen 
die  Regierungt^n  nur  an  den  für  ihre  Inte- 
ressen wichtigeren  Orten  des  Auslandes  Be- 
rufsconsuln an.  Ausser  den  Consules  missi 
giebt  es  daher  auch  jetzt  noch  zahlreiche 
Consuln,  welche  das  Amt  nicht  als  aUvS- 
schliessliclien  Beruf  üben,  sondern  unter  den 
am  Orte  ansässigen  Kaufleuten  oder  sonstigen 
geeigneten  Persönlichkeiten  ausgewälilt  wer- 
<len  und  nicht  besoldet,  sondern  als  Ent- 
schädigung fru*  ihre  Thätigkeit  auf  die  für 
einzelne  Amtshandlungen  zu  erhebenden  Ge- 
bühren   angewiesen    sind.      Dies    sind    die 
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WahlooDSuln  (consules  electi),  auch  Honorar- 
consaln  genannt.  Ihre  amtlichen  Befugnisse 
und  Pflichten  sind  dieselben  wie  die  der 
Berufsconsuln,  soweit  nicht  beschränkende 
Bestimmon^n  seitens  des  Anstellungsstaates 
ergangen  smd.  Den  besoldeten  Consuln 
mancher  Staaten  —  Prankreiclis,  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  etc.  —  ist  es 
untersagt,  das  Consulat  eines  anderen  Staates 
zu  übernehmen.  Die  Consuln  erhalten  ein 
Patent  (Bestallungsbrief,  lettre  de  provision ; 
Commission)  seitens  des  Oberliauptes  des- 
jenigen Staates,  dessen  Interessen  sie  zu  ver- 
treten berufen  sind.  Sie  werden  auf  die 
treue  Erfüllung  ihrer  Amtspflichten  vereidigt 
und  müssen  zuweilen,  wie  die  Consuln  der 
A^ereinigten  Staaten  von  Amerika,  Bürgschaft 
dafür  beibringen,  dass  sie  nicht  Handel 
treiben,  dass  sie  alle  vereinnahmten  Gebühren 
abliefern  etc.  Die  nicht  von  dem  Staats- 
oberhaupte, sondern  von  Consuln  ernannten 
Consularagenten  —  zuweilen  auch  Vicecon- 
siiln  genannt  —  erhalten  kein  Patent  des 
Staatsoberhauptes,  sondern  eine  Bestallungs- 
urkunde  (Brevet)  seitens  des  auftraggeben- 
den Consuls. 

Da  die  Consuln  Amtshandlungen  in  einem 
fremden  Staate  austlben  und  dadurch  die 
Hoheitssphäre  des  Empfangsstaates  berührt 
wird,  so  bedarf  es  zur  Ausübung  des  Con- 
sidaramtes  der  Zustimmung  des  letzteren. 
Kein  Staat  ist  an  sich  verpflichtet,  fremde 
Consuln  in  seinem  Gebiete  zuzulassen.  Die 
Zulassung  gewähren  zu  wollen,  wird  oft  in 
Staatsverträgen  —  unbeschränkt  oder  unter 
AusschUessung  einzelner  Orte  —  zugesichert. 
Solche  Staatsverträge  sind  in  neuerer  Zeit 
zahlreich  abgeschlossen  worden,  entweder 
als  besondere  Consularkonventionen  oder  als 
Teile  von  Handels-  und  Schiffahrtsverträgen. 
Grossbritannien  ist  durch  seine  Munizipal- 
gesetzgebung verhindert  worden,  dem  Bei- 
spiele Deutschlands,  Frankreichs,  Itaüens, 
der  Vereinigten  Staaten  etc.  zu  folgen.  In 
jedem  einzelnen  Falle  der  Ernennung  eines 
Consuls  bedarf  es  aber  noch  einer  von  dem 
Oberhaupte  oder  einer  Behörde  eines  Em- 
pfangsstaates ausgehenden  Genehmigung  zur 
Ausübung  des  Consularamtes  für  die  betref- 
fende Person.  Die  Urkunde,  in  welcher  die 
Zulassung  ausgesprochen  wird,  heisst  Exe- 
quatur (Placet,  Berat).  Solange  das  Exe- 
quatur noch  nicht  erteilt  ist,  darf  der  Be- 
treffende consularamtliche  Verrichtungen 
nicht  vornehmen.  Das  Exequatur  bedarf 
bei  einem  Regierungswechsel  keiner  Erneue- 
r^ing;  es  kann  aus  allgemeinen  Gründen 
(z.  B.  im  Kriegsfalle)  oder  wenn  das  Ver- 
halten des  Consuls  den  Regeln  des  inter- 
nationalen Rechts  zuwiderläuft,  zurückge- 
zogen werden.  Solange  eine  solche  Zurück- 
nahme nicht  erfolgt  ist  bezw.  solange  nicht 
der  Consul  seitens  des  Ernennungsstaates 


seines  Postens  enthoben  ist,  hat  er  die 
Rechte  und  Pflichten  seines  Amtes.  Eigen- 
mächtig darf  er  sich  den  letzteren  nicht  ent- 
ziehen, auf  erstere  nicht  verzichten. 

2.  Rechtsverhältnisse  der  Consuln. 
Die  Stellung  der  Considn  hat  eine  staats- 
rechtliche und  eine  völkerrechtliche  Seite. 
Die  Consuln  —  auch  die  Wahlconsuln  — 
sind  Beamte  des  ernennenden  Staates.  Es 
ist  Sache  der  Gesetzgebung  imd  der  Ver- 
waltung des  Anstellungsstaates,  die  Voraus- 
setzungen festzustellen,  von  welchen  die 
Ernennung  zum  Consul  abhängt,  die  Titel- 
und  Rang\^erhältnisse  im  Inlande  vorzu- 
schreiben, über  die  amtlichen  Zuständig- 
keiten seiner  Consuln  sowie  über  den  Be- 
zirk zu  bestimmen,  innerhalb  dessen  die- 
selben ihr  Amt  ausüben  sollen.  Dagegen 
entscheidet  das  Recht  des  Empfangsstaats 
sowohl  über  die  persönliche  Rechtsstellimg 
der  fremden  Consuln  innerhalb  seines  Ge- 
bietes als  auch  über  den  Umfang,  in  wel- 
chem der  fremde  Consul  die  ihm  vom  er- 
nennenden Staate  übertragenen  Amtshand- 
lungen ausüben  darf.  Das  deutsche  Consu- 
largesetz  vom  8.  November  1867  briufft 
dieses  doppelte  Verhältnis  zum  Ausdruck, 
indem  es  auf  die  Aufzählung  der  Aufgaben 
der  deutschen  Consuln  und  der  bei  Aus- 
übung des  Amtes  zu  beobachtenden  Vor- 
schriften die  Bestimmung  folgen  lässt,  dass 
die  Consuln  die  durch  die  Gesetze  und  Ge- 
wohnheiten ihres  Amtsbezirks  gebotenen 
Schranken  innehalten  müssen.  Es  sind  also 
zwei  Arten  von  Bestimmungen,  welche  sich 
der  Consul  stets  gegenwärtig  halten  muss; 
die  von  der  deutschen  Reichsgewalt  er- 
lassenen positiven  Vorschriften,  auf  Grund 
deren  er  überhaupt  erst  eine  aratüche  Thä- 
tigkeit  ausüben  kann,  und  die  einschränken- 
den Bestimmungen,  welche  von  der  Staats- 
gewalt desjenigen  Landes  ausgehen,  in  dem 
er  residiert.  Beide  Arten  von  Bestimmungen 
ergänzen  oder  beschränken  sich  gegenseitig. 
Die  deutschen  Consuln  können  die  aus  dem 
Consulargesetz  u.  s.  w%  hervorgehenden  Amts- 
befugnisse nur  ausüben,  wenn  imd  soweit  die 
Regierung  des  Landes  ihi'er  Residenz  es  ge- 
stattet. Und  umgekehrt,  die  von  der  Lan- 
desregierung zugelassenen  Amtshandlungen 
können  die  deutschen  Consuln  nur  vor- 
nehmen, wenn  und  soweit  ihre  Zuständig- 
keit durch  dias  Consulargesetz  und  sonstige 
Reichs-  oder  Landesgesetze  begründet  ist. 
In  letzterer  Beziehung  mag  z.  B.  hervor- 
gehoben werden,  dass  die  deutschen  Consuln 
m  Italien  ungeachtet  der  Bestimmung  im 
Art.  11,  Ziff.  7  des  deutsch-italienischen 
Consiüarvertrages  Vormundschaften  über 
preussische  Staatsangehörige  nicht  einleiten 
dürfen,  weil  so  wenig  die  Reichs-  als  die 
preussische  Gesetzgebung  ihnen  das  Recht 
zur  Einleitung  von  Vormundschaften  giebt 
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Biese  Beschrankung  ergiebt  sich  aus  den 
"Worten  des  Vertrags  »den  Gesetzen  ihres 
Landes  entsprechend«.  Sollte  die  Gesetz- 
gebung eines  Bundesstaats  dem  Consid  dieses 
Recht  zur  Vormundschaftsfühnmg  gewähren, 
so  würden  auch  die  deutschen  Gonsiün  in 
Italien  bezüglich  der  Angehörigen  dieses 
Bundesstaats  Vormundschaften  einleiten 
können.  Andererseits  ist  es  nicht  ausge- 
schlossen, dass  durch  einen  Consularvertrag 
den  deutschen  Consuln  weitergehende  Be- 
fugnisse eingeräumt  werden,  als  ihnen  nach 
dem  Consular^esetz  vom  8.  November  1867 
und  den  sonstigen  allgemein  getroffenen  Be- 
stimmungen zustehen.  So  können  nach 
Art.  IX,  Abs.  2  des  deutsch-griechischen 
Consularvertrages  vom  26.  November  1881 
die  deutschen  Consuln  auch  Rechtsgeschäfte 
aufnehmen,  bei  denen  nur  griechiselie  Staats- 
angehörige beteiligt  sind,  sofern  diese  Rechts- 
geschäfte sich  ausschliesslich  auf  Vermögens- 
stücke, welche  in  Deutschland  belegen,  oder 
auf  Geschäfte,  welche  dort  zu  verhandeln 
sind,  beziehen. 

Was  die  Stellung  der  Considn  nach  der 
Gesetzgebung  des  ernennenden  Staats  be- 
trifft, so  ist  dieselbe  bei  aller  grundsätz- 
lichen Uebereinstimmung  im  einzelnen  nicht 
ohne  Verschiedenheit.  Meist  gehören  die 
Consulate  dem  Ressort  des  Ministeriums  der 
ausw^ärtigen  Angelegenheiten  an,  doch  unter- 
stehen sie  zuweilen  auch  einem  anderen 
Ministerium.  Allgemein  ist  die  Einteilung 
der  Consuln  in  verschiedene  Klassen :  Gene- 
ralconsuln,  Consuln  (1.  u.  2.  Klasse),  Vice- 
consuln.  Die  amtliche  Thätigkeit  aller  drei 
ist  im  allgemeinen  dieselbe,  der  Unterschied 
besteht  in  dem  Range,  welchen  sie  in  der 
Beamtenhierarchie  einnehmen.  Doch  haben 
Generalconsuln  oder  Consiün  zuweilen  die 
Aufsicht  über  nachgeordnete  Consuln  nied- 
rigeren Ranges.  Unter  einem  Consulareta- 
blissement  (etablissement  consulaire)  versteht 
man  die  Gesamtheit  der  Consuln,  w^elche 
ein  Staat  in  einem  fremden  Staate  unter- 
hält. Dasselbe  ist  entweder  dem  diploma- 
tischen Agenten  des  erstgedachten  Staates 
oder  einem  Generalconsul  bezw.  Consul  unter- 
geordnet. Bei  der  Ausübung  der  einzelnen 
consularischen  Amtshandlungen  ist  auch  der 
imtergeoi-dnete  Consul  völlig  unabhängig, 
der  Chef  des  Etablissements  hat  lediglich 
ein  Aufsichtsrecht.  Blosse  Titularviceconsidn 
sind  nicht  als  selbständige  Consuln  anzu- 
sehen. Ebensowenig  die  Considaragenten, 
welche  von  Consuln  ausserhalb  ihres  Wohn- 
sitzes ziu*  Verrichtung  von  Hilfsdiensten  be- 
stellt werden  und  die  im  britisclien  Consu- 
lardienste  vorkommenden  Pro-Consuls,  wel- 
chen der  Consul  bei  zeitweiser  Behinderung 
einzelne  Amtsgeschäfte  (Abnahme  von  Eiden, 
notarielle  Akte)  auftragen  darf.  Die  Handels- 
agenten (Commercial-Agents)  der  Vereinigten 


Staaten  von  Amerika  sind  wirkliche  Consu- 
larbeamte  (fuU  Consular  Officers)  und  haben 
alle  Rechte  der  Consuln.  Die  nordamerika- 
nischen Vice  Consuls-general  und  Vice  Con- 
suls  sind  Beamte,  welche  einen  General- 
oonsid  bezw.  Consul  in  Fällen  zeitweiser 
Abwesenheit  oder  Behinderung  nut  voller 
Verantwortlichkeit  vertreten,  während  die 
Deputy  Consuls-general  und  Deputy  Consuls 
ihre  Funktionen  ausüben,  mag  ihr  Oberer 
auf  seinem  Posten  oder  abwesend  sein; 
letzteren  Falls  haben  sie  nicht  die  Verant- 
wortlichkeit des  Postens.  Die  Stellvertreter 
abwesender  Consuln  (Gerants,  Acting  con- 
suls) haben,  wenn  sie  ordnungsmässig  be- 
stellt sind,  in  der  Regel  die  Rechte  und 
Pflichten  w^irklicher  Consuln.  Zuweilen  er- 
halten Consuln  diplomatische  Titel  (jwlitischer 
Agent,  Ministerresident,  Geschäftsträger),  wo- 
mit indessen  nicht  immer  die  Zugehörigkeit 
zum  diplomatischen  Corps  verbunden  ist. 
In  manchen  Staaten  ist  das  Rangverhältnis 
zwischen  den  Consuln  und  den  Offizieren 
der  Land-  und  Seemacht  ihres  Staates  aus- 
drücklich geregelt.  So  in  England,  wo  die 
Generalconsuln  mit  den  Brigadekomman- 
deuren und  Kommodoren,  die  Consuln  mit 
den  Obersten  und  den  Kapitänen  der  könig- 
lichen Marine  of  three  years'  standiug, 
die  Viceconsuln  mit  den  Majors  und  älteren 
Marineleutnants  rangieren.  Für  die  deut- 
schen Consuln  besteht  eine  ausdrückliche 
Bestimmung  über  ihre  Rangbeziehungen  zu 
den  deutschen  Land-  und  Seeoffizieren  nicht, 
nur  die  Priorität  der  amtlichen  Besuche 
zwischen  den  Considn  und  den  Komman- 
danten kaiserlicher  Kriegsschiffe  ist  durch 
Instruktionen  geregelt. 

Die  Rechtsstellung  der  Consuln  im  Em- 
pfangsstaate ist  soweit  nicht  Staatsverträge 
darüber  bestimmen,  nach  dem  dortigen  ge- 
schriebenen und  Gewohnheitsrechte  zu  be- 
urteilen. Will  ein  Staat  einem  fremden 
Consul  nicht  diejenige  Stellung  gewähren, 
w^elche  dessen  Vorgänger  gehabt  liat  oder 
welche  gewohnheitsmässig  fremden  Consuln 
überhaupt  eingeräumt  wird,  so  wird  er  dies 
vorher  kundgeben  und  begiünden  müssen. 
Die  Consuln  werden  thatsächlich  nicht  als 
diplomatische  Personen  angesehen,  wenn- 
gleich Theoretiker  für  sie  diplomatische  Vor- 
rechte vindiciert  haben.  Exterritorialität 
steht  den  Consuln  in  den  Kidturstaaten  nicht 
zu.  Die  ihnen  allgemein  gewährte  Berech- 
tigung, Hoheitszeichen  ihres  Staats  (Wappen- 
schild und  Flagge)  an  oder  in  ihrem  Wohn- 
gebäude, auf  ihren  Booten  etc.  anzubringen, 
schHesst  ein  Asylrecht  nicht  in  sich,  auch 
sind  die  Lokalbehörden,  wenn  nicht  ver- 
tragsmässig  Abreden  entgegenstehen,  nicht 
beMndert,  das  Gebäude  behufs  Vornahme 
amtlicher  Recherchen  zu  betreten.  Von  der 
bürgerlichen    und    Strafgerichtsbarkeit    des 
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Aufenthaltsstaates  sind  die  Consuln  grund- 
sätzlich nicht  befreit.  Staatsveriräge  und 
Gewohnheit  haben  zu  Gunsten  derjenigen 
Consuln,  besonders  Berufsconsiün,  welche 
rncht  Angehörige  des  Empfon^staates  sind, 
in  letzterem  Grundstücke  mcht  besitzen, 
auch  nicht  Handel  oder  Gewerbe  betreiben, 
Ausnahmen  namentlich  in  Bezug  auf  die 
Zulässigkeit  der  Verhaftung  eintreten  lassen, 
übereinstimmende  Praxis  besteht  in  dieser 
Beziehung  nicht.  Die  Archive  und  amt- 
lichen Papiere  der  Consuln  gelten  allgemein 
als  imverletzlieh,  ausgenommen  in  England, 
wo  noch  in  der  zweiten  Hälfte  dieses  Jahr- 
hunderts ein  französisches  imd  ein  ameri- 
kanisches Consulatsarchiv  beschlagnahmt 
wonlen  sind.  Ueberhaupt  werden  in  Eng- 
land die  fremden  Consuln  gnmdsätzlich  wie 
andere  Fremde  bezw.  wie  britische  Unter- 
thanen  behandelt,  nur  in  einzelnen  Fällen 
haben  die  Behörden  vergünstigungsweise 
♦liesen  Standpunkt  verlassen.  Befreiung  von 
öffentlichen  Dienstleistungen  sowie  von  Staats- 
nnd  Gemeindelasten  steht  im  allgemeinen 
«len  Consuln  nicht  zu  und  kann  nur  auf 
Grund  von  vertragsmässigen  Abreden  oder 
Lokabecht  in  Anspruch  genommen  werden. 
Auf  besondere  Ehrenrechte  (Ceremonial 
«liplomatique)  haben  die  Consuln  im  Em- 
[•^ngsstaate  keinen  Ansprach.  Es  ist  nicht 
Gebrauch,  dass  sie  dem  Oberhaupte  des 
Staates,  in  welchem  sie  residieren,  amtlich 
vorgestellt  werden.  Kriegs-  und  Handels- 
schiöe  pflegen  den  Consuln  an  Bord  gewisse 
Qirenbezeugungen  zu  enÄ- eisen.  Ueber  den 
Vortritt  bei  amtlichen  Zusammentreffen  der 
Consuln  verschiedener  Mächte  am  Orte  ihrer 
Residenz  entscheidet  zufolge  der  vom  Wiener 
Kongress  im  Jahre  1815  für  diplomatische 
Ageoten  angenommenen,  in  der  Praxis  auf 
die  Consuln  ausgedehnten  Regel  zunächst 
ilie  Klasse,  in  jeder  Klasse,  das  Datum  der 
offiziellen  Anzeige  des  Amtsantritts  bezw.  des 
Exef[Tiatur.  In  nichtchristlichen  und  halbcivili- 
?ierten  Staaten  werden  den  Consuln  Vorrechte 
nndBefreiungen  zugestanden,  weichein  christ- 
liohenStaaten  den  diplomatischenPersonen  vor- 
U'halten  sind.  Die  Befreiimg  von  der  Lokalge- 
richtsbarkeit teilen  sie  dort  mit  allen  Fremden. 

Die  amtlichen  Aufgaben  der  Consuln 
^ind  durch  die  Gesetze  und  Instruktionen 
<ler  einzelnen  Staaten  nicht  völlig  überein- 
stimmend geregelt,  wenngleich  die  Grund- 
lagen der  consularischen  Einrichtungen  über- 
all gleich  sind.  Ebenso  herrscht  Verschie- 
'lenheit  in  Bezug  auf  den  Umfang,  in  wel- 
chem der  Empfangsstaat  den  fremden  Con- 
suln die  Ausübung  amtlicher  Funktionen  ge- 
stattet Soweit  mcht  Consular-  bezw.  Han- 
'iels-  und  Schiffeüirtsverträge  nähere  Bestim- 
mungen in  letzterer  Beziehung  enthalten,  ist 
'la'i  Recht  des  Empfan^taates  entscheidend. 

3.  IHe  Amtathätigkeit   der   Consuln 


im  einzelnen,  a)  Grundsätze,  Be- 
richterstattung. Der  Beistand,  welchen 
die  Consuln  den  Angehörigen  des  ernennen- 
den Staates  zu  gewähren  haben,  lässt  sich 
selbstverständlich  nicht  nach  allen  Rich- 
tungen hin  specifizieren.  Voraussetzung  ist 
immer,  dass  die  Staatsangehörigkeit  des  Bei- 
stand Suchenden  feststeht,  dass  dieser  sich 
nicht  eines  Verstosses  gegen  die  Gesetze 
des  Aufenthaltsstaates  schmdig  gemacht  hat, 
dass  ihm  ein  klar  liegendes  Recht  zur  Seite 
steht  und  dass  der  Consul  die  Mittel  hat, 
diesem  Rechte  direkt  oder  durch  Vermitte- 
lung  der  voiTgesetzten  diplomatischen  Ver- 
tretung Geltimg  zu  verscnaffen.  Einzelne 
Fälle  pflegen  in  den  Consularinstruktionen 
besonders  hervorgehoben  zu  werden.  So  die 
Fürsorge  für  die  Kriegsschiffe  ilires  Landes, 
die  Unterstützung  hilfsbedürftiger  Landsleute 
durch  Geld,  Krankenpflege  etc.,  wobei  die 
Angehörigen  der  Handelsmarine  besondere 
Berücksichtigimg  erfahren.  Bezüglich  der 
hilfsbedürftigen  Schiffsleute  sind  in  neuerer 
Zeit  mehrfach  Staatsverträge  abgeschlossen, 
w^onach  in  erster  Linie  die  Consuln  des- 
jenigen Staates,  unter  dessen  Flagge  der 
Hilfsbedürftige  zuletzt  ^dient  hat,  zur  Unter- 
stützung verpflichtet  sind.  Solche  Verträge 
hat  das  Deutsche  Reich  mit  England  (1879), 
Frankreich  (1880),  Schweden  und  Norwegen 
(1881),  Dänemark  (1885),  Oesterreich-Ungarn 
(1889)  abgeschlossen.  Was  die  von  den 
Consuln  erwartete  Förderung  der  allgemeinen 
Interessen  des  Anstellungsstaates  betrifft,  so 
liegt  den  Consuln  namentlich  ob,  die  Han- 
dels- und  Verkehrsbeziehungen  zwischen 
dem  Ernennungs-  und  dem  Aufenthaltsstaate 
zimi  Gegenstande  eingehender  Studien  und 
darauf  gestützter  Berichterstattung  zu  machen. 
Dieser  Zweig  der  consularischen  Thätigkeit 
pflegt  durch  umfassende,  je  nach  dem  fort- 
schreitenden Bedürfnis  ergänzte  Vorschriften 
geregelt  zu  werden.  Besonders  ausführlich 
sind  in  dieser  Beziehung  die  amerikanischen 
Regulations.  Auch  die  deutschen  Instnik- 
tionen  sind  sehr  eingehend.  Die  Berichte 
der  Consiün  über  solche  aUgemeinen  Gegen- 
stände gehen  in  der  Regel  an  das  vorge- 
setzte Ministerium.  Die  deutschen  Consuln 
berichten  an  den  Reichskanzler,  in  dring- 
lichen oder  die  Interessen  eines  einzelnen 
Bundesstaates  betreffenden  Fällen  an  die 
Regierung  des  letzteren.  Insoweit  Consuln 
einem  Gesandten  ihres  Landes  untergeordnet 
sind,  haben  sie  instruktionsmässig  oft  ihre 
Berichte  durch  dessen  Hand  gehen  zu  lassen. 
Im  allgemeinen  sind  Consuln  nicht  politische 
Agenten,  imd  selbst  diejenigen  Regierungen, 
welche  ihre  Consuln  zur  Berichterstattung 
über  politische  Vorkommnisse  verpflichten, 
wie  die  britische  u.  a.,  untersagen  ihnen, 
sich  in  die  politischen  Verhältnisse  des  Auf 
enthaltsstaates  einzumischen. 
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b)  Polizeiliche  und  richterliche 
Befugnisse.  Bei  den  Consulaten  wird  ein 
Verzeichnis  (Matrikel)  der  in  ihrem  Bezirke 
sich  aufhaltenden  oder  wohnenden  Schutzge- 
nossen ^fülirt.  Zwang  zur  Anmeldung 
findet  nicht  immer  statt,  auch  ist  in  der 
Regel  Eintragung  in  die  Matrikel  nicht  not- 
wendige Voraussetzung  des  Consularscliutzes. 
Der  Consul  übt  in  Bezug  auf  seine  Natio- 
nalen eine  Art  Aufsicht  aus,  doch  ist  dieses 
Recht,,  soweit  es  nicht  näher  bestimmt  ist, 
ohne  erhebliche  praktische  Bedeutung.  Die 
französischen  Consuln  in  der  Levante,  Per- 
sien und  einigen  anderen  nichtchristlichen 
Ländern  haben  das  Recht,  französische 
Staatsangehörige,  w^elche  durch  ihre  Auf- 
führung zu  Klagen  Anlass  geben  und  die 
politischen  oder  Handelsinteressen  Frank- 
reichs gefährden  können,  im  pohzeilichen 
Wege  nach  Frankreich  zurückzusenden. 
Aehnliche  Befugnisse  stehen  den  öster- 
reichisch-nngaiischen ,  nissischen ,  italieni- 
schen, britischen  und  anderen  Consuln  zu, 
den  deutschen  Consuln  ist  ein  solches  Recht 
nicht  beigelegt.  Besondere  Aufsicht  üben 
die  Consuln  nach  Massgabe  der  ihnen  bei- 

felegten  Instruktionen  über  diejenigen  ihi-er 
rationalen,  welche  der  heimischen  Militär- 
pflicht unterworfen  sind.  Pässe  dürfen  die 
Consuln  an  die  in  ihrem  Amtsbezirke  woh- 
nenden Angehörigen  ihi'es  Staates  erteilen; 
Pässe  anderer  Behörden  für  Personen,  w^elche 
sich  nach  dem  Anstellungsstaat  begeben 
wollen,  werden  von  dem  Consul  mit  seinem 
Visa  vereehen.  Den  nationalen  Schiffen  und 
deren  Besatzungen  gegenüber  stehen  den 
Consuln  ausgedehnte  Befugnisse  polizeilicher 
und  richterlicher  Natur  —  zuweilen  unter 
Zuziehung  von  Beisitzern  (Naval  court)  — 
zu.  Die  Führer  solcher  Schiffe  müssen  sich 
bei  Vermeidung  von  Strafen  bei  dem  Consul 
melden  bezw.  ihre  Papiere  deponieren;  die 
Consuln  haben  darüber  zu  wachen,  dass  die 
Flagge  ihres  Landes  nicht  von  unbefugten 
Scliiifen  gefühlt  wird,  die  Consuln  fungieren 
als  Musterungsbehörden  —  die  deutschen 
Consuln  sind  Seeraannsämter  — ,  sie  haben 
die  —  oft  durch  vertragsmässige  Bestim- 
mungen ausdrücklich  anerkannte  oder  ge- 
regelte —  Befugnis,  Schiffsleute,  welche  sich 
nach  der  Anmusterung  dem  Dienste  ent- 
ziehen, dem  Schiffer  mit  dem  Beistande  der 
Lokalbehörden  zufühi-en  zu  lassen,  sie  haben 
über  Beschwerden  der  Schiffsmannschaft  be- 
züglich der  Seetüchtigkeit  des  Schiffes  oder 
der  Beschaffenheit  des  Proviants  zu  befin- 
den, sie  haben  bei  bürgerhchen  Sti-eitig- 
keiten  zwischen  Schiffsführer  und  Mann- 
schaft vorläufige  Entscheidung  zu  treffen, 
auch  sind  sie  zuständig,  unter  gew^issen 
Voraussetzungen  bei  Sti^affälien  an  Boixl 
nationaler  Schiffe  einzuschreiten  oder  Strafen 
festzusetzen. 


Im  allgemeinen  gestattet  kein  Eultur- 
staat  innerhalb  seiner  Grenzen  die  Ausübung 
einer  fremden  Gerichtsbarkeit.  Doch  hat 
man  zu  Gunsten  der  fremden  Consuln  Ab- 
weichungen von  dieser  Regel  insofern  ein- 
treten lassen,  als  man  selbst  in  cliristlicheu 
Staaten  den  Consuln  einzelne  Amtsband- 
lungen gestattet,  welche  sonst  von  richter- 
Hchen  Personen  ausgeübt  werden.  Auch 
ohne  besondere  verti^agsmässige  Zusichenuig 
erlauben  viele  Staaten  den  fremden  Consuln, 
auf  Ersuchen  der  Gerichte  ihres  Staates  Zu- 
stellungen zu  bewirken,  Zeugen  eidlich  zu 
vernehmen  (in  Deutsehland  ist  letzteres  den 
fremden  Consuln  nicht  gestattet),  bei  Strei- 
tigkeiten z>\ischen  Schiffsführer  und  Schiffs- 
leuteu  Entscheidung  zu  treffen,  Verklarungen 
aufzunehmen  etc.  Was  die  Vernehmung 
von  Zeugen  betrifft,  so  wollen  manche  Schrift- 
steller und  amtliche  Kundgebungen  die 
Consuln  hierbei  lediglich  als  Privatpei-sonen 
angesehen  wissen.  Nach  der  deutschen 
Rechtsauffassung  handeln  die  deutschen 
Consuln  in  solchen  Fällen  in  amtlicher  Eigen- 
schaft. In  nichtchristlichen  Ländern  ist 
den  fremden  Consuln  meist  volle  Gerichts- 
barkeit in  bürgerlichen  und  Strafsachen  ein- 
geräumt. Sind  Landesangehörige  beteiligt, 
so  sind  entweder  die  Landestribunale  zu- 
ständig oder  die  Entscheidung  fällt  ge- 
mischten Gerichten  zu.  Die  Einzelheit^^n 
ergeben  sich  aus  den  Verträgen  mit  den 
Kulturstaaten  und  den  in  Betracht  kommen- 
den Ländern  (Türkei,  Egj-pten,  Persien, 
Tripolis,  Tunis,  Mascat,  Alarocco,  Cliina. 
Korea,  Siam,  Samoa,  Sansibar  u.  a.).  Der 
erste  derartige  Vertrag  ward  1535  durch 
Franz  L  von  Frankreich  mit  der  Türkei  ab- 
geschlossen. Das  Verfahren  vor  den  Con- 
sulargerichten  in  nichtchristlichen  Ländern 
beruhte  früher  mehr  auf  einer  sehr  ver- 
schieden gestalteten  Praxis  als  auf  gesetz- 
licher Grundlage.  Erst  in  neuerer  Zeit  ist 
es  nach  dem  Vorgange  Frankreichs  Gegen- 
stand umfassender  Bestimmungen  geworden, 
für  die  preussischen  Consiüate  seit  1865, 
für  die  Consuln  des  Deutschen  Reiches  seit 
1879.  Für  die  deutschen  Richteroonsuln 
und  Consulargerichte  ist  das  inländische 
Gerichtsverfahren  zum  Ausgangspunkte  ge- 
nommen. Die  Berufung  geht  an  das  Reichs- 
gericht in  Leipzig.  Das  von  den  Richter- 
oonsuln in  Anwendung  zu  bringende  Recht 
ist  in  der  Regel  dasjenige  des  den  Consul 
ernennenden  Staates,  doch  wird  den  Consuln 
gestattet,  die  Gewohnheiten  ihres  Amtssitzes 
zu  berücksichtigen,  auch  wohnt  ihnen  oder 
den  ihnen  vorgesetzten  Behörden  in  grösserem 
oder  geringerem  Umfange  die  Befugnis  bei, 
Vorschriften  mit  Gesetzeskraft  zu  erlassend 
Am  weitesten  gehen  w^ohl  in  letzterer  Be- 
ziehung die  Befugnisse  der  Vereinigten 
Staaten-Gesandten,   welche  auf   Grund   der 
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Rev.  Stat  sec.  4086  Yorschriften  mit  Ge- 
setzeskraft in  allen  denjenigen  Fällen  zu  er- 
lassen befngt  sind,  wo  das  Common  law, 
das  law  of  equity  or  admiralty  oder  die 
Statutes  nicht  ausreichen.  In  den  deutschen 
CoDSulargericht&bezirken  sind  in  betreff  des 
bürgerlichen  Hechtes  die  Reichsgesetze,  das 
preiissisehe  Allgemeine  Landrecht  und  die 
in  den  landrechtlichen  Teilen  Preussens 
geltenden  Gesetze  massgebend,  in  Handels- 
sachen kommt  zunächst  das  in  dem  Consu- 
largerichtsbezirke  geltende  Handelsgewohn- 
heitsrecht zur  Anwendung.  In  betreff  des 
Strafre<:lit8  gelten  das  Strafgesetzbuch  für 
das  Deutsche  Reich  und  die  sonstigen  Straf- 
bestimmungen der  Reichsgesetze.  Der  Consul 
kann  polizeiliche  Vorschriften  erlassen  und 
dieXichtbefolgimg  derselben  mit  Geldstrafen 
bis  zu  150  M.  bedrohen. 

c)  Befugnisse  als  Urkundsper- 
f^onen.  Die  den  Consuln  zugewiesene  Aus- 
stellung von  Zeugnissen  hat  mit  der  Ausdeh- 
nung des Weltverkelirs  an  Bedeutung  gewon- 
nen. Es  handelt  sich  nicht  mehr  bloss  um  Beur- 
bmdung  der  Echtheit  von  behönllichen  Unter- 
schriften (Legalisationen),  um  Beglaubigung 
von  Abschriften  und  Uebersetzungen,  um 
Lebensatteste  etc.,  sondern  um  Zeugnisse 
von  oft  sehr  weitgehender  Bedeutung  (Ur- 
.^pnmgszeugnisse,  Gesundheitsj>ässe  u.  dgl.), 
deren  [»fliehtmässige  Ausstellung  umfassende 
Kenntnisse  voraussetzt.  Keinenfalls  dtirfen 
Consuln  Zeugnisse  über  Thatsachen  aus- 
stellen, von  deren  Richtigkeit  sie  sich  nicht 
voll  überzeugt  haben.  Den  Consuln  vieler 
Staaten  steht  ein  weitgeliendes  Notariats- 
recht in  dem  Sinne  zu,  dass  die  von  ihnen 
über  Rechtsgeschäfte  aufgenommenen  Ur- 
kunden dieselbe  Kraft  haben  wie  die  von 
Notaren,  Friedensrichtern  oder  anderen  Ur- 
knndspersonen  ilires  Staates  im  Inlande  auf- 
genommenen Akte.  Dieses  Notariatsi-echt 
haben  die  deutschen,  britischen  —  selbst 
die  nicht  von  der  Krone  ernannten  Vice- 
consTÜn  — ,  nordamerikanisehen,  italienischen, 
französischen  und  andere  Consuln.  Das 
Notariatsrecht  der  österreichisch-ungarischen 
Consuln  beschränkt  sich  auf  Legalisierung 
und  Certiorierung  derjenigen  Urkunden,  von 
welchen  in  Oesterreich-Ungarn  Gebrauch 
gemacht  werden  soll,  und  auf  Verfassung 
solcher  Urkunden  filr  Österreich-ungarische 
I'nterthanen  mit  der  Wirkung  der  Autlien- 
tizitüt.  In  denjenigen  nichtchristlichen  Län- 
dern, in  welchen  den  Consuln  Gerichtsbarkeit 
znsteht,  haben  sie  auch  in  Bezug  auf  die 
freiwillige  Gerichtsbarkeit  die  Zuständigkeit 
von  Gerichtspersonen. 

d)  Standesamtliche  Befugnisse. 
Der  französische  Code  civil  hat  den  fa-anzösi- 
scben  Consuln  die  Befugnis  zur  Aufnahme  von 
Civiktandsakten  beigelegt.  Andere  Staaten 
^ben  sich  dagegen  gesträubt,  ihren  Considn 


solche  Befugnisse  zu  übertragen.  Ander- 
wärts hat  das  praktische  Bedürfnis  sich 
stärker  gezeigt  als  theoretische  Bedenken. 
Gegenwärtig  fungieren  deutsche  (seit  1867 
bezw.  1870),  britische  (seit  1849),  ameri- 
kanische (diese  nur  in  beschränktem  Masse), 
italienische  und  andere  Consiün  als  Standes- 
beamte. Zuweilen  bedarf  es  noch  einer  be- 
sonderen Ermächtigung  seitens  der  voi^- 
setzten  Behörde,  so  für  die  deutschen  Con- 
suln seitens  des  Keichskanzlers,  für  die 
britischen  Consuln  seitens  des  Staatssekre- 
tärs. Die  Consuln  sind  grundsätzlich  zur 
Eheschliessung  und  zur  Beurkundung  von 
Geburten  imd  Sterbefällen  nur  ermächtigt, 
wenn  es  sich  um  Angehörige  ihres  Landes 
handelt  Doch  können  manche  Considn, 
z.  B.  die  deutschen  und  britischen,  Ehen 
auch  dann  schliessen,  wenn  niu*  ein  Teil 
dem  Ernennungsstaate  angehört.  Nach  der 
französischen  Ghesetzgebung  ist  dies  unzu- 
lässig. Wie  bei  allen  ihren  Amtshandlungen 
sind  die  Consuln  auch  bei  Ausübung  stan- 
desamtlicher Befugnisse  an  die  Genehmigimg 
des  Aufenthaltsstaates  gebunden.  Gestattet 
das  dortige  Recht  den  fremden  Consuln 
solche  Handlungen  nicht  oder  nur  mit  Be- 
schränkungen, so  müssen  sich  die  Consuln 
insoweit  standesamtlicher  Funktionen  ent- 
halten. In  Deutschland  kann  eine  Ehe  nur 
vom  Standesbeamten  geschlossen  werden. 
Sofern  daher  nicht  vertragsmässig  eine  Aus- 
nahme gemacht  ist,  können  fremde  Consuln 
in  Deutschland  Eheschliessungen  mit  ßeclits- 
gliltigkeit  für  Deutschland  nicht  vornehmen. 
Die  Österreich-ungarische  Regierung  legt  in 
neuerer  Zeit  der  Vornahme  von  Eheschliess- 
ungen  seitens  fremder  Consuln  ein  Hindernis 
nicht  in  den  Weg,  erkennt  aber  dadiu-ch  die 
Rechtsgültigkeit  der  in  solcher  Weise  ge- 
schlossenen Ehen  nicht  ohne  weiteres  an. 
Im  allgemeinen  gilt  auch  in  Beziehung  auf 
Eheschi iessimgen  das  »locus  regit  actum« 
und  eine  Ehe,  welche  im  Auslande  unter 
Beobachtung  der  dortigen  Formen  geschlossen 
woi-den  ist,  wird  auch  im  Inlande  als  rechts- 
gültig anzusehen  sein.  Ob  bezüglich  der 
persönlichen  Fähigkeit  ziu»  Eheschliessung 
das  Recht  desjenigen  Landes,  welchem  die 
Verlobten  angehören,  oder  das  Recht  des 
Landes  entscheidet,  wo  die  Ehe  geschlossen 
wird,  ist  streitig.  Die  englische  Regierung 
erkennt  zwar  an,  dass  die  »lex  loci«  im  all- 
gemeinen mas.sgebend  ist,  hat  aber  ihren 
Consuln  ausdrücklich  untersagt,  Ehen  zu 
schliessen,  welche,  wenn  in  England  ge- 
schlossen, ungültig  sein  würden,  z.  B.  die 
Ehe  eines  britischen  Unterthanen  mit  der 
Schwester  seiner  verstorbenen  Frau,  wenn- 
gleich das  Recht  des  Aufenthaltsstaates 
solche  Ehen  gestatten  sollte.  Den  deutschen 
Considn  haben  die  Verlobten  nachzuweisen, 
dass  die   nach   den  Gesetzen  ihrer  Heimat 
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zur  Eingehung  einer  Ehe  notwendigen  Er- 
fordernisse vorhanden  sind.  Die  Öonsuin 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  sollen 
zwar  den  verlobten  raten,  sich  in  allen 
Stücken  nach  der  lex  loci  zu  richten,  aber 
es  ist  den  CoDSuln  untersagt,  die  Gültigkeit 
einer  demgeraäss  geschlossenen  Ehe  zu  be- 
zeugen. Bei  Eheschliessungen  diu^ch  die 
französischen  Consuln  ist  nach  der  franzö- 
sischen Praxis  bezüglich  der  persönlichen 
Fähigkeit  der  Eheschliessenden  das  franzö- 
sische Recht  massgebend. 

e)  Verschiedene  administrative 
Aufgaben.  Die  Consuhi  sind  dazu  benif en, 
in  gewissen  Fällen,  wo  Angehörige  ihres 
Staates  nicht  selbst  in  der  Lage  sind  (wegen 
Abwesenheit,  Handlungsunfähigkeit  etc.),  ihre 
Interessen  wahrzunehmen,  von  Amts  wegen 
die  Fürsorge  für  deren  Angelegenheiten  zu 
übernehmen.  Dies  ist  namentlich  in  Nach- 
lassangelegenheiten sowie  bei  TTnf allen  und 
beim  Verkauf  nationaler  Schiffe  der  Fall. 
Voraussetzung  des  consularischen  Eintretens 
ist,  dass  nicht  die  Lokalbehörden  einschreiten, 
wie  dies  denselben  oft  vertragsmässig  zur 
Pflicht  gemacht  ist.  In  Bezug  auf  den 
Nachlass  von  Schiffsleuten  sind  in  neuerer 
Zeit  die  Obliegenheiten  der  Consuln  in  Staats- 
vei-trägen  näher  bestimmt.  So  in  Verträgen 
Deutschlands  mit  Grossbritannien  (1870), 
Franki-eich  (1885).  Inhalts  deren  der  Nach- 
lass  deutscher  Seeleute,  welche  auf  britischen 
bezw.  französischen  Schiffen  gestorben  sind, 
dem  deutschen  Consul  ausgehändigt  wird 
und  umgekehrt.  Bei  Unglücksfällen  der 
Schiffe  ihres  Landes  haben  die  Consuln  die 
nötigen  Rettungs-  und  Bergimgsmassregeln 
einzuleiten,  doch  ist  diese  Pflicht  nur  eine 
subsidiarische,  da  Staatsverträge  vielfach  den 
Lokalbehördeu  des  einen  kontrahierenden 
Teils  die  Pflicht  auflegen,  den  Schiffen  des 
anderen  Teils  in  Notfällen  Hilfe  und  Bei- 
stand zu  leisten.  Den  Consuln  ist  dabei 
eine  Mitwirkung  insofern  eingerämnt,  als 
ihnen  gestattet  ist,  die  auf  Ausbessenmg, 
Neuverproviantierung  und  den  Verkauf  be- 
züglichen Massregeln  zu  überwachen.  Bei 
dergleichen  Gelegenheiten  und  in  Nachlass- 
sachen können  die  Consuln  in  die  Lage 
kommen,  sich  der  Aufbewahnmg  von  Effekten, 
Geldern  und  Wertsachen  zu  imterziehen. 
Sie  sind  dann  im  allgemeinen  verpflichtet, 
auf  die  Verwahrung  des  in  ihrer  Obhut  be- 
findlichen Gutes  dieselbe  Sorgfalt  wie  für 
ihre  eigenen  Sachen  zu  verwenden  und 
eventuell  für  ein  grobes  Versehen  zu  haften. 
Ohne  gesetzlichen  Anlass  die  Aufbewahrung 
von  Privateigentum  zu  übernehmen,  sind  die 
C'onsuln  im  allgemeinen  nicht  berufen ;  unter- 
ziehen sie  sich  derselben  auf  Wunsch  der 
Beteiligten,  so  ist  das  wesentlich  als  eine 
privatrechtliche  Abmachung  anzusehen,  auf 
welche  das   bürgerliche  Recht  Anwendung 


findet.  Fernere  Aufgaben  der  Consuln  be- 
züglich der  nationalen  Schiffcüirt  —  zum 
Teil  notarieller  Natur  —  können  sein:  die 
Aufnahme  von  Protesten,  Verklarungen, 
Dispensen,  Einsetzimg  eines  Schiffsführers, 
Mitwirkung  beim  Verkaufe  und  bei  der  Ver- 
bodmung eines  Schiffes  etc.  Auch  bei  Aus- 
führung des  Seeunfallversicherungsgesetzes 
und  des  R.G.  betreffend  die  Invaliditäts- 
und Altersversicherung  sind  die  Consuln  zu 
einer  Mitwirkung  berufen.  Die  Consuln 
können  auch  in  die  Lage  kommen,  als  Ver- 
mittler von  Vergleichen  o<ler  Schiedsrichter 
zu  fungieren.  Nach  dem  deutschen  Consu- 
largesetze  können  die  Consuhi  des  Reiches 
es  im  allgemeinen  und  von  besonderen  Be- 
denken im  einzelnen  Falle  abgesehen  nicht 
ablehnen,  bei  Rechtsstreitigkeiten  von  Deut- 
schen unter  sich  und  mit  Fremden  auf  An- 
trag der  Pai-teien  den  AbscWuss  von  Ver- 
gleichen zu  vermitteln  oder  das  Schieds- 
richteramt zu  übernehmen,  wenn  sie  in  der 
durch  die  Ortsgesetze  vorgeschriebenen  Form 
von  den  Parteien  zu  Schiedsrichtern  ernannt 
werden. 

Qaellen  und  Litteratur:  Da  die  staatsrecht- 
liche und  völkerrechtliche  Seite  des  Gegenstandes 
ineinandergreijen,  so  behandeln  sowohl  die  Hand- 
bücher des  Stciutsrechts  als  die  des  Völkerrechts 
das  Consxdnrrecht,  erstere  mehr  vom  Standpunkt4i 
des  Emennungsstaates  aus,  letxters,  intern  sie 
mehr  darauf  Gewicht  legen,  was  der  Empfangs- 
stactt  ztdässt.  Von  einer  Aufzählung  dieser 
Handbücher  kann  hier  füglich  abgesehen  werden, 
ebenso  ron  der  Benennung  derjenigen  Zeitschriften 
wid  lexikalischen  Werke,  welche  Artikel  über  das 
Consulancesen  enthalten.  Die  nachstehende  Zu- 
sammenstellung beschränkt  sich  auf  die  Gesetz- 
gebung und  Litteratur  betreffend  das  Cansular- 
wesen  der  einzelnen  Länder,  —  Deutsch- 
l  a  n  d.  Gesetz,  betreffend  die  Organisation  der 
Bundesconsulate  sowie  die  Amtsrechte  und 
Pflichten  der  Bundesconsuln  v.  8.  Nov,  1867 
(B.  G.  Bl.  S.  134).  Allgemeine  Dienstinstruktion 
V.  6.  Juni  1871  mit  Nachtrag  v.  22.  Febr.  1S7S 
(Berlin,  r.  Deckerscher  VerUtgJ.  —  Gesetz,  be- 
treffend die  Consukvgerichtsbarkeit  r.  10.  Juli 
1879  (R,  G.  Bl.  S.  197).  —  Instruktion  des 
Reichskanzlers  v.  10.  Sept.  1879  (Centr.  BL  S. 
673),  V.  4.  Febr.  1882  (Centr.  BL  S.  111)  und 
V.  27.  Nov.  1891  (Centr.  BL  JS.  319).  —  Gesetz, 
betreffend  die  Gebühren  und  Kosten  bei  den 
Consulaten  des  Detitschen  Reiches  v.  1.  Jidi  187S 
(R.  G.  BL  S.  245).  —  Gesetz,  betreffend  die 
Eheschliessung  und  Beurkundung  des  Personen- 
standes von  Bundesangehörigen  im  Auslande  r. 
4.  Mai  1870  (B.  G.  BL  S.  599).  —  Instruktion 
des  Reichskanzlers  v.  1.  Mai  1971  und  IL  De- 
zember 1885.  Seemannsordnung  vom  £7.  De- 
zember 1872  (R.  G.  BL  S.  409).  —  v,  K&nig, 
Handbuch  des  deutschen  Consularwesens,  5.  Ausg., 
Berlin  1896.  —  Fr a  n k reichs  Consularorgani- 
sation  datiert  von  1669  u.  1681,  ist  in  den  Jahren 
1781  und  I8I4  weiter  entwickelt  und  hat  im 
Jahre  1833  ihren  Abschluss  gefunden.  —  Der 
I  Guide  pratique  des  Consulats  von  de  Clercq 
\      und  de  Vailat   (4.  Ausg.   1880)   stellt  die  gel 
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fanden  Be9limmu7igen  gy»tematUch  zusammen  \ 
und  kommentiert  dieselben.  —  de  €Jef*cq  et 
de  VaUat,  Formulaire  des  Chancelleries  di- 
plomatiqves  et  consulaires,  suivi  du  tarif  des 
CKancelleries  et  du  texte  des  principales  lois, 
ordonnance^,  eireulaires  et  instruetions  ministe- 
rielles relatives  aux  consulats.  6.  Ausg.,  Paris, 
Ferdone-Laurill,  1890  nebst  Supplement  v.  1894. 

—  Born,  Gnindzüge  des  framösischeji  Om- 
sularreekts,  freiburg  1888.  —  Grossbri- 
tannien. Consular  Act  6  Geo.  IV,  Cap.  87 
r.  5.  Juli  1825,  mit  späteren  Gesetzen,  Instruk- 
tionen etc.,  abgedruckt  als  Anhang  zu  den  Ge- 
neral Instructions  for  H.  M.  Consular  Ofßcers, 
rerised  january  J*^  1893,  London,  Harrison  & 
Sons.  —  tFoelf  A  Consul^s  Manual  and  Shi- 
powner*s  and  8hipmasier*s  practical  guide  in 
their  transactions  abroad,  London  1879.  — 
Inglis,  Consular  Formulary,  being  a  coUection 
of  forme  and  precedents  for  the  use  of  H.  M. 
consular  ofßcers  in  the  discharge  of  their  duties, 
London  1879.  —  Italien.  Legge  J8.  gennajo 
18C6  suW  ordinamento  del  servizio  consolare 
italiano.  Hegolamento  per  Vesecuzione  della 
legge  ^8.  gennajo  1866,  beide  auch  französich.  — 
Saperatm,  Diritto  diplomcttico  (Mailand  1874) 
rol,  2,  parte  1.  De'  Consolati.  Der  Gebühren- 
tarif ist  durch  kgl.  V.  v.  10.  August  1890  fest- 
gestellt. —  Niederlande.  Nederlandsche 
Consulaire   Vorschnften  etc.,  s'Gravenhage  1889. 

—  Oesterreich- Ungarn.  Die  Organi- 
sation des  österr. -Ungar.  Consulardienstes  ist  seit 
1850  länderweise  durch  verschiedene  AUerh.  Ent- 
schiiessungen  erfolgt.  —  Dcu  Handbuch  des  Con- 
mdarwesens  von  Neumann  (Wien  1854)  tnthält 
eine  grosse  Zahl  der  für  die  österr.  ConstUn 
massgebenden  Verordnungen.  —  Ebenso  das 
Handbuch  des  österr.-ungar.  Consuiarwesens  von  \ 
RiUer  v.  Malfatti  di  Monte  Tretto  (Wien 
1879,  Supplementband  1888)  und  das  Jahrbuch 
des  k.  k.  Aftstr.  Dienstes,  Wien  1898.  —  Russ- 
land. Reglement  ponr  les  consuls  de  Russie 
en  Europe  et  en  Amerique  v.  2S.  Dez.  1858.  — 
Annuaire  diplomatique  de  V Empire  de  Russie 
poftr  1887.  —  Die  Consulatsgebühren  sind  durch 
einen  Tarif  v.  8.  Juni  189S  vielfach  erhöht 
worden.  Eine  Sammlung  der  Instruktionen  für 
die  Consiän  in  den  nicht  orientalischen  Ländern, 
umfassend  die  Zeit  von  I84O — 1888,  ist  im  Jahre 
1888  in  Fstersburg  in  r^issischer  Sprache  heraus- 
gegeben, ein  Ergänzungsband  hierzu  im  Jahre 
1895.  Für  die  Wahlconeuln  ist  ein  Auszug  aus 
dieser  Sammlung  in  französischer  Sprache  ver- 
fasst  tcordeti.  —  Vere  inigte  Staaten 
von  Ameri k a.  Regulations  prescribed  for 
the  use  of  the  Consular  Service  of  the 
United  States,  Washington,  Government  Prin- 
ting  Office  1896.  —  Belgien.  Reglements 
Consulaires  S.  ed.,  Bruxelles  1887  (enthält  eine 
Zusammenstellung  aller  auf  das  Consulancesen 
sich  beziehenden  Gesetze,  Verordnungen  und 
MinislericUanweisungen).  —  Amtz,  Precis  me- 
thodique  des  Reglements  Consulaires  de  Belgique, 
Bruxelles  1876.  —  Brasilien.  Regulamento 
Consular  v.  24.  Mai  1872.  Englisch  unter  dem 
Titel:  Consular  RegulcUions  of  the  Empire  of 
Brazil,  London  1872.  Die  Cotisulatsgebühren 
sind  durch  Dekret  v.  I4.  u.  21.  März  1898  er- 
höht. —  Dänemark.  Instruction  pour  les 
Ooneuü  de  Danmark  a  Vetranger,  Copenhague  1 
I894.    —    Griechenland.      Loi    consulaire  1 


r.  21.  Dez.  1877,  in  Kraft  getreten  am  1.  Okt. 
1882.  —  Athhies,  Iwp.  Andre  Coromilas,  18S-i. 
—  Das  Gesetz  hat  Aenderungen  und  Ergänzungen 
erfahren  durch  GG.  v.  15.  Dez.  1878,  20.  März 
1881,  4.  Juni  1882,  19.  Juli  1885,  28.  3Iai  \tnd 
24.  Dez.  1887,  23.  März  1889,  21.  März  und  8. 
Mai  1891.  Eine  Sammlung  aller  Bestimmungen 
ist  im  Jahre  1894  unter  dem  Titel:  Guide  des 
fonctionnaires  diplomatiques  et  constäaires  de  la 
Grece  erschienen.  —  Portugal.  Reglement 
consulaire  portitgais  traduit  en  fran^ais  par 
CfuUlon  ed.  ofjicielle^  Lisbonne  1875,  —  For- 
mulario  dao  Chancellarias  Consulares  por  Pedro 
Affonso  de  Figueiredo,  Barä*)  de  Wildik  Lisboa 
Impresa  Naciondl  1878.  —  Gebührentarif  v.  81. 
Oku  1885.  —  Tabeüa  dos  Emolumentos  Consu- 
lares que  se  devem  cobrar.  Nos  Constäados  de 
Portugal  e  suas  Reepectivas  Dependencias  Ap- 
provada  p<fr  Carla  de  Lei  de  5  de  Maio  de  1898, 
Lisbon,  Impresa  Nacional  1898.  —  Schweden 
und  Norwegen.  V.  v.  4-  ^^^V'  1S86,  in 
Kraft  getreten  am  1.  Jan.  1887.  Englisch  unter 
dem  Titel:  Royal  ordinanre  conceming  the  con- 
sular Service  of  Siceden  and  Norway  1886.  Nur 
in  Bezug  auf  einzelne  Tarifpositionen  hat  diese 
Instruktion  in  neuerer  Zeit  einige  Aenderungen 
erfahren.  —  Sp  anie  n.  Ley  organica  de  las 
carreras  diplomcUica,  consular  y  de  Interpreter 
de  14  de  Marzo  de  188S,  Madrid  188S.  —  M.. 
A.  de  Castro  la  Saleiz,  Gui  practica  del 
diplomdtico  espanol,  1886.  —  Derecho  Consular 
de  Espana  por  D,  Ed.  Toda  y  Giiel  (auf 
amtl.  Veranl.),  Madrid  1889.  —  Tarif  v.  22.  Juli 
1889  (Gaceta  de  Madrid  v.  2.  August  1889).  — 
Türkei.  Reglement  organique  pour  les  Con- 
sulats Ottomans,  Constantinople  189S. 

V,  König, 


Coqaelin,  Charles, 

geb.  zu  Dunkerque  am  27.  XI.  1803,  gest.  zu 
Paris  am  12.  VIII.  1853.  Nachdem  er  einige 
Jahre  als  Advokat  in  seiner  Vaterstadt  gewirkt 
hatte,  liess   er  sich  1832  in  Paris  nieder,  hier 

—  unter  Verzicht  auf  die  advokatorische  Praxis 

—  hauptsächlich  schriftstellerisch  thätig.  Er 
war  Mitarbeiter  der  angesehensten  Zeitungen 
und  Zeitschriften,  Sekretär  der  Association  für 
den  Freihandel  und  im  Verein  mit  Guillaumin 
Herausgeber  des  „Dictionnaire  d'6conomie  poli- 
tique",  2.  vols.,  2.  ed.,  Paris  1854,  4,  4d.,  1873. 

Die  in  Buchform  von  ihm  erschienenen 
Schriften  sind  folgende: 

Essai  sur  la  filature  mecaniqne  du  lin  et 
du  chanvre,  Paris  1840.  —  Nouveau  traite 
complet  de  la  filature  mecanique  du  lin  et  du 
chanvre,  Paris  1846.  —  Le  credit  et  les  banques, 
Paris  1848,  3.  ed.,  revue,  annotee,  augmentee 
d'une  introduction  par  Courcelle-Seneuil  et  d'une 
notice  biographique  ijar  G.  de  Molinari,  Paris  1875. 

Cf.  Nouvelle  Biographie  generale,  vol.  XI 
(Paris  1855j  S.  754.  Hed. 


Co8sa,  Luigi, 


geb.  am  27.  V.  1831  zu  Mailand,  gest.  daselbst 
am  12.  V.  1896,  wurde  1858  ausserordentlicher 
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zur  EiDgeliung  einer  Ehe  notwendigen  Er- 
fordernisse vorhanden  sind.  Die  Consuin 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  sollen 
zwar  den  verlobten  raten,  sieh  in  allen 
Stücken  nach  der  lex  loci  zu  richten,  aber 
es  ist  den  Consiiln  untersagt,  die  Giiltigkeit 
einer  demgeraäßs  geschlossenen  Ehe  zu  be- 
zeugen. Bei  Eheschliessungen  diu-eh  die 
französischen  Consuin  ist  nach  der  franzö- 
sisdien  Praxis  bezüglich  der  persönlichen 
Fähigkeit  der  Eheschliessenden  das  franzö- 
sische Recht  massgebend. 

e)  Verschiedene  administrative 
Aufgaben.  Die  Consuin  sind  dazu  berufen, 
in  gewissen  Fällen,  wo  Angehörige  ihres 
Staates  nicht  selbst  in  der  Lage  sind  (wegen 
Abwesenheit,  Handlungsunfähigkeit  etc.),  ihre 
Interessen  wahrzunehmen,  von  Amts  wegen 
die  Fürsorge  für  deren  Angelegenheiten  zu 
übernehmen.  Dies  ist  namentlich  in  Nach- 
lassangelegenheiten sowie  bei  Tonfällen  und 
beim  verkauf  nationaler  Schiffe  der  Fall. 
Voraussetzung  des  consularischen  Eintretens 
ist,  dass  nicht  die  Lokalbehörden  einsclu^iten, 
wie  dies  denselben  oft  vertragsmässig  zur 
Pflicht  gemacht  ist.  In  Bezug  auf  den 
Nachlass  von  Schiffsleuten  sind  in  neuerer 
Zeit  die  Obliegenheiten  der  Consuin  in  Staats- 
verträgen näher  bestimmt  So  in  Verträgen 
Deutschlands  mit  Grossbritannien  (1870), 
Frankreich  (1885).  Inhalts  deren  der  Nach- 
lass  deutscher  Seeleute,  welche  auf  britischen 
bezw.  französischen  Schiffen  gestorben  sind, 
dem  deutschen  Consul  ausgehändigt  wird 
und  umgekehrt.  Bei  Unglücksfällen  der 
Schiffe  ihres  Landes  haben  die  Consuin  die 
nötigen  Rettungs-  und  Bergimgsmassregeln 
einzuleiten,  doch  ist  diese  Pflicht  nur  eine 
subsidiarische,  da  Staatsverträge  vielfach  den 
Lokalbehörden  des  einen  kontraJuerenden 
Teüs  die  Pflicht  auflegen,  den  Schiffen  des 
anderen  Teils  in  Notfällen  Hilfe  und  Bei- 
stand zu  leisten.  Den  Consuin  ist  dabei 
eine  Mitwirkimg  insofern  eingeräumt,  als 
ihnen  gestattet  ist,  die  auf  Ausbessenmg, 
Neuverproviantierung  und  den  Verkauf  be- 
züglichen Massregeln  zu  überwachen.  Bei 
dergleichen  Gelegenheiten  und  in  Nachlass- 
sachen können  die  Consuin  in  die  Lage 
kommen,  sich  der  Aufbewahnmg  von  Effekten, 
Geldern  und  Wertsachen  zu  unterziehen. 
Sie  sind  dann  im  allgemeinen  vei'pflichtet, 
auf  die  Verwahrung  des  in  ihrer  Obhut  be- 
findlichen Gutes  dieselbe  Soi^alt  wie  für 
ihre  eigenen  Sachen  zu  verwenden  und 
eventuell  für  ein  grobes  Versehen  zu  haften. 
Ohne  gesetzlichen  Anlass  die  Aufbewahrung 
von  Privateigentum  zu  übernehmen,  sind  die 
C'onsidn  im  allgemeinen  nicht  benifen ;  \mter- 
ziehen  sie  sich  derselben  auf  Wimsch  der 
Beteiligten,  so  ist  das  wesentlich  als  eine 
privatrechtliche  Abmachung  anzusehen,  auf 
welche  das   bürgerliche  Recht  Anwendung 


findet.  Fernere  Aufgaben  der  Consuin  be- 
züglich der  nationalen  Schiffahrt  —  zum 
Teil  notarieller  Natur  —  können  sein:  die 
Aufnahme  von  Protesten,  Verklarungen, 
Dispensen,  Einsetzung  eines  Schiffsführers, 
Mitwirkimg  beim  Verkaufe  und  bei  der  Ver- 
bodmung eines  Schiffes  etc.  Auch  bei  Aus- 
führung des  Seeunfallversichenmgsgesetzes 
und  des  R.G.  betreffend  die  Invaliditäts- 
und Altersversicherung  sind  die  Consuin  zu 
einer  Mitwirkung  berufen.  Die  Consuin 
können  auch  in  die  Lage  kommen,  als  Ver- 
mittler von  Vergleichen  oder  Schiedsrichter 
zu  fungieren.  Nach  dem  deutschen  Consu- 
largesetze  können  die  Consuin  des  Reiches 
es  im  allgemeinen  und  von  besonderen  Be- 
denken im  einzelnen  Falle  abgesehen  nicht 
ablehnen,  bei  Rechtsstreitigkeiten  von  Deut- 
schen unter  sich  und  mit  Fremden  auf  An- 
trag der  Parteien  den  Abschluss  von  Ver- 
gleichen zu  vermitteln  oder  das  Schieds- 
richteramt zu  übernehmen,  wenn  sie  in  der 
durch  die  Ortsgesetze  vorgeschriebenen  Form 
von  den  Parteien  zu  Schiedsrichtern  ernannt 
werden. 

Quellen  und  Litteratnr:  Da  die  ttaaurrckt- 

liehe  und  völkerreehüiehe  Seite  de^  Gegemtande'S 
ineinandergreifen,  so  behandeln  aovcohl  die  Hand- 
bUchtr  des  StaatsreehU  als  die  des  Völkerrechts 
das  ConstUarreeht,  erstere  mehr  vom  StandpunJeU 
des  Emennungsstaates  ans,  leUters,  indem  äiV; 
mehr  darauf  Gewieht  legen,  wa^  der  Empfangs- 
Staat  zulässt.  Von  einer  Aufzählung  dieser 
Handhilcher  kann  hier  füglich  abgesehen  werden, 
ebenso  vo7i  der  Benennung  derjenigen  Zeitsehrifien 
und  lexikalischen  Werke,  welche  Artikel  über  das 
Constilanresen  enthalten.  Die  nachstehende  Zu- 
sammenstellung beschrankt  sich  auf  die  Gesetz- 
gebung und  Lüttratur  betreffend  das  Consular- 
Wesen  der  einzelnen  Länder.  —  Deutsch- 
land. Gesetz,  betreffend  die  Organisation  d^r 
Bundesconsulaie  smcie  die  AnUsrechte  und 
Pflichten  der  Bundescons^dn  v.  8.  Nov.  1867 
(B.  G.  Bl.  S.  134).  Allgemeine  Dienstinstruktion 
V.  6.  Juni  1871  mit  Nachtrag  r.  22,  Febr.  1S7S 
(Berlin,  v,  Deckerscher  Verlag).  —  Gesetz,  be- 
treffend die  Consulargerichtsbarkeit  r.  10.  Juli 
1879  (R,  G.  Bl,  S.  197).  —  Instruktion  des 
Reichskanzlers  v.  10.  Sept,  1879  (Centr.  Bl.  Ä 
676),  V,  4,  Febr,  1882  (Centr,  Bl,  S,  111)  und 
V.  27,  Nov.  1891  {Centr.  Bl.  S.  S19).  —  Gesetz, 
betreffend  die  Gebühren  und  Kosten  bei  den 
Consulaten  des  Deutschen  Reiches  v.  1.  JM  1S7£ 
(R.  G.  Bl.  S.  245).  —  Gesetz,  betreßmd  die 
Eheschliessung  und  Beurkundung  des 
Standes  von  Bundesangehörigen  im  Au 
4.  Mai  1870  (B.  G,  Bl,  S.  599),  - 
des  Reichskanzlers  v,  1.  Mai  1971 
zember  1885.  Seemannsordnung 
zember  1872  (R,  G.  Bl.  &  4W*  ' 
Handbuch  des  deutschen  i 
Berlin  1896.  —  Frankrei 
sation  datiert  von  1669  t*. 
1781  und  1814  weiter 
Jahre  18SS  ihren  Absc 
Guide  pratique 
und  de  VaUut 
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tenden    JSesUm mutigen     systeviatisch    zusammen  { 
und   kommentiert   dieselben.    —    de   Clercq  et 
iie   Vallat,    Formulaire    des    Chancelleries    di- 
plomatiques  et  consulaires,    snivi    du    tarif   des 
Chcmcelleries    et    du    texte    des  principules    lois, 
ctrdannances,    circulaires  et  Instructions  ministe- 
rielles relatives  aux  consulats.     6,  Ausg.,  Ptiris, 
Perdone-Laurill,  1890  nebst  Supplement  v.  1894. 
—  Born,     Grundzüge    des  ßranzösischen    Con- 
stäarreehts,    Ireiburg    1888.    —     Grossbri- 
tannien.    Consular    Act  6  Geo.  IV,  Cap.  87 
V.  5.  Jxdi  1825,  mit  späteren   Gesetzen,  Instruk- 
tionen etc.,   abgedruckt    als  Anhang   zu  den   Ge- 
neral Instructions  for   H.  M.  Consular  O/ßcers, 
revised  january  7*<-  1893,    London,   Harrison  <t* 
Sons.  —  Joel^    A    Con^uVs   Manmd   and   Ski- 
pow^ner^s   and   Shipmaster^s  practical   guide    in 
their     transacti^ns    abroad,    London    1879.    — 
Inglis,   Consular  Formulary,  being  a  collectton 
of  forms  and  precedents  for   the   use   oj  H.  M. 
consular  ofßcers  in  the  discharge  of  their  duties, 
London  1879.  —  Italien,     Legge  28.  gennajo 
1866   suW    ordinamento    del    servizio    consnlare 
italiano.       Regolumento    per    l'esecuzione    della 
legge  ^8.  gennajo  1866,  beide  auch  französich.  — 
Eaperson,    Diritto  diplomatico   (Mailand  187 4) 
vol.   2,   parte  1.    De*  Consolati.     Der  Gebühren- 
tarif  ist   durch    kgl.    V.  v.  10.  August  1890  fest- 
gestellt.   —    ^Niederlande.      Nederlandsche 
Consulaire    Vorschriften  etc.,  s*Gravenhage  1S89. 
—  Oesterreich-Ungarn.     Die    Organi- 
sation des  österr. -Ungar.  Consulardienstes  ist  seit 
1850  länderweise  durch  verschiedene  Allerh.  Ent- 
schliessungen  erfolgt.  —  Das  Handbuch  des  Con- 
suUxrwesens  von  Xeutnann  (Wien  1854)  enthält 
eine   grosse   Zahl    der  für   die   österr.    ConsiUn 
massgebenden     Verordnungen.     —     Ebenso    das 
Handbuch  des  österr.- ungar.  Consularwesens  von 
Ritter  v.  Malfatti   di  MmUs   Tretio   (Wien 
1879,    Supplementband  188S)   und   das  Jahrbuch 
des  k.  k.  Austr.  Dienstes,  Wien  1898.  —  R  u  s  s  - 
land.     Reglement  poiir   les    consuls   de  Russie 
en  Europe  et  en  Amerique  v.  2S.  Dez.  1858.  — 
Annuaire    diplomatique    de    l' Empire   de  Russie 
pour  1887.  —  Die  Consulatsgebühren  sind  durch 
einen     Tarif    v.    8.   Juni    189S    v^ielfach   erhöht 
worden.     Eine  Sammlung  der  Instruktionen  für 
die  Co7istUn  in  den  nicht  orientalischen  Ländern, 

ISSS  in  P9(^i*shi*rfj  iü  ruMitifchcr  Sitrarhc  A^^rnwx- 
gegeben,  ein  Ergäntiingsband  hierzu  im  Jfthre 
13954  Kür  die  Waldconsuln  ist  rin  Attsiug  tttm 
dieser  Sttmmt^ntf  in  frtinMiisischer  Sproi-he  ver- 
fasst  ^^ord^n.  —  Vereinigte  Staaten 
f '  ö  ft  Am  erita,  Reptilmüems  preseribed  frtr 
tht;  ttse  of  iJt*'  O/jisulnr  Serri4-r  af  ihr 
United  States,  WashimjUm,  Gavernment  P*hh- 
ting  Ofßce  lS9f,  ^  >  '  ^ 
Consulaire*  i-  ed.,  Bm 
Zmäammetfttfltnttg  '"^ 
Hek  beziehrndfit  ' 
Mßmisteriatnrturißti . 
tkddSq^  des  Rfgle. 
BmxuSUt  fiT^.  ^ 

Titel:     OrrjrrTT^rr     /' 
/yraiit,      ' 

^infi     df*i 


r.  21.  Dez.  1877,    in    Kraft   getreten  am  1.  Okt. 
1882.  —  Athhies,    Imp.  Andre  Coromilas,  188'i. 
—  Das  Gesetz  hat  Aenderungen  und  Ergänzun»jen 
erfahren    durch   GG.  v.  15.  Dez.  1878,  20.  März 
1881,  4.  Juni  1882,    19.  Juli  1885,  28.  Mai  und 
24.   Dez.  1887,  23.  März  1889,    21.  März  und  8. 
Mai  1891.     Eine  Sammlung  aller  Bestimmungen 
ist   im  Jahre   1894    unter  dem  Titel:  Guide  des 
fonctionnaires   diplomatiques  et  amsidair^s  de  la 
Grece   erschienen.    —    Portugal.      Reglement 
consulaire    portugais    traduit    en   franrais    par 
GuiUon  ed.   officielle,   Lisbonne    1875.  —  For- 
vmlario  dao  Chancellarias  Considares  por  Pedro 
Aß'onso  de  Figueiredo,  Barä^y  de   Wildik  Lisbon 
Impresa  Nacional  1878.  —  Gebührentarif  v.  .T/. 
OkL  1885.   —    Tabella  dos  Emolumentos  Consu- 
lares  que  se  devem  c^jbrar.      Nos  Consulados  d" 
Pi>rtugal   e   swis   Respectivas   Dependencias  Ap- 
provada  por  Carta   de  Lei  de  5  de  Maio  de  181*8. 
Lisbon,  Impj'esa  Nacional  1898.  —  Schweden 
und    Norwegen.      V.    v.    4.    Nov.    1886,    in 
Kraft  getreten  am  1.  Jan.  1887.     Englisch  unt^r 
dem  Titel:  Royal  ordinance  conceming  the  om- 
sular  Service  of  Sweden  and  Nonray  1886.  Nur 
in  Bezug  auf  einzelne  Tarif positifoten  hat  dt^ji*- 
Instruktion  in  neuerer  Zeit  einige  Aenderynp^ 
erfahren.  —  Sp  anie  n.      Ley  organica  dr  in* 
carreras   diplomatica,    consular  y  de   iuterpr^^v 
de  14  de   Marzo    de   188S,   Madrid  188S.  —  M. 
A.    de   Cctstro   la  Saleiz,    Gui  pn'irt*^   o" 
diplomatico  espaüol,  1886.  —  Dererk<»  i<numin- 
de    Espana   por  D.    Ed,    Toda  y  Giiti     "»' 
amtl.  Veranl.),  Madrid  1889.  —  Tarif  r.  *-  .?«/ 
1889  (Gaceta  de  Madrid  r.  2.  Aug^  :*»^"     — 
T  ü  r  k  e  i.     Reglement   organiqur  }»"»''  ^ 
sulats  Ottomans,  Constantiuople  ;.•>'. 
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feb.  zu  Dunkerque  am  27.  11  l^i 
aris  am  12.  VIII.  1^3.  Xü^i^is  'J^. 
Jahre  als  Advokat  in  »enitr  Tjkjo«'  "^'J 
hatte,  liesß   er  sich  183ß  k  ?aa  ^^r_* 

—  unter  Verzieht  aof  dif  ■m-ÄS«""'^     'T 

—  haupt^ä^Mi-'-    ^"^^ — '—   ^^^ 
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Cossa — Coupon  Steuer 


1860  ordentlicher  Professor  der  politischen  Oeko- 
nomie  an  der  Universität  zu  Pavia  und  lehrte 
später  zugleich  auch  am  Polytechnikum  in 
Mailand. 

Cossa,  ein  genauer  Kenner  auch  der  fremd- 
ländischen Litteratur,  hat  sich  besondere  Ver- 
dienste um  diese  erworben,  indem  es  seiner  An- 
regung zu  verdanken,  dass  die  aus  seiner  Schule 
hervorgegangenen  jüngeren  Nationalökonomen 
(Ferraris,  Ricca-Salerno,  Cusumano,  Nicolini, 
Loria  u.  a.)  dem  Studium  der  deutschen  und 
englischen  nationalökonomischen  Schriftsteller 
ihr  lebhaftes  Interesse  zugewandt  haben.  Schrift- 
stellerisch hat  sich  Cossa  vor  allem  durch  Ab- 
fassung kurzer,  aber  sehr  brauchbarer  Lehr- 
bücher und  durch  bibliographische  Leistungen 
(s.  n.)  ausgezeichnet,  die  auf  wichtigen  litterar- 
historischen  Studien  beruhen.  Cossa  war  Ehren- 
mitglied des  internationalen  statistischen  Insti- 
tuts und  Mitglied  des  Consiglio  superiore  für 
das  öffentliche  ünterrichtswesen  des  Königreichs 
Italien. 

Von  seinen  staatswissenschaftliehen  Ver- 
öffentlichungen in  Buchform  seien  genannt: 

Guida  allo  studio  deir  economia  politica, 
Mailand  1876;  3.  Aufl.  u.  d.  T.:  Introduzione 
allo  studio  etc.  1890.  (Uebersetzt  ins  Spanische, 
Englische;  ins  Französische  u.  d.  T.:  Histoire 
des  doctrines  §conomiques.  Av.  une  pr^face  de 
A.  Deschamps,  Paris  1899;  ins  Deutsche  u.  d.  T. : 
Einleitung  in  das  Studium  der  Wirtschaftslehre, 
von  Ed.  Moormeister,  Freiburg  i.  B.  1880.)  — 
Primi  elementi  di  economia  politica,  Mailand 
1876;  8.  Aufl.  1888.  (Xus  Englische,  Russische, 
Polnische,  Spanische,  Portugiesische,  Franzö- 
sische (von  L.  Paoli  u.  Ch.  Gide  1889)  übersetzt; 
ins  Deutsche  übertragen  u.  d.  T. :  Die  ersten 
Elemente  der  Wirtschaftslehre,  von  Ed.  Moor- 
meister, Freiburg  i.  B.  1879.)  —  Die  8.  Aufl. 
dieses  Werkes  zerfällt  in  2  Teile,  in  die  ,Eco- 
nomia  Sociale'  und  in  die  ,Politica  Economica'. 

—  Primi  elementi  di  scienza  delle  finanze,  Mai- 
land 1876,  4.  Aufl.  1887;  5.  Aufl.  1890;  6.  Aufl. 
1893.  (Uebersetzt  ins  Spanische,  Schwedische, 
Russische,  Polnische,  Englische  (1888);  Japa- 
nische von  Ohiuji  Machida  (1889,  2.  Aufl.  1892); 
Französische  1891;  ins  Deutsche  u.  d.  T. :  Grund- 
riss  der  Finanzwissenschaft,  frei  bearbeitet  von 
K.  Th.  Eheberg,  Erlangen  1882,  2.  Aufl.  1887; 
3.  Aufl.  1891 ;  4.  Aufl.  u.  d.  T. :  Eheberg,  Finanz- 
wissenschaft, 1895.)  —  Saggi  di  economia  poli- 
tica, Mailand  1878.  —  Ausserdem  übersetzte 
Cossa  W.  Stanley  Jevons  (s.  d.)  „The  theory 
of  political  economy"  ins  Italienische. 

Im  Giornale  degli  Economisti,  Jahrg.  1892 
veröffentlichte  Cossa:  L'economia  politica  negli 
Stati  Uuiti  nell'  America  settentrionale.  Als 
Supplemente  zu  den  Jahrgängen  1892  bis  1896 
dieser  Zeitschrift  veröffentlichte  er  an  Biblio- 
graphieen  u.  a. :  Elenco  di  tutti  i  trattati  e 
compendii  pubblicate  da  italiane  dal  1765  fino  al 
1891.  —  Elenco  di  tutte  le  opere  italiane  pubbli- 
cate suUa  moneta  dal  secola  XV  sino  al   1848. 

—  Elenco  di  tutte  le  opere  pubblicate  sulla  storia 
(lalla  scienza  economica  in  ItAlia.  —  La  parte- 
cipazione  degli  operai  al  profitto.  —  La  distri- 
buzione  delle  ricchezze.  —  La  teoria  del  valore. 

—  I  trattati  e  compendii  d'economia  politica 
nelle  nazionalitä  minori.  —  Trattati  e  compen- 
dii inglesi  d'economia  politica.  —  Trattati  e 
compendii    tedeschi    di   economia   politica.   — 


Teoria  generale  delle  finanze.  —  Teoria  del 
credito  pubblico.  —  Trattati  e  compendii  tedeschi 
di  economia  politica. 


Vgl.  über  Cossa:  U.  Mazzola,  in  morte  di 
Luigi  Cossa  1 12.  V,  1896  in  Giornale  degli  Econo- 
misti, Giugno  1896.  —  Luigi  Cossa  (necrolo^e) 
in  Bulletin  de  Tlustitut  intemat.  de  statist., 
tome  VIII,  1896.  —  Rouxel,  Luigi  Cossa  fnecro- 
logie)  in  Journal  des  Econom.,  Juillet  1896.  — 
Louis  Cossa  (n6crologie)  in  Revue  d'economia 
politique  annee  X,  1896.  —  Blenck,  Luigi 
Cossa  (Nekrolog)  in  Zeitschr.  d.  kgl.  preuss. 
Statist.   Bureaus,  Jahrg.  XXXVI,  Berlin   1896. 

LipperL 


('ouncil-billä 

s.  Silber. 


Conponstener. 

1.  Begriff  der  C.  2.  Begründung  und 
Zweckmässigkeit  der  C.    3.  Gesetzgebung. 

1.  Begriff  der  (\  Die  Couponsteuer  ist 
eine  Form,  in  der  ein  Teil  der  Kapitali-en- 
ten-  und  Einkommensteuer  (s.  d.)  zur  Er- 
hebung gelangt.  Sie  besteht  darin,  dass  die 
Steuer  auf  die  Rente  bozw.  das  Eiukommea 
aus  Zinsen  und  Dividenden  der  Obligationen 
und  Aktien  nicht  bei  dem  Steuerpflichtigen 
selbst  erhoben  wird,  sondern  bei  dem  Emit- 
tenten. Der  letztere  hat  also  den  auf  die 
Zinsen  und  Dividenden  entfallendon  Steuer- 
betrag direkt  an  die  Staatskasse  abzuführen, 
wogegen  er  seinerseits  bei  der  P]inl()siuig 
der  Zins-  und  Dividendenscheine  (Coupons) 
die  auszuzahlende  Summe  um  den  Betrag 
der  verauslagten  Steuer  kürzt. 

2.  Begründung  und  Zweckmässigkeit 
der  C.  Da  die  Couponsteuer  nur  ein  Teil 
entweder  der  Kapitalrentensteuer  oder  der 
Einkommensteuer  ist,  so  hat  sie  ihre  Be- 
gründung zugleich  mit  diesen  beiden  Stener- 
arten  zu  erhalten.  Da.<s  sie  eine  zweck- 
mässige Form  der  Erhebung  eines  Teiles 
der  Kapitalrenten  Steuer  darstellt,  kann  nicht 
bestiitten  werden.  Die  betreffenden  Zinsen 
wei-den  durch  eine  Deklarationspfiioht  der 
einzelnen  Empfänger  bei  diesen  nicht  so 
leicht  zu  ermitteln  sein  als  bei  dem  Emit- 
tenten. Die  Erhebung  der  Couponsteuer 
ist  mülielos  und  wenig  kostsi)ielig.  Da  die 
Kai)italrcntensteuer  als  Ertragsteuer  gegen- 
überstehende Schuldverpflichtimgen  princi- 
])ien  nicht  berücksichtigt,  liegt  in  der  Vor- 
wegnähme der  Steuer  keine  Härte  für  die- 
jenigen ,  welche  aus  ihi-er  Kapitalrente 
Schuldzinsen  zu  zahlen  liaben.  Gnjsseren 
Bedenken  unterliegt  die  Coux)on Steuer,  so- 
fern sie  als  j»arti»'lie  Einkommensteuer  An- 
wendung findet.  Bei  der  Ermittelung  des 
Einkommens  sind  von  den  Aktivzinsen  die 
Passivzinsen  der  Steuerzahler  in  Abzug  zu 
bringen.    Dies  würde  also  bei  vorhergehen- 
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der  Couponsteuer  eine  Restitution  des  zuviel 
gezahlten  Steuerbetrages  bedingen,  die 
äusserst  lästig  wäre  und  die  Vorzüge  der 
Touponsteuer  illusorisch  machen  würde. 
Dieselbe  Schwierigkeit  ist  gegenüber  den 
kleinen  Einkommen  vorhanden,  die  von  der 
Besteuerung  befreit  sind.  Um  ihnen  die 
gesetzlich  zustehende  Steuerfreiheit  zu 
ächero.  müsste  hier  gleichfalls  eine  Bück- 
ei^attung  der  Couponsteuer  stattfinden. 
Zudem  wird  die  Couponsteuer  niemals  sich 
^leichmässig  auf  inll^dische  und  ausländi- 
sche Wertpapiere  anwenden  lassen.  Die 
letzteren  w^ären  durch  eine  Couponsteuer 
nur  dann  zu  treffen,  wenn  sie  im  Inlande 
eine  Zahlstelle  besitzen.  Ist  dies  nicht  der 
Fall,  so  wird  man  doch  wieder  ziir  Dekla- 
rationspflicht der  Empfänger  auswärtiger 
Zinsen  und  Dividenden  genötigt  sein.  Um- 
gekehrt werden  durch  eine  Couix)nsteuer 
aiif  inländische  Wertpapiere  auch  die  aus- 
wärtigen Besitzer  derselben  zur  Steuer 
n^rangezogen.  Dies  kann  vorteilhaft,  aber 
auch  im  höchsten  Grade  nachteilig  sein. 
Ein  Vorteil  wird  darin  liegen,  wenn  man 
f-^i  der  Kontrahienmg  von  Anleihen  und 
\*^i  der  Begründung  von  Aktien  Unterneh- 
mungen das  auswärtige  Kapital  entbehren 
fcinn.  Will  dieses  ti'otzdem  an  den  inlän- 
dischen Zinsen  und  Untemehmergewiimen 
Anteil  haben,  so  muss  es  sich  und  wird  es 
>ich  auch  ohue  Widerstreben  der  inländi- 
schen Besteuerung  unterwerfen.  Nachteilig 
wird  dagegen  die  Couponsteuer  wirken,  wenn 
fias  Inland  zu  kapitalarm  ist,  um  auf  die 
Heranziehung  auswärtigen  Kapitals  bei  der 
Aufnahme  von  Anleihen  und  bei  der  Be- 
CTündnng  grosser  kapitalistischer  Unterneh- 
miingen  verzichten  zu  können.  Hier  muss 
iiian  dann,  um  der  Mitwirkung  des  aus- 
wärtigen Kapitals  nicht  verlustig  zu  gehen, 
ausdrücklich  die  Steuerfreiheit  der  betreffen- 
'len  Wertjttipiere  statuieren.  So  haben  na- 
mt^nllieh  manche  Staaten,  welche  bei  der 
Untf^rbringung  ihrer  Anleihen  auf  die  aus- 
wärtigen Kapitalmärkte  angewiesen  sind, 
>i<h  genötigt  gesehen,  ihren  Staatsrenten- 
titeJn  dauernde  Befreiung  von  jeder  Coupon- 
>teuer  zu  garantieren.  Dass  dadurch  eine 
Wenkliche  Ungleichheit  in  die  inländische 
B^>1<*uerung  gebracht  wird,  liegt  auf  der 
Haad.  Denn  mit  den  auswärtigen  geniesson 
nunmehr  auch  die  inländischen  Staatsrenten- 
U^sitzer  das  Privileg  der  Steuerfreiheit, 
wahrend  das  Renteneinkommen  aus  Obliga- 
tionen anderer  Art  und  aus  Aktien  nach 
wie  vor  der  Besteuerung  unterworfen  bleibt. 
Trotz  aller  dieser  Bedeaken  hat  die  Coupon- 
^t^uer  als  eine  bequeme  und  einträgliche 
F(irm  der  Kajütalrenten-  und  Einkommen- 
^^uer  in  vielen  Staaten  Eingang  gefunden. 
3.  Gesetzgebung.  In  Oe  st  erreich 
'•inl  die  CouxK)nsteuer  ziu:  Erhebimg  eines 


Teiles  der  Einkommensteuer  benutzt.  Das 
Einkommensteuerpatent  vom  29.  Oktober  1849 
besteuert  das  Einkommen  in  drei  Klassen, 
deren  letzte  die  Zinsen  von  Darlehen  oder 
anderen  stehenden  Schuldforderungen,  die 
Leibrenten  und  andeie  den  Zinsgenuss  von 
einem  Kapitale  vertretenden  Renten  zum 
Gegenstande  hat.  Als  Erhebungsform  filr 
die  aus  Obligationen  fliessenden  Zinsen 
greift  die  Couponsteuer  Platz,  ledoch  nicht 
ausschliesslich.  Vielmehr  sind  in  dieser 
Beziehung  drei  Gruppen  von  Wertpapieren 
zu  unterscheiden.  Eine  erste  ist  überhaupt 
von  jeder  Steuer  befreit.  Dahin  gehören 
die  ausländischen  Wertpaniere,  diejenigen 
Staatsanleihen,  denen  ausorücklich  Steuer- 
freiheit garantiert  ist,  wie  z.  B.  der  Gold- 
rente, ferner  einige  Kommunalanleihen  sowie 
Prioritätsobligationen,  die  das  gleiche  Privi- 
leg geniessen.  Eine  zweite  Gruppe  ist  der 
Couponsteuer  unter^'orfen.  Besonders  her- 
vorzuheben sind  dabei  die  unifizierte  Staats- 
schuld sowie  die  Lotterieanleihen  vom  Jahre 
1854  und  1860.  Die  Höhe  des  Steuerab- 
zuges ist  verschieden.  Urspnlnglich  war 
derZinsfuss  der  Ei  nkom  mensteuer  5  ^/o,  durch 
G.G.  von  1859  und  1863  wurde  er  aUge- 
mein  auf  7  ^o  erhöht.  Doch  wurde  für  die 
Einkommen  der  dritten  Klasse  durch  G.  v. 
20.  Juni  1868,  welches  die  Unifizienmg  der 
Staat8schuld  zum  Gegenstande  hat,  sowie 
durch  G.  v.  26.  Juni  1868  noch  über  dieses 
Mass  hinausgegangen.  Der  Steuerfuss  be- 
trägt danach  für  die  allgemeine  fundierte 
Schuld  16  ^/o,  für  die  Gewinne  und  Zinsen 
der  Lotterieanlehen  von  1854  und  1860  so- 
wie des  Steueranlehens  von  1864  und  die 
Entschädigimgsrenten  für  aufgehobene  Ge- 
fälle 20^/0.  Die  übrigen  Zinsen  und  Divi- 
denden unterliegen  einem  Steuerabzüge  von 
lO^/o.  Es  kann  nicht  überraschen,  dass 
der  enorm  hohe  Steuerfuss  gerade  der 
Staatsrente  mehr  als  eine  Zwangskonversion 
denn  als  eine  Zinssteuer  ei*scheint,  und  so 
werden  dann  auch  that  sächlich  die  öster- 
reichische unifizierte  Papier-  und  Silber- 
rente auf  den  meisten  Courszetteln  nicht  als 
fünfprozentige  steuerbare,  sondern  als 
4V5 prozentige  steuerfreie  Renten  notiert. 
Die  Zinsen  einer  dritten  und  letzten  Gruppe 
endlich  unterliegen  der  Besteuerung  bei  den 
Enii)fängern.  Letztere  werden  diu*ch  die 
für  die  sonstige  Einkommensteuer  vorge- 
schriebene Fassion  ermittelt.  Hier  sind  u.  a. 
zu  nennen  die  Zinsen  der  Pfandbriefe  von 
Sparkassen,  der  k.  k.  pri\dlegierten  allgemei- 
nen österreichischen  Bodenkreditanstalt,  die 
Zinsen  der  Kommunalanleihen,  denen  keine 
Steuerbefi'eiung  verliehen  ist,  die  Zinsen 
von  Spareinlagen  von  Genossenschaften  und 
Yoi'schusskassen.  Die  Zinsen  der  Einlagen 
von  Sparkassen  und  Postsparkassen  sind 
von    der    Steuer    befreit.      Nicht    zu    ver- 
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wechseln  mit  der  Couponsteuer  ist  die 
Couponstempelgebühr,  welche  in  Höhe  von 
wemgen  Kreuzern  bei  einer  Anzahl  von 
Wertpapieren  erhoben  wird.  Dieselbe  be- 
ruht auf  der  Stempel-  und  Gebührenord- 
nung und  hat  ledidich  den  Chai-akter  einer 
Quittungssteuer.  Durch  das  neue  G.  v. 
25.  Oktober  1896  betreffend  die  direkten 
Personalsteuern  ist  an  diesen  Bestimmungen 
nicht  viel  geändert  worden.  Hervorzuheben 
wäre ,  dass  nunmehr  auch  die  Ertrage  aus- 
ländischer Wertpapiere  einer  Steuer  von 
2^/o  unterliegen,  die  jedoch  nicht  als  Cou- 
ponsteuer, sondern  auf  dem  Wege  der 
Fassion  bei  dem  Rentenempfänger  selbst 
zur  Erhebung  gelangt.  Ferner  sind  fortan 
auch  die  Zinsen  von  Spareinlagen  bei  Spar- 
kassen und  bei  den  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften und  Yorschusskassen 
sowie  die  Zinsen  von  Pfandbriefen  der 
Landeshypothekenaustalten,  der  nicht  auf 
Gewinn  berechneten,  auf  dem  Principe  der 
Wechselseitigkeit  beruhenden  Hypotheken- 
instituten und  Sparkassen  sowie  von  den 
durch  andere  Landeskreditinstitute  auf 
Grund  von  gewährten  Darlehen  emittiertenOb- 
ligationen  einer  Rentensteuer  von  1^2^/o 
unterworfen.  Alle  diese  Rentensteuern  wer- 
den auf  dem  Wege  des  »Abzugs<,  also 
eventuell  auf  dem  der  Couponsteuer  zur 
Erhebung  gebracht.  Die  Besteuerung  der 
Zinsen  von  Prioritätsobligationen  wu'd  da- 
durch bewerkstelligt,  dass  dieselben  als  ein 
Teil  des  Gewinnes  der  betreffenden  Unter- 
nehmungen betrachtet  und  damit  der  zehn- 
prozentigen  Erwerbsteuer  der  letzteren  mit 
unterliegen.  Dadurch  dass  die  Erwerbsteuer 
direkt  von  den  Gesellschaften  erhoben  wird, 
entfällt  die  Notwendigkeit,  die  GeseDschaf ter 
selbst  für  die  Steuer  in  Anspruch  zu  neh- 
men und  somit  liegt  auch  kein  Anlass  zm* 
Erhebung  einer  Couponsteuer  bei  Dividenden- 
auszahlungen vor.  In  Frankreich  ist 
diurch  G.  v.  29.  Juni  1872  eine  partielle 
Kapitalrenten  Steuer  eingeführt  worden, 
welche  die  Zinsen  und  Dividenden  von  in- 
ländischen und  ausländischen  Obligationen 
und  Aktien  mit  einem  Steuersatze  von  3^/o 
trifft.  Durch  das  Finanzgesetz  v.  26.  De- 
zember 1890  ist  dieser  Steuersatz  auf  4^/o 
erhöht  worden.  Doch  sind  die  Anleihen 
Frankreichs  sowohl  wie  der  auswärtigen 
Staaten  dieser  Steuer  nicht  imterworfen. 
Die  Form  der  Steuererhebung  ist  gleichfalls 
die  Couponsteuer.  Die  Gesellschaften  und 
sonstigen  Emittenten  sind  ziu*  Deklaration 
und  Steuerzahlung  verpflichtet,  wofür-  sie 
sich  durch  entsx)rechende  Abzüge  bei  Aus- 
zahlung der  Zinsen  und  Dividenden  schad- 
los halten.  Die  Besteuerung  der  auswärti- 
gen Wertpapiere  ist  dadurch  gesichert,  dass 
nur  solche  Effekten  an  den  französischen 
Börsen  notiert  und  geliandelt  werden  dürfen. 


deren  Emittenten  einen  in  Fi-anki-eich  wohn- 
haften Vertreter  bestellen,  der  für  die 
Steuerzahlung  verantwortlich  ist.  Cebrigens 
braucht  nicht  die  Gesamtheit  der  auswärti- 
gen Zinsen  und  Dividenden  versteuert  zu 
werden,  sondern  niu*  der  zu  den  in  Frank- 
reich umlaufenden  Titres  gehörige  Teil  der- 
selben. Für  die  Höhe  des  letzteren  ist  man 
natürlich  nur  auf  Mutmassungen  angewiesen. 
Sie  wird  für  drei  Jahre  vom  Finanzministt^r 
nach  Anhörung  einer  beratenden  Kommission 
festgesetzt.  Das  Misshche  dieser  Steuer  ist 
jedoch,  dass  die  Besitzer  solcher  ausländi- 
scher Wertpapiere,  die  in  Frankreich  nicht 
notiert  und  gehandelt  wenlen ,  von  der 
Steuer  vei-schont  bleiben.  In  Italien 
wurde  durch  G.  v.  14.  Juli  1864  eine  Steuer 
auf  die  Ehikünfte  aus  beweglichem  Ver- 
mögen eingeführt  Dieses  Gesetz  wiu-de 
ersetzt  durch  das  jetzt  noch  in  Geltung  be- 
findliche vom  24.  August  1877.  Die  Cou- 
ponsteuer findet  in  demselben  insofern  An- 
wendung, als  zunächst  die  Zinsen  der 
Staatsschuld  bei  ihrer  Auszahlung  um  den 
Betrag  der  Steuer  gekürzt  werden.  In 
ähnhcher  Weise  sind  die  Provinzen,  Ge- 
meinden, juristischen  Personen.  Kommandit- 
gCvSellschaften  auf  Aktien  und  Aktiengesell- 
schaften verpflichtet,  die  auf  die  Zinsen  der 
von  ihnen  ausgegebenen  Obligationen  ent- 
fallende Steuer  direkt  an  den  Staat  abzu- 
fühi'en  und  sich  dafür  an  ihren  Gläubigern 
schadlos  zu  halten.  Ausser  den  Zinsen 
unterliegen  auch  die  Prämien  der  Besteue- 
nuig,  d.  h.  derjenige  Betrag,  um  welchen 
die  Einlösungssmnme  des  Papieres  seinen 
Nennwert  ü])ersteigt.  Auswärtige  Wert- 
papiere unterliegen  der  Steuer  nicht,  da 
sich  das  italienische  Vermögenssteuercesetz 
in  seinen  Artikeln  2  imd  3  auf  den  Stand- 
punkt stellt,  nur  das  in  Italien  erworbene 
oder  ^escliuldete  Einkommen  als  steuer- 
pflichtig zu  betrachten.  Der  Steuerfuss  be- 
trägt für  die  Einkommensklasse  a,  d.  h. 
dauernde  Einkünfte  und  Renten  von  ausge- 
liehenen oder  sonstwie  rückzahlbaren  Kapi- 
talien, seit  dem  G.  v.  11.  August  1876  volle 
13,2  Prezent.  Unter  dem  Druck  einer 
schwierigen  Finanzlage  war  man  indessen 
genötigt,  noch  über  diesen  hohen  Satz  hin- 
auszugehen. Das  G.  V.  22.  Juli  1894  er- 
höhte den  Steuersatz  der  Einkommensteuer 
auf  20^/0.  Doch  unterliegt  diesem  vollen 
Satze  nur  das  dm-ch  dii-ekten  >Abzug«:  be- 
steuerte Einkommen,  darunter  besonders  die 
Zinsen  der  Staatsschuld.  Dazu  kommt  noch 
bei  allen  nicht  vom  Staate  ausgegebenen 
Obligationen  ein  weiterer  kleiner  Abzug  ads 
Erhebungsgebülu"  so'^'ie  bei  den  von  Ge- 
sellschaften emittierten  Schuldverschrei- 
bungen die  ümlaufssteuer  (s.  Art.  Bör sen- 
steuer oben  Bd.  11,  S.  1017).  In  Eng- 
land wird   ein  Teil  der  durch  G.  v.  1842 
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eiogeführten  Einkommensteuer  durch  Cou- 
ponbesteuerung erhoben.  Die  Schedula  C. 
aer  Einkommensteuer  umfasst  die  Zinsen 
und  Renten,  velche  aus  der  britischen  und 
indifichen  Staatskasse,  ferner  die,  welche 
durch  Vermittelung  britischer  Geschäfte 
aus  £obnial-  und  fremden  Staats-  und  Ge- 
sellschaftskassen  gezahlt  werden.  Die 
Steuererhebung  geschieht  in  der  Weise, 
dass  für  inländische  Werte  die  betreffenden 
Kassen,  für  ausländische  die  betreffenden 
Zahlstellen  die  Steuer  für  den  Staat  abzu- 
ziehen und  an  ihn  einzuliefern  haben.  Zin- 
sen solcher  ausländischen  Papiere,  für 
welche  es  in  England  überhaupt  keine 
Zahlstellen  giebt  oder  welche  auch  ausser- 
englische  Zälstellen  besitzen,  können  sich 
also  leicht  der  Besteuerung  entziehen,  da 
sie  höchstens  auf  dem  Wege  der  Deklarar 
tioQ  erfassbar  sind.  Auch  in  der  Schedula 
D.  kommt  die  Couponsteuer  insofern  in 
Anwendung,  als  hier  u.  a.  auch  das  Ein- 
kommen der  Erwerbsgesellschaften  besteuert 
wird,  wofür  das  entsprechende  Einkommen 
der  Aktionäre  u.  s.  w.  steuerfrei  bleibt. 
Das  englische  Einkommensteuergesetz  dehnt 
die  Steuerpflicht*  subjektiv  auf  alle  Inländer 
und  in  England  lebenden  Ausländer,  objek- 
tiv auf  alles  aus  dem  Inlande  stammende 
Einkommen,  gleichviel  wem  dasselbe  zu- 
fliesst,  aus.  Daraus  ergiebt  sich  die  wich- 
tige Folgerung,  dass  im  Auslande  erworbe- 
nes. Ausländem  gehöriges  Einkommen  nicht 
zu  besteuern  ist,  auch  wenn  dasselbe  in 
England  zur  Auszahlung  gelangt.  Ein  nicht 
in  England  wohnhafter  Deutscher  z.  B., 
der  Titres  von  russischen  Anleihen  besitzt, 
die  in  England  ihre  Zahlstellen  haben, 
mösste  folgerichtig  von  dem  Steuerabzug 
befreit  bleiben.  Um  ihm  diese  Steuerfrei- 
heit zu  wahren,  ist  ihm  gestattet,  mit  den 
Coupons  bei  der  betreffenden  Zahlstelle  ein 
sc^nanntes  affidavit  einzureichen,  d.  h.  eine 
vor  einem  englischen  Consul  abgegebene 
eidesstattliche  Versicherung,  dass  die  von 
der  Steuer  freizulassenden  Coupons  und 
Titres  ihm  gehören  und  dass  weder  ein 
englischer  Unterthan  noch  ein  in  England 
wohnhafter  Ausländer  irgend  welchen  An- 
teil daran  hat.  Die  Höhe  des  Steuerabzuges 
hängt  naturgemäss  ab  von  der  Höhe  des 
Steuerfusses  der  Einkommensteuer,  der  für 
jedes  Jahr  entsprechend  den  Bedürfnissen 
des  Staatshaushaltes  von  dem  Parlament 
festgesetzt  wird.  In  den  Jahren  1885—87 
betrug  er  8  d,  1887—88  7  d,  1888—93  6  d, 
189a^95  8  d  auf  das  Lstr. 

Utteratlir:  A.  Wagner,  in  Schf'mberg  III, 
S,  SßSff.  —  stein,  Fin.  II,  S.  lS7ff.  —  G. 
t^veyherger,  Handbuch  der  öaterreichuchen 
direkten  SUuern,  Wi^n  1887,  S.  SBOff.  —  Sieg- 
*«rt,  Die  Steuerreform  in  Oesten-eich,  in 
ÄAaw'    Finanzarckiv    XIV,    S.    Iff.     —     IF. 

Handwörterbuch  der  StaatiwiMenschaften.    Zweite 


Troeltsch,  Art.  Einkommensteuer  im  Supplement- 
band  II,  S.  303 ff,  d.  Handw.  d.  Staatsw,  —  Wag- 
ner, Fin.  III,  S.  328 ff,  u.  S.  493 ff.  U7id  Er- 
gänzungsheft  (1896).  —  C.  Burkart,  Die  Ita^ 
lienische  Steuer  auf  die  Einkünfte  vom  beweg- 
lichen Vermögen,  in  Scham*  Finanzarchiv  VI, 
S.  Iff.  —  Jjudwtg  Sachs,  Das  Finanzwesen 
Italiens  im  Jahre  1894,  ^'»  Schanz*  Finanzarchiv 
XII,  S.  587  ff.  —  Salings  Börsenpapiere,  Teü 
I  (bearbeitet  von  A.  Sandheim),  Berlin  1897. 
R*  Friedberg, 


Courcelle-Seneuil,  Jean  Gustare^ 

geb.  im  Dorfe  Nauxais  bei  Seneuil  (Dordogne), 
gest.  am  29.  VI.  1892  in  Paris,  als  Mitglied  der 
Acad6mie  des  sciences  morales  et  poüt.  (seit 
1882).  Anfanglich  Kaufmann,  1848  auf  2  Monate 
Domänendirektor  im  französischen  Finanzminis- 
terium, 1853—1863  Professor  der  Nationalöko- 
nomie an  der  Universität  zu  Santiago  in  Chile, 
wurde  er,  nach  1870  nach  Frankreich  zurück- 
gekehrt, 1879  Staatsrat. 

Er  veröffentlichte  von  staatsMdssenschaft- 
lichen  Schriften  in  Buchform:  Lettres  ä  Edouard 
sur  les  r6volutions,  s.  1.  e.  d.  (Paris  1833).  — 
Le  credit  et  la  banque.  Etudes  sur  les  r^formes 
a  iutroduire  dans  {'Organisation  de  la  banque 
de  France  et  des  banques  departementales,  Paris 
1840.  —  Traite  theorique  et  pratique  des 
Operations  de  banque,  1853,  6.  ed.  1876.  — 
Manuel  des  affaires,  ou  traite  theorique  et  pra- 
tique des  entreprises  industrielles,  commerciales 
et  agricoles,  1856;  dass.  4  ed.,  1883;  dass., 
deutsch  von  Eberbach,  mit  Vorwort  von  F.  v. 
Steinbeis..  Stuttg.  1883.  —  Traite  theorique  et 
pratique  d'economie  politique,  2  vols.,  1858/59, 
2  4d.  1867  3  ed.  1891;  dass.  ins  Spanische  übs., 
2  vols. ,  1860.  —  Etudes  sur  la  science  sociale, 
1862.  —  Legons  elementaires  d'economie  poli- 
tique, 1864.  —  Traite  sommaire  d'economie  poli- 
tique, 1865.  —  La  banque  libre,  expos6  des 
fonctions  du  commerce  de  banque  et  de  son 
application  ä  l'agriculture :  suivi  de  divers  erits 
de  controverse  sur  la  libert^  des  banques,  1867. 
—  Cours  de  comptabilite ,  4  vols.,  1867.  — 
L'interöt  et  usure,  1867.  —  Liberte  et  socialisme, 
ou  discussion  des  principes  de  Torganisation  du 
travail  industriel,  1868.  —  L'heritage  de  la 
revolution.  Questions  constitutionnelles,  1871.  — 
Precis  de  morale  rationnelle,  1875.  —  Protection 
et  libre  behänge,  1879.  —  Preparation  ä  l'etude 
du  droit.  Etüde  des  principes,  1887.  —  Adam 
Smith,  1888.  —  La  societe  moderne;  etude 
morale  et  politique,  1892. 

Als  Mitarbeiter  an  Sammelwerken  ver- 
öffentlichte er  zahlreiche  Artikel  in  Pagnerres 
Dictionnaire  pol jtique,  femer  den  Artikel  Charles 
Fourier  im  Dictionnaire  de  l'economie  poUt.  par 
Guülaumin  et  Coquelin,  vol.  I.  Paris  1854. 

Er  besorgte  die  2.  Auü  des  Coqueliiischen 
Buches:  „Les  credits  et  les  banques"  und  über- 
setzte das  W.  G.  Sumnersche  Werk :  „ What  social 
classes  owe  to  each  other" ,  1884  und  in  Ge- 
meinschaft mit  H.  Dussart  Mills  „Principles  of 
political  economy"  ins  Französische. 

Courcelle-Seneuil  war  Mitarbeiter  an  folgen- 
den Zeitungen  und  Zeitschriften:  Bon  Sens; 
Droit;  Reforme;  National,  Republique,  Revue 
Auflage.    III.  7 
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republicaiiie,  Journal  des  doctrines  et  des  iiiter^ts 
democratiquevS ,  10.  IV.  1834  ä  juin  1835  (tout 
que  paraitj  —  Journal  des  Eeonoraistes.  Aus 
letzterer  Zeitschrift  sei  nur  der  interessante 
Artikel  vom  August  1879  genannt:  Les  socia- 
li.ste8  clerieaux:  Le  p6re  Felix  et  M.  de  Mun. 
Courcelle-Seneuil  schätzt  als  die  beiden  ein- 
zigen Gtiterquellen  die  menschliche  Arbeit  und 
den  Boden;  unter  „art  industriel"  versteht  er 
diejenige  Produktivität,  die  eine  höhere  tech- 
nische oder  intellektuelle  Voraussetzung  hat. 
Er  ist  der  Vater  des  Theorems  der  Ersparungs- 
arbeit,  welche  in  der  ununterbrochenen  Werter- 
sparungs-  und  der  individuellen  Genussent- 
haltungsthätigkeit ,  zwecks  proportionaler  Be- 
reicherungeines bereits  angesammelten  Kapitals, 
besteht.  Da  aber  der  Lohn  dieser  Arbeit  der 
Selbstbezwingung  oder  des  Entsagens  in  den 
Kapitalzinsen  i)esteht,  lässt  sich  gegen  das 
Theorem,  welches  auf  dem  Seniorschen  Ent- 
haltungsopfer zu  fussen  scheint,  einwenden,  dass 
dieser  behauptete  Ersparungsarbeitsprofit  mit  dem 
mühelosen  Einkommen,  bestehend  in  der  passiven 
Bildung  der  Beaitzrente,  zusammenfällt.  Er 
versteht  unter  Wert  Kaufkraft,  nach  der  Art 
ihrer  Veränderung  sich  darstellend  als  valeur 
courante  oder  valeur  habituelle,  mit  welcher 
letzteren  die  Wissenschaft  hauptsächlich  zu  ope- 
riren  habe.  Als  BevölkerunjETstheoretiker  be- 
mängelt er  bei  Malthus,  dass  dieser  das  physio- 
logische Moment  der  Reproduktion  bezw.  deren 
Hemmung  viel  umständlicher  als  das  wirtschaft- 
liche behandelt  habe.  Als  entschiedener  An- 
hänger der  individualistischen  Richtung  wurde 
er  auch  vou  31olinari,  dem  Chefredakteur  des 
Journal  des  Econ.  bei  Abhaltung  der  Exequien 
am  1.  VII.  1892  gefeiert.  Es  heisst  da  von  ! 
Courcelle-Seneuil :  „Er  war  einer  der  Meister  der 
nationalökonomischen  Wissenschaft  und  ein 
würdiger  Nachfolger  von  Turgot,  J.  B.  Say, 
Dunoyer  und  Bastiat". 


Vgl.  über  ihn  Vapereau,  Diotionnaire  des 
contemporains ,  öe  6d. ,  Paris  1880.  —  Journal 
des  Economistes,  LIe  annee,  1892  pag.  73—81. 
~  H.  d.  St.  1.  Aufl.  Bd.  Ii;  S.  889. 

Lippevt 


Coumot,  Anton  Augustin, 

geb.  in  Grav  (Dep.  Haute-Saöne)  am  28.  VIII. 
1801,  gest.  am  31.  III.  1877  in  Paris.  Er  wurde 
1834  Professor  der  Mathematik  an  der  natur- 
wissensch.- mathematischen  Fakultät  in  Lyon, 
ia35  Rektor  der  Akademie  in  Grenoble,  1838 
Generalinspektor  des  Unterrichts  und  1854  Rektor 
der  Akademie  in  Dijon.  1862  trat  er  in  den 
Ruhestand. 

Coumot,  der  Verfasser  des  ,zweiunddreissig 
Jahre  unbeachtet  gebliebenen  Werkes  „Recherches 
sur  les  principes  mathematiques"  etc.  (s.  u.), 
gilt  als  Begründer  der  mathematischen  Behand- 
lung der  volkswirtschaftlichen  Doktrin,  da  der 
gleichartige,  aber  sachlich  und  wissenschaftlich 
unzulängliche  Versuch  Canards  in  dessen  „Prin- 
cipes d'economie  polit."  Paris  1801  nicht  in 
Betracht  kommt.  Cournot  geht  in  seinen  Be- 
rechnungen in  den  „Recherches",  wozu  er  sich 
in  der  Regel  der  höheren  Analysis  bedient,  vom 
Monopol  aus  und  endigt  in  unbegrenzter  Kon- 


kurrenz. Er  stellt  eine  Nachfragenkurve  mit 
Abscissen  als  Pi-eise  und  mit  Ordinaten  als 
Warenmengen  auf  und  gelangt  mittelst  seiner 
Methode  u.  a.  zu  folgendem  Resultat:  Aus  der 
Bestimmung  des  Preises,  bei  dem  der  Umsatz 
im  Falle  des  Monopols  ein  Maximum  (erreicht, 
ergiebt  es  sich,  dass  die  Ausdehnung  der  Pro- 
duktion jene  Grenze  der  Warenmenge  nicht 
tiberschreiten  wird,  von  der  an  das  Plus  der 
Produktionskosten  mit  dem  Plus  am  Erlöse 
balanciert.  Von  Objekten  seiner  ferneren  mathe- 
matischen Untersuchungen  in  den  „Recherches" 
seien  noch  erwähnt :  Das  Nationalvermögen  unter 
dem  Einflüsse  der  internationalen  Schwankungen 
der  Tendenz  der  Märkte;  und  Das  National- 
einkommen, so  weit  es  die  Löhne  der  soge- 
nannten unproduktiven  Arbeiter  umfasst,  zn 
welcher  letzteren  Untersuchung  Formeln  beige- 
bracht sind  vom  Nettogewinn  und  Nettoverlust 
an  Löhnen. 

Cournot  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen und  philosophischen  Schriften  in 
Buchform:  Recherches  sur  les  principes  mathe- 
matiques de  la  theorie  des  richesses,  Paris  1838. 
—  Exposition  de  la  theorie  des  chances  et  des 
probabilites ,  Paris  1843;  deutsch  von  Schnnse, 
Braunschweig  1849.  (Geistreicher  Beitrag  zu 
der  statistischen  Theorie,  welche  einerseits  be- 
zweckt, einzelne  und  vergleichende  Thatsacheii 
zur  Gewinnung  zahlenmässiger  Verhältnisse  zu 
gruppieren,  die  eine  Unabhängigkeit  von  zu- 
fälligen Ausnahmen  bekunden  und  welche 
andererseits  bestrebt  ist,  die  Existenz  einer 
regelmässigen  Kausalität  aufzudecken,  deren 
Wirkung  mit  jener  der  zuföUigen  Ursachen  zu- 
sammenfällt.)  —  Trait6  de  l'euchainement  des 
idees  fondamentales  dans  les  sciences  et  daus 
l'histoire,  2  vols. .  Paris  1861.  —  Principes  de 
la  theorie  des  ricnesses,  Paris  1863 ;  dasselbe  in 
vollständig  neuer  Bearbeitung  u.  d.  T.:  Revue 
sommaire  des  doctrines  economiques,  ebd.  1877. 
(Eine  des  mathematischen  Apparates  ent- 
behrende, mit  philosophischen  Reflexionen  durch- 
zogene Darstellung  seiner  volkswirtschaftlichen 
Anschauungen.  In  der  Bearbeitung  kritisiert 
Coumot  u.  a.  die  Millsche  Theorie  des  inter- 
nationalen Warenaustausches  bezw.  dessen 
„Gleichuni?  der  internationalen  Nachfrage".)  — 
Gonsiderations  sur  la  marche  des  idees  et  des 
evenements  dans  les  temps  modernes,  2  vols., 
Paris  1872.  (Philosophiscne ,  im  akademischen 
Stile  eines  utilitarischen  Forschers  vorgetragene 
Geschichte  der  geistigen  Entwickelun^  des 
Menschengeschlechts,  die  sicher  von  englischen 
Vorbildern  dieser  Materie  nichts  entlehnt  hat. 
Das  erste  Manuskript  dieses  Werkes  ging  teils 
durch  die  Granaten  der  deutschen  Cemierungs- 
armee  von  Paris,  teils  durch  die  Petroleusen 
der  Commune  zu  Grunde,  wie  der  Verfasser  in 
einer  vom  März  1872  datierten  Nachschrift  zu 
seiner  vom  Januar  1868  datierten  Vorrede  er- 
zählt. Die  vierjährige  Zwischenzeit  hat  Coumot 
auf  Reisen  und  in  der  Schweiz  zugebracht.) 

Vgl.  über  Coumot:  Nouv.  biographie  gene- 
rale, vol.  XII,  Paris  1855,  pag.  209.  —  Liard, 
Un  g^ometre  philosophe  (Revue  des  Deux  Mondes^ 
1877,  Juli.  —  Vapereau,  Dictionnaire  des  con- 
temporains, 5.  ed.,  Paris  1880.  —  Walras, 
Theorie  mathematique  de  la  richesse  sociale, 
Lausanne  1883,  pag.  29  f.  —  Auspitz  und  Lieben, 
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Untersncbungen  über  die  Theorie  des  Preises, 
Leiprifir  1889.  —  Lexis,  Anton  Augnstin  Cournot 
in  H.  d.  St.,  1.  Anfl.  Bd.  II,  S.  889  f. 

Lippert, 


Court,  de  la  (Delacourt),  Pieter, 

ffeb.  1618  in  Leiden,  gest.  am  28.  IV.  1685  in 
Amsterdam.  Im  Besitz  einer  juristischen  Vor- 
bildnngf,  erst  Wollwarenfabrikant,  dann  Kauf- 
muin  in  seiner  Vaterstadt.  Als  Anhänger  des 
berühmten  Staatsmannes,  Patrioten  und  Gross- 
pensionärs von  Holland,  Johan  (Jan)  de  Witt, 
welcher  1672  zu  Haag  der  Volkswut  zum  Opfer 
gefallen  war,  flüchtete  er  1672  nach  Antwerpen 
und  nahm  1673  seinen  dauernden  Wohnsitz  in 
Amsterdam. 

Als  Freihändler,  aber  nicht  vom  allgemeinen 
handelspolitischen,  sondern  vom  kaufmännischen 
Standpunkte  aus,  bekämpfte  Delacourt  Zunft«, 
Gilden  und  Monopole  und  von  letzteren  insbe- 
s<»ndere  die  Privilegien  der  ostindischen  Handels- 
kompagnie. Er  war  ein  Feind  jeder  obrigkeit- 
lichen Bevormundung  der  Entwickelung  der 
Industrie  durch  Fabrikreglements  etc.  und 
behauptete  z.  B.,  der  einzige  Segen  der  Gewerbe- 
[lolizei  bestehe  im  Schutz  gegen  Verfälschung 
der  Nahrungsmittel,  wogegen  sich  die  Konsu- 
menten selber  schützen  könnten.  Seiner  Oppo- 
sition gegen  das  staatliche  Reglementierungs- 
wesen und  die  polizeilichen  üebergriflFe  schloss 
flch  in  Wort  und  Schrift  sein  jüngerer  Bruder 
Jan  Delacourt  (geb.  am  27,  X.  1622,  gest.  1660} 
an,  und  mit  ItSjht  bezeichnet  Laspeyres  (s.  u.) 
die  beiden  Brüder  „als  vorzüglichste  Verfechter 
der  Gewerbefreiheit  vor  Adam  Smith". 

Die  von  Pieter  de  la  Court  in  Buchform 
anonym  unter  den  Initialen  D.  C,  V.  H.,  V.  D.  H. 
veröffentlichten  staatawissenschaftlichen  Schrif- 
ten sind  bis  auf  eine  unbekannt  geblieben,  und 
diese  fuhrt  den  Titel:  Interest  van  Holland  of 
de  gründen  van  Hollands  welvaren,  aangewesen 
dcw  V.  d.  H..  Amsterdam  1662 ;  dasselbe,  deutsch 
1665  u.  1668 :  dasselbe,  in  neuer  erweiterter  Be- 
arbeitung u.  d.  T.:  Aanwijzing  der  heilsame 
politike  gronden  en  maximeu  van  de  Republike 
van  Holland  en  West-Vriesland,  Rotterdam 
frecte  Amsterdam)  1669;  dasselbe,  deutsch  1670: 
dasselbe,  ins  Französische  übers,  u.  d.  T. :  Me- 
inoires  de  Jean  de  Witt  (1709):  dasselbe,  ins 
Englische  übers,  u.  d.  T.:  Political  maxims  of 
the  State  of  Holland,  by  John  de  Witt,  Pensio- 
nary  of  Holland  (London  1743).  [Die  Jan  de 
Witt  fälschlich  zugeschriebene  Autorschaft  be- 
ruht auf  dem  Umstände,  dass  die  Kapitel  29  u. 
30  der  ersten,  bezw.  5  u.  6  des  III.  Teils  der 
zweiten  Ausgabe  von  dem  Genannten  verfasst 
rtnd.1 

Die  ausserdem  nachweislich  von  Pieter  de 
la  Court  herrührende  und  1659  entstandene 
S«hrift:  Het  welvaren  der  stad  Leyden  w^urde 
Zuerst  1845  (auszugsweise)  gedruckt,  herausge- 
geben von  Uittewal  (Wttewal)  u.  d.  T, :  Proeve 
nit  een  onuitgegeven  staathuishoudkundig  ge- 
sM^hrift  (b.  1.  e.  a.).  —  Die  Schriften  Jan  de  la 
«'onrts,  welche  irrtümlich  dem  älteren  Bruder 
zuffeschrieben  sind,  betiteln  sich :  „Naauwkeurige 
^t*n»ideratie  van  Staat,  etc."  (1658 ?)j  Politike 
di?course  (1663). 


Vgl.  über  Delacourt :  Laspeyres,  Geschichte 
der  volkswirtschaftlichen  Anschauungen  der 
Niederländer,  Leipzig  1863.  —  Derselbe,  Mit- 
teilungen aus  Pieter  de  la  Courts  Schriften, 
in  der  Ztschr.  f.  Staatsw.,  Tübingen  1862,  S. 
330 — 374.  —  van  Harderwijk,  Biographisch 
woorderboek  der  Nederlanden.  —  Lexis,  Pieter 
de  la  Court  in  H.  d.  St.,  1.  Aufl.  Bd.  II, 
S.  890.  —  Palgrave,  Dictionary  of  political 
economy,  vol.  I,  London  1894.  Lippert, 


Credit  mobilier 

s.  Finanzgesellsoliaften. 


Culpeper,  Sir  Thomas, 

der  ältere,  geb.  1578,   gest.  1662  (in  London). 

Gemässigter  Merkantilist;  insbesondere  durch 
seine  Agitation  gegen  den  hohen  Zinsfuss  in 
England  bekannt  geworden,  der  1623,  wo  Cul- 
peper  seine  Streitschrift:  „Tract  against  the 
high  rate  of  usury"  (s.  u.)  dem  englischen  Parla- 
ment einreichte,  noch  10  ^/^  betrug.  Der  „High 
Court  of  Parliament"  hatte  ein  Einsehen,  und 
bereits  ein  Jahr  später ,  1624 ,  wurde  der  Zins- 
fuss auf  8^0  ermässigt.  Dies  war  der  erste 
Triumph  Sir  Culpepers,  der  darauf  1641  eine 
neue  erweiterte  Ausgabe  vorstehender  Schrift 
veröffentlichte,  welche  den  Erfolg  hatte,  dass 
am  8.  VIII.  1651  (bestätigt  durch  12  Car.  II, 
c.  13)  eine  abermalige  Reduktion  des  Zinsfusses 
von  8  auf  6%  eintrat. 

Die  editio  princeps  vorstehender  Schrift 
erschien  London  1623,  der  1.  Neudruck  1641, 
the  4th  ed.  „with  preface  by  Sir  Thomas  Cul- 
peper  junior"  1668;  dieselbe  Ausgabe  als  An- 
hang zum  „Discourse  of  trade"  des  Sir  Josiah 
Child  (s.  d.  oben  Bd.  III,  S.  33 f.);  dasselbe, 
Neudruck  u.  d.  T.:  Tracts  concerning  usury 
reprinted;  shewiuff  its  biting  quality  on  the 
private  and  publick.  With  some  animadversions 
on  the  writings  of  Dr.  Lock  on  that  sub- 
ject,  London  1708;  dasselbe,  französische 
Uebersetzung  (von  Goumay  u.  Butel-Dumont) 
u.  d.  T. :  Petit  trait6  contre  l'usure,  Amsterdam 
1754.  —  Culpeper  soll  ferner  der  Verfasser  der 
anonym  erschienenen  Schrift :  üsef ul  remarks  on 
the  high  interest,  London  1641,  sein. 


Vgl.  über  Culpeper:  McCuUoch ,  Literature 
of  political  economy,  London  1845.  —  Röscher, 
Zur  Geschichte  der  englischen  Volkswirtschafts- 
lehre, Leipzig  1851,  S.  57  f.  —  Dictionary  of 
national  biography,  ed.  by  Leslie  Stephen,  vol. 
XIII,  London  1888.  Lippert. 


Cnrrencytheorie 

s.  Banken  oben  Bd.  II,  S.  143  ff. 


Custodi,  Pietro, 

geb.  1771,  gestorben  zu  Galbiate  1842. 

Nachdem  Napoleon  zum  König  von  Italien 
gekrönt  worden  war,  wurde  Custodi  General- 
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Sekretär  im  Ministerium  der  Finanzen,  später 
Staatsrat. 

Im  Jahre  1801  unternahm  er  unter  den 
Auspicien  des  Yicepräsidenten  Melzi  die  Heraus- 
fi^ahe  des  ^^ssen  Sammelwerkes  ,Scrittori  classici 
italiani  £  economia  politica^  Parte  antica 
(Milano  1803-1804),  7  Bde.;  parte  modema 
(Milano  1803-1816),  50  Bde.  Den  Werken  eines 
jeden  in  dieser  Sammlung  aufgenommenen 
nationalökonomischen  Schriftstellers  geht  sein 
Lehensahriss  voran;  zumeist  von  Custodi  ge- 
schrieben. 

Von  seinen  übrigen  Arbeiten  seien  hier  noch 
genannt : 

Notizie  della  vita  del  conte  Pietro  Verri 
(Milano  1843).  —  Er  besorficte  die  Herausgabe 
der  ,Storia  di  Milano*  von  \^rri  (4  Bde.),  Mflano 
1824.  —  In  ,Vite  e  ritratti  d'illustri  Italiani' 
(Padua  1817)  veröifentlichte  er  die  Biographie 
Beccarias.  B^d. 


Cusumano,  Tito, 

feb.  zu  Partanna,  in  der  Provinz  Trapani  auf 
icilien,  am  24.  XI.  1843.  Nachdem  er  an  der 
Universität  zu  Palermo  studiert  und  promoviert 
hatte,  begab  er  sich  1869  zur  Fortsetzung  seiner 
Studien  nach  Pavia  und  1871  nach  Berlin,  wo 
er  im  Studienjahr  1871/72  Mitglied  des  von 
Engel  gegründeten  statistischen  Seminars  war. 
Im  Jahre  1872  nach  Italien  zurückgekehrt, 
wurde  er  Professor  der  politischen  Oekonomie 
und  Statistik  am  technischen  Institut  zu  Palermo ; 
seit  1883  wirkt  er  als  Professor  an  der  Uni- 
versität daselbst,  gleichzeitig  die  Stelle  eines 
Professors  der  Jurisprudenz  an  der  Königl.  In- 
genieurschule bekleidend. 

Von  seinen  in  Buchform  erschienenen 
Schriften  seien  die  folsfenden  genannt: 

L^antica  scuola  italiana  in  economia  politica^ 
Palermo  1869.  —  Sulla  condizione  attuale  degli 
studi  economici  in  Germania,  1873.  (Ins  Deut- 
sche übersetzt  u.  d.  T. :  Ueber  die  gegenwärtige 
Lage  der  volkswirtschaftlichen  Stadien  m 
Deutschland.  Aus  dem  Ital.  mit  Vorwort  und 
Anhang  von  S.  Eraele,  Sigmaringen  1881.)  — 
Le  scuole  economiche  della  Germania  in  rap- 
porto  alla  questione  sociale,  Neapel  1875.  — 
Dell'  economia  politica  nel  Medio  Evo,  Bolog^ia 
1876.  —  La  teoria  del  commercio  di  gram  in 
Italia,  Bologna  1877.  —  La  scienza  delle  finance, 
Palermo  18/9.  —  La  polizze  dei  banchieri  nel 
secolo  XV  e  XVI,  1886.  —  Saggi  di  economia 
politica,  1887.  —  Storia  dei  banchi  della  Sicilia, 
Kom  1887.  —  Delle  casse  d'amortizzazione  in 
Sicilia  nella  prima  meta  del  secolo  XVII.  Studii, 
Palermo  1889.  —  I  banchi  della  Sicilia,  Rom 
1892.  —  II  catasto  e  la  perequazione  fondiaria, 
Palermo  1896.  lied. 


Czörnig,  Karl,  Freiherr  von 
Czemhausen, 

geb.  am  5.  V.  1804  zu  Czernhausen  in  Böhmen, 
gest.  am  5.  X.  1889  in  Görz.  1841  folgte  er 
einem  Rufe  nach  Wien  als   Direktor   der  ad- 


ministrativen Statistik ;  1850  wurde  er  Sektions- 
chef am  Handelsministerium ;  1852  erfolgte  seine 
Ernennung  zum  Freiherm,  1859  zum  Wirklichen 
Geheimrat,  1863  zum  Präsidenten  der  von  ihm 
organisierten  k.  k.  statistischen  Centralkommis- 
sion,  1865  trat  er  in  den  Ruhestand. 

Die  Verdienste  Czömigs  um  die  Entwicke- 
lunR  der  amtlichen  österreichischen  Statistik 
sind  nicht  genug  zu  würdi^n,  denn  Schritt 
für  Schritt  musste  das  Terrain  erobert  werden, 
das  die  bureaukratische  Halsstarrigkeit,  welche 
gegen  die  Veröffentlichung  der  statistischen 
Aufnahmen  war,  verschanzt  hielt.  Endlich  ge- 
lang es  1846,  die  Tafeln  zur  Statistik  der  öster- 
reichischen Monarchie  für  1842  zu  publizieren, 
und  in  den  Jahren  1843—51  folgten  dann  in 
7  Bdn.  die  Tafeln  für  die  Jahre  1847^56. 

Für  den  gegenwärtigen  Sprachenstreit  in 
Cisleithanien  gewährt  das  grosse  ethnographische 
Werk  Czömigs  (s.  u.)  eine  wichtige  historische 
und  administrative  Unterlage;  auch  sein  Werk 
über  das  Österreichische  Budget  ist  für  Arbeiten 
auf  dem  Gebiete  der  vergleichenden  Statistik 
kaum  zu  entbehren. 

(^zornig  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlich-ethnographischen Schriften  in  Buch- 
foi-m :  Ethnographie  der  österreichischen  Monar- 
chie, herausgegeben  von  der  Direktion  der  ad- 
ministr.  Statistik,  3  Bände,  Wien  1855—1857; 
dazu  eine  grosse  ethnographische  Karte  in  4 
Blatt.  —  Oesterreichs  Neugestaltung  1848—1858, 
Stuttg.  1858.  —  Statistisches  Handbüchlein  für 
die  österr.  Monarchie,  Wien,  1861.  —  Das  öster- 
reichische Budget  für  1862  in  Vergleichung  mit 
jenen  der  vorzüglicheren  anderen  Staaten,  Wien 
1862.  —  Darstellung  der  Einrieb tnnp^en  Über 
Budget,  Staatsrechnung  und  Kontrolle  in  Oester- 
reich,  Preussen,  Sachsen,  Bayern,  Württemberg, 
Baden,  Frankreich  und  Belgien,  Wien  1866.  — 
Die  Besteuerung  der  Wechsel  etc.  in  den  euro- 
päischen Staaten,  Triest  1870.  —  Die  Abgaben 
von  den  Uebertragungen  des  unbewegBcheu 
Eigentums  in  der  österr.-ungar.  Monarchie. 
Frankreich,  Preussen  etc.,  Triest  1870.  —  Ge- 
schichte der  Triester  Staats-,  Kirchen-  und  Ge- 
meindesteuern, Triest  1872.  —  Das  Land  G^rz 
und  Gradiska.  geographisch-statistisch-historisch 
dargestellt,  2  Bde.,  Wien  1873—74.  —  Die 
deutsche  Sprachinsel  Sauris  in  Friaul,  München 
1881  (aus  der  Zeitschr.  des  deutsch -österr. 
Alpen  Vereins).  Die  ethnologischen  Verhält- 
nisse des  Österreichischen  Küstenlandes  nach 
den  richtiggestellten  Ergebnissen  der  Volks- 
zählung vom  31.  XII.  1880,  Triest  1885.  —  Die 
alten  Völker  Oberitaliens,  Italiker,  ümbrer  etc. 
Eine  ethnologische  Skizze,  Wien  1885. 

Aufsätze  statistischen  und  ethnographischen 
Inhalts  finden  sich  von  ihm  in  den  amüichen 
„Mitteilungen  aus  dem  Gebiete  der  Statistik^* 
und  den  Sitzungsberichten  der  Wiener  Akademie 
der  Wissenschaften. 


Vgl.  über  v.  Czörnig:  K.  v.  Scherzer,  v. 
Czöniig,  Nekrolog:,  im  „Bulletin  de  Tlnstitut 
international  de  Statistique"  T.  IV,  2.  livr.,  p. 
281  -  286.  —  Lexis,  Czörnig  v.  Czernhausen  im 
H.  d.  St.,  1.  AuÜ.  Bd.  IL  S.  891. 

Lippert, 


D. 


Daire,  Louis  Fran^ois  Engine, 

geb.  zu  Paris  am  8.  II.  1778jge8t.  ebendaselbst 
als  PriTatgelehrter  am  14.  VI.  1847. 

Er  Teröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Bnchform:  Lettres  ä  nn 
habitant  de  Tonlonse  snr  le  but  et  l'ill^^ite 
dn  recensement  prescrit  par  M.  Humann,  Paris 
1S41. 

Er  war  einer  der  Herausgeber  des  Sammel- 
werkes: CoUection  des  principaux  economistes. 
Oeuvres,  avec  des  notes,  commentaires  et  notices 
biographiques.)  15  vols.,  Paris  1843—1848.  Be- 
sonders bearbeitet  wurden  von  ihm  die  Bände  I 
(Economistes  financiers  du  XVIIIe  sifecle)  1848 
II  (Physiocrates)  1846;  m  u.  IV  (Turgot)  1847; 
XIV  (M^lan^  d'economie  politique:  Hume, 
Forbonnais,  Condillac,  Condorcet,  etc.)  1847.  An 
den  Bdn.  III/IV  beteiligte  sich  als  Mitarbeiter 
H.  Dussard,  an  Bd.  XIV  G.  de  Molinari. 

Er  war  als  Verfasser  staatswissenschaft- 
licher Artikel  beteiligt  an  den  Zeitschriften: 
-National",  „Journal  du  peuple"  und  seit  1842 
am  „Journal  des  Economistes*^,  worin  er  fast 
ansschliesslicfa  als  Keferent  über  neu  erschienene 
Bacher  auftritt.  Nur  die  in  seinem  Todesjahre 
veröffentlichten  Teile  17  und  18  der  I.  Serie 
bringen  im  Juli  bis  August  1847  seine  grössere, 
von  der  Acad§mie  des  sciences  morales  et  poli- 
tiques  preisgekrönte  Arbeit:  Memoire  sur  la 
doctrine  des  physiocrates. 

Vgl.  über  Daire:  Jos.  Garnier,  Eug.  Daire, 
notice  ntoologique  in  Joum.  des  Econ.,  tome 
XYII,  Paris  1847,  pag.  430.  Lippert. 


Dampfersnbveiitioii. 

1.  Allgemeines.  2.  Die  D.  in  den  einzelnen 
Staaten,  a)  Deutschland,  b)  Grossbritannien, 
t.  Frankreich-  d)  Italien,  e)  Oesterreich.  f) 
Ungarn,  g)  Andere  europäische  Staaten,  h) 
Vereinigte  Staaten  von  Amerika,    i)  Japan. 

1.  Allgemeines.  Die  für  eigene  über- 
seeische Dampferverbindungen  vorgebrachten 
Gründe  bewegen  ach  in  drei  iÖchtungen. 
^ie  stützen  sich  auf  Interessen  der  Kriegs- 
marine, auf  national-politische  Forderungen, 
auf  unmittelbare  volkswirtschaftliche  Be- 
dürfnisse. In  ersterer  Hinsicht  wird  hen^or- 


]  gehoben,  dass  die  Handelsmarine  die  Pflanz- 
j  Stätte    und    Schule    zur    Ausbildung   einer 
tüchtigen  Mannschaft  sei.    In  national-poli- 
tischer Beziehung  wird  betont,  dass  es  der 
;  Selbständigkeit  eines  starken  Gemeinwesens 
[  nicht  entspräche,  in  Postbeförderung,  in  der 
!  durch  Consulate,  Gesandtschaften,  Wechsel 
!  der  Mannschaft  stationierter  Kiegsschiffe  etc. 
I  notwendigen  Verbindung  mit  überseeischen 
'  Häfen  durchweg  von  ausländischer  Sdiiff- 
fahrt   abhängig   zu   sein.     Es   wird   femer 
darauf  verwiesen,  dass,  namentlich  bei  den 
I  mit   europäischen  Verhältnissen   nicht  ver- 
trauten  Völkern,    das    Schwergewicht    der 
Macht  eines  Landes  ein  bedeutender  Faktor 
für  die  Ausdehnung  der  Handelsbeziehungen 
I  sei,  die  Art  des  Auftretens  im  nation«üen 
1  Schiffsverkehre  aber  in  überseeischen  Län- 
;dern    als   Massstab   der  Macht   angesehen 
werde.    Dieser  letzteren  Begründung  wird 
!  einiges  Gewicht   nicht   abzusprechen    sein. 
Namentlich  wenn  es  sich  um  die  Verbin- 
I  düng   mit  eigenenj  Kolonieen    handelt,    für 
;  deren  Entwickelung   die   politische  Macht 
I  des  Mutterlandes  ausschlaggebend  ist,  wäre 
'  Abhängigkeit    von    fremden    Schiffsverbin- 
,  düngen  ein  Widerspruch  eegen  den  Besitz 
'  der  Kolonie  selbst.    Ausschlaggebend  können 
laber  nur  die  volkswirtschaftlichen  Bedürf- 
nisse  sein.     Voraussetzung  für   solche  ist 
|das  Vorhandensein   einer  auf  den   Export 
und  den  Bezug  überseeischer  Rohstoffe  an- 
I  gewiesenen  Industrie.    Für  diese  und  den 
\  mit  ihr  verbundenen  Handel  hat  der  Mangel 
direkter      Schiffsverbindungen      zahlreiche 
Nachteile  im  Gefolge,  welche  aUe  auf  der 
I  Notwendigkeit  beruhen,  sich  fremd-nationaler 
;  Vermittelung   für  Absatz   und   Bezug    der 
Waren  und  Rohstoffe  zu  bedienen.    Durch 
sie  wird  das  eigene  Land  von  der  politischen 
und   wirtschaftlichen   Entwickelung   dritter 
Staaten  in  erhöhtem  Masse  abhängig.    Sie 
bestimmen  die  Frachtraten ;  sie  machen  den 
Durchgang    der   Ware    durch    die    Hände 
fremder    Kommissionäre,     Spediteure    und 
Agenten  am  Abgangs-  wie  Bestimmungsorte 
notwendig;  daran  schliesst  sich  die  fremde 
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Seeversicherung  und  die  Zalilungsvormitte- 
lung  dui*cli  fremde  Banken.  Trotz  der  be- 
deutenden für  diese  fremde  Vermittelung 
zu  zahlenden  Kosten  kommen  dem  eigenen 
Lande  ihre  Torteile  nicht  in  dem  Masse 
zu  gute  wie  dem  Lande,  dessen  Vermittelung 
in  Anspruch  genommen  wird.  Fremde  Ver- 
mittelung befördert  zunächst  den  Verkauf 
guter  eigener  Produkte  luiter  fremder  Marke. 
Der  indirekte  Vei^sand  erschwert  pünktliche 
Liefenmg  der  Ware.  Bei  fremder  Rhederei 
werden  nicht  die  einheimischen,  sondern  I 
die  schon  ihrer  geringen  Quantität  wegen  i 
weniger  ins  Gewicht  fallenden  fremden  | 
AVaren  zurückgestellt.  Dadurch  entsteht  | 
erhöhter  Zeit-  und  Kostenaufwand.  Die  i 
notwendige  Umladung  in  fi-emden  Häfen, 
eventuell  zollamtliche  Untersuchungen, 
bringen  die  Gefahr  der  Beschädigung  von 
Verpackung  und  Ware.  Von  besondei-er 
Bedeutung  ist  ferner  der  Umstand,  dass 
nui'  direkte  Dampfen'erbindimgen  die  Mög- 
liclikeit  der  Entwickelung  eigener  Rohstofi- 
märkte  bieten.  Das  Land,  welches  solche 
besitzt,  hat  die  Auswalü  und  kann  sich  die 
besten  Rohstoffe  zur  Verwertung  aussuchen. 
Es  bestimmt  ihren  Marktpreis  und  bezielit  | 
sie  selbst  am  billigsten.  N\ir  eigene,  direkte  l 
Dampf  erverbmdungen  gewähren  endlich 
jenen  raschen  und  sicheren  Postverkehr, 
welchen  der  Handel  des  eigenen  Landes 
benötigt,  um  mit  dem  fremden  konkurrieren 
zu  können,  und  nur  im  Anschluss  daran 
vermögen  überseeische  Banken  zu  entstehen, 
welche  dem  Handel  ihres  Ursprungslandes 
zur  kräftigen  Stütze  werden. 

Die  Forderung  einer  Subvention  für 
Dampferlinien,  welche  diesen  Zwecken  die- 
nen sollen,  gründet  sich  auf  die  Erfahrungs- 
thatsache,  dass  die  schnell  fahrenden ,  dem 
Postdienst  und  Eilgutsverkehr  dienenden 
Dampfer  nach  weit  entfernten  überseeischen 
Gebieten  ohne  solche  heute  selbst  dort  nicht 
rentieren,  wo,  wie  in  England,  der  Handels- 
verkehr die  intensivste  Entwickelung  er- 
fahren hat.  Der  Grund  dafür  liegt  darin, 
dass  die  zu  durchfahi-ende  tote  Fläche, 
welche  für  den  Frachtverkelir  nicht  in  Be- 
tracht kommt,  zu  gross  ist.  Sodann  sind 
bei  der  Eröffnung  neuer  Linien,  deren 
Handelsverkehr  sich  erst  entwickeln  wird, 
anfängliche  Verluste  unvermeidlich,  so  dass 
hier  Privatxmternehmungen  nicht  rechtzeitig 
eintreten  können.  Endlich  zwingt  die  von 
den  grössten  Handel  treibenden  Staaten 
thatsächlich  bereits  gewährte  Unterstützung 
der  Schiffalirt  die  in  den  Wettbewerb  ein- 
tretenden Nationen,  der  eigenen  Schiffahrt 
gleiche  Vorteile  zu  sichern. 

Die  volkswirtschaftliche  Begründung  der 
Dampfersubventionen  ruht  im  wesentlichen 
auf  der  Anschauung,  dass  organisatorische 
Verkehrs  e  i  n  r  i  c  h  t  u  n  g  e  n  einen  V  e  r  k  e  h  r  1 


selbst  zu  schaffen  oder  zu  steigern  ver- 
mögen. Die  Gegner  bestreiten  diesen  Grund- 
satz und  die  daraus  gezogene  Folgening, 
dass  nur  der  Besitz  eigener  Verkehrsein- 
richtungen einem  Volke  die  Entwickelungs- 
mögliclikeit  seines  Handels  und  seiner  In- 
dustrie sicher  stelle.  Ihre  Gegnerechaft 
wurzelt  in  der  Ueberzeugung,  dass  da,  wo 
ein  Bedürfnis  vorhanden  sei,  seine  Befriedi- 
gung schon  durch  das  Privatinteresse  er- 
folgen werde.  (Vgl.  die  Auseinandersetzung 
mit  diesem  Gedanken  im  Art.  Subven- 
tion.) Ein  exakter  ziffermässiger  Beweis 
für  die  volkswirtschaftliche  Renta- 
bilität von  Dampfersubventionen  kann 
allerdings  nicht  geführt  werden.  Ihre 
Wii'kung  tritt  in  der  Handelsbewegung,  in 
der  Steigerung  des  Post-,  Geld-  und  per- 
s()nlichen  Verkehi-s  hervor,  welche  That- 
sachen  zahlenmässig  nur  schwer  erfassbai-^ 
und  nur  selten  mit  Sicherheit  a\if  eine  ein- 
zelne Ui-sache  zurückzuführen  sind. 

Als  Bedingung  der  Subvention  werden 
regelmässig  bestimmte  Anforderungen  in 
Bezug  auf  Zalil,  Grösse,  Art  und  Schnellig- 
keit der  Schiffe  gestellt,  welche  den  Zweck 
rascher,  sicherer  und  konkiurenzfähiger 
Verbindung  sichern  sollen.  Daneben  werden 
der  Regierung  gewisse  Begünstigungen 
(kostenlose  Beförderung  von  Regierungs- 
personen, von  Postsäcken  etc.)  gewährt.  In 
den  Verträgen  des  letzten  Jahrzehntes  sind 
meist  auch  Bedingimgen  eingefügt  in  Bezug 
auf  Schiffsbau,  Ijcitung  der  Schiffe,  der 
unternehmenden  Gesellschaft  etc.,  welche 
den  nationalen  Charakter  der  Dampferver- 
bindimg zu  wahren  bestimmt  sind. 

Im  ganzen  erscheint  die  Dampfersubven- 
tion nur  als  ein  Specialfall  der  Unterstützung 
der  heimischen  Schiffahrt  überhaupt,  die  von 
fast  allen  Seestaaten  geübt  wird,  sei  es  durch 
Schiffs  bau  Prämien  oder  Fahrprämien  für 
nationale  Handelsschiffe  nach  der  Länge  des 
von  ihnen  jährlich  zurückgelegten  Seeweges, 
sei  es  diu^ch  Monopolisierung  grosser  Fahr- 
ten zu  Gunsten  der  heimischen  Schiffe  (zu 
B.  bei  der  Küstenschiffahrt,  durch  Bevor- 
zugung bei  Hafenabgaben  u.  a.  m.  (Vgl. 
auch  Art.  Schiffahrt  (Politik).) 

2.  Die  D.  in  den  einzelnen  Staaten. 
a)  Deutschland.  Die  Bestrebungen  der 
Reichsregierung,  den  deutschen  übersee- 
ischen Handel  durch  die  Emchtung  von 
subventionierten  Dampfschiffsverbindungen 
zu  unterstützen,  treten  bereits  in  zwei  im 
Jahre  1881  dem  Reichstage  vorgelegten 
Denkschriften  des  Reichskanzlers  hervor. 
Die  eine  schliesst  sich  an  das  fi-anzösische 
Schiffsprämiengesetz  von  1881  an  und  be- 
leuchtet die  dadurch  dem  französischen 
Handel  gewährten  Vorteile,  die  zweite  weist 
auf  die  ßedeutxmg  Ostasiens  und  Australiens 
als  Absatzgebiet  deutschen  Handels  hin  und 
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Mont  den  geringen  Fortschritt,  den  dieser 
firemacht  hat  Dieser  Mangel  beruhe  vor 
äikm  darauf,  dass  dem  fremden  Handel 
gewisse  gnmdlegende,  als  Stützpunkte  die- 
Dende  organisatorische  Einrichtungen  zu 
Gebote  stehen,  wie  überseeische  Banken, 
regelmässige  und  schnelle  Dampfschiffsver- 
bindangen  etc.,  deren  der  deutsche  Handel 
entbehre.  Ohne  fortgesetzte,  dauernde 
direkte  Verbindungen  könnten  jene  festen 
(Jewohnheiten  des  Bezugs  gewisser  Wa- 
ren aus  deutschen  Quellen  nicht  entstehen, 
auf  denen  seinem  Wesen  nach  der  heutige 
Handelsverkehr  der  Kationen  beruhe.  Private 
Unternehmungen  seien  nicht  im  stände,  sol- 
che Verbindungen  herzustellen,  da  sie  nicht 
in  der  Lage  sind,  der  Zukimft  und  der  Ge- 
samtheit Opfer  auf  Kosten  der  Gegenwart 
zu  bringen.  Der  historLsche  Vorgang  aller 
Kultnmationen  zeige,  dass  überall  die  Re- 
gierungen die  Begründung  und  Festigung 
des  überseeischen  Handels  und  inbesondere 
der  Dampfschifffahrt  geleitet  und  unter- 
stützt liaben,  bis  er  nach  langen  Jahren  auf 
eigene  Füsse  gestellt  werden  konnte.  Im 
Mai  18S4,  nachdem  sich  bei  Einleitung  der 
Kolonialbewegimg  eine  günstige  Stimmung 
für  übereeeische  Politik  in  Deutschland  be- 
merkbar gemacht  hatte,  erfolgte  im  Reichslage 
die  Vorlage  eines  Gesetzentwurfes  betr.  die 
Verwendung  von  Geldmitteln  aus  Reichs- 
fonds zur  Einrichtung  und  Unterhaltung  von 
Post-Dampfschiffsverbindungen  mit  übersee- 
ischen Ländern.  Durch  15  Jahre  sollten 
jährlich  bis  zu  4  Millionen  Mark  an  Unter- 
stützungen für  regelmässige  Dampferver- 
bindungen nach  Ostasien  tmd  Australien 
gewährt  werden.  "  Die  Begründung  der  Vor- 
lage wiederholt  den  Gedankengang  der 
Denkschrift  von  1881.  Die  vorhandenen 
deutschen  Linien  dienten  nur  dem  Fracht- 
geschäfte, hätten  dabei  keine  grosse  Fahr- 
geschwindigkeit und  legten  keinen  Wert  auf 
pünkthche  regelmässige  Beförderung.  Sie 
konnten  daher  zur  Befreiung  De\itschlands 
voD  fremder  Vermittelung  nur  wenig  bei- 
tragen. Es  entspreche  ferner  dem  posta- 
lischen und  dem  Interesse  der  Kriegsmarine, 
wenn  eine  eigene,  nationale  Dampferver- 
Undung  mit  jenen  Gebieten  stattfinde.  Die 
Vorlage  wurde  vom  Reichstage  nicht  mehr 
erledigt.  Schon  im  Oktober  desselben  Jahres 
wuRle  eine  neue  erweiterte  Vorlage  von 
der  Regienmg  vorgelegt.  Sie  fasste  einen 
SubTentionsbelrag  von  5,4  Millionen  Mark 
^ind  ausser  der  ostasiatischen  und  austra- 
lischen Linie  eine  solche  nach  Britisch-In- 
dien  sowie  Ost-  und  Westafrika  ins  Auge. 
In  der  Kommission  abgelehnt,  wurden  so- 
dann März  1885  im  Reichstage  die  ostasia- 
tische und  australische  Linie,  die  erstere  fast 
einstimmig,  angenommen,  die  afrikanische 
aber  verworfen.    Es    wurden   4,4  Millionen 


Mark  jährlich  auf  15  Jahre  bewilligt  zur 
Unterstützung  zweier  monatlicher  Haupt- 
linien nach  Ostasien  und  Australien  und  der 
Zweiglinie  Triest-Biindisi-Alexandrien.  1887 
wurde  die  Hauptlinie  Triest-Brindisi  wegen 
mangelnden  Verkehres  eingestellt,  dafüi*  eine 
solche  Briudisi-Port  Said  eingerichtet  und 
für  die  Hauptlinien  Genua  als  Anlegehafen 
bestimmt.  1890  wurde,  nachdem  diu-ch  das 
kolonialpolitische  Vorgehen  in  Ostafrika  da- 
selbst deutsche  Interessen  in  grösserem 
Masse  beteiligt  waren,  eine  neue  Dampfer- 
linie subventioniert.  Für  10  Jahre  werden 
900000  Mark  jährlich  ziu*  Unterstützung 
einer  monatlichen  Linie  Deutschland-Sansi- 
bar-Delagoabay  gewährt.  1893  fiel  die  An- 
schlusslinie im  Mittelländischen  Meer  weg. 
1898  wurde  der  Vertrag  mit  dem  Nord- 
deutschen Lloyd  auf  15  Jahre  erneuert.  Es 
sind  fünf  Linien  vereinbart:  1.  eine  Haupt- 
linie von  Bremerhaven* oder  Hamburg  nach 
Schanghai;  2.  eine  Hauptlinie  von  ebenda 
nach  Yokohama;  3.  eine  Anschlusslinie  an 
die  vorhergehende  Linie  von  Hongkong  nach 
Schanghai;  4.  eine  Anschlusslinie  von  Sin- 
gapore  nach  Deutsch-Neu-Guinea ;  5.  eine 
Hauptlinie  von  Bremerliaven  nach  dem  Fest- 
land von  Australien  und  zwar  über  einen 
niederländischen  oder  belgischen  Hafen  bis 
Sydney  und  zm-ück.  Die  Unternehmer  sind 
verpflichtet,  die  Schiffe  auf  den  Linien  1 
und  2  abwechselnd  von  Bremerhaven  oder 
Hamburg  abgehen  zu  lassen,  auf  Verlangen 
einen  niederländischen  und  belgischen  Hafen 
anzulaufen.  Die  Fahrten  auf  den  Linien  1, 
2,  3  und  5  g:ehen  in  Abständen  von  je  4 
Wochen  in  jeder  Richtung  vor  sich,  auf 
Linie  4  alle  8  Wochen.  Die  Fahrten  auf 
den  Linien  1,  2  imd  3  sind  so  zu  legen, 
dass  durch  sie  eine  regelmässige  Verbindung 
mit  China  in  14  tägigen  Zwischenräumen 
hergestellt  wii'd. 

Die  Fahrgeschwindigkeiten  sind  für  die 
Strecke  vom  europäischen  Abgangshafen 
und  eim)päischen  Posthafen  mit  12,  vom 
europäischen  Posthafen  und  ostasiatischeu 
bezw.  australischen  Hafen  mit  14,  auf  der 
Neu-Guinea-Linie  mit  9  Knoten  festgesetzt. 
Neugebaute  Schiffe  müssen  bei  voller  La- 
dung eine  Geschwindigkeit  von  15  Knoten 
leisten  können.  Für  jede  Verspätung  ist 
pro  Stunde  eine  Strafe  von  50  Mark  zu 
leisten.  Die  Tarife  werden  im  Einvernehmen 
mit  dem  Reichskanzler  festgesetzt.  Dieser 
ist  befugt,  landwii-tschaftliche  Erzeugnisse, 
die  mit  denen  der  deutschen  Landwirtschaft 
konkurrieren,  von  der  Einfuhr  diu-ch  die 
Reichspostdampfer  nach  deutschen,  nieder- 
ländischen oder  belgischen  Häfen  auszu- 
schlipsseii 

Die  Subvention  beträgt  jährlich  5590000 
Mark  Ueber  die  Schiffe,  welche  auf  den 
subventionierten  Linien  verkehren,  ist  eine 
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abgesonderte,  in  ihren  Grundsätzen  festge- 
legte Rechnung  zu  führen,  üebersteigt  der 
Gewinn,  nach  Deckung  etwaiger  Verluste 
oder  Abgänge  auf  eine  5  prozentige  Ver- 
zinsung in  den  letzten  3  Jahren,  5*^/o  des 
Bruttowertes  der  Sdiiffe,  so  nimmt  das 
Reich  zur  HÄlfte  an  dem  üeberschuss  teü. 
Bis  zur  Höhe  des  dem  Reiche  im  Durch- 
schnitt der  letzten  3  Jahre  zugeflossenen  Ge- 
winnanteiles kann  der  Reichskanzler  für  die 
Zukunft  weitere  oder  erhöhte  Leistungen 
von  der  Gesellschaft  verlangen. 

Die  Begründung  zu  dem  Gesetzentwurf, 
der  die  ümaächtigung  ziun  Abschlüsse  obi- 
gen Vertrages  einnolte,  hebt  unter  anderem 
hervor,  dass,  abgesehen  von  der  Steigenmg 
des  Handelsverkehres  mit  Ostasien  und  Austra- 
lien überhaupt,  vor  allem  der  direkte 
Warenverkehr  mit  der  Einstellung  der 
Reichspostdampfer  zugenommen  habe.  Von 
1889—1896  ist  z.  B.  die  direkte  Einfuhr 
von  chinesischem  Thee  von  1202000  Mark 
auf  2733000  Mark  gestiegen,  gleichzeitig 
die  Theeeinfuhr  aus  England  von  1076000 
Mark  auf  508  0(M)  Mark  gesunken.  Ebenso 
hat  sich  der  deutsche  Handel  in  der  Ein- 
fuhr von  Galläpfeln  von  der  fremden 
Vermittelung  völlig  frei  gemacht,  und  auf 
vielen  anderen  Gebieten  ist  eine  gleiche 
Tendenz  zu  bemerken.  Es  wird  weiter 
auf  den  Aufschw^img  hingewiesen,  den  der 
deutsche  Schiffsbau  genommen  hat.  Von 
den  Bauaufträgen  des  Norddeutschen  Lloyd 
seit  1885  im  Betrage  von  137  Millionen 
Mark  fielen  95  Millionen  deutschen,  nur 
42  Millionen  englischen  Werften  zu,  und 
zwar  wai*  das  Verhältnis  in  der  ersten 
HÄlfte  des  Zeitraumes  1885—1898  noch 
31  Millionen  :  36  Millionen,  in  der  zweiten 
bereits  64  Millionen  :  6  Millionen. 

b)  GroBsbritaimien.  Die  Dampfer- 
subventionen Grossbritanniens  beginnen  Ende 
der  dreissiger  Jahre  mit  der  Unterstützung 
der  »Peninsular  Steam  Navigation  Com- 
pany«. Diese  Gesellschaft  vermittelte  den 
Verkehr  zwischen  England,  Portugal  und 
den  südspanischen  Häfen.  In  dieser  Rich- 
tung bewegte  sich  auch  der  Postverkehr 
mit  dem  Oriente,  Eg}-pten  und  Indien,  der 
zwischen  England  und  Lissabon  eigenen 
Postpaketschiffen  anvertraut  war,  die  aber 
nur  fuhren,  »wenn  Wind  und  Wetter  es  er- 
laubten«. 1837  wurde  mit  der  vorerwähn- 
ten Gesellschaft  zur  Einrichtung  eines 
schnelleren  und  pünktlicheren  Verkehres 
der  erste  Postvertrag  geschlossen  und  ihr 
für  eine  regelmässige  vierwöchentliche 
Fahrt  zwischen  England  und  Gibraltar  eine 
Unterstützung  von  29600  £'  alljährlich  ge- 
zahlt. 1840  übernahm  die  Gesellschaft 
gegen  Erhöhung  der  Unterstützung  die  Be- 
förderung der  Post  bis  und  von  Alexandrien 
und  erhielt  seither  den  Namen:    »P.  and 


Oriental  St.  N.  C«.  1843  errichtete  sie 
eine  monatliche  Postdampferlinie  zwischen 
Suez,  Ceylon,  Madras  und  Kalkutta  und  er- 
hielt dafür  eine  Unterstützung  von  115000  £ 
jährlich.  Von  Ceylon  dehnte  sie  die  Ver- 
bindung sodann  nach  Penang,  Singapore 
und  Hongkong  aus  gegen  eine  Unterstützung 
von  45000  £  jährlich.  1853  übernahm  sie 
die  bisher  der  »Ostindischen  Kompagnie« 
zugefallene  Verbindung  zwischen  Suez  und 
Bombay  für  16000  £  jährlich,  1859  eine 
monatliche  Verbindung  zwischen  Point  de 
Galle  und  Sydney,  wofür  ihr  134672  £ 
jährlich  gezahlt  wurden.  Damit  hatten  die 
Unterstützungen  iliren  Höhepunkt  erreicht. 
Die  Fahrgescnwindigkeit  der  Dampfer  die- 
ser Linie  war  Ende  der  sechziger  Jahre 
etwas  über  9  Knoten  in  der  Stunde,  gegen- 
wärtig ist  ihr  eine  Fahi^geschwindigkeit  von 
13,3  Knoten  vorgeschrieben.  Ihre  Linien 
führen  alle  8  Tage  nach  Bombay,  «die  14 
Tage  über  Brindisi  nach  Schanghai  und 
Yokohama  imd  ebenso  nach  Adelaide  luid 
Sydney.  Der  reine  Betrag  der  staatlichen 
Subvention  war  1898  330403  £.  Der  Ge- 
winn der  Gesellschaft  betrug  im  gleichen 
Jahre  180604  £  bei  einem  eingezahlten 
Kapital  von  2,32  Millionen  £,  so  dass  die 
GeseDschaft  ohne  Subvention  mit  einem 
Deficit  arbeitete. 

Die  zweite  staatlich  unterstützte  Dam- 
pferlinie ist  die  der  »Royal  Mail  Steam 
Company«.  Sie  erhielt  1839  für  die  Ver- 
bindung mit  Westindien  und  Mexiko  bei 
zweimaliger  Ausfahrt  im  Monat  eine  jähr- 
liche Unterstützung  von  240000  £.  Trotz 
dieser  bedeutenden  Höhe  waren  die  ersten 
Jahre  verlustbringend.  1850  wurde  die 
Unterstützung  auf  270000  £  erhöht,  dafür 
aber  zu  der  westindischen  eine  neue  monat- 
liche Linie  nach  Brasilien  und  den  La 
Plata-Ländem  sowie  Beschleunigimg  der 
Fahrt  nach  AVestindien,  statt  8  nunmehr  10 
Knoten  in  der  Stunde,  bedungen.  Heute  ist 
die  Gesellschaft  nur  noch  für  die  14tägige 
Fahrt  nach  Westindien  mit  90000  £  jähr- 
lich unterstützt. 

Die  m-össte  englische  Dampfschiffgesell- 
schaft,  die  British  India  Steam  Navigation 
Company,  welche  mit  dem  Ende  der  fünf- 
ziger Jahre  sich  zu  der  grössten  Verkehrs- 
vermittlerin in  den  asiatischen  Gewässern 
emporgeschwungen  hatte,  unterhält  zur  Ver- 
bindung von  Britisch-Indien  untereinander 
und  mit  den  Plätzen  am  persisciien  Meer- 
busen sowie  mit  Aden  9  Linien,  für  welche 
sie  von  der  indischen  Eegiening  eine  Unter- 
stützung von  412000  Rupien  erhält.  Die 
britische  Regierung  unterstützte  bisher  niu* 
die  Linie  Aden-Sansibar  mit  7950  £  jähr- 
lich, doch  ist  seit  1890  an  Stelle  dieser 
Zweiglinie  eine  direkte  Linie  London-Sansi- 
bar-Mozambique  getreten.     Ausser  den  er- 
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väinten  erhalten  noch  folgende  grössere 
Gesellschaften  eine  Unterstützung  seitens 
Groesbritanniens :  die  Orient  Steam  Naviga- 
tion Company  für  14tägige  Verbindung  von 
Neapel-Adelaide,  Fahrzeit  32  Tage,  Unter- 
stützung 85000  £;  die  Union  Steam  Ship 
Company  und  die  Castle  Mail  Packets  Com- 
pany für  wöchentliche  Yerbindimg  Plymouth- 
Kap.  Fahrzeit  21  ^Z«  Tage,  Unterstützung  je 
25000  £. 

Insgesamt  wendet  England  mit  seinen 
Kolonieen  16582840  Mark  jährlich  für  Sub- 
ventienmg  von  Postdampferlinien  auf. 

c)  Frankreich.  wahrend  Deutsch- 
Jand  und  Grossbritannien  nur  besondere 
Subventionierungsverträge  mit  einzelnen  Ge- 
sellschaften, die  zugleich  den  Postdienst  be- 
sorgen, abschliessen,  hat  Frankreich,  gleich 
den  meisten  anderen  Staaten,  ausserdem 
ein  Subventionssystem  für  die  Handels- 
marine eingeführt,  das  in  der  Gewähnmg 
von  Schiffsbau-  imd  Schiff ahrtspi-ämien 
beruht  G^enwärtig  gilt  das  G.  v.  30.  Ja- 
nuar 1893.  Danach  werden  gewährt  für 
den  Schiffsbau:  für  eiserne  oder  stählerne 
Schiffe  65  Francs,  für  hölzerne  von  150 
Tonnen  und  darüber  40  Francs,  für  solche 
unter  150  Tonnen  30  Francs  pro  Tonne 
Bnittogehalt.  Ferner  für  die  im  neuen  Zu- 
stand an  Bord  der  Dampf-  oder  Segelschiffe 
gebrachten  motorischen  Maschinen  oder 
Hilfsapparate  15  Francs  für  je  100  Kilo- 
gramm. Die  Fahrprämie  wird  Segel- 
schiffen von  mehr  als  80  Tonnen,  Dampf- 
schiffen von  mehr  als  100  Tonnen  gewährt, 
die  in  Frankreich  erbaut  oder  unter  ge- 
wissen Bedingungen  nationalisiert  werden. 
Sie  beträgt  pro  Tonne  und  1000  zurückge- 
legte Seemeifen  für  Dampfschiffe  1,10  Francs, 
welcher  Betrag  sich  um  jährlich  6  Centimes  für 
hölzerne,  4  Centimes  für  eiserne  oder  stäh- 
lerne Schiffe  vermindert:  für  Segelschiffe 
1.70  Francs  mit  einer  jährlichen  Reduktion 
von  8  bezw.  6  Centimes.  Die  Prämie  für 
Dampfschiffe,  die  nach  von  vornherein  vom 
Marinedepartement  genehmigten  Plänen  er- 
baut wenien,  wird  um  25*Vo  erhöht.  Zur 
Zeit  (Sonuner  1899)  schwebt  eine  Abände- 
rung des  Gesetzes  zur  Erleichterung  der 
Einstellung  von  Schiffen,  die  im  Auäande 
erbaut  sind,  und  Gleichstellung  der  Prämie 
ilir  Dampfschiffe  mit  jener  für  Segelschiffe. 

An  Specialsubventionen  für  Postdampfer- 
linien wendet  Frankreich  jährlich  20566500 
Mark  für  folgende  Linien  auf.  Mit  G.  v. 
S.  Juli  1898  ist  der  Vertrag  der  Regierung 
mit  der  Compagnie  Generale  Transatiantique 
ftjir  den  Postdienst  zwischen  Havre-New- 
York  genehmigt  worden.  Der  Subventions- 
tieöag  ist  mit  5480000  Francs  jährlich  be- 
stinunt,  wozu  noch  Prämien  für  üeber- 
Bchreitung  der  vorgeschriebenen  Fahrge- 
«hwindigkeit  (gegenwärtig  15  Knoten,  1900 


17  Knoten,  1903  18  Knoten,  eventueU  1905 
19  Knoten)  treten,  die  aber  1200000  Francs 
nicht  übersteigen  dürfen.  Wenn  1905  die 
durchschnittliche  Fahrgeschwindigkeit  um 
5*^/o  weni^r  als  die  der  konkurrierenden 
fremden  Linien  beträgt,  kann  die  Eegierung 
die  Gesellschaft  zum  Bau  eines  neuen,  der 
nach  dem  Stande  der  Technik  erreichbaren 
Fahrgeschwindigkeit  angepassten  Schiffes 
zwingen.  Von  1901 — 1911,  in  welchem 
Jahre  der  Yertrag  abläuft,  wird  die  Sub- 
vention um  480000  Francs  herab-,  die  zu- 
lässige Prämienunterstützung  um  ebenso 
viel  hinaufgesetzt. 

Für  die  Postverbindung  mit  Algier,  Tunis, 
Tripolis  und  Marokko  sind  20  linien  dreier 
Gesellschaften,  darunter  die  Compagnie  Ge- 
nerale Transatiantique,  mit  1600000  Francs 
jährlich  an  fester  Subvention  und  mit 
Schnelligkeitspi'ämien  bis  zu  400000  Francs 
unterstützt.  Die  vorgeschriebene  Fahrge- 
schwindigkeit schwankt  zwischen  10 — 15 
Knoten.    Der  Vertrag  läuft  bis  1907. 

Die  ausgedehntesten  Linien  und  die 
grösste  Subvention  in  der  Höhe  von  ca.  13 
MiUionen  Mark  besitzt  die  Compagnie  des 
Messageries  Maritimes.  Nach  dem  üeber- 
einkommen  mit  der  Regienmg  v.  5.  Novem- 
ber 1894  leistet  sie  I.  im  Mittelmeer  a) 
zwei  wöchentliche' Rundlinien  von  Marseille 
nach  Alexandrien,  an  der  syrischen  Küste 
entlang  über  Konstantinopel  und  den 
Pyräus  nach  Marseille  zurüÄ  sowie  in  um- 
gekehrter Richtung;  b)  die  14tägige  Linie 
Marseille-Alexandnen  bis  Jaffa  und  Beyruth; 
c)  eine  wöchentliche  Linie  nach  Konstanti- 
nopel imd  ins  schwarze  Meer  an  die  russi- 
sche Küste,  n.  Im  indo-chinesischen  Ver- 
kehr a)  eine  14tägige  Hauptlinie  nach 
China  und  Japan;  b)  eine  Nebenlinie  Co- 
lombo-Kalkutta ;  c)  sowie  eine  Nebenlinie 
Singapore-Bata^na.  Dazu  tritt  eine  atlanti- 
sche Linie  nach  La  Plata,  eine  australische 
Linie  nach  Sydney,  eine  solche  nach  Mauritius 
und  eine  über  Sansibar-Madagaskar  nach 
R^union  je  einmal  im  Monat.  Ln  ganzen 
leistet  die  Gesellschaft  jährlich  606  517  See- 
meilen und  erhält  dafür  eine  Subvention 
von  nmd  17  Millionen  Franken.  Die  Fahr- 
geschwindigkeit ist  für  die  austKdischen 
Linien  mit  14  Knoten,  für  die  übrigen 
Hauptlinien  mit  13  (für  neue  Schiffe  mit 
13,5),  für  die  Nebenlinien  mit  12  Knoten 
festgesetzt. 

d)  Italien.  Italien  hat  sein  Schiffs- 
bau- und  Schiffalirtssubventionsgesetz  vom 
Jahre  1885  durch  ein  neues  G.  v.  23.  Juli 
1896  ersetzt.  Bauprämien  werden  durch 
10  Jahre  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes 
gewährt  in  der  Höhe  von  77  Lire  pro 
Mess-Bruttotonne  bei  Schiffsrilmpfen  aus 
Eisen  oder  Stahl,  von  17,5  Lire  bei  Holz- 
schiffen.   Bei  einer  über  ein  gewisses  Mass 
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hinausgehenden  Vei*TÄ'end\ing  ausländischen 
Materides  wird  die  Subvention  gekürat. 
Für  den  Bau  von  Schiffsmaschinen  und 
Kesseln  in  Italien  werden  gewährt  12,5  Lire 
für  jede  indizierte  Pferdekmft,  9,5  Lire  für 
je  100  Kilo  Kessel  und  11  Lire  für  je  100 
Kilo  Hilfsapparate.  Die  Fahrprämie  wird 
Segel-  imd  Dampfschiffen  gewährt  für 
Falu-ten  a)  über  den  Suezkanal  oder  die 
Meerenge  von  Gibraltar  oder  b)  für  Fahrten 
zwisclien  Mittel meerhäfen  ausserlmlb  Italiens 
oder  c)  für  Dampfschiffe  auch  bei  Fahrten 
zwischen  den  Häfen  des  Staates.  Sie  be- 
trägt pro  Mess-Bruttotonne  und  1000  zu- 
rückgelegte Seemeilen  für  Fahrten  unter 
a)  80  Centesimi  in  den  ersten  3  Jahren 
nach  der  Erbauung  unter  Herabsetzung  um 
10  Centesimi  bei  Dampfschiffen  und  15 
Centesimi  bei  Segelschiffen  f(ir  einen  wei- 
teren Zeitraum  von  je  3  Jahren.  Beträgt 
sie  nur  imter  20  Centesimi,  so  bleibt  sie 
konstant.  Für  Fahrten  unter  b)  und  c) 
macht  die  Subvention  -  3  der  vorhergehen- 
den aus.  Bei  erhöhter  Geschwincligkeit 
(16  Seemeilen  in  der  Stunde  bei  voller  Ija- 
dung  und  für  eine  Fahrzeit  von  12  Stunden) 
kann  die  Prämie  um  oO^/o  erhöht  werden, 
fih"  im  Ausland  erbaute  und  in  die  auslän- 
dischen Schiffsregister  eingetragene  Schiffe 
beträgt  sie  nur  die  Hälfte  der  normalen 
Sätze.  Im  Jahre  1897  wurden  124973 
Lire  an  Bauprämien,  2  044  339  Lire  an 
Falirprämien  verausgabt. 

An  Specialsubventionen  für  Postdampfer- 
fahrten wendet  Italien  jälu4ich  5308871 
Mark  auf,  darunter  1 110  219  Mark  für  den 
Verkehr  mit  Ostasien ,  sodann  für  den 
Dienst  im  Mittelmeer  und  nach  Afrika. 
Die  betreffenden  Verträge  sind  mit  der  Ge- 
sellschaft Navigazione  Generale  Italiana  ab- 
geschlossen. Zur  Zeit  (Sommer  1899)  schwebt 
ein  (jesetzentwiu-f,  wonach  der  Gesellschaft 
Puglia  für  Fahrten  im  adriatischen  Meer 
eine  jährliche  feste  Subvention  gewährt  wer- 
den solle. 

e)  Oesterreich.  Ein  G.  v.  27.  De- 
zember 1893  betiifft  die  Unterstützung  der 
Handelsmarine.  Es  trat  am  1.  Januai-  1894 
in  Wirksamkeit  imd  gilt  von  da  ab  durch 
10  Jahre.  Dampfer  und  Segelschiffe,  welche 
während  der  Geltun^dauer  des  Gesetzes  im 
österreichischen  Schiffsregister  für  die  weite 
Fahrt  oder  die  grosse  Küstenfahrt  einge- 
tragen sind,  haben  Anspruch  auf:  a)  einen 
Betriebszuschuss ,  b)  einen  Reisezuschuss 
seitens  des  Staates.  Der  Betriebszuschuss 
wird  gewöhnlich,  wenn  das  Scliiff  1.  wenig- 
stens zu  zwei  Drittteilen  Eigentum  öster- 
reichischer Staatsangehöriger  ist,  2.  seit  der 
Zeit  seines  StapeUaufes  nicht  melir  als  15 
Jahre  verflossen  sind,  3.  dasselbe  die  Klasse 
A,  I.  oder  II.  Kategorie  des  österreichisch- 
ungarischen »Veritas«    oder   einer  anderen 


heimischen  Anstalt  von  gleichem  "Werte  be- 
sitzt. 

Der  Betriebszuschuss  wird  bis  zum  Ab- 
laufe des  15.  Jahres,  vom  Tage  des  Stapel- 
laufes gerechnet,  gewälut  und  beti-ägt  im 
ersten  Jahre  nach  dem  letzteren  für  jede 
Tonne  des  Netto-Raumgehaltes :  1.  6  Gulden 
für  Dampfer  aus  Eisen  und  Stalil,  2.  4  Gul- 
den 50  Kreuzer  für  Segelschiffe  aus  Eisen 
und  Stahl,  3.  3  Gulden  für  Segelschiffe  aus 
Holz  oder  gemischter  Koustiniktion.  Diese 
Beträge  werden  mit  Beginn  des  zweiten 
Jahres  um  fünf  Prozent  jährlich  vermindert. 

Für  Scliiffe  aus  Eisen  oder  Stahl,  welche 
nach  dem  1.  Januar  1894  auf  inländischen 
Werften  erbaut  werden,  wird  der  Betriebs- 
zuschuss um  zehn  Prozent  und,  wemi  sie 
wenigstens  zur  Hälfte  aus  inländischem 
Materiale  hergestellt  sind,  tun  25  Prozent 
erhöht. 

Der  Reisezuschuss  wird  für  Fahrten 
ausserhalb  der  kleinen  Küstenfahrt  von  oder 
nach  österreichischen  Häfen  gewährt,  wenn 
sie  im  Interesse  des  einheimischen  Handels 
und  Verkehres  sind  und  nicht  neben  beson- 
ders subventionierten  Linien  erfolgen.  Er 
beträgt  für  je  100  Seemeilen  Fahrt  pix) 
Xettotonne  Rauminhalt  5  Kreuzer.  Alle 
Seehandelsschiffe  sind  voni  1.  Januar  1894 
ab  auf  5  Jalire  von  der  Erwerbs-  und  Ein- 
kommensteuer befreit,  eine  solche  Befreiung 
kommt  auch  allen  neuerbauten  Schiffen  zu 
gute.  Den  Betrag,  den  die  Staatskasse  auf 
(jrrund  dieses  Gesetzes  zu  zalüen  hat,  be- 
läuft sich  1899  auf  nmd  700000  Gulden. 

Eine  Specialsubvention  gewährt  der  Staat 
auf  Gnmd  des  G.  v.  25.  Juni  1891  dem  öster- 
reichischen Lloyd  für  19  Linien.  Von  diesen 
entfallen  6  auf  das  adriatische,  7  auf  das 
Mittelmeer,  2  auf  das  schwarze  Meer,  je 
eine  auf  Triest-Bombay ,  Triest-Slianghai, 
C'olombo-Calcutta  und  Triest-Santos.  Die 
Fahrten  nach  Ostasien  gehen  in  vierwöchenl- 
lichen,  nach  Südamerika  in  achtwöchent- 
lichen Zwischenräumen  vor  sich.  Die  dem 
Lloyd  gewährte  Subvention  besteht  zunächst 
in  Meilengeldera ,  welche  je  nach  der 
Schnelligkeit  der  Fahrt  bei  den  Linien  im 
adriatischen  und  Mittelmeer  mit  1,45  Gulden 
bis  3,55  Gulden  per  Seemeile,  im  übereeei- 
schen  Dienst  mit  1,70  bis  2,80  berechnet 
worden.  Ausseitiem  werden  der  Gesell- 
schaft die  Gebühren  für  die  Fahrt  diu-ch 
den  Suezkanal  für  die  auf  den  subventio- 
nierten Linien  verkehrenden  Dampfer  ver- 
gütet und  wurden  ihr  zum  Schiffsbau 
im  unverzinshchen  Darlehen  1^/2  Millionen 
Gulden  bis  1906  gewährt.  Die  Gesamt- 
summe der  Meüengelder  dai-f  2910000  Gul- 
den nicht  überateigen.  Die  Vergütung  der 
Suezkanalgebührcn  beansprucht  jälirlich  un- 
gefähr V2  Million  Gulden. 

f)   Ungarn.     Auf  Grund   des  G.  v.  4. 
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Jnli  1893  haben  Schiffe  für  die  freie  See- 
s-diiffahrt,  die  mindestens  zu  2/3  Eigentum 
imgarischer  Staatsbürger  sind,  Anspruch  auf 
eine  Anschaffungsprämie  und  eine  Special- 
prämie, welche  für  Fahrten  gewährt  wird, 
die  im  Interesse  des  ungarischen  Handels 
stattfinden.  Die  Anscliaffungsprämie  w^rd 
nach  der  Anzahl  der  Nettoregistertonnen  be- 
willigt und  zwar  für  einen  Zeitraum  von 
15  Jahren.  Sie  beträgt  6  Kronen  pro  Netto- 
registertonne für  Segelschiffe  langer  Fahrt, 
9  Kpmen  für  Dampfscliiffe  grosser  Küsten- 
fahrt, 12  Kr»)nen  für  Dampfschiffe  langer 
Fahrt.  Nach  dem  ersten  Jahr  nimmt  sie 
jährJich  um  7  ^/o  ab.  Die  Specialprämie  ist 
eine  Fahrprämie  und  beträgt  5  Heller  für 
KX»  Seemeilen  und  Tonne.  Aehnlich  dem 
Osterreichischen  Oesetz  ward  eine  Steuer- 
freiheit und  zwar  auf  10  Jahre  für  alle 
Schiffe  ausgesprochen,  die  in  einem  Kon- 
traktverhältnis  zur  ungarischen  Regierung 
stehen.     Das  Gesetz  hat  10  Jahre  Geltung. 

Ausserdem  sind  bis  zum  Jahre  1911  jähr- 
lich mit  fester  Subvention  bedacht  die  Ge- 
sellschaft. Adria  und  die  ungaiische  Le- 
vante-Gesellschaft. Die  erstere  erhält 
aKMXXi  Gulden  jälirlich  für  11  Linien  (5 
nach  England,  3  nach  Frankreich,  1  nach 
Söditalien,  1  nach  Holland  und  Belgien,  1 
nach  Brasilien  und  jeweüs  zurück),  die 
it'lztere  90000  Gulden  für  Fahi-ten  nach 
Kleinasien  imd  Alexandrien. 

g)  Andere  europäiBehe  Staaten.  Der 
See[njsiverkehr  wird  ausser  von  den 
schon  erwähnten  Staaten  in  Eiu-opa  noch 
subventioniert  von  den  Niederlanden 
mit  1278400  Mark  (für  den  Dienst  nach 
Ostasien  und  zwischen  den  niederländischen 
Itesitzungen  in  Ostasien),  von  Spanien 
nüt  7872068  Mark  (für  den  Dienst  nach 
Westindien,  Südamenka,  Nord-  und  West- 
afrika, Ostasien),  von  Portugal  mit  ca. 
7<»uXi  Mark  (für  den  Dienst  nach  West-, 
SQd-  und  Ostafrika),  von  Russland  mit 
Ö3549S2  Mark  (für  den  Dienst  im  Schwarzen 
Meer,  nach  Aegypten,  Indien,  Ostasien,  ins 
Weisse  Meer  u.  a.). 

h^  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 
Anf  Gnind  eines  G.  v.  3.  März  1891  sind  Ver- 
trage geschlossen  mit  drei  Gesellschaften  zur 
Postbefördenmg  von  New^-York  nach  Curac^ao, 
von  New-York  nach  Havana  und  Turpan 
^fl  vnn  New-York  nach  Southliampton. 
Auf  den  beiden  ersten  Linien  beträgt  die 
Subvention,  welche  die  Union  gewährt,  einen 
^»Uar,  auf  der  dritten  Linie  aber  4  Dollars 
]^T  Falut  und  Seemeile.  Der  gesarate  an 
'Subventionen  aufgewendete  Betrag  beläuft 
ach  auf  4629223  ^lark. 

Im  Frühjahr  1899  lag  dem  Kongress  eine 
Bill  vor,  welche  allg^emeine  Sehifffahrt- 
prämien  für  Segelschiffe  und  Dampfschiffe 
för  amerikanische  Schiffe  mit  amerikanischer 


Besatzung  vorsah.  Es  sollten  1^/2  Cents  für 
die  Bruttotonne  und  100  Seemeilen  bis  zu 
1500  Seemeilen,  1  Cent  für  je  100  Seemeilen 
darüber  hinaus,  ausseixlem  für  Dampfer  von 
bestimmter  Leistungsfähigkeit  Zuschlags- 
prämien gewähi-t  weixlen.  Die  jährliche  Be- 
lastung ist  zunächst  auf  2,1  Millionen  Dollars 
und  nach  und  nach  aufsteigend  bis  auf  5,75 
Millionen  Dollars  geschätzt.  Das  Ziel  der 
Bill  ist,  die  Vereinigten  Staaten  in  ihrem 
Seeverkehr  nach  fremden  Hafen  platzen  voll- 
ständig von  fremder  Vermitteln  ng  zu  be- 
freien. 

i)  Japan.  Nach  dem  G.  v.  23.  März 
1896  soU  jedes  Stahl-  oder  Eisenschiff  von 
1000  Tons  und  darüber,  welches  die  japa- 
nische Flagge  führt  und  zwischen  Japan 
und  einem  fremden  Lande  oder  zwischen 
verschiedenen  fremden  Häfen  fähi-t,  zum 
Bezüge  einer  üntei-stützung  berechtigt  sein. 
Bedingung  ist,  dass  das  betreffende  Fahi*- 
zeug  im  Eigentum  eines  Japaners  oder  einer 
Gesellschaft  sich  befindet,  deren  Teilhaber 
ausschliesslich  Japaner  sind.  Die  Subvention 
ei-folgt  in  der  Form  einer  Fahrprämie  und 
beträgt  25  Sen  für  1000  Seemeilen  und 
Tonne  für  Schiffe  von  wenigstens  10  Knoten 
Fahrgeschwindigkeit.  10  ®/o  Zusclilag  für  je 
500  Tonnen  melir  Raumgehalt  des  Schiffes, 
20^/0  Zuschlag  für  jeden  Knoten  über  10 
Knoten  Falirgeschwindigkeit.  Die  subventio- 
nierten Scliiffe  können  unter  gewissen  Be- 
dingungen füi*  öffentliche  Zw^ecke  verwendet 
w^erden,  müssen  junge  Schiffahrtsbeflissene 
in  bestimmter  Zalü  an  Bord  nehmen,  kein 
Fremder  darf  ohne  Ministerialerlaubnis  auf 
dem  Schiffe  beschäftigt  werden.  Post  und  Post- 
beamte müssen  fi-ei  befördert  werden  u.  s.  w. 

Zm-  Untei-stützung  des  Schiffs  bau  es  er- 
halten Schiffe  aus  Stahl  oder  Eisen  zwischen 
700  und  1000  Tonnen,  die  luiter  Aufsicht 
des  Verkelirsministere  in  Japan  oder  von 
einer  ausscliliesslich  aus  Japanern  bestehen- 
den Gesellschaft  gebaut  werden,  12  Yen  pix) 
Tonne;  jedes  Sclüff  mit  mehr  als  1000 
Tonnen,  20  Yen  pro  Tonne  mid  5  Y'^en  mehr 
für  je  eine  Pfenlekraft,  wenn  auch  die  ^la- 
schine  nach  den  angegebenen  Bedingungen 
gebaut  wird. 

Zur  Zeit  (Sommer  1899)  ist  eine  Abände- 
rung des  Gesetzes  im  Zuge  und  es  soll  das 
Jalir  1914  als  Endterrain  für  die  Gewährung 
von  aUgemeinen  Schiffahrtsprämien  fixiert 
werden.  Für  bestimrate  Darapferlinien  sind 
füi'  die  nächsten  10  Jahre  folgende  Subven- 
tionen ausgesetzt:  2673894  Y'^en  für  die 
europäische  Linie,  654000  Y'en  für  die  Japan- 
Seattle-Linie  und  1 013  880  Y'en  für  die  Japaur 
San  Franzisco-Linie.  Die  jährlichen  Präraien 
auf  Grund  des  allgemeinen  Schiffsprämien- 
gesetzes machen  etwa  auch  4^-2  MUlioneiL 
Yen  aus,  dazu  treten  l^'i  Millionen  Y'en 
Scliiffsbauuntei-stützungen,   so   dass  Japan 
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jährlich   etwa   10^2  Millionen  Yen   für  die 
Erhaltung  der  nationalen  Schiffahrt  ausgiebt. 

Quellen  und  LItteratnr:  W.  Anne€k€f  Dir 

ntacUlich  subventionierten  Damp/erlinien  in 
Deutschland  (in  Sehtnollers  Jahrb.  X,  Jahrg. 
1866) ;  Engla  nds  GetHnn  am  Zwischenhandel 
mit  Deutschland  (ebenda  IX.  Jahrg.  18S5).  — 
K.  Hathgenf  Der  deutsche  Handel  in  Ostasien 
(ebenda  IX.  Jahrg.  1885).  —  Zahlreiche  Auf- 
sätze im  Export,  Organ  des  Centralrereins 
för  Handelsgeographie  187 9 ff.,  iyisbesondere  die 
von  Dr.  Mariz  Lindetnann  gegebenen  Veber- 
sichten  über  die  ozeanische  Dampfschiffahrt  und 
Auszüge  aus  den  jährlichen  Geschäftsberichten 
der  einzelnen  Gesellschaften.  —  Deutsches 
Handelsarchiv  (Abdr7t4'k  der  wichtigsten 
in-  und  ausländischen  Subrentionsgesetze  und 
-vertrage).  —  Hanna,  Deutsche  Xautische  Zeit- 
schrift. —  Sülle  Condizioni  della  Marina 
Mercantile  Italiana  al  Sl  Dtcembre 
1897,  Borna  1898  (ofßcieller  Bericht).  —  Druck- 
sachen des  Reichstages,  4'  Leg. -Per.  IV.  Scss. 
1884  Xr.  111 ;  6.  Leg.-Per.  I.  Sess.  1884185  Xr. 
16;  7.  Leg.-Per.  Sess.  1889190,  Xr.l64;  9.  Leg.- 
Per.  Sess.  1897:98  Xr.  lOS.  —  Stenogr.  Berichte 
über  die  Verhandl.  des  Reichstages  in  den  an- 
gegebenen Sessionen.  v,  Philippovich, 


.  Dampfkesselpolizei. 

I.  A 11  g  e  m  e  i  n  e  8.  1.  Umfang ,  Beffrilf 
und  Kesselgattungen.  2.  Systeme  der  Ueber- 
wachnng  und  leitende  Grundsätze.  3.  Kessel- 
revisionaverbände.  4.  Explosionen.  5.  Ueber- 
wachung  des  Dampffässerbetriebes.  IL  Die 
D a m p fkesselpolizei  in  den  einzel- 
ne n  S  t  a  a  t  e  n.  6.  Deutsches  Reich.  7.  Oes- 
terreich.  8.  Schweiz.  9.  Frankreich.  10.  Gross- 
britannien. 11.  Italien.  12.  Belgien.  13.  Nieder- 
lande. 14.  Russland.  15.  Dänemark.  16.  Ver- 
einigte Staaten  von  Amerika.  17.  Südafrikani- 
sche Republik. 

I.  AUgemeinesi. 

1.  Umfang,  ßegriff  und  Kesselgat- 
tungen. Die  Dampfkesselpolizei  umfasst 
alle  Massnahmen  zur  Verhütung  von  Un- 
fällen beim  Betriebe  von  Dampfkesseln. 
Unter  Dampfkessel  werden  alle  ge- 
schlossenen Gefässe  verstanden,  in  welchen 
aus  Wasser  gespannte  Dämpfe  erzeugt 
werden.  Dabei  macht  es  keinen  Unterschied, 
ob  sie  zum  Maschinenbetriebe  bestimmt 
sind  oder  nicht. 

Die  Landdampfkessel  werden  von  den 
Schiffsdampfkesseln  bei  der  polizeilichen 
Behandlung  meist  getrennt  gehalten.  Schiffs- 
kessel sind  alle  mit  einem  Schiffe  dauernd 
verbimdenen  Kessel,  mögen  sie  eine  Fort- 
bewegimgsmaschine  treiben  oder  anderen 
Zwecken  dienen  (z.  B.  Bagger).  Bisweilen 
gelten  ftlr  die  Kessel  der  Seeschiffahi-t 
andere  Vorschriften  als  ftlr  die  der  Binnen- 
schiffalirt.  Unter  den  Landkesseln  werden 
die  feststehenden  Kessel  von   den  be- 


weglichen, den  ziun  Betriebe  an  wech- 
selnden Betriebsstätten  benutzten  Kesseln 
(Lokomobilen),  und  von  den  Kesseln  der 
Lokomotivmaschinen  gesondert  Bei 
den  Lokomobilen  bilden  Maschinen  und 
Kessel  meist  ein  Ganzes.  Zu  den  Lokomo- 
tiven gehören  diejenigen  Dampfmaschinen^ 
welche  sich  vermöge  der  selbst  hervorge- 
brachten Kraft  auf  dem  !&dboden  fortbewegen 
und  dadurch  oder  gleichzeitig  damit  eine 
Arbeit  leisten  (Eisenbahn-  und  Strassenbahn- 
lokomotiveu,  Strassendampfwagen,  Dampf- 
walzen). 

2.  Systeme  der  Ueberwachung  und 
leitende  Grundsätze.  Die  mit  dem  Dampf- 
kesselbetriebe verbundenen  Explosionsge- 
fahren haben  in  fast  allen  Industriestaaten 
die  Regelung  einer  polizeilichen  Aufsicht 
über  die  Dampfkesselanlagen  notwendig  ge- 
macht. Die  zu  diesem  Zwecke  erlassenen 
gesetzlichen  und  administrativen  Bestim- 
mungen gehen  entweder  in  präventiver 
Weise  vor  und  lassen  die  Kesselverwendung 
nur  zu,  nachdem  die  Anlage  imd  der  Betrieb 
eine  fönnliche  Genehmigung  erhalten  hat 
(Konzessions verfahren)  oder  sie  ver- 
pflichten den  Unternehmer  lediglich  zur 
Anzeige  und  zur  Befolgung  von  Normativ- 
vorschriften in  Bezug  auf  Errichtung  und 
Ausstattung,  anderenfalls  er  nachträgliche 
Beti-iebseinstellung  zu  gewärtigen  hat  (De- 
klarationsverfahren). Bei  beiden  Sys- 
temen pflegen  sich  die  Sicherheitsvorschriften 
im  einzelneu  zu  erstrecken:  auf  den  Bau, 
auf  die  Ausrüstung  und  Aufstellimg,  ferner 
stets  auf  eine  ständige  BetriebskontroÜe, 
welche  gewöhnlich  iji  periodischen  Unter- 
suchungen (Revisionen)  durch  saclikun- 
dige  Organe  ziu*  Prüfimg  der  anhaltenden 
Betriebstüchtigkeit  besteht.  Vielfach  reiht 
sich  diesen  Massnahmen  auch  eine  polizei- 
liche Uel)erwachung  des  Bedienungsper- 
sonales an  (Oesterreich,  Dänemark). 

Bewegliche  Kessel  unterliegen  regel- 
mässig, weil  sie  nicht  in  unausgesetztem 
Betriebe  zu  stehen  pflegen  und  daher  bei 
weniger  sorgfältiger  Haltung  grossere  Ge- 
fahren bieten,  einer  schärferen  Aufsicht  als 
feststehende  Kessel ;  Schiffs-  und  Lokomotiv- 
kessel wiederum  einer  noch  strengeren 
als  Lokomotiven.  Andrei*seits  kommt  dem 
Gebrauche  beweglicher  Kessel  gewöhnlich 
eine  Vereinfachung  in  den  Förmlichkeiten 
des  Konzessions-  und  Deklarationsverfahrens 
zu  statten.  Bei  den  feststehenden  Kesseln 
werden  vielfach  die  Grosskessel  anders 
als  die  Klein-  und  Zwerg-Kessel  be- 
handelt, indem  diesen  entweder  völlige  Ge- 
brauch sfieiheit  oder  bestimmte  iS-leich- 
tenmgen  in  Bezug  auf  Aufstellung,  Aus- 
rüstung und  Revision   eingeräumt   sind. 

3.  Kesselrevisionsverbände.  In  vielen 
Staaten  haben  sich  die  kesselliesitzenden  Per- 
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sooen  zu  örtlichen  Interessentenverbän- 
den  zusammengeschlossea,  welche  teils  im 
Interesse  ihrer  Mitglieder,  teils  weil  sie 
Yereicherungspflichten  überuommen  haben, 
eine  private  Beaufsichtigung  der  angehören- 
den Betriebe  ausüben.  Der  Selbstschutz 
nötigle  hierzu  besonders  in  Staaten,  in 
welchen  keine  staatspolizeiliche  Kontrolle 
stattfiuid.  So  in  England  schon  im  Jahre 
1855  (sog.  System  der  freien  Kesselrevision). 
Wo  die  Organisation  dieser  genossenschaft- 
lichen Schutzvereine  für  die  Durchführung 
der  Ceberwachung  hinreichende  Gewähr 
versprach,  bot  sich  den  Staaten,  die  obrig- 
keitliche Aufsicht  ausübten  oder  einführen 
wollten,  die  Möglichkeit,  die  unmittelbare 
Aufsicht  über  Kessel  vonVerbandsmitgliedem 
in  die  Hände  der  Verbände  im  Wege 
staatlicher  üeberlassung  zui-  Selbstverwal- 
tung zu  legen  und  die  Verantwortung  für 
die  Betriebssicherheit  solchergestalt  an  diese 
abzugeben.  Das  geschali  im  Jahre  1872  in 
Preussen  dadm-eh,  dass  den  Untersuchungen 
einzelner  Vereine  staatliche  Anerkennung 
unbedingt  zugesichert  wurde.  Ein  weiterer 
Schritt  ist  daun,  den  Yereinsingenieuren 
auch  die  Ueberwachung  der  Kessel  von 
Nichtmitgliedem  anzuvertrauen  (in  Preussen 
seit  1897  in  gewissem  ümfenge,  Schweiz). 
4  Explosionen.  Da  die  Kesselpolizei 
die  Verhütung  von  ünfäDen  bezweckt,  so  ist 
die  genaue  Aufklärung  über  Ursachen  und 
umstände  des  schwersten  der  zu  verhüten- 
den Unfälle,  der  Explosion,  für  die  stete 
Prüfung  imd  Ei^gänzung  der  Gresichtspunkte, 
welche  für  das  obrigkeitliche  Eingreifen  bei 
Konzession  und  Revision  massgebend  sein 
sollen,  von  hoher  Bedeutung.  Alle  Kessel- 
polizei ausübenden  Staaten  haben  daher  die 
Untersuchungen  der  vorgekommenen  Explo- 
sionen und  die  Veröffentlichung  der  dabei 
gemachten  Beobachtimgen  angeordnet,  einige 
haben  sogai*  besondere  Verfahren  dafür 
voTgeschrieben.  Die  sorgsame  Durchführung 
der  vorbeugenden  Srlassregeln  in  den  ange- 
gebenen Richtungen  hat  in  Verbindung  mit 
der  Vervollkommnung  der  Technik  und  der 
fortschreitenden  Verbesserung  des  Kessel- 
materials es  bewirkt,  dass  ti*otz  der  von 
Jahr  zu  Jahr  beträchtlich  sich  steigernden 
Anzahl  im  Betriebe  befindlicher  Kessel  die 
Statistik  der  Explosionen  keine  bedeutende 
Zunahme  im  ganzen  aufzuweisen  hat.  Im 
Deutschen  Reiche  liaben  die  Zahlen  der 
jährlich  erfolgten  Explosionen  in  den  Jah- 
ren 1877  bis  1897  stets  zwischen  10  und 
21  mit  2  Ausnahmen  (1894:  35  u.  1895:  23) 
geschwankt,  obwohl  gegen  das  Jalu-  1879,1 
in  welchem  Preussen  32411,  Bayern  3279,1 
Sachsen(Königreich)  4974  feststehende  Kessel 
hesass,  sich  die  Anzahl  der  betriebenem 
Kessel  inzwischen  fast  verdoppelt  hat :  I 
Preussen  wies  Anfang  1897  60849,  Bayern  | 


Ende  1897  7601 ,  Sachsen  Anfang  1896  9032 
feststehende  Kessel  auf. 

Haben  Staaten  Handhabung  der  Kessel- 
polizei nicht  vorgesehen,  (wie  England  bis 
1900  für  Landkessel),  so  bildet  das  besondere 
Verfahren  zur  üntei-suchung  von  Explosio- 
nen ein  indirektes  Sicherungsmittel.  Indem 
sieh  nämlich  an  die  Ermittelung  schuldhaf- 
ter Unterlassungen  die  Verpflichtung  des 
Kesselbesilzers  zum  Ersätze  allen  durch  den 
ünfedl  an  Leib  und  Gut  entstandenen  Scha- 
dens sowie  die  Besti-afimg  gesetzlich  knüpfte, 
wurde  der  Kesselbesitzer  von  vornherein 
zur  Vornahme  sichernder  Revisionen  ver- 
anlasst und  das  Gefühl  der  Verantw'ortlich- 
keit  für  die  Sicherheit  des  unterhaltenen 
Betriebes  in  ihm  geweckt. 

5.  Ueberwachung  des  Dampffässer- 
betriebes. An  die  Handhabung  der 
Dampfkesselpolizei  schliesst  sich  in  man- 
chen Staaten  die  polizeiliche  Ueberwachung 
der  Anlegimg  und  des  Betriebes  derjenigen 
Dampf gefässe  (Dampffässer,  Kochgefässe) 
an,  in  welchen  mittelst  hochgespannter 
Dämpfe  Kochoperationen,  chemische  Prozesse 
und  dergleichen  ausgeführt  werden.  Sie 
sind  der  Deklarationspflicht ,  vereinzelt  auch 
der  Konzessionspflicht  (Bayern,  Schweiz, 
Niederlande)  unterworfen,  müssen  mit  ein- 
zelnen Sicherheitsvonichtungen  versehen 
sein  und  erfahren  eine  laufende  staatliche 
oder  privattechnische  Kontrolle.  —  Von  den 
Dampffässem  sind  zu  sondern :  die  D  a  m  p  f  - 
Überhitzer,  das  sind  Behälter,  in  welchen 
Dampf,  der  einem  anderweitigen*  Dampf- 
entwickler entnommen  ist,  durch  Einwir- 
kung von  Feuer  besonders  erhitzt  wird. 

II.  Die  Dampfkesselpolizei  in  den  ein- 
zelnen Staaten. 

6.  Deutsches  Reich.  Massgebend  sind 
die  Gewerbeordnung  (und  zwar  ohne  An- 
sehung, ob  die  Kessel  gewerblichen  Zwecken 
dienen)  und  die  laut  Bekanntmachung  des 
Reichskanzlers  v.  5.  August  1890  (R.G.Bl. 
S.  163)  vom  Bundesrat  erlassenen  Bestim- 
mungen, welche  im  einzelnen  auf  den  Bau, 
die  Ausrüstung,  die  Wasserdruckprüfung 
imd  die  Aufstellung  des  Kessels  so-wde  auf 
Besonderheiten  für  Lokomobilen  und  Dampf- 
schiffskessel sich  beziehen.  Im  Anschlüsse 
an  diese  haben  die  verbündeten  Regierungen 
in  der  Bundesratssitzung  v.  3.  Juli  1890 
einige  Sätze  vereinbart  (veröff.  pr.  Min.Bl.  f. 
inn.  V.S.  231),  welche  nicht  unmittelbar 
verbindliche  Nonnen  sind,  sondern  erst 
durch  die  Wiedergabe  in  den  einzelstaat- 
lichen Anordnungen  Gesetzeskraft  erlialten 
haben.  Sie  gewälirleisten  insbesondere  die 
»Freizügigkeit«  der  beweglichen  imd  Schiffs- 
kessel innerlialb  des  Reiches,  weil  sie  den 
von  den  zuständigen  Organen  eines  Bundes- 
staates ausgegangenen  Genehmigungen,  Prü- 
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fungen  und  Rex-isionen  in  den  andei-en  Bun- 
desstaaten Anerkennung  sichern.  Sodann 
verpflichten  sie  die  Staaten,  im  Wege 
der  Landesgesetzgebung  eine  Ueber- 
wachung  des  Kessel betriebes  einzufühlen. 

a)  Zur  Anlegung  von  Dampfkesseln  ist 
die  Genehmigung  der  nach  den  Landes- 
gesetzen zuständigen  Behörde  erforderlich. 
Dem  Gesuche  sind  die  znr  Erläuterung 
ncitigen  Zeichnungen  und  Beschreibungen 
beizufiigen  (§  24  u.O.).  Im  Gegen satze  zu 
den  übrigen  konzessionspflichtigen  Gewerbe- 
anlagen (§  16  G.G.)  findet  keine  Veröffent- 
lichung und  kein  kontradiktorisches  Ver- 
fahren statt.  Die  Behörde  hat  die  Zulässig- 
keit  der  Anlage  nach  den  bestellenden  bau-, 
feuer-  und  gesundheitspolizeilichen  Vor- 
schriften sowie  nach  den  allgemeinen  poli- 
zeilichen Bestimmungen  und  den  besonderen 
landesgesetzlichen  Anweisungen  zu  prüfen. 
Die  Genehmigiuig  einer  Kesselaidage  kann 
entweder  unbedingt  erteilt  oder  von  Be- 
dingimgen  abhängig  gemilcht  oder  gänzlich 
vei-sagt  werden.  Gegen  den  Bescheid  ist 
der  Bekiu^  nach  den  Formen  des  Be- 
schwerdeverfahrens in  Gewerbepolizeisachen 
zulässig  (§§  20,  21,  24  G.O.).  Wie  bei 
anderen  konzessionspflichtigen  Gewerbean- 
lagen erlischt  die  Genehmigung,  wenn  die 
Inbetriebnalime  über  eine  Frist  hinaus  ver- 
zDgert  winl  (§  49  G.O.).  Auch  nach  er- 
teilter Genehmigung  kann  wegen  überwie- 
gender Nachteile  und  Gefahren  für  das  Ge- 
meinwolü  gegen  Entschädigung  und  unter 
Offenhaltung  des  Rekurses  der  Betrieb  noch 
untersagt  werden  (§  51  G.G.).  Vgl.  den 
Art.  Gewerbliche  Anlagen. 

Als  Grosskessel  sind  nach  §  14  der 
Bekanntmachung  die  für  mehr  als  6  Atmo- 
sphären Ueberdruck  bestimmten  Kessel  und 
solche,  bei  welchen  das  Produkt  aus  der 
feuerbenlhrten  Fläche  in  qm  und  der 
Dampfspannung  in  Atmosphären  Ueberdruck 
mehr  als  30  beträgt,  anzusehen.  Sie  dürfen 
unter  Räumen,  welche  Menschen  zum  Aufent- 
halte dienen,  nicht  aufgestellt  werden.  Auch 
innerhalb  solcher  Räume  ist  ihre  AufsteDung 
unzulässig,  wenn  diese  überwölbt  oder  mit 
fester  Balkendecke  versehen  sind.  Ausge- 
nommen hiervon  sind  Dampfent^^^ckler, 
welche  aus  Siederöhren  von  weniger  als  10 
Centimeter  Weite  bestehen,  und  die  in  Berg- 
werken unterirdisch  oder  in  Schiffen  auf- 
gestellten Kessel.  —  BeweglicheDampf- 
k  e  s  s  e  1  (Lokomobilen)  werden  zum  Betriebe 
an  wechselnden  Betriebsstätten  konzessioniert, 
sofern  zur  Aufstellung  und  Inbetriebnahme 
die  Herstellung  von  Mauerwerk,  w^elches 
den  Kessel  umgiebt,  nicht  erforderlich  ist 
(§§  16,  17  Bek.).  Die  Genehmigrmg  kann  für 
mehrere  Lokomobilen  von  gleicher  Bauai-t, 
Ausrüstung  und  Grt)sse,  welche  in  einer 
Fabrik  im  Laufe  eines  iLalenderjahres  her- 


I  gestellt  werden,  in  einem  gemeinsamen  An- 
trage nachgesucht  und  durch  eine  Urkunde 
erteilt  wei-den.  So  kann  jede  einzelne  Loko- 
mobile mit  einer  ihre  Fabriknummer  trafi^en- 
den  beglaubigten  Abschrift  der  Genehmi- 
gungsurkunde, dem  Prüfungszeugnisse  und 
dem  Beti'iebserlaubnisscheine  vom  Fabri- 
kanten in  den  Handel  gebracht  und  darf 
dann  innerhalb  Jahresfrist  in  allen  deutschea 
Bundesstaaten  ohne  nochmalige  Genelinii- 
gung  in  Betrieb  gesetzt  werden.  —  Bei  der 
örtlichen  Aufstellung  und  Inbetrieb- 
nahme sind  ausserdem  die  besonderen  Poli- 
zeivorschriften zu  beachten,  auch  ist  der 
Ortspolizeil)eliöi'de  Anzeige  zu  erstatten. 
Wird  die  Lokomobile  jedoch  an  einem  Be- 
triebsorte zu  dauernder  Benutzung  aufge- 
stellt, so  bedingt  dies  als  »Aenderung  in 
der  Lage  und  Beschaffenheit  der  Betriebs- 
stätte« die  Einholung  neuer  Genehmigung 
(§  25  G.O.). 

b)  Jeder  neu  aufzustellende  Dampfkessel 
muss  ferner  vor  der  Einmauenmg  oder  Um- 
mantelung  einer  amtlichen  Wasserdruck- 
probe  unterworfen  werden  (§11  Bek.),  Der 
damit  betraute  Beamte  erteüt  darüber  ein 
Prüfungszeugnis  und  versieht  die  Niete  des 
Fabrikschildes  mit  einem  Stempel,  wonach 
der  Kessel  in  allen  deutschen  Bundesstaaten 
als  geprüft  gilt.  Die  Druckprobe  muss  bei 
jedem  Kessel,  der  eine  grössere  Ausbesse- 
rung  erfahren   hat,  von    neuem  geschehen. 

c)  Bevor  der  Kessel  in  Betrieb  genommen 
ward,  ist  weiter  zu  untei-suchen,  ob  die  Aus- 
führung den  Bestimmungen  der  erteilten 
Genelunigung  entspricht  (A  b  n  a  h  m  e  u  n  t  e  r  - 
suchung)  (§  24  Abs.  3  G.O.).  Durch  vor- 
zeitigen Beginn  des  Betriebes  wird  die  in 
§  147  G.O.  angedrohte  Strafe  venvirkt. 

d)  Wähi-end  des  Betriebes  sind  regel- 
mässig wiederkehrende  amtliche  Unter- 
suchungen äusserer  und  innerer  Art,  letztei-e 
bisweilen  in  Verbindung  mit  einer  Wasser- 
druckprobe auszuführen.  Hierfür  sind  Ge- 
bühren zu  erstatten.  Die  Revisionsfristen 
wechseln  in  den  verschiedenen  Staaten,  doch 
unterliegen  bewegliche  und  Dampfschiffs- 
kessel im  ganzen  Reiche  mindestens  einer 
alljälu'lichen  äusseren  und  diese  mindestens 
alle  2,  jene  alle  3  Jahre  einer  inneren  Revi- 
sion. Das  an  der  Behiebsstätte  eines  jeden 
Kessels  aufzul:>ewalirende  Re^isionsbuch  hat 
über  die  Ausführung  Aufschluss  zu  geben. 

In  Bezug  auf  die  Kessel  der  Eisen - 
bahnlokomotiven  gelten  die  Bestimmungen 
der  Betriebsordnung  füi-  die  Ilaupteisen- 
bahnen  Deutschlands  v.  5.  Juli  1892 
(R.G.Bl.  S.  691)  §§  8,  9,  sowie  der  Bahn- 
oi-dnung  fth-  die  Nebeneisenbahnen  v.  5. 
Jiüi  1892  (R.G.Bl.  S.  764)  §§  10,  11.  Da- 
nach hat  vor  Inbetriebsetzung  des  Lokonio- 
tivkessels  eine  technisch-i)()lizeiliche  Ab- 
nahmeprüfung und  mindestens  alle  3  Jahre 
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eine  Wiederholung  der  Dnickprobe  stattzu- 
lioden. 

Zursioherheitsx)olizeilicheiiüeberwachiing 
fler  Kessel  und  Dampffässer  im  Dienste  der 
Kaiserlichen  Marine  sind  im  Regulativ 
T.  7.  Mai  1898  (Beilage  171  zu  §  1147 
IfVeiftdienstordng.)  ausser  der  laufenden  »Be- 
triebskontrolle« »allgemeine  Besichtigungen« 
imd  »specielle  Untersuchungen«  mit  Druck- 
probe vorgesehen.  Bei  Schiff skesseln  haben 
jene  halbjährlich,  diese  einmal  im  Jahre 
diirch  die  Marinetechniker  zu  erfolgen. 

Landesrechtliche  Bestimmun  gen: 
1.  In  Preussen  gilt  das  G.  v.  3.  Mai  1872 
(0.5.  S.  515),  welches  den  Kesselbesitzern, 
Betriebsleitern  und  Wärtern  für  die  Nicht- 
befolgiing  der  Sicherheitsvorschriften  Strafen 
androht  und  sie  zur  Zulassung  amtlicher 
Revisionen  verpflichtet;  es  gilt  ferner  die 
ausführliche  Anweisung  des  Ministers  ftir 
Handel  und  Gewerhe  v.  15.  März  1897 
nebst  Gebührenordnung  (Min.Bl.  f.  d.  g.  i. 
V.  S.  55)  und  mehreren  Zusatzerlassen.  Für 
das  Genehmigungsverfahren  bildet  die  erste 
Instanz  der  Kreis-(Stadt-)Ausschuss,  in  den 
einem  Landkreise  angehörenden  Städten  mit 
mehr  als  10000  Einwohnern  der  Magistrat 
(kolleg.  Gemeindevoi-stand]  (§  9  Anw.);  die 
zweite  Instanz  bildet  der  Minister  f.  H.  u.  G. 
(§  109,  113  Zuständ.G.  v.  1.  August  1883 
G.S.  S.  237).  Yor  der  Wasserdruckprobe 
und  der  Abnahmeprüfimg  wird  der  Kessel 
noch  einer  besonderen  Prüfung  der  Bauart 
unterworfen  (§  20  f.  Anw.).  Die  regelmäs- 
ägen  technischen  Untersuchungen  werden 
^ei  feststehenden  Kesseln  als  äussere  alle  2, 
als  innere  alle  4  und  als  Wasserdruckproben 
alle  8  Jahre  vorgenommen.  Die  Prüfungen, 
Bruckproben  und  Untersuchungen  erfolgen 
bei  Mitghedern  anerkannter  Ueberwachungs- 
yereine  durch  die  Vereinsingenieure,  in  staat- 
lichen Betrieben  durch  besondere  technische 
Beamte,  bei  privaten  Schiffskesseln  imd  in 
landwirtschaftlichen  Betrieben  und  den  nicht 
nnter  die  Gewerbeordnung  fallenden  landwirt- 
soliaftiichenNebenbetriebendiuxjh  staatlich  be- 
anftragte  Vereinsingenieure,  im  übrigen  durch 
'lie  Konighchen  Gewerbeinspektoren.  Die 
24  anerkannten  Ueberwachungsvereine,  von 
denen  21  in  Preussen  ansässig  sind,  haben 
"•rtlich  abgegrenzte  Zuständigkeit  und  sind 
zu  einem  Centralverbande  vereinigt,  welchem 
Ende  1898  in  Preussen  39108  Kessel  unter- 
fitanden.  —  Die  Genehmigimg  für  Dampf- 
kessel zum  Betriebe  auf  Bergwerken,  zuge- 
liörigen  Aufbereitungsanstalten  und  Salinen 
meüen  die  Oberbergämter  (§§  59,  196 
A.B.G.  V.  24  Juni  1865,  G.S.  S.  705),  für 
^p  Lokomotiven  der  Staatseisenbahnen  die 
Königlichen  Eisenbahndirektionen,  gewisser 
'iem  öffentlichen  Verkehre  dienenden  Privat- 
^«ahnen  der  Eisenbahndirektionspräsident 
1§  1  Anw.,  Bek.  v.  2.  März    1895,   Min.Bl. 


IS.  104).  —  Hinsichtlich  der  Dampffässer 
sind  in  sämtlichen  Provinzen  gleichlautende 
Polizeiverordnungen,  gültig  vom  1.  April  1899 
ab,  ergangen,  welche  ein  Deklarationsver- 
faliren  mit  regelmässigen  Untersuchungen 
durch  Sachvei'Ständige,  deren  Auswahl  unter 
den  behördlich  anerkannten  Personen  dem 
Besitzer  überlassen  ist,  einführen. 

2.  In  Bayern  beruht  die  erste  Instanz 
bei  der  Distriktspolizeibehörde  (in  München 
Lokalbaukommission),  die  zweite  bei  der 
Kreisregienmg,  unter  Umständen  beim  Ver- 
waltungsgerichtshof. Die  Ueberwachung 
liegt  den  für  Bezirke  bestellten  amtlichen 
Prühmgskommissaren  ob,  die  Techniker  der 
Revisionsvereine  München  und  Kaiserslautern 
sind  zugelassen.  Eigentümlich  ist  der  baye- 
rischen Praxis  die  Gleichstellung  der  Appa- 
rate, in  denen  gespannter  Dampf  verwendet 
wird,  mit  den  Dampf  erzeugenden  Kesseln. 
Vfjl.  V.  V.  28.  Juni  1892  (G.  u.  V.Bl.  Nr. 
36  S.  439),  VoUz.V.  d.  Min.  d.  Inn.  v.  17. 
Juli  1892  (G.  u.  V.B.  Nr.  40  S.  559)  u.  Min.- 
Entschl.  nebst  Instniktion  v.  31.  Januai*  1894 
(M.Amtsb.  S.  47).  —  Im  Königreich  Sachsen 
genehmigt  in  erster  Instanz  die  Polizei- 
behörde (Amtshauptmannschaft  oder  Stadt- 
rat), in  zweiter  die  Kreishauptmannschaft 
(V.  V.  28.  März  1892,  G.  u.  V.B.  S.  28  §  1 
u.  21,  V.  V.  5.  September  1890  G.  u.  V.B. 
S.  121),  in  Württemberg  erstinstanzlich 
die  Kreisregienmg,  zweitinstanzlich  das 
Ministerium  des  Innern  (V.  v.  14.  Dezember 
1871  R.B.  S.  357,  Min.V.  v.  28.  Jiüi  1887 
R.B.  S.  316,  Min.V.  v.  23.  Dezember  1895 
R.B.  S.  349),  in  Baden  Bezirksamt  und 
Bezüksi-at  (G.  v.  22.  Januar  1874  G.  u.  V.B. 
S.  123,  V.  V.  24.  Oktober  1891  G.  u.  V.B. 
S.  181),  in  Hessen  der  Kreisausschuss 
(V.  V.  30.  Dezember  1891,  R.B.  v.  1892  S.  1), 
in  Hamburg  die  Baupolizeibehörde  (G.  v. 
27.  Febniar  1880  u.  7.  Juli  1882,  G.S.  S.  35 
u.  92).  Es  sind  in  diesen  Staaten  die  Ver- 
eine Chemnitz,  Stuttgart,  Mannheim  und 
Hamburg  thätig. 

3.  Elsass-Lothringen.  Die  Bestim- 
mungen über  die  Anlegung  von  Dami)f- 
kesseln  sind  nach  Einführung  der  Reichs- 
gewerbeordnung in  Elsass-Lothringen  der 
landesgesetzHchen  Regelung  überlassen  ge- 
blieben (§  6  Reichsges.  v.  27.  Februar  1888, 
R.G.B.  S.  57).  Zur  Zeit  gilt  sowolü  hin- 
sichtlich der  Anlegung  als  auch  hinsichtlich 
des  Betriebs  der  feststehenden,  der  beweg- 
lichen und  der  Schiffskessel  die  kaiserl.  V. 
V.  3.  November  1884  (G.Bl.  f.  Els.-L.  S.  113), 
die  auf  dem  Deklarationsverfahren  und  der 
für  feststehende  Kessel  eingeführten  Drei- 
klasseneinteilung der  französischen  Dampf- 
kesselgesetzgebimg  (s.  u.)  beruht,  zugleich 
aber  auf  einzelne  Bestimmungen  des  Bundes- 
rats Rücksicht  nimmt.  Der  Unternelimer 
ist  danach  nur  verpflichtet,  vor  Aufstellung 
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seines  Kessels  eine  formulierte  Anzeige  bei 
der  Aufsichtsbehörde  einzureichen,  und  hat 
bei  Herstellung  seiner  Anlage  dafür  zu 
sorgen,  dass  die  gesetzlichen  Aufstellungs- 
bedingungen und  Sicherheitsmassregeln  be- 
obachtet werden.  Diuxjh  die  spätere  amt- 
liche Revision  ist  dies  festzustellen.  Nur 
die  Aufstellung  von  Dampfkesseln  in  Berg- 
werken und  auf  Schiffen  bedarf  besonderer 
Genehmigung  des  Ministeriums.  —  Die 
Kesselpoüzei  wird,  insoweit  sie  nicht  in  den 
Händen  des  anerkannten  Mülhausener  Kessel- 
besitzervereins liegt,  von  den  kaiserlichen 
Bergmeistern  aus^übt,  deren  Aufsichts- 
behörden die  Bezirkspräsidenten  sind.  — 
Ge^en  Zuwiderhandlungen  kommt  das  fran- 
zösische Specialstrafgesetz  v.  21,  Juli  1856 
(BuU.  d.  L.  XI  Nr.  3849)   zur  Anwendung. 

7.  In  Oesterreich  gehören  die  Dampf- 
kessel zu  den  Betriebsanlagen,  welche  einer 
Genehmigung  der  Baupolizeibehörde  be- 
dürfen (§  25  ff.  G.  v.  15.  März  1883  R.G.B. 
Nr.  39  und  die  in  den  einzelnen  Ki-onländern 
erlasseneu  Bauoi-dnungen  von  1883  §§  66  bis 
69);  vgl.  Art.  Ge Werbegesetzgebung  in 
Oesterreicli.  Ausgenommen  hiervon  sind 
nur  die  Zwergkessel,  d.  h.  solche,  deren 
Durchmesser  0,8,  deren  WasserinhaJt  bei 
Füllung  bis  zur  gesetzlichen  Wasserstands- 
marke 500  Liter  und  deren  Wasserdnick 
4  Atmosphären  nicht  übersteigt  Sie  unter- 
liegen hinsichtlich  ihrer  Aufstellung  ledig- 
lich den  für  die  Anlage  von  Feuerstellen 
geltenden  Vorschriften ;  vor  ihrer  Inbetrieb- 
nahme ist  eine  formulierte  Anzeige  mit  Vor- 
legung des  Druckprobenzeugnisses  zu  er- 
statten. —  Grosse  Kessel  müssen  von 
Wohnräumen  entfernt  bleiben,  von  Arbeits- 
räumen durch  eine  Mauer  getrennt  sein  und 
dürfen  in  keinem  Falle  überwölbt  werden. 
Die  hiervon  noch  unterschiedenen  kon- 
zessionspflichtigen  Kleinkessel,  d.  h. 
solche,  deren  Durchmesser  1,2  m,  deien 
Rauminhalt  bis  zur  Wasseratandsmarke 
1,0  cbm  und  dei-eu  Dampfdruck  6  Atmo- 
sphären nicht  übei-steigt,  düi-fen  bedingt  in 
bewohnten  Häusern  und  frei  in  Werkstätten 
aufgestellt  werden  (§§  67,  68  Bauordn.). 

Erprobung  und  periodische  Untersuchung 
der  Dampfkessel  wird  durch  das  G.  v.  7. 
Juli  1871  (R.G.B.  Nr.  112)  angeordnet.  Die 
Ausführungsbestimmungen  hierzu  sind  in 
der  V.  des  Handelsmin.  v.  1.  Oktober  1875 
(R.G.B.  Nr.  130)  betreffend  die  Sicherheits- 
vorkehrungen gegen  Dampfkesselexj^osionen 
und  in  dem  Erlasse  vom  selbigen  Tage  so- 
wie in  zahlreichen  Zusatzverordnungen  ent- 
halten. Die  Vorschriften  über  die  Anbringung 
von  Sicherheitsvorrichtungen  und  über  die 
Prüfung  mittelst  Wasserdruckes,  der  jeder 
Kessel  von  mehr  als  80  Liter  Inhalt  vor 
der  Inbetriebnahme  unterworfen  wei^den 
muss,    entsprechen    im    wesentlichen    den 


deutschen.  Die  regelmässigen  Revisionen 
geschehen  alljährlich  und  sind  auf  der  »Be- 
stätigung«, dem  Zeugnisse  über  die  erste 
Probe,  zu  vermerken;  die  sogenannten  ver- 
schärften Revisionen  mit  Druckprobe  haben 
in  jedem  fünften  Betriebsjahre  von  der  ersten 
Erprobung  an  gerechnet  zu  erfolgen.  Diese 
Prüfungen  und  Revisionen  können  Mitglieder 
der  beiden  autorisierten  Ueberwachungs- 
gesellschaften  zu  Wien  und  Prag  anstatt 
durch  den  zuständigen  k.  k.  Dampfkessel- 
prüfungskommissär durch  die  ermächtigten 
Vereinsorgane  mit  gleicher  Wirksamkeit  vor- 
nehmen lassen.  —  Eigenartig  ist  die  Fest- 
stellung der  Kesselgebüliren  nach  Massgabe 
der  Heizfläche,  die  Pflicht  der  amtlichen 
Kommissäre,  bei  ExplosionsfäUen  unverzüg- 
lich den  Thatbestand  festzustellen,  endlich 
die  Forderung  des  obli^torischeii  Befähi- 
gungsnachweises für  das  Kesselwartepersonai 
und  dessen  Beaufsichtigimg  durch  die  Ueber- 
wachungsbeamten  (V.  d.  H.Min.  v.  15.  Juli 
1891  RG.B.  Nr.  108). 

Die  Sicherheitspolizei  über  Lokomotiv- 
kessel handhabt  die  k.  k.  GeneralinspektioQ 
der  österreichischen  Eisenbahnen.  —  Eine 
allgemeine  gesetzliche  Regelung  des  Betriebs 
von  Dampfapparaten,  für  die  bisher  die 
V.  V.  17.  Dezember  1860  (R.G.B.  Nr.  273) 
galt,  wurde  im  Jahre  1899  vorbereitet. 

8.  In  der  Schweiz  ist  seit  dem  1.  Januar 
1898  die  Aufstellung  und  der  Betiieb  von 
Dampfkesseln  und  Dampfgefässen  durch  die 
Bundesratsveroitlnung  v.  16.  Oktober  1897 
(Eidgen.  amtl.  Samml.  N.  F.  XVI  S.  290) 
einheitlich  geregelt.  Jeder  Kessel  und  jedes 
Dampfgefäss  bedarf  zur  Aufstellung  der 
Bewilligung  der  zuständigen  Kantonal- 
behörde, zu  deren  Erlangung  die  den  deut- 
schen ähnelnden  Ausrüstungsvorschriften 
beobachtet  sein  müssen.  Die  Auswahl  des 
^lateiials  ist  dem  Fabrikanten  aber  aus- 
drücklich freigestellt.  Dampfkessel,  bei  denen 
das  Produkt  aus  Kubikinhalt  in  cbm  und 
Arbeitsdruck  in  atmosphärischem  üeberdruck 
die  Zahl  5  übersteigt,  dürfen  nicht  in  oder 
unter  Räumen  stehen,  wo  Menschen  häufig 
verkeliren.  Ebenso  dürfen  Dampfgefässe,  in 
denen  mit  überhitzter  Flüssigkeit  gearbeitet 
wird,  sowie  solche,  bei  denen  das  Produkt 
aus  Kubikinhalt  und  Arbeitsdruck  die  Zalü  15 
übersteigt,  nicht  in  Räiunlichkeiten  aufge- 
stellt werden,  in  welchen  sich  ausser  ihrer 
Bedienung  Menschen  aufzuhalten  pflegen. 
Zur  Inbetriebnahme  wird  vor  der  Ein- 
mauerung  oder  ITmmantelung  von  jedem 
Kessel  und  Dampfgefässe  eine  amtliche 
Prüfung  der  Bauart  und  das  Bestehen  einer 
Wasserdruckprobe  erfordert,  welche  bei  jeder 
erheblichen  Aeuderung  oder  Ausbesserung 
zu  wiederholen  ist.  Endlich  findet  sogleich 
i  nach  Inbetriebsetzung  eine  Abnalmie  der 
Anlage   durch   den  Prüfungsbeamten   statt. 
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Unter  Umständen  werden  auch  ausländische 
amtliehe  Prüfungen  anerkannt  (Art.  15).  Die 
forüaufende  üeberwachung  geschieht  durch 
eine  äussere  und  eine  innere  üntei^uchung 
in  jedem  Jahre,  über  welche  ein  Bevisions- 
buch  Aufschluss  ^ebt  In  der  Haud  der 
FnlfuDgsbeamten  hegt  auch  die  Untersuchung 
Ton  Erolosionen  und  Unfällen. 

Die  Handhabung  der  Kesselpolizei  steht 
bei  den  Kantonen  und  wird  in  jedem  durch 
Äusfuhrnngsbesümmungen  geregelt  Jedoch 
steht  gegen  deren  Massnahmen  der  Rekurs 
an  den  Bundesrat  offen.  Die  meisten,  ins- 
besondere die  industriellen  Kantone  haben 
die  üeberwachung,  wie  es  die  Verordnung 
vorsieht  und  wie  dies  auch  dem  früheren 
Kechtsznstande  entspricht,  dem  schweize- 
rischen Verein  von  Kesselbesitzem  zu 
Hottingen-Zürich  anvertraut. 

9.  in  Frankreich  gilt  für  Landkessel  das 
Dekret  v.  30.  AprU  1880  (Journ.  off.  Nr.  121, 
Bull.  d.  1.  Nr.  531),  für  die  Schiffskessel 
der  Binnenschiffahrt  das  Dekret  v.  9.  April 
1883  (J.  off.  Nr.  113,  Bull.  d.  1.  Nr.  772), 
der  Seeschiffahrt  das  Dekret  v.  1.  Februar 
1893  (J.  off.  Nr.  36,  Bull.  d.  1.  Nr.  1541). 

Die  Landkessel  —  Bergwerkskessel 
nnd  Lokomobilen  eingeschlossen  —  sind 
Tor  der  Inbetriebnahme  lediglich  bei  der 
Piäfektur  zu  »deklarieren«  (a.  12,  25),  un- 
terliegen jedoch  steter  polizeilicher  üeber- 
wachung, die  zur  Repression  führen  kann. 
Lokomotiven  bedürfen  nach  Art.  29  d.  D. 
und  der  ordonn.  v.  15.  November  1846  der 
Genehini^ng   (autorisation)   des  Präfekten. 

Als  emzige  amtliche  Präventivmassregel 
gilt  die  auf  Ansuchen  bereits  in  der  Fabrik 
Torzunehmende  Wasserdruckprobe ,  nach 
deren  Ausfall  die  Kessel  gestempelt  werden 
(a.  2,  5).  Die  Wiederholung  der  Druckprobe 
muss  längstens  nach  10  Jahren  stattfinden. 
Im  übrigen  steht  es  im  Ermessen  des  Kessel- 
besitzers, ob  er  wiederkehrende  Unter- 
suchungen durch  private  Sachverständige, 
welche  insbesondere  die  Kesselbesitzerver- 
eine zur  Verfügung  stellen,  vornehmen 
lassen  will.  Unterlässt  er  dies  aber  gänz- 
lich oder  erkennt  der  staatliche  Aufsichts- 
beamte die  angesteUte  Untersuchung  nicht 
als  ordnungsmasaig  an,  was  auch  bei  Revi- 
sion durch  Vereinsingenieure  der  FaU  sein 
kann,  so  hat  der  Beamte  zwangsweise  ein- 
zugreifen. Mit  dieser  Üeberwachung  sind 
die  Bergingenieure,  ausnahmsweise  die  Bau- 
iögenienre  betraut,  als  deren  Aufsichtsbe- 
hörde die  Präfekten  fungieren. 

Die  feststehenden  Dampfkessel  sind  nach 
den  Bedingungen  für  ihre  Aufstellung  in 
drei  Klassen  eingeteilt  (a.  14^18).  Be- 
stimmend hierfür  ist  die  im  Kessel  aufge- 
speicherte Wärme,  nämlich  das  Produkt 
ans  dem  Gesamtfassungsraum  des  Kessels 
m  Kubikmeter  und  aus  der  Zahl,  welche  in 

Htadwörterbnch  der  StMtswiBseiiBchaften.    Zweite 


Centesimalgraden  die  Wassertemperatur  über 
100»  angiebt.  Ist  das  Produkt  200  und 
mehr,  so  dürfen  die  Kessel,  erste  Klasse, 
in  keinem  bewohnten  Hause  und  in  keiner 
Werkstätte  mit  Stockwerken  aufgestellt  wer- 
den, müssen  mindestens  3  Meter  von  ersterem 
entfernt  bleiben  und  bei  einer  Entfernung 
von  weniger  als  10  Metern  noch  mit  einer 
Schutzmauer  versehen  sein.  Ist  das  Pro- 
dukt 50  bis  200,  zweite  Klasse,  so  ist  die 
Aufstellung  in  jeder  Werkstätte  erlaubt,  so- 
fern diese  nicht  einen  Teil  eines  bewohnten 
Hauses  ausmacht  und  die  Entfernung  der 
Feuerung  von  den  Nachbarhäusern  min- 
destens 1  Meter  beträgt.  Bleibt  das  Pro- 
dukt unter  50,  dritte  Klasse,  so  sind  die 
Kessel  bei  mindestens  V2  Meter  Abstand 
von  der  Nachbarschaft  von  AufsteUungsbe- 
schränkungen  frei. 

Für  Schiffskessel  sind  in  den  bei- 
den jüngeren  Dekreten  durch  Einführung 
eines  Konzessionsverfjdirens  stärkere  Sicher- 
heitsmassregeln vorgesehen.  Zunächst  wird 
jeder  Kessel  in  der  Fabrik  einer  Prüfung 
durch  den  Aufeichtsbeamten  des  Departe- 
ments mittelst  Wasserdruckprobe  unterwor- 
fen. Vor  Inbetriebsetzung  ist  eine  zweite 
Prüfung  an  Bord  nach  ferti^r  Montierung 
von  der  zuständigen  Commission  de  sur- 
veillance  vorzunehmen.  Diese  Kommissionen 
setzen  sich  an  Binnenplätzen  aus  Ingenieu- 
ren, in  Häfen  aus  Ingenieuren  und  Marine- 
offizieren zusammen.  Da  jeder  Flussdampfer 
und  jedes  in  Frankreich  beheimatete  See- 
schiff eines  vom  Präfekten  ausgestellten 
Dermis  de  navigation  bedarf,  dessen  Ertei- 
lung und  Erneuerung  nach  einer  Unter- 
suchimg des  Schiffes  durch  diese  Kommis- 
sionen geschieht,  so  bildet  die  Kesselprü- 
fung, bestehend  aus  Druckprobe  und  innerer 
Untersuchung,  einen  Teil  dieser  allgemeinen 
schiffspolizeihchen  Abnahme.  Dasselbe  gilt 
von  den  wiederkehrenden  Revisionen,  die 
bei  Seeschiffen  jährlich,  bei  Passagierfluss- 
dampfem  aUe  zwei  Jahre  zu  erfolgen  haben. 

Für  sämthche  Arten  von  Dampfkesseln 
bestehen  hinsichtlich  der  Ausrüstung 
ungefähr  dieselben  Vorschriften  wie  in 
Deutschland  (Ventile,  Manometer,  Wasser- 
standsgläser). 

Die  Dampfgefässe  (röcipients, 
von  mehr  als  100  Liter  Fassungsraum) 
welche  mit  gespanntem  Dampf  betrieben 
werden,  sind  vor  dem  Gebrauche  einer 
amtlichen  Wasserdruckprobe  zu  unterziehen 
und  mit  einem  Ventile  zu  versehen.  Die 
an  Land  betriebenen  sind  zu  deklarieren  (a. 
30—34  d.  D.  V.  1880),  die  an  Bord  befind- 
lichen unterliegen  der  schiffspolizeilichen 
Abnahme  (a,  23  D.  1883 ,  a.  24  D.   1893). 

Für  Explosionsfälle  ist  ein  beson- 
deres Untersuchungsverfahren  durch  die 
Aufsiditsorgane  vorgesehen.  —  Zuwideiv 
Aaflaffe.    III.  8 
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handlungen  gegen  die  Kesselverordnungen 
werden  nach  dem  ö.  v.  21.  Juli  1856  (B. 
d.  L.  Nr.  3849)  sowie  nach  cod.  pon.  a.  319, 
320  bestraft. 

10.  In  Grossbritannieii  ist  die  Beauf- 
sichtigung der  Anböge  und  des  Betriebes 
von  Landdampfkesseln  den  privaten  Inspek- 
tions-  und  Versichenmgsgesellschaften  bisher 
völlig  frei  überiassen  geblieben.  Dem  mehr- 
fach zu  Tage  getretenen  und  oft  gerügten 
Missstande,  dass  viele  Kesselbenutzer  aus 
Sorglosigkeit  oder  aus  Scheu  vor  Kontrolle 
keinem  Vereine  beitraten,  sollen  die  Boiler 
Explosions  Acts  1882  and  1890  (45  a.  46 
Vict.  eh.  22;  53  a.  54  Vict.  eh.  35)  in  re- 
pressiv-polizeilicher Form  begegnen.  Jeder 
Besitzer  eines  Kessels  und  eines  Dampf- 
fasses ist  danach  verpflichtet,  im  Explosions- 
falle binnen  24  Stunden  Anzeige  an  das 
Board  of  trade  zu  erstatten,  welches  ermäch- 
tigt ist,  nach  Ermessen  Ursachen  und  Um- 
stände des  Unfalles  dui-ch  eine  gerichtliche 
Kommission  untersuchen  zu  lassen  und  die  Er- 
gebnisse zu  veröffentlichen.  Daran  schliessen 
sich  weitgehende  civil-  und  strafrechtliche 
Haftpflichten  dos  Kesselbesitzers. 

Im  Gegensatze  hierzu  sind  die  Schiffs- 
kessel der  allgemeinen  schiffspolizeilichen 
Kontrolle  in  Gemässheit  des  Merchant 
Shipping  Act,  früher  von  1854,  später  von 
1894  (57  a.  58  Vict.  eh.  60)  imterworfen 
worden.  Die  Ueberwachung  der  Betriebs- 
sicherheit liegt  den  dem  Handelsamt  unter- 
stellten Shipwrights  und  Engineer  surveyors 
des  Registerhafens  ob,  ausserordentliche  Re- 
visionen nehmen  die  Board  of  trade  Inspec- 
tors  vor  (§  724,  728). 

In  der  Session  1899  ist  nun  in  Anleh- 
nung an  einen  im  Jahre  1896  im  Unter- 
hause gescheiterten  Versuch  (bUl  139,  1896) 
zur  Einführung  staatspolizeilicher 
Beaufsichtigung  der  Kesselbetriebe  eine  bill 
(Nr.  40)  als  Boiler  Registration  and 
Inspection  Act  von  angesehenen  Parlamen- 
tariern eingebracht  worden,  welche  unter 
Beibehaltung  des  Systems  der  Explosions- 
verfolgimg staatliche  Kontrolle  einführen 
wiU.  Jeder  Kesselbenutzer  soll  danach  zur 
Vermeidung  der  Bestrafung  seinen  Kessel 
unter  Angabe  des  Namens  des  Fabrikanten 
zur  Eintragung  in  ein  vom  Handelsamt  ge- 
führtes Kesselregister  anzumelden  haben. 
Die  Registernummer  dieser  Eintragung  und 
der  Name  des  Fabrikanten  sind  auf  dem 
Kessel  selbst  an  sichtbarer  .Stelle  anzubrin- 
gen und  weisen  die  erfolgte  Anmeldung 
nach.  Das  Handelsamt  veranlasst  demnächst, 
dass  der  eingetragene  Kessel  in  jedem  Jahre 
zweimal  ausser  Dampf  geprüft  und  drei- 
mal während  des  Betriebes  besichtigt  wird 
(3,  5).  Wie  diese  Veranlassung  geschehen 
soll,  wird  die  Vollzugsanweisung  ergeben. 
(Die  BiU  von   1896  legte  jeder  Eintragung 


nur  Gültigkeit  für  ein  Jahr  bei  und  ver- 
pflichtete das  Handelsamt,  bei  Jahresablauf 
den  Besitzer  zur  Beibringung  eines  neuen 
Prüfungszeugnisses  unter  der  Ven\'amung 
aufzufordern,  dass  bei  Unterlassung  dessen 
der  Kessel  im  Register  gelöscht  werde.) 
Wird  der  Kessel  bei  der  Revision  unsicher 
oder  unvorschriftsmässig  befunden,  so  wird 
der  Betrieb  zwangsweise  eingestellt.  Für 
jede  Aufsichtshandlung  ist  die  Entrichtung 
von  Gebühren  vorgesehen.  Ziu-  Handhabung 
der  Ueberwachung  stellt  das  Handelsamt 
boiler  inspectors  an,  welche  ihre  Befähigung 
durch  fünfjährige  praktische  Thätigkeit  und 
Bestehen  einer  Prüfung  dargelegt  haben. 
Sie  sind  verpflichtet,  das  Ei]gebnis  jeder 
Pinifung  und  Besichtigung  sowie  die  vorge- 
kommenen Explosionen  dem  Handelsamt  be- 
hufs Eintragung  in  das  Kesselregister  dienst- 
lich zu  melden.    Das  Register  ist  öffentlich. 

Die  Schiffskessel  sollen  zwar  nicht  dem 
Registerzwange,  wohl  aber  den  Prüfungen 
und  Besichtigungen  dieses  Gesetzes  unter- 
liegen. Ganz  befreit  bleiben  die  fiskalischen 
und  die  lediglich  häuslichen  Zwecken  dienen- 
den Kessel,  für  Lokomotiven  sollen  die 
früheren  V^orschriflen  fortgelten. 

Einzelbestimmungen  über  Konstruktion, 
Ausstattung  und  Anlegung  der  Landkessel 
trifft  die  Bill  nicht. 

11.  In  Italien  hat  das  auf  Grund  des 
G.  V.  23.  Dezember  1888  (Nr.  5888)  eriassene 
und  durch  die  Kgl.  V.  v.  3.  April  1890 
(Nr.  6793,  Gaz.  uff.  v.  29.  April  1890  num. 
101,  Raccolta  vol.  96  p.  913)  genehmigte 
Reglement  des  Handeismmisters  (das.)  Sicher- 
heitsvorschriften gebracht.  Jeder  feststehende 
und  bewegliche  Kessel,  die  der  Eisenbahnen 
und  der  Marine  ausgenommen,  muss  bei  der 
Präfektur  zur  Einti-agun^  in  ein  Register 
angemeldet  werden.  Die  Inbetriebnahme 
darf  erst  erfolgen,  nachdem  der  Kessel  durch 
einen  vom  Präfekten  beauftragten  Sachver- 
ständigen für  sicher  erklärt  worden  ist. 
Hierzu  muss  er  den  genau  bestimmten  Bau- 
und  Ausrüstungsvorschriften  entsprechen 
(Artt.  9 — 20),  eine  hydraulische  Druckprobe 
bestanden  haben  und  äusserlich  untersucht 
sein.  Alle  2  Jahre  hat  der  Präfekt  eine 
neue  äussere  Untersuchung,  alle  4  Jahre  eine 
innere  und  mindestens  alle  8  Jahre  eine 
Wiederholimg  der  Druckprobe  anzuordnen. 
Stempelung  des  Kessels  sowie  die  Ein- 
tragungen in  das  bei  jedem  Kessel  zu  führende 
Prüfungsbuch  bringen  geschehene  Kontrollen 
zum  Ausdruck  (Artt.  23 — 25).  Die  Ueber- 
wachung bei  Mitgliedern  der  Kesselbesitzer- 
vereine kann  vom  Minister  deren  technischen 
Agenten  anvertraut  werden.  Für  das  Be- 
dienungspersonal wird  besondere  Befähigung 
erfordert  (Artt.  38—41  u.  Kgl.  V.  v.  12.  Juni 
1892,  Nr.  292,  Gaz.  uff.  v.  2.  Jiüi  1892  n.  154). 

12.  In  Belgien  ist  nach  der  kgl.  Ent- 
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scUiessung  v.  28.  Mai  1884  (Momt  Beige 
Xr.  159  —  ergänzt  unt.  d.  31.  Januar  1889 
)Ioii.  Nr.  69  u.  18.  Juli  1894  Mon.  Nr.  221  — ) 
und  nach  den  dazu  erlassenen  Ministerial- 
mstruktionen  für  die  Aufstellung  von  Dampf- 
kesseln obrigkeitliche  Genehmigung  (autori- 
sation)  erforderlich.  Diese  wird  für  fest- 
.stehende  Kessel  von  den  Gemeindebehöi-den, 
uachdem  das  Gesuch  behufs  Entgegennahme 
von  binnen  14  Tagen  anzubringenden  Ein- 
sprüchen veröffentlicht  worden  ist,  erteilt. 
Auf  Beschwerde  entscheidet  der  Minister. 
Für  Genehmigung  von  Lokomobilen  und 
Lokomotiven  ist  der  Gouverneur  zuständig. 
Vor  Inbetriebnahme  hat  eine  Wasserdruck- 
probe  zu  geschehen,  nach  welcher  der  .Kessel 
•'inen  Stempel  erhält  Hinsichtlich  Auf- 
-lellung,  Bauart  und  sonstiger  Schutz-  imd 
Sicherheitsvorkehnmgen  enthalten  die  Ver- 
ordnungen die  umständlichsten  Vorschriften. 
Diese  erstrecken  sich  sogar  bis  auf  die 
Materialsbeschaffenheit :  die  Kesselbleche 
müssen  sichtbar  die  Marke  des  Blechfabri- 
kanten sowie  eine  gestempelte  Angabe  ihrer 
Zerreis3-(Bnich-)Festigkeit  tragen;  hiernach 
bemisst  sich  der  zulässige  Betriebsdnick 
<Artt.  33—35,  12—22).  Die  üeberwachung 
wird  von  Staatsbeamten  dm^ch  jährliche 
Untersuchungen  ausgeübt.  Für  bewegliche 
Kessel  ist  jÄrliche  Erneuerung  der  Druck- 
probe vorgeschrieben.  —  Dampf fässer  von 
mehr  als  300  Liter  Fassung  unterliegen  der 
Deklarationspflicht  und  haben  vor  dem  Ge- 
brauche eine  W  asserpi-essung  zu  bestehen(Artt. 
4.>— 47).  üebertretungen  der  Vorschriften 
von  Seiten  der  Kesselbesitzer  und  der  Auf- 
sichtsoigane  werden  nach  den  G.G.  v.  6. 
3Iärz  1818  und  5.  Mai  1888  (Mon.  Nr.  134) 
aowie  den  V.V.  v.  1889  und  1894  (s.  o.) 
bestraft. 

13.  In  den  Niederlanden  ist  das  Dampf- 
kesselwesen in  dem  G.  v.  15.  April  1896 
iStaatsblad  Nr.  69)  und  in  dem  Ausführungs- 
beschliisse  des  Handelsministers  v.  19.  Ok- 
tober 1896  (Staatsbl.  Nr.  163)  eingehend  ge- 
regelt. Sämtliche  Dampfapparate  (Kessel 
nnd  Fässer)  sind  konzessionspflichtig.  Der 
zur  Inbetriebnahme  erforderliche  Erlaubnis- 
jffhein  wird  nach  vorheriger  Untersuchung 
lind  Drockprobe  vom  Minister  oder  namens  des 
Ministers  erteilt.  Diese  Prüfungen  und  die 
ständige  Betriebsaufsicht  werden  von  eigens 
'lazu  staatlich  angestellten  Ingenieuren  be- 
*rgt.  Als  Beschwerdeinstanz  über  diesen 
waltet  eine  Specialkommission  von  5  auf 
•>  Jahre  ernannten  Mitgliedern.  Kesselüber- 
wachungsvereine giebt  es  nicht.  Der  Mi- 
nisterialbeschluss  enthält  über  Ausrüstung 
und  Zubehör  (Artt.  17—45)  sowie  über  den 
Betrieb  (Artt.  46—47)  genaue  Regeln;  an 
tiewegUche  Kessel  und  Dampffässer  sind 
geringere  Anforderungen  gestellt  (Artt.  61 
bl^  69).  Ftir  Lokomotiven  gelten  die  Special- 


gesetze V.  9.  April  1875  (St.  Nr.  67)  und 
V.  28.  Oktober  1889  (St.  Nr.  146  Art.  1). 

14.  In  Rnssland  werden  nach  der  diuxjh 
Reichsratsgutachten  v.  8.  Juni  1889  (Sanaml. 
d.  dirig.  Senats  Nr.  90,  1889,  S.  750)  er- 
folgten Abändening  des  Gewerbegesetzes 
(Swod  Sakönow  XI.  II.  Ausg.  v.  1893)  die 
Sicherheitsvorschriften  für  den  Dampfkessel- 
betrieb, ausgenommen  auf  Kriegsschiffen,  von 
dem  Finanzminister  nach  Uebereinkunft  mit 
den  anderen  beteiligten  Ministern  erlassen 
und  vom  dirigierenden  Senat  veröffentlicht. 
Die  (in  Nr.  87  der  Sammlung  d.  dirig.  Sen. 
veröff.)  V.  V.  30.  Juli  1890  erfordert  zur 
Kesselaufstellung  die  Konzession  der  Auf- 
sichtsbehörde und  giebt  eingehende  Vor- 
schriften über  Bau,  Ausrüstung,  Aufstellung, 
Prüfungen  und  Revisionen  (alle  2  Jahre)  der 
Kessel,  die  den  deutschen  ähnlich  sind. 
Lokomobüen  sind  nicht  konzessionspflichtig. 
Die  Aufsicht  führen  die  Gouverneure  und 
Stadthauptleute,  die  unmittelbare  üeber- 
wachung üben  nach  der  Min.V.  v.  14.  April 
1894  die  Fabrikinspektoren  aus.  Die  sämt- 
lichen Kessel  im  Eisenbahnbetriebe  und  auf 
Binnendampfschiffen  unterstehen  der  Auf- 
sicht des  Verkelirsministeriuras ,  die  Berg- 
werks- und  Hüttenbetriebskessel  der  des 
Domänenministeriuras. 

16.  In  Dänemark  ist  die  Beaufsichtigung 
der  Landdampfkessel  und  der  Schiffskessel 
durch  die  G.G.  v.  24.  März  1875  (Lovtidenden 
Nr.  22  u.  23)  nebst  Ergänzungsgesetz  v.  12. 
April  1889  (Lovt.  Nr.  56)  und  durch  die 
Mm.VV.  V.  29.  Juni  1875  (L.  Nr.  18)  und  v. 
28.  Februar  1891  (L.  Nr.  27)  eingehend  ge- 
regelt Jeder  neue  oder  ausgebesserte  Land- 
kessel muss  von  staatlich  ermächtigten  Sach- 
verständigen mittelst  Wasserdrucks  geprüft 
werden,  was  aUe  3  Jahre  zu  wiederholen  ist. 
Zur  Inbetriebnahme  ist  Anmeldung  bei  der 
Polizeibehörde  erforderlich,  die  die  Befolgung 
der  gesetzlichen  Vorschriften  überwacht  und 
jähi'liche  äussere  Untersuchungen  veranlasst. 
Ueber  die  Befähigung  des  Wartepersonals  von 
Landkesseln  giebt  das  G.  v.  1.  April  1896 
(L.  Nr.  39)  nebst  Min.V.  v.  14.  September 
1896  (L.  Nr.  110)  genaue  Vorschriften. 

16.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 
Die  Union  hat  in  den  Kreis  ihrer  Gesetz- 
gebung nur  die  Beaufsichtigung  der  dem 
Weltverkehre  dienenden  Schiffskessel  ge- 
zogen, die  Polizei  über  die  Landkessel  und 
die  Schjffskessel  des  Lokalverkehres  dagegen 
den  Einzelstaaten  belassen.  Ziu:  Durch- 
führung ihrer  überaus  strengen  Üeber- 
wachung hat  sie  eine  besondere  dem  Schatz- 
sekretär unterstellte  Behördenorganisation 
mit  einem  Inspektor-Genei^al  an  der  Spitze, 
bestehend  aus  10  Distriktsinspektoraten  mit 
42  Stationen,  geschaffen  und  durch  Act.  v. 
7.  August  1882  dieser  Kontrolle  sogar  die 
ausländischen,  in  amerikanischen  Häfen  ver- 

8* 


116 


Dampfkesselpolizei — Darjes 


kehrenden  Schiffe  unterworfen  (Revided 
Statutes  sect.  4399—4462;  SuppL  1891  eh. 
441  p.  383;  Suppl.  1895  eh.  146  p.  399,  eh. 
186  p.  426;  GT.  v.  3.  März  1897,  Public 
Nr.  131).  Für  die  Ausführung  dieser 
Gesetze  sind  die  General  Rules  and  Regu- 
lations  massgebend,  welche  gemäss  sect. 
4405  R.S.  in  den  ordentlichen  Versamm- 
lungen der  üeberwachungsinspektoren  in 
Washington  beraten  und  vom  Board  of  super- 
vising  inspectors  als  Form  2101  veröffent- 
licht werden.  —  Die  Anlegung  und  der 
Betrieb  eines  jeden  Schiffskessels  erfordert 
danach  amtliche  Genehmigung  und  Prüfung 
mittelst  Wasserdruckes  (s.  4418)  sowie  die 
Zulassung  alljährlicher  Revisionen  und  ausser- 
ordentlicher JBesiclitigimgen.  Die  Beschaffen- 
heit des  zu  verwendenden  Materials,  die  an- 
zubringenden Ausrüstungsstücke  und  die 
Konstruktion  ist  auf  das  genaueste  vorge- 
schrieben. So  muss  auf  jeder  Eesselplatte 
der  Name  des  Fabrikanten  sowie  die  Zer- 
reissfestigkeit  und  Dehnung  des  Materials  an- 
gegeben sein  (s.  4428  u.  Rules).  Auf  Grund 
der  Festigkeitszahlen  bestimmt  dann  die  Be- 
hörde die  zulässige  höchste  Dampfspannung. 
Zur  Bedienung  dürfen  nur  geprüfte  Masclu- 
nisten  und  Heizer  verwendet  werden. 

In  der  von  der  Union  nicht  geregelten 
Kesselpolizei  bestehen,  sofern  die  Staaten  oder 
einzelne  Städte  sie  überhaupt  handhaben,  die 
grössten  Verschiedenheiten.  Neben  oder  an 
Stelle  staatlicher  Aufsicht  sind  zahlreiche  ün- 
fallversicherungsgesellschaften ,  jedoch  nur 
ein  eigentlicher  üeberwachungsverein  zu 
Hartford-Connecticut  thätig,  dessen  Wirksam- 
keit sich  über  die  östlichen  Staaten  erstreckt. 

Im  Staate  New-York  gut  für  die 
Schiffskessel  des  Lokalverkehrs  das  G.  v. 
19.  Mai  1897  (eh.  592),  w^elches  in  Anleh- 
nung an  die  Unionsgesetze  Pi-üfimg  und 
Genehmigung  der  Kessel  diuxjh  die  staat- 
lichen Fabrikinspektoren  sowie  jährhche 
Revisionen  vorschreibt.  —  Zur  Beaufsichti- 
gung von  Landkesseln  im  Stadtbezirk  New- 
York  hat  das  Polizeiamt  ein  steam  boiler 
inspection  bureau  eingerichtet  Nach  den 
G.G.  V.  1882  (eh.  410),  1886  (eh.  643)  und 
vom  22.  Mai  1897  (eh.  635)  haben  die  Be- 
sitzer die  Kessel  dort  anzumelden  und  jähr- 
liche Untersuchimgen  diu-ch  Inspektoren 
nachzusuchen.  Diese  erfolgen  kostenlos  und 
werden  in  ein  amtliches  Verzeichnis  einge- 
tragen. In  den  Landbezirken  des  Staates 
New-York  wird  das  amtliche  Revisionen 
anordnende  G.  v.  22.  Juni  1867  nicht  durch- 
geführt. —  In  Massachusets  besteht  nach 
dem  G.  v.  10.  Januar  1895  (House  43)  die 
Pflicht  der  Besitzer,  die  Kessel  beim  Polizei- 
chef zu  deklarieren,  regelmässige  Prüfungen 
durch  Inspektoren  zuzulassen  und  dafür  Ge- 
bühivn  zu  entlichten.  —  Im  Staate  Gön- 
ne c  ti  c  u  t  sind  durch  G.  v.  12.  April  1893  jähr- 


liche Revisionen  durch  staatliche  oder  Vereius- 
inspektoren  vorgeschrieben  und  Strafen  für 
nachlässige  Besitzer  angedroht.  —  Die  Staaten 
Illinois,Missouri,Pennsylvaniauiid 
Ohio  entbehren  gesetzhcher  Regelung.  Da- 
für haben  die  Städte  Chicago,  St.  Loms  und 
Philadelphia  eigene  Verordnungen  einge- 
führt. In  letzterer  Stadt  liegt  die  Ueber- 
wachung  in  Händen  des  Hartforder  Vereins. 
17.  Die  Südairikanische  Republik  be- 
sitzt seit  1896  ein  Dampfkesselgesetz  (Nr.  3, 
1896,  Locale  Wetten  p.  64),  welches  auf 
dem  Konzessionsverfahren  beruht.  Die  Er- 
teilung der  Genehmigung,  die  Vornahme  der 
ersten  Wasserdnickprobe  und  der  periodischen 
Revisionen  liegt  in  der  Hand  besonderer 
Kesselinspektoren,  von  denen  je  einer  in 
jedem  der  5  Miueninspektionsdistrikte  am- 
tiert Ueber  Bau-  und  Kesselausstattung 
sind  genaue  Vorscliriften  gegeben.  Bei  der 
örtlichen  Aufstellung  von  Lokomobilen  findet 
noch  eine  besondere  Kontrolle  durch  den 
Miynkommissar  oder  den  Landdrosten  statt. 

Quellen:  I>U  im  Text  angeführten  Rechtsquelle^i. 

Litteratur :  Preuss.  Statistik  LIII 1880.  —  Kom- 
mentare: Für  Preuasen:  tTaeger,  Berlin  1897 ; 
für  Bayern:  Brettreich,  München  1894;  für 
Sachsen:  Mirrgenstem,  Leipzig  1891;  für 
Oesterreich :  von  Tltaa,  Wien  1897  m.  Mayr- 
hofer,  Handbuch  f.  d.  pol.  Vertc.-Jh'enst,  Bd.  ä, 
Wien  1897;  für  Frankreich:  Maur,  Bloch\ 
l'administ.  fran^.  Ftiris  1897. 

C.  Mosler  f, 
bearbeitet  von  E,  Mosl-er, 


Darjes,  tToachim  Georg, 

geb.  am  23.  VI.  1714  zu  Güstrow,  gest.  am  17. 
vn.  1791  als  kgl.  prenssischer  Geheimrat  in 
Frankfurt  a.  Oder.  Seine  akademische  Lehr- 
thätigkeit  begann  Darjes  1735  als  Privatdozent 
in  Jena,  wurde  an  der  nämlichen  Hochschnle 
1744  ord.  Professor  der  Moral  und  Politik  mit 
dem  Titel  eines  Hofrats  und  folgte  1763  einer 
von  Friedrich  d.  Grossen  veranlassten  Berufung 
als  ord.  Professor  der  Hechte  an  die  Universität 
Frankfurt  a/0. 

Er  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform :  Erste  Gründe  der 
Kameralwissenschaften,  Jena  1756;  dasselbe,  2. 
Aufl.  1768.  —  Discours  über  Natur-  und  Völker- 
recht, Jena  1762. 

Als  Vertreter  des  absoluten  Herrschertums 
weiss  Darjes  jeder  autokratischen  Neig^nng  des 
Bürgertums  durch  Polizeimassregeln,  die  nur 
in  Handelssachen  das  Selbstbestimmun^recht 
der  Interessenten  anerkennen,  zu  beg'egnen.  Für 
Systematisierung  der  kameralistischen  Finanz - 
Wissenschaft  hat  er  verschiedene  finanzpolitische 
Anschauungen  kundgegeben,  die  ihn  über  den 
Friedericianischen  Standpunkt  erheben.  Als  Be- 
völkemngstheoretiker  teilt  er  die  Ansicht  seines 
Monarchen  vom  staatswirtschaftlichen  Wert 
jeder  Menschenkraft,  die  der  grosse  König  seinen 
inneren  Kolonisationsbestreoungen ,  der  Ver- 
drängung des  polnischen  Elements  in  Neusüd- 
ostpreussen  etc.  dienstbar  machte. 
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Vgl.  über  Darjes :  E.  R.  Hansen,  Darjes  als 
akademischer  Lehrer,  1791.  —  Ersch  nnd  Gm- 
bcr,  I.  Sektion,  Teil  XXin,  Leipzig  1832.  — 
Ailgemeine  deutsche  Biographie,  Bd.  Yll,  Leipzig 
1876.  —  Röscher,  vollwwirtsch.  Ansienten 
Friedrich  d.  Gr.  in  Verhandl^.  d.  k.  sächs. 
Geseilsch.  d.  Wissensch.  zu  Leipzig,  phil.-hist 
Klasse,  Bd.  XVm,  Leipzig  1866.     LipperU 


Darlehnskassen. 

1.  Zweck  der  D.  2.  Anwendung  der  Mass- 
regel 1848,  1866  und  1870.  3.  Schlüsse  für  die 
Zukunft 

L  Zweck  der  D.    Man  hat   dem   dro- 
henden   Kreditmangel     und   Preissturz    in 
solchen    politischen    und     wirtschaftlichen 
Krisen,  die   rasch  vorüberzugehen   verspra- 
chen, mehrfach  mit  Erfolg  entgegenzutreten 
jresucht    Hierfür  boten  sich  drei  Wege :  ent- 
weder die  Selbsthilfe,  indem  die  ange- 
sehensten Firmen  sich   zu  Kredit-Garantie- 
verbänden   zusammenschlössen,    oder   zwei- 
tens Eingreifen  einer  Centralnoten- 
l>ank,  wo  eine  solche  vorhanden   und  mit 
«ler  nötigen  Bewegungsfreiheit  ausgestattet 
war,  oder  endlich  Begründung  ausser- 
ordentlicher Kredit  einrieb  tungen, 
die  von  öffentlichen  Körpern  mit  besonderen 
.Mitteln  ausgestattet   wurden.    Schöpfungen 
•ler  letztgenannten    Art,   durch  welche    in 
Krisen  der  Kredit  erleichtert  und  ein  jäher 
Preissturz  der  Wertpapiere  verhindei-t  wer- 
'len  sollte,  sind  die  »Darlehnskassen.« 
Tichtig  sind  dieselben  in  Deutschland  vor 
allem  1848,  1866  und  1870  geworden.    In- 
des beschränkt  sich  das  Vorkoramen  der  Dar- 
lehnskassen  nicht  auf  Deutschland.  Die  Kredit- 
massregeln, welche  1830  und  1848  in  Frank- 
reich^) getroffen  wurden,sind  in  manchen  Punk- 
ten älmiicher  Nattur.  Es  ist  nicht  beabsichtigt, 
im  folgenden  alle  Darlehns-  und  Hilfskassen 
zu  schildem,  welche  irgendwo  in  Deutsch- 
land für  einzelne   Provinzen,    Kreise   und 
Städte  errichtet  worden  sind.  Soweit  soldie 
Kassen  mit  barem  Vermögen  oder  mit  Geld, 
welches  durch  verzinsliche  Schuldverschrei- 
bungen beschafft  wurde,  Vorschüsse  gewjüirt 
haben,   bleiben    sie   hier   ausser   Betracht 
Hier  beschäftigen  uns  bloss  die  in  Preussen 
1S48  und  1866  und  nach  Preussens  Vorbild 
1870  auch  in   anderen  Teilen  Deutschlands 
errichteten  Darlehnskassen,  welche   mit  ei- 
gens zu  diesem  Zwecke  geschaffenen  unver- 

^  Die  1830  und  1848  in  Frankreich  ge- 
Khaffenen  ansserordentlichen  Krediteinrich- 
tangen  fcomptoirs  d'escompte)  sollten  zonächst 
«lern  Diakontverkehr  und  zwar  der  Vermittelung 
zwischen  dem  Publikum  nnd  der  Bank  von 
Fiankreich  dienen.  Hierzu  wurden  1848  An- 
stalten für  Warenlombard  hinzugefügt.  Im 
Gegensatz  zu  Preussen  scheint  man  in  Frank- 
reich die  Beschaffang  der  Mittel  für  Darlehens- 
k^nen  durch  eigene  Kassenscheine  in  den  Jahren 
1H30  und  1818  durchaus  vermieden  zu  haben. 


zinslichen  Kassenscheinen  eigenartiger  Natur 
ausgestattet  wurden.  Die  Geschichte  dieser 
Darlehnskassen  zeigt,  dass  dieselbe  formale 
Einrichtung  unter  verschiedenen  politischen 
Verhältnissen  eine  ganz  verschiedenartige 
Beurteilung  erfahren  hat. 

2.  Anwendmig  der  Massregel  1848, 
1866  und  1870.  Am  15.  April  1848 
verordnete  der  preussische  König  »infolge  des 
vom  2.  Vereinigten  Landtage  wegen  Er- 
mächtigung der  Regierung  zur  Gewährung 
von  Staatsgarantieen  ge&ssten  Beschlusses«, 
dass  für  10  Millionen  Rthlr.  Darlehnskassen- 
scheine  in  Abschnitten  zu  1  und  5  Rthlm.  aus- 
gegeben werden  sollten.  Dass  der  Staat 
Schuldner  dieser  Kassenscheine  sei,  konnte 
an  sich  nicht  angenommen  werden,  da  die 
Darlehnskassen,  welche  die  Scheine  ver- 
ausgabten, besondere  juristische  Personen 
bilden  sollten;  jedoch  wurde  »Gewährleis- 
tung« des  Staates  ausdrücklich  versprochen. 
In  wesentlichen  Punkten  lehnt  sich  die 
Verwaltung  dieser  Darlehnskassen  an  die 
Verwaltung  des  Staates  und  der  mit  einem 
Staatseinscnuss  ausgestatteten  preussischen 
Bank  an:  Die  Verwaltung  der  Darlehns- 
kassen übernimmt  nämlich  imter  der  oberen 
Leitung  des  Finanzministers  die  preussische 
Bank.  Doch  wird  dieser  Betrieb  von  einer 
besonderen  Abteilung  der  Bankleitung  in 
Berlin,  »der  Hauptverwaltung  der  Darlehns- 
kassen«, geleitet  und  strenge  Sonderung  der 
Darlehnskaßsengeschäfte  vom  sonstigen  Be- 
triebe der  preussischen  Bank  in  Aussicht  ge- 
nommen. Der  Zweck  der  Darlehnskassen 
soll  sein,  Darlehen  nicht  unter  100  Rthlm. 
gegen  Verpfändung  von  Waren  oder  Schuld- 
verschi-eibungen  an  den  Handels-  und  Ge- 
werbestand zu  gewähren.  Die  Darlehns- 
kassen können  nach  Bedüi-fnis  an  den 
Plätzen,  wo  Niederlassimgen  der  Preussischen 
Bank  bestehen,  errichtet  werden ;  wo  Nieder- 
lassungen der  preussischen  Bank  fehlen, 
können  Agenturen  der  Darlehnskassen  be- 
gründet werden.  Die  Darlehnskassen  sind 
also  ein  mit  eigenartigen  Mitteln  ausgestatte- 
ter Anbau  an  die  Lombardkontore  der 
Preussischen  Bank.  Notwendig  drängen  sich 
hier  zwei  Fragen  auf:  Weshalb  hat  nicht 
die  Preussische  Bank  dm^h  Ausdehnung 
ihres  Geschäfts  selbst  den  Kreditbedarf  be- 
friedigt? Femer:  worin  besteht  die  Eigen- 
art der  Papierwertzeichen,  mit  welchen  die 
Darlehnskassen  ausgestattet  wurden? 

Die  erste  Frage  lässt  sich  auf  Grund  des 
bisher  publizierten  Materials  nicht  völlig 
abschliessend  beantworten.  Jedenfalls  hätte 
es  einer  erheblichen  Umgestaltung  des  da- 
maligen Statuts  der  Preussichen  Bank  be- 
durft, um  dieselbe  instandzusetzen,  die  Auf- 
gaben der  Darlehnskassen  aus  eigenen 
Mitteln  zu  lösen.  Ihr  Banknoteniunlauf 
hätte  über  das  statutarisch  zulässige  Maxi- 
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•mum  voQ  21  IMÜlionen  Rthlrn.  hinaus  ge- 
steigert werden  müssen.  Hinderlich  wäre 
übrigens  gewesen,  dass  niu-  Ve  des  Noten- 
umlaufs der  Preussischen  Bank  in  Lombar- 
dierungen angelegt  werden  dm^o  und  dass 
Lombarddarlehen  unter  500  Rthlrn.  von  der 
Bank  nicht  gewährt  werden  durften.  Zudem 
durfte  damals  der  Lombardzins  der  Preus- 
sischen Bank  nicht  über  6^/o  erhöht  werden, 
während  den  Darlehnskassen  nach  oben 
freie  Hand  gelassen  wurde.  Endlich  war 
die  Zahl  der  Waren  und  Schuldversclirei- 
bungen,  welche  die  preussische  Bank  be- 
leihen dui-fte,  beschi-änkt.  Hieraus  folgt 
allerdings  nicht  unbedingt^  dass  es  unmög- 
lich gewesen  wäre,  die  Organisation  der 
Preussischen  Bank  zweckentsprechend  zu 
ändern,  statt  in  den  Dai'lehnskassen  einen 
Notbau  anzugliedern. 

Die  zweite  Fi-age  ist :  Worin  besteht  die 
Eigenart  der  unverzinslichen  Kassenscheine, 
welche  den  Betriebsfonds  der  Darlehns- 
kassen bildeten?  Es  heisst,  die  Scheine 
sollen  in  Zahlungen  die  Stelle  des  baren 
Geldes  vertreten,  sie  werden  bei  allen  öffent- 
lichen Kassen  nach  ihrem  vollen  Nennwerte 
angenommen,  im  Privatverkehr  tritt  kein 
Zwang  zur  Annahme  derselben  ein.  Dass 
die  Scheine  jederzeit  gegen  bar  einlösüch 
seien,  wird  nicht  versprochen.  Die  Anzahl 
der  umlaufenden  Scheine  soll  monatlich  ver- 
öffentlicht weixlen. 

Die  ganze  Einrichtung  war  als  eine  pro- 
visorische gedacht.  Längstens  innerhalb  3 
Jahren  sollten  die  Darlehnskassen  wieder 
eingezogen,  aus  den  heimgezahlten  Geldern 
die  Kassenscheine  eingelöst  wei-deu.  Da 
beantragte  der  Minister  v.  Rabe  im  Januar 
1851,  als  in  kurzem  der  Ablauf  der  Frist 
bevorstand,  erstens  die  Liquidation  der 
Darlehnskassen  zu  verlangsamen,  zweitens 
die  Kassensclieine  nicht  aus  dem  Umlaufe 
zu  ziehen,  sondern  um  deren  Betrag  die  un- 
verzinsliche Staatsschuld,  welche  bereits 
auf  20842347  Rthlr.  gebracht  worden  war, 
dauernd  zu  vergrössern.  Nicht  ohne  leb- 
haften Widerstand  ging  im  Abgeordneton- 
hause  der  letztgenannte  Yoi-scldag  des  Mi- 
nisters durch ;  dafür  wunle  eine  schleunigere 
Abwickelung  des  Leihgeschäfts  der  Dar- 
lehnskassen gefordert,  für  welche  das  regel- 
mässige Bankgeschäft  den  Ei-satz  übernehmen 
sollte.  Die  (lurch  v.  Rabes  Politik  bewirkte 
Steigenmg  des  preussischen  Süuitspapier- 
geldumlaufs  auf  30842347  Rthlr.  ist  eine 
Massregel,  welche  schon  1856  rückgängig 
gemacht  wunle.  In  diesem  Jalire  wurde 
imgefähr  die  Hälfte  des  Staatspapiergeldes 
aus  dem  Umlaufe  gezogen,  während  man 
gleichzeitig  der  Preussischen  Bank  das  Recht 
der  unbeschränkten  Notenausgabe  erteilte. 
Die  Politik  von  1851  ist  offenbar  durch 
finanzielle  Bedrängnis    zu  erklären,  obwohl 


diese  nicht  zugestanden  wuixle.  Geht  doch 
aus  dem  Kommissionsberichte  des  Abge- 
ordnetenhauses hervor,  dass  —  ganz  entgegen 
der  Bestimmung  der  Darlehnskassen  —  von 
den  Ende  1850  ausstehenden  Summen  von 
insgesamt  8813985  Rthlrn.  mehi-  als  dio 
Hälfte  nicht  dem  Handels-  und  Gewerbe- 
stande zu  gute  kamen.  Man  hatte  4  Millionen 
Rthk.  der  Generalstaatskasse,  941090  Rthli\ 
den  Kreisverbänden,  dem  Berliner  Magistl'at^* 
etc;.  dargeliehen.  Im  Durchschnitt  hat  184^ 
bis  1851  der  Umlauf  der  Darlehnskassen- 
scheine  6867142  Rthlr.  betragen.  In  der 
ersten  Zeit  der  Aufregung  von  1848  haben 
übrigens  die  gewählten  Kredite  nach  über- 
einstimmendem Urteile  segensreich  gewirkt. 
Man  hatte  im  ganzen  13  Darlehnskassen  und 
11  Agenturen,  darunter  auch  eine  in  Leip- 
zig errichtet.  Die  davon  noch  Ende  1851 
bestehen  gebliebenen  Kassen  verteilten  sieh 
vorwiegend  auf  die  östlichen  Provinzen. 

Eine  viel  weniger  sympathische  Aufnahme 
als  die  Schaffung  der  Darlehnskassen  von  1848 
fand  die  Wiederholung  dei'selben  Massregel 
im  Jahre  1866.  Durch  Y.  v.  9.  Mai  war 
das  Abgeordnetenhaus  aufgelöst  worden. 
Eine  königliche  V.  v.  12.  Mai  1866  suspen- 
dierte die  noch  bestehenden  Zinsbeschrän- 
kungen mit  einer  hier  nicht  in  Betracht 
kommenden  Ausnahme.  Die  Preussische 
Bank  war  nicht  mehr  wie  1848  d\ux:h  ein 
Maximum  ihrer  Notenemission  beengt. 
Dennoch  zögerte  man,  ihr  allein  die  Für- 
sorge für  Aufrechterlialtung  des  Kredits  zu 
überlassen,  vielmehr  begründete  eine  auf 
Grund  des  Art.  63  der  preuss.  Verfassung 
erlassene  königliche  Verordnung  wiederxini 
Darlehnskassen,  die  an  die  Zweignieder- 
lassungen der  Preussischen  Bank  auch  dies- 
mal angegliedert  Averden  sollten.  Statt  10 
Millionen  waren  25  Millionen  Rtlilr.  Dar- 
lehnskassenscheine  in  Aussicht  genommen, 
welche  auf  1,  auf  5  und  auf  10  Rtlih.  lauten 
sollten.  Darlehen  sollten  bis  zum  Mindest- 
betrage von  50  Rthlrn.  gewährt  w^erden.  Eine 
staatliche  Gewährleistung  wurde  nicht  wie 
1848  förmlich  versprochen.  Im  übrigen  lehnt 
sich  die  Verordnung  durchaus  an  das  Bei- 
spiel von  1848  an. 

Xach  dem  siegi-eichen  Ausgange  des 
Krieges  beantragte  der  inzwischen  zum 
Finanzminister  ernannte  Frhr.  v.  d.  Heydt 
nachträgliche  Genehmigung  der  königlichen 
Verordnung.  Das  Abgeordnetenhaus  bereitete 
diesem  Antrage  jedoch  einen  sehr  wenig 
freundlichen  Emi)fang.  Man  beabsichtigte, 
der  Regierung  >  einen  nationalökonomischen 
Verweis  zu  geben '.  Der  Abgeordnete 
Schidze-Delitzsch  ent>\dckelte  unter  dem  Bei- 
fall des  Hausos  folgendes  Urteil  über  die 
Darlehnskassen:  »Die  Regienmg  stand  au 
der  SchweDe  eines  europäischen  Krieges 
von  den  allergrössten  Dimensionen  und  sa^e 
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selbst,  sie  könne  seioe  Dauer  nicht  übersehen. 
}fiin,  meine  Herren,  in  solcher  Lage,  wo 
jeder  im  Privatleben  seine  Geschäfte  ein- 
schränkt, sich  wolü  hütet,  auf  neue  Engage- 
ments einzugehen,  die  ihn  namentlich  finan- 
ziell verpflicnten,  unternimmt  die  Regierung 
ein  Bankgeschäft,  denn  etwas  anderes  ist 
diese  Darlehnskassenoperation  nicht.«  Das 
Abgeordnetenhaus  versagte  die  nachträghche 
Genehmigung  der  auf  die  Darlehnskassen 
bezüglichen  Verordnung,  welche  demgemäss 
aufgehoben  wurde.  Man  erteilte  alJer  der 
Regierung  Indemnität,  und  so  folgt  unmittel- 
bar in  der  preussischen  Gesetzsammlung 
auf  die  Aufhebung  der  Y.  v.  18.  Mai  1866 
ein  vom  selben  Tage  datiertes  Gesetz,  wel- 
che bestimmt,  dass  die  Rechtshandlungen 
der  Darlehnskassen  keiner  Anfechtung  aus 
'1er  Nichtgenehmigimg  der  V.  v.  18.  Mai 
1S66  unteniegen.  Im  übrigen  findet  sich 
in  diesem  Uesetze  im  wesentlichen  der 
Wortlaut  der  Verordnung  wiederholt,  mit 
dem  Zusätze,  dass  vom  30.  September  1866 
neue  Darlehen  nicht  mehr  gewährt  werden 
sollen.  Es  war  ein  übles  Präjudiz  durch 
(lie  Politik  des  ^linisters  v.  Rabe  im  Jahre 
1851  aufgestellt  worden.  Die  Linke  drängte, 
dass  diesmal  die  Darlehnskassenscheine 
schleunigst  eingezogen  werden  sollten,  damit 
nicht  wieder  aus  denselben  ein  dauernder 
Zuwachs  der  preussischen  Staatsschuld  werde. 
Im  grossen  Ganzen  ist  nach  1866  dieses  Be- 
streben erfolgreich  gewesen.  Doch  wiuxlen 
dimih  G.  V.  23.  Dezember  1867  zur  Abhilfe 
des  Notstandes  in  dem  Regierungsbezirke 
Gumbinnen  von  den  noch  nicht  vernichteten 
Darlehnskassenscheinen  für  1228000  Rthbr. 
wieder  ine  Umlauf  gesetzt  und  ausserdem 
1  Mill.  Rthlr.  neue  Darlehnskassenscheine 
aasgegeben.  Um  diese  Summe  blieb  die 
prenssische  unverzinsliche  Staatsschuld  bis 
1S74  vermehrt 

Die  Verordnung,  welche  1866  die  Dar- 
lehnskassen inmitten  der  politisch  erregtesten 
Spannung  begründete,  war  im  preussischen 
Abgeordnetenhause  politisch  und  national- 
ökonomisch  verurteilt  worden.  Dennoch 
wiuxie  bei  Ausbruch  des  deutsch-französi- 
edien  Krieges  aus  der  Initiative  des  nord- 
deutschen Reichstages  wiederum  dieselbe 
Massregel  als  heilsam  gefordert.  Freilich 
hatte  sich  die  politische  Konstellation  von 
Grund  aus  geändert.  Derselbe  Abgeordnete 
Sdiulze-Delitzsch,  der  1866  die  Darlehns- 
iassen  principieU  bekämpft  hatte,  beteiligte 
sich  nunmehr  an  den  Details  der  Beratung 
mit  einem  positiven  Vorschlage.  Die  Dar- 
lehnskassen des  norddeutschen  Bundes  wur- 
<len  mit  30  Mill.  Rthlm.  Darlehnskassen- 
echeinen  zu  5,  10  und  25  Rthlrn.  ausge- 
stattet, wovon  29651000  Rthlr.  wirklich 
ausgegeben  wurden.  Diese  Scheine  sind 
nach  dem  Kriege  ordnungsmässig  eingezogen 


und  vernichtet  worden.  Das  Grossherzog- 
tum Baden  folgte  dem  Beispiele  des  nord- 
deutschen Bundes  und  stattete  die  »allge- 
meine Versorgun^sanstalt«  mit  3  Millionen 
Gulden  unverzinshcherDarlehnskassenscheine 
zu  5  und  10  Gulden  aus,  die  ebenfalls  der 
Lombardienmg  gewidmet,  an  Staatskassen 
angenommen  und  nach  Schluss  des  Kiieges 
eingelöst  werden  sollten. 

3.  Schlfisse  für  die  Znknnft  Wii-d 
sich  die  Errichtung  von  Darlehnskassen  auch 
bei  einem  künftigen  Kriege  empfehlen,  oder 
wird  es  zweckmässiger  sein,  die  Fürsorge 
für  das  Kreditbedürfnis  während  der  ersten 
Aufregung  der  Reichsbank  und  den  übrigen 
Notenbanken  allein  zu  überlassen,  eventuell 
deren  Machtvollkommenheiten  zeitweilig  zu 
erweitern?  Ein  Beispiel  einer  jx)litischen 
Kiisis,  in  welcher  die  deutschen  Notenbanken 
dem  Kreditbedürfnis  allein  Genüge  geleistet 
hätten,  liegt  noch  nicht  vor.  Aller  Wahr- 
scheinlidikeit  nach  wird  insbesondere  das 
Bedürfnis,  auf  Staats-  und  Kommunalpapiere, 
sowie  Pfandbriefe,  Vorschüsse  zu  erhalten, 
bei  Kriegsausbruch  sich  künftig  in  gewaltigem 
Masse  äussern.  Gerade  während  das  Reich 
und  die  Einzelstaateu  Anleihen  aufnehmen 
und  den  Kurs  der  Wertpapiere  diuxih  ihr 
dringliches  Angebot  drücken,  werden  so- 
wohl Private  wie  auch  öffentliche  Spar- 
kassen und  genossenschaftliche  Kreditvereine 
für  ihre  Bestände  an  fest  verzinslichen  erst- 
klassigen inländischen  Wertpapieren  bares 
Geld  zu   erlangen   streben,  um  ihren  Ver- 

E flichtungen  nachkommen  zu  können.  Es 
egt  im  Interesse  der  finanziellen  Mobil- 
machung Deutschlands,  dass  nicht  all  diese 
W^ertpapierbestände  plötzlich  zur  Zeit  der 
ersten  Kriegsanleihen  zum  Verkaufe  kommen. 
Eine  Gelegenheit  zur  Lombardierung  dieser 
Werte  muss  geschaffen  werden.  Die  Reichs- 
bank und  diejenigen  Privatnotenbanken,welche 
sich  dem  §  44  des  Bankgesetzes  unterworfen 
haben,  dürfen  jedoch  Lombardfordeningen 
nicht  ztu«  Deckung  der  Banknoten  verwen- 
den. Die  Ausdehnung  ihres  Banknotenum- 
laufs zum  Zwecke  der  Lombardierung  ist 
—  wenn  nicht  in  ausserordentlicher  Zeit 
die  Bestimmungen  des  Bankgesetzes  geän- 
dert werden  —  durchaus  unmöglich.  In 
Friedenszeiten  ist  es,  da  Lombardforderungen 
für  die  stetige  Einlösbarkeit  der  Banknoten 
nicht  so  brauchbar  wie  kiu-zf  ristige  gute  Wech- 
sel sind,  völlig  zweckmässig,  die  Lombardie- 
rung nur  soweit  zu  gestatten,  als  Grund- 
kapital, Reservefonds  und  allenfalls  ein  kleiner 
Teil  der  Girogelder  hierzu  ausreichen.  In 
Kriegszeiten  ist  die  Fi-age  viel  verwickelter. 
Man  könnte  —  unter  Verteidigung  der 
Praxis  von  1848,  1866,  1870  —  es  wiederum 
empfehlen,  die  Lombardienmg  in  politischen 
Krisen  besondei-en  Darlehnskassen  zu  über- 
weisen, welche  sofortige  Einlösbarkeit  ilu*es 
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Papiers  überhaupt  nicht  versprechen.  Be- 
denken, die  demgegenüber  ins  Gewicht 
fallen,  sind  vor  allem  folgende :  1)  Die  Yiel- 
artigkeit  des  Papienimlaofs,  welche  durch 
besondere  Darlehnskassenscheine  neben  Bank- 
noten und  Reichskassenscheinen  herbeige- 
führt ist,  wird  gegenwärtig  weniger  leicht 
ertragen  werden  als  1848,  1866,  1870. 
Faktisch  wird  das  Reich  als  Schuldner  der 
Scheine  eintreten  müssen.  2)  Eine  Garantie, 
dass  wirklich  der  Lombardkredit  den  Er- 
werbsständen zu  gute  kommt  und  nicht  in 
kurzsichtiger  Finanzpolitik  vom  Staate,  der 
diesen  Weg  nicht  beschreiten  sollte,  insge- 
heim wie  1850  ausgenützt  wird,  ist  nur  dann 
gegeben,  wenn  die  Reichsbank  die  Lombar- 
dierung in  ihrem  Geschäftsbetriebe  für  ihre 
Rechnung  und  für  ihr  eigenes  Risico  vor- 
nimmt. Nach  §  35  und  §  32  würde  min- 
destens eine  heimliche  Inanspruchnahme 
der  Reichsbank  durch  fiskalische  Anforde- 
rungen ausgesclüossen  sein,  während  die 
besonderen  Darlehnskassen,  auch  wenn  sie 
von  Reichsbankbeamten  ver^-^altet  werden, 
diese  Sicherheit  nicht  böten.  Nach  dem 
Gesagten  würde  manches  dafür  sprechen, 
künftig  Darlehnskassenscheine  nicnt  aus- 
zugeben, sondern  lieber  einige  beengende 
Bestimmungen  des  Bankgesetzes  für  Kriegs- 
zeiten ausser  Kraft  zu  setzen.  Eine  Haupt- 
sorge muss  es  aber  daneben  bleiben,  dass 
in  Priedenszeiten  die  Sparkassenanlagen  und 
die  Geschäfte  der  Kreditgenossenschaften 
daraufhin  geregelt  werden,  dass  diese  In- 
stitute in  Kriegszeiten  nicht  alles  Geld  fest- 
gele^  haben  und  übermässige  Lombaaxl- 
kredite  nicht  benötigen.  Lässt  sich  im 
übrigen  eine  beträchtliche  Ausdehnung  des 
Paj)ierumlaufs  zwecks  Befriedigung  der  ver- 
schiedenartigen berechtigten  Kreditansprüche 
neben  der  Wechseldiskontierung  bei  Kriegs- 
ausbruch nicht  vermeiden,  so  ist  am  ersten 
bei  Einheitlichkeit  des  Umlaufs  von  Noten 
einer  gut  kaufmännisch  geleiteten  Central- 


bank  die  Entwertung  der  Kreditzahlungs- 
mittel hintanzuhalten,  wie  das  Beispiel  Frank- 
reichs im  Jahre  1870  gezeigt  hat. 

Litteratnr:  v.  PoscMnger,  Bankwesen  und 
Bankpolüik  in  Preussen,  Berlin  1879,  Bd,  II, 
B.  270,  Bd.  III,  S.  140.  —  W.  ZA>tz,  QeschichU 
und  Kritik  des  deutschen  Bankgesetzes  r.  I4.  März 
1875,  Leipzig  1888,  S.  SO,  58,  115,  116,  S.  ISO, 
ISl,  —  Vgl,  femer  X.  v.  Stein,  Lehrbuch  der 
Finanzwissenschafi,    5,    Auß,,    Wien  1886,    Bd. 

IV,  8.  16.  Die  Ziffernangaben  daselbst  sind  je- 
doch ungenau.  —  Für  Baden  vgl.  Pi-ovis.- Gesetz 

V.  29.  Juli  1870.  —  Für  Frankreich  vgl.  A, 
Courtois,  Hist.  de  la  Banque  de  France  et  des 
principales  instihttions  frangaises  de  credit  depuis 
1716,  Paris  1875,  S.  124,  172;  femer  L,  Say, 
Dictionnaire  des  ßnances,  Artikel  nComptoir  d*es- 
compteu  sowie  ^iBanquesn. 

W.  LoU. 


DarlehnskasseiiTereiiie. 

(Raiffeisen.) 

1.  Zweck  mid  Einrichtung  der  D.  2.  Ver- 
bindang  der  D.  untereinander.  3.  Vergleich 
zwischen  den  Ralffeisenschen  D.  und  den  Vor- 
schusBvereinen  nach  Schnlze-Delitzsch  so-wie 
den  schottischen  Dahrlehnsvereinen.  4.  Ge- 
schichte nnd  Statistik  der  D.  innerhalb  Deutsch- 
lands. 6.  Die  D.  ausserhalb  Deutschlands,  a) 
Oesterreich-Ungam.    b)  Sonstiges  Ausland. 

1.    Zweck   und    Einrichtang^   der    D. 

Diese  Genossenscliaften  haben  den  Zweck: 
»die  Verhältnisse  ihrer  Mitglieder  in  sitt- 
licher und  materieller  Beziehung  zu 
verbessern«.  Der  letztere  Zweck  wird  er- 
reicht durch  Darlehnsgewähnmg  an  die 
Mitglieder,  Annahme  von  bparemlagen,  Unter- 
stützung von  TTntergenossensclifidften  (Ein- 
imd  Verkauf-,  Maschinen-  imd  Produktiv- 
genossenschaften, Winzervereine,  Ankauf  von 
Konsumgegenständen,  Saatgut,  Vieh,  Dunger 
etc.),  Konvertiei-ung  von  hochverzinsliehen 
Hypothekarschulden,  Ankauf  von  Grund- 
stücken bei  Feilbietungen,  um  deren  Ver- 
schleuderung oder  Parzellierung  zu  ver- 
hindern, endlich  durch  Ansamniliuig  eines 
unteilbaren  Vereinskapitals  (Eesen-efonds). 
—  Die  sittliche  Hebimg  vniA  dadurch  an- 
gestrebt, dass  neben  der  finanziellen  Sicher- 
heit des  Darlehnswerbers  auch  seine  Kredit- 
würdigkeit und  die  Notw^endigkeit  der  Dar- 
lehnsaufnahme  geprüft  wird  und  dass  nur 
jener  ein  Darlehen  erhält,  dessen  Gesuch 
m  allen  diesen  Richtungen  den  Anfoi-de- 
nmgen  voll  entspricht.  Die  beabsichtigte 
Verwendimg  des  Darlehens  ist  möglichst 
festzustellen  und  wird  thimlichst  kontrolliei-t. 
Wenn  sich  ein  Mitglied  mit  Wucherern  ein- 
lässt,  kann  es  ausgeschlossen  werden ;  macht 
es  sich  einer  Handlungsweise  schuldig, 
»welche  den  Gnmdsätzen  und  Interessen  des 
Vereins  widerspricht«  oder  lässt  es  ein 
Mitglied  »wegen  Rückzahlung  von  Darlehen 
öfter  zu  gerichtlichen  Klagen  kommen«,  so 
muss  es  ausgeschlossen  werden;  überhaupt 
hat  jedes  Mitglied  »das  Interesse  des  Ver- 
eins in  jeder  Beziehung  zu  wahren«. 

Als  den  »ersten  und  wichtigsten  Gnmd- 
satz,  welchen  die  Vereine  zu  beobachten  ha- 
ben«, bezeichnet  Raiffeisen,  »dass  der  Ver- 
einsbezirk, imbeschadet  der  Lebensföliig- 
keit,  möghchst  klein  abgegrenzt  weixie«^ ; 
er  giebt  als  Dm-chschnittsbevölkerimg  eines 
Vereinsbezirkes  1500  Seelen  an.  Die  Mit- 
güeder  sollen  unter  gleicliartigen  Verhält- 
nissen leben  und  miteinander  in  lebhaften 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Bezielumgen 
stehen.  Diese  territoriale  Abgrenzmig  ist 
eine  der  beiden  Grund vesten  der  Ralffeisen- 
schen Organisation;  die  zweite  ist  die  Be- 
schränkung der  Geschäftsanteüsverzinsung. 
Infolge  der  ei-stei-en  ist  die  wirtschaftliche 
und  sittliche  Wüixiigkeit  der  Mitgheder  im 
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Augenblicke  des  Eintiittes  iind  der  Darlehns- 
frewährung  sowie  während  der  Dauer  der- 
selben leicht  zu  erkennen  und  zu  kontrolliei-en ; 
ausserdem  wird  dadurch  die  Einfacliheit  der 
Verwaltung  ermöglicht,  überhaupt  der  ge- 
wissennassen patriarchalische,  echt  genossen- 
schaftliche Charakter  der  Darlehnskassen- 
vereine  verbürgt. 

Die  Betriebsmittel  beschaffen  die  Dar- 
lehnskassenvereine  durch  Spareinlagen, 
auch  von  Nichtmitgliedem,  gegen  fixe  Ver- 
zinsimg, femer  durch  Anlehen  und  end- 
lieh durch  Geschäftsanteile.  Die  Mit- 
glieder haften  für  alle  Passiva  solidarisch, 
untereinander  zu  gleichen  Teilen ;  diese  Haf- 
timg T^-iüd  gestärkt  dadiu'ch,  dass  niemand 
Mitglied  mehrerer  Darlehnskassenvereine 
oiler  anderer  auf  Solidarhaft  beruhender 
Korporationen  sein  darf.  Die  Geschäftsan- 
teile hatte  Raiffeisen  anfangs  gänzlich  ver- 
worfen, wurde  aber  durch  die  gerichtliche 
Interpretation  des  Genossenschaftsgesetzes 
imd  die  bei  der  Registrienmg  der  Darlehns- 
kassenvereine erhobenen  Schwierigkeiten  zur 
Einfübnmg  derselben  bestimmt,  allerdings 
nor  in  sehr  beschränktem  Masse.  Jedes 
Mitglied  mnss  einen  Geschäftsanteil  (etwa 
von  25  Mark)  einzahlen,  auch  in  Baten,  darf 
aber  nicht  mehr  als  einen  besitzen  oder 
wenigstens  nicht  mehr  als  eine  Stimme  in 
der  General versanamlung  führen;  die  Ver- 
zinsung derselben  darf  den  von  den  Schuld- 
nern geforderten  Darlehnszinsfuss  nicht  über- 
steigen. Dadurch  wird  vermieden,  dass 
•hirch  die  Geschäftsanteile  und  deren  Be- 
sitzer die  Darlehnskassenvereine  zu  gewagten 
Geschäften  und  hoher  Verzinsung  der  Ge- 
^•häftsanteile  bestimmt  werden;  es  wird 
tklurch  aber  neben  der  Femhaltimg  des 
Gewinnmomentes,  was  besonders  bei  land- 
wirtschaftlichen Kreditvereinen  von  höchster 
Beileutimgist,  auch  der  Kredit  möglichst  billig 
lind  eine  wirklich  einfache  Verwaltung  ermög- 
licht, weil  die  in  dem  kleinen  Vereinsbe- 
zirke vorkommenden  Geschäfte  auch  von 
kaufmännisch  nicht  geschulten  Personen 
leicht  überblickt  und  besorgt  werden  können. 
Der  erzielte  Reingewinn,  der  niemals  Selbst- 
zweck werden  kann,  ist  zu  einem  »Vereins- 
kapital« anzusammeln,  an  welchem  die  Mit- 
jrlieder  keinen  Anteil  haben.  Dasselbe  soll 
•üe  Herabsetzung  der  Provision,  einstmals 
5^ogar  die  Unabhängigkeit  der  Darlehnskassen- 
vereine vom  Kapitalmarkte  ermöglichen  so- 
wie zur  Förderung  von  gemeinnützigen 
Zwecken  dienen;  in  erster  Linie  hat  das- 
^Ibe,  wie  jeder  Reservefonds,  etwaige  Ver- 
luste zu  decken.  Die  geplante  Cnabhängig- 
feeit  der  Darlehnskassenvereine  vom  Kapitals- 
niarkte  durch  ihre  eigenen  Beservefonds 
dürfte  mit  Rücksicht  aui  die  steigenden  An- 
>T)rüehe,  welche  an  die  Darlehnskassen- 
vereine gestellt  werden,   sowie  mit  Bück- 


sicht auf  den  Bestand  der  Centralkassen  und 
sonstigen  Geldquellen,  welche  sich  in  unge- 
ahnter Baschheit  imd  Grossartigkeit  ent- 
wickeln und  denselben  ziu*  Verfügimg  stehen, 
in  Zukimft  kaum  ernstlich  in  Frage  kommen. 

Die  Darlehen  wenlen  auf  1 — 2 — 4  Jahre, 
ausserdem  aber  auch  bis  zu  10  Jahren 
gewähi-t,  hauptsäclüich  mit  Bücksicht  auf 
den  Kreditbedarf  des  Landwirtes.  »Für 
den  Fall  einer  plötzlichen,  massenweisen 
Kündigimg  der  vom  Vereine  angeliehenen 
Kapitalien  und  wenn  der  Vereinsschuldner 
oder  deren  Bürgen  in  Verhältnisse  geraten, 
welche  die  Sicherheit  der  Ausstände  gefähr- 
den«, kann  auf  vier  Wochen  gekündigt 
werden.  Dieses  Kündigungsrecht  \mter  den 
hier  angeführten  Einschräukimgen  ist  bank- 
mässig  notwendig  und  gerechtfertigt  und 
bildet  keinen  Widerspnich  mit  der  in  Aus- 
sicht gestellten  Unkündbarkeit  \md  längeren 
Befristung  der  Darlehen.  Die  Ei-fahi-ung  hat 
gelehrt,  dass  die  Darlehnskassenvereine  auch 
in  finanziell  kritischen  Zeiten,  wie  z.  B.  auch 
während  der  letzten  landwirtschaftlichen 
Fehljahre  —  von  dem  Kündigimgsrechte 
soliden  Schuldnern  gegenüber  niemals  Ge- 
brauch gemacht  und  Verluste  in  irgend  be 
merkenswertem  Ausmasse  nicht  erlitten  haben. 

Die  Verw^altung  der  Darlehnskassen- 
vereine ist  sehr  einfach.  Das  eigentliche 
Exekutivorgan  ist  der  Vorstand,  über  dem- 
selben steht  der  kontrollierende  Aufsichts- 
rat; die  Leitung  der  Vereinsgeschäfte  im 
grossen  steht  bei  der  Generalversammlimg, 
welche  z.  B.  die  Maximalhöhe  des  einem 
Mitgliede  überhaupt  zu  ^währenden  Kredits 
oder  der  von  demselben  emzulegenden  oder  an- 
zunehmenden Spareinlagen  bestinmit,  die 
Höhe  der  aufzunehmenden  Anlehen  sowie 
den  Zinsfuss  für  die  Geschäftsanteile,  Spar- 
einlagen imd  Darlehen  festsetzt,  Vorstand 
und  Aufsichtsrat  entlastet,  die  Jahresrech- 
nimg  mid  Vermögensaufstellung  des  Vor- 
jahres genehmigt,  Vereinsstreitigkeiten  ent- 
scheidet etc.  Die  Kassa-  luid  Buchführung, 
liegt  dem  (gewöhnlich  auf  4  Jahre 
mit  dreimonatlicher  Kündigimg)  angestell- 
ten Zahlmeister  (Bechner)  ob,  welcher  weder 
Mitglied  des  Voi-standes  noch  des  Aufsichts- 
rates sein  dai-f  und  Kaution  stellen  muss. 
Er  kann  ein  von  der  Genei-alversammlimg 
zu  bestimmendes  Honorar  erhalten;  alle 
übrigen  Personen  fungieren  unentgelt- 
lich, imd  es  ist  auch  die  Entlohnimg  des 
Zahlmeister  nicht  allgemein  durchgeführt 
In  manchen  Vereinen  erhalten  auch  die  Vor- 
standsmitglieder neben  Ersatz  ihrer  Baraus- 
lagen eine  im  Verhältnisse  ihrer  Mühe- 
waltung vom  Aufsichtsrate  zu  bestimmende 
Vergütung  (Offenbacher  Verband).  Das  Hono- 
rar des  Bechners  »darf  nicht  nach  Gewinn- 
anteilen (Tantieme)  oder  in  Prozentsätzen  der 
Einnahme  bezw.  der  Ausgaben  bemessen  wer- 
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den,  sondern  niuss  in  einem  Fixum  bestehen <-, 
damit  das  Sti-eben  nath  gi-ossem  Gesehäfts- 
umfange  nicht  künstlich  gesteigert  wenle. 

Die  Mittel  der  Darlehnskassen vereine 
sollen  auch  zur  Förderung  von  wirtschaft- 
lichen U  n  t  e  r  g  e  n  o  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t  e  n  und  Be- 
schaffung von  Konsumgegenständen  benutzt 
werden  und  zwar  dadurch,  dass  der  Dar- 
lehnskassenvei^in  zu  solchen  Zwei*ken  das 
nötige  Bai-gold  vorschiesst,  im  übrigen  aber 
weder  eine  Haftung  noch  die  Verwaltung 
der  Untergenossenschaft  übernimmt.  Ki-eie- 
rung  selbständiger  Konsumvei-eine  wii-d  im 
allgemeinen  nicht  angestrebt.  Bezüglich 
der  Stellung  der  Darlelinskass(Miveivine  in 
beti-eff  von  An-  und  V(Tkauf  landwirtschaft- 
licher Produkte  gilt  im  allgemeinen  die 
Auffassmig,  dass  in  kleineren  Verhältnissen 
die  Darlehnskassen  vereine  für  ihre  Mitglie- 
der den  An-  und  Verkauf  der  landwirtschaft- 
lichen Pi-odukte  besorgtMi  können  und  sollen ; 
wo  hingegen  Ein-  und  Verkauf  solcher  Pro- 
dukte in  gnisserem  Massstabe  notwendig 
und  m()glich  ist,  sollen  eigene  An-  und  Ver- 
kaufsgenossenschaften, gt»stützt  auf  die  Dar- 
lehnskassenvereine,  ins  Lesben  g(»rufen  wenlen. 

Aenderungen  der  wichtigsten  Statutenbe- 
ßtimmungen  z.  B.  über  die  l  iientgeltlichkeit 
der  Verwaltung,  die  Verzinsung  der  Ge- 
schäftsanteile und  Bildung  eines  unteilbaren 
Vereinskapitals  sowie  die  P^inführung  neuer 
Statuten  und  Auflösung  des  Vereins  sind 
nur  mit  gi-osser  Majorität  (z.  B.  ^5  aller 
ÄLitglieder)  oder  gar  nur  über  Bescliluss 
aller  Vereinsmitglieder  in  voi-schriftsmässiger 
Sitzmig  möglich. 

2.  Verbindang^  der  D.  untereinander. 
In  dieser  Richtung  ist  in  den  letzten  Jahren 
eine  grosse  Wandlung  gegen  fi-ülier  zu  ver- 
zeichnen. Am  1.  Juli  1899  bestamlen  drei 
Gruppen  von  landwirtscliaftlichen  Genossen- 
schaftsverbänden in  Deutschland.  1.  Der 
von  F.  W.  Raiffeisen  1877  gegründete 
»Generalverband  ländlicher  Genossenschaf- 
ten« in  Neuwied,  wirksam  für  ganz  Deutsch- 
land, mit  25  Verbandsbezirken  und  152 
TTnterverbänden ;  imifasste  im  Juni  1898 
3053  Genossenschaften.  2.  Der  vom  Ge- 
heimen Regierungsrat  Haas  in  Offen bach 
am  Main  1883  begründete  »Allgemeine  Ver- 
band der  deutschen  landwirtschaftlichen 
Genossenschaften« ;  umfasste  am  1.  Juli  1899 
27  Verbände  und  6705  Genossenschaften. 
3.  Die  selbständigen  provinziellen 
Verbände,  7  an  der  Zahl,  welche  fast  aus- 
scldiesslich  aus  Dai'lehnskassenvereinen  be- 
stehen (von  1715  Genossen  scliaften  sind  1581 
Darlehnskassenvereine). 

Der  Zweck  der  Verbindung  der  Darlehns- 
kassenvereine untereinander  ist  ein  mehi*- 
fr.cher :  Zunächst  die  gemeinsame  Förderung 
und  Vertretung  der  Interessen  der  Darlehns- 
kassenvereine nach  aussen,  Revision  der  Ge- 


schäftsgebarung derselben,  häufig  auch  p^- 
meinsamer  An-  und  Verkauf  von  land\\'ii"t- 
schaftlichen  Prodiüvten.  Daneben  geht  (his 
Streben  nach  Ausgleich  vonGeldül>erfluss  nn<l 
Mangel  dcM*  Darlehnskassenvereine  untei-ein- 
ander.  Dieser  Zwei-k  winl  entweder  innerhall » 
der  »V(4'bän(le«  (xler  dm'cli  die  Sc^haffiuig  von 
sj)eciellen  »Centi-alkassen«  eii-eicht,  welche 
sich  liäufig  auf  einzelne  Provinzen  ei-sti-eckoii 
und  zumeist  die  Form  von  eingetragenen 
Genossen  scliaften  haben,  deren  Mitglietler 
die  einzelnen  Darlehnskassenvereine  sind, 
Raiffeisen  hat  zuei-st  für  den  letztgenannten 
Zweck  eine  Organisation  geschaffen,  es  sei 
diese  darum  hier  aiuth  zuerst  erörtert. 

Um  Geldüberfluss  und  Mangel  der 
einzelnen  Dai'lehnskassenvereine  auszuglei- 
chen und  diesell)en  finanziell  zu  stützen, 
wuixlen  1872  drei  auf  genossenschaftlidien 
Grundsätzen  aufgebaute  Institute  Ijegrüntlet : 
für  Rheinpreussen,  Pro\inz  Westfalen  und 
Grossherzogtum  Hessen;  (heselben  wmtlen 
1874  in  die  vDeutsche  landwirtschaftliche 
General  bank«  zusammengefasst  und  1876 
erst^tzt  durch  die  >  1  a  n  d  w  i  r  t  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e 
Centraldarlehnskasse«  mit  dem  Sitze 
zu  Neuwied.  Dieselbe  wurde  als  Aktienbank 
gegiündet  weil  gegen  die Zusammenfügun^ 
vonGenossenschaften  zu  einer  neuenGenossen- 
schaft  Bedenken  mit  Bezug  auf  den  Wert  der 
Haftung   dieser   letzteren   erhoben  wuixlen. 

Aktionäre  der  Centi^aldai'lehnskasse  sind, 
abgesehen  von  den  Aufsichtsrat^-  und  Vor- 
standsmitgliedern der  Bank,  nur  Darlehns- 
lüiss(  Ml  vereine ;  die  Aktien  hinten  auf  1000  Mk. 
Tt^bertnigung  von  Aktien  ist  nur  mit  Zustim- 
mung des  Voi-standes  der  Central kasse  zu- 
lässig ;  sie  sind  auf  Namen  gestellt.  Jeder  Dar- 
lehnskassen verein,  welcher  der  Gesellscliaft 
beitrat,  musste  5  Aktien  zeichnen,  konnte 
abei'  nicht  melu-  besitzen ;  seit  1889  kann  ein 
Darlehnskassen  verein  auch  niu*  eine  Aktie 
zeichnen.  Vom  Reingewinne  der  Central- 
kasse  müssen  jährlich  20  ^/o  an  den  initeil- 
baren Reservefonds  (Vereinskai)ital)  abge- 
führt wenlen,  vom  Ueberschusse  wird  die 
Dividende  an  die  Aktionäi*e  bezalüt,  doch 
darf  der  Prezentsatz  dei*selben  jenen  Zins- 
fuss  nicht  überschreiten,  welcher  von  den 
Dai'lehnskassenvereinen  (Aktionäivn)  für  Dar- 
lehen aus  der  Centralkasse  bezahlt  wiixl : 
bis  das  Reservekai)ital  eine  namluifte  Hölie 
erreicht  haben  wiitl,  wm*de  der  Dividenden- 
satz auf  höchstens  4^/o  bemessen;  zuletzt 
mit  3  ^/o.  Die  Central dai'lehnskasse  erhielt 
im  Jahre  1882  von  Kaiser  Wilhelm  I.  ein 
Geschenk  von  30000  Mark,  1892  neuerlich 
ein  solches  von  20  000  Mark  und  hat  bei  der 
rheinischen  Hilfskasse  einen  Ki-edit  in  lau- 
fender Rechnung  zu  4^  2®/o  verzinslich,  von 
welchem  anfangs  ziemlich  bedeutender  Ge- 
brauch geniju^ht  wei-den  musste. 

Im  Jahre  1898  war  das  Aktienkapital  von 
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6  Jf  ilüoiien  Mark  voll  gezeichnet,  und  es  wird  eine 
Erhöhung  des  Grundkapitals  unmittelbar  nach 
(lerYoilemziehnng'  der  Aktien  geplant.  Als  Aktio- 
näre warenEnde  1898  2872  Darlehnskassenvereine 
bett^iligt.  Der  Umschlag  der  Centraldarlehnskasse 
b€lief  fflch  1896  auf  134  Millionen  Mark,  1898  auf 
379 Millionen  Mark.  Einen  Bankverkehr  unterhielt 
die  Centraldarlehnskasse  mit  der  neugegründeten 
preussischen  Centralgenossenschaftskasse  (s.  d. 
oben  Bd.  III,  S.  9  ff.)  (1898  4  Millionen  Mark 
(t  n  t  h  a  b  e  n  bei  derselben)  und  mit  der  Deutschen 
Eeichsbank.  Seit  1895  geniesst  die  landwirt- 
schaftliche Centraldarle^skasse  seitens  der 
Eeichsbank  den  sogenannten  Privatdiskont  und 
steht  ihr  Geld  zu  2\  zur  Verfügung  (1898  Giro- 
conto  per  15,9  Millionen  Mark).  Infolge  dessen 
kann  die  Centraldarlehnskasse  den  Darlehns- 
kasnen vereinen  Darlehn  zu  massigem  Zinsfusse 
gewähren  (3'/4%).  Diese  Begünstigung  wurde 
seitens  der  Beichsbank  bisher  keinem  landwirt- 
asehaftUchen Genossenschaftsverbande  zuteil.  Die 
Verwaltungskosten  der  Kasse  betrugen  1898 
S^.co  d^s  Umsatzes.  Durch  die  Novelle  des 
Gtnossenschaftsgesetzes  vom  12.  August  1896 
Ui  die  Ansammlung  von  unteilbarem  Vermögen 
Reservefonds)  wieder  möglich  geworden,  während 
nach  dem  G.  v.  1.  Mai  1889  eine  solche  Gewinn- 
aoiiammlung  nur  bis  zu  10  Jahren  gestattet  war. 

Der  *  G e n e ra  1 V e r b a n (1  ländlicher  Ge- 
iKKsenschaften  fiir  Deutschland«,  wie  der 
Titel  seit  1899  lautet,  hat  »die  Darlehnskassen- 
vereine  zu  verbi-eiten,  sie  in  ihi-er  Wirksamkeit 
zu  nntei-stützen,  denselben  mit  Rat  und  That 
li^iziL<«tehen.  ihre  Intei-essen  in  jeder  Be- 
ziehiuif?  nach  Ki-äften  zu  fördern,  besonders 
anrh  gemeinschaftliche  Bezüge  der  not- 
wendigsten Wirtschaftsbedfti-fnisse  mit  dem 
^meinsamen  Verkaufe  der  selbstgewonnenen 
IWliikte  etc.  herbeizuführen  sowie  endlich 
auch  die  Vereine  nach  aussen,  namentlich 
M"  Gesetzgebung  und  den  Behörden  gegen- 
n\ieT  zu  verti-eten,«  Zu  den  A\ichtigsten 
Anf^lyen  des  Generalverbandes  gehört  die 
Kontrolle  der  Gebanmg  der  Darlehnskassen- 
vereine  durch  Verbandsrevisoren;  die  Dar- 
l^linskassenvereine  können  ausserordentliche 
l^visionen  aiif  ihre  Kosten  verlangen,  müssen 
alier  der  Re^^sion,  welche  im  onlentlichen 
Turnus  vorgenommen  wird,  sich  unterwer- 
fen. Diu^*h  das  Genossenschaftsgesetz  vom 
1.  Mai  1889  wunlen  die  von  den  Darlehns- 
ka.«5serivereinen  seit  jeher  für  nötig  erachteten 
Rt^visionen  bei  allen  Genossenschaften  obli- 
pitorisch  gemacht. 

All  der  Spitze  der  Anwaltschaft  (jetzt 
Generalverband)  stand  Raiffeisen  selbst; 
na«:hdemam  11.  März  1888  erfolgten  Tode 
'liesos  hochheragen  Menschenfi-eundes  fim- 
pt^rte  dessen  Sohn  Adolf  Raiffeisen  als 
tieneralanwalt.  Dermalen  bekleidet  diese 
Stelle  Dr.  Cremer,  welcher  zugleich  Di- 
i^ktfff  der  land^Ti-tscihaftlichen  Centraldar- 
lehnskasse i^st. 

Die  Entwickelung  des  »General ver- 
tan des«  ist  aus  folgender  Zusammenstel- 
lung ersichtlich. 
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Das  weitaus  grösste  Kontingent  dieser 
Vereine  stellen  die  Darlehnskassenvereine ; 
1896  waren  2564  Darlehnskassenv^ereine  im 
Verbände.  Ausserdem  31  Molkereigenossen- 
schaften, 18  Winzervereine,  13  Konsumge- 
nossenschaften, 12  Brennereigenossenscliaf- 
ten,  5  Kornhausgenossenschaften,  ferner  Ge- 
nossenschaften für  Obstverwertung,  Fett- 
vieh Verwertung  u.  s.  w. 

Zur  Deckung  der  Verbandskosten  wurde 
die  Firma  »Raiffeisen  &  Cons.«  be- 
gründet, da  die  Beiträge  von  15  M.  von 
jedem  Darlehnskassenvereine,  der  in  dem 
Anwaltschaftsverbande  sich  befindet,  zm* 
Deckung  der  Auslagen  des  Verbandes  so- 
wie für  Förderung  der  Verbreitung  der  Raiff- 
eisen sehen  Ideeen  nicht  hinreichten.  Das 
preussische  landwirtschaftliche  Ministerium 
hat  dm-ch  eine  Reihe  von  Jahren  3000  Mark, 
die  Provinzialverwaltung  zu  Düsseldorf  eben- 
falls 5000  Mark  gewährt.  Da  diese  Beiträge 
jedoch  unsicher  sind  und  deren  Wegfall  im 
Interesse  der  vollen  Unabhängigkeit  der 
Vereine  wünschenswert  war,  so  mussten 
die  Einnahmen  des  Verbandes  gehoben  wer- 
den. Die  Firma  »Raiffeisen  &  Cons.«  be- 
trieb eine  Yereinsdruckerei,  edierte  das 
»Landwirtschaftliche  Genossen- 
schaftsblatt« (bei  Abnahme  grösserer 
Partieen  per  Jahr  50  Pf.  pro  Exemplar  mit 
Frankozustellung)  und  besorgte  die  Greneral- 
agentm-  der  Lebensversicherungs-  und  Er- 
sparnisbank in  Stuttgart,  um  die  Idee  der 
Lebensversicherung  in  die  Darlehnskassen- 
vereine zu  tragen.  Das  »landwirtschaftliche 
Genossenschaftsblatt«  erscheint  in  einer  Auf- 
lage von  45000  Exemplaren.  Ausserdem 
ei-scheint  seit  einigen  Jahren  ein  gehaltvoll 
redigierter  »Neuwieder  Raiffeisen- 
Kalender«.  Im  April  1899  wurde  die 
Auflösung  der  Firaia  R  a  i  f  f  e  i  s  e  n  &  C  0  m  p. 
beschlossen  und  der  durch  dieselbe  bisher 
besorgte  Ein-  und  Verkauf  von  Waren  der 
ins  Leben  zu  rufenden  Warenabteilung 
der  landwirtscliaftlichen  Centraldarlehnskasse 
übertragen.  Diese  wird  sonach  eine  Ab- 
teilung für  den  Geldverkehr  und  eine  Ab- 
teilung für  den  Warenverkehr  besitzen.  Das 
Vermögen  der  Firma  Raiffeisen  und  Co.  samt 
Druckerei  wiu'de  der  zu  bildenden  »Raiff- 
eisenstiftungc   überwiesen.    Diese  Stif- 
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tung  hat  Zuschüsse  zu  liefern  zur  Pensions- 
kasse der  Beamten  der  Baüfeisenorganisation, 
zur  Pflege  und  Organisation  ländlicher  Genos- 
senschaften, zur  Linderung  der  Not  in  ausser- 
ordentlichen Unglücksfällen  und  zur  Erfüllung 
der  Aufgaben  ländlicher   Wohlfahrtspflege. 

Die  kndwirtschaftliche  Centraldarlehns- 
kasse  hat  in  Zukunft  sonach  neben  der 
Aufgabe,  die  Geldausgleichs-  und  Geldbe- 
schaffungsstelle der  Darlehnskassenvereine 
zu  sein,  auch  den  gemeinsamen  Ein- 
kauf von  Waren  für  die  Mitglieder  der 
Darlehnskassenvereine  zu  besorgen. 

Eingekauft  wurden  (durch  die  Firma  Baiff- 
eisen  &  Comp.)  189d:  469261  Centner  Dünge- 
mittel, 19Ö1I0  Centner  Futtermittel,  5400  Cent- 
ner Sämereien,  3303  Doppelwaggons  Kohlen, 
aasserdem  landwirtschaftliche  Maschinen  nna 
Geräte  im  Gesamtwerte  von  2  844  971,86  Mark ;  im 
Jahre  1896:  1074006  Centner  Düngemittel, 
516091  Centner  Futtermittel,  11866  Centner 
Sämereien,  6024  Doppelwaggons  Kohlen  und 
landwirtschaftliche  Geräte  und  Maschinen  (für 
228916,92  Mark)  im  Gesamtwerte  von  6312009,42 
Mark ;  im  Jahre  1897  wurden  Waren  für  13  869  936 
Mark  vermittelt.  —  Bis  Ende  1896  waren  bezogen 
worden:  Dünge-,  Futtermittel  und  Sämereien 
6  269  883  Centner,  24199  Doppelwaggons  Kohle ; 
einschliesslich  der  landwirtschaftlichen  Maschinen 
und  Geräte  für  23  613636,27  Mark.  Zur  Er- 
leichterung des  Bezuges  von  landwirtschaft- 
lichen Maschinen  wurde  eine  „Centralan- 
kaufstelle  für  landwirtschaftliche 
Maschinen  und  Geräte"  in  Frankfurt  am 
Main  gegründet;  ausserdem  wurde  die  Dünger- 
beschaffung  gefördert  durch  die  Gründung  der 
gemeinschaftlichen  Dünger fabrik^Unitas'', 
welche  nicht  die  Düngerindustrie  vernichten, 
sondern  als  Preisregnlator  fungieren  soll. 

Im  Jahre  1883  entstand  neben  den  Neu- 
wieder Organisationen  ein  »Allgemeiner 
Verband  der  deutschen  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften«  zu 
Offenbach  am  Main,  begründet  und  geleitet 
durch  den  Geheimen  Regieningsrat  Haas, 
grossherzogl.  Kreisrat  des  Kreises  Offenbach 
und  Präsident  der  zweiten  Kammer  des 
hessischen  Landtages.  Ein  Hauptunterschied 
zwischen  dem  Offenbacher  Verbände  und 
den  Neuwieder  Organisationen  liegt  zunächst 
darin,  dass  letztere  ihre  Thätigkeit  grund- 
sätzlich auf  ganz  Deutschland  erstreckt. 
Der  Offenbacher  Verband  schloss  sich  von 
vorneherein  an  die  bestehenden  landschaft- 
lichen Abgrenzungen  an;  die  Revisionsver- 
bände dieses  Verbandes  sind  für  die  Pro- 
vinzen und  kleineren  Länder  oder  sonstige 
durch  Natur  oder  Geschichte  abgegrenzte 
Bezirke  gebildet,  in  möglichster  Anpassung 
an  die  Bezirke  der  staatlichen  Verwaltung 
und  namentlich  der  landwirtschaftlichen 
Verein  sthätigkeit,  der  Landwirtschafts- 
kammern ,  Centralvereine ,  Bauemvereine 
u.  s.  w.  Die  Genossenschaften  dieser  Be- 
zirke bilden  selbständige  Verbände  mit 
Selbstvei-waltung  ihrer  provinziellen  Ange- 


legenheiten, ebenso  innerhalb  dieser  Ver- 
bände selbständige  Centralgenossenschaften 
für  Geldausgleich,  Ein-  und  Verkauf  der 
landwirtschaitlichen  Produkte.  Als  Gesanit- 
organ  für  die  allen  Verbänden  und  Ge- 
nossenschaften gemeinsamen  Angelegen- 
heiten  besteht  der   »Allgemeine  Verband  f.. 

Die  Centralisieiimg  der  Neuwieder  Or- 
ganisationen wird  übrigens  wesentlich  ge- 
mildert durch  die  Begründung  von  Filialen, 
auf  welche  schon  Raiffeisen  von  jeher  1m>- 
dacht  war;  in  den  Jahren  1895  und  1896 
wurden   lU  Filialen  und  9  Geschäftsstellen 
ins  Leben  gerufen.  Diesen  Filialen  (Verbands- 
direktionen) ist  der  besseren  Arbeitsteilung 
und  Uebersicht  halber  die  Erledigung  der  ver- 
waltungsmässigen  bezw.  geschäftlichen  An- 
gelegenheiten übertragen.   Doch  ist  die  Ein- 
heit des  Centralverbandes  dadurch  voll  ge- 
wahrt, dass  die  entscheidenden  Verwaltungs- 
angelegenheiten durch  den  Vorstand  des  Cen- 
ti-gdverbandes  event.  mit  einem  Aufsichtsiute 
geonlnet  werden.    Zufolge  Beschlusses  der 
Generalversammlung     der     landwirtschaft- 
lichen   Centralkasse    für   Deutschland    vom 
18.  April  1899  werden  die  Direktoren  der 
Filialbezirke    (Verbandsdirektoren)    gemein- 
scihaftlich  mit  dem  Generaldirektor  als  dem 
Vertreter  des  Gesamtverbandes  den  Vorstand 
der  landwirtechaftlichen  Centralkasse  bilden. 
Die  Filialen  der  landwirtschaftlichen  Central- 
kasse werden  dann  nicht  nur  den  Geld-  und 
Warenverkehr,  sondern  auch  die  Revision 
und   Pflege    der   Genossenschaften    zu   be- 
sorgen haben,  weil  nur  innerhalb  der  Filial- 
bezirke   ausreichende    Kontrolle    und    An- 
passung an  die  landwirtschaftlichen  Bedürf- 
nisse zu  erzielen  ist.   Somit  ist,  unter  Fest- 
haltung der  Centralisation,  dem  Bedürfnisse 
nach  arbeitsteiliger  und  doch  einheitlicher 
Verwaltung     vollauf    Rechnung     getragen. 
Ein  weiterer  Unterschied  der  beiden  Organi- 
sationen   liegt  darin,    dass    im  Neuwieder 
Generalverbande     hauptsächlich    Darlehns- 
kassenvereine  vereinigt  sind,  während  der 
Offenbacher  Verband  sich  aus  den  verschie- 
densten landwirtschaftlichen  Genossenschaf- 
ten zusammensetzt. 

Von  den  am  1.  Juli  1899  in  Deutschland 
bestehenden  dem  Genossenschaftsgesetze  unter- 
stellten 12736  landwirtschaftUchen  Genossen- 
schaften sind  9208  Darlehnskassenvereine,  1040 
Bezugs-  und  Absatz-,  1764  Molkerei-  und  724 
sonstige  Genossenschaften,  gegen  11839  Ge- 
nossenschaften am  1.  Juli  1898.  Davon  gehören 
zum  Offenbacher  Verbände  4131  Darlehnskassen- 
vereine, einschl.  einiger  Bezugsgenossenschaften, 
1333  Bezugs-  und  Absatz-,  981  Molkerei-,  dann 
231  Müller-,  Bäckerei-,  Getreideverkaufs-,  Bren- 
nerei-, Obstverwertungs-,  Dampfdrescherei-, 
Pferdezucht-  und  sonstige  Genossenschaften,  zu- 
sammen 6705  Genossenschaften. 

Der  zwischen  dem  Offenbacher  Verbände 
und  den  Neuwieder  Organisationen  aufgetre- 
tene Gegensatz  ist  ersichtlich  im  Schwinden 
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h^egriffen,  es  entfalten  sich  diese  beiden  Ver- 
bände in  geradezu  imponierender  Weise.  Der 
Wunsch  nach  ruhigem  thatkräftigem  Neben- 
einandeigehen  derselben  ist  allgemein  vor- 
handen, zur  Freude  aller  Anhänger  der  ste- 
tigen Elitwickelung  des  landwirtschaftlichen 
Genossenschaftswesens. 

Nachdem  der  Offenbacher  Verband,  wie 
erwähnt,  sich  nicht  nur  auf  Darlehnskassen- 
vereine erstreckt,  sondern  sehr  viele  land- 
wirtschaftliche Genossenschaften  überhaupt 
nmfasst,  die  Darstellung  der  statistischen  Ent- 
viekelungdes  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaftswesens jedoch  überdenRahmenTinserer 
Aufgabe  hinausgeht,  so  müssen  wir  auch  da- 
rauf verzichten,  die  statistische  Darstellung 
der  21  Centralkassen  dieses  Verbandes  vorzu- 
führen. Einzelne  Daten  seien  als  Anhalts- 
pimkte  für  diese  Centralkassen  hier  angeführt. 

Die  Hohe  eines  Geschäftsanteiles  belauft  sich 
auf  20  oder  100  Mark;  eine  Centralkasse  hat 
Geschäftsanteile  zn  200  und  eine  solche  zu  500 
Mark.  Die  Höchstzahl  der  zulässigen  Ge- 
schäftsanteile belauft  sich  durchschnittlich  auf 
10,  20, 50  oder  100;  in  je  einer  Kasse  auf  300 
bezw.  oOO.  Die  Haftsumme  pro  Geschäftsanteil 
schwankt  zwischen  1000  und  2000  Mark ;  in  drei 
Centralkassen  4000  Mark,  in  zweien  6000  Mark, 
in  einer  15000  Mark  (nur  ein  Geschäftsanteil 
zulässig).  Ende  1898  waren  an  den  Central- 
kassen beteiligt  3998  Darlehnskassenvereine,  im 
ganzen  4941  Genossenschaften.  —  Von  20  Central- 
ond  Geldausgleichskassen,  welche  3998  Darlehns- 
kassenvereine umfassen,  nebstbei  aber  auch  noch 
andere  landwirtschaftliche  Genossenschaften, 
liegen  folgende  Daten  pro  1898  vor:  Unter  den 
Aktiven  per  Mark  51,7  Millionen  ragen  hervor 
Guthaben  bei  Genossenschaften  in  laufender 
Bechnimg  Mark  37,4  Millionen  und  in  Kündi- 
^gsgeldem  Mark  3,2  Millionen,  bei  Banken 
Mark  1,1  Millionen,  bei  Privaten  Mark  284000. 
Unter  den  Passiven  per  Mark  51,6  Millionen 
sind  zu  nennen:  Geschäftsanteile  (eingezahltes 
Aktienkapital)  per  Mark  1,65  Millionen  neben 
einem  Reservefonds  von  Mark  96000  (5,9%  der 
Gföchäftsantdle),  das  eigene  Betriebskapital  per 
Mark  1,8 Millionen;  die  Einlagen  der  Genossen 
belaufen  sich  auf  Mark  25,5  Millionen,  die 
Schulden  bei  Banken  Mark  15,8  Millionen,  bei 
Privaten  Mark  2,4  Millionen.  Das  gesamte 
fremde  Betriebskapital  Mark  49.8  Millionen  (so- 
nach das  ei^ne  Kapital  etwa  3,6%  des  fremden). 
Im  Jahre  1898  hatten  diese  Centralkassen  einen 
Umsatz  von  Mark  600  Millionen,  davon  Mark 
2203  Millionen  mit  den  Genossen ;  die  gesamte 
Haftsumme  pro  1898  belief  sich  auf  Mark  55,2 
Millionen,  Die  Verwaltungskosten  machten 
0,024%  des  Umsatzes  aus,  der  Zinssatz  für  Ein- 
lagen bewegte  sich  zwischen  2  und  3V2%  und 
für  Darlehen  zwischen  3  und  4%,  die  Provision 
zwischen  */,,,  und  */b%. 

Von  den  im  OffenhEusher  Verbände  stehen- 
den Ein-  und  Verkaufsgenossenschaften  (1333) 
liegen  für  1897  Daten  von  901  Genossen- 
schaften vor,  weldhe  in  13  Verbände  ge- 
gliedert sind,  üeber  deren  Gebaren  giebt 
die  nebenstehende  Tabelle  Aufschluss. 

Ende  1898  waren  im  Allgemeinen  Verbände 
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vereinigt  22  Centralgenosserachaften  bezw.  Ge- 
schäftsverbände mit  5013  Mitgliedern;  darunter 
2277  Darlehnskassenvereine ,  1188  Bezugsge- 
nossenschaften, 137  Molkereigenossenschaften,  38 
sonstige  Genossenschaften  und  1373  Einzelmit- 
glieder. 19  dieser  Verbände  hatten  Ende  1898 
0,13  Millionen  Mark  Aktiva,  4,75  Millionen  Mark 
Passiva,  525  000  Mark  Reservefonds  undBetriebs- 
rückla^en,  an  Geschäftsguthaben  der  Genossen 
Ö17  467  Mark.  Der  Verkaufswert  der  Waren- 
bezüge belief  sich  auf  22,4  Millionen  Mark. 
Düngemittel  wurden  4,9  Millionen  Centner  be- 
zogen (im  Verkaufswerte  von  9,4  Millionen  Mark), 
Futtermittel  1,6  Millionen  Centner  (7,3  Millionen 
Mark),  Sämereien  48000  Centner  (619000  Mark) ; 
Verwaltungskosten  274605  Mark  =  1,22«/«  des 
Warenbezuges.  —  Diese  Ziffern  bezeugen  einen 
grossartigen  Fortschritt. 

Von  den  ausserhalb  des  Offenbac^her 
Verbandes  stehenden  selbständigen  pro- 
vinziellen Verbänden  greifen  wir  jene  7  Ver 
bände  heraus,  welche  ausscliliesslich  oder 
fast  ausschliesslich  aus  üarlehnskassenver- 
einen  bestehen;  von  1715  Genossenschaften 
sind  1581  Darlehnskassenvereine.  Es  sind 
dies  folgende  Verbände  (in  Klammer  das 
Gründungsjahr):  Ländliche  Centralkasse  in 
Münster  in  Westf.  (1884),  Verband  schle- 
sischer  ländlicher  Genossenschaften  in  Neisse 
(1890),  Rheinischer Bauernkreditverein  (1 893), 
Landwirtschaftliche  Genossensohafts-Central- 
kasse  in  Stuttgai-t  (1893),  TrierischerGenosseu- 
Schaftsverband  in  Trier  (1895),  Westpreus- 
sische  Provinzialgenossenschaftsbank  in  Dan- 
zig  (1897),  Pfälzischer  Genossen  Schafts  ver- 
band in  Wachenheim  (1897) ;  die  bayerischen 
Kassen  haben  sich  neuestens  dem  Allgemei- 
nen Verbände  eingegliedert..  Mit  Ausnahme 
der  Münsterer  Centralkasse,  welche  noch  als 
Aktiengesellschaft  gegriindet  werden  musste, 
sind  die  übrigen  Centralkassen  e.  G.  m.  b.  H. 

Die  Höhe  eines  Geschäftsanteiles  ist  durch- 
schnittlich mit  Mark  1(X)  bestimmt,  in  Münster 
mit  Mark  500,  Kempen  1000,  Neisse  Mark  10000; 
die  Höchstzahl  der  zulässigen  Geschäftsanteile  ist 
in  der  Kegel  10.  der  Betrag  der  Haftsumme  per 
Geschäftsanteil  oewegt  sich  zwischen  1000  und 
6000  Mark,  nur  in  Neisse  10000  Mark.  Die 
Aktiva  dieser  7  Verbände  setzen  sich  in  ihren 
Hauptposten  folgendermassen  zusammen:  über 
3,77  Millionen  Mark  Wertpapiere,  11,88  MUlionen 
Mark  an  Guthaben  bei  Genossenschaften  (in 
laufender  Rechnung  und  in  Kündigungsgeldern), 
0,86  Millionen  Mark  Guthaben  bei  Banken  —  zu- 
sammen 16,7  Millionen  Mark  Aktiva.  Die  Pas- 
siva bestehen  aus  folgenden  Posten:  0,49  Mil- 
lionen Mark  eingezahlte  Geschäftsanteile  (Aktien- 
kapital) der  Genossenschaften,  Reservefonds  0,16 
Millionen  Mark  (40 ^^/^  der  Geschäftsanteile); 
eigenes  Betriebskapital  0,70  Millionen  Mark, 
gesamtes  fremdes  Betriebskapital  15,9  Millionen 
Mark  (das  eigene  Kapital  etwa  4,37  %  des  frem- 
den Betriebskapitales) ;  von  letzterem  sind  12,32 
Millionen  Mark  in  laufender  Rechnung,  3  Mil- 
lionen Mark  Schulden  bei  Banken,  50000  Mark 
Wechselschulden,  559000  Millionen  Mark  Schul- 
den bei  Privaten.  Der  Gesamtumsatz  dieser 
7   Verbände  betrug   im  Jahre    1898   136  Mil- 


lionen Mark,  davon  65,4  Millionen  Mark  mit 
den  Genossen,  54,7  Millionen  Mark  mit  Banken, 
der  Rest  mit  Privaten.  Verwaltungskosten 
0,044 <^/rt  des  Umsatzes;  Zinssätze  für  Einlaj>-en 
schwankten  zwischen  3  und  4®/o,  für  Dar- 
lehen zwischen  3V2%  und  4*^/0,  Provision 
durchschnittlich  Vio%- 

Neben  der  Neuwieder  Oentraldarlehnskasse 
besteht  seit  1896  die  ebenfalls  für  ganz  Deutsch- 
land arbeitende  „Genossenschaftliche  Central- 
kasse des  Bundes  der  Landwirte",  e.  G.  m.  b.  H. 
Dieser  Centralkasse  gehörten  Ende  1898  131 
Genossenschaften  (darunter  23  Darlehnskassen- 
vereine) und  6  Einzelgenossen  als  Mitglieder 
an.   Gefimtumsatz   war   1898    Mark   6326789. 

Sämtliche  hier  genannten  Verbände  be- 
sitzen zum  Zwecke  der  Geldausgleichuiifir 
ihre  eigenen  Centralkassen;  nur  der  Ver- 
band der  landwirtschaftlichen  Kreditgenossen- 
schaften im  Grossherzogtum  Baden  und  die 
pfälzischen  Spar-  und  Darlehnskassen  liabt^u 
m  der  Rheinischen  Hyj)othekenbank  zu  Mann- 
heim und  der  bayerischen  Notenbank  fix^mde 
Institute  als  Geldausgleichsstellen. 

3.  Vergleich  zwischen  den  Raiff- 
eisenschen  D.  und  den  Vorschnssver- 
einen  nach  Schulze  -  Delitzsch  sowie 
den  schottischen  Darlehnsvereinen.  — 
Die  Dariehnskassen vereine  sind  eine  origi- 
nelle Schöpfung  ihres  Begriinders.  Dies 
beweist  nicht  nur  die  unten  folgende  statis- 
tische Skizze  derselben,  sondern  auch  ein 
kritischer  Vergleich  der  Grundsätze,  auf 
welchen  die  Darlehnskassenvereine  beruiien 
mit  jenen,  auf  denen  die  Schiüzeschen  Vor- 
schussvereine aufgebaut  sind. 

Die  letzteren  gewähren  in  rein  geschäfts- 
mässiger  Weise  Kredit  und  sehen  ab  von 
den  ethischen  Bestrebungen  der  Darlehns- 
kassenvereine. Diese  wollen  nicht  bloss 
Geklvermittelungsinstitute  sein,  sondern  auch, 
und  zwar  nicht  bloss  mittelbar,  an  der  Lö- 
sung der  sozialen  Fra^e  durch  Erweckuug 
und  Benutzung  des  Öemeinsinnes  —  der 
cliristlichen  Nächstenliebe,  sagt  Raiff eisen  — 
mitwirken.  Sie  verlangen  von  den  Mitar- 
beitern nicht  Geld,  sondern  kostenlose,  ge- 
meinsinnige Arbeit  und  haben  gerade  duivli 
diese  Einsenkung  in  die  sittliche  Seite  der 
Menschennatur  ihre  Averivollsten  Hilfskräfte 
erlangt  und  besten  Eiiolg  erzielt.  Unter 
diesem  Gesichtswinkel  betrachtet,  gewinnt 
auch  die  Solidarhaft  der  Darlehnskassenver- 
eine einen  etw^as  anderen  Charakter ;  sie  dient 
nicht  bloss  zur  Kapitalsbeschaffung  fiir  die  Ge- 
nossenschaft, sondern  bildet  das  Band,  welches 
die  Mitglieder  der  Genossen scliaft  gewisser- 
massen   zu  einer  grossen  Familie  vereinigt. 

Die  Schulzeschen  Vereine  kennen  die 
principielle  Begrenzung  des  Vereinsbezii-kes 
nicht  und  fragen  nicht  nach  der  Verwendung 
des  Darlehens,  sondern  nur  nach  der  finan- 
ziellen Sicherheit  des  Darlehnsnehmers.  Bei 
der  oft  fluktuierenden  Mitgliedschaft  dieser 
Vereine  in  grösseren  Orten  wäi'e  eine  solche 
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Eontrolle  auch  kaum  möglich,  \md  man  kann 
aus  dem  Fehlen  derselben  den  Schulze- 
schen Vereinen  bei  ihi-er  Organisation  keinen 
Vorwurf  machen;  dennoch  muss  das  Vor- 
handensein und  die  Ausnutzung  dieser  Mög- 
lichkeit bei  den  Darlehnekassenvereinen  als 
ein  erwünschter  und  bedeutender  Yorzug 
derselben  angesehen  werden,  welcher  mit 
dem  idealen  Zuge,  der  diese  Vereine  durch- 
weht im  innigsten  Zusammenhange  steht. 
—  In  den  Vorschussvereinen  erhält  der 
Darlehnswerber  so  viel  Kapital,  als  er  ver- 
langt, wenn  er  genügende  Sicherheit  leistet ; 
in  den  Darlehnskassenvereinen  nur  dann, 
wenn  er  auch  den  Anforderungen,  welche 
dieselben  an  die  Solidität  uncl  die  wirt- 
schaftliche und  persönliche  Gebanmg  des 
Schuldners  stellen,  entspricht  und  zwar  so- 
wohl bei  Kontrahierung  als  während  der 
Dauer  des  Darlehens. 

Schulze  räumt  den  Geschäftsanteilen  eine 
viel  bedeutsamere  Stellung  ein  als  Raiff- 
eiseu,  mit  I^ht.  Die  Kreise,  für  welche 
Schulze  seine  Organisation  geschaffen  hat, 
sind  vollständig  von  der  Geldwirtschaft  be- 
herrscht, im  Gegensatze  zu  jenen  Raiffeisens, 
in  welchen  die  Naturalwirtschaft  umfassend 
besteht  und  bestehen  wird.  Das  Band,  an 
velchem  Schulze  seine  Mitglieder  hält,  ist 
«lemnach  die  Geldeinzahlung,  der  Geschäfts- 
anteil, lun  so  mehr  als  die  nahen  persön- 
lichen Beziehungen  und  die  genaue  Bekannt- 
bc'haft  der  Mitglieder  untereinander,  wie  sie 
•ler  kleine  Bezirk  der  Darlehnskassenvereine 
mit  sich  bringt  in  den  Vorschussvereinen 
häufig  fehlen.  —  Hiermit  in  Verbindung  steht 
'üe  Frage  nach  der  Verzinsung  der  Gut- 
haben. Bilden  diese  einen  beaeutenderen 
Teil  des  genossenschaftlichen  Betriebsfonds, 
so  müssen  die  Basitzer  derselben  in  der 
Genossenschaft  erhalten  bezw.  neue  geworben 
werden ;  dies  geschieht  am  sichersten  durch 
hohe  Verzinsung  der  Einlagen.  Das  führt 
vieler  zum  Streben  nach  hohem  Ertrage, 
ffrr«serem  Geschäftsnmfenge  event.  mit  ris- 
kierteren  Geschäften,  teiu^rem  Kredit  und 
kostspiehgerer  Verwaltung  wegen  der  grösse- 
ren Kompliziertheit  und  Schwierigkeit  der- 
selben, Schaffung  eines  inneren  Gegensatzes 
zwischen  den  Schuldnern  der  Genossen- 
schaft und  den  Geldgebern  derselben  sowie 
zu  einer  gewissen  Zurückstellung  des  sitt- 
lichen Momentes,  welches  in  der  Genossen- 
schaftsidee liegt.  —  Darum  können  in  den 
Darlehnskassenvereinen ,  welche  auf  den 
Onindsätzen  Raiffeisens  aufgebaut  sind,  nur 
ilitglieder  ein  Darlehen  erhalten,  während 
'He  Schulzeschen  Vereine  grundsätzlich  und 
statutarisch  diese  Einschränkung  nicht  kennen. 
Erst  durch  das  deutsche  Genossenschafts- 
sesetz  vom  Jahre  1889  wurde  das  Gewähren 
von  Darlehen  seitens  der  Kreditgenossen- 
K'haften  an  Nichtmitglieder  imtersagt  imd 


stehen  dermalen  die  beiden  Arten  von  Kre- 
ditvereinen in  dieser  Richtung  einander  gleich, 
—  eine  eklatante  Anerkennung  eines  Haupt- 
grundsatzes Raiffeisens,  wodurch  gewiss  viel 
zur  Purifizierung  des  Genossenschaftswesens 
beigetragen  wird,  vorausgesetzt,  dass  die 
hier  bestehende  gesetzliche  Klausel  (Dar- 
lehen an  Nichtmitglieder  sind  gestattet,  wenn 
sie  nur  Anlegung  von  Geldbeständen  be- 
zwecken) nicht  zu  ümgehimgen  Anlass  giebt, 
was  allerdings  nicht  ausgeschlossen  ist. 

Die  Schulzeschen  Vereine  verleihen  in 
der  Regel  auf  3  Monate,  eventuell  mit  Pro- 
longation, die  Darlehnskassenvereine  grund- 
sätzlich auch  auf  längere  Fristen.  Es  wimle 
tadelnd  auf  das  Missverhältnis  hingewiesen 
zwischen  den  Fristen,  auf  welche  die  Dar- 
lehnskassenvereine Kapital  verleihen,  und 
jenen,  für  welche  sie  selbst  solches  besitzen, 
und  letztere  wurden  als  »unbankmässig«  be- 
zeichnet. —  Das  Kündigungsrecht  kann  zwar 
nur  als  formelle  Beseitigung  dieses  Wider- 
spruches gelten,  doch  ist  zu  bemerken,  dass 
diese  »ünbankraässigkeit«  bei  jeder  Kredit- 
genossenschaft besteht,  welche  das  Kredit- 
bedürfnis der  Landwirte,  wenn  auch  niu» 
das  Bedürfnis  nach  Personalkredit,  befiie- 
digen  will  und  nicht  irgend  eine  ständige 
Geldquelle  besitzt,  sei  es  in  der  Ausgabe 
von  unkündbaren  Obligationen,  gestützt  auf 
die  Zusammenfassmig  der  Genossenschaften, 
sei  es  in  der  Anlehnung  an  ein  fremdes  Geld- 
institut Die  Unbankmässigkeit  hegt  nicht 
im  »System«,  sondern  in  der  Isoliertheit 
der  landwirtschaftlichen  Kreditgenossen- 
schaften und  drängt  unerbittlich  zur  Schaf- 
fung ständiger  Geldquellen.  Alle  Dar- 
lehnskassenvereine, welche  einer  Central- 
kasse  angehören,  sind  bankmässig,  alle 
Schulzeschen  Vereine,  welche  den  Land- 
wirten \sTrklich  entsprechenden  Kredit  ge- 
währen wollen,  sind  ohne  Anlehnung  an 
ein  Centralinstitut  »unbankmässig«. 

Durch  die  oben  sub  2  dargestellte  Zu- 
sammenfassung der  Darlehnskassenvereine 
zu  Geldausgleichs-  \md  Geldbeschaffimgs- 
kassen  und  diu'ch  die  Thatsache,  dass  die 
weitaus  grösste  Zahl  der  Darlehnskassen- 
vereine einem  solchen  Institute  angehört, 
ist  das  wegen  der  »Unbankmässigkeit«  der 
Darlehnskassenvereine  erhobene  Bedenken 
gegen  dieselben  vollkommen  in  den  Hinter- 
grund getreten.  Die  Kündigimgsklausel  ist 
nun  nichts  anderes  als  ein  Schutzmittel  gegen 
Schuldner,  deren  Zahlungsfähigkeit  und 
Zahlungswiliigkeit  man  bei  Gewährung  des 
Darlehns  überschätzt  oder  unrichtig  geschätzt 
hat,  oder  gegen  solche  Schuldner,  welche 
während  der  Daiüehnsdauer  aus  guten  Schuld- 
nern zu  schlechten  Schuldnern  geworden 
sind.  Als  ein  solches  Schutzmittel  war  die 
Kündigungsklausel  von  jeher  gedacht  und 
immer    berechtigt.      Jetzt,    wo    diu-ch    die 
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Schaffimg  der  Centralkassen  den  Darlehns- 
kassenvereinen  der  nötige  Betriebsfonds  im- 
mer zur  Verfügung  steht,  entfällt  auch  der 
Verdacht,  dass  ein  Darlehnskassenverein 
einmal  in  Geldverlegenheit  kommen  und  aus 
diesem  Grunde  auch  gegenüber  guten 
Schuldnern  das  Kündigimgsi-echt  anwenden 
könnte.  Das  Bedenken  der  *Unbankmässig- 
keit«  hat  heute  jedes  Gewicht  verloren. 

Endlich  ist  hervorzuheben,  dass  die  Dar- 
lehnskassenvereine direkt  die  Förderung  von 
üntergenossenschaften  in  verschiedenen  For- 
men anstreben,  während  die  Vorschussver- 
eine sich  ausschliesslich  mit  der  Darlehns- 
vermittehuig  abgeben ;  allenüngs  vermischen 
auch  die  Darlelinskassenvereine  die  Zwecke, 
welche  durch  Untergenossenschaften  erreicht 
werden  können,  niemals  mit  ihrem  mimittel- 
baren  Zwecke,  der  Darlehnsvermittelung.  — 

Eine  gewisse  Analogie  besteht  auch 
zwischen  den  durch  die  schottischen 
Banken' errichteten  Zweigetablissements  und 
den  Dailehnskassenvereinen,  indem  die  ers- 
teren  die  einzige  Geldcjuelle  für  kurzfristige 
Ansprüche  der  schottischen  Pächter  bilden 
imd  ebenfalls  lokal  eng  begrenzte  Wirksam- 
keit entfalten.  Die  Hauptkraft  der  schotti- 
schen Institute  liegt  in  den  Depositen, 
und  diese  wirken  daher  auch  anregend 
zur  Sparsamkeit,  was  sie  ebenfalls  den  Dar- 
lehnskassenvereinen  nahebringt.  Allerdings 
sind  die  inneren  Unterschiede  zwischen  den 
schottischen  Instituten  und  den  Darlehns- 
kassenvereinen  gegenüber  den  Analogieen 
weit  überwiegend.  Die  ei-steren  sind  und  blei- 
ben eigentliche  Bankinstitute  und  nähern  sich 
also  ihrem  Wesen  nach  eher  den  Schulze- 
schen Vorschussvereinen  als  den  Darlehns- 
kassenvereinen ;  sie  bezwecken  Verzinsung 
ihres  Betriebskapitals  (ihre  Dividende 
schwankt  zwischen  6  und  ll^/o),  sie  benutzen, 
wenn  auch  erst  in  zweiter  Linie,  ihr  Recht 
zur  Notenemission,  gewähren,  was  allerdings 
für  die  hochentwickelte  schottische  Pacht- 
wirtschaft auch  w^eniger  hinderlich  ist,  nur 
ganz  kurzfristige  Darlehen  gegen  Wechsel 
und  sind,  was  sie  von  den  Darlehnskassen- 
vereinen  wesentlich  unterscheidet,  durch 
den  Drang  nach  Verzinsung  ihres  Betriebs- 
kapitals und  die  starke  Konkurrenz  der  (die 
Zarü  von  700  übersteigenden)  Zweigetablisse- 
ments der  Banken  gez^ningen,  möglichst 
leicht  Kredit  zu  gewäJhren.  Die  Prüfung  der 
materiellen  Sicherheit  ihrer  Schiddner  ist  eine 
laxe,  und  die  Verwendung  des  Darlehens  wird 
nicht  beurteilt,  der  ethische  Gi'undgedanke 
der  Darlehnskassenvereine  fehlt  naturge- 
mäss.  Die  leichte  Ki-editgewähning  steht  in 
schroffem  Gegensatze  ziu*  Solidarhaft  dieser 
Banken,  ein  Gegensatz,  welcher  sich  durch 
Bankbrüche  auch  fühlbar  gemacht  hat. 

4.  Geschichte  und  Statistik  der  D. 
innerhalb  Deutschlands.     Auch  die  Ent- 


stehungsgeschichte der  Dai*leluiskassenver- 
eine  beweist  die  Oiiginalität  dieser  Schöpfiuip-. 
Infolge  der  durch  die  Missernte  des  Jahres 
1847  im  W^sterwalde  (Rlieinpro\inz)  her- 
vorgerufenen Not  wmtle  durch  Kaiffeisen 
im  Jalire  1849  der  >Flammei"sf eider  Hilfs- 
verein  zur  Unterstützung  unbemittelter  Land- 
wirte« begi'ündet,  dessen  Hauptsti-eben  Be- 
kämpfung des  Viehwuchers  war,  doch  wurde 
bald  nach  Begründimg  desselben  auch  die 
Gewähi-ung  von  Dai-lehen  in  den  Kreis  der 
Vereinsthätigkeit  aufgenommen.  1854  wurde 
der  »Heddesdorfer  Wohltliätigkeitsverein  ^ 
ins  Leben  gerufen,  welcher  1864  zum 
»Heddesdorfer  Darlehnskassenvei'ein«  lunge- 
staltet  wnu-de  mit  dem  alleinigen  Zwecke 
der  Darlehnsvermittelung;  ei-st  nach  8  Jah- 
ren gelang  die  Giilndung  eines  neuen  Dar- 
lehnskassenvereins,  und  seitdem  entwickelte 
sich  die  Bewegung  stetig. 

Mitte  Juni  1898  befanden  sich  im  General - 
verbände  ländlicher  Genossenschaften  für  Deutsch- 
land in  Neuwied  3053  Darlehnskassenvereine. 
Mitte  1899  liegt  die   Statistik  von  2017  Dar- 
lehnskassenvereinen  (Neuwieder  Verband)   pro 
1898  vor.     Dieselben   erhielten   1898  von   der 
Centraldarlehnskasse  für  Deutschland  (Neuwied) 
rund  30  Millionen  Mark  an  Darlehn.     Aus  der 
1897er  Statistik,  welche  sich  aber  nur  auf  978 
Vereine  bezieht,  sind  noch  folgende  Daten  her- 
vorzuheben.     Dieselben    hatten    in    laufender 
Rechnung  7,9  MUlionen  Mark  von  der  Central- 
darlehnskasse erhalten,  von  Mitgliedern  in  lau- 
fender Rechnung  6,1  Millionen  Mark ;  an  Sparein- 
lagen und  Anlenen  über  17  Millionen  Mark,  an 
Geschäfsanteilen   der   Mitglieder   129000  Mark 
(gegen   0,8%  der  Spareinlagen   und  Anlehen). 
Unter  den  Ausgaben  sind  zu  nennen:   laufende 
Rechnung  mit  der  landwirtschaftlichen  Central- 
darlehnskasse 7,2  Millionen  Mark  (1898  16,9  Mil- 
lionen Mark),  mit  den  Mitgliedern  6,8  Millionen 
Mark,  zurückgezahlte  Anlehen  und  Spareinlagen 
über  10  Millionen  Mark,  Darlehen  an  Mitglieder 
über  14,2  Millionen  Mark.  Der  Gesamtsumme  der 
Einnahmen  per  43,8  Millionen  Mark  stehen  gegen- 
über Ausgaben  per  40,7  Millionen  Mark.  —  Aus 
dem  1897  er  Jahrbuche  des  Offenbacher  Verbandes 
ist  zu  entnehmen,  dass  im  Jahre  1896  bei  1865 
Darlehnskassenvereinen  mit  173043  Mitgliedern 
des  Neuwieder  Verbandes  die  Summe  der  Ak- 
tiva 90970521    Mark    ausmachte,   der   Passiva 
89929217  Mark,  der  Reservefonds  3 152  980  Mark; 
der  Gesamtumsatz  202376091  Mark.  —  Die  Zah- 
len über  die  Neuwieder  Centralkasse  s.  oben  sub  2. 
Bekanntlich    wurde   zwischen   den   An- 
hängern Schulze-Delitzschs  und  Raiffeisens 
ein  Sti-eit  um  die  Priorität  geführt    Nach 
obigem  muss  wohl  zugegeben  werden,  dass 
die  damaligen  ZeitverhSQtnisse  auf  Zusammen- 
fassung der  isolierten  Kräfte  der  arbeitenden 
Kreise  hingedräjigt  liaben,  dass  zwei  Männer 
fast  zu  gleicher  Zeit,  jedenfalls  aber  unab- 
hängig  von   einander,    ähnliche   Gedanken 
fassten,  aus  welchen  sich  bedeutsame  Or- 
ganisationen entfalteten,  welche  für  die  da- 
mit beschenkten  Kreise  von  höchstem  Segen 
wurden.  Scludze-Delitzsch  wollte  das  Hand- 
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werk  im  Kampfe  gegen  die  Industrie  stützen, 
Baiffeisen  die  bäuerliche  Bevolkeiiing  vor 
der  Ausbeutung  durch  den  Wucher  schützen. 
Die  Bedeutiuig  solcher  Schöpfungen  von  ge- 
K'hichtlicher  Tragweite  kann  durch  Prio- 
ritätskämpfe nur  geschädigt  werden.  Jetzt 
L<t  die  Zeit  persöiüicher  Erregtheit  vorüber 
lind  gegenseitige  Anerkennung  eingetreten. 
Das  waren  die  Anhänger  Schulzes  und  Raiff- 
eisens  den  Manen  ihrer  grossen  Toten  schuldig ! 

Yen  Bedeutung  hierfür  ist  die  1897  zu 
Köln  a.  Rh.  abgehaltene  Generalversammlung 
des  Vereins  für  Sozialpolitik,  welche  sich 
auch  auf  die  Frage  des  ländlichen  Personal- 
kredites bezogen.  Der  Ghnindton  der  Refe- 
rate sowie  der  Debatte  war,  dass  die  Be- 
friedigung des  Kreditbedürfnisses  nicht  mi- 
bedingt  an  eine  bestimmte  Form  gebunden 
Kd.  Auf  den  Geist  der  Organisation  und  auf 
<lie  Personen,  welche  sie  leiten,  komme  es  an. 
Allerdings  wird,  wenn  man  die  Berichte, 
Referate  und  Verhandlungen  eindringlich 
prüft,  nicht  verkannt  werden  kömien,  dass 
in  denselben  eine,  manchmal  sogar  ein  wenig 
«nbewusste,  Huldigung  für  die  Hauptgrund- 
^ätze  Raiffeisens  enthalten  ist :  Kleinheit  des 
Tereinsbezirkes ,  hingebimgsvolle ,  von  ge- 
nnssenschafthchei'  Begeisterung  getragene 
Verwaltimg  und  Beschränkung  in  der  Yer- 
zinsung  der  Geschäftseinlagen.  Da  mag 
dann  diese  oder  jene  Abweichung  von  der 
^iisprünglichen  Form  der  Organisation,  wenn 
sie  durch  örtliche  Verhältnisse  notwendig 
gf'macht  wird,  hingenonunen  werden.  Man 
darf  mit  Recht  sagen,  dass  durch  die  Raiff- 
eLspnschen  Grundgedanken  das  Genossen- 
schaftswesen überhaupt  gefördert  und  ge- 
hoben wurde,  und  darüber  unbedeutende 
Modifikationen  vergessen.  Raiffeisens  Ge- 
^lanken  stehen  nur  um  so  grossartiger  imd 
reiner  da! 

üeber  den  Stand  der  Darlehnskassen- 
vereine  in  Deutschland  s.  Tabelle  auf  SS. 
130  und  131,  welche  dem  Jahrbuche  des 
Offenbacher  Verbandes  der  landv^artschaft- 
livhen  Genossenschaften  entnommen  ist. 

5.  Die  D.  ausserhalb  Deutschlands 
a)  Oesterreich-Ungam.     An   der   Spitze 

Cer  Länder,  in  welchen  aussel^halb  Deutsch- 
ds  den  Darlehnskassenvereinen  Aufmerk- 
samkeit zugewendet  wurde,  steht  0  est  er- 
reich, wo  diese  Frage  Anfang  1873  litte- 
rarisch zuerst  durch  den  gefertigten  Refe- 
renten behandelt  wurde.  Dieses  Uebergreifen 
der  Idee  Raiffeisens  nach  Oesterreich  gab  An- 
lass  zu  jener  litterarischen  Fehde,  welche  Re- 
giemngsrat  NöU  eröffnete,  an  welcher  sich 
auch  Sch^ze-Delitzsch  beteiligte,  welche  die 
dentsche  Regierung  veranlasste,  die  Darlehtis- 
kassenvereine  sachverständig  prüfen  zu  lassen 
«öd  welche  endlich  zum  Siege  derselben 
führte. 

Nachdem  in  Oesterreich  der  Boden  hin- 


reichend vorbereitet  war,  bedurfte  es  zur 
wirklichen  Einführung  der  Darlehnskassen- 
vereine  eines  äusseren  Anstosses.  Dieses 
Yerdienst  gebührt  dem  im  niederösterreichi- 
schen Landtage  am  26.  November  1885 
durch  den  Abg.  v.  Mitscha  gestellten  An- 
trage, in  welchem  zufolge  der  mangelhaften 
Organisierung  des  landwirtschaftlichen  Per- 
sonalkredites in  Niederösterreich  auf  die 
Darlehnskassenvereine  hingewiesen  wurde. 
Der  ständige  Ausschuss  des  niederöster- 
reicliischen  Landtages  ergriff  die  gegebene 
Anregung  mit  grosser  Energie  und  Umsicht, 
und  nach  eingehender  Vorberatung  wurde 
am  21.  Januar  1887  die.  Förderung  der 
Darlehnskassenvereine  durch  den  Laiidtag 
beschlossen.  Seither  sind  bis  Ende  1898  in 
Niederösterreich  438  Darlehnskassenvereine 
entstanden  mit  fast  38  000  Mitgliedern ;  Mitte 
September  1899  bestehen  455  Vereine.  Die 
niederösterreichischen  Darlehnskassenvereine 
weichen  in  einigen,  allerdings  nicht  wirk- 
lich entscheidenden  Punkten  von  den  Raiff- 
eisenschen  Statuten  ab:  die  Bildung  von 
25  Geschäftsanteilen  (zu  10  fl.)  ist  zulässig, 
doch  kann  deren  Verzinsung  den  Zinsfuss 
der  Darlehen  nicht  überschreiten  und  g^ 
währen  auch  25  Geschäftsanteile  nur  eine 
Stimme ;  daher  sind  Befürchtungen  an  diese 
Kumulierung  der  Geschäftsanteile  nicht  zu 
knüpfen  und  ist  dieselbe  nur  eingeführt  wor- 
den, am  Förderern  der  Institution  Gelegen- 
heit zu  bieten,  einem  Darlehnskassenvereine 
Kapital  nicht  nur  in  Form  von  Anlehen  und 
Spareinlagen,  sondern  in  der  innigeren  Form 
der  Geschäftsanteile  zur  Verfügung  zu  stel- 
len. —  Die  Darlehnskassenvereine  in  Nieder- 
österreich geben  nur  reinen  Personalkredit 
auf  1  bis  2  Jahre,  bei  Elementarunfällen 
kann  Pi'olongation  im  Maximum  auf  4  Jahre 
erfol^n,  längerer  Kredit  ist  ausgeschlossen. 
Endlich  darf  das  »Vereinskäpital«  nicht  zum 
Geschäftsbetriebe  verwendet  werden,  sondern 
muss,  als  wahrhafter  Reservefonds,  in  pu- 
pillarsicheren  Wertpapieren  angelegt  imd 
selbständig  verv^raltet  werden. 

Ferner  wird  jedem  neu  entstehenden 
Darlehnskassenvereine  zur  Beschaffung  der 
ersten  Einrichtung,  wie  einer  feuerfesten 
Kasse,  Geschäftsbücher,  ProtokoUierungsaus- 
lagen  etc.,  eine  einmalige  Subvention  von 
150  fl.  (anfangs  250  ü.,  später  200  fl.)  aus 
Landesmitteln  zugewiesen;  von  1887 — 97 
wurden  hierfür  89  610  fl.  verausgabt  und 
waren  pro  1898  abermals  8000  fl.  bewilligt, 
ausserdem  7000  fl.  für  die  mit  den  Agenden 
und  Revisionen  der  Darlehnskassenvereine 
betmuten  niederösterreichischen  Landesbe- 
amten sowie  500  fl.  für  Druckkosten.  Zur 
Subventionienmg  von  landwirtschaftlichen 
Genossenschaften  wurden  6000  fl.  und  zur 
Gewährung  langfristiger  unverzinslicher  Dar- 
lehen an  solche  Genossenschaften  10000  fl. 
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Zusammenstellmig  der  Statistik  der  Spar-  und 
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Ende 
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Ende  1897 

1897 

Ende  1897 

1897 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

1-67 

Ermland 

57!    8263 

10  305  413 

10  251  928 

306905 

8930333 

20744 

8  988  508 

68-186 

Brandenburg 

129'    4  141 

3205770 

3  191  656 

2594678 

130719 

377692 

I  297  8S7 

187-294 

Pommern 

108:    2838 

I  228  235 

I  225  660 

384817 

707  348 

61514 

409  164 

295—442 

Posen 

148    6060 

3  523  750 

3  503  248 

3233377 

I  164 

508  367 

443-808 

Schlesien 

366 

15  919 

7714801 

7674025 

6310394 

— 

I  811  699 

2  779  496 

809—869 

Schleswig-Holst. 

61 

2  184 

I  721  721 

I  718  077 

803453 

646  539 

409470 

382  2S9 

870-1073 

Hannover 

204 

1555s 

20075137 

20011  898 

4  788  520 

10  900  293 

2  289  042 

16021  868 

1074-1102 

Kurhessen 

29 

2049 

2  108  404 

2  095  040 

413177 

I  478  376 

34133 

I  670  863 

1103-1152 

Nassau 

SO 

5276 

2895481 

2  878  148 

737628 

1  176619 

99257 

I  047  578 

1153-1202 

Rheinpreussen 

50 

7514 

9715217 

9  64s  792 

859135 

6  804  1 19 

676  148 

7830717 

Zas.  i.KgT.Preoflsen 

1202 

69799 

62  493  929 

62  195  472 

20  432  084 

30774346 

5780863 

40936737 

1203— 1385,Oberbayem 

183]  12  7u 

9  841  780 

9779079 

7  291  018 

*) 

2  695  791 

4021  137 

1386-1635  Niederbavem 
1536— 1800  Rheinpfalz 
1801-1931  Oberpfalz 
1932—2009  Oberfranken 

150  10  317 

5  828  556 

5800531 

4  757  693 

*) 

2540423 

I  059  895 

265 

16244 

9003792 

8  937  Ol  I 

5887955 

*) 

4495803 

2684899 

131 

8674 

3  243  757 

3  226  823 

2  401  547 

* 

I  031  129 

752  287 

78    49S7 

3  307  141 

3  291  354 

I  361  565 

*) 

1  347  585 

864598 

2010-  2210  Mittelfranken 

201  12359 

14  118  147 

14042446 

1 1  432  757 

* 

7620953 

2  632  022 

2211-2430  Unterfranken 

220|  14214 

9218851 

9117314 

7842989 

*) 

2533268 

550  793 

2431-2549 

Schwaben 

119      9221 

5704879 

5666724 

4625708 

*) 

2  373  333 

I  31069«; 

ZvLB.  i.  Kgr.  Bayern 

1347 

88727 

60  266  903 

59  861  282. 

45  601  232 

•) 

24638285  13876326 

2ööO-2615|Königr.  Sachsen 

66 

3445 

2754987 

2  705  203 

312330 

1572087 

151385'  2050438 

2616— 2777lBaden 

162 

23038 

19667  121 

19483  171 

1051  869 

16078755 

13584712069410 

2778 -3109  Hessen 

332 

33514 

44893375 

44651762 

12857  150 

25  268217 

10033415 

30124375 

3110-3145;Mecklenburg: 

36 

813 

280619 

280173 

76641 

130014 

70640 

115144 

3146—3149 

Oldenburg 

4 

258 

95660 

95647 

48233 

41535 

68220 

66935 

Zus.  i.  d.  5  Staaten 

600 

61  069 

67  691  762 

67215956 

14346223 

43090608 

10  459  507 

44  426  302 

Hanptsiimme  16  Verbände 

3149 

219595 

190452594 

189  272  710 

34  778  307 
456c 

73864954 
1  232 

40  878  655 

99  239  365 

Nur 


sämtliche  Aussenstände  bei  Genossen,    sämtliche    Geschäftseinlagen  der  Genossen 
Anhani^:  ZusammensteUung  der  Statistik  von  nicht  dem  „Allgemeinen 

soweit  diese  bekannt 


Schlesien  (Neisse)  |  121 

Bheinpreussen  fKempen)  210 

Eheinpreuflsen  (Trier)  76 

Württemberg  (Tübingen)  716 

Zusammen  4  Verbände 


II  886 
12260 

4155 
65691 


1123193  992 


8718852 

9  296  686 

2069813 

29615  910 


49  701  261 


8  681  902 

9159630 

2  052  193 

29  449  275 


49  343  000 


7332519 


6  769  732 


(14102251 


6  772411 


7980244») 


1452558*) 


7  980  244;8  244  969 


^  Einschliesslich  der  Geschäftsguthaben  (Kempen). 

")  Nur  Einlagen  bis  zu  100  Mark  werden  als  Spareinlagen  angesehen  (Württemberg). 


aus  Landeömitteln  bewilligt.  —  Jeder  neu 
entstehende  Darlehnskassenverein  kann  aus 
einem  vom  Lande  für  derartige  Zwecke  ge- 
gründeten Fonds  ein  Darlehen  von  höchstens 
2000  fl.  auf  2  Jahre  zu  3^/0  erhalten;  aus 
den  zu  diesem  Zwecke  verfügbaren  Mitteln 
wurden  in  den  Jahren  1895  bis  Mitte  Au- 
gust 1898  587  Darlehen  im  Betrage  von 
774012  fl.  gewährt  und  davon  606297  fl. 
wieder  zurückgezahlt.    Im  Jahre  1898  wur- 


den an  neu  entstandene  Darlehnskassenver- 
eine 5400  fl.  Subventionen  neu  gewährt,  aii 
andere  Genossenschaften  13550  fl.  (davon 
beanspruchten  Lagerhausbauten  einen  bedeu- 
tenden Bruchteil).  —  An  langfristigen  unver- 
zinslichen Darlehen  wurde  pro  1898  12  600  fl. 
gewährt. — Pro  1899  werden  an  Subventionen 
nir  neu  entstehende  Darlehnskassenvereine 
6000  fl.,  für  Subventionierung  land^^irtschaf t- 
licher  Genossenschaften  15  0()0  fl.  und  für  lang- 
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Darlehnskassen  für  1897  (im  Allgemeinen  Verbände). 
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)r  in  1 
mossen 
Rechni 
ten  Gel 

'^«^ 

der  in  1 
Genosse! 
sr  Bechni 
taten  Gel 

tj    OD  »g       • 

Summe 

0 

und  Be- 
trieba- 

gnthaben 
der  Ge- 

(Ein- 
nahme 

der  in 
1897  ein- 

•^c* 

rück- 

nossen 

und 

§•2  fl  S 

gezahlten 

S  ^H 

lagen 
Ende 
1897 

Hark 

Ende 
1897 

Mark 

Ausgabe 

zu- 
sammen) 

Mark 

iai 

i'll 

Mark 

Sparein- 
lagen 

Mark 

Mark 

318  197 

80928 

14514956 

242144 

2  103  170 

184018 

I  200761 

3504312 

30928 

8293 

79106 

10  546  300 

2  659  241 

HO  429 

I  896  632 

58405 

1  107911 

12203 

1540 

59756 

7203008 

984832 

I  003  199 

769  882 

388  296 

786289 

25229 

II  596 

130  662 

8027396 

2528809 

794  230 

— 

331446 

13431 

54365 

214533 

26  345  882 

7  361  124 

— 

5  222  843 

— 

2390390 

. 

1543 

27237 

9  805  226 

2  620  245 

668809 

2280616 

266891 

371  365 

10882 

196459 

170330 

47536481 

8296182 

3  825  035 

7  731  502 

I  439  267 

7  420  107 

63941 

30597 

51592 

3  336  643 

350003 

541  481 

188006 

321809 

910  767 

12405 

55384 

172511 

4832675 

612484 

272  723 

480421 

342  899 

444  345 

17765 

580777 

310319 

26  503  237 

1  578  668 

1580044 

1385515 

920  146 

2  176858 

44092 

1258751 

1296974 

158651  804 

27  133  732 

10  104  890 

20933665 

4938474 

19  443  790 

230  876 

182243 

"2  435 

20  91 1547 

3114123 

*) 

. 

1358415 

38821 

77926 

14  801  520 

2994151 

♦) 

624649 

41493 

425  921 

30393613 

8  163  703 

: 

864471 

24078 

77157 

8313719 

1  438  456 

404607 

33247 

43228 

7563809 

I  118750 

*) 

419  589 

169937 

64939 

21  817  122 

4455166 

*\ 

1  007  521 

289  411 

1 16  203 

14  857  136 

3  460  685 

*) 

213715 

128605 

65227 

13715635 

2  082  026 

*) 

588088 

907835 

983  036 

132374101 

26  827  060 

*) 

5  481  055 

112597 

155404 

12  982  592 

1  032  559 

I  775  950 

910500 

528431 

I  226  802 

22  920 

780337 

I  568  363 

32787174 

1213557 

6  870  795 

I  195  320 

4  820  487 

4474982 

107631 

987216 

I  685  801 

79989341 

13  293  537 

7151559 

13844397 

4362851 

9831345 

196  087 

266 

7880 

1  706  704 

346982 

174172 

331300 

53458 

118  421 

2673 

55'           I  810 

576553 

217022 

43561 

189290 

21  366 

75762 

582 

1 880471     3419258 

128042364 

16  103  657 

16016037 

16  570  807 

9  786  593 

15727312 

329893 

4047057 

5699268 

419068269 

43  237  389 

26  120927 

(37504472) 

(14725067) 

40652157 

(560769) 

26  827  060 

and  sämtliche  Darlehnsgewährungen  an  Genossen  ai 

igegeben  (I 

Jayem). 

Verband''  angeschlossenen  Darlehnskassen-Ve 

rbänden, 

^worden  sind,  für  1897. 

133202 

. 

17786593 

. 

. 

. 

25297178 

, 

4  533 

5  520  029 

, 

800393 

929867 

70025  291 

. 

938128" 

929  867) 

118  629  091 

. 

fristige  unverzinsliche  Darlehen  für  dieselben 
eben&lls  15  000  fl.  in  Aussidit  genommen ;  die 
Höhe  dieser  Ziffer  vdrd  wesentlich  durch  die 
geplante  Errichtung  von  Lagerhäusern  be- 
stimmt 

Aus  der  folgenden  Zusammenstellimg 
der  wichtigsten  Gebarungsergebnisse  der 
niederosterreichischen  Darlehn^assenvereine 
in  den  Jahren  1888—1897  lässt  sich  die  er- 
freoliehe  Entwiekelung  der  Baiffeisenbe- 
▼egung  in  Niederösterreich  erkennen. 

Viele  Darlehnskassenvereine  können  Dar- 
lehen aus  den  ihnen  sehr  reichlich  zufliessenden 


Spareinlagen  geben  (die  Geschäftsanteile  be- 
tragen 3,48^0  der  Spareinlagen)  und  haben  im 
sdl^emeinen  eher  Geldüberfluss.  Der  Zinsfuss, 
welchen  die  Darlehnskassenvereine  für  Sparein- 
lagen geben,  schwankt  zumeist  zwischen  3V9 
und  47^,;  für  Darlehen  werden  4V«  bis  5^/^ 
verlangt.  Fast  die  Hälfte  der  Darlehnskassen- 
vereine (im  Jahre  1897  171  von  400)  gewährt 
eine  Verzinsung  der  Geschäftsanteile  überhauijt 
nicht;  23  verzinsten  die  Geschäftsanteile  mit 
3<>/o,  67  mit  3%  115  mit  4%,  darüber  hinaus 
gingen  zwei  Vereine.  Der  Gesamtumsatz  der  400 
Vereine,  welche  1897  bestanden,  belief  sich  auf 
17  Millionen  Gulden.  Der  auf  ein  Mitglied 
von  1890  bis  incl.  1897  entfallende  Haftbetrag, 
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Jahr 

Anzahl 

der 
Vereine 

Anzahl 
der 

Mitglie- 
der 

Stand  der 
Geschäfts- 
anteile 

SUnd  der 

Spar- 
einlagen 

Stand  der 
Darlehen 

Gesamt- 
umsatz 

Rein- 
gewinn 

Stand 
der 
Reserve- 
fonds 

fl. 

fl.    i    fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 

i6 
:6 

ii 

ii8 

171 
244 
291 
352 
400 

438O 

678 
2006 
3463 
5  474 
8174 

12347 
17040 
21  642 
27724 
32967 

7159 
21  070 
35402 

56791 
82  226 

117  133 
156905 
192  786 

231  343 

265  628 

26030 

169815 

370  248 

738  784 

I  214474 

I  983  299 

3  067  264 

4490  161 

6005  712 

7  628  483 

31896 
155006 
307  572 
546  045 

904587 
I  465  945 
2203  146 

3304909 

4  663  446 

5  875  334 

144553 

621  921 

I  071  714 

2188330 

3214216 

5  126822 

7486825 

10932482 

13  992  914 

17  054  614 

1355 
3486 
4190 
6269 
12362 

14345 
29124 
24497 
35369 
41  615 

1355 

4841 

8317 

13521 

23381 

35012 

•  57067 

76996 

106  935 

141  948 

1888-1897 

61764391 

incl. 

^)  Im  September  1899  waren  456  Darlehnskassenvereine  in  Wirksamkeit. 


abgesehen  von  den  eingezahlten  Geschäftsan- ' 
teilen,  betrug  68,  78,  93,  96,  106,  131,  147  und ; 
157  n. ;  die  Steigerung  erklärt  sich  aus  der  j 
Zunahme  des  Geschäftsumsatzes  und  beweist  die  ' 
günstige  Entwickelung  der  Vereine.  | 

Die  Bewegung  ist  hier  in  vollem  Flusse 
und  in  guten  Bahnen ;  sie  ist,  als  die  erste 
in  Oesterreich,  tj^pisch  gewoixien  für  andere , 
Länder.  Die  Fördening  der  Bewegung  ist  eine  ] 
sehr  energische,  aber  nicht  über  das  Mass| 
des  Zulässigen  hinausgehend;  Welleicht  kann  j 
man  den  Zinsfuss  der  Landesanlehen  zu  nie- ' 
drig  finden.  Die  Hoffnung,  dass  die  inOester- 
reidi  blühenden  Sparkassen  den  Darlehns- 
kassenvereinen  sich  als  Kreditquelle  zur  Ver- 
fügung stellen  werden,  hat  sich  leider  nicht  im 
wünschenswerten  Ausmasse   erfüllt,  obwohl 
die  Verbindung  zwischen  Sparkassen  und  Dar- 
lehnskassenvereinen  eine  natui-gemässe  und  für 
beide  Teile  segensreiche  genannt  werden  muss. 

Die  niederösterreichischen  Dai-lehns- 
kassenvereine  sind  insgesamt  unter  Inter- 
vention von  Landesbeamten  begründet;  im 
Jahre  1898  wurde  ein  Landesbureau  für  Ge- 
nossenscliaften  begründet,  dessen  Mitglieder 
infolge  der  mächtigen  Entwickelung  des  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaftswesens  in 
Niederösterreich  trotz  A-oUer  Hingabe  an  ihre 
Aufgabe  den  an  sie  gestellten  Anforderungen 
nicht  genügen  können.  Die  Revisionen  wer- 
den ebenfalls  durch  (5)  Landesbeamte  voll- 
zogen; das  Land  hat  pro  1898  zu  diesem 
Zwecke  abermals  7000  fl.  bewilligt,  doch 
wii*d  ein  Beiti^  zu  den  gewaltig  anwachsen- 
den Revisionskosten  seitens  des  Vereins  (5^/o 
vom  Reingewinne)  gewünscht  und  wohl  auch 
erreicht  werden. 

AlsQeldausgleichs-  und  Geldbeschaffungs- 
stelle hat  bisher  das  niederösten-eichische 
Landesobereinnehmeramt  gedient.  Doch 
zeigte  sich  bald  die  Begründung  einer  Cen- 
tralkasse   als   unerlässlich    und   wurde  die 


Aktivienuig  einer  »nioderösteiTeiclüsclioii 
Genossenschaftii-Centralkasse^,  e.  G.  m.b.  H«, 
im  August  1 898  thatsächlich  vollzogen ;  diese 
hatte  Mitte  September  1899  über  5  MLUioneu 
Gulden  Einlagen  imd  700000  fl.  Kredite. 
Ausserdem  wurde  ein  allgemeiner  Verl  »and 
ländlicher  Genossenschaften  in  Niederöster- 
reich  *e.  G.  in.  b.  H.«  b(»gTündet  imd  traten 
demselben  1898  als  Mitglieder  bei  die  Dar- 
lelinskassen-Land  es  verbände  von  Nieder-  und 
Oberösterreich,  Deutsch-Tirol  und  Vorarlberg, 
Böhmen,  Mähren  und  Sdilesien.  Der  Beiti-a^ 
der  Mitglieder  (Landesverbände)  wurde  mit  1 
fl.  jährlich  für  jede  dem  Landesverbände  ai^o- 
schlossene  Genossenscliaft  festgesetzt.  Das 
vorläufig  aufgestellte  Verbandsbudget  weist 
Ausgaben  per  fl.  4000  auf ;  nach  Abzug  der 
Beiträge  der  Landesverbände  per  fl.  120<\ 
verbleibt  ein  Rest  von  fl.  2800,  zu  doss*:^n 
Deckung  der  Staat  einen  entsprechenden 
Beitrag  zu  leisten  sich  bereit  erklärt  hat. 
Der  allgemeine  Verband  landwirtschaftlicher 
Genossenschaften  in  Oesterreich  hat  neben 
der  Förderung  der  Darlehnskassenvereino 
und  der  Funktion  als  Geldausgleichs-  und 
Geldbeschaffungsstelle  die  weitere  Aufgabe 
übernommen,  die  Entwickelung  des  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaftswesens  über- 
haupt zu  fördern  und  als  Centralstelle  für 
dieselben  zu  fungieren,  den  Ein-  und  Ver- 
kauf der  landwirtschaftlichen  Produkte  dieser 
Genossenschaften  für  dieselben  vorzunehmen. 
Melirere  Getreideverkaufs-  und  eine  Obst- 
verwertungsgenossenschaft sind  bereits  be- 
gründet, mit  dem  k.  k.  Kriegsministerium 
haben  die  Verhandlungen  wegen  Getreide- 
verkaufes an  die  Kriegsverwaltimg  durch  die 
Genossenschaften  bereits  ein  günstiges  Resul- 
tat zu  Tage  gefördert;  als  Centralstelle  für  die 
lokalen  Winzei-genossen  Schäften  besteht  das 
»niederösterreichische  Winzerhaus«.  Femer 
bestehen   12    landwii-tschaftliche   Genossen- 
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<cbaften  mit  Lagerhausbetrieb  und  20  andere 
landwirtschaftliche  Genossenschaften. 

Seit  1898  erscheint  das  „Landwirtschaftliche 
GtTK^senachaftsblatt  für  Niederösterreich",  als  Or- 
£ran  der Dahrlehnskassen vereine  nach  System Rai£f- 
^isen.  der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften 7 
der  niederösterreichischen  Genossenschafts-Cen- 
tralkasse,  des  allgemeinen  Verbandes  ländlicher 
Genossenschaften  in  Niederöaterreich  und  der 
C^nosäenschaften  „niederösterreichisches  Winzer- 
hans" und  ,. niederösterreichische  Molkerei". 

In  Oberösterreich  wurden  durch  den 
Landesausschiiss  seit  18S9  bis  Ende  Dezember 
1^98  152  sti'eng  nach  Raiffeisenschen  Grund- 
-^alzen  eingerichtete  Darlehnskassenvereine 
mit  14047  ilitgliedern  ins  Leben  gerufen. 

Dieselben  weisen  fl.  171636  Geschäftsanteile 
auf,  fl.  179800  Anlehen,  fl.  4  823  435  Sparein- 
lagen (die  Geschäftsanteile  machen  etwa  3,5  ^/o 
der  Spareinlagen  ans);  sie  haben  Darlehen  ge- 
geben per  fl.  3699  670,  Umsatz  iin  Jahr  1»97 
1  8266879,  Reservefonds  fl.  96  627.  Die 
Verzinsung  der  Einlagen  bei  den  Darlehns- 
kassenveremen  erfolgt  zn  3 — 47ot  Darlehnszins- 
fuss  zwischen  3*/«  nnd  4Vf— ö^'o-  Sämtliche 
l darlehnskassenvereine  werden  durch  Beamte  des 
Landesausschnsses  revidiert.  Bisher  bildete  die 
oberGsterreichische  Landeshypothekenanstalt  die 
iTeldausgleichsstelle ;  seit  dem  Beitritte  des  ober- 
üsterreichischen  Verbandes  zum  allgemeinen  Ver- 
bände landwirtschaftlicher  Genossenschaften  in 
Oesterreich  wird  diese  Funktion  durch  die  Cen- 
tnlgenoesenscbaftskasse  dieses  Verbandes  besorgt 
werden. 

In  Salzburg  bestanden  1897  21  Dar- 
lehnskassenvereine   mit    1840    Mitgliedern. 

Gewährte  Kredite  fl.  174  669,  Geschäftsanteile 
i  8450.  Spar-  und  Eontokorrenteinlagen  fl. 
186  893,  Keservefonds  fl.  506,  unverteilter  Rein- 
iftwinn  fl.  1329.  Der  Landtag  fördert  nnd  tlber- 
vacht  die  Darlehnskassenvereine.  Zinsfuss  für 
Spareinlagen  3,68«/o,  für  Darlehen  4,ö<>/o. 

In  Steiermark  begann  die  Bewegung 
für  die  Raiffeisenschen  Darlehnskassenvereine 
breite  1888,  nahm  aber  erst  seit  1894  wirk- 
lichen Aufschwung. 

Ende  1897  bestanden  112  Darlehnskassen- 
Tereine  mit  7  391  Mitgliedern;  pro  1896  haben 
47  Vereine  ihre  Jahresabschlüsse  vorgelegt,  20 
«iaron  haben  Ende  1896  das  erste,  18  das  zweite 
nnd  9  das  dritte  Geschäftsjahr  abgeschlossen. 
Sie  weisen  4  201  Mitglieder  auf,  Spareinlagen 
per  fl.  381 Ö03,  Geschäftsanteile  fl.  19141  (5^0 
«ler  Spareinla^n),  gegebene  Darlehen  (einschl. 
in  laufender  Rechnung)  fl.  348853.  Die  von 
den  Mitgliedern  eingezahlten  Geschäftsanteile 
nnd  Spareinlagen  per  fl.  475000  überschreiten 
die  Somme  der  von  den  Mitgliedern  schuldigen 
I^arleben  um  fl.  20000,  ein  Beweis  für  das  Ver- 
trauen der  Bevölkerung'  zu  den  Darlehnskassen- 
vereinen;  die  durch  Minorenne  und  Dienstboten 
{Tf machten  Einlagen  nehmen  stetig  zu.  Anlehen 
«p?  dem  Landesfonds  erhielten  bereits  101  Ver- 
Hne  im  Betrage  von  fl.  160775;  die  verzins- 
lichen Anlehen  per  fl.  140 100  in  Beträgen  von 
.KOO--2000  fl.,  die  unverzinslichen  per  fl.  20  675 
10  Betlägen  von  durchschnittlich  fl.  200  per 
>  erein. 

In  Kärnten  begann  die  Bewegung  1889 ; 


Ende  1896  bestanden  42  Darlehnskassenver- 
eine; im  Jahre  1897  wiirden  12  Vereine 
neu  begründet,  üeber  die  letzteren  liegen 
dermalen  noch  keine  Daten  vor. 

Die  erwähnten  42  Vereine  haben  3275  Mit- 
glieder, Spareinlagen  fl.  408906,  Geschäftsan- 
teile fl.  42  764  (über  10%  der  Spareinlagen), 
gegebene  Darlehen  fl.  383  712,  Reservefonds  fl. 
11 246,  Rückgezahlte  Darlehen  fl.  175 152,  Ge- 
samtumsatz fl.  1436  345.  Im  Durchschnitte 
werden  für  Einlagen  4%  gegeben  und  für  Dar- 
lehen 5%  genommen. 

25  von  den  bestehenden  54  Vereinen  ge- 
hören zu  dem  »Verbände  der  kärntnerischen 
Spar-  und  Darlehnskassenvereine  nach  Sys- 
tem Raiff eisen  in  Klagenfurt«.  Eine  selbst- 
ständige Centralkasse  besteht  nicht,  bisher 
hat  der  Kärntener  Landesausschuss  über 
Beschluss  des  Landtages  diese  Funktion  teil- 
weise übernommen.  Ueber  den  Beitritt  des 
Verbandes  zum  allgemeinen  Verbände  land- 
wirtschaftlicher Genossenschaften  in  Oester- 
reich  ist  noch  kein  Beschluss  gefasst. 

Fürden  deutschen  Teil  Krains  stehen 
nur  wenig  Daten  zur  Verfügung. 

1894  bestanden  6  Darlehnskassenvereine  mit 
864  Mitgliedern.  Spar-  und  Kontokorrentein- 
lagen fl.  135  742,  Geschäftsanteile  fl.  5443,  Re- 
servefonds fl.  1 711 ,  unverteilter  Reingewinn 
fl.  521,  gewährte  Kredite  fl.  88843. 

Im  slovenischen  Teile  von  Krain  be- 
standen 1808  35  Darlehnskassenvereine,  für 
30  derselben  liegen  Rechnungsabschlüsse  vor. 

Dieselben  umfassen  5  612  Mitglieder,  Spar- 
einlagen fl.  1006531,  Geschäftsanteile  fl.  8978 
(nicht  ganz  1%  der  Spareinlagen),  Anlehen  fl. 
189047,  gewährte  Darlehen  fl.  1019656,  Re- 
servefonds fl.  10  672. 

Im  italienischen  Teile  des  Küsten- 
land e  s  ist  die  Bewegung  für  die  Darlehns- 
kassenvereine aUerneuesten  Datums  (1896); 
es  bestehen  8  Darlehnskassenvereine. 

Spareinlagen  fl.  28562,  aufgenommene  An- 
lehen 14  784,  gewährte  Darlehen  36  862.  Ge- 
schäftsauteile smd  keine  ausgewiesen.  Zinsfuss 
für  Einlagen  zwischen  3^9  und  4%,  für  Dar- 
lehen 5— 5'/«%,  Anlehen  werden  zu  4  und  4  V/o 
aufgenommen.  Der  Schriftführer  erhält  60  fl. 
jährlich,  der  Zahlmeister,  der  zugleich  Mitglied 
des  Vorstandes  ist,  bekommt  kein  Honorar.  Ein 
Verband  oder  eine  Centralkasse  bestehen  nicht. 

Im  slovenischen  Teile  des  Küsten- 
landes bestehen  zumeist  Schulze-Delitzsch- 
Vereine  mit  beschränkter  Haft,  Raiffeisen- 
kassen  bestehen  5,  davon  3  in  Wirksamkeit. 

Diese  gewährten  1896,97  über  fl.  30000 
an  Darlehen,  hatten  beiläufig  ebensoviel  Spar- 
einlagen und  nahmen  etwa  12000  fl.  Anlehen 
auf.  Geschäftsanteile  sind  nicht  ausgewiesen. 
In  Görz  besteht  seit  1898  eine  Kooperativ-Ge- 
nossenschaft  mit  unbeschränkter  Haftung;  Nä- 
heres ist  nicht  bekannt  geworden. 

In  Deutschtirol  sind  der  Landes- 
kulturrat und  der  Landtag  eifrig  bemüht, 
die  Raif feisenbewegung  zu  fördern,  und  dies 
geschieht    auch  mit  giT)ssem  Erfolge.    Die 
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Raiffeisenvereine  wurden  1888  in  Deutsch- 
tirol eingeführt,  und  es  bestanden  Mitte  1898 
170  Darlehnskassenvereine  mit  etwa  11  310 
Mitgliedern.  1891  wurde  der  sämtliche 
Darlehnskassenvereine  Deutschtirols  um- 
fassende Anwaltschaftsverband  gegründet, 
1894  eine  Centralkasse  der  Raiffeisenvereine 
ins  Leben  gerufen,  welcher  anfangs  1898 
103  Darlehnskassenvereine  angehörten. 

Die  Centralkasse  der  dentschtirolischen  Dar- 
lehnskassenvereine hatte  1897  einen  Gesamtum- 
satz von  fl.  2  672  777;  Einlagen  der  Mitglieder 
fl.  661180,  Geschäftsanteile  fl.  20400,  Wert- 
papiere fl.  311 100,  gewährte  Darlehen  fl.  63790. 
l>ie  Einlagen  werden  in  der  Centralkasse  mit 
3*/4%  verzinst,  für  die  Darlehen  werden  4V4°/o 
verlangt.  Im  Jahre  1896  hatten  die  dentsch- 
tirolischen Darlehnskassenvereine  fl.  2  501274 
Einlachen  und  4  574069  fl.  Spareinlagen;  an 
Darlenen  gewährten  sie  fl.  1408250:  der  Ge- 
samtgeldumsatz bezifferte  sich  auf  10  296  424  fl., 
die  Reservefonds  incl.  der  Reingewinne  beliefen 
sich  auf  52  410  fl.  Die  Zinsspannung  zwischen 
Einladen-  und  Darlehnszinsfuss  betrug  im  all- 
gemeinen 0,4—1%,  bei  48  Vereinen  ^/b%.  Trotz 
der  Begründung  des  Anwaltschaftsverbaudes  hat 
das  Land  Tirol  in  Form  von  Subventionen  noch 
immer  einen  Teil  der  Eevisionskosten  getragen ; 
dieselben  betrugen  bis  zum  Jahre  1894  jährlich 
fl.  1500,  1895  und  1896  je  fl.  1200  und  1897 
fl.  2000,  für  1898  sind  ebenfalls  fl.  2000  bewilligt. 
Nebstdem  sind  im  tirolischen  Landesbudget  bis 
zum  Jahre  1897  alljährlich  fl.  3000,  für  1897 
und  1898  noch  fl.  2200  zu  Gründungsbeiträgen 
für  die  in  Deutschtirol  sich  bildenden  Darlehns- 
kassenvereine ausgeworfen,  welche  Gründungs- 
beiträge zuerst  im  Maximum  fl.  250  betrugen, 
seither  aber  auf  fl.  150  reduziert  wurden.  Durch 
diese  bedeutende  materielle  Unterstützung  seitens 
des  Landes  Tirol  wurde  die  Einbürgerung  der 
Darlehnskassenvereine  in  Tirol  wesentlich  ge- 
fördert und  beschleunigt. 

In  Italienisch-Tirol  bestanden  Mitte 
1898  70  Raiffeisensche  Darlehnskassenver- 
eine, ausserdem  108  Konsumgenossenschaften 
(Ein-  und  Verkauf).  Es  besteht  als  Ver- 
band »la  federazione  delle  casse  nirali  e 
dei  sodalizi  cooperativi«  für  Italienisch-Tirol. 

In  Vorarlberg  bestanden  Ende  1896 
über  50  Darlehnskassenvereine,  49  davon  leg- 
ten Bericht  über  ihre  Geschäftsgebarung  vor. 

Diese  49  Darlehnskassenvereine  hatten  Ende 
1896  5242  Mitglieder  und  hatten  einen  Gesamt- 
umsatz von  fl.  4 152  832.  Die  Spareinlagen  be- 
zifferten sich  auf  fl.  1081691,  die  gewährten 
Darlehen  auf  fl.  1299141,  für  landwirtschaft- 
liche Bedarfsartikel  wurden  ausgegeben  fl.  26 184, 
der  Reservefonds  betrug  fl.  10464.  Die  Summe 
der  Geschäftsanteile  war  1895  6559  fl.;  der 
Einlagezinsfuss  zwischen  3  und  4^0»  für  Dar- 
lehen zwischen  47*  und  4*/4®,'o,  in  seltenen  Aus- 
nahmsfällen 5%.  Seit  1895  besteht  ein  Ver- 
band der  Vorarlberger  Raiffeisenkassen.  Dem- 
selben gehörten  1896  24  Darlehnskassenvereine 
an;  er  gewährt  für  Einlagen  3V/o  und  giebt 
den  Vereinen  Darlehen  zu  474^/...  Derselbe 
hatte  Ende  1897  fl.  3310  Geschäftsanteile,  fl. 
695876  in  laufender  Rechnung;  Wertpapiere 
besass  derselbe  für  fl.  49  840,  Ausstände  an  Mit- 


glieder in  laufender  Rechnung  fl.  61750,  bei 
Banken  fl.  35  344,  Einladen  der  Mitglieder  in 
laufender  Rechnung  fl.  158603.  Auch  der  Vorarl- 
berfi'erverband  ist  Mitte  1898  dem  allgemeinen 
Verbände  der  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaften in  Oesterreich  und  damit  auch  der 
Centralkasse  dieses  Verbandes  beigetreten. 

In  Böhmen  bestanden  gegen  Ende  1897 
316   Darlehnskassenvereine,   davon    173    in 
deutschen   und   143   im   czechischen    Teile 
des  Landes.    Die  Propagierung  der  Vereine 
begann  von  deutscher  Seite  durch  den  »deut- 
schen   landwirtschaftlichen    Centralverband 
in  Prag«,  Ende  1887  imd  1888.    Von  1888 
bis  1892  wurden  in  Deutschböhmen  12  Dar- 
lehnskassenvereine begründet;   von    diesem 
Zeitpimkte   an   nahm   die   Aktion   ein    Jeb- 
hafteres  Tempo  an  infolge  der  Unterstützung 
durch  den  Landtag.    Im  czechischen   Teile 
des  Landes  kam  die  Begründung  der  Ver- 
ebe   erst   seit   etwa   1895   in   Fluss.     Der 
Landtag  bewilligte  den  neubegründeten  Dar- 
lehnstawsenvereinen  zur  Deckung  der  ersten 
Einrichtungskosten,   nach  dem  Muster   von 
Mederösterreich,    den   Betrag    von  je    250 
fl.  als  unverzindiches  Darlehen;  wenn  der 
Reservefonds   eine    gewisse   Höhe    erreicht 
hat   oder  der  Verein  sich  auflöst,   ist   das 
Darlehen    zurückzuzahlen.      Von    1898    an 
wurde  das  unverzinsliche  Darlehen  per  Ver- 
ein auf  200  fl.  herabgesetzt.    Infolge  dieser 
Unterstützungen  hob  sich  die  Zalü  der  Dar- 
lehnskassenvereine  von    12   im  Jahre   1892 
auf  316  Ende  1897;   im   ersten  Halbjahre 
1897  wurden  nicht  weniger  als  52  Darlehns- 
kassenvereine begründet.     Bis  1898  wurden 
zu  diesem  Zwecke  aus  Landesmitteln  60  000 
fl.  bewüligt.    Anfang  1895  wurde  der  »Cen- 
ti'alverband    der    deutschen   landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften  Böhmens«  begründet 
zum  Zwecke   der  Revision   und  des   (xeld- 
ausgleiches;    letztere   Funktion   wurde    von 
der  Landesbank   des  Königreiches  Böhmen 
übernommen.     Diesem   Verbände   gehörten 
Ende  Oktober  1897  152  Darlehnskassenver- 
eine an;  ausserhalb  desselben  verblieben  21 
deutsche  Darlehnskassenvereine  ^    126   Ver- 
eine standen  mit  der  Geldausgleichsstelle  in 
Verbindung.    Nach  dem  Muster  dieses  Ver- 
bandes bildete  sich  ein  Verband  der  czechi- 
schen landwirtschaftlichen  Genossenschaften, 
welcher  Ende  1897  90  Darlehnskassenvereine 
umfasste;   53  meistens  neubegründete  cze- 
chis(^he   Vereine   hatten   sich    damals   dem 
Verbände  noch  nicht  angeschlossen.    Diese 
Verbände    sind    Genossenschaften    mit    be- 
schränkter   Haftpflicht.      Seit    1896    erhält 
jeder  dieser  Verbände  per  Jahr,  insbesondere 
zur   Durchführung   der   Verbandsrevisionen 
und  ziun  Zwecke  der  Belehrung  über  Ge- 
nossenschaftswesen je  fl.  1000,  so  dass  seit 
1894  bis  1898  der  Kaiffeisenbewegung  aus 
Landesmitteln  der  Betrag  von  fl.  66000  zu- 
gewendet wurde 
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Bei  den  d8  deutschen  Darlehnskassenvereinen, 
welche  Ende  1896  wirklich  in  Thätigkeit  waren, 
betrogen  die  Spareinlagen  fl.  1429488,  die  6e- 
echäftaanteile  fl.  77670  (etwa  öVa'/o  der  Spar- 
einlagen), Reservefonds  n.  11347,  die  gewährten 
Darläen  fl.  1226732,  an  augenbUcklich  unver- 
wendeten  Beträfen,  welche  bei  Kreditanstalten 
oder  in  Wertpapieren  angelegt  waren  fl.  192920, 
die  Anlehen  ü.  22099.  Die  Geschäftsanteile 
wurden  bei  fast  einem  Drittteüe  dieser  Vereine 
gsi  nicht  verzinst,  bei  45  mit  4%,  bei  den 
übrigen  zwischen  3  und  S'U^Iq;  der  Sparein- 
lagenzinsfuss  betrug  zumeist  zwischen  3  74  und 
i\,  der  Darlehnszinsfuss  zwischen  4V2®/o  nnd 
5«V  die  Spannnnfif  zwischen  Vt  ^^^  1%-  —  Für 
1896  liegen  Abschlüsse  von  141  Darlehnskassen- 
Tereinen(deatsch  nnd  czechisch)vor.  Den  Stand  der 
Spareinlagen  and  Einlagen  in  laufender  Kech- 
nusg  betrag  fl.  1678957,  der  Geschäftsanteile 
11.  100454,  Anlehen  fl.  44629,  Reservefonds  fl. 
12549,  gewährte  Darlehen  fl.  1528954. 

Seit  November  1896  bis  Ende  Oktober  1897 
wnrdeu  dnrch  Vermittelung  des  deutschen  Gen- 
tralverbandes  der  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaften bei  der  Landesbank  für  Böhmen  als 
GeldansgldchsteUe  bei  Darlehen  seitens  der 
Darlehnskassenvereine  eingezahlt  fl.  291 958,  zu- 
rückgezogen fl.  164007,  und  der  Einlagenstand 
betrug  Ende  Oktober  1897  fl.  127951;  an 
Darleben  wurden  seitens  der  Landesbank  an  die 
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egeben  fl.  193071,  von 
.  89023,  somit  Ende 
Oktober  1897  ein  Darlehnsstand  bei  der  Landes- 
bank von  fl.  104047.  Der  czechische  Verband 
fungiert  erst  seit  Juli  1897  und  hatte  Ende 
November  97  nur  einen  Einlagenstand  von  fl. 
37695  und  einen  Darlehnsstand  von  fl.  20713. 
—  Der  deutsche  Centralverband  ist  bemüht,  die 
Frage  der  Konvertierung  hochverzinslicher 
Hypothekarforderungen  in  Fluss  zu  bringen, 
und  lehnt  sich  in  dieser  Richtung  an  die  Aktion 
an,  welche  diesbezüglich  der  Centralverband  der 
deutschen  landwirtschaftlichen  Kreditgenossen- 
schaften Mährens  und  Schlesiens  begonnen  hat. 
Die  Raiffeisenaktion  in  Mähren  ist  fast 
ausschliesslich  im  »Centralverband  der  deut- 
schen landwirtschaftlichen  Genossenschaften 
Mährens  und  Schlesiens  in  Brunn«  konzen- 
triert. Ende  1898  iimfasste  der  Verband  164 
Darlehnskassenvereine  niit  14018  Mitglie- 
dern, Mitte  1899  bestanden  184.  Die  Be- 
wegung ist  seit  1892  lebhafter  geworden, 
bis  dahin  waren  seit  1886  7  Vereine  be- 
gründet worden.  Der  mährische  Landtag 
gewährt  erst  seit  allerneuester  Zeit  eine  Sub- 
vention von  1000  fl.;  die  Vereine  erbalten 
zur  Bestreitung  der  ersten  Einrichtungskosten 
unverzinsliche  Darlehen  von  150  fl. 


Die  164  Darlehnskassenvereine  hatten  1898  einen  Gesamtumsatz  von  10935866  fl.,  gegen 
das  Jahr  ISdl  eine  Steigerung  um  20,3  <^/o.    Die  wichtigsten  Betriebsergebnisse  dieser  164  Darlehns- 


1897         1898 

fl.  fl.  fl.  fl. 

I  282  860  I  724  159  I  915  466  2  247  669 

538339     747662  I  010  728  1254026 

1169599  1646983  1622754  I  618  997 

449  697      701  754     726  954  i  032  340 


ka<»envereine  in  den  letzten  5  Jahren  zeigt  folgende  Zusammenstellung: 

1893        189Ö         1896 
fl. 

Spareinlagen 547  726 

Kückgezahlte  Spareinlagen 162914 

Gewahrte  Darlehen 568  457 

E&ckgezahlte  Darlehen 212790 

Einlagenstand  mit  Jahresschluss 661853  2001  151  3093126  3948814  5042575 

Darunter  Einlagen  von  Arbeitern  und  Dienstboten       84  965     243  041     344  480     472  770     604  989 

Darlehensstand  mit  Jahresschluss 614228  i  801  331  2920555  37325644422974 

Die  als  Geldausgleichs-  und  Geldbeschaffungsstelle  wirkende  Centralkasse  wies  folgende 
üms&tze  auf: 

Es  betrugen  bei  der  Centralkasse:  1893 

fl. 
Die  Spareinlagen  der  Verbandskassen  ....    87  280 
Bückgezahlte  Spareinlagen  an  die  Verbandskassen    1 6  950 

Darlehen  an  die  Verbandskassen 72  350 

Böckgezahlte  Darlehen  an  die  Verbandskassen      7  855 
Konvertienmgsvorschüsse  an  Mitglieder  ...       — 
Böckgezahlte  Konvertierungsvorschüsse    ...       — 

Mit  Jahresschluss  betrugen : 

Die  Spareinlagen 70  330 

Die  Darlehen       64  494 

Die  Konvertierongsvorschflsse — 

Die  Hehrzahl  der  Kassen  gewährte  für  Spareinlagen  4^/^,  verlangte  für  Hypothekar- 
darlehen 4%  %  und  fftr  Personaldarlehen  5  °/o ;  die  Centralkasse  verzinst  die  Einlagen  der  Ver- 
bandsvereine mit  4%  und  gewährt  denselben  Darlehen  zu  478%. 

Durch  Vermittelung  des  Centialverbandes  wurden  auch  für  den  Landwirt  wichtige 
Produkte  bezogen.  Die  folgenden  Ziffern  geben  über  den  Umfang  dieser  Bezüge  Aufschluss 


in 

i  den  Jahren: 

1896 

1896 

1897 

1898 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

502  896 

797  276 

823  838 

I  123  154 

343  478 

567  467 

676981 

771446 

324  220 

501  400 

689  495 

660  879 

221  491 

310638 

521  209 

585  144 

26041 

145  918 

102  548 

83755 

— 

70632 

66155 

168661 

359  926 

589  735 

736  592 

1  088  300 

251  792 

442553 

610840 

686  574 

26041 

101  327 

137  719 

52813 

Diese  Aktion  ist  gewiss  eine  der  wichtig- 
sten für  die  laüdwirtschaftliche  Bevölkerung ; 
es  ist  zu  hoffen,  dass  dieselbe  nicht  nur  m 
Böhmen,  semdein  auch  in  anderen  Ländern 
Nachahmung  finden  werde.  Die  Kosten  der 
Konvertierung  fallen  nicht  in  die  Wagschale, 


da  die  Zinsenerspamis  eines  einzigen  Jahres 
die   gesamten   Aonvertierungskosten   deckt. 

üeber  die  Entwickelung  der  slavischen 
Darlehnskassenvereine  in  Mähren  sind  Daten 
bisher  nicht  veröffentlicht  worden. 

In   Schlesien    waren   Ende    1896   53 
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Bezeichnung  der  Ware 


Herbst  1896 


1897 


Meter- 
Centn. 


Wert 


kr. 


Meter- 
Centn. 


Wert 


fl.      kr. 


1898 


Meter- 
Centn. 


Wert 


kr. 


I.  Semester  1899 


Meter- 
Centn. 


Wert 


fl. 


kr. 


Zn.samineii 


Meter- 
Centn. 


Wi 


fl. 


Kunstdünger      .    .    . 
(Chilisalpeter,     Super 
phosphat,  ThomasphoS' 
phatmehl^  Kainit  etc.) 

Kupfervitriol      .    .    . 

Kohle 

Kraftfuttenbittel    .    . 
(Sesam-  u.  Eapskuchen, 
Kleie,  Malzkeime  und 
Mais) 

Viehsalz    .  •  .    .    .    . 

Saatgut     

(Getreide^Wicke,  Klee-, 
Gras-  und  Leinsamen) 

Landwirtschaftl.  Maschi 
nen  und  Geräte 

Leinenwaren ,      Decken, 
Säcke     ..... 

Seifen ,    Schmiermateria- 
lien, Petroleum  u.  a, 


4403     9 


)875i6 


483;     7 
200      1 


87651 
07656 
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I  109  40 


91178 


549.73 


15042 


195 

26247 

1616 


1380 
356 


37878 


4971 
20901 

7914 


7  554 
6762 


5918 

968 

g243 


17 


29632 


84  124 


108  2  545 

36  808       36  497 

3317        21467 


I  420 

112\ 


8127 
5661 


26  190 


158 

^55 
2015 


810 
95 


5669574    75267       191  5 


9  224  92 


2419.24 

15  22l'6l 
II707JO3 


4  289  80 
3  070' 16 


877728 


461 

54693 

7148 


9  9 
804 
42  I 


591 
3520 


29 


I  347  69 


63 


3610     i    i99j 
698*2     16  6< 


24  0( 

15S 

76Ö 


Zusammen  |  16221    20561I14   44836]  9511135I  71  397V« '7^  72°i'6   29 423I 108  536j93|i6i  877* .,  39692 

Die  Bestrebungen  des  Verbandes,  die  Konvertierung  hochverzinslicher  Hypo- 
theken zu  föi-dern,  haben  bereits  erfreuliche  Resultate  zu  Tage  gefördert.  Dieselben  er- 
geben sich  aus  folgender  Zusammenstellung: 


Jahr 


1895 
1896 
1897 


43 
41 
36 
25 


Dar- 
lehnshe- 
trag  in 


Hiervon  ent- 
fallen auf 
Konvertie- 
rungen 


Davon  waren 


Anstalts- 


Privat- 


Forderungen 


Gulden  österreichischer  Währung 


238500 
141  600 

132450 
97  100 


192  509,70 
94  404,09 
68  141,52 
67  870,56 


92  277,41 
51085 
58936,68 
43046,10 


Summa  145  609650  422925,87  244445,19 
Darlehnskassenvereine  in  einen  Verband 
(e.  G.  m.  b.  H.)  vereinigt;  sie  umfassten 
3385  Mitglieder. 

lin  Jahre  1896  hatten  dieselben  Spareinlagen 
von  861164,30  fl.,  Geschäftsanteile  31604,41  fl. 
(3,6^/0  der  Spareinlagen),  Anlehen  von  70480  fl., 

fegebeue  Darlehen  804892  fl. ,  Reservefond 
321,54  fl.,  Gesamtumsatz  1936193,26  fl.  Die 
bestehende  Centralkasse,  welche  sich  auf  die 
Österr.-ungar.  Bank  stützt,  hat  im  Jahre  1896 
an  Darlehen  gewährt  108  670  fl.,  erhielt  2  250  fl. 
Geschäftsanteile  und  VüS  147  fl.  Einlagen  ihrer 
Mitglieder;  im  ganzen  besass  sie  5015  fl.  Ge- 
schäftsanteile und  hatte  77608  fl.  Darlehen  aus- 
stehen. Der  schlesische  Landtag  gewährte  den 
Darlehnskassenvereinen  3%  Kredit  bis  zum 
Höchstbetrage  von  1000  fl.  pro  Verein  und 
unterstützte  insbesondere  den  Centralverband 
einerseits  durch  Subventionen  bis  zu  1000  fl. 
pro  Jahr  für  Erhaltungskosten  sowie  durch 
Eröffnung  eines  Kredites  bis  zu  12000  fl., 
damit  der  Verband  aus  diesem  Fonds  den  Dar- 
lehnskassenvereinen Darlehen  gewähren  konnte. 
Durch  die  Anlehnung  an  die  österr.-ungar. 
Bank  und  seit  Mitte   1898  durch  den  Beitritt 


100232,29 

43319,09 

9  204,«4 

24  824,46 


Zinsfuss 


nach 


der  Konver- 
tierung in  7o 


4Va-6 

4\'2-8 

4-6 

4—7 


Hierdurch 
bedingtes 
Ersparnis 
der  Zinsen 
pro  Jahr 


Kosten 
der  Kon- 
vertie- 
rung 


Gulden  öst.  Währ. 


2681,76 

I  149,17 

756,44 

797,82 


2  135,50 
1444 
862 

958,50 


177580,68  5385,19     5400,00 

des  Verbandes  zum  allgemeinen  Verband  der 
landwirtschaftlichen  Genossenschaften  in  Oester- 
reich  und.  dessen  Centralkasse  dürfte  die  Be- 
schaffung der  Fonds  für  die  Darlehnskassen- 
vereine keine  Schwierigkeiten  mehr  bereiten. 

In  G a li z i e n  ißt  die  Raiffeisenbewegung 
noch  in  den  Anfängen  und  sind  Daten  hie- 
rüber schwor  erhältlich.  Von  1891 — 94  sind 
9  Darlehnskassenvereine  begründet  worden. 
In  der  Bukowina  bestehen  Mitte  1898 
4  Darlehnskassenvereine,  2  sind  in  Errich- 
tung begriffen. 

Die  Raiffeisenschen  Darlehnskassenvereine 
sind  in  Oesterreich  neuestens  durch  die 
Steuer-undGeb  Uhren  gesetzgebung 
begünstigt  worden.  Durch  G.  v.  25.  Ok- 
tober 1896  Nr.  220  und  Erlässe  des  k.  k. 
Finanzministeriums  sind  die  Darlehnskassen- 
vereine für  erwerb-  und  rentensteuerfrei 
erklärt  und  haben  dieselben  lediglich 
die  1^/2  prozentige  Rentensteuer  zu  be- 
zahlen von  den  Zinsen  der  Spareinlagen; 
Zinsen  der  Einlagen  in  laufender  Rechnung, 
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der  in  laufender  Rechnung  geführten  An- 
leheo  und  die  Zinsen  der  Geschäftsanteile 
sind  rentensteuerfreL  Bezüglich  der  letz- 
teren wurde  erklärt,  dass  auch  die  Empfänger 
derselben  die  Rentensteuer  hiefiir  nicht  zu 
kiahlen  haben.  Die  von  den  Zinsen  der 
Spareinlagen  zu  leistende  Rentensteuer  wäre 
nach  dem  Gesetze  dem  Empfänger  derselben 
bei  Auszahlung  dei'selben  abzuziehen.  Da 
die  Sparkassen  diese  Rentensteuer  aus  Eige- 
nem tragen,  werden  auch  die  Darlehnskassen- 
vereine  den  gleichen  Vorgang  einhalten.  Sie 
kömien  dies  umso  leichter,  als  diuxjh  G.  v. 
11.  Februar  1897  Kr.  57  die  bisher  von 
diesen  Spareinlagen  zu  entrichtende  2pro- 
zentige  Gebühr  aufgehoben  wurde. 

Ziifolge  Erl.  Fin.-Min.  v.  22.  April  1899 
Z.  50 047  ex  98  wiu-de  anerkannt,  dass  die 
Empfangsbestätigungen  über  Spareinlagen 
imd  Zinsen  von  Spareinlagen  jener  Darlehns- 
kassenvereine ,  welche  nach  dem  nieder- 
r-sterreichischen  Musterstatute  konstituiert 
sind,  gebührenfrei  sind. 

Durch  das  Reichsgesetz  vom  1.  Juli  1889 
Nr.  91  wurde  bestimmt,  dass  die  Schuld- 
scheine bei  den  Darlehnskassenvereinen  nur 
'len  Wechselstempel  zu  tragen  brauchen. 
Der  niedrige  Stempelsatz  tritt  aber  auch  bei 
Wediseln  nur  ein,  wenn  die  Laufzeit  sechs 
Monate  nicht  übersteigt,  daher  sind  auch 
Schuldscheine,  welche  auf  länger  als  sechs 
Monate  lauten,  mit  dem  nornialen  Stempel 
nach  Skala  II  zu  versehen.  Urkunden  über 
Hypothekardarlehen  sind  nicht  begünstigt. 
Die  Empfangsbestätigungen  dieser  Vereine 
nber  von  ihren  Mi^liedern   gezahlte  Dar- 


lehnszinsen  oder  rückgezahlte  DiEirlehns- 
summen  in  den  Mitgliederbüchern  sind  eben- 
falls für  gebührenfrei  erklärt  worden ;  ebenso 
sind  die  Bestätigungen  von  Spareinlagen  in 
den  Einlagebüchern  stempelfrei.  Korre- 
spondenzen der  Darlehiiskassenvereine  mit 
den  öffentlichen  Behörden,  ausser  dem  ge- 
richtlichen Verfahren,  sind  portofrei,  was 
insbesondere  wegen  des  lebhaften  Verkehres 
dieser  Genossenschaften  mit  den  Landes- 
ausschüssen von  Wichtigkeit  ist. 

Auch  in  der  ungarischen  Reichs- 
hälfte haben  die  Dariehnskassenvereine 
festen  Fuss  gefasst.  Die  ungarischen  Dar- 
iehnskassenvereine unterscheiden  sich  von 
den  Raiffeisenschen  Vereinen  strenger  Ob- 
servanz dadurch,  dass  die  Zahl  der  Mitglieder 
eine  ziemlich  beträchtliche  ist,  häufig  über 
300  pro  Verein;  im  Jahre  1898  ist  cUe  auf 
den  Verein  entfallende  Mitgliederzahl  im 
Durchschnitt  gesunken,  weil  die  Zahl  der 
Dariehnskassenvereine  in  den  Koraitaten,  aus- 
serhalb des  Komitates  Budapest,  gestiegen 
ist;  weiter  gewähren  die  Vereine  Darlehen 
gegen  Wechsel.  Sie  legen  grösseren  Wert  auf 
die  Geschäftsanteile,  haben  keine  so  bedeu- 
tenden Summen  aus  Spareinlagen  zur  Verfü- 
gung wie  die  österreichischen  oder  die  deut- 
schen Dai'lehnskassenvereine ;  da  sie  in  einem 
Centralverbande  stehen,  so  beziehen  sie  neben 
Geschäftsanteilen  und  Spareinlagen  bedeuten- 
de Summen  für  ihren  Betrieb  von  dem  Cen- 
tTEdverbande.  Im  Jahre  1898  bestanden  465 
dem  »Centralverbande  vaterländischer  Ge- 
nossenschaften« angehörende  Dariehnskassen- 
vereine ;  dieselben  weisen  folgende  Ziffern  auf : 
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Mit- 
glieder 


Darlehen  gegen 
Wechsel!  I^Sl^, 


Spar- 
einlagen 


Geschäftsanteile 
gezeich- 1  einge- 
net      {    zahlt 
Gulden 


Darlehen 
vom  Cen- 
tralver- 
bande 


serve- 
fonds 


Ge- 
winn 


Im  Romitat  Pest 
Aa»erhalb  Pe«t 


92 
373 


32528 
69587 


2947  138I2867611 
468709612  729  517 


I  704623 
I  010591 


I  985  880 
3473157 


I  361  539 
I  672614 


2  676  i6i 
4386159 


149204 
148  46g 


125  014 
121650 


Ziisammen|465|io2  1 15 


763423415597  128 


2  715  21415  459037 


3034153 


7  062  320:297  672 


246  664 


Ausserdem  bestehen  in  Siebenbürgen 
seit  1886  Glitte  1899  77  Dariehnskassen- 
vereine mit  mehr  als  5000  Mitgliedern;  in 
Verhindung  mit  diesen  Vereinen  stehen  5 
Keliereigenossenschaften  und  eine  Genossen- 
i^chaft  ziu*  Anschaffung  landwirtschaftlicher 
ilaschinen  und  Geräte.  Die  Vereine  beruhen 
j^  ganzen  und  grossen  auf  Raiffeisenschen 
Grundsätzen,  doch  arbeiten  sie  zumeist  mit 
W'echseln,  gewähren  auch  Nichtmitgliedern 
Darlehen,  wenn  von  Mitgliedern  keine  Ge- 
suche vorhegen;  sie  erheben  von  den  Nicht- 
»itgliedem  1%  Pro\-i8ion  extra.  Ihre  finan- 
zielle Stütze  haben  sie  in  der  Hermannstädter 


Bie  Barlehnskassenvereine  sind  zusammen- 
gcnloMeii  m  den  ^Verband  Raiffeisenscher 
^»«nossoigchaften    als    Genossenschaft".      Der 


Eechnungsabschluss  von  67  Darlehnskassenver- 
einen weist  Ende  1898  folgende  Ziffern  auf: 
4752  Mitglieder  (71  per  Verein),  Darlehen  gegen 
Wechsel  fl.  783265,  gegen  Schuldschem  fl. 
622  478;  Spareinlagen  £  649  993,  Geschäftsan- 
teile fl.  67  507  (über  10%  der  Spareinlagen), 
Anlehen  bei  der  Hermannstädter  Sparkasse  fl. 
575  339,  Reservefonds  fl.  47  265. 

Durch  G.A.  XXHI  v.  11.  Juli  1898  wurde 
ein  Genossenschaftsgesetz  für  Ungarn  samt 
Nebenländern  erlassen.  Unter  dasselbe  fallen 
alle  jene  Genossenschaften,  welche  aus  der 
gleichzeitig  emchteten  Landes-Centralkredit- 
genossenschaft  in  Budapest  Darlehen  beziehen 
wollen.  Genossenscliaften,  welche  von  dieser 
Möglichkeit  keinen  Gebrauch  machen  wollen, 
können  nach  wie  vor  auf  Grund  des  Handels- 
gesetzes vom  Jahre  1875  ins  Leben  gerufen 
werden» 
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Nach  dem  1898  er  Genossenschaftsgesetze 
dürfen  Genossenschaften  ihre  TMtigkeit  nicht 
über  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  ausdehnen, 
ebensowenig  über  ihren  territorialen  Bezirk. 
Dieser  darf  nur  mehrere  Gemeinden,  die  aber 
jedenfalls  aneinander  grenzen  müssen,  um- 
fassen, wenn  diese  zu  demselben  oder  einem 
benachbarten  Kreisnotariat  gehören.  Mit- 
glieder können  Personen  werden,  welche  im 
Genossenschaftsbezirke  wohnen;  Geschäfts- 
anteile lauten  auf  Namen,  Maximalbetrag 
100  Kronen,  Maximalverzinsung  5%,  der 
5  ®/o  übersteigende  Gewinn  fällt  dem  Reserve- 
fonds zu.  Haftung  der  Genossenschaften  ist 
nicht  imbeschränkt,  sondern  geht  gewöhnlich 
bis  zum  fünffachen  Nennwerte  der  gezeich- 
neten Geschäftsanteile,  doch  kann  statutarisch 
auch  Haftung  bis  zum  zehnfachen  festgesetzt 
werden. 

Ordentliche  Mitglieder  der  neuen  Landes- 
Centralkreditgenossenschaft  sind  Genossen- 
schaften, welche  dem  neuen  Gesetze  entspre- 
chend gebildet  wurden.  Geschäftsanteile  min- 
destens lOOOKronen ;  Eintragungin  dasFirmen- 
register  erst  dann  zulässig,  wenn  Geschäfts- 
anteile von  mindestens  einer  Million  Kronen 
eingezahlt  sind.  Haftung  für  den  fünffachen 
Betrag  der  Geschäftsanteile;  Dividende  im 
Maximum  4%.  Die  Centralkasse  hat  das 
Recht,  verzinsliche  und  tilgbare  Obligationen 
zu  emittieren  unter  KontroDe  der  Regierung. 
Der  Staat  übernahm  Geschäftsanteile  per 
eine  Million  Kronen.  —  Das  Vorbild  dieser 
Centralkasse  hat  offenbar  die  preussische 
Central-Genossenschaftskasse  abgegeben.  Die 
Siebenbürgischen  Genossenscharten  bleiben 
auf  dem  73  er  Handelsgesetze  begründet  und 
schhesscn  sich  der  ungarischen  Centralkasse 
nicht  an.  —  Abgesehen  von  der  in  diesen 
Normen  vorgesehenen  staatlichen  Beihilfe 
und  der  beschränkten  Haftpflicht  legen  diese 
gesetzlichen  Vorschriften  mehrere  Raiffeisen- 
sche  Grundsätze  legislativ  fest,  so  insbe- 
sondere die  Kleinheit  des  Bezirkes  und  Be- 
gi^nzung  der  Verzinsung  der  Geschäftsan- 
teile, und  schützen  die  Genossenschaften 
auch  durch  Beschränkung  ihrer  Thätigkeit 
auf  die  Mitglieder  vor  Ausschreitungen. 

b)  Sonstiges  Ausland.  In  Italien 
bestehen  dermalen  über  900  Darlehnskassen- 
vereine.  Der  ersteDarlehnskassen verein  wurde 
im  Jahre  1883  in  Loreggia  gegründet ;  Ende 
Mai  1890  bestanden  125  Darlehnskassen ver- 
eine, welche  auf  Initiative  des  Abgeordneten 
Dr.  Wollemborg  ins  Leben  gerufen  wur- 
den; in  Padua  kommt  ein  Genossenschafts- 
organ für  die  Darlehnskassenvereine  heraus, 
»La  cooperazione  rurale«.  Die  Vereine  ar- 
beiten mit  Wechseln  und  gewähren  die 
Darlehen  bis  auf  2  Jahre,  manchmal  auf  5 
Jahre  und  sogar  darüber,  doch  siud  die 
längerfristigen  Darlehen  seltene  Ausnahmen. 
Spareinlagen  werden  verzinst  mit  3— 4V2®/o, 


für  Anlehen  müssen  sie  4 — SVg^/o  bezahlen, 
für  Darlehen  verlangen  sie  6%;  Verwal- 
tuiigskosten  äusserst  gering,  Verband  un- 
mittelbar bevorstehend.  Ausserdem  sind  seit 
1892  bis  Mitte  1898  über  800  katholische 
Darlehnskassenvereine  gegründet  worden 
(Don  Luigi  Cerutti  in  Parma);  Gebarungs- 
abschlüsse liegen  nicht  vor.  Dem  An- 
scheine nach  will  die  italienische  Regie- 
rung gegen  die  politische  Agitation  dieser 
Genossenschaften  Mittel  ergreifen  und  soll 
mit  Auflösungen  vorgegangen  werden. 

In  Frankreich  wira  die  Propaganda 
für  die  Darlehnskassenvereine  durch  die 
(1893  begründete,  katholische)  »Union  des 
caisses  rurales  et  ouvrieres  fran^aises*,  eine 
Genossenschaft  mit  unbeschränkter  Haftung-, 
an  deren  Spitze  M.  D.  Louis  Durand  (Lyon) 
steht,  betrieben.  Mitte  1898  waren  '704 
Kreditgenossenschaften  uis  Leben  gjerufen, 
fast  ausschliesslich  nach  System  Kaiffeisen 
für  die  bäuerliche  Bevölkerung.  Ende  1897 
wurden  dieselben  zur  Zahlung  der  Paten- 
steuer verhalten,  was  einen  Abfall  auf  etw^a 
460  Genossenschaften  zur  Folge  hatte.  Nach- 
dem die  Genossenschaften  ihre  Statuten 
entsprechend  geändert  hatten  und  jetzt  von 
der  Patensteuer  frei  sind,  dürfte  die  Bewe- 
gung sich  weiterhin  günstig  entwickeln.  — 
Neben  der  »Union«  propagiert  das  »Centre 
F6d6ratif  du  credit  populaire*  das  Genossen- 
schaftswesen, doch  beschränkt  sich  das 
»Centre«  nicht  auf  Raiff eisenvereine,  sondern 
fördert  Genossenschaften  verschiedener  Sys- 
teme. Die  Angaben  über  die  von  dieser 
Assoziation  begründeten  Genossenschaften 
schwanken  sehr  bedeutend ;  es  dürften  etwa 
60—80  Raiffeisenvereine  ins  Leben  gerufen 
worden  sein. 

Von  den  durch  die  „Union"  aktivierten 
Darlehnskassenvereinen  haben  Mitte  1897  317 
Kassen  Thätigkeitsberichte  pro  1896  veröffent- 
licht. Sie  zählen  8648  Mitglieder  (etwa  28 
Mitglieder  pro  Kasse),  sind  also  sehr  klein; 
der  Totalumsatz  beziffert  sich  mit  2,3  Millionen 
Francs,  Darlehen  an  die  Mitglieder  920591 
Francs,  Depots  über  1  Million  Francs ;  Zinsf ass 
für  die  Einlagen  zumeist  3%,  für  Darlehen  zu- 
meist 4<*/o,  Totalertrag  7443  Francs,  Verlast 
405  Francs. 

In  der  Schweiz,  wo  einzelne  Versuche 
gemacht  wurden,  die  Raiffeisenschen  Dar- 
lehnskassenvereine einzubürgern,  ist  dies 
nicht  gelungen  und  dürfte  zunächst  kaum 
gelingen,  weü  in  der  Schweiz  ziemlich 
viele  Spar-  und  Leihkassen  bestehen,  welche 
dem  ländlichen  Kreditbedürfnisse  zu  ent- 
sprechen bemüht  sind.  Im  »Verband  land- 
wirtschaftlicher Genossenschaften  von  Bern 
und  benachbarter  Kantone«  bestehen  2  Dar- 
lehnskassenvereine. 

Auch  in  England  haben  die  Dai'lehns- 
kassenvereine  bisher  wenig  Anklang,  gefun- 
den ;  die  wenigen  Darlehnskassenvereine  be- 
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stehen  eigentlich  mir  auf  dem  Papier.  We- 
sentlich günstiger  lie-gen  die  Verhältnisse 
in  Irland,  wo  auch  der  Volkscharakter 
dieser  Einrichtung  mehr  entgegenkommt. 
Als  Förderer  der  Raiffeisenschen  Ideeen  sind 
zu  bezeichnen  Mr.  Henry  W.  Wolff,  Yor- 
sitzender  des  Centralausschiisses  der  Inter- 
nationalen genossenschaftlichen  Allianz  in 
London,  und  das  Parlamentsmitglied  Mr. 
H.  C.  Plunkett,  Gnlnder  und  Vorsitzen- 
der der  Irish  Agricultmral  Oi*ganisation 
Society.  In  Irland  entstehen  viele  Darlehns- 
ka^envereine,  imd  die  massgebenden  Per- 
sonen befilrchten  fast  zu  rasches  Vorgehen. 
Fs  galt  legislative  Schwierigkeiten  zu  über- 
winden, um  den  Reservefonds  streng  unteil- 
bar zu  machen  und  den  Darlehnskassenver- 
einen  die  Mittel  der  Friendly  societies  zu- 
gänglich zu  machen.  Ein  Gesetz,  welches 
Mr.  Plunkett  beantragt  hatte,  machte  beides 
möglich.  In  British-Columbia  hat  die 
Regierung  ein  Gesetz  zur  Annahme  gebracht, 
lim  eine  Art  von  Kaiffeisenvereinen  zu  stände 
zu  bringen.  Die  Regierung  will  die  ersten 
Fonds*  vorschiessen,  die  Haft  der  Mitglieder 
soll  sich  auf  1500  Dollars  erstrecken,  doch 
dürfen  nicht  mehr  als  1000  Dollars  geliehen 
w(^en  und  bestehen  keine  Geschäftsanteile, 
ilan  kann  hier  nicht  mehr  von  Raiffeisen- 
vereinen  sprechen.  In  Westindien  ar- 
l^'itet  Dr.  Le  Reece  energisch  unter  den 
^'egem  auf  Barbados  für  die  Genossen- 
scfcaftsidee;  wie  es  scheint,  sind  die  dortigen 
Bewohner  nicht  ohne  Verständnis.  —  Der 
gegenwärtige  Minister  für  Indien,  Lord 
George  Hamilton,  ist  der  Idee  der  Raiff- 
eisenkassen  geneigt  und  hat  dem  Sr.  Wm. 
Wedderbum,  welcher  im  Parlament  für 
diese  Sache  eifrig  thätig  ist,  die  Unter- 
stQtzung  der  Regierung  zugesagt,  sobald 
der  geeignete  Zeitpunkt  ^kommen  sein 
^ird.  Man  erhofft  Erfolge  m  Indien.  Auch 
in  Südaustralien  wird  an  der  Propagierung 
genossenschaftlicher  Ideeen  eifrig  gearbeitet, 
üeberblickt  man  die  Gnindsätze  und  'Er- 
folge  der  Darlehnskassenvereine,  so  ergiebt 
sifh,  dass  dieselben  für  die  Befriedigung 
des  Bedürfnisses  der  Landwirte  nach  Per- 
sonalkredit  die  geeignetsten  genossenschaft- 
lichen Oi]ganisationen  sind,  dass  sie  auf 
8ozialiK)litisch  äusserst  beachtenswerten  Ge- 
danken beruhen  und  man  dieselben  daher 
ebensosehr  vom  ökonomischen  als  vom  so- 
zialen Gesichtspunkte  aus  als  eine  höchst 
wertvolle  und  der  Förderung  würdige  Er- 
rungenschaft bezeichnen  muss.  In  neuester 
Zeit  haben  sich  die  Gegensätze  auf  dem 
Gebiete  der  Kreditorganisation  für  die  mitt- 
leren nnd  kleinen  Landwirte  einigermassen 
abgeschliffen;  bei  dieser  für  die  Genossen- 
schaftssache erfreulichen  Thatsache  darf 
aber  gerade  hier  festgestellt  werden ,  dass 
zwar  an  manchen  Oi-ten  Darlehnskassenver- 


eine ins  Leben  gerufen  werden,  welche  von 
dem  Urbilde  derselben  einigermassen  ab- 
weichen, dass  aber  gerade  die  entscheiden- 
den Grundideeen  der  Raiffeisenschen  Organi- 
sation durchgedrungen  sind  und  andere  Or- 
ganisationen bestimmend  beeinflusst  haben. 

Litteratnr;  Dieselbe  ist  so  reichhaltig,  dass  wir 
nur  einige  wichtigere  Publikationen  herausheben 
wollen :  F.  W.  Raiffeisen,  Die  Darlehnskassen- 
vereine, in  Verbindung  mit  Konsum-,  Verkaufs-, 
Winzer-,  Molkerei-,  Viehrersicherungs-  etc.  Ge- 
nossenschaften, als  Mittel  zur  Abhilfe  der  Not 
der  ländlichen  Bevölkerung,  4.  Aufl.,  1883.  — 
Derselbe,  Kurze  Anleitung  zur  Gründung  von 
Darlehnskassenvereinen,  zugleich  üebersicht  iiber 
deren  Einrichtung  und  Organisation,  9.  Aufl., 
I884.  —  Seit  1879  erseheint  in  Neuwied  das 
»landw.  GenossenschaflsblaUn  als  Organ  der 
Darlehnskassenvereine,  in  den  letzten  Jahren  der 
nNefiwieder  Raiffeisen-Kalendern  von  Dr.  Martin 
Fassbender.  —  Kraus,  Die  Raiffeisenschen 
Darlehnskassenvereine  in  der  Bheinprovinz,  1876 
(in  43  000  Exemplaren  verbreitet).  —  Löll,  Die 
Darlehnskassenvereine  Raiffeisens,  £.  Aufl.  — 
Beck,  Die  ländliche  Kreditnot  u.  die  Darlehns- 
ka^senvereine  im  Regierungsbezirke  Trier,  1875. 
—  Marchet,  Zur  Organisation  des  landwirt- 
schaftlichen Kredites  in  Oesterreich,  1876.  — 
Derselbe,  Der  Kredit  des  Landwirtes,  1878.  — 
Langsdarff,  Ländl.  Kredit-  u.  Konsumvereine, 
1871.  —  MArhlin,  Die  ländlichen  Darlehns- 
kassenvereine, ein  Heilmittel  ««r  Bekämpfung 
des  Wuchertums,  1880.  —  Wuttig,  Ad.,  Friedrich 
Wilhelm  Raiffeisen  und  die  nach  ihm  benannten' 
ländlichen  Darlehnskassenvereine ,  ein  Weck-  u. 
Mahnruf  an  alle,  dis  unser  Volk  lieb  haben, 
3.  Aufl.  —  I>.  H,  Thiel,  Zur  Genossenschafls- 
bewegung.  —  A.  von  Oyörgy,  Die  Mängel 
der  Kreditorganisation  des  Kleingrundbesitzes 
(Referat  zu  dem  im  Jahre  1886  in  Budapest  ab- 
gehaltenen landwirtsch.  Kongresse).  —  M,  Fas8~ 
bender  u.  Kirchent,  Die  ländlichen  Spar-  u. 
Darlehnskcusefwereine  nach  Raiffeisen,  2.  Aufl., 
1890.  —  F.  Schtnid,  Die  Genossenschaftssysteme 
von  Schulze-Delitzsch  und  Raiffeisen,  1888.  — 
Stefan  Richter,  Der  landunrtschafüiche  Kredit 
und  die  Spar-  und  Darlehnskassenvereine  nach 
F.  W.  Raiffeisen  im  Vergleiche  zu  den  Vorschuss- 
und  Kreditvereinen  nach  Schulze-Delitzsch,  1888 
(für  Böhmen).  —  Derselbe,  Böhmens  Kredit- 
organisationen, mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  ländlichen  Spar-  und  Darlehnskassenvereine 
nach  F.  W.  Raiffeisens  System,  1897.  —  Woh- 
lemborg,  La  prijna  cassa  eooperativa  di  pres- 
tito  secondo  la  sistema  Raiffeisen,  1883.  —  Der~ 
selbe.  Statuta  modello,  proposito  a  guida  deüe 
banche  popolari  nuove,  1883.  —  Derselbe,  Les 
caisses  rurales  italiennes  (anlässlich  der  Pariser 
Ausstellung  1889).  —  E,  Le  Barbier,  he  credit 
agrieole  en  Allemagne,  suivi  de  Vitude  des 
comptabüitis  les  plus  prScises  et  les  plus  daires, 
usities  dans  les  associations  rurales  de  credit 
mutuel  de  l* Allemagne  et  d'Autriche,  1889.  — 
P.  X.  Boan,  Bijdrage  tot  de  kennis  van 
Duitsch  Landbouwcrediet,  1890.  —  tfahrbtich  des 
aUgem.  Verbatides  der  deutschen  landw.  Genossen- 
schaften, Offenbach  a.  Main  (jährlich).  —  Art. 
n Darlehnskassenvereinen  von  Prhr,  v,  d,  Cfoltz 
im    n  Wörterbuch  der  Volkswirtschc^fta  herg.   von 
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Ihr.  L.  Elster,  Bd.  I,  S.  SSQff.  —  Schriften  des 
Ver.  f.  Sozialpolihk,  Bd.  7S  bis  incl.  76  mit  Be- 
richten über  den  Personalkredü  d.  ländlichen  Klein- 
gj^ndbesitzes  in  Deutschland  und  Oesterreich 
lind  Verhandlungen  der  im  September  1897  zu 
Köln  a.  Eh.  abgehaltenen  Generalversammlung 
des  Ver.  f.  Sozialpol.  (über  ländlichen  Personal- 
kredit, Bd.  76,  S.  1S7—S48).  —  Ferd.  Schmid, 
Di^  Fortschritte  der  Raiffeisenkassen  und  die 
bisherigen  Ergebnisse  ihrer  Gebarung  (Statistik 
für  Oesterreich  in  »Statist.  Monatsschriftu,  Wien 
1S97,  4.  u.  5.  Heft).  —  Jferselbe,  Materialien 
zur  Kenntnis  des  Personalkredites  der  Klein- 
grundbesilzer  und  Kleingewerbetreibenden  (Son- 
derabdruck a.  d.  Statist.  Monatsschrift,  Wien 
1898).  —  Henry  W,  Wolff,  People's  Banks, 
and  record  of  social  and  economic  success, 
London  2.  Aufl..  1896  (sehr  verbreitet).  —  JDer^ 
seihe,  Village  Banks  (auch  ins  Wallisische  Über- 
setzt). —  Ertl^I/lchtf  Das  landw.  Genossen- 
schaftswesen in  Deutschland,  Wien  1899.  —  Zti 
erwähnen  ist  schliesslich  die  Streitlitteratur  über 
die  Darlehnskassenvereine,  weim  dieselbe  heute 
auch  nur  litierarhistorisches  Interesse  besitjsL  — 
Nöllf  Die  ländlichen  Darlehnskassenvereine  in 
der  Jiheinprovinz  (sog.  System  Raiffeisen),  187 'i. 

—  Ad,  Heldf  Di-e  Darlehnskassenvereine  in 
der  Rheinprovinz  (Arbeiterfreund  187 S).  —  Die 
Gegenschriften  gegen  Nöll  von  Capaun-Kar- 
lowa  (teils  selbständig  erschienen,  teils  in  der 
rheinischen  Wochenschrift  für  Land-  und  Forst- 
wirtschaft und  in  der  Neuwieder  Zeitung,  1873). 

—  Schulze^Delitzsehf  Die  rheinischen  Dar- 
lehnskassenvereine (Vortrag  auf  dem  deutschen 
Genossenschaftstage  in  Bremen  1874)-  —  Dagegen 
Capaufi'Karlowa  in  der  Netiwieder  Zeitung, 
1874.  —  SchuUe^Delitzsch,  Den  Raifeisen- 
sehen  Darlehnskassenvereinen  zur  Verständigung, 
1877.  —  Von  besonderer  Bedeutung  ist  der  »Be- 
richt der  Enquetekommission  über  die  Raiffeisen- 
schen  Darlehnskassenvereinen,  1875  (erstattet  von 
Prof.  Nasse),  dazu  nBemerkungenu  von  NoU,  1876. 
Ih\  TJieodor  Kraus,  Geschichte,  Statistik  und 
Beschreibung  der  ländlichen  Genossenschaften 
Raiffeisenscher  Organisation.  Im  Auftrage  der 
Generalanwaltschaft  ländlicher  Genossenschaften 

für  DeutscKUind  zu  Neuwied  herausgegeben,  1899. 

Q,  Marchet, 


Davanzati,  Bemardo, 

geb.  am  30.  VII.  1529  in  Florenz,  gest.  am 
29.  III.  1606.  Zuerst  lebte  er,  nachdem  er  sich 
selbständig  gemacht,  als  Kaufmann  in  Lyon 
und  sieddte  später  in  gleicher  Eigenschaft 
nach  Florenz  über,  wo  er  sich  nebenbei  mit 
philologischen  und  historischen  Studien  (er  über- 
setzte den  Tacitus  in  das  Italienische  und 
schrieb  „Scisma  d'Inffhilterra")  sowie  mit  Wein- 
und  Baumzucht  (vgl.  seine  Schrift:  „Coltiva- 
zione  toscana'^,  s.  u.)  beschäftigte. 

Davanzati  (oder  richtiger  Davanzati-Bosti- 
chi,  wie  er  sich  auf  dem  Titel  zweier  seiner 
Schriften  nennt)  hinterliess  1)  eine  Schrift 
Staats  wissenschaftlichen  Inhalts:  Lezione  delle 
monete  (Florenz)  1588;  dasselbe,  2a  ed.,  Padua 
1750^  dasselbe,.  Neudruck  u.  d.  T.:  „Scrittori 
classici  italiani  dl  economia  poUtica,  parte  an- 
tica,  tom.  II,  Mailand  1804;  hinterliess  2)  eine 


Schrift  juristischen  Inhalts:  Notizia  de'  cambi, 
Florenz  1638,  welche  sich  an  den  Doktor  der 
Rechte  M.  Giulio  del  Caccia  wendet  und  Be- 
lehrungen über  Wechselrecht  und  Wechselver- 
kehrsusancen  enthält.  Davanzati  veröffentlichte 
ferner  die  historische  Schrift:  Scisma  d'Inghil- 
terra,  Rom  1602;  dasselbe,  Neudnick  u.  d.  T. 
Scisma  dlnghil terra  con  altre  Operette,  Florenz 
1638;  dasselbe,  Neudrucke  Padua  1727  and 
Mailand  1807.  Er  ist  4)  der  Verfasser  einer 
Abhandlung  landwirtschaftlichen  Charakters : 
La  coltivazione  toscana  delle  viti  e  d'alcuni 
arbori,  welche  mit  zwei  Schriftchen  ähnlichen 
Inhalts  aus  der  Feder  der  Sign.  Soderini  und 
Giachini  in  Florenz  1600  gedruckt  wurde. 

In  erstgenannter  Schrift,  mit  der  wir  es 
hier  nur  zu  thnn  haben,  ,.Lezione  deUe  (nicht 
sulle)  monete"  (vgl.  editio  princeps)  stellt  er  das 
gemünzte  Gold  und  Silber  als  Instrumente  dar, 
mittelst  deren  die  Menschen  Preis  und  Umsatz 
aller  käuflichen  Dinge  regeln  und  will  er  den 
ihnen  beigelegten  Wert  als  einen  konventio- 
nellen und  keineswegs  natürlichen  anerkannt 
haben.  Wörtlich  lautet  diese  Definition;  ^oro, 
ariento,  o  rame  coniato  dall  pubblico  a  piaci- 
mento,  fatto  dalle  genti  prezio  e  misnra  delle 
cose  per  contrattarle  agevolmente^  (^Grold,  Silber 
und  Kupfer,  geprägt  von  dem  Publikum  nach 
Gefallen  (Konvenienz),  hergestellt  von  den  Völ- 
kern zum  Kennzeichen  des  Preises  und  Masses 
der  Gebrauchsgüter,  um  diese  leicht  zu  verhan- 
deln). Später  folgt  sein  berühmter  Satz :  „Ogni 
Stato  ha  biso^o  di  una  certa  quantitä  di  mo- 
neta  che  rigiri,  come  ogni  corpo  di  sangue,  etc.", 
worin  er  den  Geldumlauf  innerhalb  eines  Staats- 
wesens mit  der  Blutcirkulation  im  menschlichen 
Körper  vergleicht  —  und  zwar  32  Jahre  früher, 
als  Harvey  mit  seinem  Blutkreislaufgesetze  an 
die  Oeffentlichkeit  trat.  Hieran  reiht  Davan- 
zati, ausgehend  von  den  einzehien  Phasen  des 
Geldumlaufs,  seine  Ausführungen  über  die  Geld- 
verschlechterung, welche  sich  nach  ihm  nicht 
nur  durch  Verteuerung  der  wichtigsten  Ge- 
brauchsartikel fühlbar  macht,  welche  infolge 
des  erschütterten  Vertrauens  des  Publikums  zu 
dem  minderwertig  gewordenen  Zahlungsmittel 
auch  auf  Handel  und  Wandel  lähmend  einwirkt, 
mit  dem  unausbleiblichen  Ruckschlage  auf  die 
sich  vermindernden  Staatseinnahmen. 

Gegen  die  irrtümliche  Rubrizierung  Davau- 
zatis  unter  die  Merkantilisten  legt  Hüdebrand 
auf  S.  9  seiner  ,.  Nationalökonomie  der  Gegenwart 
und  Zukunft",  Frankfurt  a.  M.  1848,  Protest  ein. 

Vgl.  über  Davanzati:  Custodi  als  Heraus- 
geber des  betreffenden  Bandes  der  Scrittori 
classici  italiani  di  economia  politica,  Mailand 
1804.  —  ü.  Gobbi,  Economia  politica  negli  scrit- 
tori del  secolo  XVI -XVII,  Mailand  1889,  S.  öO, 
159/60,  242/44.  —  Lexis,  Bemardo  Davanzati,  in 
H.  d.  St.  1  Aufl.,  Bd.  II,  S.  916.  Jüippert 


Dayenant^  Charles^ 

geb.  in  London  1656,  gest.  am  6.  XI.  1714  als 
Generalinspektor  der  Einfuhr  und  Ausfuhr, 
wozu  er  1705  von  der  Königin  Anna  ernannt 
wurde. 

Er  veröffentlichte   von   staatswissenschaft- 
lichen   Schriften   in   Buchform:   An   essaj   on 
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vaTs  and  means  of  supplyiDg  the  war,  London 
IGßb.  —  An  essay  on  tne  East  India  trade  in 
a  letter  to  the  Marquis  of  Normanby,  London 
1697.  —  An  essay  on  the  probable  methods  of 
making  the  people  gainers  in  the  balance  of 
trade,  London  1699.  —  Reflections  upon  the 
Constitution  and  the  management  of  the  trade 
to  Africa,  London  1709.  (Vorstehende  Schriften 
erschienen  anonym.)  Die  Ausgabe  seiner  Ge- 
»amtwerke  führt  den  Titel:  The  political  and 
commercial  works  of  Charles  Davenant.  Col- 
lected  and  revised  by  Sir  Ch.  Whitworth,  ö  vols., 
London  1771. 

An  eine  günstige  Handelsbilanz  (vgl.  seine 
vorstehende  &hrift  von  1699)  stellt  Davenant 
die  Anforderung,  dass  der  üeberschuss  der  Bi- 
lanz der  Höhe  der  Staatsausgaben  entsprechen 
mnss,  welche  der  Stand  des  jeweiligen  Natio- 
nalvermögens znlässt.  Soviel  Gewicht  er  übri- 
gens auf  eine  günstige  Bilanz  legt,  so  sehr 
Echatzt  er  die  Freiheit  des  Verkelu»,  die  er 
selbst  auf  die  Gefahr  hin  nicht  eingeschränkt 
sehen  möchte,  dass  die  Bilanz  einmal  etwas 
weniger  befriedigend  ausfällt  als  gewöhnlich. 
In  dem  Konkurrenzkampfe  der  ostindischen 
Handelskompagnie  (vgl.  seine  vorstehende  Schrift 
Ton  1697)  mit  den  Seiden-  und  Baumwollfabri- 
kanten Englands  verteidiget  Davenant,  im  Inte- 
resse des  englischen  Zwischenhandels,  die  Ein- 
fuhr der  indischen  Calicos.  Obwohl  ein 
Anhänger  des  Merkantilsystems,  legt  er  der  an- 
haltenden Einfuhr  von  Edelmetallen  in  an  und 
für  sich  reiche  Länder  keinen  Wert  bei.  Er 
charakterisiert  das  Geld  als  „servant  of  trade^, 
dann  aber  auch  als  eine  Macht  im  Staatsleben, 
indem  die  Leute,  welche  das  meiste  Geld  haben, 
durch  dasselbe  in  das  Parlament  eindringen  und 
die  Gesetzgeber  spielen. 

Vgl.  über  Davenant:  Dictionary  of  national 
biography.  —  Röscher,  Geschichte  der  englischen 
Volkswirtschaftslehre,  Leipzig  1851.  —  Lexis, 
Charles  Davenant,  in  H.  d.  St,  1.  Aufl.,  Bd. 
II,  8.  917.  Idppert, 


Degression,  degressive  Steuer, 

s.  Steuer. 


Deichweseii. 

L  Einleitung.  2.  Kechtsgeschichte  des 
Deichwesens,  insbesondere  der  Deichverbände. 
3.Preu8sen.  A.Gesetzgebung.  B.  Das  Geltungs- 
gebiet des  G.  V.  28.  Januar  1848.  C.  Die  schles- 
wig-holsteinischen und  hannoverschen  Marsch- 
distrikte, D.  Hessen-Nassau.  4.  Königreich 
Sachsen.  5.  Bayern.  6.  Baden  und  Hessen.  7. 
Elsass-Lothringen.   8.  Oesterreich  und  Ungarn. 

1.  Einleitniig.  Deichwesen  ist  der  Inbe- 
^  aller  Yerwaltungsthätigkeiten ,  welche 
die  Errichtung  und  Unterhaltung  von  Dei- 
chen (franz.  digues,  in  lat.  Quellen  ag- 
geres),  d.  h.  von  künstlichen  Schutzdämmen 
g^gen  die  Hochfluten  des  Meeres  und  der 
Ströme ,  zum  Zweck  und  Inhalt  haben.  Das 
Deichwesen  und  seine  rechtliche  Ordnung 
erscheint  sonach  als  Teil  oder  Zweig  der 
Wasserverwaltung  (Wasserwirtschaft)  bezw. 


des  Wasserrechts  (s.  d.  Art.  B  e  w  ä  s  s  e  ru  n  g 
und  Bewässerungsrecht  oben  Bd.  II 
S.  773  ff.).  Und  zwar  gehört,  wenn  man 
die  übliche  Zweiteilung  der  auf  das  Wasser 
bezüglichen  öffentlichen  und  privaten  Ge- 
samtthätigkeit  in  »Wasserschutz  «  und  »Was- 
sernutzung «  (s.  d.  cit.  Art.)  acceptiert,  das 
Deichwesen  zum  Wasserschutz ;  es  ist  sogai- 
im  ausgesprochensten  und  eminentesten 
Sinne  Wasserschutz,  denn  es  handelt  sich 
ja  dabei  um  die  Verhütung  von  Ueber- 
schwemmungen,  also  mn  die  Abwendung 
von  Gemeingefahren,  welche  die  Bewohner 
ganzer  Landstriche  —  Küsten  und  Fluss- 
niederungen —  mit  der  Vernichtung  von 
Leben,  Hab  und  Gut  bedrohen.  Es  liegt 
in  der  Natur  der  Sache,  dass  in  der  Kultm-- 
entwickelung  derjenigen  Länder,  welche 
vermöge  ihrer  geringen  Durchschnittserhe- 
bung über  dem  Spiegel  benachbarter  Meeres- 
teile oder  Ströme  der  Ceberflutungsgefahr 
weite  Angriffsflächen  bieten,  das  Deichwesen 
schon  frühzeitig  und  im  regelmässigen  Ver- 
laufe der  Dinge  jedenfalls  früher  auftritt 
als  die  anderen  Zweige  des  Wasserschutzes 
—  Flussregulierung,  Entwässerung  (s.  d. 
Art.)  —  oder  gar  der  Wasserbenutzuag  (s. 
d.  Art.  Bewässerung  und  Bewässerungsrecht), 
welche  letzteren  insgesamt  schon  eine 
kulturellen  Frühzeiten  unbekannte,  erwei- 
terte Auffassung  des  Berufes  der  öffentlichen 
Gewalt,  nämlich  eine  Ausdehnimg  ihrer 
Thätigkeit  über  die  Grenzlinie  der  reinen 
Sicherheitspflege  hinaus  auf  das  Gebiet  der 
Wohlfahrts-  und  Kulturpflege   voraussetzen. 

Die  Technik  des  Deichwesens  ist  hier  nicht 
zu  erörtern ;  vgl  darüber  die  einschlägige  Fach- 
litteratur,  z.  B.  Per  eis,  Handbuch  des  land- 
wirtschaftlichen Wasserbaus,  ferner  das  amt- 
liche Werk  „Preussens  landwirtschaftliche  Ver- 
waltung in  den  Jahren  1875-77"  (S.  90  ff.). 
Von  den  gangbaren  technischen  Ausdrücken 
des  Deichhaus  sind  die  wichtigsten  folgende: 
Die  durch  eine  zusammenhängende  Deichlinie 

fegen  die  Flut  gedeckten  Ländereien  büden 
as  Binnenland,  das  zwischen  Deich  und 
Ufer  liegende,  also  der  Ueherschwemmun^  und 
dem  Abbruch  durch  den  Strom  bezw.  die  See 
ausgesetzte  Terrain  heisst  Aussendeichs- 
oder  Vorland  (niederdeutsch  Butenland).  Die 
schleswig-holsteinischen  und  ostfriesischen  Pro- 
vinzialismen „Koog"  und  „Polder"  bezeichnen 
dasselbe  wie  „Binnenland";  der  Ausdruck  Pol- 
der hat  sich  aber  auch  in  Mitteldeutschland, 
z.  B.  in  der  Provinz  Sachsen  (Elb-  und  Saale- 
deiche), eingebürgert.  Unter  den  Deichanlagen 
selbst  unterscheidet  man  folgende  Eategorieen: 
Winter-  oder  Hauptdeiche  (auch  „Hoch- 
wasserdeiche"), welche  gegen  die  höchsten  und 
fefährlichsten  Fluten  im  Herbst,  Winter  und 
rtthjahr  Schutz  gewähren  sollen,  und  Som- 
merdeiche,  welche  lediglich  auf  das  gewöhn- 
liche Uebertreten  der  Flüsse  infolge  sommer- 
lichen Hochwassers  berechnet  sind.  Die  Längs- 
achse des  Deiches  liegt  naturgemäss  der  Ufer- 
linie   parallel;    doch   kommen    ausnahmsweise, 
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z.  B.  zur  Verbindmig  absetzender  Deichlinien, 
auch  Deichbauten  vor,  welche  zum  Zuge  der 
Uferlinie  rechtwinklig  oder  nahezu  recht- 
winklig genei^  sind:  Flügel-  oder  Quer- 
deiche. —  jBinnen-  oder  Durchstauwasser" 
ist  das  dem  Binnenlande  von  innen  oder  von 
weiter  zurück  gelegenen  Flächen  her  im  Ueber- 
mass  zuströmende  und  deshalb  kulturschädliche 
Wasser,  welches  nicht  anders  als  durch  Ent- 
wässerungsgräben, „ Siele  *^  —  und  Schleusen- 
werke durcn  den  Deichkörper  hindurch  nach 
aussen  abgeführt  werden  kann. 

2.  Rechtsgeschichte  des  Deichwesens, 
insbesondere  derDeichverbände.  a)  Mit- 
telalter. Das  Deichwesen  war  der  antiken 
Kultur,  insbesondere  den  Eömern,  nicht  unbe- 
kannt ;  von  den  —  spärüchen  —  Nachrichten 
über  Deichbauten  aus  römischer  Zeit,  welche 
auf  uns  gekommen  sind,  mögen  hier  Erwäh- 
nung finden  etwa  die  Notiz  bei  C  i  c  e  r  o  de  offic. 
n,  4  (»moles  oppositas  fluctibus«),  der  Rhein- 
damm des  Drusus  (Taeit.  Ann.  XIII,  53; 
histor.  Y,  19),  —  endlich  die  Strafdrohim- 
gen  des  CJorpus  iuris  gegen  Beschädigungen 
der  Nildeiche:  1.  10  D.  de  extr.  crim.,  47, 
11 ;  1.  un.  C.  de  Nili  agger.,  9,  B8.  Aber  zu 
einer  technisch  nennenswerten  Ausbildung  des 
Deichwesens  und  vor  allem  zur  Entwickelung 
eines  besonderen  Deich  rechts  kam  es  doch 
erst  im  Mittelalter,  vor  allem  in  der  norddeut- 
schen Tiefebene  mit  ihren  weiten,  oft  kaum 
fusshoch  über  den  mittleren  Wasserstand  sich 
erhebenden  Flussniederungen  sowie  an  den 
ebenso  flach  profilierten  und  dementsprechend 
flutgefährdeten  Nordseeküsten  Deutschlands, 
Hollands,  auch  Frankreichs.  Die  Zusammen- 
ziehung der  Deichbauten  am  Niederrhein,  an 
der  Weser,  Elbe  und  Oder  zu  fast  ununterbro- 
chenen, die  Ströme  auf  ihrer  gesamten  Tief- 
landsstrecke begleitenden,  Deichlinien  fäUt 
grösstenteils  in  das  12.  Jahrhundert.  Mindes- 
tens ebenso  alt  sind  die  Nordseedeiche  der 
schleswig-holsteinischen,  friesischen,  holländi- 
schen und  französischen  Küste  (vgl.  v.  H  a  1  e  m, 
Geschichte  des  Herzogtums  Oldenburg,  1, 41 ; 
Wilda  b.  Weiske,  Rechtslex.  s.  v.  Deich- 
und  Sielrecht,  III,  282;  Dämmert,  Deich- 
und  Strombaurecht,  I,  §  5;  Block,  dict.de 
l'adm.  fran<?aise  s.  v.  Syndicats  de  travaux 
n.  3).  Die  Eindeichung  der  Weichselniede- 
rungen und  Meeresküsten  Preussens  ist 
eine  Kultiiraufgabe,  welche,  wie  so  manche 
andere,  das  erste  germanische  Staatswesen 
in  diesen  Landen,  der  deutsche  Orden, 
im  13.  und  14.  Jahrhundert  gelöst  hat.^) 
Und  auch  die  Ufer  französischer  Ströme, 
z.  B.  der  Rhone  und  Durance,  sahen  um- 
fassende Deichbauten  schon  im  MitteMter 
(sicher  schon  im  12.  Jahrhundert),  lange  ehe 
man  dort  und  in  Deutschland  an  eine  plan- 
mässige  Thätigkcit  auf  anderen  Gebieten 
der  Wasserwirtschaft,   Ent-   oder  gar  Be- 

^)  V.  TreitBchke,  histor.  u.  politische 
Aufsätze  n  (5.  Aufl.)  S.  41. 


Wässerung,  dachte  (Block  a.  a.  0.  Nr.  4). 
Wer  war  es  nun,  der  diese  ältesten  Deiche 
erbaut  und  unterhalten  hat?  Sind  sie  freier 
Privatthätigkeit  der  einzelnen  zu  verdanken, 
die,  jeder  für  sich,  darauf  bedacht  waren, 
durch  Aufschüttung  des  Dammes  ihr  Crb 
und  Eigen  vor  der  Flut  zu  schirmen?  Ge- 
wiss nur  selten  und  ausnahmsweise,  —  ob- 
wohl, nach  gemeinem  deutschen  Recht  zu- 
mindest, der  private  Deichbau  einem  jeden 
un  verwehrt  war  (Dämmert  a.  a.0.  §  5 
Nr.  16;  Runde,  D.  Priv.R.  §  114a  N.  c). 
Der  Regelfall   ist   vielmehr  der  Deichbau 
durch  vereinte  Kraft  und  Thätigkeit  durch 
das  planmässige  Zusammenwirken  aller,  die 
in  emer  und  derselben  Niederung  ansässig 
waren,    also   gemeinsam   den    Schutz    des 
Deiches  genossen.    Der  das  deutsche  Rechts- 
und Wirtschaftsleben  des  Mittelalters  überall 
durchdringende  und  beherrschende  Trieb  zur 
Genossenschaftsbildung  fand  gerade 
im    Deichwesen,    wo    es,    wenn    irgendwo, 
heisst:  »Alle  für  einen,  einer  für  alle<r,  ein 
fnichtbares  Feld  seiner  Bethätigung.    Weit- 
aus die  meisten  und  jedenfalls  alle  bedeu- 
tenderen Deichbauten  des  Mittelalters  sind 
Genossenschaftsanlagen.  Diese  Deieh- 
genossenschaften    oder    Deichverbände 
(Deichbände,  Deichachten)  sind  nach  heuti- 
gen Rechtsbegriffen  autonome  Zwangs- 
genossenschaften  des  öffentlichen 
Rechts    auf     territorialer     Grund- 
lage; —  eine   rechtliche  Natur,  die  voll- 
kommen geteilt  wird  von  den  den  Deich- 
verbänden vielfach  eingegliederton  und  un- 
tergeordneten  Specialgenossenschafton,   den 
Sielverbänden  (Sielachten),  deren  Zweck 
und  Aufgabe  die  Entwässerung  des  Binnen- 
landes (s.  oben)  war.    Die  territoriale 
Grundlage    des   Deichverbandes  ist   das 
Binnen-  und  Vorland  der  gemeinschaftlich 
erbauten  und  unterhaltenen  Deichlinie.    Die 
Deichverbände  sind  Zwangsgenossenschaf- 
ten, denn  keinem,  der  binnen  dem  Deiche 
angesessen  ist,  steht  frei,  mit  seinem  Grund 
und  Boden  aus  dem  Verbände  auszutreten 
und  sich  so  der  Deichlast  zu  entledigen, 
die,   nach   Art   einer   Reallast   des   Privat- 
rechts, dem  Grundstück  anhaftet    Sie  sind 
Genossenschaften    des    öffentlichen 
Rechts,  Korporationen,  welche   ausser   und 
abgesehen    von    ihrer   Privatrechtsfähigkeit 
(Eigentum  an  dem  Deichkörper!)  ein  nicht 
geringes   Mass   öffentlicher   Gewalt,  insbe- 
sondere Satzungs-,  Organisations-,  Zwangs-, 
Straf-   und  Finanzgewalt  als  ihr  Recht 
innehaben  und  gegen  ihre  Mitglieder,  unter 
Umständen  selbst  gegen  Dritte  (Zwang  auch 
gegen   den    üngenossen   zur  Leistung   von 
Nothilfe  bei  Ueberschwemmungsgefahr),  aus- 
üben.   Die  mittelalterlichen  Deichverbände 
sind  schliesslich  autonome   Körpers^af- 
ten  in  dem  eminenten,  mit  den  unfertigen 
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Staatsanschauungen  des  Mittelalters  aller- 
dings verträglichen  Sinne,  dass  die  Herr- 
schaftsbefugnisse des  Verbandes  von  keiner 
Staatsgewalt  abgeleitet  erschienen,  dass  der 
Verband  in  seinem  Wirkungskreise  zu  eige- 
nem Recht  schaltete  und  waltete  und  hier- 
für keiner  Staats^walt,  sondern  nur  sich 
selbst  verantwortlich  war.  (Hierzu  und  für 
das  folgende  vgl.  im  allg.  Gierke, 
Genos8.R  I,  613  ff.,  770  ff.;  Heusler, 
Instit  d.  D.  Privatr.  I,  297.)  In  alledem 
sind  diese  Deichverbände  ganz  nach  dem 
Bilde  der  mittelalterlichen  (Stadt-  und 
Land-  bezw.  Mark-)  Gemeinde  geschaffen : 
sie  sind  Special  gemeinden,  Kommunal- 
verbande für  den  besonderen  Zweck  des 
Deidiwesens.  Hier  und  da  fallen  sie  wohl 
auch  mit  den  politischen  Gemeinden  und 
ihren  Gemarkungen  zusammen,  so  dass 
dann  das  Deichwesen  einen  Teil  des  kom- 
munalen Wirkungskreises  bildet.  Doch  ist 
dies  nicht  die  ßegel.  Die  normale  Gestalt 
äes  mittelalterlichen  Deichverbandes  ist  viel- 
mehr die  Vereinigung  der  Grundbesitzer 
dner  und  derselben  Niederung  ohne  Rück- 
sicht auf  Gemeindezugehörigkeit  und  Ge- 
meindegrenzen und  ohne  Zusammenhang 
mit  der  Gemeindeverwaltung.  Dabei  ist 
nicht  ausgeschlossen,  dass  eine  (politische) 
Gemeinde  als  solche  Mitglied  eines Deich- 
verbandes  ist;  soll  doch  nach  dem  Sachsen- 
spiegel (II,  56)  »iewelk  dorp  sinen  deil 
des  dammes  vestenen  vor  der  vlut«,  während 
der  Genossenschaftsverband  alle  (einzelne 
und  Gesamtpersönlichkeiten)  umfasst,  »die 
binnen  deme  danmie  geseten  sien«.  ^) 

Der  Hei^ng  bei  der  Entstehung  der 
ältesten  Deichverbände  ist  noch  vielfach 
unaufgeklärt.  Während  Wilda  (a.  a.  0. 
S.  383)  annimmt,  dass  zuerst  überall  frei- 
willige Einungen  der  Interessenten  das 
Deichwesen  in  die  Hand  genommen  haben, 
finungen,  die  dann  unter  dem  Drucke  der 
^'otwendigkeit  zu  territorialen  Zwangsge- 
nosaenschaften  geworden  seien  —  wobei 
hie  und  da  eine  Absorption  des  Deichver- 
bandes durch  den  politischen  Gemeindever- 
band stattfand  —  vermutet  Gierke  (a.  a.  0. 
S.  614,  770),  dasSj  von  Ausnahmsfällen  ab- 
gesehen, die  Deich  verbände  nicht  durdi 
h^e  Vereinigung,  sondern  durch  A  b  z  w  e  i  - 

*)  Die  Anlegung  von  Deichen  durch  den 
Staat,  —  oder,  um  den  allzu  „modernen" 
Aittdruck  mit  einem  richtigeren  zn  vertauschen, 
~  durch  den  Träger  der  Landesherr- 
schaft, vermittelst  Auferlegung  und  Einfor- 
denmg  bäucflicher  Frondienste ,  ohne  Zuhilfe- 
nahme genossenschaftlicher  Organisationen, 
Kommt  im  Mittelalter  nur  ganz  ausnahmsweise 
jor.  Ein  Beispiel  bietet  die  oben  erwähnte 
Emdeichung  der  Weichsel  und  des  frischen 
Hans  daich  den  deutschen  Orden :  V.  T  r  e  i  1 8  c  h  k  e 
a-  a.  0.  S.  41. 


gung  von  den  lokalen  (oder  weiteren)  Ge- 
meindeverbänden  entstanden  seien,  welche 
letzteren   anfänglich   för  alle  gemeinsamen 
Bedürfnisse  ihrer  Mitglieder,  aJso  auch,  wo 
es  not  that,  für  den  Schutz  vor  Wassers- 
gefahr  gleichmässig    sorgten.      Die    Streit- 
frage muss  hier  unentschieden  bleiben  und 
darf  dies  umsomehr,  als  ja  auch  Gierke 
nicht   behauptet,   dass  die  Abspaltimg   von 
der  Gemeinde  den  allein  urkundlich  nach- 
weisbaren Entstehungsgnmd   der   Deichge- 
nossenschaften bilde  (vgl.  auch  Heusler 
a.  a.  0.  S.  297),  und  überdies  die  Modalität 
der  Entstehimg  ohne  Einfluss  ist  auf  die 
rechtliche    Natur    des    fertig    entwickelten 
Deichverbandes,  wie  er  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert überall  in  den  deutschen  Tieflanden 
dem  Forscher  entgegentritt    Dieser  Deich- 
verband ist,  wie  bereits  oben  gesagt,  eine 
autonome,    mit    öffentlicher   Gewalt  ausge- 
stattete  Zwangsgenossenschaft.     Die   Auto- 
nomie  des  Verbandes   prägt   sich  nament- 
lich darin  aus,  dass  er  seine  Satzungs-,  Ge- 
richts- und  Zwangsgewalt  frei,  d.  h.  ohne 
Zuthun     und    Kontrolle     seitens     höherer 
öffentlicher    Gewalten    bethätigt    und    dass 
insbesondere   auch   die  Organe  des  Ver- 
bandes    —     regelmässig     ein     Vorsteher 
(Deichgraf,   Deichrichter),   das  aus- 
führende  und   mit  Handhabung   der  Exe- 
kutivgewalt betraute  Organ,  ihm  zur  Seite, 
namentlich  zur  Beaufsichtigung  der  Deich- 
arbeiten,  Deichschöffen,  —  durch  Wahl 
der  Genossen  aus  ihrer  Mitte  bestellt  wer- 
den.  —  Was  die  Art  und  Weise  der  Ver- 
teilung der  Verbandlasten  anbetrifft, 
so  war  zwar  der  geld^^ortschaftliche  Modus, 
d.   h.   die   Bestreitung   der  Deichbau-  und 
anderen   Verwaltungskosten   aus   einer  ge- 
nossenschaftlichen   Kasse    und    Auffüllung 
derselben    durch    laufende,    von    der    Ge- 
nossenschaft  auf   die    einzelnen    Mitglieder 
umzulegende  Beiträge  oder  Abgaben,  schon 
dem  Mittelalter  nicht  ganz  unbekannt  (vgl. 
die  von  Gierke  a.  a.  0.  S.  614  Anm.  98 
gegebenen  Nachweise  aus  friesischen  Deich- 
statuten von  1317  und  1382),  er  kommt  je- 
doch nur  ausnahmsweise  vor  und  tritt  ^nz 
zurück     gegen     das    naturalwirtschafthche 
System  der  Deichlastverteüung  durch  Hand- 
und  Spanndienste  der  Deichgenossen.    Letz- 
teres System  war  überall   au^estaltet   als 
sogenannte  Pfanddeichung  oder  Pfand- 
wirtschaft: jedem  Genossen,  richtiger  jedem 
der  zum  Deichverbande  gehörigen  Grund- 
stücke  war   ein    Abschnitt    (Pfind,    Kavel, 
Los)   des   Verbandsdeiches  zur  Instandhal- 
tung nach  Massgabe  der  Satzungen  und  Be- 
schlüsse   des    Verbandes    zugewiesen,    der 
Art,  dass  diese  Verpflichtung  —  die  Deich- 
pflicht  oder  Deichlast  —  auf  das  Grund- 
stück dinglich  radiziert  war.     »Kein  Land 
ohne  Deich«,  d.  h.  jedes  »Land«  hatte  nur 
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seine  Deichstrecke  zu  unterhalten,  für  die 
Unterfialtung  der  übrigen  Sti-ecken  aber 
nichts  beizutragen.  Für  die  Leistung  der 
Deichpflicht  haftet  das  damit  belastete 
Orundstück,  es  wird  dem  Besitzer  von  der 
Genossenschaft  exekutionsweise  weggenom- 
men, wenn  er  in  der  Erfüllung  der  Pflicht 
säumig  ist:  »wer  nicht  will  deichen,  muss 
weichen«.  Andererseits  darf  —  eine  Aus- 
nalime  von  dem  Princip  der  persönlichen 
Zwangsgenossenscliaft  —  derjenige  Grimd- 
besitzer  »weichen«,  welcher  zur  Leistimg 
der  Deichpflicht  völlig  im  vermögend  ist:  er 
dai-f  sein  Grundstück  einschliesslich  der 
dai-auf  haftenden  Deichlast  aufgeben,  dere- 
linquieren. Für  beides,  den  Exekutions- 
wie  den  Dei-eliktionsakt,  war  eine  s>Tnbo- 
lische  Vollzugshandlung  —  Einstecken  eines 
Spatens  in  die  Deichsti-ecke  —  üblich,  die 
sich  in  manchen  Gegenden  bis  in  neuere 
Zeit  erhalten  und  jenen  Rechtsinstituten, 
dem  Weichenmüssen  wie  auch  dem 
Weichen  dürfen,  den  gemeinsamen  Namen 
» Spatenrecht c  gegeben  hat  (vgl.  hierfür 
Wilda  a.  a.  0.  S.  288;  Beseler,  D.Priv.R. 
S.  918).  Wie  in  diesen,  so  kann  auch  in 
allen  anderen  Fällen  das  Gnmdstück  immer 
nur  mit  der  daraufliegenden  Deichpflicht 
veräussert  werden ;  eine  selbständige  üeber- 
tragurig  der  letzteren  ist  unstatthaft  (dies 
ist  wohl  der  Sinn  der  Umkehrung  jenes 
Rechtssprichworts :  »Kein  Deich  ohne  Land  « ). 
—  Das  System  der  Pfanddeichung  galt 
übrigens  nur  für  die  ordentliche  Deich- 
last, d.  h.  die  laufenden  und  regelmässig 
wiederkehi-enden  Instandhaltungsarbeiten ; 
für  die  Fälle  der  ausserordentlichen 
Deichlast  —  Nothilfe  bei  dringender  Ge- 
fahr des  Deichbruchs,  Wiederherstellung 
des  von  der  Flut  zerstörten  Deiches  —  trat 
dagegen  eine  gleichmässige  Zwangsdienst- 
pflicht aller  Verbandsgenossen  für  Ver- 
teidigimg bezw.  Wiederherstellung  des 
ganzen  Verbandsdeiches  ein.  Die  im  vor- 
stehenden angegebenen  Rechtsgrundsätze 
über  die  Deichlaöt  und  ihre  Träger  erscheinen 
bereits  vollkommen  deutlich  ausgeprägt  im 
Sachsenspiegel,  wo  es  —  an  der'oben 
citierten  Stelle,  II,  56  —  heisst:  »svelke 
dorp  bi  watere  lieget  unde  enen  dam  hebbet, 
die  sie  vor  der  vlut  bewaret,  iewelk  dorp 
sal  sinen  deil  des  dammes  vestenen  vor  der 
vlut  (ordentliche  Deiclilast),  Kumt  aver  die 
vlut  unde  briet  sie  den  dam,  unde  ladet 
man  mit  deme  gerüchte  darto,  die  binnen 
deme  dämme  geseten  sien,  svelk  ir  nicht 
ne  hilpt  büten  den  dam  (ausserordentliche 
Deichlast),  die  hevet  verworcht  sogedan 
erve  als  he  binnen  deme  dämme  hevet«. 
Auf  diesen  Grundlagen  beruhte  in  ganz 
Norddeutschland  Deichwesen  und  Deich- 
pflicht bis  in  die  neuere,  ja  neueste  Zeit 
hinein.     In   anderen  Beziehungen  dagegen 


hat  das  Deichrecht  seit  Ausgang  des  Mittel- 
alters tiefgehende  Umgestaltungen  und 
Wandlungen  erfahren.  Die  allgemeine  ver- 
fassungsgeschichtliche Entwickelung  näm- 
lich, welche  die  eng  begrenzte  Landes- 
hoheit mittelalterlichen  Stils  ziir  absoluten 
Staatsgewalt  steigerte,  —  die  seit  dem  16. 
Jahrhundert  überall  sich  offenbarende  Ten- 
denz der  Landeshoheit,  das  freie  Einungs- 
und autonome  Genossenschaftswesen  des 
Mittelalters  sich  ein-  und  unterzuordnen, 
konnte  auch  an  den  Deich  verbänden,  die  ja 
in  manchem  Betracht  geradezu  als  Prototyp 
einer  freien  Genossenschaft  im  mittelalter- 
lichen Sinne  gelten  dürfen,  nicht  vorüber- 
gehen und  ist  nicht  an  ihnen  vorüberge- 
gangen. Noch  die  Quellen  des  15.,  zum 
Teil  auch  noch  des  beginnenden  16.  Jahr- 
hunderts zeigen,  wie  die  früheren,  die 
Deichgenossenschaft  in  voller  Freiheit,  das 
Deichrecht  als  Erzeugnis  korporativer  Auto- 
nomie, die  Deichgrafen  und  anderen  Deich- 
beamten als  Genossenschaftsorgane,  w^elche 
von  den  Genossen  aus  ihrer  Mitte  gewählt 
werden.  Belege  hierfür  bieten:  das  Deich- 
recht der  Stadt  Brcmen  von  1449  (abge- 
druckt bei  Pufendorf,  Observ.  iur.  app. 
IV,  56  ff.),  das  unten  S.  146  noch  zu  er- 
wähnende ostfriesische  Deich-  und  Sielrecht, 
ferner  die  »articuli  spadelandici«,  eine  nord- 
schleswigsche  Deichsatzung,  die,  wie  ein 
alter  Kommentator  (vgl.  den  Abdruck  der 
artic.  spad.  »cum  notis  practicis  Heimrichii« 
bei  Hack  mann,  de  iur.  agg.,  Anhang 
unter  II)  bezeugt,  in  ihren  ältesten  Bestand- 
teilen »bey  Herzog  Adolfs  des  letzten  aus 
dem  Schauenburger  Stamm  Zeiten«  —  also 
um  1450  —  entstanden  ist  durch  freie  Be- 
liebung und  »Vergleichung«  der  Angesesse- 
nen »aus  dem  Strande  und  Eiderstädt« ;  — 
endlich  die  Angaben  Pufendorfs  (a,a.  0. 
IV,  73)  über  Bestellung  der  Deichgrafen 
durch  freie  Wahl  der  Verbandsgenossen. 
Seit  dem  16.  Jahrhundert  aber  ändert  sich 
dieses  Bild.  Die  Deichverbände  geraten 
unter  die  Aufsichts-  und  Polizeigewalt  der 
Landesherren  und  ihrer  Behörden;  in  dem- 
selben Masse,  wie  dies  geschieht,  verlieren 
sie  ihreAutonomie  und  eigenberechtigte  öffent- 
liche Gewalt.  Endlich  weitlen  sie,  wie  der 
durchschnittliche  Inhalt  der  Deichordnungen 
des  17.  und  18.  Jahi-hunderts  beweist,  ganz  lind 
gar  zu  Staatsanstalten,  die  höchstens  Rudi- 
mente korporativer  Rechte  noch  aufweisen, 
b)  Seit  dem  16.  Jahrhundert.  Diese 
Umwandlung  des  Deichwesens  aus  einer 
Genossenschaftsangelegenheit  in  eine  Staats- 
angelegenheit hat  sich,  wie  andere  gleich- 
zeitige und  analoge  Entwickelungen  (vgl. 
Gierke  a.  a.  0. 1,  638 ff.;  in,  684ff.,  746  ff.) 
nicht  überall  gleichmässig  vollzogen.  Meist 
setzt  die  Einmischung  der  Landeshoheit  in 
die  korporative  Selbstverwaltung  des  Deich- 
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Wesens  im  16.  Jahrhundert  (nur  ausnahms- 
weise schon  früher)  ein  mit  dem  Erlasse 
UndesherrlicherD  eichordnungenfür  ein- 
zelne Deichverbandsbezirke  des  Territoriums. 
(YgL  die  hier  im  Text  aufgeführten  Quellen.) 
Diese  Produkte  der  landesherrlichen  Yerord- 
onngsgewalt,  namentlich  die  ältestenDeichord- 
nongen,  sind  der  Regel  nach  nichts  anderes 
als  Bestätigungen  der  alten  auf  korporativer 
Autonomie  oder  auf  dem  Herkommen  be- 
ruhenden Deichrechte,  Reproduktionen  und 
Bepnblikationen  der  letzteren  unter  landes- 
herrlicher Autorität.  Mit  zunehmender  Macht 
Tind  Aktivität  der  landesherrlichen  Gesetz- 
gebiings-  imd  Vervraltungsthätigkeit  kommen 
aber  auch  materielle  Aenderungen  des  mittel- 
alterlichen Rechts,  z.  B.  der  Normen  über 
die  Deichlastj  immer  häufiger  vor.  Anderer- 
seits gesellt  sich  zu  dem  Verordmmgsrecht 
iu Deichsachen  das  0 b erau fsi ch  t  s re ch  t , 
aus  welchem  in  erster  Linie  die  Befugnis  der 
Landeshoheit  zur  bestätigenden  Mitwirkung 
bei  der  Besetzung  der  genossenschaftlichen 
Aemter  (Deichgraf,  Deichschöffen,  Deichbau- 
meister, Deickrentmeister)  hergeleitet  wird, 
—  ein  Mitwirkungsrecht,  welches  sich  dann 
in  den  Deichordnungen  des  17.  und  18.  Jahr- 
hunderts zum  unbeschrankten  landesherr- 
liehen Ernennungsrecht  steigert.  Mit 
der  Erreichxmg  dieser  Entwickelimgsstufe 
liegt  die  Sorge  für  das  Deichwesen  ledig- 
lich landesherrlichen  Behörden  und  Be- 
amten ob:  das  Deichwesen  wird  ziun  un- 
mittelbaren Verwaltungsobjekt  der  Staats- 
gewalt. Und  mit  der  zu  eigenem  Rechte 
innegehabten  öffentlichen  Gewalt  —  Auto- 
nomie und  Selbstverwaltung  —  geht  den 
Deichverbänden  auch  ihre  Privatrechts- 
fähigkeit verloren:  das  Eigentum  andern 
Deichkörper  wird  seit  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts von  Theorie  und  Praxis  (vgl.  z.  B. 
Haekmann,  de  iur.  agg.  c.  XI  nr.  22,  23; 
Pufendorf,'  obs.  iur.  I,  obs.  216,  §  2; 
Bremische  Deichordn.  v.  1743,  c.  3  §  1) 
nicht  mehr  dem  Verbände,  sondern  dem 
Staate  zugeschrieben.  Aus  dem  Komplex 
publizistischer  und  privatrechtlicher  Befug- 
nisse, welcher  solchergestalt  von  den  Deich- 
verbänden auf  den  Staat  übergegangen  war, 
wurde  dann  wohl  auch,  nach  den  dogmatischen 
ßedürhussen  der  Zeit  und  ihrer  Wissen- 
«Aaft,  ein  Staatshoheitsrecht  eigener  Art, 
•las  Deichregal,  foi-miert  (Haekmann 
a- a.  0.).  Die  Deichbaupflicht,  die  ordent- 
liche wie  die  ausserordentliche,  wird  nicht 
mehr  dem  Verbände,  sondern  dem  Staate 
gegenüber  erfüllt:  sie  verwandelt  sich  in 
eine  >gemeine  öffentliche  Last«,  welche  in 
der  Gestalt  von  Naturaldiensten  sich  den 
sonstigen  Zwangsdienstpf hebten,  z.  B.  der 
^egebaulast,  nähert,  in  der  Form  von  Geld- 
^iträgen  zu  den  Deichbauten  dagegen  einen 
steoerartigen  Charakter  annimmt. 

Htndw5rterbach  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


Unter  dem  Drucke  dieser  Entwickelung 
erfahren  die  dem  Mittelalter  entstammenden 
Deichverbände,  ohne  formell  aufgehoben  oder 
beseitigt  zu  werden,  eine  vollkommene  Um- 
wandlung ihres  Wesens.  DerSelbstver- 
waltungskörper  wird  zur  Lasten- 
verteilungssocietät.  Die  Idee  der 
korporativen,  mit  öffentlicher  Gewalt  wie 
mit  privater  Rechtsfähigkeit  ausgestatteten 
Gesamtpersönlichkeit  verschwindet:  die  Ge- 
nossenschaft von  ehedem  erscheint  nun  als 
lokaler  Verband  von  Grundbesitzern,  welche 
nur  noch  den  Zweck  hat,  die  Grundlage 
abzugeben  für  die  Repartition  der  Deichbau- 
und  -Unterhaltungskosten.  Die  Mitglieder 
des  Verbandes  sind  Interessenten  eines 
staatlichen  Unternehmens,  der  sie  alle  ge- 
meinsam schützenden  Eindeichung,  und 
Contribuenten  einer  vom  Staate  auf- 
erlegten Last,  der  Deichlast,  —  aber  sie 
sind  in  ihrer  Gesamtheit  nicht  Träger  der 
Deichverwaltung,  das  ist  allein  der  Staat. 

Solches  ist  das  Wesen  der  Deichverbände 
nach  den  weitaus  meisten  Deichordnungen 
des  17.  und  namentlich  des  18.  Jahrhunderts.^) 
Kein  anderes  Bild  ergiebt  sich  aus  der 
gleichzeitigen  rechtswissenschaftlichen  Litte- 
ratim  Der  angesehenste  ältere  Schriftsteller 
über  Deichwesen,  Jod.  Hackmann  (tract 
iiuid.  de  iure  aggerum,  1690),  stellt  sicn  den 
Deichverband,  »coloniav.distnctus  aggeralis«, 
(vgl.  z.  B.  a.  a.  0.  cap.  VII  nr.  76  ff.)  als 
lokale  Abteilung  der  Deichverwaltung  eines 
Territoriums  vor.  Diese  Deichverwaltimg 
ist  nicht  korporative  Selbstverwaltung,  son- 
dern reine  Staatsverwaltung ;  an  ihrer  Spitze 
steht  der  Landesherr,  der  princeps,  dem 
nicht  nur  die  Einsetzung  und  Besetzung 
der  Deichbehörden  (etwaige  aus  alter  Zeit 
noch  erhalten  gebliebene  Präsentationsrechte 
der  im  Deichverbande  Angesessenen  werden 
nur  »permissu  et  tacita  delegatione  principis« 
ausgeübt;  a.  a.  0.  c.  XII  nr.  74),  sondern 
auch  das  Eigentum  an  den  Deichen  zukommt. 
Auch  bei  F.  E.  Pufendorf  (observ.  iur. 
universi,  1787),  dessen  deichrecntliche  Aus- 
führungen (z.  B.  t.  n  obs.  104,  t.  IV  obs. 
216)  wie  diejenigen  Hackmanns  vorwiegend 
auf  noi'dwestdeutschen  —  friesischen,  han- 
noverschen, schleswig-holsteinischen  u.  s.  w. 
—  Quellen  beruhen,  erscheint  der  Deichver- 
band lediglich  als  »quaedam  communitas 
inter  adiacentium  agrorum  possessores,  hunc 
in  modum,  ut  refectiones  principales  .  .  . 
communi  omnium  smnptu  fiant«,  —  als 
eine  societätsartige  Interessentengemeinschaft, 
welche  die  Deichlast  trägt,  aber  die  Deiche 
weder    besitzt    noch   verwaltet.     Aehnliche 


^)  Vgl.  die  speciellen  Angaben  unten  S.  146  ff. 
über  die  ostfriesischen  und  preussischen  Deich- 
Ordnungen. 
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Vorstellungen  treten  in  der  polizeirechtJichen 
Litteratur  des  18.  Jahrhunderts  (Fr.  Ch.  J. 
Fischer;  G.  H.  v.  Berg)  hen'or,  >nrken 
aber  auch  in  der  Wissenschaft  des  19.  Jahr- 
hunderts noch  lange  fort.  So  bei  D  a  m  m  e  r  t , 
Deich-  und  Strombaiu^cht  (1816),  Bd.  I, 
45  ff. :  Der  Deichverband  trägt  und  repartiert 
die  Deichlasten  (Kosten  der  staatlichen  Deich- 
verwalt\ing)  nach  den  Grundsätzen  des  »all- 
gemeinen Gesellschaftsrechts«;  Spange n - 
berg  in  Ersch  und  Grubers  Encycl.  s.  v. 
Deichrecht,  Bd.  23,  338  ff.  (1832):  Der  Deich 
gehört  dem  Staate,  nicht  dem  Deichverbande, 
auf  welchen  letzteren  die  Grundsätze  von 
der  universitas  (d.  h.  der  korporativen  Ge- 
samtpersönlichkeit) nicht  angewandt  werden 
können ;  —  ebenso  im  ganzen  auch  Runde, 
Deutsches  Priv.R  (8.  Aufl.,  1824),  §§  113  fi, 
der  insbesondere  die  Deichlast  als  Staats- 
last bezeichnet,  hierbei  jedoch  (§  113)  be- 
merkt, dass  man  diese  Last  »in  neueren 
Zeiten<r  als  dasjenige  ansehe,  »was  sie  eigent- 
lich ist«,  nämhch  als  eine  nach  den  Grund- 
sätzen des  Gesellschaftsrechts  (sollte 
heissen:  Genossenschaftsrechts)  zu  beur- 
teilende Kommunallast.  In  diesen  Wor- 
ten Rundes  erscheint  die  Regeneration 
des  Genossenschaftsgedankens  auf 
dem  Gebiete  des  Deichwesens  bereits  an- 
gedeutet, eine  Regeneration,  welche  dann 
durch  die  deutsche  Gesetzgebung  des  19. 
Jahrhunderts,  vor  allem  diu-ch  die  preussi- 
schen  Deichgesetze  von  1848  und  1872 
(s.  unten  S.  148  ff.)  und  die  auf  ihnen  be- 
ruhende Um-  und  Neubildung  der  Deich- 
verbände vollzogen  und  von  der  Rechts- 
wissenschaft (Beseler,  D.  Priv.R.  S. 913 ff.: 
Gierke  a.  a.  0.  I,  771:  0.  Mayer,  Deut- 
sches VerwaltR.  11,  294)alsWiedererweckung 
der  korporativen  Autonomie  und  des  Selbst- 
verwaltungsgedankens voll  erkannt  und  ge- 
wih'digt  wiiS. 

Zur  lUnstration  und  näheren  urkundlichen 
Belegung  des  oben  geschilderten  Verstaat- 
lichungsprozesses,  der  sich  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert an  dem  Deichwesen  vollzog,  möc-en 
einige  Angaben  über  den  Verlauf  dieses  Pro- 
zesses in  einzelnen  deutschen  Territorien  und 
Staaten  ihren  Platz  finden. 

Ein  lehrreiches  Beispiel  für  die  Art  und  \ 
Weise,  wie  die  Landeithoheit  nach  Schluss  des 
Mittelalters  das  Deichwesen  aufgriff  und  die 
autonome  Genossenschaftsverwaltung  sich  unter- 
ordnete, bietet  in  seiner  stufenweisen  Fort-  und 
Umbildung  das  ostfriesische  Deich-  und 
Sielrecht.  Der  Text  dieser  Quelle  besteht 
in  seiner  letzten  —  von  v.  W  i  c  h  t,  Ostfriesisches 
Landrecht  (1746),  S.  871  fi.  publizierten  —  Ge- 
stalt aus  emer  Reihe  von  „Kapiteln",  die  aus 
sehr  verschiedenen  Zeiten  stammen  und  in  ihrer 
Aufeinanderfolge  die  charakteristischen  Wand- 
lungen, von  denen  hier  die  Kede  ist,  gut  er- 
sichtlich machen,  Kapitel  1  enthält  das  alte 
Deichrecht,  „wie  es  bei  vorigen  Zeiten  (spätes- 
tens   im    15.  Jahrhundert,    wie   sich    aus  dem 


Text  ergiebt)  durch  Prälaten,  Häuptlinge  und 
die  Stände  der  Lande  mit  Bewilligung  der 
ganzen  Gemeinde  errichtet  und  gemachet 
worden".  Von  irgendwelchen,  auch  nur  auf- 
sichtlichen, Befugnissen  der  Landesherrschaft 
ist  noch  nichts  zu  bemerken.  Als  Deichver- 
bände  fiffurieren  die  „Karspel"  (Kirchspiele.', 
mit  Deichrichtem  an  der  Spitze,  die  sie  aus 
ihrer  Mitte  wählen  und  deren  Amt  es  ist,  die 
Deiche  zu  beaufsichtigen,  säumige  Deichbau- 
pflichtige zur  Erfüllung  ihrer  Pflicht  anzuhalten 
und  Streitigkeiten  über  die  Deichlast  in  Gegen- 
wart der  „ganzen  Gemeinde"  (d.  h.  aller  Ver- 
bandsgenossen) zu  entscheiden.  Diese  antono- 
mischen  Satzungen  werden  im  2.  Kapitel  von 
dem  Grafen  Ulrich  („nachdem  er  zum  regieren- 
den Herrn  erwählet  war")  zunächst  einfach  be- 
stätigt, hierbei  aber  zugleich  ein  landesherr- 
liches Oberaufsichtsrecht  über  das  Deichwesen 
statuiert,  mit  dessen  Handhabung  die  gräflichen 
Lokalbeamten  (Amtleute)  betraut  werden:  sie 
sollen  darauf  sehen  und  halten  (Pfändung  von 
Vieh  als  Zwangsmittel  gegen  Ungehorsame!),  dass 
die  Verbände  ihi'en  Richtern  gehorsam  sind  und 
dass  den  Vorschriften  des  Deichrechts  nicht 
zuwidergehandelt  wird.  —  In  gleicher  Weise 
haben  dann,  wie  sich  aus  Kap.  III,  IV,  V  u.  fif. 
ergiebt,  die  späteren  Regenten  des  Landes  das 
alte  Hecht  im  allgemeinen  „confirmiert",  im 
einzelnen  aher  vielfach  abgeändert  und  er- 
gänzt. Die  Einflussnahme  der  Landeshoheit  i:«t 
in  stetem  Steigen.  Schon  Edzard  I.  setzt  zur 
obrigkeitlichen  und  technischen  Verwaltung  des 
Deichwesens  Deichgrafen,Deichbaumei8ter,Deich- 
rentmeister  ein,  deren  Eigenschaft  als  Repräsen- 
tanten des  Landesherrn  die  Deichordnunc: 
V.  1539  (Kap.  V  des  Ganzen)  dadurch  zu  ver- 
stärktem Ausdruck  bringt,  dass  sie  Beleidigungen 
der  genannten  Funktionäre  mit  der  Strafe 
des  crimen  laesae  maiestatis  bedroht.  Durch  die 
Deichordnung  v.  1541  (Kap.  VI)  wird  den  ehe- 
dem von  den  Deichgenossen  gewählten,  nun- 
mehr vom  Landesherm  ernannten  Deichrichter 
„alle  Gewalt  über  die  Deiche"  von  Landesho- 
heitswegen „anvertraut",  womit  dann  ^  der  Ge- 
danke der  autonomen  Administration  iure  pro- 
prio des  Verbandes  schon  völlig  durch  das 
Prinzip  des  Staatsauftraffs,  die  Selbstverwaltung 
durch  das  Verwaltetwerden  verdrängt  erscheint. 
Wiewohl  sich  nun  in  einzelnen  ostfriesischen 
Deich  verbänden  (z.  B.  in  der  „Teichacht"  des 
Emsiffer  Landes,  D.O.  v.  1608,  Kap.  VIU 
des  ßeiehrechts,  Art.  I)  ein  Rest  korporativer 
Selbständigkeit  in  Gestalt  des  Vorschlags 
oder  Präseutationsrechts  für  die  Besetzung 
der  Deichämter  noch  im  17.  Jahrhundert 
erhält,  so  ist  diese  —  an  sich  nur  formelle  — 
Beschränkung  des  landesherrlichen  Ernen- 
nungsrechts doch  nicht  die  Regel;  namentlich 
die  späteren  ostfriesischen  Deichordnungen, 
wie  z.  B.  die  für  die  Herrschaft  Esens  von 
1670  (bei  Hack  mann  a.  a.  0.  Anh.  Nr.  X), 
kennen  ein  solches  Vorschlagsrecht  der  Deich- 
verbände nicht  mehr.  Die  Deichrichter  werden 
als  unmittelbare  landesherrliche  Beamte  ange- 
stellt und  vereidigt;  sie  sind  den  höheren 
Landesbehörden  und  Beamten  untergeordnet 
(D.O.  f.  Esens  Art.  36,  37,  70).  —  Ganz  ähn- 
liche Bestimmungen  wie  die  letzterwähnte  ost- 
friesische  DO.  v.  1670  enthalten  die  gleich- 
zeitigen   und    späteren  Gesetze    anderer  nord- 
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westdeutscher  Territorien:  oldenburgische  D.O. 
Y.  1658  iHackmann  a.  a.  0.  Nr.  VIII); 
braunschweigisch-lünebur^che  D.O.  v.  1664 
das.  Nr.  lA;  neuredigiert  und  republiziert 
im  Jabre  1748).  Wie  in  diesen  Deichordnungen, 
'^)  tritt  auch  in  der  (von  den  Zeitgenossen, 
vgl.  z.  B.  T.  Berg,  Polizeirecht  III  S.  100, 
ftir  eine  legislatorische  Musterleistung  er- 
klärten) D.O.  für  Bremen-Verden  v.  29. 
Juli  1743  der  Gedanke  genossenschaftlicher 
.Nrlbstven^-altung  ganz  in  den  Hintergrund. 
Das  Wort  Deich  verband  („Teichband",  „Teich- 
acht**)  wird  zwar  im  Gesetzestext  gebraucht, 
aber  was  damit  bezeichnet  wird,  ist  nur  noch 
eine  territoriale  Zwang^vereinigung  für  Auf- 
brin^ng  der  Kosten  und  Lasten  des  Deich wesens 
in  euem  bestimmten  Bezirk;  die  Deichverwal- 
long  selbst  ist  in  obrigkeitlicher  wie  in  tech- 
nischer Hinsicht  ein  Zweig  der  unmittelbaren 
.Staatsverwaltung.  — 

Auch  im  Gebiete  des  brandenburgisch- 
prenssischen  Staates  beginnt  die  Einfluss- 
nahme  der  Landesobrigkeit  auf  das  Deichwesen 
damit,  dass  der  Landesherr  alte,  auf  korpora- 
tiver Autonomie  und  Herkommen  beruhende 
I^ichrechte  und  Yerbandsor^anisationen  unver- 
ändert oder  mit  geringen  Modifikationen  durch 
Deicbordnungen  „connrmiert",  die  Befolgung 
dieser  Deichordnungen  durch  seine  Behörden 
und  Beamten  überwacht  und  in  Fällen  des 
Unsrehorsams  gegen  die  Anordnungen  der  Deich- 
behijrden  mit  den  herkömmlichen  Zwangsmitteln 
der  obrigkeitlichen  Gewalt  *),  z.  B.  durch  Pfän- 
üHD^  von  Vieh  und  anderen  Yermögensstücken 
»wie  durch  exekutivische  Geldstrafen,  äussersten 
Falls  durch  Subhastation  des  deichpflichtigen 
(rnrndstücks*)  eingreift.  So  erscheinen  die  ersten 
altniärkischen  Deichordnungen  Albrecht  Achills 
TOD  1476  (v.  Raum  er.  Cod.  brandenb.  contin., 
II  ?.  20)  und  Joachims  1.  von  1506  (das.  S.  234) 
Sowie  die  clevischen  Ordnungen  des  16.  und  17. 
.Jahrhunderts  (vgl.  Gierke  a.  a.  0.  III,  799 
Anm.).  im  wesentlichen  als  landesherrliche 
<  onfirmationen  alter  Verbandssatzungen  und  Ge- 
wohnheiten. Während  nun  in  den  niederrhei- 
Disehen  Landesteilen  Autonomie  und  Selbstver- 
waltung der  Deichgenossenschaften  sich  verhält- 
nismässig lange  erhalten  und  sogar  —  in  jeder 
Hinsicht  eine  Ausnahmeerscheinung!  —  die 
D.O.  von  1767  (vgl.  Gierke  a.  a.  0.) 
die  korporative  Selbstverwaltung  des  Deich- 
wesens in  mehreren  wichtigen  runkten  noch 
nnangetastet  lässt,  tritt  in  den  östlichen  Terri- 
torien eine  sehr  viel  schnellere  und  gründlichere 
Verstaatlichung  ein.  Was  die  altmärkischen 
Elbdeicbe  betrifft,  so  gerät  ihre  Verwaltung 
wie  80  manche  andere  öffentliche  Angelegenheit 
zwar  zunächst  unter  ständische  Herrschaft: 


ein  dem  Namen  nach  landesherrlicher,  in  Wahr- 
heit aber  ständischer  Würdenträger,  der  Landes- 
hauptmann (v^l.  Schmoller  in  Acta  boruss. 
Behördenorganisation  I,  Einleit.  S.  48,  98),  steht 
im  16.  und  17.  Jahrhundert  an  der  Spitze  des 
dortigen  Deichwesens.  Indessen  hatte  diese 
ständische  Kompetenz  doch  nur  eine  episodische 
Bedeutung,  und  wenn  auch  die  altmärkische 
D.O.  von  1695  (C.  C.  Marchic.  t.  IV,  Abt. 
II  cap.  4  nr.  VIII)  unter  formeller  Bei- 
behaltung des  Landeshauptmanns  den  ihm  an 
die  Seite  gestellten  Deichaufsichts-  und  Polizei- 
beamten, den  Deichhauptmann,  vom  König 
auf  Vorschlag  der  Hitterscnaft  ernennen  lässt,  so 
ist  doch  dieses  Amt  des  Deichhauptmanns  in  der 
Folge  unzweifelhaft  als  reines  Staatsamt  an- 
gesehen und  behandelt  worden  (wie  ja  auch  der 
staatliche  Charakter  des  Landratsamtes 
durch  das  kreisständische  Präsentationsrecht 
nicht  irritiert  wurde).  Nachdem  dann  —  seit 
Anfang  des  18.  Jahrhunderts  —  das  ständische 
Amt  des  Landeshauptmanns  nicht  mehr  besetzt 
wurde,  treten  die  Deichhauptleute  als  staatliche 
Lokalbeamte  des  Deichwesens  in  direkte  dienst- 
liche Unterordnung  unter  die  höheren  Verwal- 
tungsbehörden, dieKriegs-  und  Domänenkammem 
(vgl.  altmärk.  D.O.  v.  1776,  Nov.  Corp.  const.  t. 
VI,  nr.  50,  S.  266) ;  unter  Oberleitung  der  letzteren 
wird  das  Deichwesen  verwaltet  ohne  irgend- 
welche aktive  Mitwirkung  der  Deiehverbands- 
genossen,  d.  h.  der  in  einer  „Deichschau" 
(Deich Verbandsbezirk)  Angesessenen. 

Das  gleiche  gilt  von  den  anderen  provin- 
ziellen und  lokalen  Deichordnungen  des  18. 
Jahrhunderts  —  z.  B.  D.O.  ftir  das  Amt  Lebus 
und  den  Oderbruch  von  1716  und  1717  \),  f.  d. 
Niederbruch  von  1769*),  f.  d.  Marienwerdersche 
Niederung  von  1756 '),  f.  d.  Netzebruch  von 
1779*),  f.  Ostpreussen  und  Litthauen  von  1787*). 
Alle  diese  königlichen  Verordnungen  kennen 
die  im  Schutze  eines  Deiches  Angesessenen  nur 
in  der  rein  passiven  Eigenschaft  als  Träger 
der  Deichpflicht,  nicht  aber  als  Mitglieder 
einer  selbstverwaltenden  Deichgenoasenschaft**). 
1  Höchstens  wird  in  der  einen  oder  anderen 
Deichordnung  (z.  B.  in  der  für  den  Oderbruch 
von  1716/17)  die  Zuziehung  von  „Interessenten", 
d.  h.  von  deichpilichtigen  Grundbesitzern  bei 
den  Deichrevisionen  („Deichschauen")  vorge- 
schrieben, jedoch  nach  Gutbefinden  und  Aus- 
wahl der  Behörde  und  ohne  formelles  Votum 


^j  Vgl.  meine  Untersuchungen  über  das 
IJerht  des  Verwaltungszwanges  im  Verwaltungs- 
archiv I  S.  392  ff. 

*)  Vgl.  hierzu  Hack  mann  a.  a.  0.  c.  XII 
nr.  174  ff.  (Drei  Exekutionsgrade:  mulcta, 
Pfändung,  privatio  dominii  sub  benefi- 
*io  snbhastationis).  Für  das  märkische 
K«M  der  älteren  Zeit  vgl.  die  oben  im  Text 
Iwieichneten  Deichordnungen  v.  1476  u.  1506 
£xel£utiv8trafe,  Pfändung). 


1)  Corp.  const.  March.  (C.C.M.),  t.  IV  Abt. 
II  cap,  4  nr.  17,  18. 

*)  Nov.  corp.  const.  (N.C.C.),  t.  IV,  Sp. 
5121  ff. 

»)  N.C.C.  I,  787  ff. 

*)  N.C.C.  VI,  1631  ff. 

»)  N.C.C.  VIII,  907  ff. 

®)  So  insbesondere  die  in  der  vorigen  An- 
merkung citierten  Deichordnungen  für  West- 
und  Ostpreussen  bezw.  Litthauen  von  1755  und 
1787,  welche  allerdings  beide  den  Boden  alt- 
historischer  Entwickelung  nicht  verlassen,  in- 
sofern für  ihre  Geltungsgebiete  schon  das 
Deichrecht  der  Deutschordensherrschaft  —  in 
diesem  Sinne  eine  singulare  und  interessante 
Anticipation !  —  ähnliche  Principien  wie  die  im 
Texte  bezeichneten  zur  Durchführung  gebracht 
hatte  j  vgl.  oben  S.  143,  Anm.  1. 
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der  Zugezogenen:  unter  passiver  Assistenz  der 
letzteren  werden  die  periodischen  und  ausser- 
ordentlichen Deichschauen  von  der  Staatsbehörde 
(besondere  Deichhauptleute  in  der  Mark, 
Kommission  der  Kriegs-  und  Domänenkammern 
in  West-  und  Ostpreussen)  vorgenommen, 
etwaige  Mängel  des  Deiches  festgestellt  und 
die  Abstellung  derselben  durch  die  Deichpflich- 
tigen angeordnet.  Dieser  völligen  Negation 
jeder  korporativen  Selbstverwaltung  gegenüber, 
wie  sie  namentlich  in  der  Marienwerderschen 
D.O.  V.  1756  und  der  ostpreussischen  D.O.  v. 
1787  (s.  oben)  hervortritt,  bedeutet  es  doch 
schon  wieder  einen  erheblichen  Fortschritt  im 
Sinne  der  Reaktivierung  einer  solchen  Selbst- 
verwaltung, wenn  die  Uferordnung  für  Ost- 
preussen und  Litthauen  vom  14.  April  1806 
(G.S.  1806/10,  S.  Iff.)  ihr  Geltungsgebiet  in 
„Deichsocietäten"  oder  „Deichverbände"  einteilt 
(§  36)  und  einzelne  Funktionen  der  Deichver- 
waltung im  Societäts bezirk,  wie  namentlich  die 
Bestimmung  der  in  jedem  Jahre  zur  Sicherung 
der  Ufer  und  für  Erhaltung  der  Deiche  erfor- 
derlichen Arbeiten,  einer  Deputation  über- 
trägt, welche  aus  einem  Kommissar  der  Kriegs- 
und Domänenkammer  als  Vorsitzenden  und  ge- 
wählten Repräsentanten  der  „Einsassen^  be- 
stehen (§§  53  ff.).  Dabei  war  freilich  das  ein- 
schneidende Korrektiv  getroffen,  dass  die  Mehr- 
heitsbeschlüsse dieser  Deputationen  von  der 
vorgesetzten  Kriegs-  und  Domänenkammer  aus 
Gründen  des  öffentlichen  Interesses  nach  Er- 
messen abgeändert  werden  konnten.  — 

Was  den  Modus  der  Deichlastverteilung 
innerhalb  der  einzelnen  Verbände  betrifft,  so 
beruhen  die  Deichordnungen  des  17.  u.  18.  Jahr- 
hunderts in  ihrer  ganz  überwiegenden  Mehrzahl 
auf  dem  altherkömmlichen  System  der  Pfand- 
deichung  (oben  S.  143).  Nur  langsam  brach  sich 
die  Erkenntnis  der  technischen  und  ökonomi- 
schen Vorzüge  der  Kommuniondeichung, 
d.  h.  der  Uebernahme  der  Deichpflicht  durch 
den  gesamten  Deichverband  mit  Repartition 
der  Kosten  auf  die  einzelnen  Genossen,  Bahn 
(vgl.  Wilda  a.  a.  0.  S.  292ff.,  Dämmert  a. 
a.  0.  S.  290  ff,).  Bereits  die  (oben  S.  146  er- 
wähnt) Ostfriesische  Deichordnung  f.  Esens  von 
1670  recipiert  das  Kommunionsjstem  wenigstens 
für  solche  Deichstrecken,  deren  Unterhaltung 
besonders  schwierig  und  kostspielig  ist:  solche 
Strecken  „soll  man  nicht,  den  guten  Deichen 
gleich,  piandesweise  ausmessen,  sondern  zur 
Communion  verweisen"  (Art.  II  der  angezog. 
D.O.).  Principiell  bricht  mit  dem  Pfand- 
system zuerst,  soviel  ich  sehe,  die  D.O.  für 
Cleve  vom  24.  Februar  1767  (N.C.C.  IV,  699 ff.), 
durch  die  Bestimmung,  dass  ^§  ö3)  die  Deiche 
fürderhin  „von  denen  sämtlichen  Beerbten" 
(d.  h.  den  im  Verbände  Angesessenen)  „ange- 
lehnt, reparieret  und  unterhalten  werden  sollen." 
Die  Umlegung  der  Deichunterhaltungskosten 
geschieht  durch  den  „allgemeinen  Erbentag", 
d.  h.  die  Versammlung  aller  Verbandsgenossen 
(§ß  88ff.)  Doch  blieb  dieser  Fortschritt  vom 
Pfiind-  zum  Kommunionsystem  zunächst  ver- 
einzelt; insbesondere  sind  die  Deich  verbände 
der  alten  preussischen  Provinzen  der  clevischen 
D.O.  von  1767  erst  unter  der  Herrschaft  des 
Deichgesetzes  vom  28.  Januar  1848  (s.  unten) 
nachgefolgt,  und  einzelne  Verbandsstatuten  (z.  B. 
die  altmärkischen,  vgl.  V.  v.  1.  Juli  1859,  G.S. 


S.  367)  halten  auch  gegenwärtig  noch  an  der 
Pfandwirtschaft  fest. 

3.  PreuH^ieii.  A)  Gesetsgebimg.  Bis  zum 

Jalire  1848  beruhte  die  rechtliche  Oi^dnung  des 
Deichwesens  in  Preussen  ausschliesslich  auf 
den  provinziellen  und  lokalen  Deichordnungen 
des  16. — 18.  Jahrhunderts,  von  denen  die 
wichtigsten  oben  Erwähnung  gefunden  haben 
und  deren  öeltungskraft  durch  die  dürftigen 
und  praktisch  bedeutungslosen  deichrecht- 
lichen Normen  des  Allgemeinen  Land- 
rechts (11,  15  §§  63—66;  vgl.  dazu  Nie- 
berding -Frank,  Wasserrecht  S.  15)  in 
keiner  Weise  beeinträchtigt  wurde.  Dem- 
nächst ist  dann  —  eine  der  letzten  legisla- 
torischen Thaten  des  absoluten  Staates!  — 
eine  einheitliche  Regelung  der  Materie  filr 
das  ganze  damalige  Staatsgebiet  erfolgt 
dm'ch  das  Gesetz  über  das  Deich- 
wesen v.  28.  Januar  1848.  Dieses 
Gesetz  (D.G.)  ist  durch  G.  v.  11. 
April  1872  mit  einigen  nicht  unwichtigen 
Abändenmgen  (s.  unten)  auf  die  Provinzen 
Hannover  und  Schleswig-Holstein  ausgedehnt 
worden,  jedoch  mit  Ausnahme  der  Marsch- 
distrikte und  einiger  anderen  Landstriche 
(s.  unten  sub  C),  wo  die  älteren,  auf  der  han- 
noverschen und  schleswig-holsteinischen  Ge- 
setzgebung benihenden  Deich-  und  Sieloitl- 
nungen  in  Kraft  geblieben  sind.  Auf  die 
übrigen  1866  erworbenen  Landesteile,  d.  h. 
auf  die  Provinz  Hessen-Nassau,  sowie  ferner 
auf  die  hohenzollemschen  Lande  ist  das 
D.G.  von  1848  gleichfalls  nicht  ausgedehnt 
worden,  so  dass  Preussen  in  Bezug  auf  die 
Ordnung  des  Deichwesens  gegenwärtig  in 
drei  Rechtsgebiete  zerfällt :  1.  das  Geltungsge- 
biet des  G.  V.  28.  Januar  1848  in  seiner  ur- 
sprünglichen und  der  durch  das  G.  v.  11. 
Aprü  1872  modifizierten  Gestalt  (unten 
sub  B);  2.  die  Nordseeküsten  von  Schles- 
wig-Holstein und  Hannover,  wo  die  ei-wälm- 
ten  Partikidargesetze  aus  vorpreussischer  Zeit 
nach  wie  vor  in  Geltung  stehen  (C) ;  3.  Hessen- 
Nassau  und  Hohenzollern  (D).  In  diesen 
letzteren  Landesteilen  besteht,  zum  Unter- 
schied von  dem  übrigen  Staatsgebiet,  eine  be- 
sondere Deichgesetzgebung  überhaupt  nicht ; 
das  Deichwesen  wird  hier  wie  nach  den  süd- 
deutschen Gesetzgebungen  als  Zweig  des 
allgemeinen  üferschutzes  behandelt. 

B)  Das  Geltungsgebiet  des  G.  v. 
28.  Januar  1848.  I.  Deiche,  die  kei- 
nem Deichverbande  angehören.  — 
Das  D.G.  beruht  auf  dem  Gedanken,  dass 
die  Herstellung  und  Veränderiing  von 
Schutzwällen  gegen  die  Hochwassergefahr 
nicht  dem  fi*eien,  von  rein  egoistischen  Ge- 
sichtspunkten geleiteten  Belieben  des  ein- 
zelnen überlassen  werden  darf,  weil  die 
Eindeichung  eines  Grundstücks  und  die  da- 
her zu  gewärtigende  Veränderung  der 
Abflussverhältnisse  im  allgemeinen  und  des 
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Hochwasserprofils  im  besonderen  der  Regel 
Dach  nicht  ohne  schädliche  Rückwirkungen 
auf  andere  Grundstücke  bleibt  und  somit 
\ei  der  Errichtung  privater  Deiche  das 
«"ffentliche  Interesse  stets  als  mitbeteiligt 
gelten  muss.  In  Verfolg  dieser  Grundan- 
?chauung  ist   angeordnet  (§  1  D.G.),    dass 

Deiche  oder  ähnliche  Erhöhungen  der  Erd- 
oberfläche, welche  die  Ausbreitung  der  zeit- 
weise aus  ihren  Ufern  tretenden  Gewässer 
beschränken  <r,  in  der  ganzen  Breite,  welche 
(las  Wafiser  bei  der  höchsten  üeberschwem- 
mimg  einnimmt  (Inundationsgebiet)  nur  mit 
Genehmigung  der  Verw^tungsbehörde 
neu  angelegt,  verlegt,  erhöht  sowie  ganz 
'^Kler  teüweise  zerstört  werden  dürfen.  Zu- 
widerhandlungen gegen  dieses  Verbot  sind 
unter  Strafe  gestellt  i);  ausserdem  kann  die 
Behörde  erforderlichen  Falls  die  Wiederbe- 
seitigung des  verbotswidrigen  Zustandes  an- 
ordnen und  diese  Anordnung  eventuell  im 
Wege  der  Ver%'altimgsexekution  vollstrecken. 
Erlaubt    sind    jedoch    (D.G.   §   1   Abs.   3) 

Schutzmassregeln,  welche  in  Notfällen  für 
ilie  Dauer  der  Gefahr  getroffen  werden.« 
Ausser  dieser  öffentlichrechtlichen  Beschrän- 
k\ine  der  Deichbaufreiheit  bestehen  privat- 
rechtliche  Schranken  derselben  überall 
nicht,  —  d.  h.  der  durch  die  Deichbauten 
>äues  Nachbars  oder  eines  anderen  Grund- 
eigentümers Benachteiligte  hat  kein  Wider- 
b] »ruchsrecht  sui  generis  gegen  diese 
Bauten,  wobei  natürlich  die  Frage,  inwie- 
weit ein  Widerspruch  in  dieser  Richtung 
unter  anderweiten  rechtlichen  Gesichtspunk- 
ten (Nachbarrecht,  actio  aquae  pluviae  ac- 
ifndae,  v^L  d.  Art.  Vorflut)  gerecht- 
fertigt erscheinen  mag,  unberührt  bleibt.  — 
Zuständig  für  Erteilung  der  nach  §  1  D.G. 
erforderlichen  Genehmigung  ist  der  Be- 
zirksaussehuss.  Die  Genehmigung  ist 
i§  3  D.G.)  stets  zu  versagen,  wenn  nach  dem 
Irteile  der  Behörde  das  notwendige  Ab- 
flui^profil  des  Hochwassers  durch  die 
projektierte  Eindeichung  beschränkt  werden 
würde;  im  übrigen  ist  die  Erteilung  der 
Genehmigung  Gegenstand  freien  Ennessens. 
Betreffs  des  Genehmigun^verfahrens  ist 
lediglich  vorgeschrieben,dass  in»erheblicheren 
Fä]len«r  die  Beteiligten  (Vorladung  bezw. 
Ediktalcitation  mit  Warnung  vor  Präklusion, 
>j  2)  zu  hören  sind.  Der  die  Genehmigung 
aussprechende  oder  versagende  Beschluss 
d(ü  Bezirksausschusses    kann    mittelst  Be- 

K'hwerde   bei   dem  Minister   für  Landwirt- 


')  Geldstrafe  bis  zu  150  Mark.  Die  vor- 
läufige Festsetzung  derselben  von  Polizeiwegen 
§§  453  ff.  Str.P.O.,  Preuss.  G.  v,  23.  April  1883) 
gehört  zur  Zuständigkeit  des  Eegierungspräsi- 
'lenten,  im  Bereiche  des  D.G.  v.  11.  April  1872 
jtdoch  zu  der  des  Landrats.  Vgl.  O.V.Ü.Entsch. 
12,  321;  16,  331. 


Schaft  angefochten  werden  (Zuständ.-G.  v. 
1.  August  1883,  §  96). 

Ausgesprochene  Absicht  des  Gesetzes  ist, 
Aenderungen  des  bestehenden  Zu- 
standes, d.  h.  des  Bestandes  an  verbands- 
freien Deichen  zur  Zeit  des  Inkrafttretens 
des  D.G.  an  die  jedesmalige  obrigkeitliche 
Erlaubnis  zu  knüpfen,  und  durehaus  im 
Rahmen  dieses  Grundgedankens  bleibt  die 
Bestimmung  des  §  4  D.G.,  wonach  bei  sol- 
chen Deichen,  welche  zum  Schutz  der  Län- 
dereien mehrerer  Besitzer  dienen,  die  zur 
Wiederherstellung  und  Erhaltung  des  Status 
qiio  erförderlichen  Arbeiten  und  Leistungen 
von  dem  Bezirksausschüsse  angeordnet  wer- 
den können  (vgl.,  inbesondere  über  die  Tra- 
giing  der  Kosten,  D.G.  §§  6—10).  Darüber 
hinaus  sind  aber  den  einzelnen  Grundbe- 
sitzern öffentlichrechtliche  Verpflichtungen 
zur  Vornahme  oder  Bezahlung  von  Deich- 
bauarbeiten nicht  auferlegt.  Das  D.G.  kennt 
weder  eine  Pflicht  des  Gnmdbesitzers,  be- 
stehende (d.  h.  bei  Inkrafttreten  des  D.G. 
vorhanden  gewesene)  Deichbauten  abzuändern 
oder  zu  beseitigen,  noch  eine  Pflicht,  neue 
Deiche  herzustellen :  eine  allgemeine,  indivi- 
duelle Deichbaulast  in  dem  Sinne,  dass  der 
einzelne  als  solclier  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen von  Staatswegen  gezwungen  wer- 
den könnte,  sein  Gnmastück  einzudeichen 
oder  sich  an  den  Kosten  weiterreichender 
Deichbauten  zu  beteiligen,  existiert  nicht. 
Vielmehr  muss,  wenn  die  Veränderung  des 
vorhandenen  Bestandes  an  Deichbauten  im 
Plane  liegt,  wenn  insbesondere  die  Anlegimg 
neuer  Deichlinien  beabsichtigt  ist,  die  Bil- 
dung eines  mit  der  Durchführung  dieser 
Verwaltungsaufgabe  betrauten  Special-Selbst- 
verwaltungskörpers, eines  Deich  Verban- 
des, erfolgen. 

IL  Deichverbände.  »Ist  es  zur  Ab- 
wendung gemeiner  Gefahr  oder  ziu*  erheb- 
liclien  Fördenmg  der  Landeskultur  erforder- 
lich, Deiche  mid  dazu  gehörige  Sicherungs- 
und Meliorationswerke  anzulegen,  zu  er- 
weitem oder  zu  erhalten,  so  sollen  die  Be- 
sitzer sämtlicher  der  Ueberschwemmung 
ausgesetzten  Grundstücke  ziu:  gemeinsamen 
Anlegung  und  Unterhaltung  der  Werke  unter 
landeslierrlicher  Genehmigung  zu 
Deich  verbänden  vereinigt  werden« :  D.G.  §  11 
Satz  1.  Im  weiteren  ist  durch  das  Gesetz 
vorgeschrieben,  dass  vor  der  Begründung 
des  Verbandes  die  Beteiligten  mit  ihren 
Anträgen  zu  hören  sind  und  dass  (§  13 
a.  a.  0.)  Grundbesitzer,  welche  derselben 
Niederung  angehören  und  mit  Rücksicht 
auf  die  Lage  ihrer  Grundstücke  ein  gemein- 
schaftliches Interesse  haben,  in  der  Regel 
zu  einem  Deicliverbande  vereinigt  werden 
sollen.  Es  ist  sodann  (§  14)  zugelassen,  dass 
durch  landesherrlichen  Akt  mehrere  Deich- 
verbände, welche  ein  gemeinschaftliches  In- 
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teresse  rücksiclitlich  der  Erhaltung  ilu'er 
Deiche  haben,  zu  einem  Deichverbande  ver- 
einigt oder  doch  unter  eine  gemeinsame 
Verwaltung  gestellt  und  zu  gegenseitiger 
ITnterstützung  bei  Durchbrüchen  und  anderen 
aussorordenÜichenBeschädigungenderDeiche 
verpflichtet  werden  können.  —  Dieses  Princii) 
der  absoluten  Zwangsgenossenschaft,  wonach 
ein  Deichverband  durch  einseitigen  Staats- 
hoheitsakt selbst  >\'ider  den  Willen  sämt- 
licher Beteiligten  begründet  werden  kann, 
ist  jedoch  durch  das  G.  v.  11.  April  1872 
fiir  dessen  Geltungsbereicli  nur  für  die  Fälle 
adoptiert,  in  denen  es  sich  um  die  Ab- 
wendung gemeiner  Gefalir  handelt ;  in  allen 
anderen  Fällen,  also  bei  Eindeichungspro- 
iekten,  welche  lediglich  der  Fördenmg  der 
Landeskultur  zu  dienen  bestimmt  sind,  ist 
die  Yerbandsbildung  nur  zulässig,  w^enn  die 
Arealmehrheit,  d.  ii,  diejenigen,  welche  zu- 
sammen mehr  als  die  Hälfte  der  beteiligten 
Gnmdfläche  besitzen,  der  Anlage  bezw.  dem 
Verband  SS  tatule  zustimmt  (G.  v.  11.  April 
1872  Art.  I  Nr.  4). 

Den  zur  Zeit  seines  Inkrafttretens  he- 
stehenden  Deichverbänden  und  ihren  Statuten 
sowie  den  sonstigen  lokalen  Deichordnungen 
(s.  oben  S.  146  ff.)  gegenüber  verhält  sich  das 
D.G.  zunächst  vollkommen  konservativ:  es 
lässt  die  älteren  Verbände  nicht  nur  als 
solche  bestehen,  sondern  lässt  auch  ilire 
Verfassung  unberührt  (§  23  D.G.).  Doch  ist 
(vgl.  ebenda)  der  Königlichen  Verordnungs- 
gewalt die  einschneidende  Befugnis  bei- 
gelogt, jene  älteren  Organisationen  und 
Normen  einer  Revision  zu  unterwerfen,  so- 
weit es  »erforderlich  erscheint«.  Der  Sinn 
ist  der,  dass  die  Verfavssung  und  rechtliche 
Stellung  der  Deichverbände,  wie  sie  im 
Laufe  der  oben  geschilderten  historischen 
Ent Wickelung,  zuletzt  durch  die  Gesetz- 
gebung des  absoluten  Staates  im  18.  Jalir- 
hundert  gestaltet  worden  war,  möglichst  in 
Einklang  gesetzt  werden  soll  mit  den  Grund- 
sätzen des  geltenden  Rechts.  Von  dieser 
Ermächtigimg  hat  man  ausgiebigen  Gebranch 
gemacht:  die  überwiegende  Mehrzalü  der 
älteren  Deichverbände  und  Deichstatuten 
(Deichordnungen)  ist  seit  Inkrafttreten  des 
D.G.,  um  es  so  auszudrücken,  moderni- 
siert worden  (vgl.  beispielsweise  die  Re- 
organisation des  altmärkischen  Deicliweseus 
[oben  S.  147J  durch  K.  Verordn.  v.  1.  Juli 
1859,  G.S.  S.  367,  die  des  Deichwesens  im 
Oderbnich,  K.  V.  v.  27.  Dezember  1858, 
G.S.  1859  S.  13),  so  dass  heute,  von  Aus- 
nahmen abgesehen,  ein  wesentlicher  Unter- 
schied zwischen  Deichverbänden  alten  und 
neuen  Rechts  nicht  mehr  besteht. 

Die  leitenden  Gnmdsätze  für  die  Organi- 
sation der  neuen  und  die  Reorganisation  der 
alten  Verbände  sind  nun  im  Text  des  D.G. 
mehr  angedeutet  als  klar  bezeichnet.  Bessere 


Auskunft  über  dasjenige,  um  was  es  sich 
handelt,  giebt  das  G.  v.  11.  April  1872,  Art. 
IV  Abs.  2;  es  heisst  dort:  »wo  eine  solche 
neue  Regelung  (d.  h.  eine  Reon^anisation 
älterer  Deichverbände)  eintritt,  soll  die  Mit- 
wirkung der  Staatsbehörden  in  Angelegen- 
heiten der  Verbände  auf  die  Befugnisse 
der  Oberaufsicht  beschränkt  und  die 
unmittelbare  Beaufsichtigung  und  Leitung'' 
der Verbandsangelegenheiten  eigenen  Be- 
amten oder  Vertretern  der  Ver- 
bände übertragen  werden.«  Etwas  Neues 
ist  hieiTOit  im  Verhältnis  zu  dem  D.G.  nicht 
gesagt,  sondern  nur  der  dem  letzteren  (vg-l. 
namentlich  §  15  litt  d  und  f  des  D.G.)  zn 
(inmde  liegende  Gedanke  unzweideutig  zum 
Ausdruck  gebracht :  Regeneration  der  korpo- 
rativen, nach  den  Gesetzen  und  unter  der 
Aufsicht  des  Staates  zu  führenden  Selbst- 
verwaltung auf  dem  Gebiete  des  Deich- 
wesens (vgl.  oben  S.  149).  Seine  positive 
Verwirklichung  und  Ausgestaltung  im  ein- 
zelnen empfängt  dieser  Gedanke  nicht  in 
dem  D.G.  bezw.  dem  G.  v.  11.  April  1872 
selbst,  sondern  in  den  einzelnen  Deichver- 
bandsstatuten. Die  Gesetze  enthalten  näm- 
lich über  die  Rechtsverhältnisse  der  Deich- 
verbände nur  einige  wenige  Vors(*hrifteii, 
die  sich  auf  die  Deichpflicht  (s.  unten),  das 
Enteigmmgsrecht  der  Verbände  imd  di»* 
Dritten  im  Interesse  des  Verbandes  auf- 
erlegten Eigen tumsbeschränkmi^en  beziehen 
(D.G.  §§  IG— 22);  alles  übrige,  insbesondere 
die  Organisation  des  Verbandes,  ist  (§  15 
a.  a.  0.)  dem  Statut  überlassen,  welches 
für  jeden  Verband  abzufassen  und  »landes- 
herrlich zu  vollziehen«  ist.  Eine  weit- 
reichende Gleichmässigkeit  und  Einheitlich- 
keit des  Verbandsrechts  ist  dadurch  herbei- 
gefülul:,  dass  für  jeden  Deichverband  grund- 
sätzlich Geltimg  haben  die  dureh  aUerh. 
Erlass  vom  14.  November  1853  festgesetzten, 
in  der  Gesetzsammlung  (G.S.  1853  S.  935) 
publizierten  »Allgemeinen  Bestimmungen  für 
künftig  zu  erlassende  Deichstatute  ff,  welclio 
die  Organisation  sowie  die  sonstigen  äusseren 
und  inneren  Rechtsverhältnisse  des  Deich- 
verbandes eingehend  regeln,  so  dass  der 
Normierung  durch  das  einzelne  Deichstatut 
nur  übrig  bleibt  »die  lokalen  Bestinunungen 
über  die  auszuführenden  Anlagen,  das  Deieh- 
kataster,  die  Wahl  der  Repräsentanten  <  u.  s.  w., 
sowie  die  etwa  erforderlicihen  Abänderungen 
der  »Allgemeinen  Bestimmungen (  (Einleitung 
des  Erlasses  v.  14.  November  1853). 

Aus  dem  Inhalte  der  Allgemeinen  Bestim- 
mungen V.  14.  November  1853  ist  hervorzu- 
heben: Der  Deichverband  bildet  eine  Korpora- 
tion, welcher  das  Eigentum  an  den  von  ihr  er- 
bauten oder  unterhaltenen  Deichen  zusteht. 
Mitglieder  der  Korporation  —  Deichge- 
nossen —  sind  die  Besitzer  der  im  V'erbands- 
gebiete  bele§:enen  Grundstücke:  die  Mitglied- 
schaft ist  mit  dem  Grundbesitz  ^binnen  dem 
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Deiche"  nntrenubar  yerbnnden,  sie  beginnt  mit 
dem  Erwerbe  und  erlischt  mit  dem  Verluste 
des  betreffenden  Grundstücks.  Organe  des 
Deichverbandes  sind:  1.  Das  Deichamt.  Ein 
Kollegium,  bestehend  ans  dem  Deichhauptmann 
IS.  XL  2)  als  Vorsitzenden,  dem  Deichinspektor 
I*.  n.  3)  und  den  Repräsentanten  der  Deichge- 
nojesen,  welche  in  der  vom  Statut  bestimmten 
Anzahl  und  in  dem  dort  vorgeschriebenen  Ver- 
fahren zu  wählen  sind.  Das  Deichamt  hat 
über  alle  Verbandsaugelegenheiten  zu  be- 
ächliessen,  welche  nicht  anderen  Verbands- 
or gönnen,  insbesondere  dem  Deichhauptmann, 
übertragen  sind,  es  kontrolliert  ferner  die  ge- 
siamte  "Verwaltung  der  Verbandsangelegenheiten. 
Das  Deicbamt  ist  sonach  als  das  oberste  Organ 
des  Verbandes,  als  der  primäre  „Träger"  des 
Korporationswillens  anzusehen,  es  entspricht, 
wenn  man  den  speciellen  mit  dem  allgemei- 
nen Selbstverwaltungskörper,  den  Deichverband 
mit  der  Gemeinde  in  Parallele  stellt,  nach  Forma- 
tion und  Bechtsstellung  vollkommen  der  Ge- 
meinde Vertretung  (Stadtverordnetenver- 
sammlung u.  s.  w.),  während  2.  der  Deich- 
hanptmann  die  Analogie  bietet  zu  dem 
bareaumässig  organisierten  Amte  des  Gemeinde- 
Torstandes  (Bürgermeister ,  Gemeindevor- 
steher). Der  —  von  den  im  Deichamte  sitzen- 
den fiepräsen tauten  der  Deichgenossen  auf 
s^hs  Jahre  zu  wählende,  vom  Regienings- 
{•räsidenten  zu  bestätigende  —  Deichhauptmann 
i?t.  »le  die  Allgemeinen  Bestimmungen  (§  30) 
Arh  ausdrucken,  die  Verwaltungsbehörde 
des  Deichverbandes;  er  handhabt  ferner  (§  29) 
kraft  besonderen  Staatsauftra^  die  örtliche 
Deichpolizei  (wiederum  in  Analogie  mit 
dem  die  allgemeine  Ortspolizei  als  übertragene 
Staat^nktion  verwaltenden  Bürgermeister). 
Der  Deichhauptmann  vertritt  den  Verband 
Ehitten  geg^enüber,  er  hat  die  Beschlüsse  des 
Deichamts  vorzubereiten  und  auszuführen  (mit 
Beanstandungsrecht  gegenüber  gesetzwidrigen 
oder  gemeinschädlichen  Beschlüssen,  vgl.  All^. 
Best.  §  30  zu  b,  wie  überhaupt  ihm  allein  die 
Exekutive,  die  vollziehende  Gewalt  innerhalb 
des  sachlichen  und  örtlichen  Wirkungskreises 
des  Verbandes  zusteht.  Zur  wirksamen  Aus- 
übung seiner  Amtsbefugnisse  ist  dem  Deich- 
hauptmann beigelegt:  admin  istrative 
Zwangsgewalt  über  die  Deichgenossen  (an- 
wendbar z.  B.  zur  Beitreibung  von  Deichkassen- 
beitrigen,  a.  a.  0.  §  7,  zur  Erzwingung  von 
Natnralhilfsleistungen,  §  14)  und  Disciplinar- 
gewalt  über  die  Beamten  des  Verbandes  (vgl. 
S  33) ;  dazu  gesellt  sich  dann  drittens  die  be- 
reits erwähnte  —  ihrem  Wesen  nach  nicht  als 
Ausflnss  der  Verbandsgewalt,  sondern  als  be- 
8f>nder»  übertragene  unmittelbare  Staatsfunktion 
aufzufassende  —  Polizeigewalt.  Zweck 
nnd  Au^be  der  letzteren  ist  Schutz  der  Ver- 
Undsdeiche  vor  Beschädigungen  und  überhaupt 
Verhütung  von  Handlungen  und  Ereignissen, 
welche  den  ^rdneten  Gking  der  Verbands- 
^ktionen  mit  Störungen  bedrohen.  Zur  £r- 
^llung  dieser  Au^bi  stehen  dem  Deich- 
hawjtmann  die  administrativen  sowie  (a.  a.  0. 
§  Ä)  die  strafrichterlichen  Befugnisse  der 
Ortspolizeibehörden  zu;  dagegen  ist  mangels 
aosdrücklicher  Delegation  nicnt  anzunehmen, 
daas  er  auch  Polizeiverordnungen  in 
gleicher  Weise  wie  eine  Ortspolizeibehörde  zu 


erlassen  ermächtigt  sei  (so  Rosin,  Polizeiver- 
ordnungsrecht S.  220  Anm.  1,  anderer  Ansicht 
Loening,  Verwaltungsrecht  S.  692,  Hermes 
in  Stengels  Wörterb.  d.  D.  Verwalt.R.  I 
S.  261),  vielmehr  ist  das  Polizeiverordnunj^s- 
recht  in  Deichanio^elegenheiten  ausschliesslich 
Sache  des  Regierungspräsidenten  als 
Landespolizeibehörde  (a.  a.  0.  §  25).  —  3,  Wei- 
tere Organe  des  Deichverbandes  sind:  der  die 
technische  Verwaltung  leitende,  in  gleicher 
Weise  wie  der  Deichhauptmann  zu  wählende 
und  zu  bestätigende  Deichinspektor  (a.  a.  0. 
§§  36  «F.),  der  mit  der  Führung  der  Kassenge- 
schäfte betraute,  vom  Deichamte  im  Wege 
kündbaren  Vertrages  anzunehmende  Deich- 
rentmeister  (§S  41  ff.),  femer  Unterbeamte, 
Damm-  oder  i\allmeister  (§  43),  welche 
vom  Deichhauptmann  anzustellen  sind,  endlich 
(§45)  die  Deichschöppen:  vom  Deichamt 
unter  hinzutretender  Bestätigung  des  Deich- 
hauptmanns ausgewählte  Deichgenossen,  deren 
Amt  es  ist,  in  den  örtlichen  Auf  Sichtsbezirken  des 
Verbandsgebietes  alsOrgane  des  Deichhauptmanns 
thätig  zu  sein  (Kommunal rechtliche  Analogie :  die 
Bezirksvorsteher  der  preuss.  Städteorduungen). 
Deichpflicht.     Das  Wesen  der  Deich- 

? flicht  oder  Deichlast  wurde  bereits  obenS.  143  ff., 
45  erörtert.  Der  korporativen  Struktur  der 
heutigen  Deichverbände  entsprechend  ist  die 
den  einzelnen  Genossen  obliegende  Deichpflicht 
I  durchaus  Verbandslast,  Ausflnss  der  Mit- 
gliedschaft am  Verbände,  nicht,  wie  nach  den 
meisten  Deichordnungen  des  18.  Jahrhunderts 
(s.  oben  S.  145)^),  gemeine  öffentliche  (d,  h. 
ätaata-)  Last.  Als  Regel  für  die  Verteilung 
der  Deichpflicht  gilt,  zum  Unterschiede  von  der 
„Pfandwirtschaft"  älterer  Deichordnungen  (oben 
S.  148),  das  System  der  Kommunion- 
deichung:  Die  Deiche  werden  von  dem  Ver- 
bände angelegt  und  unterhalten,  der  hierfür 
erforderlicne  Finanzbedarf  wird  auf  die  einzel- 
nen Deich^enossen  repartiert,  wobei  als  norma- 
ler Verteilungsmassstab  „das  Verhältnis  des 
abzuwendenden  Schadens  und  herbeizuführenden 
Vorteils''  zu  gelten  hat  (D.G.  §  16,  Allg.  Best. 
§§  3  ff.).  Doch  sind  Ausnahmen  von  diesem 
Lastenverteilun^modus  zulässig,  wie  denn  auch 
durch  statutarische  Bestimmung  das  Pfand- 
system schlechtweg  oder  doch  tür  die  ordent- 
liche Deichlast  (s.  oben  S.  144)  beibehalten  wer- 
den kann  (so  z.  B.  nach  den  geltenden  Deich- 
ordnnngen  für  die  Altmark,  V.  v.  1.  Juli  1859, 
G.S.  S.  367  (s.  oben  S.  148),  und  für  das  Herzogtum 
Magdeburg,  V.  v.  1.  Oktober  1866^  G.S,  S.  635). 
Abgesehen  von  diesen  Konservierungen  der 
Pfanddeichung  kommt  die  naturalwirtschaftliche 
Ableistung  der  Deichpflicht,  die  Beteiligung  an 
der  Unterhaltung  und  Verteidigung  der  Deiche 
durch  persönliche  Dienste,  heute  nur  in  Fällen 
dringender  Gefahr  vor  (Allg.  Best.  §§  13  ff.). 
Die  Deichpflicht  ruht  als  R«allast  des  öffent- 
lichen Rechts  unablöslich  auf  den  Grundstücken 
des  Verbandsbezirks ;  sie  hat  in  Kollisionsfällen 


^)  Von  anderer  rechtlicher  Natur  ist  die 
sogenannte  Nothilfe  (D.G.  §  25,  vgl.  auch 
Str.G.B.  §  360  Nr.  10),  welche  zutreffendenfalls, 
d.  h.  bei  unmittelbar  drohender  üeberschwem- 
mungsgefahr  auf  Erfordern  der  Polizeibehörde 
von  jedermann,  Genossen  wie  Ungenossen,  zu 
leisten  ist. 


152 


Deichwesen 


den  Vorzug  vor  allen  anderen  öffentlichen 
Lasten  und  Abgaben.  Streitigkeiten  über  die 
Deichpflicht  sind,  da  der  ordentliche  Rechtsweg 
durch  D.G.  §  22  ausgeschlossen,  eine  Zustän- 
digkeit der  YerwaltungSjgferichte  aber  durch  die 
neuere  Gesetzgebung  nicht  begründet  ist,  von 
den  Verwaltungsbehörden  (in  erster  Instanz 
vom  Regierunfi^präsidenten,  in  zweiter  vom 
Minister  für  Landwirtschaft)  zu  entscheiden. 
—  Einer  Erwähnung  bedarf  noch  das  den 
Deichverbänden  durch  Gesetz  (D.G.  §  20)  und 
Statut  (Allg.  Best.  §§21-23)  verliehene  Ent- 
eignungsrecht, demzufolge  die  Eigentümer 
der  eingedeichten  Gnmdstücke  und  Vorländer 
verpflichtet  sind,  die  zu  den  Verbandsanlagen 
nach  Ermessen  des  Deichhauptmanns  erforder- 
lichen Grundflächen  sowie  Baumaterialien  (Sand, 
Lehm,  Rasen)  ge^en  Entschädigung  abzu- 
treten; —  ferner  die  sehr  allgemein  gehaltene 
Vorschrift  des  D.G.,  §  21,  wonach  diejenigen 
Ei^entumsbeschränkungen ,  welche  die  dem 
Deich  verbände  nicht  angehörigen  Grundbe- 
sitzer im  Interesse  der  Verbandstnätigkeit  sich 
gefallen  lassen  müssen,  im  Statut  festzusetzen 
sind. 

Die  Staatsaufsicht  über  die  Verwal- 
tung der  Deichverbände  führt  im  ursprüng- 
lichen Geltungsbereich  des  D.G.  der  Regiernngs- 
Sräsident,  im  Bereich  des  G.  v.  11.  April  1872 
er  Landrat  (Magistrat).  Ueberall  kann  aber 
durch  statutarische  Anordnung  die  Aufsichts- 

fewalt  den  kollegialischen  Beschlussbehörden 
er  allgemeinen  Landes ver waltun jf  —  Kreis- 
ausschuss,  Bezirksausschuss,  Provinzialrat  — 
übertragen  werden  (Zuständ.-G.  v.  1.  August 
1883,  §  97).  Umfang,  Inhalt  und  Mittel  der 
Aufsichtsgewalt  sind  dieselben,  welche  dem 
Staate  gegenüber  den  Gemeinden  zustehen 
(Allg.  Best.  §  24). 

C.  Die  schleswig-holBteinlBchen  und 
hannoverschen  Marschdistrikte.  Das  Deich- 
recht der  die  Westküste  von  Schleswig- 
Holstein  einnehmenden  Marschen  beruht 
kraft  des  Vorbehalts  in  Art.  II  Nr.  1  des 
G.  V.  11.  April  1872  noch  gegenwärtig  auf  dem 
Patent  v.  29.  Januar  1800  und  dem  Allgemei- 
nen Deichre^lement  v.  6.  April  1803  (vgl.  das 
Qnellenverzeichnis  amSchluss  desArt.untenS.160). 
Die  geschichtliche  Entwickelung  bis  zum  Erlass 
dieser  Gesetze  ist  eingehend  geschildert  von 
Nieberding-Frank,  Wasserrecht  S.  416 ff. 
(in  abgekürzter  Form  reproduziert  von  Frank 
in  der  1.  Aufl.  dieses  Handwörterbuchs  s.  v.  Deich- 
wesen, Bd.  II  S.  921),  dessen  Ausführungen  zu 
entnehmen  ist,  wie  sich  auch  in  Schleswig- 
Holstein  schon  zu  alter  Zeit  eine  reiche  und 
energische,  die  gesamte  Nordseeküste  des  Lan- 
des umfassende  Thätigkeit  der  Bewohner  auf 
dem  Gebiete  des  Deichwesens  vorfindet,  eine 
Thätigkeit,  deren  korporativ  organisierte  Trä- 

fer,  die  Deichverbände,  sich,  wie  es  scheint, 
urchschnittlich  etwas  länger,  als  dies  ander- 
wärts der  Fall  war  (oben  ö.  144  ff.),  im  Besitze 
ihrer  genossenschaftlichen  Autonomie  zu  erhal- 
ten wussten,  —  die  aber  doch  schliesslich  dem 
allfi^emeinen  Schicksale  der  Verstaatlichung 
nicht  entging.  Seit  dem  17.  Jahrhundert  be- 
ginnen (was  bei  Nieberding-Frank  a.  a.  0.  un- 
erwähnt bleibt)  die  landesherrlichen  Behörden 
in  die  Deichverwaltung  einzugreifen  (vgl.  z.  B. 
die    Stapelholmische    ßeichordnung    von    1625, 


abgedruckt  bei  Hackmann,  de  iure agg.,  An- 
hang Nr.  VI);  den  Abschluss  der  hiermit  ein- 
geleiteten Entwickelung  bezeichnet  die  oben 
angegebene  Gesetzgebung  von  1800  und  1803, 
welche  aber  zujpfleich  eine  durchgreifende  und 
umfassende  Rerorm  des  Deichwesens  herbei- 
führt. Das  Patent  v.  29.  Januar  1800  unter- 
stellt das  Deichwesen  der  Marschen  der  Auf- 
sicht und  Leitung  dreier  staatlicher  Deichin- 
spektoren, demnächst  bringt  denn  das  Allge- 
meine Deichreglement  v.  6.  April  1803  eine 
Neuordnung  der  Rechtsverhältnisse  der  Deich- 
verbände und  der  Deichpflicht.  Als  allgemeiner 
Grundsatz  wird  aufgestellt,  dass  alle  Lände- 
reien, welche  von  einem  und  demselben  Haupt- 
deiche geschützt  werden,  unter  sich  einen  „na- 
türlichen Deichband^  ausmachen.  Es  soll  je- 
doch eine  Erweiterung  oder  Einschränkung 
dieser  natürlichen  Deichverbände  unter  beson- 
deren Verhältnissen  zulässig  sein  (All^.  Deich- 
regl.  §§  1—3).  Hiemach  sind  die  Marschen 
durch  Verordnungen  des  damaligen  Staatsober- 
haupts (des  Königs  von  Dänemark)  in  Deich- 
verwaltungsbezirke ,  „besondere  Deichbände", 
eingeteilt  worden;  jeder  dieser  Deichbände  hat 
als  Organisations-  und  Verwaltuugsnorm  ein 
Statut  (Regulativ)  erhalten,  welches  nach  An- 
hönmg  der  Organe  der  älteren  Deichgenossen- 
schaften, der  Oberdeichgrafen  sowie  der  durch 
das  Patent  von  1800  eingesetzten  Deiehinspek- 
toren  von  der  Staatsbehörde  festgestellt  wurde. 
Nach  diesen  noch  heute  geltenden  Gesetzen 
und  Regulativen  erscheint  der  korporative  Cha- 
rakter der  Deichverbände,  wenn  überhaupt  vor- 
handen, jedenfalls  stark  verkümmert :  die  Deich- 
verbände der  schleswig-holsteinischen  Marschen 
haben  mehr  die  Natur  von  territorial  begrenz- 
ten Lastenverteilungssocietäten  (s.  oben  S.  145) 
als  von  selbstverwaltenden  Körperschaften.  — 
Einer  Erwähnung  bedarf  hier  lediglich  die  Re- 

gelung  der  Deichpflicht.  Das  Allgemeine 
eichreglement  unterscheidet,  durchaus  im  her- 
kömmlichen Sinne  des  deutschen  Rechts,  zwi- 
schen ausserordentlicher  und  ordentlicher  Deich- 
pflicht. Zur  ausserordentlichen  Deichpflicht  ge- 
hören :  die  zur  Verteidiguij^  und  Unterhaltung 
des  Vorufers  und  des  Walles  erforderlichen 
Einrichtungen,  soweit  sie  die  Sicherheit  des 
Deiches  bezwecken,  die  Anlegung  neuer  und 
die  Erhöhung  und  Verstärkung  vorhandener 
Deiche ,  die  Wiederherstellung  beschädi^er 
oder  weggerissener  Deiche,  endlich  alle  Not- 
arbeiten an  den  Deichen,  welche  bei  wirklich 
erfolgten  Deichbrüchen  zum  Schutz  gegen 
üeberschwemmungen  sofort  geleistet  werden 
müssen.  Die  Kosten  aller  dieser  Arbeiten  sind 
auf  den  ganzen  Deichverband  zu  verteilen 
und  zwar  auf  die  einzelnen  Grundstücke,  falls 
das  Regulativ  nicht  aus  besonderen  Gründen 
einen  anderen  Verteilungsmassstab  festsetzt, 
nach  Verhältnis  der  Fläche.  Ordentliche 
Deichpflicht  ist  der  Inbegriff  aller  Arbeiten, 
welche  erforderlich  sind  für  Instandhaltung  des 
Deichkörpers  in  seinem  bisherigen  Umfange, 
soweit  nur  Beschädigungen,  nicht  förmliche 
Deich  brüche  vor  liegten:  Diese  Verrichtungen 
liegen  den  im  Deichverbande  belegenen  Ge- 
meinden, jeder  Gemeinde  für  ihren  Bezirk, 
ob;  so  zwar,  dass  die  Gemeinde  befugt  ist,  die 
Unterhaltungsarbeiten  streckenweise,  also  nach 
dem  Pfandsystem,  an  die  einzelnen  Gemeinde- 
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mltglieder  zu  verteilen.  Betreffs  der  Nothilfe, 
der  ZwangsTollstrecknng,  des  Entei^nngs- 
rechts  gelten  die  gleichen  Grundsätze  wie  nach 
dem  D.G.  v.  28.  Jannar  1848. 

Betreffs  des  in  den  hannoverschen 
Marschen  geltenden  Deichrechts  muss  hier  anf 
die  unten  S.  160  hezeichneten  Quellen  dessel- 
ben, die  Deichordnung  für  Bremen  und  Verden 
T.  td.  Juli  1743,  die  Deich-  und  Sielordnungen 
für  Ostfriesland  und  Lünehurg  v.  12.  Juni  lB53 
bezw.  14.  April  1862,  die  Deich-  und  Abwässe- 
nmgsordnnng  für  Hoya  und  Diepholz  v.  22. 
Januar  1864,  verwiesen  werden.  Als  gemein- 
same Eigentümlichkeit  dieser  Deichordnungen 
sei  lediglich  hervorgehoben  die  eingehende  Be- 
rücksichtigung und  Ke^elung  des  S  i  e  1  w  e  s  e  n  s. 
Die  Deich  Verbandsbezirke  sind  zum  Zwecke 
der  Ent-  und  Bewässerung  in  engere  Verbände 

—  Sielachten  —  einffeteflt,  das  Ent-  und  Be- 
wSsserungswesen  in  dem  eingedeichten  Gebiete 
erscheint  als  Zubehör  und  Nebenaufgabe  der 
Beichverwaltung.  Die  drei  letzterwähnten 
Peichordnungen  verleihen  —  in  Uebereinstim- 
mmi^  mit  dem  Becht  der  alten  preussischen 
Provmzen  und  zum  Unterschied  von  dem 
ichleswig-holsteinschen  Deichreglement  von  1803 

—  den  Deichverbänden  die  Eigenschaft  als 
Korporationen  des  öffentlichen  und  Privat- 
rechts. 

D.  Hessen-Naasau.  Aus  der  geographischen 
Gestaltang  dieser,  zum  überwiegenden  Teile 
dem  mitteldeutschen  Hügellande  angehörenden, 
Provinz  erklärt  es  sich  leicht,  dass  Deichwesen 
und  Deichrecht  hier  nicht  entfernt  die  Bedeutung: 
haben  noch  haben  können  wie  in  dem  klassi- 
schen Lande  der  Deiche,  der  norddeutschen 
Tiefebene,  wo  flache  Stromufer  und  niedrige 
Meeresküsten  den  Schutz  der  dahinter  liegenden 
weiten  Inundationsflächen  durch  Deichbauten 
gebieterisch  fordern.  In  der  That  fehlt  es  denn 
auch  in  der  einen  —  ehemals  nassauischen  — 
Hälfte  der  Provinz  an  einer  Deichgesetzgebung 
"izlich,  während  das  in  der  anderen,  dem 
p.-Bez.  Cassel,  gegen wärtie:  noch  geltende 
hessische  Recht  zwar  auch  kein  dem  Gegen- 
stände ausschliesslich  gewidmetes  S^ecial- 
gesetz  kennt,  aber  doch  —  in  legislativem  Zu- 
sammenhange mit  Uferschutz-  und  Strombau- 
wteen  ~  einige  hier  zu  erwähnende  Normen 
deichrechtlichen  Inhalts  aufweist.  Nach  der 
kurhessischen  Verordnung,  den  Wasserbau  be- 
treffend, vom  31.  Dezember  1824,  §  2  ist  die 
Ufernnterhaltungslast  und  damit  der  Schutz 
des  Hinterlandes  gegen  Ueberschwemmungen 
principiell  Sache  der  Gemeinden,  deren  Ge- 
markungen an  das  Stromufer  angrenzen.  Den 
einzelnen  Gemeinden  ist  es  gestattet,  sich  unter 
einander  sowie  mit  solchen  Gemeinden,  deren 
i^ebiet  ganz  oder  teilweise  im  Inundationsbe- 
reich  liegt,  mit  Zustimmung  der  vorgesetzten 
Staatsaunichtsbehörde  zu  Uferbauverbän- 
<len  zu  vereinigen.  Diese  Verbände  können 
nnter  umständen,  nach  Massgabe  der  getroffenen 
Vereinbarungen,  eine  ähnliche  Wirksamkeit 
entfalten  wie  die  Deichverbände  des  preussischen, 
schleswig-holsteinischen,  hannoverschen  Rechts, 
aber  rechtlich  betrachtet  sind  sie  von  letzterem 
f€hr  verachieden,  einmal  im  Hinblick  auf  die 
ihnen  mangelnde  Eigenschaft  als  Zwangs- 
▼ereinignng,  weiter  auch  darin,  dass  sie  nicht  ein- 
«hie  Personen    bezw.   Grundbesitzer,  sondern 


Gemeinden  zu  Mitgliedern  haben,  also  nicht 
Personenvereinigungen  auf  territorialer  Grund- 
lage, sondern  communale  ^Zweckverbände"  (im 
Sinne  der  preussischen  Gemeindegesetzgebung) 
darstellen.  Ausser  und  abgesehen  von  dieser 
gesetzlichen  Uferbaupflicht  der  Gemeinden  ist 
es  dem  einzelnen  Uferanlieger  freigestellt,  zum 
Schutze  seiner  Grundstücke  gegen  Ueberschwem- 
mung  noch  besondere  Deiche  oder  deichähnliche 
Bauten  zu  errichten;  jedoch  bedarf  es  hierzu, 
wie  nach  altländischem  Kecht  (D.G.  §  1,  s.  oben 
S.  149),  stets  der  vorgän^gen  Genehmigung 
der  Staatsbehörde  (des  Bezirksausschusses,  Zu- 
ständ.-G.  V.  1.  Aug.  1883,  §  96  Nr.  1).  Selbst- 
verständlich können  sich  auch  für  Errichtung 
und  Unterhaltung  solcher  Privatdeiche  mehrere 
Interessenten  zusammenthun :  es  entstehen  dann 
Vertrags-  und  Gemeinschartsverhältnisse,  die 
indessen  —  mangels  hierauf  bezüglicher  spe- 
cialgesetzlicher Vorschriften  —  irgendwelche 
öffentlichrechtliche  Bedeutung  oder  Qua- 
lifikation nicht  beanspruchen  können,  vielmehr 
ausschliesslich  den  Kegeln  des  Privatrechts 
(über  Gesellschaften,  Gemeinschaften,  Miteigen* 
tum  u.  s.  w.)  unterliegen. 

4.  Königreich  Sachsen.  Die  sedes 
materiae  des  sächsischen  Deichrechts,  das 
Mandat,  die  Elbstrom-Ufer-  und 
Dammordnung  enthaltend,  vom  7. 
August  1819  bezieht  sich,  wie  aus  der 
üeberschrift  ersichtlich,  zunächst  nur  auf 
den  Hauptstrora  des  Landes  und  seine  Ein- 
deichung, im  §  14  des  Mandats  ist  jedoch 
bestimmt,  dass  diese  für  die  Eibdeiche  ge- 
gebenen Vorschriften  »unter  Berücksichti- 
gimg der  örtlichen  Verhältnisse«  auch  auf 
die  kleineren  Flüsse  Anwendung  finden 
sollen.  —  Das  Mandat  von  1819  steht,  was 
die  allgemeine  legislative  Behandlung  des 
Deichwesens  betrifft,  im  grossen  und  ganzen 
noch  auf  dem  Standpunkte  der  älteren 
preussischen  Deichordnungen,  deren  gemein- 
same Grundzüge  oben  S.  147  geschildert 
wurden.  Das  Deichwesen  wird  voDkommen 
als  Staats  Sache  und  zwar  als  Zweig  der 
staatlichen  Wasserbauverwaltung  aufgefasst, 
es  untersteht  mit  der  letzteren  in  obereter 
Instanz  dem  Finanzministerium,  unter 
dessen  Oberaufsicht  und  Leitung  es  in 
technischer  Beziehung  von  dem  Wasserbau- 
direktor, im  übiigen  von  den  zuständigen 
Behörden  der  allgemeinen  Verwaltung,  den 
Amtshauptmannschaften*,  ressortiert.  Die 
Deichlast,  d.  h,  die  Pflicht,  zu  den  Kosten 
des  Ufer-  und  Dammbauw^esens  beizutragen, 
ist  Staatslast,  nicht  Korporationslast,  sie  ist 
auf  diejenigen  umgelegt,  deren  Eigentum 
durch  den  Deich  geschützt  wird  (§  2  des 
Mandats).  Der  Eepartitionsmassstab  bezw. 
die  Höhe  der  einzelnen  Beitragsleistung 
wird  —  unter  Vorberücksichtigung  beson- 
derer Rechtstitel  —  zunächst  durch  Ein- 
verständnis der  Kontribuenten  unter  einander, 
im  Nichteinigimgsfalle  durch  die  Staatsbe- 
hörden festgesetzt  (vgl.  die  ausführlichen 
Vorschriften  in  §  2  a.  a.  0.).    Die  Anlage 
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von  P  r  i  V  a  t  d  e  i  c  h  e  n  ist  —  mit  vorgängiger 
Genehmigimg  der  Wasserbaubehörde  —  ge- 
stattet. 

Zur  Durchführung  der  Deichlastverteilung 
ist  (§  5  a.  a.  0.)  bestimmt:  „Alle  Gemeinden 
und  einzelnen  Grundbesitzer,  welche  von  einem 
und  demselben  Damme  Vorteil  haben,  werden 
in  Dammkommunen  vereinigt,  und  jedes 
Mitglied  einer  solchen  Dammkommune  ist  ge- 
halten, nach  Verhältnis  der  Grösse,  GiUe  und 
Benutzung  seiner  durch  den  Damm  gegen 
Ueberschwemmung  e^eschützten  Besitzungen  zum 
Bau  und  zur  Untei-haltung  des  Dammes  beizu- 
tragen.'^ Die  an  dem  Damme  zu  errichtenden 
ArSeiten  „dürfen  nicht  in  kleinen  Abteilungen 
von  einzelnen  Interessenten  unternommen", 
sondern  müssen  von  der  Dammkommune  sq- 
meinschaftlich  bewerkstelligt  werden.  (Also 
Kommunion-,  nicht  Pfanddeichung.)  Jede  Damm- 
kommune hat  eine  Kasse,  in  welche  die  Mit- 
glieder jährlich  einen  massigen,  von  der  Staats- 
behörde zu  bestimmenden  Beitrag  zahlen  müssen, 
ohne  Unterschied,  ob  Dammbauten  oder  Repa- 
raturen vorkommen  oder  nicht.  Die  Kassen- 
verwaltung ist  ,,einem  aus  der  Mitte  der  Damm- 
interesseuten", in  Ermangelung  einer  hierzu 
geeigneten  Person  aber  der  Staatsbehörde  zu 
übertragen  (J?  6  a.  a.  0.).  Der  Kommune  steht 
ein  Dammrichter  vor,  welchen  die  Staats- 
(Wasserbau-)behörde  aus  der  Mitte  der  Inte- 
ressenten ernennt  (§7);  er  ist  im  allgemeinen 
nicht  mehr  als  ein  Organ  der  Staatsbehörden, 
darf  jedoch  bei  Gefahr  im  Verzuge  die  zur 
Deichverteidigung  erforderlichen  Anordnungen 
selbständig  treffen.  —  In  regelmässigen  (halb- 
jährlichen) Zwischenräumen  finden  „Damm- 
schauen** statt  (§  8),  die  von  den  zuständigen 
Staatsbehörden,  Wasserbaudirektor  und  Amts- 
hauptmanschaft,  abgehalten  werden,  während  es 
den  Dammkommunen  lediglich  „nachgelassen'' 
ist,  der  Schau  durch  Deputierte  beizuwohnen. 
Die  Feststellung  der  bei  der  Schau  vorgefundenen 
Mängel  sowie  die  Entscheidung  über  die  Art 
und  Weise  ihrer  Abhilfe,  über  die  Kosten  Ver- 
teilung u.  8.  w.  liegt  dem  „Dammgericht" 
(§  9)  ob,  welches  nach  Beendigung  der  Schau 
ad  hoc  zusammentritt.  Die  Organisation  des 
Dammgerichts  ist  durch  das  Gesetz  nicht  näher  ge- 
regelt ;  es  ist  nur  gesagt,  dass  das  Gerichtdurch  die 
Staatsbehörden,  unter  deren  Leitung  die  Schau 
stattgefunden  hat,  unter  Zuziehung  des  Damm- 
richters und  freier  „aus  den  Interessenten  zu  er- 
wählender" Beisitzer   „bestellt"  werden  soll.  — 

5.  Bayern.  Die  bayerische  Gesetzgebung 
behandelt,  ähnlich  wie  das  Recht  der  anderen 
süddeutschen  Staaten  (unten  sub  6,  7),  Oester- 
reichs  (sub  8)  und  der  ehemals  kurhessischen 
Landesteile  Preussens  (oben  S.  153),  das 
Deichwesen  als  Zweig  des  Ufer  Schutzes 
im  weiteren  Sinne.  Die  im  folgenden  dar- 
gestellten Rechtssätze  sind  kodifikatorisch 
zusammengefasst  in  dem  dritten  der  drei 
bayerischen  Wassergesetze  v.  28.  Mai  1852 
(vgl.  d.  Art.  »Bewässerung  und  Bewässerungs- 
recht« sub 7  oben  Bd.  11.  S.784),  betitelt  »Gesetz 
über  den  Uferschutz  und  den  Schutz  gegen 
Ueberschwemmungen«  i).    Dies  Gesetz  weist, 

*)  Im  folgenden  abgekürzt:  ü.G. 


was  die  Grundsätze  über  Errichtung  und 
Unterhaltung  von  Schutzbauten  gegen  dii» 
Zerstörung  und  Ueberflutung  der  Ufer  an- 
langt, eine  Zweiteilung  auf,  welche  ihre 
Unterscheidungen  trifft  einerseits  nach  der 
Bedeutung  der  zu  schützenden  Objekte, 
andererseits  und  vor  allem  nach  der  Grosse 
der  abzuwehrenden  Gefahr.  (Hierzu :  v.  Pozl. 
Komment,  z.  (1.  G.G.  v.  28.  Mai  18.72,  S.  37n, 
408).  Es  wird  nändich  dem  Uferschutz  im 
engeren  Sinne,  d.  h.  der  Abwendung  von 
Gefahren,  welche  durch  fliessende  Gewässer 
in  ihrem  regelmässigen  Zustande  verursacht 
werden  (z.  B.  Befestigimg  des  Ufers  gi^goii 
Unterspülung  und  Abbruch),  gegenüberge- 
stellt der  »Schutz  gegen  ausserordent- 
liche 'A''ass(n-gefalu'  und  Ueberschwem- 
mungen«, mit  anderen  Worten  die  B*^- 
kämpfung  der  eigentlichen  Hochwasser- 
gefahr durch  Deichbauten  und  Xothilfe- 
leistungen.  Diese  Zweiteilung  ist  in  dem 
I  r.G.  auch  äusst^rhch  durchgeführt  als  '>erste's 
und  *zweite^'  Abteilung  des  Gesetzestextes 
(in   folgendem   unter  I.  und  IL  gesondert). 

—  Es  ist  deutlich,  dass  nur  die  zweite  Ab- 
teilung des  U.G.  d  e  i  c  h  rechtliche  Nonnen 
in  dem  engeren  (namentlich  der  norddeut- 
schen Gesetzgebung  geläufigen)  Sinne  des 
Wortes  enthält;  dennoch  dürfen  die  Ufer- 
schutzbestimmungen der  ersten  Abteilung 
des  Gesetzes,  schon  des  inneren  Zusammen- 
hangs wegen,  hier  nicht  unen^älmt  bleiben. 

I.  Der  Uferschutz  1.  an  Privatf lassen 
und  stehenden  Gewässern  ist  grund- 
sätzlich Sache  des  Eigentümers  (Art.  1, 
13Ü.G.).  >Sache«,  —  d.  h.  nicht  Pflicht 
im  wasserrechtlichen  Sinne,  es  sei  denn, 
dass  sich  aus  Vertrag,  Gesetz  oder  Her- 
kommen etwas  anderes  ergiebt.  >Der  Ufer- 
schutz durch  die  beteiligten  Ufereigentümer 
tritt  erst  unter  die  Herrschaft  des  öffentlichen 
Rechts,  wenn  dieselben  eine  Schutzgenosson- 
schaft  bilden«  (Seydel,  bayer.  Staatsr.  ETI, 
278).  Eine  solche  Schutzgenossenschaft  ent- 
steht, wenn  sich  mehr  als  drei  Eigentümer 
zu  gemeinschaftlicher  Ausfühnmg  des  Ufer- 
schutzes vereinigen.  Kori)orationen  des 
Privat-  oder  öffentlichen  Rechts  sind  diese 
Schutzgenossenschaften  nicht,  auch  findet 
weder  eine  zwangsweise  Bildung  von  Ge- 
nossenschaften noch  ein  Beitrittszwaug  statt. 

—  man  müsste  denn  eine  indirekte  Nöti- 
gimg zum  Beitritt  in  der  Bestimmung  des 
Art.  14  erblicken,  wonach  die  zwischen  deu 
Grundstücken  der  Genossenschaftsmitglieder 
angesessenen  Ufereigentümer,  falls  sie  sich 
der  Genossenschaft  nicht  ansclüiessen, 
dennoch  gehalten  sind,  sich  auf  ihrem  Ufer- 
eigentum diejenigen  Vorrichtungen  gefallen 
zu  lassen,  welche  zur  Erreichung  des 
Zweckes  des  gemeinschaftlichen  Uferschutzes 
notwendig  sind.  Die  Schutzgenossenschaft 
muss  Satzungen  haben,   welche  der  zustän- 


Deichwesen 


155 


digen  Ver^'altungsbehörde  (d.  h.  der  Distrikts- 
verwaltimgsbehörde,  falls  aber  der  Genossen- 
sehaftsbereich  die  Distriktsgrenzen  über- 
schreitet, der  Kreisregierung)  zur  Genehmi- 
gimg  vorzulegen  sind.  Zur  Vertretung  der 
(.lenossensehaft  ist  wenn  die  Mitgliederzahl 
sich  auf  sechs  oder  weniger  beläuft,  ein 
Bevollmächtigter«,  bei  höherer  Mitglieder- 
zahl ein  »Ausschuss«  zu  bestellen  (Art.  15 
r.G.).  Die  iin  Interesse  der  —  sogleich  zu 
erörternden  —  kreisgemeindlichen 
Uferschutzbauten  eingeführten  Zwangs-  und 
Expropriationsrechte  (Art.  8 — 10  U.G.)  fin- 
den anch  auf  Genossenschaftsanlagen  An- 
vendimg  (Art.  16  a.  a.  0.).  üeber  die  er- 
forierliche  Genehmigung  von  Privat- 
imd  Genossenschaftsanlagen  durch  die  Po- 
lizeilichorde  s.  unten  H  a.  E. 

2.  Der  Uferschutz  an  öffentlichen 
(d.  h.  schiff-  oder  flossbaren)  ^)  Flüssen  ist 
Kreislast,  es  sei  denn,  dass  die  Schutz- 
masjiregel  den  integrierenden  Teil  einer  — 
stets  aus  allgemeinem  Staatsfonds  zu  be- 
streitenden —  Flusskorrektion  bildet 
(Art.  2  und  11  a.  a.  0.).  Damit  ist  eine 
Off^^ntliehrechtliche  Uferbaupflicht  der 
Kreisgemeinden  statuiert,  auf  deren 
Erfüllung  indessen  nur  der  Staat  (vgl. 
hierzu  insbesondere  Art.  4,  12  U.G.),  nicht 
aber  der  einzelne  Interessent  ein  Anrecht 
hat.  Genügen  dem  letzteren,  also  dem 
Egentümer  eines  Ufergrundstücks ,  die  von 
der  Kreisgemeinde  errichteten  I'ferschutz- 
r^auten  nicht,  so  bleibt  ihm  (Art.  5  a.  a.  0.) 
überlassen,  »die  nötige  Versicherung  auf 
seine  Kosten  vornehmen  zu  lassen«.  Zu 
Gunsten  der  Kreisuntemehmungen  verleiht 
da<  Gesetz  (Art.  8—10)  Zwangsservituten 
<ovAe  (las  Eecht  der  Enteignung  von  Grund- 
^uken  und  Baumaterialien. 

IL  Die  Bestimmungen  des  U.G.  (Art.  17  ff.) 
über  den  »Schutz  gegen  ausserordentliche 
Vassergefahr  und  Ueberschwemmungen« 
lassen  den  im  norddeutschen  Deichrecht 
(vgl  oben  S.  144,  152)  entwickelten  Unter- 
schied zwischen  »ordentlicher«  und  »ausser- 
f-rdentücher«  Deichlast  deutlich  hervortreten. 
Trager  der  ordentlichen  Deichlast  sind,  so- 
fern nicht  durch  Gesetz  anders  bestimmt 
ist^  die  Ortsgemeinden.  Sie  sind  ver- 
m**^  des  Art.  18  U.G.  verpflichtet  zur  Er- 
richtung und  ünterhaltimg  von  »Dämm- 
end Deichbauten  zum  Schutze  von  Orts- 
fluren oder  Ortschaften  gegen  Ueberschwem- 
mungen«, eine  Pflicht,  deren  Erfüllung  im 
Säumnis-  und  Bedürfnisfalle  von  der  Ver- 

'  Vgl.  den  Art.  „Bewässerung  und  Be- 
Jisserungsrecbt'*  oben  BdiU,  besonders  S.  777  ff., 

i81  ff.  ' 

1  Wie  denn  z.  B.  die  Deichlast  hinsichtlich 
^er  Rheindanimbauten  in  der  Pfalz  nicht  den 
*^gemeinden,  sondern  der  Kreisgemeinde 
obhegt:  G.  V.  23.  Mai  1846,  Art.  II,  Ziflf.  9. 


waltungsbehörde  zu  erzmngen  ist.  Auch 
sie  ist,  so  wenig  wie  bei  ki'eisgemeindlicheu 
Unternehmungen  (oben  I,  2),  durch  die 
öffentlichrcchtliche  Ufer-  bezw.  Deichbau- 
pflicht  der  Gemeinde  das  grundsätzlich  an- 
erkannte Recht  des  einzelnen  Eigentümei-s, 
durch  private  Uferschutzbauten  seine  Län- 
dereien noch  besondei-s  zu  sichern  (oben  1, 1), 
nicht  ausgesclilossen  (Art.  19  U.G.).  —  Dies 
der  Fall  der  ordentlichen  Deichlast,  deren 
Gegenstand  es  ist,  das  Eintreten  von  Ueber- 
schwemmungen durch  dauernde,  deich- 
mässige  Einrichtungen  zu  verhüten.  Der 
ordentlichen  steht  nun  eine  ausserordentliche 
Deichpflicht  gegenüber,  statuiei-t  zum  Zwecke 
der  notwendigen  Hilfe  gegen  momentane 
und  akute  Wassersnot:  Art.  17  U.G.  Dort 
ist  bestimmt:  »Sind  zur  Abwendung  drohen- 
der oder  bereits  eingetretener  Wassergefahr 
augenblickliche  Vorkehrungen  notwendig,  so 
sind  alle  benachbarten  Besitzer  und 
Gemeinden  zu  Hand-  und  Spanndiensten 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie 
innerhalb  des  vom  Wasser  bedroh- 
ten Gebietes  liegen  oder  nicht, 
verbunden.  Jede  (Distrikts-  und  Orts-)  Po- 
lizeibehöixle  hat  in  solchem  Falle  die  augen- 
blicklich nötigen  Vorkehrungen  zu  treffen 
und  vollziehen  zu  lassen,  wogegen  keine 
Einsprache,  sondern  nur  nachti-ägliche  Be- 
schwerde zulässig  ist.  Die  Gemeindebehör- 
den sind  verpflichtet,  den  Polizei-  und  Bau- 
behörden die  nötige  Beihilfe  zu  leisten,  und 
für  die  schnellste  Stellung  von  Mannschaften 
und  Liefenmg  von  Materialien  zu  sorgen.« 
—  Diese  Bestimmungen  sind  von  Frank 
(in  der  1.  Auflage  dieses  Handwörterbuches, 
Bd.  II,  S.  923)  zutreffend  -dahin  gedeutet,  dass 
überall  im  (Geltungsbereiche  des  U.G.,  wo 
eine  Niederung  der  Ueberschwemmungsge- 
fahr  ausgesetzt  ist,  eine  durch  das  Gesetz 
begründete  Schutzgemeinschaft  bestehe,  also 
»ein  Deichverband  ohne  besondere 
Satzungen  (und,  so  ist  hinzuzufügen :  ohne 
Organisation  und  ohne  eigene  Rechtspereön- 
lichkeit),  dem  alle  Einwohner  der  Gegend 
anffehören,  dergestalt,  dass  sie  im  Notfalle 
Hilfe  leisten  müssen«. 

Zum  Schluss  ist  zu  bemerken,  dass  nach 
Art.  20  U.G.  alle  Uferschutz-,  Damm-  oder 
Deichbauten  (also  sowohl  die  vorstehend 
unter  II  wie  die  oben  zu  I  erörterten 
Schutzbauten)  der  vorgängigen,  durch  die 
Distriktsverwaltungsbehörde  zu  erteilenden 
Genehmigung  dann  bedürfen,  wenn  als 
Unternehmer  ein  Privatmann,  eine  Schutz- 
genossenschaft (oben  I,  1)  oder  eine  (Orts-) 
Gemeinde  (oben  II)  auftreten,  nicht  aber 
dann,  wenn  eine  Ki-eisgemeinde  (oben  I,  2) 
oder  der  Staat  (s.  ebenda,  Art.  11  U.G.)  Un- 
ternehmer ist. 

6.  Baden  und  Hessen.  Auch  in  diesen 
beiden  Staaten  ist  das  Deichwesen  von  jeher 
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legislatorisch  wie  administrativ  als  Teil  des 
Wasserschutzes  (üferschutzes,  Flussbaues)  be- 
handelt und  unter  dem  gleichen  Gesichts- 
punkte neu  geregelt  worden  in  Baden  durch 
das  Gesetz  über  die  Benützung  und  Instand- 
haltung der  Gewässer  v.  25. August  1876,  in 
Hessen  durch  die  beiden  Wassergesetze  des 
Jcüires  1887  (Gesetz  betr.  das  Dammbauwesen 
und  das  Wasserrecht  in  den  Gebieten  des 
Rhein,  Main,  Neckar  und  des  schiffbaren  Teils 
der  Lahn,  v.  14.  Juni  1887,  und  Gesetz  betr. 
die  Bäche  und  niciit  ständig  fliessenden 
Gewässer,  v.  30.  Juli  1887)^).  Die  auf 
ITferschutz  und  Deichwesen  bezüglichen 
Teile  des  bad.  G.  und  der  beiden  hessi- 
schen Gesetze  stimmen  in  allen  wesentlichen 
Punkten  sachlich,  \ielfach  auch  wörtlich 
überein.  Gemeinsam,  wiewohl  weder  dem 
badischen  noch  dem  hessischen  Recht  allein 
eigentümlich  (cf.  oben  S.  152/53,  154) 
ist  die  imterschiedliche  Behandlung  der 
Fälle,  welche  in  der  Theorie  und  in  man- 
chen (norddeutschen)  Gesetzen  als  »ordent- 
liche« und  »ausserordentliche«  Deich-  bezw. 
Uferschutzpflicht  bezeichnet  werden;  ge- 
meinsam femer  die  Uebertragimg  der  ordent- 
lichen üferschutzpflicht  bei  fliessenden  Ge- 
wässern im  aUgemeinen  an  die  Gemein- 
den, bei  gewissen,  namentlich  aufgezählten, 
grösseren  Strömen  an  den  Staat  (mit  Kosten- 
beitragspflicht  der  Gemeinden);  gemeinsam 
endlich  die  Erstreckung  des  gesetzlichen 
Wirkungskreises  der  W^assergenossenschaften 
auf  Uferschutz  und  Deichbau.  — 

I.  Träger  der  ordentlichen  Uferschutz-, 
insbesondere  Deichbaupflicht  an  allen  (öffent- 
lichen und  nichtöffentlichen  2) )  fliessenden 
Gewässern  ist  in  der  Regel  die  G  e  m  e  i  n  d  e. 
Die  Pflicht  entsteht,  sobald  und  soweit  — 
nach  dem  Urteil  der  vorgesetzten  Staatsbe- 
hörde —  die  Ergreifimg  von  Uferschutz- 
massregeln  im  öffentlichen  Interesse 
geboten  ist;  sie  begründet  einen  Rechts- 
anspruch einzelner   an  die  Gemeinde  nicht 

*)  Ueber  die  wasserrechtlichen  Grundprin- 
cipien  dieser  badisch-hessischen  Gesetzgebimg  von 
1876  bezw.  1887  vgl.  d.  Art.  „Bewässerung  und 
Bewässeningsrecht"  sub  9  und  10,  oben  Bd.  II,  S. 
785  ff.  —  Das  b  a  d  i  s  c  h  e  Wassergesetz  vom  25. 
August  1876  ist  im  folgenden  mit  „Bad.  G.",  das 
hessische  G.  betr.  das  Dammbauwesen  u.  s.  w. 
vom  14.  Juni  1887  mit  „Hess.  D.  G."  und  das 
hessische  Gesetz  betr.  die  Bäche  u.  s.  w.  vom 
30.  Juli  1887  mit  „hess.  B.  G."  abgekürzt. 

*)  Wie  in  dem  cit.  Art.  oben  Bd.  II,  S.  787/88 
hervorgehoben,  kennt  das  hess.  B.  G.  und  D.  G. 
den  Unterschied  zwischen  öffentlichen  und  nicht- 
öffentlichen Flüssen  nicht,  behandelt  vielmehr 
alle  Wasserläufe  als  „öffentliche  Flüsse"  im 
herkömmlichen  Sinne.  In  allen  wesent- 
lichen Punkten  und  Beziehungen  ist  dies 
aber  auch  der  Standpunkt  des  Bad.  G.,  welches 
jenen  Unterschied  mithin  mehr  dem  Worte  wie 
der  Sache  nach  beibehält. 


(bad.  G.  Art.  61,  hess.  B.G.  Art.  93).  Nach 
hessischem,  nicht  aber  nach  badischem 
Recht,  können  mehrere  benachbarte  Gemein- 
den behufs  gemeinsamer  Tragung  der  Ufer- 
baulast zu  einem  Zweckverbande  vereinigt 
werden  (hess.  B.G.  Art.  96). 

Wo  ein  öffentliches  Literesse  nicht  vor- 
liegt, ist  die  Errichtung  und  Unterhaltung 
von  Uferschutzanlagen  jedem  Eigentümer 
eines  bedrohten  Grundstücks  überlassen,  je- 
doch bedürfen  dergleichen  Anlagen,  insbe- 
sondere Deiche  und  deichähnliche  Erhöhun- 
gen der  Erdoberfläche  im  Inundationsgebiet 
vorgängiger  behördhcher  Genehmigung  (wie 
nach  bayerischem  Recht,  vgl.  oben  »Bayern«, 
a.  E.),  und  zwar  nach  dem  hess.  B.G. 
(Art.  112)  ganz  allgemein,  nach  dem  bad. 
(G.  Art.  86)  an  öffentlichen  (schiff-  oder 
flossbaren)  Flüssen  stets,  an  nichtöffent- 
lichen nach  Massgabe  der  dieserhalb  zu 
erlassenden  Polizeiverordnungen. 

Wollen  sich  die  Eigentümer  mehi-erer 
wassergefährdeter  Gnmdstüeke  durch  eine 
gemeinsame  Anlage  schützen,  so  können  sie 
sich  zu  einer  Uferschutzgenossenschaft  ver- 
einigen. Ein  Zwang  zur  Genossenschafts- 
bildung findet  nicht  statt,  wohl  aber,  nach 
Massgabe  der  gesetzlichen  Vorschriften 
(bad.  G.  Art,  66,  hess.  B.G.  Art.  104,  32,  52) 
ein  Beitrittszwan^  gegen  Interes- 
senten, welche  sich  weigern,  an  der  Genos- 
senschaft teilzunehmen.  (Vgl.  das  Nähere 
indem  Art.  Wassergenossenschaften.) 

II.  Besonders  —  und  zwar  in  Hessen 
durch  das  hess.  D.G.  Art.  1 — ^47,  in 
Baden  durch  das  bad.  G.  Art.  68  ff.  — 
geregelt  ist  die  Uferschutz-  und  Deichbau- 
pflicnt  an  einer  Reihe  von  (schiffbaren  und 
nicht  schiffbaren)  Flüssen,  bei  denen  der 
Abfluss  des  Hochwassers  erfahnmgsgemäss 
mit  erheblicher  Gefahr  verbunden  ist.  Diese 
Flüsse  sind  in  den  Gesetzen  namentlich  be- 
zeichnet^); den  Schutz  ihrer  Ufer  gegen 
Abbruch  und  Ueberflutung  hat  in  Baden 
wie  in  Hessen,  unter  Heranziehung  der  be- 
teiligten Oi-tsgemeinden  zu  einer  Quote  des 
Kostenaufwandes,  der  Staat  übernommen. 
Was  die  Höhe  des  von  den  Gemeinden  zu 
zahlenden  Kostenbeitrags  anlangt,  so  unter- 
scheidet das  bad.  G.  Ai't.  70 — 74  imd 
75  z\Wschen  »Flussbau«  und  »Dammbauc, 
der  Art,  dass  die  beteiligten  Gemeinden  von 
dem  Gesamterfordeniis  der  F 1  u  s  s  baukosten 
am  Rhein,  Main  und  Neckai*  zusammen  ein 


*j  Bad.  G.,  Anlage,  enthaltend  das  Ver- 
zeichnis der  im  Staatsflussbauverbande  befind- 
lichen Flüsse  (Rhein,  Neckar,  Main  und  noch 
10  weitere  Fliisse).  In  Hessen  gehören  hier- 
her die  in  der  üeberschrift  genannten  Flüsse: 
Rhein,  Main,  Neckar  und  der  schiffbare  Teil 
der  Lahn.  —  Vgl.  hierher:  Schenkel,  Recht 
und  Verwaltung  des  Wasserwesens  im  deutschen 
Rheingebiet  (1889). 
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Fünftel,  an  den  anderen  im  Staatsflussbau- 
Teri)ande  stehenden  Gewässern  ein  Drittel, 
Ton  den  Kosten  sämtlicher  Damm  bauten 
aber  die  Hälfte  zu  tragen  haben  (vgl. 
Schenkel,  bad.  Wasserrecht  S.  96  flf.). 
Das  hess.  D.G.  Art.  5 ff.  legt  die  Bau-, 
Verstärkungs-  und  Abtragungskosten  der 
Hochwasserdeiche  (s.  oben  S.  141)  den 
Gemeinden  zur  Last ;  die  Staatskasse  schiesst 
jedoch  dreiviertel  dieser  Kosten,  aussclüiess- 
lich  des  Aufwandes  für  den  Erwerb  des  er- 
forderlichen üferbaugeländes,  zu  und  trägt 
ausserdem  die  Unterhaltungs-  und  Wieder- 
herstellungskosten allein  ^Art.  16  a.  a.  0.). 
Zu  erwähnen  sind  noch  die  dem  badischen 
Recht  fremden,  Bestinmiungen  des  hess. 
D.O.  über  Deichverbände  (Art.  18  ff.) 
nnd  Sommerdämme  (Art.  44  ff.).  Der 
Deichverband  des  hessischen  Rechts  ist  die 
Zwangsvereini^ung  mehrerer  an  einem  und 
demselben  Deichsystem  interessierten  Ge- 
meinden zu  einem  Zweckverbande,  der  je- 
doch mit  den  Deich  verbänden  des  preus- 
sischen  D.G.  v.  28.  Januar  1848  (oben 
S.  149  ff.)  im  wesentlichen  nur  den  Na- 
men gemeinsam  hat.  Die  hessischen  Deich- 
veibände  sind  zwar,  wie  die  preussischen, 
organisierte  und  korporativeGenossenschaften, 
nicht  aber  wie  diese  wahre  Selbstverwal- 
tnngskörper  des  Deichwesens,  sondern  ledig- 
lieh Lastenverteilungssocietäten  in 
dem  oben  mehrfach  (S.  145, 152)  erörterten 
Sinne,  indem  nach  dem  hess.  D.G., 
einerlei  ob  der  kommunale  Beitrag  zu  den 
Deichbaukosten  von  Gemeinden  oder  »Deich- 
verbänden« getragen  wird,  Erbauer,  Eigen- 
tümer und  Verwalter  der  Deichanlagen  doch 
stets  der  Staat  bleibt  (vgl.  insbes.  hess. 
D.G.  Art.  6,  29,  33).  — 

>Sommer dämme«  (vgl.  oben  S.  141) 
können,  nach  vorgängiger  Genehmigung  der 
'Verwaltungsbehörde,  von  den  einzelnen  In- 
teressenten errichtet  werden.  Einer  zum 
Zweck  der  Herstellung  und  Unterhaltung 
solcher  Deichanlagen  sich  bildenden  Ver- 
einigung »können  die  Rechte  einer  Korpora- 
tion verliehen  werden«  (Art.  44  a.  a.  0.). 
in.  Die  ausserordentliche  Wasser- 
ßchutzpfUcht  —  »Nothilfe«  —  liegt  nach 
ladificnem  wie  nach  hessischem  Recht  (bad. 
G.  Alt  83,  hess.  B.G.  Art.  110,  D.G.  Art. 
17)  >den  benachbarten  Gemeinden«  ob,  eine 
B^timmung,  die  jedoch  von  der  Praxis 
(jedenfalls  in  Baden  i))  nicht  sowohl  auf  die 
Gemeinden  als  solche  bezw.  ihre  Organe, 
sondern  zugleich  auf  alle  zur  Hilfsleistung 
Ölügen  Einwohner  der  Nachbarschaft 
l>eaogen  wird.  Betreffs  des  Näheren  muss 
Her  auf  die  citierten  Gesetzesvorschriften 
und  die  dazu  erlassenen  VoUzugsverordnun- 
gen    (z.   B.    bad.    Wasserwehrordnung     v. 

*)  Schenkel,  Bad.  Wasserr.  S.  107. 


24.   Dezember  1876,  bei  Schenkel,  Bad.. 
Wasserr.  S.  172  ff.)  verwiesen  werden. 

7.  Elgass-Lothringeii.  Vor  dem  In- 
krafttreten des  elsass- lothringischen  G.  v.  2. 
Mai  1891  betr.  Wasserbenutzung  und  Wasser- 
schutz galt  im  Reichslande  folgender,  durchweg 
auf  der  französischen  Gesetzgebung  beruhender, 
Bechtszustand :  Das  französische  Gesetz  über 
die  Austrocknung  der  Sümpfe  vom  16.  Septem- 
ber 1807  hatte  bestimmt,  dass  die  Notwendig- 
keit der  Anlage  von  Deichen  an  Meeres-  und 
Flussufem  entstehendenfalls  von  der  Staatsbe- 
hörde festzustellen  ist,  worauf  die  zur  Her- 
stellung der  Anlagen  erforderlichen  Arbeiten 
von  der  Behörde  in  Augriff  zu  nehmen  und 
durchzuführen,  die  Kosten  aber  auf  die  Ge- 
samtheit der  an  dem  Deiche  interessierten 
Grundbesitzer  (die  also  insoweit  einen  „Deich- 
verband" vom  Typus  der  reinen  Lasten ver- 
teüungssocietät  bilden,  vgl.  oben  S.  145;  der 
technische  Ausdruck  des  franz.  Rechts  für  diese 
Art  Verbände  ist  „syndicat")  nach  dem  Ver- 
hältnis des  Vorteils  umzulegen  sind,  —  vorbe- 
haltlich der  Gewährung  einer  Beihilfe  aus 
Staatsfonds,  in  den  Fällen,  in  denen  die  Staats- 
regierung  eine  solche  für  angezeigt  und  billig 
erachtet  (vgl.  Artt.  33,  34,  27  des  cit.  G.  von 
1807).  Die  hieraus  sich  ergebenden,  ausseror- 
dentlich weiten  und  nahezu  willkürlichen  Be- 
fugnisse der  Verwaltung  wurden  eingeschränkt 
durch  das  Wassergenossenschaftsgesetz  (Loi 
sur  les  associations  syndicales)  vom  21.  Juni 
1865,  welches  die  Bildung  von  Interessenten- 
genossenschaften zum  Zwecke  der  gemeinsamen 
Herstellung  und  Unterhaltung  von  Wasser- 
schutzbauten, insbesondere  Deichbauten  zulässt, 
ohne  jedoch  einen  Zwang  zur  Genossenschafts- 
bildung vorzusehen  (vgl.  d.  Art.  „Wasserge- 
nossenschaften" sowie  Huber,  Wassergesetze 
Elsass-Lothringens,  2.  Aufl.  S.  278  ff.,  354  fT.). 
Wo  und  insoweit  sich  eine  Genossenschaft  nicht 
bildete,  bewendete  es  gemäss  Art.  26  des  G. 
vom  21.  Juni  1865  bei  den  oben  erwähnten 
diskretionären  Vollmachten  des  G.  v.  16.  Sep- 
tember 1807,  denen  zufolge  die  Verwaltung 
jederzeit  im  öffentlichen  Interesse  Deichbauten 
errichten,  die  Interessenten  zu  einem  „Syndikat** 
vereinigen  und  die  Bau-  und  Unterhaltungs- 
kosten der  Anlage  auf  die  einzelnen  repartieren 
kann. 

Dieser  —  in  Frankreich  noch  geffenwärtig 
bestehende  (vgl.  Block,  dict.  de  Padministra- 
tion  frangaise,  v®  Syndicats  de  travaux,  nr. 
17,  65—67)  —  Bechtszustand  hat  nun  wesentliche 
Aenderungen  erfahren  durch  das  reichsländische 
Wassergesetz  v.  2.  Juli  1891.  Dieses  Gesetz 
lässt  zwar  (§  51  Nr.  4)  das  französische  Wasser- 

fenossenschaftsgesetz  v.  21.  Juni  1865  un- 
erührt  und  überlässt  es  daher  nach  wie  vor 
den  Interessenten,  sich  zum  Zweck  gemeinsamer 
Herstellung  von  Wasserbauten  zu  (freien  oder 
autorisierten,  vgl.  deuArt.Wassergenossen- 
schaften)  Genossenschaften  zu  vereinigen.  In 
Ermangelung  von  solchen  Genossenschaften 
sollen  nun  aber  nicht  mehr  die  Vorschriften 
des  G.  V.  1807,  sondern  die  des  neuen  Wasser- 

fesetzes  v.  2.  Juli  1891,  §§  30 ff.,  über  „Fluss- 
auverbände*'  zur  Anwendung  kommen. 
Flnssbauverbände  sind  Öffentlichrechtliche 
korporative  Zwangsvereinigungen 
von  Üferschutzinteressenten,  welche  im 
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Verwaltungswege  (durch  Verordnung  des  Statt- 
halters) gebildet  werden  können :  1.  bei  „grösseren" 
nicht  schiffbaren  Wasserläufen  oder  Teilen 
von  solchen,  sofern  eine  den  Erfordernissen  des 
öffentlichen  Interesses  entsprechende  Instand- 
haltung ohne  ständige  Mitwirkung  einer  Ver- 
tretung der  Beteiligten  nicht  möglich  ist  und 
Genossenschaften  im  Sinne  des  G.  v.  21.  Juni 
1865  nicht  bestehen.  Zweck  der  Verbandsbildung: 
Eindämmung  und  Regulierung  des  Flussbetts, 
Herstellung  von  Bauten  behufs  Verbesserung 
der  Hochwassernutzung  und  des  Hochwasserab- 
zugs im  Ueberschwemmungsgebiete.  2.  Bei 
schiff-  oder  flössbaren  Wasserläufen  mit  Aus- 
schluss des  Rheins  (§  38)  zum  Zwecke 
der  Herstellung  und  Unterhaltung  von 
Hochwasserdämmen,  Kunstbauten  und 
Flut  graben.  —  Durch  diese  Bestimmungen 
ist  das  unentbehrliche  Recht  der  Verwaltung, 
im  Gemeininteresse  notwendige  Uferschutz-  und 
insbesondere  Deichbauten  unter  finanzieller  Her- 
anziehung der  Interessenten  anzuordnen  und 
durchzuführen,  gewahrt,  jedoch  so,  dass  denen, 
„die  binnen  dem  Deiche  angesessen  sind",  nicht 
(wie  dies  nach  dem  G.  v.  1807  der  Fall  war) 
lediglich  die  Kosten  aufgebürdet  werden,  son- 
dern ihnen  auch,  wie  recht  und  billig,  ein  ge- 
setzlicher Anspruch  darauf  eingeräumt  wird, 
bei  der  Ausführung  und  Verwaltung  des  Unter- 
nehmens, welches  als  Verbau ds an gelegenheit, 
nicht  mehr  wie  nach  dem  G.  v.  1807  als  eine 
Staatsveranstaltung  erscheint,  mitzuwirken  (vgl. 
das  Nähere  bei  Huber  a,  a.  0.  S,  278  if.).  So 
hat  denn  die  allgemeine  Entwickelungstendenz, 
welche  dahin  ging  und  ^eht,  den  Deichverband 
aus  einer  rein  passiven  Staatslasten  Verteilungs- 
gesellschaft emporzusteigen!  zu  einem  aktiv 
wirksamen,  korporativ  organisierten  Selbstver- 
wal tungskörper,  welcher  den  Deich  nicht  bloss 
bezahlt,  sondern  auch  verwaltet,  sich  auch 
in  diesem  Teile  Deutschlands  geltend  gemacht 
und  durchgesetzt. 

Von  den  besonderen  Gestaltungen  der  Fluss- 
bauverbände und  Wassergenossenschaften  abge- 
sehen, liegt  die  Uferbau-  und  Deichlast  nach 
dem  elsass-lothringischen  G.  v.  2.  Juli  1891  bei 
nichtöffentlichen  (weder  schiff-  noch  flossbaren) 
Gewässern  einem  von  Fall  zu  Fall  administra- 
tiv zu  begrenzenden  Kreise  von  Uferadjazenten 
und  sonstigen  Interessenten  (vgl.  §§  22  ff.  des 
Gesetzes  und  dazu  Hub  er  a.  a.  0.  S.  265 ff.), 
bei  öffentlichen  Flüssen  aber  (§  27  a  a.  0.)  dem 
Staate  ob,  —  wobei  dann  wieder  der  Rhein 
eine  von  den  übrigen  öffentlichen  Flüssen  ab- 
gesonderte Stellung  einnimmt,  sofern  die  Kosten 
der  Rheinstrom-  und  Rheindammbauverwaltung 
vom  Staate  allein  bestritten  werden  (§  38  a.  a. 
().),  während  zu  den  analogen  Kosten  bei  den 
anderen  Flüssen  die  Interessenten  bis  zu  90  7o 
des  Gesamtaufwandes  herangezogen  werden 
können  (§  27).  Gleichfalls  —  seltsamerweise 
—  auf  den  Rhein  beschränkt  sind  die  Vor- 
schriften über  Xothilfe  (§  40),  welche  mit 
den  analogen  Normen  des  badisclien  und  hessi- 
schen Rechts  (oben  S.  157,  zu  III)  übereinstimmen. 
Die  Nichtanwendbarkeit  der  Bestimmungen  über 
Flussbauverbände  auf  den  Rhein  wurde  bereits 
erwähnt.  —  Die  politische  Gemeinde  ist, 
zum  Unterschiede  von  dem  bayerischen,  badi- 
schen und  hessischen  Recht  (oben  S.  155,  156  57), 
Träger   von    wasser-,  insbesondere    deichrecht- 


lichen Pflichten,  ausser  dem  Falle  der  Nothilfe, 
nicht. 

Zur  Errichtung  von  üferbauten  aller  Art 
an  öffentlichen  und  nichtöffentlichen  Gewässern 
sowie  von  Bauten  im  Inundationsgebiete  des 
Rheins,  welche  geeignet  sind,  auf  den  natür- 
lichen Abfluss  des  Wassers  einzuwirken,  bedarf 
es,  wie  nach  den  anderen  süddeutschen  Wasser- 
gesetzen  (oben  S.  155,  156),  der  vorgängigen  Ge- 
nehmigung der  Verwaltungsbehörde :  §§  37,  39. 

8.  Oesterreich  und  Ungarn.  1.  O es- 
terreich. In  Oesterreich  wird,  wie  in 
den  suddeutschen  Staaten,  das  Deichwe:Nen 
als  integrierender  Teil  des  Wasserschlitzes 
behandelt;  es  ist  mit  diesem  rechtlich 
geordnet  in  dem  Reichswassergesetz  v.  30. 
ilai  1869  und  den  dazu  gehörigen  Wasser- 
gesetzen der  einzelnen  Kronländer  (vgl.  den 
Alt.  Bewässerung  und  Bewässe- 
rungsrecht oben  Bd.  II,  S.  790). 

Auffallend  und  charakteristisch  für  das 
österreichische  Recht  ist,  dass  es  allgemeine 
gesetzliche  Verpflichtungen  zur  Her- 
stellung und  Unterhaltimg  von  üferschutz- 
(insbesondere  Deich-)bauten,  dass  es  mit  an- 
deren Worten  daß  Rechtsinstitut  der  Ufer- 
(Deich-)baulast  nicht  kennt.  Weder  die  ein- 
zelnen Ufereigentümer  noch  Verbände  von 
solchen  (wie  nach  elsass-lothringischem 
Recht)  noch  die  Ortsgemeinde  (vgl.  Bayern, 
Baden,  Hessen)  noch  höhere  Kommunal- 
verbände (wie  die  baj^erischen  Kreisgemein- 
den, oben  S.  lof))  noch  endlich  (wie  mehr- 
feich  in  den  süddeutschen  Wassergesetzen 
bestimmt)  der  Staat  erscheinen  als  Träger 
von  öffentlichrechtlichen,  unmittelbar  auf 
dem  Gesetz  berufenden  Pflichten  und  Laoten 
dieser  Art.  i)  Die  österreichische  Gesetz- 
gebung berulit  mithin,  w^as  Uferschutz  und 
Deichwesen  betrifft,  in  weitestem  Masse 
auf  dem  Priucip  der  Freiwilligkeit;  sie 
setzt  voraus  und  erwartet,  dass  die  einzel- 
nen Literessenten,  ferner  \Vassergenossen- 
schaften,  Gemeinden,  Land  und  Staat  von 
selbst,  ohne  damit  einer  gesetzlichen  Ver- 
pflichtung zu  folgen,  nach  dem  Masse  ihi-er 
Einsicht  und  finanziellen  Leistungsfälügkeit 
sich  auf  diesen  Gebieten  der  Wasserwirt- 
schaft bethätigen  werden.  Ein  zwangs- 
weises Eingreifen  der  Staatsgewalt  findet 
nur  au  snahjns weise  statt,  —  so  in  Gestillt 
des  Zwanges  zum  Eintritt  in  eine  Wasser- 
genossenschaft (s.  diesen  Art.),  so  vor  allem 
in  Fällen  dringender  Gemeingefahr :  die 
Nothilfe  bei  drohender  Ueberschwem- 
mung  ist  durch  die  Landesgesetze  (vgl. 
z.  B.  böhmisches  W^assergesetz  v.  2"^. 
August  1870,  §  51)  ähnlich  geordnet  väe  in 


')  Vgl.  hierher  Randa,  Oesterr.  Wasser- 
recht, 3.  Aufl.  S.  93flF.,  mit  zutreffenden  Aus- 
führungen (insbes.  S.  93  Anm.  12)  gegen  die 
abweichende  Meinung  P  e  y  r  e  r  a  (Oesterr. Wasser- 
recht, 2.  Aufl.  S.  433  ff.). 
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«Ion  süddeutschen  Gesetzen  (vgl.  oben 
S.  155,  157),  d.  h.  wie  dort  als  gesetzliche 
Solidarverpflichtnng  der  »benachbarten  Ge- 
meinden ♦  konstituiert^).  —  In^-ieweit  die- 
ser wasserrechtliche  Voluntarismus  zu  prak- 
tisch zufriedenstellenden  Ergebnissen  ge- 
führt hat  darüber  scheinen  die  Ansichten 
geteilt  zu  sein;  zweifelnd  äussert  sich 
E  a  n  d  a ,  Oesterreichisches  Wasseirei'ht  S.  92. 
Berechtigt  zur  Herstellung  und  Un- 
terhaltung von  Deichen  und  anderen  Ufer- 
schutzbauten  sind  vornehmlich:  die  einzel- 
nen Grundeigentümer,  Wassergenossenschaf- 
ten, die  Länder  und  der  Staat. 

1.  Die  Herstelhmg  von  Torrichtungen 
ziun  Schutz  des  Ufers  gegen  Abbnich  und 
Ueberschwemmung  ist  zunächst  Sache  (d.  h., 
wie  gesagt,  im  wasserrechtlic^hen  Sinne 
nicht  Pflicht)  des  beteiligten  Grund- 
eigentümers. Der  Inhalt  der  einschlägigen 
Gesetzesvorschriften  (A.B.G.B.  §  413,  dazu 
die  Landeswassergesetze,  vgl.  Ran  da  a.  a.  0. 
S.  93ff.)  stimmt  mit  dem  bayerischen 
Recht  (Uferschutzgesetz  v.  28.  Mai  1852, 
Art.  1,  vgl.  oben  S.  154)  überein.  Die 
Herstellung  von  Uferschutzbauten  jeder  Art 
lietlarf  der  vorherigen  Genehmigung  der 
Verwaltimgs- (apolitischen«)  Behörde  bei  öf- 
fentlichen Gewässern  stets,  bei  Privatge- 
wässern dann,  wenn  durch  die  projektierte 
Anlage  auf  fremde  Rechte  oder  auf  die  Be- 
schaffenheit,  den  Lauf  oder  die  Höhe 
öffentlicher  Gewässer  eine  Einwirkung  ent- 
steht. 

2.  "Wasserbauten,  welche  den  Schutz  von 
Gnmdeigentum  bezwecken  —  also  insbe- 
sr,ndere  Deichanlagen  —  gehören  zu  den- 
jenigen Unternehmungen,  zu  deren  Hei^stel- 
hmg  und  Unterhaltung  das  österreichische 
Recht  (Landeswassergesetze,  z.  B.  böhnii- 
Bches  Gesetz  von  1870,  §§  53  ff.)  die  Bil- 
dung von  Wassergenossenschaften 
ziilässt.  Vgl.  hierüber  den  Art.  Wasser- 
genossenschaften sowie  die  Abhand- 
luDg  Ran  das  über  Wassergenossenschaften 
nach  österreichischem  Recht  (1898). 

3.  Wasserbauten  jeder  Art,  insbesondere 
wiederum  auch  Eindeichungen ,  können, 
nach  ^fassgabe  der  in  den  Etats  hierfür 
ansgeworfenen  Fonds,  auf  Staats-  oder  Lan-  | 
deskosten  ausgeführt  werden.  Geschieht 
(lies  und  gereichen  die  Anlagen  den  Be- 
sitzern der  angrenzenden  Liegenschaften  in 
erheblichem  Grade  zum  Nutzen,  so  können 
diese  im  Verwaltungswege  angehalten  wer- 
den, einen  angemessenen  Beitrag  zu  den 
Baukosten    zu    leisten.      Sowohl    über   die 


^)  Eine  weitere  Modifikation  erleidet  das , 
Princip  der  Freiwilligkeit  des  Wasserschutzes ' 
durch  die  unten  zu  erörternden  Specialvor- ' 
ßchriften  für  Gebirgswässer  (G.  v.  30.  Juni, 

18^).  ] 


■  Yoraussetziuigen  der  Heranziehung  wie  tiber 
I  die  Höhe  des  von  der  Verwalt\uigsl)ehönle 
'geforderten  Beitrags  ist   im   Streitfalle  der 
oitlentliche    Rechtsweg    zulässig     (Reichs- 
I  Wassergesetz  v.  30.   Mai   1869,   §§  20,  26). 
Besonders  —  und  zwar  durch  das  Keichs- 
'gesetz,  betr.  Vorkehrungen  zur  unschädlichen 
Ableitung  von  Gebirgswässern ,  vom  30.  Juni 
1884  —  geregelt   ist  der  Wasserschutz  in  den 
Gebirgsländern.    Unter  ausdrücklicher  Aufrecht- 
erhaltung  der  Vorschriften   der  W^assergesetze 
,  wird  zusätzlich  bestimmt ,   dass  innerhalb  des 
I  Gebietes,  auf  welchem  Vorkehrungen  zur  tb un- 
liebst unschädlichen  Ableitung   eines  Gebirgs- 
I  Wassers   möglich   sind,   alle   jene   Bauten   und 
sonstigen  Vorrichtungen  angeordnet  werden 
können,  welche  nach  den  obwaltenden  Verhält- 
nissen zweckmässig  erscheinen,  wie  insbesondere: 
im  Gerinne  die  Herstellung  von  Ausschalungen, 
Grundschwelleu ,  Wehren  und  Thalsperren,  Be- 
festigung des  Bodens   durch  Entwässerungsan- 
lagen, Hegelegung,  Berasnng,  Flechtzänne  oder 
Aufforstung  und  die  Ausschliessung  oder  An- 
ordnung bestimmter  Arten  der  Benutzung  der 
Wälder,  Weiden  und  anderer  Grundstücke.   Als 
Unternehmer  solcher  Werke  können  die  Staats- 
verwaltung,  Bezirke,   Gemeinden   und  andere 
Interessenten,    einzeln    oder   in   Gemeinschaft, 
auftreten.    Der  Unternehmer  hat  ein  General- 

f>rojekt  für  die  auszuführenden  Arbeiten  yorzu- 
egen,  worauf  im  Verordnunifswege  das  Nähere 
hierüber  bestimmt  wird.  Vor  Erlass  der  die 
Ausführung  genehmigenden  Verordnung  ist  ein 
genau  vorgeschriebenes  Verfahren  durchzuführen. 
Ist  das  Projekt  genehmigt,  dann  steht  dem 
Unternehmer  ein  weitgehendes  Enteignungsrecht 
an  Grund  und  Boden  und  an  Materialien  zu. 
Die  Kosten  der  Ausführung  hat  der  Unter- 
nehmer zu  tragen,  doch  werden  die  Bestim- 
mungen der  Wassergesetze  tiber  die  etwaige 
Heranziehung  anderer  zu  Beiträgen  hierdurch 
nicht  berührt.  Solche  Unternehmungen  stehen 
unter  der  Aufsicht  des  Staates. 

n.  Ungarn.  Das  ungarische  Wasser- 
gesetz V.  14.  Juni  liSSf)  (s.  den  Art.  Be- 
wässerung und  Bewässerungsrecht 
oben  Bd.  II,  S.  791)  erklärt  Bett  und  Ufer  der 
Gewässer  zu  untrennbaren  Bestandteilen  des 
Ufergnmdstücksundmachtdielnstandhaltung 
dieser  Pertinenzen  —  wozu  auch  der  Schutz 
des  Ufers  gegen  Abbruch  und  Ueberflutung 
gehört  —  dem  Ufereigentumer  ziu'  Pflicht 
(Abweichung  vom  österreichischen  Recht !). 
Doch  haben  zu  den  Kosten  des  Ufei-schutzes 
alle,  die  hieraus  Nutzen  ziehen,  im  Verhält- 
nis des  Nutzens  beizutragen.  Jeder  Ufer- 
besitzer darf  die  Sicherstellnng  und  den 
Schutz  seiner  T.'fer  ohne  behördliche  Ge- 
nehmigung bewerkstelligen ,  vorbehaltlich 
der  Befugnis  der  Behörde,  aus  Gründen 
des  öffentlichen  Interesses  die  Wiederbe- 
seitigung der  Schutzanlagen  anzuordnen. 
Alle  Wassei-schutzbauten  bedfirfen  jedoch 
der  vorgängigen  behördlichen  Genehmigung 
dann,  wenn  sie  den  natürlichen  W^asser- 
ablauf  hindern  oder  ändern,  wenn  sie  auf 
fi-emdem   Grund   und  Boden  emchtet  wer- 
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den,  endlich  dann,  wenn  sie  fremde  Inte- 
ressen berühren.  —  Dem  Staate  bleibt 
vorbehalten,  den  üferachutz  schiff-  bezw. 
flossbarer  Flüsse  und  solcher  Flüsse,  welche 
die  Landesgrenze  bilden,  jederzeit  selbst  in 
die  Hand  zu  nehmen ;  soweit  dies  nicht  ge- 
schieht, kann  der  Staat  denjenigen  Privaten, 
welche  Uferschutzanlagen  hersteDen,  hierzu 
Beihilfen  gewähren.  Bei  eingedeichten 
Flüssen  kann  für  das  Vorland  sowie  für 
das  zum  Schutze  gegen  sickernde  und 
quellende  Gewässer  nötige  Land  vom  Mi- 
nister der  öffentlichen  Arbeiten  die  Art  der 
Benutzung  durch  Verordnung  eingeschränkt 
werden.  Deiohverbände  unterliegen  den 
allgemeinen  Bestimmungen  über  Wasser- 
genossenschaften (s.  diesen  Art),  insbeson- 
dere über  »Wassergenossenschaften  für 
Wasserregidienmg«.  Danach  können  Deich- 
verbände entweder  sich  freiwillig  bilden 
oder,  auf  Grund  von  Majoritätsbeschlüssen 
der  Beteiligten  durch  Verfügung  der  Staats- 
behörde begründet  werden.  Ausnahmsweise 
kann  endlich  der  Minister  für  öffentliche 
Arbeiten  auch  ohne  Rücksichtnahme  auf 
den  Willen  der  beteiligten  Grundbesitzer 
Deichverbände  »von  Amtswegen«,  d.  h.  als 
reine  Zwangsgenossenschaften  bilden  (§  82 
des  ungarischen  Wassergesetzes  von  1885, 
dazu  Ra n  d a ,  Wassergenossenschaften  S.  39). 

({uellen  und  Litteratur:  A.  Quellen  des 

historiichen  Deich  rechts,  insbeson- 
dere für  die  Zeit  vom  IS.  bis  zum  18.  Jahr- 
hundert. Dieselben  sind  im  Texte  S.  I4S  bis 
148  citiert. 

B.  Quell  en  des  geltenden  Deich- 
rechts.  —  Preuss.  G.  über  d.  Deichwesen  r. 
28.  Jan.  1848  (G.  S.  S.  54).  —  Königl.  Erlass 
betreff,  d.  allg.  Best,  für  künftig  zu  erlassende 
Deichstatute  r.  I4.  JVor.  185.i  (G.  S.  S.  907).  — 
G.  betreff,  die  Ausdehnung  d.  G.  v.  28.  Jan. 
1848  auf  die  Provinzen  Schleswig-Holstein  und 
Hannover  v.  11.  April  1872  (G.  S.  S.  S77j.  ~ 
Patent,  betreff,  die  einzuföhrende  Aufsicht  Ober 
die  Deiche  der  sämtlichen  Marschcommunen  etc. 
in  den  Herzogtümern  Schleswig-Holstein  v.  29. 
Jan.  1800  (Ch.  S.  1801  S.  4)  —  Allgemeines 
Deichreglement  für  dieselben  v.  6.  April  180S 
(Ch.  S.  I8O4  S.  17).  —  Geänderte  und  ver- 
besserte Teichordnung  für  das  Herzogtum  Bremen 
und  Verden  v.  29.  Juli  1743  (Ebhardts  Samml. 
III,  S.  267).  —  Deich-  und  Sielordnungen  a) 
für  Lüneburg  und  die  vormals  lauenburgisehen 
Gsbielsteile  v.  13.  April  1862;  b)  für  Ostfriesland 
V.  12.  Juli  1853,  nebst  G.  v.  5.  Jan.  1864;  c) 
für  Hoya  und  Diepholz  v.  22.  Jan.  I864  (Hannov. 
G.  S.  S.  33;  49;  3,  11).  —  Kurhessische  Ver- 
ordn.  betr.  den  Wasserbau  v.  31.  Dez.  1824 
(Kurf.  G.  S.  S.  99).  —  Bayerisches  G.  a)  über  den 
Uferschutz  etc. ,  b)  über  die  Benutzung  des 
Wasseis  v.  28.  Mai  1852  (bayr.  G.  B.  S.  577, 
490).  —  Sächsisches  Mandat,  die  Elbsirom-Üfer- 
und  Dammordnung  v.  7,  Aug.  1819  (Sachs.  G.S, 
S.  197).  —  Bad.  G.  die  Benutzung  und  Unter- 
haltung der  Gewässer  betr.  v.  25.  August  1876 
(G.  Bl.  S.  233).   —   Hess.  G.   v.   30.  Juli  1887 


(Reg.  Bl.  S.  I49).  —  Franz.  G.  über  Augtrock- 
nung der  Sümpfe  r.  16.  September  1807  (Bor- 
majin  und  v.  Daniels  V,  S.  288).  —  G.  üb^r 
die  Syndikal-Associationen  v.  21.  Juni  1865  (B. 
des  l.  XL  S.  Ab.  13388).  —  G.  v.  11.  Mai 
1877  (G.  Bl.  für  Elsass- Lothringen  S.  12).  — 
Elsass.-lcthr.  G.  betr.  Wasserbenuizung  und 
Wasserschutz  v.  2.  Juli  1891  (G.  BL  f.  Elsass- 
Lothr.  S.  82).  —  Oesterreirhisches  Reich.^- 
Wassergesetz  v.  30.  Mai  1869  (R.  G.  Bl.  Z.  93), 
dazu  die  ergänzenden  Wassergesetze  für  die 
einzelnen  Kronländer  (vgl.  d.  Art.  n Bewässerung 
und  Bewässerungsrechtu  oben  Bd.  II,  S.  7S9 
Anm.  2).  —  Oesterr,  GcseU  v.  30.  Juni  I8S4 
(R.  G.  Bl.  Z.  117).  —  Ungarisches  Wassergesetz: 
XXIIL  Ge^.  AH.  V.  I4.  Juni  1885. 

C.  Li  tterat  u  r.  1.  Aeltere  (vgl.  auch  di^ 
im  Text  S.  142-^148  gegebenen  diäte).  — 
HiM^ckmannf  de  iure  aggerum,  Stadae  1690.  — 
F.  E.  "Pufendorfy  obserrationes  iuris  univern. 
Edit.  altera,  Hannov.  1787 ff.  —  E,  A.  Dant- 
mert,  Das  Deich-  und  Strombaurecht,  Hannover 
1816.  —  J',  Mellmann,  Einleitung  in  das  ge- 
meine und  schleswig-holsteinische  Damm-,  Deich- 
u.  s.  «'.  Recht,  Altona  und  Leipzig  1795.  — 
Spangenberg  in  Ersch  u.  Gt^bers  Enryrlop, 
s.  v.  Deichrecht  (1832).  —  Wilda  in  Wcisl:4is 
Rechtslexikon  s.  v.  Deichrecht.  —  Hunde, 
Deutsches  Privatrecht,  8.  Aufl.,  182 4. 

2.  Neuere.  Das  Deichrecht  wird  mit  gn'is- 
serer  oder  geringerer  Ausführlichkeit  in  den 
systematischen  Werken  über  deutsches  Privat- 
recht, z.  B.  von  Beseler,  Stobbe,  Heusler  und 
über  Verwaltungsrecht,  z.  B.  Loening,  Lehr- 
buch des  deutschen  Verwalt.  R.  S.  689 ff.,  Georg 
Meyer,  Lehrb.  d.  deuUch.  Verwalt.R.  (2.Anfl.l89S), 
Bd.  I,  S.  329 ff.  behandelt.  —  Vgl.  femer  ins- 
besondere Gierke,  Genossenschaftsrecht  Bd.  I 
und  III  (Cüate  im  Text,  S.  143—147)  und  bH 
Holtzendorff,  Rechtslexikon  s.  v.  Deichverbände, 
Bd.  I,  S.  504.  —  Sodann :  Lette  u.  v,  Roentie, 
Landeskulturgesetzgebung,  III,  S.  670 ff.  — 
Hermes  in  v.  Stengels  Wörterb.  d.  deutschen 
Verwaltungsrechts  s.  v.  Deichwesen  (Bd.  I,  S. 
258 ff.).  —  Pranic  iji  der  1.  Aufl.  dieses  Hand- 
wörterbuchs s.  v.  Deichwesen  (Bd.  II,  S.  917 ff.). 
—  JRoHn,  öffentl.  Genossenschaft,  S.  84ff.  — 
Blockf  dictionnaire  de  Vadministraiion  franqaise 
(4.  Aufl.  1898)  s.  V.  endignement.  —  Seydel, 
Bayerisches  Staatsrecht  (2.  Aufl.)  Bd.  III,  S. 
277 ff.  —  Vgl.  endlich  die  im  Litteraturver- 
zeichnis  des  Art.  vt Bewässerung  und  Bewässe- 
rungsrecht», oben  Bd.  II,  S.  792  angegebenen 
Werke  von  Nieherding-rrankf  v.  P&zl, 
Sehenkel,  ZeUer,  Huber,  J'akob  u.  Fecht, 
Randa,  Peyrer, 

Tübingen.  G.  Ansehüiz. 


Delcredere, 

8.  Buchführung  oben  Bd.  IL  S,  1105 ff. 


D^parcieux,  Antoine, 

geb.  am  18.  X.  1703  in  Cesaon  bei  üz^s,  be- 
snchte  das  CoUegium  in  Lyon,  widmete  sich 
dem  Studium  der  Mathematik  and  Mechanik 
und  starb  als  Mitglied  der  Akademie  der  Wissen- 
schaften am  2.  IX.  1768. 
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In  der  ersten  der  unten  angegebenen  zwei 
Schriften  TerGffentlichte  Deparcienx  seine  erste 
Sterhlichkeitstabelle,  deren  Material  er  den  Auf- 
zeichnungen der  Tontinen  entnahm,  die  durch 
das  Edikt  Ludwigs  XIV.  seit  1689  in  Frankreich 
eingeffthrt  waren.  Seine  Methode  der  Aufstel- 
liug  dieser  Tabelle  besteht  darin ,  dass  er  eine 
gegebene  Gesamtheit  von  10000  Leben  vom 
(J—l.  Lebensjahre  an  stufenweise,  nach  Abzug 
der  Ton  Jahr  zu  Jahr  sich  ergebenden  Sterblich- 
keit bis  zu  den  h^hsten  Altersklassen  hinauf 
veifolgt.  Sein  Berechnungsverfahren  ist  als 
selbständig  anerkannt,  denn  wenn  auch  der 
Hollander  Kersseboom  seine  nach  ähnlichen  Prin- 
cipien  aufgestdlte  Mortalitätstabelle,  die  er  aus 
den  Registern  der  holländischen  Eentenanstalten 
berechnet  hatte,  bereits  1738  yeröffentlichte,  so 
ist  doch  bewiesen,  dass  sie  Deparcieux  nicht 
benutzt  hat  Letzterer  publizierte  später  in 
dem  Supplement  zu  seinem  „Essai''  noch  fünf 
«eitere  aus  yerschiedenen  Quellen  bearbeitete 
Sterbetafeln.  Nach  seiner  Berechnung  beträgt 
für  ein  Alter  von  90  Jahren  die  mittlere  Lebens- 
dauer in  Frankreich  1,78  und  die  wahrschein- 
liche Lebensdauer  1,50  Jahre.  Als  Theoretiker 
der  Lebenserwartung^  war  er  mit  dem  Begriff 
der  stationären  Bevölkerung  durchaus  vertraut, 
nnd  gleichwohl  findet  sich  bei  ihm  der  Vor- 
schlag,  bei  Vornahme  ähnlicher  Arbeiten  sich 
des  arithmetischen  Mittels  zwischen  Geborenen 
and  Geät4>rbenen  zur  Findun^  des  gewünschten 
Quotienten  zu  bedienen;  da  nun  aber  der 
Quotient  der  mittleren  Lebensdauer  nur  bei 
tmer  stationären  Bevölkerung  aus  dem  Geburts- 
und Mortalitätskoefficienten  zu  g^ewinnen  ist, 
beruht  dieser  Depardeuxsche  Vorschlag  auf 
einem  Irrtum. 

Von  seinen  Schriften  können  hier  nur  fol- 
gende zwei  in  Betracht  kommen :  Essai  sur  la 
probabilite  de  la  duree  de  la  vie  humaine,  Paris 
1746;  dazu  ein  Supplement,  ebd.  1760.  — 
Beponse  aux  objections  contre  Fessai  sur  la 
probabilite,  Paris  1746. 

Vgl.  Aber  Deparcieux:  Rieh.  Price,  Obser- 
tations  on  reversionary  payments,  4.  Aufl.  London 
1783.  —  C.  Walford,  Insurance  cyclopaedia, 
Bd.  m,  London  1874,  S.  177  ff.  —  Knapp, 
Theorie  des  Bevölkerungswechsels,  Braunschweig 
1874,  S.  72  u.  135.  —  Farr,  Vitel  statistics, 
London  1885,  S.  439.  —  Lexis,  Deparcieux,  in 
H.  d.  St.,  1.  Aufl.,  n,  S.  926.  —  J.  Körösi,  Mor- 
talititskoefficient  und  Mortalitätsindex  (Bulletin 
de  ITngtitut  Internat,  de  statistique,  Bd.  VI, 
Heft  2),  Rom  1892,  S.  305  ff. 

Lippert. 

DepositeD, 

ß.   Banken,    besonders    Art.    Bankge- 
schäfte oben  Bd.  11  S.  136ff. 


Detailhandel,  Detailpreise, 

8.  Handel,  Preise. 


Devalvation, 

8.  Papiergeld. 


Haadwörterbach  der  Staatawissenschaften.    Zweite 


Devisen, 

s.  Wechsel. 


DiebstahlTersicheroiig. 

1.  Begriff.  2.  Stellung  im  System.  3.  Ge- 
schichtliches. 4.  Statistische  Grundlagen.  5. 
Wirtschaftliche  Bedeutung.  6.  Heutiger  Stand 
der  D.  in  den  verschiedenen  Ländern. 

1.  Begriff.  Unter  den  Begriff  Dieb- 
stahlvorsicherung kann  man  zwei  in 
der  Pi-axis  meist  getrennte  Versicherungs- 
zweige zusammenfassen,  die  Fahrrad- 
diebstahlversicherung und  die  Ein- 
bruchsdiebstahlversicherung. Bei- 
de weisen  neben  vielfacher  Uebereinstimmung 
wesentliche  Verschiedenheiten  auf,  vor  allem 
in  dem,  was  bei  ihnen  unter  Diebstahl  zu 
verstehen  ist. 

a)  Das  deutsche  Strafgesetzbuch  unter- 
scheidet, wie  in  der  Kriminalgosetzgebung 
allgemein  üblich  ist,  den  einfiwjhen  Dieb- 
stahl und  den  qualifizierten,  schweren 
Diebstahl.  Der  einfache  Diebstahl 
stellt  sich  dar  als  eine  Eigentumsverletzung, 
begangen  durch  Rechtswidrige  Aneignung 
einer  fremden  beweglichen  Sache,  welche 
zu  diesem  Zwecke  durch  Wegnahme 
in  den  Gewahrsam  des  Thäters  gebi*acht 
wird  (§  293  Str.G.B.).  Der  schwere 
Diebstahl  umfasst  als  eine  Qualifikation 
des  einfachen  dieselben  Begriffsmerkmale, 
vermehrt  lun  weitere  umstände,  die  das 
deutsche  Strafgesetzbuch  (§  244)  im  einzelnen 
anführt,  indem  es  sieben  Spielarten  unter- 
scheidet. Von  diesen  kommen  jedoch  für 
die  Diebstahlversicherung  nur  drei  in  Be- 
tracht, nämlich  1.  der  Einbruchsdiebstahl, 
vorliegend,  wenn  aus  einem  Gebäude  oder 
umsclüossenen  Räume  mittelst  Einbrechens, 
Einsteigens  oder  Erbrechens  von  Behält- 
nissen gestohlen  vnid ;  2.  der  Diebstahl  mit 
falschen  Schlüsseln,  vorliegend,  wenn  zur 
Eröffnung  eines  Gebäudes  oder  der  Zugänge 
eines  umschlossenen  Raumes  oder  zur  Er- 
öffnung der  im  Innern  befindlichen  Thüi-en 
oder  Behältnisse  falsche  Schlüssel  oder  andere 
zur  ordnungsmässigen  Eröffnung  nicht  be- 
stimmte Werkzeuge  angewendet  werden; 
3.  der  nächtliche  Diebstahl,  vorliegend,  wenn 
der  Diebstahl  zur  Nachtzeit  in  einem  be- 
wohnten Gebäude,  in  welches  sich  der 
Thäter  in  diebischer  Weise  eingeschlichen 
oder  in  welchem  er  sich  zu  diesem  Zwecke 
verborgen  hatte,  begangen  wird,  auch  wenn 
Bewohner  in  dem  Hause  nicht  anvresend 
sind ;  einem  bewohnten  Räume  gleicherachtet 
werden  hierbei  der  zu  einem  solchen  ge- 
hörige umschlossene  Raum,  die  in  einem 
solchen  befindlichen  Gebäude  jeder  Art  so- 
wie bewohnte  Schiffe.  Diese  di-ei  Spielarten 
des  qualifizierten  Diebstahls  werden  in  der 
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Praxis  der  Yersicheningsgesellschaften  unter 
der  Bezeichnung  Einbruchs  die  bstahl 
zusammengefasst. 

b)  Versicherung  gegen  Schäden 
aus  einfachem  Diebstahl  wird  niu* 
gewährt,  sofern  das  versicherte  Objekt  ein 
Fahrrad  ist.  Versicherung  gegen  Schäden 
aus  Einbnichsdiebstahl  wird  gewährt  ohne 
Rücksicht  auf  das  versicherte  Objekt.  Die 
Fahrrad diebstahlver Sicherung  ist 
somit  die  Versicherung  von  Fahr- 
rädern gegen  Schäden  aus  ein- 
fachem Diebstahl,  die  Einbruchs- 
diebstahlversicherung hingegen 
ist  die  Versicherung  beliebiger 
Objekte  gegen  Schäden  aus  ge- 
wissen Spielarten  des  schweren 
Diebstahls.  Neuerdings  macht  sich  je- 
doch die  Tendenz  geltend,  auch  gewisse 
J^le  des  einfachen  Diebstalils  in  die  letztere 
Versicherungsart  einzubeziehen. 

2.  SteMnng  im  System.  Die  Diebstalü- 
versicherung  ist  eine  der  zahlreichen  Güter- 
versicherungen. Das  Ereignis,  gegen 
welches  sie  versichert,  ist  eine  strafbare 
Handlung  eines  Dritten,  ein  Delikt.  Es 
dürfte  sich  daher  empfehlen,  aus  der  Dieb- 
stahlversicherung zusammen  mit  der  ver- 
wandten Gai-antie-  und  Kautionsversicherung 
eineGnippe  der  Delikt  Versicherungen 
zu  bilden. 

3.  Geschichtliches.  Die  Diebstahlver- 
sicherung hat  ihren  Ursprung  in  England, 
wo  sie  in  den  sechziger  Jahren  zuerst  von 
den  Lloyd-Assekui-adeuren  betrieben  wurde, 
wohl  im  Anschluss  an  die  Transport-  und 
Seeversicherung,  bei  der  ja  auch  die  diu-ch 
Diebstahl,  Raub  imd  Plündenmg  entstehen- 
den Schäden  miteinbegi-iffen  sind.  (Vgl. 
Handelsgesetzbuch  §  820,  4.)  Allgemeine 
Verbreitimg  fand  die  neue  Branche  erst 
Ende  der  achtziger  Jahi'e  in  England,  Anfang 
der  neunziger  Jahre  in  Ameiika,  Dänemark, 
Schweden,  Holland,  noch  später  in  Deutsch- 
land und  Oesterreich-UngaiTi.  Den  meisten 
anderen  Ländern  ist  die  Diebstahlversiche- 
rung bislang  noch  unbekannt. 

4.  Statistische  Grundlagen.  Die  sta- 
tistischen Grundlagen,  auf  denen  die  Dieb- 
stahlversicherung aufgebaut  ist,  sind,  we- 
nigstens füi-  die  Einbruchsdiebstahlversiche- 
nmg,  äusserst  mangelhaft.  Denn  wenn 
auch  die  Kriminalstatistik  ein  ganz  genaues 
Bild  giebt  von  der  Zalil  der  Diebstälüe,  der 
örtlichen  und  zeitlichen  Verteüimg  imd  der- 
gleichen mehr,  so  sagt  sie  nichts  über  die 
Höhe  der  Schäden.  Auch  die  Erfahrung 
der  Gesell scliaften  kann  hier  kein  positives, 
praktisch  verwertbares  Resultat  liefern,  da 
jede  Regelmässigkeit,  selbst  bei  der  aus- 
gedehntesten Massenbeolmchtung,  felüt.  Be- 
quemer haben  es  die  FahiTaddiebstahlver- 
ßicherungen,  da  die  hier  versicherten  Ob- 


jekte gleichartig  und  ungefähr  gleichwertig 
sind. 

5.  Wirtschaftliche  Bedeutung.  Eiuen 
hohen  volksAÄ-irtschaftlichen  Wert  hat  die 
Diebstahlversicherung  nicht,  der  Schaden, 
den  sie  ersetzt,  ist  rein  privat  wirtschaftlich. 
Das  Gut,  dessen  Wert  sie  vergütet,  geht 
nicht  imter,  wechselt  vielmehr  nur  den  Be- 
sitzer. Ihr  fehlt  jede  tiefere,  ethische  Idee. 
Läuft  ihr  Gnmdgedanke  auch  darauf  hinaus, 
das  in  redlicher  Arbeit  gewonnene  Vermögen 
zu  erhalten,  so  fördert  sie  doch  weder  den 
Spartrieb  noch  Vorsicht  und  Fürsorge,  kann 
\^elmehi'  recht  leicht  zu  Sorglosigkeit  und 
Fahrlässigkeit  verleiten,  ja  eher  als  alle 
andei-en  Versicherungszweige  zu  Betrug,  da 
ein  Beweis  der  Fiktion  oder  der  absicht- 
lichen Veranlassung  einer  Entwendimg  meist 
nur  sehr  schwer  zu  liefern  sein  wird.  In 
vielen  Fällen  stellt  sich  jedoch  die  Diel)- 
stalil Versicherung  naturgemäss  als  grosse 
Wohlthat  dar.  Nur  dort,  wo  das  Eigentum 
schon  staatlich  einen  hohen  Schutz  geniesst, 
sind  Gesellschaften  für  die  Diebstahlvei-siche- 
rung  thätig.  Die  Vorteile  kommen  in  der 
Regel  niu»  den  bestsituierten  Klassen  der 
Gesellschaft  zu  gute.  Ein  überaus  aner- 
kennenswertes Ergebnis  hat  die  Diebstahl- 
versicherung in  den  Vereinigten  Staaten 
imd  anderen  Orten  gezeitigt,  indem  mit  ihr 
Präventivmassi-egeln  gegen  Diebstahl  ver- 
bunden wurden. 

6.  Heutiger  Stand  der  D.  in  den  ver- 
schiedenen Ländern,  a)  Einbruchs- 
diebstahlversicherung. In  Deutsch- 
land ist  die  Zalü  der  Gesellschaften  in 
stetigem  Wachsen  begriffen.  Mitte  1899 
betrieben  die  Branche:  J^ides  in  Berlin, 
Frankfurter  Transport-Unfall-  und  Glasver- 
sicherungsgesellschaft in  Frankfiul;  a.  M., 
Hanseatische  Seeversicheningsgesellschaft^ 
Tmn  satlantische  Feuerversicherungsgesell- 
sehaft  in  Hamburg,  ObeiTheinische  Versiche- 
rungsgesellschaft in  Mannheim,  Aachener 
und  Münchener  FeueiTcrsicherungsgesell- 
schaft  Thuringia  in  Erfurt,  Kosmos  in  Haiu- 
bm*g,  AUianz  in  Berlin. 

Die  Organisation  der  Versicherung 
gegen  Einbruchsdiebstahl  ist  naturgemäss 
viel  verwickelter  als  die  gegen  Fahrrad - 
diebstahl.  Denn  hier  handelt  es  sich  um 
die  verschiedenartigsten  Objekte  von  äusseii^t 
verschiedenem  Wert.  Dementsprechend  nuijij? 
der  Prämien tarif  specialisiert  sein  nach 
Gefahrsklasseu.  Massgebend  ist  die  Trans- 
portabilität  der  Objekte,  der  Standort,  die 
Art  der  Aufbewahrung  u.  s.  w. 

Allgemein  werden  besondere  Tarife  unter- 
schieden für  Privathäuser,  Warenlager,  Ju- 
welierläden ,  Bankgeschäfte ,  Falin-adlager, 
Kirchen,  Hotels.  Die  Prämienhöhe  schwankt 
zwischen  ^,2^/00  und  6^/00.  l^/oo  betragt 
beispielsweise  im  Diu'chschnitt  die  Prämie 
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i\iT  alle  Gegenstände  des  Privathaushalts  in 
festbenachbarten  Gebäuden  bei  Gesamtrvvei-t- 
versichening :  für  längere  Zeit  unbewohnte 
^jebäude  winl  eine  Zuschlagprämie  erhoben 
meist  von  1  ®/oo  bis  2  ®/oo.  Objekte  in  gänz- 
lich unbewohnten  iind  unkontrollierten  Woh- 
niiiig»?n  sind  nicht  versicherbai-.  Banken  zahlen 
i:»rwöhnlich  ^/s  ^/oo  bis  1^/2  %o.  Gewisse  Schä- 
»l-n  sind  aber  vom  Ei-satz  ausgeschlossen, 
namentlich  solche,  die  der  Versicherte  ver- 
schuldet hat  oder  ein  Mitglied  des  Haushalts 
l.tezw.  des  Geschäfts  der  Versicherten. 

Die  bei  der  Feuerversicherung  vorge- 
seh<r*nen  Kautelen  betreffend  Anzeigepflicht 
im  Fall  der  Gefahrsänderung,  Schadens- 
hqiiidation  und  dergleichen  mehr  gelt-en  ent- 
sprechend auch  hier. 

Was  die  Ergebnisse  anbeti-ifft,  so  äus- 
sern sich  Gesellschaften  in  durchaus  wider- 
^[•rechender  ^Veise.  Nur  ein  positives  Resul- 
tat lässt  sich  festlegen,  das  nämlich,  dass 
die  beiden  DiebstaMversichenmgsbranchen 
veit  vorteilhafter  von  den  Aktiengesell- 
schaften betrieben  werden  können  als  von 
(TPgenseitigkeitsanstalten.  Ueber  die  Aus- 
breitung in  Deutschland  lässt  sich  zur  Zeit 
Zahlenmaterial  nicht  beschaffen. 

England  hat  etwa  zwanzig  Gesell- 
schaften, welche  die  Einbruchsdiebstahl- 
hranche  betreiben.  Die  Organisation,  na- 
mentüch  die  Pi-ämienhöhe ,  ist  im  wesent- 
lichen der  deutschen  analog. 

Oesterreich-Ungarn  hat  seit  1897 
zwei  Gesellschaften. 

In  Holland,  Dänemark  und  Schwe- 
llen wird  der  neue  Vei*sichenmgszweig 
♦'knfalLs  von  einigen  Anstalten  betrieben. 

In  den  Vereinigten  Staaten  ist  nm- 
n^xh  eine  Gesellschaft  in  der  Diebstalilver- 
>i<'herung  thätig,  die  anderen  haben  neuer- 
^lings  die  Branche  aufgegeben. 

Eigentümlich  ist  es,  dass  kein  romanischer 
>*taat  die  Diebstahlversicherung  kennt,  wäh- 
rend feie  in  den  germanischen  eifrig  kulti- 
uert  wird  und  in  stetem  Aufschwung  be- 
uTiffen  ist. 

^  FahrraddiebstahJ versieh e- 
i'^ing.  Deutschland  hat  drei  GcvSell- 
^<haften  gehabt,  die  sämtlich  eingegangen 
>ind  zufolge  der  zu  geringen  Prämien  imd 
<ler  mangelhaften  Statistik.  Heute  betreibt 
mir  die  Allianz  in  Berlin  und  der  Allge- 
meine Deutsche  Versichenmgsverein  in 
Stuttgart  die  specielle  Fahrraddiebstahlver- 
?ichenmg,  jedoch  nur  in  Kombination  •  mit 
Haftpflicht-  oder  Unfallversichenmg.  Die 
l'räniie  beträgt  bei  der  Allianz  3*^/o,  min- 
'lti>tens  al.^er  6  Mark ;  bei  Schäden  werden 
'"ir  8i)^;o  der  A^'ersichemngssumiiie  ausbe- 
'^hlt;  dazu  kommen  feste  jälirliche  Ab- 
Qutznng&iuoten  von  20®/o.  Die  Minimal- 
I'mmie  für  Unfall-  oder  Haftpflichtversiehe- 
niflg  V>etrügt  5  :M:ark. 


England  hat  eine  Anzahl  Gesellschaften, 
die  zum  Teil  ein  anderes  Prämiensystem 
befolgen.  Die  Security  Company  z.  B.  ver- 
langt 5  s.  für  jedes  versichei*te  Rad,  ohne 
Rücksicht  auf  den  Wert.  Einige  versichern 
nur  gegen  Diebstahl,  wenn  noch  eine  andere 
Versicherung,  z.  B.  Feuer\'ersicherung ,  da- 
mit verbimden  wird.  Das  gleiche  gilt  für 
die  Vereinigten  Staaten. 

Von  den  übrigen  Ländern  ist  nur  noch 
Dänemark  anzufüliren,  das  mehrere  blü- 
hende Gesellschaften  besitzt,  deren  Einrich- 
tung den  früheren  deutschen  Versicherungen 
zum  Muster  gedient  hatte. 
Litteratnr:  Alfreil  Manesj   ))J>ie  VeraicTierung 
gegen  DiebstahUchäderm    in    der  Zeitschrift  für 
Vertficherungsrecht  und  -Wissenschaft,  Strassburg 
i.E.  1898,  Heft  IJUIV.  — derselbe,  Die  Dieb- 
Stahlvers icherung,  Berlin  1899. 

Alfred  Mfines, 

Dienstbotenstener, 

s.  Luxussteuer. 


Dienste,  Hand-  nnd  Spann-, 

s.  Bauernbefreiung  oben  Bd.  11  S.  343 ff. 

Dienstleistniigeii ,  persönliche. 

Nach  dem  gew^öhnlichen  Wortverstande 
würden  persönliche  Dienstleistungen  im 
engern  Sinne  solche  Verrichtimgen  zu  Gunsten 
einer  bestimmten  Person  sein,  die  dem  Haus- 
haltungs-  und  Hofhaltungspersonal  zukom- 
men; im  weitern  Sinne  solche,  die  sich  als 
Sorge  für  die  Körperpflege  oder  als  persön- 
liche Handreichungen  charakterisieren,  aber 
öffentlich  angeboten  werden,  z.  B.  die  von 
Barbieren,  Gepäckträgem.  Als  volkswirt- 
schaftliche Kategorie  haben  die  persönlichen 
Dienstleistungen  aber  einen  noch  weitern 
Umfang.  Schönberg  in  seinem  Handbuch 
(Volkswirtschaftslehre  Abh.  XXVI)  nennt 
als  zu  den*  persönlichen  Dienstleistungen 
gehörige  Berufs-  und  Erwerbsklassen  die- 
jenigen, »deren  specifische  Erwerbsthätigkeit 
in  der  Verrichtung  von  Arbeitsleistungen 
besteht,  welche  als  solche  die  direkte  Be- 
friedigung persönlicher  Bedürfnisse  anderer 
bezwecken  und,  sofern  sie  dazu  geeignet 
sind,  mithin  für  andere  Gebrauchswert  ha- 
ben, von  diesen  begehrt  und  im  Tauschver- 
kehr bezahlt  werden«.  Er  rechnet  dahin, 
in  Uebereinstimmung  mit  der  auch  sonst 
in  der  Volksw^irtschaftslehre  gebräuchlichen 
Einteilung,  aber  nicht  mit  der  oben  ge- 
gebenen Begriffsbestimmung,  dass  es  sich 
nur  um  Dienste  zur  »dhekten  Befriedigung 
persönlicher  Bedürfnisse  anderer«  handle, 
folgende  12  Klassen  der  erwerbsthätigen 
Bevölkerung:  1)  die  Beamten  der  öffent- 
lichen VerwaltiHig  und  Rechtspflege,  2)  die 
für  den  öffentlichen  Unterricht  thätigen  Per- 
sonen, 3)  die  Geistliclikeit  und  dei^n  Hilfs- 
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personal,  4)  Armee  und  Flotte.  Damit  wäre 
also  die  Gesamtheit  derjenigen  Erwerbsthä- 
tigen  gemeint,  welche  Oi^gane  für  die  Er- 
fiUlimg  der  Kiiltnraufgaben  des  Staats  und 
verwandter  Verbände  sind.  5)  Personen, 
die  gewerbsmässig  den  Verkehr  mit  Behör- 
den vermitteln  (Rechtsanwälte,  Patentagen- 
ten etc.)  und  die  Vermittler  für  private 
Dienste  und  Geschäfte  (z.  B.  Gesindever- 
mieter,   Anzeigen-    und  Auskimftsbureaus), 

6)  die  für  Körperpflege  und  Krankenheilung, 

7)  für  Unterricht  aller  Art  thätigen  Pei-sonen, 

8)  die  in  der  Ausübung  der  Künste  und 
bei  Schaustellungen  Thäti^n,  9)  Anbieten 
von  gelegentlichen  Hilfsleistungen  (Dieiist- 
männer  etc.),  10)  Hausgesinde  und  verwandte 
Dienste  in  festem  Arbeitsverhältnis,  11) 
häusliche  Dienstleistungen  in  vorübergehen- 
dem Arbeitsverhältnis  (Wäscherinnen,  Lohn- 
diener etc.),  12)  öffentliche  Mädchen  und  zu 
diesem  Gewerbebetriebe  gehörige  Personen. 

Die  Summe  dieser  Erwerbslhätigen  wüi-de, 
nach  den  Verhältnissen  im  Deutsehen  Reich, 
etwa  14^/0  aller  Erwerbsthätigen  (nach  der 
Berufsstatistik  für  1895:  3,2  von  22,1  Mil- 
lionen) ausmachen;  die  anderen  86®/o  wür- 
den auf  Erwerbsthätige  der  Liandwii-tschaft, 
der  Industrie,  des  Handels  und  Verkelirs 
kommen.  Die  Arbeit  dieses  gr()sseren  Bruch- 
teils verkörpert  sich  in  Waren,  die  des 
anderen  in  Diensten.  Bei  genauerem  Zu- 
sehen freilich  verwischt  sich  diese  Grenze 
vollkommen.  Man  vergegenwärtige  sich  z.  B. 
die  folgende  Reihe  von  Arbeitsleistungen: 
Kammerjungfer,  Hauslehrer,  Barbier,  Notar, 
Geometer,  Stubenmaler,  Glaser,  Maurer.  Es 
sind  durchweg  Dienste,  von  unzweifelhaft 
persönlichen  angefangen  bis  zu  unzweifelhaft 
unpersönlichen,  aber  sie  gleichen  sich  doch 
darin,  dass  ein  Maiu^r  ebensowenig  Waren 
herstellt  wie  ein  Dienstmädchen. 

Bei  der  Betrachtung  des  Einkommens 
aus  persönlicher  Dienstleistung  im  Gegensatz 
zu  dem  aus  dem  Warenverkäufe  stösst  man 
auf  entsprechende  Schwierigkeiten  der  Be- 
grenzimg. Dasselbe  besteht  teils  in  öffentlich 
festgesetzen  Beträgen,  die  entweder  nach 
der  Zeit  (Gehalt  der  Beamten)  oder  nach 
der  Einzelleistimg  bemessen  sind  (Notar, 
Hebamme),  teils  in  vertragsmässigen  Ver- 
gütungen: diese  können  entweder  ohne 
Berücksicntigung  der  Einzelleistung  nach  der 
Zeit  (Gesindelolm)  oder  für  die  Einzel- 
leistungen sei  es  als  Zeitlohn  (Lehrstunde 
eines  Privatlehrei-s) ,  sei  es  als  Stücklohn 
(Bezahlung  pro  Stück  an  die  Wäscherin) 
gegeben  werden.  Gehalt,  Lohn,  Zeitlöhuung, 
Stücklölmung  kommen  in  Landwirtschaft, 
Industrie  und  Handel  gleichfalls  vor:  das 
Aufsichts-  imd  Bureaupersonal  in  diesen 
Waren  schaffenden  Gewerben  bezieht  Gehalt, 
die  landwirtschaftlichen  und  sonstigen  ge- 
werblichen   Dienstboten    bekommen    Lohn; 


die  Arbeiter  auf  Zeit-  oder  Stüeklöhnimg, 
welche  zur  Herstellung  der  Waren  verwendet 
werden,  beziehen  ihr  Einkommen  nicht  aus 
dem  Verkauf  der  Waren,  sondern  ihi^r  Dienst- 
leistungen. Ein  Unterscliied  z^-ischen  dem 
Einkommen  aus  Warenverkauf  und  Dienst-* 
verkauf  besteht  selbstvei-ständlich :  aber  es 
lässt  sieh  keine  generelle  Unterscheidung  fin- 
den z^Wschen  dem  Einkommen  der  Personen- 
kategorieen  (Berufsklassen),  welche  für  dio 
Warenverfertigimg,  imd  derer,  welche  in  so- 
genannten persönlichen  Diensten  thätig  sind. 

Die  Bildung  der  Kategorie  Dienstleistungen 
oder  pei*sönlieher  Dienstleistungen  in  der 
Wissenschaft  der  jK^litischen  Oekonomie  er- 
klärt sich  zwai*  aus  ihrer  Geschichte :  Gegen- 
satz der  stoffgewinnenden  Arbeit  zu  aller 
anderen  bei  den  Physiokraten,  dann  bei  den 
Späteren  Gegensatz  der  materielle  Güter  schaf- 
fenden Arbeit  ziu-  übrigen  Arbeit ;  aber  ihn^ 
deutliche  Umgi-enzung  ist  weder  vom  Gesichts- 
pimkt  der  Ai-t  der  Arbeit  noch  des  Werts  dei- 
selben  (ob  produktiv  oder  nicht)  noch  des 
Effekts  derselben  (materielies  oder  im- 
materielles Gut)  möglich. 

Am  besten  wäre  es,  den  Begriff  pei-sön- 
licher  Dienstleistung  niu*  in  dem  ein- 
geschränkten Sinne  zu  gebrauchen,  dass  er 
(lie  Dienstboten  für  häusliche  Dienste  — 
nach  unseren  Verhältnissen  etwa  7^/o  dei- 
Erwerbsthätigen  (IV2  von  22,1  Millionen  nach 
der  letzten  Benifszählung)  —  umfasst.  In 
der  Pi-axis  ergiebt  sich  (labei  die  in  der  Bt*- 
rufsstatistik  hervortretende  Schwierigkeit  der 
Abgrenzung  zwischen  den  fiü*  die  Person  und 
Familie  des  Arbeitgebers  und  den  für  den  Ge- 
werbebetrieb desselben  geleisteten  Diensten. 

Litteratur:  Handbuch  der  politischen  Oehmn- 
mie,  4.  Aufl.  (1898)  Bd.  IL  2.  S.  4^9  ß\ 
(die  oben  dt.  Ahh.  ScMhibergs,)  —  J,  Stuart 
Mill,  GrundsäUe  der  Polit.  Gek.,  Buch  I,  Kap. 
III.  —  Adolph  WagneVf  Grundlegung,  J. 
Ausg.  (1879)  S.  S2ff.  —  P.  Cauu^s,  Precis 
du  cours  d'Ec.  pol  t.  L  (1881)  S.  ISSff.  —  G. 
Cohn,  Grundlegung  der  Nat.-Oek.  (1885)  S.  ^04  ff. 

r.  Scheel. 

Dieterici,  Karl  Friedricli  Wilhelm, 

feb.  am  23.  VIH.  1790  zu  Berlin,  gest.  eben- 
aselbst  am  29.  VII.  1859,  als  Mitglied  der 
Berliner  Akademie  der  Wissenschaften  (seit 
1847).  Als  Geh.  Oberregienm^rat  im  Koltusmi- 
nisterium  übernahm  er  1834  im  Nebenamt  eine 
ord.  Professur  der  Staatswissenschaften  an  der 
Berliner  Universität  und  wurde  1844,  als  Nach- 
folger Hoffmanns  (s.  d.),  Direktor  des  kgl.  preuss. 
statistischen  Bureaus. 

In  dem  Bestreben,  der  ihm  von  Hoffmann 
Übertrafirenen  Mission  nachzukommen,  die  bisher 
innerhalb  des  Geschäftskreises  der  preussischen 
amtlichen  Statistik  bearbeiteten  Materien  zu  er- 
weitem, fand  Dieterici  aus  Kompetenz-  und  ande- 
renGrilndeu  kein  grosses  Entgegenkommen  seitens 
der  in  Frage  kommenden  Behörden ;  um  so  mehr 
ist  es  anzuerkennen,  dass  er  als  Yerwaltongs- 
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natistiker  eine  vorzügliche  Gnmdlage  zu  den 
Arbeiten  seined  Nachrolgers  in  den  „Tabellen 
nnd  Nachrichten  über  den  preussischen  Staat", 
10  Bde.,  hinterlassen  hat. 

Anch  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  die  inter- 
nationalen statistischen  Kongresse  zu  Paris  und 
Wien  (1856  und  1857),  welche  Dieterici  besuchte, 
nicht  wirkungslos  an  aer  Ausbildung  der  amtlichen 
prenssischen  Statistik  vorübergegangen  sind. 

Von  seinen  in  Buchform  veröffentlichten 
!»taat8wis8enschaftlichen  Schriften  seien  folgende 
genannt: 

Die  Waldenser  und  ihre  Verhältnisse  im 
brandenb.-preuss.  Staate,  Berlin  1831.  —  De  via 
et  ratione  oeconomiam  politicam  docendi,  Berlin 
1835.  —  Geschichtliche  und  statistische  üeber- 
sicht  der  Universität-en  im  preussischen  Staate, 
Berlin  1^6.  —  Statistische  Uebersicht  der 
nichtigsten  Gegenstände  des  Verkehrs  und  Ver- 
brauchs im  preussischen  Staate  und  im  deut- 
Khen  Zollverbande,  Berlin  1838  (Fortsetz.  1—5, 
1?>41— 57).  —  Statistische  Uebersicht  der  Stadt 
Berlin  (Vortrag),  Berlin  1844.  —  Der  Volks- 
wohlstand im  preussischen  Staate,  Berlin  1846. 
lAnch  ins  Französische  von  Moreau  de  Jonn^s 
abersetzt  1848.)  —  Ueber  Auswanderungen  und 
Einwanderungen,  Berlin  1847.  —  Ueber  preus- 
!^ische  Zustände,  über  Arbeit  und  Kapital,  ein 
politisches  Selbstgespräch,  Berlin  1848.  —  Hand- 
buch der  Statistik  des  preuss.  Staates,  Berlin  1858 
fortgesetzt  von  seinem  Sohne  Karl  [f  1876]  1861). 

Als  Direktor  des  statistischen  Bureaus  ver- 
nffentlichte  Dieterici  von  1851  an  das  oben  ge- 
nannte 10  bändige  Tabellen  werk  und  seit  1848 
die  ^Mitteilungen  des  statistischen  Bureaus  in 
Berlin",  welche  er  bis  Mitte  des  XU.  Bandes 
(Berlin  1859/60)  fortgeführt  hat. 

Auch  in  den  Schriften  der  Berliner  Akade- 
mie finden  sich  von  ihm  mehrere  (im  ganzen 
11'  Abhandlungen  über  Bevölkerungszunahme, 
Ueberrolkerung ,  Altersverhältnisse  etc.,  u.  a. 
seine  anch  separat  erschienene  Schrift:  Ueber 
den  Begriff  der  mittleren  Lebensdauer  und  deren 
Berechnung  für  den  preussischenStaat,Berlin  1859. 

Vgl.  über  Dieterici:  Rieh.  Boeckh,  Diete- 
rici in  Allgemeine  Deutsche  Biographie.  V.  Bd. 
(Leipzig  1877)  S.  159 ff.  (Ein  mit  pietätvoller 
Hingebung  an  die  Manen  des  Verstorbenen 
ireschriebener  umfangreicher  Nekrolog.)  — 
Mitteünnfi^en  des  Statist.  Bureaus  in  Berlin, 
Jahrg.  XII,  S.  215 ff.:  Ein  Nachruf  ohne  ünter- 
!*chrift,  woraus  fol§:endes  hervorgehoben  zu 
werden  verdient:  „Dieterici  teilt  mit  Hoffmann 
das  grosse  Verdienst,  das  grundlegenden  Arbeiten 
im  Gewinn  nachfolgender  Zeiten  unzertrenn- 
lich eigen  ist,  das  Verdienst  der  Kesignation; 
-;  wenn  nicht  der  wissenschaftliche  Glaube  an 
die  Zukunft  eines  Erfolges,  welchen  die  Gegen- 
wart nicht  sieht,  der  reinste  Gewinn  ist.  Die 
^'eographie  ist  erst  in  diesem  Jahrhundert  eine 
Wissenschaft  geworden,  die  Statistik  ist  es  noch 
nicht."*  Lippert. 

Dietzel,  Heinrich, 

eeb.  am  19. 1. 1857  zu  Leipzig,  studierte  1876— 
1879  in  Heidelberg  und  Berlin  Jurisprudenz  und 
Staatswissenschaften.  Von  Oktober  1879  bis 
Eode  1880  war  er  als  Referendar  am  Amtsge- 
richt Naumburg  beschäftigt,  kehrte  darauf  aber 
Bach  Berlin  zurück,  um  ausschliesslich  sich  dem 


Studium  der  Staatswissenschaften  zu  widmen 
Vom  Sommer  1882  bis  Frülyahr  1883  bereiste 
er  agrarpolitischer  Studien  halber  Italien.  Im 
Sommer  1885  wurde  Dietzel  als  ausserordent- 
licher Professor  für  politische  Oekonomie  an  die 
Universität  Dorpat  berufen,  im  Winter  1886 
zum  Ordinarius  ernannt.  Im  Frühjahr'  1890 
folgte  er  einem  Kufe  als  Professor  der  Staats- 
wissenschaften an  die  Universität  Bonn. 

Er  veröffentlichte: 

Ueber  das  Verhältnis  der  Volkswirtschafts- 
lehre zur  Sozialwirtschaftslehre,  Berlin  1882.  — 
Der  Ausgangspunkt  der  Sozialwirtschaftslehre 
und  ihr  Grundbegriff  (Ztschr.  f.  Staatsw.  1883). 
—  Ueber  Mengers  Methode  der  Sozialwissen- 
schaften. Ein  Beitrag  zur  Methodologie.  (Jahrb. 
f.  Nat.  u.  Stat.,  N.  F.  Bd.  VIII).  —  Beiträge  zur  Me- 
thodik (ebendas.  Bd.  IX).  —  Das  Problem  des 
litterarischen  Nachlasses  von  Bodbertus  (eben- 
das. Bd.  XIII).  —  Ueber  Wesen  und  Bedeutung 
des  Teilbaus  in  Italien.  (Zeitschr.  f.  Staatsw. 
1884,  1885).  —  Karl  Rodbertus.  Darstellung 
seines  Lebens  und  seiner  Lehre  I.  Bd.  1886,  IL 
Bd.  1888,  Jena.  —  Die  Sozialpolitik  des  Fürsten 
Bismarck.  (Russische  Revue  1888.)  —  Papier- 
rubel oder  Silberrubel?  (Baltische  Monatsschr. 
1889^.  —  Ueber  Schmollers  „Zur  Litteratur- 
gescnichte  der  Staats-  und  Soziaiwissenschaften" 
(Götting.  Gel.  Anz.  1889).  —  Die  klassische 
Werttheorie  und  die  Theorie  vom  Grenznutzen. 
(Jahrb.  f.  Nat.  u.Stat.,  N.F.  Bd.XX.)—  Beiträge  zur 
Geschichte  des  Sozialismus  und  des  Kommunis- 
mus, Art.  I — ni  in  Vierteliahrschr.  f.  Staats- 
u.  Volksw.,  Bd.  I  u.  Bd.  V,  Leipzig  1893-1897. 
(Der  1897  veröffentlichte  III.  Art.  betitelt: 
Monis'  Utopien  und  Campanellas  Sonuenstaat 
hat  infolge  Eingehens  der  Zeitschrift  nur  Morus, 
Utopien  gebracht.  Sozia] Ökonomik,  I.  Band, 
Einleitung,  Allgemeiner  Teil,  Buch  1,  Leipzig 
1895.  (A.  u.  d.  T.:  Lehr-  u.  Handbuch  der 
politischen  Oekonomie.  In  Verbindung  mit  ffe- 
nannten  Autoren  hrsg.  von  Ad.  Wagner,  IL 
Hauptabteilung  Bd.  I,  1.)  —  Stud.  jur.  et  cam. 
(Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  m.  F.,  Bd.  XIV,  1897).  Red. 


Dietzel,  Karl  August, 

geb.  am  7.  I.  1829  zu  Hanau,  gest.  am  3.  IIL 
1884  in  Marburg.  Nach  kurzer  kaufmännischer 
Thätigkeit  widmete  er  sich  1850  dem  Studium 
der  Staatswissenschaften,  wurde  1856  Privat- 
dozent in  Heidelberg,  ging  in  gleicher  Eigen- 
schaft 1859  nach  Bonn,  kehrte  indes  1861  nach 
Heidelberg  zurück,  wo  er  1863  zum  ausser- 
ordentlichen Professor  ernannt  wurde.  Im  Herbst 
1867  folgte  er  einem  Rufe  als  ordentlicher  Pro- 
fessor nach  Marburg. 

Er  veröffentlichte: 

Das  System  der  Staatsanleihen  im  Zusam- 
menhang der  Volkswirtschaft  betrachtet,  Heidel- 
berg 1855.  —  Die  Besteuerung  der  Aktienge- 
sellschaften in  Verbindung  mit  der  Gemeinde- 
besteuerung, Köln  1859.  —  Die  Volkswirtschaft 
und  ihr  Verhältnis  zu  Gesellschaft  und  Staat, 
Frankfurt  1864.  —  Strassburg  als  deutsche 
Reichsuniversität  und  die  Neugestaltung  des 
juristischen  und  staatawissenscnaftlichen  Stu- 
diums, Frankfurt  a.  M.  1871,  —  Von  Beiträgen  in 
Zeitschriften  ist  zu  nennen  die  Abhandlung  „Die 
Volkswirtschaftslehre  als  Wissenschaft"  in  der 
Zeitschr.  f.  Staatsw.,  Jahrg.  1866  u.  1868.    Red. 
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Differentialzölle 


Differentialtarife  im  Eisenbahnwesen, 

s.  Eisenbahnen  (Tarif wesen). 


Differentialzölle. 

1.  Begriff  und  Arten.  2.  Die  D.  in  Frank- 
reich. 3.  Die  D.  in  Deutschland  und  anderen 
Ländern.    4.  Bedeutung  und  Wirkung  der  D. 

1.  Begriff  nnd  Arten.  Differentialzölle 
heissen  solche  Zölle,  die  go^en  die  sonst 
geltenden  Tarifsätze  entweder  erhöht  oder 
erniedrigt  sind,  wobei  die  Bedingung  für 
die  Unterscheidung  durch  .den  Ursprung 
oder  die  Ai-t  der  Einfuhr  oder  auch  der 
Ausfuhr  der  AVaren  gegeben  wird.  Auch 
die  von  den  Schiffen  unter  dem  Xamen 
Tonnengelder,  Hafengebühren  etc.  erhobenen 
Abgaben  sind  häufig  differentiell  beliandelt 
worden.  Im  Mittelalter  wai'on  die  Differential- 
zölle allgemein  verbreitet,  da  einesteils  der 
Fremde  sich  ui  jedem  Lande  das  Recht  des 
Handels  gewissermassen  erkaufen  musste 
und  andernteils  die  den  internationalen  Han- 
del vorzugsweise  ])etreibenden  Völker  und 
Körperschaften  sich  durch  Verträge  und 
Privilegien  besondere  Begünstigungen  zu 
vei-schaffen  suchten.  So  bestanden  in  Eng- 
land von  altei-sher  Zuschlagstaxen,  welche 
die  fi^emden  Kaufleute  bei  der  Einfuhr  oder 
Ausfuhr  zollpflichtiger  Waren  zu  entrichten 
hatten,  und  diu*ch  die  von  Eduard  I.  1303 
erlassene  Charta  mercatoria,  die  den  Fremden 
das  Recht  des  freien  Handels  in  England 
gewährte,  wurden  diese  ZusclilagszöUe  keines- 
wegs aufgehoben,  sondern  neu  festgestellt. 
Die  verschiedenen  Nationen  wurden  aber  in 
der  Folgezeit  in  dieser  Beziehung  keines- 
wegs gleichmässig  behandelt.  Eine  beson- 
dei*s  bevorzugte  Stellung  behaupteten  zwei 
Jahrhunderte  hindurch  die  Hanseaten,  die 
unter  Heinrich  VH.  und  VIH.  nicht  nur 
bedeutend  niedrigere  Zölle  als  die  übrigen 
Fremden,  sondern  sogar  weniger  als  die 
Engländer  selbst  zu  bezahlen  hatten.  Im 
Jahre  1539  wurde  auf  7  Jahre  den  fremden 
Kaufleuten  die  Gleichstellung  mit  den  ein- 
heimischen hinsichtlich  der  Zölle  gewährt, 
aber  daran  sdüoss  sich  die  Beschränkung, 
dass  dies  nur  für  diejenigen  Fremden  gelten 
solle,  welche  ihre  Waren  auf  englischen 
Schiffen  ausführten.  Solche  Differential- 
zölle zu  Gunsten  der  einheimischen  Schiff- 
fahrt sind  bis  zu  der  Reform  der  engUschen 
Handels])olitik  in  unserem  Jahrhundert  neben 
den  noch  weitergehenden  Prohibitivbestim- 
mungen  der  Xavigationsakten  beibehalten 
worden.  Ein  besonders  bemerkenswertes 
älteres  Beispiel  eines  vertragsmässigen 
Differential  waren  Zolles  liefert  der  Methuen- 
sche  Vertrag  von  1703  zwischen  England 
und   Portugal,  nach  welchem  England  als 


!  Entschädigmig  für  die  Zulassung  der  eng- 
I  lischen  Woll  waren  in  Portugal  sich  ver- 
pflichtete, die  Zölle  auf  portugiesische  Wein*» 
immer  um  ^.3  niedriger  zu  stellen  als  für 
Weine  anderen  Ui*si>rungs.  Auch  der  Han- 
delsvertrag zwischen  England  und  Frank- 
reich von  17sG  führte  beiderseits  zu  giiiiston 
des  anderen  Teils  einen  Differentialzolltarif 
ein.  Auch  das  Kolonialsystem  hatte  Diffe- 
rentialzr)lle  im  Gefolge,  indem  einerseits  die 
Erzeugnis.se  der  eigenen  Kolonieen  bei  der 
Einfuhr  in  das  Mutterland  weniger  belastet 
wurden  als  die  fremden  Kolonialwaren  und 
anderei-seits  auch  noch  längere  Zeit,  nach- 
dem die  Einfulu'verbote  für  die  Koloniei^n 
aufgehoben  waren,  von  den  ausländischen 
Waren  oder  Schiffen  höhere  Abgaben  er- 
hoben wunlen  als  von  denen  des  Mutter- 
landes. Auch  in  der  neuesten  Zeit  sind  die 
:  kolonialen  Differentialzölle  noch  nicht  ver- 
schwunden, und  in  den  englischen  Kolonieen 
sind  Ansätze  zu  ihrer  Wiederheretellung  ge- 
macht worden. 

2.  Die  D.  in  Frankreich.  Die  voll- 
ständigste systematische  Ausbildung  haben 
die  Differentialzölle  in  Frankreich  und  zwar 
hauptsäcldich  diu-ch  das  G.  v.  28.  April  181G 
gefunden.  Man  erhält  überhaupt  am  ein- 
fachsten eine  Uebersicht  über  die  verecliie- 
denen  möglichen  Ai*ten  derselben,  wenn 
man  in  den  französischen  Tarifen  aus  der 
Hochschutzzolli)eriode  die  wichtigeren  exo- 
tischen Artikel,  wie  Baumwolle  oder  Rohr- 
zucker, nachschlägt.  Durehgi-eifend  wird  zu- 
nächst unterschieden  zwischen  der  Einfuhr 
auf  franzr)sischen  Schiffen,  auf  fremden 
Schiffen  imd  zu  Lande.  Bei  der  Einfulu* 
unter  französischer  Flagge  aber  macht  es 
einen  Unterschied,  ob  die  Waren  direkt 
aus  dem  Erzeugungslande  oder  wenigstens 
aus  aussereurepäischen  Ländern  oder  ob  sie 
indirekt  eingeführt  werden,  nämlich  au> 
den  sogenannten  Entrepöts,  d.  h.  aus  den 
Häfen  Em*oi»as,  zu  denen  bis  1863  aueli 
Madeii-a,  die  Canarischen  Inseln  und  die 
Mittelmeerhäfen  gerechnet  wurden.  Der 
Zollzuschlag,  der  im  letzteren  Falle  zu  zahlen 
ist,  heisst  Surtaxe  d'entrepot.  Bei  direkter 
Einfuhr  unter  französischer  Flagge  wurden 
aber  wieder  mehrfache  Unterecheidungen 
nach  dem  Herkunftslande  gemacht.  Die 
Erzeugnisse  der  französischen  Kolonieen 
hatten  die  niedrigsten  Zölle  zu  entrichten, 
aber  die  vei-schiedenen  Kolonieen  wai^eu 
wieder  nicht  gleichgestellt.  So  wurden  z.  B. 
lange  Zeit  von  Rohrzucker  vei-schiedene 
Zölle  erlioben,  je  nachdem  derselbe  von  der 
Insel  Bourbon,  aus  den  franzcfeischen  Kolo- 
nieen in  Amerika  oder  aus  den  indischen 
Besitzungen  heiTÜhrte.  Auch  für  den  fremden 
Rohrzucker  machte  es  einen  Unterschied, 
ob  er  aus  Indien  oder  aus  anderen  ausser- 
europäischen  Ländern  stammte.    Bei  Baum- 
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Wolle  wurde  auch  noch  eine  Unterscheidung 
zu  Gunsten  der  Türkei  gemacht. 

Der  Zuschlag  bei  der  Einfuhr  unter 
fremder  Flagge  (sm-taxe  de  pavillon)  war 
Tör  der  Refonn]>eriode  erheblich  grösser 
als  die  Surtaxe  d  entrepOt,  es  wui*de  dann 
aber  nicht  weiter  berücksichtigt,  ob  die 
Einfuhr  direkt  oder  indirekt  erfolgte.  Auch 
ilas  Herkunftsland  kam  dabei  in  der  Regel 
nicht  mehr  in  Betracht.  Der  Zuschlag  bei 
«ier  I^andeinfuhr,  die  übrigens  lange  Zeit 
für  viele  exotische  Waren  gänzlich  verboten 
war,  stand  in  der  Regel  dem  Flaggenzu- 
schJag  gleich.  Als  Beispiel  für  die  Grösse 
der  Verschiedenheit  der  Belastiuig  seien 
hier  die  Zollsätze  für  nicht  weissen  Rohi-- 
zucker  nach  dem  G.  v.  5.  Juli  1840  ange- 
führt: auf  französischen  Schiffen  eingefülirt 
aus  Bourbon  38,50  Francs  für  100  kg,  aus 
den  französischen  Kolonieen  in  Amerika 
45  Francs,  aus  Indien  60  Fi-ancs,  aus  ande- 
ren aussereuropäischen  Ländern  65  Francs, 
ans  den  Entrepots  (also  indirekt)  75  Francs, 
auf  fremden  Sclüffen  85  Francs.  So  enorme 
Entrept^t-  imd  Flaggenzuschläge  mussten  fast 
pn>hibitiv  wirken,  und  die  Einfuhr  aus  eui-o- 
|>äischen  Häfen  oder  auf  fremden  Schiffen 
wunie  überliaupt  nur  dadurch  in  beschränk- 
tem Masse  möglich,  dass  man  Zollquittungen 
ül-er  direkt  auf  französischen  Schiffen  ein- 
geführten Zucker  kaufen  konnte,  gegen 
welche  man  auch  für  ausgeführten  raffi- 
nierten Zucker,  der  aus  anderweitig  be- 
zfigenem  Materiale  dargestellt  war,  eine 
allerdings  nicht  vollständige  Rückvergütung 
des  Zolles  erhielt.  Der  Flaggenzusclilag 
sowie  die  von  den  Schiffen  nach  ihi*er 
Tonnenzahl  erhobenen  Gebühren  bildeten 
einen  Hauptgegenstand  der  Vereinbarung 
in  den  älteren  Haudelaveilrägen ,  indem 
meistens  festgesetzt  wurde,  dass  die  Ein- 
fuhr von  Landeserzeugnissen  auf  den  Schiffen 
eines  jeden  Teiles  von  dem  anderen  so  be- 
handelt werden  solle,  als  wenn  sie  unter 
meiner  eigenen  Flagge  erfolge.  Yerti-ags- 
massige  Zollbegünstigungen  für  bestimmte 
Produkte  einzelner  Länder  hatte  Frankreich 
bis  1860  nur  in  verhältnismässig  geringer 
Zahl  gewährt,  hauptsächlich  an  Belgien  auf 
Onind  von  Konventionen  aus  den  Jahren 
1^49,  ia53  und  1854.  In  der  1860  be- 
ginnenden Periode  der  Napoleonischen  Han- 
delaverträge  aber  büdete  sich  neben  dem 
ijeneraltanfe  ein  vollständiger  Konventions- 
tarif aiiß,  und  da  nach  imd  nach  die  meisten 
enropäischen  Staaten  dem  System  der  Han- 
delsverträge beitraten,  so  komite  man  schliess- 
lich die  EonventionszöUe  für  die  Industrie- 
Erzeugnisse  als  die  normalen  und  die  Sätze 
des  Generaltarifs  als  Differentialzölle  be- 
trachten. Durch  das  G.  v.  11.  Januar  1892 
wurde  ein  Maximal-  und  Minimaltaiif  fest- 
gestellt, von  denen  der  letztere  den  Ländern 


zugestanden  werden  kann,  die  den  franzö- 
sischen Erzeugnissen  entsprechende  Yorteile 
oder  die  niedi-igsten  Zollsätze  bewilligen.  Der 
Maximaltarif  aber  soll  für  die  Erzeugnisse 
solcher  Länder,  die  Frankreich  ungünstiger 
behandeln  als  irgend  ein  anderes  Land,  nach 
dem  Ermessen  der  Regierung  noch  gesteigert 
werden  können.  Im  übrigen  ist  der  Entrepöt- 
zuschlag  füi*  eine  Anzahl  aussereuroi)äischer 
Produkte  sowie  auch  ein  Zuschlag  fiir  eine 
Reihe  europäischer  Waren,  falls  sie  nicht 
direkt  aus  dem  Ei'zeugungslande  eingeführt 
werden,  auch  in  dem  Gesetz  von  1892  bei- 
behalten worden,  während  der  1869  abge- 
schaffte Flaggenzuschlag  gegen  den  Wunsch 
Thiers'  nicht  wiederhergestellt  wonlen  ist. 
3.  Die  D.  in  Deutschland  und  anderen 
Ländern.  Im  deutschen  Zollverein  liaben 
die  Differentialzölle  im  ganzen  keine  be- 
deutende Rolle  gespielt.  Eine  preussische 
Kabinettsordre  v.  20.  Juni  1822  über  die 
Begünstigung  der  inländischen  Rhederei  be- 
stimmte u.  a.,  dass  von  den  Schiffen  der- 
jenigen Länder,  welche  die  preussischen 
Schiffe  nicht  wie  die  inländischen  oder  nicht 
verti-agsmässig  wie  die  der  meistbegünstigten 
Nation  behandelten,  eine  um  2  Thaler  für 
die  Last  (von  2  Tormen)  beim  Eingange  und 
um  1  Thader  beim  Ausgange  erhöhte  Hafen- 
abgabe erhoben  werden  solle.  'Diese  jMass- 
regel  war  die  Veranlassung,  dass  England 
nocli  in  demselben  Jahre  die  speciell  gegen 
die  Einfuhr  aus  Holland  und  Deutschland 
gerichteten  Bestimmungen  der  Sclüffalu^s- 
akte  von  1662  abschaffte  imd  verschiedene 
andere  Zugeständnisse  machte.  Ausgedehnte 
Anwendung  eines  Differentialsystems  von 
Seiten  des  Zollvereins  finden  wur  in  dem 
Handelsvertrage  mitOesterreichv.  19.  Februar 
1853,  der  nach  der  Absicht  OesteiTcichs  den 
Uebergang  zu  einer  völligen  Zolleinigung 
mit  dem  von  Preussen  geschaffenen  Zoll- 
vereine bilden  sollte.  Er  betraf  den  Zwischen- 
verkehr mit  unmittelbarem  üebergange  von 
einem  Zollgebiete  in  das  andere,  und  neben 
vielen  Zollbefreiungen  wuixien  von  beiden 
Seiten  Zollermässigungen  von  meistens  25, 
in  einigen  Fällen  sogai-  von  50®/o  des  nor- 
malen Tarifsatzes  bewilligt.  Der  Erneue- 
rung dieses  Vertrags  stellte  sich  später  die 
Meistbegünstigimg^klausel  in  dem  deutsch- 
französischen  Handelsvertrage  entgegen.  Im 
Vereinstarife  erschien  zuei-st  im  Jahre  1868 
ein  Differentialzoll  auf  Wein  aus  solchen 
Ländern,  die  den  Zollverein  nicht  auf  dem 
Fusse  der  meistbegünstigten  Nation  behan- 
delten {gegen  Portugal  gerichtet).  Das  Zoll- 
gesetz V.  15.  Jiüi  1879  enthält  die  allge- 
meine Bestimmung,  dass  Waren  aus  solchen 
Staaten,  welche  deutsche  Schiffe  oder  Waren 
ungünstiger  behandeln  als  die  anderer 
Staaten,  mit  einem  Zuschlage  bis  zu  50 ^/o 
des    tarifmässigen    ZoDes    belegt    werden 
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können,  eine  Befugnis,  von  der  der  Bundes- 
rat 1893  in  dem  Zollkriege  mit  Russland 
auch  Gebrauch  machte,  was  dann  wieder 
mit  weiteren  russischen  ZoUzuschlägen  be- 
antwortet wurde.  Später  wurde  durch  das 
G.  V.  18.  Mai  1895  bestimmt,  dass  die  Zoll- 
zuschläge bei  handelspolitischen  Konflikten 
bis  auf  100  ^/o  gesteigert  und  dass  auch  zoll- 
freie Waren  unter  solchen  Umständen  mit 
Kampf  Zöllen  bis  zu  20®/o  des  Wertes  be- 
lastet werden  können. 

Durch  die  in  den  achtziger  Jahren 
mit  Spanien,  Italien  und  der  Schweiz  ^- 
schlossenen  Handelsverträge  wiuxlen  einige 
Zollsätze  gebunden  und  dadurch  der  Anfang 
gemacht  mit  einem  Konventionstarif,  auf 
dessen  Anwendung  zimächst  nur  die  ver- 
tragsmässig  meistbegünstigten  Staaten  An- 
spruch hatten.  Jedoch  konnten  nach  dem 
G.  V.  10.  Oktober  1883  die  Spanien  und 
Italien  gewährten  Zollermässigungen  im 
Yerordnungswege  auch  nicht  verti-agsmässig 
berechtigten  Staaten  zuerkannt  werden.  In 
bedeutendem  Umfang  wurden  dann  vertrags- 
mässige  Zölle  neben  den  allgemeinen  durch 
die  Handelsverträge  vom  6.  Dezember  1891 
mit  Belgien,  Italien  und  Oesterreich-Ungam, 
vom  10.  Dezember  1891  mit  der  Schweiz 
imd  vom  10.  Februar  1894  mit  Russland 
eingeftlhrt.  Franki-eich  kann  diese  niedrigen 
Zollsätze  unmittelbar  nur  so  weit  bean- 
spruchen, als  sie  einem  der  im  Frankfiuter 
Frieden  genannten  Staaten,  mit  welchen  es 
stets  gleichbegünstigt  sein  muss  (England, 
Niederlande,  Belgien,  Schweiz,  Oesteireich- 
Ungarn,  Russland)  gewährt  werden.  Wenn  aber 
einer  dieser  Staaten  auf  Grund  seines  Meist- 
begünstigungsvertrags die  Vorteile  erhält,  die 
Deutsclüand  z.  B.  Italien  zugesteht,  so  faUeu 
diese  indirekt  auch  Frankreich  zu.  An  die 
Stelle  des  deutsch-englischen  Handelsver- 
trags ist  1898  ein  provisorisches  Abkommen 
getreten,  da  England  den  Yertrag  gekündigt 
hatte,  um  die  den  deutschen  (und  belgischen) 
Waren  zustehende  Gleichberechtigung  mit 
den  enghschen  bei  der  Einfuhr  in  die 
britischen  Kolonieen  zu  beseitigen.  Die 
Veranlassung  dazu  gab  der  von  Canada  zu 
Gunsten  der  englischen  Erzeugnisse  aufge- 
stellte Präferentialtarif,  der  im  August  1898 
in  Kraft  getreten  ist  und  die  Folge  gehabt 
hat,  dass  auf  die  canadischen  Produkte, 
namentlich  Getreide,  die  deutschen  General- 
tarifsätze angewendet  wurden. 

Italien  belegte,  als  Frankreich  nach  Ab- 
lauf des  Handelsvertrags  ihm  gegenüber 
seinen  Generaltarif  zur  Anwendung  brachte, 
vom  1.  Januar  1888  ab  die  französischen 
Waren  mit  Differentialzuschlägen  von  50®/o 
des  tarifmässigen  Zolles,  gab  jedoch  am 
Ende  des  Jahres  1889  diese  Kampfmassregel 
wieder  auf,  obwohl  Fiunkreieh  seine  Haltung 
nicht  änderte     Im  Jahre  1896  wurden  auf 


Gnmd  einer  Verständigung  die  von  beiden 
Parteien  erhobenen  differentiellen  Schiff- 
fahrtsabgaben aufgehoben,  aber  erst  1898 
kam  eine  Vereinbarung  zu  stände,  nach 
welcher  das  französische  G.  v.  2.  Februar 
1899  den  italienischen  Produkten  mit  Aus- 
nahme der  Seide  und  der  Seidenzeuge  die 
Zollsätze  des  Minimaltarifs  bewilligte.  — 
Ein  1891  ausgebrochener  Zollkrieg  zwischen 
Frankreich  und  der  Schweiz  wurde  1895 
diux^h  beiderseitige  Bewilligung  der  nied- 
rigsten Taiifsätze  beendigt 

In  den  Vereinigten  Staaten  ^-ird  auch 
in  den  neueren  Tarifgesetzen  der  schon 
finlher  bestehende  Zuschlag  von  10  ^/o  des 
normalen  Zolles  bei  der  Einfuhr  auf  fremden 
Schiffen  beibehalten,  soweit  diese  Schiffe 
nicht  durch  Handels verti-äge  oder  besondere 
Gesetze  denen  der  Vereinigten  Staaten  gleich- 
gestellt sind. 

Nach  dem  sogenannten  Dingley-Tarif  v. 
24.  Juni  1897  kann  der  Präsident  auf  einige 
sonst  freie  Konsiuntionswaren ,  namentlich 
auch  auf  Kaffee,  Zölle  bis  zu  einer  gew^issen 
Höhe  legen,  wenn  die  betreffenden  Produk- 
tionsstaaten  die  Erzeugnisse  der  Vereinigten 
Staaten  mit  unbilligen  und  »unvernünftigen« 
Zöllen  belasten  soUten.  Die  Zölle  auf  Brannt- 
wein, Wein  und  einige  andere  Artikel  kann 
er  für  die  Staaten  ermässigen,  die  Aequi- 
V  al  e  n  t  e  gewälu^n ;  auch  im  übrigen  können 
durch  Gegenseitigkeitsverträge  auf  5  Jahre 
Zollermässigungen  bis  zur  Höhe  von  20  ^o 
des  Wertes  zugestanden  werden.  Solche 
Ermässigungen  hat  nun  Frankreich  in  der 
That  für  einige  Artikel  erlangt,  wofür  anderer- 
seits durch  das  französische  Dekret  v.  28. 
Mai  1898  mehreren  amerikanischen  Pro- 
dukten die  Minimaltarifsätze  gewährt  wiu-den. 
Die  Vereinigten  Staaten  weigern  sich  aber, 
anderen  Ländern  auf  Grund  der  Meist- 
begfinstigungsklausel,  die  auch  für  Deutsch- 
land nach  dem  preussisch-amerikanisclien 
Vei-trag  von  1828  Geltung  hat,  dieselben 
Zugeständnisse  zu  machen,  indem  sie  diese 
Klausel  dahin  interpretieren,  dass  sie  nur 
für  Konzessionen  gelte,  die  einem  dritten 
Lande  ohne  Gegenleistung  gemacht  seien, 
während  diejenigen,  für  die  Kompensationen 
gewählt  wurden,  durch  besondere  Zuge- 
ständnisse erkauft  werden  mussten.  Eme 
ähnliche  Streitfrage  ist  durch  die  schon  in 
dem  früheren  (Wilson-)Tai-if  festgesetzten 
Zuschläge  auf  Zucker  aus  Ausfuhrprämien 
gewährenden  Ländern  entstanden,  die  auch 
gegenwärtig  noch  erhoben  werden,  obwohl 
die  Reichsregienmg  erklärt  hat,  dass  sie 
darin  eine  Verletzung  des  Princips  der 
Meistbegünstigung  erbhcke.  In  dem  deutsch- 
französischen  Handelsvertrag  von  1862  war 
ausdrücklich  festgesetzt ,  dass  keine  eigent- 
lichen Ausfuhi*prämien,  sondern  nur  Ersatz 
der  eine  Ausfuhrware  wirklich  belastenden 
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inneren  Steuer  gewährt  werden  dürfe.  In 
den  neoeren  Verträgen  ist  jedoch  von  einer 
solchen  Beschränkung  der  Ausfiihrvergütnng 
nicht  mehr  die  Rede.  Im  Jahre  1876  aber 
legte  die  Reichsregiemng  dem  Reichstage 
einen  Gesetzentwurf  vor^  nach  welchem  der 
Bundesrat  befugt  sem  sollte,  Eisen, 
Stahl,  Eisenwaren,  Maschinen  und  Zucker, 
sofern  die  Ausfuhr  dieser  Waren  in  einem 
anderen  Lande  thatsächlich  durch  Prämien 
liegünstigt  würde,  mit  einer  dieser  Prämie 
gleichkommenden  Ausgleichungsabgabe  zu 
belegen.  Der  Entwurf  wurde  abgelehnt, 
immerhin  aber  lässt  er  erkennen,  dass  unter 
rmständen  die  Berechtigung  solcher  Aus- 
gleichungsabgaben  auch  von  deutscher  Seite 
anerkannt  werden  kann.  Vor  kurzem  hat 
auch  die  britisch-indische  Regienmg  einen 
Znscthlag  auf  Zucker,  der  eine  Ausfulir- 
jirämie  erhält,  eingeführt,  gegen  den  zu- 
nächst von  Seiten  Oesterreichs  Einspruch 
erhoben  worden  ist. 

4.  Bedeutung  und  Wirkung  der  B. 
Betrachten  wir  die  Bedeutung  der  Differential- 
zölle im  allgemeinen,  so  ergiebt  sich,  dass 
dieselben  teils  eine  Ergänzung  des  Schutz- 
zollsystems bilden,  indem  sie  der  inländischen 
Schiffahrt  oder  den  Kolonieen  des  betreffen- 
den Landes  eine  besondere  Förderung  zu 
verschaffen  suchen;  teils  stellen  sie  als  Er- 
mässigimgen  der  gewöhnlichen  Zollsätze 
Aeijuivalente  dar  für  handelspolitische  Zu- 
jsreständnisse  von  selten  anderer  Staaten; 
teils  endlich  sollen  sie  in  Gestalt  von  Zoll- 
znschlägen  als  Kampfmittel  oder  Vergeltungs- 
raassregeln  gegen  andere  Staaten  dienen. 
Was  die  Differentialabgaben  zum  Schutze 
der  Schiffahrt  betrifft,  so  ist  sowohl  der 
Flaggenzuschlag  wie  der  Entrepötzuschlag 
mir  ein  schwacher  Rest  der  Massregeln  der 
älteren  prohibitiven  Schiffahrtspolitik,  und 
•lie  Thatsache.  dass  diese  Zuschläge  trotz 
«les  Wiederauflebens  der  Schutzzollpolitik 
mir  noch  in  einzelnen  Ländern  und  in 
massigem  Betn^e  vorkommen,  lässt  schon 
erkennen,  dass  sie  bei  den  heutigen  Yerkehrs- 
verhältnissen  durchaus  unzweckmässig  sind, 
weil  sie  dem  Handel  und  somit  auch  den 
Seehafenplätzen  durch  Erschwerung  des 
Transportes  und  des  Warenbezugs  mehr 
Schaden  als  der  einheimischen  Rhederei 
Vorteil  bringen.  In  Deutschland  schlug  1880 
Mosle  (vermutlich  nicht  ausschliesslich  aus 
Hgener  Initiative)  eine  »Surtaxe  d'entrepöt« 
unter  dem  Namen  »ünterscheidungszoll« 
vor.  aber  er  fand  auch  bei  denjenigen,  deren 
Interesse  er  angeblich  im  Auge  hatte,  nicht 
mir  keine  Unterstützung,  sondern  energischen 
Widerspruch.  Die  kleineren  Schiffe,  die 
jetzt  den  Verkelir  mit  den  europäischen 
Niederlagen  vermitteln,  würden  den  besten 
Tpü  ihres  Arbeitsfeldes  verloren,  die  grosse 
Rhederei  aber  nichts  gewonnen  haben,  weil 


Mosle  selbst  einen  Flaggenzuschlag  zur  Be- 
schränkung des  Mitbewerbs  der  fremden 
Schiffe  nicht  zu  empfehlen  wagte.  Haupt- 
sächlich sollte  die  Massregel  den  deutscheu 
Grrosshandel  veranlassen,  melir  direkte  Be- 
ziehungen mit  den  überseeischen  Ländern 
anzuknüpfen.  Als  wenn  die  Hamburger  oder 
Bremer  Kaufleute  aus  blossem  Schlendrian 
ihre  Kolonialwaren  lieber  in  London  oder 
Rotterdam  statt  in  den  Produktionsländern 
kauften  und  nicht  immer  einfach  den  Mai-kt 
aufsuchten,  auf  dem  sie  momentan  die 
günstigsten  Bedingungen  vorfinden.  Um 
aber  die  jeweiligen  Konjunktiu^n  stets  aus- 
nutzen zu  können,  ist  die  Freiheit  des  inter- 
nationalen Zwischenhandels  nötig.  Es  kann 
sehr  leicht  vorkommen,  dass  z.  B.  dieselbe 
Kaffeesorte  in  Havre  billiger  ist  als  in 
Brasilien,  so  dass  dann  trotz  des  dem 
Zwischenhändler  zu  gewährenden  Gewinns 
doch  die  indirekte  Einfuhr  auch  volkswirt- 
schaftlich vorteilhafter  ist  als  die   direkte. 

Was  den  Einfluss  der  Differentialzölle 
auf  die  inländischen  Warenpreise  betrifft, 
so  kommt  es  darauf  an,  wie  weit  das  be- 
treffende Land  auf  die  mit  dem  höheren 
Zolle  belastete  Einfuhr  zur  Deckung  seines 
notwendigen  Bedarfs  angewiesen  ist.  Macht 
die  letztere  den  grösseren  Teil  der  Gesamt- 
einhihr  aus,  so  nähert  sich  die  Preisbildung 
derjenigen,  die  eintreten  würde,  wenn  aus- 
schliesslich der  höhere  Zollsatz  erhoben 
wüi'de,  und  es  kann  dann  auch  vorkommen, 
dass  der  inländische  Preis  der  Ware  um  den 
vollen  Betrag  dieses  Zolles  erhöht  wird.  So 
wird  der  russische  Weizen  zu  mehr  als 
neun  Zehnteln  auf  fremden  (namentlich 
griechischen)  Schiffen  nach  Frankreich  ein- 
geführt, und  so  lange  der  französische 
Flaggenzuschlag  bestand,  war  daher  der 
höhere  Zollsatz  für  die  Verteuerung  des 
Weizens  massgebend.  Umgekehrt  aber  \vürde 
eine  differentielle  Herabsetzung  des  Zolles 
auf  östen-eichischen  Roggen  bei  der  Einfuhr 
nach  Deutschland  keinen  erheblichen  Ein- 
fluss auf  den  deutschen  Marktpreis  desselben 
ausüben,  da  Oesterreich  im  Vergleich  mit 
Russland  immer  nm'  einen  geringen  Anteil 
an  der  Versorgung  Deutsehlands  mit  diesem 
Getreide  wird  nehmen  können. 

Was  die  Begünstigimg  der  Kolonieen 
durch  Zollermässigung  für  ihre  Erzeugnisse 
betrifft,  so  kann  diese  nur  empfohlen  wer- 
den, vorausgesetzt,  dass  man  mcht  anderer- 
seits, wie  es  frülier  durchweg  der  Fall  war, 
den  Verkehr  der  Kolonieen  mit  anderen 
Ländern  durch  Verbote  oder  ZöUe  erschwert. 
Denn  die  Entwickelung  einer  Kolonie  wird 
durch  solche  Hemmungen  ihrer  wirtscliaft- 
lichen  Bewegungen  in  der  Regel  mehr  ge- 
schädigt als  durch  die  Zollbegünstigung  im 
Mutterlande  befördert. 

Im    allgemeinen    tritt    in   der   neuesten 
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Zeit  bei  den  meisten  Staaten  wieder  eine 
gewisse  Hinneigung  zu  Differentialzöllen 
hen'or,  insofern  man  sich  nämlich  nicht 
mehr  vertragsmässig  durch  die  allgemeine 
Klausel  der  Meistbegünstigung  binden  mckjhte, 
sondern  eher  geneigt  ist,  mit  einzelnen 
Staaten  in  engere  handelspolitische  Be- 
ziehungen zu  treten,  die  dann  zu  Difforentiad- 
zöllen  den  anderen  gegenüber  führen  würden. 
Andererseits  aber  sind  die  praktischen 
Schwierigkeiten  nicht  zu  übersehen,  auf 
welche  die  Durchführung  einer  solchen 
Politik  stossen  wüixle,  da  die  benachteiligten 
Staaten  in  der  Re^el  Gogenmassregeln  treffen 
würden  und  somit  ernstliche  Zollkämpfe  zu 
erwarten  wären,  bei  denen  wahrscheinlich 
alle  Beteiligten   Schaden   erleiden  würden. 

Litteratur;  Ausser  den  am  ASchhisse  des  Artikels 
nBaumwollindustrien  oben  Bd.  II  S,  515  ange- 
führten zollgeschichtliehen  Werken  vgl.  Schanz^ 
Englische  Handelspolitik  gegen  Ende  des  Mittel- 
alters, Leipzig  1681.  —  Mosle,  Der  Unterschei- 
dungszoll, Berlin  18S0.  —  Barthy  Die  Besteue- 
rung der  indirekteji  Einfuhr;  nebst  einem  An- 
hang über  die  Schiffahrtsbegünstigungen  in  Frank- 
reich, Berlin  1880.  —  Landgraf,  (wegen  den 
Vnterscheidtingszoll,  Würzburg  1880.  —  LeJciSf 
Die  neueste  Litteratur  über  den  Vnterscheidungs- 
zoll.  Jahrb.  für  Nat.  u.  Stat.,  y.  F.  JI,  N.  J8l>  bis  -203. 

Lejcltf. 

Differenzgeschäfte. 

s.  Börsenwesen,  oben  Bd.  U,  besondei^s 
S.  10:^6  ff. 
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politik.  9.  Versuche  einer  automatisclien  Re- 
gelung der  Diskontopolitik. 

I.  Definition    des    Begriffs  „Diskonto". 

Der  Ausdnick  Diskonto  oder  Diskont 
(französisch:  escompte,  englisch:  discount, 
italienisch :  sconto)  bedeutet  im  allgemeinen : 
Abzug  vom  Nominalbeträge  einer  Geldsumme, 
und  zwar  regelmässig  einen  in  Pi-ozenten 
des  Nennwerts  berechneten  Abzug. 

Während  Diskonto  im  Englischen,  ent- 
sprechend dieser  allgemeinen  Bedeutung, 
auch  im  Sinne  von  Disagio  gebraucht  w^ii-d, 
beschränkt  sich  der  Gebrauch  des  Wortes 
im  Deutschen  regelmässig  auf  zwei  Fälle: 


a)  Diskonto  bedeutet  den  Abzug,  den 
derjenige  einbeliält,  welcher  eine  erst  nach 
einer  trist  fällige  Zahlung  bereits  vor  Ab- 
lauf dieser  Frist  leistet.  Diskont  in  diesem 
Sinne  ist  gleichbedeutend  mit  Rabatt.  Es 
liegt  hier  ein  Gebrauch  vor,  der  hauptsäch- 
licii  dem  Wai*enhandel  angehört.  Ob  über- 
haupt und  in  welcher  Höhe  bei  Barzaldimg 
ein  derartiger  Abzug  gestattet  wird,  liängt 
von  Soudervereinbarungen  oder  vom  Her- 
j  kommen  ab. 

I  b)  Diskonto  bedeutet  ferner  den  Abzug 
j  vom  Nominalbetrage  einer  innerhalb  ehier 
'  gewissen  Frist  fälligen  Forderung,  den  der- 
jenige einbehält,  welrher  die  Fordenmg  vor 
Verfall  ankauft  otler  in  Zahlung  nimmt  Es 
ist  hierbei  möglich,  dass  als  Gegenleistung 
dem  Veräusserer  der  noch  nicht  fälligen 
Forderung  umgehend  entweder  ein  Barbo- 
trag  ausgezahlt  oder  Gutschrift  oder  endlich 
Befreiung  von  einer  Schidd  erteilt  winl. 
Der  Diskonto  in  diesem  Sinne,  der  uns  im 
folgenden  allein  beschäftigt,  ist  eine  Er- 
scheiniuig  des  kaufmännischen,  besoudei-s 
des  Bankverkelu«.  Es  handelt  sich  regel- 
mässig um  formell  unverzinsliche  Zahlungs- 
versprechen,  in  erster  Linie  um  Wechsel. 
In  Prozenten  von  der  schliesslich  zu  zahlen- 
den, noch  nicht  fälligen  Schuldsumme  wird 
der  Diskont  ausgedi-üc^kt ,  und  zwai*  ik^' 
annum,  d.  h.  mit  dem  Satze,  der  zu  erheU^u 
wäre,  wenn  die  Schuldsumme  erst  in  einem 
Jahre  fällig  wän\  Ein  Diskont  von  5^.0 
p.  a.  von  einer  in  90  Tagen  fälligen  Wechsel- 
sunime  von  1000  Mark  bedeutet  also  nicht, 
dass  50  Mark,  sondern  der  auf  90  Tage  ent- 
fallende Teil  von  50  Mark  Jahresdiskoiit, 
I  also  12,50  Mark  abgezogen  wenlen.  Es  ist 
in  Deutscldand  üblich,  hierbei  diis  Jahr  zu 
360  Tagen,  den  Monat  zu  30  Tagen  zu 
rechnen. 

Es  ist  \^dederholt  betont  w^orden,  dass 
5®/o  Diskonto  etwas  mehr  als  eine  fünfpi"o- 
zentige  vom  Hundert  bei^echnete  Verzinsung 
aufs  Jahr  ergeben.  Wenn  B  zu  5®/o  p.  a. 
einen  in  90  Tagen  fälligen  Wechsel,  auf 
1000  Mark  lautend,  dem  A  diskontiert,  so 
ist  zunächst  möglich,  dass  er  ihm  sofort 
997,50  3Iark  gutschieil)t.  B  wendet  dann 
997,50  Mark  auf,  um  nach  90  Tagen  997,5*) 
Mark  ausgelegtes  Kapital  und  12,50  Mark 
Zinsen,  also  aufs  Jalu*  gerechnet  etwas  melir 
als  5®;o  p.  a.  zu  vereinnahmen.  Schreibt 
hingegen  B  dem  A  —  unter  gleichzeitiger 
Belastung  mit  12,50  Mai-k  Diskont,  —  lOOO 
Mark  gut,  so  kann  man  den  Vorgang  fol- 
gendermassen  konstruiei'en :  B  legt  lOOO 
Mark  Kapital  aus,  behält  aber  die  Zinsen 
sofort  ein,  statt  sie  ei-st  in  90  Tagen  zu  ver- 
einnahmen; B  veixiient  also,  wenn  er  die 
12,50  Mark  sofort  w^ieder  zuisbai'  anlegt, 
dm'ch  Zinj^eszins  etwas  mehr  als  5^/o  p.  a. 
von  1000  Mark  Kapital.    Vgl.  den  Vereuch 
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.-^iner  Berechnung  des  Verhältnisses  zwischen 
Zins  mid  Diskont  vom  letztgenannten  Stand- 
punkt aus  in  R.  II.  Inglis  Palgrave/s  Dictio- 
iiary  of  pol.  economy,  Bd.  I,  S.  590. 

IL  Diskontiemngsverkehr. 

1.  Diskontiemng  und  DevisenhandeL 

Unter  den  befristeten  Fordeningen,  welche 
von  Banken  und  Bankiers  mit  Abzug  von 
Diskonto  gekauft  (diskontiert)  werden,  spielen 
•lioAVec]isel,und  zwar  die  gezogenen  Wechsel 
•vl»?r  Tratten,  nächst  diesen  die  kaufmän- 
nischen Anweisungen  die  Hauptrolle.  Doch 
eiinien  sich  auch  Schatzanweisungen,  noch 
nicht  fällige  Zinsscheine  u.dgl.  ziu- Diskon- 
tiening.  Bei  der  Bank  von  Frankreich,  — 
nicht  hingegen  bei  der  deutschen  Reichs- 
hank  —  sind  auch  Warrants  in  gewissen 
fallen  zur  Diskontierung  zugelassen.  Unter 
*  Diskonten«  schlechthin  versteht  man  meist 
iliskontieile  Wechsel.  Dabei  sind  aber  enter- 
be heidungen  üblich.  So  z.  B.  untei-scheidet 
ü^'  deutsche  Reichsbank  zwischen  Platz- 
wechseln, d.  h.  solchen,  die  am  Sitze  der 
ankaufenden  oder  einer  ihr  untergeordneten 
K^nchshanknieilerlassung  zahlbar  sind,  und 
Versandwechseln,  die  auswärts  zahlbar  und 
deshalb  ziu-  Einkassierung  fortzusenden  sind. 
Statt  -Platzwechselc  ist  auch  der  Ausdruck 
eigentliche  Diskontowechsel«,  statt  ;>Yer- 
.WdtwechseU  der  Ausdruck  ^Rimesse«  ge- 
bräuclilich.  Wichtiger  als  diese  Unterschei- 
dime:,  die  bei  den  heutigen  Verkehrsverhält- 
niivsen  keine  erhebliche  praktische  Bedeutung 
iiatist  diejenige  zwischen  »Devisen«,  d.  h.  aus- 
ländischen Wechseln,  und  andererseits  den 
im  Inlande  in  inländischer  Wäluamg  zalü- 
l-areo  Wechseln.  Nur  die  letzteren,  bei 
ilen»a  Ankauf  es  lediglich  auf  eine  Zins- 
nutzuQg  abgesehen  ist,  kommen  für  das 
t^i£r»'ntliche  Diskontierungsgescliäft  in  Be- 
tracht, während  die  Devisen,  bei  welchen 
ausser  der  Zinsnutzung  stets  die  Kurs- 
schwankungen der  fremden  Währungen 
ma<s^bena  sind,  mehr  als  ein  Handelsartikel 
angpr^hen  werden  und  in  den  grösseren 
Bankhäusern  besonderen  Departements  zu- 
h'^^wit^sen  sind.  Der  Unterschied  zwischen 
Densen  nnd  inländischen  Wechseln  ist  auch 
ins<jfeni  nichtig,  als  es  nach  kaufmännischer 
Tebung  nicht  als  ungehörig  angesehen  wird, 
vf-na  üolche  Geldinstitute,  die  regelmässig 
AV^hsel  ans  ihrem  Portefeuille  nicht  weiter- 
l'^^ben,  z.  B.  die  Centralnotenbanken,  durch 
Verkauf  von  Devisen  ihre  Barmittel  ver- 
J^tärken. 

2.  Klassifikation  der  Biskontopapiere. 
Bei  eiaeni  Bankhause,  welches  den  Ankauf 
V'»n  Diskontopapieren  berufsmässig  betreibt, 
sammeln  sich  Wechsel  von  den  verschie- 
densten Verfadlfristen.  In  kleineren  Häusern 
i*t  es  vielfach  Sitte  —  um  die  diskontierten 
Fonlerungen  hinsichtlich   der  YerfaUfiisten 


stets  kontrollieren  zu  können  —  dieselben 
in  einem  PortefeuiDe  nach  den  Fälligkeits- 
terminen zu  oixlnen.  Nach  dieser  Art  der 
Aufbewahrung  nennt  man  den  Bestand  eines 
Bankhauses  an  Diskontopapieren  dessen  Porte- 
feuüle.  Die  Wechsel,  welche  sich  in  den 
Portefeuilles  der  Bankfirmen  ansammeln, 
lassen  sich  in  versclüedene  Klassen  einteilen, 
für  welche  vei-schiedene  Diskontienmgsbe- 
dingungen  üblich  sind. 

In  Deutscldand,  England,  Frankreich, 
Oesterreich.  überhaupt  in  Ländern  mit  einer 
einflussreichen  Centralnotenbank,  bilden  zu- 
nächst die  bankfähigen  Wechsel  die 
Normalkategorie.  In  Deutschland  sind  als 
bankfähig  diejenigen  Wechsel  zu  betrachten, 
welche  ei-stens  hinsichtlich  ihres  Ui-si)rungs 
und  der  Zaliluugsfäliigkeit  der  Verbundenen 
keinen  Anstoss  erregen  und  zweitens  sämt- 
lichen formellen  Erfordernissen  genügen, 
welche  die  Reichsbank  an  Wechsel  zu 
stellen  nach  dem  Bankgesetze  verpflichtet  ist. 

unter  diesen  bankfähigen  nehmen  nun 
insbesondere  in  dem  Diskontierungsverkelire 
der  Börsen  diejenigen  Wechsel  eine  bevor- 
zugte Stellung  ein,  welche  das  Accept  eines 
weithin  geachteten  Bankhauses  tragen.  Es 
ist  üblich,  diese  gesuchteste  Gattung  Wechsel 
zum  »Privatdiskontosatze«,  d.  h.  mit  dem 
relativ  geringsten  Abzüge  vom  Nennwerte, 
am  ^larkte  zu  handeln. 

Wird  schon  im  Inlandsverkelire  gewissen 
für  besondei-s  sicher  erachteten  und  aUge- 
mein  bekannten  Bankaccepten  ein  günstigerer 
Diskontosatz  zugebilligt,  so  zeigt  es  sich 
insbesondere  im  internationalen  Verkehre 
von  Weltteil  zu  Weltteil  als  eine  Annehm- 
lichkeit von  erheblicher  Bedeutung,  wenn 
ein  Kaufmann  mit  dem  Accepte  eines  be- 
kannten Londoner  Bankhauses  zu  zahlen 
vermag  statt  direkt  auf  sich  trassieren  zu 
lassen. 

Während  nun  einerseits  die  von  bekannten 
Bankfirmen  europäischer  Hauptplätze  accep- 
tierten  oder  ginerten  Wechsel  günstigere 
Diskontbedingungen  zu  erzielen  pflegen  als 
die  durchschnittlichen  bankfähigen  Wechsel, 
giebt  es  andererseits  Kategorieen  von  Wech- 
seln, welche  durch  Berechnung  einer  Pre- 
vision  oder  eines  relativ  hohen  Diskonts 
oder  sonstwie  ungünstiger  als  der  Dm*ch- 
schnitt  beliandelt  werden.  Zu  diesen  nicht 
bankfähigen  Wecliseln  gehören  nicht  allein 
diejenigen  Wechsel,  aus  deren  Entstehungs- 
form imd  Untersciuiften  zu  schliessen  ist, 
dass  hier  ein  prolongierter  Wechselkredit 
nur  ein  heimliches  Mittel  einer  langfris- 
tigen Geldbescliaffung  ist,  sondern  auch  oft 
kaufmännische  Diskontopapiere  von  ganz 
legitimem  Ursprünge,  die  nur  den  einen 
oder  anderen  kleinen  Mangel  haben,  insbe- 
sondere nicht  allen  formellen  Anfordenmgen 
I  der  Centralbank  genügen. 
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So  z.  B.  werden  in  der  Diskontierung 
diejenigen  Wechsel,  welche  grössere  Kosten 
der  Einkassierung  verursachen  —  Wechsel 
auf  Nebenplätze  —  ungünstiger  behandelt. 
Je  mehr  das  Filialennetz  der  Reichsbank 
und  der  wichtigsten  Landesbanken  (Pari- 
plätze der  sächsischen  Bank  etc.)  sich  aus- 
dehnt, um  so  mehr  werden  auch  die  kleineren 
Plätze  Deutschlands  von  dieser  Benachteili- 
gung frei. 

Wiederum  zeigt  sich  übrigens  hier  eine 
Analogie  im  internationalen  Geschäfte.  Gleich- 
wie nämlich  die  Wechsel  auf  Reichsbank- 
plätze in  Deutschland  bereits  günstiger  be- 
handelt werden,  so  pflegt  man  im  Devisen- 
verkehre die  Wechsel  auf  Hauptstädte  vor 
den  auf  Provinzplätze  lautenden  zu  bevor- 
zugen. Das  bereits  erwähnte  Acceptgeschäft  ^) 
der  grossen  bekannten  Londoner,  Pariser, 
Berliner  Bankfirmen  ge^^^nnt  hierdurch  vor 
dem  Pro\inzbankgeschäft   einen  Vorspmng. 

Neben  der  Untei-scheidung  der  erstklas- 
sigen Bankaccepte,  der  bankfähigen  und  der 
nicht  bankfähigen  Wechsel  und  im  Zusam- 
menhange mit  denselben  spielt  noch  die 
Verschiedenheit  der  Verfallfristen  eine  er- 
hebliche Rolle  bei  der  Abstufung  der  Dis- 
kontsätze. Die  Centralnotenbanken  lehnen 
regelmässig  —  mit  gutem  Grunde  —  auch 
absohlt  sicheres  Diskontpapier  von  längerer 
als  dreimonatlicher  Laufzeit  ab.  Diejenigen 
Geldgeber  nun,  auf  welche  man  beim  Veräus- 
sern langfristijjer  Wechsel  —  die  insbesondere 
im  transatlantischen  Handel  vielfach  vorkom- 
men —  angewiesen  ist,  machen  regelmässig 
geltend,  dass  der  Ankauf  solcher  Papiere 
oin  Hindernis  sei,  die  disponiblen  Kassen- 
bestände einer  künftigen  gewinnbringenderen 
Verwendung  zuzuführen,  und  motivieren 
hiermit  ihre  höhere  Diskontforderung. 

Die  Wirkung  der  bisher  geschilderten 
verschiedenen  Klassifikation  der  Diskonto- 
papiere zeigt  sich  in  folgender,  dem  Lon- 
doner >Economist«  entnommenen  Tabelle 
der  am  4.  Oktober  1898  in  London  bewil- 
ligten Diskontsätze: 

OffiziellerBanksatz 3^/0 

Privatdiskont  für  Bankwechsel 

bis  zu  3  Monat 2W 

bis  zu  4  Monat 2'' ^—2^^!^^ 

bis  zu  6  Monat 2*/4% 

Privatdiskont  für  Warenwechsel 

bis  zu  3  Monat 3<>/o 

bis  zu  4  Monat 3— 3V4% 

bis  zu  6  Monat 3— 3V4% 

Ausnahmsweise  kommt  es  übrigens  vor, 

^)  Die  an  der  Börse  gern  zum  Privatdis- 
kontosatze genommenen  Bankaccepte  sind  durch- 
aus nicht  identisch  mit  sogenannten  „Finanz- 
wechseln", d.  h.  mit  Wechseln,  die  Bankiers  auf 
einander  ziehen.  Solchen  Finanzwechseln  gegen- 
über sind  die  Diskonteure  unter  Umständen 
recht  zurückhaltend. 


z.  B.  wenn  eine  Diskontoermässigung  in 
Aussicht  steht,  dass  gerade  die  länger  als 
drei  Monate  laufenden  Wechsel  besonders 
gesucht  sind  und  zu  ebenso  plnstigen  oder 
günstigeren  Bedingungen  wie  kurzfristige 
Wechsel  diskontiert  werden.  Die  lang- 
fristigen Wechsel  werden  in  solchen  Augen- 
blicken als  besonders  lohnende  Kapitalanlage 
betrachtet.  So  ivnirde  in  London  Ende 
Dezember  1898  zweimonatliches  Bankpapier 
mit  3^/8^/0,  sechsmonatliches  dagegen  mit 
2''h®/o  diskontiert. 

3.  Der  Biskontomarkt  Unter  den 
Personen,  die  sich  berufsmässig  dem  An- 
kaufe von  Diskontopapieren  ^ädmen,  den 
»Diskonteuren«,  kann  man  versclüedene 
Typen  imterscheiden.  Wie  bei  anderen  Ge- 
schäftszweigen, so  gewahren  wir  auch  hier 
Kleinhändler  und  Grosshändler,  Zwischen- 
händler und  Agenten.  Wesentlich  ist  al>er 
vor  allem  die  Unterscheidung  zwischen  den 
Bankiers  und  den  diskontierenden  Privat- 
banken einerseits,  den  Wechselmaklem  an- 
derereeits  und  endlich  den  nationalen  Zettel- 
banken. 

Die  Wechselmakler,  wenn  sie  wirklieh 
—  ihrem  Namen  entsprechend  —  keine 
Geschäfte  auf  eigene  Rechnung  abscliliessen, 
bieten  am  wenigsten  Eigenartiges.  Ihre 
Funktion  besteht  darin,  denjenigen  Banken 
und  Bankiers,  welche  augenblicklich  mehr 
Diskontopapiere  zur  vorübergehenden  Geld- 
anlage bedürfen,  als  ihnen  im  regelmässigen 
Verkehre  mit  ihren  Kunden  zugehen,  ge- 
eignetes »Diskontmaterial«  zu  schaffen.  (Die 
»Bill  brokers«  in  London  waren  Anfang 
dieses  Jahrhunderts  ebenfalls  im  gescliilderteu 
Sinne  Wechselmakler,  d.  h.  Vermittler  ohne 
eigenes  Risico.  Heute  diskontieren  sie  für 
eigene  Rechnung,  und  zwar  im  wesentlichen 
mit  Geldern,  die  sie  auf  kürzeste  Fristen 
gegen  sehr  niedrige  Verzinsung  von  Banken 
u.  s.  w.  entliehen  haben.  Trotz  des  iiTe- 
führenden  Namens  sind  diese  Bill  bi-okers 
also  gegenwärtig  Diskontobanken.) 

Wenden  wir  uns  nunmehr  denjenigen 
zu,  die  ausgesprochenermassen  als  Eigen- 
händler Wechsel  diskontieren,  so  verdient 
vor  allem  der  Verkelir  der  Diskontobanken 
und  Bankiers  mit  den  Zettelbanken  ein- 
gehendere Betrachtung,  vor  allem  der  Ver- 
kehr mit  der  Hauptzettelbank  des  Landes, 
sofern  Notenbankcentralisation  herrscht. 

Die  Privatbanken  imd  Bankiers,  ebenso 
die  Sparkassen,  Kreditgenossenschaften  etc. 
lassen  die  Wechsel,  welche  ihnen  von  ihren 
Kunden  im  regelmässigen  Geschäftsverkehre 
zugehen  oder  welche  durch  Makler  am 
offenen  Markte  angeschafft  worden  sind,  nur 
in  den  Zeiten  geringen  Geldbedarfs  in  ilu-em 
Portefeuille  bis  zum  Verfall  ablaufen:  gilt 
es  dagegen,  Kasse  zu  beschaffen,  so  suchen 
i  sie  dieselben  weiter  zu  begeben.   Die  grossen 
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Märkte,  auf  welchen  sich  der  Ausgleich 
zwischen  den  Bankhäusern,  welche  Diskonto- 
anlagen  suchen,  und  denjenigen,  welche 
solche  veräussem,  abzuspielen  pflegt,  sind 
die  Wechselbörsen  der  grossen  Handelsplätze. 
Wie  Gegenstand  des  Börsenverkehres  über- 
haupt £e  gleichartigen  Massenartikel  sind, 
sii  kommen  für  diesen  Diskontomarkt  auch 
nm-  die  Wechsel  in  Betracht,  bei  welchen 
nicht  irgend  ein  formeller  oder  materieller 
Mangel  vorliegt,  und  diese  nur,  soweit  sie 
von  einer  vertrauenswürdigen  Firma  angeboten 
werden.  Als  Stütze  des  in  den  Wechsel- 
b"Ken  sich  koncentrierenden  Yerkehrs,  ge- 
wissermassen  als  letzte  abschliessende  In- 
stanz, treten  die  in  allen  grösseren  euro- 
päischen Staaten  vorhandenen  Centralzettel- 
banken  zu  dei*  bisher  geschilderten  Gliede- 
rung hinzu. 

Welche  Funktionen  erfüllt  speciell  gegen- 
über dem  deutschen  Diskontomarkt  die 
Reichsbank?    Dieselben  sind  dreierlei  Art: 

a)  Soweit  die  Reichbank  die  Wechsel 
ihrer  r^lmässigen  Kunden  nach  den  Grund- 
sätzen ihres  Statuts  und  individueller  Vor- 
sicht zum  Banksatze  diskontiert  und  dabei 
beachtet,  dass  die  Kunden  nicht  das  in  den 
Kredithsten  zugebilligte  Mass  überschreiten, 
nnterscheidet  sie  sich  zunächst  noch  nicht 
von  den  Privatbanken  und  Bankiers.  Indes 
sobald  eine  Bank  ein  so  grosses  Filialennetz 
wie  die  Reichsbank  begründet,  zeigt  sich 
folgende  Eigentümlichkeit.  Die  Central- 
zettelbank  setzt  üblicherweise  für  alle  Zweig- 
anstalten den  Zinsf uss  gleichmässig  fest,  da 
sie  sieh  nicht  mit  jedem  Kunden  auf  ein 
Feilschen  einlassen  will.  Da  nun  aucli 
innerhalb  eines  Landes  der  marktübliche 
Diskontosatz  von  Ort  zu  Ort  nicht  ganz  der 
gleiche  ist,  so  kann  die  Reichsbank  mit 
ihrem  offiziellen  Satze  meist  niu-  in  den 
kapitalärmeren  Teilen  dem  üblichen  Markt- 
satze folgen,  während  in  den  reicheren 
Gegenden,  besonders  in  Berlin,  Frankfiui; 
und  Hamburg,  wo  der  Wettbewerb  der  Dis- 
konteure ein  sehr  lebhafter  ist,  regelmässig 
ihr  Banksatz  etwas  über  dem  Marktdiskont, 
insbesondere  dem  an  der  Börse  für  beste 
Sicherheiten  üblichen  »Pri^Titdiskont« ,  zu 
stehen  pflegt.  Die  Folge  ist,  dass  an  solchen 
Plätzen,  wo  der  offizielle  Diskonto  der  Reichs- 
l^ank  ^s  verhältnismässig  teuer  erscheint, 
viele  Kaufleute  und  Banken  es  vorziehen, 
nicht  ihren  Gesamtbestand  an  Diskonten  der 
Reichsbank  einzureichen,  und  zwar  weil  der 
Banksatz  ihnen  zu  hoch  ist.  Jedoch  wird 
dann  periodisch  in  Zeiten  der  Geldknappheit 
gerade  von  solchen  Firmen,  die  regelmässig 
önen  Teil  ihrer  Wechsel  anderweitig  billiger 
als  bei  der  Reichsbank  diskontieren,  diese 
flait  niassenhaften  Wechseleüireichungen  in 
Anspruch  genommen,  und  es  ist  nicht  das 
schlechteste  Material,  welches  beim  Quartals- 


wechsel, insbesondere  aber  vor  Jahresachluss 
der  Reichsbank  aus  diesen  Kreisen  zuströmt. 
Die  Erfahnmg  lehrt,  dass  eine  Notenbank 
einem  solchen  gesteigerten  Diskontierungs- 
bedürfnis, wenn  dasselbe  als  ein  vorüber- 
fehendes  zu  beurteilen  ist,  ohne  Schaden 
lU'ch  eine  zeitweilige  Ausdehnmig  ihres 
metallisch  ungedeckten  Notenimilaufs  ent- 
gegenkommen darf. 

Die  Möglichkeit,  welche  hierdurch  ge- 
geben ist,  einen  Teü  des  Portefeuüles  — 
wenn  auch  mit  Diskontoabzug  —  in  geld- 
knapper Zeit  bei  der  Centralnotenbank  in 
Barsummen  zu  verwandeln,  giebt  den 
Wechseln  in  den  Augen  des  Bankiers  den 
Charakter  einer  Anlage,  welche  nahezu  so 
bequem  zur  Verfugung  steht  wie  bai-e  Kasse 
und  doch  eine  bescheidene  Nutzung  abwii-ft. 
Die  bankfähigen  Wechsel  verlialten  sich  zu 
den  baren  Kassenbeständen  der  Bankiers  wie 
die  Dispositionsurlauber  zu  den  unter  der 
Fahne  stehenden  ^Mannschaften. 

b)  Kurz  vor  Yeiiall  empfängt  die  Reichs- 
bank  einen  hohen  Prozentsatz  aller,  spwohl 
der  ziun  Banksatze  als  der  ziun  Privat- 
diskonto gehandelten  Wechsel,  um  mittelst 
ihres  Filialennetzes  die  Einkassierung  der- 
selben zu  besorgen. 

Dieser  sogenannte  Incassoverkehr  kann, 
aber  muss  sich  nicht  in  der  Form  der  Dis- 
kontierung vollziehen.  Geschieht  letzteres, 
so  bringt  die  Reichsbank  stets  den  vollen 
Banksatz  in  Abzug,  und  zwar  berechnet  sie, 
um  sich  für  die  Mühewaltimg  zu  entscliädigen, 
nach  dem  1898  geltenden  Regiüativ  an 
Zinsen  mindestens 

4  Tage  auf  Wechsel,  welche  am  Ankaufs- 
orte zahlbar  sind; 

5  Tage  auf  solche  nicht  am  Ankaufsorte 
zahlbare  Wechsel,  welche  in  Stücken  von 
10000  Mark  und  mehr  oder  bei  Posten  von 
mindestens  20000  Mark  in  Stücken  von 
nicht  unter  5000  Mark  eingereicht  werden; 

10  Tage  für  alle  übrigen  Wechsel. 

Für  jeden  einzelnen  Wechsel  im  Betrage 
von  100  Mark  und  weniger  werden  jedoch 
mindestens  30  Pf.,  für  jeden  Wechsel  über 
mehr  als  100  Mark  mindestens  50  Pf. 
erhoben. 

Wie  schon  aus  dieser  Tarifierung  er- 
sichtlich, kommt  hier  die  Reichsbank  als 
Central-Incassoinstitut  nach  Möglichkeit  den 
Bedürfnissen  insbesondere  der  grossen  Dis- 
konteure entgegen,  über  deren  Geschäfts- 
gang sie  dadurch  eine  gewisse  Uebersicht 
erlangt,  auch  soweit  sie  nicht  deren  regel- 
mässig Kreditgeberin  ist.  Der  Diskonto, 
den  sie  von  diesen  nahezu  fälligen  Wechseln 
beansprucht,  ist  viel  weniger  eine  Gegen- 
leistung für  Kreditgewährung  als  eine  ver- 
hüllte Provision. 

c)  Teils  um  noch  innigere  Fülüung  mit 
dem  Diskontomarkte,  der  sie  für  gewöhnlich 
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unterbietet,  zu  bewahren,  teils  auch  um  in 
Zeiten  der  Geldfülle  Diskontomaterial  von 
bester  Qualität  sich  zu  sichern,  ohne  deshalb 
den  offiziellen  Satz  zu  selir  herabsetzen  zu 
müssen,  pflegen  soAvohl  die  Bank  von  Eng- 
land wie  die  deutsche  Reichsbank  und  die 
österreichisch  -  ungarische  Bank  Wechsel 
auch  unter  dem  Banksatze  anzukaufen. 
iSowohl  im  eigenen  Interesse  der  Noten- 
banken als  mit  Rücksicht  auf  die  Privat- 
diskonteure,  thun  die  Centi-alnotenbanken 
gut,  sich  im  Ankauf  unter  dem  Banksatze 
einer  gewissen  Zurückhaltung  zu  befleissi- 
gen.  Im  einzelnen  giebt  es  hier  einige 
Yei-schiedenheiten  der  Politik.  Während 
die  eine  Centralnotenbank  im  regelmässigen 
Diskontoverkelire  mit  ihren  besten  Kunden 
den  Privatsatz  eintreten  lässt,  geht  die  andere 
liierauf  nicht  ein,  sondern  bringt  gegenüber 
Kreditgesuchen,  die  an  sie  herantreten,  stets 
den  Banksatz  in  Anwendung,  während  sie 
sich  zum  Privatsatze  bequemt,  da  wo  sie 
selbst  auf  der  Böree  Material  sucht.  Die 
deutsche  Reichsbank  übte  bisher  schon  in 
zweierlei  Hinsicht  erhebliche  Zurückhaltung, 
indem  sie  erstens  auf  dem  grössten  Wechsel- 
markte Deutschlands,  in  Berlin,  i*egelmässig 
nicht  zum  Privatsatze  einkaufte  und  indem 
sie  zweitens,  sobald  ihre  Mittel  anderweitig 
vollauf  in  Ansj^ruch  genommen  waren  (bei 
En-eichen  der  stenerj)flichtigen  Grenze  des 
Notenumlaufs,  überhaupt  bei  Ueberschreitung 
des  Banksatzes  von  5"/o),  sich  vom  Privat- 
diskonto zurückzuziehen  pflegte.  Nach  Mit- 
teilung des  Reichsbankpräsidenten  vom 
8.  Februar  1899  hat  vom  April  1896  an  bis 
zu  diesem  Termin  die  Reichsbank  nicht 
mehr  zum  Privatsatz  diskontiei-t. 

Durch  die  Bankgesctznovelle  von  1899 
ist  der  deutschen  Reichsbank  sowie  den 
deutschen  Privat zettelbanken  jedes  Diskon- 
tieren unter  dem  offiziellen  Banksatze 
verboten  worden,  solange  der  offizielle  Reichs- 
bankdiskonto 4^/o  oder  mehr  beträgt. 

TTI.    Die   Bestimninn^sgründe   des   Dis- 
kontosatzes  im  Börsenverkehr. 
4.  Die  Gesichtspunkte  der  Parteien. 

Nur  bei  fi*eier  Konkurrenz  im  gesunden  kauf- 
männischen Diskontierungsverkelire ,  nicht 
aber  da,  wo  der  Geldgeber  gegenüber  un- 
erfahrenen Leuten  oder  wii-t  schaftlich 
schwachen  Existenzen  eine  Uebermacht 
geltend  zu  machen  vermag,  kommen  in  der 
Festselzimg  der  Diskontierungsbedingungen 
diejenigen  rein  wirtschaftlichen  Preisbe- 
stimmungsgiünde  zur  ungehinderten  Wirkimg, 
welche  die  nationalökonomische  Theorie  aus 
dem  verständigen  Eigen  nutze  der  einander 
gegenüberstehenden  Parteien  ableitet.  Die 
liistorisch  notwendige  Yoi-aussetzung  für  die 
liierzu  erfoixlerliclie  marktmässige  Ent- 
wickelung    des    Diskontierungsverkehrs    ist 


eine  gewisse  Sättigung  mit  beweglichem 
Kapital,  sti-affer  Rechtsschutz  und  eine  jetp- 
sichei-te  Währung.  Es  kommt  dann  hier 
zwischen  Parteien,  die  alle  Momente  dc^r 
Konjunktur  berücksichtigen,  zu  einem  hart- 
näckigen Feilschen  um  den  der  Marktlage 
entsj  )re(  henden  Diskontosatz . 

Der  Gesichtspunkt  des  Verkäufers  von 
Diskontowechseln  geht  dahin,  statt  einer  be- 
fristeten Forderung  bar  Geld  oder  ein  soff>rt 
verfügbares  Guthaben  zu  erlangen  —  sei 
es  nun,  weil  er  fälligen  Yerbindlichkeiten 
gegenüber  sich  mit  barem  Gelde  decken 
muss  oder  weil  er  zum  Fortbetriebe  seines 
Geschäftes  bare  Kasse  benötigt  und  sich 
von  dem  Umsätze  dieser  Summe  in  seinem 
Betriebe  mehr  Gewinn  verspricht,  als  die 
Diskontonutzung  beträgt.  Letztgenannter 
Gesichtspunkt  der  Geldbeschaffung  tritt  beim 
inländischen  Diskontierung-s  verkehre  weit 
mehr  in  den  Yorderginmd  als  beim  Densen- 
verkauf,  zu  dem  sich  der  exportierende 
Müller,  Fabrikant  Händler  oft  schon  mit 
Rücksicht  auf  den  jeweiligen  Kui^sstand  der 
betreffenden  Devise  oder  um  überhaupt  dem 
Risico  der  Kursschwankungen  zu  entgehen, 
entschliesst. 

Dem  Stand  punkte  des  Wechsel  verkauf ei-s 
gegenüber  kommt  anderei'seits  für  den  Geld- 
geber als  Motiv  zum  Ankauf  von  Wechseln 
in  Betracht,  dass  er  eine  Nutzung  bringende 
Anlage  für  Geld  findet,  die  unter  allen  An- 
lagen dasselbe  am  wenigsten  festlegt 

Yerfolgen  wir  nun,  wie  von  diesen  Ge- 
sichtspunkten geleitet  die  Parteien  handels- 
einig wenlen,  so  gilt  es  zunächst  festzu- 
stellen, bis  zu  welchen  Grenzen  eine  je<le 
der  Parteien  der  anderen  im  Preiskamj)fe 
Konzessionen  machen  kann.  Hier  ist  zu- 
nächst eine  selir  naheliegende  und  unend- 
lich oft  ausgesprochene  Wahrheit  dass  der 
Kreditnehmer  —  sofern  er  sich  nicht  rui- 
nieren will  —  nicht  mehr  an  Diskonto- 
nutzung  zahlen  kann,  als  sein  Kapitalerh-ag 
Gewinn  beträgt.  Für  das  Verständnis  der 
sjjflter  zu  erörternden  Politik  der  Diskonto- 
erhöhungen ist  jedoch  hier  bereits  berichti- 
gend heiToraiiheben,  dass  in  gewissen  Mo- 
menten der  Händler  oder  der  Gewerbtrei- 
bende  es  sehr  wohl  ertragen  muss  und  er- 
tragen kann,  voriibergehend  für  die  Gold- 
beschaffung mehr  zu  zalden,  als  ihm  gerade 
die  Verwendung  der  einzelnen  so  erlialtenen 
Geldsumme  in  seinem  Betiiebe  einbringt 
Denn  es  kommt  ihm  lediglich  darauf  an, 
dass  im  Durchschnitte  längerer  Perioden  die 
Kosten  der  Kreditbeschaffung  geringer  als 
sein  Ertrag  bleiben. 

Wenden  wir  uns  nun  zur  Gegenpai-tei, 
um  festzustellen,  wie  weit  der  Diskonto 
durch  den  Wettbewerb  der  Geldgeber  herab- 
gedrückt weixlen  kann,  ohne  dei-en  Existenz 
zu  vernichten.    Hier  scheint  es  fast,  als  ob 
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eine  untere  Grenze  des  Diskontosatzes  nicht 
ffStzustellen  ist.  Wir  haben  schon  erlebt, 
•lass  der  Privatdiskontosatz  in  London  auf 
»jO'o  p.  a.  gefallen  ist.  (Juli  1895).  Die 
Fähigkeit  der  Geldgeber,  mit  dem  Diskonto- 
satze soweit  herunterzugehen,  wird  sehr 
dadnrfth  gesteigert,  dass  es  ihnen  in  diesen 
lallen  möglich  ist,  den  Zinsentgang  wieder 
auf  andere  überzuwälzen.  Soweit  sie  die 
Mittel  der  Diskontierung  nicht  aus  ihrem 
eigenen  Vermögen,  sondern  wiederum  diu'ch 
Kreditnehmen  aufbringen,  kommt  es  ihnen 
nicht  auf  die  absolute  Höhe  der  erzielten 
Diskontonutzimg,  sondern  nur  darauf  an, 
dass  sie  eine  Differenz  zwischen  dem 
Satze,  zu  welchem  sie  Kredit  nehmen 
und  geben,  gewinnen.  Es  ist  gerade  das 
Zeichen  eines  fein  entwickelten  Diskonto- 
marktes, dass  die  Diskonteure,  soweit  sie 
überhaupt  Zins  für  die  ihnen  kreditierten 
Gelder  zahlen,  diesen  Zins  mit  dem  Schwanken 
des  Diskontosatzes  variieren  lassen.  Schon 
lange  ist  es  in  England  Sitte  geworden,  den 
Depositenzins  mit  dem  Wechsel  des  Bank- 
diskonto zu  ändern,  und  Verträge  über  eine 
wechselnde  Zinsskala  bürgern  sich  auch  bei 
nns  immer  mehr  ein.  Bidd  wird  in  Konto- 
korrentverträgen vereinbart,  dass  Passivsaldi 
des  Contoinhabers  ein  Prozent  über,  Aktiv- 
saldi ein  Prozent  unter  dem  Bankdiskonto 
zu  verzinsen  sind,  bald  werden  die  Schwan- 
kungen etwas  gemildert,  indem  z.  B.  der 
Bankier  zunächst  einen  festen  Satz  für  Ein- 
la^n  vergütet,  jedoch  Herabsetzung  dieses 
Satzes  sich  vorbehält,  sobald  der  Bankdiskonto 
unter  4  Prozent  fallen  sollte. 

Ist  gemäss  diesen  Einrichtungen  die 
Möglichkeit  vorhanden,  dass  die  Diskonteure 
zeitweilig  eine  sehr  weitgehende  Herab- 
drücknng  des  Diskontosatzes  ertragen  können, 
s^»  steht  doch  erfalinmgsmässig  nicht  der 
DiiTchschuittsdiskontosatz  des  Jahres  a.uf  so 
niedrigem  Niveau,  sondern  der  Diskontosatz 
f^ljrt ,  besonders  im  Durchschnitt  längerer 
Perir>den,  dem  für  beste  andere  Sicherheiten 
jeweiüg  landesüblichen  Zinssatze.  Denn 
notwendig  wird  die  Rücksicht  auf  die  ander- 
weite  nutzbare  Verwendungsmöglichkeit  bei 
FejJtsetzung  der  Diskontienmgsbedingimgen 
^tets  einen  Einfluss  auf  die  Erwägungen  des 
Geldgebers  üben. 

Dies  führt  zwingend  denjenigen,  der  sich 
ni^ht  begnügen  will,  aus  der  Natur  des 
Menschen  heraus  den  grösseren  Wert  einer 
gegenwärtigen  als  einer  zukünftig  zahlbaren 
Mdsnmme  zu  motivieren,  zu  der  Grund- 
^e  ziuück:  Wie  konunt  es  überhaupt, 
te  misere  gegenwärtige  Wirtschaftsver- 
feung  dem  Besitzer  einer  Geldsumme  ver- 
schiedene nutzbai-e  Veranlagungsarten  seines 
Geldes  zur  Wahl  stellt?  Die  Frage  nach 
^em  Daseinsgnmde  des  DL««konto  ist  somit 
nicht  selbständig,  sondern  nur  im  Zusammen- 


hange mit  dem  Problem  des  Zinses  über- 
haupt zu  beantworten.    (S.  d.  Art.  Zins.) 

So  stellt  sich  denn  (ler  Diskonto  seiner 
heutigen  Existenzberechtigung  nach  als  nichts 
anderes  wie  eine  Unterart  des  Zinses  dar, 
die  lediglich  in  der  Berechnungsweise  von 
der  sonst  üblichen  etwas  abweicht;  diese 
Berechnungsweise  und  die  Vorauserhebung 
ist  heute,  wo  die  mittelalterliche  Zinsgesetz- 
gebung abgeschafft  ist,  die  einzige  Besonder- 
heit des  Diskonto  als  einer  Unterart  des 
Zinses. 

5.  Der  Einflnss  des  Geldmarktes  auf 
den  Diskontosatz.  Unter  den  anderweitigen 
Vei-anlagimgsmöglichkeiten  disponiblen  Gel- 
des, die,  wie  oben  erwähnt,  neben  der  Dis- 
kontienmg  zur  Wahl  stehen,  kommen  vor 
aUem  die  Anlage  in  Wei-tpapieren ,  die  Be- 
leihung von  Wertpapieren  und  Waren  und 
die  Kre<litgewälinmg  an  die  Effektenspeku- 
lation, insbesondere  die  Reportierung,  in  Be- 
tracht. Wie  sehr  z.  B.  das  Reportgeschäft  ein 
Rivale  des  Diskontomarktes  werden  kann, 
zeigte  sich  lehrreich  an  der  Wiener  Börse,  wo 
vor  Wiedereinführung  des  Terrainhandels  die 
Effektenabschlüsse  von  Tag  zu  Tag,  später 
zweimal  wöchentlich  verlängert  werden 
mussten  und  der  Geldgeber  thatsächlich  oft 
je  nach  der  Höhe  der  zu  erwartenden  Zins- 
nutzung die  Wahl  zwischen  der  Anlage  im 
Diskont-  oder  Reportgeschäfte  traf.  Und 
nicht  allein  in  Wien,  sondern  an  jeder 
grösseren  europäischen  Börse  ist  es  eine 
Mr  den  Zusammenhang  zwischen  Report- 
zins und  Diskonto  charakteristische  Er- 
scheinung, dass  die  Banken,  sobald  bei  einer 
Regulierung  die  Re])ortsätze  auffallend 
steigen,  mittelst  der  Erleichterung  ihres 
Wechselportefeuilles,  d.  h.  durch  Inanspruch- 
nahme des  Diskontomarktes,  (üe  Mittel 
schaffen,  welche  sie  dann  in  der  lohnenderen 
Reportienmg  anlegen.  Dass  entsprechend 
auch  Lombardzins  und  Diskonto  sich  beein- 
flussen, ist  vollends  zur  Genüge  oft  dar- 
gelegt. 

Wenn  auch  wegen  der  Abhängigkeit  von 
der  jeweiligen  Lage  der  Spekulation  der  Re- 
portzinssatz viel  grösseren  Schwankimgen  als 
der  Diskonto  unterworfen  ist,  so  stellt  sich 
doch  auch  der  Diskontosatz  überall  als  eine 
indirekt  auch  vom  Spekulationsmarkte  be- 
einflusste  und  diesen  wieder  beeinflussende 
Grösse  dar.  Die  Folge  ist,  da*^s  wegen  der 
dargelegten  Zusammenhänge  die  Verände- 
rungen des  Diskontosatzes  vor  allem  dvu^eh 
drei  Faktoren  bestimmt  werden:  durch 
die  Menge  des  Angebots  an  Wech- 
seln, welche  nach  der  Belebtheit  der  Pro- 
duktion in  längeren  Perioden  sich  verraelu^t 
und  verringert  —  ferner  durch  den 
Stand  des  Geldmarktes,  je  nachdem 
Handel  und  Spekulation  wenig  oder  viel 
zur   Diskontoanlage   verwendbaren    Kassen- 
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kredit  oder  bares  Geld  ausscheiden;  hier- 
durch werden  die  Schwankungen  von  Tag 
zu  Tag  erzeugt  —  endlich  durch  den 
Preisstand  sonstiger  Nutzungen 
ähnlicher  Art;  hierdurch  wird  bewirkt, 
dass  in  Zeiten  des  sinkenden  oder  steigen- 
den Zinsfusses  auch  der  durchschnittliche 
Diskontosatz  in  gleichem  Sinne  sich  mit- 
ändert. 

Durch  den  Einfluss  des  zweiten  genannten 
Faktors,  des  Standes  des  Geldmarktes,  auf 
die  Diskontobewegung  viird  auch  begreiflich, 
welche  Wichtigkeit  die  Zufuhr  oder  Aus- 
fuhr von  Edelmetall,  als  der  Grundlage  des 
Kassenkredits,  und  deren  Bestimmungsgrund, 
der  Stand  der  auswärtigen  Wechselkurse, 
auf  den  Diskontomarkt  ausüben  muss. 

IV.  Diskontopolitik. 

6.  Allgemeines.  Das  bewusste  Vor- 
gehen nach  bestimmten  Grundsätzen  gegen- 
über Diskontierungsgesuchen  heisst  Diskonto- 
politik. ^)  Die  Handhabung  der  Diskonto- 
ix)litik  liegt  in  Eiux)pa  bei  den  Centralnoten- 
banken.  Dass  die  letzteren  sich  bereit  fanden, 
ihi-e  Diskontoix)litik  nach  bestimmten  volks- 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten  zu  regeln, 
erklärt  sich  historisch.  Die  Sorge  nämlich, 
ihre  Banknoten  allezeit  einli3slich  gegen  Bar- 
geld zu  bewahren,  führt  sie  mit  Notwendig- 
keit zm*  Beachtung  zweier  für  die  gesamte 
nationale  Wii-tschaft  höchst  wichtiger  Ge- 
sichtspunkte !  erstens  ziu*  Erwägung,  ob  und 
wie  weit  und  in  welchen  Stadien  bei  einer 
Geldknappheit  die  Notenbank  zunehmenden 
Diskontansprüchen  mit  Hilfe  ihres  Noten- 
kredits bereitwillig  entgegenkommen  darf; 
zweitens  zum  Nachdenken  dartiber,  wie  sich 
die  Centralbank  —  deren  wahi^es  eigenes 
Interesse,  solange  sie  Barzahlung  leistet, 
hier  mit  dem  nationalen  vollkommen  zu- 
sammenfällt —  gegenüber  der  Edelmetall- 
arbitrage zu  verhalten  hat,  wenn  diese  den 
von  der  Notenbank  verwalirten  Teü  des  na- 
tionalen Barschatzes  zur  Ausfuhr  in  An- 
spruch nimmt. 

Es  ist  zwar  nicht  ausgeschlossen,  dass 
die  Durchfühnmg  dieser  Zielpunkte  statt 
von  den  Centralnotenbanken  von  anderen 
Faktoren  übernommen  wird:  doch  bleibt 
dies  immerliin  Ausnahme,  da  eine  Central- 
notenbank  infolge  ilu^r  einflussreichen 
Stellung  inmitten  des  Diskontomarktes  stets 
die  geeignetste  Instanz  hierfüi*  ist.  Sämt- 
liche Grundsätze,  die  überhaupt  eine  mäch- 
tige Notenbank  gegenüber  Diskontogesuchen 
in  Anwendung  bringt  —  auch  die  Art  des 
regelmässigen  Geschäftsbetriebs  —  üben 
Einfluss  auf  den  Diskontomarkt  aus.  Büer 
sollen  jedoch   bloss    diejenigen   Massregeln 

*)  A.  Wagner  rechnet  zur  Diskontopolitik 
auch  das  Verhalten  bei  der  Lombardierang. 


der  Diskontopolitik  einer  besonderen  Be- 
trachtung unterzogen  werden,  welche  ent- 
weder in  inneren  Krisen  oder  gegenüber 
den  internationalen  Edelmetallströniungen 
in  Anwendung  gebracht  woixlen  sind.  A. 
Wagner  teilt  die  Mittel,  welche  einer  Cen- 
tndnotenbank  in  solch  ausserordentlichen 
Momenten  zur  Verfügung  stehen,  in  folgende 
vier  Kategorieen: 

a)  die  Ausschliessung  von  Wechseln 
spekulativen  ürspnings  von  der  Diskontie- 
rung (gegenüber  den  »Gründerwechseln ^ 
von  der  preussischen  Bank  Herbst  1872  in 
Anwendung  gebracht); 

b)  die  allgemeine  Bescliränkung  der  Kre- 
dite gegenüber  sämtlichen  einlaufenden  Dis- 
kontierungsgesuchen ; 

c)  die  Kürzung  der  Ausleihefristen,  Zu- 
nickweisung aller  Wechsel  mit  längeren 
Verfallfristen  (zeitweilig  von  der  Bank  von 
Frankreich  in  Anwendung  gebi-acht); 

(1)  die  Regulierung  des  Diskontosatzes. 

Das  letztg:enannte  Mittel  ist  das  bei 
weitem  wichtigste  und  am  liäufigsten  an- 
gewendete in  der  Diskontopolitik  und  ver- 
dient deshalb  vorwiegend  Berücksichtigung. 
Ergänzend  wird  jedoch  in  der  Gegenwart 
von  der  Bank  von  England  in  der  Gegen- 
wart noch  ein  fünftes  Büttel  angewendet: 
sie  nimmt  zuweilen  unter  Zinsopfem  Geld 
am  offenen  l^Iarkt  auf,  um  einem  unzeitigen 
Herabgehen  des  Marktdiskonts  vorzubeugen. 

7.  Die  Entwickelang  der  heutigen 
Diskontopolitik.  Die  Erkenntnis  der  Grund- 
sätze, nach  welchen  eine  Notenbank  ihre 
Diskontopolitik,  insbesondere  die  Diskonto- 
regulierung einzurichten  hat,  ist  noch  nicht 
alt.  Sie  ist  gereift  durch  die  Ei-fahrungen, 
welche  die  Bank  von  England  in  den  ersten 
zwei  Dritteln  dieses  Jahrhunderts:  in  der 
Zeit  der  Barzahlungssuspension,  si)äter  wäh- 
rend der  Krisen  1825,  1837,  1839, .  1847, 
1857,  1866  gesammelt  hat. 

Die  Hauplverlegenheit  bereitete  folgender 
Cirkel  von  Thatsachen,  der  typisch  wurde: 
In  Zeiten  ungünstiger  WecliselUurse  tritt 
die  Neigung  ein,  Edelmetall  aus  England 
auszufülu-en.  Dies  auszufülu-ende  Edelmetall 
wird  durch.  Notenpräsentation  oder  Kündi- 
gung von  Dejx)siten  grossenteils  der  Central- 
notenbank  entnommen.  Während  deren  Bai-- 
schatz  schwindet,  stellt  sich  ein  gesteigerter 
Kreditbedarf  ein,  die  Bank  kann  diesen  nur 
mit  Noten  befriedigen.  Letztere  werden 
so  lange  wieder  zur  Entnahme  von  Edel- 
metall verwendet,  als  die  Wechselkurse  un- 
günstig bleiben. 

Wie  ist  der  Gefahr  zu  begegnen,  dass 
beim  Zusammentreffen  ungünstiger  Wechsel- 
kurse und  gesteigerter  Diskontoansprüche 
der  Barschatz  der  Centralnotenbank  erschöpft 
wird? 

Das  nächstliegende,  der  mittelalterlichen 
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3Iunzpolitik  entsprechende  Mittel  vüi-de  sein, 
mit  Münzausfuhrverboten  vorzugehen,  ein 
Verfahren,  dessen  Wirkungslosigkeit  schon 
LrH'ke  nachwies  und  das  bei  den  immer 
erieichterten  Yerkehrsbedingimgen  in  Eng- 
land schon  in  den  ersten  Jahrzehnten  dieses 
Jahrhunderts  nicht  mehr  aufrechtzuerhalten 
war. 

Bereits  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts 
vurle  die  Ansicht  vertreten,  dass  der  Edel- 
metollausfuhr  durch  sogenannte  »Kontrak- 
tioü'  des  Notenumlaufs  zu  begegnen  sei. 
Der  Grmdgedanke  ist,  die  ungünstigen 
Wechselkurse,  welche  die  Vorbedingung  der 
Edelmetallausfuhr  sind,  in  solche  zu  ver- 
wandeln, welche  nicht  die  Edelmetallausfuhr, 
5r»ndem  das  Einströmen  des  Goldes  ermuti- 
^n.  Gelingt  dies,  so  ist  in  der  Folge  die 
Centralnotenbank,  sofern  die  Notenpräsenta- 
tionen nicht  aus  Misstrauen  gesehenen,  von 
den  Anforderungen  an  ihren  Barschatz  befreit 
und  die  gesteigerten  Diskontogesuche  finden 
nicht  bloss  bei  ihr,  sondern  bei  dem  durch  ein- 
strömendes Edelmetall  verstärkten  offenen 
3Iarkte  Befriedigung:  also  eine  Entlastung 
der  Centralnotenbank   in  beiderlei  EQnsicht. 

Der  Instinkt  sagte  den  Bank-  und  Börsen- 
prattikeni  Englands,  welche  sich  Jahrzehnte 
hindiu-ch  mit  diesen  Fragen  beschäftigten, 
dass  diese  Bessening  der  Wechselkurse,  auf 
welche  alles  ankommt,  regelmässig  eintrat, 
wenn  der  Geldmarkt,  wie  man  technisch  zu 
sagen  pflegt,  »sich  versteift«  hatte. 

Ehe  aber  dieser  Instinkt  seinen  theoretisch 
und  praktisch  richtigen  Ausdruck  fand, 
machte  man  mehrere  Stadien  durch. 

Die  an  Ricardo  anknüpfende  Schule  imd 
noch  die  Schöpfer  des  britischen  Bank- 
jresetzes  von  1844  (vgl.  Art.  Banken  oben 
Ed,  U,  S.  143  ff.,  femer  S.  180)  gingen  von 
der  an  der  Effektenbörse  alltäglichen  Erfah- 
ruDg  aus,  dass  ein  knapper  Geldstand  die 
Äufwärtsbewegung  der  Pteise  hindert,  ein 
williger  Geldstand  sie  fördert;  sie  verallge- 
meinerten dies  zu  einer  Theorie  der  Waren- 
preise. Es  war  das  naheliegendste  anzu- 
nehmen, jede  Ungunst  der  Wechselkiu^e  sei 
Terschuldet  dadurch,  dass  England  mehr 
Varen  eingeführt  als  ausgeführt,  folglich 
einen  Ueberschuss  in  bar  ans  Ausland  zu 
zahlen  habe.  Die  ungünstigen  Wechselkurse 
▼erden  schwinden,  wenn  England  seine 
Warenausfuhr  vergrössert.  Dazu  gehören 
aber  niedrige  Warenpreise.  Da  knappes 
Geld  niedrige  Preise  bedeutet,  so  braucht 
bloss  eine  »Versteifung«  des  Geldmarktes 
herbeigeführt  zu  werden,   um  die  Waren- 

Eiise  so  herabzudrücken,  dass  die  Ausfuhr 
glands  zunimmt,  imd  die  Verschuldung 
ans  Ausland,  welche  in  den  imgünstigen 
Wechselkursen  hervortritt,  wird  nunmehr  in 
Waren  statt  in  Geld  getilgt. 

Das   zweckmässigste ,    um    eine    solche 
Handwörterbuch  der  StaatswiMenschaften.    Zweite 


»Versteifung  des  Geldmarktes«  herbeizu- 
führen, welche  den  Warenexport  ermuntere, 
sei  aber  eine  Beschränkung  des  Umlauf 
künstlich  erzeugbarer  Zahlungsmittel,  d.  h. 
metallisch  ungedeckter  Noten.  Daher  die 
Forderung,  der  Notenumlauf  solle  mit  der 
Grösse  des  nationalen  Barvorrates  schwanken, 
bei  Goldabfluss  vermindert,  bei  Goldeinfuhr 
vermehrt  werden. 

Die  Erfahrung  hat  gegenüber  dieser 
Theorie  gezeigt,  dass  keinesfalls  in  den 
kurzen  Zeiträumen,  in  welchen  es  gilt,  der 
Ungunst  der  Wechselkurse  entgegenzutreten, 
sich  künstlich  ein  Warenexport  auf  solche 
Weise  stimulieren  lässt.  ueberhaupt  hat 
sich  der  Zusanmienhang  zwischen  rreisen 
und  Geldmenge,  welcher  zwar  an  den 
Börsen  für  gewisse  Effekten,  ferner  für  ge- 
wisse Spekulationsobjekte,  wie  Glasgow- 
Warrants,  keineswegs  aber  für  den  gesamten 
ernsthaften  Warenhandel  in  der  vorausge- 
setzten Art  nachweisbar  ist,  als  ein  viel 
verwickelteres  Problem  herausgestellt,  als 
ursprünglich  angenommen  wurde. 

üebertreibimgen  begegnete  man  auf  bei- 
den Seiten  bei  den  Schnftstellera ,  welche 
an  diese  Frage  Theorieen  anknüpften. 

Die  Praxis  seit  dem  Bankgjesetze  von 
1844  aber  lernte  das  jetzt  übliche  Mittel 
der  Diskontoerhöhung  ergreifen,  dessen 
vorzüglichste  sachliche  Begründung  der  eng- 
lische Minister  Goschen  ^liefert  hat. 

Der  Grundgedanke  klingt  wieder  durch, 
dass  eine  »Versteifung  des  Geldmarktes« 
herbeigeführt  werden  muss,  um  die  un- 
günstigen Wechselkurse  zu  beseitigen  und 
eine  Edelmetalleinfuhr  zu  ermöglichen.*) 
Aber  der  Glaube  ist  weggefallen,  dass  dies 
sofort  auf  die  Preise  wirken  und  die  Til- 
gung der  Verschuldung  durch  Warenaus- 
fuhr herbeiführen  müsse. 

Vielmehr  vollzieht  sich  mit  Hilfe  der 
Arbitrage  bei  steigendem  Diskontsatze  folgen- 
des: die  Geldmärkte,  welche  die  gleiche 
Währung  wie  England,  aber  niedrigere  Dis- 
kontsätze besitzen,  ziehen  vor,  ihr  Geld  in 
England  auszuleihen.    Die  Störung  der  inter- 


^)  Der  Gedanke  des  geistigen  Urhebers  des 
britischen  Bankgesetzes  drückt  sich  in  dessen 
eigenen  Worten  folgendennassen  ans:  „The 
mode  by  which  the  Bank  shonld  decrease  the 
currency,  is  by  cancelling  a  sufficient  portion 
of  notes,  what  ever  be  the  means  by  which  she 
gets  them  into  her  possession."  —  —  „Con- 
traction  of  circulation  acts  —  first  npon  the 
rate  of  interest  —  then  npon  the  price  of  se- 
cnrities  —  then  npon  the  market  for  shares  etc. 
—  then  npon  the  negotiation  of  foreign  secu- 
rities  —  at  a  later  period  npon  the  tendency 
to  enter  into  speculation  in  commodities  —  and 
lastly  npon  prices  generally".  Vgl.  näheres  bei 
W.  Lotz,  Geschichte  und  Kritik  des  deutschen 
Bankgesetzes  v.  14.  März  1875,  S.  344,  346. 
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nationalen  Zahlungsbilanz,  welche  in  der 
Ungunst  der  Wechselkurse  zum  Ausdruck 
kam,  wird  also  nidit  durch  sofortige  Mehr- 
verkäufe, sondern  durch  Kreditoperationen 
gedeckt,  folglich  in  ungleich  kürzerer  Frist 
eine  Erleichterung  gescnaffen. 

Die  notwendige  geschichtliche  Voraus- 
setzung für  ein  derartiges  Entwickelungs- 
stadium  ist,  dass  ein  Geldmarkt,  der  durch 
Diskontoerhohungen  Edelmetall  heranzieht, 
über  genügende  mobile  Vermögensliestände 
verfüg  mit  denen  nötigenfalls  der  in  den  un- 
günstigen Wechselkursen  sich  ausdrückende 
augenblickliche  Fehlbetrag  an  Wechselforde- 
rungen aufs  Ausland  sich  ausgleichen  Hesse. 

Dass  es  unter  diesen  Verhältnissen  un- 
nötig ist,  jeder  ungünstigen  Gestaltung  der 
Wechsellau^e  durcn  vennehrte  Warenaus- 
fuhr entgegenzutreten,  ergiebt  sich  auf  dieser 
Entwickelungsstufe  um  so  deutlicher,  da 
eine  Untersuchung  der  Schwankimgen  der 
Wechselkurse  gegenwärtig  zeigt,  dass  die- 
selben keineswegs  allein  von  der  Wai-en- 
einfuhr  und  -ausfuhr  beeinflusst  werden. 
Der  Begriff  »Zahlungsbilanz«  (von  Soetbeer 
eingehend  entwickelt)  deckt  sich  nicht  mit 
dem  der  Handelsbilanz.  Besonders  die 
Länder  mit  grossem  Besitz  an  ausländischen 
Wertpapieren,  wie  t3T)isch  Holland,  haben 
inrnier  Gegenforderungen  zur  Verfügimg, 
um  eine  Mehreinfuhr  von  Waren  decken  zu 
können.  Analog  kann  durch  Anleiheopera- 
lionen  zeitweifig  die  Zahlungsbilanz  sich 
äusserst  günstig  füi*  Länder  stellen,  deren 
Warenhandel  hierzu  keinen  Anlass  bietet. 

Kehren  wir  zur  theoretischen  Konstruk- 
tion der  Diskontopolitik  zurück,  so  liegt  die 
Wirkung  der  Diskontoerhöhung  in  zweierlei : 

Erstens  werden  durch  die  Verteuerung 
des  Kredits,  die  in  der  Diskontoerhöhung 
liegt,  diejenigen  Kreditnehmer  zur  Zurück- 
haltung veranlasst,  die  nicht  unbedingt  zu 
dem  kritischen  Zeitpunkte  bereits  Kasse  be- 
dürfen, also  der  inländische  Diskontierungs- 
andrang verringert.  Die  Wirkung,  welche 
eine  rechtzeitige  Diskontoerhöhung  weiter  in 
Zeiten  einer  gesteigerten  Spekulation  und 
vor  Krisen  ausüben  soll,  aber  nicht  immer 
ausgeübt  hat,  ist  Ernüchterung  derjenigen, 
welche  vorwiegend  mit  Kredit  spekulieren. 
Erheblich  einschränkend  wirkt  übrigens  eine 
Diskontoerhöhung  unter  Umständen  auf  das 
inländische  Emissionsgeschäft. 

Zweitens  werden  sowolü  zurückgehaltene 
Kassenbestände  des  Lüandes  (die  von  Wagner 
mit  besonderer  Vorliebe  behandelten  »Horte«, 
deren  Bedeutung  Hildebrand  auf  ihr  wirk- 
liches Mass  reduziert)  als  auch  verfügbare 
Bestände  des  Auslandes  durch  die  in  Aus- 
sicht gestellte  höhere  Verzinsung  heran- 
gelockt und  erleichtern  hierdurch  einerseits 
den  Geldmarkt,  während  andererseits  die 
Wechselkurse  sich  bessern.    Die  Diskonto- 


erhöhimg dient  also  dazu,  die  inländischen 
und  audändischen  Reserven  des  betroffenen 
Geldmarktes  mobil  zu  mac^hen. 

Die  Praxis,  den  Diskonto  rechtzeitig  zu 
erhöhen,  zu  diesem  Satze  aber  auch  alle 
giiten  Wechsel  weiter  zu  diskontieren,  liat 
sich  als  ein  weit  schonenderes  und  bei 
Krisen  zweckmässigeres  Mittel  er^desen  als 
die  zuerst  in  mechanischer  Ausführung  der 
Peelsakte  angewandte  Praxis,  solange  zu 
wohlfeilem  Satze  Kredit  zu  geben,  bis  die 
gesetzlich  zulässigen  Mittel  erschöpft  waren, 
und  dann  alle  Welt  abzuweisen. 

Damit  aber  die  Diskontoerhöhung  in  der 
beabsichtigten  Weise  wirke,  ist  notwendig-, 
dass  der  Geldmarkt  wirklich  von  der  Central- 
notenbank  beherrscht  wird.  Neuerding^s 
sind  jedoch  Fälle  vorgekommen,  in  denen 
die  Bank  von  England  sich  diese  Maclit 
nicht  zutrauen  mochte  und  fürchten  musste, 
dass,  wenn  sie  zu  der  für  richtig  erkannten 
Zeit  den  Diskonto  erhöhen  würde,  sie  ver- 
einzelt bleiben  könnte  und  der  Markt  nicht 
nachfolgte.  Um  nun  doch  die  notwendig 
erachtete  »Versteifung  des  Geldmarktes <- 
herbeizuführen,  hat  dann  die  Bank  von 
England  künstlich  einen  Geldmangel  am 
offenen  Markte  erzeugt,  indem  sie,  obwohl 
voll  mit  Kasse  ausgerüstet,  Geld  borj^te 
und  dadurcli  dem  Markte  disponible  Mittel 
entzog. 

Es  kommt  demnach  noch  melir  auf 
diese  Wirkung  der  Beeinflussung  des  Geld- 
marktes als  gerade  darauf  an,  dass  das 
Mittel  der  Diskontoerhöhimg  er^ffen  wii-d. 

Nicht  in  allen  Lagern  übngens  findet 
die  bisher  geschilderte  Politik  der  Bank  von 
England,  einem  EdelmetaUabfluss  durch 
Diskontoerhöhungen  entgegenzutreten ,  un- 
geteilte Zustimmung.  Man  weist  darauf  hin, 
dass  die  Schwankungen  im  Diskontosatze 
der  Bank  von  England  besonders  zahlreich 
und  jäh  gewesen  seien.  Dies  bedeute  eine 
schwere  I7nbequemliclikeit  für  Handel  und 
Gewerbe.  Die  einen  erklären  die  häufigen 
Diskontoschwankungen  der  Bank  von  Eng- 
land für  eine  schädliche  Folge  der  duivh 
das  G.  V.  1844  geschaffenen  Verfassung  der- 
selben, die  anderen  behaupten,  dieser  Uebel- 
stand  rühre  daher,  dass  England  nicht  die 
Doppelwährung  besitze.  Denn  während  die 
Bank  von  England  bei  jeder  grösseren  In- 
anspruchnahme ihres  Barschatzes  unter  der 
Herrschaft  der  reinen  Goldwährung  den 
Diskonto  erhöhen  müsse,  um  gerade  das 
Gold,  das  zeitweilig  begehrtere  Metall,  anzu- 
ziehen, sei  bei  der  Doppelwährung  im  Falle 
des  Goldbegehrs  ein  automatisches  Ein- 
strömen des  Silbers  zu  erwarten,  und  des- 
halb brauche  der  Diskonto  nicht  erhöht  zu 
werden,  da  ja  der  Barschatz  nicht  schwindet. 

Die  thatsäcliliche  Lage  seit  Mitte  der 
siebziger  Jahre   war  die,   dass   dem   Gold 
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allein  die  Münzstätten  der  wichtigsten  Kidtnr- 
länder  geöffnet  waren  und  dass  die  Central- 
itanken  von  England,  Deutschland,  Frank- 
reich mit  Sorgfalt  darüber  wachten,  den 
nationalen  Geldumlauf  nicht  von  Gold  zu 
eotblössen.  Dabei  kamen  bisweilen  recht 
unbequeme  Störungen  vor.  Nicht  allein  bei 
schlechtem  Ausfall  der  westeuropäischen 
Ernten,  sondern  auch  z.  B.  wenn  der  Stand 
(\f^  argentinischen  Goldagios  oder  eine  Kredit- 
ofieration  eines  auswärtigen  Finanzministers 
(lfm  Londoner  Markte  plötzlich  Geld  entzog, 
>ah  die  Bank  von  England  sich  schnell  genö- 
tigt, ihren  Diskontosatz  zu  erhöhen,  um  vom 
Kontinent  Gold  zur  Verstärkimg  ihres  Edel- 
metaUvorrats  heranzuziehen.  Dem  gegen- 
über setzten  sich  dann  die  Bank  von  Frank- 
reich und  die  deutsche  Reichsbank  mit  älin- 
lichen  Massregeln  zur  Wehr,  und  da  in 
England  allgemein  und  in  Deutschland  viel- 
^h  der  Zins  der  Lombarddarlehen,  der 
Rechnungsguthaben  und  Schulden  analog 
dem  Bankzinssatze  geändert  wird,  so  brachte 
>olch  eine  Massregel  von  Argentinien  oder 
Rnssland  indirekt  Folgen  im  gesamten  euro- 
jjäischen  Bankverkehr  hervor. 

Im  ganzen  ist  in  den  letzten  Jahren, 
nachdem  die  zunehmende  Goldproduktion 
den  wichtigsten  Centralnotenbanken  ermög- 
licht hatte,  ihre  Goldvorräte  beträchtlich  zu 
steigern,  der  Kampf  ums  Gold,  das  »Zerren 
an  der  zu  kurzen  Golddecke«  als  Motiv  der 
Diskontoerhöhung  gegenüber  anderen  Mo- 
menten in  den  Hintergrund  getreten.  In 
der  Reichstagssitzung  vom  10.  Februar  1899 
teilte  der  Präsident  der  deutschen  Reichs- 
liank  mit,  dass  von  den  38  seit  1876  ver- 
fugten Diskontoerhöhimgen  nur  11  Fälle,  und 
hiervon  10  vor  1894,  diuxjh  Rücksicht  auf 
(joldabQuss  ins  Ausland  zu  erklären  sind; 
in  13  weiteren  FäDen  habe  die  Besorgnis, 
dass  bei  ungünstigen  Wechselkiu^en  üold 
hinausgehen  könne,  ebenfalls,  aber  nicht  ent- 
''Cheidend  mitgewirkt  In  14  Fällen  endlich 
>ei  ausschliesslich  die  Rücksicht  auf  den 
inneren  Geldmarkt  massgebend  gewesen. 

8.  Vergleich  der  heutigen  Diskonto- 
politik  in  Deutschland,  England  und 
Frankreich.  Kritik  der  sogenannten 
Goldprämienpolitik.  Zur  Statistik  des 
Bankdiakontos  in  verschiedenen  Ländern  vgl. 
man  zunächst  den  Artikel  Banken,  und  zwar 
ffir  die  Bank  von  England  Bd.  II,  S.  187,  188, 
für  die  Prenssische  Bank  und  die  Deutsche 
Reichsbank,  S.  207—214  u.  s.  w.  Die 
h'jchsten  und  niedrigsten  Diskontosätze  der 
Bank  von  Frankreich  1851  bis  1890  fügen 
TO  durch  die  rechts  oben  folgende  Tabelle  bei. 

Sehr  bemerkenswert  ist,  dass  der  Dis- 
kontosatz  der  Bank  von  Frankreich  vom 
lebniar  1889  bis  Ende  1890  auf  3^/0  stehen 
Uieb,  während  die  Bank  von  England  im 
Januar  1890  ihre  Rate  auf  6  ^/o  erhöhen  und 


jahr-'^rr 

höchster 
Satz 

j^,,  niedrigst. 

höchster 
Satz 

1851 

4 

4 

1871 

5 

6 

1852 

3 

4 

1872 

5 

6 

1853 

5 

4 

1873 

5 

7 

1854 

4 

5 

1874 

4 

4V2 

1855 

4 

6 

1875 

4 

4 

1856 

5 

6 

1876 

3 

4 

1857 

5 

9 

1877 

2 

3 

1858 

3 

5 

1878 

2 

3 

1859 

3 

4 

1879 

2 

3 

1860 

3V2 

4% 

1880 

2V2 

3V2 

1861 

4^:3 

7 

1881 

3V. 

5 

1862 

3Va 

5 

1882 

3V9 

5 

1863 

3V2 

7 

1883 

3 

3V. 

1864 

4V2 

8 

1884 

3 

3 

1865 

3 

5 

1885 

3 

3 

1866 

3 

5 

1886 

3 

3 

1867 

2"2 

3 

1887 

3 

3 

1868 

2V. 

2% 

1888 

2V2 

4V2 

1869 

A 

2V2 

1889 

3 

4V2 

1870 

2V. 

6 

1890 

3 

3 

im  November  desselben  Jahres,  nachdem  sie 
im  April  wieder  bis  auf  3  ®/o  zurückgegangen 
war,  abermals  zu  jenem  ungewöhnlich  hohen 
Satz  greifen  musste. 

Die  Ereignisse  des  Jahres  1890  in  Eng- 
land haben  übrigens  gezeigt,  dass  auch 
heute  noch  in  gewissen  ausserordentlichen 
Notlagen  die  Politik  der  Diskontoerhöhung 
nicht  ausreicht,  um  schnell  genug  Gold 
heranzuschaffen.  So  schritt  die  Bank  von 
England  1890  —  wie  bereits  1839  —  zur 
leihweisen  Aufnahme  von  Gold  aus  dem 
Auslande  ftir  ihre  Rechnung.  Dies  bedeutet : 
Die  Centralnotenbank  fand  es  angezeigt, 
ihrerseits  durch  Kreditaufnahme  dem  heimi- 
schen Geldmarkt  Edelmetall  zuzuführen, 
während  gleichzeitig  die  Diskontoerhöhung 
die  Privaten  zum  gleichen  Vorgehen  für  ihr 
Teil  ennuntern  soÜ.  Beide  Massregeln  er- 
gänzen somit  einander. 

Für  die  Zeit  von  1891  ab  möge  folgende, 
von  Helfferich  bis  1897  berechnete  und  aus 
anderen  Quellen  für  1898  ergänzte  Tabelle 
auf  folgender  Seite  ein  Bild  der  Yerscliieden- 
heit  nicht  nur  des  Bankdiskontsatzes,  son- 
dern auch  des  Marktdiskonts  an  verschie- 
denen europäischen  Plätzen  geben. 

Die  dort  gegebenen  Ziffern  des 
Marktdiskonts  sind  thatsächlich  vergleich- 
bar. Bezüglich  des  Bankdiskonts  dürfen 
Vergleiche  dagegen  nur  mit  Vorsicht  ange- 
stellt werden.  Der  englische  offizielle  Bank- 
satz ist  nicht  bindend  für  die  Bank  von 
England;  sie  diskontiert  häufig  unter,  ge- 
legentlich aber  auch  über  dem  offiziellen 
Satz.  So  z.  B.  hat  sie  zeitweilig  im  Sommer 
1890  nur  ihren  ständigen  Kunden  zum  offi- 
zieDen  Satze  von  4^/o,  anderen  Firmen  aber 
zu  41 2^/0  diskontiert.  Der  Satz  der  Bank 
von  Franki-eich  ist  dagegen  für  deren  Dis- 
kontiermig  unbedingt  massgebend.  Er  be- 
deutet aber  nicht,  dass  das  Publikum  in 
Frankreich  so  billig  Kredit  bekommt.    Die 
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durch- 
schnitt- 
lich 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
höchst. 
Satz 
1898 
niedrig. 
Satz 
1898 


Berlin 


Bank- 
diB- 
koDt 

0 


3,78 

3,20 

4,07 
3.12 

3,14 

3,66 

3,87 
4,267 


3,— 


Markt- 
dis- 
kont 
0 

'0 


3,01 
1,81 
3,17 
1,74 
2,01 

3,04 
3,08 
3,548 


5,625 


2,375 


London 


Bank- 
dis- 
kont 

0' 


3,30 
2,45 
3,05 
2,00 
2,00 
2,98 
2,62 
3,248 


4,— 


3,— 


Ma^k^ 
di8- 
kont 

/o 


1,50 

1,33 
1,67 
1,70 
0,81 

''§^ 
1,87 
2,646 


4,012 


0,875 


Paris 


Bank-    Markt- 


dis- 
kont 

lO 


3,00 
2,70 
2,50 
2,50 
2,10 
2,00 
2,00 
2,197 


3,— 


diB- 
kont 
0; 
0 


2,62 

1,75 
2,25 
1,62 
1,91 
^67 
1,87 
2,124 


3,— 


1,75 


Bank  von  Frankreich  hält  streng  am  Erfor- 
dernis der  drei  Unterschriften  fest.  Das 
Bankhaus,  welches  der  Bank  von  Frankreich 
Diskontomaterial  zuführt,  berechnet  dem 
Publikum  unter  Umständen  einen  etwas 
höheren  Diskontosatz  als  den,  zu  dem  es 
selbst  die  Wechsel  bei  der  Notenbank  w^eiter- 
begiebt.  In  Deutschland  bedeutet  der  Reichs- 
bankdiskontsatz in  Zeiten,  in  welchen  die 
Reichsbank  auch  am  offenen  Markt  Diskonto- 
papiere erwii'bt,  deren  IVIaximaldiskontosatz, 
dagegen  in  Zeiten  ihres  Fernbleibens  vom 
offenen  Markt  —  wie  Frühjahr  1896  bis 
1899  —  den  einzigen  Diskontosatz  der  Bank, 
welcher  für  Berlin  und  alle  Filialen,  unter 
Umständen  auch  für  Wechsel  mit  zwei 
Unterschriften  zur  Anwendung  kommt. 

Trotz  dieser  Einscliränkungen  ist  doch 
klar,  dass  1898  in  Frankreich  billiger  als  in 
Deutschland  diskontiert  worden  ist  und  da^^s 
der  französische  Banksatz,  der  vom  14.  März 
1895  bis  20.  Oktober  1898  unverändert  2% 
betrug,  stabiler  erhalten  wird  als  der  Bank- 
satz in  London  und  Berlin.  Hierzu  ist  zu 
bemerken : 

a)  Für  längere  Perioden  berechnet  ist 
der  Bruttoerti"ag  der  durchschnittlichen 
Wechsolanlage  (ein  korrekterer  Massstab  für 
Vergleichung  als  der  Bankdiskonto)  in 
Deutschland  und  Frankreich  nicht  selir  er- 
heblich verschieden.  Von  1881  bis  1897 
betrug  nach  Helfferichs  Berechnung  der 
Bruttoertrag  der  dmx3hschnittlichen  Wechsel- 
anlage bei  der  Bank  von  Frankreich  2,8®/o, 
bei  der  deutschen  Reichsbank  3,4 ^/o.  bei  der 
Reichsbank  also  nur  0,6^/o  mehr  als  in 
Frankreich. 

b)  Im  Gegensatz  zu  England  und  Deutsch- 
land hat  sich  in  Frankreich  von  jeher  bei 
der  Geschäftswelt  eine  lebhafte  Abneigung 
gegen  häufige  Diskontoänderungen,  besonders 
gegen  Diskontoerhöhungen,  geltend  gemacht. 


Dies  trat  bereits  1865  bei  der  bekannten 
Bankenquete  hervor,  bei  welcher  Pereire 
kurzweg  foi'derte,  der  Bankdiskonto  dürft* 
nicJit  über  4®/o  erhöht  werden.  Auch  in 
der  Gegenwart  hat  die  Bank  von  Franki-eich 
dieser  Abneigung  gegen  Diskontoänderungen 
sich  vielfach  gefügt.  Man  hat  in  Frankreich 
die  sogenannte  Goldprämienpolitik  ent- 
wickelt, die  in  der  Theorie  anderwärts  miss- 
billigt wurde,  bis  Landesberger  1891  sich 
für  dieselbe  begeisterte  und  im  Winter 
1898/99  auch  deutsche  Bimetallisten  dies 
französische  System  warm  zu  empfehlen  be- 
gannen. 

Um  was  liandelt  es  sich  bei  der  soge- 
nannten Goldprämienpolitik?  Die  Bank  von 
Frankreich  benutzt  das  ihr  zustehende  Recht, 
nach  ihrer  Wahl  in  silbernen  Fünffranken- 
stücken statt  in  J^apoleonsd'or  zu  zahlen,  um 
Schwierigkeiten  bei  der  Herausgabe  von  Gold 
für  Ausfuhi*zwecke  in  gewissen  Fällen  zu 
machen.  Nach  den  Mitteilungen  des  Reichs- 
bankpräsidenten im  deutschen  Reichstage  vom 
10.  Februbr  1899,  die  auch  durch  andei-e 
Quellen  duiH»haus  bestätigt  werden,  befolgte  die 
Bank  von  Frankreich  im  Herbste  1898  folgende 
Praxis:  Sie  gab  französische  Goldmünzen  in 
gr()sseren  Mengen  überliaupt  nicht  heraus, 
ausser  wenn  nachgewiesen  wurde,  dass  das 
Gold  zur  Bezalüung  eingeführten  ausländi- 
schen Getreides  oder  von  Baumwolle  ver- 
wendet werde.  Sie  gab  im  übrigen  aus- 
ländische Goldmünzen  und  Goldbarren  mir 
gegen  eine  wechselnde  Prämie,  die  stellen- 
weise 7 — 8^00  betnig,  den  Arbitrageuren 
heraus.  Andererseits  hielt  sie  an  niedrigeren 
Diskontosätzen  als  Berlin  und  London  fest. 
Bei  einem  für  Frankreich  ungünstigen  Stand 
der  Wechselkurse  fanden  sehr  beträchtliche 
Goldexpoi-te  statt.  Die  Prämienpolitik  «ler 
Bank  bewirkt,  dass  dieses  für  den  Export 
verwendete  Gold  nur  zum  Teil  den  Bestän- 
den der  Bank  entnommen  werden  konnte. 
Der  Rest  des  Exportbt^darfs  wurde  dm'ch  In- 
anspruchnahme des  französischen  Goldumlaufs 
gedeckt.  Es  wurden  von  den  Bankiers  zeit- 
weise Vergütungen  bezahlt,  damit  aus  den 
Kassen  der  Grossmagazine  ihnen  französische 
Qt)ldmünzen,  wenn  solche  bei  der  Bank  ver- 
weigert waren,  überlassen  würden.  Der 
Goldbestand  der  Bank  von  Frankreich  hat 
sich  trotz  der  Prämienpolitik  vom  29.  De- 
zember 1897  bis  21.  Dezember  1898  von 
1952,8  auf  1826,4  Millionen  Franken  ver- 
mindert, die  nachweisbare  Ausfuhr  von  Gold 
aus  Frankreich  überstieg  die  Einfuhr  1898 
um  114,1  Millionen  Franken.  In  Deutsch- 
land hingegen  und  ebenso  in  England  bei 
einer  der  Diskontoerhöhimg  weniger  feind- 
lichen Politik  wurde  1898  eine  Mehreinfuhr 
von  Gold  erzielt,  die  Lexis  folgendermassen 
beziffert:  Melu-einfiihr  Englands  an  Gold: 
7,1315  Millionen  £,   Mehreinfuhi-  Deutscli- 
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lands  103  bis  118  Millionen  Mark.  Der  Be- 
stand der  Eeichsbank  an  deutschen  und  aus- 
iändis(*heQ  Goldmünzen  sowie  an  ungemünz- 
tem  Gold  hat  sich  von  ultimo  1897  bis 
ultimo  1898  von  568  auf  504,67  Millionen 
Mark  verringert  Wenn  die  Zahlen  der 
Goldausfuhr  imd  Goldeinfuhr  richtig  sind, 
wäre  also  die  Bedeutung  der  deutschen 
^genüber  der  französischen  Diskontopolitik : 
Die  deutsche  Eeichsbank  befriedigte  den 
Ausfuhrbedarf  an  Gold  und  gab  Gold  an  die 
innere  Cirkulation  ab,  insgesamt  aber  ver- 
^Tüsserte  sich  Deutschlands  Goldvorrat,  wenn 
anch  der  Bestand  der  Centralnotenbank  sich 
etwas  verringerte:  Frankreich  dagegen  er- 
lebte eine  Verringerung  sowohl  des  Gold- 
undaufs wie  der  Bankbestände  an  Gold. 

Gegenüber  diesem  in  erster  Linie  münz- 
jiolitischen  Standpunkt  ist  zweierlei  geltend 
gemacht  worden:  erstens /die  deutsche  Gold- 
valuta wirke  nachteilig,  indem  sie  Deutsch- 
land höhere  Diskontosätze  als  Frankreich 
aufzwinge,  zweitens  es  sei  besser,  dass  die 
Masse  der  Produzenten  einen  niedrigen  sta- 
^lilen  Diskont  geniesse  und  die  Arbitrageure 
Prämie  zahlen  müssten,  als  dass  der  Arbi- 
trage freie  Bahn  gelassen  werde,  die  Volks- 
wirtschaft aber  teuern  Kredit  erhalte. 

Hierauf  ist  zu  erwidern,  dass  die  wäh- 
rungspolitischen Verschiedenheiten  Deutsch- 
lands und  Frankreichs  zunächst  gar  keine 
Rolle  hier  spielen.  Wenn  die  Prämienpolitik 
etwas  für  Deutschland  Günstiges  wäre,  so 
konnte  die  Beichsbank,  so  lange  die  hin- 
kende Goldwähnmg  in  Deutschland  besteht, 
diese  Politik  jeden  Tag  gerade  so  einführen, 
wie  es  die  Bank  von  Frankreich  unter  dem 
'lort  geltenden  Währungssystem  gethan  hat 
Die  deutsche  Beichsbank  hat  aber  von  der 
Möglichkeit,  in  Thalern  zu  zahlen  nicht  Ge- 
brauch gemacht,  weil  sie  —  und  zwar  un- 
ter Billigung  der  deutschen  Industrie-  und 
Handelswelt  —  eine  Politik  der  Diskonto- 
erhr'>hung  unter  voller  Aufrechterhaltung  der 
rmldzahlung  für  das  geringere  üebel  gegen- 
über einer  Erschüttenmg  der  Wechselkurse 
hielt  Ausser  dieser  Rücksicht  k^n  vor 
allem  im  Herbste  1898  in  Betracht,  dass 
gegenüber  der  Lage  des  inneren  Marktes, 
angesichts  des  grossen  industriellen  Auf- 
^hwnngs  und  des  dandt  zusanunenhängen- 
'len  Kreditbegehrs  Diskontoerhöhungen  ganz 
abgesehen  vom  Stande  der  Wechselkurse  als 
geboten  erachtet  wurden.  Sollte  in  Zukunft 
eine  Wiederkehr  ähnlicher  Ereignisse  in 
'1er  Diskontopolitik  Deutschlands  wie  im 
Herbste  1898  unangenehm  von  den  Produ- 
zenten verspürt  werden,  so  Hesse  sich,  so- 
fern nicht  die  Rücksicht  der  Warnung 
|ler  Spekulation  zu  Diskontoerhöhungen 
jedenfaUs  zwingt,  meines  Erachtens  durch 
zweierlei  Massregeln  etwas  vorbeugen,  ohne 
^lass  man  irgendwie  der  Goldprämien politik 


sich  zu  ergeben  hätte:  erstens  indem  in 
höherem  Masse  die  staatliche  und  städtische 
Kassenführung  der  Reichsbank  übertragen 
und  dadiu*ch  deren  Metallbestand  verstärkt 
würde  i),  zweitens  dadurch,  dass  die  Reichs- 
bank sich  entschlösse,  in  Zeiten  willigen 
Geldstandes  eine  beträchtlich  grössere  Re- 
serve an  Devisen  auf  London,  Paris  und 
New- York  sich  anzuschaffen.  Letzteres 
wiKl  ihr  durch  Erhöhung  des  steuerfreien 
Kontingents  wesentlich  erleichtert. 

Die  wesentliche  Frage  für  Deutschland, 
wenn  man  das  englische  bisher  nachgeahmte 
Yorbild  der  Diskontopolitik  und  das  von 
manchen  empfohlene  französische  Goldprä- 
miensystem vergleicht,  ist  folgende:  wird 
eine  in  den  Welthandel  stark  verflochtene 
Nation  sichtbarer  durch  Schwankimgen  im 
Diskontosatz  oder  durch  empfindliche 
Schwankungen  der  Wechselkurse,  die  beim 
framzösischen  System  nicht  ausbleiben,  ge- 
schädigt? 

Ein  ausländischer  Handel  von  der  Aus- 
dehnung des  englischen  würde  das  letztere 
Uebel  als  das  grössere  empfinden.  Auch  in 
Deutschland  erscheint  es  aus  dem  gleichen 
Gnmde  nicht  als  wünschenswert,  dass  die 
Reichsbank  unter  Ausnutzung  unserer  Wäh- 
rimgsverhältnisse  die  Maxime  der  Bank  von 
Frankreich  nachahme.  Bei  dem  engen  Zu- 
sammenhange, der  übrigens  zwischen  dem 
Kurse  der  Staatspapiere  und  der  Lage  des 
Geldmarkts  besteht,  ist  es  nicht  unwahr- 
scheinlich, dass  in  Frankreich  die  Gold- 
prämienpolitik, mit  anderen  Worten  das 
Streben,  soweit  irgend  möglich  Diskontoer- 
höhungen zu  vermeiden,  in  letzter  Linie  von 
Rücksichten  beeinflusst  wird,  die  mitBank-t 
politik  eigentlich  nichts  zu  thun  haben  soD- 
ten,  nämlich  von  Rücksichten  auf  Hochhal- 
tung der  Rentenkiu^e.  Ein  Fallen  des 
Kurses  der  französischen  Rente,  welches  bei 
Versteifimg  des  Geldmarkts  durch  beträcht- 
liche Diskontoerhöhung  wohl  eintreten  könnte, 
ist  etwas,  was  man  in  Frankreich  aus  ver- 
schiedenen sehr  einleuchtenden  Gründen  in 
der  That  viel  mehr  als  in  jedem  anderen 
Lande  zu  verhindern  strebt,  sei  es  selbst 
durch  Abweichen  von  den  an  sich  emp- 
fehlenswertesten Grundsätzen  der  Diskonto- 
politik. Die  Rücksicht  auf  die  Interessen 
des  auswärtigen  Handels  erscheint  dort 
weniger  wichtig  als  die  Rücksicht  auf  die 
an  dauernd  niedrigem  Diskonto  interessierten 
Schichten. 

In  England,  wo  der  Kaufmann  und  Fa- 
brikant gewohnt  sind,  die  wichtigsten  Ele- 
mente ihrer  Kosten :   die  Löhne,  die  Frach- 


^)  Im  Interesse  der  parlamentarischen  Kon- 
trolle wie  des  Geldmarkts  wären  aber  dann  mo- 
natliche Ausweise  des  Standes  der  mit  der  Bank 
arbeitenden  öffentlichen  Kassen  zu  publizieren. 
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ten ,  die  Rohstoffpreise  fortwährenden 
Schwankungen  unterworfen  zu  sehen,  und 
doch  die  Konjunktur  auszunützen  veretehen, 
gewöhnt  man  sich,  auch  die  Kosten  der 
Kreditbeschaffung,  den  Diskonto,  in  gleiten- 
der Skala  nach  den  Vorräten  des  Edel- 
metallmarktes schwanken  zu  sehen.  Eng- 
land hat  dafür,  dem  Principe  der  Wirtschaft- 
lichkeit entsprechend,  den  Vorteü,  mit  einem 
weit  geringeren  Vorrate  an  Edelmetall  aus- 
zukommen als  Frankreich.  Um  so  mehr  ist 
die  Bank  von  England,  an  welche  sich  der 
Begehr  nach  Edelmetall  in  letzter  Linie 
wendet,  verpflichtet,  für  diesen  grossen 
Kreditorganismus  stets  wenigstens  die  un- 
entbehrlich nötige  Kassenunterlage  in  Ke- 
serve  zu  halten.  Walter  Bagehot  hat  den 
Satz  aufgestellt,  dass  ein  nach  der  Gesetz- 
gebung in  Noten  und  Geldsorten  verfügbarer 
eiserner  Kassenbestand  des  Bankdeparte- 
ments von  mindestens  10  Millionen  £  stets 
gewahrt  werden  bezw.  dass  der  Banksatz 
stets  rechtzeitig  erhöht  werden  müsse,  ehe 
die  Reserve  bis  zu  diesem  »Apprehension 
minimum«  sinke.  Nach  den  ErfgJirungen 
des  Jahres  1890  hat  man  sich  in  England 
entschlossen,  eine  weit  grössere  Reserve  als 
10  Millionen  £  regelmässig  zu  halten. 

Uebrigens  hat  die  Macht  der  Thatsachen, 
selbst  ehe  wii*  in  Deutschland  die  Goldw^äh- 
rung  hatten,  auch  bei  uns  bereits  in  den 
fünfziger  und  sechziger  Jahren  die  preussi- 
sche  Bank  genötigt,  in  ähnlichem  Sinne, 
wie  dies  vorbildlich  die  englische  Entwicke- 
lung  lehrte,  zu  Diskontoänderungen  zur  Ab- 
wehr gegen  Metallexporte  zu  greifen,  ob- 
wohl §  1  der  Bankordnung  von  1846  noch 
der  alten  Anschauung  gemäss  es  als  Auf- 
gabe der  preussischen  Bank  bezeichnet 
hatte,  einer  übermässigen  Steigerung  des 
Zinsfusses  vorzubeugen,  und  sogar  für  ge- 
wisse Geschäfte  einen  Maximalzinssatz  sta- 
tuiert hatte,  der  später  doch  überschritten 
werden  musste. 

Auch  sei  zum  Schlüsse  erwähnt,  dass 
nach  den  deutschen  Erfahrungen  von  1898 
ein  vorübergehender  Diskontosatz  von  6®/o 
nicht  bedeutet,  dass  alle  Wechsel  in  Deutsch- 
land wirJdich  so  teuer  begeben  werden, 
so  dass  also  Berechnungen  über  die  dem 
gesamten  Wechselverkehr  zugemutete  Ver- 
teuerung mit  Zugrundelegung  des  Bank- 
satzes von  6^/o  iiTC  führen  können.  Der 
Privatdiskont  war  an  manchen  Tagen  wäh- 
rend der  Herrschaft  des  6  Wo  igen  Reichs- 
bankdiskonts erheblich  niedriger.  Aber  auch 
die  Kreise,  welche  vom  Privatdiskonto  kei- 
nen Vorteil  ziehen,  wurden  in  manchen 
FäUen  während  des  Diskontosatzes  von  6  Wo 
erheblich  billiger  bedient.  So  berechnete 
z.  B.  die  Oldenburgische  Spar-  und  Leihbank, 
eine  reine  Depositenbank  ohne  Notenprivileg, 
ihren  regelmässigen  Kunden,  auch  während 


der  Reichsbankdiskonto  6  Wo  betrug,  im  No- 
vember und  Dezember  1898  nur  5  Wo. 

9.  Versuche  einer  automatischen 
Regelung  der  DiskontopoUtik.  Nachdem 
bisher  die  Stadien  der  praktischen  Ent- 
wickelung  der  Diskontopolitik  und  deren 
heutiges  Resultat  betrachtet  wiu^en,  sei 
zum  Schluss  noch  einiger  Systeme  einer 
automatischen  Regelung  der  DiskontopoUtik 
gedacht,  wie  sie  trotz  des  mit  der  Peelsakte 
erzielten  Misserfolges  versucht  oder  wenigs- 
tens angeregt  worden  sind. 

a)  Der  in  den  dreissiger  Jahren  von  den 
Direktoren  der  Bank  von  England  zu  Pro- 
tokoll gegebene  Grundsatz  der  Diskontierungs- 
politik, an  welchen  vermutlich  die  Be- 
stimmung der  sogenannten  Dritteldeckung 
anknüpft,  die  sich  in  zalüreichen  Bankstatuten 
aus  der  Mitte  dieses  Jahrhunderts  wieder- 
findet, lautet: 

Es  sei  »so  viel  an  Bargeld  und  Barren 
in  den  Kassen  der  Bank  zu  halten,  dass, 
wenn  der  Wechselkurs  pari  steht,  der  dritte 
Teil  aller  Verbindlichkeiten  der  Bank,  De- 
positen sowohl  als  Notenausgabe  ein- 
geschlossen, damit  gedeckt  werde.« 

Thatsächlich  legen  die  bestgeleiteten 
Centralnotenbanken  viel  Wert  darauf,  dass 
nicht  nur  die  Deckung  der  metaUisch  nicht 
gedeckten  Noten  und  sonstigen  stets  fälligen 
Verbindlichkeiten  möglichst  liquid  sei,  sondern 
dass  auch  das  Verhältnis  des  Barvorrats  zu 
allen  stets  fälligen  Verbindlichkeiten  unter 
einen  bestimmten  Prozentsatz  nicht  sinke. 
33V'3  Prozent  wird  schon  als  eine  recht 
wenig  günstige  Quote  der  Bardeckung  an- 
gesehen. Die  Bestimmungen  des  deutschen 
Bankgesetzes  sind  viel  gelinder.  Als  Deckung 
sind  auch  Thaler  und  gewisse  papierne  Geld- 
surrogate zugelassen,  während  nur  der  Grold- 
bestand  unbedingt  brauchbare  Notendeckung 
unter  heutigen  Verhältnissen  bietet.  Die 
sogenannte  Dritteldeckung  bezieht  sich  ferner 
dem  Gesetze  nach  nur  auf  Banknoten,  was 
willkürlich  ist,  da  der  Metallbestand  auch 
zur  Deckung  eines  Teils  der  Giroverbindlich- 
keiten erfordert  wird.  Die  erwähnten  Be- 
stimmungen würden,  wenn  nicht  die  sonstige 
Anlage  stets  flüssig  wäre,  für  die  Noten- 
deckung nicht  genügen,  noch  weniger  kann 
darin  eme  stets  gültige  Regel  für  die  Dis- 
kontopolitik gefunden  werden. 

b)  Das  deutsche  Bankgesetz  und  in  An- 
knüpfung an  dasselbe  das  neueste  Statut 
der  österreichisch-ungarischen  Bank  suchen 
einen  leise  von  selbst  wirkenden  Zwang  zu 
rechtzeitiger  Diskontoerhöhung  dadurch  zu 
schaffen,  dass  der  —  eine  bestimmte  Summe 
überschreitende  —  metallisch  ungedeckte 
Notenumlauf  versteuert  werden  muss.  Die 
Grundlage  für  thatsächliche  Festsetzung  des 
Bankdiskontos  wird  aber  anerkanntermassen 
auch  hierdurch  nicht  allein  bestimmt. 
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Die  deutsche  Reichsbank  hat  bis  Anfang 
1899  mehrmals  bei  Kontingentsüberschrei- 
nmgen  —  unter  allgemeiner  Billigung  —  es 
Kur  zweckmässig  enichtet ,  den  Diskontsatz 
sc^ar  unter  5  ^!o  aufrecht  zu  erhalten,  während 
sie  bei  der  Kontingentsüberschreitung  5®/o 
Steuer  zahlen  miisste;  sie  hat  also  Opfer 
gebracht,  lun  nicht  im  ursprünglichen  Smne 
des  Bankgesetzes  die  Diskontopolitik  auto- 
matisch regulieren  zu  müssen.  Die  Richtig- 
keit dieser  Politik  wurde  1899  bei  Yer- 
längerung  des  Bankprivilegs  durch  Erhöhung 
des  Kontingents  der  Reichsbank  von  293,4 
anf  450  Millionen  Mark  durch  die  Gesetz- 
gebung anerkannt. 

c)  Ein  Vorschlag  von  E.  Seyd,  der  ge- 
l^ntlich  auch  in  Deutschland  vertreten 
vnrde,  ging  dahin,  eine  Skala  des  Diskontos 
anznoidnen,  der  gemäss  der  Banksatz  bei 
zunehmendem  Barvorrate  der  Centralbank 
fallen,  bei  abnehmendem  Barvorrate  steigen 
solle.  Dieser  Vorschlag  verkennt  indes 
anffäUig  den  Grund,  weshalb  überhaupt  Dis- 
kontoeÄöhungen  einen  Edelmetallzufluss  zu 
bewirken  pflegen.  Dies  liegt  nicht  darin 
liegriindet,  dass  der  Diskontosatz  überhaupt 
hoch  steht,  sondern  dass  er  relativ  hoch 
steht  gegenüber  den  Diskontosätzen  anderer 
Märkte  mit  gleicher  Währung.  Wenn  die 
Bank  von  England  ihren  Diskonto  von  3 
aiif  4°'o  erhöht  und  Paris,  und  Berlin  fordern 
aus  irgendwelchem  Anlass  6  ®/o,  so  wird  die 
Londoner  Diskontoerhöhung  wirkimgslos  sein, 
andererseits  vnid  schon  ein  3%iger  Dis- 
kontosatz in  London  genügen,  Gold  an- 
zuziehen, wenn  andere  Märkte  IV2  oder  2  % 
notieren.  *) 

AUen  Vorschlägen  einer  automatischen 
Regelung  der  Diskontogolitik  ist  überdies 
ein  Missverständnis  gemeinsam,  dass  nämlich 
eine  Diskontoerhöhung  nur  dann  in  Betracht 
bmme,  wenn  es  gilt,  bei  ungünstigem  Stande 
der  Wechselkurse  die  Edelmetsdleinf  uhr  zu 
ennutigen.  Dies  ist  zwar  ein  sehr  wich- 
tiger, aber  nicht  der  einzige  Fall. 

Unabhängig  hiervon  kann  sehr  wohl  eine 
Diskontoerhöhung  einen  volkswirtschaftlich 
präventiven  Charakter  haben,  es  kann  eine 
Erschwerung  der  Kreditbedineungen  geboten 
sein,  um  Ausschreitungen  auf  dem  heimisdien 
Markte  zu  hemmen,  ohne  dass  währungs- 
politische Erwägungen  mitspielen ;  weiterhin 
*ann  das  Festhalten  an  hohem  Diskontosatze 
^d  Ennutigen  der  Goldeinfuhr,  wenn  z.  B. 
Deutschland  einmal  vor  einem  Kriege  stehen 

^)  Bei  auflserordenüichen  Verhältnissen  am 
^^tionalen  Geldmarkt,  z.  B.  im  Dezember 
I088  gind  allerdin^  grosse  Verschiedenheiten 
m  Diskonto  möffhch  gewesen,  die  man  früher 
^um  erwartet  hätte.  Der  durchschnittliche 
?JjWdi8koiit  betrug  im  Dezember  1898  in  Berlin 
^^'liH  in  London  3,401  «/o,  in  Paria  3%,  in 
^iMterdaai  2,288*/o- 


sollte,  als  eine  finanzpolitisch  zur  Ansamm- 
lung von  Barmitteln  sehr  nützliche  Mass- 
regel in  Betracht  kommen,  ohne  dass  die 
Zahlungsbilanz  bei  solch  einem  zur  Mobil- 
machung mitzugehörigen  Schritte  allein 
ausschlaggebend  wäre. 

Endlich  ist  noch  ein  Punkt  nicht  zu 
vernachlässigen.  Die  Art,  wie  eine  Diskonto- 
erhöhung auf  Verbesserung  der  Wechsel- 
kurse hinwirkt,  ist  verschieden,  je  nachdem 
die  Diskontopolitik  durch  andere  ergänzende 
Massregeln  der  Centralnotenbank  gestützt 
wird  oder  nicht. 

Es  trägt  erfahrungsgemäss  ganz  wesent- 
lich zur  Festigung  des  Marktes  bei,   wenn 
die  Centralnotenbank,  ehe  der  Andrang  der 
Edelmetallexporteure  beginnt,  ihren  Bestand 
an   ausländischen    Wechseln    zum   Verkauf 
bringt    und    dadurch    die    Nachfrage    be- 
schwichtigt, femer  wenn  sie  z.  B.  bei  einem 
die  Goldausfuhr  nach  England  ermutigenden 
Kursstande  zunächst  ihr  Lager  an  fremden 
Goldmünzen,    insbesondere   an   Sovereigns, 
nächstdem   an  Ban-engold   bereitwillig   zur 
Verfügung   stellt,   ehe   die   Einschmelzung 
und  Ausfuhr  einheimischen  gemünzten  Goldes 
beginnt.      Kann    hierdurch    das    Bedürfnis, 
deutsche  Münze  zu  exportieren,  verringert 
werden,    so    gewährt    es    andererseits    bei 
günstigem  Stande  der  Wechselkurse  einen 
Ansporn  zur  EdelmetaUeinf uhr ,  wenn  dann 
denEdelmetallhändlem  auf  eingeführtes  Gold 
zinsfreie  Vorschüsse  geleistet  werden,   wie 
dies   seitens   der  Reichsbank  mehrfach  ge- 
schehen ist.    Endlich  dient  es  zur  wesent- 
lichen Begünstigung  der  Goldeinfuhr,  wenn 
für  Barrengold  und  fremde  Goldmünzen  ein 
günstiger  Ankaufspreis  seitens  der  Central- 
notenbank  gezahlt  wird.     Die  Reichsbank 
ist  demgemäßs  gesetzlich  verpflichtet ,  den 
Preis   von  1392  Mark   zu  zahlen,   und   soll 
auch  —  wenn  die  Umstände  dies  forderten 
—  bisweilen  mehr  bewilligt  haben.    (S.  auch 
die  Artt.  Banken  (oben  Bd.  II,  S.  132 ff.), 
Arbitrage(obenBd.I,S.1039ff.)undZins.) 
d)  Versuche  einer  automatischen  Regehmg 
des  Diskontosatzes  können  endlich  von  der 
Gesetzgebung  in  Ländern,  in  welchen  kleinere 
Privatnotenbanken  neben  einer  Centralnoten- 
bank bestehen,  dadurch  unternommen  werden, 
dass  man  die  Privatnotenbanken  gesetzlich 
zwingt,   der  Centralnotenbank  in  Diskonto- 
erhöhungen nachzufolgen,  bezw.  verhindert, 
dass  sie  die  Centralnotenbank  durch  billigere 
Diskontierung  unterbietet    Bis  1899  bestand 
etwas  länger  als  ein  Jahrzehnt  hindurch  ein 
Abkommen  der  Reichsbank  mit  den  deutschen 
Privatnotenbanken,   durch  welches  letztere 
verpflichtet  waren,  sobald  ihnen  die  Reichs- 
banik  einen  drohenden  Goldabfluss  signalisiert, 
nicht   unter  dem  Diskontosatz   der  Reichs- 
bank   zu  diskontieren.     Abgesehen    davon, 
dass  hier  der  Fall  einer  durcli  die  Lage  des 
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inneren  Marktes  erforderten  Diskontoer- 
höhnng  nicht  berücksichtigt  war,  fehlte  es 
an  wirksamen  Mitteln  zur  Kontrolle  der  Durch- 
führung. Mit  Rücksicht  hierauf  ist  in  der 
Bankgesetznovelle  von  1899  (Heichsgesetzbl. 
1899,  S.  311  ff.)  folgendes  bestimmt  worden: 

Solange  der  Reichsbankdiskoutosatz  4^/o 
oder  mehr  beträgt,  ist  sowohl  der  Reichs- 
bank wie  den  Mvatnotenbanken  jegliches 
Diskontieren  unter  dem  Reichsbanksatz  ver- 
boten. Der  Reichsbanksatz  ist  also  in  diesen 
Fällen  auch  für  die  Privatnotenbanken  un- 
bedingt, mindestens  aber  als  Minimiun, 
massgebend.  —  Sinkt  hingegen  der  offizielle 
Diskontosatz  der  Reichsbank  unter  4®/o,  so 
dürfen  die  Privatnotenbanken  den  offiziellen 
Reichsbankdiskonto  höchstens  um  ^4  %,  den 
eventuellen  Privatdiskontosatz  der  Reichs- 
bank höchstens  um  ^/h^/o  unterbieten.  Ver- 
letzung der  auf  die  Diskontierung  bezüg- 
lichen Bestimmungen  dimjh  die  Leiter  von 
Privatnotenbanken  macht  diese  strafbar  und 
zieht  auch  Verlust  des  Notenrechts  für  die 
betreffende  Bank  nach  sich. 

Für  das  Verständnis  der  hier  in  Betracht 
kommenden  Frage  sind  zwei  Erwägimgen 
wichtig: 

«)  Die  durchschnittliche  Rentabilität  der 
Wechselanlage  betnig 

1894   1895  18%   1897 

0/  0/  0/  0/ 

,    .    ^       «  .  ,    ,      ,  i®  /«         /o         '0 

bei  der  Reichsbank  2,86    2,67    3,43    3,71 

bei  6  Privatnotenbanken  2,47    2,32    3,23    3,42 

Die  erwähnten  6  Privatnotenbanken 
scheinen  also  thatsächlich  etwas  billiger  als 
die  Reichsbank  diskontiert  zu  haben. 

/i)  Für  den  gesamten  Diskontomarkt 
Deutschlands  darf  die  Bedeutung  der  Noten- 
banken überhaupt  nicht  überschätzt  werden. 
So  wichtig  sie  in  Zeitpunkten  der  Geld- 
knappheit infolge  der  Elasticität  des  Noten- 
umlaufs sind,  so  wenig  überwiegen  sie  doch 
im  regelmässigen  Diskontierungsgeschäft. 
Die  durchschnittliche  Wechselanlage  belief 
sich  1897  bei  der  Reichsbank  auf  644,76 
Millionen  Mark,  bei  6  Privatnotenbanken  auf 
214,95  Millionen  Mark. 

Auf  Grrund  der  Ergebnisse  der  Wechsel- 
stempelsteuer ist  —  unter  AnnjJime  einer 
Durchschnittsverfallzeit  der  Wechsel  von  zwei 
Monaten  —  der  Wechselumlauf  etwa  3000 
bis  3300  Millionen  Mark  durchschnittlich  zu 
schätzen.  Mehr  als  zwei  Drittel  dieses 
Wechselbestandes  werden  nicht  bei  den 
Notenbanken,  sondern  bei  anderen  Bank- 
instituten, an  der  Böi-se  und  im  Warenhandel 
begeben. 

y)  So  nützlich  es  ist,  dass  die  Reichs- 
bank eine  Einheitlichkeit  des  Diskontosatzes 
in  ganz  Deutschland  für  normale  Wechsel 
ansti-ebt,  und  so  sehr  man  sich  beim  bis- 
herigen Fehlen  einer  Centralnotenbank  mit 
Filialennetz  z.  B.  in  den  Vereinigten  Staaten 


nach  einer  solchen  Ausgleichung  des  Dis- 
kontosatzes, der  dort  örtlich  gewaltig  diffe- 
riert, sehnt^),  so  wenig  lassen  sich  doch 
alle  auf  Verschiedenheit  des  Kapitalreich- 
tums und  auch  der  Zahlungsfähigkeit  be- 
nihenden  kleinen  lokalenDiskontounterscliicKle 
innerhalb  Deutschlands  völlig  beseitigen. 
Ein  uniformer  Diskontosatz  aller  Notenbank- 
niederlassungen in  ganz  Deutschland  lÄ-mtle 
leicht  die  Gefahr  bringen,  dass  in  ruhigen 
Zeiten  im  Westen  und  Süden  den  Zettel- 
banken die  besten  Wechsel  völlig  entgingen, 
weü  die  Privatdiskonteure  diese  billiger  als 
zum  uniformen  Bankdiskonto  nehmen  würden. 

Aus  den  geschilderten  Gründen  erklärt 
es  sich,  dass  1899  gegenüber  der  ur- 
sprünglich von  den  verbündeten  Regierungen 
gewollten  völligen  Gleichmässigkeit  der  Dis- 
kontosätze aller  Zettelbanken  gewichtige  Be- 
denken geltend  gemacht  wurden,  Bedenken, 
die  auch  in  der  schliesslichen  Fassung  des 
Gesetzes  Berücksichtigung  fanden. 

d)  Auch  wenn  die  Privatnotenbanken 
völlig  treu  der  Diskontopolitik  der  Reichs- 
bank folgen,  ist  es  denkbar,  dass  andere 
den  Geldmarkt  betreffende  Massregeln  den 
Absichten  der  Reichsbank  entgegenwirken, 
so  z.  B.  wenn  die  Seehandlung  oder  ein 
mit  Geldern  einer  ausländischen  Regierung 
ausgestattetes  Emissionshaus  kurz  nach  einer 
Diskontoerhöhung  dem  Geldmarkt  wohlfeil 
grosse  Summen  zur  Verfügimg  stellen  und 
damit  einer  Versteifung  des  Geldmarktes 
entgegenwirken  würden. 

Lltteratnr :  Vgl.  den  AHikel  »Duko7Uo  und  I>h' 
kantobankenn  ran  A.  Wagner  in  ürnUsrhs 
Handwörterbuch : 

Für  die  Ditkontopoliiik  der  üeiehibank  tv;/. 
Sfib  ,i  der  n Allgemeinen  Beetimmungen  über  den 
Geschäftsverkehr  mit  der  Reichsbanka. 

Eine  vortrejfliche  deutsche  Darstellung  der 
Principien  des  Diskontomarktes  giebt  Ä.  JHilde^ 
brand,  Die  Theorie  des  Geldes.  Kritische 
Untersuchungen,  Jena  188S.  Hierzu  reiche  Be- 
lege ans  der  Praxis  in  den  Aufsätzen  von  E, 
StrucUj  lieber  den  nijitemationalen  Geldmarkta, 
bei  iSchmoller,   Jahrbuch,  iVl  F.  Jahrgang  X  ff. 

Die  Stadien  der  englischen  Diskontftpolitik 
charaJcten'sieren  sich  durch  folgende  epoche- 
machende Schriften :  J'ohn  Locke,  Severttl  pa- 
pers  and  tracts  on  interest  and  money,  London 
1695196.  —  Iß.  Ricardo,  The  high  price  of 
bullion  a  proof  of  thc  depreciation  of  hank 
notes,  London  1809.  —  Lord  Overstone  (S. 
J.  Loyd),  Tracts  and  other  puMications  on  me- 
tallic  and  paper  currency,  London  1858.  — 
Tooke,  A  history  of  prices  and  of  the  »täte  of 
circulation,  1792 — 1856,  6  Bde.,  London  18S8  bis 


^)  Amerikanische  Fachmänner  erklären  es  ans 
dem  Mangel  einer  Centralnotenbank  mit  Filialen, 
dass  z.  B.  1893—97  der  Diskont  durchschnittlich 
in  Seattle  9,96-11,96  gegen  4,66—0,16%  in 
Baltimore  betrug  und  verweisen  auf  die  ab- 
weichenden Zustände  Canadas  zum  Vergleich. 
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1S57.  —  Oosehen,  Theory  of  fcreign  exchanges, 
swrti  London  186U  —  W.  Boigehot,  Lombard- 
ttrfeij  a  description  of  the  money  market,  zuerst 
Dmdon  J87S,  —  Die  englischen  Enqueten  über 
DiskoHtopoliUk  Hnd  aufgezählt  im  Art.  Bank- 
geschäfte, LiUeralur  oben  Bd,  II,  S.  147.  — 
J)k  ffauptquelle  über  französische  JXskonto- 
pfliitik,  aus  welcher  zahlreiche  Schriftsteller 
getchopß  habefi:  Enquete  sur  les  principes  et 
Ift  fails  generaui,  qui  rigissent  la  circidation 
m^metaire  et  fidueiaire,  6  Bde.,  Paris  1867 — 69. 
—  Die  ausfuhrlichste  deutsche  Verarbeitung 
fltr  bis  1872  gesammelten  Effahmngen  bei  A, 
Wagner»  System  der  Zettelbankpolitik  mit 
hef(/nderer  Rücksicht  auf  das  geltende  Recht  und 
auf  deutsche  Verhältnisse.  Ein  Handbuch  des 
Zettelbanbwesens,  2.  Ausg.,  Freiburg  i.  B.  187 S, 
S.  52 j  ff.,  S.  270  ff.;  daselbst  S.  17  A,  Anm. 
15  eine  üebersirht  der  früheren  Schriften  A. 
Wagners  über  den  gleichen  Gegenstand.  —  Vgl. 
avch  Au,  Wagners  Abhandlung  nDer  Kredit 
und  das  Bankwesens  bei  Schonberg  I,  4.  Aufl., 
1^90  und  die  daselbst  enthaltenen  Litteratumach- 
tctise.  —  Veber  den  Zusammenhang  zwischen 
denUcher  Diskontopolitik  und  Münzwesen  han- 
deln fast  sämtliche  bankpolitischen  Schriften 
Im  Bambergers,  die  oben  Bd.  II,  S.  ISl 
ritiert  sind.  —  Eine  kurze  Ueber sieht  der  eng- 
Imhen  und  ausführlichere  Betrachtung  der  deut- 
fchtH  Diskontopolitik  bei  W.  Lotz,  Geschichte 
vnd  Kritik  des  deutschen  Bankgesetzes  vom  I4. 
HL  1875,  Leipzig  1888,  S.  SSI  ff.;  S.  279— 28S, 
S.  291  ff,  S.  1S7—162.  —  X.  Helfferich,  Die 
Reform  des  deutschen  Geldwesens  nach  der 
(rritfidung  des  Reiches,  2  Bde.,  1898,  Leipzig, 
rw  aUem  Bd.  II,  S.  495  ff\ 

Einzelstudien  über  die  Zusammenhänge 
zxtisehen  Diskontopolitik  und  Edelmetallbewegung: 
A.  Fellweth,  Zur  Lehre  von  der  inteniationa- 
Un  Zahlungsbilanz  etc.,  namentlich  über  die 
Wirkungen  der  5  Milliarden,  Heidelberg  1877. — 
O.  Arendt j  Die  internationale  Zahlungsbilanz 
I>etUschlands  in  den  letzten  Jahrzehnten  der 
»iüberwährung.  Berlin  1878.  Vgl,  auch  Arendts 
fpfjtere  währungspolitische  Schriften.  —  M, 
Schrautf  Die  Lehre  von  den  auswärtigen 
^yechselkursen  unter  besonderer  Berücksichtigung 
firr  deutschen  Verhältnisse,  Leipzig  1881.  —  Die 
bankpolitisehen  Schriften  E,  Nasses  (vgl.  das 
rmeichnis  in  Jahrb.  f  Nat.  u.  Stat.,  N.  F.  XX,  S. 
i^l  ff.) ;  die  Untersuchungen  von  A.  Soetbeer, 
deren  wesentlichste  Resultate  zusammengefasst 
nnd  in  seinen  nJUaterialien  zur  Erläuterung 
ttnd  Beurteilung  der  wirtschaftlichen  Edelmetatt- 
mhdUnisse  und  der  Währungsfrage«,  2.  Ausg., 
Berlin  1886;  femer  die  währungspolitischen 
Schriften  von  W.  Lexis,  —  Vgl.  femer  G. 
Cläre,  A.  B.  C.  des  changes  Strangers,  über- 
fetzt ron  G.  Maurel,  1894  Baris.  —  Carl 
Beiligensiadt,  Beiträge  zur  Lehre  von  den 
ntuvärtigen  Wechselkursen,  Jahrb.  f.  Xai.  u. 
Stat.  s.  F.,  Bd.  5,  S.  198  ff.  —  Jas.  Grunzet, 
Der  internationale  Wirtschaftsverkehr  und  seine 
Bilanz,  Leipzig  1895.  —  Erw.  Hoenncher, 
Theorie  der  fremden  Wechselkurse,  1898  Leipzig, 
fowie  die  Litteraturangaben  im  Handwörterbuch 
ium  Art.  Handelsbilanz. 

Ausserdem  vgl.  die  Artikel  i> Diskonto,  DU- 
f^^topolitiku  und  yiNotenbankenv,  in  Elsters 
Wörterbuch  der  Volkswirtschaft  sowie  Artikel 
■'IHseountu ,  nBill  Broking«,  nMinimum  (Rate  of 


Discouni) Vi,  n  Currency  doctrine  or  principlcM  in 
Palgrave's   Dictionary   of  polüical   economy. 

Statistisches  in  d.  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat. 
sowie  seit  1898  in  deren  Beilage  ^Volkswirt* 
schaftliche  Chronikn ,  femer  in  dem  jährlich 
erscheinenden  Werke  nLe  marchS  financieru  t^on 
A.  Raffalavich;  femer  im  Londoner  nEcono^ 
mistii  und  in  dem  oben  citierten  Werke  von  K, 
Helfferich, 

Ueber  nGoldprämienpolitikvL  vgl.  J.  LaU" 
desberger,  Währungssystem  und  Relation. 
Beiträge  zur  Währungsreform  in  Oesterreich' 
Ungarn,  Wien  1891.  —  J.  Landesbet^ger, 
Ueber  die  Goldprämienpolitik  der  Zettelbanken, 
Wien  1892.  —  Vgl.  femer  die  anonyme  Flug* 
Schrift:  niWarum  zahlt  der  Deutsche  S^Jq,  der 
Franzose  2^j^  Bankdiskont? tu  Berlin  1898.  — 
K.  Helfferich,  Zur  Erneuerung  des  deutschen 
Bankgesetzes,  Leipzig  1899. 

Ueber  Diskontpolitik  in  den  Ver.  Staaten 
von  Amerika  vgl,  die  vom  Sound  Currency 
Committee  heraiisgegebene  Broschüre  Branch 
banking  and  discount  rotes  von  R,  M,  Brechen-^ 
ridge. 

Für  Canada  vgl.  Ä.  M.  Breckenridge, 
The  canadian  banking  System  1817 — 1880,  New- 
York  1895. 

Für  Frankreich  vgl.  ausser  den  bisher  an* 
geführten  französischen  Quellen  die  einschlägi- 
gen Artikel  des  von  Yves  Guyot  u.A.  Baffalo» 
vich  herausgegebenen  Dictionnaire  du  com- 
merce,  de  Vinduslrie  et  de  la  banque. 

IV.  Lotz. 


Dismeinbration, 

8.  Bodenzersplitteriing    oben  Bd.  IT, 
S.  965  ff. 


Dithmar^  Justus  Christoph, 

geb.  am  13.  III.  1677  zu  Rothenburg  in  Hessen- 
Dannstadt,  gest.,  als  Mitglied  der  Gesellschaft 
der  Wissenschaften  zu  Berlin,  am  13.  III.  1737 
in  Frankfurt  a.  0.  Er  war  Inhaber  des  von 
König  Friedrich  Wilhelm  I.  von  Preussen  ge- 
stifteten Lehrstuhls  für  Eameralwissenschaft  an 
der  Universität  Frankfurt  a.  0.,  seit  dessen  Er- 
richtung (1727)  bis  zu  seinem  Tode. 

Das  von  Dithmar  in  seinem  kameralisti- 
schen  Kompendium  „Einleitung  etc.*^  (s.  u.)  an- 
gewandte System,  auf  so  wenig  wissenschaft- 
licher Unterlage  es  sich  auch  aufbaut,  besitzt 
den  unleugbaren  Vorzug,  instruktiv  und  an- 
regend zugleich  zu  sein.  Es  behandelt  nämlich 
eine  Anzahl  Staats  wirtschaftlicher,  einzeln  und 
summarisch  aufgeführter  Materien  erst  vom 
ökonomischen,  dann  vom  polizeilichen  und  zu- 
letzt vom  kameralistischen  Standpunkte.  Neben- 
bei sind  die  einzelnen  Abteilungen,  besonders 
die  polizeiwissenschaftliche,  durch  nur  entfernt 
mit  der  Kameralistik  verwandte  Materien  be- 
reichert, z.  B.:  „Vom  tugendhaften  Leben  und 
Wandel  der  Unterthanen",  oder  einzelne  Ma- 
terien sind  nur  auf  die  ökonomische  und  poli- 
zeiwissenschaftliche Behandlung  angewiesen,  z. 
B.  die  Rubrik :  „Von  Juden,  Tagelöhnern,  Scharf- 
richtern und  Abdeckern." 

Dithmar  veröifentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  Einleitung 
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in  die  ökonomischen,  Polizei-  und  Kameral- 
Wissenschaften,  Frankfurt  a.  0.  1729;  dasselbe, 
2.,  3.,  4.,  5.  u.  6.  Aufl.,  ebd.  1740,  1746,  1748, 
1756  u.  1768  (die  5.  u.  6.  Aufl.  sind  von  D.  G. 
Schreber  herausig^egeben).  —  Oekonomische  Fama 
von  allerhand  zu  den  ökonomischen  Polizey- 
und  Eameral-Wissenschaften  j^ehöri^n  Büchern, 
auserlesenen  Materien,  nützlichen  Erfindungen 
etc.,  10  Hefte,  Frankfurt  und  Leipzig  1729  ff. 

Vgl.  über  Dithmar :  Strelin,  Greschichte  und 
Litteratur  der  Staats  Wissenschaft,  Erlangen  1827. 
—  Röscher,  Gesch.  d.  Nat.  Allgem.  deutsche 
Biographie,  Bd.  V,  Leipzig  1877.  —  H.  d.  St.. 
1.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  943. 

Lippert 


Dohm,  Christian  Conrad  Wilhelm  Ton, 

fi^eb.  am  11.  XII.  1751  zu  Lemgo,  gest.  am  29. 
V.  1820  auf  seinem  Gute  Pusfleben  bei  Nord- 
hausen. Dem  preussischen  Staatsdienst  gehörte 
er  seit  1779  an,  1886  wurde  er  geadelt.  Bis 
1806  bekleidete  er  eine  Reihe  honer  Aemter, 
darunter  mehrere  Gesandtschaftsposten.  Nach 
dem  Tilsiter  Frieden  ging  er,  als  Gesandter 
des  Königs  J^rome  von  Westfalen,  nach  Dres- 
den.   1810  trat  er  in  den  Ruhestand. 

Von  seinen  staatswissenschaftlichen  Schrif- 
ten in  Buchform  seien  genannt: 

Materialien  zur  Statistik  und  neuesten 
Staatengeschichte,  6  Hefte  incl.  Anhang,  Lemgo 
1777—1785.  —  Nachricht  von  der  neuesten 
Verfassung  der  Zünfte  in  Frankreich,  Kassel 
1778.  —  Entwurf  einer  verbesserten  Konstitu- 
tion der  Reichsstadt  Aachen^  Frankfurt  a.  M. 
1780.  —  Ueber  die  bürgerliche  Verbesserung 
der  Juden,  2  Teile,  Berlin  1781—83;  dasselbe, 
2.  Aufl.  mit  Anmerkungen  von  Kahle,  ebd.  1789. 
(Die  Schrift  erregte  Aufsehen,  bei  den  Juden 
selbst  aber  ein  ärgerliches ;  vergl. :  Freimütige 
Gedanken  über  die  vorgeschlagene  Verbesserung 
der  Juden,  von  einem  Juden,  Halle  1792.)  — 
Zu  der  Myliusschen  Uebersetzung  von  Neckers 
.Gompte  rendu  an  roi",  Berlin  1781  verfasste 
Dohm  die  Vorrede  und  die  erläuternden  An- 
merkungen. 

Er  jveröflfentlichte  folgende  staatswissen- 
schaftliche Schrift  in  der  Zeitschrift  „Teutsches 
Museum",  was  Dohm  in  Gemeinschait  mit  Boje 
seit  1776  herausgab:  „üeber  das  physiokratische 
System"  (vergl.  Teutsches  Museum,  Bd.  II, 
Stück  10,  Leipzig  1778,  S.  289—324:  dasselbe, 
Neudruck,  mit  Anmerkungen  von  Sonnenfels, 
Wien  1782.)  (Dohm  bekämpft  darin  die  Lehre 
Quesnays,  insbesondere  wendet  er  sich,  gegen 
das  Steuersystem  und  die  Klasse  der  unproduk- 
tiven Arbeiter  des  Physiokratismus.) 

Vergl.  über  Dohm:  J.  Mauvillon,  Physio- 
kratische Briefe  an  Herrn  Professor  Dohm, 
Braunschweig  1781.  —  W.  Gronau,  Dohm  nach 
seinem  Wollen  und  Handeln,  Lemgo  1824.  — 
Allgemeine  Litteraturzeitung,  Jahrg.  1828,  Er- 
gänzungsblatt Nr.  40,  Jena.  —  Ersch  u.  Gruber, 
I.  Sektion,  Teil  XXVI,  Leipzig  1835,  S.  295  ff. 
—  H.  d.  St.,  1.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  943  f. 

Lipper^. 


Domänen. 

A.  RechtsverhältuLBse  der  Domänen  (S.  186). 
B.  Domänen  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  (S.  194t. 

A.  BechtSTerhSltnisse  der 
DomSnen. 

L  Geschichte.  1.  Fränkisches  Keich.  2. 
Deutsches  Eeich.  3.  Landesherrliche  Territorien. 
4.  Uebergang  in  den  heutigen  Zustand.  IL  H  e  u  t  i  - 
ges  Recht  der  deutschen  Staaten.  5. 
Preussen.  6.  Bayern.  7.  Württemberg.  8.  König- 
reich Sachsen.  9.  Baden.  10.  Grossherzogtum 
Hessen.  11.  Grossherzogtum  Sachsen.  12.  Säch- 
sische Herzogtümer.  13.  Mecklenburg.  14. 
Andere  deutsche  Staaten. 

I.  Geschichte. 

1.  Fränkisches  Reich.  Auf  den  eraten 
Stufen  der  Entwickelung  des  sesshaften 
Staates  ist  ein  eigener  Grundbesitz  die 
wesentlichste,  wenn  nicht  die  einzige  regel- 
mässige Finanz(juelle.  Steuern  und  Abga- 
ben, bei  unentwickeltem  Geldwesen  nur  als 
Naturalleistungen  möglich,  treten  erst  später 
hinzu.  So  beruhte  auch  die  Kraft  der  frän- 
kischen Monarchie,  obwohl  sie  aus  dea 
Triiramem  des  Römerreichs  auch  einzelne 
steuerliche  Einrichtungen  gerettet  hatte, 
auf  einem  ausgedehnten,  wesentlich  der  Er- 
oberung entstammenden  Königsgute.  Zwi- 
schen Keichsgut  und  königlichem  Privatgut 
wurde  für  gewöhnlich  nicht  unterschieden, 
aber  die  üntrenabarkeit  des  Gutes  vom 
Reiche  zeigte  sich  darin,  dass  eine  Teilung 
des  Reiches  auch  stets  eine  Teilung  des 
Gutes  nach  sich  zog.  Alle  Einnahmen  dar- 
aus, teils  durch  unmittelbare  Bewirtschaf- 
tung für  den  Hof,  teils  durch  Verleihung 
gegen  Ab^ben  und  Dienste,  waren  Einnaii- 
men  des  Königs,  der  damit  die  Bedürfnisse 
der  königlichen  Familie  und  des  Hoflagers 
deckte,  während  die  sonstigen  öffentlichen 
BedilrtniBse,  namentlich  für  das  Heer,  durch 
Naturalleistung  der  ünterthanen  aufgebracht 
wurden.  Berühmt  ist  die  von  dem  Graf- 
schaftsverbande völlig  gelöste  Organisation 
der  Domänenverwaltung  durch  Karls  des 
Grossen  Ca]3itulare  de  vülis,  Domänenämter 
(fisci)  mit  iudices  (villici,  actores)  an  der 
Spitze,  unter  welchen  Meier  (maiores),  fore- 
starii,  cellerarii  die  örtliche  Verwaltung  hatten 
Die  Erträge  wurden  auf  Haupthöfen  gesam- 
melt und,  soweit  sie  nicht  in  r^atur  für  Ver- 
waltung und  Hofhalt  verwendet  wurden, 
verkauft.  Oberaufsicht  durch  die  Königsboten. 

2.  Deutsches  Reich.  Bei  der  Teilung 
des  Reiches  unter  Karls  Nachfolgern  fiel 
auch  dem  Deutschen  Reiche  ein  reicher  Be- 
stand an  Domänen  zu,  der  besonders  noch 
durch  die  Eroberung  slavischer  Gebiete  er- 
weitert wurde.  Auch  in  Deutschland  stand 
die  Verfügung  über  das  Reichsgut  dem 
Könige  ausschliesslich  zu,  doch  war  durch 
die  Eigenschaft  des  Reiches  als  Wahlreich 
die   Trennung   des   königlichen   Hausgutes 
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von  dem  Eeichsgute  geboten.  Durchgeführt 
wurde  sie,  nachdem  noch  das  Hausgut  der 
Karolinger  und  Ottonen  bei  Erlöschen  ihres 
Stammes  Reichsgut  gevorden  war,  unter 
den  salischen  und  staufischen  Königen.  Der 
Schvabenspiegel  (c.  104)  hebt  den  Unter- 
schied klar  hervor :  ist  daz  ein  kivnig  eigen 
hat,  so  er  erweit  wirt,  daz  glt  er  mit  rechte 
an  daz  liche,  ob  er  wil,  lat  aber  er  kint 
hinder  im,  div  erbeut  des  riches  gut  nüt, 
imde  stirbet  der  kivnig  one  kint,  unde  hat 
er  daz  eigen  nüt  gegeben  an  daz  riche,  so 
erben  ez  die  nehsten  erben.  Ygl.  c.  19  am 
Ende.  Von  vornherein  erforderte  indessen 
die  Ausstattung  der  weltlichen  Beamten 
(Herzoge  mid  Gri-afen)  wie  die  Dotation  der 
Bistümer  und  Kirchen  eine  umfassende 
Verwendung  von  Eeichsgut;  auch  das  zu 
er^torem  Zwecke  verwendete  blieb  bei  der 
Erblichkeit  der  Aemter  nur  scheinbar  in 
deo  Formen  des  Lehnrechts  ein  Eigentum 
d^  Reiches,  und  alle  die  centrifugalen 
Mächte,  welche  die  Kraft  und  Einheit  des 
Reiches  mehr  und  mehr  zerstörten,  die  An- 
massungen  der  Grossen,  ihnen  gegenüber 
das  Streben  der  Kaiser  nach  Begründung 
einer  eigenen  Hausmacht,  die  häiäige  Not- 
wendigkeit, die  Gunst  mächtiger  Geschlech- 
ter zu  erkaufen,  führten  auch,  und  mit 
nicht  geringer  Rückwirkung  auf  den  Be- 
stand des  Reiches  selbst,  zur  allmählichen 
Airflifeung  des  Reichsgutes.  Die  Versuche 
einzelner  kräftiger  Könige,  den  Usurpationen 
init  Gewalt  entgegenzutreten  {Konrads  II, 
in  Bayern,  Heinrichs  IV.  in  Sachsen,  Ru- 
dolfs L  u.  a.)  vermochten  den  Verfall  nicht 
Mntaozuhalten.  üeber  die  Einbusse  des 
Reiches  an  Grundbesitz  unter  den  letzten 
Staufem  vgl.  Frey,  Geschichte  des  könig- 
lichen Guts  in  Deutschland  unter  den  letz- 
ten Staiifern,  1881.  Eine  Selbstbewirtschaf- 
tung von  Domänen  fand  seit  dem  Interreg- 
num nicht  mehr  statt.  Die  Wahlkapitulation 
Karls  V.  und  der  westfälische  Friede  (J.  P. 
0.  c.  V  §  26)  untersagten  sogar  die  Wiedei- 
einlösungderReichspfandschaften;  das  Ver- 
sprechen der  Kaiser,  heimfallende  Lehen 
nicht  wieder  auszugeben,  wurde  nicht  ge- 
halten, und  bei  seiner  Auflösung  im  Jahre 
1SÖ6  hatte  das  Deutsche  Reich  keine  Do- 
mänen mehr. 

3.  Landesherrliche  Territorien.  Im 
Gegensatz  zum  Reiche  erstarkte  der  Domä- 
nenbesitz in  den  einzelnen  Territorien.  Er 
setzte  sich  zusammen  aus  den  ursprüng- 
lichen  Amtslehen  der  Herzöge  und  urafen, 
andern  g^en  Lehnsdienste  erworbenen 
Heichslehen,  angefallenen  Reichspfandschaf- 
ten:  aber  auch  das  allodiale  Vermögen  der 
füistlichen  Familien  floss  hiermit  zu  einer 
Masse  zusammen,  ebenso  wie  die  Landesherr- 
lichkeit aus  dem  erblich  gewordenen  Amte 
^nd  der  Qutsherrlichkeit  zugleich  hervorging. 


Einen  Zuwachs  erhielt  dieses  Vermögen  in- 
folge der  Reformation  in  den  protestantisch 
gewordenen  Territorien  durch  die  Säkulari- 
sation des  katholischen  Kirchenguts,  das 
nur  in  wenigen  dieser  Länder  grundsätzlich 
(aber  auch  dort  eben  nur  grundsätzlich) 
seiner  Bestimmung,  nunmehr  für  protestan- 
tische Kirchen-  imd  Schulzwecke,  als  ge- 
sonderte Masse  erhalten  blieb  (Württemberg, 
die  Braunschwei^- Lüneburgischen  Lande), 
meistens  aber  mit  dem  Kammergute  ver- 
schmolzen wurde.  Der  Zuwachs  hätte 
grösser  sein  können,  denn  nicht  bloss  in 
England  wurde  die  Henne  geschlachtet, 
welche  die  goldenen  Eier  gelegt  hatte. 
Eigentümer  des  Kammerguts  war  nach  der 
dem  patrimonialen  Staate  allein  möglichen 
Auffassung  der  Landesherr  oder  die  landes- 
herrliche Familie.  Aber  dieses  fürstliche 
Eigentum  hatte  eine  wesentlich  öffentlich- 
rechtliche Seite.  Schon  die  goldne  Bulle 
(c.  20  §  1)  sieht  die  Domänen  als  Pertinenz 
der  Landeshoheit  an;  bei  einem  Wechsel 
der  Dynastie  fielen  die  Domänen  regel- 
mässig nicht  an  die  Naclikommen  des  ver- 
drängten Fürsten,  sondern  an  den  neuen 
Landesherrn.  Das  17.  Jahrhundert  brachte 
aus  Frankreich  den  dort  schon  im  14.  Jahr- 
hundert anerkannten,  im  Jahre  1539  gesetz- 
lich ausgesprochenen  Grundsatz  von  der 
ünveräusserlichkeit  der  Domänen  nach 
Deutschland  und  im  Anschluss  daran  viel- 
fach die  Erhebung  der  Kammergüter  zu 
fürstlichen  Familienfideikommissen.  Fest- 
stehend aber  blieb,  dass  aus  dem  Ertrage 
der  Domänen  der  Landesherr  ausser  den 
Kosten  seiner  Hofhaltung  und  dem  Bedarf 
seiner  Familie  die  Kosten  der  Landesver- 
waltung in  erster  Reihe  zu  tragen  hatte. 
Ein  Besteuerungs  recht  der  Landesherren 
gegen  ihre  ünterthanen  wurde  reichsgesetz- 
Uch  erst  in  den  Reichstagsabschieden  von 
1530  und  1542  anerkannt  zur  Deckung  der 
Reichs-  und  Kreisbeiträge.  Durch  R.A.  von 
1654  wurde  es  auf  Steuern  zu  Zwecken 
der  Landesverteidigung  und  dergleichen 
ausgedehnt,  herkömmlich  trat  die  Prin- 
zessinnensteuer hinzu,  üebrigens  hatten 
die  Laudstände  das  Recht  der  Steuerbe- 
willigung;  Strube  (Anfcmg  des  18.  Jahr- 
hunderts) lehrt,  dass  in  Deutschland  ge- 
meiniglich die  landesherrlichen  Kammer- 
güter alle  Regierungsbeschwerden  tragen, 
die  Landstände  hingegen  nur  dann  bei- 
tragen müssen,  1)  wenn  sie  aus  den  Do- 
manialgeföUen  nicht  bestritten  werden  kön- 
nen, 2)  die  Reichsgesetze  solche  den  ünter- 
thanen auflegen,  3)  oder  selbige  sich  zu 
deren  Abfühnmg  verbindlich  gemacht  haben. 
Das  Recht  der  Landstände,  auch  an  der 
Erhebung  und  Verwaltimg  der  von  ihnen 
bewilligten  Steuern  sich  in  weitgehendem 
Masse  zu  beteiligen,  führte  zu  einer  doppel- 
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ten  Finanzverwaltung:  der  herrschaftlichen 
Kanunerkasse  und  der  landschaftlichen 
Steuerkasse,  auch  als  fürstlicher  und  Landes- 
fiskus, als  Fiskus  und  Aerar  oder  ähnlich 
unterschieden. 

Gegenüber  dem  Streben  der  Landstände, 
als  Bedingimg  von  Steuerbewilligungen  eine 
Mitwirkung  bei  der  Verwaltung  des  Kam- 
raergutes  zu  erlangen,  suchten  die  Fürsten 
ihre  Selbständigkeit  zu  wahren,  insbesondere 
einen  für  ihren  pei-sönlichen  Gebrauch  be- 
stimmten Teil  (1er  Kammergüter  f Scha- 
tullgüter) der  ständischen  Kontrolle  ganz 
zu  entziehen.  Immer  aber  blieb  die  emp- 
findliche und  für  die  Domänenverwaltung 
selbst  nachteilige  Lücke  im  Finanzwesen, 
dass  eine  Verpflichtung  der  Landstände 
zur  Deckung  eines  Deficits  der  Domänen- 
verwaltung nicht  bestand.  Nur  kräftigen 
absoluten  Regenten,  wie  denen  des  branden- 
biu'gisch-preussischen  Füi-stenhauses,  konnte 
es  gelingen,  den  Landständen  die  Bewilli- 
gim^  einzelner  permanenter  Steuern  abzu- 
gewmnen  und  mit  deren  Hilfe  und  durch 
weite  Ausdehnung  der  oft  den  Domänen- 
gütern selbst  zugerechneten  Regalien  einen 
einheitlichen,  von  den  Ständen  unabhängigen 
Staatshaushalt  herzustellen. 

4.  Uebergang  in  den  heutigen  Zu- 
stand. Die  moderne  Entwickelung  des 
Staatsbegriffs  als  einer  Regierende  und  Re- 
gierte zusammenfassenden  Einheit  und  die 
damit  verbundene  schärfere  Scheidung  des 
t)ffentlichen  imd  Privatrechts,  wie  noch 
mehr  die  der  Auflösung  des  Reichs  folgende 
veränderte  Staatenbildung,  und  demnächst 
die  Schaffung  von  Verfassun^taaten  im 
heutigen  Sinne,  machte  auch  eme  Ueberlei- 
tung  der  dem  Patrimonialstaate  eigenen 
schwankenden  Rechtszustände  der  Domänen 
in  die  neue  Staatsordnung  notwendig.  Nur 
in  Preussen  und  Oesterreich,  die  sich,  mit- 
gestützt auf  ihre  nicht  zum  Deutschen 
Reiche  gehörigen  Bestandteile,  schon  vor 
der  förmlichen  Auflösung  des  Reichs  zu 
einer  wesentlich  selbständigen  staatlichen 
Stellung  emporgearbeitet  hatten ,  war  es 
auch  schon  damals  möglich,  gesetzgeberisch 
(Pr.  Allg.  L.  R.  II,  14  §  11,  Oesterr.  Bürg. 
G.  B.  Art.  287)  auszuspreclien,  dass  die  Do- 
mänen Staatseigentum  seien,  mit  wel- 
chem Worte  allein  über  die  Zweckbestim- 
mung der  Erträge  füi'  die  Monarchen  einer- 
seits und  die  Staatsverwaltung  andererseits 
freilich  noch  nichts  entscJiieden  war.  Das 
entgegengesetzte  Extrem  rein  fürstlichen 
Privateigentums  an  den  Domänen  fand 
Anerkennung  gegenüber  den  durch  die 
Rheinbundakte  v.  12..  17.  Juli  1806  der  Sou- 
veränität der  Rheinbundstaaten  unterworfe- 
nen Fürsten,  Grafen  und  HeiTen.  Nach 
Art.  27  der  Rh.  B.  A.  sollen  die  Mediati- 
sierten   behalten   (conserveront) :    chacun 


comme  propri6t6  patrimoniale  et  privee  tous 
les  domaines  sans  exception.  Der  Billigkeit 
gegen  die  Mediatisierten,  weldien  dadurch 
ein  pekuniär  recht  reidilicher  Ersatz  für 
die  verlorene  Landesherrlichkeit  wurde,  wie 
der  historischen  Entstehung  des  Domänen- 
guts in  diesen  kleinen ,  wesentlich  aus 
Gnmdherrschaften  hervorgegangenen  Staats- 
gebilden mochte  das  an  sich  gewiss  ent- 
sprechen. Ob  es  sich,  was  oft  erörtert 
worden  ist,  auch  juristisch  rechtfertigte, 
zum  Nachteile  der  Territorien  und  der  sie 
übernehmenden  Staaten  die  gleich&dls  his- 
torisch begründete  Zweckbestimmung  des 
Domänenguts  zur  Bestreitimg  von  Staats- 
lasten ganz  in  Wegfall  zu  bringen,  scheint^ 
da  es  sich  immer  um  einen  Gewaltakt  han- 
delte, eine  ziemlich  müssige  Frage. 

In  den  aus  den  Umwälzungen  zu  An- 
fang dieses  Jahrhunderts  hervoi^gegangenen 
mittleren  und  kleinen  deutschen  Staaten  ist 
die  Neuregelung  des  Domänenrechts  viel- 
fach Gegenstand  heisser  Kämpfe  zwischen 
den  Fürsten  und  den  Landesvertretungen 
geworden,  die  teils  in  den  Verfassungs- 
lurkunden  ihren  Abschluss  gefunden,  teils 
darüber  hinaus  bis  in  die  neueste  Zeit  fort- 
gedauert haben.  Ein  die  Entscheidung  ohne 
weiteres  an  die  Hand  ^bender  gemeingil- 
tiger  Rechtssatz  lässt  sich  weder  aus  der 
geschichtlichen  Entwickelung,  die  beim 
Zurückgehen  auf  die  oft  dimfle,  aus  privat- 
rechtlichen und  staatsrechtlichen  Titeln  ge- 
mischte Erwerbsart  der  einzelnen  Domänen- 
bestandteile stets  zu  neuen  Zweifeln  führen 
müsste,  noch  aus  dem  Begriffe  und  den 
Bedürfnissen  des  Yerfassungsstaates  ablei- 
ten. Neben  den  unter  Voraussetzung  der 
Stabilität  der  neu  zu  ordnenden  Staatswesen 
zunächst  praktischen  Gesichtspunkten,  unter 
denen  die  Sorge  für  eine  ihrer  Stellung 
entsprechende  pekuniäre  Ausstattung  der 
Regenten  und  deren  Familien  in  den  klei- 
neren Staaten  naturgemäss  am  stärksten 
überwiegen  musste,  hat  der  Streit  oft  mehr 
als  nötig  sich  lun  die  mehr  formale  Frage 
gedreht,  ob  das  Eigentum  der  Domänen 
dem  regierenden  Hause  oder  dem  Staate 
zustehe,  teüs  aus  doktrinären  Gründen,  teils 
infolge  des  Strebens  der  um  die  Fortdauer 
der  Souveränität  ihrer  Häuser  besorgten 
Regenten  kleinerer  Staaten,  den  Domänen- 
besitz ihren  Häusern  für  alle  Fälle  mög- 
lichst zu  sichern.  Zumeist  dürfen  die  Streit- 
fragen jetzt  als  geordnet  angesehen  werden. 
An  Stelle  der  strengen  Unveräusserlichkeit 
ist  durchweg  eine  Mitwirkung  der  Stände 
bei  den  Veräusserungsgeschäften  zur  Wah- 
rung des  Gesichtspunktes  getreten,  dass  das 
Staatsvermögen  im  ganzen  nicht  vermin- 
dert werden  darf.  Soweit  die  Domänen  als 
fürstliches  Fideikommissvermö^en  anerkannt 
sind,  bestimmt  sich  die  Notwendigkeit  der  Mit- 
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Wirkung  der  Agnaten  zu  Veräusserungen  nach 
den  Haus-  und  allgeineinen  Landesgesetzen. 

Das  Bestehen  eines  reinen  Privatvermö- 
gens der  Segenten  neben  dem  Domänenver- 
mögen ist  unstreitig  überall  zulässig. 

üeber  die  Gestaltung  im  einzelnen  ist 
für  die  Bundesstaaten  des  neuen  Deutschen 
Reiche  folgendes  zu  bemerken: 

IL  Heutiges  Recht  der  deutschen 
Staaten. 

5.  Prenssen.  Nachdem  unter  Fried- 
rich I.  Lubens  (1700—1711)  Versuche,  die 
Domänen  in  Bauerngüter  zu  zerschiag-en 
und  zu  vererbpachten,  mit  gleicher  Härte 
gegen  die  Besitzer,  wie  sie  begonnen,  rück- 
gängig gemacht  waren,  vereinigte  das  Edikt 
inedrich  Wühelms  I.  v.  13.  August  1713 
die  Schatull-  und  gewöhnlichen  Kammer- 
güter zu  einem  der  Krone  und  Kur  inkor- 
porierten Domänengute,  stellte  die  »Inalie- 
nabiiität«  aller  Domänengüter  fest  und  be- 
stimmte zugleich  ans  den  Erträgen  eine 
feste  Summe  von  270000  Thlr.  für  die 
kt-niglicheSchatuüe  und  von  230  000  Thlr.  für 
den  Hofstaat  (von  Friedrich  II.  im  ganzen 
auf  220000  Thlr.  herabgesetzt).  Die  Yor- 
schrift  des  A.L.R.  (II,  14,  §  16),  dass  Do- 
mänengüter nur  »gegen  Schadloshaltung  des 
Staatesc  an  Privatbesitzer  gelangen  können, 
Inldet  den  üebergang  zu  dem  rrincip  der 
Veränsserlichkeit.  Die  Xot  der  Zeiten  führte 
zn  dem  mit  Zustimmung  der  Agnaten  und 
der  Provinzialstände  erlassenen  Hausgesetze 
V.  17.  Dezember  1808,  welches  bestimmt, 
da^  überVerausserung  von  Domänen  jeder- 
zdt  nur  die  Bedürfnisse  des  Staates  und 
die  Anwendung  einer  verständigen  Staats- 
wirtschaft entscheiden  sollen,  dass  aber,  ab- 
gesehen von  der  augenblicklichen  dringen- 
den Not  (Deckimg  von  45  Millionen  Tlür. 
damaliger  Schulden  und  der  Kontributionen 
an  Frankreich),  die  Veräusseningsurkunden 
ausser  dem  Souverän  auch  von  dem  Thron- 
folger und  von  dem  ältesten  Prinzen  des 
von  Friedrich  Wilhelm  I.  abstammenden 
Hauses  zu  vollziehen  seien,  eine  Vorschrift, 
di»?  für  die  Veräusserung  der  zur  Zeit  ihres 
Erlasses  vorhanden  gewesenen  Domänen 
nodi  in  Kraft  steht.  Nach  der  Säkularisa- 
tion der  geistlichen  Güter  (Edikt  v.  30.  Ok- 
tober 1810)  und  nachdem  infolge  der  Frie- 
densschlüsse von  1814  und  1815  die  Do- 
inänen  in  den  neu-  und  wiedererworbenen 
Undesteüen  hinzugetreten  waren,  erging 
&  V.  V.  17.  Januar  1820  »wegen  künftiger 
Behandlung  des  gesamten  Staatsschulden- 
Lesens«.  Danach  soll  aus  dem  Ertrage  der 
^fliehen  damals  vorhandenen  Domänen, 
Forsten  und  säkularisierten  Güter  eine  Jah- 
resreate  von  2V2  Millionen  Thli\  (der 
Kronfideikommissfond)  vorweg  ent- 
glommen werden,  aus  dem  alle  Bedürfnisse 


des  königlichen  Hauses,  die  Apanagen,  der 
Unterhalt  der  königlichen  Schlösser  und 
Gärten  u.  s.  w.  zu  bestreiten  sind,  was  Art. 
59  der  Verf.  ürk.  bestätigt  (im  Staatshaus- 
haltsetat erscheint  deslialb  die  Domänenein- 
nahme unter  Abrechnung  jener  7  ^'2  Millionen 
Mark).  Im  übrigen  wurden  die  Domänen 
für  die  gesamte  damalige  verzinsliche  Staats- 
schuld von  rund  180  Millionen  Thlrn.  der- 
art verpfändet,  dass  zur  Verzinsung  und 
Tilgung  dieser  Schuld  die  Einkünfte  der 
Domänen  wie  der  Erlös  aus  Domänenver- 
käufen, Ablösung  von  Domänenrenten  u.  9. 
w.  unter  besonderer  Kontrolle  der  »Haupt- 
verwaltung der  Staatsschulden«  verwendet 
werden  sollten.  Das  Nähere  interessiert 
kaum  mehr,  da  der  Rest  der  alten  Staats- 
schuldscheine am  1.  April  1898  nur  noch 
12  V2  Millionen  Mark  betrug  und  bis  dahin 
1900  ganz  getilgt  sein  wird.  —  Die  ferner 
in  der  Bulle  De  salute  animarum  v.  16.  Juni 
1821  in  Aussicht  genommene  SichersteUung 
der  staatlich  zugesagten  Dotation  der  Bis- 
tümer durch  Belastung  der  Staatsforsten 
mit  Grundzinsen  ist  nicht  in  Ausführung 
gekommen.  —  Das  geordnete  Finanzwesen 
eines  Grossstaates  macht  die  Bestellung  be- 
sonderer Sicherheiten  für  CiviUiste  und 
Staatsschulden  entbehrlich.  Es  liat  daher 
eine  Verpfändung  von  Domänen  weder 
für  die  Erhöhung  der  Civilliste  in  den  Jah- 
ren 1859,  1868  und  1889  noch  für  später 
kontrahierte  Schulden  stattgefunden.  Die 
Veräusserung  von  Domänen,  soweit 
nicht  noch  für  die  vor  1808  erworbenen  das 
Hausgesetz  von  1808  Anwendung  leidet 
noch  auch  bis  zur  vollen  Tilgung  der  älteren 
Schuld  eine  Mitwirkung  der  Staatsschulden- 
Verwaltung  geboten  ist,  also  namentlich 
auch  die  Veräusserung  der  durch  die  Ge- 
bietserweiterungen von  1866  neu  erworbe- 
nen, durch  die  V.  v.  5.  Juli  1867  in  ihren 
Rechtsverhältnissen  denen  in  den  älteren 
Provinzen  gleichgestellten  Domänen  erfolgt 
giltig  unter  Genehmigung  des  Ressortmi- 
nisters. Dieser  hat  die  königliche  Genehmi- 
gung einzuholen.  Dritten  aber  nicht  nach- 
zuweisen. Die  verfassungsmässige  Mitwir- 
kung des  Landtages  erfolgt  durch  die  Ge- 
nehmigung des  den  Erlös  aus  Domänenver- 
äusserungen  als  Einnahmeposition  enthal- 
tenden Staatshaushaltsetats  und  durch  Prü- 
fung der  Staatshaushaltsrechnungen.  (Staats- 
haushaltsges.  v.  11.  Mai  1898  §§  2,  47).  Die 
Besteuerung  der  Domänen  und  des 
Staatseinkommens  daraus  zu  Gunsten  der  Ge- 
meinden ist  geordnet  in  den  §§  24,  33,  44  des 
Kommunalabgabengesetzes  v.  14i  Juli  1893, 
wegen  der  Besteuerung  zu  Gunsten  derKi-eise 
und  Provinzen  vgl.  §  91  dieses  Gesetzes  in 
Verbindung  mit  §  41  der  Kreisordnung  (Fas- 
sung V.  19.  März  1881)  und  §  107  der  Pro- 
vinzialordnung  (Fassung  v.  22.  März   1881) 
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Die  Verwaltung  der  Domänen  ressor- 
tierte  seit  dem  Patent  v.  26.  Dezember  1808 
über  die  veränderte  Verfassung  der  obersten 
Staatsbehörden  vom  Finanzministerium,  war 
vorübergehend  1835 — 1848  dem  Ministerium 
des  königlichen  Hauses  zugeteilt  und  ist 
durch  Erlass  v.  7.  August  1878  dem  Mi- 
nisterium filr  landwirtschaftliche  Angelegen- 
heiten, seitdem  Ministerium  für  Landwirt- 
schaft, Domänen  und  Forsten,  übertragen 
worden,  bei  welchem  wegen  der  verschie- 
denartigen Wirtschaftsweise  besondere  Ab- 
teilungen für  die  Domänen  und  füi*  die 
Forsten  bestehen. 

Das  aus  säkularisiertem  Kiixjhengute  ge- 
bildete hannoversche  Klosterkammergut  ist 
auch  nach  der  Neuordnung  Hannovers  sei- 
nem bisherigen  Zwecke  als  selbständige, 
zum  Ressort  des  Kultusministeriums  gehörige 
Vermögensmasse  erhalten  geblieben. 

Nicht  zu  den  Staatsdomänen  gehören 
das  königliehe  Hausfideikommiss  und  das 
königliche  prinzliclie  Familienfideikommiss. 
Die  darin  enthaltenen  Güter  sind  Privat- 
eigentum des  königlichen  Hauses  und  wer- 
den unter  dem  Ministerium  des  königlichen 
Hauses  von  der  königlichen  Hofkammer  der 
königlichen  Familiengüter  verwaltet.  Völlig 
freies  Privateigentum  des  Königs  für  seine 
Pei-son  ist,  was  der  König  vor  der  Thi'on- 
besteigung  besessen  hat  oder  nach  derselben 
aus  Ersparnissen  der  Civilliste  oder  sonst 
j)rivatrechtlichen  Titeln  erwirbt. 

6.  Bayern.  Der  öffentlichrechtliche  Cha- 
i-akter  der  Domänen  wurde  seit  Mitte  des 
vorigen  Jahrhimderts  mehr  und  melir  zur 
Geltung  gebracht.  Ki*eittmayr  bezeichnet 
die  Kamraergüter  als  solche,  die  der 
Landesherr  nicht  titulo  vel  im-e  mere  pri- 
vate, sondern  iure  publice  und  als  Landes- 
herr zu  seinem  und  seines  Hof  Unter- 
halt geniesst.  Die  Berechtigimg  zu  dieser 
Auffassung  wuchs  durch  die  Erwerbung 
grosser  Teile  des  Kammergutes  aus  Landes- 
mitteln, aus  welchen  z.  B.  die  Abfindung 
der  Kurfiirstin  Maria  Antonie  von  Sachsen 
für  Verzicht  auf  ihre  Erbansprüche  an  das 
altbayerische  Familiengut  gezahlt  wunle 
(Teschener  Konvention  v.  13.  Mai  1779). 
Die  förmliclie  Umwandlung  dos  Kammergutes 
in  Staatsgut  erfolgte,  wenn  auch  noch  unter 
der  privatrechtlichen  Formel  des  Fidei- 
kommisses,  durch  dieDomanial-Fideikommiss- 
Pragmatik  des  Kui-hauses  Pfalz-Bayern  vom 
20.  Oktober  1804,  welche  zugleich  die  Ver- 
äusserung  verbot  und  die  Vindikation  un- 
gültig geschehener  Veräusserungen  ordnete. 
In  emem  bei  dem  veränderten  Staatsrecht 
fast  gedankenlos  erscheinenden  Wortan- 
schluss  an  die  Pragmatik  bestimmt  die  Ver- 
fassimgsiu-kunde  vom  26.  Mai  1818,  Tit.  III, 
S  1 :  >l)er ganze  Umfang  des  Königreichs 
Bayern  bildet  eine  einzige,  unteilbare,  un- 


veräusserliche Gesamtmasse  aus  sämt- 
lichen Bestandteilen  an  Landen,  Leuten  (!), 
Hen'schaften,  Gütern,  Regalien  und  Renten 
mit  allem  Zubehör.  Auch  alle  neuen  Er- 
werbungen (des  kgl.  Hauses)  aus  Privattitelu, 
an  unbeweglichen  Gütern,  .  .  .  wenn  der 
erste  Erwerber  während  seines  Lebens  nicht 
darüber  vei*fügt  hat,  kommen  in  den  Erln 
gang  des  Mannesstammes  und  werden  als 
der  Gesamtmasse  einverleibt  angesehen. 
Auch  die  weiteren  Bestimmungen  lassen  an 
Unklarheit  nichts  zu  wünschen.  Zu  dem 
»auf  ey>'ig  unveräusserlichen«  Staatsgut 
werden  wörtlich  sogar  die  vorhandenen 
Vorräte  an  barem  Gelde  in  der  Staatskas^^e 
oder  an  Naturalien  bei  den  Aemtem  ge- 
rechnet Als  Veräusserungen  sind  al)er 
nicht  anzusehen  (§  6)  alle  Staatshandlungen 
des  Monarchen,  welche  innerhalb  des  ihm 
zustehenden  Regierungsrechts  (?)  nach  dem 
Zwecke  und  zur  Wohlfahrt  des  Landes  ül)er 
Stamm-  und  Staatsgüter  vorgenommen  wer- 
den, sowie  alle  einzelnen  Veräusserungen 
und  Veränderungen,  welche  bei  den  Staats- 
gütern, dem  Staatszwecke  gemäss  und  nach 
richtigen  Grundsätzen  der  fortschreitenden 
Staats wii  tschaft  »für  gut  befunden  wei-den c  (1 ). 
Auch  die  älteren  Vorschriften  über  Anfech- 
tung verbotener  Veräussenmgen  sind  nicht 
aufgenommen  worden.  Der  Sinn  der  Vor- 
schriften ist,  dass  werbendes  Staatsveraiögen 
nicht  ohne  Ersatz  veräussert  werden  soll, 
damit  (§  7)  »die  Staatseinkünfte  nicht  ge- 
schmälert werden«. 

Die  schon  im  Jahre  1799  »mit  aUer  Voi- 
schwiegenheit«  »zur  Rettung  des  Staates 
»von  äusserster  Staatsgewalt  wegen«  be- 
gonnene imd  auf  Gnmd  des  Reichsdeputa- 
tions-Hauptrezesses  vollständig  durchge- 
führte Einziehung  des  Klosten'ermögens  hat 
wegen  schlechter  Geschäftsftihnmg  der  da- 
mit beauftragten  Kommission  nicht  die 
vollen  erhofften  Früchte  getragen.  Einen 
weiteren  Zuwachs  füi*  das  Staatsgut  bildete 
das  VeiTuögen  des  im  Jahre  1808  endgültig 
aufgehobenen  Johanniterordens. 

Auf  die  Staatsdomänen  radiziert  ist 
nach  dem  Gesetz  vom  Juli  1834  die  Civil- 
liste; zu  dieser  gehört  ausser  der  festen 
Jahresrente  auch  ein  festes  Inventar  an  Ge- 
bäuden und' Grundstücken,  welches  Eigen- 
tum des  Staates  verblieben  ist. 

Die  Verwaltung  der  Domänen,  unter 
denen  nur  die  Staatsforsten  noch  erhebliche 
Bedeutung  haben,  erfolgt  durch  die  zu- 
ständige Abteilung  des  Ministeriums  der 
Finanzen. 

7.  Württemberg.  Neben  dem  von  al- 
ters nächst  der  Deckung  der  Privatbedürf- 
nisse der  herzoglichen  Familie  auch  zur 
Bestreitung  wirklicher  Staatsausgaben  die- 
nenden Kammergute  gründete  Herzog 
Eberhard    111.     aus     seinen    Erwerbungen 
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il6W,  1674)  ein  durch  die  »Kammerschrei- 
lierei'-  besonders  verwaltetes  engeres  Fidei- 
koDuniss.  dessen  Einkünfte  als  ausschliess- 
liches Familienvermögen  an  dem  eigentlichen 
Staatsaiihs'ande  nicht  teilnahmen.  Das  nach 
der  Reformation  eingezogene  katholische 
Kirchengut  sollte  nach  der  Kirchenordnung 
von  1559  und  dem  Landtagsabschiede  von 
1565  für  evangelische  Kirchen-  und  Schul- 
zvecke  besonders  erhalten  bleiben,  nur  ein 
ttwaiger  üeberschuss  sollte  zu  anderen 
I^ndesausgaben  verwendet  werden  dürfen. 
)Iit  der  gewaltsamen  Aufhebung  der  alten 
vüittembergischen  Verfassung  im  Jahre 
lS(j5  verloren  die  3  Komplexe  des  Kammer-, 
Kammerschreiberei-  und  Kirchengutes  ihre 
Selbständigkeit  und  wnuxien  der  freien  Yer- 
valtimg  und  Verfügung  des  nunmehr  abso- 
luten Königs  unterstellt.  In  den  Kämpfen 
um  WiederhersteUmig  der  württembergi- 
jchen  Verfassung  seit  1815  war  die  Frs^e 
der  Neuordnung  dieser  Verhältnisse  eine 
der  wesentlichsten.  Sie  ist  geregelt  durch 
|ji$  1C*2— 110  der  Verf.-Urk.  v.  25.  September 
lsl9.  Die  ebendort  §  77  zugesagte  geson- 
derte Verwaltung  des  evangelischen  Kirchen- 
gutes ist  indessen  nicht  ins  Leben  getreten, 
und  es  werden  jetzt  unterschieden:  1)  Das 
Kammergut:  sämtliche  zu  dem  vormaligen 
Familienfideikommiss  gehörigen  und  vom 
KOnig  neu  erworbenen  Grundstücke,  Gefälle 
und  nutzbaren  Rechte  mit  Ausnahme  des 
Hofdomänenkammergutes.  Es  bildet  ein 
vom  Königreiche  unzertrennliches  Staatsgut ; 
'^s  haftet  darauf  die  Verpflichtung,  neben 
Jeu  persönlichen  Bedürfnissen  des  Königs 
als  Staatsoberhaupt  und  der  Mitglieder  des 
königlichen  Hauses  (Civilliste  und  Apanage) 
auch  den  Aufwand  der  Staatsverwaltung 
zu  bestreiten.  Die  Deckung  dieses  Auf- 
wandes durch  Steuern  ist  nach  formalem 
Rechte  (§  109)  nur  subsidiär.  Die  Verwal- 
tung geschieht  durch  die  dem  Finanzminis- 
terium unterstehende  Oberfinanzkammer,  der 
Grundstock  ist  in  seinem  wesentlichen  Be- 
stände zu  erhalten  und  dai'f  ohne  Einwilli- 
gung der  Stände  nicht  durch  Veräusserung 
f-^ler  Bekfitung  vermindert  werden.  Ceber 
geringfügigere,  imVerwaltungswege  zulässige 
Veräusserungen  und  die  Wiederverw^endung 
J«j  Erlöses  ist  den  Ständen  jährlich  Rech- 
nung zu  legen.  2)  Das  Hofdomänen- 
kammergut,  entsprechend  dem  ehemali- 
gen Kammerschreibereigute,  als  das  von  der 
Hofdomänenkammer  verwaltete  Privateigen- 
tum der  königlichen  Famihe.  Der  König 
tat  m  Bezug  auf  Nutzung  und  Substanz 
T^esentheh  die  Stellung  eines  jeden  Inhabers 
f-ines  Familienfideikommisses.  Dasselbe 
sjenert  zu  den  Landeslasten  und  seit  dem 
'j-  V.  18.  .Juni  1849  auch  zu  den  Gemeinde- 
■Uii]  ähnüchen  Lasten  wie  jedes  Privatgut. 
•>J  Aus  dem  Kammergut  zu  1)  sind  zur  Eta- 1 


blierung  einer  der  königlichen  Würde  an- 
gemessenen Hofhaltung  gewisse  Immobilien 
(Schlösser  u.  dergl.)  tmd  Mobilien  als 
Krondotation  ausgescliieden  w- orden,  aber 
Staatseigentum  geblieben.  Dem  regierenden 
Könige  steht  die  Nutzung  neben  dem  Be- 
züge der  Civilliste  zu. 

8.  Königreich  Sachsen.  Die  Verf.-Urk. 
V.  14.  Dezember  1831  rechnet  das  »könig- 
liche Domänengut«  zum  Staatsgute, 
dessen  Träger  der  König  als  Staatsoberhaupt 
ist,  das  durch  die  Staatsfinanzbehörden  ver- 
waltet wird  und  in  seinem  wesentlichen 
Bestände  erhalten  werden  soll.  Ueber 
wirtschaftliche  Veränderungen  im  einzelnen 
ist  dem  Landtage  alljähi^lich  Rechnimg  zu 
legen.  Den  Hauptbestandteil  des  Domänen 
gutes  bilden  die  Forsten,  auf  deren  Ver- 
mehrung Bedacht  genommen  wird,  wogegen 
auf  allmähliche  Veräusserung  der  volks- 
wirtschaftlich für  Sachsen  wenig  bedeuten- 
den Oekonomiegüter  hingestrebt  wird.  Die 
Nutzung  der  Domänen  ist  dem  Staate  jedoch 
nur  als  Aequivalent  füi*  die  beim  jedesma- 
ligen Thronw^echsel  zu  verabschiedende 
Civilliste  und  niu*  auf  so  lange  überwiesen, 
als  eine  Ci^'ilhste  von  mindestens  Va  Mil- 
lion Thalern  jährlich  bewilligt  wird.  In 
Anrechnung  auf  die  Civilliste  kann  der 
König  einzelne  Domänen  in  eigene  Benutzung 
nehmen;  bestimmte  Schlösser,  Paläste  etc. 
sind  seiner  Benutzung  neben  der  Civüliste 
reser\iert.  Das  neben  den  Domänen  und 
zwar  als  Eigentum  des  königlichen  Hauses 
bestehende,  aber  vom  Lande  untrennbar 
auf  jeden  rechtmässigen  Regenten  überge- 
hende und  nur  wie  das  Staatsgut  veräusser- 
liche  Hausfideikommiss  enthält  keinen 
Grundbesitz,  sondern  wesentlich  das  Pracht- 
mobiliar der  Schlösser  und  die  Kunstsamm- 
lungen. Ueber  sein  Privatvermögen  kann 
der  König  unter  Lebenden  frei  verfügen, 
auf  den  Todesfall  jedoch  nur  über  das,  was 
er  vor  dem  Regierungsantritt  besass  und 
über  dessen  Ei-ti-ägnisse.  Sow-eit  über  das 
Privatvermögen  auf  den  Todesfall  nicht  ver- 
fügt ist  oder  nicht  verfügt  werden  darf, 
fällt  es  beim  Todesfall  des  Königs  zum 
Hausfideikommiss. 

9.  Baden.  Die  Verfassung  v.  22.  Sep- 
tember 1818,  §  59,  bestätigt,  dass  die  Do- 
mänen »nach  anerkannten  Gnmdsätzen  des 
Staats-  und  Fih-stenrechts«  unstreitig  Eigen- 
tum des  Regenten  und  seiner  Fa- 
milie seien  und  bleiben,  dass  aber  der  Er- 
trag ausser  der  darauf  radizierten  Civilliste 
und  anderen  aufliaftenden  Lasten,  so  lange 
nicht  die  Unterthanen  diu^ch  Herstellung 
der  Finanzen  erleichtert  werden  können, 
der  Bestreitung  der  Staatslasten  ferner  be- 
lassen werden  soll.  Dementsprechend  wer- 
den die  sämtlichen  »Kameraldomänen« 
durch  die  staatliche  Domänendirektion  ver- 
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waltet  und  die  Einkünfte  zur  Staatskasse 
gezogen.  Erhebliche,  über  blosse Verwaltungs- 
massregeln  hinausgehende  Veräusserungen 
sind  nur  unter  Zustimmung  des  Landtages 
gegen  Wiederverwendung  des  Erlöses  zu- 
lässig. Geschieden  von  den  Domänen  sind 
einerseits    das   Fideikommissvermögen    der 

f rossherzoglichen  Familie  und  das  freie 
rivatvermögen  des  Grossherzogs,  andrer- 
seits das  Staatsverwaltungs- Vermögen,  der 
»Staatsgrundstock«.  Ob,  weil  die  Verfassung 
vom  Grossherzog  Karl  einseitig  verliehen 
ist,  noch  auf  die  älteren  Rechtsverhältnisse 
zurückgegriffen  und  nach  diesen  eine  Teilung 
der  Domänen  zwischen  dem  Landesherm 
und  dem  Lande  angestrebt  werden  kann, 
ist  eine  bisher  nur  theoretisch  aufgeworfene 
Streitfrage. 

10.  Urossherzogtuiii  Hessen.  Schon 
vor  der  Verfassung  von  1820  galt  der 
Grundsatz,  dass  der  Ertrag  der  Domänen 
nicht  bloss  zu  dem  persönlichen  Aufwände 
des  Regenten,  sondern  auch  zu  den  Landes- 
bedürfnissen zu  verwenden  sei.  Die  Landes- 
schulden  waren  auf  die  Domänen  radiziert. 
Der  Ali:.  6  der  Verf.-ürk.  v.  17.  Dezember 
1820  vollzog  eine  Teilung  der  Domänen 
dahin,  dass  ein  Drittel  sämtlicher  Domänen 
(nach  dem  Ertrage)  an  den  Staat,  zum  Zwecke 
der  Schuldentilgung  durch  allmählichen  Ver- 
kauf, abgegeben  wurde.  Die  Ausscheidung 
dieses  Drittels  war  im  Jahre  1811  im 
wesentlichen  vollendet.  Die  beiden  übrigen 
Drittel  bilden  das  »schuldenfreie,  unver- 
äusserliche« Familieneigentum  des  gi-oss- 
herzoglichen  Hauses,  dessen  Einkünfte  zu 
Staatsausgaben  unter  der  Bedingung  zu  ver 
wenden,  dass  die  Bedürfnisse  des  grossher 
zoglichen  Hauses  und  Hofes  (CiviUiste, 
Apanagen)  auf  sie  vorzugsweise  radiziert 
sind.  In  den  Grundbüchern  und  Steuerka- 
tastern werden  diese  Teile  als  ^>Grossher- 
zogtimi,  Landeseigentum«  und  -> grossherzog- 
liches Haus,  Familieneigentum«  geschieden. 
Zu  Belastungen  und  Veräussenmgen  auch 
des  letzteren  bedarf  es,  soweit  solche  nicht 
als  blosse  Verwaltungsmassregeln  anzusehen, 
der  Einwilligung  der  Landstände. 

11.  Grossherzogtnm  Sachsen.  Die  im 
Jahre  1848  proklamierte  Vereinigung  des 
Kammervermögens  mit  dem  landschaft- 
lichen Vermögen  ist  durch  Verabschiedung 
mit  dem  Landtage  des  Jahres  1854  rück- 
gängig gemacht ;  das  Kammergut  ist  danach 
auch  jetzt  »grossherzogliches  Kammen^er- 
mögen«  ohne  Scheidung  der  Eigenschaft 
des  Grossherzogs  als  Chef  des  Fürstenhauses 
und  als  Staatsoberhaupt;  die  Verwaltung 
geschieht  aber  nach  V.  v.  4.  Mai  1854  durch 
die  Staatsbehörden,  die  Einkünfte  fliessen 
nach  Vorabzug  einer  Ci\illiste  in  die 
Staatskasse. 

12.  Sächsische  Herzogtümer.    In  den 


aus  den  Teilungen  im  Sachsen-Gothaisehen 
Gesamthause  schliesslich  hervorgegangenen 
drei  sächsischen  Herzogtümern  ist  der  Do- 
mänenstreit zwischen  den  Landständen  und 
den  Regenten  nebst  den  Agnaten  des  Ge- 
samthauses am  lebhaftesten  und  längsten 
geführt  worden ;  für  Sachsen-Meiningen  ins- 
besondere hat  er  eine  eigene  juristische 
Litteratur  hervorgerufen.  InSachsen-C  o- 
burg  und  Gotha  sind  nunmehr  die  Do- 
mänen als  fideikommissarisches  Eigentum 
des  herzoglichen  Gesamthauses  anerkannt, 
deren  Besitz  sich  in  jedem  Specialhause 
zusammen  mit  der  Thronfolge  vererbt;  die 
Landtage  wirken  bei  der  \erwaltung,  ins- 
besondere bei  Veräussenmgen  einzelner 
Teile,  mit;  von  den  Erträgen  sind  bestimmte 
Teile  oder  Summen  für  die  Bedürfnisse  des 
Herzogs  und  seines  Hauses  vorweg  ausge- 
wiesen, der  Rest  wird  zu  Staatsausgaben 
verwendet.  In  Coburg  gebührt  (G.  v. 
19.  Dezember  1846)  dem  Herzog  die  Hälfte, 
die  andere  Hälfte  der  Staatskasse;  die  Do- 
mänen sind  von  Grundsteuer  befreit,  solange 
der  Staat  einen  Anteil  an  den  Einkünften 
hat;  in  Gotha  nach  dem  G.  v.  1.  Mäi*z 
1885  (mit  Zuziehung  der  Agnaten  zustande 
gekommen,  nachdem  diese  gegen  das  Staats- 
grundgesetz V.  26.  März  1849  protestiert 
hatten,  welches  das  beträehtliclie  Kam  nier- 
und Domänenvermögen  für  Staatsgut  erkläite) 
gebühren  dem  Herzog  vorweg  100000  Thaler, 
demnächst  30 000 Thaler  zu  den Staatsven^al- 
tungskosten,  der  üeberschuss  wiitl  zwischen 
Herzog  und  Staatskasse  gleich  geteilt.  Als 
ein  für  Coburg  und  Gotha  gemeinschaft- 
licher Domänenbesitz  ist  nach  dem  Krieche 
von  1866  der  Schmalkaldener  Wald 
hinzugetreten.  Durch  Staatsvertrag  vom 
14.  September  1866  übertrug,  bevor  das 
Kurfili'stentum  Hessen  dem  preussischeu 
Staate  diu'ch  das  hierzu  verfassungsmässig 
erforderUche  Gesetz  einverleibt  worden  war, 
der  König  von  Preussen,  »geleitet  von  dem 
AVunsclie,  seiner  Hoheit  dem  Hei-zog 
von  Sachsen-Coburg  und  Gotha  für  die  im 
Laufe  der  letzten  kriegerisdien  Ereignisse 
gebrachten  Opfer  eine  Entschädigung  zu 
gewähren  und  zugleich  einen  Beweis  des 
Anerkenntnisses  der  getreuen  Bundesge- 
nossenschaft zu  geben«,  die  Forsten  des 
vormals  kurhessischen  Kreises  Schmalkalden 
an  den  Herzog  »in  der  Eigenschaft  eines  inte- 
grierenden Bestandteiles  des  Domänengutes  in 
den  Herzogtümern  Coburg  und  Gotha,  mit- 
hin als  fideikommissarisches  Privateigentum 
des  herzoglich  Sachsen-Gothaischen  Gesamt- 
hauses«. Der  Herzog  übernahm  damit  die 
Verbindlichkeit,  seinen  Staatsangehörigen 
die  Schäden  und  Kosten  des  Krieges  zu 
vergüten.  Durch  herzogliche  V.  v.  6.  Sei>- 
tember  1866  ist,  insolange  das  herzogliche 
Haus  regiert,   die   Hälfte   des   Reinerti-ages 
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den  Staatskassen  von  Coburg  und  Gotha  zu 
gHchen  Teilen  überwiesen;  im  Falle  der 
Mediatisiening  sollen  die  Erträge  ganz  dem 
jeweiligen  Herzoge  gehören.  Dem  Landtage 
lA  eine  Mitwirkung  wie  bei  den  alten  Do- 
mänf  n  nicht  eingeräumt  worden.In  Sachsen- 
3feiningen  hatte  die  Verf.-ürk.  v.  23.  Au- 
pist  1829  die  Domänen  für  Eigentum  des 
iif^rzoglichen  Hauses  erklärt,  ein  Gesetz  von 
1831  die  Eigentumsfrage  offen  gelassen,  das 
G.  V.  23.  Mai  1849,  nachdem  eine  Fixierung 
des  Anteils  des  Landes  an  den  Einnahmen 
nur  vorübergehende  Dauer  gehabt  hatte, 
(iie  Domänen  für  Staatseigentum  erklärt  und 
(lern  Herzog  eine  Civilliste  ausgesetzt.  Da- 
2>^gen  protestierten  die  Agnaten.  Das  G. 
V.  H.  Juni  1854  behielt,  übrigens  das  Eigen- 
tum des  herzoglichen  Hauses  anerkennend, 
d^m  Schiedsspruch  eines  obersten  deutschen 
Gerichtes  die  Ausscheidung  einzelner  Be- 
>tanclt^ile  als  Landeseigentum  vor.  Der 
Vei^leichsvorschlag  des  dieserhalb  um 
schiedsrichterliche  Entscheidung  angerufenen 
'Jberappellationsgerichts  zu  Dresden  fülirte 
zu  dem  den  IVieden  herstellenden  G.  v. 
2^1  Juli  1S71.  Dasselbe  geht,  den  prak- 
tischen Gesichtspunkt  in  den  Vordergrund 
stpllend,  davon  aus,  dass  das  gesamte  Do- 
mänenvermogen  ohne  Unterschied  seiner 
Entstehung  und  seines  Erwerbes  und  un- 
beschadet seiner  staatsrechtlichen 
Eigenschaft  alsEigentum  des  her- 
zoglichen Hauses  oder  als  Landes- 
eigentum, bestimmt  sei,  den  Aufwand 
für  den  herzoglichen  Hof,  die  Familie  und 
'J^^n  gesamten  herzodichen  Haushalt  zu  be- 
streiten und  einen  Teil  des  Betrages  zur 
Deckung  der  Staatsbedürfnisse  zu  gewähren. 
Nach  Yorabzug  von  230000  Gulden  für  den 
jährlichen  Gesamtaufwand  des  herzoglichen 
Hauset?  wird  der  Eeinertrag  zwischen 
Herzog  und  Staatskasse  gleich  geteilt.  Zu 
fe^willigen  Veräusserungen,  zu  grösseren 
Erwerbungen,  zu  ßelastimgen  und  zur  Fest- 
stellung des  üomänenetats  hat  der  Landtag 
zuzustimmen.  Alles  dieses  gilt,  so  lange 
das  meiningensche  Specialhaus  oder  das 
eothaische  Gesamthaus  an  der  Regierung 
bleibt.  Für  den  Fall  der  Mediatisierung 
erhält  das  meiningensche  Specialhaus  als 
fideikommissarisches  Privateigentum  ^/s,  das 
Herzogtum  als  Landeseigentum  '-/s.  Die 
Auscheidung  dieser  Anteile,  für  welche 
Htende  Vorschriften  gegeben  sind,  kann 
jederzeit  beantragt  werden,  ist  aber  bisher 
von  keinem  Teile  in  Anspruch  genommen 
worden.  In  Sachsen-Altenburg  hat  mit 
agnatischer  Zustimmung  eine  definitive  Tei- 
lung durch  G.  v.  29.  April  1874  schon  statt- 
gefunden: dem  Lande  ist  ^/s,  dem  Hause 
ßind  2/3  zugefallen,  an  welchen  dem  Re- 
?eaten  die  Hechte  des  fideikommissarischen 
Besitzers  zustehen,  solange  ein  Glied  des 
üftudwörterbnch  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


gothaischen  Gesamthauses  über  Alteubiu^ 
regiert.  Zu  Substanzverminderungen  auch 
des  Fideikommisses  ist  die  Zustimmung  der 
Landschaft  des  Herzogtums  erforderlich. 

13.  Mecklenburg.  Die  in  beiden  Mecklen- 
burg noch  heute  geltende  landständische 
Verfassung  beruht  auf  der  Grundlage  des 
»echten«  (mit  grundherrlichen  Befugnissen 
ausgestatteten)  Eigentums  in  seiner  Dreitei- 
lung als  Domanium,  ritterschaftlicher  und 
landschaftlicher  (d.  i.  städtischer)  Gnmd- 
besitz.  Das  2/5  des  Landes  umfassende 
Domanium  ist  in  beiden  Grossherzogtümem 
Eigentum  des  füi-stlichen  Hauses,  das  nicht 
gemindert  noch  veräussert  werden  darf 
und  auf  dem  die  Last  der  fürstlichen  Haus- 
und Hofhaltung  wie  der  Kostenbestreitung  des 
Landesregiments  ruht.  Der  Landesherr  ver- 
einigt in  Domanium  die  landesherrlichen 
imd  grundherrlichen  Befugnisse  als  absoluter 
Regent  und  übt  die  obrigkeitlichen  Befug- 
nisse durch  die  Domanialämter  imter  Lei- 
tung der  Kammer-  und  Forstkollegien  zu 
Schwerin  und  Neustrelitz.  Die  in  Mecklenburg- 
Schwerin  bestehende  Scheidung  der  Domänen 
in  engerem  Sinne  von  den  Domänen  des  gross- 
herzoglichen Haushalts  ist  rein  administra- 
tiver Natur.  Die  Darlegung  der  verwickel- 
ten finanziellen  Stellung  des  Domaniums 
gegenüber  den  in  der  land ständischen 
Verfassung  vereinigten  beiden  Faktoren  der 
Ritterschaft  und  der  Landschaft  würde  ein 
tieferes  Eingehen  auf  das  ganze  mecklen- 
burgische Verfassungsrecht  erfordern. 

Erst  die  neuere  Zeit  hat  den  bäuerlichen 
Gemeinden  des  Domaniiuns  eine  beschränkte 
vermögensrechtliche  Selbständigkeit  gegeben 
imd  zunächst  in  Mecklenburg-Schwerin  seit 
1869  durch  Verwandlung  der  seitherigen 
kündbaren  Besitzverhältnisse  in  Erbpacht 
die  Bildung  eines  selbständigen  domanialen 
Bauernstandes  angebahnt.  Diese  nicht  ohne 
lebhaften  Widerspi*uch  und  nicht  ohne 
Zwang  (Androhung  völüger  Einziehung  der 
nicht  zu  Erbpacht  unter  bestimmten  Bedin- 
gungen angenommenen  Stellen)  gegenüber 
fast  4000  bäuerlichen  Stellen  durchgeführte 
Massregel  scheint  im  ganzen  günstigen  Er- 
folg gehabt  zu  haben.  Aus  den  von  den 
Erbpächtern  zu  leistenden  Anzahlungen  und 
Renten-Amortisationsbeträgen,  die  dem  Do- 
mänen-Stammvermögen AÄ-ieder  zugeführt 
werden  mussten,  ist  der  besondei-s  verwal- 
tete »Domanial-Kapital-Fonds«  gebildet  wor- 
den (Statut  V.  27.  März  75,  i-evid.  12.  Ok- 
tober 92),  der  durch  Beleihung  von  doma- 
nialen bäuerlichen  Besitzungen  und  Dorf- 
gemeinden, ritterschaftlichen  Gütern,  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften  u.  s.  w. 
zugleich  als  Landes-Kreditkasse  ^^^kt. 

14.  Andere  deutsche  Staaten.  In 
Oldenburg  hat  durch  Verein banmg  mit 
den  Ständen  im  Jahre  1849,  in  Anhalt 
Auflage.   III.  13 
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durch  Gesetz  von  1868  eine  Teilung  der' 
Domänen  stattgefunden ;  in  Oldenburg  bleibt 
neben  dem  für  die  regierende  Familie  ausge- 
schiedenen Krongute  das  Staatsgut  mit 
einer  festen  CiviUiste  belastet,  in  Anhalt 
trägt  das  Hausfideikommissverm(>gen  die 
Kosten  des  Hofhalts  allein,  und  nur  ein  Teil 
desselben,  das  sogenannte  engere  Fideikom- 
miss,  kann  nicht  ohne  Zustimmung  des 
Landtags  veräussert  werden.  In  Braun- 
schweig  lassen  die  Xeue  Landesverordnung 
v.  12.  Oktober  1832  und  der  Finanzneben- 
vertrag vom  selben  Tage  die  Eigentumsfrage 
offen.  Aus  dem  Ertrage  des  Kammergutes  be- 
zieht der  Herzog  eine  fixierte  Civilliste,  der 
Rest  dient  den  Landesbedilrfnissen.  In  Wal- 
de c  k  ist  nachAufhebung  des  die  Domänen  für 
Staatsgut  erklärenden  Staatsgrundgesetzes 
von  1849  die  Teilimg  der  Domäneniutraden 
durch  Vereinbarung  zwischen  dem  Fürsten 
und  den  Ständen  im  Jahre  1853  geordnet. 
Die  Accessionsverträge  mit  Preussen  vom 
18.  Juli  1867  (auf  10  Jahre)  und  vom 
2.  März  1887  (kündbar  von  1898  ab)  über- 
lassen aber  dem  Ftirsten  die  gesamten  Do- 
mänenerträge, aus  welchen  er  von  Landes- 
ausgaben nur  die  Kosten  des  Konsistoriums 
bestreitet.  (Der  Accessionsvertrag  von  1877 
hatte  ftlr  die  10  jährige  Periode  von  1878 
bis  1887  die  Yereinbarungen  von  1853  wie- 
der in  Kraft  gesetzt.)  In  beiden  Schwarz- 
burg, beiden  Lippe  und  beiden  Reuss 
bildet  das  Kammer-  oder  Domänengut  ein 
nach  den  Gnmdsätzen  der  Staatserbfolge 
sich  vererbendes  fideikommissarisches  Eigen- 
tum der  fürstlichen  Häuser;  während  aber 
in  beiden  Schwarzburg  gewisse  Teile  der 
Erträge  zu  Staatsverwaltungszwecken  be- 
stimmt sind  und  demgemäss  die  Domänen 
diu-ch  die  Landesbehörden  verwaltet  werden 
und  den  Landtagen  eine  Mitwirkung  bei 
Substanzveränderungen  zusteht,  ist  in  den 
lippischen  und  reussischen  Fürstentümern 
der  Staat  auch  an  der  Verwaltung  und  den 
Erträgen  nicht  bcjteiligt,  wogegen  auch  die 
Füi'stenhäuser  weitere  Einnahmen  vom 
Lande  nicht  beziehen.  (Ffu-stentum  Lippe :  G. 
V.  24.  Juni  1868;  Schaumburg-Lippe:  Verf. 
G.  V.  17.  November  1868 ;  Reuss  a.  L. :  Verf.  G. 
V.  28.  März  1867  ;  Reuss  j.  L. :  G.  v.  23.  Novem- 
ber 1880,  nach  welchem  die  Ansprüche  des 
Staates  an  die  Domänen  durch  Zahlung  von 
1  Million  Mark  abgefunden  worden  sind.) 

Ueber  die  Verwaltung  der  Domänen  ist  der 
folgende  Artikel  (S.  205  fT)  zu  vergleichen,  mit 
dessen  Ausführungen  der  Unterzeichnete  sich  je- 
doch nicht  durchweg  einverstanden  erklären 
kann.  Rtntelen, 

B.  Domänen  in  wirtschaft- 
licher Hinsicht. 

I.  Allgemeines.  Geschichte  der  Domänen 
(S.  194).  IL  Die  heutige  Verwaltung  (S.  205). 
IIL  Statistik  (S.  223). 


I.  Allgemeines.    Geschichte  der 
Domänen. 

Einleitung.  Etymologie  und  Begriffsbe- 
stimmung. I.  Geschichtliches  aus  dem 
Altertum.  1.  Aegypter,  Juden,  Griechen. 
2.  Rom.  IL  Geschichtliche  Entwicke- 
ung  der  Domanialverhältnisse  in  mo- 
dernen Staaten.  3.  Besondere  (deutsche 
und  allgemeine  Entwickelnngsvergänge.  4. 
Erste  Entstehung.  5.  Veräusserunffen ,  Ver- 
schenkungen  u.  s.  w.  6.  Usurpationen,  Beunionen. 
7.  Domäuenvermehrungen  durch  Säkularisati- 
onen; durch  Ankäufe,  Eroherungen.  8.  Das 
Ergebnis  dieser  Veränderungen.  9.  Besondert- 
Stellung  der  Vereinigten  Staaten.  UI.  Formen 
der  Domänenbenutzung  und  Verwal- 
tung. A.  Bewirtschaftuugsweise  in  früherer 
Zeit.  10.  Regie ;  Gründe  ihres  langen  Bestehen«. 
11.  Pacht;  Zeitpunkt  und  Ursachen  ihrer  Ein- 
führung. B.  Verwaltungseinrichtungen.  12. 
Bis  etwa  Mitte  des  16.  Jahrhunderts.  13.  Ein- 
führung kollegialischer  Verwaltung.  0.  Neuere 
Massregeln  (Zerschlagung  und  Vererbpachtung:. 
14.  Gründe  derselben.  15.  Beginn  der  Ma>s- 
regelu  in  Kursachsen.  16.  Brandenburg-Preussen. 
17.  Andere  Staaten. 

Einleitung.  Etymologie  und  Begriffs- 
bestimmung. Die  gegenwärtig  jgebnluch- 
liche  Bezeichnung  Domäne  lautet  im  Latein 
des  ^littelalters  domanium  (domaeuium,  (lt>- 
majTiium),  auch  demanium.  Letztere  Ge- 
stalt des  Wortes  ist  die  in  Deutscliland, 
Frankreich,  Italien  und  Sicilien  in  den  frülie- 
ren  Jahrhunderten,  in  England  sogar  bis 
jetzt  übliche,  während  später  domamum  dio 
allgemeinere  Form  wird,  welche  sich  im 
Verwaltungssprachgebrauche  Mecklenburgs 
noch  heute  erhalten  hat. 

Ueber  die  Etymologie  des  Wortes  existie- 
ren eine  Reihe  von  Konjekturen.  So  will 
man  dasselbe  teils  von  de  manu  (in  dem 
Besitze  des  Fürsten  befindlich),  teils,  wie 
Röscher  sich  ausdrückt,  »nach  dem  nicht 
seltenen  Mischmasch  der  VolksetjTuologie 
einerseits  von  dominium,  andrerseits  von 
doma  -:  ager,  praedium,  possessio  (du  Cange) 
herleiten.  Als  die  einfachste,  wenigst  ge- 
künstelte und  der  Bedeutung  des  Wortos 
in  den  früheren  Jahrhunderten  am  meisten 
entsprechende  Annahme  dürfte  indessen  die 
einer  Korruption  aus  dem  altlateinischen 
>dominium«  erscheinen,  denn  in  der  That 
wurde  anfangs  im  allgemeinen  schlechthin 
jedes  herrschafthche  Gnmdeigentum  im 
Gegensatz  zu  dem  Besitze  der  Hintersassen, 
also  auch  das  private,  nicht  nur  das  in  den 
Händen  von  Staat  und  Landesherren  l)e- 
findliche,  als  »Dominium«  bezeichnet.  Ja 
in  einigen  Gegenden,  wie  im  preussischen 
Schlesien,  ist  die  Bezeichnung  Dominium 
in  der  Bedeutung  des  herrschaftlichen,  des 
Rittergutes  im  Gegensatze  zu  dem  Rustikal- 
besitze bis  zum  heutigen  Tage  im  Gebrauch, 
und  in  der  ()steiTeichisch-ungarischen  Mo 
narcliie  gilt  »Domäne«   ganz  allgemein  als 
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*\ie  Bezeichnung  für  Grossgnmdbesitz ,  so ' 
«lass  zwischen  Privat-  und  Staatsdomänen 
'iDtersclüeden  wird.  Ei-st  später  "vvird  es 
Sitte,  unter  dominium  bezw.  den  vorenvähn- 
tf  n  anderen  Fonnen  des  Wortes  die  Grund- 
herrlichkeit  speciell  des  Staates  oder  des 
I^ndesherm  zu  verstehen. 

In    den    gegenwärtigen    Bestimmungen 
<les  Begriffs  >Domäne<^  herrscht  keineswegs 
rebereiastimmung.   Zunächst  rauss  man  die 
in  der  Finanzwissenschaft  üblichen  Defini- 
tionen  und   die  in  der  Yerwaltungspraxis 
ireübte  Klassifizierung  vollkommen  ausein- 
ander halten.    Teils  nämlich  aus  historischen 
«f runden,  teils  aus   Gründen   der  Verwal- 
tungszweckmässigkeit  werden  von  letzterer 
f>h  Vermogensstücke    des   Staates    zu   den 
Domänen   gerechnet   oder   wenif^stens    der 
Domänenverwaltung  unterstellt,  die  wissen- 
schaftlich   nicht    als    Domänen    angesehen 
werden,  und  andererseits  führt  auch  staat- 
liches Grundeigentum,  das  man  als  Domäne 
ansprechen  kann,  offizieü  diese  Bezeichnung 
nicht  Letzteres  ist  z.  ß.  in  den  Vereinigten 
Staaten  der  Fall,  wo  den  imgeheueren  Staats- 
iaedereien    des    Westens   jene    Benennung 
licht   beigelegt   wdrd,    wlüirend   doch   die 
ausgedehnten,  zum  Teil  noch  nicht  einmal 
lach    ihrem    vollen    Umfange    ermittelten 
Landstriche  des  südlichen,  südöstlichen,  öst- 
lichen und  namentlich  des  asiatischen  Russ- 
laods  zu  dem  Domänenbesitze  gezählt  wer- 
•ien:  für   eretere    Eigentümlichkeit    geben 
Preiissen,    Frankreich    und    u.    a.    Italien 
-idatante   Beispiele    ab.     In   Preussen    ge- 
h'ren    ausser    den    Staatsfeldgütem,     den 
Forsten,  gruudherrlichen  Gefällen  und  Do- 
raänenamortisationsrenten  einzelne  Gebäude, 
Schlösser,    fiskalische    Fischereien    in    den 
Haffen,  den  grossen  masurischen  Seeen  und 
anderen  Gewässern,  Austembänke,  Badean- 
stalten, Mineralbnmnen,  Weinberge  und  die 
Nutzung  des  Benisteinregals  in  das  Bereich 
fler   Domänenver^-altung.      In   Frankreich 
unterscheidet  man  das  domaine  public,  unter 
'lern  man  die  Strassen,  Chausseeen,  Flüsse 
und    Brücken .     die    Meeresufer ,    Häfen , 
Fe!^tungswälle  etc.  versteht  i),  und  die  eigent- 
lichen Domänen,  domaine  proprement    dit 
11  piive  de  l'Etat    (ou    de    la    propri^tö 
[*rivee),  zu  denen  die  Staatsgebäude,  Grund- 
stücke sowie  die  Gesamtheit  der  »werben- 
'len-  Vermögensbestandteile  des  Staates  ge- 
r<H:hnet  werden ;  mit  Bezug  auf  eratere  übt 
<ler  Staat  gewissermassen  nur  sein  Souve- 
länitätsrecht ,  über  letztere  aber  bestimmte 
Eigentumsrechte  aus.    (Kaufmann,  Koquet.) 

^)  tjCe  domaine  embrasse  toutes  les  choses 
'iöi  önt  et6  exclnees  de  Fappropriation  privee, 
l-our  ^tre  consacrees  au  Service  de  la  soci^te 
i"at  entiire."  fPerignon  in  Blocks  Dictionnaire 
de  Tadministr.  iranc.) 


Ein  Teil  der  letzteren,  domaine  oder  dotation 
de  la  couronne,  diente  der  Nutzniessung 
der  Krone.  In  Italien  vollends  ist  der  Be- 
griff »Domäne«  ein  noch  viel  umfassenderer. 

Als  historisch  erwähnenswert  sind  noch  die 
1810  von  Napoleon  geschaffenen  domaines  extra- 
ordinaires  zu  nennen,  welche  hauptsächlich  aus 
in  Deutschland  imd  Italien  liegenden  Land- 
gütern bestanden,  die  von  einer  gesonderten 
Behörde  verwaltet  wurden  und  deren  Einkünfte 
dem  Unterhalte  der  Armee,  der  Besoldung  der 
kaiserlichen  Soldaten  sowie  der  Belohnung  ver- 
dienter Civü-  und  Militärpersonen,  der  Errich- 
tung von  öffentlichen  Bauten,  Monumenten,  der 
Unterstützung  der  Kunst  und  überhaupt  der 
Glanzerhöhung  des  Kaisertums  dienen  sollten. 

Im  allgemeinen  versteht  man  zur  Zeit 
unter  Domänen  teils  das  gesamte  auf  privat- 
rechtlicher  Basis  Ertrag  bringende  (bezw. 
ertragsfähige)  oder  »werbende«  unbeweg- 
liche Staatsvermögen,  teils  die  Gesamt- 
heit des  für  Urproduktion  —  nicht  nur 
für  Landwirtschaft  —  bestimmten  Vermö- 
gens des  Staates,  teils  endlich  im  engsten 
Sinne  die  Staatslandgttter.  Und  mit  den 
Domänen  in  diesem  letzteren,  gebräuchlich- 
sten Sinne  werden  sich  die  nachstehenden 
Untersuchungen  vorzugsweise  zu  beschäfti- 
gen haben.  * 

I.  Geschichtliches  ans  dem  Altertum. 

Die  landwirtschaftlichen  Domänen  büden, 
dem  Entwickelungsgang  der  Volkswirtschaft 
und  des  Finanzwesens  entsprechend,  natur- 
gemäss  die  früheste  —  weil  naturalwirt- 
schaftliche —  Basis  des  Staatshaushalts 
aDer  Kidturvölker,  und  man  findet  bei 
den  meisten  derselben  eine  bis  an  vor- 
historische Zeit  zurückreichende  Geschichte 
der  Domänen. 

1«  Aegypter.  Jaden,  Griechen.  Bei  dem 
ältesten  geschichtlichen  Volke,  den  Aegyptern, 
galt  im  Einklang  mit  dem  fast  durch  das  ge- 
samte Altertum  sich  hindurchziehenden  Grund- 
gedanken, dass  der  einzelne  Staatsangehörige 
nur  als  Glied  des  Ganzen  Bedeutung,  ja  vielfach 
auch  nur  als  solches  Eigentum  besitze,  der 
Staat  als  Obereigentümer  des  Grundes  und 
Bodens,  der  nur  durch  Verleihung  in  Privat- 
eigentum resp.  -besitz  gelangen  konnte. 

Gleichwie  in  Aegypten  der  Staat,  wurde 
bei  den  Juden  Jehovah  als  Herr  alles  Landes 
angesehen,  zu  dessen  Anerkennung  auch  die  alle 
fünfzig  Jahre  wiederkehrende  Feier  des  Hall- 
jahres begangen  wurde.  Damit  aber  die  Fürsten 
„seinem  Volke  nicht  mehr  das  ihre  nehmen", 
befiehlt  der  Herr  (Hesekiel  45)  ausdrücklich, 
dass  ihnen  Land  zugewiesen  werde,  aus  dessen 
Einkünften  sie  ihren  Unterhalt  bestreiten.  Von 
einer  fortschreitenden  steten  Entwickelung  in- 
dessen der  hier  sich  zeigenden  Anfänge  des 
Domänenwesens  kann  bei  der  an  Wandelungen 
so  reichen  Geschichte  des  jüdischen  Volkes 
natürlich  nicht  wohl  die  Rede  sein. 

Ein  bei  weitem  ausgebildeteres  Domänen- 
j  wesen  weist  schon  das  antike  Griechenland  auf : 
I  Die  Könige  Homers  besitzen  ausser  dem  Kron- 
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gut  (rsfist^oi) ,  wie  es  scheint  (Odyssee  XXIV.  I 
V.  205),  wohl  noch  durch  Ersparnis  auf  privat- 
rechtlichem Wege  erworbene  Güter  {dyoöj.  Rö- 
scher). Im  lacedämonischen  Staate  femer  stand 
zunächst  der  Grundsatz  obenan,  dass  das  Ver- 
fügfungsrecht  über  den  Grund  und  Boden  vor- 
zugsweise dem  Staate  und  nur  verschwindend 
wenig  dem  einzelnen  gebühre.  Das  gesamte 
Grundeigentum  zerfiel  in  die  Ländereien  des 
Staates,  des  Königs,  der  Spartiaten  und  das 
Periökenland.  Es  gab  einen  Staatsgrundbesitz 
an  Ackerland,  an  Weiden  mit  den  entsprechen- 
den Herden  und  an  Wäldern.  Die  Ländereien 
des  Staates  wie  die  des  Königs  wurden  wahr- 
scheinlich von  den  Periöken  gegen  bestimmte 
Abgaben,  von  einer  Art  Zinsbauem  also  gegen 
einen  Domänenzins,  bebaut.  In  Athen  wie 
überhaupt  in  den  griechischen  Freistaaten  bil- 
deten, entsprechend  der  herrschenden  Auffassung, 
dass  nur  für  Sklaven  und  Fremde  sich  Steuer- 
zahlung gebühre,  die  Erträge  von  Staatsgütern 
bis  in  spätere  Zeit  den  wesentlichsten  Teil  der 
Staatseinnahmen. 

2.  Rom.  Die  Geschichte  des  römischen 
Domänenbesitzes  endlich  ist  eine  überaus  lange, 
mit  ziemlicher  Sicherheit  bis  in  fi-ühe  Zeit  zu- 
rückzuverfolgende und  zeigt  überdies  einen 
deutlichen  Einfluss  der  römischen  Domänenent- 
wickelung  auf  die  Entstehungsweise  und  an- 
fängliche Gestaltung  des  alten  französischen  und 
tdeutachen  Domänenwesens. 

Den  bedeutendsten  und  einträglichsten  Teil 
des  römischen  Staatseigentums  machte  der  ager 
publicus  aus;  derselbe  bestand  seit  den  Zeiten 
der  Könige,  zu  denen  nach  Dionys  von  Hali- 
karnass  von  dem  gesamten  Ackerlande  ein  Teil 
für  den  König  und  den  religiösen  Kultus  aus- 
geschieden, ein  fernerer  Teil  als  Geineindetriften 
unverteilt  gelassen  und  das  übrige  nach 
,,jugera"  an  die  Staatsbürger  verteilt  ^x-urde. 
Späterhin,  als  das  römische  Gebiet  sich  durch 
Erwerbungen  erweiterte,  wurde  in  Italien  jedes- 
mal ein  Teil  des  eroberten  Gebietes  dem  ager 
publicus,  der  Domäne,  zugeschlagen.  Einen 
Teil  dieser  Erwerbungen  liess  der  Staat  in  Pri- 
vatbesitz übergehen,  einen  anderen  verpachtete 
er  durch  die  Censoren,  und  diese  Pachtgelder 
bildeten  „sechs  Jahrhunderte  lang  den  Haupt- 
fonds für  die  Verwaltung",  bis  „die  Häupter 
der  Volkspartei,  seitdem  die  reichen  Mittel  der 
Provinzen  in  die  Staatskasse  flössen,  ohne  Scha- 
den für  den  Staat  das  ganze  domaniale  Acker- 
land dem  Privatbesitze  überlassen  zu  können" 
meinten  (Marquardt),  so  dass  im  letzten  Jahr- 
hundert der  Republik  das  kultivierte  Ackerland 
des  domanium  völlig  zusammenschmolz.  Es 
blieben  hiernach  in  der  Hauptsache  im  Doma- 
nialbesitze  nur  noch  ausgedehnte  Wiesen  und 
Waldweiden  (silva  pascua,  saltus),  deren  Nut- 
zung ein  Hutield  einbrachte.  Forsten,  Flüsse, 
Seeen,  deren  Fischerei  verpachtet  wurde,  sowie 
Bergwerke  und  Salinen,  deren  Betrieb  zum  Teil 
bis  in  die  spätere  Kaiserzeit  ein  Staatsmonopol 
bildete :  ferner  die  dem  Staate  durch  Eroberung 
zugefallenen  unkultivierten  Ländereien,  die  be- 
hufs Urbarmachung  zwar  zu  beliebiger  Occu- 
pation,  jedoch  nicht  als  volles  Eigentum,  sondern 
nur  als  possessio  freigegeben  wurden,  welche 
zwar  zum  Fruchtgen uss ,  zum  Vererben,  Ver- 
schenken, Verkaufen  und  Cedieren  berechtigte, 
die  aber  für  den  Staat  einen  Ertragsanteil,  den 


Zehnten  oder  Fünften,  und  ausserdem  das  Recht 
in  sich  schloss,  das  Land  jederzeit  wieder  an 
sich  zu  nehmen  und  anders  zu  verwerten,  ohne 
dass  eine  usucapio  dagegen  geltend  gemacht 
werden  konnte.  Allein  auch  diese  Ländereieti 
verlieren  bald  mehr  und  mehr  ihren  domanialeu 
Charakter,  bis  der  letzte  Rest  des  italischen 
ager  publicus  unter  Vespasian  und  seinen  Söhnen 
verloren  ging. 

Die  Entstehung  des  ager  publicus  in  den 
Provinzen  unterscheidet  sich  nach  den  neueren 
Untersuchungen  namentlich  Marquardts  vornehm- 
lich dadurch  von  der  in  Italien,  dass  erstens 
da,  wo  königliche  Güter  vorhanden  gewesen 
waren,  diese  vom  Staate  sämtlich  übernommen 
wurden  und  dass  ganz  allgemein  in  allen  mit 
Waffengewalt  erworbenen  Gebieten  die  gesamte 
landwirtschaftliche  Fläche,  nicht  nur,  wie  in 
Italien,  ein  Teil  derselben  dem  ager  publicus 
zugeschlagen  wurde.  Bemerkenswert  ist  noch, 
dass,  wie  späterhin  eine  Teilung  der  Provinzen 
zwischen  Senat  und  Kaiser,  auch  eine  solche 
der  Domänen  stattgefunden  zu  haben  scheint 
und  dass  überdies  auch  eine  getrennte  Ver- 
waltung der  Staats-  und  der  zum  Teil  ant 
mancherlei  nicht  einwandsfreie  Weise  erworbeneu 
kaiserlichen  Güter  stattgefunden  hat,  —  eine 
Trennung,  wie  sie  ähnlich  in  den  modernen 
Staaten  erst  spät  sich  vollzogen  hat. 

IL  Geschichtliche  Ent Wickelung  der 

Domanialverhältnisse  in  modernen 

Staaten. 

3.  Besondere  (deutsche)  nnd  allge- 
meine Entwickelnngs Vorgänge.  Unmittelbar 
an  die  römische  Domänengeschichte  lehnt  sich 
die  deutsche  an.  Die  Berührung  germanischer 
Stämme  mit  den  ßümern  brachte  zuvörderst  bei 
den  ersteren  vielfach  neue  Anschauungen  über 
das  Grundeigentum,  eine  andere  AVürdigunjr 
desselben  mit  sich  und  liess  die  Praxis  de^ 
römischen  Eroberuugsrerht-s  mehr  und  mehr 
Eingang  finden.  Begreiflicherweise  eigneten  .sich 
die  Könige  und  Führer  bezw.  Fürsten  die.^er 
Stämme  die  umfangreichsten  Komplexe  von  den 
eroberten  Landstrichen  an,  behielten  dieselben 
im  erblichen  Fanülienbesitze  und  erhoben  auf 
(irund  wiederum  dieses  Besitzes  sich  wie  ihre 
Familien  zu  immer  grösserem  Ansehen  und 
grösserer  Macht.  Die  könig^lichen  Güter  nun 
und  die  Erbgüter  der  zu  Königsgeschlechteni 
gewordenen  Familien  bilden  einen  Hauptbestand- 
teil des  sogenannten  Reichsgutes,  der  Reichs- 
domäneu,  zu  dem  femer  noch  die  Güter  der 
zahlreichen  unterworfenen  oder  vernichteten 
Stammesfürsten  traten.  Diese  Reichsdomänen 
aber  gingen  im  Laufe  der  Zeit  mehr  und  mehr, 
schliesslich  ganz  verloren,  und  zwar  erklärt  sich 
dies  wesentlich  auch  aus  der  Geschichte  der 
Domänenbenutzung  und  -Verwaltung  in  Deutsch- 
land, die  darum  teilweise  gleich  an  dieser 
Stelle  in  Kürze  skizziert  sein  möge. 

Wie  weiter  unten  (sub  II,  9  S.  212,213)  dar- 

felegt,  war  zunächst  und  eine  lange  Reihe  von 
ahrhunderten  hindurch  die  Regie  (§elbstverwal- 
tun.^,  Selbstbetrieb,  Administration  etc.),  die  na- 
türlichste bezw.  auch  die  allein  mögliche  Form  der 
Domänenbenutzung.  Dieselbe  machte  einen  für 
damalige  Zeit  ziemlich  erheblichen  Verwaltungs- 
apparat erforderlich,  der  bis  etwa  zu  Karl  dem 
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Grossen  folgende  Gestaltung  hatte:  Die  Ver- 
waltungs-  und  Kontrollgeschäfte  waren  verteilt 
auf  Tnter-,  Mittel-  und  Oberhehörden.  Erstere 
bilden  die  Amtsverwalter  (villicus,  actor,  domes- 
ticus  etc.).  welche  die  Leitung  der  gesamten 
Win^chaft,  die  Aufsicht  über  das  Gesinde,  die 
Mhiisterialen  und  dienstpflichtigen  Hintersassen, 
die  FTihrung  der  Kegister  und  Kechnungen,  die 
Sorge  für  das  königliche  Hoflager,  wenn  das- 
^Ibe  auf  der  Domäne  sich  befand,  eine  gewisse 
Forstaufsicht  und  ausserdem  die  Polizeigerichts- 
barkeit auf  den  Domänendörfem  zur  Aufgabe 
hatten.  Unmittelbar  subordiniert  waren  sie  als 
der  Mittelbehörde  den  Gau^rafen,  welche  inner- 
balb  ihres  Verwaltungsbezirks,  abgesehen  von 
ihren  übrigen  Funktionen,  in  allen  den  genann- 
ten Beziehungen  die  Oberaufsicht  über  Domänen 
nnd  Amtsverwalter  führten.  Als  Oberbehörde 
waren  übergeordnet  den  Grafen  zuerst  die 
königlichen  MLssi  (Sendgrafen,  Königsboten), 
die.  wie  Hüllmann  es  bezeichnet,  als  ausser- 
v«rdentliche  königliche  Generalkommissarien  au- 
zn^^ehen  sind,  welche  auf  Inspektionsreisen  u.  a. 
( Trafen  wie  Amtsverwalter  zu  kontrollieren 
hatten.  Eine  wesentliche  Aenderung  hierin  lässt 
Karl  der  Grosse  eintreten,  indem  er  die  Domä- 
nenverwaltung  aus  dem  Geschäftsbereiche  der 
<irafen  ausscheidet  und  direkt  den  Missi  unter- 
stellt. Eine  weitere  Umgestaltung  vollzieht 
-ich  miter  seinen  Nachfolgeni  insofern,  als  an 
Stelle  der  Missi  teils  eine  Art  Civilgouverneure 
' Kammern untien  etc.),  teils  die  Herzöge  und 
Markgrafen  treten  und  zwar  die  ersteren,  die 
>ich  von  den  Missi  nur  dadurch  unterscheiden, 
ila^s  ?ie  ordentliche  und  ständige  könig- 
ii(he  Kommissarien  sind,  in  den  Provinzen 
Franken  und  Schwaben,  welche,  weil  feindlichen 
Einfällen  ihrer  Lage  nach  weniger  ausgesetzt, 
nicht,  wie  die  anderen  Landesteile,  eine  militäri- 
whe,  sondern  eine  Civil  Verfassung  hatten ;  in  den 
Marken  dagegen,  d.  h.  den  ursprünglich  nicht 
zum  Beiche  gehörigen,  Nachbarvölkern  abge- 
wonnenen Grenzgebieten  werden  die  gleichen 
Funktionen  den  Mark-  oder  Grenzgrafen  über- 
tragen, deren  militärisches  Amt  auch  Karl  der 
'irosse  mit  Bücksicht  auf  die  bessere  Grenzver- 
tddigung  hatte  bestehen  lassen,  während  er 
dasjenige  der  Herzöge  auf  seine  ursprüngliche 
Bestimmung,  nach  welcher  eine  Landeseinteilung 
in  Herzogtümer  nur  mit  Bezug  auf  den  Heer- 
bann bestand,  zurückführte  und  daher,  sobald 
Feldherm  erforderlich  wurden,  solche  besonders 
«•mannte:  in  den  übrigen  Provinzen  werden^ 
nunmehr  die  Herzöge  zu  ebenfalls  ständigen 
•»tneralstatthaltem.  Unter  den  Sachsenkaisem 
<^ndlich  wurden  nach  Hüllmann  die  Domänen- 
Terwaltungsgeschäfte  den  Herzögen  und  Mark- 
srafen  abgenommen  und  den  Pfalzgrafen  über- 
tragen, deren  sonstige,  noch  wenig  aufgehellte 
Amtathätigkeit  nicht  hierher  gehört.  Besoldet 
«nirden  unter  der  Naturalwirtschaft  des  Mittel- 
alters die  höheren  Reichsämter  bekanntlich 
aph  Dotierung  mit  Domänen  als  Reichslehn- 
k^tern,  und  diese  Lehngütcr  begannen  mit  der 
Erblichkeit  jener  Aemter  sich  ebenfalls  zu  ver- 
erben. Dazu  kam,  dass  die  Mehrzahl  der  Grafen 
und  Herzog  im  Laufe  der  Zeit  mit  grosser 
E^enmächtigkeit  zu  schalten  anfingen,  unter 
schwachen  oder  mit  kirchlichen,  mit  inneren 
nnd  äusseren  Kämpfen  beschäftigten  Herrschern 
'lie  Grenzen  der  Heichslehen  verwischten,  diese 


mit  ihren  Erbgütern  vereinigten  und  oftmals 
auch  die  unmittelbaren  Reichsdomänen  gänzlich 
an  sich  rissen,  bis  sie  endlich  in  ihren  ursprüng- 
lichen Verwaltungsbezirken  zu  wirklichen  Lan- 
desherren, unter  Oberhoheit  des  Kaisers,  sich 
emporschwangen.  In  diesen  Fällen  wurden  die 
usurpierten  Reichsdomänen  zu  Landesdomänen. 
Indem  mit  Bezug  auf  eine  Reihe  weiterer 
exceptioneller  Eatwickelungsphasen  auf  den 
Art.  Domänen  (Rechtsverhältnisse, 
oben  S.  186  ff.)  verwiesen  sei,  möge  hier  vor 
allem  einiges  in  gewissem  Grade  Typische  in 
der  Domänengeschichte  der  meisten  Länder 
herausgehoben  und  bespix>chen  werden :  d.  h. 
die  in  der  Hauptsache  zumeist  gleiche  oder 
doch  ähnliche  Entstehungsweise  der  Domänen, 
die  Verringerung  des  Domänenbestandes 
durch  Veräusserungen ,  Verschenkungen  an 
die  Kirche,  an  Verwandte,  Günstlinge  etc., 
durch  üsiU7)ationen  und  die  zeitweilige 
Wiedervermehnmg  durch  Reunionen,  Säku- 
larisationen, Ankäufe  und  Eroberungen. 

4«  Erste  Entstehung«  Dass  zunächst  der 
Entstehungsart  der  ersten  Domänen  in  der 
Hauptsache  ein  fast  überall  gemeinsamer  Cha- 
rakter eigen  ist,  dürfte  unbestritten  sein;  scheut 
doch  auch  Röscher  in  diesem  Punkte  eine  Ver- 
allgemeinerung so  wenig,  dass  er  der  Annahme 
G.  L.  Maurers,  die  uralten  Domänen  seien  aus 
der  Mark-  und  Feldgenossenschaft  entstanden, 
nicht  nur  für  Russland,  sondern  allgemein 
„viel  Ansprechendes"  zuerkennt.  Um  auf  weni- 
ger nach  dieser  Richtung  bekannte  Länder  zu 
exemplifizieren,  sei  erwähnt,  dass  auch  für  China 
und  Japan  sich  die  Vermutung  einer  ziemlich 
analoffen  Entstehungsweise  begründen  lässt. 
Hier  herrschte  zunächst  die  Auschauimg,  alles 
Land  gehöre  dem  Volke  in  seiner  Gesamtheit. 
Aus  dieser  Anschauung  heraus  ist  in  China  das 
„Tsching-Ten"-,  in  Japan  das  „  Akatsi-ta"-System 
entstanden.  Ersteres  bestand  darin,  dass  eine 
Fläche  Landes  —  nach  Inazo  Ota-Nitobe  unter 
der  Chow-Dynastie  ein  Quadrat-Li  (ca.  19  ha) 
—  in  9  gleiche  Parzellen  geteilt  wurde,  deren 
mittelste  (=  2,10  ha)  von  den  8  Familien,  welche 
die  übrigen  Stücke  zugewiesen  erhielten,  bestellt 
werden  musste  und  deren  Ertrag  dem  Staate 
gehörte.  Von  der  öffentlichen  Ackerfläche  wur- 
den den  8  Familien  noch  kleinere  Teile  behufs 
Errichtung  ihrer  Wächterhütte  und  zur  Anlage 
von  Maulbeer-  und  Gemüsegärten  verliehen. 

Nach  dem  japanischen  Akatsi-ta  wurde  ein 
grösserer  Landkomplex  in  Quadrate  geteilt  und 
je  nach  der  Güte  des  Landes  in  Stücken  von 
0,2  ha  guten  oder  einer  entsprechend  grösseren 
Fläche  geringeren  Landes  unter  die  gesamte 
Bevölkerung  ausgeteilt,  wobei  jede  Person  von 
vollendetem  fünften  Jahre  anteilsberechtigt  war. 
Ursprünglich  sollte  eine  solche  Verteilung,  die 
bei  einer  Bevölkerung  von  damals  erst  5—6  Mill. 
noch  möglich  war,  alle  6  Jahre  von  neuem  er- 
folgen. Jener  vorerwähnten  Anschauung  aber 
des  Eigentums  an  Grund  und  Boden  trat  die 
andere  allgemein  „asiatische",  bei  den  Juden, 
in  China  und  den  muhaniedanischen  Staaten 
herrschende  Auffassung  gegenüber,  dass  der 
Boden  „dem  Schöpfer,  Gott,  und  demgemävss 
seinem  Repräsentanten,  dem  Fürsten,  gehöre" 
(Samter).     Beide   Grundsätze   sind,   wie   Inazo 
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Ota-Nitobe  bemerkt,  zu  gemeinsamer  Geltung 
in  der  Anschauung  gelangt,  dass  der  Souverän 
die  Personifikation  des  Staates  ist,  eine  An- 
schauung, durch  welche  das  kaiserliche  Ober- 
eigentumsrecht an  Grund  und  Boden  begründet 
wird.  Dieses  Obereigentumsrecht  trat  denn  auch 
verhältnismässig  rasch  an  die  Stelle  des  Akatsi-t<a, 
dessen  erneute  Austeilungen  bald  seltener  erfolgen 
sollten  und  schliesslich  um  die  Mitte  des  zehnten 
Jahrhunderts,  als  einer  politisch  bewegten  Zeit, 
gänzlich  aufhörten.  In  Japan  hat  ausserdem 
die  AVeiterentwickelung  des  gesamten  Domänen- 
wesens zufolge  des  daselbst  in  grosser  Blüte 
stehenden,  erst  im  Jahre  1871  abgeschafften 
Lehnsweseus  in  vielen  Punkten  mit  den  bezüg- 
lichen europäischen,  namentlich  deutschen,  fran- 
zösischen und  englischen  Verhältnissen  eine 
grosse  Aehnlichkeit. 

Einzelne  Besonderheiten  aber,  welche  sich 
in  der  Domänengeschichte  eines  jeden  Volkes, 
ia  fast  jedes  Volksstammes  finden,  wie  sich 
beispielsweise  deren  eine  in  der  von  Paul.  Diak. 
berichteten,  in  der  deutschen  Geschichte  ganz 
vereinzelten  Erscheinung  darstellt,  dass  die 
(lon^obardischen)  Grossen  bei  der  Wahl  des 
Königs  (Autarith  im  Jahre  584)  demselben  die 
Hälfte  ihrer  Besitzungen  abgetreten  —  thun 
jener  Gemeinsamkeit  noch  keinen  Abbruch. 

5.  Yeräusftemngeii ,  Yerschenkungen  u« 
8.  w.  Schon  in  Rom  wurden  bei  finanzieller 
Not,  z.  B.  zur  Zeit  des  macedouischen  Krieges, 
zur  Deckung  des  Staatsgläubiger  Domänen  ver- 
äussert. Im  alten  Frankreich  femer,  als  dem 
westfränkischen  Reiche  Karls  des  Kahlen,  be- 
wirkten nach  der  Teilung  des  Reiches  zunächst 
die  auch  in  Deutschland  herrschenden  Ansichten 
über  die  königliche  Tugend  der  Freigebigkeit 

gleichwie  in  Deutschland  eine  Verringerung  der 
►omänen.  Später,  und  zwar  schon  mit  dem  Jahre 
1318,  gelangte  der  nachmals  unter  Franz  I.  im 
Jahre  1589  und  weiterhin  unter  Karl  IX.  durch 
das  Edikt  von  Moulins  gesetzlich  anerkannte 
Grundsatz  der  Unveräusserlichkeit  der  Domänen 
zur  Geltung.  Trotzdem  aber  waren  Verkäufe 
und  Verschenkungen  derart  an  der  Tagesord- 
nung, dass  k.  B.  Heinrich  IV.  bei  seinem  Re- 
gierungsantritt fast  keine  Domäneneinkünfte 
vorfand.  Der  Verkauf  geschah,  wenn  das  Ge- 
setz umgangen  werden  sollte,  zumeist  in  der 
Form  der  Verpfändung  oder  des  Vertauschens 
(eugagement  ou  echangement) ,  und  wenn  auch 
diese  Rechtsgeschäfte  später  vielfach  rückgängig 
gemacht  wurden,  so  haben  sie  doch  ebenfalls  eine 
gewisse  Verringerung  zuwege  gebracht.  Weiter- 
hin sind  in  dem  Revolutionszeitalter  Domänen- 
verschleuderungen und  massenhafte  Verkäufe 
der  1789  säkularisierten  Güter  —  von  1790  bis 
1830  für  4631  Millionen  Francs  —  vorgenom- 
men worden.  (Vgl.  im  übrigen  unten  III,  „Sta- 
tistik".) In  England  gingen  bereits  unter  Ste- 
phan von  Blois  und  Richard  I.,  dann  während 
der  Rosenkriege,  unter  den  Tudors  und  Stu- 
arts, namentlich  unter  Elisabeth,  Jakob  I.  und 
Karl  II.,  alles  in  allem  in  solchem  Masse 
Domänenverkäufe,  -verschenkungen  und  -Ver- 
schleuderungen vor  sich,  dass  schon  unter  dem 
letztgenannten  Könige  nur  ein  verschwindend 
kleiner  Rest  noch  vorhanden  war.  Oesterreich 
hat  schon  früh,  sj'stematisch  seit  Mitte  des 
vorigen  Jahrhunderts,  namentlich  aber  seit  den 
Verordnungen  bezw.  G.G.  v.  7.  Oktober   1810, 


V.  20.  Februar  1811,  v.  22.  Januar  1817  und 
vom  Jahre  1868  Domänenverkäufe,  und  zwar, 
wie  Rau  sehr  richtig  bemerkt,  zumeist  ohne 
rationelles  Finanzprincip,  vorgenommen:  nach 
dem  unglücklichen  Vertrage  vom  18.  Oktober 
1855  sind  der  Nationalbank  zur  Deckung  und 
Tilgung  der  ihr  vom  Staate  geschuldeten 
155000  Gulden  150  Quadratmeilen  Domänen  be- 
hufs allmählicher  Veräusserung  überlassen  wor- 
den: von  1800—1870  sind  883472  ha  Staats- 
güter für  54796911  Gulden,  von  den  „Reügions- 
fondsgtttern"  von  1800—1877  300371  ha  für 
28 244  504 Gulden  (vgl.  unten  III,  „StÄÜstik'*)  und 
von  1868—1880  nach  Konopasek  für  löOOOOiJi) 
Gulden  Domänen  (und  Forsten)  verkauft  wor- 
den. In  Böhmen  sind  1776  die  Domänengüter 
aus  populationspolitischen  Gründen  zerschlagen, 
in  Bauerngüter  verwandelt  und  in  Erbpacht 
ausgethan  worden.  Auch  in  Italien,  das  in 
neuerer  Zeit  —  ebenfalls  aus  finanziellen  Zwangs- 
gründen —  mit  seinen  Domänen  energisch  auf- 
räumt, haben  schon  zeitig  Veräusserungen  statt- 
gefunden. Unter  anderem  haben  nach  Hanke 
der  letzte  Visconti  19,  der  erste  Sforza  60  und 
Ludwig  Moro  74  Domänen  verkauft.  In  Spanien, 
das  mit  Oesterreich  und  Italien  zu  den  Ländern 
des  zur  Zeit  radikalsten  Vorgehens  in  Bezug 
auf  Domänen  veräusserungen  gehört,  sind  bis 
1811  für  926  Millionen  Realen  Domänen  ver- 
kauft worden,  Kirchendomänen  bis  1855  für 
17851000  Realen.  In  Russland  ist  ebenfalls 
schon  in  früher  Zeit  mit  Domänen  veräusserungen 
begonnen  worden,  namentlich  haben  solche  in 
ausgedehntem  Masse  unter  Elisabeth  und  Ka- 
tharina II.  stattgefunden.  In  Schweden  wurden 
besonders  während  der  Minderjährigkeit  der 
Königin  Christine  zahlreiche  Domänen  an  den 
Adel  veräussert,  und  Christine  selbst  hat  nach 
erlangter  Volljährigkeit  deren  viele  leichtsinnig 
verschenkt.  In  Dänemark  sind  die  Domänen 
allmählich  bis  auf  zwei  kleine  Besitzungen  mit 
einem  jährlichen  Pachtertrage  von  zusammen  40 
bis  50000  Kronen  verkauft  worden,  allerdins-s 
zumeist  in  der  Weise,  dass  jährlich  feste  Ab- 
gaben in  Geld  oder  Koni  entrichtet  werden 
sollen,  deren  nach  den  Kaufpreisen  wechselnder 
Gesamtbetrag  jährlich  rund  600000  bis  750(XX) 
Kronen  ausmacht.  In  Japan  sind  seit  dem  Ver- 
fall des  Akatsi-ta,  d.  h.  seit  der  Zeit  der  Kai- 
serin Dsitö  (690  n.  Chr.),  Schenkungen  sehr 
üblich  geworden. 

Die  starken  Veräusserungen  von  Domanial- 
land  in  den  englischen  Kolonieen  und  nament- 
lich diejenigen  in  den  Vereinigten  Staaten  ge- 
hören, wie  noch  weiter  unten  zu  begründen, 
unter  einen  anderen  Gesichtspunkt.  In  den 
deutschen  Territorien  haben  überall  von  jeher 
Veräusserungen  der  Domänen  in  irgend  welchen 
Formen  stattgefunden.  Aehnliche  Massregeln 
wie  in  Böhmen,  wenngleich  in  weniger  ausge- 
dehntem Masse,  sind  nach  teils  sicheren,  teils 
nicht  ganz  zuverlässigen  Berichten  mehrfach, 
hauptsächlich  in  Kursachsen  und  Brandenburg- 
Preussen  vom  16.  Jahrhundert  an  getroffen 
worden  und  haben,  obwohl  sie  verschiedentlich 
wieder  rückgängig  gemacht  wurden,  doch  im 
ganzen  in  nicht  unerheblichem  Masse  die  Do- 
mänenbestände verringert.  In  Preussen  hat 
I  sich  das  Domanium  bis  jetzt  um  etwa  die  Hälfte 
!  seines  Umfanges  vom  vorigen  Jahrhundert  ver- 
I  mindert.    In  diesem  Jahrhundert  sind  bis  1820 
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für  20  Millionen  Thaler,  von  1820—1866  für 
nmd  ^11  Millionen  Mark,  von  1867—1889/90  für 
rund  53  Millionen  Mark  Domänenbesitznng  (im 
weiteren  Sinne),  tasi  regelmässig  jährlich  seit 
1851  im  Durchschnitt  für  1  Million  Thaler  ver- 
kauft worden.  (Vgl.  unten  III,  „Statistik".)  Zu 
erwähnen  sind  hier  besonders  noch  die  Koloni- 
sationen des  grossen  Kurfürsten  sowie  Friedrichs 
des  Grossen  und  ihrer  Nachfolger,  die  Ver- 
schleuderan^en  und  Yerschenkungen  Friedrich 
Wilhelms  II.,  die  westfälischen  Domänen ver- 
kiafe  nnd  die  hauptsächlich  zur  Verhütung 
übermässiger  Auswanderung  sowie  zum  Zwecke 
derGnmdeigentumsregulierung  in  den  dreissiger, 
den  vierziger,  den  sieoziger  und  den  neunziger 
Jahren  dieses  Jahrhunderts  vorgenommenen 
Domänenparzellierungen.  Ausserdem  sind  noch 
za  nennen  die  Dotationen  und  Belohnungen  für 
(ienerale  etc.;  so  die  Dotation  von  587000 
Thalem  an  Blücher,  von  464000  Thalern  an 
Hardenberg  und  diejenigen  an  Bülow,  York, 
Tauentzien,  Gneisenau  von  je  200000  Thalem, 
welche,  ebenso  wie  die  standesherrlichen  Ent- 
schädigungen von  1200000  Thalem  an  Thum 
und  Taxis  und  von  je  1000000  an  Pappenheim 
and  den  König  der  Niederlande  aus  den  Do- 
mänen genommen  wurden.  (Allg.  Ztg.  1818 
Xr.  304,  citiert  nach  Boscher.) 

tf.  Usurpationen,  Reunionen.  Usurpa- 
tionen ?on  Domänen  bezw.  von  Domänenlände- 
reien  sind  noch  im  gegenwärtigen  Jahrhundert 
besonders  in  Böhmen,  Kussland  und  den  Ver- 
einigten Staaten  vorgekommen. 

Vermehrungen  resp.  Rückerwerbungen  haben 
zunächst  schon  im  Mittelalter  durch  Konfiska- 
tionen, durch  Waffengewalt,  wie  auf  friedlichem 
Wege  und  namentli(m  auch  im  13.  Jahrhundert 
durch  das  häufige  Aussterben  adeliger  Ge- 
.«ichlecht^r  stattfirelunden. 

Sodann  sind  fast  überall  ausgedehnte,  zum 
Teil  ^waltsame  Eeunionen  vorgenommen  wor- 
den: in  Böhmen  unter  Ottokar  U.;  in  Dänemark 
seit  Waldemar  IV. ;  in  Schweden  unter  Karl  IX. 
Qsd  Karl  XL;  in  England  namentlich  unter  Eduard 
dpm  Bekenner,  Heinrich  11.,  Richard  I.  und 
Eduard  IV.;  in  Schottland  1424;  in  Spanien 
onter  Ferdinand  und  Isabella;  in  Portugal  durch 
Pombal ;  in  Frankreich  zu  verschiedenen  Malen, 
unter  Colbert  (1667)  und  später;  in  Japan,  wo 
auch  eine  Art  Mediatisierung  von  „Lehnsfürsten" 
Daimios)  stattfand,  in  den  Jahren  888,  902, 
1044, 1071  und  später:  in  Brandenburg  vollends 
wird  bekanntlich  die  Regierungszeit  der  ersten 
HohcnzoUem  durch  eine  Reihe  von  Gewalts- 
imd  finanziellen  Massregeln  bezeichnet,  welche 
erforderlich  waren,  um  dem  Adel  die  usurpierten 
und  gewaltsam  an  sich  genommenen  Domänen- 
läadereien  zu  entreissen  und  überhaupt  den  Do- 
miDenbesitz  des  Landes,  welcher  ausser  durch 
die  üsorpation  durch  Veräusserung  und  Ver- 
pfindung  fast  völlig  reduziert  worden  war, 
einigenuassen  wiederherzustellen. 

7.  DomftiienTermehrnngen  durch  Säkn- 
larisatioiieii ;  durch  Ankäufe,  Eroberungen. 
Säknlansationen  sind  schon  im  Altertum,  so 
namentlich  unter  Konstantin  dem  Grossen  vor- 
genommen worden,  der  die  heidnischen  Tempel- 
güter einzog  und  teils  den  christlichen  Kirchen 
überwies,  teils  verschenkte,  teils  auch  zum  Aus- 
bau der  neuen  Hauptstadt  verwendete.  Die 
meisten    und    bedeutendsten    Säkularisationen 


fallen  naturgemäss  in  das  Reformationszeitalter. 
In  Deutschland  säkularisierten  die  Reformations- 
fürsten zwar  in  erheblichem  Umfange,  verwen- 
deten die  Kirchenj^ttter  jedoch  zumeist  zu  Unter- 
richts- und  ähnlichen  Zwecken.  In  England 
dagegen  bereicherte  sich  die  Krone.  Heinrich  V, 
zoff  bereits  110  Klöster  ein,  Heinrich  VIII.  im 
Jahre  1536  sämtliche  kleinereu,  1538  auch  die 
grösseren.  In  Frankreich  wurden  die  Domänen 
während  der  Revolutionszeit  durch  Säkularisa- 
tionen ungeheuer  vermehrt,  freilich  aber  fanden 
bald  die  umfassendsten  Schleuderverkäufe,  durch- 
schnittlich zu  dem  vierten  Teile  des  wahren 
Wertes  der  Güter,  statt.  In  Portugal  wurde 
durch  Pombal,  in  Spanien  wiederholt,  1835  und 
nach  Rückgängigmachung  der  Massregel  von 
neuem,  säkularisiert.  Ebenso  haben  in  Rnss- 
land,  in  Italien,  in  welchem  Lande  alsdann  um- 
fangreiche Veräusserungen  vorgenommen  wur- 
den, und  auch  noch  in  der  Zeit  politischer  Be- 
wegung im  Anfange  dieses  Jahrhunderts  in  den 
deutschen  Staaten  Säkularisationen  stattgefun- 
den: 1806  in  Württemberg  (i.  W.  v.  ca.  lOCSOOOO 
Gulden),  dann  in  der  Markgrafschaft  Baden- 
Durlach  und  1810  in  Preussen.  wo  übrigens  schon 
im  vorigen  Jahrhundert  Einziehungen,  Verschen- 
kungen  und  Verschleuderungen  von  (südpreussi- 
schen)  Kirchengütern  vor  sich  gegangen  sind. 

Auch  durch  Ankäufe  haben  zeitweilige  Do- 
mänenvermehrungen stattgefunden;  so  z.  B.  in 
Sachsen  unter  Georg  I.,  der  für  mehr  als  eine 
Älillion  Domänen  käuflich  erwarb;  Friedrich 
Wilhelm  I.  kaufte  im  ganzen,  ausser  für  2 
Millionen  Güter  zur  Apanage  der  jüngeren  Söhne, 
für  5  Millionen  Domänen,  im  Magdeburgischen 
jährlich  für  100000—150000  Thaler;  der  alte 
Dessauer  brachte  fast  alles  Grundeigentum  in 
seinem  Lande  an  sich ;  Ende  der  dreissiger  Jahre 
dieses  Jahrhunderts  sind  ferner  5  Rittergüter 
und  für  518000  Gulden  Waldungen  zu  dem 
Gesamtpreise  von  2696666  Gulden  in  Württem- 
berg, und  in  Baden  die  Herrschaft  Salm-Kraut- 
heim für  1163912  Gulden  erworben  worden;  in 
Preussen  sind  von  1867—89/90  durch  Kauf  575,3 
ha  für  1207279  Mark  und  durch  Tausch  857,9 
ha  erworben  worden  (vgl.  unten  III,  „Statistik"). 

Schliesslich  haben  kriegerische  Unterneh- 
mungen; Eroberungen  bezw.  die  Besitznahme 
neuer  Länder  uiid  Landest«ile  in  mehreren 
Staaten  noch  in  neuerer  Zeit  die  Domänen  ver- 
mehrt. Abgesehen  von  den  afrikanischen  Besitz- 
ergreifungen, die  grösstenteils  nicht  wohl  in  den 
Rahmen  einer  Domänenbesprechung  gpehören,  ist 
hierbei  namentlich  Griechenlands  und  Preussens 
zu  erwähnen.  In  Neu-Griechenland  wurden 
nach  Urquhart  ca.  13359000  St remmata  (=  ca. 
1047000  ha)  Weide,  Acker,  Wald  und  Wein- 
berge, ohne  das  mit  etwa  ^250000  Oelbäumen 
bepflanzte  Land,  alles  zusainmen  im  Werte  von 
887  Vs  Millionen  Piastern  (=  82  Millionen  Thaler) 
durch  die  Vertreibung  der  Türken  gewonnen. 
Preussen  vergrösserte  durch  die  Besitznahme 
Schlesiens  und  Westpreussens,  neuerdings  Han- 
novers, Kurhessens  und  Nassaus  seinen  Domänen- 
besitz erheblich. 

8.  Das  Ergebnis  dieser  Veränderan- 
gen.  Alles  in  allem  genommen  aber 
haben  die  zeitweiligen  oder  regelmässi- 
geren  Domänenvermehrungen  das  Schwin- 
den des  Domaniums  nicht  aufzuhalten  ver- 
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mocht;  vielmehr  ist  dasselbe  f«ist  allent- 
halben mehr  oder  minder  rapide,  überall 
aber  unaufhaltsam  bis  jetzt  fortgeschritten. 
£rwägt  man,  dass  die  Finanzgeschichte 
aller  Völker  von  den  Domänenerträgen  als  der 
ursprünglich  alleinigen,  später  lange  Zeit  we- 
nigstens hauptsächlichsten  Einnahme  des  Staa- 
tes aasgegans;en  ist.  so  erkennt  man  das  neu- 
zeitliche Stadium  des  Schwundprozesses  aus 
folgenden  Zahlen: 

Domänen-  fn  Prozenten  d. 
(>'ach  Umpfenhach)  Bruttoerträge  ^J^fk^^^S^*" 
England        1881.82      545000   £  3«o 

Frankreich        1885  56  000  000  Frs.  1,5  geg.  10  ®/o 

i.  J.  1781 
Russland  1884  29  250  000  Rbl.         3,6 

Oesterreich        1884  4  706  000  ü. 
Ungarn  1884  26  647  000  fl. 

3,9 
16,4 


Preussen 


zus.  31  353000  n. 
1884  85  186  637  000  M. 


Eine  Anzahl  anderer  Staaten  weisen  zu  unge- 
fähr derselben  Zeit  nach  den  auch  bei  A.Wagner 
angeführten  Angaben  nachstehende  Daten  auf: 


Von  der  Xetto- 

Von  der  Xetto- 

Rusjrabe 

betr. 

aasfiabe     betr. 

der  Nettoertrag 

der  Nettoertrag 

der  Domänen  «>o 

der  Domänen  "/o 

Sachsen   .    .    . 

9,7 

Griechenland    .    .    3,6 

Württemberg  . 

13,2 

Russland      ...    3,4 

Bayern    .    .    . 

17,3 

Italien     ....    3,0 

Baden      .    .    . 

7,1 

Chile 1,7 

Dänemark    .    . 

•    2,9 

Serbien    ....     1,8 

Schweiz  .    .    . 

.    4,1 

Oesterreich  ...    0,5 

Belgien    .    .    . 
Niederlande 

.     1,0 

Portugal      ...    0,6 

•     l»9 

Frankreich  .    .    .     1,4 

Norwegen    .    . 

.       i,2 

Grossbritannien    .  ^)o,6 

Für  die  Yemnigten  Staaten  muss,  wie 
schon  angedeutet,  eine  gesonderte  Beti-ach- 
tung  Platz  greifen. 

9«  Besondere  Stellnng  der  Vereinigten 
Staaten.  Die  Kolonieen,  aus  welchen  die 
Union  entstanden,  hahen  die  ihnen  durch  ihre 
Freibriefe  zugewiesenen  ungeheueren  Länder- 
ffebiete  teils  erobert,  teils  von  den  Ureinwohnern 
durch  freiwillige  oder  aufgedrungene  Käufe  er- 
worben, und  zwar  gingen  meist  diese  Erwer- 
bungsarten Hand  in  Hand;  der  Kaufpreis  war 
in  der  Regel  ein  ausserordentlich  geringer,  wie 
denn  nach  Franklin  z.  B.  Rhode-Island  für  ein 
paar  Brillen  gekauft  worden  sein  soll.  Je  mehr 
die  Erkenntnis  der  überlegenen  und  wachsen- 
den Macht  der  Weissen  zunahm,  um  so  mehr 
traten  die  Käufe  in  den  Vordergrund,  zu  denen 
überdies  oftmals  auch  noch  die  zunehmende 
Trunksucht  der  nach  dem  Feuerwasser  der 
Weissen  begehrenden  Indianer  sowie  Hungers- 
nöte den  Aulass  gäben,  von  denen  naturgemäss 
die   Indianerstämme  bei   der  infolge  des  Vor- 

*)  Vgl.  Über  das  Fehlen  detaillierter  Anga- 
ben (für  ausserdeutsche  Länder),  welche  eine  Klar- 
legunff  der  Reinerträge  speciell  der  landwirt- 
schaftlichen Güter  gestatteten,  wie  über  das 
gegenwärtige  Resultat  des  Schwundprozesses  in 
Deutschland  unten  III,  „Statistik"  (Conrad).  In 
Preussen  dürfte  nach  Conrad  der  Reinertrag  der 
Domänenvorwerke  sich  nur  noch  auf  rund  10,1 
Millionen  Mark  (0,31  Mark  pro  Kopf  der  Be- 
völkerung) beziffern  lassen. 


dringens  der  Europäer  mit  ihren  femtragenden 
Waffen  sich  einstellenden  Verminderung  des 
Wildes  oft  genug  heimgesucht  wurden.  Dem- 
nächst wurden  von  der  Union  im  Besitze  an- 
derer Staaten  befindliche  Landgebiete  meist 
durch  Kauf,  zum  Teil  aber,  wie  bei  Florida, 
erst  nachdem  sie  mit  den  Waffen  bereits  vor- 
her faktisch  genommen  worden  waren,  erworben ; 
so  1803  das  930928  Qnadratmeilen  umfassende 
Louisiana  durch  Kaufvertrag  mit  Frankreich, 
1819  durch  Vertrag  mit  Spanien  vom  22.  Fe- 
bruar, wie  bereits  erwähnt,  Florida  (59  268 
Quadratmeilen) ;  1845  das  1835  als  unabhängisrer 
Staat  anerkannte  237  504  Quadratmeilen  g-rosse 
Texas;  Califomien  und  Neu-Mexico  (677  262 
Quadratmeilen)  durch  den  Friedensschluß  vom 
2.  Februar  1848  und  den  Gasden- Vertrag  von 
1854 ;  durch  den  Grenzberichtigungsvertrag  mit 
England  wurde  auch  noch  1846  das  Oregnon- 
gebiet  von  280425  Quadratmeilen  Umfang 
Eigentum  der  Union.  Ebenso  aber  wie  hier- 
nach die  Entstehung,  ist  auch  der  Prozess  der 
Abnahme  des  Domaniums  in  der  Hauptsache 
ein  durchaus  anderer  und  unter  einen  anderen 
Gesichtspunkt  zu  stellen  als  in  Europa.  Das 
Zusammenschmelzen  der  noch  1865  2265625 
englische  Quadratmeilen  umfassenden  Domänen- 
ländereien  bis  auf  14  866  Quadratkilometer 
(Kolb,  V.  Brachelli,  c.  n.  Walcker)  beruht  auf 
Verwendungsarten,  bei  denen  von  Anbeginn 
bis  heute  das  unmittelbare  finanzielle  Interesse 
im  Hintergrunde,  das  volkswirtschaftliche,  so- 
zial- und  allgcmeinpolitische  der  Besiedelung, 
Bevölkerung  und  Grundeigentumsverteilung 
voranstand.  So  haben  Soldaten  und  Matrosen 
der  Vereinigten  Staaten,  Überhaupt  Leute,  die 
für  die  Republik  ihr  Leben  eingesetzt,  nach 
dem  Unabhängiffkeitskrieg-e,  nach  dem  Kriege 
mit  England  1812,  nach  demjenigen  mit  Mexico 
1846  47,  nach  den  Indianerkriegen  von  185(5  57 
und  nach  dem  Bürgerkriege  als  Belohnung 
Anweisungen  auf  Landbesitz  erhalten,  die  je 
nach  dem  Range,  der  Dienstzeit,  dem  Grade 
der  etwanigen  Verwundung  des  Berechtigten 
bemessen  waren  und  von  denen  allein  die  auf 
Grund  der  GG.  v.  1847,  1850,  1852  und  1857 
ausgegfebenen  61  Millionen  acres  ausmachten 
(Sering).  Femer  wurde  häufig  öffentliches 
Land,  manchmal,  wie  v.  Hock  es  ausdrückt, 
aus  „politischen  Sympathieen" ,  z.  B.  Flücht- 
lingen aus  Canada,  Neu-Schottland,  ans  Frank- 
reich, Ungarn,  mährischen  Brüdern,  den  An- 
hängern des  wtirttembergischen  Georg  Rapp  etc., 
sodann  an  Eisenbahugesellschaften  (nach  Sering 
von  1850—71  187  Millionen  acres),  für  Schul- 
fonds (je  2  Sektionen  in  jed.  township  a.  d. 
Einzelst.),  für  landwirtschaftl.  undtechn.  Schulen 
(d.  östl.  je  1500000,  d.  westl.  St.  je  5280000 
acres),  für  öffentliche  Strassen  (1,3  Millionen 
acres).  Kanalbauten  (4424000),  für  Regierungs- 
sitze, öffentliche  Gebäude  (jed.  einz.  St.  u.  Territ. 
500000)  etc.  unentgeltlich  verliehen.  Donationen, 
z.  B.  diejenige  an  Lafayette,  kamen  ebenfalls 
vor.  Ebenso  ist  behufs  der  Besiedelung  man- 
cher Gegenden,  wie  des  Oregongebietes,  von 
Neu-Mexico,  Kansas,  Nebraska,  Einwanderern 
unentgeltlich  Land  gegeben  worden.  Auch 
wurden  aus  Urkunden  der  früheren  Refrierungen, 
namentlich  in  den  ehemaligen  spanischen  Be- 
sitzungen, hergeleitete  Ansprüche  auf  öffent- 
liches Land  vielfach  anerkannt  etc.  (v.  Hock, 
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.Semg  n.  a.).  Zieht  man  dazn  die  niedrigen 
Preise  für  das  entgeltlich  abgegebene  Land 
und  endUch  die  ^nze  Heimstättengesetzgebnng 
in  Betracht,  so  ist  es  klar,  dass,  wenn  anch  in 
der  Geschichte  der  öflFentlichen  Ländereien 
einzelnes  an  Vorgänge  nnd  Verhältnisse  in  der 
t-oropäischen,  namenüich  auch  der  altrömischen 
Domänengeschichte  erinnert,  dennoch,  wie  oben 
betont,  den  Vereinigten  Staaten  eine  Sonder- 
betrachtnng  zukommt.  (Vgl.  über  „Die  heutige 
Terrwaltang**  unten  sub  11,  23.) 

IIL  Formen  der  Domänenbenutzung  nnd 

Verwaltnng. 
A.  BewirtBChaftungsweise  in  früherer 
Zeit. 

10.  Regie ;  Gründe  ihres  langen  Be- 
s^tehens.  Die  Benutzungsart  der  Domänen 
ist,  entsprechend  dem  gesamten  volks-  und 
finanzwirtschaftlichen  Entwickelungsgange, 
im  wesentlichen  fast  in  allen  Staaten  des  Mit- 
telalters und  der  Neuzeit  überaus  lange  die 
ni^prüngliche  geblieben,  d.  h.  der  staatliche 
Selbstbetrieb,  die  unmittelbare  Verwaltung 
«lurch  Staatsbeamte,  ist  bis  über  das  Mittel- 
aher  hinaus  die  Regel ,  nachdem  allerdings 
•lie  Verpachtung  bereits  im  Altertume,  so 
namentlich  in  Rom  und  Athen,  Jahrhunderte 
Lm^  verbreitet  gewesen  war.  In  Anbe- 
tracht dieser  fast  überall  sich  zeigenden 
iileichheit  aber  dürfte  wiederum  ein  Ver- 
weilen bei  den  deutschen  Verhältnissen,  als 
in  vielen  Punkten  allgemoin  t^x-pischen,  ge- 
rechtfertigt erscheinen.  Die"  ßenutzungs- 
nod  Verwaltungsarten  der  deutschen  Domä- 
nen bis  ziu*  Entstehung  des  Landeshoheit 
»tva  ist  bereits  in  der  Hauptsache  bei  Dar- 
'^^m^  der  Ursachen  des  Schwindens  der 
Reichklomänen  geschildert  worden.  Hinzu- 
zuhlgen  ist,  dass  häufig  auch  eine  gewisse 
unentwickeltere  Form  der  weiter  unten  zu 
•H:hü(lemden  Gewährsverwaltung  stattgefun- 
den hat,  die  indessen  namentlich  wegen  des 
mit  ihr  verbundenen  Uebelstandes  einer  Be- 
drückung der  Gutsunterthanen  durch  die 
Verwalter  mehrfach  früher  oder  später  wie- 
der aufo;egeben  wnirde.  Mit  ungefähr  jenem 
Z^^itpunkt  beginnt  in  den  Städten  die  Ent- 
^ickelnng  der  Gewerbe  mehr  und  mehr 
>ich  zu  regen,  damit  wandte  sich  —  zum 
Teil  auch  aus  einer  Reihe  nicht  hierher  ge- 
höriger Ursachen  —  mehr  und  mehr  das 
Interesse  der  Landesherren  den  Städten  zu 
und  wurde  von  der  Landwirtschaft  abgelenkt. 
I)azu  kam,  dass  die  gewerbliche  und  die 
Verkehrsentwickelung  zunächst  noch  einen 
äusserst  langsamen  und  jedenfalls  keinen 
wichen  Fortgang  nahmen,  dass  ihre  Ein- 
^^img  auf  die  Landwirtschaft  alsbald  sich 
hätte  zeigen,  d.  h.  eine  erheblich  vermehrte, 
H^^r  den  lokalen  Bedarf  hinausgehende 
IWluktion  von  Rohstoffen  veranlassen  und 
^jmit  den  Ansporn  zu  höherer  Produktions- 
*erhnik  und  AVirtschaftsweise   hätte   geben 


können,  die  ihrerseits  naturgemäss  wiederum 
den  Gedanken  an  eine  andere  Bewirtschaf- 
timgs-  und  Verwaltungsmethode  hätte  zei- 
tigen und  spekulative,  fachkundige  so^ie  ka- 
pitalkräftige Privatpersonen  zu  Pachtbewer- 
bungen  hätte  veranlassen  können.  Ueberdies 
war  der  Geldbedarf  noch  lange  ein  geringer, 
die  Beamten  wurden  noch  Jahrhunderte  hin- 
durch ganz  oder  vorwiegend  naüwaliter  be- 
soldet, und  auch  die  Territorial-Fürsten 
blieben  noch  geraume  Zeit  bei  der  alten, 
von  der  wilden  Sitte  der  ältesten  deutschen 
Stammesfürsten,  unstät  mit  ihrem  bewaff- 
neten Gefolge  umherzuziehen,  sich  herlei- 
tenden Gewohnheit  des  öfteren  Umherreisens 
von  Domäne  zu  Domäne,  deren  Elrträge  dann 
von  ihnen,  ihrem  Gefolge,  wie  fürstlichen 
Gästen  an  Ort  und  Stelle  aufgezehrt  wnu^den ; 
dadurch  aber  wurde  die  Verpachtung  natur- 
gemäss ausgeschlossen  und  zudem  auch  ein 
ordnungsmässiges  Rechnungswesen ,  auf 
Grund  dessen  Erwägungen  über  die  finan- 
zielle Zweckmässigkeit  des  Verpachtmigs- 
systems  hätten  angesteüt  werden  können, 
erschwert.  Ausserdem  war  ein  solches 
Rechnungswesen  erst  spät  diuxjh  das  Bei- 
spiel der  Bilrgerschaften  der  Hansestädte  in 
Deutschland  zm*  Kenntnis  und  Schätzung 
gelangt. 

11.  Pacht;  Ursachen  und  Zeitpunkt 
ihrer  Einführnng.  Ei-st  nach  dem  Zu- 
sammen- und  Aufeinandertreffen  der  grossen 
Wirkungen,  welche  sidi  in  der  Einbüi*- 
gerung  des  römischen  Rechts,  der  Erfindung 
der  Buchdruckerkunst,  der  Entdeckung  Ame- 
rikas mit  ihren  wirtschaftlichen  Folgen,  in  der 
Reformation,  dem  Eingange  des  hanseatischen 
Rechnmigswesens  etc.  darstellen,  zeigen  sich 
die  Anfänge  eigentlicher  finanzwissenschaft- 
licher Betrachtungen,  und  diese  nehmen 
naturgemäss  vorwiegend  von  dem  damals  in 
der  Regel  »als  der  walire  Kern  des  Finanz- 
wesens« geltenden  Domänen  wesen  ihren 
Ausgang.  Als  praktische  Folgen  dessen  er- 
scheinen die  Aenderungen  in  dem  Domänen- 
benutzimgssystem  zumeist  nicht  vor  dem 
17.  Jahrhundert.  In  Kiu-sachsen  dürfte  nach 
den  zuverlässigen  historischen  Nachi-ichten 
von  Wabst  sogai-  bis  in  den  Anfang  des  18. 
Jahrhunderts  hinein  der  Selbstbetrieb  bestan- 
den haben ;  in  Brandenburg  wurde,  nachdem 
der  grosse  Kurfürst  bereits  1660  zu  dem 
noch  zu  besprechenden  Systeme  der  Ge- 
währsverwaltung übergegangen,  1676  jedoch 
um  des  aus  demselben  sich  ergebenden 
schwankenden  Einkommens  willen  zur  Ad- 
ministration oder  Regie  ziu^ückgekehrt  war, 
1684  die  Verpachtung  eingeführt.  In  Böh- 
men ist  nach  der  Zeit  derDomänen Verpfändung 
die  Regie  bis  1776,  als  dem  Jahre  der  Do- 
mänenzei-schlagungen,  beibehalten  worden. 
In  Oesterreich  liat  die  Administration  bis 
zum   Ende   des    17.  Jahrhunderts   gewälu*t, 
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von  welchem  Zeitpunkte  an  nach  und  nach 
eine  Anzahl,  keineswegs  aber  schon  sämt- 
liche Domänen  in  Zeitpacht  gegeben  wurden. 
Ebenfalls  nachweislich  bis  in  das  letzte 
Drittel  des  17.  Jahrhunderts  hat  die  Admi- 
nistration in  Bayern  und  der  Pfalz  gedauert ; 
in  Württemberg  bis  zum  Ende  dos  16.,  in 
Anspach  und  Bayreuth  aber  bis  zum  Anfang 
des  18.  Jahrhunderts ;  in  Nassau  wurden  im 
17.  Jahrhundert  die  Domänen  administriert 
und  ebenso  in  Mecklenbm'g  sowie  im  Her- 
zogtum Braunschweig-Lüneburg. 

B.  Verwaltungseinrichtungen. 

12.  Bis  etwa  Mitte  des  16.  Jahrhun- 
derts. Die  Verwaltungsbehörden  zur  Zeit 
der  Regie  gliedern  sich  wiederum  in  Unter-, 
Mittel-  und  Oberbehörden.  Erstere  führen 
<lie  Bezeichnung  Amtmann,  Amtsschaff  er, 
Amtsvoigt,  Amtsrentmeister,  Schosser,  Keller 
oder  Kellner  etc.  und  haben  die  Aufsicht 
über  die  gesamte  Wirtschaft  sowie  die 
Rechnungen  und  die  Kasse  zu  führen,  die 
Gefälle,  Grundzinsen  etc.  zu  erheben,  das 
Hoflager  mit  Lebensmitteln  zu  versehen  und 
die  auf  die  Domänen  angewiesenen  Natimil- 
gehälter  auszuzahlen,  in  einzehien  Provinzen 
auch  die  Forstaufsicht  zu  führen.  Den 
gleichen  Geschäftskreis  haben  die  Vorwerks- 
verwalter mit  Bezug  auf  die  Vorwerke. 
Ausserdem  gab  es  noch  eine  Reihe  von  nie- 
deren Beamten  wie  Forstschreiber,  Hof- 
meister oder  Vögte. 

Die  Mittelbehörde  bildet  der  Amtmann, 
Oberamtmann,  Amtshauptmann,  Di-ost,  Burg- 
graf. Dei'selbe  liat  die  Funktionen  des  fi*ü- 
her  genannten  Kreisgrafen,  nur  dass  diesel- 
ben, entsprechend  dem  entwickelteren 
Finanzwesen,  nunmehr  komplizierter  und 
umfangreicher  sind;  zu  seinen  wesentlich- 
sten Geschäften  gehören  die  Civil-,  Krimi- 
nal- wie  Polizeigerichtsbarkeit  und  die 
Patronatssachen . 

Die  Geschäfte  der  obersten  Behörde  ver- 
sahen die  ersten,  aus  Finanzbeamten  zu 
Landesherren  gewordenen  Territoiialfürsten 
vermöge  ihrer  während  der  fi'üheren  Amts- 
fülirung  erworbenen  Sachkenntnis  selbst,  und 
solange  der  Geschäftsgang  ein  einfacher 
blieb,  folgten  ihre  Nachlcommen  diesem  Bei- 
spiele. Mit  dem  16.  Jahrhundert  jedoch 
höi-en  mit  Ausnahme  einiger  besonders  eif- 
riger und  nach  dieser  Richtung  veranlagter 
Fürsten,  wie  der  Kiuiürsten  von  Sachsen, 
Friedrich  der  Weise,  Moritz  und  August, 
der  Herzöge  Ernst  von  Gotha,  Philipp  von 
Hessen,  Maximilian  von  Bayern,  des  Grafen 
Anton  Günther  von  Oldenburg  und  Karl  V., 
die  Landesherren  auf,  diese  Geschäfte  selbst 
zu  leiten.  Zu  ihrer  Hilfe  hatten  auch  die- 
jenigen, welche  persönlich  sich  dieser  Ge- 
S(^häftsleitung  unterzogen,  den  Viztum  oder 
Vizdom,  einen  Beamten,  dessen  Stelle,  wie  | 


Hüllmann  es  liezeichnet,  als  eine  modifizierte 
Fortsetzung  der  Pfalzgrafenwürde  betrachtet 
wenlen  kann,  überdies  aber  diejenige  eines 
vortragenden  Rates  war;  untei*stellt  war 
dem  Viztum,  dessen  Amtstitel  von  der  Stell- 
vertretung des  LandesheiTu  sich  herleitet, 
wiederum  ein  Unterbeamter,  der  Rent-  und 
Kammerraeister  oder  Landschiviber. 

13.  Einführnng  kolle^ali^cher  Ver- 
waltnng.  Nachdem  indessen  die  Verwal- 
tungsgeschäfte verwickelter,  umfangreicher 
und  clementspreehend  eine  gewisse  Arlx^its- 
teilung  innerhalb  der  Behörde  notweiidiir 
geworden,  wurden  in  den  deutschen  Staaten, 
nach  dem  Vorbilde  der  städtischen  kollefria- 
lischen  Kämmereiverwaltung  imd  dem  Vor- 
gange Maximilians  des  Ersten,  Kammer- 
kollegien, meist  unter  der  Bezeichnung  Hof- 
oder Amtskammern  etc.,  gebildet,  denon 
ausser  der  Domänenverwaltung  die  gesamten 
Finanzangelegenheiten  unterstellt  waren.  Der 
erste  Staat,  der  dem  Beispiele  Maximilians 
naclikam,  war  Brandenburg,  dann  folgten 
Sachsen  und  Bayern  in  der  zweiten  Hälfte 
des  16.  Jahrhunderts  und  danach  alle  gi'össeren 
und  mittleren  deutschen  Staaten.  In  Branden- 
burg, wo  bald  auch  weitere  Ai-beitsteihmgen 
in  d(Mi  Verwaltungs-  und  Regienmgsge- 
s( -haften  stattgefunden  hatten  und  eine  be- 
sondei-e  Behcirde  für  die  Regalien  und  ^lilitär- 
sachen  sowie  auch  eine  den  Amtskammern 
superoitlinierte  Atif Sichtsbehörde,  die  geheime 
Hofkammer  oder  General-Domänen  Verwal- 
tung zu  Berlin,  eingerichtet  worden  war, 
wurde  im  Jahre  1713  die  Verwaltung  aller 
Einkünfte  mit  Ausnahme  der  in  die  Müitär- 
kassen  fliessenden  Steuern  mit  der  geheimen 
Hofkammer  zu  einer  neuen  Kollegialbehörde, 
dem  General-Finanzdirektorium .  vereinigt. 
Im  Jahre  1728  wiedenmi  wume  ein  ein- 
heitliches General-Kriegs-Ober-Finanz-  iin<l 
Domänendirektorium  geschaffen,  unter  dem 
die  1723  gegründeten  Kriegs-  und  Domänen - 
kammern  der  einzelnen  Provinzen  standen. 
Die  spätere  behördliche  Entwickehmg  w^nl 
in  dem  die  heutige  Verwaltung  behandeln- 
den Aufsatze  Erwälmung  finden. 

C.  Neuere  Massregeln  (Zersohlagung 
und  Vererbpaohtung). 

14.  Gründe  derselben.  Noch  sind  einige 
andere  Domänenbenutzungsarten  zu  nennen, 
welche  mit  dem  Aufhören  des  staathchen 
Selbstbetriebes  oder  auch  bereits  nach  Ein- 
führung der  Zeitpacht  eingeti-eten  sind.  Es 
sind  dies  die  Zerschlagimg  und  Vererbpac-h- 
tung  von  Domänen.  Die  Motive  für  die  Er- 
greifung dieser  Massregeln  bilden  in  erster 
Reihe  populationspolitische  Erwägungen, 
welche  sich  den  Fürsten  namentlich  seit 
Einfühnmg  der  stehenden,  mehr  oder  minder 
sclüagfertigen  Heere  aufdrängten;  mit  dem 
Zeitpunkt  nämlich  dieser  Aendenmg  in  der 
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Heeresverfassuüg  wurden  bei  den  Verhand- 
lungen der  Staaten  nicht  mehr,  wie  früher, 
diiri'h  die  Geistliehen  im  römisch-kanonischen 
(tote,  nicht  mehr,  wie  denmächst,  von 
römischen  Juristen  auf  Grund  von  arclüva- 
lischen  Untersuchungen,  Rechtstiteln  etc., 
Knidera  nunmehr  im  Hinblick  auf  die  durch 
die  Heeresstärke  und  Ki-iegsbei-eitscliaft  ge- 
?el>eneu  Machtverhältnisse  die  schwebenden 
Fragen  vorwiegend  erledigt ;  demzufolge  galt 
f-s.  die  Bevölkerungsvermehrung  zum  Zwecke 
ausgiebiger  Rekrutierung  zu  fördern.  Aus- 
5^  liend  also  in  der  Regel  zuvörderst  von 
(lie>en  Erwägiuigen,  zum  Teil  sodann  auch 
in  der  Absicht,  die  Landeskidtur  zu  fördern, 
eine  mittelbare  oder  unmittelbare  Vermeh- 
rung der  Staatseinkünfte  zu  schaffen,  billigere 
Preise  der  landwirtschaftlichen  Produkte 
herbeizuführen,  die  Vaterlandsliebe  zu  stär- 
ken etc.,  schritten  eine  Reihe  deutscher 
Fürsten  zur  Pai-zellienmg  von  Domänen  und 
Besiedelnng  derselben  mit  teils  ausländischen, 
teils  auch  emheimischen  Kolonisten,  bei  denen 
diiR'h  die  Gewälvrung  von  Grundeigentum 
und  Freiheit  auf  vermehrte  Eheschliessung 
hingewirkt  wunle. 

15.  Beginn  der  Massregeln  in  Kursaehsen. 

Als  eine  der  ersten  Massregeln  nach  dieser 
Richtung  wird  die  vielgenannte,  von  verschie- 
d^'oen  Gewährsmännern  allerdings  angezweifelte, 
Zerteilung  und  Vererbpachtung  von  300  Do- 
manenvorwerken  anter  Kurfürst  August  I.  von 
Sachsen  berichtet;  nach  Hüllmanns  Unter- 
^Qchanfi^en  durfte,  wenn  eine  solche  Kolonisation 
in  Sachsen  stattgefunden  hat,  dieselbe  nicht 
Miwohl  in  der  Zerschlagung  schon  kultivierter, 
einheitlicher  Domänen,  sondeni  in  der  An- 
Htzxmg  von  Kolonisten  auf  wüsten,  zu  dem 
(jebiete  der  Domänen  gehörigen  Gegenden,  in 
denen  sieb  keine  Vorwerke  befanden,  bestanden 
haben. 

16.  Brandenbarg-Preussen.  AusPreussen 
i£t  zunächst  bekannt  die  auf  Veranlassung  des 
Kammerrates  Luben  zu  Anfang  des  achtzehnten 
Jahrhunderts  begonnene,  später  aber  wieder 
nnter  starken  Härten  und  Rechtsverletzungen 
Tun  Friedrich  I.  wie  von  Friedrich  Wilhelm  I. 
röck^ngig  gemachte  Domänenzergliederung 
und  Vererbpachtung,  deren  Plan  bereits  unter 
J«ia(;him  I.  von  dem  Kammerdirektor  Bernd  von 
Arnim  entworfen  worden  war,  dessen  Sohn 
Franz  Ton  Arnim  wiederum  in  Sachsen  den 
Kurfürsten  August  zu  der  vorerwähnten  Mass- 
regei  bewogen  haben  soll.  Im  Gegensatze  zu 
den  eben  genannten  Hesrschem  vermied  Friedrich 
der  Grosse  im  allgemeinen,  ganze  Domänen  zu 
«♦•ristückeln,  vielmehr  verwendete  er  zu  Par- 
zellienin|ren  in  der  Regel  nur  einzelne  Vor- 
werke, die  er  übrigens  auch  zuweilen  im  Ganzen 
an  Privatpersonen  in  Erbpacht  gab.  -llles  in 
allem  genommen  hat  er  parzelliert  und  unge- 
teilt in  Erbpacht  gegen  400  Vorwerke  gegeben, 
parzelliert  in  der  Kurmark  21  an  179  Familien, 
im  Magdebur^ischen  10,  in  der  Neumark  17, 
i?  P??n»eni  33  an  125,  134,  273  neuangesetzte 
Familien;  seine  Urbarmachungen  gehören  nicht 
hierher.    Friedrich  Wilhehn  11.  zerschlug  und 


vererbpachtete  1793  und  1794  drei  Vorwerke 
im  Oderbruch,  eigentümlicherweise  in  einer 
Gegend,  welche  dicht  bevölkert  war,  und  zwar 
in  der  Art,  dass  neben  107  bäuerlichen  und  39 
Büdners  teilen  (3  Morgen)  einem  Generalerb- 
pächter, welchem  die  Büdner  in  der  Erntezeit 
gewisse  Diensttage  zu  leisten  hatten,  578 
Morgen  gegeben  wurden;  erzielt  wurde  durcli 
diese  Massregel  eine  Vermehrun_g  der  Jahres- 
erträge um  1098  Thlr.  Unter  Friedrich  Wil- 
helm III.  wurden  in  den  Jahren  1803 — 1805  in 
derselben  Gegend  2174  Morgen  parzelliert  und 
auf  den  entstandenen  Teilgütern  von  400,  200. 
150,  100,  65,  5,  4  und  3  Morgen  12  Familien 
angesetzt,  welche  zusammen  6400  Thlr.  Erb- 
bestandsgelder  zahlten,  so  dass  sich  alles  in 
allem  genommen  die  Nutzung  nach  der  Zer- 
schlagung aui  fast  das  Doppelte  des  Betrages 
vor  derselben  belief.  Nächstdem  sind  noch  in 
dem  Amte  WoHup  sowie  später  in  der  Xeu- 
mark  einige  wenige  Parzellierungen  vorge- 
nommen worden. 

Unter  einen  wesentlich  anderen  Gesichts- 
punkt fallen  die  Parzellierungsmassregeln 
seit  dem  Ladenbergschen  Regime,  die  in  drei 
Perioden  verlaufen.  In  der  ersten  dieser  Pe- 
rioden gab  die  Veranlassung  der  Hinblick  auf 
die  traurigen  Zustände  Neu- Vorpommerns,  wo 
der  Bauernstand  fast  gänzlich  geschwunden 
war.  Hier  wurden  zur  Vermehrung  desselben 
in  den  dreissiger  und  vierziger  Jahren  dieses 
Jahrhunderts  5  grössere  Domänen  zerschlagen 
und  zum  vollen  Eigentum,  allerdings  in  den 
meisten  Fällen  unter  Veräusserungsbeschrän- 
kungen,  bei  erleichterten  Kaufbediugungen  ver- 
äussert. Eine  neue  Periode  wurde  mit  den 
Jahren  1845  und  1846  eingeleitet,  einer  Zeit, 
in  welcher  man  infolge  überhandnehmender 
Auswanderunp:  aus  den  westlichen  Provinzen 
in  andere  Weltteile  zu  dem  Versuche  griff, 
durch  Ermöglichung  der  Ansiedelung  im  lu- 
lande  der  Auswandeningslust  entgegenzuwirken. 
Zwei  Kabinettsordres  v.  14.  Nov.  1845  und  v. 
29.  September  1846  bestimmten,  dass  die  in 
den  nächsten  Jahren  in  Preussen,  Posen,  Pom- 
mern pachtlos  werdenden  Domänen  zur  Grün- 
dung bäuerlicher  Stellen  parzelliert  und  an 
geeignete  Leute  aus  den  westlichen  Provinzen 
unter  günstigen  Bedingungen  freihändig  yer- 
äussert  werden  sollten.  Allein  es  hat  sich, 
zum  Teil  wohl  infolge  ungeeigneten  Verfahrens 
bei  der  Bekanntmachung,  der  Ausbietung  etc., 
wegen  Maugels  an  annehmbaren  Bewerbern  das 
Kolonisationswerk  nicht  ausführen  lassen,  und 
so  wurde  denn  das  Projekt  in  seiner  bisherigen 
Gestalt  aufgegeben  und  nur  die  Veräusserung 
der  frei  werdenden  Domänen  im  Wege  des 
Meistgebotes  „so  viel  als  möglich  in  Parzellen** 
verfügt ;  das  Verlangen  nach  Grundbesitz  aber, 
insbesondere  nach  bäuerlichen  Nahrungen,  wollte 
sich  nicht  zeigen,  und  daher  >^Tirde  aie  Parzel- 
lierung mit  dem  Jahre  1853  eingestellt  oder 
wenigstens  auf  einzelne  besondere  Fälle  be- 
schränkt. In  den  Jahren  1875  und  1876  end- 
lich wurde  abermals  in  vier  Fällen  parzelliert, 
und  zwar  war  diese  dritte  Parzellierungsepoche 
durch  eine  Bewegung  hervorgerufen,  die  im 
wesentlichen  drei  Ausgangspunkte  zeigt:  „ein- 
mal die  in  den  hohen  städtischen  Löhnen  der 
Jahre  1872  und  1873  begründete  starke  Aus- 
wanderung der  ländlichen  Arbeiter  in  die  Städte, 
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welche  eine  Reform  der  Arbeiten'erhältnisse 
dringend  notwendig  erscheinen  Hess  und  daher 
die  Blicke  wiederum  auf  die  innere  Kolonisation 
lenkte,  zweitens  die  vom  Oberbürgermeister 
Miquel  betonte  Notwendigkeit,  auch  im  Osten 
einen  lebenskräftigen  Bauernstand,  dessen  Wert 
jener  in  seiner  niedersächsischen  Heimat 
schätzen  gelernt  hatte,  zu  vermehren,  und 
drittens  die  allgemein  demokratische  Ten- 
denz, an  Stelle  des  ausgedehnten  ,verha8Sten 
Grossgrundbesitzes'  möglichst  mittlere  und 
kleinere  Güter  zu  setzen"  (von  Miaskowski). 
Als  ziemlich  aus  denselben  volkswirtschafts-  wie 
sozialpolitischen  Erwägungen  hervorgegangen 
und  daher  als  Fort^etzungsersch einungen  dieser 
I*eriode  anzusehen  sind  die  neuerdings  (bis  in 
die  alleriüngste  Zeit)  vorgenommenen  und  an- 
scheinend noch  nicht  als  letzte  Massnahmen  sol- 
cher Domänenverwendung  sich  darstellenden 
Parzellierungen  in  Ostpreussen  und  Pommern. 
Leider  ist  restzustellen,  dass  auch  hier  man 
mehrfach  Fehler  nicht  vermieden  hat,  welche 
seiner  Zeit  oftmals  (namentlich  von  Sombart, 
Rimpler  und  Sering)  gekennzeichnet  worden 
sind  und  deren  wesentlichste  in  ungenügender 
Prüfung  oder  Berücksichtigung  des  Vermögens 
der  Ansiedler,  in  irrationeller  (irössenbemessung 
bezw.  Ausstattung  und  mangelhafter  Preisbe- 
stimmung der  gebildeten  AVirtflchaften  bestehen 
(cf.  unten  sub  IIl,  19).  Nicht  unerwähnt  aber  darf 
die  an  sich  erfreuliche  Erscheinung  bleiben,  dass 
iranz,  wie  Sombart  es  vor  Jahren  vorausgesagt, 
der  Vorgang  des  Staates  die  Anregung  gegeben 
haben  dürfte  zu  verschiedenen  privaten  Unter- 
nehmungen dieser  Art,  die  freilich  keineswegs 
immer  in  einwandsfreier  und  erfolgversprechen- 
der Weise  zur  Ausführung  gelangt  sind.  Die- 
selben Fehler  nämlich,  welche  den  staatlicherseits 
vorgenommenen  Parzellierungen  anhaften,  sind 
zum  Teil  und  zwar  in  sehr  verstärktem  Masse 
bei  den  privaten  Güterparzellierungfen  zu  kon- 
statieren. Vielfach  haben  gewerbsmässige  bezw. 
gelegentliche  Güterausschlächter  die  Sache  ohne 
erkeianbare  Rücksichtnahme  auf  die  Lebens- 
fähigkeit der  zu  schaffenden  Stellen  in  die  Hand 
genommen,  oder  auch  den  bisherigen  Eigen- 
tümern ist  aus  der  Zerteilung  ein  in  dem 
wahren  Ertragswerte  der  bäuerlichen  und 
kleineren  Anwesen  nicht  begründeter  Gewinn 
erwachsen.  Dementsprechend  ist  denn  auch  der 
Erfolg  gewesen ;  wo  sachgeraässer  und  weniger 
eigennützig  verfahren  wurde,  bietet  die  Kolonie 
ein  mehr  oder  minder  günstiges,  wo  in  der  be- 
zeichneten Weise  besonders  gefehlt  wurde,  zeigt 
sie  ein  überaus  trübes  Bild.  Von  Beispielen, 
deren  sich  viele  anführen  Hessen  *),  mögen  nur 
zwei  eklatante,  nach  beiden  Richtungen  lehr- 
reiche beigebracht  sein ,  die  Verfasser  erst  vor 
ganz  kurzem  wieder  vor  Augen  gehabt  hat: 
Das  eine  stellt  die  Kolonie  Elmenhorst  (Re- 
gierungsbezirk Stralsund)  dar,    welche  ein  dem 


^)  Vergl.  Serings  Darstellung  und  Kritik 
der  neueren,  in  den  Kreisen  Bublitz,  Colberg- 
Cörlin  und  in  Westpreussen  vorgenommenen 
Parzellierungen  (Die  innere  Kolonisation  im 
östlichen  Deutschland,  Schriften  des  Vereins  für 
Sozialpolitik,  Bd.  56,  Leipzig  1896).  Im  übri- 
gen hat  nach  einer  Mitteilung  des  Abgeordne- 
ten Freiherrn  von  Wangenheim  Sering  mittler- 


beobachteten Verfahren  entsprechendes,  bis  jetzt 
wenigstens  leidliches  Resultat  der  Parzellierung 
aufweist.  Als  zweites  sei  die  Zerschlagung 
eines  der  besten  Güter  des  Kreises  Grimmen 
genannt;  hier  ist  von  demselben  geübten 
Güter-Di smembrator  die  Aufteilung  derart  vor- 
genommen worden,  dass  sie  dem  Unternehmer 
einen  nachweislich  sehr  bedeutenden  Gewinn 
eingebracht,  die  Mehrzahl  der  Käufer  aber  un- 
gemein rasch  ins  Unglück  gestürzt  hat;  zum 
Teil  waren  die  Leute  schon  nach  kurzer  Zeit 
des  Wirtschaf tens  ruiniert,  zu  einem  anderen, 
nicht  unwesentlichen  Teile  stehen  sie  gegen- 
wärtig vor  dem  Ruin,  und  fast  alle  vermögen 
so  wenig  zu  prosperieren,  dass  sie  den  Erwerb 
ihrer  Besitzungen  bitter  beklagen.  Von  Einzel- 
heiten mögen  folgende  hier  Platz  finden:  Die 
Mehrzahl  der  Stellen  ist  überzahlt  worden:  die 
Ermöglichung  der  Niederlassung  irgend  eines 
Handwerkers  in  den  von  Städten  oder  grösseren 
Dörfern  ziemlich  entfernt  liegenden  Orten  ist 
gänzlich  unberücksichtigt  geblieben,  und  die 
als  „Arbeiterstellen"  in  Aussicht  genom- 
menen Besitzungen  sind  mit  ca.  15  Morgen 
dotiert  worden.  Die  Folge  des  letzteren  Miss- 
griffs war,  dass,  wie  immer  und  immer  wieder 
in  solchen  Fällen  sich  zeigt,  die  Erwerber  zwar 
von  den  Erträgen  ihrer  Stellen  nicht  leben 
konnten,  andererseits  aber  teilweise  die  Zeit  für 
einigermassen  regelmässige  Lohnbeschäftignng 
schwer  erübrigen  Konnten  und  ausserdem  durch- 
weg zu  träge  und  stolz  waren,  um  auf  Arbeit 
zu  gehen ;  dass  ferner  sie  in  sozialer  Selbstüber- 
schätzung und  ungenü^fendem  wirtschaftlichen 
Beurteilungs vermögen  sich  mehrfach  nicht  nur 
ein  Pferd,  sondern  deren  zwei  —  ohne  genü- 
gende Gelegenheit  zu  Lohnfuhren  —  anschafften, 
dass  also  —  alles  in  allem  —  sie  selbst  dem 
Untergange  entgegen  trieben  und  dass  über- 
dies es  den  fremder  Arbeitskräfte  bedürfti- 
gen Eigentümern  der  grösseren  Bauernhöfe  bei 
dem  besonderen  Arbeitermangel  der  dortigen 
Gegend  an  den  notwendigsten  Arbeitern  ge- 
bricht. In  diesem,  wie  in  anderen  Fällen,  wird 
man  der  Generalkommission  den  Vorwurf  nicht 
ersparen  können,  dass  sie  ihrer  Aufgabe  nicht 
gerecht  geworden  ist,  d.  h.  dass  sie  von  der 
ihr  gegebenen  Befugnis,  unter  Umständen,  wie 
den  vorliegenden,  die  Rentenbeleihung  und  da- 
mit überhaupt  eine  solche  für  die  Ansiedler 
verhängnisvolle  Begründung  unmöglich  zu 
machen,  nicht  Gebrauch  gemacht  hat.  Ganz 
offenbar  ist  dies  auf  ungenügende  Ausbildung, 
Sachkenntnis  und  Erfahrung  eines  Teiles  der 
leitenden  Beamten  zurückzuführen,  und  eine 
ausreichende  Besserung  hierin  wird  in  Preussen 
solange  nicht  eintreten,  als  man  an  der  An- 
nahme festhält,  dass  die  blosse  juristische  Bil- 
dung, wie  sie  einer  grossen  Zahl  unserer  Juristen 
eigen  ist,  zur  Ausfüllung  verantwortlicher  Stel- 
lungen auf  allen  Gebieten  massgebender  Staats- 
thätigkeit  schlechthin  und  unmittelbar  geschickt 
mache.  ^)     Es   ist   dies   eine   Betrachtung,  die, 


weile  ein  anderes  Urteil  über  einen  Teil  der 
damaligen  Parzellierungen  sich  gebildet.  (Ver- 
handlungen des  preussischen  Abgeordnetenhau- 
ses vom  23.  August  1899.) 

^)  Es   liegt   dem  Verfasser  durchaus   fem, 
der  juristischen  Bildung  einen  über  die  Beden- 
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obwohl  sie  auf  den  ersten  Blick  nicht  in  eine 
Abhandlung  über  Domänenwesen  gehörig  er- 
acbeiuen  mag^  dennoch  Tom  Verfasser  hier  an 
dieser  Stelle  nir  unerlässlich  deswegen  erachtet 
wild,  weil  der  gerügte  Uebelstand  sich  auch  auf 
dem  Gebiete  der  Domänenverwaltung  bemerkbar 
macht  nnd  weil  der  Allgemeinheit  es  naheliejp^t, 
die  Domänenzerteilungen  als  vorbildlich  nir 
private  Eolonisationsunternehmungen  anzusehen. 
Die  aas  diesem  Jahrhundert  erwähnten  Parzel- 
lierungen nun  und  namentlich  die  der  siebziger 
Jahre  sind  deswegen  von  einer  besonderen  Be- 
deaiung,  weil  ihre  Resultate  von  den  derzeitigen 
Gegnern  innerer  Kolonisation  mit  Vorliebe 
^egen  dieselbe  angfeführt  werden.  Wer  in- 
dessen das  bei  den  Parzellierungen  geübte  Ver- 
fahren und  die  gegenwärtigen  Verhältnisse  auf 
den  parzellierten  Domänen  genauer  kennen  ge- 
lernt mu-ss  zu  dem  Schlüsse  gelangen,  dass 
das  zum  Teil  allerdings  scheinbar  ungünstige 

tnng  der  fachlichen  Vorbereitung  hinausgehen- 
den Wert  absprechen  zu  wollen.  Vielmehr  stellt 
semes  Erachtens  für  den  Durchschnittsmenschen 
gehen  die  grundlegende  theoretische  Bildung 
mit  der  durch  sie  bedingten  fortgesetzten  inten- 
siven Beschäftigunc:  des  Geistes  mit  abstractis 
eine  ausserordentliche,  ganz  specifische  Schu- 
inng  des  Denkens,  der  Auffassungsweise  dar, 
wie  sie  durch  das  Studium  anderer  Disciplinen 
nur  von  besonders  befähigten,  besonders  nach 
dieser  Richtung  veranlagten  Köpfen  erreicht 
wird,  und  die  den  Juristen  allerdings  im  allge- 
meinen i&hig  macht,  sich  auf  den  verschiedensten 
Gebieten  verhältnismässig  leicht  einzuar- 
beiten. Allein  diesen  Erfolg  dürfte  in  der 
Begel  keineswegs  die  Aneignung  des  notwen- 
digsten Examenwissens  auf  dem  Wege  des 
Bacherstudinms  oder  des  bekanntlich  wenig  in 
die  Tiefe  gehenden  Repetitoriums  erzielen.  Es 
Rilt  also  das  ausgesprochene  Anerkenntnis  nur 
f&r  den  Juristen,  der  eine  Bildung  sich  zu 
ei^n  gemacht  hat,  wie  sie  sein  soll,  nicht 
wie  sie  bei  dem  sattsam  bekannten  Prozentsatze 
der  nur  auf  die  erwähnte  Art  Vorgebildeten  in 
zahlreichen  Fällen  thatsächlich  ist,  und 
ansserdem  kann  eben  nur  die  Fähigkeit  des 
Joristen,  verhältnismässig  schnell  sich  einzu- 
Ärbeiten,  zuge^ben  werden,  nicht  aber  eine 
mit  seinem  Eintritt  in  ein  mehr  oder  minder 
fremdes  Gebiet  alsbald  aus  der  Grundlage  seines 
Wissens  herauswachsende  Sachkenntnis 
anf  diesem  Gebiete.  Welches  Gewicht  im 
übrigen  der  praktischen  Ausbildung^  des  im 
Justizdienste  befindlichen  Juristen  beizulegen 
ist,  hänfft  natürlich  von  mancherlei  Umständen, 
so  von  den  Orten  seiner  Beschäftigung  ab.  Was 
jedoch  die  dem  Verfasser  sehr  wohl  bekannte 
Ausbüdnng  der  Regierungsreferendarien  und  den 
neuerdings  üblichen  Aufenthalt  der  Regierungs- 
assessoren  auf  Gütern  und  Domänen  anlangt,  so 
genügt  beides  keineswegs,  ihnen  ein  sachver- 
ständiges Urteil  in  landwirtschaftlichen  Dingen 
zu  verschaffen,  und  dies  wird  auch  nicht  durch 
•lie  Thatsache  widerlegt,  dass  solche,  die  aus 
ländlichen  Kreisen  stammen  und  mit  denselben 
in  steter  Fühlung  stehen,  oder  einzelne  be- 
sonders Befähig  ein  ausreichendes  Sachver- 
ätändnis  mitbring^en  bezw.  schnell  sich  erwerben 
ond  dass  langn[ährige  Regierungsdecementen 
dieses  Verständnis  oft  mit  der  Zeit  sich  aneignen. 


Resultat  auf  mehrfach  ungünstige  Boden-.  Ver- 
kehrs-, lokale  und  persönliche  Verhältnisse,  auf 
die  lange  Zeit  hindurch  niedrigen  Cerealien- 
preise  und  die  Gesamtlage  der  Landwirtschaft 
überhaupt  sowie  auf  die  sehr  wohl  vermeid- 
Üchen  Mängel  der  Ausführung  zurückzuführen 
ist  —  und  dass  die  wirtschaftlichen  Zustände, 
wie  sie  sich  unter  so  erschwerenden  Umständen 
auf  den  parzellierten  Domänen  bis  heute  ge- 
staltet haben,  im  allgemeinen  durchaus  kein 
entmutigendes  Bild  gewähren,  sondern  vielmehr 
die  Zuversicht  erwecken,  die  künftige  innere 
Kolonisation  könne,  wenn  man  die  Fehler,  die 
den  früheren  Versuchen  anhaften,  zu  vermeiden 
weiss,  eine  glückliche  und  segensreiche  werden. 

17.  Andere  Staaten.  In  einigen  weiteren 
deutschen  Staaten  ist  fast  durchgängig  in  der 
zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  mit 
Parzellierungen  begonnen  worden;  so  in  Ans- 
pach  seit  1757,  etwas  später  in  Bayreuth,  wo 
1769  die  Mehrzahl  der  Domänen  von  dieser 
Massregel  betroffen  und  die  neu  entstandenen 
Besitzungen  als  Erbzinsgüter  veräussert  worden 
sind;  1755  in  Waldeck,  allerdings  wohl  nur  in 
einem  Falle  oder  doch  nur  mit  sehr  geringer 
Ausdehnung;  in  Hessen-Darm  Stadt  dagegen 
wurden  13  Domänen  zergliedert,  deren  Erlöse 
wiederum  zum  Ankaufe  anderer  Güter,  die  dem- 
selben Zwecke  zu  dienen  hatten,  verwendet 
worden  sind;  in  den  Herzogtümern  Schleswig 
und  Holstein  sind  in  dem  kurzen  Zeiträume 
von  1768—1787  52  Domänengüter  und  -voi«- 
werke  in  derselben  Weise  verwendet  worden 
und  zwar  hier  unter  Besiedelung  mit  den  bis- 
herigen Dienstpflichtigen  und  den  Leibeigenen, 
wo  solche  vorhanden  (Holstein),  denen  volle 
Freiheit  und  ein  Teil  des  Landes  als  Eigentum 
verliehen  wurde.  Im  Gegensatze  zu  dem  Ver- 
fahren in  Schleswig  und  Holstein  steht  das- 
jenige in  Dänemark  selbst,  wo  seit  1764  in 
allen  Aemtern,  mit  Ausnahme  von  Kopenhagen, 
Friedrichsburg  und  Kronenburg,  Domänen  un- 
geteilt und  zwar  einschliesslich  der  Forsten 
unter  erleichterten  Zahlungsbedingungen  und 
unter  Auferlegung  eines  unablöslichen  vierpro- 
zentigen  Zinses  veräussert  wurden,  während  in 
Schleswig  und  Holstein  die  besten  Forsten  aus- 
geschlossen und  ausserdem  auch  die  Grund- 
stücke gegen  einen  jährlichen,  anfänglich  lici- 
tando,  dann  aber  auf  Grund  sorgfältiger  Boni- 
tierung  festgesetzten  Kanon  verkauft  worden 
sind.  In  Mecklenburg  vollends  ist  nicht  nur  früh 
mit  solchen  Massregeln  begonnen,  sondern  auch 
noch  in  diesem  Jahrhundert,  namentlich  in  den 
Jahren  1846  und  1868,  mit  einem,  wie  der 
Vergleich  zwischen  den  bäuerlichen,  den  länd- 
lichen Arbeiter-  und  den  Auswanderungsver- 
hältnissen im  domanialen  und  im  ritterschaft- 
lichen Gebiete  lehrt,  nicht  gering  zu  veran- 
schlagenden Erfolge  fortgefahren  worden.  Die 
Zerschlagung  der  böhmischen  Domänen  im 
Jahre  1776  hat  bereits  Erwähnung  gefunden. 

Litteratnr  s.  unten  S.  229  ff. 

Rimpl^r. 

II.  Die  heutige  Verwaltung. 

A.  Veräusserungsfrage.  I.Vorbemer- 
kung. 2.  Politische  Erwägungen.  3.  Finanzielle 
Erwägungen.  4.  Das  landwirtschaftliche  Pro- 
duktions- und  das  sozialpolitische  Interesse.    5. 
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Die  Domänen  als  ]ilittel  zu  gemehmlitzigen 
landwirtschaftlichen  Unternehmungen  des  Staates 
und  als  Musterwirtschaften.  6.  Landwirtschaft- 
liche Versuchsthätigkeit  auf  den  Domänen.  7. 
Grnndeigentumsregulieningen  und  Produktions- 
förderung durch  Parzellierungen.  8.  Das  Vor- 
gehen des  Staates  als  Vorhild  für  Privatgrund- 
hesitzer  u.  s.  w.  B.  Domänenhenutzuugs- 
sy Sterne.  9.  Regie.  10.  Gewährsverwaltung. 
11.  Zeitpacht;  Vorteile,  Nachteile;  Notwendig- 
keit von  Reformen.  12.  Pachtbedin^ungen,  Schutz 
gegen  Raubbau  etc.  13.  Meliorationswesen.  14. 
()bTigatorische  Buchführung.  lö.Licitationswesen. 
16.  Reform  der  Domänenverwaltune:.  17.  General- 
pacht, Specialpacht.  18.  Erbverpachtung  im  gan- 
zen. 19.  Erbpacht  hei  Parzellierungen.  20.  Renten- 
gut. 21.  Teilbau,  regelmässige  Veräusserungen.C. 
Einrichtungen  der  Verwaltungsbehör- 
de n.  22.  Oberste  Domänenbehörden.  23.  Be- 
sonderheiten der  Domänenverwaltungen  der  eng- 
lischen Kolonieen,  Russlands,  der  Vereinigten 
Staaten.  24.  Ueberweisung  des  Domänenwesens 
an  andere  Ministerien  u.  s.  w. 

A.  Veräussemngsfrage. 

1.  Vorbemerkung.  Wer  die  moderne 
Verwaltung  der  Domänen  und  die  Grund- 
sätze, welche  in  der  Gegenwart  ffir  die 
Leitung  derselben  massgebend  sind  bezw. 
massgel)end  sein  sollten,  einer  Betrachtung 
unterziehen  will,  wird  nicht  wohl  umhin 
können,  sich  zuvördei-st  mit  der  fmida- 
mentalen  Frage  auseinander  zu  setzen,  ob 
überhaupt  die  Beibehaltung  oder  Veräusse- 
ning  der  Domänen  zu  befürworten  ist. 
Allerdings  beanspnicht  die  EnJrtenmg  dieser 
Frage,  wenn  sie  einigermassen  erschöpfend 
sein  will,  fast  eine  Monographie  für  sich, 
und  es  können  daher  im  nachstehenden  nur 
in  möglichster  Kürze  die  hauptsächlichst 
dafür  iukI  dawider  anzuführenden  Ai-gu- 
mente  sowie  das  Resultat  berührt  werden, 
welches  sich  nach  des  Verfassers  an  anderem 
Orte  eingehender  begründeter  Auffassung 
jius  denselben  ergiebt. 

Was  zunächst  die  sehr  weit  zunick- 
reichende Litteratur  der  Frage  betrifft,  so 
herrscht  in  derselben  auch  neuerdings  noch 
keineswegs  solche  Einigkeit,  \v\e  dies  zu- 
weilen, z.  B.  von  Leo,  behauptet  wird. 

Naturgomäss  ist  die  individualistische 
Schule  gemäss  ihrer  >  überwiegend  privat- 
wirtschaftlichen  Anschauung«  und  ilirem 
Princip  der  absoluten  freien  Konkurrenz  im 
allgemeinen  eine  ausgesprochene  Gegnerin 
des  Domänenbesitzes,  während  im  strikten 
Gegensatz  zu  ihr  die  Anhänger  sowohl  der 
extremen  sozialistischen  wie  der  gemässig- 
teren  »bodenreformatorischen«  Richtung 
stehen;  immerhin  stimmen  aber  die  einen 
wie  die  anderen  durchaus  nicht  völlig  luiter- 
einander  überein.  Die  historische  Schule 
der  Volks wii-t Schaft  ferner  will  entsprechend 
ilu-er  Abneigung  gegen  den  .>  Absolutismus 
der  Lösungen<^   die  Domänen   ebensowenig 


'  unbedingt  vorwerfen  als  beibehalten,  im  all- 
!  gemeinen  aber  doch  wohl  lielier  konservativ 
'  als  zu  freigebig  und  radikal  zu  Werke  ire- 
gangen  wissen.    Die  aus  ilir  hervorgegangene 
'  sozialpolitische  Richtung  endlich   stellt   die 
I  Beiu'teilung  der  Domänenfrage  mehr   noch 
I  als    unter    den     finanziellen    Gesichtspunkt 
imd   den  des  wirtscliaftlichen  Produktions- 
interesses  unter   den    sozialpolitischon    der 
Grundeigentumsverteilung  und  des    Gnuifl- 
rentenl>ezuges  in  ihren  Einwirkungen  auf  die 
Verteilung   des  Volkseinkommens   und    die 
soziale  Lage  aller  Volksschichten.    Die  An- 
sichten    der    einzelnen    divergieren     dabei 
wiedenim  erklärlicherweise  in  mancher  Hin- 
sicht. 

2.  Politische  £rwftfrii]i|r«ii.  Da  die  recht- 
liche Seite  der  Frage  zu  beleuchten,  nicht  Auf- 
gabe dieses  Artikels  M  ist,  wäre  zuerst  eine  Reihe 
politischer  Argumente  und  unter  diesen  vor 
allem  das  Interesse  der  Erbmonarchieen  au  der 
Beibehaltung  der  Domänen,  als  einer  Stütze 
der  Dynastieen,  zu  nennen.  Mit  Recht 
wird  darauf  hingewiesen,  dass  in  einer  Zeit 
und  in  einem  Staate,  wo  die  Erinnerung  an  den 
patrionalen  Charakter  des  Fürstentums  aus  dem 
Volkshewusstsein  bereits  geschwunden  ist,  eine 
Dynastie,  welche  so  wenig  tief  im  Volke  i^nirzelt, 
dass  sie  der  Domänen  als  Stütze  nicht  entbehren 
zu  können  glaubt,  an  einen  überaus  schwachen 
Halt  sich  klammert.  Allein  man  kann  auch 
ohne  den  naiven  Glauhen,  durch  die  Erhaltung 
der  Domänen  schwankenden  Dynastieen  eine 
unmittelbare  und  ausreichende  Stütze  zu  be- 
wahren und  eine  Nachrechnung  der  Einkünfte 
des  Fürsten  verhindern  zu  können,  einen  Zu- 
sammenhang zwischen  dem  Interesse  der  Erb- 
monarchie und  der  Erhaltung  eines  gewissen 
Domänenbestandes  gleichwohl  erblicken,  denn 
in  der  That  wird  man  Röscher  beipflichten 
müssen,  wenn  er  meint,  dass  die  wirtschaftliche 
Stellung  des  auf  eine  besoldungsähnliche  Civil- 
liste  angewiesenen  Herrschers  minder  würdevoll 
erscheine  und  dass  es  nicht  im  Interesse  des 
Staates  liegen  könne,  wenn  heim  Sinken  des 
Geldwertes  die  Krone  in  eine  demütigende  Privat- 
abhängigkeit von  der  Volksvertretung  gerate. 
Die  Scheu  femer  vor  zu  grosser  finanzieller 
Unabhängigkeit  der  Staatsreffierung  bei  dem 
Bestehen  von  Domäneneinkünften  und  vor  den 
Nachteilen  des  politischen  Einflusses,  welchen 
dieselbe  mittelst  der  Personen  der  Domänen- 
pächter auszuüben  vermöchte,  ist  als  bedeutungs- 
los leicht  durch  die  Statistik  des  heutigen  Ver- 
hältnisses der  Domäneneinkünfte  zu  den  übrigen 
Staatseinnahmen  und  den  Staatsaasgaben*)  der 
meisten  Staaten  sowie  durch  den  Einwurf  zu 
erweisen,  dass  der  Prozentsatz  der  nicht  unbe- 
dingt der  Regierune:  ergebenen  Männer  ein 
grösserer  unter  den  £)omänenpächtern  als  unter 
den  (rrossgrundeigentümern  sein  dürfte,  welche 
im  Falle  der  Domänenveräusserung  an  die 
Stelle  jener  treten  würden. 

Schwerwiegender  ist  das  viel  betonte  Be- 
denken, der  Domänenbesitz  werde  leicht  eine 
nachteilige  Verwickelung  der  Staatsverwaltung 


^)  cf.  unten  III,  „Rechtsverhältnisse". 
«)  Cf.  oben  A,  „Statistik". 
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als  Domänenfiskns  in  Privatinteressen  zur  Folge 
habeiL  In  der  That  liegt,  wie  sich  an  einer 
Reihe  Ton  Beispielen  darthun  lässt,  diese  Ge- 
rahr  oft  nahe  genug,  und  schon  der  blosse  Um- 
stand, dass  die  Doppelstellung  des  Staates, 
welcher  eine  gewisse  Leitung  der  Privatwirt- 
ifchaften  bezw.  eine  Fürsorge  für  dieselben  über- 
nehmen will  und  soll,  sich  selbst  an  der  Privat- 
wirtschaft beteiligt  und  daher  sowohl  Mass- 
regeln im  allgemeinen  Interesse  des  Landbaues 
etc.  als  auch  solche  im  speciellen  Interesse 
meiner  eigenen  Landgüter  etc.  ergreifen  soll,  — 
ilass  diese  Dopi)elsteriung  des  Staates  zur  Quelle 
eines  gewissen  Misstrauens  gegen  denselben  in 
einem  Teile  des  Volkes  werden  kann,  ist  immer- 
bin nicht  ganz  belanglos.  Dagegen  zu  halten 
ist  wiederum,  dass  der  Staat,  welcher  überdies 
in  seiner  Eigenschaft  als  der  grösste  Gross- 
grnndbesitzer  besser  als  alle  Privaten  mit  volks- 
wirtschaftlichen wie  sozialpolitischen  Reformen 
und  Versuchen  vorzugehen  vermag,  durch  eine 
schöpferische,  noch  unten  näher  anzudeutende 
Domänenpolitik  den  Beweis  liefern  kann,  dass 
er  die  Domänen  nicht  nur  als  eine  ihm  in  ge- 
wisser Hinsicht  bequeme  Einnahmequelle,  son- 
dern vornehmlich  auch  als  ein  wichtiges  Mittel 
onei^ennütziger  Volkswirtschafts-  und  Sozial- 
pohtik  ansieht. 

Völlig  bedeutungslos  muss  die  gegenwärtige 
politische  Gefahr  erscheinen,  welche  nach  der 
Aof^snng  einiger  in  dem  Domänenbesitz  als 
einem  Anreiz  zu  Annexionen  liegen  soll,  und 
es  bedarf  zur  Begründung  dessen  wohl  nur 
eines  Hinweises  auf  die  heutige  rechtliche  Natur 
der  Domänen,  ihr  Verhältnis  zur  Dynastie,  ihre 
K'nstige  politische,  ihre  volkswirtschaftliche, 
sozialpolitische  Bedeutung  und  schliesslich  aui 
die  Statistik  des  heutigen  Domänenbestandes, 
wie  dies  zum  Teil  hier  dargelegt,  zum  Teil 
noch  zu  besprechen  ist. 

Ebenso  wird  die  Wertschätzung  der  Do- 
mänen als  Reservefonds  für  Zeiten  der  Not 
häufig  durchaus  übertrieben,  denn  wenn  es  auch, 
l^ie  in  Preussen  1806,  Zeiten  der  Not  gegeben 
hat,  in  denen  Anleihen  nicht  zu  erlangen  waren 
und  daher  selbst  Schleuderpreise  eine  Hilfe 
brachten,  so  ist  der  Kriegskostenaufwand,  der 
schon  1870  in  Preussen  die  Bewilligung  von 
120000000  Thalem  erforderlich  machte,  gegen- 
wärtig ein  so  ungeheuerer,  dass  seiner  Höhe 
?egenöber  in  den  meisten  Staaten  der  derzeitige 
Domänenbesitz,  namentlich  bei  den  wahrschein- 
lichen Verlusten  einer  durch  die  Not  hervor- 
gerufenen Massenveräusserung,  kaum  erheblich 
iDs  Gewicht  fallen  dürfte ;  übrigens  hängen  jene 
Verluste  natürlich  ab  von  dem  Stande  der 
<|nmdrente,  der  Grösse  der  Gefahr,  welche  der 
Käufer  in  Kriegszeiten  auf  sich  nimmt,  von  der 
vorhandenen  Menge  anlagebedürftigerKapitalien, 
von  dem  Umfange  des  Domaniums,  der  Höhe 
der  Bedürfnisse  des  Staates  u.  a.  m. 

B.  Finanzielle  Erwägungen.  Gänzlich 
Mtlos  ißt  die  Behauptung,  »die  Sicherheit 
fle>  Domanenbesitzes  und  der  Einkünfte  aus 
'demselben,  namentlich  in  unruhigen  Zeiten« 
'^i  ein  Vorzug  jenes  Besitzes.  Selbst  in 
"^hig^en  Zeiten  kommen  Pachtremissionen 
^'T  und  werden,  wie  imschwer  nachzu- 
^'eisen,  solange  wenigstens  das  Licitations- 


verfahren  bei  den  Pachtvergebungen  fort- 
besteht, immer  vorkommen  müssen.  In 
Kriegszeiten  aber  —  eines  unglücklichen, 
mit  feindlicher  Invasion  verbundenen  Krieges 
gai'  nicht  zu  gedenken  —  werden  selbst- 
verständlich noch  vermehrte  Ausfälle  zu  er- 
warten sein,  so  dass  gerade  in  den  schwersten 
Zeiten  die  Steuern  erhöht  werden  müssen 
und  demnach  gerade  auf  diese  Fälle,  in 
denen  ja  zu  den  Steuern  als  zu  dem 
zweiten  Mittel  gegriffen  wird,  der  Ein- 
wand, dass  Steuer-  und  besonders  Grund- 
steuerausfälle ebenfalls,  ja  noch  leichter  vor- 
kämen, nicht  anwendbar  ist,  selbst  wenn  diese 
Behauptimg  für  Friedenszeiten  zuträfe. 

Bei  zwei  weiteren  für  die  Domänenbei- 
behaltung angeführten  Gründen  lässt  sich 
zunächst  die  Richtigkeit  der  in  ihnen  ent- 
haltenen Behauptungen  nicht  wegleugnen, 
der  Behauptimgen,  dass  durch  die  Domänen- 
einkünfte die  Unzufriedenheit  sowie  das 
Druckgefühl,  welches  die  reine  Steuerwirt- 
schaft verursache,  verringert  werde  mid 
dass  die  Verkaufserlöse  aus  Domänenver- 
käufen leicht  iiTationell  und  leichtfertig  ver- 
wirtschaftet werden.  Letztere  Befürchtung 
begründen  namentlich  zahlreiche,  an  ehedem 
begüterten,  jetzt  aber  in  den  misslichsten 
Verhältnissen  befindlichen  Gemeinden  ge- 
machte Erfahnmgen ;  ersteres  Bedenken  aber 
wird  keineswegs  durch  das  theoretische,  vor 
Beseitigung  der  praktischen  Besteuerungs- 
mängel und  -härten  psychologisch  unver- 
ständige und  zudem  für  manche  Gegenden 
und  Bevölkerungsschichten  durchaus  ana- 
chi-onistische  Postulat  widerlegt,  der  Staats 
bürger  solle  die  notwendigen  Lasten,  welche 
ihm  das  Staatswesen  auferlegt,  »mit  vollem 
Bewusstsein  des  eigenen  Verlustes«  tragen. 
Immerhin  ist  diesen  beiden  Argumenten  im 
Vergleiche  zu  einer  Reihe  anderer  nur  ein 
ziemlich  geringes  Gewicht  beizumessen. 

Von  grosser  Wichtigkeit  dagegen  ist  die 
Frage,  ob,  wie  dies  immer  und  immer  wieder 
noch  ausgesprochen  wird,  der  »Einfluss  des 
Domänenbesitzes  auf  den  Staatskredit  mittelst 
Fimdierung  von  Anleihen  auf  diesen  Besitz« 
in  der  That  sich  behaupten  lässt.  Es  ist 
diese  Frage  in  neuerer  Zeit  von  Röscher, 
L.  V.  Stein,  A.  Wagner,  Ludloff,  v.  Scheel, 
Boldt  und  anderen  mit  Recht  dahin  ent- 
schieden worden,  dass  für  kleinere,  unent- 
wickeltere Staaten  und  namentlich  für  solche, 
in  denen  die  Domänen  auch  noch  finanziell 
eine  Rolle  spielen  oder  gar  die  Hauptquelle 
des  Staatseinkommens  bilden,  dieser  Einfluss 
mehr  oder  minder  bedeutend  sei;  dass  er 
aber  in  einem  Staate  wie  Preussen  kamn 
in  Betracht  kommen  könne ;  ganz  abgesehen 
noch  davon,  dass,  wie  Stein,  Bergius  u.  a. 
sehr  richtig  zu  bedenken  geben,  die  Sicher- 
heit, welche  die  Domänen  für  Staatsschulden 
gewähren,  schon  um  deswillen  sehr  gering- 
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wertig  ist,  weil,  falls  der  Staat  seine  Yer- 
pflichtungea  unerfüllt  lässt,  der  einzelne 
Obligationenbesitzer,  wenn  er  nicht  selbst 
ein  kriegsmächtiger  Staat  ist,  sein  Pfandrecht 
faktisch  geltend  zu  machen  ausser  stände  ist. 

Schwieriger  imd  auch  keineswegs  über- 
einstimmend gefällt  ist  die  Entscheidung, 
ob  die  Beibehaltung  oder  die  Yeräusserung 
der  Domänen  bezw.  die  Verwendung  ihres 
Erlöses  ziu:  Staatsschuldentilgimg  im  un- 
mittelbai-en  finanziellen  Interesse  liege. 
Massgebend  für  diese  Entscheidung  ist  zu- 
nächst, ob  und  wie  lange  ein  Steigen  der 
Grundrente,  ein  Sinken  des  Geldwertes  sich 
annehmen  lässt.  Alles  in  allem  genommen 
glaubt  Verfasser  für  Preussen  wenigstens 
auf  Grund  einer  Reihe  in  seiner  Schrift 
über  Domänenpolitik  dai-gelegter  Erwägun- 
gen zu  dem  Resultate  gelangen  zu  sollen, 
dass  gegenwärtig  und  vielleicht  auch  wäh- 
rend der  nächsten  Menschenalter  eine  all- 
mäliliche,  unter  steter  Berücksichtigung  der  | 
Konjunkturen  vor  sich  gehende  Domänen- 
veräusserung  und  eine  Verwendung  des  Er- 
löses zur  Tilgiuig  höher  verzinslicher  Staats- 
schulden ein  erhebliches  Plus  für  den  Staats- 
haushalt ergeben  dürfte. 

4.  Das  landwirtschaftliche  Produk- 
tions- und  das  sozialpolitische  Interesse. 
Drei  fenier  gegen  den  Domänenbesitz  ge- 
richtete Behauptungen:  das  volkswirtschaft- 
liche Produktiousintei-esse  werde  diu-ch  die- 
sen Besitz  mit  seiner  Pächterbewirtschaf- 
timg geschädigt,  der  Domänenpächter  lasse 
sich  im  allgemeinen  die  dauernde  Verbesse- 
rung der  Arboiterlage  nicht  genugsam  und 
jedenfalls  bei  weitem  weniger  angelegen 
sein  als  der  Grundeigentümer,  welcher  die  in 
Privateigentum  übergegangene  Domäne  inne- 
haben würde,  und  werde  drittens  den  i>oli- 
tischen  Fimktionen  des  Grossgrundeigentü- 
mers nicht  gerecht,  in  deren  Uebernahrae 
er  eine  Gegenleistung  dafür  zu  bieten  hätte, 
dass  ihm  bei  der  Pachtübernahme  der 
» Nutzgen uss«  nicht  nur  des  Bodens  und 
der  Bauten  an  sich,  »sondern  auch  der  be- 
stehenden Kulturentwickelung  und  der  be- 
stehenden, die  Fracht  eines  Jahrtausende 
währenden  Kulturprozesses  darstellenden 
gesellschaftlichen  Verhältnisses«  (Polil)  zu- 
fällt —  diese  drei  Behauptungen  werden 
erstlich  gemeinsam  zum  Teü  durch  die 
Entgegnung  entkräftet^  dass  mit  dem  Ueber- 
gange  der  Domänen  in  Privateigentum  ja 
keinerlei  Garantie  dafür  geboten  wird,  dass 
dieselben  in  Zukunft  von  den  Eigentümern 
selbst  und  nicht  von  Privatpächtern  bewirt- 
schaftet würden;  denn  falls  auch  etwa  in 
den  Kaufkontrakten  diesbezügliche  Beschrän- 
kimgen  zur  Festsetzung  gelangen  könnten, 
so  würde  liierdurch  die  Zahl  der  Kaufenden 
erheblich  verringert  oder  der  Kaufpreis  bis 
auf    eine    vermutlich    unannehmbare   Höhe 


herabgedrückt  werden.  Wenn  man  dem- 
nächst behaupten  will,  dass,  ceteris  paribiLs, 
der  Eigentümer  besser  wirtscliafte  als  der 
Pächter,  so  ist  zwar  zuzugeben,  dass  bei 
dem  heutigen  Pachtsystem  die  Produktion 
daiimter  zu  leiden  liat,  dass  auf  den  Pacht- 
gutem  eine  Reihe  von  Meliorationen,  deren 
Kosten  sich  erst  nach  längeren  Zeiträumen 
verzinsen  und  amortisieren,  imterbleiben. 
Allein  dem  gegenüber  ist  die  Summe  von 
Betriebskapital  und  von  Intelligenzen,  wel- 
che der  Landwirtschaft  durch  die  Pacht 
zugeführt  wird,  sonst  aber  ihren  geeigneten 
Platz  nicht  gefunden  hätte,  sowie  der  Um- 
stand hervorzuheben,  dass  faktisch  gegen- 
wärtig noch  eine  ganz  wesentliche  Ungleich- 
heit der  materiellen  und  intellektuellen 
Mittel  besteht,  welche  Eigentümer  und 
Pächter  bei  der  Bewirtschaftimg  ilirer  Güter 
durchschnittlich  aufzuwenden  haben,  d.  h. 
dass  nun  einmal  bei  überaus  vielen  Grross- 
gmndliesitzern  ein  notorischer  Mangel  an 
landwirtschaftlicher  Bildung  und  an  einem 
zu  rationeller  Bewirtschaftimg  ausi-eichen- 
dem  Betriebskapitale  zu  konstatieren  ist, 
wählend  bei  der  Pacht  wie  Blomeyer  sehr 
mit  Recht  betont,  in  den  allermeisten  Fäl- 
len der  am  Gutsertrage  zunächst  inte- 
ressierte, der  Pächter,  ein  Fachmann  ist, 
das  Gut  selbst  bewirtschaftet  und  zudt^m 
vielleicht  in  noch  höherem  Grade  als  der 
Eigentümer  einen  hohen  Reinel•trf^l; ,  also 
vermelirte  Produktion,  erstreben  wiixl,  weil 
er  erst  dann  prosperiert,  >wenn  er  die  Er- 
zeugung von  Werten  so  steigert,  dass  ihm 
über  die  Pacht  hinaus  ein  Reinertrag  ver- 
bleibt«. Aussei-dein  würde  auch  durch  ei- 
nige noch  später  zu  nennende  Reformen 
des  Domänenpachtwesens  der  Missstiind, 
welcher  in  der  Unterlassung  von  notwendi- 
gen oder  auch  nur  nützlichen,  aber  erst 
spät  sich  bezahlt  machenden  Meliorationen 
beruht,  ganz  wesentlich  beseitigt  wenlen. 
Endlich  ist  zu  bemerken,  dass  zweifellos 
die  Domänenpächter  nicht  schlechter,  viel- 
leicht sogar  bei  den  längei-en  Pachtperiodoii 
und  den  Kautelen,  welche  man  bei  Zulas- 
sung der  Bewerber  beobachtet,  im  Durch- 
schnitt besser  und  rationeller  wirtscliaften 
als  die  Privatpächter. 

Noch  aus  zwei  weiteren  Gründen  nicht 
ganz  so  hoch  anzuschlagen,  wie  es  den  An- 
schein liat,  sind  die  genannten,  allerdings 
nicht  völlig  in  Abrede  zu  stellenden  Sclmt- 
tenseiten,  welche  in  dem  mangelnden  Inte- 
resse des  Pächters  an  der  Verbesserung  der 
Arbeiterlage,  überhaupt  in  der  Nichterfül- 
lung der  sozialen  und  politischen  Funktio- 
nen des  Grossgnindeigentümers  liegen, 
d.  h.  der  Fürsorge  fiir  die  das  Ergebnis 
des  »Jahrtausende  währenden  Kulturpro- 
zesses« bildenden  gesellschaftlichen  Verhält- 
nisse, deren  Nutzgenusses  er  mit  dem  Er- 
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werbe  des  Grundbesitzes  teilhaftig  wird, 
einer  ^Vertretung«  der  ländlichen  Bevölke- 
nin^,  zu  welcher  er  vermöge  gi'össerer 
Geistesbildung  und  vermöge  seiner  nahen 
Berührung  einerseits  »mit  der  engen  Lebens- 
aaschammg  seiner  Umgebung«,  andererseits 
mit  den  WeUen  der  geistigen  Bewegung 
seiner  Zeit  (Pohl)  berufen  ist.  Nach  den 
von  Rodbertus  gebrachten  statistischen  An- 
gaben sind  in  den  preussischeu  Provinzen 
Ton  1835  bis  1864  derartige  Besitzverände- 
ningen  vor  sich  gegangen,  dass  sich  mit 
Ausnahme  der  Provinz  Westfalen  überall 
eine  nicht  über  die  normalen  Zeitpacht- 
perioden hinausgehende  durchschnittliche 
feitzdauer  ergiebt,  und  im  cisleithanischen 
(»esterreich  wai*  nach  Röscher  bis  1869  der 
Besitzwechsel  dei-art,  dass  bei  gleicher  Fort- 
setzung desselben  in  15  V2  Jahren  alle  Im- 
mobilien in  andere  Hände  übergegangen 
mn  würden.  Die  neuerdings  vollends  vor 
sich  gegangenen  Besitzvei-änderungen  sind 
bekannthch  überaus  zahlreich.  Hiernach 
aber  dürfte  ein  namhafter  Teil  der  Gross- 
grundeigentümer  kaum  ein  sonderlich  grös- 
seres Interesse,  eine  erheblich  segensreichere 
Thatigkeit  entfalten,  als  der  Pächterstand. 
Dann  aber  endlich  ist  zu  betonen,  dass  bei 
Durchführung  der  noch  zu  besprechenden 
Reform  des  Domänenpachtwesens,  welche 
auch  darauf  zu  richten  w^äre,  den  Pächter 
feich  mehr  als  Eigentümer  fiihlen  und  wie 
einen  solchen  handeln  zu  lassen,  diese  Miss- 
stände wesentlich  verringert,  wenn  nicht 
gänzlich  aufgehoben  werden  würden  (cf. 
untf'n  sub  13  ff.). 

Aehnliches  gilt  von  den  ferneren  »schwe- 
ren- Bedenken  Pohls  gegen  die  Pachtin- 
stitution :  dem  Bechtsgefühl  der  Mitmenschen 
verde  dadurch  eine  Verletzung  zugefügt, 
(kss  der  Eigentümer  sich  damit  bescheidet, 
von  dem  durch  die  Gesellschaft  dem  ein- 
aetoen  zuerkannten  Rechte  des  Privateigen- 
tums an  Grrund  und  Boden  Gebrauch  zu 
machen,  ahne  die  diesem  Rechte  ent- 
si»rechenden  Pflichten  zu  übernehmen;  die- 
^ü  Pflichten  aber  wird  nach  Pohls  Auf- 
fassung der  Grundbesitzer  nicht  gerecht, 
^;enn  er  sein  Gut  verpachtet  und  dadurch 
die  Fäden  zerschneidet,  durch  die  er  mit 
dem  Lande  und  seiner  Bevölkerung  ver- 
bunden wird;  seine  Arbeitskraft  entbehrt 
*in  Zukmift  des  Objektes  oder  wenigstens 
des  gleichen  Objektes,  mit  dem  es  der  aus- 
üt^nde  Landwirt  zu  thun  hat«,  er  hört  dar 
lier  aiif,  zu  der  gleichen  wirtschaftlichen 
Kategorie  zu  gehören,  wird  ein  blosser 
^'utzniesser  einer  arbeitslosen  Rente  und 
^lamit  als  ein  noch  ausgeprägterer  Vertreter 
des  Kapitals  erscheinen,  als  der  industrielle 
und  handeltreibende  Kapitalist,  welche  ihren 
(werbenden)  Besitz  zumeist  nicht  »ver- 
^^äsen»,  sondern   in  Händen   behalten  und 
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ihre  Arbeitskraft  auf  eine  in  der  Regel  noch 
deutlich  erkennbare  Weise  mit  dem  Kapi- 
tale verbinden.  Rechnet  man  dazu,  dass 
^uch  der  Pächter  im  Gegensatze  zu  seiner 
Umgebimg,  welche  im  wesentlichen  die  Ar- 
beit vertritt  —  wenn  auch  zufolge  der  sich 
bei  ihm  vollziehenden  Verbindung  von  Ka- 
pital imd  Arbeitskraft  in  einem  weniger 
verletzenden  Grade  —  Vertreter  des  Kapi- 
talismus ist,  so  wird  man  in  Ansehung  der 
sozialistischen  Gefahren  unserer  Zeit  in  dem 
Pachtsysteme  einen  nicht  ganz  zu  unter- 
schätzenden sozialen  üebelstand  erblicken 
müssen.  Indessen  kommen  einmal  diese 
Bedenken  für  die  Domänenpachten  zmn 
Teü  nur  in  beschränktem  Masse,  zum  Teil 
überhaupt  nicht  in  Betracht,  und  sodann 
würden  sie  durch  Durchfühnmg  der  er- 
wähnten Domänenpachtreform  beseitigt  oder 
doch  erheblich  gemildert  (cf.  unten  sub  13  ff.). 

Ohne  jegliche  Berechtigung  wiederum 
ist  der  dem  Domänenbesitze  gemachte  Vor- 
wurf, dass  durch  ihn  die  Thatigkeit  und 
der  Erwerb  vieler  Staatsbürger  beeinträch- 
ticht  werde,  denn  wenn  man  nicht  gerade 
die  Zerschlagung  und  Vergebung  der  Do- 
mänen an  kleine  und  mittiere  Besitzer  im 
Auge  hat,  so  lässt  sich  mit  v.  Scheel  u.  a. 
entgegnen,  dass  auf  den  verpachteten  Do- 
mänen nicht  weniger  und  nicht  schlechter 
bezahlte  Menschen  beschäftigt  werden,  und 
dass  überdies  in  der  Domänenverwaltung 
wie  auf  den  Domänen  mit  staatlichem 
Selbstbetriebe  eine  Anzahl  Personen  in 
Stellen  Verwendung  fmden,  welche  kaum 
chlechter  dotiert,  jedenfalls  aber  imgleich 
sicherer  sein  dürften,  als  die  ihrer  Fähig- 
keit entsprechenden  Stellungen,  welche  die 
Betreffenden  etwa  im  Privatdienste  finden 
würden.  Hat  man  jedoch  die  Domänenpar- 
zellierung und  -Verteilung  an  kleine  Be- 
sitzer im  Auge,  so  macht  man  den  Domä- 
nen einen  Vonvurf,  den  man  ebensowohl 
gegen  den  privaten  Grossgrundbesitz  rich- 
ten müsste. 

5.  Die  Domänen  als  Mittel  zu  ge- 
meinnützigen landwirtschaftlichen  Un- 
temehmnngen  des  Staates  und  als 
Musterwirtschaften.  Gerechtfertigt  da- 
gegen und  wohl  auch  allgemein  anerkannt 
ist  die  Forderung,  dass  in  mehreren  Fällen 
der  Staat  selbst  als  landwirtschaftlicher  Un- 
ternehmer auftreten  und  darum  den  ent- 
sprechenden Domänenbestand  zur  Verfügung 
haben  müsse,  d.  h.  wo  es  sich  lun  gemein- 
nützige Aufgaben,  welche  pekuniäre,  Privat- 
eigentümern nicht  zuzumutende  Opfer  er- 
fordern, also  um  die  Einführung  oder  die 
Förderung  von  Kidturzweigen ,  ferner  um 
Unterrichts-,  Gestüts-  und  ähnliche  Zwecke 
handelt.  Ob  übrigens  Domänen  als  Muster- 
betriebe wünschenswert  oder  entbehrlich 
sind,  ist  keinesw^egs  so  leichthin  zu  ent- 
Aaflage.    III.  14 
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scheiden,  yde  es  gewöluilich  geschieht.  Rs 
ist  eine  \'iel  gehörte,  aber  keineswegs  rich- 
tige Behauptung,  dass  der  Grossgrundbesitz 
der  Musterwirtschaften  niclit  bedürfe,  der 
kleine  und  mittlere  aber  sich  an  Gi-oss- 
gütern,  wie  die  Domänen  seien,  ein  Muster 
nicht  nehmen  könne.  Erstens  bedürfen, 
wie  jeder,  der  mit  den  diesbezüglichen  Ver- 
hältnissen allgemeiner,  nicht  nur  vielleicht 
in  Gegenden  intensivsten  Landbaues,  ver- 
traut ist,  bezeugen  kann,  sehr  viele  Gross- 
ginmdbesitzer  denn  doch  der  Muster,  weil 
sie  oftmals  zu  schwerfällig,  zu  wenig  be- 
rufswissenschaftlich gebildet ,  zu  miss- 
trauisch  sind  und  zu  wenig  Selbstvertrauen 
besitzen,  um  sich  von  selbst  Fortschritten 
und  Neuerungen  des  Landbaues  anzu- 
schliessen.  Dann  aber  kann  der  mittlere 
und  kleine  Grundbesitz  sehr  wohl  von 
dem  Beispiele  des  Grossbetriebes  Nutzen 
ziehen,  denn  keineswegs  sind  alle  Verbesse- 
rungen, die  der  kleine  Landwirt  von  dem- 
selben lernen  kann,  zu  kostspielig  und  un- 
übertragbar auf  seinen  Betiieb.  Wer  je- 
doch dies  zugiebt,  kann  auch  eine  geAvisse 
Bedeutung  der  Domänen  als  »Musterbe- 
triebe« nicht  schlechthin  negieren.  »Die 
preussischen  Domänenpächter«,  sagt  Schmol- 
ler, »haben  stets  zu  den  besten  Land^wirten 
gehört,  sie  können  sich  nicht  in  falscher 
Weise  verschulden,  sie  strengen  sich  sehr 
an,  verwenden  jeden  Gewinn  als  Betriebs- 
kapital«. Zweifellos  ist  dies  zutreffend,  und 
hinzufügen  ynvd  man  dürfen,  dass  von  die- 
sen Pächtern,  deren  Qualifikation  geprüft 
wird,  denen  auch  namentlich  mit  Bezug 
auf  die  etwanige  Vornahme  von  Melioratio- 
nen günstige  Pachtbedingungen  gewälirt 
werden  und  die  überdies,  wie  die  Mehr- 
zahl der  Pächter,  mehr  Betriebskai)ital  zur 
Verfügung  haben  als  der  Durchschnitt  der 
selbstwirtschaftenden  Besitzer,  im  allgemei- 
nen ein  besseres  Beispiel  zu  erwarten  ist 
als  von  vielen'  Grossgrundbesitzorn  —  na- 
mentlich gilt  dies  bei  einer  noch  zu  ver- 
vollkommnenden Auswahl  der  Pächter,  w^ie 
sie  sogleich  zu  besprechen  sein  wird. 

6.  Landwirtsohaftliche  Tersuehsthfttifir- 
keit  auf  den  Domänen.  Im  Anschluss  hieran  ist 
eines  noch  verhältnismässig  weni^  bekannten, 
zuerst  von  W.  v.  Funke  betonten  Momentes  zu 
gedenken,  welches  sehr  zu  Gunsten  eines  ge- 
wissen Domänenbestandes  anzuführen  ist.  v.Funke 
empfiehlt  die  Nutzbarmachung  eines  Teiles  der 
Domänen  zur  Forderung  einer  wissenschaftlichen 
Versuchsthätigkeit  auf  grösseren  Gütern ,  durch 
welche  die  Lösung  einer  Reihe  für  den  Weiter- 
bau der  Landwirtschaftslehre  hochwichtiger 
Fragen  in  die  Hand  genommen  werden  könnte. 
Erforderlich  dazu  ist  allerdings,  wie  er  weiter- 
hin ausführt,  eine  entsprechende  Wahl  der 
Domänen  Pächter,  bei  der  nicht  vorwiegend  der 
in  der  Höhe  der  Pachtsumme  liegende  unmittel- 
bare Finanzpunkt  ins  Auge  zu  fassen  wäre, 
sondern   die   sich   innerhalb   möglichst   weiter 


Grenzen  auf  die  Garantie  stützen  müsste,  welche 
die  Persönlichkeit  des  Pächters  auch  für  die 
Förderung  allgemeiner  landwirtschaftlicher  In- 
teressen darbietet.  Personen  aber,  welche  diese 
Garantieen  bieten,  d.  h.  welche  durch  ihren 
Bildungsgang  und  ihre  aufzuweisenden  Leistun- 
gen Intelligenz,  berufswissenschaftliche  Bildung 
und  vor  afiem  die  Liebe  zur  Sache,  das  innere 
Bedürfnis,  neben  ihren  eigenen  Privatwirtschaft - 
liehen  Interessen  auch  die  weiteren  ihres  Be- 
rufes zu  fördern,  voraussetzen  lassen  —  solche 
Personen  würden  sich  finden,  wenn  die  Re- 
gierungen sich  entschlössen,  für  die  zu  er- 
wartenden höheren  persönlichen  Leistungen  ein 
Opfer  an  Pachtzins  oder  vielleicht  ein  Opfer  an 
Sicherheit  in  Darlehen  von  beweglichem  Kapital 
(in  Form  eisernen  mitzupachtenden  Inventars) 
zu  bringen,  wie  sie  ja  in  völlig  gleichem  Sinne 
Opfer  bringen  in  Form  von  Geldunterstützungen 
für  landwirtschaftliche  Vereinszwecke,  für  Aus- 
stellungen, für  grosse  privatwirtschaftliche 
Bodenmeliorationen  und  dergleichen  mehr.  Auch 
würden,  wie  Funke  meint,  Männer  der  ge- 
schilderten Art,  abgesehen  von  den  erwähnten 
ihnen  innewohnenden  Impulsen,  den  moralischen 
Zwang  empfinden,  der  darin  läge,  dass  der 
Staat  ihnen,  denen  andernfalls  die  materiellen 
Mittel  zur  Erringung  einer  einflussreichen  land- 
wirtschafthchen  Wirksamkeit  gefehlt  hätten, 
besonders  günstige  Pachtbedingungen  in  dex 
Hoffnung  gewährte,  in  ihnen  Vorkämpfer  des 
landwirtschaftlichen  Fortschrittes,  kräftige  per- 
sönliche Stützen  der  Landeskultur  auch  inmitten 
privatwirtschaftlichen  Lebens  zu  gewinnen. 

7.  Grandeigentamsregaliernngeii  und 
Produktionsfördemng  durch  Parzellie- 
mngeii.  Zu  welch'  immer  einem  End- 
resultat  der  Beurteiler  nach  den  bisher  ang*^ 
führten  Gründen  auch  gelangen  möge,  ein 
weiteres  Argument  dürfte  nach  des  Ver- 
fassers Auffassimg  als  das  allein  fast  aus- 
schlaggebende erscheinen :  die  Beschräiikiuig 
bezw.  die  Regiüierung,  welche  die  Ausdeh- 
nung des  privaten  Grundeigentums  und  da- 
mit die  Verteilung  der  nationalen  Gnmd- 
rente  durch  den  Bestand  eines  gewisst^u 
Domaniums  erfährt  n^sp.  vermöge  geeigneter 
Verwendung  des  Domänenbesitzes  bei  einer 
entsprechendenDomänenpolitik  erfalu^»n  kann. 
Offenbar  muss  ein  zeitentsprechendes  Ein- 
greifen dos  Staates  in  die  Gnmdeigentums- 
vei-teilung  zu  den  vornehmsten  Aufgaben 
desselben  gezählt  wei*den.  Hieraus  aber 
düifte  sich  als  unmittelbare  Folgeriuig  or- 
geben, dass  der  Staat  Sorge  tragen  niuss, 
als  das  Mittel  liierzu  stets  einen  gewissen 
Bestand  an  Domänen  zur  Verfügmig  zu 
haben,  die  eben  zum  gi'ossen  Tede  ihi-e 
Funktion  dadurch  zu  erfidlen  haben,  dass 
sie,  wenn  eine  Grundeigentumsrcgulienuig 
not  thut,  in  entsprechender  Weise  in  das 
Privateigentum  übergeführt  werden.  AVo 
also  die  Grundeigentumsverteilung  als  eine 
offenbar  ungos\nide  sich  erweist,  wüwien  die 
Staatsrogiorungen  das  ihnen  zu  Uol>ote 
stehende    Mittel    in    Anwendung    bringen 
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nnV-Pii,  d.  h.  sie  würden,  wo  ein  au?ge- 
-inxhenes  Bedürfnis  nach  mittlerem  und 
kleinerem  Besitz  vorhanden  ist,  mitDomänen- 
\u-zellienmgen  vorgehen,  dann  aber  auch, 
w.fZerstüekehmg  imd  offenbarer  Mangel  an 
<fn)!?!igiitern  herrscht,  falls  diese  in  die  ört- 
li«hen  Verhältnisse  hineinpassen,  auch  auf 
•li»-  Begründung  oder  Erhaltung  solcher  Be- 
'l*ht  nehmen  "müssen.^)  Die  Erlöse  ver- 
äu>.s**rter  Domänen  wünlen  wieder  in  neuem 
'inimlbesitz.  teOs  dort,  wo  ein  Pai-zellienuigs- 
l»^]firfnis  sich  geltend  macht,  behufs  bald- 
iiv'dkhster,  obwohl  nicht  übereilter  Ver- 
äussrning  in  kleineren  Abschnitten,  teils 
il'Tt,  wo  Bodenzereplitterung  herrscht,  zum 
ZwK-ke  der  Begi'ündimg  imd  Erhaltung 
in-'Vserer  Güter  anzidegen  sein.  Ob  im 
]-  tzteren  Falle  domaniale  oder  private  Gross- 
i,üter  sich  empfehlen,  wird  einei*seits  nach 
Massgabe  der  im  Vorangehenden  (S.  208  ff.) 
c-nannten  Gesichtspmikte  zu  entscheiden 
-in.  anderei'seits  davon  abhängen,  ob  die 
fiffahr  einer  baldigen  Durchkreuzung  des 
R-UTilienmgsplanes,  d.  h,  einer  baldigen  Zer- 
-j'littenmg,  zu  befürchten  ist,  ob  und  wie 
wt  man  für  diesen  FaU  das  Gut  beim  Ver- 
kaiif»^  kontraktlich  mit  Vei-äussenmgs-  bezw. 
Parzellier!  mgsb€>schi'änkimgen  beschweren 
will  (bezw.  nach  der  Landesgesetzgebung 
•laif)  und  ob  bei  Auferleginig  solcher  Be- 
-«•Iiränkungen  sich  zu  nicht  imannehmbar 
iii»ilrigen  Preisen  Käufer  finden.  Fi-eilich 
i-t  irkich  hervoi-zuheben,  dass  der  finanzielle 
'Tt'Mrhtspunkt  hier  überhaupt  gegen  den 
»  'Iks wirtschaftlichen  wie  den  sozialpoliti- 
-•l>m  zurücktreten  muss  und  —  bei  dem 
j>nngen  Prozentsatze  der  gesamten  Staats- 
•iiinalimen ,  welche  die  Nettoerti-äge  der 
iKmänen  in  den  meisten  Ijändeni  heutzu- 
1 1?»»  ausmachen  ^)  —  auch  unbedingt  zurück- 
ti»t»'n  kann,  obgleich  es  nicht  ausge- 
^hlosNcn  erscheint,  dass  selbst  bei  vor- 
vi'v»/n«ler  Berücksichtigung  dieser  letztei-en 
^»i'l^'n  Gesichtsj)unkte  noch  unter  Umstän- 
'1*  n  auch  das  finanzielle  Interesse  gefönlert 
wünlen  kann,  denn  es  wenlen  sich  häufig 
"i  «It^n  Pai-zellen verkaufen  an  kleinere  und 
niittlore  Landwirte  ohne  eine  Benachteili- 
-imc:  dereell>en  Preise  erzielen  lassen,  deren 


^}  Biesen  Gedanken  dürfte  auch  der  Vor- 
"üla^  SchmoUers  entsprechen,  der  Staat  solle 
Jiejeiiigen  Güter,  deren  Eigentümer  in  ihrer 
ExUtenz  bedroht  sind,  erwerben,  um  sie  der 
-Mehrzahl  nach  in  volkswirtschaftlich  und  sozial- 
1' ►Husch  rationeller  Weise  wieder  in  Privathände 
■ibergehen  zu  lassen.  Dass  eine  hierbei  ein- 
'rrttnde  massige  Vermehrung  der  staatlichen 
rÄohter  kein  Unglück  wäre ,  betont  Schmoller 
■m^lröcklich.  —  Auf  den  Nutzen  einzugehen, 
'vilchen  die  Ausführung  dieses  Vorschlages  für 
^1^  Verringerung  des  landwirtschaftlichen  Not- 
*^  indes  mit  sich  brächte,  ist  hier  nicht  der  Ort. 

'}  Vergl  unten  sub  IV  (Statistik). 


Summe  gegenüber  den  kapitalisierten  Er- 
trägen der  Gesamtdomänen  ein  nicht  uner- 
hebliches Plus  ergiebt.  Dass  das  Produk- 
tionsinteresse durch  Zerteilung  und  Ver- 
gebung der  Domänen  an  eine  grössere  Zahl 
kleinerer  Wirte  ganz  anders  walirgenommen 
wird  wie  durch  den  nach  den  obigen  Dar- 
legungen im  allgemeinen  keineswegs  pro- 
duktionsf ordernden^)  Verkauf  der  Domänen 
im  ganzen,  leuchtet  ohne  Aveiteres  ein,  wenn 
man  sich  vergegenwärtigt,  wie  sehr  sich 
namentlich  der  arbeitsintensive  Kleinbetrieb 
fiir  manche  Kulturzweige,  den  Bau  ver- 
schiedener Handelsgewächse  etc.,  eignet. 

8.  Das  Vorgehen  des  Staates  als 
Vorbild  für  Privatgrnndbesitzer  u.  s.  w. 
Noch  ist  darauf  hinzuweisen,  dass,  wenn 
und  wo  das  Vorgehen  des  Staates  einmal 
den  Beweis  der  auch  ohne  materiellen 
Schaden  des  Verkäufers  möglichen  Durch- 
filhrbarkeit  der  Massregeln  geliefert  hat, 
sich  auch  private  Grossgrundbesitzer  finden, 
die  dem  Beispiele  des  Staates  folgen.  Hat 
dies  schon  die  oben  (sub  I,  C,  16)  berilhrte 
Gescliichte  der  neueren  Parzellierungen  be- 
wiesen, so  ist  bei  sorgfältig  durchdachter 
und  ausgeführter  Fortsetzung  der  staat- 
lichen Kolonisation  eine  noch  weitere  Aus- 
dehnung auch  guter,  gemeinnütziger  Privat- 
parzeUierungen  zu  erwai-ten;  für  solche 
Jlassnahmen  dürften  namentlich  viele  Fidei- 
kom misse,  deren  Besitzern  es  bekanntlich 
häutig  an  dem  erfonlerlichen  mobilen  Ka- 
pitale gebricht,  um  ihren  Grundbesitz  mit 
einer  dem  Stande  des  modernen  Ijandbaues 
und  demnach  der  Jjandeskultur  entsprechen- 
den Intensität  zu  bewirtschaften,  selu-  ge- 
eignete Objekte  bilden,  denn  es  könnte  die- 
sem Uebelstiinde  durch  Abti-ennung  von 
Teilstücken,  die  mit  mittleren  und  kleine- 
ren Wirten  besiedelt  würden,  wesentlich  ab- 
geholfen wei-den.  Natürlich  ist  hierzu  in 
manchen  Ländern  eine  gewisse  Aendenmg 
der  bezüglichen  Gesetzgebung  erfonlerlich. 
Endlich  ist  zu  erwähnen,  dass  die  seiner 
Zeit  besonders  von  Walcker  sowie  mehrfach 
in  der  Tagesi)resse  empfohlenen  Ijandhan- 
delsgesell Schäften  auch  in  Preussen  schon 
ins  Leben  zu  treten  begonnen  liaben  und 
voraussichtlich  in  Zukiuift  sich  noch  ver- 
mehren bezw.  ausbreiten  dürften.  Ein 
immerliin  hierhergehöriges  abschliessendes 
Ui-teil  über  die  Tliätigkeit  und  die  Erfolge 
der  schon  bestehenden  Unternehmungen 
solcher  Art  ist  wenigstens  dem  Verfasser 


^  Als  produktionsf Ordernd  sich  darstellen 
würde  allerdings  der  im  Sinne  Schmollers  durch 
die  Vermittehmg  des  Staates  sich  vollziehende 
üebergang  der  von  schlecht  situierten  Eigen- 
tümern gekauften  (nur  zu  interimistischem  Staats- 
eigentume  bestimmten)  Güter  an  fachtüchtige 
und  kapitalkräftige  Landwirte. 
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ziir  Zeit  noch  nicht  möglich.*)  Generell  sei 
bemerkt,  dass  iiatiirgemäss  auch  diese  Ge- 
sellscliaften  viel  Gutes  stiften  können,  dass 
aber  andei-erseits  gegen  die  Wahrscheinlich- 
keit eines  einigermassen  uneigennützigen 
Verfahrens  dei-selben  imd  somit  einer  Förde- 
nmg  des  volksAÄ-iilsdiaftlichen  und  sozialpoli- 
tischen Interesses  sich  manches  sagen  lässt. 
Es  ist  dies  besonders  bedenklich  deswegen, 
weil  die  kapitalistisch  gut  fundiei^ten  Gesell- 
schaften der  Rentenbanken  nicht  bedürfen 
luid  daher  ihre  Zerteilimgen  nicht  jener 
oben  erwähnten  Kontrolle  der  Generalkom- 
mission zu  unterstellen  brauchen.  Wird 
jedoch  ein  aus  den  angeführten  Gesichts- 
punkten zu  veinirteilendes  Parzellierungsver- 
lahren*  geübt,  so  kami  dasselbe  eben  nur 
die  gesarate  innei-e  Kolonisation  diskreditieren, 
in  Zukunft  Ansiedelungslustige  absdirecken, 
eine  schädliche  Boilenbewegimg  vermeliren, 
zalüi^eiche  Existenzen  vernichten  und  die 
mögliclist  rationelle  Ausnützmig  erheblicher 
Fläclien  verhindern. 

Das  in  ei-ster  Reihe  nach  den  Privat- 
rechtsbestinunungen  der  einzelnen  Staaten 
sich  regelnde  Ausfühnmgsveiiahren  erfoixlert 
eine  besondere  Abhandlimg. 

B.  Domänenbenutzniigssysteine. 

9.  Re^ie.  Ist  die  Frage  erledigt,  ob  eine 
allgemeine  Veräusserung  der  Domänen  statt- 
finden dürfe,  so  ^^il•d  es  sich  nunmehr  dainim 
handeln,  welches  Domänenbenutzungssystem 
sich  in  gegenwärtiger  Zeit  empfelile. 

Die  Regie  (Atbninistration ,  Selbst-  oder 
Eigenbetrieb,  -Verwaltung),  die  in  der  eige- 
nen Bewh-tscliaft\mg  der  Domänen  durch 
Verwalter  auf  Rechnung  des  Staates  besteht, 
ist  nur  in  einzelnen  besonderen  Fällen  noch 
anwendbar  oder  gar  unentbehrlich.  In  ei-ster 
Reihe  gilt  dies  für  niedrig  kiütivierte  Länder, 
in  welchen  nach  dem  Süinde  der  landwirt- 
scliaftlichen  Technik  und  Betriebsweise  in 
derland\^irt;$chaftlichen  Produktion  die  Wirk- 
samkeit des  Natiu'faktors  gegen  diejenige 
des  Arbeits-  und  des  Kapitalfaktors  wesent- 
lich vorheiTScht.    Nächstdem  wird  in   den 


*)  Ueber  die  Berliner  „Landbank"  speciell 
ist  nach  des  Verfassers  Kenntnis  zu  sagen,  dass 
sie  im  grossen  und  ganzen  vorwiegend  gute 
Böden  zu  Parzellierungszwecken  verwendet, 
womit  natürlich  eine  der  wesentlichsten  Grund- 
bedingungen für  die  Existenzfähigkeit  der  An- 
siedelungsstellen erfüllt  wird,  lieber  die  ge- 
schäftlichen Grundsätze  indessen  dieser  Ge- 
sellschaft zu  urteilen,  ist  Verfasser  weder  in  der 
Lage  noch  seines  Erachtens  an  dieser  Stelle 
berechtigt;  es  sei  daher  nur  auf  die  in  jüngster 
Zeit  (am  23.  August  d.  J.)  fi^epflogenen  dies- 
bezüglichen Erörterungen  und  namentlich  auf 
die  Ausführungen  des  Freiherm  von  Wangen- 
heün  im  preussischen  Abgeordnetenhause  hin- 
gewiesen. 


oben  ^sub  5)  genannten  besonderen  Fällen 
die  Selbstbewirtscliaftimg  erforderlich  sein. 
Als  Musterwirtschaften  aber  im  eigentlichen 
Sinne  werden  administrierte  Domänen 
schon  deswegen  nicht  sicli  empfehlen,  well 
dieselben,  wenn  auch  Muster  füi*  die  Teclniik 
an  sich,  doch  nicht  gleichzeitig  Muster  für 
die  wirtscliaftlich  rationellste  Anwendunt: 
derselben  sein  können.  Es  wenlen  als«» 
solche  Domänen  immer  nur  Musterwirt- 
schaften in  der  Bedeutung  von  Versuchs- 
stationen sein  dürfen.  Ebenso  ist  bei  einigem 
Landbesitz ,  dessen  Selbstbewirtschaftung, 
wie  bei  Wiesen,  von  einfacher  üelx?rsicht- 
lichkeit  oder,  wie  bei  Weinbergen,  der  Eigen- 
tüinliclikeit  seiner  Betriebs-  und  Nutzimgs- 
weise nach  schwer  dm^ch  andere  Nutzimgs- 
formen zu  ersetzen  ist,  der  Selbstbetrieb  zu- 
lässig oder  zweckmässig  und  zum  Teil  auch 
wolü  der  empfehlenswerteste.  Auch  ist  der- 
selbe in  den  Fällen  notwendig  werdender 
Exmission  des  PächteiN,  seines  Konkurses 
etc.,  sowie  dann  imentbelu-lich ,  wenn,  yde 
z,  B.  gegenwärtig  bei  den  Gütern  der 
preussisclien  Ansiedelungskommission  oder 
wie  bei  denjenigen,  wekilie  nach  Massgabo 
der  oben  bezeichneten  Domänenpolitik  zi;r 
Veräussenmg  und  Zerschlagiuig  bestimmt 
oder  ei-st  angekauft  werden,  Verkaufs-  bezw. 
Pai'zellienmgsvorbereitungen  zu  ti-effen,  Me- 
liorationen vorzunehmen  sind  etc.  Endlich 
kann  der  Selbstbetrieb  da  geeignet  ersehei- 
nen, wo  sptx'ieü  den  Domänenbeamten  nicht 
allgemein  zugängliche  Büdungsmittel  zur 
Verfügung  stehen  (Urapfenbach), 

Abgesehen  von  solchen  Fällen  ist  gegen 
die  Administration  hauptsäclilich  folgende> 
geltend  zu  machen:  Dem  Verwalter  felilt 
der.  für  den  Wirtschaftserfolg  so  wichtige 
Sporn  des  Eigeimutzes,  des  genügenden  i)er- 
sönlichen  Interesses  an  der  Ertragshöhe. 
Seine  Thätigkeit  wdrd  ferner  durch  Insti-uk- 
tionen  in  allen  den  Fällen  zum  Nachteil  der 
Wirtschaft  gefesselt,  in  denen  rasch  zu  be- 
nutzende augenblickliche  Konjunkturen  ein 
baldiges  Handeln  erfordern,  ^ne  es  nur 
auf  eigener,  alle  Verhältnisse  berücksich- 
tigender ebenso  sorgfältiger  wie  schneller 
Kombination  beruhen  kann.  Seine  Instruk- 
tionen können  selbstverständlich  nicht  alle 
hier  in  Betracht  kommenden  besonderen 
Fälle  berücksichtigen,  ein  gi-osser  Spielraum 
aber  kann  ihm  nicht  gewährt  wercfen,  weil 
die  Zahl  der  Personen,  welche  denselben 
nicht  wissentlich  oder  selbst  in  bester  Ab- 
sicht missbrauchen  wünlen,  gering  ist ;  muss 
der  Verwalter  sich  jedoch  iSr  jene  Sonder- 
fälle jedesmalige  besondere  Weisimgen  imd 
Vollmachten  einholen,  so  wird  in  der  Regel 
bei  der  Umständliclikeit  des  erforderlichen 
Weges  zu  viel  Zeit  verloren,  oft  aber  auch 
mit  der  Entscheidung  durch  solche  Personen, 
die,  ohne   die  örtlichen  Verhältnisse   genü- 


Domänen  (die  heutige  Verwaltung) 


213 


gend  zu  kennen,  aus  der  Feme  urteilen 
lind  denen  Tor  allem  auch  bei  der  noch  zu 
tritisierenden  Zusammensetzung  der  meisten 
Domänenbehörden  der  erforderliche  Grad 
technischen  und  Avirtschaftlichen  Verständ- 
nisses abgeht,  nicht  das  Rechte  getroffen. 
Andererseits  aber  kann  sich  der  Verwalter 
nicht  veianlaßst  fühlen,  seine  Instruktionen 
zu  überschreiten,  weil  ihm  der  Fall  des 
Misslingens  mehr  Schaden  als  ein  günstiger 
Erfolg  Vorteil  bringt.  Sodann  ist  die  Kost- 
spieligkeit der  erforderlichen  Kontrolle,  die 
nnl«eqneme  Notwendigkeit  eines  der  derzei- 
tigen Landbau-Intensität  ent^rechenden  ste- 
henden und  lunlaufenden  Betriebskapitals, 
die  mangelnde  Stetigkeit  der  naturgemäss 
>tets  wechselnden  Jahreseinkünfte  aus  den 
L»oraänen,  die  Gefahr  geringer  Sparsamkeit, 
die  bei  jeder  Bewirtschaftung  auf  Rechnung 
i\f^  Staates  nahe  liegt,  und  endlich  der 
Umstand  zu  betonen,  dass  die  Zahl  der 
l^nte,  welche  die  fachliche  und  persönliche 
^Qualifikation  wie  den  guten  Willen  besitzen, 
alle  diese  Mängel  soviel  als  möglich  auszu- 
irieichen,  dabei  aber  nicht  an  der  geringen 
Selbständigkeit  und  der  mit  ihr  zusammen- 
hängenden gesellschaftlichen  Stellung  eines 
Verwalters  Anstoss  nehmen,  nur  eine  be- 
^<•h^ankte  sein  dürfte. 

10.  Gewährsyerwaltnng.  Etwas  ge- 
ringere Schattenseiten  hat  die  mit  Unrecht 
YOD  einigen  als  Pachtform  aufgefasste  Ge- 
währsverwaltimg  aufzuweisen,  bei  welcher 
der  Administrator  für  Ablieferung  einer 
jährhehen  Minimalsumme  verbindlich  ge- 
macht wird  und  von  den  dieselbe  über- 
s^teigenden  Jahreserti*ägen  einen  entsprechen- 
den Anteil  erhält.  Durch  dieses  Yerwal- 
timgsystem  wird  viel  Kontrolle  erspart,  das 
inaterielle  Interesse  des  Yerwalters  an  die 
Erzielung  hoher  Erträge  gefesselt,  und  end- 
lich der  VorteD  bestimmter  mittlerer  Jahres- 
erträge  erreicht.  Demgegenüber  stehen  in- 
dessen zuvörderst  die  Erwägungen,  dass 
vegen  der  Haftbarkeit  für  den  Minimaler- 
trag die  Verwalter  ein  gewisses  Yermögen 
besitzen  müssen,  dass  aber  solche  im  allge- 
meinen kaum  geneigt  sein  dürften,  in  allen 
Fällen  für  die  Minimalsumme  zu  haften, 
d.  h.  im  ungünstigen  Falle  den  Yerlust 
allein  zu  tragen,  im  günstigen  dagegen  stets 
nur  auf  einen  Teil  des  Gewinnes  Anspruch 
machen  zu  dürfen,  es  müsste  denn  sein, 
dass  die  Minimalerträge  so  tief  unter  dem 
wahren  Durchschnitte  festgesetzt  würden, 
vie  es  um  des  durchaus  sich  ergebenden 
finanziellen  Schadens  willen  sich  von  vorn- 
herein verböte.  Auch  muss  schon  der  eigen- 
tumliche Gegensatz,  in  welchem  das  von 
'l'^m  Gewährsverwalter  kaum  weniger  als 
vnn  dem  Pächter  zu  tragende  Risico  zu 
•W  unvollkommenen  Selbständigkeit  seiner 
Stellung  steht,  fachtüchtige  Männer  mit  dem 


Vermögen,  welches,  wie  gesagt,  sie  aufzu- 
weisen haben  müssten,  durch  das  aber 
andererseits  zumeist  eine  unabhängige  wirt- 
schaftliche Thätigkeit  ihnen  erschlossen  ist 
—  im  allgemeinen  von  der  Bewerbung  um 
derartige  Stellen  abhalten.  Daher  gilt  von 
geeigneten  Bewerbern  dieser  Art  bei  weitem 
mehr  noch  als  von  denen  mn.  Verwalter- 
stellen unter  der  reinen  Regie,  dass  sie 
nur  in  sehr  geringer  Zahl  sich  finden  dürf- 
ten. So  stellt  sich  denn  auch  die  Gewährs- 
verwaltung als  eine  im  allgemeinen  heute 
unzeitgemässe  Form  der  Domänenbenut- 
zung dar. 

11.  Zeitpacht:  Vorteile,  Nachteile; Not- 
wendigkeit von  Refonuen.  Die  Zeitpacht 
hat  vor  den  beiden  letztgenanntenlnstitutionen 
zunächst  das  rege  persönliche  Interesse  des 
Pächters  an  möglichst  hohen  Reinerträgen 
voraus,  seine  grössere  Freiheit  in  der  Be- 
wirfschaftung,  die  aus  diesen  beiden  Grün- 
den sich  ergebende  Wahrscheinlichkeit  besse- 
rer Einnsdimen  aus  den  Domänen  sowie 
erhöhter  landwirtschaftlicher  Produktion, 
geringere  Kostspieligkeit  und  Umständlich- 
keit der  Kontrolle,  die  Entbehrlichkeit  eines 
vom  Staate  zu  stellenden  Betriebskapitals 
und  endlich  die  Ermöglichung  einer  wenn 
auch  beschränkten  Teilnahme  des  Staates 
an  Gnmdrentensteigerungen.  Eine  Reihe 
weiterer  Vorzüge  sowie  eine  Anzahl  von 
Nachteilen  der  Zeitpacht  gegenüber  der 
Eigentümerwirtschaft  haben  zum  Teil  schon 
ihre  Besprechung  gefunden,  zum  Teil  gehören 
dieselben  nicht  in  eine  Behandlung  speciell 
des  Domänenpachtwesens. 

12.  Pachtbedingungen,  Schutz  gegen 
Raubbau  etc.  Dagegen  erscheint  es  ge- 
boten, auf  die  bei  Domänenverpachtungen 
geltenden  resp.  u.  E.  aufzustellenden  Bedin- 
gimgen  einzugehen. 

Selbstverständlich  kann  es  nicht  Aufgabe 
dieses  Artikels  sein,  alle  gebräuchlichen 
oder  eventuell  zweckmässigen  Pachtbedin- 
gimgen  zu  besprechen.  Vielmehr  sei  nur 
auf  einige  derselben  hingewiesen,  welche 
entweder  thatsächlich  diskutieibar  sind  oder, 
obwohl  sie  in  Wahrheit  bereits  ausser  aller 
Diskussion  stehen  sollten,  gleichwohl  noch 
vielfach  erörtert  werden  oder  aber  welche 
einer  Abändenmg  dringend  bedürfen. 

lieber  die  Dauer  zunächst  der  Pacht- 
periode darf  offenbar  heutzutage  nur  eine 
Meinung  herrschen.  Sowohl  das  Interesse 
der  landwirtschaftlichen  Produktion  als  das- 
jenige beider  vertragschliessenden  Teile  er- 
heischt eine  lange  Pachtdauer.  Ist  auch 
die  Annahme  Biomeyers,  der  Pächter  ge- 
winne durch  eine  längere  Verbindung  mit 
dem  Gute  dasselbe  so  lieb,  dass  er  aus  Sen- 
timentalität gewissermasscn  oder  Pietät  es 
nicht  über  sich  gewinnen  könne,  in  dem 
Augenblicke   wo  er  den  Rücken  ihm  kehre, 
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an  seiner  Substanz  sieh  zu  beixnchern  — 
sicherlich  ein  wenig  optimistisch,  so  ist  doch 
zimächst   zweierlei   unbedingt   zu   betonen: 
Erstens  ist  es  eine  oft  zu  beobachtende  Er- 
scheinung, dass  bei  langer  Pachtperiode  der 
Pächter  seine  Wirtscliaft  in  der  That  lieb 
gewinnt  und  zwar  so  lieb,  dass  er  trotz  ge- 
nauer Kenntnis  ihi-er  Ertragsfälligkeit,   nur 
um  die  ihm  teuer  gewordene  SchoUe  nicht 
verlassen  zu  müssen,  ein  Mehrgebot  abzu- 
geben bereit  ist,  welches  die  rationell  ver- 
anschlagte Höhe  des  Pachtzinses  übersteigt. 
Hieraus  folgt,  dass  in  solchem  Falle  er,  in 
der  Absicht  und  Hoffnung,  die  Pachtung  zu 
behalten,  während  des  weitaus  gWissten  Zeit- 
raumes der  Pachtdauer,   ja  bisweilen  sogar 
bis  zum  letzten  Jalire  dei-selben,  nicht  daran 
denken  wird,   anders  zu  wiilschaften ,  wie 
wenn  er  da^  Gut  nach  Ablauf  des  bisherigen 
Vertrages  behielte.  Sodann  aber  unterliegt  es 
auch  keinem  Zweifel,  da,ss  überhaupt  an  den 
Pächter,  der  sein  eigenes  Interesse  zu  wahrcn 
versteht,  während  des  grcissten  Teiles  einer 
langen  Pachtzeit  die  Vei-suchimg  ziu-  Raub- 
wirtschaft im  allgemeinen  nicht  herantreten 
kaim.    Ist  die  Pachtdauer  kiu^,  so  muss  der 
Pächter  mehr  oder  minder  von  Aufwendun- 
gen absehen,   die  sich  erst  nach  imd  nach 
bezalüt    machen,    und  er  wii*d  verhältnis- 
mässig  fi-üh   darauf  bedacht  sein   müssen, 
sein   auf   den  Betrieb   verwendetes  Kapital 
herauszuziehen.    Je  kürzer  aber  die  Periode, 
einen  desto  grösseren  Teil  derselben  wird 
das    Gut    einer    rationellen,    auch    spätere 
Jahre    berücksichtigenden    Bewirtschaftung 
entbehren  müssen.  Andrerseits  kann  die  — 
im  übrigen   bekanntlich  nicht  in  allen  Län- 
dern rechtlich  zulässige  —  Pachtdauer  axd 
Lebenszeit  oder  auch  nur  auf  einen  wesent- 
lich  längeren  als  den  bisher  üblichen  Zeit- 
raum nicht  empfolüen  werden.    Denn  wenn 
auch  bei  den  Domänenverpachtungen  manche 
für  Privatpacht  geltende  Bedenken  fortfallen, 
so  können  sich  doch  die  das  Pachtgeld  be- 
stimmenden Umstände   wie   auch   sonstige, 
mit  Bezug  auf  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik 
und  die  Privatinteressen  des  Pächters  ins  Ge- 
wicht fallende  Verhältnisse  erheblich  ändern. 
Diejenige  Dauer  aber,  welche  sich  bei  uns 
als  die  im  allgemeinen  beste  kennzeichnet, 
ist  die  etwa  achtzehnjährige.    Freilich 
kommt  auch  schon  für  diesen  Zeitraum  die 
Veränderlichkeit  jener  Umstände  in  Frage; 
allein  sie  düi-fte  doch  im  grossen  und  gan- 
zen nicht  in  einem  Masse  zu  ei*warten  sein, 
welches  gegenül)er  dem  Gewichte  der  vor- 
genannten Momente  in  Betracht  fallen  kann. 
Ausseitlem  erscheint  die  Festsetzung  von  ca. 
18  Jaliren  auch  deswegen  ratsam,   weil  die 
Möglichkeit  eines  Preisausgleiches  der  land- 
wirtschaftlichen Produkte   in   Berücksichti- 
gung gezogen  werden  muss. 

AUei-dings    lässt    sich    nicht   in  Abrede 


stellen,  dass  einen  ausreichenden  Schutz  de> 
Verpächtei^  gegen  Raubbau  auch  derait 
lange  Pfu.'htpeiioden  nicht  gewähren.  Einen 
solchen  Schutz  aber  kann  überhaupt  kein 
Pachtvertrag  in  vollkommenem  Masse  bieten, 
und  imwiderlegt  geblieben  ist  der  Ausspruch 
Thaers,  dass  kein  Kollegium  von  Rechtsge- 
lelu-ten  einen  Kontrakt  zu  stände  bringen 
könne,  »der  das  Gut  gegen  Deteriorationen 
einem  pfiffigen  Pächter  gegenüber  schützte, 
ohne  duri'haus  für  einen  rechtlichen  Pächter 
verwerflich  zu  sein«.  Der  beste  Schutz  alsi» 
beniht  in  der  Person  des  Pächters,  und  da- 
her ist  nicht  nur  die  Prüfimg  der  pei-sön- 
liclien  und  landwiiiiscliaftlichen  Qualifikation 
des  Bewerbers,  welche  die  Domänenverwal- 
tung sich  angelegen  sein  lassen  soU,  durch- 
aus gei-echtfertigt,  sondern  es  ist,  wie  weiter 
unten  (cf.  sub  15)  darzulegen,  vielleicht  noch 
ein  Melir  nach  dieser  Richtung  zu  foi-dern. 
Immerliin  kann  natürlich  auch  die  sorg- 
fältigste Prüfung  eine  absolut  sichere  Ge- 
währ für  die  Richtigkeit  des  Prilfimgsergeb- 
nisses  nicht  bieten,  und  demzufolge  müssen 
noch  sonstige  Kautelen  geschaffen  wenlen, 
von  deren  strenger  Handhabung  man  ab- 
sehen kann,  sobald  der  Pächter  durch  jahre- 
knge  Thätigkeit  den  Beweis  seiner  völligen 
Vertrauenswürdigkeit  in  persönlicher  wie 
wirtschaftlicher  Hinsicht  erbrac;ht  hat,  Diest» 
Kautelen  indessen  dürfen  vor  allem  keines- 
falls in  eine  weitgehende  Beschränkung  der 
wirtschaftlichen  Freiheit  des  Pächters  aus- 
arten, denn  eine  die  Erlialtung  oder  Be- 
reicherung der  Bodenki-aft  berücksichtigende 
und  mit  der  Erzielung  grösstmögliclier  Er- 
träge verbindende  AVirtschaftsw^eise  ist  iji 
heutiger  Zeit  nur  dann  möglich\  wemi  den 
Wirtschaftenden  thunlichst  wenig  enge 
Schranken  einzwängen,  deren  man  bei 
18  jähriger  Periode  im  allgemeinen  eben  selir 
wolil  deswegen  entraten  kann,  weil  wähi-end 
ziemlich  ^e  ihi*er  Dauer  die  walu-en  Inte- 
ressen von  Pächter  und  Verpächter  nicht 
aus  einander  gehen.  Darum  ist  zunächst  z.  ß. 
die  Voi-scluift,  eine  bestimmte  Fruchtfolg^^ 
einzuhalten,  durcliaus  zu  verw^erfen.  Bei 
jeder  Fi-uchtfolge  können  Abweichungen  er- 
foitlerlich  werden,  über  deren  Zeitpunkt 
Zweckmässigkeit  und  nachher  eventuell 
wieder  eintretende  Korrekturnotvvendigkeit 
nur  der  selbstwirtscliaftende  Pächter  bestim- 
men kann.i)  —  Dass  vollends  Vorschriften 
über  die  Tiefe  des  Pflügens  imd  die  Zahl 
der  Fm-clien,  mit  denen  der  AcJter  bestellt 
werden  soll,  über  die  Schläge,  welche  mit 
Stallmist  mid  die  Quantität  desselben,  mit 
der  sie  gedüngt  wei-den  sollen,  über  jganze 
oder  halbe  Bi-ache,  in  welcher  ein  Teil  des 
Ackere  liegen  zu  bleiben  liabe,  und  dass  ein 
Verbot  des  Kaikens  oder  Mergeins,  gegen 


^)  Vgl.  Blonieyer  a.  a.  0.  S.  177  ff. 
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ileren  Nachteile  gegenwärtig  jeder  durchge- 
bildete Landwirt  die  erforderlichen  Mittel 
anzuwenden  weiss  und  bei  langer  Pacht- 
fieriode  auch  anwenden  wird  —  dass  solche 
Bestimmimgen  als  gänzlich  veraltet  anzu- 
sehen sind,  bedarf  wohl  keiner  besonderen 
Begründung  mehi*.  Auch  gegen  die  ünver- 
rückborkeit  der  Schlageinteilung  wird  man, 
wenn  dem  Pächter  nicht  die  Fruchtfolge 
vorgesehrieben  werden  soll,  konsequenter- 
roassen  sich  erklären  müssen.  Unzweifel- 
haft lässt  sich  hiergegen  manches  nicht  un- 
wesentliche Bedenken  imd  vor  allem  die 
Erwägung  geltend  machen,  dass  die  Schläge 
nicht  nur  in  geometrischer,  sondern  vor 
allem  in  qualitativer  Hinsicht,  mit  Bezug 
also  auf  natüi'liche  Bodenbeschaffeuheit  inid 
Kulnirzustand  einheitliche  »Ganze«  bilden 
sollen,  die  diurch  einander  zu  bringen  nicht 
in  ein  Belieben  des  Pächters  gestallt  werden 
darf,  welches  —  abgexsehen  von  anderen 
l'ebelständen  —  die  Feldkarte  illusorisch 
machen  imd  ein  namhaftes  Ei-schwernis  bei 
der  Rückgewähr  an  Saaten  und  Bestellungs- 
inventar zur  Folge  haben  kann.  Allein, 
wie  ein  verständiger  Landwirt  die  Frucht- 
folge nicht  willkürlich,  sondern  mit  Rück- 
sidit  auf  die  massgebenden  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  wählen  w^ird,  so  wird  er  auch 
nicht  Willkür  bei  einer  Veränderung  der 
Schlaf^einteilung  w^alten  lassen,  sondern  eine 
^>lehe  nur  vornehmen,  wo,  wie  dies  bei 
fortschi^itender  Kultur  sehr  wohl  eintreten 
kann,  andere  Gesichtspimkte  für  die  Begriffs- 
bestimmimg des  »einheitlichen  Gänzen« 
geltend  werden.  Sehr  richtig  bemerkt 
Blomeyer,  dass  in  einer  Zeit,  wo  man  durch 
die  verschiedenartigsten  künstiichen  Dünger 
<üe  schwächeren  Teile  eines  Schlages  kräf- 
tigen und  in  Reihe  bringen  kann,  auch  die 
Geßhrdung  des  Verpächters  viel  geringer 
sei  als  früher  und  dass,  alles  in  allem  ge- 
nommen, sein  Interesse  an  dem  Verbote  bei 
weitem  nicht  gleichkomme  dem  Interesse 
des  Pächters  an  der  voUen  Freiheit.  ^)  Dass 
diese  Freiheit  sich  auch  auf  die  Berechtigung 
erstiecken  soll,  Umwandlungen  von  Kmtur- 
aiten  (von  Wiesen  oder  Weiden  in  Acker 
and  umgekehrt)  vorzunehmen,  ist  eine  aus 
demVorfiergesagten  zu  folgernde  Forderung, 
die  ebenfalls  dem  heutigen  Stande  unserer 
Undwirtschaftswissenschaft  nur  entspricht, 
allerdings  aber  nicht  ohne  die  Beschränkung 
^rfüllt  werden  darf,  dass  Päditer,  sofern  ihn 
Verpächter  davon  nicht  entbindet,  verpflichtet 

')  Hierzu  bemerkt  Blomeyer  (a.  a.  0.,  S.  199) 
•^iUufig,  dass  wenn  z.  B.  die  Dampfkultur 
^01  und  mehr  Anwendung  fände  und  der 
^hter  von  ihr  Gebrauch  machen  wollte,  die 
totttraktliche  Bedingung,  dass  die  Schlaggren- 
wa  nicht  verrückt  werden  dürfen,  geradezu 
«f  Hindernis  für  den  Gebrauch  des  Dampf- 
Poges  sein  kann. 


ist,  im  dritt-  oder  allenfalls  spätestens  im 
vorletzten  Pachtjahre  eine  ordnungs- 
mässige  Wiederherstellung  der  Flächen  in 
den  vorigen  Stand  auszuführen. 

Dagegen  legen  w^ir  Gewicht  darauf,  dass 
an  der  in  den  allgemeinen  Pachtbedingungjen 
für  Domänen  (§  8)  enthaltenen  Vorschrift, 
nach  welcher  zum  Anbau  von  Zuckeixüben 
ein  imd  dasselbe  Gnmdstück  ohne  ausdrück- 
liche Genehmigung  der  Königlichen  Regie- 
rung nicht  öfter  als  zwei  Mal  in  je  6  Paoit- 
jahren  benutzt  werden  darf  und  niemals 
zwei  Rübenernten  auf  einander  folgen  dürfen, 
unbedingt  festgehalten  wird.  Ebenso  w^ill 
dem  Verfasser  trotz  mancher  in  neuerer  Zeit 
geltend  gemachten  entgegengesetzten  An- 
sicht das  Verbot  begründet  erscheinen,  ohne 
Genehmigung  der  Regierung  nicht  öfter  als 
alle  5  Jahre  auf  demselben  Grundstück 
Flachs  zu  bauen.  Diese  Beschränkungen 
dürften  auch  dem  fachwissenschaftlich  ge- 
bildeten, den  Fortschritten  der  Wissenschaft 
folgenden  Land>Äirt  und  gerade  diesem 
gegenüber  mit  Rücksicht  darauf  geboten 
sein,  dass  es  dem  Pächter  nicht  freistehen 
soll,  an  Domänen,  welche  nicht  ganz  oder 
teilweise  zu  diesem  Zwecke  ausdrücklich 
bestimmt  sind,  zum  Schaden  der  Bodensub- 
stanz in  ausgedehnterem  Masse  ,  gewisser- 
massen  zu  experimentieren.  Diß  Ge- 
fahr aber  eines  solchen  Experimentierens 
muss  zweifellos  nicht  femliegend  erscheinen, 
wenn  man  sich  die  —  zum  teil  rückläufigen 
—  Wandelungen  vergegenwärtigt,  w^elche 
neuerdings  manche  bisher  als  Glaubenssätze 
angesehene  Anschauungen  der  Wissenschaft 
(z.  B.  auf  dem  Gebiete  der  Stallmistkonser- 
vierung und  der  Fütterungslehre)  erfahren 
haben,  und  wenn  man  ferner  bedenken  will, 
dass  die  wichtigste  Frage  der  Statik  noch 
heute  ihrer  Lösung  han-t  Nicht  minder 
gerechtfertigt  ist  im  allgemeinen  die  für  die 
preussische  Domänenverwaltung  (durch  Re- 
skript vom  17.  April  1840  und  vom  9. 
Januar  1871)  getroffene  Bestimmung,  dass 
rationell  wirtschaftenden  Pächtern  der  Ver- 
kauf von  Kartoffeln  und  Rüben  gestattet 
sein  solle,  wenn  davon  ein  Nachteil  für  die 
Pachtstücke  nicht  zu  besorgen  ist,  was 
namentlich  der  Fall  sein  werde,  wenn  Pächter 
die  Verwendung  anderweitiger  (künstlicher) 
Düngungsmittel  in  genügendem  Masse  nach- 
zuweisen vermöge.  Nur  wird  man  einige 
Bedenken  gegen  eine  zu  liberale  Gewährung 
von  Verkaufsfreiheit  des  Pächters  in  den 
letzten  2  bis  3  Jahren  deswegen  hegen 
müssen,  weil  eben  in  dieser  Zeit  die 
Interessen  von  Pächter  und  Verpächter  völlig 
divergieren^)  und  weil  die  Düngung  von 


^)  Wie  sehr  diese  Interessen  divergieren, 
möge  folgendes  Beispiel  illustrieren:  Ein  alter, 
bewährter,     durchaus      ehrenwerter     Pächter 
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Kartoffeln  und  Rüben  auf  Kosten  des  übrigen 
Areals  geschehen  kann.  Daher  ist  eine 
rigorosere  Handhabung  der  Ermächtigungs- 
befugnis dringend  erforderlich.  —  Noch  un- 
erlässlicher  fast  ist  das  Verbot  des  ohne 
besondere  Genehmigimg  erfolgenden  Stroh-, 
Heu-  und  Düngerverkaufes.  Bekanntlich  ist 
es  nicht  sowohl  die  immerhin  nicht  unbe- 
deutende Ausfuhr  von  Mineralbestandteilen 
als  Rücksichtnahme  auf  die  physikalische 
Beschaffenheit  des  Bodens,  -welche  dieses 
Verbot  rechtfertigt.  Während  einerseits 
ja  die  auf  alleiniger  Stallmistdüngung 
basierende  Wirtschaftsweise  sehr  wohl  einen 
Raubbau  darstellen  kann,  andererseits  auch 
eine  reichliche  Ausfuhr  von  Mineralstoffen 
durch  Rüben-,  Kartoffeln-,  Heu-  und  Stroh- 
verkauf leicht  und  verhältnismässig  wohlfeil 
durch  den  Ankauf  von  Kraftfuttennitteln  und 
künstlichen  Düngerarten  zu  ersetzen  ist,  hat 
offenbar  auch  für  die  Gegenwart  noch  volle 
Geltung  die  Mahnung  Drechslers,  dass  die 
Mehrz^l  der  Wirtschaften  Deutschlands  des 
Stallmistes  ziu-  Verbesserung  oder  Erhaltung 
der  erforderlichen  physikalischen  Boden- 
eigenschaften auf  die  Dauer  nicht  entbehren 
kann  und  zwar  aus  den  über  die  chemische 
und  physikalische  Bodenbeschaffenheit  ange- 
fülirten  Erwägungen  natürlich  auch  dann 
nicht,  wenn  die  zm*  Zeit  nichts  weniger  als 
spruchreife  Frage  der  Nitragin-  imd  Alinit- 
impfung  im  Sinne  ihrer  optimistischen  Be- 
urteiler entschieden  werden  sollte.  —  Um 
Heu  und  Stroh  zu  verwerten,  muss  der  Wirt- 
schaftende einen  rationellen  Viehstand  halten, 
und  daraus  ergiebt  sich  erstens  die  Ueber- 
flüssigkeit  der  Festsetzung  eines  solchen 
Viehstandes  in  dem  Vertrage,  zweitens  aber 
die  Verwendung  einer  normalen  Menge  Stall- 
mistes auf  den  Acker.  Dass  der  Stallmist 
selbst  nicht  dem  Gute  entfremdet  werden 
darf,  ist  hieniach  eine  weitere  Folgerung, 
mit  Bezug  auf  welche  noch  bemerkt  sein 
möge,  dass  ein  Verkauf  des  Düngers 
kaum  oft  vorkommen  dürfte,  wohl  aber  die 
Verwendung  desselben  auf  anderen  Feld- 
marken als  denen  des  gepachteten  Gutes. 
Die  Ausnahmefälle,  in  denen  die  Aufrecht- 
erhaltung des  Verbotes  sich  nicht  oder  nur 
zum  Teile  rechtfertig,  sind  da  vorliegend, 
wo  der  Boden  von  !Natur  eine  die  Stallraist- 
düngimg  übei*flüssig  machende  Beschaffen- 
heit hat,  wo  ein  übergrosses  Wiesenverhältnis 
herrscht   und  wo   die  betreffenden,    in 'der 


äusserte  dem  Verf.  gegenüber  unverblümt,  dass 
er  ja  in  der  letzten  Zeit  unmöglich  so  wirt- 
schaften könne  wie  bisher,  weil  er  durch  einen 
hervorragend  guten  Stand  seiner  Feldfrüchte 
nur  sich  selbst  Konkurrenten  heranziehe.  Der 
Betreffende  war  darauf  angewiesen,  noch  eine 
weitere  Periode  zu  wirtschaften.  —  Ganz  offen- 
bar muss  derartiges  auf  die  Notwendigkeit  der 
unten  zu  besprechenden  Reformen  hinweisen. 


Nähe  grösserer  Städte  befindlichen  Wirt- 
scliaften  Gelegenheit  haben,  Heu  und  Stroh 
zu  besonders  günstigen  Preisen  zu  verwerten 
imd  dagegen  aus  diesen  Städten  Stallmist, 
Latrinen-  und  Abfalldünger  billig  zu  er- 
werben (Handelswirtschaften).  Allein  auch 
in  solchen  Fällen  dürfte  die  generelle 
Aufhebung  des  Verbotes  nicht  zu  befürworten 
sein.  Der  Boden  kann  sich  infolge  fortge- 
setzten Mangels  an  Stallmist,  der  bekannt- 
lich durch  Latrinendünger  nicht  zu  ersetzen 
ist,  auch  bei  ursprüngüch  besten  physika- 
lischen Eigenschaften  versclilechteni,  die 
Verhältnisse  können  sich  ändern,  die  Mög- 
lichkeit des  Eintausches  gewissermassen  von 
Dünger  kann  aus  mancherlei  Ursachen  ftlr 
das  eine  oder  andere  Gut  aufhören  bezw. 
sich  verteuern ;  der  Pächter  kann  aus  ii-geiid 
welchen  Gründen  diesen  Düngerbezug  nicht 
mehr  für  erfoixlerlich  halten  resp.  fortsetzen 
wollen;  man  kann  sich  in  der  Person  des 
Pächters  getäuscht  haben,  er  kann  sich 
ändeni,  seine  ursprüngliche  Gewissenhaftig- 
keit kann  ein  Ende  nehmen,  und  schliess- 
lich ist  auch  der  eventuelle  Eintritt  seines 
Todes  zu  berücksichtigen,  durch  den  das 
Gut  in  die  Hände  von  Erben  übergt^ht, 
welche,  obwohl  sie  zunächst  vertrauenswürdig 
schienen,  dennoch  sich  nicht  bewähren. 
Darum  meinen  wir,  dass  auch  in  den  ge- 
nannten Ausnahmefällen  bei  Abfassung  der 
Pachtverträge  eine  Abweichung  von  dem 
bisherigen  Gnmdsatze  der  preussischen 
Domänenverwaltung,  den  Heu-  und  Stroh- 
verkauf von  einer  seitens  der  Regierung  zu 
erteilenden  Genehmigimg  abhängig  zu  machen, 
nicht  ratsam  ist,  ferner  aber  ausser  bei 
Handelswirtschaften  die  Erlaubnis  für 
die  letzten  3  Jahre  der  Regel  nach  über- 
haupt zu  versagen  sein  wird.  Natürlich 
ist  andererseits  eine  sachgemässe,  nicht 
chikanöse  Handhabung  der  Ermächtigungs- 
und der  Verweigenmgsbefugnis  unbedingtes 
Erfordernis.  Dass  überdies  die  Festsetzung 
ausreichend  empfindlicherKonventionalstrafen 
filr  Uebertretungen  der  Verbote  notwendig 
ist,  wenn  nicht  die  gesamten  Schutzmittel 
illusorisch  werden  sollen,  ist  zwar  selbstver- 
ständlich, möge  aber  doch  hier  kurz  er^'ähnt 
sein.  Endlich  sei  der  VoDständigkeit  halber 
gleich  in  diesem  Zusammenhange  die  eben- 
falls ziemlich  selbstverständliche  Fonlening 
erwähnt,  dass  fflr  den  Fall  einer  —  nach 
]tfassgabe  der  zeitgemässen  rechtlichen  und 
ökonomischen  Grundsätze  zu  beurteilenden 
(aber  aUei^ings  vielfach  recht  schwer  nach- 
zuweisenden) —  deteriorierenden  Wirtschafts- 
weise die  Pachtentsetzung  vorgesehen,  jedoch 
freilich  von  gerichtlicher  Entscheidung 
abhängig  gemacht  w^erdeu  muss. 

Eine  Anzalü  weiterer  Pachtbedingungen 
soll,  wie  bereits  angedeutet,  nur  kurz  be- 
rülirt  'vverden  oder  gänzlich   unbesprochen 
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bleiben;  teils  bilden  sie  im  wesentlichen 
keine  Streitfragen  mehr,  teüs  stünde  die  Be- 
deutung ihrer  eingehenden  Erörterung  hier 
nicht  im  YerhÄitnis  zu  dem  Räume,  den  sie 
lieanspraehen  müssten.  So  würde  allein  die 
Behandlung  der  Fragen  nach  dem  zweck- 
mlssigsten  Termine  des  Fachtbeginnes  und 
danach,  ob  die  Gegenleistung  für  Ueberlassung 
desPaehtobjektes  zum  Gebrauche  und  Frucht- 
pemisse  in  einem  Geldpachtzinse  oder  in 
finem  bestimmten  Quantum  von  Früchten 
zn  gewähren  ist,  zu  überaus  umständlichen 
Argumentationen  führen.  Daher  sei  denn 
nur  in  Kürze  die  bezügliche  Ansicht  des 
Verbssers  dahin  präzisiert^  dass  seines  Er- 
a^htens  die  Gutsübergabe  am  passendsten 
um  die  Zeit  des  Johannistages  zu  erfolgen 
habe  und  dass  für  Zeitpachten  sich  unbe- 
dingt die  Entrichtung  des  Pachtzinses  in 
Geld  empfehlen  dürfte. 

Dagegen  erheischen  einige  andere  sehr 
viehtige  Punkte  noch  eingehende  Ausfüh- 
rungen. 

13.  Meliorationswesen.  Durch  ent- 
sprechende Bestimmungen  müsste  der  Päch- 
ter in  den  Stand  gesetzt  werden,  auf  eigene 
Kosten  Meliorationen  vorzunehmen,  die  erst 
verhältnismässig  S])ät  sich  bezahlt  machen. 
Bemerkenswert  ist  in  dieser  Beziehung  der 
von  Berghoff-Ißing  rühmend  hervorgehobene 
Vorschlag  des  Lord  Kames,  dass  im  Falle 
vom  Pächter  vorgenommener  Meliorationen 
nach  Ablauf  der  Pachti)eriode  ein  entprechen- 
'les Mehrgebot  zu  machen  sei,  und  dass  danach 
der  Verpächter  (also  hier  die  Domänenver- 
waltung) die  Wahl  haben  solle,  mit  jenem 
den  Pachtvertrag  zu  erneuem  oder  aber 
ihm  als  Meliorationsentschädigimg  das  Zehn- 
fache der  Summe  des  von  ihm  abgegebenen 
>[ehrgebots  auszuzahlen;  bei  Nichterifolgimg 
eines  Mehrgebots  würde  natürlich  zu  er- 
wägen sein,  ob  ausser  dem  Verschulden 
•les  Pächters  liegende  Ursachen  dies  be- 
gründen, und  demgemäss  die  Entscheidung 
zu  treffen  sein,  ob  ein  erneuter  Pachtver- 
tragsabschluss  sich  empfehle.  Eine  Reihe 
anderer  Modi,  die  Vornahme  notwendiger 
"der  nützlicher  kostspieliger  Meliorationen 
auf  Kosten  des  Staates  unter  Beitrags- 
leistung des  Pächters,  die  Gewährung  von 
Vorschüssen  an  den  Pächter  zum  Zwecke 
•les  Meliorierens  oder  eine  imgefähre  Ver- 
Jnitnng  auf  eigene  Kosten  unternommener 
Verbessenmgen  nachAblauf  der  PachtjK^riode 
—  letztere  wegen  der  schwierig  zu  veran- 
^'hlagenden  angemessenen  Höhe  der 
Vergütung  —  sind  nur  als  unvollkommene 
ilai«sregeln  anzusehen.  Gewiss  hat  dieser 
Vorschlag  bei  Privatpachten  das  von  Blo- 
meyer  hervo^hobene  Bedenken  gegen  sich, 
^iass  unter  leicht  eintretenden  Umständen 
es  dem  Eigentümer  völlig  unmöglich  werden 
^n,  sein  Gut  wieder  in  Selbstbewirtschaf- 


tung zu  übernehmen.  Für  Domänenpachten 
indessen  kann  diese  Gefahr  in  doppelter 
Hinsicht  natürlich  gar  nicht  in  Betracht 
kommen.  Hinzuzufügen  ist,  dass  überhaupt 
möglichste  Berücksichtigung  der  alten  Päch- 
ter bei  Neuverpachtungen  der  Domänen  zu 
befürworten  ist,  weil  alsdann  der  Pächter 
immer  mehr  wie  ein  Eigentümer  nicht  nur 
im  Interesse  des  Doniänenfiskus  und  der 
volkswirtschaftlichen  Produktion  wirtschaf- 
ten, sondern  auch,  worauf  schon  oben  hin- 
gedeutet, in  sozialer  und  politischer  Hinsicht 
handeln  wird.  Freilicli  >ÄÜrde  der  Staat 
bei  alledem  noch  nicht  in  genügendem 
Masse  aus  dem  Steigen  der  Gnmdrente 
Vorteil  ziehen  können. 

14.  Obligatorische  Buchführung.  Da- 
mit aber  trotz  der  Berücksichtigung  alter  be- 
währter Pächter  bei  Neuverpachtungen  ein 
möglichst  gerechtes  Participieren  des  Staates 
an  dem  Steigen  der  Grundrente  ennöglicht 
würde,  wäre  die  namentlich  von  Sombart- 
Ermsleben  vorgesclüagene  Einführung  einer 
exakten  obligatorischen  Buchfühining  mit 
alljährlicher  Inventur  und  Bilanz  für  den 
Grossgrundbesitz,  die  überdies  auch  aus 
einer  Reihe  anderer  Gesichtspunkte  zeitge- 
mäss  erscheint,  sehr  zu  empfehlen.  Es 
würde  sich  durch  dieselbe  eine  ziemlich  ge- 
naue Scheidung  der  Konjuuktui-en-  von  der 
Meliorationssteigerung  der  Grundrente  vor- 
nehmen lassen,  wie  sie  auf  Grund  der  ein- 
zelnen wenigen  Register,  welche  wenigstens 
in  Preussen  die  Domänenpächter  bis  jetzt 
zu  führen  haben,  immögüch  ist;  dass  als- 
dann auch  die  Höhe  eventueller  Meliora- 
tionsentschädigiuigen  besser  zu  bestimmen 
wäre,  liegt  auf  der  Hand.  Ueberdies  hätte 
eine  zu  solchem  Zwecke  vorgeschriebene 
subtile  Buchführung  und  Kontrolle  den 
weiteren  Vorteil,  dass  die  soziale  Stellung 
des  Pächters  eine  wesentliche  Besserung 
erführe,  während  dieser  durch  die  Art  seiner 
bislang  bestehenden  Verpflichtung,  die 
Wirtschaftsbücher  vorzulegen,  aus  der  allein 
ihm  zukommenden  Position  eines  dem  Ver- 
pächter gleichstehenden,  gleichberechtigten 
Vertragschliessenden  ganz  unzulässiger- 
weise in  diejenige  eines  der  Domänenver- 
waltung untergebenen  Beamten  gewisser- 
massen  herabgedrückt  wird. 

15.  Licitationswesen.  Die  vorstehenden 
Erörterungen  beschäftigen  sich  mit  denjenigen 
Pachtbedingiingen  und  sonstigen  Mass- 
nahmen, welche  unter  der  Herrschaft  des 
in  Preussen  bestehenden  Principes  der 
Licitationsverpachtung  bräuchlich ,  zweck- 
mässig oder  notwendig  bezw.  möglich  sind. 
Ganz  wesentlicli  mehr  aber  noch  als  durch 
ihre  Beobachtung  allein  würde  das  volks- 
wirtschaftliche wie  das  sozialpolitische,  ja 
zum  Teil  auch  das  fiskalische  Interesse  ge- 
wahrt und  gefördert  werden,  wenn  endlich 
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die  licitationsweise  erfolgende  Verpachtung 
ein  Ende  n^me.  Es  ^iirde  hier  zu  weit 
führen,  in  eine  erschöpfende  Besprechung 
des  Licitationswesens  einzutreten,  und  daher 
möge  nur  in  thunhchster  Kürze  folgendes 
bemerkt  sein:  Die  Behauptung,  dass  der 
verständige ,  fachkundige  Pachtbewerber, 
gleichviel  ob  die  Pachtvergebung  im  Lici- 
tationswege  oder  freihändig  geschehe,  kein 
übermässiges  Pachtgebot  machen  werde,  ist 
durchaus  unrichtig  und  auf  falscher  psycho- 
logischer Grundlage  fussend,  denn  auch  der 
Verständigste  lässt  sich  oft  genug  diu-ch 
ein  starkes  Mitbieten  zur  Leidenschaftlichkeit 
hinreissen,  und  gerade  bei  dem  Tüclitigsten, 
der  ein  berechtigtes  Selbstvertrauen  besitzt, 
macht  sich  angesichts  der  Tliatsache,  dass 
eine  beträchtliche  Anzahl  anderer  einen 
höheren  Ertrag  zu  erzielen  hofft,  im  Eifer 
des  Bietens  häufig  ein  gewisser  Optimismus 
geltend,  der  ihn  veranlasst,  höhere  Gebote 
abzugeben.  Zahlreiche  Erfahrungen  be- 
stätigen dies,  wie  im  übrigen  auch  der  Be- 
richt eines  preussischen  Landwirtschafts- 
ministers an  den  König  im  wesentlichen 
anerkennt  Dazu  kommt,  dass,  w4e  Berghoff- 
Ising  sich  ausdrückt,  unter  »dem  Schilde 
des  Meistgebots«  sich  in  den  Pächterstand 
»unbenifeue,  unfähige  und  daiiim  zu  den 
leichtsinnigsten  Anerbietungen  mn  so  be- 
reit ereElemente  einzuschmuggeln  verstehen« ; 
wenn  aber  dieser  letztere  üebelstand  bei 
der  mehr  oder  minder  sorgfältigen  Prüfung 
der  Person  des  Pachtbewerbers,  welche 
gegenwärtig  bei  den  meisten  Domänenver- 
waltungen, namentlich  der  preussischen,  Vor- 
schrift ist,  auch  für  den  Domänenpächter- 
stand in  sehr  viel  geringerem  Masse  gilt, 
so  ist  er  doch  auch  für  diesen  noch  nicht 
gänzlich  aus  der  Welt  gescliafft,  und  alles 
in  allem  sind,  wie  wiederum  hinlängliche 
Erfahnmgen  lehren,  schlechte,  aussaugende 
Bewirtschaftung,  Vermögensverfall  der  Päch- 
ter, Pachti-emissionen,  Pachtentsetzungen  mit 
Verlusten  bei  der  Wiederverpachtung  etc. 
die  Gefahren  des  heutigen  Licitationsver- 
fahrens.  Es  müsste  daher  die  Höhe  der 
Domänen  Pachtgelder  den  wahren,  bei  durch- 
schnittücher  Intelligenz,  Kapitalkraft  und 
Tüchtigkeit  des  Pächters  herauszuwirt- 
schaftenden Erträgen  entsprechen  mid  somit 
auf  Grund  eines  sorgfältigen  Ertragsan- 
schlages bemessen  werden,  w^elcher  der 
Domänenverwaltung  nicht  zu  umständlich 
erscheinen  darf,  wenn  sie  bei  dem  Privat- 
manne die  Fähigkeit  voraussetzt,  den  Ei-ti-ag 
des  zu  pachtenden  Gutes  vor  der  Abgabe 
des  Pachtgebots  einigermassen  treffend  zu 
veranschlagen;  ohne  eine  solche  Voraus- 
setzimg aber  müsste  jede  Verteidigung  der 
Licitation  geradezu  sinnlos  eracheinen.  Sehr 
beachtenswert  ist  der  von  Berghoff-Ising 
gemachte  Vorschlag,   an  Stelle   oder  auch 


neben  der  bisher  gebräuchlichen  3IininiaI- 
taxe  eine  ^laximaltaxe  einzuführen,  w^elche 
die  Grenze  nach  oben  füi-  die  Berücksichtii^ung 
der  Angebote  bilden  müsste.  Nach  einem 
ftir  die  Abgabe  der  Gebote  festzusetzenden 
Schlusstermine  wäre  die  Qualifikation  der- 
jenigen Bewerber,  deren  Gebote  die  Maximal- 
grenze erreichen  oder  aber  ihr  am  nächsten 
kommen,  eingehend  von  der  verpachtenden 
Behörde  zu  prüfen,  worauf  sämtliche  be- 
züglichen Akten,  Belege  und  Vorschläge 
behufs  Erteilung  des  Zuschlages  an  die  b<> 
treffende  Abteilung  des  zuständigen  Mi- 
nisteriums einzusenden  und  von  demselben 
wiederum  einer  sorgfältigen  Prüfung  luid 
Revision  zu  imterwerfen  bezw.  auch  auf 
Grund  weiterer  Informationen  etc.  zu  er- 
gänzen sein  würden.  Allerdings  ist  damit 
wie  auch  Berghoff-Ising  sich  bewusst  ist. 
eine  selu'  erhebliche  behördUche  Arbeitslast 
verbunden,  doch  dürfte  diese  Methode  an- 
dererseits am  besten  geeignet  sein,  dem 
MLsstrauen  gegen  die  bei  freihändiger  Ver- 
pachtung vernielirte  diskretionäre  Gewalt 
der  Regierung  einigermassen  den  Boden  zu 
entziehen.  Wieweit  überhaupt  Bedenken 
gegen  eine  solche  Gewaltsvermelirung  be- 
griuidet  sind,  ist  naturgemäss  je  nach  der 
Vollkommenheit  und  Integiität  der  Ver- 
waltungsbehörden in  den  einzelnen  Ländern 
sehr  vei*schieden  zu  beurteilen.  Bei  den 
strengen  Verwaltungsgrundsätzen  Preusseus 
si)eciell  dürften  solche  Bedenken  gegenüber 
der  dargelegten  Wichtigkeit  der  Massregel 
für  den  nicht  parteibefangenen  Beurteiler 
kaum  ins  Gewicht  fallen.  Noch  ist  hierbei 
zu  bemerken,  dass  die  Maximaltaxe  nicht 
an  Stelle,  sondern  unbedingt  neben  der 
freüich  sorgfältiger  als  bisher  zu  ermittelnden 
Minimaltaxe  einzuführen  wäre,  dass  ferner 
zweckentsjjrechende  Prüfungen  und  Ent- 
scheidungen von  Seiten  der  Behörden  nur 
dann  sich  erwarten  lassen,  wenn  eine  ver- 
änderte Zusammensetzung  der  Domänen- 
verwaltungsbehönlen  zur  Durchführung  ge- 
langt, und  endhch,  dass  es  wünschenswert 
erscheinen  möchte,  die  landwirtschaftliehe 
Befähigung  der  Bewerber  nach  anderen 
Grundsätzen  als  bisher  zu  prüfen,  d.  h.  dass 
man  heutzutage  von  dem  Pächter  im  allge- 
meinen sehr  wohl  den  erfolgreichen  Besuch 
einer  Univei-sität  oder  landwirtschaftlichen 
Hochschule  bezw.  die  Ablegung  eines  Exa- 
mens daselbst  verlangen  kann,  üeberhaupt 
ist  es  seltsam  genug,  dass  bei  dem  heutigen 
Stande  der  Landwirtscliaft  und  der  Land- 
wirtschaftswissenschaft das  erfolgreiche 
akademische  land>Äirtschaftliche  Studium 
ausser  in  Oestcrreich  wohl  nirgends  auch 
nur  die  Berechtigung  eines  —  ceteris  pari- 
ibus  —  bei  den  Domänenpachtmigen  zu  er- 
I langenden  Vorzuges  gewährt,  obwohl  es 
lauf  der  Hand  liegt,  w^ie  durch  solche  Be- 
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günstigimg  der  Ernst  und  die  Gründlich- 
keit des  akademischen  Studiimis  der  Land- 
ikirtschaft  und  damit  diese  selbst  gefördert 
TM'mle;  nicht  nur,  dass  so  mancher  Stu- 
dierende im  Hinblick  auf  eine  etwanige  Do- 
mänenpacht ein  solches  Examen  absolvieren 
und  zum  Behufe  dessen  in  anderer  Weise, 
als  es  in  der  Regel  jetzt  geschieht,  seine 
StU'lien  betreiben  würde,  sondern  man  wird 
auch,  wenn  man  beobachtet  hat,  wie  in 
dieser  Beziehung  das  Beispiel  wirkt,  nicht 
daran  zweifeln  können,  dass  hierdurch  bei 
zahlreichen  anderen,  die  keine  Domäne  zu 
f-achten  beabsichtigen,  der  Anstoss  zu 
ernsterem  Studium  gegeben  würde  j  damit 
alier  würde  die  Wissenschaftlichkeit  auch 
immer  mehr  in  die  von  ihr  zur  Zeit  noch 
mehr  oder  minder  unberührten  Kreise  der 
Landwirtschaftspraxis  Eingang  finden.  Das 
Bedenken,  dass  sich  alsdann  vorwiegend 
Pachtbewerber  ohne  ausreichende  praktische 
Schulimg  finden  würden,  fiele  fort,  wenn 
man  eine  praktische  Prüfung,  etwa  wie  sie 
Birabaiim  ganz  allgemein  für  den  Land- 
virtschaftslehrling  vorschreibt,  festsetzen 
wollte.  Die  Befürchtung  aber,  dass  durch 
feolche  erschwerenden  Bedingungen  sich  der 
Kreis  der  Pachtbewerber  verkleinem  würde, 
väre  sicherlich  imbegründet,  wenn  die  vor- 
erwähnten anderen  Pachtreformen  zur  Aus- 
führung gelangten,  durch  welche  günstigere 
und  vor  allen  Dingen  sicherere  Verliält- 
üLsse  für  den  Pächter  geschaffen  würden; 
überdies  wären  die  älteren  bereits  bewährten 
Domänenpächter  natürhch  von  diesen  Prü- 
fimgen  zu  entbinden.  Rationeller  freilich 
nöe£  wie  die  nur  als  Mindestforderung  zu 
bezeichnende  Durchfühnmg  des  Berghoff- 
Lingschen  Vorschlages  muss  die  radikale 
Beseitigung  des  Licitationsverfahrens  imd 
die  Ersetzung  desselben  durch  freihändige 
Verpachtung  erscheinen. 

16.  Reform  der  Domänenverwaltung. 
Was  noch  die  erwähnte  Aenderung  in  der 
Zusammensetzung  der  Domänenverwaltmig 
anlangt,  so  müsste  mit  der  in  mehreren 
liändern,  namentlich  auch  in  Preussen, 
herrschenden  Auffassung,  dass  die  blosse 
juristische  Bildung  zu  allem  befähige,  ge- 
brochen und  bei  Zusammensetzung  der  Do- 
mänenverwaltung melir  die  fachliche  Büdung 
berücksichtigt  werden.  Sehr  mit  Recht 
wiesen  schon  vor  Jahren  der  frühere  Land- 
rat Boldt,  der  preussische  Abgeordnete  von 
Meyer-Arnswalde  und  andere  mit  den  ein- 
schlägigen Verhältnissen  wohl  vertraute 
Männer  darauf  hin,  dass  bei  allen  übrigen 
l)efematen  »technischen»  Charakters  (im 
Forst-,  Schul-,  Kirchenwesen  u.s.w.)  auch  fach- 
lich gebildete  Beamte  vertreten  sind,  nur 
iü  der  Domänenverwaltung  im  allgemeinen 
nicht,  dass  vielmehr  die  sehr  überwiegende 
Mehrzahl  der  Domänenverwaltungsbeamten 


bei  ihrem  durchschnittlichen  Mangel  an  aus- 
reichender bezüglicher  Ausbildung  in  überaus 
vielen  widitigen  iVagen  ein  wirklich  zu- 
treffendes selbständiges  ürteü  kraft  eigener 
Kenntnisse  sich  nicht  zu  bilden  vermögen.^) 
17.  Generalpacht,  Specialpacht  üeber 
die  Generalpacht,  d.  h.  die  Verpachtung 
grösserer  Domänenkomplexe  mit  allen  zuge- 
hörigen gewerblichen  Anlagen,  wie  Zicjge- 
leien,  Kalköfen,  Brennereien,  Brauereien, 
Mühleu,  sowie  mit  den  Vorwerken  und  Ghe- 
fällen  ist  zu  sagen,  dass  die  Mehrzahl  ihrer 
früher  angeführten  Vorzüge  für  die  heutige 
Zeit  in  den  meisten  Kulturländern  keine 
Geltung  mehr  haben.  Die  grössere  Bequem- 
lichkeit und  Kostenersparnis  für  die  Finanz- 
verwaltung, welche  Generalpachten  im  all- 
gemeinen, namentlich  mit  Bezug  auf  die 
Erhebung  der  Domänengrundgefälle,  mit 
sich  brachten,  die  Verwendbarkeit  der  Ge- 
neralpächter zm*  Ausübung  der  Patrimonial- 
gerichtsbarkeit etc.  kommt  fast  durchgängig 
bei  der  zur  Zeit  ziemlich  allgemeinen  Auf- 
hebung der  bezüglichen  Verhältnisse  nicht 
melir  in  Betracht;  dagegen  wird  erstens 
infolge  der  grösseren  Kapitalanforderungen, 
welche  bei  der  gegenwärtigen  durchschnitt- 
lichen Landbau-Intensität  grosse  Komplexe 
an  den  Pächter  stellen,  die  Zahl  geeigneter 
Pachtbewerber  zu  stark  verringert,  zweitens 
lässt  die  derzeitige  Grundeigentumsverteilung 
vielfach  die  Begi'ündung  ganz  grosser  Pach- 
tungen nicht  wünschenswert  erscheinen,  imd 
sclüiessLich  fällt  auch,  wie  A.  Wagner  mit 
Recht  hervorhebt,  nicht  unerheblich  ins  Ge- 
wicht dass  dem  Generalpächter  das  Recht 
zur  Sepai-at-Afterverpachtung  nicht  ganz 
versagt  werden  kann,  dass  aber  damit  die 
Gefahr  der  Bodenaussaugimg  und  der  Uebel- 
stand  eines  Zwischengewinnbezuges  durch 
den  Gesamtpächter  verbimden  ist,  der  weder 
dem  Staate  noch  den  Afterpächtern  und  so- 
mit auch  nicht  genügend  dem  Lande  zu- 
kommt. Im  allgemeinen  werden  also  Ge- 
neral- wue  überliaupt  grosse  Pachtungen 
heutzutage  nur  füi-  Gegenden  mit  dünner 
Bevölkenmg,  extensiver  Landwdrtschaft, 
bezw.  mit  einer  Grossgüterbetriebe  wün- 
schenswert erscheinen  lassenden  Grimdei- 
gentumsverteilung  sich  empfehlen.  Dass 
freilich  in  \delen  Fällen  die  Zugehörigkeit 
einzelner,  der  Anlage  des  Wirtschaf  tsbetriebes 
ihi-e  Entstehung  verdankender  und  wiederum 
dessen  Fortbestehen  bedingender  gewerb- 
licher Etablissements,  wie  mancher  Bi-enne- 
reien,  Zuckerfabriken  etc.,  zu  den  betreffen- 
den Gütern  nicht  aufzugeben  ist,  liegt  auf  der 
Hand.  Wann  und  wo  Specialpacht  —  unter 
der  A.  Wagner  die  » Vei-pachtung  jedes  ein- 
zelnen Objekts «  (»Guts«,  Domäuenhofs, 
Vorwerks)  wie  auch  der  einzelnen  »parzel- 


1)  cf.  oben  sub  B,  I,  16.  . 
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Herten«  Grundstücke  versteht,  während  an- 
dere, wie  Berghof f-Ising,  der  gescliichtlichen 
Begiündiuig  nach  wohl  richtiger,  Parzellen 
(oder  gar  Parzellierung)  nicht  darunter  be- 
griffen wissen  wollen  —  am  Platze  ist, 
ergiebt  sich  aus  den  bisherigen  Ausfühiimgen. 
18.  Erbyerpachtung  im  ganzen.  Die 
dritte  Benutzungsform  der  Domänen,  die 
Yergebimg  derselben  in  Ei-bpacht,  imterliegt 
naturgemäss  nur  zirni  Teil  der  Gesamtbe- 
lu^eilung,  welche  die  Erbpachtsinstitution 
zu  erfahren  hat.  Man  braucht  keineswegs 
die  trotz  vieler  neuer  Beweisfühiimgen  noch 
selir  verbreitete  Abneigimg  gegen  die  Erb- 
pacht oder  ihr  verwandte  Institutionen, 
welche,  wie  v.  Schönberg  sagt,  »gereinigt 
sind  von  den  früheren  schä<:llichen  Aus- 
wüchsen« und  lediglich  ihi-e  alten  Vorzüge 
behalten  haben,  zu  teilen,  wird  aber  dessen- 
ungeachtet der  Ei'bpacht  nur  eine  beschränkte 
Anwendbarkeit  auf  die  Domänen  zuerkennen 
müssen.  Kommt  die  Erbjmcht  ganz  allge- 
mein an  Stelle  der  Zeitverjiachtung  einheit- 
licher Domänen  in  Frage,  so  wird  man  alle 
übrigen  Erwägimgen  unberücksichtigt  lassen 
dürfen  und  aus  dem  oben  angefühi-ten  Ge- 
sichtspimkte  der  Grundeigentumsvei-teilung 
imd  ihrer  eventuellen  Regulierung  sich  im 
allgemeinen  entschieden  gegen  eine  solche 
Vererbpachtung  erklären  müssen,  weil  durch 
dieselbe  der  Staat  der  Möglichkeit  bemubt 
wird,  ohne  Rechtsverletzung  der  Erbpächter 
regulierend  in  die  Grundeigentums  Verteilung 
einzugi-eifen.  Handelt  es  sich  sodann  spe- 
ciell  darum,  ob  diejenigen  Domänen,  welche, 
wie  oben  dargelegt,  in  Gegenden,  wo  eine 
Vermehrung  bezw.  Erhaltmig  des  Gross- 
grundbesitzes erforderlich  ist,  zu  diesem 
Zwecke  vom  Staate  zu  erwerben  oder  zu 
erhalten  sind,  am  besten  vererbpachtet  wer- 
den sollen,  so  steht  man  zunäc^hst  vor  den 
Fragen,  ob  diese  Güter  als  Domänen  im 
Eigentum  des  Staates  verbleiben  oder  ver- 
äussert werden  sollen  und  ob,  falls  man 
sich  fiir  das  zweite  zu  entscheiden  habe, 
eine  erbpachtartige  Form  der  Veräusse- 
rung  zu  wählen  sei.  Erstere  Frage  beant- 
wortet sich  aus  den  bezüglichen  oben  (siib  7) 
gebrachten  Ei-örterungen ,  und  fiir  letz- 
teres liesse  sich  namentlich  die  Erwägung 
anführen,  dass  bei  dieser  Veräussenmgsform 

—  durch  Beschränkungen  der  Teilbarkeit 
etc.  —  der  Erfolg  der  Massregel  einiger- 
massen  sichergestellt  würde,  abgesehen  von 
einigen  anderen  Vorteilen  derselben,  wie 
der  Förderung  des  Produktionsinteresses 
durch  den  Betriebskapitalaufwand,  den  bei 
gleichem  Vermögen  der  Erbpächter  in  höhe- 
rem Masse  machen  kann  als  der  Käufer, 
und  dem  Mitgenuss  von  Grundrentensteige- 
nmgen,  welchen  der  Staat  bei  zweckmässiger 

—  allerdings  schwieriger  —  Festsetzung  des 
Kanons  in  Früchten   bezw.   sonstigen   Pi-o- 


dukten  (nach  mehrjährigen  Diurchschnitts- 
preisen  derselben)  haben  kann. 

19.    Erbpacht    bei    Parzellierang^n. 

Ausgedehntere  Anwendung  aber  dürfte  erb- 
pachtähnlichen Veräusserungen  bei  den  be- 
sprochenen Domänenparzellierungen  zu  ge- 
ben sein.  Bei  diesen  Parzellienmgen  wird, 
sollen  dieselben  Erfolg  haben,  folgendes  zu 
beachten  sein.  In  erster  Reihe  müssen 
aussergewöhnlich  günstige  Anzahlungs-  und 
AbZahlungsbedingungen  gewährt  werden, 
damit  einer  hinlänglichen  Zahl  von  Leuten, 
die  zwar  tüchtig  erscheinen,  aber  weniger 
vermögend  sind,  der  Erwerb  von  Grund- 
stücken ermöglicht  werde.  Demnächst 
muss  die  Spekulation  mit  den  neu  begrün- 
deten Wirtschaften,  ihre  Zerstückelung  s<> 
wie  ihre  Aufsaugimg  durch  den  Gross- 
gnmdbesitz  resp.  ihi-e  Zusammenlegimg  mit 
anderen  Wirtschaften  ihrer  Gi-össenkategorie 
verhindert  werden,  denn  all  diese  Vorgänge 
sind  bei  früheren  Parzellierungen  zumefst 
sehr  rasch  in  einem  Masse  eingetreten, 
dass  die  Regierungen  ihre  diesen  Mass- 
regeln zu  Grunde  liegenden  volkswirtschaft- 
lichen, sozial-  und  zum  Teil  allgemeini>oli- 
tischen  Absichten  fast  völlig  durchkreuzt 
sahen ;  gewisse  Mobilitätsbeschränkiuigen 
thun  also  bei  den  neugegründeten  Besitzim- 
gen  dringend  not,  und  wenn  auch  solche 
Beschränkungen  nicht  wegzideugnende 
üe.belstände  im  Gefolge  haben,  so  lassen 
sich  dieselben,  wie  hier  wiedenim  nur  an- 
zudeuten, doch  einigermassen  pai-alysiereu. 
indem  man  die  Fesselung  der  Güter,  damit 
sie  nicht  jedes  Streben  ihrer  Besitzer 
hemme  und  nicht  von  voniherein  Verklei- 
nerungen und  Vergrösserungen  von  Grund- 
stücken, die  ursprünglich  imzweckmässig 
ei-schienen  waren,  später  aber  durch  den 
Wandel  von  Zeit  und  Verhältnissen  sich 
als  notwendig  erweisen  können,  unmöglich 
mache  —  nicht  zu  eng  imd  unlöslich  ge- 
staltet. 

Natürlich  muss  behufs  möglichster  Siche- 
ning  des  Erfolges  die  ^persönliche  Qualifi- 
kation des  Ansiedelimgslustigen  gepriift 
werden  und  ebenso  die  Grösse  seines  Ver- 
mögens, denn  es  darf  keine  Begünstigung 
gänzlich  vermögensloser  Bewerber 
stattfinden,  sondern  nur  die  Anzahlimg 
thunlichst  gering  bemessen  werden,  damit 
der  Erwerber  einen  ausreichenden  Teil  sei- 
nes nachgewiesenen  Vennögens  zum  Be- 
triebe, Bau  etc.  verwenden  kann.  Ferner 
muss  auf  die  Ausstattung  der  Stellen  mit 
Areal  eine  ausserordentüche  Sorgfalt  ver- 
weAdet  werden.  In  erster  Reihe  ist  fest 
im  Auge  zu  halten,  dass  nur  drei  sich 
scharf  von  einander  unterschei- 
dende Wirtschaf  tskategorieen  gesclmffen 
werden  dürfen :  solche,  deren  Betrieb  neben 
der  pei-sönlichen  Aufsicht  und  Mitarbeit  des 
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Eigentümers   wie   seiner  Familie   noch  die 
Anwendung  von  Lohnarbeit  erfordert  (Gross- 
tauem),   andere,  die  im  allgemeinen  keine 
Lohnarbeit,   jedoch    die    volle    Arbeitski-aft 
des  Wirtes    bezw.    seiner    Familie    bean- 
spruchen, dabei  aber  denselben  ausreichen- 
den Lebensuntei-halt  gewähren  (Kleinbauern, 
Konten  etc.),    und  endlich  Wirtschaften, 
die  weder  des  Eigentümers  ganzer  Arbeits- 
kraft und  -zeit  bedürfen  noch   ihn   in   die 
Lage  setzen,  von  den  Erträgen  des  Besitz- 
tmns  allein  sein  und  der  Familie  Leben  auch 
nur  notdürftig  zu  erhalten.    Gerade  in  letz- 
terer Hinsicht  ist  auch   bei  den  neuesten 
privaten    wie     staatlichen    Parzellierungen 
mehrfach  arg  gefeldt  worden.    Die  Erfah- 
rung   lehrt,    wie    auch    an    dieser    Stelle 
nochmals  zu  betonen  (cf.  oben  sub  B,  I), 
immer  und  immer  wieder,  dass,  wenn  der 
kleine  Grundeigentümer  nur  annähernd  die 
MüglichJceit  vor  Augen  sieht,  von  dem  Er- 
tTtige  seiner  Stelle  das  Leben  zu  fiisten,  er 
zu  hochmütig  und  arbeitsunlustig  wird,  um 
noch  »auf  Arbeit«    zu   gehen.     Die   Folge 
aber  ist  u.  a.,  dass  er  sich  mehr  und  mehr 
verschuldet  und  verhältnismässig  rasch  rui- 
niert  ist  sowie  dass  da,   wo  man   gerade 
dimrh  die  Besiedelung  dem  Arbeitermangel 
abhelfen  wollte,  dieser  gleichwohl  bestehen 
bleibt  und  überdies  die  Zahl  der  Unzufrie- 
denen vermehrt  wird,  welche  dann  die  ge- 
eignetsten Objekte  für  die  Propaganda  der 
sozialen  Demokratie  auch  auf  dem  platten 
Lande  naturgemäss  darstellen.  —  Wie  gross 
die  Wirtschaften  sein  sollen,  lässt  sich  der 
Morgen  zahl   nach   nicht   in   Kürze   be- 
stimmen,   denn    einen    allgemein    gültigen 
geometrischen  Massstab  festzustellen,  ist  be- 
kanntlich durchaus  fehlerhaft.^)    Ausserdem 
kann  hier  nicht  der  Ort  sein  für  eine,  er- 
heblichen   Raum   erheischende   Behandlung 
der  Ausführungsdetails.    Es  sei  daher  auf 
die  bezüglichen   Darlegimgen  Serings   und 
des  Verfassers  verwiesen^)  und  ein  Klagen 

*)  Sering  a.  a.  0.  Rimpler,  Domänenpolitik 
imd  Gnmdeigentnmsverteilnng,  Leipzis:  1888 
S.  185  ff.  u.  S.  210  ff.  —  Immerhin  sieht  sich 
Verfasser  durch  vielfache,  in  dem  Landesteile 
der  hauptsächlichsten  prenssischen  Domänen- 
parzellienmg  neuerdings  gehörte  Meinungs- 
iussenmgen  veranlasst,  einige  Anhaltspunkte 
bestinunter  zu  präcisieren:  Die  Arbeiterstellen 
sollen  im  all^^emeinen  nur  so  gross  sein,  dass 
ae  mittelst  äindarbeit  bestellt  werden  können 
(ca.  zwei  Morgen  mittleren  Bodens).  Mehr 
Areal  dürfen  diese  Stellen  nur  da  erhalten,  wo 
leicht  ein  Verhältnis  zwischen  Arbeiter  und 
Grossbauem  oder  Grossgrundbesitzer  sich  kon- 
Btruieren  lässt,  auf  Grund  dessen  ihnen  ihr  Land 
bestellt  wird  —  keinesfalls  aber  mehr  als  ca. 
vier  Morgen.  Die  kleinbäuerlichen  Wirtschaf- 
ten müssen  gerade  ein  Gespann  Pferde  beschäf- 
^n,  also  bei  mittlerem  Boden  40 — ^50  Morgen 
^ross  sein  u.  s.  w. 


hier  nur  kurz  angedeutet,  dass  bei  Parzel- 
lierungen, welche  den  mehrfach  bezeichne- 
ten Zweck  erfüllen  sollen,  vor  allem  noch 
auf  folgendes  Bedacht  genommen  werden 
muss:  Im  allgemeinen  dürfen  nur  Güter 
mit  leidlichen  Verkehrs-  bezw.  Absatz- 
verhältnissen, mit  besseren  aber  nicht  zu 
schweren  Böden  und  womöglich  mit  einem 
günstigen  Wiesen-  sowie  unter  umständen 
auch  einem  entsprechenden  Weideverhältnis 
zur  Verteilung  gelangen,  und  die  Kreise  der 
Stellen  müssen  deren  wahrem  Werte  für 
den  kleinen  Mann  angemessen,  d.  h.  auf 
Grund  eines  unter  subtiler  Berücksichtigung 
der  Qualität  und  des  Kulturzustandes  der 
Böden  sorgfältig  berechneten  Ertragsan- 
schlages festgesetzt  sein.  —  Endlich  wäre 
jeder  in  Anwendung  kommenden  erbpacht- 
ähnlichen Veräusserung  eine  Form  zu  geben, 
welche  von  vornherein  die  Vorstellung  über- 
haupt nicht  aufkommen  lässt,  dass  man  es 
mit  einer  Kückkehr  zu  veralteten  Feudal- 
institutionen, zu  dem  odiösen  geteilten  Ei- 
gentum zu  thun  habe  und  bei  der  gleich- 
zeitig die  Benachteiligung  des  Vererbpäch- 
tere,  hier  also  des  Domänenfiskus,  zu  Gun- 
sten des  Erbpächters  möglichst  vermieden 
würde. 

20.  Bentengnt.  Diesen  Anforderungen  an 
Inhalt  und  Form  dürfte,  wie  Verfasser,  im 
Gegensatz  allerdings  zu  Paasche  u.  a.,  zum  Teil 
auch  zu  Berghoff-Ising,  in  dem  dritten  und 
vierten  Teile  seiner  erwähnten  Schrift  zu  be- 
gründen versucht  hat,  am  besten  eine  reformierte 
Erbpachtsform  gerecht  werden,  wie  in  der  Haupt- 
sache die  in  der  vom  prenssischen  Landwirt- 
schaftsministerium  im  November  188Ö  heraus- 
gegebenen Denkschrift  entworfene  Rentenguts- 
mstitution.  Man  msLg  mit  Paasche  einverstanden 
sein,  dass  besser  die  unkündbare  Rentenver- 
schuldung durch  eine  dieselben  Vorteile  bietende 
Kapitalverschuldung  ersetzt  werde,  und  man 
wird  überhaupt  die  Mangelhaftigkeit  der  Erb- 
pacht in  vielen  Beziehungen  ohne  weiteres  zu- 
geben, gleichwohl  aber  behaupten  dürfen,  dass 
nur  schwer  eine  andere  Einrichtung  gefunden 
werden  kann,  welche,  ohne  die  so  viel  betonten 
Schattenseiten  (selbst)  der  (reformierten)  Erb- 
pacht zu  besitzen ,  in  gleicher  Weise  wie  diese 
allen  den  vorhergenannten  Anforderungen  ent- 
spricht, d.h.  in  gleicherweise  den  Parzellierungs- 
zwecken zu  dienen  vermöchte.  Üeberdies  fallen 
einzelne  Bedenken  gegen  dieselbe,  wie  Paasche 
zuffiebt,  in  den  Fällen  fort,  wo  der  Staat  par- 
zeUiert  etc.,  und  schliesslich  legt  auch  Verfasser 
keinen  Wert  auf  das  Fortbestehen  des  erbpacht- 
artigen Verhältnisses,  wenn  dasselbe  seinen  er- 
zieUichen  Zweck  erfüllt  hat.  Auf  die  Möglich- 
keit seiner  Beseitigung*  wird  also  bei  Begrün- 
dung desselben  Rücksicht  zu  nehmen  sein,  wie 
dies  ja  auch  in  der  oben  ausgesprochenen  For- 
derung, man  dürfe  die  Fesselung  der  neuen 
Grundbesitzungen  nicht  unlöslich  machen,  schon 
enthalten  ist ;  nur  muss  allerdings  betont  werden, 
dass  bei  der  im  grossen  und  ganzen  bestehenden 
Langlebigkeit  der  bäuerlichen  Generationen  im 
allgemeinen  keineswegs  schon  nach  30  Jahren 
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der  Zweck  erfüllt  sein  dürfte,  weil  wohl  erst 
dann  ungefähr  die  Gefahr,  welche  in  dem  £rh- 
gange  für  die  Erhaltung  des  Besitzstandes  liegt, 
eintreten  wird. 

21.  Teilbau,  regelmässige  Yeräusse- 
rangen.  Dass  endlich  der  zui*  Zeit  niu*  noch 
in  Italien  und  Südfranki'eich  verbreitete  Teil- 
bau oder  die  Teilpacht  (mezzeria,  metayage), 
bei  welches  zumeist  der  Pächter  niu-  Eigen- 
tümer der  Handgenite  ist  und  im  übngen 
lediglich  einer  Arbeitskraft  gegen  einen 
Anteil  an  dem  Rohertrage  verwertet,  füi* 
die  üomänenverwaltungen  aller  Kulturlän- 
der in  der  Gegenwart  am  allerwenigsten  in  Be- 
tracht kommen  kann,  geht  aus  allem  über  die 
für  die  Domänenbenutzung  massgebenden 
Gnuidsätze  Angefülirten  ohne  weitei  es  henor. 

Dass  fast  in  allen  Domänen  Verwaltungen 
die  Praxis  mehr  oder  minder  regelmässiger 
Domänenverkäufe  heiTScht,  welche  natür- 
lich je  nach  den  einschlägigen  Rechtsbe- 
stimmungen, Finauzgi-undsätzen  und  nach 
der  vei-schiedenen  Finanzlage  der  einzelnen 
Staaten  in  verechiedenem  Umfange  und  un- 
ter Beobachtung  verechiedener  Formen  er- 
folgen, ist  bereits  erwäluit. 

C.  Einrichtungen  der  Vem^altungs- 
behorden. 

22.  Oberste  Domänenbehorden.    Von 

nicht  zu  unterschätzender  Wichtigkeit  ist 
es  nach  alledem ,  welchen  Behörden  die 
Yel'^^'altung  der  Domänen  unterstellt  ist. 
In  Ocsterreich  und  Preussen  gehört  das 
Doniänenwesen  seit  den  Jahren  1872  und 
1878  zum  Ressort  des  Landwirtschaftsmi- 
nisteriums. In  den  meisten  anderen  euro- 
päischen und  speciell  den  deutschen  Staa- 
ten ist  dasselbe  dem  Finanzministerium  und 
zwar  zum  Teil  Abteilungen  desselben  unter- 
stellt, welchen  ausserdem  Aufgaben  zufallen, 
die  mit  denen  des  Domänenwesens  nicht 
einmal  verwandt  sind.  In  einzelnen  Fällen 
ist  dies  wolü  in  gewissem  Grade  mit  der 
nur  noch  geringen  Grösse  des  Doraänenbe- 
sitzes  zu  entschuldigen,  so  in  Frankreich, 
wo  die  zusammengeschmolzenen  Domänen 
imter  der  (xenei'aldii'^ktion  der  Einregistrie- 
rtuig  und  des  Stempels,  d.  h.  derjenigen 
der  sechs  Finanzi-egieen  stehen,  welcher  zu- 
gleich die  Verwaltung  des  gCvSamten  Staats- 
vermögens,  mit  Ausnalime  der  Forsten  und 
der  für  eine  Staatsbehörde  bestimmten 
Gnuidstücke,  die  Ueberwachung  des  Ein- 
gangs der  Einregisüienings-  und  Stempel- 
steuern, der  Gerichts-  und  Hypothekenge- 
bühren imd  der  direkten  Kapital  steuern  ob- 
liegt ;  gleichwohl  sind  auch  hier  die  Grtinde 
formeller  Verwaltungsz weckmässigkeit  zu 
tadeln,  Avelche  diese  Ai-t  der  Zusammen- 
legung veranlasst  haben. 

23.  Besonderheiten  der  Domanenver- 
waltungen    der    englischen    Kolonieen, 


Rnsslands,    der    Vereinigen    Staaten. 

Als  hen^orzuhebende  Besonderheit  des  eng- 
lischen Domänenwesens  ist,  wenn  man 
analog  der  nissischen  Temiinologie  die  Ko- 
lonialländereien  als  Domänenbesitz  l»ezeich- 
nen  will,  die  unter  dem  Ministerium  ci»T 
Kolonieen  stehende  Colonial-Land  and  Emi- 
gration -  Commission  zu  nennen,  welcher 
unter  anderen  Funktionen  auch  diejenige 
der  Verwaltung  und  des  Verkaufes  der  der 
Krone  gehörigen  Kolonialländei-eien  zuge- 
wiesen ist,  die,  wie  nur  in  Ktlrze  zu  i?r- 
wähnen,  von  Zeit  zu  Zeit  in  Lose  geleilt, 
zu  festen  Preisen  oder  auch  licitando  auf- 
geboten werden  imd  deren  Erlöse  zum  Teil 
zu  Gunsten  der  Auswandenmgen,  zum  Teil 
zum  Nutzen  der  Kolonieen  verwendet  Aver- 
den;  in  einigen  Kolonieen  werden  auch 
Offiziei-en  der  Armee  und  Marine  IMvile- 
gien  beim  Erwerbe  von  Domanialland,  d.  h. 
Kaufpreiserlässe  von  100  bis  300  £,  ge- 
-währt.  Im  übrigen  hat  England  ein  unter 
einer  der  (3)  Abteilungen  der  obersten  Fi- 
nanzvei'waltung  stehendes  eigenes  Amt  für 
»Foi-sten  und  Ländereien  der  Krone<^. 

Eine  völlig  exceptionelle  Stellimg  in  un- 
seren Domänenverwaltungen  nimmt  in  vie- 
ler Beziehung  diejenige  Russlands  ein.  wie 
denn  ja  die  Domänengeschichte  in  Russlan<l 
bei  dem  Fehlen  des  Lehnswesens  und  sei- 
nes Einflusses  auf  die  Domänenentwicke- 
lung  einen  wesentlich  anderen  Verlauf  als 
in  den  meisten  übrigen  euroi)äisclien  Staa- 
ten, namentlich  Deutschland,  Franki-eich 
mid  England,  genommen  hat.  Hier  stehen 
die  Domänen,  entsprechend  ihrem  Umfange, 
unter  einem  »Ministerium  der  Reichsdomä- 
nen«, Avelches  die  oberste  Behönle  füi*  die 
Verwaltimg  der  Domänen,  Forsten,  gewisser 
Bergwerke  und  Fabriken  sowie  für  die 
niederen,  mittleren  und  höheren  Garten-, 
Weinbau-,  Land-,  Foratwirtschafts-  imd  Bei-g- 
bauleliran stalten  ist  und  ausserdem  ganz 
allgemein  die  Förderung  von  Land-  und 
Forstwirtschaft,  Bergbau  zur  AufgaVie  — 
alles  in  allem  also  volksw^irtschaftliche  Ziele 
nebst  den  nächstvei-wandten  finanziellen  zu 
verfolgen  hat.  Als  Unterbehörden  sind  die 
Domänenhöfe  in  den  Gouvernements,  von 
denen  vielfach  (von  50  Gouvernement.s  3i)) 
zwei  eine  gemeinsame  Verwaltung  liaben, 
enichtet.  Wie  schon  oben  erwähnt,  findet 
die  Bezeichnung  Domänen  eine  sehr  ausge- 
delmte,  zum  Teil  in  der  geschichtlichen 
Entwickelung  nach  Analogie  der  anderen 
Länder  nicht  begründete  Anwendtmg,  denn 
man  belegt  mit  derselben,  abgesehen  von 
den  Forsten,  sowohl  Guter  in  den  westlichen 
und  Ostseeprovinzen  als  auch  Ländereien 
in  Grossrussland,  Kaukasien,  Sibirien,  Mittel- 
asien und  Turkestan,  von  denen  teilweise 
der  Umfang  noch  gar  nicht  festgestellt  ist, 
ferner  Mf'iliien,  Fischereien,  Kalköfen,  Ziege- 
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]f[Qü  u.  s.  w.  Die  Domänen  im  engeren 
Mnne  werden  dm*ch  Terpachtnng  genützt, 
und  zwar  werden  diejenigen  in  den  west- 
lichen, ehedem  polnischen  Provinzen,  Polen 
und  den  Ostseeprovinzen,  welche  sämtlich 
grTesere  oder  kleinere  einheitliche  Güter 
?ind,  als  solche  mit  allen  zugehörigen  Wirt- 
schaftsgebäuden etc.  unter  Vei-pflichtung 
des  Pächters  zu  einem  bestimmten  Wirt- 
<chaft8betriebe  verpachtet,  die  in  Polen  ge- 
legenen, zu  denen  noch  die  geistlichen  und 
konfiszierten  Güter  hinzutreten,  meist  an 
Stadt-  oder  Landgemeinden;  auch  werden 
sie  an  Personen  russischer  Abstammung 
verkauft  In  Grossinissland  dagegen,  wo 
jene  Güter  fehlen,  werden  nur  eme  Anzahl 
Desßätinen  Landes  imter  Ceberlassung  der 
Betriebsweise,  der  Gebäudeerrichtung  etc. 
verpachtet;  die  Pachtperioden  währen  in 
der  Regel  12  bis  höchstens  24  Jahre,  und 
Qor  ausnahmsweise  kommen  längere  Fristen 
bis  96  Jahre  oder  Vererbpachtungen  vor. 
Auch  sonst  noch  bietet  das  russische  Do- 
raanenwesen  mancherlei  Eigentümliches,  wie 
in  Turkestan  das  Recht  der  unbefristeten 
Nutzung,  welches  die  Nomaden  an  den 
Landereien,  auf  denen  sie  umherziehen, 
haben,  die  Unterscheidung  von  Winter-  und 
Sommerplätzen  auf  denselben  (Engelmann) 
und  vieles  andere  mehr,  was  hier  anzufüh- 
ren der  Raum  verbietet. 

Die  Sonderstellung  der  Vereinigten  Staa- 
ten iüt  bereits  hervorgehoben.  Hinzuzufügen 
ist  mit  Bezug  auf  die  Verwaltung  der 
•'ffentüchen  Ländereien,  dass  für  dieselbe 
dorth  G.  V.  25.  April  1812  das  General 
Land  Office  begrilndet  wui-de,  welches  nach 
V.  Holst  die  Centralstelle  für  etwa  100 
Landämter  ist,  und  an  dessen  Spitze  ein 
unter  Zustimmung  des  Senats  ernannter 
^'ommissioner  steht.  Erwähnt  sei  nocli 
kurz  das  allerdings  wohl  schon  ziemlich 
allgemein  bekannte  Verfahren  dieser  Be- 
hörde bei  der  Vennessung  und  Einteihmg 
'Vr  öffentlichen  Ländereien,  welches  daiin 
t^steht,  dass  von  Osten  nach  Westen  und 
von  Süden  nach  Norden  in  Abständen  von 
;e  sechs  Meilen  parallele  Linien  gezogen 
wenien,  welche  townships  genannte  Quad- 
rate bilden,  die  von  Norden  nach  Süden 
mit  arabischen,  von  Osten  nach  Westen  mit 
rtmischen  Ziffern  bezeichnet  und  wiedenim 
aiif  dieselbe  Weise  in  36  Sections  geteilt 
vf^nlen,  die  ihrerseits  in  je  16,  40  acres 
•imfassende,  Quadrate  zerfallen.  Gegen- 
wärtig ist  das  früher  zu  dem  Finanzdepar- 
tement  gehörige  General  Land  Office,  wie 
<>  auch  zweckentsprechender  ist,  dem  De- 
fiartetneut  des  Inneren  zugeteilt. 

24.  Ueberweisunic  des  Domänenwe- 
«en»  aji  andere  Ministerien  n.  s.  w.  Im 
Anschlnss  hieran  aber  möge  auf  die  neuer- 
'iings    mehrfach    sehr    mit    Recht    ausge- 


sprochene Fordening  hingewiesen  sein,  da 
Domänenwesen  den  Landwirtschaftsrainiste- 
rien,  w^o  solche  bestehen,  oder  doch  zum 
mindesten  Ministerien  mit  vorwiegend  volks- 
wirtschaftlichen Aufgaben  und  dem  entspre- 
chender Zusammensetzung  zu  imterstellen, 
wie  dies  z.  B.  in  Rumänien  stattgefunden 
hat,  wo  ein  Ministerium  für  Ackerbau, 
Handel,  Industrie  und  Domänen  besteht. 
Die  Notwendigkeit  solcher  Massnahme  er- 
giebt  sich  unabweisbar  aus  den,  wie  oben 
dargelegt,  die  zeitgemässe  Gestaltung  der 
Domänenpolitik  heutzutage  bestimmenden 
Grundsätzen.  Ob  der  Geschäftskreis  der 
obersten  Leitung  des  Domänenwesens  eine 
selbständige  Centralbehörde  oder  auch  eine 
besondere  Domänenabteilung  innerhalb  der 
beti-effenden  Ministerien  etc.  erforderlich 
bezw.  möglich  macht,  hängt  natürlich  von 
dem  Umfange  des  Domaniums,  dem  Systeme 
seiner  Benutzung,  der  sich  aus  demselben 
ergebenden  Geschäftslast,  der  Organisation 
der  gesamten  Verwaltung  und  anderen  be- 
züglichen Verhältnissen  der  einzelnen  Län- 
der ab.  Nochmals  zu  betonen  ist,  dass  bei 
I  der  Zusammensetzung  der  Ober-  wie  auch 
der  Mittel-Domänenbehörden  (Pinanzabteüun- 
gen  bezw.  -kammern  der  Bezirks-  bezw. 
Kreisregienuigen  in  Preussen  und  Bayern, 
Kamersdämter  Württemberg.  Domänendirek- 
tionen Baden  etc.)  auf  die  Heranziehung  von 
landwirtschaftlich  und  allgemein  volkswirt- 
schaftlich gebildeten  Beamten  in  ungleich 
höherem  Grade  Bedacht  zu  nehmen  sein 
wird,  als  es  bisher  im  grossen  und  ganzen 
geschehen  ist. 

Litteratnr:  Siehe  unten  S.  229  ff. 


Bimpler*. 


III.  Statistik. 


Die  statistischen  Angaben  über  den  Do- 
manialbesitz  und  seinen  Ertrag  in  den  ver- 
schiedenen Ländern  sind  leider  sehr  unzu- 
reichend und  namentlich  zur  Vergleichung 
[nicht  zu  gebrauchen.  Nur  selten  sind  die 
landmrtscliaftlichen  Güter  in  der  Landes- 
statistik von  den  Wäldern  und  sonstigem 
fiskalischen  Besitze  geschieden,  vielfach 
fehlt  es  sogar  noch  an  jeder  genauen  Ver- 
messung, so  dass  die  Ministerien  selbst  im 
Unklaren  über  die  Flächenverhältnisse  sind. 
Detailliertere  Angaben,  welche  eine  Klar- 
legung der  Reinerträge  der  ländlichen 
Grundstücke  gestatten,  liegen  uns  niu-  für 
deutsche  Länder  vor,  und  eine  weitere  Zu- 
rückverfolgung, um  die  Eitragssteigerung 
zu  verfolgen,  ist  uns  nur  für  Preussen 
möglich. 

Preussen.  Der  Staat  in  seiner  gegen- 
wärtigen Zusammenstellung  (1899)  besitzt 
1054  Domänenvorwerke  mit  3oGr)42  ha 
nutzbarer   Fläche,    welche     einen    Pachter- 


224 


Domänen  (Statistik) 


trag  von  13378484  M.  liefern,  das  sind 
39,75  M.  pro  ha.  Ausserdem  nimmt  der 
Domänenfiskus  noch  aus  Mühlen,  Fische- 
reien und  ähnlichen  mit  der  Landwirtschaft 
in  naher  Berührung  stehenden  Unterneh- 
mimgen  4471293  M.,  aus  Mineralbrunnen 
und  Badeanstalten  1775477  M.,  Domänen- 
amortisationsrenten 5415753  M.,  an  grund- 
herrlichen Hebungen  und  Hebungen  von 
veräusserten  Domänenobjekten  965976  M. 
ein.  Im  ganzen  sind  die  etatsmässigen  Eia- 
nahmen  bei  der  Domänenver^-altung  auf  26,4 
Millionen  M.  angesetzt.  Bei  den  persön- 
lichen Ausgaben  sind  die  für  die  Domäuen- 
grundstücke  nicht  genau  auszuscheiden,  sie 
belaufen  sich  auf  ca.  536494  M.  Die 
sachlichen  Ausgaben  betragen  im  ganzen 
5803506  M.,  danmter  fallen  den  Vor- 
werken hauptsächlich  3118S27  M.  zu, 
welche  von  der  Bruttoeinnahme  der  Güter 
in  Abzug  zu  bringen  siud.  Die  Gesamtaus- 
gaben der  Domänenverwaltung  stellen  sich 
auf  6340000  M.,  wonach  ein  üeberschuss 
von  20  Millionen  Mark  verbleibt.  Der  Reiner- 
trag der  Domänenvorwerke  dürfte  sich  auf 
nmd  10,1  Millionen  beziffern  lassen,  das  sind 
0,31  M.  pro  Kopf  der  Bevölkerung,  aus 
dem  ganzen  Domänenetat  0,62  M. 

Bei  weitem  der  bedeutendste  Domauial- 
besitz  befindet  sich  in  den  7  östlichen  Pro- 
vinzen des  Staates:  767  Vorwerke  mit 
287188  ha,  85,3  «/o,  mit  einem  Ertrage 
von  10475756  M.,  das  sind  78,3  <^/o  der 
bezw.  Einnahme  des  ganzen  Staates. 

Gar  keine  Domanialvon^-erke  haben  die 
RegienmgsbezLrke  Osnabrück,  Münster,  Arns- 
berg, Coblenz,  Düsseldorf,  Köln,  Trier  und 
Aachen ;  ganz  unbedeutend  ist  der  Domanial- 
besitz  in  Schleswig-Holstein  und  im  Regie- 
nmgsbezirk  Minden. 

Für  die  sieben  östlichen  Provinzen  führen 
wir  in  nebenstehender  Tabelle  die  Grössen- 
verhältnisse  luid  die  Entwickelung  der 
Pacht  übersichthch  seit  1849  auf;  während 
wir  die  neueren  und  westlichen  Provinzen 
nur  bis  1869  zurückverfolgen  können.  Es 
ergiebt  sich  daraus,  dass  in  den  letzten  40 
Jahren  fast  eine  Verdreifachung  des  Ertrages 
stattgefunden  hat.  Auch  noch  in  den  letzten 
10  Jahren  ist  eine  weitere  Zunahme  der 
Pacht  zu  registrieren,  jedoch  nur  im  grossen 
Durchsclmitte,  Avährend  in  mehreren  Pro- 
vinzen bereits  ein  erheblicher  Rückgang  zu 
beobachten  ist. 

Der  Domanialbesitz  Preussens  hat  sich  im 
Laufe  des  Jahi-hunderts  bedeutend  vermindert. 
Von  1820—1866  inkl.  sind  für  210987  312  M. 
Grundstücke  aller  Art  veräussert. 

Von  1867—1889/90  kamen  hinzu 
durch  Kauf  575,3  ha  für  1207  279  M.  Kaufgeld. 
„  Tausch  857,9  „ 

(mit  Priv.) 

1433,2  ha, 


wovon  dem  Domänenvorwerksareal  1251,2  ha 
hinzugefügt  wurden. 

DerFlächenabgang  war  hiervon  11 270,8  lia, 
so  dass  das  Domänenvorwerksareal  sich 
von  1867—1889/90  um  10019,6  ha  ver- 
mindert hat.  Durch  Verkauf  überhaupt 
wurden  abgetreten  41 454,6  ha  für 
53342757  M.  Durch  Tausch  1223,3  lia, 
infolge  Ablösungen  43738  ha.  Der 
Verlust  betraf  hauptsächlich  anderes 
Areal  als  das  der  Vorwerke.  (Nr.  39  der 
Vorlagen  an  das  Haus  der  Abgeordneten. 
Session  1H90/91.)  Bei  weitem  der  grösste 
Teil  des  veräusserten  Landes  fällt  auf  die 
neuen  Provinzen,  wo  besonders  kleinere. 
isoUert  liegende  Stücke  verkauft  wurden. 
Von  1878,79—1889/90  sind  von  dem  Vor- 
werksareal an  den  Forstfiskus  12999  ha 
zur  An  forstung  abgetreten,  dagegen 
6723  ha  umgekehrt  von  diesem  jenem 
zugeteilt,  so  dass  hierdiux)h  das  erstere  um 
6,276  lia  i*eduziert  wurde. 

In  dem  zweitgrössten  Lande  Deutsch- 
lands, im  Königreich  Bayern,  ist  der 
Domanialbesitz  ohne  finanzielle  Bedeutung. 
Die  im  fiskalischen  Besitz  befindhchen  Lie- 
genschaften mit  landwirtschaftlichen  Lehi-- 
zwecken  (z.  B.  Weihenstephan,  Triesdorf). 
teils  zu  Zwecken  der  Gestüts  Verwaltung 
verwendet.  Die  Gesamtfläche  dieses  fiska- 
lischen Besitzes  beträgt  nur  1179,9  ha. 
(Priv.  Mitteü.) 

Im  Königi-eich  Württemberg  um- 
fassen die  Staatsgüter  10264  ha,  wovon 
208  ha  Wege  und  Hofräume,  9324  ha 
gebaute  Fläche  sind  Von  den  10056  ha. 
welche  nach  Abzug  der  Wege  und  Hofi-äume 
verbleiben,  entfallen  4483  ha  auf  geschlos- 
sene Domänengüter  (Meiereien)  xmd  5573  ha 
auf  kleinere  Grundstücke.  In  dem  Etals- 
jahre  1889  90  wurde  von  der  ersteren 
175786  M.  Ertrag  gewonnen,  von  den 
übrigen  Grundstücken  496  707  M.,  in  Summa 
also  aus  dem  landwirtschaftlichen  Domanial- 
besitz 672493  M.,  das  sind  1,27  »/o  der  ge- 
samten Einnahmen.    (Priv.  Mitteil.) 

In  dem  Königreich  Sachsen  umfassen 
die  sogenannten  Kammergüter  ein  Areal 
von  3035  ha,  welche  im  Jahi^  1896 
nach  Abzug  sämthcher  Baukosten,  Abgaben 
und  des  sonstigen  Aufwandes  einen  Rein- 
ertrag von  172622  M.,  das  sind  56,S7  M. 
gegen  63,81  M.  im  Jahre  1888  pro  Hektar 
lieferten;  dazu  kommen  Landesschulgüter 
mit  625  ha,  eine  Teichwirtschaft  von  195  ha 
Umfang  und  51  ha  Weinberge,  deren  Ertrag 
ausserordenthch  schwankt  und  im  Jahre  1SN6 
noch  eher  Zuschuss  beanspruchten.  (Kalen- 
der u.  stat.  Jahrb.  f.  d.  Königr.  Sachsen, 
Dresden  1899,  S.  68.) 

Das  Grossherzogtum  Baden  besitzt 
111807  ha  in  Grundstücken  aller  Art,  wo- 
von  92661  ha   Wald,   1725  ha  Gedungen, 
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AVasser.  Wege  etc.,  81  ha  Reben,  so  class  als  pro  Hektar  von  83  M.  erzielt  wurde,  5708  ha 
landwirtschaftlich  benutzte  Fläche  17  338  ha  Wiesen  wurden  selbst  bewirtschaftet.  Der 
verbleiben-  Hiervon  sind  im  Jahre  1896  Ertrag  aus  landwirtschaftlichen  Grundstücken 
neu  verpachtet    1637  ha,  wofür  eine  Pacht  war   m   den  Jahren  1887/96    1715426  M., 


Tebersicht  der  Domänenvorwerke  und  der  erzielten  Pachterträge 

in  Preussen. 

1849 

1869 

1879 

1890/1  1  1899 

1849 

Begierungsbezirk 

Zahl  der  Domänenvorwerke 

Nutzbare 
Fläche 

Pacht 

Pacht 
pro 

ha 

Mark 

ha 

L  Köni^berg  L  Pr.  .    . 

50 

42 

42 

42 

49 

18  736,98 

160641 

8,57 

2.  Gnmbinnen  .     . 

62 

70 

70 

69 

69 

30  141,99 

207  282 

6,88 

3.  Danzig     .    .     . 

13 

12 

12 

12 

12 

3  886,18 

46479 

11,96 

4.  Marienwerder    . 

45 

^t 

33 

32 

32 

19561,34 

144366 

7,38 

5.  Posen  .... 

66 

58 

52 

55 

53 

22  757,95 

180534 

7,93 

6.  Bromberg     .     . 

28 

26 

26 

29 

29 

9  222,46 

74250 

8,05 

7.  Stettin     .    .    . 

70 

64 

60 

60 

60 

30710,55 

385  965 

12,57 

8.  Coslin  .... 

19 

16 

16 

19 

19 

7686,32 

75381 

9,81 

9.  Stralsund      .     . 

82 

79 

74 

74 

73 

35  933,22 

401  571 

11,18 

10.  Breslau     .    . 

71 

59 

57 

57 

5^ 

19898,85 

277  725 

13,96 

11.  Liegnitz  .    . 

15 

10 

9 

9 

8 

2494,54 

34155 

13,69 

12.  Oppehi     .    . 

38 

33 

33 

33 

31 

8  542,85 

85956 

10,06 

13.  Pot«dam  .    . 

60 

60 

59 

56 

52 

25  743,94 

325  368 

10,26 

U.  Frankfurt  a.  0 

85 

»3 

81 

80 

79 

33  773,89 

501  357 

14,84 

15.  Magdeburg  . 

88 

79 

77 

77 

77 

35  596,73 

965271 

27,12 

16.  Merseburg    . 

66 

62 

60 

57 

57 

18551,12 

589  227 

31,76 

17.  Erfurt      .     . 

16 

17 

15 

15 

15 

3515,48 

85890 

24,43 

Ueberhaupl 

t      874 

806 

776 

786 

767 

426  754,39 

4541418 

13,90 

18.  Pr.  Schleswig-Holsteii 

i 

3 

5 

3 

4 

19.  ,   Hannover     .    . 

198 

196 

189 

180 

20.  „   Westfalen     .    . 

5 

2 

2 

3 

21.  „   Cased-Wiesbaden 

136 

118 

100 

100 

Uebei 

'ha 

ap1 

b 

1148 

1092 

1080 

1054 

(Fortsetzung.) 


1869                          1 

1879 

Begiemngsbezirk 

Nutzbare 
Fläche 

Pacht 

Pacht 
pro 

Nutzbare 
Fläche 

Pacht         ^f^* 
pro 

Mark              ha 

ha 

Mark 

ha 

ha 

1.  Königsberg  i.  Pr.      . 

15863,68 

283  842,73 

17,89 

15762,56 

370034,23 

23,48 

2.  Gnmbinnen  .    .    .    . 

29  067,72 

371  000,68 

14,14 

29  139,42 

463  734,84 

15,92 

3.  Danzig     .    .     , 

3655,37 

102  824,53 

28,13 

3  680,43 

122  246,35 

33,22 

4.  Mahenwerder 

15  743,01 

278  392,79 

17,68 

15249,31 

387  695,24 

25,42 

0.  Poeen  .    .    . 

18619,66 

318831,27 

17,12 

17422,82 

353  181,29 

20,27 

6.  Bromberg 

9  782,95 

186  275,03 

19,04 

9863,77 

208551,95 

21,14 

7.  Stettin     .    . 

28  183,40 

680  602,30 

24,15 

26687,19 

725  656,22 

27,19 

8.  Coslin  .    .     . 

6  245,88 

125  266,32 

20,06 

6  003,83 

165  672,37 

27,59 

9.  Stralsund      . 

30  237,00 

905  384,67 

29,94 

28695,53 

903721,69 

31,49 

10.  Breslau    .     . 

19  134,54 

400  763,33 

24,84 

15798,74 

547  834,50 

34,68 

11.  Liegnitz  .    . 

2  080,37 

49565,16 

23,83 

1  899,24 

79  222,92 

41,71 

12.0ppeln     .     . 

8  030,02 

140  358,69 

17,48 

7  529,39 

205671,12 

27,32 

13,  Potsdam  .    . 

24  492,62 

589411,43 

24,06 

24  287,28 

739  132,76 

30,43 

U.  Frankfurt  a.  0 

30413,16 

868894,77 

28,57 

30322,40 

I  125  207,75 

37,11 

lo.  Magdeburg   . 

33  340,64 

1588947,90 

47,66 

32  873,42 

2  576  449,00 

78,37 

16.  Merseburg    . 

18642,98 

757  795,57 

40,65 

18346,01 

I  103  749,05 

60,16 

1<.  Erfurt      .    . 

3719,38 

123  110,98 

33,10 

3  299,09 

144426,66 

43,78 

Ueberhaupl 

t     249  252,37 

7771268,14 

31,18 

286  860,43 

10222  187,94 

35,63 

18.Pr.Scble8wig.Hol8teii 

1            302,68 

6  540,00 

21,65 

718,23 

45  803,44 

63,79 

19  „  Hannover     .    . 

.       35  547,07 

1299661,92 

36,56 

37  167,40 

1  938  129,27 

52,15 

20.  „  Westfalen     .    . 

I  958,44 

57  677,58 

29,45 

I  040,21 

23  784,65 

22,87 

21.  ,  Cassel-Wiesbaden 

16039,00 

675  966,34 

42,15 

15114,49 

690089,21 

45,66 

üebe 

Fhl 

up 

t     303099,16 

8033048,98 

26,51 

1  340900,86 

12919994,51 

37,87 

15 
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(Schlnss.) 


Regierungsbezirk 


1890—91 


Nutzb. 

Fläche 

ha 


Pacht 


I Pacht 
pro 

Mark  ha 


1899 


Nutzb.  I     p    , . 

Fläche!    ^^^^ 

ha         Mark 


Pacht 
pro 

ha 


Steigerung  der  Pacht 
1849  =  100 


1849  1869  1879 


1890 
—91 


1899 


1.  Königsberg  iPr. 

2.  Gumbinnen  .    . 

3.  Danzig     .    .    . 

4.  Marienwerder    . 
ö.  Posen  .... 

6.  Bromberg     .    . 

7.  Stettin      .    .    . 

8.  Cöslin  .... 

9.  Stralsund      .    . 

10.  Breslau    .    .    . 

11.  Liegnitz  .    .    . 

12.  Oppeln     .    .    . 

13.  Potsdam  .    .    . 

14.  Frankfurt  a.  0. 

15.  Magdeburg  . 

16.  Merseburg    . 

17.  Erfurt      .    . 


16086 
28874 

3787 
14982 
18776 
II  102 
26736 

7  191 
28662 

15792 
I  912 

7540 
23657 
2990S 
33  122 
18078 

3239 


393  768,57 
511028,47 
114  178,22 
413520,12 
387  142,97 
224989,36 
756  799,70 
165890,92 
853481,86 
713758,56 
81  393,64 
268773,58 


24,48 
17,70 

30,15 
27,60 
20,62 
20,26 
28,31 
23,07 
29,78 
45,19 
42,50 
35,65 


723774,7430,59 


I  127  108,69 
3040419,73 
1367214,05 


37,69 
91,80 

75,63" 


129332,5739,821 


17403 
28889 

3  775 
15080 

17434 

II  000 

26567 

7028 

28395 

15  182 

1776 

7369 

23285 

29663 

32963 
18  164 

3215 


I 
39233822,54 
494  459  17,12 
105  976,28,07 
348760123,13 
346  728  19,89 
236011  21,46 
66963025,21 
160335  22,81 
789452127,80 
634354141,78 

5603831,55 

24629133,42 

592  147  25,43 

967  787  32,63 

2987391190,63 

1333718173,43 
11434135,56 


100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 


208,8 

205,5 
235,2 
240,0 
215,9 


274,0285,6263.0 
231,4  257.  r  248,8 
277,8252,1-235,5 

344,4374,01313.4 
255,61260,0.250.6 


236,51262,6  251,7  266,6 


192,2 

204,5 
267,8 

177,9 
174,1 
173,8 
234,5 


200,6 


232.  > 

248,6 


216,3.225,2 
28i,2;235,2 
281,7  266,4 

248,4;323i7  299^3 
304,71310,5  230,5 

271,6354,43330 
296,6298,1  247.S 


192,5  250,1  260,7  219,8 


175,7 
128.0 

135.4 


289,0338,5334,2 
189,4238,11231.4 
179,2  163,0145.5 


Ueberhaupt 
Provinzen 
18.Schlesw.-Hol8tein 

19.  Hannover      .    , 

20.  Westfalen     .    . 

21.  Cassel -Wiesbad, 


289444 

571 

35221 

1  006 

14314 


Ueberhaupt 


340556 


11272575,7538,95 


41  500,00 

1993438,15 

19  165,36 

695061,19 


72,68 
56,59 
19,05 
48,56 


287  188,10475  75636,48 


800 

33207 

I  072 

14275 


14021  740,4541,141336542 


68549 

2  124286 

21378 

688  m5 


100,0 


224,3,256,3280,2,262,5 


85,69 
63,97 
19,94 
48,23 


13378484,39,75 


das  sind  5®/o  der  gesamten  ordentlichen 
Staatseinnahnaen.  (Statist.  Jahrbuch  für  das 
Grossherz.  Baden,  Karlsruhe  1S98,   S.  480.) 

Die  Domanialgüter  des  Grossherzogtums 
Hessen  umfassen  17  800  ha,  deren  Ertrag 
1475500  M.  für  die  Jahre  1891—94  im 
Staatsbudget  angesetzt  sind.  Die  Verwal- 
tungskosten betragen  213  215  M.,  es  kommen 
hinzu  Baukosten  122580  M.,  Steuern  und 
Lasten  273665  M.,  in  Sumnia  609460  M.,  so 
dass  der  Reinertrs^  866040  M.  beträgt.  Das 
ergiebt  einen  Reinertrag  pro  Hektar  von 
49,21  M.    (Priv.  ffitt.) 

In  Mecklenburg-Schwerin  versteht 
man  staatsrechtlich  unter  Domänen  den  gan- 
zen nicht  städtischen  und  nicht  ritterschaft- 
lichen Besitz,  und  diese  betragen  559261  ha 
von  1316162  ha  Gesamtfläche  des  Gross- 
herzogtums, mithin  42,50  ®/o.  Die  Domänen 
zerfgülen  in  eigentliche  Domänen  und  Do- 
mänen des  grossherzoglichen  Haushaltes,  je- 
doch seit  Aufhebung  des  Staatsgrundgesetzes 
V.  10.  Oktober  1848  nicht  mehr  staatsrecht- 
lich, sondern  nur  noch  administrativ  ge- 
schieden. 

Von  der  Gesamtfläche  der  Domänen  ent- 
fedlen  im  eigentlichen  Domanium  106  095  ha, 
im  Haushalt  8031  ha  auf  Forstfläche.  An 
Pachthöfen  weist  das  eigentliche  Domanium 
135  Güter  mit  55747  ha  Fläche,  der  Haus- 
halt 94  mit  42842  ha  Fläche  auf. 

Ausser  den  Pachthöfen,  Forstflächen  etc. 
umfasst  das  Domanium  noch  grössere  Seeen- 


j  flächen  und  Erbpaehthöfe  etc.,  in  denen  dem 
I  Landesherm  das  Obereigentum  an  Grund 
und  Boden  zusteht.  Die  Erträge  des  Do- 
maniums  unterliegen  nicht  der  Kontix)lle  des 
Ijandtages  und  sind  nicht  öffenthch  bekannt. 
(Priv.  Mitt.) 

Das  Herzogtum  Anhalt   verfügt    über 
verhältnismässig  grossen  Domanialbesitz,  wel- 
cher in  landeshskalischen  Besitz,   mit  dem 
wir  es  hier  zu  thun  haben,  und  in  den  Be- 
sitz des  herzoglichen  Hauses  zerfällt.  Zu  den 
I  ersteren  gehören  42  Güter  mit   17  799    ha 
und   876163  M.  Katastralertrag   und   einer 
,  faktischen  Einnahme  im  Jahre  1888. 89  von 
1 1 861 512    M. ,    wovon     an     Abgaben     und 
'Lasten     60360  M.    in  Abzug    zu    bringen 
sind,  es  bleiben  Reinertrag  1 801 152  M.  und 
ipro  Hektar  101,19  M.,   gleich  10,29  «/o  der 
I  Staatseinnahmen.     Es   treten  hinzu  einzeln 
verpachtete  Grundstücke,  sowie  die  Landes- 
'  baumschule  mit  3760  ha   und  einem  Kata- 
I  stralertrag  von   511 139  M.     Die  Pachtein- 
nahme belief  sich  1888/89  auf  325463  M., 
das  ist  pro  Hektar  86,56  M.    Aus  der  Baum- 
i  schule,  Fischereien,  Steinbrüchen,  Gebäuden. 
Mühlen  und  Jagd  treten  noch  hinzu  Ein- 
!  nahmen   von    88 130  M.,   hiervon    kommen 
lin  Abzug  Ausgaben  18200  M.     Der  Rein- 
ertrag aus   den    erwähnten  Liegenschaften 
I  beträgt  mithin  69939  Mark.    (Stat.  Jahrb.  f. 
d.  Herzogtum  Anhalt  H.  2,  S.  117.) 
!       In  Oldenburg  ist  der  gesamte  Besitz 
I  des  Staates  auf  606  Besitzungen  und  48  723  ha 
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mit  einem  katasti'ierten  Reinertrag  von 
i;s3 114  M.  angegeben.  (P.  Kollmann,  Statist. 
(iemeindel>eschreibimg  des  Hzgt.  Olcl. 
S.  142.)  Im  Herzogtimi  allein  exkl.  Lübeck 
tmd  Birkenfeld,  für  welche  uns  Angaben 
nicht  vorliegen,  betragen  die  ländlichen 
Grandstücke  nach  besonderer  Ermittelung 
im  Jahre  1896  (Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  3,  F. 
Bd.  13  S.  aS)  Staatsgut:  6997  ha  mit 
riuem  Werte  von  13227  637  M.  imd  72649  M. 
Pachtertrag.  Krongut  3541  ha  (unter- 
<taatl.  Verwaltimg)  mit  einem  Werte  von 
S999162  Mark  und  (1898)  40387  Mark 
Paehtertrag  (Priv.  Mitt.) 

Oesterreich.  Der  Domänenbesitz  in 
der  westlichen  Reichshälfte  wird  offiziell  ge- 
r^^hieden  in  »eigentlichen  Staatsbesitz«,  wel- 
cher 1021311  ha  in  der  westlichen  Reichs- 
tialfte  umfasst,  und  den  »Religionsfonds«  mit 
:^25299ha,  24,1  ^'o  des  Gesamtbesitzes,  wel- 
«.her  in  Yerwaltimg  des  Staates  ist.  62,02  ^/o 
flesselben  bestehen  aus  Forsten,  30,09  %  sind 
iiDprodiiktiver  Boden,  2,66  %  sind  Gewässer, 
^)  dass  nur  5,23  *^/o  für  landw.  nutzbares  Land 
verbleiben.  7788  ha  Aecker,  Wiesen,  Gärten 
und  45572  ha  Alpen  und  Weiden  bilden  die 
für  uns  in  Betracht  kommende  Fläche  des 
oigentüchen  fiskalischen  Besitzes  an  land- 
wirtschaftlich nutzbarer  Fläche,  er  ist  mit- 
hin verschwindend.  Von  dem  »Religions- 
fondsbesitz« können  aber  noch  hinzugefügt 
weiden  29  084  ha  Aecker,  Wiesen  und  Gärten 
und  24729  ha  Alpen  und  Weiden. 

In  den  Jahren  von  1800  bis  1870  wurden 
in  Oesterreich  833472  ha  Staatsgüter  für 
'4796911  fl.  verkauft;  ebenso  von  den  »Re- 
feionsfondsgüteiTi«  von  1800—1877  300371 
hä.  für  28244504  fl.  Seit  1872,  wo  die 
Domänen  aus  dem  Ressort  des  Finanzminis- 
teriums in  jenes  des  Ackerbauministeriums 
Til^ergegangen  sind,  nahmen  die  Staatsdo- 
mänen um  23689  ha,  die  Religionsfondsbe- 
^itzungen  um  63792  ha  ab.  Von  1860—70 
wurden  bedeutende  Flächen  dieses  Besitzes 
ziu-  Ablösimg  und  Regulienmg  von  Forst- 
^rvituten  verwendet.  Nach  dem  Staats- 
cnmdgesetze  vom  26.  Dezember  1867  ist 
'lie  Veräussenmg,  Umwandelung  und  Be- 
lastung des  unbeweglichen  Staatsvermögens 
nur  mit  Zustimmung  des  Reichsrates  mög- 
lich imd  finden  eigentliche  Verkäufe  so  gut 
wie  nicht  statt,  vielmehr  treten  nur  Grund- 
tausche ein.    (Priv.  Mitt.) 

Die  Staatsdomänen  umfassen  in  U  n  gar  n 
auch  gegenwärtig  noch  ein  grosses  Gebiet, 
obwohl  der  Bestand  derselben  seit  einigen 
Jahrzehnten  infolge  permanenter  Veräusse- 
nmgen  von  Jahr  zu  Jahr  abnimmt,  welche 
nicht  auf  Grund  eines  Gesetzes,  sondern  in 
ier  Weise  erfolgen,  dass  die  zum  Verkauf 
iii  Vorschlag  gebrachten  Grundstücke  jälu-- 
lich  mit  dem  erreichbaren  Verkautspreis  in 
^s  Staatsbudget  eingestellt  werden.    Von 


1867  wurden  bis  1896  zusammengenommen 
234753  ha  Staatsdomänen  veräussert,  für 
dieselben  sind  an  Kapital  66416796  Gulden, 
an  Zinsen  3720926  Gulden,  zusammenge- 
nonunen  daher  70 137  722  Gulden  eingenom- 
men. Die  Gesamtausdehnung  der  Staats- 
domänen betrug  im  Jahre  1896  (neuere  An- 
gaben stehen  nicht  zur  Verfügimg)  1558962 
ha,  das  heisst  5,52%  der  I^andesfläche. 
Dieses  Gebiet  kann  hinsichtlich  der  Ver- 
waltung und  der  Bestimmung  in  6  Gruppen 
geteilt  werden:  1.  die  zum  Verkauf  be- 
stimmten Staatsdomänen  imter  Verwaltung 
des  Finanzministeriums,  welche,  insofern  die- 
selben nicht  mit  einem  staatlichen  Gebäude 
in  Verbindung  stehen,  in  Pacht  gegeben  sind: 
Ein  Teü  derselben  dient  zu  Ansiedelungen ; 
2.  die  mit  Staatsforsten  in  Verbindimg 
stehenden  und  mit  denselben  gemeinsam  ver- 
walteten landwirtscliaftlichen  Domänen  mit 
einer  Fläche  von  70307  ha;  3.  die  vder  Ge- 
stütslandwirtschaften und  das  ärarische  Gut 
in  Toi-da  in  der  Ausdehnung  von  33041  ha. 
Die  Bestimmung  dieser  Güter  ist  in  erster 
Reihe  die  Förderung  der  Pferdezucht,  die- 
selben sind  aber  auch  berufen,  hinsichtiich 
der  intensiven  Bewirtscliaftung  als  Muster- 
wirtschaften zu  dienen ;  4.  die  Anlagen  von 
4426  ha,  zu  Zwecken  des  wirtschStlichen 
Fachunterrichtes  reserviert;  5.  die  6104  ha 
betragende  Krondomäne  in  GödöUö,  welche 
in  Anbetracht  dessen,  dass  dieselbe  mit  der 
königlichen  Hofhaltung  im  Zusammenhange 
ist,  in  der  eigenen  Verwaltimg  des  Staates 
steht ;  6.  die  übrigen  Staatsdomänen,  welche 
auf  eine  kurze  Zeit  (3  bis  5  Jahre)  in  Pacht 
gegeben  werden. 

Nach  Kulturarten  verteilt  sich  dieses  Ge- 
biet f  olgendermassen : 

Ackerland  122038,  Gärten  2147,  Wiesen 
54326,  Weingärten  329,  Hut^^-eiden  175541, 
Waldungen  1143771,  Rohrgebiet  3328  und 
die  einer  Grundsteuer  nicht  unterworfene 
unfruchtbare  Fläche  von  57  482  ha. 

Der  Wert  der  ärarischen  Güter  beträgt 
nach  dem  Inventar  der  Staatsschlussrechnung 
vom  Jahre  1897:  Staatsdomänen  9485576 
Gulden,  Staatsforsten  103562474  Gulden, 
Kronendomäne  in  GödöUö  und  die  staat- 
lichen Gestütslandwirtschaften  15  865  296 
Gulden,  ärarische  Güter  7  897  910  Gidden, 
das  heisst  zusammengenommen  136811256 
Gulden. 

Die  Einnahmen,  die  Ausgaben  und  das 
Verwaltungsergebnis  der  Staatsdomänen  in 
den  3  letzten  Jahren  sind  in  Gulden  im 
nachstehenden  Ausweise  mitgeteilt. 

Ausser  den  Staatsdomänen  ist  noch  zu 
erwähnen  der  unter  Venvaltung  des  Kultus- 
ministeriums stehende  Religiös-  und  Studien- 
fond, das  Vermögen  dieses  Fonds  entstand 
aus  den  Giltern  der  durch  Kaiser  Josef  IT. 
aufgelösten  Mönchsorden.    Der  Stand  dieser 
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Staatsdomänen 

Staatsforsten                      Gestütswimchafteii  mi.l 
Kronendomäne  m  Gödüho 

Jahr 

Ein- 
nahmen 

Aus- 
gaben 

Ueber- 
schuss 

Ein- 
nahmen 

Aus- 
gaben 

Ueber- 
schuss 

Ein- 
nahmen 

Ueber- 
AUS-         sohns'i 
gaben         ^ezu. 

1897 

435916 

263  582 

172334 

9404523 

6  045  394 

3359129 

3  64a  892 

3  07s;  661    567231 

Aerarische  Güter 

Zusammen 

Jahr 

Einnahmen      Ausgaben 

Ueberschuss 

bezw. 

Abgang 

Einnahmen     ■   Ausgaben 

Ueber8chus> 

1897 

323954    i     191559    1 

132395 

13  807  285     1    9  576  196 

4231089 

Güter  betrug  1895  127  570  ha  oder  0,45  «/o 
der  Landesfläche,  hierzu  kommt  noch  der 
Besitz  der  krjniglicli  ungarischen  Universität 
in  Budapest  und  des  Theresianums  in  Wien 
von  24833  ha.    (Priv.  Mitteil.) 

Russland.  Da  der  selir  ausgedehnte 
Donaanialbesitz  noch  nicht  vollständig  ver- 
messen ist,  so  schwanken  noch  die  Ziffeni: 
sowohl  über  die  allgemeine  Ausdehnung,  ob 
und  wieviel  von  Unland  in  Berechnung  ge- 
zogen ist,  als  auch  in  betreff  der  Kartierung 
des  Landes  (Wald,  Unland  etc.). 

Die  Gesamtausdehnung  der  Domänen 
wird  für  das  Jalir  1877/78  fiir  das  euro- 
päische Russland  (ohne  Finnland  und  Po- 
len) offiziell  auf  150,4  Millionen  Dessätinen 
angegeben,  im  Jahre  1881  auf  152,2  Jltlillionen 
Dessätinen.  (In  diesen  wie  auch  in  den 
naclifolgenden  Ziffern  ist  das  damals  in 
Nutzung,  jetzt  im  Eigentume  derDoniänen- 
bauem  befindliche  Land  nicht  eingeschlos- 
sen; siehe  Art.  Bauernbefreiung  in 
Russland,  oben  Bd.  11.) 

Die  letzte  Zusammenstellung  stammt  aus 
dem  Jahre  1886  87 :  sie  umfasst  das  in  irgend 
einer  Weise  genutzte  resp.  nutzbare  Land 
mit  Einschluss  der  anliegenden  oder  von  ihm 
umgebenen  Unlande  und  ergiebt  folgende 
Ziffern : 

1)  Das  landwirtschaftlich  ge- 
nutzte resp.  nutzbare  Land  (mit  Ein- 
sclüuss  von  Waldparzellen  und  Uniand- 
stücken) : 

a)  in  13  »landreichen»  (dünn- 
bevölkerten) Gouverne- 
ments     3686599Dess. 

b)  in  22  »landarmen«  (dicht- 
bevölkerten innei-en)  Gou- 
vernements           75380     „     I 

c)  in  den  baltischen  und  sog.  I 
westl.  Gouvernements     .     165156     ,,     1 

zusammen :  3  927  085  Dess^ 

Nicht   zu   den   Domänen   gehören   die  | 
Apanagegüter   (Schatullegüter)    des    kaiser- 
lichen Hauses;  sie  stehen  unter  gesonderter 
Verwaltung  (Ministerium    des    kaiserlichen  | 
Hofes,  Departement  der  Apanagen),  die  Ein-  . 


I  nahmen  fliessen  direkt  diesem  Ministerium 
I  zu  und  werden  nicht  ven3ffentlicht. 

Nach  Ausscheidimg  des  zu  den  Apanagen 
gehörenden  Bauernlandes  durch  Ablösunj? 
(s.  Art.  B  a  u  e  r  n  b  e  f  r  e  i  u  n  g)  beträgt  dasAreal 
der  Apanagengüter  im  europäischen  Russ- 
land 7  528300  Dessätinen,  wovon  als  Wald 
5589311  Dessätinen  angegeben  sind.  Dieser 
Grundbesitz  verteilt  sich  auf  30  Gouverne- 
ments. Das  Königreich  Polen,  die  bal- 
tischenimd  die  sogenannten  westlichen 
Gouvernements  besitzen  keine  Apanagegütei-. 

Sehr  ausgedehnt  ist  das  Areal  dieser 
Güter  (auch  Bergwerke)  in  Sibirien  (nicht 
vermessen),  neuerdings  auch  inTurkestan 
ein  Gebiet  (Oase).    (Priv.  Mitt.) 

Schweden.  In  Schweden  kommen 
zwei  Arten  der  Besitzungen  in  Frage.  Kix)no, 
das  sind  die  Landgüter,  welche  dem  Staate  ge- 
hören, also  der  eigentliche  landw' irtschaftliclie 
Domanialbesitz,  dieser  zerfällt  in  die  beiden 
Abteilungen : 

a)  vKi-ono  nnder  allman  dispositione , 
das  sind  die  Domänen,  über  welche  die 
Regierung  frei  verfügen  kann  und  welche 
verpachtet  sind: 

b)  »Krono  under  enskild  disposition«,  das 
sind  fiskalische  Güter, welche  für  unbestimmte 
Zeit,  z.  B.  für  Wohlthätigkeitszwecke  be- 
sonderer Nutzung  überwiesen  sind  oder 
welche  privaten  Personen  in  Erbpacht  über- 
lassen wurden. 

Statistische  Angaben  über  das  Areal  der 
Güter  existieren  überhaupt  nicht.  Den  ein- 
zigen Anhalt  gewährt  die  Grundsteuerver- 
anlagung,  bei  welcher  Taxen  über  den  Wert 
des  Grund  und  Bodens  in  sogenannten 
>^Iantal«  vorliegen,  welche  die  festgesteÜle 
Steuereinheit  repräsentiert ,  in  älmhcher 
Weise,  wie  es  bei  der  Mecklenbui^scheii 
Tonne  der  Fall.  Nm*  die  grösseren  Güter 
sind  aber  in  dieser  Weise  taxiert,  so 
dass  man  keine  Vollständigkeit  der  An- 
gaben zu  erzielen  vermag.  Da  ausserdem 
die  Durchschnittsgrösse  eines  »Mantal^ 
aussei-oi-dentlich  vei-schieden  ist  so  kann  die 
Fläche  nicht  mit  ausreichender  Sicherheit 
berechnet  werden.    InUpsala  umfasst  ein 
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Mantal*  290  »Tunnlancl«  (1  Tunnland  = 
".39365  ha);  in  Westernnorrlandslaü 
2710,  in  Westmanlandslaft  452  »Tunn- 
land«. "Wir  verziehten  hiernach  darauf,  eine 
Eächenberechnung  vorzxuiehnien,  und  be- 
iOiügen  uns  mit  der  Angabe,  dass  die  ver- 
I^hteten  Domänen  5149  »Mantal«  re- 
]»räsentieren.  Die  zweite  Kategorie  des 
Domänenlandes  beträgt 371  »Mantal«, während 
'las  Privatland  61331  »Mantal«  umfasst 
In  Summa  also  66851  »Mantal«,  mithin 
7.73 "^0  verpachtete  Domänen,  0,55 ®/o  der 
zweiten  Kategorie   und  91,74  ®/o  Privatland. 

Dem  Taxwerte  nach  ist  die  erste  Kategorie 
auf  142  Millionen  Kronen  (1  Krone  = 
1,25  Mark),  6,42 ^/o,  angegeben;  die  zweite 
auf  8,7  Millionen  Kronen,  0,93  ^/o,  das  Privat- 
land auf  2060  Millionen  Kronen,  93,18 <^/o. 
Der  Taxwert  der  nicht  in  »Mantal«  ein- 
L'^K-hätzten  Grnmd  stucke  ist  bei  der  ersten 
Kategorie  des  Domanialbesitzes  18,8  MiDionen 
Krönen,  34,12^0,  der  zweiten  9,3  ^lillionen 
Knmen,  lU,79®o,  des  Privateigentiuns  auf 
-7,ö  5lilJionen  Kronen.  49,29  ^/o. 

Üie  vt-rpachteten  Domänen  brachten  im 
Jaluip  ihy7  3150000  Kronen,  das  ist  von 
'1er  gesamten  Einnahme  3,71  ^/o.  (Priv.-Mitteil.) 

Dänemark.  An  Einnahmen  aus  Do- 
u.änen  werden  im  Budget  ftir  1896/97 
y»<iS85  Kronen  angeführt.  Darunter  be- 
findet sich  aber  der  Ertiug  der  Austeni- 
länke,  von  Gebäuden  etc.  Niu:  ca.  35000 
Kronen  werden  an  Pacht  von  zwei  gn)sseren 
Staat<?gütem  erzielt,  von  einigen  Fischteichen 
und  Feldstücken  noch  20000  Kronen.  Also 
im  ganzen  ist  die  hier  in  Rede  stehende 
Einnahme«  |uelle  von  geringer  Bedeutung. 
iPriv.  Mitleil.) 

Belgien.  Der  gesamte  Domanialbesitz 
i-eüef  sich  im  Jahre  1897  auf  39289  ha, 
vövon  ca.  26000  ha  Wald  zu  rechnen  sindi 
Von  dem  Reste  von  nmd  13000  ha  wird 
'1er  bedeutendere  Teil  von  Dünen,  Weiden, 
Bauplätzen,  königlichen  und  Verwaltimgs- 
L'eliauden  absorbiert,  so  dass  an  ländhch 
nutzbarer  Fläche  nicht  viel  übrig  bleibt. 
IHeselbe  ist  nicht  genau  ausgeschieden, 
t^iensowenig  ihr  Ertrag.    (Priv.  Mitteil.) 

Frankreich.  Durch  die  Erklänuig  der 
hinter  der  königlichen  Familie  zu  National- 
'lf»niänen  und  die  Einziehung  der  Güter  der 
Kirche  und  später  der  Emigrierten  gelangten 
•l'irch  die  Revolution  gewaltige  Landflächen 
in  die  Hand  des  Staates ,  aber  sehr  schnell 
^iinle  auch  damit  wieder  aufgeräumt.  Von 
1790-1830  sind  Grundstücke  fi\v  4631 
Millionen  Franc«  von  der  Regierung  ver- 
äiissert.  Nach  Ausscheidung  der  Forsten 
var  der  Ertrag  der  Domäneugüter  1857 
•ßach  Hock)  nur  noch  450000  Fmncs,  1874 
i>t  er  von  Leroy-Beaulieu  auf  938377  Francs 
angegeben.  Bei  späteren  Autoren  sowie 
l>ei  offiziellen  Publikationen  ist  diese  Rubrik 


noch  weniger  ausgeschieden,  und  nach 
Herausgabe  der  Güter  des  Herzogs  von 
Orleans  ist  sie  sicher  auch  gänzlich  be- 
deutimgslos. 

England.  Von  dem  sehr  bedeutenden 
königlichen  und  fiskalischen  Gnmdbesitze, 
welchen  sich  Heinrich  der  Eix)berer  re- 
sen-iert  hatte  und  der  nach  dem  damaligen 
Gelde  den  enormen  Ertrag  von  387  000  £ 
lieferte,  ist  namentlich  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert ein  übergrosser  Teil  verschleudert 
und  der  Ertrag  durch  schlechte  Wirtschaft 
in  extremster  Weise  reduziert.  Unter 
Heinrich  IV.  war  er  auf  48000  £  (nach 
Vocke,  Einkommensteuer  im  britischen 
Reiche,  Leipzig  1866),  unter  Elisabeth  auf 
32000  £,  bis  1707  auf  2906  £  reduziert. 
Obgleich  1793  die  Domanialgüter  (aber  nicht 
die  Forsten,  welche  übrigens  bis  zur  Gegen- 
wart einen  Reinertrag  nicht  abliefern)  für 
Staatseigentiun  erklärt  und  darüber  regel- 
mässige Rechenschaftsberichte  verlangt  w^ir- 
den,  um  eine  bessere  Bewii-tschaftimg  zu 
eri-eichen,  sank  der  Ertrag  bis  1797  auf 
966  £;;  dann  gelang  es  allmählich,  den  Er- 
trag wieder  zu  heben,  1804  auf  31812  £', 
1830  auf  130000  £,  und  zwar  Avurde  da- 
mals in  einem  Berichte  konstatiert,  dass  noch 
130  Güter  und  Regalien  existierten  mit  etwa 
52000  acres  Acker,  Wiesen  und  Weideland, 
18()0  war  derErtmg37500O£,  1880  390  000  £, 
1890  430000.  £ 

</.  Conrad. 


Litteratur:  Für  das  Altcrtam  —  abfjesehen  von, 
den  Quellen  —  bes.:  i.  ReynieVf  De  l'econo- 
mie  ptdit.  et  rur.  des  Perses  et  Phenicieus,  1819, 

—  Vemelbe,  Des  Arabes  et  des  Juifs,  1820.  — 
IßerftelbCt  Des  Egyptiens  et  Carthaginois,  18^3. 

—  Derselbe,  Des  Grecs,  18J5.  —  Ganilh, 
Essai  polit.  sur  le  revenu  public  des  peuples  de 
Uaniiquite,  du  moyen  (ige  et  des  sircles  moder- 
nes, ü.  Aufl.,  1828!—  Eivald,  Gesch.  d.  Volkes 
Israel  bis  Christus,  1851 — 54,  bes.  III.  —  Der- 
selbe,  Anhang  zu  Bd.  II  und  III  a.  u.  d.  T. 
Altertümer  des  Volkes  Israel,  1854.  —  «/".  C.  F. 
MansOf  iS/mrta,  ein  Vers,  zur  Aufklärung  d, 
Gesch.  M.  Verf.  dieses  Staates,  1800 — 1805,  bes. 
T.  IL  —  KortunXy  Zur  Gesch.  hell.  Staatsver- 
fassungen, namentl.  während  des  peloponnesischen 
Krieges,  1821.  —  Böckh,  Die  Staatshaushaltung 
der  Athener,  S.  Aufl.,  hrsg.  ron  M.  Fränkcl,  I, 
1886.  —  Bur-tnann,  De  rectigalibus  poptUi 
Romani,  17 S4,  passim.  —  HegeiHsch,  jkist. 
Vers,  über  die  röm.  Finanz.,  Altana  I8O4.  — 
Bosse,  Grundz.  d.  Finanzw.  i.  röm.  Staate, 
1806,  II.  —  V.  Gosen,  lüm.  Fisk.,  Tübinger 
Zeitschr.  28,  1867,  S.  ö41ff.  —  JRodbertus, 
Unters,  a.  d.  Geb.  d.  yationalllkon.  d.  klass. 
Altert,  (zur  Gesch.  der  röm.  Tributst.  seit  Au- 
gustus),  Jahrb.  f.  yat.  n.  Stat.  4r  ^f  ^r  -'^'^'^  "•  t>7 
passim.  —  X.  Lange,  Rom.  Altert.,  1868 — 71.  — 
Mammsen  (Handb.  d.  röm.  Altertum.),  Röm. 
Staatsrecht  II  1,  1874,  II  2,  1876.  —  Mar- 
quardt,  (Ilandb.  d.  röm.  Altertümer),  Röm. 
Staatsverwaltung  II,   1876.  —   O,  HU'sch/'eld, 
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Unters,  a.  d.  Geh.  d.  röm.  Veriraltungsgesch., 
1877,  —  £.  Bouchnrdf  Etüde  sur  Vadminütrü- 
tion  drs  ßnances  de  Vempire  Romain  etc.,  Paris, 
ohne  Jahreszahl. 

Für  die  modernen  Staaten:  S.  zunächst  die 
Nachtreisungen  hei:  Christoph  Friese,  Jus 
domaniale  ex  celeherrimorum  juris  constiltontm 
praesertim  germanorum  tractatihus  etc.,  Franco- 
furti  MDCCI;  Hüllmann,  Deutsche  Finanz- 
gesch.  des  Mittelalters,  Berlin  1805;  W.  Ch, 
Schüz,  Ueher  d.  Einfl.  d.  Vert.  d.  Grundeigen- 
tums auf  da^  Staatslehen,  1836,  S.  35  ff. ;  Cen- 
tralhl.  f.  preuss.  Juristen,  1838,  S.  'l072  ff.; 
QaupPf  In  den  krit.  Jakrh.  von  Richter  und 
Schneider,  I84O,  S.  450  ff\;  v.  Rönne,  Verf.  d. 
preuss.  Staates  XI  1,  S.  39  ff.,  4I  ff.,  87;  dem- 
selben, Staatsrecht  der  preuss.  Monarchie,  3. 
Aufl.,  II,  S,  S.  587  ff.;  Hau,  Grunds,  der 
Finanzwissensch.  S  (1843),  1.  Ahteil.,  S.  106  ff.; 
V.  Treitschke,  An.  » Domänen h  in  Blunischlis 
Staatmcörterhuch ;  Pfeiffei*,  Di^.  Staatseinnah- 
men, 1866,  S.  106  ff. ;  LiUeratur  über  die  Fi- 
iianzw.  d.  preuss.  Staates  in  dem  Beiblatt  zum 
preuss.  Staatsanzeiger,  1867,  S.  5;  Zachariä, 
Deutsches  Staats-  und  Bundesrecht,  3.  Aufl.,  II, 
S.  410  u.  f.  d.  Einzelstaat.,  S.  417;  Röscher, 
Gesch.  der  Nat.,  passim;  detnselbeHf  Finanz- 
wissenscltaft,  1886,  S.  18  und  ^  6  ff. ;  lAuHoff, 
Ueber  Domäne nr eräu^serungen ,  1879;  Et*nst 
Meier,  Art.  t^Ikunänenu  in  Fr.  v.  Iloltzendorffs 
Encykl.  des  Rechts  II,  1  (Rechtslerikon),  3.  Aufl., 
1880;  Walcker,  Grundr.  der  Statistik  etc.,  1889, 
^^  36,  61,  69,  89,  93,  131;  und  namentlich  die 
Bibliogr.  bei  A.  Wagner,  Finanzwissensch.,  3. 
Aufl.  I,  ^  30  und  ^  212  ff. 

Ausserdem  sind  —  von  den  hauptsächlich- 
sten historischen,  rechtsgeschichtlichen,  staats- 
und  venraltungsrech  tlich  en ,  na  tionalöko  nom  isch  en, 
finanzwissenschaßlichen  und  statistischen  Lehr- 
bezw.    Handbüchern    im    allgemeinen    abgesehen 

—  noch  zu  nennen  oder  besonders  herrorzuheben : 

Hauptquelle  für  älteres  Recht  ist  der  riet 
eiliertc  J,  JP.  Moser,  Femer:  Hüllniann, 
Geschichte  der  Domäne nbemitzung  in  Deutsch- 
land, Frankfurt  a.  O.  1807.  —  H,  Schulze, 
Finanzrecht  der  Reichs-  und  Landtage  nach 
älterem  und  neuerem  Staatsrecht  (in  d.  Zeitschr. 
f.  d.  PHrat-  u.  öffentl.  Recht  d.  Gegenwart,  3, 
S.  161).  —  Nicolai,  Oekonomisch  -  juristische 
Gnindsötze  r&n  der  Verwaltung  des  Domänen - 
Wesens  in  den  preussischen  Sf't^tf*  u,  l^ffj.  — 
Flotow*  Fertigung  der  ErtratjF<Hf?it'hfät}t'  ill}er 
Domänen,  1820  22.  —  RoHl,  D*  tt^fmittifK  Am- 
sterdam 1831.  —  V.  Bosse,  In  KtMh  uu^f  Grä- 
bers Encykl.,  Art.  i)Domänenu.  -^  JSfutmMftrk, 
Kameralen^kl.,  1835,  j}^  11,  Iß,  .:.'>  4  7S,  r^f/jf.  — 
Koch,  Das  Reckt  und  Hi/poih A^utn neu  der 
jireuss.  Domänen  mit  Berücksichtfftntfj  4*:y  Ifti^- 
men-    und   DomänenverwaUungiffjf/frhichtet   18^8. 

—  V.  Rönn^f  Das  Domänen',  F.rr&i-  u.  Jagd- 
wesen des  preuss.  Staates,  ISSJ/,  —  *v  Hönne 
u.  Lette,  Die  Landeskullurgt^vtnjthintg  des 
preuss.  Staates,  1853,  I,  S.   731  ff,  II.  S.öWff^ 

—  Kletke,  Litteratur  über  d.  Finanzwesen  d. 
preuss.  Staates,  3.  Aufl.,  1876,  S.  .Vf,  7 
Schlieckniann,  handb.  der  SMutsft'rstr. 
tung  in  Preussen,  1883 — 86.  —  lÜedel 
brandenh.-preuss.  Staatshaushalt  in  dfu  h 
letzten  Jahrhunderten,  1860.  Att.  npf*ifi> 
in  H.  Wageners  Staats-  und  Gr^^lUifur, 

.    (VI,  1860).    —    Lette   in  Rotierk    ttml 


Staatslerikon,  Art.  nDomänenu.  —  f^zörnig, 
Oesterr.  Budget  für  1862  im  Vergl.  tnil  j.  </. 
rorzügl.  anderen  europfiischen  Staaten,  II.  — 
Meitzen,  Der  Boden  u.  d.  landwirtsrh.  J'erh, 
d.  preuss.  Staates,  Bd.  1  (1868),  S.  .521,  Bd.  .i 
(1871),  S.  419.  —  Ad,  Frantz,  Preuss.  Staaüt- 
domänengüter  nach  Umfang,  Art  und  Ertrag,  2. 
Ausg.,  1868.  —  Sombftrt'Emtsleb^n^ ,  Di*r 
Fehler  im  Parzellierungsverfahren  der  preuxu. 
Staatsdomänen,  1876.  —  Schmoller,  I>ie  Ep*^ 
chen  der  preuss.  Finanzpolitik  in  Jahrb.  f.  Gr^. 
u.  Verw.  1,  1877,  S.  64  fl\  —  v,  Hctgen^^IPa^t- 
ner.  Die  forstlichen  Verh.  Pretissens ,  ISSs. 
Preussens  landwirtsch.  Verw.-Bericht  d.  Jlhi.  f. 
Landw.  etr.  an  S.  Maj.  d.  Kehlig,  I884,  2  HJ*^. 
und  1888,  3  Bde.  (darunter  Teil  II,  di^  />.- 
mänen-  und  Forstverw.J.  —  Schmollet*,  H. 
Thiel,  Sombart-Ertnsleben  in  Bd.  XXXII 
d.  Sehr.  d.  V.  f.  Sozialp.,  1886.  —  Paa-sche. 
Erbpacht  w.  Renteng.  etc.,  Jahrb.f.Nat.u.Siat.,  ISS  7. 

—  Oelrichü,  Domänen venc.  d.  preuss.  Stitates. 
2.  Aufl.,  1888.  —  Rimpler,  Domänenpol iirJb  «. 
Grunde igentujnsrerteilung  romehml.  i.  Preussrn, 

1888.  —  Berger f  Die  Verpachtung  der  preuss. 
Staatsdomänen  nebst  Vorschlägen  zur  Refonn. 
Mit  Berücksichtigung  der  Dom.-Pachtkontmkt'' 
in  Mecklenburg-Schwerin,  Kgr.  Sachsen,  Brauu- 
schweig,  Anhalt  und  Oldenburg,  Stuttgart  r.  ./. 
(Separat(d}dnick  aus  Finanzarchiv,  Jahrg,  1S9J 
bis  1893).  Art.  nStaatsr  er  mögen  u  in  v.  Stengel* 
Wörterh.  des  deutschen    Venvaltungsr.,   II,  1889. 

—  V,  Huene  im  Staatslexikan,  hrsg.  i,  A.  J. 
Gärres-Gesellschaft  v.  Ad.  Bruder,  Art.  nD>- 
mänenn.  —  Stockxtr  i\  Netiforn,  Handb.  drr 
Finanzienr.  im  Känigr.  Bayern,  3.  Aufl., 
V.  Hock,  1883—1887.  Die  Domänenverw.  des 
württ^mb.  Staates,  I842.  —  Riecke,  Verf.,  Vene, 
und  Staatshaiish.  des  Königr.  Württemberg,  l$Sf. 

—  r.  Nostiz  in  der  sächs.  stat.  Zeüsekr,,  1876. 

—  Lohe,    Staatshaiish.    des    Konigr.    Sagten, 

1889.  —  Wehrer,  Kamm.  Dom.  AdminittraL  in 
Baden,  1833.  —  Regenauer,  Der  StaaUkä^k 
Grossherzogt.  Baden,  1863.  —  PhiUp^^O^gt^ 
Der  badische  Staatshaush.,  1889.  —  1 
Die  Finanz,  des  Königr.  Hannover,^ 
Lehzen,  Hannov.  Staatshaush.,  ISM^ 
f.  d.  Forst-  und  Kameralverw,  i0^'X 
Hessen,  hrsg.  v.  grossherzogt, 
1883.  —  Henrich,  Die 
des  öffentl .  Vermögens  im 
Gtesgeti  lüiffK  —  EihI i^m  *i  n  n ,  TiffMsn ufn rTi ff 
zur  Dmmt tienfnigc  tm  Fih-.strntnm  lU" 
ohne  Ort  1876,  —  If'if/ fl^m.  IMe  i 
hältiiisHe  des  Grffitsihcr^oifhtmx  1*  M' . 
Srhn'eriHf  1S6Ö.  —  BUhtait^  Ftjfkn 
herrliches  uttd  L*^ftdrnm'it\iiijGn  (m  '»^vj  . 
MecktAnhtirg-Seh%eeriii,  1877.  —  Hnirk,  -^  • 
Gt'4chichtr  itufl  VfirrHfjmchtung  dn'  Ihjmätif 
baurrn  in  Mf'ckhHbttrg-SchftH'rin,  18tjtK  —  ßer^ 
»elbe^  Ih}imtrniairrrhäiintJiMf.  in  Meekien^ufy 
Sehii'erin,  i  Jide.,  18^4:66.  —  IiertteifM\  fT0^ 
rerhältn  isse    i»    MecMr  nlm  i^-Sth  irer  > 
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Meihingen  gegen  seine  Hoheit  den  Herzog,  186S 
bU  IS65.  Für  die  kleineren  deutschen  Staaten, 
für  velche  bisher  besondere  Bearbeitungen  des 
Staatsrechts  fehlten,  liegen  solche  jetxt  vor  in 
Marquardsen,  Handb.  des  offenü,  Rechts  der 
Gegenwart,  Bd.  S,  Freiburg  1888.  —  Wygod- 
dtUki.  Artikel  nlkymänenn  in  Elsters  Wörterbuch 
der  Volksttirtschaft, 

Oesterreiek:  A.  BeeVf  Oesterr,  Fi- 
nanzai  im  19.  Jahrh.,  1877.  —  Kanopdselc  u. 
r.  Maff  Finanzgesetzk.  des  österr.  Kaiserstaais, 
J.  Anß.,  bearb.  r.  BUmski,  1880.  Jahrb.  der 
SlimU-  und  Fondsgiiterverwaltung,  hrsgeg.  vom 
k.  L  Ärkerbauministerium,  1.  Jahrg.  1893.  — 
Frankreich  :  Merlin,  Repertoire  de  juris- 
pruflence,  Art.  ndomaine«  und  nliste  civile«.  — 
Legoyty  in  GuiUaumin-Cocquslin,  Dictionnaire 
d'tcffnomie  polilique,  Art.  ndomaine».  —  Blocke 
Dictionnaire  de  Vadministration  Sranq.,  Art. 
^dotminevL,  —  Derselhe,  Budget,  revenus  et 
dfprnses  de  la  France,  1882.  —  Fustel  de 
Caulanges,  Valien  et  le  domaine  rural  (T.  4 
de  Vhistoire  des  institutions  politiqnes  de 
Vancienne  France),  Paris  1889.  —  Glassmif 
Lr$  rommunaux  et  le  Domaine  rural  ä  l'epoque 
Frnnqtte.    Riponse   ä  Fustel   de  C,  Paris  1890. 

—  B^uet,  Repertoire  de  droit  administratif, 
T.  11, 12,  Paris  1892.  —  v.  Hoch,  Die  Finanzw. 
Fmnkreichs,  1852.  —  r.  Kaufmann,  Die  Fi- 
nanzen Frankreichs,  1882.  —  Sagot  Chailley, 
yoareau  dictionnaire  d' economic  politique  1891. 
(irossbritannien:  Sinclair,  History  of 
Ihe  public  rerenues  of  the  British  empire,  3, 
ms.  —  Höfler,  Gesch.  der  engl.  Civilliste,  I8S4. 

—  Vocke,  Gesch.  der  Steuern  des  brü.  Reiches, 
IJ,  1867.  —  V,  Gneist,  Das  en^l.  Verwaltungs- 
rtrkt,  .?.  Aufi.,  I88SI84.  — -  Russland:  B^- 
mhr(Moff,  Revenus  jmblics  de  la  Russie,  1872. 

—  Vess^lawski,  Annuaire  des  finances  Russes 
Hit  1S7S.  —  Walclcer  a.  a.  O.  ^  9S.  -—  Ver - 
(inigte  Staaten  von  Amerika : 
V.  Hock,  Fmanzen  und  FHnanzgesch.  der  Ver. 
Staaten  von  Nord-Amerika,  1867.  —  Semler, 
IHe  Bedeutung  der  nordamerik.  Konkurrenz  in 
der  landw.  Produktion,  1881.  —  Thomas  Do- 
naldsan,  The  public  Domain.  Its  history  etc., 
^Vfuihington  I884.  —  Sering,  Die  landw.  Kon- 
htrrenz  Xordamerikas,  1887.  —  Bogart,  F"i- 
mmrerhüünisse  d.  Eimelstaaten  d.  nordamerik. 
Union  (Sammlung  natioiialökonom.  Abhandl., 
hng.  r.  Conrad,  Bd.  I4),  Jena  1897.  —  Sodann 
noch  ausser  der  bei  A,  Wagner  a.  a.  O.  nach- 
^iesenen  ausländ.  lAtteratur  die  Behandlungen 
'Uf  Staatsrechts  von  Oesterreichr  Ungarn  (ülbrich), 
der  Ver.  Maaten,  (v.  Holst),  der  Niederlande 
'de  Uartog),  Luxemburg  (Eyschen),  Frankreich 
(Lehoa),  Italien  (Brusa),  Spanien  (Torres-Cam- 
jw;,  Riissland  (Engelmann),  Finnland  ßfechelin), 
Schweden  und  Xarwegen  (AscheJioug),  Dänemark. 
(doftt  und  H.  Hansen)  in  Marquardsen  Handh. 
dfs  r^enil.  Rechts,  Bd.  IV,  1  und  S,  welche  die 
^mwMnverhäUnisse  z.  T.  berühren,  z.  T.  ein- 
gfhender  berücksichtigen;  die  angek.  Bearb.  f. 
i  Türkei,  Griechenland,  Serbien,  Rumänien, 
PiTtugal,  Grossbritannien  etc.,  Mexiko,  die  cen- 
tral- und  südamerik.  Freistaxtten,  Brasilien  und 
Jayan  stehen  noch  aus  bezw.  sind  im  Erschei- 
nen begriffen. 

Ueber  die  Litteratur  speeiell  d.  Pachtwesens 
*'  A.  Wagner  a.  a.  O.  ^  224  ff.  Hervorzu- 
^hen:  Hoffmann  in  der  Tübinger  Zeitschrift, 


1848,  S.  719  ff.  —  Drechsler,  Der  landw. 
Pachtvertrag,  1871.  —  Blameyer,  Pachtrecht 
und  Pachtverträge,  187 S.  —  Pohl,  Die  Ver- 
pachtung der  Privatdomänen  in  Oesterr. -Ungaini, 
Tübinger  Zeitschr.  1880,  S.  40  ff-  —  Buhland 
in  der  Tübinger  Zeitschr.,  1885,  S.  253  ff.  — 
Berghoff -Ising,  Die  Enttcickelung  d.  landw. 
Pachtwesens  in  Preussen,  1887.  —  Stöekhardt, 
Der  angehende  Pächter,  8.  Aufl.  bearbeitet  von 
A.  Backhaus,  Berlin  1893.  —  WygodztnakU 
AHikel  nPächta  in  Elsters  Wörterbuch  der  Volks- 
wirtschaß. 

Rimplet*,     Rintelen, 


Donaaschiffahrt. 

1.  Bis  zum  Pariser  Kongress.  2.  Vom 
Pariser  bis  zum  Berliner  Kongress.  3.  Vom 
Berliner  Kongress  bis  zur  Gegenwart. 

1.  Bis  zum  Pariser  Kongress.     Die 

Stipulationen  des  Wiener  Kongresses  über 
die  Schiffahrt  auf  internationalen  Strömen 
fanden  zunächst  auf  die  Donau  keine  An- 
wendung, da  1815  die  Türkei,  welche  sich 
damals  im  Besitze  des  unteren  Laufes  der 
Donau  und  der  Donaumündungen  befand, 
noch  nicht  in  das  Konzert  der  europäischen 
Mächt©  aufgenommen  war,  daher  dieKongress- 
akte  für  sie  keine  verbindliche  Kraft  hatte. 
Indes  hat  die  Türkei  niemals  dem  Handel 
auf  der  unleren  Donau  Hindemisse  in  den 
Weg  gelegt  und  schon  im  18.  Jahrhundert 
österreichische  Schiffe  ins  Schwarze  Meer 
passieren  lassen.  Im  ersten  Drittel  des 
19.  Jahrhunderts  jedoch  drang  Russland  un- 
aufhaltsam an  die  untere  Donau  vor,  und 
dieser  Staat  zeigte  wenig  Geneigtheit,  die 
Donau  zu  dem  Eange  eines  internationalen 
Verkehrsmittels  zu  erheben,  zu  welchem  sie 
kraft  ihrer  Grösse  \md  geographischen 
Situation  in  so  hohem  Grade  geeignet  er- 
scheint. Kraft  des  Friedens  von  Bukarest 
(1812)  wurde  Russland  von  der  Türkei  die 
gemeinsame  Beschiffung  des  Stromes  auf 
der  ganzen  türkischen  Strecke  mit  Handels- 
fahrzeugen, das  Befahren  mit  Kriegsschiffen 
bis  zur  Pruthmündung  zugestanden.  Femer 
bildete  von  nun  ab  der  Kiliaarm  die  mssisch- 
türkische  Grenze.  Durch  die  Konvention 
von  Ajerman  (1826)  kam  die  Sulinamündung 
in  türkischen  Besitz.  Zufolge  des  Friedens 
von  Adrianopel  (1829)  wird  die  Donau,  von 
der  Pruthmündung  angefangen,  die  mssisch- 
türkische  Grenze ;  von  den  Mündungen  bleibt 
niu-  das  rechte  Ufer  des  St.  Georgsarmes 
in  türkischem  Besitze.  Am  25.  Juli  1840 
wurde  zwar  zwischen  Oesterreich  und  Russ- 
land ein  das  Princip  der  freien  Schiffahrt 
auf  der  unteren  Donau  anerkennender  Ver- 
trag abgeschlossen.  Er  blieb  jedoch  toter 
Buchstabe ,  um  so  mehr ,  aJs  Russland 
absichtlich  die  in  seinem  Besitze  befindlichen 
Don^umündungen  versanden  Hess.     Am  2. 
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Dezember  1851  schlössen  Oesterreich  und 
Bayern  einen  Vertrag  über  die  Regelung 
der  Schiffahrtsverhaltnisse  auf  den  ihnen 
gehörenden  Strecken   der  Donau  ab,   dem 

1855  Württemberg  accedierte. 

2.  Vom  Pariser  bis  zum  Berliner 
Kon^press.  Eines  der  wesentlichsten  Resul- 
tate des  Pariser  Kongresses  von  1856,  welcher 
Russland  von  den  Donaumündungen  ganz 
verdrängte,  war  die  principielle  Kegelung 
der  Rechtsverhältnisse  bezüglich  der  Öonau- 
schiffahrt  unter  Mitwirkung  der  von  nun  ab 
ins  europäische  Konzert  aufgenommenen 
Türkei.     Die   Kongressakte   vom   30.  jVIärz 

1856  (Art.  15—19)  trifft  folgende  Bestim- 
mungen: Die  durch,  die  Wiener  Kongress- 
akte für  die  Schiffahrt  auf  internationalen 
Sti'ömen  aufgestellten  Principien  werden  auf 
die  Donau  und  ilire  Mündungen  in  Anwen- 
dung gebracht.  Zu  diesem  Zwecke  wird 
eine  von  den  Signatai-mächten  der  Kongress- 
akte gebildete  Kommission  (die  europäische 
Donaukonunission)  eingesetzt  mit  der  Auf- 
gabe, jene  Arbeiten  zu  bezeichnen  und  aus- 
führen zu  lassen,  welche  zur  Freimachung 
der  Donaumüudungen  sowie  der  angi*enzen- 
den  Meei-esteile  notwendig  sind,  um  diesen 
Stromteil  in  den  bestmöglichen  Zustand  der 
Schiffbarkeit  zu  versetzen.  Eine  zweite 
permanente  Kommission,  aus  Vertretern  der 
tlferstaaten  bestehend,  soll  die  Reglements 
fi\r  die  Schiffahrt  und  Strompolizei  aus- 
arbeiten, die  Beseitigung  der  Schiffahrts- 
hindernisse veranlassen,  welche  noch  die 
Anwendbarkeit  der  Bestimmungen  der  Wien  er 
Kongressakte  auf  die  Donau  verliindern,  die 
notwendigen  Arbeiten  auf  dem  g-anzen  Strom- 
lauf durchführen  und  nach  Auflösung  der 
europäischen  Kommission  über  die  Aufrecht- 
erhaltung der  Schiffbarkeit  der  Donaumün- 
dungen und  der  angrenzenden  Meeresteile 
wachen.  Die  Dauer  der  europäischen  Kom- 
mission wird  auf  zwei  Jahre  festgesetzt, 
nach  deren  Ablauf  die  Mächte  ihre  Auflösung 
verfügen  werden  und  die  Ufei'staatenkom- 
mission  in  deren  Rechte  succedieren  soll. 

Auf  Grund  dieser  Bestimmungen  wui-de 
von  den  Vertretern  der  üferstaaten  die 
Donauschiffahrtsakte  v.  7.  November  1857 
ausgearbeitet  und  unterzeichnet.  Gegen  sie 
wurde  jedoch  von  den  übrigen  Signatar- 
mächten der  Vorwurf  erhoben,  dass  sie 
nicht  den  vertragsmässig  festgesetzten  Prin- 
cipien entspreche.  Namentlich  die  Anord- 
nung dieser  Akte,  gemäss  welcher  nur  die 
Schiffahrt  vom  offenen  Meere  zu  Donauhafen 
allen  Staaten  frei  stehen,  hingegen  die  Schiff- 
fahrt von  Donauhafen  zu  Donauhafen  aus- 
schliesslich den  Unterthanen  der  üferstaaten 
reser\dert  sein  solle  (Art.  VIII),  wurde  leb- 
haft angefochten.  Da  die  Nichtuferstaaten 
übenlies  erklärten,  dass  ihre  Zustimmung 
zu   dem   Inkrafttreten   der  Donauakte  not- 


wendig sei  und  die  Türkei  auf  der  Pariser 
Konferenz  von  1858  diesen  Standpunkt  als 
berechtigt  anerkannte,  so  konnte  bei  dem 
Widerspruch  Oesterreichs  eine  Einigung 
nicht  erzielt  wenlen.  Daher  trat  auch  die 
in  der  Kongressakte  vorgesehene  Institution 
der  üferstaatenkommission  nicht  ins  Leben. 
Hingegen  wurden  die  Vollmachten  der 
europäischen  Kommission,  deren  Gebiet  sit:h 
von  Isaktscha  bis  zur  Mündung  erstreckte 
und  die  in  Galatz  ihren  Sitz  nahm,  ver- 
längert, sie  selbst  ganz  unabhängig  von  der 
tüi'kisch-rumänischen  Temtorialhoheit  ge- 
stellt Von  ihr  wurde  die  Schiffahrt^jakte 
für  die  Donaumündungen  v.  2.  November 
1865  ausgearbeitet,  in  welcher  eingehende 
Bestimmungen  über  Schiff Si)olizei,  Einsetzung 
von  Inspektionsorganen,  Lotsen wesen,  Ein- 
imd  Ausladungs})lätze  etc.  enthalten  sind. 
Alle  bisher  ausgeführten  Arbeiten  sollen 
unter  der  Aufsicht  der  europäischen  Kom- 
mission bleiben,  der  noch  die  Veranstaltung 
weitoi-er  Arbeiten  im  Sulinar  tmd  St,  Geoi-gs- 
arme  und  den  entsprechenden  Mündung*ni 
übertragen  wird.  Diese  Akte  nebst  den  Zu- 
sätzen von  1881  bildet  bis  auf  den  heutigou 
Tag  die  einzige  allseitig  anerkannte,  in 
Kraft  stelumde  nälien?  Vereinbarung  über  die 
Reclitsverhältnisse  an  der  unteren  Donau. 

Eine  neuerliche  Verlängerung  des  Be- 
standes der  europäischen  Komnussiou  fand 
am  28.  Mai  1866  auf  fünf  Jahre  statt  Vor 
Ablauf  dieser  Frist  machte  die  Haltung 
Russlands  in  der  Pontusfi'age  eine  neuer- 
liche Auseinandersetzung  unter  den  Signal  ar- 
raäcbten  des  Pariser  Vertrages  nötig.  Die 
zu  diesem  Zwecke  einberufene  Londoner 
Konferenz  bestimmte  im  Vertrage  v.  18.  März 
1871,  dass  die  europäische  Kommission  ncK'h 
weitere  zwölf  Jahre,  bis  24.  April  1883 
fungieren  solle,  dem  Endtermin  der  Rüek- 
zalüung  des  von  der  Kommission  1868  imter 
Garantie  der  Mächte  aufgenommenen,  ziu- 
Deckung  der  Kosten  für  Strombauten  be- 
stimmten Anlehens.  Die  bereits  in  der 
Akte  von  1865  ausgesprochene  »Neutrali- 
sierung« der  durch  die  europäische  Kom- 
mission gescliaffenen  Werke  und  Anstalten 
wurde  aufrechterhalten  und  die  daraus 
fliessende  Immunität  dem  ganzen  adminis- 
trativen und  technischen  Personal  der  Kom- 
mission zuerkannt,  unbeschadet  des  Rechtes 
des  Sultans  als  Teriitorialherrn,  seine  Kriegs- 
schiffe in  die  Donau  einlaufen  zu  lassen. 

3.  Vom  Berliner  Kon^ess  bis  zur 
Gegenwart  Eine  tiefgreifende  Aenderung 
in  den  Rechtsverhältnissen  der  unteren  Donau 
brachte  der  Berliner  Kongress  her\'or.  Die 
Kon^-essakte  v.  13.  Juni  1878  enthält  (Art. 
52 — 57)  folgende  auf  die  Donau  bezüglichen 
Bestimmungen.  Um  die  der  freien  Schiff- 
falu-t  auf  der  Donau  zugesicherten  Garan- 
tieen  zu  vergrössem,  soUen  aUe  Festungen 
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imd  rortifikationen,  die  an  dem  Strome  vom 
Ei«men  Thore  bis  zu  den  Mündungen  ge- 
legen sind,  geschleift  und  die  Errichtung 
neuer  verboten  werden.  Kein  Kriegsschiff 
darf  auf  dieser  Strecke  verkehren,  ausge- 
nfimmen  die  leichten  für  die  Strompolizei 
und  den  Zolldienst  bestimmten  Fahrzeuge. 
Die  an  den  Donaumtindungen  von  den 
Mächten  gemäss  früheren  Festsetzungen 
stationierten  Schiffe  dürfen  stromaufwärts 
bis  Galatz  verkeliren.  Die  europäische  Kom- 
mission wird  bestätigt,  ihr  Bereich  bis  Galatz 
ausgedehnt,  ihre  fortdauemde  Unabhängig- 
keit von  der  Territorialgewalt  anerkannt. 
Das  von  den  Mächten  als  fortan  souveräner 
Staat  anerkannte  fiumänien  erhält  Sitz  und 
Stimme  in  der  Kommission.  Auch  die 
Strec-ke  vom  Eisomen  Thor  bis  Galatz  soll 
interaationaler  Beaufsichtigimg  unterstellt 
wen]en.  Und  zwar  wird  die  eiut)päische 
Kommission  beauftragt,  die  betreffenden 
Reglements  für  die  Schiffahrt,  Strompolizei 
und  Ceberwachung  unter  Assistenz  von 
Delegierten  der  Uferstaaten  auszuarbeiten 
im  Einklang  mit  den  für  die  eiu*opäische 
Strecke  (Galatz-Mündung)  bestehenden  Vor- 
scliriften.  Mit  der  Ausfuhrung  der  zur  Be- 
H?itigung  der  Schiffahrtshindernisse  beim 
Eisernen  Thor  nötigen  Arbeiten  wird  Oester- 
Mch-Ungarn  betraut,  dem  die  üferstaaten 
an  dieser  Fiussst recke  alle  im  Interesse  der 
Wtreffeoden  Arbeiten  erforderlichen  Er- 
leichterungen zu  gewähren  haben.  Infolge 
•ler  Bestimm imgen  des  Berliner  Vertrags 
»ntsendete  Rumänien  einen  Delegierten  in 
'lie  eim>päische  Kommission,  welche  die 
Ziisatzakte  v.  28.  Mai  1881  zur  Akte  v.  2. 
November  1865  bezüglich  der  Schiffahrt  in 
<len  Donaumündungen  ausarbeitete,  die  die 
Zustimmmig  der  Mächte  erhielt.  Der  Haupt- 
zweck der  Additionalakte  war,  die  Fest- 
setzungen der  Hauptakte  in  Uebereinstim- 
inung  zu  bringen  mit  den  Anordnungen  des 
Berüner  Vertrags. 

Femer  arbeitete  die  Kommission  gemäss 
'lern  ihr  gewordenen  Auftrage  das  Projekt 
♦•ines  Reglements  für  die  Strecke  Eisernes 
Thor-Galatz  aus.  Zu  diesem  Zwecke  wurde 
zunächst  ein  Komitee  eingesetzt,  bestehend 
aus  den  Vertretern  des  Deutschen  Reichs, 
' H^sterreich-Ungarns  und  Italiens,  welches 
<ler  Kommission  ein  von  ihm  verfasstes 
avant-projet  vorlegte.  In  diesem  war  zur 
Teberwachung  der  Ausführung  des  Schiff- 
fahrtsreglements eine  »conuuission  mixte« 
in  Aussicht  genommen,  zusammengesetzt 
aus  den  Vertretern  der  üferstaaten  Serbien, 
Rumänien,  Bulgarien  und  ausserdem  dem 
Vertreter  Oesterreich  -  Ungarns.  Diesem 
Staate,  der  an  der  betreffenden  Strecke 
nicht  Üferstaat  ist,  war  nicht  nur  das  Präsi- 
'Hnm  in  der  Kommission,  sondern  auch  bei 
Stimmengleichheit  ein  decisives  Votirni  (also 


in  diesem  Falle  zwei  Stimmen)  zugedacht. 
Gegen  die  letztere  Proposition  erhoben  aber 
die  in  der  europäischen  Kommission  ver- 
tretenen üferstaaten  den  lebhaftesten  Protest. 
Infolgedessen  wurde  das  avant-projet  fallen 
gelassen  und  der  Vorschlag  des  französischen 
Delegierten  Barrere  acoeptiert,  demzufolge 
die  commission  mixte  aus  den  Vertretern 
der  üferstaaten,  jenem  Oesterreich-Ungarns 
und  aus  einem  alle  sechs  Monate  wechseln- 
den Delegierten  der  eiuDpäischen  Kommission 
bestehen  sollte.  Der  Vorsitz  sollte  Oester- 
reich-üngam  ziikommen,  bei  Beschlüssen 
die  durch  völlig  gleichwertige  Voten  der 
Staaten  zu  bildende  Majorität  entscheidend 
sein.  Die  am  2.  Juni  1882  erfolgende  An- 
nahme des  französischen  Projekts  fend  gegen 
den  Willen  Rumäniens  durch  die  übrigen 
Mächte  statt. 

Am  8.  Februai-  1883  traten  in  London 
die  Signatarmächtö  des  Berliner  Vertrag 
zusammen,  um  über  die  Ausfiihrung  der  m 
den  Artt.  54  und  55  enthaltenen  principiellen 
Bestimmungen  bezüglich  der  europäischen 
Kommission  und  des  von  dieser  vorgelegten 
Schiffahrtsreglements  zu  beschliessen.  Ru- 
mänien hatte  sich  schliesslich  bereit  erklärt, 
Oesterreich-Ungarn  auf  dem  Wege  eines 
europäischen  Mandates  sowohl  die  IVIitglied- 
schaft  als  auch  das  Präsidium  in  einer  zu 
kreierenden  »commission  de  surveülance« 
zuzugestehen.  Nachdem  aber  die  Konferenz 
beschlossen  hatte,  dass  ihre  Aufgabe  eine 
europäische  Angelegenheit  sei,  demgemäss 
nur  die  Grossraächte  und  die  Türkei  eine 
beschliessende  Stimme  bei  den  schwebenden 
Verhandlungen  hätten  und  Rumänien  nur 
ein  konsultatives  Votum  zuerkannt  werden 
könne,  protestierte  Rumänien  gegen  ein 
solches  seiner  Ansicht  nach  ihm  gegen- 
über völkerrechtswidriges  Vorgehen,  liielt 
sich  von  der  Konferenz  gänzlich  fern  und 
erklärte  deren  Beschlüsse  als  für  sich  un- 
verbindlich. Die  Mächte  jedoch  glaubten 
durch  die  Einladung  Rumäniens,  den  Ver- 
handlungen zu  assistieren,  wie  sie  älmlich 
ohne  jeden  Protest  an  den  souveränen  üfer- 
staat Serbien  ergangen  und  von  diesem  an- 
genommen worden  war,  so>^ie  d\u"ch  den 
Vorbehalt  freier  Adhäsion  für  Rumänien 
bezüglich  der  seine  Rechte  berührenden 
Punkte  des  künftigen  Vertrags  den  Forde- 
rungen des  Völkerrechts  vollkommen  Genüge 
gethan  zu  haben,  ünbeini;  diu-cli  das  Ver- 
halten Rumäniens  wurde  der  Vertrag  v. 
10.  März  1883  ausgearbeitet,  welcher  be- 
stimmt: Das  Jurisdiktionsgebiet  der  euro- 
päischen Kommission  wii-d  von  Galatz  bis 
Braila  ausgedehnt  und  ihre  Vollmachten 
werden  vorläufig  auf  einundzwanzig  Jahre, 
d.  i.  bis  24.  April  1904  verlängert.  Nach 
Ablauf  dieser  Periode  gelten  sie  für  je  drei 
Jahre  als  stillschweigend  erneut.   Vorschläge 
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über  Aendeningen  in  der  Zusammensetzung 
und  den  YoUmachten  der  Kommission  müssen 
spätestens  ein  Jahr  vor  Ablauf  der  er- 
wähnten Fristen  bekannt  gegeben  werden. 
Die  Kiliamüiidung,  soweit  deren  beide  Ufer 
einem  Staate  zugehören,  wird  gänzlich  dem 
Bereiche  der  europäischen  Kommission  ent- 
zogen, was  wesentlich  im  Interesse  des  seit 
dem  Berliner  Vertrage  wieder  üferstaat  an 
der  Donau  gewordenen  russischen  Reiches 
bestimmt  wird.  Auch  der  russo-nunänische 
Teil  des  Kiliaarmes  steht  luiter  der  gemein- 
samen Ueberwachung  der  von  diesen  beiden 
Staaten  in  die  eui^päische  Kommission  dele- 
gierten Vertreter,  die  gemäss  den  für  die 
Sulinamündung  bestehenden  Reglements  vor- 
gehen müssen.  Nur  die  Pläne  der  dort  zur 
Ausfühnmg  gelangenden  Arbeiten  sind  der 
europäischen  Kommission  zur  vorhergehen- 
den Prüfung  und  im  Falle  der  Divergenz 
zwischen  den  Ansichten  der  Uferstaaten  und 
der  Kommission  den  Mächten  vorzulegen. 
Femer  hat  die  russische  Regierung  die  von 
ihr  aufzustellenden  Tarife  den  in  der  eiux)- 
päischen  Kommission  vertretenen  Mächten 
zur  Zustimmung  mitzuteilen. 

Die  Stromstrecke  vom  Eisernen  Thor  bis 
Braila  wird  der  Oberaufsicht  einer  ge- 
mischten Kommission  unterstellt,  bestehend 
aus  den  Vertretern  der  drei  Uferstaaten 
Serbien,  Bulgarien  und  Rumänien,  ferner 
aus  einem  Vertreter  Oesten-eich-Ungarns, 
der  das  Präsidium  ständig  zu  führen  hat, 
und  endlich  einem  nach  der  alphabetischen 
Ordnung  der  Staaten  alle  sechs  Monate 
wechselnden  Mitgliede  der  europäischen 
Kommission,  mit  Ausnahme  der  in  der  ge- 
mischten Kommission  bereits  vertretenen 
Mächte.  Es  ist  somit  die  Proposition  Barrere 
mit  einer  kleinen  Modifikation  (Ausscliluss 
des  eventuellen  Doppelstimmrechts  der  Ufer- 
staaten)  auch  von  den  Mächten  acceptiert 
worden.  Die  Dauer  der  gemischten  Kom- 
mission wird  auf  die  der  eurepäischen  Kom- 
mission eingeschränkt,  so  dass  die  Koexistenz 
beider  Kommissionen  als  ein  wesentlicher 
Punkt  der  von  der  Londoner  Konferenz 
acceptiei-ten  Principien  erscheint.  Die  von 
der  gemischten  Kommission  innerhalb  der 
Grenzen  des  Londoner  Vertrags  auszuai-beiten- 
den  wichtigeren  Reglements  und  Instnik- 
tionen  sind  von  ihr  der  europäischen  Kom- 
mission zur  Zustimmung  mitzuteilen.  Die 
Kosten  für  die  gemischte  Kommission,  deren 
Sitz  in  Giurgewo  sein  soll,  werden  derart 
verteilt,  dass  Oesterreich-Ungarn  und  Ru- 
mänien je  vier,  Bidgarien  und  Serbien  je 
ein  Zehntel  zu  tragen  haben.  Die  -wichtigste 
Befugnis  der  Kommission  ist  enthalten  in 
der  ihr  zugeteilten  Macht,  einen  Inspektor 
zu  ernennen,  dem  die  von  den  Uferstaaten 
zu  bestellenden  Unterinspektoren  und  Hafen- 
kapitäne untergeordnet  smd.    Dem  Inspektor 


gebührt  die  Oberaufsicht  über  die  strikte 
Durchführung  des  Reglements.  Die  Strom- 
polizei wird  von  den  Unterinspektorcn  mid 
Hafenkapitänen  geübt,  gegen  deren  Urteile 
die  ApiM3llation  an  die  gemischte  Kommission 
geht,  welche  in  letzter  Instanz  entscheidet. 

Der  Londoner  Verti-ag  wurde  z^-ar  von 
den  Mächten  ratifiziert,  konnte  aber  nicht 
in  Kraft  treten,  da  seine  Durchführung  aus- 
dri'icklich  von  der  Adhäsion  der  Uferstaaten 
abhängig  gemacht  wurde  und  Rumänien 
nicht  bewogen  werden  konnte,  seine  Zu- 
!  Stimmung  zu  geben.  Rumäniens  Weigerung: 
stützte  sich  auf  die  Behauptimg  der  Ver- 
letzung wichtiger  völkerrechtlicher  Sätze  zu 
seinen  Ungimsten,  welche  der  Londoner 
Vertrag  enthalten  soU.  Namentlich  'die 
Oesten^eich-Ungarn  nicht  kraft  eines  eure- 
päischen Mandats,  sondern  kraft  eigenen 
Rechts  zugestandene  präponderierende  Stel- 
lung in  der  Kommission  imd  das  dieser 
beziehentlich  dem  von  ihr  ernannten  In- 
spektor eingeräumte  Imperium  wiutle  von 
I  Rumänien  als  völkerrechtswidrig  l^ezeiehnet. 
!  Dareb  hat  sich  ein  grosser  Streit  in  der 
•  völkerrechtlichen  Litteratiu:  entsponnen.  Un- 
befangene Prüfung  des  Falles  lehrt  al)er, 
I  dass  die  vorliegende  Frage  rein  politischer 
i  Xatur  ist,  dass  für  jede  der  von  Rumänien 
angegriffenen  Bestimmungen  sich  in  anderen 
Verträgen  analoge  in  unbezweifelter  Ki-aft 
stehende  nachweisen  lassen.  So  hat  z.  B. 
Rumänien  selbst  in  der  heute  noch  zu  Recht 
bestehenden  Pnithkommission  Oesterreich- 
Ungarn  Sitz  und  Stimme  zugestanden,  ol>- 
wohl  dieser  Staat  gar  nicht  Uferstaat  an  dem 
schiffbaren  Laufe  der  Pruth  ist,  und  die  in 
Galatz  tagende  Pnithkommission  übt  unter 
Veitretung  Rumäniens  Rechte  aus,  welche 
den  der  gemischten  Kommission  zugedachten 
in  nichts  nachstehen.  Im  Interesse  des 
europäischen  Handels  und  Verkehrs  ist  es 
lebhaft  zu  bedauern,  dass  es  bis  heute  nicht 
gelungen  ist,  die  liberalen  Principien,  von 
welchen  die  dem  Londoner  Vertrage  bei- 
gefügte Schiffalirtsakte  erfüllt  ist,  zm*  Aus- 
fühnmg zu  bringen.  Andererseits  mag  es 
aber  auch  als  ein  Beweis  der  hochgestiegenen 
Achtung  vor  der  internationalen  Selbständig- 
keit eines  Staates  gelten,  dass  die  Mächte 
es  unterlassen  haben,  das  kleine  Rimiänieu, 
welches  doch  dem  Willen  Eiu^as  die  Stinie 
bot,  durch  Anwendung  von  Zwangsmitteln 
ihren  Wünschen  gefügig  zu  maclien. 

Ein  bedeutsames  Dnternehmen  zur  Ver- 
besserung des  Verkehrs  auf  der  Donau  war 
die  von  OesteiTcich-Ungarn  kraft  eure- 
päischen Mandats  besorgte  Beseitigung  der 
Schiffahrtshindemisse  am  Eisernen  Thor. 
Am  27.  September  1896  ist  die  regulierte 
Wasserstrasse  daselbst  von  Kaiser  Franz 
Joseph  in  Anwesenheit  der  Könige  von  Ru- 
mänien und  Serbien  feierlich  eröffnet  worden. 
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Damit  ist  jeder  Grund  gewichen,  die  Prin- 
dpien  der  freien  Schiffahrt  im  Sinne  der 
Kongressakten  von  Wien,  Paris  und  Berlin 
mir  auf  den  unteren  Lauf  der  Donau  anzu- 
wenden. 

Litteratur:  Diese  ist  vollständig  angeführt  von 
Caratheodory  in  Holtzendorffs  Handh.  d, 
Volbrrr,  1887  11,  ^  78.  Hervorzuheben  sind: 
Wurm,  Vier  Briefe  ilber  die  freie  Donauschiff' 
ffihrty  1855y  fünf  Briefe  über  die  Freiheit  der 
PvMSchiffahrt  und  über  die  Donauakte  v.  7.  XI. 
i^r,7'^  1858.  —  Caratheodory f  Du  droit  inter- 
imtional  coneemanl  les  grands  cours  d'eau  1861. 
—  Geffkenf  La  question  du  Danube,  1888.  — 
r.  Holtzendarff,  Rumäniens  Vfei-rechte  an  der 
f>"nait.  —  F.  I>ahn,  Eine  Lanze  für  Rumänien, 
ISf^S.  —  Catellani,  La  narigazione  fluviale  e 
In  ffftestione  del  Danubio,  1888.  —  O.  J'ellinek, 
(}^MtrrHch'Ungam  und  Rumänien  in  der  Do- 
mtifrage,  I884.  —  L.  StrisoweVf  Die  Donau- 
fnige,  I884  (Sep.-Abd.).  —  Ed,  Engelhardt, 
Lt  droit  fluvinl  ronventio-nnel  et  le  traite  de 
Lmtlres  de  1888  (Rev.  de  droit  intern.  1884). 
Sfhr  reiches  Materifd  in  dem  rumänischen.  Grün- 
huehe:  Cestiunea  Dunarei,  Acte  si  docvmente, 
h-SS.  Jellineh, 


Doppelbestenerniig. 

1.  Begriff.    2.  Beurteilung  der  D.     3.  Das 
geltende  Recht. 

1.  Begriff.  Das  Wort  Doppelbesteuerung 
IVst  eine  verschiedene  Deutung  zu.  Ganz 
allgemein  mag  man  darunter  die  wieder- 
holte Besteuerung  desselben  Steuerobjekts 
bei  denselben  oder  verschiedenen  Steuer- 
Mihjekten  seitens  des  nämlichen  Staates 
wler  seitens  verschiedener  Staaten  verstehen. 
Ein»^  materielle  Doppel besteuemng  sei- 
tens des  gleichen  Staates  kann  man  es 
nennen,  wenn  beispielsweise  der  Grundbe- 
sitzer von  dem  Ertrag  seines  Grundstückes 
ohne  Abzug  der  Schuldzinsen  und  sein 
Gläubiger  für  die  aus  dem  Eintrag  des 
(jTundstückes  an  ihn  bezahlte  Kapital- 
rente besteuert  wird.  Eine  formelle 
Doppelbesteuerung  liegt  dann  vor,  wenn  die 
gleiche  Steuergewalt  ein  Steuersubjekt  ver- 
K-hiedenen  auf  dieselben  Steuerobjekte  ge- 
legten Steuern  unter^Äorft.  Hier  kann  die 
Doppelbesteuerung  ein  steuertechnisches 
Mittel  sein,  ima  eine  der  Leistungsfähig- 
keit des  betreffenden  Steuersubjekts  ent- 
Sfjrechende  Belastung  zu  vollziehen.  So 
venn  derjenige,  welcher  ein  sogenanntes 
ftindiertes,  d.  h.  aus  Vermögen  undKapital- 
^^\z  fliessendes  Einkommen  bezieht,  der 
Vermögens-  oder  Ertragsbesteuening  und 
'^n  für  sein  gesamtes  Einkommen  noch- 
mals der  Einkommensteuer  unterworfen 
^ifl,  während  derjenige,  welcher  nur  un- 
^(liertes  Einkommen  bezieht,  lediglich  der 
Bnkommensteuer  unterliegt.  Hier  soll  durch 


eine  formelle  Doppelbesteuerung  die  höhere 
Leistungsfähigkeit  des  fundierten  Einkom- 
mens entsprechend  belastet  werden. 

Von  einer  Doppelbesteuerung  im  e  i  g  e  n  t- 
lichen  oder  engeren  Sinne  spricht 
man  aber  regelmässig  nur  da,  wo  zwei 
Steuergewalten  von  gleicher  Art  und  Oixl- 
nung,  also  regelmässig  zwei  selbständige 
Staaten,  ein  und  dasselbe  Steuerobjekt  er- 
fassen. Dieser  Fall  tritt  dann  leicht  ein, 
wenn  das  Steuerobjekt  in  einem  anderen 
Staate  gelegen  ist  als  der  Wohnsitz  des 
Steuersubjekts.  So  z.  B.  wenn  ein  Grund- 
besitzer fflr  seine  in  Bayeni  gelegenen 
Grundstücke  hier  die  Grundsteuer  und  in 
Preussen,  wo  er  seinen  Wohnsitz  hat,  noch- 
mals von  derselben  Grundrente  eine  Steuer 
zu  entrichten  hat.  In  solchen  Fällen  wird, 
wenn  das  Steuerobjekt  wirklich  das  gleiche 
ist,  auch  das  Steuersubjekt  das  gleiche  sein, 
und  man  setzt  deshalb  bei  dem  Begriff 
der  Doppelbesteuenmg  auch  die  Identität 
der  Person  voraus.  Doch  sind  Ausnahme- 
fälle von  dieser  Regel  immerhin  möglich. 
Wenn  beispielsweise  fih-  die  Kapitali^enten- 
steuer  in  dem  einen  Stiiate  der  Nutzniesser, 
in  dem  anderen  der  Kapitalist  steuerpflich- 
tig ist,  so  kann  wohl  das  gleiche  Steuerob- 
jekt bei  zwei  verschiedenen  Steuersubjekten 
besteuert  werden,  ein  Fall,  der  in  der 
Schweiz  wiederholt  vorgekommen  und  von 
dem  Bimdesgeri(4it  zu  Gunsten  desjenigen 
Kantons  entschieden  wonlen  ist,  in  welchem 
der  Nutzniesser  seinen  Wohnsitz  hat  (Clauss, 
S.  141). 

Die  Doppelbesteuenmg  im  eigentlichen 
Sinne  ist  Folge  der  Thatsache,  dass  jeder 
Staat  vennöge  seiner  Selbständigkeit  und 
Zwangsgewalt,  unbekümmert  um  die  kon- 
kurrierenden Ansprüche  anderer  Staaten, 
seine  Steueransprüche  zur  Geltung  bringt. 
Sie  hat  zur  Voraussetzung  die  modernen 
Verkehrs-  und  Wirtschaftsverhältnisse;  na- 
mentlich hat  die  zunehmende  Freiheit  des 
Verkehrs  und  die  Erleichterung  des  dauern- 
den oder  vorübergehenden  Ueberganges  von 
einem  Staate  in  einen  andern  hier  einge- 
wirkt: sie  hat  es  mit  sich  gebracht,  dass 
Personen,  die  mit  ihrem  Heimatsstaate 
durch  die  politische  Staatsangehörigkeit  ver- 
bunden sind,  in  einem  andern  Staate  Wohn- 
sitz imd  Erwerb  haben  so^-ie  dass  Perso- 
nen, ohne  Staatsangehörigkeit  und  Wohnsitz 
zu  ti-ennen,  in  einem  fremden  Staate  Güter 
besitzen  und  an  Unternehmungen  sich  be- 
teiligen u.  s.  w.  Es  kommt  dazu,  dass,  seit 
das  System  specieller  direkter  Steuern  (be- 
sondei-s  der  Kapitalrenten-,  Gewerbe-  und 
Unternehmungs- ,  spociellen  Einkommen- 
steuern imd  ähnliches)  immer  mehr  ent- 
wickelt wunle,  auch  die  Möglichkeit  der 
Doppelbesteuenmg  immer  näher  rückte  und 
dass    vor    allem    auch    die    Zunahme    der 
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finanziellen  Lasten  eine  Ausdehnung  der 
Steuerpflicht  auf  alle  en-eichbaren  steuer- 
kräftigen Personen  nahe  legte. 

2.  BeurteiluDg  der  D.  Es  ist  begreif- 
lich, dass  der  einzelne  Staat  die  ihm  er- 
reichbare Steuerkraft,  mag  sie  die  eines 
Inländers  oder  eines  Ausländers  sein,  ohne 
Rücksicht  auf  das  Verhalten  der  anderen 
Staaten  zur  Tragimg  der  Lasten  heranzieht ; 
es  ist  aber  ebenso  erklärlich,  dass  man  vom 
Standpunkte  einer  allgemeinen  Gerechtigkeit 
aus,  dann  und  wann  auch  aus  Zweckraässig- 
keitsgiünden,  dieser  Aeusserung  der  staat- 
lichen Zwangsgewalt  sich  entgegenstellt. 
Die  Fi'age,  wie  im  einzelnen  Falle  bei  Kon- 
kurrenz der  Steuergewalten  entschieden 
werden  solle,  ist  freilich  schwierig  zu  be- 
antworten. In  dieser  Beziehung  stellt  die 
Theorie  folgende  Forderungen  auf: 

a)  Staatsangehörige,  welche  im  Inlande 
lebend,  Einkommen  aus  ausländischen  Quel- 
len beziehen,  sollten  filr  dieses  hier  niu* 
insoweit  Steuer  bezahlen,  als  sie  nicht  im 
Auslande  bereits  eine  gleiche  Steuer  in 
gleicher  Höhe  zu  entrichten  hatten,  min- 
destens aber  sollten  sie  nur  für  denjenigen 
Teil  ilires  ausländischen  Einkommens  be- 
steuert werden,  der  ihnen  nach  Abzug  der 
im  Auslande  bezahlten  Steuer  noch  übrig 
bleibt. 

b)  Staatsangehörige,  die  im  Auslande 
leben  xmd  ihr  Einkommen  aus  inländischen 
Quellen  beziehen,  werden  zu  den  Erti-ag- 
steuern  ebenso  beigezogen  werden  müssen 
wie  Inländer:  aber  auch  Subjektssteuern 
lassen  sich  nicht  nur  gegenüber  Staatspen- 
sionären, sondern  auch  gegenüber  den  so- 
genannten Absentisten  aus  allgemeinen  so- 
zialpolitischen Gründen  rechtfertigen. 

c)  Staatsangehörige,  die  im  Auslande 
ihren  Wohnsitz  und  ilu^  Einkommensquel- 
len haben,  werden  im  allgemeinen  von  in- 
ländischen Steuern  zu  befreien  sein;  doch 
ist  die  Frage  erwägenswert,  ob  sie  nicht  zu 
einer  besondei'en  Steuer  oder  Gebühr  als 
Entgelt  für  den  staatlichen  Schutz  ihres 
Heimatstaates  herangezogen  werden  sollen. 

d)  Ausländer,  welche  im  Inlande  aus- 
ländisches Einkommen  verzehren,  werden 
in  Konsequenz  des  eben  erwähnten  Falles  c 
zu  den  Steuern  desjenigen  Staates  heranzu- 
ziehen sein,  in  dem  sie  leben. 

e)  Ausländer,  welche  im  Auslande  in- 
ländisches Einkommen  beziehen,  werden 
rücksichtlich  der  mit  Ertragsteuern  belaste- 
ten Einkommenteile  ebenso  angesehen  wer- 
den müssen  wie  Staatsangehörige,  die  im 
Auslande  ihi-e  aus  dem  Inlande  bezogenen 
Einkommen  verzehren. 

Ganz  im  allgemeinen  kann  man  demnach 
wohl  sagen,  dass  es  am  natürlichsten  er- 
scheint, die  Ertragssteuern  an  den  Staat  zu 
entrichten,  in  welchem  das  Objekt  gelegen 


ist,  die  subjektiven  Personen-  und  Ein- 
kommen- sowie  die  Konsumtionssteueni  an 
den  Staat,  in  dem  man  wohnt,  bezw.  in 
dem  die  Konsumtion  erfolgt  (Röscher  lY, 
§  63). 

3.  Das  geltende  Recht  Diese  in  der 
Theorie  selbst  nicht  ganz  unbestrittenen 
Sätze  haben  nun  in  der  Pi'axis  luir  sehr 
bedingte  Anerkennung  gefunden.  Ein  inter- 
nationales Steuerrecht,  dessen  Aufgabe  es 
wäre,  die  einschlägigen  Verhältnisse  zu 
oixinen,  ist  kaum  in  Anfängen  vorhanden 
und  findet  wohl  noch  lange  Zeit  eine  un- 
übej-Avindliche  Schwierigkeit  in  der  Neuheit 
des  Bedürfnisses  und  in  der  Verschieden- 
heit der  Steuei-systeme  und  der  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Verhältnisse  der  Staaten. 
Anders  liegt  der  FaU  da,  wo  zwei  oder 
mehrere  selbständige  Steuergewalten  (Staa- 
ten) durch  ein  staatsrechtliches  Band  mit- 
einander verbunden  sind  und  eine  Doppel- 
besteuenmg,  als  dem  Gedanken  des  Bundes- 
staates widersprechend,  sich  besonders  un- 
angenehm bemerkbar  macht.  Eine  Regc^luug 
der  konkurrierenden  Besteuenmg  wird  he- 
sonders  dann  eine  unabweisbare  Fonlenuig 
sein  ,  wenn  innerhalb  des  Bundesstaates 
Freizügigkeit  besteht;  freilich  wii-d  sie  hier 
auch  durch  eine  gewisse  Gleichheit  der 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse 
erleichtert  werden.  Dieser  Forderung  sind 
denn  auch  die  schweizer  Eidgenossenschaft 
und  das  Deutsche  Reich,  bezw.  schon  der 
norddeutsche  Bund,  nachgekommen,  die 
Schweiz,  indem  sie  seit  dem  Jahre  18ß2, 
bezw.  seit  der  Verfassungsrevision  von  1875, 
dem  Bundesgericht  wie  in  allen  bundes- 
staatsrechtlichen Streitigkeiten,  so  auch  in 
Steuerkonfliktsachen  die  Entscheidung  über- 
trug, das  Deutsche  Reich  durch  das  G. 
V.  13.  Mai  1870  wegen  Beseitigimg  der 
Doppelbesteuerung.  Da  diese  beiden  Bun- 
desstaaten, wenn  auch  völlig  unabhängig 
von  einander,  doch  in  der  Hauptsache  zu 
den  gleichen  Ergebnissen  kommen,  so  wird 
es  genügen,  nur  das  deutsche  Gesetz  im 
folgenden  zu  berücksichtigen. 

Das  Gesetz  bezieht  sich  nur  auf  die 
direkten  Steuern  und  verbietet  für  diese 
die  Doppelbesteuerung.  Als  Hauptregel 
stellt  es  den  Grundsatz  auf,  dass  für  die 
Steuerpflicht  eines  Deutschen  sein  Wohn- 
sitz, eventuell,  wenn  ein  solcher  nicht  vor- 
handen ist,  sein  Aufenthaltsort  innerhalb 
des  Deutschen  Reiches,  in  einigen  Fällen 
seine  Staatsangehörigkeit  entscheide.  Bei 
doppeltem  Wohnsitz  im  Htumatstaat  tuid  in 
einem  anderen  Bundesstaat  ist  der  Inländer 
nur  im  Heimatstaat  steuerpflichtig.  Von 
dieser  Regel  macht  aber  das  Gesetz  Aus- 
nahmen bezüglich  der  Steuern  auf  Grund- 
besitz und  Gewerbebetrieb  imd  die  damus 
fliessenden  Einkommen,  ferner  der  Steuern 
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anf  Gehalt  Pension  und  Wartegeld,  welches 
•leutsche  Militärpersonen  oder  Civilbeamte 
sowie  deren  Hinterbliebene  aus  der  Kasse 
eines  Bundesstaates  beziehen.  Diese  soll 
nnr  derjenige  Staat,  in  welchem  der  Grund- 
besitz oder  Gewerbebetrieb  gelegen  ist  oder 
welcher  die  Zahlungen  zu  leisten  hat,  zu 
prhelien  berechtigt  sein.  Bundes-  (Reichs)- 
imd  Staatsbeamte  dürfen  nur  in  demjenigen 
Bimdei«staate  besteuert  werden,  in  dem  sie 
ihren  dienstlichen  Wohnsitz  haben,  (lieber 
weitere  Modifikationen  s.  die  unten  ange- 
führte Litteratur.) 

Dieses  Gesetz  hat  eine  befriedigende 
Einigung  bezüglich  der  Besteuerung  der 
deutschen  Staatsangehörigen  geschaffen. 
Anders  ist  es  bezüglich  der  Besteuerung 
(ier  in  Deutschland  wohnenden  Ausländer 
und  der  Deutschen  bezüglich  ihrer  aus  dem 
Auslande  bezogenen  Einkünfte.  In  dieser 
Beziehung  ist  auch  heute  noch  alles  der 
Landesgessetzgebimg  überlassen,  und  diese 
weii»t  eine  grosse,  hier  nicht  näher  zu  be- 
sprechende Verschiedenheit  auf;  nur  ist 
auch  hier  aUenthalben  der  Grundsatz  fest- 
gehalten, dass  die  Steuern  vom  Grundbesitz 
und  Gewerbebetrieb  nur  von  demjenigen 
Staate  erhoben  werden  sollen,  in  welchem 
sie  gelegen  sind^). 

Litteratur:  £.  Zürcher,  Krüüche  Darstellung 
drr  bundeirtchUichen  Praxis  betreffend  das  Ver- 
httt  der  Doppelbesteuerung,  Basel  1882.  —  F, 
Schreiber,  Kritische  Darstellung  der  bundes- 
rfchä.  Projris  betr.  das  Verbot  der  Doppelbest., 
lSy2.  —  Speiser,  Das  Verbot  der  Doppelbe- 
tteuentng,  Basel  1886.  —  Th^  Claus8,  Das 
Reirhsgesetz  vom  18.  V.  1870  wegen  Beseitigung 
der  Doppelbesteuerung,  im  Finanzarehiv  V.  188. 
—  G,  Antoni,  Die  Steuersubjekte  im  Zusammen- 
haUe  mit  der  Durchführung  der  Allgemeinheit 
der  Besteuerung  nach  den  in  Deutschland  gelten- 

' )  Das  preussische  Kommunalabgabengesetz 
T.  14.  Juli  1893,  §§  47—52,  in  der  Fassung 
der  Novelle  v.  30.  Juli  1895  verbietet  die 
Ö«)ppelbe8teuerung  zwischen  Gemeinden.  Bei 
Auidehnunff  einer  Gewerbe-  oder  Bergbauunter- 
nehmong  über  mehrere  Gemeinden  hat  die  Ge- 
meinde des  Sitzes  der  Leitung  nur  ein  Zehntel 
der  Steuerleistnng  voraus.  Bei  Heranziehung 
der  Steuerpflichtigen  zur  Einkommensteuer  in 
ihren  Wohnsitzgemeinden  bleibt  der  Teil  des 
Gesamteinkommens  ausser  Ansatz,  der  ausser- 
halb des  Gemeindebezirks  aus  Grundvermögen, 
Handels-  oder  gewerblichen  Anlagen  und  Be- 
geben, einschliesslich  des  Bergbaues,  sowie  au8 
Beteiligung  am  Unternehmen  einer  Gesellschaft 
»it  beschränkter  Haftung  gewonnen  wird,  je- 
doch kann  die  Gemeinde  des  Wohnsitzes  immer 
ein  Viertel  des  Gesamteinkonmiens  für  sich  zur 
Beateaerung  in  Anspruch  nehmen.  Bei  Ein- 
«bälzong  mit  mehrfachem  Wohnsitz  innerhalb 
oder  ausserhalb  des  preussischen  Staatsgebietes 
verbleibt  das  Einkommen  aus  vorstehend  g:e- 
Jianten  Vermögenswerten  der  Belegenheits- 
«a.  der  Betriebsgemeiude  bis  zu  drei  Viertel 
des  Gesamteinkommeus. 


den  Staatsgesetzen,  im  Finan^archir  V,  916  ff., 
bes.  974  ff'  —  Schanz,  Zur  Frage  der  Steuer- 
Pflicht,  im  Finanzarchiv  IX.  —  Lahand,  Art. 
n Doppelbesteuerung»,  in  Stengels  Wörterbuch  des 
deutschen   Verwaltungsrechts. 

Eheberg, 


Doppelwährung. 

1.  Die  Mischwährung  in  älterer  Zeit.  2. 
Die  D.  in  den  Vereinigten  Staaten.  3.  Die  D. 
in  Frankreich  und  anderen  Läudem.  4.  Theo- 
retische Ansichten  über  die  D.  5.  Der  Bime- 
tallismus.   6.  Kritik. 

1.  Die  Mischwähnmg  in  alterer  Zeit. 

Nach  Brandis  wurden  schon  im  16.  Jahr- 
hundert V.  Chr.,  900  Jahre  vor  der  Einfüh- 
rung der  eigentlichen  Münzprägung  in  Meso- 
potamien und  Syrien  Gold  und  Süber  in  Banken 
und  Ringen  von  bestimmten  Ge wicht sgnisseu 
neben  einander  in  einem  gOvsetzlichen  Weilver- 
hältnisse(s.Ait.EdelmetalleuntenS.260ff.) 
als  Tausch-  und  Zahlungsmittel  verwendet. 
Herodot  sagt  von  den  Lydern,  dass  sie,  so- 
viel man  wisse,  zuerst  Gold  und  Silber  zu 
Münzen  geprägt  hätten,  und  wenn  diese 
Angabe  auch  wahrscheinlich  insofern  nicht 
richtig  ist,  als  die  ältesten  lydischen  Münzen 
nur  aus  Gold  oder  vielmehr  aus  dem  stark 
silberhaltigen  Weissgold  (Elektron)  bestanden 
haben,  so  zeigt  sie  doch,  dass  nach  der  Vor- 
stellung der  Alten  die  beiden  Edelmet^e 
von  Anfang  an  als  Münzmaterial  gleichbe- 
rechtigt aufgetreten  sind.  Auch  in  Aegina, 
das  in  den  Berichten  der  Alten  den  Lydern 
die  Priorität  der  Erfindung  der  Münzen 
streitig  macht,  wurden  schon  gleichzeitig 
mit  den  ältesten  bekannten  Silbermünzeu 
Goldstatere  geprägt,  die  wahrscheinlich  den 
Wert  von  20  äginetischeu  Süberdrachmen 
hatten. 

Diese  gleichzeitige  Verwendung  von  Gold 
und  Silber  als  Geld  hat  sich  bis  zur  Gegen- 
wart erhalten  und  ist  auch  in  den  Ländern 
mit  reiner  Goldwährung  nicht  gänzlich  ver- 
schwunden (s.  Art.  M  ü  u  z  w  e  s  e  n).  Sie  kann 
aber  in  sehr  verschiedenen  Formen  stattfinden 
und  begründet  an  sich  noch  keineswegs 
das,  was  man  im  eigentlichen  Sinne  als 
Doppelwährung  bezeichnet.  Meistens 
hat  das  eine  der  beiden  Metalle  gesetzlich 
oder  thatsächlich  im  Verkehr  die  VorheiT- 
schaft  behauptet.  Aus  diesem  wurden  die 
Münzen  geprägt,  welche  die  relativ  feste 
Werteinheit  darstellen  sollten,  und  die  Münzen 
aus  dem  anderen  Metall  wiu'den  dann  häufig 
ebenso  wie  die  aus  geringhaltigem  BiUon 
oder  Kupfer  mit  Hilfe  der  ihnen  vom  Staate 
zuerkannten  Zahlungskraft  zu  einem  mehr 
oder  weniger  erhöhten  Nominalwerte  an 
jene  Hauptmünzen  angelehnt.  Solche  Ueber- 
wertungen    sind    zuweilen   auch   bei  Gold- 
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münzen  vorgekommen,  in  der  Regel  aber 
diente  das  SUber  ziir  Darstellung  des  Kredit- 
geldes, das  teils  als  Scheidemünze  mit  be- 
schränkter Zalüungskraft,  teils  aber  auch 
olme  solche  Beschränkimg  ausgegeben  wurde. 
Im  letzteren  Falle  aber  erwies  sich  das  ge- 
setzliche Wertverhältnis  bei  massenhafter 
Ausgabe  des  unterwertigen  Geldes  immer 
als  wirkungslos,  indem  das  letztei-e  im  ge- 
wöhnlichen Verkehr  das  allgemein  gebräuch- 
liche Umlaufsmittel  und  Wertmass  wurde, 
die  Goldmünzen  aber  (sowie  auch  die  etwa 
unveiTingert  gebliebenen  grossen  Silber- 
münzen) einen  erhöhten  Kurswert  erhielten. 
Im  14.  Jahrhundert  ging  der  Grossverkehr 
infolge  der  fortsclireitenden  Verschlechterung 
der  gewöhnlichen  Münzen  in  allen  europäi- 
schen Ländern  dazu  über,  für  seine  Bedtlrf- 
nisse  das  Gold  zum  Ilauptwährungsmetall 
zu  machen  imd  teils  auf  ge>Äissc  wirklich 
ausgeprägte  Goldmünzen,  teils  auf  Rech- 
nungsmünzen, die  in  bestimmten  Verhält- 
nissen diu-ch  effektive  Goldmünzen  darge- 
stellt wuixlen,  seine  Geschäfte  abzuschliessen. 
Das  Silber  gelangte  erst  wieder  zur  Gleich- 
berechtigung im  grossen  Verkelir,  nachdem 
der  Goldgulden  seit  1484  auch  in  diesem 
Metall  ausgeprägt  worden  und  somit  eine 
Silbermünze  von  einem  ungewöhnlich  grossen 
Gewichte  (einer  Unze)  geschaffen  war,  füi* 
die  es  aus  früherer  Zeit  höchstens  in  ein- 
zelnen ausnahmsweise  geprägten  Schau- 
münzen etwas  Vergleichbares  gab.  Die  be- 
deutende Vermelinmg  der  Silberproduktion 
in  Deutschland  im  letzten  Drittel  des  15. 
und  am  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  ge- 
stattete schon  damals  eine  verhältnismässig 
bedeutende  Ausprägung  dieser  schweren 
Münzen,  die  allerdings  als  Joacliimsthaler 
schon  etwas  von  ilu-em  lu-spmnglichen  Ge- 
lialte  einbüssten,  aber  doch  die  Gnindlage 
eines  neuen  Tj-pus  blieben,  der  nach  dem 
Bogiim  des  ung-eheueren  Silberzuflusses  aus 
Amerika  in  mancherlei  Abändenmgen  als 
Reichsguldiner,  Reichsspeciesthaler,  Piaster, 
liOuis  d'argent,  Kronentlialer  und  anderen 
jüngeren  Foi-men  in  allen  Kulturländern  in 
Aufnalmie  kam.  Die  Verschlechtenmg  der 
kleinei*en  Silbermünzen  freilich  dauerte  fort, 
und  der  aus  solchen  Stücken  zusammenge- 
setzte Zählthaler  blieb  daher  in  Deutsch- 
land immer  mehr  hinter  dem  Si)eciestlialer 
zurfick,  was  sich  durch  einen  steigenden 
Kurs  des  letzteren  sowie  auch  des  Gold- 
gidden  bekundete.  Doch  wurden  auch  nach 
den  verringerten  Thalerfüssen  grobe  Miinzen 
in  gi'osscr  Menge  geprägt,  luid  in  Deutsch- 
land war  dalier  auch  im  grösseren  Verkelu^ 
bis  zum  vierten  Jahrzehnt  des  vorigen  Jalu*- 
hunderts  das  Silbergeld  durchaus  überwie- 
gend: ei-st  in  der  folgenden  Zeit  erlangte 
das  Gold  bis  zum  Ende  des  Jalirhunderts  neben 
ilem  Silber  eine  ausgedehnte  Verwendung. 


In  England  erhielt  das  Gold'  seit  dem 
Ende  des  17.  Jalirhundei-ts  mehr  und  nielir 
die  Vorherrschaft,  und  in  Frankreich  saui- 
melte  es  sich  in  bedeutender  Menge  an. 
Das  in  den  Ländern  mit  gemischtem  Gold- 
und  Silberumlauf  bestehende  System  war 
aber  vom  16.  bis  zum  Ende  des  18.  Jalu-- 
hunderts  nicht  als  Doppel wälinmg  im  heu- 
tigen Sinne,  sondern  vielmehr  als  Parallel- 
währung (s.  d.  Art.)  zu  bezeichnen.  Man 
schloss  die  Verträge  teils  auf  Gold,  teDs 
auf  Silbergeld  ab,  oder  es  war  bei  gewissen 
Geschäften  die  eine  oder  die  andere  Münz- 
art herkömmlich  im  Gebrauclu  Da  damals 
wegen  der  Münzvei^schlechteiningen  ohnehin 
bei  nicht  sofort  zu  leistenden  Zahlungen 
Vereinbarungen  über  die  zulässigen  Münzen 
üblich  waren,  so  verursachte  jene  Parallel- 
rechnung  in  (jold  und  Süber  keine  besondei-e 
weitere  Verkehrserschwerung.  Wenn  die 
Münzen  des  einen  Metalls  auch  gesetzlieh 
gegen  die  des  anderen  tarifiert  wurden,  so 
konnte  dadurch  die  Kurserhöhung  des  bes- 
seren Geldes  nicht  verhindert  wei-den.  Das 
Steigen  der  Goldmünzen  zu  henmien  wurde 
allerdings  seit  dem  16.  Jahrhundert  häufig 
von  der  Gesetzgebung  versucht  So  wii-d 
in  der  Reichsmünzordnung  von  1559  be- 
fohlen, »dass  hinfilro  die  Rheinischen  und 
denselben  ebenmässige  Goldgüldeo,  die  ihr 
geordnet  Gehalt  und  Gewicht  haben,  dm-ch 
Niemand,  sie  seien  hohen  oder  niedert^u 
Standes,  höher  als  um  fünf  und  siebenzig 
Ki'cuzer  eingenommen  und  ausgegeben  wor- 
den sollen;  aber  sie  näher  und  geringer  zu 
rechnen  und  auszugeben,  solle  männiglich 
bevorstehen <..  Ebenso  soUen  die  Dukaten 
wohl  niediiger,  aber  nicht  höher  als  zu  104 
Kreuzern  genommen  und  ausgegeben  werden 
dürfen.  Bei  Verletzung  dieser  Vorschrift 
sollen  »beide  gülden  und  silbern  Münz,  da- 
rum kontrahieret,  der  Obrigkeit,  unter  wel- 
cher solches  geschieht,  zur  Pön  und  Straf»' 
verfallen  sein«.  —  Auch  in  England  A\ninlc 
in  der  auf  Grund  des  berühmten  Gutachtens 
von  Newton  erlassenen  kgl.  Proklamation 
V.  22.  Dezember  1717  nur  verordnet,  dass 
die  Guinee,  die  urspriinglich  nur  zu  20  sh. 
geprägt,  in  der  letzten  Zeit  aber  von  den 
Unterthanen  zu  21^/2  sh.  genommen  und 
ausgegeben  worden  sei,  fortan  nicht  höher 
als  zu  21  sh.  angenonmien  imd  ausgegeben 
werden  dürfe. 

2.  Die  D.  in  den  Vereinigen  Staaten. 
Principiell  wurde  eigenthch  in  Ameiika  zu- 
ei-st  die  wirkliche  Doppelwährung  duivh 
das  G.  V.  2.  April  1792  eingeführt.  Das- 
selbe bestimmt  aiisdrücklich  1)  »dass  der 
verhältnismässige  Wert  von  Gold  und  Silber 
in  allen  Münzen,  die  nach  dem  Gesetze  in 
den  Vereinigten  Staaten  umlaufen,  wie  lö 
zu  1  sein  solle,  d.  h.,  dass  jede  15  Pfuml 
fein  Silber  in  allen  Zahlungen  von  gleichem 
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"Ä'erte  sein   solle  mit  einem  Pfund  feinem 
('földer ;  2)  dass  die  in  der  Münzanstalt  ge- 
pii^en  Gold-  mid  Silbermünzen  gesetzliches 
Zahlungsmittel  bei  jeder  Art  Von  Zahlung 
{jein   sollen;   3)  dass  Jedermann   berechtigt 
sein  solle,  sowohl  Gold  als  Silber  in  belie- 
biger Menge  in  die  Münzanstalt  zu  bringen 
und  dass  dieses   in  möglichst  kiu*zer  Zeit 
unentgeltlich    für   den   Einbringer   ge- 
j'rägt  werden  solle;  jedoch  solle  es  sowohl 
•lern  Einbringer  wie  dem  Münzdirektor  frei 
stehen,  für  die  betreffenden  Gold-  oder  Silber- 
r*arren  geprägte  Münze   sofort  zu  verlangen 
•>ler  zu  geben  mit  Abzug  von  einem  halben 
Prozent  als  Vergjütung  der  Zinsen  für   die 
Zeit   bis   zur    wirklidien    Ausführung    der 
Pi-ägung.    Diese  drei  Merkmale,  gesetzliches 
Wertverhältnis,  unbedingte  gesetzliche  Zah- 
liingskrait  der  Münzen  aus  beiden  Metallen 
und  freie  Prägung  derselben,  sei   es  iment- 
jjelthch  oder  gegen  eine  niur  die  wirklichen 
Fabrikationskosten  deckende  Gebühr  müssen 
als  eharaktenstLsch  und  notwendig  für  die 
eigentliche  Doppelwährung  betrachtet  wer- 
•len.    Haben  cUe  Münzen  des  einen  Metalls 
rwar  nach  einem  gesetzlichen  Wertverhältnis 
mibeschränkte  gesetzliche  Zahlungsb'aft  (im 
Unterschiede  von  den  Scheidemünzen),  fehlt 
aber  die  unbeschränkte  Prägungsfreiheit  ftlr 
jedermann,    so    besteht   das  Zwittersystem, 
(las  man  als   »hinkende  Währung«    (etalon 
boiteux)  oder  richtiger  als  »hinkende  Doppel- 
währung« bezeichnet.     Das  in  Amerika  ge- 
wählte  Verhältnis    15: 1    entsprach    genau 
genug  dem  damals  in  London  bestehenden 
Silberpreise,  aber  bald  nach  dem  Beginn  der 
amerikanischen  Prägungen  fing  das  Gold  an, 
langsam  zu  steigen.    Gleichwohl  wurde  in 
Amerika  bis  1806  überwiegend  Gold  geprägt, 
was  damit  zusammenhing,  dass  der  Handel  i 
nach  dem   unteren   Mississippi    noch    fort- ' 
während  bedeutende  Summen  in  Dublonen  i 
einbrachte.    Uebrigens  waren  die  Prägungen  j 
in  dieser  Periode  überhaupt  nicht  bedeutend. : 
Die  höchste  Ziffer  der  Silberprägung  fällt 
in  das  Jahr  1799,  nämlich   423515  «,   und 
•üe  Goldprägimg  erreichte  1802   ihr  Maxi- 
mum mit  423310  $.     Von    1806  bis    1834 
waltete  dann    die   Silberprägung    dm-chaus 
vor,  wie  dies  nicht  anders  sein  konnte,  da 
in  Eim)pa   das  Wertverhältnis   des  Goldes 
Wim  Süber  in  dieser  Zeit  meistens  zwischen 
1-V  i  und  16  stand.    Doch  kommt  ausnahms- 
weLie  noch  einmal  im  Jahre  1820  eine  Prä- 
gung von  1 319  030  S  in  Gold  gegen  501 680  $ 
in  Silber  vor,  während   dagegen   im  Jahre 
IViC  bei  einer  Silberprägimg  von  2002090  $ 
nur  92245  $    in    Gold    gemünzt    wurden. 
I>er  grösste   Teil   des  vorhandenen  Goldes 
wurde  infolge   der    starken  Nachfrage   für 
England   ausgeführt,    jedoch    nicht   einfach 
mittelst  Eintausches    zum    amerikanischen 
nominellen   Pariwerte;    der   GolddoUar  er- 


zielte vielmelu*  in  den  zwanziger  Jahren 
eine  Prämie  von  etwa  5®/'o  gegen  Silber,  und 
nm'  durch  dieses  Aufgeld  ist  es  zu  erklären, 
dass  in  den  letzten  Jahren  vor  der  Abände- 
rung des  Münzgesetzes  noch  verhältnis- 
mässig viel  Gold  geprägt  werden  konnte. 
Die  Ausmünzungen  betrugen  nämlich: 


Dollar  Gold 

Dollar  Süber 

1830 

643  105 

2  495  400 

1831 

714270 

3175600 

1832 

798  435 

2579000 

1833 

978  550 

2  759  000 

Dm-ch  das  G.  v,  28.  Juni  1834  wiu^e 
das  gesetzliche  Wertverhältnis  der  beiden 
Edelmetalle  in  den  Münzen  mit  dem  damals 
im  Verkelu*  geltenden  in  bessere  Ueberein- 
stimmung  gebracht,  aber  nunmehr  zu  Gimsten 
des  Goldes  etwas  zu  hoch  gestellt.  Der 
Feingehalt  des  Golddollars  wurde  nämlich 
von  1,60377  auf  1,50334  Gramm  herab- 
gesetzt, während  der  Silberdollar  —  der 
als  die  hauptsächlichste  Darstellung  der 
Münzeinheit  angesehen  wnrde  —  keine  Ver- 
ändenmg  erfiüir.  Das  Wertverhältnis  stellte 
sich  demnach  auf  16 : 1  und  wm^de  dmxjh 
das  G.  V.  18.  Januar  1837,  welches  für  Gold 
und  Silber  das  Mischungsverhältnis  90/1000 
einführte,  nur  imbedeutend  (auf  15,988:1) 
herabgesetzt,  indem  der  Feingehalt  des  Gold- 
doUars  jetzt  auf  1,50463  Gramm  erhöht 
wurde.  Bis  zimi  Jahre  1847  war  die  Ab- 
weichung des  gesetzlichen  von  dem  kom- 
merziellen Wertverhältnis  nicht  so  erheblich, 
dass  das  Gold  in  den  Prägimgen  ein  stark 
ausgesprochenes  üebergewicht  über  das 
Silber  gewinnen  konnte,  wenn  das  erstere 
Metall  auch  1834  sofort  in  mehr  als  vier- 
mal gi-össerer  Menge  zur  Münze  strömte 
als  im  Jahre  1833  —  ein  Beweis,  dass  die 
neue  gesetzliche  Wertbestiramung  des  Goldes 
denn  doch  von  grösserer  Wirkung  war  als 
die  im  Yerkelir  entstandene  Prämie.  Es 
wurden  geprägt: 


Dollar  Gold 

Dollar  Süber 

1834 

3  945  270 

3415002 

1835 

2  186  175 

3443003 

1836 

4  135  700 

3  606  100 

1837 

I  148  305 

2096010 

1838 

I  809  765 

2  333  243 

1839 

1  376  848 

2  209  778 

1840 

I  675  483 

I  726  703 

1841 

I  091  858 

I  132750 

1842 

1  829  408 

2  332  750 

1843 

8  108  798 

3  834  750 

1844 

5  427  670 

2  235  550 

1845 

3  756  448 

I  873  200 

1846 

4034178 

2  558  580 

In  dieser  Periode  halten  sich  Gold  und 
Silber  im  ganzen  ziemlich  das  Gleichgewicht. 
Jedoch  ist  zu  bemerken,  dass  schon  seit 
1801  fast  ausschliesslich  halbe  Dollars  und 
nur  sehr  wenig  Ganzstücke  geprägt  wurden. 
Die  ersteren  wai-en  indes  uiclit  Scheidemünze, 
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sondern  vollwertig  und  mit  voller  gesetzlicher 
Zahlungskraft  ausgestattet.  Man  dai-f  deni- 
nach  sagen,  dass  damals  in  Amerika  die 
eigentliche  Doppelwährung  vollen  und  effek- 
tiven Bestand  hatte.  Einen  bedeutenden 
Einfluss  nach  aussen  aber  konnte  dieselbe 
nicht  ausüben,  weil  die  geprägten  Summen 
bei  beiden  Metallen  doch  im  ganzen  noch 
ziemlich  bescheiden  blieben.  Einen  be- 
deutenden Aufschwung  nahm  die  Aus- 
münzung von  Gold  ei-st  1847,  also  noch  vor 
den  kalifornischen  Entdeckungen  (jedoch  bei 
schon  stärkerer  russischer  Goldproduktion). 
Die  Wirkung  des  kalifornischen  Goldes  auf 
das  Wertverhältnis  der  beiden  Metalle  machte 
sich  erst  im  Jahre  1850  fühlbar,  und  damit 
trat  auch  die  Venninderung  der  Silber- 
prägungen ein. 


]s  wiuxlen  geprägt: 

Dollar  Gold 

Dollar  Silber 

1847           2o  202  325 

2374450 

1848             3775513 

2  040  050 

1849             9  007  762 

2  114950 

1850           31981739 

I  866  100 

1851           62614493 

774  397 

1852            56846188 

999410 

1853           39377909 

9077571 

Das  Jahr  1853  bildet  einen  Wendepunkt : 
die  Silberprägung  schnellt  plötzlich  in  die 
Höhe,  aber  lediglich  weil  durch  das  G.  v. 
21.  Februar  1858  die  halben,  viertel,  zehntel 
und  zwanzigstel  Dollars  in  Scheidemünze 
(nach  dem  Wei-tverhältnisse  1 :  14,88  gegen 
Gold)  mit  Zahlungskraft  bis  zu  5  $  ver- 
wandelt wurden  und  nun  eine  grössere 
Summe  in  diesen  neuen  Typen  ausgemünzt 
werden  musste.  Obwohl  das  Wertverhältnis 
von  Gold  zu  Silber  in  den  folgenden  20 
Jahren  meistens  zwischen  15,1  und  15,5 
stand,  so  wui'de  doch  bis  1873  noch  in  jedem 
Jahre  mit  Ausnahme  von  1858  ein  gewisser 
Betrag  in  vollwertigen  ganzen  Silberdollars 
geprägt,  der  sich  allerdings  meistens  nur  auf 
wenige  Tausend  belief,  in  den  Jahren  1859 
und  1860  aber  auf  636500  und  733930  $ 
—  früher  in  Ganzstücken  niemals  erreichte 
Ziffern  —  stieg.  Im  Anfang  der  siebziger 
Jahre  vollends,  als  das  Anwachsen  der 
Silberproduktion  in  den  pacifischen  Staaten 
seine  Wirkung  auszuüben  begann,  war  die 
amerikanische  Doppelwährimg ,  die  ja  ge- 
setzhch  noch  immer  bestand,  wieder  auf  dem 
besten  Wege,  effektiv  zu  werden,  indem  in 
den  Jahren  1871  und  1872  bezw.  1117136 
und  1118600  silberne  StandarddoUars  ge- 
pi*ägt  wunlen.  Hier  griff  nun  aber  das  G. 
V.  12.  Februar  1873  ein,  das  die  Doppel- 
währung aufliob,  indem  es  bestimmte,  dass 
ausser  dem  Trade-Dollar  (der  anfangs  eben- 
falls bis  z\i  5  *  gesetzliche  Zahlungskraft 
hatte)  und  den  als  Scheidemünze  dienenden 
Teilstücken  des  Dollars  keine  Silbermünzen 


geprägt  werden  sollen.  Durch  die  sog. 
Bland-ßill  wunle  1878  nur  eine  unvoll- 
ständige Dopi)elwähnmg,  nämlich  mit  be- 
schränkter Silberi)rägimg  eingefühi-t :  die  so- 
genannte Shermann-Akte  vom  14.  Juli  189« » 
entfernte  sich  eigentlich  wieder  um  einen 
Schritt  von  der  Doppelwährung,  wenn  sie 
auch  den  Zweck  hatte,  die  mittelbare 
monetäre  Verwendung  des  Silbers,  nämlich 
als  Grundlage  eines  Papiergeldes,  auszu- 
dehnen. Nach  der  Aufhebung  dieses  Ge- 
setzes im  November  1893  haben  die  Ver. 
Staaten  eine  eigentliche  »hinkende  Doppel- 
währung«, nachdem  sie  sich  unnötigerweise 
mit  einer  Masse  von  mehr  als  400  Mill. 
Dollar  in  unterwertigemKuranlsilber  belastet 
liaben,  so  dass  sie  in  dieser  Beziehung  sich 
in  einer  ähnlichen  Lage  befinden  wie  Frank- 
i-eich.  Der  mit  der  Losung  »Freie  Silber- 
prägimg« unternommene  Wahlfeldzug  Bryaiis 
schlug  bekanntlich  fehl ;  jedoch  glaubte  auch 
der  Sieger  Mc  Kinley  seinen  guten  Wüleii 
für  das  Silber  bekunden  zu  müssen,  indem 
er  in  Europa  Unterhandlungen  im  bimetal- 
list ischen  Sinne  anknüpfte,  die  bei  der  fran- 
zösischen Hegienmg  auch  Erfolg  hatten,  in 
England  aber  in  Folge  der  unerwarteten 
Haltung  der  indischen  Regienmg  voll- 
ständig scheiterten  und  daher  überhaupt 
resultatlos  blieben. 

3.  Die  D.  in  Frankreich  und  anderen 
Landern.  Frankreich  ist  lange  Zeit  das 
typische  liand  der  Doppelwährung  gewesen, 
obwolü  dieselbe  principieU  dort  weniger 
vollkommen  ausgebildet  war  als  in  den 
Vereinigten  Staaten.  Das  G.  v.  7.  Germinal 
des  Jalu-es  XI  (28.  März  1803)  sagt  nicht 
wie  das  amerikanische  G.  v.  1792,  dass  zwei 
bestimmte  Quantitäten  gemünzten  Goldes 
und  Silbei-s  in  allen  Zahlungen  gleichwertig 
sein  sollen,  sondern  es  stellt  das  Silber  ent- 
schieden als  Hauptmünzmetall  auf,  indem 
es  erklärt:  »Fünf  Gramm  Silber  von  ^  10 
Feinheit  bilden  die  Münzeinheit«,  und  erst 
im  Art.  YI  wird  hinzugefügt ,  »es  weixieu 
Goldstücke  von  20  und  40  Fi-s.  geprägte 
In  einer  früheren  Redaktion  des  Gesetz- 
entwui-fes,  die  ebenfalls  von  dem  Finanz- 
minister Gaudin,  dem  entschiedensten  Ver- 
leidiger der  Festsetzung  eines  Wertverhält- 
nisses zwischen  Gold  und  Silber  hernihi-te, 
war  ausdrilcküch  gesagt,  »wenn  zwingende 
Umstände  eine  Aenderung  des  WertverhäJt- 
nisses  verlangen,  so  sollen  die  Goldstücke 
allein  umgeprägt  wei-den.<  Derselbe  Ge- 
danke liegt  ohne  Zweifel  der  definitiven 
Fassung  zu  Grunde,  imd  er  ist  wohl  nur 
deshalb  nicht  ausgesprochen,  weü  die  Be- 
tonung der  Eigenschaft  des  Silberfi-anken 
als  der  alleinigen  Werteinheit,  die  nach  den 
Motiven  unveränderlich  sein  soll,  von  selbst 
zu  dem  Sclilusse  fülul;,  dass  bei  einer 
bedeutenden    Versclüebung    des    Wertver- 
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hältnisses  nur  die  Goldmünzen  eine  Aendening 
erfahren  sollen,  wie  dies  1834  auch  in 
Amerika  geschehen  ist.  üebrigens  war  der 
Silberfrank  schon  durch  das  G.  v.  28.  Ther- 
midor  des  Jahres  III  eingeführt  worden,  und 
ein  Gesetz  von  demselben  Tage  hatte  Gold- 
münzen von  10  g  Gewicht  und  ^;io  Fein- 
heit (die  aber  niemals  geprägt  wortlen  sind) 
nur  als  Handelsmünze  ohne  festgesetzten 
Kurswert  zugelassen. 

Die  französische  Doppelwährung  ist  also 
aus  dem  G.  v.  Jahre  XI  eigentlich  mu:  that- 
sächlich  hervorgegangen,  und  noch  im  Jahre 
1S59  suchte  Michel  Chevalier  in  seiner 
Schrift  >I)e  la  baisse  probable  de  l'or«  nicht 
ohne  Berechtigimg  nachzuweisen,  dass  die 
Silberwährung  die  eigentliche  Gnmdlage  des 
französischen  Münzwesens  bilde.  Was  das 
Werlverhältnis  15^-2 : 1  betrifft,  so  war  es 
urspriinglich  dm-ch  die  Deklaration  vom 
30.  Oktober  1785  als  eine  mit  allerlei  Redens- 
arten verhüllte  fiskalische  Münzmassregel 
eingeführt  worden.  Das  damals  in  Frank- 
reich bei  der  Ausprägung  der  Gold-  und 
Silbermünzen  gesetzlich  angenommene  Wert- 
verhältnis 14,457  : 1  war  für  das  Gold  zu 
ungünstig,  und  die  Louisd'or  erzielten  eine 
Prämie  von  1 — 2®/o;  aber  das  neue  Wert- 
verhältnis (das  diu'ch  den  Schlagschatz  und 
das  Remediimi  von  dem  Verhältnis  15^  •> :  1 
etwas  abwich)  legte  dem  Golde  nach  den 
damaligen  Marktverhältnissen  einen  ent- 
schieden zu  hohen  Wert  bei,  und  die  g-anze 
Operation  Calonnes  hef  darauf  hinaus,  dass 
aus  dem  in  30  alten  Louisd'or  enthaltenen 
Golde  32  neue  Louisd'or  geprägt  wurden, 
vobei  die  Staatskasse  —  da  nach  Calonne 
im  ganzen  ungefähr  650  Mill.  Liv.  umgeprägt 
wunlen  —  nach  Abzug  aller  Kosten  einen 
Gewinn  von  7^/4  Mill.  Livres  erübrigte. 
Die  üeberwertung  des  Goldes  zog  wahr- 
schemhch  dieses  Metall  auch  von  aussen 
herbei,  da  von  dem  Erlass  der  Deklaration 
bis  zur  Einstellung  der  Prägungen  infolge 
der  Revolution  746  Mill.  Livres  in  Gold 
geprägt  wurden,  von  denen  vielleicht  ein 
Zehntel  nicht  von  eingeschmolzenen  Louisd'or 
herrührte.  In  den  Wirren  der  Revolutions- 
periode und  der  Assignatenwirtschaft  konnte 
indes  das  franzosische  Wertverhältnis  sicher- 
lich nicht  viel  zur  Ei-hfthung  des  Goldwertes 
auf  dem  Weltmarkt  beitragen,  und  wenn 
diese  gleichwohl  stattfand,  so  war  sie  durch 
allgemeine  weltwirtschaftliche  Faktoren  be- 
gründet. Sie  kam  aber  dem  französischen 
ilünzgesetz  vom  Jahi-e  XI  sehr  zu  statten, 
indem  nunmehr  das  Wertverhältnis  15V2 : 1, 
das  in  demselben  aufi-echt  erhalten  wurde, 
dem  damals  im  Verkehr  geltenden  sehr  nahe 
entsprach.  Uebngens  wurde  dieses  Wert- 
verhältnis  stets  durch  die  Verschiedenheit 
der  von  den  beiden  Metallen  erhobenen 
"ägungsgebühren    nicht   unerheblich    ver- 
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schoben.  Dieselben  betrugen  nach  dem 
G.  V.  1803  auf  das  Kilogramm  Münzsilber 
3  Frs.  oder  IV2  ^/o  des  Wertes,  auf  das 
Kilogramm  Münzgold  aber  9  Frs.  oder  0,29  ®/o 
des  Wertes.  Dadurch  stellte  sich  das  für 
das  Prägimgsmaterial  praktisch  in  Betrag 
kommende  Wertverhältnis  auf  15,69  : 1.  Die 
Prägungsgebühr  für  Silber  wurde  1835  auf 
2  Frs.  und  1849  auf  1,50  Frs.  herabgesetzt 
und  die  füi»  Gold  in  dem  eretgenannten 
Jahre  auf  6  Frs.  erniedrigt,  1854  dagegen 
auf  6,70  Frs.  erhöht,  und  das  Münzpreis- 
verhältnis stellte  sich  demnach  1835  auf 
15,62  und  1854  auf  15,58.  Da  das  Verkehrs- 
wertverhältnis der  beiden  Edelmetalle  in 
der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  dm-ch- 
weg  höher  als  15^  2 : 1  stand,  so  wurde  dm*ch 
die  Mehrbelastung  des  Silbers  in  der  fi*au- 
zösischen  Münze  diesem  Metall  niu*  seine 
künstliche  Wertsteigerung  teilweise  oder  zu- 
weilen auch  ganz  wieder  entzogen,  das 
Ueberwiegen  desselben  bei  den  Prägungen 
aber  nicht  verhindert. 

Was  vor  allen  Dingen  der  französischen 
Doppelwährung  ihre  Bedeutung  und  ihren 
Einfluss  auf  den  Weltmarktswert  der  bei- 
den Edelmetalle  gegeben  hat,  ist  der  fak- 
tische Umstand,  dass  Frankreich  in  dieses 
System  eingetreten  ist  mit  einem  grossen 
Besitz  sowohl  an  dem  einen  wie  an  dem 
andern  Metall  und  dass  es  durch  seine 
Handelspolitik  und  die  Leistungsfähigkeit 
seiner  Industrie  in  der  ganzen  Periode 
seiner  unversehrten  Doppelwährung  durch- 
weg eine  sogenannte  günstige  Handelsbilanz 
erzielte  und  immer  mehr  Edelmetall,  sei  es 
Gold  oder  Silber,  anzuziehen  vennochte. 
Frankreich  war  daher  immer  im  stände, 
von  dem  jeweüig  auf  dem  Weltmai'kte  vor- 
zugsweise gesuchten  Metalle  lange  Zeit  hin- 
durch bedeutende  Summen  abzugeben  und 
dadurch  das  Steigen  des  relativen  Wertes 
desselben,  wenn  auch  nicht  zu  verhindern, 
so  doch  in  zienüich  engen  Grenzen  zu  hal- 
ten ;  andererseits  aber  konnte  es  auch  gi'osse 
Massen  eines  dm-ch  starkes  Anschwellen 
der  Produktion  mit  Wertverminderung  be- 
drohten Metalls  in  geprägtem  Zustande  in 
seinen  gewaltigen  Geldvorrat  aufnelunen, 
ohne  dass  der  Wert  seiner  Geldeinheit,  des 
Franken ,  dadurch  wesentlich  gedrückt 
wurde,  zumal  diese  Zufulir  teilweise  — 
keineswegs  vollständig  —  durch  Ausfuhr 
des  anderen  Metalls  ausgeglichen  wurde. 

In  Frankreich  wurden  von  1726 — 1785 
986643888  Francs  in  Gold  und  von  1726 
bis  1795  1927  638000  Liv.  in  Kurantsilber 
geprägt.  Die  auf  Gnmd  der  Deklaration 
von  1785  erfolgte  Umprägung  des  Gol- 
des und  die  Neuprägung  von  Louisd  or  nach 
dem  verringerten  Fusse  erstreckte  sich  auf 
746358144  Liv.  Die  ersten  Pi-ägungen 
nach  dem  metrischen  Svstem  in  den  Jahren 
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IV  bis  XI  der  Republik  betrafen  nur  Süber 
und  lieferten  im  ganzen  106  237  255  Francs. 
Beim  Beginne  der  Doppelwähnm^periode 
besass  Frankreich  wenigstens  700  Millionen 
Francs  in  Gold  imd  1600  Millionen  Francs 
in  Silber,  wie  denn  auch  Necker  schon  1784 
den  gesamten  Barvorrat  des  Landes  auf 
2200  Millionen  Liv.  geschätzt  liatte.  Vom 
Jahre  XI  an  betrug  cGe  Prägung  unter  Na- 
poleon als  Consul  und  Kaiser  528,0  Millio- 
nen Francs  in  Gold  und  887,8  Millionen 
Francs  in  Silber,  ein  Beweis,  dass  das  gel- 
tende Wertverhältnis  keinem  der  beiden 
Metalle  den  Weg  zur  Münze  besondei-s  er- 
leichterte oder  erschwerte,  Uebrigens  wer- 
den beide  Sununen  ohne  Zweifel  auch 
einen  sehr  bedeutenden  Teil  einschliessen, 
der  auf  die  Rechnung  der  Umprägungen 
ältei-er  Gold-  und  Silbermünzen  zu  setzen  ist. 
Wir  stellen  nun  die  Prägimgsziffern  von 
1815  ab  zusammen  und  fügen  nach  dem 
Kurszettel  der  Pariser  Böi-se  die  höchste 
Prämie  bei,  die  in  dem  betreffenden  Jahre 
nicht  für  Barrengold,  sondern  für  20- 
Francsstücke  bezahlt  wurde.  Eine  solche 
Prämie  ist  nämlich  trotz  des  Doppelwäh- 
rimgsgesetzes  bis  1850  stets  vorhanden  ge- 
wesen, und  ihi-  Betrag  lässt  erkennen,  wie 
weit  der  Verkehr  sich  von  der  gesetzlichen 
Wertbestimmung  der  Goldmünzen  gegen 
die  Silbermünzen  entfernte.  Niemand  war 
ja  verpflichtet,  in  Gold  zu  bezahlen,  die 
Bank  namentlich  brauchte  auch  nicht  in 
Gold  ilire  Noten  einzulösen.  Wer  also  zu 
irgend  einem  Zwecke  Goldmünzen  zu  er- 
halten wünschte,  musste  ein  Aufgeld  dafür 
bieten.  Wenn  dies  auch  nur  3  oder  4®'oo 
erreichte,  so  genügte  es,  um  das  Verschwin- 
den der  (jroldmünzen  aus  dem  gewöhnlichen 
Verkehr  zu  verursachen,  da  diese  dann  von 
den  Banken  und  Wechslern  zunickgehalten 
wurden.  Wenn  übrigens  im  Februar  1814 
die  Prämie  für  Napoleons  auf  6,5  ^/o  und 
im  Juni  1815  auf  2,5  ^/o  stieg,  so  waren  das 
nur  momentane  und  aussergewöhnliche, 
diurch  eine  Panik  bei  politischer  Unsicher- 
heit entstandene  Erscheinungen. 
Jahr       Süber  Gold  Höchste  Prämie 

(1000  Frcs.)    (1000  Frcs.)  Voo 

55380  25 

15  151  12 

52  197  2 

95410  4 

52411  1,5 

28  781  6 

404  9 

4718  3,5 

408  9,5 

7072  6 

45616  4 

926  7,2 

3  161  5 

8026  7 

I  118  14 

23517  15 


Die  Goldpi-ägung  überNnegt  also  bis  1S20 
die  Silberprägimg ;  dann  aber  weicht  sie  plötz- 
lich ziurück  —  wahrscheinlich  wegen  der  An- 
ziehung des  Goldes  durch  England  —  und 
bleibt  fortan  mit  bedeutenden,  durch  beson- 
dere Konjunkturen  bedingten  Schwankungen 
im  ganzen  verhältnismässig  gering,  während 
die  Prämie  auf  französische  Goldmünzen 
(mit  deren  Hülfe  die  Prägimg  überhaujit 
nur  noch  möglich  bleibt)  sich  auf  einer 
nicht  unbedeutenden  Durchschnittshöhe  be- 
haui)tet.  Die  Prämie  auf  Barrengold  war 
in  der  Eegel  noch  etwas  höher.  Von  1831 
bis  1850  blieb  die  Prämie  für  Goldmünzen 
durchschnittlich  auf  einem  noch  merklich 
erhöhten  Stande,  da  sie  selten  unter  5  bis 
6^/00  sank  und  fast  jedes  Jahr  zeitweise 
über  10^00  hinausging. 


Jahr 

Süber 

Gold 

Höchste  Gold 

(1000  Frcs.) 

(1000  Frcs.) 

prämie  ^|oo 

1831 

205  224 

49641 

15 

1832 

141  354 

2046 

20 

1833 

157483 

16800 

21 

1834 

218288 

30231 

12 

1835 

99666 

4550 

12,5 

lase 

43242 

5097 

15,5 

1837 

III  8t;9 

2027 

10,5 

1838 

88489 

4940 

II 

18:^9 

73637 

20670 

10 

1840 

63795 

40992 

10 

1841 

77518 

12375 

10,5 

1842 

68391 

1853 

8,5 

1843 

74149 

2827 

11,5 

1844 

69  135 

2742 

13,5 

1845 

89968 

119 

16 

1846 

47886 

2086 

13,5 

1847 

78285 

7706 

16 

1848 

119731 

39698 

120 

1849 

206  549 

27  110 

16 

1850 

86458 

85192 

19 

1815 

37674 

1816 

34918 

1817 

37144 

1818 

12406 

1819 

21235 

1820 

18437 

1821 

67534 

1822 

100679 

1823 

82912 

1824 

114476 

1825 

75203 

1826 

90836 

1827 

153869 

1828 

161  466 

1829 

102643 

1830 

120  187 

Die  Goldprämie  von  100  bis  120^/00  be- 
stand nur  wenige  Tage  im  März  1848  bei 
I  Gelegenheit  der  Einführung  des  Zwangs- 
I  kurses  der  Banknoten.  Mit  dem  Jahi'e  1851 
beginnt  die  merkliche  Preissteigenmg  dos 
Ban-ensilbers  und  der  Piaster.  Was  die  für 
das  erstere  an  der  Pariser  Börse  notierte 
Prämie  betrifft,  so  bildet  den  Ausgang  für 
dieselbe  der  Münzpreis  des  Kilogrammes 
Feinsilber  nach  dem  bis  1849  in  Ki-aft  ge- 
Avesenen  Tarif  (220  Francs),  und  es  w\ar 
dalier  eine  Prämie  von  10  ^/oo  erforderlich, 
Aveun  der  Barrenpreis  den  Metallwert  des 
geprägten  Silbers  darstellen  sollte,  also  die 
Prägungskosten  überwunden  waren.  Ini 
folgenden  sind  die  Prägimgsziffern  und  die 
Silberprämien  in  ihi-em  höchsten  Stande 
für  die  Periode  des  Kaiserreichs  zusammen- 
gestellt. 


Jahr 

Gold 
(1000  Frc5.) 

Silber 
(1000  Frcs.) 

Höchste 
Prämie  «1 

1851 
1852 

269  710 
27028 

59  327 
71  918 

9,5 
12,5 
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J.thr 


Gold 
1 1000  Frcs.) 

1853  312964 

1K.>4  526  528 

1S55  447  428 

1S5*5  508  282 

1857  '«;72  561 

1%8  4S8  690 

is:)9  702  698 

\m  428  4^2 

\H\\  98216 

1862  214242 

\m  210  231 

\m  273  844 

1865  161 887 

1866  36;  083 
lSr>7  198  580 
1868  340  Ö77 
1S69  234 186 
1870  55  395 


Silber  Höchste 

(1000  Frcs.)  Prämie  ^Jo 

20  099  22 

2  124  15 

2^  500  20 

54  422  26 

3810  35 

8  664  25 

8  402  24 

8  034  25 

2518  22 

2519  26 
330  26 

183  35 

486  15 

189  30 

54052  17 

93621  10 

58  264  1 1 

53648  15 


Bis  zum  Jahre  1864  sind  die  Silber- 
niünzen  von  weniger  als  fünf  Francs,  da 
MH  vollwertig  waren,  mitgerechnet,  in  den 
f  tvnden  Jahren  aber  nicht  mehr,  weil  sie 
nunmehr  durch  die  Herabsetzung  ihrer  Fein- 
lieit  auf  ^^,1000  zu  Scheidemünze  geworden 
waMi.  Da«^  Anschwellen  der  Silberprägun- 
^'^n.  seit  1867  fällt  zusammen  mit  der 
Wiederherstellung  des  Wertverhältnisses  von 
aiinähernd  1  :  15,5  in  London  (entsprechend 
einer  Pariser  Silberprämie  von  10^/ 00  für 
Harronmetall)  infolge  der  Zunalirae  der 
Silberproduktion  im  amerikanischen  Westen. 
Ihirch  den  Krieg  imd  die  Papierwirtschaft 
vnrde  die  Wirkung  der  französischen  Dop- 
I'':lwähriuig  in  den  nächstfolgenden  Jahren 
.'••<tOn  Es  wurden  geprägt  1871  50169880 
F^a^c^  in  Gold  und  4710905  in  Silberku- 
mn:  1872  nur  389190  Francs  in  Süber: 
In 3  ebenfall?  kein  Gold,  aber  154649045 
Francs  in  Silberkurant ;  1874  wieder  24  319700 
Francs  in  Gold  und  59996010  Francs  in 
Silber.  In  diesem  Jahre  hatte  aber  die 
fi»;ie  Silbeii^rägiing  in  den  Staaten  des  la- 
t^inisc.|hen  Münzbundes  aufgehört,  und  die 
zulässige  Ziffer  der  Ausmünzungen  wai- 
1^74  für  Frankreich  auf  60  Millionen  fest- 
i:'^>etzt  worden.  Für  1875  wruxle  das  fran- 
?/Ni>^he  Kontingent  auf  75  Millionen  Francs, 
iur  1876  auf  54  Millionen  gesetzt,  diu-ch 
^in  im  März  1876  eingebrachtes  Gesetz 
>*;'ir(le  endlich  die  Silberprägung  principieU 
eingestellt,  jedoch  dauerte  sie  für  die  bereits 
v"a  der  Münze  übernommenen  Barren  noch 
l'i'^  1878  fort.  Das  eigentliche  Doppelwäh- 
r«nsss)-stem  hat  demnach  in  Frankreich 
>*'k*ü  1874  sein  Ende  en-eicht. 

Eine  Erweitenmg  dieses  Systems  war 
*}'inh  (üe  Münzkonvention  geschaffen  wor- 
'i'-n.  die  am  23.  Dezember  1865  zwischen 
Frankreich,  Belgien,  Italien  und  der  Schweiz 
z'i  Stande  kam  und  der  sich  später  auch 
Imechenland  anschloss  (s.  d.  Art.  Münz- 
''ind,  lateinischer).  Belgien  hatte 
•l'irrh  ein  G.  v.  21.  März  1847  den  Yereuch 


gemacht,  selbständig  Goldmünzen  nach  dem 
Wei-tverhältnisse     15,792    :    1     zu    prägen, 
musste  diesen  aber  schon  Ende  1849  den 
gesetzlichen    Km^    wieder    entziehen.      Es 
hatte    dann    15  Jahre  hindurch  Silberwäh- 
nmg,  ging   1865  aber  wieder  ziu*  Doppel- 
wähnmg  nach  dem  franzcisischen  Wertver- 
hältnisse über.    Seine  Silberprägimgen  tru- 
gen nicht  wenig  dazu  bei,  den  Preis  dieses 
Metalls  bis  1873  zu  stützen.    Sie  beliefen 
sich  1867  auf  18465720,  1868  auf  32852820, 
1869  auf  63287  710,    1870  auf  52340375, 
1871  auf  23917170,    1872  auf  10225000, 
1873    auf   111704795   Francs.     Beängstigt 
diuxjh  den  ausserordentlich  starken  Andrang 
von  Silber,  tliat  Belgien  schon  im  Septem- 
ber 1873  den  ersten  Scliritt  zur  Beschrän- 
kung der  Prägiuig  desselben  und  damit  zur 
Aufhebung   der   vollen  Doppelwährung.  — 
Holland  hatte  nach  dem  Münzgesetz  v.  28. 
September   1816   eine  Doppel wähnmg   mit 
dem   Wertverhältnisse    15 :  873  (nach  dem 
G.  V.  22.  März  1839  nur  16.6  :  1)  zwischen 
Gold  und  Silber;   thatsächlich  bildete  das 
Silber  jedoch  das  Hauptmctall,  und  durch 
das  G.  V.  26.  November  1847  wurde  dann 
auch    principieU    die    rcine    Silberwährung 
eingefühi-t.    Seit  1876  aber  ist  die  Silber- 
prägung eingestellt  und  findet  die  Ausprä- 
gung von  Wähnmgsm Unzen  in  Gold  statt, 
so   dass   also  jetzt   thatsächlich    ^> hinkende 
Doi)j)elwährungc<     besteht.    —    Die    ältere 
spanische  Doppelwährung  mit  mehrfech  ab- 
geändertem Verhältnisse   war    ohne    allge- 
meine  Bedeutung.     Im   Jahre    1868   nahm 
Spanien   die  Grundlagen  des  französischen 
Miuizsj'stems  an,  aber  es  beg-ann  die  neuen 
Ausmünzungen   erst    1876   und   prägte  bis 
Ende   1885    ausser   922   Millionen   Pesetas 
(Francs)  in  Gold,  auch  60Q  Millionen  Pesetas 
aus   dem   entwerteten    Silber.     Diese   sehr 
zweifelhafte  Finanzoperation  wurde  auch  in 
den   folgenden  Jahren   fortgesetzt  und  die 
Menge  des  Silbergeldes  von  1886  bis  1897 
noch    weiter    um    ungefähr    320   Millionen 
Pesetas  vermelirt.    Das  Gold  erhielt  dabei 
ein  bedeutendes  Agio,  das  Silbergeld  seiner- 
seits   aber    erlangte  während    des   Krieges 
von  1898  ein  solches  gegenüber  dem  Papier- 
gelde.     Auch   die   spanisch-amerikanischen 
Republiken  haben  nominell  Dopi)elwährung 
mit  verscliiedenen  Wert  Verhältnissen,  jedoch 
kommt  dies  für  die  aUgemeine  Marktstellmig 
der  beiden  Edelmetalle  um  so  weniger  in 
Betracht,   als   diese   Staaten   fest   alle   der 
Papierwirtschaft    verfallen    sind.     Dasselbe 
galt  hinsichtlich  der  187 1  in  Japan  begrün- 
deten   Doppelwähnmg   (mit   dem  Wertver- 
hältnis  16,17  :  1),   die  man  1897  durch  die 
Goldwährung  zu  ersetzen  versucht  hat. 

4.  Theoretische  Ansichten  über  die  D. 
Als  ei-ster  theoretischer  Vertreter  eines  all- 
gemeinen Do2>2)elwährungssystems  darf  Sca- 
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niffi  (1582)  bezeichnet  werden  i).  Aus  bei- 
den Metallen  sollen  Münzen  gepnigt  wei-den, 
auf  welchen  Gewicht  und  Feinlieit  deutlich 
angegeben  sind  und  die  unverändert  bleiben 
sollen.  Das  wahre  Wert  Verhältnis  von  Gold 
und  Silber  sei,  w'ie  schon  Plato  angegeben 
habe,  12  :  1 ;  so  sei  es  von  Gott  bestimmt 
und  von  der  Natur  in  dem  relativen  Vor- 
kommen der  beiden  Metalle  begründet,  die 
Schwankungen  seien  niu:  durch  die  Münz- 
versclüechtenmgen  entstanden.  Mit  dieser 
Auffassung  des  Wertverhältnisses  steht  Sca- 
niffi  allerdings  den  neueren  biraetallistischen 
Ansichten  sehr  fern,  da  er  nicht  daran 
denkt,  eine  Rückwirkung  der  gesetzlichen 
relativen  Wertbestimmung  der  beiden  Edel- 
metalle auf  ihren  Marktwert  im  freien  Ver- 
kehr anzunehmen.  Dass  ein  Edelmetall, 
das  in  einem  Lande  verhältnismässig  zu 
niedrig  geschätzt  wird,  die  Tendenz  hat, 
nach  denjenigen  Ländern  abzufliessen,  w^o 
es  höher  bewei-tet  wird,  war  den  Münz- 
politikern längst  bekannt;  Newton 2)  aber 
sprach  zuerst  (1717),  wenn  auch  nur  in 
Anknüpfung  an  Beispiele,  den  fi'u*  die  bime- 
tallistische  Lehre  wesentlichen  Satz  aus, 
dass  jenes  Hin-  und  Herfliessen  der  Edel- 
metalle aufhören  würde,  wenn  die  betreffen- 
den Länder  das  gleiche  Wertverhältnis  an- 
nähmen: »Wenn  das  Gold  in  England  und 
das  Silber  in  Ostindien  so  weit  herabgesetzt 
werden  könnten,  dass  sie  in  beiden  Ländern 
in  demselben  Verhältnis  zu  einander  stän- 
den, so  w^ürde  hier  keine  grössere  Nach- 
frage für  Silber  zur  Ausfuhr  nach  Indien 
sein  als  für  Gold;  imd  w^enn  das  Gold  nur 
so  weit  herabgesetzt  würde,  dass  es  in 
England  dasselbe  Verhältnis  zum  Silber 
hätte  wie  in  dem  tibrigen  Europa,  so  würde 
keine  Verauchung  vorhanden  sein,  nach 
irgend  einem  europäischen  Lande  eher  Gold 
als  Silber  auszuführen.«  In  voller  Allge- 
meinheit aber  ist  meines  Wissens  der  bime- 
taUistische  Giimdsatz  zuerst  von  J.  M. 
Schneidt^)  (1766)  ausgesprochen  worden 
und  zAvar  in  folgenden  Worten:  »Da  der 
Abgang  der  Proportion  durch  das  Agio  er- 
setzet wird,  so  wird  ohngeachtet  aller 
Praecaution  im  Münzfuss  das  Agiottieren 
verbleiben,  wann  nicht  die  sämtlichen  mit- 
einander kommerzierenden  Nationen  eine 
feste  Proportion  setzen  und  auf  derselben 
festhalten.  Anmerkung.  Und  dieses  bleibt 
ein  pium  desiderium  und  gehört  zu  dem 
ewigen  Friedensprojek t, « 

Sil'  James  Steuart  ist  füi*  den  gemein- 
schaftlichon  Gebrauch  von  Gold-  und  Silber- 
münzen ,  sieht  aber  voraus ,  dass  durch 
Schwankungen  des  ^Vertverhältnisses  immer 

^)  Für  diese  und  die  folgenden  Anmerkungen 
vgl.  die  betreffenden  Ziffern  unten  im  Litteratur- 
verzeichnis. 


von  Zeit  zu  Zeit  Stönmgen  des  Münzwes«Mi> 
entstehen  werden.  Am  zweckmässigsteii 
scheint  ihm,  dass  die  Geldeinheit  nach  dem 
mittleren  Wertverhältnis  der  beiden 
Edelmetalle  festgesetzt  und  nicht  ausschliess- 
lich auf  eines  derselben  iKJgründet  werde: 
bei  jeder  bedeutenden  Aenderung  des  Wert- 
verhältnisses  müsse  mau  also  eine  Neuiirä- 
gung  vornehmen  oder  den  Nominalwert  der 
einen  Münzart  erhöhen  und  den  der  ande- 
ren erniedrigen,  so  dass  die  mittlere  Pro- 
portion genau  eingehalten  wenle.  Er  will 
mit  anderen  Worten,  dass  die  Herstellung 
des  richtigen  Wert  Verhältnisses  nicht  ein- 
fach durch  die  Ei-höhung  oder  Erniedrigunt; 
des  Wei-tes  des  einen  Metalles  allein  er- 
folge, sondern  dass  die  Wertdifferenz  gleich- 
massig  auf  beide  Münzarten  verteilt  werde, 
dass  bei  steigendem  Geldwerte  z.  B.  die 
Silbermünzen  etwas  schwerer  und  die  Gold- 
münzen etwas  leichter  gemacht  oder  die 
ersteren  in  ihrem  Nominalw^erte  etwas  er- 
höht, die  letzteren  etw^as  erniedrigt  wünlen. 
Jedenfalls  würde  dieser  Voi-sclilag  auf  grosse 
praktische  Schwierigkeiten  stossen,  was  der 
Verfasser  auch  nicht  in  Abi-ede  stellt  Als 
ein  noch  besseres  Auskunftsmittel  betrachtet 
er  dalier  die  Einrichtung,  dass  alle  Schuld- 
ner genötigt  würden,  halb  in  Gold  und  halb 
in  Silber  zu  bezahlen,  vorausgesetzt,  dass 
dieselbe  Bestinunung  auch  für  die  Münze 
und  für  die  Bank  von  England  bei  ihivr 
Noteneinlösung  gelte.  Auf  solche  Art  würd»^ 
der  Wert  der  beiden  Metalle  so  ineinander 
vei'schmelzen,  dass  sie  in  ihrer  Wirkung 
nur  ein  einziges  bildeten. 

Adam  Smith  äussert  sich  über  die  Dop- 
pehvähnmg  mit  grosser  Unbestimmtheit. 
'^Die  meisten  Nationen«,  sagt  er  (Bd.  I 
Kap.  V),  »haben,  w^ie  ich  glaube,  es  für 
zweckmässig  golialten,  das  Wertverhältnis 
der  beiden  Edelmetalle  authentisch  festzu- 
stellen und  durch  ein  Gesetz  zu  erkläi-eu. 
dass  z.  B.  eine  Guinee  von  bestimmtem 
Gewicht  imd  bestimmter  Feinheit  21  Schil- 
ling gelte  oder  bei  Schuld zalilimgen  für 
diese  Summe  angenommen  werden  müsse.  ^ 
Wenn  sich  das  Wert  Verhältnis  im  A'erkehr 
ändere,  so  bleibe  dasjenige  Metall,  nach 
w^elchem  vorzugsw^eise  gerechnet  wüixle,  in 
England  bis  dahin  das  Silber,  scheinbar  in 
seinem  Werte  konstant,  die  Münzen  aus  dem 
anderen  aber  erhielten  einen  höheren  oder 
niedrigeren  Nominalwert.  Kurz,  Smith  be- 
schränkt sich  auf  die  Darstellung  des  Tliat- 
sächlichen  und  lllsst  sich  auf  theoretische 
Ejn)rtenmgen  der  Doppelwälirungsfrage  gar 
nicht  ein.  Ueberhaupt  hat  die  Dojjpel- 
w^ährung  bis  in  die  neuere  Zeit  nur  wenig 
theoretische  Verteidiger  gefunden.  Adam 
]\Iüller  und  Sismondi  machten  zu  Gunsten 
der  Verwendung  beider  Edelmetalle  zu  Münz- 
zwecken die  grössei-e  Festigkeit  des  Geld- 
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wertes  bei  einem  Ziifliessen  des  einen  oder 
anderen  Metalls  geltend.  Diese  grössere 
Stetigkeit  des  Wertes  der  in  Gold  und 
Silber  dargestellten  Geldeinheit  war  auch 
fiasHauptargiunent  Wolowskis,  der  in  neuerer 
Zeit  zuerst  wirkimgsvoll  für  die  Doppel- 
währung eintrat.  Ihm  war  es  namentlich 
auch  zuzuschreiben,  dass  eine  französische 
Kommission,  der  er  angehörte,  im  Jahre 
l>iu  die  Frage,  ob  eine  einheitliche  oder 
'lie  Doppehvähnmg  a  priori  vorzuziehen  sei, 
mit  5  gegen  3  Stimmen  (imter  letzteren 
M.  Chevalier  imd  de  Parieu)  sich  zu  Gunsten 
•les  bestehenden  französischen  Systems  ent- 
^hied.  das  übrigens  auch  von"  selten  der 
hohen  Finanz,  namentlich  der  HH.  v.  Roth- 
-chüd  und  J.  Pereire  unterstützt  wiu*de. 
Wolowski  vergleicht  die  Wirkung  der  Doppel- 
wähning  mit  einem  Kompensationspendel; 
wi»nn  die  Produktion  des  einen  Metalls  steige 
\\?A  dadurch  der  Handelswert  desselben 
sinke,  so  würden  die  Schuldner  vorziehen, 
in  diesem  Metall  zu  bezahlen,  und  es  würde 
ialier  eine  grössere  Nachfrage  nach  dem- 
>ellK?n  entstehen,  die  seinen  Wert  wieder 
eiiOhea  würde.  Das  G.  v.  Jahre  XI  habe 
nur  einen  Mittelpunkt  geschaffen,  um  welchen 
'ks  wirkhche  Wertverhältnis  der  beiden 
Metalle  mit  geringen  Ausschlägen  oscilliere ; 
«lern  Verkehr  werde  keine  Verpflichtung  zu 
<hmstea  des  einen  Metalls  auferlegt,  sondern 
er  k'inne  das  Wertverhältnis  frei  beeinflussen ; 
^s  verde  immer  das  jeweilig  wohlfeilere 
3Ietall  im  Umlaufe  vorherrschen,  der  Schuldner 
also  dadurch  eine  gewisse  Begünstigung  er- 
langen, die  aber  gerechtfertigt  sei,  weü  sie 
ziir  Erhaltung  einer  ^össeren  Stabilität  des 
^Vertes  der  Geldeinheit  beitrage.  Der  fran- 
7/isüichen  Doppelwährung  sei  es  zu  ver- 
•lanken.  dass  das  Gold  trotz  der  enormen 
Vergrössenmg  seiner  Produktion  so  wenig 
?^gen  Silber  gesunken  sei ;  wenn  man  aber 
<las  Silber  verdrängen  und  das  Gold  in  allen 
Ländern  zum  alleinigen  Währungsmetall 
machen  wolle,  so  w^erde  nicht  nur  das  Gold 
J^teigen.  sondern  auch  das  Süber  stark  im 
^Urte  sinken.  Diese  letztere  Ansicht  be- 
tonte Wolowski  namentlich  schon  in  der 
Kommission  von  1868,  deren  Majorität  sich 
Mr  die  Goldwähnmg  aussprach  und  über 
'len  künftigen  Wert  des  Silbers  höchst  op- 
timistische Dlusionen  hegte. 

lü  Deutschland  sprach  sich  John  Prince- 
Sniith,  ein  Hauptführer  der  Freihandelspartei, 
'^^69)  in  ähnlichem  Sinne  aus '') :  Je  grösser 
&  Gesamtmasse  des  Zahlmittels,  um  so 
L'oringer  seien  seine  Schwankungen;  Gold 
'ind  Silber  vereinigt  würden  weniger 
•*<^hwanken  als  jedes  allein;  Deutschland 
^^»nne  die  Doppelwährung  annehmen,  wenn 
mnkreich  dieselbe  beibehalte;  je  grösser 
|>ud  i-eicher  das  Gebiet  sei,  in  welchem  eine 
«■»^stimmte  Taxe   zur   Regelung   des   Gold- 


imd  Silberpreises  bestehe,  um  so  eher  könne 
diese  Taxe  diu-chgeführt  werden.  Die  »De- 
monetisierung«  des  Silbers  würde  eine  grosse 
Entwertung  dieses  Metalls  erzeugen.  Von 
manchen,  u.  a.  von  Knies,  wurde  eingewendet, 
dass  ein  Ijand  mit  Doppelwährung  durch 
die  Produktionsveränderungen  jedes  der 
beiden  Metalle  in  Mitleidenschaft  gezogen 
werde,  also  nicht  eine  grössere,  sondern 
vielmehi»  eine  geringere  Wertfestigkeit  seines 
Geldes  aufzuweisen  habe  als  im  FaUe  der 
einfachen  Währung.  Dazu  aber  bemerkt 
Röscher  mit  Recht,  dass  das  Schwanken  der 
Doppelwährung  mit  einer  Kurve  zu  ver- 
gleichen sei,  die  aus  sehr  vielen  einfachen 
Zacken  gebildet  sei,  das  der  einfachen 
Währung  aber  mit  einer  Kurve  von  wenigen 
grossen  Zacken.  Die  durchschnittliche  Ab- 
weichung vom  Mittel  ist  aber  im  ersteren 
Falle  kleiner  als  im  letzteren,  und  bei  diesem 
ist  daher  die  Stabilität  des  Geldwertes  im 
ganzen  mehr  gefährdet.  Im  übrigen  ist 
Koscher  für  die  Goldwährung  in  Deutsch- 
land, wünscht  aber,  dass  in  der  Weltwirt- 
schaft Gold  tmd  Silber  nebeneinander  als 
Währungsmetalle  in  Gebrauch  bleiben. 

5.  Der  Bimetallismns.  Der  Gedanke, 
dass  dm'ch  eine  Vereinbarung  der  bedeu- 
tendsten Kulturstaaten  bei  der  Münzprägung 
ein  gemeinschaftliches  Wertverhältnis  der 
beiden  Metalle  eingeführt  werden  könne,  das 
dann  auch  für  den  freien  Verkehr  mass- 
gebend sein  würde,  steht  bei  Wolowski  mehr 
im  Hintergi-unde,  ist  aber  etwa  seit  1876 
der  Ausgangspunkt  einer  auch  praktisch 
jedenfalls  bedeutsamen  Bewegung  geworden, 
die  dem  sogenannten  bimetallistischen  Sys- 
tem oder  der  vertragsmässigen  Doppel- 
währung mit  gemeinschaftlichem  Wertver- 
hältnis in  einer  möglichst  grossen  Gruppe 
von  Staaten  Eingang  vei'schaffen  will.  Die 
Grundidee  des  Bimetallismus  wurde,  wie 
oben  erwähnt,  schon  vor  mehr  als  hundert 
Jaliren  von  Schneidt  ausgesprochen,  freilich 
nicht  als  praktisch  ausfülirbarer  Voi-schlag 
betrachtet.  Vollständig  ausgebildet  erscheint 
der  Plan  schon  in  einer  in  der  Deutschen 
Vierteljahrschrift  1852  erschienenen  Ab- 
handlung^), in  welcher  vorgeschlag'cn  wii*d, 
die  Hauptstaaten  mit  Einschluss  Englands 
sollten  sich  über  ein  Doppelwährungssystem 
mit  gemeinschaftlichem  Wertverhältnis  ver- 
ständigen; dasselbe  sollte  allerdings  nicht 
unveränderlich  sein,  sondern  nötigenfalls 
nach  dem  im  Verkehr  bestehenden  ver- 
bessert werden;  aber  der  Verfasser  glaubt, 
dass  es  durch  die  Vereinigung  der  Staaten 
einen  sehr  hohen  Grad  von  Festigkeit 
erhalten  werde.  Er  schlägt  auch  eine  Art 
von  internationalem  Giroverkehr  vor,  um  die 
Barsendungen  von  Land  zu  Land  auf  das 
geringste  Mass  herabzubringen.  Dieser  mit 
S.  unterzeichnc^te  Aufsatz  rülu-t  ohne  Zweifel 
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von  dein  württenibergischen  Bergi-at  und 
Münzdirektor  Y.  Schübler  her,  der  in  einem 
1854  ei-schienenen  Buche  ^)  auch  ausdrücklich 
das  Verhältnis  15^2 : 1  ziu*  allgemeinen  An- 
nahme empfiehlt  und  bereits  die  Münz- 
systeme bespricht,  die  dann  von  den  ein- 
zelnen Staiiten  anzunehmen  wären.  Die 
aUgeraeine  Inlialtsangabe  der  betreffenden 
Paragraplien  der  Sclu-ift  (67 — 86)  lautet: 
»Ein  festes  AVei-tverhältnis  zwischen  Gold 
und  Silber  lässt  sich  durchführen,  und  Gold- 
und  Silberraünzen  können  für  den  Wechsel- 
verkehr neben  einander  cirkulieren,  wenn 
die  beim  Handelsverkehr  hauptsächlich  be- 
teiligten Staaten  das  Wertverhältnis  gleich- 
förmig annehmen  und  die  Münzen  vollwich- 
tig erhalten.  Eine  gemeinschaftliche  Münze 
würde  noch  grössere  Vorteile  erwarten  lassen, 
wenn  für  die  richtige  Einhaltung  des  Metall- 
gehaltes gesorgt  würde.«  Auch  in  dem 
1856  erschienenen  Buche  von  S.  Oppenheim 
über  die  Xatur  des  Geldes  wird  der  Plan 
des  Bimetallismus  aufgestellt  luid  verteidigt. 
Ph.  Geyer  trat  1867  in  seiner  »Theorie  und 
Praxis  des  Zettelbankwesens«  für  die  Doppel- 
währung ein,  indem  er  beha\ii)tete,  da.ss  die 
Schwankungen  im  Wei-tverhäitnis  der  beiden 
Edelmetalle  lediglich  durch  das  Vorhanden- 
sein der  einfachen  Währungssj^steme  venu- 
sacht  werden.  Wenn  alle  Länder  die  Doppel- 
wälmmg  besässen,  würden  solclie  Schwan- 
kungen gar  nicht  vorkommen  können,  weil 
es  dann  unmöglich  wäre,  dass  man  zum 
Behuf  einer  ins  Ausland  zu  machenden 
Zalüung  z.  B.  das  Silber,  das  man  gerade 
in  Händen  hätte,  nicht  brauchen  könnte, 
sondern  erst  auf  dem  Mai-kte  nach  Gold 
suchen  müsste.  Dass  auch  J.  Prince-Smith 
die  möglichst  grosse  Ausdehnung  des  Dopjjel- 
währungsgebietes  als  Bedingung  der  mög- 
hchst  festen  Aufreehterlialtung  des  gemein- 
schaftlichen Währungsverhältnisses  lietrach- 
tet,  ist  schon  erwähnt.  Auch  in  Amerika 
waren  schon  ähnliche  Voi-sclüäge  aufge- 
taucht. Namentlich  führt  Wolowski  ein 
1864  erschienenes  Buch  ^>Moneyc  von  Ch. 
Moran  an,  in  dem  gesagt  wird,  das  einzige 
Mittel  gegen  alle  Schwaukimgen  des  Wert- 
verhältnisses  bestehe  darin,  dass  durch  einen 
Kongress  aller  Handelsnationen  ein  gleich- 
fönniges  gesetzliches  Verhältnis  angenommen 
würde.  Das  Signal  zu  einer  eigentlichen 
bimetallist ischen  Agitation  wurde  jedocrh  erst 
1876  durch  eine  Broschüre  Cernuscliis  ge- 
geben'), der  auch  der  Erfinder  des  Aus- 
dnickes  »Bimetallismus<  ist.  Er  trat  auf 
für  das  »15V  2  universel«  und  hat  dieses 
Programm  in  seinen  zalilreichen  Broschüren 
stets  festgehalten,  auch  nachdem  das  Silber 
um  ein  Drittel  seines  früheren  Wertes  ge- 
sunken war.  Von  den  namhaften  wissen- 
schaftlichen Nationalökonomen  trat  ihm  zu- 
erst E.  de  Laveleve  bei,  der  seitdem  immer 


einen  hervorragenden  Anteil   an  der  inter- 
nationalen Leitung  der  Agitation  gemmiinen 
hat.    In  Deutschland  wunle  die  bimetallis- 
tische  Bewegung    erst    in    lebliaften    Gaiiir 
gesetzt    durch    das    mit    heftiger    Polemik 
gegen   die   Goldwäliruugspartei  auftrelendt? 
Buch  von  0.  Arendt,   »Die    vertragsmässigo 
Doppelwährung<'.      Die    Anschauung,    da^> 
die  ungünstige  Lage  der  Land^s-irt^chaft  und 
der    Industrie    mit    der    Ent Währung    «le> 
Silbers  zusammenhänge  und  durch  das  bime- 
tal listische  System  beseitigt  werden  könne, 
fand  mehr  und  mehr  Verbreitung.      Viele 
Verti'eter  der  mit  den  agrarischen  und   in- 
dustriellen Interessen  in  Beziehung  stehen- 
den parlamentarischen  Parteien  wurden  für 
den  Plan  gewonnen,  und  bald  wies  auch  die 
Reichsregierung    den    Grundgedanken    des- 
selben  wenigstens    theoretisch    nicht    nielu* 
zurück.    Auf  der  internationalen  Münzkon- 
ferenz, die   im  Aj)ril   und  Mai   des   Jahre> 
1881  in  Pai'is  stattfand   und  bei    fast  allen 
Staaten  eine  dem  Silber  wesentlich  günstigei-e 
Stimmung    zeigte    als     die   Konferenz    von 
1878,  erklärte  der  ei*ste  deutsche  Delegierte. 
Hr.  V.  Thielemann,  offiziell  ^) :  »Wir  erkennen 
ohne  Rückhidt  an,  dass  eine  Wiederherstel- 
lung   des   Silberwertes   wünschenswert    ist 
und  erreicht  werden  könnte  durch  die  A\'ie- 
deraufnalime  der  Silberpiilgimgeu  in   einer 
Anzalü  der  bevölkertsten  auf  dieser  Konferenz 
vertretenen  Staaten,  die   zu  diesem  Zwt^ck 
ein  festes  Wertverhältnis  zwischen 
Gold    und    Silber    annelmien    bürden '.. 
Dieser  theoretische  Satz  wurde  scliliesslich 
auch  von  den  meisten  Anhängern  der  Gold- 
währung, namentlich  auch  von  Soetbeer  zu- 
gegeben,  wenn    sie   auch   für   Deutsclilaii<l 
keine  praktischen  Schlussfolgerungen  daraus 
ziehen  wollten.     Schäffle  und  Adolf  Wagner 
sprachen  sich  positiv  günstig  für  das  bime- 
tallistische  System  aus.     Mittlerweile  liatte 
sich  in  Deut^clüand  ein  »Verein  für  inter- 
nationale Dopixilwälirung«   luiter  dem  Vor- 
sitz des  Abgeordneten  v.  Kardorff  gebildet, 
als    dessen    Schriftfüln-er   0.   Arendt    zahl- 
reiche   Broschüren,    eine    »Bimetallistischo 
Korrespondenz«  und   ein  besonderes  Organ. 
»Der  Kampf  um  die  Wähnmg«,  in  zwang- 
losen   Nummern    herausgab,    wähi-end    die 
Sache  der  Goldwährung  durch  die  von  H. 
Kieser  herausgegebene  »Wähnmgskorrespon- 
denz<s  vertreten  w^urde.     Auch   in   England 
gewann  der  Bimetallismus  besonders  infolge 
der  durch  die  Silbercntwertung  verursachten 
Erschwerung  des  Verkehrs  nach  Indien  all- 
mählich Boden.    HeiT  H.  H.  Gibbs,  Direktor 
und    zeitweilig   Gouverneur   der  Bank  von 
England,  der  als    englischer  Delegierter  auf 
der  Pariser  Münzkon fei*enz   von   1878  noch 
ein   Anhänger   der   Goldwährung   war,    be- 
kehrte sich  zu  der  früher  ve^^vorfenen  Lehiv, 
und  auch  Herr  GrenfeU,  ebenfalls  Direktor 
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und  ehemaliger  Gouverneur  der  Bank,  schloss 
.sich  derselben  an.  Es  wiii-de  nun  auch  eine 
enorlische  »Bimetallis tische  Liga«  gegründet, 
die  zunächst  im  Bidlionist  ihr  Organ  fand. 
Im  Oktober  1882  fand  ein  bimetallistischer 
Kottgress  in  Köln  statt,  an  dem  u.  a.  die 
Herren  v.  Kardorff,  Leuschner,  v.  Roggen- 
bach, V.  Marschall,  E.  de  Laveleye  und  auch 
einige  Engländer  teünahmeu.  Der  Grund- 
^»P'lanke  der  Verliandlungen  war,  dass 
Deutschland  nur  mit  England  zusammen 
irgend  welche  Schritte  im  bimetallistisclien 
Sinne  unternehmen  könne  und  dürfe,  eine 
Norm,  die  auch  manchen  Goldwährungs- 
fneunden  unbedenklich  schien.  Die  ix)sitiven 
Vorschläge  gingen  übrigens  nur  dahin,  dass 
DtMitscMand  alles  Gold  imd  Papier  imter  10 
ilark  einzuziehen  und  kein  Silber  weiter  ver- 
kaufen möge  und  dass  die  Bank  von  Eng- 
land wieder  von  dem  ihr  zustehenden  Rechte 
Gebrauch  mache,  ein  Fünftel  ihres  Barvor- 
rats in  Silber  zu  lialten.  Der  zweite  Punkt 
«iie>es  Programms  ist  seit  1879,  abgesehen 
von  einer  unbedeutenden  Ausnahme,  erfüUt 
worden,  und  der  dritte  hätte  vielleicht  bei 
(Ir^r  von  dem  Schatzkanzler  Goschen  ange- 
deuteten Abändenmg  der  Bankakte  mit  der 
Ausgabe  vou  1  £-Noten  in  Verbindung  ge- 
bracht werden  können. 

Von  1882  bis  1887  hatte  die  biraetaUis- 
tische  Bewegung  keine  äusseren  Erfolge 
aufzuweisen,  während  der  Silberpreis  immer 
tiefer  sank.  Sie  gewann  indes  in  England 
und  Amerika  fortwährend  neue  Anliänger, 
und  es  kam  ihr  namentlich  auch  die  meines 
Erachtens  allerdings  nicht  haltbare  Theorie 
von  der  Werterhöhung  des  Goldes  als  Ur- 
sache des  aUgemeinen  Rückgangs  der  Waren- 
preise zu  statten.  Ln  Jahre  1887  wiu'de  in 
England  wieder  eine  königliche  Kommission 
zur  Untersuchung  der  Veränderungen  in 
dem  Wertverhältnisse  der  Edelmetalle  nieder- 
p'setzt,  unter  deren  Mitgliedern  sich  mehrere 
entschiedene  Bimetallisten  befanden.  Auch 
viuden  die  namliaftesten  Bimetallisten,  wie 
Oibbs,  GrenfeU,  Professor  Nicholson,  Tid- 
man  u.  a.  als  Sachveretändige  vernommen, 
so  dass  der  Bimetallismus  bei  dieser  Ge- 
legenheit zuerst  eine  gewisse  offizielle  Rolle 
si'iolte.  Selbst  von  denjenigen,  die  jede 
Aendenmg  des  englischen  Geldwesens  ent- 
Khiedea  ablehnten,  sprachen  sich  doch  nur 
einzelne  gnmdsätzlich  gegen  die  bimetallis- 
fehe  Theorie  aus,  vielmehi-  gaben  die 
meisten  zu  erkennen,  dass  ihnen  die  Ver- 
TOklichung  dei*selben  in  anderen  Staaten 
sehr  genehm  sein  würde,  weil  sie  ebenfalls 
eine  Hebung  des  Silberwertes  davon  er- 
warteten. In  dem  Schlussbericht  unter- 
zeichneten 6  von  den  12  Kommissaren,  unter 
üinen  Sir  Louis  MaDet  und  HeiT  A.  J.  Bal- 
four.  ein  auf  den  Bimetallismus  hiuauslau- 
f'^ndes  Votum  ^),  in  dem  vorgesclüagen  wii-d 


eine  internationale  Vereinbarung  über  die 
fi-eie  Prägung  beider  Metalle  zu  Münzen 
mit  voller  gesetzlicher  Zalilungski^aft  füi- 
alle  Schulden  nach  einem  gemeinschaftlichen 
Wertverhältnis,  das  übrigens  erst  diu:ch  die 
Verliandlungen  zwischen  den  Staaten  fest- 
gestellt werden  soll.  So  war  auch  in  der 
Kölner  Versammlung  mit  Rücksicht  auf  den 
Standpunkt  der  Engländer  vermieden  wor- 
den, ein  bestimmtes  Wertverhältnis,  etwa 
das  französisclie,  sofort  zur  allgemeinen  An- 
nahme zu  empf etilen.  Praktische  Folgen 
hat  diese  neue  englische  Untersuchung 
übrigens  nicht  gehabt,  doch  erlangte  im 
April  1890  ein  bimetallistischer  Anti-ag  im 
Parlamente  eine  immerhin  beachtenswerte 
Minorität.  —  In  Paris  fand  1889  bei  Ge- 
legenheit der  Weltausstellung  ein  freier 
Münzkongresö  statt,  auf  dem  sich  wiederum 
zeigte,  dass  gerade  in  Frankreich,  dessen 
Regierung  aus  der  praktischen  Rücksicht 
auf  den  enormen  Silbervorrat  des  Landes 
sich  dem  bimetallistischen  System  stets  zu- 
geneigt hat,  die  meisten  Theoretiker  dem- 
selben feindlich  gegenüberstehen.  Cernuschi 
suchte  schliesslich  einigen  Effekt  zu  eraielen, 
indem  er  einen  Preis  von  10  OCH)  Francs 
aussetzte  für  die  beste  Beantwortung  der 
Frage,  wie  sich  die  Verhältnisse  gestalten 
wiirden,  wenn  ein  bimetaUistischer  Bund 
mit  der  Einheit  (dem  »Juste«)  in  Silber 
gleich  dem  französischen  Fünffrankenstücke 
imd  in  Gold  gleich  dem  amerikanischen  Gold- 
dollar zu  Stande  käme.  In  diesem  Projekte 
wird  merkwürdigerweise  der  Wert  des 
Silbers  noch  höher  gestellt  als  nach  dem 
französischen  Wertverhältnisse.  Den  Preis 
hat  ein  ehemaliger  holländischer  Diplomat, 
Hr.  Rochussen,  erhalten,  der  dieses  neue 
Wertverliältnis  verwirft  und  wie  die  eng- 
lischen Bimetallisten  empfiehlt,  dass  man  die 
Unterhandlungen  beginnen  möge,  ohne  im 
voraus  ein  bestimmtes  Wertverhältnis  in 
Aussicht  zu  nehmen.  Wenn  die  Staaten 
einmal  über  das  Princip  einverstanden  seien, 
wtirde  sich  das  Wertverhältnis  bald  von 
selbst  ei-geben,  und  zwar  scheint  der  Ver- 
fasser zu  glauben,  dass  das  alte  französische 
den  Sieg  davon  tragen  würde.  —  Einer 
neuen  internationalen  Münzkonferenz,  die 
im  ^November  1892  in  Brüssel  stattfand, 
wurden  verscliiedene  Vorschläge  zur  Hebung 
des  Silberwerts  unterbreitet,  von  denen  aber 
keiner  Annalime  fand.  Ebenso  ergebnislos 
blieben  die  Beratungen  der  deutschen  Silber- 
kommission, die  1894:  einberufen  -v^iirde, 
nachdem  die  Einstellung  der  indischen  Silber- 
prägungen  und  die  Aufhebimg  der  Sherman- 
Akte  die  Entwertung  dieses  Mefeills  auf 
einen  bis  dahin  unerhörten  Grund  gebracht 
hatte.  Neue  Hoffnungen  aber  schöpften  die 
Bimetallisten,  als  die  von  Mac  Kinley  ent- 
sandten   amerikanischen    Delegierten    1897 
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mit  der  französischen  Regierung  ein  Pro- 
gramm vereinbart  hatten,  dessen  Haupt- 
punkt dahin  lautete,  dass  Franki-eicli  und 
die  Vereinigten  Staaten  bereit  seien,  ihre 
Mtlnzstätten  füi-  die  freie  Silbei-prägung  nach 
dem  Wertverhältnisse  1 :  15^  2  zu  öffnen, 
wenn  sie  von  den  anderen  Staaten  in  der 
Nachfrage  nach  Silber  so  weit  unterstützt 
würden,  dass  ihr  Vorgehen  Aussicht  auf 
Erfolg  habe.  Auch  die  französische  Kammer 
fasste  auf  Antrag  Meline's  einen  Beschluss 
zu  Gunsten  der  internationalen  Doppehväli- 
rung.  Es  kam  nun  alles  auf  die  Entschei- 
dung Englands  an.  Die  freie  Silberprägimg 
wunie  diesem  Staate  gai'  nicht  zugemutet, 
sondern  die  amerikanischen  Unterhändler  bt^ 
gnügten  sich  mit  der  Fordenmg,  dass  die 
indischen  Münzstätten  wieder  geöffnet  wüi'- 
den  imd  England  dem  Silber  durch  ver- 
sclüedene,  mit  der  i)rincipiellen  Beibehaltung 
der  Goldwährung  vereinbarten  Büttel  einen 
grösseren  Raum  in  seinem  Geldumlauf  ge- 
währe. Die  indische  Regierung  aber,  die 
noch  im  Jahre  1S92  den  allgemeinen  Bime- 
tallismus em]>fohlen  hatte,  sprach  sich  jetzt 
entschieden  für  die  Ablehnung  der  fi-anzö- 
sisch-amerikanischen  Vorsclilägc  und  für 
den  Anschluss  Indiens  an  die  englische 
Goldwälirung  aus.  Dai-aufliin  erkläi-te  Lord 
Salisbury  dem  amerikanischen  Gesandten, 
dass  die  Britische  Regierung  nicht  im  stände 
sei,  den  ersten  Punkt  der  Vorschläge  Ame- 
rikas und  Frankreichs  —  die  Oeffnung  der 
indischen  Münzstätten  —  anzunelimen ;  auf 
die  übrigen  Pmikte  näher  einzugehen,  hielt 
er  nunmehr  mit  Recht  nicht  für  nötig.  So- 
mit wai-  die  amerikanische  Sendung  ge- 
scheitert, und  der  Bimetallismus  liatte  eine 
tödliche  Niederlage  erlitten.  Am  schmerz- 
lichsten mussten  seine  Anhänger  empfinden, 
dass  auch  ihr  hochgepriesener  Paladin  Bal- 
foTU'  als  ei-ster  Loi-d  des  Schatzes  an  diesem 
gegen  sie  gerichteten  Scldage  beteiligt  war. 
Die  deutschen  Bimetallisten  liaben  ihn  da- 
her in  Acht  und  Bann  gethan,  aber  die 
Kraft  ihi*er  Agitation  ist  und  bleibt  seit 
dieser  Entsclieidung  Englands  gebmchen. 
lieber  die  Bewegungen  des  Wertverhältnisses 
der  beiden  Edelmetalle  s.  d.  Ai-tt.  Edel- 
metalle (unten  S.  260 ff.)  und  Silber. 

6.  Kritik.  Wenn  wir  nun  die  Wirkung 
des  Doppelwährungssystems  theoi^tisch  be- 
trachten, so  nehmen  wir  zunächst  an,  dass 
dasselbe  in  einem  einzelnen,  aber  genügend 
^ssen  Lande  bestehe,  dessen  Nachbarn 
einfache  Währung  besitzen  —  ein  Fall,  füi- 
den  Frankreich  bis  1S70  das  beste  Beispiel 
bot.  Die  Erfahnmg  lehrt  nun  unzweifelliaft, 
dass  der  Staat  iüv  unterwei-tige  Münzen 
einen  erhöhten  Nominalwert  aufi-echt  erhal- 
ten kann,  indem  er  ihnen  unbeschränkte 
oder,  wie  bei  den  Scheidemünzen,  auch  nur 
beschränkte   gesetzliche  Zahlungskraft  ver- 


leiht. Die  Sicherung  des  Kreditwertes  sol- 
cher Münzen  ist  indes  nur  möglich,  wenn 
die  Menge  derselben  nicht  über  eine  ge- 
wisse Grenze  hinaus  vermehrt  werden  kann. 
Wird  diese  Grenze  überschritten,  ist  es 
namentlich  möglich,  solche  Münzen  aus 
einem  auf  dem  Weltmarkte  minderwertigen 
Metall  in  beliebiger  Menge  zu  prägen,  so 
werden  sie  das  aussclüiessliche  Mittel  zur 
Zahlung  aller  Schulden,  und  die  in  ihnen 
ausgeprägte  Geldeinlieit  wird  daher  ähnlich 
wie  bei  einem  Papiergelde  mit  Zwangskm-s 
zu  dem  eigentlichen  Wertmass,  während 
die  Münzen  aus  dem  höherwertigen  Metall" 
ein  Agio  erlangen.  Die  Geschichte  lehrt, 
dass  es  selbst  bei  drakonischen  Strafan- 
drohungen niemals  einem  Gesetze  gelungen 
ist,  die  Kurssteigerung  der  höherwertigen 
Münzen  zu  verhindern,  wenn  das  allgemein 
gebräuchliche  Zahlungsmittel  an  innerem 
Werte  eingebüsst  hatte.  Insbesondere  hat 
auch  das  franzcisische  G.  v.  1803  dies  nie- 
mals zu  Stande  gebracht,  da  Jahrzehnte 
liindurch  für  die  französischen  Goldstücke 
amtlich  eine  Prämie  notiert  worden  ist, 
deren  Gn)sse,  soweit  es  sich  um  die  un- 
mittelbare Wirkung  des  Gesetzes  handelt, 
weiter  nicht  in  Fi-age  kommt.  Dass  dieses 
System  für  die  inländischen  Schuldner 
einen  Vorteil  bringe,  ist  nicht  ersichtlich; 
denn  diese  haben  ja  praktisch  gar  nicht  die 
Wahl,  ob  sie  in  Silber  oder  Gold  bezahlen 
wollen,  sondern  sie  können  mu-  das  Metiill 
weiter  geben,  das  sie  selbst  einnehmen, 
und  das  war  in  Frankreich  in  den  dreissi- 
ger  und  vieiziger  Jahren  inuner  Süber. 
Die  Goldstücke  wurden  der  Prämie  wegen 
oder  gewissermassen  als  LuxusmOnzen  aus 
dem  gewöhnlichen  Verkehr  gänzlich  ziuiick- 
gelialten,  und  selbst  in  dem  Ban'orrat  der 
Bank  von  Frankreich  wai-en  niur  geringe 
Bestände  voi-handen.  Der  höchste  und  der 
niedrigste  Stand  des  Gold-  und  Silbervor- 
rates bei  der  Centi'alstelle  der  Bank  l>etrug 
in  lOUO  Francs: 

1  enode       ^^^       ^^^ 

1816-1823  52817I)  200*) 
1824—1833  2200*)  100«) 
1834— 1850  40  6oo«[3ooi0) 

Wieweit  das  vei-schwinden  des  höher- 
wertigen Metalls  aus  dem  gewöhnlichen  Ver- 
kehr mit  Ausfuhr  desselben  verbunden 
war.  hing  von  der  Zahlungsbilanz  ab.  In 
Frankreich  hat  jedenfalls  in  den  dreissiger 
und  vierziger  Jalu'en  eine  beträchtliche  Melir- 
ausfuhr  von  Gold  stattgefunden,  wenn  sich 
dieselbe  auch  aus  der  Handelsstatistik  nicht 
mit  genügender  Genauigkeit  feststellen  lässt. 


Silber 
Max.        Min. 

J95940')  24725«) 
283600')  84958^) 
339  100^^)  48400»*) 
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Dtioli  waren  im  Jahre  1848  unzweifelhaft 
noch  immer  einige  hundert  Älillionen  Francs 
Gold  im  Lande,  weil  eben  die  Goldprämie 
«1er  Ausfuhr  entgegengewii-kt  hatte.  Auch 
friitt  Frankreich  weder  durch  die  damalige 
(ffjdausfuhr  noch  durch  die  Silberausfuhr 
in  den  folgenden  Jahren  Schaden,  da  das 
Ausland  eben  die  Prämie  fttr  das  gesuchte 
Mttail  bezahlen  musste  imd  Frankreich 
immer  in  einer  vorangehenden  Periode  vor- 
ziie?weise  dasjenige  Metall  angesammelt 
iiatte,  welches  in  der  Folge  auf  dem  Welt- 
märkte im  Werte  stieg.  Die  Hauptwirkung 
•ler  DoppelwäÄinmg  aber  war,  dass  auch  das 
Ausland  seine  Zahlungen  an  Frankreich 
immer  hauptsächlich  in"  dem  Metall  leistete, 
velches  dort  jeweilig  das  allgemeine  Zah- 
lungsmittel bildete.  Vor  1850  z.  B.  stand 
in  I/mdon  das  Silber  als  Rimesse  für  Frank- 
rpich  stets  mit  den  Wechseln  auf  Paris  in 
Konkiurenz:  bei  dem  damaligen  Pi*eise  von 
>'  ^— 59  drückte  es  stets  auf  den  Wechsol- 
kiirs.  weil  die  Banken  für  Wechsel,  die  sie 
aaf  Paris  ausstellten,  immer  leicht  Deckimg 
ilunh  Silbersendimgen  schaffen  keimten. 
Diese  Sendungen  gingen  im  ganzen  noch 
nii*?r  den  Betrag  hinaus,  den  Frankreich  in- 
fojj^e  seiner  günstigen  Zahlungsbilanz  in 
iar  zu  fordern  hatte,  und  sie  wurden  daher 
teilweise  dui-ch  Abfluss  von  französischem 
(lold  aufgewogen.  Ohne  Zw-eifel  hat  nun 
'iie  Leichtigkeit,  mit  der  damals  das  Silber 
und  in  der  nachfolgenden  Periode  das  Gold 
in  Frankreich  untergebracht  werden  konnte, 
ikn  Wert  erst  des  einen  und  dann  beson- 
«It'i's  des  andei'en  Metalls  auf  dem  Welt- 
iiiarkte  wesentlich  gestützt.  Wurden  ja 
alle-in  von  1851 — 1870  unter  Napoleon  III. 
Ol. Vi  Millionen  Francs,  ungefähr  die  Hälfte 
'ler  pjeeamten  gleichzeitigen  Goldproduktion 
der  Erde  d^stellend,  in  diesem  Metall  ge- 
pra<jl,  während  die  Mehrausfuhr  von  Silber 
in  dieser  Periode  nur  etwa  1500  Milhonen 
Francs  l>etrug.  Die  Hauptwirkung,  welche 
'lit-  in  einem  reichen  Lande  geltende  Dop])el- 
vrüirung  auf  die  volkswirtschaftlichen  Ver- 
liältnisse  ausübt,  besteht  demnach  darin, 
<la<s  sie  die  Wertverminderung  eines 
E'leimetalls ,  dessen  Produktion  stark  zu- 
nimmt, in  engen  Grenzen  hält,  so  lange  das 
l^d  eine  günstige  Zaldungsbilanz  oder  noch 
•"Hleutendere  Vorräte  des  andei-en  Metalls 
Witzt.  Weit  weniger  dagegen  ist  das 
Iv^^pr-elwähnrngssystem  im  stände,  die  We  r  t  - 
»r höhung  eines  Metalls  zu  verhindern, 
'las  aus  irgend  einem  Gnmde  besonders  ge- 
^^iicht  wird.  Die  Prämie,  die  dann  auch  für 
•lij"  Münzen  aus  diesem  Metall  entsteht, 
hängt  nur  von  dem  Yerliältnis  von  Nach- 
frage imd  Angebot  ab,  kann  also  an  sich 
J»^e  Höhe  erreichen.  Sie  wird  allerdings 
['i^lrig  bleiben,  solange  noch  ein  sehr  i-eich- 
iidier  Bestand  an  Münzen  dieser  Art  vor- 


handen ist;  da  es  sich  aber  immer  haupt- 
sächlich um  Nachfrage  für  die  Ausfuhr 
handelt,  so  wird  der  Von'at  allmählich  immer 
kleiner,  die  Prämie  immer  höher  und  dem- 
nach die  Abw^eichung  des  wirklichen  Wert- 
verhältnisses von  dem  gesetzlichen  immer 
grösser.  Statt  der  Doppelwähnmg  existiert 
dann  schliesslich  in  Wh'klichkeit  niu»  eine  ein- 
fache Wähnmg,  neben  welcher  die  Münzen  des 
anderen  Metalls  sich  nur  als  Handelsmünzen 
mit  veränderlichem  Verkehrswert  halten. 

Denken  wir  uns  nun  mehrere  Länder  zu 
einem  bimetallistischen  Bunde  vereinigrt, 
England  jedoch  mit  seiner  gewaltigen  Han- 
delsmacht ausserhalb  desselben  bleibend. 
Der  Bund  wüi-de  durch  Freigebimg  der 
Silberprägimg  nach  dem  französischen  oder 
amerikanischen  Wert  Verhältnisse  ohne  Zweifel 
im  Stande  sein,  das  Silber  zunächst  wieder 
ungefähr  auf  seinen  früheren  Preis  zu  bringen ; 
aber  er  würde  ebensowenig  wie  einst  Frank- 
i-eich  allein  das  Entstehen  einer  Goldprämie 
verhindern  können,  wenn  die  Goldproduktion 
wieder  abnähme  oder  England  Gold  an  sich 
zöge,  um  seinen  Barvorrat  zu  dem  des 
bimetallistischen  Gebiets  in  da>s  richtige 
Verhältnis  zu  setzen.  Die  Höhe  dieser 
Prämie  würde  wahrscheinlich  etwa  dieselbe 
sein,  wie  wir  sie  in  Frankreich  zur  Zeit 
Ludwig  Philipps  finden,  nämHch  VI 2 — 2®/o, 
und  der  Unterschied  würde  nur  darin  be- 
stehen, dass  der  Punkt  der  Ei-schöpfung  an 
Gold  in  dem  grossen  Staatengebiete  weniger 
leicht  erreicht  wünle  als  in  Frankreich  allein, 
wo  er  übrigens  in  jener  Periode  auch  noch 
nicht  erreicht  worden  ist.  Die  Einwirkung 
Englands  allein  wimle  also  ausreichen,  um 
das  Wertverhältnis  des  bimetallistischen 
Bundes  thatsächlich  mehr  oder  weniger  zu 
stören  und  die  wirkliche  Gleichberechtigung 
von  Gold  und  Silber  im  gewöhnlichen  Ver- 
kehr zu  verhindern. 

Wenn  allerdings  auch  England  dem  Bunde 
beiträte,  so  würde  die  Hauptursache,  die  bei 
den  gegenw\Wigen  Verhältnissen  eine  be- 
sondere Nachfrage  nach  Gold  verursacht, 
nämlich  das  Bediirfnis  füi*  die  Ausfuhr,  in 
dem  ganzen  Gebiete  wegfallen.  Die  inter- 
nationalen Zahlungen  könnten  dann  ebenso 
gut  mit  Silber  als  mit  Gold  ausgeglichen 
werden,  imd  die  Kosten  der  Versendimg,  die 
hauptsächlich  nach  dem  Werte  bemessen 
werden,  sind  für  beide  Metalle  hicht  er- 
heblich vei-schieden.  Uebrigens  würde  ohne 
Zweifel  das  amerikanische  Silber -Hinter- 
legungssystem eine  weitere  grossartige  Ent- 
wuckelung  erhalten  und  die  Möglichkeit 
internationaler  Zahlungsausgleichungen  mit- 
telst Sübercertifikate  gewähren.  Auch  im 
Inlande  wn'lrde  natürlich  nur  wenig  Silber 
in  natura  umlaufen,  sondern  die  durch  Silber 
vollgedeckten  Münzscheine  bürden  das 
Hauptumlaufsmittel    bilden.      !Man    könnte 
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(lalier  vermuten,  dass,  abgesehen  von  grossen 
Krisen  und  allgemeiner  Erschütterung  des 
Kredits  oder  des  Staates  das  Gold  unter 
der  bimetallistischen  Organisation  eine  Ver- 
minderung seines  Gebrauchswertes  als  Geld- 
stoff erfahren  werde.  In  Wirkliciikeit  aber 
würde  diesem  Verlaufe  die  Vorliebe  ent- 
gegenwirken, die  nun  einmal  in  den  finanziell 
massgebenden  Ki-eisen  der  Kulturwelt  fiir 
das  Gold  vorhanden  ist.  Das  Gold  hat 
gewissermassen  einen  höhei-en  Kredit  als 
Geldstoff,  und  dieser  würde  sich  wahi-schein- 
lich  auch  der  bimetallistischen  Organisation 
gegenüber  beliaupten,  wenn  diese  bei  solcher 
Stimmimg  des  Publikums  überhaupt  zu 
Stande  kommen  könnte. 

Das  Gold  ist  aber  auch  bekanntlich  nicht 
nur  Geldmatei'ial,  sondern  auch  ein  wichtiger 
Rohstoff  für  die  Luxusindustrie.  In  dieser 
Eigenschaft  wird  gegenwärtig  jährlich  eine 
Gewichtsmenge  verwendet,  die  einen  Wert 
von  250—300  Mill.  Mark  darstellt.  Mit  der 
Zunahme  der  Bevölkerung  und  des  Wohl- 
standes wird  dieser  industrielle  Bedarf  ohne 
Zweifel  noch  weiter  steigen,  und  wenn  dann 
andrei-seits  die  Goldproduktion,  was  für  die 
fernere  Zukunft  nicht  unwahrscheinlich  ist, 
allmählich  zurückgehen  sollte,  so  wüi-de  allein 
die  Nachfrage  für  gewerbliche  Zwecke  ge- 
nügen, um  für  das  Barrengold  eine  Prämie 
gegen  den  dem  gesetzlichen  Wertverhältnis 
entsprechenden  Preis  zu  erzeugen,  zumal  die 
allerdings  in  grosser  Menge  vorhandenen 
Goldmünzen  allmählich  diu^ch  Abreibung  eine 
Werteinbusse  erleiden  würden.  Dieser  Wert- 
erhöhung des  Goldes  in  seiner  Eigenschaft 
als  gewöhnlicher  Ware  könnte  die  bimetal- 
listische  Organisation  offenbar  in  keiner  Weise 
entgegenwu-ken ;  wenn  dieselbe  aber  an  sich 
auch  nur  sehr  gering  wäre,  so  würde  sie 
doch  auch  wieder  auf  den  Wert  des  Goldes 
als  Geld  Stoff  einen  Einfluss  haben,  denn  sie 
würde  wieder  die  Spekulation  auf  die 
Wert  Steigerung  dieses  Metalles  ermöghchen, 
die  Bevorzugung  desselben  durch  die  öffent- 
liche Meinung,  die  Ansammlung  und  Zurück- 
haltung desselben  begünstigen  und  dadurch 
eine  noch  weitere  Abweichung  des  im  Ver- 
kehr geltenden  von  dem  gesetzlichen  Wert- 
verhältnisse verursachen.  Diese  Vei'scliiebung 
wäre  umsomehr  zu  erwarten,  je  mehr  die 
auf  Süber  begründeten  ümlaufsmittel  infolge 
der  vermehrten  Produktion  dieses  Metalles 
im  Verkehr  das  Uebergewicht  über  das  Gold 
erhalten  würden. 

Allerdings  hat  nun  auch  die  Gold- 
produktion in  den  letzten  Jahren  in  ganz 
enormem  Masse  zugenommen  und  1897  fast 
eine  Milliarde,  um  1898  einen  noch  um 
mehr  als  100  Mill.  höheren  Betrag  erreicht. 
Aber  auch  die  jährliche  Silberproduktion  hat 
weitere  Fortschritte  gemacht  und  steht 
gegenwärtig,  wenn  der  alte  Preis  zu  Gnmde 


gelegt  wird,  ebenfalls  auf  beinahe  eine 
Milliarde  Mark.  Und  das  bei  einem  wirk- 
lichen Preise  von  ungefähr  27^.2  Pence  für 
die  Unze  Standard-Silber.  Würde  dieser  Preis 
künstlich  auf  60  Pence  erhöht,  was  diuvh 
eine  bimetaU istische  Vereinigung  jedenfalls 
wenigstens  auf  eine  gewisse  Zeit  erreicht 
werden  könnte,  so  würde  die  Produktion  W\ 
der  kapitalistischen  Art  der  Silbergewinnung 
und  dem  praktisch  unerschöpflichen  Reich- 
tum Nord-  und  Südamerikas  an  Silbererzen 
in  enormem  Masse  zunehmen.  Nicht  nur 
w^ürden  grosse  Mengen  geringhaltiger  Ei*z^, 
die  bei  dem  gegenwärtigen  niedrigen  Preis»^ 
nicht  verhüttet  werden  können,  bei  sf)kher 
Preissteigerung  mit  Vorteil  verarbeitet 
werden  können,  sondern  es  würden  sich 
namentlich  auch  Gesellschaften  mit  gi'ossen 
Kapitalien  bilden,  um  in  Mexiko,  Peru, 
ßolivia  u.  s.  w.  neue  SUberbergwerke  zu 
erschliessen  und  die  vorhandenen  mit  allen 
Mitteln  der  modernen  Technik  auszubeuten. 
Die  industrielle  Verwendung  des  Silbers 
würde  durch  die  Preissteigerung  desselben 
gehemmt  und  herabgedrückt,  und  sein  künst- 
licher Wert  könnte  sich  nur  dadurch  an- 
nähernd behaupten,  dass  stets  der  bei  weitem 
grösste  Teil  der  Jahresproduktion  den  Münz- 
stätten überliefert  würde.  Da  nun  ge.treu- 
wäi-tig  auch  jährlich  etwa  800  Mill.  Mark 
in  Gold  für  die  Prägung  verfügbar  sind,  so 
würde  der  Bimetall ismus  eine  ganz  unerhörte 
Inflation  des  metallischen  Geldumlaufs  er- 
zeugen. Die  Kulturwelt  würde  jälu-lich  eine 
Milliarde  Mark  melir  für  Umlaufsmittel  mit 
einem  künstlich  erhöhten  Preise  bezahlen 
müssen,  die  nicht  nur  überflüssig,  sondern 
volkswirtschaftlich  schädlich  wären.  Es 
würde  ein  unerträglicher  Zustand  der 
chreniscdien  Steigerung  der  Nominal i>reise 
aller  Waren  entstehen,  die  übrigens  bei  den 
einzelnen  Wai^n  in  sehi*  verschiedenem 
Grade  auftreten  würde.  Denn  die  allgemeinen 
weltwirtscliaftlichen  Konkurrenzverhältnisse 
würden  in  unveränderter  Wirkung  bleiben, 
und  so  lange  diese  z.  B.  für  Getreide  un- 
günstig sind,  würde  dessen  Wertverhältnis 
zu  den  übrigen  Waren  trotz  der  Erhöhung 
seines  Nominalpreises  keine  Besserung  er- 
fahren. Das  Silber  würde  bald  als  ein 
lästiger  Eindiingling  betrachtet  weixien  und 
die  Gunst  der  öffentlichen  Meinung  sicli 
immer  melir  dem  Golde  zuwenden,  was 
seinen  Ausdruck  in  einer  allmälüich  steigenden 
Goldprämie  finden  würde,  die  als  ein  weiterer 
Nachteil  des  bimetallistischen  Geldwesens 
empfunden  werden  würde. 

Wenn  man  statt  des  alten  ein  herab- 
gesetztes Wertverhältnis  des  Silbers  zum 
Golde  dem  bimetallistischen  System  zu 
Grunde  legte,  so  würden  die  erwälmten 
Uebelstände  allerding-s  weniger  stark  hervor- 
treten.   Aber  abgesehen  davon,  dass  Frank- 
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T>  irh  lind  Amerika  wegen  ihrer  Milliarden 
Mark  in  CourantBill>er  sich  zu  einer  solchen 
Herabsetzung:  des  AVertverhältnisses  schwer- 
lich entschJiessen  würden,  müsste  die  bi- 
metaU istische  Union  dann  jährlich  noch  immer 
TiiiinU'Stens  rKK.i  Millionen  Mark  für  einen 
im  notieren  Ballast  von  Silbergeld  opfern,  der, 
Wenn  auch  langsamer,  sclüiesslich  doch  die- 
s-lln-n  Wirkungen  hervorbringen  würde  wie 
ww  Falle  der  Wiederherstellung  des  alten 
"W'f  >rt  vorhält  n  isses. 

Kiu-z,    die   grosse   Zunahme   der   Gold- 
]-i-«>dukti«»n    in    der  neuesten  Zeit    hat  dem 
Bimetallismus  den  letzten  und  entscheidenden 
St«  >s   vei-setzt.     Bei  dem  Stande   der  Edel- 
iii'tallproduktion  am  Anfang   der  achtziger 
Jahre  konnte  man  an  die  Möglichkeit  glauln^u, 
<üi>s  die    massgel.>enden  Staaten    durch   das 
He.lürfnis  einer  genügend  breiten  metallischen 
Iki-iN  für  ihr  Geldweben  schliesslich  wirklich 
zu   «nner    bimetall istischen  Vt»reinigung  ge- 
'Inuiirt  wenlen  konnten.     Gegenwärtig  aber 
vin]  in  einem  Jahre  mehr  Gold  gewonnen 
als  damals  an  Gold    und  Sill)er   —   dieses 
lüKh  .-einem  alten  Preise   berechnet  —  zu- 
siniinen  genommen,  und  von  Goldknappheit 
k'iiiien  jetzt  nur  noch  Leute  sj>rechen,  die 
naiver    Weise    den    Geldmangel    in    ihren 
T;u<rhen  mit  der  Unzulänglichkrit  des  Geld- 
vnrrats  in  der  Volkswirtschaft  verwechseln. 
Z'ntwpjlige    Yermindenmgen     des    Barvor- 
rat^  (h»r   Banken    und   Diskontoerhöhungen 
kuiinon    nicht    als   Gegengründe    angeführt 
werden,   denn  bei   jedem  Stand   des  Gold- 
vorrats  kann  durch  Sj^ekulation    und  über- 
mässige Ausdehnung  der  Unternehmungen 
ein    unberechtigter    Goldbedarf    entstehen, 
i:ef^^n  den  eine  Keaktion  nötig  wird.  —  Dass 
;li*?  Gold  Produktion  nicht  dauernd  auf  ihrer 
j^'tzigron  Hohe   bleiben  wird,    ist   selbstver- 
^tarnilielu  al)er  für  die  näclisten  20 — 25  Jahre 
<larf  man    mit  Sicherheit   auf  eine   stetige, 
selir  Wleutende  neue  Goldzufuhr  rechnen. 
\Venn  die  Produktion  dann  auch  allmählich 
ai'uohmen  sollte,   so  wäre  das  doch  nicht 
im  entferntesten   ein  Grund,  in  der  Gegen- 
^vart  durch  ein  bimetallistisches  Exi)eriment 
^ine  die  ganze  Volkswirtschaft  erschütternde 
Pivi^ivvolution  hervorzmiifen.  Goldknapi)heit 
^'äre  aber   auch   bei   einem  Rückgang   der 
0(»I(l|,iYKiuktion  in  absehbarer  Zeit  nicht  zu 
i'^'furehten.     Denn  einei-seits  wird  bis  dahin 
<^*-r  vorhandene   Goldvorrat    bedeutend   zu- 
.i.'^'iu.mmen  haben,  und  andererseits  dürften 
^^i^un  auch  die   übrigen  Länder   ihre  Bank- 
••p-ranisation  so  weit  ausgebildet  haben,  dass 
^[^'  mit  demsell^en  verhältnismässig  kieineu 
Vorrat    an     effektivem    Golde    auskommen 
l^'^"nnea  wie  gegenwärtig  England.  —  That- 
süclüich    ist    die   bimetallist ische    Agitation 
^''?ar  in  Amerika   fast  gänzlich   zum  Still- 
^'tan«!  gpkoramen.    Ausser  der  Vergrössei*ung 
'^^r  (^Toldproduktion   hat  dazu   der  Umstand 


wesentlich  beiiretragen ,  dass  sich  die  Ijage 
der  amerikanischen  Farmer  seit  dem  Jahre 
1S97  wesentlich  gebessert  hat.  Die  Ernte 
war  durchweg  befriedigend,  in  manchen 
Gegenden  sogar  selir  gut  ausgefallen ,  die 
Getreidepreise  aber  hatten  eine  sein*  be- 
deutende Erhöhung  erfahren.  Damit  war 
zugleich  die  Behauptung  widerlegt,  die  in 
dem  Bn-anschen  Wahlfeldzug  die  urteilslose 
Menge  am  meisten  beeinflusst  hatte,  dass 
die  niedrigen  Getreidejn-eise  durch  die  Ent- 
wertung des  Silbere  verursacht  seien.  Siu«l 
auch  die  Getreidepreise  gegenwärtig  wieder 
gesunken,  so  hat  das  gute  Jalir  dcxih  in 
Amerika  den  Landwirten  eine  dauernde 
Erleichterung  ihrer  Schuldenlast  gebracht 
und  ihre  Neigimg  zu  wirtschaftlich-revolu- 
tionären Massregelu  jedenfalls  vermindert. 
Die  Preise  der  Industrieerzeugnisse  aber 
sind  gegenwärtig  in  Euroj>a  wie  in  Amerika 
teils  normal,  d.  h.  den  Pr«Kluktionskosten 
mit  normalem  Gewinne  entsprechend,  teils 
sogar  hoch,  wie  die  reichlichen  Dividenden 
vieler  industrieDen  Aktiengesellschaften  be- 
weisen. 
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contributions  to  the  study  of  monetary  poliry, 
wo  zahlreiche  interessante  Aktenstücke,  u.  a.  der 
Bericht  Xewtons  (p,  S17^),  abgedruckt  sind.  — 
Conference  mon^taire  internatioiude,  Avril — Mai 
1881.  —  Pi'oces  rerlmux,  Paris  ISSl.  (p.  28  ^.)  — 
Final  report  of  the  Royal  (Kommission  appointed 
to  inquire  into  the  recent  changes  in  the  relatir»' 
value  of  the  precious  vietids,  London  1888  (p.  H)^  ^J- 
—  Protokolle  der  deutschen  Silberkommission, 
S  Bde.,  Berlin  1894.  —  Scaruffi,  l'Alitinonfo, 
irieder  abgedruckt  als  Discorso  sopra  le  monete 
in  der  Custodi'schen  Sammlung,  Parte  anticn 
I^J,  IL  —  J".  M.  Schneidt,  Systenmtischer 
Entwurf  der  Münz  Wissenschaft,  Bamberg  und 
^yürzburg  17 Oft  (S.  JO^).  —  Sir  Janiea  Steuari^ 
Inquiry  into  the  principles  of  Political  Economy, 
London  1767,  B.  III,  Ch.  IV.  —  M'olowslci, 
La  question  monetaire,  Paris  1808.  —  Derselbe, 
L'or  et  l'argent,  Paris  1868,  2  ed.  1870.  — 
Prtnce-Stnithf  Währung  und  Münze  (Ilirths 
Ann.  des  Xordd.  Bundes  1869;  s.  auch  Gesam- 
melte Schriften  Bd.  I,  S.  J45  ff.  *;.  —  Af.  MoM, 
Zur  Münzfrage,  Tübingen  1871.  —  E,  Seyd, 
I>ie  Münz-,  Währungs-  und  Bankfragen  in 
Deutschland,  Elberfeld  187L  —  Derselbe^  The 
Fall  in  the  price  of  Silrer,  London  1876.  — 
Derselbet  Per  Hauptirrtum  der  Goldwährung, 
Rudolstadt  1880.  —  Roscfier ,  Betrachtungen 
über  die  Währungsfrage  der  deutschen  Münz- 
reform,  Berlin  187J.  —  Derselbe^  System  III, 
f  48  ff.  —  Knien,  Das  Geld,  Berlin  1878,  S. 
'jJJ—;ir)7,  2.  Auß.,  1885,  S.  J78—888.-—Jevons, 
Geld  und  Geldcerkehr,  Leipzig  1876,  S.  188  ^/w 
I      löJ.    —   K»    Jl'aicker,    Die    Silherentwertungs- 
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frage,  Strassbttrg  1S77.  —  Ä.  Uebcr  die  Schwan- 
kungen in  den  Preisen  der  EdelmetaUe,  Deutsche 
VierUJjahrschrift  1852  S.  U8  ff.^).  —  Schüblei*, 
Metall  und  Papier,  Stuttgart  1854*).  —  S.  Op- 
penheim,   Die  Xatur    den  Gehle«,   Mainz  1856. 

—  JP/r.  Geyer,  Theorie  und  Prajris  des  Zettel- 
bankwesem,  München  1867  (neue  Titelamg.  18T4J. 

—  Cem^ischl,  La  monnaie  himetallique.  Pari* 
1876'*)  (gleichzeitig  auch  in  Paris  deutsch  er- 
schienen). Die  zahlreichen  übrigen  Schriften  Cer- 
II Uschis  s.  in  dessen  Biographie  oben  S.  13J14.  — 
E.  de  Lnveleye,  La  monnaie  himetallique,  Bru- 
jrelles  1876.  —  Derselbe,  La  question  monetaire 
en  1881,  I^IV,  Bruxelles  1881.  —  Derselbe,  Com- 
mon place  fallacies  concerning  money  (aus  der 
Contemperary  Review),  London  188:^.  —  Der- 
selbe, Das  Wesen  des  Geldes,  deutsch  ron  O. 
17.  Bar,  Berlin  188^.  La  question  monetaire 
en  Belgique  en  1889.  Echange  de  vues  entre 
M.  M.  Frhe-Orban  et  Emile  de  Lareleye, 
Bnuelles  1890.  —  O.  Aretult,  Die  rertrags- 
mässige  Doppelwährung,  Berlin  1880.  —  Der- 
selbe, Dfutschlands  Währungspolitik,  Leipzig 
1881.  —  Derselbe,  Offener  Brief  an  L.  Bom- 
berger, Berlin  1882.  —  Derselbe,  Der  Wäh- 
ningsstreit  in  Deutschland.  Eine  Antwttrt  auf 
E.    Nasses    gleichnamige    Schrifi,    Berlin     1886. 

—  Scheffle  f  Für  internationale  Doppelwäh- 
rung, Tübingen  1881.  —  Atl.  Wagner^  Für 
bimctallistische  Münzpolitik  Deutschlands,  Berlin 
1881.  —  J".  yeuivirth,  Der  Kampf  um  die 
Wähning.  Jahrbücher  f.  yat.  n.  St/it.  y.  F. 
II  (1881),  S.  47 — 158.  —  Lejcis,  Erörterungen 
über  die  Währungsfrage,  Leipzig  1881  (Erweite- 
rvng   liner  Abhandlung    in    Schmollers  Jahrb.) 

—  Derselbe,  Die  Wähntngsfrage  nach  der 
Münzkonferenz.  Schmollers  Jahrb.  1881 ,  S. 
i~'7  ff.  —  Derselben  Der  Kongress  der  Bime- 
tall isten  in  Köln,  Ebd.  188S,  S.  :^7-i  ff.  —  Hef- 
selbe.  Die  Wähmngsfrage  und  dif  Prodnktions- 
verhältnisse  der  Edelmetalle,  ebd.  1886,  S.  17S  ff. 

—  Derselbe,  Zur  Währungsfrage,  Jahrb.  für  yat. 
u.  Stnt.  y.  F.  V,  S.  Iff.  —  Derselbe,  Die  Wäh- 
rungsfrage und  die  englische  l'ntersuchungskom- 
mission,  ebd.  y.  F.  Bd.  XVI,  S.  321  ff.  S.  auch 
fbd.  y.  F.  Bd.  X,  S.  352,  Bd.  XIII,  S.  96; 
Bd.  XVII,  S.  67;  Bd.  XXI,  S.  iißl.  —  Der- 
selbe, Der  gegemrärtige  Stand  der  Währungs- 
frage, Dresden  1896.  —  N,  G.  Pierson,  Die 
Münzfrage,  Berlin  1882.  —  O.  Haupt,  Wäh- 
rungspolitik lind  Münzstatistik,  Berlin  1884.  — 
Derselbe,  Histoirc  monetaire  de  notrr.  temps, 
Paris  1886.  —  Bernhardi,  Beiträge  zur  Wäh- 
rungsfrage, Dortmund  1885.  —  Cort  van  der 
Linden,  De  Silrercrisis,  Groningen  1888.  — 
Hochussen,  Memoire  sur  le  Bimetall isme  inter- 
national (Prime  dans  le  concours-Cernuschi),  La 
Haye  1890.  —  Boissevaln,  Le  Probleme  mone- 
taire   et  sa  Solution,   Paris   et   Amsterdam   1891. 

—  Derselbe,  Zur  Währungsfrage,  Berlin  1895. 

—  Derselbe,  La  Situation  monetaire  en  1897, 
Paris  1897.  —  S.  Stnith,  Bimetallic  mancy,  1 
Liverpool  1881.  —  D,  Barbour,  The  Theory 
of  Bimetallism,  London  s.  a.  —  Dana  Horton, 
Silver  and  (Jold  in  their  relation  to  resumption,  ' 
Cincinnati  1876.  Erweitert  1877.  —  Derselbe, 
The  Silver  Ptmud,  London  1887.  —  Xasse,  Der 
Bimetallismus  und  die  Währungsfrnge  in  den 
Vereinigten  Staaten.     Iloltzendorff  u.   Brentano,  j 

Jahrb.  für  G'esetzgebg.  etc.  1878,  S.  113  ff.  —  I 
Soetbeer,    Die    hauptsächlichen    Probleme    der  \ 


Wähmngsfrage.  Jahrb.  für  Xat.  «.  St^at.  y.  f.  I 
(1880),  S.  1—82.  —  i.  Bamberger,  DieVerschU'j>- 
pung  der  deutschen  Münzreform,  Köln  1882.  — 
H,  Kieser,  Gold  und  Währung.  Eine  Krittle 
bimetaUistischer  Anschauungen,  Berlin  1881.  — 
Derselbe,  Die  deutsche  Währung  und  ihr*: 
I  Gegner,  Köln  1888.  —  HA,  Bueck,  BeHrfi^je 
zur  Währungsfrage,  Düsseldorf  1880.  —  II'. 
Eros,  Der  Währungsstreit  1879— 188J,  Berlin 
1888.  —  Walras,  Theorie  mathemcUique  du 
Bimetallisme.  Extrait*  du  Journ.  des  economistrs 
de  Dec.  1876  et  Mai  188L  —  Derselbe,  Tht^>ric 
de  la  monnaie,  Lausanne  et  Leipzig  1886  (i-^t 
für  die  Vencendung  von  Sdbermünzen  als  Mbilloa 
regulateurKK).  —  Prager,  Die  Währungsfrnge 
in  den  Vereinigten  Staaten,  Stuttgart  1897.  —  Ihus 
neue  Fiasko  der  internationalen  Do]}pehrährung 
(Währnngsbibliothek,  Heft  8),  Stuttgart  1897.  — 
Heyn,  Kritik   des  Bimetallismus,   Berlin    1897. 

Lexis. 

Dorf,  Dorfanlage 

s.  Ansiedelung  oben  Bd.  I  S.  354 ff.,  V>i^- 
sonclers  S.  369  ff. 

Drawbacks 

s.  Ausfuhrprämien  und  Ausfuhr- 
vergütungen  obon  Bd.  II  S.  34 ff. 

Dreifelderwirtschaft 

s.  Ackerbausysteme  obon  Bd.  I  S.  3^ ff. 

Droz,  Fran^ois  Xavier  Joseph, 

^^eb.  in  Besanc^^on  den  31.  X.  1773,  gest.  den  4. 
XI.  1850  in  Paris,  als  Mitglied  der  Academie 
francj.  (seit  1825}  und  als  Mitglied  der  Academie 
des  Sciences  morales  et  politiques  (seit  1832). 
Als  Kapitän  der  Freiwilligen  nahm  er  am  Rhein- 
feldzuge teil,  wurde  1796  Professor  au  der 
Centralschule  seiner  Vaterstadt  und  später  Be- 
amter bei  der  Verwaltung  der  indirekten  Steuern, 
welchen  Posten  er  1814,  nach  Rückkehr  der 
Bourbonen,  aufgab. 

Droz  war  ein  wirtschaftsi)olitischer  Gesin- 
nungsgenosse Says,  aber  das  Gegenteil  von  einem 
Individualisten  und  als  solcher  Verherrlicher 
des  ethischen  Elementes  im  Wirtschaftsleben. 
Er  war  ein  Verteidiger  des  Satzes,  dass  die 
Wissenschaft  der  Nationalökonomie  benifen  sei, 
dafür  Propaganda  zu  machen,  dass  die  Anstren- 
gungen zur  Mehrung  des  Volkswohlstandes 
denen  zur  Hebung  der  materiellen  und  sozial- 
politischen Wolilfahrt  der  arbeitenden  Klassen 
parallel  laufen  müssen.  Er  trat  ferner  für 
Freiheit  der  Arbeit,  Freizügigkeit  und  Gewerbe- 
freiheit ein. 

Er  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform:  Observations  snr 
les  maitrises,  sur  les  r^glements,  les  privileofes 
et  les  prohibitions ,  Paris  1801.  —  Application 
de  la  morale  a  la  politique,  Paris  1825.  — 
L'economie  politique  ou  principes  de  la  scieuce 
des  richesses,  Paris  1829;  dass.,  3e  ed.  1854; 
dass.,  deutsch  von  Keller,  Berlin  1830. 


Vgl.  über  Droz:  Mignet,  J.  Droz.  Notioe 
sur  sa  sie  et  ses  travaux  in  Journ.  d.  Econoni., 
tome  XXXI,  Paris  1852.  —  Nouveau  biographie 
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sin^T,  tome  XIV,  Paria  1855,  p.  810  f.  —  Nou- 
rean  dictionnaire  de  Fecon.  pol.,  I.  Paris  1891, 
p.  749.  -  H.  d.  St.,  1.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  1001. 

Lippert. 


Ducpetiaux,  Edouard, 

sth,  zu  Brüssel  am  29.  VI.  1804,  gest.  daselbst  am 
21.  VII.  1868.  Im  Jahre  1831  erfolgte  seine 
Ernennung  zum  Generalinspektor  der  belgischen 
Gefängnisse  und  Wohlthätigkeitsanstalten,  wel- 
chem Amte  er  bis  1861  vorstand. 

Seine  Verdienste  um  Verbesserung  des 
ZellensTstems  und  der  Geßlngnishygiene ,  Be- 
kämpfung des  Pauperismus  und  Fürsorge  für 
die  jugendlichen  Arbeiter  sichern  ihm  einen 
Ehrenplatz  unter  den  Philanthropen  des  XVIII. 
Jahrhunderts. 

Von  seinen  zahlreichen  Schriften  seien  die 
nachfolgenden  genannt : 

Des  progres  et  de  Tetat  actuel  de  la  reforme 
ptnitentiaire  ...  et  des  institutions  preventives, 
aui  Etats-Unis,  en  France,  en  Suisse,  en  Angle- 
terre  et  en  Belgique  etc.,  3  vols.,  Bruxelles 
ltÖ7— 38.  —  De  la  condition  physique  et  morale 
des  jennes  ouvriers,  2  vols.,  Bruxelles  1843.  —  En- 
qufte  sur  la  condition  des  classes  ouvri^res  et 
pur  le  travail  des  enfants  dans  les  manufactures. 
3  Tols.  Brux.  1846.  —  De  la  mortalit6  &  Bru- 
xelles comparee  a  celle  des  autres  grandes  villes, 
Brux.  1844.  —  Memoire  sur  le  pauperisme  des 
Flandres,  Bruxelles  1850.  —  Des  colonies  agri- 
loles,  Bruxelles  1851.  —  Budgets  economiques 
des  classes  ouvri^res  en  Belgique,  Bruxelles 
1855.  —  Des  conditions  d'application  du  Systeme 
de  lemprisonnement  separe  ou  cellulaire,  Bru- 
xelles 1857.  —  La  question  de  la  charite  et  des 
associations  religieuses  en  Belgique,  Bruxelles 
1858.  —  De  l'association  dans  ses  rapports  avec 
lamelioration  du  sort  de  la  classe  ouvriere, 
Brux.  1860.  —  La  colonisation  penale  et  l'em- 
priäonnement  cellulaire,  Brux.  1861.  —  Mission 
de  TEtat,  ses  regles  et  ses  limites,  Brux.  1862. 
-  Reforme  du  Systeme  d'instruction  populaire, 
Brux.  1864.  —  Reforme  des  prisons,  Systeme 
■ellulaire,  Brux.  1865.  —  La  mortalite  des  en- 
fants, Brux.  1866.  — 

Vß:!,  über  Ducp^tiaux:  Nouv.  Biographie 
merale.  t  XV.  (Paris  1856)  S.  33.  —  De 
Melnn,  Edouard  Ducpetiaux.  Notice  biogra- 
phique,  Brux.  1868.  —  H.  d.  St.  1.  Aufl., 
Bd.  II.,  S.  1001.  Lippert 


Dahring,  Eugen  Karl, 

?tb.  am  12.  I.  1833  zu  Berlin.  Er  trat  nach 
Beendigung  seiner  Studien  in  die  juristische 
Pwxia  ein,  musste  aber  diesen  Beruf  infolge 
stines  Augenleidens,  welches  später  zur  Er- 
Mindung  führte,  aufgeben.  Im  Jahre  1864  ha- 
üüitieite  er  sich  an  der  Berliner  Universität 
WS  Privatdozent  für  Philosophie  und  National- 
TOomie,  legte  aber  187Y  dieses  Lehramt 
ni^er.  — 

Dührings  zum  Teil  sehr  verdienstvolle 
Arbeiten  bewegen  sich  auf  den  Gebieten  der 
rhilosophie,  Mechanik  und  Nationalökonomie. 
iB  seinen  volkswirtschaftlichen  Schriften  hat 
«  sieb  als  leidenschaftlicher  Anhänger  Careys 


(s.  d.  oben  S.  7 '8)  bekundet,  für  dessen 
Lehre  er  in  Deutschland  Propaganda  zu  machen 
suchte. 

Von  seinen  hier  in  Betracht  kommenden 
Veröffentlichungen  seien  die  folgenden  genannt : 

Kapital  und  Arbeit,  Berlin  1865.  —  Kriti- 
sche Grundlegung  der  Volkswirtschaftslehre, 
Berlin  1866.  —  Die  Verkleinerer  Careys  und 
die  Krisis  der  Nationalökonomie,  Breslau  1867. 
—  Kursus  der  National-  und  Sozialökonomie, 
Beriin  1873;  2.  Aufl.,  Leipzig  1876;  3.  Aufl.  u. 
d.  T. :  Kursus  der  National-  und  Sozialökono- 
mie nebst  einer  Anleitung  zum  Studium  und 
zur  Beurteilung  von  Volkswirtschaftslehre  und 
Sozialismus,  ebd.  1892.  —  Kritische  Geschichte 
der  Nationalökonomie  und  des  Sozialismus,  3. 
Aufl.,  Leipzig  1879.  —  Der  Weg  zur  höheren 
Berufsbildung  der  Frauen  und  die  Lehrweise 
der  Universitäten,  Leipzig  1877;  dasselbe,  2. 
Aufl.,  ebd.  1885.  —  Die  Judenfrage  als  Rassen-, 
Sitten-  und  Kulturfrage,  1.,  2.  und  3.  Aufl., 
Karlsruhe  1881  u.  1886;  dasselbe,  4.  Aufl.  u.  d. 
T. :  Die  Judeufrage  als  Frage  der  Rasseuschäd- 
lichkeit  für  Existenz,  Sitte  und  Kultur  der 
Völker  etc..  Beriin  1892.  —  Sache,  Leben  und 
Feinde,  Karlsruhe  1882.  —  Be€h 


Dufau,  Pierre  Armand, 

feb.  am  15,  IL  1795  zu  Bordeaux,  gest.  am 
5.  X.  1877  in  Paris,  stand  in  den  Jahren  1840 
bis  1855  dem  Pariser  Blindeninstitut  als  Direk- 
tor vor.  Seine  Ei*wähnung  an  dieser  Stelle 
beruht  auf  seinen  Verdiensten  um  die  Methodik 
der  Statistik. 

Dufau  (vgl.  seine  Schrift:  „Traite  de  sta- 
tistique"  [s.  u.  |)  ist  der  Vater  einer  statistischen 
Methode,  welche  sich  nur  mit  dem  Menschen 
als  Beobachtungsobjekt  befasst  bezw.  das  Mit- 
tel zwischen  den  bleibenden  und  regelmässigen 
Ursachen  sowie  den  veränderlichen  und  zufälli- 
gen Umständen  zahlenmässig  feststellt,  wel- 
che auf  die  moralische  Ordnung  der  Menschen 
aus  verschiedenen  Gesellschaftsklassen  einwir- 
ken. Aus  der  Analyse  einer  Reihe  auf  diese 
Weise  gewonnener  analoger,  in  Zahlen  ausge- 
drückter Thatsachen  ergiebt  sich  dann  das 
statistische  Gesetz.  Ausserhalb  Frankreichs 
hat  Dufaus  Methode  wenig  Anwendung  ge- 
funden. 

Von  seinen  Schriften  seien  folgende  genannt : 
De  l'abolition  de  l'esclavage  coloniale,  Paris 
1830.  —  Plan  de  Torganisation  de  l'institution 
des  jeunes  aveugles,  Paris  1833.  —  Des  aveu- 
gles.  Gonsiderations  sur  leur  etat  phvsique, 
moral  et  intellectuel  Paris  1836;  2.  ed.  1850. 
—  Traite  de  statistique,  Paris  1840.  —  Lett- 
res  sur  la  charite,  Paris  1847.  —  La  r4publique 
et  la  monarchie  dans  les  temps  modernes,  Paris 
1851.  —  Notice  historique,  statistique  et  des- 
criptive  sur  Tinstitution  imperiale  des  jeunes 
aveugles,  Paris  1852.  —  De  la  reforme  du 
mont-de-pi6te ,  Paris  1855.  —  Essai  sur  la 
science  de  la  mis^re  sociale,  Paris  1857.  —  De 
la  methode  d'observation,  Paris  1866. 


Vergl.  über  Dufau :  Nouv.  Biographie  gene- 
rale, t.  XV,  (Paris  1856)  S.  58f.  —  H.  d.  St., 
1.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  1002.  Lippert, 
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Diiuoy  er — Di  q  )on  t 


Diinoyer,  Barth^lemy  Pierre  Joseph 
Charles, 

J2:eb.  am  20.  V.  1786  zu  Carennac  (Lot),  pest., 
als  3Iitglied  der  Akademie  seit  1832,  zu  Paris 
am  4.  VII.  18«2.  Er  begründete  iu  Gemein- 
schaft mit  Charles  Comte  (s.  d.  oben  S.  83) 
die  Zeitung  „Le  Censeur",  bekleidete  zwei 
Präfektenstellungen  über  die  Departements 
AUier  und  Sorame,  wurde  1838  Staatsrat  und 
trat  im  Januar  1852  in  den  Ruhestand. 

An  der  Hand  eines  Abrisses  der  inter- 
nationalen Geschichte  der  durch  die  Arbeit  ge- 
schaflfenen  wirtschaftlichen  Kultur,  welcher  Ab- 
riss  mit  der  Genesis  beginnt  und  mit  dem 
Jahre  1826  abschliesst,  (vgl.  „De  la  liberte  du 
travail",  s.  u.)  übernimmt  Bunoyer  die  Beweis- 
führung, dass  dem  sittlichen  und  intellektuellen 
Fortschritt  der  industrielle  und  diesem  wieder 
die  Verbesserung  der  sozialen  Lage  der  Völker 
gefolgt  sei,  welche  letztere  Errungenschaft  die 
Freiheit  des  Individuums  und  der  Völker  ver- 
bürge. Das  industrielle  Volk,  wie  Dunoyer 
weiter  ausführt,  wird  in  friedlicher  Entwickelung 
die  herrschenden  Klassen  in  die  arbeitenden 
verwandeln  und  zuletzt  der  Regierung  selbst 
den  Charakter  eines  universellen  Gewerbeunter- 
nehmens aufprägen.  Es  braucht  nur  bemerkt 
zu  werden,  dass  Dunoyer  ein  individualistischer 
Vorläufer  Bastiats  war,  um  den  nichts  weniger 
als  sozialistischen  Sinn  vorstehender  Tiraden 
zu  deuten. 

Von  seinen  staatswissenschaftlichen  Schriften 
in  Buchform  nennen  wir: 

L'industrie  et  la  morale  considerees  dans 
leurs  rapports  avec  la  liberte,  Paris  1825,  2  vols. ; 
dasselbe,  neue  Aufl.  u.  d.  T. :  Nouveau  trait4 
d'economie  sociale,  2  vols;  Paris  1830;  das- 
selbe, 3.  Aufl.  u.  d.  T. :  De  la  liberte  du  travail, 
ou  simple  expose  des  conditions  dans  lesquelles 
les  forces  huraaines  s'exercent  avec  le  plus  de 
puissance,  3  vols.,  Paris  1845;  nouv.  ed.  1885. 

—  Esprit  et  methodes  compar^es  de  l'Angleterre 
et  de  la  France  dans  les  entreprises  des  travaux 
publice,  Paris  1840.  —  La  revolution  du  24  f^vrier 
1848,  Paris  1849.  —  Aus  seinem  Nachlass  er- 
schienen: Le  second  empire  et  une  nouvelle 
restauration,  2  vols.,  London  1865.  —  Notices 
d'economie  sociale,  Paris  1870.  —  Seine  ge- 
sammelten Werke  erschienen  iu  3  Bdn.,  Paris 
1885—1886.  

Vgl.  über  Dunover :  Nouv.  Biographie  gene- 
rale, t.  XV,  Paris  l856,  S.  255.  -  Nouv.  Dicti- 
onnaire  d'econ  polit.,  tome  I,  Paris  1891,  S.  750. 

—  H.  d.  St.  1.  Aufl.  Bd.  II  S.  1002.    JLippert, 


Dupont  (de  Nemonrs),  Pierre  Samuel, 

geb.  zu  Paris  am  14.  XII.  1739,  in  den  Jahren  1772 
bis  1786  als  Erzieher  des  Prinzen  Adam  Czartoryski 
und  als  wissenschaftliche  Kraft  in  den  Ministe- 
rien Turgot  und  Vergennes  thätig,  während 
der  Revolution  Deputierter  des  dritten  Standes 
des  Arrondissements  Nemours ,  dann  Buch- 
druckereibesitzer, dann  bis  zum  9.  Thermidor 
Staatsgefangener;  hierauf  Mitglied  des  Rates 
der  Alten,  gegen  1796  Emigrant  nach  Amerika 
und  1802,  nach  Rückkehr  von  dort,  Sekretär 
der  PariserHandelskammer.  Unter  LudwigXVIII. 
wurde  er  Staatsrat,  emigrierte  aber  1815  wäh- 


rend der  „100  Tage"  aufs  neue  und  liess  sich 
im  Staate  Delaware  bei  seinen  Söhnen,  den  In- 
habern eines  dortigen  grossen  Handelshauses 
nieder,  wo  er  am  6.  VIII.  1817  als  Mitglied 
des  Pariser  Instituts  starb. 

Dupont  war  einer  der  treuesten  Anhänger 
seines  Lehrers  Quesnay,  und  ihm  kommt  u.  a. 
das  Verdienst  zu,  der  physiokratischeu  Lehre 
den  bezeichnenden  Namen  gegeben  zu  haben, 
indem  er  bei  Herausgabe  der  Schriften  Ques- 
nays  das  Buch  unter  der  Devise  „Physiokratie" 
(s.  u.)  an  die  Oeffentlichkeit  brachte.  Die  viel- 
seitigen Berührungspunkte  des  Physiokratismus 
mit  dem  Industrialismus,  welche  Dupont  ruck- 
haltlos anerkannte,  stempeln  ihn  jedoch  zu 
einem  der  vorgeschrittensten  Bekenner  des 
physiokratischeu  Systems,  der  z.  B.  in  Fragen 
des  Eigentums,  der  Freiheit  des  Individuums, 
des  Verkehrs  und  des  Tausches  keine  trennen- 
den Schranken  zwischen  der  Lehre  Quesnays 
und  der  Adam  Smiths  zugiebt,  welchen  letzte- 
ren er  schon  deshalb  verehrte,  weil  er  als  sein 
Mitschüler  1756  zu  Füssen  Quesnays  dessen 
Vortrag  gelauscht  hatte.  Auch  wenn  Dupont 
vom  Staate  eine  Deklarierung  der  Naturgeseue 
verlangt,  worunter  er  die  rroklamierung  der 
freien  Konkurrenz  zur  Erhöhung  des  Reiner- 
trags der  Produktion  versteht,  nähert  er  sich 
wieder  der  Smithschen  Doktrin.  Seine  echt 
physiokratische  Forderung  einer  „domanialen 
Konstitution  der  Finanzen"  setzt  sich  freilich 
mit  dem  Smithianismus  stark  in  Widerspnich ; 
auch  bekennt  er  sich  zu  der  physiokratischen 
Auffassung  der  Produktion,  welche  nur  die 
Natur  als  Produzenten  anerkennt  und  den  Satz, 
dass  die  Arbeit  den  Tauschwert  vermehre,  ver- 
wirft. Seine  vorgeschrittene  Behandlung  wirt- 
schaftlicher Probleme  spricht  sich  übrigens 
auch  in  dem  Satze  aus,  dass  das,  was  man 
Teuerung  nennt,  erfahningsmässig  das  einzige 
Remedium  gegen  die  Teuerung  sei,  also,  wo- 
rauf er  hinzielt,  dem  Gesetze  entspricht, 
dass  einer  Verteuerung  des  Produktionsmittel?, 
des  Geldes,  eine  preisausgleicheude  Erhöhung 
des  Warenangebots  gegenübersteht. 

Von  seinen  Schriften  seien  hier  genannt: 
De  l'exportation  et  de  rimportation  des 
grains,  ete.,  Soissons  1764.  —  De  Tori^ine  et 
des  progres,  d'une  science  nouvelle  (Loudres  et) 
Paris  1767.  (Die  Autorschaft  an  diesir 
Schrift  ist  Dupont  bestritten  und  Nicolas  Baii- 
deau  zugeschrieben  worden.  Unter  der  science 
nouvelle  ist  die  Physiokratie  zu  verstehen. 
Barbier,  dictionnaire,  Bd.  II,  Paris  1823,  S.  526 
tritt  für  Baudeau  ein.)  —  Du  commerce  de  la 
Compagnie  des  Indes,  Paris  (1769) ;  dasselbe,  2. 
Aufl.  (augmentee  de  Thistoire  du  Systeme  de 
Law),  1770.  —  Observations  sur  les  eifets  de 
la  liberte  du  commerce  des  grains  et  sur  ceiix 
des  prohibitions,  (Basle  et)  Paris  1770.  —  Me- 
moires  sur  la  vie  et  les  ou%Tages  de  Turgi)t, 
2  Bde.  Philadelphia  (recte  Paris)  1782  (Neudruck 
im  1.  Bde.  der  Dupontschen  Ausgabe  der  Werke 
Turgots,  Paris  1808).  —  Effets  des  assiguats 
sur  le  prix  du  pain,  Paris  1790.  —  Dupont 
war  der  Herausgeber  des  Werkes:  La  Physio- 
cratie  ou  Constitution  naturelle  du  gouverne- 
ment  le  plus  avantageux  au  genre  huuiain. 
Recueil  (de  traites  du  Quesnav),  2  Bde.,  Paris 
1768;  Neudnick,  6  Teile,  Yverdun  1768-6Ö. 
—  Dupont  war  Redakteur  und  Mitarbeiter  der 
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Zeitschriften:  ^Journal  de  ragriculture.  du  com- 
merce et  des  iSnances"  und  „Ephemerides  du 
citöven",  für  welche  letzteren  auch  Mirabeau 
arbeitete.  Der  Briefwechsel  Dupouts  mit  J.  B. 
Say  ist  in  der  Collection  des  principaux  6cono- 
niistes:  Phvsiocrates,  I.  Bd.,  Paris  1846  auf  S. 
394-424  abgedruckt. 


Vgl  über  Dupont:  E  Daire,  Noticc  sur  la 
vie  et  les  travaux  de  Dupont  (Collection  des 
princ.  eeon. :  Phvsiocrates  I.),  Paris  1846,  S.  309 
bi^  334.  (Die  2  letzten  Seiten  bringen  ein 
Verzeichnis  sämtlicher  Schriften  Duponts.)  — 
Nouvelle  biographie  generale,  Bd.  15,  Paris 
1856,  S.  345  f.  —  G.  Schelle,  Du  Pont  de  Ne- 
mours et  Fecole  physiocratique,  Paris  1888.  — 
Gnerin,  Quesnay  et  Du  Pont  de  Nemours  (R6- 
lorme  sociale,  Jahrg.  IX),  Paris  1890.  —  G. 
Sohelle,  Du  Pont  de  Nemours  (Say  et  Chailley, 
Pietionnaire  d'^con.  polit.,  Bd.  I,  Paris  1891, 
i  751  ff.  —  Lexis,  Dupont  de  Nemours  im  H. 
.i  St.,  1  Aufl.  Bd.  n,  S.  1002  f.  —  Brieflicher 
Verkehr  Karl  Friedrichs  von  Baden  mit  Mira- 
beau und  Du  Pont,  2  Bde.,  Heidelberg  1892.  — 
PaJgrave,  Dictionary  of  polit.  economy,  Bd.  I, 
L(.ndou  1894,  S.  652  f.  — 

LipperL 


DürcUnhrzöUe  n.  Darchfulirverbote. 

1.  Allgemeines.  2.  Die  Durchfuhrzölle  in 
Preussen  und  im  Zollverein.  3.  Die  Durchfuhr- 
ztJie  in  Frankreich.  4.  Zweckmässigkeit  der 
Aufhebung  der  Durchfuhrzölle. 

1.  Allgemeines.    Die  Erhebung  von  Ab- 
raljen  von  Waren,  die  durch  ein  Land  oder 
einea  besonderen  Teil  desselben  nach  irgend 
einem  anderen  Bestimmungsorte  nur  durch- 
ffeführt  werden,  ist  bis   in  die  neuere  Zeit 
teils  io  rein  fiskalischer  Absicht,  teils  zur  För- 
derung gewisser  Handels-  imd  wirtschaftspoli- 
tischer  Zwecke  sehr  verbreitet  gewesen.  Ur- 
>{jniiiglich  sind  diese  Durchfuhr-  oder  Transit- 
zölle, namentlich  in  einem  Lande  mit  so  grosser 
territorialer  Zersplitterung  wie  Deutschland 
mir  als  eine  besondere  Art  der  Binnenzölle 
■Nd.  Art. oben  Bd.H.  S.  893  ff.)  zu  betrachten, 
'lie  von  den  Grundherren  meistens  nur  in  ihrem 
finanziellen,  von  den  Städten   aber  auch  in 
ihrem  lokalwirtschaftlichen  Interesse  erhoben 
viirden.    Das  letztere  Interesse  waltete  ins- 
besondere bei  der  Erschwenmg  der  Durch- 
fuhr durch  Umladungs-,  Stapel-  imd  Nieder- 
la^ere<hte  diffchaus  vor.    Nachdem  seit  der 
zweiten  Hälfte   des   17.  Jahrhunderts  mehr 
und  mehr  die  GrenzzoU  Systeme  nach  merkanti- 
li?tischen  Grundsätzen   zur  Ausbildung  ge- 
langt waren,  wurde    die  Behandlung    der 
Durchfuhr  für  jeden  Staat  eine  um  so  wich- 
ö.?f^re  Frage,  je  zahlreicher  seine  Nachbarn 
varen  und  je   bequemer   und  vorteilhafter 
^e  durch  sein  Gebiet  gehenden  Land-  und 
Wasserwege  für  den  internationalen  Verkehr 
putzt  werden   konnten.     Sollte   man    die 
•JöTchgehenden  Waren  einfach  wie  die  für 


den  inneren  Verbrauch  bestimmten  und 
andererseits  wie  die  aus  dem  inländischen 
Verkehr  ausgeführten  behandeln?  Dann 
hätten  sie  also  den  vollen  Eingangszoll,  viel- 
leicht auch  noch  Accise  und  lokale  Abgaben 
und  schliesslich  den  Ausfuhrzoll  entrichten 
müssen.  Soweit  die  Einfuhr  oder  die  Aas- 
fuhr gewisser  Waren  aber  verboten  war, 
würden  diese  auch  ohne  weiteres  von  der 
Diu-chfuhr  ausgeschlossen  gewesen  sein. 
Wenn  mm  durch  solche  Verbote  oder  eine 
übermässige  Belastung  die  Durchfuhr  von 
Waren,  die  das  Land  selbst  hervorbringen 
konnte,  verhindert  oder  auf  eine  kleine  Menge 
herabgebracht  worden  wäre,  so  würde  dies 
an  sich  nach  den  herrschenden  handelspoli- 
tischen Ansichten  ganz  erwünscht  gewesen 
sein.  Denn  das  Inland  würde  die  Konkiu'renz 
des  Nachbarlandes  auf  den  auswärtigen  Märk- 
ten erschwert  und  um  so  mehr  Aussicht  gehabt 
haben,  seine  eigenen  Erzeugnisse  dort  abzu- 
setzen ;  auch  kam  noch  die  Rücksicht  hinzu, 
dass  die  Ein-  und  Ausfuhrverbote  bei  Ge- 
stattung der  Durchfuhr  der  betreffenden 
Waren  leichter  übertreten  werden  konnten. 
Soweit  es  sich  aber  um  Waren  handelte,  die 
nur  im  Auslande  hervorgebracht  werden 
konnten,  ging  das  protektionistische  Inte- 
resse des  Staates  dahin,  dass  die  Rohstoffe 
dieser  Art  im  Inlande  verarbeitet,  also 
keinesw^egs  bei  der  einfachen  Durchfuhr  be- 
günstigt würden,  dass  die  Verzehrungsgegen- 
stände aber  wenigstens  aus  dem  blossen 
Speditionshandel  in  den  Eigenhandel  der  in- 
ländischen Kaufleute  übergingen,  wodurch 
sich  dann  die  Durchfuhr  in  eine  Verbindung 
von  Ein-  und  Ausfuhr  mit  einem  Handels- 
imisatz  im  Inlande  verwandelte.  Diese 
letztere  Art  der  vermittelten  Diu-chfulir 
mit  den  inländischen  nicht  konkurriereuder 
Waren  musste  rationellerweise  begünstigt 
>verden  und  demnach  von  Einfuhr-,  Ausfuhr- 
und  inneren  Abgaben  womöglich  gänzlich 
frei  bleiben,  während  die  Mitwirkung  der 
einheimischen  Kaufleute  durch  Stapel-  und 
Niederlagerechte  gesichert  werden  konnte. 
Die  Entlastung  Hess  sich  entweder  diu-ch 
Rückerstattimg  der  gezahlten  Abgaben  oder 
durch  Ausschluss  der  wieder  auszuführen- 
den Waren  vom  freien  Verkehr  und  Aufbe- 
wahrimg  derselben  in  kontrollierten  Lager- 
räumen bewerkstelligen.  Volle  Abgaben- 
freiheit wurde  indes  in  der  Regel  aus  finan- 
ziellen Gründen  nicht  gewährt,  sondern  man 
erhob  eben  besondere  Durchfuhr-  oder  Tran- 
sitabgaben, welche  eine  mehr  oder  weniger 
bedeutende  Ermässigimg  der  Einfuhr-  und 
Ausfuhrzölle  und  der  Accise  bildeten.  Das 
gleiche  Zugeständnis  musste  man  aber  auch 
meistens  in  betreff  der  ersterwähnten  Waren- 
gattungen machen.  Fast  immer  konnten 
diese  auch  noch  andere  Wege  einschlagen 
als  durch  das  in  Rede  stehende  Land,  und 
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wean  die  Durchfuhr  durch  dieses  letztere 
auch  am  leichtesten  und  billigsten  sein 
mochte,  so  ^vürde  sie  doch  durch  eine  über- 
mässige Belastvmg  verhindert  und  die  Waren- 
bewegimg  zu  einem  Umwege  genötigt  wor- 
den sein.  Das  Land  würde  dann  also  nicht 
nur  die  fremde  Konkurrenz  auf  dem  dritten 
Markte  nicht  verhindert,  sondern  auch  noch 
den  Gewinn  an  Fracht  imd  Spedition  ver- 
loren haben.  Dasselbe  galt  hinsicrhtlich  der 
Durchfuhrverbote,  die  selten  einen  wirtschaft- 
lichen Vorteil  brachten  imd  meistens  nur 
aus  zolltechnischen  Gründen,  nämlich  zur 
w^irksameren  Verliinderung  des  Schmuggels 
gewisser  verbotener  Waren  aufrechterhalten 
wurden.  Nicht  selten  sah  sich  ein  Staat 
auch  veranlasst,  in  der  Konkurrenz  mit 
anderen  die  Durchfuhr,  die  dem  Lande  doch 
immerhin  oft  einen  nicht  unerheblichen  Ge- 
winn einbrachte,  durch  besondere  Erleichte- 
rungen auf  bestimmte  Bahnen  innerhalb 
seines  Gebietes  herbeizuziehen.  So  beför- 
derte der  grosse  Kurf  üi-st  durch  Zollermässi- 
giuigen  und  niedrige  Kanalgebühren  die 
Durchfuhr  von  Schlesien  nac-h  Hamburg  auf 
dem  mittelst  des  »neuen  Grabens«  vervoll- 
ständigten Wasserwege,  wobei  der  Umlade- 
zwang in  Berlin  den  dortigen  Kauflouten 
gegenüber  den  Brcslauern  und  Hamburgern 
sehr  zu  statten  kam. 

2.  Die  Durclifnhrzölle  in  Preussen 
und  im  ZoU verein.  Eine  grosse  Rolle 
spielten  die  Durc'hfuhrzölle  im  vorigen  Jahr- 
hundert bei  den  langwierigen  liandelspoliti- 
schen  Reibungen  zwischen  Preussen  und 
Sachsen.  In  Sachsen  war  die  Durchfuhr 
nicht  nur  mit  den  alten  Zöllen  und  der  alten 
Ijandaccise,  sondem  seit  1705  auch  mit  der 
höheren  Genei-alkonsumtionsaccise  belastet, 
und  zur  Zeit  der  Messe  in  Leipzig  wunle 
noch  eine  besondere  Durchgangsaccise  nebst 
anderen  Abgaben  auch  von  den  nicht  ver- 
kauften Waren  erhoben.  In  Preussen  aber 
waren  am  Anfang  des  vorigen  Jalirhunderts 
von  der  reinen  Durchfuhr  nur  ZöHe,  aber 
keine  Accise  zu  entrichten.  Nach  dem  Han- 
delsvertrage von  1728  w^urde  die  sächsische 
Generalaccise  von  der  Dui-chfuhr  aufgehoben, 
in  Preussen  aber  eine  der  sächsischen  Land- 
accise  entsprecliende  Durchgangsabgabe  ein- 
gefiUirt,  die  man  aber  schon  1730  wieder 
aufgab,  nachdem  Sachsen  versprechen,  ausser 
der  Leipziger  keine  Durchgangsaccise  mehr 
zu  erlieben.  Diese  Zusage  wurde  indes 
nicht  immer  gehalten,  und  auch  das  Leip- 
ziger Stapelrecht  und  der  damit  verbundene 
Strassenzwang  gab  zu  vielen  Klagen  auf 
preussischer  Seite  Veranlassung.  Friedrich 
d.  Gr.  verfügte  1743  als  Retoi-sionsmassregel, 
da«is  alle  durc'h  das  magdeburgische  und 
halberstädtische  Gebiet  nach  Leipzig  gehen- 
den Frachtwagen  ausser  den  bisherigen 
Zöllen  noch  15  g.  Gr.  von  jedem  Pferde  zu 


zalüen  hätten.  Einige  Jahre  später  (1747) 
aber  stellte  er  das  seit  dem  dreissigjälirigen 
Kriege  thatsäclüich  in  Wegfall  gekommen*^ 
^lagdeburger  Stapelrecht  wieder  her,  dnrr*h 
welches  insbesondere  den  sächsischen  Schiffen 
verboten  wurde,  die  Elbe  weiter  als  bis 
Magdebm-g  zu  befaliren.  Dazu  kam  im  Jahr^' 
1755  ein  System  von  Transitzöllen,  das  dit^ 
Strasse  über  Magdeburg  und  den  Magd«?- 
burger  Eigenhandel  wesentlich  begünstigte, 
indem  auf  den  übrigen  möglichen  Handols- 
wegen  erheblich  höhere  Abgaben  erhoben 
wurden.  Diese  Miissregel  traf  wieder  b*^- 
sonders  hart  den  sächsischen  und  nament- 
lich den  Leipziger  Handel,  und  die  kurfürst- 
liche Regierung  antwortete  nicht  nur  mit 
dem  Verbot  fast  aller  preussischen  Waren, 
sondem  suchte  auch  einen  neuen  Handels- 
weg über  den  Harz  in  Aufnahme  zu  bringen, 
was  aber  nicht  genügend  gelang.  Die  i)ivus- 
sischen  Transitzölle  erfuhren  noch  im  Jahre 
17 (>8  eine  Umgestaltung  und  blieben  dann 
ziemlich  unverändert  bis  zum  Toile  Fritni- 
richs  d.  Gr.,  da  Verhandlmigen,  die  Saclis«ni 
1778  zur  Erieichterung  der  Durchfuhr  wit^ 
der  anknüpfte,  nicht  zu  erheblichen  Resid- 
taten  führten.  —  In  hohem  Grade  \\^inle 
unter  Friedrich  d.  Gr.  auch  die  Durehfulir 
zwischen  Polen  und  Sachsen  diuxjh  Schlesien 
erschwert.  Bis  zum  Jahre  1766  wnirde  ein 
Transitzoll  von  30  ®/o  gefoi*dert,  und  von  der 
in  diesem  Jahi-e  zugestandenen  Ermässigimg 
auf  8^/0  blieben  mehrere  wichtige  Wan^u, 
u.  a.  sächsisches  Porzellan,  ausgenommen. 
Durch  eine  Deklaration  von  1771  wm-de  be- 
stimmt, dass  der  Transitzoll  von  8^/o  ohne 
IJntei-schied  von  allen  Fabrikaten  erhoben 
werden  soHe,  die  auch  im  preussischen  Ge- 
biete hergestellt  würden.  Dieser  Zollsatz 
war  hoch  genug,  um  die  russischen  und 
polnischen  Kaufleute  zu  veranlassen,  auf 
weiten  Umwegen  über  Obei-schlesien ,  wo 
der  Zoll  auf  l^Vo  herabgesetzt  war,  Mälu^n 
und  Böhmen  nach  Sachsen  zu  reisen.  Unter 
dem  Nachfolger  Friedrichs  wurde  schon  am 
25.  Januar  1787  neben  wichtigen  anderen 
Reformmassregeln  auch  die  Aufhebung  sämt- 
licher damals  bestehenden  Diux^hfuhrverbole 
gewährt  und  weitere  Begünstigungen  des 
Transits  in  Aussicht  gestellt.  In  der  That 
folgte  bald  eine  Herabsetzung  der  Durch- 
fuhrzölle auf  der  Oder  und  Elbe  für  russische 
Waren  von  5  und  8  auf  2  und  3®/o,  die 
Durchfulu"  von  Tabak  wiuxie  erleichtert,  die 
von  W^aren  aus  Frankreich,  Italien  und  von 
den  Leipziger  Messen  nach  Russland  wieder 
gestattet  gegen  eine  Abgabe  von  8,  später 
von  3  Thalern  auf  den  Centner,  dagegen  das 
Verbot  der  Durchfuhr  für  einige  Waren 
wieder  erneuert.  Die  Beseitigung  der  pi-o- 
vinziellen  DurcqgangszöUe  erfolgte  durch  die 
V.  V.  11.  Juni  1816.  S.  Art.  B  i  n  n  e  n  z  ö  11  e  1.  c 
Nach   dem   Zollgesetz   v.  26.  Mai  1818 
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soll  im  aUgemeinen  der  Durchfuhrzoll  aus 
dem  Eingangs-  und  Ansgangszoll  sich  zu- 
sammensetzen, während  die  Verbrauchssteuer, 
die  meistens  den  Hauptbestandteil  der  ge- 
samten Zollbelastung  bildete,  also  nicht  er- 
hoben wurde.    Für  die  in  den  östlichen  Pro- 
vinzen links  von  der  Oder  durchgehenden 
Waren  sollte   nicht  mehr  als  Vi  Thaler  an 
Zoll  erhoben  werden.     Die  Umladung  und 
Ls^ning  der  Durchfuhrwaren  war  überall 
unter  fi)ntrolle    gestattet.      Die    Abgaben 
fär  die  Durchfuhr  rechts  von  der  Oder  wur- 
den durch  einen  preussisch-russischen  Han- 
delsvertrag  V.  10.   März    1825    und    durch 
einen  Tarif  v.  17.  April  1825  geregelt.    Einen 
Versuch,  die  Durchfuhrzölle  im  alten  Stile 
als  Kampfmassregeln   zu    benutzen,  machte 
Knrh^sen   durch   das  G.  v.  17.  September 
1S19,  das  eine  Antwort  auf  die  preussische 
Tarifreform  von  1818  sein  sollte.    Hiernach 
wurden  preussische  Baumwoll-,  seidene  und 
halbseidene  Waren,  Hüte  und  feine  Leder- 
varen  mit    einem    Durchgangszoll    von    6 
Thalem   für    den    Centner,    einige    andere 
Waren  mit   einem   solchen   von  2  Thalern, 
nnd  Eisen-  und  Stahlwaren,  auch  wenn  sie 
nicht  im  hessischen  Gebiete  verbraucht  wüi-- 
dea,  mit  einem  Eiugangszoll  von  50®/o  des 
Wertes  belegt,   dodi   Hess    man   bald  von 
diesen  nutzlosen  Anstrengungen  wieder  ab. 
Nach  den  ersten  Tarifen  des  Zollvereins  be- 
trug die  Durchgangsabgabe  in  der  Regel  V2 
Thaler  vom  Centner,  sofern  nicht  Eingangs- 
und Ausgangsabgabe  zusammen  einen  noch 
geringeren   Betrag    darstellten.      Doch    be- 
standen für  den  Transit  auf  gewissen  Strassen 
und  für  gewisse  Waren  ausnahmsweise  auch 
hr)here  oder  niedrigere  Sätze.     Durch   die 
jireüssische  V.  v.  21.  Juli   1851  wurde  auf 
Imind  der  Zollvereinsbeschlüsse   die   allge- 
meine  Durchgangsabgabe    auf    Vs    Thaler 
herabgesetzt,  für  den  Transit   in  den  alten 
Ppjvinzen   links  von   der  Oder  und  andere 
Strassenzüge  aber  Ermässigimgen  auf  5,  2\' . 
nnd  ll'i  Sgr.    gewährt.     Durch   das    G.  v 
26.  Februar  1861  endlich  wurden  v.  1.  März 
b61  ab  alle  Durchgangszölle  beseitigt,  und 
«las  noch  geltende  Zollgesetz  am  1.  Juli  1869 
l>estimmt  allgemein   in  §  6,  dass  von  der 
I)iu-chfnhr  Abgaben  nicht   erhoben   werden 
sollen.     Auch   die   statistische  Abgabe,  die 
auf  Grund  des  G.  v.  20.  Juli  1879  erhoben 
^"ird,  erstreckt   sich   nicht  auf  Waren,  die 
unter  Zollkontrolle   oder  mit   direkten   Be- 
?leit[japieren  im   freien   Verkehr  durchge- 
ht werden.     Nach  den  Handelsverträgen 
von  1891  und  dem  deutsch-russischen  Ver- 
trag von  1894  sind  Dm-chfuhrverbote  nur  in 
^IjJü  näher  bezeichneten  Ausnahmefällen  zu- 
lässig.    In  dem  Vertrage  mit  der  Schweiz 
ist  audi  ausdrücklich  vereinbart,  dass  keine 
iMirchgangsabgaben  von  den  aus  einem  der 
^-eiden    Gebiete    eingehenden     oder    nach 
Hudwörterbach  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


denselben  ausgehenden  Waren  erhoben  wer- 
den dürfen.  Eine  internationale  üeberein- 
kunft  vom  15.  April  1893,  betreffend  Mass- 
regeln gegen  die  Cholera  enthält  auch  Be- 
stimmungen über  die  Diu:chfuhr  von  Waren 
und  Gegenständen,  welche  die  Ansteckung 
übertragen  können.  Dieselbe  darf  nicht 
verboten  werden,  wenn  die  betreffenden 
Gegenstände  so  verpackt  sind,  dass  eine 
Berührung  mit  ihnen  unterwegs  nicht  mög- 
lich ist. 

3.  Die  Dnrchfiüirzölle  in  Frajikreich. 
In  Frankreich  machte  Colbert  den  Anfang 
mit  einer  sehr  freien  Organisation  der  Durch- 
fuhr, aber  dieser  Versuch  scheiterte  ebenso 
wie  das  freie  Niederlagesystem  schon  1688 
an  dem  Widerstände  der  Generalpächter, 
welche  Beförderung  des  Schmuggels  und 
anderer  Missbräuche  befürchteten.  Erleichte- 
rungen oder  Zollfreiheit  der  Diu-chfuhr  be- 
standen seitdem  nur  als  Von-echte  von  pri- 
vilegierten Handelsgesellschaften  oder  als 
besondere  Begünstigungen  für  Wai-en  von 
gewisser  Art,  Herkunft  oder  Bestimmung, 
wie  z.  B.  die  Erzeugnisse  der  Kolonieen 
und  die  von  den  (als  Ausland  angesehenen) 
Provinzen  Artois  und  Flandern  bezogenen 
Rohstoffe  und  die  von  ihnen  ausgefülirten 
Fabiikate.  Auch  unter  der  ersten  Republik 
und  dem  Kaiserreiche  blieb  die  Durchfuhr 
beschränkt,  und  erst  durch  Gesetze  aus  den 
Jahren  1814,  1817  und  1818  wurde  einer 
Anzahl  von  Waren  gegen  eine  massige  Ab- 
gabe —  meistens  ^'20  des  Eingangszolls  ^- 
die  Durchfuhr  gestattet.  Ausgeschlossen 
blieben  jedoch  die  verbotenen  Waren,  und 
zu  diesen  gehörten  nach  dem  G.  v.  28.  April 
1816  die  Mehrzahl  der  wichtigeren  Fabri- 
kate. Erst  ein  G.  v.  18.  Aprü  1831  er- 
mächtigte die  Regierung,  auf  dem  Wege 
der  Vercrdnung  die  Durchfuhr  sowolü  für 
die  einfuhrfähigen  wie  für  die  verbotenen 
Waren  gegen  massige  Gebühren  zu  gestatten, 
und  daraufhin  wiu-den  die  meisten  der 
letzteren  durch  die  Ordonnanz  v.  29.  April 
1831  zum  Transit  gegen  ein  Wagegeld  zu- 
gelassen. Die  endgültige  Regelung  erfolgte 
tretz  des  lebhaften  Widerstandes  der  Pre- 
tektionisten  durch  das  G.  v.  9.  Februai*  1832, 
das  allen  nicht  ausdrücklich  ausgeschlossenen 
Waren  den  Durchgang  unter  den  üblichen 
Kontrcllmassregeln  enjffnete  gegen  ein  Wage- 
geld von  mir  25  Cent,  für  100  kg  oder  15 
Cent,  von  100  Francs  des  Wertes.  Zu  den 
ausgeschlossenen  Gegenständen  gehörten  u.  a. 
raffinierter  Zucker,  die  Gele  ausser  Palmöl, 
Guss-  und  Stabeisen,  Vieh  und  Fleisch.  Im 
Jahi-e  1842  w^u*den  die  besonderen  Transit- 
gebühren  gänzlich  aufgehoben,  und  das  G.  v. 
16.  Mai  1863  endlich  beseitigte  die  noch 
bestehenden  Durchfuhrverbote  mit  Aus- 
nahme der  die  Kriegsmunition  und  den 
litterarischen   Nachdruck   betreffenden   und 
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vereinfachte  zugleich  die  bei  dem  Transit 
zu  beobachtenden  Formalitäten. 

4.  Zweckmässigkeit  der  Anfhebnng 
der  DnrchfnhrzöUe.  Wenn  die  Tributer- 
hebung von  der  fremden  Durchfuhr  im 
letzten  halben  Jahrhundert  bei  den  Kultur- 
staaten melir  und  mehr  abgekonmien  ist,  so 
hängt  dies  zunächst  mit  der  grossartigen 
Entwickelung  des  internationalen  Verkehrs 
im  allgemeinen  zusammen,  infolge  deren 
jede  Nation  ein  immer  mehr  steigendes  Inte- 
resse an  der  freien  Durchfuhr  durch  die 
anderen  Länder  erhielt  und  daher  gegen- 
seitige Zugeständnisse  immer  mehr  als  Vor- 
teile für  alle  Beteiligten  anerkannt  -woiixien. 

Aus  ähnlichen  Oründen  hat  sich  ja  auch 
eine  sehr  liberale  Behandlung  des  Transit- 
verkehi'S  im  internationalen  rost-,  Telegra- 
phen- und  Eisenbahnbetriebe  ausgebildet. 
Speciell  aber  wirkte  der  Umstand  zur  Be- 
seitigimg der  Durchfuhrzölle  mit,  dass  durch 
den  Eisenbahnbau  die  Wasserstrassen  ver- 
hältnismässig ausserordentlich  an  Bedeutung 
verloren  und  dass  überhaupt  die  neuen  Trans- 
portmittel die  Umgehung  eines  die  Durch- 
fuhr beschränkenden  Staates  immer  mehr 
erleichterten.  Wie  entscheidend  die  Rück- 
sicht auf  eine  möghche  Umgehung  den 
Durchfuhrzöllen  entgegenwirkte,  zeigte  u.  a. 
das  Beispiel  Hollands,  das  auf  Grund  einer 
sophistischen  Auslegung  der  Rlieinschiffahrts- 
akte  von  1815  über  die  Freiheit  der  Schiff- 
fahrt »jusgii'ä  la  mer«,  solange  die  Vereini- 
gung mit  Belgien  dauerte,  unter  dem  Namen 
»droits  maritimes«  hohe  Transitzölle  bei  der 
EinMrt  der  Schiffe  aus  dem  Meere  in  den 
Rhein  erhob  und  die  Diu'chfulir  einiger 
überseeischen  Waren  sogar  ganz  verbot,  um 
Deutschland  zu  zwingen,  die  Vermittelung 
des  holländischen  Eigenhandels  in  Anspruch 
zu  nehmen.  Durch  die  Losreissung  Belgiens 
aber  wurde  Holland  noch  vor  dem  Ausbau 
des  belgisch-rheinischen  Eisenbahnnetzes  ge- 
nötigt, auf  dieses  Ausbeutungssystem  zu 
verzichten.  Endlich  hat  aber  auch  die  Rück- 
sicht auf  das  ungeheure  in  den  Eisenbahnen 
angelegte  Kapital  zur  Beseitigung  der 
Durchfuhrbeschränkungen  beigetragen.  Wenn 
in  einem  Lande  einmal  eine  von  einer  Grenze 
zur  anderen  gehende  Eisenbahn  vorhanden 
ist,  so  ist  es  im  volkswirtschaftlichen  Inte- 
resse wünschenswert,  dass  diesell)e  einen 
angemessenen  Ertrag  abw^irft,  und  das  wird 
ohne  bedeutenden  Durchfuhn^erkehr  oft  nicht 
zu  erreichen  sein.  Nicht  selten  suchen  ja 
die  ELsenbahnen  diesen  durch  besonders 
günstige  Differentialtarife  herbeizuziehen,  und 
um  so  weniger  könnte  dann  der  Staat  daran 
denken,  die  Durclifuhr  durch  Zölle  oder 
Verluste  zu  bescliränken.  Durchfuhi-verbote 
kommen  dalier  nur  noch  in  der  Art  vor  wie 
Ein-  und  Ausfulin'erbote  —  durch  welche 
übrigens  auch  jene  vollständig  ersetzt  wer- 


den könnten  —  nämlich  nur  zu  allgemeiu 
I)olitischen  oder  polizeilichen  Zwecken  oder 
allenfalls  zmn  Schutze  iftländischer  Steuer- 
monopole. In  Ländern  dagegen,  die  mit 
den  europäischen  Verkehrsmitteln  noch  nicht 
ausgestattet  sind,  wie  z.  B.  in  den  afrikani- 
schen Kolonialgebieten,  liegt  die  Erhebuiij? 
von  Durchgangs-  wie  von  Ausfuhrzöllen 
noch  sehr  nahe,  und  dalier  ist  in  den  Ab- 
machungen der  euro|)äischen  Staaten  über 
diese  Gebiete,  insbesondei-e  auch  in  dem 
deutsch-englischen  Abkommen  von  ISiH)  vor- 
sichtiger^'eise  teils  volle  Freiheit  der  Durch- 
fuhr, teils  eine  niedrig  Bemessung  der  et- 
waigen Abgaben  vereinbart. 

üeber  die  zolltechnische  Einrichtung  luid 
Kontrolle  der  Durchfulir,  die  Begleitscheine, 
Plomben  etc.  s.  d.  Art.  Zollw^esen.  Zu 
erwälinen  ist  hier  noch,  dass  Transitwaivn 
häufig  in  den  öffentlichen  zollfreien  Nieder- 
lagen wie  in  den  unter  Zollkontrolle  stehen- 
den Privatlagern  nicht  nur  gewissen  zu 
ilirer  Instandhaltung  nötigen  Bearbeitungen 
unterworfen  werden,  sondern  auf  Grund 
besonderer  Ermächtigungen  und  Vorsclmften 
auch  auf  gewisse  Art  vei-arbeitet  weitien 
oder  Beimischungen  erhalten  können.  Der 
sogenannte  Veredelungsverkehr  (s.  d.  Art.) 
ist  bei  strenger  Festhaltung  der  Identität 
des  ein-  und  ausgefülirten  Stoffes  nur  eine 
Transit-  oder  Niederlageoj^ration,  während 
er,  wenn  jene  Identität  nicht  gewahrt  ^vm\ 
einen  wesentlich  anderen  Charakter  erhalt. 
S.  Artt.  Ausfuhrprämien  und  Aus- 
fuhrvergütungen (oben  Bd.  n  S.  34ff.j, 
Identitätsnachweis. 

Litt6ratar:  S.  die  LiUeraturangaben  bei  d^n 
Artikeln  nBaumwoÜindutdriev.  (oben  Bd.  II 
S.  515)  und  üBinnetizölleii  (ebenda  S.  899).  — 
Ferner  SchtnoUer,  Studien  über  die  wirt^chaß- 
liche  Politik  Friedrichs  d.  Gr.,  Jahrb.  /.  O*.  u. 
Vene,  Bd.  VIII,  H.  ä  und  4,  Bd.  X,  H.  1,  i 
und  besonders  H.  S,  S.  60 — 8S.  —  Ar7idt, 
Ein-,  Durch-  und  Ausfuhrverbote  und  deren 
rechtliche  Natur.    Hirth  Annalen,  1895,  S.  1^1  jf- 

Lejpis. 

Dutot 

war  einer  der  Kassierer  der  von  Law  ge- 
gründeten „Compagnie  des  Indes";  im  übrigen 
ist  nichts  von  ihm  bekannt. 

Die  von  Dutot  hinterlassene  Schrift  ^ Re- 
flexions politiqnes  sm*  les  finances"  etc.  (s.  u.) 
giebt  sich  als  eine  Verherrlichung  des  Law'schen 
Systems  und  leidet  als  solche  an  einer  Ueber- 
schätzung  des  öffentlichen  Kredits  und  des  Güter- 
umlaufs. Es  findet  sich  u.  a.  darin  der  irr- 
tümliche Ausspruch,  dass  die  Zahl  der  Käufer 
von  Gütern  die  der  Verkäufer  bedeutend  über- 
steigt, irrtümlich  deshalb,  weil  Dutot  den  Um- 
stand ausser  acht  lässt,  dass  der  Käufer  im 
Kaufe  gegen  die  Hingabe  eines  Besitzobjekts 
(des  Geldes)  ein  Tauschobjekt  erwirbt  und  dem- 
nach zugleich  Käufer  und  Verkäufer  ist.  Hin- 
sichtlich  der    produktiven   Konsumtion   fübrt 
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Pntoc  richtig  ans ,   dass   der  Arbeitgeber  das  I  den  Verfasser  der  Schrift :  „Essai  politiqne  sur 


Aibeitsprodnkt  seiner  Arbeiter  prodiüctiv  ver- 
lehrt,  die  Arbeiter  dagegen,  welche  für  ihren 
Lohn  Lebensmittel  einluäen,  nnprodnktiv. 

Die  oben  erwähnte  Schrift:  Reflexions  po- 
liüques  snr  les  finances  et  le  commerce,  2  vols., 
Paris  1738;  dasselbe,  2.  n.  3.  Anfl.  1743  n.  1754, 
wurde  zuerst  in  Form  von  3  Briefen  an  Melon, 


le  commerce"  veröifentlicht. 


V^l.  über  Dntot :  Collection  des  principaux 
^conomistes,  vol.  I,  worin  Daire  die  Kefleiions 
mit  einer  Einleitung,  auf  welche  hiermit  hin- 
gewiesen wird,  veröffentlichte.  —  H.  d.  St.  1. 
Aufl.  Bd.  II,  S.  1007.  Lippert 
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Ed6lni6tftll6.  Münzen  ausgepi*ägt  und  schon  durch  einen 

Ukas   V.    10.  22.  Juni  1845   die  Wiederein- 

1.  Allgememes     2.  Das  Wert  Verhältnis  der  .  ziehuui?   derselljen  angeordnet.     Gold    und 

EdelmetaUe   im  Ak^^^  ,5^  ^^  ^?:^yer-  süber  ^sind  also  die  alleinigen  Edelmefcille 

haltnis  im  Mittelalter.     4.  Das  Wertverhaltnis   -^  ,.^iu-.„,:^^^i.„*4.i:^i,^„  0;««^  „«i.i;^u«„  „«,1 

in  der  neueren  und  neuesten  Zeit.  im  volkswirtscliÄfthclien  Smne  geb^^ 

es  ist  auch  nicht  wahrschemuch,  das  schhess- 
1.  Allgemeines.  Die  edlen  Metalle  im  lieh  diese  Eigenschaft  dem  Golde  allein  zu- 
chemischen Sinne  charakterisieren  sich  durch  i  kommen  \\'ird ,  da  das  Silber  auf  alle  ab- 
ihre  geringe  Yei'wandtschaft  zum  Sauerstoff ;  sehbare  Zeit  bei  den  weniger  reichen  Völkern 
und  ihre  darauf  beruhende  Widerstands-  j  und  namentlich  in  den  dichtbevölkerten  ost- 
fähigkeit  gegen  die  Einwirkung  der  atmo-  asiatischen  Ländern  seine  Bedeutung  als 
sphärischen  Luft  und  des  Wassers.  Ausser  |  Geldmetall  behalten  wird ,  selbst  wenn  bei 
Gold  und  Silber  gehören  in  diese  Gruppe  den  am  weitesten  fortgeschrittenen  *  Kiütur- 
auch  das  Platin  und  die  demselben  ver- 1  vcilkern  die  reine  Goldwälinmg  zimi  vollen 
wandten  seltenen  Metalle  soA^ie  das  Queck- !  Siege  gelangt  ist.  Wegen  der  Produktions- 
silber. Im  volkswirtschaftlichen  Sinne  aber '  Verhältnisse ,  der  Ausmünzung  imd  der 
versteht  man  unter  Edelmetallen  nur  die- '  industriellen  Yei'wendung  und  der  vor- 
jenigen,  die  von  alters  her  neben  ihi-er  Ter-  >  handenen  Bestände  beider  Edelmetalle  in 
Avendung  zu  Schmuck  und  anderen  Luxus-  den  vei'scliiedenen  Ländern  verweisen  wii* 
zwecken  als  die  gewissermassen  specifischen  ,  auf  die  Ai-tt.  Gold  und  Silber.  Der  Ai-t. 
Geldstoffe  gedient  haben,  nämlich  Gold  und  IFeingehalt  der  Edelmetalle  beliandelt  die 
Silber.  Allerdings  hat  man  in  Russland  eine  '  in  den  vei*schiedenen  Ländern  bestehenden 
Zeit  lang  vei*sucht,  auch  dem  Platin  eine  gesetzlichen  Yorsclu'iften  über  diesen  Punkt, 
älinliche  Stellung  zu  verschaffen.  Auf  Grund  '  Die  fi-ülier  allgemein  verbreiteten  Be- 
eines  Ukas  v.  24.  April  (6.  Mai)  1828  wurden  I  schränkungen  des  Verkehre  mit  Edelmetallen 
aus  diesem  Metall  Dukaten  zu  drei  Silber-  |  und  namentlich  der  Ausfuhr  derselben  hingen 


nibeln  im  GcAdcht  von  10,853  g  (was  einem 
Wertverliältnis  zum  Golde  von  ungefähr 
1 : 3  entsprach)  und  später  auch  höhere 
Vielfache  dieser  Münze  geprägt.  Es  zeigte 
sich  indes,  dass  dem  Golde  und  Silber 
ihre  Eigenschaft  als  Luxusstoffe  in  der 
Meinung  der  Bevölkerung  mehr  zu  statten 


unmittelbar  mit  der  Münzpolitik  zusammen 
und  werden  dalier  in  dem  Art.  Münz- 
w^esen  besprochen  werden.  An  dieser 
Stelle  sollen  zur  Ergänzung  des  Art.  vDoppel- 
w^ährung«  (oben  S.  237  ff.)  die  beiden  Metalle 
nur  in  ilu-en  gegenseitigen  Beziehungen  be- 
trachtet werden,  die  sich  in  ihrem  Wert- 


kam als  dem  Platin  sein  hoher  Gebrauchs- ,  Verhältnisse  ausdrücken. 

wert  als  Rohstoff  für  Tiegel,  Destülierblasen !       2.    Das    Wertverhaltnis    der    Edel- 

etc.,  denn  die  Platinmünzen  erfi-euten  sich  metalle  im  Altertum.     Beide  Edelmetalle 


keiner  grossen   Beliebtheit.     Hauptsächlich 
jedoch  erwiesen  sie  sich  deswegen  als  un 


treten  ui-spiünglich  als  blosse  Handelswaren 
auf;  aber  schon  in  den  ältesten  Zeiten  der 


zweckmässig ,  weil  dieses  Metall ,  von  dem  ,  vorderasiatischen  Kultur ,  von  denen  wü* 
bisher  nur  ein  geringer  Vorrat  angesammelt  einige  Kunde  haben,  wiuxle  ihre  besondere 
ist,  eine  zu  gix)sse  Yeränderliclikeit  seines  ,  Brauchbarkeit  als  Vermittelungsgüter 
Wertes  zeigte ,  die  durch  die  Fortschritte  anerkannt,  wenn  sie  auch  noch  nicht  zu  Münzen 
in  der  meüillurgischen  Behandlung  desselben  1  geprägt  wuitlen.  Bituidis  nimmt  an ,  dass 
noch  vergi-üssert  wurde.  Es  wurde  daher  ^  bereits  auf  dieser  Stufe  des  Verkehrs  in  den 
im  ganzen  nur  eine  massige  Summe  in  diesen  1  mesopotamischen  Grossstaaten   für   das  als 
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Tauschmittel  in  Gestalt  von  Barren  und 
Kingen  verwendete  Gold  und^Silber  ein  ge- 
setzliches Wertverhältnis  bestanden  habe, 
das  er  gleich  40  :  3  oder  ISVs  :  1  setzt. 
Dieses  &gebni8  wird  abgeleitet  aus  der 
Untersuchung  zweier  Platten  aus  Gold  und 
Silber,  die  in  den  Fimdamenten  des  von 
Sai^na,  dem  Yater  des  Sanherib,  erbauten 
Palastes  von  Ehorsabad  gefunden  worden, 
deren  »beabsichtigte  Gewichte«  sich  nach 
Brandis  wie  3 : 8  und  deren  Werte  sich  wie 
0 : 1  verhalten.  Die  von  Yasquez  Queipo 
bestimmten  wirklichen  Gewichte  sind  aW 
167  g  und  438,62  g,  und  dieses  entspricht 
hesser  dem  von  Queipo  angenommenen  Ver- 
hältnisse von  5 :  13.  Wäre  dies  das  richtige, 
so  würde  das  Wertverhältnis  der  beiden 
Edelmetalle  sich  wie  13 : 1  stellen,  also  mit 
dem  von  Herodot  für  die  Zeit  des  Darius 
angegebenen  übereinstimmen,  wie  Queipo 
liehauptei  Brandis  wendet  dagegen  em, 
dass  Qaeipo  den  Dareikos  (=  Veo  der  baby- 
lonischen Mine)  zu  niedrig  bestimmt  habe, 
indem  er  den  Durchschnittswert  aus  seinen 
Wägungen  angenommen  habe  (8,376  g), 
während  die  Maximalgewichte  allein  mass- 
gebend wären.  Im  vorliegenden  Falle  aber 
kommt  auf  diese  Sü-eitfre^e  nichts  an,  da 
das  Sechzigstel  Mine  hier  noch  niedriger 
als  der  von  Queipo  gefimdene  Diu-chschnitts- 
wert,  nämlich  zu  8,35  g  angesetzt  werden 
muss.  Queipo  sucht  aus  den  hierher  ge- 
hörenden Stellen  bei  Xenophon  und  De- 
mcisthenes  zu  zeigen,  dass  das  Wertver- 
hältnis 13 : 1  auch  im  4.  Jahrhundert  v.  Chr. 
in  Asien  noch  bestanden  habe,  dass  es  über- 
haupt in  der  alten  Welt  das  vorherrschende 
gewesen  und  später  auch  von  den  Ai'abem 
übernommen  worden  sei.  Erst  im  11.  Jahr- 
hundert n.  Chr.  sei  es  bei  den  letzteren  auf 
lf> :  1  gesunken. 

Bnmdis  schliesst  femer  aus  egyptiscben 
Inschriften,  dass  das  Verhältnis  13^/8:1 
schon  im  16.  Jahrhundert  v.  Chr.,  wenn  auch 
vielleicht  nicht  in  Egypten  selbst,  so  doch 
W  den  tributzahlenden  vorderasiatischen 
Völkern  bestanden  habe.  Brugsch  glaubt, 
'lass  das  Wertverhältnis  in  jener  Zeit  in 
Egypten  10 : 1  gewesen  sei.  Uebrigens  tritt 
er  hei  einer  anderen  Gelegenheit  der  Meinung 
entgegen,  dass  das  Gold  in  Egypten  jemals 
^eni^r  Wert  gehabt  habe  als  das  Silber, 
da  die  Voranstellung  des  letzteren  in  den 
Inschriften  durch  seine  Farbe  bedingt  sei. 
2nr  Zeit  der  Ptolemäer  war  das  Wert- 
verhältnis  in  Egypten  nach  Brugsch  12 : 1, 
nach  Letronne  12,  5 : 1,  nach  Queipos  War 
Pingen  12,7:1.  ADe  aus  Wägimgen  von 
Münzen  abgeleiteten  Bestimmungen  dieses 
Verhältnisses  sind  übrigens  mehr  oder 
veniger  ungenau,  weil  die  betreffenden 
Münzen  bedeutende  Schwankungen  im  Ge- 
^'icht   aufweisen.      Ob     grundsätzlich    die 


schwersten  den  Berechnungen  zu  Grunde 
zu  legen  seien,  ist  keineswegs  unbestreitbar, 
nicht  mu*,  weil  wegen  der  Unvollkommen- 
heit  der  Technik  auch  ilberwichtige  Münzen 
vorkommen,  sondern  namentlich,  weil  häufig 
das  gesetzliche  Gewicht  bestimmter  Münz- 
arten nach  und  nach  vermindert  worden  ist 
und  zwar  infolge  der  Veränderung  des  im 
Verkehr  geltenden  Wertverhältnisses  der 
beiden  Edelmetalle.  Wenn  also  von  einer 
grösseren  Anzahl,  etwa  einigen  hundert 
Münzen  desselben  Typus  die  Mehrzahl  sich 
nur  wenig  von  einem  ^littehv^ert  entfernt, 
einige  aber  erheblich  schwerer  sind,  so  ist 
es  wahrscheinlich  richtiger,  jenen  Mittelwert, 
der  im  Verkehr  vorgeherrscht  hat,  zur  Be- 
stimmung des  Wertverhältnisses  zu  ver- 
wenden als  den  Maximalwert. 

Während  im  Orient  also  ein  gesetzliches 
Wei-tverhältnis  der  beiden  Edelmetalle  be- 
stand, war  in  Griechenland  nur  das  Silber 
Währungsmetall,  und  die  Goldmünzen  luitten 
nur  die  Eigenschaft  von  Handelsmünzen  mit 
veränderlichem  Kurswert.  Nach  den  sehr 
von  einander  abw^eichenden  Nachrichten  über 
den  Wert  des  Goldes  in  Griechenland  möchte 
man  glauben,  dass  dasselbe  häufigen  und 
starken  Veränderungen  unterlegen  habe. 
Vielleicht  aber  rühren  diese  Verechiedenheiten 
teilweise  daher,  dass  in  einigen  Fällen  von 
feinem  Barrengolde,  in  anderen  aber  von 
den  stark  mit  Silber  legierten  kyzikenischen 
und  ähnlichen  Stateren  die  Rede  ist.  Schon 
längst  kamen  aus  Lydien  und  manchen  klein- 
asiatischen Städten  Münzen  aus  Elektron, 
einer  natürlichen  Gold-Silberlegierung  von 
sehr  schwankendem  Mischungsverhältnis  in 
den  Verkehr.  Seit  der  Mitte  des  5.  Jahr- 
hunderts V.  Chr.  brachten  namentlich  Kyzikus 
und  Phokäa  auch  ähnliche  Münzen  aus  einer 
künstlich  dargestellten  Legierung  in  Umlauf, 
die  mindestens  40  ^/o  Süber  enthielten  und 
in  Griechenland  zwar,  wie  es  scheint,  einen 
über  ihren  inneren  Wert  stehenden  Kurs 
behaupteten,  aber  doch  sicher  dem  reinen 
Golde  nicht  gleichgestellt  wurden.  Die  älteste 
sichere  Nachricht  über  den  Wert  des  Goldes 
in  Athen  enthält  eine  erst  in  der  neuesten 
Zeit  entdeckte  Inschrift  über  die  Kosten  des 
im  Jahre  438  v.  Chr.  eingeweihten  Parthenos- 
bildesi).  Es  handelt  sich  hier  um  37  618 
Drachmen  Barrengold,  wahrscheinlich  von 
der  damals  gebräuchlichen  höchsten  Feinheit, 
und  der  dafür  bezahlte  Preis  von  526652 
Silberdrachmen  (und  5  Obolen,  die  Köhler 
als  Nebenausgaben  betrachtet)  ergiebt  das 
Wertverhältnis  14  : 1.  Genau  dasselbe  Ver- 
hältnis findet  man  in  einer  Rechnungs- 
urkunde vom  Jahre  434,  nach  der  OSDi-achmen 
Gold   1372  SUberdi-achnien    kosten.     Wenn 


*)  Vgl.  Köhler  in  den  Sitzunpfsberichten  der 
Berliner  Akademie,  1889,  März,  S.  223. 
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nach  Mommsen  in  derselben  Periode  auch 
eine  attische  Goldmünze  vorkommt,  die  den 
16  fachen  Wert  des  gleichen  Gewichts  Silber 
besitzt,  so  war  dies  ohne  Zweifel  ein  über- 
wertetes Ki-editgeld,  das  zeitweise  ans  finan- 
zieller Not  geprägt  wurde,  wie  solches  auch 
bei  Aristophanes  erwälmt  wird.  Dagegen 
wird  aus  Piatos  Zeit  in  der  Schrift  Hipparch 
dem  (iingeprägten)  Golde  der  zwölfiache  Wert 
des  Silbers  zugeschrieben,  und  es  würde 
demnach  der  Wert  dieses  Metalls  bis  zum 
Ablauf  des  5.  Jahi-hunderts  v.  Chr.  in  Athen 
erheblich  gesiuiken  sein.  Xenophon  hebt  in 
der  That  hervor,  dass  das  Gold  weniger  ge- 
schätzt werde,  wenn  es  reichlicher  vor- 
handen sei,  dass  das  Silber  aber  nie  seinen 
Wert  verliere.  Diodor  ß.  XVI,  Kap.  56) 
zählt  die  im  phokischen  Krieg  (347  v.  Chr.) 
zu  Münzen  geprägten  Goldschätze  von  Delphi 
auf,  im  ganzen  270  (oder  vielleicht  282) 
Talente,  und  giebt  ihren  Wert  in  Silber  zu 
4000  Talenten  an,  was  eine  runde  Um- 
rechnung nach  einem  Verhältnis  von  14 — 15 : 1 
bildet.  Dabei  ist  alloi-dings  der  Umstand 
wohl  nicht  berücksichtigt,  dass  die  von 
Krösus  geschenkten  Goldziegel,  die  den 
Hauptteü  jener  Schätze  ausmachten,  aus 
stark  silberhaltigem  Weissgold  bestanden. 
In  einer  Rechnungsablegimg  des  Lykurgos 
aus  den  Jahren  388 — 326  v.  Chr.  erscheint 
das  Wertverhältnis  des  gemünzten  Goldes 
und  Silbers  gleich  11,5 : 1,  es  fragt  sich  aber, 
ob  die  Goldstateren  keine  Legierung  ent- 
hielten. Eine  Stelle  bei  Demosthenes,  aus 
welcher  man  das  Wertverhältnis  10 : 1  ab- 
leitet, dürfte  sich  wohl  sicher  auf  stark  le- 
gierte Kyzikener  beziehen,  und  auch  andere 
gelegentliche  Nachrichten,  die  auf  jenes 
niedrige  Wertverhältois  schliesen  lassen, 
scheinen  nicht  entscheidend.  Selbst  die  Be- 
stimmung des  von  den  Römern  im  Jahre 
189  V.  Chr.  mit  den  Aetoliern  geschlossenen 
Vertrags,  nach  welchem  diese  ein  Drittel 
der  ihnen  auferlegten  Kontribution  in  Gold 
und  zwar  nach  dem  Wertverhältnis  zum 
Silber  wie  10 : 1  bezahlen  konnten ,  wird 
sehr  verschieden  aufgefasst.  Wenn  Polybius 
berichtet,  dass  zu  seiner  Zeit  infolge  der 
Ausbeutung  ungewöhnlich  reicher  Goldsand- 
lager in  der  Nälie  von  Aquileia  das  Gold 
in  Italien  ein  Drittel  seines  \Vertes  ver- 
loren habe,  so  kann  es  sich  hier  niu*  um 
eine  rasch  vorübergellende  örtliche  Erschei- 
nung liandeln,  ähnlich  'wie  in  Australien  in 
der  ersten  Zeit  nach  den  Goldentdecknngen 
und  vor  Einrichtung  der  Münze  in  Sidney 
das  rohe  Gold  in  Münzen  oder  Banknoten 
niu-  mit  60  statt  mit  77  sh.  die  Unze  bezahlt 
wurde. 

In  Rom  wurde  zuerst  im  Jahre  217  v. 
Chi*.  Gold  geprägt  und  zwar  nach  dem  Wert- 
verhältnisse 17  ^^7  : 1,  was  schon  beweist,  das 
diese  Münzmassregel  wieder  nur  einen  fis- 


kalischen Charakter  hatte.  Erst  gegen  Ende 
der  Republik '•beginneu  die  Goldprägungen 
nachlialtig  und  in  grösserem  Urninge,  und 
es  wurde  dabei  die  alte  Schätzuug  des  Bar- 
rengoldes beibehalten,  nämlich  das  Pfund  zu 
4000  Sesterzen,  was  nahezu  dem  Wert- 
verhältnis 12:1  (genauer  ll^^-2i:l)  ent- 
spricht. Seit  Nero  verschiebt  sich  dieses 
\erhältnis  in  den  Münzen  mehr  und  melir 
zu  Gunsten  des  Silbers,  jedoch  nicht  weil 
dessen  Wert  im  Verkehr  gestiegen  war, 
sondern  weil  der  SUberdenar  durch  Ver- 
ringerung seines  Feingehalts  immer  mehr 
zu  einer  überwerteten  Kreditmün2e  wurde. 
So  stellte  sich  das  nominelle  Wertverhältnis 
der  beiden  EdelmetaDe  zu  deo  Münzen  von 
Trajan  bis  Severus  nach  Mommsen  auf  etwa 
9,4 : 1  und  in  der  Folgezeit  sogar  auf  5 — 6  : 1. 
Für  den  Verkehr  aber  waren  diese  Normen 
jedenfalls  nicht  massgebend,  sondern  die 
Goldmünzen  werden  gegen  die  schlechten 
Denare  bald  einen  erhöhten  Kurswert  er- 
halten haben,  und  schliesslich  sah  der  Staat 
sich  selbst  genötigt,  die  Entwertung  seines 
Kreditgeldes  anzuerkennen,  indem  unter  o<ier 
kurz  vor  Elagabal  befohlen  wurde,  dass  alle 
Abgaben  an  die  Staatskasse  iu  Gold  zu  ent- 
richten seien.  Das  Verkehrswertverhältnis 
des  Goldes  zum  Silber  ist  wahrscheinlich 
während  der  ganzen  Kaiserzeit  bis  zu  der 
durchgreifenden  Reform  unter  Constantin 
allmählich  gestiegen  und  hatte  wohl  den 
Betrag  von  beinahe  14 : 1  (genauer  wahr- 
scheinhch  13^/9 : 1)  erreicht,  der  bei  jener 
Reform  der  Ausprägung  des  goldenen 
Solidus  und  des  silbernen  Miliarense  zu 
Grunde  gelegt  wurde.  Wenn  seit  Julian 
die  silberne  Siliqua  wieder  nach  einem  Wert- 
verhältnisse von  ungefähr  12 : 1  ausgeprägt 
wurde,  so  war  dieses  jedenfalls  dem  Silber 
zu  günstig,  da  die  Siliqua  nur  als  Scheide- 
münze in  einem  wesenthch  auf  der  Gold- 
währung beruhenden  Münzsystem  anzu- 
sehen  ist 

3.  Da!s  Wertverhältnis  im  Mittelalter. 
Bei  den  germanischen  Völkern  war,  soweit 
sie  sich  auf  den  Geldverkehr  einliessen,  lu-- 
sprünglich  das  Silber  beliebter  als  das  Gold. 
Die  MeroiÄinger  nahmen  jedoch  den  römischen 
Goldsolidus  als  Hauptmünze  an,  und  die 
Silberdenare  scheinen  anfangs  neben  diesen 
die  Rolle  einer  überwerteten  Sekundärmünze 
gespielt  zu  haben,  da  das  Wertverhältnis 
zum  Golde  bei  ihnen  in  der  ersten  Zeit  des 
fränkischen  Reiches  1 :  10  gewesen  zu  sein 
scheint.  Im  letzten  Drittel  des  6.  Jalirhuiiderts 
verschob  sich  dasselbe  jedoch  durch  Ver- 
ringerung des  Gehalts  der  Goldmünzen  auf 
UDgefähr  14 : 1.  Unter  den  Karolingern 
wurde  das  Silber  zum  vorhen*schenden  Wäh- 
rungsmetall. In  dem  wichtigen  Pistensischen 
Edikt  Karls  des  Kahlen  (864)  ^vird  das  Gold 
nur  als  Handelswai^e  betrachtet  und  verfügt. 
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(iajis  an  Pfund  dieses  Metalls  von  grösst- 
mr.glicher  Feinheit  nicht  zu  einem  höheren 
Preise  als  für  12  Pfund  Silber  in  den  neuen 
r.iten  Denaren  verkauft  werden  dürfe.  Aus 
diesem  gegen  die  Steigerung  des  Goldes 
gerichteten  Befehle  darf  man  aber  nach  zahl- 
ivifhen  ähnlichen  Beispielen  schliessen,  dass 
dieses  Metall  im  Yerkehr  damals  höher 
E>?<chätzt  wurde. 

Ueber  das  Wertverhältnis  der  beiden 
E'lelmetalle  im  späteren  Mittelalter  ist  es 
Mrhwer,  genaue  Angaben  zu  machen,  weil 
die  danMds  herrschende  Münzpolitik  fort- 
während bemüht  war,  auf  dasselbe  zu  Grünsten 
des  einen  oder  des  anderen  Metalls  einen 
Dnick  auszuüben.  Oanz  ohne  Wirkung  sind 
•liese  Eingriffe  der  fürstlichen  Gewalt  ohne 
Zweifel  nicht  geblieben,  aber  andererseits 
erkennt  man  doch  leicht,  dass  der  Yerkehr 
-ich  den  gesetzlichen  "Wertbestimmungen 
keineswegs  vollständig  anschliesst,  vielmehr 
haufii^  die  Münzherrscliaft  zwingt,  ihre 
Tarifierungen  wieder  abzuändern  mid  den 
wklichen  Marktverhältnissen  melir  anzu- 
jasspn.  Es  sind  sowohl  im  Mittelalter  wie 
in  der  neueren  Zeit,  solange  die  fiskalische 
Münzpolitik  in  Geltung  bleibt,  drei  ver- 
schiedene Wertverhältnisse  zu  unterscheiden : 
l)  das  den  Preisen  entsprechende,  welche 
die  Münzstätten  für  die  rohen  Metalle  be- 
zahlten und  die  man  mit  allen  Mitteln  auch 
dem  Verkehr  aufzuzwingen  suchte;  2)  das- 
jenige, welches  sich  aus  den  in  den  Münzen 
bei  gleichem  Nominalwert  enthaltenen  Edel- 
metallmengen ergiebt;  3)  das  im  Verkehr 
durch  den  erhöhten  Kurswert  der  Münzen 
aiis  dem  bevorzugten  Metall  entstehende. 
Das  erste,  das  man  als  das  Münzpreis- 
verhaltnis  bezeichnen  kann,  wtole  dem 
zweiten,  dem  Nominalwertverhältnis,  gleich 
sein,  wenn  der  von  der  Münzherrschaft  er- 
hobene Schlagsatz  (mit  Einschluss  der 
Fabrikationskosten)  bei  beiden  Metallen  einen 
gleichen  Prozentsatz  des  Wertes  bildete. 
I)ies  war  aber  nicht  der  Fall,  sondern  die 
den  Schlagsatz  darstellendeDifferenz  zwischen 
d<^m  Ausbringen  aus  der  feinen  Mark  und 
dem  von  der  Münzstätte  bezahlten  Preise 
^ür  dieselbe  war  bei  dem  Silber  meistens 
verhältnismässig  grösser,  und  dadurch  ent- 
.^tanden  oft  ziemlich  bedeutende  Abwei- 
chungen der  beiden  Wertverhältnisse,  die 
alper  wieder  oft  beide  mit  dem  wirklichen 
^frkehrswertverhältnis  in  Widerspruch  stan- 
den. In  kleinerem  Massstabe  haben  sich 
diese  Erscheinungen,  wie  in  dem  Art. 
Doppelwährung  1.  c.  erwähnt  worden, 
auch  noch  in  der  neueren  Zeit  in  Frankreich 
gezeigt. 

In  den  Perioden  der  gewaltsamen  Münz- 
verschlechtenmgen  ist  also  weder  aus  dem 
MünzpreisverhäJtnis  noch  aus  dem  Nominal- 
^ertverhältnis  der  beiden  Edelmetalle   die 


wirkliche  Marktstellung  derselben  zu  er- 
kennen. So  betrug  das  Münzpreisverhältnis 
in  Frankreich  unter  Philipp  dem  Schönen 
im  Jahre  1305  nur  5,2  : 1,  und  das  Nominal- 
wertverhältnis war  nur  sehr  wenig  geringer ; 
im  Januar  1310  dagegen  stand  das  erstei-e 
auf  16,5 : 1 ,  das  letztere  auf  15:1,  und  im 
Jahre  1312  kommt  sogar  ein  Münzpreis- 
verhältnis von  20,3 : 1  vor.  Den  ausser- 
ordentlich hohen  Süberwert  im  ersten  Falle 
könnte  man  sich  allenfalls  wie  den  Kredit- 
wert geringhaltiger  Scheidemünze  erklären, 
aber  nach  der  sofort  folgenden  hohen  Be- 
wertimg des  Goldes  muss  man  schliessen, 
dass  in  jener  Zeit  schon  unabhängige  Rech- 
nungen in  Gold  und  Silber  nebeneinander 
bestanden,  dass  namentlich  die  Münzstätten 
das  eingelieferte  Gold  mit  Goldmünzen  und 
das  Silber  mit  Silbermünzen  bezahlten.  Die 
Rechnungslivres  in  den  Münzpreisen  der 
beiden  Metalle  können  daher  eigentlich  gar 
nicht  mit  einander  verglichen  werden,  im 
Verkehr  aber  stieg  der  Kurs  der  Goldmünzen 
oft  noch  w^eit  über  das  offizielle  Rechnungs- 
verhältnis hinaus. 

Bei  leidlich  stabilem  Münzwesen  indes 
kann  man  das  im  Gold-  und  Silberkauf  der 
Münzstätten  bestehende  Wertverhältnis  als 
annähernd  dem  Yerkehrswertverhältnis  ent- 
sprechend betrachten,  unter  Ludwig  dem 
Heiligen,  dessen  Gros  Tournois  ein  weit  über 
die  Grenzen  Frankreichs  hinaus  beliebter 
Münztypus  wurde,  betrug  jenes  Verhältnis 
12,2  :  i.  Das  Edikt  Karls  des  Kahlen  wirkte 
noch  immer  nach,  und  selbst  in  einer  Periode 
der  schlimmsten  Münzverwirrun^  wimie  in 
Ordonnanzen  Philipps  von  Valois  aus  den 
Jahren  1336  und  1339  ausdrücklich  das 
Verhältnis  12  : 1  als  das  normale  anerkannt, 
wobei  übrigens  Silber  von  23/24  Feinheit 
(Argeut  le  Roi)  gemeint  ist.  Nach  der 
Rückkehr  geordneter  Zustände  wiirde  dieses 
Verhältnis  1361  auch  wieder  hei-gestellt, 
jedoch  konnte  es  sich  nicht  mehr  lange  be- 
haupten. Der  relative  Wert  des  Goldes  ging 
seit  dem  letzten  Drittel  des  14.  Jahrhunderts 
langsam  zurück  und  stand  in  allen  europäi- 
schen Ländern  am  Ausgange  des  15.  Jahr- 
hunderts in  der  Nähe  von  11:1.  In  Lübeck 
war  das  Münzpreisverhältnis  im  Jahre  1346 
nach  Dittmer  11,33 : 1,  im  Jahre  1365  11,67 : 1, 
im  Jahre  1441 11,12  : 1,  während  das  Nominal- 
verhältnis nach  Grautoff  durchweg  höher 
stand,  z.  B.  1351  auf  12,3:1,  1411  auf 
12,0 : 1 ,  1463  auf  11,6 : 1.  Lamprecht  be- 
rechnet nach  den  rheinischen  Münzvereins- 
verträgen  das  (Nominal-)  Wertverhältnis  für 
1386  auf  10,76,  für  1399  auf  11,27,  für 
1409  auf  10,64,  für  1425  auf  10,89,  für  1437, 
1444  und  1454  auf  11,28,  für  1464  auf 
11,34,  für  1477  auf  10,57  : 1.  —  Zeitweise 
imd  lokal  findet  man  im  14.  Jahrhimdert 
für  das  Wertverliältnis  ganz  abnorme  Zahlen. 
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So  hat  Liischiu  v.  Ebengreiith  aus  den 
päpstlichen  Heberollen  eine  Anzahl  von  Fäl- 
len nachgewiesen,  aus  denen  hervorzugehen 
scheint,  dass  das  Wertverhältnis  in  Ungarn 
in  den  Jahren  1332 — 1337  sich  zwischen 
1 :  20  und  1 :  24  bewegt  habe.  Auch  für 
Deutschland  ergaben  diese  Quellen  in  der 
damaligen  Zeit  mehrfach  ungewöhnlich 
niedrige  Silberwerte.  Indes  geht  schon  aus 
der  grossen  Veränderliclikeit  dieser  Ziffern 
in  kurzen  Zeiträimien  hervor,  dass  sie  sich 
auf  eigentümliche  Wechselkursverhält- 
nisse bezogen,  die  für  den  sonst  geltenden 
relativen  Wert  der  beiden  Edelmetalle  nicht 
entscheidend  sind.  Die  päpstlichen  Ein- 
nehmer rechnen  z.  B.  Prager  Groschen  zu 
Kui-sen  von  20,  21,  22  und  24  auf  den 
Goldgulden  um.  Dies  sind  offenbai*  Tages- 
kurse, die  für  die  Einlösung  effektiver  Gold- 
gulden, vielleicht  auch  für  auf  Gulden 
lautende  Wechsel  bezahlt  wimlen,  imd  da- 
bei kommt  sehr  in  Frage,  wie  die  im  Ver- 
kehr lunlaufenden  Groschen  thatsächlich 
beschaffen  waren,  wie  weit  sie  also  von 
dem  gesetzlich  vorgeschriebenen  Münzfusse 
abwichen.  Es  handelt  sich  also  walirschein- 
lich  einfach  um  ein  Goldagio  infolge  der 
Münzverechlechtening,  w'ie  dies  auch  ander- 
wärts trotz  aller  Verbote  dui-ch  die  »Will- 
kür des  Volkes«  immer  hervortrat. 

4.  Das  Wertverhaltnis  in  der  neueren 
und  neuesten  Zeit  Im  Anfange  des 
16.  Jahrhunderts  zeigte  das  Gold  trotz  der 
gestiegenen  Silberpi-oduktion  Deutschlands 
noch  immer  Neigung  zum  weiteren  Sinken, 
und  erst  nachdem  der  starke  Silberzufluss 
aus  Mexico  imd  Fem  eine  Zeit  lang  seine 
Wirkung  geübt,  trat  eine  allmählich  fort- 
schreitende Aenderung  des  Wertverhältnisses 
zum  Nachteile  des  letzteren  Metalls  ein. 
Nach  der  Reichsmünzordnung  von  1524 
stellte  sich  das  Wertverhältnis  auf  11,38  : 1, 
nach  der  von  1559  auf  11,44 : 1.  Diese 
letztere  hatte  jedoch  die  Absicht,  das  Gold 
herabzudrücken,  und  das  wirkliche  Verhält- 
nis im  Verkehr  stand  damals  schon  höher. 
In  dem  Augsbiu-ger  Reichsabschied  von  1566 
w^iu-de  es  auf  11,55  gesetzt,  aber  in  der 
Folgezeit  stiegen  sowohl  die  Reichsspecies- 
thaler  als  auch  die  Dukaton  und  Goldgulden 
wegen  der  Verschlechterung  der  kleineren 
Münzen  mehr  imd  mehr  über  ihren  Tarif- 
wert von  1566,  \md  man  kann  aus  den 
späteren  Kursbestimmungen  der  beiden 
ei-steren  Münzarten  wenigstens  nähenuigs- 
weise  den  in  Deutschland  geltenden  relativen 
Verkehrswert  der  beiden  Edelmetalle  ab- 
leiten. So  ergiebt  sich  nach  Soetbeer  aus 
den  Kursen  in  Württemberg,  Strassburg  und 
Colmar  das  Werfverhältnis : 


Jahrz.  Max. 

1691—1700    15,20(97) 


1701—1710     15,52(02]      15,07(01) 
1711—1720    15,31(12)     15,04(20) 


594  11,70 

1612 

12,30 

1631 

13,42 

BOl  11,86 

1617 

12,58 

1637 

15,10 

ßOö  12,02 

1624 

13,42 

1680 

15,10 

In  Frankreich  stand  das  Münzpreisver- 
hältnis 1575  auf  11,68  : 1,  1636  auf  13,62  :  1, 
1679  auf  14,91:1;  in  England  1559  auf 
11,8 : 1,  1605  auf  12,1 : 1,  1619  auf  13,3  :  1, 
1663  auf  14,5 : 1. 

Für  die  folgende  Zeit  geben  wir  hier 
einen  Auszug  aus  der  von  Soetbeer  nach 
den  Goldpreisen  des  Hamburger  Kiurszettels 
berechneten  Tabelle,  nämlich  den  Maximal-, 
Minimal-  und  Durchschnittspreis  für  jedes 
Jahrzehnt : 

Min.      Dnrchschn. 
14,81  (00)      14,96 
15,27 
15,15 
1721—1730     i5;24(27)      14,81(30)      15,09 
1731-1740     15,41(35)      14,91(39)      15,07 
1741—1750     15,2647)      14,8049        14,93 
1751—1760     14.94(56)      14,14(60)       14,  «;6 
1761—1770     15,27  (62)      14,54  (61)       14,81 
1771-1780    14,80(79)     14,54(77        14,64 
1781—1790    15,04(90)      14,42(82)      14,76 
1791-1800    15,74(99)     15,00(93)      15,42 
1801—1810    16,08(08)      15,26(02)      15,61 
1811-1820    16,25(13)      15,11(17)      15,51 
1821-1830    15,95(21)      15,70(25)      15,80 
Die  bedeutende  G-oldproduktion  Biusiliens, 
deren  Höhepimkt  in  die  Jahre  1740 — 1760 
fällt,  ist  also  im  vorigen  Jahi-hundeil:  ohne 
allzu  grosse  Yerschiebung  des  Wertverhält- 
nisses  von   Europa    aufgenommen   worden, 
hauptsächlich   von  England,   teilweise  aber 
auch  von  Deutschland,   von  w^o  das  Silber 
zum    Teil    nach    Frankreich    abfloss.      Die 
Schw^ankungen  von  einem  Jalire  ziun  anderen 
w^aren  im  vorigen  Jahrhundert   stäi-ker   als 
in  dem  Zeitraum  von  1820—1870,  was  teil- 
weise auch  wohl  mit  der  geringeren  Leich- 
tigkeit und  Schnelligkeit  des  Verkehrs  und 
der  "Wertausgleichungen  von  Ort  zu  Ort  Zu- 
sammenhang.  Daher  konnten  auch  zwischen 
den  verscluedenen   LÄndern   sich   grossere 
Verschiedenheiten  des  Wert  Verhältnisses  er- 
halten, als  gegenwärtig  möglich  wäre.     In 
einer  Tabelle  über  das  aus  den  Londoner 
Gold-    und    Silberpreisen    von    1760—1829 
berechnete  Wertverhältnis,  die  einem  Bericlit 
des  ameiikanischen  Schatzsekretärs  Ingham 
beigefügt    ist,    kommen    alleiHiings    einige 
imgewühnlich    grosse    Abweichungen    von 
dem  Hamburger  Verhältnis  vor,  doch  liegt 
kein  Grund  vor,  an  der  richtigen  Berechnung 
dieser  Zaiilen,  abgesehen  von  einigen  Druck- 
fehlern,  zu   zweifeln.     Hiernach   war   das 
niedrigste    und    höchste    jährliche    Durch- 
schnitts wertverhaltnis  in  den  einzelnen  Jalir- 
zehnten  in  London  i): 

1761  13,94  1785  i«;,2i  1815  16,30 
1764  14,91  1792  ii,43  1816  13,64 
1772  14,19  1797  15,45  1821  i«;,98 
1774  15,05  1806  14,2«;  1824  15164 
1782     i3,«;4       1809     16,15       1829     m,95 


^)  Soetbeer  bezweifelt  die  Bichti^keit  dieser 
Tabelle.     Einiges  Auffallende  ist  mdes  oben 
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Schliesslich  stellen  "wir  niin  auch  für  die 
Zeit  von  1831  bis  zur  Geffenwart  das  durch- 
-•luiittliche  jährliehe  Wertverhältnis  nach 
Ni-'tlieer  und  den  Berichten  des  amerikani- 
-hen  Münzdirektors  zusammen.  Für  die 
l«*:«]en  ersten  Jahre  ist  der  hamburpische 
ip»lilpreis,  für  die  folgenden  der  Londoner 
Sill»eqireis  der  Berec'hnimg  zu  Grunde  gelegt. 

1831  15.72       1854     15,33       1877     17,22 

1832  15,73  1855  15,38  1878  17.94 
l«a3    i;;.93       1856     15,38       1879     18,40 

1834  15:73       1857     15,27       1880     18,05 

1835  15:80       1858     15,38       1881     18,16 

1836  1^:72       1859     i«;,i9       1882     18,19 

1837  r;:83       1860     15,29       1883     18,64 

1838  15:85       1861     i«;,5o       1884     i8,«;7 

1839  15,62       1862     I5;35       1885     19.41 

1840  i«;,62       1863     15.37       1886    20,78 

1841  15,70       1864    i«;,37       1887    21,13 

1842  i«;,87  1865  15,44  1888  21,99 
1^3    K,93       1866     15,43       1889    22,09 

1844  r«;,85       1867     15,57       1890     19,76 

1845  K,92       1868    15,59       1891    20,92 

1846  1^,90       1869     15,60       1892    23,72 

1847  15,80       1870    i5,:;7       1893    26,49 

1848  K,85       1871     15,57       1894    32,56 

1849  k:78  1872  15,63  1895  31,60 
I80O  li:?©  1873  i;,92  1896  30,66 
1851  15:46  1874  16,17  1897  34,28 
lari  15,59  1875  16,59  1898  (35,0) 
1^    15,33       1876     17,88 

Den  niedrigsten  Stand  erreichte  der  diu'ch- 
-'•hnittüche  relative  Wert  des  Goldes  im 
Juli  1859,  nämlich  15,07,  den  höchsten  im 
Ansriist  1897  mit  37,76  (niedrigster  Silber- 
Preis  im  September  1897:  235.8  Pence  für 
•li-  Unze  Standard-Silber).  Der  neue  grosse 
Preisrückgang  des  Silbers  begann  im  Juli 
h^i3  in  Folge  der  Einstellung  der  indisclien 
Prägungen.  Zur  Wüixligung  der  Festigkeit 
'les  Wei-tverhältnisses  in  den  Jahi-en  1851 — 
IST'i  sei  noch  erwähnt,  dass  die  Silber- 
{'ixxMtion  dem  Gewichte  nach  in  den  Jahi-en 
l^a— 1850  ungefähr  das  28 fache  der  Gold- 
I'rrj'hiktion  ausgemacht  hatte,  während  sie 
in  den  Jahren  1851 — 1870  nicht  melir  ganz 
•la«  Sechsfache  der  letzteren  erreichte.  Hätten 
Frankreich  und  Amerika  im  Jahi-e  1850  wie 
En^'knd  tlie  reine  Goldwährung  besessen, 
^»  wünle  die  Unterbringung  des  Goldes 
ail»^nUngs  nicht  wesentlich  schwieriger  ge- 
wesen sein,  als  sie  es  in  Wirklichkeit  durch 
'♦•n  Uebergang  jener  Länder  zum  über- 
wiegk^nden    Goldumlauf    bei    dem    Dopi)el- 

diirch  Yerbessemngen  gemildert,  die  sich  ans 
einer  anderen,  das  nrsprün gliche  Material  voll- 
standieer  enthaltenden  Beilage  des  amerikani- 
^hea  Berichts  ergeben.  Zu  Vergleichungen  mit 
anderen  Ländern  nnbrauchbar  sind  allerdings 
j^enfalls  die  Zahlen  ans  der  Zeit  der  starken 
"Schwankungen  des  Goldpreises  gegen  die  Bank- 
noten, also  etwa  von  1800—1817.  So  ist 
tomentlich  dnrch  den  raschen  Fall  des  Gold- 
preis das  abnorme  Verhältnis  von  1816  zu 
«klaren. 


wähnmgssystem  gewesen  ist.  Immerliin  aber 
wurde  die-  Festigkeit  des  Wertverhältnisses 
der  beiden  Metalle  doch  durch  die  französische 
Doppelwährung  noch  besondei's  insofern  ^- 
f ordert,  als  Frankreich  imstande  war,  eine 
bedeutende  Menge  Silber  gegen  Gold  ab- 
zugeben. S.  auch  die  Artt  Doppelwäh- 
rung (oben  1.  c),  Gold,  Silber,  Münz- 
w  e  s  e  n. 

Litteratnr:  Vasquez  QueipOf  Essai  aiir  les 
sy Sternes  metriques  et  monilaires  des  anciens 
peuples,  Paris  1869  (hesoiiders  II,  Chap.  IX), 
—  M-ommsenf  Geschichte  des  römischen  Müm- 
iccsens,  Berlin  1860.  —  Hultsch,  Griechische 
und  rämische  Metrologie,  Berlin  1862;  S.  Aufl., 
188S,  —  Brandis,  Das  Münz-,  Mass-  und  Ge- 
Wichtswesen  in  Vorderasien  ^  Berlin  1866,  — 
Brugschf  Das  altegyptische  Goldgewicht  in 
Ztschr.  für  egyptische  Sprache  und  Altertums- 
künde,  Bd.  XXVII  (1889).  —  Lenormant, 
La  Monnaie  dans  Vantiquiti  (besonders  I,  S. 
145 ff.).  —  Le  Blanc,  Traite  historique  des 
monnoyes  de  France,  Amsterdam  169S,  —  v, 
JPrann,  Gründliche  Nachricht  von  dem  Münz- 
Wesen,  S.  Aufl.,  Leipzig  1784.  —  A,  Soetbeer, 
Die  Wertrelation  der  Edelmetalle,  Hirths  Ann., 
1875.  —  Derselhey  EdelmetaUproduktion  und 
Wertverhältnis  zwischen  Gold  und  Silber  (Er- 
gänzungsheft Xr.  57  zu  Petermanns  Mitteilungen), 
Gotha  1879.  —  Lamprecht,  Deutsches  Wirt- 
schaftsleben im  Mittelalter,  II,  S.  470.  —  Inter- 
national Monetary  Conference,  held  in  Paris 
1878,  Wash.  1879.  (Appcndijc:  Horton,  His- 
torical  Material.)  —  LuHchin  v.  Ehengreuth, 
Das  Wertverhülinis  der  Edelmetalle  in  Deutsch- 
land während  des  Mittelalters,  Brüssel  1892 
(Vortrag  auf  dem  numismatischen  Kongress).  — 
Report  of  the  Director  of  the  mint  for  the 
Fiscal  Year  189711898,  Washington  1898,  p.  S5^  ff, 

Lexis, 


Effekten,  Effektengeschäfte 

s.  Börsen  w es en  oben  Bd.  II  S.  1023 ff. 


Egartenwirtschait 

s.  Ackerbausysteme  oben  Bd.  I  S.  38 ff., 
besondei*s  S.  42. 


Egoismus 

s,  Selbstinteresse. 


Ehe 

s.  Familie,  Heirats- u.  Ehestatistik. 


Eheberg,  Karl  Theodor , 

wurde  am  31. 1. 1856  zu  München  geboren.  Er 
studierte  1873—1877  in  München  Jurisprudenz 
und  Staats  Wissenschaften,  setzte  alsdann  seine 
Staats  wissenschaftlichen  Studien  in  Strassburg 
unter  Schmoller  und  Knapp  fort  und  war  vom 
Frühjahr  1878  bis  Herbst  1880  im  städtischen 
Archiv  in  Strassburg  beschäftigt.  Im  November 
1880  habilitierte  er  sich  in  Würzburg  an  der 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät. 
Im  Mai  1882  wurde  er  zum  ausserordentlichen 
Professor  in  Erlangen  ernannt,   im   Juli  1884 
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ebenda  zum  ordentlichen  Professor  der  National- 
ökonomie, Finanzwissenschaft  und  Statistik. 
Seine  Schriften  sind  die  folgenden: 
Die  Münzerhausgenossenschaften ,  haupt- 
sächlich im  13.  Jahrh.  (Dissert.),  Leipzig  1879.  — 
Ueber  das  ältere  deutsche  Münzwesen  und  die 
Hausgenossenschaften,  besonders  in  Volkswirt- 
schaftlicher  Beziehung.  Lpz.  1879.  -r  Ueber 
den  gegenwärtigen  Stand  d.  Wucherfrage,  i.  d. 
Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  Jahrg.  IV  (1880),  S.  55  ff. 

—  Die  Münzerhausgenossen  von  Speyer,  i.  d. 
Ztschr.  f.  d.  Gesch.  d.  Oberrheins,  Jahrg.  1880, 
S.  444  flf.  —  Ueber  die  Gewerkvereine  in  Italien 
i.  d.  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  Jahrg.  V  (1881).  — 
Die  Revision  der  direkten  Steuern  und  das 
Projekt  der  allgemeinen  Einkommensteuer  in 
Bayern,  i.  d.  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  Jahrg.  VI. 
(1882),  S.  57  ff.  (auch  sep.  erschienen).  —  Grund- 
riss  der  Finanzwissenschaft  (im  Anschlnss  an 
Cossas  Elementi  di  scienza  delle  finanze),  Er- 
langen 1882,  2.  Aufl.  1887,  3.  Aufl.  Leipzig  1891, 

4.  Aufl.  ebd.  1895,  5.  Aufl.  ebd.  1898.  —  His- 
torische und  kritische  Einleitunp^  (X  und  249 
SS.)  zur  siebenten  Auflage  von  Lists  nationalem 
System  der   politischen  Oekonomie,   Stuttgart 

1883.  —  Bäuerliche  Verhältnisse  in  Niederbayem, 
Oberpfalz  und  dem  baverischen  Franken,  i.  d. 
Sehr.  d.V.  f.  Sozialü.,  Bd.  XXIV  (1883),  S.  113  flf. 

—  Die  nordamerikanische  Getreidekonkurrenz 
und  ihre  Bedeutung  fftr  Deutschland,  in  der  Zeit- 
schr.  des  landwirtschaf tl.  Vereins  in  Bavern,  Jahrg. 

1884,  S.  499  ff.,  588  flf.  —  Strassburgs  Bevölke- 
rungszahl seit  Ende  des  15.  Jahrh.  bis  zur  Gegen- 
wart, i.  d.  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  N.  F.  Bd.  VlI, 

5.  297  flf.,  Bd.  VIII,  S.  413  flf.  —  Die  Wucher- 
frage in  Theorie  und  Praxis  seit  1880,  i.  d. 
Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  Jahrg.  VIII  (1884)  S.  97  flf. 

—  Die  deutsche  Auswanderung,  Heidelberg  1885 
(Sammlung  von  Vorträgen  von  Frommel  und 
Pfaflf,  Bd.  XIV,  H.  5).  —  Agrarische  Zustände 
in  Italien,  Leipzig  1885  (Bd.  XXIX  der  Sehr, 
d.  V.  f.  Sozialp.).  —  La  revisione  della  tariflfa 
doganale  del  1879  in  Germania  e  gli  eflfetti  della 
medesima,  in  dem  Giomaie  degli  Economisti, 
Vol.  I  fasc.  3.  —  Der  italienische  Weizenbau 
und  die  Agrarzölle,  in  d.  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw., 
Jahrg.  XI  (1887),  S.  201  flf.  —  Die  Landwirtschaft 
in  Bayern,  i.  d.  Jahrh  .f.  Ges.  u.  Verw.  Jahrg.  XIV 
(1890),  S.  1121  flf.  —  Die  neueste  Wuchergesetz- 
gebung und  die  bäuerliche  Kreditnot  i.  d.  Jahrb. 
f.  Ges.  und  Verw.  Jahrg.  XIX  (1895),  S.  425  flf. 

—  Die  industrielle  Entwickelung  Bayerns  seit 
1800.  Rede  beim  Antritt  des  Protektorats  der 
k.  bayerischen  Friedrich-Alexander-Universität 
in  Erlangen  am  4.  XI.  1897,  Erlangen  1897.  — 
Die  erste  Aufl.  dieses  Handwörterbuchs  ver- 
dankt ihm  folgende  Artikel :  Doppelbesteuerung. — 
Finanzen.  —  Finanzwissenschaft.  —  Gemeinde- 
finanzen; Getränkesteuem.  —  Häusersteuer.  — 
Kopfsteuer.  —  Friedrich  List.  —  Steuer.  — 
Wehrsteuer.  —  Ein  umfangreiches  Werk  über 
die  Verfassungs-,  Verwaltungs-  und  Wirtschafts- 
geschichte Strassburgs  vom  15.— 17.  Jahrh.  ist 
in  Vorbereitung.  Red. 

Eheliches  Gflterrecht. 

I.  Begriflf  des  e.  G.  Seine  Bestimmung  durch 
Eheverträge  und  durch  das  Gesetz.  IL  Gesetz- 
liche und  vertragsmässige  Güter  rech  tssysteme. 
III.  Allgemeiner  Inhalt  des  e.  G.  IV.  Das  römische 


]  Güterrechts-  oder  Dotalsystem  und  seine  Gegen- 
sätze.   V.  Das  gesetzliche  e.  G.  Deutschlands. 
I  System  der  Verwaltungsgemeinschaft.    VI.  Von 
!  den  Systemen  der  Gütergemeinschaft.    VII.  All- 
gemeine   Gütergemeinschaft.      VIII.   Partielle 
Gütergemeinschaften. 

I.  Begriff  des  e.  6.    Seine  Bestimmiui^ 
durch  Eheverträge  oder  durch  das  Ge- 
setz. 

Das  eheliche  Güterrecht  bezeichnet  die 
Wirkungen  der  Ehe  auf  dem  Gebiete  des 
Vermögensrechts,  also  nach  ihrer  vemiögens- 
rechtliciiea  Seite  liin.  Geht  die  Ehe  auf 
Begründung  einer  neuen  Familie,  so  enthält 
das  eheliche  Güterreclit  die  näheren  Be- 
stimmungen darüber,  in  welchem  Verliiütiiis 
das  Vermögen  der  beiden  Ehegatten  zu 
einander  stehen:  ob  es  getrennt  oder 
vereinigt  werden,  ob  der  jeweilige  Eigen- 
tümer oder  in  Zukunft  nur  der  Manu 
oder  endlich  ob  beide  Ehegatten  zu- 
sammen ein  Verfügungsrecht  über  das 
beiderseitige  oder  das  zusammengeworfene 
gemeinsame  Vermögen  haben  sollen. 

1.  Die  Bostimmimg  des  ehelichen  Güter- 
standos  erfolgt  entweder  unmittelbar  durch 
das  Gesetz  oder  diu'ch  Verabredunj? 
der  beiden  Eliegatten.  Demgemäss  giebt  es 
ein  gesetzliclies  und  ein  vertragsmassijjre^ 
eheliches  Güteirecht.  Beide  können  dem 
Inhalt  nach  erheblicli  von  einander  abwei- 
chen ;  wie  überwiegend  auf  privatrechtücli^^m 
Gebiete,  so  stellt  das  Recht  auch  hier  seine 
Normen  gi-össten teils  nicht  mit  absoluter 
zwingender,  sondern  nur  mit  hyix)thetischer 
Kmft  auf,  d.  h.  überlässt  es  den  Part»^ien, 
ilu^  konkreten  Rechtsbeziehungen  bis  zu 
gewissem  Grade  in  besonderer,  von  der  ge- 
setzüclien  Ordnung  abweichender  Weise  zu 
regeln.  Die  gesetzliche  Oixlnung  soll  alsi) 
mit  andern  Worten  nur  subsidiarisch  ein- 
treten. Immerhin  ergiebt  sich  aus  dem 
öffentlichi*echtlichen  Charakter  der  Grund- 
lagen der  Ehe  eine  gewisse  Einschränkung 
der  Fi-eiheit  der  Pai-teiverabredimg  auf  die- 
sem Gebiete,  so  dass  der  Ehevertrag  den 
sonstigen  Verti-ägen  gegenüber  nach  den 
verschiedensten  Richtungen  lün  eigentüm- 
lich vinkuliert  ist.  (Z.  B.  der  Mann  kiinn 
in  demselben  nicht  auf  jegliche  Verwaltung 
des  Eheguts  verzichten,  also  ge^issermassen 
in  vermögensrechtlicher  Beziehung  seiner 
eheheiTlichen  Stellung  entsagen.  Mehr  als 
anderwärts  giebt  es  auf  diesem  Gebiete  so- 
genannte »unveraichtbare  Rechte« ,  deren 
Pi-eisgabe  gegen  das  Gesetz  und  gegen  die 
öffentliche  Oninung  verstiesse.  Eine  andeiv 
Beschrankung  s.  in  §  1433  B.G.B.)  Auf  der 
andei-en  Seite  liat  der  Eheverti*ag  gegenüber 
den  meisten  sonstigen  Verträgen  das  Eigen- 
tümliche, dass  seine  Festsetzimgen  nicht 
bloss  das  Verhältnis  der  beiden 
Vertragschliessenden  iminittelbar  be- 
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niDimeod  regeln,  sondern  wesentlich  auch 
gvg^nüber   dritten  Personen    wirken.      Ihr 
Inhalt  ist,  das  Güterrecht  der  Ehegatten 
in  massgebender  Weise  —  also  auch  nach 
au-sen   hin   —   festzustellen:    und  die 
dadiin'h  geschaffene  Rechtslage  wirkt  dann 
amh  in  der    Folge    für  und  gegen  jeden 
Dritten,   welcher   sich  mit   den   Ehegatten 
r4er  einem  von  ihnen  in  irgend  welche  ver- 
mug'^nsi'echtlichen     Beziehungen     einlässt. 
Aus  diesem  Grunde  ist  der  Eheverti-ag  nicht 
mir  einer  der  praktisch  wichtigsten  Verti'äge, 
<ler  deshalb    nach   modernem   Recht   auch 
rr-i:elmässig  zu  seinem  Abschluss  einer  be- 
.-»•nderen  Förmlichkeit  bedarf  (vgl.   §   1434 
E.G£.),  sondern  es    gehört  dieser  Vertrag 
iieiitzutage  bei  uns  sogar  zur  Kategorie  der- 
jtMiijien   Geschäfte,   welche   (nach  Art    der 
dinglirhen)  um  ihrer  Wirkung  gegen  Dritte 
willen  auch  unmittelbar  für  Dritte  erkenn- 
l«ar  sein    müssen   (Piincip   der   Publicität). 
I)i^  Erkennbarkeit  wird  nach  dem  deutschen 
BJ.t.B.  durch  Eintragung  des  vereinbarten 
Outerstandes  in  ein  beim  zuständigen  Amts- 
gericht geführtes  Güterrechtsregister  herbei- 
ireführt.    Der  Eintragimg  bedarf  es,  wenn 
<iie  gesetzlichen  Rechte  des  Ehemannes  auf 
Vpnraltnng  und  Nutzniessung  des  Eheguts 
'4er  umgekehrt  eine  Reihe  gesetzlicher  daran 
K->tehender  Befugnisse  der  Frau  (vgl.  §§  1357, 
140.')  Abs.  3,  1452  B.G.B.)   dm-ch  den  Ehe- 
vertrag ausgeschlossen  oder  vom  gesetzlichen 
Inhalt    abweichend    geregelt   worden    sind 
rt-p.  wenn  eine  solche  Regelung  nachti-äg- 
lich  wieder  aufgehoben  wird  (§  1435).    Der 
Eintragimg   bedai-f   es   aber   nicht   in   dem 
^inne,    dass    andernfalls    die    betreffenden 
Klauseln  ungültig  wären,  ebensowenig  ^ie 
umgekehrt    der     formelle    Abschluss    des 
öievertrags  vor  Gericht   oder  Notar   oder 
«ne  sonstige  Art  der  öffentlichen  Bekannt- 
iBachiing  desselben  die  Eintragung  ersetzt. 
'Sondern  die  Eintragung  ist  (wie  im  Grund- 
buchrecht) die  massgebende  gesetzliche  Form, 
um  ^lie  betreffenden  Vereinbarungen  (hier 
ia  der  Beschränkung,  soweit  sie  Dntte  über- 
^upt  benachteiligen  können)  nach  aussen 
hin  erkennbar  zu  machen,  also  mit  Bezug 
auf  sie  den  guten   Glauben  Dritter 
ausznschli essen.      Das    Güterrechtsre- 
gistpr  ist  nach  dem  Gesetz  die  Stelle,  bei 
'ff*r  sich  jeder   über   den  Güterstand    der 
Eheleute,   mit    denen    er    Geschäfte    abzu- 
wickeln hat,   unterrichten   kann  und   soll. 
l)em  Inhalt  des  Registers  gegenüber  darf  er 
^^ich  auf  seine  Cnkenntnis  der  betreffenden, 
i^n    schädigenden    Güterrechtsverhältnisse 
nicht  benifen.     Umgekehrt   bedarf   es  zm- 
^irk^imkeit  der  letzteren  dem  gegenüber 
nicht  der  Eintragimg,  der  die  betreffenden 
J^iaiiseln  kannte.     Die  Eintragimg  ist  nur 
z'Jin  Schutz  des  gutgläubigen  Verkelirs  vor- 
geschrieben.   Entscheidend  ist  nach  beiden 


Richtimgen  die  Zeit  der  Eingehung 
der  fraglichen  Geschäftsbeziehung  (bei  Pro- 
zessen der  Zeitjmnkt  des  Prozessbeginns: 
Eintritt  der  Rechtshängigkeit  der  Sti-eit- 
sache);  waren  die  Güterklauseln  in  diesem 
Augenblicke  eingetragen  oder  dem  Dritten 
bekannt,  so  kommen  sie  ihm  gegenüber  zur 
Anwendung,  sonst  nicht,  lieber  das  Detail 
der  Eintragung  s.  noch  §§  1558—1563  B.G.B. 

2.  Die  Ehevei-träge  können,  nach  !Mass- 
gabe  der  vorigen  Bestimmungen,  sowohl 
vor  als  nach  Eingehung  der  Ehe  abge- 
schlossen werden.  Das  französischrechtliche 
Verbot  des  Abschlusses  nach  Eingehung 
der  Ehe  ist  nach  dem  B.G.B.  auch  für  die 
unter  der  Herrschaft  des  Mteren  Rechts  ge- 
schlossenen Ehen  beseitigt.  §  1432  B.G.B. 
und  Art.  200  Abs.  2  E.G.  Die  Freiheit  des 
jederzeitigen  Abschlusses  entspricht  deut- 
scher Rechtsanschauung.  Nur  gegen  eine 
Benachteiligung  der  Gläubiger  des  einen 
oder  anderen  Ehegatten  durch  Beiseite- 
schaffung von  Exekutionsmitteln  sind  Schutz- 
vorschriften gegeben  (actio  Pauliana).  Vgl. 
§§  31,  32  K.O.  und  §  3  des  Gesetzes  be- 
treffend die  Anfechtung  von  Rechtshand- 
lungen eines  Schuldners  ausserhalb  des 
Konkiu^verfahrens  v.  21.  Juli  1879  (in  der 
Fassung  v.  20.  Mai  1898).  Selbst^-erständ- 
lich  bezieht  sich  jede  Abänderung  eines 
schon  bestehenden  gesetzlichen  oder  ver- 
tragsmässigen  Güterstandes  auch  nur  auf 
die  Zukunft.  Also  die  auf  Grund  des  bis- 
herigen Güterrechtssystenis  eingetretenen 
vollendeten  Rechtswirkungen  bleiben  be- 
stehen: sowohl  unter  den  Ehegatten  nach 
Massgabe  der  allgemeinen  Regeln  über  den 
contrarius  consensus  bei  Verträgen  als 
gegenüber  Dritten  nach  dem  bekannten 
Grundsatz  der  Unantastbarkeil  wohlerworbe- 
ner Rechte. 

3.  Wenn  auch  in  erster  Linie  das  Gesetz 
das  eheliche  Güterrecht  bestimmt  und  die 
vertragsmässige  Regelung,  wie  wir  gesehen 
haben,  in  bestimmte  Schranken  gebunden 
ist,  so  hat  doch  auch  die  in  Ermangelung 
eines  Ehevertrags  eintretende  gesetzliche 
Regelung  der  Güterverhältnisse  insofern 
vertragsähnlichen  Charakter,  als 
sie  nicht,  wie  sonstige  lediglich  auf  dem 
Gesetz  beruhende  Rechte,  mit  einem  Wechsel 
der  Gesetzgebung  auch  selbst  unmittelbar 
dem  Wandel  unterliegt.  Vielmehr  wird  die 
gesetzliche  Regelung  der  ehelichen  Güter- 
verhältnisse gewissermassen  (und  jedenfalls 
nach  dieser  Richtung  hin)  nur  als  ein  Sur- 
rogat der  vertragsmässigen  angesehen,  so 
dass  im  Fall  der  öitlichen  und  zeitlichen 
Kollision  der  Rechtsnonnen  der  begründete 
eheliche  Güterstand  zunächst  erhalten  bleibt. 
So  also  bei  späterer  Verlegimg  des  ersten 
Ehedomizils,  resp.  nach  B.G.B.  bei  späterem 
Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  des  Mannes, 
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lind  überhaupt  bei  einer  Aenderung  der 
einheimischen  Gesetzgebung.  Diese  soge- 
nannte »ünvrandelbarkeitstheorie«  des  ehe- 
lichen Güterrechts  war  ehedem  bestritten, 
wenngleich  überwiegend  anerkannt.  Die 
Reichsgesetzgebung  hat  sie  jetzt  positiv  an- 
genommen.  Vgl.  Art.  15  und  200  E.G.  B.G.B. 

IL  Gesetzliche  und  yertragsmässige 
Güten*echtssysteine. 

Aus  der  bisherigen  Erörtenmg  erklärt 
sich  ohne  weiteres,  dass  die  Güterverhält- 
nisse der  einzelnen  Ehen  unendlich  mannig- 
fache sein  können.  Schon  die  bisherige 
Gesetzgebung  hat  in  dieser  Materie  ausser- 
ordentliche Verschiedenheiten  erzeugt  oder, 
richtiger  gesagt,  im  Anschluss  an  die  vor- 
handenen Stammeseigentümlichkeiten  der 
Bevölkerung  zugelassen  und  positiv  sanktio- 
niert: denn  überall  war  nm*  erklärlich, 
dass  man  sich  an  das  zeitlich  und  örtlich 
Bestehende  jeweils  in  überwiegendem  Masse 
anscliloss.  So  kam  es,  dass  auf  keinem 
Gebiet  des  Rechtssystems  in  Deutschland 
vor  dem  B.G.B.  eine  auch  niu-  annähernd 
so  bunte  Mannigfaltigkeit  bestand  als  hier. 
So  nicht  nur  in  den  Ländern  des  ehemali- 
gen gemeinen  Rechts  innerhalb  der  einzel- 
nen Territorien  desselben  (und  oftmals  ge- 
häuft selbst  innerhalb  desselben  Territori- 
ums durch  zahlreiche  Lokal-  und  Statutar- 
rechte),  sondern  auch  in  den  Ländern  der 
sogenannten  exklusiven  Legislationen  der 
Neuzeit,  wie  in  Preussen,  wo  das  »Allge- 
meine Landrecht«  nur  an  die  Stelle  des 
gemeinen  subsidiären  Rechts  getreten  war 
und  die  verschiedenen  Orts-  und  Pro^inzial- 
rechte  unbenihi-t  liess.  Heutzutage  hat  das 
B.G.B.  in  dieser  Hinsicht  für  ganz  Deutsch- 
land eine  Einheitlichkeit  des  Rechtszustan- 
des geschaffen,  die  um  so  freudiger  begrilsst 
werden  rauss,  als  die  ehemalige  ZerfSiren- 
heit  den  öffentlichen  Kredit  in  höchstem 
Masse  untergrub.  Denn  da  das  eheliche 
Güterrecht  nicht  bloss  die  Rechtsverhältnisse 
der  Ehegatten,  sondern  mittelbar  aller  Drit- 
ten beeinflusst^  welche  mit  einer  verheirate- 
ten Person  Geschäfte  schliessen,  so  wurden 
alle  diese  Rechtsbeziehungen  grossenteils 
durch  Rechtssätze  bestimmt,  welche  der 
Dritte  oftmals  nur  an  Ort  und  Stelle  und 
aus  unmittelbarer  Anschauung  ihi-er  Wir- 
kungen erkennen  konnte.  Demgegenüber 
hat  das  B.G.B.  zunächst  einen  einheitlichen 
gesetzlichen  Güterstand  geschaffen,  wel- 
cher für  alle  diejenigen  Ehen  zur  Anwen- 
dung kommt,  in  denen  über  die  güteirecht- 
lichen  Verhältnisse  der  Gemeinschaft  von 
den  Eheschliessenden  nichts  Besonderes  be- 
stimmt worden  ist  (§§  1363—1431  B.G.B.), 
und  daneben  eine  Reihe  vertragsmässi- 
ger  Güterstände,  die  auf  Eheverträgen  be- 
ruhen (§§   1432—1557).    Bei  der  vertrags- 


mässigen  Regelung  ist  unzulässig,    einfach 
auf  eine  der  bisheran  in  Deutschland  herr- 
schend  gewesenen    oder  auf    ausländische 
gesetzliche  Güterrechtsstände  zu  verweisen 
(§  1433),  damit  nicht  das  alte  Chaos  wieder- 
kehre  resp.   erhalten   bleibe.     (Die    gleiche 
Zwangsvorschrift    enthielt   schon  ein.   Jahr- 
hundert früher  Art.  1390  des  französischen 
Code  civil).    Auch  ist  schon  angedeutet  (oben 
sub  I),  inwiefern  gutgläubige  Dritte   gegen 
Benachteiligung  aus  einer  von  dem  ge.«^etz- 
lichen  Gütersystem  abweichenden  vertrag- 
lichen Regelung  der  Güterverhältnisse  g» 
schützt  werden.    Im   übrigen  ist  die   ver- 
tragliche Regelung  inhaltlich  ganz  frei  und 
nur,   wie  alle  Rechtsgeschäfte,   soweit    be- 
schränkt,  als  durch  den  Inlialt  der   Bere- 
dimg  gegen    Gesetz ,    Ordnung    imd    gut»-^ 
Sitte  Verstössen  werden  würde  (§§  134,  138 
B.G.B.).     Das  Gesetz   giebt  anderseits    ge- 
wisse Auslegungsregeln  für  den  Ver- 
trag (z.  B.  §  1436)  und  hebt  aus  der  Fülle 
des  anderweitig  überlieferten  ehegüterrecht- 
lichen  Details  die  Haupttypen  heraus, 
um  sie  (im  Geiste  der  modernen  Rechts- 
ordnung  neu  bearbeitet)  als  subsidiarische 
vertragsmässige    Güterstände     aufzustellen, 
.welche  von  denjenigen,  die  sie  vorziehen, 
nach  Gutdünken  en  bloc  gewählt  und  an- 
genommen werden  können.    Diese  Annahme 
geschieht  also  in  einem  Ehevertrag;  nur  ist 
die  Abweichung  von  dem  gesetzlichen  Gü- 
terstand hier  den  Parteien  durch  die  Voraus- 
regelung der  betreffenden  Verhältnisse  im 
Gesetze  selbst  imgemein  erleichtert    Nichts 
hindert  aber  auch  die  Ehegatten,  einen  von 
diesen  Haupttypen  abweichenden  beson- 
deren Güterstand  zu  wählen  und  dessen  nä- 
heren Inhalt  rein  durch  Vertrag  festzusetzen; 
ebenso  wie  sie  bei  Annahme  eines  der  vor- 
gesehenen subsidiarischen  Güterstände  auch 
einzelneBestimmungen  desselben aus- 
schliessen  oder  durch  andere  ersetzen  kön- 
nen,  insoweit   dadurch  nicht  widersinnig«? 
Festsetzungen  entstehen  oder  sonst  (vgl.  z. 
B.    §    1518)  positive  Schranken   existieren. 
In  dieser  Weise  ist  das  B.G.B.  dazu   ge- 
kommen, die  bisherigen  Hauptsysteme  des 
ehelichen  Güterrechts  sämtlich  zu  kodifizie- 
ren ;  aber  in  der  Weise,  dass  nur  eines  die- 
ser Systeme  den  sogenannten  »gesetzlichen 
Güterstand«   der  Elieleute  bildet,  der  stets 
mangels  einer  Vereinbanmg  über  die  ehe- 
lichen   Güterverhältuisse    zur    Anwendung 
kommt.    Die  anderen  Systeme  werden  nur 
auf  Grund  besonderer  Wahl  der  Ehegatten 
praktisch. 

Dieses  vom  B.G.B.  befolgte  Kodifikations- 
princip  ist  dasjenige  des  französischen  Civil- 
gesetzbuchs,  das  seinerzeit  in  dieser  Leiu-e 
emem  nicht  weniger  zersplitterten  ehegüter- 
rechtlichen Rechtszustande  gegenüber  gestan- 
den hatte.  Nur  ist  bei  uns  ein  anderer  (und  bes- 
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?eRTj  gesetzlicher  Güteretand  gewählt  als  die 
altm«'>dische  französische  Fahrnisgemein- 
>.iiaft,  und  anderseits  ist  der  Komplex  der  zur 
Auswahl  der  Beteiligten  gestellten  subsidia- 
rijich  geregelten  vertraglichen  Güterstände  auf 
'las  notwendig?Jte  bescl^nkt,  was  im  Interesse 
i;er  Vereinfachung  der  Materie  entschieden 
zu  begrüssen  ist.  Hier  hatte  das  französi- 
sche Gesetzbuch,  welches  gewissermassen 
eine  kodifizierte  hohe  Schule  des  ehelichen 
(lüterrechts  enthält,  viel  mehr  Rücksicht  auf 
!Üe  aus  germanischen  und  romanischen  Ele- 
menten gemischte  Bevölkenmg  des  Landes 
zu  nehmen  als  der  deutsche  Gesetzgeber, 
ffir  welchen  zahlreiche  dieser  Klauseln  des 
unmittelbaren  prsdctischen  Interesses  ent- 
behrten. 

III.  Allgemeiner  Inhalt  des  e.  G. 

Die  Normen,  aus  denen  sich  jedes  Ehe- 
init»'rrechtssystem,  mag  es  im  obigen  Sinne 
a'if  Vertrag  oder  unmittelbar  auf  dem  Gtesetz 
jenhen,  zusammensetzt,  beziehen  sich  ein- 
Tial  auf  die  Zeit  des  Bestehens  der 
Ehe  wntX  regeln  hier  die  vermögensreehtli- 
rben  Verhältnisse  der  Ehegatten  sowohl  im- 
t-reinander  als  gegenüber  Dritten.    Hierher 
gehören  die  Bestimmungen  über  die  Tra- 
-nmer  der  Lasten   der  Ehe  (Unterhalt   der 
Familie  etc.),   die  Rechte   des  Mannes   am 
Vemingen  der  Frau  und  umgekehrt,  weiter- 
hin über  die  beiderseitigen  Yerfügimgsbefug- 
FiLsse  über  das  eigene  und  das  Vermögen 
•les  anderen  Ehegatten  oder  die  durch  Zu- 
sainmenwerfung    beider   gebildete   Gesamt- 
:nasse,  inwiefern  diese  vei-schiedenen  ^Massen 
'liuih  Rechtsgeschäft  oder  Delikt  des  einen 
-InT  anderen  Ehegatten  Dritten  gegenüber 
^'-Ti^fhchtet  werden  können  imd  dergleichen. 
I)azii  treten  dann  endlich  noch  die  Bestim- 
munpen  ülicr  die  Wirkungen  der  betreffen- 
den im  Einzelfalle  massgeblich  gewesenen 
«^hegüterrechtlichen   Verhältnisse    über    die 
7Ai  des   Bestehens   der  Ehe   hinaus,   und 
zwar  liei  Tod   des   einen  Ehegatten  oder 
Scheidung,  —  bei  beerbter  und  kin- 
<l'-'rloser  Ehe. 

Die  Regelung  aller  dieser  Punkte  ist  bei 
'l»*n  verseÖedeuen  V^ölkei'schaften  imd  ein- 
z»;lnen  Stämmen  derselben  seit  Altei-s  her 
•ine  verschiedene  gewesen.  Denn  sie  liängt 
immdsätzlieh  zusammen  mit  der  allgemei- 
ii*^n  Auffassmig  der  Ehe  luid  .  der  cLv 
|lunh  zwischen  den  Ehegatten  auch  leiblich 
''>*CTundeten  Gemeinschaft.  Daraus  erkläi-t 
>i';h  vor  allem,  dass  die  alte  römische  und 
'il**rhanpt  romanische  Auffassung  des  ehe- 
lichen Güterrechts  für  unsere  heutigen  und 

Entgehen  Verhältnisse  kaum  noch  als  pas- 
^nd  angesehen  weitlen  kann,  so  dass  da^ 
lUiü.  gut  daran  gethan  hat.  von  Gnmd 
a^ijj  damit  zu  bi^echen. 


IV.  Das  romische  Güterrechts-  oder  Do- 
talsystem  nnd  seine  Gegensätze. 

Das  römische  Recht  hat  in  seiner  Auf- 
fassung der  Ehe  im  Lauf  der  Zeit  eine  voll- 
kommene Wandlung  durchgemacht.  Von 
einem  absoluten  Herrschaftsrecht  des  Mannes 
über  die  Frau  (manus),  zufolge  desvsen  die 
Frau  im  Hause  gewissermassen  niu*  filiae 
loco  gehalten  wurde,  liat  die  persönliche 
Wirkung  der  Verbindung  sich  abges(;hwächt 
bis  zu  dem  fi*eien,  dem  ins  gentium  ent- 
sprossenen Verhältnisse,  welches  einer  ge- 
setzlich organisierten  ehrbai*en  »Gesellschaft 
auf  Kindei^erzeugimg«  verzweifelt  ähnlich 
sieht.  Dass  neben  dieser  einfachen  recht- 
lichen Regelmig  des  Verhältnisses  eine 
höhere,  auf  dem  fi-eien  Willen  (der  fi*eien 
sittlichen  Tliat)  der  einzelnen  benihende  Auf- 
fassung des  Ehebandes  Raum  ziu*  vollkom- 
menen Entfaltung  liatte,  soll  damit  nicht  ge- 
leugnet wei-den ;  aber  sie  stand  eben  nicht  auf 
dem  Boden  der  Rechtsonlnung  und  kam  da- 
her wolil  füi*  die  sittliche,  nicht  aber  für 
die  i-eehtliche  Behandlung  der  Ehe  in  Be- 
tracht. Das  Recht  liat  nicht  viel  mehr  ge- 
than, als  einen  äusseren  Rahmen  aufzustel- 
len, innerhalb  dessen  die  Ausgestaltung  des 
Verhältnisses  in  den  wichtigsten  Beziehun- 
gen dem  freien  Entschlüsse  der  Beteiligten 
überlassen  blieb,  und  diese  Ausfüllung  ge- 
schah —  auch  nach  der  Einführmig  des 
Cliristentums  —  vielfach  in  durchaus  ande- 
rem Sinne,  als  imsereni  gennanisclien  Em- 
pfinden entspricht.  Was  aber  die  rechtliche 
Ordnung  des  Verliältnisses  namentlich  in 
vermögensrechtlicher  Beziehung  betrifft,  so 
hat  das  römische  Recht  in  dem  fundamen- 
talen Wandel  der  ganzen  Institution  von 
einem  absoluten  Gewaltrechte  des  Maimes 
bis  zm-  abstrakten  Freiheit  und  Gleichbe- 
rechtigung beider  Ehegatten  durch  Heiden- 
tum und  Christentum  liindm-ch  den  einen 
Grundzug  bewahrt,  der  es  vor  allem  aus- 
zeichnet imd  welcher  fast  auf  allen  Gebie- 
ten des  Rechtslebens  wiederkehrt :  dass  es 
die  Rechtssphäre  der  einzelnen 
Beteiligten  vollendet  abzugrenzen 
imd  individualistisch  auszugestalten  vermag, 
fiu'  das  aus  der  Vereinigmig  entspringende 
(imd  hier  aus  etliischen  Rücksichten  doj)pelt 
wichtige)  objektive  Gesamtverhältnis  (das 
consortium  totiiis  vitae)  dagegen  kein 
oder  doch  nur  ein  höchst  unterge- 
ordnetes Verständnis  besitzt.  Die 
Lasten  der  Ehe  trägt  allein  der  Mann.  Die 
Frau  ist  dem  Manne  rechtlich  nicht  verbun- 
den, einen  Beitrag  aus  ihrem  Vermögen  dazu 
beizusteuern,  so  wenig  sie  rechtlich  überliaupt 
verpflichtet  ist,  ihm  zu  gehorchen.  Vifdfach 
ist  man  heutzutage  wieder  geneigt,  das  als 
einen  Idealzustand  anzusehen,  zu  dem  die 
heutige  Welt  (welche  dem  späteren  Röraer- 
;  tum  in  mein-  als  einer  Beziehung  ähnlich 
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sei)  so  sclmell  als  möglich  zimlckziikehi'en 
habe:  die  Vertreter  dieser  Richtung,  der 
sogenannten  »Fi-auenemancipation« ,  ver^s- 
sen,  dass  die  römische  Frau  nichts  weni^r 
als  frei  war.  Der  Freiheit,  die  sie  rechthch 
dem  Manne  gegenüber  hatte,  entsprach 
ebensoviel  Knechtschaft  gegenüber  inrem 
Vater,  in  dessen  Familie,  so  lange  er  lebte, 
die  Frau  blieb,  seitdem  sie  der  manus  (der 
Eheherrlichkeit  des  Mannes)  enti-ückt  war. 
Nur  die  Pei*son  des  Gewalthabers  hatte  sie 
seitdem  gewechselt:  dem  Ehemanne  geht 
der  Vater  vor.  Thatsächlich  haben  Religion 
THid  Sitte  das  Eherecht  beheiTscht,  imd  die 
Eingiiffe  der  Gesetzgebung  beschränken 
sich  daher  auf  das  notwendigste.  So  ver- 
bietet beispielsweise  L  5  Cod.  de  repud.  5, 
17  dem  Vater,  ein  matrimoniimi  bene  con- 
cordans  seiner  Kinder  zu  scheiden;  auch 
wird  wohl  iu  den  meisten  Fällen  der  Vater 
auf  sein  Hen^schaftsrecht  über  die  Frau  zu 
Gunsten  des  Ehemannes  verzichtet,  die  Frau 
dem  letztei-en  häusliche  Verelu'ung  imd  Ge- 
horsam gezollt  haben.  Die  Art,  wie  sie  ihm 
zu  den  Lasten  der  Bhe  einen  Beitrag 
leistet,  ist  entweder,  dass  sie  ihm  i-ein  that- 
sächlich die  Verwiütung  iiires  Vermögens 
zu  freier  Verwendung  für  diese  Zwecke 
überlässt:  in  welchem  Falle  die  Verwen- 
tlung  (ohne  besondere  Rechnimgslage)  als 
zu  jenen  Zwecken  geschehen  anzusehen  ist 
(vgl.  1.  11  Cod.  de  pact  conv.  5,  14),  oder 
(resp.  daneben)  dass  ein  Brautschatz  (dos, 
Ehegut)  bestellt  wii*d.  Die  dos  —  die  üb- 
rigens von  der  Frau  selbst  (aus  ihrem  Vermö- 
gen) oder  von  einem  Dritten  (für  sie)  bestellt 
werden  kann  —  wird  nicht  etwa,  wie 
es  nächstliegend  erscheint,  als  ein  ftii'  die 
gemeinschaftlichen  Ehezwecke  bestimmtes 
und  daher  auch  selbst  gemeinschaft- 
liches Vermögen  der  Ehegatten  ange- 
sehen; denn  die  Ehe  erzeugt  grundsätzhch 
kein  gemeinsames  Vermögen.  Die  dos  bleibt 
auch  nicht  —  wie  in  Deutschland  nach  dem 
in  dieser  Weise  thatsäcMich  \ielfach  umge- 
bildeten römischen  System  —  ein  in  den 
Ehezweck  gebundenes,  also  zur  Tragung 
der  ehelichen  Lasten  bestimmtes  Vermögens- 
stück der  Frau,  an  welchem  der  Maim  zu 
diesem  Behuf  Verwaltung  und  Nutzniessung 
hat;  sondern  sie  wü\l  Vermögen  des  Man- 
nes, also  von  Seiten  der  Frau  resp.  des 
dritten  Bestellers  dem  Manne  übereignet. 
So  wird  de  iure  der  Satz  gewalu-t,  dass  der 
Mami  die  Kosten  des  Hausstandes  aus  sei- 
nem Vermögen  allein  zu  tragen  hat,  und 
demioch  wirtschaftlich  diu-chbrochen.  An- 
spruch auf  die  Dotierung  oder  ein  gewisses 
Mass  der  Aussteuer  hat  der  Mann  nicht. 
Es  hängt,  vom  Belieben  der  Frau  resp.  der 
Ihrigen  ab,  ob  resp.  inwieweit  ihm  Rechte 
am  Frauenvennögen  eingeräimit  weitlen 
sollen.    Isur  braucht  der  Mann,  sofern  die 


dos  ganz  fehlt,  die  Frau  auch  nicht  zu  iili- 
mentieren.  Auch  hier  ist,  wie  m<an  si<4it. 
die  Waffe  zweischneidig.  Umgekehi-t  wirl 
sofern  die  dos  gegeben  worden  ist,  in  spl- 
terer  römischer  Zeit  eine  Gegengal»- 
des  Mannes  an  die  Frau  (eine  Art 
antidos  oder)  donatio  propter  nuptias  üblicli. 
Diese  ist  eine  Zuwendung  aus  dem  VerniM- 
gen  des  Mannes  in  das  Vermögen  d^r 
Frau;  doch  behält  der  Maim  wälii-eml 
der  Ehe  daran  Besitz  und  Nutzimgen, 
die  gleichfalls  für  die  Ehezwecke  zu  ver- 
wenden sind.  So  verwaltet  der  Mann  allein, 
—  aber  nicht  das  gesamte  Frauengiit,  son- 
dern nur  die  Teile  desselben,  welche  ihm 
für  die  Zwecke  der  Ehe  überlassen  sin«!, 
und  die  Verwendung  zu  diesem  Zwecke 
kann  verlangt,  im  Gegenfalle  und  bei  Auf- 
lösung der  Ehe  die  dos  zurückgefoi-d^rt 
weixien.  Umgekehrt  bestimmt  auch  (hn- 
Mann  nicht  sein  ganzes  Vermögen,  sondern 
mu'  gewisse  (die  diu^ch  die  donatio  pi-optei* 
nuptias  bezeichneten)  Teile  desselben  zu  den 
Zwecken  der  Ehe  in  dem  Sinne,  dass  sie 
den  letzteren  nicht  entfi'emdet  werden  dür- 
fen. Sollte  es  demioch  geschehen,  z.  B. 
wemi  der  Mann  in  Konkurs  gerät  oder  son>t 
Frau  und  Kinder  vernachlässigt,  so  kann 
die  Frau  die  dos  und  die  donatio  pi-opter 
nuptias  vom  Manne  fordern.  So  ist  in  ivhi 
individualistischer  Weise  für  die  Zwe<:ke 
der  Gemeinschaft  gesorgt.  Jede  Partei  giobt 
füi*  dieselben  etwas  dem  anderen:  e:»> 
wissermassen  mit  einer  Auflage  für  die  G»^ 
samtbedlLrfnisse.  Die  Gesamtheit  selbst  ir^j^ 
winnt  in  keiner  Hinsicht  reales  Dasein.  Für 
sie  wii-d  niu*  auf  indirektem  Wege,  durch 
ein  System  sich  kreuzender  Ansprüche  ge- 
sorgt. Weil  keine  nähere  Verbindung  der 
Ehegatten  auf  vermögensrechtlichem  Gebiete 
anerkaimt  wird,  kann  unter  den  Ehegatten 
auch  kein  gesetzliches  Erbrecht  erwachsen. 
Niu-  das  Erbrectht  der  »armen  Witwe«  ist  von 
Justinian  als  Notbehelf,  \md  sicher  nicht  in 
Konsequenz  des  Gnmdgedankens,  ausgebil- 
det worden  (Nov.  53  cap.  6,  Nov.  117  cai». 
5).  Mit  dem  Gnmdsatz  der  Gütertren- 
nung, wie  man  das  römische  System  bei 
uns  (in  n\\r  geringfügiger  Umbildung)  be- 
zeichnet, steht  auch  ein  eheliches  Erbivcht 
nicht  im  Einklang.  — 

Viel  besser  ist  das  deutsche  Recht 
dem  Wesen  der  Ehe  gerecht  geworden,  in- 
dem es  die  dadm-ch  geschaffene  vollkom- 
mene Lebensgemeinschaft  zweier 
Personen  auch  als  Grundlage  objektiver  Or- 
ganisationen des  Kechtslebens  verwertet 
Wie  überall  in  ähnlichen  Fällen,  so  betont 
das  deutsche  Recht  auch  liier  vornehm- 
lich die  Seite  der  Gesamtheit:  ihrer  Be- 
dürfnisse und  Zwecke,  die  ihm  wichtij^er 
erscheinen  als  die  egoistischen  Interessen 
der  einzelnen,  aus  denen  die  Gemeinschaft 
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sich  zusammensetzt.    Dass  jeder  Egoismus 
«iadiirch  ausgesclüossen,  ein  Missbraiich  der 
iresetzlichen   Bestimmungen    zu   imlauteren 
Zwecken  durchaus  unmöglich  wäre,  soll  da- 
mit nicht   gesagt   sein,   weil  alle  mensch- 
lic-hen  Einrichtungen    mehr   oder    weniger 
unvollkommen  sind.    Aufgabe  der  Gesetzes- 
technik ist  es,  derartiger  Unvollkommenhei- 
ten  Heir  zu  werden;  und  wir  haben  uns 
l«?i  den   verschiedenen  Kodifikationen   des 
deutschen  Rechts   auch  in   der  hier  frag- 
liehen Beziehung  noch  stets  in  aufsteigen- 
der Linie  bewegt.    Das  eheliche  Güterrecht 
lies  ß.G.B.  stellt  heutzutage  zweifellos  die 
Krf>ne  der  Entwiekelung  dar.    Thatsächlich 
L^t  die  Rechtsstelhmg  der  Ehefrau  im  gan- 
zen Verlauf   der  Weltgeschichte   noch   nie- 
mals eine  so  günstige  imd  gesicherte  ge- 
wesen als  hier.     Es  ist  das  um  so  nötiger 
hervorzuheben,  als  die  moderne  Frauenbe- 
v^ung  sich  jüngst  noch  mit  Leidenschaft 
jre^rade  gegen   dieses   Gesetzbuch   gerichtet 
hat.    Dass   das  römische  Dotalsystem   für 
ims  nicht  passt  ist  oben  dargethan.    Das 
deutsche  System  aber,    welches    an   Stelle 
zweier  Einzelinteressen  ein  Gesamtinteresse 
der  Familie  zum  Stütz-  imd  Ausgangspimkte 
:*einer   Regelung    ninunt,    bedeutet    darum 
keinesw^s    eine    Unterjochung    der   Frau 
duK-h  Herbeiführung  ihrer  wirtschaftlichen 
Uaselbstandigkeit,  ja  nicht  einmal  notwen- 
dig eine  Gemeinschaftlichkeit  des  beidersei- 
tijren  Vermögens  dem  Rechte  nach.    Fi-ei- 
üch  kommt   auch  eine  solche  vor:   ja  sie 
kann   unter    Umständen   als    die    schönste 
Konsequenz    der   durch   die  Ehe    geschaf- 
fenen   vollkommenen    Lebensgemeinschaft 
der    Eh^atten     auf     dem     Gebiete     des 
Vermögensrechtes    gelten.     Aber   sie  stellt 
weder  den  Ausgangspunkt  noch  heutigen- 
tags das  Ende  der  geschichtlichen  Ent^vicke- 
hiig  dar,  da  sie  sich  nicht  für  alle  schickt. 
Die  deutsche  Rechtsentwickelimg  hat  viel- 
mehr mit  einer  Gemeinschaftsform  begonnen, 
die  sich  nicht  auf  das  Recht  (die  Eigen- 
tumszuständigkeit)  an   den   zum  Vermögen 
•ler  Ehe^tten   gehörigen    Gütern    bezieht, 
-mdem  mu*  auf  die  Verwaltung  dersel- 
W  welche  einheitlich    durch   den   Mann 
^d  für  die  Zwecke  der  Ehe  erfolgt.    Nach 
•hesem  System  bleiben  also  auch  die  beider- 
K-itigen  Vermögensmassen    der   Ehegatten 
dem  Rechte  nach  getrennt,  aber  sie  werden 
^tiseh  vereinigt  in  der  Hand  des  Mannes 
'.wie  auch  die  Frau  selbst  in  das  Haus  des 
^lannes  tritt).    Dieses  System  hält  zwischen 
den  Extremen  der  römischen  Güterti-ennung 
'ind  dem  Idealzustand  einer  vollkommenen 
'jütergemeinschaft,  der  nur  für  wenige  Ehen 
\^^t  eine  verständige  Mittellinie  ein  mid 
ii't  deshalb  von   unserem  B.G.B.  mit  Recht 
z^m  gesetzlichen  Güterstande  Deutschlands 
erhoben  woi-den. 


V.  Das  gesetzliche  e.  G.  Deutschlands. 
System  der  Vei*waltnngsgemeinschaft 

1.  Nach  diesem  schon  ehedem  im  gröss- 
ten  Teil  Xorddeutschlands  (des  preussischen 
Landrechtsgebiets,  des  gemeinen  Sachsen- 
und  lübisehen  Rechts  sowie  im  Königi*eich 
Sachsen  und  in  Oldenbiu'g)  herrschend  ge- 
wesenen System  haben  die  Ehegatten  »kein 
gezweites  Gut«  (vgl.  Sächsisches  Landrecht 
1,  31  §  1,  Schwäbisches  Landrecht  256,  2, 
Kl.  Kaiserrecht  II,  100) ,  was  aber  nicht  von 
einer  Gemeinschaft  dem  Rechte  nach,  son- 
dern nur  von  einer  thatsäclüichen  Vereini- 
gung des  beiderseitigen  Vermögens  in  der 
Hand  des  Mannes  zum  Zwecke  der  Verwal- 
timg imd  Nutzniessimg  zu  verstehen  ist. 
Vgl.  jetzt  §§  1373  ff.  B.G.B.  Dieses  Ver- 
waltungs-  imd  Nutzimgsrecht  des  Ehemanns 
ist  übrigens  kein  solches  zu  eigenem  In- 
teresse, —  kein  sachenrechtlicher  Niess- 
brauch  (nur  subsidiarisch  finden  gewisse 
Bestimmungen  des  letzteren  auf  das  Ver- 
hältnis Anwendimg,  cf.  §  1383) ;  sondern  es 
handelt  sich  um  eine  familienrechtüche  Be- 
fugnis des  Mannes  von  wesentlich  vormimd- 
schaftlichem  Charakter.  Das  ältere  deutsche 
Recht  spricht  das  ganz  unmnwunden  aus. 
Der  Mann  liat  am  Frauengut  die  sogenannte 
»Gewere  zu  rechter  Vormundschaft«  (Sachsp. 
I,  31  §  2).  Das  Gewaltverhältnis  des  Man- 
nes über  die  Frau  ist  also  wesentlich  ein 
Schutzverhältnis  (mimdium).  Es  imterschei- 
det  sich  von  der  eheherrlichen  Gewalt  des 
römischen  Familienvaters  (manus)  ebenso 
fimdamental,  wie  die  väterliche  Gewalt  des- 
selben über  die  Kinder  von  der  heutigen 
elterlichen  Gewalt  verschieden  ist,  die  auch 
nicht  mehr  im  eigenen  Interesse  des  Ge- 
walthabers, sondern  wesentlich  in  dem  der 
Schutzbefohlenen  geübt  wird  (s.  den  Art. 
Familiengüterrecht).  Weshalb  sie  denn 
auch  mit  dem  Aufhören  der  Schutzbedürftig- 
keit der  Kinder  (Gi-ossjährigkeit)  selber  en- 
digt. Somit  ist  unser  neuestes  Recht  nur 
konsequent,  wenn  es  die  hier  in  Rede 
stehende  Schutzgewalt  des  Ehemanns  auch 
da  endigen  lässt,  wo  die  Ehefrau  als  (selb- 
ständig arbeitende)  Erwerbs-  oder  Ge- 
werbefrau eines  solchen  Schutzes  nicht 
mehr  bedarf  (d.  h.  soweit  der  Bereich  ihrer 
Thätigkeit  bezw.  der  Verdienst  aus  ihrer 
Arbeit  oder  ihrem  Erwerbsgeschäfte  geht). 
Arbeit  macht  frei  auch  in  dieser  Be- 
ziehung: sie  schliesst  gewissermassen  eine 
natüi'liche  Emancipation  der  Frau  in  sich. 
Am  Ai-beits-,  Gescliäftsverdienste  dieser  Art 
der  Frau  hat  der  Mann  weder  Ven^^altimgs- 
noch  Nutzungsrechte  und  kann  die  Heraus- 
gabe des  Besitzes  nicht  verlangen  (§§  1365, 
1367,  1373);  in  diesem  Bereich  handelt  die 
Frau  ganz  selbständig  und  belastet  ihr  Ver- 
mögen gültig  mit  Schulden  (§  1414).  Aller- 
dings hängt  die  Möglichkeit  einer  der- 
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artigen  Eniancipation  der  Frau  durch  Arbeit 
von  der  Einwilligung  des  Mannes  ab;  aber 
Einwilligung  ist  es  auch,  wenn  die  Frau 
mit  seinem  Wissen  imd  ohne  seinen  (thäti- 
gen)  Einspinich  das  Erwerbsgeschäft  betreibt 
(§  1405).  Bei  persönlichen  Arbeiten  der 
Frau  geht  §  1358  noch  weiter:  hier  kann 
die  grundlos  verweigerte  oder  wegen  Krank- 
heit oder  Abwesenheit  des  >Iannes  nicht 
erteilte  Einwilligung  des  letzteren  sogar 
durch  das  Vormundschaftsgenclit  ersetzt 
wei-den ;  und  insoweit  die  häusliche  Geraein- 
scliaft  der  Ehegatten  aufgehoben  ist,  geht 
der  Ehemami  des  Weigerimgsrechtes  über- 
haupt verlustig.  Es  ist  nicht  zuviel  gesagt, 
dass  hiermit  (wie  frfüier  schon  die  soge- 
nannte Handels-  und  Gewerbefi-au)  heutzu- 
tage die  ganze  weibliche  Arbeiterklasse 
emancipiert  ist.  Die  Arbeiterfi-au  braucht 
ihren  erworbenen  Yerdienst  nicht  mehr  dem 
Manne  abzuliefern,  der  ihn  vielleicht  ver- 
trinkt, sondern  kann  ihn  persönlich  zum 
Unterhalte  der  Familie  verwenden.  Und 
ebenso  kann  jede  Frau,  die  ihren  i^sp.  der 
Familie  Unterhalt  diu-ch  eigenen  Ai*beitsbe- 
trieb  verdient,  ihn  auch  pei-sönlich  mit  den 
erworbenen  Mitteln  besdiaffen  —  ganz  wie 
der  Mann.  Hier  ist  das  Ideal  der  soge- 
nannten modernen  Frauenbewegung  bereits 
thatsäclüich  verwii-klicht  auf  der  Basis  des 
ethischen  Princips  vom  Adel  und  der  be- 
freienden Bedeutung  der  Arbeit.  Auf  dem 
Gel)iete  der  durch  Arbeit  erworbenen  Glücks- 
güter herrscht  Gütertrennung:  nur 
die  vererbten  i-esp.  sonst  erworl)enen 
Schätze  muss  die  Frau  dem  Manne  zur 
Verwaltung  und  Nutzniessung  für  die 
Zwecke  der  Ehe  überlassen  —  kann  sie 
zu  diesem  Zweck  nicht  selbst  ver- 
wenden. Das  ist  gerecht,  weil  umgekehrt 
der  Mann  es  ist,  welcher  allein,  und  zwar 
im  Notfall  stets  dm'ch  eigene  Arljeit,  die 
Kosten  des  Ehestandes  aufzubringen  hat 
(§  1389).  Es  liegt  darin  auch  keine  Zu- 
rücksetzung gegenüber  der  arbeitenden  Fmu, 
denn  nur  die  Arbeit  giebt  regelmässige, 
sichere  Erträgnisse.  Andere  Glücksg-üter 
kömien  auch  sonst  verloi-en  gehen,  nicht 
bloss  durch  einen  zügellosen  Mann;  imd 
winl  die  arbeitende  Fi-au  diu-cli  einen  sol- 
chen nicht  noch  härter  gestraft,  wenn  er 
statt  mit  zu  verdienen  sich  von  der  Frau 
ernäliren  lässt?  Schliesslich  giebt  das  Ge- 
setz auch  der  Kajiitalistentochter  genügende 
Hülfsmittel  an  die  Hand,  um  ihr  Yerm()gen 
gegen  Missbräuche  des  Mannes  sicher  zu 
stellen:  so  nicht  allein  durch  die  stets  zu- 
lässige Beredung  einer  vollkommenen  Güter- 
trennung im  Eheverti-age ,  sondern  auch 
durch  nachti^liche  einseitige  Erzwingung 
dieser  Trennung  bei  Gefährdvmg  des  Frauen- 
guts oder  des  ganzen  Unterlialtes  der  Fa- 
milie, bei  Entmündigung,  Abwesenheit  oder 


Konkurs  des  Mannes  (§§  1418 ff.  und  woit*?r 
unten);  endlich  dui-ch  ein  im  Rahmen  der 
Verwaltungsgemeinscliaft  selbst  vorgesehe- 
nes ausgedehntes  System  von  Sonder-  aier 
Yorbehaltsgütern  (§§  1364  ff.). 

2.  Die  Yenvaltungsgemeinschaft  verträgt 
eben  Ausnahmen.  Die  Frau  braucht  dem 
Manne  nicht  ihr  gesamtes  Yermögeii  ziu- 
Verwaltimg  und  Nutzung  zuzubringen  (ein- 
gebrachtes Gut);  es  kömien  vielmehr  di**>e 
Rechte  an  gewissen  Gütern  der  Frau  aus- 
geschlossen, Verwaltimg  mid  Nutzimg  daran 
der  Frau  selbst  vorbehalten  werden  (Voi+«> 
haltsgut).  Zum  Yorbehaltsgut  gehört 
kraft  Gesetzes  zunächst  der  schon  erwähnte 
I)ersönliche  Arbeits-  und  Geschäft  se r- 
werb  der  Frau  —  ein  ultimum  refugium 
auch  der  Kapitalistentochter.  Denn  auch 
ihr  bleibt  damit  am  Ende  der  getauschten 
Hoffnungen  die  ^^'il•tschaftliche  Freiheit  offen ! 
Wer  die  principielle  Gleichstellung  der  G(^ 
schlechter  postidirt,  darf  auch  die  Zumutung 
der  gleichen  Pflichterfüllung  nicht  von  sich 
weisen.  Weiter  legt  das  Gesetz  schon  i\>>*> 
jure  den  zum  persönlichen  Gebrauch 
der  Frau  bestimmten  Sachen  (ins- 
besondere Kleidern,  Sclmiucksachen  und 
Arbeitsgeräten)  den  Chai-akter  des  Vnr- 
belialtsgutes  bei  und  entzieht  dieselben  ibi- 
mit  der  Verwaltung  und  Nutzniessung  des 
Mannes  (§  1366).  Ein  gleiches  kann  durch 
den  E  h  e  V  e  r  t  r  a  g  mit  allen  anderen  Gütern 
der  Frau,  und  durch  Verfügimg  eines  Dritten, 
welcher  der  Frau  etwas  letzt  willig  oler 
unter  Leidenden  dui*ch  Schenkung  oder  s<^ust 
unentgeltlich  zuwendet,  in  der  Ver- 
fügung selbst  mit  Rücksicht  auf  tlie  zu- 
gewendeten Güter  geschehen  (§§  1368, 1369). 
Endlich  werden  alle  diejenigen  Gegenstände 
wieder  Vorbehaltsgut,  welche  von  der  Frau 
aus  Mitteln  des  Vorbehaltsguts  er- 
worben, oder  dei-selben  von  Dritten  als  Er- 
satz für  entzogene  oder  bescliädigte  V(»r- 
behaltsgüter  geleistet  weixlen  (SiUTOgations- 
princip,  §  1370). 

Das  Vorbelialtsgut  befindet  sich,  weil 
Verwaltimg  und  Nutzung  des  Ehemanns  an 
demselljen  ausgeschlossen  ist,  im  Zustande 
der  Gütertrennung  (§  1371).  Diu'ch  ent- 
sprechende Häufung  der  Vorbehaltsgüter 
kann  der  Bestand  des  der  Verwaltimg  luid 
Nutzniessung  des  Mannes  unterliegenden 
Frauenvei-mögens  bis  zum  Effekt  der  völligen 
Gütertrennung  eingesclu-änkt  werden.  Da- 
her wird  auch  die  Gütertrennung  (§§  1426  ff. 
s.  unten)  n i c h  t  al s  b e  s o n d e r e r  G ü  t  e r- 
stand,  sondern  nur  als  eine  vollkommene 
Negation  der  Verwaltungs-  imd  Nutzungs- 
befiignisse  des  Ehemanns  in  dem  Begriffe 
der  Verwaltungsgemeinschaft  angesehen.  — 
Soweit  der  AusscldiLss  kein  völliger  ist  (also 
Verwaltiuigsgemeinschaft  mit  Vorbehalt.>- 
gütern  existiert),   hat  die  Fi*au  einen  Bei- 
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trag  zii  den  vom  Mann  {wie  stets)  zu  ti-a- 
gewien  ehelichen  Lasten  insoweit  zu 
Hsten,  als  der  Mann  nicht  diu'ch  die 
Xutzmigen  des  eingebrachten  Gutes  einen 
angemessenen  Beitrag  erhält;  bei  völliger 
(rntertrennung  wird  der  Beitrag  (gleichgültig 
oh  er  aus  dem  Arbeitsverdienst  oder  aus 
dem  Vermögen  der  Frau  zu  entnehmen  ist) 
entsprechend  festgesetzt.  §§  1371,  1427 
B.(t.Tb.  Die  Passiven  des  Vorbehaltsguts 
sind  aus  ihm  selbst  zu  tilgen  (§  1414).  Hat 
eine  Tilgung  aus  anderem  Vermögen  (ins- 
l-oiiondere  aus  dem  eingebrachten  Gut  der 
Frau)  stattgefimden ,  so  ist  im  Verhältnis 
der  Ehegatten  zu  einander  Ersatz  zu  geben ; 
el-enso  wie  wenn  umgekelui;  aus  dem  Vor- 
l^haltsgtit  etwas  ziun  Vorteil  der  andei^n 
Maj^en  aufgewendet  worden  ist.  Verbindlich- 
keiten aus  Delikten  der  Frau  wähi*end 
der  Ehe  fallen  (einschliesslich  der  dazu  ge- 
hörigen ProÄCSskosten)  in  diesem  Verhältnis 
r^tets  dem  Yorbehaltsgute  der  Frau,  w^enn 
anders  ein  solches  existiert,  ziu-  Last. 
S^  1415,  1417. 

3.  Die  Frau  kann,  als  selbstständige  und 
iDtieschränkt  Bei*echtigte,  ilu*  Vorbehaltsgiit 
nat'h  aUgemeinen  Gnmdsätzen  inventari- 
>'>ren  lassen,   um   seineu  Bestand   für 
<lie  Znkimft  festzustellen.    Hinsiclitlich  des 
»eingebrachten    Gutes   ist  nach  §   1372  ein 
je'ier  Ehegatte  dem  anderen  zur  Vornahme 
i*^p.  Mitwirkung  bei  der  Inventarisierung 
verpflichtet.    Die  Wichtigkeit  des  Inventars 
li»^  im  Beweise  (eine  weitergehende,  kon- 
^titlltive  Bedeutung  hat  dasselbe  nicht).    In 
Folj^  der  Konfundiening  sämtlicher  Gegen- 
^tan(ie   im    ehelichen    Haushalt    (des    ein- 
;r*'brachten   Gutes   sogar  in  der  Hand   des 
Mannes),  ist  eine  spätere  Konstatiening  des 
Franengwts  nicht  selten  mit  Schwierigkeiten 
verbanden.    Diesen  bej?egnet  man  am  besten 
durch  das  Inventar  (ohne   dass  andere  Be- 
veL<»mittel  ausgeschlossen  sind).    Auf  Gnmd 
<le<  Eigentimisbeweises  kann  jeder  Ehegatte, 
welchem    Vermögensgegenstände     gehören, 
di»^  von  den  Gläubigern  des  anderen  Ehe- 
gatten mit  Beschlag  belegt  sind,   nach  all- 
gemeinen  Grundsätzen   inteiTcnieren.     Er- 
v^hwert  wird  dieses  Interventionsi'echt  für 
die  Frau  in  Ansehung   aller  beweglichen 
Sar-hen,  insbesondere  auch  der  Wertpapiere, 
da  «liese  Sachen   von   den  Gläubigern   des 
Mannes  nach  §   1362  zunächst  als  dessen 
Eigentum  betrachtet  werden  können  (prae- 
siimtioMuciana) ;  niu*  für  die  zum  persönlichen 
Oobrauch  der  Frau  bestimmten  Sachen,  wie 
Kleider,   Schmuck,    Arbeitsgerät,  gut  um- 
gekphrt  die  Vermutung  für  das  Eigentums- 
p^-ht  der  Frau,    so    dass   es   nach   dieser 
Richtung  für  sie  eines  Inventars  etc.  nicht 
^i*^.     Im   Verhältnis    der    Ehegatten 
zu  einander    gilt   hinsichtlich    der    zmn 
I^rsrküichen  Gebrauch  der  Frau  bestimmten 


Sachen  dieselbe  Vermutung;  im  übrigen 
ist  hier  bloss  die  praesumtio  Muciana  als 
für  die  heutige  Zeit  unpassend  beseitigt. 
Jeder  Ehegatte  bezw.  seine  Erben  müssen 
also,  wenn  sie  gegenüber  dem  anderen  Teile 
die  betreffenden  Sachen  in  Anspruch  nehmen 
woUen,  eventuell  das  von  ihnen  behauptete 
Eigentum  beweisen.  Dafür  ist  das  Inventar 
von  höchster  Wichtigkeit  Abgesehen  davon 
gelten  die  allgemeinen  Regeln  der  Beweis- 
last. Entsprechendes  gilt  für  die  Fest- 
stellung des  Zu  stau  des  der  Illaten  bei 
Eingehung  der  Ehe  u.  s.  w  durch  Sachver- 
ständige.    §  1372  Abs.  2. 

4.  Das  eingebrachte  Gut  der  Frau 
geht,  wie  wir  sahen,  im  Gegensatz  zum 
Vorbehaltsgut,  in  den  Besitz  und  in  die 
Vei-^'-altimg  und  Nutzniessimg  des  Mannes. 
§§  1373  ff.  Die  Verwaltungs-  imd  Nutzungs- 
befugnis des  Ehemanns  ist  aber  keine 
freie;  sie  ist  gebunden  in  die  Zwecke  der 
Ehe.  Schon  von  Alters  her  gilt  hier  der 
Satz :  »Frauengut  wächst  nicht  und  schwindet 
nicht«.  Die  Verwaltimg  muss  oiximmgs- 
mässig  erfolgen,  und  es  hat  die  Frau  während 
der  Ehe  zwar  kein  eigentliches  BeiM  auf 
Rechnimgslage(^'ie  gegen  fremde  Vermögens- 
verwalter), aber  doch  wenigstens  ein  Recht 
auf  Auskunft  (§  1374).  Der  Mann  kann 
weder  die  Frau  persönlich  verpflichten  noch 
über  den  Stamm  des  von  ihr  eingebrachten 
Vermögens  (sei  es  überliaupt  oder  ad 
matrimonii  oneiii  ferenda)  verfügen.  Viel- 
mehr hat  er  die  Ehelasten  selbst  zu  ti-agen, 
imd  seine  Inanspnichnahme  des  eingebi-achten 
Guts  der  Frau  zu  diesen  Zwecken  beschi'änkt 
sich  auf  die  Früchte  und  Nutzungen 
des  letztei-en  (§§  1375,  1383  ff.,  1389). 
Schliesslich  hat  er  nach  Beendigimg  seiner 
Rechte  der  Frau  das  eingebrachte  Gut 
mit  Rechenscliaf tsbericht  herauszugeben 
(§  1421) ,  also  unvermindert,  soweit  die  Fi-au 
nicht  selbst  (cf.  §  1375  ff.)  Verminderungen 
zugestimmt  oder  sie  veranlasst  hat.  Auch 
hinsichtlich  des  eingebrachten  Guts  besteht 
übrigens  ^wie  beim  Vorbehaltsgut)  ein  ^ 
setzliches  Surrogationsprincip  für  abgängige 
und  neuerworbene  Stücke.  Der  Vei'waltiuigs- 
niessbrauch  des  Mannes  ist  zum  grossen 
Teil  ein  Dispositionsniessbrauch  und  muss 
es  sein,  wenn  eine  ordnungsmässige  Ver- 
waltung überhaupt  geführt  wei-den  soll. 
Demgemäss  gab  bereits  das  mittelalterliche 
Ret'ht  dem  Manne  die  Befugnis  der  Mobi- 
liarveräusserung  ohne  Zustimmung  der 
Fi-au;  selbstvei-ständlich  imter  Ersatz  des 
Wertes  an  das  Eingebi-achte  (»Frauengut 
wächst  nicht  und  schwindet  nicht«).  Ein 
gleiches  bestimmen  zum  Zwecke  oixlnungs- 
mässigerVerwaltung  die  §§  1376, 1377  B.G.B. ; 
nur  dass  die  Befugnisse  des  Mannes  ohne 
Zustimmung  der  Frau  hier  nicht  mehr  an 
allen  Mobüien  anerkannt  und  auf   die   da- 
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selbst  genannten  Yerfügungen  beschränkt 
werden.  Insbesondere  werden  sie  bei  Sachen 
auf  Geld  und  verbrauchbare  Objekte 
beschrankt.  Diese  Einschränkung  ist  sicher 
zeitgemäss.  Der  Naturalwirtschaft  des  Mittel- 
alters entsprach  die  allgemeine  Befugnis  zur 
Natural-  (d.  i.  hier  Mobiliar-)  veräusserung. 
Der  heutigen  Geldwirtschaft  entspricht  in 
gleicher  weise  nur  die  Befugnis  zur  Ver- 
äusserung von  Geld  imd  Geldeswert  (d.  i. 
verbrauchbaren  Sachen).  Aus  der  gestat- 
teten Veräusserung  folgt  auch  heute  die 
entsprechende  Ersatzpflicht  gegenüber 
dem  eingebrachten  Gute.  Cf.  §  1377.  Er- 
wirbt aber  der  Mann  aus  Mitteln  des  ein- 
gebrachten Guts  andere  bewegliche  Sachen 
in  der  Absicht,  für  Rechnung  des  ein- 
gebrachten Guts  zu  handeln  (also  sie  für 
das  letztere  zu  erwerben),  so  tritt  nach 
§  1381  von  selbst  Surrogation  ein :  d.  h.  res 
succedit  in  locum  pretii  etc.  M.  a.  W.  die 
erworbenen  Sachen  treten  durch  das  Ge- 
schäft immittelbar  ins  Eigentum  der  Frau: 
sie  werden  eingebrachtes  Gut.  Das  gilt 
insbesondere  auch  für  Wertpapiere  und  die 
in  §  1381  bezeichneten  sonstigen  Vermögens- 
objekte. In  noch  viel  weiterem  Umfang  ist 
schliesslich  dereelbe  Grundsatz  für  Haus- 
haltungsgegen stände  verwertet  wor- 
den, die  vom  Mann  an  Stelle  der  von  der 
Frau  eingebrachten  abgängigen  Stücke  ange- 
schafft werden.  Diese  werden  nach  §  1382 
eingebrachtes  Gut,  gehören  also  wiederum  der 
Frau:  und  zwar  gleichgültig  aus  welchen 
Mitteln  und  in  welcher  Absicht  sie  von  dem 
Manne  beschafft  wurden.  Für  die  Anschaffung 
aus  eigenen  Mitteln  hat  der  Mann  nicht  einmal 
einen  JErsatzanspruch.  Es  kann  also  die  Frau  bei 
Auflösung  der  Ehe  den  »Hausrat«  in  seinem  je- 
weiMgenBestande  —  nach  Art  der  altdeutschen 
»Gerade«  —  fordern,  soweit  sie  solche  Stücke 
überhaupt  vor  Zeiten  eingebracht  hatte. 

5.  Was  insbesondere  die  Verwaltung 
und  Nutzniessung  des  eingebrachten 
Guts  anlangt,  so  hat  der  Mann  dabei  im 
Allgemeinen  mit  der  Sorgfalt  zu  handeln, 
die  er  in  eigenen  Angelegenheiten  anzuwenden 
pflegt.  §  1359.  Er  braucht  das  Frauengiit 
nicht  sorcfältiger  zu  behandeln,  als  sein 
eigenes  vermögen.  Uebrigens  steht  auch 
der  Frau  in  gewissen  Grenzen  ein  Mit- 
bestimmungsrecht über  ihr  dem  Manne  zu- 
gebrachtes Vermögen  zu;  und  insofern  da- 
durch die  Rechte  des  Mannes  beeinträchtigt 
werden  und  sonst  keine  Remedur  erfolgt, 
haftet  auch  sie  dem  Manne  in  demselben 
Umfang  für  culpa  in  concreto. 

a)  In  erster  Linie  handelt  selbstverständlich 
der  Mann.  Er  ist  das  Haupt  der  Familie; 
er  hat  als  solches  das  Frauengut  in  seinen 
Besitz  genommen  (§  1373)  und  ist  der  Frau 
zur  ordnungsmässigen  Verwaltung  im  obigen 
Sinn  vei-pflichtet,  cf.  §§  1374,  1377  ff.   Eine 


detaillierte  Rechnungsablage  findet  regel- 
mässig erst  nach  Beendigung  des  Verhält- 
nisses unter  den  Ehegatten  resp.  ihren 
Rechtsnachfolgern  statt  (§§  1374, 1394, 1421) : 
frühere  Rechtestreitigkeiten  zwischen  Mann 
und  Frau  hat  das  Gesetz  im  Interesse  der 
Ehe  thunlichst  ausgeschlossen.  In  Ansehung 
des  Vorbehaltsguts  der  Frau  können  sie 
zwar  noch  vorkommen;  da  stehen  die  Ehe- 
gatten sich  fremdartig  einander  gegenüber 
(cf.  z.  B.  §  1417).  Beim  eingebrachten  Gut 
dagegen  soll  nach  dem  Grundsatze:  »ein 
Leib,  ein  Gut«  die  bürgerliche  Klage  prin- 
cipiell  während  Bestehens  der  Ehe  zwischen 
den  Ehegatten  ausgeschlossen  sein, — etwaige 
Kontroversen  der  beiden  Teile  im  Notfälle 
durch  die  ordnende  Hand  des  Vormund- 
schaftsgerichtes  ausgeglichen  werden 
(Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  des  Mannes 
am  Frauengut!).  Sofortige  Klage  kann  hier 
nur  stattfinden,  wo  durch  das  Verhalten  des 
Mannes  das  Vermögen  der  Frau  im  ganzen 
bedi-oht  ist,  also  aus  diesem  Gnmde  auch 
Gütertrennung  verlangt  werden  könnte 
(§§  1391  ff.,  1394,  1418)  oder  sofern  der 
Reinertrag  des  Eingebrachten  vom  Mann 
nicht  zu  den  Ehezwecken,  insbesondere  zum 
Unterhalte  der  Familie  verwendet  wird 
{§§  1389  Abs.  2, 1,394).  Da  kann  die  letztere 
selbstverständlich  nicht  warten! 

Schon  aus  dem  Letztgesagten  erhellt, 
inwiefern  die  Verwaltimgs-  imd  Nutzungs- 
befugnis des  Mannes  am  eingebrachten  Gute 
keine  freie  ist.  Sie  ist  gebunden  in  die 
Zw^ecke  der  Ehe.  Nur  sein  eigenes  Ver- 
mögen kann  der  Mann  vollkommen  frei 
verw^alten  und  benutzen,  wie  es  ihm  beliebt : 
—  hier  dient  als  Korrelat  des  freien  Ver- 
fügungsrechts die  allgemeine  ihm  durch  das 
Gesetz  auferlegte  Verpflichtung,  für  Frau 
und  Kinder  unbedingt  zu  sorgen.  Das  ein- 
gebrachte Gut  der  Frau  dagegen  ist  auch 
in  der  Hand  des  Mannes  in  die  Ehezwecke 
verfangen.  Darum  hat,  wie  wir  salien,  der 
Mann  die  Substanz  zu  erhalten,  soweit 
die  Frau  nicht  einer  Verfügung  zustimmt 
oder  das  Gesetz  sie  ausnahmsweise  erlaubt 
(§§  1375  ff.  bes.  1377);  darum  sind  in  An- 
sehung der  Fnichte  und  Nutzungen  des 
eingebrachten  Guts  zunächst  entsprechende 
Partieen  zur  Tilgung  der  privaten  und 
öffentlichen  Lasten  des  Frauengutes  und 
zu  den  üblichen  Verwaltungskosten 
zu  verwenden,  —  wofür  der  Mann  den 
Gläubigern  sogar  neben  der  Frau  als  Ge- 
samtschuldner haftet  (§§  1385—1388).  Den 
Rest  hat  er  zur  Tragung  der  ehelichen 
Lasten  zu  verwenden  (§  1389).  Erst  ein 
etwaiger  Ueberschuss  über  diese  sämtlichen 
Leistungen  steht  zu  seiner  freien  Verfügung 
(ihm  entspricht  demnächst  ein  eheliches 
Erbrecht^.  —  Diese  Bindung  des  Frauengutes 
in  die  Zwecke  der  Ehe  ist  eine  objektive. 
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her  Mann  kaan  also  sein  Yerwaltungs-  und 
Nutzungsrecht  am  Frauengut  weder  frei- 
villig  auf  dritte  Personen  übertragen,  noch 
kann  es  von  seinen  Gläubigem  gepfändet 
werden.  Eine  Pfändung  der  von  dem  Ehe- 
inann  erworbenen  Früchte  ist  nur  soweit 
zulässig,  als  der  Betrag  oder  der  Wert  der 
Früchte  die  Yerfemgenschaftsgrenze  (wie  sie 
f»ben  bezeichnet  wurde)  übersteigt.  Abgese- 
hen davon  haftet  das  eingebrachte  Gut  heut- 
zutage nicht  mehr  für  Sdiulden  des  Mannes. 
Vgl.  §§  1408, 1410  B.G.B.,  §  861  CJP.O.  (der 
neuen  Fassung).  Man  sieht,  das  ehemänn- 
liche Nutzmessungsrecht  ist  keineswegs 
einem  gewöhnlichen  (sachenrechtlichen)Niess- 
brauche  vergleichbar,  wenn  nach  §§  1378, 
1383  ff.  auch  einige  Yorschriften  des  letzteren 
darauf  angewendet  werden.  Es  hjuidelt  sich 
um  ein  durchaus  eigenartiges  familienrecht- 
lidies  Institut. 

b)  ^e  schon  bemerkt,  ist  auch  die  Frau 
tiis  zu  gewissem  Grade  befugt,  das  Schick- 
sal des  von  ihr  eingebrachten  Vermögens 
zu  bestimmen.  So  zunächst  durch  das  Zu- 
^timmungsrecht  der  Frau  als  gesetz- 
liche condicio  sine  qua  non  bestimmter  Ver- 
fügungen des  Mannes  über  die  Substanz 
dieses  Vermögens.  §§  1375,  1379  ff.  B.G.B. 
Dab«i  ist  Vorsorge  getroffen,  dass  die  Frau 
«üese  Zustimmung,  wo  sie  im  Interesse  des 
eingebrachten  Guts  (wirtschaftlich)  geboten 
erscheint,  nicht  grundlos  (aus  ärgerlichen 
cider  ängstlichen  Motiven)  verweigern  kann. 
In  diesem  Fall  kann  die  Genehmigung  durch 
das  Vormundschaftsgericht  ersetzt  werden. 
Das  gleiche  gilt,  wenn  die  Frau  durch 
Krankheit  oder  Abwesenheit  an  der  Abgabe 
der  Zustimmungserklärung  gehindert  und 
«refahr  im  Verzuge  ist.  Zur  Prozessführung 
über  das  eingebrachte  Gut  bedarf  dagegen 
der  Mann  im  jJlgemeinen  der  eheweiblichen 
Zustimmung  nicht,  auch  wenn  er  in  eigenem 
Namen  aufSritt  Dann  liegt  keinerlei  Ver- 
fügung.   §  1380. 

Die  Frau  hat  aber  in  gewissem  Umfang 
auch  ein  selbständiges  Verfü- 
gungsrecht, imd  zwar  zunächst  im  Rah- 
men ihrer  sogenannten  »Schlüsselgewalt«. 
Darunter  versteht  man  die  Befugnis  der  Frau 
zum  vollgültigen,  d.  h.  auch  den  Mann  ver- 
iRichtenaen  Abschluss  aller  derjenigen  Ge- 
schäfte, welche  die  Führung  des  Haushalts 
^•etreffen.  Der  Grund  dafür  ist  kein  Mandat, 
kein  präsumtiver,  vom  Mann  erteilter  Auf- 
trag; sonst  würde  er,  wie  jeder  Auftrag,  der 
freien  Kündigung  des  Mannes  unterliegen. 
1^  B.G.B.  verwirft  diese  Kündbarkeit.  Die 
Frau  hat  ein  Recht  auf  Vornahme  der  Haus- 
frauengeschäfte auch  mit  Wirkung  für  den 
^lann.  Das  Gesetz  riebt  ihr  unmittelbar 
[lazu  die  Macht.  Die  Jrau  handelt  in  dieser 
ihrer  Sphäre  ohne  weiteres  im  Namen  des 
ilannes:  ein  Ausschluss  oder  eine  Beschrän- 


kung ihrer  Befugnisse  in  dieser  Hinsicht 
durch  den  Mann  ist  nur  noch  aus  gerechten 
Gründen  zulässig,  über  die  auf  Annifen  das 
Vormundschaftsgericht  zu  befinden  hat. 
Auch  können  gutgläubige  Dritte  in  diesem 
Rahmen  stets  die  Frau  als  Vertreterin  des 
Mannes  behandeln,  sofern  nicht  der  Aus- 
schluss oder  die  Beschränkung  der  Ver- 
tretungsmacht in  das  Güterrechtsregister  des 
Ehedomiziles  eingetragen  ist.  §  1357.  Von 
den  zuletzt  genannten  Ausnahmen  abgesehen, 
gilt  also  hier  geradezu  der  Mann  als  handelnd, 
und  demgemäss  verpflichten  die  Handlungen 
der  Frau  in  diesem  Rahmen  auch  nicht  ihr 
eingebrachtes  Gut,  sondern  das  Vermögen 
des  Mannes. 

Im  übrigen  bedarf  die  Frau  zu  Ver- 
fügungen über  das  eingebrachte  Gut  re- 
gelmässig der  Zustimmung  des  Mannes. 
§  1395.  Diese  Beschränkung  ist  nicht  aus 
einer  verminderten  Geschäftsfähigkeit  der 
Frau  zu  erklären ;  denn  im  allgemeinen  und 
z.  B.  hinsichtlich  ihres  Vorbehaltsgutes  ist 
die  Frau  auch  in  der  Ehe  vermögensrechtlich 
vollkommen  selbständig.  Vielmehr  fol^ 
die  in  Rede  stehende  Beschränkung  mit 
Notwendigkeit  aus  den  dem  Manne  an  dem 
feingebrachten  Gute  eingeräumten  Rechten, 
welche  durch  einseitige  Verfügungen  der  Frau 
über  dasselbe  nicht  nachträglidi  beeinträchtigt 
werden  dürfen.  Daraus  erklären  sich  zu- 
gleich die  Ausnahmen  jener  Beschränkung 
für  imentgeltliche,  zu  Gunsten  der  Frau 
geschlossene  und  für  die  in  §  1406  ge- 
nannten besonderen  Geschäfte.  Soweit  die 
Zustimmung  des  Mannes  erforderlich  ist,  wird 
die  ohne  seine  Einwilligung  von  der  Frau 
getroffene  Verfügung  nach  Art  derjenigen 
behandelt,  welche  von  einem  Minderjährigen 
ohne  Zustimmung  des  Vaters  oder  Vor- 
munds geschlossen  worden  sind.  §§  1396 — 
1398.  Hat  sich  die  Frau  dagegen  durch  ein 
Rechtsgeschäft  einfach  zu  einer  vermögens- 
rechtlichen Leistung  verpflichtet,  so  ist  dieses 
Geschäft  vollkommen  gültig,  weil  nicht  gesagt 
ist,  dass  es  gerade  aus  dem  eingebrachten 
Vermögen  der  Frau  zu  erfüllen  sei.  Es 
enthält  keine  der  Frau  verbotene  Verfügung 
über  ihr  Eingebrachtes.  Ein  solches  Ge- 
schäft ist  daher  bloss  dem  Mann  und  seinen 
Rechten  am  eingebrachten  Gute  gegenüber 
nicht  wirksam,  soweit  er  nicht  zugestimmt 
hat  oder  das  eingebrachte  Gut  der  Frau  aus 
dem  Geschäfte  nicht  bereichert  ist.  §  1399. 
Verpflichtungen  der  Frau  auf  Uebernahme 
immittelbarer  pei*sönlicher  Leistimgen  da- 
gegen braucht  der  Mann  nach  Massgabe  des 
früher  schon  besprochenen  §  1358  der  Regel 
nach  überhaupt  nicht  zu  dulden,  sondern 
kann  sich  im  allgemeinen  Familieninteresse 
ermächtigen  lassen,  die  übernommenen  Ver- 
pflichtungen der  Frau  zu  kündigen,  sofern 
er   der  Uebernahme   nicht  zustimmte  oder 
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die  Arbeit  der  Frau  durch  die  Lage  der 
Yerhältnisse  geboten  erschemt  (s.  oben 
Ziffer  1).  Die  besprochenen  Zustimmungen 
des  Mannes  können  unter  Umständen  auch 
von  der  Frau  erzwimgen,  d.  h.  diu'ch  das 
Yormundschaftsgericht  ersetzt  werden,  wenn 
das  zustimmungsbedürftige  Geschäft  wirt- 
schaftlich notwendig  ist  und  der  Mann  die 
Zustimmung  ohne  ausreichenden  Grund  ver- 
weigert. Ingleichen  wird  von  der  Zustim- 
mung des  Mannes  abgesehen,  wenn  er  durch 
Krankheit  oder  Abwesenlieit  an  der  Abgabe 
einer  Erklänmg  verhindert  und  mit  dem 
Aufschübe  Gefalir  verbimden  ist.  §§  1401 — 
1402.  Die  Zustimmung  ziu-  Uebemahme 
persönlicher  Arbeiten  wird  auch  in  diesem 
Falle  nach  Befinden  duixjh  des  Yormund- 
schaftsgericht ersetzt  (§  1358  Abs.  2);  die 
Erlaubnis  zum  selbständigen  Betrieb  eines 
Erwerbsgeschäftes  kann  bei  missbräuchlicher 
Yerweigeiiing  derselben  seitens  des  Mannes 
von  der  Frau  erzwungen  werden.  §§  1354, 
1356.  Ist  die  Erlaubnis  einmal  vom  Mami 
ei-teilt  (oder  als  erteilt  anzusehen),  so  wirkt 
sie  weiterhin  nach  Art  der  einem  Minder- 
jährigen von  seinem  Yormimde  ei'teilten  Ein- 
willigung zum  selbständigen  Betrieb  eines 
Erwerbsgeschäftes  (§  112  B.G.B.),  d.  h.  die 
Frau  kann  fernerhin  luibeschränkt  von  allen 
Einsprüchen  und  Rechten  des  Mannes  ihr 
Yermögen  diu'ch  Rechtsgescliäfte  u.  s.  w.  be- 
lasten, die  der  Geschäftsbetrieb  gewöhnlich 
mit  sich  bringt.  §  1405.  Die  Frau  ver- 
pflichtet also  dann  in  Angelegenheiten  jenes 
Crewerbebetiiebos  ilir  Yermögen  geradeso, 
als  wenn  sie  mit  Zustimmung  des  Mannes 
handelte. 

Aehnüch  ist  die  Befugnis  der  Frau  zur 
Pi-ozessfühnmg  normiert.  An  sich  ist 
die  Frau  prozessfällig,  so  gut  wie  sie  ge- 
scliäftsfähig  ist.  Gf.  §  52  CP.O.  Dagegen 
kann  sie  über  die  zum  eingebrachten  Gut 
gehörigen  Rechte  so  wenig  diuxjh  Prozess 
wie  diu-ch  Rechtsgeschäfte  verfügen  und  sie 
bedarf  daher  (soweit  es  sich  nicht  um  einen 
zu  dem  ihr  gestatteten  Geschäftsbetrieb  ge- 
hörigen Rechtsstreit  handelt)  zur  Anstellung 
der  Klage  der  Zustimmung  des  Mannes.  Im 
übrigen  prozessiert  sie  auch  allein  gültig; 
doch  ist  das  üi*teil  (von  den  Kosten  abge- 
sehen) in  Ansehung  des  eingebrachten  Guts 
dem  Manne  gegenüber  unverbindlich.  §§ 
1400,  1405  (1412  und  1416).  Andrerseits 
ist  die  Zustimmung  zur  Klage  bei  Ab- 
wesenheit und  Ki-ankheit  des  Mannes  ent- 
belu-lich  und  fiir  gewisse  Prozesse  der  Frau 
überhaupt  nicht  erforderlich  (§§  1401  und 
1407).  Yon  letzteren  interessieren  insbe- 
sondere die  ausnahmsweise  während  der 
Ehe  zulässigen  gegen  den  Mann  wegen 
Yermögens-  oder  Unterhaltsgefährdung  ge- 
richteten Prozesse  (s.  §  1394  und  oben  lit. 
a.)  und  die  Prozesse  gegen  Dritte,  welche 


die  Frau  sofort  —  ohne  das  Ende  derYer- 
waltungs-  und  Nutzungsbefugnisse  des  Man- 
nes abwarten  zu  müssen  —  anstrengen 
kann,  wenn  der  Mann  ohne  ihre  erforder- 
liche Zustimmung  über  ein  zum  eingebrach- 
ten Gut  geliöriges  Recht  verfügt  hat  oder 
wenn  die  Frau  in  einer  Zwan^vollstreckiing 
des  Dritten  als  Intervenientm  auftritt.  S. 
§  1407  Ziff.  2—4. 

Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich  schliess- 
lich, inwiefern  das  eingebrachte  Gut  ohne 
Rücksicht  auf  die  Rechte  des  Mannes  au 
demselben  für  die  von  der  Frau  gemachten 
Schulden  haftet.  Im  allgemeinen  lässt 
sich  sagen :  nur  auf  Grund  eines  effektiven  oder 
(nach  Massgabe  der  §§  1401  ff.,  1405  etc.) 
supplierten  Konsenses  des  Mannes;  dann 
ausnahmsweise,  insoweit  dieser  Konsens  zur 
vollen  Wirksamkeit  des  Aktes  für  nicht  er- 
forderlich erklärt  wird.  Darüber  entschei- 
den die  vorgetragenen  Gnmdsätze.  Die  von 
der  Frau  im  Rahmen  ihrer  Schlüsselgewalt 
geschlossenen  Geschäfte  erzeugen  Schulden 
des  Mannes,  nicht  der  Frau.  Indessen  ge- 
nügt diese  Regehmg  einmal  nicht  für  vor- 
eheliche (bezw.  vor  Eintritt  der  Yerwai- 
tungsgemeinschaft  entstandene)  Schulden 
der  Fi-au.  Füi*  diese .  muss  ilir  gesamtcfi 
Yermögen,  also  auch  das  Eingebrachte  haf- 
ten. Qiü  femme  epouse,  ses  dettes  epousel 
Die  Rechte  des  Mannes  am  Eingebrachten 
können  dagegen  nicht  aufkommen.  Sonst 
brauchte  ein  weibliches  Wesen  nur  zu  hei- 
raten oder  eine  Yerwaltungsgemeinschaft 
einzugehen,  um  ihr  Yermögen  von  Schulden 
zu  befreien.  Auch  für  nach  Eintritt  der 
Yerwaltungsgemeinschaft  entstandene  De- 
liktsschulden der  Frau  haftet  ihr  Einge- 
brachtes ohne  Rücksicht  auf  die  Rechte  des 
Mannes.  Dasselbe  gilt  für  Prozesskosten 
der  Frau,  weim  auch  das  Urteil  in  der 
Sache  selbst  gegen  den  Mann  nicht  wiik- 
sam  ist.  Ygl.  §§  1411  ff.  In  allen  diesen 
Punkten  muss  das  Specialinteresse  den  In- 
teressen der  Allgemeinheit  weichen.  Beson- 
dere Detailvorschriften  in  §§  1388,  1399 
Abs.  2  Satz  2.  Zum  Yorbehaltsgut  der 
Frau  gehörige  Yerbindlichkeiten,  z.  B.  auf 
Erbschaften  oder  Yermächtnissen  ruhende 
Schidden,  sofern  die  Erbschaft  von  der  Frau 
während  Bestehens  der  Yerwaltun^gemein- 
schaft  als  Sondergut  erworben  wird,  oder 
Yerbindlichkeiten,  die  sonst  aus  Bestand- 
teilen des  Yorbehaltsguts  entstehen,  ohne 
dass  die  Fmu  dieselben  im  Rahmen  iluvs 
selbständigen  Erwerbsgeschäftes  oder  sonst 
mit  Zustimmung  des  Mannes  aufnahm,  ver- 
haften nur  das  Sondergut  der  Frau.  §§  1413 
bis  1414. 

Yerschieden  von  der  Haftung  nach  aus- 
sen ist  dann  schliesslich  noch  Sie  Beitrags- 
oder Ausgleichungspflicht  der  Ehegatten 
imtereinander  in  Ansehung  dieser  Schidden. 


Eheliches  Güterrecht 


277 


Der  Regel  nach  bleibt  es  freilich  dabei, 
(iass  die  aus  dem -einen  oder  anderen  Yer- 
mogenskomplexe  beigetriebenen  Schulden 
'lern  betreffenden  Vermögen  auch  definitiv 
ziir  Last  &üen,  so  dass  eine  Ausgleichungs- 
pflicht aus  einem  anderen  Yermögenskom- 
jtlexe  nicht  besteht.  So  schon,  weil  in  der 
Regel  das  ganze  Vermögen  der  Frau  Ehe- 
srut  ist.  Hat  sie  jedoch  ein  Yorbehaltsgut, 
-.  ^oUen  die  in  §§  1415—1416  B.G.B.  auf- 
c<?zählten,  hinsicäitlich  ihres  Grundes  die 
Frau  allein  angehenden  Schulden  (insbeson- 
dr^re  Delikts-  imd  auf  das  Yorbehaltsgut  be- 
züjdiche  Schulden),  auch  insofern  sie  von  den 
Gläubigem  aus  dem  eingebrachten  Gute  bei- 
u^etrieben  werden  dürfen,  doch  im  Verhaltnisse 
4er  Eh^tteu  zueinander  dem  Vorbehalts- 
iriit  zur  Last  fallen.  Es  findet  daher,  wenn 
>olche  Schulden  aus  dem  eingebrachten  Gut 
«lf*r  Frau  bezahlt  worden  sind,  eine  Aus- 
irleichungspflicht  zwischen  dem  Vorbehalts- 
jiit  und  eingebrachten  Gut  der  Frau  statt, 
indem  die  geleisteten  Beträge  aus  dem 
►  rsteren,  soweit  es  reicht  dem  letzteren  wie- 
'l»^r  zu  erstatten  sind.  §  1417.  Diese  Aus- 
u'leichimg  kann  sofort  verlangt  werden; 
man  braucht  damit  nicht  bis  zur  Beendi- 
tmng  des  Güterverhältnisses  (der  Rechte 
•It^  Mannes)  zu  warten.  Soweit  der  Mann 
als<^  in  den  betreffenden  Fällen  hinter  den 
^iläiibigem  zurückstehen  muss,  treten  seine 
Rechte  der  Frau  gegenüber  doch  sofort  wie- 
It^r  ungeschmälert  hervor.  Ks  ergiebt  sich 
üaraiis  also  eine  Art  Eegress ;  jedoch  nicht 
weiter,  als  das  Vorbehaltsgut  der  Frau 
reicht :  ausserdem  besitzt  letztere  überhaupt 
kein  Vermögen.  Eine  ähnliche  Ausgleichungs- 
pflicht besteht  umgekehrt  zu  Gunsten  der 
miu  wenn  eine  Verbindüchkeit,  die  nach 
•lern  Grundsatz  der  §§  1415—1416  im  Ver- 
hältnis der  Ehegatten  zu  einander  nidit  aus 
ihrpni  Yorbehaltsgut  zu  tilgen  war,  gleich- 
wohl aus  ihm  berichtigt  worden  ist.  Das 
kann  freiwillig  oder  zwangsweise  geschehen 
(weil  die  andringenden  Gläubiger  selbstver- 
>tandüch  die  Wahl  haben,  ob  sie  das  Ehe- 
init  oder  das  Vorbehaltsgut  der  Frau  in  An- 
i'rach  nehmen  wollen).  Ist  hiemach  aus 
Im  Yorbehaltsgute  geleistet,  so  hat  die 
Frau  ein  entsprechendes  Recht  auf  Erstat- 
tung des  Geleisteten  aus  ihrem  eingebrach- 
ten Gut,  soweit  dasselbe  reicht,  wider  den 
ilann  und  zwar  gleichfalls  sofort;  nie  aber 
aibi  dessen  persönlichem  Vermögen.  §  1417 
AI«.  2. 

6.  Aufhebung  der  Rechte  des 
Mannes.  —  Im  Falle  der  Gefährdung  ihres 
Vermügens  durch  den  Mann  hat  die  Frau 
neben  dem  schon  erwähnten  Anspruch  auf 
>iicberetellung  (§§  1391  ff.)  ein  Klagerecht 
aiif  Aufhebung  der  ehemännlichen  \  er^^al- 
tuflg  und  Nutzniessung  an  ihrem  Vermögen 
mit  der  Wirkung,  dass  Gütertrennung  ein- 


tritt. Das  gleiche  Recht  (Klage  auf  Güter- 
treijnimg)  hiat  die  Frau  in  den  anderen  in 
§  1418  aufgezählten,  MiSvStrauen  in  die  ge- 
deihliche Verwaltung  ihres  Vennögens  recht- 
fertigenden Fällen  (Unterhaltsentziehung, 
Entmündigung  des  Mannes,  Einsetzung  einer 
Pflegschaft  für  denselben  wegen  Abwesen- 
heit oder  Körpergebrechen).  Endlich  er- 
löschen die  Rechte  des  Mannes  auf  Ver- 
waltimg imd  Nutzniessung  des  Frauenver- 
mögens von  selbst  mit  Auflösung  der  Ehe, 
Konkurseröffnung  über  das  Vermögen  des 
Mannes  und  mit  Todeserklärung  desselben. 
§§  1419—1420.  In  aUen  diesen  FäUen  ist 
das  eingebrachte  Vermögen  der  Frau  vom 
Manne  resp.  seinen  Erben  oder  Vertretern 
der  Frau  herauszugeben  und  zwar  mit 
Rechenschaftsablage.  Die  bisher  vertagten 
Anspriiche  der  Frau  aus  ordnimgswidriger 
Behandlimg  ihres  Vermögens  können  jetzt 
erhoben  werden.  Für  die  Zukunft  tritt 
Gütertrennung  ein.  §§  1421  ff.,  1394,  1426. 
Bei  nachträglichem  Wegfall  der  Aufhebungs- 
gründe ist  auch  eine  Wiederheretellimg  der 
Verwaltungsgemeinschaft  nach  Massgabe 
des  §  1425  möglich.  Sie  kann  in  den  be- 
regten Fällen  auf  Klage  des  Mannes  hin 
(ein  Gegenstück  der  Gütertrennungsklage) 
erzwimgen  werden,  mit  dem  Effekt,  dass 
Vorbehaltsgut  nur  das  wird,  was  auch  ohne 
die  erfolgte  Aufhebung  der  Rechte  des 
Mannes  Vorbehaltsgut  sein  wüitle.  lieber 
die  notwendige  Eintragung  ins  Güterrechts- 
register und  sonstige  bona  fide  vorgenom- 
mene Geschäfte  s.  §§  1424,  1431. 

7.  Gütertrennung. 

Die  Gütertrennung  ist,  wie  bereits  be- 
merkt, kein  besonderer  Gtiterstand  im  Sinne 
des  Reichscivilgesetzbuchs ,  sondern  die 
blosse  Negation  der  Rechte  des  Mannes  am 
Vermögen  der  Frau,  welche  sonst  unter 
dem  Regime  der  Verwaltungsgemeinschaft 
bestehen.  Das  sämtliche  \  ermögen  der 
Frau  ist  Vorbehaltsgut  im  Sinne  dieses 
Sj^stems.  Besitz,  Verwaltung  und  Nutz- 
niessungsbefugnis  des  Ehemanns  am  Frauen- 
gute sind  hier  ausgeschlossen.  Daher  liegt 
im  Gesamtergebnis  kein  Gttterstand  im 
Sinne  des  Gesetzbuchs  vor:  die  wenigen 
Bestimmungen  über  die  Gütertrennimg  am 
Schluss  der  Lehre  von  der  Vei-waltungsge- 
meinschaft  beschränken  sich  darauf  zu  kon- 
statieren, wann  dieser  Zustand  (völliger 
Nichtgemeinschaft)  eintritt  und  inwiefern 
bei  Anerkennung  des  totalen  Fremdbleibens 
der  beiderseitigen  Vermögenssphären  der 
Ehegatten  doch  (aus  dem  thatsäclüichen  Zu- 
sammenleben dereelben)  mit  Rücksicht  auf  den 
Zweck  der  Ehe  imter  Umständen  gesetz- 
liche Verbindlichkeiten  entstehen 
können.  Vgl.  §§  1426 ff.  Es  bedarf  da- 
nach wohl  kaum  der  besonderen  Hervor- 
hebung, dass  der  in  Rede  stehende  Zustand 
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der  Nichtgemeinßchaft  mit  dem  römischen 
P^phernaliemi^cht  keinerlei-  innere  Ver- 
wanatschaft  hat.  Die  einzig  mögliche  Idee- 
enverbindung  liegt  in  der  Negation.  Ne- 
giert wird  aber  dort  die  dos  (s.  oben  sub 
IV),  hier  werden  es  die  aus  dem  System 
der  germanischen  Gütereinheit  (Verwaltungs- 
gemeinschaft) entfliessenden  Befugnisse  des 
Mannes. 

a)  Dass  der  in  Rede  stehende  vollkom- 
mene Ausschluss  aller  ehemännlichen  Ver- 
fügungsrechte über  das  Vermögen  der  Frau 
dem  Wesen  der  Ehe,  dem  normalen  Zu- 
stand vollkommener  Lebensgemeinschaft  der 
Ehegatten,  entspreche,  wird  sich  nicht  be- 
haupten lassen.  Wenn,  wie  bei  diesem 
Rechtszustand,  die  Ehegatten  vollkommen 
verschiedene  Vennögensinteressen  haben,  ja 
(wie  vermutlich)  sich  in  ganz  verschiedener 
wirtschaftlicher  Lage  befinden  und  die  letz- 
tere jeder  für  sich  festhalten  wollen,  so 
kann  das  persönliche  (geistige)  Band  nur 
leiden.  Der  Ausschluss  aller  Rechte  des 
Mannes  am  Frauengut,  die  völlige  Selbst- 
verwaltimg und  der  völlige  Selbstgenuss, 
der  hier  jedem  der  Ehegatten  an  seinem 
eigenen  Vermögen  zugestanden  wird,  deutet 
daner  notwendig  auf  eine  gewisse  Anomalie 
des  ehelichen  Verhältnisses  selbst  hin.  Dies 
Anomalische  des  Zustands  tritt  denn  auch 
in  §  1426  B.G.B.  mit  wohlthuender  Deut- 
lichkeit hervor.  Danach  tritt  Gütertrennung 
einmal  als  das  von  Rechtswegen  gegebene 
Hilfsmittel  dann  ein,  wenn  unter  Fortbe- 
stand der  Ehe  die  Verwaltungs-  oder  eine 
andere  Vermögensgemeinschaft  der  Ehegat- 
ten nach  Massgabe  der  konkreten,  indivi- 
duellen Umstände  nicht  weiter  fort- 
bestehen kann,  weü  ein  dieser  Ge- 
meinschaft entsprechendes  Vertrauensver- 
hältnis unter  den  Ehegatten  nicht  mehr  be- 
steht. Vgl.  schon  oben  Ziff.  6  über  die  Be- 
endigung der  Verwaltungsgemeinschaft  aus 
diesem  Grunde.  Ingleichen  tritt  kraft  Ge- 
setzes schon  zu  Anfang  der  Ehe  dann  völ- 
lige Gütertrennung  ein,  wenn  die  betreffende 
Ehe  überhaiipt  in  anomaler  Weise:  mit 
einer  in  der  (Geschäftsfähigkeit  beschränkten 
Frau  ohne  Einwilligung  ihres  gesetzlichen 
Vertreters  zu  stände  gekommen  ist.  Hier 
soll  die  Frau  durch  den  totalen  Ausschluss 
der  Rechte  des  Mannes  gegen  Ausbeutung 
in  ihremVermögen  geschützt  werden.  §§1364, 
1418  ff.,  1426  B.G.B.  Durch  freie  Verein- 
barung der  Ehegatten  (Ehevertrag)  ist  Gü- 
tertrennung allerdings  auch  möglich;  das 
B.G.B.  legt  auch  in  dieser  Hinsicht  den  Ge- 
fühlen der  einzelnen  keine  Schranken  auf 
und  zwingt  sie  auch  im  ehelichen  Leben 
nicht  in  einen  Rechtszustand,  der  mit  dem 
Zwang  den  hauptsäclüichsten  Zug  der  Sitt- 
lichkeit verliei-en  würde.  Indessen  weist 
das  Gesetz  doch  bei  der  Freiheit,   die  es 


den  einzelnen  in  dieser  Hinsicht  lässt,  mit 
Deutlichkeit  darauf  hin,  dass  der  der  wach- 
senden Entfremdung  der  Ehegatten  ent- 
sprechende Vermögenszustand  auch  ohne 
totale  Gütertrennimg  bloss  mittelst  entspre- 
chender Vermehrung  der  Sondergüter  im 
Rahmen  der  Verwjdtungsgemeinschaft  er- 
reicht werden  kann,  wovon  sicherungsbe- 
dürftige  Frauen  in  erster  Linie  Gebrauch 
machen  soUten.  Vgl.  §§  1368 ff.,  1371. 
Völlige  Gütertrennung  sollte  man  nur  im 
äussersten  Notfälle  bedingen,  wenn  für  die 
Ehegatten  Bedürfnis  besteht,  jeden  Einfluss 
ihrer  pereönlichen  Verbindimg  auf  vermö- 
gensrechtlichem Gebiete  auszuschliessen. 

b)  Dass  der  Zustand  der  Gütertrennung 
ins  Güten-echtsregister  des  Ehedomizils  ein- 
getragen werden  muss,  mn  gegen  gutgläubig»^ 
Dritte  zu  wirken,  vei-steht  sich  von  selbst 
und  ist  in  §  1431  besonders  hervorgehol>en. 
Im  übrigen  lässt  sich  die  Wirkung  nur 
dahin  zusammenfassen,  dass  sich  die  beider- 
seitigen Vermögensmassen  der  Eheleute  (aiicli 
hinsichtlich  des  Besitzes  und  der  Verwal- 
tung etc.)  vollkommen  fremd  und  getrennt 
gogenübei-stehen ,  wenn  auch  die  häufig»* 
Konfundienmg  der  sämtlichen  Vermögens- 
stücke im  ehelichen  Haushalt  unter  Um- 
ständen eine  Vei-dunkelung  der  Grenze  hei- 
beiführt,  wogegen  die  in  §  1362  enthaltene 
Eigentumsvermutung  und  vor  allem  recht- 
zeitige Inventaiisienmg  Schutz  gewährt 
(s.  0.).  Jeder  der  Ehegatten  hat  seine  Schul- 
den aus  seinem  eigenen  Vermögen  zu  be- 
zahlen, —  auf  dem  Manne  lasten  nach  all- 
gemeinen Gnmdsätzen  die  gesamten  Kosten 
des  Haushalts.  Hier  setzt  nun  (§§  1427  ff,) 
die  moderne  Rechtsentwickelung  ein  uncl 
gesteht  dem  Ehemanne  zum  Zwecke  der  Er- 
füllimg  seiner  letztgenannten  Verpflichtung 
ein  Recht  gegen  die  Frau  auf  Leistung  eines 
angemessenen  Beitrags  zu,  wenn  und  soweit 
dieselbe  mit  Rücksicht  auf  die  Einkünfte  ihivs 
Vermögens,  den  Ertrag  ilu'er  Arbeit  oder 
eines  von  ilir  betriebenen  Erwerbsgeschäfte^, 
unter  Berücksichtigung  der  beiderseitigen 
Lebensstellung  der  Ehegatten  dazu  im  stände 
ist.  Nur  aus  dem  Kapital  ihres  Vermögens 
braucht  sie  nicht  beizusteuern.  Auch  kann 
sie  die  Beiträge  verweigern,  wenn  eine  er- 
hebliche Gefährdung  des  Unterhalts  von  Frau 
und  Kindern  zu  besorgen  steht,  wenn  also 
die  Gefahl'  naheliegt,  dass  der  Mann  die 
ausgelieferten  Barmittel  nicht  zu  dem  ]>e- 
stinunten  Zweck  des  Unterhalts  der  Familie 
verwenden  weixle.  Hier  sowie  dann,  wenn 
er  nicht  selbst  mehr  für  die  FamiUe  sorgt 
sondern  wegen  Entmündigung,  Abwesenheit 
oder  Gebrechlichkeit  vertreten  wird,  kann 
die  Frau  die  Beiträge  ziu'ückbehalten  und 
pei*sönlich  zur  Befriedigung  der  Familienbe- 
äürfnisse  verwenden.    §  1428. 

Auch  wii-d  als  dem  vermutlichen  Partei- 
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willen  entsprechend  angesehen,  dass,  wenn 
(lie  Frau  trotz  der  rechtlichen  Trennung  der 
beiderseitigen  Yermögenssphären  freiwillig 
dorn  Manne  die  Yerwaltung  ihres  gesamten 
oder  einzelner  Teile  ihres  Vermögens  über- 
Il^t  oder  zur  Bestreitung  der  Ehelasten 
etwas  hergiebt,  in  Ansehung  der  Einkünfte 
jenes  Vermögens  oder  des  über  den  gesetz- 
lichen Beitrag  hinaus  Zugewendeten  jede  Ab- 
rechnimg ausgeschlossen,  das  Hingegebene 
aLio  ersatzlos  hingegeben  wei-den  sollte. 
§§  1429,  1430.  Der  Ä&nn  hat  also  nur  hin- 
sichtlich des  Kapitalbestandes  des  von  ihm 
verwalteten  Vermögens  der  Frau  Rechnung 
zu  legen.  Die  ihm  zugestandenen  Befug- 
nkse  am  Frauengut  sind  auch  in  allen  diesen 
Fällen  unübertragbar  und  unpfändbar :  weder 
■lie  gesetzlichen  Beiträge  der  Frau  zu  den 
Familienlasten  noch  die  auf  Qnmd  freiwil- 
iis:»?r  Konzession  dem  Manne  zustehenden 
Befugnisse  (bei  denen  es  sich  nicht  einmal 
ran  R  e  c  h  t  s  ansprüche  des  Mannes  am  Frauen- 
^ite  handelt)  können  von  ihm  cediert  oder 
von  seinen  Gläubigem  mit  Beschlag  belegt 
werden,  cf.  §  1427  i.  f. 

VI.  Von  den  Systemen  der  Gütergemein- 
schaft 

Neben  dem  System  der  Yerwaltimgs^e- 
meinschaft   und    dem    etwaigen    in   völhge 
Gütertrennung  ausartenden  Ausschluss  aller 
Rechte  des  Mannes  am  Yermögen  der  Frau 
lund  in  direktem  G^ensatz  zu  letztei-em) 
hatte  (las  deutsche  Recht  noch  eine  andere 
Güterform  des  ehelichen  Lebens  ausgebildet, 
die  darin    besteht,   dass    eine  völlige  Yer- 
sohmelzimg    des    beiderseitigen   Vermögens 
der  Ehegatten,  nicht  bloss   der  Yerwaltung 
sondern  dem  Rechte  nach   stattfindet:  also 
eine  Vereinigung  der  beiderseitigen    Güter 
zu  einer  Gesamtmasse,   die   folgerecht 
den  Ehegatten    zusammen    gehört, 
▼enn  auch  Anteile  der  Teilhaber  im  römi- 
sdien  Sinne   (Bruchteüe)   daran    in    keiner 
Veise    hervortreten.       Die     Gemeinschaft 
(Gütergemeinschaft)  ist  eben  ein 
deutschrecntliches     Gemeinschaftsverhältnis 
zur  gesamten  Hand  —   ohne  Quotenteilung 
gehört  das  Vermögen  beiden  Ehegatten  zu- 
sammen, cf.  §§  1438,  1442  B.G.B.    Es  tritt 
also  hier  durch  den  Ehevertrag  eine  Ver- 
scbiebimg  in  den  beiderseitigen  Vermögens- 
verhältnissen    der    Ehegatten    ein.      Jeder 
Ehegatte  beteiligt  den  anderen  dem  Rechte 
nach  an  dem,  was  er  besitzt:   es   soll  eine 
vollständige   Vermögensausgleichung    statt- 
finden, der  eine  principiell  nicht  reicher  als 
der  andere  sein.     Jede  derartige  Güterge- 
manschaft  schliesst  eine  üniversalsuccession 
unter  Lebenden  in  sich.     Das  beiderseitige 
Venni5gen  wird  gemeinschaftliches  Vermögen 
nnd  als  solches  zu  einem  Gesamtgute  ver- 
folgt:   jeder   der    Eh^atten    ist    dadurch 


ipso  iure  mitberechtigt  an  jedem  einzelnen 
Gegenstande,  der  bisher  bloss  zu  dem  Ver- 
mögen des  anderen  Ehegatten  gehörte,  olme 
dass  es  eines  besonderen  üeberti*agungsaktes 
bedarf.  Dies  gilt  auch  für  Immobilien  trotz 
des  Grundbuchsystems ,  nicht  anders  als  wie 
auch  durch  Erbschaft  ohne  Eintragimg  ins 
Grundbuch  Rechte  an  Immobilien  erworben 
werden  können.  Nm-  eine  Berichtigung  des 
Grundbuchs  infolge  der  Rechtsändenmg  ist 
vorgesehen,  cf.  §  1438  B.G.B.  Man  pflegt 
die  Gütergemeinschaft  ins  Grundbuch  ein- 
zutragen :  die  Offenkimdigkeit  der  Mitberech- 
tigimg  an  Stelle  der  früher  vorhanden  ge- 
wesenen Einzelberechtigung  liegt  sicherlich 
im  allgemeinen  Verkehrs-  und  Kreditinteresse. 

Die  mit  dem  Begriff  der  Gütergemein- 
schaft verbundene  Eigentiimsverschmelzung 
kann  das  sämtliche  Yermögen  der  Ehegatten 
oder  nur  einzelne  Teile  desselben  ziun  Gegen- 
stand haben.  Demgemäss  unterscheiden  wir 
die  allgemeine  Gütergemeinschaft  und 
partielle  Gütergemeinschaften.  Der  Um- 
fang der  letzteren  kann  ein  verschiedener 
sein  (Errungenschaftsgemeinschaft,  Fahrnis- 
gemeinschaft).  Auch  bei  der  allgemeinen 
Gütergemeinschaft  sind  überdies  Vorbe- 
haltsgüter möglich.  Von  Seiten  jedes 
Ehegatten  können  gewisse  Vermögensstücke 
von  der  Gemeinschaft  (Eigentumsversehmel- 
zung)  ausgeschlossen  werden,  ünübertrag- 
bare  Vermögensrechte  (z.  B.  Familienfidei- 
kommisse,  Niessbrauch)  sind  kraft  Gesetzes 
ausgeschlossen.  §§  1439—1440.  Sonach 
kann  der  Umfang  der  Gütergemeinschaft  in 
jedem  dieser  Fälle  ein  anderer  sein,  und 
man  unterscheidet  demnach,  sofern  nicht  die 
Gemeinschaft  das  gesamte  beiderseitige  Ver- 
mögen der  Ehegatten  ausnahmslos  umfasst, 
in  diesem  Regime  regelmässig  3  Massen :  die 
Gütergemeinschaft  und  die  Komplexe  des 
beiderseitigen  Sondervermögens. 

Hält  man  dies  Grundprincip  im  Auge, 
so  vereinfacht  sich  die  Betrachtung  der  em- 
zelnen  FäUe  ungemein.  Es  ist  für  die  allge- 
meine Struktur  des  Gesamtverhältnisses  uner- 
heblich, ob  die  Gemeinschaft  aus  dem  sämt- 
lichen Vermögen  der  Ehegatten  besteht 
oder  unter  Ausschluss  einzelner  Vermögens- 
stücke ,  ob  sie  bloss  die  Errungenschaft  oder 
die  fahrende  Habe  der  beiden  Beteiligten 
ergreift.  Mag  die  Gemeinschaft  auf  der 
einen  oder  der  anderen  Grundlage  aufgebaut 
(und  demgemäss  grösser  oder  kleiner  sein), 
es  gelten  für  sie  im  wesentlichen  dieselben 
Grundsätze.  Vgl.  §§  1438  ff.,  1519,  1549  ff. 
B.G.B.  Das  übrige  Vermögen  der  Frau  steht 
entweder  im  Zustande  der  Yerwaltimgsge- 
meinschaft  oder  der  Gütertrennung. 

VII.  Allgemeine  Gütergemeinschaft 

Was  zunächst  die  allgemeine  Güterge- 
meinschaft betrifft,  so  hat  man  sie  \delfach 
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in  überschwänglicher  Weise  als  die  einzige 
dem  Wesen  der  Ehe  entsprechende  Güter- 
form  gepriesen.  Wie  unter  den  Ehegatten 
»nur  ein  Leib«,  so  dürfe  auch  »niu*  ein 
Gut«  unter  ihnen  bestellen.  Das  alte  Sprich- 
wort, welches  diesen  Grundsatz  ausdrücke, 
düi-fe  dem  Wesen  der  Ehe  gemäss  nicht 
bloss  von  der  Verwaltung  (äusserüch), 
sondern  es  müsse  auch  innerlich  von  der 
Rechtszuständigkeit  am  ehelichen 
Gute  überhaujjt  verstanden  weixlen.  Indes 
hat  gerade  das  ältere  deutsche  Recht  den 
Satz  nicht  soweit  ausgedehnt  und  damit  eine 
gewisse  vei-ständige  Nüchternheit  bewahi-t. 
In  der  That  stellt  das  System  der  vollstän- 
digen Gütergemeinschaft  nur  füi*  den  Ideal- 
zustand der  Ehe  eine  wahi'haft  befriedigende 
Lösung  dai' ,  vmd  es  ist  bekannt,  wie  wenige 
Ehen  dem  Idealbüde  entsprechen.  Dagegen 
hat  sich  eriahningsmässig  gezeigt,  dass  die 
Gemeinschaftssysteme  ohne  erheblichen 
Unterschied  im  praktischen  Leben  überwie- 
gend ins  Gegenteil  von  dem  ausarten,  was 
der  Idealismus  erträiunt:  dass  sie  in  Wahr- 
heit nicht  zu  einer  Erhebung  und  Ver- 
sittlichung  der  Ehe,  sondern  umgekehrt  viel- 
mehr zu  einer  Beugimg  der  Frau  unter  das 
Joch  des  Mamies  führen ;  weshalb  denn  auch 
seit  altei-s  her  die  Frauen  ilu*e  eifrigsten 
Gegnerinnen  gewesen  sind. 

Die  völlige  Zusammenwerfmig  do^  beider- 
seitigen Yermögeus  der  Ehegatten  zu  einer 
Gesamtmasse  bringt  nämlich  vor  allen  anderen 
Dingen  mit  sich,  dass  auch  die  beiderseitigen 
Schulden  gemeinschaftlich  werden.  Das 
Frauengut  wird  also  für  die  Schul- 
den des  Mannes  mit  verhaftet.  Da- 
rauf ist  das  System  vor  allem  angelegt; 
aus  diesem  wii-tschaftlichen  Besti-eben  ist 
es  —  voniehmlich  in  den  Städten  —  ent- 
sprungen. Das  Vermögen  der  Frau  sollte 
für  den  Kredit  des  Mannes  ausgenutzt  wer- 
den. Der  Mann  vei7)flichtet  liier  durch 
seine  Handlungen  die  gesamte  gemeinscliaft- 
liche  Masse:  die  Frau  kann  dem  nicht 
widersprechen,  auf  Gewinn  und  Verlust 
nicht  einwirken,  das  Schicksal  des  gemein- 
schaftlichen Vermögens  nicht  ihi-ei-seits  mit- 
bestimmen, ausser  wenn  der  Mann  zustimmt. 
Der  Endeffekt  ist,  dass  hier  der  Mann 
nicht  bloss  auf  die  Früchte  und 
Nutzungen,  sondern  auf  die  Substanz 
des  Frauenguts  ein  Zugriffsrecht  besitzt. 
Dass  ein  solches  System  das  innigste  Ver- 
trauensverhältnis unter  den  Ehegatten  voraus- 
setzt imd  bei  Täuschung  die  schlimmsten  Ge- 
fahren für  die  wirtschaftliche  Lage  der  Frau 
herbeiführt,  ist  ohne  weiteres  einleuchtend. 
Der  Unbefangene  denkt  bei  »Gemeinschaft« 
nur  an  die  Gemeinschaft  der  Aktiven  und  nicht 
an  die  Kehrseite  des  Verhältnisses.  Mit 
Recht  sagt  daher  das  alte  Sprichwort :  »Die  den 
Mann  trauet,  die  tmuet  die  Schuld!« 


Im  einzelnen  gestaltet  das  Recht  der 
ehelichen  Gütergemeinschaft  sich  wie  folgt. 

1.  Das  beidei-seitige  Vermögen  wird  ge- 
meinscliaftlich  dem  Rechte  nach  (Universal- 
succession),  soweit  es  nicht  wegen  der  Un- 
übertragbarkeit einzelner  Gegenstände  oder 
als  Vorbeh^ltsgut  von  der  Gemeinschaft  aus- 
geschlossen ist.  §  1439  ff.  Vorbehaltsgut  ent- 
steht hier  im  allgemeinen  auf  dieselbe  Weise 
wie  im  System  der  Verwaltungsgemeinschaft 
(s.  0.  sub  V  Ziff.  2),  nur  dass  die  zum 
persönlichen  Gebrauch  der  Frau  bestimmten 
Sachen  und  ebenso  der  Arbeitserwerb  der 
Frau  hier  regelmässig  in  die  Gemeinschaft 
fallen,  weil  das  gleiche  auch  hinsichtlich  des 
Mannes  zutrifft,  femer  dass  auch  der 
Mann  hier  neben  seiner  Beteihgimg  an  dem 
Gesamtgut  Vorbehaltsgüter  liaben  kann.  Das 
Vorbehaltsgut  befindet  sich  im  Zustande 
der  Güterti-ennung.  Soweit  die  Gesamt- 
masse nicht  reicht  {§  1458),  ruht  die  Unter- 
haltspflicht der  Familie  wie  gewöhnlich  auf 
dem  Manne:  aus  dem  Sondervermögen  der 
Frau  kann  der  Mann  aber  insoweit  Beiti-äge 
zu  diesem  Zweck  verlangen,  als  die  in  das 
Gesamtgut  fallenden  Einkünfte  der  Frau  zur 
Bestreitung  der  ehelichen  Lasten  nicht  aus- 
reichen. §  1441.  Selbstredend  sind  die 
Beiträge  auch  hier  nur  aus  den  Einkünften, 
nicht  aus  dem  Stammvermögen  zu  leisten. 
Die  Inventarisierung  seiner  Vorbehaltsgüter 
kann  hier  jeder  Eliegatte  nach  Massgabe 
der  allgemeinen  Vorschriften  betreiben.  Die 
bloss  wegen  ilirer  Unüberti-agbarkeit  von 
der  Gütergemeinschaft  ausgeschlossenen 
Gegenstände  werden  für  Rechnung  der  Ge- 
meinschaft verwaltet,  imd  letztere  bezieht 
die  Nutzungen.  §§  1439,  1525.  Diese 
Gegenstände  befinden  sich  somit  gewisser- 
massen  im  Zustande  von  »eingebrachten 
Gütern«. 

2.  Die  Gütergemeinschaft  wird  vom 
Manne  verwaltet.  Derselbe  ist  ins- 
besondere befugt,  die  ganze  Gesamtmasse 
in  Besitz  zu  nelunen  und  ist  in  Ansehung 
derselben  und  der  einzelnen  dazu  gehörigen 
Rechte  imd  Pfüchten  der  rechte  Kläger  und 
Beklagte.  Er  kann  die  das  Gesamt^t  be- 
treffenden Rechtsstreitigkeiten  schlechtliin 
in  eigenem  Namen  ftihren.  Sein  Verfügungs- 
recht über  die  zur  Gemeinschaft  gehörigen 
Gegenstände  ist  ein  weiteres  als  im  System 
der  Verwaltungsgemeinschaft  seine  ent- 
sprechenden Befugnisse  über  das  einge- 
brachte Gut  der  Fi-au.  Im  allgemeinen  hat 
der  Mann  freie  Verfügung  über  das  Ge- 
samtgut: er  erscheint  nach  aussen  hin  als 
»Hen*  der  Gütergemeinschaft«,  mit  freiem 
Dispositionsrecht  über  die  einzelnen  dazu 
gehörigen  Gegenstände  und  mit  der  Be- 
fugnis und  der  Fähigkeit,  durch  seine  Hand- 
lungen die  ganze  seiner  HeiTSchaft  unter- 
worfene  Masse   zu   verpfhchten.    §§   1443, 
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1459.  Nur  in  einzelnen  Beziehungen  ist 
las  Yerfügiingsrecht  des  Ehemannes  über 
•lie  gemeinschaftlichen  Gegenstände  be- 
Fchränkt,  in  der  Weise,  dass  er  der  Ein- 
willigung der  Frau  bedarf:  so  beiYer- 
fügungen  über  die  Gesamtmasse,  über 
Massegrundstücke  sowie  bei  unentgeltlichen 
Verfugungen  über  Gemeinschaftsobjekte,  so- 
weit es  sich  nicht  bloss  um  übliche,  durch 
Sitte  imd  Anstand  geforderte  Liberalitäten 
handelt.  §§  1444 — 1446.  Im  allgemeinen 
kann  die  durch  die  wirtschaftliche  Sachlage 
gebotene,  jedoch  von  der  Frau  ohne  ge- 
uügenden  Grund  verweigerte  Zustimmung 
anf  Anrufen  des  Mannes  durch  das  Vor- 
munflschaftsgericht  ersetzt  werden.  Ebenso 
hei  Krankheit  und  Abwesenheit  der  Frau. 
§  1447.  Fehlt  der  (effektive  oder  supp- 
üerte)  Konsens  in  solchen  Fällen,  so  ist  die 
Verfügung  in  derselbenWeise  unwirksam,  wie 
wenn  ein  Minderjähriger  ohne  Zustimmung 
seines  gesetzlichen  Vertreters  handelt,  und 
die  Frau  kann  das  eigenmächtig  \om  Mann 
veräusserte  Kecht  allein  und  unmittelbar 
ce^n  Dritte  verfolgen.  §§  1448—49.  S. 
aach  §  1455. 

Der  Mann  ist  als  »Herr  der  Gütergemein- 
schaft«   der  liVau  im  allgemeinen  für  ord- 
nongsmässige  Verwaltung  des  Gesamtguts 
nicht  verantwortlich.    Nur  insofern  er 
ohne  die  erforderliche  Zustimmung  der  Frau 
oler  absichtlich,  um  die  Frau  zu  schädigen, 
ein  Rechtsgeschäft  vorgenommen  hat,  welches 
eine  Vernunderung  der  Gesamtmasse  herbei- 
führt, hat  er  nach  Auflösung   der  Güter- 
gemeinschaft der  letzteren  Ersatz  zu  leisten, 
ebenso,  wenn  er  aus  dem  Gesamtgut  Ver- 
mngenswerte  in  sein  eigenes  Vorbehaltsgut 
verwendet   hat,    für  den   Betrag   der  auf- 
crewendeten     Vermögenswerte.      §§     1456, 
1466—1467.    Dass  die  sämtlichen  Schulden 
des  ^lannes  die  Gütergemeinschaft  verhaften, 
iät  schon    erwähnt.     Nach   aussen  hin  er- 
scheint  das  Gesamtvermöeen  geradezu  als 
ein  eigenes  Vermögen  des  Mannes,  cf.  §  1459. 
3.  Die   Rechte  der  Frau  an  dem  Ge- 
.^mtgut  beschränken   sich   einmal   auf  ihr 
(dem  gesetzlichen   Gütersystem    gegenüber 
stark   vermindertes)    Zustunmungsrecht    zu 
KeiÄTssen     Rechtshandlungen    des    Mannes. 
Daneben  stehen  selbständige  Befugnisse  der 
Frau  ähnlich    wie    bei    der    Verwaltungs- 
gemeüischaft    Die  Frau  hat  ein  subsidiari- 
sches Verwaltungsi-echt   in    Notfällen,    bei 
Krankheit    oder   Abwesenheit    des  Mannes, 
imd  kann,  wenn  zur  ordnungsmässigen  Be- 
?*)rgung  ihrer  persönlichen  Angelegenheiten 
ein  Rechtsgeschäft  erforderlich  ist,  das  für 
die  Gütergemeinschaft  wirksam   sein    soll, 
die  ungerechtfertigt  verweigerte  Zustimmung 
des  Mannes    durch    das    Vorraundschafts- 
gericht  ersetzen  lassen.    §§  1450  ff.    Selbst- 
redend kann  die  Frau  auch  hier  im  Rahmen 


ilu^r  Schlüsselgewalt  für  den  Mann  han- 
deln. Besondere  der  Frau  gestattete  Ge- 
schäfte sind  in  §  1453  angegeben.  In  diesen 
Fällen  haftet  aus  den  Massnahmen  der  Frau 
das  ganze  Gesamtgut,  darüber  hinaus  nur 
im  Rahmen  einer  etwaigen  Bereicherung. 
§§  1455,  1460.  Zur  Prozessführung  in 
Sachen  der  Gemeinschaft  ist  die  Frau  nur 
insoweit  legitimiert,  als  entweder  der  Rechts- 
streit einen  von  ihrer  Seite  in  die  Güter- 
gemeinschaft gefallenen  Gegenstand  betrifft, 
hinsichtlich  dessen  der  Streit  bei  Eintritt 
der  Gemeinschaft  schon  rechtshängig  war, 
oder  insofern  als  die  Frau  zur  Wahrung 
ihrer  Reclite  gegen  Ausschreitungen  des 
Mannes  einen  von  diesem  ohne  ihre  Zu- 
stimmung veräusserten  Gegenstand  von 
Dritten  ziunickfordert.  §§  1454,  1449.  Selbst- 
redend kann  die  Frau  auch  nach  Auflösung 
der  Gütei'gemeinschaft  vom  Manne  Einsatz 
zu  dem  Gesamtgute  verlangen.    §  1467. 

Wie  bei  der  Verwaltimgsgemeinschaft 
die  voreheliclien  Schulden  der  Frau  aus 
ihi-em  Eingebrachten  beigetrieben  werden 
können,  olme  dass  die  Rechte  des  Mannes 
an  diesem  Vermögen  entgegenstehen,  so 
lasten  sie  hier  auf  dem  Gesamtgut,  in  w^elchem 
das  Vermögen  der  Frau  mit  steckt.  Die 
Gütergemeinschaft  haftet  also  für  alle  vor- 
ehelichen Schulden  der  Frau.  Das  gleiche 
gilt  für  diejenigen  späteren  Schulden,  welche 
(wie  z.  B.  Deliktsschidden)  bei  bestehen- 
der Gütereinheit  der  Ehegatten  ebenfalls 
ohne  Rücksicht  auf  die  Rechte  des  Man- 
nes aus  dem  Eingebrachten  beigetrieben 
werden  könnten.  Vgl.  §§  1459  ff.  und 
oben  sub  V  Ziff.  5  b.  Zum  Vorbehaltsgut 
der  Frau  gehörige  Schulden  belasten  auch 
liier  ausschliesslich  ihr  Sondergut.  §§  1461 
—1462. 

4.  Die  Schulden,  welche  das  Gesamtgut 
verhaften,  werden  technisch  Gesamtguts- 
verbindlichkeiten genannt;  mögen  sie 
vom  einen  oder  anderen  Ehegatten  resp.  aus 
der  Zeit  vor  oder  nach  Eingehiuig  der  Güter- 
gemeinschaft herrühren.  Für  die  vom  Maiuie 
herrülu-enden  Gesamtgutsverbindlichkeiten 
haftet  ausser  der  Gütergemeinschaft  sein 
pei-sönliches  Veimögen  (Vorbehaltsgut),  nicht 
aber  das  Vermögen  der  Frau;  für  die  von 
der  Frau  herrührenden  Gesamtgutsverbind- 
lichkeiten haftet  ausser  der  Gütergemein- 
scliaft  nicht  niu'  das  persönliche  Vermögen 
der  Frau,  sondern  auch  der  Maiui  pei'sönlich 
als  Gesamtschuldner.  §  1459  Abs.  2.  Der 
Grund  liegt  dai'in,  dass  bei  dem  Manne  als 
dem  »Herrn  der  Gütergemeinschaft«  nach 
aussen  hin  eine  Trennung  des  gütergemein- 
schaftlichen von  seinem  sonstigen  Vermögen 
nicht  zu  machen  ist,  dalier  die  Schulden 
der  Gütergemeinschaft  zugleich  als  per- 
sönliche Schulden  des  Mannes  erscheinen. 
Doch  dauert  dieser  Zustand  nur  so  lange, 
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als  die  Giltergemeinschaft  besteht.  Daher 
erlischt  nach  Anflösimg  der  Gütergemein- 
schaft die  erwähnte  persönliche  Verhaftmig 
des  Mannes,  soweit  die  betreffende  Schuld 
nicht  von  seiner  Seite  in  die  Gemeinschaft 
gefallen  war  oder  soweit  nicht  die  Ver- 
bindlichkeit überhaupt  von  der  Art  ist,  dass 
sie  anch  im  Verhältnis  der  Ehegatten  zu 
einander  dem  Gesamtgute  zur  Last  fällt, 
also  materiell  auch  den  Ehemann  angeht. 

Schliesslich  besteht  auch  hier  eine  Ans- 
gleichungspflicht  unter  den  Ehegatten,  in- 
sofern nicht  alle  Gesamtgutsverbindliclikeiten 
definitiv  der  Gesamtheit  imd  mit  dieser  bei 
Auflösung  derselben  als  Passivum  den  Eüe- 
gatten  halbteilig  znr  Last  fallen.  Vielmehi- 
sollen  gewisse  Gesamtguts  Verbindlichkeiten 
im  Verhältnisse  der  Ehegatten  zu- 
einander schliessli(!h  demjenigen  Ehegatten 
zur  Last  fallen,  den  sie  hinsichtlich  des 
Grundes  allein  oder  vorzugsweise  angehen; 
so  vor  allem  Deliktsschulden  demjenigen 
Ehegatten,  der  das  Delikt  begangen  hat. 
§§  1463  —  1465.  Die  Fälle  entsprechen 
grösstenteils  denjenigen  der  Ausgleichungs- 
pflicht bei  der  Verwaltungsgemeinschaft. 
S.  oben  sub  V  Ziffer  5  lit.  b  am  Ende.  Die 
Ausgleichung  erfolgt  durch  Ersatzleistimg 
des  betreffenden  Ehegatten  zu  dem  Gesamt- 
gut, aus  dem  die  Verbindlichkeit  berichtigt 
wurde  nach  Massgabe  des  §  1467,  also  regel- 
mässig erst  nach  Beendigung  der  Güter- 
gemeinschaft; vorher  nur,  wenn  die  ersatz- 
pflichtige Frau  genügendes  Sondergut  besitzt. 
Ist  eine  im  Verhältnis  der  Ehegatten  einem 
Teilhaber  ausschliesslich  zur  Last  fallende 
Verbindlichkeit  bei  Auflösung  der  Güter- 
gemeinscliaft  noch  nicht  berichtigt,  so  kann 
der  ersatzpflichtige  Ehegatte  in  diesem 
Stadium  die  Berichtigimg  der  Schuld  aus 
dem  Gesamtgute  überhaupt  nicht  mehr  ver- 
langen, da  an  Stelle  der  Schuld  sofort,  seine 
Ersatzpflicht  treten  würde.  §  1475  Abs.  2. 
El'  soll  also  die  Berichtigung  sofort  ex  propriis 
vornehmen.  Von  den  genannten  Ausnahmen 
abgesehen,  bleibt  es  dagegen  auch  im  Ver- 
hältnisse der  Ehegatten  untereinander  dabei, 
dass  die  Gesamtgutsverbindlichkeiten  aus 
dem  Gesamtgute  zu  erfüllen  sind,  so  dass 
also,  wenn  die  Erfüllung  statt  dessen  aus 
dem  Vorbehaltsgut  des  einen  oder  anderen 
Ehegatten  erfolgte ,  dem  letzteren  dafür  aus 
dem  Gesamtgute  Ei-satz  zu  leisten  ist,  und 
zwar  der  Frau  sofort,  dem  Manne  (weil  vor- 
her keine  Unterscheidung  möglich)  erst  nach 
Beendigimg  der  Gütergemeinschaft.  §  1467. 
Umgekehrt  kann,  wenn  die  Tilgimg  einer 
solchen  Schuld  im  Stadium  der  AiSlösung 
der  Gütergemeinschaft  noch  nicht  erfolgt 
war,  jeder  Ehegatte  verlangen,  dass  die  Er- 
füllung vorab  aus  der  Masse  geschehe.  Wird 
dies  versäumt,  so  hat  der  Mann  der  Frau 
persönlich  dafür  einzustehen,  dass  sie  nach- 


träglich von  den  Gläubigem  nicht  in  An- 
spruch genommen  wird  (im  Fall  der  Aus- 
nahmen, wo  eine  Gesamtgutsverbindlichkeit 
im  Verhältnis  der  Ehegatten  untereinander 
der  Frau  ausschliesslich  zur  Last  fällt,  auch 
lungekehrt  die  Frau  dem  Manne).  §§  1475 
Abs.  1,  1481.  Soweit  die  Gesamtgutsver- 
bindlichkeiten hiemach  auch  inter  partes 
aus  dem  Gesamtgut  zu  berichtigen  sind, 
folgt,  dass  der  Mann  der  Frau  für  die  that- 
sächliche  Berichtigimg  aus  dem  Gesamtgut 
haftet ;  so  dass  er  ihr  aus  seinem  persönlichen 
Vermögen  Ersatz  schuldet,  wenn  ihr  Sonder- 
gut ziu-  Bezahlung  der  Schuld  in  Anspruch 
genommen  >Mirde  imd  die  Gütergemeinschaft 
zur  Ausgleichung  nicht  hinreicht 

Auch  wegen  Verwendimgen  des  Ehe- 
mannes aus  seinem  persönlichen  Vermögen 
in  die  Gesamtmasse  und  umgekehrt  findet 
kraft  Gesetzes  eine  Ausgleichungspflicht 
(nach  dem  Wert  ziu»  Zeit  der  Verwendung) 
statt.  §  1466.  Bei  Verwendungen  aus  dem 
Gesamtgut  in  das  persönliche  Vermögen  <ler 
Frau  und  umgekehrt  verbleibt  es  bei  den 
allgemeinen  Grundsätzen  über  Geschäfts- 
führung ohne  Auftrag  resp.  Erstattung  einer 
imgerechtfertigten  Bereichenmg  etc. 

5.  Die  Gütergemeinschaft  endigt 
regelmässig  mit  Auflösung  der  Ehe.  Da- 
neben kann  die  Beendigung  einseitig  — 
und  zwar  von  selten  jedes  Ehegatten  — 
im  Wege  der  Klage  erzwimgen  werden 
(Klage  auf  Gütertrennung).  Von  Rechts 
wegen  endigt  die  Gütergemeinschaft  ohne 
Trennung  der  Ehe  überhaupt  nicht  Was 
die  Auflösungsklage  angeht,  so  kann  die 
letztere  von  jedem  Ehegatten  angestellt 
wenlen,  wenn  dimjh  üeberschiddimg  des 
anderen  ein  späterer  Erwerb  des  Klägers 
nach  Lage  der  Sache  erheblich  gefährdet 
wird ;  und  insbesondere  von  der  Frau,  wenn 
der  Mann  wegen  Verschwendung  entmündigt 
ist  oder  auch  ohne  Entmündigimg  d^i« 
Gesamtgut  erheblich  gefährdet ;  —  wenn  er 
die  Gesamtmasse  dolos  vermindert  oder  die 
Rechte  von  Frau  und  Kindern  (diu-ch  Nicht- 
einholung  der  zu  Geschäftsabschlüssen  er- 
forderlichen Zustimmung  der  Frau  oder  durch 
Nichtgewährung  des  Unterhalts  an  Frau 
und  Kinder)  verletzt  und  für  die  Zukunft 
eine  weitere  Verletzung  resp.  erhebliche 
Gefährdung  dieser  Art  zu  besorgen  steht 

Der  Erfolg  der  Klage,  wenn  sie  durch- 
dringt, ist  Gütertrennung.  Der  Effekt 
tritt  mit  der  Rechtskraft  des  Auflösungs- 
lu^eils  ein.  Gegen  gutgläubige  Dritte  ist 
nach  allgemeinen  Gnmdsätzen  die  Wirkung 
von  der  Eintragimg  ins  Güterrechtsregister 
abhängig.     §§  1468—70. 

Ueberdies  ist  eine  Auseinanderset- 
zung (Liquidation)  des  Gesamtgutes  er- 
foi-derlicn,  und  bis  sie  bewerkstelligt  ist, 
gilt  der  gewöhnliche  Grundsatz  dieser  imd 
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ähnlicher  Gemeinschaften,  dass  sie  bis  znr 
Tollständigen    Abwickelung    der    Geschäfte 
fds    fortbHestehend     anzusehen    sind.      Die 
►Oütergemeinschaft  in  Liquidation«  ist  also 
wie  die  eheliche  Gütergemeinschaft   selbst 
ein  Verhältnis  zur  gesamten  Hand.    Weder 
.Mann  noch  Frau  (resp.  die  an  die  Stelle  des 
einen  oder  anderen  getretenen  Erben)  können 
ak)   über    bestimmte    ideelle    Teile   dieser 
Gemeinschaft     oder    über    den     geringsten 
reellen  Teil  oder  einzelne  Gegenstände  der 
Gesamtmasse  verfügen.    Teilung  erfolgt  nur 
im  Wege  der  (hier  zu  besprechenden)  voll- 
kommenen Auseinandersetzung.     Der  Mann 
als  Teilhaber  ist  während  dieser  Aiiseinander- 
setzimg  seiner  früheren,  ihm  einst  als  Ehe- 
mann zugewiesenen  präponderierenden  Stel- 
lung entsetzt:  die  ethisch-familienrechtHchen 
Gründe,  auf    denen   sein   Amt   als   Masse- 
vervalter (als  »Herr  der  Gütergemeinschaft«) 
V-enihte,  sind  jetzt  hin  weggefallen.  Demgemäss 
steht  die  Verwaltung  den   Teilhabern   ge- 
meinschaftlich zu;   doch  kann   sich   keiner 
gegen   notwendige    (zur    ordnungsmässigen 
Verwaltung  erforderliche)  Massregeln  sträu- 
l-en,  muss  vielmehr  dazu  mitwirken.     Zur 
Erbaltimg    notwendige    Massnahmen    kann 
sogar  jeder    TeilhalJer    allein    treffen    mit 
Wirkung  für  alle. .  §§  1471—72.    Das  Ziel 
«ler  ganzen  Geschäftsführung  ist  Yersilbenmg 
der  ilasse,  soweit  keine  Teilung  in  natura 
erfolgen  kann.    Demgenaäss  ergiebt  sich  zu- 
erst flie  Notwendigkeit  gehöriger  Feststellung 
'Wr  Aktiven  (imter  Anwendung  des  Siuro- 
gationsprincips,    §    1473)    und    dann,    vor- 
behaltlich   besonderer    Abmachungen     der 
Partden,    folgende    Art    der    Auseinander- 
setzung: Aus  dem  Gesamtgut  sind  zunächst 
üie  Schulden  zu  tilgen,  d.  h.  hier    die  Ge- 
samtgutsverbindlichkeiten, gleichgültig  von 
vöji^en  Seite  her  sie  stammen.     Für  noch 
niflit  fällige  oder  streitige  Schulden  dieser 
Art  ist,  ähnlich  wie  bei  Konkursen  u.  dgl., 
•ler  entsprechende  Betrag  bezw.  Gegenstand 
zurückzubehalten.     Die   verbleibende  Rest- 
ina?^  ist  unter  die  Beteiligten  auszuschütten 
in  der  Weise,  dass  auf  jeden  Ehegatten  resp. 
dessen  Erben  die  Hälfte  entfällt.    Auf  seinen 
Teil  mußs    jeder     sich    das    anrechnen 
lassen,  was  er  von  seiner  Seite  der  Masse 
2^1  ersetzen  hatte. .  Er  braucht  diese  Gegen- 
•^täflde  also   weder  seinerseits  bar  in   die 
Masse  einzuwerfen   noch   erhält   er   umge- 
kehrt seinen   ganzen  Rechnungsanteil    bai* 
ausgefolgt.    Er  muss  vielmehr  um  den  ent- 
sprechenden  Betrag   zurückstehen.     Dieses 
Princip,  welches  in  Frankreich   »Kollation 
^*on  Schulden  c  genannt  wird,  ist  für  Gesamt- 
^tsverbindlichkeiten,  die  im  Verhältnis  der 
Eheratten  zu  einander  einem  derselben  allein 
zur  Last  fallen,  noch  dahin  erweitert,  dass 
dieser  Ehegatte  (resp.  seine  Erben)  nicht  ein- 
ißal  die  Tilgung  der  betreffenden   Gesamt- 


gutsschuld aus  Mitteln  der  Masse  verlangen 
kann  (cf.  §§  1475  Abs.  2,  1476  Abs.  2).  Der 
wirtschaftliche  Gnmd  liegt  auf  der  Hand. 
Es  wird  dadurch  die  gesamte  Teilungs- 
prozedur, die  sich  aus  Geben  und  Nehmen 
von  mehreren  Seiten  zusammensetzt,  im 
Interesse  der  Gleichstellung  der  Beteiligten 
zu  einer  Einheit  koncentriert.  Die  Genossen 
des  schuldnerischen  socius  sind  dadurch  vor 
der  Gefahr  geschützt,  nach  Yerabfolgung 
des  ganzen  Masseanteils  an  den  Schuldnei", 
für  die  von  jenem  zu  entrichtende  Siunme 
mit  den  persönlichen  Gläubigern  des  Be- 
treffenden konkiurieren  zu  müssen.  Die 
Kollation  hat  für  sie  also  die  Bedeutung 
eines  Absondenmgsrechts,  wie  sich  ein  solches 
denn  auch  im  Konkursfall  in  §§  16,  51  der 
Konkursordnung  anerkannt  findet  Die  Masse- 
teilhaber gehen,  was  den  Abzug  betrifft, 
den  Gläubigern  des  schuldnerischen  Teiles 
vor.  Unterbleibt  die  Berichtigung  von  Ge- 
samtgutsverbindlichkeiteii  vor  Ausschüttung 
der  Masse,  so  sollen  andrerseits  dadurch  die 
Gläubiger  des  Gesaratgutes  nicht  leiden. 
Demgemäss  ist  verfügt,  dass  solchenfalls 
beide  Ehegatten  resp.  deren  Rechtsnachfolger 
den  betreffenden  Gläubigern  persönlich 
haften  (als  Gesaratschuldner),  und  zwai* 
auch  derjenige  Eheteil,  für  welchen  vorher 
eine  derartige  Haftung  nicht  bestanden  hatte. 
Jedoch  beschränkt  sich  die  Haftung  bei  ihm 
auf  die  in  der  Teilung  empfangenen  Gegen- 
stände (nach  Massgabe  der  Bestinmiimgen 
für  den  Erben,  der  für  die  Nachlassver- 
bindlichkeiten nur  beschränkt  haftet).  §§1474 
— 1477,  1480.  Uebei-dies  hat  der  betreffende 
Ehegatte  seinen  Regress  gegen  die  anderen 
Teühaber.     §  1481. 

Im  aDgemeinen  soll,  wie  gesagt,  jeder 
Eheteil  die  Hälfte  des  nach  Tilgung  der 
Schulden  verbleibenden  Aktivvermögens  er- 
halten, auch  wenn  er  seinerzeit  weniger  als 
diese  Hälfte  in  die  Gütergemeinschaft  ein- 
gebracht hatte.  Jeder  Ehegatte  liat  in  die- 
sem System  den  anderen  am  vollen  Betrag 
der  von  ihm  eingebrachten  Güter  beteiligt: 
an  dem  Gesamtgut  sind  beide  Genossen 
gleichen  Rechts.  Indessen  erleidet  die  dar- 
aus bei  der  Auflösung  des  Verhältnisses 
folgende  notwendige  Halbteilung  der  Ak- 
tiven (sei  es  in  natura  oder  nach  Verkauf, 
§§  1477,  752  ff.)  doch  einige  Modifikationen. 
Zunächst  kann  jeder  Ehegatte,  insofern  er 
noch  lebt,  die  ausschliesslich  zu  seinem  per- 
sönlichen Gebrauch  bestimmten  Sachen  (wie 
Kleidimgsstücke  etc.)  gegen  Ersatz  des  Werts 
zurücknehmen.  Weiter  soll  sich  im  Fall 
der  Scheidung  der  Ehegatten  (einschliesslich 
der  blossen  Aufhebung  der  ehelichen  Ge- 
meinschaft §§  1575,  1586)  der  schuldige 
Teil  nicht  diu-ch  die  Halbteilung  auf  Kosten 
des  imschuldigen  bereichern  können.  Dem- 
gemäss kann  hier  der  imschiddige  Teil  (und 
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bei  Scheidung  wegen  unheilbai'er  Geistes- 
krankheit entsprei-hend  der  Yormiind  des 
geisteski'anken  Ehegatten)  die  Teilung  in  der 
Weise  verlangen,  dass  zunächst  jedem  Ehe- 
e:atten  ein  seinem  Einbringen  in  die 
Gütergemeinschaft  entsprechen- 
der Wert  zugewiesen  und  nur  der 
Ueberschuss  zur  Hälfte  geteilt  wird.  Ist 
die  Gesamtmasse  zur  Deckung  des  Ein- 
bringens nicht  hini-eichend,  so  wird  der 
Fehlbetrag  (als  eine  zu  kollationierende 
Schiüd)  zm-  Hälfte  verteilt.  §  1478.  Im 
Fall  des  Todes  eines  Ehegatten  wii-d  die 
Halbteilung  durch  das  eheliche  Erbrecht 
des  anderen  Ehegatten  modifiziert  (§§  1931  ff.). 
Der  Anteil  des  verstorbenen  Ehegatten  ist 
resp.  gehört  zu  seinem  Nachlasse,  sodass 
der  Ueberlebende  daran  seine  gewöhn- 
lichen Erbanspi-üche  zu  machen  bercchtigt 
ist.  Doch  tritt  die  ganze  Auseinandersetzimg 
liier  i'egelmässig  nur  beim  Mangel  gemein- 
schaftlicher Kinder  (Abkömmlinge)  aus  der 
Ehe  ein.  Beim  Vorhandensein  von  Abkömm- 
lingen wird  nämlich,  einem  anderen  deutsch- 
i-echtlichen  Grundsatze  zufolge,  mit  diesen 
die  Gemeinschaft  fortgesetzt.  §§  1482, 
1483  ff.  üeber  diese  sogenannte  »fortge- 
setzte Gütergemeinschaft«  s.  den  Art.  Fa- 
miliengüterrecht. 

YIII.  Partielle  GütergeiiieiDschaften. 

Es  ist  schon  oben  dai-auf  hingewiesen 
worden  (sub  VI),  dass  die  Gütergemein- 
schaft nicht  das  gesamte  beiderseitige  Ver- 
mögen der  Ehegatten  zu  umfa,ssen  braucht. 
Neben  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft 
sind  Sondergüter  des  einen  oder  anderen 
Ehegatten  möglich.  Sind  vom  Gesamtgut 
bestimmte  Vcnnögenskomplexe  ausge- 
schlossen, so  ist  die  Gütergemeinschaft  eine 
partielle.  Ausgeschlossen  kann  sein  in  die- 
ser Weise  das  ganze  Stammvermögen  der 
Ehegatten  bei  Abschluss  des  Ehevertrags, 
sodass  sich  die  Gemeinschaft  im  allgemei- 
nen auf  das  Einkommen  mid  den  Arbeits- 
erwerb der  Ehegatten  (Erkobening,  collabo- 
ratio)  beschränkt,  —  oder  es  ist  nur  das  un- 
bewegliche Stammvemiögen,  nicht  das  beweg- 
liche, von  der  Gemeinschaft  ausgeschlossen. 
Im  erstei-en  Fall  redet  man  von  einer  Ge- 
meinschaft der  Errungenschaft, 
im  letzteren  von  Fahrnisgemeinschaft. 
Diese  ist,  trotz  ihi-es  feudalistischen  Beige- 
schmacks und  der  Abschwäc;hung  der  Be- 
deutung des  Immobiliarvermögens  im  heuti- 
gen Recht,  der  aktuelle  gesetzliche  Güter- 
stand Frankreichs  und  war  es  infolgedessen 
bis  zum  Inki-afttreten  des  B.G.B.  auch  in 
den  Bezirken  des  sogenannten  rheinischen 
Rechts  in  Deutschland.  Gleichwohl  hat  aus 
den  angefühii:en  Gründen  diese  Gemein- 
schaftsfonn  sich  bei  uns  auch  da,  wo  sie 
kraft  Gesetzes  galt,  niemals  einer  besonde- 


ren Beliebtheit  erfreut  imd  wiurde  vielfach 
durch  Eheverträ^e  (meistens  zu  Gunsten 
der  Emmgenschaftsgemeinschaft)  aib^ge- 
schlossen.  Alle  partiellen  Gemeinschaften 
haben  das  gegen  sich,  dass  sie  ein  kompli- 
ziertes Verhältnis  schaffen,  dessen  Abwicke- 
lung regelmässig  ein  Eingreifen  der  Behör- 
den erforderlich  macht.  Es  bestehen  drei 
bis  vier  selbständige Vermö^nsmassen  neben- 
einander, die  nur  durch  ein  genaues  Inven- 
tar auseinander  gehalten  werden  können  imd 
sich  im  Lauf  der  Zeit  (diurch  Abnutzung,  Er- 
satz, Surrogation)  dennoch  verwirren.  Ent- 
weder jeder  Ehegatte  bewacht  die  ihm  zu- 
kommenden Güter  eifersüchtig  in  einer  dem 
Wesen  der  Ehe  widerstreitenden  WeL^je, 
oder  die  schliessliche  Auseinandersetzimg 
wird  so  vernickelt,  dass  hinterher  nur  ein 
langwieriges  öffentliches  Teilungsverfalireii, 
wenn  nicht  gar  ein  Prozess  die  nötige  Klai'- 
heit  schaffen  kann. 

1.  Gemeinschaftlich  ist  also  den  partiel- 
len Gütersystemen,  dass  die  Gemeinschaft 
nicht  das  ganze  Vermögen  der  Ehegatten 
imifasst.  Für  den  Rest  greifen  die  Regeln 
der  Nichtgemeinschaft^  fdso  heute  diejeni- 
gen des  gesetzlichen  Güterstandes 
ein.  Entsprechend  finden  auf  das  güterge- 
meinschaftliche Vermögen  die  Regeln  der 
allgemeinen  Gütergemeinschaft  Anwendung. 
So  setzen  sich  die  partiellen  Gütergemein- 
schaften aus  einer  iCombination  der  oben 
über  die  Vem^altungsgemeinschaft  und  aU- 
gemeine  Gütergemeinschaft  entwickelten 
Gnindsätze  zusammen.  Nur  die  zu  der  Ge- 
meinschaft gehörigen  Gegenstände  sind  in 
den  einzelnen  Fällen  verschiedene.  Die 
Errungenschaft  umfasst  nach  §  1519ff. 
alles,  was  die  Ehegatten  nach  Einführung 
dieser  Gemeinschaft  in  anderer  Weise  ab 
durch  Schenkung,  Ausstattimg  oder  von 
Todeswegen  resp.  mit  Rücksicht  auf  ein 
künftiges  Erbi-echt  (Altenteil  etc.)  er- 
werben, soweit  es  sich  nicht  mu  Zu- 
wendungen oder  Zuschüsse  handelt,  die 
bloss  den  Charakter  von  Einkünften  haben. 
Auch  Rechte,  die  mit  dem  Tode  eines  Ehe- 
gatten erlöschen  (wie  Niessbrauch,  Leib- 
rente) oder  deren  Erwerb  vom  Tode  eines 
Eheiptten  abhängt  (wie  namentlich  Lebens- 
versichenmgssiunmen),  gehören  nicht  zu 
dem  Gesamtgut.  In  die  Fahrnisge- 
meinschaft fällt  das  gesamte  bewegliche 
Vermögen  der  Ehegatten  (für  Rechte 
nach  der  näheren  Begriffsbestimmmig  des 
§  1551  Abs.  2),  soweit  die  Ehegatten  es 
bei  Eintritt  dieses  Systems  besitzen  oder 
später  titulo  oneroso'oder  lucrativo  er\ver- 
ben;  also  auch  das  Einkommen  aus  den 
Sondergütern  imd  auch  die  ImmobiHarer- 
iningenschaft.  Ausgeschlossen  ist  das  Im- 
mobilian^ermögen  der  Ehegatten ,  welches 
nicht  Errungenschaft  ist:    nach  §  1551  das 
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gegenwärtige  und  später  durch  Schenkung,  | 
Aiisstattung,  Erbschaft.  Yermächtnis  oder  mit 
Rücksicht  auf  ein  künftiges  Erbrecht  erwor- 
bene Immobiliarvermögen.  Nach  beiden  Sj^te- 
men  sind  endlich  von  der  Gütergemeinschaft 
splY«tredend  ausgeschlossen  alle  diejenigen 
Gegenstände,  welche  durch  fiechtsgeschäft 
nicht  übertragen  werden  können,  und  die 
Surrogate  der  Sondergüter,  die  allgemein 
wiederum  Sondergut  werden.  Dass  auch 
hier  einzelne  Gegenstände  sowohl  diu^h 
den  Ehevertrag  als  durch  Yerfügung  eines 
Dritten,  der  einem  Ehegatten  etwas  (letzt- 
willig  oder  unter  Lebenden)  imentgeltlich 
zuwendet,  von  der  Gemeinschaft  ausge- 
sdilossen  werden  können,  versteht  sich 
ebenso  wie  bei  der  aDgemeinen  Güterge- 
meinschaft von  selbst.  —  So  bildet  die 
Oülergemeinschaft  bei  diesen  Systemen  die 
1.  ytßse. 

2.  Hinsichtlich  der  Sondergüter  ist 
nier  eine  weitere  Unterscheidung  zu  machen. 
Dieselben  bestehen  nicht  einfach  aus  dem 
Sonder-  (d.  h.  nicht  in  die-  Gütergemein- 
schaft fellenden)  Vermögen  des  Mannes 
und  der  Frau,  sondern  bei  der  Fi-au  aus 
eingebrachtem  Gut  und  Vorbehalts- 
?ut.  Die  Soodergüter  werden  ja  nach  den 
Regeln  des  gesetzlichen  Güterstandes  (also 
der  Verwaltimgsgemeinschaft)  behandelt; 
folglich  ist  hier  lunsichtlich  des  Frauenguts 
dieselbe  Unterscheidung  möglich,  die  vnr 
bei  jenem  System  im  all^meinen  kennen 
gelernt  haben.  Der  Mann  nmimt  das  Frauen- 
gut,  auch  insoweit  dasselbe  nicht  in  die 
«Tütergemeinschaft  gefallen  ist,  in  seinen 
Besitz,  verwaltet  und  nutzt  es  mit 
dem  seinigen ,  mit  Ausnahme  derjenigen 
«lüter,  au  denen  von  der  Frau  oder  für  sie 
diese  Rechte  des  Mannes  ausge- 
schlossen (der  Frau  vorbehalten|  worden 
sind.  So  ergiebt  sich  eine  doppelte  Kate- 
gorie von  Sondergütem  der  Frau:  einge- 
brachtes und  vortiehaltenes  Gut,  je  nachdem 
die  Frau  es  selbst  in  Händen  behält,  nutzt 
tmd  verwaltet  oder  nicht.  Das  Sondergut 
des  Mannes  dagegen  bleibt  eine  einheitliche 
Masse.  CL  §§  1526,  1549,  1555.  Es  wird 
Wer  ebeu&Jls  »eingebrachtes  Gut«  (des 
Mannes)  eenannt,  weil  die  Erträgnisse 
^e  bei  aem  eingebrachten  Gut  der  Frau 
in  die  Gütergemeinschaft  fallen, 
nicht  vom  Manne  bezogen  werden.  Von 
«nem  ehelichen  Nutzniessungsrecht  des 
Mannes  am  Frauengut  ist  also  nach  diesen 
Systemen  nicht  die  Eede.    §  1525. 

Was  eingebrachtes  Gut  der  Frau  und 
vas  ihr  Yorbehaltsgut  ist,  bestimmt  sich 
im  allgemeinen  wie  nach  dem  System  der 
^erwaltungsgemeinschaft,  Nvu-  dass  der 
Ari)^itserwerb  der  Frau  hier  (nach  der  be- 
«:briebenen  Zusammensetzung  des  Gesamt- 
g^iteg)  stets  in  die  Gütergemeinschaft  fällt, 


also  aus  diesem  Grund  nicht  Yorbelialtsgut 
sein  kann.  —  So  ergiebt  sich  das  einge- 
biuchte  Gut  des  Joannes  als  II.,  das  einge- 
brachte und  das  Yorbehaltsgiit  der  Frau  ah* 
m.  imd  lY.  Masse.  Ist  sti-eitig,  zu  welcher 
dieser  einzelnen  Yermögenskoraplexe  ein 
bestimmter  Gegenstand  geliört,  so  spricht 
die  Yermutung  für  Gütergemeinscliaft.  Im 
übrigen  gelten  die  Regeln  des  gesetzlichen 
Güterstandes.  Jeder  Ehegatte  kann  auch 
hier  Inventarisation  verlangen.  Ygl.  §§  1527  ff., 
1550  imd  oben. 

3.  Was  die  Yerwaltung  angeht,  so  richtet 
sie  sich  hinsichtlich  des  eingebrachten 
Guts  im  wesentlichen  nach  den  Regeln  des 
gesetzlichen  Gütersystems  (oben  sub  Y). 
Der  Mann  nimmt  also  das  eingebmchte  Gut 
der  Frau  in  seinen  Besitz  imd  verwaltet  es 
mit  dem  seinigen  zusammen  nach  einheit- 
lichen Ginmdsätzen.  Nur  ist  er  hinsichtlich 
des  Franengntes  an  die  Zustimmung  der 
Frau  gebunden,  soweit  dies  auch  im  System 
der  Yerwaltungsgemeinscliaft  der  Fall  ist. 
Und  in  demselben  Umfange  T^^e  dort  hat 
die  Frau  auch  hier  (entweder  unter  Zustim- 
mung des  Mannes  oder  allein  in  den  be- 
kannten Notfällen)  ein  eigenes  Yerwal- 
timgsrecht.  Die  Nutzungen  der  eingebmchten 
Güter  bezieht,  wie  gesagt,  die  Masse  (Güter- 
gemeinschaft), mid  es  sind  aus  ihr  daher  denn 
auch  in  erster  Linie  die  Lasten  der  einge- 
brachten Güter  und  der  eheliche  Aufwand 
zu  tragen.  Das  eingebrachte  Gut  haftet  für 
S(»hulden  nach  den  Regeln  der  Yerwaltungs- 
gemeinscliaft.    §§  1525,  1529. 

4.  Hinsichtlich  der  Yerwaltung  des  Ge- 
samt guts  gelten  prineipieU  die  Regeln 
der  allgemeinen  Gütergemeinscliaft.  §§  1519 
Abs.  2,  1549.  Der  Mann  nimmt  also  auch 
das  Gesamtgut  in  seinen  Besitz  \md  hat  in 
Ansehimg  der  Yen^^altiuig,  Yerfügung  und 
Prozessfiihrung  im  wesentlichen  die  oben 
sub  Yn  erwähnten  Rechte.  Die  Frau 
ist  hinsichtlich  des  Gesamtguts  auf  die  Be- 
fugnisse der  gütergemeinen  Ehefrau  be- 
schi'änkt.  —  Die  Gesamtguts  Verbindlichkeiten 
sind  bei  der  Fahmisgemeinschaft  ebenso  wie 
bei  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft  zu 
bestimmen.  Bei  der  Ernmgenschaftsgemein- 
schaft  sind  dieselben  (mit  Rücksicht  auf  den 
wesentlich  beschränkteren  Umfang  dieser 
Gemeinschaft)  einmal  die  sämtlichen  Schiü- 
den  des  Mannes;  von  Seiten  der  Frau  mu* 
diejenigen  während  der  Errungenschaftsge- 
meinschaft entstandenen  Schulden,  die  inner- 
halb der  Grenzen  ihrer  Disix)sitionsbefugnis 
über  das  Gesamtgut  liegen,  die  Lasten  ilires 
eingebrachten  Gutes  und  gesetzliche  Unter- 
haltspfUchten.  §§  1530—1584.  Für  cüe 
Gesamtgutsverbindlichkeiten  haftet  der  Mann 
als  Herr  der  Gütergemeinschaft  auch  liier 
persönlich  mit  seinem  ganzen  Yermögen, 
selbst  wenn  die  Yerbindliclikeit  von    Seiten 
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der  Frau  lierriihrt.  Jedoch  erüscht  in  letz- 
terem Fall  die  Haftung  konsequent  wieder 
mit  Auflösung  der  Gütergemeinschaft,  sofern 
die  Schuld  nicht  im  Verhältnis  der  Ehe- 
gatten zu  einander  dem  Gesamtgute  ziu- 
Last  bleibt.  In  dieser  Hinsicht  (also  für 
das  Ausgleichimgsverhältnis  unter  den  Ehe- 
gatten) enthalten  die  §§  1535  ff.  die  ent- 
scheidende Norm.  Soweit  der  Ersatz  nicht 
aus  dem  eingebrachten  Gut  oder  dem  Vor- 
behaltsgut der  Frau  beschafft  werden  kann, 
ist  im  Interesse  des  Familienlebens  vor- 
geschrieben, dass  die  betreffenden  Ansprüche 
erst  nach  Auflösimg  der  Gütergemeinschaft- 
erhoben werden  können.    §  1541. 

5.  Die  Auflösung  der  in  Rede  stehen- 
den Güterstände  gesclüeht  bei  der  Fahr- 
nisgemeinschaf  t  nach  den  Regeln 
der  allgemeinen  Gütergemeinschaft  (mit 
welcher  der  Fall  auch  praktisch  überein- 
kommt, wenn  die  Eheleute,  wie  heutzu- 
tage wohl  überwiegend,  keine  Immobilien 
besitzen).  Niur  die  fortgesetzte  Gütergemein- 
schaft ist  hier  ausgeschlossen,  sofern  sie 
nicht  durch  Ehevertrag  besonders  vereinbart 
w^orden  wai'.  §§  1549,  1557.  Zunächst 
werden  die  Sondergüter  der  Ehegatten  aus- 
geschieden, gJsdann  die  Restmasse  nach  den 
Regeln  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft 
verteilt.  Dagegen  ist  die  Auflösung  der 
Errungenschaftsgemeinschaft  mit 
Rücksicht  auf  den  engeren  Kreis  der  hier 
gemeinschaftlichen  Güter  mehr  nach  den  Prin- 
cipien  der  Verwaltungsgemeinschaft  geordnet. 
So  zunächst  schon  in  Ansehung  der  Gründe 
der  Auflösung.  Danach  tritt  die  Beendi- 
gung dieses  Güterstandes  während  der  Ehe 
von  selbst  ein  bei  Konkiu^  des  Mannes  und 
Todeserklänmg  eines  Ehegatten ;  auch  kann 
sie  erzwungen  werden  in  gerichtlichem  Ver- 
fahren durch  die  Auf  lösungsklage  eines  Ehe- 
gatten (nicht  bloss  der  Frau)  in  Fällen 
direkter  und  indirekter  wesentlicher  Ver- 
mögens- oder  Unterhaltsgefährdung,  ähnlich 
wie  bei  der  Verwaltungs-  und  allgemeinen 
Gütergemeinschaft.  Cf.  §§  1542—1544.  An 
die  Beendigimg  reiht  sich  die  Auseinander- 
setzung ;  und  zwar  in  Ansehimg  der  Sonder- 
güter nach  den  Regeln  der  Verwaltungsge- 
meinschaft, in  Ansehung  der  Gesamtmasse 
nach  den  Regeln  der  allgemeinen  Güterge- 
meinschaft. §  1546.  Bei  Auflösung  auf 
Grimd  von  Tod  und  Ehescheidung  gilt  nichts 
Besonderes ;  auch  tritt  im  ersteren  Fall  abge- 
sehen von  besonderer  Vereinbai-ung  keine 
fortgesetzte  Gütergemeinschaft  ein.  Selbst- 
verständlich macht  der  überlebende  Ehe- 
gatte an  dem  Anteil  des  verstorbenen  sein 
gesetzliches  Erbrecht  geltend. 

Bei  Beendigung  der  pai-tiellen  Güterge- 
meinschaften ohne  gleichzeitige  Auflösung 
der  Ehe  tritt  für  die  Zukunft  Gütertren- 
nung ein,  nicht  etwa  der  gesetzliche  Güter- 


stand (die  Verwaltungsgemeinschaft)  §§  1  Mo, 
1549. 

Litteratar:  ^eubauer^  D<u  in  DeuUchland  herr- 
schende eheliche  GiUerrecht, f. Ä%ifl.,  1889, (Ue ber- 
sieht, )  —^  Allgemeines  und  Geschichte: 
Alhrecht,  Gewere,  18S8,  &  i57,  —  JRutid«, 
Deutsches  eheliches  Güterrecht,  I84I.  —  Kraut, 
Vormundschaft  IJ,  1847,  S.  SSL  —  Gerbet% 
Abhandlungen,  1872,  S.  SIL  —  Both,  Güter- 
einheit und  Gütergemeinschafi  in  Bekker  und 
Muther,  Jahrb.  III,  1869,  S,  SIS,  —  SchrÖ€ier, 
Geschichte  des  ehelichen  Güterrecht»  in  Deutsch- 
land, 186S — 74,  und  in  Hejt  69  der  Deutschen 
Zeit-  und  Streitfragen,  1875,  —  AgrÜeoUif  Die 
Gewere  zu  rechter  Vormundsch(rft,  1869.  —  Roth. 
Deutsches  Privatrecht  II,  1881,  §§  9Sff.  — 
Stohbe,  Desgl.  IV,  1884,  H  ^^^ff-  —  BeseUr, 
Desgl.  I,  4.  Aufl.,  1886,  §'§  124 ff-  —  Oerber 
(Oosack),  Desgl.,  17,  Aufl.,  1896,  §§  266  ff.  — 
Gemeines  Recht:  Voeke,  Gem.  ehel.  Güter- v. 
Erbrecht  in  Deutschland,  2  Bde.,  187S,  —  Rath^ 
mann,  Das  eheliche  Güterrecht  nach  heutigem 
gemeinen  Rechte  in  Deutschland,  1869.  —  Speeiell 
über  Do  talrecht:  HasaCf  Güterrecht  der  Ehe- 
gatten I,  I824.   —  Czyhlarz,   Dotalrecht  1870. 

—  Beehmann,  Desgl.,  188S — 87  und  die  Lehr- 
bücher des  Pandektenrechts.  —  Preuss.  R.: 
Dernburg,  Preuss.  Privatrecht  III,  4.  Aufl., 
1896,  §§  24  ff.  —  Förater-EecitMf  Desgl.,  IV, 
7.  Aufl.,  1897,  ^§  207 ff.  —  Rheinischen 
Recht:  Zachariae-Crome ,  Handbuch  des 
franz.    Civilrechts  III,  8.   Aufl.,  1896,  §i  4^"^ ff- 

—  B.G.B.:  Schröder,  Das  eheliche  Güter- 
recht nach  dem  bürgert.  Gesetabuche  in  der 
Guttentagschen  Sammlung  von  Einzeldarstellun- 
gen des  Rechts  des  B.G.B.,  1896.  2.  A.  1899. 
S.  auch  die  Kritik  desselben  Verf.  zum  I.  Ent- 
wurf in  Bekker  u.  Fischer  Beiträge,  15.  Hefi, 
1889,  und  Oierke,  Der  Entwurf  eines  B.G.B. 
und  das  deutsche  Recht,  1889,  S.  407  f.  — 
Endlich  die  Kommentare  zu  ^^  lS6Sff.  B.G.B. 

Carl  (Trome. 
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s.  Heirats-  und  Ehestatistik. 


EhescUiessung 

(die  polizeilichen  Beschränkungen 
derselben). 
1.  Begriff  und  Arten.  2.  Das  geltende 
Recht  in  Bayern.  3.  Der  Stand  der  Gesetz- 
gebung in  den  übrigen  Knlturstaaten.  4.  Der 
politische  Ehekonsens  in  Oesterreich.  5.  Ge- 
schichtliche EntWickelung.  6.  Verwaltungs- 
politische Zulässigkeit  der  polizeilichen  Ehebe- 
schränkungen. 

1.  Begriff  und  Arten.  Die  Verehe- 
lichungsfreiheit  ist  in  keinem  civilisierten 
Staate  unbeschränkt,  sie  unterliegt  vielmehr 
allenthalben  teils  im  wohlverstandenen  In- 
dividual-  und  Familieninteresse,  teils  im 
kirchlichen  und  allgemein  öffentlichen  Inte- 
resse Kechtsbeschränkungen,  den  Ehehin- 
dernissen.  Man  unterecheidet  nach  den 
geschützten  Interessen  private  (z.  B.Ver- 
bot der  Elleschliessung  zwischen  Verwandten 
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auf-  und  absteigender  Linie;  früher  beson- 
liers:  Zustinunung  des  Herrn  zur  Verheira- 
tung der  unfreien  Leute),  kirchliche  (z. 
B.  Verbot  der  Ehe  wegen  üebernahme 
höherer  Weihen)  und  staatliche  Ehehin- 
•lemisse.  Die  letzteren  dienen  teils  dem 
Zwecke  der  staatlichen  Selbsterhaltung  (dem 
staatlichen  Machtzwecke),  teils  dem  staat- 
hohen  Kulturzwecke  und  scheiden  sich  hier- 
nach in  dienstliche  (Verbot  der  Ehe- 
^^'hüessung  ohne  dienstliche  Bewilligung  für 
Militärpeisonen  und  berufemässige  Staats- 
diener) und  in  polizeiliche.  Die  polizei- 
liehen Ehehindemisse  sind  die  im  allge- 
meinen Wohlfahrtsinteresse  der 
Verehelichung  gezogenen  Rechts- 
bchranken.  Mmi  spricht  gewöhnlich  von 
polizeilichen  »Beschränkungen«  der  Ehe- 
bchüessung,  nicht  von  polizeilichen  Ehehin- 
demissen,  dies  deshalb,  weil  dieselben  keine 
unbedingten,  absoluten,  sondern  nur  bedingte 
Eheverbote  darsteUen. 

Der  ^tende  Eechtszustand  hinsichtlich 
<ler  polizeilichen  Ehebeschränkungen  ist 
grundsätzlich  ein  verschiedener,  je  nachdem 
Ehen  von  Inländern  oder  Ausländern 
in  Frage  stehen.  Für  Inländer  ^t  das 
Prindp  der  Verehelichungsfreiheit,  für  Aus- 
länder der  Grundsatz  der  Ehebeschränkung. 
Soweit  dag^en  dem  Principe  zuwider  auch 
für  Inländer  das  System  der  Ehebeschrän- 
kungen Anwendung  findet,  dient  es  dem 
gleichen  Zwecke  wde  die  Ehebeschränkungen 
der  Ausländer,  der  Bewahrung  der  öffent- 
lichen Armenpflege  vor  übermässigem  An- 
schwellen ihrer  Lasten.  Dabei  ist  auch  die 
äussere  Form,  in  welche  die  polizeiliche 
Ehebeschxänkung  in  beiden  FlÜlen  gekleidet 
ist,  regelmässig  die  gleiche,  nämlich  die  Aus- 
^teilang  eines  amtlichen  Zeugnisses,  dass  der 
bcabsiditigten  Ehe  keine  polizeilichen  Hin- 
dernisse engegenstehen.  Verschieden  da- 
gegen sind  die  Rechtswirkungen.  Bei  Aus- 
ländem nimmt  der  Mangel  eines  solchen 
Zeugnisses  der  trotzdem  erfolgten  Ehe- 
ßchhessung  keine  ihrer  privaten  und  öffent- 
lichen Kechtsf olgen ;  bei  Inländern  ist  dies 
in  grösserem  oder  geringerem  Umfange  der 
Fall.  Den  Beweis  für  dies  alles  liefert  die 
zur  Zeit  umfassendste  Gesetzgebung  über 
polizeüiche  Ehehindernisse,   die  bayerische. 

2.  Das  geltende  Recht  in  Bayern. 
Dasselbe  ruht  nominell  auf  dem  bayerischen 
<i  V.  16.  April  1868  über  Heimat  .Verehe- 
lichung und  Aufenthalt  Allein  in  Wirklich- 
keit mehr  auf  späteren  Abänderungen,  näm- 
lich auf  zwei  Novellen  v.  21.  April  1884 
und  17.  März  1892  und  auf  dem  Ausfüh- 
fUDfragesetz  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  v. 
Ö.  Juni  1899,  Art  154.  Durch  das  erste  Ge- 
setz wurde  die  Zahl  der  gemeindlichen  Ein- 
»Jpnichßgnmde  vermehrt,  durch  das  zweite 
&  recnthche   Wirkung   der    polizeilichen 


Ehehindemisse  erheblich  eingeengt,  durch 
das  diitte  das  polizeiliche  Ehezeugnis  von 
jeder  nicht  polizeilichen  Zuthat  befreit.  Diese 
verschiedenen  Abänderungen  haben  zur  Er- 
mächtigung der  Staatsregierung  in  Art.  179 
des  genannten  Ausführungsgesetzes  zum 
B.G.B.  geführt,  den  Text  des  G.  v.  16.  April 
1868  nach  Massgabe  dieser  Abänderungen 
unter  fortlaufender  Nummemfolge  der  Artikel 
neu  bekannt  zu  machen.  Die  v.  1.  Januar 
1900  an  gültige  Eechtslage  ist  diese. 

Die  Verehelichung  eines  in  den  bayeri- 
schen Landesteilen  rechts  des  Rheins 
heimatberechtigten  Mannes  darf  nur  auf 
Gnind  eines  von  der  Distriktsverwaltungs- 
behörde seiner  Heimatgemeinde  ausgestellten 
Zeugnisses  des  Inhalts  erfolgen,  dass 
gegen  die  beabsichtigte  Eheschliessung  des 
Mannes  kein  Einspruchsrecht  seiner  Heimat- 
gemeinde besteht.  Bisher  beurkundete  das 
unguis  auch,  dass  der  Verehelichung  Mili- 
tärdienstpflicht  oder  berufsmässiger  öffent- 
licher Dienst  und  civilrechtliche  Ehehinder- 
nisse  nicht  im  Wege  sind,  und  fand  dem- 
gemäss  ein  gemeindliches  Aufgebotsverfahren 
zur  Feststellung  solcher  Hindemisse  statt. 
Das  Ausführungsgesetz  zum  Bürgerlichen 
Gesetzbuch  hat  diese  anderen  als  polizei- 
lichen Zwecken  dienenden  Zuthaten  besei- 
tigt. Dagegen  kann  die  Heimatgemeinde 
seit  der  Novelle  v.  21.  April  1884  aus  fol- 
genden sieben  Gründen  Emspmch  erheben: 
1)  wenn  und  solange  gegen  den  Mann  oder 
die  Braut  wegen  Verbrechens  oder  Ver- 
gehens öffentlidie  Klage  erhoben  ist,  2)  wenn 
der  Mann  oder  die  Braut  wegen  Verbrechens 
oder  Vergehens  verurteilt  ist  und  sich  weder 
über  Abbüssung  noch  Nachlass  der  Strafe 
auszuweisen  vermag,  3)  wenn  der  Mann  oder 
die  Braut  zu  einer  Zuchthausstrafe  oder 
wegen  Verbrechens  oder  Vergehens  wider 
die  Sittlichkeit  oder  wegen  Raubes,  Diebstahls, 
Unterschlagung,  Betrags,  Hehlerei,  Fälschung, 
Gaukelei  zu  einer  Freiheitsstrafe  von  min- 
destens 4  Wochen  verurteilt  worden  ist  und 
seit  Abbüssung  oder  Nachlass  der  Strafe  3 
Jahre  noch  nicht  verflossen  sind,  sowie  wemi 
der  Mann  oder  die  Braut  innerhalb  der  un- 
mittelbar vorhergehenden  3  Jahre  mindestens 
dreimal  wegen  Arbeitsscheu,  Landstreicherei 
oder  Bettels  verurteilt  worden  ist,  4)  wenn  die 
Braut  wegen  gewerbsmässiger  Unzucht  ver- 
urteilt worden  ist  und  seit  Abbüssung  oder 
Nachlass  der  Strafe  3  Jahre  noch  nicht  ver- 
flossen sind,  sowie  wenn  die  Braut  inner- 
halb der  unmittelbar  vorhergehenden  3  Jahre 
wegen  gewerbsmässiger  Unzucht  polizeilicher 
Aufsicht  unterstellt  war,  5)  wenn  der  Mann 
innerhalb  der  unmittelbar  vorhergehenden  3 
Jahre  öffentliche  Armenunterstützung  bean- 
sprucht oder  erhalten  hat,  6)  wenn  und  so- 
lange der  Mann  oder  die  Braut  sich  mit  den 
der  Gemeinde-  oder  Armenkasse  der  Heimat- 
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gemeinde  gegenüber  obliegenden  Leistungen 
im  Rückstande  befindet,  7)  wenn  und  so- 
lange der  Mann  unter  Yormundseliaft  steht 
oder  das  Entmündigungsverfahren  gegen  ihn 
eingeleitet  oder  über  sein  Vermögen  das 
Konkureverfahren  eröffnet  ist  (Nr.  3  und  7 
in  der  Fassung  des  Ausführungsgesetzes  zum 
B.G.B.) 

Alle  diese  Einspruchsgründe  entstammen 
dem  Gedanken:  Ehen  von  moralisch  und 
wirtschaftlich  schwachen  Personen  sollen 
verhindert  werden.  Das  Einspruchsrecht 
steht  der  Heimatgemeinde  des  Mannes  zu, 
denn  die  Ehefrau  und  die  ehelichen  imd  die 
den  ehelichen  gleichgeachteten  Kinder  er- 
werben mit  der  Eheschliessung  bezw.  Ge- 
burt die  Heimat  des  Gatten  und  Täters, 
und  die  Heimatgemeinde  ist  es,  welcher  die 
Unterstützungspflicht  gegenül)er  iülfsbedürf- 
tigen  in  ihr  heimatberechtigten  Personen 
obliegt. 

Da  somit  dies  also  umschriebene  Ein- 
spruchsrecht der  Gemeinde  die  Absicht  ver- 
folgt, einer  Steigerung  der  Armenunter- 
stützungslast der  Heimatgemeinden  durch 
Yerehefichung  von  Pei-sonen  vorzubeugen, 
welchen  erfahnuigsgemäss  die  sittliche  und 
wirtschaftHche  Kraft  fehlt,  eine  Familie  aus 
eigenen  Mitteln  zu  unterhalten,  demnach  die 
allgemeine  Wolilfahrt  der  zu  einer  Gemeinde 
verbundenen  Personenmehrheit  gesc'lu'itzt 
werden  soll,  hat  die  Ausstellung  dieses  Ver- 
ehelichungszeugnisses  polizeilidien  und  zwai* 
annenpolizeilichen  Charakter.  Jedoch  ist  die 
Bedeutung  dieses  Zeugnisses  seit  der  Novelle 
V.  17.  März  1892  erheblich  eingeschränkt. 
Bis  daliin  war  dasselbe  nicht  bloss  eine 
polizeiliche  Beurkimdungs-  oder  Feststel- 
lungs-,  sondern  eine  Polizeierlaubnisverfü- 
gnng,  d.  h.  erst  dm-ch  das  Zeugnis  wurde 
das  subjektive  öffentliche  Recht  zur  Verehe- 
lichung begründet,  seitdem  stellt  es  nui-  eine 
polizeiliche  Beurkundung  dar.  Bis  daiiin  ent- 
behrte eine  ohne  solch  Zeugnis  eingegangene 
Ehe  nach  aussen  so  lange  jeder  privat-  und 
öffentlich-rechtlichen  Gültigkeit  im  bürger- 
lichen (Gegensatz:  kirchlichen)  Ijeben,  als 
die  Ausstellung  desselben  nicht  nachträglich 
erwirkt  wurde,  es  müsste  denn  die  Ehe  von 
einem  Manne,  welcher  ausserhalb  Europas 
seinen  Wohnsitz  hatte,  am  Orte  dieses  Wohn- 
sitzes oder  sonst  ausserhalb  Bayerns  abge- 
schlossen worden  und  nach  den  Gesetzen 
des  bet reffenden  Staates  als  gültig  zu  er- 
achten gewesen  sein. 

Seitdem  ist  der  ohne  Polizeizeugnis  ab- 
geschlossenen Ehe  so  lange,  als  die  Aus- 
stellung desselben  nicht  nachträglich  erwirkt 
wird,  nicht  mehr  jede  Wirkung  einer  gültigen 
Ehe  nach  aussen  versagt,  sondern  niu*  in 
Bezug  auf  Heimaterwerb  (also  insbesondere 
nicht  mehr  hinsichtlich  des  Staatsangehörig- 
keitserwerbes) und  auch  in  diesem  Umfange 


nicht  für  den  Mann,  dessen  ursprüngliche 
Heinmt  trotz  des  mangelnden  Zeugnisses 
zur  selbständigen  wird ,  sondern  nur  für  die 
Ehefrau  und  die  aus  der  Ehe  entsprossenen 
oder  durch  dieselbe  legitimierten  Kinder. 
Die  Ehefrau  behält  ihre  bisherige  Heimat, 
und  die  genannten  Kinder  folgen  der  Heimat 
der  Mutter.  Erlangt  die  Frau  durch  die 
Verheiratung  erst  die  bayerische  Staatsan- 
gehörigkeit, so  besitzt  sie  mit  jenen  Kindern 
vorläufige  Heimat  in  der  Heimatgemeinde 
des  Mannes.  Der  Grund  für  diese  Aenderung 
wai',  dass  die  übrigen  Staaten  ohne  solches 
Zeugnis  abgeschlossene  Ehen  als  gültig  l»e- 
handelten  und  demgemäss  von  Bayern  im 
Verarmimgsfalle  die  Uebernahme  der  Frau 
und  der  Kinder  verlangten,  wähi'end  Bayern 
die  Staatsangehörigkeit  derselben  bestritt, 
woraus  sich  eine  ßeilie  unliebsamer  Kon- 
flikte ergab,  deren  Ursprung  zu  beseitip^en 
eine  internationale  Anstandspflicht  Bayerns 
war. 

Während  der  Rheinpfälzer  und  der 
nichtbayerische  Reichsangehörige 
in  Bayern  keiner  polizeilichen  Ehebesclirän- 
kung  unterliegt,  bedürfen  Reichsans- 
länder, welche  auf  bayerischem  Gebif^te 
eine  Ehe  schliessen  wollen,  eines  Zeugnisses 
der  Distriktsverwaltimgsbehörde  des  Ortes, 
an  welchem  die  Verehelichung  erfolgen  soll 
dass  der  Ehe  kein  Hindernis  im  Wege  stehe. 
Die  Ausstellung  des  Zeugnisses  ist  durc-h 
den  Nachweis  bedingt,  dass  nach  den  im 
Heimatlande  des  Mannes  geltenden  Gesetzen 
die  Ehe  gesetzlich  zulässig  ist  und  dieselben 
Wirkungen  hat,  wie  wenn  sie  im  Heimat- 
lande erfolgt  wäre  (Art.  39  des  Heimatge- 
setzes und  B.G.B.  §  1315  Abs.  2).  Dieser 
Nachweis  soll  in  erster  Linie  darthun,  da^^ 
der  Ausländer  durch  die  Eheschliessung 
seine  Staatsangehörigkeit  auf  seine  künftige 
Ehefiau  und  die  in  der  Ehe  geborenen  Kin- 
der überträgt  und  er  demgemäss  nach  er- 
fol^er  Ehe  samt  seiner  Famüie  von  dem 
Heimatstaate  auf  Erfordern  übernonmien 
werden  wird.  Es  will  durch  diesen  Nai^h- 
weis  also  einer  etwaigen  Verpflichtung  der 
Staatsgesamtheit,  für  Gattin  mid  Kinder  des 
Ausländers  armenrechtlich  sorgen  zu  müssen, 
voiTgebaut  werden.  Eines  besonderen  Na(»h- 
weises  bedarf  es  niu*  dann  nicht,  wenn  in 
amtlicher  Weise,  insbesondere  durch  Ver- 
öffentlichung von  Staatsverträgen,  bekannt 
gegeben  ist,  dass  die  Eheschliessung  von 
Ausländern  in  Bayern  dieselbe  Wirkimg  hat, 
wie  wenn  die  Ehe  im  ausländischen  Heimat- 
staate geschlossen  wäre,  was  im  Verhältnis 
zu  Italien,  Belgien,  Schweiz,  Niederlande, 
Schweden,  Norwegen  und  Frankreich  der 
Fall  ist.  Dass  das  Fehlen  dieses  Na^h- 
weises  und  Zeugnisses  die  trotzdem  erfolgte 
Eheschliessung  in  keiner  Richtung  ungültig 
macht,  ergiebt  sich  daraus,  dass  das  Gesetz 
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hier  über  die  Rechtsfolgen  des  Maugels  eines 
vorschriftsmässigen  Zeugnisses  schweigt. 

3.  Der  Stand  der  Gesetzgebung  in 
den  übrigen  Knltnrstaaten.  Während  in 
'ien  anderen  deutschen  Bundesstaaten  be- 
züfirlich  der  Reichsausländer,  wie  in  Bayern 
das  Princip  der  polizeilichen  Ehebeschrän- 
bine  gilt,  sei  es  mm,  dass  nur  der  Nach- 
welt der  polizeilichen  Zulässigkeit  der  Ehe 
«ies  Ausländers  nach  dem  Kechte  seines 
Heimatstaates  erfordert  wird  (ältere  Provin- 
zen Prcussens  [G.  v.  13.  März  1854  u.  M.E. 
V.  12.  April  1889  im  M.B1.  d.  inner.  Yerw., 
1.^89,  S.  118],  Baden),  oder  sei  es,  dass  es 
eines  auf  Grund  eines  solchen  Nachweises 
ergehenden  Zeu^sses  einer  inländischen 
Behöprle  bedarf  (Hannover,  Schleswig -Hol- 
stein, Sachsen,  Wüi-ttemberg  —  vgl. 
V.  Sicherers  Kommentar  S.  406 ff.),  ist 
(la>  diesrheinische  Bayern  hinsichtlich  der 
Verehelichung  von  Liländem  der  einzige 
Teil  des  Reichsgebietes,  in  welchem  an  dem 
Grundsatz  der  polizeilichen  Ehebeschrähbmg 
f'^tgehalten  wird. 

in  den  Reichslanden  herrscht  Verehe- 
üchnngsfreiheit  nach  dem  dort  geltenden 
französischen  Rechte,  in  der  Rheinpfalz  ge- 
mäss dem  Heimatgesetze ,  wie  schon  früher 
r.ach  französischem  Rechte,  im  übrigen 
deutschen  Reiche  nach  dem  durch  Art. 
8(1  der  Verf.  v.  15.  November  1870  und  Art. 
2  des  Vertrages  v.  25.  November  1870  auch 
auf  Südhessen,  Baden  imd  Württemberg  aus- 
gedehnten Gesetze  des  norddeutschen  Bundes 
V.  L  Mai  1868  über  die  Aufhebung  der 
pdizeihchen  Beschränkungen  der  Eheschlies- 
sunff. 

Das  gleiche  Princip  gilt  und  galt  immer 
für  Inländer  in  England,  Italien,  Belgien, 
Spanien,  Norwegen. 

üeber  die  polizeilichen  Ehehindemisse, 
Welche  früher  m  einem  Teile  Deutschlands, 
besonders  in  Thüringen,  Mecklenburg  und 
Süddeutschland  in  Kraft  standen,  gewährt 
§  1  des  angeführten  Bundesgesetzes  einen 
üeberbück,  wenn  dort  bestimmt  ist:  »Bun- 
desangehörige bedürfen  zur  Eingehung  einer 
Ehe  oder  zu  der  damit  verbundenen  Grün- 
dimg eines  eigenen  Haushaltes  weder  des 
Besitzes  noch  des  Erwerbes  einer  Gemeinde- 
angehorigkeit  (Gemeindemitgliedschaft)  oder 
des  Einwohnerrechtes  noch  der  Genehmigung 
d^r  Gemeinde  bezw.  Gutsherrschaft  (»Wohn- 
schein« in  Mecklenburg)  oder  des  Armen- 
^erbandfö,  noch  einer  orbrigkeitlichen  Erlaub- 
nis. Insbesondere  darf  die  Befugnis  zur 
"^'erehelichimg  nicht  beschränkt  werden  wegen 
Hangels  eines  bestimmten,  die  Grossjähng- 
k^t  übersteigenden  Alters  oder  des  Nach- 
veis^  einer  Wohnung  (Mecklenburg),  eines 
Wnreichenden  Vermögens  oder  Ei'werbes 
(Wtjrttemberg,  Hessen),  wegen  erlittener  Be- 
strafung, bösen  Rufes,  vorhandener  oder  zu 


befürchtender  Verarmimg,  bezogener  Unter- 
stützimg  (Württemberg)  oder  aus  anderen 
polizeilichen  Gründen  (zu  jugendliches  Alter, 
bedeutende  Ungleichheit  ües  Alters,  Invali- 
dität, Vorhandensein  vererblicher  Krank- 
heiten). Auch  darf  von  der  ortsfremden 
Braut  ein  Zuzu^geld  oder  eine  sonstige  Ab- 
gabe (Baden)  nicht  erhoben  werden.«  Nach 
§  2  sind  die  polizeilichen  Beschi-änkungen 
aufgehoben,  welche  in  Ansehung  der  Juden 
(nur  einer  bestimmten  Anzahl  war  in  einem 
Orte  das  Heiraten  gestattet)  und  für  Ange- 
hörige einzelner  bürgerlicher  Berufsstände 
(Gewerbsgehilfen  und  Gesellen)  bestanden. 
4.  Der  politische  Ehekonsens  in 
Oesterreich.  In  der  österreichisch -unga- 
rischen Monarcliie  unterliegen  ziu-  Zeit  nicht 
bloss  Ausländer  (Zeugnis  der  Heimatbehörde), 
sondern  teilweise  auch  noch  Inländer  poli- 
zeilicher Ehebeschränkung.  In  einem  Teile 
Oesterreichs  besteht  nämlich  heute  noch  für 
Inländer  die  Einrichtung  des  »politischen 
Ehekonsenses«.  Ein  solcher  wurde  schon 
früher  nicht  gefordert  in  Galizien,  der  Buko- 
wina, in  Dalmatien,  Kämthen,  im  Küsten- 
lande, in  Krain  und  in  den  Ländern  der  im- 
garischen Krone.  Dagegen  war  in  den  übri- 
gen Kronländem  die  Eheschliessung  aller- 
dings mit  Unterbrechungen  bis  in  die  zweite 
Hälfte  dieses  Jahrhimderts  abhängig  von  Er- 
teilung einer  obrigkeitlichen  Verehelichungs- 
bewilhgung,  welche  bald  wegen  mangelnder 
Erwerbsfähigkeit,  bald  wegen  schlechten 
Leumundes  versagt  werden  konnte.  In  den 
Jahren  1866 — 68  wurden  die  bezüglichen 
Bestimmungen  durch  Landesgesetze  aufge- 
hoben in  Böhmen,  Mähren,  OesteiTcich  ob 
und  unter  der  Enns,  Schlesien  und  Steier- 
mark. In  Tirol  mit  Vorarlberg  und  Salzburg 
kamen  solche  Gesetze  nicht  zu  stände,  imd 
es  wurde  daher  der  von  der  Heimatgemeinde 
zu  bewilligende  politische  Ehekonsens  in 
diesen  beiden  Ländern  bis  zum  Beginn  der 
achtziger  Jahre  als  geltendes  Rechtsinstitut 
betrachtet,  bis  der  östen-eichische  Verwal- 
tungsgerichtshof durch  ein  Erkenntnis  v.  13. 
April  1883  (Erkenntnisse  des  k.  k.  V.G.H., 
zusammengestellt  von  Budwinski,  Wien, 
Jahrg.  1883,  Bd.  VH,  Nr.  1729)  für  Salz- 
burg die  Ansicht  ausspim;h,  dass  die  Er- 
teilung des  politischen  Ehekonsenses  in 
diesem  Kronlande  der  angenommenen  gesetz- 
lichen Grundlage  entbehi-e,  und  diese  An- 
schauimg  auch  in  einem  späteren  Urteile  v. 
19.  April  1888  ßudwinski,  Jahrg.  1888,  Bd. 
Xn,  Nr.  4054)  beibehielt.  Nicht  ohne  hef- 
tige Gegenwehr  im  Salzbm-ger  Landtage 
(Bericht  des  Salzburger  Landesausschusses 
V.  17.  Mai  1883,  Nr.  12  in  den  stenogr. 
Prot,  des  Salzb.  Landtages  S.  145—186)  hat 
sich  die  Praxis  in  Salzburg  diesen  an  sich 
ja  nur  für  den  einzelnen  Fall  verbindlich 
gewesenen     gerichtlichen     Entscheidungen 
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untergeordnet,  doch  bildet  die  Wiederein- 
führung des  politischen  Ehekonsenses  in 
Salzbiu^,  wie  seine  Neueinfühning  in  ande- 
ren österreichischen  Alpenländern,  einen 
Punkt  des  klerikalen  Parteiprogramms.  Ridi- 
tiger  Meinung  nach  ist  der  in  Oesterreich 
dermalen  geltende  Hechtszustand  der,  dass 
die  Einrichtung  des  politischen  Ehekonsenses 
niu*  noch  in  Tirol  und  Vorarlberg  zu  Recht 
besteht. 

Ehelündernisse ,  welcher  Art  sie  auch 
sind,  können  in  Oesterreich  nur  dann  Gel- 
tung haben,  wenn  sie  im  allgemeinen  bür- 
gerUchen  Gesetzbuch  vom  Jahre  1311  fest- 
gesetzt oder  aufrecht  erhalten  oder  in  einem 
späteren  Gesetze  eingeführt  sind.  §  47  des 
a.  b.  G.B.  stellt  als  leitenden  Grundsatz  auf, 
dass  jedermann  einen  Ehevertrag  schliessen 
könne,  sofern  ihm  ein  gesetzliches  Eliehin- 
dernis  nicht  entgegenstehe.  Ein  solches 
Ehehindernis  läge  aber  in  dem  Erfordernis 
eines  das  Vorhandensein  des  nötigen  Ein- 
kommens und  des  guten  Leumimdes  bezeu- 
genden obrigkeitlichen  EheverwiUigungs- 
scheines.  Das  a.  b.  G.B.  erwähnt  dieses 
Eheverbot  nicht.  Art.  VIU  des  Kund- 
machungspatentes zum  bürgerlichen  Gesetz- 
buch enthält  zwar  die  allgemeine  Bestim- 
mung, dass  die  über  politische  Gegen- 
stände kundgemachten,  die  Privati-echte  be- 
schränkenden oder  näher  bestimmenden  Ver- 
ordnungen in  Kraft  bleiben  sollen,  auch  wenn 
im  Gesetzbuche  nicht  ausdrücklich  darauf 
Bezug  genommen  wird,  allein  unter  diesen 
Verordnungen  können  die  auf  das  Ehewesen 
bezüglichen  Verordnungen  politischen  d.  h. 
öffentlich-rechtlichen  Inhalts  nicht  subsumiert 
werden,  da  das  Ehewesen  im  a.  b.  G.B.  in 
toto,  ohne  Einschränkung  auf  die  privat- 
rechtUche  Seite,  geregelt  ist  und  in  §  54 
imd  124  ausdrücklieh  Vorschriften  getroffen 
sind,  wo  abweichend  von  dem  in  §  47  sta- 
tuierten Principe  der  Verehelichungsfreilieit 
die  BewiDigung  der  politischen  oder  einer 
anderen  Behörde  gefordert  wird  (Erlaubnis 
der  Vorgesetzten  füi*  Militäipersonen ,  Be- 
willigung des  Kreisamtes  für  Ehen  der 
Judenschaft).  Es  hätte  also  einer  ausdrück- 
lichen Bestimmung  über  Aufrechthaltung 
des  politischen  Ehekonsenses  im  a.  b.  G.B. 
bedurft,  eine  Auffassung,  die  übrigens  schon 
in  einem  allgemeinen  Hofkanzleidekret  v.  14. 
März  1818  (Prov.  G.S.  für  Tirol,  Bd.  V^  Nr. 
77,  1)  vertreten  war,  aber  in  allen  Kron- 
ländem,  die  bis  dahin  den  politischen  Ehe- 
konsens kannten,  nicht  beachtet  wurde. 
Für  Salzburg  waren  überdies  die  älteren 
Vorschriften  über  Ehekonsens  zweifellos 
schon  durch  das  Ehegesetz  für  Salzbürg 
\md  Berchtesgaden  v.  13.  April  1808  besei- 
tigt. Nach  dem  a.  b.  G.B.  ins  Leben  ge- 
tretene materielle  Bestimmungen  über  den 
Ehekonsens  fehlen  aber  für  Salzburg.     Die 


bisher  von  der  Praxis  als  solche  angesehenen 
Regierungserlasse  entbehren  eines  diesbezüg- 
lichen massgebenden  Inhalts,  ja  ein  spec-ieÜ 
für  Salzbui-g  ergangenes  Hofkanzleidekret 
V.  1,  August  1823  konstatiert  sogar  ausdrück- 
lich, dass  keine  gesetzliche  Vorschrift  Um- 
stehe, welche  zur  Eingehung  einer  Ehe  die 
Nachweisung  eines  gesicherten  Unterhaltes 
für  die  zu  erwartende  Familie  erfonlere. 

Anderes  gilt  für  Tirol  und  Vorarl- 
berg. Hier  ist  der  politische  Ehekonsens 
eingeführt  imd  näher  geregelt  durch  das 
noch  in  Kraft  befindliche  Hofkanzleidekivt 
V.  12.  Mai  1820  (Prov.G.S.  für  Tirol,  Bd.  \U, 

5.  469;  vgl.  auch  Entschl.  des  österr.  ]VIin. 
d.  I.  V.  2.  Dezember  1873  Z.  18415  und  v. 

6.  Dezember  1884  Z.  16078).  Dieses  Dekret 
bestimmt:  1)  ünansässige  Personen  aus  der 
Klasse  der  Dienstboten,  Gesellen  oder  Tag- 
werker oder  sogenannte  Inwohner,  die  sieh 
verehelichen  wollen,  haben  sich  vorläufig 
(d.  i.  vor  der  Eheschliessung)  bei  ihrer  poh- 
tischen  Obrigkeit  ^ach  der  ratio  legis  bei 
der  Behörde  ihrer  Heimatgemeinde)  zu  mel- 
den imd  von  derselben  imd  zwar  vom  Ge- 
meindeausschuss  d.  h.  nicht  vom  Gemeinde- 
vorstand, sondern  von  der  Gemeindevertre- 
tung (V.  V.  15.  Oktober  1860)  ein  Zeug- 
nis beizubringen,  dass  gegen  ihi-e  Ver- 
ehelichung kein  politisches  Hindernis  ob- 
walte; 2)  den  Pfarrern  imd  Seelsorgern  ist 
verboten,  solche  Personen  ohne  beigebi-achtes 
politisches  Zeugnis  zu  trauen;  3)  die  poHti- 
schen  Obrigkeiten  sind  befugt,  die  Verehe- 
licliungsbewiUigimg  solchen  Personen  zu 
verweigern,  welche  an  einer  Armen versor- 
gimg  Anteil  haben  oder  dem  Bettel  ei-geben 
sind  oder  sonst  ein  unstetes,  erwerbsloses 
Leben  führen.  Eine  Entschl.  (L  M.  d.  L  y. 
28.  Dezember  1872  bestimmt  noch,  dass  die 
Uebertretungen  dieser  Vorschriften,  mag  die 
Ehe  ohne  den  vorgeschriebenen  Konsens  im 
In-  oder  Auslände  geschlossen  werden,  von 
den  politischen  Behörden  zu  imtei-suchea 
imd  als  Uebertretungen  einer  politischen 
Vorschrift  angemessen  zu  bestrafen  sind. 

Verschieden  vom  politischen  Ehekonsens 
ist  das  Institut  der  sogenannten  Ehemelde- 
zettel  (Ehemeldescheine),  d.  i.  die  Pflicht, 
seine  Verehelichung  der  Ortsbehörde  anzu- 
zeigen. Dieselbe  ist  keine  polizeiliche  Ver- 
ehelichimgsbeschränkung,  sie  hatte  den  Z  wec  k, 
die  insbesondere  aus  imlitärischen  und  acl- 
ministi-ativen  Rücksichten  erforderliche  Evi- 
denthaltung des  Bevölkerungsstandes  zu  er- 
leichtern. Historisch  anknüpfend  an  die  aus 
dem  Hörigkeitsverhältnis  entspringende  Ver- 
pflichtung, bei  Verehelichung  vom  Patrimo- 
nialherrn  einen  »Ehemeldezettel«  durch  An- 
zeige der  beabsichtigten  Eheschliessung  zu 
erheV.on,  bestand  diese  Einrichtung  nach 
Aufhebimg  der  ünterthänigkeitsverhältnisse 
durch  das  kaiserliche  Patent  v.  7.  September 
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1S48  in  Kärnthen,  Krain  und  dem 
Küsten  lande.  In  Kärnthen  nnd  dem 
Xüstenlande  -wurde  dieselbe,  als  auf  keinem 
♦fesetze  beruhend,  im  administrativen 
Wege  durch  Erlass  d.  Min.  d.  I.  v.  25.  Fe- 
bruar 1868  Z.  709  M.  I.  bezw.  v.  16.  De- 
zember 1867  Z.  5356  M.  I.  ausser  Kraft 
gesetzt  Für  Krain  dagegen  w\irde  der  ge- 
setzliche Bestand  dieser  Institution  auf  An- 
frage hin  noch  mit  Erl.  d.  M.  d.  I.  v.  9. 
Janiiar  1869  Z.  140  M.  I.  anerkannt,  nach- 
dt^m  §  29  der  krainischen  Gemeindeordnung 
V.  17.  Februar  1866  die  Ausstellung  der  Ehe- 
meldezettel als  in  den  selbständigen  Wir- 
timgskreis  der  Gemeinde  gehörig  erklärt 
hatte.  Weil  durch  keine  nähere  Vorschrift 
cereeelt,  ist  jedoch  auch  in  Krain  der  Ehe- 
meldezettel ausser  Uebimg  gekonmien.  In 
Verwechslung  des  Ehekonsenses  mit  dem 
Ehemeldeschein  wurde  bis  in  die  neueste 
Zeit  Krain  zu  den  Ländern  gezählt,  wo  der 
jifilitische  Ehekonsens  in  Geltung  gestanden 
habe  oder  noch  stehe.  (Vgl.  d.  Art.  Armen- 
j'olizei  in  Oesterreich  oben  Bd. I,S.  1199  ff.) 

5.  Geschichtliche  Entwickelung.  Die 
Thatsache,  dass  von  allen  deutschen  Bundes- 
>taaten  nra:  ein  einziger  das  Prindp  der 
[•olizeilichen  Ehebeschiinkimg  für  Inländer 
aufrecht  erhielt,  drängt  zu  der  Doppelfrage : 
Wie  war  diese  Isolienmg  möglich?  Und 
i>t  das  Festhalten  an  diesem  Principe  ver- 
waltungspolitißch  zu  rechtfertigen  ?  Die  Be- 
antwortung der  ersten  Frage  führt  ziu*  Be- 
trachtung der  Geschichte  der  polizeilichen 
Ehehindemisse. 

Die  Zimahme  des  Bettels  am  Ende  des 
ir».  Jahrhunderts  zusammen  mit  dem  Rück- 
ange  der  kirchlichen  Armenpflege  veran- 
lasste in  England  und  dem  Deutechen  Reiche 
•lie  Gesetzgebung,  eine  öffentliche  Armen- 
'interetützungspf licht  zu  begründen.  Act 
27  Henry  VllI  c.  25  v.  J.  1535/36  ver- 
pflichtete die  Kirchspiele,  die  deutsche 
Reichspolizeiordnung  vom  Jahre  1530  die 
i:<»litischen  Ortsgemeinden  zur  Unterhaltung 
ihrer  Armen.  Mit  dieser  Bestimmung  war 
für  die  Kirchspiele  und  Gemeinden  das  Be- 
streben gilben,  auf  gesetzliche  Vorschriften 
hinzuarbeiten,  welche  dem  Umfange  dieser 
neuen  Last  enge  Grenzen  zogen.  Das  Ziel 
^jDer  solchen  Gesetzgebimg  musste  sein, 
^iner  Vermehrung  der  Zahl  der  Ortsange- 
horigen  diux5h  Personen  vorzubeugen,  von 
^eichen  eine  Inanspnichnahme  der  öffent- 
lichen Armenpflege  zu  besorgen  ist.  Die 
Zahl  der  Ortsangehörigen  wird  aber  ver- 
mehrt teils  durch  Aufnahme  Ortsfrem- 
'I Pf,  teils  durch  Fortpflanzung  Orts- 
atgehöriger. 

Ein  Teil  der  Landesrechte  begnügte  sich 
™  mit  einer  Beschränkung  der  Vermehnmg 
'W  Ortsangehörigen  durch  Zuzug  von 
aussen.    Der  Erwerb  der  einfachen  Orts- 


angehörigkeit, des  Beisassenrechts  oder  In- 
kolats  (später  allgemein  Heimat)  wai-  nicht 
eingeengt  gewesen.  Es  war  diuxih  Nieder- 
lassimg(Doniizil,Ansässigmachung)  begründet. 
Nunmehr  zog  man  ihm  Schj-anken,  indem 
man  es  entweder  durch  den  Erwerb  des 
vollen  Ortsbürgerrechts  bedingte,  dessen  Er- 
werb von  Grundbesitz,  später  einem  be- 
stimmten Vermögenswert  oder  hohen  Auf- 
nahmegebühren abhängig  war  (pr.  B.  revi- 
diertes lübisches  Stadtrecht  von  1586  Buch  I 
Tit.  2  Art.  2)  oder  indem  man  die  Ansässig- 
keit unmittelbar  an  solche  Bedingimgen  oder 
an  den  Ablauf  mehi-erer  Jahre  knüpfte  und 
an  sie  als  Rechtsfolge  den  Erwerb  der  Orts- 
angehörigkeit reihte,  so  in  England  und  in 
Norddeutschland  mit  Ausnahme  von  Mecklen- 
biu"g  (revidierte  Generalsteuer-  imd  Konsum- 
tionsordnung in  den  Stählten  und  Flecken 
der  Kur-  und  Mark-Brandenburg  v.  2.  Januar 
1684,  Cap.  Vni,  §  11  bei  Mylius,  Corpus 
Constitution  um  Maichicanun,  Magdebiu'g  und 
Halle  1715,  IV,  3,  S.  170-  dann  Insü-uktion 
für  die  Kreis-  und  Steuerkommissarien  v.  6. 
Mai  1712  §  17,  MyHus  m,  1,  S.  293,  preuss. 
Armenedikt  v.  10.  Febniar  1715,  Mylius  I, 
2,  S.  191).  Berüchtigt  ist  in  dieser  Beziehung 
der  Settlement  Act  (13  and  14  Car.  II  c.  12) 
vom  Jahre  1662.  Derselbe  liess  die  Aus- 
weisung (removal)  Niehtortsangehöriger  nicht 
bloss  in  den  Fällen  wirklicher,  sondern  schon 
in  den  Fällen  zu  besorgender  Hilfsbedürf- 
tigkeit zu,  eine  Bestimmung,  welche  erst 
diu-ch  Act  35  Geo.  IH  c.  101  vom  JsHare 
1795  dahin  abgeändert  wurde,  dass  die  Aus- 
weisung nur  bei  wirklichem  Eintritt  der 
Hilfsbedürftigkeit  stattfinden  dürfe.  (Vgl. 
d.  Art.  Armen  Wesen  oben   Bd.  I,  S.  1136.) 

In  dieser  Erschwenmg  der  Niederlassimg 
lag  mittelbai*  eine  Beschränkung  der  Ver- 
ehelichimgsfreiheit  für  Ortsfremde,  denn  An- 
sässigmachung  ist  meist  mit  Gründung  eines 
Hausstandes  verbunden. 

Andere  Gesetzgebimgen  verfolgten  weiter- 
gehend die  Absicht,  auch  der  Vermehnmg 
der  Ortsangehörigen  diu'ch  Ortsangehö- 
rige Schranken  zu  ziehen.  Dies  geschah  der 
historischen  Eeihe  nach  in  doppelter  Weise. 

Die  »Ordnungen«  des  17.  und  18.  Jahi-- 
hunderts  stellten  der  Verehelichung  von 
Ortsangehörigen  die  gleichen  oder  ähnliche 
Bedingungen  wie  dem  Erwerbe  der  Orts- 
angehörigkeit (Ansässigkeit)  durchOrtsfremde. 
Die  bayerische  Landes-  und  Polizeiord- 
nung von  1616  r—  das  erste  diesbezügliche 
Gesetz  — ,  Buch  IV,  Tit.  12,  §  7  u.  10  ver- 
bot Aufnahme  und  Verehelichung  von 
Dienstboten,  Taglöhnem  und  sonstigen  un- 
vermöglibhen  Leuten,  und  das  bayerische 
Strafgesetzbuch  von  1751  (Cod.  Mjä.  crim. 
Teil  I,  Kap.  XI,  §  7)  bedrohte  diejenigen 
mit  Karbatschstreichen  und  Einsperrung, 
welche   sich   ohne   obrigkeitliche  Erlaubnis 
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trauen  lassen,  wenn  sie  sich  ohne  Bettel 
oder  auf  andere  ehrliche  Weise  nicht  er- 
nähren können.  Im  Erzbistum  Salzburg 
wurde  durch  Cirkularbefehl  v.  2.  März  1667 
bestimmt,  dass  kein  Untertlian  des  Erzstifts 
ohne  Yor^issen  und  erlangten  Konsens  der 
Obrigkeit  sich  verehelichen  dftrfe,  und  durch  | 
Generalbefehl  v.  1.  Juli  1730  wurde  ver- 
fügt, dass  Eheverwilligungsscheine  »an 
andere  als  wohlbekannte  und  sich  ohne  Ge- 
meindebeschwenuig  mit  den  Ihrigen  zu  er- 
nähren vermögende  Personen«  nicht  zu  er- 
teüen  seien.  In  Württemberg  erging 
am  22.  Juni  1712  unter  Benifung  auf  eine 
ähnliche  Anordnung  des  Herzogs  Ernst  zu 
Sachsen-Gotha  ein  Generalreskript,  in  wel- 
chem verordnet  wimle,  dass  Gesinde, 
Knechte  und  Mägde  nicht  zur  Ehe  zuzu- 
lassen seien,  es  sei  denn,  dass  sie  ihres 
Glaubens  genugsam  Rechenschaft  zu  geben 
und  scheinbarlicli  darzuthun  vermögen,  wo- 
mit sie  sich  und  ihre  künftige  Familie  ohne 
dem  Publico  oder  Armenkasten  beschwer- 
lich zu  sein,  fortbringen  wollen  und  können. 
Die  Gesetzgebungen  des  19.  Jahrhundei-ts 
unterwarfen  nicht  bloss  die  Yerehelichung, 
sondern  jede  Ansässigmachung  von  Ortsan- 
gehörigen den  gleichen  Bedingungen  wie 
die  Aufnahme  Ortsfremder  in  den  Ortsver- 
baud.  Die  den  gesetzlichen  Vorschriften 
entsprechende  Ansässigmachung  hatte  füi 
den  Ortsfremden  den  Erwerb  der  Ortsan- 
gehörigkeit und  den  Anspruch  auf  Verehe- 
lichungsbewilligung,  für  den  Ortsangehörigen 
nur  das  Entstehen  dieses  letzteren  An- 
spruches zur  Folge  (Verehelichungstitel). 
Geschah  die  Ansässigmachung  in  Form  der 
Gründung  eines  Hausstandes,  so  trat  sofort 
an  Stelle  der  AnsässigmachungsbewiUigung 
die  Verehelichungsbewilligung,  an  Stelle  der 
Ansässigmachung  die  den  Ansässigmachungs- 
bedingungen  entsprechende  Yerehelichung. 
(In  Bayern:  Bettelmandate  v.  27.  Juli  1770 
und  3.  März  1780,  dann,  nachdem  vorüber- 
gehend durch  Y.  v.  18.  Juli  1808  das  Hei- 
raten unangesessener  Leute  auf  dem  Lande 
von  der  EmwUligung  der  Gemeinde,  nicht 
-  aber  von  der  Zustimmung  der  Staatsbehörden 
befreit  worden,  die  G.G.  über  Heimat  (§  1) 
und  über  Ansässigmachung  und  Yereheli- 
chung (§  8  u.  9)  V.  11.  September  1825  mit 
verschärfender  Novelle  v,  1.  Juli  1834,  wo- 
nach jedem  Staatseinwohner,  welcher  nicht 
in  einer  Gemeinde  einen  gesetzlichen  Titel 
der  Ansässigmachung  für  sich  hat,  ja  sogar 
jedem,  w^elcher  einen  solcHen  Titel  besitzt, 
wenn  ausserordentliche  Polizeirücksichten 
es  erfordern,  Yerehelichung  und  Wiederver- 
ehelichung  verweigert  werden  soll.  Ansäs- 
sigmachungstitel  sind  ein  bis  zu  einem  be- 
stimmten Betrage  schuldenfreier  Grundbe- 
sitz, Erwerb  eines  realen  oder  radizierten 
Gewerbes,    erlangte    persönliche    Gewerbs- 


konzession, auf  sonstige  Weise  vollständig 
und  nachhaltig  gesicherter  Nahrungsstand, 
Eintritt  in  ein  öffentliches  Amt  des  Staaten 
der  Kirche  oder  Gemeinde  mit  definitiver 
Anstellung.  Alle  Ansässigmachungen  mit 
Ausnahme  jener  durch  Anstellungs-  oder 
Konzessionsurkunde  »setzen  einen  in  Rechts- 
kraft erwachsenen  Beschluss  über  das  Yor- 
handensein  der  allgemeinen  und  besonderen 
Yorbedingungen  voraus«.  In  den  Fällen  de> 
auf  sonstige  Weise  vollständig  und  nach- 
haltig gesicherten  Nahrungsstandes  haben 
die  Gemeinden  regelmässig  das  Recht  >des 
absolut  hindernden  Widerspruchs«.  In 
Württemberg  ähnliches  G.  v.  4.  Dezember 
1833  mit  Nov.  v.  5.  Mai  1852,  nachdem 
vorher  durch  Y.  v.  1.  Oktober  1807  alle 
Beschränkungen  des  Yerehelichimgsrechtes 
wegen  mangelnder  Emährungsfähigkeit 
waren  aufgehoben  worden.  Bad.  G.  v.  31. 
Dezember  1831  mit  Aend.  v.  9.  April  1851 
imd  4.  Oktober  1862;  Hessen-Darm  st. 
G.  V.  1.  Juli  1847;  Sachsen- Weimar. 
G.  V.  22.  u.  23.  Februar  1H50.) 

Nur  eine  Folge  der  Erschwerung  des 
Erwerbes  dieser  armenrechtlichen  Ortsange- 
hörigkeit war  die  Erschwerung  des  Ver- 
lustes derselben.  Wurde  diese  Ortsmitglied- 
schaft nicht  durch  blosse  Wohnsitznahme 
von  bestimmter  Zeit  begründet,  so  konnte 
sie  auch  nicht  durch  blosse  Wohnsitzverle- 
gung verloren  werden,  sondern  nur  durch 
Begründung  einer  neuen  Ortsangehörigkeit 
oder  Ausscheiden  aus  dem  Staatsverbande. 
Der  Erwerb  der  Ortsangehörigkeit  schuf  so- 
mit eine  dauernde,  unter  Umständen 
lebenswierige  Beziehung  zwischen  Indi\-i- 
duum  und  Ort  in  Bezug  auf  Armenmiter- 
stützimg,  die  Heimat  im  heutigen  Sinne. 
Die  Heimat  übertrug  sich  aber  in  gleicher 
Dauer  auf  die  Ehefrau  imd  die  ehelichen 
Kinder,  und  so  erschien  es  wohl  gerechtfer- 
tigt, wenn  die  YereheUchimg  des  Heimat- 
berechtigten  von  einer  Zustimmung  der 
Heimatgemeinde   abhängig  gemacht   wurde. 

Der  Standpunkt  des  Gesetzgebers  hin- 
sichtlich der  Zulässigkeit  polizeilicher  Ehe- 
besehränkungen  musste  sich  ändern,  wenn 
in  einem  Liande  eine  Gesetzgebimg  ins  Leben 
trat,  inhaltlich  deren  die  ai-menrechtliche 
Zugehörigkeit  zu  einer  Gemeinde  den  Cha- 
rakter der  dauernden  Yerbindung  mit  einem 
bestimmten  Orte  dadurch  verlor,  dass  man 
Erwerb  imd  Yerlust  derselben  schon  an 
Aufenthalt  bezw.  Abwesenheit  von  kürzerem 
Zeiträume  knüpfte. 

Li  dieser  Richtung  bewegte  sich  die  G*> 
setzgebung  Englands,  Preussens  und 
mmmehr  des  Deutschen  Reiches.  In 
England  begann  die  PeePs  Akte  (9  and 
10  Yict.  c.  66)  V.  J.  1846  die  principielle 
Yerbindung  von  Heimat  und  Armenunter- 
stützungspfücht  zu  lockern.    Es  wurde  der 
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iTninrlsatz  der  irremovability  Nichtortsange- 
hwiger  eingeführt:  niemand  soll  im  ünter- 
.stützimgsfalle  ausgewiesen  werden  diirfen, 
wenn  er  sich  vor  dem  Antrag  auf  Auswei- 
simg fünf  Jahre  im  Kirchspiel  aufgehalten 
hat  Durch  act  24  and  25  V  ict.  c.  55  vom 
Jahre  1861  wurde  die  Frist  auf  einen  Auf- 
enthalt von  drei,  durch  act  28  and  29  Vict. 
V,  79  vom  Jahre  1865  sogar  auf  einen  sol- 
chen von  einem  Jahre  herabgesetzt.  In 
Preussen  wurden  die  Gemeinden  diurch 
•ias  G.  V.  31.  Dezember  1842  über  die  Yer- 
l^flichtxmg  zur  Armenpflege  für  verbunden 
»'fklärt,  jeden  zu  imterstützen,  welcher  nach 
^*rlangter  Grossjährigkeit  die  drei  letzten 
Jahre  vor  Eintritt  seiner  Hilfsbedürftigkeit 
'»ich  in  ihr  gewöhnlich  aufhielt,  zugleich 
aber  auch  bestimmt,  dass  diese  Verbindlich- 
keit erlösche,  sobald  die  betreffende  Person 
nach  erlan^er  Grossjährigkeit  seit  drei 
Jahren  aus  ihr  abwesend  sei.  Im  Deut- 
schen Reiche  endlich  trat  mit  dem  Reichs- 
?esetz  V.  6.  Juni  1870  an  Stelle  der  vom 
Aufenthalt  unabhängigen  Heimat  der  diu-ch 
Aufenthalt  von  bestimmter  Dauer  bedingte 
l  'nterstützungswohnsitz. 

Bayern  behielt  kraft  Reservatrechtes 
(Versailler  Vertrag  v.  23.  November  1870, 
Nr.  ni,  §  1  mit  Schlussprotokoll  Nr.  1)  das 
Institut  der  Heimat  bei.  Vom  rechtsge- 
schichtüchen  Standpunkte  aus  ist  somit  die 
Aufreehtlialtimg  der  polizeilichen  Eheliinder- 
lüjise  in  Bayern  gerechtfertigt.  Eine  Frei- 
gabe der  Vereheüchimg  imter  Beibehaltung 
des  Heimatrechtes  wäre,  lediglich  vom  finan- 
zielleu  Standpimkte  der  Gemeinden  aus  be- 
sehen, nur  bei  gleichzeitiger  üebernahme 
'ler  Annenfürsorge  durch  den  Staat  berech- 
tigt gewesen,  einem  solchen  Vorgehen  aber 
mfussten  die  Rücksichten  auf  eine  gesunde 
m\  sparsame  Armenpflege  entgegenstehen. 

Nicht  imerwähnt  darf  bleiben,  dass  sich 
«ler  Gesetzgeber  bei  Aufrechthaltimg  der 
folizeihehen  Ehehindernisse  bemüht  hat,  die 
Härten  des  früheren  Rechtes  zu  beseitigen. 
üaein  Missbrauch  des  Einspruchsrechtes  ist 
voi^beugt,  einmal  durch  gesetzliche  Fixie- 
rung der  Einspnichsgründe,  dann  durch  die 
Vorschrift,  dass  über  die  gesetzliche  Zuläs- 
^igkeit  des  Einspruchs  die  Distriktsverwal- 
timgsbehörde,  welche  das  Zeugnis  auszu- 
stellen hat,  von  Amtswegen  entscheidet,  xmd 
endlich  durch  Gewähnmg  veiwaltungsge- 
riehtlichen  Schutzes  gegen  dei-en  Entschei- 
'lang.  Die  Einspruchsgründe  sind  ferner 
•lerart  beschränkt,  dass  sie  nur  solche  Per- 
!^open  treffen,  welche  nicht  die  sittliche  und 
wirtschaftliche  Garantie  bieten,  dass  sie  von 
ihrem  Vermögen  und  ihrer  Erwerbsfähigkeit 
^'inen  den  Unterhalt  einer  Familie  sichem- 
'Jen  Gebrauch  machen  (vgl.  bayer.  Heimatges.). 
6.  Yerwaltnngspolitische  ZnUissigkeit 
der  polizeilichen    Ehebeschränknngen. 


Lässt  sich  auch,  wie  vorstehend  ausgeführt,  das 
Festhalten  an  der  polizeilichen  Beschränkimg 
der  Verehelichungsfreiheit  in  Bayern  rechts- 
geschichtlich mit  der  Beibehaltimg  des  In- 
stitutes der  Heimat  begründen,  so  muss  das 
Princip  der  polizeilichen  Eheliinderung  doch 
gegenüber  der  verwaltungspolitischen  Er- 
wägung fallen,  dass  das  ideale  Interesse  der 
öffentlichen  Sittlichkeit  höher  steht  als  das 
materielle  Interesse  der  Gemeinden. 

Polizeiliche  Ehebeschränkungen  schädigen 
die  öffentliche  Sittlichkeit.  Die  Statistik 
zeigt,  dass  bei  Gleichheit  der  allgemeinen 
wirtschaftlichen  Lage  die  Zahl  der  wilden 
Ehen  armer  Leute  und  die  Zahl  der  unehe- 
lichen Geburten  in  einem  Lande  mit  poli- 
zeilicher Ehebeschränkung  grösser  ist  als  in 
einem  Staate,  in  welchem  der  Grundsatz 
polizeilicher  Verehelichungsfreiheit  gut.  In 
Bayern  hatte  schon  die  durch  das  Heimat- 
gesetz v.  16.  April  1868  herbeigeführte  blosse 
Einengung  der  Verehelichungsschranken  eine 
Minderimg  der  unehelichen  Geburten  zur 
Folge.  In  den  Jahren  1859/68  kamen  dort 
im  Jahresdurchschnitt  auf  100  Geborene  22,4 
uneheliche  Geburten,  in  den  Jahren  1869/78 
dagegen  nur  14,2  (Heft  56  der  Beiträge  zur 
Statistik  des  Königreichs  Bayern,  München 
1890,  S.  13;  vgl.  auch  Heft  38,  S.  6).  Das 
gegen  die  wilden  Ehen  in  Bayern  neuer- 
dings wieder  eingeführte  Polizeistrafverbot 
mit  Polizeizwang  aber  (Personen,  welche 
durch  fortgesetztes  häusliches  Zusammen- 
leben in  ausserehel  icher  Gesclilechtsgemein- 
schaft  zu  öffentlichem  Aergernisse  Anlass 
geben,  werden  bestraft  und  durch  die  Poli- 
zeibehörde von  einander  zwangsweise  ge- 
trennt —  Art.  50  a  des  bayer.  Pol.Str.G.B. 
V.  26.  Dezember  1871,  eingefügt  durch  G. 
V.  20.  l^Iärz  1882  — )  entbehrt  der  beabsich- 
tigten Wirkung,  denn  erfahinmgsgemäss  ver- 
anlasst das  Mitleid  besonders  mit  den  un- 
schuldigen Kindern  die  Polizeibediensteten 
zu  einem  berechtigten  Dulden,  wenn  arme 
Leute  in  Frage  stehen. 

Selbst  wenn  also  durch  Ehebeschrän- 
kungen die  gemeindliche  Armenlast  ge- 
mindert wei-den  sollte,  was  jedoch  keines- 
wegs in  erheblichem  Masse  der  Fall  sein 
kann,  da  die  Lage  imehelicher  Kinder  leichter 
als  die  Verhältnisse  ehelich  geborener  öffent- 
liche Unterstützung  zur  Notwendigkeit  macht, 
so  sind  die  polizeilichen  Ehebeschränkimgen 
doch  zu  verwerfen,  weil  sie  durch  Steige- 
rung der  unehelichen  Gebiuien  die  Erzeu- 
gung eines  Geschlechtes  befördern,  welches 
in  Not  geboren  der  Gefahr  früher  Sterblich- 
keit und  in  Not  erwachsen  der  Gefahr  sitt- 
licher Verwildenmg  im  höchsten  Grade  aus- 
gesetzt ist.  Die  Einführung  des  Rechts- 
grundsatzes des  Code  civil  Art.  340  »la 
recherche  de  la  patemite  est  interdite«  als 
Gegenmittel  gegen  das  Anwachsen  der  un- 
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ehelichen  Gebm^ten   aber   ist   ebenfalls   ans 
Gründen  öffentlicher  Sittlichkeit  immöglich 

gg[,  Motive  zimi  Entwürfe  eines  bürgerl. 
B.  für  das  Deutsche  Reich  Bd.  IV,  S.  864  ff.). 
Sollte  aber  die  Armenlaat  der  Gemeinden 
bei  Freigabe  der  Vei*ehelich\mg  wii-klich  eine 
Erhöhung  erfcihren,  dann  wüi-de  diese  bil- 
ligerweise durch  eine  angemessene  staat- 
liche Subvention  auszugleichen  sein.  Dass 
sich  die  polizeilichen  Beschränkungen  der 
Eheschliessung  auch  bei  Aufrechthaltung 
des  Prineips  der  Heimat  ohne  Bedenken  be- 
seitigen lassen,  zeigt  der  geltende  Rechtszu- 
stand in  OesteiTcich,  wo  ein  dem  bayerischen 
vollkommen  gleichgeartetes  Heimati-echt  (vgl. 
d. Art. Armen wesen,  obenBd.  I,S.  1091ff.) 
besteht  und  doch  in  den  meisten  Ki-on- 
läudern  die  Ehesclüiessung  polizeilich  frei- 
gegeben ist. 

Litteratur:  Bitzer,  Das  Recht  auf  Armenunter- 
stütsning  und  dU   Freizügigkeit^   Stuttgart  1863. 

—  V.  Beloiv  f  Art,  Bürgerrecht  in  Elster» 
Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  Bd.  I,  Jena  1898. 

—  Böhlau,  Die  Wandelung  des  Heimatrechtes 
in  Mecklenburg 'Schwerin,  in  Jahrb.  f.  Not.  u.  Stui. 
19,  S.  Sil.  —  KrieSf  Betrachtungen  über  Armen- 
pflege und  Heimairecht,  mit  besonderer  Beziehung 
auf  den  preussischen  Staat,  in  Zeitschr.  f.  Staatsw. 
IX,  S.  1  u.  S15.  —  Edgar  Loening,  Lehrb. 
des  detitschen  Verwaltungsrechts,  Leipzig  1884, 
S.  694  ff.  —  I^erselbef  Armenwesen  bei  Schön- 
berg,  4.  Aufl.,  III,  2.  —  v.  Mahl-Schedl, 
Art.  Ehekonsens,  in  Mi  schier  und  Ulbriehs 
Oesterreich.  Si.W.B.,  Bd.  I,  Wien  1895.  — 
MedihuSy  Art.  nNiederlassting  und  Freizügig- 
keitu  in  St.W.B.  von  Bluntschli  und  Bratei-  VII, 
1862.  —  Post^lt^Caarich,  Der  politische  Ehe- 
konsens im  Kronlande  Salzburg,  in  der  öster- 
reichischen Zeitschrift  für  Verwaltung  von  Ritter 
V.  Jäger,  Jahrg.  188S,  Wien,  Nr.  26  n.  27.  — 
Rehm,  Der  Erwerb  von  Staats-  und  Gemeinde- 
angehörigkeit in  seiner  geschichtl.  Entwickelung, 
in  Hi  rth  und  r.  Scy  dels  Annalen  1892.  — 
Derselbe,  Die  jüngste  Beform  des  bayer.  Heimat- 
rechtes, im  Archiv  für  Öffentl.  Recht,  Bd.  VIII 
(1893).  —  Schütz,  Ueber  das  Verehelichungs- 
und Uebersiedehmgsrecht,  mit  bes.  Rücksicht  auf 
Württemberg,  in  Zeit  sehr.  f.  Staatsw.,  Jahrg. 
1848,  S.  26—89.  —  V.  Seydel,  Bayerisches 
Staatsrecht,  2.  Aufl.,  Bd.  III,  S.  102 ff,  Frei- 
burg i.  B.  und  Leipzig  1896.  —  \\  Sicherer, 
Personenstand  und  Eheschliessung  in  Deutsch- 
land. Erläuterungen  des  Reichsgesetzes  v.  6. 
Februar  1875,  Erlangen  1879  (Bemerkungen  zu 
^  38,  insbes.  über  die  Beschränkungen  der  Aus- 
länder). —  Thudichuin,  Ueber  unzu- 
lässige Beschränkungen  des  Rechtes 
der  Verehelichung,  Tübingen  1866.  —  Sien. 
Berichte  über  die  Verhandlungen  des  Reichs- 
tags des  nordd.  Bundes  1868,  Bd.  II,  Drucks. 
Nr.  15,  87,  4^>  ^0.  —  Kommentare  zum  bayer. 
G.  V.  16.  April  1868  von  Riedel-MMler- 
Probst,  7.  Aufl.,  München  1897,  und  von 
Beger,  4.  Aufl.,  Ansbach  1898.  Behnu 


Eichwesen 

s.  Mass-  und  Gewichtswesen. 


Eigentum 

(in  volkswirtschaftlicher  und  sozialer 
Beziehung). 

1.  Begriff  des  E.  2.  Die  gegenwärtige 
Eigentumsordnung.  3.  Theoretische  Begrün- 
dung des  Privateigentums.  4.  Angriffe  auf 
das  £.    5.  Geschiebte  des  £. 

t  Begriff  des  E.  »Der  Begriff  de?^ 
Eigentums  beruht  in  seinem  letzten  Gnmde 
auf  dem  Gegensatze  zwischen  Person  und 
Sache.  Die  Sache  hat,  weil  sie  willenlos 
ist,  die  Bestimmmig,  von  der  willensfähigen 
Person  belierrecht  zu  werden.  Diese  Herr- 
schaft ist  an  sich  imbegrenzt;  sie  reicht  so 
weit  wie  die  physische  Möglichkeit,  sie  zu 
üben.  Aber  sie  gestattet  Einschränkunc^^n. 
olme  ilir  Wesen  zu  ändern,  und  die  Rechts- 
ordnung kann  auf  die  Begrenzung  der  recht- 
lichen Macht  über  die  einzelne  Sache  ebensr>- 
weiiig  verzichten,  vrie  sie  der  Anerkennmie: 
dieser  Macht  als  einer  an  sich  schrankenlosen 
sich  zu  entziehen  vermag«  (Johow  a.  a.  0.). 

Eine  Begriffsbestimmimg  des  Eigentum> 
findet  sich  in  den  älteren  römischen  (Justi- 
nianischen) wie  in  den  älteren  deutsclien 
RechtsqueUen  nicht;  von  Begriffsbestim- 
mimgen  neuerer  Gesetzbücher  sei  hier  anf 
die  folgenden  hingewiesen: 

Preuss.  Allg.  Landrecht  I,  8,  §  1 :  »Eigen- 
tümer heisst  derjenige,  welclier  befugt  ist. 
über  die  Substanz  einer  Sache  oder  eines 
Rechts,  mit  Ausscliliessimg  anderer,  aus 
eigener  Macht,  dm-ch  sich  selbst,  oder  einen 
Dritten,  zu  verfügen.« 

Oesterr.  Büi'gerl.  Gesetzbuch  §§  353  und 
354:  »Alles,  was  jemandem  zugehört,  alle 
seine  körperlichen  und  unkörperlichen  Sachen, 
heissen  sein  Eigentiun.  Als  ein  Recht  be- 
trachtet ist  Eigentum  das  Befugnis,  mit  der 
Substanz  imd  den  Nutzungen  einer  Sache 
nach  Willkür  zu  schalten  imd  jeden  andei-en 
davon  auszusclüiessen.« 

Französischer  Code  civil  art,  544:  vLa 
propriete  est  le  dix)it  de  jouir  et  de  disposer 
des  clioses  de  la  maniere  la  plus  absolue, 
pour\aie  quon  n'en  fasse  pas  im  usage 
pix)hibe  par  les  lois  ou  par  les  r^glemens.^ 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  für  das 
Deutsche  Reich  (§  903)  sagt:  »Der  Eigen- 
tümer einer  Sache  kann,  soweit  nicht  das 
Gesetz  oder  Rechte  Dritter  entgegenstehen, 
mit  der  Sache  nach  Belieben  verfahren  und 
andere  von  jeder  Einwdrkimg  ausschliessen.c 

Abgesehen  davon,  dass  das  preussische 
Landrecht  auch  ein  Eigentum  an  Rec^hten 
betont,  unterscheiden  sich  diese  Begriffs- 
bestimmungen um*  darin,  dass  die  einen  die 
Beschränkungen  des  Eigentums  mit  auf- 
nehmen, die  anderen  nicht.  Es  ist  klar, 
dass  diese  letzteren  die  Notwendigkeit  von 
Besclu-änkungen  des  HeiTschaftsrechts  gleich- 
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falls  zugeben;  einem  vollkommen  rücksichts- 
losen Gebrauche  desselben  kann  keine  Rechts- 
oninung  stattgeben,  weil  er  in  vielen  Fällen 
zo  SohMigimgen  von  anderen  in  der  sozialen 
Gemeinschaft  lebenden  Personen  führen 
wunle,  gegen  solche  aber  ein  Rechtsschutz 
vorhanden  sein  muss.  Bei  diesen  Begriffs- 
J»estimmimgen  muss  also  die  Einschränkungs- 
kldu-^el  stillschweigend  ergänzt  werden.  Aller- 
dings bleibt  dann  bei  allen  angeführten 
Definitionen,  die  ja  eine  autoritative  Wieder- 
pabo  der  Ansichten  der  bedeutendsten  Rechts- 
lehrpr  sind,  nichts  weiter  übrig,  als  dasa 
•las  Eigentumsrecht  das  Verf  ügungsi-echt  über 
eine  -Sache«  sei,  welches  diu'ch  die  Rechts- 
ordnung Einschi-änkungen    unterworfen  ist. 

Was  das  Eigentumsrecht  von  anderen 
Rechten  an  Sachen  unterscheidet,  ist  also 
nicht  die  Unbeschränktheit,  wohl  aber,  dass 
«  dasjenige  dieses  Rechtskreises  ist,  welches 
die  Gnmdlage  der  anderen  Rechte  an  Sachen 
bildet.  Dembui^  (Lehrb.  des  preuss.  Privat- 
Dv-hts.  §  181)  drückt  diesen  Gedanken  in 
der  Weise  aus,  dass  er  sagt:  »Nicht  das  ist 
wesentlich  für  den  Begriff  des  Eigentimis, 
da.<s  es  in  concreto  die  volle  Herrschaft 
üW  die  Sache  giebt,  wohl  aber,  dass  es 
dif  fahigkeit  und  das  Bestreben  besitzt,  zu 
einer  solchen  unbeschränkten  Macht  immer 
^i«ler  heranzuwachsen.« 

Wesentliche  Merkmale  des  Eigentums  sind, 
•iass  das  Verfügimgsrecht  zeitlich  unbegrenzt, 
'i.  h.  weder  von  bestimmter  Dauer  noch  in 
B»?zn^  auf  seine  Dauer  von  dem  Eintritt  eines 
Ereignisses  oder  einer  Rechtshandlung  einer 
anderen  Person  ohne  Zustimmung  desInhabers 
abhangig  imd  dass  es  zugleich  veräusserlich  sei. 

Iter  Begriff  des  Eigentums  ist  gleich- 
massig  anwendbar  auf  bewegliche  und  un- 
l-ewegliche  Sachen ;  daraus  folgt  aber  keines- 
wegs, dass  die  Eigentumsordnung  für  alle 
Kategorieen  an  Sachgütem,  d.  i.  Sachen  in 
Beziehung  zur  Volkswirtschaft  gedacht,  die- 
?elhe  sein  müsse. 

üeber  den  Besitz  als  selbständiges 
Rechtsinstitut  neben  dem  Eigentum  s.  d.  Art. 
Eigentum  und  Besitz  unten  S.  302ff. 
Vom  Staudpunkte  der  Volkswirtschaft  aus  darf 
'he  Unterscheidung  beider  Begriffe  unerörtert 
bleiben. 

DerBejrriff  des  Vermögens  deckt  sich 
in  keiner  ^Veise  mit  dem  von  Eigentum. 
Vennogen  ist  die  Summe  der  Güter  (Sach- 
güter und  Rechte),  aus  denen  einem  Rechts- 
suWekt  (Person  oder  Gesamtheit)  Nutzungen 
zofuessen,  und  die  Grösse  des  Vermögens 
bestimmt  sich  für  den  gegebenen  Zeitpimkt 
aus  der  Grösse  des  daraus  fliessenden  Ein- 
Kommens,  welches  sowohl  auf  Eigentum  als 
auf  anderen  Rechten  begründet  sein  kann. 

Ob  die  Begriffe  »Geteiltes  Eigen- 
tum«, »Ober-  und  üntereigentum« 
hlr  die  Konstruktion  des  Lehnrechts,  Fidei- 


kommissrechts ,  der  Emphyteusis  etc.  er- 
forderlich seien,  sind  Fragen  der  juristischen 
Systematik,  die  niu-  auf  die  äusserliche  Be- 
handlung des  Rechtsverhältnisses  von  Ein- 
fluss  sind.  Ob  ein  Familien-Fideikommiss 
als  Eigentum  der  Familie  (jeweilen  lebenden 
Anwärter)  oder  —  was  offenbar  dem  Be- 
griffe des  Eigentums  widerspricht  —  des 
Fideikommissbesitzers  angesehen  und  dem- 
gemäss  ins  Grundbuch  eingeti-agen  wird, 
ändert  am  Wesen  der  Sache  nichts.  Nach 
der  jetzt  herrschenden  Rechtsanschauung 
sind  jene  Begriffe  entbehrlich. 

Auch  der  Begriff  des  »Geistigen 
Eigentums«  wird  von  der  herrechenden 
Theorie,  wenigstens  der  deutschen,  ver- 
worfen, während  die  vorangeführte  Eigen- 
tumsdefinition des  preussischen  Landrechts 
diesem  Begriffe  günstig  zu  sein  scheint.  Es 
handelt  sich  hier  um  die  Urheberrechte  an 
Schriftwerken,  Kunstwerken,  Erfindungen, 
welche  in  den  neueren  Gesetzgebungen  An- 
erkennung gefunden  haben,  aber  überall 
zeitlich  begrenzt  sind.  Schon  diese,  in  der 
Natur  der  Sache  liegende  feste  zeitliche 
Begrenzung  dieser  Vermögensrechte  muss 
davon  abhalten,  sie  unter  den  Begriff  des 
Eigentums  zu  bringen.  (Sehr  lebhaft  dafür: 
Ad.  Wagner  a.  a.  0.  S.  569  ff.) 

Als  Rechtssubjekte  des  Eigentums,  Eigen- 
tümer, lassen  sich  sowohl  Einzelpersonen 
wie  Gesamtheiten  denken.  Das  Mgentum 
wird  nach  aussen  hin.  Dritten  gegenüber, 
kein  anderes,  ob  es  einem  einzelnen,  einer 
Familie,  einer  Zweckgemeinschaft  von  Per- 
sonen, einer  Gemeinde  oder  sonstigen  Zwangs- 
gemeinwii-tschaft  oder  der  höchsten  Zwangs- 
gemeinwirtschaft, dem  Staate  selbst,  gehört. 
Der  Staat  als  Eigentümer  steht  dem  einzelnen 
Staatsbürger  ebenso  gegenüber  wie  irgend 
eine  Einzelperson,  nur  dass  statt  emer  realen 
Person  dann  eine  ideale  Q'mistische)  Person 
als  Eigentümer  auftritt.  Das  Eigentumsrecht 
wird  sogar  in  der  Praxis  schroffer  geltend 
gemacht  von  Gesamtheiten  wie  von  Einzel- 
personen; eine  Aktiengesellschaft,  eine  Ge- 
meinde, der  Fiskus  sind  rücksichtslosere 
Eigentümer,  als  es  Einzelpersonen  zu  sein 
pflegen.  Begrifflich  ist  es  für  die  Geltend- 
machung des  Eigentumsrechts  nach  aussen 
hin  gleich,  wer  der  Träger  desselben  ist. 
Wohl  aber  ist  es  für  die  wirtschaftliche 
Wirksamkeit  einer  gegebenen  Gütermenge 
von  Bedeutung,  ob  dieselbe  im  Eigentum 
von  einzelnen,  von  Gesellschaften  oder  im 
öffentlichen  Eigentum  sich  befindet. 

Ein  rechtlicher  und  wirtschaftlicher  Gegen- 
satz findet  aber  statt  zwischen  Privateigen- 
tum und  Gesamteigentum,  durch  welche 
Ausdrücke  auf  die  Verschiedenheit  des  inne- 
ren Gefüges  des  Herrschaftsrechts  über  eine 
Sache  hingewiesen  wii-d.  Während  beim 
Privateigentum  sich  ein  Wille  geltend  macht, 
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sei  es  der  einer  natürlichen  oder  einer  künst- 
lich konstruierten  Personlidikeit,  z.  B.  einer 
Gemeinde,  kommt  die  Herrschaft  über  eine 
in  Gesamteigentum  stehende  Sache  oder 
einen  solchen  Güterkomplex  durch  das  Zu- 
sammenwirken mehrerer  Willen  zu  stände. 
Und  zwar  kann  man  von  eigentlichem  Ge- 
samteigentum w^ohl  nur  dann  sprechen, 
wenn  die  Herrschaftsbefugnisse  der  Eigen- 
tumsgenossen nicht  —  wie  z.  B.  bei  der 
modernen  Aktiengesellschaft  —  scharf  abge- 
grenzt und  geteilt  sind,  sondern  wenn  ein 
wirkliches  Zusammenwirken  der  Eigentums- 
genossen stattfindet,  wie  es  durch  die  ge- 
meinsame Benutzung  der  Substanz,  z.  B. 
bei  den  Allmenden,  bedingt  ist;  wobei  aller- 
dings gewisse  Regeln  der  inneren  Verwal- 
tung vorhanden  sein  können  imd  müssen, 
aber  das  Eigentumsrecht  nicht  von  der 
fingierten  juristischen  Person,  sondern  von 
den  Genossen  selbst  ausgeübt  wird. 

2.  Die  gegenwärtige  Eigentnmsord- 
nung.  Die  gegenwärtige  Eigentumsordnung 
der  Staaten  europäischer  Civilisation  berulit 
auf  dem  Privateigentiun  und  zwar  in  der 
Weise,  dass  das  Sondereigentum,  d.  L  die 
diurch  Einzelpersonen  ausgeübte  Herrschaft 
über  die  Güter,  als  die  normale  ginindlegende 
Einrichtung  angesehen  und  den  Bedürfnissen 
der  Volkswirtschaft,  welche  darüber  hinaus- 
gehen, durch  Modifikationen  des  Privat- 
eigentums Rechnung  getragen  wird.  So  ist 
das  Privateigentum  nach  cler  Richtung  des 
Familieneigentums  hin  durch  die  Zulassung 
ehelicher  Gütergemeinschaft  und  durch  ge- 
w^isse  Beschränkungen  des  Eigentümers  im 
Erbrecht  (Pflichtteil)  modifiziert;  es  ist 
mittelst  des  Begiiffs  der  »juristischen  Per- 
son« die  Schaffung  von  Verbänden  von 
Sondereigentümem  ermöglicht  ziun  Zwecke 
der  Förderung  von  Unternehmungen,  die 
anderenfalls  des  Gesamteigentums  bediu^t 
hätten.  Das  öffentliche  Eigentum  des  Staates, 
der  Gemeinden  etc.,  mag  es  auch  zum  Teil 
noch  aus  ursprünglichem  Gesamteigentum 
stammen,  hat  jetzt  regelmässig  durchaus  den 
Charakter  von  Privateigentimi,  nur  mit  der 
Modifikation,  dass  die  Erträge  nicht  einer 
Person,  sondern  dem  »Fiskus«  etc.  zufliessen 
und  dadurch  indirekt  den  Angehörigen  der 
Zwangsgemeinschaft  zu  gute  kommen  oder 
dass,  wie  an  öffentlichen  Anlagen,  bestinmite 
Benutzungsrechte  jedermann  —  nicht  einem 
bestimmten  Personenkreise  —  eingeräumt 
werden.  Die  Form  des  Gesamteigentums, 
sei  es,  dass  es  als  Rest  aus  der  Vergangen- 
heit auftritt,  wie  die  Allmenden,  sei  es,  dass 
sich  Neubildungen  davon  geltend  zu  machen 
suchen,  als  Versuche  von  Gemeinschafts- 
bildungen durch  Zusammenschluss  emes 
Kreises  von  Personen  zu  »kommunisti- 
schen« Gemeinden,  zu  wirklichen  »Pro- 
duktiv-Assoziationen«,  werden  jetzt  als  niu: 


die   Regel    bestätigende  Ausnahmen  ange- 
sehen. 

In  der  That  ist  also  daß  Sondereigeiitiim, 
wenn  man  mit  diesem  Begriffe  das  Eigen- 
tum der  physischen  Einzelpersonen  bezeich- 
net, in  der  gegenwärtigen  Volkswirtschaft 
mannigfach  zu  anderen  Gattuijgen  des  Pri- 
vateigentums modifiziert ;  das  Mgentum  der 
j  mistischen  Personen,  insbesondere  auch  das 
öffentliche  Eigentum,  nimmt  einen  breiten 
Ramn  ein ;  die  wirtschaftlichen  Anschauungen 
sind  aber  doch  ganz  von  der  Idee  des  Son- 
dereigentums belierrscht,  imd  für  die  anderen 
Privateigentumsformen  wiitl  eine  besondei-e 
Rechtfertigimg  verlangt  Insbesondei-e  wird 
für  die  Ausdehnimg  des  öffentliclien  Eigen- 
tums, die  hauptsächlich  zu  Gimsten  des 
Staates  in  Form  von  öffentlichen  Verkehi-s- 
anstalten  Fortschritte  macht,  der  Nachweis 
verlangt,  dass  es  volkswirtschaftlich  mehr 
Vorteile  biete,  als  diu-ch  das  Sondereigen tiun 
oder  als  auf  Gnmd  des  Privateigentiuns 
von  Verbänden  melu'erer  Sondereigentümer 
geboten  werden  könnten. 

Die  Vorzüge  des  Sondereigentums  wer- 
den darin  gefunden,  dass  die  physische  Per- 
son durch  die  alleinige  Verantwortlichkeit 
für  den  Gebrauch  des  Gutes  imd  den  allei- 
nigen Genuss  der  von  ihm  ei-^'orbenen 
Früchte  desselben  sich  zur  besten  —  im 
Sinne  der  Höhe  des  Ertrages  —  Verwei-tmig 
des  Gutes  angespornt  fühlen  werde,  während 
dieser  Ansporn  schwächer  wei-de,  sobald 
mehrere  sich  in  die  Vei-antwortlichkeit  für 
die  Verwendimg  und  in  den  Fi-uchtgeniiss 
teilen;  das  Sondereiffentum  sei  also  die 
zweckmässigste  Form  aer  Güterbehen-schiuig, 
um  daraus  Früchte  zu  ziehen,  imd  seine 
HeiTschaft  sichere  die  grösstmögliche 
Produktion  aus  einem  gegebenen  Gütervor- 
rat mit  den  gegebenen  —  zur  Zeit  bekann- 
ten —  technischen  Hilfsmitteln. 

Der  hiernach  zu  fordernde  ideale  Zu- 
stand der  Volkswirtschaft  würde  sein,  dass 
nicht  nur  alle  Güter  im  Sondereigentiun 
stünden,  sondern  dass  auch  alle  Sondereigner 
ihr  Eigentum  selbst  bewirtschafteten,  also 
es  nicht  auf  dem  Wege  der  Pacht,  der 
Miete,  des  Daiiehns  anderen  zur  Bewirt- 
schaftung überliessen.  In  der  heutigen 
Volkswirtschaft  der  civilisierten  Nationen 
ist  dieser  ideale  Zustand  nicht  vorlianden, 
da  ein  gi-osser  Teil  der  Produktion  nicht 
auf  Grimdlage  des  Sondereigentums  geschieht, 
sondern  die  Landwirtschaft  zum  grossen 
(z.  B.  in  England  und  Italien  zum  gi^ssesten) 
Teil  durch  Pächter,  Industrie  und  Handel 
mit  geliehenen  KapitaHen  betrieben  werden. 
Allerdings  kaim  vom  privatwirtschafthchen 
Standpunkte  aus  das  Ausleihen  des  Kapitals 
als  dessen  rationellste  Benutzimgsait  er- 
scheinen, aber  jenes  Argiunent  zu  Gunsten 
des  Sondereigentimis,  welches  sich  auf   die 
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Thatsache  der  Selbstbewirtschaftung  des 
Eigentums  stützt,  greift  dann  doch  nicht 
mehr  Platz. 

In  einer  Eigentumsoinlnimg,  in  der  es 
ausschliesslich  selbstbewirtschaftetes  Sonder- 
•4gentiim  gäbe,  wünle  die  Verteilung  des 
E^entiims  und  des  Kapitals  identisch  sein. 
In  unserer  gegenwärtigen  Eigentumsordntuig 
ist  das  nicht  der  Fall.  Wir  müssenn  in 
derselben  überhaupt  scheiden  zwischen 
Nutzeigentum  und  Produktiveigentum, 
welches  letztere  in  seiner  Gesamtheit  gleich 
irft  dem  in  der  Volkswirtschaft  vorhandenen 
Kapital,  wähi-end  das  Nutzeigentum  identisch 
ist  mit  den  nicht  zur  weiteren  PiX)duktion 
i*stimmten  Gütern.  Das  Nutzeigentum,  vor- 
zugsweise in  der  Form  des  Sondemgentums, 
ist  ganz  allgemein  verbreitet,  weil  eben  in 
'liese  Xate^ne  der  persönliche  Bedarf  — 
Kleidung,  Hausgerät  etc.  —  gehört,  von  dem 
jeder  bezw.  jede  Familie  etwas,  wenigstens 
das  nach  den  hen-schenden  Anschauungen* 
Tnentbehrliche  zu  eigen  besitzt.  Ein  wich- 
tiger Teil  des  persönlichen  Bedarfs,  die 
Wohnung,  wird  aber  von  einem  grossen 
Teile  der  Bevolkenmg  befi'iedigt,  ohne  dass 
-ie  für  ihn  Nutzeigentum  ist,  sondern  sie 
i>t  ein  Prodidctiveigentum  eines  Vermieters. 
Anders  wie  das  Nutzeigentum  ist  aber  in 
unserer  Eigentumsordnung  das  Produktiv- 
♦  igentiun  verteilt.  Ein  sehr  grosser  Teil 
fier  Bevölkerimg  arbeitet,  nimmt  an  der 
Pnxluktion  teil  ohne  Eigentum  an  Produktiv- 
paitteln  und  empfängt  daher  ihr  Einkommen 
in  Form  von  Lohn  undGelialt.  Ein  anderer 
Teil  produziert  mit  eigenem  oder  fremdem 
Kapital  und  bezieht  daraus  Unternehmer- 
gewinn.  Ein  dritter  Teil  lässt  sein  Eigen- 
tum in  den  Händen  anderer  zur  Prodidition 
Terw'enden,  Kapital  werden,  und  bezieht 
<lana  Zins:  Kapitalzins  im  engeren  Sinne, 
Pacht  und  Miete.  Bei  diesen  Eigentümern 
f-rscheinen  Recht  des  Eigentums  und  Sub- 
>tanz  des  Eigentums  von  einander  getrennt, 
imd  das  Eigentumsrecht  wird  die  Quelle 
^iner  besonderen  Einkommensart,  eben  des 
Ziubes.  Wenn  wir  die  Teilnahme  an  der 
Produktion  im  volkswirtschaftlichen  Sinne 
ais  Arbeit  bezeichnen,  so  finden  wir  also 
1)  Arbeit  ohne  Produktiveigentum,  2)  diese 
beiden  verbunden,  3)  Produktiveigentum 
*>liiie  Arbeit  als  Einkommensquellen. 

B.  Theoretische  Begründung  des 
Privateigentums.  Die  Bemühungen  der 
KechtsphüoBophen,  die  Grundlage  unserer 
gegenwärtigen  Wirtschaftsordnung,  welche 
eben  das  Privateigentnm  ist,  ihrer  Entste- 
h}mg  und  Berechtigung  nach  zu  erklären, 
Kind  mannigfach.  Von  selten  der  National- 
Okonomen  ist  diesem  Gegenstande  erst 
Aufmerksamkeit  gewidmet  worden,  seit  ihre 
^isBenschaft  genötigt  worden  ist,  sich  mit 
den  Angriffen  des  Sozialismus  auf  die  Grund- 


lagen der  gegenwärtigen  Wirtschafts-  und 
damit  auf  die  Eigentumsordnung  ernstlich 
zu  befassen.  Die  älteren  Nation£dökonomen 
haben  das  Privateigentum  als  die  selbsver-. 
ständliche  Grundbedingung  der  Volkswirt- 
schaft keiner  näheren  Untersuchung  unter- 
zogen, und  erst  Adolf  Wagner  hat  die  Lehre 
dann  zu  einem  Teil  seiner  »Grundlegung« 
gemacht.  Die  Erörterung  über  das  Eigen- 
tum bildet  den  notwendigen  Anfang  aller 
Volkswirtschaftslehre,  wenn  diese  '\Ä'irkliGh 
das  tiefere  Verständnis  der  wirtschaftlichen 
Abhängigkeitsverhältnisse,  durch  welche  die 
Menschen  zu  wirtschaftlichen  Gesamtheiten 
zusammengefasst  werden,  vei-mitteln  und 
nicht  niu:  einzelne  Teile  der  bestehenden 
Volkswirtschaft  erklären  will. 

Die  vorhandenen  Theorieen  über  die  Be- 
gründung des  Eigentums  lassen  sich  folgen- 
dermassen  einteilen  und  beurteilen. 

1)  Die  Erklärung  des  Privateigentums 
aus  der  Persönlichkeit  des  Menschen. 
Man  pflegt  diese  die  »natürliche«  zu  nennen, 
was  aber  nicht  dahin  aufgefasst  werden 
darf,  dass  nur  sie  dem  »Naturrecht«  ent- 
stamme, denn  eine  nachher  zu  berührende 
Theorie,  welche  das  Eigentum  wie  alle 
Machtverhältnisse  aus  Verträgen  zwischen 
den  Menschen  entstehen  lässt,  ist  nicht 
minder  naturphilosophisch.  Man  sagt 
also  (z.  B.  FichtCj  Stahl,  Bluntschli),  das 
Privateigentum  sei  eine  notwendige  Folge 
der  menschlichen  Peraönlichkeit,  die  zu  ihrer 
wirtschaftlichen  Bethätigung  eine  Herrschaft 
über  Sachgüter  brauche.  Für  diese  Theorie 
ist  die  Frage  der  Entstehung  des  Privat- 
eigentums gleichgültig;  es  ist  da,  weil  es 
notwendig  war.  Der  i^achweis  dieser  Not- 
wendigkeit, dass  nämlich  Menschen  nur 
mit  Privateigentum  bestehen  können,  wird 
aber  nicht  geführt  und  übersehen,  dass 
die  meisten  Menschen  ja  gar  kein  Eigen- 
tum haben,  an  dem  sie  sich  wirtschaftlich 
»bethätigen«,  »selbst  erweitem«  können, 
oder  wie  sonst  die  betreffenden  Ausdrücke 
gewählt  werden  mögen,  sondern  nur  Nutz- 
(yerbrauchs-)Güter  im  Eigentum  haben,  an 
denen  keine  wirtschaftlich  produktive  Be- 
tMtigung  stattfindet,  dass  es  auch  andrer- 
seits \iele  Eigentümer  giebt,  welche  nicht 
produzieren,  sondern  sich  nur  durch  Aus- 
leihen ihres  Eigentums  »selbst  erweitern«. 
Das  Pi'ivateigentum  ist  daher  gerade  aus 
diesem  Gesichtspunkte  der  »Persönlichkeit« 
sogar  angegriffen  worden,  weil  nach  den 
mit  unserer  Wirtschaftsordnung  gemachten 
Erfahrungen  in  der  Privateigentunisordnung 
ein  sehr  grosser  Teil  der  Volkswirtschafts- 
teilnehmer vom  Produktiveigentum  ange- 
schlossen werde  und  jenes  Ziel  der  wirt- 
schaftlichen Selbstbethätigung  nicht  erreichen 
könne  (z.  B.  Proudhon). 

Eine  Modifikation  dieser  Theorie  ist  es, 
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wenn  man  das  Privateigentum  nicht  sowohl 
als  ein  der  Notwendigkeit  persönlicher  Be- 
thätigung  entspringendes  Kechtsinstitiit,  son- 
dern als  ein  im  Interesse  der  VolksA^Trt- 
Bchaft  überhaupt  nötiges  erklärt,  indem  man 
sagt,  das  Privateigentum  sei  die  notwendige 
Triebfeder  zur  Arbeit  und  Vermögensan- 
sammlung. 

2)  Die  Erklärung  des  Privateigentums 
aus  der  Arbeit  (wohl  auf  Locke  zurück- 
zuführen), zu  der  sich  viele  Nationalökono- 
men neigen,  weil  sie  eine  wirtschaftliche 
Rechtfertigung  des  Privateigentums  zu  sein 
scheint.  Es  soll  also  die  Ai*beit,  welche 
zur  Schaffung  der  Güter  notwendig  gewesen 
sei,  den  Anspruch  auf  die  Verfügung  über 
sie  bedingen:  das  über  den  persöulichen 
Bedai-f  hinaus  aufgespai-te  bewegliche  Kapi- 
tal müsse  zuvor  durch  Arbeit  des  Aufspa- 
renden erworben  worden  sein,  und  ihm  ge- 
bühre daher  die  Herrscliaft  darüber;  der 
Grund  und  Boden  bedürfe,  um  nutzbare 
Erträge  zu  liefern,  der  Arbeit,  und  diese 
an  ihm  verrichtete  Arbeit  bedinge,  dass  er 
dem  Arbeitenden  gehöre.  Die  öffentliche 
Anerkennung  —  wie  diese  zu  stände  ge- 
kommen sei,  bleibt  dahingestellt  —  der 
Arbeit  als  Erwerbsgrund  habe  zur  Entste- 
hung des  Privateigentums  geführt.  Zugleich 
wird  hiermit  die  Arbeit  als  Rechtfertigung 
des  Privateigentums  auch  für  die  Gegen- 
wart anerkannt ;  denn,  wann  sollte  die  Wirk- 
samkeit dieses  Grundes  aufgehört  haben? 
Hierdiu-ch  sieht  sich  aber  diese  Theorie 
augenscheinlich  in  Widersprach  mit  der 
Eigentumsordnimg,  wie  sie  gegenwärtig  ist. 
Ad.  Wagner  (a.  a.  0.  S.  551)  sagt  hierüber: 
»Die  Arbeitstheorie  enthält  zwar  einen 
höchst  wertvollen  und  unbedingt  richtigen 
Kern,  dessentwegen  man  es  als  ide- 
ales Ziel  der  Eigentumsoixinung  bezeichnen 
kann,  immer  allgemeiner  und  ausschliess- 
licher die  Arbeit  zur  rechtsgültigen  origi- 
nären Erwerbsart  von  Privateigentum  ftir 
das  Individuum  zu  machen;  dermaleinst 
vielleicht  der  Endpunkt,  niclit  der  Ausgangs- 
punkt der  Entwickelung  der  Eigentums- 
institution. Eine  Gestaltimg  der  Eigentums- 
ordnung rein  nach  dem  Postulat  der  Arbeits- 
theorie leidet  aber,  ebenso  wie  die  Begrün- 
dung des  Privateigentums  auf  Arbeit  des 
Individuums  nach  dieser  Arbeitstheorie,  an 
dem  principiellen  Fehler,  dass  in  beiden 
Fällen  vorausgesetzt  werden  muss,  die 
individuelle  Arbeit,  eventuell  unterstützt 
durch  Kapitalbesitz  des  einzelnen,  das  Pro- 
dukt seiner  früheren  Arbeit  und  seiner  Er- 
sparung, schaffe  die  Sachgüter  allein  oder 
sei  mit  anderen  Worten  für  sich  allein, 
ausser  dem  gesellschaftlichen  und  staatlichen 
Zusammenhange  gedacht,  die  produktive 
Kraft.  Dies  ist  der  Grundirrtum  der  indi- 
vidualistischen Produktionslehre  der  physio- 


kratisch-Smithschen  Nationalökonomie,  einer 
Lehre,  deren  Konsequenz  in  der  Eigentums- 
lehre die  Arbeitstheorie  ist.« 

3)  Die  Erklärung  des  Eigentums  aus 
der  Besitzergreifung  —  Okkupations- 
theorie (Hugo  Grotius),  die  von  den  r5- 
misch-rechtlichen  Juristen  gern  angenommen 
wird.  Hiernach  wird  das  Privateigentum 
zurückgeführt  auf  den  Willensakt  dessen, 
der  sich  zuerst  der  Sache  bemächtigte,  und 
auf  die  Anerkennung  seines  Anspruchs  durch 
stillschweigenden  \  ertrag  der  Mitlebenden. 
Es  soll  damit  sowohl  die  Entstehung  des 
Privateigentums  erklärt  als  ein  Rechts^rund 
für  dasselbe  gefunden  werden,  indem  man 
diesen  in  der  notwendigen  Respektienmg 
des  Willensausdrucks  des  Individuums  sucht, 
welches  eine  bisher  noch  nicht  von  einem 
anderen  in  Besitz  genommene  Sache  seiner 
Herrschaft  unterwirft.  Man  denkt  sich  dann 
weiterhin  die  Sache  so,  dass  im  I^aufe  der 
"Entwickelung  des  menschlichen  Zusammen- 
lebens die  Okkupation  zu  einem  Rechtsan- 
spruch geworden  sei  und  als  solcher  S^'hutz 
geftmden  habe.  Von  einer  eigentlichen  in- 
neren Begi-ündung  des  Rechtsanspruchs,  wie 
sie  die  Arbeitstheorie  zu  bieten  sucht  wird 
hierbei  abgesehen,  und  es  ist  damit  auch 
die  oben  bezeichnete  logische  Fehlerhaftig- 
keit jener  Theorie  vermieden.  Durch  dies*^ 
Theorie  würde  sowohl  das  Privat-  wie  das 
Gesamteigentum  —  wenn  der  Okkupant 
eine  Gesamtheit  von  Personen  wäre  —  er- 
klärt; in  jedem  Falle  aber  nur  eine  Art 
der  Entstehung. 

4)  Die  Erklärung  des  Privateigentums 
aus  dem  Gesetz  —  Legaltheorie.  (Hobl»es, 
Montesquieu.)  Hier  wird  gesagt,  das  IM- 
vateigentum  beruhe  auf  dem  Willen  der 
Staatsgewalt,  welche  eben  diese  Form  der 
Herrschaft  über  die  Sachen  als  zweck- 
mässig erachtet  und  darum  sanktioniert 
habe.  Hierbei  tritt  die  Frage  in  den  Hinter- 
grund, wie  man  sich  die  Entstehung  des 
Privateigentums  zu  denken  habe.  Der 
äussere  Gnmd  ist  der  Staatswille,  der  in- 
nere die  Zweckmässigkeit.  Diese  Theorie 
hebt  ein  von  den  vorhergehend  aufgeführten 
unbeachtetes  Moment  hervor,  nämlich  dass 
das  Privateigentum  als  Recht  nicht  ohne 
Staat  bestehen  kann.  Solange  es  nicht  mit 
der  Gewähr  versehen  ist,  die  durch  die 
Rechtsordnung  und  die  hinter  ihr  stehende 
Macht  des  Staates  —  oder  wie  nun  die 
Gesamtheit  heisst  —  gegeben  wird,  ist  das 
Eigentum  eben  nur  ein  thatsächliches  Inne- 
haben. Ohne  Klage  kein  Recht,  ohne  Exe- 
kutive keine  Klage,  ohne  Macht  keine  Exe- 
kutive. In  diesem  Sinne  schafft  aber  der 
Staat  erst  das  Privateigentmn,  wie  über- 
haupt alle  RechtsverhiQtnisse.  Nach  dieser 
Theorie  kann  man  von  »Beschränkungen« 
des  Eigentums  nicht  wohl  reden,  weil  der 
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Staat  ja  nicht  ursprünglich  ein  unbeschränk- 
tes Privateigentumsrecht  geschaffen  hat, 
ülierhaupt  nie  ein  solches  zugelassen  haben 
kann;  sondern  eben  die  Herrschaft  über 
die  Sachgöter  in  derjenigen  Aupdehnung, 
welche  im  Staate  aus  Erwägung  des  allge- 
meinen Wohls  den  Individuen  nach  dem 
jeweiligen  Eulturzustande  erlaubt  erscheint, 
bildet  "^das  Eigentumsrecht.  Mit  dieser 
Theorie  ist  nun  allerdings  die  Natur  des 
Privateigentums  als  Kecht  ganz  richtig  be- 
zeichnet und  es  kann  ihr  auch  nicht  ent- 
gegen gehalten  werden,  dass  sie  insofern 
absurd  sei,  als  ja  danach  der  Staat  das 
Privateigentum  auch  wieder  abschaffen 
künne.  Denn  dass  dem  Staate  diese  Ge- 
walt innewohnt,  lässt  sich  doch  gar  nicht 
leugnen.  Es  wäre  möglidi,  wenn  auch  uns 
vorläufig  nicht  denkbar  oder  erwünscht, 
<lass  andere  Formen  des  Eigentums  über- 
haupt oder  für  einzelne  Oebiete  des  Wirt- 
schaftslebens' zw^eckmässiger  als  das  Pri- 
vateigentum gefunden  und  eingeführt  w^üi-den. 
')]  Die  Erklänmg  des  Eigentums  aus  der 
Rechtsentwickelung  und  seine  Be- 
trrfmdnng  aus  der  Zw^eckmässigkeit. 
Die  neuere  Richtung  der  nationalökonomi- 
bchen  Forschung  hat  sich  bemüht,  die 
k^ecenwäi-tige  Volkswirtschaft  als  einen  Teil 
dfT  wirtschaftlichen  Eotwickelun^  des  Volks 
oder  des  Kult urkrelses,  dem  diese  Volks- 
wirtschaft angehört,  aufzufassen  und  die- 
sellje  so  als  eine  historische  Erscheinung  zu 
begreifen,  die  entstanden  ist  und  auch  w^ie- 
dpr  vergehen  wird.  Dieser  Standpunkt 
führt  einerseits  zu  geschichtlichen  Forschim- 
sren  üWr  die  Entstehung  und  Entw^ickelung 
der  jetzt  vorhandenen  wirtschaftlichen  Ein- 
richtungen, und  damit  auch  des  Eigentums, 
'ipd  andererseits  zu  der  Erkenntnis,  dass 
•lit^  jetzt  gegebenen  Formen  nicht  die  letzten 
und  imübertrefflichen  sind.  Dies  hindert 
keineswegs  daran,  dass  man  das  jetzt  als 
wirtschaftlich  am  wirksamsten  Erkannte  so 
langf*  festhält,  konserviert,  bis  etwas  gefun- 
d^-n  winl.  das  noch  mehr  Licht-  und  weni- 
ger Schattenseiten  hat. 

Wenn  man  die  gegenwärtige  Eigenüuns- 
f'rdnung  aus  diesem  Gesichtspunkte  be- 
trachtet, so  findet  man,  dass  sie  eben  mit 
der  Entwickelung  der  Volkswirtschaft  so 
geworden  ist,  wie  sie  jetzt  ist,  wo  das  Son- 
dereipentum  die  entschiedene  Vorherrschaft 
bat  Wenn  nun  die  geschichtliche  Forschung 
lehrt,  dass  nicht  immer  und  überall  die 
^schaftliche  Gütererzeugung  auf  Grund 
fe  Sondereigentums  vor  sich  geht  und, 
wie  z.  B.  die  bei  den  Südslaven,  bei  den 
Indem  bestehenden  Formen  des  Gesamt- 
eigentums der  gemeinsamen  Bewirtschaftung 
und  Nutzung  zeigen,  vor  sich  geht,  so  ver- 
bietet es  sich,  das  Eigentum  auf  allgemein 
and  inuner  gültige  Gründe,  wie  die  Per- 


sönhchkeit,  die  Arbeit,  die  zum  Sonder- 
eigentum führen,  zu  stützen ;  sowie  es  auch 
ausgeschlossen  ist,  das  Sondereigentum  auf 
die  Okkupation  zu  begründen  soweit  nach- 
gewiesen werden  kann,  dass  diese  ursprüng- 
ßch  nicht  von  einzelnen,  sondern  von  Ge- 
meinschaften ausgeführt  wurde.  Vielmehr 
kann  die  Herausbildung  des  Sondereigen- 
tums, d.  i.  die  Verfügimg  über  Sachgüter 
in  der  Art,  dass  ein  einzelner  sie  so  selb- 
ständig ausübt,  wie  es  die  Rücksicht  auf 
die  gleiche  Befugnis  Dritter  und  auf  das 
Gemeinwohl  gestattet,  nur  aus  den  wirt- 
schaftlichen Vorzügen  dieser  Form  vor  an- 
deren erklärt  und  zugleich  gerechtfertigt 
werden.  Soweit  aber  diese  Vorzüge  dem 
Sondereigentum  fehlen,  entbehrt  es  eben 
der  Begründung,  und  es  bleibt  die  Frage 
offen,  ob  in  allen  Fällen,  wo  das  Sonder- 
eigentum jetzt  als  wirtschaftliche  Verwal- 
tungsform angewendet  wird,  dies  so  be- 
stehen bleiben  müsse  und  dürfe.  In  der 
That  sehen  wir  ja  neben  dem  Sondereigen- 
tum innerhalb  aesselben  und  zwar  unserer 
modernen  Volkswirtschaft  auch  andere  For- 
men des  Privateigentums,  die  anerkannter- 
massen  für  die  Zwecke,  denen  sie  dienen 
sollen,  geeignet  befunden  werden  und  daher 
nicht  als  anormale  zu  betrachten  sind;  wir 
sehen,  dass  für  gewisse  Arten  der  Nutzbar- 
machimg der  Sachgüter  ganz  unverkennbar 
sogar  ein  Drang  nach  Bewirtscliaftung  in 
Form  des  Gesellschaftseigentums,  des  öffent- 
lichen Eigentums,  also  nach  Entfernung  vom 
Sondereigentum  besteht. 

Diese  Erwägungen  leiten  darauf  hin,  dass 
überhaupt  so  summarische  Begründungen 
des  Eigentums  an  und  für  sich,  wie  sie  die 
älteren  Theoretiker  liefern  woUen,  unzu- 
lässig sind,  dass  vielmehr  nach  den  Kate- 
gorieen  der  Sachgüter  und  den  Zwecken, 
die  man  durch  die  eine  oder  die  andere 
Eigentumsform  erreichen  kann,  geschieden 
werden  muss.  Es  ist  sehr  wohl  denkbar, 
dass  sich  für  die  eine  Kategorie  der  Sach- 
güter das  Sondereigentum  als  die  denkbar 
beste  imd  dadurch  begründete  Form  der 
Bewirtschaftung  erweist,  für  die  andere 
nicht.  Es  muss  untersclüeden  werden  zwi- 
schen Eigentum  an  Gebrauchsgegenständen 
(Nutzeigentum)  und  Produktionsmitteln  (Pro- 
duktiveigentum), bei  letzterem  wieder  zwi- 
schen beweglichem  und  unbeweglichem  Ka- 
pital; und  bei  diesem  wieder  werden  die 
verschiedenen  Arten:  das  der  Landwirt- 
schaft, der  Forstwirtschaft,  das  Bauareal, 
das  Wegeareal  nicht  die  gleiche  Geeignet- 
heit für  das  Sondereigentum  haben.  Auf 
diese  Weise  wird  das  Eigentum  mit  seiner 
Zweckbestimmung  in  Verbindung  gebracht, 
und  es  lässt  sich  damit  in  seinen  verschie- 
denen Formen  erklären  und  begründen 
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ist  in  diesem  Sinne  namentlich  von  Ad. 
Wagner  durchgeführt  worden,  der  die  Not- 
wendigkeit des  Sondereigentums  filr  das 
Nutzeigentum  und  den  grössten  Teil  des 
Produktiveigentums  für  absehbare  Zeiten 
als  gegeben  erachtet,  daneben  für  gewisse 
Arten  des  Kamtals  das  öffentliche  Eigentum 
(öffentliches  rrivateigentiun  an  Verkehrs- 
wegen und  -anstalten,  an  Forstland  etc.) 
rechtfertigt.  Die  Berechtigung  auch  des 
Gesamteigentums  iji  dem  hier  oben  be- 
sprochenen Sinne  (andere  nennen,  aber  wohl 
zu  Unrecht,  schon  das  öffentliche  Eigentum 
in  seiner  jetzt  üblichen  Form  Gesamteigentum) 
für  unseren  Kulturkreis  wird  nicht  untersucht. 
4.  An^iffe  auf  das  E.  Wenn  man 
von  solchen  spricht,  so  pflegt  man  zunächst 
an  die  Angriffe  auf  das  Sondereigentum 
zu  denken,  und  in  der  That  foiniern  diese 
gegenwärtig  unser  Interesse  und  Abwehr, 
(iesamteigentum  ist  bei  uns  so  gut  wie 
nicht  mehr  vorhanden.  In  dem  früher 
gegen  dasselbe  geführten  Kampfe  ist  die 
Vernichttmg  desselben  vielleicht  zu  voll- 
ständig gelungen;  die  Theorie  und  Praxis 
haben  sich  zu  sehr  auf  den  Standpimkt  des 
thunlichst  unbeschränkten  Sondereigentums 
gestellt  und  auch  die  als  öffentliches  Privat- 
eigentum (Gemeindewald,  Weide  etc.)  ge- 
bliebenen Reste  des  früheren  Gesamteigen- 
tums aufs  äusserste  beschränkt,  während 
man  heute  die  Vorzüge  des  öffentlichen 
Eigentums  wieder  besser  zu  würdigen  weiss. 
Die  Allgriffe,  welche  die  ältere  Richtung 
der  Volks^artschaftslehre  auf  das  öffent- 
liche Eigentum  richtete,  ohne  Unterschei- 
dung des  Zwecks,  sind  als  übertrieben  an- 
erkannt. Der  (inmdgedanke ,  von  dem 
diese  Angriffe  ausgingen,  war  der,  dass 
das  Sondereigentum  die  geeignetste  Herr- 
schaftsform über  Sachen  sei,  um  die  höchste 
Produktion  zu  sichern,  leidet  aber  an  zwei 
Mängeln;  nämlich  erstens  sind  für  manche 
Güterkategorieen  audi  andere  Eigentimis- 
formen  mrtschaftlich  ebenso  wirksam,  z.  B. 
ein  Staat  kann  seine  Domänen  ebenso  nutz- 
bringend verpachten  wie  eine  Einzelperson 
seine  I^andgüter;  in  einzelnen  Fällen  ist 
das  öffentliche  Eigentum  sogar  wirksamer, 
z.  B.  die  öffentlichen  Forsten  werden  besser 
bewirtschaftet  als  meist  der  Foret  des 
Einzeleigentümers;  zweitens  aber  ist  die 
höchste  Fruchtbarmachiuig  der  Kapitalien 
doch  auch  nicht  der  ausschliessliche  Zweck 
der  Volkswirtschaft,  sondern  es  kommt  auch 
auf  die  Wii-kimgen  für  die  Gesamtheit  an; 
z.  B.  es  mag  sein,  dass  ein  Eisenbahnnetz 
in  Privatverwaltung  mehi*  Reingewinn  er- 
giebt  als  in  Staatsvei-waltung  (öffentlichem 
Eigentum),  aber  doch  kaim  letztere  mehr 
im  Interesse  der  Volkswii-tschaft  liegen, 
weil  sie  den  Intei-essen  der  Gesamtheit 
besser  Rechnung  ti-ägt. 


Was  nun  die  Angriffe  auf  das  Sonder- 
eigentum betrifft,  die  von  den  G^neni  der 
modernen  Eigentumsordnung  ausgehen,  so 
stützen  diese  sich,  abgehen  von  dem  Vor- 
wurf, dass  unsere  jetzige  Eigentumsordnung 
vielfach  auf  Gewaltakten  beruhe,  also  von 
ungerechter  Herkunft  sei,  auf  folgende  zwei 
Sätze :  Erstens  das  Sondereigentum  sei  volks- 
wirtschaftlich unzweckmässig,  weil  es  eine 
planvolle  Organisation  der  Produktion  der 
Güter  ausscMiesse  und  daher  eine  grosse 
Kraftverschwendung  herbeiführe.  Durcli  das 
Sondereigentum  sei  die  Nutzbarraachimg  des 
Kapitals  der  individuellen  Willkür,  welche 
keineswegs  die  nötige  Intelligenz  der  Kaintal- 
verwaltung  garantiere,  sowie  den  ZufäUig- 
keiten  der  Erbordnung  preisgegeben^,  und 
durch  das  planlose  Nebenemander  und  Gegen- 
einander der  Verwaltung  der  wiitscliaft- 
lichen  Güter  durch  Einzelne  (die  Konkurrenz 
im  weiteren  Sinne)  entstehen  sehr  \ie\  Ver- 
luste, welche  durch  eine  Organisation  zu  Ge- 
meinwirtschaften vermieden  werden  könnten. 
Zweitens  sozialpolitisch  sei  das  Sondereigen- 
tum cüe  Quelle  der  Ungleichheit,  ünfi^iheit 
und  Armut,  weil  an  und  für  sich  das 
grössere  Kapital,  der  grössere  Sondereigen- 
tümer wirtschaftlich  stärker  sei  und  bei 
gleichem  Rechtsschutz,  gleicher  rechtlicher 
Behandlung  aller  Sondereigentümer  natur- 
gemäss  der  grössere  auf  die  kleineren 
drücke,  sich  auf  ihre  Kosten  bereichere.  — 
Je  nachdem  nun  aus  diesen  Angriffen  Kon- 
sequenzen zu  Gunsten  des  Gesamteigentvuns 
mehr  oder  weniger  streng  und  vollständig 
gezogen  werden,  hat  man  die  Gegner  unserer 
Eigentumsordnung  als  Sozialisten  und 
als  radikale  Sozialisten  oder  Kommunisten 
zu  betrachten,  imd  es  ist  hier  für  das  weitei-e 
auf  diese  Artikel  zu  venveisen. 

5.  Geschichte  des  E.  Zunächst  ist 
über  das  Wort  Eigentum  zu  bemerken,  dass 
Eigen,  Eigenschaft,  Eigentum  (letzteres,  wie 
es  scheint,  erst  seit  dem  14.  Jahrhundert 
üblich)  zuerst  niu'  in  Bezug  auf  unbeweg- 
liche Güter  gebraucht  l^^uxle,  während  man 
in  Bezug  auf  bewegliche  »Habe«  sagte.  All- 
gemein üblich  für  beide  Arten  wmxle  es 
erst  nach  der  Einfühnmg  des  römischen 
Rechts.  Das  Wort  Eigentümer  ist  erst  im 
vorigen  Jahrhundert  gebräuchlich  gewoi-den, 
früher  gebraucJite  man  dafür  Herr  in  Ver- 
bindung mit  dem  Gegenstande  oder  die  Um- 
schreibung durch  einen  Relativsatz,  dann 
Eigentumsherr.  (W.  Arnold,  Zur  Gescliichte 
des  Eigentums  in  den  deutschen  Städten, 
Basel  1861,  S.  15  ff.) 

Die  Geschichte  des  Eigentums  in  dem 
Sinne,  dass  gezeigt  wird,  wie  sich  allmählich 
der  Schutz  des  Besitzes  und  die  Ausbildung 
des  Eigentumsrechts  zu  einem  vom  tliat- 
sächlichen  Innehaben  abtrennbaren  Rechte 
entwickelt  habe,   ist  Sache  der  Rechtsge- 
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schichte.  Die  Wirtschaftsgeschichte  hat  sich 
mir  mit  der  Aufeinanderfolge  und  der  Aus- 
breitung der  verschiedenen  Eigentumsformen 
za  beschäftigen. 

Die  geschichtliche  Entwickelung  des 
E^entums  überhaupt  beginnt  selbstverständ- 
ii(-h  mit  dem  Besitz,  dem  thatsächlichen 
Innehaben.  Solange  imd  soweit  der  Besitz 
nur  auf  der  Stärke  des  Inhabers  beruht,  ihn 
?egen  Augriffe  anderer  zu  verteidigen ,  ist 
er  kein  Eigentum;  dieses  entsteht  erst  mit 
der  Anerkennung  und  dem  dadurch  be- 
«hngten  Schutze  durch  Dritte  gegen  Ein- 
griffe anderer  in  den  Besitz.  Auf  den  ersten 
Stufen  der  menschlichen  YergeseUschaftung, 
wo  das  Genussgut,  die  Grewinnung  des  augen- 
blicklichen Bedarfs  zum  Verzehr  die  Haupt- 
sorge in  Anspruch  nimmt  und  noch  keine 
Eapitalbildimg  stattfindet,  werden  die  Rechts- 
formen für  die  Herrschaft  über  Sachgüter 
noch  keine  bedeutende  Ausbildung  erlangt 
halben  (s.  über  die  Anfänge  des  Eigentums 
Samter  a.  a  0.  S.  78  ff.),  während  die  Formen 
scharfer  werden,  sobald,  wie  bei  den  flirten- 
Tölkem  in  den  Viehherden,  Produktiv- 
kapital gebildet  ist,  welches  auch  eine  Rege- 
lung des  Erbrechts  herausfordert.  Eigen- 
tumsverhältnisse an  Grnmd  und  Boden  können 
eret  mit  der  festen  Ansiedelung  entstehen. 
Diese  erfolgte  erst,  nachdem  der  Volks- 
lStamraes-)Reichtum  eine  Grösse  erreicht 
hatte,  welche  das  Nomadisieren  erschwerte. 
Zunächst  hat  das  Hirtenvolk  nur  vorüber- 
gehend, für  einen  Sommer,  Flächen  zur 
Fruehtgewinnung  angesät;  allmählich  wur- 
den rlie  Perioden  des  festen  Aufenthalts  in 
ein  nnd  derselben  Gegend  länger,  und  so 
wurden  auch  die  Herrschaftsverhältnisse 
n\^T  den  Grund  und  Boden  strenger.  Teils 
l^^ildete  sich  Sondereigentum  durch  die  üeber- 
macht  einzelner  Häuptlinge,  teils  bildeten 
?ich  Nutzungsrechte  der  Familien  an  der 
ilark  aus.  —  Die  Vorstellung,  dass  überall 
das  Gesamteigentum,  als  Organisation  der 
Herrsehaftsverhäitnisse  an  Grund  und  Boden 
gedacht,  eine  Entwickelungsstufe  des  Grund- 
eigentums gebildet  habe,  scheint  mit  den 
geschichtlichen  Thatsachen  nicht  überein- 
zustimmen. 

Bezüglich  der  beweglichen  Güter  ist 
nicht  anzunehmen,  dass  die  erste  Form  der 
HeiTschaft  darüber  diejenige  gewesen  sei, 
die  vir  jetzt  unter  Sondereigentum  ver- 
stehen, ebensowenig  wie  die  Familien  im 
jetzigen  Sinne  die  erste  Form  des  Beisammen- 
lebens der  Menschen  gewesen  ist.  Zuerst 
^iid  sich  Sondereigentum  an  Gebrauchs- 
gegenständen —  Waffen,  Schmuck,  Kleidung 
—  entwickelt  haben:  dasselbe  wurde  wohl 
stets  in  milderer  Form  wie  gegen  Aus- 
jjärtige  gegen  die  nächsten  Verwandten  und 
Genossen  geltend  gemacht,  wie  \vir  auch 
ieute  noch  den  Hausdiebstahl,  bei  dem  nur 


auf   Antrag  Verfolgung   eintritt,    von   dem 
Diebstahl  gegen  Fremde  unterscheiden. 

Beim  Eintritt  in  den  Gesichtskreis  der 
Geschichte  finden  wir  die  Völker  unseres 
germanisch-romanischen  Kulturkreises  auf 
den  ersten  Stufen  des  Ackerbauvolks.  Ihre 
ganze  politische  und  soziale  Entwicklung 
hängt  wesentlich  mit  der  Geschichte  des 
Grundeigentums  zusammen,  welches  in 
einem  besonderen  Artikel  dieses  Werkes 
(Grundbesitz)  behandelt  wird,  auf  den 
hier  zu  verweisen  ist.  Was  das  bewegliche 
Eigentum  betrifft,  so  ist  an  einem  Teile  des- 
selben das  Sondereigentum  schon  entwickelt, 
aber  auch  bei  ihm  nahm  die  Gesamtfahr- 
habe einen  breiten  Raum  ein,  und  erst  sehr 
allmählich  hat  sich  dieses  eigentliche  Ge- 
samteigentum teils  in  Sondereigentum,  teils 
in  öffentliches  Eigentum  im  heutigen  Sinne, 
d.  h.  in  Privateigentum  von  Zwangsgemein- 
schaften aufgelöst.  »Das  Geschlecht,  der 
Stamm,  das  Volk  besassen  vermutlich  man- 
cherlei gemeines  Opfer-  und  Kriegsgerät; 
sie  hielten  dauernd  oder  vorübergehend  hei- 
lige oder  zum  Opfer  bestimmte  Tiere*  sie 
empfingen  als  Gesamtheiten  Bussen  in  Vieh 
oder  später  in  Geld ;  sie  nahmen,  wenn  auch 
nur  zu  alsbaldiger  Verteilung  unter  die 
einzelnen,  die  Kriegsbeute  an  sich.  Aber 
die  Einheit  der  Geschlechter  löste  sich  auf, 
und  die  grösseren  Stammes-  und  Volks- 
genossenschaften verloren  ihre  gemeine  Habe 
an  die  Könige  und  ihre  Beamten.  Dagegen 
treffen  wir  in  den  engeren  Kreisen  der 
Mark-,  Dorf-  imd  Hofgemeinden  zu  allen 
Zeiten  Gesamthabe  an.  Ein  freilich  gering- 
fügiges ständiges  Gemeinbesitztum  an  Ge- 
rätschaften, Wuchervieh  und  Baulichkeiten 
bildeten  ein  Zubehör  der  Allmende.  Ausser- 
dem hatte  die  Gemeinde  aus  Bussen,  Ein- 
zugs- und  Besitzveränderungsabgaben,  All- 
mendzinsen,  Pfändungen  etc.  mehr  oder 
minder  regelmässige  Einkünfte  in  Naturalien 
oder  Geld.  —  In  Bezug  auf  alle  Gemein- 
habe trat,  bevor  der  Körperschaftsbegriff 
entwickelt  war,  der  Mangel  einer  Scheidung 
von  Gesamtheit  und  Gesamtvielheit  beson- 
ders sichtlich  zu  Tage.  Die  Gesamtheit 
schlechthin  hatte  Gewere  und  Eigentum 
daran,  ohne  dass  es  weiter  zur  Sprache 
kam,  ob  sie  in  korporativer  Weise  als  ein 
Subjekt  oder  ob  sie  in  gesellschaftlicher 
Weise  als  verbundene  Vielheit  von  Sub- 
jekten besass.«  —  »Eine  ungleich  höhere 
Bedeutung  (als  bei  der  Markgenossenschaft, 
Dorfgemeinde)  hatte  von  vornherein  in  den 
Gilden  jeglicher  Art  das  Gesamtvermögen. 
Trotzdem  reichte  lursprünglich  auch  hier 
die  alte  Vorstellung  des  Gesamtrechts  aus. 
Was  an  genossenschaftlicher  Habe,  an  Gerät, 
Vorräten  oder  Geld  in  Gemeinbesitz  war, 
gehörte  der  Gesamtheit,  aber  es  gehörte  so 
gut  der   Gilde,  Bruderschaft   oder   Gesell- 
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Schaft,  als  den  Genossen.  Brüdern  oder  Ge- 
sellen gemeinlich.«  (0.  Gierke,  Das  deutsche 
Genossenschaftsrecht,  2.  Bd.,  S.  358  ff.)  Mit 
der  Ausbildung  der  Geldwirtschaft,  die  eine 
schärfere  Ab^nzung  der  wirtschaftlichen 
Rechte  und  Pflichten  als  die  Naturalwirt- 
schaft möglich  machte,  löste  sich  das  Eigen- 
tum der  Gesamtheiten  in  Eigentiun  der 
Einzel^lieder  derselben,  in  Sondereigentum 
einerseits,  andererseits  in  solches  der  Körper- 
schaft und  damit  in  das  nach  Analogie  des 
Sondereigentxuns  konstruierte  öffentliche 
Eigentum  auf.  um  dem  Bedürfnis  des  Zu- 
sammenschlusses mehrerer  Sondereigentümer 
zu  gemeinsamen  wirtschaftlichen  Operationen 
zu  genügen,  wurden  dann  diejenigen  Formen 
des  Privateigentums  von  Personenverbänden 
geschaffen,  die  als  Privateigentum  von  Er- 
werbsgesellschaften —  offene  Handels-  und 
Kommanditgesellschaft ,  Aktiengesellschaft, 
Eingetragene  Genossenschaft  —  in  unserem 
heutigen  Erwerbsrecht  erscheinen  und  sich 
noch  weiter  bilden.  — 

Litteratnr:  Entwurf  eines  bürgerlichen  Ge- 
tetzhucht  ßlr  das  Den  Uche  Reich .  Begrün  düng 
Sachenrecht,  Vorlage  de*  Redaktort  R.  Johow, 
I.  Bd.,  Berlin  1880,  S,  4^0 ff.  —  B.  W.  LeUt, 
Ueber  die  Natur  des  Eigentums,  Jena  1859.  — 
Ad,  Wagner,  Allgemeine  Volk»wirtschaJlslehre, 
I.  Grundlegung,  S,  Ausg.,  Leipzig  1879,  S.  SOS  ff. 
—  Ad,  SamteTf  Das  Eigentum  in  seiner 
sozialen  Bedeutung,  Jena  1879,  —  Michavd 
Hildebrand,  Recht  und  Sitte  auj  den  ver- 
schiedenen wirtschaftlichen  Kulturstufen,  Jena 
1896,  I,  158  ff.  —  P.  Leray-Beaulieu,  TraitS 
d'Economie  polUigue,  Baris  1896,  I,  SSSff,  — 
A,  Oarelli,  La  proprietä  sociale,  Mailand  1898, 
I,  50 ff.  —  Vom  kirchlichen  Standpunkte  aus: 
Pranz  Walter,  Das  E.  nach  der  Lehre  des 
hl.  Thomas  von  Aquin,  Freiburg  i.  B.  1895, 

H.  V,  Scheel, 
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schichtliche Entwickelung  und  sach- 
liche Begründung.  III.  Erwerb,  Ver- 
lust und  Schutz  des  Eigentums.  lY.Be- 
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I.  Begriff  des  Eigentums. 

1.  Die  Frage.  2.  Bestimmung  des  Begriffes. 
3.  Dingliche  Bechte  an  fremder  Sache.  4.  Ge- 
teiltes Eigentum  und  Miteigentum. 

1.  Die  Frage.  Der  Begriff  des  Eigen- 
tums wird  durchgängig  als  ein  allge- 
meiner Rechtsbegriff  behandelt,  der  den 
verschiedensten  Rechtsordnungen  zu  Grunde 
liegt.  Man  unternimmt  etwa  Betrachtungen 
über  das  Eigentum  in  christlicher  Beleuch- 
tung und  meint  damit  nicht  die  Bestim- 
mungen vielleicht  des  preussischen  Land- 
rechts  iiber  das  Eigentum,  sondern  dieses 
letztere  selbst  als  eine  dlgemeine  Rechts- 


einrichtimg. Manchem  ist  es  in  der  neueren 
Zeit  ein  Problem  geworden,  wie  die  Ent- 
stehung und  Ausbildung  des  Eigentums 
geschehen  sei.  Cnd  auch  derjenige,  welcher 
die  geschichtlichen  Verschiedenlieiteu  der 
einzelnen  Gesetzgebungen  und  Rechtsin- 
stitutionen gern  ausschliesslich  betonen 
möchte,  wtlrde  doch  bei  dem  Satze,  dass 
das  Eigentum  überall  versdiieden  geregeh 
sei,  nur  zu  leicht  in  den  üblichen  Fehler 
des  Empirismus  verfallen,  dass  er  die  Ije- 
dingenden  allgemeingültigen  Begriffe,  die  er 
zu  leugnen  voi^giebt,  in  Wirklichkeit  schon 
vorausgesetzt  hat;  er  bearbeitet  mit  ihnen 
sein  empirisches  Material  im  einzelnen  und 
daif  nur  dieses  als  seine  Eigentümlichkeit 
beanspruchen,  dass  er  einer  kritischen  Nach- 
prüfung seiner  allgemeinen  Voraussetzimgen 
ausweicht.  Nun  würde  man  aber  die  his- 
torischen Verschiedenheiten  bei  der  ix)si- 
tiven  Ausgestaltung  des  Eigentums  im  ein- 
zelnen gar  nicht  beobachten  und  feststellen 
können,  wenn  man  sie  nicht  an  einen  festen, 
allgemein  geltenden  Begriff  von  dem  Eigen- 
tum anschlösse. 

Sonach  erhebt  sich  vor  allem  die  Frajre : 
In  welchem  Sinnp  kann  von  einein  allge- 
meingültigen Be^ffe  des  Eigentums  ^- 
handelt  werden?  Ist  es  vielleicht  nur  eine 
komparative  Allgemeinheit,  so  dass  man 
nach  konventionaler  Uebereinkimft  einige 
Gemeinsamkeiten  aus  einzelnen  bestimmten 
Rechtsordnungen  heraushöbe  und  diesen  ver- 
abredeten Betriff  als  denjenigen  des  Eigen- 
tums hinstellen  möchte?  Oder  kann  über 
derartige  subjektive  Willkürlichkeiten  hin- 
aus eine  objektiv  geltende  Grundlage  für 
die  Erörterungen  über  das  Eigentum  ge- 
funden werden? 

Allgemeingültige  Rechtsbegriffe  im  stren- 
gen Smne  würden  dei-artige  einheitliche 
Funktionen  sein,  dass  sie  die  notwendigen 
Bedingungen  für  die  Erfassung  aller 
irgendwie  nur  denkbaren  Rechts- 
ordnungen wären;  so  dass  es  keine  Be- 
trachtung und  Bestimmung  eines  Rechts 
geben  könnte,  bei  der  nicht  jene  Begriffe, 
sei  es  auch  nur  mittelbar,  vorausgesetzt  und 
verwendet  wären.  Dies  ist  der  Fall  bei  dem 
Begriffe  des  Rechts  selbst;  aber  auth 
nur  bei  ihm.  Davon  abgesehen  treten  all- 
gemeingültige Erwägungen  als  gemeinsame 
logische  Bestimmungsgründe  nur  als  Fra- 
gen auf.  So  besteht  in  jedem  Rechtsver- 
bande die  Frage  nach  der  obersten  Gewalt; 
die  nach  dem  Verhältnisse  von  Mann  und 
Weib,  von  Mutter  und  Kind,  nach  dem  Ein- 
flüsse des  Todes,  nach  der  Sicherung  durch 
Strafe,  nach  der  Kraft  der  Verträge,  und 
auch  nach  der  geordneten  Verfügungsmaeht 
über  Sachen.  In  diesem  Sinne,  als  einer 
Frage,  die  in  notwendiger  Allgemeinheit 
bei  jedem  Rechtszustande  sich  erhebt,  wird 
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auch  das  Eigentum  ein  Begriff  von  all- 
gemeingültiger Bedeutimg  sein.  Die 
Antwort  aber  auf  die  Frage  ist  geschichtlich 
wechselnd  und  verechieden. 

Hiernach  bedeutet  Feststellung  des  all- 
gemeinen Begriffes  von  dem  Eigentum  das- 
selbe, wie  Klarierung  des  näheren 
Sinnes  der  allgemeingültigen  Frage,  welche 
in  der  hier  gesuchten  Richtung  unbedingt 
in  jeder  rechtlichen  Ordnung  auftreten 
mufis.  Ehe  wir  nun  diese  Klarlegun^  in 
Angriff  nehmen,  ist  noch  darauf  hinzuweisen, 
dass  diese  Frage  in  jeder  rechtlichen 
Ordnung  sich  erhebt;  keineswegs  aber  in 
jeder  sozialen  Ordnung.  Die  Frage  kann 
sich  gar  nicht  erheben  in  einem  gesell- 
ßcfaaftlichen  Dasein,  das  seine  Eonstitmerung 
nur  durch  Konventionalregeln  er- 
hielle.  Denn  diese  sind  zwar  Regeln,  die 
TOD  aussen  her  an  den  einzelnen  heran- 
treten und  ein  äusserlich  korrektes  Ver- 
halten ihm  ansinnen;  aber  sie  erscheinen 
bloss  als  Einladungen,  ohne  selbstherrlich 
ihn  sich  unterwerfen  zu  wollen.  In  einer 
blossen  Konventionalgemeinschaft ,  wie  sie 
geschichtlich  niemals  bekannt  geworden  ist, 
die  aber  dem  Ideale  des  individualistischen 
Anarelüsmus  entsprechen  müsste,  giebt  es 
überhaupt  keinerlei  Pflichten;  es  steht  ein 
jeder  unter  der  Regel  nur,  si  voluefit. 
Infolgedessen  vermöchte  in  einer  derartigen 
sozialen  Regelung  die  Frage  nach  der  ge- 
ordneten Yerfügungsmacht  über  Sachen, 
welche  Gewalt  die  der  Regel  Unterstellten 
pflichtgemäss  achten  müssten,  überhaupt 
nicht  aufgeworfen  zu  werden.  Hier  bliebe 
in  der  That  in  bedingungsloser  Art  nur  der 
Satz:  omnia  omnibus.  Ein  jeder  könnte 
überall  frei  zugreifen,  soweit  es  in  seiner 
flacht  steht,  und  er  thatsächliche  Möglich- 
keit besitzt,  das  Genommene  gegen  einen 
einzelnen  und  gegen  verbündete  einzelne, 
die  ihm  gegenüberstehen,  zu  behaupten ;  es 
kstände  nur  die  Erwartung,  dass  er  in 
Verfolgung  eigenen  Vorteils  sich  freiwillig 
anf  Aditung  des  Habens  anderer  einliesse: 
Ein  Begriff  des  Eigentums,  als  der  Frage 
nadi  einer  aussdmessenden  und  pflicht- 
mässige  Achtung  fordernden  Befugnis  be- 
rüglidi  bestimmter  Gegenstände  ist  nur 
unter  einer  rechtlichen  Ordnung  und 
hier  unter  einer  jeden  gefordert. 

2.  Bestimmiui^  des  Begriffes.  In  dem 
zuletzt  gesagten  Satze  findet  sich  bereits  die 
Richtung  angedeutet,  in  welcher  diese  Er- 
wägungen weiter  zu  gehen  haben.  Es  han- 
delt sich  beim  Eigentum  um  die  Frage, 
te  von  Rechts  wegen  in  einer  andere  Per- 
sonen ausschliessenden  Weise  über 
Sachen  verfügt  werden  soll.  Nun  sind  aber 
Alisschliessungsrechte  an  Sachen  in  ver- 
schiedenartigster Weise  als  selbständige 
Rechtsverhältnisse  in  geschichtlichen  Rechts- 


ordnungen gegeben  und  weiterhin  denkbar; 
so  dass  sieh  als  erste  und  nachdrücklichste 
Schwierigkeit  die  erhebt,  wie  unter  diesen 
allen  ein  allgemeingültiger  Begriff  vom 
Eigentum  herausgehoben  und  abgegrenzt 
werden  könne.  Wie  scheidet  sich  das  Eigen- 
tum in  aUgemeiner  Begriffsbestimmung  von 
dem  Niessbrauche  oder  dei  Erbpacht,  die 
fast  alle  Gebrauchs-  und  Nutzungsbefugnisse 
dem  Berechtigten  gewähren,  oder  von  dem 
Rechte  des  Hypothekengläubigers,  das 
drückend  auf  dem  Eigentum  lastet?  Und 
wie  kann  der  Eigeutumsbegriff  in  gemein- 
samer Eigenart  bestehen,  während  in  so 
verschiedener  und  oft  so  einschneidender 
Weise  der  Eigentümer  dem  Nachbar  und 
dem  Gemeinwesen  gegenüber  gebunden  ist? 

Es  ist  klar,  dass  dieses  alles  zu  der  Auf- 
stellung einer  Rangordnung  unter  den 
mannigfach  möglichen  Rechtsverhältnissen 
und  zur  Aufsuchung  einer  qualitativen  Be- 
sonderheit für  das  rechtlich  verliehene  Eigen- 
tum hinführt.  Wollte  man  es  quantitativ 
nehmen,  also  die  einzelnen  Befugnisse  von 
sachlich  berechtigtenPersonen  analysieren  und 
als  »Eigentümer«  denjenigen  nehmen,  welcher 
die  meisten  Einzelbefugnisse  in  sich  ver- 
einigte, so  würde  man  sich  in  die  Schwierig- 
keit verstricken,  dass  man  mit  einem  nicht 
geklärten  und  vielleicht  gar  nicht  aufzu- 
hellenden Begriffe  der  »Einzelbefugnisse« 
operiert  hätte,  dessen  Yerwendung  aie  Lö- 
sung unserer  Frage  nur  hinausschöbe  und 
nicht  beendigte.  Auch  liefe  man  geradezu 
Gefahr,  den  einheitlichen  Begriff  des  Eigen- 
tums überhaupt  aufzulösen  \md  ganz  unter 
den  Händen  zu  verlieren,  da  man  immer 
erst  hinterher  durch  Zusamraenzählung  von 
konkret  verwirklichten  Einzelrechten  dazu 
käme,  das  Eigentum  zu  erkennen,  was  einer 
Feststellung  nach  sicherer  Begriffsbestim- 
mung gerade  zuwider  wäre. 

Darum  gehen  alle  erwähnenswerten  Ver- 
suche einer  Klänmg  des  Eigentumsbegriffes 
auf  das  Finden  einer  qualitativen  Be- 
sonderheit unseres  Rechtsinstituts  hinaus; 
wobei  als  selbstverständlich  angenommen 
wtuxle,  dass  dem  Eigentum  eine  überlegene 
und  vomehm^Stellung  zugedacht  wird. 

Man  sagt  alsdann  wohl,  dass  das  Eigen- 
tum die  Sache  »allseitig«  oder  »in  der  Ge- 
samtheit« ihrer  Beziehungen  beherrsche, 
während  Pfandrecht,  Servituten,  Reallasten 
etc.  dieses  nur  »in  beschränkter  Weise« 
thun;  oder  meint,  dass  das  Eigentum  das 
»höchste«  Recht  verleihe  oder  dass  es  das 
Recht  sei,  eine  Sache  »auf  die  unbeschränk- 
teste Weise«  (CG.  544:  »de  la  maniere  la 
plus  absolue«)  zu  benutzen  und  darüber  zu 
verfügen. 

Aber  diese  und  ähnliche  Fassungen  lösen 
die  Aufgabe,  ein  klai*es  und  zuverlässiges 
Begiiffsmerkmal  zu  liefern,  nicht  auf. 
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Wenn  die  Sache  in  der  Gesamtheit 
ihrer  Beziehimgen  von  dem  Eigentümer  be- 
herrscht wird,  so  ist  es  nicht  verständlich, 
wie  neben  der  Gesamtheit  noch  andere 
rechtliche  Beheri*schungen  möglich  sein 
sollen ;  dei-artig  sogar,  dass  sie,  beispielsweise 
bei  der  Eigen tttmerhypothek ,  in  die  Hand 
des  Eigentilmei-s  zurückkommen  können,  der 
dann  die  Sache  erstens  in  ihren  gesamten 
Beziehungen  unter  sich  liätte  und  zweitens 
noch  in  einigen  anderen.  Und  wer  in  der 
schrankenlosen  Yerffigimgsgewalt  das 
Wesen  des  Eigentums  sieht,  dem  muss  jede 
Einengimg  und  Beschränkung  im  Inhalte 
des  Eigentums  durch  Nachbarrecht  und 
Polizei  nicht  nur  sachlich  unsympathisch 
sein,  sondern  seine  ganze  Begriffsbestimmung 
unmittelbar  zei-stören.  Die  darauf  versuchte 
Replik,  dass  das  Eigentum  eben  »an  sich« 
den  Willen  des  Berechtigten  entscheidend 
für  die  Sache  in  der  Gesamtheit  ihrer  Be- 
ziehungen mache  oder  dass  das  Eigentum 
»als  solches«  schrankenlos  sei,  aber  fi-eilich 
Beschränkungen  veiiragen,  kann  unmöglich 
befriedigen;  sie  setzt  Worte  an  die  Stelle 
sachlich  klärender  Bestimmungen  imd  er- 
reicht nicht  mehr  als  die  symptomatisch 
nicht  uninteressante  Formel  des  Pandektisten 
Böcking,  nach  der  des  Eigentums  Wesen  liege 
in  »der  Abstraktheit  und  der  mannigfaltig- 
sten Bestimmungen  fähigen  Unbestimmtheit 
der  Privatreclitshen-schaft  des  Subjektes  über 
die  körperliche  Sache  als  blossen  und  total 
als  Gegenstand  des  Willens  jenes«.  Und 
auch  das  Abstellen  darauf,  dass  das  Eigen- 
tum »die  Fähigkeit«  habe,  seinen  Gegenstand 
allseitig  zu  beherrschen,  obgleich  dieses 
in  konki-eter  Wirklichkeit  gar  nicht  vorzu- 
liegen brauche,  dürfte  nicht  abschliessend 
sein;  denn  es  fehlt  in  dieser  Bildersprache 
an  der  Angabe  eines  festen  Merkmales, 
woran  man  nun  erkemien  könne,  ob  ein 
Rocht  an  einer  Stiche  dazu  »befähigt«  sei, 
die  schrankenlose  Beherrschung  der  Sache 
zu  erlangen. 

Prüft  man  die  Eigenart  der  angeführten 
Versuche  einerBegriffebestimmung  desEigen- 
tums nach,  so  zeigt  sich,  dass  sie  alle  das 
Bestreben  haben,  den  Eigentümer  an  dem 
weitgehenden  und  starken  Gehalt 
seines  Rechtes  zu  erkennen;  er  soll  mehr 
sagen  dürfen,  energischer  zu  verfügen  haben, 
grösseren  rechtlichen  Vorteil  von  seiner 
Sache  ziehen  als  andere.  Und  nun  wül  das 
mit  der  Möglichkeit  von  vielen  Beschrän- 
kungen des  Eigentums,  besonders  mit  der 
Möglichkeit  von  einengenden  Rechten  dritter 
nicht  stimmen,  die  ja  so  steigen  können, 
dass  dem  Eigentümer  in  Wahrheit  so  gut 
wie  nichts  zu  sagen  übrig  bleibt.  Hiemach 
scheint  es  allein  richtig,  den  Gesichtspunkt 
von  der  inhaltlichen  Stärke  des  Eigen- 
tums  ganz   fallen   zu    lassen  und  den  hier 


notwendigen  Gedanken  einer  Rangordnung 
im  Sinne  eines  formalen  Instanzenzuges 
durchzuführen. 

Eigentümer  einer  Sache  ist  danach  die 
Person,  deren  rechtliches  Ermessen  für  die 
Sache  in  letzter  Linie  nach  dem  Spruche 
des  Gesetzes  massgebend  ist. 

Vor  ihm  können  gar  viele  Interessenten 
ein  Recht  an  der  Sache  haben;  und  viel- 
leicht nehmen  sie  alle  Nutzungen  und  Er- 
zeugnisse des  Objektes  für  sich  in  Anspruch 
oder  haben  ihrerseits  zur  Zeit  Verw^tung 
und  Verfügung  über  die  Sache  durchaus 
oder  drücken  auf  ihn  mit  dinglichem  Pfand, 
dass  er  im  Erfolge  jetzt  nur  als  ihr  Knecht 
erscheint,  in  ihrem  Solde  sich  müht,  ffir 
sie  nur  Gewinn  zu  ziehen  sucht,  wahrem! 
kein  Ziegel  auf  dem  Dache  mehr  seiner 
»freien«  oder  »schrankenlosen«  Verfü^ngs- 
macht  untersteht:  aber  sie  alle  haben  in 
ihrer  gesetzlich  verliehenen  Bedeutung  eine 
genau  abgesteckte  Grenze,  hinter  der  auch 
noch  die  Fra^e  nach  weiterer  Verfflgiings- 
möglichkeit  sich  erhebt,  imd  hinter  dieser 
Grenze  tritt  der  Eigentümer  ein,  —  in 
letzter  Linie  ist  es  sein  Entscheid,  der 
von  Rechtswegen  über  die  Sache  verfugen 
kann. 

Man  kann  es  sich  auch  dahin  deutlich 
machen :  Die  Rechtsordnung  vei^giebt  ding- 
liche Rechtsverhältnisse  an  emer  bestimmten 
Sache  beim  Gegebensein  gewisser  juristischer 
Thatbestände ;  bis  zu  einem  abgesteckten 
Punkte  hat  A.  die  Verfügungsmacht,  neben 
oder  hinter  ihm  vielleicht  der  B.,  in  letz- 
ter Linie,  nachdem  die  Rechtsverhältnisse 
jener  erschöpft  sind,  der  C,  —  dieser  ist 
der  Eigentümer.  Und  genau  el)enso  ist 
es  nicksichtlich  der  öffentlichrechtlichen 
Beschränkungen,  hinter  denen  der  Eigen- 
tümer erst  zum  Worte  gelangt. 

Mit  dieser  Bestimmung  ist  kein  neuer 
Begriff  des  Eigentums  aufgestellt,  sondern 
nur  zu  klären  versucht  worden,  was  man 
unter  jenem  Begriffe  in  saclüicher  Deutlich- 
keit allein  verstehen  kann.  Und  zwar  ist 
diese  Klarstellung  dahin  erfolgt,  dass  man 
ein  brauchbares  Merkmal  erhalten 
hat,  das  ganz  allgemein  zur  sicheren 
Lösimg  von  Zweifeln  dienen  kann,  wer  in 
besonderen  Verhältnissen  denn  als  Eigen- 
tümer und  wer  als  beschränkt  Berech- 
tigter zu  fassen  sei.  Ich  führe  einige 
Beispiele  in  Zweifelsfragen  an. 

Wer  ist  beim  Lehn  Eigentümer,  der 
Lehnsherr  oder  der  Vasall?  Wie  steht  es 
damit  beim  Familienfideikommiss,  oder  bei 
den  adligen  Stammgütem,  die  durch  Her- 
konunen  unveräusserlich  geworden  sind, 
gehalten  durch  herkömmliches  Revokations- 
recht der  Söhne,  herkömmliches  Retrakt- 
recht  anderer  Agnaten,  herkömmliche  Ver- 
zichte  der  Töchter?     In  welcher  Methode 
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ist  ein  Testament  auszulegen,  in  dem  der 
Verstorbene  dingliche  Rechte  unter  seine 
Verwandten  verteilt  hat?  Wie  istB.a.B.  §  872 
zu  verstehen :  Wer  eine  Sache  als  ihm 
gehörend  besitzt,  ist  Eigenbesitzer;  — 
kann  man  auch  durch  Aneignung  ein 
beschränktes  dingliches  Recht  an  herren- 
losen Sachen  erwerben?  Wie  ist  überhaupt 
m  der  Kenntnisnahme  von  einer  (der  Zeit 
oder  dem  Räume  nach)  fremden  Rechts- 
ordnung zu  verfahren,  z.  B.  bei  der  Frage, 
nb  im  altdeutschen  Recht  der  Gemeinde 
ias  Eigentum  von  Land  und  den  einzelnen 
Mitgliedern  ein  dingliches  Nutzungsrecht 
Zugestanden  und  dieses  sich  dann  in  spar 
terer  Zeit  gewandelt  hätte? 

Die  Methode  der  Lösung  ist  nach  dem 
Gesagten  diese:  Itfan  denkt  sich  die  beiden 
Rechtsverhältnisse,  die  juristisch  zu  bestim- 
men sind,  in  Kollision  mit  einander;  wer 
Qon  nach  dem  Inhalte  des  Gesetzes  zuerst 
kommt  und  dem  anderen  in  einer  genau  be- 
grenzten Weise  rechtlich  vorgeht,  das 
ist  der  dinglich  an  fremder  Sache  Be- 
rechtigte; —  wer  dagegen  in  solchem  Kol- 
lisionsfall zurückzutreten  hat,  hinter  dem 
Gegner  bis  zu  bestimmtem  Punkte  sich 
r«assiv  verhalten  soll  \md  erst  in  letzter 
Linie  den  Entscheid  hat,  das  ist  der 
Eigentümer. 

Selbstverständlich  kann  die  An^be,  dass 
fier  Eigentümer  in  letzter  Linie  mass- 
geblich sei,  sich  nur  auf  das  Verhältnis  zu 
anderen  Personen  beziehen,  die  auch,  nach 
ööentlichem  oder  bürgerlichem  Rechte,  zur 
Verfugungsmacht  über  diese  Sache  berufen 
tind;  nicht  aber  auf  das  Verhältnis  der 
tjerechtigten  Person  zu  der  Rechtsord- 
nung selbst.  Ausserhalb  ihrer  besteht, 
wie  oben  bemerkt,  unsere  ganze  Frage 
nicht;  imd  darum  kann  hier  nur  die  Er- 
örterung darüber  gemeint  sein,  wem  sie 
den  Entscheid  in  letzter  Linie  zuteilt.  Da 
sie  nun  hierbei  auch  dem  einen  diese  ge- 
währte Macht  wieder  entziehen  und  einem 
anderen  zuweisen  kann,  so  ist  es  kein 
^'iderspruch  zu  dem  Gesagten,  wenn  nach 
•mseren  Gesetzen  dem  Mgentümer  seine 
Sache  enteignet  werden  kann.  Dieses  geht 
auf  die  Voraussetzimgen,  unter  denen  das 
in  letzter  Linie  massgebliche  Rechtsverhält- 
nis besteht  oder  untergeht;  nicht  aber  auf 
<ias  Merkmal,  durch  das  es  sich  in  allgemein- 
^tiger  Weise  von  anderen  begründeten 
Rechtsverhältnissen  imterscheidet. 

Das  Merkmal  des  Eigentumsbegriffes, 
da*  vir  gefunden  haben,  ist  rein  formal. 
Es  hat  noch  gar  nichts  von  dem  Inhalte 
^'iner  besonderen  Rechtsordnimg  an  sich, 
f>ndem  eignet  sich  ausnahmslos  für  eine 
J^le.  So  ist  es  gleichermassen  bei  dem 
indiyidualen  wie  bei  dem  kommu- 
nistischen Eigentum  anwendbar.     Denn 


es  ist  natürlich  gleichgültig,  ob  die  Rechts- 
ordnimg den  letzten  Entscheid  einer  be- 
stimmten Privatperson  zuteilt  oder  ihn 
der  rechtlichen  Gesamtheit  überlässt.  Dass 
dabei  die  konkrete  Verfügung  für  den  Eigen- 
tümer auch  durch  Stellvertreter  ausgeübt 
werden  kann,  das  darf  hier  übei-gangen  wer- 
den, da  es  vielleicht  eineSchwierigkeit  für  den 
Begriff  des  Rechtssubjektes,  nicht  aber 
für  den  des  Eigentums   mit   sich   führt. 

Scliliesslich  ist  zu  bemerken,  das  es 
einen  besonderen  juristischen  und  einen 
besonderen  nationalökonomischen  Be- 
griff vom  Eigentum  nicht  geben  kann. 
Das  Eigentum  ist  unter  allen  Umständen 
ausschliesslich  ein  Rechtsbegriff ;  die  volks- 
wirtschaftliche Betrachtimg  des  Eigentums 
geht  auf  seine  besondere  Verwirklichung  in 
ökonomischen  Phänomenen,  die  sich  in  kon- 
kreter Ausführung  der  rechtlich  gesetzten 
Möglichkeiten  bilden,  gebildet  haben  oder 
bilden  werden.  Wie  der  Begriff  des 
Eigentums  zu  fassen  sei,  das  ist  eine  ein- 
deutig zu  lösende  Frage:  Es  kann  un- 
möglich zwei  Bestimmungen  jenes  Begriffes 
geben,  die  nicht  gnmdsätzlich  mit  einander 
übereinstimmten  und  doch  beide  richtig 
wären. 

Dagegen  ist  zuzugeben,  dass  der  Sprachge- 
brauch das  Wort  »Eigentum«  ausser  in  dem 
hier  allein  angenommenen  fachwissenschaft- 
lichen Sinne  auch  noch  mannigfach  sonst 
verwendet :  a)  Oftmals  geradezu  übereinstim- 
mend mit  Vermögensrecht  überhaiipt. 
So  geschieht  es,  falls  von  Familie  und  Ei- 
gentum als  den  beiden  Teilen  unseres 
Privatrechts  gesprochen  ward,  oder  wenn 
eine  Verfassung  »das  Eigentum«  für  im- 
verletzlich  erklärt,  b)  In  eigener  Verwen- 
dimg werden  als  Gegenstand  des  Eigentums 
wohl  auch  andere  Vermögensrechte,  beson- 
ders Forderungen,  genommen;  dann  stellt 
sich  das  Eigentum  an  Forderungen 
etwa  dem  Niessbrauche  oder  dem  Pfand- 
rechte an  Forderungen  gegenüber.  Diese 
Sprechweise  wiirde  auch  demjenigen  ent- 
sprechen, was  A.L.R.  I,  8  §  1  sagt:  »Eigen- 
tümer heisst  derjenige,  welcher  befugt  ist, 
über  die  Substanz  einer  Sache  oder  eines 
Rechts,  mit  Ausschliessung  anderer,  aus 
eigener  Macht,  durch  sich  selbst,  oder  einen 
Dritten  zu  verfügen.«  c)  Ein  ganz  beson- 
deres Rechtsverhältnis  ist  das  Bergwerks- 
ei g  e  n  t  u  m ,  ein  Inbegriff  verschiedenartiger 
Berechtigungen,  welche  sich  zu  dem  ge- 
meinsamen Zwecke  der  bergmännischen 
Prodidction,  nach  besonderer  Regelung  des 
Bergrechtes,  in  Einheit  zusammenschliessen. 
d)  In  übertragener  Bedeutung  findet  sich 
der  bekannte  Ausdruck  des  geistigen 
Eigentums{s.Artt.ürheberrecht,  Pa- 
tentrecht). —  Es  ist  nun  zweifellos,  dass 
mehrere   dieser    besonderen  Venvendungen 
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des  Wortes  »Eigentum«  an  ihrem  Platze 
sich  dem  von  uns  gefundenen  begrifflichen 
Merkmale  im  ganzen  auch  unterstellen 
Hessen;  indem  namentlich  bei  dem  Eigen- 
tum an  sogenannten  immateriellen  Gütern 
es  sich  auch  danun  handelt,  wer  über  die 
wirtschaftliche  Verwertung  und  Ausbreitung 
eines  litterarischen  oder  künstlerischen  Er- 
zeugnisses oder  einer  Erfindung  in  letzter 
Linie  mit  Ausschliessung  anderer  soll 
entscheiden  dürfen.  Allein  es  ist  längst 
bemerkt  worden,  dass  die  Einzelausgestal- 
tung dieser  der  neueren  Zeit  erst  angehö- 
rigen  Bechtseinrichtungen  derartige  Eigen- 
tümlichkeiten zeigt,  dass  ihre  Zussunmen- 
steUung  oder  gar  parallel  laufende  Abhand- 
lung mit  dem  Eigentum  an  körperlichen 
Sachen  (s.  B.G.B.  §  90)  von  keinem  methodi- 
schen Werte  mehr  sein  kann.  Wir  bleiben 
hiemach  in  dieser  Darstellung  bei  dem  sicher 
abgegrenzten  Begriffe  des  Eigentums  stehen, 
wonach  es  das  in  letzter  Linie  mass- 
gebliche R'echtsverhältnis  an  Sa- 
chen ist. 

8.  Dingliche  Rechte  an  fremder  Sache. 
Der  Eigentümer  kann  seine  Sache  einem 
anderen  zu  Gebrauch  und  Nutzung  über- 
lassen. Dies  gehört  an  sich  zu  der  Aus- 
übung seines  Eigentumsrechts;  der  andere 
hat  Recht  und  Pflicht  nur  gegen  ihn,  den 
Eigentümer.  Es  ist  aber  auch  möglich, 
dass  einem  Dritten  ein  festes  Becht  an  der 
Sache  eingeräumt  wird,  das  dinglich  auf  ihr 
lastet  und  der  Sache  überallhin  folgt,  welches 
also  jedem  Fremden  gegenüber  von  dem 
Berechtigten  geltend  gemacht  werden  kann. 
So  hat  z.  B.  nach  römischem  Recht  der 
Pächter  nur  ein  persönliches  Recht  g^en 
den  Verpächter,  der  Niessbraucher  aber  ist 
zum  Gebrauche  und  Genuss  dinglich  be- 
rechtigt; die  Leihe  begründet  ein  bloss  ob- 
ligatorisches Verhältnis,  im  Gegensatz  zu 
einem  möglicherweise  dinglich  begründeten 
Gebrauchsrecht;  und  ein  Vorkaufsrecht,  ein 
Gangrecht,  das  Recht  zu  jagen  und  viele 
andere  Rechte  können  ebensowohl  nur  ob- 
ligatorisch als  auch  dinglich  bestellt  wer- 
den. So  dass  bei  jedem  Rechtsverhältnis, 
das  auf  Grebrauch  und  Genuss  einer  frem- 
den Sache  geht,  die  erste  Frage  die  ist,  ob 
aus  besonderen  gesetzlichen  Gründen  nicht 
nur  ein  persönhch  wirkendes  Schuldverhält- 
nis, sondern  ein  dingliches  Recht  an 
der  fremden  Sache  in  diesem  Falle  an- 
zunehmen ist. 

Der  Begriff  der  dinglichen  Rechte  an 
fremder  Sache  ist  von  der  römisdien  Juris- 
prudenz bereits  in  voUer  Schärfe  entwickelt 
worden  (iura  in  re  [ahena]).  Er  umfasst 
hiemach  die  Servituten,  daneben  Emphyteusis 
und  Superficies  (getrennt  wegen  geschicht- 
lich spätei-er  Anerkennung  seitens  des  rö- 
mischen Rechts  und  wegen  sachlich  weiter- 


gehender Befugnisse)  und  die  verschie<lenen 
Möglichkeiten  der  Verpfändimg.  In  Deutsrh- 
land  ist  die  Möglichkeit  der  dinglichen  Be- 
lastung eines  Grundstückes  mit  Reallaston  und 
mit  Vorkaufsrechten  hinzugetreten  und  so 
ein  geschlossener  Kreis  dinglicher  Rechte  an 
fremder  Sache  auch  vom  B.G.B.  übemomnitm 
worden,  das  die  Emphyteusis  von  der  reioh>- 
rechtlichen  Anerkenmmg  ausschliesst ,  die 
Superficies  dagegen  als  »Erbbaurechtc  auf- 
genommen hat. 

Die  dinglichen  Rechte  an  fremder  Sache 
gehören  zu  den  Ausschliessungs- 
rechten, die,  wie  bemerkt,  im  Gegensatze 
zu  den  Schuldverhältnissen  als  Verbin- 
dungsrechten stehen.  Bei  den  ersteren 
besteht  die  Regelimg  der  Verhältnisse  ge- 
sellschaftlich zusanmienlebender  Menschen 
in  ihrem  entscheidenden  Teile  darin,  dass 
der  eine  den  anderen  von  etw^as  aus- 
schliessen  darf;  sei  es  von  der  Ein- 
wirkung auf  eine  Person,  von  der  Verfügung 
über  eine  Sache  oder  von  der  sozialen  Ver- 
wertimg   eines    gewissen   Arbeitsproduktes. 

In  unseren  jetzigen  Zusammenhang  ge- 
hört die  Betrachtung  der  dinglichen  Rechte 
an  fremder  Sache  nur  in  ihrem  G^ensatze 
und  wegen  ihres  Verhältnisses  zum  Eigen- 
tum. Ihre  begriffliche  Abgrenzung  wurde 
oben  vollzogen.  Hier  ist  noch  hervorzuheben, 
dass  aus  verschiedenen  Rechtsgründen  es 
sich  ereignen  kann,  dass  der  Eigentümer  an 
seiner  eigenen  Sache  ein  dingliches  Recht 
erwerben  kann.  Einer  der  wichtigsten  Fälle 
ist  die  Hypothek  des  Eigentümers. 
In  den  Quellen  des  römischen  Rechts  findet 
sich  ein  Pfandrecht  an  der  eigenen  Sache, 
wenn  in  der  Hand  eines  vorgehenden 
P£andgläubigers  sich  Pfandrecht  und  Eigen- 
tum vereinigen  (1.  30  §  1  D.  44,  2) ;  in  deu 
neuzeitlichen  Gesetzgebungen  wurde  die^ses 
ausgedehnt  und  in  mannigfacher  Anwendiuig 
durchgeführt.  So  in  Preussen  1802  durch 
§  52  des  Anhanges  zum  AJj.R,  dann  durch 
Eigentumerwerbsgesetz  v.  1872  §§  69  ff., 
und  jetzt  im  B.G.B.  (§§  1143—1182  an  ver- 
schiedenen Stellen,  vgl.  §  2165).  Die  Schwierig- 
keiten, die  man  in  diesen  Rechten  an  eigener 
Sache  hat  finden  woUen,  führen  aber  ledig- 
lich auf  die  unzutreffenden  Begriffsbestim- 
mungen des  Eigentums  zurück,  die  oben 
besprochen  wurden;  vom  Standpunkte  der 
hier  gegebenen  Auffassungen  sind  jene  gar 
nicht  vorhanden.  Im  übrigen  würde  die 
Einzelausführung  der  Rechte  an  eigener 
Sache  an  dieser  Stelle  zu  weit  führen  (vgl. 
die  Zusammenstellung  bei  Hart  mann, 
Rechte  an  eigener  Sache  1877). 

4.  Geteiltes  Eigentom  und  Miteigen- 
tum.  Im  Mittelalter  kam  die  Lehre  auf, 
dass  möglicherweise  an  einer  Sache  neben 
dem  Haupteigentümer  noch  ein  besonderes 
Nutzeigentum    bestehen    könne    (dominium 
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«ürectum  und  utile).  Soweit  man  sieht, 
führt  es  auf  die  Glossatorenschule  an  den 
oberitalischen  Universitäten  (13.  Jahrhundert) 
zurück,  welche  dem  Emphyteuta  das  später 
sc-genannte  Untereigentum  zuschrieben,  da 
ihm  eine  utilis  petitio  rei  zukäme.  Die 
Feudisten  übertnigen  jenen  Gedanken  auf 
'las  Lehen:  Der  Lehnsherr  sollte  das  Ober- 
*%entimi,  der  Vasall  das  Untereigentum 
haben;  und  entsprechend  wurde  dieses  auf 
liäuerliche  Gutsverhältnisse  imd  das  Institut 
•1er  Erbleihe  angewandt.  Schliesslich  setzten 
sich  die  Ausdrücke  so  fest,  dass  sie  in  der 
Landesgesetzgebung  Verwendung  fanden,  be- 
sonders im  A.L.R.,  indem  beim  Familien- 
fideikommiss  das  Obereigentum  der  Familie 
als  korporativ  organisiertem  Verbände  zu- 
stehen soll. 

Es  besteht  heute  kein  ernster  Streit  mehr 
«lariiber,  dass  die  erÄ'^ähnte  Unterscheidimg 
lind  ihre  Terminologie  keine  glückliche  war. 
Wie  immer  man  den  Begriff  des  Eigentums 
bestimmen  mag,  das  ist  sicher,  dass  an 
einer  imd  derselben  Sache  nur  ein  einziges 
Eigentum  möglich  ist;  da  im  besonderen 
nach  imsei-er  Auf&issung  Eigentümer  der- 
jenige ist,  der  in  letzter  Linie  eine  aus- 
schlies8ende  Verfügungsmacht  vom  Gesetze 
erhalten  hat,  so  stoht  klar,  dass  dieses  nur 
^in  einziges  Mal  der  Fall  sein  kann.  In 
Wahrheit  ist  das  sogenannte  Untereigentum 
nur  ein  weitgehendes  dingliches  Nutzungs- 
recht an  fremder  Sache.  Die  frühere 
Unterscheidung  ist  aber  umsomehr  beiseite 
zu  legen,  als  die  neueren  Agrargesetz- 
eebungen  in  übereinstimmender  Tendenz  der 
•lauernden  und  ver^blichen  Trennung  des 
Eigentums  und  desNutzun^echts  an  Gnmd- 
>tficken  entgegengetreten  ist.  Man  hatte  die 
Erfahrung  gemacht,  dass  die  Zulassung  jener 
Trennung  leicht  zu  einer  Lässigkeit  des 
Xatzongsberechtigten  und  zu  mangelnder 
Verbesserung  des  Grund  und  Bodens  führte, 
ilass  es  demnach  besser  sei,  ihm  mit  der 
Zoeikennimg  des  Eigentums  auch  die  voUe 
Verantwortlichkeit  zuzuteilen.  So  bestimmt 
'las  preussische  Ablosungsgesetz  v.  2.  März 
1850  §  91,  dass  bei  erblicher  Ueberlassung 
eines  Grundstücks  künftighin  nur  noch  die 
Uebertragung  des  Eigentums  zulässig 
sei.   (Vgl.  KG.  z.  B.G.B.  Art  63.)  — 

Es  ist  möglich,  dass  das  eine  emheitliche 
Egentum  an  einer  Sache  mehreren  Personen 
zusieht  Diese  Miteigentümer  üben  dann 
f.'eineinsam  das  Eigentum  aus.  Nach  den 
meisten  Gesetzgebungen  müssen  sie  sich 
ü^r  die  vorzunehmenden  Verfügungen 
«aigen.  Mehrheit  entscheidet  nicht,  es  gilt 
^er  Satz:  negantis  melior  condido.  Bei 
Meinungsverschiedenheiten  bleibt  dann  nur 
Möglichkeit  der  Teilung,  die  andererseits 
ünnier  zulässig  ist,  auch  ^nach  römischem 
w  heutigem  Recht)  durcn  Vertrag  nicht 


ausgeschlossen  werden  kann.  Im  Streite 
mit  Dritten  gestattetB.G.B.§  1011  jedem  Mit- 
eigentümer Geltendmachung  des  Eigentums- 
anspruchs in  Ansehtmg  der  ganzen  Sache. 

Die  Rechtsstellung  eines  Miteigentümers 
erschöpft  sich  nicht  in  der  Befugnis,  an  der 
gemeinsamen  Verfügung  über  die  Sache 
teilzunehmen.  Sein  Recht  wird  als  eigenes 
und  selbständiges  Vermögensstück  behandelt, 
das  für  sich  veräussert  imd  vererbt  werden 
kann.  Das  römische  Recht  konnte  dies  um 
so  leichter  durchführen,  als  nach  ihm  die 
Anteile  der  Genossen  nach  Bruchteilen 
(partes  pro  indiviso)  abgegrenzt  waren. 

In  altdeutschen  Rechtsverhältnissen  ist 
der  Anteil  eines  Miteigentümers  häufig  in 
anderer  Art  bestimmt  gewesen  als  nach 
Rechnimgsteilen;  z.  B.  derartig,  dass  die 
Genossen  in  der  Benutzung  der  ganzen 
Sache  nach  Jahres-  oder  anderen  fristen 
sich  ablösten  oder  dass  das  Gnmdstück, 
etwa  die  Wiese,  räumlich  abgeteilt  und  in 
der  Nutzung  der  einzelnen  Stücke  abge- 
wechselt wurde  oder  dass  dem  einzelnen 
je  nach  besonders  sich  einstellenden  Bedürf- 
nissen, wie  bei  Bauten,  Nutzungen  von  der 
gemeinsamen  Sache  zufielen  und  dergleichen. 
Man  hat  solche  Fälle  unter  dem  Namen 
»Gesamteigentum«  für  sich  nehmen  wollen. 
Aber  die  allgemeine  Auffassung  des  Mit- 
eigentums umschliesst  sie  bereits,  und  unsere 
Gesetzgebimg  kennt  deshalb  mit  Grund  für 
jenes  nur  ein  einheitliches  Rechtsinstitut. 

II.  Geschichtliche  Entwicke- 
lung  und  sachliche  Begründung. 

1.  Geschichte.  2.  Deutsches  bürgerliches 
Recht.  3.  Be^ündungsversnche.  4.  Die  An- 
griffe auf  das  Privateigentum. 

1.  Geschichte.  Die  Frage  nach  der  ge- 
schichtlichen Entwickelung  des  Eigentums 
zerfäUt  notgedningen  in  so  viele  Mnzeler- 
örterungen,  als  selbständig  zu  betrachtende 
Rechtsordnimgen  gegeben  sind.  Wenn  man 
für  alle  geschichtliche  und  prähistorische 
Zeit  gewisse  Typen  aufgestellt  hat  —  Wild- 
heit, Barbarei,  Civilisation  — ,  und  dabei 
die  Folge  von  Jägern,  Hirten,  Ackerbauern 
u.  a.  behauptet  worden  ist,  so  bleiben  solche 
Generalisationen  entweder  recht  vag  oder 
werden  für  ihre  geschichtliche  Genauigkeit 
bedenklich.  Und  sie  leiten  zu  einem  Ver- 
fahren der  sozialen  Betrachtimg,  das  in  sich 
kaum  empfohlen  werden  kann:  Nicht  Ver- 
allgemeinerungen von  besonderen  Daten  zu 
inhaltlich  geweiteten  angeblichen 
Thatsachen,  sondern  scharfe  Erfassung  des 
einzelnen  auf  Grund  einer  allgemein- 
gültigen formalen  Methode  führt  zu 
möglicher  Wissenschaft. 

Für  das  altdeutsche  Recht  wird  mit  Fug 
von  der  herrschenden  Ansicht  daran  festge- 
halten,   dass    es   kein   Privateigentum   am 
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Grund  und  Boden  gegeben.  Alles  Land  war 
VoMand  und  wurde  dem  einzelnen  nur 
von  der  Gesamtheit  ziu*  Nutzung  überlassen ; 
zum  Teil  diente  es  als  gemeine  Mark  oder 
Allmende  dem  allgemeinen  Nutzen.  In  einer 
historisch  imsicheren  Zeit,  die  auch  bei  den 
einzelnen  Gegenden  verschieden  anzusetzen 
wäre,  hat  sich  die  Möglichkeit  des  Privat- 
eigentums an  Grund  imd  Boden  herausgebildet 
(s.ArtAgrargeschichte  subllobenBd.I 
S.  85  ff.).  Das  Gut,  woran  ein  solches  Recht 
bestand,  hiess  das  Eigen,  unterschieden  von 
Lehen,  Leibzucht,  Satzungsgut  u.  s.  w. ;  im 
Ge^nsatz  auch  zu  fahrender  Habe,  den  im 
Privateigentum  befindlichen  bewegliclien  Sa- 
chen. Dagegen  gab  es  für  unser  Rechtsverhält- 
nis selbst  ursprünglich  keine  besondere  Be- 
zeichnung; erst  im  14.  Jahrhundert  bildet 
sich  in  Süddeutschland  dafür  der  Ausdruck 
»Eigenschaft«,  in  Norddeutschland  der  dann 
gebliebene  »Eigentum«.  Da  aber  drang  be- 
reits das  römische  Recht  in  Deutschlan(l  ein. 
Für  das  römische  Recht  ist  die  Behaup- 
tung eines  ni-sprünglich  aussclüiessüchen 
Staatseigentums  an  Gnmd  mid  Boden  blosse 
Hypothese.  Schon  in  der  Zwölftafelge- 
setzgebung sind  die  drei  Gnmdlinien  des 
römischen  Rechtes  scharf  ausgepi-ägt,  die 
aucli  unserer  modernen  Privatrechtsent- 
wickehmg  den  Weg  gezeigt:  Privateigentum, 
Vertra^freiheit,  freie  Vei-erbung.  Aber  es 
zeigt  sich  in  der  geschichtlichen  Ausbildung 
des  römischen  Eigentumsrechts  ein  Gegen- 
satz zwischen  der  nationalrömischen  Auf- 
fassung und  der  dann  zur  Herrschaft  ge- 
langenden freieren  Regelung  des  damaligen 
internationalen  Rechtsverkehrs.  Für  jene 
war  Eigentum  nur  möglich  beim  Vorliegen 
einer  adquisitio  civilis  (in  iure  cessio,  man- 
cipatio, usucapio),  im  gemischten  Verkehre 
der  peregrini  unter  sich  oder  mit  cives  Ro- 
mam  wurden  auch  sonstige  Erwerbsgründe 
(s.  unten  sub  III)  als  adquisitiones  naturales 
zugelassen.  Und  zwar  ist  es  möglich,  wenn- 
gleich nicht  historisch  sicher,  dass  in  ältes- 
ter Zeit  zum  Eigentumserwerb  nach  ins 
civile  ausnahmslos  eine  adquisitio  civilis 
notwendig  war ;  in  geschichtlich  erkennbarer 
Zeit  war  dies  nui-  bei  res  mancipi  (praedia 
in  Italico  solo,  servi,  quadnipedes  quae  dorso 
coUove  domantur)  noch  erforderlich.  Wenn 
z.  B.  V.  dem  K.  einen  Sklaven  verkaufte 
imd  nur  tradierte,  so  wurde  K.  nicht  Eigen- 
tümer nach  ins  civile  Romanum;  er  hatte 
den  ihm  übergebenen  Sklaven  nur  »in  bo- 
nis«,  er  war  nur  bonitarischer  Eigentümer, 
während  V.  quiritischer  Eigentümer  geblie- 
ben war.  Allein  nach  prätorischer  Jurisdik- 
tion galt  K.  dennoch  sowohl  dem  V.  wie 
jedem  Dritten  gegenüber  als  der  allein  Be- 
rechtigte, und  seine  nach  ius  civile  mangel- 
hafte Rechtsstellung  hinderte  ilm  nur  an 
manchen   Rechtsakten;    z.  B.  war  zu   der 


Freilassung  eines  Sklaven  mit  voUer  Wir- 
kung der  Nachweis  des  quiritischen  Eigen- 
tums an  ihm  nötig.  Obgleich  nun  dies»» 
üntei-scheidung  eine  ganz  geringfügige  war. 
ist  sie  vollständig  ei-st  von  Justinian  ge- 
strichen worden. 

Mit  der  Reception  des  römLschen  Recht«^ 
wurde  auch  dessen  Eigentumslehre  an 
die  Stelle  der  zersplitterten  altdeutschen 
Eigentumsonlnungen  gesetzt;  nur  in  weni- 
gen besonderen  Rechtsein richtun^n,  beson- 
ders an  Gnmd  imd  Boden,  fristeten  die 
letztei-en  ein  beengtes  Dasein.  Der  Unter- 
schied läuft  für  die  allgemeine  Verwendung 
des  Eigentumsbegriffes  darauf  hinaus.  das> 
nach  den  Einrichtungen  aus  der  altdeut- 
schen Zeit  viel  mehr  öffentliche  imd  ge- 
nossenschaftliche Beschränkungen  des  Eigen- 
tums vorhanden  waren  als  nach  den  Sätzen, 
des  römischen  Rechts,  das  andererseits  dit^ 
Begründimg  bedeutsam  einschränkender 
dinglicher  Rechte  an  fremder  Sache  im 
weitesten  Masse  ermöglichte. 

Ganz  übertreibend  hat  man  hier  von 
einem  Gegensatz  des  individualrechtlicheii 
und  des  sogenannten  sozialrechtlichen  Eigen- 
tums gesprochen.  Aber  dieses  ist  überhaupt 
kein  scliarfer  begrifflicher  Gegensatz:  es 
giebt  kein  sicheres  Merkmal,  an  dem  mau 
erkennen  könnte,  ob  eine  Rechtsernrichtung 
»sozialrechtlich«  wäre;  es  kann  sich  hier 
immer  nur  um  ein  Mehr  oder  Weniger 
handeln,  um  eine  ganz  verschwommene 
Grenze,  eine  durchaus  fliessende  Unter- 
scheidung. Ohne  gesetzliche  Beschränkungen, 
insbesondere  des  Nachbarrechts,  aber  auch 
des  öffentlichen  Rechts,  ist  auch  das  rö- 
mische Recht  nicht;-  nur  hat  es  weniger 
Beschränkungen  als  andere  Rechte. 

Der  vei^suchte  Gegensatz  ist  aber  aucii 
geschichtlich  insofern  unrichtig  angewendet, 
als  er  einen  immanenten  Gegensatz  und 
einen  Kanapf  zwischen  römischem  und 
deutschem  Recht  in  der  Zeit  der  Reception 
imd  bald  danach  meinen  würde.  Der  Streit 
der  Bauern  und  andei-er  Stände  im  Reiche 
gegen  die  doctores  iuris  und  die  fremde 
Rechtsprechung  ging  auf  etwas  ganz  anderes 
als  auf  die  Erörterung  des  Mehr  oder 
Weniger  von  gesetzlichen  Eigentumsbe- 
schränkungen. Und  die  Sorge  der  späteren 
politischen  Bestrebungen,  namentlich  des 
18.  Jalirhunderts ,  ging  mit  Bezug  auf  das 
Eigentum  ^'ielmehr  nach  der  Richtung,  da^s 
möglichste  Sicherheit  gegenüber  der  absolii- 
ten  ttirstengewalt  und  der  Kabinettsjustiz 
angestrebt  wurde. 

So  ist  es  verständlich,  wie  man  in  die 
declaration  des  droits  de  l'homme  et  du 
citoyen  (1789)  den  Art.  17  auf  nehmen  konnte : 
»La  propri§t6  ötant  un  droit  inviolable  et 
sacre,  nul  ne  peut  en  etre  priv6,  si  ce  u'est 
lorsque   la   necessitö   publique,    lögalement 
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constatee,  l'exige  övidemment,  et  sous  la 
condition  d'une  juste  et  pr6alable  indemnit§« 
ivgL  auch  Art.  2),  ein  Satz,  der  dann  seinen 
Weg  in  die  meisten  nachgebildeten  Staats- 
verfassungen gefimden  hat. 

Erst  nach  Erreichung  dieses  Zieles  und 
nach  Durchsetzung  des  ökonomischen  Libe- 
ralismus drang  unter  der  Wucht  veränderter 
wirtschaftlicher  Erscheinungen  die  Besinnung 
«larauf  durch,  dass  man  die  Grenze,  hinter 
der  die  in  letzter  Linie  stehende  Verfügungs- 
g>?walt  des  Eigentümer  eintrete,  nicht  zu 
nahe  an  den  Beginn  der  Verfügungsmöglich- 
keit über  Sachen  ansetzen  dürfe.  Diesem 
nach  ist  nun  ein  geinrisser  Abschluss  der 
erwähnten  Frage,  namentlich  auch  durch 
das  Eingreifen  der  neuen  bürgerlichen  Ge- 
setzgebung gewonnen  worden. 

2.  Deutsches  bürgerliches  Recht 
Grundsätzlich  sind  alle  Sachen  mögliche 
Gegenstände  von  Privateigentum.  Wenn 
Meer,  Luft,  fliessende  Wasserwelie  vom 
rnmißchen  Recht  hiervon  ausgenommen  wer- 
ben, so  verbleibt  es  hierbei  in  selbstver- 
ständlicher Weise.  Das  Gesetzbuch  hat 
allerdings  hierüber  nichts  besonderes  be- 
stimmt, und  es  überlässt  auch  die  Frage 
nach  den  Sachen  des  öffentlichen  Ge- 
brauchs der  Landesgesetzgebung  (E.G. 
.Vrtt  65,  113,  133). 

Nach  dieser  ist  in  ziemlicher  Ueberein- 
>timmnng  der  einzelnen  Rechte  zu  scheiden : 
l.  öffenmche  Flüsse,  das  sind  nach  rö- 
nüschem  Recht  solche,  welche  perennierend 
fliesaen  imd  im  Sommer  nicht  auszutrocknen 
l'flegen,  nach  deutschem  Rechte  solche,  die 
^hiff-  und  flössbar  sind;  2.  öffentliche 
Wege,  Plätze,  Brücken  u.  s.  w.,  die  dem 
"'ffentlichen  Gebrauch  diu'ch  den  Staat  oder 
eine  öffenthche  Körperschaft  übergeben 
worden  sind  (nach  gemeinem  Rechte  auch 
infolge  solcher  Benutzung  seit  unvordenk- 
licher Zeit).  Die  erwähnten  Sachen  stehen 
im  Eigentum  des  Staates,  öffentlicher  Körper- 
^haf&n  oder  auch  Privater;  aber  sie  sind 
mit  der  Bestimumung  des  öffentlichen  Ge- 
brauchs belastet  imd  so  weit  dem  Privat- 
verkehr entzogen.  Diese  Bestimmung  zum 
publicus  usus  kann  in  einer  seiner  Begründung 
^entsprechenden  Weise  wieder  aufgehoben 
werden. 

Davon  zu  scheiden  ist  das  Eigentum  des 
Fiskus,  der  Gemeinden  und  sonstigen  jiuis- 
tischen  Personen  des  öffentlichen  Rechts, 
•la«  den  allgemeinen  Rechtssätzen  über  das 
Privateigentum  unterliegt.  Auch  Kirchen, 
«lern  (rottesdienste  sonst  gewidmete  Sachen, 
Frie<lhöfe  gehören  jetzt  zu  den  Gegenständen 
nnfm  r^elmässigen  Eigentums,  entgegen 
'ler  Lehre  des  römischen  Rechts.  In  einer 
^«esoiideren  Weise  werden  die  Domänen  des 
I»reu88ischen  Staates  behandelt,  deren  Recht 
als  Bestandteil    des  öffentlichen  Rechts  zu 


nehmen  ist  (vgl.  A.LJI.  2,  14  §  16;  Edikt 
V.  9.  November  1809;  V.O.  v.  5.  Juü  1867). 

B.G.B.  §  903  sagt:  »Der Eigentümer  einer 
Sache  kann,  soweit  nicht  das  Gesetz  oder 
Rechte  Dritter  entgegenstehen,  mit  der 
Sache  nach  Belieben  verfahren  und  andere 
von  jeder  Einwirkung  ausschliessen.«  Dabei 
ist  mit  dem  Ausdrucke  »Gesetz«  die  Möglich- 
keit öffentlichrechtlicher  Bescliränkungen  ge- 
meint gegenüber  bestimmten  Rechten  von 
Privatpersonen,  die  allerdings  auch  auf  all- 
gemeiner gesetzlicher  Bestimmung  benihen 
können. 

Bei  Gnmdstücken  gilt  die  Lehre  vom 
vertikalen  Eigentum :  Das  Recht  des  Eigen- 
tümers ersti-eckt  sich  auf  den  Raum  über 
der  Oberfläche  und  auf  den  Erdkörper  unter 
ihm(ß.G.B.  §  905),  soweit  es  zu  ver\\'irklichen 
ist,  und  unter  der  Voraussetzung,  dass  der 
Eigentümer  an  der  Ausschliessung  Dritter 
überhaupt  noch  ein  Interesse  hat  (z.  B.  keine 
gerichtliche  Klage  gegen  den  Luftballon  oder 
Hinderungsrecht  der  Anlage  eines  Tunnels 
tief  im  Berge). 

Bei  der  Ausübung  seines  Eigentums- 
rechts ist  der  Eigentümer  an  die  allgemeinen 
Vorschriften  des  Gesetzbuchs  gebunden,  dass 
er  sein  Recht  nicht  nur  aus  Clükaue  (§  226) 
und  dass  er  es  nicht  gegen  die  guten  Sitten 
(§  826)  ausüben  darf. 

Die  öffentlichrechtlichen  Beschränkungen 
des  Eigentümers  verbleiben  den  Landes- 
rechten. Unter  ihnen  ragen  die  Sätze  des 
Baupolizeirechts  hervor ;  sodann  die  Normen, 
welche  die  rechte  Benutzung  des  Waldes 
durch  den  Eigentümer  angeben.  Auch  diese 
Beschränkungen  sind  immer  konkreter  Art 
und  scharf  abgegrenzt,  in  sich  unvollständig, 
mit  vereinzeltem  Charakter ;  an  dem  Pimkte, 
da  die  bep^nzte  Beschränkung  ihr  Ende 
erreicht,  tritt  das  Eigentum  ein,  genau  wie 
früher  es  bei  den  Rechten  an  fremder  Sache 
dargelegt  worden  ist. 

Die  privatrechtlichen  Beschränkungen  des 
Nachbarrechts  im  einzelnen  durchzugehen, 
würde  hierzu  weit  füliren ;  es  ist  auf  B.G.B. 
§§  906  ff.  zu  verweisen.  Dagegen  ist  folgende 
Regel  von  gnmdsätzlicher  Bedeutung  zu 
erwähnen,  die  in  der  Kommission  2.  Lesung 
schliesslich  aufgenommen  wurde  und  jetzt 
B.G.B.  §  904  bildet :  »Der  Eigentümer  einer 
Sache  ist  nicht  berechtigt,  die  Einwirkimg 
eines  anderen  auf  die  Sache  zu  verbieten, 
wenn  die  Einwirkung  zur  Abwendung  einer 
gegenwärtigen  Gefahr  notwendig  und  der 
drohende  Schaden  gegenüber  dem  aus  der 
Einwirkung  dem  Eigentümer  entstehenden 
Schaden  unverhältnismässig  gross  ist.  Der 
Eigentümer  kann  Ersatz  des  ihm  entstehen- 
den Schadens  verlangen.«  Der  Paragraph 
steht  im  Abschnitte  über  »Eigentum«,  ob- 
gleich er  entsprechend  auch  für  Niessbrauch, 
Gebrauchsrecht  und  andere  dinghche  Rechte 
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an  fremder  Sache  Anwendimg  zu  finden 
hat.  Er  will  den  §  228  ergänzen,  der  die 
Beschädigung  oder  Zerstörung  einer  fremden 
Sache  im  Notstande  gestattet;  seinYerhält- 
nis  zu  dieser  letzten  Bestimmung  ist  schon 
jetzt  in  der  Jurisprudenz  streitig.  Wie  sich 
seine  Durchführung  in  unserem  sozialen 
Leben  gestalten  wird,  steht  dalün. 

3.  fiegrüiidiin^syersache.  Eine  Be- 
gründung oder  Bekämpfung  des  Eigen- 
tums ist  im  strengen  Sinne  niur  möglich, 
wenn  die  Berechtigimg  des  Rechts  über- 
haupt erörtert  und  entweder  bejaht  oder 
geleugnet  wird.  Denn  da  mit  jedem  Rechte 
die  Frage  nach  der  in  letzter  Linie  mass- 
geblichen Verfügung  über  Sachen  notwendig 
gegeben  ist,  so  wird  mit  jeder  Deduktion, 
die  den  Rechtszwang  formal  begründet, 
auch  das  Eigentum  schon  notwendig  be- 
hauptet; und  es  kann  umgekehrt  das 
Eigentum  konsequent  nur  von  dem 
Anarchismus  geleugnet  werden,  der  das 
Recht  als  solches  in  seiner  Berechtigung 
bekämpft  (s.  Art.  Recht).  Mit  der  hier  auf- 
gerollten Frage  ist  daher  nicht  sowohl  das 
Eigentum  überhaupt  als  das  Privat- 
eigentum gemeint. 

Die  geschiclithche  Unterlage  dieser  Er- 
örterungen wird  man,  wie  zumeist  in  der 
Rechts-  und  Staatstheorie,  bei  Aristoteles 
zu  suchen  haben,  der  in  der  »Politik«  (II,  2) 
sich  ausführhch  über  Vorzüge  des  Privat- 
eigentums gegenüber  dem  Kommunismus 
verbreitet.  Alle  Gemeinschaft,  sagt  er,  ist 
gefährlich  und  bewirkt  leichter  und  stärker 
Streit  als  rechtlich  gesonderte  Stellung  jedes 
einzelnen.  Das  gesonderte  Eigentum  wird 
ein  Anreiz  zur  Arbeit  sein,  da  jeder  diese 
dann  für  sich  thut.  Auch  in  Bezug  auf  das 
Vergnügen  steht  die  Vorstellung,  es  sei 
etwas  unser  eigen,  unsäglich  höher;  zumal 
dadurch  die  Tugend  der  Freigebigkeit  allein 
ermöglicht  wird,  die  bei  kommunistischem 
Leben  ganz  dahinfällt.  Richtiger  ist  es 
niu-,  die  Vorteile,  die  auch  das  letztere 
bieten  kann,  mit  denen  des  Privateigentums 
zu  vereinigen,  indem  eine  Gemeinsamkeit 
durch  fi-eiwillige  gegenseitige  Nutzungsüber- 
lassung erzielt  werden  kann,  zu  deren  Be- 
thätigung  der  Gesetzgeber  die  Bürger  hei-an- 
zubilden  habe. 

Die  römischen  Juristen  rechneten 
das  Privateigentum  zu  den  Instituten  des  ins 
gentium  (1.  5  D.  1,  1:  ex  hoc  iiu-e  gentium 
introducta  .  .  dominia  distincta).  Sie  ver- 
stehen darunter  ein  Recht,  quod  apud  omnes 
gentes  perae<iue  custoditur,  und  verbinden 
damit  die  Spekulation,  dass  eine  »natiualis 
ratio«  unter  allen  Menschen  es  gesetzt  liabe 
(von  Justinian  in  §  11  J.  1,  2  in  »di^dna 
quaedam  Providentia«  gewandelt). 

Wirklich  bemerkenswerte  Versuche,  das 
Privateigentum  an  sich  zu  begründen,  sind 


mit  dem  Auftreten  des  neuzeitlichen  Natur- 
rechts zu  beobachten.  Und  zwar  findet  sich 
bei  Grotius,  dem  Begründer  des  Natur- 
und  VölkeiTechts,  zunächst  nur  die  Frage 
mit  leisem  Zweifel  aufgeworfen:  Nach  ihm 
kann  a  priori  bewiesen  werden,  dass  ein 
Satz  natürlichen  Rechtens  sei,  si  ostendatm- 
alicuius  rei  convenientia  aut  disconveaientia 
necessaria  cum  natura  rationali  ac  soriali 
(i.  b.  ac  p.  I,  1  §  XII,  1) ;  daraus  folgt,  dass 
aas  Recht  der  Notwehr  beim  Angriff  auf 
thatsächlich  besessene  Sachen  hier  einzu- 
stellen sei,  auch  beispielsweise  die  ver- 
bindende Kraft  der  Verträge,  das  Privat- 
eigentum aber  an  sich  nicht.  Sondern  nur 
das  könne  als  Satz  des  Naturrechts  be- 
hauptet werden,  dass  der  Verletzer  fremden 
Eigentums  zu  strafen  sei  und  zu  ersetzen 
habe,  wenn  ein  positives  Recht  das  Privat- 
eigentum sanktioniert  habe;  ob  es  dieses 
thun  solle,  könne  vom  Standpunkt  des  Natiu-- 
rechts  nicht  gefordert  werden. 

Ganz  anders  Hob  bes.  Das  Recht  des 
Naturzustandes  des  einzelnen  Menschen, 
jeden  isoliert  betrachtet  (jedoch  nur  in  der 
Abstraktion  und  nicht  als  wenn  dieses  eine 
geschichthche  Thatsaclie  gewesen  wäre),  ist 
das,  dass  jeder  alles  zu  seiner  Erlialtung 
nelmien  dürfe;  und  das  Charakteristische 
dieses  Zustandes  somit  das  bellum  omniuin 
contra  omnes.  Nun  widerspricht  der  Krieg 
der  Erhaltung  des  Menschen,  wozu  diesen 
doch  die  Natur  treibt;  also:  prima  et  fuu- 
damentalis  lex  naturae  est,  quaerendam 
esse  pacem,  ubi  haberi  potest;  ubi  non 
potest,  qiiaerenda  esse  belli  auxilia  (de  cive 
II  §  2).  Aus  diesem  allgemeinen  Chnind- 
gesetz,  als  dictamen  rectae  rationis,  "wird 
als  erstes  von  20  Principien  des  natürlichen 
Rechts  dieses  abgeleitet,  dass  an  dem  Recht 
auf  alles  nicht  festzuhalten  ist;  es  sei  viel- 
mehr gerechtfertigt,  wenn  das  positive  Recht 
durch  Errichtung  des  Privateigentums  jedem 
einzelnen  seine  Sphäi'e  anweise,  innerhalb 
welcher  er  sicher  und  ausschliessend  wirken 
könne.  Wollte  das  Recht  dies  nicht  thun, 
so  wüi'de  Krieg  um  die  Sachen  die  Folge 
sein  und  gegen  die  Regeln  des  Friedens, 
d.  i.  gegen  das  natürliche  (Jnmdgesetz  Ver- 
stössen Averden. 

Keine  spätere  Erörterung  dürfte  die 
formale  Geschlossenheit  der  in  ihrem  Grund- 
gedanken soeben  angedeuteten  Lehie  von 
Hob b es  erreicht  haben.  Am  besten  er- 
scheint unter  zahlreichen  Versuchen  noch 
die  Zurückführung  auf  die  Persönlich- 
keit des  einzelnen:  Die  Rechtsordnung, 
welche  das  Privateigentum  als  positive  Ein- 
richtung aufgestellt  hat,  ist  damit  deshalb 
sachlich  im  Rechte,  weil  jenes  Institut  zur 
Bethätigiing  der  Persönlichkeit  der  einzelnen 
unerlässlich  oder  doch  wünschenswert  ist 
In  zweifach  möglicher  Hinsicht,   entweder 
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weil  es  zur  Tervollkommnung  des  Menschen, 
als  sittlichen  Wesens,  die  allein  nötige 
materielle  Unterlage  biete  oder  weil  es  zur 
sozialwirtschaftlichen  Bethätigung  eines 
jeden  den  besten  Ansporn  gebe,  wenn  ihm 
privates  Eigentum  und  dessen  Verwertung 
aberlassen  werde.  —  Dabei  sind  manche 
eigenartige  Formeln  hier  beiseite  gelassen 
(z.  B.  Ähren  8  »Der  besondere  Grund  des 
S<DndeTeigentums  kann  nur  in  dem  Princip 
der  individuellen  Persönlichkeit  liegen, 
in  welcher  ein  ureigener  göttlicher  und 
ewiger  Vemunftgeist  eine  dies  Sinnliche 
und  Individuelle  frei  beherrschende  und 
gestaltende  Macht  ist  und  diese  Macht  auch 
an  den  stofflich  erscheinenden  Gütern  aus- 
zuüben hat«;  Brinz:  »Eigentum  ist  eine 
den  Xaturkörper  mit  Rechtseigenschaft  aus- 
füllende Verbindung  der  Sachen  mit  den 
Personen,  eine  Eigenschaft  der  Per- 
son t;  Wirth:  »Die  Sache  ist  gewisser- 
massen  ein  Stück  meiner  Persönlichkeit, 
ein  verlängertes  ego«). 

Die  Okkupation 8 theorie  behauptet, 
dass  das  Privateigentum  wegen  der  es  er- 
zeugenden Aneignung  sachlich  begründet 
sei;  die  Arbeitstheorie  will  das  gleiche 
danras  herleiten,  dass  der  Hersteller  eines 
Produktes  dieses  als  Lohn  für  seine  Mühe 
zu  eigen  erhalte;  —  beides  aber  offensicht- 
lich mehr  Anleitungen  dafür,  wie  die  Ge- 
^tzgebung  für  besondere  Fragen  den  Er- 
verb  von  Eigentum  positiv  auszugestalten 
habe,  als  wirkliche  Versuche,  die  Institution 
des  Privateigentums  für  sich  als  sachlich 
begründet  dsj^uthun. 

In  der  neueren  Zeit  ist  die  Legal- 
theorie formuliert  und  verteidigt  worden 
(bes.  V.  A.  Wagner).  Sie  sagt,  dass  »das 
Privateigentum  nur  eine  Institution  des  po- 
sitiven Rechts  und  als  solche  überhaupt  nur 
auf  die  freie  (?)  Rechtsbildung  zu  begründen 
sei«.  »Dagegen  wird  bestritten,  dass  sich 
ausserhalb  des  positiven  Rechts 
die  Privateigentumsinstitution  als  solche 
übeiiiaupt  durch  jene  Theorieen  ,begründen* 
^.«  In  diesen  Sätzen  liegt  ein  merk- 
würdiges Missverständnis ;  hervorgerufen 
durch  die  doppelte  Bedeutung  des  Wortes 
-begründen«.  Dieses  geht  einmal  auf 
dieFrage  nach  dem  Entstehungsgrujid 
und  zum  andern  auf  die  nach  dem  Grund 
der  Daseinsberechtigung.  In  der 
ersten  Richtung  ist  die  Riechtsordnimg  der 
Grund  des  Eigentums.  Aber  das  ist  auch 
niemals  von  erwägenßwerter  Seite  bestritten 
joTden;  noch  auch  ist  versucht  worden, 
das  Eigentum  seiner  formalen  Exis- 
tenz nach  als  eine  »ausserhalb  der  Rechts- 
ordnungc  begründete  Erscheinung  zu  be- 
haupten. Wohl  aber  ist  zu  fragen,  ob  das 
^nerhalb  der  Rechtsordnung  und  nur  durch 
®ie  geschaffene  Institut  des  Privateigentiuns 


eine  materiale  Begründung  für  sich  anr 
führen  könne?  Sofern  die  Legaltheorie  sich 
auf  die  Frage  erster  Richtung  beschränkt, 
ist  sie  unvollständig,  falls  sie  die  Befugnis 
zu  der  Fragestellung  zweiter  Art  leugnet, 
ist  sie  selbst  unbegründet. 

4.  Die  Angriffe  auf  das  Privateigen- 
tum hängen  mit  der  Geschichte  des  Sozia- 
lismus eng  zusammen.  Bei  der  ausführ- 
lichen Behandlung,  welche  dieser  Lehre  an 
anderen  Stellen  dieses  Werkes  zu  teil  ge- 
worden, sind  nur  die  auf  unsere  Fragen  be- 
züglichen Ausstrahlungen  in  Kürze  anzu- 
führen. Es  lassen  sich  folgende  Gruppen 
unterscheiden : 

1.  Christlioh-BOBiale  Verwerfung  des 
Privateigentums.  Es  lässt  sich  nicht  leugnen, 
dass  unter  den  ersten  Christen  eine  kom-^ 
munistische  Tendenz  obgewaltet.  Mag 
immer  die  Apostelgeschichte  (4,  32  ff.)  so 
gedeutet  werden,  dass  die  Gemeindemit' 
glieder  freiwillig  ihre  Habe  als  Sonder- 
eigentum aufgegeben  und  den  Aposteln  als 
Verwaltern  der  Gemeinde  zur  Verfügung 
gestellt  hätten,  so  geschah  es  doch  un^ 
zweifelhaft  auf  Grund  der  Ansicht,  dass 
christliche  Gesinnung  jenes  fordern  müsste, 
obgleich  ein  Rechtszwang  zum  Kommunis- 
mus von  ihnen  nicht  statuiert  werden  sollte 
(vgl.  5,  4).  Betont  man  aber  die  genannte 
Ansicht  recht  energisch,  so  wird  der  Ver- 
such des  Rechtszwan^es  zu  ihrer  Durch- 
führung sich  leicht  einstellen;  und  so  ist 
es  bekanntlich  bei  einer  grossen  Reihe  von 
Sekten  des  Mittelalters  bis  in  die  neue  Zeit 
geschehen,  den  Katharem,  Waldensern,  den 
böhmischen  Adanuten  und  den  Wieder- 
täufern, bis  zu  den  Amanaleuten  (im  Staate 
Jowa). 

und  auch  ausserhalb  einer  Sektenbildung 
ist  der  Beweisgang,  dass  die  christliche 
Lehre  die  volle  Lebensgemeinschaft  der 
sozial  Verbundenen  und  die  Verringerung 
des  Privateigentums  fordere,  mannigfach 
verfochten  worden.  Am  bemerkensweiiesten 
in  der  christlich-sozialistischen  Bewegung 
in  England  durch  Maurice  (f  1872), 
Kingsley  (t  1875)  u.  a.  In  Deutschland 
namentlich  von  T  o  d  t  in  seinem  Buche 
»Der  radikale  deutsche  Sozialismus  und  die 
christliche  Gesellschaft.  Versuch  einer 
Darstellung  des  sozialen  Gehaltes  des 
Christentums  und  der  sozialen  Aufgaben 
der  christlichen  Gesellschaft«  (1877). 

Dagegen  wird  von  der  Lehre  der  katho- 
lischen Kirche  durchaus  nicht,  wie  gelegent- 
lich irrig  gesagt  worden  ist,  die  Güterge- 
meinschaft als  das  unbedingt  Richtige  be- 
hauptet oder  das  Privateigentiun  als  Hinder- 
nis des  Heils  verdammt.  Weder  das  corpus 
iuris  canonici,  nach  Thomas  v.  Aquino, 
noch  offizielle  Auslassungen  der  Päpste 
sagen   dies.     Nur   die  rücksichtslose  Aus- 
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Schliessung  anderer  wird  verworfen,  der 
einzelne  Eigentümer  aber  stets  gemahnt, 
dass  er  vor  Gott  sich  bloss  als  Verwalter 
seiner  Besitztümer  zu  fühlen,  bedürftigen 
Mitmenschen  davon  mitzuteilen  habe  und 
am  wenigsten  auf  Grund  des  rechtlich  ver- 
liehenen Privateigentums  sie  auszubeuten 
befugt  sei. 

2.  Utopieen.  Sie  führen  bekanntlich  auf 
Thomas  Morus  zurück,  der  1516  die  erste 
vollendete  Schilderung  eines  Idealstaates  (mit 
Erfindung  des  Wortes  »Utopie«)  geschaffen, 
zweifellos  angere^  durch  den  Entwurf  von 
Piatons  Republik  und  auf  den  Spuren  des 
unvollendet  gebliebenen  Dialoges  »Kritiasoder 
Athen  und  Atlantis  9000  Jahi^e  vor  Selon«. 
Das  Wesen  dieser  Utopieen  hegt  darin,  dass 
in  anschaulicher  Weise  die  Wirkungen  be- 
stimmter Reformvorschläge  ausgemalt  wer- 
den. Durch  dieses  charakteristische  Merkmal 
unterscheiden  sie  sich  sowohl  von  der  blossen 
rechtsphilosophischen  Betrachtung  wie  von 
dem  einfachen  politischen  Programm.  Nun 
legt  Morus  seiner  Darstellung  das  unbe- 
dingt kommunistische  Eigentum  zu  Grunde ; 
alle  Bewohner  Utopiens  leben  wie  in  einer 
grossen  Familie,  in  der  jeder  von  den  ge- 
wählten Beamten  aus  staatlichen  Magazinen 
Sachen  zum  Gebrauche  und  gemessenen  Yer- 
brauche  erhalten  kann,  aber  auch  nur  in 
dieser  Weise,  so  dass  auch  beispielsweise  alle 
10  Jahre  ein  allgemeiner  Wohnungswechsel 
stattzufinden  hat  und  die  Familien  um  das- 
jenige Haus  losen  müssen,  welches  ihnen 
von  da  ab  zu  teil  wird.  —  »Die  Ver- 
nunft fordert  alle  Menschen  auf,  sich  gegen- 
seitig zu  helfen  und  gemeinschaftlich  das 
Freudenfest  des  Lebens  zu  feiern.  Die 
Natur  hat  allen  dieselbe  Gestalt  gelben ;  sie 
erwärmt  alle  in  gleichem  Masse ;  sie  umfasst 
alle  mit  derselben  Liebe ;  was  sie  verdammt, 
ist  die  Vergrösserung  des  eigenen  Wolilbe- 
findens,  während  man  dadurch  das  Unglück 
eines  anderen  erschwert.« 

In  entsprechender  Weise  fussen  die  Uto- 

Sieen  der  folgenden  Zeit  durchgängig  auf 
em  Gedanken  der  Gütergemeinschaft;  von 
dem  »Sonnenstaate«  des  Campanella  (auch 
mit  Weibergemeinschaft)  bis  zm-  »ikarischen 
Reise«  des  Gäbet.  Der  »Rückblick  aus 
dem  Jahre  2000*,  den  Bell  am  y  ausführt, 
schildert  wenigstens  eine  sozialistisch  ge- 
meinsame Produktion  und  Privateigentum 
bloss  an  Konsumtionsgütern;  und  erst 
Hertz  kas  »lYeiland«  versuchte  einen 
Staatsroman  mit  grundsätzlicher  Beibehaltung 
des  Privateigentums. 

3.  Der  utopische  Sozialismus.  Er 
tritt  in  aktueller  Art  zuerst  in  der  Ver- 
schwörung des  Babeuf  1795  hervor,  die 
nach  ihrem  im  »tribun  du  peuple«  verf)ffent- 
lichten  Programm  in  unserer  Frage  von  den 
Sätzen  geleitet  wurde :  ^Alle  Güter  gehören 


dem  Volke  j  dieses  ist  allein  der  Eigentümer. 
Jeder  hat  ein  Recht  auf  glückliche  Escistenz .. 
AUen  steht  ein  Recht  auf  alles  zu,  die  voll- 
kommenste Gleichheit  der  Güter  wird  ein- 
geführt .  .« 

Unter  den  grossen  Sozialisten  Frankreichs 
ist  es  weniger  Saint  Simon  und  seine 
Schule  (die  unter  Aufhebung  des  Erbrechts 
doch  das  Privateigeotiun  und  seine  ungleiche 
Verteilung  erhalten  wollte,  nur  auf  Grund 
einer  jeweils  gerechten  Zuteilung  der  Erb- 
schaften durch  staatliche  Banken  an  geeignete 
Privatpersonen)  als  namentlich  Fourier, 
der  mit  seinem  Entwürfe  der  »Phalangen 
ein  auf  Beseitigung  alles  Privateigentums 
f  ussendes  soziales  Leben  vonjchlug ;  gegründet 
auf  seine  Theorie  von  der  Möglichkeit  voll- 
kommenster Harmonie  bei  geeigneter  Ver- 
teilung von  Arbeit  und  Genuss. 

Sprichwörtlich  wurde  bald  darauf  das 
Wort  Proudhons  »la  propriete  c'est  le 
vol« :  Das  überlieferte  Privateigentum  sei 
eine  ungerechte  Zwangseinrichtung,  weü 
nach  ihr  der  Eigentümer  über  die  Früchte 
der  Arbeit  Dritter  verfügen  könne  und  auf 
Kosten  des  Arbeitei-s  einen  Mehrwert  er- 
ziele. Andererseits  bedeute  der  blosse  Kom- 
munismus ebenso  einen  Mangel,  weil  er  zu 
einer  un^rechten  Ausbeutung  des  einzeben 
diu-ch  die  Massen  führen  müsse,  woraus 
Proudhon  zu  positiven  Vorschlägen  der 
Beseitigung  von  Geld  und  Zins,  aber 
unter  Beibehaltung  des  Piivateigentiiras 
gelangte. 

Die  sonstigen  utopischen  Sozialisten 
können  hier  übergangen  werden.  Denn  sie 
bewegen  sich  regelmässig  in  derselben  Rich- 
tung: Sie  behaupten,  dass  das  Privat- 
eigentum wegen  der  in  ihm  liegenden 
Ungerechtigkeit  verwerflich  sei.  Der 
neuere  Agrarsozialismus  (George,  Wal- 
lace,  Flürscheim)  bietet  für  eine  theo- 
retische Begründung  seines  Vorschlages,  das 
private  Grundeigentum  und  das  private 
Grundrenteneinkommen  zu  beseitigen,  neue 
Gesichtspunkte  auch  nicht. 

4.  Der  wissensohaftliohe  SozialiBmuB, 
gegründet  auf  die  theoretische  Unterlage  der 
materialistischen  Geschichtsaufassung,  als 
eine  Einzelanwendung  dieser  Theorie 
auf  konkrete  Gesellschaftszustände  einer  be- 
stimmten geschichtlichen  Epoche.  Das  Privat- 
eigentum ist  danach  nicht  ungerecht,  son- 
dern möglichei-weise  veraltet;  es  ist  eia 
untaugliches  Mittel  einer  bereits  soziaüsierten 
Produktion  und  führt  zwischen  dieser  letzteren 
imd  der  individualistischen  Aneignung  durch 
den  Privateigentümer  der  Arbeitsmittel  einen 
inneren  Konflikt  mit  sich.  Es  ist  nicht  eine 
Forderung  der  Gerechtigkeit,  sondern  die 
Vollziehung  eines  naturnotwendigen  sozial- 
wirtschaftlichen  Prozesses,  dass  eine  Kollek- 
tivierung   der    Produktionsmittel   stattliabe 
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>s.Art.  Materialistische  Geschichts- 
auffassung). — 

Alle  Begriindungsversuche  und  Angriffe 
<les  Eigentiinas  lassen  sich  in  zwei  Klassen 
teilen:  1.  Die  eine  Gruppe  behauptet  die 
eine  oder  die  andere  Antwort  auf  die  all- 
gemein gültige  Frage  des  Eigentums  als 
das  absolut  Richtige,  mag  sie  nun 
hierbei  das  kommimistische  oder  das  private 
Eigentum  wählen.  Soweit  eine  Lehre  diesen 
Sinn  hat,  ist  sie  in  sich  unhaltbar,  da  es 
keinen  einzigen  Rechtssatz  geben  kann,  der 
seinem  positiven  Inhalte  nach  a  priori  fest- 
stände (s,  Art  Recht).  2.  Die  andere 
Klasse  wurde  behaupten  und  beweisen  wollen, 
dass  unter  besonderen  geschichtlichen  Zu- 
ständen und  für  konkrete  gesellschaftliche 
Lage  die  Zuteilung  des  Eigentums  an  die 
einzelnen  Rechtsgenossen  oder  sein  Vorbe- 
halten für  die  Gesamtheit  das  Richtige  sei. 
Alsdann  wilrde  man  eine  allgemeine 
Aufgabe  der  Rechtsordnung  annehmen  und 
liarzuthun  haben,  was  in  besonderer 
Lage  jener  Aufgabe  am  besten  genügte. 
Xim  besteht  aber  bis  heute  weder  über- 
wiegende Klarheit  und  Sicherheit  über  die 
allgemeine  Aufgabe,  noch  auch  besitzt  man 
eine  gewisse  Methode,  um  jener  die  auf- 
tanchenden  Einzelfragen  einzuordnen.  Die 
Signatur  aller  hier  einschlägigen  Deduktionen 
ist  die,  dass  man  sich  darauf  verlässt,  es 
^;enle  der  Hörer  oder  Leser  beim  Empfcing 
flieser  oder  jener  Argumentationen  sich  schon 
überzeugt  fühlen;  aber  eine  gesicherte  Me- 
thode für  die  Beweisführung  besitzt  unsere 
Sozialwissenschaft  nicht.  Weit  entfernt 
davon,  dass  wir  die  verschiedenen  Be- 
cründimgen  und  Angriffe  des  Eigentiuns 
an  der  Hand  eines  festen  wissenschaft- 
hchen  Verfahrens  messen  und  richten 
konnten,  vermag  vielmehr  ziu*  Zeit  ihre 
Vorführang  nur  eine  Anregung  zu  geben, 
sich  auf  Endziel  und  Methode  einer  wissen- 
s<:haftüchen  Politik  überall  zu  besinnen ; 
nnd  wenn  Fichte  in  seinem  »geschlossenen 
Handelsstaat«  wolü  nicht  ohne  Grund  für 
unsere  Frage  des  Eigentums  als  Aufgabe 
der  Rechtsordnung  es  bezeichnet:  vor  allem 
jedem  das  Seinige  zu  geben,  ihn  in  sein 
Egentum  einzusetzen  und  dann  erst  ihn 
dabei  zu  schützen,  —  so  ist  auch  heute 
noch  dieses  Wort  nicht  mehr  als  ein  me- 
thodisches Problem. 

III.  Erwerb,  Verlust  und  Schutz 
des  Eigentums. 

1.  Uebertragmig  des  Eigentnms.  2.  Sons- 
tige Erwerbsarten.  3.  Verlust  des  Eigentums. 
4.  Ansprüche  ans  dem  Eigentum. 

1.  Uebertragung  des  Eigentums.  Dies 
ist  die  wichtigste  Er>\'erbsart  des  Eigentums 
in  der  heutigen  Sozialwirtschaft  wie  in  jed^ 
!jc>lchen,  da  der  Tauschverkehr  (im  weitesten 


Sinne  des  Wortes)  zu  Ausdehnung  und  Aus- 
bildung gelangt  ist.  Die  Voraussetzungen 
und  Einzelwirkungen  dieses  Wandems  der 
Eigentumsrechte  von  einer  Hand  in  die  an- 
dere sind  selbstverständlich  nur  den  beson- 
deren Rechtsordnungen  zu  entnehmen. 
Wohl  aber  giebt  es  in  verschiedenen  Eechts- 
ordnmigen  aDgemeine  und  übereinstimmende 
Gedanken,  nach  denen  die  Gesetze  den 
Eigentumserwerb  im  einzelnen  ausgebildet 
haben,  welche  gemeinsamen  Richtlinien 
hier  zu  erörtern  sind. 

Bei  der  üebertragung  des  Eigentmns 
tiitt  in  den  Gesetzgebungen  der  Neuzeit 
gnmdlegend  der  Unterschied  zwischen  Ei- 
gentum an  Grundstücken  und  an  beweg- 
lichen Sachen  auf.  Jenes  steht  unter  der 
Einrichtung  des  Grundbuches  (s.  Art.  Hy- 
potheken- u.  Grundbuchwesen).  Für 
das  zweite  gilt  regelmässig,  dass  der  &- 
werb  des  Eigentums  von  der  Uebergabe  der 
Sache  (traditio)  abhängig  ist  (so  das  röm., 
preuss.,  Sachs.  Recht  und  B.G.B.  §  929,  anders 
dasfranzös.  Recht,  wonach  durch  einfache  Be- 
redung Eigentum  übertragen  werden  kann). 
Falls  der  Erwerber  die  Sache  bereits  in 
Händen  hatte ,  z.  B.  als  Entleiher  oder 
Mieter,  so  kann  die  nochmalige  Hin-  und 
Hergabe  durch  einfache  üebereinkunft  ersetzt 
werden  (brevi  manu  traditio,  B.G.B.  §  929) ; 
umgekehrt  ist  es  möglich,  dass  zwischen 
dem  jetzigen  Eigentümer  und  dem  Er- 
werber ein  Rechtsverhältnis  verabredet 
wird,  wonach  ersterer  zunächst  noch  im 
Besitze  der  Sache  verbleibt,  das  Eigentum 
aber  mit  jener  Beredung  bereits  übergeht 
(constitutum  possessorium.  B.G.B.  §  930) ;  end- 
lich kann  nach  B.G.B.  §  931,  einer  inhaltlich 
neu  geschaffenen  Bestimmung,  das  Eigentum 
an  einer  im  Besitze  eines  Dritten  befindlichen 
Sache  dadurch  übertragen  werden,  dass  der 
Eigentümer  dem  Erwerber  den  Anspruch 
auf  Herausgabe  der  Sache  abtritt,  z.  B.  bei 
der  Veräusserung  von  Mobiliar,  das  zur  Zeit 
noch  einem  anderen  vermietet  ist.  —  Für 
den  Handelsverkehr  giebt  es  im  heutigen 
Rechte  drei  weitere  Erleichterungen  des 
Eigentumserwerbs,  ohne  körperliche  Ueber- 
gabe der  zu  übertragenden  Sache:  Nach 
dem  sogenannten  Depotgesetz  v.  5.  Juli  1896 
§  7  beim  Erwerb  von  Wertpapieren  durch 
einen  Kommissionär  mit  der  Absenduug 
des  Stückeverzeichnisses  an  den  Kommit- 
tenten; nach  H.G.B.  §§424,  450,  647  durch 
Uebergabe  von  indossabelen  Lagerscheinen, 
Ladescheinen  oder  Konnossementen,  welche 
die  Uebergabe  der  Waren  selbst  ersetzt: 
nach  H.G.B.  §  474  und  EG.  dazu  Art  6  bei 
Üebertragung  von  Seeschiffen. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  für  den 
bürgerlichen  Rechtsverkehr  ist  die  Lösung 
der  Fi-age,  welche  Folgen  eintreten,  wenn 
der  Veräusserer  gai*  nicht  Eigentümer  war. 
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Hier  kommen  in  verschiedener  Weise  die 
Auffassung  des  römischen  und  unseres 
neuen  bürgerlichen  Rechts  in  Beti-acht. 

Nach  römischem  Recht  war  zum  Eigen- 
tumserwerb durch  Uebertragimg  erforder- 
lich, dass  der  Tradent  Eigentümer  war;  es 
galt  der  Satz,  dass  niemand  mehr  übertragen 
kann,  als  er  selbst  hat.  Bei  Veräusseningen 
durch  den  Fiskus  oder  den  Kaiser  bestand 
eine  Ausnahme.  —  Nach  älterem  deutschen 
Rechte  galt  die  Regel:  Hand  muss  Hand 
wahren.  Der  Eigentümer,  der  seine  Sache 
einem  anderen  anvertraut  hatte,  konnte  im 
Falle  der  Venmtreuung  des  anderen  die 
Sache  von  einem  dritten  redlichen  Erwerber 
nicht  herausverlan^n ,  sondern  niu*  jenen 
ersten  auf  Ersatz  m  Anspruch  nehmen.  — 
Im  Anschlüsse  an  diesen  Gedanken  hat  das 
neuzeitliche  Recht  (bes.  C.C.  2279  und  altes 
H.G.B.  Artt.  306  ff.)  mehr  Gewicht  auf  den 
Schutz  des  guten  Glaubens  des  Erwerbers 
als  auf  unbedingte  Aufrechterhaltung  des 
einmal  begründeten  Eigentums  gelegt.  B.G.B. 
§§  932  ff.  hat  dieses  als  Gnmdsatz  auf- 
genommen :  Wenn  jemand  von  einem  Nicht- 
eigentümer eine  Sache  übereignet  erhält, 
so  wird  er  Eigentümer,  es  sei  denn,  dass 
er  zu  der  Zeit,  da  er  sonst  Eigen  tmn  er- 
halten hätte,  nicht  in  gutem  Glauben  war; 
er  ist  aber  nicht  in  gutem  Glauben,  wenn 
ihm  bekannt  oder  infolge  grober  Fahrlässig- 
keit imbekannt  ist,  dass  die  Sache  nicht  dem 
Veräusserer  gehört.  Der  Satz  findet  keine 
Anwendung,  wenn  die  Sache  dem  Eigen- 
tümer gestohlen  worden,  verloren  gegangen 
oder  sonst  abhanden  gekommen  war;  hat 
also  der  Entleiher  oder  der  Mieter  einer 
Sache  diese  veruntreut,  so  geht  das  Eigen- 
tum dem  Verleiher  oder  dem  Vennieter 
verloren.  Geld  oder  Inhaberpapiere  werden 
von  einem  redlichen  Empfänger  bedingimgs- 
los  zu  Eigentum  erworben,  auch  wenn  sie 
gestohlen  oder  sonst  abhanden  gekommen 
sind;  ebenso  Sachen,  die  jemand  in  öffent- 
licher Versteigerung  (der  Begriff  ist  in 
B.G.B.  §  383,  3  bestimmt)  an  sich  bringt. 

Neben  diesen  für  die  Regelfälle  der 
Eigentimisübertragung  geltenden  Sätzen 
kennt  das  neue  Handelsgesetzbuch  für 
Kaufleute  zwei  ergänzende  Bestimmungen : 
Der  Erwerber  soll  auch  dann  Eigentum  er- 
halten, wenn  er  zwar  weiss,  dass  der  Ver- 
äussernde nicht  Eigentümer  ist,  er  aber 
gutgläubig  eine  Befugnis  des  Veräusseres 
zur  Uebertragung  annimmt  (§  366);  sodann 
eine  Erschwening  des  Eigentumserwerbes 
an  gestohlenen  oder  sonst  abhanden  gekom- 
men Inhaberpapieren  durch  einen  Bankier 
oder  Geldwechsler,  sobald  der  Verlust  im 
Reichsanzeiger  bekannt  gemacht  worden  ist, 
während  des  ersten  Jahres  nach  der  Ver- 
öffentlichung (§  367). 

Im  seitherigen  war  die  Eigentumsüber- 


tragung in  Einzelgeschäften  gemeint,  sie 
kann  selbstredend  auch  durch  Oesamtnach- 
folge  geschehen.  Eine  solche  kennt  das 
heutige  Recht  nur  bei  der  Erbschaft 
(B.G.B.  §  1922). 

Noch  mag  darauf  hingewiesen  werden, 
dass  eine  Eigentumsübertragung  auch  durch 
Ausspruch  einer  öffentlichen  Behörde  er- 
folgen kann.  Dieses  geschieht  unter  Pri- 
vaten in  unserem  Rechte  aber  nur  durch 
Zuschlag  im  Falle  der  Zwangsversteigerung. 
Ausserdem  kommt  Einziehung  und  damit 
üebergang  des  Eigentums  auf  den  Staat 
im  Strafrecht  vor:  nach  StG.B.  §  40  können 
solche  Sachen,  welche  durch  vorsätzliches 
Verbrechen  oder  Vergehen  herabgebi-acht 
oder  welche  zur  Begehung  eines  derartigen 
Delikts  gebraucht  oder  bestunmt  sind,  ein- 
gezogen werden;  regelmässig  müssen  sie 
dem  Thäter  gehört  haben  (Ausnahmen  z.  B. 
beim  Wilddiebstahl,  St.G.B.  §  296  a.).  Ergftnzt 
durch  Einzelgesetze,  z.  B.  G.  über  da£  Ur- 
heberrecht V.  11.  Juni  1870,  §  21. 

2.  SoDSti^e  Erwerbsarten.  Die  sämt- 
lichen Möglichkeiten  des  Eigentumserwerbs 
werden  von  der  Jurisprudenz  regelmässig 
in  abgeleitete  (derivative)  und  ursprüngliche 
(originäre)  eingeteilt,  je  naclidem  der  Erwerb 
durch  das  Eigentum  eines  Vorgängers  be- 
dingt ist  oder  nicht.  Rechtssätze,  welche 
sich  an  jene  Unterscheidung  aligemein  an- 
lehnen würden,  giebt  es  in  den  hier  inte- 
ressierenden Gesetzgebungen  aber  nicht;  es 
ist  jede  einzelne  Erwerbsart  für  sich  zu  be- 
trachten. 

Für  die  jetzt  noch  nicht  erwähnten  sind 
nun  in  den  modernen  Rechtsordnungen  diutjh- 
gängig  die  Grundsätze  des  römischen  Rechts 
massgeblich  geworden,  in  diesen  neueren 
Gesetzen  stets  nur  in  Einzelheiten  geändert. 

Dieses  gilt  vor  allem  von  der  Ersit- 
zung, die  schon  im  Rechte  der  12  Tafeln 
anerkannt  war  (fundi  biennium,  oeterarum 
rerum  annus  esto).  Sie  gipfelt  in  dem  Ge- 
danken, dass  der  gutgläubige  Erwerber,  der 
ohne  Mangel  in  der  Person  des  üebertra- 
genden  von  diesem  Eigentum  erhalten  haben 
würde,  die  andauernd  von  ihm  besessene 
Sache  eigentümlich  nun  haben  solle.  Aus- 
genommen sind  entwendete  Sachen.  Die 
Fristen  haben  im  Laufe  der  Rechtsge- 
schichte geschwankt,  Justinian  bestimmte 
3  Jahre  für  bewegliche  Sachen,  10  Jahre 
für  Immobilien  für  den  Regelfall.  Nach 
kanonischem  Recht  musste  der  gute  Glaube 
des  Besitzers  vom  Erwerbe  bis  zur  Voll- 
endung der  Ersitzung  bestanden  liaben 
(»mala  fides  superveniens  nocet«).  —  Das 
Institut  wimie  mit  dem  römischen  Rechte 
in  Deutschland  recipiert  B.G,B.  §§  937  ff.  be- 
stimmt als  Grundsatz :  Wer  eine  bewegliche 
Sache  10  Jahre  im  Eigeubesitze  (s.  unten 
sub  IV   1)  hat.  erwirbt  das  Eigentum.    Für 
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Grundstücke  gelten  auch  hier  Besonder- 
heiten, die  durch  die  Einrichtung  des  Grrund- 
buchs  bedingt  sind  (B.G£.  §  900). 

Aneignung.    Für  Sachen,  die  zur  Zeit 
in   niemandes    Eigentum    stehen,   gilt   die 
römische  Regel:    res  nullius  cedunt  oocu- 
fänti;  nach  B.G.B.  §958  aber  nur  für  beweg- 
liche  Sachen,   während   für  herrenlos    ge- 
wordene Grundstücke  ein  privilegiertes  An- 
ei^ungsrecht  für  den  Fiskns  des  Bundes- 
staates besteht,  in  dessen  Gebiet  das  Grund- 
stück Uegt  (B.G.B.  §  928, E.G.  Art.  190).   Im 
übrigen  bezieht  sich  die  Regel  sowohl  auf  Sa- 
chen, die  von  ihrem  Eigentümer  aufgegeben 
(vi^^relinquiert)  worden  8md,als  auf  solche,  die 
noch  nie  in  jemandes  Eigentum  waren,  wie 
Meeresprodukte,  nicht  jagdbare  wilde  Tiere 
in  der  Freiheit     Allein    es   bestehen  ge- 
wichtige   Ausnahmen,   welche   gerade   die 
praktisch  bedeutsamsten  herrenlosen  Sachen 
betreffen:  so  gilt  vor  allem  ein  ausschliess- 
liches Aneignungsrecht  füi-  Jagd  und  Fischerei. 
Für  jene  ist  durch   die  Gesetzgebung  von 
1S48  das   frühere  Jagdregal  gefallen;   das 
Jag^becht   ist  Ausfluss  des  Eigentums  am 
Gnm<l  und  Boden,  aber  partikularrechtUch 
durch  Jagdpolizeigesetze  (in  Preussen  v.  7. 
}Iärz  50)  b^nders  organisiert.    In  gleichem 
Sinne   ist    die    Binnenfischerei    geregelt, 
während  die  Seefischerei  gnmdsätzlich  frei 
ist,   die    Küstenfischerei    den   Inländern 
offen  steht.    Xach  E.G.  Art.  130  sind  diese 
Fragen    der   Landesgesetzgebung    erhalten 
geblieben.     Aber  es  ist  reichsrechtlich  die 
alte  Streitfrage  entschieden  worden,  ob  der 
Wilderer  oder  Fischdieb  Eigentum  an  dem 
bisher    herrenlosen    Tiere    begründe    oder 
nicht  (bejahendenfalls:  ob  für  den  zur  An- 
eignung allein  Berechtigten  oder  für  sich); 
B.G.B.  §958,  2  lässt  überhaupt  kein  Eigentum 
entstehen.    —   Neben   Jagd   und   Fischerei 
kommen  die  Besonderheiten  des  Bergrechts 
in  Betracht,  wofür  gleichfalls  die  Landesge- 
setze massgeblich  bleiben  (E.G.  Art.  67).    Das 
Recht  auf  Gewinnung  des  Bernsteins  ist  in 
Ost-  und   Westpreussen   staatliches   Regal. 
Endlich  giebt  es  ein  besonderes  Strandrecht 
naih  der  Strandungsordnung,  ReichsG.  v. 
17.  Mai  1874;   das  Strandrecht   steht  aus- 
5'?hlif^sslich  dem  Staate  zu,  etwaige  privat- 
rechtliche  Gerechtsame  aus   früherer   Zeit 
?ind  ohne  Entschädigung  aufgehoben  worden. 
Für  die   Ausübung   des    Strandrechts    ist 
Voraassetzung  der  Untergang  des  seitherigen 
Eigenturas  durch  Derehktion   oder  infolge 
l'nmöglichkeit  der  Feststellung  des  Eigen- 
tömers;  es  beschränkt  sich  auf  sogenannte 
?tTandtriftige  Sachen,  die  von  der  See  an 
den  Strand  geworfen  oder  doch  von  diesem 
ans  geborgen  wurden. 

fine  bemerkenswerte  Eigentumserwerbs- 
art ist  die  Verarbeitung  eines  fremden 
Stoffes  zu  einer  neuen  Sache  (specificatio). 


Als  solche  Yerarbeitung  gilt  auch  das 
Schreiben,  Zeichnen,  Malen,  Drucken,  Gra- 
vieren oder  eine  ähnliche  Bearbeitung  der 
Oberfläche.  Der  En^^erb  des  Eigentums 
durch  den  Yerarbeiter  vollzieht  sich  nach 
R.G.B.  §  950  auch  dann,  wenn  er  über  das 
fremde  Eigentum  nicht  in  gutem  Glauben 
war;  immer  vorausgesetzt,  dass  er  über- 
haupt für  sich  verarbeiten  wollte  und 
nicht  für  den  Stoff eigentümer.  Entsprechend 
wird  auch  durch  Verbindung  oder  durch 
Vermengung  (accessio)  Eigentum  in  der 
Weise  erworben,  dass  bei  einer  Verbindung 
von  mehreren  Sachen  zu  einer  einheitlichen 
Sache  Miteigentum  entsteht,  bei  der  Ein- 
fügung einer  fremden  Nebensache  in  die 
eigene  Hauptsache  Alleineigentiun  des  Haupt- 
eigentümers. Wer  danach  einen  Rechts- 
verlust erleidet,  ist  in  Geld  nach  den  Vor- 
schriften über  ungerechtfertigte  Bereiche- 
rung zu  entschädigen. 

Die  letzte  hier  interessierende  Möglich- 
keit von  Eigentumsbegründung  ist  der  Erwerb 
von  Früchten  (B.G.B.  §  99)  und  sons- 
tigen Erzeugnissen  einer  Muttersache. 
Sie  fallen,  wie  alle  sonst  abgetrennten  Be- 
standteile, zunächst  in  das  Eigentum  des 
Haupteigentümers  (B.G.B.  §953).  Möglicher- 
weise haben  Dritte  ein  Recht,  sich  die  Er- 
zeugnisse anzueignen,  so  vor  allem  der  Niess- 
braucher  (B.G.B.  §  1039)  imd  der  Pächter 
(B.G.B.  §  581).  Dann  erwirbt  der  Nutzungs- 
berechtigte die  Früchte  mit  der  Trennung 
(anders  das  römische  Recht,  nach  welchem 
regelmässig  eine  fructuum  perceptio  erfor- 
derHdi  war);  ebenso  derjenige,  welcher 
überhaupt  gutgläubiger  Eigenbesitzer  der 
Muttersache  ist  (B.G.B.  §§  954  ff.). 

3.  Verlust  des  Eigentums.  Da  an 
derselben  Sache  nur  ein  einziges  Eigentum 
möglich  ist,  so  verliert  der  Eigentümer  sein 
Recht,  sobald  ein  anderer  das  Eigentum  an 
jener  Sache  erwirbt.  Es  kann  aber  auch 
sein,  dass  ein  Verlust  des  Eigentums  statt- 
hat, ohne  dass  eine  andere  Person  es  für 
sich  erhält. 

Dies  ist  vor  allem  gegeben  im  Falle  der 
Dereliktion,  d.  i.  Erklärung  des  Eigen- 
tümers, dass  er  sein  Recht  jetzt  aufgebe. 
Sie  hat  bei  beweglichen  Sachen  nur  dann 
die  beabsichtigte  Wirkung,  wenn  der  Eigen- 
tümer in  der  genannten  Absicht  den  Besitz 
(8.  unten  sub  IV)  aufgiebt.  (B.G.B.  §  959,  in 
Uebereinstimmung  mit  den  seitherigen  Rech- 
ten). Bei  Grundstücken  ist  nacli  heutigem 
Recht  erforderlich,  dass  der  Eigentümer 
seinen  Verzicht  vor  dem  Grundbuchamte 
erklärt  und  der  Verzicht  im  Grundbuch  ein- 
getragen wird  (B.G.B.  §  928). 

Dagegen  geht  durch  Verlieren  einer 
Sache  zwar  der  Besitz  von  ihr  imter,  das 
Eigentumsrecht  jedoch  nicht.  Der  Finder 
darf  sich  die  gefundene   Sache   nicht   an- 
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eignen,  bei  Meidung  des  Vergehens  der 
Unterschlagung  (St.G.B.  §  246).  Das  römische 
Eecht  ist  hierbei  stehen  geblieben  und  liat 
diese  Frage  dadurch  um  so  mehr  ganz  un- 
vollkommen behandelt,  als  ihm  ein  Anspruch 
auf  Finderlohn  fremd  war.  Nach  älterem 
deutschen  ßecht  wurde  eine  gefundene 
Sache,  wenn  sich  deren  Eigentümer  nicht 
meldete,  dem  Finder  zugesprochen  oder 
(partikularrechtlich  verschieden)  zwischen 
ihm  und  der  Obrigkeit  geteilt.  Die  neueren 
Gesetzgebungen  haben  diesen  Gedanken  in 
verschiedener  Weise  aufgenommen  und 
durchgeführt.  B.G.B.  §§  965  ff.  hat  folgende 
Grundsätze:  Der  Finder  hat  den  Fund  der 
Polizeibehörde  anzuzeigen  (bei  Sachen  über 
3  Mark  Wert);  er  ist  zur  Yerwalirung  der 
Sache  verpflichtet  und  haftet  für  grobe 
Fahrlässigkeit ;  er  hat  Anspruch  auf  Finder- 
lohn (B.G.B.  §971);  mit  Ablauf  eines  Jahres 
nach  der  Anzeige  bei  der  Polizeibehörde 
wird  der  Finder  Eigentümer,  wenn  nicht 
ein  Empfangsberechtigter  sich  gemeldet  hat. 
Der  Finder  Kann  auf  den  Eigentumserwerb 
verzichten,  womit  sein  Recht  auf  die  Ge- 
meinde des  Fundortes  übergeht.  Besonder- 
heiten gelten  für  den  Fund  in  den  Geschäfts- 
räumen oder  den  Beförderungsmitteln  einer 
öffentlichen  Behörde  (B.G.B.  §  978)  sowie  für 
Sachen  im  Besitze  einer  öffentlichen  Be- 
hörde, wenn  der  Empfangsberechtigte  oder 
«lessen  Aufenthalt  unbekannt  ist  (B.G.B.  §  983). 

Aus  dem  römischen  Recht  sind  in  die 
neueren  Gesetzgebungen  besondere  Bestim- 
mungen über  den  Scliatz  (thesaurus)  über- 
gegangen. Ein  Schatz  ist  eine  Sache,  die 
so  lange  verborgen  gelegen  hat,  dass  der 
Eigentümer  nicht  mehr  zu  ermitteln  ist. 
Damit  ist  das  Eigentum  des  letzteren  kraft 
Gesetzes  erloschen  und  die  Sache  herrenlos 
geworden.  Sie  fällt  aber  nicht  einfach  an 
den  Okkupierenden,  sondern  zur  Hälfte  an 
den  Entdecker,  zur  Hälfte  an  den  Eigen- 
tümer der  Sache,  in  welcher  der  Schatz 
verborgen  war  (B.G.B.  §  984). 

HeiTcnlos  werden  sodann  auch  ohne  den 
Wülen  des  Eigentümers  gefangene  wilde 
Tiere,  welche  die  Freiheit  erlangen,  wenn 
nicht  der  Eigentümer  das  Tier  unverzüglich 
verfolgt  oder  wenn  er  von  der  eingeleiteten 
Verfolgung  absteht.  Ferner  gezähmte  Tiere, 
wenn  sie  die  »consuetudo  revertendi«  ver- 
lieren (B.G.B.  §  960.  üeber  Tauben  s.  E.G. 
Ai-t.  130).  Das  erste  gilt  im  besonderen  für 
ausziehende  Bienenschwärme,  über  deren  Ver- 
folgung, ihre  Vereinigung  mit  anderen  Schwär- 
men oder  ihren  Einzug  in  fremde  Bienen  Woh- 
nungen die  Gesetze  sich  regelmässig  näher 
verbreiten  (vgl.  B.G.B.  §§  961  ff.). 

Weitere  Fälle,  in  denen  die  Frage  des 
Eigentumsverlustes  kritisch  werden  kann, 
erwähnen  die  neueren  Rechtsordnungen  nicht 
mehr;  z.  B.  Auffinden  von  leicht  verderb- 


lichen Nahrungsmitteln,  von  Eintrittskarten 
zu  Theater,  Konzert  etc.,  die  ohne  ilure 
jetzige  sofortige  Benutzung  verfallen  würdeo, 
während  keine  Möglichkeit  besteht,  den 
Eigentümer  ausfindig  zu  machen  (cf.  1.  44 
D.  41,  1).  Es  dürfte  mehr  dafür  sprechen, 
den  Verlust  des  Eigentums  dann  anzimehmen, 
wenn  die  Wiedererlangung  durch  den  Eigen- 
tümer unbedingt  ausgeschlossen  ist  so  dass 
der  Aneigner  in  jenen  Fällen  keine  Unter- 
schlagung begehen  könnte.  Das  Gegenteil 
würde  eine  nur  subjektive  Laune  des  Eigen- 
tümers sanktionieren  {vgl,  B.G.B.  §  226). 

4.  Ansprüche  aus  dem  Eigentum.  Der 
Eigentümer  kann  von  jedem  Besitzer  die 
Herausgabe  der  Sache  verlangen  (rei  ^'in- 
dicatio).  Der  besitzende  Nichteigentümer, 
der  von  dem  nicht  besitzenden  Eigentümer 
auf  Herausgabe  angegangen  wird,  kann  diese 
verweigern,  wenn  er  ein  dingliches  oder 
persönliches  Recht  auf  das  Haben  der  Sache 
vorbringen  kann.  Liegt  das  nicht  vor.  so 
darf  er  doch  wegen  Verwendungen,  die  er 
auf  die  Sache  gemacht  hat,  von  dem  Eigen- 
tümer Ersatz  verlangen,  eine  aus  dem 
römischen  Recht  herübergenommene  Re- 
gelung, die  dort  sehr  im  einzelnen  ausgeführt 
war  und  in  den  neueren  Gesetzgebungen 
in  meist  recht  kasuistischer  Weise  behandelt 
ist  (vgl.  B.G.B.  §§  994  ff.).  Zu  solchen  Ver- 
wendungen gehört  nicht  dasjenige,  was  der 
Besitzer  zum  Erwerbe  der  Sache  von  einem 
Dritten  gutgläubig  aufgewendet  hatte:  die 
Frage,  ob  der  Eigentümer  bei  der  Vindikation 
ihm  jene  En^^erbskosten  ersetzen  müsse,  ist 
in  der  Rechtsgeschichte  oft  verechieden  be- 
antwortet. Das  römische  Recht  verneinte 
es  und  führte  seinen  Satz  »ubi  rem  meam 
invenio,  ibi  vindico«  unbeschränkt  duah. 
In  Deutschland  wurde  in  manchen  Rechten, 
besonders  dem  lübischen,  jene  Frage  bejaht: 
daraus  ist  der  Auslösimgsanspruch  des 
redlichen  Besitzers  vor  allem  in  das  A.L.R. 
übergegangen.  Das  B.G.B.  ist  zum  Stand- 
punkte des  römischen  Rechts  zurückgekelirt, 
wobei  allerdings  im  Auge  behalten  werden 
muss,  dass,  wie  oben  ausgeführt,  der  gilt- 
gläubige  Erwerber  einer  fremden  Sache  im 
Normaifall  überhaupt  Eigentum  für  sich 
erwirbt. 

Wird  das  Eigentum  in  anderer  Weise 
als  dureh  Entziehung  oder  Vorentlialtung 
des  Besitzes  beeinträchtigt,  so  kann  der 
Eigentümer  von  dem  Störer  die  Beseitigung 
der  Beeinträchtigung  verlangen  (actio  nega- 
toria). Die  Störung  kann  in  jeder  Einwh-kung 
auf  die  fremde  Sache  bestehen;  von  be- 
sonderer Bedeutung  sind  im  gewöhnlichen 
Rechtsleben  die  Immissionen  schädlicher 
Art  in  fremde  Grundstücke.  Dahin  rechnet 
die  Gerichtspraxis  jede  Zufühnmg  be- 
lästigender Substanzen  ;  nicht  nur  verletzender 
Körper,  z.  B.  Sprengungen,  dass  Steine  her- 
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fiberfliegen,  Schiessen  aaf  benachbarten 
GnindsiQcken ,  Uebertreten  von  Grund- 
wasser oder  Jauche,  sondern  auch  Zuführung 
von  Dämpfen,  Eauch,  ßuss,  Gasen,  Erregung 
Ton  Wärme,  von  Geräusch  oder  Erschütte- 
rungen: aber  die  Grenze,  von  wann  ab  der 
Egentiuner  diese  störenden  Einwirkungen 
verbieten  dürfe,  war  oft  streitig.  B.G.B.  §  906 
spricht  ein  Verbietungsrecht  insoweit  ab, 
=als  die  Einwirkimg  die  Benutzung  des 
Grundstücks  nicht  oder  nur  unwesentlich 
beeinträchtigt  oder  durch  eine  Benutzung 
des  anderen  Grundstücks  herbeigeführt  wird, 
die  nach  den  örtlichen  Verhätnissen  bei 
GnindstückeQ  daher  lange  gewöhnlich 
ist.  Die  Zuführung  durch  eine  besondere 
Leitung  ist  immer  unzulässig.  Nach  diesem 
Massstabe  würde  auch  die  neuerliche  Streit- 
frage zu  entscheiden  sein,  ob  von  einem 
physikalischen  Institut  gegen  eine  elektrische 
btrassenbahn  negatorisch  geklagt  werden 
könne,  wenn  diurch  den  Betrieb  der  letzteren 
elektromagnetische  Versuche  in  jenem  ge- 
stört oder  unmöglich  gemacht  wurden. 

Die  Freiheitsklage  eines  belästigten 
Eigentümers  erleidet  eine  Einschränkung 
nach  G.O.  §  26,  wonach  konzessionierte  ge- 
werbliche Anlagen  niemals  auf  Einstellung 
dps  Betriebes,  sondern  nur  auf  Herstellung 
TöQ  Eiiuichtungen  verklagt  werden  können, 
welche  die  benachteiligende  Wirkung  aus- 
>chliessen.  Davon  abgesehen  kann  die  Ne- 
gatorienklage bei  Besorgnis  weiterer  Be- 
einträchtigungen auch  auf  Verbot  künftiger 
Unterlassungen  gerichtet  werden.  Auf  Schuld 
des  Storers  kommt  es  bei  dieser  Freüieits- 
klage  des  Eigentümers  nicht  an.  Anderer- 
seits kann  bei  blosser  objektiver  Störung 
Schadensersatz  nach  neuem  bürgerlichen 
Recht  nicht  ohne  weiteres  gefordert  werden ; 
^  ist  dazu  vielmehr  erforderlich,  dass  der 
Geschädigte  einen  besonderen  Anspruch  nach 
den  Vorschriften  über  SchuldverhäJtnisse 
ans  unerlaubten  Handlungen  zu  begründen 
vermag. 

Oftmals  ist  es  beim  Streite  über  eine 
Sache  dem  Kläger  nicht  leicht,  einen  sicheren 
Beweis  seines  Eigentums  zu  erbringen.  Die 
neuere  Gesetzgebung  erleichtert  das  insofern, 
al<  für  den  im  Grundbuche  Eingetragenen 
die  Vermutung  des  Eigentums  spricht,  bei 
beweglichen  Sachen  aber  entsprechend  für 
den  Besitzer  vermutet  werden  soll,  dass  er 
Egentümer  sei.  Es  kann  aber  auch  der, 
«lern  eine  Sache  imfreiwillig  abhanden  ge- 
kommen ist,  diese  einfach  auf  Gnmd  seines 
früheren  Besitzes  vom  jetzigen  Besitzer 
heraus  verlangen ;  hatte  dieser  mala  fide  er- 
worben, so  muss  er  bedingungslos  heraus- 
geben, war  er  in  gutem  Glauben,  so  bleibt 
iJun  überlassen,  nun  seinerseits  zu  beweisen, 
;lass  er,  der  Beklagte,  Eigentümer  geworden 
iöt,  oder  auch,  dass  er  die  Sache  in  früherer 


Zeit  als   der  Kläger  einmal   besessen   und 
unfreiwillig  verloren  habe  (B.G.B.  §  1007). 

IV.  Der  Besitz. 

1.  Begriff.    2.  Rechtliche  Bedeutnng. 

1.  begriff.  Besitz  und  Eigentum  sind 
zwei  verschiedene  Begriffe  und  niemals  mit 
einander  zu  verwechseln.  Eigentum  bedeutet 
eine  (oben  näher  bestimmte)  endgtlltige  Hen- 
schaft  über  eine  Sache,  zufolge  eines  ordent- 
lichen gesetzlichen  Erwerbsgrundes;  Besitz 
dagegen  liegt  dann  vor,  wenn  jemand  eine 
Sache  thatsächlich  in  seiner  Gewalt 
hat,  gleichviel  ob  dieses  in  gesetzlicher 
Weise  gekommen  ist  oder  nicht. 

Die  allgemeine  Frage,  in  welcher  der 
Besitzbegrifi  sich  fassen  lässt,  ist  sdso  die : 
Was  hat  die  thatsächliche  Gewalt 
über  eine  Sache  an  sich  ftlr  rechtliche  Be- 
deutimg? 

Auch  hier  ist  die  Antwort  der  einzelnen 
geschichtlichen  Rechtsordnungen  wechselnd 
und  verschieden.  Das  römische  Kecht,  von 
dem  wir  eine  erste  gut  durchdachte  Ant- 
wort auf  jene  Frage  haben  (die  altdeutsclie 
Lehi-e  von  der  »Gewere«  muss  hier  ausser 
Betracht  bleiben),  verlieh  eine  besonders  be- 
merkenswerte Bedeutung  einer  thatsächlichen 
Sachbeherrschung  bloss  dann,  wenn  sie  von 
dem  Aneignimgswillen  begleitet  wai»  (civilis 
possessio) ;  fehlte  dieser  Wille,  wie  bei  dem 
Mieter  oder  einem  Verwalter  fremden  Ver- 
mögens, so  war  nur  Inhabung  (naturalis 
possessio)  ohne  weitgehende  Rechtsbedeutung 
vorlianden.  Nach  neueren  Rechten,  beson- 
ders unserem  Gesetzbuche  verhält  es  sich 
anders:  Die  thatsäcliliche  Gewalt  bedeutet 
den  Besitz,  auch  wenn  man  sie  für  einen 
anderen  ausüben  will,  das  Eigentum  dieses 
neben  sich  anerkennend ;  gleichgültig  ist  es, 
ob  jemand  die  Sache  teilweise  für  sich 
nützen  und  gebrauchen  wiU,  wie  Pächter, 
Niessbraucher,  Entleiher,  oder  ob  er  sie 
nur  im  Interesse  des  anderen  in  seiner 
Hand  hat,  wie  Rechtsanwalt,  Vormund, 
Vereinsvorstand.  Hat  jemand  die  Sache  als 
ihm  gehörend  in  seiner  Gewalt,  so  heisst 
er  Eigenbesitzer  (§  872);  besitzt  ein 
anderer  für  ihn,  so  hat  er  mittelbaren 
Besitz  r§  868). 

Von  den  besprochenen  Fällen  ist  der  des 
Besitzgehilfen  zu  unterscheiden,  der 
einen  anderen  in  dessen  Haushalt,  Erwerbs- 
gescliäft  oder  in  einem  ähnlichen  Verhält- 
nisse unterstützt  und  dubei,  wie  Dienstboten, 
angestellte  Verkäufer  und  dergleichen,  that- 
sächliche Gewalt  über  Sachen  im  Besitze 
des  Prinzipals  auch  ausübt.  Die  Grenze 
kann  im  einzelnen  FaU  schwierig  sein. 

Die  Frage  nach  dem  Vorhandensein  oder 
dem  Verlust  der  thatsächlichen  Ge- 
walt über  eine  Sache  ist  nicht  immer  so 
leicht  zu  entscheiden,  als  es  auf  den  ersten 
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Blick  erscheinen  mag.  Es  zeigt  sich  dies 
besonders  beim  Erwerb  von  herrenlosen 
Sachen  durch  Aneignung,  die  erst  mit  der 
Besitzergreifung  wirkt;  bei  der  Festhaltimg 
des  Besitzes  durch  Yerschliessen,  bei  der 
Frage  einer  möglichen  Tradition  durch 
Schlüsselübergabe;  es  drückt  sich  in  dem 
vulgaren  Gegensatze  von  »verlieren«  und 
»verlegen«  aus;  und  in  vielen  ähnlichen 
ZweifelsfäDen. 

Den  Gedanken  der  Abscheidung  eines 
besonderen  Besitzbegriffes  neben  dem  des 
Eigentums  hat  man  auf  andere  Rechtsver- 
hältnisse übertragen.  So  wie  der  Besitz 
(nach  gelegentlich  gebrauchtem  Ausdrucke) 
das  thatsächliche  Abbild  des  Eigentums  ist, 
so  sollte  die  thatsächliche  Ausübung  auch 
anderer  Rechte  einen  sogenannten  Kechts- 
besitz  (iuris  quasi  possessio)  darstellen.  Das 
römische  Recht  nahm  dieses  im  besonderen 
bei  thatsächlicher  Ausübung  von  Servituten 
an.  Das  mittelalterliche  Recht  ging  viel 
weiter;  namentlich  kannte  das  kanonische 
Recht  Besitz  von  kirchlichen  Aemtem,  von 
Benefizien  und  Pfründen,  das  weltliche 
Recht  in  Deutschland  Besitz  von  Zehnten, 
Reallasten  u.  a.  Die  Landesgesetzgebungen 
der  neueren  Zeit  waren  dem  zum  teil  ge- 
folgt, besonders  das  A.L.R.,  das  im  Privat- 
redit  bei  allen  Rechten  mit  möglicher  dau- 
ernder Ausübung  die  thatsächliche  Verwirk- 
lichung als  solche  als  Besitz  mit  besonderer 
rechtlicher  Bedeutung  anerkannte,  dasselbe 
aber  auch  bei  gewissen  öffentlicnen  Rech- 
ten, wie  Regalien,  Adel,  Patronat,  annahm. 
Das  Gesetzbuch  kennt  für  das  neue  bürger- 
liche Recht  die  Durchführung  dieser  Anor 
logie  nicht  (mit  verschwindenden  Ausnah- 
men, besonders  für  die  üeberg^ngszeit). 

2.  Rechtliehe  Bedeutxug.  Der  Besitz 
ist  als  solcher  schon  dadurch  rechtlich 
wichtig,  dass  viele  Rechtsordnungen  sein 
Gegebensein  als  eine  gesetzliche  Voraus- 
setzung für  manchen  Erwerb  des  Eigentums 
fordern  und  umgekehrt  Eigentum  erst  dann 
untergehen  lassen,  wenn  der  Besitz  verloren 
ist,  z.  B.  Dereliktion,  Einbusse  des  Eigen- 
tiuns  an  wilden  Tieren  etc.  (s.  oben  sub  III.). 
Auch  sonst  tritt  er  als  wesentliches  Moment 
unter  den  Voraussetzungen  mancher  Rechte 
im  einzelnen  auf,  z.  B.  beim  kaufmännischen 
Zm-ückbehaltungsrecht  (H.G.B.  Art.  369),  oder 
als  Grund  eines  Ablösungsrechts  nach  B.G.B. 
Art.  268.  Der  Besitz  giebt  das  Recht  der  Not- 
wehr (B.G.B.  §  227 ;  Str.G.B.  §  53) ;  er  verleiht 
die  Beklagtenrolle  im  Prozesse.  Und  er  ist 
nach  Str.G.B.  §  242  und  §  246  bei  der  Abgren- 
zung von  Diebstahl  und  Unterschlagung  von 
wesentlicher  Bedeutung. 

Vor  allem  ist  aber  der  Besitz  deshalb 
eine  bedeutsame  rechtliclie  Einrichtung,  weil 
der  ruhige  Besitzstand  an  und  für  sich 
gegen  Eingriff   Dritter  einstweilig   ge- 


schützt wird.  Verletzt  ein  Fremder  den 
Besitz  eines  anderen  durch  Störung  odHr 
Entziehung  der  Sache,  so  kann  —  nach 
diesem  Rechtsgedanken  —  der  Besitzer  zu- 
nächst Wiederherstellung  des  Zustandcs 
vor  dem  Eingriffe  fordern,  ohne  dass  d»-m 
Störenden  die  Möglichkeit  gewährt  würde, 
sich  etwa  auf  ein  Recht  zum  Stören  oder 
zum  Haben  der  Sache  zu  berufen  (»in  pos- 
sessorio  sind  petitorische  Einreden  unziüits- 
sig«).  Freilich  hat  es  dabei  nicht  sein  end- 
gültiges Bewenden;  der  Besitzesprozess  be- 
wirkt vielmehr  niu*  ein  Provisoriiun,  es  soll 
nur  einstweilen  der  ruliige  Besitzstand 
geschützt  und  bei  unfreiwilliger  Vemichtimg 
vorerst  wieder  hergestellt  werden.  Es  kann 
also  sehr  wohl  der  im  obigen  Falle  zur 
einstweiligen  Herausgabe  oder  Stönmgsbe- 
seitigung  Verurteilte  einen  zweiten  Pix>zess 
beginnen  und  nun  das  von  ihm  behauptete 
Recht  geltend  machen ;  aber  es  ergiebt  sicli, 
dass  alsdann  die  ParteiroUen  in  beiden  Pifn 
zessen  wechseln,  der  seitherige  Beklagte 
nun  zum  Kläger  wird  und  umgekehrt. 

Diese  Grundgedanken  des  Besitzesschutze^ 
sind  von  den  einzelnen  Rechtsordnungen 
verschieden  ausgestaltet  worden,  wobei  die 
Sätze  des  römischen  Rechts  einen  bestim- 
menden Einfluss  allezeit  ausgeübt  liaben. 
Es  selbst  war  durch  die  Prätoren  bei  G»^ 
legenheit  ihrer  Rechtsprechung  ausgebildet 
worden  und  deshalb  trotz  fester  Formulie- 
rung im  Edikt  nie  ganz  zu  einem  radikal 
erwogenen  Abschluss  gekommen.  Der  Be- 
sitzer konnte  bei  Entziehung  seines  Besitzes 
bloss  dann  in  der  erwälmten  Art  possesso- 
risch klagen,  wenn  jene  durch  Gewalt 
geschehen  war  (intenlictum  unde  vi),  nic*ht 
aber  bei  heimlicher  Wegnahme ,  wogegen 
bei  einer  teilweisen  Störung  im  ruhigen  Re- 
sitz  jeder  eigenmächtige  Eingriff  des 
Dritten  genügte,  um  ihn  zu  einstweiliger 
Unterlassung  verurteilen  zu  können.  Und 
es  stand  die  Möglichkeit  solcher  Klagen  niu* 
dem  juristischen  Besitzer  zu,  nicht  dem  In- 
haber, wie  dem  Mieter  oder  Pächter.  In 
Deutschland  haben  Gerichtspraris  und  Ge- 
setzgebimg stets  weiter  gedrängt  (sogenannte 
Spolienklage  des  usus  modernus  pandecta- 
rum) ;  aber  es  ist  dies  niemals  in  einhelligem 
Sinne  geschehen  und  hat  im  Laufe  der  Ent- 
wickelung  ungemein  geschwankt,  bis  jetzt 
im  Gesetzbuche  eine  grundsätzlich  feste 
Unterlage  dahin  gesetzt  worden  ist:  Jeder 
Besitzer  (s.  oben  sub  1)  kann  verlangen,  dass 
ihm  nicht  gegen  seinen  Willen  (durch  ver- 
botene Eigenmacht)  die  Sache  entzogen  oder 
er  in  ihrem  ruhigen  Haben  gestört  wii-d; 
geschieht  es  doch,  so  kann  er  gegen  den 
fehlerhaft  Eingreifenden  auf  Wiedereinräu- 
mung oder  auf  Beseitigimg  der  Störung  imd 
weitere  Unterlassung  klagen;  der  Beklagte 
kann  nur  leugnen,  dass  von  ihm  verbotene 
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ßgenmacht  geübt  worden  sei,  nicht  aber  in 
«iiesem  Prozesse  sich  darauf  berufen,  dass 
er  ein  Hecht  zum  Besitze  oder  zur  Vor- 
Dahme  der  störenden  Handhmg  habe. 

Ueber  den  gesetzgeberischen  Grund  des 
Besitzesschutzes,  als  eigener  Art  des  Hechts- 
sdiutzes  neben  denjenigen  des  Eigentums, 
ist  vid  gestritten  worden.  Man  hat  sogar 
die  Berechtigung  der  Frage  als  solcher  leugnen 
vollen,  weil  es  immer  nur  einen  Grund  für 
den  Besitzesschutz  im  römischen,  im  preus- 
sischen  oder  einem  anderen  Rechte  gebe, 
keinen  solchen  Grund  aber  in  allgemeiner 
Weise.  Allein  dieses  übersieht,  dass  auch 
für  den  B^itz  in  alleemeingültiger 
Weise  die  Frage  sich  erhebt,  ob  die  that- 
fiachiiche  Gewalt  über  eine  Sache  an  sich 
schon  gerichtlichen  Schutz  gemessen  soll, 
80  da98  für  die  Bejahung  als  solche  audi 
allgemeingültige  Grundgedanken  da  sein 
müssen.  Sie  werden  dadurch  gelben,  dass 
es  wünschenswert  sein  kann,  bemi  Streiten 
über  Haben  und  ruhiges  Haben  von  Sachen 
einen  einstweiligen  Besitzstand  durch 
das  Gericht  feststellen  zu  lassen.  Wenn  die 
herrschende  Lehre  dieses  Wünschenswerte 
dann  fand,  dass  es  im  Interesse  ungestörter 
Ordmmg  des  Rechtslebens  geschehe,  und 
Ihe ring  dagegen  meinte,  dass  der  Besitzer 
in  seiner  (^alität  als  mutmasslicher 
Eigentümer  geschützt  werde,  so  erscheint 
bei  genauerer  Betrachtung  das  zweite  nicht 
sowohl  als  ein  Gegensatz,  denn  als  eine 
nähere  Ausführung  des  ei*sten  und  deshalb 
sachlich  b^;ründet.  Es  ist  gesagt  worden, 
dass  bei  Annahme  der  Iheringschen  Aus- 
führungen es  nicht  verständlidi  sei,  wes- 
halb der  Bekls^e  im  Besitzesprozess  sich 
nicht  auf  sein  Eigentum  berufen  und  damit 
die  Vermutung  des  klSgerischen  Eigentums 
entkräften  könne;  denn  das  erledigt  sich 
durch  den  ffinweis  darauf,  dass  auf  Grund 
allgemeiner  Vermutungen  das  Recht  gar  oft 
durchgreift,  ohne  einen  Gegenbeweis  zuzu- 
lassen: die  Vermutung,  dass  jemand  mit  21 
Jahnen  geistig  reif  zur  eigenen  Uebernahme 
seines  Vermö^ns  sei,  kann  auch  durch  ein- 
fachen fllnweis,  dass  es  im  besonderen  Falle 
nicht  zutreffe,  keineswegs  entkräftet  werden. 
Wenn  man  da^^n  betonen  will,  dass  der 
Besitzer  römischrechtlich  nur  gegen 
Eigenmacht  geschützt  werde,  so  ist  zu 
bemerken,  dass  diese  Einschränkung  mit 
dem  Grundgedanken  des  Besitzesschutzes 
noch  gar  nicht  gegeben  ist,  wie  es  auch 
Perioden  der  Rechtsentwickelung  gegeben 
hat,  beispielsweise  bei  den  deutschen  Prak- 
tikern des  18.  Jahriiunderts,  da  der  unf  rei- 
'^illige  Besitzesverlust  überhaupt  pos- 
sessorischen Schutz  begründete.  Der  Be- 
sitzesschutz ist  als  solcher  von  diesen  his- 
torischen B^onderheiten  nicht  abhängig, 
<^ine  eigenartige  Aufstellung  gründet  nur  auf 


dem  Wunsche  schneller  provisori- 
scher Ordnung  eines  Streites.  Der  Be- 
sitzesprozess ist  seinem  Wesen 
nach  nur  eine  einstweilige  Ver- 
fügung. Allerdings  wird  sie  bei  uns  in 
den  Formen  des  ordentlichen  Prozesses  er- 
ledigt und  nur  unter  der  Voraussetzung 
verbotener  Eigenmacht  gewährt;  aber  wel- 
ches gerichtliche  Verfahren  dabei  des  nähe- 
ren gewählt  wird,  und  was  für  besondere 
Vorbedingungen  und  Wirkungen  diese  oder 
jene  Rechtsordnung  aufstellen  m(^,  das 
lässt  den  Grundgedanken  des  Besitzes- 
schutzes imberührt.  Es  zieht  sich  in  die 
Einzelheiten  juristischer  Technik  zurück, 
die  in  den  Erörterungen  eines  Werkes  über 
Staatswissensdiaften  beiseite  gelassen  wer- 
den können. 

LItteratlir:  Die  LiUeratur  über  Eigentum  und 
Besitz  findet  sieh  in  auereichender  VoUatändig- 
keit  in  folgenden  Lehr-  und  Handbüchern  zu- 
sammengetragen: Vangerow,  Zehrbuch  der 
Pandekten,  7.  Äufl,,  §§  ^95  ff,,  198  ff.  —  Wind- 
acheldt  Lehrbuch  des  Pandektenrechts,  7  Aufl., 
§§  167  f.,  148  ff,  —  JOemburg,  Lehrbuch  des 
preussischen  Prioatrechts,  6,  Aufi.,  I,  §§  181  ff,, 
148  ff,  —  Matthiaasy  Lehrbuch  des  bürgerlichen 
Rechts,  II,  §§  IS  ff,,  if,—  Puehta,  Kursus 
der  Institutionen,  8.  Aufl.,  II,  §§  Ml  ff.,  tS4ff. 

—  I>anZf  Lehrbuch  der  Geschichte  des  römischen 
RechU,  2,  Aufl.,  ^§  119  ff,  —  Schröder,  Lehr- 
buch der  deutsehen  Rechtsgcschichte ,  3.  Aufl., 
§§  10,  S8,  85,  61.  —  Huber,  Geschichte  des 
Schweizerischen  Privatrechts,  §^  150  ff,  —  Ahrens, 
Naturrecht  oder  Philosophie  des  Rechts,  §^  68  ff. 

—  A,  Wttgner,  Grundlegung  der  politischen 
Oekonomie,  S.  Avfl,,  II,  §§  90  ff. 

Dazu  ist  aus  der  neuesten  Zeit  nachzutragen : 
Alex,  Kaufmann,  Beiträge  zur  Kenntnis  der 
Feldgemeinschaft  in  Sibirien,  im  Arch,  f,  sozicUe 
Gesetzg,,  VI  (1896),  —  HerMlbe,  Die  bäuer- 
liche Gemeinde  in  Sibirien  (1897),  —  Sirnkho- 
witsch.  Die  Feldgemeinecho^t  in  Russland  (1898), 

—  Schauh,  Die  Eigentumslehre  nach  Thomas 
von  Aquin  und  dem  modernen  Sozialismus  (1898), 

—  Neukamp,  Artt,  nResitzn  und  nEigentumu  in 
Bieters  WörUrbuch  der  Volkswirtschaft  (1898). 

—  SerUiehius,  Lärobok  i  sakrätten  (1899), 
§i  17  ff,,  13  ff.  R.  Stammler. 


Einfuhr 

s.  Handelsbilanz,  Handelsstatistik. 


Biliflihrprämieii. 

Einfuhrprämien  sind  hauptsächlich  in 
Zeiten  der  Teuerung  zur  Beförderung  und 
Beschleunigung  der  Zufuhr  von  Getreide 
gewährt  worden.  So  wurde  in  Frankreich 
unter  Tiu-gots  Ministerium  diu-ch  ein  G.  v. 
25.  April  1775  allen,  die  bis  zum  1.  August 
vom  Auslande  Getreide  einführten,  eine 
Prämie  von  18  Sous  für  den  Centner  Weizen 
und  von  12  Sous  für  den  Centner  Roggen 
gewährt.     Ausserdem  erhielten   diejenigen, 
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welche  Weizen  oder  Roggen  bis  zu  jener 
Frist  nach  Paris  brachten,  noch  besondere 
Pi-ämien  von  20  bezw.  12  Sous  füi*  den 
Centner,  und  für  die  Einfuhr  nach  Lyon 
betrugen  diese  Specialprämien  sogar  25  und 
15  Sous.  Im  Jalire  1789  gehörte  die  Ge- 
währung von  Einfuhrprämien  ebenfalls  zu 
den  Maßsregeln,  mit  welchen  die  französische 
Regierung  die  Teuerung  des  Getreides  zu 
bekämpfen  suchte,  und  in  dem  Notjahre 
1817  verwandte  sie  6  Millionen  Francs  zu 
solchen  Prämien.  In  England  wurden  1795 
Prämien  im  Betrage  von  12—20  sh.  für  den 
Quarter  —  je  nach  dem  Herkunftslande  — 
für  die  Einfuhr  von  Weizen  bis  zu  be- 
stimmten Quantitäten  zugesagt ;  nach  Ueber- 
schreitung  dieser  Menge  sollten  die  Sätze 
auf  8—10  sh.  herabgehen  und  in  dieser 
Höhe  bis  zum  30.  September  1796  beibe- 
halten werden.  Im  Jahre  1800  gewährte 
man  den  einführenden  Kauf leuten  die  Garantie 
eines  Preises  von  100  sh.  für  den  Quarter 
Weizen,  was  thatsächlich  einer  Einfuhr- 
prämie von  nicht  vorher  bestimmter  Grösse 
gleichkam.  —  Der  eigentliche  Zweck  der 
Getreideeinfuhrprämien  war  nicht  sowohl 
die  Herbeiziehuug  des  fremden  Produktes 
—  denn  dieses  würde  bei  einem  gewissen 
Preisstande  auch  ohne  jenes  Reizmittel  in 
ebenso  grosser  Menge  gekommen  sein  — , 
sondern  vor  allem  eine  Wirkung  auf  den 
Marktpreis,  indem  man  annahm,  dass  nicht 
der  volle  Betrag  der  Prämie  den  Einführern 
als  Extrage^dnn  verbleiben,  sondern  dass 
infolge  der  Konkurrenz  derselben  ein  Teü 
dieser  Zulage  den  Konsumenten  zu  gute 
kommen  werde,  sei  es  durch  eine  Ernied- 
rigung des  Preises  oder  wenigstens  durch 
die  Yerhinderung  einer  sonst  zu  erwarten- 
den weiteren  Verteuerung  des  Getreides. 
Ob  aber  wirklich  die  letzten  Abnehmer 
einen  solchen  Vorteü  von  den  Prämien 
gehabt  haben  und  ob  nicht  der  ganze 
Betrag  derselben  in  den  Händen  der  Ein- 
fuhr- und  Zwischenhändler  geblieben  ist, 
dürfte  immerhin  fraglich  sein.  Ankauf 
grosser  Getreidemengen  von  Staatswegen 
und  Verkauf  derselben  zu  angemessenen 
Preisen  dürfte  an  sich  ein  zweckmässigeres 
Hilfsmittel  der  älteren  Teuerungspolitik  ge- 
wesen sein,  wenn  es  auch  in  Wirklichkeit 
häufig  ungeschickt  und  in  finanziell  scliäd- 
licher  Weise  angewandt  worden  ist.  In  der 
neueren  Zeit,  in  der  niedrige  Kornpreise  als 
eine  europäische  Kalamität  angesehen  werden 
und  die  Landwirtschaft  imter  der  Masse  der 
Einfuhr  zu  ersticken  fürchtet,  haben  die 
Getreideeinfuhrprämien  natürlich  nur  noch 
ein  historisches  Interesse.  Eine  andere  Art 
von  Einfuhrprämien  bestand  in  England  zu 
Gimsten  gewisser  Waren  aus  den  ameri- 
kanischen Kolonieen.  Für  Schiffsmasten  und 
SegeLstangen  wurden  seit  dem  Anfang  des 


vorigen  Jahrhunderts  bis  1781  bei  der  Ein- 
fuhr aus  den  englischen  Besitzungen  Ameri- 
kas (später  auch  aus  Schottland)  eine  Prämie 
von  1  £',  für  Hanf  (bis  1741)  eine  solche  von 
6  £  auf  die  Tonne  gewährt.  Für  Teer, 
Pech  und  Terpentin  bestanden  Einfuhr- 
prämien von  2—4  £  für  die  Tonne,  die  aber 
später  ermässigt  wurden.  Zeitweise  (176t) 
bis  1775)  finden  wir  auch  Einfuhrprämien 
für  amerikanisches  Bauholz,  für  ungehechelten 
amerikanischen  Hanf  imd  Flachs  (1764  bis 
1785),  für  Fassdauben  und  Böden,  für  Indig^i 
und  Rohseide  aus  englischen  Kolonieen.  In 
aUen  diesen  Fällen  handelte  es  sich  nicht 
um  eine  Vermehrung  der  Einfuhr  der  be- 
treffenden Waren,  da  diese  bei  der  Herkunft 
aus  anderen  Ländern  mit  schweren  Zöllen 
belastet  wurden,  sondern  um  eine  Be- 
günstigimg der  Kolonieen.  Eine  ähnliche 
Wirkung  hatte  die  sogenannte  D6taxe,  die 
man  in  Frankreich  1851  dem  aus  den 
französischen  Kolonieen  stammenden  Rohr- 
zucker gewährte.  Der  von  diesem  Zucker 
zu  entrichtende  Zoll  wurde  nämlich  um  6, 
später  um  7  Fi-ancs  auf  100  kg  niedriger 
angesetzt  als  die  dem  inländischen  Rüben- 
zucker auferlegte  Steuer,  wähi^end  auslän- 
discher Rohrzucker  mit  prohibitiven  ZöUen 
belegt  war.  —  Wenn  man  überhaupt  be- 
sondere Aufwendungen  machen  will,  um  die 
Entwickelung  einer  Kolonie  zu  befördern, 
so  düi^fte  es  sich  doch  mehr  empfehlen, 
diese  Summen  unmittelbar  für  Hafenanlagen 
oder  andere  zweckmässige  Einrichtungen  zu 
verwenden,  als  sie  in  der  Form  von  Einfuhr- 
prämien zu  verausgaben,  deren  Wirkunj? 
sich  gar  nicht  genau  verfolgen  lässt.  — 

Litteratar:  Röscher,  Veher  Komhandel  umi 
Teuerunggpolüikf  Stuttgart  und  Tübingen  lS'>i. 
—  Araskhaniantz,  Die  franzönsche  Getreidr- 
handel^olüik  bis  zum  Jahre  1789.  (In  SchmoUen 
Forschungen  IV.)  —  Adam  Smith,  B.  IT, 
Cap.   VIIL  Lexis. 


Einfahrverbote. 

1.  Allgemeines.  2.  Die  E.  in  der  älteren 
Zeit.  3.  Die  E.  im  Schutzsystem.  4.  Die  poli- 
zeilichen E.  5.  Wirkung  der  E.  auf  die  Preis- 
bildung. 

1.  Allgemeines.  Das  Verbot  der  Ein- 
fuhr gewisser  Waren  ist  eine  Massregel, 
die  sowohl  aus  eigentlich  handelspolitischen 
als  auch  aus  polizeilichen  oder  allgemein 
politischen  Gründen  getroffen  werden  kann. 
Im  ersteren  Falle  büdet  sie  das  äusserste 
imd  einschneidendste  Mittel  zur  Abwehr 
des  ausländischen  Mitbewerbs  zu  Gunsten 
eines  auf  dem  inneren  Markte  geschützten 
Produktionszweigs;  im  letzteren  handelt  es 
sich  um  die  Yerhütung  der  Einschleppung 
von    Krankheiten    oder   Yiehseuchen,    die 
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Sicherung  der  Urheberrechte  und  Handels- 
marken,   die    Aufrechterhaltung    staatlicher 
Steuermonopole,    presspolizeilicher   BQcher- 
Terbote  etc.     Während  polizeiliche  Einfuhr- 
v<-rbote  noch  immer  von  allen  Staaten  zeit- 
weilig   oder    dauernd    für   nötig    erachtet 
wenlen,  sind  die  handelspolitischen  Yerbote 
in  den  letzten  Jahrzehnten  allmählich  aus 
Aon  Tarifen    der  Kulturlander  verschwun- 
den.  Freilich  lassen  sich  die  Grenzen  zwi- 
schen  beiden   Arten    nicht    scharf    ziehen, 
ieon  selbst   im   freihändlerischen  Engknd 
Ikgen  z.  B.  den  zur  Beschützung  der  Han- 
delsmarken   erlassenen  Verboten  wohl  im 
geheimen  auch  protektionistische  Rücksich- 
i^n  auf  die  Absatzverhältnisse  der  Industrie- 
ereeugnisse  mit  zu  Grunde.    Jedes  Einfuhr- 
verbot  ist   seiner  Absicht   nach   auch   ein 
Verbot     des    Gebrauchs     oder    Ver- 
brauchs   des   betreffenden   ausländischen 
Erzeugnisses,    und    die   Verbote   aus    der 
Blütezeit     des    merkantilistischen    Schutz- 
systems  erscheinen   meistens  auch  ausge- 
spiDchenermassen    in    dieser   Form.     Von 
den  Verteidigern  der  Einfuhrverbote  'wau^e 
es  stets  als  ein  besonderer  Vorzug  dersel- 
rjen  im  Vergleich  mit  hohen  Schutzzöllen 
angesehen,    dass    jene    auch    nachträglich 
noch  gegen  die  eingeschmuggelten  Waren 
geltend  gemacht  werden  könnten,  während 
(•ei  den   nur   mit  prohibitiven   Zöllen  be- 
lasteten Waren,  wenn  sie  einmal  im  inne- 
ren Verkehr  wären,  die  verzollten  und  die 
eingeschwärzten    sich    nicht    melur    unter- 
scheiden Hessen.    Daher  erklärt  denn  auch 
z.  B.  V.  Sonnenfels  die  Einfuhrverbote  — 
obwohl  er  nur  in  bedingter  Weise  für  sie 
eintritt  und   manche  Bedenken   gegen   sie 
erhebt  —  für  zweckmässiger  als  hohe  Zölle. 
Ebenso  beriefen  sich  die  französischen  In- 
teressenten in  den  zwanziger  imd  dreissiger 
Jahren  dieses  Jahrhunderts  gegen  die  Ver- 
s^iehe,  die  Hnfuhrverbote  durch  Schutzzölle 
von  dO  biß  40**/o  des  Wertes  der  Waren  zu 
ersetzen^    hauptsächlich    auf    die    grössere 
Sicheriieit  der  Durchführung  der  Verbote. 
Deragemäßs  enthielt  auch  das  grundlegende 
französische   Zollgesetz   v.   28.   April   1816 
die  Bestimmung  (§  59),  dass  die  verbotenen 
Webewaren    im   ganzen   Lande   aufgesucht 
imd  konfisziert  werden  sollen  und  dass  die 
ähnlichen  französischen  Erzeugnisse  diu*ch 
Fabrikmarken  und  Nummern  kenntlich  ge- 
macht werden    müssten.      Indes    wurden 
auch  die  verbotenen  Waren  thatsächlich  in 
bedeutenden  Mengen  eingeschmuggelt.    Als 
ün  englischen  Parlamente  ein   Redner  bei 
^ler  Bekämpfung  der  Aufhebung  des  Ein- 
Wurerbotes  gegen  Seidenwaren  einen  in- 
dischen Foulard  schwane,  machte  ihn  der 
^:hatzkanzler  Robinson  darauf  aufmerksam, 
«lass  jedermann  ihm  dieses  Taschentuch  ab- 
nehmen könne,  unter  der  Bedingung,  dass 
Hasdwörterbach  der  Staatswisseiischaften.   Zweite 


es  ins  Ausland  ausgeführt  werde.  Ueber- 
haupt  imtersagten  die  älteren  Verbote  häu- 
fig nur  die  Einfuhr  zum  inneren  Verbrauch, 
gestatteten  sie  aber  im  Grosshandels-  und 
Messverkehr  unter  Kontrolle  und  mit  der 
Bedingung  der  Wiederausfuhr.  Häufig  je- 
doch war  auch  die  Durchfuhr  verboten. 
Eine  eigentümliche  gemilderte  Form  des 
Einfuhrverbots,  die  sonst  nur  unter  beson- 
deren Umständen  vorkommt,  wurde  in 
Oesterreich  1784  grundsätzlich  angenommen, 
indem  man  die  betreffenden  Waren  »ausser 
Handel  setzte«,  wobei  es  gestattet  blieb,  sie 
für  den  privaten  Bedarf  gegen  Entrichtung 
eines  sehr  hohen  Zolles  auf  Grund  einer 
besonders  nachgesuchten  Erlaubnis  einzu- 
führen. 

2.  Die  E.  in  der  älteren  Zeit.  Im 
Altertum  scheinen  Einfuhrverbote,  abge- 
sehen von  den  durch  den  Krieg  von  selbst 
entstehenden  Verkehrssperren,  nicht  üblich 
gewesen  zu  sein,  während  Ausfuhrverbote 
im  römischen  Reiche  in  Bezug  auf  viele 
wichtige  Waren,  wie  Eisen,  Waffen,  Ge- 
treide etc.  vorkommen,  die  allerdings  mehr 
durch  allgemeine  politische  als  durch  han- 
delspolitische Rücksichten  veranlasst  waren. 
Im  Mittelalter  richteten  sich  die  Verbote, 
dem  Geiste  der  damaligen  Wirtschaftsver- 
fassung entsprechend,  häufig  nicht  sowohl 
gegen  die  Waren  als  gegen  die  Personen 
der  fremden  Kaufleute,  wie  z.  B.  in  Florenz 
französisch-flandrische  Tücher  nicht  ver- 
kauft werden  dm^en,  wenn  sie  nicht  Flo- 
rentinern gehörten.  Doch  kommen  auch 
schon  frühzeitig  unbedingte  Einfuhrverbote 
vor.  So  war  nach  PöMmann  in  Parma 
schon  im  Jahre  1211  der  Podesta  verpflich- 
tet, die  fremden  WoUzeuge  und  Tücher 
wegzunehmen  und  zu  verbrennen.  Eine 
grosse  Zahl  von  Gewerben  war  im  15.  Jahr- 
hundert in  Venedig  diuxjh  Einfuhrverbote 
geschützt,  während  in  Florenz  solche  Mass- 
regeln nur  für  einige  besonders  wichtige 
Industriezweige  zur  Anwendung  kamen. 
So  wurden  1458  alle  Arten  von  Tüchern 
von  der  Einfuhr  ausgeschlossen,  ein  Verbot, 
das  freilich  schon  kurze  Zeit  nachher  teil- 
weise wieder  aufgehoben  werden  musste. 
Zur  Begründung  desselben  wurde  u.  a.  an- 
geführt, das  Ausland  würde  die  Florentiner 
Tücher  gering  schätzen,  wenn  man  in  Flo- 
renz selbst  fremde  Waren  brauche.  Doch 
trat  auch  die  Rücksicht  auf  die  Ziuückhal- 
tung  des  baren  Geldes  schon  hervor,  und 
man  berechnete  genau,  wieviel  Edelmetall 
das  Land  durch  die  Einfuhr  eines  fremden 
Fabrikats  verliere.  Auch  in  Frankreich,  wo 
Einfuhrzölle  erst  im  16.  Jahrhundert  er- 
scheinen, kommen  vorübergehend  Einfuhr- 
verbote schon  früher  vor;  so  namentlich  in 
der  Ordonnanz  v.  28.  Dezember  1443  in 
betreff  der  englischen,  normannischen  und 
Auflage.   III.  21 


322 


Einfuhrverbote 


bordelesischen  Tücher,  mit  der  Begründimg, 
dass  das  Geld  nicht  den  Engländern  zuge- 
führt werden  dürfe.  In  England  wurde 
schon  in  der  zweiten  Hälite  des  13.  Jahr- 
hmiderts  von  Simon  v.  Montfort  ein  Verbot 
gegen  die  ausländischen  Tücher  erlassen, 
das  allerdings  mur  kurzen  Bestand  hatte. 
Ein  ähnliches  Verbot  unter  Eduard  III. 
(1338)  wurde  nicht  strenge  gehandhabt  und 
durch  Lizenzen  abgeschwächt  Von  grösse- 
rer Wichtigkeit  war  das  als  handelspoliti- 
sche Kampfmassregel  gegen  die  burgimdi- 
sche  Kegierung  (zuerst  1Ö6)  erlassene  Ver- 
bot aller  niederländischen  Waren,  das  noch 
einige  Mal  erneuert  wurde.  Die  Anfang 
einer  konsequenten  Industrieschutzpolitik 
mittelst  Einfuhrverbote  fallen  jedoch  erst 
in  die  zweite  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts. 
Im  Jahre  1455  wurde  im  Interesse  der  in- 
ländischen Seidenindustrie  die  Einfuhr  der 
fremden  Seidenfabrikate  auf  fünf  Jahre  ver- 
boten, und  dieses  Verbot  wurde  in  der 
Folgezeit  mehrfach  wiederholt  und  schliess- 
lich unter  Heinrich  VII.  für  bestimmte  Ar- 
ten von  Seidenwaren  für  endgiltig  und 
dauernd  erklärt.  Unter  Eduard  1  v .  erfolgte 
1464  ein  Einfuhrverbot  gegen  fast  alle  Fa- 
brikate imd  Handwerkswaren  von  einiger 
Bedeutung,  jedoch  hatte  dasselbe  keine  Gel- 
tung für  den  Handel  der  Hanseaten.  Unter 
Heinrich  VU.  und  Heinrich  VDI.  wurden 
die  meisten  dieser  Verbote  nicht  aufrecht 
erhalten,  unter  Elisabeth  dagegen  bildete 
sich  das  Prohibitivsystem  wieder  strenger 
aus.  Zur  Rechtfertigung  desselben  berief 
man  sich  in  England  schon  im  15.  Jahr- 
hundert sowohl  auf  die  merkantiüstischen 
Ansichten  von  der  Notwendigkeit,  den  Geld- 
abfluss  zn  verhindern,  als  auch  auf  die  In- 
teressen der  nationalen  Arbeit,  besonders 
angesichts  der  weit  verbreiteten  Arbeits- 
losigkeit, die  durch  die  Ausdehnung  des 
Grossbetriebs  der  Schafzucht  entstand. 

In  Deutschland  finden  wir  im  Mittel- 
alter keine  allgemeinen  Einfuhrverbote,  son- 
dern nur  die  mannigfaltigen  Beschränkungen 
der  ausländischen  Kaufleute  durch  das 
städtische  Fremdenrecht.  In  manchen 
Städten  durften  gewisse  Waren  von  Frem- 
den überhaupt  nicht  verkauft  werden,  ver- 
einzelt kam  es  auch  vor,  dass  auch  den 
städtischen  Krämern  der  Verkauf  gewisser 
fremder  Waren  überhaupt  nicht  oder  ausser- 
halb der  Marktzeit  nicht  gestattet  war. 
Die  Handelssperren,  wie  sie  bei  Streitig- 
keiten zwischen  Städten  und  Territorien 
häufig  verhängt  wurden,  beruhten  wesent- 
lich auf  beiderseitigen  Ausfuhr-  und  Durch- 
fuhrverboten und  bezogen  sich  nicht  auf 
bestimmte  Waren,  sondern  auf  den  ganzen 
Handel.  Was  die  Handelspolitik  des  Reiches 
betrifft,  so  zeigte  sich  ihre  Schwäche  und 
Hilflosigkeit  am  kläglichsten  bei  Gelegen- 


heit des  Streites  zwischen  England  und 
den  Hanseaten.  Nach  fast  zwanzigjährigen 
Verhandlimgen,  während  welchen  dsus  Vor- 
gehen der  Engländer  immer  schroffer  und 
rücksichtsloser  wurde,  kam  endlich  1597 
ein  kaiserliches  Mandat  zu  stände,  das  die 
englische  Monopolgesellschaft  der  Merehant- 
Adventurers  aus  dem  Reiche  verwies,  übri- 
gens aber  nicht,  wie  die  Hanseaten  verlang- 
ten, die  Einfuhr  der  englischen  Wollwaren 
überhaupt  verbot.  Diese  Massregel  kam 
aber  gar  nicht  zur  wirklichen  Durchfüh- 
rung, sondern  die  Adventurers  waren  trotz 
mancherlei  Anfechtungen  imstande,  von 
Stade  und  später  von  Hamburg  aus  ihren 
Tuchhandel  fortzusetzen.  —  Unter  den 
grösseren  Einzelstaaten  griff  Brandenburg 
schon  frühzeitig  zu  einzelnen  Einfuhrver- 
boten. Im  Jahre  1560  wurde  die  Einfuhr 
von  fremdem  Salz  im  Interesse  des  Werks 
von  Belitz  verboten.  Ein  Edikt  von  1581 
gestattete  den  Fremden  nur  den  Verkauf 
von  Tüchern  auf  den  freien  Jahrmärkten 
und  nach  einer  von  dem  städtischen  Rate 
und  den  Gildemeistern  der  Tuchmacher 
aufzustellenden  Taxe.  Nach  Errichtung 
einer  Glashütte  in  Grimnitz  wurde  1602 
die  Einfuhr  von  Glas  verboten,  und  als 
dieses  Werk  dennoch  eing^;angen  und  an 
seine  Stelle  eine  Glashütte  in  Marienwalde 
getreten  war,  wurde  jenes  Verbot  zum 
Schutze  des  letzteren  erneuert  und  auch  in 
der  Folgezeit  häufig  wiederholt  Zalil- 
reicher  werden  die  Verbote  indes  erst  nach 
dem  Jahre  1660,  also  in  der  Periode,  in 
der  das  Schutzsystem  durch  Colbert  seine 
modernere  Gestalt  und  seine  grundsätzliche 
Ausbildung  erhielt. 

3.  Die  E.  im  Schntzsystem.  Colbert 
selbst  nahm  in  seine  Tanie  keine  Einfuhr- 
verbote auf,  aber  sie  bildeten  einö  zu  natür- 
liche Konsequenz  der  herrschenden  handels- 
politischen Grundanschauungen,  als  dass  man 
sie  nicht  in  vielen  Fällen  auch  den  höchsten 
Schutzzöllen  vorgezogen  hätte.  Das  Geld 
sollte  im  Lande  bleiben,  das  Land  »populö- 
ser«  gemacht  und  die  Arbeiter  b^chäftigt 
werden;  wenn  sich  nun  aber  zeigte,  dass 
selbst  hohe  Schutzzölle  nicht  imstande  waren, 
diese  Aufgabe  zu  erfüllen,  so  versuchte  man 
es  eben  mit  Einfuhrverboten.  Namentlich 
Quälten  diese  als  nützlich  gegenüber  den 
nremden  Luxuswaren :  wenn  es  gelang,  diese 
im  Lande  selbst,  wenn  auch  zu  höheren 
Preisen  herzustellen,  so  wurde  auch  eine 
Geldausfuhr  vermieden  und  einem  inländi- 
schen Gewerbe  Arbeit  verschafft,  wobei  der 
etwaige  Mehraufwand  nur  den  Reichen  und 
Wohlhabenden  zur  Last  fiel ;  wenn  aber  die 
einheimische  Industrie  sich  als  unfähig  er- 
wies, solche  Waren  überhaupt  oder  in 
gleicher  Güte  zu  erzeugen,  so  gedt  das  nicht 
als  Schaden,  weil  nur  der  Gebrauch  oder 
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Verbiaach  eines  überflüssigen  Dinges   ver- 
hindert oder  beschi-änkt  wärde.     Dabei  be- 
liachte  man  freilich  nicht,  dass  die  Mehraus- 
gaben der  Wohlhabenden   für  die   teueren 
inländischen  Erzeugnisse  die  KapitaJansamm- 
lung  verminderten  und   somit  die  Beschäf- 
tigung  von  Arbeit   auf   anderen    vidleicht 
ergiebigeren    Gebieten    verhinderten.     Der 
geistreichste  Theoretiker  des  Merkantilismus, 
Becher,  spricht  sich  zuweilen  für  freie  Be- 
vegnng  des  Handels  aus,  aber  er  betrachtet 
es  doch  als  ein  Unglück,  dass    für  fremde 
Luxaswaien  so  viel  Geld   aus  dem   Lande 
g^ehe.    Er  verlangte,  dass    man   den  inlän- 
<lischen  Bedarf   in  jeder  Manufaktur    fest- 
stelle und  dann  die  Zahl  der  » Yerläger  juxta 
cognitam  quotam  consumptionis  moderiere«. 
So  würden  sowohl  Monopole  wie  Polypole 
(übermässige    Besetzung    eines    Gewerbes) 
vermieden  werden  können.  Zu  diesem  Zweck 
empfiehlt   er   auch   für  die  Hauptindustrie- 
zweige  die    Errichtung    von   privilegierten 
Aktiengesellschaften     aJs    Verleger,    deren 
inoDopohstisc^er  Charakter  wieder  dadurch 
aufgehoben    werden    soll,    dass    jedermann 
ihnen   mit    einer   Kapitaleinlage     beitreten 
kann.    Diese  Gesellschaften  sollen   nur  die 
Erzeugnisse  inländischer  Gewerbetreibender 
aufkaiäen,  und  wenn  auf  diese  Art  der  Be- 
'larf  des  Landes  gedeckt  werden  kann,    er- 
giebt  sich  aus  Bechers  System    unvermeid- 
lich das  Verbot  der  Einfuhr  der  entsprechen- 
•len  fremden  Waren,  um  das  richtige  Gleich- 
^»ewicht   von  Produktion    und   Konsumtion 
aufrecht   zu  erhalten.    Becher  äussert  sich 
allerdings  über  die  Einfuhrverbote  meistens 
Qiir  unbestimmt,  gewissermassen  vei'schämt, 
wie  er   denn    überhaupt  die  Entwickelung 
•ier  inländischen  Gewerbthätigkeit  besonders 
üiutli  seine    positiven   Organisationen,  das 
Kanfliaiis,  die   privilegierten  Gesellschaften 
etc.  fördern   und    dadmtjh    fremde  Waren 
überflfissig  machen  will.    Indes  empfielt  er 
'lern  Kurfürsten   von  Bayern   ausdrücklich, 
^^   der    Gründung    der    vorgeschlagenen 
i^anibäuser  alle   fremden  Manufakturwaren 
zu  verbieten.    Auch  wiurde  zu  Gimsten  der 
Ton  ihm  gegründeten  Seidenkompagnie   in 
^len  1669    die    Einfuhr    von  Stepp-    und 
Nähseide  etc.  verboten;  dagegen  erklärt   er 
ia  dem  Revers  in  betreff  des   Kunst-   und 
Werkhauses  in  Wien,   dass   er   keineswegs 
»egen  seiner  oder  der  im  Lande  fabrizierten 
^aren  ein  Verbot   der  fremden   verlange. 
^t  Tollster  Entschiedenheit  aber  trat  Bechers 
Verwandter  v.  Hömigk  für  die  Einfulu^er- 
bote  ein.    Seine  neunte  volkswirtschaftliche 
ß^l  lautet:  »Es  ist  ausser  wichtigen  Be- 
'lenkena  in   keinerlei  Weise  noch  Weg   zu 
gestatten,  dass  Güter,  deren  Art  inner  Landes 
z^  Gentige  und  in  erträglicher  Güte  fiQlig, 
^öD  aussen  hineingebracht  werden ;  worinnen 
^  den  Auswärtigen   weder  Mitleid   noch 


Barmherzigkeit  zu  tragen,  sie  seien  gleich 
Freunde,  Verwandte,  Alliierte  oder  Feinde, 
und  solches  behält  Platz,  wenn  gleich  die 
inländische  Ware  schlechter  an  Öüte  oder 
auch  höher  an  Wert  (Preis)  sein  sollte. 
Denn  besser  wäre,  es  komme  auch  einem 
übel  berichteten  so  seltsam  vor,  als  es  wolle, 
für  eine  Ware  zwei  Thaler  geben,  die  im 
Lande  bleiben,  als  nur  einen,  der  aber  hin- 
ausgeht«. Die  Praxis  der  österreichischen 
Handelspolitik  blieb  hinter  den  Theorieen 
der  »österreichischen  Schule«  nicht  zurück. 
Schon  1659  erschien  eine  Verordnung 
Leopolds  I.  gegen  die  fremden  Waren  »be- 
sonders diejenigen,  welche  mehr  zm:  über- 
flüssigen Pracht  als  zur  Notwendigkeit  ge- 
braucht würden«,  und  zwar  sollten  sie 
weder  auf  die  öffentlichen  Jahrmärkte  noch 
zu  anderen  Zeiten  eingeführt  werden  dürfen. 
Ein  besonderes  Verbot  wurde  1674  gegen 
alle  französichen  Waren  erlassen.  Dieses 
Verbot  wurde  1676  als  Kriegmassregel  unter 
Zustimmung  des  Heichstags  auf  das  ganze 
Reich  ausgedehnt  und  1689  nach  der  Ver- 
wüstung der  Pfalz  in  Verbindung  mit  ande- 
ren Sperrmassregeln  gegen  Frankreich 
wiederholt.  Zahlreiche  Einfuhrverbote  (gegen 
baumwollene,  wollene  und  gewisse  häb- 
wollene  Zeuge,  Leinwand,  viele  Seidenwaren, 
Leder,  ausser  Juchten,  Messing,  Spiegel, 
Branntwein)  wurden  in  den  Jahren  1713  bis 
1728  unter  Karl  VI.  erlassen,  noch  weit 
mehr  aber  häuften  sich  dieselben  unter 
Maria  Theresia,  besonders  seit  1769,  und 
die  meisten  derselben  "wurden  auch  auf  die 
ungarischen  Kronländer  ausgedehnt.  Unter 
Joseph  n.  wurde  diurch  das  Zollgesetz  von 
1784  das  oben  erwähnte  System  der  Ausser- 
handelsetzung an  die  Stelle  der  absoluten 
Eänfuhrverbote  gesetzt  und  zwar  für  nicht 
weniger  als  200  Tarifpositionen.  Der  Tarif 
von  1788  änderte  in  diesem  Punkte  nichts 
Wesentliches.  Ln  Jahre  1810  aber,  nach- 
dem Oesterreich  auch  ziur  Teilnahme  an  der 
KontinentsJsperre  gegen  England  genötigt 
worden,  wurden  die  Bedingimgen  und  For- 
malitäten der  Ausserhandelsetzung  wesent- 
lich erschwert  und  auch  der  Kaffee  (bis  1813) 
diesem  bedingten  Einfuhrverbote  unter- 
worfen. Im  Jahre  1817  wurden  WoU-  und 
Baumwollzeuge  wieder  gänzHch  ausge- 
schlossen, und  erst  mit  dem  überhaupt  ge- 
mässigteren  Tarif  von  1838  kelu^  man 
wieder  zu  der  Ausserhandelsetzung  zurück, 
die  bis  1851  noch  für  63  Warengattimgen 
bestand.  Durch  die  Tarifreform  in  dem  ge- 
nannten Jahre  wurden  endlich  die  handels- 
politischen Einfuhrverbote  beseitigt  imd  nur 
noch  einige  von  polizeilichem  Charakter 
beibehalten. 

In  Brandenbiurg  traten  die  Einfuhrver- 
bote unter  dem  grossen  Kurfürsten  schon 
zahlreich    auf.      Sie    betrafen    ausser  dem 
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Glase  Kupfer-  und  Messingwaren  (1654), 
Kupfer  (1664),  Eiseu,  mit  Ausnahme  des 
schwedischen  und  des  schulenburgischen 
(1666,  erneuert  1674),  Stahl  (1674),  Pfund- 
leder, Draht,  Sensen  imd  andere  Eisenar- 
tikel (1679),  Zucker  (1684).  Das  kaiserliche 
Mandat  gegen  die  französichen  Waren  v. 
7.  Mai  1676  wurde  vom  Kurfürsten  schon 
am  18.  Juli  desselben  Jahres  publiziert. 
Im  Jahre  1687  wurde  die  Einfuhr  von  Tuch 
für  den  inneren  Verbrauch  verboten,  sofeni 
es  nicht  mehr  als  V!2  Thaler  die  Elle  koste, 
imd  daran  sclüossen  sich  ähnliche  Verbote 
in  betreff  verschiedener  anderer  Gewebe 
und  (1693)  der  blauen  Tücher.  Aehnlich 
wie  in  Frankreich  und  England  wurde  auch 
in  Preussen,  und  zwar  mit  der  Bei-ufung 
auf  das  Interesse  der  Leinen-  und  Woll- 
industrie, ein  heftiger  Kanipf  gegen  die 
»bemalten«  und  bednickten  Zitze  und  Kat- 
tune aller  Art  geführt  und  1721  der  Ge- 
brauch nicht  niu*  der  fremden,  sondern  auch 
der  im  Lande  selbst  hergestellten  Zeuge 
dieser  Art  verboten.  Eine  noch  strengere 
Ausbildung  erhielt  das  Prohibitivsystem  unter 
Friedrich  d.  Gr.,  und  namentlich  wurden 
in  dem  Zollkriege  mit  Sachsen  1755  den 
bestehenden  noch  eine  Reihe  weiterer, 
specieU  gegen  sächsische  Waren  gerichtete 
Einfuhrverbote  hinzugefügt.  Sachsen,  das 
an  sich  seinen  Interessen  gemäss  nicht  zu 
einer  prohibitiven  Handelspolitik  geneigt 
war,  antwortete  darauf  mit  dem  Verbote 
vieler  preussischen Waren,  und  dieser  handels- 
politische Gegensatz  dauerte  auch  noch  nach 
der  Beendigimg  des  siebenjährigen  Krieges 
fort.  Unter  Friedrich  Wilhelm  II.  wurde 
zwar  der  Durchfuhrhandel  erleichtert,  aber 
für  den  inneren  Verbrauch  blieben  die  Ver- 
bote bis  zu  der  Katastrophe  von  1806  bestehen. 
Unter  französischer  Verwaltung  -^nirden  sie 
1807  zunächst  fih*  die  französischen  Waren 
durch  Zölle  von  4 — 25®/o  des  Warenwertes 
ersetzt.  Zu  gleicher  Zeit  erklärte  der  König 
in  einer  an  Beyer  gerichteten  Kabinettsordre 
V.  30.  Mai  1807,  dass  alle  Einfuhrverbote 
gegen  fremde  Fabrikate  bis  auf  weiteres  in 
den  vom  Feinde  nicht  besetzten  oder  frei 
werdenden  Provinzen  aufzuheben  seien  und 
die  Einfuhr  dieser  Waren  gegen  Entrichtung 
des  tarifmässigen  Zolles  und  einer  Accise 
von  8^/3^/0  des  Wertes  f(ir  den  inländischen 
Verbrauch  zu  gestatten  sei.  Diese  Massregel 
wurde  auch  nach  einigem  Widerstreben  von 
Seiten  Beyers  nebst  der  Herabsetzung  der 
hochbesteuerten  Waren  auf  den  eben  er- 
wähnten Betrag  auf  Grund  einer  Kabinetts- 
ordre V.  28.  Juli  1807  in  der  Provinz  Preussen 
zur  Ausführung  gebracht,  wobei  freilich  die 
englischen  Waren  durch  die  Kontinental- 
sperre ausgeschlossen  blieben.  In  den  übrigen 
Provinzen  blieben  die  Verbote  bestehen,  so- 
weit  die   betreffenden   Waren    nicht   nach 


dem  für  Frankreich  geltenden  Tarif  zuge- 
lassen waren.  Nach  dem  Abzüge  der  Fran- 
zosen wurde  die  Einfuhr  der  verbotenen 
Waren  gegen  besonders  erteüte  Pässe  mit 
einigen  Ausnahmen  und  Unterbrechiuigen 
gestattet,  bis  dann  endlich  durch  den  Tarif 
V.  26.  Mai  1818  alle  handelspolitischen  Ein- 
fuhrverbote grundsätzlich  abgeschafft  wur- 
den. »AUe  fremden  Erzeugnisse  der  Natur 
und  Kunst  können  im  ganzen  Umfange  d»?> 
Staates  eingebracht,  verbraucht  und  durch- 
geführt werden.«  Ausnahmen  bestanden  nur 
in  betreff  des  Salzes  und  der  Spielkarten 
zur  Sicherung  der  inneren  Besteuerung 
dieser  Waren. 

In  Frankreich  enthielten  die  Colbertschen 
Tarife  von  1664  und  1667,  wie  schon  be- 
merkt, keine  Einfuhrverbote.  Die  ersten 
Massregeln  dieser  Art  betrafen  (1669)  dio 
venetianischen  Spiegel  und  (1671,  1684)  dl«- 
fremden  Spitzen,  und  1689  erfolgte  das  all- 
gemeine Verbot  des  Gebrauchs  der  gedruck- 
ten BaimiwoUstoffe.  Von  besonderer  Wich- 
tigkeit war  das  Verbot  fast  aller  englischen 
Waren,  das  1701  erlassen  und  bis  zu  dem 
Handelsvertrag  von  1786  aufrecht  erhalten 
wurde.  Dieser  Vertrag  blieb  indes  nw 
wenige  Jahre  in  Ki-aft,  imd  auch  der  sehr 
gemässigte  Tarif  von  1791,  der  nur  zwei 
oder  drei  eigentlich  handelspolitische  Ein- 
fuhrverbote enthielt,  wurde  schon  durch 
das  Dekret  v.  1.  März  1793  thatsächlich  be- 
seitigt, indem  dieses  eine  grosse  Anzahl  yov 
Geweben  und  Fabrikaten  ausdrücklich  ohne 
weiteres  von  der  Einfuhr  ausschloss  und 
die  übrigen  Fabrikate  nur  zuliess,  wenn  ihr 
Urspinmg  aus  einem  nicht  mit  Frankreich 
im  Kriege  befindlichen  Staate  nachgewiesen 
würde.  Ein  Dekret  vom  18.  Vendemiaire  II 
»proskribierte«  noch  speciell  alle  in  England 
erzeugten  Manufaktur-  oder  Fabrikwaren, 
\md  das  G.  v.  10.  Bnunaire  V  brachte  das 
Prohibitivsystem  zum  Abschluss,  indem  e> 
eine  die  meisten  Fabrikate  umfassende  Liste 
von  Waren  aufstellte,  die,  woher  sie  auch 
kommen  möchten,  als  englische  anzusehen 
und  daher  verboten  seien.  In  betreff  der 
Kontinentalsperre,  der  gewaltthätigsten  und 
umfassendsten,  aber  keineswegs  wirksam- 
sten aller  Prohibitivmassregeln,  sei  auf  den 
besonderen  Artikel  verwiesen.  Nach  der 
Wiederhei-^ellung  des  Friedens  wnu-den 
mm  aber  die  sämtlichen  Einfuhrverbote,  die 
ursprünglich  als  Kriegsmassregeln  betrachtet 
worden  waren,  definitiv  in  den  Tarif  v. 
28.  April  1816  übernommen,  und  wenn  aucli 
unter  Ludwig  Philipp  einige  früher  verbo- 
tene Artikel  von  geringerer  Bedeutimg  gegen 
hohe  Zölle  Einlass  erhielten,  so  blieb  doch 
im  wesentlichen  in  Franki-eich  das  starrste 
Prohibitivsystem  bis  zu  dem  Abschluss  des 
Handelsvertrags  mit  England  im  Jahre  18G0 
bestehen,   und   im   Generaltarif   figurierteu 
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die  Einfuhrverbote  gegen  die  Gewebe  und 
Wiikwaren  von  Wolle,  Haaren,  Baiunwolle, 
Wollengame,  Baumwollgarne  (unter  Nr.  143), 
Lederwaren,  Tabletterie-,  Messerschmiede-, 
Kupfer-,  Messing-,  Zink-,  Zinnwaren,  ge- 
wisse Thon-  imd  alle  Glaswai-en  ausser 
Spiegeln,  raffinierten  Zucker,  Wagen,  See- 
sc-hiäe  u.  a.  bis  zum  Jahre  1881. 

In  England  wurde   durch  das  zur  Er- 
gänzung der  Navigationsakte  erlassene  Ge- 
setz von  1662  die  Einfuhr  von  Wein,  ausser 
rheinischem,  Gewürzen,  Tabak,  Salz,  Oliven- 
öl, Potasche,  Pech,  Teer,  Harz,  Bauholz  aus 
Deutschland  und  den  Niederlanden  gänzlich 
untersagt,  ein  Verbot,  das  erst  1822  infolge 
■1er  energischen  Haltung  Preussens  aufge- 
holfen  wiurde.     Nach    dem    Ausbruch    des 
Krieges  mit   Prankreich   wurden  1689  die 
französischen  Waren  verboten,  und  auch  in 
'l^r  Folgezeit  blieben  diese  bis  1786  teüs 
ausgeschlossen,  teils  mit  prohibitiven  Zöllen 
lielastet,    bis    der    Vertrag    von    1786    die 
meisten  Verbote,  aber  nur  während  einiger 
Jahre,  durch  massige  Zölle   ersetzte.     Bei 
einer  parlamentarischen  Untersuchung  vom 
Jahre  1814  ergab  sich,  dass  Einfuhrverbote 
gegen  beinahe  200  Artikel  in  Kraft  standen, 
und  unter  diesen  befanden  sich  ausser  ge- 
werblichen auch  landwirtschaftliche  Erzeug- 
nisse, namentlich  Vieh   und  Fleisch.    Das 
(iesetz  von    1815   verbot   die  Einfuhr  von 
fremdem  Weizen,  wenn  der  Preis  weniger 
als  80  sh.  für  das  Quarter  (ungefähr  34  Mark 
für  100  kg!)  betrug.    Nachdem  schon  1823 
einige   Verbote    von     untergeordneter    Be- 
tatung  aufgehoben  worden,  erlitt  das  ganze 
System  eine  nachhaltige  Erschiltterung  durch 
das  G.  V.  12,  April  1824,  welches  fth-  die 
Seidenwaren  einen  Schutzzoll  von  30®/o  an 
He  Stelle  des  Verbotes  setzte.    Die  letzten 
handelspoUtißchen  Einfuhrverbote,  nament- 
lich auch  die  gegen  Vieh  und  Fleisch  ge- 
richteten, verschwanden  jedoch  erst  im  Jahre 
1S42  aus  dem  englischen  Tarif. 

Wissenschaftliche  Verteidiger  haben  die 
Einfuhrverbote  dieser  Art  in  imserem  Jahr- 
huDdert  kaum  noch  gefunden.  Der  letzte 
"iürfte  Gamlh  gewesen  sein,  der  aber  die 
Berechtigung  der  »reglements  prohibitifs« 
an  die  Bedingung  knüpft,  dass  diese  Mass- 
regeki  wegfallen  sollen,  wenn  die  geschützte 
Industrie  die  auswärtige  Konkurrenz  nicht 
mehr  zu  fürchten  hat  und  dass  die  Erzeug- 
'lisse,  die  ein  Land  selbst  nicht  hervorbringen 
könne  oder  wolle,  ohne  alle  Beschränkungen 
in  den  Handel  kommen  können.  Der  franzö- 
>ische  Generalzolldirektor  und  spätere  Han- 
flebminister de  Saint-Cricq  verzichtete  schon 
\'^17  bei  seiner  Verteidigung  der  Pi-ohibi- 
tionen  auf  die  Unterstützung  der  Wissen- 
schaft nnd  berief  sich  auf  »le  voeu  public«, 
gleichviel  ob  die  Wissenschaft  diesem  zu- 
stimme   oder    widerspreche.      Die    Träger 


dieses  Volkswunsches,  nämlich  die  Vertreter 
der  interessierten  Industriezweige,  haben 
sich  denn  auch  durch  die  Theoretiker  nicht 
von  ihrem  Standpunkte  abbringen  lassen. 
Die  französischen  Minister  Rouher  und 
Baroche  behaupteten  zwar  in  ihrem  Berichte 
über  den  Handelsvertrag  von  1860,  dass  die 
Prohibitionen  nur  noch  wenige  Verteidiger 
im  Lande  hätten,  sie  hielten  es  aber  doch 
für  nötig,  die  Unhaltbarkeit  derselben  aus- 
führlich nachzuweisen.  In  der  neuesten 
Zeit  allerdings  werden  Einfuhrverbote  auch 
von  den  Interessenten  als  handelspolitische 
Massregeln  nicht  mehr  offen  verlangt,  aber 
doch  gern  angenommen,  wenn  sie  etwa  aus 
gesundheits-  oder  veterinäipolizeilichen  Rück- 
sichten erlassen  werden.  Im  allgemeinen 
ist  denn  doch  die  Empfindung  ziu*  Herr- 
schaft gelangt,  dass  Einfuhrverbote  mit  der 
neueren  Entwickelung  des  Völkerverkehi-s 
und  seiner  Mittel  in  einem  zu  grellen  Wider- 
spruche stehen  und  dass  Produktionszweige, 
die  selbst  diuxih  Schutzzölle  in  ihi-er  Existenz 
nicht  gesichert  werden  können,  überhaupt 
nicht  verdienen,  durch  Opfer  von  selten  der 
Gesamtheit  in  einem  künsthchen  Dasein  er- 
halten zu  werden. 

4.  Die  polizeiliehen  E.  Was  die  po- 
lizeilichen imd  allgemein  politischen  Einfuhr- 
verbote betrifft,  so  kommen  einige  schon  in 
älterer  Zeit  häufig  vor,  z.  B.  in  betreff  der 
schlechten  Münzsorten,  und  auch  manche 
gegen  Luxusgcgenstände  gerichtete  Ver- 
bote könnten  ebensogut  lüerher  wie  zu  den 
handelspolitischen  gerechnet  werden.  Wir 
wollen  mdes  hier  nur  die  Verliältnisse  der 
Gegenwart  berücksichtigen.  In  Deutschland 
beruht  die  Zulässigkeit  der  Verbote  dieser 
Art  hauptsächlich  auf  §  2  des  VereinszoU- 
gesetzes  v.  1.  Juli  1869,  nach  welchem  Aus- 
nahmen von  der  in  §  1  gewähi*leisteten  Ein- 
fuhr-, Ausfulu"-  und  Durchfuhrfreiheit  für 
alle  Ei'zeugnisse  der  Natur,  des  Künste  mid 
Gewerbfleisses,  zeitweise  für  einzelne  Gegen- 
stände beim  Eintritt  ausseroitlentUcher  Um- 
stände oder  zur  Abwelir  gefährlicher  an- 
steckender Ki-ankheiten  oder  aus  sonstigen 
gesvmdlieits-  oder  sicherheitspolizeilichen 
Rücksichten  für  den  ganzen  Umfang  oder 
einen  Teil  des  Zollvereinsgebiets  angeordnet 
werden  können.  Nach  dem  ZoUvereinsver- 
trag  V.  8.  Juli  1867  (Art.  4)  bleibt  aber  auch 
den  Einzelstaaten  das  Recht  vorbehalten, 
ziu"  Abwehr  gefährlicher  ansteckender  Krank- 
heiten für  Menschen  und  Vieh  die  erforder- 
lichen Massregeln  zu  ergreifen.  Jedoch 
dürfen  im  Verhältnis  von  einem  Vereins- 
lande zum  anderen  keine  hemraenderen  Ein- 
richtungen getroffen  wenlen,  als  unter 
gleichen  Umständen  fiu'  den  inneren  Ver- 
kehr des  betreffenden  Staates  in  Wirksam- 
keit gesetzt  werden.  Demnac^h  kann  jeder 
Einzelstaat  aus  den  angegebenen  polizeilichen 
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Gründen  ohne  weiteres  die  Einfuhr  gewisser 
Gegenstände  über  seine  an  das  Zollausland 
stossende  Gi-enzstrecke  verbieten,  imd  solche 
Massregeln  sind  z.  B.  im  Jahre  1884  in 
Baden  imd  Elsass-Lothringen  zur  Abwehi* 
der  Cholera  auch  wirklich  getroffen  worden. 
Das  Reich  ist  natürlich  befugt,  auch  seiner- 
seits eine  solche  lokale  Sperre  anzuordnen, 
hauptsächlich  aber  wird  es  eingreifen,  wenn 
nicht  eine  bloss  örtlich  drohende  Gefahr  be- 
steht, sondern  ein  Schutz  im  allgemeinen 
Interesse  erforderlich  ist.  So  wiuSe  durch 
kaiserliche  V.  v.  26.  Februar  1875  zur  Ab- 
wehr des  Coloradokäfei-s  die  Einfuhr  von 
Kartoffeln  und  Kartoffelabfällen  aus  Amerika 
verboten.  Weit  wichtiger  ist  das  Yerbot 
der  Einfuhr  von  Schweinen,  Schweinefleisch 
imd  Würsten  aus  Amerika,  das  diuxjh  V.  v. 
6.  3Iärz  1883  wegen  der  Trichinengefahr 
erlassen  imd  ei'st  durch  Y.  v.  3.  September 
1891  insoweit  aufgehoben  wurde,  als  ameri- 
kanische Schweine  imd  Schweinefleisch- 
waren zur  Einfuhr  zugelassen  werden,  wenn 
sie  mit  einer  amtlichen  Bescheinigung  da- 
rüber versehen  sind,  dass  sie  auf  Grund 
einer  den  amerikanischen  Vorscliriften  ent- 
sprechenden Untersuchung  als  nicht  gesimd- 
heitsscliädlich  befunden  worden  sind.  Die 
Einfuhr  von  Schweinen,  Schweinefleisch  und 
Würsten  aus  Dänemark,  Norwegen  imd 
Schweden  wiunie  durch  V.  v.  29.  November 
1887,  aus  Russland,  Oesterreich-Ungam  und 
den  Hinterländern  Oesterreich-Ungai-ns  durch 
V.  V.  14.  Juli  1889  imtersagt.  Diese  Verbote 
wui-den  jedoch  1890  und  1891  teils  vollständig, 
teils  mit  gewissen  Bedingungen  und  Be- 
schränkimgen  aufgehoben ;  ebenso  wurde  das 
Verbot  der  Einfuhr  von  Rindvieh  aus  Oester- 
reich-üngani  geändert,  indem  das  Vieh  in 
bestimmte  inländische  Schlachthäuser  zum 
sofortigen  Schlachten  gebracht  werden  darf. 
Auf  Gnmd  der  internationalen  Reblaus- 
Konvention  V.  3.  November  1881  ist  durch 
V.  V.  4.  Juli  1883  die  Einfuhr  von  aus- 
gerissenen Weinstöcken,  trockenem  Rebholz, 
Weiupfählen  etc.  sowie  die  Einfuhr  be- 
wurzelter  Gewächse,  die  aus  Gebieten  der 
an  der  Konvention  nicht  beteiligten  Staaten 
stammen,  verboten  imd  die  Einfulir  von 
Trauben  und  Trestem  sowie  Pflanzen  aller 
Art  aus  Gäi-ten,  Gewächshäusern  etc.  nur 
unter  den  besonders  vorgeschriebenen  Be- 
dingungen gestattet.  Nach  dem  G.  v.  7.  April 
1869  in  betreff  der  Rinderpest  sind  die 
Bimdesregierungen  besonders  ermächtigt  und 
verpflichtet,  Einfulirverbote  zur  Abwelir 
dieser  Krankheit  zu  erlassen,  und  ebenso 
haben  sie  nach  dem  G.  v.  23.  Juni  1880  in 
betreff  der  übrigen  Viehseuchen  die  Einfuhr 
von  Tieren  und  anderen  die  Ansteckung 
übertragenden  Gegenständen  zu  untersagen 
imd  dem  Reicliskanzler  davon  unverzüglich 
Mitteilung   zu  machen.     Das   G.  v.   1.  Mai 


1897    betr.   Abänderimg   des   G.    über   die 
Abwehr  und  Unterdrückung  von  Viehseiichei; 
bestimmt,  dass  bei  bedrohlichem  Auftreten 
einer  Seuche  im  Auslande  der  Reichskanzler 
die  Regierungen  der  beteiligten  Bundesstaaten 
zm*  Anordnimg  einer  einheitlichen  Durch- 
führung   der    erforderlichen    Abwehrmas>- 
regehi   zu  veranlassen   habe.    Es  soll  als*^ 
namentlich  verhindert  wei-den,   dass   nicht 
einzelne   Staaten    durch    Unterlassung    des 
Einfulirverbots    das    von    andern    erlassene 
Verbot  unwirksam  machen.     Die  Viehein- 
fuhr ist  gegenwärtig  auf  Grund  der  Seuchen- 
gesetzgebung sehi'  beschränkt,  wenn  auch 
noch    nicht    in  dem    Masse,    "vrie    es    von 
agrarischer  Seite  gewünscht  wird.  —  Eine 
internationale  üebereinkunft  v.  15.  Apri^l  1893 
zur  Abwehr  der  Cholera  lässt  bei  Ansteckungs- 
gefahr  das  Verbot   der  Einfuhr  von   Leib- 
wäsche,  alten   und   getragenen   Kleidmig>- 
stücken,  gebrauchtem  Bettzeug,  Lumpen  un«l 
Hadern    zu,     mit    Ausnahraebestimmungpu 
für  Reisegepäck  und  Umzugsgut    Eine  V. 
V.   8.  Februai-   1897    enthält    ähnliche    Be- 
stimmungen zurVerhütung  der  Einschleppun^ 
der  Pest  aus  gewissen  asiatischen  Ländern. 
—  Die  Einfuhr  von  Sprengstoffen  ist  nach 
dem  G.  v.  9.  Juni  1884  von  der  polizeilichen 
Genehmigimg   abhängig,    kann    also    unter 
Umständen   ebenfalls  verboten   werden.  — 
Die  fernere  Verbreitung  einer  im  Auslände 
erscheinenden      periodischen     Druckschrift 
kann  unter  den  im  §  14  des  Pressgesetzes 
V.  7.  März  1874  angegebenen  Bedingimgen 
vom  Reichskanzler  bis  auf  zwei  Jahre  ver- 
boten werden.    Das  seit  Oktober  1890  ausser 
Kraft  getretene  Sozialistengesetz  enthielt  be- 
sondere Be^stimmungen   gegen   die  Einfuhr 
sozialdemoki'atischer  Druckschriften.  —  Die 
Handelsverträge  von  1891  und  den  folgenden 
Jahren  lassen  Einfuhrverbote  wie  Ausfuhr- 
verbote nur  in  den  näher  bezeichneten  Aus- 
n^unefällen   zu.     (S.  den  Art  Ausfuhr- 
zölle und  Ausfuhrverbote  oben   Bd. 
n  S.  39  ff.)     Bemerkenswert  ist,   dass   der 
deutsch-nissische  Vertrag  von  1894  solche 
Verbote  nicht  nm-  aus  den  besonders  an^ 
gebenen  Rücksichten  (auf  Gesundheit   ^e- 
terinärpolizei,  öffentliche  Sicherheit),  sondeni 
auch  »aus  anderen  schwerwT[egendenGründea< 
als   ausserordentliche  Massregeln   gestattet. 
In  Frankreich  ist  nach  dem  Tarifgesetz 
V.    11.  Januar    1892   die   Einfuhr   der   den 
Staatsmonopolen  unterw'orfenen  Gegenstände 
für  Privatrechnung   verboten,   nämlich   des 
Tabaks  und  der  Tabaksfabrikate  (mit  Aus- 
nahme kleiner  Mengen  für  den  persönlichen 
Bedarf),  des  Schiesspulvers,  der  Zündhölzer, 
ferner  auch  die  von  Kriegswaffen  und  Kriegs- 
munition,  von  Nachdrucken,   von  Geheün- 
mitteln,    ausser    Kiu-s    gesetzten    Scheide- 
münzen und  von  Spielkarten.    Die  R^erung 
ist  emiächtigt,   gegen  die  Eraeugnisse  von 


Einfuhrverbote 


327 


Ländern,  die  über  französische  Produkte 
Enfuhrverbote  verhängen,  dieselbe  Mass- 
rwrel  anzuwenden.  Femer  bestimmt  Art.  15 
des  Gesetzes,  dass  von  der  Einfuhr,  Durch- 
fuhr und  dem  inneren  Verkehr  alle  aus- 
ländischen Erzeugnisse  ausgeschlossen  sind, 
•üe  eine  Fabrik-  oder  Handelsmarke,  einen 
Namen  oder  irgend  eine  Bezeichnung  tragen, 
die  den  Glauben  erwecken  könnte,  dass  diese 
Waren  in  Frankreich  hergestellt  oder 
französischen  ürspnmgs  seien.  Ferner 
können  auch  Einfuhrverbote  im  gesundheits- 
imd  veterinärpolizeilichen  Interesse  erlassen 
werden,  namentlich  auf  Grund  des  Gesetzes 
über  die  Viehseuchenpolizei  t.  21.  Juli  1881. 
EiQ  Dekret  v.  18.  Februar  1881,  das  die 
Einfxihr  von  gesalzenem  Schweinefleisch  aus 
den  Vereinigten  Staaten  verbot,  wurde  im 
November  1883  aufgehoben,  aber  schon  am 
28.  Dezember  desselben  Jahres  wieder  in 
Kraft  eesetzt.  Ein  Verbot  der  Einfuhr  von 
Kartoffein  aus  den  Vereinigten  Staaten  und 
Caoada  wegen  des  Coloradokäfers  wurde 
durch  Dekret  v.  27.  März  1875  erlassen,  und 
kurz  vor  dem  Beginne  des  eigentlichen  ZoU- 
bieges  gegen  Italien  verbot  ein  Dekret  v. 
26.  Juli  1887  unter  Berufung  auf  die  Reb- 
lansgefahr  die  Einfuhr  von  Bliunen,  Früchten, 
Gemüsen  und  überhaupt  aller  Gartenerzeug- 
üisse  aus  Italien. 

Im  englischen  Tarif  sind  Extrakte  von 
Kaffee,  Cichorien,  Malz,  Thee,  Tabak  verboten, 
weil  sie  zu  i^schimgen  verwendet  werden 
können,  femer  nachgedruckte  Bücher,  falsche 
Münzen,  Kupferstiche  und  Bilder  unsittlichen 
Inhalts.     !Nach    dem    Contagious    Diseases 
Act  von  1878  und  schon  nach  früheren  Ge- 
setzen kann  durch  Geheimratsbefehl  die  Ein- 
fuhr von  Vieh,  Häuten  und  anderen  Gegen- 
standen wegen  Ansteckungsgefahr  verboten 
werfen,  und  solche  Massregeln  sind  in  der 
neuesten  Zeit   mehrfach   getroffen   worden. 
Schon  das  Tarifconsolidationsgesetz  von  1876 
verbot  die  Einfuhr  von  Waren,  die  Marken 
englischer    Fabrikanten    oder   auch   solche 
tragen,    die    den   Glauben  erregen   sollen, 
dass  diese  Gegenstände    an  irgend   einem 
Orte  im    vereinigten    Königreich    gemacht 
seien.  Das  Warenzeichengesetz  v.  23.  August 
1^87  hat  dieses  Verbot  noch  schärfer  for- 
mnliert:  es  erstreckt  sich   auf  alle  Güter 
aiisländischer  Fabrikation,   die  den  Namen 
orler  die  Handelsschutzmarke   eines  Fabri- 
kanten, Händlers  oder  Kaufmanns  im  ver- 
einigten Königreich  oder  vorgebliche  Namen 
«ler  Msirken  dieser  Art  tragen,  es  sei  denn, 
tWs  diese   Bezeichnungen    mit   einer   be- 
stimmten Angabe  des  Landes,  in  dem  die 
^'are  angefertigt,   verbimden  sind.    Es  be- 
zieht sich  dies   namentlich   auf   die   zahl- 
reichen Fälle,  in  denen  englische  Fabrikanten 
«Wt  Kanfleute  vom  Kontinent  Waren   be- 
ziphen,  die  in  ihrem  Auftrage  mit  ihren 


Handelsmarken  versehen  sind,  um  die  un- 
bequeme nachträgliche  Stempelung  oder 
Verpackimg  für  den  Verkauf  zu  vermeiden. 
Das  neue  Gesetz  hat  übrigens  die  Einfuhr 
deutscher  Waren  nicht  beeinträchtigt,  son- 
dern den  Engländern  durch  die  jetzt  über- 
all auftretende  Formel  »made  in  Germany« 
klar  gemacht,  in  wie  vielen  Dingen  aie 
deutsche  Industrie  der  englischen  völlig  ge- 
wachsen ist. 

Das  amerikanisclie  Tarif gesetz  von  1890 
bestimmt  nicht  nm*,  dass  vom  1.  Mai  1891 
ab  keine  Ware  eingeführt  werden  dürfe, 
welche  fälschlicherweise  eine  inländische 
Fabrikmarke  oder  -firma  trag:e,  sondern  es 
sollen  überhaupt  fremde  Fabrikwaren  nur 
zugelassen  weiden,  wenn  sie  deutlich  und 
sichtbar  mit  einer  das  Ursprungsland  in 
englischer  Sprache  angebenden  Marke,  Stem- 
pelung oder  Etikette  versehen  sind.  Noch 
wichtiger  ist  das  G.  v,  30.  August  1890  über 
Gesundheitspolizei  im  auswärtigen  Handel. 
Es  verbietet  bei  schwerer  Strafe  die  Einfuhr 
von  nachweislich  gefälschten  oder  gesund- 
heitsschädlichen Nahrungsmitteln  und  Ge- 
tränken, es  verleiht  ferner  dem  Präsidenten 
das  Recht,  die  Einfuhr  solcher  Erzeugnisse 
aus  bestimmten  Ländern  allgemein  zu  ver- 
bieten, wenn  erhebliche  Gründe  zu  der  An- 
nahme vorhanden  sind,  dass  sie  gefälscht 
oder  gesundheitsschädlich  seien ;  die  Einfuhr 
von  Wiederkäuern  und  Schweinen  ist  mit 
schwerer  Strafe  bedroht,  wenn  dieselben  aus 
Gegenden  stammen,  wo  Seuchen  weniger  als 
60  Tage  vor  der  Abfahrt  herrschten.  Von 
grösster  Tragweite  aber  ist  die  Bestimmung, 
dass  der  Präsident  jedes  beliebige  Erzeugnis 
eines  Staates  einfach  auf  dem  Verordnungs- 
wege von  der  Einfuhr  ausschliessen  kann, 
wenn  er  die  Ueberzeugung  gewonnen  hat, 
dass  dieser  Staat  Produkte  der  Vereinigten 
Staaten  ungerechten  besonderen  Beschrän- 
kungen unterwirft.  Zugleich  enthält  das  Ge- 
setz Vorschriften  über  die  Untersuchung  des 
für  die  Ausfuhr  bestimmten  Schweinefleisches 
und  Speckes,  die,  nachdem  durch  ein  G.  v. 
S.März  1891  ergänzende  Bestimmungen  er- 
lassen sind,  nach  der  Versicherung  des 
Staatssekretärs  für  die  Landwirtschaft  eine 
bessere  gesundheitliche  Kontrolle  sichern 
sollen,  als  sie  in  irgend  einem  anderen  Lande 
bestehe. 

5.  Wirkung  der  E.  auf  die  Preis- 
bildnng.  Die  Wirkung  auf  die  Preisbildung 
ist  bei  handelspolitischen  und  polizeilichen 
Einfuhrverboten  gleichartig,  sofern  dieselben 
Handelswaren  betreffen  und  nicht  etwa 
Gegenstände,  die  überhaupt,  auch  wenn  sie 
inländischen  Urspnings  sind,  nicht  feilge- 
halten und  in  den  Verkehr  gebracht  werden 
dürfen.  Durch  die  gänzliche  Fernhaltung 
des  auswärtigen  Mitbewerbes  kann  der  Preis 
der  geschützten  Ware  im  Inlande  auf  einen 
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ausserordentlich  grossen  Abstand  von  dein 
ausländischen  gebracht  werden,  da  die  obere 
Grenze  fehlt,  die  bei  dem  Bestehen  eines 
Schutzzolles  der  Stei^ening  gezogen  ist 
Selbst  wenn  die  natürlichen  Produktionsbe- 
dingungen für  die  geschützte  Ware  im  In- 
lande  ebenso  günstig  oder  sogar  günstiger 
wären  als  im  Auslande,  kann  eine  bedeutende 
Yerteuei-ung  derselben  entstehen,  weil  die 
Produzenten  bei  dem  Mangel  einer  äussei-en 
Anspornung  nicht  die  besten  technischen 
Methoden  und  Hilfsmittel  anwenden  und 
namentlich  oft  mit  veralteten  Maschinen 
weiter  arbeiten.  In  der  Regel  aber  wird 
der  durch  Einfuhrverbot  geschützte  Pro- 
duktionszweig wenigstens  durchschnittlich 
ungünstiger  gestellt  sein  als  die  ausländi- 
schen Konkuixenten,  wenn  auch  einige  Unter- 
nehmungen mehr  oder  weniger  bevorzugte 
Stellungen  einnehmen.  Der  Preis  "wird  dann 
also  unter  dem  Einfluss  des  Verbotes  so 
hoch  steigen,  dass  auch  die  unter  den  un- 
günstigen Bedingungen  stehenden  Unter- 
nehmungen, deren  Mitwirkung  zur  Befriedi- 
gung der  vorhandenen  effektiven  Nachfrage 
noch  nötig  ist,  sich  noch  behaupten  können. 
Die  volkswirtschaftliche  Wirkung  des  Ver- 
botes bestände  dann  eben  darin,  dass  diese 
Klasse  von  Betrieben  künstlich  aufrecht  er- 
halten würde,  und  die  Frage  wünle  nun 
sein,  ob  die  bedeutende  Verteuening  der 
Gesamtmenge  der  Ware  durch  diese  künst- 
liche Mehrproduktion  aufgewogen  werde  und 
ob  die  für  letztere  wenig  fruchtbar  ver- 
wendete Summe  von  Kapital  und  Arbeit 
nicht  eine  volkswirtschaftlich  nützlichere 
Ausnutzung  hätte  finden  können.  Je  kleiner 
die  relative  Menge  des  Produktes  ist,  die 
mittelst  des  Einfuhrverbotes  noch  unter  den 
ungünstigsten  Bedingungen  erzeugt  w^ird, 
um  so  weniger  ersdieint  die  künstliche  Er- 
höhung des  Preises  der  Gesamtmasse  des 
Erzeugnisses  gerechtfertigt.  Es  wird  nun 
aber  in  der  Wirklichkeit  häufig  vorkommen, 
dass  die  am  ungünstigsten  stehende  Gnippe 
von  Betrieben  auch  quantitativ  am  wenigsten 
leistimgsfähig  ist  bie  ist  z.  B.  vielleicht 
nur  im  stände,  ein  Zehntel  des  Gesamtbedarfs 
zu  liefern,  muss  aber,  um  sich  halten  zu 
können,  einen  Pi'eis  haben^  der  30*^/o  höher 
ist  als  der,  zu  dem  die  übngen  neun  Zehntel 
geliefert  werden  können.  Die  Aufhebung 
des  Einfuhrverbotes,  nötigenfalls  mit  Ge- 
währung eines  massigen  Schutzzolles,  würde 
also  nur  eine  verhältnismässig  geringe  Ein- 
fuhr zum  Ersatz  der  Produktion  der  unhalt- 
baren inländischen  Betriebe  der  untei-sten 
Klasse  und  doch  eine  bedeutende  Preiser- 
lüedrigung  in  ihrem  Gefolge  haben,  wobei 
die  irüändisclien  Produzenten  der  besser 
stehenden  Klassen  zwar  eine  Einbusse  an 
ihrem  Vorzugsgewönne  erlitten,  aber  immer 
noch  gut  bestehen  könnten.    Aber  auch  ab- 


gesehen von  solchen  allgemein  theoretischen 
Erwägungen  ist  es  klar,  dass  bei  freiem 
Verkehr  eine  verhältnismässig  geringe  wirk- 
liche Einfuhr  einer  im  Auslande  biUigei-en 
Ware  doch  ausreicht,  um  den  inländischen 
Preis  der  ganzen  Konsumtionsmenge  nahezu 
dem  ausländischen  gleich  zu  erhalten ;  ^ini 
aber  diese  wenig  beträchtliche  Einfuhr  durch 
ein  Verbot  abgeschnitten,  so  kann  eine  sf^hr 
bedeutende  Erhöhung  des  inländischen  Preisc-s 
erfolgen,  weil  eben  dieser  sich  jetzt  isoliert 
unter  ganz  neuen  Bedingungen  bildet.  Wenn 
daher  auch  z.  B.  im  Jalire  1888  mu-  240  CKX) 
Schweine  aus  Eussland  und  Oesterreich-Un- 
gam  nach  Deutschland  eingeführt  woixlen 
sind,  die  ohne  Zweifel  nur  einen  kleinen 
Bnichteil  der  in  Deutschland  geschlachteten 
bilden,  so  darf  man  daraus  doch  nicht 
scliliessen,  dass  das  Einfuhrverbot  von  1889 
keine  merkliche  Wirkung  auf  den  Preis  aus- 
geübt liabe ;  vielmehr  wird  die  Grösse  <:lieser 
Wirkung  aus  der  Differenz  des  inländischou 
und  des  ausländischen  Preises  nach  «lern 
Verbote  im  Vergleich  mit  der  entsprechenden 
Differenz  vor  dem  Verbote  zu  bestimmen 
sein,  zumal  gerade  wegen  der  gelingen 
Grösse  der  Einfuhr  nicht  anzunehmen  ist 
dass  das  Aufhören  derselben  im  Auslande 
einen  erheblichen  Druck  auf  den  dortigen 
Preis  ausgeübt  habe.  — 
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Einfuhrzölle. 

1.  Allgemeines.    2.  Geschichtliches.    3.  Die 
WirkoBgen  der  E. 

1.  Allgemeines.    Einfuhrzölle  sind  Ab- 
iabeii.  die  bei  dem  üebergange  fi-erader  Waren 
in  den  freien  Verkehr  eines  Landes  zu  ent- 
liehten  önd.   Die  Erhebung  findet  statt  teils 
^fort  an  der  Grenze,   teils  beim  Ausgange 
IfT  Waren   aus  Zollniederlagen,   deren    es 
auch  im  Binnenlande  giebt,  teils  bei  binuen- 
lAndis4:hen    Steuerämtem,    an    welche    die 
\^'aren  unter  Begleitscheinkontrolle  ven^■  iesen 
>ind.    In  betreff  des  Technischen  s.  d.  Ai-t. 
Zollwesen.    Hier  sei  nur  darauf  hinge- 
wiesen, dass  die  älteren  Binnenzölle  sich 
häufig  in  Einfuhrzölle   umgewandelt  haben, 
in<lem  ilie  vom  Auslande  kommenden  Waren 
lach  einmaliger  Entiichtung  eines  Zolles  auf 
<irund  von  Begleitpapieren  freie  Duchfuhr 
Iber  die  inneien  ZoUstätten  oder  Zolllinien 
^äb  zu  ihrem  Bestimmimgsort  erhielten.  Auch 
•li»'  städtischen  Eingangsabgaben    und   die 
Adise  erlangten  praktisch   die  Bedeutung 
von  EinfuhraöUen,    wenn    fremde    Waren 
lioher  belastet  waren    als  einheimische.  — 
Der  nreprüngliche  Zweck  der  Einfuhrzölle 
vie  auch  der  Ausfuhrzölle  war  ein  rem  finan- 
zieller.  Die  merkantilistische  Handelspolitik 
aber  benutzte  sie  auch  als  Mittel  zum  Schutze 
i^  einheimischen  Industrie,  und  das  neuere 
Schutzsystem  wandte  sie  auch  im  Intei-esse 
ier  Landwirtschaft  an.    Man  unterscheidet 
'lemnach  zunächst  Finanzzölle  und  Schutz- 
i"'lle,  zwischen  denen  es  übrigens  Mittel- 
?lie<ler   in  allen   Abstufungen   giebt.     Als 
itiner  FinanzzoD  kann  nwr  ein  solcher  be- 
trachtet werden,    der  entweder   von  einer 
^'are  erhoben  wird,  die  im  Inlande  über- 
haupt nicht  oder  wenigstens  vernünftiger- 
web« nicht  als  Verkehrgegenstand  erzeugt 
v^^rden  kann,  oder  von  einer  solchen,  die, 
f^>weit  sie  im  Inlande  gewonnen  wird,  mit 
^-iner  dem  Zolle  völlig  gleichen  Yerbrauchß- 
>teuer  belastet  ist.    Jeder  Ueberschuss  des 
2^'11ps  über  die  innere  Steuer  ist  im  letz- 
teren Falle  als   Schutzzoll    zu    betrachten. 
Wf"  Schutzzölle  kann  man  einteilen  in  Pro- 
lubitiv-    rxler   Spen'zölle,    Erziehungszölle,  | 


Ausgleichungszölle  \md  fiskalische  Schutz- 
zölle. Feste  Gi'cnzen  sind  natürlich  auch, 
hier  nicht  zu  ziehen.  Im  allgemeinen  wird 
man  bei  Fabrikaten  Zölle  von  30  und  melur 
Prozent  des  Warenwertes  als  prohibitiv 
betrachten  dürfen,  indem  sie  die  Einfuhr,, 
wenn  auch  nicht  immer  vollständig  auf- 
heben, so  doch  im  Vergleich  mit  dem  Frei- 
handelsverkehr auf  einen  kleinen  Bruchteil 
herabdrucken.  Bei  notwendigen  Lebensmitteln 
jedoch  kann  der  Zoll  noch  weit  höher  gesetzt 
werden,  ohne  dass  die  durchaus  notwendige 
Einfuhrmenge  vermindert  wird,  da  die  Wir- 
kung des  Zolles  in  diesem  Falle  sich  haupt- 
sächlich in  der  Erhöhung  des  inländischen 
Preises  äussert.  Die  sogenannten  Kampf- 
Zölle  (s.  d.  Ai-t.  Differentialzölle  oben 
S.  166 ff.),  ein  sehr  zweifelhaftes  Mittel, 
um  einen  anderen  Staat  zu  einer  gemässi^- 
teren  Handelspolitik  zu  zwingen,  haben  m 
der  Eegel  einen  prohibitiven  Charakter,  weil 
sie  eben  einschneidend  wirken  sollen.  Er- 
ziehungszölle nennt  man  massige  Schutz- 
zölle, etwa  von  10  bis  höchstens  25®/o  des 
Wertes,  die  dazu  dienen  sollen,  junge,  noch 
wenig  entwickelte,  aber  doch  aussichtsvolle 
Industriezweige  vor  der  Gefährdung  durch 
eine  übermäclitige  ausländische  Konkun-enz 
zu  sichern.  Letztere  darf  jedoch  nicht  völlig 
ausgeschlossen  werden,  da  sonst  Gefahr  vor- 
handen wäre,  dass  die  geschützte  Industrie 
in  Erschlaffung  versänke  imd  sich  nicht  zu 
der  vollen  Höhe  der  technisch  möglichen 
Produktivität  erhöbe.  Daher  dfirfen  solche 
Zölle  keine  prohibitive  Höhe  haben,  und 
nach  genügender  Erstarkung  der  heranzu- 
ziehenden Industrie  sind  sie  allmählich  her- 
abzusetzen und  schliesslich  ganz  zu  beseiti- 
gen. Ausgleichungszölle  sind  solche, 
welche  einen  einheimischen  Produktions- 
zweig für  besondere  Lasten  und  Uebelstände, 
die  ihm  den  Mitbewerb  mit  dem  Auslande 
erschweren,  entschädigen  oder  auch  gegen- 
über zeitweiligen  ungewöhnlichen  Vorteilen, 
die  der  fremden  Konkiurenz  zugute  kommen, 
unterstützen  sollen.  Hierher  würde  z.  B. 
der  sogenannte  »soziale  Schutzzoll«  zu 
rechnen  sein,  der  als  Ausgleichung  für  die 
der  inländischen  Industrie  durch  die  sozial- 
politische Gesetzgebung  auferlegten  Lasten 
zu  betrachten  ist,  wenigstens  gegenüber  den 
gleichartigen  Erzeugnissen  solcher  Länder, 
die  sich  zu  einer  ähnlichen  Ai*beiterschutz- 
gesetzgebung  nicht  entschliessen  können. 
Auch  bedeutende  Unterschiede  in  der  Grund- 
steuer oder  in  den  Arbeitslöhnen  infolge 
hoher  indirekter  Steuern  können  zu  solchen 
Ausgleichungszöllen  Veranlassung  geben. 
Die  Ausgleichung  ungewöhnlicher,  aber  vor- 
übergehender Vorteile  der  ausländischen 
Konkurrenz  kann  namentlich  als  Zweck  der 
deutschen  und  anderer  em-opäischer  Ge- 
ti-eidezölle  geltend  gemacht  werden,  die  sich 
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überhaupt  in  ihrer  gegenwärtigen  Höhe  nur 
als  Not  Standszölle  für  eine  beschränkte 
Periode  rechtfertigen  lassen.  Denn  für  immer 
würde  sich  ein  Preisunterschied,  wie  er 
jetzt  z.  B.  für  Weizen  zwischen  Deutsch- 
land und  England  besteht,  nicht  aufi-echt 
erhalten  lassen.  Auch  die  von  den  Ver- 
einigten Staaten  und  in  der  neuesten  Zeit 
auch  von  Britisch-Indien  erhobenen  Zoll- 
zuschläge auf  Zucker  aus  lÄudern,  die  Aus- 
fuhrprämien gewähren,  haben  den  Charakter 
von  Ausgleichungsabgaben  (s.  den  Art.  Dif- 
ferentialzölle 1.  c).  —  Fiskalische 
Schutzzölle  endlich  sind  solche,  bei  denen  zu- 
gleich die  Rücksicht  auf  ihre  finanziellen  Er- 
träge mit  massgebend  ist.  Prohibitiv  wir- 
kende Zölle  geben  natürlich  gar  keinen  oder 
nur  einen  sehr  geringfügigen  Ertrag ;  für  Fa- 
brikate wird  derselbe  bei  einem  massigen 
oder  niedrigen  Zollsatze  seine  grösste  Ziffer 
erreichen,  der  sich  niu»  erfahrungsmässig 
feststellen  lässt.  Bei  notwendigen  Lebens- 
mitteln dagegen,  von  denen  eine  gewisse 
bedeutende  Menge  eingeführt  werden  muss, 
steigt  der  Erti^ag  mit  der  Höhe  des  Zolles, 
der  also  in  diesem  Falle  auch  einen  aus- 
gesprochenen fiskalischen  Cliarakter  trägt. 
Nach  der  Art  der  besteuerten  Waren 
zerfallen  die  Einfuhrzölle  hauptsächlich  in 
solche  auf  Verzehrungsgegenstände,  auf 
Rohstoffe,  auf  Halbfabrikate  und  auf  Fabrikate. 
Zölle  auf  Verzehnmgsgegenstände,  d.  h.  auf 
Nahrungs-  und  Genussmittel  und  Getränke, 
eignen  sich,  soweit  sie  nur  Gegenstände  des 
sogenannten  Volksluxus  und  nicht  notwendige 
Lebensmittel  treffen,  vorzugsweise  als  Fi- 
nanzzölle. Unter  den  Rohstoffen  sind  die- 
jenigen, die  zur  Anfertigtmg  von  Handels- 
waren dienen,  von  den  Baumaterialien  zu 
untei-scheiden.  Die  von  den  letzteren,  na- 
mentlich dem  Bauholz  erhobenen  Zölle  sind 
in  der  Regel  fiskalische  Schutzzölle,  liaben 
aber  keinen  weitergehenden  Einfiuss.  Die 
Belastung  der  Rohstoffe  von  Handelswai'en 
dagegen  erschwert  die  Ausfuhr  der  letzteren 
und  führt  daher  zu  der  Gewähning  von 
Ausfuhrprämien  (s.  den  Art.  oben  Bd^  II  S. 
34  ff.),  an  die  sich  meistens  gix)sseMisabräuche 
knüpfen,  besonders  wenn  es  sich  nicht  um  rein 
exotische  Rohstoffe  handelt,  wie  z.  B.  Baum- 
wolle, sondern  um  solche,  wie  z.  B.  Wolle, 
von  denen  auch  im  Inlande  eine  bedeutende 
Menge  gewonnen  ^örd,  die  aber  keiner 
inneren  Steuer  unterliegen.  Diejenigen  In- 
dustriezweige übrigens,  deren  Fabrikate  durch 
hohe  Zölle  geschützt  sind,  können  immerhin 
eine  Belastimg  ihres  Rohstoffes  mit  einem 
Zoll  von  einigen  Prozent  auch  ohne  Aus- 
fuhi-prämie  erti-agen,  da  sie  im  stände  sein 
werden,  auch  den  auf  die  Ausfuhi'^'aren 
fallenden  Teil  dieses  Zolles  auf  die  in- 
ländischen Konsumenten  abzuwälzen.  So 
wollte  man  noch  im  Jahre  1872  in  Frank- 


reich allgemeine  Rohstoffzölle  von  3  ^o  ohne 
Ausfiihrvergfltung  einführen. 

Die  Halbfabrikate  haben  für  die  Er- 
zeugung der  entsprechenden  Ganzfabrikat^ 
die  Bedeutung  von  Rohstoffen,  und  >io 
müssten  daher,  solange  die  letztere  künstlich 
gezüchtet  wird,  eigentlich  zdUfrei  bleiben. 
Es  gilt  dies  namentlich  von  dem  Verhältni> 
der  Game  zu  den  Geweben  seit  der  Aus- 
bildung des  Maschinenwesens.  Da  aber 
meistens  bald  auchVersuche  gemacht  werden, 
das  Halbfabrikat  im  Lande  herzustellen,  s» 
kann  das  Schutzzollsystem  auch  dieser  neu 
entstehenden  Industrie  seine  Hilfe  nicht 
versagen,  es  muss  dann  aber  die  Ganz- 
fabrikation dureh  eine  Erhöhung  ihres  Sehutz- 
zoUes  entschädigen,  wenn  man  nicht,  wie 
in  Frankreich  unter  Napoleon  I.,  auf  das 
Einfuhrverbot  der  Woll-  und  Baumwoll- 
gewebe einfach  auch  das  Verbot  der  Game 
folgen  lässt. 

2.  Geschichtliches.  In  betreff  der 
systematisch  ausgebildeten  Schutzzollpolitik 
der  wichtigsten  Länder  verweisen  vnr  auf 
den  Art.  Schutzsystem  und  für  die  ein- 
zelnen Hauptzweige  der  Industrie  auf  die 
besonderen  Artikel.  Hier  werfen  wir  nur 
einen  Rückblick  auf  die  älteren  Zustände  und 
auf  die  allgemeine  Gestaltung  der  Einfuhr- 
zölle in  der  neueren  Zeit.  Ursprünglidi 
wimien  die  Einfuhrzölle  überall  lediglich 
als  finanzielle  Einnahme(juellen  angest^hen. 
Bei  den  Griechen  waren  sie  in  dieser  Eigen- 
schaft schon  in  bedeutendem  Masse  t^nt- 
wickelt,  und  namentlich  machten  die  See- 
städte von  dieser  für  sie  besonders  be^jueraen 
Art  der  Abgabenerhebung  allgemein  Ge- 
brauch. In  den  meisten  Häfen  wurde  so 
wohl  von  allen  eingehenden  wie  ausgehenden 
Waren  ein  Zoll  von  2  ^/o  des  Wertes  erhoben, 
und  dieses  Verfahren  einer  gleichmäs^igen 
Wertbesteuenmg  aller  Arten  von  Handels- 
waren scheint  ilberhaupt  allgemein  üblich 
gewesen  zu  sein.  Ob  auch  Zölle  von  der 
Landeinftihr  erhoben  wurden,  lässt  sich 
nicht  mit  Bestimmtheit  sagen,  ist  jedoi^i 
wahrscheinlich.  Jedenfalls  gab  es  Markt- 
zölle, welche  auch  die  Landeinfuhr  trafen, 
und  zwar  in  verschiedener  Höhe  für  ver- 
schiedene Waren.  Auch  im  römischen  Reiche 
waren  die  Zölle  eine  der  wichtigsten  Formen 
der  Besteuenmg.  Die  eigentlichen  Portoria 
oder  Hafenzölle  wurden  sowohl  von  den 
eingehenden  wie  von  den  ausgehenden  Waren 
erhoben  und  zwar,  wie  auch  meistens  in 
Griechenland,  durch  die  Vermittelung  von 
Steuerpächtern.  In  der  Kaiserzeit  bestand 
aber  auch  eine  Zolllinie  an  der  Reichsgrenze, 
sowohl  um  die  Ausfuhrverbote  aufrecht  zu 
erhalten  als  auch  um  alle  eingehenden  Waren 
einer  Abgabe  zu  unterwerfen.  Ausserdem 
aber  war  das  Reich  in  eine  Anzahl  grosser 
Zollgebiete   geteilt,   wie   Sicilien,    Spinien, 
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Gallien,    Gallia    Narbonensis,     Britannien, 
Egrpten  etc.),  die  durch  Zolllinien  Ton  ein- 
ander getrennt  waren.     Dazu  kamen  dann 
noch  die  eigentlichen  Binnenzölle  (s.  den  Art. 
oben  Bd.    II  S.  893  ff.)    an   den   Strassen, 
Brücken  etc.    Die  Höhe  der  Provinzial-  und 
Grenzzöüe  war  in  den  verschiedenen  Provin- 
zen und  zu  verschiedenen  Zeiten  sehr  ver- 
schieden.  In  einigen  Provinzen  wurden  spe- 
cifiÄ-he  Zölle  nach  besonderen  Tarifen,   in 
au<leren  aber   Wertzölle   erhoben,  und    die 
letzteren  stiegen  im  vierten  Jahrhundert  für 
alle  Handelswaren  auf  ein  Achtel  des  Wertes. 
Im  Mittelalter  finden  wir  zuerst  in  den 
italienischen  Städterepubliken  ausser  Einfuhr- 
verboten auch  ausgeprägte  industrielle  Schutz- 
zölle.     Auch    die    Binnenzölle    waren    in 
Italien  für  fremde  Waren,  wie  fi-anzösische 
un«l  flandrische  Tücher,  vielfach  höher  an- 
ge>etzt.     Allgemein  verbreitet  waren  auch 
aii:i>eartige  Abgaben   von   den   wichtigsten 
Verzehnmgsgegenständen,  teilweise  auch  von 
Gebrauchsgegenständen,  z.  B.  Schuhen.    In 
Fnmkreich  hatten  die  städtischen  Eingangs- 
und Verkaufsabgaben,  die  nach  und  nach  von 
to  allen  Waren,  imd  zwar  hauptsächUch 
für  (he  königliche  Kasse  und  niu-  teilweise 
für  die  Stadt  oder  andere  Berechtigte  erhoben 
vimlen,  den  fremden  Waren  gegenüber  die 
WiikuDg  von  Einfuhrzöllen.    Wir  finden  in- 
^les  in  den  Pariser  Octroitarifen,  die  bis  in 
das  12.  Jahrhundert   zurück   bekannt  sind, 
ancli  bei  Fabrikaten,  wie  Tuch,  Leinwand, 
Seidenstoffen  5    Baumwollgarn    (schon    1341 
besteuert),  in  der  Belastung  keinerlei  Unter- 
M^heidimg     zwischen     einheimischen     imd 
fremden  Erzeugnissen.  Eine  Grenzbewachung 
ttestand  in  Frankreich  schon  1340,  aber  mu* 
ziir  Sicherung  der  Ausfuhrzölle,  die  später 
noch  vermehrt  und  erhöht  wurden.    Eigent- 
liche Einfuhrzölle  auf  fremde  Waren  kommen 
erst  im  16.  Jahrhundert  vor,  und  einer  der 
ersten  traf  die  Gold-,  Silber-  und   Seiden- 
>toffe,  gegen  deren  Einfuhr  1517  ein  durch 
Inxiisyiolizeiliche    Ei-wägimgen    veranlasstes 
Verbot  ergangen  war.    Im  Jahre  1540  wurde 
angeordnet,    dass    alle    italienischen    und 
islamischen  Stoffe  dieser  Art  über  die  Douane 
vffl  Lyon  gehen  sollten  und  bei  endgültiger 
Einfuhr  5  (später  10)  <>/o,  bei  Diu-chfuhr  2% 
•les  Wertes  an   ZoU   zu  entrichten  hätten. 
Diesier  Douane,  deren  Hebestellen  sich  durch 
mehrere    südfranzösische    Provinzen     ver- 
breiteten, wurden  1564  überhaupt  alle  ein- 
gehenden italienischen   Waren   überwiesen, 
eine  Massregel,  die  schon  einen  unverkenn- 
twpH   schutzzöUnerischen    Charakter    trug, 
jährend  die  vorher  eingeführten  Zölle  auf 
Oewtlrze  und  Droguen  nur  als  fiskalische 
z[J  bezeichnen  sind.     Der   erste  allgemeine 
Engangszoll  datiert  erst  aus  dem  Jahre  1581 ; 
«•  betrag  nur  2  %  des  Wai-en wertes  nach 
^mcT  neuen  Taxierung  und  war  von  allen 


Waren  zu  entrichten,  die  noch  mit  keiner 
anderen  Eingangsabgabe  belastet  waren,  mit 
Ausnahme  der  englischen  Tücher  und  der 
frischen  und  gesalzenen  Fische.  Auf  Tuch 
wurde  1582  ein  besonderer  Einfuhrzoll  von 
5%  des  Wertes  gelegt.  Im  17.  Jahrhundert 
kamen  noch  einige  Zölle  auf  Fabrikate  hinzu, 
jedoch  war  die  Rücksicht  auf  den  Industrie- 
schutz bis  auf  Colbei-t  im  französischen  Zoll- 
wesen im  ganzen  wenig  massgebend.  Col- 
bert  erhöhte  die  Einfuhrzölle  auf  Fabrikate, 
setzte  die  RohstoffzöUe  soweit  herab,  als  es 
das  fiskaHsche  Interesse  gestattete,  und 
bildete  ein  einheitliches  Zollgebiet  aus  den 
Provinzen  der  »cinq  grosses  fermes«.  Die 
Zollsätze  des  erhöhten  und  später  mehrfach 
geänderten  Taiifs  von  1667  wurden  aber 
auch  auf  die  Einfuhr  vom  Auslande  in  die 
übrigen  Provinzen  angewandt,  und  die  ein- 
mal verzollten  Waren  konnten  frei  in  das 
Gebiet  der  »grosses  fermes«  eingehen.  Die 
wichtigsten  Rohstoff  zolle ,  die  auf  Textil- 
stoffe,  wiutlen  erst  1749  aufgehoben.  Nach 
dem  Tarif  von  1791,  der  unter  Beseitigung 
aUer  Binnen-  und  Provinzialzölle  für  ganz 
Frankreich  galt,  blieben  alle  eigentlichen 
Rohstoffe  zollfrei  und  die  Belastung  der 
Fabrikate  wurde  bedeutend  ermässigt.  Da- 
gegen brachte  das  nach  der  Kriegsperiode 
din-ch  den  Tarif  von  1816  begründete 
Prohibitivsystem  aus  finanziellen  Gründen 
wieiler  hohe  Rohstoffzölle  mit  sich,  nament- 
lich eine  schwere  Belastung  der  Baumwolle, 
der  bald  auch  —  hauptsächlich  im  Interesse 
der  Landwirtschaft  —  hohe  Wollzölle  folgten. 
Auch  wurden  nunmehr  hohe  Getreidezölle 
und  andere  agrarische  Schutzzölle  eingeführt. 
Napoleon  III.  bereitete  seine  handelspolitische 
Reform  vom  Beginne  seiner  Regienmg  an 
durch  allmähliche  Verminderung  der  Roh- 
stoff- und  der  landwirtschaftlichen  Zölle 
vor,  imd  im  Jalu^  1861  wurden  diese 
gänzlich  oder  bis  auf  geringe  Reste  be- 
seitigt. Die  Getreide-  und  Viehzölle  sind 
in  der  neuesten  Zeit  in  bedeutender  Höhe 
wiederhergestellt  worden,  in  betreff  der 
Rohstoffe  mit  Einschluss  der  Wolle  aber  ist 
man  bisher  noch  dem  System  von  1860  treu 
geblieben. 

In  England  bestanden  Hafenabgaben  von 
eingeführten  und  ausgeführten  Waren  bei 
dem  Erlass  der  Magna  Charta  schon  von 
alters  her  als  »antiquae  et  rectae  consuetu- 
dines«,  teilweise  auch  als  missbräuchliche 
»mala  tolta«.  Der  wichtigste  Eingangszoll 
war  der  vom  Weine  erhobene,  der  ursprüng- 
lich eine  Naturalabgabe  bildete,  1302  aber 
für  die  fremden  Kaufleute  in  eine  Geld- 
zahlimg  verwandelt  wurde.  Von  allen 
anderen  Waren  hatten  die  fremden  Kauf- 
leute seit  1302  bei  der  Einfuhr  als  »Pfund- 
fsld«  (poundage)  drei  Pence  von  jedem 
fund  Sterling   des  Wertes   zu   entrichten 
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ebenso  bei  der  Ausfuhr,  sofem  für  diese 
nicht  besondere  (für  die  Fremden  durch  Zu- 
schläge erhöhte)  Zölle  bestanden.  Seit  1373 
war  auf  Gnmd  einer  Bewilligung  des  Par- 
laments auch  den  einheimischen  Kaufleuten 
ein  Geldzoll  vom  Weine  (tunnage)  sowie  das 
auf  6  Pence  vom  Pfund  erhöhte  Pfundgeld 
bei  Ein-  und  Ausfuhr  auferlegt.  Seit  dem 
Ende  des  14  Jahi-hunderts  war  dieser  letztere 
Zoll  auf  5  ®/o  des  Wertes  gesetzt,  doch  waren 
unter  Heinrich  V.  Weizen,  Mehl,  frische 
Fische  und  Wolle  von  dieser  Abgabe  beim 
Eingange  befreit.  Die  seit  der  Mitte  des 
15.  Jahrhunderts  mehr  und  mehr  hervor- 
tretenden Bestrebungen  zum  Schutze  der 
Industrie  bedienten  sich,  abgesehen  von  der 
Besclu-änkung  der  Ausfuhi-  der  Eohstoffe, 
lücht  sowolü  der  Zölle  als  der  Einfuhr- 
verbote, unter  Mai-ia  imd  Elisabeth  wmxlen 
neue  und  erhöhte  Warentaxen  für  die  Er- 
hebung des  Pfundgeldes  aufgestellt.  Der 
Satz  desselben  blieb  aber  auch  im  17.  Jahr- 
hundert noch  auf  5®/o,  mit  einem  Zuschlag 
von  einem  Viertel  für  fremde  Kaufleute. 
Durch  höhere  Taxierung  der  Waren  und 
Hinzutreten  neuer  besonderer  Zölle,  wie  des 
vom  Tabak  erhobenen,  nahm  indes  der  Er- 
trag der  Eingangsabgaben  unter  den  Stuarts 
allmählich  bedeutend  zu.  Noch  weit  mehr 
aber  wiuxle  er  imter  der  Herrschaft  des 
langen  Parlaments  durch  die  den  eingeführten 
Wai-en  auferlegte  Accise  erhöht,  die  indes 
imter  der  Restauration  durch  ein  neues,  weit 
weniger  umfassendes  Accisesystem  ersetzt 
wiuxle.  Die  Schutzzolltendenzen  zeigten  sich 
schon  deutlich  in  den  1660  neu  aufgestellten 
Warentaxen,  deren  WiUkürlichkeit  schon 
aus  den  grossen  Unterschieden  hervorgeht, 
die  zwischen  der  Schätzimg  derselben  Waren 
bei  der  Einfuhr  und  bei  der  Ausfidu*  be- 
standen. Hervorzuheben  ist  auch  das  erste 
Auftreten  eigentlich  agrarischer  Schutzzölle 
im  Jahre  1670.  Dieselben  betrafen  Getreide 
und  Hülsenfi'üchte  und  hatten  eine  bedeutende 
Höhe,  wenn  die  Marktpreise  dieser  Erzeug- 
nisse unter  bestimmten  Sätzen  blieben,  wäh- 
i-end  bei  höheren  Preisen  nur  das  Pfundgeld 
erhoben  wurde.  Im  18.  Jahrhundert  ge- 
langte das  zum  Teil  prohibitive  Schutz- 
system für  die  Industrie  zur  vollen  Aus- 
bildung, während  es  in  betreff  der  Land- 
wdrtschaft seinen  Höhepunkt  erst  1815  er- 
reichte. Der  Tarif  von  1787  vereinigte  die 
bei  vielen  Waren  unter  vei-schiedenen  Namen 
neben  einander  erhobenen  Teilabgaben  zu 
einfachen  Zollsätzen  und  brachte  überhaupt 
eine  wesentliche  Vereinfachung  des  Zoll- 
wesens und  einige  Milderungen  des  Prohibitiv- 
systems. Die  Reformperiode  beginnt  jedoch 
erst  1822  und  kam  1860  zum  Abschluss: 
seitdem  hat  England  ausscliliesslich  Finanz- 
zölle, die  nur  wenige  und  zwar  nicht  zu 
den     notwendigen    Lebensbedürfnissen    ge- 


hörende Genussmittel  treffen,  unter  denen 
sich  seit  1875  sogar  der  Zucker  nicht  mehr 
befindet 

In  Deutschland  finden  wir  ebenfalls 
frühzeitig  lokale  Hafenzölle,  die  als  Ein- 
gangszölle  betrachtet  werden  können,  so 
z.  B.  in  der  ältesten  Lübischen  ZollroUe  aus 
den  Jahren  1220—1226.  Der  hansische 
Pfundzoll,  der  in  der  zweiten  Hälfte  des 
14.  Jahrhunderts  wiederholt  zum  be^waffne- 
ten  Schutze  des  Handels  bewilligt  -wurde, 
war  hauptsächlich  Ausfuhrzoll,  für  die  nicht 
aus  Hansestädten  kommenden  Schiffe  und 
Kaufleute  aber  auch  Eingangszoll. 

Im  Jahre  1522  wiu^e  von  selten  des 
Beichsregiments  die  Errichtung  eines  von 
allen  Ausfuhrwaren  zu  erhebenden  Grenz- 
zolles angeregt,  und  ein  Vorschlag  des  Kai- 
sers fügte  diesem  Projekt  auch  einen  all- 
gemeinen Einfuhrzoll  bei.  Die  das  Interesse 
des  Handelsstandes  vertretenden  Reichs- 
städte waren  indes  entschiedene  Gegner 
dieses  Antrags,  und  die  Verhandlungen  auf 
den  Reichstagen  von  1523  und  1524  führten 
dalier  zu  keinem  Ergebnis.  In  den  grosse- 
ren Territorialfürstentümem  aber  bildeten 
sich  seit  dem  15.  und  16.  Jalirhundert  all- 
mählich selbständige  Zollsysteme  aus,  imd 
zwar  häufig  im  Gegensatz  zu  der  von  den 
Städten  gepflegten  lokalprotektionistischen 
Handelspolitik,  teilweise  aber  auch  unter 
Vereinigung  des  fürstlichen  Interesses  mit 
dem  der  grössten  Handelsstadt  des  Gebietes. 
Gewisse  Binnenzölle  erhielten  nunmehr  die 
Bedeutung  von  Einfuhrzöllen,  indem  näm- 
lich die  von  auswärts  konunenden  Waren 
nach  einmaliger  Entrichtung  derselten 
wenigstens  innerhalb  eines  gewissen  Ge- 
bietes von  den  gleicliartigen  Zöllen,  wenn 
auch  nicht  von  allen  sonstigen  Abgaben 
frei  blieben.  So  wird  z.  B.  in  der  Branden- 
burgischen Zollverordnimg  von  1632  be- 
stimmt, dass  der  »neue  Zoll  (von  Getreide, 
Hülsenfrüchte  und  Wein)  in  Seiner  Chur- 
fürstlichen  Diu'chlaucht  Lande  nur  einmal 
gegeben  werde;  wo  derselbe  zuerst  erlegt 
sei,  soUe  der  Zöllner  des  Ortes  den  anderen 
ziu"  Nachrichtung  in  den  Zollzettehi  mel- 
den.« Nach  der  Zollverordnung  für  die 
Neumark  von  1660  sind  für  die  eingefülir- 
ten  (auch  für  die  aus  der  Mittelmark  kom- 
menden) Waren,  naclidem  an  der  ersten 
Zollstätte  der  in  der  Rolle  angegebene  alte 
imd  neue  Land-  oder  Wasserzoll  entrichtet 
worden,  nur  noch  »die  Damm-,  Brücken- 
oder Deichselzölle  an  den  Orten,  wo  es  an- 
geordnet oder  sonst  gebräuchlich  gewesen^, 
zu  bezahlen,  vorausgesetzt,  dass  die  Waren 
nicht  zum  Wiederverkauf  verkauft  werden. 
In  letzterem  Falle  hat  der  neue  Käufer, 
mag  er  die  Waren  weiter  führen  oder  in 
seinem  Hause  im  grossen  oder  kleinen  ver- 
kaufen,  den  Zoll   nochmals   zu    entrichten. 
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Der  Zoll   nahm   dann  also   den  Chai-akter 
einer  Accise  an.    Mehrbelastungen  einzelner 
aiisIäDdischer  Waren  kommen  schon  in  den 
ZoIlioUen    des    17.    Jahrhunderts    vor;    in 
grösserer  Zahl  jedoch  finden  sie  sich  erst 
in    dem    Neumärkischen    Tarif    von    1724. 
Aber  diese  Zölle  waren  überhaupt  so  nied- 
rig, dass  eine  Yerdoppelung  derselben  als 
Schutzmassregel  bedeutungslos  blieb.  Neben 
den  Zöllen  wurde  aber  auch  die  seit  1641 
in  den  Städten  nach  und  nach  ausgebildete 
Accise  in  den  letzten  Jahrzehnten  des  17. 
Jahrhunderts  mehr  und  mehr  im  protektio- 
nistischen  Sinne  geregelt  durch  höhere  Be- 
steuerung  teils   der   fremden  Waren,   teils 
der  Personen  der  fremden  Kaufleute.    Die 
1682    auf    ausländischen    Zucker    gelegte 
Accise  von  1  guten  Groschen  für  das  Pfund 
var  fast  prolübitiv  und  wurde  daher  1686 
auf  6   Pfennig    herabgesetzt.      Eine    sehr 
durchgreifende  Schutzmassregel  brachte  die 
T.  V.  24.  Dezember  1701,  die  eine  grosse 
Anzahl    ausländischer   Waren,    namentlich 
viele    Gewebe,     Wirkwaren,     französische 
Kurzwaren  etc.  mit  einer  besonderen  Accise 
belegte,  die  bei  mehreren  25®/o  des  Wertes 
betrag.      In     der   Folgezeit    wurde    dieses 
Aodsesehutzsystem  noch  erweitert,  und  es 
fehlte   m    demselben   auch   nicht   ganz   an 
agrarischen  Schntzmassregeln.    Die  aus  dem 
Auslande  kommenden  fetten  Ochsen  wurden 
«liirch  eine  V.  v.   12.  November  1724  mit 
einer  Accise    von    10  Thalem   belegt,   und 
der  König  hielt  diesen  Satz  gegenüber  den 
ihm     gemachten    Vorstellungen     aufrecht, 
wenn  auch  die  Fremden  mit   ihrem  Yieh 
wieder  zurückgehen    sollten,    da   »hier   zu 
Lande  Vieh  genug  sei«.    Die  schon  früher 
angeordnete    Belastung    des    mecklenburgi- 
schen Getreides    mit    der    ziemlich   hohen 
Bnfuhracdse  von  8  guten  Groschen  für  den 
Scheffel  wurde    1730   erneuert.     Friedrich 
der  Grosse    behielt    zwar   auch   ZoU    und 
Aodse  als  Schutzmittel  bei,  ging  aber  mehr 
nnd  mehr    zu    den   Einfuhrverboten   über, 
die  jedenfalls   leichter  und   wirksamer   zu 
handhaben   waren   als   das   so    verwickelte 
nnd  mannigfedtig  gestaltete  Zoll-  und  Accise- 
system.    Die  Einheitlichkeit  des  Zolltarifs 
bis  auf  die   Unterscheidung   der  östlichen 
und  vestüchen  Provinzen  wurde  erst  durch 
das  G.  V.  26.  Mai  1818  hergestellt,  das  zu- 
?Hch  das  ganze  Zollwesen  auf  einer  ratio- 
nellen  Grundlage    regelte.      S.    den    Art. 
Schutzsystem  und  in  betreff  der  Ver- 
schmelzung des  preussischen  und  des  deut- 
schen ZolTwesens    den   Art   Zollverein. 
Das  Prineip  der  Freiheit  der  Rohstoffe  für 
Handelswaren  ist  in  Deutschland  auch  nach 
der  Wiedereinführung   hoher    industrieller 
jnd  landwirtschaftlicher  Schutzzölle  festge- 
halten worden. 

Die    österreichischen    Fürsten    büdeten 


schon  frühzeitig  ihr  Zollwesen  selbständig 
aus,  und  Kaiser  Friedrich  III.  verlieh  ihnen 

—  also  seinem  eigenen  Hause  —  1453  auch 
formell  das  Recht,  neue  Mauten  und  Zölle 
zu  errichten.  Dem  Reiche  gegenüber  wurde 
ein  Grenzzollsystem  geschaffen,  das  im 
Jahre  1616  dazu  benutzt  wm-de,  die  ein- 
gehenden Luxuswaren,  wie  Gold,  Silber  und 
Seidenstoffe,  feine  Tücher  und  Leinwand, 
feines  Pelzwerk  etc.,  höher  zu  belasten, 
gleichwohl  aber  damals  im  ganzen  noch 
keine  protektionistische  Richtung  bekundete. 
Die  merkantilistischen  Grundsätze  kamen 
erst  in  der  Regierungszeit  Leopolds  1.  ziu- 
HeiTSchaft,  wiuäen  aber  im  18.  Jahrhundert 
auch  in  Oesterreich  noch  mehr  durch  Ein- 
fuhrverbote als  durch  Schutzzölle  durchge- 
setzt. Unter  Maria  Theresia  hatte  noch 
jedes  Kronland  seine  eigene  ZolUinie,  und 
es  musste  in  der  Regel  der  Zoll  in  jedem 
Lande  von  neuem  bezahlt  werden.  Doch 
wurden  die  nachweislich  aus  den  habs- 
burgischen  Ländern  stammenden  Waren  vor 
den  fremden  begünstigt.  Einen  wesent- 
lichen Fortschritt  in  dieser  Beziehung  bil- 
dete die  Zollordnung  von  1775,  welche  alle 
ZöUe  zwischen  den  deutschösterreichischen 
Erbländem  aufhob  und  die  Begünstigungen 
für  die  übrigen  Gebiete  bestehen  Hess,  im 
übrigen  aber  alle  Einfuhrzölle  erhöhte.  Auch 
Galizien  wurde  1796  nach  Aufhebung  der 
Zolllinie  zwischen  Ost-  und  Westgalizien 
vollständig  urfter  die  allgemeine  Zollordnung 
von  1788  gestellt.  Tii-ol  behielt  ein  beson- 
deres Zollsystem,  das  auch  bei  der  Neu- 
ordnung der  Gebietsverhältnisse  im  Jahre 
1814  noch  nicht  aufgehoben  wurde.  Vor- 
arlberg, das  lombardisch-venetianische  Kö- 
nigreich und  Dalmatien  blieben  damals 
ebenfalls  durch  Zwischenzolllinien  von  den 
übrigen  Landesteilen  getrennt,  und  Ungarn 
und  Siebenbürgen  bildeten  nach  wie  vor 
ein  besonderes  Zollgebiet.  Die  Zwischen- 
linien in  den  westlichen  Kronländern  fielen 
im  Jahre  1827,  abgesehen  von  den  ZoUaus- 
schlüssen,  die  Zolleinheit  mit  Ungarn  aber 
wurde  erst  1851  erreicht,  und  zugleich 
trat,  nach  einigen  schon  vorausgegangenen 
Milderungen  des  älteren  Pi'ohibitiv-  und 
HochschutzzoUsj^stems,  der  neue  gemässigte 
Zolltarif  in  Kraft,  der  in  den  beiden  folgen- 
den Jahrzehnten  noch  weiter  in  gleichem 
Sinne  ausgebildet  wurde.  Dalmatien  wurde 
durch  G.  v.  20.  Dezember  1879  ebenfalls 
in  das  allgemeine  Zollgebiet  aufgenommen. 

—  In  Bezug  auf  Bayern  erwähnen  wir  nur, 
dass  im  Jahre  1765  ein  einheitlicher  Maut- 
und  Accisetarif  für  das  ganze  Kurfürsten- 
tum eingeführt  wurde  mit  wesentlicher  Er- 
leichterung des  Binnenverkehrs.  Im  übri- 
gen beruhte  dieses  System,  das  1769  auch 
auf  die  Oberpfalz  ausgedehnt  wurde,  auf 
durchaus  merkantilistisch-protektionistischen 
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Grundsätzen.  Für  das  neuentstandene  Kö- 
nigreich Bayern  wurden  die  EingangBzolle 
in  sehr  gemässigtem  Sinne  durch  den  Tarif 
vom  22.  Juli  1819  geregelt.  Der  1828  ab- 
geschlossene Zollverein  zwischen  Bayern 
und  Württemberg  (dessen  Tarif  v.  11.  No- 
vember 1812  ebenfalls  nur  massige  Schutz- 
zölle enthielt)  bildete  die  Vorbereitung  zu 
dem  Eintritt  beider  Staaten  in  den  preussi- 
schen  Zollverein.  In  Kursachsen  wurde  seit 
dem  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  haupt- 
sächlich die  Accise  ausgebildet,  die  aber 
hier,  wie  anderswo,  später  auch  protektio- 
nistischen  Zwecken  diente.  So  entstand  im 
18.  Jahrhundert,  namentlich  unter  dem  Ein- 
flüsse des  langjährigen  handelspolitischen 
Ringens  mit  Preussen,  auch  in  Sachsen  ein 
ausgeprägtes,  vielfach  mit  Einfuhrverboten 
versetztes  Schutzsystem,  wenn  auch  die  In- 
teressen des  namentlich  in  Leipzig  hoch 
entwickelten  Grosshandels  mehr  nach  einer 
relativ  freihändlerischen  Richtung  gingen, 
was  denn  auch  schliesslich  wieder  berück- 
sichtigt wurde.  Die  Fürsorge  für  Leipzig 
bildete  auch  noch  die  Hauptquelle  der 
Schwierigkeiten,  die  bei  dem  Eintritt 
Sachsens  in  den  Zollverein  zu  überwinden 
waren.  —  Die  Formen  des  mittelalterlichen 
Zollsystems  haben  sich  am  längsten  in  der 
Schweiz  erhalten,  wo  noch  in  den  zwanzi- 
ger Jahren  dieses  Jahrhunderts  über  400 
BinnenzoUstätten  mannigfachster  Art  be- 
standen. Erst  seit  dem  Au^g  der  vierzi- 
ger Jahre  wurden  wenigstens  alle  Zölle 
nach  und  nach  an  die  Grenze  der  einzelnen 
Kantone  verlegt.  Aber  erst  die  Bundesver- 
fassung von  1848  machte  das  Zollwesen  zu 
einer  Bundessache  und  regelte  es  einheit- 
lich für  das  ganze  Land  mit  Aufhebung 
aller  Kantonal-  und  Binnenzölle.  Die  neuen 
Zölle  'Waren  wie  die  alten  wesentiich  nach 
fiskalischen  Rücksichten  bemessen  und  die 
Fabrikate  daher  nur  sehr  wenig  belastet. 
Erst  seit  1884  zeigt  auch  der  schweizerische 
Tarif  eine  gewisse,  wenn  auch  noch  immer 
massige  schutzzöllnerische  Färbung.  In 
betreff  der  Einfuhrzölle  der  übrigen  Länder 
s.  den  Art.  Schutzsystem. 

3.  Die  Wirknngeii  der  E.  Die  un- 
mittelbare Wirkung  eines  Einfuhrzolles  be- 
steht in  der  Erschwerung  der  ausländischen 
Konkurrenz  auf  dem  einheimischen  Markte, 
und  die  Folge  davon  wird  in  der  Regel 
eine  Erhöhung  des  inländischen  Preises 
sein.  In  welchem  Verhältnisse  aber  die 
Preissteigerung  zu  dem  Zollsatze  steht, 
hängt  ganz  von  den  besonderen  umständen 
des  einzelnen  Falles  ab.  Die  grösstmögliche 
Differenz  zwischen  dem  inländischen  und 
ausländischen  Preise  ist  abgesehen  von  den 
Transportkosten  gleich  dem  vollen  Zollsatze 
nebst  einem  Zuschlag  wegen  der  durch  den 
Zoll  nötig  gewordenen  Mehrverwendung  von 


umlaufendem  Kapital.  Wenn  aber  auch 
diese  volle  Preisdifferenz  wirklich  hervor- 
tritt, so  fi-agt  es  sich  doch,  ob  sie  aus- 
schliesslich äs  Verteuerung  der  besteuerten 
Ware  dem  Inlande  zur  Last  fällt  oder  oh 
sie  nicht  teü weise  auch  vom  Auslande  cre- 
tragen  wird,  dadurch  nämlich,  dass  der 
ausländische  Preis  infolge  des  erschwerten 
Absatzes  vielleicht  herabgedrückt  worden 
sein  und  nunmehr  niedriger  stehen  köniit»^. 
als  es  im  Zustande  der  Zollfreiheit  der  Fall 
sein  würde.  Diese  letztere  Annahme  wir^I 
zutreffen,  wenn  das  Ausland  1)  bis  dahin 
einen  bedeutenden  Teil  seiner  Produktion 
an  der  betreffenden  Ware  dem  Inlande  ge- 
liefert hat  imd  filr  diesen  jetzt  nicht  leicht 
anderwärts  Absatz  finden  kann,  und  wenn 
ausserdem  2)  die  besteuerte  Ware  kein  not- 
wendiges LebensbediirfniB  darstellt  Viele 
Inländer  würden  unter  dieser  Voraussetzung 
ihren  Verbrauch  einschränken,  wenn  der 
Preis  um  den  vollen  Zollbetrag  stiege,  iin<i 
das  Ausland  muss  sich  daher  eine  Ver- 
minderung seines  Absatzes  gefellen  lassen 
oder  den  Preis  herabsetzen,  und  in  der 
Regel  wird  teilweise  sowohl  das  eine  wie 
das  andere  geschehen.  Die  unter  den  un- 
günstigsten Bedingungen  arbeitenden  aus- 
ländischen Produzenten  werden  dann  viel- 
leicht zum  Teü  genötigt,  ihren  Betrieb  ein- 
zustellen. Trifft  die  zweite  Bedingung 
nicht  zu,  handelt  es  sich  also  um  ein  not- 
wendiges Lebensbedürfnis,  dessen  Konsum- 
tion nicht  wesentlich  beschränkt  werden 
kann,  so  wird  das  Ausland  in  der  Regel 
für  sich  den  Freihandelspreis  (der  übrigens 
seinerseits  nach  Konjunkturen,  Ernteverhält- 
nissen etc.  veränderlich  ist)  durchsetzen 
können,  wenn  der  Einfuhrbedarf  des  Inlan- 
des, wie  dies  unserer  ersten  Voraussetzung 
entspricht,  gross  ist  und  die  Lücke  durch 
die  inländische  Produktion  nicht  oder  we- 
nigstens nicht  zu  einem  um  weniger  als 
den  Zoll  erhöhten  Preise  ausgefüllt  werden 
kann,  unter  unserer  ersten  Voraussetzung 
wird  also  das  Inland  bei  entbehrlichen 
Waren  einen  grösseren  oder  kleineren 
Bruchteil  des  Zolles  ids  Preiserhöhung  und 
das  Ausland  den  Rest  als  Preisverminde- 
rung zu  tragen  haben;  bei  notwendigen 
Lebensbedürfnissen  aber  wird  für  das  In- 
land eine  Verteuerung  um  annähernd  den 
ganzen  Zoll  entstehen,  soweit  nicht  die 
unten  noch  zu  erwähnenden  Milderungen 
stattfinden. 

Geht  von  der  betreffenden  Gesamtaus- 
fuhr des  Auslandes  nur  ein  verhältnismässig 
kleiner  Teil  nach  dem  Inlande,  der  bei 
weitem  grösste  aber  auf  einen  anderen  und 
zwar  zoBfreien  Markt,  so  kann  der  inlän- 
dische Zoll  auf  den  Auslandspreis  keinen 
erheblichen  Druck  ausüben,  imd  wenn 
gleichwohl    die   bis    dahin   jährlich   einge- 
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führte  Menge  der  Ware  einen  relativ  be- 
deoteaden  Teil  deB  inlAndischea  Bedarfs 
ansmachte,  so  wird  der  innere  Preis  bei 
entbehrliehen  wie  bei  unentbehrlichen 
Waren  um  den  vollen  Zollbetrag  steigen, 
was  dann  bei  den  ersteren  eine  entspre- 
«Aende  Beschränkung  der  Konsumtion  zur 
Folge  haben  wird. 

Kann  aber  der  Einfuhrbedarf   des  In- 
landes durch  Entwickelung  und  Ausdehnung 
der  eigenen  Produktion    mehr    und    mehr 
vermindert   werden,   so  kommt   es   darauf 
an.  bei  welchem  Preise  diese  Möglichkeit 
besteht    Eaim  man  es  dahin  bringen,  dass 
der  ganze   Bedarf  ebenso   gut   \md    biUig 
dorch    die    inländische   Produktion    allein 
wie  unter  Mitwirkung  des  Auslandes    ge- 
deckt wird,   so  ist  durch  die  innere  Kon- 
kurrenz die  Wirkung  des  Schutzzolles  auf 
den  Preis   gänzlich   aushoben.     Nur   die 
unter  ungewöhnlich  günstigen  Bedingungen 
arbeitenden  ausländischen  Mitbewerber  oder 
solche,  die  durch  die  Umstände  zum  Ver- 
kaufen um  jeden  Preis  genötigt  sind,  wer- 
den ihre  Ware  noch  aiä  den  inländischen 
Markt  bringen  können  imd  dabei  den  gan- 
zen Zoll  trafen.    Die  einheimische  Produk- 
tion  erlangt   eine  gewisse   Unabhängigkeit 
von  den  veränderlichen  Konjunkturen    des 
Weltmarktes,   aber  andererseits   erhält   sie 
auch  weniger  dringenden  Anlass,  mit  der 
Ausbildung   ihrer  Technik   und   überhaupt 
ibren  Leistungen    hinter  anderen  Ländern 
nicht  zurückzubleiben.     Indes  wird   diese 
Gleichheit  des  in-  und  ausländischen  Preis- 
standes  bei    dem  Bestehen    eines   Schutz- 
zolles im  ganzen  doch  nur  ausnahmsweise 
vorkommen.     Selbst  wenn  die  inländische 
Produktion  mit  der  ausländischen  auf  der- 
selben Höhe  steht,  werden  namentlich  die 
im  (rrossbetrieb  arbeitenden  und  daher  in 
verhältnismässig  wenigen   Händen   koncen- 
tnerten  Industriezweige    den    Schutz    des 
dnheimischen  Marktes  benutzen,  um  durch 
Vereinbarung  den  inneren  Preis  über  dem 
Freihandelsstande  zu  hallen,  wobei  sie  dann 
auch  wohl  die  Ueberschüsse  ihrer  Produk- 
tion zu  niedrigen  Preisen  an  das  Ausland 
absetzen.      Sind    aber   die   Produktionsbe- 
dingongen  im  Inlande  durchschnittlich  un- 
günstiger als  im   Auslande,   so   wird   der 
Schutzzoll    jeden^s    eine    Preissteigerung 
im  Gefolge  haben,  deren  Höhe  im  Verhält- 
nis  zum  Zollsatz  von  dem  Grade  der  Un- 
entbehrüchkeit  der  betreffenden  Ware  und 
yon  der  Gruppierung  der  konkurrierenden 
in-  und  ausländischen  Betriebe  nach  dem 
Grade  ihrer  grösseren  oder  geringeren  na- 
türhchen  Begünstigung  abhängt.    Die  volle 
Gleichstellung  der  Preisdifferenz  zwischen 
dem  Inlande  und  dem  Auslande  mit  dem 
Zollbetrag  kann  durch  eine  Ausfuhrprämie 
herbeigeschafft  werden,  wie  sie  gegenwärtig 


in  Deutschland  infolge  der  Aufhebung  des 
Identitätsnachweises  (s.  den  Art.)  für 
Getreide  besteht. 

Die  Uebernahme  eines  Teiles  des  Zolles 
durch  das  Ausland  tritt  in  manchen  Fällen 
deutlich  zu  Tage,  wenn  nämlich  das  Aus- 
land seine  Eisenbahntarife  herabsetzt,  um 
den  Schutzzoll  auszugleichen,  oder  wenn  es 
Ausfuhrprämien  gewährt  oder  wenn  die 
Mitglieder  ausländischer  Preiskartelle  ihren 
Ueberfluss  zu  herabgesetzten  Preisen  auf 
den  geschützten  Markt  bringen. 

Endlich  ist  noch  hervorzuheben,  dass 
die  Preiserhöhung,  welche  die  wirklich  ein- 
geführten Waren  infolge  des  Schutzzolles 
erfahren ,  keineswegs  immer  eine  ent- 
sprechende Yerteuerung  des  ganzen  in- 
ländischen Verbrauchs  mit  sich  bringt  Bei 
Industrieerzeugnissen,  die  nicht  Gregenstände 
der  Spekulation  und  des  Massenverkehrs 
bilden,  wird  dies  allerdings  wohl  der  Fall 
sein,  bei  den  landwh*tschaftlichen  Massen- 
produkten dagegen  wird  durch  das  Ein- 
greifen des  Handels  und  der  Spekulation 
eine  zeitliche  Beschränkung  der  höchsten 
Verteuerung  bewirkt,  so  dass  nur  ein  Teil 
des  jährlichen  Verbrauchs  von  der  vollen 
preissteigernden  Wirkung  des  Zolles  ge- 
troffen wird.  Wenn  die  Differenz  des  In- 
und  Auslandspreises  auch  nur  während 
einiger  Wochen  den  vollen  Zollbetrag  er- 
reicht, so  kann  in  dieser  Zeit  vielleicht  der 
Bedarf  für  mehrere  Monate  eingeführt  wer- 
den, worauf  dann  der  innere  Preis  wieder 
sinken  wird.  Auch  die  Lieferungsgeschäfte 
auf  Zeit,  die  schliesslich  mit  einer  wirk- 
lichen Einfuhr  endigen,  haben  im  allgemei- 
nen den  Zweck,  die  betreffende  Ware  aus 
einem  Lande,  in  dem  sie  billig  ist,  unter 
geschickter  Benutzimg  aller  Konjunkturen 
im  richtigen  Augenblick  über  die  Zoll- 
schranken zu  bringen,  und  sie  hemmen  da- 
her ebenfalls  einen  Teü  der  verteuernden 
Wirkung  des  ZoUes  auf  die  Gesamtmasse 
des  jährlichen  Verbrauchs.  — 
Litteratnr:  Büehsenschütz ,  Besitz  und  Er- 
werb im  griechischen  AlteHum,  HaUe  1869,  S. 
568.  —  Marquardtf  Römische  Staatsverwal- 
iung,  £.  Aufl.,  11,  S.  £69  ff.  —  Cibrario,  DeUa 
ecanomia  politica   del  medio  evo,  III,  p.  164  ff. 

—  PigeonneaUf  Uistoire  du  Commerce  de 
la  France,  t.  I—II,  Paris  1889.  —  (H,  JuUien 
et  Bienayifn4),  Les  droits  d'entree  et  d'octroi 
ä  Paris  depuis  le  XII  Siecle.  —  Btdletin  de 
statistique  et  de  UgislaUon  comparie,  t.  XVII 
et  XVIII,  1885,  —  Dufresne  de  Fra/nehe~ 
viUe,  Uistoire  du  Tarif  de  1664,  P^^is  1746. 
(Mareau  de  Beaumont),  Memmres  concemant 
les  impositions   et  les  droits,  L  III,  Paris  1769. 

—  Tarif  chronologique,  Ann,  du  comm.  ext., 
Legislation,  1858 — 1854.  —  Lexis,  Die  franzö- 
sischen Ausfuhrprämien,  Bonn  1870,  —  Vociee, 
Geschichte  der  Steuern  des  britischen  Reichs, 
Leipzig  1866.  —  Dowell,  History  of  taxatUm 
and  taxes  in  England,  S.  ed.,  London  1888.  — 
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Faber,  Die  Entstehung  des  AgrarschtUzes  in 
England,  Strassburg  1888.  —  Fischer,  Ge- 
schichte des  teutschen  Handels,  2.  Aufl.,  Hannover 
179S.  —  v.  IßegueliiHf  Historisch-kritische  Dar- 
stellung der  Accise  und  ZoUverfassung  in  den 
preussischen  Staaten,  Berlin  1797.  —  Wieder- 
holdf  Handbuch  der  Litteratur  und  Geschichte 
der  indirekten  Steuern,  Marburg  1820.  — 
Schmoller,  Die  Epochen  der  preussischen 
Finanzpolitik  (Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  1877).  — 
Derseihe,  Die  Handelssperre  zwischen  Branden- 
^burg  und  Pommern  im  Jahre  1562,  Einleitung 
(in  der  Ztschr.  für  preuss.  Gesch.  und  Landes- 
kunde, 1882).  —  Derselbe,  Studien  über  die 
wirtschaftliche  Politik  Friedrichs  d.  Gr.  und 
Preussens  überhaupt,  1680—1768,  Jahrb.  f.  Ges. 
n.  Verw.  1884  -  86.  —  Krökel,  Das  preussisch- 
<leutsche  ZolUarifsystem  seit  1818,  Jena  1881.  — 
Stiedaf  Revaler  Zollbücher  und  -Quittungen  des 
14.  Jahrh.,  HaUe  1887  (Einleitung  über  den 
hansischen  Ifundzoll).  —  W,  Schultxe,  Ge- 
schichte der  preussischen  Regieverwaltung  1766 
— 1786,  Leipzig  1888.  —  Mylius,  Corpus 
constüut.  march.,  IV  Th.  I,  1  und  III,  2.  — 
Beer,  Geschichte  des  Welthandels,  Wien  1860 
— 1884.  —  Prince  Smith,  Gesammelte  Schriften, 
Bd.  II  (nDie  Nachteile  der  Einfuhrzöllen,  »Für 
und  wider  Schutz-  und  DifferentialzöUea,  »  Ueber 
die  englische  Tarifrefomm  und  andere  Abhand- 
lungen im  freihändlerischen  Sinne).  —  Röscher, 
System  III,  ^  IS4—I4S.  —  W,  Naud4,  Die 
Getreidehandelspolitik  der  europäischen  Staaten 
vom  IS. — 18,  Jahrh.  (Einleitungsband  zu  der 
nPreussischen  Getreidehandelspolüikn  in  den 
))Acta  Borussican),  Berlin  1896.  —  S.  auch  die 
Litteraturangaben  zu  dem  Art.  n Einfuhrverboten 
(oben  S.  S28l29).  Lejcis. 


Einignngsämter. 

1.  Wesen  und  Aufgabe  der  E.  2.  Englische 
E.  3.  Deutsche  Bestrebungen.  4.  Frantreich. 
.5.  Amerikanische  E.  6.  Andere  Länder.  7. 
Allgemeine  Würdigung. 

1.  Wesen  und  Aufgabe   der  E.    Als 

ia  der  Mitte  der  sechziger  Jahre  in  Deutsch- 
land nach  längerer  Pause  sich  Arbeitsein- 
stellungen in  grösserem  Massstabe  abzuspielen 
begannen,  wurde  sehr  bald  unter  Berufung 
auf  die  englischen  Erfahrungen  die  Emch- 
tung  von  Einigungsämtern  als  bestes  Mittel 
zur  Ausgleichung  der  vorhandenen  Uneinig- 
keit zwischen  Arbeitern  und  Unternehmern 
•empfohlen.  Der  volkswirtschaftliche  Kon- 
gress  deutscher  Freihändler,  im  Jahre  1871 
in  Lübeck  versammelt,  und  die  Eisenacher 
Versammlung  vom  Oktober  1872  erkannten 
sie  als  einen  zu  billigenden  Ausweg  zur  Ver- 
hütung der  Arbeitseinstellungen  an,  der  aus 
letzterer  hervorgegangene  Verein  für  Sozial- 
politik aber  erwarb  sich  das  Verdienst,  in 
-einem  der  ersten  von  ihm  veranstalteten 
•Gutachtenbände  die  Meinung  mehrerer  nam- 
hafter Männer  über  dieses  Thema  zusammen- 
zustelleu. 

Im  Grunde  war  das  mit  dem  Anspruch 
-völliger   Neuheit   auftretende   Institut   eine 


seit   alter  Zeit   gekannte,   wenn   auch  Jalir- 
huuderte   hindurch   wenig    oder   gar    niclit 
geübte  Veranstaltung.   Schon  in  den  mittel- 
alterlichen Kämpfen   zwischen  Meister    iiiid 
Gesellen  zeigen  sich  Eini^ungsämter.     Wie 
denn  z.  B.  im  Jahre  1363  m  Strassbui*g  i.  £. 
ein  aus  5  Leinenwebermeistern  und  ebenso- 
viel   -knechten   gebildeter  Ausschuss   unter 
dem  Vorsitz  des  Ammanmeisters,   dem    ini 
Falle  der  Stimmengleichheit  die  Entscheidung 
zustand,  die  Bedingungen  festsetzte,  die  füi- 
das  Lehrlingswesen   gelten   sollten.     Wenn 
diese   Form   der  Einigung   über    entge^n- 
stehende  Interessen,  bei  der  beide  Parteien. 
in  gleicher  Zahl    vertreten,    das  Zweckuiäs- 
sigste  finden  halfen,  sich  später,  sow^eit  be- 
kannt,   nicht    einbürgerte,   so    mochte     die 
feste  Organisation    der   bestehenden   Zunit- 
gerichte  und  das  Ueberge^icht  der  Meisteiv 
die   den   immer  mehr  an  Macht  ge^wdnnen- 
den  Gesellen  nicht  noch  grosseren  Einfluss 
auf  die  Gestaltung  des  Arbeitsverhältnisses 
einräumen  wollten,  die  Schuld  daran  getra- 
gen liaben.    In  neuerer  Zeit  hat  sich  immer 
mehr    die    Ueberzeugimg   Bahn   gebrochen, 
dass  es  für  die  Aufrechterhaltung  friedlicher 
Beziehimgen  zwischen  Arbeit    und    Kajntal 
wünschenswert  ist,   derartige  Einrichtungen 
zu  besitzen,  deren  man  sich  bei  ausbrechen- 
den   Uneinigkeiten    über   die   Arbeitsbedin- 
gungen zur  Aussöhnung  vorhandener  Gegen- 
sätze bedienen  kann.    Zum  Teil  liegt  darin 
wohl     die     stillschweigende    Anerkennung 
jenes   Gnmdsatzes    der    Gleichberechtigung 
von  Arbeitern  und  Unternehmern,  dem    die 
moderne    soziale    Gesetzgebung    fast    aller 
europäischer  Kultiu^taaten  mit  immer  stär- 
kerem Nachdrucke  Eingang  zu  verschaffen 
sucht.    Zugleich  aber  leitet   die   praktische 
Erwägung,  dass  es  mit  üurer  Hilfe  möghch 
erscheint,  Unbesonnenheiten  und  Masslosig- 
keiten  zu  vermeiden  und  doch  die  Interessen 
des  Kapitals  wahrzunehmen,  die  Unterneli- 
mer  darauf,  sich   der  Gründung   von   Eioi- 
gungsämtem   nicht   entgegenzusteUen,    son- 
dern   sie    sogar     zu     empfehlen.      Charak- 
teristisch aber  ist  der  fast  in  allen  Ländern 
gemeinsame,   in    der  modernen    Bewegung 
hervortretende  Zug,  das  bisherige  Eiuigungs- 
verfahren    in   gesetzliche  Wege   zu  lenken, 
womöglich  die  der  Einigung  widerstrebende 
Partei  zu  zwingen,  sich  einem  Sclüedsspnurh 
zu  unterwerfen;  nur  dass  dieser   nicht   von 
einem   gewöhnlichen  Gerichte  gefeilt  wird, 
sondern    von   einem   ad    hoc   zusammenge- 
tretenen, aus  den  beteiligten  Kreisen  selbst 
gewählten  Forum    ausgeht    Die,  wie    man 
weiss,   urspriiuglich   rein   aus   privater  An- 
regung, lediglich   auf   dem  Bedürfnis   nach 
Frieden   und   dem  gegenseitigen  Vertrauen 
beruhende  Einrichtung  erhält    damit    einen 
ganz    anderen    Charakter.     Ob    diese    Ent- 
wickelung  den  sozialen  imd  wirtschaftlichen 
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Frieden  in  der  That  fördert,  lässt  sich  nocli 
Eicht  bestimmen. 

Lange  wurde  das  Wesen  des  Einignngs- 
amtes  verkannt.  Der  dem  Verein  für  Sozial- 
I-^litik  im  Jahre  1873  von  Dr.  Max  Hirsch 
vorgelegte  Gesetzentwurf,  betreffend  Eini- 
eangsämter.  teilte  dem  Mnigungsarate  eine 
flreifache  Befugnis  zu.  Dasselbe  sollte  nicht 
nur  über  die  künftigen  Lohnsätze,  Arbeits- 
zeiten, Kündigungsfristen,  Entlassungs-  bezw. 
AustrittsgTünde,  Disciplin  in  den  Werk- 
stätten etc.,  kiirz  über  alle  gewerbUchen 
Beziehungen  zwischen  Arbeitgeber  und  Ar- 
U?itnehmer  endgültig  entscheiden,  sondern 
gleichzeitig  als  Schiedsgericht  im  Sinne  des 
^  im  der  deutschen  Oew.-O.  (jetzt  §  120  a) 
thätig  sein  und  eine  Reihe  administrativer 
Aufgaben  übernehmen,  wie  Beaufsichtigung 
'les  Lehrlingswesens,  Begründung  und  Lei- 
taag  von  Fachschulen.  Arbeitsvermittelung 
u.  dgl.  m.  Aehnlich  lorderte  der  Entwurf 
des  Korreferenten  Brentano,  dass  das  Eini- 
pingsamt  nicht  nur  hinsichtlich  der  Bedin- 
gungen und  Regeln,  unter  denen  die  Arbeit 
zn  leisten  sei,  beide  Parteien  bindende  Vor- 
schriften aufstellen,  sondern  auch  in  Streitig- 
keiten zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
nehmern we^n  angeblicher  Nichterfüllung 
des  abgeschlossenen  Arbeitsvertrages  ent- 
j^heiden  solle.  Offenbar  stand  diese  Formu- 
lienmg  der  Aufgaben  des  Einigungsamtes 
unter  dem  Einflüsse  der  englischen  Ent- 
vickelong  und  war  vielleicht  in  einer  Zeit, 
wo  es  in  Deutschland  an  Gewerbegerichten 
im  Sinne  des  §  120  a  der  Gew.-O.  mangelte, 
ganz  angebracht.  Mittlerweile  hat  das  R.G. 
V.  29.  Juli  1890  hierin  Wandel  geschaffen, 
nsd  es  herrscht  jetzt  die  Ansicht,  dass  die 
Aufgabe  des  Emi^ungsamtes  in  engerer 
A^'eise  zu  fassen  sei. 

Sie  ist  zu  erblicken  in   der  Feststellung 
der  Bedingungen  des  abzuschliessenden  Ar- 
beitsvertrages.    In    Fällen    von    drohenden 
oder    ausgebrochenen    Arbeitseinstellungen 
und    Aussperrungen    sowie    überhaupt    bei 
Uneinigkeit    zwischen    Unternehmern    und 
Arbeitern  über  die  Arbeitsbedingungen   hat 
das  aus  einer  gleichen  Zahl  von  Vertretern 
beider  Parteien  gebildete  Einigungsamt   die 
endgültige  Festsetzung  der  für  die  Zukunft 
geltenden  Bestimmungen  vorzunehmen.   Be- 
hufs Erreichung  dieses  Zieles  stellt  es   zu- 
nächst  die  Streitpunkte  klar  und  ermittelt 
alle    diejenigen    Verhältnisse,    welche   für 
die  Beurteilung  von  Wichtigkeit  sind,  letz- 
teres, indem  es  Vertreter   der  miteinander 
lingenden  Parteien  verhört.    Es   kann   sich 
lüsrbei  sowohl  um  die  Aenderung  eines  be- 
gehenden   als  auch   die   Eingehung   eines 
mz   neuen    Arbeitsverhältnisses    handeln. 
VoTiugsweise   kommen    vor  ihm  Verhand- 
laneen  über  die  Lohnhöhe    zum  Austrage; 
4och  ist    die  Vereinbarung    über   andere 
Audwörterbach  der  SUatswisseBschaften. 


Punkte  des  Arbeitsvertrages,  selbst  über 
Fragen  rein  technischer  Natur  ginindsätzlich 
nicht  ausgeschlossen.  So  wurde  z.  B.  in 
der  nordenglischen  Walzeisen-  und  Stahl- 
industrie die  Berechtigimg  der  sogenannten 
Montagsarbeit  der  Puddler  (d.  h.  die  Vor- 
bereitung der  Puddelöfen  am  Sonntag  Abend 
oder  in  der  Nacht),  die  schon  seit  den  60  er 
Jahren  ein  Gegenstand  der  Beschwerde 
war,  im  Juli  1889  vor  der  Einigungskammer 
untersucht.  In  den  northumbrischen  Kohlen- 
bergwerken aber  wurde  im  Jahre  1873  die 
Frage,  ob  die  Dampfkolile  mittelst  Pulver- 
sprengung oder  Bauens  gewonnen  werden 
solle,  wobei  die  Arbeiter  das  erstere,  die 
Grubenbesitzer  das  letztere  wünschten,  einem 
Schiedsgerichte  zur  Entscheidung  übertragen. 
Das  von  dem  Einigungsamte  gefällte  Urteil 
gilt  immer  für  eine  von  vornherein  be- 
stimmte Zeit,  nach  deren  Ablauf  entweder 
eine  Fortdauer  des  Vertrages  oder  neue 
Verhandlungen  eintreten  können.  Voraus- 
setzung ist,  dass  beide  Parteien,  wie  er- 
bittert sie  auch  vor  dem  Einigungsamte 
gekämpft  haben  mögen,  die  getreifene  Ver- 
einbarung füi'  die  angesetzte  Dauer  als 
durchaus  bindend  angesehen. 

Dem  Einigungsamte  liegt  somit  haupt- 
sächlich eine  vorbeugende  Thätigkeit  ob. 
Durch  die  von  ihm  für  die  Leistung  der 
Arbeit  als  massgebend  festgestellten  Grund- 
sätze, denen  beide  Parteien  zustimmen,  soll 
für  einige  Zeit  die  Gelegenheit  zur  Unzu- 
friedenheit beseitigt  werden.  Da  die  Be- 
dingungen, denen  der  Arbeiter  sich  fügen 
muss,  wenn  er  überhaupt  beschäftigt  sein 
will,  nicht  mehr  einseitig  vom  Unternehmer 
diktiert  werden,  sondern  die  Arbeitsweise 
unter  sorgfältiger  Erwägung  der  beider- 
seitigen Interessen  gemeinsam  geregelt 
wird,  scheint  einige  Gewähr  für  die  Erhal- 
tung des  sozialen  Friedens  gegeben. 

Mit  dem  Gewerbegericht  (s.d.),  mit 
welchem  es  so  oft  verwechselt  wird,  hat 
das  Einigungsamt  nichts  zu  thun.  Das 
erstere  soll  die  aus  dem  geltenden  Arbeits- 
rechte entsprungenen  Streitigkeiten  beur- 
teilen, d.  h.  das  verletzte  Recht  finden, 
während  das  Einigungsamt  das  Arbeitsrecht 
erst  schaffen  will.  »Gewerbegerichte  und 
Einigungsämter  betreffen  ganz  verschiedene 
Gegenstände,  haben  eine  gesonderte  Kompe- 
tenz und  berühren  einander  kaum  an  irgend 
einem  Punkte«  (Oppenheim).  Das  Gewerbe- 
gericht ist  ein  wirkliches  Gericht,  das  Eini- 
gungsamt eine  Behörde  mit  gemischten 
Befugnissen.  Das  erstere  hat  die  Entschei- 
dung von  Rechtsstreitigkeiten  zwischen 
persönlich  bestimmten  Prezessparteien, 
das  letztere  die  gleichsam  statutarische  Re- 
gelung von  Interessenstreitigkeiten  zwischen 
gewissen  Berufsgruppen.  Unter  den  in  Eng- 
land   durcheinander    gebrauchten    Bezeich- 
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nungen :  Arbeitskammer,  Sühneamt,  Schieds- 
amt, Schiedsgericht,  Einigimgskammer,  Eini- 
gungsamt, wäre  der  letzten,  weil  sie  alle  Irr- 
tümer ausschliesst,  allgemeine  Verbreitung  zu 
wünschen.  Jedenfalls  muss  festgehalten  wer- 
den, dass  das  englische  Schiedsgericht  (court 
of  arbitration)  mit  dem  deutschen  Gewerbege- 
richte oder  französischen  conseil  de  prud'- 
liommes  nicht  gleichbedeutend  ist. 

Ebensowenig  dürfen  die  Einigungsämter 
mit  den  Arbeiterausschüssen  ver- 
wechselt werden.  Diese,  in  Deutschland  durch- 
aus der  neueren  Zeit  angehörig  und  in  an- 
deren Staaten  wohl  fast  gar  nicht  üblich, 
sind  Vertretimgen  der  in  einem  grösseren 
industriellen  Etablissement  oder  in  einem 
Bergwerke  beschäftigten  Arbeiter,  mit  denen 
der  Unternehmer  sieh  über  gewisse  Punkte 
der  Arbeitsordnung  zu  beraten  pflegt,  um 
sicher  zu  sein,  dass  er  mit  der  von  ihm  be- 
absichtigten Regelung  auf  keinen  Wider- 
spruch stossen  winl.  Welche  Punkte  er 
zur  Diskussion  stellt  und  wieweit  er  sich 
au  die  arbeiterseitig  geäusserten  Meinungen 
halten  will,  steht  ganz  in  dem  Ermessen 
des  Unternehmers.  Ob  aus  solchen  Aus- 
schüssen sich  allmählich  Einrichtungen  mit 
weiteren  Kompetenzen  entwickeln  wenlen, 
ist  eine  Frage  der  Zeit.  Sicherlich  werden 
ihre  Mitglieder  zur  Beteiligung  an  einem 
Einigungsamte  sehr  geeignctePersönlichkeiten 
sein.  Der  ständige  Ausschuss  der 
englischen  Einigimgsämter  umfasst  nicht  nur 
Arbeiter,  sondern  auch  Unternehmer. 

2.  Englische  E.  Der  Anstoss  zur  Er- 
richtung von  Einigungsämtern  ging  in  neu- 
erer Zeit  von  England  aus,  wo  bereits  im 
Jahre  1849  für  die  Seidenindustrie  eine  der- 
artige Veranstaltung  —  der  Macclesfield 
Silk  Trade  Board  —  bestand.  Aus  Ver- 
tretern der  Arbeitgeber  imd  des  Gewerk- 
vereins  der  Seidenarbeiter  gebildet,  verfolgte 
das  Amt  einen  Doppelzweck :  Ueberwachung 
der  Durchführung  bestehender  Rechtsver- 
hältnisse und  Vereinbarung  künftiger  Ar- 
beitsbedingungen. Leider  aber  war  es  von 
keinem  langen  Bestände,  sondern  musste 
i^ich,  weil  es  gegenüber  dem  mächtigsten 
der  zu  ihm  gehörenden  Unternehmer  eine 
Entscheidung  nicht  durchsetzen  konnte,  nach 
einigen  Jahren  wieder  auflösen.  Von  nach- 
haltigerer Wirkung  dagegen  w^aren  die  von 
dem  Graf  Schaftsrichter  Rupert  Kettle 
und  dem  Parlament smitgliede  Anthony 
John  Mundella  begründeten  Aemter. 
Ersterer  beseitigte  anf  diesem  Wege  die 
bereits  seit  186o  mehrfach  vorgekommenen 
Arbeitsstreitigkeiten  im  Baugewerbe  zu  Wol- 
verhampton,  die  ein  Stocken  der  Ba\iunter- 
nehmungen  veranlasst  hatten,  letzterer  stellte 
den  Frieden  in  der  Wirkerei  zu  Nottingham 
her,  das  nach  seiner  eigenen  Aussage  viel- 
leicht mehr  als  irgend  ein  anderes  Centrum 


,  der  Industrie  in  Europa  von  den   Zwistij;- 
keiten  zwischen  Kapital  tmd  Arbeit  gelitten 
hatte.    Der  neben  diesen  bisweilen  noch  ir»^- 
nannte    M.    D.    Hollins,    Vorsitzender   des 
Handelsrates  in  Staffordshire,  der  Einigkeit 
in  das  Töpfereigewerl>e  daselbst  brachte,  U»- 
anspnicht    keine    selbständige    ßedeutnnsr, 
sondern    schliesst   sich   mit   seinen    Anorl- 
nungen  eng  an  die  Mundellas  an. 
j       Die  von  MundeUa  und  Kettle  geschaffenen 
!  Priedensämter    waren    aus    Vertretern    «ler 
Unternehmer  und  Arbeiter  in  gleicher  Zahl 
zusammengesetzt  —  Kettle  liess  je  6,  Mnn- 
della  je  10  Mitglieder  wählen  —  und  ver- 
sammelten sich  in  gegebener  Veranlassunj:, 
mindestens  aber  alle  Vierteljahre.     Sie  er- 
örterten sowohl  die  Bedingungen  neu  abzu- 
schliessender  Arbeitsverträge  als  auch  dio 
aus  bereits  bestehenden  Verträgen  entbrannt^Mi 
Streitigkeiten.     Die  Mitglieder  nahmen  ihre 
Fimktionen  unentgeltlich  wahr.    Doch  hatte 
nach  Mundellas  Anordnungen  jeder  der  bil- 
den Parteien  einen  Sekretär,  der  bei  «iiMi 
Unternehmern  mit  200  Mark  jährlich,  t^n 
den  Arbeitern  für  den  ihm  erwachsendtMi 
Zeitverlust    entschädigt   wurde.      Aus    d^-n 
sämtlichen  Mitgliedern   des  Einigunj^samt»^s 
liess  Mundella  einen  Vorsitzenden  oder  (Ob- 
mann wählen,  der  bei  Stimmengleichheit  dits 
entscheidende  Votum  hatte, während  bei  Kettle 
ein  übrigens  ebenfalls  von  den  Mitgliedeni 
des  Einigungsamtes  erwählter  Unparteiischer 
als  Dreizehnter  dazu  kam.     Das  Verfahren 
begann    mit    der    Thätigkeit    eines    Uiiter- 
suchungs-    (Mimdella)    oder    Einigungsau:^- 
schusses  (Kettle).    Vor  diesem,   dem  sog»^- 
nannten  board  of  conciliation,  bei  Mundella 
aus   4,   bei   Kettle  aus   2   Mitgliedern   d»^ 
Einigungsamtes  bestehend,  musste  die  schrift- 
lich einzubringende  Beschwerde   zuerst  zur 
Sprache  kommen,  indem   die  Absicht  vor- 
waltete, sie  durch  gemeinsame  Erörtenmt? 
beizulegen.    Nur,  wenn  die  Versöhnung  hi(T 
nicht  gelang,  kam  der  Fall  vor  dem  ganzen 
Amte  —  board  of  arbitration  —  zur  Ent- 
scheidung.   Diese  anzuerkennen  haben  bei 
Mundellas  Verfahren  sich  die  Parteien  vor- 
her kontraktlich  verpflichtet,  d.   h.  in  de« 
Arbeitsvertrag  ist   die  Bestimmung  aufgi^- 
nommen,   dass    Unternehmer   und    Aibeit*^ 
verpflichtet  sind,  alle  Streitigkeiten  aus  dem 
bestehenden   Vertrage  sowie  die   Re^lunp: 
der  Bedingungen   des  künftigen  Vertrautes 
der  Einigungskammer  zu. unterbreiten.    Ein- 
seitiger Bruch  dieses  Vertrages  ist  allerdinjrs 
nicht  atisgeschlossen,  doch  erfahrungsmässi^' 
nicht  oft  vorgekommen,  da  ihn  zu  halten  in 
beiderseitigem  Interesse  liegt.    Dagegen  i>t 
bei  Kettles  Verfahren   die   Anwendung  des 
Zwanges  gegenüber  der  mit  der  Entschei- 
dung nicht  einvei"standenen  Partei  möglich. 
Die  18.  Sektion  des  Act  5  Geo.  IV   c.  96, 
die  Pfändung,  Verkauf  und  Einspernuig  ins 
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'Gefängnis  zur  Diirchfühnmg  von  Schieds- 
^pniclien  anoninet,  wird  von  den  Anhängern 
i\i**?es  Systems  auch  für  die  Entscheidungen 
«i-^s  EinigUDgsamts  als  bindend  angesehen. 
Der  Beifall,  den  die  neuen  Friedensein- 
ri'/htungen  in  der  industriellen  Welt  fanden, 
md  ihre  rasche  Verbreitung  an  verschiedenen 
Plätzen  veranlasste  die  englische  Regierung 
zur  Ernennung  einer  königlichen  Kommission 
r22.  Febniar  1867),    welche  die  üebelstände 
in  den  Beziehungen  zwischen  Unternehmer 
tind  Arbeiter    untei-suchen   und  Mittel  zur 
Besserung  des  zwischen  beiden  bestehenden 
Verhältnisses  ausfindig  machen  sollte.    Das 
Ergebnis  der   sorgfältig  und  eingehend  ge- 
Mlirten  Emiuete,    bei   der  viele   Sekretäre 
von  Ge  werk  vereinen,  Bauunternehmer,  Fa- 
brikanten et<;.  befragt  wurden,  war,  dass  die 
Einijfungs-  und  Sühneämter  als  Mittel,  den 
.VrfRjitseinstellungen  zu  begegnen,  von  allen 
Sfiteu  empfohlen  wurden.    Regierungsseitig 
iintt^rstützte  man  daraufhin  die  Einbitfgerung 
'ler  Einigungsämter  indirekt  diu-ch  das  Ge- 
werkvereinsgesetz  von  1871  (s.  d.  Art.  Ge- 
'*>  r  k  V  e  r  e  i  n  e),  das  die  Organisienmg  der 
Arl»eiter  zn  Verbänden  begünstigt,  und  direkt 
'huth  die  Arbitration  Acc  v.  G.  August  1872,  die 
t-rmuglieht,  dass  Unternehmer  und  Arbeiter 
alle  eütirtehenden  Lohnstreitigkeiten  in  Zu- 
kunft flem  Einigungsamte   zu   unterbreiten 
v-rpfliehtet  weitlen  können.  Indes  hat  dieses 
<Te>etz  geringe  praktische  Bedeutung,  da  die 
Verpflichtung  nur  dort  vorhanden  ist,  wo 
^ie  im  Arbeitsvertrage  enthalten  ist,   dieser 
aU^  jederzeit  gekündigt  werden  kann.    Seit- 
i^m  haben  die  Einigungsämter  immer  wei- 
teren Eingang  gefunden   und  sind  nament- 
lich in  der  Textil-,  Kohlen-  und  Eisenin- 
^liisüie  z  u  besonderer  Entwickelung  gediehen. 
Wtnn  auch  das  Einigimgsamt  zu  Notting- 
ham nach  20  jährigem  Bestände,   1888,  auf- 
iiVte  und  damit  das  System  der  friedlichen 
Einigung  eine    empfindliche  Erschütterung 
^i  erfahren  schien,  so  geriet  die  ganze  Be- 
wej^iing  doch  nicht  ins  Stocken,  ja  es  soll 
:^«rar  in  Nottingham  im  März  1890  gehmgen 
>":ii,  die  bewährte  Einrichtung  aufs  neue 
ins;  Leben  zurückzurufen. 

So  ^'ie  nun  gegenwärtig  in  England  das 
Einie:uDg:swerk  betrieben  wii-d,  muss  fest- 
Kehaiteu  werden,  dass  man  dort  Streitig- 
k»fiteQ  »individueller«  und  solche  »allge- 
meinere Natur  unterscheidet.  In  den  Fragen 
i»^  »individuellen  Falls«  handelt  es  sich  lun 
^treiiÄachen  aus  dem  bestehenden  Ai-beits- 
^ertrage,  um  Anwendung  feststehender 
Regeln  auf  den  einzelnen  Fall.  Bei  den 
'»lliTemeinen  oder  Giufschaftsfragen  tritt  uns 
ä<i^  Vei  langen,  die  Arbeitsbedingungen  wie 
Uiinhöhe,  Arbeitszeit  etc.  für  unbestimmte 
JVrKiQen  festgestellt  zu  sehen,  entgegen. 
^^  wo  Gewerkvei-eine  bestehen,  werden 
"iie  ia(Uvi<luellen    Fälle   fast   immer  dui-ch 


Verhandlung  zwischen  den  Sekretären  bei- 
der Parteien  erledigt  und  gelangen  niu*  bei 
grösseren  Verbänden  sofort  an  das  Eini- 
gungsamt. Dagegen  sind  die  »allgemeinen 
Fi-agen«  stete  der  Gegenstand  des  eigent- 
lichen Einigungsverfahrens  vor  dem  Eini- 
gungsamte. Die  Grundzüge  dieses  Ver- 
fahrens, das  gegenüber  den  ersten  Ver- 
suchen von  Kettle  und  Mundella  vervoll- 
ständigt worden  ist,  sind  gegenwärtig  die 
folgenden. 

Das  aus  der  gleichen  Zahl  von  Ver- 
tretern beider  Parteien  gebildete  Einigungs- 
amt (board  of  conciliation  and  arbitration) 
zerfällt  in  einen  ständigen  Ausschuss  o(ler 
vereinigtes  Komitee  (standing  committee, 
Joint  committee)  und  in  die  Vollversamm- 
lung aller  Mitglieder  (fuU  board).  Zur  Be- 
teiligung an  den  Verhandlungen  entsenden 
die  Unternehmer  entweder  so  viele  Ver- 
treter, als  Firmen  oder  Werke  zum  Eiui- 
gungsamte  gehören,  oder  eine  feste  Anzahl. 
In  der  Walzeisen-  und  Stahlindustrie  er- 
nennen die  im  Besitze  von  9  Firmen  ste- 
henden 11  Walzwerke,  die  zum  Einigimgs- 
amte  gehören,  je  einen  Bevollmächtigten, 
während  in  der  Kolilen Industrie  von  Nort- 
humberland  6  Arbeitgeber  von  dem  Vei-eine 
der  Gruben  Verwaltungen  abgesandt  werden. 
Die  Arbeiter  ihrerseits  wälilen,  entweder  in 
Gewerkvereinen  organisiert  oder  nach  den 
verschiedenen  Etablissements,  in  denen  sie 
beschäftigt  sind,  ebenso  viele  Abgeordnete 
aus  ihren  Genossen.  Beispielsweise  wählen 
in  der  Eisenindustrie  die  Arbeiter  jährlich 
für  jedes  Werk  einen  Vertrauensmann.  Die 
Aufgabe  des  Ausschusses,  die  übrigens 
nicht  in  allen  Gewerben  die  gleiche  ist,  be- 
steht hauptsächlich  darin,  diejenigen  indivi- 
duellen Fälle  zu  behandeln,  die  nicht  bereits 
in  den  Vorverhandlungen  durchs  die  Sekre- 
täre Erledigung  gefunclen  haben.  Doch  be- 
stimmt z.  B.  das  Statut  des  Einigimgsamtes 
in  der  Eisenindustrie,  dass  alle  Streitfragen, 
mit  Ausnahme  der  Lohnfragen  und  der 
Wahl  von  Schiedsrichtern,  in  erster  Instanz 
dem  Ausschusse  vorgelegt  werden,  der  den 
Thatbestand  feststellt  und  entscheidet.  Die 
idlgemeinen  Fragen,  die  in  der  Regel  von 
seiner  Kompetenz  ausgeschlossen  sind,  fallen 
ihm  in  der  Textilindustrie  gleichwohl  zu. 
Einen  Vorsitzenden  oder  Unparteiischen 
wählt  der  Ausschuss  nur  dann,  weim  Stim- 
mengleichheit sich  zeigt.  Indes  hat  man 
sich  z.  B.  in  der  Kolilenindustrie  dahin  ver- 
ständigt, von  vornlierein  einen  Voi-sitzenden 
zu  wählen,  meist  einen  Juristen,  und  will 
dabei  die  Erfahrung  gemacht  haben,  dass 
seitdem  die  Entscheidungen  des  Komitees 
an  Gleichmässigkeit  der  angewandten  Grund- 
sätze bedeutend  gewonnen  hätten.  Die  An- 
ti-äge  an  den  Ausschuss  werden  schriftlich 
gestellt,   durch   Vermittelung  der  Beamten 
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der  beiderseitigen  Vemne,  wenn  die.-o  vor- 
handen sind.  Möglichst  bald  nacii  der 
Kenntnisnahme  des  Streitfalles  tritt  der 
Ausschuss  zusammen;  jedoch  sollen  z.  B. 
in  der  Eisenindustrie  regelmässig  7  Tage 
nach  der  ersten  Aufregung  der  Parteien 
verstreichen,  ehe  die  Augelegenheit  ver- 
handelt wii-d.  Ist  es  möglich,  den  Fall  so- 
gleich zu  entscheiden,  so  gescliieht  es;  wo 
Beweiserhebung  erforderlich  ist,  wird  ent- 
weder ein  Zeugen  verhör  veranstaltet  oder 
es  werden  behufs  Ausführung  gewisser  Er- 
hebungen Berichterstatter  ernannt.  Die 
Vollversammlung  (fidl  boarcl)  tritt  in 
Funktion,  wenn  aUgemeine  Fi-agen  aufge- 
worfen sind.  Ihr  Vorsitzender  wird  aus 
den  Unternehmern,  sein  Stell  Vertreter  aus 
den  Arbeitern  gewählt,  doch  ist  es  nicht 
üblich,  dass  der  letztere  in  Abwesenheit  des 
Präsidenten  den  Vorsitz  übernimmt;  ^^el- 
mehr  wird  alsdann  ein  anderer  Unternehmer 
besonders  gewählt.  Nach  stattgehabter  Ver- 
liandlun^  kommt,  mit  oder  ohne  Abstim- 
mung, eine  Einigung  zu  stände,  oder  die  Ent- 
scheidung miLss  an  eine  neue  Instanz  weiter- 
gegeben w^erden:  den  comi;  of  arbitration. 
Von  beiden  Parteien  werden  je  2  Schieds- 
richter (arbitrato^)  erwählt,  die  sich  auf 
einen  Lnparteiischen  einigen,  oder  der 
letztere  wird  unmittelbar  durch  üebei-ein- 
kunft  zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter 
ernannt.  Die  Verhandhmgen  vor  diesem 
Schiedsgerichte  sind  mündlich,  doch  muss 
ein  "Wechsel  von  Schriftstücken,  in  denen 
die  gegnerischen  Forderungen  aufgestellt  und 
beantwortet  sind,  vorausgegangen  sein.  In 
der  Verhandlung  selbst,  die  sich  durchaus 
formlos  abspielt,  ist  Vernelimimg  von  Sach- 
verständigen und  Vorlegung  authentischer 
schriftlicher  Nachrichten  über  Höhe  der 
Löhne  und  Preise  zulässig.  Die  Unter- 
werfung unter  den  Schiedsspruch  ist  vorher 
von  beiden  Parteien  vertragsmässig  erklärt, 
die  Durchführung  kaum  jemals  in  Frage 
gestellt  und  niemals  der  gerichtlichen  Ent- 
scheidung unterbreitet  w^orden.  üebrigens 
kann  selbst  die  rechtliche  Erzwingbarkeit 
des  Schiedsspruches  kaum  bezweifelt  wer- 
den (Schulze-Gaevernitz).  Zur  Deckung  der 
Kosten  des  Verfalirens  tragen  beide  Par- 
teien bei. 

Die  Motive,  von  denen  der  Schiedsrichter 
sich  bei  der  Feststellung  seines  Spruches 
leiten  lässt,  sind  bei  Lohnregulierungen 
durch  seine  Ansichten  über  das  Verhältnis 
von  Lohn  und  Gewinn,  über  die  Lage  des 
betreffenden  Industriezweiges  etc.  bedingt. 
Dafür  aber,  ob  der  Spruch  dauernde  Be- 
deutung erlangt  und  allgemein  als  treffend 
anerkannt  wird,  ist  nach  der  Ansicht  des 
erfahrenen  Schiedsrichters  David  Dale  mass- 
gebend, dass  er  die  Formulierung  trifft,  die 
im  Kampfe  zwischen  beiden  Parteien  etwa 


bei  einer  Arbeitseinstellung  sich  heraus- 
stellen w^ürde.  ^Mithin  wird  der  Schieds- 
spruch als  der  treffendste  erachtet,  der  den 
bestehenden  Machtverhältnissen  entspricht. 
Ausdrücklich  warnt  David  Dale  die  Schie^J^- 
richter  davor,  Gefühle  der  Menschlichkeit 
walten  zu  lassen,  und  andere  haben  sich 
dahin  ausgesprochen,  dass  sie  unter  Um- 
ständen nicht  davor  zurückschrecken  wür- 
den, die  Lebenshaltung  der  Arbeiter  lieraL- 
zudriicken  oder  Not  und  Elend  über  eine 
ganze  Bevölkeining  zu  verhängen.  Doch 
soll  hiermit  nicht  angedeutet  sein,  daSv- 
lediglich  die  Rücksicht  auf  das,  w^as  die- 
eine  Partei  von  der  anderen  bei  äusserster 
Ausnutzung  der  Marktlage  abzwingen  könnte. 
den  Schiedsrichter  bei  der  Abgabe  seine? 
Urteils  leitet.  Vielmehr  wird  er  mit  einem 
gewissen  weiten  Blick  die  beiderseitigen 
Interessen  überschauen  und  dessen  eingf- 
denk  sein  müssen,  dass  ein  Sieg  mitunter 
von  den  bedenklichsten  Folgen  begleitet  sein 
kann.  Um  beispielsweise  die  Arbeit  über- 
Jiaupt  leistungsfähig  zu  erhalten,  wird  p-i 
unter  ein  gewisses  Minimum  des  Lohnt?? 
nicht  gehen  dürfen. 

Ein  erhebUcher  Fortschritt  ist  dadurch 
erzielt  w^orden,  dass,  nachdem  der  Prä- 
sident des  Handelsamts  Mundella  im 
Jalire  1893  den  Entwurf  zu  einer  Bill 
betreffend  Einigung  und  Schiedsgericht 
(conciliation  and  ai-bitration)  eingeholt  hatte, 
am  7.  August  1896  ein  Gesetz  erlassen 
worden  ist,  das  die  Eröffnung  von  Eini- 
gungsämtern dem  Handelsamte  überträgt. 
Dasselbe  ist  ermächtigt,  bei  Ausbruch  von 
Streitigkeiten  zwischen  Unternehmern  und 
Arbeitern  1)  die  Ursachen  und  Umstände 
derselben  zu  ermitteln  und  darüber  einen  Be- 
richt zu  machen,  2)  die  Parteien  aufzufordern, 
Vertreter  zu  wählen,  die  unter  dem  Vorsitz 
eines  entweder  in  beiderseitiger  Ueberein- 
stimmung  gewählten  oder  vom  Handekamt 
ernannten  Präsidenten  eine  friedliche  Bei- 
legung versuchen.  Unter  Umständen  soll 
das  Handelsamt  auch  von  sich  aus  eine 
oder  mehrere  Personen  damit  betrauen 
können,  als  Berater  (concüiator)  oder  Eini- 
gungsamt (board  of  conciliation)  zu  fungieren, 
die  dann  die  Aufgabe  hätten,  die  näheren 
Verhältnisse  des  Falles  zu  ergründen  und 
darüber  einen  Bericht  aufzusetzen.  In  jedem 
Bezirk  oder  Gewerbe  ferner,  in  dem  Streitig- 
keiten häufiger  vorkommen  und  w^o  es  an 
geeigneten  Mitteln  fehlt,  ein  örtliches  Eni- 
gimgsamt  zu  stände  zu  bringen,  soll  das 
Handelsamt  Personen  ernennen  dürfen, 
w^elche  die  Lage  des  Gewerbes  zu  unter- 
suchen und  mit  den  Parteien  darüber  zu 
verhandeln  haben,  ob  ein  Einigungsamt  oder 
Schiedsgericht  ins  Leben  treten  kann.  Die 
als  Berater  oder  ]Mitglieder  des  Einigungs- 
amts ausersehenen   reraonen  werden  vom 
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Haudelsamte  mit  gewissen  Vollmachten  aus- 
^e=5tattet,  um  ihre  Aufgabe  zweckmässig  er- 
frjlen  zu  können.    Ueber  alle  entstehenden 
Eini^mgsämtcr  und  Schiedsgerichte  soll  das 
Haüdelsamt  ein  Register  führen  und  über 
\Ile  seine  Bestrebungen  alljährlicli  dem  Par- 
lament einen  Bericht  vorlegen,  der  publiziert 
wird.    Bis  Ende  1897  ist  das  Handelsamt 
an  der  Beilegung  von  59  Streitigkeiten  be- 
teiligt  gewesen.      Es    ist   im    übrigen    in 
i^o^iisdien  industriellen  Kreisen  reges  In- 
Teresse  für  Einigungsämter  vorhanden.    In 
Dublin  besteht  seit  dem  2.  März  1893  ein 
Sandiges    Einigungsamt ,    zusammengesetzt 
ms  6  Unternehmern,  3  Stadträten  und  2 
Arbeitern.       Nach    Beendigung    des    Berg- 
arkiteretrikes  von  1894  ist  für  die  Bundes- 
liezirke   ein   Einigungsausschuss   begründet 
itortlen,  der  !«ine  Statuten,  die  veröffent- 
licht sind,  tlal*.:i  iVrmuliert  hat,  dass  fortan 
alle  Streitfragen  zwischen  Grubenbesitzern 
»ifld   ihren    Arbeitern    dem    Einigungsamte 
unterbreitet  werden  sollen.    Im  Oktober  1894 
kt  sich  eine  liöchst  bemerkenswerte  Ein- 
richtung    im    Färbereigewerbo    aufgethan. 
Hier  haben   nämlich   die   beiden  Arbeiter- 
organisationen der  Färber  (amalgamated  So- 
ciety of  dyers)   und   der   Gasaibciter  und 
Handarbeiter   (gasworkers   and   gcneral  la- 
böiirers  union)  einerseits  und  die  Vereini- 
STiDg  der  Farbei-eibesitzer  in  West-Yorkshire 
an'lererseits  einen  Vertrag  geschlossen,  der 
Normalpreise  für   das  Färben  und  Normal- 
-Ohne  für  die  Arbeiter   feststellt   und   ein 
Schiedsgericht   begründet  hat.    Dieses   hat 
eine  Tabelle   von  Minimalpreisen   für  Fär- 
Wreien  und  Minimallöhnen  für  Arbeiter  auf- 
zustellen und  von  Zeit  zu  Zeit  zu  erwägen, 
"b  Aenderungen  in  der  Lohnliste  erforder- 
ajh  sind.     Insbesondere   hatten   auch   die 
Vertreter  der  Eisenindustrie  auf  ihrer  letzten 
Versammlung   im    Mai    1899    mit    grosser 
Wärme   sich  für   die   friedliche  Beilegung 
^ou   Streitigkeiten    durch    Einigungsämter 
ausgesprochen. 

3.  Deutsche  Bestrebungen.  Auch  in 
Deutschland  haben  sich  die  Gewerkvereine 
die  Verbreitung  von  Einigimgsämtem  ange- 
legen sein  lassen.  Der  Verein  für  Sozial- 
politik, der  am  13.  Oktober  1873  über  das 
Thema  verhandelte,  liess  in  der  Folge  dem 
Reichstage  eine  Petition  zugehen  um  »schleu- 
nigen Erlass  eines  Normativgesetzes  für 
Enigungsämter«,  durch  welches  ihre  Urteile 
vollstreckbar  gemacht  werden  könnten.  Doch 
haben  diese  Anregungen  bis  jetzt,  mit  Aus- 
nahme des  gleich  zu  erwähnenden  Buch- 
'irockgewerbes,  nennenswerte  Erfolge  nicht 
^elt.  Allerdings  soUen  seit  dem  Jahre 
1^0  in  Grünberg,  in  Guben,  in  Danzig,  in 
Berlin,  in  Stralsund,  Barth  \md  Zingst,  in 
Rostock,  in  Offenbach  und  in  Biebrich  Eini- 
gnngsämter  errichtet  worden  sein,  die  manche 


drohende  oder  bereits  ausgebrochene  Arbeits- 
einstellung weggeräumt  und  manche  nütz- 
liche und  humane  Einrichtung  geschaffen 
haben.  Doch  sind  die  Nachrichten  über  sie 
so  unvollkommen  und  widersprechend,  dass 
weder  über  ihre  thatsächliche  Begi'ündung 
noch  über  die  Dauer  ihres  Bestandes  Sicher- 
heit erlangt  werden  kann.  Das  am  26.  Mai 
1870  in  Grünberg  projektierte  Einigungsamt 
war  bis  zum  3.  Oktober  1871  noch  nicht 
zu  Stande  gekommen.  Der  im  Dezember 
1872  im  Berliner  Baugewerke  unternommene 
Versuch,  ein  Einigungsamt  zu  stiften,  zer- 
schlug sich  an  dem  Widerstände  der  Ar- 
beiter, und  wenn  auch  im  Mai  1872  eine 
Arbeitseinstellung  durch  ein  provisorisches 
Einigungsamt  zimächst  erledigt  wurde,  so 
hielten  die  Arbeiter  den  Vergleich  doch 
nicht  ein.  Aehnlich  waren  die  Erfahrungen 
im  Jahre  1874  im  Berliner  Schneiderge- 
werbe, —  kurz,  viel  ist  sicher  auf  diesem 
Gebiete  bis  auf  den  heutigen  Tag  nicht  er- 
reicht w^orden.  Enthält  doch  z.  B.  der 
Bericht  des  Anw^alts  über  die  Thätigkeit 
der  Gew^erkvereine  vom  Juli  1889  die  Be- 
merkung, dass  »die  Anregung  zu  Gunsten 
der  Einigimgsämter  und  Schiedsgerichte 
voraussichtlich  schon  in  diesem  Jahre 
Früchte  bringen  wird«.  Wenn  auch  auf 
den  Verbandstagen  der  Gewerkvereine  die 
Frage  mehrfach  eingehend  verhandelt  wurde 
und  eine  grosse  Zahl  von  Ortsverbänden 
und  Ortsvereinen  von  einer  im  Schosse  der 
Gewerk vereine  tagenden  Kommission  sowie 
von  dem  Anwalte  Vorlagen  und  Rat  erhalten 
hat,  so  scheint  man  einstweilen  mit  seltenen 
Ausnahmen  (Biebrich  1874)  über  das  Sta- 
dium der  Beratung  wenig  hinausgerückt. 

Entwickeltere  Zustände  weist  in  dieser 
Beziehung  nur  das  Buchdruckgewerbe 
auf.  In  diesem  wurde  nach  langdauernden 
Streitigkeiten  im  Mai  1873  zur  Verhinderung- 
weiterer  Lohnkämpfe  ein  Regulativ  be- 
schlossen, das  ein  Einigungsamt  und  Schieds- 
ämter  ins  Leben  rief.  Erst  eres,  aus  24 
Mitgliedern  —  12  Principalen  und  12  Ge- 
hilfen —  zusammengesetzt,  die  auf  die 
Dauer  von  3  Jahren  gewälilt  wnu'den,  hatte 
die  Aufgabe,  im  Falle  eines  Antrags  auf 
Verändenmg  des  vemnbarten  Lohntarifs 
als  Taiifrevisionskommission  in  Wirksamkeit 
zu  treten.  Seine  Entscheidungen  galten 
aber  nicht  ohne  weiteres  als  endgültige, 
sondern  unterlagen  einer  Abstimmung  seitens 
der  Prinzipalität  und  der  Gehilfenschaft  in 
den  12  Hauptorten,  die  freilich  keine  Amen- 
dements machen  konnten,  sondern  die  Be- 
schlüsse en  bloc  annehmen  oder  ablehnen 
mussten.  Zweitens  entschied  das  Einigungs- 
amt die  Fälle,  in  denen  Prinzipale  und  Ge- 
hilfen eines  Ortes  sich  über  einen  etwaigen 
Lokalzuschlag  zum  Tarif  und  dessen  Höhe 
nicht  einigen  konnten,  und  drittens  bildete 
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es  die  Reknrsinstanz  für  die  EntscJieidungen  \  haben  tuid  jede  Organisation  der  aiidereo 
der  Scliiedsämter.  Das  Deutsche  Reich  i  für  die  Erfüllung  der  eingegangenen  Ver- 
wurde nämlich  vom  Einigungsamte  in  12  ,  pflichtungen  haftbar  werden.  Wirklich  haben 
Ki-eise  geteilt  und  innerhalb  derselben  je  |  sich  dem  letzten  (1896)  Tarif  1943  Finnen 
ein  Druckort  als  Hauptort  ausei-sehen,  in '  angesclilossen,  neV»en  welchen  es  noch  ein*^ 
dem  Schiedsämter  zur  Beilegung  der  aus  ^  gewisse  Zahl  giebt,  die  Tariflöhne  bezahlen, 
dem  geltenden  Arbeitsvertrage  sich  ent-  aber  die  Unterschrift  aus  Princip  venveig»^rn. 
spinnenden   Streitigkeiten    err>ffnet  wui-den.  Es  sollen  (1898)  ca.  1900.)  des  ßuch<inicker- 


Die  im  Hauptoile  wohnliaften  Prinzipale 
und  Gehilfen  wählten  aus  ihi-er  Mitte  ]e  8 
Personen   auf   die  Dauer   eines  Jahres   als 


verliandes    zu    tarif  massigen    Bedii)gimg«*i» 
arbeiten,  d.  h.  etwa  90®/o. 

Ob    diese   Einigimgsweise    in    der   That 


Mitglieder  des  Sclüedsamtes,  vor  dem  nun  i  als  Muster  für  alle  deutschen  Industritvn 
alle  Streitigkeiten  in  ei-ster  Instanz  zur  aufgestellt  werden  darf  (Zahn),  ^^'ir<l  die  Zu- 
spräche kommen  mussten.  Sagten  die  hier  kunjft  lehren  müssen.  Jedenfalls  stehen  d*^r 
gefällten  Urteile  dem  Streitendon  nicht  zu,  l  Bildung  deraitiger  Verbände  für  ganze  In- 
so  wai-en  sie  bei-echtigt,  das  Einigungsamt  ]  dustrieen  erhebliche  Schwierigkeiten  Pur- 
in zweiter  Instanz  anzurufen.  !  gegen.  Einstweilen  ist  durch  das  ReielLs- 
Leider  vennochlen  die  Gnmdsätze  dieser  i  gesetz  v.  29.  Juli  1890,  betreffend  die  Oe- 
wie  es  scheint  den  englischen  Verhältnissen  ■  werl>egerichte  der  Industrieen,  ein  anderer 
nachgeahmten  Einrichtung  nicht,  sich  dau- 1  Weg  gewiesen,  der  im  Interesse  des  Frie^lens. 
ernde  Anerkennung  in  der  deutschen  Ge-  und  zur  Aufi-echterhaltimg  guter  Beziehmi- 
schäflswelt  zu  verschaffen.  Zunächst  wm*de  I  gen  zwischen  Unternehmern  und  Arbeiteni 
das  beschlossene  Regiüativ  nicht  einmal  so-  eingeschlagen  wenlen  kann.  Nach  dem- 
weit  berücksichtigt,  dass  die  Wahlen  zu  den  i  selben  kann  das  Gewerbegericht  (s.  d.)  in 
Schiedsämtern  übemll  rechtzeitig  vorge- 1  di*ohenden  oder  ausgebro<;heuen  Sti>?itii;- 
nommen  wurden.  Ferner  aber  waren  es  ;  keiten  ül»er  die  Bedingungen  der  Fortsetziuiir 
die  Prinzipale  zuei'st,  die  sich  mehrfach  den  !  oder  Wiederaufnahme  des  Arbeitsverhält- 
wider sie  ergangenen  Entscheidungen  nicht  nissos  als  Einigungsamt  thätig  sein.  A'^or- 
fiigten  und  Veranstaltung  trafen,  das  ganze  aussetzung  ist  nur,  dass  beide  streiten dr-n 
Einigungsverfahren  zu  Fall  zu  bringen.  Et-  1  Teile  seine  Entscheidung  foi-dern  und  Ver- 
was  später  zeigten  sich  auch  die  Gehilfen ,  treter  —  in  der  Regel  nicht  mehr  als  di-ei 
geneigt,  die  Bestimmungen  jenes  Regulativs '  von  jeder  Partei  (V>ei  Unternehmern  nur.  S'V 
nicht  mehr  als  bindend  anzusehen,  das  '  fern  ihre  Zahl  mehr  als  3  beträgt)  —  bphuls 
trotzdem  sich  bis  1.  Oktober  1878  hielt.  Abwickehmg  der  Verhandlungen  alwrdne/i. 
Dann  trat  eine  einfache  Tarif kommisvsion, !  Die  am  Einigungsamte  teilnehmenden  Mut- 
ans 24  Mitgliedern  und  ebensoviel  Stellver-  i  glieder  des  (jowei-begerichts  bestimmt  der 
tretern  bestehend,  an  die  Stelle  des  Eini- ;  Vorsitzende  und  entnimmt  sie  in  gleicher 
gungsamtes  und  des  mit  demselben  ver-  j  Zahl  den  Kategorieen  der  Unternehmer  und 
knüpften  Schied  sapparates.  Indes  waren  der  Arbeiter.  Meistens  sollen  4  Beisitze?' 
die  Zustände,  die  jetzt  eintraten,  so  unbe-  1  herangezogen  weitlen,  doch  kann  ihi^  Zahl 
haglich,  dass  am  16.  August  1886  das  alte  j  durch  Vertrauensmänner  vei-stärkt  wenlen. 
Einigimgsamt  unter  dem  Namen  Taiifkom-  ja  diese  Ergänztmg  muss  erfolgen^  wenü 
mission  wieder  ins  Leben  trat   und  durch  I  sie  von  einem  Verti-eter  der  Streitenden  1><^- 


EiTichtung  lokaler  Schiedsgerichte  —  anstatt 
der  früheren  Scliiedsämter  —  die  völlige 
Rückkehr  zu  den  aufg^egebenen  Gnmdsätzen 
stattfand.  Diese  Schiedsgerichte,  die  zuei-st 
1886  in  Leipzig,  seitdem  in  Hamburg,  Mün- 
chen, Karlsruhe,  Berlin,  Dresden  und  Bres- 
lau ins  Leben  traten,  haben  die  gleichen 
Aufgaben  ^v^e  der  ständige  Ausschuss  dch 
englischen  Einigungsamtes.  Wie  es  scheint, 
wird  es  bei  diesen  Anordnungen  nicht  sein 
Bewenden  haben.  Denn  nach  den  Anre- 
gungen, die  von  der  am  11. — 14.  Sei^tember 
1889  in  Stettin  tagenden  Tarifkommission 
ausgegangen  sind,  sollen  in  Zukunft  die  Or- 
ganisationen beider  Verbände  —  Prinzipal- 
verein, Gehilfenverband  —  als  miteinander 
paktierend  beti-achtet  werden.  Dann  wird 
es  eines  formellen  Einigungsamtes  nicht 
mehr  bedtirfen,  sondern  die  l^eiderseitigen 
Vereinsvorstäude   würden    sich   zu    einigen 


antragt  wii-d.  Die  Aufgabe  des  Einigungs- 
amtes ist  zmiächst  die  P'eststellung  de> 
Thatl>estandes,  zu  w^elchem  Zwecke,  wenn 
erforderlich,  Auskunftspei"Sonen  vorgeladen 
werden  können,  weiter  einen  Einigungsver- 
such anzustreben  und  beim  Misslingen  das- 
selben  einen  Schiedsspruch  abzugeben. 
Stehen  bei  der  Beschlussfassung  über  die- 
sen die  Stimmen  sämtlicher  Beisitzer  und 
Vertrauensmänner  aus  ünternehmerkreisen 
denjenigen  sämtlicher  aus  Arbeiterkreisen 
zugezogenen  gegenüber,  so  ist  der  Vor- 
sitzende berechtigt,  sich  seiner  ÖUmme  zu 
enthalten  und  festzustellen,  dass  ein  Scliieds- 
spinich  nicht  zu  Stande  gekommen  ist.  Ob 
die  Parteien  dem  Schiedssprüche  Gehör 
geben  wollen,  haben  sie  innerhalb  einer 
gewissen  Frist  zu  erklären.  Unter  allen 
Umständen  aber  muss  der  Schiedssi)nich, 
mag  er  die  BiUigung  der  Parteien  erfahren 
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hatten  oder  Eicht,  öffentlich  bekannt  ge- 
macht werden,  sowie  es  auch  an  die  Oeffent- 
lichkeit  zu  bringen  ist,  wenn  die  Verhand- 
l'iDgen  ergebnislos  verlaufen  und  weder 
*Aae  Vereinbarung  noch  ein  Schiedsspruch 
zu  Stande  konimen. 

Mit  der  Bethätigung  der  Gewerbegerichte 
als  ßnigungsämter  will  es  nicht  recht  vorwärts 
s;^hen.  "Die  Auffassung,  die  das  Trilgeiische 
uer  Verbindung  zweier  so  grundvei-schiedener 
Ir:>titutionen ,     wie     Gewerbegericht     imd 
Eiiiigiuigsamt ,    schon    am    Gesetzen t würfe 
stinerzeit  charakterisierte,   hat  einstweilen 
Ra^ht  behalten.   Niu-  selten  werden  deutsche 
Gewerbegerichte  von  den  Parteien  angerufen, 
auch  bei  der  Feststellung   von  Einzelheiten 
(ies  Arbeitsvertrages  mitzuwirken.    Doch  ist 
frvüieh  ihre  diesbezügliche  Thätigkeit  in  Zu- 
nahme   b^riffen.    Sie    '\^nl^den    angerufen 
\m  5,  1894  16,  1895  19,  1896  44  mal  und 
erzielten  Vereinbarungen    1893  3,    1894  7, 
\m  13,  1896  18  mal.    Weniger  wird  dies 
'lijan  liegen,   dass   noch   immer  in   Unter- 
ueumerkreisen    ^^elfach    eine    gewisse   Ab- 
neigung gegen  die  Emchtung  von  Gewerbe- 
giwhten  besteht   und  diese   in  zu   kleiner 
Anzahl  ins  Leben   getreten  sind.    Auch  ist 
kaum  das  persönliche  Verhältnis  von  Arbeit- 
gebern imd  -nehmern  in  den  letzten  Jahren 
ein  wesentlich  günstigeres  geworden.    Denn 
Arbeiterausstände,  wenn  sie  auch  nach  Aus- 
^^  einer  Reihe  von  Aufsichtsbeamten  seit 
1^91  weit  seltener  geworden  sein  und  sich 
nur  eine  geringe   Zahl   von   Arbeitern   an 
ihnen  beteiligen  sollen,  haben  doch  keines- 
wegs ganz   aufgehört.    Gerade  wenn,    wie 
liervorgehoben     wii'd,     die     Meinungsver- 
schiedenheit,  die  beim  Erlass  von  Arbeits- 
onlnungen    zwischen    Unternehmern     und 
Arbeitern   sich   zeigte,    Veranlassung    zum 
Auistand  wurde,   sollte  man  glauben,  dass 
ein  Einigungsamt   besonders  am  Platze  ge- 
wesen wäre.     Vielmehr   wird   das   Fehlen 
uieser  Einrichtungen  in  Deutscliland  darauf 
zurückgeführt   werden    müssen,    dass    der 
Boden  für  sie  noch  nicht  gehörig  vorbereitet 
ist    In  England,   das    sie   zuerst  hen^or- 
gebracht  hat,  hat  das  Bedürfnis  des  geschäft- 
lichen Lebens  sie  erzeugt  imd   die  grosse 
Selbständigkeit   der  dortigen  Arbeiter,   die 
Musterorganisationen  schuf,  wie  sie  auf  dem 
Kontinent  vergebhch   nachgeahmt   werden, 
sie  entwickeln  helfen.     Dagegen   sind   die 
deutschen   Arbeiter    trotz    der    gegen    sie 
erhobenen  Vorwürfe  der  Begehrlichkeit  und 
wachsenden  Unbotmässigkeit   offenbar  noch 
nicht  durchgängig    so    erstarkt,    um    die 
Begelung  ihrer  Angelegenheiten  in  Einigungs- 
^tem,  an  der  sie   durchaus  interessiert 
**ären,  durchsetzen  zu  können.    Speciell  das 
Geverbegericht   aber    eignet    sich    augen- 
scheinlich wenig   zum  Einigungsamt,   weil 
i>eine  Zusammensetzung  nach  keiner  Richtung 


Gai-antie  bietet,  dass  man  die  im  speciellen 
Falle,  der  besonders  heikel  liegen  kann, 
besten  Sachverständigen  unter  den  Beisitzern 
findet.  Vom  Gesamtverbande  evangelischer 
Arbeiterverbände  Deutscldands  und  vom 
Centralvorstand  der  Gewerkvereine  christ- 
licher Bergarbeiter  ist  neuerdings  in  einei* 
Petition  an  den  Reichstag  die  obligatorische 
Einfühi'ung  von  Einigungsämtern  und  Schieds- 
gerichten beanti-agt  worden.  Eigentümlich 
ist  es,  dass  es  5  Gewerbegerichte  in  Deutsch- 
land giebt,  die  eine  Anrufung  oder  Einigiuig 
ablehnen  müssen,  weil  ihnen  die  Kompetenz 
dazu  fehlt.  Es  sind  die  Gerichte  in  Elsass- 
Lothringen,  aus  deren  massgebenden  G.  v. 
3.  März  1880  die  Kompetenz  nicht  abgeleitet 
werden  kann.  Man  hat  aber  seither  unter- 
lassen, die  älteren  Bestimmungen  mit  dem 
Reichsgesetze  in  Einklang  zu  bringen. 

4.  Frankreich.  Zu  einem  förmlichen 
Gesetze  über  Einigungsämter  ist  es  in 
Frankreich  am  27.  Dezember  1892  gekommen. 
Nachdem  schon  im  Jahre  1886  vom  Ab- 
geordneten Lockroy  ein  darauf  bezüglicher 
Entwurf  in  der  Kammer  eingebracht  worden 
war  und  später  im  Jahre  1891  der  damalige 
Handelsminister  Jules  Roche  die  Initiative 
ergriffen  hatte,  kam  es  unter  dem  Eindruck 
des  Strikes  von  Carmont  zum  Abschluss  der 
Verhandlungen.  Das  Gesetz  hat  neben  den 
Conseils  de  prud'hommes  keine  permanenten 
Ausschüsse  für  ein  Ei nigungs verfahren  ge- 
schaffen, sondern  dem  jeweiligen  Friedens- 
richter die  Vermittlerrolle  zugedacht. 

An  ihn  kann  sich  eine  der  streitenden 
Parteien,  die  den  Wunsch  friedlicher  Ver- 
ständigung hegt,  wenden,  worauf  er  ver- 
pfhchtet  ist,  innerhalb  24  Stunden  die  gegne- 
rische Partei  zu  benachrichtigen.  Nimmt 
diese  den  Antrag  an,  so  beruft  er  unver- 
züghcli  die  beiderseitigen  Vertreter  zu  einer 
Konferenz,  die  er  leitet,  auf  der  er  jedoch 
nur  eine  beratende  Stimme  besitzt.  Findet 
eine  Verständigung  statt,  so  nimmt  der 
Friedensrichter  ein  Protokoll  auf  und  lässt 
es  von  den  beiderseitigen  Vertretern  unter- 
zeichnen. Erfolgt  keine  Einigung,  so  haben 
beide  Parteien  entweder  einen  gemeinsamen 
Schiedsrichter  oder  jede  einen  zu  wählen, 
in  welchem  letzteren  Falle  die  beiden  Ge- 
wählten sich  auf  einen  Dritten,  den  sog. 
Unparteiischen  einigen  müssen.  Können  sie 
das  jedoch  nicht  und  vermögen  sich  auch 
nicht  in  der  streitigen  Angelegenheit  zu 
verständigen,  so  ernennt  der  Präsident  des 
Civilgerichts  den  Unparteiischen.  Ist  es 
bereits  zum  Ausbruch  einer  Arbeitsein- 
stellung gekommen,  so  ist  der  Friedens- 
richter von  Amts  wegen  gehalten,  ein  Schieds- 
gericht vorzusclüagen,  und  die  Parteien 
haben  alsdann  im  Laufe  dreier  Tage  sich 
zu  erklären,  ob  sie  es  annehmen  oder  ab- 
lehnen.    Alle  Verhandlungen,   sowohl  der 
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Antrag  der  einen  als  auch  die  Ablehnung 
der  anderen  Partei,  die  Einigung  selbst,  die 
Entscheidung  des  Schiedsriditers  etc.  sind 
an  dem  für  offizielle  Kundmachungen  be- 
stimmten Platz  mittelst  Anschlags  zu  ver- 
öffentlichen. Behufs  thunlichster  Wirkung 
ist  an  die  Pi-äfekten  ein  ausführliches 
Rundschreiben   gerichtet  worden,  das  ihre 

Wie  das  G.  sich  bewährt,  zeigen  folgende  Zahlen: 

1893  1894 

Zahl  der  Strikes 664  341 

Inanspruchnahme  des  Friedensrichters      ...      109  101 
Prozentverhältnis  von  allen  Strikes      ....        17,09      25,83 


Aufmerksamkeit  auf  das  Gesetz  lenkt  und 
ihnen  dringend  seine  Anwendung  bei  Aus- 
ständen empfiehlt  Thatsächlich  haben  sich 
anfangs  an  mehreren  Orten  die  Arbeiter 
geweigert,  die  Vermittelung  des  Friedens- 
riehtere  zur  Schlichtung  des  Konflikts  an- 
zunehmen. 


1895 

1896 

1897 

1898 

^o5 

476 

356 

368 

«5 

104 

88 

94 

20,74 

21,86 

24,71 

255 

Hiernach  wäre  man  in  Frankreich  noch  \ 
recht  weit  entfernt  davon,  eine  segensreiche  , 
Wii'kung  des  Gesetzes  zu  spüren.     Vielleicht  i 
hängt  es  damit  zusammen ,  dass  ausserdem 
Bestrebungen   zur  Begründung   beständiger 
Einigungsämter  und  Schiedsgerichte,  nament- 
lieh  in  Nordfraukreich  in  den  Mineudistrikten ! 
im  Gange  sind.    So  ist  es  aber  nicht  zu  ver- 1 
wimdern,  dass  ein  kürzlich  von  Charles  Feny 
im    Abgeordnetenhause    erstatteter    Bericht 
zum  Schluss  kommt,  den  Vermittelungsver- 
such  obligatorisch  zu  machen. 

5.  AmerikaDische  E.  In  den  Vereinig- 
ten Staaten  von  Nordamerika  haben  die 
Einigimgsämter  als  dauernde  Einrichtungen 
verhältnismässig  selten  bis  jetzt  festen  Fuss 
gefasst,  obwohl  in  einigen  Teilen  bereits 
seit  den  sechziger  Jahren  sich  bemerkens- 
werte Ansätze  nachweisen  lassea  In  der 
Region  der  Tischlerge werke  und  an  dem 
Sitze  der  gix)ssen  Eisenindustrieen  sind  seit- 
her noch  die  meisten  Erfolge  zu  verzeich- 
nen, aber  selbst  in  den  Kohlenrevieren,  wo 
man  mit  der  »sliding  scale«  und  dem  »basis 
System«  die  Lohnregulierung  vei'sucht  hat, 
ist  ein  ausreichendes  Einigungssystem  mit 
oder  ohne  Schiedsrichter  nicht  gefunden 
worden.  Die  »Ritter  der  Arbeit«  (knights 
of  labor)  interessieren  sich  sehr  fik  das 
Verfahren  und  haben  in  ihr  Statut  unter 
den  von  ihnen  zu  verfolgenden  Zwecken 
aufgenommen:  22)  »die  Unternehmer  dazu 
zu  bewegen,  alle  Uneinigkeiten  zwischen 
ihnen  und  ihren  Arbeitern  friedlich  beizu- 
legen in  der  Weise,  dass  Bande  der  Sym- 
pathie zwischen  ihnen  geschhmgen  und 
Ai'beitseinstellungen  unnötig  gemacht  wer- 
den.« Im  allgemeinen  geht  die  Ansicht 
dahin,  dass  die  englischen  Erfahrungen  auf 
diesem  Gebiete  sich  ziu:  Zeit  nicht  gut  ver- 
werten Hessen.  Wo,  wie  in  den  Kohlen- 
revieren bei  der  Stadt  Pittsburg,  unter  den 
Gnibenbesitzern  des  Schenangothales  in 
Pennsylvanien  und  in  der  Schuh-  und 
Stiefelindustrie  der  Stadt  Cincinnati  das 
Einigungsverfahren  vervollkommnetere  Form 
gewonnen  hat,  bieten  die  für  dasselbe  auf- 
gestellten Regeln  keine  besonders  bemerkens- 
werten Abweichungen  von  den   englischen 


Grundsätzen.  In  einigen  Staaten,  zuerst 
1883  in  Ohio,  hat  man  sich  mit  Gesetzent- 
wüi-fen,  um  die  Errichtung  von  Einigungs- 
ämtern (arbitration)  zu  erleichtern,  beschäf- 
tigt. Auch  der  Kongress  hat  über  eine 
»labor  ai'bitration  bill«  beraten.  Doch  haben 
alle  diese  Bestrebungen  noch  nicht  zu  Er- 
gebnissen gefülirt  Im  Februar  1895  hat 
das  Repräsentantenhaus  eine  Bill,  die  von 
Mitgliedeni  der  ziu*  Untersuchung  des 
gi'ossen  Chicagoer  Sti'ikes  eingesetzten  Kom- 
mission ausgearbeitet,  eine  bmidesstaatliche 
Kommission  als  Schiedsgericht  in  Streitig- 
keiten zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern 
einsetzt,  angenommen.  Der  Staat  Massa- 
chusetts erfreut  sich  schon  seit  dem 
2.  Juni  1886  eines  Einigungsamtes,  das  i» 
bekannter  Manier  organisiei-t,  bei  Arbeits- 
strcitigkeiten  auf  Anrufimg  der  l^eiden  Par- 
teien in  Thätigkeit  tritt.  Seine  Einrichtung 
wird  den  anderen  Bimdesstaaten  ziu*  allsei- 
tigen Nachahmung  empfolüeiu 

6.  Andere  Länder.  In  Italien  sind 
diu:ch  das  G.  v.  25.  Juni  1893  über  die 
Probi  viii  (Gewerbegerichte  nach  Art  des 
französischen  conseil  de  prud'hommesj  s.  den 
Art. *Ge  Werbegerichte«) auch  Ein igungs- 
ämter  eingefülu't  worden,  da  jedes  Kollegium 
aus  einem  uffizio  di  concüiazione  und  dem  Ge- 
werbegericht (giiuia)  bildet  Das  erstere  ent- 
spricht zunächst  dem  französischen  Bureau 
particiüier  mit  der  Funktion  einer  Vergleichs- 
kammer filr  gewerbliche  Streitigkeiten. 
Ausseitlem  aber  kann  es  zur  friedlichen 
Beilegung  von  Streitigkeiten  angegangen 
werden,  die  sich  beziehen  auf  die  verein- 
barten oder  zu  vereinbai-enden  Löhne,  die 
festgesetzten  oder  festzusetzenden  Arbeits- 
stunden, die  Befolgung  specieller  Arbeits- 
abmachungen und  ähnliche  das  Yerhaltnis 
von  Arbeitgebern  und  Arbeitern  betreffen- 
den Angelegenheiten.  Es  besteht  aus  min- 
destens zwei  Beisitzern,  einem  Ai'beitgeber 
imd  einem  Arbeiter;  den  Vorsitz  führt  der 
Präsident  des  Kollegiums  oder  einer  der 
Vicepi'äsidenten,  von  denen  einer  aus  der 
Klasse  der  Arbeiter  von  den  Ai-beitgebeni 
imd  einer  aus  der  Klasse  der  letzteren  von 
den  Arbeitern  gewälilt  wird.    Von  den  59 
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errichteten  Aemteni  waren  1897  nur  28 
in  Thätigkeit ;  die  anderen  wai*en  mit  ihren 
Wahlen  noch  nicht  zu  Ende  gekommen. 
Als  Einigungsamt  hatten  8ie  nur  einmal 
Yeianlassung  einzutreten,  obwohl  in  Italien 
1897  217  Sfiikes  sich  abspielten  (in  Pellez- 
zano  bei  Ausbnidi  eines  Strikes  im  Etablisse- 
ment Schloepfer  &  Warner).  Es  eri-eichte 
eine  Ei*höhung  des  Lohns  füi'  die  Arbeiter, 
venn  aach  nicht  in  der  von  diesen  ge- 
forderten Höhe. 

Im  Stailium  des  Entwiurfs  stecken  ge- 
bliel^en   ist  man  in   Schweden,   Däne- 
mark und  in  Oesterreich.    In  Schwe- 
den wurde  im  Frühjahr  1899  ein  Antrag, 
(kr  flie    Einsetzung   von    Schiedsgerichten 
bei  Arbeiterkouflikten  fordert,  in  der  zwei- 
ten Kanmier  beraten  imd  zur  üeberweisimg 
an  die  Regierung  angenommen.    In  Däne- 
mark hat  der  Abgeordnete  Dii-ektor  Bram- 
f5en  im  Folkething  im  Dezember  1893  einen 
tie^etzentwm-f   betreffend    Gewerbegerichte 
nnd  Einigimgsämter  eingebracht,  der  wesent- 
lich auf  Grundlage  der  deutschen  Gesetz- 
gebung  beruht.     In    beiden   Einrichtungen 
sollen    Unternehmer   und    Arbeiter   gleich- 
mäs>ig  vertreten  sein ;  während  die  ernsteren 
alle  Streitigkeiten   aus  dem  Arbeitsvertrag 
erledigen  sollen,  hätten  die  letzteren  sich 
mit  den  Arbeitseinstellungen  und  Aussjier- 
rungen  zu  befassen.    In  der  Volksvertretung 
fand  die  Vorlage   Beifall;    in   Regienmgs- 
beisen  knüpft  man  wohl  an  die  Gerichte 
dnige  Hoffnmigen,  verspricht  sich  aber  von 
den Einigimgsämtem  nichts.  —  In  Oester- 
reich hat  die  Regierung  1892  und  1894 
dem  Abgeortlnetenhause  Entwürfe,  betreffend 
die  Errichtung  von  Arbeiterausschüssen  und 
Enigungsämtem,  vorgelegt  und  dieses  sich 
nm  die  Aufklärung  der  Fi-age  durch  An- 
ordnung   einer    umsichtig    und    geschickt 
durchgeführten  Ennuete  venlient  gemacht. 
In  dem  jüngeren  Entwurf  sind  den  Eini- 
gungsämtem,    die   dazu   bestimmt   werden, 
*eine  gütliche  Verständigimg  über  die  Be- 
dingungen der  Fortsetzung  oder  Wiedei-auf- 
nahme    des    Arbeitsverhältnisses    herbeizu- 
führen«, nicht  weniger  als  einige  40  Pai-a- 
grajihen  gewidmet,  die  imter  Berttcksichti- 
^img  der  bekannten  Ginmdsätze  das  Ver- 
tsdiren   vorschreiben.      Sie    sollen    in    der 
Rfgel  nur  für  gleiche  oder  ven\andte  Be- 
triebe oder  Gewerbe  errichtet  werden  imd 
nur  auf  dem  Verordnungswege  ins  Leben 
treten.    Entweder  die  politische  Landesbe- 
huTfle  oder  das  Handelsministerium  im  Ein- 
verständnis mit  dem  Ministeriimi  des  Innern 
können  seine  Enichtung  anordnen.   Handels- 
und Anwaltfikammern  sowie  Gewerbeinspek- 
[^•ren  sind  vorher  zu  hören.    Die  Verhand- 
lung vor  dem  Einigungsamte  kjann  bereits 
«ingeleitet  werden,  wenn  eine  der  beiden 
Htreitenden  Parteien  mündlich  oder  schrift- 


lich den  Antrag  steUt.  Damit  ist  aber 
nicht  gesagt,  dass  die  widerstrebende  Partei, 
die  etwa  der  Einigung  nicht  zustimmt,  sich 
dem  alsdann  durch  Stimmenmehrheit  der 
anwesenden  Beisitzer  zu  fällenden  Schieds- 
spruch zu  unterwerfen  hat.  —  Wie  es  scheint, 
sind  wenig  Chancen  vorhanden,  dass  dieser 
Entwurf  zum  Gesetz  werde. 

Nicht  minder  als  in  Euroi^a  regt  man 
sich  jenseits  des  Ozeans.  Li  Neusee- 
land ist  vom  Parlament  im  Jahre  1894 
ein  Gesetz  angenommen,  das  das  Land  in 
sogenannte  industrielle  Distrikte  teilt  und 
in  jedem  ein  Schiedsgericht  eröffnet.  Vor 
dieses  kompetieren  alle  industriellen  Strei- 
tigkeiten, die  die  Arbeitsbedingungen  im 
allgemeinen  betreffen,  und  es  tritt  in  Aktion 
bereits  bei  Anrufung  einer  der  beiden  strei- 
tenden Pai'teien.  Der  Entscheid  ist  für 
eine  Periode  rechtski'äftig,  die  zwei  Jahre 
nicht  übersteigen  dai-f.  1895,  1896  und 
1898  sind  ergänzende  Gesetze  ergangen. 
1897/98  werden  in  acht  Distiikten  20  Fälle 
verhandelt.  Dieser  Gedanke,  alle  industii- 
eUen  Streitigkeiten  auf  Anregung  der  einen 
oder  anderen  Partei  zw^angs weise  einem 
öffentlichen  Gericht  zu  überweisen,  findet 
in  den  australischen  Kolonieen  viel  Anklang, 
und  in  fast  allen  sind  derartige  Entwürfe 
zu  Anfang  des  Jahres  1895  entweder  im 
Gange  oder  in  Vorbereitung. 

7.  Allgemeine  Würdigung.  In  neuerer 
Zeit  ist  der  Gedanke  an  zw^angsweise  Ein- 
fühixmg  der  Einigungsämter  mehrfach  laut 
geworden,  doch  scheint  es  fraglich,  in  wie 
weit  das  vorteilhaft  sein  würde.  Sehr 
richtig  setzen  die  Motive  zum  Gesetzent- 
wurf, betreffend  die  Gewerbegerichte,  aus- 
einander, dass  eine  Verpflichtung,  ihre 
Streitigkeiten  vor  einem  Einigungsamte  zum 
Austi*age  zu  bringen,  weder  den  Ai'beit- 
gebern  noch  den  Arbeitern  auferlegt  werden 
könne,  zumal  es  an  geeigneten  ^Mitteln 
fehlen  wüi-de,  die  Erfüllung  dieser  Ver- 
pflichtung zu  erzwingen.  Es  handelt  sich 
eben  nicht  um  Rechtsverletzungen,  für 
deren  Beurteilung  ein  bestimmtes  Gericht 
vorgeschrieben  werden  kann,  sondern  luai 
Uneinigkeiten  über  die  dem  Arbeitsveili-age 
zu  gebende  Form.  Für  die  Verhandlungen 
darüber  die  Parteien  zum  Betreten  eines 
bestimmten  Weges  ausschliesslich  zu  zwin- 
gen, lässt  sich  nicht  rechtfertigen,  selbst 
wenn  durch  diese  Verständigung  über  das 
Erreichbare  das  beiderseitige  Interesse  ge- 
fördert würde.  Es  müssen  vielmehr  Unter- 
nehmer und  Arbeiter  von  selbst  dai*auf  ge- 
raten, dass  es  ihnen  gegenseitig  am  förder- 
lichsten ist,  sich  vei-söhnlich  entgegenzu- 
kommen und  die  Rechtmässigkeit  der 
gegnerischen  Forderimg  eingehend  zu  prü- 
fen. Bei  Anwendung  des  Zwanges  würde 
die  Neigung  der  Versöhnlichkeit  zu  leicht 
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Schiffbruch  leiden.  Dagegen  kann  es  nur 
gebilligt  werden,  wenn  der  Staat  sich  an- 
gelegen sein  lässt,  die  weitere  Verbreitung 
dieser  ohne  Zweifel  segensreichen  Institute 
zu  beföitlern,  und  z.  B.  die  Industriellen 
darauf  hinweist,  sich  vorkommenden  Falles 
ihrer  zu  bedienen.  "Wenn  die  Begründung 
des  Gesetzentwurfes,  heti-effend  dieöewerbe- 
gerichte.  in  diesem  Sinne  erklärt:  es  sei 
nicht  ausg(\schlossen ,  dat^s  bei  drohenden 
Arbeitseinstellungen  das  Gewerbegericht 
oder  dessen  Vorsitzender  die  Arbeitgeber 
und  Ai'beiter  zur  Anrufung  zu  veranlassen 
sucht,  oder  wenn  der  eine  Teil  das  Ge- 
werbegericht angerufen  hat,  den  anderen 
Teil  zu  gleicher  Anrufung  auffordert,  so 
wäre  es  von  dievsem  Standi)unkte  aus  nur 
konse<|uent  gewesen,  solches  Vorgehen  dem 
Vorsitzenden  ausdnlcklich  zur  JPflicht  zu 
machen. 

Erscheint  somit  ein  Zwang  zm-  Anrufung 
des  Einigungsamtes  unnötig,  so  wäre  er 
zur  Durchführung  der  ergangenen  Verein- 
barungen oder  Sc-hiedssprüche  völlig  ange- 
bracht. Das  Reichsgesetz,  betreffend  Ge- 
werbegerichte, bestimmt  die  öffentliche  Be- 
kanntmachung einer  zu  stände  gekommenen 
VereinbiU'vmg  und  hofft,  auf  diese  Weise 
einen  moralischen  Zwang  ausgeübt  zu 
haben,  indem  die  Begriuiduug  erläutert, 
dass  durch  äussere  Mittel  die  Anerkennung 
nicht  erzwungen  wenlen  könne.  Beim 
Scliiedsspruch  aber  stellt  es  den  Parteien 
anheim,  sich  innerhalb  bestimmter  Frist 
dainiber  zu  erklären,  ob  sie  sich  demselben 
unterwerfen  wollen.  Eine  Veröffentlichung 
des  Urteils  tritt  gleichwohl  unter  allen 
Umständen  ein,  imi  wenigstens  auf  die 
öffentliche  Meinung  aufklärend  und  berulii- 
geud  einzuwirken.  Eine  Vollstreckbarkeit 
ersclieint  nach  der  Ansicht  der  Reichstags- 
kommission, die  über  den  Entwurf  zu  be- 
richten hatte,  sowolü  vom  junstischen  wie 
vom  sozialpolitischen  Standpunkte  aus  weder 
möglich  nocli  wünschenswert.  Indes  offen- 
bai-t  sicli  hier  eine  unbegründete  Zurück- 
haltung des  Gesetzes.  Ist  einmal  überhaupt 
das  Einigungsverfahren  als  das  zweck- 
mässigste  anerkannt  und  wünscht  man  seine 
allgemeine  Anwendung  —  dann  soUte  man 
auch  nicht  davor  scheuen,  die  Konsequenz 
zu  ziehen  und  die  Erkenntnisse  gerichtlich 
durcliführbai'  machen.  Andei-s  liegt  eben 
die  Gefahr,  dass  der  Einigungsversuch  ver- 
geblich war,  zu  nahe.  Hat  aber  erst  das 
Einigungsarat  einigemal  das  Unglück  ge- 
habt, seine  Sprüche  nicht  befolgt  zu  sehen, 
so  ist  es  mit  seinem  Ansehen  aus.  Es 
mag  sein,  dass  j  mistisch  die  Vollsti-eckbar- 
keit  eines  nicht  dm-ch  ein  ordentliches  Ge- 
richt gefällten  Urteils  Schwierigkeiten  be- 
reitet, sozialpolitisch,  um  die  Wirksamkeit 
des  neuen  Instituts  zu  sichern,  ist  sie  un- 


'  bedingt  erfoi-derlich.    Stellt  man  es  in  das 
j  Belieben    der   Parteien ,    ob   sie    sich   dem 
Urteilsspruche     unterwerfen     woDen     o»]^^r 
j  nicht,    so    hat    man    schlec:litei-din^s    kein»- 
|Gewälir,    dass    eben    diejenige    Einigiiac 
welche    den    Umständen    angemessen    tT- 
I  scheint,  wirklich  zur  Geltung  gelangt,    Dit 
I  in    dieser    Beziehung    entwickeltei-eu    eng- 
'  lischen  Zustände  als  massgebt?nd   für  <leir- 
i  sehe  Verhältnisse  anzunehmen,  scheint  nicht 
I  zulässig,  und  jedenfalls  ist  die  Arbitrati<>u 
I  Act   von   1872  keine  befriedigende    ge^^^tz- 
I  geberische  Schöpfung.. 
I       Die    Zusammensetzung    des   Einiguni:^- 
I  amtes  richtet  sich  in  Deutschland  nach  den 
I  für  die  Walü  der  Beisitzer  zum  Gewerl*^ 
gericht   geltenden    Grundsätzen.     Aus   dor. 
von  Unternehmern  und  Arbeitern  gewälJt»/. 
Beisitzern    bestimmt    der   Vorsitzende    die 
nach  seiner  Ansicht  passendsten  Mitghe«i»^i 
des  Einigungsamtes.    In  diesen  sind  mithin 
jedenfalls  die  beiden  ringenden  Parteien  n^ 
präsentiert,    der   Voreitzende    selbst    al>er. 
der  weder  Arbeitgeber  noch  Arbeiter  sein 
darf,   steht    den    Interessen   der   Industrie, 
über    deren    Streitigkeiten    er    entscheiileii 
soll,  völlig  fremd.    Unter  solchen  Umstän- 
den  drängt  sich  die  Befürchtimg  auf.  «las^ 
die  Anordnungen  eines  derai-tigen  Einigunps- 
amtes   sich    nicht    bewähren    wenlen.    li»> 
züglich  der  Beisitzer  gilt,  dass  die  übt?r  uie 
Gestaltung  des  zukünftigen  Arbeitsverti"age> 
streitenden  Parteien    zu  Männern,    die  aii.^ 
ihrer   eigenen    Wahl   hervorgegangen   siinl. 
grösseres    Zutrauen  haben   werden   als  zu 
Richtern,  die,  wenn  auch  von  Genossen.  >( 
doch  von   anderen,  ihren  besonderen  Inte- 
ressen    fernstehenden    Arbeitern     gewälilt 
sind.    Ge>\dsse  Fachkenntnisse  werden  füi 
die    Beurteilung    des   Falles    imentbelu-licli 
sein;    es  lässt    sich    aber    nicht   erwarten, 
dass  Beisitzer  aus  dem  Berufe  der  Schnei- 
dergesellen  oder  Schustergesellen  die  Tarif- 
streitigkeiten der  Buchdnicker  vollkommen 
würdigen    wenlen.      Demgemäss    empfiehlt 
es  sich  mehr,  die  Beisitzer  aus  den  Ki*eiseu 
der  zu  der  betreffenden  Industrie  gehören- 
den Unternehmer  bezw.  der  Arbeitskanime: 
oder  dem  Gewerkvereine,  die  innerhalb  der 
Industrie   vorhanden    sind,    zu   entnehmen. 
Gegen  die  Wahl  des  Voi-sitzenden  des  ße- 
werbegerichtes  auch  zum  Präses  des  Eini- 
gungsamtes muss  wiederum  bemerkt  wei- 
den, dass  bei  diesem  sich  leicht  ein  ^langel 
an  Fachkenntnissen  herausstellen  kann,  der 
den  Wert   der  Entscheidung   sehr  oft  be- 
einträchtigen wird.    Nicht  einmal  das  kann 
geltend    gemacht    werden ,    dass    die  er- 
schöpfende Feststellung  des  Thatbestande» 
diesen  Mangel  auszugleichen  im  stände  sein 
wird.   Denn  da  den  Beisitzera  nur  ^^estattet 
ist,     mit    Vermittelung    des    V^oreitzendei: 
Fragen   an    die   anwesenden  Vertreter  der 
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Parteien  zu  richten,  so  ist  der  Aufklärung 
niler  einschlägigen  Punkte  eine  gewisse 
(W-enze  gezogen.  Mitunter  mag  der  Um- 
stand, dass  der  Vorsitzende  des  Gewerbe- 
^' 'rieht s  ein  Vertrauensmann  des  Magistrats 
Hier  der  Gemeindebehörde  ist,  ihm  hinder- 
)i*-h  sein,  sich  das  gleiche  Ansehen  auch 
l'»n  den  streitenden  Pai-teien  zu  verschaffen. 
l)eninach  erscheint  es  richtiger,  dass,  wie 
in  England,  die  Abgeonlneten  der  stieiten- 
f'.t-n  Parteien  sich  selbst  ihi-en  Voi-sitzenden 
wahh^n. 

Die  Verbindung  des  (iewerl)egerichts 
mit  dem  Einigimgsamte,  wie  sie  das  deut- 
sche Gesetz  vorsclu-eibt ,  kann  demnach 
!:ii?ht  g:utgeheissen  weitlen.  Der  einzige 
'lafüi-  anzufühi-ende  Grund  wäre,  dass  die 
Anlehnung  der  Einigungsämter  an  eine  l)e- 
nits  bewährte  Einrichtung  ihren  leichteren 
Kintrang  in  die  In(histriewelt  vei*schaffen 
kr.iinte.  Aber  die  Gewerbegerichte  müssen 
si«h  ihre  Stellung  selbst  ei-st  eningen.  Wo 
si»^  liereits  eine  allseitig  anerkannte  Einrich- 
tuntr  sind,  mag  die  Erweiterung  ilu-es  Auf- 
ir.ibenkreises  verheissun«:svoll  sein.  Wo  sie 
'iairegen  kaum  ihi-e  Thätigkeit  liegonneu 
}ial>en  und  füi-  ihren  Ruf  noch  sorgen 
müssen,  kann  es  eher  Misstrauen  erwecken, 
wenn  zw^ei  so  verschiedene  Zwecke  von 
einer  Einrichtung  verfolgt  w^erden ,  mid 
dazu  Veranlassung  bieten,  dass  keiner  der- 
sell^en  voll  erreicht  wird. 

Die  Gnmdsätze.  bei  dei^n  Anwendung 
man  sich  eine  gedeihlicJie  Wirkstimkeit  der 
Einigungsärater  vorzustellen  vermag,  ergeben 
sich  aus  den  voi-stehenden  Betrachtungen 
von  seli)st  Die  Einigimgsäniter  müssen 
für  eine  einzelne  Industrie,  sei  es  gemeinde- 
^"ier  l)ezirksweise,  organisiert  werden.  Die 
^V'ahlen  müssen  aus  den  dieser  Industri(> 
angehörenden  Personen  ergehen,  womöglich 
auf  Grundlage  vorhandener  Verbände,  ^vie 
Vntemehmervereine,  Arbeitskammern ,  Ge- 
werkvereine, durchgeführt  werden.  Der 
^'nparteiische ,  von  den  Mtgüedern  des 
Einigungsamtes  zu  wählen,  muss  ein  in 
die  Intei-essen  der  fi-aglichen  Industrie 
vollkommen  eingeweihter  Mann  sein.  Das 
Verfahi^en  vor  dem  Einigimgsamte  muss  ein 
freies  und  zwangloses  sein.  Die  Verein- 
lianingen  und  Schiedssprüche  müssen  ge- 
richtlieh durchführbar  sein.  — 

l^tteratlir:  Au^«er  den  in  dem  Art,  nArbeitsein- 
fteüuHfjenn  (oben  Bd.  I  S.  7SS)  gegebenen  Nach- 
vei^m:  Berichte  der  ro7i  induMriellen  und 
virtgehaftlichen  Vereinen  nach  England  entsen- 
deten KommiMton  zur  Untersuchung  der  dortigen 
Art>eitsverhäUnisse,  1890.  —  H.  Crwtnpion, 
Muttrial  eoncUiaUon,  1876.  —  Gustav  Eber ty  y 
Oeirerbegerichte  und  das  gewerbliche  Schiedsge- 
richtinreseny  1869  (S.-A.  aus  der  deutschen  Ge- 
^einde-Zeitung).  —  Derselbe,  Denkschrift 
tt*«"  geicerbliche  Schiedsgerichte  als  Mittel  deih 
Arbeitseinstellungen  zu  begegnen,  1872.  —  M.  v. 


Heekei,  in  Jahrb.f.Nnt.  v.Stat.  SF.IX,  100.  — 
Jattnascht  Ihe  Tnides  Union,  Basel  1872.  — 
Jaslratc,  Erfahrungen  m  den  deutschen  (rewerbe- 
gerichten,  Jahrb.  f.  Sat.  u.  St<it.  8  F.  XIV,  87öff.  — 
anpeilt  Kettle f  Strikes  andarbitrations,  London 
1806.  —  Krebs,  f>rganisatii/n  und  Wirksamkeit 
dn-  gewerblichen  Schiedsgerichte,  Zürich  1887.  — 
E.   Loew.  in    Arch.  f.    moz.   Ge»etzgbg.  IX,  588. 

—  George  E,  Mc.  Neill,  The  lobor  more- 
went ,  the  probtem  of  to-day,  Bo$ion  1887, 
S.  497—507.  —  Mundella,  Arbitration  as  a 
menns  of  preventing  strikes,  Bradford  1868.  — 
Marisseaujc,  Conseils  de  l'industrie  et  du  tra- 
vail,  BrujreUes  1890.  —  H.  B,  Oppenheim^ 
(i'ewerbegericht  und  Kontraktbruch,  Berlin  1874- — 
Sehr.  d.  V.  f.  Sozialp.  2,  4,  45  fBitzer,  Gen- 
sei,  Luduig  Wolf,  Härtet,  Schulze,  Van- 
nenberg,  Brentano,  Auerbach,  Lotz  und 
Zahn),  daarlbstauch  eingehendere  Nachweise  der 
englischen  Littemtur.  —  Ferd.  Sehnkid,  Arbeiter- 
ausschule  und  Einiguvgsömter  in  Arch.  f.  soz.  Ge- 
setzgebung V,  154.  —  van  Schulze'-Gaever' 
nitz.  Zum  »ozialen  Frieden,  Leipzig  löUO,  II, 
187 ß.  —  Sombart,  Dos  itulieniiiche  Gesetz  über 
dir  Pr^Aii  riri,  Archir  f.  soz.  Gesetzgebung, 
Bd.  0  S.  540.  —  Stietla,  Dos  Gewerbegericht, 
Leipzig  18'J0.  —  Ä.  Spence  Watiwn,  The 
peoceottle  settlement  of  labor  disputes  in  n(y.>n- 
temponiri/  Bt^viewu,  Mai  1890.  —  Ergebnisse  der 
ro7i  dem  Gewerbeausschusse  des  österreichi- 
schen Abgeordnetenhauses  veranstalteten  münd- 
lichen und  schriftlichen  Enquete  über  den  Ge- 
setzentwurf, betr.  die  Einführung  ro«  Einrich- 
tungfu  zurFörderung  desEinvernehmens  zwischen 
den  Gewrrbsunternehmern  und  ihren  Arbeitern, 
Wien  18U8.  —  Rule»  0/  associalions  of  employers 
and  of  employed  together  with  introductory  me- 
mortrnda,  London  1892.  —  The  labour  Gazette 
189,i — 1899.  —  Bulletin  de  l'ofßce  du  tmvail, 
1894 — ^899.  —  Sitzial pol  irisches  (entralblatt  1892 
bis  1899.  —  V.  Philippovich,  Arheiteraus- 
schösse  und  Einigungsämter  in  Oesterreich,  Ar- 
chiv f.  soz.  Gesefzgbg.,  Bd.  I  .V.  595 — fU5.  Amt- 
liche Mitteilungen  aus  den  Jahresberichten  der 
Gewerbeaufsichtsbeamten,  Bd.  16—18,  1892—1894. 

—  Stotistufue  des  greres  et  les  rerours  t)  la  con- 
ciliotion  1894.  —  Stalistica  drgli  scioperi  durante 
l'anno  1897,  Borna  1899. 
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karitatives,  kollektiTistisrhes  E.    8.  Das  E.  und 
die  Preise. 

1.  Begriff.  »Das  rohe  Einkommen  aller 
Einwohner  eines  Landes  umfasst«,  nach  Adam 
Smith,  »das  glänze  jälirlielie  Produkt  ihres 
Landes  und  ihrer  Aibeit;  das  reine  Ein- 
kommen jenen  Teil,  welcher  nach  Erhaltung 
des  Kapitals  enlbrigt,  oder  welchen  sie,  ohne 
das  Kapital  zu  vermindern,  für  die  Konsum- 
tiwi  verwenden  können.«  Die  englische 
liberale  Nationalökonomie  war  von  dieser 
Grundlage  aus  zu  einseitigen  Resultaten  ge- 
langt, indem  sie  das  Einkoramen  ganz  in 
der  Art  verstand,  wie  die  Buchhaltung  einer 
kaufmännischen  oder  industriellen  Unter- 
nehmung den  Reingew^inn  ermittelt.  Auf 
die  Voikswirtscliaft  angewandt,  führte  diese 
Theorie  sogar  zu  dem  Resiütate,  die  Ge- 
samtsumme der  Arbeitslöhne  in  der  Volks- 
wirtschaft nur  als  einen  Teil  des  rohen, 
nicht  aber  des  reinen  Volkseinkommens  an- 
zuerkennen. 

Die  deutsche  Litteratur  hat  diese  Ein- 
seitigkeit vermieden,  und  die  bis  auf  die  Ge- 
genwart heiTSchend  gebliebene  Hermannsche, 
von  Schmoller  ergänzte  und  ^'ielleicht  über 
Gebühr  viel  bewumderte  Lehre  versteht  unter 
Einkommen  alle  Tauschgüter,  die  nacli  voll- 
ständiger Herstellung  alles  Stammvennögens 
innerhalb  des  Jahres  neu  erzeugt  und  dar- 
geboten werden  und  zur  Befriedigung  der 
Bedürfnisse  der  Nation  dienen  mögen  (Her- 
mann), oder  die  Summe  der  wirtschaftlichen 
Güter,  die  ein  Subjekt  in  einer  gewissen  Zeit 
zur  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  ohne 
Schmälerung  seines  Vermögens  verwenden 
kann  (Schmoller). 

Etwas  anders  lautet  die  den  Kongress-  j 
Verhandlungen  im  Haag  zu  Grunde  gelegte 
Definition  Bniyn  Kops' :  valeiu*  acquise  pen- 
dant  un  espace  donne  deduction  faite  de  la 
valeur  consommee  (ou  temporairement  perdue) 
pour  cette  acquisition. 

In  neuerer  Zeit  ist  ein  früher  als  selbst- 
verständlich vorausgesetztes  Merkmal  auch 
begrifflich  in  den  Vordergnind  gestellt 
worden:  die  Wiederkehr,  die  regelmässige 
Wiederkehr  oder  die  Fähigkeit  der  Wieder- 
kehr der  das  Einkommen  bildenden  Ein- 
nalimen.  Wie  Verfasser  an  anderer  Stelle 
gezeigt  hat,  macht  dieser  Umstand  eine 
Revision  der  Einkommenslehre  notwendig, 
weil  dasjenige,  was  jemand  vernünftigerweise 
konsumieren  kann,  weder  immer  regelmässig 
wiederkehrend  ist  noch  auch  zu  sein  braucht, 
andererseits  keineswegs  alle  regelmässig 
wiederkehrenden  Einnahmen  konsumiert 
werden  dürfen  (Ersatz  des  umlaufenden 
Kapitals).  Die  vom  Verfasser  in  dieser 
Richtung  gegebene  Anregung  hat  aber 
bisher  wenigstens  nur  dazu  geführt,  das 
Merkmal  der  Wiederkehr  teils  weniger  zu 
betonen,   teils  durch   die  Bezugnahme    auf 


^dauernde  Quellen«  oder  die  Wirtschafts- 
fülinmg  zu  ersetzen  (Neumann,  Lexis),  teils 
endlich  ganz  fallen  zu  lassen  (Schanz),  s.  al)or 
auch  Philippovich  §  116,  3. 

In  derselben  Richtung  wirken  auf  die 
Auffassung  des  Einkommens  die  Steuerge- 
setzgebungen ein,  welche  Einkommensteuern 
einfülirten  und  daher  die  theoi^tischen  De- 
finitionen benutzten,  aber  auch  weiter  bil- 
deten. Förmliche  Definitionen  des  EiDkom- 
mens  weixlen  häufig  vermieden,  doch  sagt 
die  sächsische  Einkommensteuer  vom  2.  JuJi 
1878  §  25 :  Als  Einkommen  gilt  die  Summe 
aller  in  Geld  und  Geldesweit  bestehenden 
Einnahmen  abzüglich  der  auf  Erlangung, 
Sicherung  und  Erhaltung  dieser  Einnahmen 
verwandten  Ausgaben  sowie  etwaiger  Schuld- 
zinsen, auch  insofern  diese  nicht  zu  den 
eben  bezeichneten  Ausgaben  gehören.  Ausser- 
ordentliche Einnahmen  durc*h  Erbschaft  mtA 
ähnliche  Erwerbungen  gelten  jedoch  nicht 
als  steuerpflichtiges  •  Einkommen ,  soudeni 
alsVermehnmg  des  Stammvermögens.  Ganz 
ähnlich  das  österreichische  G.  v.  25.  Oktober 
1896,  welches  jedoch  den  zweiten  Absatz 
anders  gefasst  hat:  »Ausserordentliche  Ein- 
nahmen aus  Erbschaften,  Lebenskapitals- 
versicherungen, Schenkungen  und  ähnlicheu 
unentgeltlichen  Zuwendungen  gelten  nicht 
als  steuerpflichtiges  Einkommen.« 

In  diesem  Satze  ist  über  die  wichtigsten 
Einnalimen,  deren  Zurechnung  zum  Ein- 
kommen in  der  Theorie  streitig  ist,  ent- 
schieden; Lotteriege^onne  werden  hiernach 
dem  Einkommen  zugezälilt,  Konjunkturen- 
gewinne mit  ge\sissen  Beschränkungen  eben- 
falls (vgl.  Schanz,  F.  A.  XIII,  1). 

2.  EinkoinmeDsperiode.  Es  gilt  im 
allgemeinen  als  selbstverständlich,  dass  von 
dem  Einkoramen  eines  Jahres  gesprochen 
wird  (the  whole  annual  product  bei 
Smith);  indessen  ist  dies  doch  erst  eine 
Zusammenfassung  verschieden  periodischer 
Einnahmen,  um  eine  gemeinsame  Grundlage 
zu  finden.  Beispiele  kürzerer  Einkommens- 
perioden :  Tag-,Wochen-,Monatslohn,  längerer: 
Einkommen  aus  dem  Ei"trägnisse  von  Wal- 
dungen. Die  einen  wie  die  anderen  Falle 
stellen  der  Haushaltsfülirung  gar  nicht  leichte 
Aufgaben  und  ziehen  für  den  Verkehr  und 
die  Verwaltung  ihre  Folgen  nach  sich: 
z.  B.  Festsetzung  von  monatlichen  oder 
wöchentlichen  Mietzinsen,  wöchentliche  Ab- 
züge vom  Lohne  etc. 

8.  Individualeinkommen;  Volksein- 
kommen. Ein  Einkommen  wii*d,  wie  aus 
dem  bisher  Gesagten  schon  hervorgeht,  so- 
wohl in  Absicht  auf  einzelne  Wirtschafts- 
subjekte einschliesslich  der  Kollektivpersonen 
(Individualeinkommen)  als  auch  mit 
Bezug  auf  die  Volkswirtschaft  als  Ganzes 
gesprochen  (Volkseinkommen).  Da 
eine    Reihe    von    EntstehungsgrüJiden  des 
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Individualeinkommens  (Schenkimg,  Zinsen, 
Abgaben)  in  Bezug  auf  die  Volkswirtschaft 
als  Ganzes  nicht  vorkommen  und  umgekehrt 
(Eijiort-linport),  da  sich  ferner  dieBeziehung 
zur  Konsumtion  hinsichtlich  einer  Be- 
völkerung wesentlich  andei-s  gestaltet  als 
Mnsichtlich  eines  einzelnen  XVirtschafts- 
sabjekts,  so  giebt  diese  doppelte  Bedeutung 
<Ies  Wortes  Anlass  zu  ^'ielen  wissenschaft- 
lichen Streitfragen. 

So  sind  einige  (Rodbertus,  Rössler)  der 
Meinung,  das  Volkseinkommen  sei  der 
l^stimmte,  in  erster  Linie  festzustellende 
Begriff  und  das  Individualeinkommen  der 
abgeleitete,  wälirend  die  herrschende  Lehre 
•las  Individualeinkommen  als  den  eigentlichen 
Typus  ansieht  und  unter  Volkseinkommen 
teils  nur  eine  figürliche  Anwendung  des 
Bernffes,  teils  die  Summe  des  Indi\idual- 
einkommens  versteht.  Eine  ge^^'isse  An- 
küüpfimg  an  die  ältere,  mehr  das  Volksein- 
kommen betonende  Lehre  bilden  die  auf  dem 
Kongresse  im  Haag  (1869)  ohne  Widerepruch 
anerkannten  und  in  neuerer  Zeit  namentlich 
von  Wagner  vorgetragenen  Sätze,  das  Volks- 
einkommen sei  gleich  dem  Reinertrage  der 
Volkswirtschaft  und  könne  nach  zwei  Me- 
thoden ermittelt  werden, 

1)  Durch  Summierung  der  Produkte 
unter  Abzug  der  Kosten  (reale  Metliode). 

2)  Durch  Summierung  der  Individual- 
einkomraen  (personale  Methode). 

Nach  des  Verfassers  an  anderem  Oi-te 
begründeter  Meinung  werden  gegenwärtig 
80  viele  und  so  verschiedenartige  Wii-tscliafts- 
vorgänge  mit  dem  Ausdruck  Einkommen 
l-ezeichnet,  dass  unter  Beibehaltimg  des  be- 
Btehenden  Sprachgebrauches  eine  einheitliche 
Begriffsbestimmung  unmöglich  ist.  Insbe- 
sondere wird  das  Volkseinkommen  vom  In- 
dividualeinkommen und  von  der  Summe  der 
Individualeinkommen  zu  trennen  sein,  unter 
dem  Volkseinkommen  werden  die  in  der 
Volkswirtschaft  zur  Produktion  und  Einfuhr 
gelangenden  Genussgiiter  (unter  der  Voraus- 
setzung, dass  ihre  Reproduktion  gesichert 
ist)  zu  verstehen ,  hinsichtlich  des  Einzel- 
einkommens ^ird  von  der  hergebrachten 
Itefinition  auszugehen  sein.^) 

Eine  vermittelnde  Stellung  unter  genauer 
Utencheidung  der  „Summe  der  Individualein- 
kommen**, „der  Produktlonssumme*'  und  der 
jrKonsnmtionssamme",  nimmt  neuestens  Lexis 
Mu  Art  Volkseinkommen  im  Wörterbuch 
der  Volkswirtachaft  von  Elster  ein;  er  sucht 
loSglicbsten  Anschluss  an  die  klassische  Lehre. 

')  Gegenüber  manchen  kritischen  Bemer- 
*iö»g«n  darf  ich  wohl  in  Erinnerung  bringen, 
Ja»  ich  auf  S.  103  meines  „Wesen  des  Ein- 
kommens" geschrieben  habe,  es  sei  hinsichtlich 
^^Individualeinkommens  völlig  aussichtslos, 
»oer  auch  gar  nicht  notwendig,  an  der  bisher 
im  emgebtirgerten  Auffassung  zu  rütteln. 


4.  Da^  £.  als  Konsamtionsfonds.  Un- 
geachtet dieser  Meinungsverschiedenheiten 
besteht  darüber  kein  Zweifel,  dass  das  Ein- 
kommen für  die  Konsumtionsfähigkeit  des 
Wirtscliaftssubjekts  von  hervorragendster 
Bedeutung  sei,  wird  doch  das  Einkommen 
geradezu  als  Konsumtionsfonds  der  Wii-t- 
schaftsperiode  definiert.  Diese  Behauptimg 
ist  zwar  übertrieben,  weil  zur  Konsumtion 
unter  Umständen  auch  das  Vermögen,  die 
ErgebniSvSe  des  Einkommens  finiherer  Pe- 
rioden oder  zum  Einkommen  nicht  gehörige 
»unperiodische«  Wirtschaftseingänge,  heran- 
gezogen werden  müssen  oder  dürfen  und 
andererseits  das  Einkommen  einer  Periode 
durchaus  nicht  immer  in  derselben  konsumiert 
wei*den  darf.  Allein  die  Vorstellung  bleibt 
doch  unbestreitbar  richtig,  dass  eine  dauernde 
Bedarfsbefi'iedigung,  d.  i.  ein  geordneter 
Wii-tscliaftszustand  nur  dann  in  Aussicht 
steht,  wenn  den  periodisch  sich  wieder- 
holenden Bedürfnissen  ebensolche  Wirtschaf  ts- 
eingänge,  d.  i.  eben  Einkommen,  gegen- 
überstehen, diutjh  deren  Konsumtion  weder 
der  Vermögensstamm  noch  die  Erwerbs- 
fähigkeit der  Wirtschaft  und  damit  die 
künftige  Bedarfsbefriedigung  geschmälert 
wh-d.  In  diesem  Sinne  ist  die  Bildimg  von 
Einkommen  eines  der  wichtigsten  Ziele  jeder 
geordneten  Wirtschaftsführung  und  das  vor- 
handene Einkommen  allerdings  in  erster 
Linie  die  Grundl^e  für  die  Ausdehnung 
der  periodischen  Konsumtion  sowohl  des 
einzelnen  als  eines  ganzen  Volkes.  Die 
wichtigsten  Ausnahmen  von  dieser  Regel 
liegen  vor,  wenn  das  Einkommen  einer 
Periode  zur  Deckung  von  Verlusten,  Schulden, 
Schuldzinsen  früherer  Perioden  oder  zur 
Vorsorge  für  künftige  Perioden  durch 
Sparen,  Versicherung  u.  dgl.  verwendet 
werden  muss.  Solche  Vorsorge  wu'd  na- 
mentlich bei  Einkommen  notwendig,  \\  eiche 
nicht  regelmässig  f Hessen  oder  deren  Auf- 
hören früher  als  der  Bedarf  wahrscheinlich 
ist  (namentlich  der  Arbeitslohn),  dann  auch, 
abgesehen  davon ,  als  Fürsorge  für  künftig 
wachsende  Bedürfnisse,  endlich  fortwährend 
ausgleichend  infolge  der  ungleichen  Periodi- 
zität des  Einkommens  und  des  Bedarfs. 
Eine  wichtige,  mit  der  sozialen  Frage  eng 
zusammenliängende  Streitfrage  ist  es,  inwie- 
fern das  »Sparen«,  die  Nichtkonsumtion  von 
Einkommen  behufs  Kapitalanlage  und  Ver- 
grösserung  künftigen  Emkonunens  —  in  Er- 
werbswirtschaften die  Verwendung  von  Be- 
triebsüberschüssen als  Kapitalanlage  volks- 
wirtschaftlich heilsam  sei.  Während  die 
klassische  Nationalökonomie  in  diesem  Punkte 
gar  keinen  Zweifel  hegte,  machen  einige 
neuere  Schriftsteller,  namenthch  Rodbertus, 
die  angeblich  übertriebene  Kapitalbildung  der 
besitzenden  Klassen  für  eine  Reihe  krank- 
hafter Erscheinungen  der  modernen  Volks- 
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Wirtschaft,  namentlich  die  Krisen  verant- 
wortlich (s.  dort)  —  vgl.  dagegen  Giffen, 
Progress  of  the  working  classes,  Journal  of 
the  Stotistical  Society  1883,  S.  612  ff.  Leroy 
BeAiilieu,  Traito  d'E.  P.  1896. 

Da  die  Einkommen  demnacli  für  die 
Nachfrage  nach  Konsumtionsgütern  in  erster 
Linie  entscheidend  sind,  so  ist  leicht  einzu- 
sehen, wie  die  Einkommensbildung  auf  die 
Produktion  zunickwirkt  Bei  günstiger  Ein- 
kommensbildung fördernd,  anspornend,  bei 
ungünstiger  erschlaffend.  Die  Verteihmg 
der  Einkommen  reguliert  die  Art  der  Pro- 
dukte, indem  sie  l»ald  die  Produktion  der 
Konsumtionsgüter  der  bi-eiten,  nicht  be- 
sitzenden Klassen,  bald  die  der  Luxus- 
güter der  Reichen  besonders  vorteilhaft  macht 

5.  Die  Bildung  des  E.  Der  Einkom- 
mensbildung dient  die  regelmässige  Wirt- 
schaftsführung zum  Zweck  des  Erwerbs, 
darunter  in  erster  Linie  die  Produktion, 
aber  auch  die  Begründung  und  Ausnfitzung 
gewisser  Eiechtsverhiiltnisse. 

Der  in  der  Produktions-  oder  Erwerbs- 
wirtschaft erzielte  Ertrag,  als  eine  mehr 
oder  minder  regelmilssige  Vermögensver- 
mehrung, ist  in  erster  Linie  gfH^ignet,  Ein- 
kommen der  beteiligten  Wirtschaftssubjekte 
zu  bilden.  Vom  Standpunkte  der  Volks- 
wirtschaft ist  die  Produktion  die  einzige 
Art  der  Einkommensbildung.  Vom  Stand- 
punkte der  Individualwirtschaft  sind  der 
Produktion  andere  Ei*u'erbsthätigkeiten  an 
die  Seite  zu  stellen,  als  Veranstaltung  von 
Spielen,  Spekulationen,  der  Einkommenser- 
werb durch  Widmung,  aus  Versicherungs- 
kassen ,  auch  venlient  das  bestrittene .  Ge- 
biet der  Darbietung  von  Dienstleistungen, 
endlich  die  Bildung  des  öffentlichen  Ein- 
kommens durch  Abgaben  eine  besondere 
Hervorhebung.  Vom  Standjjunkte  der  Volks- 
wirtschaft handelt  es  sich  hier  nicht  um 
Bildung,  sondern  um  Verteilung  bereits  ge- 
bildeten Einkommens. 

Auf  (irund  besonderer  zu  diesem  Zwecke 
begründeter  Rechtsverhältnisse  erlangen  die 
Individualwirtschaften  Einkommen  im  Ar- 
beitslohn, Kapitalszins,  Pachtrente,  in  ge- 
wissem Sinne  auch  im  ünternehmereinkom- 
men,  ferner  auf  Grund  von  Hörigkeits-, 
Unterthänigkeits-,  Erbpacht-,  Erbzins  Verhält- 
nissen, Versicherungsverträgen  und  der- 
gleichen. 

Von  hervoiTagender  Wichtigkeit  sind 
jene  Rechtsverhältnisse,  welche  (nach  der 
gangbaren  Auffassung)  die  Verteilung  des 
Ertrags  der  Unternehmung  unter  die  Ar- 
beiter, Leihkapitalisten,  Grundbesitzer  und 
Unternehmer  regeln.  Es  sind  dies  bekannt- 
lich Verträge,  welche  den  Arbeitern, 
Leihkaphalisten  und  Grund l>esitzern  meist 
im  voraus  bestimmte  periodische  Zahlungen, 
Lohn,  Zins,  Reute  sichern,  während  die 


Unternehmer  den  gesamten  Produktion  ser- 
iös, der  nach  ihrer  Absicht  diese  auslK*- 
dungenen  Einkommen  tmd  den  Kapitaler- 
satz übersteigen  soll,  für  sich  Viehalten  und 
in  dem  Ueberschusse  ihr  Unternehmen^in- 
'  kommen  finden.  Insofern  diese  Einkommen 
der  Arbeiter,  Kapitalisten  und  Grlmdl»e^itZHr 
zu  dem  Produktionsertrage  in  keinem  rerh- 
nungsmässigen  Verhältnisse  stehen  iioil 
thatsächlich  nicht  demseltien  entnommen, 
sondern  aus  dem  Kapitale  des  Unterneh- 
mers »vorgf^st reckt«  werden,  ja  nicht  ein- 
mal das  Entstehen  eines  Produkt ionsertraijf^s 
zur  rechtlichen  Voraussetzung  haben,  ist Vs 
eigentlich  ungenau,  hier  von  einer  Vertei- 
lung des  Ertrags  zu  sprechen:  die  Aii>- 
drucksweise  ist  aber  allgemein  im  Gebraudi 
'  und  insofern  unbedenklich,  als  ja,  raehreiv 
,  ProduktionsTH^rioden  zusammengerechnet, 
I  denn  doch  (ler  Gesamtertrag  die  Gnindiaire 
der  Anteile  der  einzelnen  bildet  L(»hn, 
Zins  und  Rente  werden  daher  als  die  i»»*- 
dungenen  Entgelte  oder  Ertragsanteile  ffir 
die  Ceberlassung  der  einzelnen  Produktion^- 
faktoren  Arbeit,  Kapital  und  Boden  bezeich- 
net.   (Mithoff.) 

Die  von  Smith  begründete  Einkommens- 
lehre hat  die  genannten  Ausdrücke  in  einem 
weitei-en  Sinne  aufgefasst,  indem  sie  lehrte, 
dass  jeder  der , Ertragsfaktoren  Grund,  Ar- 
beit und  Kapital  einen  besonderen  Einkoni- 
menszweig  hervorbringe:  Rente,  Lohn  und 
Profit  Die  Unterscheidung  des  Profits  in 
Leihkapitalzins  und  Unteniehmergewinn  ge- 
hört der  deutschen  Nationalökonomie  an. 

Dieser  weitei-e  Beginff  ist  der  theoreti- 
schen Nationalökonomie  insofern  erlialten 
geblieben,  als  unter  Lohn  der  gesarate  An- 
teil menschlicher  Arbeit,  unter  Zins  der  p*- 
samte  Anteil  der  Ka{)italnutzung ,  R«^nte 
jener  d(*r  Bodennutzung  an  dem  Produk- 
tionsertrag verstanden  wird,  ohne  Rücksiclit 
darauf,  ob  dieser  Anteil  gerade  in  dem  be- 
dungenen  Ijohne  etc.  zum  Ausdruck»* 
kommt  In  «liesem  Sinne  wird  auch  cUm 
(!nternehmor,  wenn  er  selbst  ai-beitet,  ein 
Lohn  für  sein  Kapital,  ein  Zins  etc.  zug<^ 
schrieben  (ursprüngliclier  —  nicht  bedunire- 
ner  Lohn,  Zins  etc.,  nach  Mithoff). 

Durch  die  Ausscheidung  dieser  im  Vn- 
ternehmereinkommen  enthaltenen  Lohne, 
Zinsen  etc.  bildet  sich  dann  als  Rest  der 
sogenannte  Unternehmergewinn  (Uii- 
lernehmerverlust).  Die  Lehre  von  den  Ein- 
kommenszweigen Lohn,  Rente,  Zins,  L^ntei'- 
nehmergewinn  beruht  auf  der  eben  vorge- 
tragenen [Unterscheidung.  In  neuester  Zeit 
ist  das  Problem  vom  Standpunkte  der  Wert- 
lehre in  der  Art  behandelt  worden,  dass 
erforscht  wiirde,  welcher  Wert  den  Nutzun- 
gen der  Produktionsfaktoren  in  Bezug  auf 
das  Produkt  zukomme  (B<>hm-Bawerk,  Da^ 
Kapital,  Wieser,  Der  natürliche  Wert). 
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Der  Sozialismus  übt,  auf  der  bereits  von 
Smith  und  Ricardo  vorgetragenen  Lehre, 
lass  der  Wert  der  Güter  auf  der  Arbeit 
hendle,  dass  die  Güter  nur  Arbeit  kosten, 
an  allen  Eiokommenszweigen  mit  Ausnahme 
des  Arbeitsertrages  scharfe  Kritik,  die  sich 
^*ald  in  erster  Linie  gegen  den  Unter- 
nehmergevinn  (Marx),  bald  gegen  die 
Grundrente  (Rodbertus,  George)  mit  An- 
klängen an  den  Physiokratismus  richten. 
Die  von  der  kanonischen  Lehre  aus  theolo- 
gischen Gründen  einst  so  heftig  geführte 
Polemik  gegen  den  Kapitalzins  ist  vom 
Standpunkte  der  Sozialisten  in  zweite  Linie 
ijetreten,  da  diese  den  Leihkapitalzins  als 
vom  üntemehmei:gewinn  und  der  Grund- 
rente abhängig  erkennen.  Die  wissenschaft- 
liehe Begründung  der  selbständigen  Wert- 
hil<lnng  der  Kapital-  und  Bodennutzungen 
enthält  keine  unmittelbare  Widerlegung  der 
sc»zialistischen  Kritik,  weil,  selbst  die  Be- 
wertung dieser  Nutzungen  als  erwiesen 
vorausgesetzt,  dadurch  noch  nicht  die  Frage 
^geantwortet  wird,  wanim  die  Entgelte  die- 
ser Werte  gerade  dem  Eigentümer  dieser 
Pnxluktionselemente  und  nicht  der  Gemein- 
s'-haft  der  Produzenten  oder  einer  anderen 
«remeinschaft  zufallen. 

Alles  nähere  über  die  Einkommenszweige 
N  in  den  Artt.  Arbeitslohn  (oben  Bd.  I 
S.  863ff.),  Zins,  Grundrente  etc., 
Untern ehmergewinn,  Sozialismus. 

Für  die  praktische  Nationalökonomie  ist 
häufig  die  Gestaltung  einzelner  im  Leben 
häufig  vorkommender  Ejinkommensarten, 
weiche  sich  aus  verschiedenen  der  oben 
aufgezählten  Einkommenszweige  zusammen- 
setzen, von  unmittelbarerer  Bedeutung  als  die 
Gestaltung  dieser  Zweige  im    allgemeinen. 

So  ist  die  Grundrente  im  theoretischen 
Sinne  sehr  selten  zu  beobachten.  Dajß;ege\\ 
finden  wir  Pachtrenten,  Hausrenten  (aus 
Gnindrente  und  Kapitalrente  zusammenge- 
setzt) sow^ie  bei  den  verschiedenartigen 
Aerarverfassungen  mannigfache  Teihmgen 
der  Grundrente  bei  Hörigen,  Erbpachten, 
Kcijonatsverhältnissen,  Zehnten,  Grundsteuer. 
Ein  in  der  neuesten  Zeit  besonders  wich- 
ti«;es  Beispiel  ist  die  Einkommensgestaltung 
i^^  mit  Hypotheken  belasteten  Grundeigen- 
tümers. 

Der  Arbeitslohn  nimmt  die  Aufmerksam- 
keit der  Gegenwart  in  erster  Linie  in  der 
Form  des  Lohns  des  gedungenen  gewerb- 
lichen und  bergmännischen  Hilfsarbeiters  in 
Anspruch,  während  die  Frage  des  Lohnes 
der  landwirtschaftlichen  Hilfsarbeiter  noch 
weit  zurücksteht.  Andere  Klassen  des  Ar- 
^•eitslohns,  jene  der  wissenschaftlich  gebil- 
deten Hilfsarbeiter  und  der  öffentlichen  Be- 
amten haben  eine  sehr  günstige  Gestaltung 
^hon  seit  längerer  Zeit  errungen,  ohne  je- 
doch noch  weitere  Verbesserungen   auszu- 


schliessen.  In  neuerer  Zeit  wird  nament- 
lich von  Emil  Steinbach  auf  die  Unter- 
scheidung der  letzteren  Kategorieen  als 
»beruflicher  Einkommen«^  von  den  Einkom- 
men aus  »Erwerb«  wieder  grösseres  Ge- 
wicht gelegt.  Dies  steht  zum  Teil  mit 
älteren  kanonistischen  Lehren  im  Zusammen- 
hang. Ebensowenig  wie  das  Arbeitsein- 
kommen ist  das  Einkommen  aus  Kapital- 
zinsen heute  mehr  ein  in  sozialer  Beziehung 
gleichartiges  Ganze.  Zinsen  aus  Hypothe- 
ken, Darlehen,  Sparkasseneinlagen,  kaufmän- 
nischem Kontokorrent,  Gescnäftseinlagen, 
öffentlichen  Schulden  mögen  als  die  Haupt- 
tj'pen  der  bestehenden  Verschiedenheiten 
angeführt  werden.  Auch  das  Unternehmer- 
einkommen endlich  kommt  unter  ganz  be- 
stimmten Formen  vor,  welche  von  den  ein- 
zelnen Ertragsfaktoren  in  sehr  ungleicher 
Weise  beeinflusst  sind.  Die  Einkommen 
des  Pächters,  des  kleinen  Bauern,  der  land- 
wirtschaftlichen Unternehmer,  grosser  kauf- 
männischer Pachtungen,  der  kleinen  Ge- 
werbetreibenden, der  Fabrikanten,  der  De- 
taillisten, der  Kaufleute,  der  Transportun- 
ternehmungen bilden  in  sehr  verschiedenem 
Masse  das  Entgelt  für  die  Arbeit,  die  Bo- 
den- und  Kapitalnutzung  des  Unternehmers. 
Namentlich  das  heute  im  Vordergrund  der 
Erörterung  stehende  Unternehmereinkom- 
men der  Fabrikanten  enthält  ausser  dem 
Entgelt  der  Kapital-  und  Bodennutzung  in 
der  weitaus  grössten  Anzahl  der  Fälle  auch 
das  Entgelt  für  eine  vom  Unternehmer  ge- 
leistete Arbeit. 

Die  soziale  Frage  nimmt  in  jeder  Kid- 
turepoche  von  bestimmten  dieser  Einkom- 
mensformen ihren  Ausgangsp\inkt ,  und 
gelangt  erst  von  da  aus  zu  den  allgemeine- 
ren Erwägimgen,  die  eben  deshalb  so  häu- 
fig einseitig,  nur  historisch  und  psycholo- 
gisch verständlich  werden  (z.  B.  die  Theorie 
der  Physiokraten  zu  Gunsten  der  Bodenbe- 
bauer,  der  Sozialismus  zu  Gunsten  der  ge- 
werblichen Hilfsarbeiter). 

Tiefe  Einblicke  in  die  Volkswirtschaft 
ergeben  sich,  wenn  die  hier  besprochenen 
Einkommenszweige  in  der  ganzen  Volks- 
wirtschaft zusamraengefasst  gedacht  wer- 
den: derartige  Zusammenfassungen  enthält 
z.  B.  der  Produit  net  der  Physiokraten,  der 
Lohn,  Zins  und  Profit  der  Klassiker,  das 
variable  Kapital  und  der  Mehrwert  Marx', 
der  notwendige  Lebensunterhalt  und  die 
Rente  Rodbertus'.  Auch  können  beliebige 
Unterabteihmgeu  gemacht  werden,  z.  B. 
die  Verteilung  des  gesamten  Bodenertrags 
unter  Eigentümer  und  Pächter  untersucht 
werden  etc. 

6.  E.,  Ertrag,  Yermof^en,  Kapital 
Die  hen-schende  Lehre  stellt  den  Er- 
trag, als  das  Wirtschaftsergebnis  mit 
Beziehung    auf    die    Produktions-   imd   Er- 
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werbsthatsachen  (auf  die  Objekte)  dem  E  i  n- 
kommenals  dem  auf  die  Person  der  Empfän- 
ger (auf  die  Subjekte)  bezogenen  Wirtschafts- 
ergebnisse gegenüber.  Hiernach  wäre  das 
Einkommen  aus  Reinerträgen  gebildet  zu 
denken,  die  Unterscheidung  des  rohen  und 
reinen  Einkommens  im  hergebrachten  Sinne 
fällt  weg  (Neumann,  Phüippovich,  Lexis; 
über  eine  andere  steuertechnische  Bedeutung 
s.  unten). 

Dagegen  wendet  Schanz  gewiss  mit  Recht 
ein",  dass  sich  durchaus  nicht  jedes  Ein- 
kommen als  Ei-trag  oder  Ertragsteil  qualifi- 
zieren lasse.  (Pensionen,  Apanagen,  Almosen, 
Versichern  ngseinkommen.) 

Das  Vemältnis  des  Einkommens  zum 
Vermögen  ergiebt  sich  eigentlich  am  klarsten 
daraus,  dass  das  Einkommen  das  Resultat 
der  Summe  von  Gütereingängen  und  -aus- 
gängen  einer  bestimmten  Periode  darstellt, 
während  das  Vermögen  den  in  einem  be- 
stimmten Zeitpunkt  in  der  Verfügung  eines 
Subjekts  stehenden  Bestand  an  Öütern  be- 
zeichnet, gleichsam  einen  Durchschnitt,  ein 
Momentbild  des  lebendigen  Wirtschaftspro- 
zesses. 

Das  Vennögen  ist  jedoch  dadurch  in 
eine  nähere  Beziehung'"  zum  Einkommen  ge- 
setzt, als  die  Erhaltimg  des  im  Beginn 
der  Einkommensperiode  vorhandenen  Ver- 
mögens vorausgesetzt  wird.  Insofern  es  sich 
dabei  um  Erträge  handelt,  fällt  diese  Frage 
mit  jener  der  Ertragsberechnung  und  Re- 
produktion des  Kapitals  zusammen.  Insofern 
Gebrauchsvermögen  in  Betracht  kommt, 
handelt  es  sich,  wenn  man  das  letztere  nicht 
auch  unter  Kapital  versteht,  um  einen 
analogen  Reproduktionsprozess. 

Die  anschauliche  Vorstellung  von  der 
Frucht,  die  auf  dem  Baume  reift,  ist,  wie 
u.  a.  Petrazycki  so  schön  gezeigt  hat ,  der 
Ausgangspunkt  aller  Ertragsberechnung. 
Längst  aber  hat  sich  gezeigt,  dass  der  Er- 
trag zum  Kapital  und  das  Einkommen  zumVer- 
mögen  nicht  liinzutritt  wie  die  Frucht  zum 
Baume,  sondern  dass  ein  verwickelter  Pro- 
zess  den  Ersatz  des  Kapitals  aus  den  Ge- 
samteinnahmen sichern  muss.  Das  Kapital 
ist  uns  so  zu  einer,  die  im  Laufe  der  Zeit 
immer  wieder  erneuten  Kapitalsteile  zu- 
sammenfassenden Vorstellung  geworden, 
welcher  der  Ertrag  als  die  Reihe  der  ein- 
zelnen üeberschüsse  gegenübersteht. 

Die  Unterscheidung  des  Reinertrags  vom 
Kapitalersatz,  des  Einkommens  vom  Ver- 
mögensersatz, löst  sich  sozusagen  in  einen 
Rangstreit  auf,  welche  Verwendungen  der 
Einnahmen  dem  wirtschaftlichen  Gebot  der 
Kapitals-  (Vermögens-)  erhaltung  unterliegen 
und  welche  der  freien  Entschliessung  des 
Wirtschafters  anheimgestellt  bleiben.  Die 
ersteren  gehören  zu  den  Thatsachen  der 
Ertrags-  (Einkommens-)  bildung,  die  letz- 


teren zur  Ertrags-  oder  Einkommens  Ver- 
wendung, Mit  dem  Fortschritt  der  wirt- 
schaftlichen Gesittimg,  die  immer  längere 
Zeiträume  in  den  Bereicli  ihi-er  Thäligkeit 
zieht,  wird  diese  Grenze  zu  Ungunsten  der 
Einkommens  Verwendung  vei-schoben  (s.  die 
Berücksichtigung  der  »durch  eine  gute 
Wirtschaft  gebotenen  Verbesserungen,  der 
Lebensversicherungsprämien,Abschreibungen 
etc.«  in  den  neuei-en  Steuergesetzen). 

7.  Arten  des  E.  a)  Als  Geldein- 
kommen oder  Naturaleinkommen  wird 
das  Einkommen  bezeichnet,  je  nachdem 
es  sich  aus  Geldeinnahmen  oder  anderen 
Gütereingängen  zusammensetzt.  Wirklich»? 
Naturaleinkommen  beziehungsweise  naturale 
Bestandteile  des  Einkommens  liegen  vor, 
wo  den  Wirtscliaftssubjekten  unmittelbare 
Gebrauchsgüter  zukommen,  z.  B.  die  mannig- 
faltigen Naturaleingänge  an  Verzehrungs- 
gegenständen bei  Landwirten,  Naturallohn 
der  landwirtschaftlichen  Arbeiter,  der  Ge- 
sellen, Wohnungen  der  Dienstboten,  Pfiündner, 
Deputate,  Natunüwohnungen  etc. 

Die  Frage,  inwiefern  andere  Güterein- 
gänge,  Arbeitsleistungen,  Bezug  von  Roh- 
stoffen, Abgaben  u.  dgl.,  namentlich  aber 
die  mannigfaltigen  Gütereingänge,  aus  denen 
sich  der  Ertrag  von  Unternehmungen 
zusammensetzt,  als  Einkommensteile 
anzusehen  seien,  ist  bisher  von  der  Theorie 
wenig  beachtet.  Wertvermehrungeu  der 
Grundstücke,  Gebäude,  der  Wertpapiere 
werden  im  Sinne  der  kaufmännischen  Bi- 
lanzen als  Teile  des  Reingewinnes  berechnet ; 
dem  Einkommen  sollten  derartige  Vermögens- 
vermehrungen nicht  beigezählt  werden.  Die 
Steuergesetzgebungen  beginnen  hier  indivi- 
dualisierend zu  unterscheiden.  (Vgl.  des 
Verfassers  »Wesen  des  Einkommens«  §§  ö 
und  7,  wo  auch  hinsichtlich  der  Güter- 
nutzungen Zweifel  geäassert  und  begründet 
werden.) 

Wenn  von  Einkommen  schlechthin  die 
Rede  ist,  wird  meist  der  Geldwert  des 
gesamten  Einkommens  verstanden.  Ganz 
besonders  hat  sich  die  Steuergesetzgebung 
damit  zu  bescliäftigen ,  inwiefern  Natural- 
einnahmen  dem  Einkommen  zugerechnet  und 
in  Gelde  angeschlagen  werden  sollen.  Hier 
sind  zum  Teil  andere  Gesichtspmikte  als  die 
bloss  volkswirtschaftlichen  massgebend. 

b)  Eine  in  der  Litteratur  viel  besprochene 
Einteilung  ist  jene  bereits  von  Smith  auf- 
gestellte in  rohes  und  reines  EinkommezLi 
wo  rohes  Einkommen  die  Eingänge  ohne 
Abzug  der  darauf  verwendeten  Ausüben 
bezeichnen  soll.  Nachdem  die  in  diesem 
Sinne  von  Ricardo  vom  Standpunkte  der 
Unternehmer  aufgestellte  Behauptung,  das? 
das  Arbeitseinkommen  überhaupt  nur  ein 
Bestandteil  des  Roheinkommens  der  Nation 
sei,  viel  Widerspruch  erregt  hatte,  hat  die 
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neuere  Theorie  diese  Unterscheidung  ganz 
i&lkn  gelassen,  da  sie  sieh  nur  auf  Erträge, 
nicht  auf  das  Einkommen  beziehe,  ivelches 
sieh  viehnehr  aus  den  Reinerträgen  bilde. 
In  der  Steuergesetzgebung  wird  der  Aus- 
druck reines  Einkommen  häufig  angewendet, 
nm  das  Einkommen  nach  Abzug  gewisser 
Ausgaben  für  Sehuldzinsen,  gesetzliche  Ver- 
sicherungsbeiträge ,  Erhebungskosten  etc., 
welche  von  der  Steuerpflicht  ausgenommen 
sind,  zu  bezeichnen.  Verfasser  hält  diese  Aus- 
dnicksweise  auch  theoretisch  für  brauchbar. 
D.  Baxter  nennt  rohes  Volkseinkommen 
die  Summe  der  Einzeleinkommen,  reines 
Einkommen  den  Rest  nach  Abzug  der  ab- 
geleiteten Einkommen.  Der  Haager  Kongress 
war  der  Meinung,  dass  die  Unterscheidung 
auf  das  Volkseinkommen  überhaupt  nicht 
anwendbar  sei. 

c)  Im  Anschlüsse  an  die  Ricardosche 
Lehre  und  mit  besonderer  Beziehung  auf 
das  Steuerwesen,  für  welches  die  sogenannte 
Steuerfreiheit  des  Existenzminimums  auf 
diese  Art  begründet  werden  sollte,  wurde 
wohl  auch  gelehrt,  nur  jener  Teil  des  Ein- 
kommens sei  reines  Einkommen,  welches 
nach  Abzug  des  notwendigen  Lebensunter- 
halts (des  Arbeiters)  erübrigt,  weü  die  Er- 
haltung der  Arbeitsföhigkeit  die  Voraus- 
setzung für  die  Fortdauer  des  Einkommens 
sei  Wiewohl  diese  Theorie  gänzlich  wider- 
legt wurde,  ist  doch  die  Unterscheidung 
des  für  den  notwendigen  Lebensunterhalt 
erforderlichen  Teiles  des  Einkommens  und 
des  übrigen  aufrecht  erhalten  und  das 
letztere  mit  dem  Namen  freies  Einkom- 
men bezeichnet  worden.  Rodbertus  hat  diese 
Tiiterscheidung  auf  das  Volkseinkommen 
angewandt  und  so  den  Begriff  der  Rente 
erlangt. 

d)  Unter  fandiertem  Emkommen  wird 
**in  aus  Vermögensbesitz  fliessendes  Ein- 
koounen  im  Gegensatze  zu  dem  hauptsächlich 
aus  Arbeitslohn  bestehenden,  nioht  fun- 
dierten Einkommen  verstanden.  Die  meist 
längere  Dauer  des  fundierten  Einkommens 
sowie  die  grössere  Sicherheit  der  Wirtschaft, 
die  eben  aus  dem  Vermögensbesitze  hervor- 
geht bewirken  eine  wesentlich  verschiedene 
wirtschaftliche  Lage  der  Einkommenssub- 
jekte bei  gleich  grossem  Einkommen,  wo- 
durch die  Forderung  der  stärkeren  Be- 
steuerung des  fimdierten  Einkommens  be- 
gründet wird.  Die  ganze  Unterscheidung 
ist  wesentlich  von  der  Steuerlehre  ausgebildet, 
veldie  insbesondere  den  Fortbestand  der 
Ertragssteuem  auch  durch  diese  Erwägimg 
zu  rechtfertigen  sucht. 

e)  Ursprüngliches  Einkommen  soll 
jenes  sein,  welches  der  Empfänger  durch 
Teilnahme  an  der  Produktion  verdient  hat, 
abgeleitetes  jenes,  welches  er  ohne  eine 
ßolche  Teilnahme  bezieht.     Als  Teilnahme 
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an  der  Produktion  wird  dabei  Arbeit,  Ueber- 
lassung  von  Kapital  und  Gnmdstücken  und 
die  Unternehmeratellung  verstanden.  Die 
Streitfrage,  ob  persönliche  Dienstleistungen 
Produkte  seien,  spielt  hier  insofern  mit,  als 
jene,  welche  dies  leugnen,  alle  Einkommen 
der  persönliche  Dienste  leistenden  Personen, 
Aerzte,  Advokaten,  Künstler,  Beamte,  als 
abgeleitete  betrachten  müssen.  Die 
Kontroverse  galt  bei  der  herrschenden  Lehre 
als  erledigt,  ist  aber  mit  Rücksicht  auf  den 
fortdauernden  Widerspruch  des  Sozitdismus 
neuestens  wieder  aufgenommen  worden.  VgL 
auch  Lexis  im  Art.  Volkseinkommen 
a.  a.  0.,  wo  wieder  eine  neue  Auffassung 
des  abgeleiteten  Einkommens  vertreten  wird ; 
so  sollen  u.  a.  die  Wohnungsmieten  zum 
abgeleiteten  Einkommen  gehören.  —  M.  E. 
unrichtig. 

[In  einem  anderen  Sinne  bezeichnet 
Hermann  als  ursprüngliches  Einkommen  die 
Arbeitsleistungen,  Nutzungen  derVermögens- 
stücke  des  Einkommenempfängers  selbst,  im 
Gegensatze  zu  den  dafür  im  Tauschwege 
empfangenen  Entgelten.] 

Die  wichtigste  Folgerung  aus  dieser 
Unterscheidung  besteht  darin,  dass  bei  der 
Summierung  der  Einzeleinkommen  zum 
Volkseinkommen  die  abgeleiteten  Einkommen, 
»um  Doppelzählungen  zu  vermeiden«,  ab- 
gerechnet werden  müssen.  Die  Summe  der 
Einzeleinkommen  soll  nämlich  soviel  be- 
tragen als  das  Produkt  dieses  Jahres; 
würden  nun  in  der  Summe  der  Einzelein- 
kommen Einkommen  gezählt,  die  im  Produkt 
keinen  Gegenwert  haben,  so  würde  die 
Summe  der  Einzeleinkommen  natürlich  um 
diesen  Betrag  grösser  ausfallen  als  das 
aus  dem  Produkte  ermittelte  Volksein- 
kommen. 

f)  Eine  besondere  Art  des  Einkommens 
ist  das  öffentliche  Einkonunen,  d.  i.  das 
Einkommen  der  Staaten,  Staaten  Verbindungen 
und  der  übrigen  öffentlichen  Körper  und 
Fonds,  zuweilen  auch  einschliesslich  des  Stif- 
tungseinkommens. Das  Volkseinkommen 
wird  bald  einschliesslich  der  öffentiichen 
Einkommen  verstanden,  bald  denselben  oder 
einzelnen  derselben,  insbesondere  dem  Staats- 
einkommen gegenübergestellt,  das  letztere 
namentiich  dann,  wenn  von  der  Belastung 
des  Volkseinkommens  diurch  die  Steuern  die 
Rede  ist. 

Uebrigens  kommt  der  Ausdruck  öffent- 
liches Einkommen,  welcher  namentlich  zur 
Zeit  der  grösseren  Wichtigkeit  des  Domänen- 
wesens allgemein  gang  imd  gäbe  war,  als 
finanz wissenschaftlicher  Kimstausdruck  mehr 
und  mehr  ausser  Gebrauch.  Zahlreiche  Er- 
örtenmgen,  die  dem  Wesen  nach  das  Ein- 
kommen betreffen,  werden  jetzt  an  die  Aus- 
drücke ordentliche  und  ausserordentiiche 
Staatseinnahmen  angeschlossen,  denen  in 
Auflage.    III.  23 
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den  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
Staatsbedarfen  bereits  genauere  Unterschei- 
dungen der  Bedürfnisse  namentlich  hin- 
sichtlich ihrer  Periodizität  gegenüberstehen, 
als  in  Bezug  auf  die  Bedürfnisse  der  Privat- 
wirtschaften, bei  denen  doch  dieselben  unter- 
schiede vorkommen,  ^macht  werden.  [Vgl. 
Schäffle,  Zur  Theorie  der  Deckung  des 
Staatsbedarfe  (Z.  S.,  StW.  1883,  1884).] 

In  der  Steuerstatistik,  z.  B.  in  der  eng- 
lischen Incometax  Seh.  D.,  und  in  den 
sächsischen  und  italienischen  Einkommen- 
steuern kommt  die  Unterscheidung  der  Ein- 
kommen physischer  Personen  und  moralischer 
Personen  vor,  wo  dann  die  letzteren  nicht 
nur  die  öffentlichen  Einkommen,  sondern 
auch  die  Einkommen  der  Aktiengesellschaften, 
Genossenschaften,  liegenden  Erbschaften  etc. 
umfassen. 

g)  Endlieh  wird  den  drei  sogenannten 
Wirtschaftssystemen  entsprechend  privat- 
ivirtBOhaftlioheB  Emkommen,  Widmungs- 
einkommen  und  koUektivistiBohes  Ein- 
kommen unterschieden,  wobei  die  Motive 
der  Geschäfte  massgebend  sind,  aus  denen 
die  Einnahmen  fliessen.  Individualeinkom- 
men, Stiftungseinkommen  und  Einkommen 
der  öffentlichen  Körper  fcdien  mit  dieser 
Einteilung  keineswegs  zusammen,  da  Indi- 
vidualeinkommen ausser  dem  privatwirt- 
schaftlichen häufig  Widmungseinkonmien 
und  bei  Feudalverfassungen  auch  kollekti- 
vistisches Einkommen,  Stiftungen  sehr  häufig 
privatwirtschaftliches,  zuweilen  kollektivisti- 
sches und  die  öffentlichen  Körper  ebenfalls 
alle  drei  Arten  des  Einkommens  beziehen. 
(Ygl.  Gross,  Wirtschaftsformen  und  Wirt- 
sc£skftsprincipien.) 

8.  Das  £.  und  die  Preise.  Die  Ein- 
kommensbildung steht  in  mehrfacher  Be- 
ziehung mit  der  Preisbildung  im  Zusammen- 
hange, sie  ist  sowohl  von  ihr  bedingt  als 
sie  bedingend.  Die  Einkommensbildung  ist 
das  Resultat  von  Preisbildungen,  insofern 
sich  die  Einkommen  aus  dem  Produktions- 
erlös büden;  so  gebildete  Einkommen  ver- 
ändern sich  daher  im  gleichen  Sinne  mit 
den  Produktenpreisen  und  im  entgegen- 
gesetzten Sinne  mit  den  Kostenpreisen. 
Arbeitslohn,  Kapitalzins  und  Pachtzins  (Miet- 
zins) können  selbst  unter  dem  Gesichts- 
punkte der  Preise  von  Nutzungen  betrachtet 
werden ,  diese  »Preise«  bilden  also  zima  Teü 
selbst  Einkommen,  zum  Teil  sind  sie  Aus- 
gabeposten ftir  andere  Einkommen  (der  Unter- 
nehmer). 

Die  Preise  der  Verzehrungsgegenstände 
sind  für  die  reale  Grösse  des  Einkommens, 
d.  h.  für  das  Mass  der  dadurch  gewährten 
Bedarfsbefriedigung  entscheidend,  wie  schon 
oben  dargestellt  wurde. 

Andererseits  ist  das  Einkommen  selbst 
der  wesentlichste  Massstab   für  die  Kauf- 


kraft der  Einkommenssubjekte  an  (xenuss- 
gütern.  Veränderungen  des  Einkommens 
verändern  daher  die  Nachfrage  und  die 
Preise  der  Genussgüter;  bei  Verkleinerung 
des  Einkommens  werden  zunächst  die  ent- 
behrlichen Güter  am  Preise  einbüssen,  l»ei 
Vergrösserung  des  Einkommens  die  Preise 
der  bisherigen  Luxusartikel  und  später  auch 
der  Lebensmittel  steigen.  Die  Vermehrung 
des  Einkommens  durcti  die  Vermehrung  der 
Bevölkerung  steigert  die  Preise  der  not- 
wendigen Lebensmittel. 

Besonders  verwickelte  Preisverschiebun- 
gen kann  eine  veränderte  Verteilung  des 
Volkseinkonunens  hervorrufen,  wenn  sich 
bei  einigen  Volksklassen  Verarmung,  bei 
anderen  Bereicherung  zeigt,  indem  dium  die 
bisher  allgemein  verbreiteten  Genussgüter 
der  Unbemittelten  im  Preise  Mlen  oder 
ihren  Absatz  ganz  verlieren,  während  Luxus- 
artikel der  Reichen  noch  fortwährend  im 
Preise  steigen. 

Die  Preisveränderungen  an  den  fertigen 
Produkten  wirken  dann  nattürlich  auf  die 
Produktionsmittel  etc.  zurück. 

Die  Preise  der  letzteren  sowie  der  Ka- 
pitalnutzung werden  aber  auch  noch  wesent- 
lich beeinflusst  durch  die  gemachten  £r- 
^)arungen  oder  richtiger  diuxjh  neu  gebildete 
Kapitalien,  da  diese  eine  Nachfrage  und 
somit  Tendenz  zur  Erhöhung  der  Preise  der 
Produktionsmittel  bedeuten,  während  die 
Kaufkraft  der  Einkommen  für  Genussgüter 
um  die  ersparten  Beträge  gerin^r  ausfällt. 
Nach  der  Theorie  Rodbertus'  ist  die  be- 
stehende Einkommensbildung,  welche  den 
Arbeitern  einen  relativ  immer  kleineren  Teü 
des  Volkseinkommens  zuweist,  während  die 
besitzenden  Klassen  den  ihnen  zufallenden 
Anteil  an  »der  Rente«  nicht  konsumieren 
wollen  und  können,  sondern  zur  Kapitals- 
Vermehrung  verwenden,  die  Ursache  der  so 
sehr  bekla^n,  sich  stets  wiederholenden 
Störungen  der  Preisbildung  der  (industriellen) 
Produkte,  welche  in  den  Krisen  zum  Aus- 
druck kommt. 

Litterator  :  Cf.  unten  S.  S79l80. 

Robert  Meyer, 

IL 

Statistik  des  E.  und  der  Elnkom- 
mensTerteilnng. 

1.  Das  Einzeleinkommen,  a)  Individuelle 
und  statistische  Beobachtung  desselben ;  b)  sein 
Ausdruck  im  Gelde  und  die  erforderlichen  Kor- 
rekturen. 2.  Dos  Volkseinkommen,  a)  die  reale 
Methode:  b)  die  personale  Methode;  c)  die  ge- 
mischte Methode  der  Berechnung;  d)  die  relative 
Grösse  des  E.;  e)  Kritik  der  Methoden  und 
wahre  Bedeutung  derselben,  Vergleichbarkeit 
der  Resultate.  3.  Die  Einkommensverteilung. 
a)  Aligemeines;  b)  die  behaupteten  Verteilungs- 
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tendenzen  in  der  Gegenwart;  c)  Jnlins  Wolf 
iber  die  EinkommensYerteilnng ;  d)  die  neueste 
Entwickelnng  hanptsächüch  in  Preussen  und 
Sachsen;  e]  vergleicnende  Statistik;  f)  Besnltate. 
4.  Die  Ergänzung  der  Einkommensstatistik  durch 
andere  Zweige  der  Statistik;  die  Symptomatik. 

L  Das  Einzeleinkommen.  a)  Indivi- 
dnelle  und  statistiBche  Beobachtung 
desselben.  Zur  fieobachtung  und  Fest- 
stelloo^  des  Einkommens  sind  in  erster 
Linie  die  Einkommenssubjekte  selbst  berufen. 
Die  Er&hning  zeigt  jedoch,  dass  verhältnis- 
mässig wenige  selbst  in  den  fortgeschritten- 
sten Staaten  im  stände  sind,  ihr  Einkommen 
^oau  zu  beziffern,  teils  weil  sie  überhaupt 
keine  oder  keine  genügenden  Aufzeichnungen, 
«lie  erste  Grundlage  der  Einkommensberech- 
üung  führen,  teils  weil  sie  weder  Lust  noch 
Verstündnis  haben,  aus  ihren  Aufschreibimgen 
'lie  erforderlichen,  wie  aus  dem  Voran- 
gegangenen hervorgeht,  oft  ziemlich  ver- 
wickelten Berechnungen  imd  Zusammen- 
stellungen anzufertigen.  Für  gewisse  Be- 
ziehungen vermögen  die  Angaben  anderer 
PeKonen  einen  teilweisen,  jedoch  niemals 
vollständigen  Ersatz  zu  liefern ,  z.  B.  Lohn- 
listen der  Unternehmer,  Eassenausweise  der 
Regierungen  über  die  Beamtengehalte,  die 
Aiifzeiehttungen  der  Schuldner  über  bezahlte 
Zinsen  u.  dgl.  Noch  viel  sdiwieriger 
als  die .  individueUe  Beobachtung  des 
ßniommens  ist  aber  die  Massenbeobachtung 
desiselben.  Als  selbständige  statistische 
Operation  ist  dieselbe  wohl  nie  vorgekonunen 
and  viid  auch  kaum  je  durchführbar  sein. 

Um  so  eingehender  hat  sich  die  Steuer- 
verwaltung dieser  Aufgabe  unterzogen.  Wenn 
von  älteren  Wirtschaftezuständen,  wo  Grund-, 
Häusersteuem  etc.  ähnlich  wie  Einkonmien- 
steuem  fungierten,  abgesehen  wird,  so  kom- 
men hier  nur  noch  die  eigentlichen  Ein- 
kommensteuern in  Betracht.  Steht  hier  der 
Verlässlichkeit  der  Erhebung  die  Unfähig- 
keit und  der  Widerwillen  der  Steuerträger, 
den  wahren  Stand  ihres  Einkommens  be- 
kannt zu  machen,  entgeg*^n,  so  ist  anderer- 
*its  gerade  deswegen  das  Verfahren  ge- 
setzlich sorgfältig  geregelt  und  mit  mancher- 
lei Sanktionen  umgeben,  so  dass  die  Er- 
gebnisse, hinsichtlich  der  MögUchkeit,  die 
Methode  der  Beobachtung  zu  prüfen,  manchen 
anderen  statistischen  Beobachtungen  über- 
legen sind.  In  Sachsen  hat  man  sogar 
einen  vorteilhaften  Einfluss  der  Einkommen- 
steuer auf  die  Buchführung  der  Landwirte 
bemerkt 

Für  die  Erhebung  des  Einkommens 
kommen  hier  bekanntlich  die  Methode  des 
Bekenntnisses,  welche  sich  in  erster 
Liiüe  an  die  3Iitteilung  der  Steuerpflichtigen 
selbst  als  der  Sachkundigsten  wendet,  und 
jene  der  Einschätzung  in  Frage;  meist 
Verden  beide  in  Verbindung  mit  einander 


angewandt.    Ygl.  hierüber  näheres  im  Art. 
Steuerwesen. 

Diese  von  den  Steuerverwaltungen  ge- 
lieferten Besultate  sind  heute  bei  weitim 
die  wichti^ten  und  erschöpfendsten  Angaben 
über  individuelle  Einkommen.  Sie  sind  aber 
in  mehrfacher  Beziehimg  lückenhaft  und  er- 
gänzungsbedürftig. 

Vor  allem  ist  das  Einschätzungsverfahren 
auch  in  den  fortgeschrittensten  Gesetz- 
gebungen meist  noch  weit  entfernt  davon, 
absolute  Genauigkeit  auch  nur  annähernd 
zu  verbürgen.  A.  Samter  hat  1873  in  Preussen 
50%  zurechnen  zu  müssen  geglaubt  Wagner 
hält  sogar  nach  dem  neuen  Gesetz  eine 
Korrektor  um  10%  noch  für  zu  niedrig. 
D.  Baxter  bringt  an  den  Resultaten  der 
englischen  Abschätzung  der  industriellen 
Einkommen  (Sched.  D)  eine  Korrektur  von 
16%  an.  Nach  Schippel  soll  aber  die  eng- 
lische Einkommenschätzung  in  allen  Zweiten 
hinter  der  Wahrheit  um  mehr  als  die  Hälfte 
zurückbleiben.  Besonders  schlecht  steht  es 
mit  der  allerdings  übermässig  hohen  (13,2, 
jetzt  20%)  italienischen  Imposta  sulla 
richezza  mobile,  da  hier  nach  amtlichen  Mit- 
teilungen des  Ministers  im  Jahre  1877  das 
durchschnittliche  Einkommen  eines  Advoka- 
ten auf  750  Lire,  eines  Ai^tes  auf  398 
Lire,  eines  Notars  auf  537  Lire  geschätzt  ist. 

Andererseits  ist  der  Umfang  und  die 
Methode  dieser  zu  Steuerzwecken  statt- 
findenden Erhebungen  durdi  die  Steuer- 
zwecke bestimmt  und  entspricht  daher  meist 
nur  teilw^eise  den  Gesichtspunkten  der  Sta- 
tistik. Neben  anderen  Steuerbefreiungen 
besteht  bei  den  Einkommensteuern  meist 
ein  steuerfreies  Existenzminimum,  wodurch 
zahlreiche  Einkommen  aus  der  Erhebung  aus- 
scheiden, eineLücke,  die  dann  durch  Schätzung 
insbesondere  mit  Hilfe  der  Lohnstatistik 
ergänzt  werden  muss. 

So  in  Preussen,  Grossbritannien,  dagegen 
vollständige  Einschätzung  in  Sachsen. 

Manche  Einkommensteuern  erheben  das 
Einkommen  nach  gewissen  Einkommens- 
zweigen oder  scheiden  einzelne  Zw^eige  aus, 
so  die  englische  Inoometax  und  die  italienische 
Imposta  sulla  richezza  mobile. 

Durch  diese  Eigentümlichkeiten  wird 
namentUch  die  Yergleichbarkeit  der  aus  den 
Einkommensstatistiken  der  Steuerverwaltun- 
gen gewonnenen  Ergebnisse  oft  sehr  er- 
schwert, s.  unten. 

Günstiger  als  mit  der  Einkommenssta- 
tistik im  allgemeinen  steht  es  mit  der  Sta- 
tistik einzelner  Einkommenszweige.  So  lassen 
z.B.  die  Beamtengehalte  eine  sehr  verlässliche 
statistische  Erhebung  zu  und  haben  dieselbe 
auch  vielfach  gefunden. 

Auch  Pachtrenten,  Hauszinse,  Zinsen  der 
Staatsschulden,  der  Sparkasseneinlagen  u. 
a.    werden    teils    zu    Zwecken    der    Be- 

23* 
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Steuerung,  teils  zu  rein  statistischen  Zwecken 
erhoben  und  liefern  so  wichtige  Ei;gänzungen 
oder  teilweißen  Ersatz  einer  eigentlichen 
Einkommensstatistik  dann  nämlich,  wenn  die 
erhobene  Einkommensart  häufig  ohne  Ver- 
mischung mit  anderen  Zweigen  vorkommt. 
Hinsichtlich  der  Lohnstatistik  s.  Art.  Ar- 
beitslohn (Statistik)  oben  Bd.  I  S.  885  ff. 
b)  Der  Ausdruck  des  Einkommens 
im  Gelde  und  die  erforderlichen  Kor- 
rekturen. Der  uns  geläufigste  und  in 
der  Gegenwart  auch  von  der  Steuerge- 
setzgebung der  civilisierten  LÄnder  aus- 
schliesslich angenommene  Grössenausdruck 
ist  der  Geldbetrag  des  Einkommens,  wobei 
die  naturalen  Bestandteile  in  Geld  ange- 
schlagen w^erden. 

In  früheren  Wirtschaftsepochen  war  auch 
filr  Steuerzwecke  der  Einkommensanschlag 
in  der  Hauptfrucht  des  Landgutes  nichts 
Seltenes.  Auch  heute  noch  fülirt  die  aus- 
schliessliche Berücksichtigung  des  Geldan- 
schlags zu  mannigfaltigen  Irrtümern.  Bei 
herrschender  Naturalwirtschaft,  wie  sie  bei 
der  Landwirtschaft  nocli  vielfach  besteht, 
erweckt  der  Geldausdruck  leicht  eine  zu 
günstige  Vorstellung  von  der  Lage  der  Wirt- 
schaft, welche  zwar  ihre  Naturalien  oft 
reichlich  ziu- Verfügung  hat,  aber  nicht  wie 
mit  wirklichem  Gelde  beliebige  andere  Gre- 
nussmittel  beschaffen  oder,was  noch  wichtiger, 
ihren  Zalilungsverbindlictikeiten  entsprechen 
kann.  Freilich  fällt  dafür  auch  der  Geld- 
anschlaff  für  Steuerzwecke  meist  selur  niedrig 
aus  (vgl.  Soetbeer). 

Der  Geldausdruck  giebt  jedoch  über  die 
wichtigste  Funktion  des  Einkommens,  seine 
Bestimmung  als  Konsumtionsfonds,  nur  dann 
eine  genügende  Auskunft,  wenn  der  Geld- 
wert (d.  i.  die  Kaufkraft)  feststeht  be- 
ziehungsweise im  Falle  von  Vergleichungen 
in  den  verglichenen  Fällen  der  gleiche  ist. 
In  diesem  Sinne  erfordert  die  Einkommens- 
statistik die  Ergänzung  der  Geldgrössen  des 
Einkommens  durch  die  Angabe  der  Preise 
der  Konsumtionsgegenstände.  Aus  nahe- 
liegenden Gründen  haben  die  Preise  der 
notwendigen  oder  doch  allgemein  gebrauchten 
Verzehrungsgegenstände  für  diesen  Zweck 
eine  hervorragende  Bedeutung.  Häufig  werden 
gewisse  Lebensmittel,  namentlich  Korn, 
Weizen,  als  Tyjms  herausgegriffen  und 
wohl  auch  das  Einkommen  in  diesen  Gütern 
ausgedrückt;  dies  ist  namentlich  bei  Ver- 
gleichungen der  Einkommen  der  arbeitenden 
Klasse  in  verschiedenen  weit  entlegenen 
Zeitpunkten  der  Fall.  So  verfährt  schon 
Adam  Smith,  aber  auch  Giffen,  Leroy  Be- 
aulieu  in  den  angeführten  Werken,  vgl.  auch 
Röscher  a.  a.  0.,  dann  insbesondere  die  Ar- 
beiten über  die  Höhe  des  Lohnes.  Giffen 
behauptet  für  England,  dass  von  1843 — 
1883  die  Preise  der  Lebensmittel  der  Ai-- 


beiter,  mit  Ausnahme  der  Wohnung,  ungeföhr 
gleich  geblieben  seien,  was  jedoch  sowohl 
von  Mitgliedern  der  Statistical  Society  als 
auch  von  Schipjx^l  geleugnet  wird. 

Eine  sehr  eingehende  Beiu^eüung  der 
Konsumtionskraft  liefern  die  in  neuerer  Zeit 
öfter  bearbeiteten  Haushaltsstatistiken.  So- 
fern die  auf  diese  Weise  erhobenen,  auf 
Grund  gegebener  Einkommen  zur  Konsum- 
tion gelangenden  Güterquantitäten  und  Qua- 
litäten mit  jenen  verglichen  werden,  welche 
nach  den  erlangten  Erfahrungen  zur  Er- 
haltung des  Lebens  imd  der  Gesundheit 
erforderlich  sind,  findet  sich  auch  ein  ob- 
jektiver Massstab  zur  Beurteilung  der 
Zulänglichkeit  des  Einkommens,  d.  h.  seines 
Verhältnisses  zum  Bedarf.  Solche  Ver- 
gleichungen in  Bezug  auf  den  notwendigen 
Bedarf  sind  unter  dem  allerdings  nicht  ganz 
zutreffenden  Gesichtspunkte  der  Kosten  der 
Arbeit  hinsichtlich  der  Höhe  des  Arbeits- 
lohnes wiederholt  angestellt  worden.  (iSo 
insbesondere  von  Engel  u.  a.) 

Ausser  den  Preisen  der  Lebensmittel 
kommt  es  aber  auch  dai-auf  an,  für  welche 
Bedürfnisse  aus  dem  Einkommen  Rat  ge- 
schafft werden  soll.  In  diesem  Sinne  ist 
der  Familienbedarf  der  Untersuchung 
zu  Grunde  zu  legen.  Die  Anzahl  der  Fa- 
milienglieder ist  das  wichtigste  Element  der 
Verändenmgen  des  Bedarfs.  In  sehr  zahl- 
reichen Fällen  hat  das  Einkommen  de.s 
Familienhauptes  für  den  Bedai-f  der  ganzen 
Familie  aufzukommen.  Wo  zu  diesem 
Zwecke  Einkommen  anderer  Familienglieder 
vorhanden  sind,  kommt  es  hier  namentlich 
auch  in  sozialer  Beziehung  auf  die  Hohe 
des  gesamten  Familieneinkommens  (Ein- 
kommen der  Haushaltung)  an. 

2.  Das  Volkseinkommen.  Das  Volks- 
einkommen ist  nicht  Gegenstand  unmittel- 
barer statistischer  Erhebung,  sondern  es 
ergiebt  sich  a\is  Berechnungen  aus  anderen 
statistisch  erhobenen  Daten. 

a)  Die  reale  Methode.  Die  soge- 
nannte reale  Methode  der  Ermittelung  des 
Volkseinkonamens,  welche  am  eingehendsten 
und  schärfsten  von  Wagner  vorgetragen 
wird,  will  das  Volkseinkommen,  welches 
als  identisch  mit  dem  Reinertrage  der 
Volkswirtschaft  bezeichnet  wird,  durch  Ab- 
zug gewisser  Posten  vom  Rohertrage  in 
folgender  Weise  ermitteln.  Der  Rohertrag 
besteht : 

a)  aus  der  Gesamtheit  der  iu  dieser  Zeit 
neu  im  Inlande  erzeugten  wirtschaftlichen 
Güter  einschliesslich  der  Dienstleistungen; 
der  Rohstoffe  ihrem  ganzen  Werte  nach,  der 
Fabrikate  nur  mit  dem  Betrage  der  Werter- 
höhung; b)  aus  der  Einfuhr  von  Gütern  aus 
dem  Auslande  aus  dem  Titel  der  Renten 
von  Fordenmgsrechten  des  Inlandes .  aus 
Kreditgeschäften  oder  von  Kapitalanlagen  in- 
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landischer  Staatsangehöriger  im  Auslande; 
c)  aus  dem  mittelst  Einnihr  ausländischer 
Güter  reell  bezahlten  Frachterwerb  der  in- 
landischen Rhederei  im  auswärtigen  Handel 
nnd  im  Zwischenverkehr ;  d)  von  den  in  bar 
lind  in  Waren  bestehenden  Einfuhren,  welche 
als  Rimessen  für  die  im  Inlande  sich  auf- 
haltenden Fremden  dienen  oder  von  solchen 
mitgebracht  werden ;  e)  aus  der  Einfuhr  aus 
ilem  Titel  unentgeltlicher  Gaben,  z.  B.  Kon- 
tributionen des  Auslandes  an  das  Inland, 
Einwanderungsvermögen,  sobald  diese  Ein- 
fuhr regelmässig  wiederkehrt;  f)  vom  et- 
waigen wertüberschuss  der  im  internationalen 
Handel  erfolgenden  Waren-  und  Geldeinfuhr 
ül-er  die  beztigliche  Ausfuhr;  g)  aus  dem 
Wertbetrage  der  Nutzungen  des  Nutzver- 
mogens. 

Von  diesem  Rohertrage  sollen  abgezogen 
werden : 

a)  die  natürlichen  volkswirtschaftlichen 
Produktionskosten  d.  i.  die  Verwendungen 
für  die  Mitwirkimg  der  Natur  bei  der  Pix)- 
diiktion  (Saatkorn,  Viehfutter,  Streu,  Brenn- 
stoffe. Schmierstoffe,  ferner  die  Abnutzung 
*ler  stehenden  Kapitalien),  b)  die  Ausfuhr 
von  Gdtem  nach  dem  Auslande  aus  dem 
Titel  der  Renten  von  Kapitalanlagen  und  von 
Forderungsrechten  des  Auslandes  aus  Kre- 
vlitgeschStfteu ;  c)  die  Güterausfiüir  als  Be- 
zahlung für  Frachterwerb  fremder  Rhederei ; 
<1)  Bar-  imd  Wei-tsendungen  ins  Ausland  als 
Rimessen  für  dort  sich  aufhaltende  Inländer, 
von  solchen  mit  hinausgenommene  Güter ; 
e)  die  Güterausfuhr  aus  dem  Titel  unent- 
geltlicher periodischer  Gaben  an  das  Aus- 
land, z.B.  Tribute;  f)  der  etwaige  Wert- 
überschuss  der  Handelsausfuhr  über  die  Ein- 
fuhr; g)  der  Wertbetrag  der  Abnutzung  des 
Natzvermögens. 

Vgl.  ähnlich  Röscher  §  146.  Sehr  skep- 
tisch gegen  diese  Methode  Mithoff  bei  Schön- 
berg I,  XI,  §  3,  gänzlich  verwirft  sie  F.  J. 
Xeumann  TV,  §  21,  vgl.  auch  Rob.  Meyer 
a.  a.  0.  §  11  und  passim.  Auf  dem  Haager 
Kongress  war  fast  ausschliesslich  von  der 
realen  Methode  die  Rede,  freilich  unter  fort- 
währender Kritik  derselben  und  unter  viel- 
facher Anwendung  der  gemischten  Methode 
(s.  unten  sub  c). 

Der  Haupteinwand  gegen  diese  Methode 
besteht  darin,  dass  die  einzelnen  Posten  sich 
doch  niemals  statistisch  erheben  lassen  und 
<laher  das  Gesamtergebnis  notwendig  lücken- 
haft nnd  unsicher  sei.  Wagner  selbst  leugnet 
'lies  keineswegs,  indem  er  sagt,  das  Beste 
^i,  offen  einzugestehen,  dass  wir  derzeit 
kein  Mittel  haben,  das  Volkseinkommen  sta- 
tisch zu  erfassen.  Als  selbstverständlich 
^ird  bei  dieser  Methode  vorausgesetzt,  dass 
'1er  Geldwert,  der  Produkte  etc.  in  Ansatz 
^omrat.  Dadurch  wird  die  Einkommens- 
«•mittelung  auf  diesem  Wege  auch  von  den 


Methoden  abhängig,  nach  welchen  der  Geld- 
wert in  der  Proauktionsstatistik,  dann  in 
der  Aus-  und  Einfuhrstatistik  ermittelt  wird ; 
da  diese  Methoden  in  der  Praxis  keineswegs 
immer  befriedigende  sind,  erwächst  hieraus 
für  die  Einkommensermittelung  eine  neue 
Fehlerquelle.  Selbstverständlich  bedürfen 
endlich  die  auf  diese  Art  ermittelten  Ein- 
konmienssummen  bei  Vergleichung  aus 
verschiedener  Zeit  und  aus  verschiedenen 
Orten  der  Korrektur  mit  Rücksicht  auf  den 
Geldwert. 

Mit  Riicksicht  auf  alle  diese,  wie  erwähnt, 
auch  von  Wagner  zugestandenen  Bedenken 
und  die  daraus  entstehende  ünverlässlich- 
keit  der  auch  mit  der  grössten  Sorgfalt 
gewonnenen  Resultate  wird  diese  Methode 
seit  längerer  Zeit  nur  noch  selten  ange- 
wendet. 

Im  wesentlichen  nach  dieser  Methode, 
jedoch  bei  weitem  nicht  mit  der  von  Wag- 
ner geforderten  Genaiugkeit,  sind  eine  Reihe 
älterer  Schätzungen  vorgenommen  worden. 

So  bewertet  für  F  r  a  n  k  r  e  i  c  h  mit  recht 
ausführlicher  Begründung  Schnitzler  1842 
den  Roherti-ag  (Produktwert) 

der  Landwirtschaft  auf    .    .    .    5106  Mill.  Fr. 
„    Bergwerke  und  Steinbrüche     100    „        „ 
„    Industrie 291 1     „       „ 

wobei  er  aber  den  Wert  der  Rohstoffe  der 
industriellen  Produktion  nicht  in  Abzug  ge- 
bracht hat  und  für  die  Wertvermehrung 
aus  dem  Handel  keinen  Ansatz  macht.  Die 
Cirkulation  an  Gütern  im  inländischen 
Handel  soll  jedoch  nur  7700  Millionen  Francs 
betragen  haben.  Ch.  Dupin  teilt  folgende 
Schätzungen  des  Einkommens  der  fran- 
zösischen Staatsbürger  mit. 


1699  1020  MUl.  Fr. 

1780  4011  „ 

1790  4655  n 

1800  5402  „ 

1810  6270  „        „ 

1820  7862  „ 

1830  8808  „ 


(auf  den  Kopf  169) 


(auf  den  Kopf  269) 


Chevalier  schätzt  1848  10000  Millionen 
Francs,  Cochut  1861  ohne  nähere  Begrün- 
dung 16000  IVIillionen  Francs,  wovon  6000 
Millionen  Francs  Arbeitslohn  sein  sollen. 
(Offenbar  ganz  beiläufige  Schätzungen  ohne 
statistische  Bedeutung.) 

Der  Wert  der  industriellen  Produktion 
wurde  1788  von  Tolosan  auf  931,5  Millionen 
Francs,  1812  von  Montalivet  auf  1400  Mil- 
lionen Francs,  1842  von  Chaptal  auf  1820 
Millionen  Francs,  von  Moreau  de  Jonnes 
1850  unter  lebhafter  Kritik  Chaptals  auf 
4037  Millionen  Francs  geschätzt,  wovon 
2261  Millionen  Francs  auf  den  Wert  der 
Rohstoffe  faJlen  sollen. 

Ueberdas  österreichische  Volksein- 
konunen,      richtiger    Produktwert    enthält 
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Ozornig,  Statistisches  Handbüohlein,  folgende 
Angaben  1861: 

Landwirtschaft 2073  Mill.  fl. 

Jagd  und  Fischerei 4^    n      n 

Bergbau 41     »      n 

Industrie 1200    „      „ 

In   ähnlicher  Weise   schätzt  das   eng- 
lische Yolkseinkomraen  Colquhoim   1812: 

Landbau-  u.  Bergwerksprodukte  226  •     Mill.  £ 

Manufakturen 114         »      » 

Handel  und  Schiffahrt     .    .    .      79,5       n      n 

Fischerei 2,—     „      „ 

Banken 3,5       n      « 

Einkommen  aus  fremden  Ländern  5, —     „      „ 


430      Mill.  £ 

Ferner  Pebrer  das  rohe  Yolkseinkommen 
des  Vereinigten  Königreichs  1834: 

Landwirtschaft 246,6  Mill.  £ 

Berffbau 21,4    „      „ 

Fischerei 3,4    n      n 

Gewerbe  nach  Abzug  der  Kohstoffe    148,1    „      „ 
Handel  und  Schiffuirt   ....      86,4    „      „ 

Bankiergeschäfte 4,5    n      n 

Zinsen  aus  fremden  Ländern  4,5    n      n 


514,9  Mill.  £ 

Moreau  de  Jonnes  1838  720  Äüllionen  £, 
Baxter  auf  Grundlage  der  Individualein- 
kommen für  England  allein  1863  825  Mil- 
lionen £. 

Für  Spanien  schätzt  Moreau  de  Jennys 
1803: 

Der  X.  beziehungsweise  XI.  Census  der  Union  erg^b  für  einige  der  genannten  Zweige 
des  Volkseinkommens  folgende  Ziffern,  die  jedoch  mit  den  1840  nicht  ganz  gleichartig 
erhobenen  und  von  Tucker  in  mehrfacher  Weise  bearbeiteten  Ziffern  nicht  ohne  weiteres 
vergleichbar  sind: 


aus  der  Landwirtschaft 

Industrie 

Industrie  und  Handel 

Gebäude     

Andere  Einkommen 


Roh-     Bein-  pro 

ertrag  ertrag  Kopf 

in  MilL  Fr. 

1268,5      4^^i5  ^^ 

284,6  27.; 

248,4  24 

124,2  12 

6,4 


860,5 

Borrego  1834: 

Ackerbau  .    .    . 

2284 

Mill. 

Fr. 

Industrie   .    .    . 

361 

n 

71 

Handel  .... 

124 

n 

7f 

Häuser  .... 

186 

n 

n 

Kanäle,  Strassen 

8,S 

7t 

7» 

Persönliche  Dienste    75 

fl 

7t 

vom  Gelde    .    . 

.    85 

n 

7> 

3123,5  Mill.  Fr. 

Für  die  Vereinigten  Staaten  auf 
Grund  des  Census  1840  ermittelt  Tucker  mit 
recht  sorgfältiger  Begründung: 

Landwirtschaft    .    .  654,4  MilL  $ 


279,9 
97,8 
42,4 
16,9 
12,0 


Manufakturen 
Handel    . 
Bergwerke 
Forste     . 

Fischerei 

1063,4  Mill.  $ 
für  ausgelassene  Produk- 
tion (Erbsen  u.  dergl., 
Honig,  Federn  etc.)  .    .  40—50    „      ^ 
daher  zusammen  1103— 11 13  Mill.  $ 


Wert  der 

Produkte  der  Manufaktur 

Produkte  der  Landwirtsch.  (farming  products) 
(darunter  Forstprodukte  95  774  735; 

Produkte  der  Wälder,  Gesamtwert 

Mineralische  Produkte,  einschliesslich  der  Edel- 
metalle und  Steinbrüche 

Nach  einer  Bemerkung  im  VII.  Bande 
des  X.  Gens.  S.  11,  wo  drei  Viertel  des  jähr- 
lichen Produktes  der  Landwirtschaft  und 
Industrie  und  des  Imports  mit  6160  Mil- 
lionen $  angesetzt  werden,  schätzt  das  Cen- 
susbureau  diese  Gesamtsumme  auf  8213 
Millionen  $,  Im  XL  Census  kommt  die 
analoge  Berechnung  nicht  vor.  Dagegen 
nachstehende  Vergleichung  der  richtig  ge- 
stellten  Steuersverte  des  Gesamtvermögens 


1880  1890 

m  1000  $ 
5349192  9056705 

2212  541  2460108 


490073 
369300 


587  230 


Zuwachs 

0/ 

69,31 
11,19 


59 


Jahre 

Gesamtwert 
1000  « 

pro 
Kopf 

Zuwachs 

absolut 

in% 

1850 
1860 
1870 
1880 
1890 

7  135  780 
16  159616 
30068519 
43  642  000 
65  037  092 

308 

780 

870 

1036 

9  023  836 
13908903 
13  573  481 
21395092 

126,46 
86,07 

45,14 
49,02 

In  neuerer  Zeit  findet  sich  noch  eine 
nach  dieser  Methode  bearbeitete  Schätzung 
des  Einkommens  der  Bevölkerung  bei  Schall. 
DasKönigreichWürttembeig,  1883: 

Landwirtschaft 293,5  Mill  M. 

Forst wirtsch.,  Bergbau,  Torf  .  36,9  „  „ 
Stoffverarbeitung,  Handel  .  .  323,0  „  . 
Persönl.  Dienstleistung  .  .  .  72,7  „  „ 
Beuten  aus  dem  Auslande    .    .      26,0    „     ., 

702,2  >mi.  M. 
auf  den  Kopf  356,14  Mark,  nachdem  Rö- 
melin  1863  274,88  Mark  pro  Kopf  ermittelt 
hatte.  Die  Nutzungen  rechnet  Schall  nicht 
hinzu. 

b)  Die  personale  Methode.  Die  per- 
sonale Methode  in  ihrer  einfachsten  Art 
besteht  in  der  einfachen  Suramierung  der 
erhobenen  Individualeinkommen,  wobei  je- 
doch die  sogenannten  abgeleiteten  Einkorn- 
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men  »am  Doppelzfthlungen  zu  vermeiden«, 
abgezogen  werden,  s-obensubl,  4,  e.  »Zinsen 
w^en  unter  den  Einkommen  des  Gläubigers 
eingestellt,  Alimentationen  etc.  ebenfalls, 
Steuern  und  Abgaben  können  entweder  im 
(öffentlichen  Einkommen  gerechnet  und  von 
<ien  Einkonmien  der  Privatwirtschaften  ab- 
gezogen werden  oder  sie  werden  vom  öffent- 
lichen Einkommen  in  Abschlag  gebracht,  da- 
gegen die  Einkommen  der  Frivaten  ein- 
schliesslich der  Steuern  und  Abgaben  be- 
rechnet«. Der  eigentliche  Grund  dieser 
Abzüge  beruht  darin,  dass  man  eine  Gleichung 
der  Summe  der  Individualeinkommen  mit 
dem  Nationalprodukt  oder  mit  dem  Eon- 
siuntionsfonds  des  Volkes  sudit,  weil  hier 
Einkommensteüe,  die  nicht  einem  erzielten 
Produkt  entsprechen  oder  genusslos  veraus- 
gabt werden  müssen,  fo^richtig  auszu- 
scheiden sind.  Der  Begriff  »Summe  der 
Individualeinkommen«  strenge  gefasst  macht 
'lie  Ausscheidung  nicht  notwendig  (vgl. 
Soetbeer,  der  nur  die  Zinsen  von  improduktiv 
angelegten  Staatsanleihen  abziehen  will,  dann 
Meyer  a.  a.  0.,  nunmehr  auch  F.  J.  Neumann 
bei  Schönberg,  3.  und  4.  Auflage). 

Giebt  man  mit  Wagner  zu,  dass  schUess- 
lich  alle  Berechnungen  des  Volkseinkommens 
dcxih  nur  erfolgen,  um  die  Lage  der  physischen 
Personen  zu  beurteilen,  so  muss  man  ihm 
auch  darin  zustimmen,  bei  den  Einzelein- 
kommen  die  Abgaben  jedenfalls  in  Abzug 
zu  bringen.  Die  hier  in  erster  Linie  zu 
berücksichtigende  Steuerstatistik  macht  die 
Durchführung  dieser  Regeln  schwierig,  weil 
das  zur  Einkommensteuer  erhobene  Ein- 
kommen, wohl  nach  Abzug  der  übrigen 
Steuern  und  Abgaben,  nicht  aber  nach  Ab- 
zug der  Einkonunensteuer  ermittelt  wird. 
Noch  schwieriger,  praktisch  unlösbar  ist  die 
genaue  Berücksichtigung  der  Abgaben  an 
andere  Gemeinwirtschaften,  weil  diese  je 
nach  ihrem  juristischen  Charakter  im  ein- 
zelnen Falle  bald  als  Abzug  zugelassen 
Verden,  bald  nicht. 

Die  Herkunft  des  Einkommens  aus  in- 
öder ausländischen  Quellen  macht,  wie 
Wagner  richtig  bemerkt,  für  diese  Erhebungs- 
methode  keinen  Unterschied,  in  das  Ausland 
gehende  Schuldzinsen  etc.  kommen,  da  das 
Einkommen  der  schuldnerischen  Wirtschaft 
nm  diesen  Betrag  kleiner  berechnet  wird, 
ohnehin  nicht  als  Einkommen  in  Anschlag. 
Aus  ausländischen  Kapitaleinlagen  ins  In- 
land fliessende  Zinsen  machen  theoretisch 
gar  keine,  für  die  statistische  Erfassung  um 
80  grössere  Schwierigkeiten. 

Theoretisch  nicht  einfach  ist  die  genaue 
Bestimmung,  welche  Wirtschaften  aJs  »in- 
ländische« anzusehen  seien.  Hier  ist  die 
Ermittelung  von  Einkommensteilen  unver- 
mekUich;  denn  einerseits  werden  aus  aus- 
ländischen  Forderungen,  Unternehmungen, 


Grundbesitzungen  inländischer  Eigentümer 
gezogene  Einkommen  dem  iniändischenVolks- 
einkommen  zugerechnet;  andererseits  wird 
doch  auch  damit  allerdings  in  Widerspruch 
stehend,  das  aus  inländischem  Grundbesitz, 
inländischen  Unternehmungen  u.  dgl., 
welche  Ausländem  gehören,  fliessende 
Einkonunen  dem  inländischen  Volksein- 
kommen zugerechnet.  Die  Statistik  fusst 
hier  vollständig  auf  der  Steuergesetzgebung, 
welche  in  dieser  Beziehung  vielfech  nicht 
auf  dem  Standpunkte  der  Beciprozität  steht. 
(Vgl.  Antoni,  Die  Steuersubjekte  Fin. -Ar- 
chiv V,  2.) 

Die  wesentlichsten  Hindernisse  der  Be- 
rechnung des  Volkseinkommens  nach  dieser 
Sersonalen  Methode  liegen  in  den  oben 
argestellten  Lücken  der  Statistik  der  Ein- 
zeleinkommen. Besonders  hervorzuheben  ist 
an  dieser  Stelle  noch,  dass  hinsichtlich  der 
öffentlichen  Körper  meist  überhaupt  nur 
Ausweise  der  Einnahmen  und  Ausgaben 
vorliegen,  aus  denen  die  öffentlichen  Ein- 
kommen erst  mit  vieler  Mühe  und  kaum  in 
unbestreitbarer  Weise  berechnet  werden 
müssten.  Hinsichtiich  der  Schätzung  der 
in  der  Einkommenstatistik  nicht  enthaltenen 
Einkonmien  s.  oben. 

In  diese  Gruppe  gehören  die  Ermittelun- 
gen des  Einkommens  der  Bevölkerung  in 
Preussen  und  Sachsen,  deren  Ergeb- 
nisse imten  mitgeteilt  werden. 

Hierher  gehört  auch  die  vortreffliche 
Arbeit  über  die  Einkommensstatistik  Finn- 
lands 1881  von  H.  K.  Ignatius. 

MiU.   M. 
(=lFr.) 
Das  Eink.  der  Besteuerten  wird  mit     .  200 

der  Nichtbesteuerten 108 

die  öffentlichen  Emnahmen 197$ 

amtiich  festgestellte  Posten  (Einkommen 

der  versorgten  Armen) 2,7 

330,0 

berechnet, 

als  Kontrolle  wird   eine  Berechnung   nach 

der  realen  Methode  beigefügt: 

Ackerbau 106  MiU.  M. 

Viehzucht 81     „  „ 

Forstwesen 70     „  „ 

Jafifd  und  Fischerei.    .      6     „  „ 

Industrie  und  Gewerbe  80     „  „ 

Handel  und  Schiffahrt      50     „  ^ 

393  Hill.  M. 

Das  norwegische  Volkseinkommen  soll 
420  Millionen  Mark,  das  dänische  700  Mil- 
lionen Mark,  das  schwedische  1000  Millionen 
Mark.  (=  1  Frs.)  betragen. 

Ferner  ist  Mer  zu  erwähnen  die  Be- 
rechnung des  bremischen  Volkseinkom- 
mens, wobei  das  Einkommen  der  Nicht- 
steuerpflichtigen recht  unverlässlich  mit 
Durchschnittszahlen  angesetzt  ist,   in   den 
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Jahrbüchern  für  bremische   Statistik,    1891 
imd  die  folgenden  Jahrgänge. 

Einkommen  der  gesamten  BeTölkernng 

auf  d.  Kopf  Ver- 
1000  der  Bevöl-   hält- 

Mark  keruDg    niszahl 

Mark 
1847—1850  30741  386,20      100,— 

1861—1855  42029  489,58      126,77 

1856—1860  48239  516,61      133,77 

1861—1865  61087  598,92      i«;5,o8 

1866—1870  71221  628,44      162,72 

1871—1875  102087  771,15      199,68 

1876-1880  96177  646,92      167,51 

1881-1885  96249  598,70      155,03 

1886—1890  119 139  689,10      178,43 

1891—1895  123569  660,72      171,86 

Für  Hamburg  fehlt  eine  Schätzung  des 
Yolkseinkommens,  doch  mögen  an  dieser 
Stelle  folgende  Daten  ans  der  Stenerstatistik 
Platz  finden. 

Hamburg,  Statistik  des  Hamburger  Staa- 
tes, Xin,  1893. 

1000        auf  1    1  physisch. 

Mark  Einwohn.  Steuerzahl. 

1866  129877    488  3385 

Versteuertes   1880  236417    552  2481 

Einkommen    1885  280212    552,96        2596 

d.  physischen  1890  401  423    670,04        2869 

Steuerzahler   1891  419096    671,74       2839 

1892  415075    648,45        2777 

Im  Jahre  1881  hat  eine  Aenderung  der 
Einkommeusteuergesetzgebung  stattgefun- 
den, weshalb  die  Ziffern  nicht  ohne  weiteres 
vergleichbar  sind. 

o)  Die  gemischte  Methode.  Die 
rein  personale  Methode  der  Ermittelung  des 
Yolkseinkommens  kann  gar  nicht  in  Anwen- 
dung gebracht  werden,  wo  die  Statistik  be- 
ziehungsweise die  Steuergesetzgebung  die 
individuellen  Einkommen  überhaupt  nicht 
zum  Ghegenstand  der  Erhebung  macht.  Dies 
ist  der  Fall,  wenn  nur  Ertragsteile  oder 
Einkommens  zweige  erhoben  werden,  ohne 
die  auf  die  einzelnen  Wirtschaften  ent- 
fallenden Gesamteinkommen  darzustellen. 
Hier  kann  dann  eine  aus  personalen  und 
realen  Elementen  gemischte  Methode  in 
Anwendung  gebracht  werden,  indem  man 
durch  eine  vollständige  Klassifizierung  der 
Einkommenszweige  und  Summiening  der- 
selben das  Volkseinkommen  zu  ermitteln 
sucht.  Das  wichtigste  Beispiel  dieser  Art 
bildet  England  mit  seinen  nach  den  be- 
kannten 5  Schedulen  abgeteilten  Incometax, 
der  als  besonderer  Vorzug  nachgerühmt 
wird,  dass  sie  keines  einzigen  Engländers 
Einkommen  der  Behöi-de  bekannt  mache. 
Nach  derselben  Methode  muss  aber  auch  in 
allen  jenen  Staaten  vorgegangen  werden, 
welche  eine  Einkommensteuer  im  technischen 
Sinne  nicht  haben,  bei  Avelchen  also  die  Er- 
tragsteuer oder  andere  Ertragsermittelungeu 
der  Berechnung  zu  Grunde  gelegt  werden 
müssen. 


Die  Berechnung  der  Gesamtsumme  ist 
auf  diese  Weise  nicht  an  und  für  sich 
schwieriger  oder  unzuverlässiger  als  nach 
der  rein  [personalen  Methode,  wenn  sich  auch 
nicht  leugnen  lässt^  dass  sich  gerade  aus  der 
Kombination  wieder  neue  Fehlerquellen  er- 
geben (Wagner);  es  kommt  auch  hier  we- 
sentlich auf  die  Vollständigkeit  und  Ver- 
lässlichkoit  des  Materials  an.  Völlig  ver- 
schiedene Ergebnisse  liefern  aber  beide  Me- 
thoden in  Bezug  auf  die  Verteilung  des 
Volkseinkommens,  weil  der  gemischten  der 
Zusammenhang  zwischen  den  Einkonrniens- 
teilen  felüt  und  auch  die  Schuldzinsen  meist 
nicht  berücksichtigt  werden.  Dass  auch  beide 
Methoden  einander  ergänzend  und  kontrcJ- 
lierend  in  Anwendung  kommen  können,  ver- 
steht sich  von  selbst,  wurde  auch  oben  be- 
reits erwähnt. 

In  allen  erwähnten  Fällen  kann  es  sich 
auch  um  die  Ermittelung  gewisser  Teile  des 
Volkseinkommens  z.  B.  des  Gesamteinkom- 
mens der  Einkommen  steuerpflichtigen  oder 
der  den  direkten  Steuern  unterliegenden 
Pei^sonen  oder  der  Grundbesitzer  etc.  oder 
des  Einkommens  aus  Gnmdbesitz,  Häuser- 
besitz, gewerblichen  Unternehmungen  han- 
deln. In  Fällen  der  letzteren  Art  hat  raaa 
es  oft  weder  mit  eigentlichen  Erträgen 
noch  mit  Einkommenssiunmen  zu  thim,  so 
dass  die  auf  diese  Art  ermittelten  Summen 
nur  mit  der  gi-össten  Vorsicht  zu  verwenden 
sind. 

In  den  Verhandlungen  des  Haager  Kon- 
gresses wurde,  ohne  dass  der  Unterschied 
von  der  sogenannten  realen  Methode  be- 
merkt worden  wäre,  hauptsächlich  die  eben 
besprochene  Methode  behandelt,  indem  das 
Einkommen,  der  Reingewinn  aus  der  Land- 
wirtschaft, den  Gewerben,  dem  Handel  als 
Gnuidlagen  zur  Berechnung  des  Volksein- 
kommens betrachtet  wurden;  in  diesem 
Sinne,  den  Reingewinn  des  ganzen  Wirt- 
schaftszweiges »objektiv«  zu  ermitteln,  sind 
sogar  besondere  Enqueten  vorgenommen 
worden. 

(Vgl.  die  Ausführungen  von  IjCgoyt, 
Maestri,  Ficker  im  Comte  rendu.) 

In  dieser  Art  berechnet  King  auf  Grund 
der  1688  eingeführten  Klassensteuer  das 
Jahreseinkommen  Englands  auf  43 500 000 
£,  für  die  Familie  32  £,  für  den  Kopf  der 
Bevölkerung  7£  11  sh  4d,  ferner  Lowe 
das  Einkommen  des  vereinigten  Königreichs 
für  1814  auf  338  Millionen  £,  und  zwar: 

der  Incometax  unterliefifend  .  .  156  Mill.  ^ 
für  Auslassungen  nnd  Verschwei- 

^ngfen  bei  anderen  Steuern  .  47  «  7» 
Lohueinkommen  und  andere  kleine 

Einkommen 100     „    » 

Irland 35      n     » 

338  Mill.  ü 
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für  1822  dagegen  255  MilL,  nmd  250  Mill.  £ 
woTon  auf  Arbeitslohn    ....     100      „     „ 

Kapital  und  Arbeit 50      „     „ 

Land-,  Hansrente  nnd  Zinsen  .    .     100      „     „ 
entfallen  sollen. 

(Der  Nachweis  der  angeblichen  Ueberein- 


stimmon^  dieser  beiden  Resultate  ist  mir  nn- 
verständlich  geblieben.) 

Ferner  Diidley  Baxter,  1867,  welcher 
aber  versucht  hat,  die  gesamten  Einkommen 
nach  Grössenkategorieen  zu  gruppieren.  Er 
fand  ffir  das  Vereinigte  Königi-eich: 


L  Grosse  Einkommen    1.  £  5000  nnd  mehr 

2.  „  1000-5000     . 

3.  ^    300-1000     . 

1.  „    100—300      . 

2.  unter  100  £      . 


n.  Mittlere 
in.  Kieme 


Stenerposten 

n.  Personen 

8500 

48800 

178300 

I  026400 

I  497000 


Betrag  in 

1000  £ 

126  157 

83324 

87723 

HO  950 

81  320 


rv. Klasse  der  Handarbeiter  (nach  den  Durchschnittslöhnen): 
Gelernte  Arbeiter,  Einkommen  £  50—73       .    . 

Weniger  gelernte  Arbeiter,  Einkommen  „  35—52       .    . 
Gemeine  Arbeit,  Einkommen 


2759000        489474 


10-36 


I  345000 
5  087000 
4529000 


66353 

160652 

97640 


10  961  000 
13  720000 
16300000 


324  645 
814  119 


Gesamtsumme 

Kinder  und  Frauen  ohne  Einkommen 

Von  der  Gesamtsumme  berechnet  er  als  abgeleitetes  Einkommen 

Daher  reines  Einkommen  £  570000 


244000 


Die  Entwickelung  der  in  England  der  Incometax 
bis  1895  zeigt  folgende  Tabelle: 

im  vereinigten  Königreich  waren 

Einkommen  aus  1875  1879 

Sched.  A.  Grund-  und  Hausbesitz     .    .  162432  180038 

B.  Pachteinkommen 66  752  69  140 

C.  Renteneinkommen  ....  42390  39510 
.,  D.  Einkommen  aus  Gewerben  .  266942  257371 
y,      £.  Gehalte  aus  öffentl.  Aemtem  32  540  31  987 


unterzogenen  Einkommen  von  1875 

besteuert 
in  1000  £ 

1893 


196640 

58789 

45240 

301  658 

42832 


202  786 
57639 
38346 

361  923 
51583 


1894 
206  742 

56053 

38913 
351  832 

52591 


1895 
208  125 

55722 

38645 
336  720 

51  040 


1000  £571 056    578046    645159    712277    706  131     690252 

Für  Sachsen  betrug  das  aus  den  einzelnen  Quellen  eingeschätzte  Einkommen  in 
liJÖOM, 

Gesamteinkommen  aus  1879  1888 

'tnmdbesitz 

Renten 

(^ehalten  nnd  Löhnen 

Handel  und  Gewerbe 


die  abgezogenen  Schuldzinsen  .  . 
Reines  Volkseinkommen  in  1000  M. 
darunter  juristische  Personen     .    . 


1879 
218239 

III  713 

364651 

_35_o38o_ 

1044983 

85761 


247  452 
167  846 
583  812 
443776 
I  442  886 
105  261 


1890 
262  743 
187  077 
665  072 
_495  977_ 
I  610869 
114952 


1892 
277  028 
205  467 
714007 
516494 


1894 
287  105 
220300 
771  290 
527  780 


I  712996     I  806475 
128  052 139  954 


959  222     i  337  625 
30950  — 


I  495  917      I  584  944      I  666  521 
—  —  57  803 


An  dieser  Stelle  mögen  noch  folgende 
N(»ti2en  aus  der  Steuerstatistik  Italiens 
ihren  Platz  finden ,  ohne  dass  eine  selb- 
ständige Einkommensberechnung  vei-sucht 
wenlen  konnte.  (Vgl.  Biirkart,  Fin.-Arch.  YI, 


1  S.  100,   femer  Ber.  d.   Gen.-Dir.  d.  dir. 
Steuern,  1898.) 

Das  der  Imposta  suUa  richezza  mobile 
in  den  Steuerrollen  unterzogene  Einkonunen 
betrug  in  ^liUionen  Lire: 

Millionen  Lire 
1878        1886        1896 
In  der  Kategorie  A.  (Renten-  und  Kapitalzinsen) 274,8        336,2        303,4 

-  -         5,         B.  (Zeitlich  beschränkte  Einkommen^  d.  i.  Gewerbe 

und  Handel 292,9        323,4       248,7 

-  r        ,j         C.  (Arbeitseinkommen^  Gehälter,  Löhne,  Pensionen).      88,9         88,4         89,0 
y     ^        jy         D.  QLiöhne,  Gehälter,  Pensionen  etc.  aus  öffentlichen 

Kassen) 27,2         35,4         36,1 


683,8        783,4        677,2 
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Von  diesen  Summen  entfielen: 

auf  juristische  Personen  und  Gesellschaften 266,3  329,0 

„    Private 417,5  454,4 

das  steuerpflichtige  Einkommen  der  Colonate  betrug 11,6  11,0 

von  sämtlichem  Einkommen  entfiel  Einkommensteuer    .    .    .    .  90,9  104,0 
femer  wurde  durch  Abzus:  erhoben  und  zwar  hauptsächlich  von  Staats- 
besoldungen una  Staatsschuldzinsen S6,7  93,3 

Der  steuerbare  Ertrag  der  Gebäude  ist  von  1879  bis  1889  von  375,2  auf  416,6  Hillionen 
Lire  und  bis  1895  auf  580,0  Millionen  Lire  gestiegen. 


301,2 

376,0 

10,6 

136,0 

145.S 


Für  Westösterreich  veranschlagte 
die  Regierung  1874  bei  ihren  Berechnungen 
des  Yolkseinkommens  für  die  Einführung 
der  Einkommensteuer 

in  1000  Guld. 
das  Eink.  aus  Grund  und  Boden  mit.  282800 
„  „  „  Gebäuden  mit .  .  .  .  138976 
„  „  „  associiert. Kapitalbes.  m.  in  943 
„  „  „  sonstig.  Eapitalbesitz  „  16  053 
„  „  „  Handel  und  Gewerbe  „  158483 
„        ^        „   stehenden  Bezügen  mit      59628 

767  883 
Das   Lohneiokommen    und    der   grösste 
Teil  der  Staatsschiddzinsen  sind  hier  nicht 
inbegriffen. 

Die  Ergebnisse  der  ersten  Veranlagung 
der  Personaleinkommensteuer  für  1898  er- 
gaben folgendes  Bild,  welches  freilich  mit 
Kücksicht  darauf,  dass  es  sich  um  die 
erste  Yeranlagiing  —  ohne  Berücksichti- 
gung der  Berufungen  handelt,  mit  grosser 
Vorsicht  zu  benutzen  ist.  —  Das  steuerfreie 
Existenzminimum  beträgt  600  fl.  Juristische 
Personen  unterliegen  der  Steuer  nicht. 

inlOOOfl.  in% 


249335  18,65 
383888  28,72 
458  499 
216003 
29197 


34,29 

16,16 

2,18 


Einkommen  aus 

Grund-  und  Gebäudebesitz 

selbständ.  Unternehmungen 

Dienst-  und  Lohnbezügen 

Kapitalvermögen     .    .    . 

sonstiges  Einkommen  .    . 

I  336  922     100 
in  1000  fl. 

Abzüge  aller  Art,  Schuldzinsen,  Steuern 
etc 1644x5 

Abzüge  behufs  Berücksichtigung  zahl- 
reicher Familien  etc 15956 


180  371 
sohin  verbleiben i  156550 

Auf  dieser  Grundlage  wird  das  öster- 
reichische Volkseinkommen  mit  jedenfalls 
mehr  als  3  Milliarden  Gulden  geschätzt. 
(Ygl.  meinen  Aufs,  in  der  Zeitschr.  für 
V.  W.,  Sozialp.  u.  Yerw.  VIH,  1.) 

d)  Die  relative  Grösse  des  Ein- 
kommens. Um  von  der  absoluten  Grösse 
des  Volkseinkommens  auf  das  Mass  von  Be- 
darfsbefriedigung zu  schliessen,  welches 
dasselbe  dem  \olke  gewährt,  wird  es  mit 
der  Bevölkerung  als  dem  wesentlichsten  den 
Gesamtbedarf  bestimmenden  Elemente  in 
Bezielumg  gesetzt;  daraus  ergebt  sich  das 
Einkommen  f  ü  r  d  e  n  K  0  p  f.  Dieser  relative 
Ausdruck  führt  leicht  zu  Missverständnissen. 


Wird  das  Volkseinkommen  schlechthin  diu^eh 
die  Bevölkerungszahl  dividiert,  so  werden 
je  nach  der  bei  der  Ermittelung  des  Volks- 
einkommens eingehaltenen  Methode  Ein- 
kommensteile der  juristischen  Personen  des 
Staates,  der  Gemeinden  etc.  auf  die  physischen 
Personen  repartiert.  Letzteres  ist  "insofern 
nicht  widersinnig,  als  ja  alles  f^kommen 
der  juristischen  Personen  schliesslich  döch 
der  Öedarfsbefriedigung  physischer  Personen 
zu  gute  kommt;  aJIein  für  manche  Zwecke 
der  Statistik  ist  diese  Vermengung  durchaiLs 
zu  vermeiden,  z.  B.  für  die  Beurteihmg  der 
Last  der  öffentlichen  Abgaben,  und  jeden- 
falls muss  bei  Vergleichun^n  sorgfältig 
darauf  geachtet  werden,  dass  nicht  aus  dieser 
Quelle  eine  Ungleichheit  der  zu  ver- 
gleichenden Ziffern  entstehe.  In  den  neu- 
eren Forschungen  wird  meist  mir  das  Ein- 
kommen der  physischen  Personen  der  Be- 
rechnung des  Einkommens  für  den  Kopf  zu 
Grunde  gelegt. 

Aber  auch  hier  noch  sind  Unterscheidungen 
notwendig.  Nimmt  man  die  Bevölkenmgs- 
ziffer  als  DiWsor,  so  wird  das  Volksein- 
kommen auf  eine  Reihe  von  Personen  auf- 
geteilt, welche  ein  selbständiges  Einkommen 
nicht  gemessen,  insbesondere  Frauen  und 
Kinder.  In  sozialer  und  volkswirtschaftlicher 
Beziehung  erscheint  aber  das  Einkommen 
der  Haushaltung  als  ein  Ganzes.  Es  ist 
also  noch  die  Zahl  der  durehschnittlich  auf 
eine  Haushaltung  entfallenden  Kopfzahl  er- 
forderlich, um  ein  Bild  von  den  einer  Hau.>- 
haltung  durchschnittlich  zur  Verfügung: 
stehenden  Mitteln  zu  bekommen.  Wieder 
davon  unterschieden  ist  die  Einkommens- 
ziffer auf  den  Kopf  des  Steuerpflichtigen 
(Censiten),  wobei  dann  konsequent  nur  diis 
steuerpflichtige  Einkommen  aufzuteilen  ist. 
Nur  bei  der  preussischen  KLissensteuer  und 
den  ihr  nacngebildeten  Steuern  findet  die 
Hebung  nach  Haushaltungen  statt,  so  dass  die 
Ziffer  f tlr  die  steuerpflichtige  Haushaltung  und 
die  Ziffer  für  den  Censiten  zusammenfallen. 
Sonst  steht  die  Einkommensziffer  für  den 
Censiten  zwischen  der  Ziffer  für  den  Kopf 
der  Bevölkerung  und  jener  für  die  Haus- 
haltung, weil  die  Haushaltungen  häufig  meh- 
rere steuerpflichtige  Einkommen  um&ssen. 
Wird  die  Zahl  der  Einkommensempfönger 
überliaupt  mit  der  Bevölkerung  verglichen, 
so  ist  im  Falle   des  relativen  Steigens  der 
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cRsteren  die  Frage  aufzuwerfen,  wie  viel 
daran  zunehmende  Frauen-  und  Einderarbeit 
Anteil  haben. 

Die  fernere  Unterscheidung  des  auf  Haus- 
haltungen und  Einzelsteuernde  entfallenden 
Einkommens  gehört  bereits  den  Verteilungs- 
problemen  an;  auch  diese  Unterscheidung 
ist  bisher  nur  bei  der  preussischen  Elaraen- 
steuer  und  zwar  in  den  Jahren  1878 — 1882 
durchgeführt. 

Die  Einkommensziffer  für  den  Kopf, 
den  Stenerpflichligen  oder  die  Haushaltung 
wird  femer  zu  einem  wichtigen  Element 
derVerteilungsstatistik  (s.  unten),  in- 
dem die  einzelnen  Grössenklassen  des  Ein- 
knmmens  oder  Einkonmienszweiges  ermittelt 
und  die  so  gefundenen  Durchschnittsziffern 
unter  einander  verglichen  werden. 

e)  Kritik  der  Methoden  und  wahre 
Bedeuton«  derselben ;  Vergleiohbarkeit 
der  Besultate.  Es  muss  zugegeben  wer- 
•len,  dass  keine  der  angeführten  Me- 
thoden der  Ermittelung  des  Volkseinkom- 
mens Resultate  liefert,  welche  auch  nur 
annähernd  jenen  Grad  von  Genauigkeit 
erreichen,  welche  wir  auf  anderen  Ge- 
bieten der  Statistik,  z.  B.  in  der  Bevöl- 
kerongsstatistik,  zu  verlangen  und  zu  fin- 
den gewohnt  sind.  Dieser  unbefriedigende 
Stand  der  Einkommensstatistik  ist  idler- 
flings  zum  Teil  den  mit  dem  Stoffe  ver- 
bundenen Schwierigkeiten,  zum  Teil  aber 
auch  den  theoretischen  Unklarheiten  der 
Hnkommenslehre  zuzuschreiben,  welche  be- 
wirken, dass  fast  jeder  einzelne  Forscher 
ein  anderes  Ganzes  als  Volkseinkommen  im 
Äuge  hat  und  dass  sich  eben  deshalb  eine 
konsequente  Fortbildimg  der  Methode  nicht 
entwickeln  konnte.  Dazu  konunt  noch,  dass 
die  Einkommensstatistik  von  vielen  nur  als 
ein  Zweig,  ein  Hilfsmittel  der  Wohlstands- 
statistik angesehen  wird  und  so  mit  Ver- 
mögens- und  Konsumtionsstatistik  und  der 
sogenannten  Symptomatik  völlig  ver- 
schwinunt.  Abgesehen  von  diesen  theoreti- 
schen Streitfragen  ist  aber  gewiss  die  Er- 
naittelnng  des  »jährlichen  Produktes«,  des 
jährlichen  Zuschusses  am  Volksvermögen 
^in  ebenso  interessanter  und  fruchtbarer 
O^nstand  statistischer  Behandlung  wie 
<iip  Ermittelung  der  Summe,  welche  sich 
aus  dem  Einkommen  aller  Wirtschaftssub- 
jekte oder  dem  Einkommen  der  physischen 
Person  ergiebt 

Nach  des  Verfassers  Ansicht  wäre  aus 
theoretischen  Gründen  auch  noch  die 
Summe  der  dem  Volke  jährlich  zur  Ver- 
fugmig  gestellten  Genussgüter  zu  ermitteln, 
eine  Smnme,  die  zu  der  Summe  der  Ein- 
kommen der  Wirtschaftssrtbjekte  in  näherer 
Beziehung  steht  als  das  Jahresprodukt  und 
•iesw^n  den  Namen  Volkseinkommen  viel- 
leicht in  erster  Linie  in  Anspruch  nehmen 


dürfte  und  deren  statistische  Ermittelung 
wohl  auch  keine  grösseren  Schwierigkeiten 
bietet  als  die  anderen  gesuchten  Summen, 
ja  die  so  dornenvollen  Doppelberechnungen 
(doubles  emplois)  vielleicht  sogar  leichter 
vermeiden  lässt.  Uebrigens  mag  man  dar- 
über streiten,  ob  das  eine  oder  das  andere 
»das  Volkseinkommen  sei«,  für  eine  Eeihe 
von  Betrachtungen  und  Urteilen  sind  diese 
Summen  von  Wichtigkeit,  und  gleichmässig 
ermittelt,  gestatten  sie  auch,  ungeachtet 
ihrer  mangelhaften  absoluten  Genauigkeit, 
lehrreiche  v  ergleiche. 

Die  Kritik  führt  ims  also  nicht  ziu:  Be- 
vorzugung einer  der  sogenannten  Metiioden, 
sondern  zur  Erkenntnis,  dass  hier  nicht  so 
sehr  Methoden  die  Ermittelunff  eines  und 
desselben  Ganzen  als  selbständige  statisti- 
sche Aufgaben  vorliegen,  von  denen  jede  in 
ihrer  Weise  der  Vervollkommnung  fähig  ist. 
Dass  sie  sich  zugleich  gegenseitig  ergänzen 
und  kontrollieren,  ist  von  allen-i  Statistikern 
anerkannt  und  bedarf  nach  dem  Gesagten 
kaum  näherer  Begründung.  Die  Beziehun- 
gen dieser  verscluedenen  Summen  zu  ein- 
ander zu  ermitteln,  ist  viel  mehr  Aufgabe 
der  theoretischen  Nationalökonomie  als  der 
Statistik.  Mit  der  Ausdehnimg  der  Mn- 
kommensteuer  ^winnt  natürlich  die  Indi- 
vidualmethode  immer  mehr  und  mehr  das 
Uebergewicht. 

Die  Vergleichbarkeit  der  nach  der  einen 
oder  der  anderen  Methode  in  verschiede- 
nen einzelnen  Fällen  gewonnenen  Resultate 
hängt  natürlich  von  den  gegebenen  Voraus- 
setzungen ab. 

Vor  allem  sind  Vergleichungen  dann 
möglich,  wenn  mit  Grund  angenommen 
werden  kann,  dass  sich  die  begangenen 
Fehler  in  derselben  Richümg  bewegen  und 
auch  in  der  Grösse  nicht  allzusehr  von  ein- 
ander abweichen.  Dies  ist  der  Fall,  wenn 
das  Einkommen  einer  und  derselben  Volks- 
wirtschaft in  verschiedenen,  nicht  allzuweit 
von  einander  entfernten  Zeitpunkten  ver- 
glichen wird.  Hier  kann,  wenn  die  ange- 
wandte Methode  dieselbe  ist  und  auf  die 
verschiedene  Genauigkeit  der  Erhebung  ge- 
hörig Rücksicht  genommen  wird  (nament- 
lich bei  der  Einkommensteuerstatistik  wich- 
tig !),  mit  ziemlicher  Zuversicht  das  Wachsen, 
die  Gleichheit  oder  die  Abnahme  des  Volks- 
einkommens konstatiert  werden.  In  der 
That  besteht  kein  Zweifel  über  das  be- 
deutende Wachsen  des  Volkseinkommens 
der  Kulturstaaten  in  den  letzten  Jahrzehn- 
ten. Der  zweite  Fall  dieser  Art  liegt  vor, 
wenn  in  zwei  Staaten  mit  sehr  ähnlichen 
Kulturverhältnissen  und  gleichartigen  sta- 
tistischen Gnindlagen  (z.  B.  gleichartiges 
Steuersystem)  solche  Berechnungen  vorge- 
nommen werden. 

Je  weniger  diese  Voraussetzungen   zu- 
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treffen,  desto  unverlSssücher  werden  die 
Resultate,  sodass  schliesslich  nur  ganz  rohe 
Unterschiede  konstatiert  werden  können,  zu 
deren  Beobachtung  verwickelte  statistische 
Berechnungen  überhaupt  nicht  erforderlich 
wären. 

Moreau  de  Jonn^s  versucht  1825  folgen- 
den Vergleich  des  Volkseinkonunens. 


1825 

Frankr.  |Gro8sbrit.  N.-Amer. 
Millionen  Eres. 

1.  Erzeugn.    d. 
Urproduktion 

2.  Gewerbe 

3.  Einfuhr 

4678,7 
I  820,1 

438,4 

5  420,4 

3  568,0 

753,8 

1608 
906 
383 

Summa 
davon  Export 

6  937,2 
461,1 

9  742,2 
I  140,5 

2897 
404 

Volkseinkommen 

6476,1 

8901,7 

2493 

Rau  sucht  diese  Angaben  diirch  den 
Abzug  des  dritten  Teiles  des  Wertes  der 
Industrieprodukte  (als  Wert  der  Rohstoffe) 
zu  berichtigen  und  berechnet  davon  ftlr 
den  Kopf  in  Frankreich  204  Francs,  Gix)ss- 
britannien  407  Francs,  Nortlamerika  259 
Francs. 

In  den  Arbeiten  Soetbeers  ist  die  Yer- 
gleichung  des  preussischen  imd  sächsischen 
Volkseinkommens,  bei  welchem  die  obigen 
Bedingungen  in  hohem  Grade  zutreffen, 
schön  durchgeführt  und  der  Vergleich  mit 
Grossbritannien,  wo  schon  wesentliche  Ver- 
schiedenheiten bestehen,  mit  vieler  Umsicht 
erläutert.  Er  hat  hierzu  die  folgende  Tabelle 
(8.  S.  365)  zusammengestellt. 

In  der  Hamburger  Statistik  finden  sich 
Vergleiche  über  Volkseinkommen  in  mehre- 
ren deutschen  Städten  (s.  unten  sub  e). 

3.  Die  Einkommensyerteiluiig.  a) 
Allgemeines.  Unter  der  Verteilung  des 
Einkommens  versteht  man  das  Verhältnis, 
in  welchem  die  einzelnen  Wirtschaftssub- 
jekte am  Volkseinkommen  Anteil  haben, 
oder  das  Verhältnis  der  Einkommen  zu 
einander.  (In  einem  andern  Sinne  die 
Vorgänge  durch  welche  diese  Veileilung 
stattfindet  [vgl.  F.  J.  Neumann  bei  Schön- 
berg]). 

Die  Statistik  der  Einkommensverteilung 
und  die  Vergleichung  der  Ergebnisse  zu 
verschiedenen  Zeitpunkten  und  bei  ver- 
schiedenen Volkswirtschaften  bildet  die  po- 
sitive Grundlage  der  Erkenntnis,  in  welchem 
Sinne  sich  diese  Verteilung  verändert.  Da- 
diu-ch  tritt  dieser  Teil  der  Einkommenssta- 
tistik in  die  engste  Verbindung  mit  den 
auf  deduktivem  Wege  aufgesteUten  Lehr- 
sätzen über  diesen  Gegenstand  und  mit 
den  wichtigsten  Problemen  der  sozialen 
Frage. 

Die  Einkommensverteilung  kann  zunächst 


in  der  Weise  betrachtet  werden,  dass  die 
einzelnen  Wirtschaftssubjekte  ohne  weiten» 
Gruppierung  nebeneinander  gestellt  wer- 
den. Gegenstand  der  Betracht^ing  ist  hier 
die  Häufigkeit  der  einzelnen  Einkommens- 
grössen,  ihr  absoluter  Gesamtbetrag  und 
ihr  Verhältnis  zu  einander  und  der  in  jeder 
Klasse  auf  den  Kopf  (s.  oben)  ent&Uendeu 
Siunme.  Die  Einkommen  werden  in  ge- 
wisse Grössenklassen  unterschieden,  die 
meist  in  den  Einkommensteuergesetzen  jxw 
sitiv  gegeben  sind.  Eine  selbständige  Auf- 
gabe der  Statistik  ist  es  dann,  wieder 
grössere  Abstufungen  zu  bilden,  welche  ge- 
wissen sozialen  Lnterschieden  oder  Wohl- 
standsstufen entsprechen,  z.  B. 

Sachsens  Stat.  Bureau  (Zeitschr.  187S) 
unterscheidet : 

1)  unbemittelte  Klasse  bis  800  Mark 
5)  mitüere  Klasse  801—3300  Mark 

3)  wohlhabende  Klasse  3301—9600  Mark 

4)  reiche  Klasse  mehr  als  9600  Mark. 
Soetbeer: 

dürftige  Einkommen  bis  225  Mark 
kleine  Einkommen  526—2000  Mark 
massige  Einkommen  2001—6000  Mark 
mittlere  Einkommen  6001—20000  Mark 
grosse  Einkommen  20001—100000  Mark 
sehr  grosse  über  100000  Mark. 
Samter: 

1)  dürftige  Einkommen  360—750  Mai-k 

2)  erträgliche  750—1.500  Mark 

3)  gute  Einkonmien  1500—3000  Mark 

4)  reiche  Einkommen  über  3000  Mark. 
Wilhelm   Boehmert  in   seiner  neuesten 

Arbeit  ohne  nähere  sprachliche  Bezeich- 
nung: I.  bis  900  Mark.  II.  über  900  bis 
2100  Mark.  IH.  über  2100  bis  9500  Mark. 
IV.  über  9500  Mark.  Die  preussische  amt- 
liche Statistik  bringt  Gnippen  von  900  bis 
3000  Mark,  3000—6000  Mark,  6000— 95<Xi 
Mark  und  darüber  zur  Darstellung;  cüe 
neue  österreichische  Statistik  hebt  die  jener 
Grenze  ganz  nahestehende  Summe  von 
6000  fl.  besonders  hervor. 

Die  Erfahnmg  lehrt,  dass  die  unteren 
Einkommensstufen  im  Verhältnis  zu  den 
höheren  sehr  stark  besetzt  sind  und  audi 
in  ihrem  Gesamtbetrag  denjenigen  der 
höheren  stark  (natürlich  nicht  in  demselben 
Verhältnis  der  Häufigkeit)  übersteigen  {s. 
die  unten  folgenden  Tabellen).  Von  Wich- 
tigkeit ist  es  dann  noch,  die  Höhe  der  lui- 
tersten  Einkommen  in  Bezug  auf  den  Be- 
darf festzustellen,  imi  ein  Büd  von  der  be- 
obachteten Verteilung  zu  bekommen. 

In  Bezug  auf  die  zu  beobachtenden  Ver- 
änderungen der  Verteilung  nimmt  hier  die 
Frage  die  grösste  Wichtigkeit  in  Ansprach, 
ob  die  Verteilung  regelmässiger  oder  un- 
regelmässiger werde;  das  letztere  ist  am 
deutlichsten  dann  der  Fall,  wenn  die 
grossen    Einkommen    dem    Betrage    nach 
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Bevölke- 

runffszu- 

nanme 

1875—1888 

/o 


1876 


Gesamt- 

Ein- 
kommen 
Mill.  M. 


für 

den 

Kopf 

M. 


1881 


Gesamt- 

Ein- 
kommen 
MiU.  M. 


fUr 

den 

Kopf 

M. 


1886 
Gesamt- 

Ein- 
kommen 
Mill.  M. 


für 

den 

Kopf 

M. 


Preussen 

Sachsen 

Grossbritannien  und  Irland 


io,o 
10,6 


7  857,2 
23  180 


305 
703 


8  228,2 

988,0 

23  410,0 


302 
332 
673 


8884,1 

I  194,1 

25  190,0 


314 
375 
690 


Häiifi^keit  zunehmen,  während  die  mittle- 
ren Emkomiiiensstufen  seltener  werden. 

Eine  zweite  bedeutend  verwickeitere 
Anf^be  der  Yerteilungsstatistik  ist  es,  den 
Anteil  der  einzelnen  Einkommen  an  dem 
Produktionsertrag  zu  ermitteln.  Yom  theo- 
retischen Standpunkt  wird  die  Frage  meist 
in  der  Form  aufgeworfen,  den  Anteü  der 
Einkommenszweige,  Lohn,  Zins,  Eente,  und 
Tütemehmereinkonunen  am  Nationalprodukt 
za  ermitteln.  Sowohl  das  eherne  Lohnge- 
jietz  Ricardos  als  Careys  Schema  wün- 
schenswerter Verteilung  als  die  gegen- 
wärtige Streitfrage  über  die  Gestaltung  des 
Arbeitslohnes  bewegen  sich  auf  diesem  Ge- 
biete.   Hier  ist  abgesehen  von  der  Grösse 


\rachsen  und  an  Häufigkeit  abnehmen,  wäh-  '        b)    Die    behaupteten    VerteÜungs- 
rend    die   kleinen    an   Höhe   ab-    und    au  \  tendenzen  in  der   Ghegenwart.     Gewiss 

ist  es  ein  Zeichen  für  die  ausserordent- 
liche Schwierigkeit  derartige  Fi'agen  statis- 
tisch zu  entscheiden,  dass  auf  Grund  des 
identischen  Materials  geradezu  gegenteilige 
Behauptungen  über  die  aus  demselben  er- 
sichtüchen  Verteilungstendnzen  aufgestellt 
wurden. 

So  haben  Giffen,  Soetbeer,  Leroy-Beau- 
lieu  und  andere  aus  den  Tafeln  der  Sta- 
tistik nur  beruhigende  Symptome  heraus- 
gelesen, während  von  den  Sozialisten,  denen 
aber  in  dieser  Beziehung  eine  ganze  Reihe 
anderer  Schriftsteller  beistimmten,  gerade 
in  den  Thatsachen  der  Statistik  die  Begrün- 
dung für  ihre  Behauptung  einer  immer  un- 
günstigeren Entwickelung  der  Einkommens- 


des  Gesamteinkommens   zu   unterscheiden :;  verteüung  erblickt  wurde.    Am  eingehend 
\)  die  Grösse   des  gesamten  Einkommens, :  sten  ist  diese  Auffassung  von  Sehippel  be- 


Es  verlohnt  wohl  der  Mtihe  auf  diese 


welches  als  Lohn  u.  s.  w.  zur  Yerteilung 
gelangt,  der  Gesamtanteil  des  Lohnes  u.  s.  w. 

am  Volkseinkommen.    2)  Der  auf  den  Kopf  i,„„^i.„s^i,i:«u   • ,   j^„       u^.  •        tu 
des  Einkommenssubjekts^  jeder  Klasse  ent-  Sl^^S^Ä^vl^^^^^^^  ^^^"^  ^' 

fallende  Betrag.     3)   Die  Verteilung  jedes  ,  ^^^^^^^^^/^^^^  ""^^^  emzupherL 
«lieser  Zweige  unter  die  einzelnen  Einkom-  i       ^^^^^  beiu-teilt  die  englischen  Einkom- 
menssnbjekte.  '  mensverhältnisse,  wie  sie  sich  in  der  Sta- 

uer so  beüebten,  namentüch  von  Lerov- ,  ^istik  der  Incometax  dai-stellen,  und  sucht 
Beauüen  her\'orgehobenen  aber  auch  von  ^^^^^  ^^^^  ^ahl  und  Grösse  der  von  der  In- 
Gi^chen  benutzten  Beweisführung,  aus  dem  I  cometax  befreiten  Einkommen  unter  150  £, 
Sinken  des  Zinsfusses  und  der  landwu-t- 1  ^^^  ^^'^^  *"^  Gnind  der  Lohnstatistik,  zu 
schaftüchen  Grundrente  in  Europa  auf  eine  1  schätzen.     Er   gelangt   zu   dem   Resultate, 


gleichmäßsigere  Verteilung  der  Einkommen 
zu  schhessen,  ist  entgegenzuhalten,  dass 
dieses  Resultat  nur  bei  gleichbleibender 
Termögensverteüung  eintritt,  während  bei 
starker  Anhäufung  des  Vermögens  auch 
bei  sinkendem  Zinsfuss  und  Rente  die  Ein- 
kommensverteilung ungleichmässiger  wer- 
den kann. 

Dagegen   wirkt   allerdings    ein   Steigen 
des  rälen  Arbeitslohns  immer  im  ausglei- 
chenden Sinne. 
Grossbritannien  und  Irland 


dass  die  Löhne  seit  1835  um  50— 100  "/o 
im  Gelde  gestiegen  seien ,  wälirend  die 
Preise  und  Lebensbedürfnisse  mit  Ausnahme 
der  Wohnung  und  des  Fleisches,  welches 
1835  die  arbeitenden  Klassen  nur  in  der 
Form  des  »bacon«  berührt  habe,  gleich  ge- 
blieben seien.  Zugleich  sucht  er  das  Ein- 
kommen aus  Arbeit  von  dem  Einkommen 
aus  Besitz  zu  trennen.  Das  Resultat  seiner 
Untersuchung  zeigen  folgende  Tabellen: 


Einkommen  in 
Mill.  £ 

Zuwachs 

1843 

1883 

Betrag 

/o 

1.  KapitaliBtenklasse  ans  dem  Kapital 

2.  Arbeitseink.  (der  Kapitalisten)  nach  der  Incometax 
i  Arbeitseinkommen  der  höheren  und  der  mittleren 

Klaasen  unterhalb  der  J.  C 

190 
90 

64 

171 

400 
180 

140 
550 

210 
90 

76 
379 

HO 

100 

4-  Klasse  der  Handarbeiter 

200 
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Die  Verteilung  der  der  Einkommenssta- 
tistik unterliegenden  Einkommen  auf  Kapi- 
tal und  Arbeit  ist  aus  folgender  Tabelle  er- 
sichtlich : 


Gross- 
britannien 


1881 

1862 

1843 

^ 

C3 

+j 

d 

•4^ 

d 

p« 

^ 

P« 

*€ 

^ 

^ 

,3 

:i 

e8 

^ 

Seh.  A.  Grund- 
besitz ohne 
Hansrenten 

Hausrenten 

Seh.  B.  Pacht- 
renten 

Seh.  C.  Renten 
ans  bew.  V. 

Seh.  D.  Ge- 
werbsgewinn : 

I.Privatuntem. 

II.Gesellschaft. 

Seh.  E.  Gehalte 


Mill.  £ 


70 

117 

25 
40 

64 
91 


407 


33 


177 


584 


60 
62 

22,5 

29 


32 

47 


38,5 


49 


252,51 107,5 
360 


57 
41 


29 


29,5 

12 


188,5 


36 


46,5 


II 


93,5 


282 


Mehreren  gegen  seine  Lohnstatistik  er- 
hobenen Einwendungen  suchte  Giffen  1886 
zu  erwidern. 


Goschen  sucht  in  seinem  Vortrage  1SS6 
namentlich  den  Aufschwung  der  Mittel- 
klassen nachzuweisen,  wozu  er  die  wenijr 
brauchbaren  Ergebnisse  der  Seh.  D  und  E 
benutzt ;  nach  ihm  soll  die  Ausbreitung  der 
Aktiengesellschaften  zur  Ausgleichung  der 
Einkommensunterschiede  wesentlich  beige- 
tragen haben. 

Soetbeer,  dem  bezüglich  der  Jahre  ISol 
bis  1873  Engel  in  seinen  umfassenden  Ai- 
beiten  in  der  Zeitsclirift  des  königlich 
preussischen   statistischen  Bureaus   voraus- 

f gegangen  ist,  hat  seit  zehn  Jahren  die  Er- 
jbnisse  der  preussischen  Einkommen-  und 
lassensteuer  verfolgt  und  namentlich  mit 
den  sächsischen  und  englischen  Verhält- 
nissen verglichen.  Hinsichtlich  der  nicht 
eingeschätzten  Einkommen  unter  420  Mark 
(mit  26%  Zuschlag  wegen  milder  Ein- 
schätzung 525  Mark)  sucht  er  ebenfalls  aus 
der  Lohnstatistik  und  Bevölkerungsziffer 
die  Ergänzung  zu  finden.  Er  nimmt  für 
Einzelhaushaltungen  300  Mark,  für  Fa- 
milienhaushalte 500  Mark  als  Diurchschnilt  an. 
Den  kürzesten  Ueberblick  über  die  Re- 
sidtate  seiner  Forschimgen  giebt  die  folgende 
TabeUe: 


Einkommensklasssen 


Zahl  der  Censiten 


ohne  An- 
gehörige 

Personen 


mit  An- 
gehörigen 

Personen 


Betrag  der  Einkommen 


im 
Ganzen 

Mill.M. 


pro 
Censit 


pro 
Kopf 


Dürftige  Einkorn,  bis  525  M. 
Kleine  Einkom.  526—  2000  „ 
Massige  Eink.  2001-  6000  „ 
Mittlere  Emk.  6001-20000  „ 
GrosseEink.20001— 100000  „ 
Sehr  grosse  Eink.  tib.lOOOOO  ^ 

Znsammen 


Dürftige  Einkom.  bis  525  M. 
Kleine  Kmkom.  526—  2000  „ 
Massige  Eink.  2001—  6000  „ 
Mittlere  Emk.  6001— 20000  „ 
GrosseEink.20001— 100000  „ 
Sehr  grosse  Eink.  ttb.lOOOOO   „ 

Znsammen 

Dürftige  Einkom.  bis  525  M. 
Kleine  Einkom.  526—  2000  „ 
Massige  Eink.  2001—  6000  „ 
Mittlere  Eink.  6001— 20000  „ 
GrosseEiuk.  20001— 100000  „ 
Sehr  grosse  Eink.  üb.lOOOQO   „ 

Znsammen 


1876 


3311752 

4704757 

384  248 

58286 

7501 
532 


8  467  076 


39,11 

55,57 

4,53 

0,69 

}  0,10 


100 


6  369  856 

16840444 

I  381  044 

212200 

27300 

1940 


25,65 
67,82 

5,56 
0,85 

\  0,12 


24  832  784  100 


1324,7 

4  354,4 

I  219,5 

559,6 

285,7 

n3,i 


7  857*0 


16,86 

55,42 

15,52 

7,12 

3,64 

1,44 


400 
926 

3174 

9601 

38093 

212  681 


208 
2:;8 

833 
2637 

10467 

58323 


1888 


4  101  550 

41,36 

8  285  164 

29,20 

I  650,5 

17,68 

402 

5259805 

53,04 

18052480 

63,62 

4805,0 

51,49 

914 

458  692 

4,63 

I  702610 

6,00 

1486,4 

15,93 

3240 

83823 

0,85 

292381 

Ir03 

806,2 

8,64 

9617 

11  029 

0,11 

38470 

0,14 

4X7,1 

4,47 

37821 

840 

0,01 

2930 

0,01 

167,0 

1,79 

198731 

9915739 

':oo 

28374035 

100 

9  332,2 

100 

941 

928      316 


199 
266 

873 

2757 
10843 
56973 


4094428 

5517828 

490  541 

91 512 

12  521 
1  062 


1890 
40,11 
54,05 

4,81 

0,90 

\  0,13 


383  359 
562  145 
778  155 
317  193 
43400 
3681 


28,62 

63,81 

6,12 

1,09 

^oa6 


10  207  892  100       (29  087  933  100 


I  647,4 

5119,7 

I  593,1 

882,1 

474,2 
219,6 


16,58 

51,53 

16,08 

8,88 

4,77 
2,21 


472 

928 

3248 

9639 

37855 

276789 


973 


Hierzu   ist  folgende  Tabelle  Engels  zu 
vergleichen : 

In  der  Zeit  von  1852 — 1873  vermehrten 


sich    j  e    100 
Einkommen 


9936,1 
Steuerzahler   mit 


329 

197 

276 

896 

«781 

11  027 

59666 


342 

einem 
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in  der  Klassensteuer 

bis  400  Thlr.  auf  122,8 

Ton  400—100  Thlr.  »»_iZI_ 

dnrchselmittlich    124,0 

in  der  Einkommensteuer 

1000—    1600  Thlr.  auf    210,2 

leOO-    3200      „       „     232,3 

3200-    6000      «       „     253,9 

6000—  12000      „       „     324,8 

,.       12000—  24000      „       „     470,6 

,      24000—  62000      „       „     576,3 

„      52000—100000      „       „     568,4 

„     100000-200000      „       „     533,3 

„     200  OOOThlr.u.  m.      „       „   2200,0 

Vennehmng  der  Steuerzahler  der 

Einkommensteuer  von  je  100  auf      225,7 

Soetbeer  muss  selbst  zugeben,  dass  die 
Ton  ihm  nachgewiesenen  Resultate  Anhalts- 
punkte zu  der  Behauptung  geben,  dass  sich 
>las  Einkommen  nngleichmässiger  verteile, 
fla  die  unteren  und  oberen  Klassen  an 
Häufigkeit  zimehmen,  die  unteren  im  Durch- 
schnittseinkommen sinken,  die  höheren  stei- 
gen. Er  selbst  hält  aber  diesen  Schluss 
für  nicht  gerechtfertigt,  weil  die  Einschätz- 
iing  für  die  befreiten  Klassen  milder,  für 
die  höheren  strenger  werde  (diese  Ansicht 
ist  inzwischen  durch  die  preussische  Steuer- 
reform gründlich  widerlegt)  und  sich  der 
Fortschritt  der  Yolkswirtschaft  gar  nicht 
anders  zeigen  könne,  als  dass  allmählich 
immer  mehr  Steuerpflichtige  in  die  höheren 
Klassen  au&ücken. 

Den  extremsten  Standpunkt  vertritt  Leroy- 
BeauUeu,  der  aus  zahlreichen  Daten  ge- 
radezu die  Tendenz  des  bestehenden  Wirt- 
schaftssystems, die  Einkommensungleichhei- 
ten  m  beseitigen,  nachweisen  wüL 

Dem  gegenüber  sucht  Schippel,  der  sich 
hauptsächlich  mit  den  englischen  Yerhält- 
nisseu  beschäftigt,  den  Beweis  zu  erbringen, 
<1as6  dem,  wie  auch  er  zugiebt,  ausser- 
otdentlidi  gestiegenen  Volkseinkommen 
gegenüber  der  Anteil  der  Arbeiter  besten- 
feUs  ab«)lut  gleich  geblieben,  also  relativ 
{^fallen  sei.  Da  Schippel  nur  über  das 
Oleidibleiben  oder  Sinken  des  Lohnes  sta- 
tistisch Beweis  führt,  ist  hier  hauptsächlich 
seine  Kritik  der  Giffenschen  Angaben  her- 
vorzuheben. Sie  bezieht  sich  in  erster 
liaie  auf  die  weitere  Verbreitung  der 
Frauen-  und  Kinderarbeit  und  der  Arbeits- 
losigkeit, weshalb  die  Berechnung  des  Ar- 
l«eitseinkommens  aus  den  ^etwa  gar  in  be- 
sonders günstigen  Zeiten  erhobenen)  Löhnen 
te  erwachsenen  männlichen  Arbeiters  ganz 
^u^zolässig  sei.  Die  englische  Einkommen- 
steuer und  die  so  beliebte  Sparkassensta- 
tistik beziehe  sidi  überhaupt  nur  auf  die 
besitzenden  Klassen.  Endlich  macht  Schip- 
pel auf  die  völlige  ünbrauchbarkeit  der 
^.  D  zu  Berechnungen  dieser  Art  auf- 
merksam, da  die  Einschätzung  zu  dieser 
Steuer  hinter  der  Wahrheit  stark  zurück- 


bleibt und  eine  Zusammenfassung  der  Ein- 
kommen einer  Person  nicht  stattfindet 

Für  die  aprioristische  Beurteilungsweise 
Schippeis  ist  übrigens  folgender  Satz  cha- 
rakteristisch (S.  190).  »Die  Personen  mit 
über  100  £  Einkommen  besitzen  etwas  über 
die  Hälfte  des  britischen  Nationaleinkom- 
mens, nämlich  408  Millionen  von  814  Millio- 
nen. Ihre  Zahl  beträgt  aber  nur  1,3  Millio- 
nen, während  ihnen  12,5  Millionen  als  Be- 
sitzer der  anderen  Hälfte  gegenüberstehen. 
Ein  Elftel  der  erwerbenden  Bevölkerung 
(9,2  0/0)  bringt  also  di^  Hälfte  der  Frucht 
der  nationalen  Arbeit  ein.  Gehen  wir  wei- 
ter in  das  Detail  der  Aufstellungen  ein,  so 
entfalten  sich  nur  noch  schlimmere  und 
gefährlichere  Gegensätze,  die  arbeitenden 
Klassen  machen  80  ^/o  aller  Personen  aus, 
sie  beziehen  aber  niu*  40®/o  des  Einkom- 
mens. Die  obersten  Spitzen  der  Gesell- 
schaft dagegen  umfassen  1,7%  der  Bevöl- 
kerung und  beziehen  fast  die  gleiche 
Summe,  nämlich  36,5^/0«.  üebrigens  be- 
klagt Schippel  selbst  den  Mangel  verläss- 
licher Grundlagen  für  eine  Einkommenssta- 
tistik  der  arbeitenden  Klassen  auf  das  leb- 
hafteste. 

Wiewohl  die  Ausführungen  Schippeis 
einen  exakten  Gegenbeweis  gegen  die  oben 
angeführten  Darlegungen  nicht  erbringen, 
so  enthalten  sie  doch  gewichtige  Einwen- 
dungen gegen  die  von  den  Gegnern  einge- 
haltene Methode  und  rufen  ernste  Zweifel 
gegen  die  optimistischen  Resultate  der  letz- 
teren wach.  So  dürfte  man  Soetbeers  Be- 
ruhigung kaum  zu  teilen  vermögen,  wenn 
man  erwägt,  dass  die  Anzahl  der  auf  dtirf- 
tige  Einkommen  angewiesenen  Personen 
von  25,650/0  auf  29,200/0  bezw.  28,82^/0 
der  Bevölkerung  gestiegen  und  das  Ein- 
kommen für  den  Kopf  von  208  Mark  auf 
199  Mark  bezw.  197  Mark  gefallen  ist, 
während  die  Angehörigen  der  folgenden 
Klasse  (525-2000  Mark)  von  67,82  auf 
63,62  0/0  bezw.  63,81 0/0  der  Bevölkerung  ge- 
fallen sind  und  alle  höheren  Einkommen 
eine  starke  Zunahme  der  Häufigkeit  auf- 
weisen. 

Da  nach  Soetbeer  das  Einkommen  für 
den  Kopf  der  Bevölkening  316  bezw.  329 
und  342  Mark  beträgt,  so  muss  man  doch 
eben  die  Klasse  mit  526—2000  Mark  mit 
dem  Durchschnittseinkommen  von  258  bezw. 
276  Mark  für  den  Kopf  als  Mittelklasse 
ansehen;  gewiss  wird  die  Frage  oft  da- 
durch verwirrt,  dass  man  unter  Mittel- 
klassen in  einem  etwas  anderen  Sinne  an 
höhere  Einkommenklassen  denkt.  (Soetbeer, 
mittlere  Einkommen  6001—20000  Mark). 

Endlich  verdient  die  in  Preussen  und 
Sachsen  gemachte  Wahrnehmung  der  Er- 
wähnung, dass  die  Periode  des  Aufschwungs 
die  Ungleichheit  der  Einkommen  förderte. 
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während  die  Zeit  der  Krise  die  Zahl  wie 
den  Dmxjlischnittsbeti-ag  der  grossen  Ein- 
kommen zurückgehen  liess. 

Endlich  sei  von  älteren  Daten  hier  noch 
die  folgende  TabeUe  aufgenommen,  die  über 
die  Entwickelung  der  Einkommensverteilung 
in  Finnland  Aufschluss  giebt. 

Anzahl  der  Personen  mit  einem  Ein- 
kommen 

1865  1871  1881 

über  100000  M.          5  14  25 

von  50000—100000  „          28  47  41 

„    10000—  50000  „        662  760  905 

„      5000—  10000  „      I  369  I  530  I  818 

„      1000-    5000  „    17  512  15425  24543 

„        500—    1000  „    60941  108530  114417 

c)  Julius  Wolf  über  die  Einkom- 
mensverteilung.  In  diesem  Streite  liat 
Julius  Wolf  (Sozialismus  1892)  sehr  ener- 
gisch zu  Gunsten  der  optimistischen  Auf- 
fassung der  Dinge  Partei  genommen  und 
hierbei  die  diesen  ganzen  Untersuchungen 
zu  Grunde  liegende  Methode,  die  Häufig- 
keit der  einzelnen  Einkommensstufen  in 
zwei  verschiedenen  Zeitpunkten  mit  einan- 
der zu  vergleichen,  in  mehrfacher  Beziehung 
einer  einschneidenden  Kritik  unterzogen. 

Er  verlangt  in  ei-ster  Linie,  dass  der  Zu- 
wachs an  Censiten  einer  bestimmten  Ein- 
kommensstufe nicht,  wie  bisher,  zu  der 
früheren  Anzahl  der  Censiten  derselben 
Stufe,  sondern  zu  der  Anzahl  der  nächst- 
niedrigeren Stufe  in  Beziehung  gesetzt 
werde,  weil  nur  dies  im  grossen  und  gan- 
zen dem  »historischen  Prozesse  des  Auf- 
steigens  aus  einer  Stufe  in  die  höhere  «i 
entspreche.  Ais  »Zuwachs«  ist  hierbei 
nicht  niu-  die  arithmetische  Differenz  zwi- 
schen den  beiden  Zeitpunkten  anzusetzen, 
sondern  es  muss  auch  noch  die  Anzahl,  die 
die  obere  Steuerstufe  nach  oben  »abgegeben« 
liat,  hinzugerechnet  werden.  Zur  Beleuch- 
tung der  Tragweite  diese»  Rechnungsme- 
thode ein  Beispiel: 

In  Sachsen  betrug  die  Zahl  der  ein- 
geschätzten Personen  mit  Einkommen 


bis  500 
von  500-  800 
„  800—1600 
„  1600—3300 
„  3300—9600 
„     über  9600 


1879 

560210 

270  246 

165  699 

62  140 

24  140 

5293 


1890 

546  138 

401  439 

318125 

91  124 

36841 

10402 


Nach  der  üblichen  Methode  ergiebt  sich  der 
Zuwachs  von  der  2.  bis  6.  Stufe: 


50% 
967o 


2.  48,5%  5. 

3.  92,  %  6. 

4.  47,  % 

Nach  Wolfs  Berechnung  ergiebt  sich,  dass 
an  Prozenten  des  früheren  Besitzstandes  jeder 
Klasse  aufgestiegen  sind: 


Aus  der  1.  in  die  2.  50,7 
JT  n  2.  „  „  3.  67,2 
„  „  3.  „  „  4.  24,9 
„  „  4.  „  „  5.  28,3 
V       »    o-   t>    »    6-    21,3 

Zum  zweiten  macht  Wolf  darauf  aufmerk- 
sam, dass  die  oberste  Klasse  im  Gegensatze  zu 
allen  anderen  die  einzige  sei,  die  nach  oben 
nichts  abgiebt,  weshalb  eine  Erhöhung  ihres 
Bestandes  nach  der  bisherigen  Methode  ge- 
messen mit  jenen  der  übrigen  Klassen  nicht 
auf  eine  Linie  gestellt  werden  dürfe,  wäh- 
rend bei  'seiner  Methode  diese  Ungleich- 
heit nicht  bestehe. 

Mit  der  letzteren  Bemerkung  hat  Wolf 
allerdings  dann  Recht,  wenn  die  Statistik 
alle  Bewohner  oder  doch  alle  Einkommens- 
empfänger  umfasst. 

Fehlen  in  derselben  aber,  wie  z.  B.  iii 
der  preussischen  Statistik,  die  Empfänger 
eines  steuerfreien  Minimums,  so  ist  auch 
der  Pix)zentsatz  der  obersten  Klasse  im 
Verhältnis  zu  allen  Steuerpflichtigen,  nicht 
ausser  Zusammenhang  mit  den  übrigen 
Einkommenstufen,  weil  dann  die  eventuelle 
Vermehrung  der  Steuerpflichtigen  überhaupt 
ins  Gewicht  fäUt. 

Was  den  ersten  Einwand  anbetrifft,  so 
soll  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dass 
Wolf  die  Ani-egimg  zu  einer  neuen  Be- 
ti-achtungsweise  der  Statistik  gegeben  hat. 
Wenn  er  aber  behauptet,  damit  einen  der 
gröbsten  methodischen  IiTtümer  aufgedeckt 
zu  haben  und  damit  den  Beginn  eines 
»Sündenregisters  der  öffentlichen  Meinung^ 
anlegen  zu  können,  so  ist  das  doch  arg 
übertrieben.  Niemandem  ist  doch  beige- 
fallen, mit  den  üblichen  Vergleichen  die 
Bewegung  der  einzelnen  Censiten  in  den 
Klassen  messen  zu  wollen,  in  welcheui 
Falle  Wolfs  Belehrung  allerdings  am  Platze 
wäre,  sondern  man  hat  den  Stand  der  Ver- 
teilung an  zwei  vei-schiedenen  Zeitpunkten 
verglichen  und  thut  das  trotz  Wolf  auch 
heute  noch.  Zur  Erreichung  des  von  ihm 
gesteckten  Zieles  mcht  doch  auch  Wolfs 
Methode  offenbar  nicht  aus,  da  er  mu 
eine  Richtung  der  Bewegung,  jene  nach 
aufwärts,  berücksichtigt ;  ferner  ist  die  grosse 
Bedeutung  der  Klassenabgrenzung  zumal  für 
seine  Rechnungsweise  von  ihm  nicht  ge- 
nügend gewürdigt. 

Das  Aufsteigen  von  10  ^/o  der  Steuer- 
pflichtigen aus  einer  Steuerklasse  von  0  bis 
500  Mark  oder  von  500—800  Mark  Zu- 
kommen und  aus  einer  Steuerklasse  von 
3300 — 9500  Mark  sind  doch  ganz  inkommen- 
surable Vorgänge. 

In  dem  ersten  Falle  liegt  die  Klassen- 
grenze um  23  ®/o  über  der  Klaasenmitte  (650) 
und  60  ^/o  über  der  üntergrenze,  im  zweiten 
um  fast  50^/0  über  der  Klassenmitte  (6450 
Mark)  und  190  ®/o  über  der  Untergrenze. 
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Bei  Klassen  mit  so  weiten  Grenzen  be- 
deutet also  ein  gleiches  prozentuales  Auf- 
steigen der  Censiten  eine  viel  stärkere  Be- 
v.^Dg  als  bei  Klassen  mit  geringerer 
SpiannuDg. 

Aber  selbst,  wenn  Wolfs  Ziffern  zur 
nnmittelbaren  Ablesung  der  sozialen  Ge- 
staltung geeignet  wären,  zeigten  sie  nicht 
auch  bei  dem  Uebergang  aus  der  dritten 
in  die  vierte  Stufe  eine  bedenkliche  Ein- 
schnüning? 

Insofern  die  Kritik  gegen  den  Prozent- 
ausdnick  des  Zuwachses  im  Verhältnis  zur 
Besatzung  der  Klasse,  welche  den  Zuwachs 
erfuhr,  und  die  Vergleichu ng  der  so 
ermittelten  Zuwächse  gerichtet  ist,  enth^t 
äe  einen  richtigen  Kern,  weil  hierbei  den 
absoluten  Zahlen  der  Klassenangehörigen 
ein  zu  grosser  Einfluss  eingeräumt  ist,  der 
sich  namentlich  bei  den  meist  so  gering 
lie^^tzten  höheren  Stufen  oft  verwirrend 
geltend  madit,    z.   B.   wenn   einer  Klasse, 


der  mir  ein  Censit  angehörte,  ein  zweiter 
zugewachsen  ist,  100  ^/o.  Aber  gerade  die 
oben  angeführte  Soetbeersche  Dai-stellung 
ist  diesem  Vorwurf  nicht  ausgesetzt,  und 
auch  in  neuerer  Zeit  wiiti  —  gewiss  mit 
Recht  —  der  Darstellimg  der  Klassenbe- 
setzung  in  Prozenten  der  Censiten  oder  der 
Bewohner  der  Vorzug  gegeben  (s.  unten). 

Eine  andere  u.  a.  in  der  badischen  Sta- 
tistik angewandte  Methode,  die  Einkommens- 
verteilung zu  beobachten,  besteht  darin,  die 
Prozente  des  genannten  Einkommens- 
zuwachses einer  Periode,  die  jeder  ein- 
zelnen Stufe  zu  gute  gekommen  sind,  zu 
ermitteln.  Als  Vergleichsbasis  hierzu  ist 
dann  natürlich  eine  ähnliche  Berechnung 
der  Einkommensanteile  der  einzelnen  Stufen 
zu  Beginn  der  Beobachtungsperiode  erfor- 
derlich. 

In  diesem  Sinne  ist  lauf  Grund  der 
Mitteilungen  Schanz'  (F.A.  Xffl,  2)1  die  nach- 
stehende Tabelle  zusammengestellt: 


Auf  die 

Von  dem  gesamt. 

Von  dem  gesamt. 

Auf  d.  Steuer- 

Steuerstufen 

Zuwachs  von 

Zuwachs  von 

Stufen  entfiel 

entfiel  1886 

1886    1891   ent- 

1891-1896 ent- 

1896 

in  Prozenten 

fiel  in 

Proz. 

fiel  in 

Proz. 

in  Prozenten 

Steuerstufen 

der 
Steuer- 
pflichtig. 

des  Steuer 
pflichtig. 
Ges.-Eink 

der 
Steuer- 
pflichtig. 

des 
ges.  Ein- 
kommen- 
Zuwachs, 

der 
Steuer- 
pflichtig. 

des  ge- 
samten 
Ein- 
kommenz 

der 
Steuer- 
pflichtig. 

!  des  ges. 

Ein- 
kommenz 

I.      500-      900  M. 

63,70 

31,58 

49,83 

23,51 

32,30 

15,09 

59,37 

28,48 

U.1)  1000-    1400  „ 

16,93 

15,44 

26,89 

17,51 

35,98 

22,19 

19,73 

16,54 

III.     löOO-    2900   „ 

13,29 

20,57 

16,61 

18,96 

21,93 

23,43 

14,42 

20,67 

IV.     3000—    4900   ,, 

3,67 

10,69 

3,35 

7,10 

6,01 

11,76 

3,84 

10,30 

V.     5000-    9900   „ 

1,72 

8,94 

2,28 

8,86 

2,59 

9,42 

1,86 

8,99 

VT.   lOOOO—  19600   ., 

0,50 

5,14 

0,61 

4,92 

0,70 

5,08 

0,53 

5,10 

VlI.   20000—  24Ö00   „ 

0,06 

1,12 

0,09 

1,19 

0,09 

i,ii 

0,07 

1,13 

VITl.    25000—  29000   „ 

0,04 

0,82 

0,01 

0,11 

0,10 

146 

0,04 

0,79 

IX.   3UUU0-_  39000  „ 

0,03 

0,88 

0,10 

2,07 

0,10 

1,88 

0,05 

1,17 

X.   40000-49000  „ 

0,02 

0,63 

0,05 

1,38 

0,10 

2;28 

0,03 

0,93 

XI.   oOOOO—  74000  „ 

0,02 

1,03 

0,07 

2,44 

0,05 

1,49 

0,03 

1,29 

XIL   75000-  99000  „ 

0,00 

0,36 

0,04 

1,71 

0,02 

0,98 

0,01 

0,62 

XIII.  100000-149000   „ 

0,01 

0,65 

0,05 

3;64 

0,00 

0,44 

0,0 1 

1,05 

XIV.  150000-199000  „ 

0,00 

0,45 

0,00 

0,48 

0,02 

2,10 

0,00 

0,65 

XV.  200000  n.  mehr.   „ 

0,01 

1,70 

0,02 

6,12 

0,01 

1,29 

0,01 

2,29 

Smnme 

100 

100 

100 

100 

1      100 

100 

100 

100 

')  In  Baden  wird  das 

Einkorn 

men  auf 

eine  dur< 

3h  100,  a 

00  etc.  te 

ilbare  Za 

hl  abger 

undet. 

Zar  Erlänterung  füge  ich  noch  die  absoluten 
Ziflem  des  Beginnes  und  Endes  der  Periode  durch 
<iie  Tabelle  auf  S.  370  bei. 

Hierbei  ergiebt  sich  allerdings,  dass  jede 
Eökommensschicht,  damit  sie  ihren  früheren 
Rang  auch  nur  erhalte,  im  Masse  ihres 
bif^herigen  Ranges  an  der  Steigerung  par- 
tidpieren  müsse;  wenn  dieYerteüung  des 
Zuwachses  in  diesem  Sinne  erfolgt,  dann 
muss  man  wohl  —  unbeschadet  der  Freude 
aa  der  Thatsache  des  Zuwachses  überhaupt 
~~  sagen,  dass  sich  die  Verteilung  nicht 
gp^dert  habe,  nicht  ungleicher,  aber  auch 
nicht  gleichmässiger  geworden  sei.  Bleiben 
Hudwörtorbach  der  Staatewiflsenschaften.    Zweite 


aber  etwa  die  unteren  Klassen  hinter  diesem 
verhältnismässigen  Anteile  am  Zuwachse 
zurück,  dann  kann  dieses  Ergebnis  doch 
nicht  anders  formuliert  werden,  als  dass  die 
Verteilung  ungleichmässiger  geworden  sei. 
Warum  Wolf  diesen  einfachen  Gedanken- 
gang einen  Hexensabbat  von  Unmöglich- 
keiten nennt  (Sozialismus  S.  241)  ist  mir 
nicht  verständlich  geworden. 

d)  Die  neueste  Entwickelung  haupt- 
sächlich in  Preussen  und  Sachsen.    Im 

Mittelpunkt,  der  Erörterung  stehen   gegen- 
wärtig die  Ergebnisse  der  preussischen  und 
Auflage.    III.  24 
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I 

II 
III 

IV 

V 

VI 

VII 

VIII 

IX 

X 

XI 

XII 

xm 

XIV 
XV 


steuer- 
pflichtige 


1886 
Ein- 
kommen 


202034 

53703 

42144 

11635 

5468 

1582 

206 

122 

105 

59 
70 

17 
22 
II 
18 


127  362  100 
62  289  900 
82  948  800 
43  125  900 
36  065  200 
20719500 
4517000 

3  293  500 
3540000 
2546000 
4154000 

1435000 
2625000 
I  809000 
6864000 


Steuer- 
pflichtige 


1896 
Ein- 
kommen 


235  729 

78319 

57252 

15234 

7  395 

2  103 

280 

161 

188 

116 

116 

39 

47 

21 

28 


155  468  100 
90263900 

112  868  000 
56  249  800 
49  054  700 
27  836  500 

6  166  500 
4317000 
6372000 
5  098000 

7  023000 
3407000 
5753000 
3532000 

12  481  000 


317  196 ;  403  294  900  397  028  545  890  500 

der  sächsischen  Statistik.     In  Preussen  ist 
die  Steuerrefonn  von   1891  der  Ausgan gs- 

Eunkt  einer  neuen  Entwickelung  geworden, 
lei  völlig  geändertem  Veranlagungsverfahren 
ist  eine  immittelbare  Yer^leichung  der  Ziffern 
mit  den  früheren  natürlich  unmöglich.  >Iir 
ist  auch  bisher  kein  Versuch  bekannt  ge- 
worden, eine  Vergleichungsbasis  mit  den 
älteren  Ziffern  zu  finden.  Es  erübrigt  da- 
her, da  wir  die  älteren  Ziffern  nach  Soetbecr 
oben  bereits  mitgeteilt  haben,  nichts,  als 
hier  die  neueren  ohne  weitere  Verbindung 
folgen  zu  lassen. 

Wenn  auch  keine  Meinungsverschieden- 
heit darüber  besteht,  dass  bei  dem  kurzen 
Zeiträume,  den  diese  neue  Statistik  umfasst, 
und  bei  dem  bedeutenden  Anteile,  den. an 
der  raschen  Entwickelung  die  sich  fort- 
schreitend verbessernde  Steuertechnik  in 
Anspruch  nimmt,  Schlüsse  über  die  volks- 
wirtschaftliche Ent\^ickelung  und  die  Ver- 
teilungstendenzen, wenn  überhaupt,  nur  mit 
grösster  Vorsicht  zu  ziehen  sind,  so  ist  doch 
darüber  kein  Zweifel,  dass  die  Ziffern  mit 
dem  Bilde  hoher  volkswirtschaftlicher  Blüte 
vollkommen  übereinstimmen.  Die  Verteilung 
zeigt,  wenigstens  in  den  grossen  vorstehend 
mitgeteilten  Abstufungen  kaum  merkliche 
Schwankungen,  es  wäre  denn,  dass  man 
dem  Rückgang  der  Steuerpflichtigen  mit 
Einkommen  von  3000—6000  Mark  von  8,4% 
auf  8,2%  symptomatische  Bedeutung  bei- 
legen wollte  (s.  darüber  noch  unten). 

Das  Einkommen  der  steuerfreien  Per- 
sonen (bis  900  Mark)  wuxi  von  verschiedenen 
Gewährsmännern  auf  33%  (Pierstorf f  im 
Suppl.  Bd.  I  des  H.W.B.  S.  280 ff.  Art.  Ein- 
kommen) bis  45%  (Böhmert  Jim.)  des  Ge- 
samteinkommens,  also  auf  50% — 90%  des 
veranlagten  Einkommens  geschätzt.  Hiernach 
gelangt  für  1894/95  Pierstorff  zu  einem 
Gesamteinkommen     von     8624     Millionen 


Mark,  Böhmert  zu  einem  solchen  voa 
10  780  Millionen  Mark,  die  Zeitschr.  d.  k. 
pr.  stat.  Bureaus  XXXDC,  1,  nach  etwas 
verschiedener  Methode  zu  9881  Millionen 
Mark  1892  und  10661  MiUionen  Mark 
1897/98. 

Das  Königceich  Sachsen  endlich  ist  der 
einzige  grössere  deutsche  Staat,  bei  welchem 
ununterbroc^liene  vergleichbare  Daten  ültei 
eine  fast  20  jährige  Periode  vorli^en.  Die 
im  Jahre  1894  vorgekommenen  Veränderungen 
der  Gesetzgebimg  beirren  die  Ver:gleichl«ar- 
keit  kaum  in  merklichem  Grade.  Die 
sächsische  Steuerstatistik  ist  femer  dvr 
preussischen  insofern  überlegen,  als  in 
Sachsen  alle  Einkonunen  (nicht  bloss  die 
steuerpflichtigen)  eingeschätzt  werden  und 
für  die  Einkommensstufen  nicht  nur  die 
Steuerbeträge,  sondern  auch  dieEinkommens- 
beti-äge  ausgewiesen  sind,  die  in  Preu&?»^n 
fehlen  und  nur  auf  Grund  mühsamer  und 
doch  kaum  verlässlicher  Berechnungen  er- 
mittelt werden  können.  Das  sächsische 
statistische  Bureau  hat  im  XI.  Bande  (1894) 
eine  umfassende  üebersicht  über  die  Ent- 
wickelung der  Einkommensteuer  von  1879 
an  veröffentlicht,  der  wir  das  folgende  ent- 
nehmen. 

Sachsen.  Zeitschrift  des  königliclien 
Statist.  Bureaus,  XL.  Jahrg.  1894  S.  200  ff. 
(Böhmert). 

Gesamteinkommen         1879  1894 

Grundbesitz    .    .    .  218238971  287105814 

Renten in  713392  220299705 

Gehälter  und  Löhne  364651  115  771289822 

Handel  u.  Gewerbe.  350379804 J27  780000 

znsammen  i  044  983  282  i  806  475  341 

Abzug  d.  Schuldzins.  85  760  800  139  953  530 

Yerbl.  Einkommen  959  222  482  i  666  521  81 1 

1879  1894 

Eingeschätzte     .    .     i  088  002  i  496  566 

1894 
in  Städten  V«    auf  d.  Lande  \ 
Eingeschätzte     737151       49j3         759  415  S^J 
Ges.-Eink.  i  027  777  296M.  61,7  628  743  155  38.3 

Durchschnittliches  Einkommen  per  Kopf  in  Mark    | 

in  Städten  mit  *      1879        1894     ?SS*-S' 

in  Proz. 
über        25000  Einw.      575,2      690,9      20,1 
„  10-25000       „  354,7      458,1      29,2 

„     5-10000       „  288,7      393,0      36,1       ' 

bis  zu       5000       „  254,2      375,4      47,8 


in  Städten  znsammen 
auf  dem  Lande 


423,2 
260,9 


570,6 
337,7 


34,8 
29,5 


Städte 
Steuerbezirk 

Dresden    .  .  . 

Leipzig     .  .  . 

Chemnitz .  .  . 

Zwickau  .  .  . 


überhaupt      327,4 
1894 


451,3 

Dörfer 
M.  Stenerbezirk 
am  höchsten 
1 722  Dresden  .  . 
1 687  Leipzig  .  . 
I  412  Zwickau  .  . 
1 362   Meissen    .    . 


37,8 


[  110 

[022 

957 
944 
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am  niedrigsten 

Flüha  ....       917   Kamenz    .    .    .  690 

Schwarzenberg  .       9H  Bautzen    .    .    .  659 

ifarienbcrg    .    .       881   Zittan ....  657 

Pippoldiswalde .       871   Annaberg.    .    .  641 

Auf  die  Yerteilung  insbesondere  haben 
folgende  Daten  Bezug. 

Anzahl  der  eingeschätzten  physischen  Personen 
in  den  Jahren  1{(79  und  1894. 


Hohe  des 

Einkommens 

in  Mark 

1879 

1894 

Zahl    1     \ 

Zahl 

\ 

Lrnbendttelte 

Klasse. 
a  bis          500 
biüb.o(X>--800 

1 

! 
558751151,51 
269935  24,88 

1 
1 

545  380,  36,59 
427877128,71 

zus.  bis  800 

828686  76,39 

973  257 

65,30 

Höhe  des 

Einkommens 

in  Mark 

1879 

1894 

Zahl 

^ 

Zahl 

^1 
'0 

II.  Mittlere 
Klasse 

a)üb.  800 -1600 
b)„  1600-3300 

165  262 
61  810 

15,24 
5,70 

357  974 
106  136 

24,02 

7,12 

üb.  800-3300 

227072  20,94 

464  1 10 

31,14 

ni.  Wohlhab. 
Klasse 

aiüb.3300-4800 
b)  „  4800-9600 

13215 
10857 

1,22 
1,00 

22828 
19062 

1,52 
1,27 

üb.  3300—9600 

24072 

2,22 

41890 

2,79 

IV.  Reiche 
Klasse 
über  9600 

4921 

0,45 

II  300 

0,77 

1084751 

100,00 

1490558 

100,00 

Dem   ist  gegenüberzuhalten  folgende  Tabelle,  welche   die  juristischen   Personen 


mitenthält 


1879 

1894 

Eingesch.  phys. 

u-  jur.  Pers. 

Eingesch. 

Eink. 

Eingesch.  Personen 

Eingesch.  Eiukom. 

% 

M. 

X 

% 

M.             % 

bis  800    830456 

76,33 

381  336  526 

39,74 

976  794 

65,28 

493  045  846      29,59 

800-3300    227839 

20,94 

321245043 

33,48 

465  430 

31,09 

628340350      37,70 

3300-9600      24  414 

2,24 

124  616  279 

12,99 

42407 

2,84 

217  238  541       13,03 

über  9600        5  293 

0,49 

132244227 

13,79 

II  935 

0,79 

327895714       19,68 

1088002  100  959442075        100      1496566        100       666520451        100 

Dso^an  knüpft  das   sächs.  statistisdie  Bureau  noch  folgende  sehr  merkwürdige  Zu- 
sammenstellung. 

Das  Gesamteinkommen  betrug  in  Prozenten  für  die 

1875  1877  1878  1879  1880  1882  1884  1886  1888  1890  1892  1894 
La.  II.Kl.zus.  67,16  71,29  72,71  73,22  73,36  71,91  70,83  69,95  69,77  68,44  67,47  67,29 
in.n.IV.  „  „  32,84  28,71  27,29  26,78  26,64  28,09  29,17  30,05  30,23  31,56  32,53  32,71 
Hierzu  ist  zu  bemerken,  dass  die  juristischen  Personen  auch  hier  mit  inbegriffen 
ml^  femer  dass  die  Schätzungen  der  Jahre  1875^  1877,  1878,  als  blosse  Yorbereitungs- 
arljeiten  wohl  kaum  als  den  übrigen  gleichartige  Werte  angesehen  werden  können. 
Im  Jahre  1894  betrug  das  Einkommen  der  juristischen  Personen  in  der  Klasse  von 
mehr  als  9600  3Iark  etwa  52  IVüUionen  Mark  bei  einem  Gesamteinkommen  der  juristischen 
Personen  von  58  Millionen  Mark. 

üeber  die   Gliederung   der  obersten  Einkoramenstufen   giebt   noch   die  folgende 
Tabelle  Aufschluss. 

Physische  Personen. 


Einkommen 

1879 

1890 

1892 

1894 

% 

% 

1      % 

% 

3300-4  800 

13  215 

1,22 

19787 

1,41 

21  178 

1,47 

22828 

1,52 

4800-9600 

10857 

1,00 

16615 
36402' 

1,19 
2,60 

17  618 
38796 

1,23 
2,70 

19062 
"41890" 

1,27 

3300-9600  zus. 

24072 

2,22 

2,79 

9600—     26000 

4091 

0,38 

7711 

0,55 

8113 

0,56 

8754 

0,59 

26000-     64000 

592 

0,05 

1485 

0,10 

1687 

0,12 

I  761 

0,12 

54000-  100000 

170 

0,01 

429 

0,03 

493 

0,03 

529 

0,04 

100000-  200000 

50 

165 

180 

\ 

196 

\ 

200000-  300000 

12 

41 

41 

39 

300000-  500000 

4 

[0,01 

H 

f  0,02 

20 

[0,02 

16 

>0,02 

500000— 1000000 

2 

2 

2 

5 

1 

über  1000000 

, 

, 

I 

I 

I 

; 

9600  zus. 

4921 

0,45 

9848    1     0,70 

10537 

0,73 

II  301 

0,77 

Auch  hier  ist  ei 

ne    im  ganzen   höchst' 

keiner  Sei 

te  bestritten.    ^ 

^as   aber  speciell 

glückhche  Wirtschaft] 

liehe  Ent 

wickelun 

g  von 

dl 

e  Tende 

mzen   d  ( 

3r  Vert 

eilung 

betrifft, 

24* 
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&n  ist  doch  auch  in  Sachsen  von  einer  ans- 
cleichenden  Tendenz  wenig  zu  bemerken. 
Das  statistische  Bureau  selbst  sagt: 

'Die  Zunahme  der  Reichen  ist  ia  dem 
Zeiträume  von  1879  bis  1894  verhältnismässig 
am  grossten  gewesen  und  auch  die  Summe 
»les  Einkommens,  welches  auf  diese  Klasse 
fallt,  ist  verhältnismässig  mehr  gewachsen 
als  die  Summe  des  Einkommens  der  übrigen 
Klagen.  Diese  Erscheinung  bietet  jedoch 
deshalb  nichts  Bedenkliches,  weil  sie  nm- 
ms  dem  Aufsteigen  von  unten  hervorgeht 
'ind  weil  von  grossen  Einkommen,  die  nicht 
aufgezehrt  zu  werden  brauchen,  leichter 
ETHSsere  Summen  erspart  oder  auf  An- 
rechnung gewinnbringender  ünternehmimgen 
verwendet  werden  können.« 

^Es  muss  geradezu  als  erfreulich  be- 
zfir-hnet  werden,  dass  trotz  der  allgemeinen 
Vprbessenmg  der  Lage  der  unteren  und 
mittleren  Klassen,  welche  durch  die  Er- 
h'himg  der  Löhne  und  durch  die  grössere 
Sicherung  ge^en  Krankheit,  Unfall  und  Elend 
im  Alter  erreicht  worden  ist,  der  Wohlstand 
«ler  besitzenden  Klasse  sich  ebenfalls  ver- 
luehrt  hat    und   dass   genügendes    Kapital 

Hohe  des  Einkommens 


für  grössere  Unternehmungen  und  für  die 
stetige  Vermehrung  und  Verbessenmg  der 
nationalen  Produktion  und  des  nationalen 
Handels  aufgespart  wird»  anstatt  vergeudet 
zu  werden  und  allmählich  zu  versch\^anden.« 
Zur  Illustration  des  Verteilungsproblems 
mögen  noch  einige  Daten  der  Statistik  Ham- 
burgs und  Bremens  hier  Platz  finden. 

Hamburger  Statistik  1895.    S.  7. 
Von  je  10000  Bewohnern  hatten 


ein  Einkommen 

M. 

von  unter  600 


im  Jahre 
1883        1892 


üb.  600 
800— 
1000- 
1500— 
2000— 
2  500- 
3500 

5000—  10000 

10000—  25  000 

25000—  50000 

5000Q-100000 

100000 


800 
1000 
1500 
2000 
2  500 
3500 
5000 


7905 

846 

325 

338 

167 

81 

99 

84 

82 

46 

16 

7 

3 


7665 
662 
461 

475 

218 

118 

123 

102 

93 

53 

18 

8 

4 


+ 


Aendernng 
von  1883  auf 
1892 
—  240 
184 
135 
137 
51 
37 
24 
18 
II 

7 
2 

I 

I 


kleines  (  600—  1  OOO; 
massiges  (1000—  2000; 
minieres  (2000—  5  000) 
mes  (5000—10000) 
hohes       (über     10000) 


1883 

56336 

2426J 

12658 

3958 

3510 


Steuerzahler 


71838 

44352 
21979 

5  937 
5348 


Anzahl 

15502 

20089 

9321 

1979 
1838 


Zunahme 


Prozent 

27,50 

82,80 

73,64 
50,00 

52,37 


Bremen. 
1874 
der    7o  ^^ 
verst. 


bis  1000 

im-  1500 

lo<J0-30ÜO 

3<JÖ(>-  6000 

61)00-12  000 

über  12000 


Steuer 

Zahler 

58,70 

15,75 

12,89 

6,36 

3*35 

2,95 


Sink. 

17,48 

7,53 

10,67 

10,36 
10,52 
43,44 


1895 
Vo  der  «/n 
Steuer- 
zahler 

59,15 
i486 

14,32 
6,37 
2,87 
2,43 


verst. 

Eink. 

18,44 

7,58 

12,36 

10,79 

9,48 

41,35 


100 


e)  Vergleichende   Statistik.      Beach- 


tenswerte Versuche,  die  Einkommensver- 
teilung in  statistischer  Ver gleich une 
zu  beurteilen,  sind  ausser  von  Soetbeer  und 
Leroy  Beaiüieu  auch  von  Heil  an  der  Steuer- 
statistik Hessens,  Sachsens  und  Hamburgs 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Entwicke- 
lunp:  des  Mittelstandes  gemacht  worden. 

Erwähnung  verdienen  endlich  die  hier 
folgenden  Tabellen  der  Hamburger  Statistik, 
die  freilich  die  ziffermässige  Vergleichbarkeit 
durch  nicht  unbedenkliche  Rechmmgs- 
operationen  herbeigeführt  hat. 


1882 


Hamburg 


Bremen 


Leipzig 


Kl&^en  der  Einkommen 


600-     800  M. 

^       800-    1500  „ 

^      1500-    3500  „ 

n      3500-    6000  „ 

,     5000-  10000  „ 

-    10000-  25000  „ 

,    25000-50000  „ 

,.    50000-100000  „ 
"berlOOOOO 


Zusammen 


38667 
31  032; 
16069 

3831 

3882 

2  127 

746 

337 

96865 


8443 
6776 

3509 
836 
848 
464 
162,9 
73,5 
_38,o 

21  150 


Dresden 


12993 
8785 
4811 
1053 
1203 
689 

213 
100 

52 


29899 


1231245 

166  038 

81  389 

13  015 

II  128 

4438 

829 

2<;8 

96 

508  436 


7651 

5  493 

2693 

431 

368 

147 
27,4 
8,5 
3^ 
16822 


25  404  1 1  256 
19649  8706 


II  508 

2390 

2660 

I  161 

175 

49 

18 


5099 
1059 
I  178 
514 
77,5 
21,7 
8,0 


63014I27919 


16  154 
14284 

8371 
I  761 

1945 
1094 

243 
70 
28 


10  510 

9293 
5446 
I  146 
I  266 
712 
158,1 
45,6 
18,2 


43  950I28  595 
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400- 
600— 
800— 
900— 
1500- 
3600— 
5000—  10000 
10000—  25000 
25000-  50000 
50000—100000 
100000 

^)  Die  Ziffer  für  Sachsen  ist  in  dem  Bande  dei  Hamburger  Statistik  nicht  mehr  enthalten, 
deshalb  wurde  hier  Berlin  eingesetzt. 

*)  900  Mark  wegen  Berlin  aufgenommen. 

')  Die  Hamburger  Statistik  enthält  im  Jahrgang  1895  die  Stufe  mit  3600  Mark  abge- 
grenzt. 


Vergleiche  hierzu  folgende  Daten  für  Wien  1898 


Klassen  der 

Einkommen  ir 

Gulden 

600—     900 

900-  2000 

2000—  3000 

3000-_  6000 

6000-15000 

15  000—30000 

30000—60000 

über  60000 

In  neuester  Zeit 


Anzahl  auf  je 

der  Steuer-        100000  Ein- 
träger wohner  entf. 
96633  6139 
74  536                   4  736 
17395  I  105 
13  206  839 
5  809                      369 
1 454  92 
578  37 
308  69 
hat  Wilhelm   Böhmert 
im  Schmollerechen  Jahrbuche  und  dann  in 
einer  selbstständigen   Schrift  vergleichende 
Studien  über  die  Yei-teilung  des  Einkommens 


in  Preusson  und  Sachsen  unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  Grossstädte  angestellt 
Hinsichtlach  der  Vergleichung  der  sta- 
tistischen Daten  Preussens  und  Sachsens  ist 
im  Einkommen  viel  mehr,  als  es  Bcjhmert 
gethan  hat,  auf  den  Unterschied  hinzuweisen, 
]  der  darin  besteht,  dass  in  Preussen  die  Haiis- 
haltsbestenerung,  in  Sachsen  die  Einzel- 
besteuenmg  gilt.  Wenn  auch  der  Unter- 
schied lange  nicht  so  gross  ist,  als  man 
nach  dem  Wortlaute  der  Gesetze  meinen 
sollte,  so  ist  es  doch  immerhin  für  statistisi'he 
Vergleiche  über  die  Einkommensverteilung 
bedenklich  genug.  Böhmert  giebt  folgende 
Zusammenstellungen : 


Der  Gesamtbetrag  des  Einkommens  betrug  in  Millionen  Mark 


in  Preussen 

in  Sachsen 

für  die  Klassen 

1894/95 

für  die  Klassen           |        1880 

1896 

über          900-    1200M. 

1  200-    1 500  „ 

1500—    1800  „ 

1  800—    2  100  „ 

2100—    3000  „ 

3000—    5000  „ 

5000—    9500  „ 

9500—25000,, 

25000—  50000  „ 

50000—100000  „ 

„      100000 

I  180 
580 

400 
260 
600 
650 
600 

550 
300 
240 
420 

bis                          950  M. 

über  950-  1  250  „ 
1 250-  1 600  „ 
1 600-    1  900  „ 

1  900—    2  200  „ 

2  200—    4  800  „ 
„        4  800—    9  600  „ 

9600-  26000  „ 
„      26000—51000,, 
„      52000—100000  „ 
„     100000 

445 
75 
59 
36 
30 

130 
72 

65 
24 
18 
29 

650 

177 

121 

66 

57 
230 
134 
148 

72 

U 

5780 

983 

1794 

Auf  Grund  dieser  Tabelle  nimmt  Böh- 
mert, ebenso  wie  in  Sachsen  im  Jahre  1880 
zu  beobachten  war,  für  Preussen   das  Ein- 


kommen für  die  Personen  bis  900  Mark 
mit  45^/0  des  Gesamteinkommens,  also  iin- 
gefälir  mit  fünf  Milliarden  Mark  an. 
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Hiernach  ermittelt  er,  dass  an  je  1000 
Miirk  des  (Gesamteinkommens  der  Censiten 


mit  mehr  als  900  (950)  Mark  den  einzelnen 
Klassen  folgende  Betri^e  zufielen: 


in  Prenssen 

in  Sachsen 

den  Klassen 

1894/95 

den  Klassen 

1880 

1896 

ober 

900—    1200M. 
1200—    1500  „ 
1500—    1800  „ 
1800—    2100  „ 

204 

100 

69 

45 

über 

n 
» 

950-    1250M. 
1 250-    1 600  „ 
1600-    1900  „ 
1900-    2200  „ 

139 

HO 

67 

56 

155 
106 

58 
50 

Über 

900—    2100M. 

418 

Über 

950—    2  200M. 

372 

369 

aber 

2100—    3000  M. 
3000-    5000  „ 
5000—    9500  „ 

104 

113 
104 

jüber 

n 

2200-    4800M. 
480O-    9600  „ 

241 
134 

201 

117 

aber 

2100-    9500  M. 

321 

Über 

2200—    9600M. 

375 

318 

ober 

B 
• 

9500- 25000 M. 
25000-  50000   „ 
50000-100000  „ 
100000 

95 
52 
41 
73 

über 

n 
n 

9600-  26000  M. 
2600O-  50000  „ 
50000-100000  „ 
100000 

121 
45 
33 
54 

29 
63 
46 

75 

Über 

9500                 M. 

261 

über 

9600                 M. 

253 

313 

Bohmert  erblickt  in  dem  Rückgange  des  Anteils  der  mittleren  Klassen  am  Gesamt- 
eiDkommen  eine  ähnliche  Entwickelung,  wie  sie  bei  den  mittleren  Betrieben  der  Reichs- 
statistik zu  beobachten  war,  und  »nichts  liegend  wie  Bedenkliches«. 

En<llich  auf  10000  Einwohner  kam  folgende  Anzahl  von  Personen,  welche  Ein- 
kommen bezogen: 


in  Prenssen  1895/96 

in  Sa<jhsen') 

insge- 
samt 

ll 

in  den  Klassen 

1880 

1896 

in  den  Klassen 

insge- 

auf d. 

insge- 

aufd. 

•Sm 

samt 

Lande 

samt 

Lande 

unter                   900  M. 

2757 

2944 

2632 

nnter                   950  M. 

3076 

3262 

3054 

3262 

ober        900-1 200  „ 

388 

513 

303 

über         950-1250  „ 

232 

193 

427 

361 

,        1200-1500  „ 

144 

202 

104 

1250-1600,, 

138 

112 

223 

173 

.        1500-1800  „ 

82 

122 

S6 

1600-1900  „ 

69 

56 

99 

74 

-       1800-2100  „ 

44 

68 

28 

1900-2200  „ 

49 

38 

73 

50 

,       2100-2400  ^ 

37 

60 

21 

2200-2500  „ 

36 

27 

52 

34 

2400—3000  „ 

45 

76 

25 

2500-3300  „ 

S8 

40 

6S 

42 

3000-3600  - 

27 

46 

14 

3  250-3800  „ 

20 

14 

37 

21 

.        3600-4500  „ 

23 

41 

10 

3  800-4800  „ 

26 

15 

40 

21 

n        4500-6000  „ 

19 

37 

7 

4  800—6300  „ 

20 

10 

29 

15 

.       6000-9500  „ 

18 

36 

6 

6300-9600  „ 

12 

5 

25 

10 

_,        9500 

18 

38 

5 

:    9600       ;; 

21 

8 

33 

u 

Censiten  überhaupt    . 

84s 

1239 

579 

Censiten  überhaupt    . 
Personen     mit     Ein- 

681 

S18 

I  103 

812 

Personen     mit     Ein- 

kommen  überhaupt 

3602 

4183 

3211 

kommen    überhaupt 

3  757 

3780 

4157 

4074 

^  Bei  den  Zusammenstellungen  betr.  Sachsen  sind  für  1896  an  Steile  der  Stufen  von  2  200 
'2o00)-33OO,  3300—3800,  38CB— 4800,  6300-9600,  über  9600  jedesmal  zu  setzen:  2200 
2  500)-3 100,  3 100-3  700,  3  700-4  800,  6  300—9  400,  über  9  400  M. 


Bohmert  berechnet  das  Durchschnitts- 
einkommen auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
für  Prenssen  1893/94  mit  350  Mark,  1897/98 
mit  390  Mark,  für  Sachsen  1880  mit  330 
Mark,  1896  mit  470  Mark. 

Auf  die  männlichen  Personen  über  18 
Jahre  verteilt,  würde  jede  dieser  Personen 
erhalten  m  Preussen  1600  (1850)  Mark,  in 
Sachsen  1880  1550,  1896  2200  Mark,  vgl. 
oie  obigen  Daten  Soetbeers. 

Wie  bereits  oben  erwähnt,  beurteüt  Boh- 


mert die  gesamte  Entwickelung  optimistisch ; 
sein  Werk  klingt  in  ein  Lob  aer  segens- 
reichen Früchte  einer  kräftigen  Entwicke- 
lung der  GroBsindustne  aus. 

Ich  selbst  habe  in  der  Zeitschrift  für 
Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Yerwal- 
timg  in  Anlehnung  an  Bohmert  folgende 
Berechnungen  angestellt,  bei  denen  ich,  um 
die  Daten  der  österreichischen  Personalein- 
kommensteuer mit  ihrem  Existenzminimum 
von  600  fl.  vergleichen  zu  können,  die  Er- 
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gebnisse  Preussens  und  Sachsens  auf  die 
Censiten  bezw.  Einkommen  über  1014  jVfark 
bezw.  1025  Mark  umrechnen  musste. 


Daraus    ergeben    sich    folgende   höchst 
merkwürdige  Zusammenstellungen : 


Oesterreich 

Prenssen 

Sachsen 

Censiten 
mit  Einkommen  von 

% 

Censiten 
mit  Einkommen  von 

% 

Censiten 
mit  Einkommen  von 

0' 

lO 

bis                eOOGulden^) 
über  600-1 800       „ 
„1800-3600       „ 
„  3600-6000       „ 
„  6000 

0,23 

82,25 

11,91 

3,10 

2,51 

über   1014—3000  M. 
„       3  000-6000    „ 
„       6000—9500    „ 
„9500 

83,67 

10,55 

2,85 

2,93 

über  1025-3300  M. 
}  l     3300-9600    „ 

n    9600 

84,37 
12,31 

3-32 

100,00 

100,00 

100,00 

*)  In  dieser  Stufe  gelangen  nur  steuerpflichtige  Einkommen  dieser  Höhe  von  gewissen 
im  Ausland  wohnhaften  Personen  n.  dergl.  zur  Nach  Weisung. 


Yon  je  1000  Mark  (Gulden)  des  Gesamteinkommens  entfielen  auf  die  Censiten: 

in  Prenssen 

in  Oesterreich 

in  den  Klassen 

1894/95 

in  den  Klassen 

1898 

über 

1014-    1200  Mark 
1200—    1500      „ 

129 
110 

über       600-     700  Gulden 
700-     800       „ 
800-     900       „ 

98 
67 
49 

über 

1 014-    1  500  Mark 

239 

über       600-     900  Gulden 

214 

über 

17 

1 500—    1 800  Mark 
1800-    2100      „ 
1 500—    2  100  Mark 

76 
50 

über       900- 1000  Gulden 
„       1  000—  1  200       „ 

47 
70 

über 

126 

über       900—  1  200  Gulden 

117 

über 

2100-    3000  Mark 
3000—    5000      „ 
5000-    9500      „ 

103 
123 
114 

über       1 200—  1 800  Gulden 
1800—2600 
2  600-5500 

135 
104 
148 

über 

2  100—    9  500  Mark 

350 

über       1 200—  5  500  Gulden 

387 

über 

1} 

9500-  25000  Mark 
25000—  50000      „ 
9  500—  50000  Mark 

104 
57 

über       5  500-10000  Gulden 
„       10000—30000 

77 
92 

über 

161 

über       5  500—30  000  Gulden 

169 

über 

500000-100000  Mark 

45 

über     30000-60000  Gulden 

39 

über 

100  000  Mark 

i         79 

über     60000  Gulden 

74 

I  000 

I  000 

Hierzu  ist  alerdings  zu  bemerken,  dass 
die  Gesamtzahl  der  Censiten  im  Verhältnis 
zur  Bevölkerung  in  Oesterreich  niur  2,79% 
gegen  6,5%  in  Preussen  und  9,72%  in 
Sachsen  ausmacht. 

Das  Verhältnis  der  Einkommenszweige 
in  OesteiTeich  im  Verhältnis  zu  Sachsen 
und  Baden  zeigt  nebenstehende  Tabelle. 

f)  Besultate.  Die  angefühi-ten  Daten 
zeigen  wohl  ziu-  Genüge,  dass  alle  extremen 
Beiui;eiler  fehlen,  wenn  sie  das  üi-teil  über 
die  Verteilung  in  einem  einzigen  Satze  zu- 
sammenzufassen suchen,  während  die  Ein- 
kommensstatistik fast  überall  sowohl  man- 
ches Erfi'euliche  als  auch  sehr  ernste  Seiten 
bietet. 


Einkommensquelle 

Oester- 
reich 

Sachsen 

Baden 

1898 

1879    1894 

irn^ 

Grundbesitz       .    . 

8,28 

\ 

Gebäude    .... 

io;37  P°»^ 

15,9 

31,7 

Selbständige  Unter- 

nehmungen u.  Be- 

schäftigungen 

28,72     33,5 

29,2 

24:4 

Dienstbezüge     .    . 

34,29 

34,9 

42,7      33.4 

Kapitalvermögen  u. 

Renten    .... 

i6,i6 

10,7 

12,2      10,5 

Sonstiges  .... 

2,18 

—   i    — 

100 

100 

100 

100 

So    stellt   die  Einkommensteuerstatistik 
Pi-eussens,     Sachsens    sowie    der   meisten 
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übrigen  Staaten  wohl  die  erfreuliche 
Thatsaehe  ausser  Zweifel,  dass  sich  — 
solbst  einen  erheblichen  Anteil  strengerer 
Einschätzung  vorausgesetzt  —  die  absolute 
Höhe  des  Geldeinkommens  einer  sehr  brei- 
ten Bevölkenmgsschicht ,  man  kann  kurz 
sagen  der  obersten  Schicht  der  Arbeiter 
beträchtlich  gehoben  hat.  Dass  die  Armen 
immer  ärmer  werden,  ist  dadurch  allerdings 
widerl^.  Dies  wii*d  neuestens  auch  von 
Bernstein  rückhaltslos  zugegeben. 

Ob  aber  dieser  Fortschritt  im  Verhält- 
nisse zur  gewaltigen  Steigerung  der  ge- 
samten Produktivität  steht,  ist  doch  sehr 
fraglich. 

Hinsichtlich  des  »Mitt-elstandes«  in  der 
althergebrachten  Bedeutung  hingegen  ist 
zvar  auch  eine  völlige  Zerbröckelung  oder 
Zerreibung  nicht  zu  beobachten,  wohl  aber 
i>cheint  in  diesen  Sphären  der  Zuwachs 
•loch  erheblich  hinter  den  tieferen  sowohl 
wie  hinter  den  höheren  zurückzubleiben. 

Die  völlige  und  allseitige  Widerlegimg 
der  soziaüstischen  Befürchtungen  über  die 
Tendenzen  der  Vei-teilung  unter  der  be- 
stehenden Wirtschaftsordnung  lässt  sich  aus 
diesen  Beobachtungen  gewiss  nicht  ableiten, 
wohl  aber  kann  man  sagen,  dass  sie  sich 
in  wichtigen  Beziehungen  als  unbegrün- 
det und  übertrieben  darstellen.  Insbeson- 
dere die  allgemeine  Hebung  der  breiten 
Si'hicht  der  auskömmlichen  Einkommen 
widerspricht  dem  sozialistischen  Schi-eck- 
bild;  nicht  minder  ist  von  einer  sich  in 
naher  Zukimft  vorbereitenden  Katastrophe 
im  Sinne  Marx'  keine  Rede ;  dagegen  ist  in 
den  oberen  —  allerdings  an  und  für  sich 
.^^hr  schmalen  —  Teilen  des  Einkommens- 
aiifbaues  von  einer  ausgleichenden  Tendenz 
wenig  oder  nichts  zu  bemerken. 

Die  für  das  Vorhandensein  einer  aus- 
gleichenden Tendenz  günstigste  überhaupt 
denkbare  —  heute  allerdings  noch  keines- 
wegs erweisliche  —  Deutung  dieses  Zu- 
standes  ist  die,  dass  die  starke  Anschwel- 
hmg  der  auskönmilichen  Schicht  den  Be- 
sinn einer  besseren  Verteilung  darstelle, 
die  sieh  allmählich  auch  weiter  erstrecken 
wird,  während  die  Erscheinungen  an  der 
Spitze  dem  Eindringen  der  neuen  Gestal- 
tungstendenzen  noch  nicht  zugänglich  ge- 
worden sind,  etwa  ähnlich  wie  die  eine 
(rletscherzunge  die  Erscheinungen  einer  ver- 
gangenen Epoche  der  Gletscherentwickelung 
^'h  lange  noch  zeigt,  während  in  den  dem 
l'rspnmge  näheren  Teilen  längst  schon  die 
Periode  neuen  Wachstums  sich  erkennen 
lisst 

4.  Die  ISiTgSj^nng  der  Einkommens- 
stajgstik  durch  andere  Zweige  der  Sta- 
tistik; die  Symptomatik.  Die  Einkom- 
inensstatistik  überhaupt  und  insbesondere 
die  Statistik  der  Einkommensverteilung  ist 


mannigfacher  Er^nzungen  durch  andere 
Zweige  der  Statistik  fähig.  Hierher  ge- 
hören die  Vermögensstatistik  in  allen  ihren 
Zweigen,  in  neuester  Zeit  die  rasch  auf- 
blühende Betriebsstatistik,  ferner  jene  grosse 
Gruppe  von  statistischen  Daten,  welche  un- 
ter dem  Begriffe  der  Symptomatik  des 
Volkswohlstandes  zusammengefasst  werden, 
darunter  wieder  in  erster  Linie  die  Kon- 
sumtionsstatistik  und  Wohnungsstatistik  ;  be- 
sonders gern  werden  auch  die  Statistik  der 
Sparkasseneinlagen,  der  Besitzveränderungs- 
gebühren und  Erbsteuern,  der  Staatsschulden 
und  ähnliches  herbeigezogen.  Alle  angeführ- 
ten Schriftsteller  benutzen  in  grösserem  oder 
geringerem  Umfange  diese  Mittel,  fast  aus- 
schliesslich Leroy-Beaiüieu,  der  nach  Fo- 
vüles  Vorgang  auch  den  Aufwand  bei 
Leichenbegängnissen  als  Merkmal  benützt, 
und  Goschen,  aber  auch  Schippel. 

Wenn  man  der  Einkommensstatistik  über- 
haupt eine  von  der  Wohlstandsstatistik  un- 
terschiedene selbständige  Aufgabe  zuweist, 
so  können  die  hier  angeführten  Verhältnisse 
nur  mit  grosser  Beschränkung,  nämlich  dann 
in  Betracht  kommen,  wenn  sie  wirklich 
ziffermässige  Schlüsse  auf  die  Grösse  oder 
Verteilung  des  Einkommens  zulassen. 

Dies  ist  nun  zweifellos  mit  der  Ge- 
samtheit der  Konsumtion  eines  Volkes  der 
Fall,  und  diese  Summe  ist  auch  stets  als 
eine  wichtige  Korrektur  des  auf  anderem 
Wege  ermittelten  Einkommens  angesehen 
worden. 

Ziffermässige  Anhaltspunkte  sowohl  hin- 
sichtlich der  Grösse  als  der  Verteilung  der 
Einkommen  bieten  ferner  jene  Teile  der 
Konsiuntion,  für  welche  erfahrungsgemäss 
unter  bestimmten  äusseren  Verhältnissen 
annähernd  gleiche  Bruchteile  (Prozentsätze) 
des  Einkommens  aufgewendet  werden.  Da- 
hin gehören  die  Nahrung  und  die  Wohnung, 
innerhalb  gewisser  Wohlstandskreise  und 
örtlicher  Schranken;  namentlich  die  Woh- 
nimgsstatistik  wird  wegen  der  verhältnis- 
mässig leichten  statistischen  Fassbarkeit  des 
Objekts  mit  Vorliebe  als  Grundlage  einer 
Einkommensstatistik  verwendet.  So  rechnet 
Leroy-Beaulieu ,  dass  die  Wohnung  den  6. 
Teil,  bei  Einkommen  über  64000  Francs 
den  8.  Teil  des  Einkommens  ausmache. 
Ein  Gesetzentwurf  über  die  Reform  der 
contribution  mobiliere  (1887)  will  je  nach 
der  Grösse  des  Wohnungsaufwandes  und 
unter  Unterscli?idung  von  Ortsklassen  das 
vier-  bis  zehnfache  des  Mietzinses  als  revenu 
imposable  bezeichnen,  üebrigens  schwankt 
der  Wohnungsaufwand  nach  der  Oertlich- 
keit  sehr  stark  und  erreicht  in  Grossstädten 
bei  kleinen  Haushalten,  insbesondere  Ar- 
beiter^drtschaften  noch  viel  höhere  Pro- 
zente (vgl.  Artt.  Haushaltung,  Woh- 
nungsfrage etc. 
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Wenn  wir  noch  auf  die  exakten  Daten 
einiger  Zweige  der  Vermögensstatistik 
^Grundbesitzstatistik)  verweisen,  so  dürften 
]ene  Zweige,  welche  als  Anhaltspunkte  für 
exakte  Einkommensstatistik  brauchbar  sind, 
ei-schöpft  sein.  Viel  weiter  ist  das  Gebiet 
der  Symptomatik,  wenn  nur  allgemeine 
Schlüsse  über  die  Gestaltung  der  Einkona- 
mensverhältnisse,  insbesondere  die  Vertei- 
lung, gezogen  werden  sollen.  Doch  zeigen 
hier  gerade  die  oben  angeführten  Kontro- 
versen, wie  leicht  es  ist,  für  jede  behaup- 
tete Einkommensbildung  »Symptome«  auf- 
zufinden. Robert  Meyer. 

m. 

Die  wfinsehenswerte  Gestaltung  des 
E.  und  die  Einkommenspolitik. 

1.  Die  wünschenswerte  Gestaltung  des  £. 
2.  Die  Einkommenspolitik. 

1.   Die   wünschenswerte   Gestaltnng 

des  E.  Die  Verteilung  des  Einkommens, 
wie  sie  durch  die  Statistik  beobachtet  wird, 
tritt  den  Vorstellungen  von  einer  »gerech- 
ten«, zweckmässigen,  wünschenswerten  Ver- 
teilung gegenüber.  Darüber,  worin  die  Ge- 
rechtigkeit der  Einkommensverteilung  be- 
stehe, sind  die  mannigfaltigsten  Theorieen 
aufgestellt  worden.  Die  Betämpfung  einer 
individuellen  Verteilung  der  Genussgüter, 
die  Verteilung  nach  Massgabe  des  Bedarfs, 
die  Verteilung  im  Verhältnis  ziu-  geleiste- 
ten Arbeit  sind  als  Gerechtigkeitspostulate 
aufgestellt  worden.  Das  letztere  Postulat 
mit  seinen  Folgesätzen  der  behaupteten  Un- 
gerechtigkeit der  »arbeitslosen«  Einkom- 
menszweige bildet  eine  der  Hauptgrund- 
lagen des  modernen  Sozialismus  (s.  dort); 
dem  gegenüber  wurde  von  seite  der  libe- 
ralen Schule  die  Gerechtigkeit  der  Einkom- 
mensverteilung gerade  in  dem  formalen 
Elemente  erbhckt,  dass  die  Einkommen  die 
Resultate  von  Preisbildungen  sind,  welche 
bei  formeller  Vertragsfreiheit  unter  freiem 
Spiel  von  Angebot  und  Nachfrage  erfolgen. 
Gegenüber  dem  aprioristischen  Charak- 
ter aller  dieser  Gerechtigkeitspostulate  hat 
die  neuere  (konservative)  Theorie  die  wün- 
schenswerte Gestaltung  der  Eiokoramens- 
bildimg  vorsichtiger  zu  formulieren  gesucht, 
indem  sie  einerseits  das  Postulat  der  Ge- 
rechtigkeit nicht  mehr  ausschliesslich  be- 
tont, andererseits  auf  die  jeweils  gegebenen 
Verhältnisse  Rücksicht  nimmt.  DaJiin  ge- 
hört die  vielfach  anerkannte  Formel  Schäff- 
les:  Der  an  Vervollkommnung  der  Gesell- 
schaft fruchtbarste  Einkorn mensprozess  ist 
das  Ideal  volkswirtschaftlicher  Verteihmg 
der  Güter  durch  die  Gesamtheit  der  Ein- 
kommen oder:  die  volkswirtschaftlich  beste 
Gestaltung  der  Einkommensprozesse  in  der 


meo  schlichen  Gesellschaft  ist  eine  Vertei- 
lung des  gesellschaftlichen  Prodiiktionser- 
trags,  bei  welcher  die  sittliche  Gemeinscliaft 
im  ganzen  und  in  der  Abstufung  aller  ilirer 
Gliederungen  zum  höchsten  Masse  aller 
wahrhaft  menschlichen  Befriedigungen  zu 
gelangen  vermag.  Ferner  die  mehr  auf  die 
Bedürfnisse  der  unmittelbaren  G^enwart 
bezugnehmende  Formel  Wagners:  Bedeu- 
tende Höhe  des  Volksvermögens  und  Ein- 
kommens und  zugleich  eine  solche  Vertei- 
lung desselben,  dass  auch  die  Masse  der 
ungünstiger  Sitiüerten  ihr  genügendes  Aus- 
kommen aus  eigenem  Einkommen  zur  voll- 
ständigen Befriedigung  aller  notwendigen 
Bedürfnisse  imd  zur  Teilnahme  an  wich- 
tigeren Kulturgütern  eines  Zeitalters  ge- 
sichert weiss. 

Eine  für  die  unbemittelten  besonden^ 
verletzende  Auffassimg  der  Schäffleschen 
Formel  vertreten  jene,  welche  gleichsam 
zum  Sehaden  noch  den  Spott  führend 
lehren,  dass  die  Besitzenden  im  allgemeinon 
auch  die  besseren  und  tüchtigeren  seien 
und  deshalb  im  allgemeinen  Interess*? 
die  reichlichere  Bedarfsbefriedigung  verdie- 
nen. (S.  u.  a.  Ammon,  die  Gesellschafts- 
ordnung imd  ihre  natürlichen  Grundlagen, 
wo  diese  Auffassung  von  Darwinistischen 
Grundlagen  ausgehend,  mit  vielem  Geiste 
und  in  durchaus  ernster  Weise  vertreten 
wird). 

Auch  die  Schemata  Gareys  und  Bastiats 
über  eine  günstige  Einkommensverteiluntr 
gehören  hierher. 

Je  nach  diesen  verschiedenen  Ausgangs- 
punkten wird  natürlich  die  bestehende, 
richtiger  die  unter  den  bestehenden  Rechts- 
und Wirtschaftseinrichtungen  sich  voll- 
ziehende Einkommensverteilung  sehr  ver- 
schieden beurteilt.  Ungeachtet  aller  Mei- 
nungsverschiedenheiten ist  namentlich  durch 
Anregimg  der  sozialistischen  Kritik  wohl 
soviel  ausser  Zweifel  gestellt  worden,  dass 
die  Verteilung  als  selbständiges  Element 
neben  der  Grösse  des  Einkonmiens  für  den 
Volkswohlstand  höchst  wichtig  sei,  dass 
dieser  nicht  ausschliesslich  nach  der  Gitisse 
des  Volkseinkommens  beurteilt  werden 
könne;  ja  es  wird  kaum  mehr  bestritten, 
dass  eine  mangelhafte  Verteilung  unter 
Umständen  geradezu  die  weitere  Bildung 
des  Einkommens  gefährden  könne  und  dass 
eine  Ausgleichung  der  bestehenden  Ein- 
kommensverteilung wünschenswert  sei. 

Nichts  desto  weniger  ist  unsere  volks- 
wirtschaftliche Entwickelung  noch  keines- 
wegs so  weit  fortgeschritten,  dass  die  be- 
ständige Sorge  um  Vermehning  des  Volks- 
einkommens hintangesetzt  werden  könnte. 
In  dieser  Richtung  wird  gerade  neuestens 
von  Wolf  u.  a.  mit  Recht  gewarnt. 

2.  Die  Einkommencipoiitik.    Die  Vo^ 
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Stellungen  über  die  wünschenswerte  Ge- 
^taltung  dee  Einkommensprozesses  zeichnen 
der  Einkommenspolitik,  d.  i.  der  bewussten 
Einflussnahine  auf  den  Einkommensprozess 
durch  gesellschaftliche,  insbesondere  staat- 
'i(  he  Eiirichtiingen,  ihren  Weg  vor.  Wäh- 
rend die  sozialistischen  Vei-teilungstheorieen 
meist  aach  ein  scheinbar  einfaches,  aber 
^hr  radikales  Programm  der  Einkommens- 
pf»htik  enthalten  und  auch  der  Liberalis- 
mus seine  Einkommenspolitik  in  der  be- 
kannten Formel  zusammenfasst,  sieht  sich 
die  praktische  Yolkswirtschaftspolitik  vor 
einer  beschränkteren,  aber  um  so  verwickel- 
toren  Aufgabe. 

Hier  handelt  es  sich  niemals  darum,  mit 
einem  Schlage  an  die  Stelle  der  bestehen- 
den eine  ganz  neue  Verteüung  zu  setzen, 
sie  muss,   selbst  im  Falle  energischer  Re- 
formen, an  das  Bestehende   anknüpfen  imd 
die    Kontinuität    der    Rechts-    und    Wirt- 
schaftsentwickelung wahren.     Gewisse  ge- 
fährdete  Einkommen    zu   sichern   oder   zu 
heben,  gewisse  intensiv  oder  extensiv  über- 
wuchernde Einkommensbüdungen  hintanzu- 
halten,   das    sind   die  in   jedem   einzelnen 
Falle  gestellten  Aufgaben.    Nur  allmählich, 
wenn  überhaupt,  werden  durch  solche  Re- 
formen   die    Grundlagen    des   Wirtschafts- 
systems umgebildet.    Andererseits  hat  ge- 
rade die  sozialistische  Kritik  des  bestehen- 
den Wirtschaftssystems  als  dauernd  wert- 
volles Ergebnis  die  Erkenntnis  zu  Tage  ge- 
fordert, an  wie  zahlreichen  Stellen,  dm-ch 
wie  verschiedenartige  Mittel    die  Einkom- 
mensverteilung    durch    die    Rechts-    und 
Wirtschaftseinrichtungen    beeinflusst    wird 
und  werden  kann.    Hat  also  die  Einkom- 
menspolitik in  jedem  gegebenen  Zeitpunkte 
immer  nur  eine  verhältnismässig  beschränkte 
Aufgabe,  so  bietet  sich  ihr  andererseits  ein 
ansserordentlich  weites   imd   specialisiertes 
Ciebiet  und   eine   Fülle   von   Mitteln,   ihre 
Ziole    zu   erreichen.     Die   Massregeln    der 
Einkonunenspoütik  zerfliessen  so  gleichsam 
in  eine  Reihe   verschiedener  Massnahmen, 
die    sich    auf    mannigfache    Rechts-    und 
Wirtschaftsgebiete    erstrecken    imd    häufig 
unter    anderen    Schlagworten    Gegenstand 
der  Tagesfragen  bilden.    Dessenungeachtet 
lassen    gewisse   Vorgänge    der   Volkswirt- 
schaftspolitik ihre  B^eziehung  zur  Einkom- 
mensbildung  besonders   deutlich   erkennen, 
und  es  ist  kein  Zweifel,  dass,  je  tiefer  das 
Bedürfnis,  in  dieser  Richtung  einzugreifen, 
empfunden    wird,    auch    dieser   Charakter 
immer  deutlicher  hervortreten  wird. 

In  der  Gegenwart  nehmen  jene  Mass- 
T^ln,  weiche  auf  die  Einkommensbildung 
d*T  Lohnarbeiter  Einfluss  nehmen  sollen, 
bei  weitem  die  meiste  Aufmerksamkeit  in 
Anspruch.  Sowohl  die  Arbeiterschutz-  als 
die    Ärbeiterversicherungsgesetzgebung    als 


die  Gesetzgebung  über  die  Arbeiterver- 
eine, welche  die  Stellung  der  Arbeiter  im 
Lohnkampfe  regeln  sollen,  üben,  abgesehen 
von  der  von  den  Sozialisten  für  die  ersteren 
allein  zugestandenen  humanitären  Bedeutung, 
auch  auf  die  Einkommensbildung  einen  we- 
sentlichen Einfluss.  (Andere  Beispiele :  Agrar- 
reformen, Zollgesetzgebung,  die  Zins-  und 
Wuchergesetzgebung,  Steuerpolitik  etc.) 

Diese  auf  die  Verbesserung  der  Ein- 
komniensbildung  der  (gewerblichen)  Lohn- 
arbeiter abzielende  Politik  wird  teüs  durch 
sitthche  Motive,  teils  durch  das  wohlver- 
standene Eigeninteresse  der  besitzenden 
Klassen,  endhch  am  wirksamsten  durch  die 
kräftige  Anteilnahme  der  Arbeiter  selbst 
am  öffentlichen  Leben  getragen-  sofern 
aber  die  Milderung  der  bestehenden  Ein- 
kommen sungleichheit  überhaupt  als  wün- 
schenswert erkannt  wird,  stellt  sich  einer 
darauf  gerichteten  Politik  der  in  der  Ge- 
schichte stets  bewiesene  überwiegende  Ein- 
fluss der  Reichen  und  besitzenden  Klassen 
auf  Staat  und  Gesellschaft  als  ein  schwer 
zu  überwältigendes  Hemmnis  gegen  eine 
zwar  von  wenigen  offen  gemissbilligte,  aber 
von  noch  wenigeren  ernstlich  gewollte  Ein- 
kommenspolitik,  welche  die  Macht-  und 
Besitzlosen  heben  und  den  Reichtum  der 
Reichen  nicht  vermehrt  wissen  will,  ent- 
gegen. Vielleicht  wird  auch  dieser  Kampf 
gerade  die  für  unsere  Gesellschaft  frucht- 
barste Einkommensverteilung  zu  Tage  för- 
dern. 
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Einkommensteuer. 

L  Allgemeines  (S.  381).  II.  Die  E.  in  den  ein- 
zelnen Staaten  (S.383).  III.  Schlusswort  (S.  453). 

I.  Allgemeines. 

Die   Einkommensteuer   gehört    zu    den 
Persooalßteuem  und  damit  zu  den  direkten 
Steuern,  indem  das  Einkommen  als  unmittel- 
liarer  Anhalt  dient,  um  die  Leistungsfähig- 
keit des  Steuerpflichtigen  festzustellen.    Das 
Einkommen  (s.  d.  Art.  oben  S.347  ff.)  wii-dfür 
die  Steuerzwecke  gewöhnlich  aufgefasst  als 
die  Summe  von  den  Jahreseinnahmen,  welche 
verbraucht  werden  können,  ohne  den  Ver- 
mögensstamm    zu   vermindern,    und   deren 
Wiederkehr    nach    den    Verhältnissen    des 
Steuerpflichtigen  vorausgesetzt  werden  kann, 
während  ausserordentliche  Einnahmen,   wie 
Erbschaften,  Lotteriegewinn,   bedeutendere 
Geschenke  ausseife  wohnlicher  Art  nicht  als 
Einkommen,  sondern  als  Vermögenszuwachs 
iiehandelt  werden.    Hiernach  ist  vor  allem 
«1er  i)ersönliche  Verbrauch  eines  Gutsbesitzers 
an  Satm^lien,  seine  Wohnung,  Haltung  von 
Luxiispferden    dem    steuerpflichtigen    Ein- 
kommen zuzurechnen,  während  dagegen  die 
Haltung  von  Pferden  für  Wirtschaftszwecke, 
wenn  auch  zu  persönlichem  Gebrauche  des 
Gutsbesitzers,  den  Wirtschaftskosten  -  zuzu- 
schreiben sind.   Aufwand  für  Meliorationen, 
für  Verbesserung  der  Gebäude,  Erweiterung 
piner  Fabrikanlage,  welche  ans  den  laufen- 
den Wirtschaftseinnahmen   bestritten    sind, 
müssen  als  Vermögensanlage,   welche   aus 
dem  Emkommen   genommen   ist,    als   ein- 
kommensteuerpflichtig angesehen  werden. 

Die  Einkommensteuer  ist  die  jüngste  der 
grossen  Steuern  und  hat  sich  erst  seit  dem 
Ende  des  vorigen  Jahrhunderts,  hauptsäch- 
lich aber  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des 
19.  Jahrhunderts  zu  höherer  Bedeutung  ent- 
wickelt Ihr  Ausgangspunkt  ist  die  Kopf- 
steuer gewesen,  bei  welcher  man  davon  aus- 
gmg,  dass  jeder  Mensch,  um  zu  leben,  ein 
Einkommen  beziehen  müsse,  und  da  der 
Staat  eine  Notwendigkeit  sei,  auch  ein  jeder 
von  dem  Einkommen  etwas  an  den  Staat 
zu  seiner  Unterhaltung  abzugeben  habe.  Die 
zweite  Phase  imifasst  die  Ausbildung  der 
Klassensteuer,  in  der  nicht  für  jeden  Kopf 
die  gleiche  Summe  verlangt  sondern  die 
Bevölkerung  in  Klassen  geschieden  und  den 
Mitgliedern  einer  jeden  Klasse  eine  besondere 
Qoote  zugemessen  wird. 

Höhere  Leistungen  -werden  durch  dieses 
Bomroarische  Verfahren  von  der  Bevölkerung 
nicht  zu  erlangen  sein,  ohne  die  grössten 
Härten  in  sich  zu  schliessen.  Deshalb  ist  man 
in  der  neueren  Zeit  immer  allgemeiner  dazu 
übergegangen,  die  Steuerauflegung  zu  indi- 
vidualisieren, indem  die  Einkommensverhält- 
lüsse  des  einzelnen  ermittelt  werden  und  da- 
nach die  zu  zahlende  Steuer  bemessen  wird. 


Die  Ermittelung  des  Einkommens  kami 
nun  in  verschiedener  Weise  geschehen: 

1.  Indem  man  von  den  Einnahmequellen 
ausgeht,  z.  B.  den  Reinertrag  des  Grundstücks, 
die  Verteilung  der  Dividende  bei  Aktien- 
gesellschaften feststellt  und  dann  in  zweitei 
Linie  die  Verteilung  dieses  Reinei-trages  ver- 
folgt und  dementsprechend  die  Persönlichkei- 
ten berücksichtigt,  welche  aus  jenen  Erti-ägen 
ihr  Einkommen  beziehen,  wie  das  für  einzelne 
Bezugsquellen  früher  in  Sachsen -Weimai* 
stattfand  und  noch  jezt  in  England  geschieht. 

2.  Indem  man  sich  direkt  an  die  einzelnen 
steuerpflichtigen  Personen  wendet  und  dort 
ihr  Einkommen  ermittelt  und  dasselbe  be- 
lastet. Diese  Ermittelung  kann  wiederum 
in  dreierlei  Weise  geschehen : 

a)  In  der  ungefäliren  Schätzung  des 
Durchschnittseinkommens  ganzer  Gesell- 
schaftsklassen oder  Beruf skategorieen ,  wie 
bei  der  bereits  erwähnten  Klassensteuer. 

b)  Durch  die  Schätzung  des  Einkommens 
der  einzelnen  Steuerpflichtigen  nach  äusseren 
Merkmalen  durch  eine  Kommission. 

c)  Durch  Selbstdeklaration,  auch  Fassion, 
Fatierimg  genannt. 

Diese  drei  Formen  entsprechen  den  Ent- 
wickelungsphasen  der  neueren  Zeit. 

Erst  seit  man  sich  entschlossen  hat,  die 
selbständige  Darlegung  der  Einkommens  Ver- 
hältnisse der  PfHchtigen  zur  Grundlage  der 
Besteuerung  zu  machen,  hat  die  Einkommen- 
steuer ihre  volle  Bedeutung  erlangt,  und  nur 
wo  man  im  stände  ist,  die  Selbstdeklaration 
durchzufüliren,  werden  höhere  Summen  in 
gerechter  Weise  durch  die  Einkommensteuer 
zusammengebracht  werden  können. 

Die  Vorteile  der  Einkommensteuer  liegen 
in  folgenden  Momenten:  1.  Nur  durch  sie  ist 
das  Ziel  einer  gerechten  Besteuerung,  jeden 
nach  seiner  Leistungsfähigkeit  zu  treffen, 
welche  hauptsächlich  durch  das  Einkom- 
men bedingt  wird,  annähernd  zu  erreichen. 
Zugleich  ist  man  nur  bei  einer  Personal- 
steuer in  der  Lage,  die  persönlichen  Ver- 
hältnisse zu  berücksichtigen,  welche  die 
Leistungsfähigkeit  in  besonderer  Weise  min- 
dern oder  heben.  Nur  bei  einer  solchen 
wird  deshalb  auch  eine  angemessene  Pro- 
gression der  Besteuerung  durchgeführt  wer- 
den können,  um  den  Reicheren  entsprechend 
höher  zu  belasten  als  den  Armen. 

2.  Sie  eignet  sich  vorzüglich  zur  Er- 
gänzung der  übrigen  Steuern,  welche  sich 
teils  als  schwer  beweglich,  teils  als  schwan- 
kend in  ihren  Erträgen  heraussteUen  und 
sich  deshalb  den  Bedarfsverliältnissen  nicht 
genügend  anpassen  lassen.  Es  ist  daher  für 
die  Regierung  von  der  höchsten  Bedeutung, 
eine  Steuer  au  der  Hand  zu  haben,  welche  sie 
von  einem  Jahre  zum  anderen  in  ihren 
Steuersätzen  erhöhen  oder  vermindern 
kann,  wie  es  die  Büanz  des  Budgets  ver- 
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langt,  ohne  damit  persönliche  Ungerechtig- 
keiten oder  starke  Störungen  in  dem  volks- 
wirtschaftlichen Getriebe  hervorzurufen. 

3.  Aus  dem  gleichen  Grunde  kann  sie 
benutzt  werden,  in  aussergewöhnlichen  Fällen 
einen  besonders  hohen  Ertrag  einzubringen 
und  damit  die  Anwendung  von  Anleihen  zu 
vermindern. 

4.  Ihr  Ergebnis  ist  erfahrungsgemäss  von 
einer  grossen  Gleichmässigkeit,  so  dass  der 
Staat  dabei  auf  eine  bestimmte  Summe 
rechnen  kann,  was  für  die  Aufstellung  des 
Budgets  von  hoher  Bedeutung  ist. 

Auf  der  andern  Seite  sind  folgende  Be- 
denken gegen  sie  erhoben: 

1.  Eine  genauere  Feststellung  des  Ein- 
kommens, welche  bei  höherer  Besteuerung 
unvermeidlich  ist,  schliesst  ein  Eindringen 
in  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Steuer- 
pflichtigen ein,  welches  von  der  Bevölkerung 
leicht  schwer  empfimden  wird  und  Unzu- 
friedenheit erregt.  Dies  ist  der  Hauptgrund, 
weshalb  man  sich  in  verschiedenen  Ländern 
noch  heutigen  Tages  nicht  zur  Einführung 
der  Einkommensteuer  entschliessen  kann 
und  dieselbe  auf  energische  Opposition  gerade 
der  besser  situierten  Klassen  stösst,  wie  in 
Frankreich  und  den  Vereinigten  Staaten 
Nordamerikas. 

2.  Das  Hauptbedenken  richtet  sich  gegen 
die  praktische  Durchführung,  bei  der  sich 
noch  überall  grosse  Unvollkommenheiten 
herausgestellt  haben.  Man  kann  weder 
allgemein  auf  eine  richtige  Selbsteinschätzung 
rechnen,  noch  ist  es  möglich,  durch  Aussen- 
stehende  das  Einkommen  der  Steuerpflich- 
tigen korrekt  einschätzen  zu  lassen.  Damit 
liegt  die  Gefahr  vor,  Lüge  und  Betrug  mit 
einer  Prämie  zu  versehen,  den  Ehrlichen 
dagegen  übermässig  zu  belasten  und  damit 
eine  allgemeine  Demoralisation  herbeizu- 
führen. Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass 
dieser  Einwand  die  grösste  Beachtung  ver- 
dient und  nur  da  die  Einkommensteuer  zu 
empfehlen  sein  wird,  wo  diese  Gefahr  als 
nur  gering  nachgewiesen  werden  kann. 

Nach  dem  Gesagten  ist  also  die  Ein- 
kommensteuer keineswegs  allgemein  einzu- 
führen, sondern  nur,  wo  die  nötigen  Voraus- 
setzungen dafür  vorhanden  sind.  Die  er- 
wähnten Vorteile  werden  mehr  in  den 
Vordergrund  treten,  die  Nachteüe  dagegen 
in  geringerem  Masse  vorliegen  auf  höherer 
Kulturetufe  und  bei  der  gebildeteren  Klasse. 
Es  gehört  eine  höhere  Reife  der  Bevölke- 
rung dazu,  um  die  Selbstdeklaration  durch- 
führen zu  können;  sie  wird  daher  nur  bei 
vorgeschrittenen  Völkern  und  nur  für  die  ge- 
bildete Klasse  zu  acceptieren  sein.  Sehr 
begreiflich,  dass  man  deshalb  erst  in  der 
neueren  Zeit  zur  Einkommensteuer  ge- 
griffen hat,  und  zunächst  in  den  vor- 
geschrittene! en    Ländern,    und    dass    man 


die  imteren  Klassen  von  derselben  befreit 
hat ,  die  ohnehin  zweckmässiger  durch  in- 
direkte Steuern  heranzuziehen  sind.  Da^re^n 
wird  die  Einkommensteuer  zu  einer  Not- 
wendigkeit, wenn  jene  Voraussetzungen  vor- 
liegen, die  finanziellen  Ansprüche  des  Staates 
in  bedeutendem  Masse  steigen  und  die  Steuer- 
last daher  nur  durch  eine  genaue  Anpassoiiir 
an  die  Leistungsfähigkeit  erträglich  gemacht 
werden  kann.  Sie  ist  ausserdem  nur  als 
eine  Ergänzung  zu  den  anderen  Steuern  umi 
als  Teil  eines  abgerundeten  Steuersystems 
aufzufassen  und  zu  verwenden. 

Da  das  Einkommen  nicht  die  Leistungs- 
fähigkeit selbst  genau  wiedergiebt,  sondern 
nur  einen  Anhalt  zur  Beurteilung  derselWn 
bieten  kann,  ist  die  Einkommensteuer  auch 
nicht  allein  nach  dem  Einkommen  zu 
bemessen,  sondern  in  versdiiedener  Weise 
abzustufen  und  den  indi\'iduellen  Verhält- 
nissen anzupassen. 

1.  Nicht  jedes  Einkommen  von  gleicher 
Höhe  repräsentiert  dieselbe  Leistungsfähig- 
keit, vielmehr  ist  hier  ein  principieller  Unter- 
sclüed  zu  machen  zwischen  dem  fundierten 
Einkommen  aus  Vermögen,  also  mit  nach- 
haltiger Bedeutung  und  unabhängig  von  der 
Person  des  Steuerzahlers,  gegenüber  dem 
unfundierten  Einkommen,  welches  der  per- 
sönlichen Arbeit  des  Steuerpflichtigen  ent- 
springt, mit  ihm  erlischt  und  von  den  öesiind- 
heitsverhältnissen  etc.  desselben  abhängig  ist. 

2.  Das  Einkommen  hat  ausserdem  nach 
seiner  Höhe  in  der  Hand  des  Steuerpflich- 
tigen eine  verschiedene  Leistungsfäliigkeit. 
Der  kleine  Betrag  von  etwa  600  Mark  winl 
kaum  ausreichen,  eine  Familie  unter  unseivn 
Verhältnissen  zu  ernähren,  er  wird  nur  rlas 
zum  Leben  Notwendige  repräsentieren,  das 
sogenannte  Existenzminimum.  Erstein 
Betrag,  der  hierüber  hinausgeht,  wird  eine 
Steuerzahlimg  ermöglichen,  und  man  hat 
deshalb  diesen  das  »freie«  Einkommen  ge- 
nannt Je  grösser  der  üeberschuss  über  das 
Existenzminimum  ist,  um  so  mehr  wird 
nicht  nur  die  absolute,  sondern  auch  die  re- 
lative Leistungsfähigkeit  steigen,  d  .h.  um  so 
leichter  wird  derselbe  Prozentsatz  abgegeben 
werden  können.  Die  aus  dem  freien  Ein- 
kommen zu  bestreitenden  Ausgaben  können 
in  zwei  Kategorieen  zerlegt  werden:  für 
nützliche,  wenn  auch  entbehrliche 
Bedürfnisse,  oder  für  indifferente,  resp. 
L  u  X  u  s  bedürfnisse  resp.  zur  Kapitali- 
sierung. Da  der  Staat  als  eine  Kultiu- 
notwendigkeit  anzusehen  ist,  so  wird  er  aus 
dem  Einkommen  der  ersten  Kategorie  Be- 
träge für  sich  beanspruchen  können,  der 
Steuerpflichtige  aber  wird  sie  w^eit  leit^hter 
aus  der  zweiten  Kategorie  bestreiten.  Sie 
ist  es,  welche  hauptsächJich  höhere  Leistungs- 
fähigkeit für  die  Steuerzahlung  in  sich 
scliliesst,  und  je  grösser  dieser  Betrag  ist. 
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ein  um  so  grösserer  Prozentsatz  wird  mit  der 
gleichen  Leichtigkeit  getragen  werden.  Hier- 
aus eigiebt  sich  die  Notwendigkeit  einer  pro- 
gressiven Belastung  des  Einkommens  und  da- 
mit einerp  rogressiven  Einkommensteuer. 

Bis  in  die  neueste  Zeit  ist  die  progressive 
nnkommensteuer  prindpiell  bekämpft,  so- 
wohl von  Männern  der  Wissenschaft,  wie 
Rudolf  Gneist,  Leroy-Beaulieu ,  sowie  von 
Staatsmännern  Thiers  und  lange  Zeit  Bis- 
marck,  während  in  der  neueren  Zeit  die 
Richtigkeit  des  Princips  immer  aUgemeiner 
anerk^nt  ist,  wie  m  den  Finanzwissen- 
schaften von  Adolf  Wagner,  Röscher,  Schaf  fle 
sowie  durch  die  neuere  Steuergesetzgebung. 

Wir  kommen  am  Schlüsse  darauf  zurück, 
zunächst  aber  sind  nun  die  betreffenden 
Enrichtungen  in  den  verschiedenen  Ländern 
darzulegen.  Wir  wollen  dann  untersuchen, 
wie  weit  die  Praxis  bereits  den  theoretischen 
Anforderungen  genügt,  welche  Aufgaben  noch 
der  Zukunft  zu  erledigen  bleiben. 

J,  Conrad, 


n.  Me  Einkommensteuer  in  den 
einzelnen  Staaten. 

Inhalt:  L  E.  in  Deutschland  (S.  3a3).  II. 
E.  in  Oesterreich  (S.  419).  III.  E.  in  Gross- 
britannien und  Irland  (8.  429).  IV.  E.  in 
Italien  (S.  436).  V.  E.  in  der  Schweiz  (S.  446). 
n.  E,  in  den  Vereinigten  Staaten  (S.  4ö0). 


Einkommenstenern  (Klassen- 
stenern)  in  Dentschland. 

1.  Einleitung.  2.  Allgemeine  Bestimmungen. 
I.  Die  Staaten  mit  allgemeiner  Ein- 
kommensteuer. A.  Preussen.  3.  Gegen- 
wärtiger Rechtszustand.  4.  Geschichte.  5.  Sta- 
tistik. B.  S  a  c  h  B  e  n.  6.  Gegenwärtiger  Rechts- 
rastand. T.Geschichte.  8.  Statistik.  C.Baden. 
9  Gegenwärtiger  Rechtszustand.  10.  Geschichte. 
IL  Statistik.  D.  Die  ührigen  deutschen 
Staaten  mit  allgemeinen  Einkommen- 
iKlassen-jsteuern.  12.  Gesetze  und  Art 
der  einzelnen  Steuern.  13.  Ausdehnung^der  sub- 
jektiven Steuerpflicht  auf  juristische  Personen. 
14.  Objektive  Steuerpflicht.  15.  Steuertarif. 
16.  Teranla^nng  und  Strafbestimmungen.  17. 
Statistik.  11,  Die  Staaten  mit  partieller 
^Einkommensteuer.  A.  Bayern.  18.  Ge- 
schichte. 19.  Gegenwärtiger  Rechtszustand.  20. 
Statistik.  B.Württemberg.  21.  Geschichte. 
22.  Gegenwärtiger  Rechtszustand.  23.  Statistik. 
^24.  Mecklenburg  26.  Reuss  ä.  L.  und 
26.  die  hohenzollernschen  Fürsten- 
tümer.   27.  Litteratur. 

1.  Einleitmig.  Das  Deutsche  Reich 
fennt  in  seinem  Steuersystemdie  Einkommen- 
steuer nicht.  In  den  siebziger  Jahren  fand 
ane  Agitation  für  dieselbe  statt  (deutscher 
Steuerreformverein).  Die  Bestrebungen  für 
eine  Reichseinkommensteuer  sind  aber  zu- 
röckgetreten,  seitdem  die  indirekte  Besteue- 


rung für  das  Reich  angenommen  und  aus- 
gebaut worden  ist.  Dagegen  büdet  in  den 
Einzelstaaten  die  Einkommensteuer  ein  wich- 
tiges Glied  des  Steuersystems.  Die  meisten 
haben  allgemeine,  einige  partielle 
Einkommensteuern  eingeführt.  Ueber 
die  abweichenden  Verhältnisse  in  Elsass- 
Loth ringen,  wo  die  Umwandlung  der 
von  Frankreich  übernommenen  und  teil- 
weise bereits  umgebildeten  direkten  Steuern 
in  ein  Ertragssteuersystem  mit  partieller 
Einkommensteuer  durch  das  G.  v.  2.  Juli 
1898,  betr.  die  Ermitteluog  der  Erträge 
aus  Kapital,  Lohn  und  Besoldung  (F.-A.  ^) 
XVIJ  vorbereitet  wird,  vgl.  den  Art.  Mobi- 
liarsteuer. Die  allgemeine  Einkommen- 
steuer trifft  das  gesamte  reine  Einkom- 
men des  Steuerpflichtigen.  Einzelne  Teile 
desselben,  meistens  Teile  des  fundierten 
Einkommens  werden  bisweilen  durch  Er- 
trags- oder  Vermögenssteuern  nochmals  be- 
lastet. Die  partielle  Einkommensteuer  wird 
dagegen  nur  von  einzelnen  Einkommens- 
arten erhoben.  In  der  Regel  dient  sie  zur 
Ergänzung  eines  Ertragssteuersysteras  (s.  den 
Art.  Ertrags  steuern)  und  will  die- 
jenigen Einkommensarten  erfassen,  welche 
von  jenem  nicht  getroffen  werden.  Die 
Kapitalrentensteuer  gehört  mit  hierher,  wird 
aber  in  einigen  Staaten  als  besondere  Steuer 
ausgeschieden  (s.  den  Art.  Kapitalrenten- 
Steuer);  alsdann  verbleibt  die  partielle  Ein- 
kommensteuer i.  e.  S.,  welche  sich  im  wesent- 
lichen auf  Einkommen  an  Gehalt,  Besoldung 
und  Lohn,  Pension,  Wartegeld,  Witwen-  und 
Waisengeld,  Auszügen  etc.  beschränkt. 

Im  nachfolgenden  wird  nur  von  der  staat- 
lichen Einkommensteuer  (Klassensteuer)  ge- 
handelt. Die  Besteuerung  der  Kommunal  ver- 
bände wird  im  Art.  Gemeinde finanzen 
dargelefft.  Dem  Zwecke  des  Handwörterbuches 
entspricht  es,  die  Einkommensteuer  nicht  syste- 
matisch darzustellen,  sondern  ihre  Normen  in 
den  einzelnen  Staaten  zu  verfolgen.  Mit  Rück- 
sicht hierauf  musste  auf  eine  principielle 
Erwägung  der  sie  betreffenden  theoretischen 
Fragen  verzichtet  werden.  Um  diese  Lücke 
auszufüllen,  ist  eine  ausführlichere  Geschichte 
der  preussischen  Klassen-  und  Einkommen- 
steuer eingeschoben  worden ;  in  derselben  treten 
bei  der  schrittweisen  Entwickelung ,  welche 
die  preussische  Steuer  durchgemacht  hat,  die 
wichtigsten  theoretischen  Fragen  hervor.  — 
Der  lUum  gestattet  es  nicht,  sämtliche  Nor- 
men bei  den  einzelnen  Staaten  eingehend  dar- 
zulegen. Nur  die  Hauptzüge  konnten  Beach- 
tung finden.  So  sind  im  besonderen  die  ver- 
schiedenen Bestimmungen  über  Steuerbefrei- 
ungen meistens  unberücksichtigt  geblieben. 
Eine  principielle  Erörterung  des  Begriffes  Ein- 
kommen konnte  mit  Rücksicht  auf  den  be- 
sonderen Artikel  „Einkommen"  (s.  oben 
S.    347  ff.)     unterbleiben.      Die   verschiedenen 


*)  F.-A.  =  Finanz-Archiv,  herausgeg.  von 
Schanz,  Stuttgart. 
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Steuerffesetze  geben  keine  Bestimmung  Über 
diesen  Befifriff.  Sie  führen  nur  im  einzelnen  und 
von  einander  abweichend  aus,  wie  das  Einkommen 
in  seinen  verschiedenen  Zweigen  zu  berechnen 
ist.  Auch  diese  weitschichtigen  Bestimmungen 
konnten  in  der  Darstellung  keine  Aufnahme 
finden,  und  es  muss  dieserhalb  auf  die  betr.  Ge- 
setze verwiesen  werden. 

2.  Allgemeine  Besümmiingeii.  Die 
Einzelslaaten  sind  im  Rechte  der  direkten 
Personalbesteueriing  nicht  unbeschränkt  Sie 
sind  gebunden  durch  anerkannte  Sätze  des 
YölkeiTCchts,  durch  Staatsverträge  und  durch 
Reichsgesetze. 

Völkerrechtlich  ist  unbestritten,  dass 
die  Gesandten,  ausser  wenn  sie  im  Lande 
ihres  Aufenthaltes  Grundbesitz  haben  oder  Ge- 
werbe betreiben,  von  den  direkten  Steuern  frei  sind. 
Die  C  0  u  s  u  1  n  geniessen  nicht  nach  allgemeinen 
völkerrechtlichen  Grundsätzen  Steuerfreiheit, 
doch  ist  sie  ihnen  —  abgesehen  von  nur  that- 
sächlicher  Gewährung  in  einzelnen  Fällen  —  in 
verschiedener  Ausdehnung  durch  eine  Reihe  von 
Staatsverträgen  des  Deutschen  Reiches  einge- 
räumt*). — 

Durch  Reichsgesetze  sind  die  Ansprüche 
mehrerer  Bundesstaaten  auf  Besteuerung  der- 
selben Person  geregelt  sowie  etliche  Steuer- 
befreiungen angeordnet.  Ueber  das  Gesetz  we^en 
Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  v.  13.  Mai 
1870,  vgl.  den  Art,  Doppelbesteuerung,  s. 
oben  S.  2.H5  ff.)  *).  Das  Reichsmilitärgesetz  v.  2. 
Mai  1874  bestimmt  in  §  46  Abs.  2,  dass  das 
Militäreinkommen  der  Personen  des  Unter- 
offizier- und  Gemeinen  Standes  sowie  für  den 
Fall  einer  Mobilmachung  das  Militäreinkommen 
aller  Angehörigen  des  aktiven  Heeres  bei  der 
Veranlagung,  bezw.  bei  der  Erhebung  der 
Staatssteuern  ausser  Betracht  zu  lassen  ist.  — 
Durch  das  Bankgesetz  vom  14.  März  1875  §  21 
wird  der  Reichsbank  und  ihren  Zweiganstalten 
im  gesaraten  Reichsgebiete  Freiheit  von  staat- 
lichen Einkommen-  und  Gewerbesteuern  ver- 
liehen. 

Diese  Bestimmungen  sind  meistens  in  die 
Gesetzgebung  der  Einzel  Staaten  aufgenommen. 
Es  wird  im  folgenden  auf  dieselbe  nicht  noch- 
mals eingegangen  werden,  auch  wenn  in  ein- 
zelnen Staaten  die  hiernach  vorgeschriebenen 
Steuerfreiheiten  weiter  ausgedehnt  sind. 

1.  Die   Staaten    mit   allgemeiner 

Einkommensteuer. 

A.  Prenssen. 

3.  Gegenwärtiger  Rechtszustand«  Die 

allgemeine  Einkommensteuer  [G.  v. 
24.  Juni  1891,  Ausführungsanweisung  v.  24. 
Juni  1891  (F.A.  VIII):  Nov.  v.  22.  Aprii  1892 
(F.A.  IX)]  und  die  Ergänzungssteuer 
sind  seit  der  Steuerreform  von  1893  die 
einzigen     direkten     Staatssteuern,     welche 

^)  Vergl.  Georg  Meyer,  Lehrbuch  des  deut- 
schen  Verwaltungsrechtes,    Leipzig  1894,    II, 

2.  Aufl.,  §  247. 

*)  Die  Schutegebiete  des  Deutschen  Reichs 
gelten  als  Inland  (G.  v.  15.  März  1888,  §  6 
Abs.  3). 


ziw  Erhebung  gelangen,  —  abgesehen 
von  der  Eisenbahnabgabe  und  der  Wanderge- 
werbesteuer. Die  subjektive  Steuer- 
pf licht  wird  begründet  diuxjh  preus-sische 
Staatsangehörigkeit  (ausser  bei  dauerndem 
Aufenthalte  im  Auslande,  welcher  über  zwei 
Jahre  währt;  doch  betrifft  diese  Ausnahme 
nicht  Reichs-  und  Staatsbeamte,  welche  ihren 
dienstlichen  Wohnsitz  im  Auslande  hat<en), 
diu-ch  Wohnsitz  in  Preussen,  bei  Reichsaus- 
ländern auch  durch  Aufenthalt  des  Erwerbs 
wegen  und  diu-ch  mehr  als  einjährigen 
Aufenthalt,  endlich  durch  Bezüge  an  Be- 
soldungen, Pensionen  und  Wartegeldem  aiis 
preussischen  Staatskassen  und  diutjh 
Einkommen  aus  Grundbesitz  so^ie  aus 
Gewerbe-  und  Handelsanlagen  oder  sonstigen 
gewerblichen  Betriebsstätten  in  Preussen. 
Die  subjektive  Steuerpflicht  erstreckt  sich 
nicht  nur  auf  phj-sische  Personen,  sondern 
auch  auf  Aktiengesellschaften,  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien,  Berggewerkschaf- 
ten, eingetragene  Genossenschaften,  deren 
Geschäftsbetrieb  über  den  Kreis  ihrer  Mit- 
glieder hinausgeht,  und  auf  Konsumvereine 
mit  offenem  Laden,  sofern  dieselben  die 
Rechte  juiistischer  Personen  haben  (§  l,  2). 
Steuerfreiheit  geniessen  die  Mitglieder 
des  köoiglichen  Hauses,  des  hohenzollern- 
schen  Fürstenhauses  sowie  des  vormaligen 
hannoverschen  Königshauses  und  der  vor- 
maligen kurhessischen  und  herzoglich  nas- 
sauischen  Fürstenliäuser  (§  3). 

Die  objektive  Steuerpflicht  er- 
streckt sich  auf  das  gesamte  Jahresein- 
kommen des  Pflichtigen  (§  9).  Ausnahmen: 
Wenn  die  subjektive  Steuerpflicht  allein  durch 
Bezüge  aus  preussischen  Staatskassen  oder  durch 
Einkommen  aus  preussischem  Grundbesitz 
und  aus  preussischen  Handels-  und  Gewerbe- 
anlagen begründet  wird,  so  ist  nur  dieses  Ein- 
kommen steuerpflichtig  (§  2);  steuerpflichtige 
Ausländer,  welche  sich  nicnt  des  Erwerbes  wegen 
in  Preussen  aufhalten,  sind  mit  ihren  Einkommen 
aus  ausländischem  Grundbesitz  und  Gewerbebe- 
trieb steuerfrei;  bei  im  Auslande  stationierten 
Reichs-  und  Staatsbeamten  und  Offizieren  ist 
von  ihrem  Dien  steinkommen  nur  das  persön- 
liche, pensionsberechtigende  Gehalt  steuerpflich- 
tig und  auch  dieses  nur,  falls  es  im  Auslande 
nicht  durch  entsprechende  direkte  Staatssteuem 
getroffen  wird  (§  6). 

Es  wird  unterschieden  zwischen  Einkom- 
men und  Vermögenszuwachs;  letzterer  ist 
nicht  steuerpflichtig;  dazu  werden  gerechnet 
ausserordentliche  Einnahmen  aus  Erbschaften, 
Schenkungen  aus  Lebensversicherungen  und 
aus  dem  nicht  gewerbsmässig  oder  zu  Speku- 
lationszwecken unternommenen  Verkaufe  von 
Grundstücken,  sowie  ähnliche  Erwerbungen  (§8). 

Eine  Definition  des  steuerpflichtigen  Ein- 
kommens giebt  das  Gesetz  nicht;  es  sagt 
auch  nicht,  dass  nur  das  reine  Einkommen 
steuerbar  ist.  Doch  bestimmt  es  in  den  All- 
gemeinen Grundsätzen  über  die  objektive 
Steuerpflicht  (§  7 — 9)  die  Belohnung  des 
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^steuerpflichtigen  Einkommens,  insbesondere 
die  zulässigen  Abzüge  (§  9)  von  den  Jahres- 
einkünften  derart,  dass  in  der  Regel  das 
reine  Ellakommen  getroffen  wird.  Darüber 
hinaus  sind  abzugsfähig  die  für  die  Person 
des  Steuerpflichtigen  gesetz-  oder  vertrags- 
masssig  zu  entrichtenden  Beiträge  zu  Krwi- 
ken-,  Unfall-,  Alters-  und  Invalidenversiche- 
nmgs-,  Witwen-,  Waisen-  und  Pensions- 
kassen sowie  Prämien  bis  zu  600  Mark  für 
Versicherung  des  Steuerpflichtigen  auf  den 
Tcdes-  oder  Lebensfall.  (G.  §  9  I,  6  und  7, 
Ausf.  A.  Art.  25.)  Nach  den  Erwerbsquellen 
werden  die  JahreseinkünfteanGeld  undQeldes- 
wert  in  vier  Klassen  geschieden  (1.  aus  Kapital- 
Term5gen;  2.  ans  GrnndTermogen,  Pachtungen 
nnd  Mieten,  einschliesslich  des  Mietwerts  der 
Wotmong  im  eigenen  Hanse ;  3.  ans  Handel  und 
(kwerbe,  einschliesslich  des  Berffbans;  4.  aus 
sonstiger  Gewinn  bringender  Beschäftigang  und 
aus  äonstigen  Kechten  auf  periodische  Hebungen 
und  Vorteile  irgend  welcher  Art)  {§  7).  Mir 
eine  jede  dieser  Klassen  bestimmt  das  Gesetz 
(^  12—16,  Ausf.  A.  Art.  7—27)  in  specieller 
Ausführung  der  Allgemeinen  Grundsätze, 
wie  hier  im  besonderen  die  Berechnung  des 
stenerpflichtigen  Einkonunens  stattzufinden 
haX.  Babei  ist  dem  Einkommen  ans  Handel 
und  6  e  w  e  r  b  e  einschliesslich  des  Berg^bans  eine 
Sonderstellung  eingeräumt:  die  Allgemeinen 
Gnindsätze  gelten  zwar  auch  hier;  es  ist  aber 
mit  dieser  Massgabe  der  Beingewinn  nach  den 
Gnindäätzen  zu  berechnen,  wie  solche  für  die 
inreDtur  und  Bilanz  durch  das  Allgemeine 
Deutsche  Handelsgesetzbuch  Torge- 
schrieben  sind  und  sonst  dem  Gebrauche 
eines  ordentlichen  Kaufmanns  ent- 
sprechen. Dabei  sind  nach  den  Ausf.  A.  Art.  19 
für  die  Bewertung  der  Vermögensstücke  und 
Forderungen  bei  der  Inventur  und  für  das  Mass 
der  überfiiupt  zulässi^n  Abschreibungen  HGB. 
Art  3i,  der  kaufmämusche  Gebrauch  und  inner- 
halb der  durch  denselben  gezogenen  Grenzen 
das  Ermessen  des  Steuerpflichtigen  selbst  mass- 
gebend. 

Als  steuerbares  Einkommen  der 
Aktiengesellschaften  etc.  sowie  der 
Konsmnvereine  gelten  die  unter  die  Mit- 
glie^ler  Terteilten  üeberschüsse ,  zuzüglich 
der  Beträge,  welche  zur  Tilgung  des  Grund- 
kapitals oder  von  Sdiulden  sowie  zur  Ver- 
besserung und  Geschäftserweiterung  oder 
zur  Bildung  von  Reservefonds  verwendet 
werden,  nach  Abzug  von  3V2^/o  des 
eingezahlten  Aktienkapitals.  An 
Stelle  des  letzteren  tritt  bei  eingetragenen  Ge- 
nossenschaften die  Summe  der  eingezahlten  Ge- 
aehäftsanteile  der  Mitglieder,  bei  Berggewerk- 
schaften das  aus  dem  Erwerbspreise  und  den 
Kosten  der  Anlage  und  Einrichtung  beziehungs- 
weise Erweiterung  des  Bergwerks  sich  zusam- 
mensetzende Grundkapital  oder,  soweit  diese 
Kosten  vor  dem  1.  Apnl  1892  aufgewendet  sind, 
nairh  Wahl  der  Pflichtigen  der  zwanzigfache 
Betrag  der  im  Durchschnitt  der  letzten  vier 
Jahre  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes 
verteilten  Ausbeute. 

Handwörterbuch  der  StaatswisseiiBchaften.    Zweite 


Die  objektive  Steuerpflicht  beginnt  erst 
mit  einem  Einkommen  von  mehr  als  900 
Mark  (§  5).  Ausser  Hebung:  bleibt  die  Steuer 
vom  Einkommen  der  Unteromziere  und  Mann- 
schaften des  Beurlaubtenstandes,  welche  mit 
Einkommen  von  nicht  mehr  als  3000  Mark  ver- 
anlagt sind,  für  diejenigen  Monate,  während 
welcher  sie  sich  im  aktiven  Dienst  befinden, 
sowie  die  Steuer  vom  D  i  e  n  s  t  einkommen  der 
Reichs-  und  Staatsbeamten  und  Offiziere,  welche 
zur  Besatzung  eines  zum  auswärtigen  Dienst 
bestimmten  Scniff'es  oder  Fahrzeuges  der  kaiserl. 
Marine  gehören,  für  die  Zeit  der  Abwesenheit 
aus  einheimischen  Gewässern  (§  65). 

Der  Steuertarif  bestimmt  stufen- 
weise feste  Steuersätze  entsprechend  dem 
Jahreseinkommen  (§  17). 

Jahresein-  Jahresein- 
kommen    Jährliche        kommen     Jährliche 

von     bis  ein-  Steuer        von     bis  ein-  Steuer 

mehr  als    achl.  mehr  als   schl. 

M.        M.  M.           M.        M.  M. 

900     1050  6  •      3900      4200  92 

1050     1200  9        4200      4500  104 

1200     1350  12        4500      5000  118 

1350     1500  16        5ocx>      5500  132 

1500     1650  21         5500      6000  146 

1650     1800  26        6000      6500  160 

1800    2100  31        6500      7000  176 

2100    2400  36        7000      7500  192 

2400    2700  44        7500      8000  212 

2700    3000  52        8000      8500  232 

3000    3300  60        8500      9000  252 

33cx>     3600  70        9000      9500  276 

3600    3900  80        9500     10500  300 

Die  Steuer  steigt  bei  höherem  Einkommen 

von  mehr  als  bis  einschl.  in  Stufen  von  um  je 

M.                    M.  M.                M. 

10500              30500  1000  30 

30  500              32  000  1500  60 

32000              78000  2000  80 

78000  100  000  2000  100 

Bei  Einkommen  von  100000—105000  M. 
beträgt  die  Steuer  4000  M.  und  steigt  bei  hö- 
herem Einkommen  in  Stufen  von  öODO  M.  um 
je  200  M. 

Der  Tarif  enthält  also  für  Einkommen 
von  9500—35000  und  für  Einkommen  über 
100000  Mark  dem  Einkommen  proportionale 
Steuersätze;  dort  3®/o  des  arithmetischen 
Mittels  der  Stufengrenzen,  hier  4®/o 
der  Stufenuntergrenze.  Zwischen  diesen 
beiden  Horizontalen  weist  er  Progression 
auf,  für  Einkommen  unter  9500  Mark  De- 
gxession  bis  0,62  ®/o  in  der  untersten  Stufe. 

Die  Veranlagung  geschieht  nach  Haus- 
haltungen. (Personen,  welche  gegen  Gehalt 
oder  Lohn  zu  Dienstleistungen  angenommen 
sind,  Kostgänger,  Untermieter  und  Schlafstellen- 
mieter gelten  nicht  als  Haushaltungsangehörige.) 
Dabei  ist  dem  Jahreseinkommen  des  Haus- 
haltungsvorstandes dasjenige  seiner  Ange- 
hörigen zuzurechnen.  Doch  sind  selbständig 
zu  veranlagen:  von  ihren  Ehegatten  dauernd 
getrennt  lebende  Ehefrauen ;  Kinder  und  andere 
Hanshaltimgsangehörige  mit  ihrem  selbständigen 
Einkommen,  sofern  dasselbe  der  Verftigungsge- 
Auflage.    III.  25 
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walt  des  HaashaltnngsTorstandes  nicht  unter- 
liegt (§  11).  ^lassgebead  ist  bei  feststehen- 
den Einnahmen  (und  Ausgaben)  ihr  Betrag 
für  das  betreffende  Steuerjahr:  bei  sehwan- 
kenden hingegen  der  Durchsennitt  der  drei 
der  Veranlagung  unmittelbar  vocaufgegan- 
genen  Jahre  (§  10).  Nach  dem  festgestellten 
Gesamteinkommen  werden  die  Steuerstufen 
und  Steuersätze  auf  Grund  des  Tarifes  be- 
stimmt Doch  gestattet  das  Gesetz  bei 
kleineren  und  mittleren  Einkommen  in  be- 
stimmten Grenzen  die  Berücksichtigung 
einiger  anderer  Momente  neben  der  Jüöhe 
des  Einkommens.  Bei  Einkommen  bis  zu  9500 
Mark  ist  es  gestattet,  besondere,  die  Leis- 
tungsfähigkeit herabmindernde  Umstände  (als 
solche  sind  lediglich  ausser  gewöhnliche  Be- 
lastungen durch  Unterhalt  und  Erziehung  der 
Kinder,  Alimeutationsverpflichtungen ,  andau- 
ernde Krankheit,  Verschuldung  und  besondere 
Unglücksfälle  anzusehen)  derart  zu  berücksich- 
tigen, dass  eine  Ermässigung  des  tarifmässigen 
Steuersatzes  um  höchstens  drei  Stufen  erfolgt 
(§  19).  Femer  sind  in  dem  Falle,  dass  das 
Jahreseinkommen  des  Haushai tungs Torstandes 
3000  Mark  nicht  übersteigt,  für  jedes  nicht 
selbständig  zu  yeranlagende  Familienmitglied 
unter  14  Jahren  60  Mark  Tom  steuerbaren  Ein- 
kommen in  Abzug  zu  bringen ;  beim  Vorhanden- 
sein Yon  3  oder  mehr  solcher  Familienmitglieder 
muss  mindestens  Ermässigung  um  eine  Stufe 
eintreten  (§  18). 

Die  Veranlagung  sowie  die  Entschei- 
dung von  Berufungen  gegen  dieselbe  erfolgt 
durch  Kommissionen,  deren  Mitglieder  teils 
von  der  Regierung  ernannt,  teils  von  den 
Kommunalvertretungen  gewählt  werden.  Die 
Grundlagen  bilden  Voremschätzungen  durch 
besondere  Kommissionen  (für  Einkonmien 
bis  zu  3000  Mark),  obligatorische  Steuerer- 
klärungen seitens  der  Steuerpflichtigen  und 
selbständige  Erhebungen  der  Veranlagungs- 
organe. Gegen  Rechtsverletzungen  ist  Be- 
schwerde beim  Oberverwaltungsgericht  zu- 
lässig. Der  Finanzminister  hat  die  oberste 
Leitung  des  Veranlagungsgeschäfts  und  ent- 
sdieidet  Beschwerden  über  die  Benifungs- 
kommission  und  deren  Vorsitzenden,  soweit 
sie  nicht  vor  das  Oben^erwaltungsgericht 
gehören. 

Organe  der  Veranlagung  sind:  der 
Gemeinae-(Guts-)vorstand,  die  Voreinschätzungs- 
kommission, die  Veranlagungskommission  und 
die  Berufungskommissiou  sowie  die  Vorsitzenden 
der  beiden  letzten. 

Voreinschätzungskommissionen 
werden  für  jeden  Voreinschätzungsbezirk 
gebildet.  Dieser  umfasst  in  der  Regel  eine  Ge- 
meinde; doch  können  auch  mehrere  Gemeinden 
bezw.  diese  mit  selbständigenGutsbezirken  zusam- 
mengezogen werden.  Den  Vorsitz  führt  der 
Gemeinde-(Guts-)Vor8tand  (bezw.  derjenige  unter 
mehreren,  welchen  die  Regierung  bestimmt). 
Die  Mitglieder  werden  unter  Berücksichtigung 
der  verschiedenen  Arten  des  Einkommens  teila 
von  der  Regierung  ernannt,  teils  von  der  Ge- 
meindeversammlung (-Vertretung)  gewählt.  Die 


Zahl  der  ernannten  Mitglieder,  einflchliesslich 
des  Vorsitzenden,  muss  hinter  der  der  gewählten 
zurückbleiben.  Die  Regieninc;  kann  von  der 
Ernennung  von  Mitgliedern  absehen  (§  31).  — 
Für  jeden  Veranlagungsbezirk  (einen 
solchen  bildet  in  der  Itegel  jeder  Kreis)  wird 
eine  Veranlagungskommission,  für  jeden 
Regierungsbezirk  eine  Beruf  ung^sk om - 
mission  gebildet  Den  Vorsitz  führt  dort  der 
Landrat  oder  ein  von  der  Regierung  ernannter 
Kommissar,  hier  ein  vom  finanzmini^ter  er- 
nannter Regierun^kommissar.  Die  Mitglieder 
werden  auf  die  Dauer  von  6  Jahren  zum  Teü 
von  der  Regierung  ernannt,  zum  Teil  von  der 
Kommunalvertretun^:  (Kreis-  oder  Gemeindever- 
tretung —  Provinzialausschuss)  aus  den  Ein- 
wohnern des  betreffenden  Bezirkes  unter  Be- 
rücksichtigung der  verschiedenen  Arten  de^ 
Einkommens  gewählt.  Diese  Beschränkun^n 
beziehen  sich  nur  auf  die  zu  wählenden,  nicht 
aber  auf  die  zu  ernennenden  Mitglieder.  Die 
Zahl  der  ernannten  Mitglieder,  emschliesslich 
des  Vorsitzenden,  darf  die  Hälfte  der  Ge- 
wählten nicht  Überschreiten.  Die  Regierung  be- 
stimmt hiemach  die  Zahl  beider  Arten  von  Mit- 
gliedern (§§  aS,  34,  41).  Für  Vorsitzende  und 
Mitglieder  aller  Kommissionen  sind  in  gleicher 
Weise  Stellvertreter  zu  ernennen  bezw.  zn 
wählen  (§  50). 

Im  Veranlagungsverfahren  ist  za 
unterscheiden:  a)  die  Vorbereitung  der  Veran- 
lagung; b)  die  Veranlagung  selbst;  c)  die  Be- 
rufung; d)  die  Beschwerde.  —  a)  Die  Vorbe- 
reitung: jeder  Gemeinde-(Gut8-) Vorstand  hat 
die  Nachweisung  aller  Einkommensteuerpflich- 
tigen (Personen Verzeichnis)  aufzustellen  (§  21): 
hierfür  müssen  die  Haushaltungsvorstände  und 
die  Hausbesitzer,  bei  Strafe  bis  300  Mark  (§  68), 
die  erforderlichen  Angaben  (Hauslisten)  machen 
(§  22);  der  Gemeinde-(Guts-) Vorstand  hat  mög- 
lichst vollständige  Nachrichten  über  die  Ein- 
kommens- und  Vermög'ensverhältniBse,  sowie 
über  die  Leistungsfähigkeit  einzuziehen  uul 
hiernach  das  mutmassliche  Einkommen,  ^trennt 
nach  den  4  unterschiedenen  Quellen,  in  Ein- 
kommensnachweisungen einzutragen  (§  23).  Die 
Voreinschätzunj^kommission  prüft  diese  Nach- 
weisungen ;  bei  Einkommen  bis  zu  3000  Mark 
trägt  sie  die  ermittelte  Grösse  derselben  und 
die  vorzuschlagenden  Steuersätze  in  die  Nach- 
weisungen ein  (§  32).  b)  die  Veranlagung 
erfolgt  durch  die  Veranlagun^kommission  ad 
Grund  der  vorliegenden  Nach  Weisungen,  der 
eingereichten  Steuererklärunigen,  der  von  ihrem 
Vorgesetzten  angestellten  Ermittelungen  und 
auf  Grund  eigener  Erhebungen.  Für  Einkom- 
men bis  zu  3000  Mark  setzt  der  Vorsitzende 
den  Steuersatz  fest,  sofern  er  gegen  den 
Vorschlag  der  Voreinschätzungskommission 
nichts  einzuwenden  hat  (§§  3ö,  36,  38).  cj  Ueber 
die  Berufung  gegen  die  Veranlagung,  welche 
sowohl  dem  Steuerpflichtigen  als  auch  dem 
Vorsitzenden  der  Veranlag ungskommission  zu- 
steht, entscheidet  die  Serufungskommission, 
d)  Gegen  ihre  Beschlüsse  kann  Beschwerde 
erhoben  werden,  welche  sich  aber  lediglich  aof 
Nichtanwendung  oder  unrichtige  Anwendung 
des  bestehenden  Rechtes  und  auf  wesentliche 
Mängel  des  Verfahrens  stützen  darf;  über  sie 
entscheidet  das  Oberverwaltungsgericht  (§  441 

Neben  den  Nachweisungen  der  Gemeinde- 
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Gats-)VoTstände  stehen  den  Veranlagungs- 
öi|:anen  folgende  Yeranlagnngsmittel  zu 
(rebote:  a)  die  Steuererklärung  des  Pflich- 
rigea:  dieselbe  ist  für  alle  Steuerpflichtigen 
obligatorisch:  auf  öffentliche  Aufforderung  des 
Vorsitzenden  der  Yeranlagungskommission  muss 
^ie  jeder  einreichen,  der  bereits  mit  mehr  als 
3D0O  Mark  Einkommen  yeranlagt  ist,  jeder 
andere  auf  besondere  Aufforderung  hin.  Zur 
freiwilligen  Erklärung  ist  ein  jeder  berechtigt. 
Aktiengesellschaften  etc.  müssen  ausserdem  ihre 
Jahresal»chlässe  sowie  die  bezüglichen  Be- 
<^hlääae  der  Greneralversammlungen  einreichen 
'§§  24,  25).  Wer  der  Aufforderung  zur  Steuer- 
riklarong  nicht  Folge  leistet,  verliert  die  gesetz- 
lichen Rechtsmittel  gegen  seine  Einschätzung 
für  das  betreffende  Steuerjahr.  —  Wer  die 
Steuererklärung  auf  Grund  einer  nochmals  an 
ihn  gerichteten,  besonderen  Aufforderung,  welche 
aach  nach  der  Veranlagung  erfolgen  kann,  nicht 
abriebt,  muss  neben  der  veranlagten  Steuer 
noch  25%  Zuschlag  bezahlen,  falls  die  Regierung 
denselben  festsetzt  (§30).  Die  Steuererklärung, 
welche  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  ab- 
za^eben  ist  (§  24),  muss  enthalten:  das  Gesamt- 
einkommen, gesondert  nach  den  4  Quellen;  das 
Einkommen  von  ausserhalb  des  Veranlagungs- 
bezirka  belegenem  Grundbesitz  und  Gewerbe- 
ktrieb  besonders;  Schuldzinsen,  Lasten  etc., 
deren  Abzug  beansprucht  wird  (§  26).  Falls 
ein  Einkommen  nur  durch  Schätzung  ermittelt 
werden  kann,  so  kann  es  dem  Steuerpflichtigen 
aof  seinen  Antrag  gestattet  werden,  an  Stelle 
ziffermässiger  Ängsten  diejenigen  Thatsachen 
anzufahren,  deren  die  Kommission  zur  Schätzung 
bedarf  (§  27).  —  Die  sonstigen  Veranlagungs- 
mittel  richten  sich  nach  dem  Organe,  das  sie 
bandhaben  will.  Wir  beginnen  mit  dem  am 
wenigsten  berechtigten ;  jedem  später  genannten 
O^ane  stehen  die  Veranlagungsmittel,  welche 
den  vorher  genannten  eingeräumt  sind,  ebenfalls 
zu  Gebote,  b)  der  Vorsitzende  der  Ver- 
anlagnngskommission  kann  sich  zur  Fest- 
stellnng  der  Besitz-,  Vermögens-  und  Einkom- 
mensverhältnisse der  Mitwirkung  der  Gemeinde- 
Gnta-}Vorstände  und  der  Verwaltungsbehörden 
l»lienen;  er  kann  besondere  Aeusserungen  der 
Voreinschätzungskommission  veranlassen ;  er 
kann  auf  Antrag  und  von  Amts  wegen  dem 
Steuerpflichtigen  Gelegenheit  zur  persönlichen 
Verhandlung  gewähren ;  er  kann  bei  sämtlichen 
Staats-  und  Kommnnalbehörden  Einsicht  in  alle 
die  Einkommensverhältnisse  Steuerpflichtiger 
betreffenden  Bücher, Akten,Urkunden  etc.  nehmen, 
aach  Abschrift  aus  denselben  verlanj^en,  soweit 
«lern  nicht  besondere  gesetzliche  Bestimmmm-en 
fjder  dienstliche  Rücksichten  entgegenstehen ;  Ein- 
blick in  die  Bücher  der  Sparkassen  ist  jedoch  ver- 
boten (§36).  c) Bevor  die  Veranlagungskom- 
mission  oder  ihr  Vorsitzender  eine  Steuer- 
erklärung beanstanden,  soll  nach  der  V.  v.  18. 
Oktober  1898  in  allen  geeigneten  Fällen  der 
Versuch  gemacht  werden,  die  obwaltenden  Be- 
denken durch  Einvernehmen  mit  dem  Steuer- 
pflichtigen zu  beheben.  Von  der  Beanstandung 
ist  der  Steuerpflichtige  unter  Angabe  der  Gründe 
zn  henachrichtigen  und  zur  Aeusserung  über  sie 
<)der  zur  Beantwortung  bestimmter  Fragen  auf- 
zufordern. Falls  dieser  nicht  antwortet  oder 
die  Bedenken  nicht  behebt,  so  kann  die  Veran- 
l^guugskommission  die  Vernehmung  von  Zeugen 


und  Sachverständigen  sowie  sonstige  Erhebungen 
veranlassen.  Es  müssen  aber  nach  der  Ausf. 
Anw.  Art  55  Z.  3,  Art.  66  Abs.  3  die  von  dem 
Steuerpflichtigen  angebotenen,  gesetzlich  zuläs- 
sigen Beweise  erhoben  werden.  Bleiben  Zweifel 
an  der  Steuererklärung  bestehen,  so  ist  die  Kom- 
mission an  dieselbe  nicht  angebunden  (§  38). 
d)DieBerufungskommission  sowie  deren 
Vorsitzender  können  die  eidliche  Bekräfti- 
gung des  Zeugnisses  oder  Gutachtens  eines 
Zeugen  bezw.  Sachverständigen  vor  dem  zu- 
ständigen Amtsgerichte  fordern  (§  43). 

Die  Veranlagung  erfolgt  für  die  Dauer 
des  Steuer  jähre  8.  Veränderungen  in  den 
Einkommensverhältnissen  während  desselben  be- 
dingen nur  ausnahmsweise  eine  Veränderung  in 
der  schon  erfolgten  Veranlagung.  Eine  Ver- 
mehrung des  Einkommens  wird  nur  bei  Erb- 
fällen (§  57),  eine  Verminderung  nur  dann, 
wenn  sie  mehr  als  den  vierten  Teil  des  Ein- 
kommens beträ£^,  wenn  sie  im  Wegfall  einer 
Einkommensquelle  oder  in  besonderen  Unglücks- 
fällen ihren  Grund  hat  oder  wenn  das  weg- 
fallende Einkommen  anderweit  zur  Einkommen- 
steuer herangezogen  wird  (§  58),  vom  nächsten 
Monat  an  berücksichtigt. 

Die  Erhebung  der  Steuer  erfolgt  in  vier- 
teljährlichen Beträgen  an  den  von  der  Steuer- 
behörde zu  bezeichnenden  Empfangsstellen  (§  62). 

Die  Kosten  der  Veranlagung  und  Erhe- 
bung trägt  die  Staatskasse;  nur  Kosten  für 
Ermittelungen  bei  Anwendung  eines  Bechts- 
mittels  fallen  dem  Steuerpflichtigen  zur  Last, 
wenn  sich  seine  Angaben  in  wesentlichen 
Punkten  als  unrichtig  erwiesen  haben  (§  71). 
Nach  dem  G.  wegen  Aufhebung  direkter  Staats- 
steuem  v.  U.  Juli  1893  (F.A.  X)  erhalten  die 
Gemeinden  (Gutsbezirke)  für  die  ihnen  bei  der 
Veranlagung;  der  Einkommensteuer  übertrage- 
nen Geschäfte  keine  Vergütung,  und  es  kann 
ihnen  durch  Königliche  Verordnung  die  Ver- 
pflichtung auferle^  werden,  in  ihrem  Bezirk 
die  Elementarerhebung  der  direkten  Staats- 
steuern etc.  sowie  die  Abführung  der  erhobenen 
Beträge  an  die  zuständigen  Staatskassen  ohne 
Vergütung  zu  bewirken  (§  16). 

Strafbestimmungen:  Wer  wissentlich 
in  der  Steuererklärung  oder  bei  Beantwortung 
der  von  zuständiger  Seite  an  ihn  gerichteten 
Fragen  oder  zur  Begründung  eines  Rechtsmittels 
über  sein  oder  über  von  ihm  vertretenes  Ein- 
kommen unrichtige  oder  unvollständige  Anga- 
ben macht,  welcne  geeignet  sind,  zu  einer 
Steuerverkürzung  zu  führen,  —  wer  steuerpflich- 
tiges Einkommen,  zu  dessen  Angabe  er  gesetz- 
lich verpflichtet  ist,  verschweigt,  wird  mit  dem 
vier-  bis  zehnfachen  Betrage  der  (wirklich  oder 
versucht)  gekürzten  Steuer,  mindestens  aber  mit 
100  Mark  bestraft.  Ist  aus  den  Umständen  an- 
zunehmen, dass  zwar  wissentlich,  aber  ohne  Ab- 
sicht der  Steuerhinterziehung  verfahren  ist,  so 
tritt  eine  Strafe  von  20— 100  Mark  ein.  Straf- 
freiheit ist  denjenigen  zug-esichert,  welche  vor 
der  Anzeige  oder  vor  Einleitung  der  Unter- 
suchung ihre  Angaben  berichtigen  (§  66). 
Wenn  der  Beschuldigt«  die  von  der  Regierung 
festgesetzte  Strafe  nebst  Kosten  nicht  freiwillig 
entrichtet,  so  steht  die  Entscheidung  den  Ge- 
richten zu;  die  Regierung  darf  auch  mildere 
Strafen  verhängen  (§  70).  —  Die  Beamten  und 
Kommissionsmitglieder,    welche    unbefugt    die 
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ihnen  bei  den  Verhandlangen  kand  gewordenen 
Einkommensverhältnisse  offenbaren,  werden  mit 
Geldstrafe  bis  zn  1500  Mark  oder  mit  Gefängnis 
bis  zn  drei  Monaten  bestraft;  die  Verfolgung 
findet  nnr  auf  Antrag  der  Regierang  oder  des 
betroffenen  Steuerpflichtigen  statt. 

Neben  der  Strafe  und  unabhängig  von  ihr 
besteht  die  Verpflichtung  der  Nachzahlunij  der 
hinterzogenen  Steuer.  Dieselbe  verjährt  m  10 
Jahren  und  geht  auf  die  Erben  über,  jedoch 
für  diese  mit  einer  Verjährungsfrist  von  fünf 
Jahren  und  nur  auf  Höhe  ihres  Erbteils  (§  67). 

4«  Geschichte«  a)  Vorgeschichte. 
Durch  die  Keformgesetzgebung  zu  Beginn  des 
19.  Jahrhunderts  verlor  das  Accisesystera, 
welches  an  sich  der  Einheit  ermangelte  und 
dringend  einer  Verbesserung  bedurfte ,  seine 
Grundlage.  Das  platte  Land  konnte  nicht 
mehr  durch  die  Städte  besteuert  werden.  Der 
Versuch  Hardenbergs,  im  Finanzedikt  v. 
27.  Oktober  1810  die  Accise  zu  vereinfachen 
und  sie  auf  das  platte  Land  auszudehnen,  er- 
wies sich  besonders  wegen  einer  hohen  Mahl- 
steuer als  undurchführbar.  Durch  das  ander- 
weite Finanzedikt  v.  7.  September  1811  wurden 
für  das  platte  Land  und  für  die  Landstädte 
die  Abgabe  vom  Gemahl  aufgehoben  und  die 
anderen  Positionen  der  Accise  ermässigt.  Als 
Ersatz  hierfür  trat  daselbst  eine  Personen- 
steuer  von  Ve  Rthlr.  pro  Kopf  der  über  12 
Jahre  alten  Einwohner.  Hiermit  war  der  erste 
Schritt  zu  einer  einheitlichen,  die  ganze  Mo- 
narchie umfassenden  Personals  teuer  gethan.  — 
Personalsteuem  in  Gestalt  von  Einkommen- 
oder Vermögenssteuern  aus  der  zweiten  Hälfte 
des  18.  Jahrhunderts  sowie  einige  solche  aus 
den  Kriegsjahren  1807—15  erstreckten  sich  nur 
auf  einzelne  Gebiete  der  preussischen  Staaten. 
—  Eine  vorübergehende  Einrichtung  war  die 
am  6.  Dezember  1811  ausgeschriebene  Klassen- 
steuer,  weiche  am  24.  Mai  1812  durch  eine  all- 
gemeine Vermögens-  und  Einkommensteuer  er- 
setzt wurde.  Letztere  wurde  1814  aufgehoben. 
Beide  tragen  den  Charakter  der  Kriegssteuern 
und  bilden  kein  integrierendes  Glied  in  der 
Entwickelung  des  preussischen  Steuerwesens. 
Nur  bewirkte  das  Fehlschlagen  der  zuletzt  ge- 
nannten, dass  sich  bei  den  leitenden  Staats- 
männern die  Ansicht  ausbildete,  eine  Einkom- 
mensteuer sei  zu  gehässig  und  undurchführbar. 

b)  G.  V.  30.  Mai  1820.  Die  direkten  Per- 
sonensteuem  erfuhren  eine  weitere  Ausbildung 
und  wurden  ein  selbständiges  Glied  des 
preussischen  Steuersystems  erst  innerhalb  der 
grossen  Finanzreformen,  welche  auf  specielles 
Betreiben  des  Königs  mit  dem  Entwürfe  B  ü  1  o  w  s 
von  1817  eingeleitet  wurden.  Die  Regierung  war 
direkten  Personalsteuem  abgeneigt.  Der  unüber- 
windliche Widerstand  des  Staatsrats  (unter 
Wilhelm  von  Humboldt)  gegen  die  Einfüh- 
rung einer  Mahl-  und  Schlachtsteuer  auf  dem 
platten  Lande  und  vor  allem  der  grosse  Staatsbe- 
darf, welcher  trotz  aller  Sparsamkeit  die  ohne  diese 
zu  eröfl^nenden  Einnahmen  überstieg,  zwangen 
jedoch  Ol ewitz ,  zu  direkten  Personensteuern  zu 
schreiten.  Durch  die  GG.  v.  30.  Mai  1820  über 
das  Abgabenwesen,  die  Klassen-  und  die  Mahl- 
nnd  Schlachtsteuer  wurde  für  die  ganze  Monar- 
chie ausser  in  132  Städten  eine  Klassen- 
s teuer  eingeführt;  in  diesen  wurde  an  Stelle 
derselben  eine  Mahl-  und  Schlachtsteuer 


erhoben.    (Der  Entwurf  rührt  von  Ho  ff  mann 
her.) 

Die  SteuerpflicTit  erstreckte  sich  bei 
der  Klassensteuer  mit  wenigen  Ausnahmen 
auf  alle  Einwohner,  welche  über  14  Jahre  alt 
waren.  — -Steuerobjekt  war  die  Zugehörigkeir 
zu  einer  Klasse.  Während  der  Entwurf  zum 
G.  V.  1820  nur  4  Klassen  mit  je  einem  Steuer- 
satze gekannt  hatte,  führte  das  G.  t.  30.  Mai 
1820  6  Klassen  ein  (Klassifikationsordnnng  r. 
16.  September  1820),  durch  Kabinettsordre  v. 
21.  Dezember  1820  w^urde  eine  siebente  and 
durch  Kabinettsordre  v.  5.  September  1821  wurden 
weitere  5  Klassen  geschaffen.  Danach  bestan- 
den 12  Klassen,  von  denen  je  drei  zu  einer 
Hauptklasse  zusammengefasst  wurden.  Die 
4  Hauptklassen  waren  nach  Klassenmerk- 
malen geschieden.  Innerhalb  derselben  fand 
die  Einschätzung  in  die  einzelnen  Klassen  nach 
der  Leistungsfähigkeit  statt.  —  Steuer- 
einheit war,  ausser  m  der  letzten  Klasse,  die 
Haushaltung.  Personen,  welche  keiner  Haus- 
haltung angehörten,  bildeten  selbst  Steuerein- 
heiten. In  der  letzten  Klasse  waren  die  ein- 
zelnen Personen,  doch  höchstens  drei  in  einer 
Haushaltung,  steuerpflichtig.  —  Der  Steuer- 
satz betrug  monatlich  in  den  11  oberen 
Klassen  für  die  Haushaltung  12,  8,  4;  —  2. 
1^2,  1;  -  ^'s,  V9,  V.;  -  V4  nnd  'U  Thalex 
(für  Einzelsteuernde  die  Hälfte)  nnd  in  der 
letzten  Klasse  für  den  Einzelsteuernden  V'ai  Tha- 
ler. —  Die  Veranlagung  erfolgte  durch  die 
Kommunalbehörden  unter  Aufsicht  der  Landräte, 
die  Erhebung  durch  Gemeindebeamte  gegen 
Entgelt  an  die  Gemeinden  (4  %  der  eingezogenen 
Summe). 

Für  die  Wahl  dieses  Besteuerungssystems 
waren  steuertechnische  Erwägungen  ausschlag- 
gebend gewesen.  In  den  grösseren  und  mitt- 
leren Städten  war  die  Erhebung  der  Mahl-  und 
Schlachtsteuer  unschwer,  wogegen  die  Veran- 
lagung und  Erhebung  einer  direkten  Personen- 
steuer, welche  sich  auf  die  gesamte  Bevölke- 
rung erstrecken  sollte,  kaum  durchführbar  ge- 
wesen wäre.  Gerade  umgekehrt  lagen  die 
Verhältnisse  auf  dem  platten  Lande.  —  Unter 
den  direkten  Steuern  wurde  die  Klassensteuer 
und  nicht  eine  Einkommensteuer  gewählt,  weil 
letztere  für  praktisch  undurchführbar  galt. 
Auch  wurde  als  leitendes  Princip  die 
Leistungsfähigkeit  aufgestellt,  diese  aber 
hoffte  man  unter  den  damaligen  Verhältnissen 
besser  durch  eine  Klassensteuer  als  durch  eine 
Einkommensteuer  zu  treffen,  da  Leistungsfähig- 
keit und  Einkommen  keineswegs  in  gleichem 
Verhältnis  stehen. 

c)  Reformbestrebungen  1847  —  51. 
Leitende  Gesichtspunkte.  In  den  nä<?h- 
sten  Jahrzehnten  fanden  nur  unwesentliche 
Abänderungen  des  dargestellten  R^chtszustandes 
statt ;  wichtigere  kamen  erst  nach  den  Verhand- 
lungen von  1847—1851  durch  das  G.  v.  1,  Mai 
1851  zu  Stande. 

Zielpunkte  dieser  und  der  nächsten  Re- 
formperiode (in  den  siebziger  Jahren)  waren: 
Aufhebung  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  nnd 
Einführung  einer  allgemeinen  direkten  Per- 
sonensteuer nach  der  Leistungsfähigkeit,  unter 
Beseitigung  des  fixierten  höchsten  St«uerbe- 
trages,  der  von  einem  Pflichtigen  überhaupt 
zu  entrichten  ist  (bei  der  damäigen  Klassen* 
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nener  144  Thlr.  jährlich).  In  den  Kämpfen 
lun  die  Reform  wurden  folgende  Gesichtspunkte 
gehend  gemacht 

Die  Einführung  einer  direkten,  für  die 
^nze  Monarchie  gleichmässig  angelegten  Per- 
^üDeDsteuer  wäre  ein  dringendes  politisches  Be- 
ilfirfnis.  weil  überall  da,  wo  es  sich  um  allge- 
meine Steuereinrichtungen  oder  um  Massnahmen 
handelte,  welche  auf  diesen  heruhen,  keine 
Stener  vorhanden  sei.  welche  sich  auf  das  ganze 
Land  erstreckte  und  welche  als  Massstab 
tür  alle  Leistungen  sowie  für  politische 
Nbätzungen  dienen  könnte. 

Ueber  die  Nachteile  der  Mahl-  und  Schlacht- 
>tener  im  besonderen  w^aren  die  Ansichten  ge- 
teilt: während  sie  von  den  einen  wegen  der 
Präg^aTation  der  Städte  dem  Lande  gegenüber 
lind  der  unteren  Klasse  in  denselben  sowie 
wegen  der  mit  ihr  verbundenen  Verkehrs- 
<ürungen  bekämpft  wurde,  hielten  andere  diese 
»•eideu  Vorwürfe  für  unbegründet,  da  die  Steuer 
zn  irering  wäre,  um  den  Freis  des  Brotes  und 
FleiR'hes  zu  beeinflussen.  Ausschlaggebend 
irfjfen  den  Ersatz  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer 
in  den  Städten  durch  allgemeine,  direkte  Per- 
M>nensteuem  waren  aber  folgende  beiden  Er- 
wägungen :  Wegen  steuertechnischer  Schwierig- 
keiten erschien  der  Ersatz  undurchführbar; 
die  unbemittelten  Klassen,  welche  "stark  fluk- 
mieren.  seien  in  den  Städten  mit  einer  direkten 
Mener  überhaupt  nicht  zu  fassen,  und  sie  wür- 
'len  zum  ^^rCssten  Teile  faktisch  Steuerfrei - 
lieit  gemessen.  So  würde  wohl  Gleichförmig- 
keit, aber  nicht  Gleichmässigkeit  der  Steuer  er- 
zielt. Für  diejenigen  Unbemittelten  aber,  welche 
'lie  direkte  Steuer  wirklich  zahlten,  wäre  sie 
eine  viel  grössere  Last  als  eine  selbst  um 
fini^e  Thaler  höhere  indirekte  Abgabe.  Fürs 
zweite  würden  zumal  die  grösseren  Kom- 
munen ihren  Bedarf  durch  direkte  Steuern  nur 
mit  Härte  decken  können,  es  sei  denn,  dass  sie 
den  Kreis  ihrer  Wirksamkeit  beschränkten.  — 

Die  Klassensteuer  erwies  sich  bei  dem  ge- 
i'tiegenen  Volkswohlstände  als  unzulänglich. 
I)ie  Sprünge  der  Steuersätze  von  einer  Klasse 
znr  anderen  waren  zu  gross.  Infolge  der  festen 
^tbergrenze  konnten  die  Leistungsfähigsten 
nicht  genügend  herangezogen  werden.  Auch 
Würden  ans  Billijfkeitsrücksichten  Steuerpflich- 
tige, welche  in  die  oberste  Klasse  gehörten,  zu 
tieferen  veranlagt,  da  zu  jener  eben  die  grössten 
Einkommen  eingeschätzt  wurden.  So  kam  es 
zn  laier  Veranlagung  der  Wohlhabenden,  wo- 
Wen  bei  den  unteren  Klasssen  die  feste  Unter- 
Frenze  eine  umgekehrte  Wirkung  hervorrief. 
Daraus  ergab  sich  eine  Ueberlastung  der  unte- 
ren Volksklassen.  Für  die  Wohlhabenden  und 
Kelchen  erwiesen  sich  auch  die  Klassenmerk- 
male  als  unzulänglich ,  um  die  Leistungsfähig- 
keit zu  treffen.  Hier  wird  sie  hauptsächlich 
durch  die  Grösse  des  Einkommens  bestimmt. 
DajDregen  hatte  sich  das  Klassensteuersystem  in 
den  unteren  Klassen  bewährt,  zumal  dort  die 
Ermittelung  des  Einkommens  schwer  ist  und 
die  Leistungsfähigkeit  durch  andere  Umstände 
neben  der  Grösse  des  Einkommens  wesentlich 
mit  beeinflusst  wird. 

d)  Vorlage  von  1847.  Der  Gang  der 
Reformbewegung  war  folgender.  1847  legte 
ijüesberg  einen  vom  Generalsteuer-Direktor 
Kühne   ausgearbeiteten  Entwurf  nebst   einer 


vortrefflichen  Denkschrift  dem  Vereinigten 
Landtage  vor.  Danach  sollten  die  Mahl-  und 
Schlachtsteuer  sowie  die  alte  Klassensteuer  auf- 
gehoben werden.  An  ihre  Stelle  sollte  für  die 
ganze  Monarchie  eine  Klassensteuer  treten,  um- 
fassend die  beiden  unteren  Hauptklassen  der 
alten  Steuer  mit  6  Stufen:  sie  reichte  bis  zu 
Einkommen  von  400  Thaler.  Höhere  Einkom- 
men sollten  durch  eine  Einkommensteuer 
getroffen  werden,  welche  2%  vom  unfundierten, 
8%  vom  fundierten  Einkommen  betrug.  Die 
VeranlagTing  zu  derselben  sollte  auf  Grund  von 
Deklarationen  (Fassionen)  der  Steuerpflichtigen 
durch  Kommissionen  erfolgen,  in  denen  ein  Re- 
gierungsbeamter den  Vorsitz  führte  und  deren 
Alitglieder  von  ständischen  oder  Gemeinde-Or- 
ganen zu  wählen  waren.  In  den  Fassionen 
sollte  das  Einkommen  nach  drei  Kategorieen 
(aus  Grundvermögen  —  aus  Kapitalvermögen 
—  aus  dem  Ertrage  eines  Gewerbes  oder  irgend 
einer  Art  Gewinn  bringender  Beschäftigung, 
aus  Besoldungen,  Emolnmenten,  Pensionen, 
Wartegeldern,  Leibrenten  etc.),  in  seinen  ein- 
zelnen Bestandteilen  gesondert,  angegeben  wer- 
den. Schuldzinsen  durften  abgezogen  werden, 
wenn  der  Gläubiger  und  das  Datum  der  Schuld- 
urkunde genannt  wurden.  Die  Fassionen  wur- 
den als  integrierender  Teil  der  Vorlage  be- 
zeichnet, da  ohne  sie  eine  gleichmässige  Veran- 
lagung nicht  möglich  sei.  —  Die  Kommissionen 
sollten  genügende  Rechte  erhalten,  um  mit  Er- 
folg den  Versuchen  falscher  Deklaration  ent- 
gegentreten zu  können;  da  sie  aus  den  Steuer- 
pflichtigen zu  bilden  waren,  nahm  man  anderer- 
seits an,  dass  sie  ihre  weitreichenden  Veran- 
lagun^mittel  nur  mit  Behutsamkeit  und 
Kacbsicht  anwenden  würden.  —  Den  Städten 
von  mehr  als  30000  Einwohnern  sollte  die  Ein- 
führung von  Verbrauchsabgaben  ermöglicht 
werden,  doch  sollte  alsdann  m  ihnen  die  neue 
Klassensteuer  nicht  erhoben,  sondern  für  dieselbe 
ein  Fixum  seitens  der  Stadt  aus  den  Einnah- 
men an  diesen  Verbrauchsabgaben  entrichtet 
werden. 

Entsprechend  dem  Gutachten  der  1.  Abtei- 
lung des  Vereinigten  Landtages  entschieden 
sich  die  vereinigten  Kurien  nach  einer  glänzen- 
den Verteidigung  der  Vorlage  durch  den  Ab- 
geordneten Camphausen  dagegen,  dass  eine 
Einkommensteuer  auf  Grund  von  Fassionen 
eingeführt  werde,  um  die  Aufhebung  der  Mahl- 
und  Schlachtsteuer  zu  ermöglichen;  ebenso 
sprachen  sie  sich  gegen  Ersatz  der  letzteren 
durch  eine  Einkommensteuer  überhaupt  aus. 
Unter  den  Gründen  stand  voran  das  Gehässige 
des  Eindringens  in  die  Vermögens-  und  Ein- 
kommensverhältnisse. 

e)  Vorlage  von  1849.  Der  Finanzminister 
V.  Rabe  legte  1849  einen  neuen  Entwurf  vor, 
welcher  der  Abneigung  gegen  die  Einkommen- 
steuer, gegen  die  Fassionen  sowie  gegen  das 
Eindringen  in  die  Vermögens-  und  Einkommens- 
verhältnisse Rechnung  trug.  Auch  dieser 
scheiterte  am  Widerstand  der  ersten  Kammer. 
Doch  boten  die  Verhandlungen  wertvolles  Ma- 
terial für  das  weitere  Vorgehen. 

f)  G.  V.  l.Mail851.  Die  Regierung  wahrte 
ihren  principiellen  Standpunkt,  trug  aber  dem 
Votum  der  Kammern  Rechnung  und  begnügte 
sich  mit  dem  Dargebotenen,  um  die  Reform, 
über  welche   in   wichtigen  Punkten   Einigkeit 
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herrschte,  in  Angriff  zn  nehmen.  Am  2.  Jannar 
1851  brachte  sie  einen  nenen  Entwurf  ein, 
welcher  nach  geringen  Abänderungen  als  G.  v. 
1.  Mai  1851  pnbliziert  wurde.  DieMahl-  und 
Schlachtsteuer  wurde  beibehalten, die 
alte  Elassensteuer  dagegen  aufge- 
hoben und  durch  eine  Klassen-  und 
klassifizierte  Einkommensteuer  er- 
setzt. Beide  Steuern  er^nzten  sich.  Der 
ersteren  unterlagen  alle  Emwohner  der  nicht 
mahl-  und  schlachtsteuerpflichtigen  Orte  mit 
einem  Einkommen,  welches  1000  Thaler  nicbt 
überstieg,  der  letzteren  alle  Einwohner  mit 
einem  höheren  Einkommen  im  ganzen  Gebiete 
der  Monarchie,  doch  wurde  diesen,  falls  sie  in 
mahl-  und  schlachtsteuerpflichtigen  Städten 
wohnten,  20  Thaler  für  die  geleistete  Verbrauchs- 
abgabe von  ihrem  Steuerbetrage  in  Abzug  ge- 
bracht. Beide  Steuern  wurden  in  der  Regel 
nach  Haushaltungen  angelegt. 

Die  Klassensteuer  wurde  in  3  Haupt- 
klassen, welche  12  Stufen  umfassten,  erhoben. 
Für  jede  Stufe  war  ein  bestimmter  monatlicher 
Steuerbetrag  festgesetzt,  gleicherültig ,  ob  eine 
Haushaltung  oder  ob  ein  Einzelsteuernder  ge- 
troffen wurde.  (Die  unterste ,  1.  Stufe ,  war  in 
zwei  Unterstufen  la  und  Ib  geteilt.  In  ihr 
wurde  jede  steuerpflichtige  Person  besonders 
veranlagt.  Die  Unterstufe  Ib  mit  27.2  Silber- 
groschen Steuer  war  nur  für  Einzelsteuernde; 
zur  Unterstufe  la  mit  IV4  Silbergroschen  Steuer 
durften  aus  einer  Haushaltung  nicht  mehr  als 
2  Personen  zur  Steuer  herangezogen  werden.) 
Die  Veranlagung  erfolgte  nach  Klassenmerk- 
malen bzw.  nach  der  Wohlhabenheit  zu  den 
H  a  u  p  t  klassen ,  in  diesen  sodann  nach  der  be- 
sonderen Leistungsfähigkeit  des  Steuer- 
pflichtigen zu  den  einzelnen  Stufen.  Die  Ein- 
schätzung erfolgte  durch  Gemeindekommissionen, 
deren  Mitglieder  von  der  Gemeindevertretung 

gewählt  wurden,  unter  Aufsicht  des  Landrats, 
•ie  Feststellung  der  Steuerbeträge  lag  bei  der 
Bezirksregierung.  Ueber  Reklamationen  gegen 
die  Veranlagung  entschied  die  Regierung  nach 
Einholung  eines  Gutachtens  von  der  für  einen 
jeden  Kreis  zu  wählenden  Reklamationskom- 
mission (durch  Plenarbeschluss,  wenn  dem  Gut- 
achten nicht  beigetreten  wurde).  Gegen  diesen 
Beschluss  stand  dem  Reklamanten  ein  formloser 
Rekurs  an  den  Finanzminister  offen. 

Die  klassifizierte  Einkommen- 
steuer umfasste  30  Stufen;  für  eine  jede  war 
ein  fester  monatlicher  Steuerbetrag  (272—600 
Thaler)  vorgeschrieben;  sie  hatte  also  wieder 
eine  feste  Obergrenze.  Die  Veranlagung 
erfolgte  lediglich  nach  der  Grösse  des  Gesamt- 
einkommens derart,  dass  die  Jahressteuer  3% 
des  Einkommens  nicht  übersteigen  durfte.  Zur 
Einschätzung  sowie  zur  Festsetzung  des  Steuer- 
betrages wurden  Einschätzungskommissionen 
unter  Vorsitz  des  Landrats  oder  eines  Regierungs- 
kommissars für  jeden  Kreis  (Stadt  ausserhalb 
des  Kreisverbandes)  g^ebildet;  ihre  Mitglieder 
wurden  von  der  Kreis  -  (Gemeinde-)  Vertretung 
gewählt.  Jedes  lästige  Eindringen  in 
die  Vermögens-  und  Einkorn niensver- 
hältnisse  des  einzelnen  Steuerpflich- 
tigen war  verboten.  Die  Kommissionen 
verfügten  über  nur  geringe  Veranlagun^sraittel : 
sie  durften  in  die  Verhandlungen  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit   und  in  die  Hypothekenbücner 


Einsicht  nehmen.  Dem  Vorsitzenden  der  Kom- 
mission allein  standen  selbst  diese  Mittel  nicht 
zur  Verfügung.  Auch  hatte  er  in  der  Kommission 
keine  Stimme,  ausser  bei  Stimmengleichheit,  in 
welchem  Falle  er  den  Ausschlag  gab.  Sowohl 
der  Vorsitzende  als  auch  der  Eingeschätzte 
konnten  gegen  die  Beschlüsse  der  Kommission 
B  e  r  u  f  u  n  g  bei  der  Bezirkskommission  einlegen. 
—  Daneben  stand  dem  Eingeschätzten  das  so- 
genannte Remonstrations verfahren  offen, 
in  welchem  er  es  versuchen  konnte,  die  Ein- 
schätzungskommission selbst  von  seiner  Ueber- 
bürdung  zu  überzeugen.  Diese  konnte  dann 
eventuell  ihren  Beschluss  ändern.  —  Die  Bezirks- 
kommission wurde  für  jeden  Regierungsbezirk 
unter  Vorsitz  eines  vom  Finanzminister  zu 
ernennenden  Kommissars  gebildet.  Ihre  Mit- 
glieder wurden  von  der  Provinzialvertretunsr 
aus  den  Steuerpflichtigen  des  Bezirks  gewählt. 
Die  Bezirkskommission  entschied  die  Berufungen 
endgiltig.  Ihr,  nicht  aber  ihrem  Vorsitzenden, 
standen  dabei  weitergehende  Veranlagungsmittel 
zu  Gebote:  sie  konnte  Zeugen  vernehmen  und 
eventuell  eidlich  vernehmen  lassen;  sie  hatte 
das  Recht,  an  den  Reklamanten  bestimmte 
Fragen  über  seine  Vermögens-  und  Einkommens- 
verhältnisse zu  richten ;  sie  konnte  ihn  auffordern, 
in  seinem  Besitze  befindliche  Urkunden,  Pacht- 
kontrakte, Schuldverschreibungen,  Handlnngs- 
1  bücher  etc.  vorzulegen ,  endlich  konnte  sie  von 
ihm  äussersten  Falles  die  eidliche  Bekräftigunc: 
seiner  Aussagen  über  seine  Vermögens-  und 
Einkommensverhältnisse  verlangen.  Leistete 
der  Reklamant  einer  dieser  Aufforderungen 
innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  nicht  Folge,  au 
galt  seine  Reklamation  als  unbegründet. 

g)  Reformbestrebungen  1869  —  73. 
Leitende  Gesichtspunkte.  Die  nächste 
Veränderung  in  den  Grundlagender  direkten 
Personalbesteuerung  brachte  das  Jahr  1873. 
Die  Klassen  Steuer  war  durchaus  reformbedürftig:. 
Auch  auf  dem  platten  Lande  und  in  den  Land- 
städten erwies  sich  eine  Veranlagung  der  ge- 
samten Bevölkerung  als  unzweckmässig.  Die 
Schwierigkeiten  bei  der  Erhebung  und  Se  Be- 
lästigungen der  Pflichti§:en  standen  in  den 
untersten  Klassen  in  keinem  Verhältnis  zum 
Ertrage  der  Steuer.  1871  betrug  das  Steuersoll 
der  Unterstufe  la  nur  ca.  2Vt  Millionen  Thaler 
oder  19%  des  ganzen  KlassensteuersoUs.  Da- 
gegen waren  in  ihr  6ö  (nach  anderer  Berechnung 
57)  %  aller  Klassensteuerpflichtigen  veranlagt. 
Auch  war  die  Erhebung  der  Steuer  in  der 
untersten  Stufe  nur  mit  grosser  Härte  durch- 
führbar und  venirsachte  einen  unverhältnis- 
mässigen Druck.  Um  100  Thaler  Steuer  der 
Staatskasse  zuzuführen,  waren  in  den  Städten 
in  der  Unterstufe  1  a  erforderlich :  228  Mahnungen 
(in  allen  übrigen  Stufen  35),  95  (11)  verfügte. 
49(4)  vollstreckte  und  37  (1)  fruchtlos  vollstreckte 
Exekutionen;  die  Erhebungskosten  betrugen 
8'«  (1%),  der  Steuerausfall  5V«  C^)  Thaler. 
Für  das  platte  Land  stellten  sich  die  Zahlen 
niedriger,  doch  sind  dieselben  nicht  zuverlässisr 
Eine  Begrenzung  der  Klassensteuerpflicht  nach 
unten  erwies  sich  sonach  als  Notwendigkeit. 

Für  die  Veranlangung  der  Klassensteuer 
waren  die  Klassenmerkmale  nicht  mehr  aus- 
reichend, um  die  Leistungsfähigkeit  zu  treffen. 
Schon  die  ministerielle  Veranlagungsinstruktion 
vom    8.  Mai   1851    stellte   für   die   Stufen  der 
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3.  Eanptklasse  eine  Einkommenskala  auf;  in 
den  neaen  Provinzen  wurde  diese  auf  die 
2.  Hanptklaase  ausgedehnt,  und  in  den  alten 
Provinzen  wurde  niktisch  die  Skala  für  die 
direkten  Kommnnalsteuem  der  Einschätzung 
in  der  2.  Hauptklasse  zu  Grunde  grelegt.  Auch 
für  die  erste  Klasse  hatten  sich  die  Elassen- 
raerkmale  verwischt  und  waren  für  die  Leistungs- 
fähigkeit nicht  mehr  massgebend.  Daher  war 
eise  gesetzliche  Einkommensskala  für  alle 
Stufen  der  Elassensteaer  notwendig  geworden, 
unter  Wahnmg  der  Möglichkeit,  bei  der  Ein- 
«<^hätzuQg  auch  andere  Umstände,  welche  von 
Einflnss  auf  die  Leistungsfähigkeit  sind,  zu 
berücksichtigen. 

In  der  klassifizierten  Einkommensteuer 
bewirkte  die  feste  Obergrenze  bei  dem  statt- 
grehabten  Anwachsen  des  Reichtums  Ungerech- 
tia:keiten.  Die  Stufen,  besonders  die  höheren, 
zeigten  zu  grosse  Sprünge.  Endlich  war  die 
Veranlagung  wegen  des  Veranlagungsverfah- 
rens zu  nngleichmässig  und  eine  Reform  des 
letzteren  notwendig. 

Gegen  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  sprachen 
die  oben  genannten  Gründe.  Das  steuert^chnische 
Bedenken  gegen  ihren  Ersatz  durch  die  Klassen- 
•itener  wurde  gemindert,  wenn  letztere  eine 
feste  Untergrenze  erhielt.  Mit  Rücksicht  auf 
(Ue  Finanzen  der  Grossstädte  musste  ihnen  aber 
;?estattet  bleiben,  die  Verbrauchsabgabe  wenig- 
stens vom  Fleisch  beizubehalten. 

h)Ge8etzentwürfe  von  1869  und  1871. 
1869  legte  v.  d.  Hey  dt  einen  Entwurf  einer 
neuen  Einkommensteuer  dem  Landtage  vor, 
welcher  aber  nicht  zur  Beratung  kam.  (Ver- 
mehrnng  der  Stufen;  Aufhebung  der  oberen 
(irenze;  indirekten  Deklarationszwang;  Zu- 
sammensetzung der  Kommissionen  zu  ^U  durch 
Wahl  der  bezüglichen  Vertretungen,  zu  ^8  durch 
Ernennungen  seitens  der  Regierung.)  Den 
^'amp  hau  senschen  Entwurf  vom  8.  Dezember 
1871  (Aufhebung  der  Unterstufe  1  a ;  Aufhebung 
<ler  Mahl-  und  Schlachtsteuer  als  Staatssteuer 
and  Ersatz  durch  die  Klassensteuer;  Möglichkeit 
für  die  Kommunen,  die  Schlachtsteuer  in  bis- 
heriger Höhe  beizubehalten ;  in  Gemeinden  über 
lOOUOO  Einwohner  sollte  alsdann  die  erste 
Haaptklasse  der  Klassensteuer  nicht  erhoben 
werden,  sondern  für  sie  aus  der  Schlachtsteuer 
ein  Aversum  an  den  Staat  entrichtet  werden) 
zog  die  Regierung  zurück,  da  das  Abgeordneten- 
haus wesentliche  Aenderungen  beschlossen  hatte 
lAnfhebung  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  auch 
ab  Kommunalsteuer;  keine  Aufhebung  von 
KJasaensteuerstufen ,  sondern  nur  Ermässigung 
der  Steuersätze). 

i>  GG.  V.  25.  Mai  1873.  Am  12.  November 
18?2  legte  Camphausen  einen  neuen  Ent- 
wnrf  vor,  welcher  zum  G.  v.  25.  Mai  1873  führte. 
Auf  die  Aufhebting  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer 
'Tirde  verzichtet.  —  Die  Klassensteuer 
wurde  derart  umgestaltet,  dass  für 
flieVeranlagung  zu  den  12  Klassen  eine 
Mnkommensskala  aufgestellt  wur- 
de. Der  Steuersatz  fiel  von  2,1%  in  der  zwölften 
'^tofe  big  auf  0,6<>/o  in  der  untersten.  Neben 
«wm  Einkommen  waren  Umstände ,  welche  die 
Leirtnnggfthigkeit  herabmindern,  zu  berücksich- 
J?en.  Bei  140Thaler  Einkommen  wurde 
<lie  objektive  Steuerpflicht  begrenzt. 
-  Der  Ertrag  der  Steuer  wurde  auf  11  Millionen 


Thaler  (nach  Aulhebung  der  Mahl-  und  Schlacht- 
steuer auf  14  Millionen  Thaler)  kontingentiert 
(s.  unten).  —  Falls  die  Regierung  bei  der  Ent- 
scheidung von  Reklamationen  dem  Gutachten 
der  ReklamationskommiBsion  nicht  beitritt,  so 
war  die  Reklamation  von  der  Bezirkskommission 
(für  die  Einkommensteuer)  zu  entscheiden,  nicht 
wie  bisher  vom  Plenum  der  Regierung.  —  In 
der  Einkommensteuer  wurden  die 
S  tu  fendurchVerkleinerüng  der  Inter- 
valle vermehrt,  und  die  obere  Grenze 
wurdeaufgehoben.  Bei  den  beiden  untersten 
Stufen  durften  ebenfalls  Umstände,  welche  die 
Leistungsf  ähigkeit  verm  indem,  Berücksichtigung 
finden.  —  Um  die  Veranlagung  der  Einkommen- 
steuer gleichförmiger  zu  gestalten,  hatte  C  a  m  p  - 
hausen  Aufhebung  des  Remonstrationsver- 
fahrens  sowie  Einsetzung  einer  Centralkom- 
mission  vorgeschlagen,  doch  waren  diese  Be- 
stimmungen nicht  durchgegangen.  —  Ein  An- 
trag der  Abgeordneten  Eis n er  v.  Gronow 
und  R  i  c  k  e  r  t  führte  unter  einigen  Abänderungen 
im  Sinne  der  Regierung  zum  G.  v.  25.  Mai  1873, 
nach  welchem  vom  1.  Januar  1875  an  die 
Mahl-  und  Schlachtsteuer  als  Staats- 
steuer durch  die  Klassensteuer  er- 
setzt wurde,  während  die  Schlachtsteuer 
unter  einigen , gesetzlich  festgestellten  Voraus- 
setzungen als  Kommunalsteuer  beibehalten 
werden  durfte. 

k)  Reformen  seit  1873.  Leitende 
Gesichtspunkte.  Die  Mängel  der  Steuer 
lagen  zum  Teil  in  ihr  selbst,  zum  Teil  aber  in 
ihrer  Stellung  innerhalb  des  ganzen  prenssischen 
Steuersystems.  Nach  dem  G.  v.  1873  bestanden 
zwei  sich  ergänzende  Staatssteuem  neben  ein- 
ander, welche  beide  nach  dem  Einkommen  um- 
gelegt wurden.  Dies  war  zweifelsohne  ein 
Missstand.  Einige  Unterschiede  zwischen  ihnen 
waren  von  untergeordneter  Bedeutung  und 
Hessen  sich  nicht  aus  der  Natur  der  kleineren 
und  grösseren  Einkommen  begründen.  Sie 
waren  daher  unhaltbar.  Von  Wichtigkeit  war 
die  grundsätzlich  verschiedene  Veranlagung: 
dieser  formale  Unterschied  bewirkte,  dass  in 
beiden  Steuern  das  Einkommen  mit  verschiedener 
Genauigkeit  erfasst  wurde  und  dass  die  Klassen- 
steuer die  Pflichtigen  schärfer  traf  als  die 
klassifizierte  Einkommensteuer;  die  Wirkung 
war  also  die  gleiche,  als  ob  zwischen  beiden 
Steuern  ein  realer  Unterschied  bestanden  hätte. — 

Bei  der  Klasseusteuer  im  besonderen  hatte 
sich  die  Grenze  der  objektiven  Steuerpflicht  als 
zu  niedrig  erwiesen.  1878/81  kamen  in  der 
ganzen  Monarchie  jährlich  auf  je  100  in  der 
betreifenden  Stufe  veranlagte  Personen  Pfän- 
dungen: in  der  1.  Stufe:  24,6,  in  der  2.:  25,8, 
in  der  3. :  18,6  und  in  der  4.— 12. :  10,2,  davon 
waren  in  den  beiden  untersten  Stufen  mehr  als 
die  Hälfte  fruchtlos.  Noch  schlimmer  war  es 
in  den  Städten.  Die  bezüglichen  Zahlen  sind 
für  Berlin  (bei  vierteljährlicher  Hebung):  70,0; 
65,6;  41,9;  14,3;  und  gar  in  Breslau  (mit 
monatlicher  Hebung):  229,1;  166,8;  81,3;  33,3. 
Dabei  fielen  in  Berlin  unter  ca.  190000  Pfän- 
dungen 178000,  in  Breslau  unter  98000  79000 
fruchtlos  aus. 

Sonach  musste  die  Grenze  der  objektiven 
Steuerpflicht  (vor  allem  aber  auch  bei  den 
kommunalen  Einkommensteuern  in  den  Städten) 
höher  gelegt  werden. 
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herrschte,  in  Angriff  zu  nehmen.  Am  2.  Januar 
1851  hrachte  sie  einen  neuen  Entwurf  ein, 
welcher  nach  geringen  Ahänderunffen  als  G.  v. 
1.  Mai  1851  publiziert  wurde.  DieMahl-  uüd 
Schlachtsteuer  wurde  beibehalten,  die 
alte  Klassensteuer  dagegen  aufge- 
hoben und  durch  eine  Klassen-  und 
klassifizierte  Einkommensteuer  er- 
setzt. Beide  Steuern  er§:änzten  sieh.  Der 
ersteren  unterlagen  alle  Einwohner  der  nicht 
mahl-  und  schlachtsteuerpflichtigen  Orte  mit 
einem  Einkommen,  welches  1000  Thaler  nicht 
überstieg,  der  letzteren  alle  Einwohner  mit 
einem  höheren  Einkommen  im  ganzen  (^biete 
der  Monarchie,  doch  wurde  diesen,  falls  sie  in 
mahl-  und  schlachtsteuerpflichtigen  Städten 
wohnten,  20  Thaler  für  die  geleistete  Verbrauchs- 
abgabe  von  ihrem  Steuerbetrage  in  Abzug  ge- 
bracht. Beide  Steuern  wurden  in  der  Kegel 
nach  Haushaltungen  angelegt. 

Die  Klassensteuer  wurde  in  3  Haupt- 
klassen,  welche  12  Stufen  umfassten,  erhohon 
Für  jede  Stufe  war  ein  bestimmter  monatlieiier 
Steuerbetrag  festgesetzt,  gleichgültig,  ob  eine 
Haushaltung  oder  ob  ein  Einzelsteueruder  ge- 
troffen wurde.  (Die  unterste ,  1.  Stufe ,  war  in 
zwei  Unterstufen  la  und  Ib  geteilt.  In  ihr 
wurde  jede  steuerpflichtige  Person  beacüders 
veranlagt.  Die  Unterstufe  Ib  mit  2',,  .Silber- 
groschen Steuer  war  nur  für  Einzelsteuprude ; 
zur  Unterstufe  la  mit  l'/i  Silbergroschen  Steuer 
durften  aus  einer  Haushaltung  nicht  nit^hr  als 
2  Personen  zur  Steuer  herangezogen  werdeu.) 
Die  Veranlagung  erfolgte  nach  Klassen  ni  e  r  k  - 
malen  bzw.  nach  der  Wohlhabenheit  zu.  den 
H  a  u  p  t  klassen ,  in  diesen  sodann  nach  der  be- 
sonderen Leistungsfähigkeit  des  Steuer- 
pflichtigen zu  den  einzelnen  Stufen.  Die  Ein- 
schätzung: erfolgte  durch  Gemeindekomniissiüuen, 
deren  Mitglieder  von  der  Gemeindevertn  tniitf 
gewählt  wurden,  unter  Aufsicht  des  I/mdraiw, 
Die  Feststellung  der  Steuerbeträge  lag  bei  der 
Bezirksregierung,  üeber  Reklamationen  gegtu 
die  VeranlagTing  entschied  die  Regierung  nach 
Einholung  eines  Gutachtens  von  der  fiir  einen 
jeden  Kreis  zu  wählenden  Reklamationskom- 
mission (durch  Plenarbeschluss,  wenn  dem  Gut- 
achten nicht  beigetreten  wurde).  Gegen  diesen 
Beschluss  stand  dem  Reklamanten  ein  formloser 
Rekurs  an  den  Finanzminister  ofi'en. 

Die  klassifizierte  EinktJiiiinen- 
s teuer  umfasste  30  Stufen;  für  eine  jede  war 
ein  fester  monatlicher  Steuerbetrag  (i^',.\v— 600 
Thaler)  vorgeschrieben;  sie  hatte  alsi>  uieder 
eine  feste  Obergrenze.  Die  Veranlagung 
erfolgte  lediglich  nach  der  Grösse  des  Gesamt- 
einkommens derart,  dass  die  Jahressteiier  B^V,t 
des  Einkommens  nicht  übersteigen  durfte.  Zur 
Einschätzung  sowie  zur  Festsetzung  des  Stnner- 
betrages  wurden  Einschätzungskommissioueu 
unter  Vorsitz  des  Landrats  oder  eines  RegiiniTigs- 
kommissars  für  jeden  Kreis  (Stadt  autiserhalb 
des  Kreisverbandes)  gebildet;  ihre  Mitglieder 
wurden  von  der  Kreis- (Gemeinde-) Vertretiuig 
gewählt.  Jedes  lästige  Eindringen  in 
die  Vermögens-  und  Einkommens  Ver- 
hältnisse des  einzelnen  Steuerpflich- 
tigen war  verboten.  Die  KommiÄskinen 
verfügten  über  nur  geringe  Veranlagun^-^Hinittel : 
sie  durften  in  die  Verhandlungen  der  fniu iliigen 
Gerichtsbarkeit   und  in  die  Hypothekenbikht  r 


Einsicht  nehmen.     Dem  ToraitzendeD  der 

inis?ion  allein  standen  selbst  die^e  MitrH 

zur  Verfügung,  Auch  halt«  er  in  der  Kipiun 

keine  Stimme,  ausser  bei  Stirn meng-lekiih 

welchem  Falle  er  den  Aufschlag  pab.    > 

der    Vorsitzen ile    als     auch    der   KingestJ 

konnten  gegen  die  Beachlüs.se  der  Komni 

B  ern  f  II  n  g  bei  der  Bezirk skommiasion  eiDl 

—  Daneben   stand  dem  Eingeschätzten  Ja 

genannte    Remonstration» verf a hreD    t 

in  welchem   er  e«   versuchen  konnte,  die 

schät^jing.^komoii^sion  selbst  von  seiner  Vi 

bürduny   zu    überzeugen.     Diet^e  konnte  < 

eventuell  ihreti  Beichluss  ändeni.  — DieBt-zi 

kommis^i^ion  wurde   für  jeden  Regierungsb^ 

unter   Vorsitz     eines    vom    rinanzniinijrer 

ernennenden    Komniissarfi    gebildet.     Ihre 

glieder    wnrden    von    der   ProTiDÄiaherTFi 

aus  den  i^ teuerpti ich t igen  des  Bezirks  ge«^; 

liU^  Ile a: irksk omni  ii^sion  entschied  dieBernfai 

'  [idi:ikig,    Ihr,  nicht  aber  ihrem  Vomtitn 

i^tfincien  dabei  weitargehende  Veranliigtin^ni 

Mi  Gebote:    ^ie  konnte  Zeugen  Ternthiaett 

eventuell    eidlirh   vernehmen   lasse»  r  ?ie  h 

da.H    Recht,     an    den    Reklaniant^m   beritim 

;  Fragen  über  seine  Vermögens-  und  EiokoiöDoi 

I  verMItnisjie  zu  richten  ;  si*^  konnte  ihn  anfford 

in  seinem  Besitze  befimlliefie  Urknndeiif  Pa' 

1  kontraktil   Schnldversehreibnngeü,   HandioE 

I  büehcr  etc.  vorzulegen ,  endlich  könnt«  sie 

I  ihm  tl!i«s*ersten  Falles  die  eidliche  Bekmfngi 

I  ä^einer    Aussagen    über    seine  Vemug^os-   t 

I  Einkommens  Verhältnisse     verlaTi^eii.     L*i^t 

^  der    Reklamant    einer    dieser    AiiffünlcmüJ 

innerhalb  der  gesetzlichen  Frwt  nicht  Folge 

I  galt  seine  Reklamation  als  unheurMM. 

g)  Reform bestrebun gen  \Wi- 
Leitende  Geiäiehtspunk te.  l'ik  tv^ 
Verfindernng  in  den  G  r u nd  1  a  g  eu  itr  ^v 
Pcrsonalbegtenerung  brachte  d^^  UV^ 
Die  Klassen  Steuer  war  dnrchaiia  ref  ormV 
Auch  auf  dem  platten  Lande  iintl  in  ä^ 
Städten  erwies  sich  eine  VeraulcLg^!? 
samten  Bevölkerung  als  uii3ETPveel;mä& 
Schwierigkeiten  bei  der  Erbebung^  unil 
lästigungen  der  Pilichti|rßu  staiiA^B 
nntenten  Klassen  in  keinem  VerliÄll 
Ertrage  der  t^teuer.  1871  betirnir  da?! 
der  Unterstufe  la  nur  ca.  2^/,  MLllwm 
oder  l£J%  de&  ganzen  Klasipieii Steuers« 
gegen  waren  in  ihr  Gö  (naeh  aiidiTer  Be 
dTJ  %  aller  KlassenBte«crpflichti*;:en  i 
Auch  war  die  Erhebung  flt^r  Ötene 
untersten  8tnfe  nur  mit  ijc rosiger  HIr 
fährbar  und  vernrsachte  einen  nn'^ 
niftssis:en  Druek.  Um  lOil  Thaler  S 
Stsmtskasse  zuzuführen ,  'waren  in  ^i 
in  der  Unterstufe  ]  a  erft^rderlicli :  '228  } 
(in  allen  übri^ren  Stufen  ?t6>,  ^»'i  '*? 
49  (1)  vnllHtrtekte  und  ^^7  (1)  fr » .  v 

Exekutionen ;     die    ErUebuns^ -^ 
B'ii    (l^sJ,    der   Steueransi*' 
Fiir  das   platte  Land    Äf' 
niedriger,  dwb  sind  dr~ 
'  Eine  Begrenzung  i' 
unten  erwies 
Für   die 
uaren  die   * 
reiehendf  n^ 
S^ihott  die 


J'-^Wch  Iwizubehalt:;""'«"*"'  '''^»'»-  I  «erde,,  d'nrf,? 

'k-ii'.fe^i'  &" /•^"""^  'S'  ir.'r^.f- 
'^  dlrhon  IWi»»^»«  ^    ü  «ior^'b    ^-. 

'"••  iv/MSi=,.nsfp„er    .  '■    war«»"-  ' 

^'"«sfeufr    nicht    rr' 
^lill    enrr 
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Einkommeusteuer  (Deutschland) 


Bei  beiden  Steuern  erstreckte  sich  die 
subjektive  Steuerpflicht  nur  auf  physische 
Personen.  Es  war  die  Frage  aufzuwerfen,  ob 
diese  Beschränkung  beizubehalten,  oder  ob  nicht 
vielmehr  die  subjektive  Steuerpflicht  auch  auf 
juristische  Personen,  im  besonderen  auf 
Erwerbsgesellschaftent  Aktiengesel  Ischaf- 
ten,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  Berg- 
gewerkschaften  etc.)  auszudehnen  sei.  Der 
Kaum  gestattet  nicht,  auf  die  Einkommen- 
besteuerung der  juristischen  Personen  im  all- 
gemeinen einzugehen;  hier  sind  es  zahlreiche 
Völker-  und  staatsrechtliche  Rechtssätze  sowie 
Erwägungen  volkswirtschaftlicher  Art,  welche 
weitgehende  Ausnahmen  erheischen  {f»ir  Kom- 
munalverbände, Stiftungen,  Sparkassen  etc.); 
wie  die  Staaten,  welche  die  subjektive  Steuer- 
pflicht auf  juristische  Personen  überhaupt  aus- 
gedehnt haben,  dieselben  durch  Steuerbefreiungen 
einschränken,  ist  bei  diesen  zu  ersehen  (s.  unten). 
Für  Preussen  ist  bisher  nur  die  Frage  praktisch 
geworden,  ob  die  Erwerbsffesellschaften  besteuert 
werden  sollen.  Das  Venangen,  dass  die  Ein- 
kommensteuer Einkommen  überall  treifen  soll, 
wo  solches  zu  finden  ist,  also  auch  bei  Erwerbs- 
gesellschaften mit  juristischer  Persönlichkeit, 
erscheint  unberechtigt.  Die  Einkommensteuer 
ist  eine  Personalsteuer.  Sie  will  Personen  im 
Verhältnis  zu  ihrer  Leistungsfähigkeit  treff*en 
und  nimmt  als  Massstab  hierfür  die  Grösse  des 
Einkommens.  Bei  einer  Besteuerung  der  Er- 
werbsgesellschaften wird  aber  die  Dividende  (der 
Ge\nnnanteil  etc.)  desjenigen,  der  sie  bezieht, 
einmal  bei  der  Gesellschaft,  sodann  auch  bei 
dem  Bezugsberechtigten,  sonach  doppelt  be- 
steuert. Trotzdem  ist  die  Besteuerung  der 
Erwerbsgesellschaften  heute  erforderlich:  nur 
durch  sie  kann  dasjenige  Einkommen  getrofl^en 
werden,  welches  Ausländer  und  nicht  in  Preussen 
wohnhafte  Deutsche  aus  dem  Betriebe  von 
Handel,  Gewerbe  oder  Landwirtschaft  in  Preussen 
beziehen,  soweit  derselbe  durch  eine  Erwerbs- 
gesellschaft stattfindet;  femer  kann  nur  durch 
sie  derjenige  Teil  des  Einkommens  getroffen 
werden,  welcher  nicht  zur  Verteilung  an  die 
Mitglieder  gelangt,  sondern  zu  Meliorationen 
oder  zur  Geschäftser weite ning ,  zur  Schulden- 
tilgung, zur  Bildung  von  Reservefonds  etc.  Ver- 
wendung findet.  Endlich  aber,  und  dieses 
steuertechnische  Moment  erscheint  von  grösster 
Wichtigkeit,  ist  die  Veranlagung  der  Steuer 
bei  den  Erwerbsgesellschaften  selbst  eine  sichere, 
während  die  Verfolgung  des  Einkommens  aus 
diesen  Quellen  bei  den  Bezugsberechtigten  immer 
problematisch  bleibt.  —  Wenn  aus  diesen 
Gründen  die  Steuerpflicht  auf  die  Erwerbs- 
gesellschaften ausgedehnt  wird,  so  muss  doch 
dabei  eine  Doppelbesteuerung  vermie- 
den werden.  Drei  Wege  sind  möglich.  Man 
besteuert  die  Gesellschaft  mit  ihrem  vollen  Ein- 
kommen und  lässt  den  so  versteuerten  Teil  des 
Einkommens  bei  den  Mitgliedern  frei.  (Miss- 
stände, wie  Kursschwankungen  um  den  Stich- 
tag der  Einschätzung,  Verleihen  von  im  Aus- 
lande befindlichen  Aktien  für  diesen  Tag,  lassen 
sich  vermeiden,  wenn  der  Nachweis  einjährigen 
Besitzes  der  Aktien  verlangt  wird.)  Oder  man 
besteuert  die  Mitglieder  mit  ihrem  vollen  Ein- 
kommen und  lässt  bei  Versteuerung  der  Gesell- 
schaft die  nachweislich  versteuerten  Dividenden 
ausser   Rechnung.      In    beiden    Fällen   werden 


nicht  unerhebliche  stenertechnische  Sc! 
keiten  eintreten.  Auch  würde  das  ausli 
Kapital,  falls  das  Einkommen  aus  de 
im  Auslande  selbst  einer  Einkommenstc 
terliegt,  härter  getroffen  als  das  inlä 
Am  leichtesten  ist  der  dritte  Weg  zu  l 
ten:  man  lässt  einen  bestimmten  Pro: 
des  Aktienkapitals  etc.  von  der  Steu 
allerdings  erfüllt  dieses  Verfahren  we 
Forderungen  ganz,  welche  auf  die  Best) 
der  Erwerbsgesell  Schäften  hinweisen,  no 
dabei  die  Düppelbesteueruug  vollständ 
mieden. 

Ferner  hatten  sich  bei  der  klassi 
Einkommensteuer  vor  allem  der  Steue 
und  die  Veranlagung  als  reformbi 
erwiesen. 

Die  Leistungsfähigkeit  wird  auch  h 
leren  Einkommen  oft  wesentlich  durch  üi 
bedingt,  welche  ausserhalb  der  Höhe  d 
komraens  liegen;  es  galt  die  Bestimmun 
welcher  eine  Berücksichtigung  vermi 
Leistungsfähigkeit  gestattet  war,  wirkst 
gestalten  und  diese  Möglichkeit  der  I 
gung  des  Steuersatzes  weiteren  Kreisen 
öffnen. 

Der  Steuerfuss  betrug  bei  der  Eink 
Steuer  einheitlich  3  %  der  unteren  Stufer 
Mit  Rücksicht  auf  die  geringere  Leistunj 
keit  der  kleinen  und  mittleren  Einkomi 
wie  auf  deren  Belastung  durch  die  in^ 
Abgaben  von  notwendigen  Lebensmitt<»ln, 
sich  der  Grösse  des  EinKommens  nicht  ai 
waren  diese  Klassen  durch  Ermässigu 
Steuer  zu  erleichtem.  Diese  Erwägung 
zum  Verlangen  der  Degression  für  die 
Stufen  auch  der  klassifizierten  Einkoramei 
wie  sie  für  die  Klassensteuer  bereits  l 
Das  Wesen  der  degressiven  Einkoi 
Steuer  besteht  darin,  dass  im  Princ 
Steuer  durchgeführt  wird,  welche  i  n 
chemVerhältnis  mitderHöhe  de 
kommenswächst  (sei  es,  dass  ein  besti 
sich  gleichbleibender  Prozentsatz  von 
Einkommen  erhoben  wird  oder  dass  d 
kommen  zunächst  nach  Stufen  unters 
ist  und  dass  für  jede  Stufe  ein  Steuers 
stimmt  ist,  welcher  den  gleichen  Proz 
der  unteren  oder  oberen  Grenze  oder  de 
leren  Einkommens  der  Stufe  ausmacht 
aber  von  diesem  Princip  für  die  mittler 
kleinen  Einkommen  im  Hinblick  auf  i 
ringere  Leistungsfähigkeit  abgewichei 
dass  der  Steuerfuss  bei  den  kl 
Einkommen  immer  niedriger  wii 

Im  Unterschiede  hiervon  besteht  das 
c  i  p  der  progressivenEinkommen« 
darin,  die  grossen  Einkommen 
mit  dem  gleichen  Prozentsatz 
die  kleineren  zu  treffen,  sonder 
selben  mit  der  Grösse  des  Eii 
mens  wachsen  zu  lassen.  —  Die  Lei 
fähigkeit  wächst  in  höherem  Masse  £ 
Einkommen;  aber  doch  nur  bis  zu  eii 
wissen  Grenze;  bei  so  grossen  Einkomni 
denen  die  Steuer  in  der  Regel  nicht  m 
individuelle  Konsumfähigkeit,  sondern  i 
Kapitalbildung  aus  dem  Einkommen  einsc 
erscheint  die  Leistung^sfähigkeit  der  Grö 
Einkommens  proportional.  Erkennt  m 
dass    die   Steuer   nach   der  Leistungsfä 
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und  stellt  man  speciell  der  Ein- 
er diese  Aufgabe,  so  wird  man  eine 
Progression  befürworten  müssen, 
ht  ohne  Schranken  wächst,  sondern 
eine  prozentuale  Besteuerung  der 
en  Einkommen  ausmündet.  Das 
bedenken  ^egen  das  Princip  der 
beruht  darin,  dass  man  sich  mit 
iiwankenden  Boden  begiebt:  denn 
ang  der  Progression  im  Steuerfusse 
chaus  willkürliche;  sw  kann  allein 
unsicheren  Erwägungen  über  Billig- 
%'eckmässigkeit  stattfinden;  ob  and 
e  gesetzgebenden  Faktoren  sich 
ungen  in  der  öffentlichen  Meinung 
)ener  Progression  hinreissen  lassen 
nicht  abzusehen;  eine  Grenze  wird 
ch  die  Besteuerung  der  übrigen 
l  durch  die  Möglichkeit,  Wohnsitz 
ebetrieb  in   diese  zu  verlegen,  ge- 

iche  Erwägung,  welche  zur  Forde- 
»eschränkt  progressiven  Einkoromen- 
t,  spricht  für  eine  schärfere  Belas- 
ndierten  Einkommens  gegenüber 
d  i  e  r  t  e  n.  Das  erstere  verleiht  eine 
ungsfähigkeit  als  das  letztere,  da 
jenes,  das  Vermögen,  dauernd  ist, 
?  Quelle  des  letzteren,  die  persön- 
ikraft,  versiegt  und  untergeht.  Die 
^lastuug  des  fundierten  Einkommens 
ein  Ertragssteuersystem  neben  der 
jteuer,  durch  eine  allgemeine  Erb- 
r,  durch  eine  die  Einkommensteuer 
Steuer,  welche  nach  dem  Vermögen 
ird,  oder  innerhalb  der  Einkommen- 
5t  geschehen.  Die  ersten  beiden 
die  einfacheren,  eine  gleichmässige 
ug  des  fundierten  Einkommens  wird 
Ij^r  nicht  erzielt.  Die  ergänzende 
teuer  wählt  das  wichtigste  Moment, 
;n  dem  Einkommen  für  die  Leistuugs- 
deutsam  ist,  zum  Massstabe.  Die 
gun^  der  Leistungsfähigkeit  der 
n  Einkommensarten  innerhalb  der 
teuer  selbst  (sie  geht  über  die  Un- 
•  von  fundiertem  und  unfundiertem 
hinaus)  ist  sehr  schwierig:  es  sei 
esen  auf  die  verschiedene  Leistungs- 
Qes  fest  angestellten  Beamten  mit 
lt.  mit  Aussicht  auf  Pension,  auf 
id  Waisenbezüge  seiner  Hinterlas- 
iber  den  auf  Kündigung  angestellten 
Ten  Einkommen  jederzeit  aufhören 
das  geringe  und  schwankende  Ein- 
kleinen öewerbetreibenden  dürfte, 
um  Teil   fundiertes  ist,  nicht   leis- 

sein  als  die  gleich  grossen,  aber 
üge  fest  angestellter  Beamten.  Die 
innerhalb  der  Einkommensteuer  die 
rt  des  Einkommens  bedingte  Leis- 
^it  Berücksichtigung  finden  kann, 
;  weder  in  der  Praxis  irgend  eines 
Ost  noch  durch  die  Theorie  hin- 
:lärt.  —  In  Preussen  wurde  bis  zur 

1893  das  fundierte  Einkommen 
irch  die  Grund-,  Gebäude-  und  Ge- 
nochmals belastet,  das  Kapitalren- 
jn  dagegen  nur  durch  die  Einkom- 
etroffen. 

hatte    der    Tarif   von    1873    den 


Mangel,  dass  die  Stufenintervalle  auch  in  ihm 
noch  zu  gross  waren  und  dass  infolge  davon 
gerade  bei  bedeutendem  Einkommen  grosse  Teile 
desselben  unbesteuert  blieben.  Wollte  man  auch 
nicht  zu  einer  prozentualen  Steuer  über- 
gehen, d.  h.  zu  einer  Steuer,  welche  bestimmte 
Prozente  des  ermittelten  Einkommens  beträgt, 
sondern  mit  Rücksicht  auf  die  Unsicherheit  der 
Veranlagung  bezw.  Steuererklärung  das  Stufen- 
system  beibehalten,  so  Hessen  sich  doch  die 
Intervalle  ohne  Bedenken  wesentlich  verringern. 

Noch  schwerer  als  die  Missstände  im  Tarif 
wogen  diejenigen  bei  der  V  e  r  a  n  1  a  g  u  n  g.  Der 
gesetzlich  festgestellte  Grundsatz,  Einkoipmen 
schätzen  zu  sollen,  ohne  in  die  Einkommeus- 
und  Vermögensverhältnisse  eindringen  zu  dürfen, 
und  die  Verleihung  ausreichender  Veranlagungs- 
mittel an  die  Reklamations-,  nicht  aber  an  die 
Einschätzungsbehörde,  unter  gleichzeitigem  Aus- 
schluss der  Begierungs Vertreter  von  ihrer  Hand- 
habung, musste  zu  ungleichmässiger  Veranla- 
gung und  ungerecht  verteiltem  Steuerdruck 
führen.  Besonders  das  Einkommen  aus  Kapital- 
vermögen konnte  sich  mit  Leichtigkeit  der  Steuer 
entziehen.  —  Dazu  kam,  dass  keine  Instanz 
bestand,  welche  über  die  Gleichmässigkeit  der 
Veranlagung  zwischen  den  einzelnen  Regierungs- 
bezirken wachte.  —  Infolge  hiervon  wurde  von 
immer  weiteren  Kreisen  verlangt,  dass  das  Ver- 
anlagungsverfahren zu  verbessern  und  zu  ver- 
einfachen sei  und  dass  wirksamere  Veranla- 
gungsmittel,  gleichzeitig  unter  Einführung  obli- 
gatorischer Steuererklärungen,denEinschätzungs- 
behörden  zu  gewähren  seien. 

Schliesslich  ist  die  Stellung  der  direk- 
ten Personensteuer  im  ganzen  Steuer- 
system zu  beleuchten.  Da  dem  Reiche  das 
Recht  auf  Erhebung  der  Zölle  und  der  wich- 
tigsten Verbrauchsabgaben  vorbehalten  ist,  so 
'sind  die  Einzelstaaten  und  die  kommunalen  Ver- 
bände auf  die  direkten  Steuern  als  vornehm- 
lichste  Einnahmequelle  angewiesen.  Das  An- 
wachsen der  kommunalen  Haushalte  hatte  zu 
einer  üeberspannung  der  direkten  Steuern 
innerhalb  der  Kommunalbesteuerung  geführt. 
Daselbst  besteht  die  Begrenzung  der  objek- 
tiven Steuerpflicht  selbst  nicht  bei  420  Mark. 
Trotzdem  waren  ausserordentlich  hohe  Zuschläge 
zu  den  staatlichen  Steuern  erforderlich.  Für 
das  Etatsjahr  1881/82  wurden  in  der  Mehrzahl 
der  Provinzen  allein  von  den  Gemeinden 
meistens  Zuschläge  von  100 — 200%  zur 
staatlichen  Einkommensteuer  erhoben,  in  etlichen 
Provinzen  sogar  in  der  Re^el  200—300%. 
1883  84  wurden  in  233  Gemeinden  mehr  als 
300%,  in  13  mehr  als  500%  bis  zum  Höchst- 
betrage von  675  ^Q  erhoben.  Man  erwäge,  dass 
bei  300  ^|„  Zuschlag  die  Staats-  und  Gemeinde- 
steuer zusammen  12*^,^»,  bei  500  ^|o  gar  18  ^|o  des 
Gesamteinkommens  betrue. 

Diese  Zuschläge  verschärften  aber  nicht  nur 
die  Härten,  welche  aus  ungleicher  Veranlagung 
entstanden,  sie  machten  auch  die  staatliche 
Steuer  unbeweglich.  Und  doch  ist  die  Ein- 
kommensteuer die  einzige  Steuer,  welche  ihrer 
Natur  nach  so  beweglich  ist,  dass  der  Staat 
sich  ihrer  bei  Ausfällen  auf  anderen  Gebieten 
zur  Deckung  des  Staatsbedarfes  bedienen  kann. 
Gerade  in  Preussen  mit  seinen  grossen  Einnah- 
men aus  Ueberweisungen  an  Zöllen  und  aus 
dem  Eisenbahnbetriebe,  welche  beide  leicht  aus 
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Bei  beiden  Steuern  erstreckte  sich  die 
subjektive  Steuerpflicht  nur  auf  physische 
Personen.  Es  war  die  Frage  aufzuwerfen,  ob 
diese  Beschränkung  beizubehalten,  oder  ob  nicht 
vielmehr  die  subjektive  Steuerpflicht  auch  auf 
juristische  Personen,  im  besonderen  auf 
Erwerbs  gesell  Schäften  (Aktiengesellschaf- 
ten, Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  Berg- 
geweirkschaften  etc.)  auszudehnen  sei.  Der 
Kaum  gestattet  nicht,  auf  die  Einkommen- 
besteuerung der  iuristischen  Personen  im  all- 
gemeinen einzugehen;  hier  sind  es  zahlreiche 
Völker*  und  staatsrechtliche  Kechtssätze  sowie 
Erwägungen  volkswirtschaftlicher  Art,  welche 
weitgehende  Ausnahmen  erheischen  (für  Kom- 
munalverbände, Stiftungen,  Sparkassen  etc.); 
wie  die  Staaten,  welche  die  subjektive  Steuer- 
pflicht auf  juristische  Personen  überhaupt  aus- 
gedehnt haben,  dieselben  durch  Steuerbefreiungen 
einschränken,  ist  bei  diesen  zu  ersehen  (s.  unten). 
Für  Preussen  ist  bisher  nur  die  Frage  praktisch 
geworden,  ob  die  Erwerbsgesellschaften  besteuert 
werden  sollen.  Das  VerTangen,  dass  die  Ein- 
kommensteuer Einkommen  überall  treffen  soll, 
wo  solches  zu  finden  ist,  also  auch  bei  Erwerbs- 
gesellschaften mit  juristischer  Persönlichkeit, 
erscheint  unberechtigt.  Die  Einkommensteuer 
ist  eine  Personalsteuer.  Sie  will  Personen  im 
Verhältnis  zu  ihrer  Leistungsfähigkeit  treifeu 
und  nimmt  als  Massstab  hierfür  die  Grösse  des 
Einkommens.  Bei  einer  Besteuerung  der  Er- 
werbsgesellschaften wird  aber  die  Dividende  (der 
GcAvinnanteil  etc.)  desjenigen,  der  sie  bezieht, 
einmal  bei  der  Gesellschaft,  sodann  auch  bei 
dem  Bezugsberechtigten,  sonach  doppelt  be- 
steuert. Trotzdem  ist  die  Besteuerung  der 
Erwerbsgesellschaften  heute  erforderlich:  nur 
durch  sie  kann  dasjenige  Einkommen  getroffen 
werden,  welches  Ausländer  und  nicht  in  Preussen 
wohnhafte  Deutsche  ans  dem  Betriebe  von 
Handel,  Gewerbe  oder  Landwirtschaf t  in  Preussen 
beziehen,  soweit  derselbe  durch  eine  Erwerbs- 
gesellschaft stattfindet;  femer  kann  nur  durch 
sie  derjenige  Teil  des  Einkommens  getroften 
werden,  welcher  nicht  zur  Verteilung  an  die 
Mitglieder  gelangt,  sondern  zu  Meliorationen 
oder  zur  Geschäftserweiterung,  zur  Schulden- 
tilgung, zur  Bildung  von  Reservefonds  etc.  Ver- 
wendung findet.  Endlich  aber,  und  dieses 
steuertechnische  Moment  erscheint  von  grösster 
Wichtigkeit,  ist  die  Veranlagung  der  Steuer 
bei  den  Erwerbsgesellschaften  selbst  eine  sichere, 
während  die  Verfolgung  des  Einkommens  aus 
diesen  Quellen  bei  den  Bezugsberechtigten  immer 
problematisch  bleibt.  —  Wenn  aus  diesen 
Gründen    die    Steuerpflicht   auf    die    Erwerbs- 

fesellschaften  ausgedehnt  wird,  so  muss  doch 
abei  eine  Doppelbesteuerung  vermie- 
den werden.  Drei  Wege  sind  möglich.  Man 
besteuert  die  Gesellschaft  mit  ihrem  vollen  Ein- 
kommen und  lässt  den  so  versteuerten  Teil  des 
Einkommens  bei  den  Mitgliedern  frei.  {Miss- 
stände, wie  Kursschwankungen  um  den  Stich- 
tag der  Einschätzung,  Verleihen  von  im  Aus- 
lande befindlichen  Aktien  für  diesen  Tag,  lassen 
sich  vermeiden,  wenn  der  Nachweis  einjährigen 
Besitzes  der  Aktien  verlangt  wird.)  Oder  man 
besteuert  die  Mitglieder  mit  ihrem  vollen  Ein- 
kommen und  lässt  bei  Versteuerung  der  Gesell- 
schaft die  nachweislich  versteuerten  Dividenden 
ausser   Rechnung.      In    beiden    Fällen   werden  i 


nicht  unerhebliche  stenertechnische  Schwierig- 
keiten eintreten.  Auch  würde  das  aasländische 
Kapital,  falls  das  Einkommen  aus  demselben 
im  Auslande  selbst  einer  Einkommensteuer  un- 
terliegt ,  härter  getroffen  als  das  inländische. 
Am  leichtesten  ist  der  dritte  Weg  zu  beschrei- 
ten: man  lässt  einen  bestimmten  Prozentsau 
des  Aktienkapitals  etc.  von  der  Steuer  frei: 
allerdings  erfüllt  dieses  Verfahren  weder  die 
Forderungen  ganz,  welche  auf  die  Besteuerung 
der  Erwerbsgesellschaften  hinweisen,  noch  wir^ 
dabei  die  Doppelbesteuerung  vollständig  ver- 
mieden. 

Ferner  hatten  sich  bei  der  klassifizierten 
Einkommensteuer  vor  allem  der  Steuertarif 
und  die  Veranlagung  als  reformbedürftis: 
erwiesen. 

Die  Leistungsfähigkeit  ^ird  auch  bei  mitt- 
leren Einkommen  oft  wesentlich  durch  Umstände 
bedingt,  welche  ausserhalb  der  Höhe  des  Ein- 
kommens liegen ;  es  galt  die  Bestimmung,  nach 
welcher  eine  Berücksichtigung  verminderter 
Leistungsfähigkeit  gestattet  war,  wirksamer  zu 
gestalten  und  diese  Möglichkeit  der  £rraä.«si- 
gung  des  Steuersatzes  weiteren  Kreisen  zu  er- 
öffnen. 

Der  Steuerfuss  betrug  bei  der  Einkommen- 
steuer einheitlich  3  °/o  der  unteren  Stufengrenze. 
Mit  Rücksicht  auf  die  geringere  Leistungsfähig- 
keit der  kleinen  und  mittleren  Einkommen  so- 
wie auf  deren  Belasttmg  durch  die  indirekten 
Abgaben  von  notwendigen  Lebensmitteln,  welche 
sich  der  Grösse  des  Eini^ommens  nicht  anpassen, 
waren  diese  Klassen  durch  Ermässigung  der 
Steuer  zu  erleichtem.  Diese  Erwägung  führte 
zum  Verlangen  der  D  e  g  r  e  s  s  i  o  n  für  die  unteren 
Stufen  auch  der  klassifizierten  Einkommensteuer, 
wie  sie  für  die  Klassensteuer  bereits  bestand. 
Das  Wesen  der  degressiven  Einkommen- 
steuer besteht  darin,  dass  im  Princip  eine 
Steuer  durchgeführt  wird,  welche  in  glei- 
chem Verhältnis  mitderHöhe  desEin- 
kommenswächst  (sei  es,  dass  ein  bestimmter, 
sich  gleichbleibender  Prozentsatz  von  jedem 
Einkommen  erhoben  wird  oder  dass  das  Ein- 
kommen zunächst  nach  Stufen  unterschieden 
ist  und  dass  für  je<le  Stufe  ein  Steuersatz  l>e- 
stimmt  ist,  welcher  den  gleichen  Prozentsatz 
der  unteren  oder  oberen  Grenze  oder  des  mitt- 
leren Einkommens  der  Stufe  ausmacht),  dass 
aber  von  diesem  Princip  für  die  mittleren  und 
kleinen  Einkommen  im  Hinblick  auf  ihre  ge- 
ringere Leistungsfähigkeit  abgeinichen  und 
dass  der  Steuerfuss  bei  den  kleinen 
Einkommen  immer  niedriger  w^ird. 

Im  Unterschiede  hiervon  besteht  das  Prin- 
cip der  progressiven  Einkommensteuer 
darin,  die  grossen  Einkommen  nicht 
mit  dem  gleichen  Prozentsatze  wie 
die  kleineren  zu  treffen,  sondern  den- 
selben mit  der  Grösse  des  Einkom- 
mens wachsen  zu  lassen.  —  Die  Leistungs- 
fähigkeit wächst  in  höherem  Masse  als  das 
Einkommen;  aber  doch  nur  bis  zu  einer  ge- 
wissen Grenze;  bei  so  grossen  Einkommen,  bei 
denen  die  Steuer  in  der  Regel  nicht  mehr  die 
individuelle  Konsumfähigkeit,  sondern  nur  die 
Kapitalbildung  aus  dem  Einkommen  einschränkt, 
erscheint  die  Leistungsfähigkeit  der  Grösse  des 
Einkommens  proportional.  Erkennt  man  an, 
dass    die   Steuer   nach   der  Leistungsfähigkeit 
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treffen  soll,  und  stellt  man  speciell  der  Ein- 
kommensteuer diese  Aufgabe,  so  wird  man  eine 
TORichtige  Progression  befürworten  müssen, 
•lie  aber  nicht  ohne  Schranken  wächst,  sondern 
i^ieiler  in  eine  prozentuale  Besteuerung  der 
giLz  grossen  Einkommen  ausmündet.  Das 
wichtigste  Bedenken  §egen  das  Princip  der 
Prrigression  beruht  dann,  dass  man  sich  mit 
ihm  anf  schwankenden  Boden  begiebt:  denn 
•üe  >'ormiening  der  Progression  im  Steuerfusse 
Ln  eine  durchaus  willkürliche;  si«  kann  allein 
:mter  ganz  unsicheren  Erwägungen  über  Billig- 
keit und  Zweckmässigkeit  stattfinden;  ob  and 
wieweit  die  gesetzgebenden  Faktoren  sich 
«iurch  Strömungen  in  der  Öffentlichen  Meinung 
za  übertriebener  Progression  hinreissen  lassen 
werden.  i*t  nicht  abzusehen;  eine  Grenze  wird 
treilich  durch  die  Besteuerung  der  übrigen 
Staaten  und  durch  die  Möglichkeit,  Wohnsitz 
cüd  Gewerbebetrieb  in  diese  zu  verlegen,  ge- 
zwn. 

Die  gleiche  Erwägung,  welche  zur  Forde- 
rung einer  beschränkt  progressiven  Einkommen- 
steuer führt,  spricht  für  eine  schärfere  Belas- 
tmig  des  fundierten  Einkommens  gegenüber 
irm  anfundierten.  Das  erstere  verleiht  eine 
höhere  Leistungsfähigkeit  als  das  letztere,  da 
'lie  Quelle  jenes,  das  Vermögen,  dauernd  ist, 
während  die  Quelle  des  letzteren,  die  persön- 
lirbe  Arbeitskraft.,  versiegt  und  untergeht.  Die 
besondere  Belastung  des  fundierten  Einkommens 
kann  durch  ein  Ertragssteuersystem  neben  der 
Einkommensteuer,  durch  eine  allgemeine  Erb- 
schaftssteuer, durch  eine  die  Einkommensteuer 
frcänzende  Steuer,  welche  nach  dem  Vermögen 
nmgelegt  wird,  oder  innerhalb  der  Einkommen- 
'tener  selbst  geschehen.  Die  ersten  beiden 
31iitel  sind  die  einfacheren,  eine  gleichmässige 
>Iehrbela8tuug  des  fundierten  Einkommens  wird 
«lunh  sie  aber  nicht  erzielt.  Die  ergänzende 
Vermögenssteuer  wählt  das  wichtigste  Moment, 
welches  neben  dem  Einkommen  für  die  Leistungs- 
Qhigkeit  bedeutsam  ist,  zum  Massstabe.  Die 
Berücksichtigung  der  Leistungsfähigkeit  der 
T^rs^^hiedenen  Einkommensarten  innerhalb  der 
Einkommensteuer  selbst  (sie  geht  über  die  Un- 
terscheidung von  fundiertem  und  unfundiertem 
Einkommen  hinaus)  ist  sehr  schwierig:  es  sei 
nur  hingewiesen  auf  die  verschiedene  Leistungs- 
fähigkeit eines  fest  angestellten  Beamten  mit 
rVstem  Gehalt,  mit  Aussicht  auf  Pension,  auf 
Witwen-  und  Waisenbezüge  seiner  Hinterlas- 
*enen  gegenüber  den  auf  Kündigung  angestellten 
IVräJinen,  deren  Einkommen  jederzeit  aufhören 
kann:  auch  das  geringe  und  schwankende  Ein- 
kummen  der  kleinen  Sewerbetreibenden  dürfte, 
'bwi>hl  es  zum  Teil  fundiertes  ist,  nicht  leis- 
tongsfähiger  sein  als  die  gleich  grossen,  aber 
sicheren  Bezüge  fest  angestellter  Beamten.  Die 
Frage,  wie  innerhalb  der  Einkommensteuer  die 
'lorch  die  Art  des  Einkommens  bedingte  Leis- 
tungsfähigkeit Berücksichtigung  finden  kann, 
ijst  bis  jetzt  weder  in  der  Praxis  irgend  eines 
^laates  gelöst  noch  durch  die  Theorie  hin- 
reichend geklärt.  —  In  Preussen  wurde  bis  zur 
Beform  von  1893  das  fundierte  Einkommen 
zum  Teil  durch  die  Grund-,  Gebäude-  und  Ge- 
werbesteuer nochmals  belastet,  das  Kapitalren- 
teneinkommen  dagegen  nur  durch  die  Einkom- 
men.neuer  getroffen. 

Endlich    hatte    der    Tarif  von    1873   den 


Mangel,  dass  die  Stufenintervalle  auch  in  ihm 
noch  zu  gross  waren  und  dass  infolge  davon 
gerade  bei  bedeutendem  Einkommen  grosse  Teile 
desselben  unbesteuert  blieben.  Wollte  man  auch 
nicht  zu  einer  prozentualen  Steuer  über- 
sehen, d.  h.  zu  einer  Steuer,  welche  bestimmte 
Prozente  des  ermittelten  Einkommens  beträgt, 
sondern  mit  Eücksicht  auf  die  Unsicherheit  der 
Veranlagung  bezw.  Steuererklärung  das  Stufen- 
sy Stern  beibehalten,  so  Hessen  sich  doch  die 
Intervalle  ohne  Bedenken  wesentlich  verringern. 

Noch  schwerer  als  die  Missstände  im  Tarif 
wogen  diejenigen  bei  der  Veranlagung.  Der 
gesetzlich  festgestellte  Grundsatz,  Einkoipmen 
schätzen  zu  sollen,  ohne  in  die  Einkommens- 
und Vermögensverhältnisse  eindringen  zu  dürfen, 
und  die  Verleihung  ausreichender  Veranlagungs- 
mittel an  die  Eeklamations-,  nicht  aber  an  aie 
Einschätznngsbehörde,  unter  gleichzeitigem  Aus- 
schluss der  Regierungsvertreter  von  ihrer  Hand- 
habung, musste  zu  ungleich  massiger  Veranla- 
gung und  ungerecht  verteiltem  Steuerdruck 
führen.  Besonders  das  Einkommen  aus  Kapital- 
vermögen konnte  sich  mit  Leichtigkeit  der  Steuer 
entziehen.  —  Dazu  kam,  dass  keine  Instanz 
bestand,  welche  über  die  Gleichmässigkeit  der 
Veranlagung  zwischen  den  einzelnen  Regierungs- 
bezirken wachte.  —  Infolge  hiervon  wurde  von 
immer  weiteren  Kreisen  verlangt,  dass  das  Ver- 
anlagungsverfahren zu  verbessern  und  zu  ver- 
einfachen sei  und  dass  wirksamere  Veranla- 
gungsnüttel,  gleichzeitig  unter  Einführung  obli- 
gatorischer Steuererklärungen,denEinschätzungs- 
behörden  zu  gewähren  seien. 

Schliesslich  ist  die  Stellung  der  direk- 
ten Personensteuer  im  ganzen  Steuer- 
system zu  beleuchten.  Da  dem  Reiche  das 
Recht  auf  Erhebung  der  Zölle  und  der  wich- 
tigsten Verbrauchsabgaben  vorbehalten  ist,  so 
sind  die  Einzelstaaten  und  die  kommunalen  Ver- 
bände auf  die  direkten  Steuern  als  vomehm- 
lichste  Einnahmequelle  angewiesen.  Das  An- 
wachsen der  kommunalen  Haushalte  hatte  zu 
einer  Ueberspannung  der  direkten  Steuern 
innerhalb  der  Kommunalbesteuerung  geführt. 
Daselbst  besteht  die  Begrenzung  der  objek- 
tiven Steuerpflicht  selbst  nicht  bei  420  Mark. 
Trotzdem  waren  ausserordentlich  hohe  Zuschläge 
zu  den  staatlichen  Steuern  erforderlich.  Für 
das  Etatsjahr  1881/82  wurden  in  der  Mehrzahl 
der  Provinzen  allein  von  den  Gemeinden 
meistens  Zuschläge  von  100— 200*^/o  zur 
staatlichen  Einkommensteuer  erhoben,  in  etlichen 
Provinzen  sogar  in  der  Regel  200— 300  7o- 
188?;84  wurden  in  233  Gemeinden  mehr  als 
300  7„,  in  13  mehr  als  500%  bis  zum  Höchst- 
betrage von  675  ^()  erhoben.  Man  erwäge,  dass 
bei  300^,0  Zuschlag  die  Staats-  und  Gemeinde- 
steuer zusammen  12^  q,  bei  500  ^^  gar  18  \  des 
Gesamteinkommens  betrug. 

Diese  Zuschläge  verschärften  aber  nicht  nur 
die  Härten,  welche  aus  ungleicher  Veranlagung 
entstanden,  sie  machten  auch  die  staatliche 
Steuer  unbeweglich.  Und  doch  ist  die  Ein- 
kommensteuer die  einzige  Steuer,  welche  ihrer 
Natur  nach  so  beweglich  ist,  dass  der  Staat 
sich  ihrer  bei  Ausfällen  auf  anderen  Gebieten 
zur  Deckung  des  Staatsbedarfes  bedienen  kann. 
Gerade  in  Preussen  mit  seineu  grossen  Einnah- 
men aus  Ueberweisungen  an  Zöllen  und  aus 
dem  Eisenbahnbetriebe,  welche  beide  leicht  aus 
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den  gleichen  Ursachen  zurückschlagen  können, 
ist  solch  ein  bewegliches  Element  im  Steuer- 
system erforderlich:  die  Einkommensteuer  darf 
diese  Fähigkeit  nicht  durch  den  Ballast  der 
kommunalen  Zuschläge  verlieren,  und  ihre 
Quotisierung  ist  als  Postulat  aufzustellen. 
Die  preussische  Einkommensteuer  wird  in  ihrem 
Ertrage  nicht  gesetzlich  bestimmt;  es  sind 
ganz  bestimmte,  jährliche  Steuersätze  vorge- 
schrieben, und  der  Ertrag  ergiebt  sich  erst 
nach  der  Veranlagung  (Quoten Steuer)*). 
Bei  der  Quotisierung  der  Steuer  wird  der 
Ertrag  derselben  in  seiner  Höhe  jährlich  dem 
Bedürtnis  des  Staates  entsprechend  festgesetzt; 
nach  der  Veranlagung  ist  sodann  unter  Zu- 
grundelegung des  gesetzlichen  Stenerfusses  zu 
berechnen,  ein  wie  hoher  Steuersatz  in  jeder 
Stufe  zu  erheben  ist.  Gegen  die  Quotisierung 
werden  politische  Bedenken  erhoben.  Art.  10§ 
der  preussischen  Verfassung  lautet:  „Die  be- 
stehenden Steuern  und  Abgaben  werden  fort- 
erhoben, ...  bis  sie  durch  ein  Gesetz  abgeändert 
werden.**  Man  befürchtet  nicht  mit  Unrecht, 
dass  infolge  eines  jährlichen  Steuerbewilligungs- 
rechtes  eine  Machtverschiebung  in  der  Richtung 
von  der  Krone  zum  Landtage  hin  eintreten 
kann ;  doch  Hesse  sich  dieser  Möglichkeit  durch 
Kautelen  begegnen.  Vorbedingung  für  eine 
Quotisierung  der  Einkommensteuer  bleibt  nur, 
dass  die  Kommunen  in  der  Berechtigung  zu 
Zuschlägen  beschränkt  werden;  in  gewissem 
Umfange  ist  das  durch  die  Kommunalstener- 
reform  von  1893  geschehen.  —  Nicht  zu  ver- 
wechseln mit  der  Quotisierung  ist  die  Kon- 
tingentierung der  Steuer.  Darunter  ver- 
steht man  die  gesetzliche  Festsetzung  einer 
oberen  Grenze,  welche  der  Ertrag  nicht  tiber- 
steigen darf:  etwaige  Ueberschüsse  werden 
meistens  zu  gleichmässi^em  Steuererlass  ver- 
wendet. Man  hat  Kontingentierungen  gefor- 
dert, um  Fiskalität  bei  der  Veranlagung  zu 
verhüten ;  das  Messe  also,  um  eine  gleichmässige 
und  gerechte  Veranlagung  zu  verhindern. 
Ausserdem  tritt  bei  Reformen  fast  regelmässig 
das  Verlangen  nach  Kontingentierung  auf,  um 
einer  unerwarteten  Steigerung  der  Einnahmen 
infolge  der  Reform  vorzubeugen:  heute,  bei 
den  schwankenden  Einnahmen  aus  Eisenbahnen 
und  Zollen  gewiss  ein  müssiges  Bestreben. 

1)  GG.  V.  1875  bis  1883.  Abgesehen  von 
den  GG.  v.  16.  Juni  1875  und  12.  März  1877, 
welche  einige  unbedeutende  Aenderungen  im 
Tarif  und  für  die  Veranlagung  herbeiführten, 
knüpfen  die  weiteren  Reformen  an  die  Finanz- 
politik des  R  e  i  c  h  e  s  an.  In  Erwägung  der  ge- 
nannten Missstände  wurde  seit  1878  dahin  ge- 
arbeitet, die  Einkünfte  des  Reiches  aus  den 
Zöllen  und  Verbrauchssteuern  derart  zu  erhöhen, 
dass  sie  den  Bedarf  des  Reiches  deckten  und 
dass  darüber  hinaus  Mittel  zu  Ueberweisun^en 
an  die  Einzelstaaten  frei  wurden,  damit  diese 
in  eine  Reform  ihrer  Steuersysteme  eintreten 
konnten.— Die  preussische  Gesetzgebung  gelangte 
nach  einigem  Hin-  und  Hertasten  (G.  v.  16. 
Juli  1880,  Bitterscher  Entwurf  v.  21.  Dezember 
1880,  G.  V.  10.  März  1881)  zu  einem  vorläufigen 
Abschluss  im  G.  v.  26.  März  1883,  welches  das 
G.  V.  10.  März  188L  sowie  die  Kontingen- 

^)  Man  unterscheide  wohl  Quotensteuer 
und  Quotisierung  der  Steuer. 


tiernng  der  Klassensteuer  aufhob  und 
die  beiden  untersten  Stufen  der  (staat- 
lichen) Klassensteuer  ( —  900  M.)  voll- 
ständig, von  den  übrigen  Stufen  3  Monatsraten 
ausser  Hebung  setzte,  desgleichen  2  der 
untersten  und  eine  der  2.  Stufe  der  klassifizierteo 
Einkommensteuer.  Zugleich  wurde  die  Berück- 
sichtigung von  Umständen,  welche  die  Leistung 
fähigkeit  herabmindern,  über  die  2.  Stufe  der  • 
klassifizierten  Einkommensteuer  hinaus  bis  zar 
ö.  (6000  M.)  gestattet. 

Von  einer  Regelung  der  Kommunalsteaer 
(abgesehen  von  dem  Notg.  v.  27.  Jnli  1885. 
welches  die  hier  in  Frage  stehenden  Punkte 
nicht  berührt)  musste  vor  der  Hand  abgesehen 
werden,  bis  eine  Landgemeindeordnung  einheit- 
liche, leistungsfähige  Kommunalverbände  schuf 
und  bis  die  Staatssteuer  in  ihren  Grundlagen 
umgestaltet  wurde. 

Hinsichtlich  der  letzteren  schlug  die  Be- 
gierung  im  Entwurf  vom  17.  Dezember  188H 
eine  einheitliche  Einkommensteuer  vonS^o  ^^r 
(Degression  von  2,9  **L  bei  10  (XX)  Mark  Ein- 
kommen bis  1  \  bei  12(X)  Mark) ;  die  subjektive 
Steuerpflicht  sollte  auf  Aktiengesellschaften  und 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  ausgedehnt 
die  objektive  bei  12(X)  Mark  be^enzt  werden. 
Die  Veranlagung  sollte  weiterhin  durch  Ein- 
schätzung seitens  Kommissionen  ohne  Deklara- 
tionszwang geschehen,  doch  sollten  den  Vor- 
sitzenden der  Kommissionen  ebenfalls  die  Ver- 
anlagungsmittcl  der  letzteren  zustehen  (ausi^^e- 
nommen  das  Erfordern  eidesstattlicher  Versiche- 
rung). Eine  Kassationsbeschwerde  an  den  Mi- 
nister wurde  gefordert.  —  Daneben  sollte  znr 
nochmaligen  Belastung  des  fundierten  Einkom- 
mens aus  Kapitalbesitz,  zugleich  als  Hilfsmittel 
für  die  Einkommensteuerveranlagung,  eine  Kapi- 
talrentensteuer  von  2\  (mit  Degression  zu  S^^t» 
von  10  (XX)  Mark  bis  600  Mark  Einkommen)  mit 
Deklarationszwang  eingeführt  werden.  —  Der 
Entwurf  wurde  in  der  Kommission  sorgfältig 
beraten,  doch  kam  es  zu  keinem  Bericht  ans 
Plenum. 

m)  Reform  von  1891  und  1893.  In  der 
Landtagssession  1890|91  legte  Finanzminister 
Miquel  drei  Gesetzentwürfe  v.  3.  November 
1890  vor,  betreifend  die  Einkommen-,  die  Erb- 
schafts- und  die  Gewerbesteuer.  Nur  gegen- 
wärtig erreichbare  Ziele  wurden  angestrebt. 
Die  Einkommensteuer  sollte  als  Grundpfeiler 
des  preussischen  direkten  Staatssteuersystems 
weiter  ausgebildet  werden.  Da  hierauf  die  bis- 
herige Entwickelung  hinwies  und  da  sich  ein 
Ertragssteuersystera  als  Staatssteuer  bei  der 
wachsenden  Differenzierung  der  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  immer  weniger  den  Forderungen 
der  Gerechtigkeit  anpassen  Hess,  so  wurde  von 
einer  Kapitalrentensteuer  abgesehen,  vielmehr 
sollte  dahin  gestrebt  werden,  auch  die  Grnnd- 
und  Gebäudesteuer  als  Staatssteuem  zu  besei- 
tigen oder  dieselben  an  die  Kommunen  zu 
überweisen.  Hierdurch  würde  eine  Erleichte- 
rung der  Kommunallasten  bei^drkt  und  eine 
Reform  der  Kommunalbesteuerung  erleichtert 
werden.  Für  diesen  Zweck  sollten  daher  Ueber- 
schüsse, welche  die  reformierte  Einkommen- 
steuer über  den  bisherigen  Ertrag  (unter  Be- 
rücksichtigung seiner  normalen  Steigerung  von 
Jahr  zu  Jahr)  bringen  sollte,  bereitgestellt  wer- 
den.   Die  Gewerbesteuer  soUt«  nicht  grössere 
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Erträge  liefern,  sondern  sie  sollte  nur  gerechter 
Teneilt  werden.  Durch  eine  besondere,  geringe 
Besteaenmg  der  Erbschaften,  unter  Ausdehnung 
der  bestehenden  Steuer  auf  Erbschaften  der 
Ehegatten ,  Descendenten  und  Ascendenten, 
hoUte  das  fundierte  Einkommen  nochmals 
geöoffen  werden,  während  auf  eine  ünter- 
.Mrheidung  des  fundierten  und  unfundierten 
Einkommens  innerhalb  der  Einkommensteuer 
selbst  aus  steuertechnischen  Gründen  Verzicht 
geleistet  wurde.  Auch  sollte  die  Erbschafts- 
steuer die  Einkommensteuer  insofern  ergänzen, 
als  Werterhöhungen  des  Besitzes,  welche  diese 
nicht  trifft,  durch  jene  zur  Steuer  herangezogen 
werden-  Zugleich  erwartete  man  von  der  Offen- 
legapg  der  Erbschaften,  dass  dieselbe  auf  die 
Gewissenhaftigkeit  bei  Steuererklärungen,  wie 
f^  anderwärts  erfahrungsmässig  geschehen  ist, 
einen  günstigen  Einfluss  ausüben  und  dass  für 
'lie  Besteuerung  des  Einkommens  der  Erben  eine 
weitere  Grundlage  gegeben  würde. 

Für  die  Keform  der  Einkommensteuer  im 
besonderen  wurden  als  Zielpunkte  ins  Auge 
spefasst:  Verbesserung  des  Veranlagung» Ver- 
fahrens, Entlastung  der  kleineren  und  mittleren 
Einkommen  und  Errichtung  einer  sicheren 
(inrndlage  ft\r  die  Kefomi  der  Eommunalbe- 
yT^nerung.  In  dieser  Absicht  wurde  vorge- 
schlagen : 

Vereinigung  der  bestehenden  Klassen-  und 
klassifizierten  Einkommensteuer  zu  einer  ein- 
heitlichen Einkommensteuer, unter  Auf- 
hebung der  nicht  in  der  Natur  der  Sache  ge- 
lesreneh,  sondern  nur  historisch  erklärbaren 
Unterschiede  zwischen  beiden;  so  besonders 
ßleichmässige  Gestaltung  und  Verbesserung  der 
Bestimmungen  über  die  subjektive  Steuerpfiicht. 
--  Unterwerfung  der  Familien  der  vormals  un- 
mittrf^lbaren  Reichsstände  und  der  gräflich  Stol- 
ber^schen  Hänser,  welche  auf  Grund  der  V.  v. 
21.^Juni  löl5,  der  Instruktion  v.  30.  Mai  1820 
ü  13  und  einer  Kabinettsordre  vom  Jahre  1867 
Ton  den  ordentlichen  Personalsteuem  befreit 
waren,  unter  die  Einkommensteuer  vom  1.  April 
1S94  an  gegen  eine  Entschädigung,  welche  auf 
Grand  von  Vereinbarungen  später  gesetzlich 
fere^lt  werden  sollte.  —  Ausdehnung  der 
^teüerpflicht  auf  die  wichtigsten, 
"tenerkräftigsten  Erwerbsgesell- 
*«•  haften  (Aktiengesellschaften  etc.)  unter  Frei- 
lassung von  3\  de«  Anlagekapitals.  —  Be- 
trrenzunc:  der  objektiven  Steuerpflicht 
bei  900  Slark.  —  Unterscheidung  zwischen 
Einkommen  und  Vermehrung  des  Stamm  Ver- 
mögens, unter  Einbeziehung  der  Spekulations- 
jf-winne  in  das  steuerpflichtige  Einkommen.  — 
Erleichterung  der  mittleren  und  kleineren  Ein- 
kommen durch  Degression  bei  Einkommen 
bi?  zu  9500  Mark  (von  S\  zu  0,62«|o  des 
iDittleren  Einkommens  der  Stufe)  sowie  durch 
^eitere  Ausdehnung  und  wirksamere 
Gestaltung  der  Berücksichtigung  von 
Verhältnissen,  welche  die  Leistungs- 
fähigkeit herabmindern,  im  besonderen 
anch  durch  die  Berücksichtigung  des  Vorhan- 
«leoseins  von  Kindern  unter  14  Jahren  durch 
Abzüge  vom  steuerbaren  Einkommen.  Anderer- 
seits schärfere  Belastung  der  höheren  Einkommen 
«inrch  Verkleinerung  der  Stufen.  —  Vor  allem 
aber  eine  eingreifende  Keform  des  Veranlagungs- 
vtrfahrens:   Vereinfachung    und    gleichmässige 


Gestaltung  desselben,  zugleich  unter  Aufhebung 
der  sogenannten  Remonstration;  Einführung 
obligatorischer  Selbstangabe  mit  indi- 
rektem Deklarationszwang  (Verlust  der 
Rechtsmittel)  und  unter  Bedrohung  falscher 
oder  unvollständiger  Angaben  mit  empfindlichen 
Strafen;  Einführung  von  Kommissionen  für  die 
Kontrolle  der  Steuererklärungen  und  für  die 
Einschätzung,  welche  durch  ihre  Zusammen- 
setzung eine  pflichtmässige  Erfüllung  ihrer  Auf- 
Sabe  verbürgen  (Ernennung  eines  Teils  ihrer 
[itglieder  durch  die  Regierung);  Verleihung 
von  Veranla^ungsmitteln  an  dieselben, 
mittelst  deren  sie  im  Notfall  in  der  Lage  sind, 
die  Steuererklärung  zu  kontrollieren  und  even- 
tuell selbständig  richtige  Einschätzungen  vor- 
zunehmen; Verleihung  der  Voran la^nngsmittel 
auch  an  die  Vorsitzenden  der  Komnussionen,  als 
Vertreter  des  Staatsinteresses;  endlich  Einrich- 
tung eines  Steuergerichtshofes,  um  die  Einheit 
und  Unparteilichkeit  der  Veranlagung  zu  ver- 
bürgen. 

Die  neue  Einkommensteuer  ist  auf  der  von 
der  Regierungsvorlage  gezeichneten  Grundlage 
durch  5.  V.  24.  Juni  1«91  eingeführt  worden. 
Die  beiden  Kammern  haben,  meistens  auf  Grund 
der  Vorschläge  der  Kommission  des  Abgeordneten- 
hauses, in  mehreren  Fragen  nach  heftigem 
Kampfe  einigte  Aenderungen  beschlossen;  die 
wichtigsten  sind:  Ausdehnung^  der  subjektiven 
Steuerpflicht  auf  Konsumvereine  mit  ofl'enem 
Laden,  welche  die  Rechte  einer  juristischen 
Person  haben;  Erhöhung  des  steuerfreien  Ein- 
kommens der  Aktiengesellschaften  etc.  von  3 
auf  3^|g*^L  des  Anlagekapitals;  Steuerfreiheit 
des  zu  Le  Dens  Versicherungsprämien  verwendeten 
Einkommens  bis  zu  600  Mark ;  Erweiterung  der 
Stufen  zwischen  30500  und  100000  Mark  (auf 
1600  bezw.  2000  Mark) ;  Verminderung  der 
Steuersätze  für  Einkommen  zwischen 
2400  und  9000  Mark,  dagegen  weitere 
Progression  für  Einkommen  von  30500 
bis  100000  Mark  bis  zu  ^%  der  unteren 
Stufengrenze;    über    die   Vorlage    hinaus- 

gjhende  weitere  Ausdehnung  und  wirksamere 
estaltung  der  Berücksichtigung  der  Leistungs- 
fähigkeit; Verschärfung  der  Pflicht  zur  Selbst- 
angabe durch  Bestrafung  ihrer  Verweigerung 
mit  25 ^lo  Zuschlag  zur  Steuer;  Ersatz  des  vor- 
geschlagenen Steuergerichtshofes  durch  das 
Oberverwaltungsgericht. 

Die  Nov.  V.  22.  April  1892  betriflft  die 
Tagegelder  und  Reisekosten  der  Kommissions- 
mitglieder.  Die  Entschädigung  der  bisher 
steuerfreien  oder  bevorzugten  (13)  Familien  ist 
durch  G.  v.  18.  Juli  1892  geregelt;  v.  1.  April 
1893  ab  werden  sie  zur  Einkommensteuer  heran- 
gezogen; an  Entschädigung  haben  sie  1645646 
Mark  erhalten  (R.Anz.  v.  17.  Mai  1894).  Die 
8§  82 — 84  des  Einkommensteuergesetzes,  in 
denen  eine  Kontingentierung  der  neuen  Ein- 
kommensteuer enthalten  war,  sind  durch  §  49 
des  Ergänzungssteuergesetzes  v.  14.  Juli  1893 
ausser  Kraft  gesetzt. 

Die  umfassende  Steuerreform,  welche  durch 
das  Einkommensteuergesetz  (und  das  Gewerbe- 
steuergesetz) von  1891  eingeleitet  wurde,  ist 
durch  die  drei  GG.  v.  14.  Juli  1893  (G.  wegen 
Aufhebung  direkter  Staatssteuem,  Ergänzungs- 
steuerg.,  Kommunalabgabeng.),  welche  auf  Grund 
der  Regierungsvorlagen  v.  10.  November  1892 
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erlassen  worden  sind,  znm  Abschlnss  gebracht 
worden.  Danach  ist  als  direkte  Staatssteaer 
neben  die  Einkommensteuer  dieErgänznngs- 
stener  getreten,  welche  nach  dem  Vermögen 
umgelegt  wird  und  somit  das  zweitwich- 
tigsteElement  der  Leistungsfähigkeit 
trifft.  Durch  die  Mehreinnahmen  aus  der  neuen 
Einkommen-  und  der  Ergänzungssteuer  sowie 
durch  die  Aufbebung  des  G.  v.  14.  Mai  1885  (be- 
treffend lieber weisunff  von  Beträgen,  welche  aus 
landwirtschaftlichen  Zöllen  eingehen,  an  die  Kom- 
munalverbände, lex  Huene)  wurde  es  ermöglicht, 
dass  der  Staat  auf  die  Erhebung  der  Ertrags- 
steuem  (Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe-  und  Be- 
triebssteuer, Bergwerksabgaben)  verzichtete.  In- 
folge davon  können  die  Kommunal  ver- 
bände ihr  direktes  Steuersystem  mehr 
als  es  bisher  geschehen,  auf  die  gerade  für 
sie  geeigneteren  Ertragssteuern  be- 
gründen, und  die  Einkommensteuer  er- 
heblich von  ihren  Zuschlägen  entlasten. 
Die  Normen  des  Kommunalabgabengesetzes 
wollen  auf  eine  Umgestaltung  der  kommunalen 
Finanzen  in  diesem  Sinne  hinwirken;  gleich- 
zeitig verweisen  sie  die  Gemeinde  mehr  auf 
privatwirtschaftliche  Einnahmequellen,  auf  Ge- 
bühren und  Beiträge,  sowie  auf  indirekte  Steuern, 
so  dass  ihr  im  Wege  der  direkten  Be- 
steuerung aufzubringender  Finanzbe- 
darf thunlichst  beschränkt  wird.  Ob- 
wohl die  "Wirkungen  dieses  am  1.  April  1895 
in  Kraft  getretenen  Gesetzes  erst  in  längerer 
Zeit  voll  in  Erscheinung  treten  werden,  so  lässt 
doch  ein  Vergleich  der  Etatsjahre  1894|95  und 
1895196  bereits  eine  wesentliche  Verschiebung 
bezüglich  der  Stellung  der  Einkommensteuer 
im  kommunalen  Finanzsystem  sowie  eine  er- 
hebliche Herabminderung  der  Zuschläge  er- 
kennen. In  den  1169  Städten  im  Geltungs- 
gebiet des  Gesetzes  ist  der  Finanzbedarf  von 
1894|95  zu  1895196  von   206   auf   237  Millionen 

festlegen;  der  Teil  desselben,  welcher  durch 
ie  Einkommensteuer  und  ihr  gleichgestellte 
Abgaben  aufgebracht  wird,  ist  dagegen  von  143 
(69,2 «lo)  auf  105  {U,2X)  Millionen  gesunken. 
Es  war  die  Zahl  der  Städte  (Landgemeinden), 
in  denen  die  Belastung  der  Einkommensteuer 
betnig : 

0     1-100    101—150    161— 200  über 
'lo        \  'lo  'lo      200% 

1.  Städte 
1895/96      30     470  384  184        100 

1894/95      30     221  304  304        307 

2.  Landgemeinden 
1895/96  3178   22637        4537  2490      2492 

1894/95  3058   20 148        5256  3286      2888 

Hiernach  hat  die  staatliche  Einkommen- 
steuer zweifelsohne,  vorderhand  wenigstens,  an 
Beweglichkeit  gewonnen.  Man  sollte  die  güns- 
tige Gelegenheit,  zur  Quotisierung  schreiten  zu 
können,  nun  auch  nicht  unbenutzt  vorübergehen 
lassen;  sind  doch  viele  kleine  deutsche  Staaten 
Preussen  auf  diesem  Wege  schon  lange  voran- 
geschritten. 

Die  Befreiung  der  Einkommen  unter  900 
Mark  von  der  Einkommensteuer,  die  Ermässi- 
gung des  Steuersatzes  für  die  kleinen  und  mitt- 
leren Einkommen,  endlich  die  Aufgabe  der  staat- 
lichen Ertragssteuern  machten  eine  Aenderung 
der  die  politischen  Wahlen  betreifenden  Be- 


stimmungen erforderlich,  nach  welchen  die 
Wähler  unter  Berücksichtigung  der  von  ihnen 
zu  entrichtenden  direkten  Staatssteuern  in 
drei  Abteilungen  geteilt  wurden  (Verf.  Art.  71'. 
falls  nicht  eine  Verschiebung  der  politLichen 
Rechte  zu  Gunsten  der  grössten  Vermögen  und 
Einkommen  eintreten  sollte.  Das  G.  v.  29.  Juni 
1893  bestimmt  unter  Aufhebung  des  die  Materie 
vorläufig  regelnden  G.  v.  24.  Juni  1891,  da?* 
für  die  Wahlen  zum  Abgeordnetenhause  sowie 
zu  den  Gemeindevertretungen  die  Bildung  von 
Abteilungen  und  die  Einordnung  in  dieselben 
nach  Massgabe  der  zu  entrichtenden  direkten 
Staats-,  Gemeinde-,  Kreis-,  Bezirks- 
und Provinzialsteuern  stattfindet:  dass 
für  jede  nicht  zur  Staatseinkommensteuer  ver- 
anlagte Person  an  Stelle  dieser  Steuer  ein  Be- 
trag von  3  Mark  zum  Ansatz  zu  bringen  ist; 
dass,  wo  direkte  Gemeindesteuern  nicht  erhoben 
werden,  an  ihre  Stelle  die  vom  Staate  veran- 
lagte Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer 
treten.  Urwähler,  welche  zu  einer  Staatssteuer 
nicht  veranlagt  sind,  wählen  in  der  dritten 
Abteilung.  Unberührt  hiervon  bleiben  die  Be- 
stimmungen der  Geraeindeverfassun^gesetze. 
nach  welchen  die  Ausübung  des  Gemeiudewahl- 
rechts  an  die  Entrichtung  bestimmter  Steuer- 
sätze geknüpft  ist  oder  geknüpft  werden  kann. 

5.  Statistik.!)  2) 

I.  Das  Verhältnis  der  Personalsteuern 
zu  den  direkten  Staatssteuern. 
(Solleinnahme  nach  den  Etats). 


Ver- 

Ver- 

Mill. 

hält- 

Mül 

hält- 

Mark 

nis- 

Mark 

ni?- 

zahlen 

zahlen 

a)  Nach  der  Keform  von 

189193. 

1898;'99 

189 

75.» 

Einkommensteuer 

I33rO 

78,1 

121,4 

Ergänzungssteuer 

31,5 

18,5 

35,0      2U7 

Verwaltung  der  di- 
rekten   Steuern, 

Summe')  d.  Ein- 

nahme      .    .    . 

170,4     100,0 

161,6     lOO.O 

b)  Vor  der  Beform  von 

1891,^3. 

1891/92 

1884  85 

Klassensteuer  .    . 

25,9 

15,2 

21,7      14.7 

Klassifizierte  Ein- 

1 

kommensteuer   . 

47,0 

27,4 

34,7  i    23.5 

Verwaltung  der  di- 

1 

rekten    Steuern, 

Summe')  d.  Ein- 

nahme .... 

171,2 

100,0 

148,0 

100,0 

*)  Seit  den  jüngsten  Reformen  in  Preussen 
und  vielen  anderen  deutschen  Staaten  ist  die 
Einkommensteuerstatistik  eine  htJchst  wertvolle 
Quelle  für  eine  Einkommensstatistik  geworden. 
In  diesem  Artikel  beschränken  wir  uns  auf  die 
für  die  Steuern  selbst  interessanten  Ergebui&^e. 
Bezüglich  der  Einkommensstatistik  s.  den  Art. 
Einkommen  II,  oben  S.  3ö4ff. 

*)  und  '')  s.  folg.  Seite. 
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ichende  Uehersicht  einiger  Hauptziffern  der  Einkommensteuer- 
statistik für  die  Jahre  1892/93  his  1898/99. 


5,97 


5,33 


5,6o         6,36 


Es  betrug:  1897/98   1896/97   1895/96   1894/95 

tzahl  der  Censiten  in  Mill.    .    .       2,8  2,7  2,6  2,5 

inlagungssoll  in  Mill.  Mark  .    .    135,0       127,1        123,4       122,0 

tzahl   der  nicht  physischen  Per- 

ter  den  Censiten 2001         1929        1891 

inlagungssoll  in  Mill.  Mark  .    .     8,1  6,8  6,9 

en  des  Veranlagungssolls  über- 

itzahl  der  physischen  Personen 
I  Censiten  (ohne  Angehörige) 

Städten  in  Mill 

u  platten  Lande  in  Mill.       .    . 

apt  in  Mill 

ert  der  Bevölkerung 

Städten  v.  H 

n  Lande  v.  H 

ipt  V.  H 

i^ngssoU  der  Censiten  zu  e 
Städten  in  Mill.  Mark      .    .    . 
n  platten  Lande  in  Mill.  Mark 

apt  in  Mill.  Mark 

en  des  Yeranlagungssolls  über- 

er  mit  mehr  als  3000  Mark  Ein- 
^eranlagten  physischen  Personen 
Städten  in  Tausenden  .... 
Q  platten  Lande  in  Tausenden  . 

ipt  in  Tausenden 

?rt  der  Bevölkerung 

Städten 

Q  platten  Lande 

ipt 

(Tabelle  III  s.  S.  398,  Tabelle  IV  s.  SS.  400/401.) 

lererklärungen,  ihre  Bean- 
1  und  das  finanzielle  Ergeb- 
en bei  der  Veranlagung  für 

1897/98. 
n  bei  der  Veranlagung:  für  1897/98 
rerklärungen  eingereicht  und  da- 
33,1^^,)  beanstandet.  Gegenüber 
Erklärungen  ursprünglich  ange- 
184  056  M.  Einkommen  wurden 
instandung  992790264  M.,  d.  i. 
veranlagt.  Das  hiernach  erzielte 
Br  betrug  5405  439  M.  oder  2S,b% 
5  beanstandeten  Erklärungen  be- 


1893,/94   1892/93 
2,5  2,4 

123,2       124,8 


1922        2059        2028 
7,8  9,4         10,0 


7,62 


8,06 


1,7 
2,8 

1,6 

2,7 

1,5 
1,1 
2,6 

1,5 
1,0 

2,5 

1,4 
1,0 

2,5 

1,4 
2,4 

12,6 
5,9 
8,7 

12,3 
5,8 
8,5 

12,4 
5,8 
8,5 

12,1 

5,7 

•8,3 

12,1 
5,7 
8,2 

11,9 
5,7 
8,2 

95,2 

31,7 

126,9 

89,8 

30,5 

120,3 

86,5 

30,1 

116,5 

84.4 
29,8 

114,3 

83,8 

30,0 

113,8 

84,3 

30,5 

114,8 

94,0 

94,7 

94,4 

93,6 

92,4 

91,9 

263 
82 

345 

252 

79 
331 

246 

78 

324 

243 

79 

321 

240 

79 

319 

238 

79 

317 

2,01 

0,44 
1,08 

1,98 
1,06 

1,98 
0,42 
1,05 

2,00 

0,43 
1,06 

2,01 
1,06 

2,01 

0,44 
1,06 

e  n :  Staatshaushaltetats.  —  Mittei- 
r  Verwaltung  der  direkten  Steuern 
m  Staate.  Statistik  der  preussi- 
nmensteuerveranlagung  für  das 
und  folgende  (erscheint  jährlich), 
icleichende  Uehersicht  der  Ergeb- 
ikommensteuerveranlagung  nebst 
Erläuterungen  in  den  Drucksachen 
letenhauses.  Ebenda  bis  1892: 
m  über  die  Anzahl  der  A)  zur 
B)  zur  klassifizierten  Einkommen- 
agten  Personen  und  den  Betrag 
en  Steuer.  Statistisches  Handbuch 
sischen  Staat  II  1893,  III  1898. 
st  neben  dem  Bruttoertrag  der 
em  die  Gebühren  und  einige  un- 
innahmegruppen. 


VI. 

Das  Berufungsverfahren. 

Veran- 
lagungs- 
jahr 

Veranlagte 
Censiten 

Eingelegte 

absolute 
Zahlen 

Berufungen 
auf  1000 
Censiten 
entfallen 
Beruf- 
ungen 

1897/98 
1896/97 
1895/96 
1894/95 
1893/94 
1892/93 

2  765  996 
2  654  444 
2  605  183 
2  520  930 
2481837 
2437886 

217030 
220  238 
244  202 
236  177 
247  892 
313998 

83,0 
93,7 
93,7 
99,9 
128,8 

VIL  Strafen. 
Für  das  Jahr  vom  1.  Oktober  1896  bis  30. 
Septbr.  1897  liegen  Nachweisungen  über  Strafen 
vor,  welche  gleichzeitig  die  Ergänzungssteuer 
umfassen.  Es  wurden  anhängig  1446  Fälle, 
davon  904  wegen  doloser  und  415  wegen  zwar 
wissentlich,  aber  nicht  in  der  Absicht  der  Steuer- 
hinterziehung gemachter  falscher  Angaben  über 
Einkommens-  und  Vermögensverhältnisse;  127 
wegen  Verstosses  gegen  die  Melde-  und  Aus- 
kuätpflicht.  Sogleich  zur  gerichtlichen  Ent- 
scheidung abgegeben  sind  114  Fälle,  von  denen 
15  durch  Freisprechung,  27  durch  Strafen  in 
Höhe  von  8107,60  M.  erledigt  sind.  In  1332 
Fällen  haben  die  Regierungen  vorläufige  Straf- 
festsetzungen  in   Höhe  von  278915,50  M.   er- 
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lassen,  von  denen  in  1125  Fällen  die  Strafe  mit 
245606,50  M.  bezahlt  ist.  Von  den  znr  gericht- 
lichen Entscheidung  abgegebenen  83  Fällen  sind 
47  erledigt,  darunter  19  durch  Freisprechunir. 
Neben  den  Strafen  sind  an  Nachsteuer  festge- 
setzt worden  117359,72  M.  Einkommensteaer 
und  8242,10  M.  Ergänzungsstener. 

B.  Sachsen. 

6.    Gegenwärti^^er    Rechtszustand. 

(Einkommensteuer-G.  v.  2.  Juli  1878-  G.  die 
direkten  Steuern  betr.  v.  3.  Juli  1878;  V.  v. 
11.  Oktober  1878;  Instruktion  v.  7.  Dezember 
1878,  Novelle  v.  10.  März  1894  [F.  A.  12] . 
Die  subjektive  Steuerpflicht  er- 
streckt sich  auf  physische  Personen  {G.  v. 
2.  Juli  1878  §  2)  —  au8p:enommen  den  Könie. 
die  Königin  und  die  Königinnen- Witwen  (§  6^ 
und  einige  Klassen  der  Bevölkerung  (§  6)  — 
sowie  auf  juristische  Personen  (§  4)  — 
ausgenommen  das  Deutsche  Reich,  den  Staat>- 
fiskus,  die  Landesuniversität  und  die  Landes- 
schulen  zu  Meissen  und  Grimma  (i^  6-. 
Sie  wird  begründet  diut*h  Staatsangehörig- 
keit (§  2^),  durch  Wohnsitz  in  Sachsen  (§ 
2^»,  3a),  unter  gewissen  Bedingungen  dunh 
den  Aufenthalt  in  Sachsen  (§  2^»,  »*),  durch 
Gnindbesitz  oder  Gewerbebetrieb  das*^lbst 
(§  2^^^,  3b)  und  ftlr  Deutsche  durch  Bezüge 
an  Gehalt,  Pension  oder  Wartegeld  aii> 
sächsischen  Staatskassen  (§  2^*»). 

Die  objektive  Steuerpflicht  er- 
streckt sich  generell  auf  das  gesamte  jälir- 
liche  reine  Einkommen  (§  1).  Das  Gos^tz 
unterscheidet  zwischen  Einkommen  und 
nicht  steuerpflichtigem  Vermögenszuwaths 
(z.  B.  Erbschaften)  und  stellt  allgeraeine 
Grundsätze  für  die  Berechnung  und  Schätzung: 
des  Einkommens  auf  (§§  5,  15—21).  Di«' 
objektive  Steuerpflicht  ist  begrenzt  bei  Ein- 
kommen von  400  Mark  (§  6^).  Wo  die  sub- 
jektive Steuerpflicht  physischer  sowie  juristischer 
Personen  auf  Grundbesitz  oder  Gewerbebetrieb 
in  Sachsen  oder  auf  Bezügen  aus  sächsischen 
Staatskassen  beruht,  erstreckt  sich  die  objektive 
Steuerpflicht  nur  auf  diese  Teile  des  Einkom- 
mens (§  22bj  8bj  4)  und  ist  in  den  ersten  beiden 
Fällen  nach  unten  nicht  begrenzt  (§  e**).  Die 
objektive  Steuerpflicht  von  Ausländem  (nicht 
Deutschen),  welche  wegen  ihres  Wohnsitzes 
oder  Aufenthaltes  in  Sachsen  steuerpflichtig 
sind,  umfasst  das  in  Sachsen  erworbene  oder 
dorthin  bezogene  Einkommen  (§  23a).  Bei  den 
juristischen  Personen  unterliegen  der 
objektiven  Steuerpflicht:  a)  bei  liegenden  Erb- 
schaften und  bei  anderen  mit  den  Kechten  des 
Vermögenserwerbs  ausgestatteten  Vermögens; 
massen  ihre  gesamten  Erträgnisse  (§4");  b)  bei 
Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaft^^u 
auf  Aktien,  Berggewerkschaften,  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften  die  Ueberschüsse. 
welche  unter  die  Mitglieder  verteilt  oder  zur 
Bildung  von  Reservefonds  oder  zur  Schulden- 
tilgung verwendet  werden  (§  4*);  c)  bei  den 
Gemeinden  und  den  übrigen  Personen  des  öffent- 
lichen Rechts,  bei  den  mit  dem  Rechte  des 
Vermögenserwerbs    ausgestatteten    Stiftungen, 
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Anstalten  und  bei  den  Personenvereinen, 
welche  nicht  anter  b)  genannt  sind:  der  Rein- 
ertrag des  in  Grundbesitz,  in  einem  gewerb- 
lichen Betriebe  oder  sonst  werbend  angelegten 
VermSgens,  abzüglich  der  Zinsen  der  von  ihnen 
anfgenommenen  Anleihen  (§  4^). 

Die  Veranlagung  und  Erhebung 
d^r  Steuer  erfolgt  nach  Klassen ;  die  Fest- 
setzung der  Klasse  findet  nach  Massgabe 
•ler  Scliätzung  des  Einkommens  statt  (§  11). 
I)<i'h  dürfen  bei  Einkommen  bis  zu  5800  M. 
p^visse  gesetzlich  vorgesehene  Momente, 
welche  die  Leistungsfähigkeit  herabmindern, 
insijfem  berücksichtigt  werden,  als  eine  Er- 
mässieimg  der  tarifmässigen  Steuersätze  um 
bK'hstens  drei  Klassen,  oder  falls  die  Steuer- 
pflichtigen einer  der  drei  untersten  Steuer- 
klassen angehören,  gänzliche  Steuerbefreiung 
wvährt  werden  ]^nn  (§  13).  Veranlagt 
werden  die  einzelnen  Personen,  welche  selb- 
ständiges Einkommen  beziehen,  mit  diesem ; 
im  beaonderen  auch  die  Ehefrauen  mit  der 
NitzTuifi:  des  Vermögens,  über  welches  ihnen 
tmt  Terfugunfl:  zusteht,  unter  väterlicher  Ge- 
walt stehende  Kinder  hinsichtlich  der  Nutzung 
ihres  Vermögens,  soweit  es  dem  väterlichen 
Xie^sbraache  nicht  unterliegt,  und  beide  mit 
ihrem  sonstigen  Erwerbe  (§  3).  Die  Veran- 
lagung geschieht  nach  folgendem  Steuer- 
tarif: 


ö   ,2 


Mark 
über    bis 


1»  400 

1  500 

2  600 

3  700 

4  800 


5  950 

6  iioo 


500 
600 
700 
800 
950 

IIOO 

1250 

7  1250  1400 

S  1400  1600 

9  1600  1900 

10  1900  2200 

11  2200  2500 

12  2500  2800 

13  2800  3100 
^4  3100  3400 
^5  3400  3700 
16  3700  4000 
♦7  4000  4300 
:S  4300  4800 
'9  4800  5300 

20  53PO  5800 

21  5800  6300 


55 

Mark 

I 
2 
3 
4 
6 


Mark 
über    bis 


22  6300 

23  6800 

24  7300 

25  7800 
w  26  8300 
8   27   8800 

10  28   9400 

13   29  loooo 

16  30  iiooo 

21 

29  43 

37   44 

45  45 

54   . 

63  95 

72  96 

82  97 

96   . 
112  118 
128  119 
144  120 
161 


24000 
25000 
26000 

76000 
77000 
78000 


6800 
7300 
7800 
8300 
8800 
9400 
loooo 

IIOOO 

12000 

25000 
26000 
27000 

77000 
78000 
79000 


Mark 

178 

195 
212 
229 
240 
264 
282 
300 
330 

720 
760 
800 

2800 
2850 
2900 


99000 

lOOOOO 

102000 
u. 


lOOOOO 

102000 
104000 

8.  f. 


3950 

4000 
4080 


Die  Normalsteuer  weist  danach  von  der 
■-<).  Klasse  (bis  8800  Mark  Einkommen)  an 
^üie  Degression  von  2,964  zu  0,25  ®/o  vom 
Finkommen  der  unteren  Klassengrenze  auf ; 
vonfW27.  bis  zur  43.  Klasse  (bis  25000  Mark 
Einkommen)  beträgt  sie  3^/o  und  steigt 
'^  bis  zu  4  ^lo  der  unteren  Klassengrenze 


bei  Einkommen  über  100000  Mark.  —  Das 
Finanzgesetz  setzt  nach  folgenden  Normen 
fest,  wieviel  Prozente  der  Normalsteuer  er- 
hoben werden:  Der  durch  direkte  Steuern  zu 
deckende  Teil  des  Staatsbedarfs  wird  durch  die 
Grundsteuer,  die  Stener  vom  Gewerbebetrieb  im 
Umherziehen  und  durch  die  Einkommensteuer 
aufgebracht.  Eeicht  der  Ertra«^  dieser  Steuern 
nicht  aus,  so  wird  der  Fehlbetrag  lediglich 
durch  Zuschläge  zur  Einkommensteuer  fi^edeckt. 
Ist  dagegen  eine  Ermässigung  der  direkten 
Steuern  möglich,  so  werden  die  Grundstener 
und  die  Einkommensteuer  um  die  gleichen  Pro- 
zentsätze der  Normalsteuer  ermässigt  (G.  v.  3. 
Juli  1878  Art.  2,  6). 

Die  Veranlagung  erfolgt  durch  das 
Finanzministerium  auf  Grund  von  Ein- 
schätzungen durch  Kommissionen,  in  welchen 
ein  Steuerbeamter  den  Vorsitz  f(ihrt.  Ihnen 
dienen  als  Unterlagen:  Deklarationen  der 
Steuerpflichtigen,  Nachweisungen  von  Ge- 
hältern, Löhnen  etc.  seitens  der  Brotherren 
und  selbständige  Erhebungen  ihrerseits  und 
seitens  ihrer  Vorsitzenden. 

Die  Vorbereitung  liegt  bei  den  Gemeinde- 
behörden (§  30),  welche  bei  Aufstellung  der 
Personenn  ach  Weisungen  von  den  Hausbesitzern 
(Hauslisten)  und  Familienhäuptem  zu  unter- 
stützen sind  (g  3d).  Sämtliche  physische  und 
juristische  Personen  sind  verpmchtet,  Nach- 
weisungen ttber  das  von  ihnen  bezogene  Ein- 
kommen derjenigen  Steuerpflichtigen  einzu- 
reichen, welche  sie  gegen  Gehalt,  Lohn,  Tan- 
tiemen etc.  beschäftigen  (§§  36,  37).  Für 
Steuern,  welche  infolge  falscher  oder  unvoll- 
ständiger Angaben  ihrerseits  dem  Staate  ent- 
gehen, haften  die  Hauseigentümer  und  Familien- 
häupter (§  3ö)  sowie  die  Brotherren,  falls  sie 
physische  Personen,  Aktiens^esellschaften,  Kom- 
manditgesellschaften auf  Aktien,  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften  oder  Berggewerk- 
schaften sind  (§  36).  Auf  Grund  aller  dieser 
Nachweisungen  legt  die  Bezirkssteuereinnahme, 
bezw.  die  Gemeindebehörde  die  Kataster  an 
(g  38).  Ferner  hat  die  Gemeindebehörde  sämt- 
liche Beitragspflichtigen,  welche  nicht  zweifellos 
weniger  als  1600  Mark  Einkommen  haben,  zur 
Abgabe  von  Deklarationen  aufzufordern  (§  39). 
Die  Deklarationen  gehen  an  den  Bezirkssteuer- 
inspektor (§  41).  In  denselben  müssen  „nach 
bestem  Wissen  und  Gewissen"  angegeben  werden : 
a)  die  Höhe  des  steuerpflichtigen  Einkommens, 
gesondert  nach  den  gesetzlich  geschiedenen 
Quellen:  1)  aus  der  Verpachtung  von  Grund- 
stücken, Vermietung  von  Gebäuden  und  eigener 
Benutzung  derselben  sowie  ans  dem  Betriebe 
von  Land-  und  Forstwirtschaft  auf  eigenen 
Grundstücken ;  2)  aus  Kapitalzinsen,  Renten  etc. ; 

3)  aus    Gehalt,    Lohn,    Pension,    Wartegeld; 

4)  aus  Handel,  Gewerbe,  einschliesslich  der 
Land-  und  Forstwirtschaft  auf  fremden  Grund- 
stücken und  aus  sonstiger  Erwerbsthätigkeit 
(§  17);  b)  die  Grundstücke  und  gewerblichen 
Niederlassungen,  welche  der  Beitragspflichtige 
in  Sachsen  ausserhalb  seines  Wohnsitzes  be- 
sitzt; c)  die  Schuldzinsen  und  sonstigen  zu- 
lässigen Abzüge,  welche  bei  Berechnung  des 
Einkommens  in  Anschlag  gebracht  sind.  Falls 
ein    Einkommen   nur   schätzungsweise   festge- 
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IV.  Verteilung  der  besteuerten  physischen  Personen  nnd 


Steuerstufen-Gruppen  *) 


Einkommen 
über  bis 


Zahl  der  besteuerten  physischen  Personen 


Absolute  Zahlen  in  Tausenden 


Neue  Steuer 


1897/98    1892/93 


Alte  Steuern 


1891/92    1883/84 


In  Promilleu  der  B^teuert^ 
Neue  Steuer      i      Alte  Stern 


1897/98    1892;'93     1891,^2    18i 


900 
1200 
3000 
6000 

9  500   (9  600*) 

30500(32  400*) 

100000(96000*) 


1200  M. 

3000 
6000 

9  500(  9600*)„ 

30500(32400*)„ 

100000(96000*)« 


Zusammen 
In  Prozenten  der  Bevölkerung 


1281 

1144 

217 

60 

50 

10 

2 

2764 


1096 

1028 

200 

55 
46 

9 

2 

2436 


911 

838 

176 

38 

30 

4 

0,9 
1998 


617 

694 

132 

29 

21 

3 

0,5 
1496 


8,68 


5,54 


463,3 

414,0 

78,7 

21,7 

18,0 

3,6 

0,7 

1000,0 


449,9 

421,9 

82,2 

22,7 

18,9 

3,7 

0,7 

1000,0 


456,0 

4I9r3 

88,0 
19A 

I5rO 
2,1 

1000,0 


über  3000 


8,15      I     6,78 

»)  Nach  den  veranlassten  Steuersätzen.    1892/93  sind  4521,  1897/98  6464  Censiten  mit  Einkonj 
M.  in  der  Gruppe  1200—3000  M.  nachgewiesen,  weil  sie  zu  den  Steuersätzen  dieser  Gruppe ! 


stellt  werden  kann,  genügt  die  Angabe  der 
Thatsachen,  auf  Grund  welcher  die  Schätzung 
möglich  ist  (§  40).  Wer  die  Deklaration  nicht 
rechtzeitig  einreicht,  geht  der  Rechtsmittel  für 
das  betreffende  Jahr  verlustig  (§  39).  Die  Ein- 
schätzung erfolgt  unter  Oberaufsicht  des  Finanz- 
ministeriums durch  Einschätzungskommissionen 
(^  22).  Dieselben  werden  für  Distrikte  (§  23), 
in  der  Regel  für  jede  Gemeinde  (§  24),  gebildet. 
Sie  werden  zusammengesetzt  aus  dem  Bezirks- 
steuerinspektor als  Vorsitzenden,  für  welchen 
das  Finanzministerium  Stellvertreter  bestellen 
kann  (§  23,  Instruktion  v.  7.  Dezember  1878 
§  3),  und  aus  3  bis  6  Mitgliedern.  Diese  werden 
auf  2  Jahre  gewählt,  und  zwar  eines  vom  Be- 
zirksausschuss  (ausser  in  Städten  mit  revidierter 
Gemeindeordnuug)  und  die  übrigen  von  den 
Organen  der  Gemeindevertretung  (§  27).  Zur 
TJeberwachung  kann  das  Finanzministerium  in 
die  Einschätzungskommissionen  besondere  Be- 
amte (den  Bezifkssteuerinspektor,  Instruktion 
V.  7.  Dezember  1878  §  4)  entsenden,  welche 
beratende  Stimme  haben  (§  22).  Bei  der  Ein- 
schätzung ist  die  Kommission  nur  dann  an  die 
Deklaration  gebunden,  wenn  diese  formell  ge- 
nügend ist  und  keine  Veranlassung  zu  Bedenken 
bietet.  Werden  dagegen  Bedenken  gegen  sie 
erhoben,  so  kann  die  Kommission  Rückfrage 
beim  Deklaranten  halten,  ist  hierzu  aber  nicht 
verpflichtet,  sondern  kann  ohne  weiteres  nach 
ihrem  Ermessen  die  Einschätzung  vornehmen 
(§  43).  Die  endgültige  Feststellung  des  Katasters 
erfolgt  durch  das  Finanzministerium  (§  45). 
Gegen  Rechtsverletzungen  der  Kommission  steht 
dem  Vorsitzenden  Beschwerde  an  das  Finanz- 
ministerium zu  (§  44).  Rechtsmittel  gegen  die 
Veranlagung  sind  für  den  Vorsitzenden  der 
Kommission  die  Berufung,  für  den  Beitrags- 
pflichtigen die  Reklamation  (§  48),  welche  sich 
nur  gegen  das  Gesamtergebnis  der  Einschätzung 
richten  darf  und  eine  genaue  Angabe  der  Höhe 
der  Einkünfte  und  der  Abzüge  enthalten  muss 
(§  öl).  —  Die  Berufung  ist  dem  Beitrags- 
pflichtigen mitzuteilen,  und  es  wird  ihr  ofiie 
weiteres  Folge  gegeben,  wenn  er  sich  bei  ihr 
beruhigt  (§  53).  —  Üeber  die  Rechtsmittel  gegen 


Entscheidungen  der  Einschätzungskommission 
beschliesst  diese  zunächst  selbst  (§  56),  es  ?ei 
denn,  dass  sie  ihre  Veranlagungsmittel  für  un- 
zureichend zur  Ergrün  düng  der  Wahrheit  er- 
achtet; in  diesem  Falle  giebt  sie  die  Sache  an 
die  Reklamationskommission  ab  (§  56).  Gegen 
die  Entscheidung  der  Rechtsmittel  durch  die 
Einschätzungskommission  ist  Reklamation  bezw. 
Berufung  an  die  Reklaraationskommission  zn- 
,  lässig  (§  58).  Diese  wird  für  jeden  Kreis 
gebildet.  Den  Vorsitz  führt  ein  vom  Finanz- 
1  minister  zu  ernennender  Beamter  (der  Kreis- 
steuerrat, V.  V.  11.  Oktober  1878  §  45).  Die 
•  Zahl  ihrer  Mitglieder  ist  6.  Diese  werden  auf 
'  2  Jahre  aus  Kreiseinwohnern  gewählt  und  zwar 
i  zu  zwei  Drittel  vom  Kreisausschusse,  zu  einem 
Drittel  vom  Finanzministerium  (§  60).  Gegen 
,  ihre  Beschlüsse,  jedoch  lediglich  wegen  Reclits- 
verletzungen,  kann  der  Veranlagte  sowie  ihr 
I  Vorsitzender  Beschwerde  beim  Finanzministerium 
'erheben,  welches  in  der  in  §  18  des  G.  D.  v. 
30.  Januar  1835  vorgeschriebenen  Zusammen- 
setzung als  oberste  Verwaltungsgerichtsbehörde 
entscheidet  (§§  64 ,  65).  üeber  Beschwerden, 
welche  das  Verfahren  betreffen,  entscheidet  das 
Finanzministerium  (§  66).  —  Dem  Vorsitzenden 
der  Einschätzungskommission  stehen  folgende 
Veranlagungsmittel  zu  Gebote:  er  kann 
von  den  Gerichts-  und  Gemeindebehörden  Aus- 
kunft über  Verhältnisse  verlangen,  w^elche  von 
Einfluss  auf  die  Einkommens  Verhältnisse  eines 
Beitragspflichtigen  sind.  Auch  darf  er  Einblick 
in  Hypotheken-  und  Flurbücher,  in  Vormund- 
schafts- und  Nachlassakten  sowie  in  Grundstener- 
und  Kommunalanlagekataster  nehmen  (§  31). 
Femer  kann  er  von  jedem  Beitragspflichtigen 
auf  bestimmte  Fragen  über  seine  Erwerbs-  und 
Vermögensverhältnisse  Auskunft  verlangen. 
Die  Einschätzungskommission  selbst  kann  über 
die  genannten  \  eranlagungsmittel  hinaus  die 
zu  befragenden  Personen  behufs  mündlicher 
Verhandlung  zum  Erscheinen  vorladen.  Wer 
nicht  Folge  leistet  oder  die  Fragen  nicht  be- 
antwortet, verliert  das  Reklamationsrecht  (§  42;. 
Femer  kann  die  Einschätzungskommission  Sach- 
verständige  und  geeignete   Auskunftspersoneu 
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Kselben  trefi 

'enden  Steuersolls  auf  Steuerstufen- 

Gruppen  (Preus 

sen). 

FJugeschätztes  Einkommen 

Steuersoll 

»imte  Zahlen  1     in  Prominen  der 
Sillkinen  Mark  {  veranl  .Einkommen 

Absolute  Zahlen  in  Millionen  Mark 

In  Promillen  des  Steuersolls 

Neue  Steuer 

Neue  Steuer 

Alte  Steuern  n.  Ab- 
zug d.MonatBerlasse 

Neue  Steuer 

Alte  Steuern 

ff7H8    lS&2i9S 

1897/98 

1892;93 

1897/98 

1892/93 

1891/92 

1883/84 

1897/98 

1892/93 

1891/92 

1883/84 

il8.2      1134,0 

206,8 

199,0 

?'' 

7,9 

6,9 

4,7 

71,5 

68,7 

86,9 

82,3 

19.5   1  1791,6 

316,8 

314,3 

28,6 

25,2 

21,6 

17,7 

225,6 

219,3 

271,9 

304,5 

SS.u       gi8,8 

139,5 

143,7 

20,1 

18,5 

18,4 

13,9 

158,4 

161,4 

231,7 

238,8 

44.P       411,7 

69,8 

72,2 

12,1 

11,2 

7,9 

5,9 

95,3 

97,6 

99,6 

101,6 

65.0       714,6 

120,1 

125,4 

23,0 

21,4 

13,0 

9,1 

181,1 

i86,8 

163,0 

156,7 

?:.J^  .    451,6 

77,1 

79,2 

17,0 

15,6 

6,1 

4,0 

134,0 

136,1 

76,5 

68,1 

45.5   ;    377,6    1       69,9 

66,2 

17,0 

14,9 

5,6 

2»^ 

134,1 

130,1 

70,4 

48,0 

>74,ö  i  5699,9 

1000,0 

1 000,0 

126,9 

114,7 

79,6 

58,0 

1000,0 

1000,0 

1000,0 

1000,0 

Igt  waren;  ihr  Emkommen  ist  schätzungsweise  mit  3000  M.  eingesetzt.    ')  Nach  der  alten  klassifizierten 
ikommenstener. 


zu  ihren  Beratun^n  zuziehen  (§  31).  Die 
Reklamationskommission  (nicht  aber  ihr  Vor- 
sitzender) hat  das  Recht,  Zeugen  und  Sach- 
Terstandige,  nötigenfalls  eidlich  durch  das  Ge- 
richt, vernehmen  zu  lassen  und  vom  Reklamanten 
Auskunft  auf  bestimmte  Fragen  sowie  Einblick 
in  Urkunden  und  Geschäftsbücher  zu  verlangen 
—  leistet  er  nicht  Folge,  so  gilt  die  Reklamation 
als  mibegrnndet;  —  äusserstenfalls  kann  sie 
Qm  auffordern,  seine  eigenen  Angaben  durch 
Versicherung  an  Eidesstatt  zu  bekräftigen. 
Wird  diese  Versicherung  nicht  abgegeben,  so 
ist  die  Reklamation  insoweit,  als  sie  davon 
berührt  wird,  abzuweisen  (§  62). 

Steuern,  welche,  gleichviel  aus  welchem 
Gnmde,  zu  wenig  entrichtet  sind,  müssen  nach- 
cntrichtet  werden.  Die  Verpflichtung  ver- 
jährt in  5  Jahren;  sie  geht  auf  aie  Erben  über 
>  77).  —  Steuerhinterziehung  liegt  vor, 
wenn  jemand  für  sich  oder  für  einen  von  ihm 
zu  vertretenden  Beitragspflichtigen  bei  der 
Deklaration  oder  bei  der  Beantwortung  von 
Fi^tn,  welche  an  ihn  zur  Einschätzung  oder 
bei  Behandlung  der  Rechtsmittel  gerichtet 
werden,  wissentlich  solche  unrichtigen  oder  un- 
ToUständigen  Angaben  macht,  welche  zu  einer 
Verkürzung  des  Steuerinteresses  zu  führen  ge- 
f^ignet  sind  {§  68).  Sie  wird  mit  dem  4  -10  fachen 
Betrage  der  Summe  bestraft,  deren  Hinterziehung 
Terencht  ist  (§  69). 

I.  Gesetaietate.  Die  V.  v.  4.  September  1831 
bestimmte  im  §  39:  „Es  soll  ein  neues  Abgaben- 
sTstem  festfi^estellt  werden,  wobei  die  Gegen- 
stände der  direkten  und  indirekten  Besteuerung 
nach  möjflichst  richtigem  Verhältnis  werden 
«or  Mitleidenschaft  gezogen  werden.  Die  bis- 
lier  bestandenen  RetQbefreiungen  sollen  gegen 
angemessene  Entschädigung,  deren  Modalität 
jnter  Vernehmung  mit  den  Ständen  durch  die 
künftige  Gesetzgebung  näher  zu  bestimmen  ist, 
anfgehoben  werden."  Zur  Erfüllung  dieser  Be- 
rtimmnng  wurde  durch  den  Finanzminister 
V  Ze schau  die  Steuerreform  durchgeführt. 
Unter  den  direkten  Steuern  ward  zunächst  die 
Ifcichter  zu  or^nisierende  Personalbesteuerang 
geregelt,  ein  Jahrzehnt  später  die  Grundsteuer. 
Haadwöiterbncb  der  Staatswlssenschaften. 


Durch  G.  V.  22.  November  1834  wurde  eine 
Gewerbe-  und  Personalsteuer  eingeführt.  Die- 
selbe wurde  in  jedem  bezw.  in  jedem  zweiten 
Jahre  neu  umgelegt  und  sollte  das  reine  Ein- 
kommen progressiv  treffen.  Um  jedes  Ein- 
dringen in  die  Privatverhältnisse  bei  der  Ver- 
anlagung unnötig  zu  machen,  war  ein  sehr  ins 
kleine  gearbeitetes  System  geschaffen  worden. 
Man  unterschied  zunächst  zwischen  Gewerbe- 
und  Personalbesteuerung  danach,  dass  dort  die 
Veranlagten  ein  Gewerbe  betrieben,  hier  nicht. 
Die  Gewerbesteuer  umfasste  sodann  12  Unter- 
abteilungen nach  den  verschiedenen  Gewerben 
(1.  Kaufleute;  2.  Händler;  3.  Fabrikanten; 
4.  Gast-  und  Speisewirte;  5.  Bäcker  und  Fleischer 
etc.),  die  Personalsteuer  7  Unterabtheilungen 
nach  dem  Berufe  (1.  Beamte;  2.  Gelehrte  und 
Künstler;  3  Prädikatisten ;  4.  Grundstücks- 
besitzer; 5.  Partikuliers ;  6.  Gewerbsgehilfen 
und  dienende  Personen;  7.  sonstige  Personen). 
Die  Veranlagung  war  höchst  mannigfaltig;  am 
einfachsten  steUte  sie  sich  bei  den  Personal- 
steuern, bei  denen  teils  Prozente  des  Einkommens 
zu  entrichten  waren,  teils  freie  Einschätzung 
zu  gesetzlich  festgesetzten  Tarifen  vorgesehen 
war.  Zu  den  Unterabteilungfen  der  Gewerbe- 
steuer wurde  eingeschätzt  nach  objektiven  Merk- 
malen (Zahl  der  Gesellen  —  der  Mahlgänge  — 
der  Frachtpferde;  Betrag  der  entrichteten 
Fleisch-,  Branntwein-  oder  Biersteuer  etc.)  oder 
in  Analogie  anderer  Gewerbe  (z.  B.  die  Bäcker 
analog  den  Fleischern)  oder  auch  nach  freiem 
Ermessen.  Der  Steuer  lagen  teils  Tarife  mit 
Unterscheidung  nach  grossen,  mittleren,  kleinen 
Städten  zu  Grunde ;  zum  Teil  war  sie  quotisiert 
und  auf  die  einzelnen  zu  repartieren^). 

Wesentliche  Aenderungen  in  diesem  Rechts- 
zustande fanden  1845  und  1850  statt.  1843 
wurde  na<;h  neunjähriger  Vorbereitung  eine 
Grundsteuer  eingferahrt,  welche  eine  Ertrags- 
steuer ist,  auf  Katastern  beruht  und  9  Pfennig 
von  der  Steuereinheit  (10  Groschen  Ertrag)  be- 


*)  Die  zahlreichen  Detailbestimmungen  finden 
sich  in  Kürze  dargestellt  in  Z.  d.  kgl.  sächs.  stat. 
Bur.  1858,  S.  55  ff. 
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truff.  Das  G.  v.  24.  Dezember  1845  beseitigt 
in  der  Gewerbe-  und  Personalstener  diejenigen 
Bestimmungen,  welche  nach  Einführung  der 
Grundsteuer  eine  Doppelbesteuerung  bewirkten. 
Durch  das  G.  v.  23.  April  1850  wurde  innerhalb 
der  Personalsteuer  die  Rentensteuer  vollkommener 
ausgebildet 

Das  so  geschaffene  sächsische  System  direkter 
Steuern  eignete  sich  für  einen  stabilen  Zustand 
der  Volkswirtschaft,  es  war  aber  nicht  fähig, 
sich  den  allseitigen  Fortschritten  anzuschmiegen. 
Während  die  Gewerbe-  und  Personal  Steuer  in 
kurzen  Perioden  neu  umgelegt  wurden,  blieb 
die  Grundsteuer  ein  und  dieselbe  seit  ihrer  Ein- 
führung. Obwohl  sich  gewiss  die  Erträge  aus 
Grundbesitz  ebenfalls  gehoben  hatten,  sind  die 
Erträge  der  Steuern: 

Griind^ti^npr    */o  ^-     Gewerbe-  u.     ^o  d. 
lirundsteuer  ^.^.gj^^  Personalsteuer  direkt. 

^^^^'  St.      Thlr.     St. 


1844  I  459  ooo 
1873  I  771  ooo 


78,7 
49,9 


395600 
I  781  000 


21,3 
50,1 


(Dabei  fällt  das  Anwachsen  der  Grundsteuer 
lediglich  der  mit  ihr  verbundenen  Gebäudesteuer 
zu.)  —  Auch  bestand  keine  Einheit  in  den 
direkten  Steuern,  so  dass  man  einen  staatlichen 
Mehrbedarf  etwa  durch  den  gleichen  prozentualen 
Zuschlag  zu  beiden  hätte  decken  können.  Zur 
Grundsteuer  wurden  meist  nur  1  oder  2  Pfennige 
zugeschlagen,  d.  i.  V»  oder  %,  während  die 
Zuschläge  zur  Gewerbe-  und  Personalsteuer 
einen  halben  oder  ganzen  Jahresbeitrag,  später 
*/r  oder  ^/s  desselben  betrugen.  Besonders  diese 
Zuschläge  gaben  zu  vielseitigen  Beschwerden, 
zum  Kampf  von  Stadt  und  Land,  endlich  zur 
Reform  Veranlassung. 

Schliesslich  erwies  sich  auch  die  Gewerbe- 
und  Personalsteuer  selbst  als  unzulänglich.  Mit 
all  ihrem  Detail  war  sie  gar  nicht  geeignet, 
dem  Aufschwünge  des  gewerblichen  Lebens 
und  den  umgestalteten  Verhältnissen,  zumal 
seit  Einführung  der  Gewerbefreiheit  (1861),  zu 
folgen. 

Auf  Anregung  der  Stände  wurde  1868  die 
Revisionskommission  eingesetzt,  welche  die  Re- 
form der  direkten  Steuern  vorbereiten  sollte. 
Den  in  der  Kommission  vornehmlich  vertrete- 
nen Ansichten  ist  die  spätere  Gesetzgebung 
gefolgt:  Einführung  einer  Einkommensteuer 
unter  Ausdehnung  auf  Einkommen  aus  Grund- 
besitz; daneben  Bewahrung  der  Grundsteuer, 
revidiert  und  zu  einem  niedrigeren  Pfennig- 
satze als  bisher.  Merkwürdigerweise  fiel 
das  Resultat  der  Abstimmung  in  der  Kom- 
mission aber  anders  aus  (alleinige  Einkommen- 
steuer an  Stelle  beider  direkten  Steuern,  doch 
mit  höherem  Satze  für  den  Grundbesitz).  Es 
folgen  mehljährige  Verhandlungen  zwischen  der 
Regierung  und  beiden  Kammern.  Der  Finanz- 
minister  V.  Friesen  schwankte  in  seinen  Vor- 
schlägen hin  und  her.  Auch  die  Ansichten 
beider  Kammern  und  ihrer  Deputationen  änderten 
sich  dauernd.  In  Frage  stand,  ob  eine  allge- 
meine Einkommensteuer  oder  ein  Ertragssteuer- 
system oder  eine  Verbindung  beider  eingeführt 
werden  sollte,  ob  als  Ertragssteuer  nur  die 
Grundsteuer  oder  auch  ein  Teil  der  Gewerbe- 
steuer beizubehalten  war.  Man  gelangte 
schliesslich  1874  dahin,  eine  allgemeine  Ein- 
kommensteuer neu  einzuführen,   die   Gewerbe- 


und  Personalsteuer  vor  der  Hand  zu  reformieren 
und  die  Regelung  des  direkten  Steuersystems 
dem  nächsten  Landtage  vorzubehalten.  Da.« 
Einkommensteuergesetz  v.  22.  Dezember  1874 
enthält  dieselben  Gruudzüge  wie  das  G.  v.  1878. 
Es  kannte  aber  keine  untere  Begrenzung  der 
objektiven  Steuerpflicht,  die  Klasseneinteilimsr 
war  in  den  untersten  Klassen  abweichend,  uud 
für  jede  Klasse  war  nicht  eine  Normalsteuer, 
sondern  ein  Steuersimplum  festgesetzt,  von  dem 
ein  durch  das  Finanzgesetz  zu  bestimmendes 
Vielfaches  die  wirkliche  Steuer  bilden  sollte. 
Auf  Grund  dieses  Gesetzes  fand  1875  eine 
Probeveranlagung  statt,  1877  wurde  die  Steuer 
zum  ersten  Mal  erhoben.  Die  Erfahrungen  bei 
diesen  beiden  Veranlagungen  wurden  sodann 
für  die  Reform  verwendet,  welche  1878  ihren 
Abschluss  fand. 

Die  sächsische  Einkommensteuer  von  1874  78 
hat  sich  mit  ihrem  Princip  des  indirekten  De- 
klarationszwanges bewährt  und  ist  für  die  Ge- 
setzgebung der  übrigen  deutschen  Staaten  vor- 
bildlich geworden.  Doch  muss  man  Bedenken 
erheben    gegen   die     tiefliegende    ünter- 

fr  e  n  z  e  der  objektiven  Steuerpflicht.  Die 
erteidigung  derselben  mit  dem  Hinweise  auf 
die  sächsische  Veranlagung  von  Einzelper- 
sonen gegenüber  der  preussischen  nach  Hans- 
haltungen ist  nicht  glücklich.  Für  die  grosjie 
Zahl  Steuerpflichtiger,  welche  auch  bei  der  Be- 
steuerung nach  Haushaltungen  als  Einzelsteu- 
ernde zu  veranlagen  wären,  ferner  für  diejenisren 
Haushaltungsvorstände,  denen  kein  Einkommen 
ihrer  Angehörigen  zufliesst,  ist  die  sächsische 
Bestimmung  erheblich  ungünstiger  als  die 
preussische.  Erscheint  das  bei  der  ersten 
Gruppe  (den  unverheirateten  Selbständigen 
u.  s.  w.)  weniger  unbillig,  so  ist  es  um  so 
bedenklicher  für  die  zweite  Gruppe,  da  hier  die 
Ernährung  der  noch  nicht  erwerbsfähigen 
Kinder  die  steuerliche  Leistungsfähigkeit  be- 
einträchtigt. Die  Berücksichtigung  der  Be- 
lastung durch  den  Unterhalt  von  findem  er- 
folgt in  Preussen  ebenso  wie  in  Sachsen  und 
kann  nicht  als  Ausgleich  geltend  gemacht  wer- 
den. Das  sächsische  System  der  Einzel- 
besteuerung lässt  den  doch  wohl  auch  noch 
in  Sachsen  bestehenden  wirtschaftlichen  Zu- 
sammenhang der  Familie,  die  wirtschaftliche 
Einheit  der  Haushaltung  unberücksichtigt. 
Durch  die  Einzel besteuerung  sowie  die  niedrige 
Grenze  der  Steuerpflicht  ist  es  bedingt,  dass 
4172%  der  Bevölkerung  veranlagt  werden 
gegen  ca.  8%  in  Preussen:  die  hierdurch  ver- 
anlasste Arbeitslast  muss  auf  die  Sicherheit 
der  Veranlagung  ungünstig  einräken 
(Nenmann).  Auch  die  niedrige  Grenze  der 
Deklarationspflicht  erscheint  nicht  ein- 
wandfrei, weil  die  letztere  gewiss,  besonders  auf 
dem  platten  Lande,  in  Kreise  der  Bevölkerung 
hineinragt,  in  denen  beträchtliche  Reste  der 
Eigenproduktion  die  ziffermässige  Bestimmung 
des  Einkommens  erschweren,  in  denen  auch 
nicht  die  für  eine  richtige  Steuererklärung  er- 
forderliche Kenntnis  der  gesetzlichen  Einzel- 
bestimmungen vorausgesetzt  werden  kann. 

Das  Gesetz  von  1878  liegt  dem  heute  gel- 
tenden Recht  zu  Grunde.  Aenderungen  hat  nur 
die  Novelle  von  1894  gebracht,  welche  aus  der 
Reformbewegung  seit  1881;82  (F.  A.13.  S.751  f.) 
hervorgegangen  ist.    Es  wurde  durch  sie  die 
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rntergrenze  von  300  auf  400  Mark  erhöht  und 
eine  Aendenmg  des  Tarifs  eingeführt :  es  wurde 
.lie  Degressionsgrenze  von  5400  auf  8800  Mark 
verschoben,  die  Progression  für  Einkommen 
über  25000  Mark  neu  eingeführt,  und  die 
Steuersätze  für  Einkommen  von  1100-;-8800  Mark 
wurden  ermässigt.  Auch  wurde  die  Berück- 
sichtigung von  wirtschaftlichen  Verhältnissen, 
welche  die  Steuerfähigkeit  wesentlich  beeinträch- 
tigen, auf  Einkommen  von  3300—5800  Mark 
ausgedehnt,  und  die  gestattete  Ermässigung 
wurde  erhöht. 

Eine  umfassende  Reform  des  direkten 
Steuersystems  hat  die  Regierung  in  fünf  Ge- 
setzentwürfen vom  7.  November  1897  vorge- 
schlagen. Neu  eingeführt  sollten  eine  allgememe 
Vermögenssteuer  und  —  in  Umbildung  bereits 
t-estehender  Steuern  —  eine  Erbschafts-  und 
Schenkungssteuer  werden,  wogegen  die  Erträge 
der  Grundsteuer,  welche  seit  1886  zur  Hälfte 
den  Schulgemeinden  zufliessen,  diesen  ganz 
üherwiesen  werden  sollten.  Daneben  waren 
Aenderungen  des  ürkundenstempelgesetzes  und 
des  Einkomniensteuer^esetzes  (Steuerbefreiung 
dt^r  Gemeinden  und  juristischen  Personen  des 
öffentlichen  Rechts  sowie  der  milden  Stiftungen, 
Berücfesichtignng  gewisser  Aenderungen  in  der 
Höhe  des  Einkommens  im  Laufe  des  Steuer- 
jahres) geplant.  Nach  diesem  Reformplane  hätte 
>ich  das  staatliche  direkte  Steuersystem  zu- 
sammengesetzt aus  der  Einkommensteuer,  der 
Vermögenssteuer,  der  auch  Descendenten,  Ascen- 
denten  und  Ehegatten  treffenden  Erbschafts- 
uüd  Schenkungssteuer  mit  progressiven  Sätzen 
und  der  Steuer  vom  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen. Hierdurch  wären  die  die  Steuerkraft 
bedingenden  drei  Momente:  das  Vermögen,  das 
Einkommen  und  der  nicht  aus  steuerpflichtigem 
Einkommen  entstehende  Vermögenszuwachs  ge- 
troffen worden ;  zur  Geschlossenheit  des  Systems 
hätte  noch  die  Steuer  vom  Konjunkturgewinn 
ifehört  Die  Reform  ist  gescheitert,  und  es  ist 
nur  der  Gesetzentwurf  betreffend  den  Urkunden - 
Stempel  mit  einigen  Aenderungen  angenom- 
men worden. 

8.  Statistik.^)  Zu  dem  Normalsatze  der 
Einkommensteuer  sind  für  die  Jahre  1879,  1880 
ond  1881  50%,  1882  und  1883  20%  Zuschläge 
erhoben  worden.  *In  den  folgenden  Jahren  hat 
die  Normalffteuer  ausgereicht;  1894  sind  bei  den 
Einkommen  über  30000  Mark  10%  und  bei 
den  Einkommen  über  100000  Mark  20^lo  Zu- 
5«h%e,  1895  allgemein  10%  Zuschläge  zur 
il89o  neuen)  Normalsteuer  erhoben. 

L  Die  Erträgnisse   der   Einkommen- 
steuer im  Verhältnis  zu  den  direkten 
Steuern  überhaupt. 


1896 

1893 

1884 

1879 

Brut- 

Brut- 

Brut- 

Net- 

to 

to 

to 

to 

1.  Direkte  Steuern  MüLM. 

33.2 

28,7 

l%9 

20,4 

2  Einkommensteuer  „     „ 

26,1 

22,4 

14,6 

l6,2 

3.  Einkommensteuer  i.  Pro- 

zenten d.  dir.  Steuern. 

78,5 

77,8 

73,2 

79,6 

^)  Quellen:  Ztschr.  d.  Kgl.  Sachs,  stat. 
Bureaus  25,  31,  40.  Kalender  u.  stat.  Jahrb.  f. 
i  Kgr.  Sachsen  auf  1882,  87,  94,  96,  98,  99. 


II.   Verhältnis    zwischen    den    einge- 
schätzten    physischen     und     juristi- 
schen Personen. 


Einschätzungsjahr : 


1896     1879 


1.  Eingeschätzte  Personen  über- 
haupt»)     MiU. 

2.  Juristische  Personen: 

a)  Gemeinden  und  die  übri- 
gen jur.  Personen  d.  öffent- 
lichen Rechts  etc.    .    .    . 

b)  Aktiengesellsch.  etc.      .    . 

c)  liegende  Erbsch.  etc.      ,    . 

d)  Summe 

e)  2d  in  Proz.  von  1  .    .    . 

3.  Steuerbetrag  der  beitragspflich- 
tigen Jurist.  Personen: 

S)  der  Gemeinden  u.  der  übri- 
gen Jurist.  Personen  des 
öffentl.  Rechts  etc.   Mill.M. 

b)  der  Aktiengesellsch.  etc. 
MiU.  M 

c)  der  liegende  Erbsch.  etc. 
MilL  M.       

d}  Summe       .    .    .    Mill.M. 
e)  3d  in  Proz.  des  Steuerbe- 
trages aller  Censiten   .    . 


1,58 


5081 

2594 

938 

604 

245 

53 

6264 

3251 

0,40 

0,30 

0,5 

1,7 

0,01 
2,2 

8,4 


1,09 


0,7 

o,cx)4 
0,9 

7,6 


Böhmert  bemerkt:  Unter  den  für  das  Jahr 
1894  eingeschätzten  6008  juristischen  Personen 
mit  einem  Einkommen  von  57803304  Mark 
waren  2240.  das  sind  37,28  Prozent,  steuerfrei 
und  nur  3768  oder  62,72  Prozent  steuerpflichtig. 
In  den  unteren  und  mittleren  Klassen  ist  der 
Einfluss  nicht  bedeutend,  den  die  juristischen 
Personen  auf  die  Gestaltung:  der  Einkommens- 
verhältnisse ausüben;  er  steigt  in  den  höheren 
Einkommensstufen  und  wird  dominierend  in 
den  höchsten  Klassen  von  300000  Mark  und 
darüber.  In  diesen  höchstbesteuerten  Klassen 
gab  es  im  Jahre  1894  nur  22  physische  und  32 
juristische  Personen.  Es  sind  fast  ausschliess- 
lich Aktiengesellschaften,  welche  die  höchsten 
Einkommensbeträge  erreichen. 

ni.Die  eingeschätzten  physischen  Per- 
sonen  im  Verhältnis  zur  Bevölkerung. 


1896 

1894 

1879 

1.  Mittlere  Bevölkerung  Mül. 

2.  Anzahl  der  eingeschätzten 
Personen : 

a)  absolut     .    .    .    Mül. 

b)  in  Prozenten  der  Be- 
völkerung     .... 

(TabeUe  IVa  s.  S.  404,  Tabel" 
Tabelle  V  s.  S.  4 

C.  Baden. 

3,79') 

1,58 
41,6 

e  IVl 

04.) 

3,71 

1,49 
40,2 

>  s.  S 

2,91 

1,08 

37,2 
405, 

9.  Gegenwärtiger  Rechtsznstand.   In 

Baden  besteht  seit  1884  (G.  v.  20.  Juni  1884; 
V.  V.  17.  Februar  1886  [F.  A.  3];  Novellen  v. 
6.  Mai  1892  und  26.  Juni  1894  [F.  A.  9  u.  12]) 


*)  Einschliesslich    der   steuerfreien  Einge- 
schätzten. 

*)  Bev.  am  2.  Dezember  1895. 

26* 
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IVa.   Anzahl,   Einkommen   und  Normalstenersoll  der  eingeschätzten    physi- 
schen Personen  in  den  Jahren  1892  und  1882  nach  Gruppen  der  Steuerklassen. 

(Sachsen.) 


Steuerklassengruppen  *) 


Eingesch.  phys. 
Personen 


1000  Per- 
sonen 


Verhältnis- 
zahlen 


18921882  18921882 


Eingeschätztes  Ein- 
kommen 


Millionen 
Mark 

1892     1882 


Verhältnis- 
wahlen  

1892  1882 


Norm  aisteuer  soll 


Millionen 
Mark 


Verhältnis- 
Zahlen 


1892  1882  1892 :  18ö^2 


Steuerfreie 

mit  Einkommen  von: 
300-  400  M. 
400—  500  „ 
500—  800  „ 

800—1600  „ 
1600-3100  (3300)  M. 
3100  (3300)-8800  (8400)    „ 

8800  (8400)— 25000  (26000)  M. 

25000  (26000)— 100000  M. 
üher  100000 


zusammen 


82 

182 
281 
405 

340 
98 

37 

10 

2 
0,2 

1438 


76 

246 

257 
303 

178 
67 

25 

6 

I 

1159 


5,7 

12,6 
19,6 
28,2 

23,7 
6,8 
2,6 

0,7 

0,1 

0,02 


6,5 

21:2 
22,2 
26,1 

15,4 

5,8 
2,2 

0,5 
0,1 


19,4 

65,8 
128,5 
263,6 

370,1 
219,1 

179,7 

138,0 
95,8 
45,4 


ioo,o|i525,5 


16,8 

86,8 
117,0 
192,8 

196,5 
149,2 
122,3 

83,0 
43,4 
16,6 

1024,4 


1,3 

4,3 

8,4 

17,3 

24,2 
14,4 
11,8 

9,0 
6,3 
3,0 

100,0 


1,6 

8,5 
II, 
18, 

19,2 
14,6 

12) 

8,1 
4,2 
1,6 

100,0 


0,1 
0,3 


3,2 

3,4 
4,6 

3,9 
2,8 
1,3 

20,7 


0,3 
0,8 


1,7 

2,4 
3,1 

2,3 
1,3 
0,5 

12,5 


0,4  1,0 

1,41  2.1 

5,61  6,7 

I 

15,4  13,8 

i6,6^  18,9 

22,Oj  24,8 


18,8 

13,3! 

6,5 


10,0 

3.9 


100,0:100,0 


^)  Die  Ziffern  in  Klammem  bedeuten  die  Klassengrenzen  des  alten  Tarifs. 
V.  Die  Rechtsmittel  (Sachsen). 


1896     1893  ,  1880 


Beklamationen  I.  Instanz 

"     lg-    ' 

Znsammen 

Auf  1000  eingeschätzte  Personen  kommen  Reklamationen 
Von  den  Beklamationen  wurden  berücksichtigt   .... 

in  Prozenten  der  Beklamationen  überhaupt  .  .  . 
Berufungen  seitens  der  Steuerbehörden  I.  und  II.  Instanz 

davon  anerkannt  bezw.  berücksichtigt 

eine  allgemeine  Einkommensteuer.  Das  fun- 
dierte Einkommen  unterliegt  neben  derselben 
einem  System  von  Ertragssteuem,  und  zwar 
der  Grund-,  Häuser-,  Gewerbe-  und  Kapital- 
rentensteuer (G.  Art.  2;  Y.  §  1).  Die  sub- 
jektive Steueipflicht  erstreckt  sich  auf  phy- 
sische Personen,  Aktiengesellschaften  und 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien.  Sie 
wird  begi-ündet  durch  den  Wohnsitz  (Aufent- 
halt) in  Baden,  durch  Grundbesitz  und  Ge- 
werbebetrieb daselbst  imd  durch  Bezüge  an 
Gehalt,  Pension  und  Wartegeld  aus  badischen 
Staatskassen  (Art.  5).  Der  objektiven 
Steuerpflicht  unterliegt  generell  das  ge- 
samte Einkommen  an  Geld,  Geldeswert  und 
Selbstbenutzung  1)  aus  Grundbesitz,  Grund- 
rechten, Gefällen  und  aus  Land-  und  Forst- 
wirtschaft; 2)  aus  Gewerbebetrieb,  einschl. 
des  Handels  und  Bergbaues ;  3)  aus  Gehalt, 
Lohn  und  freiem  Beruf;  4)  aus  Kapitalver- 
mögen, Eenten  etc.  (Art.  2).  Dem  Einkommen 
eines  Steuerpflichtigen  ist  dasjenige  eines 
jeden  zum  Haushalte  gehörigen  Familienmit- 
gliedes, an  welchem  ihm  der  Genuss  zusteht, 
hinzuzurechnen,  feJls  es  500  Mark  übersteigt 


51785 
328 

31955 

61,7 

1573 

I  180 


47277  2225S 
2  976    1 486 

134;     •' 
50387 


30505 

60,5 

1  205 

827I 


23744 

212 


fArt.  4).  Einkommen  aus  Grundbesitz  und 
Gewerbe  ausserhalb  Badens  sowie  Gehalt- 
bezüge aus  nichtbadischen  Staatskassen  sind 
steuerfrei;  desgleichen  die  Civilliste  des 
Grossherzogs  und  die  auf  Grund  des  G.  v. 
21.  Juli  1839  bezogenen  Apanagen  der  !Mit- 
glieder  des  Grossherzoglichen  Hauses.  Diö 
objektive  Steuerpflicht  beginnt  bei  Ein- 
kommen von  500  Mark  (Art  6).  Bei  Reichs- 
ausländem,  welche  nicht  des  Erwerbes 
wegen  ihren  Wohnsitz  in  Baden  haben,  er- 
streckt sich  die  objektive  Steuerpflicht  mir 
I  auf  das  aus  reioJisinJändischen  Bezugsüiiellen 
i  fliessende  steuerbare  Einkommen.  Wo  die 
:  subjektive  Steuerpflicht  nur  auf  Grundbesitz 
'  oder  Gewerbebetrieb  in  Baden  oder  auf  Be- 
zügen aus  badischen  Staatskassen  begriindet 
'ist,  ist  nur  das  Einkommen  aus  diesen 
Quellen  steuerpflichtig  (Art.  5).  Aktien-  und 
Kommanditgesellschaiten  a.  A.  versteuern 
den  Teil  ihres  Einkommens,  welches  dem 
Umfange  ihres  Geschäftsbetriebes  in  Raden 
entspricht,  nach  Abzug  von  3  %  des  AJitien- 
kapitals.  Der  Steuertarif  zeigt  eine 
Eigentümlichkeit :  nach  der  Höhe  des  Steuer- 
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baren  Einkommens 
Steueranschläge 
V.  1894  Art  1,1«): 

Einkommen  Steneran- 


Mark 
500 
600 
700 
800 
900 

1000 

IIOO 

2000 
2100 
3000 


05 


H-iQO 

OOP' 


C  cd: 
•TS  ei- 
ns N 
CD  «?^ 
J3  CD 

CD*Ö 

^  er 

2  "* 


P   PS 

OD    P 

CD  P* 
P«-.. 
->P 


bis 
unter 
Mark 
600 
700 
800 
900 
1000 

IIOO 

1200 
2100 
2200 
3100 


schlag 

Mark 
100 
125 
150 

175 
200 
250 

300U.8.f. 

750 

825U.8.f. 

1500 


werden     sogenannte 
gebildet  (Art.  13;  G. 

i  Einkommen  Steueran- 
Yon         bis      schlag 

unter 
Mark     Mark 


3100    3200 

9900  lOOOO 
loooo  10500 
10500  IIOOO 
19500  20000 
20000  20500  20000 
20500  21000  20500U.S.f. 
25000  26000  25000 
26000  27000  26ooou.s.f. 


Mark 

i6oou.s.f. 
8400 
9000 
95oou.8.f. 
18500 


In  diesen  Steueranschlägen  liegt  eine  De- 
gression  von  100  ^/^  bei  20000  Mark  Einkommen, 
zu  20^1  Q  bei  500  Mark.  Von  dem  Steueranschlag 
wird  sodann  ein  Prozentsatz  (Steuerfuss)  er- 
hoben, welcher  durch  das  Finanz^esetz  zu  be- 
stimmen ist  (Art.  24).  Derselbe  ist  aber  nach 
G.  V.  1894  Art.  I,  3  bei  Einkommen  (Steuer- 
anschlägen) über  25000  Mark  zu  erhöhen,  und 
zwar  bei  Anschlägen  bis  30000  Mark  um  5, 
bis  40000  um  10,  bis  50000  um  15,  bis  75000 
um  20,  bis  100000  um  25,  bis  150000  um  30, 
bis  200000  um  35  und  bei  Anschlägen  über 
200000  Mark  um  40%.  Bei  einem  Steuerfuss 
vou  2,5  o/p,  wie  er  bis  1892  und  seit  1894  er- 
hoben wird,  liegt  daher  in  dieser  neuen  Be- 
stimmung eine  Progression  der  Staatssteuer  bis 
3,50/0.  Ausserdem  wird  seit  1892  von  den  An- 
schlägen bis  200  Mark  nur  ein  Steuersatz  von 
2%  erhoben.  —  Die  Veranlagung  erfolgt 
durch  den  Schätzungsrat  auf  Ghrund  von 
Steuererklärungen  der  Pflichtigen  und  von 
selbständigen  Erhebungen  der  Veranlagungs- 
organe nach  Massgabe  des  G.  v.  17.  3Iärz 
1854,  die  Aufstellung  der  Kataster  der  di- 
rekten Steuern  betr.,  und  des  G.  v.  16.  März 
1880  (Art.  11).  Gegen  die  Beschlüsse  des 
Schätzungsrates  steht  dem  Steuerpflichtigen 
sowie  dem  Vertreter  des  steuerlichen  Inte- 
resses, dem  Steuerkommissär,  Beschwerde 
an  die  Grossherzogliche  Steuerdirektion  zu; 
gegen  ilire  Entscheidung  kann  der  Steuer- 
pflichtige Klage  beim  Grossherzoglichen  Ver- 
waltungsgerichtshofe erheben. 

Die  Veranlagung  erfolgt  nach  dem  Stande 
des  Einkommens  am  1.  April  des  Veranlagungs- 
jahres (Art.  12).  Jeder,  welcher  steuerpflichtiges 
Einkommen  bezieht,  ist  zur  Abgabe  einer  Steuer- 
erklärung verpflichtet.  Doch  ist  eine  solche 
von  dem  Steuerpflichtigen  nur  bei  seiner  ersten 
Veranlagung  in  einem  Distrikte  und  bei  Ver- 
änderungen in  seinen  Einkommensverhältnissen 
abzugeben,  vorbehaltlich  des  Rechtes  für  das 
Finanzministerium,  die  allgemeine  Abgabe 
von  Steuererklärungen  anzuordnen  (Art.  14). 
Die  öffentlichen  Kassen  haben  Verzeichnisse 
derjenigen  Personen,  welche  von  ihnen  Ge- 
halt, Pension  und  Wartegeld  beziehen, 
nebst  der  Höhe  der  Bezüge  den  Steuerkom- 
missionen einzureichen  (V.  §  27).  Für  jede 
Gemeinde  wird  ein  Schätzungsrat  gebildet,  in 
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welchem  der  Bürgermeister  den  Vorsitz  fährt 
und  in  welchem  der  Steuerkommissär  als  Ver- 
treter des  fiskalischen  Interesses  Sitz  nnd 
Stimme  hat.  Im  Schätzungsrate  sitzen  3—14 
Mitglieder,  steuerpflichtige  Ortseinwohner,  wel- 
che von  der  staatlichen  Bezirksverwaltungsbe- 
hörde nach  Vernehmung  des  Gemeinderates  und 
des  Steuerkommissärs  auf  die  Dauer  von  sechs 
Jahren  ernannt  werden.  Der  Schätzungsrat 
beschliesst  über  neue  Steuerveranlagungen  so- 
wie über  Veränderungen  der  früheren.  Die 
Thätigkeit  aller  Schätzungsräte  wird  durch 
die  Katasterkontrolle  geprüft,  welche  der  Steuer- 
direktion beigegeben  ist.  Veranlagungs- 
mittel stehen  den  Schätzungsräten,  Steuer- 
kommissären und  den  Oberbeamten  der  Bezirks- 
steuerstellen zu  Gebote.  Sie  alle  können  die 
Verlassenschaftsaufnahmen  einsehen,  und  die 
Teilungsbehörden  müssen  ihnen  die  betreffenden 
Akten  mitteilen  (Art.  22).  Ausserdem  hat  der 
Schätzungsrat  das  Recht,  Personen  zur  Abgabe 
von  Steuererklärungen  besonders  aufzufordern, 
Auskünfte  über  einzelne  Positionen  derselben 
zu  verlangen,  die  Pflichtigen  zur  Auskunftser- 
teilung vorzuladen,  Sachverständige  zu  verneh- 
men und  sonstige  geeignete  Erhebungen  anzu- 
stellen (Art.  20).  Wer  in  seiner  Steuersache 
den  Aufforderungen  des  Schätzungsrates  nicht 
Folge  leistet,  verliert  das  Reklamationsrecht 
(Art.  21).  —  Stellt  sich  bei  Todesfällen 
heraus,  dass  der  Verstorbene  zu  wenig  Steuer 
entrichtet  hat,  so  sind  die  Erben  (bezw.  die 
Witwe,  welche  mit  ihrem  Manne  in  Güterge- 
meinschaft lebte)  gehalten,  den  zu  wenig  ent- 
richteten Betrag,  soweit  er  nicht  verjährt  ist, 
anzumelden  und  (auch  hierin  liegt  eine  Be- 
sonderheit der  badischen  Gesetzgebung)  das 
Doppelte  zu  hinterlegen.  Die  Erben  (und 
die  Witwe)  sind  hierzu  im  Verhältnis  ihres 
Erbanteils  verpflichtet  und  haften  für  die  ganze 
Summe  bis  zur  Höhe  ihres  Erbanteils  samtver- 
bindlich (Art.  19).  Bestraft  wird  derjenige, 
welcher  keine  Steuererklärung  eingereicht  hat, 
trotzdem  er  dazu  verpflichtet  war,  sowie  der- 
jenige, welcher  wahrheitswidrige  Angaben  ge- 
macht hat,  endlich  wer  als  Erbe  (Witwe)  die 
zu  wenig  entrichtete  Steuer  des  Erblassers 
nicht  angegeben  hat,  wenn  infolge  davon  keine 
oder  zu  wenig  Steuer  in  Anrechnung  gebracht 
worden  oder  wenn  ein  Steuerabgang  oder 
Rückersatz  zu  Ungebühr  festgestellt  worden 
ist ;  die  Strafe  beträgt  das  Zehnfache  der  hinter- 
zogenen  Summe.  Daneben  tritt  Nachzahlung 
ein  (Art.  26;  G.  v.  1894,  Art.  I,  4).  Liegt  in 
den  genannten  Fällen  nur  ein  Versehen  vor, 
so  muss  die  Steuer  nachgezahlt  und  eine  Ord- 
nungsstrafe bis  zu  500  Mark  verhängt  werden 
(Art.  27;  G.  v.  1894  Art.  I,  5). 

10.  Oeschic'hte.  Das  Einkommensteuerg. 
V.  20.  Juni  1884  bedeutet  in  der  Geschichte 
des  badischen  Systems  direkter  Steuern  einen 
Wendepunkt.  Baden  ist  damit  in  die  Reihe 
der  Staaten  mit  einer  allgemeinen  Einkom- 
mensteuer eingetreten.  Bis  dahin  hatte  es  ein 
Ertragssteuersystem,  innerhalb  dessen  mehrere 
partielle  Einkommensteuern  bestanden  (vergl. 
den   Art.  Gewerbesteuer).   —   Eine    all- 

femeine  Einkommensteuer  ist  schon  seit 
ahrzehnten  angestrebt  worden.  Bereits  das 
G.  V.  28.  Juli  1848  sollte  eine  solche  mit  de- 
gressivem Steuerfuss  von  3— V2%  auf  Grund- 


lage von  Fassionen  einführen,  trat  aber  nicht 
in  Kraft.  1873  schlug  die  Regierung  eine  all- 
gemeine Einkommensteuer  vor,  welche  als  Zu- 
satzsteuer zu  den  Ertragssteuem  gedacht  wax, 
um  deren  Härten  auszugleichen ;  sie  sollte  Ein- 
kommen über  1500  Mark  treflien;  der  Entwurf 
scheiterte  und  wurde  von  der  Regierung  zu- 
rückgezogen. Erst  das  G.  v.  20.  Juni  1JÄ4, 
welches  mit  dem  1.  Januar  1886  in  Kraft  trat, 
hat  die  allgemeine  Einkommensteuer  eingeführt^ 
jetzt  aber  nicht  als  Zusatzsteuer,  sondern  als 
selbständiges  Glied  des  direkten  Steuersystems, 
neben  welchem  die  Ertragssteuem  nur  als  Zn- 
satzsteuern zur  schärferen  Belastung  des  fun- 
dierten Einkommens  beibehalten  wurden.  Da- 
mit war  eine  Reform  der  letzteren  erforderlich. 
Vor  allem  wurde  die  Erwerbssteuer  in  eine 
Gewerbesteuer  zurückgebildet  (Bekanntmachung 
des  Finanzministeriums  v.  26.  April  18861. 

Das  Finanzministerium  plant,  die  Reform 
des  direkten  Stepersystems  in  der  Richtung 
einem  Abschluss  entgegenzuführen ,  dai«  die 
Ertragssteuern  in  partielle  Vermögenssteuern 
umgewandelt  werden,  dass  also  neben  der  Ein- 
kommensteuer als  direkte  Steuer  nur  noch  eine 
Vermögenssteuer  erhoben  wird,  für  welche  ge- 
trennte Kataster  nach  den  Unterarten  des 
Vermögensbesitzes  —  land-  und  forstwirt- 
schaftliche Grundstücke,  Gebäude,  gewerbliches 
Betriebskapital,  sonstige  Kapitalien  —  we 
bisher  für  die  Ertragssteuem  auf  gestellt 
und  fortgeführt  werden.  —  Die  Novelle  zum 
Einkommensteuerg.  v.  1892  hat  die  subjektive 
Steuerpflicht  der  Genossenschaft  und  Versiche- 
rungsgesellschaften auf  Gegenseitigkeit,  welche 
im  G.  V.  1884  eingeführt  war,  wieder  beseitig: 
die  von  1894  hat  die  Obergrenze  der  Degression 
von  30000  auf  20000  Mark  herabgesetzt,  die 
Progression  für  Einkommen  von  25000  bis 
200000  eingeführt  und  die  Strafbestimmnngen 
verschärft  und  klarer  gefasst 

11.  Statistik').  Der  Steuersatz  betrug  1886 
bis  1891  2,50  Mark,  1892-93  2  Mark,  seit  1894 
2  Mark  für  Einkommen,  deren  Steueranschlag: 
200  Mark  nicht  übersteigt,  für  die  höheren 
2,50  Mark  und  die  Zuschläge  nach  dem  G.  v. 
1894. 

I.  Die  Stellung  der  Einkommensteuer 
im  direkten  Steuersystem. 


direkten  Steuern 


1895 
1886 


Bruttoertrag  der 

Einkommen- 
steuer 


Mill. 
Mark 


12,3 

io,7 


pro  Kopf 

der  Be 

völke- 

rung 

Mark 


7,8 
7,o 


MÜl. 
Mark 


6,2 
4,5 


pro  Kopi 

der  Be- 

völke- 

ninff 

Mark 


4,1 
3,1 


Die  Ein- 
kommen- 
steuer in 
Prozen- 
ten der 
direkten 
Steuern 


50.6 
42,1 


*)  Quellen:  Stat.  Jahrb.  f.  d.  Grossh.  Baden. 
28,  1895  -  96.  —  Die  Ergebnisse  der  im  Jahre 
1895  vollzogenen  Veranlagung  der  Einkommen- 
steuer, verglichen  mit  den  Ergebnissen  der  Ver- 
anlagung i.  J.  1890  und  der  erstmaligen  Ver- 
anlagung i.  J.  1885,  herausgeg.  i.  A.  d.  grossh. 
Finanzm.  von  der  grossh.  Steuerdirektion,  Karls- 
ruhe 1896  (Auszug  F.A.  XUI), 
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D.     Die  übrigen  deutschen  Staaten 

niit  allgemeinen  £inkommen-(Klassen-) 

Steuern. 

12.  Gesetze  und  Art  der  einzelnen 
Steuern.  Da  es  mit  Rücksicht  auf  den 
begrenzten  Raum  nicht  angeht,  die  Ein- 
kommensteuer eines  jeden  Staates  geson- 
dert zu  behandeln,  so  muss  ich  mich  da- 
rauf beschränken,  auf  die  GG.  zu  ver- 
weisen und  deren  Inhalt  nur  in  grossen 
umrissen  anzudeuten.  Allgemeine  Einkommen- 
(Klassen-)steuem  bestehen  in  folgenden  Staaten: 
Hessen  (G.  V.  25.  Jnni  95,  V.  v.  30.  Juli  95, 
[F.  A.  XIII],  Nov.  V.  12.  August  99).  Sachsen- 
Weimar  (G.  v.  2.  Juni  97  [F.  A.  XV]).  Ol- 
denburg (G.  V.  6.  April  64,  Instr.  v.  15.  April 
64,  Nov.  V.  1.  Dez.  84,  2.  Dez.  87,  11.  März  91, 
Instr.  V.  13.  März  91  fürs  Herzogtum  [F.  A. 
VIII];  die  G.G.  f.  Lübeck  und  Birkenfeld  stim- 
men mit  denen  für  das  Herzogtum  überein). 
Braunschweig  (G.G.  v.  16.  April  96  und 
11.  März  99,  Bek.  v.  27.  Aug.  96,  20.  Juli  97; 
Bek.  d.  Landesjustizverwaltung  v.  6.  Mai  97). 
S  a  c  h  8  e  n  -  M  e  i  n  i  n  g  e  n  (G.  v.  18.  März  90, 
Ausf.  Ausschreiben  v.  25.  April  90  [F.  A.  VII]). 
Sachsen-Altenburg  (G.  v.  24.  April  96, 
V.  V.  30.  April  96  [F.  A.  XIII]).  Sachsen- 
Coburg  (G.  V.  16.  Juni  74).  Sachsen- 
Gotha  (G.  V.  10.  Jan.  54,  Nov.  v.  24.  Juni 
59,  4.  Dez.  70,  22.  Juli  71,  10.  Dez.  77,  9.  Aug. 
94,  22.  Juni  95,  V.  v.  24.  März  54,  3.  Aug.  58, 
1.  Febr.  95,  14.  Dez.  95).  Anhalt  (G.  v.  1?. 
April  86,  V.  V.  20.  Juli  86,  Nov.  v.  12.  Aprü 
90,  31.  März  96  [F.  A.  XIV,  IV]).  Schwarz- 
burg-Rudolstadt  (G.  v.  25.  März  93,  V. 
V.  26  März  93  [F.  A.  XI]).  Schwarzburg- 
Sondershausen  (G.  V.  1.  Febr.  94  [F.  A. 
XII],  Nov.  V.  18.  Aug.  96,  14.  Juli  97;  Neu- 
redaktion «les  G.  und  neue  Ausf.  V.  v.  11.  Dez. 
97).  W  a  1  d  e  c  k  (G.  v.  7.  Jan.  65,  Nov.  v.  25. 
Febr.  81,  6.  März  93,  27.  Dez.  97  [F.  A.  XV]). 
Reuss  j.  L.  (G.  V.  4  Juni  98  [F.  A.  XVI], 
Ausf.  Best.  V.  24.  Aug.  98J  Schaumburg- 
Lippe  (G.  V.  20.  Jan.  85,  V.  v.  26.  Jan.  85, 
Nov.  V.  18.  Mai  99,  Bekanntm.  d.  veränderten 
Gesetzestextes  v.  25.  Mai  99).  Lippe  (G.  v. 
28.  Aug.  94  [F.  A.  XII],  Ausf.  Anw.  v.  24. 
Okt.  94.)  Lübeck  (G.G.  v.  27.  Mai  89  [F. 
A.  VTI],  Nov.  V.  17.  Juni  95,   17.  Febr.  96, 

29  mSz  97.)  ^^^"^^^  (^•^-  ^'  ^'  ^^''  '^^' 
17!  Dez.  74,*  Nov.  v.  13.  April  80,  16.  Nov.  80, 
19.  April  85  [F.  A.  VII],  26.  März  92,  5.  Jan. 
93,  8.  Febr.  95.)  H  a  m  b  u  r  g  (G.  v.  22.  Febr.  95). 
In  Wal  deck  besteht  eine  Klassensteuer 
in  welcher  die  unteren  Klassen  nach  dem  Be- 
ruf, die  oberen  nach  dem  Einkommen  bestimmt 
sind,  doch  sind  bereits  von  der  2.  Hauptklasse 
an  (Einkommen  über  900  Mark)  den  festen  Steuer- 
sätzen für  die  einzelnen  Stufen  Einkommens- 
beträge gegenübergestellt.  In  Sachsen- 
Coburg  und  Sachsen-Gotha  werden 
die  Einkommen  von  2400  Mark  und  darüber 
durch  Einkommensteuern,  die  niedrigeren 
durch  Klassensteuern  getroffen.  Diese  unter- 
scheidet in  Sachsen-Gotha  nach  Standesmerk- 
malen Klassen,  in  ihnen  Stufen  nach  der  Leis- 
tungsfähigkeit.    Doch  hat  sich  in  der  prakti- 
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sehen  Handhabang  die  Anlehnung  an  eine  £in- 
kommenskala  herausgebildet,  und  das  G.  t. 
1894  erkennt  diesen  Zustand  insofern  an,  als 
es  die  Deklarationspflicht  bereits  bei  1500  Mark 
Einkommen  beginnen  lässt.  Zu  den  18  Stufen 
der  Coburgschen  Klassensteuer  werden  die 
einzelnen  Steuerpflichtigen  „unter  Berücksichti- 
gung ihrer  gesamten  Verhältnisse  und  der  durch 
diese  bedingten  besonderen  Steuerleistungs- 
fähigkeit" eingeschätzt;  hierfür  sind  vom  Ge* 
setz  weder  Klassenmerkmale  noch  Einkommens- 
grenzen angegeben;  die  Einschätzungskom- 
mission hat  eine  Einkommenskala  aufgestellt. 
Die  übrigen  Staaten  haben  eine  einheit- 
liche Einkommensteuer,  doch  behandeln  sie 
zum  Teil  die  CTösseren  und  kleineren  Ein- 
kommen verschieden:  bei  kleineren  Einkom- 
men dürfen  neben  dem  Einkommen  in  engerer 
oder  weiterer  Begrenzung  auch  andere  Momente 
berücksichtigt  werden,  welche  von  Einfluss  auf 
die  Leistungsfähigkeit  sind,  in  Hessen, 
Sachsen -Weimar,  Oldenburg,  Braun- 
schweig, Sachsen-Alttnburg,  Anhalt, 
beiden  Schwarzburg,  Schaumburg- 
Lippe,  Lippe,  Lübeck,  Hamburg;  andere 
Kommissionen  veranlagen  in  einigen  Staaten 
die  niederen  Einkommen,  andere  die  höheren; 
und  dergleichen  Unterschiede  mehr.  Zuweilen 
wird  auch  eine  Unterscheidung  zwischen  den 
höheren  und  niederen  Einkommen  als  Abt.  I  u. 
II  gemacht,  und  an  dieselbe  wird  dann  mit  der 
verschiedenen  Behandlung  angeknüpft. 

13.  Ansdehnun^^  der  sabjektiven 
Steaerpflicht  auf  juristische  Personen. 
In  verschiedener  Ausdehnung  unterwerfen 
eine  Reihe  von  Staaten  der  subjektiven 
Steuerpflicht  ausser  den  physischen  Personen 
.  auch  juristische:  Aktiengesellschaften,  Kom- 
manditgesellschaften auf  Aktien,  sonstige 
Erwerbsgesellschaften,  liegende  Erbschaften ; 
manche  auch  jiuistische  Personen  des  öffent- 
lichen Rechts,  Stiftungen  etc.  Ebenso  man- 
nigfaltig ist  dann  wieder  dort,  wo  juristische 
Personen  überhaupt  steuerpflichtig  sind,  die 
Steuerbefreiung  emzelner  Gruppen  derselben 
für  ihr  ganzes  Einkommen  oder  für  einzelne 
Teile  desselben.  Bei  einigen  ist  die  Steuer- 
pfUcht  auf  bestimmte  Arten  des  Einkommens 
beschränkt,  z.  B.  auf  Einkommen  aus  wer- 
bend angelegtem  Vermögen.  Zu  den  Staaten 
mit  einer  in  dieser  Weise  ausgedehnten  sub- 
jektiven Steuerpflicht  gehören :  Hessen,  S.  - 
Weimar,  Oldenburg,  Braunschweig, 
S.  -Meiningen,  S.  -Altenburg,  S.  - 
Coburg,  Anhalt,  beide  Schwarz- 
burg, Waldeck^  Reuss  j.  L.,  Schaum- 
burg-Lippe, Lippe,  Lübeck,  Bre- 
men und  Hamburg.  Die  mit  der  Besteue- 
rung der  Erwerbsgesellschaften  verbundene 
Doppelbesteuerung  vermeiden  Hessen  und 
Bremen  dadurch,  dass  das  von  den  Erwerbs- 
gesellschaften versteuerte  Einkommen  bei  den 
physischen  Personen  nicht  mehr  steuerpflichtig 
ist.  Braunschweig,  Schaumburg- 
Lippe  und  Lippe  lassen  die  Erwerbsgesell- 
schaften S^la^Jo  des  eingezahlten  Aktienkapitals, 
bezw.  der  eingezahlten  Geschäftsanteile  von 
ihrem  Einkommen  abziehen.    In  Oldenburg 


darf  den  einzelnen  Steuerpflichtigen,  welche 
Einkommen  ans  inländischen  Erwerbsgesell- 
schaften beziehen,  auf  ihren  Antrag  bis  zu  3*^^ 
des  eingezahlten  Betrages  der  Aktien  bezw. 
Geschäftsanteile  von  ihrem  Kapitaleinkommen 
abgesetzt  werden,  falls  sie  den  Besitz  der  frag- 
lichen Aktien  (Geschäftsanteile)  nachweisen 
können. 

14.  Objektive  Steaerpflicht.  Eine  Be- 
grenzung der  objektiven  Steuer- 
pflicht nach  unten  haben  Hessen  (hei 
50()  Mark,  in  einzelnen  Fällen  bei  6  und  700 
Mark),  Braunschweig  (900  Mark),  S.- 
Meiningen  (bei  physischen  Personen  6C0 
Mark),  S. -Altenburg  (bei  physischen  Per- 
sonen 4öO  Mark),  Anhalt  (600  Mark),  Schw.- 
Sondershausen  (300  Mark),  R e u s s  j.  L. 
(550  Markj,  Schaumburg-Lippe  \'M 
Mark),  Lippe  (300  Mark;,  Lübeck  iGOO 
Mark),  Bremen  (600  Mark)  und  Hamburg 
(900  Mark).  Weimar  hat  eine  untere  Be- 
grenzung nur  für  einzelne  Einkommensart^n. 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  diese  das  Gesamt- 
einkommen bilden  oder  nicht ;  Pensionen,  Alten- 
teile, Unfall-,  Invaliditäts-,  Alters-  und  Haft- 
pflichtrenten unter  200  Mark,  Zinsen  von  unter 
500  Mark  betragenden  Spareinlagen  und  Ein- 
kommen der  unter  lÖ  und  über  6Ö  Jahre  alten 
Personen  aus  Handel,  Gewerbe  und  gewinn- 
bringender Beschäftigung:  etc.,  soweit  sie  nicht 
„anmeldungspflichtig",  sind  frei. 

Wie  das  steuerpflichtige  Einkommen  be- 
rechnet werden  muss,  was  in  Ansatz  zu 
bringen,  was  abzuziehen  ist,  bestimmen  die 
einzelnen  Gesetze  und  weichen  hierin  von 
einander  ab.  Es  kann  hier  nur  auf  die- 
selben verwiesen  werden.  —  In  allen 
Staaten  ausser  Hamburg  wird  die 
Steuer  nach  Haushaltungen  veranlaßt;  doch 
weichen  die  einzelnen  Gesetze  hinsichtlich  der 
Bedingungen,  unter  welchen  Haushaltungsan- 
gehörige besonders  zu  veranlagen  sind,  von 
einander  ab.  —  In  der  Regel  soll  das  Ein- 
kommen desjenigen  Jahres,  für  welches  die 
Steuer  entrichtet  wird,  veranlagt  werden. 
Dieses  lässt  sich  aber  mit  Sicherheit  nur 
bei  festen  Einkommen  (Gehältern  etc.)  be- 
stimmen. Daher  w^ird  für  nicht  feste  Be- 
züge das  Einkommen  des  letzten  Jahres 
oder  auch  das  durchschnittliche  Einkommen 
mehrerer  Jahre  zu  Grunde  gelegt.  Dabei 
wird  in  Anhalt,  Lübeck,  Bremen  und 
Hamburg,  sofern  eine  solche  Durchschnitts- 
berechnung vorgeschrieben  ist,  das  Einkommen 
in  Verlust  Jahren  mit  Null  angesetzt  —  In 
S.  -Altenburg  kann  der  regelmässige  ge- 
samte Aufwand  und  Verbrauch  als  Betrag 
des  Einkommens  angenommen  werden,  wenn 
das  Einkommen  geringer  als  diese  Summe  ist 
oder  sich  nicht  mit  genügender  Sicherheit  fest- 
stellen lässt.  In  Hamburg  haben  Nicbt- 
ßeichsangehörige  die  Wahl,  ob  sie  ihr  Ein- 
kommen oder  zum  Einheitssatze  von  1  ®/o  i^" 
Verbrauch  versteuern  wollen,  wenn  sie  noch 
nicht  5  Jahre  ununterbrochen  im  Hamburger 
Staatsgebiet  gewohnt  haben.  —  Von  beson- 
derem Interesse  ist  die  Einbeziehung  der 
Konjunkturgewinne  sowie  der  Lotterie- 
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i;ewione  in  die  Einkommenbesteuenmg. 
Während  die  meisten  Staaten  in  Mehrein- 
nahmen aus  dem  Verkaufe  von  Grundstücken, 
in  Lotteriegewinnen  etc.  kein  steuerpflich- 
tiges Einkonunen  erblicken,  sondern  diese 
aL>  Vermögenszuwachs  ansehen,  ziehen 
Bambiu^,  Bremen  und  Lübeck  die  Ein- 
kommen dieser  Art  ziu"  Steuer  heran.  Sie 
schliessen  aber  Erbschaften,  Legate,  Schen- 
kungen, Mitgiften  etc.  aus.  Das  Ham- 
bnro^er  Gesetz  bestimmt,  dass  der  „Ertrag 
Ton  irgend  welchen  Gewinn  bringenden  Ge- 
«häften,  wozn  auch  Lotterie^ewinne  gehören," 
als  reines  Einkommen  gilt.  In  Lübeck  und 
Bremen  ist  ausdrücklich  hinzugefügt,  dass 
holche  Ertrag  auch  steuerpflichtig  sind,  wenn 
das  Geschäft  nicht  gewerbsmässig  oder  zu 
Spekulationszwecken  abgeschlossen  ist,  und  als 
Beispiele  werden  anfgefährt:  die  Kapitalge- 
winne bei  Veräusserung  von  Grundstücken  und 
Wertpapieren,  Lotteriegewinne  und  Prämien- 
gewinne. Die  Werterhöhung  an  sich  ist  also 
nicht  steuerpflichtig,  sondern  erst  die  bei  der 
Verinsserung  realisierte  Werterhöhung.  TDabei 
<ind  dann  aber  Verluste  auch  abzugsiähig.) 
r^a«:  diese  Bestimmung  im  besonderen  hin- 
siehtlich  der  Grundstücke  durchführbar  ist^  hat 
sich  in  Lübeck  gezeigt.  —  In  Reuss  ].  L. 
i?t  in  dem  Falle,  dass  der  Ertrag  von 
Gnmdljeßitz  hinter  einer  angemessenen  Ver- 
zinsung des  in  demselben  zu  Spekulations- 
zweckeu  angelegten  Kapitals  erheblich  zu- 
rückbleibt, bei  der  Veranlagung  anzunehmen, 
tes  sich  das  Kapital  durch  Steigerung 
des  Werts  mit  4®/o  jährlich  verainst. 

15.  Steaertarif.  In  der  Bildung  des 
^teuertarifs  unterscheiden  sich  die 
Staaten  in  zweifacher  Beziehung  von  ein- 
ander. In  den  einen  sind  die  Einkommen 
ihrer  Grosse  nach  in  Klassen  (Stufen) 
seschieden,  und  für  eine  jede  Stufe  ist  als- 
•lann  ein  einheitlicher  Steuersatz  zu  ent- 
richten, gleichgiltig,  ob  der  Pflichtige  das 
niedrigste  oder  höchste  Einkommen  in  der 
lietreffenden  Stufe  hat.  Diese  Stufen  um- 
fassen meistens  bei  den  kleineren  Einkommen 
einen  geringeren  (100—200  Mark)  Spielraum, 
welcher  mit  der  Höhe  des  Einkommens 
wächst  (jetzt  meistens  nicht  über  1—2000 
Mark).  Andere  Staaten  bestimmen  dagegen, 
dass  ein  bestimmter  Prozentsatz  des 
Enkommens  zu  entrichten  ist.  Hier  wird 
al5«D  rlie  wirkliche  Höhe  des  Einkommens 
mehr  berücksichtigt  als  bei  der  zuerst  ge- 
nannten Methode.  Zu  dieser  Gruppe  sind 
diejenigen  Staaten,  welche  Stufen  von  nur 
W)  Mark  kennen,  ebenso  zu  rechnen  wie 
diejenigen,  welche  das  ermittelte  Einkommen 
nach  oben  oder  unten  auf  100  abnmden. 
l>ie  zweite  Unterscheidung  geht  dahin,  dass 
der  Steuersatz  im  Einkommensteuergesetz 
*est  bestimmt  ist  (Q u o t e n Steuer)  oder 
te  er  beweglich  ist  und  jedesmal  erst 
durch  das  Finanzgesetz  bestimmt  wini 
iQuotisierung  der  Steuer).    Im  letzteren 


Falle  bestimmen  dann  die  Einkommensteuer- 
gesetze in  verschiedener  Weise  nur  einen 
Tarif,  welcher  der  Berechnung  der  Steuer  zu 
Grunde  zu  legen  ist  (s.  u.  bei  den  einzelnen 
Staaten).  —  In  der  Mehrzahl  der  Staaten 
ist  die  Steuer  degressiv  bezw.  progressiv. 
(Die  Klassenbilduns:,  welche  zur  Bestimmung 
der  Progression  erfolgt,  darf  nicht  mit  iener 
verwechselt  werden,  bei  welcher  für  jede  lüasse 
bestimmte,  einheitliche  Steuersätze  vorge- 
schrieben sind.) 

Klassen  mit  gesetzlich  festen  Sätzen 
finden  wir  in  den  beiden  Schwarzburg 
(S  c  h  w.  -  B.. :  der  Monatssatz  beträgt  bei  Ein- 
kommen nnter  360  Mark  5  Pfg.,  bei  300-^^400 
Mark  10  Pfg.,  steigt  allmählich  auf  54  Mark 
bei  Einkommen  von  18 — 20000  Mark  und  stei^ 
für  jede  weiteren  2000  Mark  nm  6  Mark;  die 
Jahresstener  beträgt  sonach  bei  Einkommen  von 
18000  Mark  und  mehr  3,6  ^|o  der  unteren  Klassen- 
grenze und  ist  für  die  unter  18000  Mark  lie- 
f enden  Einkommen  degressiv:  —  S  c  h  w.  -  S. : 
ie  Jahresstener  steigt  von  ^[g^lo  (1  Mark)  der 
untersten  Stufe  (300—400  Mark)  auf  3%  für 
Einkommen  über  4800  Mark;  der  höchste  Spiel- 
raum beträgt  1000  Mark  bei  Einkommen  über 
20000  Mark);  in  Schanmburg-Lippe 
(29  Kl.;  in  der  untersten  Einkommen  von  ^OO 
bis  450  Mark  mit  20  Pfg.,  in  der  29.  Einkommen 
von  60—72000  Mark  mit  180  Mark  monatlicher 
Steuer;  höhere  Einkommen  werden  nicht  in 
Klassen,  sondern  iprozentual,  mit  ^|s^|o  monat- 
lich, getroffen);  m  Wal  deck  (monatliche 
Steuersätze  in  den  ersten  3  Hau^tklassen  — 
mit  19  Stnfen  und  4  Unterabteilungen  der 
untersten  Stufe  —  10  Pfff.  bis  5,50  Mark;  die 
Pflichtigen  der  IV.  Hauptklasse  mit  Einkommen 
über  3(XK)  Mark  zahlen  ausser  den  5,50  Mark 
monatlich  noch  jährlich  S%  von  ihrem  die 
Summe  von  3000  Mark  übersteigenden  Ein- 
kommen, also  monatlich  von  jeden  300  Mark 
weitere  75  Pf^.)  und  für  die  Kiassenstener  in 
S.  -  G  0 1  h  a  (3  Hauptklassen  mit  18  Stufen ; 
monatliche  Steuersätze  10  Pfg.  bis  5  Mark). 

Zahlreicher  sind  die  Staaten  mit  Klassen- 
bildnn^,  in  welchen  die  Höhe  der  Steuer  durch 
das  Finanzgesetz  bestimmt  wird;  hierher 
gehören:  Hessen  (der  „Steuerbetrag"  steigt 
m  den  10  Klassen  der  II.  Abteilung  mit  Ein- 
kommen von  500-2600  Mark  von  3  auf  39  Mark, 
das  ist  von  0,6  auf  1,7  ®|o;  in  der  I.  Abteilung 
von  50  Mark  für  Einkommen  von  2600—3000 
Mark  [1,9  *>J  auf  290  Mark  für  Einkommen 
von  9500—10000  Mark  [B\y,  für  jede  weiteren 
1000  Mark  Einkommen  steigt  er  bis  zu  34000 
Mark  Einkommen  um  je  'S>,  von  da  an  bis 
41000  Mark  um  je  40,  von  da  an  bis  zu  80000 
Mark  Einkommen  um  je  45  und  darüber  hinaus 
um  je  50  Mark;  der  Steuerbetrag  erreicht  bei 
Einkommen  von  80000  Mark  ca.  4^Jo  und 
nähert  sich  dann  langsam  ö\.  Das  Finanz- 
ffesetz  bestimmt,  welcher  Prozentsatz  der  Steuer- 
beträge erhoben  wird.)  Oldenburg  (höchster 
Spielraum  1500  Mark  für  Einkommen  über 
15000  Mark;  die  Normal  jahresstener  beträgt 
1  Mark  für  die  unterste  Stufe  bei  Einkommen 
bis  225  Mark  und  wächst  von  'la  ^  ^  der  unteren 
Stufengrenze  der  zweiten  Stufe  bis  zu  4*^10  bei 
Einkommen  über  60000  Mark;  das  Finanz^esetz 
eines  jeden  der  drei  Staatsgebiete   bestimmt, 
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wieviel  Prozente  der  Normalsteuer  zu  entrichten 
sind).  In  Braunschweig  steigt  der  Ein- 
heitssatz von  3  Mark  für  Einkommen  von  9(K) 
bis  1000  Mark  {'\^\)  auf  2000  Mark  für  Ein- 
kommen von  100—102000  Mark  {2\)  und 
weiter  in  Stufen  von  2(XX)  Mark  um  je  40  Mark 
i2\).  S. -Altenburg  (höchster  Spielraum 
3000  Mark  für  Einkommen  über  36000  Mark; 
der  nach  den  Monatssätzen  berechnete  Jahres- 
betrag steigt  von  ^*iir®Io  der  unteren  Grenze 
der  3.  Stufe  (450-600  Mark)  bis  zu  4«'o  für 
Einkommen  über  18000 Mark;  für  die  untersten 
Stufen  (60-300—450  Mark)  beträgt  er  1.80 
bezw.  3  Mark.  Die  zu  erhebenden  Monatsraten 
sind  nach  Bedürfnis  zu  vermehren  oder  zu  ver- 
mindern). S.  -Coburg  mit  seiner  Klassen- 
s  t  e  u  e  r  (18  Stufen  mit  terminlichen  Steuersätzen 
von  10  Pfg.  bis  5  Mark.  Mehr  als  16  Termine 
dürfen  nicht  erhoben  werden).  Anhalt  (höch- 
ster Spielraum  1000  Mark  bei  Einkommen  über 
10000  Mark;  für  jede  Klasse  ist  eine  „Steuer- 
einheit" festgesetzt;  dieselbe  beträgt  bei  Ein- 
kommen von  600—750  Mark  15 Pfg.  =  ^l*  \o  der 
unteren  Klassengrenze  und  steigt  bis  auf  l^is^loo 
bei  Einkommen  über  100000  Mark)  Reuis 
i.  L.  (höchster  Spielraum  3000  Mark  bei  Ein- 
kommen über  102000  Mark;  das  G.  bestimmt 
für  jede  Stufe  „ Terminsätze " ;  diese  betragen 
bei  Einkommen  über  102000  Mark  ^la^j^  der 
unteren  Stiifengrenze  —  bei  12  Terminen  also 
4  ^[o  Jahressteuer  —  und  fallen  bis  30  Pfg.  für  die 
vierte  Stufe  der  I.  Abteilung  mit  550—650 
Mark  Einkommen;  die  drei  untersten  Stufen 
werden  in  der  Staatssteuer  nicht  erhoben.) 
Lippe  (höchster  Spielraum  300  Mark  bei  Ein- 
kommen über  6900  Mark;  die  Steuer  beträgt 
bei  einfacher  Hebung  für  3—400  Mark  12  Pfg. 
(0,04 «o),  für  6700-6900  Mark  16  Mark  (0,24 %^ 
und  steigt  für  jede  weiteren  300  Mark  Ein- 
kommen um  1  Mark,  nähert  sich  also  ^js^m; 
den  durch  die  Einkommensteuer  aufzubringen- 
den Betrag  setzt  das  Etatg.  fest.) 

Eine  prozentuale  Steuer  mit  gesetzlich 
festen  Sätzen  haben:  S.- Mein  in  gen  (4^|o 
bei  Einkommen  über  33000  Mark,  Degression 
bis  0,8 ^!o),  S. -Gotha  bei  seiner  Einkommen- 
steuer {S\  von  den  ersten  3600  Mark  jedes 
Einkommens;  das  Mehreinkommeu  mit  3%  bis 
4'^|o,  letzteres  bei  Einkommen  von  8400  Mark 
und  mehr  versteuert),  Lübeck  (6 ^|(j  bei  Ein- 
kommen 

^l3%). 


Über    100000   Mark,    Degression    bis 


Die  Einkommensteuer  in  S.  -  C  o  b  u  r  g  ist 
prozentual  und  beweglich  (*|4^|o  termin- 
lich ;  Maximum  4  ^|o  in  einem  Rechnungsjahre) ; 
ebenso  in  Bremen  (das  Finanzgesetz  be- 
stimmt den  höchsten  Satz ;  beträgt  derselbe  bis 
^\i  so  gilt  ausschliesslich  der  Tarif  von  1874; 
er  giebt  an,  wieviel  Steuer  jedes  Einkommen 
in  Abstufungen  von  100  Mark  zu  zahlen  hat, 
wenn  der  höchste  Satz  für  Einkoramen  über 
9000  Mark  l^^lo  beträgt;  er  ist  degressiv  von 
1  \  zu  1  Mark  für  Einkommen  unter  800  Mark ; 
wird  ein  höchster  Satz  über  A\  ausgeschrieben, 
so  berührt  das  die  Einkommen  bis' 6000  Mark 
nicht ;  nur  die  höheren  Einkoramen  haben  dann 
das  Mehr  nach  der  Skala  von  1895  aufzu- 
bringen: von  l*^|o  für  Einkommen  über  12000 
Mark  abfallend  auf  'lao"lo  ^^r  Einkommen  von 
6000-6100  Mark;  für  1897|98  betrug  der  höchste 
Satjc  b%).    In   Hamburg   wird  jährlich   die 


Zahl  der  zu  erhebenden  Einheitssätze  bestimmt : 
diese  betragen  1\  für  Einkommen  überoOOlM 
Mark  und  fallen  bis  auf  1  Mark  (*»•«)  h*i 
Einkommen  von  900—1000  3Iark.  In  S.- 
Weimar endlich  giebt  das  Einkommensteuer- 
gesetz überhaupt  keinen  Tarif,  sondern  über- 
lässt  die  Festsetzung  der  „Steuererhebung"^  dem 
„Steuergesetz"'  1896  98  bestand  eine  in  31 
Stufen  von  0,8  bis  ^\  des  nach  dem  Ein- 
kommensteuergesetz ermittelten  St«uerkapitals 
ansteigende  Skala. 

16.  Yeranla^ang  und  Strafbestim- 
mungen.  Die  Veranlagung  zur  Steuer 
erfolgt  in  der  Regel  dui-ch  Kommissionen, 
oft  in  Zusanimenwirkung  mit  der  Steuer- 
behörde, unter  Oberaufsicht  der  hnchsteu 
Finanzbehörde. 

Für  die  Einzelheiten  des  Veranlagung^ 
Verfahrens,  der  Organisation  der  Komnii.s- 
sionen,  ihrer  Veranlaguugsmitlel ,  des  Re- 
klamationsverfahrens etc.  wird  auf  die  t.»in- 
zelnen  Gesetze  verwiesen.  Hervorzuhel^^'n 
ist  niu",  dass  in  mehreren  Staaten  öffent- 
liche Kassen  und  auch  Private  bei  Strafe 
verpflichtet  sind,  Auskunft  über  die  Bezug»* 
ihrer  Angestellten  an  Lohn  etc.  zu  erteilen. 
In  \'ielen  Staaten  ist  Deklaration^- 
j)  f  1  i  c  h  t  der  Steuerpflichtigen  ausgesprochen, 
doch  wird  dieselbe  mit  verschiedener  Eorrsie 
durchgesetzt.  Daneben  besteht  mehrfach 
das  Recht  der  Steuerpflichtigen,  Deklarationen 
einzureichen. 

In  Schaumburg-Lippe  ist  die  Steuer- 
erklärung für  physische  Personen  fakultativ,  für 
juristische  besteht  indirekter  Deklarations- 
zwang. —  Die  zuständigen  Behörden  können  in 
S.  -  C  0  b  u  r  g  (bei  der  Einkommensteuer  für  Ein- 
kommen aus  Kapitalvermögen;  sonst  fakuhative 
Selbstschätzung),  in  Anhalt  (bei  Einkommen, 
die  nicht  unter  2000  Mark  betragen,  und  bei 
juristischen  Personen  sind  sie  dazu  verpflichtet), 
m  Wal  deck  und  in  Reuss  j.  L.  (bei  Ein- 
kommen nicht  unter  1000  Mark)  Deklaration 
verlangen,  bezw.  sie  sind  verpflichtet,  es  zu 
thun;  wer  nicht  Folge  leistet,  verliert  «lie 
Rechtsmittel.  —  In  Braunschweig. 
S.- Altenburg,  S. -Gotha,  in  den  beiden 
Schwarzburg,  in  Schaumburg-Lipp/ 
(juristische  Personen)  und  in  Lippe  zieht  die 
Nichterfüllung  der  Deklarationspnicht  dieselben 
Rechtsnachteile  und  Strafen  wie  m  Prenssen  nach 
sich.  Schw.-Rudolstadt  hat  ausserdem  eine 
besondere  Fassionspflicht  für  Einkommen  au:» 
Kapitalvermögen  über  40  Mark,  deren  Nichter- 
füllung als  Steuerhinterziehung  bestraft  winl. 
—  In  Oldenburg  haben  die  Vorstände  der 
steuerpflichtigen  Erwerbsgesellschaften  auf  Ver- 
Ifiuigen  von  zuständiger  Seite  das  Einkommen 
der  Gesellschaft  bei  gesetzlicher  Strafe  nachzu- 
weisen. Alle  sonstigen  Steuerpflichtigen,  die 
zu  mehr  als  löOO  Mark  veranlagt  gewesen  sind. 
unterliegen  einer  auf  ihr  Kapitalvermögen  und 
ihr  Einkommen  aus  demselben  beschränkten 
Angabepflicht,  wenn  letzteres  wenigstens  öO 
Mark  beträgt.  Auf  öffentliche  Aufforderung  i^t 
bei  Verlust  der  Rechtsmittel  hinsichtlich  dieses 
Teils  des  Einkommens  die  Erklärung  abzugeben: 
ausserdem  können  diejenigen,  welche  keine  Er- 
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klÄrnng  abgeg;eben  haben,  obwohl  sie  dazu  ver- 
ptiichtet  sind,  vom  Vorsitzenden  des  Schätzungs- 
aosschnsses  unter  Androhung  einer  Ordnungs- 
strafe von  3—60  Mark  besonders  zur  Angabe 
de«  Kapitaieinkommens  aufffefordert  werden.  — 
In  H  e  s  s  e  n  sind  die  Erwerbsgesellschaften  und 
alle  Steuerpflichtigen  der  I.  Abteilung  dekla- 
rationspflichtig;  doch  sind  diejenigen  physischen 
Personen  von  der  Verpflichtong  zur  Steuerer- 
klninp:  entbunden,  welche  bereits  im  Vorjahre 
rnr  Steuer  herangezogen  waren,  welche  ihren 
Wohnsitz  nicht  gewechselt  und  keine  Einkorn- 
mensverbesserung  erfahren  haben ,  durch  die 
ihre  Versetzung  in  eine  höhere  Klasse  bedingt 
wäre;  ausserdem  sind  alle  deklarationspflichtig, 
welche  zur  Steuererklärung  aufgefordert  werden. 
Wer  ungeachtet  besonderer  Aufforderung  nicht 
d'^klariert.  verliert  die  Rechtsmittel;  ausserdem 
iNird  wegen  Hinterziehung  mit  dem  4— 20  fachen 
Betrage  bestraft,  wer  „absichtlich"  die  Erklä- 
ron?  unteriässt;  wer  sie  „aus  Nachlässigkeit" 
nicht  abgiebt  unterliegt  nur  einer  Ordnungs- 
strafe. —  In  L  ü  b  e  c  k  ist  die  Nichtdeklaration 
.'hne  ßcchtsnachteil ,  in  Bremen  wird  die 
Weifrerung  der  Antwort  auf  die  Umfrage, 
weltJe  an  alle  mit  Einkommen  über  800  Mark 
ergeht  bestraft  (bis  zu  100  Mark,  im  Wieder- 
lolnngsfalle  bis  zu  200  Mark).  Bei  Nichtdekla- 
ration tritt  Einschätzung  ein.  Doch  ist  in 
beiden  Staaten  jeder,  der  zu  niedrig  ein- 
lese hat  zt  ist,  bei  Strafe  (Lübeck:  bis 
ZG  KX)  Mark;  Bremen:  bis  zum  Betrage  der 
fj^nuldigen  Steuer)  gehalten ,  dies  anzu- 
z»'ifi:en.  —  In  S.-Meiuingen  zieht  die  Nicht- 
♦rrfullung  der  Deklarationspflicht  (sie  besteht 
ohne  besondere  Aufforderung  bei  Kapitalein- 
bminen  über  40  Mark  und  ausserdem  auf  Auf- 
^ordenmg  der  Behörde,  welche  dazu  berechtigt 
i^t.  wenn  das  Gesamteinkommen  nicht  unter 
IjlO  Mark  beträft,  und  der  Steuerpflichtige  als 
bt^fahij^  zur  Bezifferung  seines  Einkommens  an- 
zusehen ist)  den  Verltist  der  Rechtsmittel  hin- 
?khtlich  des  Kapital-  bezw.  des  ganzen  Jahres- 
t^inkommens  nach  sich.  Ausserdem  ist  derjenige, 
welcher  nicht  deklariert  hat  und  infolge  dessen 
zii  niedrig  eingeschätzt  ist,  gehalten,  dies  an- 
zizei^en,  bei  Strafe  des  vierfachen  Betrages  der 
za  wenij?  veranlagten  Steuer.  —  Auch  in  Ham- 
l'nri^  oesteht  diese  Anzeigepflicht  bei  den 
Mrafen,  welche  auf  unrichtige  Angaben  bei  der 
Selbsischätzung  oder  Reklamation  stehen,  ohne 
•iass  jedoch  mit  Nichterfüllung  der  Selbst- 
^hgtzimgspflicht  noch  ein  besonderer  Nachteil 
verbünden  wäre.  —  Wer  in  S.  -W  e  i  m  a  r  Ein- 
kommen I.  Abteilung  (Diensteinkommen,  Ge- 
hälter, Pensionen,  Wartegelder  aus  öffentlichen 
Kassen  und  aus  den  Kassen  von  Stiftungen, 
Privateiaenbahnen,  Aktiengesellschaften,  Kom- 
manditgesellschaften a.  A.,  eingetragenen  Er- 
werbs- und  Wirtschaftsgenossenschaften,  Spar- 
^*sen,  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung, 
'jeffenseitigkeitsgesellschaften  und  Berggewerk- 
^'baften;  Einkommen  aus  Kapitalvermögen  und 
Kentenbeztige)  ganz  oder  teilweise  nicht  an- 
meldet, macht  sich  der  Steuerhinterziehung 
^huldig  und  zahlt  den  1—16  fachen  Betrag  als 
Hrafe,  Andererseits  ist  das  angemeldete  Ein- 
kommen ohne  Mitwirkung  der  Schätzungsorgane 
T&n  der  Steuerbehörde  in  die  Steuerrolle  einzu- 
tragen; die  Anmeldung  wird  solange  als  zu- 
treffend behandelt,    bis    ihre  Unrichtigkeit   im 


Wege  der  Steuerhinterziehungsuntersuchung  fest- 
gestellt ist.  Die  übrigen  Einkommen  sind 
„schätzungspflichtig" ;  für  sie  besteht  eine  „Er- 
klärungsbefugnis" und,  sofern  das  Schätzungs- 
pflichtige Einkommen  mindestens  3000  3Iark 
beträgt  oder  der  Pflichtige  zur  Deklaration 
auf  gefordert  wird,  eine  „Erklärungspflicht",  deren 
Nichterfüllung  dieselben  Rechtsfolgen  \ne  in 
Preussen  hat.  Werden  gegen  diese  Erklärungen 
Bedenken  erhoben,  so  liegt  dem  Steuerpflichtigen 
die  Beweislast  ob. 

In  Hessen,  S.-Weimar,  S.-Alten- 
burgjS. -Gotha,  Anhalt,  beiden  Schwarz- 
b  u  r  g  und  Lippe  ist  es  gestattet,  bei  Ein- 
kommen ,  deren  Betrag  sich  nur  schätzungs- 
weise ermitteln  lässt,  der  Deklarationspflicht 
durch  die  Mitteilung  derjenigen  Umstände  zu 
genügen,  welche  als  Unterlage  für  die  Schätz- 
ung erforderlich  sind. 

Hinsichtlich  der  Straf bestimmungen 
sei  nur  einer  Eigentümlichkeit  Erwähnung  ge- 
thau:  Falls  eine  Steuerhinterziehung  erst  nach 
dem  Tode  des  Pflichtigen  bekannt  wird,  so  ist 
in  S.  -  W  e  i  m  a  r  und  S.  -  M  e  i  n  i  n  g  e  n  die 
Strafe  gegen  die  Erben  zn  erkennen. 

(Statistik  s.  S.  412.) 

IL  Die  Staaten  mit  partieller  Einkommen- 
Steuer. 

A.  Bayern. 

18.  Geschichte.  In  Ober-  und  Niederbayem, 
Oberpfalz,  Ober-  und  Mittelfranken  und  in 
Schwaben  wurde  durch  das  Ed.  v.  13.  Mai  1808, 
unter  Beseitigung  der  zahlreichen  Provinzial- 
steuem,  neben  einer  Grundvermögenssteuer  für 
Grund-  und  Hausbesitz  und  einer  Gewerbesteuer 
das  Familienschutzgeld  für  jeden  sons- 
tigen selbständigen  Erwerb  eingeführt.  1814 
trat  an  Stelle  desselben  eine  allgemeine 
Familiensteuer.  —  1848  brachten  die  GG. 
V.  4.  Juni  für  das  Jahr  1848/49  eine  Kapital- 
steuer und  eine  Einkommensteuer;  aus  diesen 
wurde  durch  das  vereinigte  G.  v.  11.  Juli  1850 
über  die  Kapitalrentensteuer  und  die  Einkom- 
mensteuer unter  gleichzeitiger  Aufhebung  der 
Familiensteuer  eine  allgemeine  Einkom- 
mensteuer vom  reinen  Einkommen  heraus- 
gebildet. Dieselbe  bewährte  sich  aber  nicht; 
sie  ergab  ein  finanziell  ungünstiges  Resultat, 
da  die  Fassionen  des  nicht  in  festen  Bezügen 
bestehenden  Einkommens  für  die  erste  Fatie- 
rungsperiode  1849/50  bis  1851/52  zu  niedrig 
abgegeben  wurden.  Sie  wurde  daher  nach  dem 
G.  V.  31.  Mai  1856,  unter  gleichzeitiger  Revision 
der  Kapitalrentensteuer,  durch  eine  partielle 
Einkommensteuer  ersetzt,  welche  nur  diejenigen 
Einkommen  trifft,  die  noch  zu  keiner  anderen 
direkten  Steuer  herangezogen  sind;  diese  ist 
also  eine  Ergänzungssteuer  zu  dem  Ertragssteuer- 
systein.  Im  wesentlichen  besteht  das  Gesetz 
von  1856  heute  noch  zu  Recht.  Die  vom  Fi- 
nanzminister V.  Riedel  vertretene  Reformbe- 
wegung (Entwickelung  des  Programms  am  13. 
Februar  1879;  Gesetzentwürfe  am  29.  November 
1879  eingebracht),  welche  das  damalige  preus- 
sische  System  der  direkten  Besteuerung  (all- 
gemeine Einkommensteuer,  ergänzt  durch  das 
fundierte  Einkommen  nochmals  treffende  Er- 
tragssteuern) übernehmen  wollte,    zeitigte   das 
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17.  Statistik.1) 


Land 


Jahr 


Bevöl- 
ke- 
rung 
in 
Tau- 
sen- 
den») 


"§" 


Steuer- 
pflichtige 


in 

Tausen- 
den 


|2 


Steuerpflichtiges 
Einkommen 
auf  den  Kopf 
der 


in 

Millionen 
Mark 


Mark 


Mark 


in 

MiUio- 

nen 

Mark 


Steuerbetrag 
!auf  den 
Kopf  der 

e 


0 
Mk. 


Mk.  Hark 


3 


10 


11  I    12 


Hessen 

S.-Weimar  .  .  .  . 
Oldenburg  (Hauptland) 
Braunschweig  .  .  . 
S.-Meiningen  .  .  . 
S.-Altenburg  .  .  . 
S.-Coburg      .     .    .    . 

S.-Gotha 

Anhalt       


Schwarzb.-Rudolstadt 
Schwarzburg-Sonders- 
hansen .... 
Waldeck-Pyrmont . 
Reuss  j.  Linie   .    . 
Schaumburg-Lippe 

Lippe    

Lübeck  .... 
Bremen  .... 
Hamburg  .... 


1897/'98 

1897 

1895 

1897;98 

1898 

1898 

1898,99 

1898,99 

1897/98 

1893)94 

1898 

1898 
1897 
1898 
1898 
1897;98 
1897/98 
1896 
1896 


io6o«) 

339 
296 

434 
234 
180 

62 
154 
293 
272 

89 

78 

58 
138«) 

41 
135 

86') 
198») 
öSs*») 


241 
140 

88*) 

45'^) 

38 

72 

19 

25 

66 
29 

21 
13 
39«) 
II 

45 

26*)^ 


50*1 
53*) 


22,7 
41,2 
,29,7 
10,3 
16,1 
40,0 
30,6 
16,5 

24,1 

32,4 

I 

127,2 

'22,5 
28,0 
26,2 

33,1 
30,0 
25,3 
22,4 


111,5 
76,0 

113,1*) 
50,0 
69,o 

41,8 
105,5 


20.7 

44J-) 
8^ 

39,9*)  •) 
128,3"^ 


328,7 
256,9 
,260,4 

1213,3 
1382,8 

271,3 


797,8 
865,4 

2521,7 

1327,5 
957,2 

1640,8 


388,0  1609,5 


265,2 

322,5 
207,3 

461,0 
;648,9 


976,4 

1150,8 
791,4 

2059,4') 
2549,3 


44i!3*j  •)  |646',o|3223|9*) 


5,6 

2,4 

1,1*) 

1,1 
0,9 
0,4 

0,8 

0,6 

0,3 

0,4 

0,2»«) 
0,8«) 

0,1 
0,6 

1,2»)  « 

3,8') 
13,6*)  ^) 


5,3 

7,2 
3,8 
2,6 

4,5 
5,2 


23.3    - 

1 7,5  2.2 
12,91.5 

25.51.0 
28,22,1 

14 


_.  .13.01 
5,618,4    - 
5,231,2  1.9 

3,5  -      - 

2.4  9.90.6 
3,7|n,4    - 

4.5  16.5  1.7 

3.6  16,0    — 
5,7.20,2X8 
3,3.12.5  1,6 

4,2:i2j|  - 
13,846,02.9«;. 

i9,3,75*9!3.o 
20,0  89,1;  3,0*) 


G.  V.   19.   Mai   1881,   welches    keinen   System-' 
Wechsel,  sondern  nur  eine  Reform  der  bestehen- 1 
den  Steuern  brachte.    Auch  das  G.  von  1899  hat 
sich    auf  Verbesserungen    in    Einzelheiten    be- 
schränkt ;   unter  anderem  ist  der  Tarif  wesent- ; 
lieh   geändert  worden.     Das   Gesetz  von    1881 1 
kannte  nach  der  Art  bezw.  Höhe   des  Einkom- 
mens drei  verschiedene  Abteilungen ;  jede  der- 
selben hatte  einen  besonderen  Tarif.  Das  Finanz- , 


gesetz,  welches  die  Höhe  der  zu  erhebenden 
direkten  Steuern  festsetzt,  bestimmte  für  1894  % 
und  1898/99,  dass  die  Einkommensteuer  nach 
dem  G.  v.  19.  Mai  1881  erhoben  wird  mit  einem 
Zuschlage  von  6  Pfennigen  auf  die  Mark  in  den 
Abteilungen  I  und  II  und  von  11  Pfennigen  in 
Abteilung  III.  —  Unterfranken  und  die  Pfali 
hatten  bis  1865  ihre  besonderen  Steuersysteme 
behalten. 


^)  Die  meisten  Unterlagen  dieser  Tabelle  ent- 
stammen gütigen  Mitteilungen  der  Behörden,  für 
welche  an  dieser  Stelle  auf  das  wärmste  gedankt 
wird.  —  Mitteilungen  d.  Grossh.  hessischen 
(Zentralstelle  f.  d.  Landesstatistik,  1898,  Nr.  661, 
680.  —  P.  K  0 1 1  m  a  n  n  ,  Statistische  Beschrei- 
bung d.  Gemeinden  d.  Herzogtums  Olden- 
burg, 1897.  —  Einkommensstatistik  f.  d.  Her- 
zogtum S. -Altenburg  auf  den  Zeitraum 
1869 — 1898  unter  Zugrundelegung  d.  Jahres- 
veranlagung zur  Einkommensteuer.  —  Ham- 
burg: Ergebnisse  d.  Einkommensteuer  für  das 
Jahr  1896.  —  Bevölkerung  und  Bevölkerungs- 
veränderung im  Lübeckischen  Staate.  Jahres- 
bericht d  Steuerbehörde  d.  freien  und  Hansa- 
stadt Lübeck  für  1897,98.  —  Jahrbuch  f. 
bremische  Statistik,  1897,  IL  Heft.  1)  Nach 
der  letzten  Volkszählung  vor  dem  Berichtsjahre. 
2)  Mittlere  Bevölkerung  im  Berichtsjahre.  3) 
Nach  der  Personenstandsaufnahme  für  die  Ver- 
anlagung der  Einkommensteuer.  4)  Steuer- 
zahler. 5)  Dazu  kommen  in  Brauuschweig, 
Lübeck,  Hamburg  154—25-303  Aktiengesell- 
schaften etc.  mit  4017823—912700—27995500 


(bei  296  Gesellschaften)  M.  steuerpflichtigen 
kommen  und  71462—52812-1525987  M.  Si 


ni  Ein- 
Steuer. 

6)  Nach  dem  alten  G.  v.  16.  Juni  1890  blieben 
die  beiden  untersten  Stufen  unbesteuert;  die 
zu  ihnen  (für  die  Gemeindebesteuerung)  veran- 
lagten 10352  Censiten  mit  3512550  M.  Ein- 
kommen und  953,10  M.  terminlicher  Steuer  sind 
in  den  Zahlen  der  Tabelle  nicht  mit  enthalten. 
Für  1896—98  sind  jährlich  12  Termine  in  den 
Etat  eingestellt.  7)  Einschl.  293  Erwerbsge- 
sellschaften mit  9293637  M.  Einkommen  nnd 
368229  M.  Steuer;  das  Einkommen  aus  Erwerb?:- 
gesellschaften  wird  von  den  physischen  Per- 
sonen nicht  versteuert.  8)  Das  in  Spalte  6 
nachgewiesene  Einkommen  hatten  19356  pbr- 
sische  Personen,  welche  1140269  M.  Steuer 
zahlten,  bei  6579  Steuerzahlern  mit  53475  M. 
Steuerertrag  ist  das  Einkommen  nicht  nachge- 
wiesen. 9)  Das  in  Spalte  6  nachge wiese  Ein- 
kommen hatten  136872  physische  Personen, 
welche  13073858  M.  Steuer  zahlten;  bei  16119 
,  Steuerzahlern  mit  558  528  M.  St-euerertraff  ist 
i  das  Einkommen  nicht  nachgewiesen.  10)  S'ach 
I  dem  Rechnungsabschluss. 
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19.    Gegenwärtii^er    Rechtsznstand. 

»Gesetz  von  1899.)  In  Bayern  besteht  ein 
Ertragssteuersystem,  in  welchem  die  Grund-, 
Haus-,  Gewerbe-  und  Kapitalrentensteuer 
durch  eine  partielle  Einkommensteuer  er- 
gänzt werden,  Objekt  der  letzteren  ist 
(ksjenige  Einkommen,  welches  noch  nicht 
«liirch  eine  jener  vier  Steuern  getroffen  wird 
rArt.  1).  lÄe  Bestimmung  des  Objekts  ist 
sonach  eine  negative,  und  es  hängt  von  den 
Vorschriften  über  die  genannten  vier  Steuern 
ab.  welches  Einkommen  der  Einkommen- 
sreuer  imterliegt.  Stipendien  für  Unterricht 
imdBildTuig,Erziehnngsbeiträg6,Unterstützmigen 
für  wiasensch&ftliche,  künstlerische  oder  indus- 
trielle Zwecke,  welche  nur  für  bestimmte  Jahre 
bewilligt  sind,  sind  steuerfrei. 

Die  subjektiveSteuerpflichtgrün- 
det  sich  auf  bayerische  Staatsangehörigkeit, 
anf  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  in  Bayern 
oder  auf  Bezügen  aus  bayerischen  Staats- 
kassen an  Gehalt,  Pension  oder  Wartegeld. 
Befreit  von  der  Steuer  sind  die  Gemeinden, 
.Anstalten  und  Stiftun^n  für  Kultus,  Wohl- 
thäti^keit  und  ünterricnt  sowie  die  einer  be- 
hördhchen  Aufsicht  unterstellten  Hilfs-  und 
Sparkassen ;  ünterstüt2ungs-,Pensions-,Kranken-, 
Sterbe-  ond  Leichenkassen,  welche  einer  behörd- 
lichen AuMcht  nicht  unterstellt  sind,  wenn  und 
Niknge  deren  gemeinnützige  Wirksamkeit  nach- 
gewiesen ist;  die  Chefs  nnd  Mitglieder  der  in 
Bayern  beglaubigten  Missionen  nebst  Famüien- 
güetiem,  Ueschäftspersonal  und  Bediensteten; 
bedingungsweise  die  Consuln  auswärtijcrer 
Staaten ;  Militarpersonen  und  deren  Angehörige 
iünsichtlich  gewisser  fiinkommensarten,  Pen- 
sionserhöhungen, Yerstümmelungszulagen  u.  dgl. 
Bezügen  aus  militärischen  Yernältnisseu;  Per- 
sonen nnter  18  Jahren  hinsichtlich  ihres  Ar- 
beitsverdienstes:  weibliche  Personen,  deren  ein- 
kommensteuerpnichtiges  Einkommen  500  Mark 
und  deren  Gesamteinkommen  700  Mark  jährlich 
nicht  übersteigen;  Personen  mit  einkommen- 
stenerpflichti^m  Einkommen  ausschliesslich  aus 
Lohnarbeit  bis  zu  750  Mark^  welche  im  Brote 
ihres  Dienstherrn  oder  Familienhauptes  stehen 
und  keine  eigene  Wohnung  haben;  Witwen, 
geschiedene  oder  verlassene  Ehefrauen  etc., 
Väterlose  Minderjährige  und  erwerbsbeschränkte 
Personen  hinsichtlich  ihrer  Pensionen,  Alimen- 
tationen und  dergleichen,  Mitglieder  der  frei- 
villigen  Feuerwehiren  und  deren  Hinterbliebene 
binsichtlich  ihrer  Bezüge  aus  der  Landesfeuer- 
wehr-Unterstützungskasse, wenn  diese  Bezüge 
7öO  Mark  und  das  Gesamteinkommen  1200  Mark 
jahrlich  nicht  übersteigen;  Personen,  welche 
wegen  Dürftigkeit  ans  öffentiiehen  oder  Stif- 
tpngsfonds  Unterstützungen  empfangen,  hin- 
sichtlich dieser  Unterstützungen;  Personen, 
welche  ihren  Unterhalt  ganz  oder  zum  grössten 
Teile  durch  Unterstützung  der  öffentlichen 
Armenpflege  beziehen;  endlich  auf  ihren  Antrag 
diejenigen  Personen,  deren  einkommensteuer- 
pfiichtiges  Einkommen  500  Mark  und  deren 
Gesamteinkommen  700  Mark  jährlich  nicht  über- 
steii^t. 

Der  Steuertarif  bestimmt  die  Jahres- 
steuer nach  Klassensätzen.     Sie  beträgt  in 


der  ersten  Klasse  mit  einkommensteuerpflich- 
tigem Einkommen  bis  500  Mark  50  Pfen- 
nige, in  der  zweiten  Klasse  mit  Einkommen 
über  500  bis  750  ^lai'k  1  Mark  (^s^lo)  und 
steigt  bis  zu  den  Einkommenklassen  über 
50  000  Mark,  für  welche  sie  3  ®/o  desjenigen 
Einkommens  beträgt,  mit  welchem  die  vor- 
ausgehende Klasse  endet.  Bei  Einkommen 
über  10000  Mark  umfassen  die  einzelnen 
Klassen  je  1000  Mark  Einkommen. 

Die  EinSteuerung  findet  nach  Haus- 
haltungen statt;  ihr  wird  der  Jahresbetrag 
des  Einkommens  zu  Q^runde  gelegt  Bei  Ein- 
kommen aus  Ijohnarbeit  ist  der  orts-  oder 
geschäftsübliche  Tagesarbeitsverdienst  bezw. 
der  auf  den  einzelnen  Tag  zurückzuführende 
Wochen-,  Monats-  oder  Akkordlohn  mass- 
gebend, sofern  sich  der  Tagesverdienst  nicht 
höher  als  2^/2  Mark  stellt.  Im  übrigen  er- 
folgt die  EinSteuerung  bei  festem  Einkommen 
nach  seinem  Bestände  zur  Zeit  der  Ein- 
steuerung,  bei  schwankendem  Einkommen 
nach  zweijährigem  Durchschnitt.  Schuld- 
zinsen dürfen  nur  abgezogen  werden,  sofern 
sie  zu  den  für  den  Erwerb  des  Einkommens 
notwendigen  Ausgal>en  gehören.  Die  Leis- 
tungsfähigkeit wesentlich  beeinti-ächtigende 
Verhältnisse,  sofern  sie  ausschliesslich  in 
aussergewöhnlicher  Belastung  durch  Unter- 
halt und  Erziehung  der  Kinder,  in  Ver- 
pflichtung zum  Unterhalt  mittelloser  Ange- 
höriger, in  andauernder  Krankheit  und  in 
besonderen  Unglücksfällen  bestehen,  sind  bei 
Personen,  deren  einkommensteuerpflichtiges 
Einkommen  und  deren  Gesamteinkommen 
5000  Mark  nicht  übersteigen,  dergestalt  zu 
berücksichtigen,  dass  eine  Ermässigung  um 
höchstens  3  Klassen  bezw.  bei  den  Zuge- 
hörigen der  drei  untersten  Klassen  Steuer- 
befreiung eintritt 

Die  Veranlagung  erfolgt  für  die  vier- 
jährige Steuerperiode  in  dem  derselben  vor- 
aufgehenden Kalenderjahre.  Doch  sind  wäh- 
rend der  Steuerperiode  nicht  nm*  Ab-  und 
Zugänge,  sondern  auch  Veränderungen  des 
steuerpflichtigen  Einkommens  durch  Steuer- 
festsetzungen von  Seiten  der  Rentämter  zu 
berücksichtigen.  Die  Vorbereitung  liegt 
bei  den  Gemeindebehörden  und  bei  den  Eent- 
ämtem.  Als  Grundlage  für  die  Ein- 
schätzung dienen  die  von  den  Hausbesitzern 
einzureichenden  Hauslisten,  ferner  Gehalt-  und 
Lohnlisten,  welche  die  Gehalt-  undLohngeber 
aufzustellen  haben,  endlich  die  Passionen  der 
Einkommensteuerpflichtigen  selbst,  welche  für 
alle  obligatorisch  sind:  jeder  muss  sein  Ein- 
kommen auf  öffentliche  Aufforderung  bezw.  auf 
besondere  Mahnung  hei  Verlust  der  Rechtsmittel 
für  die  Steuerperiode  und  eventuell  bei  der 
Strafe   für   Hinterziehung    fatieren.       Formell 

fsnü^ende    Steuererklärungen,     gegen    deren 
ichtigkeit  kein  Bedenken  obwaltet,  sind  der 
EinSteuerung  zu  Grunde  zu  legten. 

Für  jeden  Rentamtsbezirk  wird  ein  S  t  e  u  e  r  - 
ausschuss  gebildet;  er  besteht  aus  4  ständigen 
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Mitgliedern,  welche  vom  Magistrat  und  von  den 
Gemeindebevollmächtigten  in  gemeinschaftlicher 
Sitzung:  bezw.  von  der  Distriktaratsversamm- 
lung  in  Distriktgemeinden  gewählt  werden. 
Diese  ständip^en  Mitglieder  wählen  ihren  Vor- 
sitzenden selbst.  Der  Rentamtmann  oder  sein 
Stellvertreter  wohnt  den  Ausschusssitzungen  als 
Vertreter  des  Staates  ohne  Stimmrecht  bei.  Die 
Eegienjng  kann  in  die  Steuerausschüsse  Kom- 
missare entsenden.  Auf  Beschluss  des  Aus- 
schusses oder  nach  dem  Ermessen  des  äraria- 
lischen  Vertreters  kann  für  die  Prüfung  der 
Fassionen  aus  einer  Gemeinde  ein  fünftes  Aus- 
schussmitglied aus  derselben  als  Auskunftsperson 
herbeigezogen  werden,  welches  durch  die  Ge- 
meindeverwaltung bestimmt  wird.  Die  Ein- 
steuerung  erfolgt  bei  den  Steuerpflichtigen, 
deren  Einkommen  3000  Mark  nicht  übersteigt, 
durch  die  Rentämter,  bei  allen  übrigen  durch 
die  Steuerausschüsse.  Die  letzteren  üben  Kon- 
trolle über  die  EinSteuerung  seitens  der  Rent- 
ämter und  entscheiden  Einsprachen  der 
Steuerpflichtigen,  welche  gegen  die  von  den 
Rentämtern  innerhalb  der  Steuerperiode  aus 
Anlass  von  Zu-  oder  Abgängen  und  von  Ver- 
änderungen des  Einkommens  festgesetzten 
Steuern  erhoben  werden,  vorbehaltiich  der 
Rechtsmittel. 

Sowohl  der  Steuerpflichtige  als  der  Ver- 
treter des  Aerars  können  Berufung  gegen 
die  reutamtliche  Einsteuerung  und  gegen  die 
Beschlüsse  des  Steuerausschusses  einlegen.  Der 
Steuerausschuss  prüft  dieselbe  und  kann  ihr 
entsprechen,  wenn  die  Gegenpartei  einverstan- 
den ist;  die  nicht  auf  diesem  Wege  erledigten 
Berufungen  gehen  zur  Entscheidung  an  die  Be- 
rufungskommission des  Regierungsbezirks.  Diese 
besteht  aus  dem  vom  Finanzministerium  zu  er- 
nennenden Vorsitzenden,  aus  5  vom  Landrate 
gewählten  und  2  vom  Finanzministerium  er- 
nannten Mitgliedern. 

Gegen  die  Entscheidung  der  Berufungs- 
kommission kann  von  den  Pflichtigen  sowie  von 
der  Regierung  wegen  Nichtanwendung  oder 
unrichtiger  Anwendung  des  bestehenden  Rechtes 
oder  wegen  wesentlicher  Mängel  des  Verfahrens 
B  e  s  c  h  w  e  r  d  e  bei  der  Oberberufungskommission 
erhoben  werden.  Diese  besteht  aus  dem  vom 
Finanzministerium  zu  ernennenden  Vorsitzen- 
den und  zwei  von  ihm  zu  bestimmenden  stän- 
digen Mitgliedern,  ferner  aus  zwei  vom  Minis- 
terium des  Innern  ernannten  ständigen  Mit- 
gliedern, von  denen  eines  aus  den  Räten  des 
Verwaltungsgerichtshofes  entnommen  sein  muss, 
und  aus  zwei  nichtständigen  Mitgliedern;  die 
letzteren  werden  von  den  Landräten  jeder  Be- 
zirksregierung aus  Kreiseinwohnern  gewählt 
und  zwar  je  zwei  für  jeden  Bezirk. 

Für  verschiedene  v  ergehen  gegen  das  Ge- 
setz sind  Ordnungsstrafen  bis  zu  100  Mark 
vorgesehen;  so  wird  die  Verletzung  der  Pflicht 
zur  Ausfüllung  der  Haus-  und  Lolinlisten,  zur 
Auskunfterteilung,  zur  Anmeldung  neu  entstan- 
denen steuerpflichtigen  Einkommens  oder  der 
Mehrung  des  bereits  eingesteuerten  Einkommens 
innerhalb  der  Steuerperiode  mit  einer  Ordnungs- 
strafe von  2  bis  100  Mark  bedroht.  Steuer- 
hinterziehung wird  mit  dem  zehnfachen 
Betrage  derjenigen  Jahressteuer,  deren  Verkür- 
zung unternommen  wurde,  bestraft;  derselben 
macht  sich  schuldig,  wer  trotz  Mahnung  des  I 


Rentamtes  die  Steuererklärung  nicht  einreicbr 
oder  nicht  ergänzt,  wer  die  vom  Rentamte  oder 
vom  Steuerausschuss  verlangte  Auskunft  übtr 
seine  Erwerb-  und  Einkommenverhältnisse 
nicht  erteilt;  ferner  wer  bezüglich  seines  Ein- 
kommens unrichtige  oder  unvollständige  An- 
gaben in  der  Steuererklärung  sowie  in  der  Be- 
antwortung behördlich  gestellter  Fragen  macht, 
welche  geeignet  sind,  zu  einer  Verkürzung  der 
Steuer  zu  führen.  Wenn  erwiesenermassen 
durch  derartige  Verstösse  eine  Hinterziehung 
nicht  beabsichtigt  war,  so  ist  eine  Ordnungs- 
strafe bis  zu  100  Mark  zu  verhängen. 

20.  Statistik. 

Die    Stellung    der   Einkommensteuer 

innerhalb    der   direkten   Steuern   und 

ihre  Bedeutung  für  das  Budget  (nach 

den  Finanzgesetzen)'). 


1861/68«) 

1868/69 

1874/75 

1878/79 

1884/85 

1888/89 

1894/95 

1898  99 


SS 

2g 


£h 

tu 

se 

M 

n 

n 

X 

SS 

■  Die  Einkoüi- 
I  menst.  in  "- 


n      I  — £ 


in  Millionen  Mark 


X 


o,4 

1,0 

o,6 

1,2 

0.9 

1,6 

1,2 

2,0 

1,7 

3,2 

1,7 

3,6 

2,3 

4,3 

2,8 

4,9 

i6,o 
17,7 
18,7 

21,6 

25,6 
26,9 
30,7 
33,3 


80,1 

149,4 
212,1 
221,6 

234,5 
260,0 

328,3 

379,4 


2:7 

3,3 

4.6 

5,7 

6,5 

6,1 

7'5  ; 

8,3  I 


0.5 
oi 
0,4 

0.6 

0:7 
0,0 

0,7 


Hinsichtlich  der  Verteilung  der  Steuern 
auf  Lohn,  Besoldung  und  Einkommen  aus: 
freiem  Berufe  liegen  für  die  Jahre  1874  79 
Zusammenstellungen  vor  3): 

Abteilung 

I        n       ni 

Anzahl  der  Pflichtigen   163574    53897  192875 
Jahressteuer  M.  203405  196  144  794400 

B.  Württemberg. 
21.  Geschichte.  Durch  G.  v.  22.  Juni 
1828  wurde  in  Württemherg  zur  Deckung  des 
damaligen  Deficits  eine  Steuer  von  Kapitalien. 
Grundgefällen  und  Renten,  Besoldungen  und 
Pensionen  eingeführt,  welche  zur  Ergänzung 
der  bestehenden  Ertragssteuern  von  Grundeigen- 
tum, Gebäuden  und  Gewerbe  diente.  Diese 
Steuer  blieb  bestehen ;  in  der  zweiten  Hälfte  der 
vierziger  Jahre  trat  eine  Apanagensteuer  dazu. 
Eine  Reform  fand  statt  durch  das  G.  v.  19.  Sep- 
tember 1852,  betreffend  die  Steuer  von  Kapital-, 
Renten-,  Dienst-  und  Berufseinkommen,  welches 
heute  noch  in  Geltung  ist  und  niur  in  unwesent- 
lichen Punkten  Abänderung  erfahren  hat  durch 
die  GG.  v.  20.  August  1861,  30.  März  18?2, 
durch  das  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer- 


^)  Vergl.  Burkhard  im  F.A.  VI  und  die 
Etatsgesetze,  nach  welchen  einige  Angaben 
Burkhards  ib.  S.  222  verbessert  sind. 

«)  Bis  1868Netto-Budgets,  von  da  an  Brutto- 
Budgets. 

^)  Verh.  d.  bayer.  K.  d.  Abg.  BeU.  Bd.  X, 
S.  577  ff. 
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Ct.  V.  28.  April  1873,  Art.  1  und  2  und  durch 
die  GG.  V.  24.  Juni  1875,  13.  Juni  1883, 
31.  März  1887,  4.  März  1888  und  23.  Mai  1890 
Anszug^  F.  A.  XII).  —  Seit  längerer  Zeit 
haben  fortgesetzt  Anträge  aus  den  Kam- 
mern eine  B^form  des  direkten  Steuersystems 
durch  £inführang  einer  allgemeinen  Einkommen- 
steuer angestrebt.  Die  Vorschläge  der  Regie- 
nmg  seit  1895  auf  Einführung  einer  solchen 
unter  Beibehaltung  der  Grund-  und  Gebäude- 
Steuer,  Umgestaltung  der  Gewerbesteuer  bei 
Beschränkung  auf  den  Ertrag  des  Betriebska- 
l-itAls.  Beseitigung  der  partiellen  Einkommen- 
steuern und  Neueinfuhrung  einer  Kapitalsteuer, 
in  welche  auch  die  bisherige  Apanagensteuer 
anf^rehen  soll,  haben  bislang  zu  einem  Eesul- 
tÄte  nicht  gefuhrt 

22.    Gegenwärtiger    Reehtsznstand. 

Die  objektive  Steuerpflicht  erstreckt 
sich  1)  auf  die  auf  dem  Kgl.  Kammergute 
haftenden,  im  Kgl.  Hausgesetz  begrilndeteu 
Bezüge  der  Mitglieder  des  Kgl.  Hauses; 
2i  auf  Einkommen  aus  Kapitalien  und  Renten 
aller  Art,  einschliesslich  der  Renten  und 
Dividenden  aus  auf  Gewinn  berechneten 
Attienunternehmungen,  gleichgütig  ob  diese 
bereits  Gewerbesteuer  bezahlen,  und  auf 
den  Ertrag  von  Privateisenbahnen;  3)  auf 
jede  Art  des  Erwerbes  aus  persönlichen 
Diensten  (einschliesslich  der  Ruhegehälter 
K«TA-ie  der  Witwen-  und  Waisenpeusionen), 
^elchernicht  bereits  der  Gewerbe- 
steuer unterliegt  Die  Steuerpflicht  ist 
für  Dienst-  und  Berufseinkommen  nach  unten 
M .3.'jij  Jlark  begrenzt;  femer  ist  steuerfrei 
'las  Zinsen-  und  Renteneinkommen  von 
Witwen,  Waisen  und  gebrechlichen  Per- 
*)nen,  dereu  Gesamteinkommen  500  Mark 
nicht  übersteigt.  —  Die  persönliche 
Steuerpflicht  wird  durch  Staatsange- 
hörigkeit und  durch  Wohnsitz  bezw.  Aufent- 
halt in  Württemberg  begründet.  —  Der  Steu- 
ertarif beruht  auf  einer  eigentümlichen! 
Berechnung  des  »steuerbaren  Einkom- ' 


mens«,  durch  welche  Degression  herbei- 
gefühi't  wird.  Beim  Dienst-  und  Berufs- 
einkommen wird  von  dem  Einkommen  bis 
zu  850  Mark  \q,  von  dem  Mehrbetrage  von 
850—1700  Mark  »U,  von  1700—2550  Mark  *U 
von  2550— 3400  Mark  *|,o,  von  dem  weiteren 
Einkommen  endlich  der  ganze  Betrag  als  steuer- 
pflichtiges Einkommen  gerechnet.  Alles  andere 
Einkommen  (Apanagen  und  Renten)  wird 
zum  vollen  Jahresbetrage  angesetzt  und 
zwar  das  Renteneinkommen  ohne  Abzug 
der  Passivzinsen  oder  Schulden. — 
Die  Feststellung  des  Steuersatzes  geschieht 
durch  das  Finanzgesetz.  Er  hat  1852—58 
für  Apanagen  und  Berufseinkommen  8^1^,  für 
Renten  5"|o,  1858—68  für  alle  drei  Gruppen 
4  \,  1868-71  4,4  \,  1871-89  4,8  \,  1889  bis 
94  4ä\  und  seitdem  4,8  ®,o  betragen.  — 
Die  Veranlagung  erfolgt  alljährlich.  Hin- 
sichtlich der  Apanagensteuer  findet  sie 
durch  das  Steuerkollegium  auf  Grund 
von  Nachweisungen  seitens  der  Kgl.  Staats- 
kasse statt.  Für  die  Dienst-  und  Berufs- 
einkommensteuer sowie  für  die  Kapital- 
und  Rentensteuer  setzen  die  Oberärater  unter 
KontroUe  des  Steuerkollegiums  die  Steuer 
auf  Grund  von  Fassionen  der  Pflichtigen 
fest.  Erheben  sich  gegen  eine  Fassion  Be- 
denken, so  können  weitgehende  Erhebungen 
angestellt  werden.  EineErgänzung  der 
Fassionen  durch  hinzutretende 
Schätzung  von  Kommissionen  oder 
von  der  Steuerbehörde  findet  da- 
gegen nicht  statt  —  Unvollständige 
oder  falsche  Fassionen  werden,  abgesehen 
von  der  Nachzahlung  der  Steuer,  mit  ihrem 
lOfachen  Jahresbetrage  bestraft  Die 
Erben  sind  bei  gleicher  Strafe  verpflichtet, 
das  nicht  oder  zu  wenig  fatierte  Einkommen 
des  Erblassers,  soweit  die  Steuer  nicht  am 
Todestage  verjährt  ist,  anzumelden  und  den 
dreifachen  Betrag  der  hinterzogenen  Steuer 
zu  erlegen. 


23.  Statistik. 

') 

I.  Die  Stellung  der  Einkommensteuer  im  Staatshaushalt'). 

Millionen  Mark  Netto 

Verhältniszahlen 

1898/99 

1894/951884/85 

1874/75 

1864/65 

1898/99  1894/95 

188485 

1874/75 

1864/65 

Steuer  von  Apana* 

l^eiL  Kapital-,  Beu- 

ten-, Dlens^   und 

Berufseiukommen  . 

6,7 

6,3         4,9 

3,5 

1.4 

9,0 

9,0 

9,0 

8,1 

4,3 

direkte  Steuern      . 

i6,S 

15,7       13,7 

10,2 

6,S 

22,1 

22,7 

25,3 

23,5 

20,0 

Steuern  überhaupt . 

31,4 

28,3    '    26,8 

20,9 

16,8 

42,2 

40,9 

49,4 

48,2 

51,3 

Aus  der  Reichskasse 

i6,i 

15,8    1     4,0 

21,6 

22,8 

8,4 

(Gesamte   Staatsein- 

nahmen*)     .    .    . 

74,5 

69,3 

54,2 

43,4 

32,7 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

5  Quellen:  Wtirttembergische  Jahrbücher  für  Statistik,  Jahrg.  1879,  88,  97.— Ministerielle 
Denkschrift  vom  14.  Mai  1895  (F.A.  XII).  — Riecke,  Verfassung,  Verwaltung  und  Staatshaushalt 
des  KöniCTeichs  Württemberg,  2.  Aufl.  1887. 

*)  Nach  den  wirklichen  Einnahmen,  1898/99  nach  dem  Etatsentwurf. 

*)  Der  laufenden  Verwaltung  (ordentlicher  Dienst  mit  Ausschluss  der  Grundstockein- 
nahmen  nach  den  Bubriken  des  Hauptfinanzetats,  ohne  Bestverwaltung  und  Anlehen). 
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IL  Statistische  Daten  üher  die  3  Gruppen  der  Einkommensteaer 


1896 


1880 


1866 


1852 


Apanagenstener 

Kapital-  und  Rentensteuer    .    .    . 
Dienst-  und  Berufseinkommensteuer 


Kapital-  und  Kentens teuer    .    .    . 
Dienst-  und  Berufseinkommensteuer 


Bruttoertrag  in  1000  Mark 

5,4     I        14,1  17,9  33,5 

4989,5     I    3504,2        1284,8         io77tO 
1796,7     I      910,7  237,2  246,6 

Zahl  der  Steuerpflichtigen 
1893 
132637^)1  138711    I  105763    ' 
140255    I    79887   I    28746    , 

Auf  einen  Steuerpflichtigen  kommen 
Mark  Steuer 


Kapital-  und  Rentensteuer    .    .    . 
Dienst-  und  Berufseinkommensteuer 


31,8     I      25,2 
10,5     I      11,3 

unter  100  Steuer- 
pflichtigen 


Es  hahen  ein  Kapital-  und  Eenteneinkommen  versteuert 

von  nicht  mehr  als    500  M 

von  mehr  als  1000   „ 

von  mehr  als  3000   „ 


1893 

76,5 

12,5 

3,7 


1885 

79,9 
10,2 

2,9 


12,2      I 

8,3      I 
mit   Prozenten   des 
gesamten    Steuerer- 
trags 


1893 

14,7 
74,1 
53,5 


1885 

18,3 
70,0 

49;3 


37266,  1886  30428;   deren 


Die  Zahl  der  steuerfreien  Witwen ,  Waisen  u.  s.  w.  hetrug : 

steuerfreies  Kapitaleinkommen  rund  5  Millionen  Mark;  der  Steuerausfall  223651  Mark.  • 
wurde  gegenüber  einem  fatierten  Renten-  und  Zinseneinkommen  von  86,5  Millionen  Mark  das 
gesetzlich  steuerfreie  Zinseneinkommen  zu  23,6  Millionen  Mark  ermittelt,  wovon  unfi^efähr  '  & 
auf  Witwen  und  Waisen,  '/s  »^^  die  Passiv-  und  Aktivzinsen  der  Sparkassen  entfielen.  — An 
Dienst-  und  Berufseinkommen  waren  1893  144  Millionen  Mark  fatiert;  davon  110,9  Millionen 
Mark  steuerfrei.  Es  haben  1893  ein  Dienst-  und  Berufseinkommen  von  nicht  mehr  aJs  500  Mark 
32,l<>/o  aller  Steuerpflichtigen  mit  Ö,?®;^  des  Gesamtsteueranfalls  versteuert;  ein  Einkommen 
von  mehr  als  2000  Mark  9,7%  der  Pflichtigen  mit  66,70/0  des  Anfalls. 

*)  Der  steuerfreie  Betrag  bei  den  Witwen,  Waisen  u.  s.  w.  wurde  1887  auf  500  Mark 
erhöht. 


C.  Mecklenburg,   Renss  ä.  L.  nnd  die 
Hohenzollernschen  Fürstentümer. 

24.  Nach  den  gleichlautenden  Kontribu- 
tionsedikten  vom  LI.  IViai  1897  (F.  A.  XV) 
fiir  die  beiden  Mecklenburg  weisen  als 
direkte  Steuern  aufgebracht  eine  landwirt- 
schaftlidie  Steuer,  eine  Mietsteuer,  Ge- 
werbesteuer, Besoldungssteuer  von  Gehältern, 
Pensionen  und  Pfründen,  Erwerbssteuer  von 
dem  Erwerbe  aus  der  Ausübung  einer  Kunst 
oder  Wissenschaft  sowie  aus  höheren  Privat- 
dienstverhältnissen ,  Lohnsteuer  von  dem 
Verdienst  aus  geringerer  Lohnarbeit,  eine 
Zinsen  Steuer  und  eine  Hundesteuer.  Es  ist, 
von  der  letzten  abgesehen,  ein  Ertragssteuer- 
system, in  welchem  man  die  Besoldungs-, 
Erwerbs-  und  Lohnsteuern  als  partielle  En- 
kommensteuer  ansprechen  kann.  Die  beiden 
ersteren  werden  nach  der  Höhe  des  Ein- 
kommens, jedoch  ohne  Schuldzinsenabzug, 
die  letztere  nach  einem  Klassentarif  für  die 
einzelnen  Beschäftigungsarten  erhoben;  doch 
hat  die  Erwerbssteuer  neben  dem  Ein- 
kommentarif noch  einen  Tarif  der  Minimal- 
sätze für  die  einzelnen  Erwerbsarten.  Der 
Einkommentarif  für  die  Besoldungs-  und 
Erwerbssteuern   beginnt  mit   50  Pfennigen 


I  Steuer  bei  Einkommen  von  75 — 150  Mark 
und  steigt  für  jede  weiteren  75  Mark  bis 
900  Mark  um  50  Pfennige,  bis  1500  lilark 
um  75  Pfennige,  bis  1575  um  1  Mark, 
bis  2100  um  1,25,  bis  4200  um  1,50,  bis 
7350  um  2  Mark  und  von  da  an  wieder 
um  1,50  Mark.  Die  Besoldungs-  und  Er- 
werbssteuern werden  auf  Grund  von  De- 
klarationen, zu  denen  —  ebenso  wie  auf 
besondere  Aufforderung  zu  Specifikationen 
—  die  Steuerpflichtigen  bei  Strafe  des  drei- 
fachen Steuerbetrages  verpflichtet  sind,  von 
der  ordentlichen  Behörde  des  Censiten  an- 
gesetzt 

25.  Renss  ä.  L.  erhebt  nach  dem  G. 
V.  4  Januar  1893  (F.  A.  X)  eine  sogenannte 
»allgemeine«  Einkommensteuer,  welche  zu 
entrichten  ist  von  dem  Gesamteinkommen 
aus  Besoldungen,  Gehältern,  Wartegeldem 
und  Pensionen  aus  öffentlichen  oder  Privat- 
kassen,  au3  Kapitalvermögen,  aus  Handel 
und  Gewerbe  einschliesslich  des  Feldge- 
werbes und  Bergbaues,  aus  dem  Ertrage 
irgend  einer  Gewinn  bringenden  Beschäfti- 
gung, aus  Rechten  auf  periodische  Hebungen 
und  Vorteile  irgend  welcher  Art,  und  aus 
Verpachtungen  von  Mobilien  und  Immobilien, 
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lie  nicht  der  Grundsteuer  unterliegen.  Dar 
zr-gen  ist  das  Einkommen  aus  »hierländi- 
Si:\\em  Grundbesitz«  frei.  Die  Steuerpflicht 
erstreckt  sich  auf  das  gesamte  Einkommen 
ai*  den  genannten  QueUen  ohne  Abzug  von 
Sc-hdldzinsea  ausser  beim  Einkommen  aus 
Handel  und  Gewei'be  einschliesslich  des 
B^r^baues,  welches  nach  den  diu:ch  das 
Handelsgesetzbuch  vorgeschriebenen  Grund- 
sätzen für  Inventur  imd  Bilanz  zu  berechnen 
ist.  Bei  Besoldungen  und  Pensionen  aus 
•"iffentlichen  Kassen  werden  15®/o  abgezogen. 
Der  Besteuerung  des  Feldgewerbes  wird  ein 
ficpertee  Einkommen  zu  Grunde  gelegt :  der 
LtJin  oder  das  Gehalt,  welches  für  die  Be- 
virtschaftung  des  betreffenden  Grundstückes 
mem  Dritten  gezahlt  werden  müsste.  —  Von 
der  objektiven  Steuerpflicht  sind  u.  a.  befreit 
Jahreseinkommen  bis  zu  600  Mark  bei  Personen, 
die  verheiratet  sind  oder  denen,  wenn  sie  ver- 
witwet sind,  die  Alimentation  von  Angehörigen 
'tbliegt,  Yoraas^esetzt,  dass  dieses  Einkommen 
nicht  lediglich  m  Zinserträ^issen  ans  Kapital- 
Termöeen  besteht  und  dass  die  Steuerpflichtigen 
nicht  Eigentümer  oder  Natzniesser  von  inlän- 
dischen ^mndstflcken  sind,  welche  insgesamt 
mit  mehr  als  100  Steuereinheiten  eingeschätzt 
5ind.  Das  Einkommen  physischer  Personen  ans 
Einlagen  bei  Sparkassen  ist  frei,  sofern  weniger 
ai^  600  Mark  eingelegt  sind.  Personen  unter 
IH  und  über  60  Jahren  sind  frei  mit  Einkommen 
ans  Gewerbe-  und  Geschäftsthätigkeit  unter 
lö^J  Mark,  Witwen  und  Waisen  sowie  andere 
Pensionärs  hinsichtlich  der  Pensionen  ans  Öffent- 
lichen Kassen  und  Anszügler  hinsichtlich  ihrer 
Auszüge  ans  Landgütern  unter  150  Mark.  — 
Die  Subjektive  Steuerpflicht  erstreckt  sich 
auch  auf  juristische  Personen,  doch  kommen 
als  Einkommen  der  Erwerbsgesellschaften  nur 
die  Ueberschüsse  in  Betracht,  welche  als  Aktien- 
zinsnai  oder  Dividende  verteilt  oder  zur  Bildung 
Ton  Reservefonds  oder  zur  Schuldentilgung  ver- 
wendet werden.  —  Die  terminliche  Steuer 
steigt  von  3  Pfennigen  bei  Einkommen  von 
Vy-dO  Mark  bis  44  Mark  bei  Einkommen 
Ton  11250—12000  Mark  und  von  dieser 
Stiife  an  um  5  Mark  für  je  1000  Mark  Ein- 
kommen mehr.  Es  werden  soviel  Termine 
erhoben,  als  zur  Aufbringung  des  vom  Land- 
tage bewilligten  Jahresbedarfs  erforderlich 
sind.  Zu  »Deklarationen«  sind  diejenigen 
Steuerpflichtigen  verbunden,  welche  fin- 
Kommen  aus  Kapitalvermögen  beziehen,  hin- 
feichtlich  dieses-  Einkommens;  zur  »Selbst- 
^nsch&tzung«  alle  diejenigen,  welche  hiezu 
aufgefordert  werden ;  das  muss  geschehen  bei 
allen  Steuerpffichtigen,  deren  Jahreseinkommen 
weht  zweifellos  unter  1600  Mai*  bleibt  und 
von  denen  anzunehmen  ist,  dass  sie  zur  Be- 
offenrng  ihres  Einkommens  befähigt  sind. 
IHe  Nichterfüllung  der  Deklarations-  und 
Selbsteinschätzungspflicht  zieht  den  Verlust 
des  Rechtsmittels  nach  sich. 
^  S6.  In  den  Hohenzollemschen  Fürsten- 
tÜBieni  (L-sigmaringensches  Gr.  über  d.  Nor- 
meo  d.  direkten  Besteuerung  v.  30.  August 
Hudwörterbaeh  der  StaatswisseoBchaften.    Zweite 


1834  und  preuss.  G.  v.  25.  März  1875)  be- 
steht innerhalb  des  Ertragssteuersystems  eine 
Dienstertragssteuer,  welche  bei  180 
Mark  Einkommen  nach  unten  begrenzt  ist; 
sie  beträgt  für  Einkommen  von  180 — 200 
Mark  Vg^/o;  jede  weiteren  100  Mark  werden 
in  Abstufungen  mit  1 — 4^/o  (der  4200  Miark 
übersteigende  Teil  des  Einkommens  mit 
4®/o)  getroffen. 

Litteratnr :  Allgemeines:  Die  Band-  u.  Lehr- 
bücher der  Finanzwissenschafi  (vgl.  d.  Art.  Fi- 
nanztrissensehaft)  und  des  VenrcUtungs- 
rechts,  —  O.  Schtnoller,  Die  Lehre  vom  Einkom- 
men in  ihrem  Zusammenhange  mit  den  Grundprin- 
cipien  der  Steuerlehre  (Tüb.  Z.,  186SJ.  —  Ckynstan^ 
tin  RÖ8Sler,  Die  Gesichtspunkte  d.  Steuerpolitik, 
Berlin  1868.  — Adolf  Held,  DieEinkomm^ejisteuer, 
Bonn  1872.  —  Schriften  des  Vereins 
für  Sozialpolitik:  IIL  Die  Personal- 
besteuerung (Gutachten),  Leipzig  1878  (Aufzug 
in  HiHhs  Ann.  1874);  ViH-  -FV.  JT,  Neumann, 
Die  progressive  Einkommensteuer  im  Staats-  und 
Gemeindehaushau,  1874;  XL  Verhandlungen  von 
1875. —  V.  Scheel,  Progressive  Besteuerung  (TÜh. 
Z,  Bd.  31),  1875.  —  Fr.  J.  Neumann,  Er- 
tragssteuer oder  persönliche  Steuer  vom  Ein- 
kommen und  Vermögen,  Freiburg  1876.  —  Hor- 
ßelbe,  Die  Steuer  nach  der  Stetuftfähigkeit  (J. 
f.  N.  N.  F.  I,  II).  —  DerstAbe,  Schwebende 
Fiwinzfragen(Jahrb.f.  Ges.  u.  Verw.  VI.).  SlO—232. 

—  Ad,  Wagner,  üeber  die  schwebenden  deutsehen 
Finanzfragen  (Tüb.  Z.,  Bd.  35,  1879).  —  Alb. 
EbKFr,  Schäffle,  Die  (Mindsätze  der  Steuerpoli- 
tik und  die  schwebenden  FinanzfragenDeutschÜMids 
u.  Oesterreichs,  Tübingen  1880.  ^-  Canst,  Frania, 
Die  soziale  Steuerreform,  1881.  —  Gustav 
Schmoller,  Theorie  und  Praxis  der  deutschen 
Steuerreform  in  Reich,  Staat  und  Cfemeinde 
(Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  V).  —  Höh»  Meyer, 
Die  Principien  der  gerechten  Besteuerung  in  der 
neueren  Finanzwissenschaft,  Berlin  1884 .  — 
O.  Hirth,  Das  souveräne  Gesetz  der  Preisbildung. 
Beitrag  zur  Kritik  der  Einkommensverteilung  und 
der  Lehre  von  der  Steuerprogression  (Hirths  Ann. 
1876).  —  Oskar  JPeucher,  Ueber  die  Be- 
freiung einer  gewissen  Klasse  von  Staatsbürgern 
von  der  persönlichen  Besteuerung,  Breslau  1877. 

—  H,  Seh/midt,  Die  Steuerfreiheit  des  Existenz- 
minimums, Leipzig  1877.  —  Gustav  König, 
Die  Meldangabe  bei  der  Veranlagung  der  per- 
sönlichen Steuern  (F.  A.  11).  —  Karl  Bur^ 
hart.  Zur  sogen.  Meldatigabe  bei  der  Veranlagung 
der  persönlichen  Steuern  (F.  A.  III).  —  Ein  Brief 
zur  Meldangabe  bei  der  Veranlagung  der  persÖnl. 
Steuern  von  Gustav  König  (F.  A.  IV).  Er- 
widerung auf  obigen  Brief  von  BurJeart  (F.  A. 
IV).  —  Schanz,  Besteuerung  der  Crenossen- 
schaflen  in  den  deutschen  Staaten  und  in  Oester- 
reich  (F.  A.  III).  —  Hecht,  Die  staatliehe  Be- 
steuerung der  Aktiengesellschaften  in  Deutsch- 
land (F.  A.  VII).  —  Strutz,  Heranziehung  der 
Aktiengesellschaften  zur  Einkommensteuer  (Preuss. 
Jh.  LXVI).  —  Wemieke,  Die  Besteuerung  der 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  in  den 
deutschen  Bundesstaaten  (F,  A.  XV).  — Schanz, 
Zur  Frage  der  Besteuerung  der  Genossenschaf- 
ten (F.  A.  XV).  —  AHikel  in  Masius* 
Rundschau,  Bl.  f.  Versicherungswissenschaft. 
G.  Antoni,  Die  Steuersubjekte  im  ZusammenhcUte 
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mit  der  Durchföhrung  der  Allgemeinheit  der  Besteu- 
erung nach  den  in  Deutsehland  gelterulen  Staats- 
Steuergesetzen,  Stuttgart  1888  (F.A.  V).  —  ü.  x\ 
Heckely  Die  Einkommensteuer  und  die  Schuld- 
zinsen, 1890.  —  Ertist  Müller,  Hat  der  SUiat 
das  Recht,  d.  Standesherm  zur  Einkommensteuer 
heranzuziehen  f  1892.  —  E,  Say,  Progressiv- 
steuer (Ztschr./.Volksw.,  Sozialpol.  u.  Vertr.  1).  — 
SchanZy  Soll  man  die  Lebensversicherungsprämien 
vom  steuerpflichtigen  Einkommen  abziehen  lassen  f 
(F.A.  XIII).  —  Verselbe,  Der  Einkommensbegriff 
und  die  Einkommensteuergesetze  (F.  A.  XIII).  — 
Oärtner,  Ueber  den  Einkom7nensbegriff'(F.A.XVj. 

—  Grabein,  Beiträge  zur  Geschichte  der  Lehre 
von   der  Steuerprogression    (F,  A.  XII,    XIII). 

—  Fr.  W,  von  Reden,  Allgemeine  ver. 
gleichende  Finanzstalistik  II,  2,  Darmstadt  1856. 

—  Daten  aus  der  Einkommensteuerstatistik 
einiger  deutscher  Staaten  (F.A. III.)  —  Ad, 
Wagner,  Ueber  soziale  Finanz-  und  Steuer- 
politik (Archiv  f.  soziale  Gesetzgeb.  u.  Stat.  IV), 
189L 

B  ei  chs- Ein  kommen  Steuer:  Hir  ths 
Ann.  1874  :  Materialien  ^«*  einer  Beichs-Ein- 
kommensteuer ;  VI.  Die  Beiehs-Einkommensteuer 
und  ihre  Gegner;  VII.  Vorschläge  zu  einer 
degressiven  Beichs- Erw erbsteuer ;  1875:  Malri- 
kularbeiträge  oder  Beiehs-Einkommensteuer  t  Be- 
richt über  die  Eisenacher  Versammlung  am  11. 
Oktober  1874  (Hirth);  Deutscher  Steuerreform- 
Verein.  —  J,  dusttis  (Pseud.),  Die  Preussische 
Steuerreform   «.    d.    Beichseinkommensteuer   (F. 

A.  XIV). 

Beichsgesetzliches:  Th,  Clatiss,  Das 
Beichsgesetz  v.  IS.  Mai  1870,  vegen  Beseitigung 
der  Doppelbesteuerung  unter  vergleichender  Be- 
rücksichtigung des  Schweizer  Bundesrechts  er- 
läutert (F.  A.   V). 

Preussen:  Vgl.  Karl  Kletke,  Litteratur 
über  das  Finanzwesen  des  Deutschen  Beichs  und 
der  deutschen  Bundesstaaten.  II.  Abteilung. 
Litteratur  über  das  Finanzwesen  des  preussischen 
Staats,  3.  Aufl.,  Berlin  1876.  —  Kommentare 
von  E,  Zweigert,  1892,  Paul  Krause,  189£, 

B,  Fuisting,  4.  A.  99.  —  G,  Kautz,  Das  preus- 
sische System  der  direkten  Steuern,  Berlin  1889. 

—  F.  A.  VII:  Entwurf  eines  Einkomviensteuerg.  %\ 
8.  November  1890.  —  Denkschrift  des 
Vereins  zur  Wahrung  der  wirtschaftlichen  In- 
teressen von  Handel  und  Geirei'be  betr.  d.  Entw. 
eines  Einkommensteuerg.;  d.  Abg.-H.  vorgelegt, 
Berlin  8.  Januar  1891.  —  K,  Bornhak,  Die 
preuss.  F^nanzref&rm  (Mark.  Forschungen  N.  F. 
III),  1890.  —  V,  Mirbach'Sorquitten,  Zur 
Beform  der  direkten  Steuern  1890.  —  Die 
Miquelsche  Steuerreform  im  preuss.  Abgeord- 
neUnhause  (Tüb.  Z.  XLVII)  1891,  —  Ad, 
Wagner,  Die  Beform  der  direkten  Staats- 
besteuerung   i.    J.    1891.     (F.    A.     VIII,     XI). 

—  G.  Cohn,  Die  preuss,  Steuerreform,  (J.  f. 
N.  S.  F.  I).  —  R,  Wilhe,  Vorschlag  zu  einem 
Einkommensteuerg.  und  zur  Ausdehnung  des 
Erbschaftssteuergesetzes,  1891,  —  Bünger,  Die 
Beweglichkeit  d.  Einkommensteuer,  (Preuss.  Jbb.) 
1891.  —  e/.  Ja^strow,  Die  Selbsteinschätzung 
u.  d.  geistige  Arbeit.  (Volksw.  Zeitfra-gen  108), 
1891.  —  I^erselbe,  Zur  Selbsteinschätzung  in 
Preussen,  (J.  f.  N.  3.  F.  II).  —  Derselbe, 
Studien  zur  preuss.  Einkommensteuer,  (J.  f.  N. 
8.  F\  III,  IV).  —  Marcinou:'8lci ,  Aus  der 
Praxis   d.   Vencaltung   d.  dir.  Steuern.  (Vencal- 


tungsarchiv  I).  —  Witthöft,  Die  Besteuenntp 
d.  Spekulationsgewinne  durch  das  EinkoMm*ti- 
steuergesetz  v.  24.  Juni  1891  (Verwaltungsarchi' 
I).  —  Denkschrift,  betr.  die  Ausßihruutj 
des  Kommunalahgabenges.  r.  I4.  Juli  1S9S ,  '•. 
4.  Aprü  1896.    Drucksachen  d.  Abg.- ff.  Xr.  I  ?". 

—  Ftiisting,  Der  Bechtsschutz  bei  der  Einkow- 
m^nbesteuerung  in  Preussen  (Verwaltungsnrfhir 
1890).  —  Karl  Dieterict,  Zur  Geschichte  drr 
Steu^iTeform  in  Preussen  von  1810 — s^O,  Arrhir. 
Studien,  Berlin  1875.  —  Karl  Mantroth,  Of- 
schichte  der  preussischen  Staatsbesteuerun^  ii» 
19.  Jahrh.  I,  Geschichte  der  preussischen  Stont^- 
besteuerung  1806—1816,  Leipzig  1890.  —  O, 
Schmoller,  Die  Epochen  der  preussischen  Fi- 
nanzpolitik (Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  I).  —  B, 
Grät-zer^  Zur  Geschichte  der  preuss.  Einkomwen- 
u.  Klassensteuer  1812 — 51,   Berlin  I884. 

Bayern:  A.  Seisser,  Die  Gesetze  »Ifrr 
die  direkten  Steuern  im  Konigr.  Bayern,  I.  _-. 
Bde.,  Xördlingen  1885.  —  H,  Beyerl,  A)- 
leitung  zum  Vollzuge  der  Personalsteuergen^-t:' 
r.  19.  Mai  1881,  3.  A.  1891.  —  v.  Helferirh, 
Beform  der  direkten  Steuern  in  Bayern  fTuh. 
Z.  Bd.  J9  1878).  —  Vocke,  Beiträge  zur  (,r^- 
chicJite  der  Einkommensteuer  in  Bayern  (Tul. 
Z.  Bd.  20,  21).  -—  Karl  Burkart,  Di* 
Beform  der  direkten  Steuern  mit  brsondcrrr 
Bücksicht  auf  das  Konigr.  Bayern.  (Ifirthn 
Ann.  I874.)  —  F.  M.,  Die  Beform  der  dir^kt^u 
Steuern     in     Bayern      (J.   f.    X.    X.   F.    III . 

—  Eheberg t  Die  Bevision  der  direkten  Stfn*^fH 
und  das  Projekt  der  allgemeinen  Einkomm^n- 
steuer  in  Bayern,  1882  (Jahrb.  f.  Ge^.  »j. 
Verir.  VI).  —  Walter  Lotz,  Die  Bcfonn  W-r 
direkten  Steuern  in  Bayern  unter  besonderer  Be- 
rücksichtigung der  sozialeti  und  wirtschaftlich',  h 
Verhältnisse  (Archiv  f.  soziale  Gesetzgeb.  u.  Si-i*. 
XI)  1897.  —  K.  Burkart,  Verfassung  und  Re- 
form der  direkten  Steuern  und  der  Finamrcrtml- 
tung  in  Bayern.  1897.  —  Jblt.  Oeo.  Ktiler- 
nutnn.    Das    Besitzsteuersystem,   Passau  IS^fi. 

—  Vocke,  Statistik  des  bayer.  Staalshau*- 
halts   (Ztschr.    d.    bayer.   stat.   Bur.,    ISTOj.   — 

Wiih,  Burkhard,  Das  bayerische  Staatsbudtj'i 
in  den  ersten  70  Jahren  seit.  Bestehen  der  Ver- 
fassung, 1819—1889  (F.  A.   VI). 

Sachsen:  O.  E,  Walter,  Das  königl. stfch$. 
Einkommensteuergesetz,  2.  Aufl.,  Dresden  189J.  — 
O,  F,  Knapp,  Ertragssteuer  oder  Einkomw^H- 
Steuer f  Leipzig  1872.  —  Zeitschr.  d.  kol. 
Sachs,  stat.  Bur.  1858,  1882,  1885  (Geschichtr- : 
1889,  1891.  —  «/.  Conrad,  Die  Bevision  >i-r 
Gesetzgebung  über  die  direkten  Steuern  iti  S*ichfen 
(J.  f.  y.  XVI,  XXI).  —  Berselhe,  Die  nevrMe 
Entwickelung  der  Steuergesetzgebung  in  Sachiea 
(ebenda  XXXII).  —  Gensei,  Die  Steuerreform  im 
Königreich   Sachsen   (Hirths   Ann.   1874,    i«*^"^'- 

—  Derselbe,  Die  sächs.  Einkommensteuer  in 
ihrer  praktischen  Anwendung  (J.  f.  K.,  X.  !• 
X).  —  Ernst  Lohe,  Der  Staatshaushalt  dr4 
Kgr.  Sachsen,  Leipzig  1889.  —  Georg  Schans, 
Die  Novelle  zum  sächsischen  Einkommenstcwf- 
gesetz,  1895  (F.  A.  XII).  —  Fr.  J.  Neumann, 
Zur  Gemeindesteuerreform  in  DeutschUmd ,  wit 
besonderer  Beziehung  auf  sächsische  Verhältnisse, 
1895.  —  Ministerielle  Denkschrift,  die 
Weiterführung  der  Beform  der  direkten  Steu^k 
betreffend  im  Kgr.  S.  v.  9.  Norember  2897  (F. 
A.  XV),  nebst  5  Gesetzentwürfen.  —  Ai-« 
Schicksal   der  sächsischen   Steuerrejorm  ».  «A 
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VV),  —  Victor  Böhmet%  Säch- 
nmensteu^rftaiUtik  von  1875 — 1894 
s.  stat.  Bur.  1894).  —  Edelmann, 
Iber  den  Einfitiss  der  Einkommen- 
j  auf  die  Verteilung  der  Abgaben- 
en,  1889. 

mbe  rg:  Catnerer,  Das  Kapital-, 
18t-  u.  Berufaeinkommen  in  W.  u. 
ning  (WürUemb.  Jbb.  1879).  — 
ce.  Die  direkten  Steuern  vom  Er- 
om  Eiiikommen  in  Württemberg, 
*  (Abdruck  attjt  den  Württemb.  Jbb. 
>,  V.  Mayr,  Württemb.  Steuerrejorm- 
Z.  Bd.  47),  1891.  —  Derselbe, 
tche  Steuerrejormfragen  (Tüb.  Z. 
J.  Riede f  Zur  Neuordnung  der 
lem  Württembergs  unter  Bezug - 
\ie  Eitikommenstetiergesetzget^ung  u. 
'Ter  deutscher  Bundesstaaten,  1894. 
Bericht  über  die  Steuern;  bes.  Abs. 
II).  —  Schallf  Finanzlage,  Etats- 
Stand  der  Steuerreform  (F.  A.  X). 
,  Beiträge  zur  Beform  der  direkten 
Vnrttemberg  unter  Berückmehtigung 
brm  in  Preussen  (F.  A.  XII).  — 
Denkschrift  betr.  die  Weiterbildung 
Stettem  in  Württemberg  v.  I4.  Mai 
XII).  —  Zeller f  Zur  w.  Steuer- 
:.  Bd.  5^).  —  Fr,  J,  Neumann,  Die 
Steuern  vom  Einkommen,  verbunden 
oder  mit  Vermögenssteuern  mit  be- 
ehung  auf  ir.  Verhältnisse,  1896.  — 
itidf  Der  Uebergang  von  der  Er- 
nkammenbesteuerung  aus  Anlass  d. 
rm  (Tüb.  Z.  54,  1898). 
Setibert,  Die  Finanzverwaltung 
zogtums  Baden,  1885.  —  Etigen 
ovlch,  Gesetze  über  die  direkten 
dbibl.  bad.  0.  '>),  Freiburg  i.  B.  1888. 
leid,  Das  badische  Einkommen- 
rerbesteuergesetz,  Mannheim  1885.  — 
Buchenbergers  über  die  Reform 
Steuern  (F.  A.  XIII,  XV).  — 
Hjichenbergers  über  die  Belastung 
chafUichen  Bevölkerung  durch  die 
mer  und  die  Verschuldung  der 
ft  im  Grossherzogtum  Baden  (F.  A. 
immarische  Darstellung  der 
i  Einnahmen  des  ord.  Etats  i.  d.  J. 
szug  F.  A.  XV). 
G,  Schanz,  Die  direkten  Steuern 
deren  neueste  Reform  (F.  A.  II). 
m,  Beiträge  zur  Reform  der  direkten 
ossh,  Hessen  u.  Kgr.  Preussen,  1894. 
%s  Grossh.  Hessische  G.  über  die  all- 
ommensteuer,  (J.  f.  N.  S.  F.  XI.)  — 
>er  neueste  Stand  der  Reformen  der 
em  im  (Jrossh.  Hessen  und  die  Ge- 
le Einkommen-  und  Kapitalrenten- 
Juni   bezw.   10.    Juli  1895  (F.  A. 

zburg  -  Sondershausen:  Be- 
d  DepuiationsbeHcht  zum  G.  v.  1894 

iburg :  Balch,  Fina n zrerhältni-sse 
urg  -  Schwerin ,  1877J78.  —  W. 
en,  Die  direkten  Landessteuem  im 
'lenburg- Schwerin  seit  dem  lundes- 
'hen  Erbvergleich  v.  18.  April  1755, 
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bestimmunfren. 

L  Die  bestandene  Einkommensteuer. 

Eine  Steuer,  die  den  Namen  Einkommen- 
steuer führte,  besass  Oesterreich  schon  vor 
der  Schaffung  der  diesbezüglich  derzeit  gel- 
tenden gesetzlichen  Bestimmungen.  Dieselbe 
beruhte  auf  den  kaiserlichen  Patenten  v.  10. 
und  29.  Oktober  1849  (RGBl.  Nr.  410  und 
439).  Die  Schaffung  dieser  beiden  Gesetze  war 
seinerzeit  in  etwas  überstürzter  Weise  be- 
werkstelligt worden,  weil  die  Regienmg 
durch  die  Not  des  Augenblickes  gedrängt  — 
das  Reich  befand  sich  infolge  der  WiiTen  der 
eben  erst  abgeschlossenen  Rtn'olutionsperiode 
in  schwerer  finanzieller  Bedrängnis  —  jede 
Verzögerung  der  hauptsäclüich,  wenn  nicht 
ausschliesslich  die  Schaffung  einer  neuen 
Einnahmequelle  für  den  Staat  bezweckenden 
Einführung  der  neuen  Steuer  nach  Möglich- 
keit vermeiden  zu  müssen  geglaubt  hatte. 
Das  Hinwegsetzen  über  die  liierdiurch  un- 
vermeidlich venu-sachte  Mangelhaftigkeit  des 
Gesetzgebungswerkes  wurde  vor  den  be- 
teiligten Steuerträgern  damit  entschuldigt 
dass  die  beiden  citierten  Gesetze  als  eine 
bloss  pro\isorische  Regelung  der  darin  be- 
handelten Materie  bezweckend  bezeichnet 
wurden. 

Dieses  Provisorium  zog  sich  aber  sehr 
in  die  Länge.  Wohl  wiutle  unmittelbar 
nach  dem  Erlass  der  in  Rede  stehenden 
Gesetze  ein  Anlauf  zur  Schaffung  anderer, 
zum  Ersätze  dereelben  bestimmter  Normen 
genommen.  Dei-selbe  scheiterte  aber  aus 
verschiedenen  Gründen,  und  mehrere  spätere 
Versuche  zur  Erreichung  des  angestrebten 
Ziels  hatten  keinen  besseren  Erfolg.  So  ksun 
es,  dass  die  Gültigkeit  jener  beiden  Gesetze 
vom  Jahre  1850  an  während  eines  von  ihrem 
Urheber  gewiss  niemals  ins  Auge  gefassten 
Zeitraumes  alljährlich  —  zuerst  durch  be- 
sondere, die  Verlängerung  der  Geltung  der- 
selben um  je  ein  Jahr  aussprechende,  gesetz- 
liche Verfügungen,  später  durch  Aufnähme 
einer  die  Forterhebung  der  Steuern  nach 
den  bestehenden  Normen  anord  nenden  Klausel 
in  das  jeweiHge  Finanzgesetz  —  neu  aus- 
gesprochen wurde. 

Es  ist  begreiflich,  dass  während  des 
langen  Zeitraumes,  während  dessen  die  im 
Jahre  1849  geschaffene  Einkommensteuer  in 
Kraft  stand,  diese  Institution  eine  Ausbildimg 
erfuhr,  welche  aUe  ihre  Mängel  ins  vollste 
Licht  setzte.  Vom  Standpunkte  des  Theore- 
tikers aus  war  ihr  Hauptmangel  der,  dass 
die  AengstUchkeit,  mit  welcher  der  vor  allem 
auf  den  finanziellen  Erfolg  bedachte  Gesetz- 
geber bestrebt  war,  die  neue  Steuer  an  das 
bestehende,  in  seinen  Wirkungen  genau  be- 
kannte und  wenigstens  von  dieser  Seite  aus 
als  ganz  gut  bewährt  erprobte  Ertragssteuer- 
system  anzulehnen,    sehr   bald    die   Folge 


hatte,  dass  jene  Steuer  von  der  »Einkommen- 
steuer« nicht  viel  mehr  als  den  Namen  be- 
hielt und  fast  ganz  zu  einer  einfachen  Er- 
höhung der  bestehenden  Ertragssteuer  wurtj.\ 

Für  den  Praktiker  war  es  wichtiger,  da.s.-s 
—  was  aber  natürlich  für  den  Theoretiker 
ebenfalls  nicht  gleichgültig  war  —  eben  dios^ 
Ausbildung  der  neuen  Steuer  zur  Folge  hatte, 
dass  durch  sie  auch  alle  jene  Mängel  der 
bestehenden  Ertragssteuem,  über  die  auch 
er  sich  nicht  hinwegsetzen  konnte  —  di»^ 
Ungleichmässigkeit  der  Verteilung  der  Steuer- 
last, die  Schwierigkeit,  das  Ausmass  der 
Steuer  den  jeweiligen  Aenderungen  in  den 
volkswirtschaftlichen  und  staatsfinaoziellen 
Verhältnissen  anzupassen  u.  s.  w.  —  ver- 
stärkt wurden. 

Die  Erkenntnis  dieser  Fehler  der  durch 
die  1849er  Gesetze  geschaffenen  Einkommen- 
steuer wurde  durch  die  sich  immer  mehr 
in  die  Länge  ziehende  Dauer  der  Aufnx^ht- 
erhaltung  derselben  begreiflicherÄ'eise  eine 
immer  allgemeinere.  Doch  machte  sie  all- 
mählich Fortschritte  nicht  nur  hinsichtlich 
der  Extensität,  sondern  auch  hinsichtlieh 
der  Intensität.  Hierfür  sorgte  vor  allem  die 
Gesetzgebung  selbst  dadurch,  dass  —  unter 
dem  Einflüsse  der  durch  die  Ver^^ickeluugea 
der  Jahre  1859  und  1866  herbeigefülirt»^ 
finanziellen  Kalamitäten  —  eine  beträcht- 
liche Erhöhimg  —  Verdoppelung  —  des 
Ausmasses  derjenigen  Teile  der  Einkommen- 
steuer eintrat,  welche  auf  dem  Patente  vom 
29.  Oktober  1849  bemhten.  Da  dieses  Aus- 
mass  schon  ursprünglich  ein  sehr  bedeuten- 
des war,  so  hatte  diese  Erhöhung  dessell>en 
natürlich  zur  Folge,  dass  die  schon  früher 
vorlianden  gewesenen  Mängel  der  sogenannten 
Einkommensteuer  noch  eine  beträchtliche 
Vei-stärkung  erfuhren;  dies  gilt  namentlich 
von  einem  derselben,  der  oben  nicht  beson- 
ders hervorgehoben  wurde,  weil  er  sifh 
früher  nicht  derartig  fühlbar  gemacht  hatte 
wie  später :  dem  Anreize  zur  Hinterziehung 
der  Steuer.  Der  Steuerfuss  —  in  der  Haupt- 
sache lO^/o  vom  Einkoramen,  wozu  noch 
allmählich  immer  höher  werdende  Zuschläge 
f  üi'  die  Zwecke  der  autonomen  Körperschaften 
kamen  —  war  nun  ein  so  hoher  geworden, 
dass  es  geradezu  von  jedem  Steuerträger 
als  sein  gutes  Recht  angesehen  wurde,  sieh 
eine  Verminderung  seiner  Steuerlast  durch 
Täuschung  der  Steuerbehörde  über  die  flöhe 
seines  Einkommens  zu  verschaffen.  Hieran.^ 
entwickelte  sich  ein  fortwährender  Kampf 
zwischen  den  Steuerträgern  und  den  Steuer- 
behörden, welcher  beiden  Teilen  gleich  lästig 
war  und  nur  deshalb  nicht  zu  ganz  uner- 
träglichen Zuständen  führte,  weil  sich  all- 
mählich zwischen  den  einander  bekämpfen- 
den Parteien  ein  stillschweigendes  Einver- 
ständnis darüber  herausgebildet  hatte,  wie 
weit  die  Steuerträger  in  der  Einkommens- 
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Verheimlichung  und  die  Steuerbehörden  in 
iliren  auf  die  Bekämpfung  derselben  ge- 
richteten Bestrebungen  gehen  dürften.  Doch 
hatte  dieser  Kampf  naturgemäss  zur  unver- 
meidiiehen  Folge,  dass  eine  neue  Quelle  der 
l  'ngleichmässigkeit  der  Besteuerung  entstand : 
]♦*  Dachdem  in  einem  Amtssprengel  die  be- 
tn'ffenden  Organe  der  Staatsverwaltung  ge- 
.schickter  oder  energischer  waren,  je  nach- 
'lem  der  eine  oder  der  andere  Zahlungs- 
pflichtige diesen  Kampf  mit  grösserer  oder 
geringerer  Greschicklichkeit  oder  Heftigkeit 
hlhrte  oder  in  demselben  nach  semen  Ver- 
haltnissen eine  günstigere  oder  ungünstigere 
Pribition  einnahm,  fiel  die  Belastung  des 
einzelnen  Steuerträgers  glimpflicher  oder 
oDglimpfUcher  aus. 

2.  Kefonnbestrebnngen.  Unier  diesen 
Fmständen  erscheint  es  beinahe  als  unbe- 
jo^iflich,  dass  die,  durch  die  allgemeine 
Erkenntnis  der  Mangelhaftigkeit  der  1849er 
Einkommensteuergesetze  veranlassten  Be- 
>trebungen  nach  Abänderung  derselben  nicht 
in  kürzester  Frist  zum  Ziele  führten. 

Die  Hauptursache  hiervon  lag  anfänglich 
«larin,  dass  seitens  der  Regierung  lange 
daran  festgehalten  wurde,  dass  nicht  nur 
eine  Verbesserung  der  die  Einkommensteuer 
letreffenden  Normen,  sondern  eine  solche 
'ier  gesamten  auf  die  direkten  Steuern,  also 
auch  der  auf  die  von  alters  her  bestehenden 
Eitragssteuem  bezüglichen  Vorschriften  an- 
zTLstreben  sei  und  dass  diese  Verbesserung 
nicht  bloss  eine  Behebung  der  bestehenden 
Mängel  in  der  Verteilung  der  Steuerlast  auf 
•lie  Steuerträger,  sondeni  auch  eine  aus- 
ci^iige  Erhöhung  des  Erträgnisses  der 
'lirekten  Steuern  im  Gefolge  haben  solle. 
Infolge  jener  so  weitgehenden  Erstreckimg 
•los  ins  Auge  gefassten  Zieles  und  dieser 
Venjuiekung  der  Realisienmg  des  eigent- 
liehf^n  Reformgedankens  mit  fiskalischen 
Plänen  nahm  die  von  einer  jeden  Steuer- 
reform unzertrennliche  Bedrohung  verschie- 
dener mit  dem  Althergebrachten  zusammen- 
liängender  Interessen  eine  so  grosse  Aus- 
dehnung und  der  Widerstand  dagegen 
^ine  solche  Intensität  an,  dass  nicht  emmal 
der  Absolutismus  in  den  zwölf  Jahren, 
während  welcher  er  nach  dem  Jahre  1849 
hier  herrschte,  mit  dem  geplanten  Reform- 
werke zu  Stande  kam.  Dass  aber  die  Ein- 
führung des  Konstitutionalismus  nicht  dazu 
t-eitnig,  die  Schwierigkeit  der  Lösung  der 
u'estellten  Auf^be  zu  vermindern,  erscheint 
um  so  begreiflicher,  wenn  man  bedenkt,  dass 
das  österreichische  Parlament  ursprünglich 
^ino  ausschliesslich  nach  den  Grundsätzen 
der  Interessenvertretung  zusammengesetzte 
Korperschaft  war,  deren  Mitglieder  von 
♦Einern  verhältnismässig  kleinen,  weü  durch 
die  Abhäneigkeit  des  Wahlrechtes  von  einem 
ziemlich    hohen    Steuercensus    reduzierten 


Wählerkreise  gewählt  wurden.  Hinzukamen 
noch  häufige  rersonen-  und  Systemwechsel 
in  den  leitenden  Kreisen  der  Staatsverwal- 
timg, wiederholte  Reichsratsauflösungen  und 
die  sonstigen  bekannten  Schwierigkeiten,  mit 
denen  die  verschiedenen  Regierungen  Oester- 
reichs  seit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit 
desKonstitutionaJismus  beständig  zu  kämpfen 
hatten. 

Es  ist  ein  Beweis  dafür,  wie  tief  ein- 
gewurzelt und  allgemein  verbreitet  die  üeber- 
zeugimg  von  der  Notwendigkeit  einer  Reform 
des  Systems  der  direkten  Besteuerung  in 
Oesteireich  und  insbesondere  von  der  Un- 
vermeidlichkeit der  Einführung  einer  wirk- 
Uchen  Einkommensteuer  in  dasselbe  war, 
dass  gleich  das  erste  österreichische  Parla- 
ment sich  mit  einem  diesen  Zweck  ver- 
folgenden, ihm  von  der  Regierung  vorge- 
legten Gesetzent^iirfe  zu  befassen  hatte  und 
dass  nach  dem  Scheitern  desselben  jedes 
folgende  Parlament  diese  Angelegenheit 
immer  wieder  auf  seiner  Tagesordnung  fand. 
Bevor  einer  dieser  Versuche  zu  einem  Resiü- 
tate  führte,  mussten  aber  die  oben  ange- 
führten Ursachen  des  fortwährenden  Schei- 
terns der  verschiedenen  Reformpläne  be- 
seitigt oder  doch  abgeschwächt  werden. 

Das  erste,  was  in  dieser  Beziehung  ge- 
schah, war  die  Einschränkung  des  Gegen- 
standes der  Reformbestrebungen  durch  die 
Ix)slösung  der  die  Gnmd-  imd  Gebäude- 
steuer betreffenden  Pläne  vom  ganzen  Reform- 
werke. Während  lursprüngüch  stets  be- 
absichtigt worden  war,  auch  diese  beiden 
Steuerarten  im  Zusammenhange  mit  der 
Reform  der  übrigen  direkten  Steuern  einer 
radikalen  Neugestaltung  zu  unterwerfen, 
wurde  schliesshch  auf  diese  überhaupt  ver- 
zichtet und  lediglich  eine  Behebung  der 
dringendsten  Mängel  der  diesbezüglichen  ge- 
setzfichen  Bestimmimgen  angestrebt,  welche 
denn  auch  durch  die  G.G.  v.  24.  Mai  1869, 
R.G.B1.  Nr.  88  und  v.  9.  Februar  1882,  R.G.B1. 
Nr.  17  realisiert  wurde.  Von  da  an  wurde 
die  Neugestaltimg  der  auf  diese  beiden 
Steuerarten  —  welche  im  Jargon  der  öster- 
reichischen Pinanzbehörden  »Realsteuem« 
genannt  zu  werden  pflegen,  während  die 
übrigen  Arten  der  direkten  Steuern  in  dem- 
selben als  »Personalsteuern«  bezeichnet  wer- 
den —  bezüglichen  gesetzlichen  Normen  als 
beendigt  erklärt  und  bei  den  weiteren  Reform- 
bestrebungen darauf  keine  Rücksicht  mehr 
genommen,  so  dass  dieselben  sich  nunmehr 
bloss  mit  dem  Reste  des  Gebietes  der  di- 
rekten Besteuerung  und  insbesondere  mit 
der  Befriedigung  der  nachgerade  allgemein 
gewordenen  Forderung  nach  Einführung 
einer  wirklichen  Einkommensteuer  befassten. 

Weiter  entschloss  sich  die  Regierung, 
welche  ursprfh)glich  in  Verbindung  mit  der 
Neugestaltung  der  direkten  Besteuenmg  stets 
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auch  die  Sicherstellung  der  Erhöhung  des 
Erträgnisses  derselben  zu  envichen  gestrebt 
hatte,  im  Interesse  des  Zustandekommens 
des  Reformwerkes  zu  einer  gesetzmässigen 
Festlegimg  der  Erschwerung  der  fiskalischen 
Ausnützung  desselben,  welche  so  weit  ging, 
dass  diese  nunmehr  als  fast  ganz  ausge- 
schlossen erschien,  weil  sie  nur  im  Falle 
eines  besonders  hohen  Erträgnisses  der  neu 
einzuffthrenden  Einkommensteuer  zulässig 
sein  sollte. 

Sehr  erheblich  "^n^irde  das  endliche  Zu- 
standekommen der  Reform  durch  die  Ge- 
staltung der  politischen  Verhältnisse  ge- 
fördert. In  dieser  Beziehung  kam  in  erster 
Linie  in  Betracht,  dass  das  im  Jahre  1891 
gewählte  Abgeordnetenhaus  in  die  Lage  kam, 
seine  ganze  (sechsjährige)  Mandatsdauer  aus- 
zuleben, weiter,  dass  dasselbe  infolge  der 
seither  erfolgten  Herabsetzung  des  Wakl- 
censiis  einen  stark  demokratisch-radikaden 
Einschlag  erhalten  hatte  —  die  Einfühnmg 
der  Einkommensteuer  war  ja  von  jeher  eines 
der  Postulate  der  Demokratie  —  und  dass 
im  Jahre  1896  eine  i)olitische  Konstellation 
eintrat,  welche  es  der  damaligen  Regierung 
—  dem  sogenannten  Koalition sministori um 
mit  dem  Fürsten  Windisehgrätz  als 
Präsidenten  und  Dr.  v.  Ploner  als  Finanz- 
minister —  ermöglichte,  das  Abgeordneten- 
haus zu  veranlassen,  sich  in  monatelanger 
Beratung  mit  dem  umfangreichen,  die  »Re- 
form der  direkten  Personalsteuern«  be- 
zweckenden Gesetzentwurfe,  welchen  noch 
der  letzte  Finanzminister  im  Kabinett  des 
Grafen  Taaffe  —  Dr.  Stein bach  —  zu 
Anfang  des  Jahres  1892  eingebracht  hatte, 
zu  befassen.  Das  Zustandekommen  des  ge- 
planten Gesetzes  zu  erleben,  war  freilich 
dem  Ministeriiun  Windisehgrätz  auch  nicht 
gegönnt,  und  ebensowenig  gelang  dies  dem 
dasselbe  ablösenden  »üehergangsministe- 
rium«^,  in  welchem  Graf  Kiel  man nsegg 
Premier-  und  Dr.  B  ö  h  m  v.  B  a  w  e  r  k  Finanz- 
minister war.  Dies  zu  erreichen,  war  erst 
dem  folgenden,  unter  der  Präsidentschaft 
des  Grafen  Baden i  gebildeten  Ministerium, 
dessen  Finanzminister  Dr.  v.  Biliiiski  w^ar, 
beschieden,  welchem  neben  den  bereits  be- 
sprochenen, das  Reformwerk  fördernden 
Momenten  noch  das  weitere  zu  HUfe  kam, 
dass  die  Abgeordneten  nun  auch  von  der 
Erw'ägung  beeinflusst  wurden,  dass  die 
mittlerweile  erfolgte  Zulassung  einer  ge- 
wissen Anzahl  von  durch  das  allgemeine 
Stimmrecht  gewählten  Vertretern  in  das  Ab- 
geordnetenhaus zur  Folge  haben  dürfte,  dass 
dieses  ein  noch  stäi'ker  ausgesprochenes 
demokratisches  Gepräge  erhalten  werde,  als 
es  bisher  besass,  und  dass  daher  zu  ge- 
wärtigen sei,  dass  eine  weitere  Verzögerung 
der  —  nachgerade  doch  allgemein  als  un- 
venneidlich    anerkannten    —    Steuerreform 


zur  Folge  haben  müsste,  dass  diese  ein  don 
besitzenden  Klassen  imgünstigeres  Gepräirf- 
erhalten  würde,  als  damals  zu  erreichen  war. 

Endlich  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  ♦*> 
bei  der  Abfassimg  des  hier  in  Betra^^ht 
kommenden  Gesetzentwurfs  gelungen  war, 
auch  noch  über  ein  Bedenken  hinüberzu- 
kommen, w^elches  bisher  nicht  gerade  oIl 
ernstes  Hindernis  des  Zustandekommens  der 
Reform  der  direkten  Besteuerung  gebild^^t. 
aber  dasselbe  immerhin  auch  nicht  unl»e- 
trächtlich  erschwert  hatte:  das  Bedenken 
nämlich,  welches  sich  daraus  ergab,  dass 
der  Reichsrat  verfassungsmässig  nicht  bt> 
i-echtigt  ist,  das  Recht  der  autonomen  Körper- 
schaften, Zuschläge  zu  den  direkten  Steuern 
anzuordnen,  zu  verküi'zen,  dass  aber  anderer- 
seits Wert  darauf  gelegt  werden  musste.  di^* 
neue  Einkommensteuer  davor  zu  sicliera. 
dass  sie  zum  Objekte  solcher  Zuschläge  — 
die  häufig  sehr  gross  sind  —  gemacht  würlf\ 

Frcilich  hätten  wohl  alle  diese  dem  Zu- 
standekommen des  Reformwerkes  günstig«^n 
Momente  walirscheinlich  noch  immer  nielit 
ausgei-eicht,  dasselbe  zur  Thatsache  wenlen 
zu  lassen,  wenn  nicht  schon  bei  der  Ab- 
fassung des  betreffenden  Gesetzentwurfs  und 
in  noch  höherem  Grade  im  Zuge  der  dick- 
fälligen parlamentarischen  Verhandlungen 
den  widerstreitenden  Interessen  der  im 
Reichsrate  vertretenen  Bevölkerungsklass»*r. 
alle  nur  erdenklichen  Konzessionen,  soweit 
dieselben  mit  den  Gnmdgedanken  des  ganzen 
Werkes  nur  ii'gend  vereinbar  waren,  gemacht 
worden  wären.  Es  wtirde  zu  weit  führen, 
dieses  Thema  hier  in  seinen  Einzelheiten  zu 
behandeln ;  erwähnt  sei  nm*,  dass  das  schhos.^^- 
lich  zu  Stande  gekommene  »G.  v.  25.  Oktober 
1896,  R.G.B1.  Nr.  220,  betreffend  die  Reform 
der  direkten  Personal  steuern«  in  seinen  ver- 
schiedenen Abschnitten,  so  auch  in  dem  di»- 
Einkommensteuer  —  welche  davselbst  übrigens 
zur  Unterscheidung  von  der  bestandenen 
Steuer  gleichenNamens  »Persohaleinkommen- 
steuer«  genannt  wird  —  l:)ehandelnden  IV. 
Hauptstücke  und  insbesondere  in  den  den 
Verzicht  des  Staates  auf  jede  fiskalische 
Ausnützimg  der  Reform  sowie  die  Vorsor-re 
für  die  Sichenmg  der  neuen  Steuer  vor  den 
Zuschlägen  zum  Ausdrucke  bringenden  Ein- 
fühnmgsbestimmuugen  die  Spuren  seiner 
Entstehung  und  besonders  der  vielen  zum 
Zwecke  seiner  Perfektionierung  zwiscb^n 
den  einander  widerstreitenden  Interessen  zn 
Stande  gekommenen  Kompromisse  deutlich 
an  sich  trägt. 

3.  Stellung  der  neuen  Steuer  im 
Systeme  der  direkten  Bestenerong. 
Gnmdlegend  für  die  Stellung,  welche  die 
neue  Einkommensteuer  im  Systeme  der  in 
Oesterreich  bestehenden  direkten  Steuern 
erhielt,  und  für  die  Beziehungen,  in  welche 
sie  doi-t  zu  den  übrigen  direkten  Steuern 
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trat,  war  der  Gedanke,  dass  jene  Steuer 
üicht  die  Bestimmung  erhalten  sollte,  an 
(ü»*  Stelle  der  durch  die  kaiserlichen  Patente 
V.  10.  und  29.  Oktober  eingeführten  gleich- 
rjaoiigen  Steuer  zu  treten.  Es  wurde  viel- 
mohr  beim  ganzen  Reformwerke  der  Ein- 
>k'ht  Raum  gegeben,  dass  die  alte  Ein- 
kommensteuer längst  mit  den  neben  ihr  be- 
>taadenen  Ertragssteuem  zu  einem  einheit- 
lichen Ganzen  verschmolzen  sei.  Anderer- 
>»'its  wurde  zwar  bei  der  Schaffung  des 
Rt-f- .rmgesetzes  die  Tendenz  zu  Grunde  ge- 
legt, «iie  neue  Einkommensteuer  allmähhch 
rlr  einzigen  direkten  Steuer  auszugestalten 
und  demgemäss  die  althergebrachten  Er- 
trai:?<teueni  verschwinden  zu  lassen,  zu- 
i:Avh  aber  in  der  Voraussicht,  dass  es 
i:»raume  Zeit  dauern  werde,  bis  von  jener 
St»'uer  ein  zur  Realisierung  dieser  Absicht 
genügendes  Erträgnis  erwartet  werden  könne, 
•ii'^^lbe  auf  unbestimmte  Zukunft  vertagt 
•iri'i  vielmehr  mit  der  Schaffung  der  neuen 
Einkommensteuer  sogar  noch  eine  Umge- 
.^taltung  der  auf  die  Besteuerung  der  go- 
w»:Tblichen  Unternehmungen,  Kapitalrenten 
vM  Dienst-  und  Lohnbezüge  bezügüchen 
Teile  des  alten  Ertragssteuersystems  ver- 
bimdrn,  welche  zwar  ebenso  wie  die  schon 
frühf-r  erfolgte  Neugestaltung  der  Grund- 
und  Gebäudesteuer  bloss  den  Zweck  ver- 
fol^rte,  die  gröbsten  Mängel  der  alten  Vor- 
shriiten  zu  beseitigen,  aber  doch  ganz  er- 
.i«'liH(?h  einschneidender  war  als  die  oben 
-nvähnten  G.G.  v.  24  Mai  1869  und  v.  9. 
F-bruar  1882,  weil  eben  die  Mängel,  denen 
hinsichtlich  der  Personalsteuem  Abhilfe  zu 
s-^haffen  war,  noch  grösser  waien  als  die- 
]♦  uigen.  welche  den  alten  Normen  über  die 
I^>teuerung  des  Gnmdbesitzes  und  der  Ge- 
fttiide  angeklebt  hatten.  Insbesondere  sollte 
'hirch  diese  Umgestaltung  der  Ertragsbe- 
^l-llerung  noch  ein  Objekt,  welches  der- 
^'U>en  nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes 
zwar  auch  schon  bisher  unterworfen,  ihr 
aUr  durch  die  Entwickelung  der  Hand- 
luhuDg  desselben  allmählich  fast  ganz  ent- 
K-hlQpft  war  —  das  Erträgnis  der  zins- 
tragi^nd  angelegten  KapitaUen  nämlich  — 
^i-der  in  ausgiebiger  Weise  unterworfen 
wenlen. 

Hiernach  erschien  die  neue  Einkommen- 
ssteuer nun  zunächst  nicht  als  ein  Ersatz 
anderer,  zu  ihren  Gunsten  beseitigter,  son- 
tlera  einfach  als  eine  Vermehrung  der  be- 
j>tehenden  Steuerarten,  was  im  Falle  der 
gleichzeitigen  unveränderten  Beibehaltung 
'1er  diesbezüglichen  Gesetzesbestimmungen 
die  Erhöhung  der  Gesamtlast  der  Steuer- 
träger um  den  durch  die  neue  Steuer  ein- 
zohebenden  Betrag  zur  Folge  gehabt  hätte. 
Da  nun  aber  die  Einfuhrung  dieser  Steuer 
elien  keinen  ausgesprochenen  fiskalischen 
Zweck  haben  sollte,   so  musste  anlässlich 


derselben  eine  entsjprechende  Herabsetzung 
des  Ertrages  der  aufrecht  gebliebenen  sons- 
tigen direkten  Steuern  herbeigeführt  werden. 
Dieser  Tendenz  dienen  die  Artt.  V — XTT 
des  neuen  Gesetzes. 

4.  Einflnss  der  neuen  Steuer  anf  die 
Höhe  der  aufrecht  erhaltenen  Ertrags- 
steuern und  Sicherung  derselben  vor 
Zuschlagen  für  die  Zwecke  autonomer 
Körperschaften.  Die  Bestimmungen  über 
die  Herabsetzung  der  alten  Ertragssteuem 
entspi-echend  zu  stilisieren,  war  keine  ganz 
leichte  Aufgabe,  weil  es  an  jedem  sicheren 
Anhaltspunkte  zui*  Beurteilung  des  aus  der 
neuen  Einkommensteuer  zu  gewärtigenden 
Ertrages  fehlte.  Es  handelte  sich  nach  dem 
bisher  Gesagten  darum,  einerseits  dafür  vor- 
zusorgen,  dass  der  Staat  diu-ch  die  zu  be- 
wirkende Heiabsetzung  der  Ertragssteuem 
keine  Verkürzung  seiner  bisherigen  Ein- 
nahmen aus  den  dü*ekten  Steuern  erleide, 
andrerseits  aber  dafür,  dass  er  nur  bei  all- 
fälliger Erzielung  eines  ganz  unerwartet 
günstigen  Resultates  der  neuen  Steuer  einen 
fiskalischen  Gewinn  aus  derselben  ziehen 
könne.  Noch  schwieriger  wurde  jene  Auf- 
gabe dadiu'ch,  dass  die  auf  sie  bezüglichen 
Goselzesbesthnmungen  mit  den  weiteren, 
welche  die  Sichenmg  der  Einkommensteuer 
vor  der  Erhöhung  diuxjh  Zuschläge  auto- 
nomer Körperschaften  bezweckten,  verquickt 
wurden.  Wir  lassen  diese  Bestimmungen 
nebst  einer  unmittelbar  daran  anschliessen- 
den, welche  sich  auf  den  letzteren  Zweck 
allein  bezieht  (Ai't.  XIII),  nachstehend  — 
mit  einigen  Weglassungen  —  im  Wortlaute 
folgen : 

Art.  V.  Als  Erti'ägnis  der  dii-ek-ten 
Personalsteuern  ist  in  jedem  Jahre  der 
Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  die  Summe 
anzusehen,  die  vom  1.  Jänner  bis  31.  De- 
zember auf  die  in  demselben  geregelten 
Steuern  . . .  zur  Einzaldung  gelangt. 

Art.  YI.  Von  dem  . . .  bezeichneten  Er- 
trägnisse der  .  . .  direkten  Personalsteuem 
verbleibt  dem  Staatsschatze  während  der 
Jahre  1898  und  1899  ausser  den  mit  jährlich 
12(XI0Ö0  Gulden  bezifferten  Veranlagimgs- 
kosten  zunächst  derjenige  Betrag,  welcher 
demselben  schon  nach  den  bisherigen  Ge- 
setzen  zugeflossen  wäre 

Art.  Yll.  Aus  dem  Mehrerti*%nisse 
w^erden  Steuernachlässe  und  Überweisungen 
an  die  Landesfonde  ^)  im  Sinne  der  folgenaen 
Bestimmungen  gewährt. 

Art.  VIII.  Abgesehen  von  dem  durch 
die  Festsetzung  der  Erwerbssteuerhaupt- 
summe  mit  17732000  Gulden  (§  11)  fiir  die 


^)  d.  h.  an  die  Kassen  der  Provinzial Ver- 
tretungen (die  Provinzen  werden  in  Oesterreich 
„Länder"  oder  „Königreiche  und  Länder**  ge- 
nannt.) 
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allgemeine  Erwerbssteuer  gewährten  Nach- 
lasse findet  an  der  vorgeschriebenen  Grund- 
steuer und  Gebäudesteuer  mit  Ausnahme 
der  5  prozentigen  Steuer  vom  Ertrage  steuer- 
freier Gebäude  ein  Naehlass  von  10  **/o  ihres 
Betrages  vom  1.  Jänner  1898  an  statt  ^) 

Art.  IX.  1.  Der  nach  Bestreitung  der 
im  Artikel  Vin  vorgesehenen  Nachlässe 
noch  verbleibende  Cberschuss  wird,  insofern 
er  3000000  Giüden  jährlich  nicht  über- 
schreitet, den  Landesfonden  in  der  Art  zu- 
gewendet, dass  ein  jenem  Überschüsse 
gleichkommender  aliciuoter  Teil  der  staat- 
lichen Realsteuern  den  lÄndem  überwiesen 
wird. 

2.  In  Ausführung  dieser  Bestimmung 
wird  während  der  Jahre  1898  und  1899 
jedes  Land  soviele  Prozente  des  im  be- 
treffenden Lande  und  Jahre  erzielten  Er- 
trages der  staatlichen  Realsteuem  über- 
wiesen erhalten,  als  die  für  das  gleiche 
Jahr  ziu"  Überweisung  an  sämtliche  Länder 
gelangende  Gesamtsumme  Prozente  des  ge- 
samten Realsteuererträgnisses  ausmacht. 

3.  Übersteigt  der  Überschuss  den  Betrag 
von  3000  000  Gulden,  so  werden  die  weiteren 
Mehrbeträge  und  zwar  in  nachfolgender 
Reihenfolge  verwendet: 

a)  Zur  Erhöhung  der  im  Artikel  VTQ 
bezeichneten  SteuemaclJässe  bis  zu  einem 
gleichzeitig  zu  erreichenden  Hrjchstansmasse 
des  gesamten  Nachlasses  von  15%  bei  der 
Gnmd Steuer,  12  V2  %  bei  der  Gebäudesteuer 
und  zu  einer  solchen  Ermässigung  der  Er- 
werbssteuerhauptsumme,  dass  dadurch  der 
Naehlass  an  der  allgemeinen  Erwerbsteuer 
auf  25%  jenes  Betrages  erhöht  wird,  der 
bei  der  Berechnung  der  Erwerbsteuerhaupt- 
summe ...  zu  Grunde  gelegt  wurde; 

b)  Zur  Ermässigimg  der  Steuer  für  die 


^)  Zorn  Verständnisse  dieser  Bestimmung 
ist  zu  bemerken,  dass  die  „allgemeine  Erwerb- 
steuer" die  Besteuerung  des  Ertrages  gewerb- 
licher Unternehmungen  (mit  Ausnahme  der  zur 
öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichteten) 
bezweckt  und  an  die  Stelle  der  Besteuerung 
dieser  Ertragsquelle  durch  die  alte  Erwerb- 
nnd  Einkommensteuer  getreten  und  kontingen- 
tiert worden  ist;  die  im  bezogenen  §  11  des 
neuen  Gesetzes  enthaltene  Fixierung  des  Er- 
trages der  ersteren  Steuer  repräsentiert  gegen- 
über der  bisherigen  Belastung  jener  Unterneh- 
mungen durch  direkte  Steuern  einen  Naehlass, 
welcher  auf  20^/o  veranschlagt  war,  sich  aber 
thatsächlich  etwas  höher  (nämlich  auf  22,57o) 
stellt  Die  öprozentige  Steuer  vom  Ertrage 
steuerfreier  Häuser  ist  ein  eigentümliches  Ge- 
bilde der  österreichischen  Steuergfesetzgebunff, 
welches  den  Effekt  hat,  dass  die  bestehende 
Befreiung  neugebauter  Häuser  von  der  (20, 
resp.  26  ^8  prozentigen)  Hauszinssteuer  nicht  die 
vollständige  Freimachung  derselben  von  der 
staatlichen  Besteuerung  bewirkt. 


der    öffentlichen    Eechnungplegung    unter- 
worfenen Unternehmungen  bis  auf  10  ^Vo  ^) . . . 

Die   im  vorstehenden  Absätze  3  sub  a 
und   b   vorgesehenen    Steuerermässigun^n 
treten  für  das  jeweils  nächstfolgende  Jahr  1 
in  Kraft.  I 

4.  Sobald  endlich  die  in  lit  a  und  b 
bezeichneten  Steuemachlässe  und  Ermässi- 
gungen erreicht  sind,  fliessen  etwa  mnih 
weiter  verbleibende  Überschüsse  aus  dem 
Jahreserträgnisse  zur  Hälfte  in  die  Staats- 
kasse, zur  Hälfte  werden  dieselben  den 
Landesfonden  in  dem  in  Absatz  1  und  2 
bezeichneten  Verhältnisse  zugewendet 

Art.  X.  In  der  Periode  von  1900  bis 
einschliesslich  1909  wird  über  die  Erträg- 
nisse der  direkten  Personaisteuern  in  folgea- 
der  Weise  verfügt: 

1.  Aus  jedem  Jahreserträgnisse  wenien 
zunächst  jene  Beträge  reservirt,  welche  not- 
wendig sind,  um 

a)  den  Abgang  aus  den  nach  Art  VlII 
an  den  staatlichen  Realsteuem  eintretenden 
Naclüässen  für  das  betreffende  Jahr  zu  decken ; 

b)  den  Ländern  den  Betrag  von  300<:kXh.i 
Gulden  zu  überweisen. 

2.  Sodann  empfängt  die  Staatskasse  eiue 
Siunme,  welche  für  das  Jahr  1900  um  2.')*^' 0 
höher  zu  bemessen  ist,  als  der  der  Staats- 
kasse im  Jahre  1899  aus  dem  ErträgQis>e 
der  direkten  Personalsteuern  gemäss  Art.  VI 
verbleibende  Betrag  und  welche  sich  ffir 
jedes  der  folgenden  Jahre  ...  um  weitere 
2%  steigert. 

3.  Die  hienach  in  jedem  Jahre  noch  er- 
übrigenden Mehrerträgnisse  werden  in  der 
im  Alt.  IX,  Abs.  3  und  4  angeordneten 
Weise  verwendet. 

Art  XL  .  .  . 

Art  Xn.  Die  definitive  Festsetzung  des 
Ausmasses  der  direkten  Ertragssteuem  findet, 
sobald  das  im  Art.  IX,  Abs.  3  a)  bezeichnete 
Höchstausmass  der  Nachlässe  erreicht  ist. 
längstens  aber  im  Jahre  1909  im  Gesetz- 
gebungswege statt  ... 

Desgleichen  sind  im  Jahre  1909  die 
Überweisungen  an  die  Länder  gesetzlich  zu 
regeln 

Art.  XHI.  Die  in  den  Artikeln  V  bis 
XU  erwähnten  Nachlässe  an  den  Realsteuem 
und  Überweisungen  finden  nur  rücksichtlich 
der  Realsteuerträger,  beziehung8weiseLande&- 
fonde  jener  Länder  statt,  deren  Landesge- 
setzgebung längstens  mit  Ablauf  der  ersten 
Landtagssession  nach  Eintritt  der  Wirksam- 
keit des  Gesetzes,  betreffend  die  direkten 
Personalsteuern  die  Freilassung  der  durch 
dieses  Gesetz   einzuführenden  Personalein- 


^)  Diese  Unternehmungen  haben  nämlich 
dermalen  unter  dem  Titel  einer  sie  besonders 
betre£fenden  Erwerbsteuer  eine  Abgabe  von 
10^/2  %  ihres  Reinertrages  zu  leisten. 
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kommensteuer  von  allen,  der  Kompetenz  der 
Landesgesetzgebung  unterliegenden  Zu- 
schlägen normirt  haben  werden.  .  .  .*) 

5.  Finanzielle  Bedentnn^  der  nenen 
Steuer.  Seitens  der  Regienmg  war  bei  der 
Formulierung  ihrer  Vorschläge,  aus  deren 
jiarkmentarischer  Behandlung  die  eben  mit- 
geteilten Bestimmungen  hervorgegangen  sind, 
angenommen  worden,  dass  das  Ertragnis 
der  neuen  Einkommensteuer  sich  im  ersten 
Jahre  ihrer  Veranlagimg  (1898)  auf  min- 
destens 16557000  Gulden  belaufen  würde; 
durch  jene  Behandlung  hat  das  Regierungs- 
prt)jekt  aber  Modifikationen  erfahren,  deren 
Li^bnis  darin  besteht,  dass  das  Gesetz 
nunmehr  auf  der  Annahme  beruht,  dass  die 
neue  Einkommensteuer  im  ersten  Jahre  ein 
Erträgnis  von  mindestens  18000000  Gulden 
liefern  werde.  Denn  diesen  Betrag  muss 
sie  liefern,  damit  der  Staat  aus  den  nach 
den  neuen  gesetzlichen  Bestimmungen  um- 
gelegten dii^ten  Steuern  dasselbe  Erträg- 
nis erzielt,  welches  er  im  angeführten  Jahre 
tjei  Fortdauer  der  allen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen erzielt  haben  würde,  und  zu- 
deich  die  Provinzen  die  ihnen  zugedachten 
n)erweiBungsbeträge  erhalten. 

Der  thatsächliche  Erfolg  der  Durch- 
fühnmg  des  neuen  Gesetzes  hat  den  Er- 
wartungen derjenigen  Parlamentarier,  wel- 
che die  erwähnte  Modifikation  der  Re- 
^enmgsvorschläge  durchsetzten,  nicht  nur 
Recht  gegeben,  sondern  dieselben  sogar  noch 
nbertroffen,  da  die  Gesamtsumme  der  zur 
Verschreibung  gelangten  Steuerbeträge  sich 
nach  den  seither  durch  amtliche  Publikationen 
^■ekannt  gewordenen  Veranlagimgsresultaten 
auf  22  236  658  Gulden  beläuft — auf  einen  Be- 
trag also,  welcher  nicht  nur  zur  Sicherung  des 
Staates  vor  einer  Verkürzung  durch  die  be- 
willigten Xachläfise  an  der  Grund-,  Gebäude- 
nnd  allgemeinen  Erwerbsteuer,  sondern  auch 
noch  zu  einer  Erhöhung  derselben  ausge- 
reicht hat,  welche  dadurch  realisiert  worden 
irt,  dass  der  Nachlass  an  der  -Gnindsteuer 
anf  121/2  ®/o,  der  an  der  Gebäudesteuer  aber 
auf  Wlio^lo  erhöht  und  die  Erwerbsteuer- 
hanptsumme  auf  17457000  Gulden  herab- 
eesetzt  worden  ist;  einen  Gewinn  für  den 
Fiskus  hat  jenes  Verschreibungsresultat  aber 
nicht  übrig  gelassen. 

6.  Gnmdflätze  für  die  Feststellung 
derBesteuenmgsgnuidlage.  Hinsichtlich 

*)  Durch  diesen  A^rtikel  in  Verbindung  mit 
dep  Artikeln  VII  und  IX  sollte  die  nach  dem 
fr&her  Gesa^n  als  notwendig  erachtete  Siche- 
nmg  der  Emkommensteuer  vor  der  Erhöhung 
durch  die  Zuschläge  der  Länder.  Bezirke,  Ge- 
nwanden  u.  s.  w.  erreicht  werden.  Dies  ist 
durch  denselben  auch  thatsächlich  gelungen: 
sämtliche  Provinzialvertretungen  (Landtage) 
haben  geither  den  dort  zum  Ausdrucke  gelangten 
Intentionen  entsprochen. 


der  subjektiven  Steuerpflicht  stellt  das 
Gesetz  (§  153)  den  Grundsatz  auf,  dass  der- 
selben —  ausser  den  ihr  ebenfalls  unter- 
worfenen nihenden  Erbschaften  —  lediglich 
physische  Personen  unterworfen  sind.  Diese 
unterliegen  der  Einkommensteuer,  wenn  sie 
die  österreichische  Staatsangehörigkeit  be- 
sitzen und  in  ÖsteiTeich  wohnen,  hinsicht- 
lich ihres  ganzen  Einkommens,  während  im 
Auslande  wohnende  Inländer  und  im  In- 
lande  wohnende  Ausländer  zu  derselben  nur 
unter  gewissen  Bedingimgen  heranzuziehen 
sind ;  für  den  Fall,  dass  die  Anwendung  der 
diesbezüglichen,  im  allgemeinen  auf  dem 
Territorialprincipe  beruhenden,  aber  in  man- 
cher Hinsicht  darüber  hinausgehenden  Be- 
stimmungen —  oder  auch  die  des  hinsicht- 
lich der  eigenen  Staatsangehörigen  aufge- 
stellten Grundsatzes  —  infolge  gesetzlicher, 
auf  den  betreffenden  Steuerträger  ange- 
wendeter ausländischer  Normen  eine  Doppel- 
besteuerung desselben  zur  Folge  haben  würde, 
wurde  der  Finanzverwaltung  im  §  285  des 
Gesetzes  die  allgemeine  Vollmacht  erteilt, 
»hinsichtlich  solcher  Personen  und  Steuer- 
quellen, welche  der  Steuerhoheit  mehrerer 

Staatsgebiete  unterließen nach  den 

Grundsätzen  der  Reciprocität  vorzugehen.« 

Von  der  Einkommensteuer  sind  befreit: 
der  Kaiser,  die  Mitglieder  des  kaiserlichen 
Hauses  hinsichtlich  der  Apanagen,  das  Per- 
sonal der  diplomatischen  Vertretungen  hin- 
sichtlich seines  aus  dem  Auslande  stammen- 
den Einkoramens,  die  mit  MariarTheresia- 
Ordenspensionen  sowie  die  mit  den  den  Be- 
sitzern von  Tapferkeitsmedaillen  zukommen- 
den Bezügen  oder  Verwundungszulagen 
(welche  letzteren  den  im  Kriege  Verwun- 
deten unter  gewissen  Voraussetzungen  ge- 
bühren) beteilten  Personen  hinsichtlich  dieser 
Einkünfte,  Militärpersonen  hinsichtlich  ihrer 
Dieustesbezüge  (§  154). 

Wenn  Müitärpersonen  ausser  dem  be- 
freiten Einkommen  noch  ein  anderes  be- 
ziehen, so  ist  behufs  Beurteilimg  der  Steuer- 
pflicht desselben  und  des  darauf  eventuell 
entfallenden  Steuersatzes  deren  Gesamtein- 
kommen zu  ermitteln  —  eine  Bestimmung, 
welche  mit  dem  im  Gesetze  zur  Geltung 
gekommenen  Grundsatze  der  progressiven 
Besteuenmg  höherer  Einkommen  (s,  u.)  zu- 
sammenhängt und  bezweckt,  dass  das  nicht 
befreite  Einkommen  der  Militärpersonen 
nach  der  der  wirtschaftlichen  heige  der- 
selben entsprechenden  Progression  besteuert 
werde. 

Erwähnung  verdient  übrigens,  dass  das 
Zugeständnis  der  Befreiung  der  Dienstesbe- 
züge der  Militärpersonen  von  der  Ein- 
kommensteuer zum  Teüe  auf  historische 
Verhältnisse  —  auf  den  Umstand  nämlich, 
dass  diese  Einkommensquelle  schon  hin^cht- 
lich    der   alten   Einkommensteuer   dieselbe 
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Begünstigung  genoss  —  zum  Teile  auf  die 
Beröcksichtigimg  der  staatsrechtliehen  Ver- 
hältnisse der  Monai-chie  —  vermöge  welcher 
der  Offizier  bald  in  einer  der  österreichischen, 
bald  in  einer  der  von  dieser  verschiedenen 
ungarischen  Steuergesetzgebung  unterwor- 
fenen Garnison  stationiert  sein  kann  —  zu- 
rückzuführen ist. 

Ohne  Kückeicht  auf  ihi-e  persönliche 
Eigenschaft  sind  von  der  Einkommensteuer 
befreit  alle  diejenigen,  deren  gesamtes  Jahres- 
einkommen den  Betrag  von  600  Gnlden  nicht 
überschreitet  (§  155). 

Dem  an  die  Spitze  der  auf  die  Ein- 
kommensteuer bezüglichen  Bestimmungen 
des  Gesetzes  gestellten  Gnmdsatze,  dass 
diese  Steuer  nur  von  physischen  Personen 
verlangt  werde,  entsi)richt  es,  dass  hinsicht- 
lich eines  solchen  Einkommens,  das  mehreren 
Personen  gemeinschaftlich  zufliesst,  angeord- 
net wurde  (§  158),  dass  »der  für  jeden  ein- 
zelnen Teilliaber  aus  dem  Get^amteinkommen 
entfallende  Teil  als  steuerpflichtiges  Ein- 
kommen anzusehen  ist« ;  diese  Kegel  hat 
insbesondere  auch  auf  die  Besteuerung  der 
Mitglieder  geistlicher  Korporationen  Anwen- 
dung zu  finden. 

Eine  wiclitige,  geradezu  die  Bedeutung 
eines  Hauptgnmdsatzes  des  Gesetzes  bildende 
Ausnahme  vom  Principe,  dass  nur  die  ein- 
zelnen physischen  Pei-sonen  als  Steuersub- 
jekte zu  behandeln  seien,  statuiert,  der  §  157, 
welcher  anordnet,  dass  bei  der  Vemnlagung 
der  Einkommensteuer  dem  Einkommen  des 
Yorstandes  einer  Haushaltung  das  Ein- 
kommen der  sonstigen  Angehörigen  dereelben 
zuzurechnen  ist. 

Als  Einkommen  ist  »die  Summe  aller 
in  Geld  oder  Geldeswert  bestehenden  Ein- 
nahmen der  einzelnen  Steuerpflichtigen  mit 
Einschluss  des  Mietwertes  der  AV^ohnung  im 
eigenen  Hause  oder  sonstiger  freier  Woh- 
nung sowie  des  Wertes  der  zum  Haushalte 
verwendeten  Ergebnisse  der  eigenen  Wirt- 
schaft und  des  eigenen  Gewerbsbetiiebes 
sowie  sonstiger,  dem  Steuerpflichtigen  allen- 
falls zukommender  Naturaleingänge«  nach 
Abzug  der  Gestehungskosten  und  der 
Schuldzinsen  anzusehen :  ausserordentliche 
Einnahmen  aus  Erbscliaften ,  Kapital  Ver- 
sicherungen und  Schenkungen  gelten  nicht 
als  steuerpflichtiges  Einkommen,  Gewinn 
aus  der  Yeräusserung  von  Yermögensobjek- 
ten  nur  dann,  wenn  dieselbe  im  Betriebe 
einer  Erwerbsunternehmung  oder  in  Aus- 
führung eines  Spekulationsgeschäftes  erfolgt 
ist  (§  159). 

Als  Gestehungskosten  werden  neben  den- 
jenigen Ausgaben,  welche  schon  nach  dem 
gewöhnlichen  Sprachgebrauche  unzweifelhaft 
als  solche  anzusehen  sind,  noch  bezeichnet : 
die  Versicherungsprämien  für  alle  Arten 
von  Schadenversicherungen  sowie  diejenigen, 


welche  für  die  Yersichenuig  des  SteutM- 
pflichtigen  auf  den  Todes-  oder  Ijebensfail 
gezahlt  wenlen,  letztere  aber  nur  dann. 
wenn  sie,  falls  der  Steuerpflichtige  allein 
versichert  ist,  den  Betrag  von  jährlich 
10<)  fl.  nicht  ttbereteigen,  während  dann. 
wenn  auch  der  Ehegatte  und  die  faniilie 
des  Steuerpflichtigen  versichert  sind,  der 
»abzugsberechtigte  Betrag  für  alle  Versiche- 
nuigsprämien  zusammen  200  fl.  erreichen 
darf« .  Weiter  gelten  noch  als  Gestehungs- 
kosten »Beiträge  zu  Klinken-,  Unfall-. 
Alters-  und  Invalidenversicherungs- ,  Wit- 
wen-, Waisen-  und  Pensionskassen  otW 
derlei  Anstalten,  sofern  der  Steuerpflichlii^' 
gesetz-  oder  vertragsmässig  zum  Eintritte 
in  die  Yersichenmgsanstalt  oder  zur  Eiit- 
richtmig  der  Beiträge  verpflichtet  istc;  die 
vom  Steuerpflichtigen  bezahlten  direkten 
Steuern  (mit  Ausnahme  der  Einkommen- 
steuer) samt  Zuschlägen,  KonkurrenzlieitriLv 
zu  öffentlichen  Zwecken  und  PatDnats- 
lasten  (§  160). 

Ausdrücklich  von  der  Behandlung  als 
das  Einkommen  schmälernde  Ausgaben  aus- 
geschlossen sind:  alle  Yerweudungen  zur 
Yergrösserung  des  Yermögens,  Yerluste,  die 
lediglich  den  Yermögensstamm  betreffen. 
Zinsen  für  das  in  einer  Unternehmung  an- 
gelegte eigene  Kapital  des  Steuerpflichtigen. 
Ausg-aben  für  den  eigenen  Haushalt  (mit 
Ausnalime  der  Beköstigimg  der  im  eigeneu 
W^irtschaftsbetriebe  dauernd  verwendeten 
Familienglieder,  welche  unter  die  Betriebs- 
kosten zu  rechnen  ist),  endlich  Geschenke 
und  ähnliche  Zuwendungen  an  andere  Per- 
sonen, welche  nicht  den  Charakter  von  Ge- 
stehungskosten haben  (§  162). 

Die  §§  163—171  enthalten  Detailbt^ 
Stimmungen  hinsichtlich  der  Beurteilung 
der  Steuerpflicht  einzelner  Einkommens- 
zweige,  als  welche  angeführt  werden:  Ein- 
kommen aus  Grundbesitz,  wobei  zwischer. 
dem  mittelst  Bewirtschaftimg  des  Bo<lens 
durch  den  Grundbesitzer  selbst  und  dem 
anlässlich  einer  Yerpachtung  diuxih  den 
Pächter  und  Yerpächter  erzielten  unter- 
schieden wird ;  Einkommen  aus  vermieteten 
und  aus  vom  Besitzer  selbst  benützten 
Häusern ;  Einkommen  aus  selbständigen  Er- 
werbsimternehmungen ;  Einkommen  aus 
Dienst-  und  Lohnbezügen ;  Einkommen  ans 
Kapitalvermögen. 

Das  Ausmass  der  Einkommensteuer  ist 
(§  172)  für  Einkommen  bis  48000  fl.  durch 
eine  Skala  geregelt,  welche  Einkomraen- 
stufen  und  für  jede  derselben  einen  auf 
die  dahin  gehörenden  Einkommen  anzuwen- 
denden Steuei*satz  aufstellt;  die  erste  Stufe 
umfasst  die  Einkommen  von  mehr  als  6*^' 
bis  einscliliesslich  625  fl.,  welche  mit  360  fl. 
zu  besteuern  sind,  wähi-end  die  letzte  in 
j  die  Skala  aufgenommene  Stufe  die  Einkorn- 
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men  von  über  46000  fl.  bis  einschliesslich 
4s{.m  fl.,  auf  welche  eine  Steuer  von  1860  ü. 
entfällt,  umfasst  »Bei  Einkommen  von  über 
4S«XK)fi.  bis  einschliesslich  100000  fl.  stei- 
K-a  die  Stufen  um  je  2000  fl.  und  die 
Steiler  um  je  100  fl.;  bei  Einkommen  von 
ukr  100 000  fl.  beträgt  die  Steuer  4650  fl.; 
rj^i  Einkommen  von  über  105000  fl.  steigen 
die  Stufen  um  je  5000  fl.  und  die  Steuer- 
sätze um  je  250  fl.«  Hiernach  beträgt  die 
Steaer  bei  einem  Einkommen  von  600  fl. 
".«i^^b,  bei  einem  solchen  von  ca.  1000  fl. 
T'o.  bei  ca.  3000  fl.  2^/0,  bei  ca.  10000  fl. 
S'^o,  bei  ca.  30000  fl.  3,5  ^/o,  bei  ca.  48000 
fl.  4^0,  um  sich  von  da  an  dem  Ausmasse 
von  o^:o  zu  nähern,  ohne  dasselbe  jedoch 
jf'mal.s  ganz  zu  erreichen.  Wenn  bei  Per- 
^'Den,  die  nur  hinsichtlich  eines  Teils  ihi'es 
Eiiikommens  der  Steuerpflicht  unterliegen, 
Einkommen  von  600  fl.  oder  weniger  zur 
Besteuenmg  kommen,  so  »vermindern  sich 
«lie  Einkommenstufen  um  je  25  fl.  und  die 
SttMier  um  je  15  Kreuzer». 

Besondere  Hervorhebung  verdient  der 
^  173,  welcher  lautet:  »Stehen  in  der  Yer- 
jj^irgimg  eines  Haushaltungs  Vorstandes,  dessen 
Einkommen  2000  fl.  nicht  überschreitet,  ab- 
jr>->phen  von  seinem  Ehegatten,  melu:  als 
zvei  Familienglieder,  welche  kern  selbstän- 
diges Einkommen  beziehen,  so  wird  fiu* 
jedes  derartige  Familienglied  über  diese 
Anzahl  vom  Einkommen  des  Haushaltungs- 
vorstandes */2o  in  Abzug  gebracht.  Hierbei 
hat  jedoch  ohne  Eücksichl  auf  die  Höhe 
•1(<  Abzuges  die  Ennässigung  des  Steuer- 
i^tzrs  um  mindestens  eine  Stufe  einzutreten, 
^'ird  jedoch  durch  den  Ehegatten  oder 
.^lulere  Familienglieder  ein  dem  Einkommen 

'le>  Haushaltungsvorstandes zuzu- 

ixhnendes  Arbeitseinkommen  erworben,  so 
i>t  für  jedes  solche  Familiengliea  der  Be- 
trag von  250  fl.,  falls  aber  sein  zugerech- 
iK-tes  Arbeitseinkommen  nur  einen  geringe- 
ren ß^^trag  erreicht,  dieser  ...  in  Abzug 

zu  hringen Erübrigt    infolge    der 

voistehend  normierten  Abzüge  ein  anrechen- 
bares Einkommen  von  nicht  mehi-  als  600 
il.,  so  eotfäUt  die  Einkommensteuerpflicht«. 

Ausser  der  Anzahl  der  Familienglieder 
r.ml  dem  Arbeitsverdienste  derselben  dürfen 
übrigens  bei  allen  Steuerpflichtigen,  deren 
Einkommen  5000  fl.  nicht  übersteigt,  »be- 
hindere die  Leistungsfähigkeit«  derselben 
wissentlich  beeinträchtigende  Verhältnisse« 
(U^nderer  Aufwand  für  Familienangehörige, 
Krankheit,  Unglücksfälle)  in  der  Art  be- 
rücksichtigt werden,  dass  eine  Ermässigung 
•ies  Steuersatzes  um  höchstens  drei  Stufen 
gewährt  wird.  Bei  denjenigen  Steuerpflich- 
'üren,  deren  Einkommen  675  fl.  nicht  über- 
^t«.*igt,  kann  aus  diesem  Grunde  auch  volle 
%'uerfreiheit  gewährt  werden  (§  174). 

7.  Das  Veranlagnngsverfahren.    Das 


Yeranlagungsgeschäft  wird  zum  Teile  diu-ch 
die  von  früher  her  bestehenden  Steuerbe- 
messungsbehörden  (Steueradministrationen, 
[Steuerreferate  der]  Bezirkshauptmannschaf- 
ten), teils  durch  zu  diesem  Zwecke  gebildete 
Kommissionen  besorgt.  Die  Kommissionen 
führen  die  Bezeichnung  »Schätzungskommis- 
sionen« ;  in  der  Regel  ist  für  jeden  politischen 
Bezirk  und  für  jeden  Ort  mit  mehr  als  10  000 
Einwohnern  je  eine  solche  Kommission  zu 
bestellen;  übrigens  ist  der  Regienmg  hin- 
sichtlich der  Abgrenzung  der  Schätzungs- 
bezirke eine  nahezu  unbeschränkte  Voll- 
macht zur  Abweichung  von  der  aufgestell- 
ten Regel  eingeräumt 

Ausser  den  Schätzungskommissionen  be- 
stehen auch  noch  Kommissionen  höherer 
Instanz ,  welche  Berufungskomraissionen 
heissen  und  deren  je  eine  in  der  Regel  für 
je  ein  Kronland  aufzustellen  ist;  auch  hier 
ist  aber  eine  Teilung  der  Sprengel  nach 
Erfordernis  gestattet. 

Zwischen  den  Schätzungskommissionen 
und  den  Steuerbehörden  ist  das  Veranla- 
gungsgeschäft in  der  Art  geteilt  dass  die 
letzteren  die  möglichst  vollständige  Vorbe- 
reitung dieses  Geschäftes  und  nach  erfolgter 
Besorgimg  desselben  die  Durchführung  der 
Steuervorschreibung  und  die  Ausfertigung 
der  Zahlungsaufträge,  die  ersteren  aber  die 
eigentliche  Einkommenschätzuug  und  die 
Festsetzung  der  auf  Grund  dei-selben  ent- 
fallenden Steuersätze  zu  besorgen  haben. 

In  einem  älinlichen  Verhältnisse  stehen 
die  Berufungskommissionen,  denen  die  Ent- 
scheidung über  alle  gegen  das  Verfahren 
der  Schätzungskommissionen  eingebrachten 
Beschwerden  überhaupt  und  insbesondei-e 
gegen  die  von  dieser  vorgenommenen  Fest- 
stellungen der  Steuersätze  obliegt  (§  178), 
zu  den  Finanzlandesbehörden. 

Die  Feststellung  der  Zahl  der  Mitglieder 
der  Kommissionen  wurde  dem  Finanzmi- 
nister überlassen,  welchem  auch  die  Er- 
nennung der  Vorsitzenden  derselben  obüegt ; 
die  Hälfte  der  Kommissionsmitglieder  wird 
von  den  Steuerträgern  gewählt,  die  andere 
Hälfte  —  von  der  aber  wieder  nur  die 
Hälfte  dem  Stande  der  aktiven  Staatsbeam- 
ten angehören  darf  —  vom  Finanzminister 
ernannt. 

Die  diux^h  Wahl  zu  bestellenden  Kom- 
mission smitglied  er  werden  in  Wahlkörpern 
—  deren  für  jeden  Schätzungsbezirk  drei 
aufzustellen  sind  und  deren  jeder  ein  Drit- 
tel jener  Mitglieder  zu  wählen  hat  —  ge- 
wählt Behufs  Bildung  dieser  Wahlkörper 
"wird  die  Summe  der  von  allen  Steuerträ- 
gern eines  Bezii-kes  zu  bezahlenden  Steuer 
ermittelt  und  in  drei  gleiche  Teile  geteilt; 
die  je  einen  dieser  Teile  aufbringenden 
Steuerpflichtigen  bilden  je  einen  Wahlkör- 
per (§  181). 
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Die  [Mitglieder  und  Stellvertreter  der 
Berufungskommissionen,  deren  Anzahl  eben- 
falls der  Finanzminister  bestimmt,  werden 
zur  Hälfte  von  den  Landtagen  gewählt,  zur 
Hälfte  vom  Finanzminister  ernannt:  von  den 
ernannten  darf  auch  hier  wieder  nöchstens 
die  Hälfte  dem  Stande  der  aktiven  Staats- 
beamten angehören;  auch  für  diese  Kom- 
missionen werden  die  Vorsitzenden  vom 
Finanzminister  ernannt. 

Dem  Vorsitzenden  einer  Konmiission  liegt 
die  Leitimg  der  Geschäfte  derselben  und 
die  Verantwortlichkeit  für  die  richtige  An- 
wendung des  Gesetzes  ob ;  jeder  Kommission 
kann  vom  Finanzminister  ein  Finanzbeamter 
als  Referent  beigegeben  werden,  welcher 
aber  als  solcher  kein  Stimmrecht  hat. 

Das  Veranlagimgsgeschäft  beginnt  nait 
der  Anlegimg  eines  Verzeichnisses  der  ver- 
mutlich steuerpflichtigen  Personen,  welches 
jede  Steuerbehörde  nach  Einvernahme  von 
Vertrauensmännern  —  welche  in  Orten  mit 
mehr  als  10000  Einwohnern  durch  deren 
Vertretungen,  in  den  anderen  aber  durch 
die  Bezirksvertretungen  oder  die  Landes- 
ausschüsse ernannt  werden  —  anzulegen 
hat  (§  199);  dieselbe  hat  hierbei  im  ganzen 
vollständige  Freiheit,  nach  ihrem  Ermessen 
vorzugehen ;  nur  hinsichtlich  der  bäuerlichen 
Grundbesitzer  wurde  im  Art.  41  der  Voll- 
zugsvorschrift (Erlass  des  Finanzministeriums 
V.  24.  Aprü  1897,  R.G.BL  Nr.  108)  ange- 
ordnet, dass  dieselben  dann,  wenn  der  Ka- 
tastralreinertrag  ihres  Grundbesitzes  nicht 
mehr  als  250  Gulden  jährlich  beträgt  und 
sie  sonst  kein  Einkommen  haben,  m  der 
Regel  in  jenes  Verzeichnis  nicht  aufzunehmen 
seien. 

Die  Besitzer  bewohnter  Häuser  sind 
verpflichtet,  alljährlich  binnen  einer  von 
den  Finanzlandesbehörden  zu  bestimmenden 
Frist  den  Steuerbemessungsbehörden  Nach- 
weisungen aller  Hausbewohner  zu  über- 
reichen; dieselbe  Verpflichtung  liegt  den 
Aftervermietern  hinsichtlich  der  Aftermieter 
und  den  Haushaltungsvorständen  liinsichtlich 
aller  ein  eigenes  Einkommen  besitzender, 
zu  ihrem  Haushalte  gehörender  Personen  ob 
(§  200).  Ausserdem  haben  alle  Dienstgeber 
{dljährlich  den  Steuerbehörden  diejenigen 
ihrer  Bediensteten,  deren  durch  sie  auszu- 
zahlenden Bezüge  den  Jahresbetrag  von  600 
Gulden  übersteigen,  nebst  der  Höhe  dieser 
Bezüge  bekannt  zu  geben. 

Die  Grundlage  des  weiteren  Veranlagungs- 
verfahrens wird  hinsichtlich  derjenigen 
Steuerpflichtigen,  deren  Jahreseinkommen 
den  Betrag  von  1000  Gulden  überschreitet, 
diu-ch  Bekenntnisse  gebildet,  zu  deren  Ein- 
bringung dieselben  verpflichtet  sind.  Das 
Bekenntnis  hat  das  Einkommen  nach  seinen 
Hauptbestandteilen  zu  specifizieren.  Auch 
Personen,  deren  Einkommen   1000   Gulden 


nicht  überschreitet,  können  seitens  der ; 
Steuerbemessungsbehörden  oder  seitens  des 
Vorsitzenden  der  Veranlagungskommission 
zur  Einbringung  von  Bekenntmssen  verhalten 
werden  imd  sind  übrigens  auch  ohne  solche 
Aufforderung  berechtigt,  Bekenntnisse  ein- 
zubringen. 

Die  Steuerbehörden  haben  behufs  Vor- 
bereitung der  Veranlagung  die  einlangenden 
Bekenntnisse  einer  vorläufigen  Prüfung  zu 
unterziehen  und  deren  eventuell  notwendige 
Ergänzung  imd  Richtigstellung  zu  vei  anlassen 
und  auch  hinsichtlich  der  nicht  zur  Bekennt- 
nislegimg verpflichteten  Steuerpflichtigen 
alle  erlangbaren  und  ziu-  Beurteilung  der 
Einkommensverhfiltnisse  derselben  geeigneten 
Daten  zu  sammeln ;  zu  diesem  Zwecke  sind 
sie  mit  weitgehenden  Vollmachten  ausge- 
rüstet (§§  206  und  207);  auch  haben  sie 
das  ganze  gesanunelte  Material  in  eine  die 
Benutzung  desselben  durch  die  Schätzungs- 
kommissionen thunlichst  erleichternde  Form 
zu  bringen. 

Unmittelbar  nach  der  Beendigung  dieser 
Aktion  haben  die  Schätzungskommissionen 
ihre  Thäügkeit  zu  beginnen.  Auch  sie 
haben  weitgehende  —  übrigens  auch  dem 
ebenfalls  zur  Vorbereitung  der  Veranlagung 
berufenen  Vorsitzenden  allein  zustehende  — 
Rechte  hinsichtlich  der  zum  Zwecke  der 
Klarstellung  der  einer  solchen  als  bedürftig 
erachteten  Umstände  zu  treffenden  Vorkeh- 
rungen; andererseits  sind  sie,  wenn  Be- 
kenntnisse ihnen  bedenklich  erscheinen,  ver- 
pflichtet, den  betreffenden  Steuerpflichtigen 
das  obwaltende  Bedenken  vorzuhalten  (§  210). 
Im  übrigen  ist  die  Schätzung  des  Emkom- 
mens  der  Steuerpflichti^n  ganz  dem  freien 
Ermessen  der  Kommissionen  überlassen. 
Doch  sind  denselben  in  dieser  Beziehung  in 
der  Vollzugsvorschritt  ausführliche  —  aller- 
dings nur  die  Bedeutung  von  Ratschlägen 
besitzende  —  Weisungen  erteilt  worden. 

Ueber  die  festgesetzten  Steuerbeträge 
werden  die  Steuerpflichtigen  mittelst  Zah- 
lungsaufträgen verständig.  »Ein  Auszug 
aus  den  ausgefertigten  Zahlungsaufträgen, 
welcher  die  Bezeichnung  der  Steuerpflich- 
tigen und  den  Betrag  der  von  denselben  zu 
entrichtenden  Einkommensteuer  zu  enthalten 
hat,  ist  14  Tage  hindurch  bei  den  Steuerbe- 
hörden erster  Instanz  zur  Einsicht  der 
Personaleinkommensteuerpflichtigen  des  be- 
treffenden Bezirkes  aufzmegen«  (§  217). 

Gegen  das  Ergebnis  der  Steuerveranla- 
gung kann  sowohl  seitens  der  Steuerträger 
als  auch  seitens  des  Vorsitzenden  der  Kom- 
mission die  Berufung  ergriffen  werden,  über 
welche  die  Berufungskommissionen  zu  ent- 
scheiden haben.  Diesen  Kommissionen  und 
ihren  Vorsitzenden  stehen  behufe  genauer 
Feststellung  des  Einkommens  der  Beruf  imgs- 
werber  dieselben  Befugnisse   zu   wie    den 
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Schätzungskommissionen  und  deren  Yor- 
sitzenden.  Sie  sind  in  ihren  Entscheidungen 
aü  die  durch  die  Anträge  der  Berufungs- 
verber  bezeichneten  Grenzen  nicht  gebunden. 
Findet  jedodi  eine  Kommission  aus  Anlass 
einer  von  einem  Steuerpflichtigen  einge- 
brachten Berufung,  dass  die  Bemessung  in 
einem  für  denselben  noch  ungünstigeren 
Sinne  abzuändern  sei,  so  hat  sie  die  Ver- 
handlung au  die  diessfalls  kompetente  Steuer- 
behörde beziehungsweise  Schätzungskom- 
mission  zur  Vornahme  einer  entsprechenden 
Nachtcagsbemessnng  zurückzuleiten^  gegen 
welche  der  Steuerpflichtige  neuerdings  die 
Berufung  zu  ergreifen  berechtigt  ist  (§  222). 
Gegen  die  Entscheidungen  der  Beruf  ungs- 
kommission  kann  noch  die  Beschwerde  beim 
Ter^altimgsgerichtshofe  ergriffen  werden. 
8.  Häftlings-  und  Straf besümmiingen. 
Diejenigen,  welche  Entlohnungen,  deren  Be- 
trag^ im  vorhinein  festgestellt  ist,  auszahlen, 
sind  Terpflichtet,  die  darauf  entfallende  Ein- 
kommensteuer bei  der  Auszahlung  davon 
abzoziehen  und  an  die  betreffende  Staats- 
bsse  abzuführen  (§  234).  Für  diese  Ab- 
fühning  haben  die  in  Betracht  kommenden 
Dienstgeber  zu  haften  (§  237). 

Vertragsmässige  Vereinbarungen,  welche 
Ijezwecken,  dass  die  Einkommensteuer  diu-ch 
eine  andere  Person  als  durch  den  Steuei> 
Pflichtigen  zu  tragen  sei,  sind  ohne  recht- 
liche w  irkung ;  nur  den  Dienstgebern  ist  es 
g^tattet,  die  Zahlung  der  auf  die  Dienstes- 
entlohüungen  ihrer  Angestellten  entfallenden 
Steiierbetrtge  zu  übernehmen  (§  238). 

Falsche  Angaben  in  den  Bekenntnissen 
und  bei  sonstigen  Gelegenheiten,  bei  welchen 
sie  eine  rechtswidrige  Verringerung  der  den 
Steuerpflichtigen  betreffenden  Steuer  nach 
sich  zu  ziehen  geeignet  erscheinen,  sind  mit 
Geldstrafen  in  der  Höhe  des  Drei-  bis  Neun- 
fachen desjenigen  Betrages,  um  welchen  die 
Steuer  verkürzt  oder  der  Verkürzung  aus- 
gesetzt wurde,  bedroht  (§§  239—241).  Die 
tnterlassung  der  Einbringimg  des  Bekennt- 
nisses oder  der  Anzeige  über  Dienstbezüge 
jmterliegt  einer  Geldstrafe  in  der  Höhe  des 
Zwei-  bis  Sechsfachen  desjenigen  Betrages, 
M  welchen  die  Steuer  verkürzt  oder  der 
Verkürzung  ausgesetzt  wurde  (§§  243  u.  244). 
Die  bei  der  Bemessung  der  Steuer  be- 
teiligten Funktionäre  werden,  wenn  sie  die 
zu  ihrer  Kenntnis  gelangenden  Verhältnisse 
eines  Steuerpflichtigen  unbefugt  verraten, 
mit  Arrest  bis  zu  drei  Monaten  oder  Geld- 
strafen bis  zu  1000  Gidden  bestraft.  Der 
Sissbrauch  der  aus  dem  aufgelegten  Aus- 
söge aus  den  Zahlungsaufträgen  zu  ent- 
aehmenden  Umstände  zum  Zwecke  von  An- 
griffen auf  den  Steuerpflichtigen,  eine  Steuer- 
kommission oder  ein  Kommissionsmitglied 
m  öffentlichen  Versammlungen  oder  Druck- 
^<Wten  wird  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Mo- 


naten oder  einer  Geldbusse  bis  zu  1000 
Gulden  bestraft  (§  246).  Ausserdem  be- 
stehen noch  Geldstrafen  bis  zu  300  Gulden 
und  Arreststrafen  bis  zu  zwei  Monaten  für 
verschiedene  andere  Ordnungswidrigkeiten. 

Lltterator :  Relsch,  Das  Gesetz  vom  25.  Oktober 
1896,  betreffend  die  direkten  Personal^teuem, 
Wien  1898,  —  Pensch,  Das  Gesetz  vom  S5. 
Oktober  1896,  betreffend  die  direkten  Personal- 
Steuern,  Wien  1897.  —  NuskOf  Kurze  Dar- 
stellung des  Gesetzes  vom  25.  Oktober  1896,  be- 
treffend die  direkten  Personalsteuem,  Wien  1897. 
—  Hobelsberger,  Leitfaden  zum  Gesetze  vom 
25.  Oktober  1896,  betreffend  die  direkten  Personal- 
steuem. —  t'.  Z^esigang,  Die  bisherigen  Ver- 
suche zur  Reform  der  direkten  Steuern  in  Oester- 
reich, Finanzarchiv,  VI,  S.  74  ff.  —  Sieghart, 
Die  Steuerreform  in  Oesterreich,  Finanzarchiv, 
XIV,  S.  If.  —  Freih.  v.  Myrbaeh,  Die 
Reform  der  direkten  Steuern  in  Oesterreich, 
Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und 
Volkswirtschaft,  XXII,  S.  93 ff.  —  Betschy  Die 
Reform  der  direkten  Personalsteuern  in  Oester- 
reich, Zeitschrift  für  Volks^oirtschaft,  Sozialpolitik 
und   Vencaltung,   VI,  S.  Iff. 

V.  JLestgang, 


in.  Bie  Einkommensteuer  in  Gross- 
britannien und  Irland. 

1.  Geschichtlicher  üeberblick.  2.  Das  heute 
(1898)  geltende  Recht,  a)  Die  Steuerpflichtigkeit, 
b)  Befreiungen  und  Vergünstigungen,  c)  Steuer- 
personal  und  Besteuerungsverfahren.  3.  Die 
legislatorische  Behandlung  der  Stener.  4.  Die 
finanziellen  Resultate. 

L  Geschichtlicher  Üeberblick.  Ihrem 
Ursprünge  nach  ist  die  englische  Einkommen- 
steuer —  um  die  vom  englischen  Finanz- 
minister  am  13.  Juni  1898  im  ünterhause 
gewählten  Worte  zu  adoptieren  —  eine 
»war  tax«,  d.  h.  das  Produkt  kriegerisch 
bewegter  Zeiten,  welches  durch  die  ehr- 
geizigen Pläne  Bonapartes  veranlasst  worden 
ist.  Beschränkt  man  die  Untersuchung  auf 
das  heutige  Einkommensteuersystem  —  das 
System  der  Erhebung  der  Steuer  an  den 
verschiedenen  Einkommensquellen  —  so  ge- 
nügt eine  Betrachtimg  der  Entwickelung  seit 
1803,  dem  Jahre,  in  welchem  an  Stelle  der 
bi^erigen  allgemeinen  Deklarationen  specielle 
Deklarationen  für  die  verschiedenen  Ein- 
kommensquellen traten.  Man  formulierte  da- 
mals die  noch  heute  verwendeten  fünf  Ein- 
kommensquellenverzeichnisse, nämlich :  a)  das 
Einkommen  aus  dritten  Personen  zur  wirt- 
schaftliehen Nutzung  überlassenen  Grund- 
stücken, mithin  das  Einkommen  an  Pacht- 
und  Mietszinsen;  b)  das  Einkommen  aus 
der  landwirtschaftlichen  Nutzung  von  Grund- 
stücken ;  c)  das  Einkommen  aus  öffentlichen 
Revenuen;  d)  das  Einkommen  aus  Handel 
und  Gewerbe ;  e)  das  Einkommen  der  öffent- 
lichen Beamten.    Steuerfrei  waren  Jahres- 
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einkommen  unter  60  £:  Jahreseinkommen 
imter  150  £  zahlten  variierende,  ermässigte 
Sätze;  über  150  £  war  der  Steuersatz  auf 
5  ®/o  fixiert.  Das  unter  b  fallende  Einkommen 
wurde  in  England  auf  ^  4,  in  Schottland  auf 
^/2  des  Jahresertrages  der  Grandstücke  an- 
genommen, eine  Vergünstigung,  welche  man 
damit  rechtfertigte,  dass  ein  I^andwirt  in 
der  Regel  keine  Bücher  führe.  Ausserdem 
bestanden  noch  Befreiungen  spedeller  Art 
unter  a  und  unter  c. 

1800  erhöhte  man  den  Steuersatz  auf 
10  ®/o  imd  dehnte  das  Princip  der  Erhebung 
der  Steuer  an  der  Einkommensquelle  auch 
auf  das  unter  c  fallende  Einkommen  aus. 
Seitdem  wurde  das  Einkommen  dieser  letz- 
teren Art  nicht  mehr  deklariert,  sondern 
vor  der  Auszahlung  in  der  Hand  des  Bankiers 
gekürzt,  unter  Aufrechterhaltung  der  bis- 
herigen Steuerbefreiung  zu  Gunsten  der  im 
Auslände  wohnenden  Ausländer.  Eine  gänz- 
liche Steuerbefreiung  wurde  nur  noch  den 
Jahreseinkommen  unter  50  £  gewährt,  mit 
der  weiteren  Beschränkung  auf  Einkommen 
aus  Handel,  Gewerbe  und  Aemtern.  Für 
Einkommen  zwischen  50  £  und  150  £  be- 
hielt man  ermässigte  Steuersätze  bei. 

In  der  Zeit  von  1816 — 1842  w\uxle  in 
England   keine   Einkommensteuer    erhoben. 

Das  Einkommensteuergesetz  von  1842, 
welches  diuxjh  ein  Deficit  und  durch  die 
Notwendigkeit  von  Reformen  im  Interesse 
des  Handels  und  der  Industrie  veranlasst 
wurde,  reproduziert  im  weöentlichen  das 
Gesetz  von  1806  mid  bildet  eins  der  heutigen 
Einkommensteuergrundgesetze.  Einkommen 
unter  150  £  waren  gänzlich  eximiert,  und 
zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  Quelle  des 
Einkommens ;  für  höhere  Einkommen  fixiei-te 
man  den  Steuersatz  auf  7  Pence  im  £.  Das 
unter  b  fallende  Einkommen  wurde  in  Eng- 
land auf  ^/2,  in  Schottland  auf  ^/s  des  Pacht- 
zinses angenommen.  Die  Steuer,  welche 
nur  für  England  und  Schottland,  und  nur 
auf  3  Jahre  wieder  eingeführt  wurde,  konnte 
nach  Ablauf  des  Trienniums  nicht  mehr 
entbehrt  werden. 

1853  erüess  man  das  zweite  heutige 
Einkommensteuergrundgesetz ,  welches  die 
Steuer  auf  7  Jahre  bewilligte.  Der  Steuer- 
satz wurde  für  die  ersten  2  Jahre  auf  7 
Pence,  filr  die  folgenden  2  Jahre  auf  6  Pence 
und  für  die  letzten  3  Jahre  auf  5  Pence 
fixiert.  Steuerfrei  blieben  niu*  Einkommen 
unter  100  £;  Einkommen  zwischen  100  £ 
und  150  £  wurden  für  das  ganze  Septennat 
mit  einer  Steuer  zum  Satze  von  5  Pence 
belegt.  Die  Steuer  wurde  auf  Irland  aus- 
gedehnt, imd  zwar  nahm  man  für  Irland 
das  unter  b  fallende  Einkommen  auf  etwa 
^3  des  Pachtzinses  an. 

Der  Krieg  mit  Russland  nötigte  1854  zu 
einer  Verdoppelung  der  Steuersätze  (14Penc^). 


1855  erhob  man  sogar  von  Einkomm^-L 
zwischen  100  £  und  150  £  11 V  2  Pence 
\md  von  höheren  Einkommen  16  Pence. 

1857  konnte  der  Satz  auf  7  Pence  er- 
mässigt  werden,  und  in  den  folgenden  4 
Jahren  wurden  5,  9,  10,  9  Pence  erholten. 
Von  1863  bis  1884  hat  der  Steuersatz  7 
Pence  nicht  überschritten. 

1863  gestattete  man  bei  allen  zwischen 
100  £  und  200  £  liegenden  Einkommen  eine 
Küi^zung  von  60  £  und  hob  die  früheren 
ermässigten  Steuersätze  für  Einkommen 
zwischen  100  £  und  150  £  auf. 

1872  ging  man  auf  diesem  Wege  weiter 
und  liess  an  allen  zwischen  100  £  und 
300  £  liegenden  Einkommen   80  £  kürzen. 

1874  erhob  man  die  Steuer  zum  Satze 
von  2  Pence,  dem  niedrigsten  Satze,  der  j*^ 
erhoben  worden  ist. 

1876  wurden  Einkommen  bis  zu  150  t 
steuerfrei;  bei  Einkommen  zwischen  15<J  i* 
und  400  £  wurde  eine  Kürzung  von  120  f 
gestattet. 

1880  erging  ein  Gesetz,  w^elches  da.^ 
Steuerpersonal  und  das  Steuererhebungs- 
verfahren neu  beordnete. 

1894  wurde  Einkommen  bis  zu 
160  £  gänzliche  Steuerfreiheit  gewährt:  von 
Einkommen  zwischen  160  £  imd  400  i: 
dingten  160  £,  von  Einkommen  zwischen 
400  £  und  500  £  durften  100  £  gekürzt 
werden.  Vgl.  Finanzarchiv,  1896,  Mal 
S.  270  ff.  Feiner  eod.  1896,  Dezember, 
S.  171  ff.  und  1897,  Dezember,  S.  278. 

1898  hat  man  Kürzungen  allen  zwischen 
160  £  mid  700  £  liegenden  Einkommen  l^^ 
stattet,  nämlich  Einkommen  zwischen  1&)  i' 
und  400  £  eine  Kürzimg  von  160  £;  Ein- 
kommen zwischen  400  £  und  500  £  eint^ 
Kürzung  von  150  £;  Einkommen  zwischen 
500  £  und  600  £  eine  Kürzimg  von  120  f 
und  Einkommen  zwischen  600  £  und  UM)  f 
eine  Kürzung  von  70  £.  Vgl.  Finanzarchiv. 
1898,  Dezember.  Der  Steuersatz  ist  seit 
1894  auf  8  Pence  fixiert  gewesen. 

2  Das  heute  (1898)  geltende  Recht. 
a)  Die  Steuerpfliohtigkeit.  Die  eingangs 
aufgezählten  fünf  EinkommensqueUen  sind 
verschiedenen  Bestimmimgen  unterworfea 
imd  werden  daher  einzeln  zu  betrachten  seiii. 

Verzeichnis  A:  Einkommen  aus 
dritten  Personen  zur  wirtschaftlichen  Nutzung 
überlasseneu  Grundstücken,  mitliin  das  Ein- 
kommen an  Pacht-  und  Alietszinsen,  und  im 
Falle  der  Seibstbewirtschaftung  derjenige 
Teil  des  aus  den  Orundstücken  gewonnenen 
Einkommens,  welcher  dem  Pacht-  oder 
Mietszins  entspricht.  Man  nennt  diesen 
Teil  der  Steuer  die  Owner's  Tax.  Stener- 
objekt  ist  das  Einkommen  aus  dem  Grund- 
besitz selbst,  im  Gegensatz  zu  dem  Ein- 
kommen aus  der  auf  die  Bewirtschaftung 
von  Grundstücken  verwendeten  Arbeit    Die 
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Steuer  ist  von  derjenigen  Person  zu  zahlen, 
welche  das  Gnmdstück  bewirtschaftet  oder 
'••.•C4ipiert;  mit  anderen  Worten,  die  Steuer- 
pfliehtigkeit  liegt  an  der  Quelle  des  Ein- 
kommens und  wird  von  einer  Person  auf 
üe  andere  abgewälzt,  bis  sie  schliesslich 
denjenigen  trifft,  welcher  das  Einkommen 
cKier  irgend  einen  Teil  desselben  gemessen 
kann.  Der  Pächter  hezw.  Mieter  kürzt  die 
Steuer  an  der  nächsten  Zinszahlung,  und  der 
Verpächter  bezw.  Vermieter  kürzt  einen  ent- 
sprechenden Betrag  an  den  Hypothekenzinsen 
und  an  den  sonstigen  Zahlungen ,  mit  wel- 
chen das  Grundstück  belastet  ist.  Für  Grund- 
>tüeke  und  Hauser,  welche  nicht  auf  ein 
ganzes  Jahr  verpachtet  oder  vermietet  sind, 
sowie  für  Häuser,  w^elche  weniger  als  10  £ 
Jahresmiete  bringen,  zahlt  der  Verpächter 
l^zw.  der  Vermieter  die  Steuer ;  die  Steuer- 
beliörde  kann  indessen  auf  die  Pächter  bezw. 
.Mieter  zurückgreifen.  Das  Gleiche  gilt 
für  Häuser,  welche  von  mehreren  Mietern 
liewohnt  werden.  Das  Princip  des  Schöpfens 
an  der  Quelle  muss  hier  dem  Satze  weichen, 
<ia&s  die  Steuererhebung  möglichst  einfach 
zu  g^talten  ist.  Neuerdings  —  1898  — 
bat  man  den  Verpächtern  bezw.  Vermietern 
p  stattet,  in  aUen  FäUen  um  direkte  An- 
setzung  zur  Steuer  zu  bitten,  ohne  indessen 
•len  Occupanten  von  der  Haftimg  füi-  die 
Steuer  zu  liberieren.  * 

Verzeichnis  B:  Das  Einkommen  aus 
ier  landwirtschaftlichen  Bearbeitung  von 
Grundstücken,  mögen  dieselben  verpachtet 
>ein  oder  in  eigener  Bewirtscliaftung  stehen. 
Letzterenfalls  besteht  das  Steuerobjekt  in 
•leoijenigen  Teile  des  Einkommens,  welcher 
über  den  durch  Verpachtung  erzielbaren  Zins 
hinaus  gewonnen  wird.  Man  nennt  diese 
Steuer  die  Occupier's  Tax  odei*  Farmer's 
Tax.  Die  eigentuche  Natur  der  Steuer  er- 
gebt sich  aus  der  im  Jahre  1887  den  Land- 
wirten gegebenen  Option,  sich,  statt  unter 
ß.  unter  D  zur  Einkommensteuer  ansetzen 
zu  lassen,  d.  h.  sich  als  Personen  zu  be- 
traehlen,  welche  aus  einer  gewerblichen 
Thätigkeit  Einkommen  gew^innen.  Die  eng- 
lischen Landwirte  haben  sich  gehütet,  von 
dieser  Option  Gebrauch  zu  machen.  Eine 
Ansetzung  unter  D  würde  eine  Besteuerung 
des  wirklichen  landwirtschaftlichen  Ein- 
kommens bedeuten,  während  unter  B  nie 
über  1/2  (England)  bezw.  Vs  (Schottland  und 
Irland)  des  Pachtzinses  zu  versteuern  ist 
und  beim  Nachweise  eines  geringeren  Ein- 
koumiens  eine  entsprechende  Reduktion  ge- 
fordert werden  kann.  Im  Hinblick  hierauf 
ziehen  die  Landwirte  es  vor,  die  alte  An- 
nahme, dass  Landwirte  keine  Bücher  führen, 
weiter  bestehen  zu  lassen. 

Verzeichnis  C:  Das  Einkommen  aus 
öffentlichen  Revenuen  (Reichsrevenüen,  Kolo- 
niahevenüen  und  ausländischen  Revenuen). 


Die  Steuer  wird  kurz  die  Fundholder's  Tax 
genannt.  Auch  hier  gilt  das  Princip  des 
Schöpfens  an  der  Quelle  des  Einkommens. 
Die  aus  den  Reichsrevenüen  zu  leistenden 
Zahlimgen  erfolgen  abzüglich  der  Einkom- 
mensteuer ;  bei  den  aus  den  Kolonialrevenüen 
oder  ausländischen  Revenuen  fliessenden 
Zahlungen  wird  die  Steuer  von  denjenigen 
Personen  (Bankiers)  gekürzt,  welche  düe 
Zahlung  in  England  leisten.  Die  im  Jahre 
1803  statuierte  Ausnahme  zu  Gunsten  der 
im  Auslande  lebenden  Ausländer  besteht 
heute  nicht  mehr. 

Verzeichnis  D:  Das  Einkommen  aus 
Handel  und  Gewerbe.  Unter  dieses  Ver- 
zeichnis fallen:  1.  das  Einkommen  der  im 
Vereinigten  Königreich  wohnenden  Personen 
aus  Vermögensstücken  jeder  Art,  wo  die- 
selben auch  belegen  sein  mögen,  sowie  aus 
irgend  einer  Profession,  geschäftlichen  Thätig- 
keit, Beschäftigiuig  oder  Berufsart,  wo  auch 
immer  der  Betrieb  stattfinden  mag;  2.  das 
Einkoramen  aus  im  Vereinigten  Königreich 
belegenen  Vermögensstücken  irgend  welcher 
Art  sowie  aus  einer  im  Vereinigten  König- 
reich ausgeübten  Profession,  geschäftlichen 
Thätigkeit,  Beschäftigung  oder  Berufsart, 
ohne  Rücksicht  auf  Staatsangehörigkeit  oder 
Wohnsitz;  3.  jedes  imter  die  übrigen  Ver- 
zeichnisse nicht  fallende  Einkommen.  Das 
Princip  des  Schöpfens  an  der  Quelle  ist 
hier  für  die  Regel  nicht  durchführbar; 
steuerpflichtig  ist  deshalb  der  Empfänger, 
welcher  alljährlich  eine  Steuerdeklaration 
einreicht.  Nicht  im  Vereinigten  Königreich 
wohnende  Personen,  mögen  sie  die  britische 
Staatsangehörigkeit  besitzen  oder  nicht,  wer- 
den in  der  Person  des  im  Vereinigten  König- 
reich w^ohnenden  Vertreters  gefasst,  w^elchcr 
das  Einkommen  in  Empfang  nimmt;  dieser 
Vertreter  ist  steuerpflichtig,  ohne  dass  da- 
mit die  Pflichtigkeit  der  im  Auslande  w^oh- 
nenden  Person  wegfällt.  Die  englische 
SteuerbehöKle  versucht  von  Zeit  zu  Zeit, 
dieser  Bestimmung  praktische  Bedeutung  zu 
geben.  Der  letzte  Versuch  hat  zu  der  Ober- 
hausentscheidung in  Sachen  Grainger  v. 
Gough  geführt,  welche  feststellt,  dass  ein 
»in«  England  produziertes  Einkommen  er- 
forderlich ist  und  dass  ein  »aus«  England 
herrührendes  Einkommen  noch  nicht  genügt. 
Vgl.  Finanzarchiv,  Juni  1897,  S.  358  ff. 

Verzeichnis  E:  Das  Einkommen  der 
öffentlichen  Beamten,  nämlich  das  Einkommen 
aus  öffentlicher  amtlicher  Thätigkeit  oder 
Beschäftigung,  sowie  das  Einkommen  an 
Jahresrenten,  Pensionen  oder  Besoldungen, 
welche  von  der  Regierung  oder  aus  den 
öffentlichen  Revenuen  des  Vereinigten  König- 
reichs zu  zahlen  sind.  Hier  kann  das  Princip 
des  Schöpfens  an  der  Quelle  strikt  durch- 
geführt werden;  die  Steuer  wird  vor  der 
Auszahlung  gekürzt. 
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Die  Formulienmg  der  vorstehenden  Ver- 
zeichnisse ist,  rein  wissenschaftlich  betrac^htet, 
keine  ganz  einwandfreie.  Man  ^vird  z.  B. 
die  Frage  aufwerfen  können,  mit  welchem 
Rechte  das  Einkommen  aus  landwirtschaft- 
licher Thätigkeit  ein  getrenntes,  besonderen 
Vorschriften  unterworfenesVerzeichnis  bildet. 
ImmerMn  wird  anzuerkennen  sein,  dass  die 
Sonderung  verschiedener  Einkommensquellen 
ein  sehr  glücklicher  Gedanke  gewesen  ist. 
Ohne  diese  Sonderung  -würde  man  die 
Steuer  nicht  an  der  Quelle  des  Einkommens 
erheben  können,  und  nur  die  Erhebimg  an 
der  Quelle  macht  es  möglich,  jene  allge- 
meinen Deklarationen  zu  entbehren,  welche 
die  Privatverhältnisse  biossiegen  und  den 
englischen  Lebensanschauungen  gänzlich  zu- 
widerlaufen. Wenn  es  ferner  richtig  sein 
sollte,  dass  eine  Person  geneigter  ist,  eine 
schliesslich  dritte  treffende  Steuer  zu  zahlen 
als  eine  Steuer,  w^elche  sie  selbst  zu  tragen 
hat,  so  wii-d  auch  im  Interesse  des  Fiskus 
das  Princip  des  Schöpfens  an  der  Quelle 
dem  Deklarationsprincipe  vorzuziehen  sein. 
Letzteres  ist  allerdings  nicht  ganz  zu 
entbehren,  insbesondei-e  nicht  bei  dem 
unter  D  fallenden  Einkommen,  welches 
dem  Fiskus  1897/98  £  9828377  —  aus 
einer  Gesamteinnahme  von  17171377  £  — 
brachte. 

b)  Befreiungen  und  Vergünstigun- 
gen. Steuerfrei  sind  Einkommen  unter 
160  £.  Einkommen  zwischen  160  £  und 
400  £  kürzen  160  £;  z.  B.  ein  Einkommen 
von  360  £  versteuert  nur  200  £;  Ein- 
kommen zwischen  400  £  und  500  £  kürzen 
150  £;  Einkommen  zwischen  500  £  imd 
600  £  kürzen  120  £,  und  Einkommen 
zwischen  600  £  und  700  £  kürzen  70  £. 
Diese  Vergünstigungen  haben  eine  in  den 
unteren  Stufen  graduierende  Einkommen- 
steuer geschaffen,  w^elche  sich  etwa  wie 
folgt  stellt:  1.  Bis  160  £  steuerfrei;  2.  160 
bis  400  £  4,8  Pence  im  £;  3.  400  bis  500  £ 
5,6  Pence;  4.  500  bis  600  £  6,4  Pence;  5. 
600  bis  700  £  7,2  Pence;  6.  über  700  £ 
8  Pence.  Aus  dem  geschichtlichen  Ueber- 
blick  ergiebt  sich,  dass  man  in  neuerer  Zeit 
bemüht  gewesen  ist,  kleine  uud  massige 
Einkommen  mehr  und  mehr  von  der  Steuer 
zu  entlasten,  ein  auch  bei  anderen  direkten 
Steuern  hervortretendes  Bestreben,  welches  in 
Verbindung  steht  mit  der  Tendenz,  den  Staats- 
bedarf in  immer  grösserem  Umfange  aus 
den  direkten  Steuern  zu  gewinnen  und  die 
indirekten  Steuern  nach  und  nach  zu  ver- 
mindern sowie  feiner  in  Verbindung  mit  dem 
Principe,  die  Kommunalabgaben  nur  von 
Grundstückbesitzern  und  von  diesen  nur  nach 
dem  Jahreswerte  der  Grundstücke  zu  erheben. 
Die  Einkommensteuervergünstigungen  sollen, 
um  die  Worte  eines  englischen  Finanz- 
ministers  zu   gebrauchen,    den  zahlreichen 


wohlverdienten  Leuten  zu  gute  kommeu. 
welche  in  ein  selbstemingenes,  unabhängigi^ 
Lebensstadium  eintreten,  aus  beschränktea 
Verhältnissen  durch  eigenes  Schaffen  empor- 
gekommen und  zu  Einkommensteuerzahleni 
geworden  sind.  Man  könnte  fragen,  warum 
man  in  England  nicht  weiter  geht  und  auch 
für  Einkommen  über  700  £  graduierende 
Steuersätze  einführt.  Der  englische  Finanz- 
minister gab  1894  zu,  dass  prindpiell  sich 
dagegen  nichts  einwenden  lasse;  principiell 
spreche  sogar  aUes  dafür;  die  im  Wege 
stehenden  Schwierigkeiten  seien  administra- 
tiver und  praktischer  Natur.  Es  ist  un- 
schwer zu  ersehen,  dass  eine  in  den  höheren 
Stufen  graduierende  Einkommensteuer  nur 
unter  Verzicht  auf  das  Princip  des  Schöpfeiis 
an  der  Quelle  und  unter  Rückkehr  zu  den 
allgemeinen  Deklarationen  möglich  ist.  Die 
englische  Steuerbehörde  ist  der  Ansicht,  dass 
die  im  Falle  allgemeiner  Deklarationen  un- 
entbehrlichen Strafbestimmungen  und  die 
solchenfalls  ebenso  unentbehrlichen,  irritie- 
renden Inquisitionen  in  die  privaten  Ver- 
mögensverhältnisse so  viel  böses  Blut  er- 
regen würden,  dass  man  die  Einkommen- 
steuer ganz  aufgeben  müsste.  ^lan  hat 
ferner  gemeint,  dass  eine  weitere  Abstufimg 
der  Einkommensteuer  um  so  mehr  zu  ent- 
behren sei,  als  man  eine  progressive  Xach- 
lasssteuer  besitze.  Diese  Anschauimgen 
haben  indessen  die  Regierimg  nicht  gehindert, 
1898  eine  weitere  Graduierimg  der  Einkom- 
mensteuer vorzunehmen,  eine  Thatsa^-he, 
welche  andeuten  dürfte,  nach  welcher  Rich- 
tung hin  eine  Weiterentwickelung  der  Steuer 
zu  erw^arten  steht. 

Eine  weitere  Steuervergünstigung  allge- 
meinerer Art  besteht  zu  Gunsten  von  Ehe- 
gatten. Das  Princip  ist,  dass  das  Einkommen 
einer  von  ihrem  Ehemanne  nicht  getrennt 
lebenden  Ehefrau  als  ein  Teil  des  Einkom- 
mens des  Ehemannes  zu  behandeln  imd  zu 
versteuern  ist.  Beträgt  jedoch  das  gesamte 
Einkommen  beider  Ehegatten  nicht  über 
500  £  und  wird  nachgewiesen,  dass  dieses 
Gesamteinkommen  den  Gewinn  der  Ehefrau 
aus  einer  von  ihr  persönlich  ausgeübten 
Thätigkeit  einschliesst  und  dass  der  ver- 
bleibende Rest  ganz  oder  zum  Teil  Ein- 
kommen aus  einer  vom  Ehemanne  persön- 
Uch  ausgeübten  Tliätigkeit  darstellt,  welche 
mit  der  Thätigkeit  der  Ehefrau  in  keiner 
Verbindung  steht,  so  wird  der  Gewinn  der 
Ehefrau  nicht  als  Teil  des  Einkommens  des 
Ehemannes  behandelt.  In  dieser  Fojm  gilt 
die  Vergünstigung  seit  1897 ;  früher  (1894) 
war  nicht  Voraussetzung,  dass  der  ver- 
bleibende Rest  ganz  oder  zum  Teil  Ein- 
kommen aus  einer  vom  Ehemanne  persön- 
lich ausgeübten,  selbständigen  Thätigkeit 
darstellen  müsse. 

Die  übrigen  Steuervergünstigungen  sind 
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55[^frxiellerer  Art  und  lassen  sich  etwa  wie 
folgt  zusammenfassen. 

er)  Die  Krone  steht  ausserhalb  der  Steuer- 
gr?etze. 

P)  Lebensversicherungsprämien,  sofern 
sie  U  des  Einkommens  nicht  übersteigen, 
küonen  gekürzt  werden. 

r)  Steuerfrei  ist  das  Einkommen  aus  für 
wohlthätige  Zw^ecke  festgelegten  Vermögens- 
stficken,  soweit  es  für  wohlthätige  Zwecke 
v«Tvendet  wird;  ferner: 

6\  Die  öffentlichen  Gebäude  und  das 
ßßkommen  aus  dem  Gnindbesitz  der  Hospi- 
täler, öffentlichen  Schulen  und  Armenhäuser ; 
ferner: 

i]  Das  Einkommen  der  Friendly  Societies 
und  der  Industrial  and  Provident  Societies; 
ferner: 

i]  Die  öffentlichen  Gebäude  und  Hallen 
(hr  Universitäten ;  die  Gebäude  der  littera- 
rischen imd  wissenschaftlichen  Institute; 
das  Stiftungsvermögen  des  britischen   Mu- 

^1  Endlich  besteht  eine  beschränkte 
Steuerbefreiung  für  das  Einkoramen  der 
Sparhanken.  (Finanzarchiv,  Mai  1896,  S.  271.) 

c)  Steuerpersonal  und  Besteuerungs- 
verfahren.  Die  Steueransetzungen  unter 
Verzeichnis  A  und  B  erfolgen  durcli  die 
General  Commissioners,  von  der  Re- 
jnfnmg  unabhängige,  unentgeltlich  thätige 
Lokalbevollmächtigte,  welche  von  den  Land 
Tax  CommL^ioners  aus  ihrer  eigenen  Mitte 
gewählt  werden  und  für  die  Regel  eine 
bestimmte  Vermögensqualifikation  besitzen 
m'ussen. 

Die  General  Commissioners  bestellen  aus 
ihrer  eigenen  Milte  und  aus  anderen  Per- 
s<;nen  die  mit  den  Steueransetzungen  unter 
Verzeichnis  D  befassten  additional  Com- 
missioners, welche  gleichfalls  eine  be- 
^ümmte  Vermögensqualifikation  besitzen 
müssen. 

Die  unter  Verzeichnis  E  fallenden  An- 
setzungen  geschehen  durcJi  die  betreffenden 
Behörden  selbst.  Das  gleiche  gilt  für  das 
Eiiikonimen  aus  Reichsrevenüen  unter  Ver- 
zeichnis C. 

Schliesslich  giebt  es  seit  1842  Special 
Commissioners,  welche  von  der  Regie- 
ning  angestellte  Beamte  sind  und  feste  Ge- 
iialter  beziehen.  Sie  werden,  auf  Antrag 
^^•i  Steuerzahlers,  an  Stelle  der  Additional 
''^»mraissioners  thätig;  mit  anderen  Worten, 
»^in  Steuerzahler,  weicher  seine  Verhältnisse 
steinen  Vachbam  und  Konkurrenten  nicht 
blcfeszulegen  wünscht,  kann  eine  amtliche 
AnbetzTing  an  die  Stelle  treten  lassen.  Die 
special  Commissioners  erledigen  ferner  die 
Ansetznngen  derEisenbahngeseDschaften  und 
ihrer  Angestellten  unter  Verzeichnis  E  so- 
vie  des  Einkommens  aus  kolonialen  und 
ausländischen  Revenuen  unter  Verzeichnis  C 


und  des  Einkommens  aus  kolonialen  und 
ausländischen  Gesellschaften  unter  Verzeich- 
nis D. 

Die  General-Commissioners  bestellen  den 
Clerk  to  the  Commissioners,  welcher 
seit  einigen  Jaliren  eine  feste  Remuneration 
bezieht  und  gewöhnlich  den  Anwaltskreisen 
entnommen  wird.  Derselbe  erledigt  alle 
schriftlichen  Arbeiten,  beruft  die  Versamm- 
lungen der  Genei-al  Commissioners  und  führt 
in  denselben  das  Protokoll.  Diuxjh  ihn  er- 
halten die  weiter  unten  erwähnten  Steuer- 
ansetzer  die  Formulare  und  Anweisungen 
bezüglich  der  Abfassung  der  Deklzurationen 
und  Ansetzungen.  Sind  die  Steueransetzungen 
von  den  General-Commissioners  genehmigt, 
so  veranlasst  er  die  erforderlichen  Mittei- 
lungen an  die  Steuereinnehmer  und  an  die 
Steuerbehörde.  Als  rechtskundiger  Berater 
der  General  Commissioners  hat  der  Clerk 
die  an  die  Gerichte  gelangenden  Steuer- 
sachen zu  bearbeiten. 

Die  General  Commissioners  bestellen 
femer  die  Assessors  oder  Steueransetzer. 
Die  Bestellung  erfolgt  alljährlich,  kann  nicht 
abgelehnt  werden  imd  ist  neuerdings  mit 
einer  festen  Remuneration  verbunden.  Die 
Ansetzung  des  unter  die  Vei-zeichnisse  A 
und  B  fallenden  Einkommens  pflegt  alle 
drei  Jahre  zu  geschehen.  Die  Steueran- 
setzer stellen  den  Occupanten  der  Grund- 
stücke die  vorgeschriebenen  Benachrichti- 
gungen zu,  und  die  Occupanten  deklarieren 
sodann  den  Jahreswert.  Die  Deklarationen 
werden  von  den  Steueransetzem  geprüft  und 
von  denselben  zunächst  vorläufig  erledigt. 
Die  Angesetzten  werden  benachrichtigt  und 
sind  berechtigt  zu  reklamieren.  Ceber  Rekla- 
mationen entscheiden  die  General  Commissi- 
oners. Nach  Ablauf  der  Reklamationsfrist 
bezw.  nach  Erledigimg  der  Reklamation 
zeichnen  die  General  Commissioners  die  An- 
setzungen und  lassen  letztere  den  Steuer- 
einnehmern zur  eventuellen  zwangsweisen 
Beitreibung  zugehen.  In  den  beiden  folgen- 
den Jahren,  während  welcher  die  Ansetzungen 
bestehen  bleiben,  treten  an  die  Stelle  der 
Steueransetzer  die  unten  zu  erwähnenden 
Surveyors.  Für  das  unter  Verzeichnis  D 
fallende  Einkommen  prfolgt  die  Ansetzung 
nicht  durch  die  Steueransetzer,  sondern 
durch  die  Additional  Commissioners;  die 
Steueransetzer  vermitteln  hier  nur  den  ge- 
schäftlichen Verkehr.  Sie  stellen  dem  Steuer- 
pflichtigen ein  Deklarationsformular  zu, 
welches  binnen  21  Tagen  ausgefüllt  wieder 
einzureichen  ist.  Durch  höhere  Ansetzung 
können  die  Additional  Commissioners  den 
Steuerpflichtigen  zv^ngen,  nähere  Nachweise 
für  das  deklarierte  Einkommen  beizubringen. 
Ueber  Reklamationen  des  Steuerpflichtigen 
entscheiden  die  General  Commissioners,  so- 
fern  nicht   der    Steuerpflichtige   eine  Ent>- 


Haodwöiterbach  der  Staatswieseiischaften.    Zweite  Anflage.    III. 
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Scheidung  der  Special  Coramissioners  vor- 
zieht. 

Die  General  Commissioners  bestellen  end- 
lich dieCollectors  oder  Steuereinnehmer, 
welche  sdljÄhrlich  ernannt  werden  und  seit 
einigen  Jahren  eine  feste  RemuDcration  be- 
ziehen. Mn  Zwang  zur  Annahme  des  Amts 
besteht  heute  nicht  mehr,  und  es  ist  zulässig, 
dass  eine  imd  dieselbe  Person  als  Steueran- 
setzer  und  als  Steuereinnehmer  fungiert. 
Die  Bestimmung,  dass,  sofern  die  Steuer- 
einnehmer nicht  spätestens  bis  zum  31.  Mai 
bestellt  sind,  das  Bestellungsrecht  für  immer 
auf  die  Steuerbehörde  übergeht,  hat  ziu- 
Folge  gehabt,  dass  eine  stetig  steigende 
Quote  der  Steuereinnehmer  von  der  Steuer- 
behörde bestellt  wird.  Soweit  es  sich  nicht 
irai  Einziehung  unbedeutender  Beträge  han- 
delt, fordert  die  Steuerbehörde  eine  Kaution 
von  den  von  ihr  selbst  bestellten  Einnehmern ; 
sie  kann  femer  verlangen,  dass  die  von  den 
General  Commissioners  bestellten  Einnehmer 
eine  Kaution  hinterlegen.  Der  Einnehmer 
erhält  von  den  General  Commissioners, 
durch  Vermittelung  ihres  Clerk,  Ausferti- 
gungen der  Steueransetzungen  nebst  einer 
schriftlichen  Ermächtigung  zur  eventuellen 
zwangsweisen  Beitreibung;  ausserdem  lässt 
ihm  die  Steuerbehörde  die  erforderliche 
Anzahl  von  Quittun^formularen  zugehen, 
welche  er  bei  Vermeidung  einer  Geldstrafe 
benutzen  muss.  Die  Steuer  wird  für  das 
vom  6.  April  bis  zum  5.  April  laufende 
Steuerjahr  am  1.  Januar  fällig.  Wird  die 
Steuer  nicht  gezahlt,  so  findet  sich  der  Ein- 
nehmer zur  Empfangnahme  beim  Steuer- 
pflichtigen ein  und  hinterlässt  im  Nicht- 
zahlungsfalle eine  Benachrichtigung,  welche 
den  fälligen  Betrag,  den  Zahlungsort  und 
die  Zahlungszeit  spedfiziert.  Weitere  Mah- 
nungen sind  nicht  vorgeschrieben;  es  ist 
indessen  allgemein  üblich,  den  Steuer- 
pflichtigen 6 — 9  Monate  unbehelligt  zu 
lassen.  Die  zwangsweise  Beitreibung  erfolgt 
summarisch  im  Wege  der  Mobiliarpfändung. 
Der  fällige  Betrag  kann  auch  bei  den 
ordentlichen  Gerichten  eingeklagt  werden. 
Innerhalb  der  ersten  12  Monate  nach  Fällig- 
keit können  die  Commissioners  summarisch 
auf  Geldstrafen  bis  zu  20  £  erkennen;  im 
übrigen  sind  die  ordentlichen  Gerichte  zu- 
ständig. Der  Einnehmer  führt  die  verein- 
nahmten Beträge  an  die  Steuerbehörde  ab 
und  hat  dieser  über  alle  Beträge  Rechnung 
zu  legen,  welche  nach  den  bei  derselben 
eingegangenen  Mitteilimgen  des  Clerk  to 
the  Commissioners  einzuziehen  waren.  Die 
Unterlassung  ist  mit  50  £  Geldstrafe  bedroht, 
welche  sich  um  5®/o  des  Betrages  erhöht, 
über  welchen  die  Abrechnung  fehlt. 

Die  Direktion  und  Leitung  des  ganzen 
Einkommensteuerwesens  liegt  in  den  Händen 
der  Steuerbehörde  in  London,  welche  die 


Bezeichnung  Commissioners  of  Inland 
Revenue  führt  und  eine  Regierungsbe- 
hörde im  vollen  Sinne  des  Wortes  ist.  Die 
Commissioners  of  Inland  Revenue  büdea 
zusammen  mit  anderen  vom  Schatzamt  er- 
nannten Personen  die  bereits  oben  erwähnten 
Special  Commissioners.  Der  Steuerbehörde 
unterstellt  sind  die  das  fiskalische  Inten^M? 
bei  der  Steuerverwaltung  wahrnehmenden 
Inspectors  und  Surveyors,  sämtlich 
Regierungsbeamte  mit  festem  Gehalt.  Die 
Inspectors,  welche  in  London,  Edinbnrgh 
und  Dublin  stationiert  sind  und  aus  den 
diensterfahrenen  Surveyors  hervorgehen,  ent- 
wickeln eine  nur  beaufsichtigende  Thatig- 
keit  Die  Obliegenheiten  der  Survevoi^, 
welche  in  den  bedeutendsten  Städten  dps 
Vereinigten  Königreichs  amtieren,  sind  mehr 
praktischer  Art.  Sie  wohnen  den  Versamm- 
lungen der  General  Commissioners  bei, 
prüfen  die  Steueransetzungen  auf  Dire 
Richtigkeit,  lassen  die  Gesuche  um  amtliche 
Ansetzung  unter  Verzeichnis  D  an  die 
S|x»cial  Commissioners  gelangen,  verfolgen 
den  Verlauf  der  Reklamationen  und  ver- 
mitteln im  Falle  von  Missveretändnissen. 
Schwierig:keiten  und  Streitigkeiten  den  Ver- 
kehr zwischen  dem  Publikum  und  der 
Steuerbehörde. 

In  Schottland  giebt  es  keine  Asses5<:>rs : 
ihre  Funktionen  weiäen  von  den  Siu^eyors 
wahrgenommen. 

In  Irland  giebt  es  weder  AssesNire 
noch  General  Commissioners.  Sämtliche  An- 
setzungen  werden  von  den  Special  Commis- 
sioners mit  Hilfe  der  Siu-veyors  besorg. 

Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass,  inslw^ 
sondere  in  England,  der  ^nze  Steueronra- 
nismus  ein  etwas  komplizierter  ist.  Zu 
Grunde  gelegen  hat  der  Gedanke,  dass  An- 
setzung und  Beitreibung  der  Steuer  für  die 
Regel  Sachen  der  Organe  der  Selbstver^*al- 
tung  sind  und  dass  der  Regienmg  selbst 
nur,  soweit  das  fiskalische  Interesse  dazu 
nötigt,  eine  Kontrolle  eingeräumt  werden 
kann.  Damit  ist  dem  Steuerzahler  nach  einer 
Richtung  —  der  Regierung  gegenüber  — 
eine  Garantie  gegeben,  um  ganz  davon  ab- 
zusehen, dass  die  Regienmg  im  ünterhause 
ziu*  Verantwortung  gezogen  werden  kann. 
Nach  der  anderen  föchtung  —  den  Commissi- 
oners gegenüber  —  wird  das  Publikum  durch 
den  Satz  geschützt,  dass  der  Steuerzahler 
—  und  ebenso  die  Regierung  —  berechtiirt 
ist,  eine  gerichtliche  Entscheidung  herl>ei- 
zuführen.  Zuständig  sind  die  ordentlichen 
Gerichte,  und  zwar  kann  eine  Einkommen- 
steuersache, wie  jede  andere  Rechtssache, 
durch  alle  drei  Instanzen  betrieben  werden. 
Hinzutreten  zwei  Remeduren  ausserordent- 
licher Art.  1.  Sofern  ein  Regierungsbeamter 
kraft  Gesetzes  —  im  Gegensatz  zu  seinen  , 
Obliegenheiten  als  Beamter  der  Regierung 
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—  eine  Handlung  vorzimehmen  hat,  kann 
hei  den  höheren  ordentlichen  Gerichten  be- 
antragt werden,  dem  Regierungsbeamten  die 
Vcnnahme  der  Handlung  aufzugeben.  Eine 
Nichtbeachtung  der  gerichtlichen  Anordnung 
vünle  eine  mssachtung  des  Gerichts  sein, 
welche  Strafen  nach  sich  zieht,  deren  Ai't 
und  Höhe  noch  heutigen  Tages  dem  freien 
Ermessen  des  Richters  anheimgestellt  sind. 
t>oweit  ein  Regierungsbeamter  als  solcher 
nnd  nicht  auf  Grund  einer  gesetzlichen  Be- 
stimmung thätig  ist  oder  thätig  werden 
iollte,  schreiten  die  Gerichte  nicht  ein;  in 
'liesen  Fällen  ist  das  Unterhaus  der  Ort, 
wo  die  Sache  zum  Austrag  kommen  muss. 
2.  Soweit  die  unter  1  gedachte  Prozedur 
keine  Anwendung  finden  kann,  z.  B.  in 
fallen,  in  welchen  der  Steuerzahler  ver- 
m»^int,  Rückzahlung  entrichteter  Steuern 
verlangen  zu  können,  ist  eine  Petition  of 
Ri^ht  beim  Gerichte  einzureichen.  Das  Yer- 
iahren  hat  heute  im  wesentlichen  die  Foi-m 
eines  gewöhnlichen  Prozesses  zwischen 
Privatpersonen.  Als  ausserordentliche  Reme- 
•liiren  stehen  die  sub  1  und  2  beschriebenen 
Rechtsmittel  nur  offen,  sofern  anderweitige 
Remediiren  nicht  zur  Verfügung  stehen. 
Mithin  gilt  auch  auf  dem  Gebiete  der 
Einkommensteuer  der  bekannte  englische 
Irnrndsatz,  dass  die  Exekutivgewalt  nicht 
nur  durch  die  legislative  Gewalt,  sondern 
auch  durch  die  Richtergewalt  kontrolliert 
wird. 

3.  Die  legislatorische  Behandlung 
der  Steuer.  Die  Einkommensteuer  pflegt 
heute  von  Jahr  zu  Jahr  bewüligt  zu  werden. 
Tie  überhaupt  bei  Steuergesetzentwürfen 
wird  auch  im  Falle  der  Einkommensteuer 
ler  Beschlnss  des  Unterhauses  praktisch 
wie  ein  Gesetz  behandelt;  man  wartet  nicht 
erst  ab,  bis  ein  formelles  Gesetz  vorliegt, 
;^>ndera  wird  sofort  auf  Grund  des  ünter- 
haii5be?chlusses  thätig.  Dieses  formell  un- 
?rej>eizliche  Verfahren  wird  durch  eine  spätere 
Indemnitätsklausel  legalisiert. 

Es  hat  im  Laufe  der  letzten  drei  Jalire 
im  Uüterhause  nicht  an  Versuchen  gefehlt, 
Anomalieen  der  Einkommensteuer  zu  besei- 
tijseQ  und  mehr  oder  minder  weit  reichende 
Verbesserungen  eintreten  zu  lassen.  Man 
hat  wiederholt  darüber  Klage  gefiüirt,  dass 
fe  Friedenszeiten  der  heutige  Steuersatz 
yoQ  8  Pence  pro  £  viel  zu  hoch  bemessen 
is>t.  Die  privilegierte  Stellung  der  Landwirte 
ist  ein  anderer  Punkt,  welcher  immer  von 
neuem  angegriffen  wird.  Man  fragt  nicht 
^'hne  Grund,  weshalb  das.  Einkommen  aus 
landwirtschaftlicher  Thätigkeit  weniger  zu 
besteuern  sein  soll  als  das  Einkommen  aus 
Handel  und  Gewerbe.  Die  Agrarier  haben 
andrerseits,  im  Hinblick  auf  die  angebliche 
Notlage  der  Landwirte,  nach  einer  weiteren 
Ausdehnung  des  Einkommensteuerprivilegs 


verlangt.  Man  hat  erwidert,  dass  der  Vor- 
teil nicht  den  Landwirten  selbst,  sondern 
den  Gnmdeigentümem  zu  gute  kommen 
werde,  und  regierungsseitig  wurde  hinzu- 
gefügt, dass  das  Einkommensteuerprivileg 
der  Landwirte,  falls  es  noch  weiter  ausge- 
dehnt würde,  Gefahr  laufe,  ganz  beseitigt 
zu  werden.  Es  vergeht  ferner  keine  Session, 
in  welcher  nicht  eine  weitere  Abstufung 
und  Ermässigung  der  Steuersätze  mit  dem 
Hinzufügen  gefordert  wird,  dass  der  Ausfall 
durch  Erhöhung  des  Satzes  in  den  höheren 
Stufen  wieder  gut  gemacht  werden  könne. 
Die  Regierung  pflegt  sich  derartigen  An- 
trägen gegenüber  auf  administrative  und 
praktische  Schwierigkeiten  zu  berufen;  sie 
fürchtet  Steuerentziehungen  bei  grösseren 
Einkommen;  insbesondere  bei  sehr  reichen 
Leuten  sei  es  sehr  schwierig,  sämtliche 
Einkommensquellen  festzustellen;  das  Re- 
sultat werde  sein,  dass  eine  Person,  welche 
aus  einer  einzigen  Anlage  ihr  ganzes  Ein- 
kommen gewinne,  einen  höheren  Steuersatz 
entrichten  werde  als  eine  Person,  welche 
ein  gleich  hohes  Einkommen  aus  verschiede- 
nen Anlagen  beziehe.  Es  ist  weiter  vergeb- 
lich versucht  worden,  die  Steuervergünsti- 
gung, welche  Ehegatten  gewährt  wird,  auch 
in  Fällen  eintreten  zu  lassen,  wo  das  Ein- 
kommen der  Ehefrau  kein  industrielles  ist. 
Schliesslich  ist  ganz  neuerdings  die  Frage 
der  Doppelbesteuerung  hinzugetreten.  Die 
letzte  finanzielle  Krtsis  hat  nämlich  nahezu 
sämtliche  australische  Kolonieen  gezwungen, 
zu  Einkommensteuern  ihre  Zuflucht  zu 
nehmen,  und  die  Folge  ist,  dass  englische 
Kapitalisten,  welche  Kapitalanlagen  in  Aus- 
tralien besitzen,  heute  eine  australische  und 
eine  englische  Einkommensteuer  entrichten 
müssen.  Man  hat  die  englische  Regierung 
gebeten,  vorläufig  eine  Kürzung  der  in  den 
Kolonieen  gezahlten  Steuer  an  dem  an  sich 
im  Mutterlande  zu  zahlenden  Betrage  zu 
gestatten  und  inzwischen  sich  mit  den 
Kolonieen  dahin  zu  verständigen,  dass  ent- 
weder nur  am  Domizil  des  Konsumenten 
des  Einkommens  oder  nur  an  dem  Orte  des 
belegenen  Vermögensstückes  Steuer  zu  ent- 
richten ist.  Die  englische  Regierung  hat 
diesen  Antrag  mit  Entrüstung  zunickge- 
wiesen. Ein  Teü  einer  alten  Steuer  des 
Mutterlandes  könne  nicht  aufgegeben  werden, 
weil  die  Kolonieen  den  Versuch  machten, 
sich  denselben  anzueignen;  zum  mindesten 
müssten  die  Kolonieen  eine  entsprechende 
Gegenleistung  machen.  Die  englische  Ein- 
kommensteuer sei  die  FinanzqueUe,  aus 
welcher  die  Kosten  der  Verteidigung  des 
ganzen  britischen  Reiches  bestritten  würden, 
während  die  Einkommensteuern  in  den 
Kolonieen  nur  rein  lokalen  Zwecken  dienten. 
Die  englische  Regierung  scheint  offenbar 
zu   erwarten,   dass  man  in  AustraUen  ein- 
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sehen  wii*d,  dass  man  dem  Mutterlande 
gegenüber  zu  weit  gegangen  ist.  Man  sielit 
hieraus,  dass  noch  manche  Fragen  der  Lö- 
sung harren  und  dass  die  englische  Ein- 
kommensteuer ihre  Mängel  hat,  wenn  man 
auch  nicht  so  weit  gehen  will  wie  jener 
schottische  Kritiker,  welcher  meinte,  die 
Steuer  sei  vom  Teufel  ersonnen,  um  die 
Menschheit  in  Versuchung  zu  führen,  sie 
lasse  sich  weder  mit  der  christlichen  Lehre 
noch  mit  der  Moral  vereinigen  und  könne 
von  niemandem  verteidigt  wenlen,  der  «an 
ein  Leben  nach  dem  Tode  glaube. 

4.  Die  fin^pzieUen  Resultate.  1890  91 
brachte  die  Einkommensteuer,  bei  einem 
Steuersatze  von  6  Pence  im  £,  13 143  932  £, 
welche  sich  auf  die  einzelnen  Verzeichnisse 
wie  folgt  verteilten:  A.  3983119  £'; 
B.  218  610  £ ;  C.  1 020  643  £ ;  D.  7  059  2  j  2  £ ; 
E.  862348  £.  Von  der  für  Einkommen 
zwischen  150  £  und  400  £  gewährten  Ver- 
günstigimg, 120  £  zu  kürzen,  machten 
1890  447030  Personen  Gebrauch,  und 
105784  Personen  (Schottland:  15422;  Ir- 
land: 5247)  kürzten  licbensversichenrngs- 
prämien.  Der  Wert  der  angesetzten  Grund- 
stücke im  Vereinigten  Königreich,  welcher 
1879  80  69  548796  £  betrug,  war  auf 
58153900  £  gesunken. 

1891/92  wurden  6  Pence  im  £  erhoben. 
Der  Totalertrag  erreichte  die  Ziffer 
13853016    £,    nämlich:     A.    4236254    £; 

B.  230424;  G.  959968;  D.  7  513  551; 
E.  912801.  Während  1877  die  Erhöhung 
des  Steuersatzes  um  1  Penny  1904770  £ 
ergab,  lautete  die  Ziffer  in  der  liier  frag- 
lichen Zeit  2214000  £.  120  £  kürzten  1891 
466539  Personen;  Lebensvereicherungsprä- 
mien  kürzten  113437  Personen  (Schottland: 
15901 ;  Irland  4687).  Der  Wert  der  ange- 
setzten Grundstücke  fiel  weiter  auf 
57  694  820  £.  Das  Einkommen  aus  Handel 
und  Gewerbe  bezifferte  sich  1890/91  auf 
587  251084  £  (1876:  490344906  £). 

1892/93  warf  die  Einkommensteuer,  zum 
Satze  von  6  Pence  im  £,  nur  13439576  £ 
ab,  nämlich:    A.   4118246  £;   B.  220868; 

C.  960  266:  D.  7  222978;  E.  917  218. 
120  £  kürzten  1892  475257  Peronen; 
Lebensversicherungsprämien  kürzten  180  566 
Personen  (Schottland:  16942;  Irland:  4810). 
Der  Wert  der  angesetzten  Gnmdstücke  ging 
weiter  auf  £  57  391846  zurück.  Das  Ein- 
kommen aus  Handel  und  Gewerbe  betnig 
1891/92  597  823325  £. 

1893/94  erhöhte  man  den  Steuersatz  auf 
7  Pence  im  £.  Der  Gesamtertrag  stellte 
sich  auf  15  342  363  £,  nämlich :  A.  4  937  700 ; 
B.  253550;  C.  1114900;  D.  7  973629;  E. 
1 062  584.  Ein  Pennv  des  Steuersatzes  pro- 
duzü-te  2215  000  £."  120  £  kürzten  1893 
486757  Personen;  Lebensversicherungsprä- 


raien  kürzten  129869  Personen  (Schottlami : 
17  509;  Wand:  4S88).  Der  Wert  der  ani^'- 
setzten  Gnmdstücke  betrug  nur  ü(^\i 
56969940  £;  das  Einkommen  aus  Haii-lel 
und  Gewerbe  bezifferte  sich  1892  93  aiif 
597101964  £. 

1894/  95  wurde  der  Steuersatz  auf  n  Pentv 
im  £  erhöht,  ein  Satz,  welcher  seitdem  M- 
behalten  worden  ist.  Der  Ertrag  — 
15649362  £  —  verteilte  sich  wie  folgt: 
A.  4752224;  B.  1S9258;  C.  1257  5:^9:  D. 
«352451;  E.  1097  890.  Der  Wert  der  an- 
gesetzten Grundstücke  fiel  weiter  aiif 
56052720  £.  Das  Einkommen  aus  Haüdei 
und  Gewerbe  betrug  1893/94  594584537  f. 

1895.96  ergab  15982844  £.  nämlich: 
A.  4  793  600 :  B.  177  500 :  C.  '  1 300  3i  hj  : 
D.  8  587  244;  E.  1124200. 

1896,97  ergab  16901341  £,  nämlich: 
A.  4843000;  B.  155000;  C.  12SKM»: 
D.  9  384341;  E.  1238000. 

1897.98  ergab  17171377  £,  nämlich: 
A.  4772000;  B.  148000;  C.  11680<«i: 
D.  9828377;  E.  1255000. 

Litterator:  Pratts  Encome  Tax,  1898,  Shaw  & 
Sons,  Jjondon,  —  Dowelly  JEncotne  Tax,  1^''', 
BuUonrorth  <£r  Co.,  London,  —  Robiruwn** 
Encome  Tax,  1805,  Stevens  <t*  Sons  lA,  Loind*'n: 
ferner  Elliotf  in  der  ersten  Auflage  diese*  II.  >L 
St.  Da*  Dovcellsche  Werk  dürfte  am  IkM^» 
geei/^net  sein,  eine  allgemeine  Ucbersieht  ub^r 
den  ganzen  Stoff  zu  geben. 

London.  C.  H,  TP,  Inhül^en, 


IV.  Bie  Einkommensteuer  in  Italien. 

I.  Einleitung.  Geschichtliche  Ent- 
wickelung.  1.  Bis  zum  Jahre  1864.  2. 
Zwischen  1864—1877.  IL  Das  heute  gel- 
tende Recht,  3.  Einleitung.  4.  GegenstAn^i 
der  Steuer  und  suhiektive  Steuerpflicht,  ö.  Der 
Steuerabzug  und  Steuervorschuss.  6.  Steuer- 
anlage, a)  Fassion.  b)  Verfahren  erster  In- 
stanz, c)  Verfahren  zweiter  Instanz,  d)  Ver- 
fahren dritter  Instanz,  e)  Weitere  Rechts- 
mittel, Oberaufsichtsrecht,  Civilklage.  f)Stener- 
änderungen.  7.  Steuerfuss.  8.  katastrierung 
und  Erhebung,  Steuerziel,  Privilegien,  Beitrei- 
bung, Verjährung.  9.  Steuerbehörden.  10.  Straf- 
verfahren. III.  Steuerertrag,  IV.  Schluss. 

I.  Einleitung.    Gescliiclitliche  Entwicke- 
Inng. 

!•  Bis  mm  Jahre  1864.  Vor  Errichtung 
des  Königreichs  Italien  herrschte  in  den  einzelnen 
Staaten  der  italienischen  Halbinsel  in  der  Rich- 
tung der  direkten  Besteuerung  nicht  minder 
wie  in  jener  der  indirekten  Steuern  so  ziemlich 
ein  Chaos;  ein  Chaos,  insofern  voUstÄndiffe 
Systemlosigkeit  sowohl  die  Besteuerung  in  den 
einzelnen  Staaten  für  sich  als  in  Bezn^  auf  die 
anderen  Staaten  auszeichnete.  Nur  emes  war 
allen  Gesetzgebungen  im  grossen  und  ganzen 
eigen  j  sie  unterscheiden  alle  —  wie  in  Deutsch- 
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land  —  zwiacben  den  direkten  Stenern  (imposte 
dirette),  wozn  Grund-,  Haussteuer,  Personal-, 
Familifn-,  Kopf-,  Handels-  und  Gewerbesteuern 
jfTechnet  wurden,  und  indirekte  Steuern  und 
'n-bühren  —  imposte  indirette  e  le  tasse  — , 
T^ eiche  die  Auflagen  auf  Erbschaften,  Schen= 
knngen,  Veräusserungen  und  Benutzung  von 
Immobilien,  also  die  Steuern  auf  Besitzwechsel 
—  imposte  sullo  scambio  della  richezza  — ,  die 
K*^sterst€iier  (enregistrement),  Verbrauchsab- 
gaben (imp.  sul  consumo  della  richezza)  und 
Zelle,  Transportabgaben,  Steuern  von  Spiel  und 
Theater,  Monopole  und  endlich  die  eigentlichen 
(nrbühreu  (tasse  diritte)  umfasst. 

Dass  diese  Unterscheidung  auch  von  der 
italienischen  Wissenschaft  und  Gesetzgebung 
ni<'ht  immer  gei^-issenhaft  festgehalten  wurde, 
versteht  sich  bei  der  dort  wie  hier  überall  be- 
strittenen Frage  der  Qualifikation  der  Steuern 
unter  sich  von  selbst ;  nur  im  allgemeinen  kann 
ili^  aufgestellte  Grenze  in  allen  Gesetzgebungen 
1er  Einzelstaaten  beobachtet  werden. 

Zu  den  direkten  Steuern  gehörten  unbe- 
stritten: die  Grund-  und  die  Haussteuer  (fon- 
<Uria  oder  prediale)  und  die  Einkommensteuern 
in  den  verschiedensten  Formen  als  Besteuerung 
'l«->  b«»weglichen  Vermögens,  als  Ertrags-  und 
Einkommensteuern  (imposta  sui  profiti,  imposta 
*vX  reddito). 

Letztere  waren  teils  der  französischen  Ge- 
setzgebung nachgebildete  Patent-  oder  Familien-, 
Mobiliar-  oder  einfache  Kopfsteuern,  teils  Steuern 
auf  Industrie,  Handel,  freie  Berufsarten,  Künste, 
Besoldungen  und  Pensionen. 

Die  hauptÄächlichsten  Steuern  waren  die 
R^ntensteuer  und  die  Steuer  auf  Gewerbe  und 
Haadel  in  der  Lombardei  und  Venedig, 
ütts^erdem  existierte  in  der  Lombardei  eine 
Knj.fjiteuer  (G.  v.  13.  Juni  1811);  durch  G.  v. 
12.  April  1851  wurde  die  Einkommensteuer  im 
Lcmbardisch-Venetianischen  eingeführt.  Die 
Ptrsonalsteuer  und  Mobiliarsteuer  in  den  alten 
Provinzen  der  piemontesi  sehen  Monarchie 
aiif  Grund  des  G.  v.  28.  April  1853,  die  pro- 
p<»rtioneIle  Steuer  auf  Ausbeute  der  Bergwerke 
}j.  V.  20.  November  1859),  die  Personalsteuer 
in  Parma  und  die  Patentsteuer,  welche  alle 
Tmf,  die  einen  Handels-  oder  Gewerbszweig  be- 
trieWn;  die  Kopfsteuer  in  Modena,  die  dem 
't.  t.  27.  November  1849  gemäss  mit  anderen 
Kapitalauflagen  in  einem  äusserst  verwickelten 
"^y>tem  erhoben  wurde.  Die  Gewerbe-  und 
Kapitalsteuer  war  auf  Fassionen  der  Pflichtigen 
>>egründet,  welche  von  den  fiskalischen  Beamten 
nnd  von  Kommissären  kontrolliert  und  rektifi- 
zim  wurden.  Ausserdem  bestand  in  Modena 
tine  Vieh-  und  ßeisf eidsteuer  als  erster  Ver- 
*Qcli  einer  landwirtschaftlichen  Gewerbebesteue- 
ning.  In  Toskana  bestand  die  sogenannte 
Familiensteuer  (G.  v.  11.  Februar  1855).  In 
'l'^n  päpstlichen  Provinzen  wurde  nach  Dekret 
^  U.  Oktober  1850  jeder  Betrieb  von  Gewerbe, 
Bernfsarten  und  des  Handels  jeder  Art  klassi- 
fiziert besteuert.  In  den  neapolitanischen 
Provinzen  bestand  eine  lOprozentige  Steuer  von 
Besoldungen,  Pensionen  und  Unterhaltsbeiträgen. 
Endlich  kommt  zu  envähnen  die  Steuer  von 
fDdoätrie,  Handel,  freien  Berufsarten  und  Künsten 
imjuhrenden  Staate  Sardinien  nach  dem  G. 
^'-  7.  Juli  1853.  Diese  Personalsteuer  war  in 
«i^n  Detailvorachriften   —  nicht  aber  in  deren 


Principien  —  häufig  das  Muster  der  späteren 
Gesetzgebung.  Die  Steuer  zerfiel  in  eine  fixe 
und  proportionelle  Abgabe.  Die  erstere  bemisst 
sich  nach  Tarifen,  die  letztere  nach  dem  Miet- 
preis der  benutzten  Lokalitäten. 

Die  Patentsteuer  lieferte  in  der  piemonte- 
sischen  Monarchie  47»  Millionen,  die  Personal- 
und  Mobiliarsteuer  7,4  Millionen  Lire,  alles, 
selbst  die  Zusätze  eingerechnet. 

Die  Besteuerung  des  Mobiliarreichtums  in 
den  verschiedenen  Provinzen  des  heutigen  König- 
reiches ertrug  im  ganzen  nicht  ganz  19  Millionen 
Lire  und  zwar  nach  folgender  Verteilung:  Pie- 
mont  und  Ligurien:  Grund-  und  Gebäude- 
steuer per  Kopf  3,96.  Personal-,  Mobiliar-,  Patent- 
und  ähnliche  Gehalts-  und  Pensionssteuer  etc. 
per  Kopf  1,95  L.;  Sardinien:  Grundsteuer 
4,20,  Personalsteuer  1,95,  Lombardei:  7,44 
bez w.  1 ,15,  Parma:  6,85  bez w.  0,75,  Modena: 
5,03  bezw.  0,91,  Toskana:  3,51  bezw.  0.90, 
römische  Provinzen:  5,06  bezw.  — , 
Neapel:  4,87  bezw.  — ,Sicilien:  3,40 bezw.  —. 
Aus  diesen  Ziffern  allein  ergiebt  sich  schon  die 
Un Vollkommenheit  und  geringe  Einträglichkeit 
der  bis  zum  Jahre  1864  in  Italien  bestandenen 
Personalsteuern,  wobei  auffallen  wird,  dass  in 
einem  grossen  Teile  des  heutigen  Königreiches 
solche  Steuern  überhaupt  nicht  bestanden  haben. 

2,  Zwischen  1864-1877.  Schon  während 
der  ersten  Einheitsbestrebungen,  unmittelbar 
nach  dem  Frieden  von  Villafranca  im  Jahre 
1859  beschäftigte  sich  Cavour  mit  dem  Studium 
der  englischen  Einkommensteuer,  und  noch  im 
Jahre  der  Proklamierung  des  Königreiches 
(1861)  brachte  der  erste  Finanzminister  des 
Königreiches  Italien,  Graf  Bortogi,  eine  Uni- 
fikation der  sämtlichen  verschiedenen  Arten  von 
Auflagen  in  einer  einzigen  Steuer  auf  das  be- 
wegliche Vermögen  in  Vorschlag. 

Die  Finanzpolitik  des  jungen  Königreiches 
sah  sich  hierzu  gedrängt,  hauptsächlich  durch 
das  Deficit,  da  nach  dem  der  Kammer  im  Jahre 
1861  vorgelegten  provisorischen  Budget  pro  1862 
dasselbe  mit  840  Millionen  Ausgaben  und  531 
Millionen  Einnahmen,  also  mit  einem  Deficit 
von  309  Millionen  bilanzierte.  Dieses  Deficit 
erhöhte  sich  nach  der  Unterbilanz  des  Jahres 
1861  auf  700  Millionen!  Die  Gesetzesvorlage 
kam  aber  infolge  des  Ministerwechsels  nicht 
zur  Beratung.  Auch  der  zweite  Finanzminister, 
Sella,  konnte  wegen  Kabinettswechsels  kein  neues 
Einkommensteuergesetz  zu  stände  bringen,  erst 
der  dritten,  Mingbetti,  gelang  es,  eine  einheit- 
liche Besteuerung  aller  Einkünfte  aus  beweg- 
lichem Vermögen  in  dem  G.  v.  12.  Juli  1864  — 
imposta  sui  redditi  della  richezza  mobile,  kurz 
Richezza  mobile  genannt  —  zu  erreichen,  von 
der  er  30  Millionen  erwartete.  Damit  war  das 
Wort  des  Königs  Victor  Emanuel  wahr  gewor- 
den: „Auf  die  politische  Wiedergeburt  der  Nation 
muss  ihre  wirtschaftliche  Wiedergeburt  folgen." 
Dieses  Gesetz  beruhte  im  ganzen  auf  den  Grund- 
sätzen der  Einkommenbesteuerung  im  Sinne  der 
deutschen  Gesetzgebung.  Die  Besteuerungs- 
grundlage bilden  die  jährlichen  Einkünfte  der 
Pflichtigen  ohne  Abzug  des  Anschlages  der 
persönlichen  Arbeit  und  des  Verbrauches,  da- 
gegen mit  Abrechnung  der  Produktionskosten 
und  Schuldzinsen.  Die  Besteuerung  ist  eine 
subjektive  auf  kontrollierbarer  und  kontrollierter 
Selbsteinschätzung  beruhend.    Die  Steuer  wurde 
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auf  30  Millionen  festgesetzt.  Landwirtschaftliches 
Gewerbe  und  Staatsschnldzinsen  sollten  nach 
den  Beschlüssen  der  Abgeordnetenkammer  in 
die  Steuer  einbegriffen  werden,  wurden  aber 
nach  den  Beschlüssen  des  Senates  im  Gesetze 
frei  gelassen.  Den  Gemeinden  wurden  Zu- 
schläge auf  die  festen  ßteuerquoten,  welche  auf 
die  jährlichen  Einkünfte  unter  2d0  L.  treffen, 
verboten. 

Durch  G.  V.  11.  Mai  1865  wurde  die  pro- 
gressive Besteuerung  nach  einer  Skala,  welche  in 
regelmässiger  Progression  von  Lire  zu  Lire  der 
Steuer  steigt,  einsfefUhrt.  Das  Stenerkontingent 
wurde  auf  60  Mill  erhöht  und  den  Gemeinden, 
welchen  durch  das  G.  v.  Jahre  1864  Steuer- 
zuschläge entzogen  sind,  Auflagen  von  kirch- 
lichen Kassen  und  Betriebsinstituten  zugewendet. 

Durch  das  G.  v.  25.  Juni  1866  wurde  nach 
Ablauf  der  Kontingentierung  erstmalig  ein  all- 
gemeiner Steuersatz  von  8®/o  mit  Befreiung  des 
Einkommens  bis  zu  250  Lire  eingeführt  und  das 
Einkommen  von  Grund  und  Boden  sowie  ans 
Gebäuden  einer  4®/pigen  Steuer  nach  den  für 
die  Anlage  der  Einkünfte  und  beweglichen  Ver- 
mögen geltenden  Grundsätzen  unterworfen,  zu- 
gleich den  Provinzen  und  Gemeinden  das  Recht 
von  Zuschlägen  bis  zu  26^1^  der  Gesamtsteuer 
bezw.  den  Gemeinden  bis  zu  öO®/o,  wenn  die 
Provinzen  keinen  Zuschlag  beanspruchen,  erteilt. 
Ausserdem  wurde  der  Steuerabzug  seitens  der 
Staatskassen  bei  gewissen  Steuern  geschaffen 
und  wurden  auch  im  Einsteuerimgsveriahren  Re- 
formen vorgenommen. 

Durch  das  G.  v.  27.  Mai  1867  wurde  die 
10  ^/q^?®  EinSteuerung  der  Einkünfte  aus  un- 
beweglichen Gütern  wieder  beseitigt  und  an 
dessen  Stelle  ein  Zuschlag  von  Vio  3er  Grund- 
und  Gebäudesteuer  bestimmt,  das  steuerfreie 
Einkommen  auf  400  Lire  erhöht,  die  Einsteue- 
rung  auf  Grund  der  Einkünfte  des  vorangehen- 
den Jahres  beschlossen  und  wieder  verschiedene 
Reformen  zur  Vereinfachung  der  Steueranlage 
durchgeführt. 

Durch  Dekret  v.  8.  November  1868  wurden 
wieder  verschiedene  Neuerungjen  eingeführt, 
hauptsächlich  um  das  damals  mit  220  AüU.  ver- 
anschlagte Deficit  zu  vermindern. 

Der  Plan  ging  damals  dahin,  eine  allge- 
meine Einkommensteuer  zu  schaffen,  was  aber 
an  dem  Widerstände  der  Grundbesitzer  scheiterte. 
Dagegen  wurde  die  Besteuerung  der  Staats- 
schuldzinsen  mittelst  Abzuges  bei  der  Zahlungs- 
leistung durch  die  Staatskasse  ohne  Unter- 
scheidung zwischen  Inland  und  Ausland  einge- 
führt und  zwar  durch  das  Gesetz  über  die 
Mahlsteuer  vom  7.  Juli  1868  und  das  Gesetz 
über  die  Verteilung  der  direkten  Auflagen  im 
liffurisch-piemontesischen  Gebiet  vom  26.  Juli 
1868.  Eine  dritte  Neuerung,  die  gemeindlichen 
Zuschläge  zu  beseitigen,  gelangte  nicht  zur 
Annahme.  Dagegen  wurde  eine  Maximalgrösse 
bis  zu  */io  der  Steuer  beschlossen.  Der  Ein- 
schätzuDg  sollen  künftig  die  Einkünfte  des 
laufenden  Jahres  zu  Grunde  gelegt  werden. 

Durch  Dekret  vom  30.  Oktober  1868  wurde 
die  Anlage  eines  Katasters  angeordnet.  Ein 
weiteres  G.  v.  11.  August  1870  erhöhte  zur 
Beseitigung  eines  Deficits  von  110  Mill.  die 
Steuerquote  auf  12*^o>  entzieht  den  Provinzen 
und  Gemeinden  die  Steuerzuschläge,  räumt  den 
Kommissionen  das  Recht  ein,  die  Einkünfte  zu 


erhöhen,  erklärt  wieder  das  Einkommen  des 
vorangegangenen  Jahres  als  massgebend,  bezieht 
bei  Festsetzung  des  Steuerminimnms  auch  die 
Einkünfte  aus  unbeweglichem  Vermöfi^en  (redditi 
fondiori)  ein  und  zwar  mit  dem  8  fachen  Betr&s 
der  Grundsteuer,  unterwirft  alles  Einkommen  von 
Grund  und  Boden  der  Einkommensteuer,  sofern 
nicht  nachweisbar  vom  Empfanger  der  Ein- 
künfte dieselben  versteuert  worden,  und  bringt 
die  Einkommensteuer  der  Kolonen  mit  5  \  der 
Grundsteuer  in  Anschla^r. 

Ein  G.  V.  23.  VI.  1873  giebt  Bestimmungen 
über  die  Hinterziehungsstrafen. 

Ebenso  soU  ein  G.  v.  14.  VL  1874  nur  die 
Einbringlichkeit  der  Steuer  sichern  und  Hinter- 
ziehungen verhüten. 

Inzwischen  mehrten  sich  die  Klagen  über 
die  Einkommensteuer  wegen  der  Schwere  und 
Ungleichheit  der  Belastung  und  der  kleinlichen 
fiskalischen  und  vexatorischen  Formalitäten  des 
Verfahrens.  Der  Finanzminister  Depretis  setzte 
eine  Kommission  zur  Untersuchung  der  Klagen 
nieder  und  legte  der  Kammer  sodann  im  Jalire 

1876  sein  Reiormprojekt  vor,  in  dem  er  Er- 
leichterung der  Steuerlast  für  die  kleineren  Ein- 
kommen, Ausgleichung  derselben  bei  den  Klassen 
b  und  c  der  Einkünfte  (gemischte  Einkünfte, 
bei  welchen  Kapital  und  Arbeit  zusammen- 
wirken —  Einkünfte  aus  Gewerbebetrieb  und 
freier  Berufsart  —  und  menschlicher  Arbeit  ohne 
Beihilfe  von  Kapital),  endlich  Vereinfachung  des 
Mechanismus  und  Beseitigung  unnützer  Forma- 
litäten versprach. 

Nach  langen  Verhandlungen  kam  das  G.  v. 
23.  VI.  1877  zu  Stande,  das  im  wesentlichen  noch 
heute  die  Grundlage  der  italienischen  Einkommen- 
steuer bildet.  Die  zu  überwindenden  Schwierigr- 
keiten  gehen  schon  aus  den  Erträgnissen  der 
Einkommensteuer  vom  Jahre  1864 — 1877  hervor. 
Im  ersten  Jahre  brachte  die  Steuer  65  Mill, 
1866  31  Mill.,  1867  86  Mül.,  1868  13  Mill.,  1869 
119  Mill.,  1870  91  Mül.,  1871  142  MiU.,  1872 
183  Mill.,  1873  160  Mill.,  welche  Einnahmsziffer 
nunmehr  ziemlich  konstant  bleibt.  Am  24.  VIII. 

1877  wurde  ein  neuer  Text  des  Gesetzes 
veröffentlicht. 

IL  Das  heute  geltende  Recht 

3.  Einleitung.  Nach  dreizeluijährig»?r 
Keformarbeit  konnte  also  am  24  August 
1877  das  Gesetz  verkündet  wertlen,  djki 
noch  heute  in  den  principiellen  Bestimmuu- 
gen  für  die  Steuern  vom  beweglichen  Ver- 
mögen gilt,  wenn  auch  im  Jahre  1894  eine 
bedeutende  Steuei-erhöhung  eintrat.  Ur- 
sprünglich der  Notwendigkeit,  das  bedeu- 
tende Deficit  im  Staatshaushalte  zu  d«?eken, 
und  dem  Wunsche,  für  das  ganze  Laml 
eine  einheitliche  Steuer  zu  schaffen,  ent- 
sprungen, wurde  der  Ausbau  allmählich  auf 
liberaler  Grundlage  vollendet.  Es  wurde 
ein  Einkommensteuergesetz  geschaffen,  d«is 
allerdings  nach  den  sti-engen  Regeln  der 
Wissenschaft  in  einigen  Bestimmungen  von 
den  Principien  eines  Einkommensteuerge- 
setzes abweicht,  insbesondere  dem  urspnmg- 
lichen  Vorsatz,  die  englische  income  tax 
nachzuahmen,    untreu    geworden    ist   und 
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mehr  die  deutselien  Einrichtungen  nachge- 
ahmt hat  In  die  einheitliche  Besteuerungs- 
form ist  dm-ch  den  Abzug  —  ritenuta  — 
pine  Lücke  gerissen,  die  Zinsen  aus  öffent- 
lichen Schuldtiteln,  sowie  die  Bezüge  der 
Beamten  werden  in  einer  besonderen  Form 
besteuert,  die  Steuern  der  Kolonen  werden 
nach  einem  fingierten  Werte  erhoben,  die 
Einkünfte  aus  Grund  und  Boden  sind  so- 
wohl nach  dem  Besteuerungsgegenstand  als 
nach  der  Veranlagung  nicht  scharf  genug 
präzisiert  —  trotzdem  muss  die  italienische 
Einkommensteuer  als  wahre,  partielle  Ein- 
kommensteuer mit  einigen  Abweichungen 
vom  doktrinellen  Standpunkt  aus  betrachtet 
Verden,  oder  besser  gesagt  als  eine  nach 
den  Grundsätzen  der  Einkommen- 
steuer angelegte  Erwerbssteuer  in 
Terbindung  mit  einer  Renten-  so- 
wie mit  einer  durch  Abzug  erho- 
benen Coupons-  und  Besoldungs- 
^teuer. 

4.  Gegenstand  der  Steuer  nnd  sub- 
jektive Steuerpfliclit  Nach  Art.  1  des 
0.  V.  24.  August  1877  unterliegen  der 
J^tener  alle  Einkünfte  aus  beweglichem  Ver- 
mfigen,  d.  h.  alles  nicht  der  Grimd-  und 
GeFtäiidesteuer  unterworfene  Einkommen 
(reiltlito),  wozu  im  Sinne  des  italienischen 
Ges<*tzes  und  nach  der  Rechtsprechung  der 
hrjchslen  Gerichts-  und  Verwaltungsstellen 
jeder  Erwerb  im  Handel  und  in  der  In- 
(liL<5trie.  Einkünfte  aus  sogenannten  freien 
Berufsarten,  Gehälter,  Pensionen,  Dividen- 
den. Renten  sowie  Zinsen  von  Hypotheken 
pehüren.  Eine  Aufzählung  des  Einkommens 
der  verschiedenen  Art  bringt  Art.  3 ,  wozu 
in  Art.  4 — 6  noch  die  Früchte  des  Bodens 
kommen.  Die  Frage  der  territorialen  Fest- 
stellung des  Besteueningsgegenstandes  ist 
im  Art.  2  praktisch  gelöst,  indem  als  steuer- 
pflichtig »das  im  Staate  Besessene«,  d.  h. 
das  im  Staate  erzeugte  oder  fliessende  und 
das  von  im  Staate  domizilierenden  oder 
sich  aufhaltenden  Personen  geschuldete 
Einkommen  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf 
Staatsangehörigkeit  des  Steuerzahlers  als 
steuerpflichtig  erklärt  ist. 

Der  physischen  Person  steht  gleich  nicht 
blcjßs  jede  juristische  Person  im  engeren 
Siane,  also  jedes  Kollegium  und  jede  Korpo- 
ralion (coUegi  e  corporazioni),  sondern  jede 
OeteUschaft  und  Vereinigung  mehrerer 
pliysischer  Personen  (ente  morale).  Befreit 
sind  persönlich  (Art  7):  die  königliche 
Familie,  femer  Diplomaten  und  Consuln, 
Militärpersonen  und  gewisse  Wohlthätig- 
keitsangtalten,  sachlich  (Art.  8):  die  aus 
liegenden  Gütern  fliessenden  Einkünfte, 
welche  der  Grundsteuer  unterworfen  sind, 
'lie  nach  sonstigen  Vorschriften  dieses  Ge- 
^tzes  bereits  besteuerten  Einkünfte,  die 
^künfte  der  auf  Gegenseitigkeit  beruhen- 


den Gesellschaften  mit  Ausnahme  der  Ren- 
ten aus  Schuldtiteln  auf  Namen  der  Inha- 
ber (Art.  11),  endlich  sind  befreit  die  Rück- 
zahlungen von  Staatsanlehen  und  das  mit 
Gesetz  vom  Jahre  1855  genehmigte  Anlehen. 

Hinsichtlich  der  zeitlichen  Abgren- 
zung hat  das  Gesetz  (Art.  8)  den  Grundsatz 
angenommen,  dass  die  Steuer  nach  dem 
Massstabe  der  bestimmten  oder  angenomme- 
nen Einkünfte  angelegt  wird,  welche  der 
Pflichtige  in  jedem  tfahre  bezieht.  Mass- 
gebend ist  hierbei  das  Einkommen  des  dem 
Monat  der  Erklärung  (JuH)  vorausgegange- 
nen Jahres  (Art  22).  Das  Einkommen  der 
Kolonen  und  Grundpächter  wird  mit  5®/o 
der  Grundsteuer  bemessen  und  niu*  ver- 
steuert, soweit  die  Grundsteuer  50  Lire 
jährlich  übersteigt  (Art.  9). 

Hinsichtlich  der  quantitativen  Be- 
grenzung erklärt  das  Gesetz  nach  den  vie- 
len Verhandlungen,  die  diese  Frage  im 
Laufe  der  13  jährigen  Reformarbeit  zu  be- 
stehen hatte,  aUe  Besitzer  eines  mobüen 
Einkommens  unter  400  Lire  für  steuerfrei, 
wenn  nicht  durch  das  Hinzutreten  immo- 
biler Einkfmfte  dieser  Betrag  erreicht  wird 
(Art.  55). 

Als  Abzugsposten  für  die  Berech- 
nung der  Einkünfte  gelten  nach  Art.  19,  21 
und  30—32  und  Art.  47  des  Regolamento 
(der  VoUzugsvorschi'iften  vom  24.  August 
1877)  die  Herstellungskosten  und  Schuld- 
zinsen bei  allen  Einkünften  imd  auch  bei 
den  Leihkapitalien,  bei  denen  die  Rente 
nur  unverkürzt  deklariert  werden  muss,  bei 
Feststellung  aber  die  Minderung  zu  berück- 
sichtigen ist.  Zu  den  Produktionskosten 
bei  industriellen  Einkünften  wird  der  Ver- 
brauch von  Rohstoffen  und  Werkzeugen, 
Arbeitslöhne,  Lokalmiete,  Verluste  und  son- 
stige Spesen  gerechnet.  Nicht  als  Abzugs- 
posten sind  ausdrücklich  erklärt  (Art.  32) 
die  Zinsen  der  im  Gewerbe  angelegten  Ka- 
pitalien, sowohl  eigener  als  fremder,  d.  h. 
eines  Unternehmers,  ebenso  bilden  keine 
Abzugsposten  der  Anschlag  für  Arbeits- 
leistung des  Beitragspflichtigen,  seiner  Ehe- 
frau und  der  im  Hausstande  befindlichen 
Söhne,  endlich  der  Aufwand  für  Wohnung, 
Kleidung  und  Unterhalt  der  Steuerpflichti- 
gen und  seiner  Familie.  Die  Lehre  der 
Abzugsposten  ist  sohin  ganz  im  Sinne  der 
deutschen  Einkommensteuergesetze  (und 
auch  des  römischen  Rechts)  gelöst:  nur 
die  der  Produktion  unmittelbar  anhaftenden 
—  iuerenti  —  Betriebskosten  und  die  zur 
Erhaltung  und  Steigerung  der  Produktivi- 
tät, nicht  aber  die  ziu-  Vermehrung  des 
Vermögenswertes  und  zur  Gründung  und 
Erweitenmg  von  Unternehmungen  dienen- 
den Ausgaben  dürfen  abgezogen  werden. 

5.  Der  Steuerabzug  und  Steuervor- 
schuss.    Eine  Abweichung  von  den  Prin- 
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cipien  des  Einkommensteuergesetzes  und 
eine  dem  deutschen  Einkommensteuerge- 
setze fremde,  aber  praktische  Einrichtung 
des  italienischen  Einkommensteuergesetzes 
stellt  der  in  Art.  10 — 12  konstruierte  Steuer- 
abzug dar. 

Die  Einhebung  bestimmter  Steuerarten 
findet  nämlich  gelegentlich  der  Zahlung  der 
betreffenden  Renten  selbst  mittelst  direkten 
Steuerabzuges  statt  bei  Besoldiuigen,  Pen- 
sionen und  anderen  aus  Staatskassen  fliessen- 
den festen  Einkünften,  bei  den  aus  öffent- 
lichen Schuldtiteln  —  auf  Namen  oder  In- 
haber lautend  —  hernihrenden  Zinsen,  Lot- 
terieen,  Staatsprämienanlehen,  Jahresgelder 
imd  Zinsen,  welche  vom  Staate  oder  auf 
seine  Rechnung  an  irgend  welche  Pei^on 
und  an  irgend  welchem  Orte  im  In-  oder 
Auslande  bezalilt  werden  —  ritrnuto  diretta. 
Der  direkte  Abzug  erfolgt  unverkürzt  ohne 
Rücksicht  auf  den  Betrag  des  Abzuges, 
vorbehaltlich  der  Minderung  der  Besoldun- 
gen, Pensionen  und  persönlichen  Bezüge 
auf  vier  Achtel. 

Eine  Ausdehnung  hat  diese  Einrichtung 
in  Art.  15 — 17  des  Gesetzes  durch  den 
dort  konstruierten,  der  englischen  Gesetz- 
gebung angelehnten  sogenannten  Steuervor- 
schuss  erhalten.  Die  dort  näher  bezeichne- 
ten Steuersubjekte  (juristische  Pei-sonen, 
Gesellschaften,  Privatunternehmer  etc.)  ha- 
ben nämlich  die  auf  die  von  ihnen  zu  ver- 
abreichenden Besoldungen,  Pensionen,  Ho- 
norare und  sonstigen  Bezüge,  Schuldzinsen 
treffende  Steuer  direkt  selbst  zu  entrichten 
und  durch  Abzug  an  den  licistungen  der 
Empfänger  der  Besoldungen  etc.  sicli  Ersatz 
zu  verschaffen  (ritenuto  dirivolva).  Der 
Steuerpflichtige  —  juristische  Pei*son  etc.  — 
darf  jede  betreffende  Steuerquote  von  sei- 
nem Einkommen  kürzen  und  hat  sie  znm 
Zwecke  des  Steuer  Vorschusses  ausdrücklich 
und  gesondert  zu  deklarieren. 

Eine  grosse  Schwierigkeit  bereitet  da- 
bei die  Frage  des  Schuklenabzuges  sowohl 
bei  dem  Steuerabzug  als  dem  Steuervor- 
schusse. 

Die  Frage  ist  im  Gesetze  nicht  ausdnick- 
lich  gelöstj  die  Judikatur  blieb  lange  Zeit 
auf  dem  Standpunkte,  dass  sowohl  beim 
Steuerabzug  als  beim  Steuervorschuss  Schul- 
den imd  Steuerbefreiungen  nicht  berück- 
sichtigt w^erden  dürfen,  da  steuerpflichtig 
nicht  der  Emf)fänger  der  steuerbaren  Be- 
züge, sondern  die  steuervorschiessenden 
Schuldner  (jiu*istische  Personen  etc.)  be- 
trachtet werden  und  die  ersteren  als  bei 
der  Steueranlage  gar  nicht  beteiligt  erschei- 
nen. Erst  die  Rechtsprechung  des  Jahres 
1881/1882  erklärte  als  feststehend,  dass  die 
genannten  Einrichtungen  lediglich  Erleich- 
tenmg  und  Beschleunigung  der  Einsteue- 
rung  sowie  Sicherung  der  Einbringimg  be- 


zwecken, keinesfalls  aber  Aufhebung  des  in 
Art.  31  eingeführten  Grundsatzes  des  Schiil- 
denabzuges  bezielen  und  dass  die  Vertre- 
tung der  Interessen  den  Besoldiings-  und 
Zinsempfängern  überlassen  und  zuzuspnxrhf^n 
sei.    Hiernach  wird  jetzt  verfahren. 

Merkwürdig  dabei  ist,  dass  durch  den 
im  Jahix>  1871  eingeführten  Steuerabzug 
von  den  Staatspapieren  imd  die  dadurch  her- 
beigeführte Besteuerimg  der  Renten  mit 
13,21^/0  der  Kurs  der  italienischen  Rente 
weder  im  Auslande  noch  im  Inlande  ge- 
drückt wurde,  sondern  dass  diese  einschnei- 
dende Massregel  ohne  alle  Stönmg  ins  L»^ 
ben  trat.  Der  Kurs  der  italienischen  Ren- 
ten betrug  nämlich  nach  Sachs:  1809:  in 
Turin  höchster  57,95,  niedrigster  56,35.  ia 
Paris  50,63  bezw.  54,31,  187Ü:  Turin  Ol.lHt 
bezw.  48,10,  Paris  60,92  bezw.  44,  IMl: 
Turin  75,71  bezw.  56,87,  Paris  69,80  U-zw. 
5C»,80  und  1S72:  Turin  75,50  bezw.  7u,22. 
Paris  71,85  bezw.  65,35. 

6.  Steueranlage,  a)  Fassion.  la 
Italien  ist  die  Notwendigkeit  einer  Steuer- 
erklärung von  Anbeginn  der  Steuerrefoi-m 
als  feststehend  angenommen  worden.  Das 
Steuergesetz  verlangt  in  Art.  13,  14,  In.  21, 
31  und  32  eine  ganz  specifische  Darlocnuisr 
des  steuerbaren  Einkommens  dm-ch  (iiuüi- 
tative  Abgliederung  und  Angabe  aller  i^*- 
sitiven  und  negativen  Berechnungsfaktoi^a. 
Abweichend  von  den  deutschen  Steuei-ge- 
setzen  bedroht  das  italienische  Gesetz  so- 
wolü  die  Unterlassung  der  Fassion  als  die 
unrichtige  Steuererklärung  mit  Hinterzi»^ 
hungsstrafen  (G.  v.  23.  Juni  1873)  und  zwar 
mit  der  Hälfte  der  auf  das  nicht  deklarierte 
Einkommen  treffenden  Steuer. 

Um  diese  Fassion  zu  erleichtern,  ge- 
stattet das  italienische  Gesetz  auch,  'lie 
Steuererklärung  mündlich  bei  dem  Bürger- 
moister  oder  dem  Steuerbeamten  abzugeUn. 
Zwecks  der  unterschiedlichen  Veranlag:iinör 
der  Steuern  und  des  verschiedenen  JSteiier- 
fusses  sind  bei  den  Steuererkl&nmgen  die 
verschiedenen  Arten  des  Einkommens  in 
fünf  Klassen  genau  zu  unterscheiden. 

b)  Verfahren  erster  Instanz.  Griuid- 
legend  für  das  ganze  Verfahren  ist  die  gemeind- 
liche Personenliste  (Liste  der  Steuerpüicb- 
tigen).  Diese  wird  von  Steuerbeamten  mit 
grosster  Sorgfalt  hergestellt  und  vom  Gemeinde- 
rate  in  kollegialer  Beratung  revidiert  und  fe^t- 
gestellt.  Sowohl  der  Steuerbeamte  als  ein  Mit- 
glied der  erstinstanzlichen  Kommission  kaDU 
den  betrefifenden  Sitzungen  des  Gemeinderates 
beiwohnen.  Sobald  der  Steuerbeamte  dann  im 
Besitze  der  Gemeindeliste  ist,  übersendet  er 
dem  Steuerpflichtigen  die  Fassionsformulare  zur 
mündlichen  oder  schriftlichen  Steuererklärung. 
Erfolgt  eine  solche  nicht,  so  erfolgt  die  Eiii- 
kommensfestsetaung  von  Amts  wegen.  Soire- 
nannte  Grundlisten  giebt  es  nicht.  An  der 
Hand  der  Personenliste  fertigt,  der  Steuerbeamte 
die  Steuerliste.    Zu  diesem  Behufe  ist  der 
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Beamte  befugt,  von  den  öffentlichen  Behörden 
AaäzQge  ans  den  Urkunden  zu  verlangten ,  die 
Steuerpflichtigen  vorzuladen,  die  Geschältslokali- 
Uten  zu  betreten,  Auskunftspersonen  zu  ver- 
tehmeu  und  von  den  Registern  der  Aktienge- 
sellschaften £insicht  zn  nehmeu,  sich  die  Grund- 
Titel  der  Einkünfte  vorlegen  zu  lassen  und  den 
Mietwert  der  Wohnungen  zu  erheben.  Den 
Staatsbehörden  sowie  auen  öffentlichen  Organen 
l^t  im  Art.  61 — 64  des  Gesetzes  und  Art.  117 
des  Begolamento  die  Verpflichtung  auferlegt, 
das  Material  an  die  Steuer beamten  zu  über- 
mitteln, ebenso  sollen  die  Handelskammern  mit 
Rncksicht  auf  die  Steuerpflichtigen  Aufschluss 
trieilen.  Von  den  Handelsbüchem  ist  im  Gesetze 
keine  Rede,  doch  dürfen  die  Steuerbeamten  Ein- 
si«  ht  nehmen,  wo  die  Steuerpflichtigen  zustimmen 
Min.-Erlass  vom  2ö.  II.  1869).  Eine  Vorlage 
der  Geschäftsbücher,  wie  sie  in  deutschen 
Steaer^esetzen  angeordnet  ist,  ist  ausgeschlossen. 

Die  Steuer  liste  wird  durch  Auflage  im 
Gemeindeamte  veröffentlicht  und  zudem 
jedemSteuerpflichtigendieEinschreibung 
«kr Berichtigung  bekanntgegeben.  Dieser 
kann  dagegen  noch  in  erster  Instanz  zu  einer 
Kommission  reklamieren.  Den  administra- 
tiven Kommissionen  ist  in  erster  Instanz  aus- 
drücklich die  Befugnis  eingeräumt  (Art.  43), 
Meinungsverschiedenheiten  zwischen  den  Steuer- 
pdichtigen  und  dem  Steuerbeamten  zu  schlichten 
und  zu  entscheiden. 

Diese  erste  Kommission,  der  auch  der  Steuer- 
beamtfc  beiwohnen  kann,  ist  also  nicht  eigent- 
lich VeranlagTings-,  sondern  Vermittelungs- 
und  Entscheidungsorgan  erster  Instanz.  Sie 
^ird  gebildet  aus  einem  Abgeordneten  der  Re- 
gienmg  als  Vorsitzenden,  der  kein  Steuerbeamter 
zu  sein  braucht,  sondern  nur  Sachkenntnis  be- 
sitzen soll  (doch  sind  Staatsbeamte  nicht  aus- 
k'Hschlossen),  und  vier  Mitgliedern,  welche  der 
Gemeinderat  wählt  bezw.  die  Konsozialvertre- 
tunir.  wenn  mehrere  Gemeinden  vereinigt  sind. 
Letztere  bestehen  wieder  aus  Vertretern  der 
Gemeinden,  und  zwar  auf  1000  Einwohner  ein 
Kon^ozialvertreter. 

Diese  Kommissionen  haben  die  Befugnis, 
jeder  Zeit,  auch  ohne  Berufung,  die  Einkünfte 
zu  erhöhen.  Ausserdem  sind  die  erstinstanziellen 
Kommissionen  jederzeit  verpflichtet,^ie  Prüfung 
der  Berufungen  im  Wege  der  Vergleichung 
mit  den  Linkünften  anderer  Steuer- 
pflichtigen der  gleichen  Klasse  vorzunehmen. 
Die  Kommissionen  werden  für  jeden  Gerich ts- 
i)ezirk  gebildet. 

Das  Verfahren  erster  Instanz  wird  dadurch 
noch  vervollständigt,  dass  auf  das  Nichterscheinen 
der  Pflichtigen  Geldstrafen  gesetzt  sind  und 
la:?*  das  Einkommen  aus  Handel,  Gewerbe  freier 
Benifsarten  und  persönlicher  Dienstleistung 
klassenweise  eingeschätzt  werden  muss.  Die 
Masgregel  wurde  vom  Minister  Depretis  im  Jahre 
1^77  eingehend  motiviert,  weil  „gerade  die  ver- 
gleichenden Urteile  es  sind,  welche  über  wenig 
deichmässige  Anlage  der  Steuer  Klage  führen". 
Gemäss  Ministerialverfü^ung  vom  Jahre  1877 
iät  eine  Klassifikatioustabelle  mit  29 
Grnppen  und  888  Unterabteilungen  aufgestellt. 

Den  Provinzen  und  Gemeinden  ist  im  Art. 
Tu  die  Befugnis  zu  Steuerzuschlägen 
abgesprochen.  Eine  sehr  wohlthuende  Be- 
stimmung.    Denn   das  Drückende   der  Steuer 


wird  (in  Deutschland)  gewöhnlich  erst  durch  die 
verschiedenen  Zuschläge  und  Umlagen  em- 
pfunden. 

Dafür  ist  aber  den  Gemeinden  eine  Ver- 
gütung von  10®/o  der  auf  das  Einkommen  aus 
Handel  und  freien  Berufsarten  treffenden  Steuer- 
summen als  Mittel  der  Annäherung  zur  exakten 
Herstellung  der  gründlichen  Steuerlisten  zuge- 
wiesen. Die  Kosten  der  Kommissionen  erster 
Instanz  haben  dagegen  die  Behörden  zu  tragen. 
Eine  der  wirksamsten  Massregeln  der  richtigen 
und  genauen  Einsteuerung  ist  die  in  Art.  68 
und  69  des  Gesetzes  und  Art.  665  des  Regola- 
mento  gegebene  Bestimmung,  dass  die  civil e 
K 1  a g b  a r  k  e  i  t  der  Schuldforderungen,  auch  der 
unverzinslichen,  von  dem  Nachweis  der  bezüg- 
lichen Steuererklärung  und  Steuerzahlung  ab- 
hängig gemacht  ist  und  den  Gerichten  und  Ge» 
richtsschreibem  verboten  ist,  über  nicht  er- 
klärte Kententitel  zu  urteilen  oder  auch  nur 
Urkunden  anzunehmen,  welche  nicht  mit  dem 
Nachweise  der  Steuererfüllung  versehen  sind. 
Das  ganze  Anlageverfahren  zeigt,  dass  in  Italien 
die  Steuerpflichtigen  als  eine  solidarische  Ge- 
nossenschaft beträchtet  werden ,  bei .  der  volle 
Oeffentlichkeit  und  Interessengemeinschaft 
herrscht,  denn  „was  der  einzelne  hinterziehende 
Steuerpflichtige  zu  wenig  zahlt,  fällt  der  Ge- 
nossenschaft —  den  anderen  Pflichtigen  —  zur 
Last." 

Auch  die  Beschlüsse  der  Kommissionen 
müssen  den  Pflichtigen  wieder  eröffnet  werden 
(Art.  44). 

c)  Verfahren  zweiter  Instanz.  Gegen 
die  Entscheidung  der  erstinstanzlichen  Kommis- 
sion ist  innerhalb  20  Tagen  sowohl  im  Interesse 
dieser  wie  des  Fiskus  Berufung  an  die  Pro- 
vinzialkommission  gestattet  (Art.  46),  ande- 
renfalls die  Unveränderlichkeit  der  Summe  des 
steuerpflichtigen  Einkommens  feststeht  (Art.  47). 
Diese  Provinzialkomraission  ist  gebildet  aus 
einem  vom  Präfekten  ernannten  Vorsitzenden, 
aus  4  weiteren  Mitgliedern,  von  denen  je  eines 
vom  Proviuzialrat,  eines  von  der  Handelskammer 
und  2  von  der  Generaldirektion  der  direkten 
Steuern  berufen  wird.  Der  Vorsitzende  hat 
hier,  wie  in  den  Kommissionen  erster  Instanz, 
keinen  Stichentscheid.  Die  Kommission  kann 
um  2  oder  4  Mitglieder  vermehrt  werden,  von 
denen  die  Hälfte  von  dem  Provinzialrate ,  die 
Hälfte  von  der  Generaldirektion  ernannt  wird. 
Ueber  die  Einlegung  der  Berufung  hat  der 
Bürgermeister  und  der  Steuerbeamte  Empfang 
zu  bestätigen,  letzterer  hat  dieselbe  innerhalb 
Monatsfrist  mit  einem  gutachtlichen  Berichte 
vorzulegen,  die  Kommission  muss  innerhalb  30 
Tagen  entscheiden.  Dieselben  haben  alle  den 
Steuerbeamten  zustehenden  Befugnisse  zur  Er- 
mittelung und  Schätzung  des  Einkoramens.  Der 
Berufungsführer  kann  Beweis  anbieten  oder 
seine  Berufung  nach  Gutdünken  formulieren, 
auch  in  zweiter  Instanz  gilt  das  Offizial- 
verfahren.  Es  kann  Beweiserhebung  oder 
Entscheidung  ohne  solche  erfolgen.  Die  Provin- 
zialkoinmissionen  werden  wie  die  Bezirkskom- 
missionen auf  2  Jahre  gewählt. 

d)  Verfahren  dritter  Instanz.  Gegen 
die  Entscheidung  der  Beruf ungskommission  steht 
sowohl  den  Steuerpflichtigen  wie  den  Steuer- 
beamten  Rekurs  an  die  Centralkommission  offen. 

Diese  Stelle  wird  vom  Finanzminister 
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ernannt  imd  besteht  ans  einem  Präsidenten, 
zwei  Yicepräsidenten,  9  Beisitzern  nnd  hat  ihren 
Sitz  beim  Finanzministerium,  doch  entscheidet  sie 
selbständig  und  unabhängig  von  diesem. 

Sie  ist  zugleich  Verwaltungsgericht 
bei  Streitigkeiten  zwischen  Gemeinden  über 
lokale  Verteilung  der  Einkünfte  und  über  die 
EinSteuerung  eines  und  desselben  Steuerpflich- 
tigen in  verschiedeneu  Provinzen  (Art.  4ö),  sie 
bildet  dritte  Instanz  für  Festsetzung  des  Zins- 
einkommens (Art.  60  Abs.  2),  während  die  Fest- 
stellung der  sonstigen  steuerbaren  Einkünfte 
inappellabel  durch  die  Provinz ialkommissionen  er- 
folgt (Art.  48  Abs.  2),  sie  ist  endlich  Kassa- 
tionsgerichtshof in  Bezufif  auf  richtige  An- 
wendung des  Gesetzes  (Art.  2§  Abs.  1),  sie  ent- 
scheidet damit  auch  über  das  prozessuale  Ver- 
fahren und  Wiedereinsetzung  m  den  vorigen 
Stand.  Sie  ist  keine  Oberaufsichtsbehörde  der 
Exekution,  sondern  ein  wirklicher  Gerichtshof, 
der  zu  Gunsten  des  Pflichtigen  ebenso  wie 
zu  Gunsten  des  Fiskus  entscheiden  kann.  Sie 
wacht  hauptsächlich  über  einheitliche  Recht- 
sprechung und  i^leichmässige  Anwendung  des 
Gesetzes,  entscheidet  aber  immer  in  der  Materie 
selbst,  ohne  den  Fall  an  die  unteren  Instanzen 
zurückzuweisen.  Ihre  Beschlüsse  haben  also 
principielle  Bedeutung  —  der  grosse  Unterschied 
zwischen  Entscheidungen  der  obersten  Verwal- 
tungsstelle als  Oberaufsichtsbehörde,  welche 
immer  nur  für  einen  einzelnen  Fall  massgebend 
ist  und  principiell  nie  so  auf  die  unteren  In- 
stanzen einwirken  kann  wie  die  Entscheidung 
eines  unabhängigen,  unparteiischen  Kassations- 
hofes. Die  Entscheidung  der  Centralkommission 
muss  den  Steuerpflichtigen  innerhalb  60  Tagen 
von  der  Bekanntgabe  an  den  Steuerbeamten  den 
Pflichtigen  bekannt  gegeben  werden. 

e)  Weitere  Bechtsniittel ,  Oberauf- 
Bichtsrecht,  Civilklage.  Wegen  materieller 
Irrungen,  welche  bei  Bildung  der  Listen  unter- 
laufen, und  wegen  Unterlassung:  der  gesetz- 
lich gebotenen  Mitteilungen  an  die  Steuerpflich- 
tigen findet  Administrativbeschwerdc  (Rekurs) 
an  die  Verwaltung  der  direkten  Steuern 
statt  (Art.  52  und  Art.  106  des  Regol),  welche 
Rekurse  innerhalb  3  Monaten  vor  Veröffent- 
lichung der  Listen  eingereicht  werden  müssen 
und  keine  aufschiebende  Wirkung  haben.  Die 
Irrungen  müssen  in  konkreten  Thatsachen,  ins- 
besondere nicht  in  Schätzungen  bestehen  und 
durch  Fehler  und  Verschulden  in  den  Opera- 
tionen der  Steuerbeamten  (per  staglio  e  per 
inavvertenza)  hervorgerufen  sein.  In  dem  Re- 
golamento  ist  die  Zulässigkeit  der  Administrativ- 
beschwerden durch  genaue  Fixierung  der  Be- 
schwerdefälle begrenzt,  dabei  ein  beliebiges 
Einp-eifen  der  Exekutionen  sowohl  als  ein  be- 
liebiges Anrufen  der  Steuerpflichtigen  ausge- 
schlossen, was  mit  Rücksicht  auf  die  Oeffentlich- 
keit  des  Anlageverfahrens  nicht  anders  gedacht 
werden  konnte.  Diese  Administrativbeschwerde 
ist  gegen  alle  Urteile  in  allen  Instanzen,  auch 
gegen  die  Bescheide  der  Centralkommission  ge- 
geben. 

Besonders  ist  der  Rekurs  auch  neben  der 
Berufung  an  die  Centralkommission  zuzulassen 
für  den  Fall  der  Doppelbesteuerung  in  mehreren 
Gemeinden  (Art.  108  des  Regol.). 

Sonst   ist    die   Unanfechtbarkeit   der 


Urteile  der  Centralkommission  im  Ge- 
setze ausdrücklich  konstatiert  (Art.  52  Abs.  1 
des  G.)  und  damit  jeder  ungeregelte  Eingrif 
von  Oberaufsichts  wegen  in  Steuersachen  absolut 
ausgeschlossen.  Nur  wegen  Ausle^ng  des  Ge- 
setzes ist  der  Rekurs  an  die  Gerichte  (Civil- 
gerichte)  nach  den  bestehenden  Gesetzen  vor- 
behalten, doch  kann  vor  die  Gerichte  keine 
die  einfache  Schätzung  derEinkünfte 
betreffendeKommissionsent  Scheidung 
gebracht  werden  (Art,  53  Abs.  1). 

Die  Civilklage  muss  innerhalb  einer  Frist 
von  6  Monaten  vom  Tage  der  Veröffentlichung 
der  Steuerliste  oder  Bestätigung  des  Abzuges 
an  erhoben  werden. 

f)  Steueränderungen.  Auch  bezüg- 
lich der  Steueränderungen  hat  die  italienische 
GevSetzgebung  verschiedene  Stadien  durch- 
laufen und  auch  auf  diese  sehr  wichtige 
Frage  die  grösste  Sorgfalt  verwendet.  l>as 
itidienische  Gesetz  erachtet  jede  Steuer  für 
jedes  neu  entstehende  Einkommen 
als  sofort  geschuldet,  für  jedes  er- 
lösche neals  sofort  au  SS  er  Erhebung 
gesetzt.  Die  Zu-  und  Abgänge  werden  nicht 
erst  am  nächsten  Steuerziel,  sondern  mit 
dem  Tage  ihres  Eintrittes  in  Berücksichtiguö? 
gezogen  (Art.  66  des  Gesetzes).  Die  B*> 
handlung  der  Zugänge  erfolgt  auf  Antrag 
der  Partei  oder  von  Amts  wegen  durch  Er- 
gänzungsrollen (ruoli  supplatin)  ohne  An- 
fertigung und  Veröffentlichung  einer  Liste, 
die  Behandlung  der  Abgänge  nur  auf  Aji- 
trag  der  Partei  (Art.  110  des  Reg.).  Gegen 
den  die  Abgänge  ablehnenden  Bescheid  de^ 
Finanzintendanten  ist  Benifimg  an  die  erst- 
instanzliche Kommission  zugelassen  und  da- 
mit der  Instanzengang  für  den  Pflichtigen 
bis  ziu*  Centralkommission  eröffnet 

Abgänge  lässt  das  Gesetz  ohne  Berück- 
sichtigung der  (quantitativen  Grenzen  zu  und 
will  sogar  noch  die  in  der  zweiten  Hälfte 
des  Veranlagungsjahres  eingetretenen  Ver- 
änderungen berücksichtigt  wissen  (Art.  1<)9 
des  Ileg.),^»nnr  das  Einkommen  von  Handel 
und  fi-eien  Er\^'erbsarten  wird  unabänderlich 
nach  dem  Einkommen  der  letzten  zwei  «1er 
Erklärung  vorausgegangenen  Wirtschafts- 
jahre (nicht  Kalenderjahre,  das  Wirtschafts- 
jahr läuft  von  Juli  bis  Juli)  eingescliätzt 
(Art.  22,  Abs.  2).  Auch  die  Erhebung  üb^r 
Aenderungen  und  Erlöschen  der  Eiiikünfte 
muss  regelmässig  zwischen  1. — 31.  Juli  ab- 
gegeben werden.  Einkünfte,  welche  nach 
dem  30.  Jiuii  entstehen,  sind  innerhalb  seclis 
Monaten,  wenn  es  unbestimmte,  und  inner- 
lialb  Monatsfrist,  -wenn  es  bestimmte  Ein- 
künfte sind,  zu  deklarieren  (Art  22  und  26). 
Die  nach  dem  30.  Juni  entstehenden  Ein- 
künfte werden  für  den  Rest  des  laufenden 
Jahres  oder  Bienniums  festgesetzt  und  ver- 
steuert (Art.  27).  Für  das  zweite  Jahr  können 
die  Beiti'agsi)füchtigen  die  Berichtigung  des 
im     ereten    Jalire    eingeschriebenen    Ein- 
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kcimmens  verlangen  (Art.  28).  Bei  Aktien- 
g'^seüschaften,  welche  keine  Semestralbudgets 
haben,  wird  die  Steuer  von  ihren  eigenen 
Eiükünften  nach  der  Bilanz  imd  dem  Rechen- 
Ä-haftsberichte  des  vorangehenden  Kalender- 
jahres festgesetzt  (Art.  25).  In  Italien  gilt 
also  als  Grandsatz,  dass  die  Besteuerung 
nur  ein  Jahr  wirken  soll.  Wenn  der 
Pflichtige  die  Berichtigung  im  zweiten  Jahre 
Terlaogt,  so  verliert  die  Einschätzung  auch 
iitm  Stenerbeamten  gegenüber  ihre  Kraft 
(Art.  28  Abs.  2),  es  können  also  in  diesem 
Fiüle  aUe  Einkünfte  erhöht  werden,  ausser- 
liein  läuft  die  zweijährige  Periode.  Für  die 
Einkommen  aus  Handel  und  Gewerbe  und 
iTpien  Benifsarten  mit  Ausnahme  der  Aktien- 
;jesell5chaften  tritt  eine  selbständige  Be- 
nehtigung  der  Besteuenmgsgrundlage  seitens 
df*r  Steuernden  nicht  jährlich,  sondern  nur 
alle  zwei  Jahre  ein,  jährlich  nur,  wenn  der 
Pflichtige  auf  Berichtigung  anträgt,  während 
\^\  den  übrigen  Einkünften  die  Berichtigung 
jährlich  vor  sich  geht. 

Auch  die  Frage  der  Entstehung  der 
Pflichtigkeit  ist  in  einem  Min.-Cirkular  vom 
4,  Januar  1871  treffend  gekennzeichnet: 
Die  Steuer  wird  nach  dem  Einkommen  des 
<iem  Zeitpunkte  der  Steuererklärung  voraus- 
s^ehenden  Jahres(Wirtschaftsjahre8)  bemessen, 
ie<Jfich  geschuldet  für  die  wirklich  in  dem 
Jahre,  auf  welches  sich  die  Veranlagung 
HL«]  die  Heberolle  bezieht,  erzeugten  Ein- 
b'iofte.«  Damit  ist  der  die  Erhebung  der 
Steuer  von  ihrer  Berechnungsgrundlage 
t^?nnende  Zeitraum  auf  das  geringste  Mass 
tjeschränkt, 

Ueber  die  beiden  Jahre  hinaus  wirkt  die 
Steuererklärung,  wenn  der  Pflichtige  auf 
die  fafihere  Erklärung  Bezug  nimmt  oder 
ie<le  neue  Erklärung  unterlässt,  in  welchem 
Falle  die  vorausgegangene  Erklärung  als 
bestätigt  gilt  und  gleich  einer  neuen 
Stenererkläning  wirkt  (Art.  24).  Bei  den 
na«±trdglichen  Einschätzungen  von  Ein- 
künften findet  keine  Veröffentlichung  einer 
Veiteren  besonderen  Liste  statt  (Art.  41). 

7.  Stenerfnss.  Zum  Zwecke  der  unter- 
i^^hiwllichen  Yeranlagimg  der  Steuer  sind 
die  verschiedenen  Einkünfte  in  Art.  54 — 57 
d.'»  Gesetzes  in  vier  Kategorieen  je  nach 
fimdiertem  und  unfundiertem  Einkommen 
eingeteilt  (diversificazione),  und  zwar  werden 
mit  ihrem  ganzen  Ertrage  veranlagt  die  Ein- 
künfte aus  Kategorie  a)  alle  reinen  Kapitals- 
anlagen,  b)  mit  ^/s  ihres  Ertrages  alle  Ein- 
künfte aus  Yerbindung  von  Kapital  und 
ArV-eit,  also  vor  aUem  aus  gewerblichen  Be- 
trif^ljen  (Industrie,  landwirtschaftliche  Pacht, 
Handel),  c)  mit  ^/s  ihres  Ertrages  die  Ein- 
künfte aus  reiner  Arbeit,  wie  Löhne,  Gehälter 
im  Privatdienste,  Honorare,  personale,  also 
aiBser  Zusammenhang  mit  Kapitaleigentum 
^^ne  Beuten,    mit  */8  die  vom  Staate, 


den  Provinzen  oder  den  Gemeinden  ausge- 
zahlten Gehälter  und  Pensionen.  Zur  Be- 
rechnung sind  offizielle  Tabellen  heraus^ 
geben.  Eine  fünfte  Gruppe  bilden  die  Ein- 
künfte der  sogenannten  Halbpartpächter. 
Diese  haben  6%  der  Grundsteuer  ■ —  wenn 
diese  für  die  gepachteten  Grundstücke  über 
50  Lire  beträgt  —  zu  entrichten.  Ausser- 
dem werden  die  Einkünfte  aus  dem  Grund- 
vermögen mit  dem  8  fachen  der  bezüglichen 
Grundsteuer  angeschlagen  (Art.  57).  Die 
Steuerquote  der  übrigen  Gruppen  —  aliquote 
uniforme  —  wird  seit  den  Gesetzen  vom 
Jahre  1860—70  mit  8  bezw.  12^/0  imd  mit 
einem  zehnprozentigen  finanzgesetzlichen  Zu- 
schlag, also  mit  13,20%  erhoben.  (Nach 
einer  Gesetzesvorlage  im  Jahre  1889  sollte 
mit  Rücksicht  auf  das  vorhandene  Deficit 
das  steuerbare  Einkommen  der  Klassen  b 
und  c  von  ^/s  und  ^'s  auf  bezw.  Vs  und  ^/s 
erhöht  werden,  was  aber  nicht  angenommen 
wurde.) 

Sehr  verwickelt  sind  die  Bestimmungen 
über  S  t  e  u  e  r  b  e  f  r  e  i  u  n  g ,  hauptsächlich  des- 
halb, weil  in  den  früheren  Gesetzen  kein 
üebergang  von  der  gänzlichen  Steuerfreiheit 
zur  niedersten  Steuer  geschaffen  war.  Jetzt 
ist  bei  den  Kategorieen  b  und  c  eine  Ab- 
stufung geschaffen,  welche  den  Steuersatz 
von  400  Lire  steuerbaren  Einkommens  an 
bis  zu  800  Lire  massig  steigern  und  erst 
darüber  hinaus  volle  Steuer  eintreten  lässt. 
Es  wird  nämlich  vom  steuerbaren  Ein- 
kommen der  Kategorieen  b  und  c  (also  *^/8 
bezw.  ^/s  des  wirklichen  vollen  Einkommens) 
abgezogen  bei  401 — 500:  250  Lire,  bei 
501—600:  200  Lire,  bei  601—700:  150  Lire, 
bei  701—800 :  110  Lire,  erst  von  800  Lh-e 
an  wird  das  ganze  Einkommen  zur  Steuer 
herangezogen,  so  dass  eine  prozentuale  Be- 
steuerung des  ganzen  Einkommens  eintritt. 

Die  Belastung  der  niederen  und  mitt- 
leren Einkommen  ist  eine  harte,  doch  ist  die 
absolute  Besteuerung  der  Katego- 
rie a  nur  ein  Gegenstück  zu  dem  Steuer- 
abzug bei  den  Staatsschuldzinsen.  Die  exakte 
Heranziehung  der  Privatschuldzinsen  mit 
dem  vollen  Anfall  und  der  Wirkung,  die 
der  Steuer  sogar  im  Civilrecht  beigelegt 
wird,  hindert  Kapitalbildung  und  trifft  be- 
sonders Witwen  und  Erwerbsunfähige  mit 
kleinen  Ersparungen. 

Durch  die  Reform  vorschlage  vom  22.  Juli 
1854  wurde  der  allgemeine  Steuersatz  auf 
20^/o  erhöht,  doch  wurde  eine  Abändenmg  der 
Quoten  des  Einkommens  in  der  Weise  vor- 
genommen, dass  nur  in  der  Kategorie  a  der 
volle  Steuersatz,  sonst  nur  15^/o  erhoben 
werden.  Ebenso  unterliegt  das  durch  diesen 
Abzug  besteuerte  Einkommen  dem  vollen 
Steuersatz  von  20  % ;  der  Steuersatz  beträgt 
also  zur  Zeit  thatsächlich  für  Klasse  a:  20%, 
b:  10%,  c:  9%  und  d:  7,5  »/o. 
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-  8.  Katastriemng  und  Erhebung, 
Bteuerziel,  Privüegien,  Beitreibung,  Ver- 
jährung. Die  Anlage  imd  Erhebung  der 
Einkommensteuer  beruht  auf  4  Verzeich- 
nissen: 1)  Das  Personenverzeichnis 
(la  lista),  von  der  Gemeinde  hergestellt; 
2)  die  Steuerliste,  Schätzungsliste  (ta- 
bella)  vom  Steueramte  auf  Grund  der  be- 
richtigten und  ergänzten  Steuererklärungen 
(Schede)  hergestellt  (Art.  34  und  54  des 
Gesetzes  und  Art.  79  des  Regol.),  dient  zm- 
öffentlichen  Bekanntmachung,  Auslegung  und 
Einsichtnahme  durch  die  SteuerpÜichtigen 
und  zur  Uebennittelung  an  die  instanzlichen 
Kommissionen  (Art.  4(3  und  58  des  Gesetzes), 
in  diese  Liste  werden  also  nur  die  Einkünfte, 
nicht  die  Steuer  selbst  eingetragen;  3)  der 
Kataster  (registro)  ebenfalls  ohne  Sleuer- 
quote  mit  allen  Veränderungen,  zugleich  als 
Belog  zum  Gnuidbuch  und  Unterlage  füi' 
die  Statistik.  Der  Finanzintendant  fülirt  den 
nach  Gemeinden  abgeteilten  registro  pari- 
tario  per  commune,  von  welchem  dem 
Ministerium  alle  drei  Monate  ein  Auszug 
übermittelt  werden  muss.  Jeder  Besitzer 
bildet  ein  Folium  für  alle  Einkommens- 
quellen, für  welche  er  sowohl  für  eigene 
wie  für  Rechnung  anderer  die  Steuer  zu 
entrichten  hat.  Ueber  alle  Einkünfte,  welche 
bis  zum  15.  November  jedes  Jahres  noch 
nicht  definitiv  festgestellt  sind,  hält  der 
Beamte  in  einem  Nebenregister  Vor- 
merkung. 4)  Die  Heberolle  (il  ruolo), 
welche  nach  Art.  58  des  Gesetzes  und  101 
und  102  des  Regolamento  von  den  Steuer- 
ämtern angefertigt  und  bis  15.  Dezember 
jedes  Jahres  dem  Intendanten  vorgelegt,  von 
diesem  geprüft  und  dem  Präfekten  aus- 
gehändigt wii-d,  der  sie  für  vollstreckbar  er- 
klärt und  dem  Intendanten  wieder  zurück- 
sendet. Dieser  übermittelt  sie  wieder  an 
die  Bürgermeister  zum  Vollzuge  nach  Mass- 
gabe des  G.  V.  20.  April  1871  über  den 
Geschäftskreis  der  Einnehmer  für  die  Er- 
hebung der  direkten  Staatssteuern,  der  pro- 
vinziellen und  kommunalen  Zuschläge.  Die 
Einliebung  selbst  geschieht  durch  g  e  m  e  i  n  d  - 
1  i  c  h  e  Einheber  (osattori),  welche  von  einer 
Gemeinde  oder  mehreren  Gemeinden  zu- 
sammen (Konsortien)  aufgestellt  und  bezahlt 
werden.  Die  Bestellung  erfolgt  entweder 
durch  öffentliche  Versteigerung  oder  Sub- 
mission auf  5  Jalu^.  Der  Kontrakt  unter- 
liegt der  Genehmigung  des  Präfekten  nach 
Anhörung  der  Provinzialdeputation.  Der 
Einheber  wird  durch  den  Empfang  der 
vollstreckbaren  Heberollen  dem  Staate 
gegenüber  Schuldner  füi*  den  Steuer- 
betrag, kann  aber  wegen  der  uneinbring- 
lichen Posten  Ersatz  beanspruchen.  Er 
kann  Hilfseinnehmer  (coüetori)  mit  Ge- 
nehmigung des  Präfekten  aufstellen.  Er 
haftet    aber    dem    Staate    bezw.    der    Ge- 


meinde für  uneingehobene  Beträge  mit  seiner 
Habe. 

Die  Zahlung  der  Steuer  hat  in  6  zwei- 
monatlichen Zielen  zu  erfolgen.  Zur  Zah- 
lung  fordert  der  Bürgenneister  unter  Ver- 
öffentlichung der  Heberollen  auf.  dann  kündet 
der  Steuereinheber  den  Pflichtigen  den  Ein- 
hebetag und  -ort  an.  Nach  8  Tagen  ver- 
fällt der  säumige  Pflichtige  in  eine  CieM- 
strafe  von  4  cts.  pro  nichtbezahlte  lAm  zu 
Gunsten  des  Einhebei-s,  nach  weiteren  5 
Tagen  wird  Mobiliarpfändung,  Pfändung  von 
Forderungen  etc.  und  bei  deren  Erfolglositr- 
keit  Subhastation  in  das  unbewegliche  Ver- 
mögen durch  die  Einheber  eingeleitet  uml 
durchgeführt,  wobei  der  Kichter  (praetore) 
lediglich  die  Vei'Steigerung  der  Immobilien 
zu  leiten  hat  Ueber  die  eingeleiteten  Voll- 
streckungsakte kann  sich  jedermann  gei^^a 
5  Lii-e  Auskunft  erbitten,  die  der  Einhetit^r 
unweigerlich  erteilen  muss. 

Die  Steuer  geniesst  nach  Art.  1958  dos 
Civilgesetzbuches  für  das  laufende  und  da> 
vorausgegangene  Jahr  ein  Vorzugsrecht  auf 
die  den  Betrieben  dienenden  Mobilien  und 
die  im  Geschäftslokale  oder  der  Wohmnig 
des  Steuerpflichtigen  sich  vorfindenden 
Waren,  auch  wenn  sie  nicht  Eigentum  drs 
Restauten  sind,  mit  Ausnahme  der  entwen- 
deten, verlorenen,  vorübei'gehend  deponierten, 
ausscliliesslich  zum  Zwecke  der  Verarbeitun.ir 
bestimmten  oder  transitierenden,  mit  dem 
Zollstempel  versehenen  Waren  (Art.  62  des 
Gesetzes). 

Drei  Monate  nach  Ablauf  des  Einm^h- 
inerta^es  erlöschen  die  fiskalischen  Vorroihte 
des  Einnehmers,  und  die  Ausstände  wen^lea 
private. 

Der  Einheber  ist  öffentlicher  Bediensteter, 
die  Einhebung  geschieht  aber  nicht  auf  Be- 
treiben des  Staates,  sondern  eines  Privaten, 
der  für  die  Rückstände  dem  Sbuite  mit  seiner 
Habe  und  Kaution  haftet.  Bei  industriellen 
Unternelmiungen  haftet  der  neue  Unteruoli- 
mer  für  die  Steuern  des  Besitzvorgangers 
auf  das  laufende  und  vorausgegangene  Jahr 
(Art.  63). 

Hervorzuheben  ist  noch  die  Bestimmung 
des  Art.  59,  wonach  ffu-  die  nicht  in  die 
Hauptlisten  (tabeUa)  aufgenommenen  Ein- 
künfte und  beweglichen  Vermögen  Ergän- 
zungslisteu  aufgestellt  werden  dürfen  für  die 
Steuer  des  Jahres,  in  dem  der  Steuerbeamte 
dem  Steuerpflichtigen  die  Einschreibung  des 
Einkommens  bekannt  giebt  und  der  zwei 
vorhergegangenen  Jahre.  Die  Finanzklage 
wegen  der  Einschreibung  der  Steuer  ans 
früheren  Jahren  ist  verjährt.  Die  Klage  des 
Steuerzuschlages  verjährt  mit  jener  der 
Hauptsteuer.  Die  Mitteilung  des  Beamten 
im  Verwaltungswege  unterbricht  die  Ver- 
jährung. W' eiche  während  der  Dauer  der  ad- 
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aiinistrativen  und  gerichtlichen  YerhancUun- 
jld  ruht. 

9.  Steaerbehordeii.  Die  Steuerbehörden 
sind  grösstenteils  bereits  genannt.  In  erster 
Instanz  sind  es  663  Steuerämter  —  Agenzie  — 
welche  für  durchschnittlich  43000  Seelen  auf 
•iem  Lande  (in  den  Städten  selbstverständlich 
nach  ihrer  Seelenzahl)  in  den  69  Provinzen  des 
Landes  mit  zusammen  rund  29  Millionen  Ein- 
wohnern die  Verwaltung  der  direkten  Steuern 
und  des  Katasters  besorgen.  Sie  sind  besetzt 
mit  einem  Amtsvorstande  und  einem  staatlich 
umstellten  Hilfsbeamten ,  in  den  Städten  mit 
mehreren  Hilfsbeamten.  In  den  Provinzial- 
und  Hauptstädten  bestehen  Obersteuerämter  für 
iit  Grand-  und  Gebäudesteuer  einerseits  und  die 
ElDkommens teuer  andrerseits,  welche  mit  einem 
Obeiheamten  (agente  superiore)  und  vielen 
Hilfsbeamten  (uffiziali)  besetzt  sind.  Die  Bil- 
dgiig  der  Kommissionen  in  den  verschiedenen 
Instanzen  wurde  bereits  erörtert.  Ueber  den 
Sttfoerbeamten  steht  der  Steuerinspektor  —  in- 
f'Ptzione  — .  welcher  in  der  Provinz  die  Steuer- 
ämter  der  Provinz  zu  visitieren  hat  (A.  76  des 
'Bjtpil).  An  der  Spitze  der  Provinz ialsteuer- 
verwaltung  stehen  die  Intendanzen  (intendanze) 
mit  einem  Intendanten  —  intendente  —  und 
Hüfäbeamten  und  an  jener  des  Landes  die  Qe- 
neraldirektion  der  direkten  Steuern  (divisione 
II  tassa  sulla  richezza  mobile),  welche  wieder 
nster  dem  Finanzminister  steht,  der  bis  zum 
Jahre  1878  nnr  der  allgemeine  Steuerempfänger 
^ar,  während  die  Aufstellung  des  Budgets  dem 
^<'llatzmei8te^  zufiel.  Seit  1878  wurde  diese 
nnzweckmässige  Zweiteilung  aufgegeben  und 
wurden  beide  Ministerien  in  dem  Finanzminister 
vereinigt.  Als  Organ  des  Finanzministeriums 
für  die  direkten  Steuern  erscheinen  die  General- 
Kkretare  und  die  Oberintendanzinspektoren 
'i>pettori  di  Intendanza  seit  1882)  mit  den 
Generalinspektoren  (ispettore  generale  divisione 
I  als  Oberaufsichtsbehörden  der  Provinzial- 
intendanzen. 

10.  Strafyerfahren.  Das  Strafverfahren 
&*)wohl  wegen  unterlassener  oder  ungenauer 
Erklänmff  der  Einkünfte  —  Ordnungsstrafen, 
Hinterziehung,  Auflegung  des  Steuerzuschla- 
?e8  —  als  wegen  der  Aushändigung  von 
bttnem  und  Gerichtsbeschlüssen  über  Ein- 
könfte,  welche  nicht  den  Nachweis  der  Er- 
ftllong  der  stcuergesetzlichen  Verpflichtungen 
ersehen  hissen  —  Geldstrafen  von  50— 500  L. 
—  richtet  sich  nach  den  Vorschriften  des  G.  v. 
23.  Juni  1873,  Nr.  1444  (Serie  2  a)  und  der  Min.- 
Jerf  T.  31.  August  1872,  Nr.  1566  (Serie  2  a). 
Die  Strafverfüffung  erfolgt  durch  das  Gericht, 
^nd  die  Einholung  wird  durch  die  Enregistre- 
mentseinnehmer  m  der  für  Geldstrafen  be- 
stimmten Weise  bewerkstelligt  (Art.  14,  60  und 
•39  des  G.  und  Art.  114  des  Regol.). 

m.  Stenerertrag. 

Ueber  die  geringe  Einträglichkeit  der  Per- 
»onalsteuer  vor  dem  Jahre  1861  ist  in  der  Eiu- 
leitnng  gesprochen  worden;  bezüglich  der  heu- 
tigen Einkommensteuer  kommt  zu  bemerken: 

Bei  einem  Budget  von  1580  Mill.  L.  Aus- 
gabe nnd  1590  MiU.  L.  Einnahme  im  Jahre 
1^-86  ertrug  die  Einkommensteuer  rund  106 
M.  durch  Erhebung  mittelst  Heberolle  und 


99  Mill.  durch  direkten  Abzug,  also  zusammen 
rund  205  Mill.  L.  Im  Jahre  1873  erbrachte 
dieselbe  179084183  L.  bei  einem  Einnahmeetat 
von  1396307886  L.  und  Ausgaben  von 
1494152530  L.  Seit  1877  stellt  sich  das  Ver- 
hältnis folgenderniassen  dar: 


Mittelst 

Steuer- 

kataster 

1877 

lOO 

1878 

96 

1879 

92 

1880 

98 

1881 

106 

1882 

102 

1883 

99 

1884 

102 

1885 

103 

1886 

106 

1894 

137 

Mittelst 
Abzug 

85 
87 
87 
87 
86 
96 
94 
96 
99 
99 
98 


Zu- 
sammen 
Mill.  L. 

185 

183 

184 

185 
192 
198 

193 
198 
202 
205 
235 


Das  Einkommen  selbst,  soweit  es  nicht 
durch  Abzug  versteuert  wird,  betrug  im  Jahre 
1886  aus  beweglichem  Vermögen  783447300  L.. 
aus  Kolonaten  10935479  L.,  davon  trifft  aui 
die  Landgemeinden  mit  24^2  Mill.  Einwohnern 
314551916  L.,  also  auf  den  Kopf  12,83  L.,  auf 
die  Provinzhauptstädte  mit  4V2  MiU.  Ein- 
wohnern 468  795384  L.,  also  auf  den  Kopf 
105,52  L.  Einkünfte,  durchschnittlich  27  L.  auf 
den  Kopf  im  ganzen  Königreich.  Die  Erhebungs- 
kosten betragen:  a)  mit  2^/^  für  die  an  den 
Staat  zu  entrichtenden  Verteilungskosten  (Art. 
65  des  G.  und  Art.  101  des  Regol.)  2080096  L., 
b)  Erhebungskosten  von  den  Provinzen  179668 
L.,  und  von  den  Gemeinden  1413288  L.  (Art. 
72  des  G.). 

Die  Steuer  selbst  belastet  den  Kopf  in 
Italien  mit  6,90  L.,  die  gesamten  direkten 
Steuern  mit  13,34  L.  (gegen  13,75  in  Spanien, 
11,70  in  Frankreich,  11,63  in  Oestereich,  11,60 
in  England,  7,10  in  Deutschland.  5,74  in  Russ- 
land). 

IV.  Schluss. 

Obwohl  die  italienische  Einkommensteuer 
keine  allgemeine  Einkommensteuer  ist,  da 
sie  die  Grund-  imd  Gebäudesteuer  mit  ei- 
nem Ertrage  von  rund  200  Millionen  Lire 
(die  also  fast  ebensoviel  als  die  Einkommen- 
steuer abwirft)  bestehen  lässt  und  die  Ein- 
künfte aus  Grund  und  Boden  doppelt  be- 
steuert, so  kommt  sie  doch  dem  Ideale 
einer  allgemeinen  Einkommensteuer  ziem- 
lich nahe  und  zeichnet  sich  durch  vortreff- 
liche Detailvorschriften  und  musterhafte 
Organisation  der  Steuerämter,  des  Anlage- 
und  Einhebeverfahrens,  wie  nicht  minder 
durch  Fürsorge  für  prompte  Einbringlich- 
keit  aus.  Die  Vollstreckung  hat  allerdings 
in  den  letzten  Jahren  (1896—1897)  ganz 
bedenkliche  Unruhen  her^^orgerufen,  die  so- 
gar ihren  Einfluss  auf  die  Gestaltung  der 
Regierung  übten.  Wenn  auch  das  fiskali- 
sche Interesse  die  Haupttriebfeder  für 
Schaffimg  des  Gesetzes  war,  hat  man  doch 
nicht  versäumt,  dieselbe  zu  möglichst  ge- 
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rechter  Verteilung  der  Staatslasten  auszu- 
bilden, soweit  diese  bei  einer  partiellen  Ein- 
kommensteuer Oberiiaupt  möglich  ist.  Ebenso 
wiuxlen  Erleichterungen  gewährt,  soweit 
die  Finanzlage  des  Staates  solche  zuliessen. 
Um  die  Steuerpflichtigen  mit  niederen  Ein- 
kommen, denen  hauptsächlich  die  Erleichte- 
rungen der  jüngsten  Gesetzesperiode  zu  gute 
kamen,  politisch  nicht  zu  verkürzen,  wurde 
in  Art.  73  des  G.B.  ausdrücklich  bestimmt, 
dass  »die  wirklich  in  den  administrativen 
und  politischen  Wählerlisten  eingeschriebe- 
nen Einkommensteuerpflichtigen  daselbst 
vorgetragen  blieben,  ohne  Eücksicht  auf  die 
eingetretene  Minderung  der  Steuer«,  welche 
sie  ihres  politischen  Wahlrechtes  beraubt 
hätte. 

Wenn  auch  die  Steuer  auf  die  Schuld- 
zinsen ohne  allen  Abzug  hart  und  die  Be- 
lastung der  Einkünfte  an  und  für  sich  noch 
immer  ziemlich  hoch  erscheint,  so  mindert 
sich  dieselbe  doch  mit  Rücksicht  auf  die 
Schätzimg  der  Einkünfte  selbst,  welche  trotz 
der  guten  Vorschriften  unzweifelhaft  hinter 
dem  wirklichen  Einkommen  aus  beweg- 
lichem Vermögen  im  Königreiche  bedeutend 
zurückbleibt. 

4{aelleii:  Die  hier  in  Betracht  kommenden  Ge- 
setze iowie   Voüzugat^orschriften  —  Regolamenio 

—  vom  24.  August  1877  wurden  bereits  im  Texte 
angeführt.  Das  Gesetz  ist  abgedruckt  unter  Nr. 
4021  (Serie  2),  das  Regolamenio  unter  Nr.  4022, 
della  Raccolta  uffidale  delle  leggi  e  dei  decreti 
del  Regno.  In  deutscher  Uebersetzung  von  Karl 
Burhart  im  Finanzarchiv,  Jahrgang  VI,  Bd.  I 
(1889),  S.  116 — 152.  Femer  Ännuario  sta- 
tistico  del  Ministere  dcUe  Finanze  del  Regno 
d'Italia,  Roma. 

Lltteratar:  Die  beiden  Kotnmentare  zu  diesem 
Gesetze  von  Secondo  Frola  (2.  Aufl.,  Torino 
1879)  und  Cav.  Oronzo  Quarta  und  Paolo 
Clementini  (Torino  18 84,  2  Bde.).  —  Bolle - 
tino  della  Direzione  delle  Imposie.  Roma, 
Ministero  della  Finanze.  —  Annali  di  Giuris- 
prudenza Ital.  Firenze.  —  Bolletino  di  G iuris- 
prudenza  Amministrativa  e  Finanziaria,  Genova. 

—  Le  Finanze  e  le  Ferrovie,  Rivi^ta  giur. 
Torino.  —  iHulio  Aletdo,  Soggio  sul  sistema 
tributario  in  Italia  e  sui  suxn  effeti  economici  e 
sociali,  P.  /,  Vol.  I,  Le  imposte  dirette  1883, 
Vol.  II.  Lc  imposte  dirette  e  le  tome,  1887, 
Torino.  —  Pescatoref  La  logica  della  imposte, 

—  RiccO'Salemo,  Die  Reform  der  indirekten 
Steuern  in  Italien,  Finanzarchiv,  Jahrgang  I 
(1884),  S.  431.  —  Derselbe,  Die  neue  Regelung 
der  (Grundsteuer  und  die  Steuerreform  in  Italien, 
Finanzarchiv,  Jahrgang  II  (1885),  S.  747.  — 
Derselbe,  Storia  delle  dottrine  finanziarie  in 
Italia,  II.  Aufl.,  Palermo  1896.  —  Vesselowsley , 
L'impot  sur  revenu  mobilier  en  Italic,  Peters- 
burg 1879.  —  Schanz,  Der  Haushalt  in  den 
sieben  europäischen  Grossstaaten  im  Jahre  1882, 
Finanzarchiv,  Jahrgang  II  (1885),  S.  259.  — 
Sa^hs,  L*Italie,  ses  flnances  et  son  developpe- 
ment  economique  depuis  Vunification  du  royaume, 
Paris  1885.   —  Minghettif    Dell*   ordinamento 


delle  imposte  dirette  in  Italia,  Opuseuli,  Firenze 
1872.  —  Plebano  et  Musso,  Lee  ßnances  dn 
Royaume  d*It<die,  Paris  1863,  —  iJhnlley^ 
L*impot  sur  le  revenu,  Paris  I884.  —  Karl 
Burhart,  Die  bestehenden  Einkommmeteurm^ 
in  Hirihs  Annalen  1876,  1877,  1879  und  /.*,<.». 
—  Derselbe,  Die  italienische  Steuer  auf  di^ 
Einkünfte  vom  beweglichen  Vermögen,  im  FifuJta- 
archiv,  Jahrgang  VI  (1888),  S.  1.  —  R,  r, 
Kaufmann,  Das  Budget  des  Königreichs  Italint, 
im  Finanzarchiv,  Jahrgang  III  (1886).  —  L. 
Sachs,  Das  Finanzwesen  Italiens,  Finanzarehir 
1892  (IX),  S.  644^  1898  (X),  S.  725,  lii94  (XL 
S.  435,  XII  (1895),  S.  587. 

WUhelm  Burichard. 


T.  Die  Einkommeiisteaer  in  der 
Schweiz. 

1.  Geschichtliches.  2.  Gegenwärtige  Sach- 
lage. 3.  Die  hauptsächlichen  Normen  hinsicbt- 
lich  der  Einkommensteaerpflicht :  A)  Objekte  der 
Einkommensteuer;  B)  Von  der  Einkommensteuer 
befreite  Objekte;  C)  Existenzminimum;  B)  Die 
Prozession;  E)  Die  Ermittelung  des  sreaer- 
pflicntigen  Einkommens. 

1.  Geschichtliches.  Die  sdiweizerisohe 
Eidgenossenschaft  erhebt,  mit  Ausnahme  der 
Militärpflichtersatzsteuer  (G-.  v.  23.  Juni  187  iS), 
keine  direkten  Steuern. 

Die  allermeisten  Kantone  erheben  direkte 
Steuern  nur  in  dem  FaUe,  wenn  die  Erträg- 
nisse aus  dem  Staatsveimögen,  den  Regahen, 
den  indirekten  Steuern  etc.  zur  Deckung 
der  Ausgaben  nicht  ausreichen. 

Eigentliche  Steuern  waren  in  den  Ge- 
bieten, die  gegenwärtig  die  schweizerische 
Eidgenossenschaft  bilden,  schon  in  den  ersten 
Jahrhunderten  des  Mittelalters  bekannt.  Mit 
der  Entstehung  der  Eidgenossenschaft  (1291) 
wm^de  in  noch  erhöhtem  Masse  zu  den 
Steuern  Zuflucht  genommen,  da  namentlich 
die  unausgesetzten  Kämpfe,  welche  dieselbe 
hinfort  um  ihre  Existenz  führen  musste, 
ausserordentliche  Anfordenmgen  an  die  Opfer- 
willigkeit der  Eidgenossen  stellten. 

Unter  der  Herrschaft  der  Geschlechter 
im  17.  und  18.  Jahrhundert  trat  jedoch  die 
direkte  Steuer  immer  mehr  zurück  und  ge- 
riet zuletzt  fast  gänzlich  in  Vergessenheit. 

Die  Verfassung  der  Helvetik  vom  12.  April 
1798,  welche  die  Souveränität  der  Kantc»ne 
aufhob,  stellte  auch  das  Finanzw^esen  des 
Staates  auf  einen  ganz  neuen  Boden.  Art. 
11  der  Verfassimg  bestimmte  in  Bezug  auf 
die  zu  erhebenden  Steuern  folgendes:  >Die 
Steuern  mtissen  zum  allgemeinen  Nutzen 
angewendet  werden.  Die  Auflagen  müssen 
mit  dem  Vermögen,  den  Einkünften  und 
der  Einnahme  des  Steuerbaren  im  Verhält- 
nis stehen;  jedoch  kann  dieses  Yerhällnis 
nicht  ganz  genau  sein.  Eine  allzugrosse 
Genauigkeit  würde  Ursache  sein,   dass  die 
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Auflagen  drückend,  das  Einsammeln  der- 
selben kostspielig  und  das  Ganze  dem  Glück 
der  Nation  nachteilig  würde.«  Das  auf 
Grund  dieses  Artikels  vom  helvetischen 
Fioanzminister  Pinsler  ausgearbeitete  und  von 
der  Legislative  nach  zweimaliger  Ablehnung 
endhch  am  17.  Oktober  1798  angenommene 
Steuergesetz  führte  die  direkte  Besteuerung 
and  zwar  ausschliesslich  in  der  Form  der 
Yennögenssteuer  wieder  ein.  Dieses  Gesetz 
konnte  aus  Gründen,  auf  die  hier  nicht  nlüier 
eing^angen  werden  kann,  nicht  zur  Aus- 
führung gelangen,  worauf  am  8.  Dezember 
1%0  ein  neues  Steuergesetz  erlassen  wurde, 
welches  den  eigentümlichen  Verhältnissen 
des  helvetischen  Staatswesens  besser  an- 
s^epasst  schien.  Aber  auch  dieses  Gesetz, 
weiches  neben  der  Besteuerung  der  im  vor- 
aii>gegangenen  Gesetze  vorgesehenen  Objekte 
aach  nocäi  die  der  Besoldungen  (mit  Aus- 
nahme der  Besoldungen  der  Schullehrer  und 
Professoren  sowie  der  unter  den  Waffen 
stehenden  Militärpersonen)  enthielt,  war  von 
ziemlich  kurzer  Lebensdauer.  Schon  vor 
dem  Zusammenbruch  des  Einheitsstaates 
wurden  einzelne  Bestimmungen  desselben 
l-eseitigt,  so  dass  schliesslich  wiederum  fast 
nur  indirekte  Steuern  erhoben  wurden. 

Während  der  auf  die  Helvetik  folgenden 
Perioden,  der  Mediationsakte  und  der 
Restauration,  wo  die  Selbstherrlichkeit  der 
Kantone  wiederhergestellt  und  bis  zum 
Aeussersten  ausgebildet  wurde,  trat  die  di- 
rekte Steuer  als  dauernde  Einrichtung  niu: 
in  den  Kantonen  •  Glarus,  den  beiden 
Appenzell,  St.  Gallen  und  Thurgau 
axd,  in  manchen  anderen  Kantonen  hin- 
eegen  wurde  eine  direkte  Steuer  nur  aus- 
nahmsweise bezw.  nur  bei  ausserordentlichen 
Bedürfnissen  erhoben. 

In  der   unter   dem  Einfluss    der  Juli- 
pevolotion  von  1830  stehenden  Regenerations- 
periode tritt  eine  Reihe  anderer  Kantone  in 
die  Gruppe  der  regelmässig  steuernden  ein, 
aber  erst  nach  dem  Sonderbimdkriege  von 
1S47  fasst  die  direkte  Steuer  in  den  Schweizer- 
kantonen festen  Fuss  und  zwar  einmal  in- 
folge der  wachsenden  Demokratisierung  der 
Verhältnisse  in  den  einzelnen  Kantonen,  die 
an  das  Staatswesen  erhöhte  Anforderungen 
stellte  und    sodann   wegen  der  durch  die 
Erriditung  des  Bundesstaates  eingetretenen 
Kürzung   der    bisherigen    Einnahmen    der 
Kantone,  die  durchaus  ersetzt  werden  musste. 
Betrachtet  man  nun  die  Art  und  Weise, 
^e  die  direkte  Steuer  in  den  Schweizer- 
iantonen  Eingang  gefunden  und  sich  ent- 
wickelt hat,   so  lässt   sich  vor  allem  kon- 
statieren, dass  die  Vermögenssteuer  überall, 
mit  alleiniger  Ausnahme  von  Basel-Stadt, 
den  Ausgangspunkt   bildete   und   dass   die 
Enkommensteuer  erst  allmählich  hinzutrat, 
zunächst  in  Form  der  Besteuerung  des  un- 


fimdierten  Einkommens,  um  sodann  schritt- 
weise auch  die  Einkommenselemente  im  Ver- 
mögen schärfer  zu  erfassen. 

2.  Gegenwärtige  Sachlage.  Infolge 
des  angedeuteten  Entwickelungsganges  be- 
steht die  Einkommensteuer  in  der  grossen 
Mehrzahl  der  Kantone  nur  als  Ergänzung 
derVennögenssteuer,  indem  der  Einkommen- 
steuer nur  solche  Objekte  unterworfen  sind, 
die  von  der  Vermögenssteuer  nicht  erfasst 
wurden ;  beim  gemischten  Einkommen  wird 
der  durch  die  Vermögenssteuer  bereits  ge- 
troffene Teil  durch  Freilassung  gewisser 
Prozente  des  steuerbaren  Einkommens  in 
Abzug  gebracht. 

Eine  allgemeine  Einkommensteuer 
(neben  der  Vermögenssteuer)  besitzen  gegen- 
wärtig nur  drei  Kautone:  Basel-Stadt, 
Basel-Landschaft  und  Solothurn. 
Das  fundierte  Einkommen  wird  in  diesen 
Kantonen  sowohl  von  der  Vermögens-  als 
auch  von  der  Einkommensteuer  gefasst. 
Aehnlich  liegt  die  Sache  im  Kanton  L  u  z  e  r  n , 
aber  hier  vnrd  der  »Erwerb  aus  Liegen- 
schaften« mit  der  sogenannten  Katastersteuer 
getroffen,  die  sich  von  der  Steuer,  die  vom 
»persönlichen  Erwerb«  erhoben  wird,  da- 
durch unterscheidet  dass  zur  Berechnung 
derselben  nicht  der  wirkliche  Erwerb,  son- 
dern vielmehr  ein  bestimmter  Teil  der 
Schätzung  (nämlich  20®/o)  als  steuerbares 
Kapital  zur  Grundlage  genommen  wird. 

In  manchen  Kantonen  wird  ein  Teil  der 
ergänzenden  Einkommensteuer  durch  andere 
Steuerarten  vertreten.  In  Freiburg  wird 
das  Einkommen  aus  Handel  und  Gewerbe 
durch  eine  besondere  Handels-  und  Gewerbe- 
steuer getroffen,  die  aus  einer  nach  ver- 
schiedenen Klassen  abgestuften  Minimalge- 
bühr und  einer  dem  reinen  Einkommen  pro- 
portionalen Steuer  zusammengesetzt  ist.  Im 
Kanton  Wallis  wird  die  Einkommensteuer 
als  Steuer  vom  Kapitalwert  des  Einkommens 
(»Das  Kapital  einer  Rente  oder  Pension 
gleicht  zwanzigmal  und  das  eines  Gehaltes 
oder  Honorars  zehnmal  dem  Reinertrag  dieser 
Einkünfte«)  erhoben ;  ausserdem  besteht  eine 
Gewerbesteuer,  der  alle  Berufe,  der  Handel 
und  alle  Gewerbe  unterworfen  sind.  In 
Genf  werden  die  Nutzniessun^en,  Pensionen 
und  Renten  nach  einer  bestimmten  Skala 
kapitalisiert  und  die  Steuer  vom  Kapital  er- 
hoben ;  daneben  besteht  eine  Gewerbesteuer 
und  eine  Hauszinssteuer.  In  T essin  be- 
besteht neben  der  Vermögens-  und  Ein- 
kommensteuer noch  eine  besondere  Gewerbe- 
imd  Handelssteuer,  die  aber  im  Gesetz  als 
indirekte  Steuer  bezeichnet  wird. 

Eine  Gruppe  von  Kantonen  endlich  er- 
hebt, gewissermassen  als  Ersatz  für  die 
Einkommensteuer,  eine  allgemeine  Personal- 
steuer; so  die  Kantone  Glarus,  Nid- 
walden  und  Schwyz,  jedoch  wird  eine 
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Kopfsteuer  erhoben  auch  in  den  Kantonen 
Genf, Graubünden, Ob  wal  den, T  hur - 
gau,  Uri  und  Zug. 

Der  Kanton  A  p  p  e  n  z  e  1 1 1.  R  h.  ist  gegen- 
wärtig der  einzige  Kanton,  wo  ausser  einer 
Grundsteuer  keine  anderen  direkten  Steuern 
bestehen. 

Die  zut-  Zeit  geltenden  kantonalen  Steuer- 
gesetze sind  entstanden :  in  den  20  er  Jaliren 
das  »Steuermandat«  von  Appenzell  I.  Rh. 
(20.  Februar  1821);  in  den  30  er  Jahren  das 
»Gesetz  über  das  Steuenvesen  dos  Kantons 
St.  Gallen«  (v.  24.  Februar  1832;  ei-gänzt 
durch  das  »Gesetz  über  die  Einkommen- 
steuer sowie  über  Besteuerung  der  anonymen 
Gesellschaften«  vom  25.  März  1863);  in  den 
40  er  Jahren  das  Gesetz  von  Frei  bürg 
(v.  20.  Sei)tember  1848,  vielfach  abgeändert 
durch  die  Gesetze  von  1849,  1808  und  1894); 
in  den  50  er  Jahren  das  »Steuergesetz  für 
den  Kanton  Schwyz  (v.  10.  Herbstmonat 
1854;  das  »Gesetz  über  die  Besteuerung  des 
Einkommens  aus  Erwerb«  vom  12.  März 
1895  ist  vom  Volke  verworfen  worden);  in 
den  60  er  Jahren  die  Gesetze  von  Aar  gau 
(V.  11.  März  1865)  und  Bern  (v.  18.  März 
1865;  gegenwärtig  wird  ein  neues  Steuer- 
gesetz vorbereitet,  —  der  regierungsrätliche 
Entwurf  trägt  das  Datum  des  2.  Februar 
1898,  derjenige  der  grossrätlichen  Kom- 
mission ist  vom  1.  März  1898);  in  den 
70er  Jahren  die  von  Obwalden  (v.  3.  März 
1870),  Zürich  (v.  24.  AprU  1870),  Wallis 
(v.  22.  Mai  1875,  einigermassen  abgeändert 
diuch  das  Gesetz  vom  24.  Mai  189f)),  Nid- 
wald en  (vom  27.  April  1879)  imd  Schaff- 
hausen  (vom  23.  September  1879);  in  den 
80  er  Jahren  die  Gesetze  von  G  r  a  u  b  ü  n  d  e  n 
<vom  28.  August  1881),  Uri  (vom  2.  Mai 
1886),  Lausanne  (vom  21.  August  1886) 
und  Genf  (vom  9.  November  1887);  im 
laufenden  Jahrzehnt  endlich  die  Gesetze  von 
Glarus  (vom  7.  Mai  1891),  Neuchätel 
(vom27.Febniarl892),Basel-Landschaft 
(Staats- Verfassung  vom  4.  Aprü  1892  §  57 ; 
der  vom  Landrat  am  27.  Juni  1898  an- 
genommene Gesetzesentwurf  unterliegt  der 
V'olksabstimmung  vom  13.  November  d.  J.), 
Luzern  (vom  30.  November  1892),  Solo- 
thurn  (vom  17.  März  1895),  Zug  (vom 
28.  Dezember  1896),  Appenzell  A.  Rh. 
(vom   25.  Aprü  1897),  Basel-Stadt  (vom 

14.  Oktober    1897)    und    Thurgau    (vom 

15.  Februar  1898).  Mit  wenigen  Ausnahmen 
rühren  demnach  die  kantonalen  Steuer- 
gesetze  aus  der  Zeit  nach  der  Bundesver- 
fassung von  1874  her. 

3.  Die  hauptsächlichen  Normen  hin- 
sichtlich der  Einkomm enstenerpflicht 
A.  Objekte  der  Einkommensteuer. 
Wie  bereits  hervorgehoben  wurde,  besitzen 
nur  drei  Kantone:  Basel-Stadt,  Basel- 
Landschaft  und   Solothurn,    die   all- 


gemeine Einkommensteuer.  In  diesen  Kan- 
tonen ist  steuerbar  der  Gesamtbetrag  jeder 
Art  von  Einkommen,  Erwerb  und  (jewinii. 
In  denjenigen  Kantonen  aber,  wo  die  Ein- 
kommensteuer nur  als  Ergänzungssteuer  auf- 
tritt, sind  die  Gesetzesparagraphen,  die  von 
den  Objekten  der  Einkommensteuer  handeln, 
zum  Teil  so  abgefasst,  dass  sie  den  Schein 
erwecken,  als  ob  in  den  betreffenden  Kantonen 
ebenfalls  jedwedes  Einkommen  der  Be- 
steuerung unterstellt  wäre.  Ueber  die  wirk- 
liche Sachlage  unterrichten  jedoch  diejenigen 
Paragraphen,  in  welchen  die  Ausnahmen  v^n 
der  Regel  aufgezählt  sind  und  welche  somit 
den  Umfang  der  Einkommensteuerf>flicht 
mehr  oder  weniger  einschränken. 

Der  Einkommensteuer  ist  unterworfen: 
im  Kanton  Aar  gau  »der  Erwerb,  d.  h. 
dasjenige  Einkommen,  welches  jemand  duich 
den  Genuss  einer  Pension,  eines  Leibgedings, 
durch  Ausübung  einer  Kunst,  eines  Handek 
Gewerbes,  Handwerks,  eines  Amtes,  Berufes, 
oder  durch  irgend  eine  andere  Beschäftigung 
oder  Arbeit  erwirbt«  ;  in  A  p  p  e  n  z  e  1 1  A.  Rh. 
alles  Einkommen  aus  beruflicher  und  gewerb- 
licher Thätigkeit,  das  Einkommen  von  Aktien- 
gesellschaften, Kommanditaktiengesellschaf- 
ten,  Kreditgenossenschaften  und  Kor|x>ra- 
tionen  sowie  alles  Einkommen  aus  lA\t- 
renten,  Pensionen  oder  ähnlichen  Nutzungen : 
in  Bern  jedes  Einkommen  aus  einem  wissen- 
schaftlichen oder  künstlerischen  Berufe  oder 
einem  Handwerk,  einer  Beamtung  oder  An- 
stellung, jeder  Art  Industrie,  Handel  und 
Gewerbe,  ebenso  das  Einkommen  aus  Leib- 
renten, Pensionen  u.  dgl.  und  dasjenige  vou 
verzinslichen  Kapitalien;  in  St,  G allen 
»jeder  Erwerb  und  jedes  Einkommen « :  iu 
G  r  a  u  b  ü  n  d  e  n  gleichfalls  »jeder  Erwerb  und 
jedes  Einkommen«;  in  Lausanne  gehört 
zu  der  »Mobiliarsteuer«  (impöt  mobilier)  auch 
die  Steuer  auf  den  Ertrag  der  Arbeit  und 
die  auf  Nutzungen  und  Renten,  wobei  tUe 
Arbeitsertragssteuer  auch  den  Ertrag  der 
landwirtschaftlichen  Thätigkeit  umfasst;  in 
Luzern  der  Erwerb  von  Liegenschaften 
(Katastersteuer)  und  der  persönliche  Erwerb 
aller  Einwohner,  Korporationen,  Gesell- 
schaften und  Genossenschaften;  in  Neu- 
chätel alles  Arbeitseinkommen,  das  reine 
Einkommen  aus  Handel,  Gewerbe  und  Land- 
wii'tschaft,  das  Einkommen  aus  auswärts 
liegenden  Immobilien  sowie  die  Renten  und 
Pensionen;  in  Obwalden  »jeder  Erwerb 
und  jedes  Einkommen«;  in  Schaff  hausen 
das  gesamte  reine  Einkommen,  dasselbe 
rühre  aus  dem  Betriebe  der  Landwirtschaft, 
der  Industrie,  einem  Berufe  Gewerbe  oder 
Handwerk,  der  blossen  Handarbeit,  einem 
Leibgeding,  einer  Rente  oder  aus  irgend 
einem  anderen  Titel  her;  in  Thurgau  das 
Einkommen,  worunter  verstanden  wird  «die 
Gesamtsumme  des  in  Geld  oder  Geldeswert 
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gemachten  Erwerbes  eines  Pflichtigen  und 
iiner  Familienglieder,  welche  zu  seinem 
Haushalt  gehören  und  nicht  selbständig  be- 
steuert werden«  ;  in  üri  der  Erwerb  und  das 
Eükonamen,  welche  aus  Handel,  Fabrikation, 
Gewerbe,  aus  jedweder  Berufsart,  Beamtung, 
Austeilung,  Pfründe  u.  dgl.  herrülii-en,  »wess' 
Xameüs  der  Erwerb  und  das  Einkommen 
auch  sein  mögen«;  in  Zug  jedes  Einkom- 
men und  jeder  Erwerb,  herrührend  aus 
'i»r  Ausübung  einer  Kunst,  eines  Handwerks, 
eines  Berufs,  eines  Gütergewerbes  oder  irgend 
^^mer  anderen  Beschäftigung  oder  Arbeit; 
in  Zürich  endlich  ist  der  Einkommen- 
steuer unterworfen  der  Erwerb  und  das 
Einkommen  der  im  Kanton  wohnenden 
Bürger  und  der  Niedergelassenen  und  der 
im  Kanton  bestehenden  Korporationen. 

B.  Von  der  Einkommensteuer  be- 
freite Objekte,  a)  Weil  von  der  Ver- 
iiiögenssteuer  bereits  betroffen,  sind 
kfreit:  der  jährliche  Ertrag  an 
Zinsen,ßenten,Leibgedingenu.s.w., 
welche  sich  auf  ein  als  Vermögen  zu 
versteuerndes  Kapital  gründen,  in  den 
Kantonen  St.  Gallen,  Obwalden,Thur- 
gau  (der  Ertrag  an  Zinsen  aber  nur  bis 
auf  4^0),  Zug  und  Zürich;  das  Ein- 
kcmmen  bloss  aus  Vermögen  in  den 
Kantonen  Bern  (auch  das  Einkommen  von 
Unternehmungen,  welche  bereits  als  solche 
die  Grund-.  Kapital-  oder  Einkommensteuer 
liezahlt  haben)  und  Schaffhausen;  für 
das  Betriebskapital  wei-den  in  den 
Kantonen  Appenzell  A.  Rh.,  Bern, 
St.  Gallen,  Lausanne  und  Thurgau 
4^0,  in  Uri  4V2O/0,  in  Neuchätel,  Ob- 
walden  und  Schaffhausen  5*^/o,  in 
Zürich  höchstens  5®/o  und  in  Zug  der 
landesübliche  Zinsfuss  des  Betriebskapitals 
ai/gezogen.  b)  Patent-  bezw.  konzes- 
»ionspflichtige  Gewerbe  sind  befreit 
in  den  Kantonen  Bern  (die  Konzessions- 
'>ier  Patentgebühr  wird  an  der  zu  ent- 
richtenden Steuer  in  Abzug  gebracht), 
St. Gallen  und  Zug.  c)  Sonstige  Ob- 
jekte: bei  Ausmittelung  des  Gesamtein- 
kommens werden  fast  in  sämtlichen  Kan- 
tinen die  Geschäfts-,  Gewerbs-  oder  Benifs- 
unkosten  und  ähnliche  auf  die  Gewinnung 
des  Einkommens  verwendete  Ausgaben  in  Ab- 
zug gebracht ;  ausserdem  sind  im  Kanton  Bern 
iie  Einlagen  in  die  Hypothekarkasse  von  der 
Enkommensteuer  befreit ;in  Graubünden 
der  landwirtschaftliche  Erwerb ;  in  den  Kan- 
tonen Basel-Stadt  und  Schaffhausen 
werden  auch  die  Zinsen  von  geschiüdeten 
Kapitaüen  vom  Bnittoeinkonmien  abgezogen. 

C.  Existenzminimum.  Dasselbe  tritt 
in  manchen  Kantonen  zum  Vorschein  in  der 
Form  der  Befreiung  der  kleineren  Ein- 
kommen von  der  Einkommensteuer,  in  an- 
deren dagegen  in  der  Porm  der  Freilassung 

fland Wörterbuch  der  StaatswLssenschaften.    Zweite 


eines  gewissen  Betrages  von  jedem  Ein- 
kommen. 

a)ErsteGruppe.  Appenzell  A.Rh, 
befreit  das  Einkommen  Lediger,  wenn  deren 
jälirliches  Einkommen  800,  Verheirateter  mit 
eigenem  Haushalt  und  mit  weniger  als  3 
Kindern,  wenn  es  1200,  und  Verheirateter 
mit  3  oder  mehr  Kindern,  wenn  dasselbe 
1500  Francs  nicht  übersteigt  ;Basel-Stadt 
befreit  das  Einkommen  Lediger,  wenn  es 
1200  Francs  nicht  übersteigt.  Verheirateter 
mit  eignem  Haushalt,  Witwer  mit  uner- 
wachsenen Kindern,  wenn  es  1500,  und 
Witwen  mit  unerwachsenen  Kindern,  wenn  es 
2000 Francs  nicht  übersteigt ;inObwalden 
entrichten  keine  Einkommensteuer  die  Ein- 
kommen unter  500  Francs;  in  Basel-Land 
die  unter  600  und  in  St.  Gallen  die  unter 
800  Francs;  Graubünden  erhebt  keine 
Einkommensteuer  von  einem  Erwerb,  wenn 
er  weniger  als  200  Francs  einbringt,  sodaim 
ist  befreit  jeder  Erwerb  bis  auf  800  Francs, 
wenn  der  Pflichtige  kein  steuerbares  Ver- 
mögen besitzt,  jeder  Erwerb  unter  700  Francs, 
wenn  ein  Vermögen  unter  3000  Francs  ver- 
steuert, endlich  jeder  Erwerb  unter  600 
Francs,  wenn  ein  Vermögen  von  mehr  als 
3000,  aber  unter  5000  Francs  versteuert  wird. 

b)  Zweite  Gruppe.  In  Appenzell 
A.  Rh.  wird  von  dem  Einkommen,  welches 
800  bezw.  1200  bezw.  1500  Francs  über- 
steigt, aber  unter  2000  Francs  bleibt,  400 
Francs  in  Abzug  gebracht;  als  Existenz- 
minimum wird  ferner  in  Bern  vom  Ein- 
kommen, welches  aus  Arbeit,  Beamtung,  In- 
dustrie, Handel,  Gewerbe  etc.  (1.  Klasse) 
herrührt,  600  Francs  abgezogen,  von  dem- 
jenigen, welches  in  Leibrenten,  Pensionen 
u.  dgl.  besteht  (2.  Klasse)  oder  aus  ver- 
zinslichen Kapitalien  stammt  (3.  Klasse),  aber 
nm*  100  Francs;  Lausanne  befreit  vom 
Einkommen  eines  Einzelstehenden  400  Francs 
und  von  demjenigen  einer  Familie  für  jedes 
Mitglied  derselben  ebenfalls  400  Fraucs; 
Luzern  vom  Einkommen  eines  Einzel- 
stehenden 600  und  von  dem  einer  Familie 
800  Francs;  in  Neuchätel  wird  als  Exis- 
tenzminimum 600  Francs  abgerechnet ;  Per- 
sonen, die  Kinder  unter  16  Jahren  zu  unter- 
halten haben,  dürfen  weitere  200  Francs  für 
jedes  Kind  in  Abzug  bringen;  Solothurn 
für  Einzelstehende  700  mncs,  für  Haus- 
haltungen 900  und  für  jedes  Kind  unter  18 
Jaiiren  weitere  100  Francs ;  Zug  für  Einzel- 
stehende 600,  für  Familien  900  und  für 
jedes  Kind  unter  15  Jahren  oder  sonstige 
zu  unterhaltende  Personen  je  200  Francs; 
in  Zürich  ist  das  Existenzminimum  500 
Francs;  in  Thurgau  600  und  in  Uri  700 
Francs;  in  Obwalden  wird  denjenigen, 
die  mehr  als  1000  Francs  Einkommen  be- 
steuern, ger^attet,  400  Francs  abzuziehen; 
inSchaffliuusenistdie  Berücksichtigung 
Auflage,    in.  29 
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des  ExiBtenznünimums  in  die  Steuersumme 
verlegt  worden,  indem  zunächst  die  zu  ent- 
richtende Vermögenssteuer  und  die  Ein- 
kommensteuer ermittelt  und  zusammenge- 
rechnet und  aus  der  sich  ergebenden  be- 
samtsteuersumme  4  Francs  abgezogen  wer- 
den, was  bei  einer  einfachen  Steuer  einem 
Einkommen  von  400  Francs  entspricht 

D.  Die  Progression.  Die  pro^;ressive 
Einkommensteuer  fehlt  gänzlich  m  den 
Kantonen  Bern  (in  dem  neuen  Entwurf  ist 
dieselbe  jedoch  vorgesehen)  und  NeuchäteL 
In  den  Kantonen  Basel-Stadt,  Schaff- 
hausen, Graubünden,  Lausanne, 
Luzern  und  Zürich  werden  jeweilig 
nur  die  Mehrbeträge  mit  dem  erhöhten 
Steuerfuss  belangt ;  in  den  übrigen  Kantonen 
dagegen  gilt  die  durch  die  Progression  be- 
dingte Erhöhung  des  Steuerfusses  bezw.  der 
Zuschlag  zu  demselben  jeweilig  für  den 
Gesamtbetrag  des  steuerbaren  Einkommens. 
Im  Kanton  Zürich  kommt  die  Progression 
dadurch  zum  Ausdruck,  dass  vom  steuer- 
pflichtigen Einkommen  jeweilen  nur  be- 
stimmte Teile  derselben  in  den  Einkommen- 
kataster gesetzt  werden  und  zwar  */io  von 
den  ersten  1500  Francs,  */io  von  den  weiteren 
1500,  ^10  von  den  darauffolgenden  3000, 
®/io  von  den  folgenden  4000  und  die  Ge- 
samtsumme des  Mehrbetrages.  In  der  Aus- 
gestaltimg der  Progi'ession  weichen  die 
Kantone  überhaupt  sehr  weit  von  einander 
ab ;  fast  jeder  Kanton,  der  hier  in  Betracht 
kommt,  besitzt  seine  eigene  Art  der  Pro- 
gression, und  es  würde  daher  zu  weit  führen, 
wollte  man  auf  dieselbe  näher  eingehen. 

E.  Die  Ermittelung  des  steuerpflich- 
tigen  Einkommens.      Dieselbe   geschieht 
in    den  Kantonen   Aargau,   Appenzell 
A.   Eh.  und   Wallis    aurch  Einschätzung 
von  Seiten  der  zu  diesem  Behuf e  eingesetzten 
Steuerkommissionen,  in  allen  anderen  Kan- 
tonen   auf    Grund   der    Selbsteinschätzung, 
die  diu-ch  mündliche  oder  schriftliche  De- 
klaration vom  Steuerpflichtigen  der  Steuer- 
kommission übermittelt  wird. 
Litteratnr:  J.  H.  Hottinger,  Der  Staatshaus- 
halt der  Sehweizerisehen  Eidgenossenschaft   und 
ihrer    einzelnen   Republiken,    Zürich    1847.    — 
Renward    Meyer,    Materialien    zur   Jtevi^ion 
des  Armen-  und  Steuergesetzes,  Luzern  1865,  — 
Q,    Cohn,    Die    Einkommensteuer    im    Kanton 
ZuHch,  in  den  Jahrb.  /.  Nat.  u.  Stat.,  XXXV. 
C,  Mühlemantif  Das  Steuerwesen  der  Schweiz, 
in  der  Zeitschrift  f.  Schweiz.  Statistik,  1883.  — 
K,  Bücher,  Basele  Staatseinnahmen  und  Steuer- 
Verteilung  1878 — 1887,   Ba^el  1888.    —    Georg 
Schanz,  Die  Steuern  der  Schweiz  in  ihrer  Eni- 
Wickelung    seit    Beginn    des    19.    Jahrhunderts, 
5  Bde.,   Stuttgart  1890.   —  Art.    nSteuema,   im 
Volkswirtschaftslexikon    der   Schweiz,    herausgeg. 
von  A.  Eurer,  Bd.  III.  S.  187 ff.,  Bern  1891.  — 
M,  de  C4renville,  Les  impots  en  Suisse,  leur 
Assiette  et  leur  Quotite,  Lausanne  1898. 

N,  ReicheBberg. 


Tl.  Die  Einkommensteiier  in  den 
Yereinigten  Staaten. 

1.  Die  £.  in  den  einzelnen  Staaten:  a)  Ge- 
schichte ;  b)  Gegenwärtige  Verhältnisse.  2.  Die 
£.  in  der  FOderalregierung. 

1.  Die  E.  in  den  einzelnen  Staaten, 
a)  Gtosohichte.  Die  Geschichte  der  B^ 
Steuerung  in  den  Kolonieen  von  Neneog- 
land  ist  sehr  ähnlich  der  in  allen  demo- 
kratischen Gemeinwesen  des  Mittelalters  in 
Europa.  Dort  wie  hier  bestehen  die  frühe- 
sten Steuern  aus  einer  Kopfsteuer  verbun- 
den mit  der  Vermögenssteuer.  Da  aber 
sehr  viele  Bürger  unter  diesen  primitiven 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  ausser  in 
Acker  und  Häusern  nur  wenig  Vermögen 
besassen,  so  wurde  gewöhnlich  mit  der  Ver- 
mögenssteuer eine  Steuer  auf  das  Einkonunen 
verbunden,  das  aus  persönlicher  Arbeit, 
hauptsächlich  aus  Arbeitslohn  und  beruf- 
lichem Erwerb  bezogen  wurde.  In  den 
Kolonieen    von    Neuengland    während    des 

17.  Jahrhunderts  finden  wir  diese  Steuer, 
bekannt  als  »tax  on  the  faculties«  oder  =on 
feculties  and  personal  abilities«.  Manchmal 
wird  sie  auch  »tax  on  profits  and  gains« 
genannt.  Das  war  natürlich  eine  höchst 
primitive  Einkommensteuer.  Sie  konnte 
wirklich  ein  Zusatz  zu  der  Vermögenssteuer 
genannt  werden.  Sie  war  fast  ganz  wie  die 
Verbindung  von  Vermögenssteuer  und  Ein- 
kommensteuer in  Basel  und  andere  deutsche 
Steuern  im  14.  Jahrhundert     Während  des 

18.  Jahrhunderts,  bei  der  zunehmenden  Be- 
deutung des  Vermögens  als  solches,  verlor 
diese  primitive  oder  teilweise  Einkommen- 
steuer an  Bedeutimg  und  wurde  weniger 
nachdrücklich  durchgefühil ;  und  in  der 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  wai'  sie  in  jedem 
der  Staaten  von  Neuengland,  mit  Ausnahme 
von  Massachusetts,  vöUig  verschwimden. 

In  den  südlichen  Kolonieen,  wo  die  ydri-  ^ 
schaftlichen  Verhältnisse  so  ganz  verschieden  I 
waren,  war  die  allgemeine  Vermögenssteuer 
fast  unbekannt.  Die  Staatseinkünfte  wurden 
hauptsächlich  durch  indirekte  Steuern  er- 
hoben, in  Gestalt  von  Einfuhr-  und  Ausfuhr-  | 
Zöllen,  ergänzt  durch  eine  Kopfsteuer.  Als 
sich  jedoch  die  Städte  zu  entwickeln  be- 
gannen, wurde  im  18.  Jahrhundert  ein  Ver- 
such gemacht,  ihre  Bewohner  durch  eine 
Steuer  auf  Geschäftserträge  heranzuziehen. 
Diese  primitive  Art  Einkommensteuer  ent- 
wickelte sich  bald  zu  einem  Gewerbesteuer- 
system, das  obrigkeitliche  Genehmigung  er- 
langte und  während  des  19.  Jahrhunderts 
die  charakteristische  Form  im  Finanz- 
system der  südlichen  Staaten  geworden  ist. 

In  den  mittleren  Kolonieen,  wie  Nev- 
York,  Pennsylvania,  New-Jersey,  finden  wir 
weder  das  System  von  Neuengland  noch  das 
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südliche  System.  New- York  z.  B.,  bekannt 
als  Neuniederland  unter  der  Herrschaft  der 
Holländer,  übernahm  von  Holland  dasAcdsen- 
system  oder  das  der  indirekten  Gewerbe- 
steuer. Dies,  zusammen  mit  der  Grund- 
steuer, bildete  die  Haupteinnahmequelle. 
Erst  spät  im  18.  Jahrhundert  finden  wir  in 
den  nuttleren  Staaten  eine  Erwähnung  der 
tax  on  the  fcieulties«  der  Kolonieen  von 
Xeuengland.  Diese  verschwand  auch  all- 
mhlich. 

b)  Gregenwftrtige  Verhältnisse.  Gegen- 
wärtig ist  die  Einkommensteuer  in  den 
Staaten  Massachusetts,  Yir^nia  und  Süd- 
Carolina  zu  finden.  Die  Einkommensteuer 
voD  Massachusetts  ist  ein  Ueberbleibsel  der 
früheren  kolonialen  »tax  on  the  faculties«. 
Die  Einkommensteuer  wird  festgesetzt  »auf 
das  Einkommen  von  jedwedem  Gewerbe, 
Handel  oder  Geschäft«.  Doch  wird  be- 
stimmt, dass  kein  Einkommen  besteuert 
werden  soU,  das  von  einem  Vermögen  her- 
kommt, das  der  Besteuerung  schon  unterliegt. 
— Das  Älinimum  der  Summe,  welche  steuerfrei 
lileibt,  ist  sehr  hoch.  Im  Jahre  1849  war  es  600 
Dollars:  1866  wurde  es  auf  1000  Dollars 
und  1873  auf  2000  Dollars  erhöht.  Die 
Folge  davon  ist,  dass  die  Steuer,  wenn  sie 
überhaupt  erhoben  wird,  hauptsächlich  auf 
die  gunstiger  gestellten  Klassen  besoldeter 
Beamten  fält  In  den  grossen  Städten,  wie 
in  Boston,  hat  sich  bei  der  Besteuerung  des 
Bntommens  von  Handel  und  Geschäften 
der  Brauch  festgesetzt,  6  %  des  Einkommens 
zu  befreien,  als  die  Zinsen  vom  Kapital 
fiarstellend,  und  die  Einkommensteuer  nur 
^öü  dem  Gewinn  über  6^/o  zu  erheben. 
Die  Einkommensteuer  selbst  wird  in  Massa- 
chusetts sehr  selten  erhoben,  und  es  giebt 
dort  keine  besonderen  statistischen  Auf- 
stellnngen.  Sie  werden  zusammengefasst 
mit  den  Erträgen  der  allgemeinen  Ver- 
mögenssteuer. 

In  den  südlichen  Staaten,  die  eine  Ein- 
kommensteuer haben,  datiert  die  Steuer  bis 
zur  Mitte  des  Jahrhunderts  zurück.  In 
Virginia  werden  alle  Einkommen,  mit  Aus- 
nahme der  Staatsgehälter,  mit  1  ®/o  besteuert. 
Die  Grenze  der  Befreiung  ist  auf  600  Dollars 
feätg^etzt  Yirginia  ist  der  einzige  Staat, 
ia  dem  die  Einkommensteuer  als  eine  be- 
sondere Quelle  der  Staatseinkünfte  auftritt. 
Doch  sind  die  Erträge  sehr  unbedeutend, 
da  sie  sich  auf  nur  etwa  50000  Dollars  be- 
laufen von  einem  Gesamteinkommen  aus 
direkten.  Steuern  von  beinahe  zwei  Millionen. 
In  Kord-Carolina  wird  Einkommensteuer  er- 
hoben von  einem  Einkommen  aus  noch  nicht 
testeuertem  Vermögen.  Der  Betrag  ist  5  ®/o. 
Bei  Einkommen  aus  Gehältern  und  Hono- 
raren ist  der  Betrag  ^2%  für  das,  was 
lööö  Dollars  überschreitet.  Bei  allen  anderen 
Bekommen,  auBser  von  bereits  besteuertem 


Vermögen,  schreitet  der  Betrag  stufenweise 
fort  von  Vi  %  bei  Einkommen  von  1600  bis- 
5000  DoUars  bis  zu  2^/o  bei  Einkommen 
über  20000  Doüars.  Das  Gesetz  ist  jedoch, 
in  weitestem  Umfang,  nur  ein  toter  Buch- 
stabe. 

In  Süd-Carolina  wurde  im  Jahre  1897 
eine  Einkommensteuer  auferlegt,  die,  wie 
die  von  Nord-Carolina,  ebenfalls  eine  pro- 
gressive Steuer  ist.  Die  Beträge  sind  l^/o 
für  Summen  von  2500— 5000  Dollars ;  IV2O/0 
von  5000—7500  DoUars;  2^/0  von  7500  bis 
10000  Dollars;  2V2^lo  von  10000—15000 
DoUars  imd  3^/o  für  fidle  Summen  über 
15000  Dollars.  Statistiken  sind  noch  nicht 
veröffentlicht. 

Aus  diesem  Ueberblick  wird  ersichtlich 
sein,  dass  die  Einkommensteuer  in  den 
einzelnen  Staaten  kaum  ernste  Beachtung 
verdient.  Die  Haupteinnahmequelle  in  den 
Gemeinwesen  ist  die  aUgemeine  Vermögens- 
steuer. Diese  ist  ergänzt,  soweit  es  sich 
um  direkte  Steuern  handelt,  durch  Erb- 
schaftssteuern und  Steuern  auf  Aktienunter- 
nehmen. Einige  von  diesen  Steuern  auf 
Aktienunternehmen  werden  nun  von  den 
Bruttoeinnahmen,  andere  vom  Nettogewinn 
erhoben.  Aber  die  allgemeine  Einkommen- 
steuer als  solche  hat  in  den  einzelnen 
Staaten  fast  keinen  Fortschritt  gemacht. 

2.  Die  E.  in  der  Föderalregiemng. 

Als  die  gegenwärtige  Verfassung  der  Ver- 
einigten Staaten  im  Jahre  1789  ange- 
nommen wurde,  dachte  man,  die  Efeupt- 
quelle  der  Einnahmen  würde  in  den  Ein- 
fuhrzöllen bestehen.  Alexander  Hamilton 
versuchte  diese  Einfuhrzölle  durch  ein  als 
innere  Einkünfte  bekanntes  Accisesystem  zu 
ergänzen.  Aber  als  die  Republikaner  im 
Jahre  1801  zur  Macht  gelangten,  wurde 
dies  ganze  System  abgeschafft.  Während 
des  Krieges  mit  England  1812 — 15  wurde 
das  System  der  inneren  Einkünfte  wleder- 
hergesteUt  und  erweitert,  und  während  der 
letzten  paar  Monate  des  Krieges  ein  Vor- 
schlag gemacht,  eine  Einkommensteuer  zu 
erheben.  Und  wenn  der  Friede  nicht  bald 
geschlossen  wäre,  so  würde  dieser  Entwiui 
wahrscheinlich  angenommen  worden  sein. 
Vom  Ende  des  Krieges  mit  England  bis 
zum  Ausbruch  des  Bih^erkrieges  von  1861 
stützte  sich  die  Föderalregierung  ausschliess- 
lich wieder  auf  EinfuhrzöUe.  Während  des 
Bürgerkrieges  wurde  jedoch  eine  Reihe  von 
Einkommensteuern  eingeführt.  Im  Jahre 
1862  wurde  die  Steuer  erhoben  mit  3®/o 
auf  den  Ueberschuss  von  Einkommen  von 
600—10000  Dollars  oder  mit  b%  auf  höhere 
Summen.  Ein  niedrigerer  Prozentsatz,  IV2  ®/o, 
wurde  festgesetzt  für  Regierungsaktien,  und 
eine  besondei-e  Einkommensteuer  zu  nied- 
rigem  Prozentsatz   von   allen  Aktienimter- 
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nehmen  erhoben.  Im  Jahre  1864  wurden 
die  Prozentsätze  erhöht,  und  die  Steuer  er- 
fuhr eine  schnellere  Steigerung:  der  Ueber- 
schuss  von  Einkommen  von  600—5000 
Dollars  wiurde  mit  5®/o,  Einkommen  von 
5000—10000  Dollars  mit  l\2^io  und  Ein- 
kommen über  10000  Dollars  mit  10  ^/o  be- 
steuert. Die  Grenze  der  Befreiung  wurde 
wie  früher  auf  600  Dollars  festgesetzt.  Im 
Jahre  1865  wurde  eine  besondere  Einkommen- 
steuer erhoben  mit  5  %  auf  Einkommen  von 
600—5000  Dollars  und  mit  10 «o  auf  alle 
Einkommen  über  5000  Dollars.  Nach  Be- 
endigung des  Krieges  wurden  die  Prozent- 
sätze allmählich  herabgesetzt  und  das  Mini- 
mum der  Befreiung  erhöht,  bis  kurz  vor 
1872,  als  das  Einkommensteuergesetz  auf- 
hörte, der  Prozentsatz  2^/2  %  und  das  Mini- 
mum der  Befi-eiung  2000  Dollars  betrug. 

Die  Einkommensteuer  gewälirte  beträcht- 
liche Einkünfte.  Der  Höhepunkt  wurde  im 
Jahre  1866  erreicht,  als  die  Einnalimen  sich 
auf  72982159  Dollars  beliefen  von  einer 
Gesamteinnahme  aus  inneren  Einkünften  von 
310906984  Dollars. 

Die  Steuer  selbst  tinig  einen  sehr  i-ohen 
Charakter.  Kein  Versuch  wurde  gemacht, 
die  Steuer  an  der  Quelle  zu  erheben,  wie 
es  in  England  der  Fall  ist.  Eine  Ausnahme 
davon  war,  dass  die  Steuer  auf  die  Re- 
gierungsgehälter von  der  Regienuig  bei  der 
Gehaltszahlung  in  Abzug  gebracht  wurde. 
Das  S^'stem  war  das  der  Selbsteinschätzung, 
unter  Kontrolle  der  Beamten.  Allbekannt 
war  es  indes,  dass  diese  Selbsteinschätzungcn 
weit  entfernt  waren,  genau  zu  sein.  In  den 
früheren  Jahren  der  Steuer  wimlen  keine 
Anstrengtmgen  gemacht,  die  Thatsachen  ge- 
heim zu  halten.  Die  Steuerlisten  wurden  ver- 
öffentlicht. Eine  Folge  davon  war,  dass  viele 
Unternehmer  eine  höhere  Steuer  zahlten,  als 
sie  sonst  gethan  hätten,  um  ihren  Kredit 
aufrecht  zu  erhalten.  Das  konnte  aber  nicht 
von  Bestand  sein.  Bald  wiu'den  die  nied- 
rigeren Einschätzungen  die  Regel. 

Der  Mangel  an  Erfolg  der  Einkornmen- 
steuer  von  diesem  Gesichtspunkt  aus  ist 
ohne  Zweifel  zum  Teil  der  öffentlichen 
üeberzeugung  zuzuschi-eiben,  dass  der  Steuer 
selbst  nur  ein  kiu^es  Leben  beschieden  sei 
imd  sie  bald  abgeschafft  werden  ^^airde. 
Obwolil  die  Verwaltung  der  Steuer  sich 
besserte,  so  führten  die  massenhaften  Be- 
freiungen und  die  ünzufiiedenheit  des  Volkes 
mit  der  Steuer  zu  einem  höchst  rapiden 
Schwinden  der  Einnahmen. 

Nach  der  Abschaffung  der  Einkommen- 
steuer im  Jahre  1872  wurde  über  zwanzig 
Jahre  lang  kein  Versuch  gemacht,  die  Steuer 
wieder  einzuführen.  Die  Einkünfte  der  Re- 
gierung aus  Einfuhrzöllen  und  aus  den 
inneren  Acciseeinnahmen  an  Branntwein  und 
Tabak  genügten.    Während  der  ersten  neun- 


ziger Jahre  indes  waren  die  Au.sgaben  nicht 
nur  schneller  angewachsen  als  die  regel- 
mässige Einnalirae,  sondern  die  landwirt- 
schaftliche- Unzufriedenheit  in  den  west- 
lichen und  südlichen  Staaten  führte  zu  einem 
Verlangen  nach  direkter  Besteuening  der 
Geldgeschäfte  im  Norden  und  Osten.  Ba*^ 
Resultat  dieser  Bewegung  ist  in  dem  Ein- 
kommensteuergesetz voa  1894  zu  finden. 

Die  Einkommensteuer  wurde  für  den 
Zeitraum  von  fünf  Jahren  erhoben  von  allen 
»Erträgen,  Gewinnen  oder  Einkommen  aus 
jedweder  Art  Vermögen,  Renten,  Zinsen, 
Dividenden  oder  Gehalt  und  aus  jedweder 
Beschäftigimg,  Handel,  Amt  oder  Berufe. 
Der  Satz  war  2®/o  für  den  üeberschuss 
über  4000  Dollars.  Die  Periode,  nach  der 
die  Steuer  berechnet  wurde,  war  das  vorauf- 
gehende Kalenderjahr.  Die  Steuer  fcmd  ihre 
Anwendung  auf  alle  Bürger  der  Vereinigten 
Staaten,  ob  sie  sich  dort  aufhielten  oder 
nicht,  und  auf  aUe  Personen,  die  in  den 
Vereinigten  Staaten  wohnten.  Sie  Aaimle 
auf  so  viel  Einkommen  der  im  Auslande 
lebenden  Personen  angewendet,  als  vom  Ver- 
mögen oder  vom  Geschäft  innerhalb  der 
Vereinigten  Staaten  erworben  wird. 

Das  Gesetz  bestimmte  sorgfältig,  was  als 
Einkommen  anzusehen  sei.  Unter  den 
Punkten,  die  Beachtung  verdienen,  sind  es 
folgende:  zum  steuerpflichtigen  Einkommen 
gehören  nicht  die  Zmsen  von  Regienings- 
aktien.  Gewinn  aus  dem  Verkauf  von  Grund- 
besitz wird  als  Einkommen  erklärt,  nur  wenn 
dieser  innerhalb  zweier  Jahre  erworben  ist. 
Der  Betrag  aus  Verkäufen  vegetabilischer 
und  animalischer  Erzeugnisse,  die  von  dem 
Steuerzahler  selbst  gezogen  sind,  wiurde  als 
Einkommen  betrachtet.  Die  Auslagen  für 
die  Produktion  wimien  abgezogen,  und  die 
direkt  von  der  Familie  verbrauchte  Simime 
wurde  auch  ausgeschlossen.  Alles  durch 
Schenkung  oder  Erbscliaft  erworbene  per- 
sönliche Vermögen  wurde  als  Einkommen 
erklärt.  Die  Gehälter  für  Beamte  der  ein- 
zelnen Staaten,  der  Kreise  und  Städte,  aber 
nicht  die  der  Föderalbeamten  waren  frei. 

Die  Einkommensteuer  bezog  sich  auch 
auf  Aktienuntemehmungen.  In  diesem  Falle 
fanden  jedoch  keine  Befi^eiungen  statt.  Einige 
derselben,  wie  Hypothekenbanken,  Versiche- 
rungsgesellschaften auf  Gegenseitigkeit  und 
Sparkassen,  waren  auch  frei. 

Jeder  mit  einem  Einkommen  über  3o(.K) 
Dollars  musste  sein  Einkommen  angel>en. 
Der  Steuerbeamte  konnte  die  Angabe  er- 
höhen, wenn  er  woUte.  Im  Fall,  dass  keine 
Angabe  oder  eine  falsche  erfolgte,  musste 
der  Beamte  seine  eigene  Abschätzung  machen, 
unter  Hinzufügung  von  50  ^/o  oder  100  °o, 
je  nachdem  der  Fall  lag.  Bei  Aitienunter- 
nehmungen  erlaubte  das  Gesetz,  Zinsen  und 
Schidden  zu  den  Ausgaben  zu  rechnen.   Die 
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Einkommensteuer  für  Aktienunternehmen 
war  daher  nicht  eine  Steuer  auf  das  eigent- 
liche Einkommen  der  Gesellschaft,  sondern 
niu-  auf  deren  Gewinn  über  einen  bestimm- 
ten Satz. 

Die  wichtigsten  Punkte  dieses  Gesetzes 
sind  folgende:  Erstens  die  Befreiung  von 
4000  Dollars  war  offenbar  zu  hoch.  Man 
l)eabsichtigte  den  grössten  Teü  der  Land- 
V^evölkerung  von  der  Steuer  zu  befreien. 
Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  könnte  es 
daher  eine  agrarische  Massregel  genannt 
werden.  Zweitens,  die  Steuer  war,  was 
man  eine  Pauschalsteuer  nennen  könnte 
(denn  das  gesamte  Einkommen  wird  in  eine 
Summe  zusammengefasst) ,  eher  als  eine 
Steuer,  die,  wie  die  englische  Einkommen- 
steuer |  tarifmässig  eingeteilt  ist  und  an 
der  Quelle  des  Einkommens  erhoben  wird. 
Unzweifelhaft  würde  dies  die  Schwierig- 
fcL-iten  der  Verwaltung  sehr  vermelirt  haben. 
Diittens,  es  muss  bemerkt  werden,  dass  das 
«jesetz  nicht  nur  eine  Steuer  auf  das  eigent- 
liche Einkommen  einschloss,  sondern  auch 
eine  Steuer  auf  Erbschaften.  Mit  Rücksicht 
auf  die  Thatsache,  dass  viele  der  einzelnen 
Staaten  jetzt  die  Erbschaftssteuer  liaben, 
würde  dies  eine  Konkurrenz,  Geldmittel  zu 
erlangen,  zwischen  den  einzelnen  Staaten 
und  der  Föderalregierung  bezweckt  haben. 
Während  der  Verhandlung  über  das  Ge- 
setz wurde  ein  Versuch  gemacht,  eine 
Progressivskala  in  die  Steuer  hineinzubringen ; 
aber  er  wurde  nicht  angenommen. 

Es  war  berechnet,  dass  die  Einkommen- 
steuer schon  während  des  ersten  Jahres  und 
bei  diesem  verhältnismässig  niedrigen  Satze 
zwischen  60  und  75  Millionen  Dollars  er- 
geben lÄürde.  Mit  Rücksicht  auf  den  Ertrag 
der  Einkommensteuer  während  des  Bürger- 
krieges und  auf  das  gewaltige  Anwachsen 
des  Wohlstandes  wähi'end  der  nächsten 
dreissig  Jahre  ist  kaum  zu  zweifeln,  dass 
di€f  Steuer  beträchtlich  mehr  als  diese  Summe 
erj^eben  haben  würde. 

Kamn  war  das  Gesetz  durchgefühi-t,  so 
wurde  ein  Prozess  bei  dem  obersten  Ge- 
richtshof anhängig  gemacht,  in  der  Absicht, 
das  Gesetz  für  verfassungswidrig  zu  er- 
klären. Die  Verfassung  der  Vereinigten 
Staaten  bestimmt,  dass  alle  direkten  Steuern 
erhoben  werden  müssen  nicht  im  Verhält- 
nis zu  dem  Wohlstand  jedes  Staates,  son- 
dern zur  Bevölkerung  jedes  Staates.  Solches 
Princip  verhältnismässiger  Verteüung  wollte 
offenbar  eine  Steuer  auf  Einkommen  un- 
möghch  machen;  denn  die  Einwohnerzahl 
eines  Staates  steUt  nicht  das  notwendige 
Verhältnis  zu  seinem  Wohlstande  dar.  Die 
reicheren  industriellen  Staaten  würden  einen 
weit  höheren  Steuersatz  zahlen  als  die 
ämeren  ackerbauenden  Staaten. 

Bis  jetzt  war  es  angenommen  und  auch 


in  einer  Anzahl  wichtiger  Fälle  vom  obersten 
Gerichtshof  so  gehalten,  dass  die  Worte 
»direkte  Steuern«  in  einem  besonderen  Sinne 
in  der  Verfassung  gebraucht  wären  und 
dass  sie  thatsächfich  nur  Kopfsteuer  und 
Gnmdsteuer  bezeichnen  sollten.  Die  Ein- 
kommensteuern zum  Beispiel  wurden  wäh- 
rend des  Bürgerkrieges  von  dem  obersten 
Gerichtshof  aufrecht  erhfdten.  Aber  der 
Gerichtshof  entschied  jetzt,  mit  der  nied- 
rigsten Majorität,  die  möglich  war,  dass  eine 
direkte  Steuer,  wie  die  Worte  in  der  Ver- 
fassung lauteten,  jedenfalls  das  Einkommen 
von  Grundbesitz  einschlösse  und  dass,  wenn 
dieser  Teü  der  Einkommensteuer  abgezogen 
würde,  die  ganze  Steuer  hinfällig  würde. 
Dieser  Entscheidung  gemäss  wurde  deshalb 
das  Einkommensteuergesetz  von  1894  als 
verfassungswidrig  erklärt.  Die  Beträge,  die 
bereits  bei  der  Regierung  eingezahlt  wai*en, 
wiurdeu  den  Steuerzahlern  ziuückerstattet, 
und  alle  Akten,  die  mit  der  Steuer  zusammen- 
hingen, wurtlen  verbrannt. 

Ehe  also  nicht  diese  Entscheidimg  des 
obersten  Gerichtshofs  ffu*  ungütig  erklärt 
und  die  Verfassung  geändert  ist,  wiixl  eine 
Föderaleinkommensteuer  in  den  Vereinigten 
Staaten  unmöglich  sein. 

Xew-YorL  Edwin  Rt  Seligmann, 


m. 

Schlusswort. 

Aus  dem  Vorgehenden  ergiebt  sich,  dass 
von  grösseren  in  Betracht  kommenden  Staaten 
noch  die  nordamerikanische  Union,  Frankreich 
und  Russland  einer  Einkommensteuer  ent- 
behren. Eine  partielle  Einkonmien  Steuer  findet 
sich  in  Bayern,  Mecklenbiu'g,  Reuss  ä.  L., 
Hohenzollern,  Kantonen  der  Schweiz,  dann  in 
Italien;  d.  h.  es  ist  nicht  das  ganze  Ein- 
kommen zur  Steuer  herangezogen,  sondern 
nur  einzelne  Erwerbszweige,  so  in  Italien 
nicht  das  schon  durch  die  Gnmdsteuer  be- 
lastete Einkommen.  —  In  den  übrigen  oben 
behandelten  Ländern  besteht  die  allgemeine 
Einkommensteuer, 

Die  ganze  Zeitstromimg  geht  unzweifel- 
haft dahin,  die  Einkommensteuer  immer  all- 
gemeiner einzuführen  und  ihr,  wo  sie  be- 
steht, eine  hervorrag-endere  Stellung  in  dem 
Steuersystem  einzuräumen.  In  den  letzten 
Decennien  sind  die  Fortschritte  in  dieser 
Richtung  sehr  erhebliche  gewesen,  und  auch 
in  der  nordamerikanischen  Union  und  in 
Frankreich  waren  die  Regieningen  sehi-  be- 
strebt, die  Einkommensteuer  einzuführen. 
vSie  scheiterten  aber  an  der  Abneigung  der 
wohlhabenden  Klassen,  ihre  Einkommens- 
verhältnisse öffentlich  konti-ollieren  und  ent- 
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sprechend  hoch  belasten  zu  lassen.  Die  Ge- 
schichte zeigt,  dass  es  eines  erheblichen 
Anstosses  bedarf,  um  diesen  Widerstand  zu 
überwinden,  wie  er  durch  einen  Krieg  oder 
durch  in  anderer  Weise  veranlasste  Finanz- 
not gegeben  wird.  Ganz  allgemein  hat  sich 
die  Einkommensteuer  bereits  in  Deutsch- 
land eingebürgert  und  im  grossen  und 
ganzen  sehr  gut  bewährt. 

Yon  Interesse  ist  es.  zu  verfolgen,  wie 
allmählich  die  vorhanaenen  Einkommen- 
steuern mehr  und  mehr  den  theoretischen 
Anforderungen  angepasst  werden.  In  dem 
britischen  Reiche  gent  diese  Entwickelung 
nur  langsam  vor  sich;  aber  die  unteren 
Klassen  sind  allmählich  mehr  und  mehr  ent- 
lastet; zu  einer  weitergehenden  Progression 
vermag  man  sich  noch  nicht  aufzuschwingen, 
sie  hört  bereits  bei  700  £  auf;  in  den 
siebziger  Jahren  war  die  Grenze  aber  bereits 
bei  400  £.  Im  Jahre  1855  begann  die 
Steuer  schon  bei  100  £  Einkommen,  jetzt 
bei  160  £,  und  man  kürzt  bis  700  £  die 
steuerpflichtige  Summe  um  160 — 70  £. 

In  Deutschland  beginnt  die  SteuerpfHcht 
noch  ausserordentlich  früh.  Sachsen-Weimar 
kennt  für  einzelne  Einkommensarten  über- 
haupt keine  untere  Grenze ;  in  Sondei-shausen 
und  Lippe  ist  sie  auf  300  Mai'k  normiert, 
in  Württemberg  auf  350  Mark;  erst  küi-z- 
lich  hat  man  sich  in  Sachsen  entschlossen, 
sie  von  300  auf  400  Mark  heraufzusetzen. 
In  Preussen  ist  sie  im  Laufe  der  Zeit  nach 
vielen  Kämpfen  auf  900  Mark  gerückt,  wäh- 
rend die  Regierung  längst  weiter  gehen 
wollte,  aber  im  Abgeordnetenhause  auf 
energischen  Widerstand  stiess.  Eine  Anzahl 
Staaten  haben  sich  demselben  Satze  ange- 
schlossen, wie  Hamburg  und  Braimschweig. 
In  Italien  beginnt  die  Besteuerung  bei  400 
Lire,  in  Oesterreich  bei  600  Gulden,  in 
Massachusetts  erst  mit  2000  Dollars. 

Die  Progression  ist  im  ganzen  noch 
völlig  unzureichend  durchgefülirt  und  erhebt 
sich  nur  selten  über  eine  Regression  für  die 
unteren  Klassen.  Am  weitesten  geht  Lübeck, 
wo  bei  einem  Einkommen  von  100000  Mark 
ein  Steuersatz  von  6®/o  Platz  greift.  Im 
österreichischen  Gesetz  von  1891  ist  die 
Freilassung  des  Existenzminimums  "vde  in 
England  clurchgef ührt ,  indem  dasselbe  bei 
600  Gulden  Einkommen  mit  260  Gulden  in 
Abzug  gebracht  wird.  In  Baden  steigt  das 
abzuziehende  Existenzminimum  von  400 — 
1000  Mark,  während  es  in  den  anderen 
Ländern  teils  allgemein  gleich  angenommen 
wiixl  oder  abnimmt  wie  in  England.  Die 
Progi-ession  geht  in  Oesterreich  von  0,6  %  bis 

3  %  bei  10  000  Gulden,  4  %  bei  48  000  Gulden, 
worauf  sie  bis  nahezu  5  ®/o  steigt.  Damit  ist 
Oesterreich  Preussen  vorausgeeilt,  das  tlber 

4  ®/o  noch  nicht  hinauszugehen  wagte,  während 
man  in  Sachsen  erst  neuerdings  dies  Maxi- 


mum acceptiert  hat.  Ausserdem  hat  bis  2(KV 
resp.  5000  Gulden  in  Oesterreich  die  Be- 
rüclcsichtigimg  der  persönlichen  VerhÄltnisse, 
welche  die  Leistungsfähigkeit  beeinträchtigen, 
einen  so  weiten  Spielraum  gewonnen  wie  in 
keinem  anderen  Lande.  Auch  in  England 
hat  in  dieser  Eünsicht  eine  Erweiterung 
Platz  gegriffen. 

Die  schärfere  Heranziehung  des  fundierten 
Einkommens  hat  in  neuerer  Zeit  bei  der 
Personalbesteuenmg  nur  in  Preussen  durch 
die  Einführung  der  Ei^nzungssteuer  einen 
Fortschritt  erfehren.  Doch  b^teht  noch  in 
Basel,  Solothurn  imd  Luzem  neben  der  all- 
gemeinen Einkommensteuer  eine  Yermogens- 
steuer.  In  Sachsen  beantragte  die  Regierung 
eine  solche,  ohne  aber  damit  durchzudringen : 
dadurch  war  sie  auch  verhindert,  die  völlige 
Beseitigimg  der  Grundsteuer  als  Staatssteuer 
durc'hzusetzen ,  die  sie  nach  dem  Vorbilde 
Preussens  anstrebte. 

Die  Selbstdeklaration  wird  immer  all- 
^meiner  als  unentbehrlich  anerkannt^  ja  sie 
ist  vielfach  von  einer  Bedenken  erregenden 
tiefen  Stufe  an  verlangt,  wie  in  Waldeck 
und  Reuss  j.  L.  bei  1000  Mark,  in  Olden- 
burg bei  1 500  Mark,  in  Sachsen  von  1600  Mark, 
in  Preussen  aber  erst  von  3000  Mark  an. 
Die  Strafen  sind  im  allgemeinen  noch  massig 
normiert.  Nur  in  Sachsen-Weimar  und  Mei- 
ningen wird  nicht  nur  die  Nachzahlung  vor 
Ablauf  einer  Yerjähnmgsfrist  auch  von  den 
Erben  verlangt,  sondern  dieselben  haben  bei 
Hinterziehung  der  Steuer  durch  den  Erb- 
lasser noch  eine  erhebliche  Strafe  zu  zahlen. 
Dies  hat  sich  als  sehr  wirksam  erwiesen 
und  erscheint  durchaus  gerechtfertigt. 

In  Preussen  ist  neuerdings  zimi  ersten 
Mal  eine  offizielle  Statistik  über  die  Be- 
strafungen imd  die  Heraufsetzungen  der  de- 
klarierten Einkommensummen  durch  die  Ein- 
schätzungskommissionen veröffentlicht ,  die 
ausserowlentlich  lehrreich  ist.  Es  wäre  sehr 
zu  wünschen,  dass  die  anderen  Ijänder  dem 
Beispiele  folgten.  Die  üebersicht  ei^ebt, 
dass  unzulängliche  Deklarationen  in  Preussen 
noch  in  grosser  Ausdehnung  vorkommen  und 
daher  ein  energisches  Eingreifen  der  Kom- 
missionen unerlässlich  ist,  das  sich  ab 
sehr  erfolgreich  er^desen  hat.  Man  wird 
aber  die  hohen  Zahlen  der  Heraufsetzung 
des  zu  zahlenden  Betrags  in  ihrer  Bedeutung 
auch  nicht  überschätzen  dürfen.  Die  ver- 
hältnismässig geringe  Zalil  der  Bestrafungen, 
die  ihnen  gegenübersteht,  zeigt,  dass  es 
sich  mehr  um  falsche  Auffassung  der  ge- 
setzlichen Bestimmungen  handelt  als  um 
bösen  Willen,  und  die  Abnahme  der  Zahlen 
in  den  vorliegenden  Jahren  läset  erkennen, 
dass  sich  das  Verständnis  "vde  der  gute 
Wille  entschieden  heben. 

Es  kann  keinem  ZweiM  unterliegen,  dass 
die  Kulturländer,  vielleicht  mit  Ausnahme 
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der  nordamerikanischen  Union  und  Russlands, 
für  die  Einkommensteuer  reif  sind  und  sie 
bei  dem  steigenden  finanziellen  Bedarf  nicht 
mehr  zu  entbehren  ist,  um  eine  gerechte 
Verteilung  der  wachsenden  Steuerlast  herbei- 
zuführen. Aber  ebenso  sicher  ist  es,  dass 
dabei  mit  grosser  Vorsicht  vorgegangen 
werden  muss,  um  nicht  eine  allgemeine 
Defrandation  gross  zu  ziehen,  die  schwer 
vi^er  zu  beseitigen  wäre  und  mehr  Schaden 
mit  sich  bringen  würde  als  die  Einrichtung 
Gutes  zu  wirken  vermag. 

«/.  Conrad, 


Einschätzung 


s.  Einkommen-,  Gebäude-, 

Gewerbe-,  Grund-,  Kapitalrenten-, 

Vermögenssteuer  und  Steuer. 


Einwandemng 

(in  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika). 

1.  Geschichtliche  und  statistische  üeber- 
licbt.  2.  Die  Gesetzgebung  zur  Begünstigung 
und  Erschwerung  der  E.  3.  Die  Stellung  der 
verschiedenen  Interessenten  zur  Einwanderungs- 


1.  Geschichtliche  und  statistische 
Uebersichl  Die  Geschichte  der  Einwan- 
deruDg  in  das  Gebiet  der  Vereinigten  Staaten 
ist  zugleich  die  Geschichte  von  dessen  Besiede- 
luDg.  Bis  zur  ünabhängigkeitserklärung  der 
Nordamerikaner  vom  Jahre  1776  bestanden 
an  der  atlantischen  Abdachung  13  englische 
Koloaieen.  Von  ihnen  waren  die  vierNeu- 
englandstaaten  durch  Einwanderer  angel- 
sächsischen Blutes  gegründet  worden,  in 
New- York  lebten  damals  die  Nachkommen 
^oa  Holländern,  Engländern,  Irländern, 
Schotten  und  Deutschen,  in  New-Jersey  und 
Delaware  dieselben  Nationalitäten,  zu  denen 
noch  die  Schweden  hinzukamen,  in  Pennsyl- 
vanien  fehlten  von  den  Genannten  die 
Holländer,  dafür  waren  aber  die  Deutschen 
l^esondere  stark  vertreten.  In  den  fünf  süd- 
lichen Niederlassungen  Maryland,  Virginien, 
'len  beiden  Carolinas  und  Georgien  über- 
wogen die  Engländer,  an  zweiter  Stelle 
folj^n  Irländer,  Franzosen,  Deutsche,  an 
'Iritter  Schotten,  Böhmen^  Mähren,  Salzburger, 
Schweden,  Finnen.  Einigermassen  zuver- 
feige  Ziffern  über  die  Einwanderung  jener 
Zeit  sind  nicht  vorhanden.  Nach  der  Schätz- 
ung ?on  George  Bancroft  hatten  die  Xolonieen 
um  1688  eine  weisse  Bevölkerung  von  200  000 
Menschen,  um  1750  von  1040000,  um  1770 
von  1850000.  Zu  der  Gesamtbevölkerung 
^aren  noch  hinzuzurechnen  die  eingeborenen 
Indianer  und   die  aus  Afrika  importierten 


Neger.  Nach  H.  Ch.  Carey  waren  von  den 
letzteren  von  1620—1714  300000,  von 
1715—1750  90000,  von  1751—1790  143000 
im  Wege  des  Sklavenhandels  gebracht  wor- 
den. Ihre  Gesamtsumme  betrug  nach  dem 
ersten  Census  von  1790  752069. 

Man  nimmt  an,  dass  von  der  Beendigung 
des  Freiheitskrieges  bis  zum  30.  September 
1819  250000  Weisse  in  den  Vereinigten 
Staaten  angekommen  sind.  Von  diesem  Da- 
tum an  wird  nach  dem  Bundesgesetze  v.  2. 
März  1819,  demzufolge  jeder  Schiffskapitän 
bei  seiner  Ankunft  in  einem  amerikanischen 
Hafen  dem  dortigen  Zolldirektor  die  genaue 
Liste  seiner  Passagiere  unter  Angabe  ihrer 
Nationalität,  ihres  Alters,  ihrer  Beschäftigung 
und  des  Reiseziels  einzureichen  hat,  eine 
Einwanderungsstatistik  aufgestellt,  welche 
folgende  Zahlen  geliefert  hat: 


1820  8  335 
1821—1830  143  078 
1831—1840  552  000 
1841—1860  I  558  300 
1851—1860  2  707  624 


1861—1870  2492209 

1871—1880  2944695 

1881—1890  5  189004 

1891—1897  2854834 


Seit  der  Mitte  der  vierziger  Jahre  nehmen 
die  Einwanderungsziffem  einen  grossen  um- 
fang an,  bestimmt  durch  die  Hungersnot  in 
Irland  und  die  sozialen  und  politischen  Ver- 
hältnisse des  kontinentalen  Europas.  Während 
des  Secessionskrieges  gehen  sie  zurück, 
wachsen  dann  wieder  zugleich  mit  dem  Ge- 
schäftsaufschwiing  bis  zu  der  gi-ossen  Ver- 
kehrskrisis von  1873.  Es  erfolgt  unter  der 
allgemeinen  volkswirtschaftlichen  Depression 
von  neuem  ein  starker  Rückschlag,  der  erst 
1880  überwunden  wird.  Das  Jahr  1882 
bringt  die  höchste  bisher  dagewesene  Zahl 
mit  788992  Einwanderern,  aber  die  imgüns- 
tigen  Erwerbsaussichten  von  1885  und  1886 
setzen  sie  auf  mehr  als  auf  die  Hälfte  her- 
ab. Dann  von  neuem  Steigerung  bis  zu  der 
grossen  Krisis  von  1893,  der  nach  gleich- 
zeitiger ^nstiger  Geschäftskonjimktur  in 
Europa  ein  starkes  Nachlassen  der  Einwan- 
derung folgt,  die  1897  nur  230832  Personen 
umfasste. 

Der  Nationalität  nach  waren  es  Deutsche, 
Irländer,  Engländer,  Schotten,  Skandinavier, 
Holländer,  Franzosen,  die  bis  1880  den 
Hauptstrom  der  europäischen  Auswanderer 
bildeten.  Seit  dieser  Zeit  kommen  und 
zwar  in  stets  steigendem  Prozentsatz  hinzu 
die  Italiener,  Russen,  Böhmen,  Polen  (nach 
dem  Kriterium  der  Sprache  gezählt)  und 
Ungarn  (fast  nur  Slowaken).  Im  Vergleich 
des  Diuxjhschnitts  der  Jahre  1874 — 1881  und 
1882 — 1889  haben  in  Prozenten  zugenommen 
die  Einwanderer  aus  Norwegen  um  59,5,  aus 
Grossbritannien  imd  Irland  um  67,8,  aus 
Deutschland  um  76,7,  dagegen  aus  Polen  um 
166,  aus  Italien  um  286,  aus  Russland  um 
286,  aus  Ungarn  um  476,6. 
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Yon  dem  im  Census  von  1890  gezäldten 
im  Auslande  Geborenen  im  Betrage  von 
9249549  d.  h.  14,77  0/0  der  Vereinigten 
Staaten-Bevölkerung  waren: 

Deutsche 2  784  894 

Irländer i  87 1  509 

Kanadier  und  Neufundländer     .    .    .  980938 

Engländer 909092 

Schweden 478041 

Norweger 322665 

Schotten 242231 

Russen 182644 

Italiener 182580 

Polen 147  440 

Dänen 132  543 

Oesterreicher 123271 

Böhmen 118 106 

Franzosen 113  174 

Chinesen 106688 

Waliser 100079 

Holländer 81 828 

Mexikaner 77853 

Uugarn 62  435 

Portugiesen 15  996 

Spanier 6 185 

Südamerikaner 5  006 

Verschiedene 54385 

Etwa  ^.'5  der  Einwauderor  sind  männ- 
lichen Geschlechts,  untersuchen  wir  aber  die 
einzelnen  National  itaton  in  dieser  Beziehung, 
so  finden  wir  starke  Abweichungen  von 
diesem  Durchschnittsmass.  Legen  wii-  die 
Jahre  1881—94  zu  Grunde,  so  ist  der  Prozent- 
satz der  Männer  bei  den  Deutschen,  wie  sie 
so  oft  familienweise  fortwandern,  57,6,  bei 
den  Irländern,  die  so  \'iele  Dienstmädchen  in 
die  Vereinigten  Staaten  entsenden,  51,0,  hin- 
gegen bei  den  Italienern  79,4,  bei  den 
Ungarn  73,8.  Die  Ursache  dieser  hohen 
Ziffern  liegt  erstens  darin,  dass  diesen  Aus- 
wanderern vielfach  die  Mittel  fehlen,  ihre 
Frauen  und  Kinder  mitzunehmen,  dann  aber 
vor  allem  darin,  dass  ein  Teil  von  ihnen  nur 
auf  Zeit  kommt,  zum  Verdienst  einiger  Jahre, 
um  dann  in  die  Heimat  zurückzukehren. 

Die  Klassifizienmg  der  Einwanderer  nach 
der  Beschäftigimg  ist  nicht  genau  ermittelt 
worden.  Von  den  1873 — 86  Angelangten 
hat  man  nach  folgender  Einteilung  eine  Zu- 
sammenstellung gemacht : 

1.  Einwanderer  mit  bestimmtem  höhe- 
rem Beruf 31 803 

2.  Gelernte  Leute 587  349 

3.  Vermischte  (nicht  1  u.  2,  meist  ohne 
besondere  Vorbildung) 2  052  294 

4.  Beschäftigung  nicht  festgestellt  128782 

5.  Ohne  bestimmte  Beschäftigung.    .  2569188 

Seit  1886  hat  die  Ziffer  der  Ungelernten 
und  deijenigen  ohne  bestimmte  Beschäftigung 
relativ  noch  zugenommen. 

2.  Die  Gesetzgebung  zur  Begünstigung 
und  Erschwerung  der  E.  Alle  englischen 
Kolonieeu  in  Nordamerika  hatten  wegen  ihrer 
grossen,  unbebauten,  brauchbaren  Landflächen 
den  Wunsch  nach  starker  Einwanderung,  genau 


so  wie  im  19.  Jahrhundert  die  Ackerbanstaaten 
der   Union,   d.  h.   der  ganze  Westen  bis    zum 
Felsengebirge  ihn  gehabt  haben.    Um  seine  Er- 
I  füUuug  zu  sichern,  waren  solche  soziale  Gesetze 
!  gegeben    worden,    die    den    Einwanderern    das 
I  wirtschaftliche  Fortkommen  und  die  Gewinnung 
des  Bürgerrechts  leicht  machten.    So  waren  dl^; 
Niederlassangsfreiheit,    die    Freizügigkeit,    die 
Freiheit  der  Eheschliessung,  die  Gewerbefreiheit, 
welche  bis  177f>  nur  durch  Vorrechte  der  Kauf- 
leute  und   Fabrikanten  in  England    erschwt^rt 
worden  war,  der  leichte  Erwerb  Ton  Grundbt;- 
sitz  vor  allem  gesetzlich  ausgesprochen  worden. 

Die  Naturalisation  war  bis  1740  durch  Ko- 
loniegesetzgebungen,     in    diesem    Jahre     aber 
durch  englische  Parlameutsakte  einheitlich  ge- 
regelt worden,  nach  der  als  Bedingung  flir  die 
Gewinnung  des  Vollbtirgerrecht^  für  Aasländer 
ein  7  jähriger  Aufenhalt,  der  Huldigungseid  und 
das   Bekenntnis    des    protestantisch-christlichen 
Glaubens  galt.    Für  die  Engländer   waren   na- 
türlich diese  Beschränkungen  nicht  massgebend. 
Nach  der  Begründung   der  Union   wurden    von 
derselben  zunächst   1790  alle  Registrat urbehür- 
den  angewiesen,    Jede   fremde    weisse    Person 
nach   2  jährigem  Aufenthalt   und   nach    Beweis 
ihrer    Unbescholtenheit   zum   Eid  auf  die  Ver- 
fassung und  zum  Genuss  des  Vollbürgerrechtes 
zuzulassen".    Durch  das  G.  v.  1795  wurde  aber, 
als    eine  nicht  fi^eriuge  Zahl  französischer  Emi- 
granten über   den  Ocean   gekommen   w^ar   und 
auf  die    amerikanische  Politik  Einfluss   zu   ge- 
winnen suchte,  erschwerend  für  die  Bürgerrecbt- 
erlangung    angeordnet,    dass    „ein   yorheriger 
Aufenthalt  von  5  Jahren  in  der  Union  und  vt«n 
einem  Jahre  in  dem  Einzelstaat ,  wo  die  Natu- 
ralisation   stattfinde,    notwendig     sei".      1798 
wurden  besonders  wegen  der  damaligen  starken 
unruhigen     irländischen    Einwanderung     norh 
strengere  Bestimmungen  erlassen,  die  aber  1802 
fielen,    so   dass    man    auf   das    frühere   Gesetz 
wieder  zurückgriff.    Das  heute  wie  im  ganzen 
Jahrhundert  geltende  Recht  beruht  trotz  mehr- 
facher Anstürme,  die  dagegen  Tcrsucht  worden 
sind,    noch    auf   demselben   und    bestimmt    im 
einzelnen    folgendes:    „Jeder   Fremde,    w^elcher 
das  Alter  von  21  Jahren  überschritten  hat.  kann 
vor  jedem  Gerichtshofe   seine  Absicht,   Bürger 
der  Vereinigten  Staaten   zu   w^erden,   erklären. 
Diese  Erklärung  muss  wenigstens  2  Jahre  vor 
der  Inanspnichnahme  des  Bürgerrechtes  gemacht 
werden,  ^ach  einem  Aufenthalt  von  mindest en? 
5  Jahren  im  Lande  hat  derjenige,  welcher  seine 
Naturalisation  wünscht,  vor  einem  Gerichtshofe 
zu  erscheinen,  den  Eid  auf  die  Verfassung   zu 
leisten  und  der  früheren  Staatsangehörigkeit  zu 
entsagen".     Wer    das    Unionsbürgerrecht    hat, 
hat  auch  das  einzelstaatliche  und   kann  meist 
nach    kurzer   Frist    an   allen    einzelstaatlichen 
politischen    Rechten    teilnehmen.      Das    aktive 
Wahlrecht  wird  nicht  selten,  besonders  in  den 
Weststaaten,  schon  früher  gewährt. 

Wenn  nun  auch  den  Amerikanern  im  all- 
gemeinen der  Grundsatz  richtig  erschien,  den 
Zuzug  der  Einwanderer  nicht  zu  hemmen,  so 
bestritten  sie  die  Ausnahme  dieser  Re^l  für 
besondere  Arten  der  Ankömmlinge  jedoch  keines- 
wegs. Man  dachte  schon  früh  daran  aus  be- 
stimmten Gründen,  ungeeignete  Zuwanderer 
fernzuhalten.  So  wurde  1729  in  Pennsylvanien, 
wo   sich   damals    schon    nationale   Gegensätze 
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zu  reffen  begannen,  ein  Gesetz  ge^en  den  An- 
drang Ton  Fremden  mit  der  Motivierung  er- 
lassen, „es  sei  die  Absicht,  zu  verhindern,  dass 
ans  einer  englischen  Auspflanzung  eine  Kolonie 
Ton  Fremdlingen  werde".  Man  dachte  an  die 
Deutschen  und  Irlander.  Eine  Taxe  von  20  sh. 
wurde  von  dem  irländischen  Dienstboten  und 
4t»  sh.  von  jedem  sonstigen  Ausländer  bei  der 
Lnndung  in  Philadelphia  erhoben.  1730  wurde 
auf  das  Betreiben  englischer  Reeder,  die  ihr 
<j^;häft  durch  diese  Massregel  beeinträchtig 
sahen,  das  Gesetz  widerrufen,  dann  aber  ein 
neues  erlassen,  das  sich  nur  „gegen  arbeitsun- 
rahig^e  oder  sonst  dem  gemeinen  Wesen  zur 
La>t  fallende  Personen"  wandte,  für  welche  der 
Kapitän,  der  sie  brachte,  Bürgschaft  zu  leisten 
hatte.  Schon  1699  hatte  ein  ähnliches  Statut 
in  Virginien  bestanden.  Weit  entschiedener 
richteten  sich  die  Kolonieen  gegen  den  Import 
von  Verbrechern,  die  das  Mutterland,  um  an 
Kosten  der  Intemierung  zu  sparen,  zur  Arbeit 
anf  Lebenszeit  oder  eine  bestimmte  A  nzahl  von 
Jahren  nach  Amerika  verkaufte.  Schon  1670 
^urde  von  Virginien  gegen  diese  Einfuhr  Pro- 
test eingelegt,  1676,  1692,  1728  1729  folgte 
Maryland,  1729  und  1751  Pennsylvanien,  1730 
New-Jersey,  1739  Delaware.  England  erkannte 
aber  diese  Gesetze,  welche  hohe  Abgaben  für 
jeden  importierten  Verbrecher  verlangten,  nicht 
an  und  legte  durch  Vermittelung  der  Gouver- 
leore  oder  Obereigentümer  ein  Veto  ein.  Im- 
merhin galten  diese  Gesetze  verfassungsmässig 
einige  Jahre,  bis  sie  widerrufen  wurden,  Penn- 
sylvanien gab  überhaupt  nicht  nach,  und  die 
Sache  blieb  streitig  bis  zum  Unabhängigkeits- 
krieg, nach  welchem  England  die  Macht,  die 
Zwangscinwanderung  durchzusetzen,  verlor. 
Ebenso  finden  wir  in  den  Kolonieen  Versuche, 
den  Import  von  Negersklaven  zu  beschränken 
oder  auch  ganz  zu  hindern,  im  Norden  häufig 
und  aus  demMotiv,  die  weissen  Einwanderer  nicht 
abzuschrecken,  im  Süden  nur  gelegentlich,  wenn 
'las  Angebot  an  Sklaven  zu  gross  wurde.  Bis 
zum  Abfall  der  Kolonieen  vom  Mutterlande  ver- 
stand aber  dasselbe  sein  Interesse  am  Sklaven- 
handel ffegen  ein  solches  Vorgehen  stets  geltend 
zu  machen.  In  den  Jahren  1776—1788  verboten 
die  Kolonieen  nach  und  nach  die  Einfuhr  von 
Sklaven  definitiv  mit  Ausnahme  der  Carolinas 
Md  Georgiens.  Die  Verfassung  des  neuen 
Bandes  gab  noch  20  Jahre  diesen  Staaten  den 
^Sklavenhandel  frei.  Dann  verbot  das  G.  v. 
26.  Februar  1807  vom  1.  Januar  1808  an  „jeden 
afrikanischen  überseeischen  Sklavenhandel  und 
»len  Transport,  und  die  Einfuhr  voa  Negerskla- 
ven für  alle  Zeiten  und  für  das  ganze  Unions- 
gebiet". Ein  Geheimhandel  bestand  trotzdem 
flehentlich  fort  und  brachte  noch  so  lange 
l^eger  herbei,  bis  das  Geschäft  sich  nicht  mehr 
lohnte,  d.  h.  bis  die  inländische  Sklavenzucht 
Jen  Markt  billiger  versorgen  konnte. 

Die  Beaufsichtigung  und  Kontrolle  der 
^eis.sen  Einwanderung  stand  rechtlich  dem 
Ramiesstaate  zu,  der  aber  das  meiste  zu 
jh'm  bis  in  die  ueuere  Zeit  der  einzelstaat- 
jichen  Gesetzgebung  und  Verwaltung  über- 
iassen  hat  Wenn  auch,  vde  schon  erwähnt, 
^;n  ihm  durch  seine  Zolldirektoren  in  den 
Hafen  eine  Einwanderungsstatistik  angefertigt 


wurde  und  1819  und  1855  »Passagiergesetze«, 
welche  eine  humane  Behandlung  der  An- 
kömmlinge auf  den  Oceanschiffen  anstrebten, 
erlassen  wurden,  so  blieb  doch  in  den  Lau- 
dungsliäfen  für  die  einzelstaatlichen  Behör- 
den im  Interesse  der  Einwanderer  \md  auch 
des  Einwanderungslandes  noch  genug  zu 
verrichten.  Seit  den  zwanziger  Jahren 
unseres  Jahrhunderts  ist  New -York  der 
wichtigste  amerikanische  Handelshafen  am 
atlantischen  Ocean  geworden.  Betrachten 
wir  die  dortigen  Verhältnisse  etw^as  genauer. 
Mancherlei  Gefalu*en  erwarteten  die  BVemden 
bei  ihrer  Ankunft.  Die  Gepäckstücke  w-ur- 
den  ihnen  gestolilen,  unbrauchbare  oder  ge- 
fälschte BiUets  für  die  Weiterreise  ins  Innere 
verkauft,  in  den  Gasthäusern  am  Hafen 
wurde  ihnen  ihi*  Geld  abgenommen,  ohne 
dass  sie  etwas  dafür  erhalten  hatten,  von 
Geklw^echslern  und  Landagenten  wurden  sie 
betrogen,  für  die  Kranken  wurde  nicht  ge- 
sorgt etc.  Um  diese  Missstände  zu  besei- 
tigen, hatten  sich  schon  früh  landsmann- 
schaftliche Vereine  gebildet  (1784  die  deut- 
sche Gesellschaft,  welche  der  1764  in  Penn- 
sylvanien begi'ündeten  nachgebildet  worden 
war,  und  die  irländische),  die  heute  noch  be- 
stehen und  sehr  segensreich  gewirkt  haben, 
aber  doch  nicht  ausreichten.  Es  blieb  für 
die  staatliche  Thätigkeit  noch  ein  weiter 
Spieli-aum.  Indessen  dauerte  es  lange,  bis 
von  dieser  Seite  etwas  Onlentliches  geschah. 
Vielmehr  trat  an  erster  Stelle  das  Bestreben 
hervor,  den  öffentlichen  Finanzen  keine 
Lasten  aufzubürden.  Ein  Staatsgesetz  von 
1824  bestimmte,  »dass  jeder  Reeder  oder 
Führer  eines  Schiffes  jeden  von  ihm  im 
Hafen  New-York  gelandeten  Einwanderer 
beim  Bürgermeister  anmelden  und  eine  von 
diesem  genehmigte,  von  zwei  Mitbürgern 
unterzeichnete ,  auf  höchstens  300  DoUars 
lautende  Bürgschaft  dafür  geben  musste, 
dass  der  Einwanderer  nicht  der  Armenpflege 
zur  Last  falle«.  Auf  Grundlage  dieses  Ge- 
setzes fühlte  sich  der  Staat  aller  Pflichten 
enthoben,  und  kranken  und  bedürftigen  Ein- 
wanderern war  mit  dem  Gesetz  nichts  ge- 
nützt, da  die  Bürgschaften  niu*  auf  dem 
Papier  standen,  indem  es  vorkam,  dass  Leute 
für  Millionen  Dollars  Verbindlichkeiten  ein- 
gegangen waren,  ohne  über  ein  paar  himdert 
verfügen  zu  können.  Als  die  üebelstände  zu 
gross  wurden  und  die  Zahl  der  Einwanderer 
stark  zunahm,  wurde  1846  eine  staatliche 
Untersuchung  angeordnet,  auf  welche  dann 
im  nächsten  Jahre  ein  Gesetz  folgte,  welches 
die  Einwandenmg  unter  den  Schutz  einer 
besonderen  Behörde,  der  »Commissioners  of 
Emigration«  stellte.  (Auch  in  Philadelphia 
und  Boston  wurden  ähnliche  Aemter  er- 
richtet.) Zugleich  wiu-de  festgesetzt,  dass 
ein  Einwanderer,  welcher  vor  seiner  Na- 
turalisation im  Staate  New- York  krank  oder 
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arbeitsunfähig  werden  sollte,  von  den  Kom- 
missären ausreichend  unterstützt  werden 
sollte.  Zur  Deckung  der  damit  verbundenen 
Kosten  wurde  von  jedem  Einwanderer  ein 
Dollar  erhoben,  1851  wurde  der  Satz  auf 
1 1/2,  1853  auf  2  Dollars  und  1867  bei  dem 
gesunkenen  Werte  des  Papiergeldes  nach 
dem  Bürgerkriege  auf  2^/2  Dollars  erhöht 
1874  wurde  jedoch  diese  Abgabe  als  mit 
der  Verfassimg  der  Vereinigten  Staaten  un- 
vereinbar erklärt  und  aufgehoben,  und  als 
sie  dann  als  Inspektionstaxe  wieder  auflebte, 
1876  vom  Oberbundesgericht  zum  zweiten 
Male  verworfen.  Das  New- Yorker  Einwande- 
rungsamt hat  sich  femer  durcli  die  Ein- 
richtung der  Quarantaine  -  Station ,  den  Bau 
von  Hospitälern  und  der  Landungsstelle 
Castle  Garden  in  hohem  Masse  als  wohl- 
thätig  erwiesen.  An  der  ersten  fand  die 
Untersuchung  des  Gesundheitszustandes  jedes 
Einwandererschiffes  statt,  und  eine  Umfrage 
nach  etwaigen  Beschwerden  wurde  auf  jedem 
Schiffe  angestellt,  in  den  Hospitälern  auf 
Wards  Island  wiirden  die  Erkrankten  ge- 
pflegt, Castle  Garden  endlich  war  eine  ge- 
räumige Halle,  welche  alle  Einwanderer 
passiei-en  mussten,  wo  sie  Billets  zur  Weiter- 
reise kauften,  Geld  wechseln,  ihr  Gepäck 
expedieren  konnten,  über  mancherlei  Dinge 
in  der  neuen  Welt  unterrichtet  wurden  und 
jederlei  Auskunft,  besonders  über  Arbeits- 
gelegenheit, erhielten.  In  den  siebziger 
Jahren  wurde  der  New- Yorker  Einwande- 
rungskommission der  Vorw-urf  gemacht,  dass 
sie  nicht  mehr  in  alter  Weise  ihren  Pflichten 
obläge  und  paiteipolitischen  Einflüssen  zu- 
züglich sei.  Dieses  und  der  Gedanke,  dass 
in  den  verschiedenen  Häfen  des  Landes  eine 
einheitliche  Regelung  sehr  wünschenswert 
sei,  Hessen  es  damals  schon  als  eine  berech- 
tigte Forderung  erscheinen,  dass  die  Bun- 
desregierung das  Einwanderungswesen  ganz 
in  die  Hand  nähme. 

1882  wurde  ein  Scluitt  in  dieser  Rich- 
tung gemacht.  Durch  ein  Bimdesgesetz 
dieses  Jahres  wurde  eine  Kopfsteuer  von  50 
Cents  jedem  Einwanderer  aufgelegt  zur  Be- 
streitung von  Kosten,  welche  kranke  oder 
arbeitsunfähige,  nicht  naturalisierte  Leute 
machen  würden.  Die  Beträge  flössen  in 
einen  Einwanderungsfonds,  der  unter  der 
Aufsicht  des  Bundesfinanzministeriums  stand, 
und  wurden  nach  dessen  Ermessen  unter 
die  einzelstaatlichen  Einwanderungsbehörden 
verteilt.  Zugleich  befahl  das  Gesetz,  dass 
eine  genaue  Besichtigung  jedes  ankommen- 
den Schiffes  vorzunehmen  sei  und  kein  ent- 
lassener Sträfling  (mit  Ausnahme  der  so- 
genannten politischen  Verbrecher),  kein  Irr- 
sinniger, Idiot  oder  Krüppel,  keine  Orts- 
armen, die  nicht  imstande  seien,  für  sich 
selbst  zu  sorgen,  sondern  der  öffentlichen 
Armenpflege    vermutlich    zur    Last    fallen 


würden,  in  das  Land  hineinzulassen  seien, 
vielmehr   auf  Kosten  der  Schiffseigentumer 
dortiiin  zurückgeschickt  werden  soUlen,  vr^ 
her  sie  gekommen  wären.   In  dieser  Gi^setz- 
gebung    gegen    die    sogenannte    Pauper- 
Einwanderung  ist  nun  nicht  mehr  allein 
eine  finanzielle  Riegelung  zu  sehen,  sondern 
auch  der  Anfang  einer  Beschränkung  der 
Einwanderungsfreiheit  von  Bundes   w^n. 
indem  sich  in  weiteren  Kreisen  die  MeinuBj^ 
geltend  gemacht  hatte,  dass  die  Verhältnisse 
verändert  wären,  dass  der  Arbeitsmarkt  weit 
mehr  denn   früher  versehen  sei,    dass  die 
Qualität  der  Einwanderer  sich  verschlechtert 
habe.    Bald  ging   die  Gesetzgebung  weiter. 
Um    die   UeberfüUung   des   Arbeitsmarkte* 
und  das  Herabgehen  der  Löhne  in  bestinmitea 
Geschäftszweigen   zu  verhindern,  wurde  im 
Jahre    1885   das  Kontraktarbeiterge- 
setz  erlassen   (1886   erfolgte   eine  Amen- 
dierung  desselben).    Danach  sollten  die  in 
Eurepa  abgeschlossenen  Arbeitskontrakte  m 
Amerika  ungültig  sein,  durch  welche  Arbeiter 
zur  Einwanderung   veranlasst  würden,  um 
sich  gegen  bestimmten  Lohn  für  längere  oder 
kürzere  Zeit  in   den  Dienst  von  Unterneh- 
mungen  zu   stellen.      Die   Kontraktarbeiter 
sollten  zudem  zur  Landung  nicht  zugelassen, 
sondern    zurückgeschickt  werden,    und  die 
an  dem  Geschäfte  beteiligten  Unternehmer, 
Kapitäne,  Agenten  etc.  waren  strafbar.  Ge- 
richtet war  das  Gesetz  besonders  gegen  die 
in  den  Kohlenbergwerken  und  bei  dem  Eisen- 
bahnbau   so    oft    beschäftigten    Slowaken, 
Böhmen  und  Italiener,  die  in  ihrer  Heimat 
Arbeitsveriräge  eingingen,  durch  welche  sie, 
nachdem  ihnen  das  Reiseeeld  vorgeschossen 
wurde,  zu  einem  Lohn  dauernd  angestellt 
wurden,  der  weit  geringer  war,  als  ihn  die 
amerikanischen  Arbeiter  zu  erhalten  pflegten. 
Zugleich  sollte  auch  hiermit  der  Mensdien- 
handel  beseitigt  werden,  von   dem  man  in 
der  That  spredien  konnte,  da  diese  Arbeiter, 
ganz  unkundig  der  amerikanischen  Verhalt- 
nisse, in  abgelegenen  Orten  unter  strenger 
Aufsicht  in  einer  Art  Knechtschaft  gehalten 
wurden,  der  sie  sich   nur  selten  entziehen 
konnten,  und  thatsächlich  ebenso  abhän^ 
waren  wie  die  indented  servants    der  Ko- 
lonialzeit,   welche    rechtlich    an    einen 
Dienstherm  für  Jahre  gebunden  waren,  bis 
sie  das  Ueberfahrtsgeld  nach  Amerika  ver- 
dient hatten.    Obgleich  das  Kontraktarbeiter- 
gesetz   einige    Ausnahmen    anerkannte,  so 
hatte  es  doch  die  Wirkung,  dass  gelegent- 
lich auch  solche  Arbeiter  nach  Europa  zu- 
rückgeschickt wimien,  an  denen  gerade  in 
Amerika  Mangel  war  und  durch  deren  Zu- 
wanderung sicherlich  eine  Hebung  der  In- 
dustrie   und    des   Handwerkes,    aber  kein 
Lohndruck  zu  erwarten  war.     Andrerseits 
wurde  die  unerwünschte  Einwanderung  doch 
nicht  viel  geringer,  da  die  Grossunternehmer 
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durch    Oeheimkontrakte     und    geschicktes 
Aeeotenwesen     das    Gesetz    zu    umgehen 
wussten.    Nach  dem  Paupergesetze  Wurden 
von  1882—1889  2791  Personen   zurückge- 
schickt, zu  denen  von  1885—1889  noch  5317 
Xontraktarbeiter   kamen,    während    in   der 
Periode    1883—1889    über    2V»    Millionen 
Zvischendeckspassagiere  in  New- York  allein 
gelandet  wai^n.    1891/92  wurden  in  diesem 
Hafen  von  445987  Ankömmlingen  1727  aus- 
geschlossen, 1892/93  von  343422  817, 1893/94 
Tr.n  219046  2022, 1894/95  von  340928  2077, 
1895.96  von  263709  2512.    Wir  ersehen  aus 
diesen  Ziffern    eine   absolute   und  relative 
Vermehrung  der  Ausgeschlossenen.   Dieselbe 
hangt  znm  Teil  mit  einer  Verschärfung  der 
rinwanderungsgesetze   zusammen,   für   die 
seit  der  Mitte  der  achtziger  Jahre  eine  un- 
anterbrochene    Agitation    betrieben    wurde. 
Seit  1890   wurden  ßundesbeamte   mit  der 
FeJ^rwachung  des  Pauper-  und  des  Kon- 
traktarlieitergesetzes  beauftragt,  denen  gegen- 
über die  New- Yorker  Einwandei-ungskom- 
ffiission  zurücktreten  musste,  ein  neues  Ge- 
setz folgte  aber  erst  1891,  als  ein  Kompro- 
nüss  der  verschiedenen  Interessentengruppen, 
also  erheblich  abgeschwächt   im  Vergleich 
mit  den  arbeiterfreundlichen  und  streng  na- 
tonalamerikanischen,   sogenannten  nativisti- 
s^hen  Ansprüchen.    Danach  ist  das  Betreten 
ier   Vereinigten    Staaten    nicht    gestattet: 
Schwachsinnigen ,    Irrsinnigen ,     Ortsarmen 
■,Panpers)  oder  Personen,  welche  wahrschein- 
ÜL-h  dem  Gemeinwesen  zur  Last  fallen  werden, 
feiner  mit  ekelhaften  oder  gefährlichen,  an- 
steckenden Krankheiten  behafteten  Personen, 
s-'jlchen,  die   eines   gemeinen   Verbrechens 
S'.^haldig  befunden  sind,  und  Polygaraisten. 
Hnwanderer,  deren  Reisekosten  von  anderen 
>?zahlt  oder  behufs  Auswanderung  unter- 
Mtzt  worden  sind,  müssen  nachweisen,  dass 
>ie  in  keine  der  erwähnten  Klassen  gehören. 
Die  Bestimmungen  gegen  die  Einfuhr  von 
Kt-ntraktarbeitem   sind  teilweise  verschärft, 
teilweise   vernünftiger  gestaltet.     Zugleich 
^«nmie  in  Washington  ein  Einwanderungs- 
mx  errichtet,  dem  die  Oberaufsicht  zusteht, 
und  eine  Keihe  von  Verfügungen  wurden 
getroffen,  um  die  einlaufenden  Schiffe  im 
"^inne  des  neuen  Gesetzes   kontrollieren  zu 
i^"'nnen.  In  New-York  wurde  der  alte  Ein- 
^anderungsort  Castle  Garden  durch  einen 
netien,  der  Union  unterstehenden  auf  Ellis 
L^and  ersetzt.    1893  wurde,   nachdem  in- 
folge der  vorjährigen  Cholera  in  Hamburg 
'^ifi  Antrag  im  Senat   eingebracht   worden 
^ar  die  Einwanderung  für  ein  Jahr  ganz 
zu  verbieten,  ein  Quarantainegesetz  erlassen, 
^  aneh  für  die  zukünftige  Einwanderung 
]??  .^ö^«Dg  werden  kann ,  indem  dem 
n-5sidenten  die  Befugnis  eingeräumt  worden 
Jjt  den  Passagierverkehr  ganz  oder  nur  zum 
T^il  nnd  zwar  auf  eine  Zeitdauer,  wie  sie 


ihm  notwendig  erscheinen  mag,  zu  suspen- 
dieren, wenn  die  Quarantainevorschnften 
nicht  genügen,  um  ansteckende  Krankheiten 
fernzuhalten.  Durch  das  G.  v.  3.  März 
1893  wurde  das  von  1891  verschärft  und 
eine  dopi>elte  Kontrolle  erstens  durch  die 
Schiffskapitäne  und  zweitens  durch  die 
amerikanischen  Beamten  angeordnet.  lieber 
jeden  Einwanderer  haben  die  Kapitäne  einen 
Schein  auszustellen,  der  Name,  Alter,  Ge- 
schlecht, Nationalität,  Beschäftigung,  letzten 
Wohnort,  Landungshafen,  endgültigen  Be- 
stimmungsort, Grundbesitz,  körperlichen  imd 
geistigen  Gesundheitszustand  desselben  ent- 
halten muss,  der  ausserdem  nachweist,  ob 
der  Einwanderer  die  Ueberfahrt  selbst  bezahlt 
hat,  ob  er  sich  zu  einem  Angehörigen  be- 
geben will,  ob  er  jemals  im  Gefängnis  oder 
Armenhause  gewesen  ist,  ob  er  einen  Kon- 
trakt für  ArbBit  in  den  Vereinigten  Staaten 
abgeschlossen  hat,  ob  er  des  Lesens  und 
Schreibens  ktmdig  ist.  Alle  Aussagen  wer- 
den von  der  amerikanischen  Behörde  mög- 
lichst nachgeprüft.  Seit  dem  Erlass  des 
Gesetzes  von  1893  bis  ziu-  Gegenwart  (Januar 
1899)  sind  keine  gesetzlichen  Neuerungen  zur 
Durchführung  gelangt,  obgleich  wiederholt 
insbesondere  auf  das  Betreiben  der  Immi- 
gration Restriction  League  dazu  der  Anlauf 
genommen  worden  ist.  Von  den  dem  Senat 
und  dem  Abgeordnetenhause  vorgelegten 
Entwürfen  verlangten  einige,  dass  die 
amerikanischen  Consuln  im  Auslande  die 
Verhältnisse  jedes  dortigen  Auswanderer 
untersuchen  sollten,  andere  (Lodge  BiU), 
dass  alle  des  Lesens  und  Schreibens  Un- 
kundige zurückgewiesen  werden  soUten, 
wieder  andere  waren  gegen  Canadier  (Corliss 
Bill)  und  Mexikaner  gerichtet,  die  nur  zeit- 
weilige Arbeit  in  dem  ünionsgebiet  suchen 
wollen.  Neue  Gesetzentwürfe  sind  für  1900 
zu  ei^warten. 

3.  Die  Stellnng  der  yerschiedenen 
Interessenten  zur  Einwandemngsf rage. 
Nachdem  durch  eine  mehr  als  hundertjährige 
Anstrengung  das  grosse  Gebiet  der  nord- 
amerikanischen Union  wenigstens  im  ^ssen 
und  ganzen  besiedelt  worden  ist,  ist  das 
Bedürfnis  nach  fremder  Arbeitskraft  lange 
nicht  mehr  so  gross  als  ehedem.  Ein  all- 
gemeiner Mangel  besteht  niu*  noch  an 
Dienstboten  und  solchen  Personen,  die  sich 
einer  gesundheitsgefährlichen  oder  ekeler- 
regendenBeschäftigung  zu  unterziehen  willens 
sind.  Im  übrigen  gestaltet  sich  die  Nachfrage 
nach  Einwanderern  durchaus  verschieden 
je  nach  der  Entwickelungshöhe  der  einzelnen 
Landesteile  und  der  technischen  Art  der 
wirtschaftlichen  Unternehmungen.  Die  Be- 
strebungen, den  Zuzug  vom  Auslande  zu  be- 
schränken oder  zu  verbieten,  gehören  nicht 
zu  den  Principien  einer  politischen  Partei. 
Vielmehr  haben  sie  ihre  Vertreter  sowohl 
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-  unter  den  Republikanern  als  auch  unter  den 
Demokraten,  und  auch  in  der  1891  gebildeten 
Yolkspartei  stehen  Feinde  und  Freunde  der 
fi-eien  Einwanderung  neben  einander.  Im 
Gegensatz  zu  dem  politischen  Parteiwesen 
lassen  sich  aber  drei  andere  wichtige  Faktoren 
des  amerikanischen  Volkslebens  unterschei- 
den, durch  welche  die  Stellung  zu  dem  Ein- 
wanderungsproblem bestimmt  wird:  1.  die 
verschiedene  wirtschaftliche  und  kulturelle 
Entwickeluug  des  Ostens,  Westens  und 
Südens,  2.  die  Nationalitätsdifferenz,  3.  der 
Gegensatz  von  Kapital  und  Arbeit. 

a)  In  den  Oststaaten,  d.  h.  Neu- 
England,  New- York,  New-Jersey,  Pennsyl- 
vanien,  Delaware  und  Westvirginien  sind  über- 
^viegend  die  industriellen  und  kommerziellen 
Interessen  des  Landes  lokalisiert.  Mehr  als 
die  Hälfte  aller  Fabriken  des  Landes  ist  hier 
zu  finden,  ebenso  wie  die  relativ  zahlreichsten 
Städte  und  die  dichteste  Bevölkerung.  Oeko- 
nomische  Verkelirsstockungen  wirken  hier 
am  empfindlichsten,  \md  die  Ziffern  des  Pro- 
letariats reichen  an  die  europäischen  heran. 
Die  Landwirtschaft  wird  weniger  extensiv 
betrieben  als  im  Westen,  und  die  Bauern, 
welche  sie  ausüben,  sind  leidlich  mit  Lohn- 
arbeitern versehen,  welche  sie  das  ganze 
Jahr  beschäftigen. 

Im  Süden  und  Westen  dagegen  giebt 
es  zwar  auch  grosse  Städte,  in  denen  Ar- 
beitslose und  Ai'beitsun  fähige  soziale  und  fi- 
nanzielle Gefahren  heraufbeschwören  können, 
aber  in  vielen  Teilen  dieses  Landes  ist  doch 
noch  viel  Platz  für  arbeitsame,  sparsame 
Farmer.  Im  letzteren  zudem  klagen  die  Be- 
sitzer der  Ackerbaulatifundien  immer  über 
den  Mangel  an  tüchtigen  Lohnarbeitern.  Die 
Landspekulanten  haben  noch  manchen  Acker 
zu  verkaufen,  und  die  durch  Raubbau  un- 
rentabel gemachten  Ackerbaugrossbetriebe 
sollen  zerstückelt  und  durch  die  Frucht- 
wechselwirtschaft fleissiger  Bauern  wieder 
gehoben  werden.  Hier  sind  noch  manche 
Bahnen  zu  bauen,  grosse  Bergwerksdistrikte 
zu  erschliessen  und  meist  die  Industrie 
erst  zu  schaffen.  Der  Süden  bedarf  be- 
sonders einer  kapitalkräftigen  Zu- 
wandenmg,  ausserdem  spielt  die  Negerfrage 
hier  in  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  hin- 
ein, indem  die  unter  dem  Dnick  der  Xeger- 
massen  leidenden  Weissen  die  Verstärkung 
der  eigenen  Rasse  sehnsüchtigst  wünschen. 

b)  Die  Gesamtzahl  der  Einwohner  von 
ausländischer  Abstammung,  d.  h.  von  deren 
Eltern  wenigstens  einer  nicht  in  Amerika 
geboren  war,  betrug  1890  20676046  (33^/0), 
und  man  geht  nicht  fehl,  wenn  man  an- 
nimmt, dass  die  Hälfte  aller  heutigen  Ameri- 
kaner Nachkommen  der  seit  1820  einge- 
wanderten Bevölkerung  sind.  Wenn  wir 
nun  auch  voraussetzen,  dass  sich  in  dieser 
eine  schnelle  und  gleichmässige  Amerikani- 


sierung  vollzogen  hat,  so  kennt  doAi  «li 
Gegenwart  noch  genügend  Nationalitat- 
gegensätze und  die  Bestrebungen,  die  naxk 
nale  Eigenart  zu  pflegen.  Ich  erinnere  a 
die  Deutschen,  die  Böhmen,  die  Polen,  (ii 
Irländer,  welche  in  der  St^ts-  und  Stadt 
Politik  sich  oft  genug  durch  natiouale  Motir 
leiten  lassen.  Dass  allen  fremden  Nationali 
tät8grupi)en  die  Vermehrung  ihrer  Math 
am  Herzen  liegt,  wer  wollte  das  in  Abrp«! 
stellen?  und  dass  die  Individuen  mit  (iei 
früheren  Heimatland  in  Beziehung  bleibfi 
wollen  und  gern  Verwandte,  Freunde,  ehv 
malige  Nachbarn  von  dort  heranziehen  ningec 
ist  ein  begreifliches,  menschliches  Emj)fiii<ieL 
Dass  die  einzelnen  Nationalitäten  die  Zu 
Wanderung  ihrer  Landsleute  völlig  fi^ 
wissen  möchten,  ergiebt  sich  unmittfÜÄ 
daraus.  Nun  ist  allerdings  den  Dt^utsfht'i 
nichts  an  den  Slowaken  und  den  IrLinden 
nichts  an  den  Böhmen  gelegen,  abt-r  ']Mi 
Nationalität  muss  sich  doch  sagen.  da>j 
sich,  wenn  sie  gegen  die  Einwandeniiu 
anderer  eifert  und  dahin  bezüghche  Gesetz! 
unterstützt,  auch  einmal  der  Spiess  geg^i 
sie  wenden  könne. 

Den  echten  Amerikanern  sind  begreif 
licherw'eise  alle  Sondernationalitatsbestnr- 
bungen  höchst  unsympathiscli,  sie  behau] »teo, 
dass  ihr  nationales  Wesen  dadurch  geschä- 
digt werde,  und  dass  die  so  vielfach  korrupt«] 
Stadtpolitik  aus  dem  Fremdtum  so  vielei 
Gemeindebürger  erwachsen  sei. 

c)  Der  Gegensatz  von  Kapital  und  Arl»eii 
wird  durch  die  Einwanderung  insofern  fort- 
gesetzt berührt,  ja  verschärft,  als  die  Arbeit- 
geber grosser  Unternehmungen  besonder 
m  derselben  ein  Mittel  finden,  sich  mi: 
billigen  Arbeitskräften  zu  versehen  und  bei 
einem  Streik  Ersatzleute  aus  ihr  zu  nehmer.- 
Sie  opponieren  daher  in  der  Regel  gegen 
jede  Einschränkung  des  europäischen  Zu- 
zuges. Die  angesessenen  Arbeiter  hinge^a 
sehen  in  allen  Ankömmlingen  an  erster 
Stelle  Konkurrenten,  die  den  Lohn  drucken 
und  ihre  Verbandsbestrebungen  zu  vereiteln 
vermögen,  am  meisten  Abneigung  zeigen  sie 
gegen  die,  deren  Lebenshaltung  niedriirer 
ist  als  die  ihrige  und  die  nur  auf  Jahn* 
gekommen  sind  um  zu  verdienen  und  dana 
in  die  Heimat  zurückkehren  wollen.  Vom 
Standptmkte  des  besonderen  ökonomischea 
Interesses  sind  beide  Ansichten  l>ere<^htiß:t, 
bei  der  Würdigung  derselben  innerhalb  (!*?r 
amerikanischen  Volkswirtschaft  ist  aber  zui 
beachten,  dass  nur  ein  verhältnismässig  ge- 
ringer Teil  der  Arbeitergesamtheit  bisher 
unmittelbar  durch  den  KonkurreuzdnKk| 
getroffen  worden  ist,  wenn  auch  vielleicht 
schwer.  Böhmen,  Polen,  Russen  haben  ia 
New- York  die  Cigarrenmacher  und  die 
Kleider-  und  Weisszeugmacher  stark  Ge- 
schädigt,   Slowaken,    Polen,    Italiener  die 
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B  rvleiite  und  die  Arbeiter  bei  den  Koks- 
■f.a  in  Pennsylvanien,  Irländer  und  Eng- 
Uniler  verschiedene  Industriearbeiter  in  Neu- 
eüirland.  Dies  sind  die  Geschäftszweige, 
w^•lche  fortgesetzt  in  den  Berichten  der 
rntersuchuQgskommissionen  genannt  wer- 
te. Dass  mittelbar  auch  andere  Arbeiter- 
jrnipi^eQ  durch  die  hier  bewirkte  Yer- 
.hlnirung  und  durch  die  Yergrössemng  des 
AHwifciangebotes  getroffen  werden,  ist  nicht 
k  Abrede  zu  stellen,  indessen  tritt  der 
Drark  infolge  seiner  Verteilung  schon  er- 
heblich abgeschwächt  auf.  Wenn  wir  femer 
2MT  Beurteilung  der  Gesamtwirkung  dieser 
£invandening  eine  längere  Reihe  von  Jahi-en 
filierblicken,  so  lernen  wir,  dass  die  meisten 
Einwanderer  mit  niederer  Lebenshaltung 
(lit  >en»e  stufenweise  erhöhen,  sich  mehrfach 
aiuh  dorn  Verein swesen  angesclilossen  haben 
und  streiken  und  boj'kottieren  wie  die  ein- 
g^U »reuen  Amerikaner. 

Die  Zukunft,  darüber  kann  kein  Zweifel 
isalteu,  wird  noch  eine  verschärfte  Gesetz- 
H'ung  gegen  die  Einwanderung  bringen 
md  zwar  um  so  rascher,  je  mehr  die  grossen 
ArVieiterverbände  erstarken  werden  und  je 
häiifigrer  das  amerikanische  Wirtschaftsgebiet 
vuti  Wirtschaftskrisen  mit  naclifolgender  Ar- 
)tit>losigkeit  ergriffen  sein  vavd.  Niemand 
f^nkt  für  absehbare  Zeit  ernstlich  daran, 
lias  Uuionsgebiet  völlig  abzuschliessen,  viel- 
mehr geht  der  leitende  Gedanke  daliin,  die 
Ankommenden  im  Interesse  der  Landes- 
snlurfnisse  zu  sichten  und  alle  ziu-ückzu- 
khicken,  die  man  nicht  brauchen  kann. 
Einen  damit  im  Zusammenliange  stehenden, 
^;:\T  beachtenswerten  Vorschlag  hat  der 
New- Yorker  Einwanderungskommissar  J.  H. 
S^^nner  gemacht,  ein  »National  Land  and 
Labor  Clearing-fiouse«  von  Bundes  wegen  zu 
^rüDden,  d.  h.  eine  die  Union  umfassende 
Arbeits-  und  LandverkaufsnachweissteUe 
*''^r  alle  Emwanderer,  diu-ch  welche  jede 
Anhäuhing  derselben  vermieden  und  eine 
planvolle  Verteilung  derselben  ermöglicht 
würde. 

BeiBtxte  Quellen  und  Litteratnr:  Die  Cen- 

iyberichte  von  1880  u.  1890.  —  Reports 
V  i^  Emigration  Commissioners  of  the 
^f  0/  XeW'York  1884—88,  —  Statistical 
♦45«troct  of  the  United  States  1897.  —  Wochen- 
ousgabe  der  Illinois  Staatszeitung  1882 
bu  1899.  —  New 'Vorher  Volkszeitung, 
WVAenWatt  VorwärU  1888—99.  —  H,  C.  Lodge, 
lynch  Law  and  unre«Cricted  Immigration.  — 
J^^nett>€f  The  restrietion  of  immigration  in  der 
^'-  'im.  Review  1891.  —  J.  B,  Weber,  Our 
^(üimuU  dumping  ground  a  study  of  immi- 
yriiüm  .V.  A.  R.  1892.  —  W.  E.  Chandler, 
Shaü  immigration  be  suspended.  —  H,  C. 
Bonshnmgh,  Why  immigration  should  not 
««P<n<fc<i;  A\  A.  R.  1898.  —  J.  H.  Senner, 
How  we  restriet  immigration,  ^"l  A.  R.  1894. 
~*  J^trwelbe,     The    immigratiou    question    in 


Annais  of  the  american  Academy  1897.  —  Der- 
selbe, Immigration  from  Italy,  N.  A.  R.  1896. 

—  R,  Mayo-Stnith,  Le  practiqiie  des  Etats 
unis  relative  d  immigration  in  Revue  d'Economie 
practique  1891.  —  Derselbe,  Die  Einwande- 
rung in  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in 
Schriften  des  Vereins  ßlr  Sozialpolitik  1896.  — 
G,  Bancroft,  Geschichte  der  Vereinigten  Staaten, 
Leipzig  1845.  —  H,  Jiandelmann,  Geschichte 
der  Vereinigten  Staaten,  Kiel  1860.  —  Fried- 
rich K€Lpp,  Aus  und  über  Amerika,  Berlin 
1876.  —  SarUyrius  v.  WalterBhausen,  Die 
Arheitaverfassung  der  englischen  Kolonieen  in 
Nordamerika,  Strassbnrg  1884,  «»*^  Litteratur- 
angabe  über  die  Einwanderung  in  die  Kolonieen. 

—  W,  J.  BromrWell,  History  of  Immigration 
to  the   VniUd  States,  1856. 

A»  Sartorius  van  Walterahausen. 


Eiselen^  Job.  Fr.  Oottfr., 

geb.  am  21.  IX.  1785  in  Rothenburg  a.  S.,  gest. 
am  3.  X.  1865  in  Halle  a.  S.  Er  begann  sein 
staatswissenschaftliches  Lehramt  1816  als  Privat- 
dozent in  Berlin,  wurde  1820  ausserordentlicher, 
1821  ordentlicher  Professor  an  der  Universität 
Breslau  und  1828  Ordinarius  in  Halle  a.  S. 

In  seinem  „Handbuch  des  Systems  der 
Staatswissenschaften"  (s.  u.)  behandelt  er  die- 
jenige streng  gonvernementale  Begierun^skunst 
m  der  inneren  Verwaltung,  welche  als  Signatur 
einer  absoluten  Staatsgewalt  gewürdigt  werden 
muss,  und  gestaltet  sich  das  administrative  Er- 
gebnis dieser  Regierungskunst  in  der  geschickten 
Darstellung  Eiselens  als  eine  Erscheinung  der 
das  Staatsleben  beseelenden  Idee  der  Ge- 
rechtiffkeit. 

Eiselen  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  Grundzüge 
der  Staatswirtschaft  oder  der  freien  Volks- 
wirtschaft und  der  sich  darauf  beziehenden 
Regierungskunst,  Berlin  1818.  —  Handbuch  des 
Systems  der  Staatswissenschaften,  Breslau  1828. 
—  Die  Lehre  von  der  Volkswirtschaft  in  ihren 
allgemeinen  Bedingungen  und  in  ihrer  besonderen 
Entwickelung  etc.,  Halle  1843.  —  Der  preussische 
Staat.  Darstellung  seiner  geschichtlichen  Ent- 
wickelung und  seiner  gegenwärtigen  natürlichen, 
sozialen  und  politischen  Verhältnisse,  Berlin 
1862.  Eiselen  besorgte  die  2.  Aufl.  der  „Staats- 
finanzwissenschaft" von  L.  H.  V.  Jacob,  die,  von 
ihm  verbessert  und  wesentlich  vermehrt,  in 
Halle  1837  erschien.  Er  veröffentlichte  ferner 
in  der  Zeitschr.  f.  Staatw.,  Bd.  I,  den  Artikel : 
„Ueber  die  Folgen  der  Anhäufung  von  Menschen 
an  einzelnen  Punkten  in  wirtschaftlicher,  sitt- 
licher und  politischer  Hinsicht."  Vgl.  über 
Eiselen:  Allgem.  deutsche  Biographie,  Bd.  V, 
Leipzig  1877,  S.  764. 
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Eigen  und  EiieniiidiiBtrie. 

I.  Geschichtlicher  üeberblick  (S.  462).    II. 
Statistik   (S.  465).    III.  ZoUgeschichtliches  (S. 

482). 


Geschichtlieher  Veberblick. 

1.  Aelteste  Zeit.  2.  Altertum  in  Europa. 
3.  Mittelalter.    4.  Neuzeit  seit  1500. 

1.  Aelteste  Zelt«  Die  Kenntnis  und  Ver- 
wendung des  Eisens  ist  uralt.  Beide  reichen  in 
jene  Tage  der  Entwickelung  der  Menschheit 
zurück,  von  welchen  uns  keine  Geschichte  er- 
zählt. Es  wird  uns  daher,  abgesehen  von  Sage 
und  Mythe,  auch  nicht  berichtet,  wo  überall 
und  Ton  welchen  Männern  und  Völkern  als  den 
ersten  das  Eisen  und  seine  Verwertung  entdeckt 
wurde.  Eine  ganze  Reihe  von  Völkern,  so  die 
Aegypter,  Assyrier,  Babylonier, 
Meder,  Perser,  Phönizier,  Juden  und 
Indier  sehen  wir  in  die  Geschichte  eintreten, 
bereits  ausgestattet  mit  dieser  Kenntnis,  denn 
das  Eisen  war  neben  Gold  und  Silber  das  erste 
Metall,  welches  der  Mensch  zu  benutzen  lernte. 
Freilich  wurde  und  wird  behauptet,  dass  das 
Zeitalter  der  Bronze  dem  des  Eisens  vorange- 

fan^en  sei ;  doch  scheint  dies  unrichtig  zu  sein, 
a  die  Bronze  als  eine  Metallkomposition  eine 
weit  grössere  technische  Kunstfertigkeit  vor- 
aussetzt als  das  Ausschmieden  von  Eisen  und 
da  femer  wenigstens  der  eine  Bestandteil  der 
Bronze,  das  Zinn,  ungleich  seltener  vorkommt, 
so  dass  nur  wenige  Völker  in  die  Lage  versetzt 
waren,  die  Herstellung  dieser  Komposition  zu 
versuchen.  Allerdings  war  die  Art  der  Ver- 
arbeitung des  Eisens,  welche  die  ürvölker 
kannten,  eine  höchst  unvollkommene,  insbeson- 
dere der  Eisenguss  blieb  ihnen  unbekannt;  sie 
vermochten  die  Eisenerze  nur  derart  zu  er- 
hitzen, dass  sich  das  Eisen  aus  denselben  als 
teigartige  Masse  ausschied  und  schmiedbar 
wurde.  Diese  unvollkommene  Kenntnis  bewirkte 
nicht  nur,  dass  das  Produkt  je  nach  den  ver- 
arbeiteten Erzen,  ja  sogar  je  nach  den  zufälli- 
gen Einflüssen  bei  der  Erhitzung  derselben 
qualitativ  sehr  verschieden  ausfiel,  sondern  auch, 
dass,  sobald  als  die  Bronze  und  der  Bronzeguss 
bekannt  wurde,  diese  das  Schmiedeeisen  vielfach 
verdrängte  und  das  allgemein  angewendete 
Metall  wurde,  zumal  ein  so  rühriges  Handels- 
volk wie  das  der  Phönizier  den  Absatz  von 
Bronze  und  Bronzewaren  im  höchsteigenen  Inte- 
resse betrieb.  Dies  und  die  schon  in  frühester 
Zeit  nachweisbar  vorhandene  Anschauung  von 
der  Minderwertigkeit  des  Eisens  verursachte  die 
seltenere  Benutzung   von  Eisen  zu   Schmuck- 

fegenständen  und  Prunkwaffen  und  weiterhin 
ie  seltenere  Beisetzung  eiserner  Geräte  in  den 
Gräbern  der  geehrten  Toten.  Was  aber  den- 
noch mit  den  Leibern  der  Verstorbenen  ver- 
scharrt wurde,  das  zerstörte  im  Laufe  der  Jahr- 
tausende der  Kost,  und  so  kommt  es,  dass  wir 
jetzt  in  den  Gräbern  der  vorgeschichtlichen 
Menschen  vorwiegend  Bronzegegenstände  finden. 
Das  hohe  Alter  der  Kenntnis  des  Eisens 
wird  trotzdem  bewiesen  durch  die  Gleichheit 
der  Wurzel  für  die  Benennungen  desselben  bei 
den  indogermanischen  Völkern;  durch  die  Be- 
arbeitung der  härtesten  Gesteinsarten  für  die 


Zwecke  der  uralten  Bauten  am  oberen  Nil  und 
am  Euphrat,  durch  den  merkwürdio^en  Funq 
eines  zwischen  den  Steinen  der  um  3000  v.  Ohr, 
erbauten  Cheops-Pyramide  eingemauerten  eiserJ 
neu  Werkzeuges;  durch  die  Auffindung  deä 
Eisenmagazins  von  Khorsabad,  in  -welchem  diel 
assyrischen  Könige  eiserne  Geräte,  insbesonderti 
aber  Rohmaterial  in  der  Form  von  Rohiuppeii 
in  riesiger  Menge  —  Place  schätzte  dieselbe  ani 
160000  kg  —  anhäuften;  endlich  durch  di^i 
Zeichnungen  und  Berichte  auf  den  ältestei) 
Baudenkmälern.  Danach  fand  das  Eisen  Ver^ 
Wendung  bei  Bauwerkzeugen,  Ackerg-erätschaf- 
ten,  bei  Fahrzeugen,  bei  Schutz-  und  Angriff*^ 
Waffen,  seltener  bei  Schmuckfi:egenständen  und 
als  Geld.  Wie  bemerkt,  wurde  Eisen  schon  iw 
der  ältesten  Zeit  für  die  letzteren  Zwecke  zu 
niedrig  bewertet  und  kommt  dieses  Momenti 
auch  m  Tribut-  und  Schatzlisten  der  ältest^ii 
Herrscher  in  Aegyten,  Mesopotamien  und  Syrien 
zum  Ausdruck,  durch  welche  übrigens  deutlich 
erkennbar  wird,  wie  weit  verbreitet  der  Besitz 
und  die  Verwendung  von  Eisen  schon  in  jenen 
Zeiten  in  Ostafrika  und  in  Vorderasien  ge- 
wesen ist. 

Weniger  gut  unterrichtet  sind  wir  über  die 
Gewinnung  und  Verarbeitung  des  Eisens  in 
jenen  Zeiten  uod  bei  den  vorgenannten  Völker- 
schaften; doch  dürfte  sich  die  Eiseng-ewinnung 
wenig  unterschieden  haben  von  der  primitiven 
Form,  welche  noch  heutzutage  in  Kordofan,  von 
woher  auch  die  alten  Aegypter  die  Hauptmass« 
ihres  Eisens  bezog^en,  sowie  vielfach  im  Innern 
Afrikas  üblich  ist.  Dort  gewinnt  man  das 
Eisenerz  durch  einen  ganz  rohen  Banbbau  mit 
Schacht-  und  StoUenanlafi^en  bereits  in  Tiefen 
von  10  Fuss  unter  der  Oberfläche.  Das  Erz 
wird  sehr  stark  zerkleinert,  mit  Holzkohlen  ver- 
mischt, in  kegelförmige  kleine  Gruben  ge- 
schüttet und  hier  mit  Hilfe  der  in  Brand  ixe- 
setzten  Kohlen  imd  eines  meist  mit  der  Hand 
in  Bewegung  gesetzten  Blasebalges  zum  Schmel- 
zen gebracht.  Nach  zweimaliger  Wiederholuns,' 
des  Prozesses  wird  eine  keineswegs  schlacken- 
freie, teigartige  Eisenmasse  gewonnen,  welche 
durch  münsames  Zerschlagen  soviel  als  möglich 
von  der  Schlacke  befreit  und  sodann  in  den 
Handel  gebracht  wird.  Selbstverständlich  kann 
durch  diese  rohe  Methode  weder  das  Eisen  in 
flüssigen  Zustand  gebracht  noch  das  Erz  voll- 
ständig ausgenützt  werden ;  in  der  That  werden 
von  den  reichen  Erzen  auch  nur  20 — iX)\  dej^ 
Eisengehaltes  ausgebracht. 

viel  höher  entvrickelt  muss  die  Kunst  der 
Verarbeitung  des  Eisens  gewesen  sein ,  da  die 
Formen  der  eisernen  Gregenstände  häufig  ret^ht 
kunstvoll  sind  und  da  man  offenbar  das  Zu- 
sammenschweisen  und  Stählen  des  Eisens  in  ans- 

gedehntestem    Masse    betrieb.     Damaskus  und 
adien  hatten   hierin  den   grössten  Ruf.    Ein 
Beweis  für  die  ausserordentliche,  jetzt  verloren 

fegangene  Kunstfertigkeit  der  alten  Indier  ist 
er  Pfeiler  (L&ht)  von  Delhi,  welcher  zwischen 
900  imd  300  v.  Chr.  errichtet  worden  sein  dürfte 
und  bei  einer  Höhe  von  über  50  englischen  Fu5s 
und  einem  mittleren  Durchmesser  von  16,4  Zoll 
ganz  aus  massivem  Schmiedeeisen  besteht.  Die 
Anfertigung  dieser  riesigen  Säule  ist  mit  fiück- 
sicht  auf  die  uns  allein  bekannten  primitiven 
Mittel  der  Schmiedeknnst  ebenso  rätselhaft  wie 
die  Anfertigung  der  übrigen  schmiedeeisemeu 
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Tn^bftlken  und  Werkstücke,  welche  in  Indien 
nicht  allzQselten  ans  uralter  Zeit  aufgefunden 
Werden,  heutzutage  aber  nirgends  in  Asien  her- 
T.)rgebracht  werden  könnten.  Auch  die  noch 
jeut  in  Indien  betriebene,  aus  uralten  Zeiten 
stammende  Stahlproduktionsmethode,  welche  den 
Wrülunten  Wutzstahl  ergebt,  bezeugt  die  grosse 
Erfahnm^weisheit  der  indischen  Schmiede. 

Aehnlich  wie  die  Völker  Vorderasiens  und 
bidieiif  be&nden  sieh  aber  auch  die  meisten 
Volksstämme  Ton  Turan,  die  Mongolen, 
•tie  Chinesen  seit  unTordenklichen  Zeiten  im 
Blitze  eiserner  Werkzeuge  und  der  zu  ihrer 
ADferrifTung  nötigen  technischen  Kenntnisse. 
Wbet  die  Kulturvölker  Mittel-  und  Süd- 
amerikas müssen  schon  lange  vor  der  Zeit 
•Irr  EDtdeckung  Amerikas  die  Bearbeitung  und 
Verwendung  Ton  Eisen  und  Stahl  gekannt  haben, 
obwohl,  sie  zur  Zeit  der  Entdeckung  auch 
Tidfach  Steinwerkzeuge  benutzten,  da  sie  ohne 
i»?ne  Kenntnis  ihre  ^ossartigen  Palast-,  Strassen- 
QcdTiumelbauten  nicht  hätten  ausführen  können. 
M  allen  Völkern  waren  aber  die  metallur- 
iri^-hen  Kenntnisse  unvollkommen,  da  man  es 
niM  verstand,  Eisen  zu  giessen  und  Stahl  aus 
j^^m  beliebigen  Eisen  anzufertigen.  Die 
S-hmiedeknnst  war  es  eben,  welche,  wie  für  alle 
üvX&We,  80  auch  für  Eisen  zuerst  allein  in  An- 
vendnng  kam. 

2.  Altertmn  in  Europa«  Nach  Griechen- 
land kam  die  Kenntnis  der  Metalle  aus  dem 
Orient.  Bereits  Homer  und  Hesiod  berichten 
y-n  eisernen  Waffen  und  Gerätschaften  neben 
<itii  allerdin^  häufigeren  kupfernen  und  ehernen 
Cn^räten.  Die  Aus^abungen  von  Troja  und  My- 
k^nä  bestätigen  diese  Berichte.  In  Italien  be- 
trieben die  Etrusker  schon  in  uralter  Zeit 
«Wn  Abban  von  Eisenerzen  auf  der  Insel  Elba, 
md  ihre  Kaafleute  verhandelten  Eisenwerkzeuge, 
ib^r  auch  Bronzewaren  an  die  Römer  und 
dn<iere  Völker  Italiens  und  Europas.  Bei  Griechen 
ttcd  Römern,  welch'  letztere  das  Eisen  schon 
nr  Zeit  der  Könige  gekannt  haben ,  nahm  die 
Virarbeitung  des  Eisens  einen  grossen  Auf- 
s^^bwnng.  (9aukus  aus  Chios  erfand  die  Lötung 
i^  Eisens.  Das  Schmieden  und  Austreiben  des 
Ei^-n?  wurde  allgemein  mit  unübertroffenem 
Fleis*e  betrieben,  ebenso  das  Härten  des  Schmiede- 
eisens zu  Stahl.  Dagegen  ging  infolge  unzweck- 
misiffer  wirtschaftlicher  Massnahmen  der  Be- 
trieb der  Bergbaue  im  römischen  Reiche  ausser- 
wHentlich  zurück  und  in  der  späteren  Kaiser- 
zeit kamen  sie  vielfach  ganz  in  Verfall. 

.  InMittel-,  West-  und  Nord-Europa 
^if-ht  die  überwiegende  Verwendung  von  Stein- 
^erkiengen  weit  in  das  letzte  Jahrtausend  vor 
!j  ar ,  doch  ergeben  die  jüngeren  prähistorischen 
mdütitten  neben  den  Steinsachen  auch  zahl- 
Mche  Bronzegeräte,  seltener  eiserne  Waffen  und 
'^erkzenge.  Sie  Annahme  eines  eigenen  Bronze- 
Jfittlters  mit  einem  Bronzewaffen  führenden 
\"lke  und  eines  späteren  Eisenzeitalters  mit 
mem  nnr  Eisenwaffen  führenden  Volke  ist  des- 
^Ib  nicht  begründet.  Die  Form  der  Bronze- 
sreräte  verrät  diese  als  fremde,  aus  Etrurien 
^d  Griechenland  importierte  Waren,  ihr  höherer 
jy^rt  ihre  grössere  Widerstandsfähigkeit  gegen 
d>«  atmosphärischen  Einflüsse  erklärt  ihr  häu- 
«sr^res  Vorkommen  in  den  vorhistorischen  Grab- 
•^Atten.  Die  meist  rohe  Arbeit  der  eisernen 
anstände  dagegen,  im  Zusammenhange  mit 


den  Nachrichten  über  uralte  Eisen  abbaue  in 
den  Alpen,  im  böhmisch-mährischen  Gebirge,  in 
der  norddeutschen  Tiefebene,  in  den  Pyrenäen, 
in  Frankreich  und  England  lässt  vermuten,  dass 
auch  in  diesen  Gegenden  eiserne  Waffen  und 
Werkzeuge  erzeugt  wurden,  lange  bevor  die 
Bronzegeräte    massenhaft    eingeführt   wurden; 

1'a  dass  eben  mit  Rücksicht  auf  diese  inländische 
Industrie  der  Import  von  Eisenwaren  gering 
war,  was  bei  dem  um  1000  v.  Chr.  schon  hoch 
entwickelten  Stande  der  Eisenindustrie  bei  den 
asiatischen  Handelsvölkem  sonst  nicht  recht 
erklärlich  wäre.  Es  scheine  also,  dass  die  (xe- 
räte  aus  verschiedenem  Material  in  den  oben 
bezeichneten  Teilen  Europas  lange  Zeit  hindurch 
neben  einander  im  Gebrauche  waren,  die  Stein- 
werkzeuge allmählich  vor  den  besseren  und  fort- 
während billiger  werdenden  Metall  Werkzeugen 
verschwanden,  die  Not  der  Zeit  aber  endlich 
den  Import  von  Bronzesachen  aufhören  machte 
und  der  immer  heftiger  werdende  Kampf  der 
Völker,  endlich  die  furchtbare  Zeit  der  Völker- 
wanderung den  Männern  die  bessere  Eisenwaffe 
allen  anderen  vorziehen  liess. 

üeber  die  Gewinnung  der  Eisenerze  und 
ihre  Verhütung  in  jenen  Zeiten  ist  nichts 
Sicheres  bekannt,  doch  lassen  die  Spuren  alter 
Bergbaue  und  die  Trümmer  von  Schmelzanlagen 
bei  uralten  Schlackenhalden  vermuten,  dass  dies 
in  der  primitivsten  Weise  geschah.  Das  Schmelzen 
der  Erze  geschah  wahrscheinlich  im  offenen 
Herdfener  oder  in  niedrigen  Schachtöfen,  für 
welche  vielleicht  nicht  einmal  ein  künstliches 
Gebläse  eingerichtet  war  und  nur  der  natürliche 
Luftzug  ausreichen  musste.  Jedenfalls  wurde 
nur  schmiedbares  Eisen  im  direkten  Verfahren 
gewonnen.  Auch  die  Schmiedekunst  gewann 
erst  spät  eine  tüchtigere  Ausbildung,  obschon 
insbesondere  die  Germanen  die  Schmi^ekünstler 
hochverehrten  und  ihnen  in  ihren  Sagen  ein 
ewiges  Denkmal  setzten. 

3«  Mittelalter.  Im  Mittelalter  machte  die 
Gewinnung  und  Verarbeitung  von  Eisen  mäch- 
tige Fortschritte.  War  es  in  den  ersten  Jahr- 
hunderten das  beständig  steigende  Begehren 
nach  eisernen  Waffen,  die  in  dem  Wettstreite 
zwschen  Angriff  und  Verteidigung  fortwährend 
wachsende  Zahl  und  Wuchtigkeit  der  Ausrüs- 
tungsgegenstände der  Krieger  und  ihrer  Streit- 
rosse, wodurch  der  Konsum  von  Eisen,  wie  die 
.Kunstfertigkeit  der  Arbeiter  gefördert  wurde, 
so  war  es  späterhin  die  bei  den  verhältnismässig 
friedlicheren  Zeiten  rasch  zunehmende  Bevölke- 
rung, deren  erhöhter  Wohlstand  und  vermehrte 
Kultur,  wodurch  immer  mehr  und  sorgfältiger 
gearbeitete  eiserne  Gregenstände  für  den  Land- 
bau, die  Industrie,  den  Haushalt  und  das  Bau- 
gewerbe notwendig  wurden.  Gegen  den  Aus- 
gang des  Mittelalters  waren  es  wiederum  die 
grossen  Erfindungen,  die  ein  gleiches  bewirkten. 
Die  Erfindung  des  Kompasses  und  die  dadurch 
vergrösserte  Unternehmungslust  der  Seefahrer 
vermehrte  den  Bedarf  an  eisernen  Schiffsgeräten, 
die  Anwendung  des  Pulvers  zu  Kriegszwecken 
gestaltete  die  ganze  bisherige  Kriegsausrüstung 
um  und  stellte  die  Forderung  nach  gusseisemen 
Geschützen  und  Geschossen  auf.  Die  weite  Ver- 
breitung des  Bedürfnisses  sowie  des  Vorkom- 
mens der  Eisenerze,  sodann  die  unentwickelte 
Gewinnungsmethode  im  Zusammenhange  mit 
den   üblen  Verkehrszuständen  bewirkten,   dass 


464 


Eisen  und  Eisenindustrie  (Geschichtlicsher  UeberbJick) 


der  Bedarf  nicht  von  wenigen  Punkten  aus  be- 
friedifli;  werden  konnte  und  dass  an  vielen  Orten 
der  Abbau  von  Eisenerzen  und  deren  Verhüttung 
neu  in  Angriff  genommen  wurde.  Durch  die 
Neuanlagen  wie  durch  die  Ausdehnung  der  alten 
Bauten  kamen  aber  vielfach  Rechtsverhältnisse 
in  Fra^e,  und  eine  der  bedeutendsten  Leistungen 
des  Mittelalters  wurde  dadurch  die  Regelung 
der  Rechtsverhältnisse  in  Bezug  auf  Metalle, 
deren  Fundstätt-en  und  Gewinnung.  Dazu  kam 
die  Regelung  der  sozialen  Gliederung  der  an 
der  Eisenindustrie  beteiligten  Personen,  welche 
in  dem  zünftigen  Geiste  der  Zeit  erfolgte  und 
wodurch  die  teilweise  noch  heute  bestehenden 
Knappschaftsvereine,  Bruderladen,  Radgewerk- 
schaften etc.  ins  Leben  gerufen  wurden.  Der 
grössere  stetige  Konsum  und  die  besser  geord- 
neten einschlägigen  Verhältnisse  erzeugten  einen 
sorgfältigeren,  mehr  auf  die  Zukunft  bedachten 
Abbau  der  Erze,  und  so  sehen  wir,  dass  der 
Eisenbergbau  im  Mittelalter  nicht  bloss  mit 
besseren  Mitteln,  sondern  auch  in  einer  viel 
kunstgerechteren  Weise  betrieben  wurde  als  in 
früherer  Zeit. 

Ebenso  gedieh  die  Entwickelung  des  Schmelz- 
prozesses. Wohl  bediente  man  sich  zum  Eisen- 
schmelzen bis  gegen  das  Ende  des  Mittelalters 
nur  der  Herdöfen,  welche  man  Renn-  und 
Luppenfeuer  nannte  und  die  sich  in  vielfach 
verbesserter  Form  bis  in  die  neueste  Zeit  herein 
in  den  Korsikan-  und  Katalanschmieden  erhalten 
haben,  oder  der  Schachtöfen,  welche  Stuck- 
oder Wolfsöfen  hiessen  und  in  den  Ossmund- 
oder  Bauemöfen  Schweden-Norwegens  bis  ins 
19.  Jahrhundert  fortexistierten;  auch  blieb 
ebensolange  das  Verfahren  ein  direktes,  indem 
in  den  genannten  Oefen  aus  den  aufgegebenen 
Erzen  das  Eisen  unmittelbar  für  die  Verarbei- 
tung geeignet  erzeugt  wurde;  aber  man  be- 
reitete die  Erze,  besser  vor,  man  war  in  der 
Beschickung  der  Oefen  erfahrener  und  sorgfäl- 
tiger, man  verstand  es  auch,  auf  diese  Weise 
schmiedbares  Eisen  oder  Stahl  unmittelbar  aus 
dem  Erz  zu  erzeugen,  und  als  man  dazu  kam, 
für  den  grösseren  Betrieb  und  die  umfang- 
reicheren Oefen  Wasserkraft  zu  verwenden,  er- 
langte man  wohl  schon  an  der  Wende  des  14. 
und  15.  Jahrhunderts  Kenntnis  vom  indirekten 
Verfahren  und  von  der  Erzeugung  von  Roheisen. 

Wasserräder  waren  bei  Getreidemühlen 
schon  im  13.  Jahrhundert  in  Verwendung.  Im 
ereten  Drittel  des  14.  Jahrhunderts  kamen  sie 
auch  für  andere  Zwecke  in  Gebrauch  und  riefen 
gleich  den  Dampfmaschinen  in  neuester  Zeit 
eine  grosse  Umgestaltung  der  Industrie  hervor. 
Bei  der  Eisenindustrie  wurden  sie  zunächst  ge- 
braucht zum  Antriebe  der  Pochwerke,  der  Ge- 
bläse und  Hämmer,  der  Vorrichtungen  zum 
Drahtziehen  etc.  Wegen  der  Benutzung  der 
Wasserkräfte  rückten  die  Schmelzwerke  und 
Hammerwerke  an  die  Ba<!h-  und  Flussläufe. 
Daselbst  wurden  sie  in  grösseren  Massen  erbaut. 
Die  Stucköfen  besonders  wurden  erhöht  und 
hiessen  dann  Blaaöfen  (Blauöfen),  aus  welchen 
sich  wieder  die  Hochöfen  entwickelten,  die  schon 
um  1440  erwähnt  werden.  Bei  dem  kräftigeren 
Blasen  in  den  grösseren  Oefen  ergab  sich  eine 
höhere  Temperatur  und  häufiger  als  früher 
völlig  flüssiges  Eisen,  das  mit  den  Schlacken 
abfloss  und  nach  der  wegwerfenden  Namen- 
gebung    „Graglach",    „Dünnstein'',     „Pigiron" 


keineswegs  den  Wünschen  des  Schmelzers  ent- 
sprach. Bald  merkte  man  jedoch,  dass  das  i:*t' 
flossene  Eisen  neuerdings  vor  dem  Winde  ein- 
geschmolzen ein  viel  ^leichmässigeres  Produkt 
ergab  als  das  Luppeneisen,  und  begann  absicht- 
lich Roheisen  herzustellen  and  dasselbe  in  dem 
zweiten  Prozess  in  weiches  Eisen  unazuwandeln, 
statt  es  wie  früher  in  den  Blaaöfen  zurückzu- 
werfen. Damit  war  aber  der  Frischprozess 
und  das  indirekte  Verfahren  der  Eisenjgewinnung 
gefunden.  Als  sodann  durch  die  Erfindung  des 
Schiesspulvers  sich  der  Bedarf  von  billigen  Ge- 
schützkugeln ergab,  verwendete  man  das  Roh- 
eisen zum  Kugelgiessen  und  kam  dadurch  zum 
Roheisenguss.  Derselbe  scheint  um  1403 
von  Flandern  ausgegangen  zu  sein,  und  Jacques 
Yolens  aus  Lille  gilt  als  einer  der  ersten, 
welche  Geschütze  aus  Gusseisen  anfertigten, 
Zunächst  wurden  wohl  nur  Geschütze  aller  Art 
gegossen,  doch  finden  sich  aus  der  2.  Hälfte  des 
15.  Jahrhunderts  auch  Oefen  und  andere  Gerate 
aus  Gnsseisen. 

Auch  das  Ausziehen  des  Drahtes,  der  früher 
geschmiedet  wurde,  ist  im  Mittelalter,  etwa  zu 
Beginn  des  14.  Jahrhunderts,  in  Deutschland 
erfunden  worden.  Ebenso  wurde  hier  im  15. 
Jahrhundert  das  Verzinnen  des  Eisens  wieder 
entdeckt  und  die  ursprünglich  deutsche  Kunst 
der  Feilenhauerei  mit  grossem  Erfolg  betriel»en. 
Erst  1618  kam  zu  Sheffield  in  England  die 
Feilenhauerei  in  Aufnahme ;  wie  denn  überhaupt 
die  englische  Eisenindustrie  im  Mittelalter  noch 
sehr  unentwickelt  war,  so  dass  sie  nicht  einmal 
den  inländischen  Bedarf  zu  bestreiten  vermochte 
und  Eisenwaren  in  grossen  Mengen  aus  Deutsch- 
land importiert  wurden. 

4.  Senzeit  seit  1500.  Im  16.  und  17.  Jahr- 
hundert gewinnen  die  Fortschritte  der  Eisen- 
industrie langsam  weitere  Verbreitung.  So 
wird  erst  um  1550  in  Sachsen  der  Eisens^uss 
betrieben;  etwas  früher  werden  in  England 
eiserne  Kanonen  gegossen.  So  werden  die  ersten 
Hochöfen  in  Sachsen,  Brandenburg  und  am  Harz 
erst  zu  Beginn  des  17.  Jahrhunderts,  in  Schlesien 
um  1721  errichtet.  Der  grosse  Aufschwung:, 
den  die  englische  Eisenindustrie  im  17.  Jahr- 
hundert nimmt,  steht  gleichfalls  im  Zusammen- 
hange mit  der  Einführung  der  Hochöfen  in  der 
Mitte  des  16.  und  mit  der  Vermehnmg  der- 
selben zu  Beginn  des  17.  Jahrhunderts.  Eine 
^bedeutungsvolle  Umgestaltung  erfuhr  die  Eisen- 
industrie erst  im  lö.  und  19.  Jahrhundert,  als 
man  gelernt  hatte,  Steinkohlen  als  Brennmaterial 
zu  verwenden,  und  als  durch  die  Erfindung  der 
Dampfmaschine  ein  neuer  Anstoss  gegeben  war, 
sowohl  zur  Vermehrung  des  Konsums  von  Eisen 
als  auch  zur  Erhöhung  der  Leistuns^fähigkeit 
der  Vorrichtungen  bei  der  Eisengewinnung. 

Wohl  waren  selbst  in  Deutschland  schon 
zu  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  vereinzelte 
Steinkohlenbaue  im  Betrieb,  aber  von  einer  Ver- 
wendung dieser  Kohle  für  die  Eisengewinnung 
ist  nichts  bekannt,  vielmehr  wurde  erst  17% 
zu  Gleiwitz  der  erste  Kokshochofen  in  Deutsch- 
land errichtet.  Aehnlich  wurde  schon  zu  An- 
fang des  17.  Jahrhunderts  in  England  die  Ver- 
kohlung der  Steinkohle  patentiert,  aber  erst  seit 
1769  diese  Verkohlung  umfangreicher  betrieben 
und  der  erste  Steinkonlenhochofen  erst  1740  zu 
Colebrook-Dale  in  Shropshire  eingerichtet 

Andrerseits    stammt    das    älteste   Projekt 
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eines  Dampfhammers  der  jetzt  gebräuchlichen 
Art  ans  dem  Jahre  1784  von  James  Watt.  Aber 
dieses  Projekt  kam  nicht  zur  Ausführung,  und 
er^t  mehrere  Jahrzehnte  später  wurden  Dampf- 
hämmer in  der  Praxis  angewendet.  1812  er- 
baate  Stephenson  seine  erste  Lokomotive  und 
1825  eröffnete  er  die  erste  Eisenbahn  für  den 
Ptrwonenverkehr. 

In  die  2.  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  und 
in  den  Beginn  des  19.  fällt  eine  ganze  Reihe 
hrtchbedeutender  Erfindungen.  Zunächst  wird 
das  Paddeln  des  Eisens  eingeführt.  1766  nimmt 
Thomas  und  George  Cranage  ein  Patent  auf 
Flammofenfrischen;  1784  werden  sie  praktisch 
ausgeführt.  Ihnen  folgt  die  Einrichtang  von 
Walzwerken.  1783  resp.  1787  kommt  das 
Zängewalzwerk  statt  des  Zängehammers  zur 
Anwendung,  und  seither  stehen  Stabeisenwalz- 
werke allgemein  in  Gebrauch,  in  Frankreich 
^it  dem  Ende  des  18.,  in  Dentschland  und 
Österreich  .seit  dem  Anfang  des  19.  Jahrhunderts. 
Bekannt  war  das  Princip  schon  1728,  aber  die 
praktische  Anwendung  für  grössere  Massen  fand 
erst  jetzt  statt.  Eisenbahnschienen  wurden 
damit  schon  1820  hergestellt.  Bei  Stephensons 
Personenbahn  kamen  sie  zur  Verwendung. 

Noch  viele  andere  Erfindungen,  durch  welche 
die  Eisenerzeugung  billiger,  besser  und  massen- 
hafter wurde,  stammen  aus  der  1.  Hälfte  unseres 
Jahrhunderts;  so  die  Luppenquetsche  (1805),  die 
Anwendung  der  Gichtgase  zum  Erzrösten  (1814), 
zum  Frischen  des  Roheisens  (1836),  zum  Puddeln 
d.fS.Nelben  (1837),  die  Erhitzung  der  Gebläseluft 
1828  patentiert),   die   Puddelöfen   mit  beweg- 
lichem Herde  (iaS8),  die  freilich  erst  1871  so- 
weit verbessert  wurden,  dass  sie  allgemein  an- 
wendbar waren,  die  Einrichtung  der  Generator- 
j^asfeuerung    beim    Puddelprozess    (1839),    das 
tnl  versalwalz  werk    (1848)    etc.      Weitaus   die 
wichtigste  Erfindung  brachte  jedoch  die  jüngste 
Zeit,  nämlich  die  Erzeugung  von  Stahl  in  grossen 
Ma«^n  und   zu  billigeren  Preisen  durch  Ent- 
kohlung  des   Boheisens  mittelst   eingepresster 
Luft,  das   sogenannte  Bessemerverfahren 
'liö6).     Da  sich  bis  dahin  die  Verbesserungen 
anf  die  Erzeugung  von  Roh-  und  Stabeisen  be- 
whrankten,  auch  das  1730  erfundene  Verfahren 
zur  Herstellung  von  Gussstahl  durch  Umschmel- 
zung:  von   Cement-  oder  Herdfrischstahl    kost- 
spieliof  war,  so  war  die  Industrie  besonders  bei 
den  Massenproduktionen   auf  die  Verwendung 
von  Schmiedeeisen   angewiesen,  während  nun- 
mehr die  Verwendung  von  Stahl  ganz  allgemein 
wnrde.     Damit   war  eine  völlige  Umwälzung 
<ler  Eisenindustrie    sowie  eine  ungeahnte  Aus- 
dehnung derselben   hervorgerufen.     Sie   wurde 
noch  gefördert  durch  die  rasch  folgenden  anderen 
Erfindungen«  die  Herstellung  des  Flammenofen- 
diuiseisens,   in   grösserem   Massstabe   1865   von 
Martin  eingeföhrt,  die  Ausbildung  des  Bessemer- 
verfahrens durch  Thomas  und  Gilchrist  (1879), 
wodurch   auch    phosphorhaltiges   Roheisen   zur 
Eriengung   von  Flussstahl  verwendbar  wurde, 
die  Emführune  des  Siemens  Regenerativsystems 
1800),  wodurch  sehr  hohe  Temperaturen  erzeugt 
werden   und  Brennmaterialien    aller  Art   ver- 
wendet werden  können. 

Anf  diesem  Boden  hat  sich  nun  in  den 
letzten  40  Jahren  die  Eisenindustrie  bei  dem 
wachsenden  Bedarf  von  Eisen  und  Stahl  für 
Eiienbahnen,   Dampfschiffe   und    die   zahllosen 


Maschinen  der  modernen  Technik  in  ungeahntem 
Masse  entwickelt.  Allerdings  traten,  wie  die 
folgenden  Seiten  zeigen,  in  der  Produktion 
wiederholt  Rückschläge  ein,  aber  immer  wieder 
wurde  sie  vergrössert,  und  mit  fortwährend 
wachsendem  Erfolge  geht  das  Bestreben  der 
Produzenten  dahin,  möglichst  billig  und  rasch 
Massenerzeugungen  auszuführen.  Deshalb  wächst 
die  Grösse  der  Hochöfen,  da  dadurch  an  Brenn- 
material bedeutende  Erspaningen  gemacht  wer- 
den, deshalb  sucht  man  die  Campagne  zu  ver- 
längern, die  Gichtgase  zu  verwerten  u.  s.  w. 
Infolge  dieser  Massenerzeugung  einerseits  und 
der  verbesserten  Verkehrsmittel  andrerseits 
werden  vielfach  die  kleineren  Betriebe  teils 
freiwillig,  teils  gezwungen  aufgelassen  und  macht 
sich  bereits  eine  Koncentrierung  der  Produk- 
tion geltend ,  welche  auch  über  die  Staatsgrenzen 
hinausgreift  und  in  ihrem  Fortgange,  wie  es 
scheint,  nur  durch  die  Zölle  aufgehadten  wird. 


n. 

Statistik. 

A.  Roheisenproduktion.  1.  Gross- 
britannien mit  Irland.  2.  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika.  3.  Deutsches  Reich.  4.  Oester- 
reich-Ungam.  5.  Frankreich.  6.  Belgien.  7. 
Schweden.  8.  Russland.  9.  Spanien.  10.  An- 
dere Länder.  11.  Uebersicht  der  Weltproduktion. 
B.  Roheisenverarbeitung  und  -ver- 
brauch. 12.  Produktionsmengen  von  Schweiss- 
eisen  und  Stahl.  13.  Die  Verwendung  von  Eisen 
für  Schiffe   und   Bahnen.     14.  Betriebsstätten. 

15.  Handel.    16.  Verbrauch. 

A.  Roheisenprodnktioii. 

1.  Grossbritannien  mit  Irland.  Weit- 
aus die  grosste  Menge  von  Koheisen  wurde 
bis  in  die  jüngste  Zeit  herauf  von  Gross- 
britannien erzeugt.  Erst  in  den  letzten 
Jahren  haben  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  eine  grössere  Produktion.    Bis  ins 

16.  Jahrhundert  stand  aber,  wie  bemerkt, 
die  englische  Eisenproduktion  hinter  jener 
von  Deutschland  zurück.  Am  Ausgange 
ienes  Jahrhunderts  und  im  17.  Jahrhundert 
kam  sie  erst  in  Aufschwung,  teils  infolge 
der  Zuwanderung  von  Arbeitern  aus  den 
spanischen  Niederlanden  und  dem  Deutschen 
Reiche,  teils  infolge  des  Niederganges  der 
Industrie  in  diesen  Ländern  wäJirend  der 
niederländischen  Freiheitskriege  und  während 
des  30  jährigen  Krieges.  Da  aber  ein  gros- 
ser Holzmangel  herrschte,  erzwang  auch 
das  streng  festgehaltene  Prohibitivsystem 
nur  eine  massige  Zunahme  dieser  Industrie. 
Erst  durch  die  Anwendung  der  Steinkohle 
als  Feuerungsmaterial  (1740)  und  die  Ein- 
fühnmg  des  Cylindergebläses  (1760)  er- 
gaben sich  grössere  Produktionsmengen,  die 
freilich  nach  modernen  Begriffen,  wie  die 
folgende  Tafel  zeigt,  noch  immer  klein 
waren,  nicht  viel  grösser  als  das  Ergebnis 
eines  einzigen  modernen  Hochofens.    Noch 
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im  Jahre  1768  bestanden  in  Staffordshire 
erst  9  Steinkolilenhochöfen  und  im  übrigen 
England  24  Holzkohlen-  und  44  Steinkohlen- 
hochöfen. Erstere  hatten  die  grüsste  Pro- 
duktion, etwa  15  Tonnen  per  \Voche.  Im 
allgemeinen  war  aber  die  Ausbringimg  eines 
Hochofens  im  Jahre  weit  unter  500  Tonnen 
und  die  Gesamtproduktion  betrug  etwa 
20000  Tonnen. 

Mit  der  Anwendung  der  Wattschen 
Dampfmaschine  seit  den  80  er  Jahren  und 
mit  der  Erfindung  des  Puddelprozesses 
durch  H.  Gort  (1783)  nahm  die  Industrie 
einen  neuen  Aufechwung.  1788  bestehen 
schon  85,  1796  121  Hochöfen,  und  die  Pro- 
duktion steigt  auf  68  000  resp.  125  000  Tonnen. 
Die  1825  trotz  des  Protestes  der  Hütten- 
besitzer durchgesetzte  Zollerniedrigung  hat 
die  englische  Industrie  nicht  geschädigt. 
Freilich  boten,  wie  erwähnt,  die  in  diese 
Zeit  fallenden  Erfindungen,  insbesondere  die 
der  Lokomotive,  reichlich  Anlass  zur  Aus- 
dehnung der  Eisen  Produktion.  So  betrug 
die  Roheisenerzeugung  1827  schon  690000 
Tonnen,  1840  aber  bereits  1  396  400  Tonnen. 
Noch  kräftiger  war  die  Entwickelung  in 
den  40  er  und  50  er  Jahren  unseres  Jahr- 
himderts,  als  der  ELsenbahnbau  in  Europa 
und  Amerika  allgemeiner  wurde  und  die 
Zahl  der  zu  den  verschiedensten  Zwecken 
verwendeten  Maschinen  fortwährend  zunahm. 
Seit  1740  betrug  im  vereinigten  Königreiche 
die 

Roheisenproduktion 

in  Tausend  Tonnen  engl,  k  1016  kg. 


Jahr 

1740 

7 

1750 

lO 

1760 

IS 

1770 

20 

1780 

40 

1790 

68 

1800 

IS8 

1810 

30s 

1820 

400 

1830 

700 

1840 

1396 

1850 

2250 

1855 

3218 

1860 

3827 

1865 

4819 

1866 

4524 

Jahr 

1867  4761 

1868  4970 

1869  5446 

1870  5964 

1871  6627 

1872  6742 

1873  6566 

1874  5991 

1875  6365 

1876  6556 

1877  6609 

1878  6381 

1879  5995 

1880  7749 

1881  8144 

1882  8587 


Jahr 

1883  8529 

1884  7812 

i8a5  7415 

1886  7010 

1887  7560 

1888  7999 

1889  8323 

1890  7904 

1891  7406 

1892  6709 

1893  6977 

1894  7427 

1895  7703 

1896  8660 

1897  8817 

1898  8681 


Danach  ist  offenbar  im  Zusammenhang 
mit  dem  Aufschwünge  der  Eisenindustrie 
in  den  anderen  Staaten  Europas  und  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in  der 
englischen  Roheisenproduktion  ein  gewisses 
Nachlassen  der  Energie  der  Entwickelung 
unleugbar.  In  den  13  Jahren  von  1827  bis 
1840  hatte  sich  die  Produktion  fast  ver- 
doppelt, in  den  folgenden  25  Jahren  einer 
nahezu  imunterbrochenen  Zunahme  hat  sie 
sich  mehr  als  verdreifacht,  in  den  weiteren 
25  Jahren  bis   1890  aber  nur  um  64®/o  er- 


höht. Seit  1865  hat  sich  fünfmal  ein  be- 
deutender Rtickgang  der  Produktion  ein^re- 
steUt,  1866,  1873,  1878,  1883  und  189o. 
Der  Hochstand  von  1882  wurde  erst  1S96 
überholt,  und  die  jährliche  Zunahme  vom 
tiefsten  zum  höchsten  Stande  betrug  IS^»» 
bis  1889  6,3,  1892—1897  6,2  «/o.  Dagegen 
nahm  die  Produktion  von  1877 — 1887  luu 
14,5,  von  1887—1897  um  16,4%  zu. 

Gleichwohl  ist  die  Roheiseuproduktioii 
der  Ausbeutung  der  englischen  Eisenberg- 
werke weit  vorangeeilt.  1855  belief  sich 
nämlich  die  englische  Produktion  von  Eisen- 
erzen bereits  auf  9554000  engl.  Tonnen,  und 
erst  1882  wurde  nahezu  die  doppelte  Menge, 
nämlich  18031957  Tonnen,  gewonnen.  In 
den  folgenden  11  Jahren  1882—1893  war 
der  Rückgang  fast  konstant,  und  betrug  fast 
Vs  der  82  er  Produktion,  denn  1893  wimlen 
mu-  11203476  Tonnen  Erz  gefördert.  Seit- 
her ist  die  Erzgewinnung  wieder  gewachsen. 
1897  und  1898  betrug  sie  aber  doch  nur 
13787878  resp.  14176938  Tons.  In  fünf- 
resp.  vierjähiigen  Durchschnitten  betrug  die 
Jahresproduktion  von  Eisenerz 

in  Tausend  engl.  Tonnen 

1855—59  9106  1880—84  1740; 

1860—64  8391  1885-«  143^3 

1865—69        10255  1890—94  1228S 

1870—74        15342  1895—98  13  5;7o 

1875—79        15  891 

Die  Ursachen  fiir  diese  Erscheinung  sind 
nicht  nur  in  der  sorgfältigeren  Ausnutzung 
der  Erze,  sondern  auch  in  der  verhällnis- 
mässig  px)ssen  Kostspieligkeit  der  englischen 
Erzgewinnung  und  in  den  niedrigen  Fracht- 
sätzen zur  See  zu  suchen,  wodurch  die  Zu- 
fuhr reichhaltiger  ausländischer  Erze,  ins- 
besondere aus  Spanien  und  Afrika  immer 
lohnender  w^ird.  In  der  That  ist  bei  einem 
ganz  geringen  Export  (1867  2588  Tons)  die 
Einfuhr  von  fremden  Eisenerzen  seit  187(.»  ' 
fast  auf  das  30  fache  gestiegen.  Sie  betnig  ■ 
nämlich  I 


,    .  1000 

in  den  en^l. 

Jahren  Tonnen 

1870  208 


1876 
1880 
1882 
1885 
1886 


672 

2633 
3285 
2823 
2878 


.     ,  1000 

in  den  engl. 

Jahren  Tonnen 

1887  3766 

1888  3562 

1889  4031 

1890  4472 

1891  3181 

1892  3781 


in  den       engl. 
Jahren     Tonnen 
4066 


1894 
1895 
1896 
1897 
1898 


4414 
4450 

5438 
5969 
546S 


Aus  Spanien  allein  (hauptsächlich  über 
Bübao)  wurden  1889  3,63,  1895  3,81,  lSt^7 
5,07,  1898  4,68  Millionen  Tonnen  eingeführt. 
Das  auf  Roheisen  verarbeitete  Erz  belief 
sich  mit  Einschluss  des  Erzes  von  Eisen- 
pyriten 1897  und  1898  auf  je  20,2  Millionen 
engl.  Tonnen.  Mehr  als  25  ^/o  dieses  Kon- 
sums wurden  in  diesen  Jahren  durch  aus- 
wärtige Erze  bestritten,  während  im  Jahre 
1879  dieser  Anteil  7®/o,   später  regelmässig 
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13-170/0  und  im  Jahre  1887  22  und  1889 
20^*0  betrug. 

Den  Entwickelnngsgang  der  Eisenindustrie 
kennzeichnen  besonders  zutreffend  die  jährlichen 
Schwankungen  der  Anzahl  der  thätigen  Hoch- 
rlen  und  ihrer  Leistung.  Früher  ging  die  Ver- 
mehrung der  ersteren  mit  der  Zunahme  der 
Produktion  Hand  in  Hand,  seit  1872  nimmt 
abtr  die  Zahl  der  thätigen  Hochöfen  fast  be- 
ständig ab,  sowohl  bei  wachsender  als  auch  bei 
fallender  Ptoduktion.  Wie  folgende  Tafel  lehrt, 
aat  eben  seit  1860  die  Leistungsfähigkeit  des 
einzelnen  Hochofens  ganz  ausserordentlich  zu- 
irenommen.  Heutzutage  ist  die  Jahresproduk- 
tion eines  Hochofens  mehr  als  30  mal  so  gross 
ak  7or  100  Jahren  und  mehr  als  3  mal  so  gross 
dls  vor  30  Jahren.  Dadurch  ergiebt  sich  weiter- 
hin eine  Centralisation  der  Erzeugung,  die 
ilirekt  den  Kleinbetrieb  vernichtet  und  zur  Mo- 
Ef'pi)lisiemng  führt. 

DnTChscbnittlicbe  Pro- 
Zahl  der  Hochöfen        duktion  eines  Hoch- 
im  Betriebe  ofens  per  Jahr  In 

engl.  Ton. 
582  6  574 

618  7  384 

551  8640 
664  8  979 
702  9  603 
683  9613 
585  II  120 
497  12063 
567  13  667 
565  14415 
570                            15064 

552  15452 
476  16  411 
434  17086 
399  17  568 
405  18666 
425  18  8.21 

445  18  703 

414  18  851 

376  19697 

362  18  534 

327  21336 

325  22  853 

344  22  394 

373  23216 

380  23  149 
298                      ca.  29  600 


Jahr 
1860 

im 

1867 
1870 
1K72 
1873 
1876 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1M88 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 


1898 


Weitaus  die  grosste  Menge  von  Eisenerzen 
11897  41,2,  18ö8  40,8*/o  der  Gesamtförderung) 
"»ird  gegenwärtig  in  dem  Distrikt  North  Riding 
^onYorkshire  gewonnen;  1888:6395942,  1897: 
5679153,  1898:  6780109  en^l.  Tonnen.  Hier, 
<lann  in  Northamptonshire,  Lincolnshire,  North- 
'^laffordahire,  Cumherland,  Lancashire  und  Schott- 
land werden  cnt  9  Zehntel  der  Eisenerze  Gross- 
Wtenniens  (1897  12,65  Millionen  Tonnen  oder 
5|l,7®o  der  Gesamtproduktion)  gefördert.  In 
^^.hotüand  ist  die  Eisenerzförderung  von  3  Mil- 
lionen Tonnen  im  Jahre  1871  auf  936850  und 
®4219  in  den  Jahren  1897  und  1898  gesunken. 
Trotzdem  behauptet  Schottland  nach  Cleveland 
Torkahire-North  Riding)  den  ersten  Rang  in 
•ier  Roheisenerzeugung;  danach  erst  folgen 
Durham,  West-Cumberland  und  Lancashire. 
IHe  drei  erstgenannten  Gebiete  zusammen  pro- 
dimeren  fast  die  Hälfte  der  Gesamtmenge.  1898 
»zeugte  man  in  Cleveland  2091840,  in  Schott- 


land 1190264,  in  Durham  1086258  in  West- 
Cumberland  835801,  in  Lancashire  737751  engl. 
Tonnen  Roheisen. 

Trotz  des  Rückganges  der  Eisenpreise  blieb 
der  Wert  der  Roheisenproduktion  immer  sehr 
bedeutend.  Der  Hochpreis  des  Roheisens  von 
1890  Hess  ihn  so^ar  die  Höhe  von  1882  über- 
treffen, nnd  die  seit  1892  anhaltende  Preissteige- 
rung des  Roheisens  lässt  ihn  beständig  wachsen. 
Es  betrug  nämlich  der  Wert  der  gesamten  Roh- 
eisenproduktion am  Produktionsorte: 


im 
Jahre 
1869 
1870 
1872 
1875 
1878 
1879 
1880 


1000 
£ 
13  614 
14909 
18540 
15646 

16  155 
14988 

19373 


im 
Jahre 
1882 
1885 
1886 
1887 
1888 


1890 


1000 

£ 

24043 

17303 

15889 

17765 
14798 
20391 
24  141 


im 
Jahre 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


1000 
£ 

19441 
17276 
15898 
17083 
18464 
20697 
21  161 


Während  also  die  Roheisenpreise  im  letzten 
Decennium  um  30 — 40  Prozent  niedriger  waren 
als  im  Decennium  1867/77,  belief  sidi  der  Ge- 
samtwert der  Produktion  im  Jahresdurchschnitte 
1868/77  auf  15854500  £,  1878/87  auf  18699600  £ 
und  1888/97  auf  18935000  £,  so  dass  der  Preis- 
fall durch  das  Wachstum  der  Produktion  über- 
boten erscheint. 

2.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 
Einen  noch  mächtigeren  Aufschwung  nahm 
in  unserem  Jahrhundert  die  Eisenindustrie 
in  den  Vereinigten  Staaten.  Bereits  im  17. 
Jahrhundert  und  zwar  zuerst  in  Virginia 
(1620)  wurden  Bergwerke  zahlreich  eröffnet, 
doch  zeigte  sich,  dass  die  amerikanischen 
Erze  von  sehr  verschiedener  Güte  sind  und 
neben  grossem  Eisengehalte  auch  einen 
CTösseren  Gehalt  von  Phosphor  aufweisen. 
Dadurch  waren  diese  Erze  bis  in  die  jüngste 
Zeit  für  die  Stahlerzeugung  kaum  verwend- 
bar, und  deshalb  ist  in  jüngster  Zeit  ein  be- 
sonderer Aufschwung  der  amerikanischen 
Eisenindustrie  eingetreten,  als  man  ein  bil- 
liges Verfahren  zur  Ausscheidung  des  Phos- 
phors kennen  gelernt  hatte. 

Andrerseits  war  die  amerikanische  Eisen- 
industrie durch  den  Holzreichtum  des  Landes 
und  späterhin  durch  die  Erschliessung  der 
Anthracitlager  in  Pennsylvannien  von  der 
Natur  wesentlich  begünstigt.  Die  Roheisen- 
produktion nahm  daher  auch  im  18.  Jahr- 
hundert einen  kräftigen  Aufschwung,  so  dass 
1750  bereits  300  Shorttons  ä  907  kg  aus- 
geführt werden  konnten.  Den  grössten  An- 
stoss  zur  Entfaltung  erhielt  die  Industrie  in 
unserem  Jahrhundert  durch  die  Einfühnmg 
der  Eisenbahnen,  für  die  das  Eisenmateri^ 
anfänglich  vorwiegend  importiert  wiude, 
während  gegenwärtig  und  insbesondere  seit 
der  Einführung  des  Sessemer  Prozesses  das- 
selbe zum  weitaus  grössten  Teile  durch  die 
inländische  Produktion  beschafft  wird.  Die 
dadurch  hervorgerufene  Zunahme  der  Roh- 
eisenproduktion zeigt  folgende  Tafel: 

30* 
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Roheisenproduktion  in  tausend  engl.  Tonnen 


im 

im 

im 

Jahre 

Jahre 

Jahre 

1850 

574 

1879 

2742 

1889 

7604 

1855 

700 

1880 

3835 

1890 

9203 

1860 

821 

1881 

4  144 

1891 

8280 

1865 

832 

1882 

4623 

1892 

9157 

1870 

1666 

1883 

4596 

1893 

7  125 

1873 

2  561 

1884 

4098 

1894 

6657 

1875 

2024 

1885 

4045 

1895 

9446 

1876 

1869 

1886 

5683 

1896 

8623 

1877 

2067 

1887 

6417 

1897 

9653 

1878 

2301 

1888 

6490 

1898 

II  774 

Die  Produktion  hat  sich  somit  von  1850 
bis  1864,  dann  wieder  bis  1872,  von  1872 
bis  1886  und  von  1886  bis  1898,  also  4mal 
verdoppelt  und  ist  gegenwärtig  bedeutend 
gi^'jsser  als  die  britische.  Diese  enorme 
Zunahme  ging  weit  über  die  der  inländischen 
Erzförderung  hinaus,  so  dass  seit  1870  eine 
beträchtiiche  Einfuhr  von  fremden,  insbe- 
sondere cubanischen  Eisenerzen  stattfindet. 
Bei  einer  verschwindenden  Ausfuhr  heimi- 
scher Erze,  1882  4653,  1889  8,  1898  11537 
Ton.,  betrug  der  Import  von  Eisenerzen 

im  Fiskal-     tausend       im  Fiskal-    t ansend 


jähre 

engl.  Ton. 

jähre 

engl.  Ton 

1870 

17 

1892 

1004 

1875 

73 

1893 

683 

1880 

493 

1894 

219 

1885 

426 

1895 

262 

1887 

"94 

1896 

776 

1890 

1157 

1897 

543 

1891 

956 

1898 

352 

Aehnlich  wie  in  Grossbritannien  ffeht  die 
Vermehrung  der  Produktion  mit  einer  beträchtr 
liehen  Verminderung  der  Hochöfen  und  mit 
einer  enormen  Vermehrung  ihrer  Leistungsfähig- 
keit Hand  in  Hand.  Es  befanden  sich  nämlich 
am  Jahresschluss  im  .Betriebe 


im 

Hoch- 

im 

Hoch- 

im 

Hoch- 

Jahre 

öfen 

Jahre 

öfen 

Jahre 

Öfen 

1873 

410 

1887 

339 

1893 

137 

1875 

293 

1888 

332 

1894 

185 

1876 

236 

1889 

344 

1895 

242 

1880 

446 

1890 

311 

1896 

159 

1884 

236 

1891 

313 

1897 

191 

1885 

276 

1892 

253 

1898 

202 

Die  durchschnittliche  Jahresleistung  eines 
Hochofens  hat  sich  ausserordentlich  erhöht.  Sie 
betrug  1873  6346,  1889  18408,  1898  58290 
Tonnen.  Die  Leistungsfähigkeit  der  Ende  1898 
im  Betrieb  gestandenen  Oefen  wird  mit  durch- 
schnittlich 69700  Tons  im  Jahr,  oder  12,87  Mil- 
lionen Tons  im  Ganzen  angegeben,  so  dass, 
selbst  abgesehen  von  den  vielen  im  Bau  be- 
griffenen und  unthätig:en  Hochöfen,  die  ameri- 
kanische Eisenindustrie  wesentlich  mehr  Roh- 
eisen erzeugen  könnte  als  selbst  1898.  Noch 
schwankender  und  neuestens  stets  grösser  als 
die  Zahl  der  thätigen  Hochöfen  ist  die  Zahl  der 
Hochöfen  ausser  Betrieb.  Sie  betrug  1873  247, 
1876  476,  1880  255,  1884  433,  1890  251,  1893 
381,  1897  232,  1898  212. 


Die  Erzproduktion  der  Union  koncentrien 
sich  in  den  Staaten  Michigan,  Wisconsin  nud 
Alabama,  die  1896  5,80  resp.  4,35  und  2,07  Mil- 
lionen Metr.  Tonnen  Eisenerz,  somit  Dreiviert«-! 
der  Gesamtproduktion  per  16,26  Millionen  metr. 
Tonnen  föraerten.  Die  grösste  Roheisenproduk- 
tion hat  dagegen  Pennsylvanien,  wo  in  din 
Jahren  1886,  1890,  1897  32,76  resp.  41,90  nnd 
46,81  Millionen  engl.  Tonnen  Anthracitkohle  er- 
fordert und  in  den  Jahren  1886,  1890,  1897  und 
1898  2,94  resp.  4,42,  4,63  und  5,54  MiUionen 
engl.  Tonnen  Roheisen  produziert  wurden.  Ausser- 
dem haben  noch  Ohio,  Hlinois  und  Alabama  eine 
sehr  beträchtliche  Roheisenproduktion,  die  IJ^ 
1,99,  resp.  1,37  und  1,03  Millionen  engl.  Tons 
ergab.  Die  Zahl  der  thätigen  Hochöfen  betmg 
Ende  1897  in  Pennsylvania  76,  in  Ohio  33,  in 
Illinois  15  und  in  Alabama  19. 

3.  Deutsches  Reich.  Die  uralte  deut- 
sche Eisenindustrie  wurde  im  17.  Jahrhun- 
dert mit  allen  anderen  Industrieen  und  dem 
ganzen  Wolil stand  des  Landes  durch  <lio 
fürchterlichen  Verheeningen  des  30  jährigen 
Krieges  fönnlich  ausgetilgt.  In  den  fcdgen- 
den  Zeiten  his  herein  in  unser  Jahrhundt»rt 
Hessen  die  zerfahrenen  politischen  Zustaml»*, 
die  wiederholten  inneren  und  äusseren 
Kriege,  sodann  die  inzwischen  grossgew<»r- 
denen  Industrieen  Englands,  Frania^iehs 
und  Belgiens  durch  den  Druck  ihrer  Koii- 
kuiTenz  den  Volkswohlstand  und  die  In- 
dustrieen nur  sehr  langsam  emporkomnif^n. 
Dazu  trat  noch  eine  gewisse  Schwerfälli«:- 
keit  in  der  Aufnahme  und  Anwendung  von 
technischen  Erfindungen  und  Verbesserungen, 
welche  insbesondere  für  die  Eisenindustrie 
verhängnisvoll  wurde.  So  ward  der  erete 
Steinkolüenhochofen  auf  deutschem  Boden 
erst  1796  (in  Gleiwitz)  in  Betrieb  gesetzt. 
Aber  auch  dieses  späte  Beispiel  fand  s> 
wenig  Nachahmung,  dass  selbst  1847  von 
den  227  in  Betrieb  befindlichen  Hochofen 
Preussens  erst  32  Steinkohlen  verwendeten. 
Aehnlich  wie  der  Steinkohlenbetrieb  faml 
auch  die  Verbessenmg  des  Gebläses,  der 
Puddelprozess  und  \ie\es  andere  nur  syiit 
und  langsam  Eingang.  Ausserdem  verhin- 
derten schlechte  Verkehrswege  den  Umsatz 
und  erschwerte  die  Anlage  der  Hüttenwerke 
in  der  Nähe  von  Wäldern  und  starken 
Wasserkräften  vielfach  ebenso  sehr  den  Al>- 
satz  als  den  Uebei^ng  zum  Steinkohlen- 
betrieb. Daher  kam  es,  dass  noch  in  den 
40  er  Jahren  die  Roheisengewinnung  im 
deutschen  Zollvereine  kleiner  war  aJs  in 
Belgien  und  Frankreich  und  dass  erst  in 
den  60  er  Jahren  die  Produktion  des  letzteren 
Staates  übertroffen  wurde,  so  dass  gegen- 
wärtig die  deutsche  Roheisenprodiiktion  die 
drittgrösste  der  Erde  ist. 

In  der  Uebergangsperiode  der  30  er  und 
40  er  Jahre  betrug  die  Roheisenproduktion 
in  Preussen,  Nassau  und  Sachsen,  welclw 
zusammen  ^h  der  Gesamtproduktion  de:* 
deutschen  Zollvereins  erzeugten,  und  zwar  in 
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im  Jahre 

1829  93,0 

1833  120,0 

1838  134,0 

1840  154,7 

1843  152,4 

1844  139,3 
1847  206,5 

Im    deutschen 

Dt^utschen  Reiche 


Preussen        Nassau         Sachsen 
in  Millionen  ZoUpfnnd 

-  6,84 

ca.  15,0  8,15 

10.0  7,50 

21.5  10,57 
32,3  11,59 

28.6  11,53 

30.1  13,11 
Zollvereine     bezw.    im 

mit   Luxemburg    betrug 


«lagegen  die  Roheisenproduktion  i) 

iJahre  Mill.kg  LJahre  MiJl.kg  iJahre  Mill.kg 


1840 
1850 
1855 
1860 
1864 
1865 
1866 
1S67 
1868 
1869 
1870 
1871 
1872 


143 
208 

306 

529 

905 

98S 

1047 

I  114 

I  264 

14»3 

1391 

I  564 

I  9S8 


1873 
1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 


2  241 

1  906 
2029 
1846 

1933 

2  148 
2227 
2  729 
2914 
3381 
3470 
3601 
3687 


1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
18% 
1897 
1898 


3529 
4024 

4  337 
4525 
4659 
4641 

4  937 
4986 
5380 
5465 
6373 
6  881 

7403 


Seit  1840  befindet  sich  somit  die  deutsche 
Röheisenproduktion  in  einem  beständigen  Wachs- 
mm.  welches  nur  in  den  Jahren  1874,  1876  und 
lb86  unterbrochen  wurde.  Von  1840  bis  1870 
iäX  sie  auf  das  10  fache  angewachsen.  Fast  in 
jetiem  Decennium  hat  sie  sich  verdoppelt.  In 
den  letzten  5  Jahren  von  1893  bis  1898  nahm 
*ie  um  mehr  als  48%,  jährlich  um  mehr  als 
9%  zu.  Dieser  grossen  Zunahme  der  Roheisen- 
produkaon  st«ht  jene  der  Erzgewinnung  eben- 
bürtig gegenüber.  Sie  betrug  nämlich  1850  und 
1860  erst  838*  resp.  1400«  MiU.  kg,  1890  und 
1897  aber  11406  und  15466  Mill.  kff.  Sie  ist 
jetzt  nahezu  so  gross  wie  in  den  vereinigten 
Staaten  und  grösser  als  in  Grossbritannien. 
Ihre  Entwickelung  zeigt  folgende  Tafel: 


im  Jahres- 
durchschnitt 
1861-65 
im— 10 
1871-75 
187^-80 
1881-85 
1886-90 
l«91-95 
im  Jahre 

18^ 

1885 

1886 


MiU.  kg 
2406 

3564 
5262 
5650 

8557 
10183 
U677 

9006 
9158 
8486 


im  Jahre      Mill.  kg 


1887 
1888 
1889 
1890 
1891' 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


9351 
10664 
II  oio 
II  406 
10658 

II  539 
II  458 
12392 
12350 
14  162 
15466 


.allerdings  hat  Deutschland  eine  ständige 
Einfuhr  von  Eisenerzen,  die  schon  in  den  80  er 
Jahren  sich  auf  1000  Mill.  kg.  hob  und  in  diesem 
iJecennium  beständig  wuchs,  so  dass  1897  be- 
mts  3186  Mill.  kg.  importiert  wurden,  aber 
äie$er  Einfuhr  steht  eine  ebenso  ständige  Aus- 
fuhr Yon  Eisenerzen  gegenüber,  die  mit  Aus- 
nahme des  Jahres  18*0  st^ts  grösser  war  als 
iie  Einfuhr.  Da  die  Einfuhr  rascher  zunimmt 
als  die  Ausfuhr,   ist  in    der  letzten  Zeit  die 

')  Für  1840—1859  ohne  Gussroheisen. 


Mehrausfuhr,  wie  folgende  Tafel  zeigt,  stark  im 
Rückgang  gewesen  und  1898  durch  eine  Mehr- 
einfuhr abgelöst  worden.    Die  Mehrausfuhr  be- 
lief sich  auf 
i.Jahre  Mill.kg  i.Jahre  Mill.kg  i.Jahre  Mill.kg 


1866 
1876 
1880 
1885 
1886 
1887 


78 
473 
656 
919 
1020 
709 


1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 


1049 

945 
686 

576 
620 
780 


1894  466 

1895  463 

1896  55 

1897  45 
Mehreinfuhr : 

1898  583 


Auch  in  Deutschland  ist  das  Wachstum  der 
Produktion  mit  einer  Koncentration  letzterer 
verbunden,  wodurch  die  Zahl  der  Betriebe  stetig 
vermindert  wird.  Nach  den  offiziellen  Aus- 
weisen betrug  die  Zahl  der  in  Betrieb  stehenden 


im  Jahres- 

Haupt- und 

Haupt-  ui 

durch- 

Neben- 

im Jahre 

Neben- 

schnitt 

betriebe 

betriebe 

1871—75 

218 

1890 

108 

1876-80 

142 

1891 

109 

1881—85 

134 

1892 

109») 

im  Jahre 

1893 

103») 

1886 

119 

1894 

102») 

1887 

HO 

1895 

104 

1888 

III 

1896 

106») 

1889 

108 

1897 

108 

Auch  die  Zahl  der  Hochöfen  ging  zurück. 
1873  wurden  360  betrieben.  Bis  1879  sank  ihre 
Zahl  bis  auf  210  herab.  Wie  die  folgende  Tafel 
zeigt,  sind  sie  in  den  nächsten  Jahren,  dann  1889, 
18^  wieder  zahlreicher  geworden ,  verminderten 
sich  jedoch  weiter  hin  sehr  stark  und  erhöhten 
ihre  Zahl  erst  wieder  seit  1894.  Ihre  Leistun- 
gen haben  sich  dagegen  fortwährend  vermehrt. 

Zahl 
der 


Jahr 

1880 
1882 
1885 
1888 
1889 
1890 
1891 


Zahl     Jfthres- 

j^«    Produktion 

^^^         eines 

Hochofen 

in  Betrieb  inlOOOkg 


246 
261 
229 
211 
213 
222 
218 


11  093 

12  570 
I7813 
20555 
21  241 
20985 
21  290 


Jahr 

1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


Jahres- 
produktion 
eines 
Hochofen 
in  Betrieb  inioookg 
215       22  965 


204 
208 
212 
229 
242 


24441 
25865 
26002 
27828 
28436 


Mül.  Mark    Im  Jahre     Mill.  Mark 


Aehnlich  wie  in  England  ist  der  Wert  der 
Roheisenproduktion  trotz  der  Preisschwankungen 
infolge  der  steigenden  Produktionsmenge  im 
allgemeinen  und  ganz  besonders  in  den  letzten 
Jahren  gewachsen.  1896  ist  er  schon  höher  als 
selbst  1890.    Er  betrug 

Im  Jahres- 
durch- 
schnitt 
1861—65 
1866—70 
1871—75 
1876—80 
1881—85 
1886-90 
1891—95 
im  Jahre 
1886 
1887 


70,5 

95,0 

181,0 

123,4 
175,7 
197,0 
229,3 

142,3 
166,4 


1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


191,3 
217,4 
267,6 

232,4 
229,3 
216,3 
231,6 

237,0 
299,7 
350,2 


»)  1892,   1893,  1894  und  1896  wurde  Roh- 
eisen im  Nebenbetriebe  nicht  gewomien. 
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4.  Oestorreich-Ungarn.  In  den  öster- 
reichischen AJpenländern  wiu*de  die  Ge- 
winnung und  Yerarbeitung  des  Eisens  schon 
vor  der  Römerherrschaft  betrieben.  Unter 
dem  Schutze  derselben  dehnte  sie  sich 
weiter  aus;  in  den  Stürmen  der  Völker- 
wanderung jedoch  scheint  der  Betrieb  ^anz 
verschwunden  zu  sein.  Erst  im  Beginne 
des  8.  Jahrhunderts  berichten  die  Chroniken 
von  der  Ei-richtung  der  Eisenwerke  in  den 
Alpenländern.  Ton  hier  kam  die  Kenntnis 
des  Bergwerks-  und  Hüttenbetriebes  nach 
Böhmen,  Mähren  und  Schlesien.  In  beiden 
Gebieten  entwickelte  sich  die  Eisenindustrie 
im  Mittelalter  zu  einer  verhältnismässig 
hohen  Blüte.  Das  Vordringen  der  Türken 
nach  Europa  störte  jedoch  schon  im  15. 
Jahrhundert  den  Handel  und  verringerte 
den  Absatz  nach  dem  Osten.  Die  Hussiten- 
kriege, die  religiösen  Wirren  mit  den  Pro- 
testantenaustreibungen, der  30  jährige  Krieg, 
die  zahllosen  Tilrkeneinfälle,  die  lange  Reihe 
der  Kriege  im  17.,  18.  und  im  Anfange  des 
19.  Jahrhunderts  verminderten  die  Volks- 
zahl, erhöhten  die  schwere  Last  der  Steuern 
und  Abgaben,  vernichteten  den  Volkswohl- 
stand und  verninderten  die  Pflege  der  Werke 
des  Friedens.  Dadurch  kam  auch  die  Eisen- 
industrie in  Verfall  und  konnte  sich  nur 
langsam  mid  spät  wieder  erheben,  zumal 
durch  die  Jahrhunderte  alte  Not  die  geistige 
Regsamkeit  und  Spannkraft  der  Bevölkerimg 
empfindlich  gelitten  hatte.  So  kam  es,  dass 
während  im  Mittelalter  die  Eisenindustrie 
in  den  Alpenländern  eine  der  bedeutend- 
sten war,  gegenwärtig  Oesterreich-Ungani's 
Eisenprodiiktion  weit  übertroffen  wird  von 
der  oioer  Anzahl  anderer  Staaten.  In  den 
verflossenen  Jahi*hunderten  wuitlen  die  Ver- 
besserungen des  Betriebes  rasch  angenom- 
men, in  der  neueren  Zeit  war  dies  nicht 
der  Fall,  teilweise  wai*  es  überhaupt  un- 
möglich. So  zählen  die  Gewerke  in  den 
Alpenländern  zu  den  eraten,  welche  die 
Wasserkraft  der  Eisenindustiie  dienstbar 
machten  und  die  rechtliche  Organisation  der 
Industrie  durchführten.  1439  erscheinen 
bereits  urkundlich  die  Radwerke  in  der 
Steiermark.  So  vollzog  sich  auch  der  Ueber- 
gang  zur  Roheisenj)roduktion  in  Steiermark 
schon  in  der  Mitte  des  15.  Jalirhunderts ; 
wenigstens  wird  im  Jahre  1448  von  steier- 
märkischeu  Eisenhütten  als  Plaahäusern  und 
von  ihrem  Erzeugnis  als  Rauhoisen  be- 
richtet. Umgekehrt  fanden  die  modernen 
technischen  Verbesserungen  spät,  erst  in 
den  letzten  Jahrzehnten  Aufnahme,  und 
speciell  der  Uebergang  zum  Steinkohlenbe- 
trieb war  diu-ch  die  weit  von  einander  ge- 
trennte Lagerung  der  Erze  einerseits  und 
der  SteinkoTilen  andererseits  ausserordentlich 
erschwert.  So  sehen  wii-,  dass  schon  1767 
die    Roheisenproduktion    Steiermarks     27,9 


Millionen  Pfund  oder  15600  Metertonnen 
beträgt,  das  ist  wenigstens  ebenso  viel,  als 
die  gleichzeitige  Roheisenproduktion  Eng- 
lands ergab,  dass  sie  1827  aber  erst  auf 
45,2  und  1845  auf  73,5  Millionen  Pfimd  ge- 
stiegen ist.  Die  Produktion  nahm  auch  in 
tliesem  Jahrhundert  erst  in  den  50  er  Jahrein, 
insbesondere  infolge  der  Bahnbauten  einen 
kräftigeren  Aufschwung.  Es  betrug  nämlick 
die  Frisch-  und  Gussroheisenproduktion  in 
Oesterreich-Ungam  ^) 

i.  Jahres-  .  „  ;_ 

durch-    MiU.  kg  jXe  Mill.  kg  jXe  ^-  ^^ 
schnitte 


1819-28 

72,9 

1868 

375,1 

1883 

798,9 

1829-38 

103,4 

1869 

405,1 

1884 

734r3 

1839—48 

164,2 

1870 

403,0 

1885 

714,8 

im  Jahre 

1871 

424,7 

1886 

720,0 

1849^) 

149,3 

1872 

459,7 

1887 

704,6 

1850 

162,0 

1873 

534,6 

1888 

790,2 

la^ö 

284,6 

1874 

494,1 

1889 

855,8 

1857 

341,2 

1875 

463,1 

1890 

9654 

1860 

312,9 

1876 

400,4 

1891») 

922,8 

1862 

348,5 

1877 

387,6 

1892 

943,9 

1863 

360,4 

1878 

434,2 

1893 

985,9 

1864 

319,4 

1879 

404,2 

1894 

1075,8 

1865 

292,7 

1880 

464,5 

1895 

1131,4 

1866 

280,9 

1881 

543,6 

18^ 

1227,9 

1867 

320,0 

1882 

611,7 

1897 

1324,1 

Die  Eisenproduktion  hat  wiederholt  starke 
Hemmungen  erlitten,  insbesondere  in  den  60er 
und  70  er  Jahren,  und  blieb  dadurch  hinter  der 
deutschen  Produktion,  mit  der  sie  in  den  40er 
Jahren  auf  annähernd  gleicher  Stufe  stand,  stark 
zurück.  1867  war  die  Produktion  kleiner  als 
1857  und  1879  war  sie  kleiner  als  1869.  Nur 
in  den  Jahren  von  1850  auf  1857,  1866  auf  18?3 
und  von  1879  ab  war  die  Industrie  in  einem 
Aufschwünge  begriffen.  DieProduktionsmenge  hat 
sich  in  den  ersten  Perioden  jedesmal  verdoppelt, 
seit  1879  auf  mehr  als  das  3  fache  erhöht  In 
den  47  Jahren  seit  1850  ist  sie  beiläofig  auf 
das  8  fache  gestiegen.  In  den  6  Jahren  seit 
1891  hat  sie  um  43,5%,  also  jährlich  um  etwa 
7%  zugenommen.  Unleugbar  würde  bei  einem 
grösseren  Verbrauche  und  einer  minder  drücken- 
den Auslandskonkurrenz  die  Produktionsmenire 
bedeutend  grösser  sein,  wie  denn  auch  aus 
Oesterreich-Ungam  fortwährend  mehr  Eisenerz 
ausgeführt  als  eingeführt  wird  und  die  Mehr- 
austuhr  stets  in  Üebereinstimmnng  bleibt  mit 
den  wachsenden  oder  fallenden  ProduktionsTer- 
hältnissen.    Es  beträgt  nämlich  die 


1)  1819—59  nach  Czörnigs  Handbüchlein. 
Bis  1864  Verwaltungs jähre,  endigend  31.  X.  des 
genannten  Jahres, 

^)  Ohne  Ungarn  mit  Siebenbürgen  und  der 
Militärgrenze. 

^)  Von  1891  ab  mit  Bosnien  und  der  Her- 
zegowina, wo  1891  0,99',  1892  3,17,  1893  3,66. 
1894  3,41,  1895  3,77,  1896  10,11,  1897  15,61 
Mill.  kg.  Roheisen  erzeugt  wnirden. 
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im  Jahre 
1880 

1885 
1886 
1888 


Mehraiisfulir  in  Hill,  kg 
im  Jahre  ^)  im  Jahre 


44,52 
5,75 

14,67 
9,12 
1,58 


1889 
1890 
1891 
1892 
1893 


49,80 
110,45 
19,94 
36,44 
33,01 


1894 
1895 
1896 
1897 
1898 


56,06 

47,80 

107,36 

113,08 

124,07 


Die  Zahl  der  im  Betriebe  befindlichen  Eisen- 
hoc'hüfen  betrug  in: 


im    Oester- 
Jahre    reich 


l>s63 
18ß7 
1S73 
1H74 
1S75 
1S79 
1^S0 
I\S3 

US85 


155 

127 

141 

121 

105 

75 

78 

84 

75 
So 


Ungarn 

97 
66 
? 

86 
81 

64 
68 
61 
62 
64 


im 
Jahre 
1888 
1889 
1890 
1891 


Oester-  x-«^«,« 
reich    ^"8^*^"^ 


1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


67 
74 
73 
68 

65 
59 
61 
60 

58 

55 


46 
52 
60 
60 
56 
54 
53 
57 
56 
54 


Aach  in  Oeaterreich-Ungam  hat  sich  somit 
die  Zahl  der  angeblasenen  Hochöfen  in  der 
pnic^ten  Zeit  unter  Schwankungen  allerdings 
lortjjesetzt  vermindert.  1888  wurden  nicht  mehr 
halb  «)  viel  betrieben  als  1863,  1897  ist  nach 
einer  Torubergehenden  Vermehrung  meder  der 
Stdod  am  Ende  der  70  er  Jahre  erreicht.  Den- 
&<xh  ist  diese  Zahl  verhältnismässig  grösser  als 
in  Deutschland.  Die  durchnittliche  Leistung 
eines  Ofens  ist  eben  in  Deutschland  bedeutender 
al-»  in  Oesterreich-üngarn  sow^ohl  durch  Be- 
^rän'ligkeit  des  Betriebes  als  durch  die  Grösse 
«1er  Ofenanlage.  Nach  den  Betriebswochen  be- 
rechnet sich  die  durchschnittliche  Jahresleistung 
eines  Hochofens  in  Oesterreich  resp.  Ungarn  wie 
iolsi :  Jahresproduktion  eines  Hochofens  in  1000  kg 

im  in  in  im  in  in 

•\«iprp  Oesterreich  JJngam     Jahre  Oesterreich  Ungarn 


1S63 

1935 

1717 

1889 

10458 

S498 

ISIH 

4560 

3040 

1896 

17248 

9069 

1J:^8 

10283 

5  108 

1897 

19425 

8778 

Noch  grossere  Unterschiede  als  zwischen  den 
Durchscbmttsleistungen  eines  Hochofens  in 
C»ei!terreich  und  in  Ungarn  bestehen  in  den 
Lrytungen  der  Hochöfen  in  den  einzelnen  Staats- 
t»füen;  so  betrug  1889  resp.  1897  die  Durch- 
fciiuittsleistang  eines  Hochofens  in  Galizien  1625, 
»1847)  in  Salzburg  2447  (2179)  Metertonnen,  in 
Mähren  aber,  welches  Land  die  grösste  Produk- 
tionsziffer hat,  nämlich  166  (284)  Mill.  kg,  17680 
1^444;  Metertonnen. 

Der  Wert  der  gesamten  Roheisenproduktion 
in  Oc*terreich-Ungam  ist  auch  in  der  letzten 
Zeit  seit  1887  in  der  Zunahme  begriffen.  Er  betrug 
naih  den  Angaben  der  offiziellen  Statistik 

im  Jahres-  _    . 

durcbselmitte 

1M9-28 

1829-38 

1H39-48 

lWa-58 

18.79-68 

1869-78 

1879-88 

im  Jahre 
1880 
1884 
1885 

*)  1887  wurden  13,62  Mill.  kg  mehr  importiert.  | 


11.  fl.  ö.  w. 

im  Jahre 

Mill.  fl.  ö. 

5,18 

1887 

25,35 

7,16 

1889 

32,34 

11,81 

1890 

38,61 

18,34 

1891 

36,38 

17,72 

1892 

36,22 

21,05 

1893 

36,29 

26,56 

1894 

39,35 

1895 

41,50 

20,98 

1896 

44,42 

31,99 

1897 

48,19 

28,83 

5.  Frankreich.  Auch  in  Frankreich  ist 
die  Eisenindustrie  von  hohem  Alter.  Sie 
gelangte  insbesondere  im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert zur  Entwickelung.  Noch  beim 
Ausbruche  der  grossen  Revolution  war  sie 
in  betreff  der  Herstellung  von  Roheisen  der 
englischen  Industrie  wenigstens  ebenbürtig. 
1789  bestanden  nämlich  230  Hochöfen  und 
wurden  69  MiU.  kg  Roheisen,  mit  Einschluss 
des  Gnssroheiseiis  erzeugt,  also  ebenso  viel 
wie  in  England  im  Jahre  1790.  Infolge  der 
Unbeständigkeit  der  politischen  Verhältnisse 
seit  der  französischen  Revolution  sowie  in- 
folge der  mit  der  wachsenden  Waldver- 
wüstung steigenden  Holzpreise  und  des 
Mangels  energischer  Durchiühnmg  der  in 
Schwung  kommenden  Verbesserungen  des 
Betriebes,  blieb  die  französische  Produktion 
bald  hinter  der  englischen  zurück.  So  wur- 
den 1811  erst  114,  1819  113,  1822  111 
Mill.  kg  Roheisen,  d.  h.  kaum  \'s  der  eng- 
lischen Produktion  von  1820  erzeugt.  In 
der  That  hatte  auch  der  1782  zu  Creuzot 
missglückte  Versuch  des  Hochofenbetriebes 
mit  Steinkohlen  so  abschreckend  gewirkt, 
dass  erst  1802  wieder  Versuche  mit  Stein- 
kohlenbetrieben angeregt  win^den  und  erst 
1819  2  mit  Koks  betriebene  Hochöfen  in 
Verwendung  standen.  Unter  dem  hohen 
Schutzzolle  (seit  1816)  entwickelte  sich  die 
Eisenindustrie,  wie  die  folgende  Tafel  zeigt, 
etwas  kräftiger,  jedoch  nicht  in  dem  Masse 
wie  in  England.  Es  scheint  dies  haupt- 
säclilich  durch  die  minder  günstige  hage 
der  Steinkohlenflöze  gegenüber  den  Eisen- 
erzlagern hervorgerufen  zu  sein,  denn  in 
dieser  Beziehung  ist  Frankreich  noch  weniger 
begünstigt  als  Deutschland.  Ein  neuer 
kräftiger  Aufschwung  ergab  sich  in  den 
50  er  Jahren  mit  der  Ausdehnung  des  Eisen- 
bahnnetzes, sodann  trotz  des  Ausfalles  der 
Produktion  der  elsass-lothringischen  Werke 
in  den  70  er  Jahren.  1883  bis  1886  ist  da- 
gegen ein  bedeutender  Rückgang  eingetreten, 
welcher  durch  die  Zunalime  von  1887  bis 
1889  nicht  wett  gemacht  wurde.  Infolge 
dieser  langsamen,  teilweise  gunz  gehemmten 
Zunahme  wurde  die  französische  Eisenpro- 
duktion bereits  18G6  von  der  nordamenka- 
nischen,  18G8  von  der  deutschen  überholt 
und  betrug  1897  niu'  noch  ca.  36  ^/o  der 
letzteren  und  nicht  ganz  28  resp.  26  ^/o  der 
englischen  resp.  nordamerikanischen  Pro- 
duktion. 

(S.  hierüber  Tab.  auf  S.  472.) 

Die  grössten  Eisenwerke  befinden  sich  im 
Departement  Meurthe  et  Moselle,  wo  mehr  als 
die  Hälfte  der  Gesamtproduktion  erzeugt  wird, 
1888  911,  1897  1546  Mül.  kg.  Ihm  zunächst 
kommt  das  Departement  du  Nord  mit  einer 
Produktion  von  232  Mill.  kg  im  Jahre  1888  und 
294  Mill.  kg  im  Jahre  1897.  In  dem  Departe- 
ment Saone-et-Loire  wurden  1897  101,  in  dem 
Departement  Pas-de-Calais  nur  83  Mill.  kg  pro- 
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Jahr 
1819 
1825 
1830 
1835 
1840 
1845 
1850 
1855 
1857 
1860 
1865 
1866 
1869 
1870 


Französische  Roheisenproduktion. 
Mill.  kg    Jahr    Mill.  kg    Jahr    Mi 
113      1871  86o      1886        i 


13  1871 

199  1872 

266  1873 

295  1874 

348  1875 

439  1876 

406  1877 

849  1878 

992  1879 


898 
1204 
1260 

1381 
1178 


1880 
1881 
1882 
1883 
1884 


860 
1218 

1382 
1416 
1448 

1435 
1507 
1521 
1400 
1725 
1886 
2039 
2069 
1872 


_  „   Mül.  kg 
1885    163 I 


1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 


1517 
1568 
1683 

1734 
1962 

1897 
2057 
2003 
2070 
2004 
2340 
2484 
2534 


diiziert.  In  den  übrigen  17  Departements  mit 
einer  Eisenindustrie  betrug  die  Roheisenproduk- 
tion 1897  je  0,6—58  Mül.  kg. 

Die  Zahl  der  Hochofen  nahm  in  Frankreich 
mit  der  Durchführung  der  Kohlenfeuerung  und 
den  sonstigen  Betriebs  Verbesserungen  in  der 
neuesten  Zeit,  wie  auch  anderwärts,  ausser- 
ordentlich ab.  1819  bestanden  350  Hochöfen, 
wovon  2  mit  Koks  betrieben  wurden.  1834  war 
die  Zahl  der  Hochöfen  auf  409,  die  der  Oefen 
mit  Koksfeuerung  auf  30  gestiegen.  Für  1843 
werden  597  Hochöfen  angegeben,  wovon  71  mit 
Koksfeuerung  betrieben  wurden.  1846  sind  von 
623  Hochöfen  128  Kokshochöfen.  In  der  jüng- 
sten Zeit  sind  die  Holzkohlenhochöfen  auf  ein 
Minimum  reduziert,  aber  auch  die  Zahl  der 
Kokshochöfen  hat  sich  vermindert.  Es  standen 
Hochöfen  im  Betriebe 

davon  betrie-  davon  betrie- 

iT«    Wa/>>»  ^^^  "»^^  Holz-  :_,    TTrt«i,.ben  mit  Holz- 

im   Hoch-^ohi^oderKe-  ^^F   ^3  kohle  oder  >?e- 

Janre  ofen     mischtom  Jahre  oren  mischtem 

Brennstoff  Brennstoff 

1882  210          62  1890     119  19 

1883  197          54  1891     118  17 

1884  168          45  1892     107  12 

1885  132          33  1893     106  11 

1886  108          20  1894      99  9 

1887  loi           17  1895      99  10 

1888  106          16  1896     107  II 

1889  116          15  1897     11 I  10 


Mit  der  Verminderung  der  Zahl  der  Hoch- 
öfen ist  die  Durchschnittsleistung  eines  einzelnen, 
wie  auch  in  anderen  Staaten,  ganz  bedeutend 
gestiegen.  Die  Hochöfen  mit  Koksfeuerung 
produzierten  durchschnittlich  im  Jahre  1881  13, 
1890  19  und  1897  24  Mill.  kg  Roheisen.  Viel 
höher  ist  die  Leistung  einzelner  Gruppen  von 
Hochöfen,  so  jener  in  den  Departements  Meurthe- 
et-Moselle  und  Nord  mit  29  und  jener  im  De- 
partement Saöne-et-Loire  mit  38  Mill.  kg.  Die 
Produktionsergebnisse  der  mit  Holzkohle  be- 
triebenen Oefen  beliefen  sich  dagegen  1897 
durchschnittlich  auf  1,1  und  die  der  Oefen  mit 
gemischter  Feuerung  im  gleichen  Jahre  auf 
6,4  Mül.  kg. 

Die  niedrigeren  Eisenpreise  machen  sich  in 
Frankreich  infolge  der  minder  rasch  wachsenden 
Produktion  in  derGesamtbewertung  der  letzteren 
stärker  geltend  als  andenvärts.  Allerdings 
schätzte  man  1837  den  Gesamtwert  der  Produk- 
tion erst  auf  60,7  Mill.  Francs,  aber  letztere 
betrug  damals  nur  332  Mill.  kg.  Dagegen  be- 
wertete man  die  Produktion  von  1882  mit  185,6 


Mill.  Francs,  welche  Ziffer,  wie  folgende  Taft^l 
zeigt,  seither  nicht  mehr  erreicht  wurde. 

Wert  der  Roheisenproduktion 

im  Jahre  in  Mill.  Frcs.  im  Jahre  in  Mill.  Frcs. 

1882  185,6  1893  116,7 

1886  83;7  1894  118,0 

1890  137,6  1895  111,3 

1891  124.1  1896  132,2 

1892  124,9  1897  145^6 

6«  Belf^en*  Auch  die  belgische  ELien- 
industrie  gehört  zu  den  ältesten  Indufetri**<*n 
Europas.  Schon  Cäsar  fand  die  damaligen  Be- 
wohner des  Landes  mit  Eisengeräten  au?«:e- 
stattet.  Im  Mittelalter  erreichte  die  EL^^enin- 
dustrie  zwischen  1230  und  1280  einen  ganz  be- 
sondei*s  hohen  Blütegrad  in  Brüssel,  Meohcln 
und  Lier.  Schon  damals  sollen  die  Steinkohlen- 
f eider  von  Publemont  bei  Lüttich  für  gewt^rl»- 
liche  und  wirtschaftliche  Zwecke  au-s gebeutet 
worden  sein.  Den  Aufschwung,  welchen  die 
englische  Ei.senindustrie  zu  Ende  des  voricr^n 
und  zu  Beginn  dieses  Jahrhunderts  nahm,  konut** 
Belgien  wegen  der  französischen  Revolutions»- 
kriege  und  den  Einflüssen  des  Kontinenral- 
systems  nicht  mitmachen.  Aber  schon  1816 
erhob  sich  der  Gewerbefleiss  wieder,  und  z^i'ischen 
1823  und  1836  entwickelte  sich  die  Ei:?enin- 
dustrie  in  überraschend  kräftiger  Weise,  haupt- 
sächlich infolge  des  Ueberganges  zum  Stein- 
kohlenbetriebe und  der  sorgfältigsten  Ausnutzunir 
der  neuesten  Erfindungen  und  Verbesserunirnu 
des  Betriebes.  1830  wurden  schon  60.  1836  ^o- 
gar  135  Mill.  kg  Roheisen  erzeugt.  In  den 
nächstfolgenden  Jahren  begann  die  Eisenindustrie 
unter  der  Konkurrenz  der  schottischen  Hütten- 
werke zu  leiden,  weshalb  1843  ein  ziemlich 
hoher  Zoll  auf  auswärtiges  Roheisen  gelfirt 
wurde.  In  diesem  Jahre  betrug  die  Rohel^ien- 
produktion  98  Mill.  kg,  aber  schon  1844  stie^ 
sie  auf  107  Mill.,  und  in  den  folgenden  Jahren 
ergab  sich  eine  noch  kräftigere  Zunahme,  aller- 
dings im  Zusammenhang  mit  der  enorm  wachsen- 
den Vermehrung  der  Eisenbahnanlagen.  In  den 
60  er  Jahren  ist  das  Wachstum  nicht  so  gross 
wie  in  den  50  er  Jahren,  und  in  den  70er  Jahren 
tritt  ein  verhältnismässig  starker  und  lang  an- 
dauernder Rückschlag  ein.  Gleichwohl  war  die 
Ent Wickelung  und  der  in  den  80er  Jahren  neuer- 
lich eingetretene  Aufschwung  so  bedeutend,  da-«!» 
gegenwärtig  die  belgische  Roheisenproduktion 
etwa  42**/q  der  französischen  ausmacht,  während 
sie  1830  kaum  V4»  18^5  kaum  Va  der  gleich- 
zeitigen französischen  Produktion  betrug. 

Belgische  Roheisenpnxluktion 
in  Millionen  Kilogramm. 


Jahr 

Jahr 

Jahr 

1830 

60 

1879 

448 

1889 

847 

1845 

135 

1880 

608 

1890 

788 

1850 

144 

1881 

625 

1891 

684 

1860 

320 

1882 

727 

1892 

753 

1865 

471 

1883 

783 

1893 

745 

1867 

423 

1884 

751 

1894 

819 

1870 

563 

1885 

713 

1895 

S29 

1872 

656 

1886 

702 

1896 

948 

1875 

542 

1887 

756 

1897 

1035 

1878 

494 

1888 

827 

1898 

979 

Die 

Zahl 

der  in 

Betrieb 

befindlichen 

Hochofen  hat  sich,  wie  die  folgende  Tafel 
zeigt,   in    den   letzten   40   Jahren  auf  die 
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Hälfte  reduziert.     Es  waren  nämlich  thätig 
im  Jahre      Hochöfen         im  Jahre      Hochöfen 


1860 
1860 
1865 
1870 
1875 
1880 
1885 
1887 


56 
65 
5J 
56 
48 
42 
36 
32 
29 


1889 

34 

1890 

36 

1891 

28 

1892 

27 

1893 

30 

1894 

30 

1895 

29 

1896 

34 

1897 

20 

Die  Zalil  der  Hochöfen  überhaupt  ging 
ebenso  stark  zurück,  nämlich  von  138  im 
Jahre  1840  und  127  im  Jahi^e  1845  auf  63 
ini  Jahre  1880,  50  im  Jahre  1890  und  43 
im  Jahre  1896. 

Das  durchschnittliche  Jahresergebnis  eines 
Hwhofens  betmg  1885  22277,  1890  21885  und 
1^  27900  Tonnen  und  ist  grösser  als  das  eines 
französischen  Hochofens. 

D<»r  Wert  der  Eoheisenprodnktion  ist,  wie 
folcrende  Tafel  zeigt,  starken  Schwankungen 
imterworfen.  Das  Wachstum  der  Produktion 
CD«!  die  Preisbewegung  lassen  sich  darin  deut- 
Ikh  erkennen.  In  der  Periode,  in  welcher  die 
Produktion  auf  das  8 fache  stieg,  erreichte  der 
Gesamtwert  kaum  den  4  fachen  Betrag. 
<j«&amtwert  der  Roheisenproduktion  in  Mill.  Frcs. 
im  Jahre  im  Jahre  im  Jahre 

mb     14,6         1885     32,8         1892     38,7 


1H50  11,6  1886 
18B0  26,3  1887 
1865  37,0  1888 
1870  41,2  1889 
1875  4o;8  1890 
1880  37,3  1B91 
7.  Schweden.  Die 
priDduktion    entwickelte 


30,9  1893  36,1 

34,1  1894  40,8 

40,5  1895  40,2 

44,5  1896  50,8 

50,1  1897  60,7 

38,3 

schwedische  Koheisen- 

sich  auf   Grund    der 


reichen,  lange  noch  nicht  gen%end  ausgebeute- 
>n  Schätze  des  Landes  an  Erzen,  Holz  und 
Mfinkohlen  schon  in  sehr  früher  Zeit.  Bereits 
im  14.  Jahrhundert  schätzte  man  die  schwedische 
Roheüienproduktion  auf  80000  Ctr.  Es  war  dies 
eine  so  bedeutende  Menge,  dass  ein  sehr  grosser 
Teil  derselben  ausgeführt  werden  konnte  und 
zwar  hauptsächlich  durch  Vermittelung  der 
deutst!hen  Hansestädte  nach  England.  In  unserem 
Jahrhundert  kam  die  Eisenindustrie  zugleich 
nüt  der  Ausnutzung  der  Steinkohlenlager  rasch 
empor.  Durch  die  vorzügliche,  anderwärts  kaum 
meichbare  Qualität  ihrer  Produkte  behauptet 
?ie  auch  fortwährend  ihren  Bestand  und  dient 
der  englischen  Qualitätsstahlindustrie  als  wich- 
tigste Bezuffsquelie.  Seit  den  30  er  Jahren  hat 
^ich  die  H^eisenproduktion  beiläufig  auf  das 
0  fache  erhöht.  In  den  60  er  und  80  er  Jahren 
war,  wie  folgende  Tafel  zeigt,  die  Entwickelung 
am  intensivsten. 

Boheisenproduktion  in  Schweden 
in  tausend  Ctr.  ä  42,5  kg 

imJahres- 

im  im 

Jahre  ^)  Jahre 

1859 


in  tausend  mtr.  Ctr.  ä  100  kg 


dorch- 

3»;hnitt 

lHa3-36  2347 
1^37^2  2719 

^m-^  2  797 

1W7-51  3219 
1852-56  3  702 
1857-61  4076 
1862-66  5  103 


1860 
1861 
1865 
1870 
1871 
1872 


4313 
4  353 
3  993 
5331 
7066 
7028 
7985 


1873 
1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 


8133 
7713 
8246 
8292 
8105 
8019 
8058 


1880     4056,4 

1887     4565,3 

1894 

4628,1 

1881     4  353,7 

1888     4  569,6 

1895 

4629,3 

1882     3  988,6 

1889     4  206,6 

1896 

4  944,2 

1883     4225,3 

1890     4561,0 

1897 

5  382,0 

1884     4304,3 

1891     4909,1 

1898 

5  222,0 

1885     4646,5 

1892     4  856,6 

1886     4424,6 

1893     4  534,2 

Die   Zahl 

der  Hochöfen  ist  in  Schweden 

eine  verhältnismässig  grosse.   Es  standen  Hoch- 

öfen im  Betriebe 

1860      229 

1888      162 

1893 

152 

1870      213 

1889      150 

1894 

145 

1875      224 

1890      154 

1895 

146 

1880      193 

1891      155 

1896 

140 

1885      179 

1892      153 

1897 

144 

Ihre  Zahl  hat  sich  erst  seit  1880  stark  ver- 
mindert; in  dieser  Zeit  stieg  auch  die  durch- 
schnittliche Jahresleistung  eines  Hochofens  in 
besonders  hohem  Masse.  Im  Jahresdurchschnitt 
1862/66  betrug  die  durchschnittliche  Jahres- 
produktion eines  Hochofens  982  metr.  Tonnen, 
im  Jahre  1865  speciell  1034  metr.  Tonnen.  Für 
1890  wird  die  Jahresproduktion  bereits  mit 
2962,  für  1895  mit  3171,  für  1896  und  1897  mit 
3532  resp.  3737  metr.  Tonnen  angegeben.  In 
Vesternorrland  betrug  1897  die  durchschnittliche 
Jahresproduktion  eines  Hochofens  sogar  5222 
metr.  Tonnen. 

8.  Russland*  In  Russland  hat  sich  die 
Eisenproduktion  in  den  letzten  Jahrzehnten  im 
Zusammenhange  mit  den  Bahnbauten  rasch  ent- 
wickelt. Seit  1850  hat  sie  sich  auf  das  8  fache 
erhöht.  Es  betrug  nämlich  die  Roheisenproduk- 
tion in  Russland  mit  Einschluss  Polens,  Fin- 
lands  und  Sibiriens  in  Millionen  kg: 


im  Jahre 

1850  228 

1855  264 

1860  296 

1865  315 

1870  358 

1875  427 

1880  448,4 

1881  469,4 

1882  478,9 


im  Jahre 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 


481,7 
509,5 
527,6 

532,1 
612,4 
666,9 
740,0 
926,5 
1004,7 


im  Jahr© 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 


1  071,8 
I  148,9 
I  332,5 
I  452,3 
I  594,9 

1  868,6 

2  228,8 


Die  Roheisenproduktion  Finlands  wird  in 
den  finländischen  Jahrbüchern  unter  Berück- 
sichtigung der  privaten  und  staatlichen  Betriebe 
folgendermassen  in  1000  kg  angegeben: 

im  Jahre  im  Jahre  im  Jahre 

1882  22254      1887    20712      1892     24167 

1883  17  814      1888    19685      1893     21355 

1884  22706      1889    15060      1894     21174 

1885  24379      1890    23750      1895     23220 

1886  18052      1891    23072 

Viel  grösser  als  die  finländische  Produk- 
tion, die  heftigen  Schwankungen  unterliegt,  ist 
jene  im  Ural.  Hier  wurde  früher  mehr  ads  die 
Hälfte  der  Gesamtproduktion  des  Reiches  er- 
zeugt; 1886  291,  1890  393,  1892  444,  1895  551, 


^)  Bis  1877  Verwaltungsjahre,  endigend  31 
X.  jedes  genannten  Jahres.  In  den  Monaten 
November  und  Dezember  1877  wurden  618325 
Ctr.  produziert. 
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1898  717,8  Mill.  kg.  Es  sind  dies  überdies  nur 
die  Produktionsmengen  der  Privatindustrie,  denn 
jene  der  Staatswerke  werden  für  das  ganze 
Keich  zusammen  ausgewiesen.  Ihre  Produk- 
tionsmenge belief  sich  1886  auf  56,4,  1890  auf 
68,1,  1892  auf  66,1  MiU.  kg. 

Die  Zahl  der  in  Betrieb  befindlichen  Hoch- 
öfen betrug  im  Jahre  1887  192,  1890  234,  1892 
221,  1895  242,  1896  251,  hiervon  waren  im  Ural 
gelegen  1887  106,  1896  123.  Die  Leistunff  der 
russischen  Hochöfen  ist' nur  in  Südrussland  be- 
deutend. 1896  betrug  hier  die  durchschnittliche 
Jahresleistung  26324  engl.  Tonnen,  bei  den 
Alexandrowsky  -  Werken  stieg  sie  auf  40727 
Tonnen.  Dagegen  betrug  sie  im  Jahre  1896  im 
Ural  4676  und  in  Sibirien  gar  nur  1217  engl. 
Tonnen. 

9*  Spanien*  Die  reichen  Erzlagerstätten 
Spaniens  werden  zum  geringsten  Teile  von  der 
einheimischen  Industrie  ausgenützt.  Die  grosse 
Masse  der  im  Inlande  gewonnenen  Erze  (1896 
5  514339  Tonnen)  ^eht  nach  Grossbritannien  und 
nur  ein  kleiner  Teil  wird  im  Inlande  verhüttet, 
wo  1888  25  und  1897  21  Hochöfen  in  Betrieb 
standen.  Die  Jahresproduktion  von  Roheisen 
(Colado  hierro)*)  belief  sich  daher  nur  auf  Mil- 
lionen Kilogramm: 
im  Jahre  im  Jahre 


1870 

54 

1888 

185,7 

1880 

86 

1889 

197,9 

1885 

159 

1890 

170,8 

1886 

iS6 

1891 

149,3 

1887 

165 

1892 

109,9 

im  Jahre 
1893     133,8 
1894 
1895 
1896 
1897 


123,8 
179,2 
100,8 
146,9 


10.  Andere  Länder.  Auch  Italien  hat 
insbesondere  auf  £Iba  und  in  Toskana  nicht 
unbedeutende  Lagerstätten  von  Eisenerz.  Ihr 
Ertrag  ist  auffallend  schwankend,  neuestens 
aber  im  Wachsen  begriflfen.  Nur  ein  kleiner 
Teil  dieses  Erzes  wird  im  Inlande  verhüttet; 
der  grösste  Teil  wird  nach  England  und  Frank- 
reich verschickt.  In  Italien  selbst  nimmt  die 
Produktion  von  Roheisen  fast  ununterbrochen 
ab.    Es  wurden  erzeugt  1000  kg 

im  Jahre  im  Jahre  im  Jahre 

1871     16641      1885     15  991      1892     12729 
1875    28473      1887     12265      1893       8038 

1880  17336      1888      12538      1894      10329 

1881  27800      1889     13473      1895       9213 

1883  24306      1890     14346      1896       6987 

1884  18405      1891     II 930      1897       8400 

Auch  die  Zahl  der  thätigen  Betriebe  hat 
sich  auffallend  verringert.  Sie  betrug  1881  20, 
1886  12,  1891  8,  1895  7,  1896  4. 

Eine    kleine   und    rückgängige   Roheisen- 
produktion hat  auch  Norwegen.   Hier  wurden 
gewonnen  metrische  Tonnen 
im  Jahre  im  Jahre  im  Jahre 

1879  1400        1887        698        1893      336 

1880  902        1888        799        1894      287 

1881  1190        1889        287        1895      348 

1882  740        1890        517        1896      336 

1883  103 1        1891        421        1897      360 

1884  II 74        1892        610 

Für  die  anderen  europäischen  Staaten  mit 


^)  Ausserdem  wurde  noch  in  direktem  Ver- 
fahren „hierro  dulce"  und  zwar  1897  80894 
Tonnen  erzeugt. 


einer  Roheisenproduktion,  wie  die  Schweiz  und 
Portugal,  sind  nur  allgemeine  Schätzungen  be- 
kannt. 

Eine  stärkere  Erzförderung  und  Roheisen- 
produktion hat  dagegen  Ca  na  da.  Hier  be- 
trug die  Eisenproduktion  Millionen  Kilogramm: 
im  Jahre  im  Jahre  im  Jahre 

1880      15,00      1890      26,00      1894    4>,Z3 

1886  20,00      1891      22,00      1895     38r43 

1887  25,22      1892      38,51       1896    42,16^) 

1888  22,35  1893  50,75  1897  41,50 
Für  Neu- Süd  Wales  liegen  differente  An- 
gaben vor.  Während  für  die  80  er  Jahre  ziem- 
lich grosse  Produktionsmengen  angeführt  wer- 
den, sind  die  seit  1891  in  den  englischen  Mines 
Reports  für  Eisenoxyd  und  Roheisen  angeführten 
Ziffern  ziemlich  klein.  Es  würde  danach  die 
Roheisenproduktion  betragen  metr.  Tonnen: 

im  Jahre  im  Jahre  im  Jahre 

1875  40        1888    3807        1893     1280 

1878        915        1889    2200        1894      440 
1880     2330        1890    3500        1895       im 


1883 
1885 


3  454 
4267 


1891 
1892 


232 
460 


189« 


;?Si 


1897      234 


In  Japan  wird  die  Erzförderung  nndBoh- 
eisenproduktion  durch  Private  und  durch  die 
Regierung  betrieben.  Die  Roheisenproduktiun 
der  RegierungsunternehmuDgen  betrug  mecr. 
Tonnen : 


im  Fiskaljahre 
1890-91        2  192 
1891—92        1 969 
1892—93        1417 


im  Fiskaljahre 

1893—94  I  1S6 

1894—95  1 210 

1895-96  1  189 


Die  Privatunternehmungen  produzierten  da- 
gegen metrische  Tonnen: 

im  Jahre  im  Jahre 

1890  18855  1893     158^0 

1891  15371  1894     182^7 

1892  17482  1895    24652 

Ausserdem  wird  noch  in  einer  grossen  An- 
zahl anderer  Staaten  Eisenerz  zu  Tage  gefördert 
und  verhüttet,  so  insbesondere  in  Indien,  China, 
Kordofan,  in  Mittelafrika,  Südamerika  imd 
neuestens  auch  mit  gutem  Erfolge  auf  Oaba. 
Diese  Produktion  lässt  sich  jedoch,  so  bedeutend 
sie  auch  sein  mag,  statistisch  kaum  erfassen, 
zumal  sie  nicht  als  Massenproduktion  auftritt 
und  mehr  für  den  lokalen  Bedarf  arbeitet;  wie 
z.  B.  in  Indien  vielfach  wandernde  Arbeiter  die 
oberflächliche  Ausbeutung  der  Lagerstätten  be- 
wirken, solange  eben  der  Vorrat  reicht  und  der 
nachbarliche  Bedarf  besteht.  Hier  wurden  aller- 
dings Versuche  gemacht,  die  einheimische,  hcJcbst 
primitive  Methode  der  direkten  Eisengewinnung: 
durch  die  europäische  Form  der  Roheisenpro- 
duktion in  Hochöfen  zu  ersetzen,  aber  weder 
die  1825  unternommenen  Versuche  mit  Hok- 
kohlenbe trieb ,  noch  die  von  1880  mit  Stein- 
kohlenbetrieb hatten  einen  andauernden  Erfolg. 
Die  englische  Massenproduktion  verhindert  noch 
die  Ausbeutung  des  vorzüglichen  indischen  Erzes, 
da  die  Produktion  bald  durch  das  Schwinden 
des  nahen  Holzvorrates,    bald  durch  die  ent- 


^)    Nach    dem    Report    of   the   Brit.   Iron 
Trade-Association  angeblich  85,96  Mill.  kg. 
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ernte  Lagerung  der  Kohlengruben  Verhältnis- 
missig  zu  kostspielig  wird,  um  die  Konkurrenz 
nit  dem  importierten  Eisen  auszuhallen.  Diese 
PrriduktioDsmengen  lassen  sich  nur  sehr  beiläufig 
•üTDätzen,  doch  stört  dies  wenig  den  CalcUl,  der 
AQ5  der  Weltproduktionsmenge,  wie  man  zu 
«äffen  pflegt,  gezogen  wird,  da  jene  Produktions- 
menge zwar  den  Markt  für  gewisse  Eisenwaren 
einschränkt,  für  den  Massenkonsum  jedoch  nicht 
in  Betracht  kommt  und  da  überdies  jene  Pro- 
Qüktionen  vor  der  eindringenden  fremden  Ware 
raich  zurückweichen. 

11.  Uebersieht  der  Weltproduktion«  Da 
die  Roheisenprodttktion  schon  früh  ein  Gegen- 
stand der  statistischen  Beobachtung  war,  ist  es 
oijfflich,  die  Produktionsmengen  auch  für  weit 
zurückliegende  Zeiten  zusammenzustellen,  wie 
cici  Ton  verschiedenen  Statistikern  geschah. 
Bti  der  Wichtigkeit  des  Produktes  und  dem 
kteresse  für  die  geschichtliche  Entwickelung 
der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  geben  wir  da- 
nach eine  Uebersieht  der  Entfaltung  der  Roh- 


eisenproduktion  in  diesem  Jahrhundert,  aus  der 
hervorgeht,  dass  sie  sich  seit  1800  etwa  auf 
das  40fache  erhöhte  und  etwa  alle  20  Jahre 
verdoppelte.  Die  Summen  der  letzten  Jahre 
setzen  sich  aus  den  im  vorangehenden  Text  und 
in  der  weiter  unten  folgenden  Detailtabelle  zu- 


Roheisenproduktion  der  Erde 

im  Jahre 

im  Jahre 

1800    825 

1875  14 119 

1820   1 650 

1880  18336 

1840   3  300 

1885  19702 

1850   4  750 

1886  20652 

1860  '7360 

1887  22771 

1865   9 100 

1888  23872 

1870  12095 

1889  25627 

1873  15  125 

1890  27458 

1874  13  916 

1891  25897 

*)  in  Mül 
im  Jahre 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 


kg: 

26668 
24985 
25808 

29367 
31085 
33452 
36159 


^)  Vgl.  hiezu  die  Tabelle  „Roheisenproduktion" 
im  Art.  Bergbau  (Statistik)  oben  Bd.  n  S.  569. 


Roheisenproduktion  in  Mill 
1886 


Griisshritannien  .  . 
Vtrtinigte    Staaten 

von  Amerika  .  . 
I'irqtschland  und 

Luxemburg  ,  . 
Frankreich  .  .  . 
Oestf  nreich  -  Ungarn 

mit  Bosnien  .  . 
B^l^ien  .... 
Kns^land  m.  Finland 
Bchwedai  .... 
Ppinien  .... 
<anada  .... 
Italien  .... 
vijweiz,    Portugal, 

Norwegen,  Türkei 
Japan,  Xeusüdwales 

und  andere  Länder 


7122,9 

5774,2 

3528,7 
1516,6 

721,0 
701,7 
532,1 
442,5 
156,0 
20,0 
12,3 

25,5 

99,0 


1891 
7524,6 

8412,4 

4641,2 
1897,4 

922,8 
684,1 
1004,7 
490,9 
149,3 
22,0 

i*,9 

26,4 

109,3 


1892 
6816,6 

9303,6 

4937,5 
2057,4 

943,9 

753,3 

1071,8 

485,7 
109,9 

38,5 
12,7 

27,6 
109,3 


1893 
7088,6 

7238,5 

4986,0 
2003,1 

985,9 

745,3 

1148,9 

453,4 

133,8 

50,8 

8,0 

28,3 
114,6 


kg  in  den  Jahren*) 
1895 


1894 
7546,2 

6763,9 

5380,0 
2069,7 

1075,8 
818,6 

1332,5 

462,8 

123,8 

45,3 

10,3 

28,3 

150,9 


7826,7 
9597,5 

5464,5 
2003,9 

1131,4 
829,2 

1452,3 

462,9 

179,2 

38,4 

9,2 


8798,2 

8761,1 

6372,6 
2339,6 

1227,9 

948,0 

»594,9 

494,4 

100,8 

42,2 

7,0 


1897      1898 

8958.0  8819,5 

9807.1  11962,4 

6881,5    7233,0 
2484,0    2534,0 


1324,1 

1034,7 

1868,6 

538,2 

146,9 

8,4 


1324,1*) 
979,0 

2228,8 
522,2 
146,9») 

41,5') 
8,4«) 


30,4        30,3        30,4        30,4») 

341,6      367,8 328^4 328,4^) 

Zusammen     20652,5  25897,0  26667,8  24985,2  25808,1  29367,2  31084,8  3345^8  36158.6 

^)  Vgl.  Anmerkung  *)  zur  vorhergehenden  Tafel. 

■)  In  Ermangelung  neuerer  Daten  wurden  jene  des  Vorjahres  eingesetzt. 


ß.  Roheisenverarbeitnng  und  -verbrauch. 
12.  Produktionsmengen  von  Schweiss- 
eisen  und  8tahL  Die  bedeutenden  MengcQ 
von  Roheisen  werden  teils  iin  Pix)duktions- 
l^i'ie,  teils  auswärts  in  Halb-  und  Ganz- 
falirikate  umgewandelt.  Ihre  Mannigfaltig- 
keit wächst  von  Jahr  zu  Jahr  und  ist  so 
?ross,  dass  an  dieser  Stelle  ein  Eingehen 
ifl  «lie  Einzelheiten  ausgeschlossen  ist  imd 
nur  einiges  Wenige  gewissermassen  symp- 
tomatisch in  Betracht  gezogen  werden  kann. 
InsViesondere  ist  hier  die  gegensätzliche 
Kfltwickelung  der  Produktion  von  Halb-  imd 
^Tanzfabrikaten  aus  Schweisseisen  und  jener 
•iQ.<  Stahl  zu  erörtern.  Infolge  einer  Reihe 
^oa  Erfindungen  und  technischen  Aende- 
nngen  im  Produktionsverfahren  wiixl  in 
jüngster  Zeit    eine    fortgesetzt    wachsende 


Menge  von  Gegenständen  aus  Stahl  erzeugt, 
die  man  früher  aus  Schweisseisen  überhaupt 
nicht  oder  nur  mit  zu  grossen  Kosten  her- 
stellen konnte.  Deshalb  warf  sich  die  Eisen- 
industrie insbesondere  auf  die  Erzeugung 
von  Stahl,  und  bei  gleichzeitigem  Stillstand 
oder  teilweisem  Rückgange  der  Schwoiss- 
eisenproduktion  ergab  sich  eine  VergrÖsse- 
ruug  der  Produktion  von  Stalil  und  Stahl- 
fabrikaten imd  w^eiterhin  der  gesamten  Eisen- 
produktion, die  mit  einer  förmlichen  Umge- 
staltung letzterer  verbunden  war.  Die  fol- 
genden Tafeln  lassen  diese  Wandlung  er- 
kennen, indem  sie  die  Produktionsmengen 
von  Schweisseisen  und  Stahl  in  den  be- 
deutendsten Produktionsländern  der  Erde 
in  den  wichtigsten  Zeitpunkten  ihrer  Ent- 
wickelung darstellen. 
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Produktion 

von  Schweisseisen  in 

i 

■s 

ei 

1 

TS  +5 

ll 

'S 

•So 

'S 

1 

in  Millionen  kg 

1867 

_ 

961 

642 

704 

341 

170 

_ 

1873 



1666 

1183 

893 

480 

175 

255 

1877 



1340 

865 

884 

378 

225 

267 

1881 

2724 

2398 

1349 

1026 

464 

250 

292 

1882 

2887 

2262 

1496 

1073 

503 

263 

298 

1886 

1643 

1473 

1416 

767 

470 

237 

362 

1889 

2290 

2345 

1749 

809 

577 

275 

431 

1890 

1954 

1487 

825 

514 

282 

433 

1891 

1761 

2866 

1412 

833 

497 

280 

448 

1892 

i;;86 

4085 

1279 

829 

479 

274 

495 

1893 

1386 

1078 

808 

485 

267 

465 

1894 

1360 

4864 

1062 

786 

453 

267 

452 

1895 

ii66 

993 

757 

446 

294 

440 

1896 

1233 

— 

1114 

829 

449 

299 

470 

1897 

1308 

3130 

1040 

784 

475 

276 

508 

1898 

H34 

1074 

802 

509 

~"~ 

Stahlproduktion  in 


JS 

TS 

•3« 

11 

'S 

g 

i  1  g 

»o 

P 

1 

i>4 

1 

1 

rrf 

03 

-S^ 

Pm 

;  0 

in  Millionen  k^ 

? 

1867 

100 

20 

89 

37 

3 

9 

14 

_ 

1873 

504 

202 

248 

151 

19 

77 

»7 

— 

1877 

762 

579 

391 

269 

85 

97 

22 

40 

1881 

1809 

1613 

897 

422 

125 

130 

50 

285 

1882 

2144 

1769 

1075 

458 

183 

150 

58 

249 

1886 

2301 

2604 

1376 

454 

164 

200 

78 

114 

1889 

3627 

3439 

1922 

529 

261 

396 

136 

264 

1890 

3636 

4345 

2161 

683 

246 

441 

i68 

378 

1891 

3347 

3967 



744 

244 

450 

172 

433 

1892 

2967 

5006 



825 

260 

480 

160 

371 

1893 

2983 

4084 

3163 

790 

273 

485 

167 

390 

1894 

3312 

4482 

3642 

818 

406 

490 

168 

423 

1895 

3343 

6213 

3963 

876 

455 

495 

197 

574 

1896 

4200 

5366 

4821 

1180 

599 

520 

257 

625 

1897 

4557 

7272 

5091 

1325 

617 

553 

274 

868 

1898 

4639 

8970 

5734 

1442 

653 

— 

»)  Nur  Puddled  bars.  Die  gleichen  Ziflfern 
werden  auch  unter  dem  Titel  manufactured  iron 
angeführt,  während  als  finished  iron  (finished 
materials)  andere  Ziffern  angegeben  werden. 
'^)  Manufactured  iron  mit  Einschlags  von  Schienen. 
')  Von  1890  ab  nach  englischen  Quellen :  manu- 
factured iron.  *)  Alle  Art  Schweisseisen :  fers 
marchands  et  speciaux,  rails  et  töles  de  fer.  In 
den  englischen  Quellen  als  manufactured  iron 
angeführt.  *)  fers  finis  (manufactured  iron). 
^)  Stängjern  0.  -Stal,  ej  specific,  fason-  0  finiern 
valsträd  i  ringar.  ')  „Fer"  überhaupt.  •*)  Für 
1867—1878  nur  Bessemer-Stahl  Ingots,  1881—90 
Bessemer   und  Open-hearth-Stahl.      Die  Stahl- 


Obschon  die  Angaben  dieser  Ta 
ganz  gleichartig  sind  und  teilweise  a 
Zungen  von  Vereinigungen  Eisenind 
beruhen,  so  zeigen  sie  doch  zur  Genüj 
halben  die  schwerfällige,  ja  teilweise  rtic 
Entwickelung  der  Schweisseisenprodul 
den  fortjßresetzt  mächtigen  Aufschwung  1 
Produktion.  Rechnet  man  zu  diesen  Pro 
mengen  noch  hinzu  die  Schweisseisenp 
in  Oesterreich-Ungarn  mit  rund  480.  i 
mit  177,  in  Spanien  mit  59  und  in  dei 
Ländern  mit  200  Mill.  kg,  so  ergiebt 
1890  eine  Gesamtproduktion  an  Sch^ 
von  rund  8969  Mill.  kg.  Bei  einem 
Zuschlag  beträgt  dagegen  die  Prodo] 
1897  nur  8420  Mill.  kg.  Dagegen  h 
Stahlproduktion,  die  man  für  1^7  aai 
Mill.  kg  schätzen  kann,  im  Jahre  18! 
man  zu  den  Ziffern  der  berücksichtigte 
118  Mill.  kg  für  Italien,  28  MUl.  kg  fü 
und  nur  2&0  Mill.  kg  als  Produktionsi 
nichtberücksichtigten  Staaten  hinzuscl 
reits  rund  12454  Mill.  kg.  und  stieg 
1897,  mit  einem  Zuschlag  von  469 
(57,  102,  310)  für  die  zuletzt  erwähnte 
auf  rund  21026  Mill.  k^.  Trotz  de 
kommenheit  der  Nachweisun§:en  wird 
mit  doch  sagen  dürfen,  dass  die  Verme 
Eisenproduktion  auf  jener  der  Stahlp 
beruht  und  dass  erstere  heutzutage  v< 
Stahlproduktion  ist.  Es  ist  dies  sowohl 
der  Erfindungen  und  Verbesserungen 
erzeugungsprozesse  als  auch  das  Er^ 
eigenartigen  Entwickelung  und  Umg 
des  Verkehrswesens,  des  Maschinen- 
wesens, der  Kriegswaflfen  et-c. 

13.  Die  Verwendung  von  Ei 
Schiffe  und  Bahnen.  Den  EinJ 
Schiffs-  und  Bahnbanes  auf  die 
dustrie  lassen  besonders  deutlich  E 
und  die  Vereinigten  Staaten  ( 
Im  ersteren  Lande  ist  der  Bau  v 
schiffen  verhältnismässig  selten  e 
So  waren  von  den  Ende  1890  da 
Bau  befindlichen  471  Handelsscl 
Holzschiffe,  70  eisenie  Schiffe 
Stahlschiffe.  Aber  nicht  bloss  die 
struktion,  sondern  auch  die  Eisen  koi 
ist  im  vollen  Niedergange,  und  nu 
bauung  von  überwiegend  aus  Stal 
stellten  Schiffen,  sogenannten  Stah 
befindet  sich  fortgesetzt  im  Auf 
Dieser  Umschwung  vollzog  sich  insl 
zwischen    1878    und    1890.     Wie 


Produktion  aller  Art  betrug:  1886:  24 
4306.  *)  Bessemer-,  Open-nearth-.  Crr 
all  other  Ingots  and  Castings.  ^^)  11 
Bessemer-  und  andere  Stahl  Ingot.^. 
verkaufte  Halbfabrikate  (Ingots  etc.) 
fabrikate  aus  Stahl.  **)  Bessemer-,  M« 
sonstiger  Stahl ;  für  1867  und  1872  : 
Stahl  allein.  Von  1888  an  Bessemer-, 
Martin-  und  andere  Stahl-Ingo ts.  **)  I 
Martin-  und  Thomas-Stahl.  "}  Stall 
von  1891  ab  geschätzte  Ziffern.  »*)  S 
Art;  von  1890  ab  nach  englischen  Que 
shed  Steel". 
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rt,  war  1878  die  Anzahl  der  neu- 
Stahlschiffe  minimal,  jene  der 
^chiffe  recht  bedeutend.  Bis  1883 
•eicle  zu,  freilich  erstere  viel  stärker, 
folgenden  Jahren  wurden  immer 
eiserne  Schiffe,  da^^^n  in  rasch 
em  Masse  Stahlschiffe  erbaut. 
i\  und  Tonnengehalt  der  im  Vereinigten 
le  erbauten 

Stahlschiffe  eisernen  Schiffe 

Zahl  engl.  Tonnen  Zahl  engl.  Tonnen 


7 

23 

109 

118 
517 
637 


4470 

35  373 

166428 

165  437 

837  764 

I  158674 


435 

355 
644 
260 

138 
106 


517692 
459  994 
933  774 
290429 
109  526 
36031 


onnengehalt  der  in  den  letzten  Jahren 
>chiffe  (man  konstruiert  sie  jetzt  all- 
berwiegend  aus  Stahl)  betrug  1895 
1896  11Ö9486,  1897  1047951,  1898 
Tons  Im  Bau  begriffen  waren  zu 
Jahres  1896  390,  1897  505,  1898  594 
t  785  resp.  1013  und  1401  tausend 
lengehalt. 

bereinstimmung  mit  dieser  Entwicke- 
Schiffbaues  ist  die  Erzeugung  von 
chiffsplatten,  Schiffsrippen  etc.  wesent- 
er  ere worden,  1898  wurden  z.  B.  nur 
)2  Tons  eiserne  Schiffsplatten  produ- 
egen  hat  die  Produktion  stählerner 
niaterialien  ausserordentlich  mächtig 
len. 

n  Vereinigten  Staaten  hat  sich 
»bau  im  allgemeinen  nur  massig  Ait- 
Es  wurden  nämlich  gebaut 

mit  mit 

im  Jahre»)  Schiffe  ^^ 
Ton. 

1872/3 

1880/1 

1887/8 

1890/1 

1896/7 

1897/8 

[ehrzahl  dieser  Schiffe  bilden  jedoch 
;hiffe.  Der  Bau  der  Eisen-  und  Stahl- 
r  sich  betrachtet,  zeigt  eine  andere 
ung.  Noch  immer  werden  diese  Schiffe 
zahlreich,  aber  doch  in  wachsender 
d  mit  grösserem  Tonnen^ehalt  gebaut, 
B  jetzt  in  letzterer  Hinsicht  Va  bis  Vi 
iten  Tonnen  repräsentieren.  In  den 
Jahren  hat  sich  ihre  Anzahl  auf  das 
,  ihr  Tonnengehalt  auf  das  4 — 8  fache 
in  Aufschwung,  der  eine  ganz  be- 
i  Vermehrung  der  Eisen-  und  Stahl- 
a  bedingt.  Es  wurden  nämlich  Eisen- 
schiffe gebaut 

mit       im  Fis- 
ihiffe    1000         kal-     Schiffe 

Ton.        jähre 
20  15         1890/1       82 

42  28    1896/7   68 

43  37    1897/8   63 


Schiffe 

1000 

engl. 

Ton. 

371 

33 

1329 

156 

648 

59 

1368 

299 

2388 

416 

1755 

273 

2271 

3S9 

1108 

280 

1014 

218 

1384 

369 

891 

232 

952 

180 

mit 
1000 
Ton. 
106 
124 
62 


r  1813,   1815,  1830  das  Kalenderjahr, 
das  Fiskaljahr. 


Obschon  in  den  kultivierten  Staaten  das 
Eisenbahnnetz  bereits  so  dicht  geworden  ist, 
dass  hier  die  Vermehrung  der  Eisenbahnlinien 
keinen  Vergleich  aushält  mit  seiner  Vermehrung 
vor  20  und  30  Jahren,  so  ist  doch  der  Bedarf 
an  Schienen  und  rollendem  Material  einerseits 
für  die  vielen  bestehenden  Linien  und  anderer- 
seits für  die  Neuanlagen  in  aussereuropäischen 
Gebieten  so  gross  und  ausserdem  besonders  in 
letzter  Zeit  so  sehr  im  Wachsen  begriffen,  dass 
er  fortgesetzt  eine  wachsende  Produktion  fordert, 
und  zwar  hauptsächlich  der  Stahlproduktion, 
da  allenthalben  die  Eisenschienen  gegen  Stahl- 
schienen ansgewechselt  werden  und  bei  Neuan- 
lagen fast  nur  letztere  angewendet  werden.  Dies 
ist  speciell  auch  in  England  der  Fall,  wo  die 
Produktion  von  Eisenschienen  daher  sehr  ge- 
sunken ist  nnd  in  den  5  wichtigsten  Eisen- 
distrikten 1889  nur  noch  6706,  1890  10584 
Tons  betrug.  Neuestens  wird  sie  überhaupt 
nicht  nachgewiesen.  Die  Produktion  von  Stahl- 
schienen dagegen  belief  sich  auf 


im  Jahre 

Tonnen 

im  Jahre 

Tonnen 

1880 

739910 

1894 

626  530 

1882 

I  235  785 

1895 

634  138 

1885 

706583 

1896 

847  534 

1887 

I  021  847 

1897 

952  825 

1889 

943  048 

1898 

772  035 

1890 

1  019606 

In  gleicher  Weise  hat  sich  in  den  Ver- 
einigten Staaten  die  Schienenindustrie  ent- 
wickelt. Auch  hier  verschwindet  die  Eisen- 
schiene fast  ganz  und  tritt  die  Stahlschiene  an 
ihre  Stelle.  Es  wurden  nämlich  produziert  in 
1000  engl.  Tonnen: 


i  tianrt 

schienen 

im  «laure 

schienen 

1870 

523     31 

1890 

14    1871 

1880 

441    864 

1895 

6    1300 

1883 

58    1157 

1896 

4    1118 

1885 

13    964 

1897 

3    1645 

Die  Vermehrung  der  Produktion  fällt  somit 
ganz  der  Stahlschiene  zu.  Diese  Vermehrung 
war  übrigens  in  den  letzten  Jahren  so  bedeutend, 
dass  seit  1889  die  Produktion  nicht  nur  den  in- 
ländischen Bedarf  deckt,  sondern  auch  einen 
beträchtlichen  Export  unterhält.  Es  betrug 
aber  die  Produktion  und  Mehreinfuhr  (+)  resp. 
Mehrausfuhr  ( — )  von  Eisen-  und  Stahlschienen 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 

Mehr-  Mehr- 

p  einfuhr  p  einfuhr 


Jahren 


Ausfuhr   Jahren 


1855 
1860 
1865 
1870 
1875 
1880 
1885 
1887 


1000  engl.  Tons 


124 
183 
318 
554 
708 

1305 

977 

2  140 


—  128 

—  122 

—  78 

—  457 

—  9 
--298 

—  7 

+  131 


1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


Ausfuhr 
1000  engl.  Tons 


1885 
1307 
1552 
I  136 
I  022 
I  306 
I  122 
I  648 


16 
■     8 

•  IS 

•  16 

•  12 

•  27 
- 104 

233 


*)  Für  die  Fiskaljahre ,  die  je  mit  dem  30. 
Juni  der  den  angegebenen  Jahren  folgenden 
Jahre  schliessen. 
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Die  Verhältnisse  haben  sich  also  gerade 
umgekehrt.  Während  noch  im  Fiskaljahre 
1880/81  302304  Tonnen  eingeführt  wurden, 
welcher  Einfuhr  eine  inländische  Ausfuhr  von 
1031  und  eine  Wiederausfuhr  von  3243  Tonnen 
gegenüberstand,  wurden  1897/98  nur  529  Tonnen 
importiert  (wovon  noch  dazu  402  Tonnen  wieder 
ausgeführt  wurden)  und  232552  Tonnen  in- 
ländische Schienen  exportiert. 

Aehnlich  wurde  in  Frankreich  die  Pro- 
duktion von  Eisenschienen  auf  ein  Minimum 
herabgesetzt,  während  die  Produktion  von  Stahl- 
schienen  mächtig  anwuchs  und  neuestens  sich 
doch  auf  ihrer  Höhe  behauptete.  Es  betrug 
nämlich  daselbst  die  Produktion  von 


im 
Jahre 

1873 
1875 
1880 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 


Eisen-    Stahl- 
schienen in 
Mill.  kg 


154 

119 

42 

19 
i6 

5 
I 
I 
o,8 


102 
178 
280 

368 
356 

203 
173 


im 
Jahre 

1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


Eisen-    Stahl- 
schienen in 
MUl.  kg 
1 


c,4 
0,8 

0,8 

0,7 
0,2 

0,9 
0,6 


166 

174 
212 
230 
207 

183 
152 
176 
192 


Im  Deutschen  R e i c h e  ist  ebenso  die 
Erzeugung  von  Eisenbahnschienen  und 
Schienenbefestigungsteilen  aus  Schweisseisen 
und  Schweissstahl  rückgängig,  während  jene 
von  Flusseisen  und  Flussstahl  kräftig  an- 
wächst.   Es  wurden  hiervon   produ:5iert  in 

Millionen  kg 

im  Toii^a  *^s  Schweisseisen  aus  Flusseisen 

im  janre  ^^^  Schweissstahl  und  Flussstahl 

1883                       19,9  473,6 

1885                      23,6  422,3 

1887                        9,8  456,2 

1890                      11,2  559,7 

1895  1,5  493,9 

1896  1,8  580,7 

1897  6,5  792,6 

Grosse  Bedeutung  ftlr  die  englische 
Eisenindustrie  hat  die  Erzeugung  von 
verzinnten  Platten.  Sie  ist  neuestens 
infolge  der  g:eringeren  Nachfrage  des  Aus- 
landes stark  im  Rückgange.  So  bestanden 
in  Südwales  1896  noch  308,  1897  nur  272 
»Tinplate  Mills«.  Die  Ausfuhr  dieses  Fa- 
brikates belief  sich  1872  auf  118,  1878  auf 
155,  1889  auf  431,  1895  auf  354,  1897  auf 
267  Tausend  Tons. 


14.  Betriebsstätten.     Mit  dem  Rück< 

gange  der  Schweisseisenproduktion  war  be- 
sonders in  England  auch  eine  Venninde- 
rung  der  Zahl  der  Oefen,  speciell  der  Puddel- 
öfen verbunden,  welche  keineswegs  durch 
eine  entsprechende  Erhöhung  der  I^istimgj?- 
fähigkeit  des  einzelnen  Ofens  ausgeglichen 
wurde.  Es  bestanden  nämlich  daselbst 
im  Jahre    Puddelöfen       im  Jahre    Puddelöfen 


1861 
1871 
1875 
1881 
1885 


4147 
6841 

7575 
6397 
4902 


1894 
1895 
1896 
1897 
1898 


3483 
3095 

2352 

2I$S 
I93S 


Im  Betriebe  befanden  sich  aber  nur  1^1 
5183,  1885  3316,  1887  2875,  1888  3008,  Hm 
1727,  1897  1721,  1898  1658  Puddelöfen.  Die 
durehschnittliche  Jahresleistung  eines  solchen 
Ofens  betrug  1882  650,  1890  637,  1897  748  und 
1898  673  engl.  Tons.  -—  Ein  ganz  anderes  Bild 
geben  die  Stahlwerke,  wie  folgende  Tafel  er- 
kennen lässt. 


Bessemer  „Open- 
im        Con-     hearth" 
Jahre  verters     Oefen 
im  Betriebe 


1880 
1881 
1882 
1885 
1887 
1888 
1890 
1897 
1898 


durchsobnittl.  Jahres- 
produktion in 
engl.  Tods 
eines  eines 

Converters  0.  H.-Ofens 


79 
82 
80 
76 
86 

87 
82 
70 
62 


99 
116 
140 
166 
222 
230 
262 
300 
308 


13220 

17582 
20920 
17  159 
23778 
23003 
24422 
27000 
28400 


2535 
2912 

3114 
3246 

4419 
560S 

5964 
8673 
QI12 


In  den  Vereinigten  Staaten  hat  die 
Zahl  der  Oefen  für  Schweisseisen  wie  jene  für 
Stahl  erheblich  zugenommen.  Es  standen  näm- 
lich daselbst  in  Betrieb 

1880  1889  1896 
Puddelöfen  4319  4914  440$ 

Schweissöfen  (heating  fumaces)  2105  2733  3356 
Bessemer  Converters  24      97*)  99 

Auch  die  Leistung  der  einzelnen  Oefen  hat 
wesentlich  zugenommen,  so  insbesondere  jene 
der  Converters.  Die  durchschnittliche  Jahres- 
leistung betrug  nämlich  1884  (bei  46  betriebenen 
Converters)  29900,  1896  39500  Tons. 

In  Deutschland  zeigt  charakteristischer- 
weise die  Eisengiesserei  und  der  Flusseisenbe- 
trieb einen  mächtigen  Aufschwunff,  der  Schweiss- 
eisenbetrieb  aber  einen  anhaltenden  Eückgang. 
Es  betrug  die  Zahl  der 


1880 

1.  Eisengiessereien 1  034 

in  denselben  beschäftigten  Arbeiter    .    .  35  667 

verschmolzenes  Eisen  Mill.  kg    ...    .  583 

2.  Schweisseisenwerke      335 

in  denselben  beschäftigten  Arbeiter    .    .  51  185 

verarbeitetes  Eisen  Mill.  kg i  841 

3.  Flusseisenwerke 53 

in  denselben  beschäftigten  Arbeiter    .    .  20  1 16 

verarbeitetes  Eisen  Mill.  kg 890 


1885 

1887 

1890 

1895 

1896 

1897 

I  072 

1097 

1148 

1232 

1215 

1216 

46  161 

48  668  63  960  67  903 

74536  79844 

761 

871 

I  181 

1341 

1570 

16S1 

313 

286 

255 

208 

192 

1S6 

54  114 

52  786  53  970  38  190  39684  39958 

2055 

2  160 

2  194 

1370 

1521 

I4«56 

84 

94 

IIS 

149 

153 

164 

30  480  36  740  52  823  75  080 

83  302  91  526 

I  561 

2  192 

2921 

4  995 

6020 

6512 

Zahl  der  bestehenden  Converters. 
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Ein  ganz  gleiches  Bild  bietet  die  Entwicke- 
\\ms  der  Industrie  in  Frankreich.  Hier  ist 
aioh  von  Interesse  das  fortwährend  sieh  güns- 
li^r   gestaltende    Verhältnis    zwischen    dem 


Eohlenverbranch  nnd  dem  verarbeiteten  Roh- 
material. Es  waren  aber  hier  für  die  Eisen- 
produktion  thätig 


Puddelöfen       

vhweissöfen  ffonrs  k  r§chanflfer) 
Fri^rhherde  (foyers  d'affinerie) 
dort.hschnittlicher  Arbeiterstand 
Kohlenyerbranch  Mill.  kg     .    . 
T^iarbeitetes  Eisen  Mill.  kg     . 


1882 

997 

901 

146 

37382 

1  864 


1885 

753 

721 

96 

31824 

I  251 

1028 


Die  Stahlbereitnng  wurde  betrieben  von 

1882  1885 

Bes3emer  Converters 29  34 

Siemens-Martinöfen 62  46 

(Vmentationsöfen 35  24 

GaÄsstahltiegelöfen iio  •        40 

lilühufen  (foura  de  chanfferie)  .    .       275  268 

darchschmttlicher  Arbeiterstand    .  12030  12446 

Kohleiiverbrauch  Mill.  kg     .    .    .       622  665 

Ttrarbeitetes  Eisen  MiU.  kg      .    .       —  713 


im  Jahre 
1890  1895 


628 

703 

45 

27928 

I  217 

I  III 


561 
670 

41 
26706 

979 
994 


1890 

25 
66 

23 

51 

320 

20460 

1  027 

867 


im  Jahre 


1895 

32 

73 

33 

50 

322 

26642 

I  220 

I  076 


534 

636 

36 

26  129 

I  036 

I  066 


1896 
34 

73 

30 

50 

376 

28833 

1399 
1405 


1897 

522 

647 

36 

26630 

I  056 

1078 


1897 
37 
75 
29 
57 
382 

32139 
1516 
1554 


In  Belgien  zeigt  sich  die  gleiche  Entwickeinng.    Es  waren  nämlich  in  der 


1845     1860     1870     1880     1885      1887      1  SSO   1895     1896      1897 


Eisenindustrie 

Frischherde  (fours  d'af- 
finerie)  im  Betriebe     . 

Puddel-i  betrieben  \ 
Öfen    \  ausser  Betrieb/ 

.Arbeiter  in  Thätigkeit 

Stahlindustrie 

Be83emer-i  betrieben     ) 
i  onverters  \  auss.  Betrieb/ 
Martin-  u.  andere  Oefen 
im  Betriebe    .... 
Arbeiter  in  Thätigkeit 


137 
161 

3304 


85 

314 

7671 

1865 


15 

714 

15448 

1875 

12 


.  3 
I  672 


6 

710 

16  124 

16 
I  900 


/  478 
\  197 
14901 


505 

164 

16066 


2  2 

2  238     2  582 


488 

193 
17  142 


13 
8 

7 
3144 


358 

129 

13586 


14 
16 

7 
4691 


357 

75 

14  821 


16 
15 

9 
5382 


? 

9 
15103 


32 


13 
5876 


15.  HandeL     Die  in  verhältnismässig! 
'^enif^n  Ländern  konoentrierte  Massenpro-  I 
(Aktion  von  Eisen  und  Stahl  hat  einen  sehr 
i-e'l^'utpnden    Handelsumsatz    im    Gefolge,  j 
vflcher  andererseits  auch  wieder  als   Ur- ! 
>arhe  weiterer  Produktionssteigerung  wirkt.  1 
Allf^n  Ländern   voran  geht  in   dieser  Be- 
ziehung England,  dessen  Produktion  schon 
J-^  mächtig  ist,  dass  ihr,  wie  bemerkt,  die 
li^imische  Erzproduktion  nicht  genügt,  an- 
•Ifrenäeits  aber  auch  der  inländische  Markt 
fir  dfn  Absatz  der  Erzeugnisse  viel  zu  klein 
>t.   Es  hat  daher  eine  regelmässige  grosse 
Einfuhr  von    Eisenerzen,    aber   eine    noch 
grns>^*re    Ausfuhr    von    Eisen    und    Stahl. 
L-tztere  ist  von  ihrem  Hochstand  um  1889, 
^tKl  stark  herabgekommen,  hob  sich  aber  von 
l>rt}4~1897   um  mehr  als  ein  Drittel.    Sie 
U'tnig: 


im 
Jahre 
1870 
1875 
1880 
188Ö 
1889 
1890 
1891 


tausend 
Tons 
2826 
2457 
3  793 

3  131 

4  188 
4001 
3240 


Mül. 

£ 
24,0 
25,7 
28,4 
21,7 
29,1 
31.6 
26,9 


im 
Jahre 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 


tausend    Mill. 
Tons         £ 


2739 
2856 
2650 
2836 

3550 
3686 

3247 


21,8 

20,6 
18,7 

23,8 
24,6 
22,6 


Die  grosse  Masse  dieses  Exports  ging  früher 
nach  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika: 
gegenwärtig  geht  sie  in  die  britischen  Kolonieen^ 
insoesondere  nach  Indien,  Canada  und  Austra- 
lien. Bedeutende  Mengen  gehen  auch  nach  Süd- 
amerika, inshesondere  nach  Argentinien  und 
neuestens  auch  nach  China  nnd  Japan.  In  den 
Jahren  1880  und  1881  gingen  1,4  und  1,2  Mil- 
lionen Tons  Eisen  nnd  Stahl  nach  der  amerika- 
nischen Union  und  hloss  je  0,7  Millionen  Tons 
in  die  britischen  Eolonieen ;  1888,  1889  und  1890 
war  das  Verhältnis  gerade  unogekehrt,  in  die 
Union  gingen  je  0.6,  in  die  Kolonieen  je  1,2 
Millionen  Tons.    1896,   1897,   1898  betrug  die 
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Ausfuhr  in  die  Union  wenig  über  0,1,  jene  in 
die  Kolonieen  1  Million  Tona  und  mehr.  Die 
Hauptmenge  der  Ausfuhr  wird  gebildet  von 
Roheisen ;  1890  1,1,  1897  1,2, 1898  1,1  MiU.  Tons. 
Ihm  zunächst  kommen  die  Schienen  und  Werk- 
stücke aller  Art  für  den  Eisenbahnbau;  1890 
1,03,  1897  0,78  und  1898  0,61  MilUonen  Tons. 
Dem  Werte  nach  gehen  letztere  voraus  und 
werden  diese  noch  von  Platten  und  Blechen 
aller  Art  übertroflfen;  1890  resp.  1897  und  1898 
betrug  nämlich  der  Wert  der  Ausfuhr  von  Roh- 
eisen 3,5  resp.  2,9  und  2,7,  jener  von  Eisen- 
bahn baumaterialien  5,98,  3,86  und  3,02,  jener 
von  Platten  und  Blechen  aber  9,6,  6,3  und  6,0 
Millionen  £.  Ein  gutes  Drittel  (früher  fast  die 
Hälft«)  der  Roheisenausfuhr  geht  nach  Deutsch- 
land. Sehr  grosse  Quantitäten  gingen  in  letzter 
Zeit  in  die  Niederlande,  nach  Italien,  Russland 
und  das  übrige  Europa.  Von  dem  exportierten 
Eisenbahnbaumaterial  gingen  in  den  letzten 
Jahren  zwei  Drittel  und  mehr  in  die  britischen 
Kolonieen. 

Die  Einfuhr  von  Eisen  und  Stahl  ist  gering. 
Sie  betrug  1870  100,  1875  148,  1880  275,  1885 
297,  1890  324,  1898  269  Tausend  Tons  im 
Weite  von  1-4  Millionen  £.  Unter  den  Zufuhr- 
ländern ragt  Schweden  am  meisten  hervor;  ihm 
zunächst  kommen  die  Niederlande  und  Belgien. 

Die  Vereinigten  Staaten  hatten  bis 
zu  Anfang  der  90er  Jahre  eine  zwar  abnehmende, 
aber  doch  bedeutende  Einfuhr  von  Roheisen,  da  die 
Industrie  noch  nicht  den  Inlandsbedarf  befrie- 
digte. Seither  hat  sich  aber  die  Industrie  so 
kräftig  entwickelt,  dass  die  Einfuhr  von  Roh- 
eisen ebenso  wie  die  von  Eisenbahnschienen  auf 
ein  Minimum  reduziert  wurde  und  an  ihre  Stelle 
eine  bedeutende  Ausfuhr  trat.  Es  betrug  näm- 
lich die 

im  Ausfuhr  Einfuhr    Ausfuhr      Einfuhr 

Fiskal-  von  Roheisen    von  Eisenbahnschienen 

jähr  tausend  engl.  Tonnen 

1870/71  3,8        178,1            1,3           458,1 

1875/76  7,2          79,5           13,6                4,7 

1880/81  6,8        417,8            4,3            302,3 

1885/86  8,2        261,7            4,0              10,5 

1890/91  13,7          81,9          15,9               0,1 

1895/96  30,4          88,1          27,6                1,1 

1896,97  169,1          22,2        112,2               7,8 

1897/98  237,2          25,6        233,0               0,5 

Demgemäss  gestaltete  sich  auch  der  gesamte 
Wert  der  Ein-  und  Ausfuhr.  Während  1880/81 
die  Einfuhr  auf  60,6  und  die  Ausfuhr  auf  16,6 
Millionen  $  bewertet  wurde,  belief  sich  1890/91 
resp.  1891/92  und  1897/98  jene  auf  53,5,  28,9  und 
12,6,  diese  dagegen  auf  28,9,  28,8  und  70,4 
Millionen  $. 

Das  Deutsche  Reich  hat,  wie  bereits 
gezeigt,  eine  neuestens  stark  rückgängige  Mehr- 
ausfuhr von  Eisenerzen,  eine  wachsende,  teil- 
weise sehr  bedeutende  Mehrausfuhr  von  Ganz- 
und  Halbfabrikaten  aus  Eisen  und  Stahl,  jedoch 
eine  steigende  Mehreinfuhr  an  Roheisen.  So 
wurden  von  Roh-  und  Brucheisen  eingeführt 
1880  238,  1890  404,  1895  200,  1897  463,  1898 
408  Mill.  kg,  ausgeführt  in  denselben  Jahren 
aber  287,  158,  220,  129  und  272  Mül.  kg.  Eisen- 
waren, wie  Drahtstifte,  Eisendraht,  Schienen 
und  andere  Materialien  für  den  Eisenbahnbau, 
Platten,  Bleche,  Röhren,  Eisenwaren  aus  Guss- 


und Schmiedeeisen  u.  s.  f.  wurden  eingefuhn, 
1880  39,  1890  87,6,  1895  58,2,  1897  103,6.  \m 
116,91  MiU.  kg,  ausgeführt  aber  in  denj^elbHU 
Jahren  707,  799,7,  1308, 1264  und  1354  Mül  kL^ 
Frankreich  hat  eine  ständig  wacLsendf, 
grosse  Mebreinfuhr  von  Eisenerzen,  eine  schwan- 
kende Mehreinfuhr  von  Roheisen,  die  nene^siens 
(seit  1894)  in  eine  Mehrausfuhr  umschlug,  und 
eine  Mehrausfuhr  an  Eisen  imd  Stahl,  die  abez 
erst  seit  1885  konstant  erhalten  blieb. 

.  Aus-    Ein-      Aus-    Ein-      fVt    f^l 

jXe    ^^^    f"»»'      t«hr     fuhr      *^  ^j^ 

von  Eisenerzen  von  Roheisen      und  Stahl 

Uontea)  (fers.eta*ieTsi 

in  Millionen  Kilogramm 

1873  353  721  61  134  209  07 

1880  115  I  168  44  162  143  122 

1882  121  1426  34  311  136  23S 

1885  90  1 420  36  197  187  123 

1890  285  1 610  234  124  288  102 

1891  299  1 438  145  162  250  120 

1892  30$  1 684  159  160  191  125 

1893  302  1630  144  148  k8  120 

1894  248  1 638  157  122  178  12; 

1895  237  1651  197  85  178  12S 

1896  238  1862  243  88  244  129 

1897  300  2  138  170  160  279  .  13S 

In  Belgien  bestanden  ähnliehe  Verhält- 
nisse, wie  folgende  Tafel  zeigt: 

Aus-  Ein- 
Aus-  Ein-  fuhr  fuhr 
fuhr  fuhr    von  Roh- 
V.  Eisenerz  eisen  und 
alt.  Eisen 
in  Millionen 
569     10      82 
922    42    222 
I  165    23    264 
1 858    22    247 
1896  396   2070    29    368 


im 
Jahre 


1870  180 

1880  311 

1890  174 

1895  327 


Aus- Ein-  Aus-Ein- 
fuhr  fuhr  fuhr  fuhr 
von  Eisen  von  Stahl 

Kilogramm 
240  9  0,9  5 
273  28  49  lö 
356  23  HO  14 
334  24  199  37 
416     34    219     52 


Oesterreich-Üngarn  hat  dagegen  eine 
Mehrausfuhr  von  Eisenerzen  und  eine  wachsende 
Mehreinfuhr  von  Roheisen.  Bei  Eisen  und  Eisen- 
waren mit  Einschluss  von  Stahl  und  Stahlwaren 
bestand  in  den  70er  und  80er  Jahren  eine  Mehr- 
ausfuhr, die  neuestens  einer  Mehreinfnhr  ge- 
wichen ist. 

Aus-  Ein- 
fuhr fuhr 
von  Eisen«. 
Eisenwaren 
inkl.  Stahl 
in  Millionen  Kilogramm 
1870  0,2  8,4  0,3  161,0  20,5  187.S') 
1875  52,8  5,0  11,0  56,1  44,0  22.1 
1880  51,0  6,3  28,9  77,2  64,5  20,9 
1885  53,0  38,0  10,8  64,7  28,9  29,1 
1890    159,2      48,7      21,5      80,9      39,0    324 

1895  165,4    117,6      12,7     173,6      25,8     55,8 

1896  214,4     107,0      14,0     139,4      27.8     58,5 

1897  247,9     134,8       11,1     162,8      39,4    49:1 

1898  302,3     178,2       14,7     171,0      47,1     57,S 


Aus-    Ein-  Aus-    Ein- 

im     fuhr     fuhr  fuhr     fuhr 

Jahre         von  von  Roh-  und 

Eisenerz  Brucheisen 


*)  An  Schienen  für  Eisenbahnen  allein  lU.l 
Mill.  kg.  1890  wurden  Eisenbahnschienen  im 
Gewichte  von  1,3  Mill.  kg  importiert. 
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16.  Verbrauch.  Die  Berechnungen  über 
-leQ  Verbrauch  von  Eisen  sind  verscniedener 
Art,  bald  konstatieren  sie  den  Verbrauch 
lUr  inlandischen  Eisenindustrie  an  Roheisen 
für  ihre  Halb-  und  Ganzfabrikate,  bald 
>tt'ilen  sie  die  Gesamtmenge  der  im  Inlande 
2ijr  Verwendung  gelangten  Eisen-  und  Stahl- 
falrikate  dar.  Letztere  Berechnung  ist  die 
Tif^itaus  schwierigere,  weil  die  Handelsbe- 
wPirimg  natiu^emäss  die  Waren  nicht  mit 
Rfioksicht  auf  die  in  jeder  Ware  enthaltene 
Eisoninenge  aufnehmen  kann,  andererseits 
i^t  sie  aber  die  wertvollere,  weil  sie  die 
Entvickelung  der  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse wie  die  Lebensweise  und  die  Bedürf- 
nisse der  Völker  gut  charakterisiert.  Selbst 
unvollkommene  Daten  sind  daher  von  In- 
teresse, 

So  giebt  z.  B.  die  französische  offizielle 
Statistik  nach  den  Daten  der  Produktion  und 
«i^r  Handelsbewegung  alljährlich  Ziflfem  über 
«if  n  inländischen  Verbrauch  von  Eisen  und  Stahl, 

£r  betrog  danach  in  Millionen  Kilogramm 

im  Eisen  Stahl  im  Eisen     Stahl 

Jahre  (fers)  (aciers)    Jahre  (fers)  (aciers) 

1H7S  853  298  1890  695        526 

\m  954  378  1895  735        688 

^'<^2  1147  486  1896  768       863 

IS^o  769  502  1897  703        935 

Hftnfiger  und  minder  schwierig  sind  die 
Verbrauchsberechnmigen  rücksichtlich  einzelner 
Waren.    Auch   sie  charakterisieren  symptoma- 


tisch die  Schwankungen  der  wirtschaftlichen 
Zustände.  So  betrug  z.  B.  der  Verbrauch  von 
Eisenbahnschienen  in  den  Vereinigten  Staaten 
tausend  engl.  Tons: 

1856  251,  1860  306,  1865  396,  1870  1011, 
1872  1424,  1875  699,  1880/1  1603,  1885/6  984, 
1887/8  2271,  1890,1  1870,  1895/6  1280,  1896/7 
1018,  1897/8  1416. 

In  England  betrug  der  Verbrauch  von  Stahl- 
schienen tausend  Tons:  1880  276,  1886  217, 
1890  287,  1895  262,  1896  267. 

In  Frankreich  belief  sich  der  Verbrauch  von 
Eisen-  und  Stahlscbienen  auf  Mill.  kg:  1873 
220,  1880  300,  1885  296,  1895  85,  1896  77. 

Genauer  und  leichter  sind  die  Berechnungen 
des  Roheisenverbrauches,  wodurch  die 
Bedeutung  der  Industrie  eines  Landes  gut 
charakterisiert  werden  kann.  So  stieg  z.  B. 
entsprechend  der  wachsenden  Industrie  inDeutsch- 
land der  Eoheisenverbrauch  nach  der  offiziellen 
Statistik  vom  Jahresdurchschnitt  1861/65  mit 
934  Mill.  kg  fast  ununterbrochen  bis  1896  auf 
6507  Mill.  kg.  Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
berechnet  ergiebt  dieser  Verbrauch  im 


Jahresdurch- 

kg 

schnitt 

1861--65 

26,  «> 

1866—70 

35,4 

1871—75 

57,4 

1876-80 

S^ö 

1881-86 

74,2 

1886-90 

88,6 

im 
Jahre 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 


kg 

94,3 

98,4 

98,7 

103,8 

104,1 

122,9 


In  derselben  Weise  berechnet  betrug  der 
Roheisenverbrauch 


im  Jahresdurchschnitt  1880;84 


im  Jahre  1896 


m 

Grosjbritamiien    .    .    . 
^tn  Vereinigten  Staaten 
I^utachland     .... 

Frankreich 

Belgien 

Merreich-TJngam  .    . 
ßcssland  (ohne  Finland) 


erhaupt 

per  Kopf 
der  Bevölkerung 

überhaupt 

per  Kopf 
der  Bevölkerung 

rni.  kg 

MiU.  kg 

kg 

kg 

4275 

121 

7828 

197,7 

4674 

88 

8612 

119,1  . 

3182 

70 

6507 

122,9 

2164 

58 

2324 

60,3 

532 

94 

1287 

200,7 

746 

20 

1353 

30,0 

— 

— 

2340 

20,0 

UtUratsr:  Geschichte:  Sveen  von  Rle- 
■wn»,  Geschichte  des  Eisens,  aus  dem  Schwe- 
diitken  von  Karsten,  LiegniU  I8I4*  —  Karsten^ 
Handbuch  der  Eisenhütlenhunde,  S.  Aufl.,  Berlin 
^Hl  (Kinleihtng).  —  JPerey -Weilding,  Aus- 
jukiiiches  Handbuch  der  Eisenhüttenkunde, 
^rannMchweig  I864 — 1878.  —  iMdw,  Beck, 
^''  Geschichte  des  Eisens,  4  Bde.,  S.  Aufl., 
Brmnsehweig  1891 — 1899. 

(rrossbritannien:  Mineral  Statistics 
f*/  thc  United  Kingdom  for  the  year  1895,  London 
1S96  und  frühere.  —  Annual  General  Report 
**pf>n  the  Mineral-Industry  of  United  Kingdom 
k  Ffirter,  1894,  1895,  1896,  London.  —  Mines 
^ttd  (^uarries.  General  Report  and  Statisties 
l'T  im  1—.IV.  P.  by  Foster  London,  1899.  — 
Mmtfil  Statistical  Report  of  the  Secretary  to  the 
w^mAenr  0/  the  British  Iron  Trade  Association 
^■^y,  London  1899  und  frühere.  —  George  G, 
^^hisholm,  An  Examination  of  the  Coal  and 
^tn  ProducHon  im  Journal   of  the  Royal  sia- 

Handvörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


tietical  Society  LIII.  Vol.,  1890  (S.  561ff.), 
London  1890.  —  A.  Sauerbeck,  Prices  of 
commodities,  in  den  Märzheften  des  Journal  of 
the  royal  Statistical  Society.  —  Commercial  History 
and  Review  im  Londoner  Economist. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika: 
Statistical  Abstract  of  the  United  States  1898, 
Washington  1899  U7id  frühere.  —  Annual  Report 
of  the  Un.  St.  geological  Survey  to  the  Secretary 
of  the  Jnterior  by  Walcott,  Washington  1896  und 
frühere.  Der  S.  Band  enthält  Mineral  Resources. 
—  The  mineral  Industry  in  the  United  States 
and  other  Countries  1897  by  Rothwell  VI,  Vol. 
London  1898.  —  Statistics  of  tlie  American  and 
foreign  Iron  Trades  f.  1897  a  Report  of  the  Am. 
Iron   and   Steel  Association,   Philadelphia  1898. 

Deutsches  Reich:  Peter  Mlschler, 
Das  deutsche  Eisenhüttengewerbe,  S  Bde.,  Stutt- 
gart und  Tübingen  1852 — 1854.  —  -^''^  ^'«''- 
öffenüichungen  des  reichsstatistischen  Amtes 
(Monatshefte    und    Jahrbuch).    —    Preuss.   Zeit' 
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schriß  fiir  Berg-,  Hütten-  und  Salintnwesen.  — 
Zeitschriß  für  Berg-  und  Hüttenwesen,  —  Stahl 
und   Eisen,    berg-   und   hüttenmänn.   Zeitschriß. 

Oesterreich-  Un garn:  Freiherr  C.  Czör- 
nig ,  Statist.  Handbüehlein  für  die  österr. 
Monarchie  (Wien  1861)  und  die  seitdem  erschie- 
nenen amtlichen  statistischen  Jahrtyücher  und 
Handbücher  Oesterreichs,  —  Statistisches  Jahr- 
buch des  k.  k.  Ackerbauministeriums.  Das  S. 
Heß  Jed^s  Jahrganges  seit  1876.  Wien  1875  ff. 
—  Aus  der  österreichischen  Statistik:  die  Sta- 
tistik des  auswärtigen  Handels  bis  1890,  seither 
die  besondere  Publikation:  Statistik  des  ausw. 
Handels  des  österr. -ungar.  Zollgebietes  1891  ff.  — 
Statistisches  Jahrbuch  fiir  Ungarn  1881^1892, 
je  das  4.  Heß.  —  Ungar.  Statist.  Jahrbuch,  Neue 
Folge  1893  f.,  Budapest  1895  ff. 

Frankreich:  Annuaire  staüstique  de  la 
France.  —  Statistique  de  VIndustrie  minerale 
et  des  Appareils  ä  Vapeur  en  France  et  en 
Alg^rie  paar  Vannie  1897,  Paris  1898  und  die 
früheren  Jahrgänge.  —  Reybauü,  Le  fer  et  la 
houille,  Paris  1874. 

Belgien:  Annuaire  statistique  de  la  Bel- 
gique.  —  Annales  des  Mines  de  Belgiqne.  Einen 
Auszug  hiert^on  enthält:  Statistique  des  Mines, 
Minieres,  Carrihres,  Usines  mineralurgiques  et 
appareils  d  vapeur  pour  1896  par  Harze,  Bru- 
xelles  1897  und  frühere  Jahrgänge. 

Schweden:  Statistisk  Tidskriß  utgivrn  af 
kgl.  Stat.  Centralbyrän,  Arg.  1862—1899,  Stock- 
holm. —  Bidrag  tili  Sveriges  offici^la  Statistik, 
c)  Bergshandtering  af  Kommers- Kollegium  ß>r 
ar  1897,  Stockholm  1899  und  frühere  Jahrgänge. 

Russland:  Annuaire  statistique  de  la  Russie 
1896,  Peter sbourg  1897  und  frühere.  —  Statistisk 
Arsbok  för  Finnland  utg.  af  Statist.  Central- 
byrän, Arg.  1877— -1898,  Helsingfors  1877—1898. 

Spanien:  Resena  geogrdfica  y  estadistica 
de  Espana,  Madrid  1888.  —  Estadistica  Minera, 
de  Espana  1897,  Madrid  1898  und  frühere  Jahr- 
gänge. 

Italien:  Annuario  statistico  italiano,  1898, 
Roma  1898  und  frühere  Jahrgänge. 

von  ffuraschek, 

m. 

Zollgescliielitlich  es. 

1.  Preussen  und  der  Zollverein.  2.  Oester- 
reich. 3.  Frankreich.  4.  Eu^^Iand.  5.  Andere 
europäische  Länder.    6.  Vereinigte  Staaten. 

!•  Preussen   und   der   Zollyerein.     In 

Brandenburg  verbot  der  Grosse  Kurfürst  durch 
ein  Ed.  v.  29.  Mai  1667  die  Einfuhr  des  fremden 
Eisens,  solange  die  Vorräte  bei  den  Eisen- 
hämmern von  Peitz  (wo  über  1500  Ctr.  lagerten) 
und  Crossen  nicht  abgesetzt  seien.  Ausgenommen 
von  dem  Verbot  blieb  das  schwedische  und  vor- 
läufig auch  das  schulenburgische  Eisen.  Dieses 
Einfuhrverbot  wurde  1674,  1676,  1685  und  1703 
erneuert  und  1674  durch  ein  Verbot  des  fremden 
Stahles  ergänzt.  Auch  verschiedene  Eisen- 
fabrikate, nämlich  Sensen,  Strohmesser,  Futter- 
klingen sowie  Blech  und  Draht  wurden  „zu 
mehrerem  Aufnehmen  des  Landes"  1679  von  der 
Einfuhr  ausgeschlossen.  Fremdes  Eisen  hatte 
ferner,  soweit  es  zugelassen  war,  nach  dem 
Tarif  von  1684  an  Accise  doppelt  so  viel  zu 
entrichten  als  einheimisches.   Unter  dem  König 


Friedrich  I.  wurden  die  eisernen  schneidendt^n 
Werkzeuge  aus  dem  Auslande,  soweit  ihre  Ein- 
fuhr gestattet  war,  mit  einer  besonderen  Accise 
von  67o  des  Wertes  belegt.  Unter  Friedrich 
Wilhelm  I.  blieb  dieses  Sperrsystem  in  Kraft, 
und  unter  Friedrich  d.  Gr.  wurde  es  teüwei^t: 
noch  verschärft.  So  erfolgte  1768  das  ^nzlichej 
Verbot  aller  fremden  Schwarz-  und  Weissbleche, 
Roh-  und  Stabeisen  dnrfte  nur  auf  Grund  eines 
besonderen  Passes  eingeführt  werden^  und  «lie 
fremden  Eisenwaren  mit  Ausnahme  von  Aext*:n, 
Ambossen,  Spaten  und  Beilen  wurden  gänzlich 
verboten.  Die  Accise  für  inländisches  Eis^n; 
betrug  in  allen  Provinzen  nur  9  Pf.  vom  Cxt., 
die  für  fremdes  war  höher,  aber  in  den  einzelnen  | 
Provinzen  sehr  verschieden  und  stie^  im  Ma^r- 
deburgischen  auf  12  gGr.,  im  Halberstädtiscben 
auf  9  gGr.  vom  Ctr.,  wozu  noch  12  gGr.  für 
die  Bergwerk-  und  Httttenkasse  kamen.  Für 
die  zugelassenen  fremden  Eisenwaren  betruir 
sie  4  gGr.  vom  Thaler.  Nach  der  Katastrophe 
von  Jena  wurden  die  bis  dahin  verboten  s^ 
wesenen  Eisenwaren  sowohl  in  den  von  den 
Franzosen  besetzten  Provinzen  als  auch  in  (Ut- 
preussen  und  später  unter  der  wiederhergestellten 
preussischen  Verwaltung  vorläufig  zu  sehr 
mässip-en  Zöllen  zugelassen.  Der  Tarif  tod 
1818  brachte  dann  endgültig  einen  Umschwnn^, 
indem  er  das  Roheisen  sogar  als  notwendigen 
Rohstoff  betrachtete  und  gänzlich  frei  eingehen 
liess,  andrerseits  es  bei  der  Ausfuhr  allerdings 
mit  einem  Zolle  von  12  gGr.  (1,50  M.)  für  den 
alten  Ctr.  belegte.  Schmiedeeisen  in  Stangen 
und  Stäben  hatte  in  den  Ostprovinzen  an  Zoll 
und  Verbrauchssteuer  (die  bald  mit  dem  ersteren 
zu  einem  einzigen  Zollsatze  verschmolzen  wurden . 
1  Thlr.,  in  den  Westprovinzen  12  gGr.  für  den 
Ctr.  zu  entrichten.  Ebenso  hoch  waren  die 
Zölle  für  grobe  Guss waren ,  während  sie  für 
grobe  Waren  von  Schmiedeeisen  bezw.  19,75  M. 
und  15,25  M.  und  für  feine  Eisen-  und  Stahl- 
waren bezw.  71,50  M.  und  61  M.  betrugen.  In 
der  für  die  ganze  Monarchie  geltenden  Erhebuns:»- 
roUe  V.  25.  Oktober  1821  blieb  für  unbearbeit-eten 
Stahl  noch  ein  Unterschied  zwischen  den  Ost- 
und  Westprovinzen  mit  Zöllen  von  bezw.  3  M. 
und  1,50  M.,  die  übrigen  Sätze  aber  wurden 
ausgeglichen  und  betrugen  jetzt  für  grobe  Guss- 
waren 3  M.,  für  Eisenbleche,  Draht  imd  Anker 
9  M. ,  für  grobe  Eisenwaren  18  M. ,  für  feine 
30  M.  für  den  Ctr.  Der  Ausfuhrzoll  auf  Roh- 
eisen wurde  1827  auf  6  gGr.  (75  Pf.)  herabgesetzt 
und  1852  ganz  aufgehoben. 

Die  wichtigsten  Zollsätze  aus  dem  Zoll- 
vereinstarife stellen  wir  im  folgenden  auf  S. 
483  kurz  zusammen  (in  Mark  für  den  Doppel- 
centner  von  100  kg). 

Die  Einführung  des  Boheisenzolles  und 
einiger  Zollerhöhungen  im  Jahre  1845  hanjrt 
teilweise  mit  der  ausserordentlichen  Preiser- 
niedrigung infolge  der  englischen  üeberproduk- 
tion  zusammen  (1843  bewegte  sich  der  Preis 
des  Roheisens  in  Schottland  zwischen  36  und 
44  sh.  per  Tonne),  teils,  auch  mit  den  Schwierig- 
keiten des  Ueberganp  von  den  Holzkohlen  zu 
der  Koks  in  der  Elsenmetallurgie.  Noch  im 
Jahre  1842  wurden  im  Zollvereine  nur  10,8^« 
des  gewonnenen  Roheisens  mit  Koks  oder  ge- 
mischtem Brennmaterial  dargestellt.  Der  Puddel- 
prozess,  dessen  Anfänge  im  Rheinland  und 
Westfalen  in  die  zwanziger  Jahre  tidlen,  hatte 
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Tarif») 

Roh- 
eisen 

Stabeisen 
je  nach  der 
Verarbeitung 

Eisenblech 

Grobe 
Gusswaren 

Grobe 
Eisenwaren 

Feine 
Eisenwaren 

24.  X.  1839 

frei 

6-18 

9—18-24 

6 

36 

60—300 

10.  X.  1845 

2«) 

9—15—18 

18-24 

6 

36 

60 — 300 

J.  V.  1866 

1,50 

5—7 

7—10,50—15 

2,40 

8—16 

24 — 60 

25.  V.  1868 

1 

5—7 

7—10,50—15 

2,40 

8—16 

24—60 

17  V.  1870 

0,50 

3,50-5 

5-7 

2,40 

8 

24—60 

7.  VIT.  1873 

frei 

2 

2 

2 

5 

24 — 60 

Y.  1.  I.  1877  ab 

— 

frei 

frei 

frei 

frei 

24—60 

15.  VII.  1879 

I 

2,50 

3-5  * 

2,50 

6-15 

24—60 

')  Die  fr&heren  Tarifsätze  des  Zollvereins  sind  von  den  1839  festgestellten  nicht  wesentlich 
verschieden. 

*)  Durch  eine  preuss.  Kabinettsordre  v.  14.  VI.  1844  schon  v.  1.  IX.  1844  ab  eingeführt. 


>icfa  Terhältnismässi^  mehr  verbreitet  und  fand 
Wi  27,4^,0  der  Stabeisenproduktion  Anwendung. 
Unter    dem    Einfluss     des    gewaltig    zu- 
nehmenden Eisenbedarfs  für  den  Eisenbahnbau 
machte  die  Koksverwendung   in  den  vierziger 
Jakren  rasche   Fortschritte,   so   dass   1853   in 
Preuäsen  nur  57  ®/o  der  Hochofenerzeugnisse  mit 
Hilfe  von  Holzkohlen  gewonnen    wurden    und 
T'»^<.  der  Stabeisenprodnktion  aus  den  Puddel- 
•iten  kamen.     Im  Jahre  1864   war  die  erstere 
Prozentzah]  auf  10,6  gesunken  und  die  letztere 
auf  95,2  gestiegen,  und  die  Eisenindustrie  hatte 
bei  üirer  kraftisren  Entwickelung  keinen  Grund, 
von  den  Zollermässigungen,  die  zunächst  durch 
<i»-n  Handelsvertrag  des  Zollvereins  mit  Frank- 
T*ikh  veranlasst  wurden,   eine  Schädigung  zu 
^•tiürchten.     Die  weiteren  Erleichterungen  der 
Ei^fDeinfuhr  wurden  nicht  zum  wenigsten  durch 
die  Mitwirkung  der  damals  noch  durchaus  frei- 
händlerisch gesinnten  Vertreter  der  Landwirt- 
s(]haft  erreicht.     Der  letzte  Schritt  in  diesem 
.^inne  geschah  im  Jahre  1873  unter  dem  Ein- 
druck der   Grilnderwirtschaft   und    bei    einem 
ungewöhnlich    hohen    Preisstande    des    Eisens. 
XÜt  der  Bückgang  hatte  damals   bereits  be- 
irunnen,  und   die  völlige  Beseitigung  zunächst 
des  Roheisenzolles  und  dann  aUer  anderen  Zölle 
auf  Eiseo   und  grobe  Eisenwaren  v.  1.  Januar 
1877  ab  erwies  sich  hinterher  als  eine  für  die 
Zukunft  der  Freihandelspolitik  nachteilige  Mass- 
res:el.    Denn  es  konnte  nicht  ausbleiben,   dass 
die  in   der   ganzen   Weltwirtschaft    bis    1879 
herrschende  Stagnation  und  Stockung  der  Eisen- 
industrie in  Deutschland  lediglich  der  Aufhebung 
der  Zolle  zur   Last  geschrieben   wurde.    Um- 
gekehrt suchte   man  auch   die  vorübergehende 
Besserung  der  Preise,  die  im  Jahre  1879  ein- 
trat, auf  die  Wiederherstellung  von  Eisenschutz- 
zöllen zurückzuführen ,  obwohl  es  sich  auch  in 
diesem  Falle  um  eine  allgemeine  weltwirtschaft- 
liche Bewegung  handelte.    Die  Schutzzölle  von 
1879  sind   allerdings    im  Yerffleich    mit    der 
älteren  von  massiger  absoluter  Höhe,  doch  darf 
die  Erniedrigung  des  normalen  Durchschnitts- 
preises des  Eisens   und   der  Eisenfabrikate   in 
den  letzten  fünfzig  Jahren   nicht   ausser   acht 
belassen  werden,    vermöge   welcher    sich    das 
rrozentverhältnis  des  Schutzes  höher  berechnet. 
r>ie  Einwirkung  dieser  Zölle  auf  die  inländischen 
Eijjenpreise  sind  hauptsächlich  erst  fühlbar  ffe- 
jprden,  nachdem  es  in  den  Hauptzweigen  der 
Eisenindustrie  gelungen  war,  mehr  oder  weniger 
i^te  Preisvereinigungen  zu  stände  zu  bringen. 
^  w  bei  der  gegebenen  Ausdehnung  des  Be- 
triebs im  Inlande  nicht  zu  dem  erhöhten  Preise 


abgesetzt  werden  kann,  wird  im  Auslande  zu 
einem  niedrigeren  Preise  verkauft.  Der  Schutz 
des  inneren  Marktes  unterstützt  natürlich  dieses 
Verfahren,  und  er  reicht  so  weit,  bis  der  in- 
ländische Preis  um  den  vollen  Zollsatz  höher 
steht  als  der  ausländische.  So  wird  es  möglich, 
dass  von  Zeit  zu  Zeit  ausländische  Werke  bei 
Submissionen  auf  Schienen,  Eisenbahnwagen  etc. 
erfolgreich  konkurrieren,  obwohl  sie  den  Zoll 
für  ihre  Lieferungen  zu  entrichten  haben.  Durch 
die  Handelsverträge  vom  6.  Dezember  1891  mit 
Belgien,  Oesterreich  u.  s.  w.  sind  einige  Eisen- 
zollsätze des  Tarifs  von  1879  gebunden  worden ; 
eine  Herabsetzung  ist  nur  für  grobes  emailliertes 
Kochgeschirr  (von  10  auf  7,50  M.)  durch  den 
Vertrag  mit  Belgien  zugestanden  worden. 

2.  Oesterreich*  Auch  in  Oesterreich  ent- 
wickelte sich  die  Eisenindustrie  im  vorigen  Jahr- 
hundert unter  dem  Schutze  des  Prohibitivsystems. 
Die  Einfuhr  von  Eisenblech,  Gusswaren  und  der 
meisten  Eisenfabrikate  war  unter  Maria  Theresia 
verboten.  Unter  Joseph  IL  trat  an  die  Stelle  des 
absoluten  Verbotes  die  „Ausserhandelsetzung"  (s. 
Art-Einfuhrverbote  oben  S.  320  ff.)  und  zwar 
erstreckte  sich  diese  nach  dem  Tarif  von  1788  auf 
Roheisen,  Schmiedeeisen,  Stahl  und  alle  groben  und 
feinen  Eisenwaren.  Wenn  die  Einfuhr  für  den 
I  Privat  verbrauch  erlaubt  wurde,  war  für  Roheisen 
I  vom  Ctr.  1  fl.  12  Kr.,  für  Schmiedeeisen  3  fl.  36 
I  Kr.,  für  Stahl  4  fl.  48  Kr^  für  grobe  Eisenwaren 
j  12  fl.,  für  feine  30  fl.  an  Zoll  zu  entrichten.  Die 
I  Ausfuhr  von  Roheisen  war  verboten  und  der 
innere  Handel  mit  demselben  verschiedenen 
Beschränkungen  unterworfen.  Infolge  der  Ent- 
wertung des  Papiergeldes  wurde  1805  vor- 
geschrieben, dass  die  Zölle  für  alle  ausser  Handel 
gesetzten  Waren  in  Gold  oder  Silber  bezahlt 
werden  müssten.  Nach  dem  Specialtarif  von 
1 1812  betrug  der  Zoll  auf  Roheisen  3  fl.  45  Kr., 
I  auf  Schwarzblech  21  fl.  36  Kr.,  auf  Weissblech 
24  fl.,  auf  Eisen-  und  Stahldraht  36  fl.,  auf 
Schlosserwaren  60  fl.  für  den  Ctr.  brutto.  Der 
Partialtarif  von  1817  erniedrigte  den  Roheisen- 
zoll auf  2  fl.  24  Kr.,  nachdem  schon  früher  den 
Eisenwerkbesitzem  zeitweise  die  Einfuhr  zu 
12  Kr.  gestattet  worden  war.  Die  Ausserhandel- 
setzung von  Eisen  und  Eisenwaren  blieb  übrigens 
bestehen,  und  die  Ausfuhr  von  Roheisen  wurde 
nur  ausnahmsweise  gegen  einen  Zoll  von  48  Kr. 
erlaubt.  Eine  wesentliche  Aenderung  dieses 
Prohibitivsystems  brachte  erst  der  Tarif  von 
1851,  der  die  Ausserhandelsetzung  aufgab.  Roh- 
eisen konnte  vom  1.  Februar  1852  ab  gegen 
einen  Zoll  von  45  Kr.  für  den  ZoU-Ctr.  (50  kg) 
eingeführt  werden.    Für  Stabeisen  betrug  der 
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Zoll  2  fl.  30  Kr.,  für  Schienen  3  fl.  30  Kr.,  für 
Stahl  4  fl.,  für  Eisenblech  4—5  fl.,  für  feine 
Eisenwaren  ansser  Waffen  und  Nähnadeln  16  fl. 
30  Kr.  Durch  den  Handelsvertrag  mit  dem  Zoll- 
verein wurden  diese  Sätze  für  die  Vereinsstaaten 
aaf  22^/2  Kr.  für  Roheisen,  1  fl.  bis  2  fl  30  Kr. 
für  Schmiedeeisen,  Schienen,  Stahl,  Blech,  4  Ü. 
30  Kr.  für  feine  Eisenwaren  herabgesetzt.  Im 
allgemeinen  Tarif  standen  1865  noch  Roheisen 
auf  0,42  fl  (Oe.W.),  Schienen  auf  2,50  fl.,  Blech 
auf  3,50—4  fl.,  feine  Eisenwaren  auf  6  fl.  für 
den  Zoll-Ctr.  Der  Handelsvertrag  von  1865  mit 
dem  Zollverein  setzte  diese  Zölle  auf  0,40  fl., 
1,50«.,  2,50— 4  fl.  und  4,50  fl.,  und  nach  dem 
iieuen  Vertrage  von  1868  betrugen  sie  bezw. 
0,25  fl.,  1,25  fl.,  2—4  fl.,  7,59  fl.  (seit  1869  nur 
6  fl.V  Bei  der  beginnenden  Wendung  der  Öster- 
reich-ungarischen Handelspolitik  im  Jahre  1878 
wurde  der  Zoll  für  Roheisen  auf  0,80  fl.,  für 
Stabeisen  auf  2,75  fl.,  für  Bleche  auf  4—5  fl., 
für  Eisenwaren  auf  15  fl.  für  den  Doppei- 
ce n  t  n  e  r  gebracht.  Im  Jahre  1882  wurden  die 
Bleche  in  zahlreichen  Abstufungen  mit  Zöllen 
von  4—15  fl.,  die  feinen  Eisenwaren  mit  solchen 
von  8—30  fl.  für  100  kg  belegt,  und  1887  erfolgte 
eine  weitere  Erhöhung  der  letzteren  auf  15  bis 
50  fl.  Nach  dem  Vertragstarif  von  1891  beträgt 
der  Roheisenzoll  65  Kr.  (in  Goldgulden  zu  2  M.) 
für  100  kg,  der  Zoll  auf  Eisen  und  Stahl  in 
Stäben,  nicht  f abonniert  2,50  fl.,  f abonniert  3  fl., 
für  Schienen  2,50  fl.,  für  Bleche  und  Platten 
4  -  9  fl..  für  gemeine  Eisengusswaren  2—8  fl., 
für  gemeine  Eisen-  und  Stahlwaren  4—8  fl.,  für 
Sägen  und  andere  Werkzeuge  10 — 15  fl.,  für 
feine  Eisen-  und  Stahlwaren  12—25  fl.,  für  Messer- 
schmiedwaren und  Handfeuerwaffen  45  fl. 

3.  Frankreich.  In  Frankreich  wurde  das 
fremde  wie  das  einheimische  Eisen  1626  einer 
Verbrauchssteuer  unter  dem  Namen  „droit  de 
marque  sur  le  fer"  unterworfen.  Sie  betrug 
anfangs  10  Sous  für  den  Centner  (von  100  Pfd.) 

fewöhnliches  Eisen  und  12  Sous  für  den  Centner 
tahl  und  blieb  mit  mancherlei  Abänderungen 
bis  in  die  Revolutionsperiode  hinein  bestehen. 
Die  Ausfuhr  von  Roh-  und  Schmiedeeisen  wurde 
durch  dasselbe  Edikt  verboten,  die  von  Stahl 
war  erlaubt,  aber  nur  nach  der  Markierung. 
Als  Gegenstand  des  Zollschutzes  erscheint  das 
Eisen  zuerst  in  dem  Colbertschen  Tarif  von 
1664,  dessen  Sätze  indes  noch  sehr  massig  sind : 
Roheisen  in  Gänzen  und  Platten  hatte  nur 
1*  4  Livre,  Eisen  in  Stäben  3  Liv.  von  1000  Pfd. 
zu  entrichten,  während  Stahl  nur  1,4  Liv.,  eiserne 
Geräte  und  Werkzeuge  mit  1  Liv.  auf  den 
Centner  und  Weissblech  mit  15  Liv.  für  450 
Doppelblätter  belastet  waren.  Der  letztere  Zoll- 
satz wurde  im  Tarife  von  1667  verdoppelt  und 
später  noch  einige  Mal  verändert.  Der  Silber- 
wert des  Livre  war  damals  etwas  über  1,30  M. 
Das  im  Jahre  1701  erlassene  umfassende  Ver- 
bot englischer  Waren  erstreckte  sich  auch  auf 
alle  Messerschmiede-,  Kleineisen-  und  Schlosser- 
waren. In  dem  letzten  Jahrzehnt  vor  der  Re- 
volution finden  wir  als  Zoll  auf  Eisen  in  Stangen 
6  Livres  (Francs),  auf  grobe  Gusswaren  10 
Livres  für  1000  Pfund,  auf  Sohwarzblech  IVa 
Liv. ,  auf  Weissblech  4  Liv.  für  den  Centner. 
In  dem  TarJe  vom  15.  März  1791  blieb  Roh- 
eisen in  Gänzen  als  Rohstoff  ganz  frei,  für 
Stangeneisen  betrug  der  Zoll  nur  1  Liv.,  für 
Schwarzblech  3  Liv.,  für  Weissblech  6  Liv.,  für 


Messerschmiedewaren  30  Liv.  auf  den  Centntr. 
Zu  diesen  Zöllen  kamen  noch  die  Markierunsrs- 
abgaben  (für  in-  und  ausländisches  Eisen)  von 

1  und  l'/a  Liv.  —  Einige  Zollerhöhnngen  auss<?r 
dem  Verbot«  aller  englischen  Waren  fanden 
unter  dem  Kaiserreiche  statt,  eine  voUstandiäre 
Neugestaltung  des  Tarif  es  (mit  Aufgebung  der 
marque  des  fers)  aber  begann  mit  dem  G.  t. 
28.  April  1816.  Nach  demselben  war  die  Ein- 
fuhr von  Roheisen  in  Gänzen  von  weniger  als 
400  kg  Gewicht  verboten,  in  schwereren  al)er 
(auf  französischen  Schiffen  mit  Einschlnss  des 
dauemd  beibehaltenen  Kriegszehntels)  mit  eiuem 
Zolle  von  2,20  Frcs.  für  100  kg  belegt.  Dieser 
noch  massige  Satz  aber  wurde  1822  auf  9.90 
Frcs.  erhöht,  allerdings  mit  Ermässigung  auf 
4,40  und  6,60  Frcs.  bei  der  Einfuhr  auf  gewissen 
Strecken  der  Landgrenze.  Im  Ja&e  1835 
erfolgte  eine  Herabsetzung  jenes  hohen  Zolles 
auf  8,80  Frcs.  und  ia36  auf  7  70  Frcs.,  aber 
erst  1841  wurde  das  Einfuhrveroot  auf  Barren 
von  weniger  als  15  kg  beschränkt.  Das  Dekret 
V.  29.  August  1855  setzte  den  Zoll  allgemein 
auf  den  bis  dahin  nur  für  die  begünstigste  Land- 
grenzstrecke geltenden  Betrag  herab,  nämlich 
4,80  Frcs.  (mit  dem  seit  1855  bestehenden  dop- 
pelten Krieg8zehntel)j  und  in  dieser  Höhe  blieb 
er  im  Generaltarife  bis  1881,  während  der  Kon- 
ventionstarif für  die  Vertragsstaaten  anfange 
den  Satz  von  2,50  Frcs.  und  seit  1864  den  von 

2  Frcs.  (mit  Einschluss  der  Kriegszehntel)  an- 
nahm. Nach  dem  Generaltarife  von  1881  be- 
trägt der  Zoll  nur  noch  2  Frcs.  und  nach  dem 
Konventionstarife  nur  1,50  Frcs.  Diese  Sätze 
sind  auch  in  dem  General-  und  Minimaltarif  von 
1892  beibehalten  worden.  Was  das  Schmiede- 
eisen betrifft,  so  war  von  1816 — 1855  die  Ein- 
fuhr desselben  in  Masseln  gänzlich  verboten;  in 
der  Form  von  Platten,  Stäben  und  SchwarzWech 
hatte  es  nach  dem  G.  v.  1816  bei  der  Einfuhr 
auf  französischen  Schiffen  16,50—44  Frcs.^  zu 
entrichten ;  diese  Sätze  wurden  1822  auf  27,50— 
55  Fi-cs.  erhöht,  dann  in  den  Jahren  1835,  liÖ6 
und  1853  allmählich  ermässigt,  bis  sie  1855  auf 
12—16,80  Frcs.  kamen.  Der  Konventionstarif 
braehte  diese  Zölle  1861  auf  7—12  und  1864 
auf  6—11  Frcs.,  und  die  letzteren  Sätze  gingen 
auch  in  den  Generaltarif  von  1881  über,  während 
der  neue  Konventionstarif  eine  weitere  Herab- 
setzung auf  5 — 10  Frcs.  gewährte.  Der  General- 
tarif von  1892  enthält  Zollabstufungen  von 
6—12  Frcs.,  der  Minimaltarif  solche  von  5— U 
Frcs.  Weiss  blech  war  im  alten  Konventions- 
tarif und  im  Generaltarif  von  1881  mit  13  Fr«., 
im  neuen  Konventionstarif  mit  12  Frcs.  belastet. 
Die  Sätze  der  beiden  Tarife  von  1892  sind 
14—15  und  12—13  Frcs.  Was  die  Ausfuhr  be- 
trifft, so  war  die  von  Eisenerz  von*  1791— 1838 
unbedingt  verboten  und  von  da  bis  zur  Periode 
der  Haudelsreform  nur  über  bestimmte  Grenz- 
strecken auf  Grund  ministerieller  Genehmignnsr 
gestattet.  Bis  1822  war  auch  die  Ausfuhr  von 
altem  Eisen  und  Brucheisen  verboten ;  für  Eisen  in 
Gänzen,  Masseln  und  wenig  bearbeiteten  Formen 
waren  bis  1816  Ausfuhrzölle  von  2—6  Frcs.  für 
100  Kilo  zu  entrichten:  das  Gesetz  von  1816 
liess  nur  noch  einen  Zoll  auf  Roheisen  von 
1,10  Frcs.  bestehen,  der  1822  auf  25  Cts.  herab- 
gesetzt und  1857  ganz  aufgehoben  wurde.  In 
betreff  der  Eisenfabrikate  erwähnen  wir  nur. 
dass   die   Schutzzölle  für   gewöhnliche   eiserne 
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Werkzeuge  nnd  landwirtschaftliche  Geräte  nach 
dem  Tarife  von  1791  nur  20,40—40,80  Frcs.  für 
lUU  kg  betragen,  im  Jahre  1816  aber  auf  66— 
UÜ  Frcs.  (bei  der  Einfuhr  auf  französischen 
Schiffen)  und  1820  noch  weiter  (für  Stahlwerk- 
zeoge  auf  220  Frcs.)  erhöht  wurden.  Im  Qe- 
nerdtarife  traten  in  diesen  Sätzen  unter  dem 
Kaiserreiche  keine  wesentlichen  Aenderungen 
ein,  IbSl  aber  wurden  sie  auf  10—20  Frcs.  er- 
niedrigt, wie  dies  vorher  schon  im  Konventions- 
tarif  geschehen  war.  Die  Messerschmiedewaren, 
1791  nur  mit  40,80  Frcs.  belastet,  waren  im 
all^meinen  Tarif  von  1797  bis  1881  verboten, 
während  sie  nach  dem  Konventionstarif  von 
1860  einen  Zoll  von  lö^/o  des  Wertes,  nach  dem 
von  1881  einen  solchen  von  100 — 480  Frcs.  für 
1(A)  Kilo  und  nach  dem  Generaltarife  von  1881 
einen  solchen  von  125-600  Frcs.  für  100  Kilo 
zn  entrichten  hatten.  Die  Sätze  des  General- 
urifs  von  1892  bewegen  sich  zwischen  30  und 
{DU.  die  des  Minimaitarifs  zwischen  20  und 
HuO  Frcs.,  für  hauptsächlich  in  Betracht  kom- 
mende Artikel  sind  indes  die  Sätze  von  1880 
beibehalten.  lieber  die  für  den  auswärtigen 
Handel  mit  Eisen  und  Eisenwaren  in  Frankreich 
besonders  wichtigen  zeitweiligen  zollfreien  Zu- 
ldi>sangen  s.  den  Art  Veredlungsverkehr. 
4.  bi^land.  In  England  wurde  die  Eisen- 
t.'ewinnnng.  solange  sie  nur  mit  Hilfe  von  Holz- 
kohle möglich  war,  seit  dem  16.  Jahrhundert 
von  Staats  wegen  nicht  nur  nicht  befördert, 
sondern  durch  Beschränkung  der  Anlage  von 
Eisenwerken  und  des  Verbrauches  von  Brenn- 
material absichtlich  zurückgehalten,  weil  die  zu- 
nehmende Entwaldung  der  erzreichen  südlichen 
nnd  westlichen  Grafschaften  einen  ernstlichen 
Holzmangel  befürchten  liess.  Die  Ausfuhr  von 
£i»en  war  streng  verboten,  die  Einfuhr  war 
nuch  im  zweiten  Drittel  des  vorigen  Jahrhunderts 
im  Steigen  begriffien  und  betrug  z.  B.  in  den 
Jahren  1761—66  durchschnittlich  48000  Tonnen 
jährlich.  Der  grossartige  Aufschwung  der 
englischen  Eisenindustrie  datiert  erst  von  der 
erfolgreichen  Verwendung  der  Steinkohlen  zur 
Boheisendarstellung,  namentlich  aber  von  der 
Ertindung  des  Puddelprozesses.  Obwohl  nun- 
mehr die  Ueberlegenheit  Englands  infolge  seines 
Kchlenreichtums  auf  lange  Zeit  sichergestellt 
war,  blieben  die  hohen  Schutzzölle  auf  Eisen 
ond  Eisenfabrikate  doch  noch  lange  bestehen. 
Nach  dem  konsolidierten  Tarif  von  1787  hatte 
tremdes  Boheisen  bei  der  Einfuhr  auf  englischen 
J>chiffen  67  Schill.  2  Pence  für  die  (englische) 
Tonne  zu  entrichten,  für  Eisen  in  Stäben  betrug 
der  Zoll  9  Schill.  11  Pence  auf  den  Centner 
von  110  englischen  Pfd.),  für  Stahl  12%— 4öV6 
Nhül.,  für  Eisendraht  01%  Schill,  auf  den  ('tr., 
für  Stahldraht  sogar  10  Pence  auf  das  Pfd. 
Frankreich  allerdings  konnte  nach  dem  Handels- 
verträge von  1786  seine  Eisen-  nnd  Stahlwaren 
eegen  einen  Zoll  von  6—10%  des  Wertes  ein- 
tühren,  aber  der  Krieg  machte  dieser  Be- 
günstigung bald  ein  Ende.  2<<ach  dem  Tarif 
vom  2.  Juli  1819  betrug  der  Zoll  von  unver- 
arbeitetem Eisen  130  Schill,  für  die  Tonne,  für 
J?eg08senes  Eisen  20*^/0,  für  alle  nicht  besonders 
tarifierten  Stohlwaren  Ö0%  des  Wertes;  für 
Eisen  aus  den  englischen  Kolonieen  in  Amerika 
bestanden  niedrigere  Sätze.  Eine  innere  Ver- 
branchsstener  auf  Boheisen  erhielt  1806  eine 
sehwache  Minorität  im  Parlament,  wurde  aber 


schliesslich  nicht  durchgeführt.  Auch  die  unter 
Crom  well  eingeführte  Accise  auf  Eisen  (2. 7«% 
des  Wertes  von  englischem  Eisen  in  Stäben, 
0*^/0  von  Eisen-  und  Eisenwaren  aus  dem  Aus- 
lande) war  nach  der  Bestauration  wieder  auf« 
gegeben  worden.  Die  Ausfuhr  von  Eisen,  die 
bis  dahin  nur  erlaubt  war,  wenn  die  Marine* 
kommissare  auf  ihr  Vorkaufsrecht  verzichteten, 
wurde  1817  freigegeben.  Im  Tarif  von  1825 
wurde  der  Zoll  von  fremdem  Boheisen  auf  10 
Schill.,  der  von  Stabeisen  auf  30  Schill,  für  die 
Tonne  herabgesetzt;  1842  erfolgte  eine  weitere 
Erniedrigung  auf  bezw.  5  und  20  Schill.,  und 
1845  wurden  diese  Zölle  gänzlich  abgeschafft. 
Der  Zoll  auf  Eisen-  und  Stahlwaren  betrug 
1845  noch  15*^/^  des  Wertes,  später  wurde  er 
auf  10%  herabgesetzt,  und  seit  der  Beform  von 
1860  ist  er  gänzlich  verschwunden. 

5.  Andere  earopälsehe  Länder.  Belgien 
erhöhte  sofort  nach  seiner  Trennung  von  Holland 
den  vorher  unbedeutenden  BoheisenzoU  auf 
2  Frcs.  für  100  kg,  den  Stabeisenzoll  auf  12,50 
Frcs.,  und  im  Jahre  1843  setzte  es  infolge  der 
damaligen  Krisis  der  Eisenpreise  den  ersteren 
sogar  auf  5  Frcs.  Ihre  natürlichen  Vorteile 
konnte  die  belgische  Eisenindustrie  erst  nach 
dem  vollen  Siege  des  Xokseisens  über  das  Holz-* 
kohleneisen  geltend  machen,  und  seitdem  konnte 
sie  mehr  und  mehr  auf  den  Zolischutz  verzichten. 
In  dem  Tarif  von  1865,  der  die  seit  1861  Frank* 
reich  und  anderen  Staaten  gewährten  Zugestand* 
nisse  verallgemeinerte,  wird  Boheisen  und  roher 
Gussstahl  nur  mit  0,oO  Frcs.,  Stabeisen,  Stahl 
in  Stangen,  Draht  (v.  1.  Juli  1866  ab)  mit  1  Frcs. 
für  100  Kilo  belastet,  und  für  alle  Eisen-  und 
Srahlwaren  beträgt  der  Zoll  vom  1.  Juli  1866 
nur  noch  4  Frcs.  Der  Tarif  vom  13.  Mai  1882 
hat  diese  Sätze  nicht  geändert;  jedoch  belegt 
er  unverarbeitetes  Weissblech  mit  einem  ZoUe 
von  3  Frcs.  und  verarbeitetes  mit  einem  solchen 
von  10^0  des  Wertes.  In  dem  Handelsvertrag 
mit  Deutschland  von  1891  sind  die  Sätze  von 
1  Frcs.  für  Stabeisen  und  Stahl  in  Stangen,  Blech 
und  Draht  (mit  Ausnahme  der  Schienen)  und 
von  4  Frcs.  für  Eisen  und  Stahlwaren  (mit  Aus- 
nahme der  Nägel)  gebunden. 

Die  Schweiz  erhob  nach  dem  Vertrags- 
tarif von  1864  wie  auch  früher  nur  sehr  niedrige 
Eisenzölle:  von  Boheisen,  Stabeisen,  Eisenblech 
60  Cts.  für  100  kg,  von  Eisenwaren  4,7—15  Frcs. 
Nach  dem  Tarife  von  1884  sind  für  Boheisen 
und  Bohstahl  nur  10  Cts.,  für  Stabeisen,  Schienen 
und  Blech  0,60—3  Frcs.  zu  entrichten  und  bei 
den  Messerschmiedewaren  steigt  der  Zoll  bis 
40  Frcs.  Diese  Sätze  finden  sich  auch  in  dem 
Vertragstarif  von  1891. 

In  Italien  war  nach  dem  Vertragstarif 
von  1863  Boheisen  in  Gänzen  zollfrei  (wie  auch 
schon  nach  dem  Tarif  von  185^).  Eisenbahn- 
schienen und  altes  Schmiedeeisen  hatten  1,15 
Frcs.  zu  entrichten,  und  auch  die  übrigen  Eisen- 
zölle bewegten  sich  in  massigen  Sätzen.  Der 
Tarif  vom  3^.  Mai  1878  brachte  keine  bedeutenden 
Erhöhungen  derselben,  dangen  trägt  der  Tarif 
vom  14.  Juli  1887  auch  in  betreff  der  Eisen- 
industrie, die  in  Italien  namentlich  wegen  des 
Kohlenmangels  nur  eine  beschränkte  Ent- 
wickelun^  aufweist,  einen  entschiedeneren  pro- 
tektionistischen  Charakter.  Boheisen  ist  mit 
einem  Zoll  von  1  Frcs.  für  100  kg,  Schmiede- 
eisen in  Masseln  mit  4  Frcs.,  in  Stäben   mit 
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6,15— 9  Pres.,  Eisenwaren  sind  mit  10,50—30 
Frca.  belastet.  Nach  dem  Vertrags tarif  von 
1891  sind  Zölle  für  Schmiedeeisen  in  Stäben  etc. 
und  Eisenbahnschienen  auf  2,50  Eres.,  für  Eisen- 
waaren  auf  6 — 24  Frcs.  ermässigt. 

In  Russland  waren  nach  dem  Tarif  von 
1821  Eisen  und  Eisenwaren  mit  prohibitiven 
Zöllen  belastet  und  die  Einfuhr  von  Boh-  und 
Stabeisen  zur  See  gänzlich  verboten.  Nach  dem 
Tarife  von  1857  betrug  der  Zoll  auf  Roheisen 
in  Gänzen  5  Kop.  für  das  Pud  (16,38  k^),  auf 
Eisen  in  Stangen,  Schienen,  Platten  35—70  Kop., 
auf  Blech  1,50  Rbl.,  auf  gewöhnliche  Blechwaren 
2,50  Rbl.,  auf  nicht  gescbliifene  Schlosserwaren 
4  Rbl.,  auf  Messerschmiede  waren  16  Rbl.  Der 
Tarif  von  1868  gewährte  einige  Ermässigungen : 
der  Zoll  von  Schienen  z.  B.  ging  auf  20  Kop., 
der  von  Weissblech  auf  1,25  Rbl.,  der  von  Älesser- 
schmiedewaren  auf  12  Rbl.  zurück.  Der  Tarif 
von  1882  enthielt  u.  a.  folgende  Zollsätze :  Roh- 
eisen 6  Kop.,  Stabeisen  40  Kop ,  Schienen  50 
Kop ,  gewöhnliche  Eisenwaren  1,10  Rbl.,  ge- 
•  wohnliche  Blechwaren  2,75  Rbl.,  Messerschmiede- 
waren 13,20—26,40  Rbl.  Auch  war  schon  1876 
die  Zahlung  der  Zölle  in  Gold  vorgeschrieben 
worden.  Im  Jahre  1885  fand  eine  im  ganzen 
nicht  sehr  bedeutende  Erhöhung  einiger  Zoll- 
sätze für  verarbeitetes  Eisen  statt.  Eingreifender 
aber  war  der  Ukas  vom  21.  April  1^7,  nach 
welchem  der  Zoll  auf  Roheisen  bei  der  Einfuhr 
zur  See  25  Kop. ,  bei  der  Landeinfuhr  30  Kop. 
für  das  Pud  betrug.  Für  Stabeisen  und  Stahl 
in  Stangen  waren  oO  Kop.,  für  Eisen  in  Platten 
70  Kop.;  für  gewöhnliche  Eisenwaaren  1,40  Rbl. 
für  das  Pud  zu  entrichten.  Der  Tarif  vom 
11. /23.  Juni  1891  setzte  die  Zölle  für  Roheisen 
auf  30  und  35  Kop.,  für  Stabeisen  und  Stahl  in 
Stangen  auf  60  Kop.,  für  Eisen  und  Stahl  in 
Platten  und  Blechen  auf  85—100  Kop.,  für 
Weissblech  und  für  gewöhnliche  Eisenwaren  auf 
1,70  Rbl.  für  das  Pud.  Der  Tarif  vom  1./13.  Juni 
1893  setzt  Zollzuschläge  für  die  AVaren  aus 
solchen  Ländern  fest,  welche  Russland  nicht  die 
Meistbegünstigung  gewähren. 

6.  >  ereinigte  Siaaten.  In  den  V^ereinigten 
Staaten  war  Roheisen  bis  1816  ganz  zollfrei, 
und  für  Eisenblech  und  Eisenwaren  aller  Art 
betrug  der  Zoll  bis  1792  nur  l^l^^lo  des  Wertes. 
Bis  1816  aber  wurde  dieser  letztere  Satz  nach 
und  nach  auf  10,  15,  17 '/g  und  schliesslich  35 *^/o 
des  Wertes  gesteigert.  Nach  der  Abänderung 
des  Tarifes  durch  das  G.  v.  20.  April  1818  war 
Roheisen  mit  0,50  Doli.,  Stabeisen  und  Eisen- 
blech mit  2,50  Doli,  auf  den  (englischen)  Ctr. 
belastet,  während  der  Zoll  für  die  nicht  be- 
sonders angeführten  Eisenwaren  nur  noch  20 ^/o 
hetrug.  Dieser  letztere  Satz  wurde  1825  auf 
25%,  der  für  Stabeisen  auf  3,30  Doli,  erhöht. 
Ermässigungen  einzelner  Zölle  traten  1836  und 
1841  ein,  der  Tarif  von  1842  aber  hatte  wieder 
eine  entgegengesetzte  Tendenz ,  wenn  er  auch 
den  Roheisenzoll  auf  9  Doli,  für  die  Tonne  und 
den  Stabeisenzoll  auf  272  Cts.  für  das  Pfund 
herabsetzte.  Die  nicht  besonders  angeführten 
Eisenwaren  wurden  jetzt  mit  30%  belastet. 
Durch  den  Tarif  vom  30.  Juli  1846  wurde  der 
Zoll  von  allem  Eisen  und  allen  Eisenwaren  ein- 
fach auf  30  "Vo  festgesetzt,  und  erst  1857  trat 
eine  Herabsetzung  dieses  Satzes  auf  24  %  ein. 
Nach  dem  Tarife  von  1861  betrug  der  Zoll  auf 
Roheisen  6  Doli.,  auf  Stabeisen  15  Doli,  fi'ur  die 


Tonne ;  von  1865  bis  1870.  stand  der  erstere  auf 
9  Doli.,  und  erst  1870  trat  eine  ErmäRsigunir 
auf  7  Doli.  ein.  Für  die  nicht  besonders  an- 
geführten Eisenwaren  wurde  der  Zoll  1861 
wieder  auf  30  und  1862  auf  35%  des  Wertes 
erhöht.  Eine  im  Jahre  1872  vor^nommene 
Herabsetzung  der  Zölle  wurde  1875  wieder  rück- 
gängig gemacht,  doch  blieben  die  nicht  be- 
sonders angeführten  Eisenfabrikate  seit  1876 
nur  mit  20%  belastet  In  dem  Tarife  von 
1883  finden  wir  Roheisen  mit  33  Cts.,  SUbeisen 
mit  0,77—1,32  Doli,  für  den  Ctr.  belegt;  soweit 
Wertzölle  für  Eisen-  und  Stahl  waren  angenommen 
waren,  betrugen  sie  30—45%  Der  iMae 
Kinleysche)  Tarif  von  1890  liess  den  Zoll  auf 
Roheisen  nngeändert  nnd  setzte  den  für  wenig 
bearbeitetes  Eisen  in  Stangen  und  Blechen  so- 
gar teilweise  herab.  Bei  Schwarzblech  z.  B^ 
das  vorher  ohne  Preisunterscheidung  1,375  Doli. 
auf  den  Ctr.  zu  tragen  hatte,  wurden  jetzt  na^^h 
dem  Preise  10  Klassen. unterschieden,  für  welche 
Gewichtszölle  von  55  Cts.  bis  3,85  Doli,  vom 
Ctr.,  in  der  höchsten  Stufe  aber  ein  Wertzoll 
von  45  %  zu  zahlen  sind.  Für  die  feinen  Messer- 
waren blieb  der  Zoll  auf  50%  des  Wertes,  für 
die  gewöhnlichen  aber  wurde  er  von  35  auf 
30%  herabgesetzt.  Der  Wilson-Tarif  von  1894 
ermässigte  den  Roheisenzoll  von  •/,o  Cts.  für 
das  Pfund  auf  */io  ^^^-  ^^^^  diesen  Satz  behielt 
auch  der  (Dingley-)  Tarif  vom  24.  Juli  1897  bei. 
Holzkohlen-Eisen,  nach  dem  Tarif  von  189li 
mit  22  Doli,  für  die  Tonne  belastet,  hat  nach 
den  beiden  folgenden  Tarifen  nur  12  DoU.  zu 
entrichten.  Für  anderes  Stabeisen,  T-Eisen  etc. 
wurde  der  Zoll  von  "/,o  Cts.  für  das  Pfund 
1894  auf  «/lo  und  1897  auf  '^/,o  vermindert 
Auch  die  Blechzölle  wurden  durch  den  Tarif 
von  1894  weiter  erniedrigt  und  1897  nicht  er- 
höht. Für  geschmiedeten  Stahl  und  geschmie- 
detes Eisen,  gleichviel  in  welcher  Form,  waren 
1890  45%,  nach  den  beiden  folgenden  Tarifen 
aber  nur  35  %  des  Wertes  zu  entrichten.  Viele 
Eisenfabrikate  jedoch,  die  1894  erleichtert  worden 
waren,  wurden  1897  wieder  stärker  belastet, 
zum  Teil  sogar,  wie  gewöhnliche  Messerwaren 
(40%),  höher  als  1890. 

Litteratlir:  Ausser  den  hei  den  Artt,  nEinfnkr- 
verboten  und  n Einfuhrzölle^  oben  S.  SJi^J-^ 
bezir.  335J36  angeführten  zoüge^chirküicktn 
Werken,  dem  deutschen  HandtUsarchiv ,  dutm 
Bulletin  de  statistique  et  de  legislaiion  otm- 
paree  und  den  amtliehen  Enqueleberifhttw 
vgl.  Oechelhäuser,  Denksekriß  über  den 
Vertrag  des  ZoUrereins  und  Belgien  vnd 
die  Lage  der  verewisländischen  Ei*enindu*iri£, 
IVankfurl  1851.  —  Scheffle,  Die  tresteuropäifche 
Zollreform  nnd  die  Lage  der  zoUvereinsländiich- 
österreichischen  Industrie,  Tübinger  Zeitsckr.  f. 
Staatsw.,  1864.  —  Philippswfi,  Der  Freihandel 
in  Eisen  und  seine  Gegner,  Berlin  1876.  — 
Verselbe,  Die  Eisenindustrie  und  die  Eisea- 
enquete  (Heft  6  der  Freihändlerischen  Biälter), 
Berlin  1878.  —  RiUcMf  Die  Eisenzölle  (Suppl^- 
mentheft  VI  der  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat. :  Die  Tarif- 
refonn  im  Deutschen  Reiche  nach  dem  G.  v.  lö.Mt 
1879),  Jena  1880.  —  Set'ing ,  Geschichte  der 
preussisch-deutschen  EisenzöUe  von  1818  bis  «H^ 
die  Gegenwart  (Schmollers  Forschungen  III,  ^h 
Leipzig  1882.  —  Becher,  Die  deutschen  Zoll- 
und  Handelsverhällnisse  in  ihrer  Beziehung  ^^ 
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L  Geschichte  und  Bedentnng  der  Eisen- 
Uhnen  (S.  487).  IL  Eisenbahnrecht  (S.  500). 
III.  Eiaenbahnfrachtrecht  (S  617).  IV.  Eisen- 
tahnpolitik  (S.  526).  V.  Eisenbahntarifwesen 
S.  ^7i.    VI.  Eisenbahnstatistik  (S.  573). 

L 
Geschichte   und  Bedeutung  der 
Elsenbahnen. 

1.  Geschichtliches.  2.  Bedeutung  und  Wir- 
kungen der  E.  3.  Organisation  und  Oekonomie. 
4.  Arten  der  E. 

1.  (veschichtliches.  In  den  Spurwegen 
Unlhrt  sich  ältestes  und  neuestes  der  Woge- 
tHi-hiüL  Von  alters  her  liaben  die  Griechen, 
:lnvrs<ats  vielleicht  anknüpfend  an  das  Vor- 
l'iM  voraufgehender  Völker,  bei  der  Anlage 
ilinr  Falirstrassen  nicht  den  ganzen  Damm 
'.••r  Strasse  planiert  und  fahrbar  gemacht, 
^►iulf^m  sich  damit  begnügt,  ausschliesslich 
i.Tt'l.-ij;»^  für  die  Wagenräder  anzulegen,  deren 
Sj.iiren  noch  heute  durch  ganz  Griechenland 
^  'iitJiar  sind  (wofüi*  auch  die  Sprache  Zeug- 
n:>  ablegt,  so  Tiu^eip  ööoy^  secare  viam; 
'ooi  ^die  Spur«  gleichbedeutend  mit  oSos^ 
^V-ir)^).  Bei  ents2">rechender  Roheit  der 
Kultur  scheint  noch  heute  etwas  Aehnliches 
M\rh.  zu  sein,  wie  es  u.  a.  Mackenzie 
AValk4  0  vom  iimeni  Russland  erzählt  (Russia, 

v-IUip.   1). 

AUr  auch  für  eine  höhere  Entwickelung 
.»•r  Spurwegetechnik  liefert  das  Altertum 
^'iviij;  Beispiele,  wenn  es  wahr  ist,  dass 
l»'im  Bau  der  egyptischen  P^Tamiden  zum 
Tran«jjort  der  Blöcke  Steinbahnen  mit  ver- 
ti«ft  ausgearbeiteten  Spuren  angewendet 
vnlfn  .siiid. 

In  den  Jahrhunderten,  die  mis  näher 
ii'L^^n,  scheinen  es  zunächst  Holzbahnen  ge- 
V'M'n  zu  sein,  welche  in  den  Stollen  der 
IVnrwrrke  am  Harz  und  im  Erzgebirge  be- 
T^'iU  im  15.  imd  16.  Jalirhundert  gebräuch- 
li'h  wan^n,  ziu*  Beförderung  von  Hunde- 
k*im?n,  die  mit  dem  Erze  beladen  waren. 
Tin  die  Wende  des  16.  zum  17.  Jahrhimdert 
>t  diese  Einrichtung  in  die  englischen  Stein- 
i'f'lilfn.inniben  verpflanzt,  ist  dort  allmählich 
v^iTollkommnet  worden,  indem  man  zur  Ver- 
liündernng  der  Abnutzung  die  Holzgestänge 
mit  Eisenblech  oder  dünnen  Flacheisenstäben 
♦-'^•hlug,  dann  (zuerst  1738)  gusseiserne 
>^'liif.'nen  darauf  befestigte,  welche  1767  von 
R»*ynolds,  1776  von  Gurr,  1789  von  Jessop 

*j  Dr.  0.  Seh  rader,  Linguistisch-histo- 
rische Forschungen  zur  Handelsgeschichte  und 
Warenkunde.    Erster  Teü,  Jena  1886,  S.  16. 


verbessert  wurden,  bis  endlich  Birkinshaw 
schmiedeeiserne  Schienen  einführte. 

Während  bis  zum  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts die  Schienenwege  Englands  (und 
vollends  des  Festlandes)  im  engsten  Sinne 
lokale  waren,  von  Gnmdeigentümern,  Berg- 
werksbesitzern ,  Kanalgesellschaften  zum 
Güterti^ansport  gebraucht,  ist  es  im  Jahre 
1801  zirni  ersten  Mal,  dass  im  englischen 
Parlament  eine  Konzession  zum  öffentlichen 
Betriebe  einer  Eisenbahn  (railway  oder  tram- 
way  gleichbedeutend  bezeichnet)  ei-teilt  wird, 
und  zwar  für  die  Verbindung  von  Wands- 
worth  nach  Croydon  (bei  London)  »zum 
Vorteile  des  Transports  von  Kohlen,  Kom 
sowie  allen  Gütern  imd  Wai*en  nach  und 
von  der  Hauptstadt  und  anderen  Orten«. 
Die  Konzession  wird  an  eine  Aktiengesell- 
schaft erteilt,  die  sich  »Surrey-Eisenbahn- 
gesellschaft«  nennt.  Alle  Personen  erhalten 
das  Recht,  die  Bahn  zu  den  vorgeschriebenen 
Sätzen  mit  Pferden  \md  Wagen  zu  benutzen, 
vorbehaltlich  solcher  Vorschiiften,  wie  sie 
die  Gesellschaft  hinsichtlich  Konstruktion 
der  Wagen  und  angemessener  Benutzimg 
der  Bahn  zu  machen  für  gut  halten  wird. 

Seit  Erlass  dieser  Akte  wenlen  neue 
Pfenleeisenbahnen  fast  in  jeder  Session  des 
Parlaments  sanktioniert.  Im  Jahie  1821 
geht  eine  Akte  diu-ch  die  beiden  Häuser, 
welche  den  Bau  einer  Bahn  von  bestimmten 
Kohlengi'uben  bei  Darlington  nach  dem 
Hafen  von  Stockton-on-Tees  genehmigt.  Auf 
dieser  kleinen  Bahn  war  es  dann,  wo  zwar 
zunächst,  wie  bei  den  früheren,  nur  die 
Anwendmig  von  Pferdekraft  und  die 
Befönlenmg  von  Gütern  ins  Auge  gefasst 
war,  wo  es  aber  den  dringenden  Vor- 
stellungen von  George  Stephenson  ge- 
lang, entscheidende  Versuche  mit  Dampf- 
maschinen und  Personenbeförderung  zu 
machen  (was  im  Jalu*e  1823  durch  das 
Parlament  in  einer  amendierten  Akte  be- 
willigt wnu-de). 

Mit  diesem  Ereignis  ist  erst  die  Eisen- 
bahn im  vollen  Sinne  fertig,  imd  die  Eng- 
länder unterscheiden  fortan,  indem  sie  den 
Namen  »railway«  für  diese  allein  vorbe- 
halten, dagegen  »tramway«  die  lokale  Bahn 
mit  Pfeitlebetrieb  nennen- 

Freilich  hat  auch  die  Dampfmaschine, 
als  Mittel  der  Fortbewegung,  ihi-e  hinge 
Vorgeschichte.  Schon  der  erete  Erfinder 
einer  arbeitenden  Dampfmascliine,  der  Eng- 
länder Savary  (im  letzten  Jalu-zehnt  des 
17.  Jalirhunderts),  dachte  dai*an,  den  Dampf 
zur  Fortbewegung  des  Fuhrwerks  zu  ge- 
brauchen; im  Jahi-e  1759  teilte  Robinson, 
damals  Student  zu  Glasgow,  dieselbe  Idee 
seinem  Freunde  James  Watt  mit,  aber  der 
Entwurf  kam  nicht  zur  Reife,  wiewohl  Watt 
selbst  in  seiner  Patentbeschreibung  vom 
Jalu-e  1769  eine  derartige  Maschine  angab, 
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zu  deren  Ausführung  keine  Schritte  gethan 
wurden.  Der  erste,  welcher  einen  Dampf- 
wagen  wirklich  baute,  wai*  ein  Ingenieur 
Cugnot  in  Paris  (1769),  doch  ohne  Erfolg. 
Aehnlich  endeten  die  Versuche  des  Ameri- 
kaners E  v  a  n  s  (1 77  2),  des  Schotten  S  y  m  i  n  g - 
ton  (1784—86),  des  Engländei-s  Murdock 
in  denselben  Jaliren,  endlich  des  Engländers 
ThomasAllen  (1789).  An  die  Verbindung 
des  Dampf  Wagens  mit  den  Scliienen  wegen 
dachte  zuerst  Bichard  Trevithick  in 
Corn Wallis,  welcher  1802  ein  Patent  nahm 
und  einen  Dampfwagen  baute,  der  1803  in 
der  That  versuchsweise  benutzt  wurde,  aber 
sich  imbrauchbar  erwies.  Ihm  folgten 
raehi-ere  erneute  Versuche,  von  Blenkin- 
sop  (1812)  und  den  Brüdern  Chapman 
in  Newcastle  und  einigen  anderen. 

Erst  George  Stephenson  schuf  einen 
Dampfwagen,  welcher  sicih  bewährte.  Er 
brachte  1814  seine  erste  Lokomotive  auf 
die  Kohleneisenbahn  zu  Killingworth  in  der 
Nachbarschaft  von  Newciistle;  baute  si>ater 
dann  die  Ijokomotiven  für  die  Stockton- 
Darlington-Bahn  und  gewann  1829  bei  einei* 
Wettfahrt  der  für  die  Liverpool-Manchester- 
Bahn  konkiu-rierenden  Lokomotiven  den 
Preis  durch  die  grosse  Fahrgeschwindigkeit, 
welche  hauptsächlich  auf  der  geschickten, 
reiclüiche  Dampferzeugung  gewährenden 
Konstruktion  des  Kessels  beruhte. 

Hiermit  ist  aus  den  kleinen  Verhält- 
nissen der  Stockton-Darlington-Balm  die 
Lokomotive  auf  die  grossen  Verhältnisse 
des  neueren  Personen-  imd  Güterverkehi-s 
übertragen  imd  das  Beispiel  der  Liverpool- 
Manchester-Bahn  (1826  für  Güter-  und  Per- 
sonenbeförderung mit  Dampfkraft  konzessio- 
niert) seit  ihrer  Eröffnung  am  17.  September 
1830  bahnbrechend  für  das  gesamte  Ver- 
kehrswesen der  Erde.  Allenthalben,  in  Eng- 
land wie  auf  dem  Festlande,  in  Amerika 
wie  in  Eiu'opa,  wird  man  aufmerksam  auf 
diesen  neuen  gi-ossen  Fortschiitt, ,  um  sich 
seiner  immer  allgemeiner  zu  bemächtigen. 
Auf  den  Spott  und  den  Unglauben,  welchen 
ihm  soeben  noch  die  öffentliche  Meinung, 
teilweise  die  Ansicht  leitender  Autoritäten 
entgegengesetzt  —  in  England,  Deutsc:lüand, 
Frankreich  etci.  —  folgt  jetzt  ein  EntJiusias- 
mus,  der  bald  seinereeits  in  das  Extrem 
führt.  Bereits  im  Jahre  1836  weist  Eng- 
land eine  Ueberspekidation  in  Eisenbahn- 
unternehmungen auf,  welcher  ein  Jahrzehnt 
später  eine  zweite  und  viel  grössere  folgt, 
die  auch  auf  die  Länder  des  Festlandes 
überschlägt.  In  den  Jahren  1826—1843 
wunle  durch  das  englische  Parlament  für 
Eisenbahnunternehmungen  eine  Summe  yon 
80  Millionen  £  genehmigt,  in  den  Jahi-en 
1844 — 47  allein  eine  Summe  von  252  Mil- 
lionen £.  Im  Jahre  1856  besass  das  Ver- 
einigte Königi-eich  von  Grossbritannien  und 


Irland  8707  englische  Meilen,  1869  LI  141 
Meilen,  1897  21433  Meüen,  welche  letzü-n-i 
ein  Kapital  von  1090  Millionen  £'  darsti^ll^ii 

Unsei-e  gi^drängte  Dai-stellung  vermag 
nicht  in  die  Einzelheiten  der  Entwickelunj 
in  den  vei-schiedenen  Ländern  einzuin^un 
sie  muss  sich  begnügen,  neben  kurz*-n  A» 
gaben  über  melu-ere  Staaten  des  Auslan^in 
bei  den  Thatsachen  Deutschlau<ls  eint-i 
Augenblick  zu  verweilen. 

Frankreich  beginnt  mit  dem  G.  \i 
27.  Juni  1833,  welches  einen  Ki-edit  voi 
^2  Millionen  Francs  zmn  Behuf e  von  Studit^i 
fih-  ein  Eisenbahnnetz  emffnet  Wölirnn«! 
dieser  Studien  werden  einzelne  lokale  Liiii^^n 
gewissermassen  zimi  Exp<?rimente,  von  Privat* 
Unternehmungen  ausgefülirt  (von  Paris  iiai*! 
Saint  Germain  1835,  nac*h  VersaLLIe^  lS:^»i| 
Im  Jalire  1837  bringt  die  Reglern n.?  '\h 
Vorlage  eines  Netzes  grosser  Linien  vor  «li^l 
Kammer,  welche  ziuiächst  niu*  einen  in-«'S.^»'i] 
Streit  über  die  Fragen  der  Organ isiition 
(Staat«-  oder  Privatunternehnien)  anfacht 
Dann  werden  1838  einige  gi-osse  Privat- 
bahnen  (Paris-Orleans  \md  andere)  konzess^> 
niert.  Ein  vollständiges  Netz  legt  dann 
1842  Thiers  der  Kammer  vor;  auf  Gniivl 
des  hieraus  entstandenen  G.  v.  11.  Juni; 
1842  werden  in  den  Jahren  1843 — 45  eMn-^ 
Reihe  grosserer  Eisenbaluien  konzessioniert, 
so  dass  jetzt  4034  km  (Ende  1841  erst 
977  km)  zugelassen  waren.  Ihre  h^tov*" 
Gestalt  empfing  dies  Sj-stem  aber  erst  diiii  h 
die  Einrichtungen  Napoleons  HE.  (vgl.  unt»Mi 
den  Art.  Eisenbahnpolitik). 

In  Belgien  unterbreitete  schon  im 
Oktober  1830  ein  Komitee  von  Industriellon 
und  Landwii-ten  der  provisorischen  Regit- 
rung  ein  Memoire,  die  in  Händen  Hollanis 
befindliche  Wasserkommunikation  zwl^rhru 
Rhein  und  Scheide  durch  eine  Eisenl'alin 
zu  ei-setzen,  und  der  Minister  des  Innern 
wurde  sogleich  beÄufti-agt,  einen  Bericht 
hierüber  zu  erstatten.  Diu-ch  kgl.  V.  v. 
24.  August  1831  wurden  zwei  Ingenieure 
beauftragt,  England  zu  beroisen  mv\  ein 
Balmprojekt  zu  entwerfen.  Anfang  1^^- 
legten  diese  das  Projekt  einer  Balui  Ant- 
weri)en-Küln  vor,  und  die  Konzession  Ant- 
werpen-Lüttich  wmxle  ins  Äugt?  gefasst, 
aber  nicht  erteilt,  da  König  Le<)[K)M  ein 
Staatsbalm System  plante ,  wie  es  dir  R*"- 
gierung  am  19.  Juni  1833  der  RepnVen- 
tantenkammer  ausspi-ach,  die  mit  Majorität 
zustimmte  (G.  v.  1.  Mai  1834).  Hiernacli 
wurde  Mecheln  zum  Mittelpimkte  <lej>  j»ol- 
gischen  Staatsbalm sj^stems  geinactht,  niit  4 
Linien  nach  den  4  Himmelsgegenden  (397  km). 
Eine  neue  Vorlage  folgte  1^7,  w^elche  weitere 
152km  demNetze  der  Staatsbahnen  hinzuffi^^e. 

Holland  folgte  ei-st  1837,  1843  etc. 
mit  einer  Reihe  privater  Eisenbahnimter- 
nehmimgen. 
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Am  schnellsten  folgten  dem  englischen 
Beispiele  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika.  Bereits  im  Jahre  1830 
vrunlen  mehrere  Linien  eröffnet,  die  zum 
T»^il  mit  Dampf  befahren  wiux^len  (die  Balti- 
more-Ohio, die  Süd-Carolina,  die  Mohawk- 
Hiulson).  Indessen  alle  mu-  von  geringer 
AiiMlehnmig;  1830  zusammen  64,5  km,  be- 
ivit>  nach  10  Jahren  4500  km,  dann  im 
Jahiv  1850  12000  km,  im  J^hi-e  1870  gegen 
HMAK)  km,  encUich  1896  293000  km.  Ein 
Uwimdems  werter  Schauplatz  amerikanischer 
rnternehmimgski'aft ,  die  sich  vorzugsweise 
in  den  grossen  Verbindungslinien  z.wischen 
«lom  Atlantischen  \md  dem  Stillen  Ocean 
»^qtrolit  hat.  Das  Uebermass  dieser  Unter- 
iiehmungskraf t ,  je<loch  allei-dings  zugleich 
lie  eigentümlich  amerikanische  Art  der 
finaaziellen  Grundlagen  füi*  die  Eisenbahn- 
Uiuten  zeigt  sich  in  der  Thalsac^he,  dass 
(nacli  dem  neuesten  Berichte  des  Bimdes- 
vprkehrsamtes  in  Washington  über  die  Ent- 
vickelimg  der  Eisenbahnen  der  Vereinigten 
Staaten  für  das  Jahr  1895—1896)  von  den 
Aktien  70,17  °/o  des  Aktienkapitals  gar  keine 
Eitra^^  lieferten  und  niu  12,40  ®/o  mehi'  als 
6 Ho,  dass  selbst  von  den  Obligationen  11,40  ®/o 
keine  Zinsen  zahlten;  ja  dass  151  Bahn- 
Li^llsehaften  (30.  Jimi  1896)  sicli  im  Kon- 
kui-se  befanden  mit  einer  Ausdehnung  von 
49ijiJ<jkm  (Archiv  für  Eisenbahnwesen,  Jahrg. 
1898,  S.  1053—1073). 

In  der  Schweiz  stand  zunächst  die 
S(;h>Ä*ierigkeit  der  Terrainverhältnisse  im 
^yHp?,  daneben  die  Zersplitterimg  der  öffent- 
lichen Gewalten.  Erst  im  Jahre  1847  wiu-de 
al>  t^rste  Linie  die  kurae  Strecke  von  Zürich 
nach  Baden  (im  Aai'gau)  eröffnet.  Die  Her- 
>tpllung  des  neuen  Bundes  (1848)  wau-de 
^•ndlich  der  Ausgangspunkt  füi-  gi'össere 
Schritte.  Art.  21  der  neuen  Bundesver- 
iassung  räiunte  dem  Bimde  das  Recht  ein, 
im  Interesse  der  Eidgenossenschaft  öffent- 
liche Werke  zu  unterstützen.  Im  Dezember 
1849  wurde  der  Bundesrat  mit  den  Vor- 
arbeiten für  ein  schweizerisches  Eisenbahn- 
Dt»tz  lictraut,  dazu  berief  man  die  beiden 
♦nirÜKchen  Ingenieiu*e  Robert  Stephenson 
«md  Swinbume.  Li  den  Jahren  1851 — 52 
^beschäftigte  sich  die  Bimdesversanmüu ng 
niit  den  grossen  Oi^nisationsf ragen ,  die 
iw^rh  manchen  Schwankungen  thatsächhch 
im  Sinne  privater  Unternehmungen  beant- 
wortet wurden.  Diese  haben  dann  aU- 
mählich,  zumal  seit  1870  teilweise  in  über- 
rpichlichem  Masse,  den  Verkehr  mit  Ver- 
^•'mdangen  versorgt  Die  grösste  Leistung 
'les  Eisenbahnbaues  auf  Schweizer  Boden, 
zugleich  epochemachend  in  der  ganzen  Ge- 
schichte der  Eisenbahnen,  ist  die  Gott- 
hardbahn  (1881),  welche  allerdings  nicht 
ohne  starke  Subventionen  der  !Nachbar- 
staaten,  Italiens,    des  Deutschen   Reiches, 


Badens,  der  benachbarten  Kantone,  des 
Schweizer  Bundes  zu  stände  gekommen  ist. 
Dm-ch  diese  Bahn  ist  der  geradeste  Schienen- 
weg von  der  Nordsee  zum  Mittelmeer  her- 
gestellt, eine  SammeUinie  für  die  transport- 
reichsten europäischen  Gebiete,  die  durch 
eine  Länge  von  1280  km  von  Amsterdam 
bis  Genua  sich  aneinander  schliessen.  Auf 
der  grossen  Länge  des  Tunnels  ^fast  15  km) 
beruht  die  verminderte  Benachteiligung  dm-ch 
Sclmee  und  Regen,  namentlich  aber  die 
horizontalere  und  i'aschere  Fahrt.  Durch 
diese  Bahn  ist  das  Ufer  der  Noi-dsee  (Amster- 
dam) dem  Mittelmeere  für  den  Gütertrans- 
port auf  3  Tage  Fahrt  angenähert. 

Deutschland  hatte,  wie  sonst  im  Ge- 
biete des  wii-t^chaftlichen  Lebens,  auch  in 
seinem  Strsissenwesen  zu  Beginn  dieses 
Jalirhunderts  vieles  nachzuholen.  Nament- 
lich gilt  das  von  dem  grössten  und  führen- 
den Staate.  In  seinen  westlichen  Provinzen, 
dem  Hauptbezirke  seiner  aufblühenden  In- 
dustrie, wo  auch  die  ersten  Eisenbahnen 
entstanden,  sah  es  kiu-z  zuvor  ti^amig  aus. 
So  waren  im  Münsterlande,  dem  1803  durch 
Preussen  annektierten  ehemaligen  Bistume, 
die  Wege  so  sclüecht,  dass  der  Kammer- 
präsident von  Vincke  bei  Ei-öffnung  des 
Cleve-Märkischen  Landtages  im  Jahre  1805 
vorzog,  die  4^/4  Meilen  lange  Strecke  von 
Münster  nach  Hamm  zu  Fuss  zurückzulegen. 
Als  mit  Anlage  von  Kimststrassen  in  West- 
falen zuerst  angefangen  wurde,  fand  die 
Auswahl  der  Wegelinien  gi'osse  Schwierig- 
keiten, weil  die  anstossenden  Oi-tschaften 
sie  als  ein  üebel  betrachteten  wegen  der 
daran  sich  knüpfenden  Diu-chmärsche,  wegen 
des  Verlustes  an  Verdienst  für  Vorapann 
und  Ausbesserung  bei  den  alten  schlechten 
Wegen  und  dergleichen  mehr  (von  Vincke, 
in  der  Zeitschrift  »Hermann«,  Jahrg.  1816). 

Aber  bereits  im  März  1825  ist  es  der 
hochvei-diente  Industi-ielle  FritzHarkort, 
welcher  auf  die  englischen  Eisenbahnen  hin- 
weist imd  ihi*e  Nachahmung  empfiehlt;  die 
Zeitschrift  »Hermann«  (Nr.  26.  vom  30.  März 
1825)  enthält  einen  Artikel  von  seiner  Hand 
über  die  »Eisenbahnen  (Railroads)«,  welcher 
über  die  englischen  Projekte  berichtet.  Die 
Eisenbahnen  werden  manche  Revolution  in 
der  Handelswelt  hervorbringen,  heisst  es 
darin,  imd  zum  Schlüsse  »möge  auch  im 
Vaierlande  bald  die  Zeit  kommen,  wo  der 
Triumphwagen  des  Gewerbefleisses  mit 
rauchenden  Kolossen  bespannt  ist  und  dem 
Gemeinsinne  die  Wege  bahnt«.  Im  Sommer 
1826  wurde  in  Elberfeld  eine  kleine  Probe- 
bahn aufgestellt.  Die  Folge  wai-  das  Projekt 
einer  Kohleneisenbahn  von  Heisingen  an 
der  Ruhr  nach  dem  Wupperthal.  Aber  es 
erhob  sich  alsbald  Widerspruch,  weil  die 
Kohlen  fuhrleute  durch  Eisenbahnen  zu  sehr 
geschädigt  wenlen  wüi*den,  weil  ein  Aus- 
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fall  an  Chausseegeld  eintreten  wilrde  etc. 
Mehrei-e  vermeintlich  gefährdete  Kohlen- 
grubenbesitzer remonstrierten  bei  der  Staats- 
regierung gegen  diesies  schädliche  Unter- 
nehmen, noch  ehe  das  Ges\ich  um  Konzession 
eingereicht  war.  Dieses  wurde  dann  in  der 
Tlrnt  abschlägig  besclueden  (31.  Oktober  1826). 
Dann  folgte  1S27  Harkorts  Denkschrift  über 
die  Vorteile  der  Eisenbahnanlage  für  den 
Freih.  v.  Stein,  welcher  sich  der  Sache 
warm  annahm.  —  Um  dieselbe  Zeit  ist  die 
Denkschrift  des  Regierungsrats  Krüger  in 
jyiinden  verfasst,  behufs  einer  Eisenbahn 
von  der  Weser  zum  Rheine,  die  Preussen 
von  Holland  imabhängig  und  Bremen  zum 
Hauptseehafen  für  Rheinland  -Westfalen 
machen  sollte.  Sie  wurde  dem  Finanz- 
minister von  Motz  vorgelegt,  der  zuvor 
bereits  die  Entsendung  von  zwei  jimgen 
Technikern  (182G— 27)  nach  England  ver- 
anlasst hatte,  auch  durch  eine  Reise  von 
Schinkel  und  Beuth  nach  England  (1826) 
auf  die  Eisenbahnen  aufmerksam  gewonlen 
war.  In  dem  Hauptverwaltuiii^bericht  für 
die  Jahre  1825—27  vom  30.  Mai  1828  an 
den  König  empfiehlt  Motz  den  Bau  einer 
Eisenbahn  von  Minden  nach  Lippstadt,  um 
.-eine  ganz  neue  Richtung  für  (l(*n  Verkehr 
von  Bremen  nach  dem  westlichen  imd  süd- 
lichen Deutschland  innerlialb  der  eigenen 
Grenzen  der  preussischen  Staaten  hervor- 
ziu'ufen«.  Jetzt  entstandtm  mehrei-e  Projekte. 
Der  erste  wii'kliche  Erfolg  war  die  auf 
Harkorbi  Veranlassung  1828  gebildete  Aktien- 
gesellschaft Steele-Vohwinkel  für  Pferde- 
bahnbetrieb, die  1830  vollendet  wurde  und 
1831  von  dem  damaligen  GeneraJgouvei-neur 
der  Rheinlande,  Prinz  Wilhelm,  den  Namen 
erhielt.  Die  Eröffnung  der  Liverpool- 
Manchester- Bahn  gab  neuen  Antrieb.  Beim 
Zusammentritt  des  3.  Westfälischen  Land- 
tages (Dezember  1830)  reichte  Harkort  einen 
ausführlichen  Antrag  auf  Verbindung  der 
Weser  mit  der  Lii)pe  ein,  als  ständisches 
Unternehmen  mit  staatlicher  Untei*stützung 
oder  auch  als  rein  staatliches  Unternehmen. 
Der  Landtag  sprach  sich  dafür  aus  und  er- 
nannte eine  Deputation  zur  Ausführung  des 
Planes.  Der  Landtagsabschied  der  Regie- 
rung erfolgte  erst  am  22.  Juli  1832  und 
versprach  Vorarbeiten  für  den  Fall,  dass 
»eine  Aktiengesellschaft  den  Bau  auf  Privat- 
kosten übernehme,  wozu  der  Staat  durch 
Uebernahme  von  Aktien  eine  angemessene 
Beihilfe  gewähren  würde«.  Mehr  könnte 
nicht  zugesagt  werden,  »da  das  jetzige 
Kommunikationsbedürfnis  durch  die  vor- 
handene Chaussee  gesichert  sei,  die  künftige 
kommerzielle  Wichtigkeit  der  Anlage  auf 
unsicheren  Voraussetzungen  beruhe  etc.« 
Dm-ch  die  Schrift  ^>Die  Eisenbahn  von 
Minden  nach  Cöln«  (März  1833)  suchte 
Harkort  auf  den  Gemeinsinn  der  Privaten 


zu  wirken,  aber  mit  geringem  Erfolge.    Für 
die   Teilstrecke    Kemnade-Elberfeld    gelang 
es,  die  Minister  des  Innern  und  der  Finanzen 
zu  interessieren,  welche  Staatsbau  auf  Grunfl 
einer  Staatsanleihe   im   Ministerrate    befür- 
worteten, aber  hier  von  der  Mehrheit  über- 
stimmt wurden,  welche  auf  die  kgl.  V.  v. 
17.  Januar  1820  hinwies,    wonach    Staats- 
anleihen nur  »zur  Förderung  des  aUgemeioen 
Besten«  aufgenommen  werden  dürften.    Da 
der   westfälische   Landti^  auch    in    seiner 
Session  1833 — 34  die  Eisenbahnverbindung 
von   der   Weser   zum  Rheine   betrieb,   er- 
wirkte er  einen  günstigeren,  aber  zunächst 
um*  in  aUgemeinen  Zusagen  sich   haltenden 
Landtagsabschied  (30.  Dezember  1834).   Erst 
das  Jahr  1835  brachte  Erfolge.   Fast  gleich- 
zeitig,  da   im  Mai  1835   für   die  Leipzijr- 
Dresdener  Bahn  das  Aktienkapital  gezeich- 
net war,  traten  am  19.  Juni  1835  in  Elber- 
feld  43  angesehene  Männer  zusammen,  die 
sich   zur  Uebernahme  von   Aktien    für  die 
Bahnstrecken  Elberfeld-Düsseldorf  und  Eiber- 
feld-Witten   »als  Sektion  der  Rhein- Weser- 
Bahn«   verpflichteten.    Die  erstere  Strecke 
wui^de,  nachdem  Stephenson  sie  begutachtet 
hatte,    alsbald   in   Angriff   genommen,   die 
Teilstrecke    bis  Erkratli  am  20.   Dezeinlior 
1838,  die  ganze  Bahn  am  3.  September  1^41 
en)ffnet.    Die  Strecke  Elberfeld- Witten  kam 
nicht  zu  stände.    Erst  einer  späteren,  der 
1843    gegründeten    Köln-Mindener    Ges»?li- 
schaft,  bei  welcher  der  Staat  ein  Siebentel 
der   Aktien    zeichnete,   gelang   die    Durch- 
führung des  ganzen  Planes,  von  dem  jene 
Linie  einen  Teil  bilden  sollte,  aber  nunmehr 
über    Hamm-Doi*tmund-Duisburg-Düssel( hri 
nach  Köln  (1845—47  vollendet). 

Der  erste  handgreifliche  Erfolg  des 
deutschen  Eisenbahnwesens  fällt  el)enfcdls 
in  das  Jahr  1835.  Am  7.  Dezember  l>vi5 
wurde  die  erste  deutsche  Eisenbahn  mit 
Dampfbetrieb  zwischen  Nürnberg  im-i 
Fürth  er()ffnet.  Nachdem  dort  seit  1M4 
(durch  den  Techniker  J.  von  Baader)  eine 
Pferdebahnverbindung  angeregt  worden,  var 
es  im  Jahre  1832  ein  Bürger  Nürnberg, 
Joh.  Scharrer,  der  (durch  preussische  Tech- 
niker angeregt)  in  der  Büi^rerschaft  der 
beiden  beteiligten  Städte  den  Plan  zur  Dim?h- 
fühnmg  brachte. 

Die  vorhin  erwähnte  Begründung  der 
Leipzig-Dresdener  Bahn  ist  das  Werk 
desjenigen  Mannes,  welchem  einer  der  ersten 
Plätze  in  der  Geschichte  des  deutschen 
Eisenbahnwesens  gebührt  —  Friedrich 
L  i  s  t  s.  Von  den  Vereinigten  Staaten  zunick- 
gekehrt, hatte  er  die  dort  gewonnenen  Ein- 
drücke mit  prophetischer  Begeisterung  in 
Deutschland  mitgeteilt  und  agitatorisch  ver- 
breitet. Zunächst  stiess  er  auf  Unglauben 
der  entscheidenden  Kreise,  bis  seine  Niefler- 
lassung  in  Leipzig  und  seine  Schi-ift  (1833) 
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»üljer  ein  sächsisches  Eisenbahnsystem  als 
Gnindlage  eines  allgemein  deutschen  Eisen- 
l«ahns\-stems,  insbesondere  über  die  Anlage 
einer  Eisenbahn  von  Leipzig  nach  Dresden« 
deo  Grund  zu  der  Bahn  Leipzi^Dresden 
kcte,  indem  eine  Reihe  angesehenerLeipziger 
Bfirger  dafür  gewonnen  wurde,  mit  denen 
Tfreiat  List  es  dahin  brachte,  dass  am  14. 
Mai  1835  mit  einem  Schlage  das  ganze 
Aitienliapital  Ton  2  Millionen  Thalern  ge- 
zeichn».^t  wurde.  Die  Eröffnung  der  B^n 
erfolgte  am  7.  April  1839.  List  hatte  sie 
^M^p^its  in  seinem  Prospekt  als  »grosses 
Nationalunternehmen«  bezeichnet,  das  sieh 
al>  Anfang  imd  Mittelpunkt  eines  allge- 
nieinen  deutschen  Eisenbalmsvstems«  em- 
pfehle. 

iVr  Einfluss  dieses  Erfolges  übertrug 
M<h  nach  Maedebm-g.  An  jenem  Ta^e  der 
,;rlanzenclen  Aitienzeichmmg,  14.  Mai  1835, 
reichn^  der  Oberbürgermeister  Francke 
in  Mag»lebiu:^  sein  Gesuch  um  Zulassung 
t>T  Bahn  Magdeburg-Leipzig  bei  der 
Staatsrogierung  ein.  Zugleich  trat  List  in 
BfTÜn  auf  und  bewarb  sich  am  21.  Mai 
lK\'j  durch  zwei  Immediatvoi-stellungen  lun 
di-  Konzession  für  eine  Eisenbahn  von 
Hamhurg  nach  Berlin,  Magdeburg 
•ml  Leipzig.  Er  teilte  darin  mit,  dass 
^r  Ureits  Sehritte  gethan  liabe  (in  Verbin- 
iIkosc  mit  Cotta  in  Stuttgart),  um  eine  Kon- 
z.-><ion  von  Basel  nach  Mannheim  zu  er- 
lialten.  Indessen  Lists  Bewerbung,  obwohl 
►^r  *.l«*h  eine  Reihe  angesehener  Bankhäuser 
zui:fs«'llt,  scheiterte.  Am  14.  Februar  1886 
viiple  durch  königliche  Kabinettsordre  an 
Francke  und  Konsorten  die  Konzession 
♦*rteilt.  Am  13.  August  1836  wurde  das 
Aktienkapital,  2,3  Millionen  Thaler,  mehr 
al>  «loj.pelt  (5  Millionen)  gezeichnet;  am 
13.  November  1837  wurde  das  königliche 
Statut  für  die  Bahn  verliehen.  Am  18.  Au- 
^i^t  1840  war  die  ganze  Strecke  vollendet. 
S-lion  für  das  Jahr  1840  gelangte  eine  Di- 
nhh*h  von  4*^/o  zm-  Verteilimg,  die  für 
Hl  auf  5,  für  1842  auf  7,  füi-  1843  tmd 
fckvnfle  Jahre  auf  10%  stieg. 

Im  Frühjahr  1837  beauftragte  die  preus- 
t^i^ht?  Regierung  eine  Kommission  von  hö- 
lun-n  Beamten  mit  der  Vorbereitung  eines 
Gf-t'tzes  über  die  Eisenbahnen,  Am  3.  No- 
^«•mlier  1838  wurde  ein  solches  Gesetz  er- 
las-ien  imd  gilt  heute  noch  als  Grundlage 
^i»^T  preussischen  Eisenbahngesetzgebung, 
IMs  (resetz  ist  nur  auf  Aktienunternehmun- 
fff'n  bffrechnet,  vorbehaltlich  öffentlicher  Bei- 
liilie  im  einzelnen.  Bis  zum  November  1842 
vamn  auf  diese  Weise  zehn  Bahnen  ent- 
"*'^1^T  vollendet  oder  in  ihrer  Ausführung 
sichergestellt.  Es  waren  dies  die  Berlin- 
i*"tMlamer  (30.  Oktober  1839),  die  Düssel- 
florf-Elberfelder  (3.  September  1841),  die 
«♦rlin-Anhalt-Köthener  (10.  September  1841), 


Magdeburg-Leipziger  (18.  August  1840), 
Eheinische  (15.  Oktober  1843);  die  Berlin- 
Stettiner  (konzess.  12.  Oktober  1840),  Berlin- 
Frankfurter  (konzess.  15.  Mai  1841),  Magde- 
burg-Halberstadter  (konzess.  14.  Januar  1842), 
Bonn-Köln  (konzess.  11.  Februar  1841),  Ober- 
schlesische  Eisenbahn  (konzess.  2.  August 
1841).  Bei  der  Berlin-Anhalter  imd  der 
Berlin-Stettiner  leistete  der  Staat  Hilfe 
durch  Aktienzeichnung  oder  Zinsgarantie. 
Eingreifender  beteiligte  sich  der  Staat  seit 
1842,  indem  er  ein  Netz  notwendiger  Linien 
von  zusammen  220  Meilen  plante  und  ge- 
stützt auf  seine  günstige  Finanzlage  dessen 
Bau  durch  Zinsgai-antie  beförderte  (Rhein- 
AVeser,  Thüringer  Bahn,  Ostbahn,  Frankfiut- 
Breslau,  Fortsetzung  der  Oberschlesischen 
Eisenbahn,  Posen-Preussen-Schlesien).  Die 
Ent>\''ickelung  gestaltete  sich  dann  derart, 
dass 

1844  im  Betrieb  waren  1 14  Meilen 
1848    „        „  „     313     „ 

1860    „        „  „      737      „ 

1872    „        „  „    1700     „ 

(Anlagekapital  1844  34  Millionen  Thaler; 
1872  927  Millionen).  —  Näheres  über  die 
Massi^geln  des  preussischen  Staates  imd 
sein  Verhältnis  zu  den  Eisenbahnen  s.  imten 
im  Art.  Eisenbahnpolitik. 

Zeigt  uns  dieser  kurze  üoberblick  über 
die  Entwickelung  der  ELsenbahnen  in 
Preussen  ziuiäehst  mülisame  imd  lang- 
same Anfänge,  die  doch  nur  das  gleiche 
sind,  was  wir  in  Frankreich  und  anderen 
Ländern  ebenfalls  beobachten,  Anfänge,  die 
in  ihrem  Kontraste  gegen  England  das  ge- 
treue Abbild  des  allgemeinen  Abstandes 
gegen  dieses  Land  sind,  so  geht  es  in  an- 
deren deutschen  Staaten  noch  langsamer, 
sei  es,  dass  die  treibende  Kraft  des  indus- 
triellen Geistes  fehlte,  sei  es,  dass  der  Cha- 
rakter der  Bevölkerung  und  der  Regierung 
verzögernd  wirkt.  So  im  Königreich  Han- 
nover. Seit  1834/35  setzte  hier  die  Re- 
gierung Kommissionen  nieder,  damit  diese 
die  an  sie  herantretenden  privaten  Anre- 
gungen begutachteten.  Als  die  anfängliche 
Ansieht  von  der  Schädlichkeit  der  Eisen- 
bahnen überwunden  war,  wollten  doch  Re- 
gierung und  zumal  die  Stände  nur  Vorbe- 
reitungen treffen,  um  den  Bau  der  Haupt- 
linien an  private  Unternehmungen  zu  über- 
lassen, ohne  dass  solche  sich  meldeten. 
Endlich  27.  Juni  1841  trat  die  Regierung 
mit  dem  Entsehluss  vor  die  Stände  unter 
dem  Drucke  der  Notwendigkeit,  auf  Staats- 
kosten Verbindungslinien  von  Osten  nach 
Westen  zu  bauen,  damit  nicht  durch  die 
Bahnen  der  Nachbarländer  das  Land  Han- 
nover brach  gelegt  werde.  Im  Januar  1842 
sprachen  sich  die  Stände  zustimmend  aus. 
Bis  Ende  1847  wurden  die  damals  be- 
schlossenen Linien  (zusammen  47   Meilen) 
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erbaut  (über  näheres  vgl.  W.  Lehzen,  Han- 
novers Staatshaushalt  Erster  Teil,  1853, 
S.  259-307). 

Im  GrossherzQgtum  Baden  wurde  fünf 
Jahre  lang  die  Frage  der  Anlegung  einer 
Eisenbahn  besprochen.  Da  trat  die  Aktien- 
gesellscliaft  zum  Bau  der  Eisenbahn  von 
Sti-assburg  nach  Basel  auf,  und  es  wimle 
die  Verlängerung  der  französischen  Bahn 
bis  an  die  rheinbayerische  Grenze  in  Be- 
ratung genommen;  als  nun  aber  eine  baj'e- 
rische  Verordnimg  ziu-  Bildimg  einer  Aktien- 
gesellschaft für  eine  Bahn  von  der  Rhein- 
schanze bis  an  die  fi-anzösische  Grenze  bei 
Lauterburg  aufforderte,  da  erfolgte  gleich- 
zeitig mit  diesem  drohenden  Ei-eignis  im 
Jahi-e  1838  die  Einberufimg  eines  ausser- 
oitlentlichen  Landtages  in  Baden.  Auf  Grund 
umfassender  Vorarbeiten,  an  deren  Spitze 
Friedrich  Nebenius  stand  (Bericht  des 
Komitees  füi' Eisenbahnen  im  Grossherzogtum 
Baden  an  den  grossherzoglichen  Minister 
des  Innern,  1837,  von  Fr.  N.),  war  ein  Pro- 
jekt für  die  das  Land  durchziehenden  Eisen- 
bahnen hergestellt,  welches  nach  dem  An- 
titige  der  Regierimg  auf  Staatskosten  aiis- 
gefülu't  wenlen  sollte  und  die  Genehmigimg 
der  Kammern  erhielt.  Im  Mai  1843  wiu*de 
die  Strec'ke  Heidelberg-Karlsruhe  eröffnet 
Die  Main-Neckarbahn  samt  der  Mannheim- 
Friedrichsfelder  Seitenbahn  wunle  am  1. 
August  1846  eröffnet;  in  dei-selben  Zeit 
Mannheim-Frei  bürg  und  weiter  bis  Basel 
(F.  A.  Regenauer,  Der  Staatshaushalt  des 
Grossherzogtums  Baden,  ein  Handbuch  der 
badischen  Staatsfinanzverwaltimg,  Karlsruhe 
1863,  §§  411—412). 

In  Württemberg  eretattete  die  im 
Jahi-e  1830  niedei-gesetzte  königliche  Kom- 
mission im  Jahre  1834  ihr  Gutachten  zu 
Gunsten  einer  Eisenbahn  behufs  Verbindung 
des  Neciai*s  mit  der  Donau  und  dem  Bo- 
densee. Als  vorläufiger  Fonds  zur  Unter- 
stützung von  Eisenbalinuntemehmungen 
setzte  die  Regierung  in  den  Etat  von  1836 
bis  1839  die  Siunme  von  100000  Gulden. 
Um  dieselbe  Zeit  bildeten  sich  in  Stuttgart 
und  Ulm  Gesellschaften  zum  Eisenbahnbau, 
lösten  sich  aber  1838  wieder  auf.  Auch 
eine  Vorlage  der  Regierung  1839  stiess  auf 
die  Scheu  der  Kammern  vor  der  Höhe  der 
Baukosten.  Noch  1839  empfahl  der  würt- 
tembergische Ingenieur  Karl  Etzel  statt  der 
Dampf  bahnen  f  ür  Wüi-ttemberg  Pferdebahnen. 
Eret  1843  kam  es  zur  Bewilligimg  von  3 
Millionen  Gulden  diux?h  die  Kammern,  1844 
schloss  die  Regierimg  einen  Vertrag  mit 
einem  Berliner  Bankhause,  welches  Bau  und 
Betrieb  der  Eisenbahnen  übernehmen  sollte, 
indem  der  Staat  ein  Viertel  des  Aktienka- 
pitals von  42  Millionen  aufbraclite.  Aber 
der  König  wollte  jetzt  ein  Staatsbahnnetz, 
welches  nun  (1845)  beschlossen  wurde.    Die 


erate  Eisenbahn  wurde  1850  eröffnet  (Heil 
bronn-Stuttgai-t-Bodensee). 

In  Bayern  folgt  auf  die  Nünib^rg 
Fürther  Bahn  als  erste  diejenige  von  Müu 
chen  nach  Augsburg,  durch  eine  Aktieiiee 
Seilschaft  1837—40  erbaut.  Mangels  v^n 
teren  Unternehmungsgeistes  ging  man  184 
zum  Staatsbahnsystem  über,  um  in  ein*^ 
spekidativeren  Epoche  (1856)  wieder  zu  doi 
Aktienbahnen  ziu-ückziikehren.  (Bayerisfin 
Ostbahnen). 

2.  Bedeutang  und  Wirkungen  der  E 
Wii-  haben  zuvor  gesehen,  dass  unabhängij 
von    einander    der    Spur  weg     und    «Ifi 
Dampf  wagen  jeder  für  sich  durch  '-int 
Stufenreihe  der  Erfindungen  und  VoH»^se 
riingen    hindurch    gegangen    sind,    bis   <v 
beide  an  dem  Punkte  angelangt   waren, 
dem  sie  sich  vereinigen  konnten,  imd  diin 
ihre   Vereinigung  dasjenige   darst»»UU' 
was  man  seitdem  unter  einer  Eisenl>ahn  ii 
vollen  Sinne  versteht.     Der  Zukunft  bl-ii 
es  vorbehalten,  an  die  Stelle  der  Dampfki-afi 
etwa  eine  andei'e,   noch  wirksamere  o^lf^r 
wohlfeilere    Kraft    zu   setzen,    die   npiifpu 
Anfänge  der  Fortbewegung  durch  EJ**kti-i- 
cität  weiter  zu  entwickeln;  aber  zunäilij5t 
ist   es  die   Dampf  kraft,  dei-en   Vereinigung 
mit  der  Eisenspiu-  eine  vollendete  EisenUha 
ausmacht. 

Nur  diu'ch  die  Vereinigung  \vinl  'Ir-r 
eigentümliche  Erfolg  en-eicht,  dessen  sich 
die  Eisenbahn  seit  zwei  Menschenaltorn  als 
Verkehrsmittel  für  grosse  Entfemimgen  iuj'I 
grosse  Transportmen^n  zu  rühmen  hat 
Die  Trennung  ist,  wie  sie  historisch!  ein«^ 
Vorstufe  bedeutet,  auch  weiterhin  mogrlirä 
geblieben,  in  ihren  Grenzen  selbst  zweck- 
mässig befunden,  —  aber  niemals  oluio  ein 
grosses  Opfer  an  der  vollen  Leistungsfaliiir- 
keit  der  Eisenbahnen.  Der  Dampf^apn 
auf  der  gewöhnlichen  Fahretrasse,  olmel 
Spiu-weg,  ist  in  immer  erneuten  Exivri- 
menten  wieder  aufgetaucht,  ohne  dass  e^ 
ihm  bisher  gelungen  wäre,  den  Spiu'^ves: 
unentbehrlich  zu  machen.  Die  Eisonspiir 
liat,  den  älteren  Eisenbahnen  (England  iJSOlffJ 
entsprechend,  sich  mit  der  Pfenlekraft  be- 
gnügt, imd  diese  Einschränkung  ist  für  g^ 
wisse  Aufgaben  des  Verkehi-s  gerade  in  «ler 
neuesten  Zeit  beliebt  gewoixlen;  aber  nie- 
mals ohne  ein  grosses  und  be^Tisstenna8S*m 
gebi-achtes  Opfer  an  der  hohen  LcMstnngs- 
fähigkeit  der  eigentlichen  (mit  Dampiknift 
befalirenen)  Eisenbahnen. 

Gerade  die  erste  der  beiden  Alternativen, 
die  schwierigere  Aufgabe  für  die  Teduiik 
und  die  bisher  wenig  erfolgreiche,  näinli^'h 
die  Lostrennung  des  Dampfwagens  von  «ler 
Eisenspur,  hat  durch  gewisse  wirtsehiiftJ^- 
politische  Bestrebungen  Am^eiz  erhalteiu 
Denn  weil  die  Vereinigimg  von  Dampfkraft 
und    Schiene   für  den  Betrieb   die  Koiise- 
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QU'Dz  hat  <lass  derselbe  im  Interesse  der 
bi'h>Tlieit  und  Odniuig  in  einer  einzigen 
Biiml  ruht,  so  entsteht  daxliu-ch,  aus  dem 
t»^hni-(hen  Wesen  dieser  Yerkehrsanstalt 
kraus,  das  Bedürfnis  einer  ökonomischen 
(Vntraiisation,  velc^he  den  Tendenzen  des 
•Systems  der  freien  Konkmrenz«  wider- 
>I»ri(ht.  Der  durch  diese  Technik  herbei- 
•r-fuhrton  Centralisation  sucht  man  zu  ent- 
rinnen, indem  man  eine  Tec^hnik  an  die 
%'\lc  setzt,  velche  die  sonst  gewohnte  Frei- 
h»it  der  Verkehrsmittel  auf  öffentlichen 
Wcg»'n  hei-stellt.  Erst  eine  Reihe  von  Miss- 
erfnlgpn  auf  der  Bahn  dieses  Gedanken- 
ganp?s  führt  zu  der  eingehen  Erkenntnis, 
«UL-.'i  man  die  Technik  der  Eisenbahnen, 
Tt^nn  man  ihre  ganzen  Vorteile  will,  auch 
mit  solchen  Institutionen  imigeben  muss, 
wi'jclie  ihrem  eigenen  WcvSen  entsprechen. 
Die  Vorteile,  welche  aus  der  Technik 
»l-r  Ebienbahnen  folgen,   sind  im  einzelnen 

Erstens  die  Geschwindigkeit  der 
K-fönlenmg.  Die  Schranken  derselben 
fen  praktisch  in  der  Eücksicht  auf  die 
Sirherheit  und  (Ökonomie,  physisch  in  der 
L  istimgsfähigkeit  der  Maschine  (eine  Loko- 
©^tivK  welche  400  Tonnen  mit  Güterzugs- 
p-^chxsimhgkeit  zu  befördern  vermag,  würde 
üi  »iner  bis  auf  160  km  in  der  Stunde 
g^plienen  Fahrgeschwindigkeit  niu-  noch 
%  eigenes  Gewicht  befördern  können). 
AtK^r  innerhalb  dieser  Schi-anken  ist  es 
iniVlich  geworden,  an  Stelle  der  höchsten 
<j'-<^hwindigkeit  der  englischen  Diligencen 
•IV- 16  km  in  der  Stunde)  eine  Geschwin- 
•febni  von  70—80  km  zu  erreichen. 

Zweitens  die  Massenhaftigkeit  der 
Transportmengen.  Dieselbe  beruht  auf  der 
F-iiysikalischen  Thatsache,  dass  die  gleiche 
Z'igtaaft  auf  dem  glatten  Schienenwege  bei 
horizontaler  Lage  des  Planums  etwa  das 
Zwülffache  verglichen  mit  dem  Transport 
au*  guter  Landstrasse  leistet,  bei  einer  Stei- 
g'iu?  von  1 :  300  das  Sechsfeche,  bei  einer 
•^tfigiuig  von  1 :  30  noch  das  Doppelte.  Sie 
^»^riiht  femer  auf  den  Eigenschaften  des 
lüK-hanischen  Motoi-s,  vermöge  deren  eine 
L'ampfpfenlekraft  ihren  faktischen  Arbeits- 
^^timgen  nach  drei  lebende  Pferde  ersetzt, 
^^^  iumI  Motor  wirken  also  zusammen,  um 
I>  i-tiingen  zu  stände  zu  bringen,  die  in  der 
^Hite  vorhandenen  Massenhaftigkeit  durch 
tierische  Zugkräfte  überhaupt  nicht  bewäl- 
tigt wonlen  könnten.    (Sax.  II,  7.) 

Wttens  die  Kegelmässigkeit,  mit 
vek'hfT  fliese  Massen  bewegt  werden.  Die 
j^2^t»ng**rte  Pünktlichkeit  des  Pei-sonen-  und 
'iütcnprkehrs  auf  den  Eisenbahnen  ergiebt 
"i'h  aus  der  Statistik  der  Zugs-erspätungen, 
'larh  wt^leher  etwa  imi  l^lo  die  fahrplan- 
ma>>ij^rp  ;2(,i^  überschritten  wii*d.  Der  Vor- 
teil «liejier  Pünktlichkeit  erhellt  im  Zusam- 


menhange eines  intensivei-en,  geordneteren, 
kultiwrtei'en  Volkslebens  sowohl  ffir  die 
Bedürfnisse  des  persönlichen  Verkehrs  wie 
für  den  Gütei'transport. 

Viertens  die  Sicherheit  für  Leben 
und  Gesundheit  der  Reisenden  und  des 
Fahrpersonals.  Im  Widerspruche  mit  dem 
oberflächlichen  Eindrucke,  welcher  die  akuten 
Schi-ecknisse  einzelner  gix)sser  Eisenbahn- 
unfälle in  eine  unrichtige  Relation  zu  der 
Gesamtheit  der  Fahrten  und  beförderten 
Personen  bringt,  lehrt  die  Statistik,  dass 
verglichen  mit  den  Postkutschen  die  Sicher- 
heit eine  vielfach  grössere  geworden  ist. 
Bei  den  fi-anzösischen  Eisenbahnen  kam  in 
den  Jahren  1835 — 75  auf  5  Millionen  Reisende 
1  getöteter  und  auf  580000  Reisende  1  Ver- 
wimdeter,  wähi-end  in  den  Jahren  1846 — 55 
bei  den  mit  den  Diligencen  Beförderten  auf 
355000  Reisende  1  getöteter  und  auf  29570 
Reisende  1  Verwundeter  kam.  Die  Ziffern 
der  anderen  Länder  sind  im  ganzen  ähn- 
hche.  Hierbei  ist  fi-eilich  nicht  eingerechnet 
die  grössere  Zalil  des  verunglückten  Zug- 
personals der  Eisenbahnen.  Aber  bei  dem 
grossen  Abstände  der  Gefahr  zwischen  altem 
und  neuem  Transportmittel  bleibt  ft\r  diese 
ein  weiter  Spielraum,  um  doch  noch  einen 
grossen  Vorsprung  der  Sicherheit  zu  Gunsten 
der  Eisenbahnen  übrig  zu  lasseö. 

Das  Moment  der  »Massenhaftigkeit« 
äussert  sich  in  der  Wohlfeilheit  des 
Transportes  auf  den  Eisenbahnen. 

Hier  einige  Beispiele  zum  Belege. 

Die  Kohlenbeförderung  kostete  in 
Rheinland-Westfalen  um  die  Zeit,  da  die 
ersten  Eisenbahnen  geplant  wurden^),  für 
den  tkm  berechnet  durch  Frachtfuhrwerk 
40  Pf. ;  die  anfängliche  Fracht  auf  den  Eisen- 
bahnen betrug  13—14  Pf.;  die  heutige  re- 
gelmässig erhobene  Fracht  beträgt  2,2  Pf. 
und  der  Frachtsatz  der  Ausnahmetarife  bis 
zu  1,25  Pf.  Aehnlich  für  Eisen  fort- 
schreitende Ermässigung  von  40  Pf.  bis  auf 
2,2  und  1/7  Pf.  und  desgleichen  für  Ge- 
treide. Die  durchschnittlichen  Einnahmen 
für  Frachtgut  (ohne  Eilgut)  pro  tkm  sind 
allenthalben  im  Laufe  der  Jahrzehnte  bis 
in  die  letzten  Jahre  zunickgegangen:  in 
Frankreich  1855  7,65  Cent.,  1888  5,66  Cent., 
in  Deutschland  1872  5,91  Cent,  1887  4,93 
Cent,  in  Oesterreich  1872  8,15  Cent,  1887 
6,09  Cent2). 

Perdonnet  berechnet  für  das  Jahr  1864 
den  Minderaufwand  infolge  der  Eisenbahnen 
im  Personen-  und  Frachtverkehr  für  Frank- 
reich auf  nmd  500  Millionen  Francs  jähr- 
lich, d.  h.  die  Zinsen  eines  Kapitals  von  10 
Milliarden,  während  das  Anlagekapital  der 


»)  Vgl.  Ulrich,  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  1891, 58. 
n   Picard.  Traite  des   chemins  de  fer  IV, 
485;  I,  584;  vgl.  Ulrich  a.  a.  0. 
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damals  im  Betriebe  befindlichen  französischen 
Eisenbahnen  etwas  über  4  Milliarden  be- 
tnig.  (Traite  elementaire  des  chemins  d. 
f.  I,  XViffOO. 

Auf  den  preussischen  Staatsbahnen-)  be- 
stehen 4  Wageuklassen  mit  den  Normal- 
sätzen von  2,  4,  6,  8  Pf.  für  das  Kilometer 
in  den  Personenzügen  (42/3,  G^/s,  9  Pt.  in 
den  Schnellzügen).  Daneben  wei-den  für 
Saison-,  Ketour-  und  Rundreisebillets  Er- 
mässigungen von  30 — 40®/o  gewährt.  In 
der  1.  Klasse  reist  kaum  1%  aller  Reisen- 
den, in  der  II.  Klasse  kaum  12^/0,  aber 
550/0  in  der  IIL,  30%  in  der  IV.  Klasse. 
Hier  liegt  die  grosse  Masse  der  Yerwohl- 
feilerung  gegenüber  dem  einstmaligen  Ver- 
kehr der  Personenposten  etc.,  deren  Pi*eis 
von  einstmals  und  heute  auch  über  den  Be- 
förderungssatz der  11.  Klasse  der  Eisenbalm 
weit  hinausgeht,  selbst  den  Satz  der  1.  Klasse 
übertrifft ;  wobei  dann  >^dederum  die  bessen» 
Beschaffenheit  der  höheren  Klassen  der 
Eisenbahnwagt^n  gegenüber  den  Postwagen 
ins  Gewicht  fällt.  Hierzu  kommt,  dass  eine 
fernere  Verwohifeilerung  in  den  nächsten 
Jahren  bevorsteht,  wenn  dieselbe  auch  nicht 
den  überspannten  An8i)rüchen  der  neuesten 
Reformagitation  wird  entsprechen  können. 
Die  Leistungsfähigkeit  der  Eisenbahnen 
für  den  Transport  von  Gütern  ist  hinsicht- 
lich der  Bewältigimg  grosser  Massen  imd 
hinsichtlich  der  Wohlfeilheit  der  Beförde- 
rung in  den  letzten  Jahren  durch  eine  leb- 
hafte Bewegung  in  der  Oeffentlichkeit,  zu- 
mal in  Deutschland,  aber  auch  in  anderen 
Ländern,  zu  Gunsten  derWasserstrassen, 
insbesondere  der  Kanäle  (künstlichen  Wasser- 
strassen) in  Frage  gestellt  worden.  Indessen 
nicht  durch  Vergleichung  der  vergleichbaren 
Momente  und  nicht  auf  dem  Boden  der  be- 
w'eisenden  Erfahrungen,  sondern  vermöge 
einer  Durcheinandeimengung  technischer, 
ökonomischer  und  finanzieller  Gesichtspunkte. 
Was  zunächst  die  technische  Leistungs- 
fähigkeit der  Eisenbahnen  anlaugt,  so  haben 
dieselben  gezeigt,  dass  sie  im  stände  sind, 
den    allergi'össten    Massengüterverkehr    zu 


*)  Hier  ein  Beispiel  von  extremer  Kostbar- 
keit des  Transports  auf  niedriger  Kulturstufe, 
zum  Kontraste  gegen  die  obigen  Zahlen.  Die 
„Kolonialzeitung"  brachte  kürzlich  von  kundiger 
Hand  die  Berechnung  der  Kosten  eines  auf  dem 
Victoriasee  (Afrika)  aufzustellenden  Dampfers, 
und  zwar  sind  dies  die  folgenden: 

1.  Baukosten  in  Hamburg  .    .       77  000  M. 

2.  Seetransport  von  Hamburg 

bis  zur  afrikanischen  Küste       16000  „ 

3.  von  der  Küste  zum  Victoria- 
see Träfferkosten  für  100000 
kg  (3400  Träger  und  30  kg 
für  120  Tage  a  40  Pf.,  da- 

zu  Reservemannschaften  etc.)     180000  „ 
«)  Todt,  Archiv  f.  Eisenb.,  1886, 


bewältigen.  Dieses  ist  geschehen  in  «It-ti 
jenigen  Revieren  Englands,  welche  dim: 
grosse  Industrie,  Kohlengniben  u-  s.  v 
die  ungeheuersten  Ziunutungen  an  die  Eis»*.: 
bahnen  machen  (Lancashire,  Yorkshiivi. 

Was  dann  die  ökonomische  Lieistunir> 
fähigkeit  betrifft,  so  zeigt  die  Erfahnin« 
ebenfalls  von  England,  dass  unter  <lerK<»ri 
kuri-enz  der  Eisenbahnen  selbst  die  uneut 
geltliche  Meereswasserstrasse  in  der  KfL^ieu 
scliiffahrt  besiegt  worden  ist.  Die  StatistiJ 
zeigt,  dass  die  englische  Küstenschiffahrt  in 
Zeitalter  der  Eisenbalmen  verkrüpjieit    1-1 

Der  neueste  Versuch  mit  dem  Set^kan;i 
von  Manchester  nach  Liverpool,  als  K*ti 
kurrenzunternehmen  gegen  die  Eiseuljahn^n 
ist  ein  einziges  grosses  Fiasko.  Vollen:- 
gehören  die  alten  Kanäle  in  England  s*'i 
dem  Zeitalter  der  Eisenbahnen  der  Vor 
gangenheit  an.  Sie  sind  eine  überw\ui<l»n»: 
Technik. 

In  Deutschland  ist  keineswegs  ein  Be- 
weis für  das  Gegenteil  geführt  worJrii 
Der  Untei-schied  bestellt  hier  in  der  an<iei>- 
artigen  finanziellen  Organisation  der  Vt  r- 
kehrsanstalten,  der  Eisenbahnen  sowolil  wi-: 
derWasserstrassen.  Weil  der  Staat  bt-iJ^ 
in  seinem  Besitze  und  in  seiner  Verwaltiuit; 
hat,  wird  durch  die  finanziellen  Zumutungen 
welche  an  die  Staatsregierung  gestellt  wer- 
den, das  einfache  Verhältnis  der  technisch!':^ 
und  ökonomischen  Konkurrenzfähigkeit  irt^ 
trübt.  Es  werden,  im  Dienste  bestimmter 
wirtschaftlicher  Interessen,  grössere  0]»fer 
für  den  Bau  der  Kanäle  vorausgesetzt,  vom 
welchen  bei  den  Eisenbahnen  keine  Beile  ia^t, 
die  vielmehr  grosse  Ceberschüsse  für  die 
Staatskasse  zu  liefern  fähig  sind  (so  namont- 
lieh  in  dem  preussischen  StaatsbahnsystemiJ 
Auch  dann,  wenn  die  öffentliche  Last  denut 
verteilt  wird,  dass  die  Opfer  für  den  lUu 
von  Kanälen  teils  vom  Staate,  teils  von  den 
lokalen  Körperschaften  getragen  werden,  ist 
zwar  die  finanzielle  Gerechtigkeit  neuesteos 
verbessert,  die  Konkurrenzfähigkeit  der 
Kanäle  an  sich  aber  um  gar  nichts  gehoben. 
Die  Opfer  bleiben  nach  wie  vor  erforderlich,! 
um  den  Schein  einer  Konkurrenzfäliigkeit' 
zu  erzeugen,  welche  in  der  That  nicht  vor- 
handen ist  —  viel  weniger  aber  eine  Ueber- 
legenheit  oder  eine  technische  Unentt>elir-j 
lichkeit  der  Kanäle.  I 

Die  Wirkungen  der  Eisenbalmen  zei- 
gen sich  nun  hauptsäclüich  in  folgend^ia 
Kichtungen.  1 

Verwohlfeilening  und  Geschwindigkeit! 
der  Eisenbahnen  wirken  vor  allem  auf  die 
ümgestaltimg  des  menschlichen  Zu- 
sammenlebens. Die  lokale  Gebundenheit  1 
der  alten  Zeit  macht  für  einen  immer  gn"^ 
seren  Bestandteil  der  Bevölkerung  Platz  zu 
Gunsten  der  Beweglichkeit  im  Dienste  d^ar 
Bildung,   der   technischen  Fortschritte,  des 
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Erwerbes,  der  Erholung,  des  geselligen  Bei- 
sammenseins.     Der    Kreis    erweitert    sich, 
innerhalb  dessen  der  Einzelne  und  wiederum 
«eine  wachsende  Anzahl  von  Einzelnen  Vor- 
bilder  der    YervoUkommnung^    Aufenthalte 
des  Genusses,  Anknüpfung  vorteilhafter  Yer- 
lundnngen   findet.      Aufnahn^e,    Ergänzung 
ind  Entwickelung  von  persönlichen  Kräften 
wie  die  Gelegenheit  zur  Bethätigung  der- 
selben wird  aus  der  engen  Sphäre  des  nach- 
Jiarlichen  Verbandes  mehr  und  mehr  heraus- 
irenommen  und  in  die  grossen  Verhältnisse 
'ier  Volks-  und  Völkergesamtheit  übertragen. 
Alles  das   ist   teilweise  schon  zuvor  dage- 
vesen,  durch  Hilfe   der  älteren  Verkehrs- 
mittel: es  ist  aber  und  wird  von  Tage  zu 
Tag*?  in  grossem  Umfange  gesteigert.    Am 
prägnantesten  zeigt  sich  das  in  den  Wande- 
limprMi,  welche  in  der  Masse  der   arbeiten- 
fhn  Bevölkerung  vor   sich  gehen,    in   dem 
.Streben  von  dem  Lande  nach  den  Städten, 
aus  der  Provinz  nach  den  Hauptstädten,  aus 
'1er  Landwirtschaft   in    die    Industrie,  vom 
lulande  in  das  Ausland.     Die   sichtbarsten 
Merkmale  der  Bewegung  sind  in  dem  rapi- 
<leQ  Anwachsen  der  Grossstädte  zu  finden. 
Unzweifelhaft    wirken    hier    die    Eisen- 
iiahneu    als    ein    mächtiges   Werkzeug   des 
Fortschrittes,  indem  sie  zu  intensiverer  An- 
sjannimg,  zu  koncentrierterer  Leistung  der 
<iesamtkiäfte    eines  Volkes,   zu    grösserem 
Wetteifer,  zu  ausgebreiteterer  Teilnahme  an 
«lein  Kollektivleben  führjen.  Aber  nicht  über- 
^heii  werden  darf  die  Kehrseite  dieser  Ura- 
välziing.    Mit  den  Nachteilen  der  alten  Ge- 
bundenheit im  engeren  nachbai'lichen  Ver- 
lende  ändern  sich  auch  sittliche  Bedingungen 
des  alten  Zusammenlebens,  deren   Beseiti- 
?nng  zunächst  als  ein  schwerer  Verlust  zu 
:jetTachten   ist     An   die  Stelle   alter  Sitte 
und  Gewohnheit,  alten  Zusammenhanges  und 
alter  Rücksicht,    verwandtschaftlicher   Ge- 
bundenheit   und    Förderung    tritt    in    dem 
neuen  Leben  dieüngebundenheit  des  Kampfes 
um  die  Existenz,  die  Jagd  nach  Erwerb  und 
Glück,    das    Bewusstsein    des    Kontrastes 
zwischen  der  Minderzahl  der  grossen  Lose 
nnd  der  Mehrzahl  der  Nieten.    Wohl  ist  es 
richtig,  wenn   auch  hart  ausgedrückt,  was 
Marx  tmd  Engels  in  dem  »Kommunistischen 
Manifest«  sagen,  dass  die  arbeitenden  Klassen 
dem  »Idiotismus  des  Landlebens«  entrissen 
Verden,  dass   am    Massstabe   der    grossen 
taorißchen  Entwickelung  diese  Wandelung 
eine  intellektuelle  Weckung  der  Volksmassen 
bedeutet    Aber  zunächst  geht  diese  Aende- 
ning  durch  grosse  Opfer  an   individuellem 
Wohlbefinden,  an  menschlicher  Zufriedenheit, 
an  Einklang  des  Zusammenlebens  hindurch. 
Erst  langsam,   überwiegend   erst    in    einer 
ferneren  Zukunft,   werden    friedliche   Ord- 
nungen für  die  neuen  grossen  Verhältnisse 
weh  herausbilden  —  eine  Moral  des  neuen 


Lebens,  die  das  ersetzt,  was  mit  der  Sitte 
des  alten  Lebens  verloren  gegangen  ist. 

Auch  ist  es  ein  Irrtum,  in  der  schranken- 
losen W^irksamkeit  der  technischen  Vorteile 
der  Eisenbahnen  gleichsam  eine  Notwendig- 
keit imd  eine  wünschenswerte  Notwendig- 
keit zu  sehen,  ja  jene  Wirksamkeit  durch 
entsprechende  Einrichtungen  des  Eisenbahn- 
betnebes  zu  besclileunigen  und  auszudehnen. 
Die  Aufgabe  ist,  im  einzelnen  zu  unter- 
scheiden ;  es  kommt  darauf  an,  sich  vor  der 
Täuschung  zu  hüten,  als  ob  (A^ae  vielfach 
gemeint  wird)  mit  der  technischen  Bedeu- 
tung des  neuen  Verkehrsmittels  jede  mög- 
liche Anwendung  desselben  als  bedeutsame 
Frucht  sich  ergebe.  Vielmehr  lehrt  ein 
unbefeingener  Blick  in  die  thatsächlichen  Er- 
scheinungen, dass  eine  grosse  Zahl  von 
FäUen  des  Missbrauches  sich  an  den  nor- 
malen und  erwünschten  Gebrauch  der  Eisen- 
bahnen knüpft.  Nicht  jede  Eleise  ist  darum 
ein  Gewinn  für  den  Einzelnen  und  für  das 
Ganze,  weil  sie  durch  die  Eisenbahnen  ver- 
mittelt wird;  nicht  jedes  Zudrängen  der 
Bevölkerung  zu  den  industriellen  Bezirken 
oder  zu  den  grossen  Städten,  welches  durch 
die  Eisenbahnen  befördert  wird,  ist  ein  er- 
freuliches. Ln  Gegenteil;  gäbe  es  Mittel 
der  Gegenwirkung,  so  hätten  diese  häufig 
den  Beruf,  hier  einzugreifen. 

Im  einzelnen  erfüllen  die  Eisenbahnen 
selber  den  Zweck,  manchen  Missständen, 
die  sie  erzeugen,  wieder  abzuhelfen.  Die 
enoime  Zusammendrängung  der  Bevölkerung 
in  den  Grossstädten  wird  erleichtert  durch 
die  Ausbildung  des  Lokalverkehrs  der  Eisen- 
bahnen, vermittelst  der  Anlage  entsprechen- 
der Linien,  Einrichtung  zahlreicher  Züge, 
Vei'wohlfeilernng  der  Fahrten. 

Ungemischter  ist  das  Lob  der  Eisen- 
bahnen für  ihre  W^irksamkeit  im  Dienste 
des  Staats-  und  Nationallebens.  Zusammen- 
fassung der  militärischen  und  politischen 
Kräfte,  Steigerung  des  Bewusstsein s  von 
der  Einheit  und  Zusammengehörigkeit  der 
einzelnen  Bestandteile  der  Nation,  höhere 
Verwirklichmig  des  Staatsgedankens.  Dieser 
Gesichtspunkt  war  es,  welchen  Friedrich 
List  (Das  deutsche  Eisenbahnsystem,  1841) 
bereits  bei  seiner  prophetischen  Agitation  in 
den  Vordergnind  stellte:  »als  Nationalver- 
teidigungsinstrimient ;  denn  es  erleichtert  die 
Zusammenziehung,  Verteilung  und  Direktion 
der  Nationalstreitkräfte  —  als  Stäi-kungs- 
mittel  des  Nationalgeistes;  denn  es  ver- 
nichtet die  Uebel  der  Kleinstädterei  und 
des  provinziellen  Eigendünkels  und  Vonu*- 
teils  —  als  ein  fester  Gürtel  um  die  Lenden 
der  deutschen  Nation,  der  ihre  Glieder  zu 
einem  streitbai-en  und  kraftvollen  Körper 
verbindet  —  als  das  Nervensystem  des  Ge- 
meingeistes und  der  gesetzlichen  Ordnung!« 

Zuletzt   die  Wii-kungen   des  Güterver- 
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kehrs,  die  daraus  folgende  Umgestaltung  der 
Produktion  in  allen  iliren  Zweigen.  Die 
Momente  der  Geschwindigkeit,  der  Massen- 
haftigkeit  und  der  Yerwohlfeilenmg  des 
Transportes  der  Eisenbahnen  bedeuten  für 
den  Güterverkehr,  dass  neben  die  wertvolle- 
ren Produkte  immer  mehr  die  gering>\'ertigen 
treten,  dass  grosses  Gewicht  und  grosses 
Volumen  bei  kleinem  Werte  immer  trans- 
portabler wird,  je  leichter  die  Beförderung, 
je  niedriger  der  Preis  der  Betonierung,  je  ent- 
gegenkommender die  Veranstaltungen  ziu* 
Beförderung  für  grosse  Massen  sind.  Die 
Mobilität,  welche  in  den  Anfängen  der  Tech- 
nik und  Kultur  der  Verkehrsmittel  nur  dem 
wertvollen  Luxus^egen stände  verliehen  wii-d, 
pflanzt  sich  fort  m  beständiger  Ausbreitung, 
zuletzt  auf  die  grossen  Massenartikel  der 
Rohstoffe  des  täglichen  Bedarfes  (Korn, 
Kohlen,  Erze  etc.). 

J.  H.  von  Thünen  hat  in  seinem  »Iso- 
lierten Staat«  (in  Beziehung  auf  Landwirt- 
schaft imd  Nationalökonomie,  1.  Teil.  1826, 
2.  Aufl.  1842)  zuerst  eine  Tafel  gezeichnet, 
auf  welcher  die  koncentrischen  Kreise  der 
Landwirtschaft,  nach  Feldsystemen  und  An- 
bauzwecken  geordnet,  sich  um  die  einzige 
im  Mittelpunkte  gelegene  Stadt  gruppieren, 
mit  dieser  verbunden  durch  eine  Land- 
strasse. Er  lässt  darauf  eine  zweite  Tafel 
folgen,  auf  welcher  derselbe  isolierte  Staat 
dargestellt  wird  mit  der  Modifikation,  dass 
jetzt  ein  schiffbarer  Fluss  denselben  durch- 
strömt, also  die  Stadt  mit  sämtlichen  Krei- 
sen der  landwirtschaftlichen  Produktion  ver- 
bindet; bei  dieser  Darstellung  liegt  die 
Voraussetzung  zu  Grunde,  dass  die  Schiffs- 
fracht ein  Zehntel  der  Landfracht  beträgt 
8,  385).  Hier  ändert  sich  die  koncentrische 
estalt  der  landwirtschaftlichen  Produk- 
tionszonen; das  wohlfeilere  Verkehrsmittel 
zieht  die  engeren  Kreise  an  sich  heran, 
oder  —  was  auf  dasselbe  hinauskommt  — 
es  bringt  die  Stadt  in  so  viel  engeren  Kon- 
takt mit  den  entfernten  Grundstücken.  Die 
verminderten  Transportkosten ,  und  wenn 
wir  von  den  Eisenbahnen  reden,  die  hinzu- 
tretende Geschwindigkeit,  machen  die  Pro- 
dukte eines  so  viel  weiteren  Umkreises  öko- 
nomisch und  physisch  transportabel  für  die 
Stadt. 

Was  hier  im  vereinfachten  Abbilde  vor- 
geführt wird,  vollzieht  sich  in  der  Wirk- 
lichkeit vielfältig  verwickelt,  aber  in  den 
identischen  grossen  Zügen;  es  hat  sich  na- 
mentlich in  den  letzten  Jahren  vollzogen 
und  schreitet  weiter  fort,  innerhalb  jeder 
einzelnen  Volkswirtschaft,  und,  von  den 
gleichai'tig  wirkenden  Seedampfschiffen  un- 
terstützt, innerhalb  der  einzelnen  V -dteile. 
Der  »Isolierte  Staat <^  findet  mehr  una  mehr 
seine  Verwirklichung  in  der  Gestalt  der 
Weltproduktion  und  des  Weltmai'ktes. 


Die  Umwälzung  der  Produktion  wir! 
also  dwrch  die  Eisenbahnen  desto  mehr  be- 
einflusst  werden,  je  mehr  es  sich  um  Güter 
von  bisher  schwieriger  Transportierbarkeit 
handelt,  je  geringer  der  Wert  im  Verhält- 
nis zu  den  Transportkosten.  Vieles  vini 
ei-st  transi)ortierbaa'  durch  die  Eisenbahn, 
was  bisher  am  Grte  der  Erzeugung  in  ge- 
ringem Werte  war  oder  was  aus  Mangel 
an  lohnendem  Absätze  überhaupt  nicht  pr» 
duziert  werden  konnte.  Die  Enge  des  Ab- 
satzgebietes wird  eriÄ'eitert  und  zugleich  die 
Enge  des  Produktionsgebietes.  Daher  Aus- 
gleichung der  Preise  zwischen  beiden  un^l 
auf  immer  grössere  Entfernungen,  fort- 
schreitende Reichlichkeit  der  Versorgung 
mit  allen  Dingen  des  Bedarfes.  Von  be- 
sonderer Bedeutung  ist  diese  Entwickelung 
für  diejenigen  Güter,  welche  durch  die 
Laune  der  Natur  beeinflusst  in  schwanken- 
den Ei-nten  hier  reichlich,  dort  knapp  er- 
zeugt wenlen.  Das  Ineinandergreifen  aller 
Länder  der  Ertle  sichert  diesen  Schwan- 
kimgen  gegenüber  Regelmässigkeit  un«l 
Festigkeit  der  Versoi-gimg;  es  gelingt  in 
fortschreitendem  Grade,  der  Willkür  der 
Natur  in  ökonomischem  Sinne  Herr  zu 
werden. 

Freilich  fehlt  es  auch  bei  dieser  Umge- 
staltung nicht  an  dunklen  Schatten.  Die 
Annäherung  neuer  Produktionszonen  imd 
neuer  Absatzmärkte,  welche  die  Folge  des 
verwohlfeilten  Transpoi*tes  ist,  hat  jede  zwei 
Seiten;  die  eine  kehrt  ein  freundliches  Ge- 
sicht hervor,  die  andere  ein  finsteres.  Die 
neue  Zufuhr  aus  fernen  Ländern  kommt 
den  Wünschen  der  Konsumenten  entgegen: 
die  alten  Pi-oduzenten,  die  einst  allein  deu 
stärkt  versorgten,  fühlen  den  Vorzug  ihrer 
Lage  bedroht.  Umgekehrt  im  neuen  Pn^ 
duktionslande ;  hier  steigen  die  Preise  der 
absatzfähiger  gewordenen  Produkte ,  zum 
besten  der  Produzenten,  zum  Kachteil  der 
Konsumenten.  Erst  allmählich  stellt  sich 
für  diese  Gegensätze  ein  Gleichgewicht  her. 
Die  ganze  Entwickelung  der  landwirtschaft- 
lichen Grundrente  und  des  ländlichen  Be- 
sitzes wird  naturgemäss  durch  diese  Um- 
gestaltung der  Ti-ansportbedingungen  beein- 
flusst. Nur  grosse  Fortschritte  der  Technik 
oder  kapitalkräftige  Hände  des  Besitzes 
können  solche  Krisen  leicht  überstehen, 
ohne  dass  mit  ausserordentlichen  Massregeln 
des  Staates  eingegriffen  werden  muss,  die 
wiederum  das  gegen  sich  haben,  dass  sie 
jene  grossen  ökonomischen  Fortschritte  des 
Verkehi*swesens  unterbinden. 

Für  die  Industrie  zeigt  sich  die  Wir- 
kung der  Eisenbahnen  namentlich  in  der 
Untei-stützung  der  ohnehin  vorhandenen 
Tendenz  zum  grossen  Betriebe.  Die  nahe 
Verwandtschaft  der  Dampfmaschine  in  der 
Fabrik    \md    der    Dampfmaschine   auf  der 
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Es»-nbahn  erkennt  man  an  diesem  Inein- 
andenvirken.  Denn  wenn  es  in  dem  Wesen 
<ler  neueren  Industrie  begi'ündet  ist,  dass 
Lhro  grossen  mechanischen  Apparate  auf  er- 
N  hupfende  Ausnutzung  imd  daher  auf 
irrc«sen  Betrieb  drängen,  wenn  die  Vorteile 
•It-s  grossen  Einkaufes  und  Absatzes  in  der 
t-T^ssen  Industrie  immer  mehr  zu  Tage 
treten  und  wenn  das  Bedürfnis  derselben 
nach  einem  grossen  j^Iassenbedarf  auf  Er- 
weiterung des  Absatzkreises  hinführt  —  so 
sind  es  die  verminderten  Transportkosten 
und  die  Geschwindigkeit  der  Eisenbahn, 
wt'lche  diesem  Bedürfnis  in  die  Hand  ar- 
U'itf»n.  Der  lokal  gebundene  Absatz  des 
alten  Gewerbes,  in  der  herkömmlichen 
Form  der  Handwerke,  diuxihsetzt  sich  fort- 
schreitend mit  den  Eindringlingen  der 
Gitjssindiistrie ;  immer  grössei-e  Bedarfs- 
mengen,  immer  mannigfaltigere  Arten  des 
H^^Jarfö  fallen  ihrer  Herrschaft  anheim.  Die 
l'liy>ische  Last  und  die  chemische  Beschaf- 
fenheit werden  gleichmässig  überwunden, 
vfun  «iie  A'erwohlfeilerung  des  Transportes 
luifJ  die  Fortscluitte  der  gewerblichen  Tech- 
nologie Güter  des  lokalen  Absatzes  zu 
Gfit^-m  des  Weltmarktes  machen.  Alles  in 
allem  ist  es  die  fortschreitende  Wohlfeil- 
heit, welche  den  Massenbedarf  erweitert, 
md  der  foitschreitende  Massenbedarf  ist  es 
vi«]erum,  welcher  die  Wohlfeilheit  in  der 
Grosiiindustrie  befördert. 

Dass  die  Gewerbe  an  den  Wirkungen 
teilnehmen,  welche  wir  vorhin  im  Zusam- 
menhange mit  der  Landwirtschaft  hervor- 
2<phoben  haben,  versteht  sich  von  selbst.  Es 
ist  in  dem  Masse  der  Fall,  als  die  Roh- 
?tr.ffe  und  Produkte  der  Industrie  selber 
schwer  transportierbare  Massenartikel  sind. 

Aus  dieser  Bedeutung  der  Eisenbahn  für 
Undwulschaft  und  Gewerbe  folgjt  der  Ein- 
CiK«;  und  die  grosse  Vei-antwoi-tlicldtoit  der 
Eb«enbahnverwaltimg  gegenüber  der  Ent- 
vickelung  der  verschiedenen  Prodiditions- 
zweigie  in  ilirer  örtlichen  B(^dingtheit,  folgt 
üit^  volkswirtschaftliche  Tragweite  des  Ta- 
rihesens,  insbesondere  der  »Differential- 
taiTfp€(vgLuntenEisenb  ah  ntarif  Wesen). 

3.  Organisation  und  Oekonomie.   Die 

grossen  Principienfragen  der  volkswirtschaft- 
h';hen  Organisation  kehi'en  auch  bei  den 
Eisenbahnen  wieder;  ja  sie  haben  erfah- 
rungsmässig  gerade  dieses  Gebiet  sich  zu 
«Dem  beliebten  Tummelplatze  auserkoren. 
-;  Centralisation  oder  Konkurrenz? 
pi^  Alternative  kann  allerdings  niemals  in 
ihrer  Scfafirfe  gestellt  werden.  Denn  der 
unbedingte  Grundsatz  der  Konkurrenz  ist 
tei  der  Organisation  der  Eisenbahnen  von 
vornherein  ausgeschlossen  und  auch  erfah- 
rungsmässig  bisher  durch  die  Gesetzgebung 
kemes  einzigen  Landes  anerkannt  worden. 
Hudwörterbach  der  StaatswisBenschaften.   Zweite 


Denn  alles  Wegewesen  setzt  einen  einheit- 
lichen Plan  für  das  räumliche  Gebiet  vor- 
aus, welches  dm*ch  die  Wegeanlage  verbun- 
den werden  soll;  jede  grössere  Wegeanlage 
schliesst  einen  Aufwand  in  sich,  welcher 
ei-st  bei  Durchfühi-ung  eines  einheitlichen 
Planes  zur  angemessenen  Verw'ertung  ge- 
langen kann.  Auch  greift  die  Anlage  und 
Benutzung  eines  Weges  in  dem  Grade,  als 
derselbe  in  grössei-e  Kaumverhältnisse  sich 
ei-streokt,  so  mannigfach  in  öffentliche  Be- 
ziehungen hinüber,  dass  schon  liiertlurch 
herkönmilichermassen  der  Anlass  gegeben 
wai",  aus  dem  Stand[)imkte  des  Ganzen 
(Staat  Gemeinde  etc.)  also  einheitlich  die 
Sache  in  die  Hand  zu  nehmen  oder  wenigs- 
tens, wo  Private  statt  Staat  oder  Gemeinde 
einti-eten,  einheitlich  zu  regulieren. 

Der  besondere  Charakter  der  Eisenbah- 
nen im  Gegensatze  zu  dem  sonstigen  Wege- 
wesen ist  nun  ein  *  derartiger,  dass  er  die 
sonst  gebotene  Centralisation  um  ein  we- 
sentliches Stück  überbietet.  Während  näm- 
lich auf  allen  anderen  Strassen,  Land- 
strassen wie  Wasserstrassen,  ein  fi-eier 
Verkehr  verschiedener  Fahrzeuge  möglich 
ist,  so  dass  unabhängig  von  einander  Pri- 
vate für  ihren  eigenen  Bedarf,  Fuhrunter- 
nehmer mit  den  ihnen  anvertrauten  Per- 
sonen oder  Gütern  in  relativ  unbeschränk- 
ter Zahl  auf  der  gemeinsamen  Strasse  fah- 
ren können,  —  liegt  es  in  dem  Wesen  der 
Eisenbahnen,  dass  Fahrzeug  und  Fahrstrasse 
eng  an  einander  gebunden  sind,  dass  Sicher- 
heit und  Leistungsfähigkeit  des  Eisenbahn- 
betriebes die  einheitliche  Verwaltung  auch 
des  Fahrverkehrs  verlangen,  dass  daher  die 
Centralisation  der  Eisenbahnanlage  sich  zu 
der  Centralisation  der  Eisenbahnverwaltung 
steigert. 

Indessen  die  Klarheit  und  Folgerichtig- 
keit dieses  Verhältnisses  ist  getrübt  worden 
diuxjh  Missverständnisse,  welche  teils  in  der 
mangelnden  Kenntnis  der  Eisenbahntechnik, 
solange  diese  neu  war,  begründet  waren, 
teils  in  gewissen  Zusammenhängen  des  Ver- 
fassungs-  und  Verwaltungsrechts,  teils  in 
der  Macht  einer  vorherrschenden  volkswirt- 
schaftspolitischen Strömung.  Alle  drei 
Gründe  haben  namentlich  in  demjenigen 
Lande  eingewirkt,  welches  die  ersten  Eisen- 
bahnen und  die  erste  Gesetzgebung  über 
Eisenbahnen  geschaffen  hat  —  in  England. 
Mehr  oder  weniger  haben  andere  Länder, 
insbesondere  Deutschland,  den  Einfluss  des 
englischen  Beispiels  erfahren. 

Bei  der  Erfmdung  der  Eisenbahnen  hat 
man  allen  Ernstes  geglaubt,  dass  ein  freier 
Verkehr  (vorbehaltlich  gewisser  Regulative) 
auf  der  Eisenbahn  technisch  möglich  sei. 
So  hat  man  in  der  enghschen  Gesetzgebung 
die  Vorschriften  für  den  Betrieb  der  Kanäle 
einfach  auf  die  neuen  Eisenbahnen,  zunächst 
Auflage.    III.  32 
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auf  die  mit  Pferdekraft  betriebenen  über- 
tragen. Die  Erfahrung  hat  sofort  gegen 
diese  Voraussetzung  entschieden ;  aber  jahr- 
zehntelang ist  dieselbe  aufrecht  erhalten 
worden,  und  noch  das  preussische  Eisen- 
bahngesetz V.  3.  November  1838  enthält 
dieselbe. 

Nun  kam  hinzu,  dass  mit  der  wachsen- 
den Erkenntnis  von  der  Bedeutimg  der 
Eisenbahnen  für  die  Volkswirtschaft  des 
neuen  Zeitalters  das  BeiÄiisstsein  des  Wider- 
spruches entstand,  in  welchen  diese  Bedeu- 
timg zu  dem  Umstände  trat,  dass  man  die 
neuen  Hauptstrassen  in  die  Hände  privater 
ünternehmergesellschaften  gelegt  hatte.  Es 
war  offenbar  ein  grosses  öffentliches  Inte- 
resse vorhanden  an  Einrichtungen,  welche 
den  Einfluss  dieser  ünternehmergesellschaf- 
ten wenigstens  auf  die  blosse  Strassenan- 
lage  beschränkten  und  den  Betrieb  auf  die- 
ser Strasse  für  den  allgemeinen  Verkehr 
freigaben.  Hatte  man  aus  dem  Standpunkte 
des  öffentlichen  Interesses  Gewissensbisse 
darüber,  dass  ein  so  allbeherrschendes  Ver- 
kehrsmittel in  privaten  Händen  lag,  so 
mussten  diese  verdoppelt  werden  durch  die 
Einsicht,  dass  nicht  bloss  die  neue  Strasse, 
sondern  auch  die  Fahrt  auf  der  neuen 
Strasse  in  der  einen  Hand  der  ünternehmer- 
gesellschaft  lag. 

Drittens  griff  hier  die  Beliebtheit  des 
Grundsatzes  der  freien  Mitbewerbung  ein, 
welcher  ungefähr  um  dieselbe  Zeit  sich  aus- 
breitete wie  die  Eisenbahnen  selber.  Die 
Kraft  dieses  Grundsatzes  hat  einen  so  tiefen 
Eindruck  auf  die  letzten  Menschenalter  ge- 
macht, dass  man  bis  in  die  allemeueste  Zeit 
hinein  (in  England,  in  Deutschland,  letzthin 
in  den  vereinigten  Staaten)  trotz  aller  Er- 
fahrungen an  der  Technik  der  Eisenbahnen 
den  Glauben  an  die  »Freiheit  der  Schiene« 
nicht  hat  preisgeben  wollen. 

Weil  jedoch  die  Natur  der  Dinge  über 
die  dazu  gehörigen  Institutionen  entscheidet, 
nicht  umgekehrt  die  Vorliebe  für  einen  be- 
stimmten Grundsatz  der  Einrichtung  die 
Natur  der  Dinge  umgestalten  kann,  so  hat 
am  Ende  die  Sache  ihr  Bewenden  haben 
müssen  bei  demjenigen  gesteigerten  Grade 
der  CentraHsation,  welclier  aus  dem  Wesen 
der  Eisenstrasse  folgt. 

Nun  blieb  es  eine  Thatsache,  dass  in  der 
Mehrzahl  der  Staaten,  namentlich  der  grossen 
Staaten,  die  Eisenbahnen  nicht  in  öffent- 
lichen Händen  lagen,  auch  nicht  durch  einen 
im  \orwege  festgestellten  Plan  einheitlich 
angeordnet  waren.  Der  Verauch,  den  Gnmd- 
satz  der  CentraHsation  zu  durchbrechen, 
wiuxle  daher  von  dem  anderen  Ende  her 
gemacht,  wenigstens  da,  wo  ausreichende 
Unternehmungslust,  reichlicher  Kapitalbesitz, 
Entwickelung  des  Verkehrs,  dazu  ermunterten 
—  Avie   es  in  England  von  Anfang  an  der 


Fall  war.  Man  suchte  durch  Zulassung 
konkiurrierender  Linien,  welche,  wo  nicht 
unbedingt  neben  einander  hergehend,  docli 
auf  gewisse  gemeinsame  Zielpunkte  losgingen, 
den  Kampf  der  freien  Mitwerbung  durch 
die  Hände  mehrerer  Unternehmimgen  aiis- 
fechten  zu  lassen  \md  hiermit  die  Interessen 
des  am  Verkehr  beteiligten  Publikums  sicher- 
zustellen. Je  weiter  die  Gesetzgebung  sich 
diesem  Principe  überliess,  je  mehr  ihr  dabei 
die  Ueberfülle  des  privaten  Spekulation?- 
geistes  entgegenkam,  um  so  mehr  geschah 
es  auf  Kosten  der  planmässigen  Oekonomie, 
welche  gebietet,  grosse  Strassenanlagen  und 
jede  grosse  Kapitalanlage  so  zu  berechnen, 
dass  sie  zu  angemessener  Ausnutzung  ge- 
langt 

Die  Hauptsache  aber  war,  dass  der  eigent- 
liche Zweck  nicht  erreicht  wimie.  Da> 
Dogma  der  freien  Konkurrenz  ruhte  auf  iin- 
ziu^ichender  Beobachtung  des  thatsächlichen 
Verhaltens  der  erwerbenden  Menschen.  Ins- 
besondere hatten  die  Erfahrungen  auf  dem 
Gebiete  der  Verkehrsanstalten  schon  vor  der 
Epoche  der  Eisenbahnen  gezeigt,  dass  gro>se 
Unternehmungen  auf  derselben  Landstras&e 
oder  Wasserstrasse  aus  der  Konkiurenz  sehr 
bald  ziu*  Koalition,  dann  zur  Fusion  und 
damit  immer  wieder  zur  Centralisatiou  (zum 
faktischen  Monopol)  übergehen.  Da^isoltie 
geschah  jetzt  bei  den  Eisenbahnen  in  ver- 
grösserten  Dimensionen.  Aus  mrsprünglich 
selbständigen  Stücken  des  Eisenbahnnetze>, 
entsprechend  den  selbständigen  Unterneh- 
mungen für  Bau  und  Betrieb,  ging  melir 
und  mehr  eine  kleine  Anzahl  grosser,  kon- 
centrierter  Komplexe  von  EisenbahnUnien 
hervor,  ruhend  auf  einer  entsprechen«  l 
grossen  Kapitalkraft. 

Dieser  pathologische  Verlauf  war  niu-  die 
indirekte  Bestätigung  des  Grundsatzes  der 
Centralisation,  welcher  im  grossen  imd 
ganzen  die  frühere  Organisation  der  Ver- 
kehrsanstalten, insbesondere  des  Strassen- 
wesens,  beherrscht  hatte.  Auf  einem  Um- 
wege gelangte  man  zu  demselben  zurück 
und  zog  seine  Konsequenz  am  entschiedensten 
in  Deutschland  mit  dem  neulichen  diuich- 
greifenden  Uebergange  ziun  Staatsbahn- 
systeme. 

4.  Arten  der  E.  Die  Differenzienmg 
der  Eisenbahnen  in  verschiedene  Arten 
macht  historisch  einen  eigentümlichen  Ver- 
lauf durch.  Am  Anfange  bemerken  wir 
jene  unvollständigen  technischen  Gebilde, 
aus  deren  allmählicher  Vervollkommnung 
und  Vereinigung  erst  dasjenige  hervorgeht, 
was  wir  Eisenbahnen  im  specifischen  Sinne 
nennen.  Die  ersten  Eisenbahnen  sind  für 
Pferdekräfte  bestimmt,  umfassen  nur  kurze 
Entfernungen,  dienen  dem  lokalen  Verkehr. 
Je  länger,  je  mehr  wachsen  sie  zu  grosseren 
Dimensionen  an,  verbinden  vor  allem  Dampf- 
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kraft  und  Schiene,  werden  allmähhch  grosse 
!änderverbindende  Weltstrassen,  wie  die 
fUhnen,  welche  den  Kontinent  der  Ver- 
t  inigten  Staaten  durchziehen,  oder  die  grossen 
AJ]>eQbahnen  zwischen  Nordeuix)pa  und  Ita- 
Ken.  Aber  nun  tritt  ein  neues  Bedürfnis 
aif.  neben  den  Hauptbahnen  Seitenlinien, 
neben  den  grossen  Verbindungen  von  Land 
zu  Land  und  von  Landesteil  zu  Landesteil 
auch  lokale  Verbindungsmittel  zu  haben. 
Items  entsteht  eine  Gliedenuig  in  verschie- 
'l^ne  Stufen  der  Leistungsfähigkeit  der  Eisen- 
1  ahnen,  welche  der  Grösse  der  zu  bewälti- 
i^nden  Verkehrsaufgabe  entsprechen.  Neben 
•iea  Hauptbahnen  entstehen  die  »Sekundär- 
Idmenc  oder  Eisenbahnen  niederer  Ord- 
ruin?,  von  leichterem  Bau,  schmälerer  Spur, 
filr  langsameren  und  kleineren  Betrieb,  in 
'konomischer  Anpassung  der  Kosten  von 
Bau  und  Betrieb  an  die  so  viel  weniger 
au<gi»bigen  Anfordenmgen  des  Verkehrs. 
Für  den  lokalen  Verkehr  grosser  Städte 
innerhalb  ihrer  Strassen  oder  zur  Verbin- 
dung mit  Vorstädten,  benachbarten  Ort- 
H'hs^n  legt  man  Lokalbahnen  an,  bei  denen 
man  bü?her,  aus  Rücksicht  auf  die  Sicherheit 
'1er  Strassen  für  den  sonstigen  Verkehr,  auf 
lie  Dampfkraft  verzichtete  und  sich  mit 
Pferdekraft  begnügte.  Diesen  letzteren 
Bahnen  legt  man  jetzt  mit  Vorliebe  den 
Namen  :>Tramways«  bei.  Neuei-dings  tritt  an 
üe  Stelle  der  Pferdekraft  immer  mehr  die 
elektrische  Kraft,  welche  wiederiun,  ge- 
mä.-«  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Technik, 


WK:h  auf  die  Anwendung  für  kurze  Entfer- 
nungen beschränkt  ist,  während  es  ein  tech- 
niN-hes  Problem  für  die  Zukimft  bleibt,  inwie- 
T^>'it  es  gelingen  wird,  die  Elektricität  als  Fort- 
Wwegungskrait  auch  für  den  grossen  Fern- 
verkehr der  Eisenbahnen  anzuwenden,  ähn- 
lich wie  es  gegenwärtig  bereits  gelungen 
i>t,  die  zunächst  nur  für  lokale  Entfernungen 
Ifauchbare  elektrische  Telephonie  auf  grosse 
Memungen  zu  erweitern.  Anfang  1897 
wurden  in  Nordamerika  von  14932  englischen 
Meilen  Strassenbahnen  12583  Meilen  elek- 
^sch  betrieben. 

Die  Bedeutung  der  Lokalbahnen,  Tertiär- 
l«ihnen,  Kleinbahnen  (mit  dem  offiziell 
gewordenen  neuen  deutschen  Namen)  ist 
Deo-^rdings  immer  mehr  in  den  Vorder- 
gnmd  getreten,  und  dem  hat  u.  a.  auch  die 
preussische  Gesetzgebung  Ausdruck  ge- 
e^ben,  in  dem  sie  teils  die  Bedingungen  für 
private  oder  lokale  Unternehmungen  er- 
l^^i'hterte,  teils  finanzielle  Beihilfe  für  solche 
Unternehmungen  brachte  (G.v.  28.  Juli  1892; 
1^5,  ls96  Dispositionsfonds  zur  Subvention 
iusammen  13  Millionen  Mark). 

Unter  den  Kleinbahnen  sind  es  wiederiun 
'lie  Strassenbahnen,  welche  mit  dem 
Anwachsen  der  Städte  jetzt  immer  grössere 
gewinnen.      Sie  beginnen   1852 


in  New- York,  1854  in  Paris,  1865  in  Berlin. 
Aelter  sind  die  Kleinbahnen  für  das  Land 
(die  erste  Schmalspurbahn  in  Wales  1832). 

Die  Strassenbahnen  haben,  entsprechend 
der  Entwickelung  der  Grossstädte,  ihre 
stärkste  Entwickelung  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  bisher  erfahren.  In 
Baltimore,  Boston,  Detroit  kommen  etwa  8 
englische  Meilen  Strassenbahn  auf  1  Quadrat- 
meile. In  ähnhch  grossen  Städten  Gi-oss- 
britanniens   nur   1   bis  3   englische  Meilen. 

Wie  die  Kategorieen  von  Eisenbahnen 
niederer  Ordnung  in  der  aUemeuesten  Zeit 
sich  entwickelt  haben,  geht  u.  a.  aus  folgen- 
den Zahlen  hervor.  Im  Deutschen  Reiche 
gab  es  »schmalspurige  Eisenbahnen«  in  den 
Jahren 

1880-81:    193  km 
1896—97:  1318    „ 

Dazu  gehörige  Lokomotiven  gab  es 
1880—81:    37 
1896—97:  284 

Das  Anlagekapital  betnig  diu^chschnitt- 
lich  für  den  Kilometer  58000  M.  gegen 
252000  M.  für  den  Kilometer  der  normal- 
spurigen  Eisenbahnen  im  Deutschen  Reich. 

Den  grössten  Anteil  (mit  Rücksicht  auf 
das  Areal)  an  diesen  Eisenbahnen  haben 
Königreich  Sachsen:  342  km,  Sachsen- 
Weimar  :  92  km,  gegen  Preussen  mit  367  km ; 
Elsass-Lothringen  157  km  etc. 

Die  Aussicht  in  die  fernere  Entwicke- 
lung erhellt  aus  dem  grossen  Abstände  der 
Ausdehnung  der  normalspiu-igen  Bahnen, 
welche  im  Deutschen  Reiche  1896—97 
46115  km  umfassen. 

Je  mehi'  die  Netze  der  grossen  Haupt- 
bahnen neuerdings  vollständig  geworden 
sind,  um  so  mehr  liegt  die  Aufgabe  der 
nächsten  und  der  ferneren  Zukunft  in  der 
Ausbildung  der  Nebenbahnnetze,  welche  es 
möglich  machen,  dass  unter  Verhältnissen, 
wo  eine  Hauptbahn  ökonomischerweise  nicht 
angezeigt  ist,  Eisenbahnen  von  wohlfeileren 
Anlage-  und  Betriebskosten  zur  Bedienung 
des  geringeren  Verkehrs  hergestellt  werden. 

Litteratvr:  K.  H.  Bau,  Lehrbuch  der  politi- 
schen Oekonomie.  II.  Bd.:  Grundsätze  der 
Volkswirtschaftspolüik,  X.  Abt.,  5.  Ausg.,  Leipzig 
und  Heidelberg  186S,  §^  258 ff.  —  Ad,  Wag- 
ner,  Finanzwissenschaft,  S.  Aufl.,  Leipzig  und 
Heidelberg  188S,  §§  269 ff.  —  W,  Röscher, 
System  III,  ^§  76ff  —  Emil  SaXy  TranspoH- 
und  Kommunikalionswesen,  in  Schönberg  I,  4. 
Aufl.,  Tübingen  1896.  —  Derselbe,  Die  Ver- 
kehrsmittel in  Volks-  und  Staatswirtschaft.  XL 
Bd.:  Die  Eisenbahnen,  Wien  1879.  —  Karl 
Knies,  Die  Eisenbahnen  und  ihre  Wirkungen, 
Braunschw.  1853.  —  K.  van  der  Barg  hl, 
Das  Verkehrswesen,  Leipzig  1894  (Hand-  und 
Lelirbuch  der  Staatsw.,  hgb.  von  Kuno  Franken- 
stein, I.  Abih.:  Volkswirtschaftslehre,  7.  Bd.). 
—  Friedrich  Frhr,  zu  Weichst  Olan,  Das 
Finanz-  und   Soziale  Wesen  der  modernen   Ver- 
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kekrsmiUel,  Tübg.  1894.  —  Victor  HÖH,  En- 
cydopädie  des  ge9.  Eisenbahnwesens,  Wien  1890 
bis  95.  —  Cr.  Cohfif  Untersuchungen  über  die 
englische  Eisenbahnpolitik,  Bd.  I:  Ih'e  Entwiche- 
hing  der  Eisenbahn gesetzg.  in  England,  Leipzig 
1874*  Bd.  II:  Zur  Beurteilung  der  englischen 
Eisenbahnpolitik,  Leipzig  1875.  — Derselbe,  Der 
Staat  und  die  Eisenbahnen,  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat., 
1879.  —  Derselbe,  Streitfragen  der  Eisenbahn- 
politik  (Deutsche   Zeit-  und  Streitfragen,  1874)- 

—  Derselbe,  Ueber  eine  akadem.  Vorbildung 
zum  höheren  Eisenbahnvenraltungsdienste,  Zürich 
1876.  —  Derselbe,  Die  englische  Eisenbahn- 
politik der  letzten  10  Jahre,  Leipzig  1888  (auch 
im  Archiv  f.  Eisenb.,  18 8S),  Supplem.  zu  den 
Untersuchungen  über  die  englische  Eisenbahn- 
politik. —  Derselbe,  Erörterungen  über  die 
ßnanzielle  Behandlung  der  Verkehrsanstalten, 
Jahrb.  f.  Ges.,  1886  (auch  in  n Nationalökonomische 
Studienu,  Stuttgart  1886).  —  Derselbe,  Die  An- 
fänge des  deutschen  Eisenbahnwesens,  Zeitschr.  f. 
Staatsw.,  Jahrg.  1891.  —  Derselbe,  Eisenbahnen, 
Wasserstrassen  und  der  preussische  Staatshaushalt, 
Jahrb. f.  Ges.  1894, 1071—1115.  —  Derselbe, Natio- 
nalökonomie des  Handels  und  des  Verkehrsice^ens 
(Bd.  JIJ des  Systems  der  Nationalökonomie,  Stuttg. 
1898)  Buch  A,  bes.  Kap.  4.  —  Wilhelm  Götz, 
Die  Verkehrswege  im  Dienste  des  Welthandels, 
Stuttgart  1888.  —  Launhardtf  Kommerzielle 
Tracierttng   der    Verkehrswege,   Hannot^er   1872. 

—  jEmst  Engel,  Das  Zeitalter  des  Dampfes, 
Berlin  1880.  —  Max  Maria  r.  Weber,  Die 
Schule  des  Eisenbahnwesens,  S.  Auß.  bearb.  von 
Ed.  Schmitt,  Leipzig  187 S.  —  Stürmer,  Ge- 
schichte der  Eisenbahnen,  Bromberg  1872 — 1876. 

—  SchmMdlei;  Geschichte  des  deutschen  Eisen- 
bahnwesens, Leipzig  1871.  —  Karl  Karmarsch, 
Geschichte  der  Technologie  seil  der  Mitte  des 
18.  Jahrh.,  Geschichte  der  Wissenschaften  in 
Deutschland,  XT,  München  1872.  —  Otto  Mi- 
chaelis, VolkswirtschafU:  Schriften,  I  (Berlin 
1878).  —  Ch,  de  Franquevill^,  Du  regime 
des  trdvaux  publics  en  Angleterre,  Paris  1875.  — 
J'ohn  Francis,  A  history  of  the  English  Eaü- 
way  1824^1845,  London  1847.  —  Audigann^, 
Les  chemins  de  fer  d'aujourd*hui  et  duns  cent 
ans,  Paris  1858—62.  —  L^ini  Aucoc,  Ueber 
die  zur  Entwickelung  des  französischen  Eisen- 
bahnnetzes angebe  endeten  Mittel,  mit  Beilagen 
versehen  und  deutsch  hrsg.  von  Wilhelm  v.  NÖrd- 
ling,  Wien  1875.  —  Paul  de  Bmirgoing, 
Tableau  de  l'Etat  actuel  et  des  progres  pro- 
bables des  Chemins  de  fer  de  l'Allemag^ne  et  du 
Continent  europeen,  Paris  I842.  —  ic  Com,te 
J}am,  Des  chemins  de  fer  et  de  Vapplication 
de  la  Im  du  juin  1842,  Paris  I84S.  —  A,  de 
FovUle,  De  la  transformation  des  moyens  de 
transport,  PaHs  1880.  —  Alfred  Picard, 
TraitS  des  chemins  de  fer,  economic  politique, 
commerce,  finances,  administration,  droit,  — 
eiudes  comparees  sur  les  chemins  de  fer  itrangers, 
4  vol.,  Paris  1887.  —  Derselbe,  Les  chemins 
de  fer  frangais,  6  vol.,  Paris  I884 — 85.  — 
liichard  v,  Kaufm,ann,  Die  Eisenbahnpolitik 
Frankreichs,  Stuttgart  1896.  —  Charles  Fran^ 
eis  Adams  jr.,  Railroads,  their  origin  and 
Problems  (reinsed  edition,  with  appendix),  New- 
York  1878.  —  Arthur  T.  Hadley,  Raüroad 
transportation,  its  history  and  its  laws,  New- 
York  and  London  1885.  {Französisch  iibersetzt 
von  Arthur  Raffalov^ich.)   —  Alfred  von  der 


Leyen,  Die  nordamerikanischen  Eisenbahnen 
in  ihren  wirtschaftlichen  und  politischen  Be- 
ziehungen,  gesammelte   Aufsiitze,    Leipzig  l^^.^Z. 

—  Derselbe,  Die  Entstehung  der  Magdeburg- 
Leipziger  Bahn,  Archiv  für  Eisenbahn v^^tu, 
1880.  —  Gleim,  Zum  S.  Nov.  1888,  Archir  fih 
Eisenbahnwesen,  1888.  —  Friedrich  Lists  or- 
sammelte  Schriften,  hrsg.  von  Ludwig  Häu^**^r, 
e  Bde.,  Stuttgart  und  Tübingen  1850.  —  L. 
Berger  (Witten),  Der  alte  Harkort,  ein  irett- 
ßUisches  Lebens-  und  Zeitbild-,  Leipzig  189o.  — 
Rudolf  Hagen,  Die  erste  deutsche  Eisenbaku 
mit  Dampfbetrieb  zwischen  Nürnberg  und  Fürik, 
Gedenkschrift  zu  deren  50 jährigem  Jubiläum  ;. 
Dez.  1885,  Nürnberg  1886.  —  IT.  Lehzen. 
Hannovers  Staatshaushalt.  Erster  Teil,  Hannorrr 
1853.  —  Schreiber,  Die  preussischen  EtJ^f^H- 
bahnen  und  ihr  Verhältnis  zum  Staat  1844 — "4» 
Berlin  I874.  —  Volz,  Die  Behandlung  d^i 
Eisenbahnwesens  im  Ctrossherzogtum  Baden, 
Ztschr.  f.  Staatsw.,  I844.  —  Werner,  Erörte- 
rung der  Frage,  ob  die  württembergischen  Eisth- 
bahnen  vom  Staate  oder  van  Privateii  zu  bawu 
seien,  Zeitschr.  f.  Staatsw.,  I844.  —  Volz, 
Staatsaktien  eisenbahnen  zur  Beseitigung  r'i« 
wichtigeren  Privateisenbahnen,  Zeitschr. f.  Staatjttr. 
I845.  —  Fleck,  Studien  zur  Gesch.  d.  prruu. 
Eisenbahnwesens,  Archiv  f.  Eisenb.,  Berlin  lji:*ö 
bis  99.  —  Oshar  Jacob,  Die  kanigl.  würtiemh. 
Eisenbahnen  in  histor.  Statist.  Darstellung,  Tüb^. 
1895.  —  G.  V.  Morlok,  Die  königl.  wärttemb. 
Staatseisenbahnen,  Stuttgart  1890.  —  T'ffcfr 
Kl  ei  nb  ahnen  insbesondere  (vgl.  Art.  Klein- 
bahnen im  Hdw.  d.  Staatstc.  Suppl.  11^  1897,  V. 
512 ff.  der  1.  A^ß-  und  den  Art.  in  dieser  i.  Auß.) 

—  A,  Haarmann,  Die  Kleinbahnen,  ihre  g<- 
schichtliche  Entwickelung,  technische  Ausgestal- 
tung und  wirtschaftliche  Bedeutung,  Berlin  189f>. 

—  F.  Plessner,  Die  Herstellung  billiger  Lohii- 
und  Nebenbahnen  in  Norddeutschland,  BeHiH 
1870.  —  W,  V,  N&rdling,  Stimmen  iif^r 
schmalspurige  Eisenb.,  Wien  1871.  —  M,  M.  v. 
Weber,  Die  Individualisierung  und  Entwick^- 
barkeit  der  Eisenb.,  Leipzig  1875.  —  v.  lAnd- 
heitn,  Strassenbahnen  in  Belgien,  DeutscMaud, 
Cfrossbritannien  und  Irland,  Wien  18SS.  — 
Friedrich  Müller,  Die  Entwickelung  der 
Lokalbahnen  in  den  verschiedensten  Ländern, 
Jahrb.  f.  Ges.  1891.  —  Gletm,  Die  Kleinbahjw» 
und  die  Mittel  ihrer  Forderung,  Jahrb.  f.  0*s. 
I894.  —  Ueber  das  Verhältnis  der  Wasfff- 
Strassen  zu  den  Eisenb.  vorzugsweise  Franz 
Ulrich,  Staffeltarife  und  Wasserstrassen,  Berlin 
1894.  —  Derselbe,  StaatseisenJbaknen,  SUmU- 
wasserstrassen  und  die  deuJtsche  Wirtschaftspolitik, 
Leipzig  1898.  Chiatav  Cohn. 
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fiisenliahiireeht. 

I.Vorbemerkung:  Begriff.  Quellen.  LDie 
Entstehungder  Eisenbahnen.  A.Becht- 
liche  Vorbedingungen.  2.  Allgemeines. 
3.  Vorarbeiten.  4.  Die  Konzessioniening.  B. 
Der  Eisenbahnbau.  5.  Vorbereitungen  znr 
Planfeststellung.  6.  Anlacen  an  Wegen,  Ge- 
wässern und  im  feuerpolizeilichen  Interesse. 
7.  Die  Planfeatstellung.    8.  Der  Bau.    9.  Ab- 
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nähme  und  Betriebseröffirangf.  U.  DieElsen- 
liahnen  im  Betriebe.  10.  Uebersicht.  A. 
Allgemeines.  11.  Betriebsrecht  und  Betriebs- 
pdieht.  12.  Die  Staatsaufsicht.  13.  Strafrecht- 
licher und  polizeilicher  Schutz.  B.  Einzelnes 
1.  Die  allgemeine  Verwaltung.  14.  Or- 
;?aniäation.  15.  Verwaltung  der  Personalange- 
Itgenheiten.  16.  Finanzverwaltung.  2.  Die 
Betriebsverwaltung.  17.  Der  Betrieb  im 
«-nfferen  Sinne.  18.  Fortsetzung:  Verhältnis 
inr  3iilitar-,  Post-,  Telegraphen  Verwaltung  und 
zur  öffentlichen  Gesundheitspflege.  19.  Der 
Vfrkehr.  3.  Die  Bauverwaltung.  20.  Das 
ßftliDeigentnm.  21.  Kechtsverhältnis  zwischen 
dtr  Eisenbahn  und  den  Anliegern.  III.  Ende 
der  Eisenbahnen. 

1.  Yorbemerkniig:  Begriff.    Qnellen. 

Efes  Eisenbahniecht  iimfasst  alle  ausschliess- 
lich oder  vorzugsweise  das  Eisenbahnwesen 
betreffenden  Rechtsvorscliriften.  In  seiner 
<k'>amtheit  findet  es  nur  auf  die  dem  öffent- 
lichen Verkehre  dienenden  Eisenbahnen  und 
auch  auf  diese  nur  dann  Anwendung,  wenn 
ihnen  eine  über  den  örtlichen  Yerkehi*  hin- 
aa^gehende  wirtschaftliche  Bedeutung  zu- 
kommt Bestimmte  Merkmale,  an  welchen 
erkannt  werden  kann,  ob  eine  Schienenbahn 
zu  den  Eisenbahnen  in  diesem  engeren 
Rechtssinne  gehört,  lassen  sich  nicht  auf- 
•«iHllen.  Namentlich  giebt  hierfür  nicht  un- 
be'.iingt  die  zur  Verwendung  kommende  Trieb- 
kraft oder  die  Zulassimg  aller  Gegenstände 
«1er  Eisenbahnbeförderung,  sowohl  der  Per- 
s<)nen  wie  der  Güter,  den  Ausschlag.  Ent- 
>cheidend  ist  vielmehr  lediglich  das  Befinden 
ier  zuständigen  Staatsbehörde  darüber,  ob 
eine  Schienenbahn  rechtlich  als  Eisenbahn  zu 
behandeln  ist  oder  nicht  (vgl.  für  Preussen 
H  des  Kleinbahngesetzes  v.  28.  Jiüi  1892 
O.S.  S.  225).  Innerhalb  der  Eisenbahnen 
in  'liesem  Sinne  bestehen  i-echtliche  Ver- 
üchiedenheiten  insbesondere  zwischen  Staats- 
iß'l  Privatbahnen  sowie  zwischen  Haupt- 
<Voll-)bahnen  und  Nebenbahnen  (Bahnen 
untergeordneter  Bedeutung,  Sekundärbah- 
cen).  Ueber  die  Rechtsverhältnisse  derje- 
nigen dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden 
^■hienenbahnen  niederer  Ordnung,  die  nicht 
zn  den  ^Eisen bahnen«  gehören  (Kleinbahnen, 
Tertiarbahnen,  Tramways),  vgl.  den  Art. 
Kleinbahnen,  über  die  Rechtsverhältnisse 
'1er  (nicht  dem  öffentlichen  Verkehr  dienen- 
;lfn)  Privatanschlussgleise  vgl.  Köll,  Ency- 
ilopädie  des  Eis.- Wesens  Art.  Privatan- 
schlussgleise  Bd.  VI  S.  2710. 

Als  Quellen    des  Eisenbahnrechts  treten 
r^eljen    Gesetzen     gemeingiltigen    Inhalts^) 


\  Das  B.G.B.  für  das  Deutsche  Reich  ent- 
eil nur  vereinzelte  eisenbahnrechtliche  Bestim- 
mangen,  die  meistens  die  Haftpflicht  für  Unfälle 
and  das  Transportrecht  betreffen,  z.  B.  g  196, 
h  Einf.G.  Artt.  42,  105,  112,  126;  s.  ferner  die 
Vorschriften  der  g§  978  ff.  über  die  in  den  Ge- 


leges speciales,  wie  die  den  Unternehmern  von 
Privatbahnen  erteilten  Konzessionen  und  die 
seitens  einzelner  Staaten  (Frankreich,  Italien, 
Niederlande)  nut  den  Unternehmern  kraft 
gesetzlicher  Ermächtigimg  abgeschlossenen 
Verträge,  besonders  aber  die  im  Verord- 
nungswege ergangenen  Vorschriften  der 
Verwaltungsbehörden  in  den  Vordergrund. 
Die  grundlegenden  Gesetze  der  meisten 
Grossstaaten  sind  genannt  bei  Meili,  Kecht  der 
modernen  Verkehrsanstalten,  Leipzig  1888,  g  6 
(Nachzutragen :  Englisches  Eisenbahn-  und  Ka- 
nalverkehrsg.  v.  ISSS,  abgedr.  im  Archiv  f.  Ei- 
senbahnwesen 1889  S.  16;  russisches  Eisenbahng. 
V.  12.  Juni  1885,  daselbst  1885  S.  643;  Bundesg. 
.      ,r       r,  XT    .        .,  4.  Febr.  1887, 

der  Ver.  Staaten  v.  N.- Amerika  v.  2~März~i889" 

das.  1889  S.  803|;  vgl.  auch  für  Japan  das.  188^ 
S.  122,  für  Canada  das.  1890  S.  227,  für  Venezuela 
das.  1897  S.  1238).  Das  Sekundärbahnwesen, 
auf  welches  im  folgenden  nur  beiläufig  einge- 
gangen werden  kann,  hat  eine  besondere  ge- 
setzliche Regelung  gefunden  u.  a.  in  Hessen 
(G.-v.  29.  Mai  1884,  Archiv  1890  S.  698),  Oester- 
reich  (G.  v.  21.  Dezember  1894  R.G.B.  1895 
Nr.  2,  Arch.  1895  S.  414,  Abschnitt  A.) ;  Frank- 
reich (G.  V.  11.  Juni  1880  betr.  chemins  de  fer 

13.  Juni  1880, 
d'inter^t   local),    Ungarn    (G.    v.  04  Febr  1888 

Archiv  1889  S.  598),  Belgien  (G.  v.  24."  Juni 
1885,  Archiv  1886  S.  773),  Russland  (Archiv 
1887  S.  752,  1893  S.  156),  Rumänien  (Archiv 
1895  S.  1234).  Vgl.  den  Art.  Lokalbahnen  in 
Rolls  Encjkl.  Bd.  V  S.  2262.  —  Quellensamm- 
lungen (für  Preussen) :  Schrötter,  Preuss.  Eisen- 
bahnrecht, Berlin  1883;  Bröse  und  Isenbeck, 
Handbuch  für  Staatseisenbahnbeamte,  4.  Aufl., 
Hannover  1886;  (für  Oestereich)  Roll,  Oesterr. 
Eisenbahnjo:esetze,  2  Bde.,  Wien  1885;  Haberer, 
Oesterr.  Eisenbahnrecht,  Wien  1885;  Schuster 
und  Weeber,  Rechtsurkunden  der  österr.  Eisen- 
bahnen, 3  Bde.,  Wien  1890  flF.;  (für  die  Schweiz) 
Hürlimann,  EidgenÖss.  Eisenbanngesetzgebung, 
Zürich  1887;  (tür  Frankreich)  Palaa,  diction- 
naire  des  chemins  de  fer,  Paris  1872,  Supple- 
ment 1881.  Ein  überaus  reichhaltiges  Quellen- 
material für  alle  Länder  bietet  das  Archiv  für 
Eisenbahnwesen  („Arch."),  welches  seit  1878  im 
preussischen  Ministerium  der  öfifentlichen  Ar- 
beiten herausgegeben  wird.  Amtliche  Publika- 
tionsorgane sind  für  das  Deutsche  Reich  das 
Central blatt  des  Deutschen  Reichs  („R.C.3."), 
für  Preussen  das  Eisenbahn- Verordnungsblatt 
(„EV.B."),  für  Oesterreich  das  Verordnungs- 
blatt für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt. 

Die  folgende  Darstellung  enthält  einen 
Abriss  des  im  Deutschen  Reiche  und  in 
Preussen  geltenden  Eisenbahni-echts  unter 
fortlaufender  Berücksichtigung  des  öster- 
reichischen, schweizerischen  und  französi- 
schen Rechts  sowie  unter  Hinweisen  auf  den 
Rechtszustand  anderer  Länder.  Die  Eintei- 
lung des  Stoffes  erhellt  aus  der  dem  Ar- 
tikel vorangeschickten  Inhaltsübersicht. 


Schäftsräumen  oder  den  Beförderungsmitteln 
einer  öffentlichen  Behörde  oder  öffentlichen 
Verkehrsanstalt  gefundenen  Gegenstände. 
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I.   Die  Entstehnng  der  Eisenbahnen. 

A.  Bechtliche  Vorbedingungen.' 

2.  Allgemeines. .  Nach  der  in  fast  allen 
Ländern  geltenden  Rechtsansehauung  darf 
Eisenbahnen  bauen  und  betreiben  nur  der 
Staat  oder  wer  vom  Staate  die  Erlaubnis 
dazu  erhalten  hai. 

Tritt  der  Staat  selbst  als  Eisenbahn- 
imternehmer  auf,  so  geschieht  das  kraft  des 
allgemeinen  Staat^^hoheitsrechts :  der  Bau 
und  der  Betrieb  einer  Staatseisenbahn  sind 
Akte  der  Staats%^ei-M^'altung,  für  welche  sich 
die  behördliche  Zuständigkeit  nach  dem 
Staatsrechte  des  Landes  bestimmt.  In 
Preussen  bedarf  es  hierzu  der  landesherr- 
lichen Entschliessimg.  —  Ebensowenig  gel- 
ten für  die  Beschaffimg  der  zum  Bau  etc. 
einer  Staatsbahn  erforderlichen  Geldmittel 
Grundsätze,  welche  von  dem  allgemeinen 
Staatsrechte  abweichen. 

Fib  Private  (zu  welchen  auch  fremde 
Staaten  gehören)  ist  zur  Erlangung  der  für 
den  Bau  und  Betrieb  einer  Eisenbahn  not- 
wendigen Rechtsstellimg  —  des  Eisenbahn- 
unternelunungsrechts  —  die  staatsseitige 
Gewährung  eines  Privilegiums,  eine  Kon- 
zession, erforderlich.  Letztere  wird  in  der 
Regel  anderen  Staaten  im  Wege  des  Staats- 
veitrages,  sonstigen  Privaten  (physischen, 
juristischen  Pei-sonen,  Aktiengesellschaften 
u.  (Igl.)  diu-ch  einseitigen  Staatsakt  verliehen. 

Für  Bundesstaaten  ist  noch  die  Möglich- 
keit in  Betracht  zu  ziehen,  dass  die  Bundes- 
centralgewalt  nach  dem  Bandesrechte  be- 
fugt ist,  kraft  eigenen  Rechts  den  Bau  und 
und  Betrieb  von  Eisenbahnen  zu  unterneh- 
men oder  Eisenbahnen  zu  konzessionieren. 
Dem  Deutschen  Reiche  stehen  nach  Art.  41 
der  Reichsverfassung  für  das  ganze  Reichs- 
gebiet, und  zwar  auch  gegen  den  AVider- 
spruch  des  beteiligten  Bundesstaats,  beide 
Befugnisse  insoweit  zu,  als  es  sich  um  Bah- 
nen handelt,  welche  im  Interesse  der  Lan- 
desverteidigimg  oder  des  gemeinsamen  Ver- 
kehrs füi*  notwendig  erachtet  werden.  In 
der  Schweiz  ist  in  Art.  26  der  Bimdes- 
verfässung  die  Gesetzgebung  über  den  Bau 
imd  Betrieb  von  Eisenbahnen  überhaiipt  als 
Bimdessache  erklärt  vmd  durch  das  Bundes- 
gesetz V.  15.  Oktober  1897  (Arch.  1898 
S.  610)  bestimmt,  dass  der  Bund  alle  wich- 
tigen Eisenbahnen  für  sich  erwerben  und 
für  eigene  Rechnung  betreiben  soll.  Da- 
gegen ist  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  bis  jetzt  —  von  einer  unter 
12  zu  erörternden  Ausnahme  abgesehen  — 
eine  Bundesgesetzgebung  über  das  Eisenbahn- 
wesen nicht  zu  Stande  gekommen.  Für 
Oesterreich-Ungarn  vgl.  Roll,  österr.  Eisen- 
bahng.  S.  Iff. 

3.  Vorarbeiten.  Dem  Entsclüusse  des 
Staats,  eine  Eisenbahn   anzidegen,   imd  der 


Erteilung  einer  Eisenbahnkonzession  g^hf^n 
Vorarbeiten  technischer  und  wirtschaftlicher 
Natur  voran,  welche  den  Nachweis  der  Aus- 
führbarkeit und  Nützlichkeit  des  Unterneh- 
mens erbringen  sollen. 

Die   technischen   Vorarbeiten   —    sog»^ 
namite  generelle  Voi-arbeiten  im  Gegensatz** 
zu   den   später   zu  erwähnenden   speciell»*n 
Vorarbeiten    —    haben    die    Linienfühnmg 
(Tracierung)  imd  die  vermutliche  Höhe  (hr 
Baukosten    zum    Gegenstande.      (Vgl.    für 
PreiL«;sen  Vorschiiften   v.    24.   April    1807: 
für  Oesterreich   §§  1—5  der  V.  v.   25.  Ja- 
nuar 1879  R.G.BL  Nr.  19:  AufsteUung  oinr^ 
»Generalprojekts«,    welches    einer    h»ehörri- 
lichen  »Tracenrevision«   mit  Zuziehung  der 
Interessenten  unterworfen  wird.)    Schon  zu 
deren  Vornahme  bedarf  es  für  Private  einer 
staatlichen  Erlaubnis  (von  manchen    »Vor- 
konzession«   genannt),    welche  in  Preus<>^n 
vom   Minister  der  öffentlichen  Arbeiten,  in 
Oesterreich  (V.  v.  14.  September  1854,  so- 
genanntes   Konzessionsgesetz,    RG.B.    Nr. 
238,  §  2)  nach  Benehmen  mit  den  3Iinis- 
terien  des  Innern  und  des  Krieges  von  dem- 
jenigen der  Eisenbahnen  erteilt  wird.     Für 
Staatsbahnzwecke  wird  ziu-  Vornahme  von 
Vorarbeiten  im  preussischen  Staatshaushalts- 
etat alljälirlich  eine  bestinmite  Summe  aus- 
geworfen. —  Das  Recht,  zu  jenem  Zwecke 
fremdes  Eigentum  zu  betreten,   nötigenfalls 
zu    beschädigen    (selbstverständlich   gegen 
Entschädigung),  muss  in  Preussen  ausser- 
dem noch  besonders  diuxjh  den  Regienmgs- 
präsidenten  verliehen  werden.     §§5,  56  dW 
Enteignungsg.  v.  11.  Juni  1874.    (Für  Oes- 
terreich vgl.  Konzessionsg.  §  9,   C.  Enteisr- 
nungsg.  V.   18.  Februar  1878.     R.G.B.  Xr. 
30    §   42;    für   Ungarn   §§    10  ff.   des  LV. 
Ges.-Art.  v.  9.  Dezember  1868,  für  Frank- 
reich Picaixi,   Traito  des  chemins  de  fer  II 
S.  21  ff.).     In  der  Schweiz  und  in  England 
besteht  die  Einrichtung  der  » Vorkonzession  ^ 
nicht. 

Der  zu  erwartende  Verkehr  wird  dm*ch 
die  sogenannten  wirtschaftlichen  Vorarbeiten, 
für  welche  es  keiner  besonderen  Gestattunji 
bedarf,  ermittelt. 

4.  Die  Konzessionienuig.  Das  Er- 
gebnis der  Vorarbeiten  bildet  in  Verbindiuig 
mit  dem  Nachweise,  dass  die  für  das  Unter- 
nehmen erforderlichen  Mittel  dem  Unter- 
nehmer zu  Gebote  stehen  (bei  Aktienuuter- 
nehmungen:  Zeichnung  des  Grundkapitals: 
formell  begründet  braucht  die  Gesellschaft 
noch  nicht  zu  sein),  die  Grundlage  für  den 
Antrag  auf  Ei-teilung  der  Konzession.  Die 
Entscheidung  auf  diesen  Antrag  erfolgt  auf 
Grund  eines  besonderen  Prüfimgsverfahi-ens, 
in  welchem  gleichzeitig  darüber  zu  befinden 
ist,  ob  das  beabsichtigte  Unternehmen  Pri- 
vaten überlassen  bleiben  kann  imd  nicht  viel- 
melir  dem  Staate  vorbehalten  werden  soll. 
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In  Preussen  wird  der  Konzessionsantrag 
.^itt^ns  des  Ministers  der  öffentlichen  Ar- 
Unten  allen  übrigen  Ressorts,  namentlich 
'i^m  Kriegsministeriura^),  mitgeteilt.  Nach- 
•lem  ferner  die  ProvinziaJbehörden  zur  Sache 
sehurt  sind,  macht  sich  das  Staatsministe- 
rium über  den  Antrag  schlüssig.  Znr  Ab- 
Jehaung  ist  dieses  selbst  befugt.  Die  Er- 
t'^iluDg  der  Konzession  erfolgt  seitens  des 
Knni<3  durch  Vollziehung  einer  Konzessions- 
urkunde, welche,  meist  nach  Einzahliuig 
•iiniT  Kaution,  dem  Antragsteller  behändigt 
i.iid  —  seit  dem  Q.  v.  10.  April  1872  G.S. 
S.  Xil  —  dem  ganzen  Inhalt  nach  nur 
i'irch  die  Amtsblätter,  mittelst  einfacher 
Anzeige  der  Erteilung  auch  in  der  Gesetz- 
sanmiJung  veröffentlicht  wird.  Dritten  ge- 
u^^Düber  tritt  die  volle  Rechtswirksamkeit 
Hr?t  mit  der  Yeröffentlichung  ein;  indessen 
virfj  angenommen,  dass  mit  der  Zustellung 
der  Konzessionsurkunde  der  Konzessionär 
'lern  Staate  gegenüber  einen  Anspnich  auf 
•lit^se  Veröffentlichung  erwirbt. 

In  Oesterreich  (Konzess.- G.)  ist  das  Ver- 
fahren wesentlich  in  Uebereinstimmung  mit  den 
pn:us»ischen  Bestimmungen  geordnet  und  ge- 
stiebt die  Erteilung  der  Konzession  durch  den 
Kaiäer  (für  Ungarn  vgl.  |§  3  des  LV.  G.-Art.). 
Ebenso  steht  in  den  meisten  übrigen  Staaten 
der  ToUziehenden  Gewalt  die  Konzessionierung 
tu.  Anders  Deutsche  Reichs- Verf.  Art.  41,  wo- 
cach  ein  Reichsgesetz  erforderlich  ist.  Ferner 
ist  in  der  Schweiz  (Eisenbahn-G.  Art.  39)  die 
Konzessionserteilung  der  Bundesversammlung 
vorbehalten  (wegen  des  Prüfungsverfahrens  vgl. 
V.  T.  1.  Februar  1875).  In  England  (Cohn,  engl. 
Eisenbahnpolitik  I,  S.  194)  prüfen  Parlaments- 
aas^schüsse  den  Konzessionsantrag  und  er- 
folgt die  Konzessionienmi^  im  Wege  der  Ge- 
^«»■tzj^ebang.  Wegen  des  in  Deutschland  (ausser 
Preussen)  geltenden  Rechts  vgl.  hierüber  sowie 
über  das  Konzessionswesen  überhaupt  den  Art. 
Eisenbahnkonzession  in  Stengels  Wörter- 
buch des  Deutschen  Verwalt. -Rechts  I,   S.  336. 

Aus  dem  regelmassigen  Inhalte  der  Kon- 
z^sionsurkunde  ist  hier  hervorzuheben,  dass 
ir.  ihr  diejenigen  Verpflichtungen  des  Unter- 
nehmc^rs  festgesetzt  werden,  welche  diesem 
nif-ht  schon  nach  Mass^be  der  gesetzlichen 
lind  sonstigen  gemeingiltigen  Bestimmungen 
'Wiegen  (Konzessionsschemen  filr  die  Schweiz 
Wi  Rüttimann  S.  46).  Meistens  wird  gleich- 
zf'itig  die  Verleihung  des  Enteignungsi-echts 
an>t,'esprocben.  sofern  nicht  gesetzlich  dieses 
mit  flem  Eisenbahnunternehmungsrechte  ver- 
knden  ist  Verschieden  ist  der  Inhalt  der 
Beclingungen,  je  nachdem  es  sich  um  eine 
Haupt-  oder  um  eine  Nebenbahn  handelt 
HQ  Preussen  werden  neuerdings  Haupt- 
bahnen nicht  mehr  der  Privatunternehmung 
überlassen). 


^)  Ueber  den  Einfluss  der  Interessen  der 
lADdesverteidigung  auf  den  Bahnbau  vgl.  Gleim, 
Pwm  Eis.Recht  S.  202—213. 


Die  Rechtsfolge  der  Konzessionserteilung 
geht  im  allgemeinen  dahin,  dass  dem  Kon- 
zessionai'  das  Recht,  aber  zugleich  auch  die 
Pflicht  erwächst,  nach  Massgabe  der  Kon- 
zession die  Eisenbahn  zu  bauen  und  zu  be- 
treiben. Ist  die  letztere  als  Nebenbahn 
konzessioniert,  so  darf  sie  der  Unternehmer 
auch  als  Hauptbahn  ausbauen ;  nicht  jedoch 
umgekehrt.  Im  einzelnen  wird  die  Rechts- 
stellung des  Konzessionars  in  den  folgen- 
den Abschnitten  erörtert  werden.  —  Ob  mit 
der  Cebergabe  imd  Entgegennahme  der  Kon- 
zessionsurkunde ein  Ver&ag  zwischen  dem 
Staat  und  dem  Beliehenen  zu  stände  kommt 
und  welcher  Art  die  Berechtigung  ist, 
welche  dem  Konzessionär  hieraus  im  Ver- 
hältnisse zum  Staate  erwächst,  ist  in  der 
Wissenschaft  streitig.  Das  preussische  Eisen- 
bahng.  v.  3.  November  1838,  G.S.  S.  505 
(vgl.  schweizerisches  Eisenbahng.  Artt.  14, 
24,  25,  33)  gewälirt  in  §  49  dem  Konzessi- 
onär einen  Entschädigimgsanspruch  für  den 
Fall,  dass  einem  bereits  konzessionierten 
Unternehmen  nachträglich  seitens  des  Staa- 
tes lästige  Verpflichtungen  auferlegt  wer- 
den, welche  weder  in  dem  Eisenbahngesetze 
noch  in  der  Konzession  begiündet  sind 
(vgl.  über  den  Streit  in  Bezug  auf  die  Er- 
neuerung des  Privilegs  der  österreichischen 
Ferdinandsnordbahn  Gleim ,  preussisches 
Eisenbahnrecht,  S.  110).  Im  Verhältnis  zu 
Dritten  übernimmt  der  Staat  mit  der  Kon- 
zessionserteilung keinerlei  Verpflichtungen. 
Preussisches  Eisenbahng.  §  20. 

Ziu-  Erfüllung  der  Baupflicht,  d.  h.  zm- 
ordnungsmässigen  Vollendung  der  Bahn  — 
vielfach  auch  schon  ziu*  Inangriffnahme  der 
Bauarbeiten  —  wird  in  der  Konzession  eine 
Frist  bestimmt,  für  deren  Innehaltung  der 
Unternehmer  Sicherheit  leisten  muss  und 
durch  Andi-ohung  von  Rechtsnachteilen  — 
Preussen  und  Schweiz:  Versteigerung  der 
Anlage;  Bayern  und  Oesterreich:  Erlöschen 
der  Konzession  —  gesorgt  wird. 

Das  Baiu^cht  des  Unternehmers  über- 
windet jeden  Widerspruch  Dritter  aus  pii- 
vatrechtlichen  Titeln  und  legitimiert  den 
Unternehmer  den  öffentlichen  Behörden  ge- 
genüber zur  Stellung  der  für  den  Fortgang 
des  Baues  erforderlichen  Anträge.  Um  in 
dingliche  Rechte,  insbesondere  in  das  Privat- 
eigentum, gegen  den  Willen  der  Berechtigten 
einzugreifen,  bedai'f  der  Unternehmer  der 
öeltendmachung  des  Enteignungsrechts.  In 
Preussen  (§  2  des  Enteignungsg.  v.  11.  Juni 
1874,  vgl.  liienlber  und  über  das  Reichs- 
recht Oleim,  preussisches  Eisenbahnrecht, 
S.  148  ff.)  muss  ihm  letzteres  besonders  ver- 
liehen werden;  für  OesteiTeich  vgl.  Kon- 
zessionsg.  §  9  c,  für  die  Schweiz  Eisenbahng. 
Art.  12. 

Die    Auffassung    des     französischen 
Rechts   beruht   auf   dem   durch  Art.  1  des 
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Eis.-Polizeiges.  v.  15.  Juli  1845  aufgestellten, 
das  gesamte  französische  Eisenbahnrecht  be- 
herrschenden Grundsätze,  dass  die  Eisen- 
bahnen zur  graude  voirie  gehören.  Daraus 
folgte  dass  sie  domaine  public  (Code  civil 
Art.  538)  und  dem  Privateigentum  entzogen 
sind.  Privaten  wird  ihr  Bau  und  Betrieb 
nach  den  Regeln  über  concessions  de  tra- 
vaux  publics  im  Wege  der  öffentlichrecht- 
lichen Werkverdingimg  übertragen ,  und 
zwar  teils  durch  Zuschlag  (adjudication) 
nach  öffentlicher  Ausschreibung  (vgl.  M.E. 
V.  19.  April  1862  u.  Ges.  v.  23.  März  1874, 
Palaa,  Dictionnaire  Art.  'adjudications'),  teils 
unter  der  Hand  (soumission  dlrecte).  Die 
Autorisation  zum  Bahnbau  in  Verbindung 
mit  der  Verleihung  des  Enteignungsrechts 
(Erklärung  der  utilit6  publique)  erfolgt  bei 
den  cheinins  de  fer  d'intöret  g^n^i-al  (Haupt- 
bahnen), wenn  es  sich  um  Zweigbahnen 
von  weniger  als  20  km  Lange  handelt, 
durch  Dekret  der  Regierung,  sonst  (also  bei 
allen  Nebenbahnen:  Chemins  de  fer  d'in- 
teret  local)  durch  Gesetz  (Ges.  v.  27.  Jidi  1870 
Art.  1,  V.  11.  Juni  1880  Art.  2).  Soll  durch 
den  Bahnbau  die  Staatskasse  belastet  wer- 
den, so  bedarf  es  stets  eines  Gesetzes.  Die 
Konzessionserteilung  selbst ,  bei  der  ein 
Konzessionssehema  (Cahier  des  charges,  für 
Hauptbahnen  zuletzt  festgestellt  in  den  Jah- 
ren 1857 — 1859,  abgedruckt  bei  Palaa  a.  a.  0. 
Art.  'cah.  d.  eh.')  zu  Grunde  gelegt  wird, 
geschieht  für  Haui)tbahnen  durch  den  Mi- 
nister der  öffentlichen  Arbeiten,  für  Lokal- 
bahnen durch  den  Präfekten  oder  den  Maire. 
Das  Rechtsverhältnis,  das  zwischen  dem  Kon- 
zession sei*teil  er  imd  dem  Beliehenen  durch 
die  Konzessionierung  entsteht,  richtet  sich 
nach  den  Regeln  des  contrat  administratif 
und  gehört,  luiter  Ausschluss  des  ordent- 
lichen Rechtsweges,  zur  Zuständigkeit  der 
Verwaltungsgerichte.  Vgl.  Mayer,  franz. 
Verwalt.  Recht,  Strassburg  1886,'  §§  44  ff. ; 
Picard,  Trait6  des  chemins  de  fer,  Paris 
1887,  Bd.  n,  S.  80  ff.,  92  ff.,  11 5  ff.  —  Hier 
sei  zugleich  erwälint,  dass  das  Eiseiibahn- 
Polizeigesetz  den  Konzessionär  mit  Geld- 
strafe bedroht,  wenn  er  gewissen  konzessions- 
mässigen  Verpflichtimgen,  z.  B.  den  ihm 
in  Bezug  auf  Wege  und  Wasserläufe  ge- 
machten Auflagen,  zuwiderhandelt.  Vgl. 
das  Folgende  sowie  Art.  2  des  Gesetzes  in 
Verbindung  mit  Aucoc,  Conferences  sur  le 
droit  administratif,  2.  Aufl.  Paris  1882 
Bd.  ni,  S.  813  ff.  (übereinstimmend  Luxem- 
burg, Eis.-Polizei-G.  v.  17.  Dezember  1859). 

B.  Der  Eisenbahnbau. 

5.  Vorbereitnngen  zur  Planfeststel- 
Inng.  Der  Bauausfühnmg  gehen  die  soge- 
nannten specieUen  (ausführlichen)  technischen 
Vorai'beiten  voraus,  auf  Gnmd  deren  ein 
genauer  Entwurf  (Plan,  Projekt)  der  Anlage, 


in  Oesterreich  Detailprojekt  genannt,  a\ifg»> 
stellt  wird.  Dieser  Entwurf  bringt  die 
Bahnlinie  in  allen  ihren  Teilen,  sämtliche 
zugehörige  Bauwerke,  die  erforderliciien 
» Nebenanlagen  c  an  Wegen,  Dänunen,  Wasser- 
läufen u.  s.  w.  sowie  diejenigen  Grundstücke 
zur  Darstellung,  deren  Eigentum  zur  Bau- 
ausführung erworben  werden  muss.  (Im 
einzelnen  vgl.  fürPreussen  die  oben  sub  3  »t- 
wähnten  Vorschriften  über  Vorarbeiten ;  für 
Oesteri'eich  Konzessionsg.  §  10  a,  Y.  v.  25. 
Januar  1879,  R.G.B.  Nr.  19  §§  6 ff.;  schwei- 
zerische V.  V.  1.  Febniar  1875;  für  Frank- 
reich xg].  Picard,  Traite  II,  S.  651»,  8S5.) 
Soweit  zur  Anfertigimg  dieser  Yorarlieitt^n 
das  Betreten  etc.  fremden  Gniüdeigentiiius 
erforderlich  ist,  bedarf  in  Preussen  der  Un- 
ternehmer wie  für  die  generellen  Yorarl»eiten 
der  Genehmigung  des  Regierungspräsidenten. 

Nach  Vollendung  des  Bauplanes  ist  >»- 
dann  —  bei  Staats-  wie  bei  Privatbahnen 
—  die  Genehmigung  (»Feststellung«^)  der 
Landescentralbehörde  einzuholen.  Der  Er- 
teilung dieser  Genehmigimg  geht  m 
Prüfungsverfahren  an  Ort  imd  Stelle 
unter  Beiladung  der  beteiligten  Lokalb»^ 
hörden  und  Privatpersonen  voran,  wek-h*> 
in  Preussen  vom  Regierungspräsidenten  als 
Landespolizeibehörde  geleitet  und  deslmli» 
landespolizeiliche  Priöung  genannt  wird. 
In  Oesterreich  zerfällt  das  Verfahren  in  zwei 
Abschnitte,  indem  zunächst  seitens  einer  ,..Sta- 
tionskommission*'  die  Anzahl  und  Lage  der 
Bahnhöfe  und  sodann  auf  Grund  der  ^poli- 
tischen Begehung"  das  Projekt  im  übrisren 
festgesetzt  wird.  Für  die  Schweiz  vgl.  das 
Expropriationsg.  v.  1.  Mai  18öO,  Artt.  10  fF.  in 
Verbindung  mit  Artt.  9  ff.  der  V.  zum  Eisen- 
bahn gesetz. 

In  diesem  Prüfungsverfahren  wird  —  im 
allgemeinen  unter  Beiseitelassung  eisenbahn- 
technischer, i>ostalischer  und  militärischor 
Gesichtspunkte  —  erörtert,  ob  der  Entwurf 
den  örtlichen  Verhältnissen  soweit  Rechnung 
trägt,  vde  das  mit  dem  Zwecke  der  neuen 
Anlage  vereinbar  ist  und  welche  Abände- 
rungen oder  Ergänzungen  desselben  im 
öffentlichen  Interesse  oder  zu  dem  ¥j\de 
nötig  sind,  mn  von  den  Anwohnern  Ge- 
fahren imd  Nachteile  thunlichst  abzuwenden 
(vgl.  für  Oesterreich:  Konzessionsg,  §  10b, 
c,  d;  für  Ungarn:  LV.  Gesetzesart.  §  13; 
Schweiz.  Expropriationsg.  Art  7).  Zu  letz- 
terem Zwecke  ist  übrigens  nach  §  14  des 
preussischen  Eisenbahngesetzes  die  Landes- 
polizeibehörde, und  zwar  auch  nach  Inbe- 
triebnahme der  Bahn,  imter  gewissen  Voraus- 
setzimgen  befugt,  selbständig  dem  Unter- 
nehmer die  ihr  erforderlich  erscheinenden 
Auflagen  zu  machen;  diese  Selbständigkeit 
findet  ihre  Grenze  in  dem  ministeriell  fest- 
gestellten Plane  (s.  unten  sub  7  u.  M.E.  v. 
12.  Oktober  1892,  abgedr.  bei  Gleim,  pi^uss. 
Eis.-Recht  Anlage  D). 
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Das  Torbezeichnete  Yerfehren  ist  —  ab- 
v>ehen  vom  Falle  der  Enteignung  —  nach 
[ rHUs>ischein  Rechte  der  einzige  Weg,  auf 
wr^lchem  Private  den  Eisenbahnunternehmer 
zm  Herstellung  der  in  ihrem  Interesse 
nriti-ren  oder  erwiinsehten  Anlagen  zwingen 
kMnnen.  Einen  im  Rechtswege  verfolgbaren 
Anspruch  darauf  haben  sie  nicht,  nament- 
ln'h  nicht  auf  Grund  dos  §  14  cit.  (v^l.  auch 
st'fT.  Konz.-Ges.  §  13).  Hinsichtlich  der 
V.^rjtflichtinig  der  Eisenbahnverwaltung  zur 
EntM!hadigung  der  Adjacenten  für  die  in- 
ffltre  des  Bahnbanes  ihnen  erwachsenden 
Njicht»Mle  sind  in  Preussen  —  wiederum 
ak»-s**hen  vom  Falle  der  Enteignung  —  die 
all ccmo inen  Rechtsnormen  massgebend,  wo- 
Lvmn  das  österreichische  Recht  (Konz.-Ges. 
!^  l<n>:  vgl.  auch  Schweiz.  Eisenbahnges. 
Art.  16)  den  Unternehmer  für  jeden  diu-ch 
•^n  Bahnban  verursachten  Schaden  an  öffent- 
iih^m  Oller  Piivatgute  liaftbar  macht.  Ebenso 
franz.  cahier  des  charges  Art.  21.  In  Frank- 
ni'li  £r»»horen  die  hieraus  hervorgehenden 
Streitisrkeiten  zwischen  den  Eisenbahnen  und 
'It  n  Anliegern  wie  überhaupt  alle  Ansprüche, 
•11-  sich  gegen  die  Eisenbahnen  in  ihrer 
Fi?^'n>chaft  als  Unternehmer  öffentlicher 
Arl-t-iten  richten,  zur  Zuständigkeit  der  Yer- 
waltunirsgerichte,  während  die  onlentlichen 
iimihto  ziu-  Entscheidung  dann  benifen 
sip'l,  wenn  die  Eisenbahnen  in  ihrer 
EiiTonsehaft  als  TmnsportuntemehmerProzess 
füju-eu.  Aucoc,  Conferences  III,  S.  655  ff., 
»■♦Wff.,  681  ff.  In  Elsass-Lothringen  ist  durch 
li  "^  des  Ausf.-G.  zum  Gerichtsverfass.-G.  jene 
Zuständigkeit  der  Verwaltungsgerichte  — 
<-U'Qso  wie  die  oben  sub  4  erwähnte  —  den 
•r  .entlichen    Gerichten  übertragen  worden. 

Ueber  das  Verhältnis  der  Eisenbahnen  zum 
Btrebau  vgl.  Prenss.  Bergges.  v.  24.  Juni  1866, 
<^jS.  S.  705  §5J  153  flf,,  öst.  V.  v.  1.  Januar 
1^^.  R.G.B.  Nr.  25,  franz.  cahier  des  charges 
^t.  24.  25.  Näheres  bei  Gleim,  prenss.  Eis.- 
Recht  S.  316  ff, 

6.  Anlagen  an  Wegen,  Gewässern 
nod  im  f enerpolizeilichen  Interesse.  Die 
"ffentlichen  Wege  können  in  vier- 
tjf:her  Beziehung  für  das  Prüfungsverfahren 
in  Betracht  kommen  (ausführliche  Darstellung 
in  Gleims  preuss.  Eis.-Recht  S.  217—253; 
vgl  Picard,  Traitö  D,  S.  761  ff.). 

a)  Es  kann  die  Herstellung  neuer  Wege, 
nanientlich  von  Zufuhrwegen  zu  den  Bahn- 
linfen  notwendig  werden.  Da  ohne  solche 
Ziifiüirwege  die  Eisenbahn  nicht  ihrer  Be- 
?tinimung  dienen  kann,  muss  deren  Anlage 
niit  derjenigen  der  Bahn  selbst  Hand  in 
Iland  pehen.  In  Preussen  wird  der  Regel 
:jafli  die  Herstellung  der  Zufuhrwege  dem 
pach  dem  allgemeinen  Wegerechte  Wege- 
laiipflichtigen  überlassen  und  seitens  der 
Hahnverw^tung  nur  insoweit  besorgt,  als  es 
zweckmässig  erscheint,  diese  Wege  (wie  z.  B. 
^nlterladestrassen)  in  die  Bahnanlage  selbst 


ein  zubeziehen  und  unter  Aufsicht  der  Bahn- 
polizei (s.  unten  sub  13)  zu  stellen.  In  Oester- 
reich  sind  betreffs  der  Anlegimg  und  Unter- 
haltung der  Zufuhrstrassen  füi'  die  meisten 
Kronländer  besondere  Gesetze  ergangen,  vgl. 
Roll,  Abschn.  V.  Für  die  Schweiz  vgl.  Kütti- 
mann  S.  11  Anm.  7. 

b)  Vielfach  bedarf  es  der  Verlegung  oder 
der  Einziehung  vorhandener  Wege.  Die 
erste  Herstellung  der  in  dieser  Beziehung 
erforderlichen  Anlagen  und  die  Beschaffung 
von  Ersatzwegen  hat  der  Eisenbahnunter- 
nehmer auszuführen.  Auch  fällt  ihm  die 
dauernde  Unterhaltung  der  Neuanlagen  inner- 
halb des  Bahnkörpei-s  und  ausserdem  inso- 
weit zur  Last,  als  sie  über  den  Umfang 
der  bestehenden  Wegeunterhaltungspflicht 
hinausgeht.  Vgl.  preuss.  Eisenbahnges.  §  14 
(welcher  sich  allerdings  nicht  unmittelbar 
auf  öffentliche  Wege  bezieht),  Schweiz. 
Expr.-Ges.  Art.  6,  anderei-seits  Aucoc,  Confe- 
rences III,  S.  651. 

c)  Wegekreuzungen.  Es  ist  zu  prüfen, 
ob  und  unter  welchen  Sicherheitsvorkeh- 
nmgen  (Barrieren!)  die  Bahn  die  von  ihr 
geschnittenen  Wege  in  gleicher  Höhe  (au 
niveau)  überschreiten  darf  oder  ob  im  Inte- 
resse der  Sicherheit  des  Bahnbetriebes  oder 
des  Wege  Verkehrs  von  vornherein  Unter- 
oder Ueberfühnmgen  anzulegen  sind.  In 
dieser  Beziehtmg  werden  übrigens  an  Neben- 
bahnen wesentlich  geringere  Anforderungen 
gestellt  als  an  Hauj)tbahnen. 

d)  Bei  Nebenbahnen  findet  häufig  eine 
Benutzung  von  Chausseeen  und  anderen 
üffenthchen  Wegen  zur  Anlage  des  Bahn- 
körpers statt.  In  Preussen  wird  der  staats- 
seitige  Bau  von  Nebenbahnen  gesetzlich  da- 
von abhängig  gemacht,  dass  die  Wege  ver- 
bände etc.  diese  Mitbenutzung  gestatten;  in 
Oesterreich  ist  durch  Art.  XIV,  G.  v.  31. 
Dezember  1894,  An-h.  1895,  S.  414,  die  Be- 
nutzung von  Reichsstrassen  bei  dem  Bau 
von  Lokalbahnen  allgemein  genehmigt. 

Wasser  Verhältnisse.  Besonders  sorg- 
fältiger Prüfung  bedarf  die  Frage,  in  wel- 
cher Weise  der  Bau  einer  Eisenbahn  auf 
die  vorhandenen  natürlichen  und  künstlichen 
Wasserläufe  aller  Art  einwirkt  und  welche 
Anlagen  —  Veränderungen  an  den  Wasser- 
läufen selbst,  Ueberbrückimgen,  Durclilässe, 
Dämme,  Gräben  und  dergleichen  —  zur 
Ausführung  gebracht  werden  müssen,  da- 
mit nicht  niu-  die  Sichenmg  der  Bahnanlage 
gegen  Wasserschäden  erreicht,  sondern  auch 
den  vielfachen  gerade  hierbei  in  Frage  kom- 
menden Interessen  (Landwirtschaft,  Schiff- 
fahrt, Fischerei)  Rechnung  geti-agen  wird. 
Näheres  bei  Gleim,  preussisches  Eisenbahn- 
recht S.  253  bis  263. 

In  feuerpolizeilicher  Beziehung 
muss  durch  geeignete  Anlagen  (deren  Her- 
stellung Sache  des  Unternehmers  ist)   dafür 
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gesorgt  werden,  dass  die  Gefalir  von  Brän- 
den infolge  des  Funkenaiiswurfs  derMaschinen 
oder  des  Herabfallens  glühender  KohlenstOcko 
aus  den  Aschkästen  auf  ein  möglichst  geringes 
MaSvSeingeschränkt  wird.  Insbesondere  kommt 
hierbei  der  Umbau  von  Häusern  und  die 
Anlage  von  Forstschutzstreifen  in  Frage. 
In  den  meisten  Ländern  —  Preussen:  Min.-E. 
V.  23.  Juli  1892,  E.V.B.  1893  S.  152;  Oesterreich: 
V.  V.  25.  Januar  1879,  Abschn.  I,  F;  Ungarn: 
LV  Ges.- Art.  S§  lÖ  if.;  Frankreich:  Bahnpoli- 
zeiges.  v.  15.  Juli  1845,  artt.  6  ff.;  Belgien: 
G.  V.  25.  Juli  1891,  Arch.  1892  S.  875;  Luxem- 
burg: G.  V.  17.  Dezember  1859  Artt  6  if .  — 
ist  übrigens  die  Errichtung  von  Baulichkeiten 
und  die  Lagerung  von  Materialien  in  der  Nähe 
von  Eisenbahnen  gewissen  feuerpolizeilichen 
Einschränkungen  unterworfen. 

7.  Die  Planfeststellnng.  Lst  das  Prü- 
fimgs verfahren  beendet ,  auch  der  Militär- 
verwaltung sowie  dem  Reichseisenbahn- 
amte Gelegenheit  zur  Aeussenmg  über  das 
Projekt  gegeben  worden,  so  erfolgt  in  Preussen 
die  Feststellung  des  Bahnentwurfs  durch 
den  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  ge- 
mäss §  4  des  Eisenbahngesetzes.  Indem 
nach  dieser  Gesetzesvorechrift  dem  Minister 
die  Genehmigimg  der  Bahnlinie  in  ihi-er 
vollständigen  I)ur(»hfühnmg  durch  alle  Zwi- 
schenpunkte sowie  die  Genehmigung  der 
Konstruktionsverhältnisv^e  zusteht,  ist  ihm 
die  Ausgleichung  aller  in  Betracht  kommen- 
den Interessen  und  die  ausschliessliche 
Entscheidung  in  allen  Fragen  anverfi-aut, 
von  deren  Regelung  die  Gestaltimg  des 
Bahnkörpers  einschliesslich  der  zugehörigen 
Bauwerke,  Nebenanlagen  etc.  abhängt.  Diese 
Entscheidung  ist  —  mit  einer  unten  sub  8  zu 
erwähnenden  Massgabe  —  end giltig,  nament- 
lich nicht  im  Rechtswege  anfechtbar,  auch 
wenn  dieselbe  Angelegenheiten  betrifft,  für 
welche  —  wie  für  die  Einziehung  öffent- 
licher Wege,  Eingriffe  in  Stadtbebauungs- 
pläne (vgl.  Gleün,  pr.  Eis.R.,  S.  264  ff.),  Vor- 
flutanlagen,  StiX)mverlegungen,  Deichsachen 
—  sonst  gesetzlich  ein  besondei-s  geartetes 
Verfahren  vorgeschrieben  oder  die  Entschei- 
dung anderen  Verwaltungsbehörden  oder 
den  (ordentlichen  oder  Verwaltungs-)  Ge- 
richten vorbelialten  ist.  (Vgl.  Zuständigkeits- 
gesetz V.  1.  August  1883,  G.S.  8.  237  §  158). 
Durch  die  ministerielle  Planfeststelhuig  wird 
jedoch  nicht  berührt :  die  Verpflichtung  zur 
Einholung  der  baupolizeilichen  Genehmigimg 
für  Hochbauten,  der  Genehmigimg  für  neue 
Ansiedelungen,  für  Feuei-stellen  (in  der  Nähe 
von  Waldungen)  und  für  gewisse  masclünelle 
Anlagen  (Werkstätten,  Gasanstalten,  stehende 
Dam])fkessel),  Gleim,  pr.  Eis.R.,  S.  370  ff. 

In  Oesterreich  wird  auf  Grund  des  Ergeb- 
nisses der  politischen  Be^ehnn^  der  „Baukonseus" 
seitens  des  Eisenbahnministermms  erteilt  (V.  v. 
25.  Januar  1879  §  19).  Hier  bildet  das  Prü- 
fungsverfahren zugleich  das  erste  Stadium   der 


Enteignung  (ebenso  Schweiz :  V.  zum  Eisenbahn- 

fes.  V.  I.Februar  1875  Artt.  lOflf.),  wogegen  in 
reussen  die  letztere  erst  nach  dem  Abschlüsse 
des  ministeriellen  Feststellungsverfahrens  (der 
^vorläufigen"  Planfeststellung)  eingeleitet  wer- 
den kann;  Enteignungsges.  §i)  15  ff.  In  der 
Schweiz  (Eisenbahnges.  Art  14)  ist  die  Geneh- 
migung des  Bauplanes  dem  Bundesrate  vorbe- 
halten; in  Frankreich  (cah.  des  charges;  artt.  3ff.: 
Aucoc,  Conferences  III  S.  665 ff.;  Picard,  Traite 
IL  S.  763,  782)  ist  der  Minister  der  öffentlichen 
Arbeiten  ausschliesslich  zuständig. 

8.  Der  Bau.  Mit  der  Projektgenohmi- 
gung  gewinnt  das  Baui-eeht  wie  dio  Rui- 
pflicht  des  Unternehmers  feste  Gestalt:  Er 
darf  und  muss  nunmehr  an  die  Bauausfüh- 
nmg  nach  Massgabe  des  festgest<*llten  I'lan*^ 
herangehen. 

Namentlich  kann  jetzt  der  Grundor- 
werb  beginnen.  Für  diesen  gelten  die  all- 
gemeinen Rechtsgrundsätze  mit  den  dun  a 
(las  Enteignungsi-echt  bedingten  Masspü>en. 
Indem  im  übrigen  deswegen  auf  den  Ailik..I 
»Enteignung«  verwiesen  wii-d,  bleibt  hier 
nac'hstehendes  zu  erwähnen. 

Vielfach  macht  der  Unternehmer  den 
Bahubau  von  unentgeltlicher  Erlangung  dt-s 
Gnmdes  \md  Bodens  abhängig  (preussisrlü» 
Nebenbahngesetze!).  Durch  die  daraufliin 
getroffenen  Yereinbanuigen  mit  den  am 
Bahnbau  Interessierten  ändert  sich  in  Iteuj: 
auf  die  Parteirollen  im  Enteignungsverfalin^ii 
nichts;  trotz  derartiger  »Garantie vertrag*- 
ist  nur  der  Eisenbahnunternelmier  zur  Gel- 
tendmachung des  Enteignungsrechts  leiriti- 
miert. 

Soweit  es  dem  Unternehmer  nicht  gelin^rt, 
an  dem  benötigten  Gelände  das  Eigi^ntuni 
freihändig  zu  erwerben,  wird  er  behufs  Be- 
sclüeunigung  der  Bauarbeiten  bestrf^it  sein. 
sich  wenigstens   in  den  Besitz  des  Laiiu--^ 
zu   setzen,    sich   die  *  Bauerlaubnis«  zu  er- 
wirken.    Kann   aber  die  Durchführung  des 
Euteignungsverfahrens  nicht  erübrigt  wer- 
den, so  wiixl  nach  preussischem  Rechte  (Fjit- 
eignungsges.  §§  15  ff.)  der  ministeriell  ^vor- 
läufig« festgestellte  Plan  zur  Gnindlag»^  «ier 
Erörterung  und  Entscheidung  für  da<  PJao- 
feststellungsverfahren    im    Sinne    des   Ent- 
eigniuigsgesetzes.    Letzte  Instanz  in  diesem 
Verfahren   ist   jedoch   wieder   der  Minist»  r 
der   öffentlichen  Arbeiten.     Erst  wenn  im 
Enteignungs verfahren  der  Planfeststellunirs- 
beschluss  (Enteignimgsgesetz  §  21)  recht>- 
kräftig  geworden  ist,  spricht  man  von  einem 
»endgültig«  festgestellten  Plane.     Der  Re^l 
nac^h  erfährt  übrigens  der  vorDliifig  festi:»^ 
stellte  Plan  im  Enteignungsverfahren  keine 
w^esentlichen   Veränderungen.  —  In  Bezug 
auf  das  Entschädigungsfeststellungsverfahren 
nach    preussischem    Enteigmnigsrechte    ist 
hier  hervorzuheben,  dass  bei  Eisenbahn  bauten 
die  Vermutung    für    die   Dringlichkeit   der 
Enteignung  (G.  §  34)  spricht. 
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Bei  der  Bauausführung  selbst  zu 
lr?achtende  Bestimmungen  eisenbahnrecht- 
licher Natiu"  enthält  die  preussische  Y.  v. 
21.  Dezember  1846,  G.S.  1847  S.  21,  über 
üe  Verhaltnisse  der  beim  Bau  von  Eisen- 
l^ahnen  beschäftigten  Handarbeiter.  Auch 
kommen  s(}hon  für  den  Bau  Yorschriften 
•ler  BahnpoHzeiregleraents  (vgl.  des  weiteren 
unten  sub  11)  in  Betracht.  —  Ferner  ver- 
pflichtet Art.  7  des  deutschen  Eisenbahn- 
postg^etzes  (R.G.  v.  20.  Dezember  1875, 
R.G.B.  S.  318)  die  Eisenbahnverwaltungen, 
Ih  (>r  Anlage  (wie  bei  dem  umbau)  von 
Bahnhöfen  auf  Bescliaffimg  von  Räumen  für 
Zwe<:ke  der  Postverwaltung  Bedacht  zu 
n*»hmen.  Näheres  in  Qleims  preussischera 
EL^nhahnrecht  S.  325  ff.  —  Eine  ähnliche 
V»frpfliehtimg  besteht  der  Zollverwaltung 
^•effennber  auf  Grund  §  59  des  Yereinszollg. 
V.  1.  Juli  1869  R.a.B.  S.  317.  Ygl.  Gleim 
a.  a.  0.  S.  335  ff. 

9.  Abnahme  und  Betriebseröffnung. 
Nach  Beendigung  der  Bauarbeiten  muss, 
Vvor  die  Eisenbahnanlage  dem  Yerkehre 
ü^w^nreben  werden  darf,  ihre  »Abnahme« 
^tattfinden.  Dieselbe  besteht  nach  preussi- 
Khem  Recht  (Eisenbahng.  §  22)  in  einer 
von  der  Landespolizei-  und  der  Eisenbahn- 
aufeichtsbehörde  gemeinsam  vorzunehmenden 
Prüfling  der  Bauausfühnmg  in  polizeilicher 
uD'i  fi^ienbahntechniöcher  Beziehung.  Wegen 
•ler  Del>enher  für  gewisse  Anlagen  erforder- 
liehen besonderen  Genehmigimg  durch  die 
TM  allgemeinem  Rechte  für  derai-tige  Kon- 
z -sionen  zuständigen  Behörde  vgl.  oben  sub  7. 
Sijhiieüshch  erteilt  der  Minister  der  öffent- 
lichen Arbeiten  die  Genehmigimg  zur  Er- 
•'»ffnung  des  Betriebes  (§  159  des  Zuständig- 
Ut.<Kes.  V.  1.  August  1883,  G.S.  S.  237). 

In  Oesterreich  wird  nach  §§  28  ff.  der  V. 
T  15.  Januar  1879  —  welche  auch  Bestim- 
aungea  über  die  Art  der  Bauausführung  ent- 
lialt  —  der  „Benutznngskonsens"  seitens  des 
Embahnministers  nach  baulicher  „KoUandie- 
nrnja;"*  und  technisch-polizeilicher  Prüfung  der 
Anlage  erteilt.  Vgl.  ferner  Eisenbahn-Betriebs-O. 
^^  16.  November  1861,  B.G.Bl.  1852  Nr.  1. 
§^  1  ff.  —  In  der  Schweiz  hat  der  Bundesrat 
nach  vorgängiger  Untersuchung  der  Anlage  die 
Betriebseröflfuung  zu  bewilHgen.  Eisenbahn-G. 
Art.  17,  V.  V.  1.  Februar  1875  Art.  36. 

B.  Die  ElseDbahnen  im  Betriebe. 

10.  Uebersieht.  Unter  dem  Eisenhahnbe- 
Mebe  versteht  man  im  weiteren  Sinne  die  Ge- 
^mtheit  der  Verrichtungen  auf  selten  des  Un- 
f5niehmers,  welche  von  der  Eröffnung  des 
Verkehrs  an  vorgenommen  werden,  damit  die 
Eisenbahn  ihre  Bestimmung  als  Verkehrsmittel 
<^rfulle.  Herkömmlicherweise  werden  diese  ge- 
samten Verwaltungsgeschäfte  in  drei  Gruppen 
zusanunengef asst : 

I.  Die  aUgemeine  Verwaltung,  welche  die 
•las  Unternehmen  in  seiner  Gesamtheit  betreffen- 
den Geschäfte,  namentlich  die  Organisation  der 
Verwaltimg,  die  Verhältnisse  der  Beamten  und 


Arbeiter  (Verwaltung  der  Personalien)  und  die 
Finanzverwaltunjf  sowie  alle  sonstigen  Verwal- 
tungszweige in  sich  schliesst,  welche  nicht  zu 
den  Gruppen  II  und  III  gehören. 

II.  Die  Betriebsverwaltung,  umfassend  1) 
den  Betrieb  im  engeren  Sinne,  d.  h.  die  auf 
die  Beförderung  der  Transportgegenstände  un- 
mittelbar abzielenden  Verrichtungen  technischer 
Natur,  insbesondere  die  Beschaffung  und  Unter- 
haltung der  Betriebsmittel  (d.  h.  der  Lokomo- 
tiven und  Wagen),  die  technischen  Einrichtun- 
gen für  den  Stations-,  Telegraphen-  und  Fahr- 
dienst und  das  Fahrplanwesen ;  2)  den  Verkehr, 
d.  h.  die  den  gleichen  Zweck  unmittelbar  ver- 
folgenden Massnahmen  und  Einrichtungen  wirt- 
schaftlicher Natur,  wie  die  Festsetzung  und  Hand- 
habung der  Transportbedingungen  und  die  Abfer- 
tigung (Expedition)  der  Transportgegenstände. 

III.  Die  Bauverwaltung,  zu  weicher  die 
Verwaltung  des  Grundeigentums  und  die  bau- 
liche Unterhaltung  der  Bahnanlagen,  die  Neu- 
bauten und  dergleichen  gehören. 

Im  folgenden  sollen  zunächst  die  allgemei- 
nen Grundsätze  über  Betriebsrecht  und  Betriebs- 
pflicht und  sodann  an  der  Hand  der  vorstehen- 
den Einteilung  die  in  Betracht  kommenden 
Einzelvorschriften  erörtert  werden. 

A.  Allgemeines. 

11.  Betriebsrecht  nnd  Betriebspflicht. 

Mit  der  Betriebseröffnung  wird  das  Baurecht 
des  Unternehmers  zum  Bo triebsrechte,  d.  h. 
der  gnindsätzlich  ausschliesslichen  Berech- 
tigung zum  Eisenbahnbetriebe  auf  derjenigen 
Bahnanlage,  welche  in  Gemässheit  des  Bau- 
planes zum  Zwecke  dieses  Betriebes  herge- 
stellt ist.  Der  Grundsatz  der  Ausschliess- 
lichkeit dos  Betriebsi-echts  erleidet  zwei 
Ausnahmen : 

a)  Nach  einzelnen  Rechten  (Preussen: 
Eisenbahngesetz  §§  27  ff.;  England,  wo  man 
hierbei  von  dem  Rechte  der  Landstrassen 
und  der  Kanäle  ausging,  8  Vict.  cap.  2018. 
V.  1845];  vgl.  österreichisches  Konz.-G.  §  10  G.; 
französisches  cahier  des  charges  Art.  61)  kann 
der  Unternehmer  unter  gewissen  Umständen 
dazu  angehalten  werden,  Dritten  gegen  Ent- 
richtung eines  »Bahngeldes«  den  Mitbetrieb 
auf  der  Bahn  zu  gestatten.  Eine  erhebliche 
praktische  Bedeutung  hat  diese  Bestimmung 
wohl  nirgends  erlangt ;  dagegen  werden  der- 
artige Gemeinschaftsverhäitnisse  häufig  ver- 
traglich vereinbart  (»Peage vertrage«).  Vgl. 
den  Art.  »Mitbetrieb«  in  Röll's  Enc.  Bd.  V 
S.  2416. 

b)  üer  Unternehmer  muss  den  Anschluss 
anderer  Eisenbahnen  an  die  seinige  zulassen. 
Deutsche  Reichs  Verfassung  Art.  41 ;  preussi- 
sches  Eisenbahng.  §  45;  österreichisches 
Konz.-G.  §  lOG. ;  schweizerisches  Eisenbahng. 
vom  23.  Dezember  1872  Art.  30 ;  französisches 
cahier  des  charges  Art.  61.  Gleim,  preussi- 
sches  Eisenbahnrecht  S.  190  ff.  In  Preussen 
ist  diese  Verpflichtung  auch  den  Kleinbahnen 
gegenüber  gesetzlich  festgestellt  (§  29  des 
Kleinbahng.    vom    28.    Juli    1892).      Nach 
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Art,  62  des  h-anzösischen  cahier  des  charges 
müssen  sieh  die  Eisenbahnen  unter  gewissen 
Bedingungen  den  Anschhiss  industrieller 
Etablissements  durch  Zweigbahnen  (Privat- 
Anschlussgleise)  gefallen  lassen. 

Verschieden  von  dem  ausschliesslichen 
Rechte  des  Betriebes  auf  einer  bestimmten 
Bahnanlage  ist  dasjenige  der  Transportbe- 
förderung zwischen  den  durch  die  letztere 
verbundenen  Orten.  Ein  Monopol  in  diesem 
Sinne  (mit  gewissen  Einschränkungen)  besitzt 
der  konzessionierte  Unternehmer  nach  öster- 
reichischem Rechte  (Konz.-G.  §  9  b),  wogegen 
in  Deutschland  (Reichsverfassung  Art.  41; 
vgl.  auch  schweizerisches  Eisenbahng.  Art.  6 ; 
französisches  cahier  des  charges  Art.  60  ff.) 
derartige  Vorrechte  nicht  mehr  (vgl.  hierüber 
Gleim,  preussisches  Eisenbahnrecht  S.  153  ff.) 
verliehen  werden  dürfen.  In  älteren  öster- 
reichischen Konzessionen  (vgl.  auch  die 
italienischen  Betriebsüberlassungsverträge, 
Archiv  1886,  S.  364)  ist  dem  Konzessionär 
sogar  die  Vorhand  in  Bezug  auf  Anlage  von 
Seiten-  oder  Fortsetzungsbalinen  eingeräumt. 
Haberer,  österreichisches  Eisenbahnrecht 
S.  52. 

Mit  dem  Betriebsrechte  des  Unternehmers 
geht  seine  Verpflichtung  Hand  in  Hand,  den 
Betrieb  in  einer  der  Bestimmung  des  Unter- 
nehmens entsprechenden  Weise  einzuleiten 
imd  fortzuführen.  Zu  diesem  Zwecke  müssen 
zunächst  die  baulichen  Anlagen,  die  Betiiebs- 
mittel  und  die  Betriebseinrichtungen  dauernd 
in  einem  deraitigen  Zustande  erhalten  wer- 
den, dass  die  Beförderung  mit  Sicherheit 
und  in  einer  der  Bestimmung  des  Unter- 
nehmens entsprechenden  Ai-t  und  Weise, 
insbesondere  mit  der  für  die  Bahn  zidässigen 
gi-össten  Geschwindigkeit  erfolgen  kann. 
Deutsche  Betriebs-0.  §§  1,  7,  Bahn-0.  §§  5, 
9,  preuss.  Eisenbahng.  §  24,  (")sterr.  Eisen- 
bahnbetriebsordn.  §  3,  franz.  V.  v.  15.  No- 
vember 1846  Art.  2,  cahiei  des  charges  Artt. 
30,  36.  Alsdann  ist  die  Ausführung  des 
Betriebes,  insbesondere  was  den  Fahrplan 
und  die  Zusammensetzung  und  Stärke  der 
Züge  betrifft,  den  Bedürfnissen  des  Ver- 
kehrs anzupassen.  Art.  44  der  deutschen 
Reichsverfassung  —  nicht  für  Bayern  giltig 
—  (vgl.  schw^eiz.  Eisenbahng.  Art.  33)  ver- 
pflichtet in  dieser  Beziehung  die  deutschen 
Eisenbahnen  ausdrücklich,  die  für  den  durch- 
gehenden Verkehr  und  zur  Herstellung  in- 
einandergreifender Fahrpläne  nötigen  Per- 
sonenzüge mit  entsprechender  Fahrgeschwin- 
digkeit einzurichten  und  die  zur  Bewältigung 
des  Güterverkelirs  erforderlichen  Güterzüge 
zu  stellen. 

Im  Verhältnisse  zum  Publikum  äussert 
sich  diese  allgemeiue  Betriebspflicht  der 
Eisenbahnen  aJs  allgemeine  Beförderungs- 
pflicht. Eine  Verbindlichkeit  der  Eisenbahn, 
einen  veröffentlichten  Fahrplan  innezuhalten 


und  die  Beförderung  mit  bestimmten  Zügen 
zu  leisten,  besteht  jedoch  nur  fiir  den  Per- 
sonenverkehr. (Deutsche  Verkehrs-O.  §|?G. 
10,  H.G.B.  Art.  422  (neues  H.G.B.  §  4r>;j), 
Ost.  Eisenbahnbeti'iebsordnung  §  8.  Vgl.  franz. 
cahier  des  charges  Artt.  43,  49,  V.  v.  15. 
November  1846  Artt.  17,  50). 

Wenngleich  durch  den  Eisenbahnbetrieb 
zahlreiche  Rechtsverhältnisse  privatnxht- 
licher  Natm*  erzeugt  werden,  so  gehören 
dennoch  das  Betriebsrecht  und  die  Betrielo- 
pflicht  lediglich  dem  öffentlichen  Rechte  an. 
Insbesondei-e  ist  sowolü  in  Bezug  auf  di*^ 
Art  der  Ausübung  des  Betriebsrechts  wie 
auf  die  Erfüllung  der  allgeraeinen  Betrietö- 
pfhcht  eine  zwangsweise  Einwirkung  dem 
Unternehmer  gegenüber  nm-  im  Wege  der 
Geltendmachung  des  staatlichen  Eisenbahn- 
hoheitsrechts, nicht  aber  ein  unmittelh«are> 
Eingreifen  der  Gerichte  oder  der  Behönlen 
der  allgemeinen  Polizei  zulässig.  Die  bei 
dem  Betriebe  unvermeidlichen  Verletzun*n*n 
fremden  Eigentumsrechts,  z.  B.  Gefähnlimir 
oder  Belästigimg  durch  Funkenauswurf. 
Rauch,  Ei-schüttening,  berechtigen  den  B»- 
nachteiligten  niemals  zu  dem  Verlangen  einer 
Einstellung  des  Betriebes,  sondern  lerliglich 
zu  Ersatzansprüchen.  Wegen  der  Haftung- 
der  Eisenbahnen  für  die  durt»h  den  Betrieb 
verursachten  unmittelbaren  körperlichen  Bt'- 
schädigungen  von  Personen  und  Sachen 
s.  den  Art.  Haftpflicht. 

Unter  den  zahlreichen  im  Gesetzes-  wie  im 
Verordnungswege  überall  ergangenen  gemein- 
gültigen Vorschriften  zur  Durchführung  der 
Betriebspflicht  seien  hier  die  nachstehenden 
genannt : 

a)  Für  die  bauliche  Beschaffenheit  der 
Bahnanlage  und  den  eigentlichen  Betrieb  hat 
im  Deutschen  Reiche  (nicht  gültig  für  Bayern, 
dessen  Recht  jedoch  durch  die  Landesgesetzge- 
bung mit  dem  Reichsrechte  in  Uebereinstimmung 
gebracht  ist)  auf  Grund  Artt.  42,  43  der  Reichs- 
verf.  der  Bundesrat  unter  dem  5.  Jiüi  189*2  eine 
Betriebsordnung  für  die  Haupteisenbahnen 
Deutschlands  (R.G.B.  S.  691,  „H.B.O.",  an  Stelle 
des  Bahnpolizeireglements  v.  30.  ^November 
1885),  eine  Bahnordnung  für  die  Nebenbahnen 
Deutschlands  (R.G.B,  S.  764,  „N.B.O.",  an  Stelle 
der  Bahn-0.  rtir  deutsche  Eisenbahnen  unter- 
geordneter Bedeutung  vom  12.  Juni  1878),  Nor- 
men für  den  Bau  und  die  Ausrüstans:  der 
Eisenbahnen  Deutschlands  (R.G.B.  S.  74?)  nnd 
eine  Signalordnung  für  dieselben  (R.G.B.  S.  733: 
erlassen.  (Nachträge  vom  24.  März  1897  E.G.B. 
S.  161  ff.  u.  vom  13.  Mai  1898  R.G.B.  S.  349  ff.] 
Oesterreich :  Eisenbahnbetriebsordnung  t- 
16.  November  1851.  R.G.Bl.  1852  Nr.  1  („E.B.O"), 
Vorschriften  für  den  Verkehrsdienst  bei  Roll. 
Oesterr.  Eisenbahng.  S.  492  ff.;  Luxemburg: 
provisorisches  Verwaltungsreglement  v.  18.  Au- 
gust 1859;  Frankreich:  Bahnpolizei-G.  t- 
15.  Juli  1845  (die  in  Art.  4  dieses  GesetzeiJ 
ausgesprochene  Verpflichtung,  den  Bahnkörper 
einzufriedigen,  kann  den  Bahnverwaltungen 
durch   den   Minister   d.  ö.  A.  erlassen  werden: 
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(t.  V.  26.  März  1897  Arch.  S.  581),  V.  v.  16.  No- 
rember  1846.  Signal-O.  v.  15.  November  1885 
Pioard  Traite  III.  S.  266;  Rnssland:  Arch.  1898 
^.  KÖ9,  1899  S.  26,  263.  —  Internationale  Ab- 
machon^en  über  die  Spurweite  nnd  die  Konstruk- 
tion der  Betriebsmittel  enthalten  die  Bestim- 
mungen betreffend  die  technische  Einheit  im 
Eisenbahnwesen  (für  Deutschland  publiziert 
dnrch  Bekanntm.  des  Reichskanzlers  v.  17.  Fe- 
bruar 1887  R.G.B.  S.  111.). 

b)  Für  den  Eisenbahnverkehr  anf  den  deut- 
schen Bahnen  ist  der  Abschnitt  2  des  5.  Titels 
d«  H.G.B.  (neues  H.G.B.  Buch  3  Abschn,  7) 
s^iisie  die  auf  Grund  des  Art.  45  der  Beicbs- 
verf.  vom  Bundesrate  erlassene  du  Bayern  und 
nir  die  in  Luxemburg  belegenen  Strecken  der 
Wilhelm  -  Luxemburg  -  Bahnen  landesgesetzlich 
eina^efuhrte)  Verkehrsordnung  für  die  Eisen- 
bahnen Deutschlands  v.  15.  November  1892 
;R.(;.B.  S.  923,  „V.O.",  an  Stelle  des  Betriebs- 
rfcglements  v.  11.  Mai  1874)  massgebend.  In 
Oesterreich  gilt  gleichfalls  das  H.G.B.  und  ein 
mit  dem  deutschen  im  wesentlichen  überein- 
stimmendes Betriebsreglement  (R.G.B.  1892 
Nr.  207).  Schweiz:  Transportg.  v.  29.  März 
1?^  (Arch.  S.  946),  Transportreglement  v. 
11.  Dezember  1893  (Arch.  1894  S.  405,  584,  771, 
Wo.  Dänemark:  G.  v.  24.  April  1896  (Arch. 
mi  S.  445).  Frankreich :  V.  v.  15.  November 
1S46,  cahier  des  charges  Tit.  IV.  Auf  Grund 
des  Bemer  üebereinkommens  vom  14.  Oktober 
\^  besteht  für  internationale  Gütertransporte 
innerhalb  des  grössten  Teils  von  Europa  seit 
dem  1.  Januar  1893  ein  einheitliches  Reglement 
identsches  R.G.B.  1892  S.  793,  öst.  R.G.B  .1892 
Nr.  IST). 

Neben  der  allgemeinen  Betriebspflicht 
wiA  den  zu  deren  iinniittelbarer  Durch- 
führung den  Eisenbahnen  auferlegten  Ver- 
bindlichkeiten haben  diese  eine  Heihe  fernerer 
V^^rpflichtiingen  hinsichtlich  des  Betriebs 
im  weiteren  Sinne  zu  erfüllen.  Namentlich 
«ind  sie  zu  Gunsten  einzelner  staatlicher 
Vi'Fwaltuiigszweige  zu  bestimmten  Leis- 
^lngen  gehalten,  welche  unter  Ziffer  18  des 
näheren  anzugeben  sein  werden.  Eine  ausser- 
gewOhnliche  Ausdehnung  hat  die  Betriebs- 
pflicht der  grossen  italienischen  Eisenbahn- 
fTf^äellschaften  erhalten,  indem  diese  nach 
den  Betriebsüberlassungsverträgen  auf  Ver- 
langen des  Staates  den  Bau  und  Betrieb  jeder 
Wliebigen  Bahnlinie  übernehmen  müssen 
(ArcL  1886,  S.  364). 

Bei  den  den  Betrieb  im  weiteren  Sinne 
betreffenden  Vorschriften  des  Eisenbahn- 
rechts treten  zwar  unterschiede  zwischen 
den  Staats-  imd  den  Privatbahnen  hervor. 
Indessen  ergiebt  sich  aus  dem  öffentüch- 
ret'ht liehen  Charakter  des  Betriebsrechts  und 
der  Betriebspflicht  auch  für  den  Privat- 
unternehmer eine  von  derjenigen  sonstiger 
Gewerbetreibender  abweichende  rechtliche 
Sonderstellung,  welche  ihn  in  gewissen  Be- 
ziehungen als  ein  Organ  der  Staatsgewalt 
erscheinen  lässt  und  vermittelst  der  Staats- 
aufsicht (sub  12)  in  eine  eigentümliche  un- 
mittelbare Yerbindung  mit   der   Staatsver- 


waltung bringt.  Auch  geniesst  die  Aus- 
übung des  Eisenbahn  untern  ehmungsrechts 
einen  besondei-en  strafrechtlichen  und  polizei- 
lichen Schutz  (sub  13). 

Einzelne  Nebenbetriebe  der  Eisenbahnen, 
wie  der  Werkstätten-  und  Gasanstaltsbetrieb, 
unterliegen  übrigens  im  Deutschen  Reiche 
den  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  v. 
21.  Juni  1869,  welche  (§  6)  auf  den  eigent- 
lichen Bahnbetrieb  keine  Anwendung  findet. 

12.  Die  Staatsaufsicht.  Der  Betrieb 
der  Privateisenbahnen  wird  allenthalben 
durch  besondere  Staatsbehörden  ständig 
überwacht.  Die  Geltendmachung  des  staat- 
lichen ELsenbahnhoheitsrechts  durch  diese 
Behörden  wird  Staatsaufsicht  genannt.  In 
Bundesstaaten  stehen,  sofern  auch  der 
Bundescentralgewalt  Eisenbahnhoheitsrechte 
eingeräumt  sind  (vgl.  oben  sub  2),  dieser 
gegenüber  die  Staatsbahneu  der  einzelnen 
Bundesglieder  grundsätzlich  wie  Privatbahnen 
gegenüber. 

Im  Deutschen  Reiche  unterliegt  nach 
Reichsverf.  Art.  4  Nr.  8  das  Eisenbahnwesen 
im  Interesse  der  Landesverteidigung  und 
des  allgemeinen  Verkehi*s  der  Beaufsich- 
tigung seitens  der  Reichsgewalt;  insbeson- 
dere steht  (Art.  45  a.  a.  0.,  nicht  giltig  für 
Bayern)  dem  Reiche  die  Kontrolle  über  das 
Tarifwesen  zu.  Zur  Wahrnehmung  dieser 
Reichsauf  sieht  ist  durch  R.G.  v.  27.  Juni 
1873  (R.G.B.  S.  164)  das  Reichseisenbahn- 
amt bestellt.  Letzterem  stehen  (Ges.  §  5) 
Privatbahnen  gegenüber  zur  Dmxjhführung 
seiner  Verfügungen  die  gleichen  Befugnisse 
zu  wie  den  Landesaufsichtsbehörden,  welche 
einem  Ersuchen  des  Amtes  lun  Zwangs- 
massregeln gegen  die  Privatbahnen  ent- 
sprechen müssen.  Staatsbahnverwaltungen 
sind  erforderlichenfalls  im  reichsverfassungs- 
mässigen  Wege  ^Reichsverf.  Artt.  7  Nr.  8, 
17,  19)  zur  Erfüllung  ihrer  Verpflichtungen 
anzulialten.  Den  Reichsbahnen  gegenüber 
vollzieht  der  Reichskanzler  die  Verfügungen 
des  Reichseisenbahnamts. 

In  Preussen  wird  die  Staatsaufsicht  über 
die  Privatbahnen  (Eisenbahnges.  §  46)  in 
oberster  Instanz  von  dem  Minister  der  öffent- 
lichen Arbeiten,  unter  demselben  (nach  Auf- 
lösung des  kgl.  Eisenbahnkommissariats  zu 
Berlin,  vgl.  Allerh.  Erl.  v.  15.  Dezember  1894, 
G.S.  1895  S.  11  Ziff.  IV)  von  den  seitens 
des  Ministers  zu  Eisenbahnkommissaren  be- 
stellten Präsidenten  der  königlichen  Eisen- 
bahndirektionen, in  gewisser  Bezieh img  von 
den  Landespolizeibehörden  wahrgenommen. 
Vgl.  femer  die  Erlasse  v.  24.  Mai  und  7. 
November  1877,  E.V.B.  1878  S.  2  ff.  Die 
Zwangsbefugnisse  der  Landesaufsichtsbehör- 
den bestimmen  sich  nach  §  11  der  Regie- 
nmgsinstr.  v.  23.  Oktober  1817,  G.S.  S.  248 
und  der  Verordnung  über  das  Verwaltungs- 
zwangsverfahren V.  7.  September  1879,  G.S. 
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S.  591.  ultima  ratio  ist  die  Entziehung  der 
Konzession  und  die  Versteigening  der  ge- 
samten Bahn  nach  §  47  Eisenbahngesetz 
(vgl.  unten  sub  III). 

In  Oesterreich  wird  die  Staatsaufsicht  durch 
das  Eisen  bahnministerium  und  die  ihm  unter- 
stellte, auch  mit  gewissen  Befugnissen  den 
Staatsbahnen  gegenüber  ausgestattete  General- 
inspektion der  österreichischen  Eisenbahnen, 
und  zwar  zum  Teil  auf  Kosten  der  Privatbahnen 
selbst  (vgl.  franz.  Cahier  des  Charges  Art.  67), 
wahrgenommen.  Konzess.  -  G.  §  12,  E.B.O. 
§§  73  ff.;  V.  V.  28.  Juli  1896,  R.G.B.  Nr.  130, 
Arch.  1896,  S.  993.  In  Ungarn  bestehen  unter 
dem  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und 
Kommunikationen  eine  Generalinspektion  und 
Bezirksinspektorate.  Wegen  des  Aufsichtsrechts 
des  Bundes  über  die  Eisenbahnen  der  Schweiz 
vgl.  oben  sub  2 ;  Eisenbahn-G.  Artt.  31,  3ö ;  Bun- 
desges  v.  28.  Juni  1895,  Arch.  1896,  S.  635; 
Frankreich:  Arch.  1895,  S.  1046.  1896  S.381; 
Italien  daselbst  S.  173;  Russland:  Eisenbahn- 
G.  §  180,  Kaiserl.  Erl.  v.  16./28.  Juni  1892, 
Arch.  S.  1242.  In  England  (G.  v.  1873,  36  and 
37  Vict.  eh.  48 ;  G.  v.  1888 s. oben  sub  1 ;  vgl.  Cohn, 
Engl.  Eisenbahnpolitik  der  letzten  10  Jahre, 
Leipzig  1883  S.  133;  Gneist,  engl.  Verwaltungs- 
recht Bd.  II,  §§  140,  143;  Picard,  Trait6  III. 
S.  190  ff.;  Arch.  1889  S.  1)  und  m  den  Verei- 
nigten Staaten  (vgl.  das  oben  sub  1  genannte 
Bundes^esetz)  sind  nenerdinfi:s  nach  langen 
Verhandlungen  der  gesetzgebenden  Faktoren 
Staatskommissionen  zur  Beaufsichtigimg  der 
Eisenbahnen,  jedoch  vorwiegend  in  Bezug  auf 
Verkehrs-  und  Tarifangelegenheiten,  eingesetzt 
worden. 

13.  Strafrechtlicher  und  polizeilicher 
Schntz.  a)  Straf  recht.  Die  Sachbeschä- 
digung, "wenn  an  einer  Eisenbahnanlage  ver- 
übt, wird  schwerer  als  sonst  bestraft: 
Deutsches  Reichsstrafgesetz  §  305.  Vorsätz- 
liche oder  fahrlässige  Gefährdung  eines 
Eisenbahntransportes  bildet  den  Thatbestand 
besonderer  DeHkte.  Das.  §§  315  f.  Vgl. 
ferner  a.  a.  0.  §§  90  Nr.  2,  243  Nr.  4,  250 
Nr.  3.  OesteiT.  Strafg.  v.  27.  Mai  1852, 
RG.B1.  Nr.  117,  §§  85  c,  175;  Schweiz. 
Strafg.  Artt.  67,  68,  74;  fi-anzös.  G.  v.  15. 
Juli  1845,  Art.  16 ff.;  luxemburg. Eis.Polizeig. 
V.  17.  Dezember  1859,  Titel  IH. 

b)  Bahnpolizei.  Die  Eisenbahnpolizei, 
d.  h.  die  Aufrechterhai tiing  der  Sicherheit 
und  Ordnung  des  Bahnbetriebes,  hat  zu- 
näclist  die  staatsseitige  specielle  Ueber- 
wachung  der  Bahnverwaltungen  in  Bezug 
auf  die  Beobachtung  der  über  die  Be- 
schaffenheit der  Bahnanlage  und  die  Aus- 
führung des  Betriebes  erlassenen  Vorschriften 
zum  Gegenstande.  In  dieser  Beziehung  ist 
sie  bereits  sub  11,  12  behandelt  worden. 

Soweit  dagegen  das  Verhalten  des  Publi- 
kums dem  Bahnbetriebe  gegenüber  in  Frage 
konmit,  ist  die  Ausübung  der  Bahnpolizei 
innerhalb  der  von  der  zuständigen  Staats- 
behörde (Deutsches Reich:  Bundesrat;  Preus- 
sen :  Minister  der  öffentl.  Arbeiten)  getroffe- 


nen allgemeinen  Bestimmungen  den  Balm- 
ver\^'altun gen  selbst,  auch  denjenigen  der 
Privatbahnen,  übertragen.  Diese  üben  die 
Bahnjwlizei  durch  besonders  hierfür  bestellte 
Bedienstete  —  Bahnpolizeibeamte  —  aus 
und  sind  zu  diesem  Zwecke  mit  einzelnen 
Vollstreckungsbefugnissen  (Festnahme  von 
Personen,  vorläufige  Straffestsetzuug)  aus- 
gestattet, innerhalb  gewisser  Grenzen  auih 
befugt,  ihrerseits  gemeingiltige  Ordnungs- 
vorschriften selbst  zu  erlassen.  Vgl.  pn-usj^. 
Eisenbahng.  §  23,  H.B.O.  Abschnitte  P^\  V, 
N.B.O.  Abschnitte  V,  VI,  V.O.  passim. 

Deutachland  ausser  Preussen:  Art.  „Eisen- 
bahnpolizei" in  Stengels  Wort.  d.  D,  Verwal- 
tungsrechts, I,  S.  339,  nachzutragen:  Sachs<:n 
V.  V.  15.  Oktober  1898  Arch.  1899  S.  177; 
Oesterreich:  E.B.O.  §§  93  ff.;  Schweiz:  Eii?€n- 
bahng.  Art.  32,  Bundesges.  v.  18.  Februar  187S: 
Frankreich:  G.  v.  11.  Juni  1842  Art.  9.  Eisen- 
bahnpolizei-G.  v.  15.  Juli  1845  Art.  21.  V.  v. 
15.  November  1846,  v.  20.  Mai  1880  und  v. 
11.  August  1883  (Picard,  Tratte  lU.  S.  64d  if;: 
Belgien:  G.  v.  25.  Juli  1891  Arch,  1892  S.  875; 
Luxeraburj? :  provisorisches  Verwaltungs-Regle- 
ment V.  18.  August  1859. 

B.  Einseliies. 
1.  Die  allgemeine  Verwaltung. 

14.  Organisation.  Für  die  Organisation 
der  Privatverwaltungen  bestehen  meist  (vgl. 
je^loch  z.  B.  österr.  E.B.O.  §  59)  geram- 
gültige  staatliche  Vorschriften  eisenbahn- 
rechtlicher Natur  nicht,  pflegen  indessen  in 
den  Konzessionen  Bestimmungen  getroffen 
zu  werden  (Errichtung  eines  Vorstandes: 
Besetzung  desselben  mit  Personen,  welche 
gewissen  Anforderungen  genügen;  Bestäti- 
gimg der  3Iitglieder  durch  die  Staatsverwal- 
tung). Einige  Satzungen  des  allgemeinen 
Rechts,  namentlich  des  Handelsrechte 
(Aktiengesellschaften!)  kommen  hier  in 
Betracht  —  Die  Organisation  der  Staati?- 
bahnverwaltungen  ist  überall  durch  beson- 
dere Gesetze  oder  Veroi-dnungen  geregelt. 
Reichseisenbahnen  in  Elsass-Lothringen  V.  v. 
9.  Dezember  1871  (E.G.B.  S.  480)  und  Erlas:) 
des  Reichskanzlers  vom  18.  desselben  Monat» 
(nicht  veröffentlicht);  Preussen:  V.  v.  15.  De- 
zember 1894,  G.S.  1895,  S.  11;  Bayern:  V. 
V.  24.  Dezember  1896,  Arch.  1897,  S.  356; 
Sachsen:  M.E.  v.  16.  Oktober  1898,  Arch. 
1899,  S.  170;  Württemberg:  V.  v.  30.  Märe 
1890,  Arch.  1891,  S.  166;  Baden:  V.  v.  22.  No- 
vember 1898,  Arch.  1899,  S.  389;  Mecklenburg: 
V.  V.  29.  Januar  1890,  Arch.  S.  675;  Oester- 
reich: Organisationsstatut  und  Kundmachang: 
V.  28.  Juli  1896  E.G.B.  Nr.  16,  129  (Arch.  1S96 
S.  359,  992,  1034).  Ungarn:  V.  v.  30.  Dezem- 
ber 1885,  Arch.  1886,  S.  254.  Schweiz:  Bundes- 
G.  V.  15.  Oktober  1897,  Arch.  1898,  S.  610 
(Ab'schn.  II.).  Frankreich:  V.  v.  10,  Dezember 
1895,  Arch.  1896,  S.  809.  Schweden:  V.  v. 
15.  Oktober  1897,  Arch.  1898,  S.  1414. 

15.  Verwaltang    der   Personalange- 
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legenheiten.  Im  Dienste  der  Staatsverwal- 
tungen werden  zu  den  untergeordnetsten 
Verrichtungen  Arbeiter,  welche  lediglich  in 
j-rivatrechtlichem  Veitragsverhältnisse  zur 
wTwaltung  stehen,  im  übrigen  Beamte  ver- 
vendt^t.  deren  RechtssteUimg  im  allgemeinen 
liejonise  aller  Staatsbeamten  ist.  Zu  den 
AiUiitern  gehöi-en  rechtlich  meist  auch  die 
•!«wnannten  Hilfsbeamten,  welche  im  pri- 
vatrechtlichen  Veitragsverhältnisse ,  aber 
für  eine  sonst  den  Beamten  vorbehaltene 
Thärigkeit  angenommen  sind  und  entweder 
zu  vorübergehender  Aushilfe  oder  mit  der 
Aufsicht  demnächstigen  Einrückens  in  eine 
ßj-amtenstelle  beschafligt  werden.  Die  Be- 
amten wenlen  nach  der  Bedeutimg  der  ihnen 
ül-f-rtra^enen  Verrichtungen  in  zwei  (höhere 
m\  niedere)  oder  drei  (höhere,  mittlere, 
lii^nlere;  so  in  Preussen)  Gruppen  eingeteilt, 
rir  deren  jede  die  Anfordenmgen  hinsieht- 
ih  der  Vorbildung,  die  Ajistellungsbe- 
'lir.;Lningen  und  die  sonstigen  Dienstverhält- 
nL>^^  verschieden  geregelt  sind. 

R'i  Privatbahnen  finden  sich  gleichartige 
rntci-scheidimgen ;  namentlich  stehen  die  in 
•i^'D  oberen  Stellen  befindlichen,  ebenfalls 
Bfamte«  genannten  Bediensteten  in  beson- 
'l'-N  festen  vertraglichen  Beziehungen  zur 
y^Twaltimg.  Eigentilmliche  und  verschie- 
lirnartige  Rechtsverhältnisse  treten  bei  den 
An£;»-j;tellten  im  Dienste  der  vom  Staate  ver- 
Vidteten  Privatbahnen  hervor. 

In  Bezug  auf  die  Auswahl  der  anzustel- 
1»  ii'lf ü  Personen  bestehen  für  alle  Bahnver- 
waltuiiiren,  staatliche  wie  private,  einige 
Pi^^hränkungen  eisenbahnrecntlicher  Natiu*. 

a)  Mit  der  Handhabung  der  Bahnpolizei 
dürfen  im  Deutschen  Reiche  nur  solche 
Personen  betraut  werden,  welche  gewissen 
Anforderungen  in  Bezug  auf  Alter,  sittliche 
Führung,  Vorbildung  entsprechen.  H.B.O. 
Absr/hnitt  V,  N.B.O.  Abschnitt  VI,  Bundes- 
rat^ljestimmungen  —  auch  über  die  Befähi- 
nng  zum  Lokomotivführer  —  v.  5.  Juli  1892, 
K.G:B.  S.  723. 

b)  Seitens  der  deutschen  Staatsbahnen 
aiusj^n  gewisse  Beamtenstellen,  für  deren 
Wahrnehmung  nicht  eine  besonders  geartete 
Vorbildung  notwendig  ist,  das  Vorhanden- 
>»  in  g;eeigneter  Bewerber  vorausgesetzt,  ent- 
^'l'^ler  aus.schliesslich  oder  zu  einem  be- 
>t:mmten  Prozentsatze  an  civilversorgimgs- 
^>- i>xhtigte  Militäranwärter  verliehen  werden 
^'  77  des  R.G.  v.  27.  Jimi  1871,  R.G.B.  S. 
-':.3,  Ausfühnmgsvorschrift  R.C.B.  1882,  S. 
^^}'  Den  Privatbahnen,  auf  welche  sich 
^ii^  Vorschrift  gesetzlich  nicht  erstreckt, 
vinl  in  den  Konzessionsbedingimgen  die 
?i»'i<he  Verpflichtung  auferlegt.  Für  Oester- 
^•if•ll  vgl  Wehrg.  v.  5.  Dezember  1868, 
KG.B.  Nr.  151  §  38,  G.  v.  19.  April  1872, 
R.ü.B.  Nr.  60.    Für  Frankreich :  cahier  des 


charges  art.  65,  G.  v.  24.  Juli  1873,  Palaa, 
Dictionnaire  suppl.  art.  *emplois'. 

c)  Nach  §  320  des  deutschen  Strafge- 
setzbuches dürfen  Personen,  welche  auf 
Gnmd  des  §  319  a.  a.  0.  straf  gerichtlich 
für  unfähig  ziu*  Beschäftigung  im  Bahn- 
dienste  oder  in  einzelnen  Zweigen  desselben 
erklärt  sind,  darin  nicht  weiter-  oder  wieder- 
beschäftigt werden. 

Den  Privatbahnen  werden  in  den  Kon- 
zessionen vielfach  Bedingimgen  hinsichtlich 
der  Vorbildung  etc.  der  leitenden  Beamten 
vorgeschrieben.  Nach  österr.  E.B.O.  §  61 
müssen  die  Privatbahnen  die  Namen  aller 
ihrer  Angestellten  in  laufenden  Nachwei- 
sungen dem  Handelsministerium   anzeigen. 

Die  Arbeitszeit  der  Bahnbediensteten  ist 
gesetzlich  geregelt  durch  das  Schweiz.  Bun- 
desg.  v.  27.  Juni  1890  (Arch.  1890,  S.  1084; 
1894  S.  670).  Vgl.  ferner  das  engl.  G.  v. 
27.  Juli  1893,  Arch.  1896,  S.  678.  Im  Ver- 
ordnungsw^ege  sind  hierüber  Bestimmungen 
getroffen  u.  a.  für  Preussen  (E.V.B.  1897, 
S.  397,  1898  S.  25),  Oesterreich  (V.B.  1898 
S.  489,  Ai-ch.  1898,  S.  371),  Frankreich 
(Picai-d,  Traitö  III,  S.  85  ff.). 

Wegen  der  Fürsorge  für  dienstimfähig 
gewordene  Bedienstete  und  für  die  Hinter- 
bliebenen von  Bediensteten  vgl.  die  Artikel 
»Besoldung  undBesoldungspolitik« 
(oben  Bd.  II  S.  632 ff.)  und  »Witwen-  und 
Waisenversorgung«,  wegen  der  Ansprüche  der 
Bediensteten  und  ihrer  Hinterbliebenen  bei 
Verletzungen  im  Betriebe  den  Artikel  »Un- 
fallversicherung« . 

16.  Finanzverwaltnng.  Bei  den  Staats- 
bahnen gelten  im  allgemeinen  die  für 
die  übrigen  Staatsverwaltungen  massgeben- 
den Grundsätze.  Die  Verwendung  der 
Ueberschüsse  ist  in  Preussen  durch  ein  be- 
sonderes G.  V.  27.  März  1882,  G.S.  S.  214 
geregelt  (sogenannte  finanzielle  Garantie  für 
eine  sachgemässe  Staatsbahn  Verwaltung). 
Demzufolge  ist  von  dem  nach  Verzinsung 
der  Staatseisenbahnkapitalsschuld  übrig  blei- 
benden Betrage  des  Jahresüberschusses  zu- 
nächst eine  Summe  von  2  200  000  Mark  zur 
Ausgleichung  eines  etwaigen  Fehlbetrages 
im  allgemeinen  Staatshaushalte  heranzu- 
ziehen. Weitere  Ueberschüsse  dürfen  erst 
dann  für  allgemeine  Staatszwecke  verwendet 
werden,  nachdem  eine  Tilgung  der  Eisen- 
bahnkapitalsschuld bis  ziu-  Höhe  von  ^U^lo 
derselben  erfolgt  ist.  —  Das  schweizerische 
Bundesg.  v.  15.  Oktober  1897,  Arch.  1898, 
S.  610  (s.  oben  unter  2)  bestimmt  in  Art.  8, 
dass  das  Rechnungswesen  der  Bundesbahnen 
von  dem  übrigen  Rechnungswesen  des  Bun- 
des getrennt  zu  halten  ist  und  dass  von  den 
Ueberschüssen  ein  Fünftel  zur  Bildung  eines 
Reservefonds,  der  Rest  zur  Hebung  und  Er- 
leichterung des  Verkehrs  (Tarifherabsetzun- 
gen, Erweiterung  des  Netzes)  verwendet  wird. 
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Der  Erwerb  des  Unternehmens  der  Hes- 
sischen Lndwigseisenbalin  durch  das  König- 
reich Preussen  und  das  Grossherzogtum 
Hessen  hat  zu  einer  eigenartigen  Verbin- 
dung der  Staatsfinanzen  beider  Länder  ge- 
fülirt,  indem  durch  den  Staatsvertrag  v.  23. 
Juni  1896  (preuss.  ö.  v.  16.  Dezember  1896 
G.S.  S.  215)  der  gesamte  Eisenbahnbesitz 
Preussens  und  Hessens  zu  einer  Betriebs- 
und Finanzgemeinschaft  vereinigt  worden  ist. 

Die  Finanzverwaltung  der  Privatbahnen 
unterliegt  einer  ständigen  Staatskontrolle. 
In  Preussen  wird  den  zum  Bahnbau  kon- 
zessionierten Aktiengesellschaften  in  der 
Konzessionsurkunde  die  Höhe  und  die  Art 
der  Aufbringung  des  Baukapitals  vorge- 
schrieben. NsLch.  §  6  des  Eisenbahngesetzes 
bedarf  bei  späteren  Kapitalsvermehrungen 
die  Ausgabe  neuer  Aktien  der  landesherr- 
lichen, die  Aufnahme  von  Gelddarlehen  der 
ministeriellen  Genehmigung.  Die  Geneh- 
migung erfolgt  durch  Verleihung  eines 
zur  Veröffentlichung  gelangenden  Privi- 
legs. Aehnlich  österr.  Konz.-Ges.  §  10  i. 
In  Oesterreich  muss  der  Ausgabe  von  Priori- 
tätsobligationen die  Eintragung  des  Pfandrechts 
der  Inhaber  an  der  dafür  haftenden  bücherlichen 
Einheit  (s.  imten  sab  20)  vorangehen.  Vgl.  hier- 
über und  über  die  Rechte  der  Prioritätsgläubiger 
G.  V.  19.  Mai  1874,  R.G.B.  Nr.  70  §§  48  ff., 
Haberer,  Oesterr.  Eisenbahnrecht,  8.  72  ff.,  148  ff., 
vgl.  weiter  Schweiz.  Bundesges.  v.  24.  Juni  1874 
(Liqnidationsgesetz)  Abschn.  I  Pfandbuchverord- 
nung V.  13.  September  1874.  Frankreich:  Pi- 
card,  Trait6  H,  S.  169  ff.  —  S.  auch  Roll,  Encyklo- 
pädieArt.Eisen  bahn  schuld  enBd.IIIS.1292. 

Ferner  unterliegt  in  Preussen  die  Ver- 
wendung der  Jahresüberschüsse  der  Privat- 
bahnen, namentlich  die  Festsetzung  der  Divi- 
denden für  die  Aktien,  ministerieller  Ge- 
nehmigung. Aus  den  üeberschüssen  müssen 
Reserve-  imd  Emeuerungsfonds  gebildet  und 
dotiert  werden.  Eisenbahngesetz  §§  33,  38. 
Nicht  praktisch  geworden  ist  die  Vorschrift 
im  §  33  cit.  (vgl.  auch  Schweiz.  Norm-Kon- 
zession Art.  24;  ältere  englische  Konzes- 
sionen, engl.  G.  V.  1844,  7  and  8  Vict.  c.  85), 
wonach  eme  Herabsetzung  der  Tarife  ein- 
treten soll,  sofern  der  Gewinn  des  Unter- 
nehmens zehn  Prozent  des  angelegten  Kapi- 
tals übersteigt. 

Zur  Ermöglichung  der  staatlichen  Finanz- 
aufsicht muss  der  Privatunternehmer  genaue 
Rechnung,  meist  (z.  B.  in  Deutschland, 
Oesterreich,  der  Schweiz,  Frankreich)  nach 
einem  vorgeschriebenen  Schema  (Normal- 
buchungsformular) führen  und  aUjährlich 
der  Regierung  einreichen.  Preuss.  Eisen- 
bahngesetz §  34,  österr.  Eisenbahnordnung 
§  64.  Ein  besonderes  Interesse  hat  der 
Staat  an  einer  ordnungsmässigen  Wirtschaft 
der  Privatbahnen,  wenn  er  selbst  bei  diesen 
finanziell  beteiligt  ist,  sei  es  durch  üeber- 
nahme  eines  Teüs   des  Kapitals  oder  auch 


einer  Zinsbürgschaft,  Gewährung  ruckzalil-; 
barer  Vorschüsse,  Anteil  an  den  Üeber- 
schüssen u.  dgl.  Vgl.  den  Staatsvertrag  v.l 
11.  Juni  1872  zwischen  dem  Deutscheiii 
Reich  und  Luxemburg  über  die  Verwal-I 
tung  der  Wilhelm  -  Luxemburg*  -  Bahneol 
durch  das  erstere  (R.G.B.  1872,  S.  4:>1); 
§§  10 ff.;  femer  österr.  G.  v.  14.  DezemlK?r 
1877,  R.G.B.  Nr.  112.  Sehr  eingeheuüei 
Vorschriften  über  die  Finanz  Verwaltung  ent-^ 
halten  die  italienischen  (Arch.  1886,  S.  3(^4} 
und  die  niederländischen  (Arch.  1892,  S.  470,: 
756,929)  Betriebsüberlassungsverträge;  vg]. 
auch  das  franz.  G.  v.  20.  November  lss3 
nebst  den  zugehörigen  gleichartigen  Ver-| 
trägen  (Ai^ch.  1884,  S.  51  und  Picanl.i 
Trait6  II,  S.  431  ff.).  In  der  Schweiz  sindl 
die  Vorschriften  des  Bundesg.  v.  21.  I>>j 
zember  1883  über  das  Rechnungswesen  der; 
Eisenbahngesellschaften  durch  das  G.  v.  27.! 
März  1896  (Arch.  1896,  S.  1191)  und  diel 
in  dessen  Ausführung  vom  Bundesrat  am! 
6.  Apiil  1897  erlassenen  Bestimmungen  | 
(Arch.  1897,  S.  1037)  ersetzt  wonien.  (Ueber: 
den  Zusammenhang  des  neuen  Rechnung?-: 
gesetzes  mit  dem  in  Aussicht  genommenen; 
Erwerb  der  Privatbahnen  durch  den  Bund' 
vgl.  Weissenbach  im  Arch.  1898,  S.  221, 417.) 
üeber  die  Besteuerung  der  Eisenbahnen 
s.  den  Art.  Eisenbahnsteuor. 

2.  Die  Betriebsverwaltang. 

17.  Der  Betrieb   im   engeren   Sinne.: 

Wegen  der  Beschaffenheit  der  Betriebsmittel 
und   der  technischen  Ausfühnmg   des  Be- 
triebes vgl.  H.B.O.  und  N.B.O.  Abschn.  U 
und  III  und  die  weiteren  oben  sub  11  ange- 1 
gebeuen  Verordnungen  etc.     Der  betrieb-^-  i 
fähige  Zustand  der  Bahnanlage  und  der  Be  i 
triebsmittel   muss    seitens    der  Verwaltunir ; 
durch   regelmässige   Revisionen    überwaclit ; 
werden.    Für  die  der  Inbetriebsetzung  vor- 
angehende technisch-polizeiliche  Prüfmig  der 
Lokomotiven  (vgl.  den  Art. Darapfkessel-i 
p  0 1  i  z  e  i  oben  ö.  108  ff.)  sind  besondere  Vor- 1 
Schriften  ergangen,  nach  welchen  dieselbe  nur 
bei  Staatsbahnen  von  der  Bahnverwaltiuij^ ! 
selbst  ausgeführt  werden  darf.    Arch.  18>c3, 
S.  156,  1886,  S.  211,  419-;  E.V.B.  1897,  S.  93: 
Roll,  Oesterr.  Eisenbahnges.,  S.  343  ff. 

Die  Fahrpläne  der  Privatbahnen  müssen  ! 
der  Aufsichtsbehörde  zur  Genehmigung  (vgl 
die  im  Arch.  1894  S.  374  abgedruckte  Ent- 
scheidung des  deutschen  Reichsgerichts)  vor- 
gelegt werden.  Die  italienisclie  Regierung 
hat  sich  in  den  Betriebsüberlassungsver- 
trägen die  Aufstellung  der  Fahrpläne  vor- 
behalten (Arch.  1886,  S.  364).  Für  die  i 
Schweiz  vgl.  V.  v.  20.  Januar  1899,  Eidgen. 
G.S.  S.  36.  —  Ausführliches  im  Art.  ^Fahr- 
plan« in  Röüs  Encykl.  Bd.  IV,  S.  1524. 

Zur   Erleichterung   des    durchgehenden 
Verkehrs   sind   die  Bahnverwaltungen  ver- 
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[fliehtet,  den  Uebergang  von  Wagen  frem- 
ier  Verwaltungen,  insbesondere  von  Güter- 
wAgen  auf  ihre  Linien  unter  gewissen  Be- 
lingiiDgen  zu  gestatten.  Reichsverf .  Art.  44 ; 
Vterr.  Konz.-G.  §  10  g;  Schweiz.  Eisenbahng. 
.\rt  :j3.  Die  Einzelheiten  des  Wagenüber- 
Tansrs  sind  von  den  Verwaltungen  im  Ver- 
inuKwege  geregelt  (Wagenregulaliv  des  so- 
^piiannten  Staatsbahnwagenverbandes,  wel- 
'hiT  die  preussischen  Staatsbahnen,  die 
'i^Vitschen  Reichsbahnen  und  mehrere  kleinere 
X'^tze  umfasst ;  Wagenregulativ  des  Vereins 
<leut$cher  Eisenbahnverwaltimgen  u.  a.  m.). 

Teber  die  Frage,  ob  die  Betriebsmittel 
'i^^r  gerichtlidien  Pfändung  unterliegen,  vgl. 
rntrQ  sub  20. 

18.  FortsetEnng:  Yerhaltnis  zur  Mili- 
tär-. Post-,  Telegraphenverwaltang  und 
zur  offentUchen  Gesundheitspflege.  — 
Dk«  militärische  Bedeut\ing  der  Eisen- 
^öiinen,  namentlich  im  Kriegsfalle  (Beschleu- 
lilLMins:  des  Aufmarsches  der  Armeeen,  Ver- 
Mhif^buug  grosser  Truppenverbände  auf 
wtitt^re  Entfernungen,  Verproviantienmg  der 
Tnippen  etc.;  andererseits  die  Gefalu*  einer 
HenntzuDg  durch  den  Feind),  hat  aUent- 
.lallien  dazu  geffihrt,  den  Eisenbahnen  weit- 
Z'-lenüe  Verbindlichkeiten  im  militärischen 
Interesse  aufzuerlegen.  In  Deutscliland 
iR^riihsverf.  Art.  47)  müssen  alle  Bahn  Ver- 
waltungen den  Anforderungen  der  Reichs- 
•churden  in  betreff  der  Benutzung  der  Eisen- 
'Qhnen  zum  Zwecke  der  Landesverteidigung 
Folire  leisten,  insbesondere  das  Militäi-  und 
ii^  Kriegsmaterial  zu  gleichen  ermässigten 
>&tz»}n  befördern.  In  Ausführung  dieser 
Veriassungsvorschrift  sind  für  den  Kriegs- 
fiU  die  Verwaltungen  diu-ch  das  R.G.  v.  13. 
hm  1873,  RG.B.  S.  129  §§  28—31  ver- 
['öif'htet  worden,  Wagen  mit  der  für  die 
Ivfonlerung  von  Mannschaften  und  Pfer- 
'i^-Q  erfoi-derlichen  Ausrüstung  vorrätig  zu 
halten,  die  Beföi-derung  der  bewaffneten 
Macht,  der  Kriegsmarine  und  der  Kriegs- 
Mürfnisse  zu  übernehmen  sowie  ihr  Per- 
^iQai  und  Material  herzugeben.  Die  Bahn- 
verwaltungen auf  dem  Kriegsschauplatze 
r.ü  i  in  dessen  Nähe  müssen  bei  ihrem  Be- 
triebe überhaupt  jeder  Anordnung  der 
Militärbehörde  nachkommen.  Auch  im  Frie- 
JtD  haljen  die  Eisenbahnen  die  bewaffnete 
Macht  und  das  Material  des  Landesheeres 
cDd  der  Marine  gegen  Vergütung  zu  beför- 
,  ^^  13.  Februar  1875  _  _,  _  ..^_ 
'^;  "^'  ^'^'  ^-  24.  Mai  1898  ^•^'^'  ^^^^' 
;^.  360,  §  1.5.  Die  Einzelheiten  sind  geregelt 
n  rier  Müitärtransportordn.  v.  18.  Januar 
1^90.  R.G.B.  S.  15. 

In  Oesterreich  ist  der  Privatunternehmer 
jach  §  10  f  dea  Konz.-Ges.  verpflichtet,  der 
Militärverwaltiing  zur  Beförderung  von  Truppen 
''ler  MüitärefiFekten  alle  Transportmittel  der 
Bahn  gegen   Vergütung    nach   Massgabe   des 
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MUitärtarifs  der  Staatsbahnen  zur  Verfügung 
zu  stellen.  Vgl.  ferner  E.B.O.  §§  69,  70,  Vor- 
schr.  V.  1.  Januar  1871  (Roll,  Oesterr.  Eisen- 
bahnges.  S.  590  fF.).  —  Schweiz:  Eisenbahnges. 
Artt.  24  ff.;  Militärorganis.  v.  13.  November 
1874  Artt  206  ff.;  Frankreich:  G.  v.  28.  De- 
zember 1888,  Arch.  1889,  S.  139,  294,  460.  Vgl. 
ferner  Arch.  1888,  S.  114  (Schweiz),  S.  116 
(Belgien).  —  Näheres  im  Art.  Mil  itärbef  örde- 
rung  in  RöU's  Encykl.  Bd.  V,  S.  2400. 

Zur  Aufrechterhaltung  eines  geordneten 
Eisenbahndienstes  im  Kriegsfalle  bleibt  das 
Balinpersonal  ganz  oder  teilweise  vom 
Waffendienste  befreit.  Für  das  Deutsche 
Reich  vgl.  die  Citate  bei  Endemann,  Preuss. 
Eisenbahnrecht  S.  156;  österr.  Wehrgesetz 
§  26;  Schweiz.  Militärorganis.  Art.  2. 

Beziehungen  zur  Postverwal- 
tung. Der  Ausbau  des  Eisenbahnnetzes 
nötigte  die  Postverw^altungen,  einen  Teil 
ihres  Betriebes  (Personen-  und  Gepäckbe- 
förderung!) aufzugeben  oder  doch  w^esent- 
lich  einzuschränken  und  für  die  ihnen  ver- 
bleibenden Transporte  von  Nachrichten, 
Packeten,  Wertsendungen  etc.  nach  Möglich- 
keit die  Eisenbalmen  zu  benutzen.  In  letz- 
I  terer  Beziehung  sind  daher  allgemein  durch 
Gesetz  oder  Konzession  den  Eisenbahnen 
dementsprechende  Verpflichtungen  auferlegt 
\md  die  Bedingungen  vorgeschrieben  worden, 
unter  welchen  sich  die  Bahnen  in  den  Dienst 
der  Post  zu  stellen  haben.  Wo,  wie  in 
Pi-eussen,  das  Postregal  bestand,  nahmen 
diese  Vei-pflichtungen  gleichzeitig  den  Cha- 
rakter einer  Schadloshaltung  für  die  der 
Post  nunmehr  entgehenden  Transportein- 
nahmen an  (Eisenbahnges.  §  36). 

Im  Deutschen  Reiche  —  ausser  Bayern 
und  Württemberg  (vgl.  wegen  dieser  Staaten 
den  Art  Eisenbahnwesen  in  Stengels  Wöi-ter- 
buche  des  Deutschen Verwaltimgsrechts  Bd.  I, 
S.  353)  —  ist  jetzt  das  sogenannte  Eisen- 
balmpostgesetz  v.  20.  Dezember  1875,  R.G.B. 
S.  318  (vgl.  dazu  die  Vollzugsbestimmungen 
des  Reichskanzlers,  R.C.B.  187.6,  S.  87,  1878, 
S.  261.  1882,  S.  4)  massgebend.  Danach  ist 
im  allgemeinen  der  Bahnbetrieb  in  thun- 
hchste  Uebereinstimmung  mit  den  Bedürf- 
nissen des  Postdienstes  zu  bringen,  ohne 
dass  jedoch  seitens  der  Postverwaltung  die 
Einlegung  besonderer  Züge  verlangt  werden 
kann.  Unentgeltlich  müssen  ferner  alle  Voll- 
bahnen mit  jedem  fahrplanmässigen  Zuge 
befördern:  entweder  einen  Postwagen  mit 
den  zugehörigen  Sendungen  (^Pakete  jedoch 
nur  bis  zum  Einzelgewichte  von  10  kg)  und 
Gerätschaften  und  dem  Begleitpersonal  oder 
Briefbeutel,  Brief-  und  Zeitungspakete  mit 
einem  begleitenden  Beamten.  Die  Post- 
wagen beschafft  die  Postverwaltung;  an 
ihre  Stelle  kann  jedoch  auch  eine  auf 
Kosten  der  Post  einzurichtende  Abteilung 
eines  Eisenbahnwagens  gegen  Mietszahlung 
seitens  der  Post  treten.  Mehrleistungen 
Auflage.    III.  33 
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haben  sich  die  Bahnen  zwar  im  Bedarfsfalle 
zn  untemehen ,  jedoch  nur  gegen  Ent- 
schädigung. Auf  Privatbahnen,  welche  sclion 
vor  Erlass  des  Gesetzes  konzessioniert  waren, 
findet  dieses  nicht  ohne  weiteres  Anwendung. 
In  Oesterreich  (E.B.O.  g  68  u.  G.  v.  31.  De- 
zember 1894,  Arch.  1895,  S.  414,  Art.  II.) 
müssen  die  Bahnverwaltungen  die  Post  uach 
Ma.s3gabe  der  hierüber  vom  Eisenbahnministerium 
erlassenen  Bestimmungen  und  der  Konzessionen 
unentgeltlich  befördern.  Näheres  bei  Roll, 
S.  387  ff.  Schweiz:  Eisenbahnges.  Art.  19; 
Frankreich :  Cahier  des  charges  Art.  66  (wegen 
der  Paketbeförderung  vgl.  Picard,  Traite  IV, 
S.  1027.).  —  Andere  Länder:  Roll,  Encykl. 
Art.  Postbeförderung  Bd.  VI,  S.  2680. 

Telegraphenverwaltung.  Die  Ei- 
senhahnen bediirfen  für  Zwecke  ihres  Be- 
triebes der  Telegraphie  \\nd  legen  neben  den 
Bahnlinien  herlaufende  Telegi-aphenleitungen 
an,  deren  Richtung  sich  natui-gemäss  nüt 
derjenigen  der  allgemeinen  Telegraphen- 
leitungen im  wesentlichen  deckt.  Das  beider- 
seitige Verhältnis  ist  im  deutschen  Reichs- 
telegraphengebiete ^Endemann,  Preuss.  Eisen- 
bahni-echt,  S.  485.  vgl.  österr.  Konz.-G.  §  10  h, 
Schweiz.  Eisenbahng.  Art.  22,  franz.  cahier 
des  charges  Art.  58)  dahin  geregelt,  dass 
die  Reichstelegraphenverwaltung  das  Bahn- 
eigentum zur  Anlage  ihrer  Linien,  die  Bahn- 
verwaltung ftlr  ilire  Zwecke  die  Stangen  des 
Reichstelegraphen  unentgeltlich  benutzen 
darf,  dass  beide  sich  bei  Betriebsstörungen 
auszuhelfen  haben  und  dass  die  Balmver- 
waltung  unter  gewissen  Umständen  und  Be- 
dingungen auch  solche  Telegramme  (nament- 
lich von  Reisenden)  annehmen  und  befördern 
darf,  welche  nicht  Angelegenheiten  des 
Bahndienstes  betreffen. 

Oeff  entliche  Gesundheitspflege. 
Besondere  Voi-schriften  zur  Beseitigung  der 
Ansteckungsgefahr  bei  der  Viehbef Order ung 
auf  Eisenbahnen  enthalten  das  deutsche  R.G. 
V.  25.  Februar  1876,  R.G.B.  S.  103  und  die 
Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  über 
Geflügelbefördenmg  vom  2.  Februai*  1899 
RG.B.  S.  11.  Ueber  die  bei  Cholei-agefahr 
zu  ergi-eifenden  Massnahmen  trifft  der  M.E. 
V.  7.  September  1892  (E.V.B.  S.  275)  Be- 
stimmmig.  —  Oesterreich:  Roll,  OesteiT. 
Eisenbahng.  Abschnitt  XVllI.  Schweiz: 
Arch.  1887,  S.  309. 

19.  Der  Verkehr.  Neben  den  staatsseitig 
erlassenen  Betriebsreglements  (oben  sub  11) 
bestehen  vielfach  derartige  Reglements, 
welche  von  den  Bahn  Verwaltungen  selbst 
als  allgemeine  Bedingimgen  für  die  abzu- 
schliessenden  Beir)rderungsverträge  aufge- 
stellt sind.  (Ueber  die  rechtliche  Ver- 
schiedenheit beider  Arten  von  Reglements 
vgl.  den  Artikel  »Eisenbahnbetriebsregie- 
ment«  in  Stengels  V^öiterbuche  I,  S.  335.  j 
Durch  den  Inhalt  des  neuen  H.G.B.  —  i 
§§  454,  471,  472  —  hat  die  YO.  die  ihr 


bisher  fehlende  Eigenscliaft  einer  :>Recht^- 
verordnung<.  erlangt.)  Von  solchen  Privat- 
reglements ist  hier  das  Betriebsix?glemeat 
des  Vereins  deutscher  Eisenbahn  Verwaltungen 
V.  1.  Januar  1893  zu  erwähnen,  welches  für 
alle  Transporte  im  Wechsel  verkehre  ihr  zu 
dem  Vei-eine  gehörigen  Bahnen  massg*fbend 
ist,  im  wesentlichen  übrigens  mit  der  \o:\ 
dem  Bundesrate  erlassenen  V.O.  (und  dem 
Berner  üebereiukommen)  übereinstimmt. 

Wegen  des  Inhalts  der  für  den  Eisen- 
bahnverkehr massgebenden  staatlicheuSatzun- 
gen  sowie  wegen  der  aus  dem  Transpnl- 
geschäfte  entspringenden  piivatrechtliehen 
Beziehungen  zwischen  Eisenbahn  und  Publi- 
kum muss  auf  die  Artt.  Eisenbahn tarif- 
wesen  und  Eisenbahnfrachtrecht 
verwiesen  werden. 

Neuerdings  sind  in  zahlreichen  Staaten 
(zuerst  für  die  Reichseisenbahnen  in  Eisass- 
Lotliringen)  im  Gesetzes-  oder  Yerordnungs- 
wege  Bestimmungen  ergangen,  denen  zufolge 
seitens  der  Staatsbahnverwaltungen  bei  der 
Entscheidung    über    w^ichtigere    Verkehrs- 
(namentlich    Fahrplan-    und    Tarif-)    Ange- 
legenheiten Vertreter  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft, des  Handels  und   der  Inclu;?trie 
zu  gutachtlicher  Aeusserung  zugezogen  wer- 
den müssen  (»wirtschaftliche  Garantie v  für 
saehgemfisse     Staatsbahnverwaltung).       Zu 
diesem    Zwecke    sind    besondere    Kori»er- 
schaften,  sogenannte  Eisenbahnbeiräie, 
gebildet,  deren  Mitglieder  teils  regierungs- 
seitig ernannt,  teils  von  den  Interessenien 
durch    Vermittelung    der  Handelskammern, 
landwirtschaftlichen    Vereine    etc.    gewühlt 
werden.     Preuss.  G.  v.   1.  Juni  18^2,  G.S, 
S.  313   betr.   die  Einsetzung  von   Bezi^k^- 
eisenbahnräten  und  einesLandeseisenbahnrats. 
Zusammenstellung  für   das  übrige  Deutschland 
in  dem  Art.  Eisen  bahn  heirate  in  St^^ngrls 
Wörterbuch  I,  S.  331  (nachzutragen:  Mecklenb. 
V.  V.  12.  Mai  1890,  Arch.  1890,  S.  691).    Oester- 
reich   (Staatseisenbabnrat) :    Kundmachung    r. 
19.   Februar  1897,   Arch.   S.  568.     Dänemark: 
Arch.  1887,  S.  133.     Aehnliche   Einrichtungen 
in  Frankreich  (Comite   consultatif  des  chemius 
de  fer,  Arch.  1898,  S.  1410)  und  Italien  (consi-  I 
glio  delle  tariffe  delle  strade  ferrat«,  Arch.  IN^, 
S.   267).    In   der   Organisation    der    schweize-  j 
rischen  Bundesbahnen   (G.  v.  15.  Oktober  18^7, 
Arch.  1898,  S.  610)   sollen    die   Kreiseisenbalin-  j 
rate   (neben   anderen  Funktionen)   eine  beirät-  I 
liebe  Thätigkeit  ausüben   (Ges.  Art.  30),    yr^h-  j 
rend  der  Verwaltungsrat  (Ges.  Artt.  16  ff.)  eine  | 
zu   wichtigen    Entscheidungen    berufene    Ver- 
waltungsinstanz  darstellt. 

Endlieh  kommt  hier  das  Verhältnis  der 
Eisenbahnen  ziu:  Zollverwaltung  iuBi^* 
tracht.  Für  das  Deutsche  Reich  ist  iks- 
selbe  geregelt  diu-ch  das  Vereinszollg.  v. 
1.  Jiüi  l.SOO,  R.G.B.  S.  317  und  die  in 
E.V.B.  1888  S.  201  ff.  abgedruckten  Aus- 
führungsvorschrifteu.  —  Für  OestemL'ieh  s. 
Roll,  Oesterr.  Eisenbahng.  Absclin.  XX. 
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3.  Die  Bauverwaltung. 

20.  Das  Bahneigentnni.  Die  Bahnan- 
hce  mit  aUem  für  den  Betrieb  nötigen  be- 
weglichen und  unbeweglichen  Zubehör  wird 
vom  Standpunkte  des  Privatrechts  aus  als 
eine  Sachgesamtheit  angesehen.  Theoretisch 
miu«  diese  Sachgesamtheit  insoweit  als  res 
extra  commercium  gelten,  als  wieder  dem 
(IVivat-)  Unternehmer  noch  Dritten  die 
nächtliche  Möglichkeit  gegeben  sein  darf, 
ohne  Genehmigung  der  staatlichen  Aufsichts- 
behörde die  Bahnanlage  oder  Zubehörstücke 
dorselben  ihi-er  Bestimmung  zu  entziehen. 
Lf^ranach  würden  weder  freiwillige  Ver- 
äu>?erungen  noch  Eingiiffe  im  AVege  der 
Zwangsvollstreckung  oder  des  Arrestes  ohne 
weiteres  für  zulässig  erachtet  werden  können ; 
selbst  im  Falle  widerrechtlicher  Inbesitz- 
Dalime  seitens  des  Unternehmers  würde  dem 
Bgentümer  nicht  ein  Anspruch  auf  Heraus- 
gak\  sondern  nur  eine  Ei-satzforderung  zu- 
stehen. In  Deutschland  sind  die  Versuche, 
i^ichsgeset^ich  diese  Fi-age  zu  regeln,  nicht 
voQ  &folg  gewesen.  Nur  ist  durch  R.G. 
V.  3.  Mai  1886  (R.G.B.  S.  131)  bestimmt 
worden,  dass  die  Fahrbetriebsmittel  der  in- 
länilischen  Eisenbahnen  von  der  ersten  Ein- 
stellung in  den  Betrieb  bis  zur  endgültigen 
Ausscheidung  aus  den  Beständen  der  Pfän- 
fliins:  nicht  unterworfen  sind;  hinsichtlich 
der  Betriebsmittel  ausländischer  Eisenbahnen 
gilt  dasselbe,  sofern  die  Gegenseitigkeit  ver- 
bürgt ist. 

Dagegen  hat  die  oben  dargelegte  Auf- 
fassung neuerdings  in  Preussen  in  dem  G. 
b^tr.  das  Pfandrecht  an  Privateisenbahnen 
u.  5.  w.  V.  19.  August  1895,  G.S.  S.  499 
AiL-dmck  gefunden:  Jede  (Privat-)  Eisen- 
^ahll  bildet  mit  den  dem  Unternehmen  ge- 
widmeten Yermögenswerten  als  »Bahnem- 
mu  einen  Gegenstand  des  unbeweglichen 
Vermögens  (§  1).  Veräusserun^  oder  Be- 
hstong  einzelner  zur  Bahneinheit  gehöriger 
<Tp^enstande,  Verfolgung  dinglicher  Rechte 
an  solchen  und  Zwangs voUsti-eckung  in  sie 
ist  DIU"  dann  zulässig,  wenn  die  Bahnauf- 
«chtsbehörde  bescheinigt,  dass  dadurch  die 
B*.'triebsfähigkeit  des  Unternehmens  nicht 
^-eeinteächtigt  wird  (§§  5,  6,  47);  bei  der 
Zwangsversteigerung  der  Bahneinheit  darf 
'ior  Zuschlag  nur  unter  der  Bedingung  er- 
t»'ilt  werden,  dass  für  die  Person  des  Er- 
stehers die  staatliche  Genehmigung  zum 
Erwerbe  der  Bahn  beigebracht  wird  (§  45). 
—  Femer  ist  nach  §  7  des  Eisenbahnge- 
Mz*^  zur  freiwilligen  Yeräusserung  von 
Privatbahngiiindstücken  in  jedem  Falle  die 
Oenelmiigung  der  Regierung  (jetzt  des  Mi- 
Ili^te^s  d.  ö.  A.)  notwendig.  (Für  die  Ver- 
äiissj^rung  von  Staatsbahnländereien  bedarf 
»'S  nach  den  neuem  Verstaatlichungs-  und 
Ki>»:'nbahnbau-Gesetzen  grundsätzlich  der 
Zustimmung  des  Landtages.) 


In  Frankreich  gehören,  wie  oben  sub  4 
erwähnt,  die  Eisenbahnen  zum  domaine 
public,  und  es  ist  in  Art.  36  des  cahier  des 
charges  vorgesehen,  dass  nach  dem  Ablaufe 
der  einem  Privatunternehmer  verliehenen 
Konzession  der  Staat  in  alle  Rechte  des 
letzteren  an  der  Bahnanlage  und  ihrem  Zu- 
behör eintritt.  In  der  französischen  Rechts- 
wissenschaft wird  daher  angenommen,  dass 
an  einer  konzessionierten  Bahnanlage  dem 
Konzessionär  nicht  das  Eigentum,  sondern 
nur  ein  Nutzungsrecht  für  die  Dauer  der 
Konzession  zusteht.  Jedenfalls  geht  ihm  die 
Veräusserungsbefugnis  ab.  Vgl.  Yigouroux, 
Legislation  et  jurisprudence  des  chemins  de 
fer,  Paris  1886,  S.  48  ff.,  165  ff. 

Nach  österreichischem  Recht  (G.  v.  19. 
Mai  1874,  RG.B.  Nr.  70;  ähnlich  ungar.  L 
Ges.-Art.  v.  7.  April  1868)  muss  der  Bahn- 
eigentümer seinen  gesamten  Besitz  in  das 
»Eisenbahnbuch«  eintragen  lassen  und  ist 
alsdann  die  den  Inhalt  einer  »Einlage«  des 
letzteren  bildende  Bahn,  einschliesslich  des 
unbew^eglichen  und  beweglichen  Zubehörs, 
auch  der  Betriebsmittel,  als  eine  »bücher- 
liche Einheit«  anzusehen,  welche  zum  Gegen- 
stande hypothekarischer  Rechte  nur  im 
ganzen,  nicht  in  ihren  einzelnen  Teilen  ge- 
macht werden  kann.  Als  Eigentümer  der 
den  Inhalt  der  Einlage  bildenden  Bahn  darf 
nur  der  Konzessionär  eingetragen  werden. 
Mit  der  Eröffnung  der  Einlage  gilt  die  Buch- 
einheit als  ein  Gnmdbuchskörper  und  die 
Einlage  als  Gnmdbuchseinlage  im  Sinne  des 
allgemeinen  Gnindbuchgesetzes.  Ueber  die 
Pfändung  der  Betriebsmittel  bestehen  den 
deutschen  ähnliche  Vorschriften:  V.  v.  19. 
September  1886,  R.G.B.  Nr.  143. 

Die  schweizerische  Gesetzgebung  (G.  v. 
24.  Jimi  1874  über  Verpfändung  und  Zwangs- 
liquidation der  Eisenbahnen)  macht  die  Be- 
stellung eines  Pfendrechts  an  Eisenbahnen 
von  der  Bewilligung  des  Bundesrates  ab- 
hängig, welche  aber  nur  erteilt  wird,  wenn 
es  sich  um  Sicheining  einer  bereits  bestehen- 
den o<:ler  einer  ftu*  das  Unternehmen  nütz- 
lichen Schuld  handelt.  Ueber  die  Verpfän- 
dungen führt  der  Bund  ein  Pfandbuch.  Das 
Pfandrecht  umfasst  ebenfalls  die  Eisenbahn 
als  Sachgesamtheit,  sei  es  das  ganze  Bahn- 
netz des  Unternehmers,  sei  es  eine  einzelne 
Bahnlinie.  Den  Betrieb  der  Bahn  düi-fen 
übrigens  die  Pfandgläubiger  in  keinem  Falle 
hemmen. 

Näheres  hierüber  sowie  über  die  in  dem 
preussischen  G.  v.  19.  August  1895  getrof- 
fenen Bestimmungen  über  das  Pfandrecht 
an  Eisenbahnen  s.  im  Art.  Pfandrecht 
an  Eisenbahnen. 

21.  Rechtsverhältnis  zwischen  der 
Eisenbahn  nnd  den  AnHegern.  Vgl.  oben 
sub  5  (letzter  Absatz),  sub  6  (letzter  Absatz), 
sub  11  (Absatz  5).  In  der  französischen  Gesetz- 
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gebung  tritt  die  Eim^eihung  der  Eisenbahnen 
unter  die  grande  voirie  aucli  hier  hervor. 
Nach  Art.  3  des  Eisenbahn polizeig.  v.  15. 
Jidi  1845  gelten  die  öffentlich  -  i-echtliehen 
Eigentumsbeschränkungen  (serWtudes  d'uti- 
lite  publiqiie),  denen  die  Nachbargrund- 
stücke zu  Grünsten  der  grande  voirie  unter- 
worfen sind,  grossenteils  (z.  B.  in  Bezug 
auf  Bauflucht,  Wasserablauf,  zeitweilige  In- 
basitznahme  von  Grundstücken  in  Fällen 
von  Reparaturen)  auch  den  Eisenbahnen  ge- 
genüber ;  Artt.  5  ff.  fügen  eine  Reihe  beson- 
derer (meist  feuerpolizeilicher,  vgl.  oben  sub 
6)  Eigentumsbescliränkimgen  im  Interesse 
der  letzteren  hinzu.  Eine  Entschädigungs- 
pflicht der  Eisenbahnen  wird  grimdsätzlich 
(Art.  10)  nur  insoweit  anerkannt,  als  be- 
stehende Anlagen  wegen  neu  herzustellen- 
der Eisenbahnen  beseitigt  werden  müssen. 
S.  Aucoc,  Conferences  III,  S.SOlff.  (Uebtu-- 
einstimmend  Luxemburger  Eisenbahnpolizeig. 
V.  17.  Dezember  1859.) 

III.  Ende  der  Eisenbahnen. 

Die  Bahnanlage  thatsächlich  zu  beseiti- 
gen, ist  vermöge  der  öffentlich-rechtlichen 
ßetriebspflicht  bei  Privatbahnen  dem  Unter- 
nehmer nicht  ohne  weiteres  gestattet. 

Was  die  rechtliclien  Beendigungsgründe 
anlangt,  so  ist  bei  Staatsbahnen  die  Aufgabe 
des  Unteraehmens  und  seine  Uebertragung 
auf  einen  anderen  grundsätzlich  ebenso  ein 
Akt  der  Verwaltung  wie  die  Uebernahme 
des  Baues  oder  Betriebes  (oben  sub  2).  Der 
Privatunternehmer  dagegen  darf  nicht  ohne 
Zustimmung  des  Staates  den  Betrieb  ein- 
stellen und  kann  durch  eine  ohne  staatliche 
Genehmigimg  erfolgende  Ueberlassung  an 
einen  anderen  nicht  sich  selbst  von  seiner 
Betriebspflicht  befreien.  Auch  die  »Fusion« 
mehrerer  Bahnunternehmungen  bedarf  dieser 
Genehmigung.  Ein  häufig  eintretender  Fall 
der  freiwilligen  üebertragimg  des  ünter- 
nehmungsrechts  ist  die  Veräusserung  einer 
Privateisenbalm  an  den  Staat. 

Von  denjenigen  Umständen,  auf  Grund 
deren  das  Eisenbahnunternehmungsrecht 
ohne  oder  gegen  den  Willen  des  Berech- 
tigten aufhört,  sind  hier  die  folgenden  zu 
erwähnen  (vgl.  den  Art.  Heimfallsrecht 
in  RöUs  Encykl.  IV,  S.  1994). 

a)  Wegfall  der  Voraussetzungen,  an 
welche  die  Fortdauer  des  Rechts  konzes- 
sionsmässig  geknüpft  ist,  namentlich  Ablauf 
der  Konzessionsfrist:  Vielfach  (in  Preussen 
nicht)  wird  die  Konzession  nur  auf  eine  be- 
stimmte Reihe  von  Jahren  (Oesterreich  meist 
90,  Frankreich  99  Jahre)  erteilt  und  festge- 
setzt dass  nach  deren  Ablauf  das  Unter- 
nehmen in  seiner  Gesamtheit  (österr.  Kon- 
zessionsg.  §  8:  unentgeltlich  nur  die  Im- 
mobilien) in  das  freie  Eigentum  des  Staates 
übergeht;    die    schweizerische    Normalkon- 


zession nimmt  eine  Dauer  von  80  Jahren  in; 
Aussicht,  jedoch  ohne  des  »HeimfaU rechts  •- 
Erwähnung  zu  thun ;  die  italienischen  Be- 
triebsüberlassungsverträge  sind  zunächst  auf 
60  Jahre  abgeschlossen,  nach  deren  Ablanf 
beide  Teile  den  Rückerwerb  seitens  <ies 
Staates  verlangen  können.  Nicht  unbestritton 
ist  die  Frage,  ob  die  Konzession  mit  dem 
Wegfalle  der  Person,  an  welche  sie  erteilt 
ist,  ihre  Wirkung  verliert.  Jedenfalls  er- 
lischt die  einer  Aktiengesellschaft  verliehene 
Konzession  mit  der  Eröffnung  des  KonkursiÄ 
über  das  Gesellschaftsvermögen. 

b)  Zurücknahme  der  Konzessiou  ist  ohne 
weiteres,  namentlich  ohne  Entschädigung, 
bei  Missbrauch  des  verliehenen  Privileirs 
zulässig.  Nach  preussischem  Eisenbahng.  §  47 
ist  die  Konzession  verwirkt,  sofern  der  Un- 
ternehmer »eine  der  allgemeinen  oder  be- 
sonderen Bedingungen  nicht  erfüllt  und  eine 
Aufforderung  ziu-  Erfüllung  binnen  einer 
endlichen  Frist  von  mindestens  drei  Mt> 
naten  ohne  Erfolg  bleibt« ;  alsdann  hat  der 
Staat  das  Recht,  >die  Bahn  mit  den  Trans- 
portmitteln und  allem  Zubehör  für  Rechnung: 
der  GeseUschaft  öffentlich  zu  versteigern.. 
Aehnlich  Schweiz.  Eisenbahng.  Art  28.  — 
Nur  gegen  Entschädigung  kann  die  Kon- 
zession dem  Beliehenen  entzogen  wenlen, 
wenn  deren  Aufhebung  anderweit  aus  Grün- 
den des  öffentlichen  Wohles  erforderlich 
wiiTl.    Vgl.  preuss.  A.L.R.  Einl.  §  70. 

c)  Staatsseitiger  zwangsweiser  Eiijreri» 
einer  Privatbahn  während  der  Konzessious- 
dauer.  In  Preussen  (Eisenbahng.  §  42)  kann 
der  Staat  mit  dem  Ablaufe  von  30  Jahren 
seit  der  Betriebseröffnung  unter  gewisj^en 
gesetzlich  geregelten  Bedingungen  zum  Er- 
werbe der  Bahn  gegen  Entschädigung 
schreiten.  Eine  ähnliche  Bestimmung  be- 
steht in  England  liinsichtlich  der  nach  dem 
Jahre  1844  konzessionierten  Eisenbahnen 
(7  and  8  Vict.  c.  85).  Vgl.  femer  Schweiz. 
Eisenbahng.  Art.  27,  Normalkonzession  Art, 
27;  franz.  cahier  des  chai^es  Art.  37  (15 
Jahre).  In  Oesterreich:  Betriebsübemahme 
bei  garantierten  Eisenbahnen  nach  G.  v.  14. 
Dezember  1877,  R.G.B1.  Nr.  112.  Beispiele:  ; 
Der  »Rückkauf«  der  elsass- lothringischen 
Eisenbahnen  durch  den  französischen  Staat 
zwecks  deren  Abtretung  an  das  Deutscthe 
Reich  auf  Gnmd  des  Zusatzartikels  zum 
lYankfurter  Friedensvertrage  vom  10.  Mai 
1871;  der  durch  das  Schweiz.  Bundesg.  v. 
15.  Oktober  1897  angeordnete  Erwerb  der 
schweizerischen  Eisenbahnen  seitens  des 
Bundes. 

d)  Die  Zwangsliquidation  einer  Eisen- 
bahngesellschaft wegen  Schulden  ist  in  dem 
Schweiz.  G.  v.  24.  Juni  1874  besonders  ge- 
regelt ;  in  dem  hiernach  einzuleitenden  Ver- 
steigerungsverfahren übernimmt  der  Er- 
werber, vorbehaltlich  der  Grenehmigung  der 
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Bimdesversammlung,  die  Eisenbahn  auf 
der  Grundlage  der  dem  bisherigen  Unter- 
Eehmer  erteilten  Konzession.  Nach  dem 
mssischen  Eisenbahng.  §§  138  ff.  ist  nicht 
eine  eigentliche  Zwangsvollstreckung,  wohl 
aber  eine  Insolvenzerklärung  des  Eisenbalin- 
unternehmers  zulässig,  welche  dem  Staate 
das  Recht  giebt,  die  Bahn  in  eigene  Ver- 
vaitiing  zu  übernehmen.  Eingehende  Vor- 
sdiriften  über  Zwangsvollstreckung  in 
Eiieobahnen  und  über  Zwangsliquidation 
enthalt  das  oben  sub  20  erwähnte  preuss. 
G.  T.  19.  August  1895.  Näheres  im  Art. 
Pfandrecht  an  Eisenbahnen. 

Litteratar:  (Quellensammlungen  s.  oben  sub  1.) 
Mlgemeine  Uebersicht:  Melii,  Recht  der 
modernen  Verkehrs-  u.  Transportanstalten,  Leipzig 
1S8S  (umfassende  LiUeraiuran^aben).  —  Röllf 
Encifkhpädie  des  gesamten  Eisenbahnwesens  in 
aiphabet.  Anordnung,  7  Bde.,  Wien  1890—1895 
-z'iAlreiche  da*  Eisenbahnrecht  aUer  Liinder  be- 
kindflnde  Artikel).  —  Deutschland,  Prcus- 
f^n:  Frhr.  v,  Stengelf  Wörterbuch  des  Deut- 
ffhi^n  Ventaltungsrechts,  Freiburg  1890.  Bd.  I 
Artikel  über  Eisenbahnwesen  (zugleich  für  das 
(iiuterpreuss.  Deutschland).  — Bessel  und  Kühl - 
icetter^  Preuss.  Eisenbahnrecht,  Köln  1855J57. 
—  Koch,  Deutschlands  Eisenbahnen,  Marburg 
lyjO.  —  Endemann,  Recht  der  Eisenbahnen, 
Uipzig  1886.  —  JEger,  Handbuch  des  preuss. 
EUntbahnrechU,  2  Bde.,  Breslau  1889,  1890196. 
-  Gleintf  Recht  der  Eisenbahnen  in  Preiissen, 
I.  Bd.,  Berlin  189S.  (Für  vorstehende  Zusammen- 
»Idlung  sind  ausserdem  handschrifÜ.  Aufzeich- 
nungen nach  Vorlesungen  des  Herrn  Verfa^ers 
fiher  Eisenbahnrecht  benutzt  worden.)  —  O es t er- 
reich:  näherer,  Oesterr.  Eisenbahnrecht.,  Wien 
l^i<.j.  —  HÖH,  Die  Eniwickelung  der  Eisenbahn- 
gt*et:gebung  in  Oesterreich  (in  Band  IV  des 
JubUf'iumswerks :  Geschichte  der  Eisenbahnen  der 
'M^rreiehisch  -  ungarischen  Monarchie) ,  Wien 
1S99.  —  Frankreich:  Aucoc,  Confhences  sur 
k  droit  administratif  vol.  III,  2.  Aufl.,  Paris 
lS.Hi.  —  Vigourouop ,  Legislation  et  Juris- 
prudenee  des  chemins  de  fer,  Paris  1886.  — 
Picard,  Tratte  des  chemins  de  fer,  4  vol., 
Pttrii  18S7  (vergriffen).  —  England,  Ameri- 
ka: Slielford,  Law  of  Railways,  4'  ed.,  London 
IaCjU.  —  Hoilges,  Law  oj  Railways,  7.  ed., 
Umdon  1888189,  2  vol.  — Hörer,  Law  of  Rail- 
vay^,  Chicago  1884,  ^  <'oZ.  —  Sammlungen 
'jtrichtlicher  Entscheidungen:  Eger, 
Ei$enbahnrechtl.  Entscheidungen  deutscher  Ge- 
richte, Berlin.  —  Roll,  Eisenbahnrecht!.  Ent- 
scheidungen der  Österr.  Gerichte,  Wien.  — 
Zeitschr ift e n  (vgl.  femer  oben  »üb  1).  Zeitung 
dfi  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen, 
BeHin.  —  Zeitschrift  für  Eisenbahnen  und 
Dfimp/schifahrt  (begründet  von  Lorenz  v.  Stein), 
H'ien.  Jt^tsch. 


m. 

Eisenbahnfr  achtre  cht. 

L  Eechtsqnellen.  U.  Hauptgrandsätze. 
1.  Transportzwang.  2.  Transportgemeinschaft. 
III.  Abschlnss  und  Inhalt  des  Frachtvertrags. 


1.  Frachtbrief.  2.  Erfüllung  der  Zoll-,  Polizei- 
und  Steuervorschriften.  3.  Fracht.  4.  Nach- 
nahme. IV.  Die  Ausführung  des  Frachtvertrags. 

1.  Lieferfristen.  2.  Verfügungsrecht  über  das 
Gut  während  des  Transports.  V.  Erfüllung  des 
Frachtvertrags.  1.  Rechtsstellung  des  JEmp- 
fängers.  2.  Pfandrecht  der  Eisenbahn.  VI. 
Haftpflicht  der  Eisenbahn  für  Verlust,  Beschä- 
digung und  verspätete  Ablieferang.  1.  Haupt- 
grundsätze. 2.  Umfang  des  Schadensersatzes. 
VII.  Erlöschen  der  Ansprüche  gegen  die  Eisen- 
bahn.   VIII.  Das  Berner  Centralamt. 

I.  Rechtsquellen. 

Die  durch  die  Ausbreitung  des  Schienen- 
netzes hervorgenifene  grossartige  Steigerung 
des  Güterverkehrs  hatte  nicht  sofort  die  Aus- 
bildung von  Specialrechtsnormen  gezeitigt. 

In  Frankreich  fanden  so  bis  zur 
Gegenwart  die  für  den  Frachtvertrag  vor 
Erfindung  der  Eisenbahnen  aufgestellten 
Rechtssätze  des  code  civil  a.  1382  ff.  und 
des  code  de  commerce  a.  96  ff.  Anwendung 
auf  den  Eisen  bahn  frachtvertrag ,  während 
Specialbestimmimgen  für  diese  hauptsächlich 
die  den  Konzessionsurkunden  beigegebenen, 
ffir  alle  Bahnen  d'interßt  genend  zienalich 
gleichlautenden  cahiers  des  charges,  Minis- 
terialdekrete  u.  s.  w.  enthalten.  Der  fran- 
zösischen Gerichtspraxis  blieb  es  vorbehal- 
ten, die  mangelhafte  gesetzüche  Grundlage 
vortrefflich  auszufüllen. 

Für  Deutschland  undOesterreich- 
Ungarn  dageg-en  hatte  das  alte  H.G.B.  im 

2.  Abschnitte  von  Buch  4  Titel  5  die  Fracht- 
geschäfte der  Eisenbahnen  geregelt  und  das 
Betriebsreglement  v.  11.  Mai  1874  das  auch 
in  Bayern  und  Oesterreich -Ungarn  und  im 
Gebiete  des  »Vereins  deutscher  Eisenbahn- 
verwaltungen eingeführt  worden  war,  Nor- 
men aufgestellt,  die  als  Bestandteil  des 
zwischen  Bahn  und  Publikima  abgeschlossenen 
Frachtvertrags  galten. 

Einen  vermittelnden  Standpunkt  zwischen 
dem  deutschen  und  französischen  Recht 
nimmt  das  schweizer.  Transportg.  v.  20. 
März  1875,  jetzt  ei^etzt  durch  das  v.  29. 
März  1893,  ein. 

Die  Zunahme  der  internationalen  Eisen- 
bahnverkehrsbeziehungen führte  schon  1847 
ziu*  Begründung  des  »Vereins  deutscher 
Eisenbahnverwaltimgen,  der  59  deutsche,  38 
österr.-ungar.,  alle  niederländischen,  luxein- 
burgischen  und  rumänischen  Hauptbahnen,  die 
Linien  des  Grand  -  Central ,  von  Lüttich- 
Mastricht  und  die  Chimay-Bahn  in  Belgien 
und  die  Warschau -Wiener  Eisenbahnver- 
waltimg umfasst.  Das  Betriebsreglement 
dieseö  »Vereins«  bildete  »den  Ausgangspunkt 
einer  von  den  Grenzen  des  Staatseigentums 
und  der  Staatsgebiete  unabhängigen  Gestal- 
timg  des  Eisenbahngüterverkehrs«,  das  zu 
einer  weitgehenden  Einheitlichkeit  in  den 
Bau-  imd  Betriebseinrichtungen  führte.  Ganz 
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abgesehen  davon,  dass  der  Inhalt  dieses 
Betriebsreglements  des  »Vereins«  von  wech- 
selnden Mehrheitsbeschlüssen  der  beteiligten 
Verwaltungen  abhängig  war,  fiel  auch  der 
Umstand  ins  Gewicht,  dass  wichtige  Han- 
delsverkehrsgebiete wie  Frankreich,  Italien, 
Schweiz,  Russland  (mit  geringer  Ausnahme), 
Teile  von  Belgien  ausserhalb  des  »Vereins« 
standen. 

So  machte  sich  bei  dem  ungeahnten  Auf- 
schwninge  des  internationalen  Gütemus- 
tausches  das  Bedürfnis  nach  einem  einheit- 
lichen inteniationalen  (kontinentalen)  Eisen- 
bahntransi)orti^cht  immer  mehi*  geltend,  und 
nach  langen  und  schwierigen  Verhandlungen 
kam  das  Berner  Internationale  Ueberein- 
konmien  über  den  Eisenbahnfi*achtverkehr 
V.  14.  Oktcjber  1890  (=  I.U.)  zu  stände. 

Dieser  völkerrecihtliche  Vertrag,  dessen 
Inhalt  sich  im  wesentlichen  deckt  mit  den 
Fi-acihtrechtsbestimmungen  des  deutschen 
H.G.B.,  schafft  die  langei-sehute  Rechtsein- 
heit für  eine  wichtige  Materie  und  bildet 
den  verheissungsvollen  Anfang  der  Entwicke- 
lung  eines  Weltverkehrsrechts. 

Dem  I.U.,  das  seit  1.  Januar  1893  in 
Krsdt  getreten  ist,  liaben  sich  angeschlossen : 
das  Deutsche  Reich,  Oesterreich  -  Ungarn, 
Belgien,  Frankreich,  Italien,  Luxemburg, 
Niederland.  Russland,  Schweiz  und  (seit 
1.  Jiüi  1897)  Dänemark.  Zusätze  zum  I.U. 
wurden  vereinbai-t  16.  Juli  1895  und  16. 
Juui  1898   (letzteres  noch  nicht  ratifiziert). 

Die  Nonnen  des  I.U.  finden  Anwendung 
nicht  auf  interne,  sondern  niu"  auf  interna- 
tionale Gütersendungen  d.  h.  solche,  die  aus 
dem  Gebiet  eines  Vertragsstaats  in  das  eines 
anderen  gehen,  und  zwar  nur  auf  solche, 
die  auf  bestimmten  (in  einer  beim  Central- 
amt  in  Bern  gefühi-ten  Liste  verzeichneten) 
Eisenbahnstrecken  auf  Gnmd  eines  durch- 
gehenden Frachtbriefs  befördert  werden. 

Da  die  Vertragsstaaten  es  als  einen  Ein- 
griff in  ilu'e  Souveränität  ablehnten,  sich  auch 
bezüglich  der  Landesgesetzgebung,  der  die 
internen  Transporte  imterstellt  bleiben  muss- 
ten,  zu  binden,  so  war  der  Uebelstand  eines 
Dualismus  des  Transportrechts  mivermeid- 
lich.  Internationale  Transporte  blieben  dem 
Rechte  das  I.U.,  interne  dem  Landrecht 
imterstellt.  Aber  auf  einem  Umwege  wiu-de 
doch  im  wesentlichen  das  Ideal  eines  ein- 
heitlichen Rechts  für  interne  und  interna- 
tionale Transpoi-te  erreicht,  indem  eine  innere 
Notwendigkeit  die  einzelnen  Staaten  veran- 
lasste, ihr  Landeseisenbahn  frachtrecht  in 
mehr  oder  minder  grosse  Cebereiustimmung 
mit  dem  I.U.  zu  bringen.  Vor  allem  wurde 
der  Inhalt  des  I.U.  wörtlich  in  das  Betriebs- 
reglement des  Vereins  deutscher  Eisenbahn- 
verwaltungen §  39  ff.  aufgenonmien  und  nur 
Zusatzbestimmungen  hinzugefügt  (gültig  v. 
1.  Januai-  1893). 


So  hatte  das  Deutsche  Reich  (und  Bayern) 
das  Betriebsreglement  auf  Grund  der  Be- 
stimmimgen  des  I.U.  einer  Revision  unter- 
worfen und  als  Verkehi-sordnung  für  «üe 
Eisenbahnen  "Deutsclüands  v.  15.  November 

1892  (in  Bayern  4.  Dezember  1892)  und  in 
Oesterreich-Ungam  als  »Betriebsreg-lement*. 
27.  Oktober  1892  publiziert.  Eine  Xeua^ü»- 
gabe  deraelben  wird  nach  der  Ende  Okt<)l»er 
1899  erfolgten  Zustimmung  des  BundeM^its 
demnächst  als  »Eisenbahn- Verkehrsordnung = 
veröffentlicht  werden.  Die  Uebereinstimmiuic 
mit  dem  I.U.  liat  noch  weiter  durchg^^führt 
das  am  1.  Januar  1900  in  Kraft  tretende  neue 
deutsche  H.G.B.  v.  2L  Mai  1897  (Buch  III, 
Abschnitt  7).  Dieses  verändert  auch  die  re'.ht- 
liche  Bedeutung  der  Verkehi-sordnung  >\t'- 
sentlich.  Während  diese  nur  als  eine  Vt-r- 
waltungsanordnung  betrachtet  wurde,  die 
den  Eisenbahnen  die  allgemeinen  Bedingun- 
gen der  von  ihnen  mit  dem  Publikum  alr 
zuschliessenden  Frachtverträge  voi-schrieb 
(lex  contractus),  hat  §  454  des  neuen  H.G.B. 
sie  zum  Range  einer  wirklichen  Rechts.'iuell«- 
erhoben,  deren  Inhalt  der  Vorrang  vor  dk^n 
allgemeinen  Frachtrechtsbestimmungen  (6. 
Abschnitt)  des  H.G.B.  zuerkannt  wurde. 
Künftig  kann  daher  das  Rechtsmittel  der 
Revision  (C.P.O.  §  549)  wegen  unrichtiger 
Anwendung  der  Verkehreordnung  eingelegt 
werden. 

Auch  das  schweizerische  Bunde>g. 
betreffend  den  Transport  auf  Eisenbahnen 
und  Dampfschiffen  v.  29.  März  1893  mui 
das    Transportreglement   v.    11.    Dezember 

1893  sclüiosst  sich  an  das  I.U.  an. 
Starke  Anlehnung  an  das  I.ü.  verrät  das 

belgische  Gesetz  betreffend  den  Fracht- 
vertrag v.  25.  August  1891,  ebenso  decken 
sich  mit  diesen  viele  Bestimmimgen  der 
»Tarife  und  Transportbedingungen  im  Ver- 
kehr der  italienischen  Eisenbahnen  v. 
1.  Juli  1885«  sowie  das  »Allgemeine  Regle- 
ment für  die  Beförderung  auf  Eisenbahnen 
in  den  Niederlanden  v.  9.  Januar  1876 
mit  Aenderungen  von  1885,  1887,  1891  und 
1894c  und  das  »Allgemeine  Gesetz  für  die 
russischen  Eisenbahnen  v.  1 2.  Juni  18S5 - . 
(Diese  Gesetze  der  Schweiz  und  der  aa- 
deren  Staaten  sind  abgedruckt  in  der  »Zeit- 
schrift für  den  internationalen  Eisenbahn- 
transport«, herausgegeben  von  dem  Centralanit 
in  Bern  1893  S.  215 f.  (1894  S.  76 f.);  1893 
S.  136 f.;  1897  S.  102 f.,  627 f.;  1895  S. 
188 f.;  1893  S.  277;  1896  S.  122 f.). 

IL  Hanpt^nndsätze. 

1.  Transportzwang  (H.G.B.  §  453;  VO. 
(=  Verkehreordnung)   §§  6,  50;  I.U.  2,  5). 

Da  die  Eisenbalmen  ein  faktisches  Be- 
forderungsmonopol  besitzen,  hatte  die  Ge- 
setzgebimg fast  aller  Kulturstaaten  das  Prin- 
cip  des  Transportzwangs   aufgestellt    Nur 
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Entjland  kennt  keinen  allgemeinen  Trans- 
f<ntzwang,  sondern  lediglich  das  Verbot  der 
Bovorznsning  irgend  eines  Transportinter- 
e^-scnten.  Auch  in  der  nord amerikani- 
schen Union  ist  das  Princip  nicht  aner- 
kannt, doch  wird  dessen  Wirkung  eraelt. 
Dieser  Recbtszwang  zum  Abschluss  von 
Frachtvertra^n  war  zum  ersten  Mal  ver- 
bindlich durch  das  alte  H.G.B.  (a.  422)  auf- 
gi^tellt  und  beherrscht  auch  das  I.Ü.,  so 
<las>  eine  Pflicht  der  Bahnen  besteht  zur 
AiBnahme  von  Transporten  nach  allen  dem 
I.U.  unterstellten  Stationen,  nicht  aber  nach 
alliieren  ausländischen  Stationen.  Der  Trans- 
l^irtzwang  greift  Platz  unt^r  der  Voraus- 
vitziinff  der  Ausführbarkeit  des  Transports 
mit  rlen  regelmässigen  Transportmitteln  und 
lies  Nichtvorhandenseins  höherer  Gewalt. 

Massgebend  für  die  Reihenfolge  der  Be- 
fr.rfit'nmg  ist  die  der  Annahme.  Die 
Bahnen  dürfen  von  dieser  Reihenfolge  nur 
ar*woichen  aus  zwingenden  Gründen  des 
Eisenhahnbetriebes  imd  aus  Gründen  des 
offentliehen  Interesses.  So  ist  z.  B.  ge- 
stattet die  Bevorzugung  ganzer  Wagenla- 
'limcen  gegenüber  Stückgütern,  die  von 
Eileitern  gegenüber  Frachtgütern,  ebenso 
I^M  Tnippentransporten ,  Ueberschwemmun- 
LMi.  Brandunglücksfällen  u.  s.  w.  Solche 
aus  objektiven  Gründen  entspringende  Be- 
v.Tzii^mgen  sind  selbstredend  keine  Be- 
V'-nuiTimgen  einzelner  aus  subjektiven 
Kilck^iehten.  Die  Verletzung  der  Trans- 
I-'OrtpfHcht  begründet  einen  Schadensersatz- 
an>pnich  gegen  die  Bahn. 

Der  Transportzwang  erstreckt  sich  nicht 
aiif  die  durch  gesetzliche  Vorschrift  von  der 
B^^fonlerung  im  Deutschen  Reich  ausge- 
j'chlossenen  Güter,  besonders  die  postzwang- 
pfliehtigen  oder  die  aus  Gründen  der  öffent- 
lichen Ordnung  ausgeschlossenen  sowie  die 
in  Rücksicht  auf  die  technischen  Einrich- 
tiing^m  der  bei  einem  Transport  beteiligten 
Balmen  besonders  wegen  ihres  Umfangs  oder 
tj'Hviehts  nicht  transportfähigen  Gegen- 
"^tände.  Kostbarkeiten ,  Kunstgegenstände, 
Lunchen  sowie  die  in  Anlage  B  (zu  §  50) 
'l'?r  V.O.  und  in  den  Ausfühnmgsbestim- 
miiügen  zum  I.U.  (abgeändert  1893)  bezeich- 
iit  ten  Gegenstände  werden  nur  unter  den 
'Vifeeführten  Bedingimgen  zum  Transport 
zugelassen.  Letztere  bezwecken  namentlich 
Verhütung  der  durch  die  Beschaffenheit 
'lieber  Gegenstände  bedingten  Transportge- 
fahr, insbesondere  dm'ch  Aufstelhmg  be- 
stimmter Verpaclomgsvorschriften. 

2.  Transpoi^emeinschaft  Der  Trans- 
I)<>^tz^vang  erweitert  sich  zu  einem  direkten 
^5'rkehrszwang,  der  die  Pflicht  zur  direkten 
^^»•iterbefördenmg  über  die  eigene  Bahn- 
strecke hinaus  bis  zur  Abliefenmgsstation 
''nthält.  Dieser  nur  für  die  Bahnen  des  Staates 
(des  Deutschen  Reichs)  aufgestellte  gesetzliche 


Verpflichtung  ist  nun  diu*ch  das  I.Ü.  auf 
alle  Vertragsbahnen  ausgedehnt,  so  dass  alle 
der  Annahmebahn  folgenden  Bahnen  ziu: 
üebemahme  und  Weiterbeförderung  der  Güter 
verpflichtet  sind. 

Die  an  einem  internen  oder  internatio- 
nalen Transport  beteiligten  Bahnen  bilden 
eine  obligatorische  Transportgemeinschaft, 
eine  Societät.  Als  ihr  Vertreter  schHesst 
die  Annahmebahn  den  Frachtvertrag  mit 
dem  Absender,  und  die  folgenden  Bahnen 
treten  stillschweigend  diesem  ursprünglichen 
Vertrag  successive  durch  Aimahme  des  Gutes 
mit  dem  Frachtbriefe  bei.  Die  Solidarliaf- 
tung  aller  an  einem  Transporte  beteiligten 
in-  und  ausländischen  Bahnen  für  die  fracht- 
briefgemässe  Ausführimg  des  Transportes 
und  der  Zwang  zur  Kreditierung  der  Fracht 
und  anderer  aus  dem  Frachtverti*ag  sich  er- 
gebenden Forderimgen  erscheint  als  die 
wichtigste  Konsequenz  dieser  Transportge- 
meinschaft, 

Die  Gesamtfracht  und  die  übrigen  For- 
derungen werden  als  ein  Ganzes  entweder 
von  der  Annahmebahn  (bei  fi*ankierten  Sen- 
dungen) oder  von  der  Ablieferungsbahn  als 
Geschäftsführer  der  übrigen  Bahnen  einge- 
zogen und  diesen  die  ihnen  zukommenden 
Frachtanteile  ausbezahlt,  erforderlichen  Falls 
auch  das  Pfandrecht  für  die  Gemeinschaft 
ausgeübt.  Alle  dem  I.Ü.  unterworfenen 
Balmen  stehen  in  einem  Kontokorrentver- 
hältnis.  Die  herauszuzahlenden  Frachtbe- 
träge müssen  daher  gegenseitig  gestimdet 
werden,  und  erst  nach  Ablauf  der  Konto- 
korrentperiode ist  der  Anspruch  auf  Zahlung 
des  durch  Abrechnung  festgestellten  Betrages 
der  Saldoschiüd  begründet. 

Nach  aussen  tiitt  die  Solidarität  der 
Tran  Sportgemeinschaft  auch  darin  hervor, 
dass  Ansprüche  aus  einem  Frachtvertrage 
nur  gegen  die  Annahmebahn  oder  die  Bahn, 
die  das  Gut  zuletzt  mit  dem  Frachtgut  über- 
nommen hat,  oder  gegen  die  Bahn,  auf  deren 
Betriebsstrecke  der  Schaden  sich  ereignet 
hat,  gerichtlich  geltend  gemacht  werden 
können.  Der  Kläger  hat  die  Wahl  unter 
einer  dieser  drei  Bahnen.  Mit  Erhebung 
der  Klage  erlischt  das  Wahlrecht  unter  den 
drei  Bahnen  (H.G.B.  §  469,  I.U.  Art.  23,  27). 

Der  beklagten  und  venu^eilten  Bahn 
steht  aber  ein  ßückgiif fsrecht  zu,  sofern  sie 
eine  Entsc^hädigimg  geleistet  liat.  Sie  kann, 
falls  eine  oder  mehrere  andere  Bahnen 
den  Schaden  verschuldet  haben,  von  dieser 
oder  diesen  vollständig  oder  teilweise  Er- 
satz ihrer  Entschädigimgsleistvmg  beanspru- 
chen, denn  jede  Bahn  haftet  für  den  von 
ihr  verschuldeten  Teil  des  Schadens.  Dem 
Princip  der  Transportgemeinschaft  entspre- 
chend wird  eine  gemeinsame  Tragung  des 
Schadens  durch  sämtliche  Transportbahnen 
(nach  Verhältnis  der  reinen  Fracht)  aner- 
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kannt,  wenn  ein  Verschulden  einer  oder 
mehrerer  Bahnen  als  Ursache  des  Schadens 
nicht  nachweisbar  ist  oder  wenn  eine  Unter- 
scheidung des  Anteils  mehrerer  Bahnen  am 
Verschulden  in  concreto  unmöglich  ist« 
(LU.  Art.  47).  Es  scheidet  aber  die  Bahn, 
die  beweist,  dass  der  Schaden  auf  ihrer 
Strecke  nicht  entstanden  ist,  aus  dem  Kreise 
der  für  den  Rückgriff  mithaftpflichtigen 
Transportbahnen. 

Für  den  internationalen  Verkehr  sind 
die  Vorschriften  über  Rückgriffsrecht  (LU. 
Art.  47  ff.)  niu-  subsidiär  anwendbar  für 
den  Fall,  dass  die  Transportbahnen  nicht 
andere  Vereinbanmgon  getix)ffen  haben,  wie 
dies  z.  B.  durch  das  Uebereinkommen  z. 
Ver.Betr.Regl.  Art  26  Z.  4  geschehen  ist. 

Zur  Sicherung  der  Bahnen  gegen  Rechts- 
nachteile, die  ihnen  aus  der  Transportge- 
meinschaft erwachsen  können  (Kreditierungs- 
zwang, Notwendigkeit  Fahrmaterial  in  das 
Ausland  gelangen  zu  lassen)  hat  das  I.ü. 
(Art.  23)  die  Besclilagnahme  oder  Pfän- 
dung der  aus  einem  internationalen  Trans- 
port im  Ausland  herrührenden  Fordenmgen 
mi  Ausland  verboten.  Eine  solche  ist  nur 
zulässig  auf  Grund  der  Entscheidung  eines 
Gerichts,  dem  die  forderungsberechtigte 
Bahn  angehört.  Das  Verbot  der  Pfändung 
der  Fahrbetriebsmittel  ausländischer  Bahnen, 
das  schon  das  Deutsche  Reich  und  Oestor- 
reich-Ungarn  sich  gegi^nseitig  zugesichert 
hatten  (R.G.  v.  3.  Mai  1886;  österr.-ung.  Ver. 
V.  19.  September  1886,  Erklärungen  der  deut- 
schen und  österr.-ungar.  Regierungen  v.  17. 
März  1887  (R.G.BI.  1886  S.  131:  1887  S. 
153;  österr.  R.G.B1.  1886,  Stück  46),  ist  nun 
auch  für  den  Geltungsbereich  des  LU.  an- 
erkannt im  Gebiete  eines  anderen  Staates 
als  desjenigen,  dem  die  betreffende  Bahn 
angehört.  Dieses  Verbot  cessiert,  wenn  die 
Pfändung  oder  Beschlagnahme  im  Auslande 
erfolgt  auf  Grund  der  Entscheidung  eines 
Gerichts  des  Staates,  dem  die  betreffende 
Bahn  angehört. 

III.   Abschlags  nnd  Inhalt  des  Fracht- 
vertrags. 

1.  Frachtbrief.  Der  Frachtvertrag  wird 
abgeschlossen  durch  Uebergabe  und  An- 
nalmie  des  Guts  mit  dem  Frachtbrief.  Der 
Abschluss  wird  durch  die  Aufdrückung  des 
Tagesstempels  seitens  der  Vei-sandtstation 
bekundet.  Dieser  beweist  den  Zeitpunkt 
des  Vertragsschlusses. 

Aus  einer  seit  zwei  Jahrhunderten  be- 
stehenden Uebung,  einem  Transportgut  ein 
Begleitschreiben  in  Form  eines  offenen 
Briefes  des  Absendei-s  an  den  Empfänger 
mitzugeben,  der  diesem  den  Inhalt  des  Ver- 
trags mitteilt,  ist  in  den  meisten  Staaten 
für  den  weiteren  Trans^x^rt  und  diu-ch  LU. 
(Art.  1,  6)  für  den  internationalen  Transport 


die  Ausstellung  eines  Frachtbriefs  mit  l^e- 
stimmtem  Inhalt  zu  einer  obligatorischea 
Formvorschrift  gemacht  werden.  Nicht  not- 
wendig ist  die  Ausstellung  eines  Fracht- 
briefs im  innem  Verkehr  Frankreichs, 
wo  die  auf  Verlangen  des  Absenders  von 
der  Bahnverwaltung  ausgestellte  r^cepL?we 
wegen  des  billigeren  Stempels  den  Fracht- 
brief veixirängt  hat.  In  Belgien  (EL^n- 
balingesetz  Art  22)  ist  der  Frachtbrief  nur 
für  gewisse,  durch  Eeglement  bezeichnete 
Waren  obligatorisch.  Die  Bahnverwaltune 
trägt  im  übrigen,  falls  ein  Frachtbrief  nirht 
veiiangt  wird,  die  mündliehen  Erklärungen 
des  Absenders  in  ein  Register  ein.  Nach 
dem  schweizerischen  Transportg.  1S93 
(Art.  6,  Abs.  4)  kann  durch  Reglement  die 
Aufgabe  von  Gütern  ohne  Frachtbrief  für 
den  Lokalverkehr  zugelassen  werden.  In 
den  Fi-achtbrief  sind  adle  für  den  Frachtver- 
trag erheblichen  Momente  aufzunehmen,  z. 
B.  Ort  und  Tag  der  AussteUung,  Bez^^ich- 
nung  der  Versandstation  imd  Versandbahn. 
der  Bestimmimgsstation,  des  Namens  und 
des  Wohnorts  des  Empfängers,  Art  imd 
Menge  der  Sendung  und  dergleichen  mehr 
(V.O.  §  51;  LU.  Ai-t.  6,  Ausf.Best.  §  2). 

Im  internationalen  Verkehi-  ist  der  Fradu- 
brief  in  deutscher  oder  französischer  Spr.ich<=t 
auszustellen  oder  in  eine  dieser  Sprachen  zu 
übei-setzen,  wenn  die  Geschäftsspi-ache  der 
Versandstation  weder  die  deutsche  noch 
die  französische  ist  (I.ü.  Ausf.  Best,    §  2k 

Die  Ausstellung  eines  Frachtbrief dupli- 
kats  ids  einer  in  der  Hand  des  Absenders 
verbleibenden  Beweisurkunde  über  die  Auf- 
gabe des  Guts  und  als  Legitimationsurkunde 
füi-  die  Wahi-nehmung  gewisser  Rechte  ist 
nach  LU.  Art  8  obligatorisch,  in  Deutseh- 
land und  in  der  Schweiz  erfolgt  sie  nur 
auf  Verlangen  des  Absenders.  Dieser  haftet 
für  die  Richtigkeit  der  Frachtbriefangaben, 

2.  Erfüllung  der  Zoll-,  Polizei-  nnd 
Stenervorschrifteii.  Die  Pflicht  zur  Er- 
füllung der  Zoll-,  Steuer-  und  PoUzeivor- 
schriften  wurde  durch  LU.  Art  10  der 
Eisenbahn  übertragen,  solange  sich  da.s  Gut 
unterwegs  befindet. 

Die  Eisenbahn,  die  der  Rechtsstellung 
eines  Kommissionärs  hat,  kami  diese  Be- 
sorgung überhaupt  einem  solchen  übertragen. 
Der  Verfügungsberechtigte  oder  dessen  Be- 
vollmächtigter kann  der  Zollbehandlung  bei- 
wohnen. Ix>ider  war  es  nicht  möglich,  bei 
der  Revision  des  LU.  die  Beseitigung  dieser 
namentlich  den  deutschen  und  österreichi- 
schen Speditionshandel  an  der  russischett 
Grenze  schädigenden  Vorschrift  durchzu- 
setzen, da  die  Mehrheit  der  Vertragsstaatea 
sich  den  hierauf  gerichteten  Anträgen  der 
deutschen  und  österreichischen  Regierung: 
widersetzte. 

3.  Fracht    Das  faktische  Monopol  der 
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Eiseoliahnen  zwang  die  Staatsgewalt  im 
volkswirtschaftlichen  Interesse,  die  Fest- 
setzung der  Frachtsätze  der  Willkür  der 
Eisen  bahn  Verwaltungen  zu  entziehen.  In 
allen  Eulturstaaten  entwickelte  sich  deshalb 
eine  weitgehende  Beeinflussung  des  Tarif- 
wesens durch  die  staatlichen  Organe  (vgl. 
üto  die  Tarifhoheit  den  unten  folgenden 
Art.  Eisenbahntarifwesen). 

Im  Deutsehen  Reiche  steht  das  Recht 
der  Feststellung  bezw.  Genehmigung  der 
Esenbahntarife  den  Einzelstaaten  zu,  dem 
Reiche  dagegen  eine  Aufsicht  und  Kontrolle 
ü^'er  das  Tarifwesen  der  Einzelstaaten  (R.V. 
Art.  45).  In  allen  europäischen  Staaten  sind 
für  das  Tarifwesen  drei  Gnmdsätze,  Fest- 
setzung bezw.  Genehmigung,  Oeffentliohkeit 
und  Gleichmässigkeit  der  Tarife  für  alle 
Ii.torer^senten,  ausgebildet.  Diese  Grundsätze 
Find  auch  dm^ch  das  I.U.  (Art.  11)  aner- 
kannt. Eine  erschöpfende  Regelung  des 
Tarifwesens  für  das  ganze  Unionsgebiet 
unter  gleichzeitiger  Herbeifühnmg  einer 
Verbilligung  der  Frachtsätze,  wie  sie  der 
^*eltpost\'erein  und  der  internationale  Tele- 
graphen verein  für  2  andere  wichtige  Ver- 
telirsgebiete  in  die  Wege  geleitet  hatte,  liess 
>ich  aber  wegen  der  vielen  Privatbahnen, 
deren  eigentümliche  Rechte  durch  staatliche 
Konzessionen  festgelegt  waren,  nicht  er- 
rpu-hen.  Namentlich  ist  auch  zum  Schutze 
in  Freiheit  der  Konkurrenz  das  Verbot  der 
B<^rünstigung  einzelner  Absender  diu'ch 
hivatverträge ,  unter  welcher  Form  auch 
minier  für  einzelne  Verfrachter  eine  solche 
Ennässigtmg  gegenüber  den  Tarifen  gewährt 
wenlen  würde,  aufgestellt  worden.  Jede 
derartige  unzulässige  Tarifbegünstigung  ist 
t  iyilrechtlich  ungültig. 

Die  NichtVorausbezahlung  der  Fracht 
durch  den  Absender  hat  die  Wirkung  einer 
^tilL<••hweigenden  Anweisung  auf  den  Emp- 
fänger. Vorausbezahlung  der  Fracht  kann 
gefordert  werden  für  schnellverderbliche 
Jnd  geringwertige  Güter,  z.  B.  frisches 
Fleisch,  Gemüse,  Obst  (Lt.  Art.  12  Abs.  2; 
VJJ.  §§  42  ff.). 

4.  Nachnahme.  —  Jede  Gütersendimg 
kann  vom  Absender  mit  einer  Nachnahme 
l-elastet  werden,  d.  h.  der  Absender  kann 
im  Frachtbrief  eine  Geldfordenmg  auf  den 
Empfänger  zur  Zahlung  anweisen,  so  dass 
die  Bahn  nur  gegen  Befriedigung  dieser 
Forderung  bei  Vermeidung  eigener  Haftung 
an  den  Empfänger  abhefem  darf.  Der  Nach- 
nahmevertrag  wird  nach  Eingang  an  den 
Absender  ausbezahlt.  Mit  dem  Frachtver- 
trag wird  ein  Einkassierungsmandat  als 
Xebenvertrag  verbunden.  Die  Bahn  erhebt 
iür  diesen  die  tarifmässige  Provision.  Die 
NVhnahmebelastung  ist  nur  bis  zur  Höhe 
des  Wertes  des  Gutes  zulässig,  im  Gebiet 
des  LU.    in    maximo  auf  2000  Francs  für 


jeden  Frachtbrief.  Von  der  Nachnahmebelas- 
tung sind  die  leichtverderblichen  und  gering- 
wertigen Güter,  für  die  Frachtvorausbezahlung 
gefordert  wcKlen  kann,  ausgeschlossen. 

Im  Gebiete  des  »Vereins«  sind  Bar\'or- 
schüsse  (sogenannte  uueigentliche  Nach- 
nahmen), also  Beiträge,  die  dem  Absender 
schon  bei  der  Aufgabe  des  Guts  bezahlt 
werden,  zulässig  unter  der  Voraussetzung, 
dass  die  Barvorschüsse  nach  dem  Er- 
messen des  abfertigenden  Beamten  durch 
den  Wert  des  Gutes  sicher  gedeckt  sind 
(LU.  Art.  13,  V.O.  §  62). 

IV.  Die  Ansführung  des  Frachtvertrags. 

1.  Lieferfristen.  Wie  die  Anerkennung 
der  Gleichmässigkeit  der  Tarife  war  auch 
die  der  Lieferfristen  im  Interesse  des 
Handels  geboten.  Es  sind  deshalb  sowohl 
für  den  internen  als  für  den  internationalen 
Verkehr  feste  Lieferfristen  eingeführt  worden. 
Nur'  in  England  und  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  sind  keine  festen 
Lieferfristen  angeordnet;  es  ist  nur  zu  be- 
fördern »in  reasonable  time«. 

Die  Lieferfristen  sind  Maximalfristen. 
Sie  setzen  sich  zusammen  aus  der  Expe- 
ditionsfrist und  aus  der  Transportfrist. 
Erstere  beträgt  im  internen  Verkelir 
(Deutschlands  und  Oesterreichs)  einen  Tag 
für  Eil-  und  zwei  Tage  für  Frachtgüter,  die 
Transportfrist  für  Eilgüter  einen  Tag  für  je 
angefangene  300  Kilometer,  füi*  Frachtgüter 
bei  Entfernungen  bis  zu  100  Kilometern  einen 
Tag,  bei  grösseren  Entfernungen  für  je  auch 
nur  angefangene  w^eitere  200  Kilometer 
einenTag  (V.O.  §  63).  Im  internationalen  Ver- 
kehre (LU.  Art.  14,  Ausf.Best.  §  6)  beträgt 
die  Expeditionsfrist  einen  Tag  für  Eil-,  zwei 
Tage  für  Frachtgüter,  die  Transportfrist 
ebensoviel  für  je  auch  nur  angefangene 
250  Kilometer. 

Eine  Verlängerung  der  Lieferfristen  ist 
nur  bei  Gewährung  von  Specialtarifen  unter 
Preisermässigung,  dann  aber  auch  fiu-  den 
internationalen  Vei  kehr  zulässig.  Den  Bahnen 
ist  hierdurch  die  Möglichkeit  geboten,  ihr 
Material,  das  zu  gewissen  Jahreszeiten  un- 
produktiv bleiben  müsste,  besser  auszunutzen. 
Sie  können  so  für  gewisse  Waren,  die  keine 
rasche  Beförderung  erheischen,  Frachter- 
mässigung als  Aequivalent  der  verlängerten 
Lieferfristen  zugestehen.  Ausnahmsweise  ist 
den  Bahnen  die  Festsetzung  von  Zuschlags- 
fristen gestattet  für  aussergewöhnliche  Ver- 
kehrsverhältnisse z.  B.  für  Messen,  für  Güter- 
anhäufung infolge  einer  Ausstellung,  Mo- 
bilisierung des  Heeres ,  Betriebsstörung  in- 
folge Beschädigung  des  Bahnkörpers,  für 
den  üebergang  auf  Bahnen  mit  anderer 
Spurweite,  für  Bahnen  von  untergeordneter 
Bedeutung,  bei  Beförderung  mittelst  Trajekt- 
anstalten und   bei  notwendiger  Passierung 
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einer  zwei  Transportbahnen  verbindenden 
Verbindungsbahn  (I.ü.  Ausf.Best.  §  6  Abs. 
3,  V.O.  §  63  Abs.  3).  Der  Lauf  der  Liefer- 
fristen ruht  während  der  Zeit,  innerhalb 
deren  eine  Ausführung  des  Transports  un- 
möglich ist,  z.  B.  wegen  der  zollamtlichen 
Abfertigung  oder  wegen  Betriebsstftning. 

2.  Verffigangsrecht  über  das  Gut 
während  des  l&ansports.  Dieses  steht 
nur  dem  Absender  zu,  der  verlangen  kann: 
Zurückgabe  des  Guts  auf  der  Versand- 
station, Anhalten  auf  jeder  Gütei-station  des 
Transportwegs  oder  Auslieferung  an  einen 
anderen  als  den  im  Frachtbriefe  bezeichneten 
Empfänger  am  Bestimmungsort  oder  an 
einer  Bestimmungsstatioo.  (Nach  dem  Pariser 
Zusatzübereinkommen  von  1896,  das  wahr- 
scheinlich 1900  in  Kraft  treten  wird,  kann 
der  Absender  auch  fordern  die  Sendung  des 
Guts  über  die  Bestimmungsstation  hinaus 
oder  an  eine  an  einer  Seitenlinie  gelegenen 
Station).  Bedingungen  der  Ausübung  des 
Verfügungsrechts  sind : 

a)  Vorzeigung  des  Frachtbrief- 
duplikats. Wie  es  neben  juristischen  Er- 
wägungen Rücksichten  auf  die  Anforderungen 
des  Handelsverkehrs  waren,  z.  B.  eine  wäh- 
rend des  Transports  eingetretene  Zahlungsun- 
sicherheit des  Em|)fängers,  die  zur  Aner- 
kennung des  nachträglichen  Anweisungs- 
rechts  des  Absenders  führten,  so  drängten 
doch  auch  wieder  andere  Interessen  des 
Handels  zu  einer  Einschränkung  des  Ver- 
fügungsrechtes. Es  hatte  sich  nämlich  be- 
sonders im  internationalen  Getreidehandel 
die  Uebung  ausgebildet,  dass  die  Bezahlung 
der  Waren  sofort  nach  Zustellung  des  Auf- 
gabe-Recepisses  erfolgte  oder  dass  wenigstens 
seitens  des  Kommissionärs  oder  Bankiers  auf 
Grund  dieses  übergelienen  Recepisses  Vor- 
schüsse auf  die  auf  dem  Transporte  befind- 
liche Ware  geleistet  wurde.  Diese  Uebung 
wurzelt  auf  dem  Glauben,  dass  der  Bezahlende 
diu-ch  den  Besitz  des  Recepisses  gegen  nach- 
trägliche Verfügimgen  des  Absenders  zu 
Gunsten  eines  Dritten  sichergestellt  sei. 

Es  wurde  daher  mit  Recht  in  dem  Er- 
fordernis der  Vorzeigung  des  Frachlbrief- 
duplikats  ein  zweckmässiges  Mittel  der 
Sicherstelhmg  des  vorschussleistenden  Emp- 
fängers gefunden.  Dieser  braucht  sich  nur 
dieses  Frachtbriefduplikat  übergeben  zu 
lassen,  damit  die  negative  Wirkung  eintritt, 
dass  das  Verfügungsrecht  des  Absenders 
erlischt.  Dagegen  erwirbt  der  Empfänger 
oder  ein  anderer  Besitzer  des  Prachtbrief- 
duplikats kein  Recht  für  sich,  denn  dieses 
ist  nicht  ein  Konnossement  oder  Ladeschein, 
also  kein  Verpflichtungschein,  der  die  Bahn 
zur  Auslieferung  des  Guts  an  den  Inhaber 
der  Urkunde  verpflichtet. 

Eine  zweite  Bedingung  f  üi*  die  Ausübung 
des  Verfügimgsrechts  ist 


b)  Vermittlung  der  A'erfügnn?  j 
durch  die  Versandstation.  Keine  der  i 
am  Transport  beteiligten  Bahnen  braucht  eine  : 
ihr  von  einer  anderen  Seite  als  von  der  Vor-  j 
sandstation  zukommende  Verfügung  auszu- 
führen. 

c)  Endlich  ist  die  Ausübung  des  Vt-r- 
fügimgsrechts  an  eine  bestimmte  Form  gt^ 
bunden.  Die  Verfügung  mups  in  einer  i 
nach  einem  vorgeschriebenen  For- 
mular ausgestellten  Erklärung  er- 
folgen imd  auf  dem  Frachtbriefduplikat 
wiederholt  werden. 

Die  Eisenbahn  darf  die  Ausführung  ein*^r 
solchen  nachträglichen  Verfügimg  des  W*- 
senders  über  das  rollende  Gut  nur  ver- 
weigern oder  verzögern,  wenn  dadun*h  der 
regelmässige  Transportverkehr  gestört  wird. 

V.  Erffillnng  des  Frachtvertrags. 

1.  Rechtsstelliuig    des    Empfani^ers. 

Die  Ablieferung  des  Guts  an  den  Empfänger 
(Adressaten)  bildet  den  wesentlichen  Inhalt 
des  Frachtvertrags.  Dieser  wird  zwischen 
der  Eisenbahn  und  dem  Absender  ab.^- 
schlossen  und  stellt  sich  dar  als  Vertme 
zu  Gunsten  eines  Dritten,  des  Empfängers. 
Mit  Ankunft  des  Guts  am  Bestimmungsort 
i-esp.  mit  Ablauf  der  Lieferfrist,  falls  das 
Gut  nicht  ankommt,  erwirbt  dieser  ein  selb- 
ständiges Recht  auf  Ausliefenmg  des  inits 
gegen  die  Bahn,  das  er  im  eigenen  Namen, 
nicht  in  dem  des  Absenders  als  dessen  Ver- 
treter geltend  machen  kann.  Seinen  Willen, 
in  den  Frachtvertrag  einzutreten,  bekundet 
der  Empfänger  erst  durch  Annahme  des 
Guts  und  des  Frachtbriefs  oder  durch  Er- 
hebung der  Klage  gegen  die  Balm  auf  Er- 
füllung des  Vertrags.  Erst  hierdurch  wIdI 
seine  Verpflichtimg  zur  ZaMung  der  Fnicht 
etc.  begründet.  Für  den  Umfang  der  7jih- 
lungspflicht  ist  der  Frachtbrief  massgebend. 

2.  Pfandrecht  der  Eisenbahn.  Schon 
seit  Ende  des  13.  Jahrhunderts  hatte  sich  ein 
gesetzliches  Pfandrecht  des  Frachtführer? 
am  Frachtgut  ausgebildet.  Jede  Transjfort- 
bahn  hat  wegen  Fonlerung  für  Fracht  mni 
der  auf  das  Gut  geleisteten  Vorschüsse  am 
Frachtgut  ein  Pfandrecht,  solange  sich  diese 
in  ihrem  Gewahrsam  befindet.  Dieses  ist 
der  Standpunkt  des  I.ü.  (Art.  21)  imd  der 
meisten  eiux)päischen  Gesetzgebungen,  wäh- 
rend für  die  internen  Transix)rte  in  Üester- 
reich  und  Deutschland  (H.G.B.  §  440)  das 
Pfandrecht  noch  3  Tage  nach  der  Abliefe- 
rung fortdauert,  sofern  die  Bahn  es  inner- 
halb dieser  Frist  gerichtlicli  geltend  macht 
sog.  Folgerecht,  droit  de  suite.  Das  ist  die 
bedeutendste  Abweichung  des  I.Ü,  gegen- 
über dem  H.G.B.  Man  befindete  l>ei  der 
Revision  des  H.G.B,  die  ^^ichtübereinstim- 
mung   mit   dem   I.ü.  mit  den    pr^tischeu 


Eisenbahnen  (Eisenbahnfrachtrecht) 


523 


Bethlrfnissen,  indem,  wie  die  Denkschrift 
znni  Entwürfe  (S.  263)  des  H.G.B.  ausführt, 
'i»»r  Empfänger  oftmals  Bedenken  ti*age,  die 
Fracht  zu  bezahlen,  bevor  feststehe,  dass 
Toi\  dem  Gute  nichts  verloren  oder  besehe 
ci<rt  sei  und  andererseits  der  Frachtführer 
zur  Herausgabe  des  Gutes  niu*  bereit  sein 
werde,  wenn  er  wegen  seiner  Fi-achtforde- 
r;iDg:en  gesichert,  \md  demgemäss  das  Intfi- 
i>^j?«:'  beider  Beteiligten  besser  gewahrt  sei, 
wenn  das  Pfandrecht  des  Frachtführers 
Dach  der  Ablieferung  noch  kurze  Zeit  foi-t- 
t-estehe.  So  sehr  man  diese  Diffei-enz  zwischen 
dem  deutschen  und  internationalen  Fracht- 
FH'ht  bedauern  mag,  so  wird  man  doch  die 
Re^iunsrdes  H.G.B.,diees  dem  Frachtführer 
fTffioghcht,  wenigstens  im  internen  Verkehr 
ohiie  sofortige  Zahlung  abzuhefern,  billigen 
m"ls>oii. 

Für  das  Deutsche  Reich  sind  die  Vor- 
aus^ftzungen  und  Formen  für  die  Reali- 
j^ionmc  des  Pfa,ndrechts  der  Bahn  durch 
(k^  B.G^.  §§  1219,  1221  und  1228  geregelt. 

n.  Haftpflicht  der  Eisenbahn  für  Ver- 
last, Beschädigung  nnd  verspätete 
Ablieferang 

(ILG.B.  §§  456 ff.;  V.O.  §§  75ff.,  I.U.  §§  30 ff.) 
1.  Hauptgmndsätze.  Sowohl  das  fran- 
ziVische  wie  das  deutsche  Recht,  beide  der 
senh-^iDsameii  Wurzel  des  römischen  recep- 
tam  entsprossen,  stimmen  bezüghch  der  Vor- 
aiL^setzimgen  der  Haftbarkeit  der  Bahn 
uberein.  Das  Versprechen  der  unversehrten 
Ablieferung  des  Guts,  das  salvum  fore  reci- 
|«erp  des  prätorischen  Edikts  wurde  des- 
halb auch  zur  Grundlage  der  Haftimgsver- 
bindiichkeit  im  internationalen  Eisenbahn- 
frathtrecht.  Die  Bahn  haftet  für  jeden 
"iiirch  Verlust  oder  Beschädigung  des  Guts 
von  der  Annahme  bis  zur  Ablieferung  ent- 
^taDdenen  Schaden,  mag  er  durch  ihr  Perso- 
nal oder  durch  andere  bei  der  Ausführung 
'ie$  Transports  verwandte  Leute  verursacht 
Wurden  sein. 

Die  Haftimg  der  Bahn  wird  durch  fol- 
m*k  Gründe,  deren  Dasein  sie  nachzu- 
weisen hat,  ausgeschlossen:  Verschidden 
<ies  Verfü^ngsberechtigten,  natürliche  Be- 
schaffenheit, höhere  Gewalt  und  verbots- 
widrige Aufgabe  von  Gütern,  die  vom 
Transporte  ausgeschlossen  oder  bedingungs- 
weise zugelassen  sind,  unter  falscher  Delda- 
ratioa  oder  unter  Nichterfüllung  der  Bedin- 
?iinß:en.  Von  dem  Princip  der  strengen 
Haftimg  der  Bahn  sind  noch  Ausnahmen  für 
2:efährliche  Transporte  oder  Warengattungen, 
'l'^n  Transport  mit  besonderen  Gefeü&en 
verknüpft  ist,  anerkannt.  So  ist  die  Bahn 
haftfrei  bezüglich  der  Güter,  die  in  offen  ge- 
Unt*m  Wagen  befördert  oder  deren  Anf- 
pnd  Abladen  vom  Absender  oder  Empfänger 
'•"äorgt  oder  die  nicht  oder  mangelhaft  ver- 


packt aufgegeben  wiu-den.  obwohl  sie  ihrer 
Natiu-  nach  Verpackung  erforderten,  femer 
für  Bruch,  aussergewöhnliche  Leckage  etc., 
wenn  Güter  dieser  besonderen  Gefahr  durch 
ihre  eigentümliche  natürliche  Beschaffenheit 
ausgesetzt  sind  oder  wenn  den  Gütern  ein 
besonderer  Begleiter  beigegeben  ist  (H.G.B. 
§  459;  Lü.  Art.  31).  Die  Bahn  haftet  nicht 
für  den  Schaden,  der  aus  der  besonderen 
Transportart  entstanden  sein  kann.  Es  be- 
steht die  Vermutung  der  wirklichen  Ent- 
stehung des  Schadens  aus  der  Möglichkeit 
dieser  Entstehung.  Die  ümkehrung  der 
Beweislast  bildet  den  Hauptvorteil  der 
Eisenbahn,  denn  der  Ersatzbeanspruchende 
hat  eventuell  die  Unstichhaltigkeit  der  Ein- 
i-ede  der  Bahn,  also  die  Unmöglichkeit  der 
Entstehung  des  Schadens  aus  einer  dieser 
durch  die  besondei-e  Transportart  im  kon- 
kreten Falle  bedingten  Gefahr  zu  beweisen. 

2.  Umfang  des  Schadensersatzes. 
a)  Allgemeine  Regelung.  Das  in  der 
Zeit  vor  Erfindung  der  Eisenbahnen  ent- 
standene französische  Recht  (code  de  com- 
merce a.  103,  code  ci\41  a.  1142  ff.,  1784) 
macht  diese,  indem  es  sie  gewöhnlichen 
Frachtführern  gleichstellt,  ersatzpflichtig  ftir 
den  Schaden  im  weiteren  Sinne,  der  nicht 
niu*  positive  Vermögensminderung,  sondern 
auch  die  Verhinderiuig  des  Gevnnnes  in- 
folge der  schadenstiftenden  Thatsache  um- 
fasst.  Das  alte  deutsche  H.G.B.  (Art.  396) 
beschränkt  dagegen  die  Haftung  der  Bahn 
auf  den  gemeinen  Handelswert,  event.  den 
gemeinen  Wert  des  Gutes  am  Ablieferungs- 
ort imd  zur  Ablieferungszeit  unter  Abrech- 
nung der  infolge  des  Verlustes  ersparten 
Zölle  imd  Unkosten.  Nur  im  Falle  der 
dolosen  (und  nach  §  457  H.G.B.  auch  der 
grobfahrlässigen)  Schädigung  ist  die  Bahn 
zum  Ei-satz  des  vollen  Schadens  verpfHchtet. 
Ausserdem  hatte  das  alte  Betriebsreglement 
§  68  die  Haftpflicht  noch  weiter  eingeschränkt, 
indem  sie  nur  den  vom  Absender  auf  dem 
Frachtbrief  deklarierten  Wert  des  Gutes  und, 
falls  eine  solche  ausdrückliche  Deklarienmg 
fehlt,  stillschweigend  den  Wert  von  60  Mark 
(in  Oesterreich-Ungarn  von  30  Gulden)  für 
je  50  Kilogramm  Rohgewicht  des  Gutes  an- 
nahm (Normalsatz).  Diese  »schablonenhaft 
fixierte  Taiifierung  des  Schadensei-satzes« 
wurde  von  deutscher  Seite  bei  den  Be- 
ratungen über  das  I.U.  preisgegeben. 

So  hat  Art.  34  des  I.U.  in  Abweichung 
vom  französischen  und  gemeinen  Recht,  das 
den  Schadensersatz  nach  dem  Massstab  des 
subjektiven  Interesses  geregelt  hat,  dem 
deutschen  Rechte  folgend,  den  objektiven 
Standpunkt  angenommen.  Giniudlage  des 
regelmässigen  Schadensersatzes  bildet  der 
gemeine  Handelswert  und  in  dessen  Er- 
mangelung der  gemeine  Wert  des  Gutes 
und  zwar-  am  Ort  und  zur  Zeit   der  Ab* 
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Sendung  unter  Hinzurechnung  der  bereits 
gezahlten  Ftncht,  Zölle  und  Kosten.  §  457 
des  (neuen)  H.G.B.  hat,  um  in  diesem  wich- 
tigen Punkte  eine  Uebereinstimmung  mit 
dem  I.Ü.  herzustellen,  auch  den  Wert  am 
Ort  und  zur  Zeit  der  Absendung  unter 
Hinzui-echnung  der  bezahlten  Zollbeträge 
u.  s.  w.  der  Schadensbei^echnung  zu  Grunde 
gelegt.  Wegen  Beschädigung  ist  der  Minder- 
wert des  Gutes  zu  ersetzen. 

Im  Falle  der  Verursachung  des  Schadens 
dimi'h  Arglist  oder  durch  grobe  Fahrlässig- 
keit der  Bahn  ist  diese  zum  Ersatz  des 
vollen  Schadens,  d.  i.  des  wirklichen  Schadens 
und  des  entgangenen  Gewinns,  verpflichtet. 

Die  Haftpilicht  der  Eisenbahn  auf  Grund 
des  Frachtvertrags  ist  ausgeschlossen  bei 
unrichtiger  oder  ungenauer  Bezeichnung  von 
Gegenständen,  die  von  der  Befönlerung  aus- 
geschlossen sind,  oder  bei  Unterlassung  der 
von  dem  Absender  vorzusehenden  Sicher- 
heitsmassnahmen  (H.G.B.  §  467,  LU.  Art.  43). 

b)  Schadensersatz  bei  Aus  nähme - 
tarifen.  Da  das  Risico  der  Bahnen  ein 
Faktor  der  Tarifl)ildung  ist,  wunle  im  In- 
teresse des  Handelsstandes  namentlich  im 
Hinblick  auf  die  Beföixlerung  billiger  Massen- 
güter, z.  B.  Getreide,  den  Bahnen  eine  Be- 
schränkung des  normalen  Schadensersatzes 
auf  Grund  von  Ausnahraetarifen  gestattet, 
sofern  diese  eine  Preisermässigung  für  den 
ganzen  Transport  gegenüber  den  gewöhn- 
lichen Tarifen  entliälton  vmd  sofern  der 
gleiche  Maxi  mal  betrag  der  Entschädigungs- 
summe auf  die  ganze  Befch-denmgsstrecke 
Anwendung  findet.  Dieser  bildet  nur  die 
Höchstgrenze  des  zu  leistenden  Schadens- 
ersatzes, der  nur  innerhalb  dieses  Hahmens 
beansprucht  werden  kann.  Es  wii-d  also 
bei  Verlust  des  Gutes  dieser  Maximalbetrag, 
bei  Beschädigung  nicht  der  Minderwert  des 
Gutes  ersetzt,  sondern  von  diesem  Minder- 
wert nur  die  Quote,  die  sich  nach  Verliältnis 
des  gemeinen  Handelswerts  (oder  Werts) 
des  beschädigten  Gutes  zum  Maximalbetrag 
ergiebt. 

Die  Anwendung  solcher  Ausnahmetarife 
findet  nur  statt,  wenn  der  Absender  dies 
ausdrücklich  im  Frachtbrief  verlangt  hat. 
Die  deutschen  Bahnen  haben  bisher  solche 
Ausnahmetarife  nicht  eingeführt. 

c)  Schadensersatz  bei  Deklara- 
tiondesinteressesand erLieferung. 
Um  dem  Publikum  die  Vergütiuig  des  vollen 
Schadens,  z.  B.  des  entgangenen  Gewinns, 
Ersatz  einer  verwirkten  Konventionalstrafe, 
wie  ihn  das  französische  Recht  kennt,  zu 
ermöglichen,  wurde  durch  das  l.ü.  Art.  38 
und  H.G.B.  §  463  die  Deklai-ation  des  In- 
teresses an  der  Liefenmg  eingeführt.  Diese 
erschemt  als  ein  zum  Frachtvertrag  hinzu- 
tretender accessorischer  Versicheningsver- 
trag  des  Inhalts,  dass  die  Bahn  gegen  Ent- 


richtimg eines  Frachtzuschlags  im  Falle 
eines  Verlustes  oder  einer  Beschall  igunjr 
des  Gutes  dem  Berechtigten  jeden  den  ge- 
meinen Handels  wert  bezw.  Minder'wert  üIxt- 
steigenden  nachzuweisenden  Schaden  bi^  zur 
Höhe  des  frachtbrief massig  deklarierten  Be- 
trags zu  ersetzen  hat 

Diese  Deklaration  ist  wesentlich  vor- 
schieden  von  der  bisherigen  deutsehen  Wert- 
und  Interessendeklaration.  Nach  dieser  winl 
der  gemeine  Handelswert  nicht  höher  als 
60  Mark  pro  50  Kilogramm  Brutto  anir*^ 
nommen,  und  nur  im  Falle  einer  höheren  Wert- 
deklaration bildete  die  deklarierte  Summe 
den  Maximalsatz  der  zu  gewährenden  Ent- 
schädigimg. Hierdurch  sollten  nach  Mü^f?- 
lichkeit  Streitigkeiten  über  den  Wert  des 
Gutes  beseitigt  wenlen. 

Die  neue  Deklaration  des  Interesses  an 
der  Liefenmg  gewährt  aber  nicht  nnr  Er- 
satz des  Wertes  des  Gutes,  sondern  diiruln^r 
hinaus  Ersatz  eines  weiteren,  d.  h.  des  drn 
gemeinen  Handelswert  oder  Wert  des  ver- 
lorenen Gutes  übersteigenden  Schailens 
(positiver  Schaden  und  entgangener  Gewinn): 
sie  umfasst  auch  den  durch  verspätete  Li^^fe- 
rung  verursachten  Schaden,  hat  also  aurh 
die  frühere  »Deklaration  des  Interesses  an 
der  Lieferung«  in  sich  aufgenommen. 

Die  Grenze  der  Entschädigimgspflicht 
liegt  in  dem  dekiai-ierten  Beti-ag;  über  diese 
hinaus  kann  der  Entschädigungsbereclitiirte 
Vergütung  nicht  fordern.  Dieser  hat  Vor- 
handensein und  Höhe  eines  weiteren  Scha^lens 
nachzuweisen,  denn  die  » Deklaration c  be- 
gi-ündet  noch  keinen  Beweis  für  die  Hübe 
des  Schadens.  Sie  beruht  wie  die  Ver- 
sicherungssumme bei  jedem  Versichenings- 
vertrage  nur  auf  einseitiger  Schätzung  des 
Versich enmgsnehmers,  die  der  Versicherer 
ebensowenig  gegen  sich  gelten  lassen  muss 
wie  die  Eisenbahn  die  durch  die  Deklaration 
bekundete  einseitige  Scliätzung  desAbsenders. 
Die  »Deklaration«  ist  bei  Anwendung  von 
Ausnahmetarifen  ausgeschlossen.  DerFracht- 
zusclüag  für  die  »Deklaration«  darf  5  vom 
Tausend  der  deklarierten  Summe  für  je  an- 
gefangene 200  Kilometer  nicht  übersteigen. 
Der  geringste  zu  erhebende  Frachtzuschlat: 
beträgt  40  Pfennig. 

d)  Schadensersatz  bei  Liefer- 
fristüberschreitung, (l.ü.  Art.  39,  4iJ; 
V.O.  §§  86  f.)  Falls  die  Ueberschreitung  der 
Lieferfrist  einen  Schaden  venu^acht  hat  und 
die  Eisenbahn  nicht  von  jeder  Haftpflicht 
befreit  wii*d  durch  den  Nachweis,  dass  die 
Verspätung  vou  einem  Ereignisse  herrührt, 
das  sie  weder  herbeigeführt  hat  noch  abzu- 
wenden vermochte,  ist  der  Umfang  der  Er- 
satzverbindlichkeit der  Bahn  wie  folgt  be- 
messen. Bei  einer  Verspätung  bis  oin- 
sclüiesslich  ^'lo  der  Lieferfrist  ist  Vio  dor 
Fracht,  bei  einer  Verspätung  bis  einschliesiJ- 
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liih  - 10,  ^'10,  *"io  der  Lieferfrist  je  -iio^  ^/lo, 
*:«'  der  Fracht,  bei  einer  Verspätung  von 
L'iniTorer  Dauer  (als  ^  lo  der  Lieferfrist)  die 
Hälfte  der  Fracht  zu  vergüten.  Man  wollte 
•iem  Handelsstande  den  Nachweis  eines 
Ijestimmten  Schadens  erlassen,  und  deshalb 
wurde  der  Ersatz  in  einer  grösseren  oder 
iT'^ringeren  Quote  des  Frachtbetrags  in 
einem  bestimmten  Verhältnis  zur  Liefer- 
fristüberschreitung abgestuft.  Es  wird  die 
ßf<;htsvemQutung  aufgestellt,  dass  durch 
irtle  Verspätung  auch  ein  Schaden  ent- 
>tand€*n  seL  Durch  Deklaration  des  Inte- 
rt^ses  an  der  Lieferung  kann  der  Absender 
sich  aber  eine  Verdoppelung  dieser  nor- 
malen Vei^tungssätze  sichern. 

Eiue  den  ganzen  Frachtvertrag  über- 
steigende Ersatzsumme  kann  nur  bei  Nach- 
vpis  eines  grösseren  Schadens  beansprucht 
wpulen.  Der  deklarierte  Betrag  des  Inte- 
^•?{?es  bildet  aber  auf  jeden  Fall  die  !Maximal- 
^nze  des  Ersatzes. 

MI.  Erloschen  der  Ansprüche  gegen 
die  Eisenbahn. 

Mit  der  Annahme  des  Gutes  und  der 
Zaliliing  der  Fracht  durch  den  Empfänger 
'TlrjM-hon  alle  Ansprüche  gegen  die  Eisen- 
bahn aus  dem  Frachtvertrag.  Der  Empfänger 
kann  aber  einen  bei  der  Annahme  des  Gutes 
lusÄTÜch  nicht  erkennbaren  Mangel  geltend 
machen,  indem  er  binnen  einer  Woche  Fest- 
-t^lIuDg  derselben  durch  (gei-ichtlich)  amt- 
lich bestellte  Sachverstandige  oder  bei  der 
Eisenbahn  schriftliche  Vornahme  einer  Unter- 
Mkhnng  beantragt.  Von  dem  Grundsatze 
fl-r  Erloschung  der  Ansprüche  gegen  die 
Ei-ioobahn  diu-ch  Annahme  des  Gutes  und 
Zahlung  der  Fracht  sind  ferner  ausgenommen 
♦he  durch  Arglist  oder  grobe  Fahrlässigkeit 
'\*tv  Bahn  nachweisbar  herbeigeführten  JEnt- 
si'hadigungsan  Sprüche,  ferner  für  die  wogen 
Vr^rspätung  binnen  7  Tagen  bei  der  Ralm 
orholjenen  Reklamationen  sowie  wegen 
3fär.gel,  deren  Feststellimg  vor  Annahme 
i»^  Gutes  durch  dea  Empfänger  erfolgt  ist 
'>ler  hätte  erfolgen  sollen,  aber  diu-ch  Ver- 
^•hulden  der  Bedm  unterblieben  ist. 

Alle  Entschädigungsforderungen  gegen 
^lif  Eisenbahn  verjähren  in  einem  Jahr.  Füi* 
'.en  internationalen  Tran  Sportverkehr  hat 
'las  LU.  (Art.  45)  die  Verjähnmgsfrist  auf 
3  Jahre  erweitert  für  Ansprüche  und 
St  hallen,  die  nachweisbar  durch  Arglist  oder 
mbe  Fahrlässigkeit  der  Bahn  herbeigeführt 
>uii\.  (Auch  das  österreichische  Betriebs- 
rfirlement  §  91  stimmt  hiermit  überein, 
während  die  V.O.  §  91  Abs.  4  es  für  die  Fälle 
•ies  Betrugs  oder  der  Veruntreumig  der 
Eisenbahn  bei  der  gewöhnlichen  ci\dlrecht- 
hchen  Verjährung  belässt). 

ym.  Das  Hemer  Centralamt 

Ein  neues  gemeinsames  völkerrechtliches 


Organ,  das  Centralamt  für  den  internatio- 
nalen Eisenbahntransport  mit  dem  Sitze  in 
Bern,  wurde  zur  Erleichterung  und  Siche- 
rung der  Aufgaben  des  I.ü.  gescliaffen. 
Seine  Organisation  wurde  dem  schweize- 
rischen Bundesrat  übertragen. 

Das  Centralamt  kann  auf  Antrag  der 
Parteien  Rückgriffsstreitigkeiten  der  Parteien 
als  Schiedsgericht  entscheiden  in  der  Regel 
als  KoUegiiun  von  3  bezw.  5  Mitgliedern. 
Für  drinj^nde  und  geringfügige  Sachen  ist 
die  Möglichkeit  eines  raschen  einzelrichter- 
lichen Schiedsspruchs  durch  den  Direktor 
allein  vorgesehen.  Zu  den  Verwaltungsob- 
liegenheiten des  Centralamts  gehören  fol- 
gende :  Es  sammelt  alle  f  üi-  den  internatio- 
nalen Transport  wichtigen  Mitteilungen  und 
bringt  sie  durch  eine  von  ihm  herausge- 
gebene Zeitschrift  zur  Kenntnis  aller  Ver- 
tragsstaaten und  Vertragsbahnen.  Eine  fort- 
währende Weiterbildung  des  I.ü.  ist  diu*ch 
die  Veränderung  technischer  und  kommer- 
zieller Verhältnisse  bedingt.  Eine  organische 
Revision  diu*ch  eine  alle  3  Jahre  zusammen- 
tretende Konferenz  ist  deshalb  vorgesehen. 
Die  Vorbereitung  dieser  Konferenzen  ist 
dem  Centralamt  übertragen.  Ferner  fungiert 
das  Centralamt  als  Vermittelungsstelle  für 
die  Regulierung  der  finanziellen  Beziehungen 
der  Vertragsbahnen.  Es  hat  insbesondere 
die  Einziehung  rückständiger  Forderungen 
zu  erleichtern.  Endlich  fühi-t  das  Centi-al- 
amt  die  Liste  der  Vertragsbahnen.  Die  Be- 
urkundung der  Veränderung  der  Liste  (der 
Aufnahme  neuer  oder  der  Streichung  alter 
Bahnen)  nimmt  es  auf  Antrag  eines  Ver- 
tragsstaats vor  unter  Mitteilung  solcher  Ver- 
änderungen an  die  übrigen  Vertragsstaaten 
und  Vertragsbahnen. 

Litteratnr:  Eger,  EUenhahnrechtUcke  Entschei- 
dungen u.  Abhandlungen,  ZeiUchrift  für  EUen- 
bahnrecht,  Bd,  l—XV  (1899).  —  Zeitttchrift 
für  den  internationalen  Eisenbahn- 
transport, herausgegeben  von  dem  Cetitralamt 
in  Bern,  Jahrg.  I—  VII  (1899).  —  V.  Busch- 
mann  (u.  Rumler  v.  Aichenwehr) ,  Das  neue 
Eisenbahn-Betriebsreglement  in  Gegenüberstellung 
zum  I.V.,  Wien  1892.  —  Eger,  Die  Verkehrs- 
ordnung für  die  Eisenbahnen  Deutschlands  v. 
16.  November  189S  nebst  al-lg.  Zusatzbestimmungen 
erläutert,  Hannover  1895.  —  Cosackf  Lehrbuch 
des  Handelsrechts,  4.  A.,  Stuttgart  1898,  S.  ^21  ff. 
—  EgeTy  Das  deutsche  Frachtrecht  mit  bes.  Be- 
rücksichtigung des  Eisenbahnfrachtrechts,  S  Bde., 
2.  A.,  Berlin  1888 f.  —  Derselbe,  Handbuch 
des  preusfischen  Eisenbahnrechls,  2  Bde.,  Breslau 
1889 ff.  —  Entwurf  eines  H. G.B.  nebst  Denk- 
schrift, auf  gestellt  im  Reichsjustizamt,  Berlin 
1896.  —  OareiSf  Das  deutsche  Handelsrecht, 
6.  A.,  Berlin  1899,  S.  6S7 ff.  —  Mittelstein, 
Das  Frachtrecht  u.  Eisenbahnfrachtrecht  des  Ent- 
wurfs eines  H.G.B.  in  Egers  Entscheidungen, 
XII J,  S.  68 ff.,  170 ff.  —  Pappenheim,  Das 
Transportgeschäft  nach  dem  Entwurf  eines  H.G.B. , 
Kiel  u.  Leipzig  1896.  —  Staube  Kommentar 
zum  H.G.B.,  6.  A.,  Berlin  1899  (^^  45Sff.).  — 
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Wanninger,  Die  Abä^iderungen  des  Eisenbahn' 
fraehtrechU  durch  das  neue  If.G.B.,  Passau  1898. 

—  X4/on  Caen  et  Renault,  Traue  de  droit 
commercial,  ;?.  ed.,  Paris  1891,  III.  —  Satnmt, 
Legislation  et  jurisprudence  sur  le  iransport  des 
marchandises  par  chemiiut  de  fer,  Paris  1874'  — 
Levif    II   contratto   di   trasporto,  Bologna  1883. 

—  VidaH,  II  contratto  di  trasporto  terrestre, 
Jfilano  1890.  —  As^er,  Intem<Uionaal  goedercn 
vervoer    längs    spoorwegen,    s'Gravenhnge   1887. 

—  EgeVf  Das  intemat.  Uebereinkommen  über 
den  Eisenbahnfrachtverkehr,  Berlin  1894.  — 
Gerstnerf  Internationales  Eisenbahnfrachtrecht 
(I.U.J,  Berlin  1893.  —  Jacob  Gaat<m,  itude 
sur  la  responsabilile  des  chemins  de  fer  .  .  . 
d'aprh  la  Convention  internationale  du  14-  Oktober 

1890,  Geneve  1899.  —  LevS,  La  convenzione  di 
Bema,  Bologna  I884.  —  Margulies,  Die 
Bilanz  der  Berner  Konvention  über  den  int. 
Eisenbahnfrachtenverkehr,  Wien  1895.  —  Meili, 
Das  Recht  des  modernen  Verkehrs  u.  Transport- 
anstaUen,  Leipzig  1888.  —  Moynier,  Les 
bureaux  intemation.  des  unions  universelles, 
Paris  1892.  —  Otivier,  Des  chemins  de  fer  en 
droit  international  (These),  Paris  1885.  —  Hosen- 
thai,  Internationales  Eisenbahnfrachtrecht,  Jena 
1894'  —  Schicabf  Das  intemat.  Uebereinkommen 
über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  im  Vergleich 
mit  dem  deutschen  Frachtrecht  erläutert,  Leipzig 

1891.  —  De  Seigneujc,  Commentaire  du  projei 
de  Convention  redige  par  la  Conference  internal., 
Paris  1882.  Eduard  Hosenthal, 


Eisenbahnpfandrecht  s.  Pfandrecht  an 
Eisenbahnen. 


IV. 


Eisenbahn  Politik. 

I.Begriff  und  Entwickelung  der 
Eisenbahnpolitik.  I.Begriff.  2.  Entwicke- 
lungderE.  II. Grundsätze  derEisenbahn- 
politik.  3.  Allgemeines.  Die  Systemfrage. 
4.  Die  Anlage  der  Eisenbahnen.  5.  Die  Eisenbahn- 
verwaltung. III.  Die  Eisenbahnpolitik 
der  hauptsächlichsten  Staaten  der 
Erde.  6.  Das  Deutsche  Reich.  7.  Die  deutschen 
Mittelstaaten.  8.  Das  Königreich  Preussen.  9. 
Oesterreich  und  Ungarn.  10.  Die  Länder  des 
Orients.  11.  Eusslaud.  12.  Skandinavien.  13. 
Die  Schweiz.  14.  Belgien,  lö.  Niederlande. 
16.  Italien.  17.  Frankreich.  18.  Spanien  und 
Portugal.  19.  Grossbritannien  und  seine  Kolo- 
nieen.    20.  Asien  und  Afrika.    21.  Amerika. 

1.  Begriff  nnd  Entwickelung  der  Eisen- 
bahnpolitili. 

1.  Begriff.  Die  Eisenbahupolitik 
ist  die  Lelirc  von  den  Gnindsätzen,  nach 
denen  die  Vcrwaltiuig  der  Eisenbahnen  im 
Staate  zu  regeln  ist. 

Die  Wissenschaft  ist  heute  darüber  einig, 
dass  der  Staat  die  Eisenbahnen  nicht,  wie 
ein  beliebiges  anderes  Gewerbe,  einer  völlig 
freien  F'»t Wickelung  überlassen  dai-f,  dass  es 
vielmehi  zu  seinen  Aufgaben  geliört,  bei  der 


Gründung,  dem  Bau,  der  Verwaltung,  u*^u\ 
Beiriebe  der  Eisenbahnen  mitzuwirken.     Di»' 
Gründe    hierfür   liegen    in    der  Natur    d^r 
Eisenbahnen,  der  Stellung,  die  sie  im  öff^-nt- 
lichen  Leben  einnehmen.    Schon  beim  Bau 
der  Eisenbahnen  ist  ein  Eingriff  in  die  Privat- 
rechte  der  Staatsbürger  nicht  zu  vemieidt^i. 
Der  Grund  und  Boden  für  eine  Bahn  winl 
in  den  seltensten  Fällen  durch,  freie  Verein- 
barung erworben,  er  muss   meist    enteignet 
werden.     Die  Entstehung  der  Eisenbahnen 
hat  daher  ziur  Ausbildung   des  Reehtsinsti- 
tutes    der    Enteignung     in    umfassendster 
Weise    den    Anlass    gegeben    (s.    cl.    Art. 
Enteignung).      Der  Betrieb    der    Eisen- 
bahnen hat  sich  bald  so  gestaltet,  dass  si^* 
ein    thatsächliches   Monopol    überall 
da  ausüben,   wo  sie  in  den  Verkehr  ein- 
treten (s.  oben  den  Art.  Geschichte  und 
Bedeutung   der   Eisenbahnen    sub  '6 
S.  497. 98).    Der  Staat  ist  verpflichtet,  dafür 
zu  sorgen,  dass   durch  dieses  Mono|x>l   dif 
Interessen  der  Allgemeinheit  nicht  geschä- 
digt werden.  —  Die  Eisenbahnen  haben  auf 
die    politische    Gestaltung    der     einzelnen 
Staaten,  auf  die  Entwickelung  ihrer   inter- 
nationalen Beziehungen  einen  weitgehenden 
Einfluss  ausgeübt;    sie  haben   das    gesamte 
Yerteidigungswesen   und   die  Kriegfühnuig 
umgestaltet  und  Wandlungen  herbeigefülirt, 
wie  sie  im  Laufe  der  Gescliichte  bisher  nur 
infolge    der   Erfindung    des   Schiesspiüvers 
eingetreten     sind;     sie     beeinflussen     mit 
ihren  Tarifen  die  Zoll-  mid  HandeLspolitiL 
Die  ungeheure  Summe  des  in  Eisenbahnen 
angelegten   Kapitals    —    das  Anlagekapital 
der  Eisenbahnen   der  Erde   im   Jahre    ISDS 
wird  auf  etwa  144^.  4  Milliarden  Mark  ge- 
schätzt — ,  der   mit   ihrer  Thätigkeit    ver- 
bundene Geldumlauf  hat  ziu*  Folge,  dass  die 
Finanzverwaltmig    der    Staaten     und     der 
grossen  öffentlichen  und   privaten  Bankan- 
stalten die  Geldbedürfnisse  der  Eisenbahnen 
berücksichtigen  müssen  und  mit  ihren  Er- 
trägen in  hervorragendem  Masse  zu  rechnen 
liaben.     Durch    den   Bau   und   Betrieb   der 
Eisenbahnen    ist  die  Anhäufung  unermess- 
licher  Besitztümer  in  den  Händen  von  ein- 
zelnen, seien  es  Erwerbsgesellschaften,  seien 
es  Privatpei-sonen  —  z.  B.  die  Eisenbahn- 
k  ö  n  i  g  e  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerifci 
—   gefordert   worden.    Solche   und  andere 
Wh'kungen  der  Eisenbahnen  auf  den  Ter- 
kelir,    auf    die    sozialen    Beziehungen   der 
Menschen,  ebenso  aber  auch  die  mit  dem 
Betriebe  der  Eisenl)ahnen  unausbleiblich  ver- 
bundenen Gefaliren  machen  es  erforderlich, 
dass  der  Staat  das  Eisenbahnwesen  im  In- 
teresse seiner  Angehörigen   überwacht,  sie 
sind  die  Ursache  für  das  Entstehen  und  das 
Bestehen    einer    Eisenbahnpolitik    in    den 
civilisierten  Staaten. 

Die    Eisenbahnpolitik    des    Staates  he- 


Eisenbahnen  (Eisenbahnpolitik) 


527 


sohäftigt  sich  wesentlich  nur  mit  den  dem 
allei^uieinen  öffentlichen  Verkehr  dienenden 
Eiienlahnen.  Bahnen,  die  hauptsächlich  dem 
r.rt liehen  Yerkehr  dienen  (Kleinl»ahnen), 
s^.wie  die  ausschliesslich  für  private  Zwecke 
h»^4immten  Bahnen  (Privatausclilussbahnen, 
S.hleppbahnen ,  Zufuhrbahnen  und  der- 
gleichen) können  zwar  auch  unter  Umständen 
nr  lUe  staatliclie  Eisenbahnpolitik  von  Be- 
'leiitimg  werden.  In  ei-ster  Linie  aber  dienen 
ili^ise  Bahnen  den  Zwecken  der  Gemeinden, 
Kreise,  Provinzen,  imd  ihr  Bau,  ihre  Ver- 
waltung und  ihr  Betrieb  wiinl  durch  die 
<;rgane  dieser  Körperschaften  beeinflusst 
[\Ä  den  Art.  Kleinbahnen). 

2.  fintwickelung  der  E.  »Die  Entwicke- 
Innt:  des  Eisenbahnwesens« ,  so  bemerkt  richtig 
il>  Besnründung  des  preussischen  Gesetzent- 
wurfs V.  29.  Oktober  1879,  betreffend  den  Er- 
vorb  mehrerer  Privateisenbahnen  für  den 
Staat  »hat  sich  in  den  modernen  Kulturstaaten 
iDter  der  Ein  Wirkung  der  besonderen  Verhält- 
nl-^ije  lind  Eigentümlichkeiten  der  einzelnen 
Lander,  Staaten  und  Nationen  ungleichmässig 
^ui'i  ungleichartig  gestaltet.  Der  Reichtum 
iD'i  die  Dichtigkeit  des  Verkehrs  haben  das 
Mass  der  äusseren  Entwickelung  bestimmt, 
während  die  Art  des  Eutwickelungsganges 
wesentlich  beeinflusst  ist  durch  die  Be- 
ft)aderheit  der  Zustände  und  Verhältnisse 
(i<^  einzelnen  Landes,  durch  die  Eigentüm- 
lichkeit des  Nationalcharakters  des  Volkes 
ucfl  seiner  staatlichen  Einrichtungen.«  Von 
allen  diesen  Verhältnissen  ist  auch  die  Eisen- 
lalmpolitik  beeinflusst  worden.  Sie  ist  eine 
v-rsihiedene  in  den  einzelnen  Staaten  ge- 
wesen, eine  verschiedene  noch  heute.  Der 
*.'harakter  und  der  Gang  der  Eisenbahn- 
]olitik  hängt  ab  von  der  Kulturstufe,  der 
Verfassung  des  Staates.  Absolute  und  kon- 
stitutionelle 3Ionarchieen  werden  einer  Staats- 
l'shnjjolitik ,  Republiken  einer  Privatbahn- 
pjlitik  in  der  Begel  zuneigen.  In  Bundes- 
>iaateü  mit  geteilter  Eisenbahnhoheit  wird 
li»'  Handhabung  einer  festen  und  gleich- 
massigen  Eisenbahnpolitik  leicht  durch  Ein- 
beits-  (jder  partikularistische  politische  Be- 
strebungen gehemmt  oder  gefördert.  Der 
Tmfang,  der  Eeichtum  eines  Staates,  die 
Wohlhabenheit  und  die  soziale  und  politische 
Bildung  seiner  Bevölkerung,  ihi'e  allgemeinen 
wirtiichaftUchen  und  sozialpolitischen  Be- 
?tmningen  haben  von  jeher  ihren  Ausdruck 
^i'-ii  in  der  Eisenbahnpolitik  eines  Landes 
{:efunden. 

Fast  in  allen  Staaten  lassen  sich  aber 
Knt^\ickelungsstufen  der  Eisenbahnpolitik 
mterscheiden,  und  zwar  teils  ein  bewusstes 
'•''♦T  unbewusstes  Fortschreiten  nach  einem 
^*>timmten  Ziele,  teils  ein  Hin-  und  Her- 
^•hwanken  unter  dem  EinflusB  der  jeweils 
^•'Iteiiden  Anschauungen.  Und  dabei  zeigt 
^i  h    unverkennbar    ein    gewisser    gleich- 


massiger  Zug  in  der  Eisenbahnpolitik.  Die 
Eisenbahnen  haben  (s.  oben  den  All.  Ge- 
schichte und  Bedeutung  der  Eisen- 
ba h  n  e  n  sub  1  S.  487  ff.)  ihren  Lauf  begonnen 
in  England ;  sie  haben  sich  von  dort  zuerst  in 
grösserem  Umfange  verbreitet  nach  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika.  Ihre  ersten 
Begründer  hatten  noch  keine  klare  Vor- 
stellung von  der  grundsätzlichen  Verschieden- 
heit der  Eisenbahnen  von  den  übrigen  Ver- 
kehrsmitteln und  Verkehrswegen.  Man  hielt 
insbesondei-e  einen  freien  Wettbewerb  mit 
imd  auf  den  Eisenbalmen  für  ebenso  mög- 
lich wie  auf  den  Land-  und  Wasserstrassen, 
mit  Schiffen  und  Landfuhrwerken.  Die  poli- 
tische Entwickelimg  beider  Länder  war  einer 
staatlichen  Einmischung  in  den  Gewerbe- 
betrieb abgeneigt.  Unter  diesen  Umständen 
hält  sich  der  Staat  zunächst  fem  von  der 
Befolgung  einer  bestimmten  Eisenbahnpolitik. 
Er  begnügt  sich  mit  der  Rolle  eines  zu- 
schauenden Beobachters  und  überlässt  die 
Eisenbahnen  einer  freien,  selbständigen  Ent- 
wickelung. Diese  Anschauungsweise  hat 
sich  zunächst  auch  auf  das  europäische  Fest- 
land übertragen.  Auch  die  monarchisch 
regierten  Staaten  des  Festlandes  haben  in 
der  Mehrzahl  die  Anlage  und  den  Betrieb 
der  Eisenbahnen  dem  Privatunternehmungs- 
geiste  überlassen,  freilich  nicht,  ohne  dem 
Staate,  sei  es  von  Fall  zu  Fall,  sei  es  im 
allgemeinen  durch  Erlass  gesetzlicher  Be- 
stimmungen, Rechte  gegenüber  den  Eisen- 
bahnen vorzubehalten.  Ganz  vereinzelt  — 
in  Belgien,  einigen  deutschen  Mittelstaaten 
—  findet  sich  schon  in  der  Jugendzeit  des 
Eisenbahnwesens  die  Ansicht  vertreten  und 
verwirklicht,  dass  es  Aufgabe  des  Staates 
ist,  den  Bau  imd  den  Betrieb  dieses  neuen 
Verkehrsmittels  in  die  eigene  Hand  zu 
nehmen.  Diese  Ansicht  gewinnt  zwar  im 
Laufe  der  nächsten  Jahrzehnte  mehr  und 
melir  Anhänger ;  sie  kommt  auch  in  solchen 
Staaten  wenigstens  teilweise  zur  praktischen 
Durchführung,  die  zunächst  nur  Privat- 
balmen  kennen.  Auch  geht  der  Staat  aus 
der  Rolle  eines  beobachtenden  Zuschauers 
über  zu  einer  schäi-feren  Ueberwachung  der 
Verwaltung  und  des  Betriebes  und  zu  einer 
staatlichen  Förderung  des  Baues  von  Eisen- 
bahnen diu-ch  Gewälinmg  finanzieller  Unter- 
stützungen. Bis  in  den  Anfang  der  siebziger 
Jalire  bleibt  aber  die  herrschende  Ansicht 
die,  dass  der  Eisenbahnbau  und  -betrieb  in 
erster  Linie  Sache  der  Privatunternehmung 
sei,  eine  Ansicht,  die  gestützt  und  getragen 
Avird  dm*ch  die  damalige  wirtschaftliche 
herrschende  Anschauung  der  freihändle- 
rischen Schule,  —  Wesentlich  unter  der 
Nachwii-kung  des  deutsch  -  französischen 
Krieges  traten  die  bedenklichen  Folgen  joner 
Eisenbahnpolitik  in  auffälliger  Weise  an  den 
Tag,  und  als  man  an  Beseitigung  der  hervor- 
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getretenen  Missstände  heranging,  zeigte  sich, 
dass  eine  solche  weder  durch  Verschärfung 
des  Wettbewerbes  noch  durch  gewissen- 
haftere Ausübung  der  staatlichen  Aufsichts- 
rechte sich  erreichen  liess.  Es  bi-ach  sich 
damals  die  Erkenntnis  Bahn,  dass  eine  wii*k- 
liche  Heilung  der  Schäden  nur  erfolgen 
konnte,  wenn  der  Staat  die  Eisenbahnen, 
als  öffentliche  Strassen,  ganz  in  seine  Hand 
nahm.  In  der  zweiten  Hälfte  der  siebziger 
Jahre  kommt  mit  anderen  "Worten  der  Staats- 
bahngedanke zum  allgemeinen  Durchbruch 
und  zur  Durchfühnmg.  Diesmal  stehen  das 
Deutsehe  Reich  und  Preussen  an  der  Spitze 
der  Bewegung.  Nach  einem  vergeblichen 
Anlauf  zu  einer  Reichseisenbahnpolitik  im 
Jahre  1876  gehen  Sachsen  und  Bayern  zum 
Erwerb  der  noch  in  ihrem  Gebiete  belegenen 
Privatbahnen  über,  und  seit  dem  Jahre  1879 
hat  Preussen  nach  und  nach  das  Eigentum 
aller  innerhalb  seiner  Grenzen  sowie  in  den 
von  ihm  eingeschlossenen  benachbarten 
deutschen  Mittelstaaten  belegenen  mass- 
gebenden Privatbahnen  erworben.  Unter 
dem  Eindruck  dieser  Bewegimg  sind  Ungarn, 
OesteiTcich,  Dänemark,  Russland,  Mecklen- 
burg, neuerdings  die  Schweiz  und  Belgien 
mit  Ankauf  der  Hauptbahnen  vorgegangen, 
in  Rumänien,  Serbien,  Bulgarien  hat  der 
Staat  das  Eisenbahnwesen  in  die  eigene 
Hand  genommen.  Ein  Versuch  Frankreichs, 
dem  Beisi)iele  des  Deutschen  Reiches  zu 
folgen,  scheiterte  an  dem  Widerstand  der 
dortigen  grossen  Privatbahnen;  die  Regie- 
rung musste  sich  bescheiden  mit  Bildung 
eines  kleinen  Staatsbahnnetzes  neben  den 
grossen  Privatbahnen.  Auch  der  italienische 
Staat  hat  zwar  die  Piivatbahnen  angekauft, 
indessen  den  Betrieb  besonderen  PachtgeseÜ- 
schaften  überlassen.  In  Grossbritannien,  das 
Staatsbahnen  nur  in  seinen  Kolon ieen  be- 
sitzt, und  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  sind  gegen  den  Widerstand  der 
Privatbahnen  Staatsgesetze  erlassen,  die  die 
Staatsaufsicht  verschärfen  und  der  Staats- 
regierung die  Möglichkeit  gewähren  sollen, 
wenigstens  die  Eisenbahntarife  nach  gemein- 
wirtschaftlichen Gnmdsätzen  zu  gestalten 
und  die  Auswüchse  der  Privatbahn  verwal- 
timg  auf  diesem  besonders  ^^dchtigen  Gebiete 
zu  beseitigen.  Unter  dem  Zeichen  des 
Staatsbahngedankens  steht  die  Eisenbahn- 
politik noch  heute.  Das  mächtige  und  erfolg- 
reiche Eingreifen  des  Staates  in  die  wirt- 
schaftliche Bewegung  gerade  auf  diesem 
(tebiete  hat  wesentUch  dazu  beigeti^en, 
die  Lehren  und  Anschauungen  der  neueren 
staatswirü*chaftlichen,sozialpolitischenSchule 
zu  fördern  und  auszubreiten. 

II.  Grundsätze  der  Eisenbahnpolitik. 

3.    Allgemeines.     Die    Systemfrage. 

Feste,  unabänderliche,   für  alle  Zeiten  und 


Länder  gleichartige  Grundsätze  der  Eisen- 
bahnpolitik lassen  sich  nicht  aufstellen.  Die 
Grundsätze,  die  beispielsweise  Ad.  \Vagner\f 
»insbesondere  für  West-  und  Mitteleimjf« 
und  im  wesentlichen  überhaupt  für  die  eu- 
ropäisch-amerikanische Welt«  entwickelt, 
werden  auf  Zustimmung  doch  nur  -bei  sei- 
nen wirtschaftlichen  Gesinnungsgenoj>s»:ü 
rechnen  dürfen.  Die  eisenbahnpolitischen 
Grundsätze  einer  Regierung  hängen  viel- 
mehr wesentlich  ab  von  dem  System  der 
Eisenbahnen,  das  in  ihrem  Gebiete  herrscht. 
Man  unterscheidet  -i-ier  verschiedene  Eisen- 
bahnsysteme :  1)  das  reine  Privatbahnsystem. 
2)  das  System  der  Verwaltung  von  Privat- 
bahnen  dm'ch  den  Staat;  3)  das  System 
derYerwaltung  von  Staatsbahnen  durchPrivai- 
unternehmer;  4)  das  reine  Staatsbahnsystem. 

—  Freilich  giebt  es  bisher  keinen  Staat, 
in  dem  eines  dieser  Systeme  zur  voDen, 
ausschliesslichen  Geltung  gelangt  ist  In 
keinem  der  Länder  des  Privatbalins^stemb 
besteht  vollkommene  Eisenbahnfreüieit,  kein 
Staat,  in  dem  das  Staatsbahnsystem  herrscht, 
hat  grundsätzlich  den  Bau  von  Bahnen  durch 
Privatunternehmer  völlig  ausgeschlossen.  Es 
kann  also  richtig  niu*  von  dem  F eber- 
wiegen des  einen  oder  anderen  Systems» 
die  Rede  sein.  Die  Regierung  aber  wini 
entweder  das  in  ihrem  Lande  herrscheude 
System  für  das  beste  imd  geeignetste  halten 

—  in  diesem  Falle  wiitl  ihre  Eisenbahn- 
politik auf  Erhaltung  und  Ausbau  dieses 
Systems  bedacht  sein  —  oder  sie  hält  für 
das  Wolil  des  Landes  den  Uebergang  zu 
einem  anderen  System  für  gel>oten.  Ihr^^ 
Eisen  bahn  Politik  wird  dann  bemülit  seio, 
dieses  bessere  System  zu  finden  und  das 
vorhandene  in  das  neue  System  so  übei-zu- 
leiten,  dass  eine  Schädigung  des  Gemein- 
wohls vermieden  wird.  Im  ersteren  Falle 
ist  die  Eiseubahnpolitik  eine  feste,  im  letz- 
teren eine  veränderliche.  Eine  Darstellnns: 
der  Grundsätze  der  Eisenbahnpolitik,  wenn 
auch  unter  rein  wissenschaftlichen  Gesichts- 
punkten, wird  mit  dieser  Verschiedenheit 
der  thatsächlichen  Verhältnisse  zu  rechneu 
haben;  es  wird  notwendig  sein,  die  ver- 
scliiedenen  Seiten  und  Zweige  der  ELscn- 
balmpolitik  vom  Standpunkte  der  verscliie- 
denen  Systeme  aus  zu  beleuchten,  zuvor 
aber  diese  Systeme,  ihre  Voraüge,  ihre 
Nachteile  zu  entwickeln  2). 

a)    Privatbahnen     unter    Privat- 


*)  Finanzwissenschaft,  I,  3.  Aufl.  §  278,  S. 
698  fr. 

*j  Vgl.  über  diese  Frage  die  Begründung 
des  preuss.  Gesetzentwurfs  betr.  den  Erwerb 
mehrerer  Privateisenbahnen  für  den  StaAt  v. 
29.  Okt.  1879,  S.  64—77  sowie  die  Erläuterungen 
zum  schweizerischen  Bnndesgesetze  betr.  den 
Erwerb  und  Betrieb  von  Eisenbahnen  u.  s.  w. 
vom  15.  Oktober  1897. 
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Verwaltung.  Reines  Privatbahn- 
-y^tem.  Der  Staat  überlässt  den  Eisen- 
lahnbau und  den  Eisenbahnbetrieb  aus- 
•^chliesslich  dem  Privatiinternehmungsgeiste. 
P*»reits  oben  ist  gesagt,  dass  es  ein  gänz- 
lichf-s  Verkennen  des  Wesens  der  Eisen- 
liahnen  wäre,  wenn  der  Staat  soweit  ginge, 
^-fch  jeglicher  Beeinflussung  der  Eisenbah- 
i:t*n  zu  enthalten.  Vielmelir  ist  es  seine  Auf- 
£sbe,  die  nötigen  Büttel  zu  finden  und  an- 
zuwenden, um  auch  unter  diesem  System 
t^ine  gemeinwirtschaftliche  Verwaltung  der 
ELsenbahnen  zu  sichern.  Als  eines  der  ge- 
uirnetsten  Mittel  hierzu  gilt  die  Einsetzimg 
.«tliatiicher  Behörden,  denen  durch  Gesetz 
die  nötigen  Befugnisse  gewährt  sind,  um 
eine  volle  Einsidit  in  die  Verwaltung  und 
Betrieb  der  Bahnen  zu  nehmen,  hervor- 
tretende Missstände  zu  beseitigen  und  die 
Bahnen  zur  Ausfühnmg  der  im  allgemeinen 
Interesse  für  erforderüdi  erachteten  Mass- 
nahmen anztihalteu.  Die  Durchführung 
riner  derartigen  Eisenbahnpolitik  ist  aber 
mit  grossen,  bisher  in  keinem  Lande  des 
Privatbahnsystems  überwundenen  Schwie- 
rigkeiten verknüpft.  Schon  der  Erlass  wirk- 
samer Eisenbahngesetze  pflegt  auf  starken 
Widerstand  zu  stossen,  zumal  in  Ländern, 
ui  denen  die  Eisenbahnen  durch  ihre  Direk- 
toren in  den  Parlamenten  vertreten  sind 
lind  ihren  Einfluss  geltend  machen  können. 
Sr.lche  Eisenbahngesetze  müssen  den  Eisen- 
l^ihnen  natxirgemäss  und  unvermeidlich 
•^jhvere  Verpflichtungen  im  allgemeinen 
luter^se  auferlegen.  Sie  müssen  z.  B.  Vor- 
N-hriftea  für  den  Bau,  für  die  Handhabung 
des  Betriebes,  insbesondere  die  Betriebs- 
flcherheit,  für  die  Gestaltung  und  Be- 
messung der  Höhe  der  Tarife  aufstellen, 
dio  in  die  finanzielle  und  wirtschaftliche 
Selbständigkeit  sowie  in  die  Freiheit  der 
Bewegung  der  Eisenbahnen  tief  eingreifen. 
Die  Esenbahnen  lassen  sich  derartige  Ein- 
piffe  nur  sehr  ungern  gefallen.  Und  anch 
<i^  wo  die  staatlichen  Behörden  sich  eine 
Unabhängigkeit  den  Eisenbahnen  gegenüber 
bewahren,  giebt  es  fortwährend  Konflikte 
zwischen  ymen  und  den  Bahnen.  Die 
Bahnen  setzen  ihren  Anordnungen  aktiven 
c-der  passiven  Widerstand  entgegen,  sind 
lässig  in  der  Ausführung  des  von  ihnen 
Verlangten,  wissen  die  Anordnungen  der 
Behörden  zu  umgehen.  Ein  grosser  Appa- 
rat von  Aufsichtsbehörden  ist  sehr  kost- 
spielig für  den  Staat  Durch  blosses  Gesetz 
iijt  eine  wirklich  einheitliche  und  plan- 
inässige  Gestaltung  des  Eisenbahnnetzes 
eines  Landes  nicht  zu  erreichen.  In  der 
B*?gel  wird  der  Staat  von  Fall  zu  Fall  die 
erbetenen  Eisenbahnkonzessionen  erteilen 
müssen.  Ebenso  grosscA  Schwierigkeiten 
l-egegnet  die  FeststeUung  und  Durchführung 
der  Einheitlichkeit  im  Bau  der  Bahnen  und 


Ider  Betriebsmittel,  in  der  Gestaltung  der 
'  Verkehrseinrichtungen  ,  der  Tarife ,  der 
|Falirpläne.  Die  einzelnen  Unternehmungen 
I  haben  eine  jede  ihre  besonderen  Interessen 
;  und  sind  w^enig  geneigt,  einander  entgegen 
j  zu  kommen ,  insbesondere ,  wo  dies  nicht 
ohne  finanzielle  Opfer  geschehen  kann.  Die 
FeststeUung  der  über  mehrere  Linien  ver- 
schiedener Unternehmer  sich  erstreckenden 
Fahrpläne  für  den  durchgehenden  Verkehr 
gelingt,  wenn  überhaupt,  erst  nach  schwie- 
rigen und  zeitraubenden  Verhandlungen. 
Ein  einheitliches  Tarif systeni  ^  geschweige 
denn  einheitliche  Tarifsätze,  smd  bisher  in 
den  Ländern  des  Privatbahnsystems  nicht 
zur  Durchführung  gekommen;  Verbesse- 
rungen der  Betriebseinrichtungen,  die  grös- 
seren Kostenaufwand  bedingen,  z.  B.  die 
Einfühnmg  des  Nachtdienstes,  die  ordent- 
liche Heizung  und  Erleuchtung  der  Per- 
sonenwagen, waren  den  Privatbahnen  gegen- 
über, selbst  in  Preussen  zur  Zeit  des  Vor- 
wiege ns  der  Privatbahnen  und  auch  in 
der  Schweiz,  nur  durch  strenge  Handhabung 
des  Aufsichtsrechts  und  nachdrückliches 
Einschreiten  der  Aufsichtsbehörden  durch- 
zusetzen. 

Zu  den  besonderen  Aufgaben  des  Staates 
in  den  Ländern  des  Privatbahnsystems  ge- 
hört die  Verhindenmg  des  aUzugrossen  An- 
wachsens von  Privatuntemehmungen  und 
der  Verschmelzung  vieler  zu  einer  grösseren 
Eisenbahngesellschaft.  Die  mit  der  Ver- 
grössenmg  nnd  Stärkung  eines  Privatbahn- 
netzes verbundenen  Vorteile  —  grössere 
Einheitlichkeit  des  Betriebes,  Verbesserung 
der  finanziellen  Lage,  Verminderung  der 
Ausgaben  —  werden  überwogen  durch  die 
Nachteile,  die  die  vergrösserte  Machtstellung 
derartiger  Unternehmungen  in  und  gegen- 
über dem  Staate  nach  sich  zieht.  Die  mit 
so  reichen  Geldmitteln  ausgestatteten,  einen 
so  überwiegenden  Einfluss  auf  den  Verkehr 
und  die  wirtschaftliche  Entwickelung  ein-» 
zelner  Landesteüe  oder  eines  ganzen  Lan- 
des ausübenden  Gesellschaften  sind  that- 
sächlich  in  der  Lage,  durch  Einwirkung 
auf  die  öffentliche  Meinung  mit  der  Presse, 
der  Volksvertretung,  besonders  in  schwach 
regierten  Staaten,  eine  geradezu  gemein- 
schädliche Thätigkeit  zu  entfalten  und  alle 
die  Missbräuche  herbeizufühi-en,  die  regel- 
mässig mit  gi-ossen  Monopolverwaltungen 
in  Privathänden  verbunden  sind.  Je  grösser 
und  mächtiger  eine  derartige  Privatbahn 
ist,  mit  desto  besserem  Erfolge  vermag  sie 
auch  der  Staatsaufsicht  entgegenzutreten 
und  sie  unter  Umständen  ganz  wii-kungslos 
zu  machen. 

Die  Ansicht,  dass  die  dem  reinen  Privat- 
bahnsystem anhaftenden  Mängel  ohne  Mit- 
wirkung des  Staates  lediglich  vermöge  des 
Wettbewerbes     der     einzelnen     Untemeh- 


Hudwörterbnch  der  StaatswlMenschaften.    Zweite  Auflage.    III. 
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mungen  untereinander  und  mit  anderen 
Yerkehrsmitteln  (insbesondere  den  Wasser- 
strassen) beseitigt  werden  können,  wird  heute 
ziemlich  allgemein  als  eine  irrtümliche  an- 
erkannt, während  bei  dem  ersten  Auftreten 
der  Eisenbahnen  nur  besonders  einsichts- 
volle Männer,  wie  R.  Stephenson,  ihre  Un- 
richtigkeit einsahen  und  sie  jahrelang  ins- 
besondere von  den  Vertretern  der  Frei- 
handelsschule verteidigt  und  aus  diesem 
Grunde  jede  staatliche  Beeinflussung  der 
Eisenbahnen  verworfen  wurde  ^). 

Das  gemischte  Eisenbahn  System. 
Als  eine  besondere  Art  der  Konkurrenz  ist 
die  der  Staatsbahnen  mit  Privatbah- 
nen anzusehen,  die  bei  dem  sogenannten 
gemischten  Eisenbahnsystem  be- 
steht. Dieses  System  wurde  früher  viel- 
fach sowohl  dem  reinen  Privatbahn-  als 
dem  reinen  Staatsbahnsystem  vorgezogen. 
Unter  gemischtem  Eisenbahnsyslem  ist  da- 
bei nicht  etwa  das  Eisenbahnsystem  eines 
Landes  zu  verstehen,  in  dem  sowohl  Privat- 
bahnen als  Staatsbahnen  vorhanden  sind, 
die  beiden  Arten  von  Bahnen  aber  jede  ihr 
besonderes  Verkehrsgebiet  besitzen,  wie 
dies  z.  B.  in  Frankreich,  in  Dänemark,  in 
Portugal,  im  Königreich  Bayern  der  Fall 
ist.  Das  Ideal  eines  gemischten  Sj'stems 
erschien  vielmehr  die  Verbindung  aller 
wichtigeren  Verkehrsmittelpiuikte  eines 
Landes  sowohl  durch  Staatsbahnen  als 
diu^ch  Privatbahnen.  Es  wurde  angenommen, 
dass  bei  einer  solchen  Gliederung  des  Eisen- 
bahnnetzes ein  wirklicher  Wettbewerb 
zwischen  Staats-  und  Privatbahnen  sich 
dahin  ausbilden  werde,  dass  die  eine  Ver- 
waltung bestrebt  sei,  die  Vorzüge  der  an- 
deren sich  anzueignen  und  deren  Fehler 
zu  vermeiden;  dass  hierdurch  eine  fort- 
schreitende Vervollkommnung  der  Verwal- 
tung und  des  Betriebes  beider  Unterneh- 
mungen herbeigeführt  werde.  Vor  allem 
aber  würden  die  Privatbahnen  mit  besserem 
Erfolge  durch  die  mit  ihnen  wetteifernden 
Staatsbahnen  als  durch  Wahrnehmung  der 
Staatsaufsicht  zu  einer  gemeinwirtschaft- 
lichen Verwaltung  gezwungen.  Derartige 
übrigens  noch  in  dem  ersten,  im  Jahre  1874 
veröffentlichten  amtlichen  Entwurf  eines 
Reichseisenbahngesetzes  ^)  vertretenen  An- 
schauungen sind  durch  die  Entwickelungs- 
geschichte  der  Eisenbahnen  widerlegt,  und 
auch  die  Wissenschaft  hat  sich,  vor  allem 
wohl  unter  dem  Einflüsse  von  Sax^),  von 
ihr  abgewandt.  Sax  nennt  mit  Recht  das 
Princip,  auf  dem  dieses  System  beruht,  ein 


^)  Vgl.  über  die  Konkurrenz  im  Eisenbahn- 
wesen insbes.  Sax,  Verkehrsmittel  II,  S.  84 
bis  13B  und  die  dortißfen  Litteraturangaben. 

•)  Vgl.  S.  40  der  Motive  dieses  Entwurfs. 

')  Verkehrsmittel  II,  hauptsächlich  S.  260  ff. 


unmoralisches,   weil   der   Staat,    der    docl| 
immer  der  mächtigere  ist,  die  Privatbahnea 
mit  Gewalt,  durch  seine  übermässige  K'-ni 
kurrenz,    nötige,    Massregeln    zu    ergreifen, 
die  er  im   Aufsichtswege  von   ihnen   nich^ 
verlangen   könne.     Andererseits    leidet   ^li*:i 
Cnparteilichkeit  der  Aufsicht  darunter,  venii 
der  Träger  der  Aufsichtsgewalt  gleichzeitig^ 
ein  mächtiger  Konkurrent  der  beaiifsichti^'- 
ten    Unternehmung    ist.      Vor   allein    alier 
fülirt  der  Bau  von  Parallelbahnen  zwifuiheii 
allen   gn5sseren  Verkehrspunkten    zn    einor 
wii-tschaftlichen  Verschwendimg  bei  der  An- 
lage  der  Eisenbahnen,   die  wiederum    dnL: 
Betrieb  verteuern,  eine  Erhöhung  der  Tarife 
ziur  Folge  haben  muss.    In  dem  JLande,  iir 
dem   das  gemischte  System  am    'weitesteL; 
ausgebildet  war  —  in  Preussen   —  wan^n 
denn  auch  die  ihm  innewohnenden  Fehler 
und  Mängel  einer  der  gewichtigsten  Gründ-=^. 
die  dazu  führten,  dass  an  seine  Stelle  das; 
Staatsbahnsystem  getreten  ist.  In  der  Uelrf^r- 
gangszeit  von  dem  gemischten  zu  dem  jetzt 
geltenden   Systeme  in  Preussen   sind   uo:± 
wiederholt  bittere,  wenn  auch  vielfach   un- 
gerechtfertigte   und   jedenfalls   stark    flt.ier- 
triebene  Beschwerden  der  einstweilen  selb- 
ständig   gebliebenen     (später    angekauften) 
Privatbahnen  über  angebliche  Vei^waltigiuij^ 
durch    Staatsbahnen    geführt    worden ,    lü«^ 
nicht   ohne   Eindruck   geblieben    sind.     E>; 
wurde  insbesondere  dem  Staate   zum  Vor- 
wurf gemacht,  dass  er  durch  Ausübung  von 
KonkiuTcnzmassnahmen    die    Erträge    der; 
Privatbahnen    herabzudrücken    bemüht    f^i, 
um   sie   später   zu   niedrigerem    Preise   zu 
kaufen.     Aehnliche  Erscheinungen   sind  in 
der  neuesten  Geschichte  der  Österreichischen 
und  der  ungarischen  Bahnen  zu  verzeichnen, 
b)  Das  System  der  Uebernahme 
von  Privatbahnen  unter  Staatsver- 
waltung ist  meist  da  entstanden,  wo  der 
Staat   notleidenden  Privatbahnen    finanziell 
zu  Hilfe  kommen  musste.    Das  beste  Mittel. 
sich  die  Verzinsimg  und  Rückzahlung  der 
gewährten   Unterstützung    zu    sichern,    er- 
schien   in   solchen   Fällen  die  uebernahme 
der  Bahn  in  eigene  Verwaltung.    Wenn  die 
Verwaltung  auch  auf  eigene  Rechnung  des 
Staates  erfolgt  und  der  Staat  den  Aktionä- ; 
ren  lediglich  eine  feste,  ein  für  allemal  bo- 
stimmte   Rente    auszahlt,    so   unterscheidet 
sich  dieses  System  nicht  wesentlich  von 
dem    reinen    Staatsbahnsystem    und    bildet 
auch  meist  niu»  einen  Uebergang  zu  diesem. 
—  Bei  der  Verwaltung  für  Rechnung  der 
Aktionäre    bleiben    aber,    wenngleich    der 
Staat  die  öffentlichen  Interessen  besser  tmd 
wirksamer  wahrnehmen  kann  als    bei  dem 
reinen  Privatbahnsystem,  mancherlei  Schwie- 
rigkeiten bestehen!!    Der  Staat  hat  als  Ver- 
walter sowohl  die  allgemeinen  öffenthcheü 
als  die  besonderen  Interessen  der  Aktionäre 
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wahrzunehmen ;  er  liat  als  Aufsichtsbehörde 
>eiiie  eigene  Verwaltung  zu  übei-wachen. 
Diese  verschiedenen  Interessen  können  leicht 
ii.  Widerspruch  miteinander  treten,  der  sich 
weiter  verwickelt,  wenn  in  dem  Staate 
jTloichzeitig  "Wettbewerb  zwischen  Privat- 
und  Staatsbahnen  besteht.  In  solchen  Fällen 
e?  allen  Beteiligten  recht  zu  machen,  ist 
Hine  fast  unmögliche  Aufgabe,  und  das  An- 
sehen des  Staates  leidet  dai*unter,  wenn  er 
arich  nur  in  den  Verdacht  gerät,  die  Privat- 
interessen absichtlich  hintanzusetzen,  wäh- 
rvml  er  andereraeits  durch  ungenügende 
Wahi-ung  der  öffentlichen  Interessen  seine 
Pflicht  verletzen  würde.  Aufgabe  der  Eisen- 
lalinpolitik  würde  es  also  sein,  wenn  das 
r.ftpntliche  Interesse  die  Erhaltung  notleiden- 
'1er  Bahnen  gebietet  und  eine  solche  nur 
lurch  Gewährung  von  Staatsunterstützung 
nK«:lich  ist,  die  Verwaltung  der  Bahnen 
mter  Bedingungen  zu  übernehmen,  bei 
•leneo  Konflikte  der  vorgedachten  Art  ver- 
mi*Hlen  werden  können. 

cj  Staatsbahnen  unter  Privat- 
vcrwaltung;  Verpachtung  der 
Maatsbahnen  an  Privatunterneh- 
mer. Es  ist  früher  die  Ansicht  verbreitet 
^'ewesen,  dass  dieses  System  den  Vorzug 
-i'wohl  vor  dem  reinen  Staatsbahn-  als  dem 
rrvatbahnsvsteme  verdiene,  weil  es  in 
i:lricklicher\Veise  die  Vorzüge  beider  Systeme 
vereinige.  Indem  der  Staat  die  Eisenbah- 
iiHü  baue  und  besitze,  auch  in  den  Pacht- 
verträgen Bedingimgen  füf  ihren  Betrieb 
aufstelle,  die  die  vofie  Wahrung  der  öffent- 
ii^hen  Interessen  gewährleisten,  habe  er 
iules  gethan,  w^as  zweckmässigerweise  von 
iiim  erwartet  werden  könne,  während  an- 
' Ihrerseits  der  Unternehmer  die  nötige  Frei- 
ht^it  in  der  Bewegimg  behalte,  um  ohne  an 
iie  angeblich  schwerfölligen  Formen  der 
Staatsverwaltung  gebunden  zu  sein,  den 
Anforderungen  des  Verkehrs  Genüge  zu 
l^-isten  und  eine  freiere  Finanzwirtschaft  zu 
iiiliren.  Diese  Auffassung  ist  an  sich  nicht 
rifiitig,  sie  hat  sich  aber  auch  bei  den  prak- 
iahen  Erfahrungen,  -wie  sie  in  den  Nieder- 
laaden  und  in  Italien  gemacht  sind,  nicht 
i'rrwahrheitet.  —  Das  System  hat  die  be- 
'lenklichsten  Wideretreite  der  Interessen 
vom  Staate,  als  Eigentümer,  und  von  dem 
Pächter  zur  Folge.  Das  wesentliche  Be- 
>treben  des  Pächters  ist  die  Herauswirt- 
H-haftnng  einer  Rente,  die  ausser  dem  Pacht- 
i^^e  noch  möglichst  hohe  Erträge  für 
'len  Pächter  giebt.  Für  den  Staat,  in  seiner 
Eigenschaft  als  Eigentümer  und  Aufsichts- 
'♦^hörde,  ist  es  ungemein  schwierig,  der- 
artigen Bestrebungen  gegenüber  das  allge- 
nioiae  öffentliche  Interesse  zur  Geltung  zu 
^'riDgea.  Dass  der  Privatunternehmer  an 
fi'-h  besser  betreiben  könne  als  der  Staat, 
i>t  ebenfalls  nicht  richtig;  schon  durch  die 


Doppelstellung  des  Eigentümers  und  Päch- 
tei*s  wird  die  Verwaltung  verteuert  Be- 
sondere Schwierigkeiten  gewährt  der  Aus- 
bau des  Netzes.  Unternehmer  für  den  Be- 
trieb kleiner  Neubaustrecken  werden  sich 
kaum  finden,  der  Staat  ist  also  in  der  Not- 
lage, deren  Verwaltung  gleichfalls  den 
PachtgeseUscliaften  anzubieten  und  ihren 
Bedingungen  sich  zu  unterwerfen.  Älacht 
der  Pächter  gute  Geschäfte,  so  verliert  der 
Staat  Einnahmen,  die  er  selbst  hätte  haben 
können,  macht  er  schlechte  Geschäfte, 
so  Mird  der  Staat  in  den  meisten  Fällen 
genötigt,  ihm  Nachlass  an  der  Pacht  zu  ge- 
währen. Der  Pächter  ist  naturgemäss  ge- 
neigt, seine  Interessen  denen  des  Staates 
voranzustellen,  er  wird  selten  eine  ordnun^- 
mässige  Ilnterhaltimg  des  Bahnkörpers  sich 
angelegen  sein  lassen.  Besondere  Schwierig- 
keiten entstehen  bei  Beendigung  des  Pacht- 
vertrages und  Auseinandersetzung  zwischen 
Staat  und  Pächter. i)  Staaten,  wie  insbe- 
sondere Italien  und  neuerdings  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Brasilien,  die  ihre 
Bahnen  verpachtet  haben,  befanden  sich 
denn  auch  in  einer  gewissen  Notlage.  Aus 
wesentlich  politischen  Gründen  war  in 
Italien  ein  btaatsbahnsystem  nicht  durch- 
zuführen, insbesondere  fehlte  es  an  den  er- 
forderlichen Beamten.  Ausserdem  sah  sich 
der  Staat  finanziellen  Schwierigkeiten  gegen- 
über, er  musste  Wert  darauf  legen,  ohne 
Anspannung  seines  eigenen  Kredites  sich 
erheblichere  Einnahmen  zu  schaffen,  und 
solche  erhielt  er  von  den  Pachtgesellschaf- 
ten für  Ueberlassuug  des  Inventars  und 
der  Betriebsmittel  der  gepachteten  Bahnen. 
Die  Verpachtung  der  brasilianischen  Staats- 
bahnen ist  lediglich  eine  finanzielle  Mass- 
regel ohne  eisenbahnpolitische  Bedeutung, 
d)  Staatsbahnen  unter  Staats- 
verwaltung. Beines  Staatsbahn- 
system. »Unter  allen  Gestaltungsformen, 
welche  das  Eisenbahnwesen  in  den  moder- 
nen Kulturstaaten  gefunden  hat,  ist  das 
reine  Staatsbahnsystem  allein  dasjenige, 
welches  die  Aufgaben  der  Eisenbahnpolitik 
des  Staates,  die  einheitliche  Kegelung  inner- 
halb des  Staatsgebietes  und  die  Förderung 
der  beteiligten  öffentlichen  Interessen  voll- 
auf zu  erfüllen  vermag.  Nur  in  dieser 
Form  ist  eine  wirtsdhaftliche  Verwendung 
des  Nationalkapitals,  welches  durch  die  An- 
lage und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  in 
so  grossartigem  Massstabe  in  Anspruch  ge- 
nommen wird,  möglich ;  nur  in  dieser  Form 


*)  Derartiffe  Erfahrungen  wurden  auch  bei 
der  vorübergehenden  Verpachtung  der  ersten 
österreichischen  Staatsbahnen  gemacht  nnd 
führten  zur  Auflösung  der  Pachtverträge.  Vgl. 
Geschichte  der  Eisenbahnen  der  österr.-ungar. 
Monarchie  (1899)  IV.  S.  178£F. 
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ist  zugleich  die  unmittelbare  und  wirksame 
Fürsorge  des  Staates  für  die  seinem  Schutz 
anverti-auten  öffentlichen  Intei'essen  denk- 
bar ;  nur  in  dieser  Form  bietet  sich  endlich 
die  Möglichkeit  einfacher,  billiger  und  ratio- 
neller Transporttarife,  die  sichere  Verhinde- 
rung schädlicher  Differentialtarife,  eine  ge- 
rechte, i-asche  und  tüchtige,  auf  das  allge- 
meine Beste  bedachte  Verwaltung.  Es  muss 
<laher  das  Staatsbahnsystera  als  der  Ab- 
schluss  der  Entwickelung  des  Eisenbahn- 
wesens angesehen  werden.«  Mit  diesen 
"Worten  fasst  die  Denkschrift  zu  der  ersten 
preussischen  Verstaatlichungsvorlage  vom 
29.  Oktober  1879  (S.  76)  die  Vorzüge  und 
<iie  Bedeutung  des  reinen  Staatsbahnsysteras 
zusammen,  das  als  das  Ziel  einer  richtigen 
Eisenbahnpolitik  hingestellt  wird.^)  Freiüch 
fügt  auch  die  Denkschrift  die  Beschränkimg 
hinzu,  dass  eine  solche  Eiseubahnpolitik 
nicht  jederzeit  und  überall  durchführbar  ist. 
Vorbedingungen  für  das  Staatsbahnsystem 
sind  eine  kräftige  Regierung,  ein  tüchtiger 
Beamtenstand,  gesunde  finanzieUe  Verhält- 
nisse. In  Staaten,  in  denen  die  Regienmgen 
nach  dem  Einfluss  der  Parteien  wechseln, 
in  denen  die  Verwaltung  nicht  durch  fest 
angestellte,  benifsmässig  vorgebildete,  son- 
dern durch  Beamte,  die  die  jedesmalige  Re- 
gienmgspartei  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Be- 
föhigung  anstellt,  geführt  wird,  in  Staaten 
mit  zerrütteten  Finanzen  ist  die  Einführung 
des  Staatsbahnsystems  nicht  imbedenklich. 
Ebensowenig  lässt  sich  in  Abrede  stellen, 
dass  in  manchen  Ländern  und  zu  verschie- 
denen Zeiten  die  Verwaltung  tüchtiger  Pri- 
vatbahnen auf  die  Fortentwickelung  des 
Eisenbahnwesens  günstig  eingewirkt  hat, 
und  die  Frage,  ob  auch  in  den  Ländern,  in 
denen  heute  das  Staatsbahnsystem  herrscht, 
die  Eisenbahnen  auf  demselben  hohen  Stande 
der  Entwickelung  sich  befänden,  wenn  nie- 
mals Privatbahnen  vorhanden  gewesen 
wären,  wird  man  schwerlich  bejahen  wollen. 
—  Andererseits  haben  sich  zahlreiche  Be- 
denken, die  insbesondere  bei  den  ersten 
Anfängen  zur  Durchfühnmg  des  Staatsbahn- 
systems in  Preussen  und  Deutsclüand  er- 
hoben wiu-den,  als  unbegründet  erwiesen. 
Man  hat  dem  Staate  die  Fähigkeit  abge- 
sprochen, ein  grosses  Eisenbahnnetz  einheit- 
lich zu  ver^^alten,  seinen  Einfluss  auf  eine 
grosse  Zahl  von  Beamten  und  Arbeitern  für 
politisch  bedenklich  erklärt;  man  hat  be- 
hauptet, der  Staat  könne  bei  Erstellung  der 
Tarife  nicht  nach  kaufmännischen  Grund- 
sätzen verfahren,  nicht  genügend  die  wirt- 
schaftlichen Interessen  des  Landes  und  der 


äAehnliche  Gesichtspunkte  auch  in  der 
aft  des  Bundesrats  betr.  den  Rückkauf 
der  schweizerischen  Eisenbahnen  vom  25.  März 
1897  bes.  S.  274  ff. 


verechiedenen  Bevölkerungskreise  berück- 
sichtigen, man  hat  befürchtet,  dass  die 
Schwankungen  in  den  EisenbaJmerträgen 
einer  ordentlichen  und  sparsamen  Verwal- 
tung der  Staatsfiuanzen  hinderlich  sein 
würden.  Alle  diese  Besorgnisse  haben  sich 
teils  als  unbegründet,  teils  als  stark  über- 
trieben erwiesen.  Bei  sachgemässer  Organi- 
sation hat  der  Staat  ebensogut  wie  eine 
Aktiengesellschaft  auch  ein  grosses  Eisen- 
bahnnetz ohne  besondere  Schwierigkeiten 
verwalten  können.  Die  staatliche  Ver^^al- 
tung  voUzieht  sich  in  konstitutionellen 
Staaten  öffentlich,  vor  den  Augen  der  ge- 
samten BevölkeiTing.  Die  Regierung  muss 
alljährlich  der  Volksvertretung  Rede  stehen, 
sie  wird  in  ganz  anderer  Weise  durch  die 
Presse  überwacht  als  die  Privatbahnen,  die 
leichter  die  Presse  zu  beeinflussen  ver- 
mögen. Schon  hierdurch  wird  Missbräucheu 
bei  der  Staatsbahnverwaltung  vorgebeugt 
Auch  bei  den  Tarifen  ist  die  Regierung  der 
Natur  der  Sache  nach  wesentlich  mehr  als 
Privatbahnen  der  öffentlichen  Kontivlle 
unterworfen  und  darauf  angewiesen,  mit 
den  wirtschaftlichen  Bedürfnissen  des  Lan- 
des in  steter  Fühlung  zu  bleiben.  Eine  rein 
kaufmännische  Gestaltung  des  Tarifwesens 
steht  aber  überhaupt  im  Widerspruch  mit  der 
Natur  der  Eisenbahntarife  (vgl.  d.  Art  Eisen- 
bahntarifwesen  unten  S.  557 ff.).  Dass 
die  Emnahmen  der  Eisenbahnen  einen  be- 
achtenswerten Einfluss  auf  die  Gestaltung 
des  Staatshaush^ts  ausüben,  kann  nicht  in 
Abrede  gestellt  werden.  Aber  es  lassen 
sich  Mittel  und  Wege  finden,  die  üeber- 
schüsse  der  Eisenbahnen  so  zu  verwenden, 
dass  all  zugrosse  Schwankungen  vermieden, 
die  reichen  Einnahmen  guter  Jahre  gegen 
die  geringen  Einnahmen  schlechter  Jahre 
ausgeglichen,  eine  planmässige  Tilgung  der 
Eisenbahnkapitalschuld  bewirkt  wud.  Si>- 
viel  ist  jedenfalls,  insbesondere  auch  nach 
den  Erfahrungen  der  letzten  Jahrzehnte  mit 
den  preussischen  Staatsbahnen  klar,  dass» 
dem  reinen  Staatsbahnsystem  als  solchem 
keinerlei  Mängel  anhaften,  die  nicht  durch 
eine  sachgemässe  Verwaltung  beseitigt  wer- 
den könnten,  seine  Vorzüge  vor  jedem  an- 
deren Systeme  aber  so  gross  sind,  dass 
eine  Umkehr  zu  einem  solchen  undenkbar 
erscheint. 

4.  Die  Anlage  der  Eisenbahnen.  Die 
Stellung  des  Staates  gegenüber  den  Eisen- 
bahnen wird  sich  zunächst  äussern  in  seiner 
Haltung  bei  der  Gründimg  und  dem  Bau 
neuer  Eisenbahnen.  Es  ist  hier  daran  fest- 
zuhalten, dass  dem  Staate  allein  das  Becht 
gebührt,  darüber,  ob  und  wie  eine  Eisen- 
bahn gebaut  werden  soll,  Bestimmimg  zu 
treffen,  auch  dann,  wenn  er  die  Bahn  nicht 
selbst  baut,  sondern  den  Bau  einem  üntei> 
nehmer  überlässt    Dieses  Recht  beruht  auf 
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dem  erhebhchen  mit  der  Anlage  der  Eisen- 
Idinen  verbundenen  ölfenthehen  Interesse. 
Auch  bei  dem  Bau  durch  Privatunterneh- 
mer hat  der  Staat  also  die  Kichtung  der 
Bahnlinie  vorzuschreiben,  die  Stationen  zu 
bestimmen,  über  Anschluss  der  neuen  an 
tjestehende  andere  Bahnen  zu  befinden.  Wo 
das  Gesetz  dem  Staate  diese  Rechte  nicht 
verleiht,  wird  er  sie  sich  in  der  Konzession 
za  sif-hem  haben. 

Der  Bau  von  Staatsbalmen  erfolgt  auf 
Kristen  des  Staateß.  Die  Mittel  sind  im 
Wege  der  Anleihe  aufzubringen,  und  es  ge- 
kört nicht  zu  den  geringsten  Vorzügen  des 
vStaatsbahnsystems ,  dass  der  Staat  in  der 
R'.g:^!  zu  vorteilhafteren  Bedingungen  Geld 
für'  Eisenbahnbauten  beschaffen  kann  als 
Aktiengesellschaften.  Auch  ist  es  ein  Vor- 
zuo:,  dass  Staatsanleihen  für  Eisenbahn- 
zwecke weniger  den  Schwankungen  der 
Börsenkurse  unterworfen  sind  als  die 
Eseobahnanleihen  von  ünternehmergesell- 
schaften.  Bei  solchen  Bahnen,  die  haupt- 
syehlich  zur  Erschliessung  gewisser,  von 
•ieni  allgemeinen  Verkehr  abgelegener  Lan- 
desteile bestimmt  sind,  werden  die  Anlieger 
ilir  Interesse  durch  unentgeltliche  Gewäh- 
ruü^  von  Zuschüssen  —  meist  unentgelt- 
lidie  Hergabe  von  Gnmd  und  Boden  —  zu 
*Krthätigen  haben. 

Der  Bau  von  Privatbahnen  erfolgt,  auf 
Kristen  der  Unternehmer,  meist  Aktien- 
^'e Seilschaften,  nur  selten  einzelner 
Personen.  Der  Staat  hat  fast  übei'all  den 
Bau  von  Privatbahnen  auch  durch  Gewäh- 
nmg  finanzieller  Beihilfen  unterstützt.  Die 
Tonn  derartiger  Unterstützungen  ist  eine 
\;erschiedene :  Bare  Zuschüsse,  ud  entgelt- 
liche Gewähr  von  Staatsländereien,  sei  es 
lediglieh  für  den  Balinköi*per  oder  auch 
t'Dtlang  dem  Balmkörper  zu  Besiedelungs- 
zve<ken,  Bau  gewisser  Teile  der  Bahn  auf 
Staatskosten,  Gewähr  von  Bürgschaft  für 
eine  gewisse  Höhe  des  Ertrages  (der  Divi- 
denden oder  der  Obligationen),  Leistungen 
v^m  Zuschüssen  zu  den  Betriebskosten, 
Tebemahme  des  Betriebes  unter  vorteilhaf- 
ten Bedingungen  für  die  Unternehmer.  Alle 
<li''^  Formen  der  Staalsunterstützung  wie- 
derholen sich  auch  heute  noch,  insbesondere 
in  solchen  für  die  Kidtur  erst  zu  gCAvinnen- 
den  liändem,  in  denen  aus  dem  Eisenbahn- 
tetrieb  Erträge  in  den  ersten  Jahren  nicht 
zu  erwarten  sind  und  der  Staat  nicht  in 
der  Lage  ist,  den  Bahnbau  selbst  zu  über- 
nehmen (Nordamerikanische  üeberlandbah- 
nen.  Mittel-  und  Südamerika,  Indien,  nieder- 
ländische Kolonieen,  China,  Afrika).  Es  ist 
Aufgabe  der  Eisenbahnpolitik,  in  solchen 
Fällen  dem  Staat  einen  massgebenden  Ein- 
fluss  auf  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  zu 
sichern  und  bei  Gewährung  der  Unter- 
stützungen Bestimmungen   zu   treffen,  wo- 


nach bare  Zuschüsse  zu  verzinsen  und  zu- 
rückzuzahlen sind,  w^idrigenfalls  das  Eigen- 
tum der  Balm  dem  Staat  verfällt. 

Wenn  der  Staat  den  Privatbahnen  aber 
auch  keine  Beihilfe  gewährt,  so  dai^  er  das 
mit  der  Erlaubnis  ziu*  Anlage  der  Bahn  ver- 
bundene Monopol  nicht  imbedingt  und  auf 
unbesclu-änkte  Zeitdauer  verleihen  und  muss 
wenigstens  insofern  Entgelt  verlangen,  als 
er  sich  von  der  Eisenbahn  gewisse  Leistun- 
gen für  öffentliche  Zwecke  ausbedingt.  Es 
empfiehlt  sich  also,  in  die  Konzessionen  Be- 
stimmungen aufzunehmen  über  das  Heim- 
f allsrecht,  vermöge  dessen  nach  Ablauf 
einer  gewissen  nicht  allzu  fernen  Zeit  das 
Eigentum  an  der  Bahn  dem  Staat  unent- 
geltlich zufällt,  er  etwa  nur  für  das  Betriebs- 
material, Yorräte,  Inventar  u.  dgl.  Zahlung 
zu  leisten  hat,  oder  das  Ankaufs-(Rück- 
kaufs-)  Recht,  vormöge  dessen  der  Staat 
nach  Verlauf  einer  gewissen  —  kürzeren  — 
Zeit  das  Recht  erwirbt,  die  Bahn  zu  einem 
bestimmten  Preise,  der  sich  meist  nach  den 
in  den  letzten  Jahren  durchschnittlich  ge- 
zahlten Dividenden  richtet,  käufhch  zu  er- 
werben. Das  Heim  falls-  und  das  Rückkaufs- 
recht w^erden  auch  wohl  beide,  d.  h.  eine 
kürzere  Frist  für  den  Rückkauf,  eine  längere 
für  den  Heimfaü,  konzessionsmässig  festge- 
stellt. Ausserdem  sind  bei  der  Genehmi- 
gimg der  Bahn  die  Interessen  des  allgemei- 
nen Verkehrs  und  der  Landesveileidigung 
wahrzunehmen  und  in  der  Regel  Leistungen 
für  die  Militärverwaltung  —  z.  B.  unent- 

f eltliche  oder  billigere  Beförderung  von 
'nippen  und  Kriegsmaterial,  Berücksichti- 
gung bei  Aufstellung  der  Fahrpläne,  Bevor- 
zugung bei  der  Stellung  der  Transportmittel 
—  die  Post-  und  Telegraphenverwaltung 
und  die  Zollven^'altung  zu  beanspruchen. 
Insbesondere  die  Rücksichtnahme  auf  die 
Postverwaltung  spielt  in  der  Eisenbahnpolitik 
eine  grosse  Rolle.  Die  Postvcrvs^altung  be- 
sorgte, dass  die  Eisenbahnen  bei  ihrer 
I  schnelleren,  pünktlicheren  und  billigeren 
Beförderung  das  Postregal  schädigen  könnten, 
und  verlangte  hierfür  entweder  eine  be- 
stimmte Vergütigung  oder  sie  beanspruchte 
solche  Leistungen  der  Eisenbahnen  (unent- 
geltliche Beförderung  der  Postsiachen,  Post- 
wagen u.  dgl.),  durch  die  der  befürchtete 
Schaden  ausgeglichen  werde.^) 

Auch  bei  dem  Bau  der  Eisenbahnen 
durch  Privatunternehmer  ohne  Unterstüt- 
zung des  Staates  liat  der  Staat  darüber  zu 
wachen,  dass  bei  Aufbringung  des  Anlage- 
kapitals die  öffentlichen  Interessen  nicht 
geschädigt  werden.  Soweit  die  Unternehmer 
Aktiengesellschaften  sind,  sind  sie  den  all- 
gemeinen Bestimmungen  über  die  Gründung 


^)  Vgl.  Hüll,  Die  Deutsche  Reichspacketpost 
(Jena  1892)  insbes.  S.  74  ff. 
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nnd  Verwaltung  der  Aktiengesellschaften 
unterworfen  (im  Deutschen  Reich  H.G.B.  v.  10. 
Mai  1897  §§  178—319).  Der  Staat  hat  ausser- 
dem das  besondere  Recht  in  Anspruch  zu 
nehmen,  dass  er  die  Höhe  des  Anlagekapitals 
festsetzt.  Das  Anlagekapital  ist  so  zu  be- 
messen, dass  einerseits  das  unternehmen  nicht 
zu  stai'k  belastet,  andererseits  die  plan-  und 
anschlagsmässige  Ausführung  des  Baues 
sichergestellt  vnrd.  Femer  ist  ein  richtiges 
Verhältnis  zwischen  Aktien-  und  Obliga- 
tionenkapital (Prioritäten)  einzuhalten;  in 
der  Regel  ist  die  Ausgabe  von  Prioritäten 
erst  zu  gestatten,  nachdem  der  Bau  vollen- 
det ist.  Die  Wahrnehmung  dieser  staat- 
lichen Rechte  gegenüber  Mvatbahnen  ist 
nach  der  in  fast  allen  Ländern  gemachten 
Erfahrung  ausserordentlich  schwierig.  Es 
haben  sich  immer  wieder  neue  Mittel  und 
"Wege  ziu:  Umgehung  solcher  staatlicher 
Anordnungen  gefunden,  und  es  hat  sich 
nicht  immer  verhindern  lassen,  dass  durch 
schwindelhafte  Eisenbahnuntemehmungen 
der  Wohlstand  des  Landes  schwer  geschä- 
digt ist.  Wenn  der  Staat  aber  den  Aktien- 
gesellschaften freie  Hand  bei  Beschaffimg 
des  Baukapitals  lässt,  so  führt  dies  zu  noch 
erheblich  bedenklicheren  Missständen,  ins- 
bssondere  in  solchen  Ländern,  in  denen  die 
Rechtsverhältnisse  der  Aktiengesellschaften 
durch  Gesetz  nicht  genügend  geordnet  sind. 
Es  sind  beispielsweise  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Ainerika  zahlreiche  Bahnen  fast 
ausschliesslich  mit  Prioritäten  gebaut  -wor- 
den, wältrend  die  Aktien,  auf  die  nur  ganz 
geringe  Anzahlungen  geleistet  sind,  in  den 
Händen  der  Gründer  blieben  und  von  diesen 
für  alle  möglichen,  oft  recht  fragwürdigen 
Zwecke  verwendet  wurden.  Die  Aktionäre 
führen  dann  die  Verwaltimg  der  Bahn,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Interessen  der  Personen, 
die  das  Geld  zum  Bau  der  Bahn  hergegeben 
haben,  und  können  diese  u.  U.  schwer 
schädigen.  Solche  Schwierigkeiten  entfallen 
unter  der  Herrschaft  des  Staatsbahnsystems. 
Der  Staat  ist  überdies  ausser  stände,  zu  er- 
fahren, aus  welchen  Quellen  die  Gelder  für 
den  Eisenbahnbau  durch  Privatunternehmer 
entstammen.  Und  doch  hat  es  gerade  beim 
Eisenbalmbau  seine  grossen  Bedenken,  wenn 
diese  Gelder  aus  dem  Auslande  kommen, 
ausländische  Kapitalisten  entweder  unmittel- 
bar oder  mittelbar  auf  die  Verwaltung  der 
Bahn  Einfluss  gewinnen.  Unter  Umständen 
kann  dies  sogar  politisch  gefährlich  sein,  da 
hierdurch  eine  Geheimhaltung  der  militä- 
rischen Massnahmen,  Mobilmachungspläne, 
erschwert  wird.  Aber  auch  w^irtschaftlich 
traurige  Erfahrungen  sind  in  Oesterreich, 
Italien,  Fi-anki'eich  gemacht,  weil  Ausländer 
eine  leitende  RoUe  bei  der  Verwaltimg  hei- 
mischer Bahnen  einnahmen,  die  sie  mit 
ihrem    Gelde    gebaut    hatten.     Einer    der 


wirksamsten  (Jründe  für  den  Uebergani: 
zum  Staatsbahnsystem  in  der  Schweiz  war 
die  Notwendigkeit  der  Beseitigung  der 
Einflüsse  des  ausländischen  Kapitals  auf 
die  Verwaltung  der  schweizerischen  Eisen- 
bahnen. 

Der  Bau  der  Staatsbahnen  wird  vom 
Staate  unmittelbar  durch  seine  eigenen  B**- 
amten  und  Arbeiter  (in  eigener  Regie)  oder 
dim?h  besondere  Unternehmer  ausgeführt. 
Auch  bei  Privatbahnen  kommen  beide  Arten 
der  Bauausführung  vor.  Welche  Art  ili»^ 
zweckmässigste  und  vorteilhafteste  ist  vinl 
von  dem  einzelnen  Fall  abhängen.  Die  Ver- 
gebung des  Baues  einer  ganzen  Bahn  ofl^r 
grösserer  Bahnstrecken  an  einen  Untenieh- 
mer  gegen  Zahlung  einer  Bauschsumme, 
die  vielfach  in  Aktien  der  Bahn  geleistet 
wird  (General-Entreprise),  hat  sich  im  all- 
gemeinen als  nicht  zweckmässig  erwie>»  n 
und  der  Gründung  unsicherer  Untemeh- 
mimgen,  insbesondere  auch  im  Deutschen 
Reich  in  den  Jahren  1871  bis  1874  Vor- 
schub geleistet  (System  Stroussberg). 

Bei  Anlage  einer  Eisenbahn  ist  zu 
prüfen,  welche  wirtschaftlichen,  allgemei'i 
politischen  oder  militärischen  Zwecke  init  dem 
Bahnbau  verfolgt  werden.  Hiernach  ist  r,\ 
entscheiden,  ob  die  Bahn  als  Hauptbahn, 
Nebenbahn  oder  Kleinbahn  zu  bauen  ist 
(vgl.  auch  den  Art.  Kleinbahnen).  Wfih- 
rend  der  Bau  der  Kleinbahnen  auch  unter 
der  Herrschaft  des  Staatsbahnsystems  den 
Gemeinden,  Kreisen,  Provinzen  und  der  Pri- 
vatindustrie überlassen  zu  werden  pflegt, 
werden  Haupt-  und  Nebenbahnen  vom 
Staate  gebaut  In  den  Ländern  des  Privat- 
bahnsystems sind  die  Privatuntemehmerge- 
seUschaften  dem  Bau  von  Nebenbahnen  in 
der  Regel  wenig  geneigt,  weil  diese  nicht 
nur  selbst  geringere  Erträge  bringen,  son- 
dern auch  den  Hauptbahnen  Verkehr  ent- 
ziehen. So  in  Grossbritannien,  in  Frankreich. 
In  Frankreich  mussten  die  Nebenbahnen 
durch  Gewährung  von  Bauzuschüssen  und 
Ertragsgarantieen  vom  Staate  unterstützt  wer- 
den, bevor  sich  Unternehmer  für  sie  fanden. 
Gleichwolü  sind  mit  diesen  Bahnen  schlechte 
Erfahrungen  gemacht.  ^)  Aehnlich  in  Itahen. 
In  Belgien  wird  das  Neben-  und  Kleinbahn- 
netz durch  Zusammenwirken  von  Staat,  Ge- 
meinden imd  Privatinteressenton  von  einer 
besonderen  Gesellschaft,  der  Soci^t6  nationale 
des  chemins  de  fer  vicinaux,  ausgebaut. 
In  -Grossbritannien  musste,  um  die  Bedurf- 
nisse des  Landes  nach  Ausbau  der  Yerkehr?- 
strassen  zu  befiiedigen,  ein  besonderes  Ge- 
setz, die  Light  Tramways  Act  v.  14  August 
1896,  erlassen  w^erden,*^  dmtjh  die  der  Bau 
von    Kleinbahnen     unabhängig     von    den 


»)  Vgl.  V.  d.  Leyen  in  der  Ztschr.  f.  Klein- 
bahnen, 1894,  S.  545  ff,,  606  ff. 
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Haoptbahflgesellschaften  ermöglicht  wird.  — 
Wo  dagegen  das  Staatsbahnsystem  besteht,  ist 
1er  Bau  von  Nebenbahnen  durch  den  Staat, 
uQd  zwar  auch  solcher,  die  wenig  Erträge 
versprechen,  besonders  gefördert  worden. 
Der  Staat  kann  dies  allerdings  aiich  besser 
als  Privatunternehmer,  weil  sich  die  Er- 
träge der  Nebenbahnen  und  Hauptbahnen 
au^^leichen  und  die  Nebenbahnen,  wenn  sie 
den  Hauptbahnen  einen  Teil  des  Verkehrs 
cotzielieQ,  doch  andererseits  auch  neuen 
Verkehr  zuführen.  In  Preussen  ist  seit 
'lern  Uebergang  zum  Staatsbahnsystem  bis 
zum  Jahre  1898  (G.  v.  20.  Mai  1898) 
'lurch  21  Gesetze  der  Bau  von  9270  km 
>'e'r;enbahnen  für  den  Staat  und  von  516  km 
Piivatnebenbahnen  mit  Staatsbeteiliguug 
Nchergestellt.  Für  den  Bau  dieser  Bahnen 
sind  auch  die  bei  der  Verstaatlichung  an 
'ien  Staat  gefallenenReserve-undEmeuenings- 
foüds  der  Privatbahnen  in  Höhe  von 
;i*7S580OO  Mark  (bis  zum  1.  April  1898) 
mit  verwendet.  Einen  ähnlichen  Aufschwung 
bt  das  Xebenbahnwesen  seit  dem  Uebergang 
<«e5>terreichs  zum  Staatsbahnsystem  dort 
seaommen. 

Es  ist  eine  leider  nur  selten  gelöste 
Aaffiiabe  der  Eisenbahnpolitik,  von  vorn- 
ii^^rein  für  den  systematischen  Ausbau  des 
EL-^nlahnnetzes  zu  sorgen.  Unter  der  Herr- 
N.haft  des  Privatbahnsystems  ist  eine  solche 
Fürsorge  kaiuu  möglich  (eine  Ausnahme 
macht  wohl  nur  Frsuikreich,  wo  allerdings 
der  Staat  den  Bau  der  Privatbahnen  stark 
unterstützte),  weil  der  Staat  nur  den  Bau 
uncütiger  Linien  verhindern,  nicht  aber  den 
Bau  seiner  Meinung  nach  wichtiger  Linien 
acoidnen  kann.  Das  Privatkapital  baut  er- 
fahnmgsmäsßig  zunächst  solche  Linien,  die 
Erträge  versprechen,  imd  der  Staat  muss 
5^1l6t  eintreten,  wenn  auch  die  weniger 
?iiten  Bahnen  zu  bauen  sind.  Der  Bau  der 
l^aben  ist  zu  überwachen.  Es  ist  Pflicht 
des  Staates,  darauf  zu  achten,  dass  die 
Bahn  einheitlich,  zweckmässig  und  so  an- 
gelegt wird,  dass  sie  ohne  Gefahr  betrieben 
*t*rden  kann.  Es  empfiehlt  sich,  dass  min- 
d-!tens  alle  Hauptbahnen  die  gleiche  Spur- 
vt^ite  haben,  so  dass  Betriebsmittel  von 
einer  Bahn  auf  die  andere  übergehen  können. 
Abweichende,  insbesondere  schmalere  Spu- 
>D  sind  nur  bei  Seitenbahnen  zuzulassen, 
^enn  sonstige  Gründe  —  grössere  Billigkeit 
dfr  Herstellung,  gebirgiges  Gelände  —  für 
me  solche  Spurweite  sprechen.  Der  Staat 
iiat  zii  sorgen  für  die  nötigen  Sicherheits- 
einrichtungen für  den  Betrieb  (Signalsystem, 
Blocksystem,  gute  und  leistungsfähige 
Bremseinrichtungen)  und  für  einheitliehe, 
zweckmässige,  den  Anforderungen  des  Ver- 
kehrs entsprechende  HersteDung  der  Be- 
triebsmittel. Alle  diese  Pflichten  des 
Staates  lassen  sich  besser  unter  dem  Staats- 


bahnsystem als  unter  dem  Privatsj^tem 
erfüllen. 

5.    Die    Eisenbahnverwaltiuig.     Die 

Verwaltung  und  der  Betrieb  der  Eisen- 
bahnen erfolgt  unter  dem  Staatsbahnsystem 
durch  staatliche  Behörden,  Staatsbeamte  und 
Arbeiter,  bei  den  Privatbahnen  diuxjh  die 
Organe  der  Gesellschaft.  Die  Beamten 
müssen  zur  Wahrnehmung  ihrer  Geschäfte 
befähigt  sein.  Auch  die  Privatbahnen  dürfen 
nur  solche  Betriebsbeamte  anstellen,  die 
ihre  Befähigtmg  nachgewiesen  haben,  und 
soweit  ist  mre  Anstellung  von  der  Gteneh- 
raigung  der  Regienmg  abhängig  zu  machen. 
Bei  Einführung  des  Staatsbahnsystems  hat 
man  es  vielfach  für  bedenklich  erachtet, 
dass  die  Zahl  der  Staatsbeamten  vermehrt 
imd  der  politische  Einfluss  der  Regienmg 
zu  sehr  verstärkt  werde.  Wenn  dies  in  der 
That  ein  Bedenken  gegen  das  Staatsbahn- 
system wäre,  so  erscheint  es  noch  viel  be- 
denklicher, dass  die  grossen  Privatbahnen 
durch  ihr  Beamtenpersonal  gegen  den 
Staat  wirken  können;  denn  die  meist  nur 
auf  Zeit  angestellten  Privatbahnbeamten  sind 
viel  abhängiger  als  die  lebenslänglich  auf 
Grund  gesetzlicher  Vorschriften  angestellten 
Staatsbeamten. 

Die  Verwaltung  ist  so  zu  führen,  dass 
allen  berechtigten  Bedürfnissen  des  Personen- 
und  Güterverkehi-s  Genüge  geleistet  wird. 
Hiernach  ist  der  Zugverkehr  einzurichten, 
sind  die  Fahrpläne  aufzustellen,  die  Preise 
im  Personen-  und  Güterverkehr  zu  bemessen. 
Um  dieser  Aufgabe  zu  genügen,  wird  die 
Eisenbahn  mit  dem  öffentlichen  Leben,  mit 
Handel  und  Verkehr  thunlichst  Fühlung 
halten  müssen,  die  Aeusserungen  der  Presse 
zu  beachten,  Beschwerden  schnell  und  sorg- 
fältig zu  prüfen  haben. 

Ein  besonders  wichtiger  Zweig  der  Eisen- 
bahnverwaltung sind  die  Tarife  für  Per- 
sonen- und  Güterbeförderung  (s.  den 
Art.  Eisenbahn  tarifwesen  unten  beson- 
ders sub  ni  und  IV).  Die  Hauptgrundsätze 
der  Ei  se  n  bah  ntarif  Politik  gehen  dahin, 
daas  den  Eisenbahnen  völlige  Freiheit  bei  Be- 
messung der  Beförderungspreise  nicht  ge- 
geben werden  darf.  Sie  würde  grobe  Miss- 
bräuche zur  Folge  haben,  insbesondere  der 
persönlichen  Begünstigung  des  einen  auf 
Kosten  und  zum  Scliaden  des  andern  Vorschub 
leisten.  Der  oberste  Grundsatz  der  Tarif  politik 
wird  also  sein  müssen,  dieOeffentlichkeit 
und  die  gleichmässige  Geltung  der 
Tarife  für  jedermann  sicherzustellen ;  einerlei, 
welches  Eisenbalmsystem  das  herrschende 
ist;  femer  eine  möglichste  Einfachheit, 
Uebersichtlichkeit  und  Stetigkeit  der  Tarife  zu 
erstreben.  Unter  dem  Staatsbahnsystem  ist 
die  Feststellung  der  Tarife  Sache  der  Re- 
gierung, die  sich  indessen  zweckmässiger- 
weise des  Beirats  wirtschaftlicher  Sachver- 
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ständiger  bedienen  wird.  Auch  den  Privat- 
bahnen gegenüber  muss  sich  die  Regiening 
das  Recht  vorbehalten,  die  Tarife  zu  geneh- 
migen und  die  Gewährung  von  geheimenTarif- 
begünstigungen  bei  Strafe  zu  untersagen. 
Die  Hauptgrundsätze  des  Eisenbahntarif- 
wesens können  durch  Gesetz  festgestellt 
werden,  während  43S  sich  empfiehlt,  der  Ver- 
waltung inbesondere  bei  Feststellung  der 
Preise,  der  Güterklassifikation  u.  s.  w. 
thunlichste  Freiheit  zu  belassen  und  ihr  die 
Möglichkeit  zu  gewähren,  den  Bedürfnissen 
von  Handel  und  Verkehr  stets  zu  folgen. 
Die  Eisenbahnfinanzpolitik^)  ist 
eine  verschiedene  bei  Staatsbahnen  luid  Pri- 
vatbahnen. Die  Staatsbahnen  sind  gleich 
den  übrigen  staatlichen  Erwerbsanstalten  zu 
behandeln,  d.  h.  die  Uebei-schüsse  über  die 
Ausgaben  fliessen  dem  Staate  zu,  etwaige 
Minaererti*äge  sind  aus  anderen  Staatsmitteln 
zu  decken,  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
der  Eisenbahnverwaltuug  sind  in  den  Staats- 
haushalt aufzunehmen  ^Eisenbahnetat).  Die 
Eisenbahnver^'altung  wu-d  dahin  zu  streben 
liaben,  dass  die  Einnahmen  der  Eisenbahnen 
mindestens  hinreichen,  um  die  Betriebsaus- 
gaben zu  decken  und  das  Anlagekapital  zu 
verzinsen.  Es  wird  thunlichst  zu  vermeiden 
sein,  dass  die  sonstigen  Staatseinnahmen 
zur  Verzinsung  des  Anlagekapitals  der 
Eisenbahnen  oder  gar  zur  Deckung  der  Be- 
triebsausgaben mit  herangezogen  werden 
müssen.  Ob  die  Verwendung  von  üeber- 
schüssen  über  die  Betriebsausgaben  \md 
Zinsen  des  Anlagekapitals  zu  allgemeinen 
Staatszwecken  oder  zu  besonderen  Zwecken 
der  Eisenbahn  (Tilgimg  der  Eisen  bahnkapital- 
schuld,  Bau  neuer  Eisenbahnen,  Bildung 
besonderer  Reservefonds  u.  dgl.)  oder  teils 
zu  dem  einen,  teils  zw  dem  anderen  Zwecke 
zu  erfolgen  hat,  hängt  wesentlich  von  der 
allgemeinen  Finanzlage  des  Staates  ab. 
Jedenfalls  empfiehlt  sich,  dass  ein  erheblicher 
Teil  dieser  Ueberschüsse  ausschliesslich  den 
Zwecken  der  Eisenbahn  dient.  Werden  die 
Ueberschüsse  guter  Jalu^  zurückgelegt,  so 
können  sie  zur  Ausgleichung  von  Minder- 
erträgen schlechter  Jahre  verwendet  werden, 
was  u.  a.  auch  die  nützliche  Folge  hat, 
dass  die  Schwankungen  in  den  Einnahmen 


^)  Vgl.  Dückers,  Die  finanziellen  Ergeb- 
nisse der  Staatseisenbahnverwaltung  in  Preussen, 
Finanzarchiv,  2.  Jahrg.  (1885).  v.  d.  L  e  y  e  n  , 
Die  Erträge  der  Eisenbahnen  und  der  Staats- 
haushalt, Schmollers  Jahrb.  1892,  Heft  4,  S. 
Iff.  Kammacher,  Die  Verwendung  der 
preuss.  Eisenbahnüberschüsse,  Preuss.  Jahrb. 
B.  79  (1895)  S.  503  ff.  Eder,  Die  Eisenbahn- 
politik Oesterreichs  nach  ihren  finanziellen  Er- 
gebnissen, Wien  1894.  v.  Wittek,  Oester- 
reichs Eisenbahnen  und  die  Staatswirtschaft, 
(Geschichte  der  Eisenbahnen  der  österr.-ungar. 
Monarchie  II  (1898),  S.  IfF.) 


und  Ausgaben  der  Eisenbahnen  sich  in  dem 
Staatshaushalt  weniger  fühlbar  machen.  Eine 
gesetzliche  Regelung  dieser  Frage  ist 
zuerst  versucht  in  dem  G.  v.  4. 'Mai  1843 
(§§  12,  22  ff.)  für  die  Verwaltung  der  Ei- 
senbahnen im  Königreich  Hannover,  sodaon 
in  dem  preuss.  G.  v.  27.  März  18^2  l.e- 
t  reffend  die  Verwendimg  der  Jahresül>er- 
schüsse  der  Verwaltung  der  Eisenbahnan- 
gelegenheiten (G.S.  S.  214  ff.),  im  §  8  de^ 
Schweiz.  G.  v.  15.  Oktober  1897  betreffend 
den  Erwerb  der  Eisenbahnen  u.  s.  w.  Tm<l  dem 
wüi'ttembergischen  G.  v.  29.  Jiüi  1899  (Re^.- 
Bl.  Nr.  25)  betr.  die  Einrichtung  eines  Re^erve- 
fonds  der  Staatscisenbahnon.  In  den  übrigt^u 
Ländern,  in  denen  Staatsbahnen  bestehrü. 
wird  von  Fall  zu  Fall  im  Staatshaushalt  über 
die  l'eberschüsse  der  Eisenbalmen  Besiin.- 
mung  getroffen. 

Die  Finanz verwaltimg  der  Privatbahoen 
ist  vom  Staate  zu  beaufsichtigen-  Soweit 
der  Staat  die  Privatbahnen  unterstützt  hat 
ist  es  seine  Aufgabe,  dafür  zu  sorgen,  da^^ 
seine  Beihilfen  verzinst,  getilgt  xmd  zurfick- 
gezahlt  werden.  Zu  diesem  Zweck  sifiti 
die  Eisenbahnen  zu  verpflichten,  dem  Staate 
Rechnung  abzulegen,  Voranschläge  ül*^r 
Einnalimen  und  Ausgaben  zu  unterbreite  i: 
imd  auf  Verlangen  abzuändern.  Der  Staat 
wird  unter  Umständen,  um  sich  s<^iae 
Rechte  zu  sichern,  selbst  die  Verwaltnii? 
der  Bahnen  zu  übernehmen  haben  (vgl. 
oben  S.  530  Privatbahnen  unter  Staatsver- 
waltung). Die  grossen  Kapitalien,  die  in 
Eisenbahnen  angelegt  sind,  und  die  wiciitiee 
Stellung,  die  die  Eisenbahnen  im  öffeuthchec 
Leben  einnehmen,  bedingen  es  femer,  dass 
sie  durch  Gesetz  oder  durch  ihre  Konzessio- 
nen gezw'imgen  werden  zur  Rücklage  von 
Reserve-  und  Emeuenmgsfonds  und  dass  auch 
bei  der  Bemessung  der  Dividende  dem  Staate 
eine  Mitwirkung  zusteht.  In  den  Eisenbahn- 
konzessionen vieler  Staaten  findet  sich  die 
Bestimmung,  dass,  wenn  die  Dividemie 
einen  gewissen  Prozentsatz  des  Anlagekaiti- 
tals  (meist  10  ^/o)  überschreitet,  die  EL^n- 
bahnen  zur  Herabsetzung  ihrer  Tarife  ver- 
pflichtet sind.  Der  Zweck  dieser  Bestim- 
mung, die  übrigens,  soviel  bekannt,  niemals 
praktisch  gewoi-den  ist,  geht  dahin,  den 
Verkehr  gegen  eine  ungemessene  Ansbeu- 
timg  durch  die  Eisenbahnen  sicherzusteEen. 
Die  Eisenbahnen  adler  Länder  haben  bisher 
stets  Mittel  und  Wege  zur  Umgehung  dieser 
Bestimmung  gefunden,  die  denn  auch  jetzt 
nicht  mehi*  in  die  Konzessionen  aufgenom- 
men zu  werden  pflegt. 

III.    Die    Eisenbahnpolitik    der   haupt- 
sächlichsten Staaten  der  Erde. 
6.   Das   Dentsche   Reich.     Von  einer 
Eisenbahnpolitik  des  Deutschen  Reiches  kann 
erst    seit    Errichtung    des    Norddeutschen 
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ßnndes  und  Ei*lass  der  Bundesverfassung 
v''.m  26.  Juli  1867  gesprochen  werden.  Zur 
Zeit  der  Vereinbarung  der  deutschen  Bundes- 
akte gab  es  noch  keine  Eisenbahnen.  Ein 
erster  Anlauf  zu  einer  deutschen  Eisenbahn- 
tiolitik  findet  sich  in  dem  von  der  deutschen 
S'ationalversammlung  in  Frankfurt  a.  M.  im 
Jahre  1849  ausgearbeiteten  Entwurf  einer 
Verfassung  des  Deutschen  Reiclis.  Der 
Art.  VI  (§§  29—31)  dieser  Verfassung  be- 
stimmt: »Die  Reichsgewalt  hat  über  die 
Eisenbahnen  und  deren  Betrieb,  soweit  es 
'ier  Schutz  des  Reichs  oder  das  Interesse 
des  allgemeinen  Verkehrs  erheischt,  die 
Oberaufsicht  imd  das  Recht  der  Gcsetz- 
iTf'biJng.  Mn  Reichsgesetz  wird  bestimmen, 
welche  Gegenstände  dahin  zu  rechnen  sind. 

—  Die  Reichsgowalt  hat  das  Recht,  soweit 
{iie  es  zum  Schutze  des  Reichs  oder  im 
lotei^esse  des  allgeraeinen  Verkehrs  für  not- 
wendig erachtet,  die  Anlage  von  Eisenbahnen 
n  bewilligen,  sowie  selbst  Eisenbahnen  an- 
zulesen, wenn  der  Einzelstaat,  in  dessen 
<Tpbiet  die  Anlage  erfolgen  soll,  deren  Aus- 
führung ablehnt.  Die  Benutzimg  der  Eisen- 
yinen  für  Reichszwecke  steht  der  Reichs- 
eewalt  jederzeit  gegen  Entschädigung   frei. 

—  Bei  der  Anlage  oder  Bewilligung  von 
Eisenbahnen  diuxih  die  einzebien  Staaten  ist 
die  Reichsgewalt  befugt,  den  Schutz  des 
Reichs  imd  das  Interesse  des  allgemeinen 
Verkehrs  wahrzimehmen.«  Beinahe  gleich- 
lautende Bestimmungen  waren  in  den  späteren 
Verfassungsentwürfen  getroffen.  Sie  ver- 
folgen alle  den  Zweck,  dem  Reich  neben 
nr.d  über  den  Einzelstaaten  die  Rechte  gegen- 
ü^'^'r  den  Eisenbahnen  zu  gew^ähren,  die 
zur  einheitlichen  Gestaltung  des  Eisenbahn- 
netzes für  den  allgemeinen  Verkehr  und  für 
die  Landesverteidigung  unentbehrUch  sind. 
In  diesem  Umfang  war  hiermit  eine  selb- 
ständige Reichseisenbahnpolitik  neben  der 
Eisenbahnpolitik  der  Einzelstaaten  ins  Auge 
gefasst. 

Dieselben  Grundgedanken  über  Eisen- 
l^ahnpolitik  kehren  in  der  Verfassung  des 
norddeutschen  Bundes  wieder.  Sie  sind 
anoh  in  die  des  Deutschen  Reichs  (Art.  4 
^V.  8,  Art  41 — 47  der  Reichsverfassung)  ^) 
mit  der  einen  wesentlichen  Aenderung  über- 
peeangen,  dass  dem  Königreich  Bayern 
ein  verfassungsmässiges  Reservatrecht  in 
Eisenbahnsachen  verliehen  ist.  Die  baye- 
rischen Eisenbahnen  sind  der  Reichsauf- 
«>icht  nur  unterworfen,  soweit  es  sich  um 
die  Zwecke  und  Aufgaben  der  Landes- 
verteidigung handelt.  In  den  übrigen  Staaten 
ßteht  dem  Reiche  die  Aufsicht   über  das 

\)  Vgl.  Zehn  Jahre  preussisch-deutscher 
Eisenbahnpolitik,  Leipzig  1876,  S.  15  ff.  Femer 
IjJ^^»  System   der  Nationalökonomie  III,   S. 


Eisenbahnwesen  im  Interesse  der 
Landesverteidigimg  und  des  allge- 
meinen VerKehrs  zu.  Das  Reich  kann 
unter  Umstanden  selbst  gegen  den  Wider- 
spruch der  Einzelstaaten  auch  in  deren  Ge- 
biet Eisenbalmen  bauen.  Die  Bundes- 
regierungen verpflichten  sich  zur  Ver\\'altung 
der  Bahnen  wie  ein  einheitliches  Netz,  zu 
ihrer  Anlage  und  Ausrüstung  nach  ein- 
heitlichen Normen,  zur  Herstellung  über- 
einstimmender Botriebseinrichtungen  — 
dm*chgehender  Falirpläne,  direkter  Ab- 
fertigung im  Personen-  und  Güterverkehr  — 
Betriebs-  und  Verkehrsordnungen,  zur  Er- 
haltung der  Bahnen  in  sicherem  baulichen 
Zustande  und  zur  Ausstattung  mit  ge- 
nügendem Betriebsmaterial.  Dem  Reiche 
ist  die  Kontrolle  über  das  Tai-if^'esen  über- 
tragen. Es  soll  insl^esondere  auf  Gleich- 
mässigkeit  und  Herabsetzung  der  Tarife  liin- 
wirken.  Bei  eintretenden  Notständen  kann 
der  Kaiser  ermässigte  Tarife  für  Lebens- 
mittel feststellen. 

In  der  Zeit  zwischen  1867  und  1870,  als 
insbesondere  unter  Fühning  des  bayerischen 
auswärtigen  Ministers,  späteren  Reichs- 
kanzlers Fürsten  Hohenlohe  ernstliche  Ver- 
suche einer  politischen  Annäherung  der 
süddeutschen  Staaten  unter  sich  und  mit 
dem  norddeutsclien  Bunde  gemacht  wurden, 
spielte  die  Eisenbahnpolitik  eine  besonders 
wichtige  Rolle.  Man  war  bestrebt,  die 
engere  Verbindung  des  Südens  mit  dem 
Norden  vornehmlich  auch  durch  Bildung 
eines  deutschen  Eisenbahnvereins  zu  fördern. 
Die  sämtlichen  deutschen  Staaten  sollten 
sich  verpflichten,  alle  Staats-  und  vom 
Staat  verwalteten  Bahnen  in  einem  Verein 
zusammenzufassen,  so  dass  diese  Linien  ein 
gemeinsames  Eisenbahngebiet  bildeten,  und 
ausserdem  die  für  den  durchgehenden  Ver- 
kelir  erforderlichen  Privatbahnen  anzukaufen. 
Der  Eisenbalmverein  sollte  durch  einen 
Eisenbahnrat  in  Verbindung  mit  dem  Zoll- 
parlamente geleitet,  gemeinsame  Tarife  auf- 
gestellt und  die  Erträge  aller  über  die 
Landesgrenzen  hinausgehender  Transporte 
unter  die  einzelnen  Staaten  nach  ge^\Tissen 
Grundsätzen  geteilt  werden.  Der  Entwurf 
dieses  Vertrages,  der  vielfach  an  die  Zoll- 
vereinsverträge erinnert,  ist  nach  dem  Rück- 
tritt des  Fürsten  Hohenlohe  vom  bayerischen 
Ministerpräsidium  nicht  weiter  verfolgt,  und 
nach  dem  Kriege  von  1870  fand  die  deutsche 
Verfassungsfrage  eine  andere  Lösung  i). 


^)  Vgl.  Frhr.  v.  Völderndorf,  Deutsche 
Verfassungen  und  Verfassungsentwürfe  in  Hirths 
Annalen  des  Deutschen  Reichs,  1890,  Band  I. 
S.  241  ff.,  insbesondere  S.  280  ff.  Der  Entwurf 
des  Vertrages  über  den  Eisenbahnverein  ist  ab- 
gedruckt S.  286-290.  S.  354 ff.  findet  sich 
eine  sehr  belehrende  Zusammenstellung  der  Be- 
stimmungen über  Eisenbahnwesen  in  den  £nt- 
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Die  Grundzüge  der  Eisenbahnpolitik  des 
Deutschen  Reichs  gehen  also  dahin,  dass 
von  Reichswegen  für  eine  gewisse  Einheit- 
lichkeit im  Bau,  im  Betriebe,  in  der  Aus- 
rüstung und  in  der  Verwaltung  der  Eisen- 
bahnen hinzuwirken  ist.  Zur  Zeit  des  Er- 
lasses der  Verfassung  fehlte  dem  Reiche 
das  Organ  zur  Ausführung  dieser  Eisenbalm- 
politik,  und  so  wurde  durch  G.v.  27.  Juni  1873 
ein  besonderes  Reichseisenbahnamt 
zur  Ausübung  der  dem  Deutschen  Reiche 
in  Bezug  auf  das  Eisenbahnwesen  zustehen- 
den Befugpisse  errichtet  und  dieser  Behörde 
stillschweigend  die  Aufgabe  übertragen,  für 
den  Erlass  eines  Reichseisenbahngesetzes 
zu  sorgen,  das,  wie  man  sich  dachte,  die 
Befugnisse  des  Reichs  den  Eisenbahnen 
gegenüber  genauer  festsetzen  und  überhaupt 
Grundsätze  für  die  Regelung  des  deutschen 
Eisenbahnwesens  aufstellen  sollte.  Zwei 
Entwürfe  zu  Eisenbahngesetzen  sind  vom 
Reichseisenbahnamt  in  den  Jahren  1874 
und  1875  ausgearbeitet  mid  veröffentlicht. 
Sie  sind  nicht  zur  Verhandlung  durch  die 
gesetzgebenden  Faktoren  gelangt.  Ein  dritter, 
im  Jahre  1879  ausgearbeiteter  Entwurf  ist 
dem  Bimdesmt  vorgelegt. 

Die  Regierung  verliess  sodann  diesen 
Weg  der  Eisenbahnpolitik  imd  machte  den 
Vorschlag,  in  dem  Reich  einen  ernstlichen 
Versuch  mit  einer  nachdrücklichen  Staats- 
bahnpolitik zu  machen,  indem  die  Bundes- 
staaten ihre  Staatsbahnen  an  das  Reich  ab- 
zutreten und  das  Reich  ausserdem  alle 
wichtigeren  Privatbahnen  für  sich  anzukaufen 
hätte.  Die  preussische  Regienmg  ging  mit 
gutem  Beispiel  voran.  Durch  G.  v.  4  Juli  1876 
liess  sie  sich  ermächtigen,  alle  ihre  Staats- 
bahnen dem  Reich  gegen  eine  angemessene 
Entschädigimg  zum  Kauf  anzubieten  und 
alle  sonstigen  Rechte  der  preussischen  Re- 
gierung an  den  Eisenbahnen  auf  das  Reich 
zu  übertragen.  —  Auch  von  diesem  An- 
erbieten ist  —  aus  wesentlich  politischen 
Gründen  —  kein  Gebrauch  gemacht  i). 

Im  Jahre  1879  ist  noch  ein  Versuch  ge- 
macht, durch  ein  Eisenbahntarifgesetz  dem 
Reich  auf  dem  Gebiete  des  Tarif  wesens 
bestimmte  und  klare  Befugnisse  zu  geben. 
Auch  dieser  Versuch  ist  gescheitert. 

Der  Schwerpunkt  der  Eisenbahnpolitik 
des  Deutschen  Reichs  liegt  daher  heute  bei 
den  Einzelstaaten.  Die  in  dem  Reichsland 
Elsass-Lothi'ingen  belegenen,  dem  Reich 
gehörigen  Eisenbahnen  sind  Staats- 
bahnen, deren  Erträge  nicht  dem  Reichs- 


würfen und  Verfassungen  von  1848;49  und  von 
1867/70. 

*)  Vgl.  die  Darstellung  dieser  Vorgänge  im 
einzelnen  in  der  oben  angeführten  Schrift :  Zehn 
Jahre  preussisch  -  deutscher  Eisenbahnpolitik, 
insbes.  S.  26  ff.  bis  S.  88. 


land,  sondern  dem  Reich  zufallen.  Sie 
unterstehen,  wie  die  anderen  Staatsbahneo. 
der  Aufsicht  des  Reichseisenbahnamtes.  und 
ihre  Verwaltung  erfolgt  nach  denselben 
Grundsätzen  wie  die  des  grössten  Bundes- 
staates. Der  preussische  Minister  der 
öffentUchen  Arbeiten  ist  gleichzeitig  Chef 
des  Reichsamts  für  die  Verwaltung  dieser 
Bahnen  ^). 

7.  Die  deatschen  Mittelstaaten.    Als 
man  in  Deutschland   zum  Bau    von  Eisen- 
bahnen überging,  war  von  einer  zielbewussten 
Eisenbahnpolitik   nirgends   die   Rede.     Die 
Anregung   zu  den  drei  ersten  Eisenbahnen, 
der  Nürnberg-Fürther  (1835),    der  Leipzig- 
Dresdener  (1837),  der  Berlin-Potsdamer  ( IboS) 
ging  von  Privatpersonen  aus,  ihr  Bau  erfolgte 
durch   Aktiengesellschaften,     Die    Leipzig- 
Dresdener  Eisenbahn   erhielt   freiüch  eine, 
m.  W.  in  ihrer  Art   in   der  Geschichte  d« 
Eisenbahnwesens  einzig  dastehende  staatliche 
Unterstützung,   bestehend   in   dem   Rechte, 
für  den  dritten  Teil  des  Aktienkapitals,  d.  h. 
500  000  Thaler,  unverzinsliche  Kassenscheine 
auszugeben.    Die  \ierte  in  Deutschland  am 
1.  Dezember  1838  eröffnete   Eisenbahn  von 
Braunschweig  nach  Wolfenbüttel  ist  die  erste 
deutsche  Staatsbahn  ^).     Auch   sie  verdankt 
ihre  Entstehung   nicht   sowohl   der  braun- 
schweigi sehen  Regierung  als  vielmehr  einem 
braunschweigischen  Beamten,  dem  Direktor 
des   Finanzkollegiuras    v.    Arnsberg,  der 
seinen  ursprünglichen,  bereits  im  Jahre  1825 
gehegten  und  öffentlich   mitgeteilten  Plan. 
die  Bahn   durch  eine  AktiengeseUschaft  zu 
bauen,  nur  deswegen  aufgegeben  hatte,  weil 
er  nunmehr,   im  Jahre  1835,   glaubte,  dass 
die  Bahn   als  Staatsbahn   eher  zustande  zu 
bringen   sein    werde.     Die   Staatsregierung 
ging  alsbald  auf  seine  Pläne  eüi,  und  in  den 
Berichten  an  die  Yolksvertrelung  sowie  den 
mrlamentarischen  Verhandlungen  über  tlie 
Bahn   findet   die    Staatsbahn  politik   wai-me 
Verteidiger,  was  freilich  das  Parlament  nicht 
abliielt,  die  Frage  einstweilen  offen  zu  la&sen, 
ob  die  Bahn  zweckmässigerweise  auf  Kosten 
des  Staates   zu   verwalten  oder  unter  an- 
gemessenen Bedingungen   an   einen  Privat- 
unternehmer  zu  verpachten   sei     v.  Arns- 
berg selbst  äusserte   sich   schon  in  dem 
ersten,  im  Jahre  1836   erstatteten  Beridite 
mit  folgenden  Worten  über  die  Vorzüge  des 
Staatsbahn  Systems :    »Nur,   wenn   die  Bahn 
in  den  unbeschränkten  Händen   der  Staati*- 
Verwaltung  sich  befindet,   wird  es  möglich, 
ihre  Hauptzwecke  vollkommen  entsprechend 
zu   beföitlem,   namentlich   den   Ertrag  der 


^)  Vgl.  Föhlinger,  Geschichte  der  Eisen- 
bahnen in  Elsass-Lothringen,   Strassburg  1897. 

^)  Vgl.  V.  Mühlenfels,  Die  Entstehungsge- 
schichte der  ersten  deutschen  Staatsbabn.  Arcbii^ 
f.  Eisenbahnwesen,  1889,  S.  42  ff. 
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Alllage  durch  Ermässigung  der  Fracht-  und 
Personengelder  teilweise  zur  Erleichterung 
und  Beförderung  des  Handels  und  Verkehrs 
n  benutzen,  also  den  betreffenden  Landes- 
teilen selbst  zu  gute  kommen  zu  lassen.« 
B*^i  Veranschlagung  der  Kosten  und  Aus- 
fülmuig  des  Baues  dieser  ersten  deutschen 
StAitsbahn  zeigte  sich  allerdings,  dass  die 
Staat^Tpgiening  besseres  als  Aktiengesell- 
.-^'naften  nicht  zu  leisten  vermochte.  Es 
lagen  damals  noch  zu  wenig  Erfahrungen 
vor.  Der  Kostenanschlag  wimie  z.  B.  um 
mehr  als  das  Doppelte  überschritten,  haupt- 
sächlich weil  man  sich  erst  während  des 
I^us  tiberzeugte,  dass  erheblich  schwerere 
ali  die  anfänghch  in  Aussicht  genommenen 
Sf^iiienen  für  die  Bahn  notwendig  seien. 
Diese  Bahn  ist,  wie  die  anschliessenden 
Esenbahnen  des  Herzogtums  Braunschweig, 
Staatsbahn  geblieben  bis  zum  Jahre  1869. 
Daraals  wurde  sie  an  die  beiden  angrenzenden 
preußischen  Privatbahnen,  die  Berlin-Pots- 
dam-3Iagdeburger  und  die  Bergisch  -  Mär- 
kbhe  Eisenbahn  verkauft,  und  nachdem 
die  grosse  Mehrzahl  ihrer  Aktien  mit  der 
Veretaatlichung  dieser  Bahnen  in  das  Eigen- 
tum Preussens  übergegangen,  sind  die  braun- 
si  hweigischen  Bahnen  durch  G.  v.  23.  Februar 
1^S5  wieder  verstaatlicht  und  bilden  heute 
einen  Teil  der  preussischen  Eisenbahn- 
direktion Magdeburg. 

Der  Vorgang  Braun  seh  weigs  hat 
einen  nachweisbaren,  unmittelbaren  Einfluss 
anf  die  Eisenbahnpolitik  der  übrigen  deut- 
schen Staaten  nicht  ausgeübt;  in  den 
nächsten  Jahren  sehen  wir  wieder  in  allen 
Teilen  Deutschlands  Privatbahnen  entstehen. 
Indessen  fasste  der  Staatsbahngedanke  all- 
roälilich  auch  in  den  deutschen  Slittelstaaten 
Wurzel.  Mit  dem  Bau  einer  Staatsbahn 
nnter  Leitung  einer  staatlichen  Oberbau- 
flirektion,  der  Bahn  von  Mannheim  über 
Heidelberg  und  Karlsruhe  nach  Ba- 
sel, ging  zunächst  die  badische  Eegie- 
rnng  vor.  Die  erste  Strecke  von  Mann- 
heim bis  Heidelberg  wiu^e  am  12.  Septem- 
ber 1840  eröffnet.  In  Baden  ist  seitdem 
die  Staatsbahnpolitik  die  herrschende  ge- 
blieben, nur  wenige  kleine  Anschlussbahnen 
sind  an  Privatunternehmer  konzessioniert, 
werden  aber  zum  Teü  auch  vom  Staate 
l-etrieben. 

Dieselbe  Politik  war  auch  die  des  Her- 
zci^ims  Nassau,  wo  die  erste  Bahn,  die 
Taiiniisbahn,  im  Jahre  1840  eröffnet  wurde, 
^md  des  Königreichs  Hannover,  woselbst 
ini  Jahre  1843  die  erste  Eisenbahnstrecke 
^rtig  gestellt  war.  In  dem  ehemaligen 
Kurfürstentum  und  dem  Grossherzogtum 
Hessen  bestanden  Staatsbahnen  neben  den 
frivatbahnen.  Ein  eigentümliches  Qebüde 
1^;  die  am  1.  August  1846  eröffnete  Main- 
^>eckarbahn   (Frankfiut-Dannstadt-Heidel- 


berg),  eine  Staatsbahn  im  gemeinschaft- 
lichen Eigentum  der  drei  Staaten  Preussen 
(früher  Frankfurt  a.  M.),  Hessen  und  Baden 
unter  gemeinsamer  Verwaltung  i). 

Im  Königreich  Württemberg^),  wo 
nach  jahrelangen,  sorgfältigen  Prüfungen 
und  Untersuchungen  erst  im  Jahre  1843 
die  Anlage  von  Eisenbahnen  beschlossen 
und  am  22.  Oktober  1845  die  erste  Eisen- 
bahnstrecke von  Cannstatt  nach  üntertürk- 
heim  eröffnet  wurde,  war  die  Regierung 
und  insbesondere  auch  der  König  Wilhelm 
von  Anfang  an  der  Ansicht,  dass  der  Bau 
und  der  Betrieb  der  Eisenbahnen  aus- 
schliesslich Sache  des  Staates  sei.  Die  Re- 
gierung gab  in  einer  Vorlage  an  die  Stände 
vom  7.  März  1842  dieser  üeberzeugung  mit 
dem  Beifügen  Ausdruck,  »dass  die  Ausfüh- 
rung der  Hauptbahnen  durch  Private  in 
keiner  Hinsicht  zu  empfehlen  sei,  weil  Pri- 
vatunternehmer nicht  das  allgemeine,  son- 
dern nur  ihr  persönliches  Interesse  berück- 
sichtigen; weü  bei  der  Ausführung  der 
Eisenbahnen  durch  Private  viele  Mühen 
und  Sorgen  der  Regierung,  u.  a.  die  Ver- 
handlungen mit  auswärtigen  Staaten,  doch 
verblieben;  weil  der  Staat  für  die  Ausfüh- 
rung und  den  Betrieb  der  Bahnen  in 
günstigerer  Lage  sei  als  die  Privatunter- 
nehmer, sofern  er  eintretendenfalls  Unter- 
stützung doch  leisten  müsste,  ohne  dass  er 
auf  Besserung  der  Verhältnisse  ebenso  ein- 
wirken könne  wie  bei  der  Selbstverwaltung, 
und  weil  endlich  für  Ausführung  der  Lokal- 
bahnen der  Privatindustrie  ein  weites  Feld 
jedenfalls  offen  erhalten  bleibe.«  Spätere 
Anträge  von  grossen  Bankhäusern  auf  tJeber- 
nahme  des  Bahnbaues  wairden  daher  be- 
harrlich abgelehnt.  In  Württemberg  ist  die 
Staatsbahnpolitik  bis  auf  den  heutigen  Tag 
gleichfalls  die  herrschende  geblieben  und 
hat  sich  durchweg  bewährt. 

Im  Königreich  Bayern^)  waren  die 
ersten  Bahnen  Privatbahnen.  Innerhalb 
der  Grenzen  Bayerns  ist  die  erste  deutsche 


^)  Vgl.  Scheyer,  Geschichte  der  Main-Neckar- 
bahn. Darmstadt  1896. 

'^)  Vgl.  0.  Morlok,  Die  kgl.  württem- 
bergischeu  Staatseisenbahnen,  1835—1889.  Stutt- 
gart, Leipzig,  Berlin,  Wien  1890.  Dr.  v.  J  a  c  o  b , 
Die  kgl.  württembergischen  Staatseiseu bahnen, 
Tübingen  1895.  Supper,  Die  Entwickelung 
des  Eisenbahnwesens  im  Königreich  Württem- 
berg. Denkschrift,  Stuttgart  1895. 

')  Vgl.  Lutz,  Der  Bau  der  bayerischen 
Eisenbabnen  rechts  des  Rheins,  München  und 
Leipzig  1883.  —  Hutzelmann.  Deutschlands 
erste  Eisenbahn  Nümberg-Fürth,  Nürnberg  1885. 
—  Hagen,  Die  erste  deutsche  Eisenbahn  mit 
Dampfbetrieb  zwischen  Nürnberg  und  Fürth 
Nürnberg  1885.  —  Margg raff,  Die  kgl.  baye- 
rischen Staatsbahnen  in  geschichtlicher  und 
statistischer  Beziehung,  Denkschrift,  München 
1894. 
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Bahn,  die  von  Nürnberg  nach  Fürth,  am 
7.  Dezember  1835  eröffnet.  Die  nächste 
Bahn,  die  in  den  Jahren  1839  und  1840 
gebaute  Bahn  von  München  nach  Augsburg, 
ist  gleichfeills  von  einer  Aktiengesellschaft 
gebaut,  doch  hatte  die  Staatsregierung  vor- 
her >>  Fundamen talbestimmungen  für  sämt- 
liche Eisen bahnstatuten«  unter  dem  28.  Sep- 
tember 1836  erlassen,  in  denen  der  Staat 
sich  die  im  allgemeinen  öffentlichen  Inte- 
resse erforderlichen  Rechte  bei  Gründung, 
Bau  und  Betrieb  vorbehielt,  insbesondere 
auch  die  nötigen  Bestimmungen  für  die 
Einheitlichkeit  des  Baus  und  der  Yei-waJ- 
tung  der  Eisenbahnen  traf.  Diesen  Funda- 
mentalbe^timmungen  musste  sich  auch  die 
Bahn  von  München  nach  Augsbm^ .  unter- 
werfen. Nach  ilu^er  Fertigstellung  war  die 
Kraft  des  Privatuntemehmungsgeistes  in 
Bayern  einstweilen  erschöpft.  Für  verachie- 
dene  andere  Bahnen,  solche  nach  Norden 
und  nach  Süden,  wurden  zwar  Vorunter- 
suchungen gemacht,  es  fanden  sicli  aber 
schliesslich  keine  Unternehmer,  und  Bayern 
hätte,  wie  Lutz  a.  a.  0.  S.  18  bemerkt  »wohl 
erst  spät  ein  vollständiges  Eisenbahnnetz 
erhalten,  w^enn  nicht  von  seiten  der  Staats- 
regierung eingeschritten  worden  wäre.« 
-Wie  in  Württemberg  König  Wilhelm,  so 
beschloss  in  Bayern  gegen  Ende  des  Jalires 
1840  König  Ludwng  I.  die  Erbauung  einer 
Bahn  von  Hof  bis  Nürnberg  und  von  Nürn- 
berg bis  Augsburg  auf  Staatskosten  und 
nahm  den  Bau  einer  Bahn  in  südlicher 
Richtung  nach  Lindau  in  Aussicht.  Ein 
den  Ständen  vorgelegter  Gesetzentw-urf  be- 
treffend den  Bau  einer  Eisenbahn  aus 
Staatsmitteln  von  der  Reichsgrenze  bei  Hof 
über  Bamberg,  Nürnberg  und  Augsburg 
nach  Lindau  wurde  genelunigt  und  als  G. 
V.  25.  August  1843  veröffentlicht.  Im 
nächsten  Jahr  folgten  weitere  Vorlagen,  und 
im  Jahre  1844  trat  die  Regienmg  auch  mit 
der  Bahn  München-Augsburg  in  Ankaufs- 
verhandlungen. Das  Direktorium  der  Bahn 
empfahl  diesen  Ankauf  dringend,  es  er* 
klärte,  zum  Ausbau  der  Bahn  und  ihrer 
Ausstattung  mit  Betriebsmitteln  seien  so 
erhebliche  Geldbeträge  erforderlich ,  dass 
die  Aktionäre  später  schwerlich  noch  eine 
befiiedigende  Rente  erhalten  würden.  Der 
Abtretimgsveitrag  wiu'de  einstimmig  ange- 
nommen und  die  Bahn  am  1.  Oktober  1844 
dem  Staat  übergaben.  Bei  den  im  folgen- 
den Jahre  stattfindenden  ständischen  Ver- 
handlungen trat  die  Regierung  wieder  nach- 
drücklich für  eine  entschiedene  Staatsbahn- 
2)olitik  ein.  Der  Minister  des  Innern  v.  Abel 
erklärte  einmal :  »Nie  würde  die  Regierung 
die  Leitung  und  Benutzung  der  Eisenbahnen, 
einer  Anstalt,  deren  Inhaber  bis  zu  einem 
gewissen  Punkte  den  gesamten  kommerzi- 
ellen und  persönlichen  Verkehr  des  Landes 


beherrscht,  nie  würde  die  Re^erung  ditrj^ 
Bahnen  in  iliren  Hauptrichtxingen  in  Pri- 
vathände geben,  nie  imd  unter  keiner  Be- 
dingung.* 

Die  ausschliessliche  Staatsbahnp^litik 
wurde  bis  zum  Jahre  1855  fortgesetzt, 
Unter  dem  Einfluss  der  damaligen  wirt-i 
schaftlichen  Anschauungen  wurde  durchj 
kgl.  V.  V.  20.  Juni  1855  der  Bau  von  Ei.-?ü- 
bahnen  dm-ch  Privatunternehmer  grundsätz- 
lich wieder  zugelassen,  und  am  12.  April 
j  1856  einer  Aktiengesellschaft  die  Konzes^i^n 
zum  Bau  der  bayerischen  Ostbahiien  »r- 
teilt.  Die  Konzessionierung  dieses  Netzte, 
das  sich  allmählich  auf  771,8  km  ausdehit'^ 
und  auf  vielen  Strecken  mit  den  Staat<- 
bahuen  den  Wettbewerb  aufnahm,  erwir-s 
sich  aber  als  ein  politischer  und  wii-tscliaf'- 
licher  Felder.  So  war  denn  ein  im  Jahr« 
.1874  vom  Abgeordnetenhause  angeuomm»> 
ner  Antra,g  des  Abg.  v.  Schlur  der  Anlai^^. 
dass  die  Regienmg  mit  den  Ostliahnen  in 
Verkaufsverhandlungen  eintrat  und  (hinh 
G.  V.  15.  April  1875  zum  Erwerb  der  Bah- 
nen für  den  Staat  ermächtigt  wurde.  Seit- 
dem ist  in  Bayern  rechts  des  Rheins  dio 
Staatsbahnpolitik  die  herrschende  geblielH-ü, 
der  Staat  hat  auch  die  Nebenbahnen  (A'izi- 
nalbahnen)  teils  gebaut  und  betrieben,  teii^ 
die  von  Gemeinden  angelegten  Wtiiebeii.  \ 
Die  einzige  Privat  bahn  in  Bayern  rechts 
des  Rheins  ist  die  Bahn  von  Nürrberg  nach 
Fürth. 

In  den  links  des  Rheijis  gelegeneu  Pn»- 
vinzen  des  Königreichs  Bayern,  der  Pfalz, 
besteht  das  Privatbiümsystem.  Die  pfälzi- 
schen Bahnen  sind  allerdings  insbesondere 
durch  Zinsbürgschaften  vom  Staate  imter- 
stützt.  Ihre  wirtschaftlichen  Interessen  und 
ihr  Verkehrsgebiet  sind  vollständig  von  dem 
der  StaatsbaJinen  getrennt  mid  stehen  an- 
dererseits in  iiuiiger  Wechselwirkung  Diit 
den  ihnen  benachbarten  Staatsbahneu  und 
Privatbahnen  anderer  Länder. 

Im  Königreich  Sachsen  wai-  zuerst 
das  Privatbahnsystem  das  heiTschende,  auf 
das  eine  Zeit  lang  das  gemischte  System 
folgte^).  Ungeachtet  der  Beiliilfe  der  Re- 
gierung war  auch  in  Sachsen  der  Privat- 
unternehmungsgeist ausser  stände,  dem  Laiu le 
die  nötigen  Eisenbahnen  zu  schaffen.  Im 
Jahre  1845/46  musste  die  Regierung  selbst 
einschreiten  und  der  Landtag  genehmigte 
den  Bau  der  ersten  Staatsbahn,  der  von 
Dresden  nadi  Bodenbach,  deren  erste 
Strecke  am  1.  August  1848  eröffnet  wurde. 


*)  Vgl.:  Die  Leipzig-Dresdener  Eisenl)ahii 
in  den  ersten  25  Jahren  mres  Bestehens.  Denk- 
schrift des  Direktoriums  zur  Feier  des  8.  April 
1864,  herausgegeben  vom  Direktorium  (nicht  im 
Buchhandel).  Ulbricht,  Geschichte  der  kgl. 
sächsischen  Staatsbahnen,  Dresden  1889. 
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Sachsen    machte    sodann    —    zwar   etwas 
?Täter    als     die    übrigen   Mittelstaaten    — 
/l-ichfedls   die  Erfahrung,  dass  ein  Neben- 
einanderbestehen   von   Staats-   und   Pri vat- 
iahnen   die    schlechteste    Eisenbahnpolitik 
?*»:.  und   beschloss  im  Jahre  1875,  zu  dem 
r»:-:nen  Staatsbahn  System   überzugchen    und 
znuilehst  die  älteste,   wichtigste,  verkehrs- 
reichste und  den  Staatsbahnen  unbequemste 
Bahn,   die    Leipzig-Dresdener,    anzukaufen. 
Nachdem   ein  Einverständnis  über  die  An- 
LniEshedingiingen     zunächst    nicht    erzielt 
war.  machte  die  Regierung,   als  im  Jahre 
In  6  der  Plan  eines  Erwerbs  aller  deutschen 
Rihnen  für  das  ßeich  erörtert  wimle,  wei- 
tere Zugeständnisse   an   das  Unternehmen, 
vM  der  Ankauf  kam  nunmehr  zu  stände. 
lü  den  folgenden  Jahren  wurden  nach  und 
Dach  auch  die  übrigen  Privatbahnen  erwor- 
ben, und   das  Königi'eich   Sachsen   besitzt 
jetzt    ein    geschlossenes    Staatsbahnsystem, 
•las  allen  Bedürfnissen  des  gewerbthätigen 
Landes  genügt  und  dessen  Erträge  insbe- 
>f>ndere  auch  ausreichen,  um  bis  in  die  ent- 
ferntesten Gebirgsthäler  hinein  Zweigbahnen, 
nun  Teil  mit  schmaler  Spur,  zu  bauen,  die 
wesentlich  zur  Fördenmg  der  Gewerbthätig- 
tfit  beitragen. 

Von  den  übrigen  deutschen  Mittelstaaten, 
die  eine  selbständige  Eisen bahnpolitik  ge- 
tnoheü  haben,  herrscht  im  Grossherzogtum 
Oldenburg  das  reihe  Staatsbahnsystem. 
Epen  eigentümlichen  Wechsel  in  der  Eisen- 
bahnyiolitik  finden  wir  in  M  e  c  k  1  e  n  b  u  r  g  ^). 
Die  ersten  dort  in  den  Jahren  1846  bis  1850 
!??Uii]ten  Bahnen  sind  Privatbahnen.  Darauf 
ptookte  über  10  Jahre  lang  der  Eisenbahn- 
hn  gänzlich.  Mit  Beginn  der  sechziger 
Jahre  baut  der  Landesherr  aus  eigenen 
Mitteln  weitere  Eisenbahnen  und  erwirbt 
für  sich  auch  die  übrigen  selbständigen 
Privatbahnen,  so  dass  er  im  Jahre  1870 
alle  Privatbahnen  des  Landes  besitzt,  dies 
icd'xh  nur,  um  sie  am  2.  April  1873  an 
''ine  Aktiengesellschaft,  die  mecklenburgische 
Friedrich-Franzbahn,  zu  verkaufen.  Somit 
var  nieder  das  Privatbahnsystem  das 
ii^rrschende,  unter  dem  aber  der  Eisenbahn- 
•an  gänzlich  ins  Stocken  geriet,  so  dass 
J^  hliesslich  die  Eegiening  zum  Bau  weiterer 
Bahnen  Beihilfen  gewähren  musste.  Im 
Jahre  1889  trat  ein  neuer  Umschwung  ein. 
Die  RegieniDg  schloss  mit  sechs  —  darunter 
»|eii  grössten  —  Privatbahnen  des  Landes 
Verträge  über  den  Yerkauf  ihrer  Linien  an 
aen  iStaat  (nicht  an  den  Landesherrn)  ab, 
Qie  vom  Landtag  Mitte  Dezember  1889  ge- 
nehmigt wurden.    Ende  1893  sind  die  noch 

.  ')  Vgl  Schmidt,  Die  Entstehung  und  Ent- 
Jickelong  des  Eisenbahnwesens  in  Mecklenburg- 
öchwerin.   Archiv  f.  Eisenbahnwesen,  1894,  S. 


übrigen  Privatbahnen  gleichfalls  für  den 
Staat  angekauft,  so  dass  in  Mecklenburg- 
Schwerin  gar  keine,  in  Mecklenburg-Sti-elitz 
nur  noch  einige  Strecken  Privatbahnen  sind. 

8.  Das  Königreich  Preassen^).  In 
den  ersten  vierzig  Jahren  des  Eisenbahn- 
zeitalters befand  sich  Preussen  vermöge  der 
allgemeinen  politischen,  finanziellen  und  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  in  einer  gewissen 
Notlage  im  Eisenbahnwesen,  und  seine  Po- 
litik war  eine  schwankende,  um  gegen  Ende 
der  siebziger  Jahre  zielbewusst  in  die  festeu 
Gleise  des  Staatsbahnsystems  einzulenken 
und  von  da  an  eine  leitende  Stelle  im  euro- 
päischen Eisenbahnwesen  einzunehmen. 

Beim  ersten  Auftreten  der  Eisenbahnen 
verhielt  sich  die  preussische  Regiermig,  in 
üebereinstimmung  mit  der  überwiegenden 
Mehrzahl  der  Bevölkerung,  dem  neuen  Ver- 
kehrsmittel gegenüber  abwartend,  um  nicht 
zu  sagen  ablehnend.  Als  aber  mit  dem 
Bau  von  Eisenbahnen  in  Preussen  begonnen 
werden  musste,  da  war  die  preussische 
Regierung  die  erste,  die  mit  dem.  in  sei- 
ner Art  merkwürdigen  G.  v.  3.  November 
1838  die  Aufgabe  löste,  das  Verhältnis  der 
Staatsgewalt  zu  den  Eisenbahnen  in  feste 
Regeln  zu  schliessen,  ausgehend  von  dem 
Gedanken,  dass  die  Anlage  der  Bahnen  dem 
Unternehmungsgeist  des  einzelnen  zu  über- 
lassen sei.  In  diesem  Gesetze  sind  jedoch 
dem  Staate  bei  der  Gründxmg,  dem  Bau, 
dem  Betriebe,  der  Verwaltung  der  Bahnen, 
bei  Feststellung  ihrer  Befördeningspreise^ 
ihrer  Leistungen  für  öffentliche  Zwecfce  die 
nötigen  Befugnisse  erteilt,  um  die  öffent- 
lichen Interessen  wahrzimehmen,  auch  ist 
ein  Rückkaufsrecht  für  den  Staat  vorge- 
sehen 2).  An  einen  Bau  von  Eisenbahnen 
auf  Staatskosten  und  für  den  Staat  konnte 
man  damals  hauptsächlich  aus  dem  Grunde 
nicht  denken,  weil  ein  solcher  nicht  ohne 
Beschaffung  der  erforderlichen  Mittel  durch 
eine  Anleihe  möglich  war,  der  §  II  der 
V.  V.  17.  Januar  1820  aber  bestimmte ,  dass 
Staatsanleihen  »nur  mit  Zustimmung  und 
unter  Mitgarantie  der  künftigen  reichs- 
ständischen   Versammlung«     aufgenommen 


0  Vgl.  V.  d.  Leyen,  Die  Durchführung  des 
Staatsbahnsystems  in  Preussen  in  SchmoUers 
Jahrbuch  für  Gesetzgebung  etc.,  1883,  S.  461  ff. 

»)  Vgl.  Gleim,  Zum  dritten  November  1888. 
Archiv  f.  Eisenbahnwesen,  1888,  S.  797  ff.,  femer 
zur  Entwickelungsgeschichte  der  ersten  preuss. 
Eisenbahnen :  Fleck,  Die  ersten  Eisenbahnen  in 
Preussen  nach  dem  Westen  der  Monarchie.  Archiv 
f.  Eisenbahnwesen  1895,  S.  1,  261,  454, 693.  Der- 
selbe, Studien  zur  Geschichte  des  preuss.  Eisenb.- 
wesens  a.  a.  0.  1896,  S.  27,  234,  858;  1897,  S. 
23,  889,  1073;  1898,  S.  653;  1899,  S.  1,  234.  — 
Berlin  und  seine  Eisenbahnen  (Berlin  1896)  I, 
S.  127—303. 
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werden  könnten.  —  Schon  nach  fünf  Jahren 
machte  auch  Preussen  die  Erfahrung,  dass 
ohne  staatliche  Beihilfe  die  Privatuntemeh- 
inung  nicht  im  stände  war,  die  für  das 
Land  notwendigsten  Bahnen  auszufulu^n. 
Auf  Gnmd  eines  von  den  Provinzialaus- 
schüssen  im  Jahre  1842  nach  längeren  Ver- 
handlungen —  welche  einen  bedeutsamen 
Beweis  für  den  im  Volke  schon  damals 
lebenden  Staatsbahngedanken  liefern  i)  — 
abgegebenen  Gutachtens  entscWoss  sich  der 
Staat  zur  Gewährung  von  Zinsbüi^chaften 
an  Eisenbahngesellschaften.  Doch  auch  mit 
diesem  System  war  eine  Eisenbahnverbin- 
dung zwischen  Berlin  und  dem  Osten  der 
Monarchie  nicht  zu  erreichen.  Dem  ver- 
einigten Landtage  des  Jahi^s  1847  ging 
daher  eine  Vorlage  betreffend  den  Bau  der 
Ostbahn  aus  Staatsmitteln  zu.  Sie  wurde 
aus  politischen  Gründen  abgelehnt.  Im 
Jahre  1848  fasste  das  Ministerium  Ilanse- 
mann  den  kühnen  Plan,  sämtliche  damals 
vorliandenen  Bahnen  für  den  Staat  zu  er- 
werben. Dieser  Plan  hatte  eben  die  aller- 
frühesten  Stadien  der  Entwickelung  durch- 
gemacht, als  seine  Urheber  vom  politischen 
Schauplatz  zurücktraten  2).  Mit  Einführung 
der  Verfassung  waren  die  politischen  Hin- 
dernisse für  den  Bau  von  Staatsbahnen  be- 
seitigt, und  Ende  1848  trat  denn  auch  der 
Mann  an  die  Spitze  des  Handelsministeriums, 
der  der  Eisenbahnpolitik  des  näclisten  Jahr- 
zehnts ilu-e  Richtung  angewiesen  hat,  der 
Minister  v.  d.  Heydt.  Seine  im  September 
1849  den  Kammern  gemachte  Vorlage  be- 
treffend den  Bau  der  Ostbahn,  der  West- 
fälischen Bahn  und  der  Saarbrücker  Balm 
durch  den  Staat  wurde  zum  G.  v.  7.  De- 
zember 1849.  Während  der  Verwaltung 
des  Ministers  v.  d.  Heydt  wurde  der  Bau 
von  Staatsbahuen  fortgesetzt,  die  Nieder- 
schlesisch-Märkische  Ralm  vom  Staat  an- 
gekauft, die  Oberschlesische  und  die  Ber- 
gisch-Märkische  in  Staatsverwaltung  ge- 
nommen, dm-ch  G.  V.  24.  Mai  1853  eine  ziu: 
allmählichen  Tilgung  der  Eisenbahnaktien 
im  Wege  des  Ankaufs  bestimmte  Staats- 
eisenbahnsteuer (s.  den  Art.  Eisenbahn- 
steuer) geschaffen  und  die  dem  Staat 
durch  Gesetz  verliehenen,  durch  einen  be- 
achtenswerten Eisenbahnbesitz  gestützten 
Befugnisse  in  vollem  Umfange  benutzt,  um 
die  Privatbahnen  ziu*  gemeinmrtschaftlichen 
Ausnutzung  ihrer  Monopole  zu  zwingen. 
Ein  bezeichnendes  Beispiel  für  die  Art  luid 
Weise,  wie  der  Minister  v.  d.  Heydt  die 
Privatbahnen  zu  einer  für  das  Wohl  des 
Landes  erforderlichen  tarifarischen  Mass- 
regel nötigen  musste,  ist  die  durch  seine 


0  Vgl.  Archiv  f.  Eisenbahnwesen,  1881,  S. 
1—21. 

=)  Vgl.  daselbst,  1880,  S.  141—149. 


Bemühungen  durchgesetzte  Einführung  d^^ 
Einpfennigtarifs  für  die  Beförderung  nhtv-] 
schlesischSr  und  westfälischer  Kolilen  nac^ 
Beriin  i). 

In  dem  Jahrzehnt  von  1860  bis  187<i 
wird  die  SteDimg  der  Regierung  gegfiiüVrer 
den  Eisenbahnen  gekräftigt  durch  den  Uel-or^ 
gang  der  hannoverschen,  nassauischen  im-I! 
hessischen  Staatsbahnen,  insgesamt  10G9  kni 
in  preussischen  Besitz. 

Im  übrigen  sind  die  allgemeinen  {Kiliii-I 
sehen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
dieses  Jahrzehnts  —  derVerfassungskonflikli 
die  grossen  Kriege,  die  theoretische  Vorlitlie 
für  das  sogenannte  gemischte  Eisenbahn- 
system  —  Gnmd  genug,  dass  die  Eison- 
bahnpolitik  in  den  Hintergrund  tritt  und  an 
Klarheit  vermissen  lässt. 

Bald  nach  dem  Ende  des  deutüih- 
französischen  Krieges  zeigten  sich  plötzlich 
die  Mängel  und  Schwächen  in  den  damali- 
gen Eisenbahn  Verhältnissen  Preiissens  im-i 
Deutschlands.  Die  Eisenbahnen  waren  ausser 
Stande,  den  gesteigerten  Bedürfnissen  des 
in  lebhaftem  Aufschwung  begriffenen  Ver- 
kehrs zu  genügen.  Andererseits  warf  sioli 
das  allgemeine  Gründungsfieber  mit  bes<jn- 
derer  Vorliebe  auf  die  Eisenbahnen,  bei 
deren  Konzessionierung  nicht  immer  niit 
der  nötigen  Sorgfalt  vmd  Gründlichkeit  vor- 
gegangen wurde.  Die  öffentliche  Erörterung: 
dieser  Missstände  in  der  Presse  und  im 
Parlamente  führten  im  Jahre  1873  zm-  Ein- 
setzung einer  parlamentarischen  Uiiter- 
suchungskommission,  die  sich  in  ilirem  Eud- 
gutachten  für  den  Üebergang  von  dem  ire- 
mischten  zum  reinen  Stiuitsbahnsy»teni, 
dabei  aber  für  ein  Hand  in  Hand  g^hen 
mit  dem  Reiche  aussprach.  Es  ist  oiien 
(S.  538)  gezeigt,  dass  und  aus  welchen 
Gründen  die  Wege  der  Reichseisenbahn- 
politik bald  verlassen  werden  mussteu. 
Preussen  fasste  daher  nun  »die  Erweitenmg 
und  die  Konsolidation  seines  eigenen  Staats- 
bahnbesitzes als  das  nächste  Ziel  sein^y 
Eisenbahnpolitik«  ins  Auge. 

Die  nachdrückliche  und  machtvolle 
Staatsbahnpolitik  Preussens  beginnt  mit  dem 
Eintritt  des  Handelsministers,  späteren  Mi- 
nisters der  öffentlichen  Arbeiten  v.  Mav- 
bach.  Durch  GG.  v.  20.  Dezember  1^79, 
V.  14.  Februar,  25.  Februar  und  7.  März 
1880  wurden  sechs  grosse  Eisenbalmen,  di»^ 
Berlin-Stettiner,  Magdeburg  -  Halberstädier 
nebst  Hannover-Altenbekener,  Küln4Iinde- 
ner,  Rheinische  und  Berlin-Potsdam-Magde- 
burger,  femer  die  Homburger  EiseuUüia 
imd  der  hessische  Anteil  an  der  ÄLiiu- 
Weserbahn,  im  ganzen  5002  km  Privat- 
bahnen  erworben.    'Mit  den  GG.  v.  28.  März 


*)  Vgl.  Martini,    im  Archiv  f.  Eisenbahn- 
wesen, 1890,  S.  533  ff. 
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lind  13.  Mai  1882  folgte  eine  zweite  Reihe 
von  7  Bahnen  im  Umfange  von  3145  km, 
den  Cra,  V.  24.  Januar  \md  17.  Mai  1884 
eine  dritte  Reihe  von  10  Bahnen  im  Um- 
fanff^  von  3766  km.  Durch  die  beiden  GG. 
V.  23.  Febniar  1885,  das  G.  v.  28.  März 
iaS7,  das  G.  V.  8.  April  1889,  das  G.  v. 
J*.  Mai  1890  und  das  G.  v.  16.  Juli  1895 
ist  dann  noch  eine  Anzahl  von  18,  meist 
veniger  umfangreichen  Bahnen  in  einer 
<jesamtlänge  von  2360  km  in  das  Eigentum 
lies  Staates  übergegangen.  Die  Linien  des 
preussischen  Staatsbahnnetzes  haben  von 
jeher  anch  die  Gebiete  der  kleineren  deut- 
schen Bundesstaaten  berührt,  sie  erstreckten 
sich  nach  dem  Erwerb  der  vorgedachten 
Privatliahnen  fast  über  alle  von  Preussen 
mg»?schlossenen  und  ihre  benachbarten 
Bnndesstaaten.  Unter  dem  21.  Juni  1896 
vimle  zwischen  Preussen  und  dem  Gross- 
heizogtiim  Hessen  ein  durch  hessisches  Ge- 
^\i  und  das  preussische  G.  v.  16.  Dezem- 
kr  1896  genehmigter  Staatsvertrag  abge- 
schlossen, nach  dem  Preussen  imd  Hessen 
remeinschaftlich  die  grösste  damals  noch 
vorhandene  Privatbahn,  die  hessische  Lud- 
vriffsbahn  (rund  693  km)  ankauften  und 
?ich  fiJ>er  eine  preussisch-hessische  Betriebs- 
p^meinschaft  verständigten,  so  dass  auch 
die  hessischen  Staatsbahuen  in  preussische 
Verwaltung  übergingen.  —  Der  Vertrag  ist 
in  vieler  Beziehung  dem  Muster  der  älteren 
Äijlvereinsverträge  nachgebildet.  Die  Ein- 
künfte des  gesamten  preussisch-hessischen 
ßsenlahnbesitzes  werden  nach  bestimmten, 
im  Vertrage  festgestellten  Grundsätzen 
mschen  Preussen  und  Hessen  geteilt  i). 
llas  preussische  Eisenbahnnetz,  das  am 
1.  April  1879  eine  Länge  von  18  537  km 
liatte,  worunter  5255  km  Staatsbahnen, 
'^')2  km  Privatbahnen  unter  Staatsverwal- 
tung und  9430  km  Privatbahnen  unter 
eigener  Verwaltung,  liatte  am  1.  April  1899 
einschliesslich  der  hessischen  Bahnen  einen 
Umfang  von  33  570  km,  davon  30737  km 
Staalshahnen  und  2839  km  Privatbahnen. 
Während  im  Jahre  1879  die  Privatbahnen 
Dicht  niur  durch  ihren  Umfang,  sondern 
anch  durch  ihre  Lage  innerhalb  der  ver- 
kehrsreichsten Gebiete  des  Staates  den 
Staatsbahnen  mindestens  ebenbürtig  waren 
und  die  Staatsbahnen  in  einzelnen  Gebieten 

*)  Vgl.  über  die  nationale  Bedeutung 
diewr  Vorgänge :  Deutsche  Rundschau  XXIII 
il8%i,  S.  362 ff.:  Fünfzig  Jahre  preussisch- 
J*ut«che  Eisenbahnpolitik.  Im  Frühjahr  1899 
^ben  in  den  Landtagen  von  Württemberg, 
Bayern  und  Baden  Verhandlungen  über  die 
Ausdehnung  der  preussisch-hessischen  Eisen- 
Mhngemeinschaft  auf  süddeutsche  Staaten  statt- 
Jrefunden,  in  denen  die  Minister  sich  ablehnend 
e^enöber  derartigen  im  Lande  auftretenden 
Bestrebungen  aussprachen. 


des  Landes,  vor  allem  im  Westen,  kaum 
Fuss  gefasst  hatten,  verteilen  sich  heut^ 
die  Privatbahnen  unter  eine  Anzahl  kleiner, 
unselbständiger  Netze,  während  die  Staats- 
bahnen ein  wohlgefügtes,  das  ganze  Landes- 
gebiet durchziehendes,  einheitliches  Netz 
bilden,  dessen  Verwaltung  durch  21  Eisen- 
bahndirektionen unter  der  oberen  Leitung 
des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  die 
schönsten  Erfolge  aufzuweisen  hat.  Wie 
sehr  diese  allgemein  anerkannt  werden,  das 
beweist  u.  a.  die  Rückwirkung  der  preussi- 
schen Staatsbahnpolitik  auf  die  Eisen- 
bahnpoKtik  fast  aller  europäischen  Staa- 
ten» Wenn  in  den  letzten  Jahren,  nament- 
lich seit  Erlass  des  Kleinbahngesetzea 
vom  28.  Juli  1892,  der  Bau  der  Kleinbahnen 
der  Privatindustrie  überlassen  ist  und  ein- 
zelne Konzessionen  zu  Nebenbahnen  an 
Unternehmer  erieilt  sind,  so  kann  dies  als 
eine  grundsätzliche  Rückkehr  zu  einer  an- 
dern Eisenbahnpolitik  nicht  aufgefasst  wer- 
den, zumal  sich  der  Staat  den  Erwerb  aller 
der  dem  örtlichen  Verkehr  dienenden  Linien 
vorbehalten  hat.  die  eine  grössere  Wichtig- 
keit für  den  allgemeinen  grossen  Verkehr  ge- 
winnen. 

9.  Oesterreich  and  Ungarn^).  Der 
Vater  des  Eisenbahnwesens  in  Oesterreich 
ist  der  Professor  Ritter  vonGerstner,  der 
bei*eits  am  7.  September  1824  das  aus- 
schliessliche Privilegium  zum  Bau  einer 
»zwischen  Mauthausen  und  Budweis,  die 
Donau  mit  der  Moldau  verbindenden  Eisen- 
bahn« erhielt.  Diese  129,3  km  lange  Bahn, 
deren  Ausgangspunkte  später  die  Städte 
Linz  und  Budweis  wurden,  ist  am  1.  Au- 
gust 1832  vollendet,  sie  ist  die  erste 
grössere  Eisenbahn  auf  dem  europäischen 
Festlande.  Sie  wurde  indessen  zunächst 
mit  Pferden  betrieben  und  ei-st  später 
für  den  Betrieb  mit  Lokomotiven  umgestaltet. 
Die  erste  Lokomotivbahn  in  Oesterreich  ist 
die  Strecke  Floridsdorf -Wagram  der  Kaiser- 
Ferdinands-Nordbahn,  die  im  Jahre  1837 
eröffnet  wurde.  In  Ungarn  wui'den  im 
Jahre  1846  die  ersten  33  km  Eisenbahn, 
die  Bahn  von  Pest  nach  Waitzen,  fertig- 
gestellt.   Es  wurden  vorerst  ohne  weiteres 


^)  Vgfl.  Geschichte  der  Eisenbahnen  der 
österreichisch  -  ungarischen  Monarchie  (Wien, 
Teschen,  Leipzig,  5  Bde.,  1897—99),  enthält 
eine  Geschichte  der  einzelnen  Unternehmungen 
und  zwar  von  den  ersten  Anfängen  bis  1867 
von  Strach;  von  1897  bis  zur  Gegenwart  von 
Kon  da  und  (f.  Ungarn)  von  Gonda.  Dr.  J. 
Kaizl,  Die  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen 
in  Oesterreich,  Leipzig  1885.  Kupka,  Die 
Eisenbahnen  Oesterreich -Ung:ams  1822 — 1867, 
Leipzig  1888.  N  e  m  6  n  y  i ,  Die  Verstaatlichung 
der  Eisenbahnen  in  Ungarn,  Leipzig  1890.  Df. 
12 der,  Die  Eisenbahn politik  Oestreichs  nach 
ihren  finanziellen  Ergebnissen,  Wien  1894. 
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solchen  Unternehmern,  die  die  nötige  Bürg- 
schaft filr  ihre  Leistungsfähigkeit  boten  und 
überdies  den  erforderliehen  Einfluss  besassen, 
zunächst  sogar  Privilegien,  vom  Jahre 
1838  aber  nach  den  allerhöchsten  Bestim- 
mungen vom  29.  Dezember  1837  und  18.  April 
1838  Konzessionen  erteilt.  Yom  Jahre 
1841  ab  treten  in  Oesterreich  Züge  einer 
bewussten  Staatsbahn politik  hervor.  In  ei- 
nem Hofdekret  vom  23.  Dezember  1841  er- 
klärt die  Regierung,  dass  sie  nunmehr  auch 
den  Bau  von  Eisenbahnen  auf  Kosten  des 
Staates  in  die  Hand  nehmen  werde,  und 
bezeichnet  die  Linien,  die  als  Staatsbahnen 
angelegt  wercien  sollten.  Daneben  sollten 
die  vorliandenen  Privatbahnen  bestehen  und 
ihre  wohlerworbenen  Rechte  erhalten  blei- 
ben. In  einem  offiziösen  Aufsatze  der  Wie- 
ner Zeitiuig,  der  Zeugnis  giebt  von  der 
schon  damals  bei  der  Regierung  vorhande- 
nen tiefen  und  richtigen  Einsicht  in  die 
Natur  der  Eisenbahnen,  heissl  es:  »Allein 
die  Wahrnehmungen  mehrerer  Jahre  zeigten, 
dass  bei  der  Ausführung  von  Eisenbahnun- 
temehmungen  durch  die  Privatbetriebsam- 
keit Schwierigkeiten  —  so  angemessen  auch 
solche  ünternehmiuigen  geleitet,  so  zweck- 
mässig auch  die  Art  der  Ausführung  der- 
selben und  des  technischen  Betriebes  sein 
möge  —  mit  der  Natur  einer  Privatgesell- 
schaft imzei-trennhch  verbunden  sind.  Es 
drängte  sich  die  Ileberzeugung  auf,  dass, 
wenn  der  betretene  Weg  ausschuessend  ver- 
folgt würde,  ein  Stillstand  in  der  Fortsetzung 
der  Eisenbahnen  eintreten  müsste,  und  der 
richtige  Zweck,  den  sie  zu  erreichen  be- 
stimmt sind,  nicht  erzielt  werden  würde. 
Die  vornehmlichsten  Schwierigkeiten  liegen 
in  der  Wahl  der  Richtungen,  welche  die 
Eisenbahnen  zu  nelmien  haben,  und  in  der 
Aufbringung  der  zum  Bau  oder  zur  Fort- 
setzung derselben  erforderlichen  Geld- 
mittel« .  .  .  »Die  Staatsregierung«,  heisst 
es  dann  weiter,  »ist  allein  in  dem  Falle,  die 
Bahnünie  mit  Umgehung  aller  Nebenvorteile 
im  Sinne  der  aUgemeinen  Interessen  des 
Verkehrs  und  sonach  unter  Berücksichti- 
gung aller  Staatszwecke,  anzufassen  und  zu 
bestinmien.« 

Bis  zum  Jahre  1854  wurde  nach  diesen 
Grundsätzen  der  weitere  Ausbau  des  Eisen- 
bahnnetzes in  Oesterreich  fortgeführt.  Ende 
dieses  Jalires  waren  in  Gestenreich  1355  km 
Eisenbahnen,  worunter  924  km  Staatsbahnen. 
In  diesem  Jahre  erfolgte  ein  Umschwimg 
der  Eisenbahnpolitik,  dessen  eigenthche  Ur- 
sachen heute  noch  nicht  vollständig  aufge- 
klärt sind.  Soviel  steht  indes  fest,  dass 
nicht"  etwa  Misserfolge  der  Eisenbahnpolitik, 
sondern  vielmehr  die  allgemeinen  wirtschaft- 
lichen und  finanziellen  Verliältnisse  des 
Landes  der  Anliiss  waren,  dass  andere  Wege 
eingeschlagen    wurden.    Dimjh   Eisenbahn- 


konzessionsgesetz V.  14.  September  1S.'4 
wurde  die  "Erteilung  von  Konzessionen  an 
Privatunternehmer  wieder  gestattet.  Vom 
Jahre  1855  ab  wurden  die  vorhandeneü 
Staatsbahnen  allmählich  an  Privatunterneii- 
mer,  zum  .grossen  Teil  ausländische  Gesell- 
schaften, verkauft,  im  Jahre  1860  hatte  der 
Staat  nur  noch  13,8  km.  Eisenbahnen.  lAr 
Verkauf  erfolgte  mit  grossen  Yerlusten.  Der 
Verkaufspreis  der  Bahnen,  die  dem  Staate 
377  Millionen  Gulden  gekostet  hatten,  be- 
trug 153  Milüonen  Gulden,  der  Verlust  des 
Staates  also  224  Millionen  Gulden,  und  dazu 
kam,  dass  der  hauptsächlichste  finanzielle' 
Zweck,  den  man  angeblich  bei  diesem 
Geschäft  im  Auge  hatte,  die  Wiederher- 
stellung einer  metallischen  Währung,  nicht 
einmal  erreicht  wurde. 

Es   folgt   in  Oesterreich  eine  Zeit  plan- 
loser Eisenbahnpolitik.     Konzessionen  über 
Konzessionen  werden  erteilt,  und  der  Staat 
gewährt  dea  Privatbahnen   ünterstützungea 
der    verschiedensten,    umfassendsten    Art, 
meist   in  Form  von  Zinsburgschaften.    Der 
Staat   wurde   durch   diese  Ünterstützungea 
finanziell  sehr  stark  belastet,  ohne  dass  er 
doch  einen  Einfluss  auf  die  Verwaltung  xmd 
den  Betrieb   der  Eisenbahnen   erhielt,   uod 
die   31issstände   im  Eisenbahnwesen   waren 
allmählich   unerträglich   geworden,  so  dass 
im  Jahre  1877  ein  neuer  Wechsel  der  Eisen- 
bahnpolitik eintrat.    Nach    schweren   parla- 
mentarischen Kämpfen  kam  das  G.  v.  14.  De- 
zember   1877     zustande,     das    den    Staat 
ermächtigt,  den  Betrieb  solcher  garantierten 
Eisenbalinen,  die  für  die  letzten  fünf  Jahre 
melir  als  die  Hälfte  des  garantierten  Hein- 
ertrages   jährlich    in   Anspruch    genommen 
haben,    selbst    zu    führen.    Erst  nach  zwei 
Jahren  macht  die  Regierung  zum  ersten  Mal 
von    diesem    Rechte   Gebrauch,   sie  nimmt 
vom  1.  Januar  1880  ab  die  Kronprinz-Rudolf- 
Bahn  in  Betrieb.    Es  folgt  im  Jahre  1881 
der  Erwerb  der   ganzen.  Kaiserin-Elisabeth- 
Bahn  —  von    der    nur    einzelne    Strecken 
unter  das   G.  v.  14.  Dezember  1877   fielen 
—  für  den  Staat  auf  Grundlage  eines  Ver- 
trages,   der    ganz    nadi    dem    Muster   der 
ersten  preussischen  Verstaatlichungsvertrage 
gearbeitet  war.  Durch  den  Erwerb  weiterer 
Bahnen    und    den    Bau   von    Bahnen  auf 
Staatskosten    hat    sich    das    österreichische 
Staatsbahnnetz   seitdem    weiter   entwickelt. 
Im  Jahre  1897    betrieb   der  Staat    ein  zum 
grossen    Teil    in    sich    geschlossenes  Netz 
von   9613  km  Eisenbahnen,    während  noch 
7628    km    im    Betrieb    von    Privatbahnen 
waren.    Der  Staat  hat  damit  —  allerdings 
mit  schweren  Opfern  —  die  ihm  im  Eisen- 
bahnwesen gebührende  Rolle  wieder  über- 
nommen.   Allerdings   besitzen   auch  einige 
Privatbahnen  noch  eine   mächtige  Stellung. 
Wie  gross  ilir  Einfluss  ist,  das  beweist  düa 
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Thatsache,  dass  es  im  Jahre  1885  nicht  ge- 
laD^^  die  Kaiser-Ferdinands-Nordbahn,  deren 
I'riTi]egium  im  Jahre  1886  ablief,  für  den 
SUuit  zu  erwerben,  dass  die  Bahn  vielmehr 
ihr  selbständiges  Fortbestehen  bis  zum  Jalire 
UU<),  venn  auch  xmter  wesentlicher  Be- 
s»Jiränbmg  ihrer  früheren  Macht,  diu'chsetzte. 
Das  Königreich  Ungarn  beginnt  eine 
selbötändige  Eisenbahnpolitik  erst  nach  sei- 
ner Auseinandersetzung  mit  Oesterreich. 
Damals,  im  Jahre  1867,  waren  in  Ungarn 
2ir>S  km  Privatbahnen,  125  km  Staatsbahnen, 
die  Eisenbahnpolitik  eine  ganz  verfahrene, 
VHP  allem  das  System  der  Zinsgarantieen 
ucd  anderer  Staatsunterstützungen  in  höch- 
bter  Blute.  Die  finanzielle  Krisis  des  Jah- 
Rrs  1873  war  Anlass,  dass  die  Regierung 
«ler  R^elung  des  Eisenbahnwesens  ihre 
Aufmerksamkeit  zuwandte,  die  Unterstüt- 
zung der  Privatbahnen  beschränkte,  den  Bau 
V  Q  Staatsbahnen  wieder  in  die  Hand  nahm. 
Gleichzeitig  wurde  seit  Mitte  der  siebziger 
Jahre  auch  mit  dem  Ankauf  einzelner  Ei- 
senliahnstrecken  für  den  Staat  begonnen, 
und  als  im  Jahre  1880  der  Staat  die 
The  issbahn  erwarb,  war  der  Uebergang 
zu  einer  kräftigen  Staatsbahnpolitik  entschie- 
'Ihü,  die  seitdem  unausgesetzt  verfolgt  ist.  Zu 
Anfang  1898  waren  von  den  ungarischen 
Eisenbahnen  13032  km  Staatsbahnen,  wo- 
mnier  5000  km  vom  Staate  betriebene  Lo- 
kaltähnen,  die  Länge  der  im  Privatbetrieb 
■^findlichen  Hauptbahnen  betrug  dagegen 
U19  km  und  ungefähr  ebenso  viele  Lokal- 
i^nen  standen  in  Privatverwaltung. 

10.  Die  Lander  des  Orients.  Die 
■ieutsehe  und  österreichisch-ungarische 
Staatsbahnpolitik  haben  weiter  nach  Osten, 
iiach  Norden,  nach  Westen  ihre  Wirkuhgen 
ausgeübt.  In  den  Balkanländem  Serbien, 
Rumänien  und  Bulgarien  ist  das 
^itaat^bahnprincip  teils  von  Anfang  an,  teils 
nach  kurzer  Herrschaft  eines  gemischten 
'  4-r  halben  Systems,  zur  vollen  Anerkennung 
gelangt  Die  serbischen  Eisenbahnen 
^in•l  zwar  vom  Jahre  1882  ab  mit  fremdem 
<T»ilde  für  den  Staat  gebaut  und  demnächst 
auch  von  einer  Privatgesellschaft  betrieben. 
bie  arge  ^lisswirtachaft  dieser  Gesellschaft 
veranlasste  aber  die  Regierung  im  Jahre 
1S9()  zu  der  etw^as  verwegenen  Massregel, 
'.ip  Gesellschaft  imter  Gewähnmg  einer 
Entschädigung  einfech  ausser  Besitz  zu 
>eUen  und  die  Verwaltung  selbst  in  die 
Hand  zu  nehmen.  In  Rumänien  hat  die 
Kegiening  in  den  letzten  Jahren  die  be- 
Menden Privatbahnen  fast  vollständig  an- 
1,'okaiift,  in  Bulgarien  hat  vom  Anfang 
aü  das  reine  Staatsbahnsystem  geherrscht. 
Ift der  Türkei  dagegen  werden  bis  jetzt 
'Jie  Spuren  einer  selbständigen  staatlichen 
Kisenbahnpolitik  vergeblich  gesucht.  Die 
l^egierung  hat  die  &teilung  von  Eisenbahn- 1 
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konzessionen  als  eine  willkommene  Quelle 
fiu-  Schöpfung  neuer  Einnahmen  betrachtet, 
und  durch  Verträge  mit  einem  bekannten 
internationalen  Unternehmer  ist  die  Ent- 
wickelimff  der  Eisenbahnen  lange  Jahre 
unterbunden.  Nachdem  es  gelungen,  diese 
Verträge  zu  lösen,  ist  mit  HiÜfe  fremden, 
vornehmlich  deutschen  Kapitals  und  unter 
Gewährung  von  Unterstützungen  durch  den 
Staat  eine  Anzahl  neuer  Bahnen  in  der  Tür- 
kei und  in  Kleinasien  teils  gebaut,  teils  in 
An^ff  genommen.  —  Auch  das  Königreich 
Griechenland  hält  sich  für  zu  arm,  um 
den  Bau  von  Eisenbahnen  durch  den  Staat 
zu  unternehmen.  Der  Ausbau  des  Eisen- 
bahnnetzes (bis  1883  hatte  es  eine  Länge 
von  11  km)  ist  mit  Hülfe  fremden  Kapitals 
unter  Gewälirung  von  Staatsunterstützung 
erfolgt,  indessen  neuerdings  unter  dem 
Druck  der  allgemeinen  Finanzlage  wieder 
völlig  ins  Stocken  geraten.^) 

11.  Rnssland^).  Die  Anregung  zum 
Eisenbahnbau  ist  von  demselben  Ritter 
V.  Gerstner  ausgegangen,  der  sich  auch 
um  die  Anlage  der  ersten  Eisenbahnen  in 
Oesterreich  hohe  Verdienste  erworben  hat. 
Durch  einen  Erlass  Kaiser  Nikolaus  I.  vom 
15./27.  April  1836  erhielt  er  die  Eriaubnis 
zum  Bau  der  ersten  russischen  Eisenbahn, 
der  von  St.  Petersburg  nach  Pawlowsk 
über  Zarskoe  Selo  (27  km),  die  am 
4  April  1838  für  den  ausschliesslichen  Be- 
tiieb  mit  Lokomotiven  fertiggestellt  war. 
Sie  blieb  7  Jahre  die  einzige  in  Russland. 
Privatimternehmer  fanden  sich  für  neue 
Bahnen  nicht.  Der  Staat  trug  Bedenken, 
Gelder  in  dem  neuen  Verkehrsmittel  an- 
zulegen. Das  Bedürfnis  nach  Eisenbahnen 
war  nicht  vorhanden.  Nach  langen  Er- 
wägungen wurde  endlich  auf  unmittel- 
baren Befehl  des  Zaren  Nikolaus  im  Jahre 
1842  3)  der  Bau  einer  Eisenbahn  von  Pe- 
tersbm-g  nach  Moskau  auf  Staatskosten  in 
Angriff  genommen  imd  wesentlich  durch 
einen  amerikanischen  Ingenieur,  Major 
Whistler,  bis  zum  Jahre  1853  ausgeführt. 

^)  Vgl.  Schwering^  Die  Eisenbahnen 
Griechenlands.  Archiv  f.  Eisenbahnwesen,  1896, 
S.  1,  197,  S.  424  ff. 

*)  Vgl.  Zur  Geschichte  des  russischen  Eisen- 
bahnwesens, Gortschakov,  Herzenstein 
und  Weissenbruch,  Apercu  des  chemins  de 
fer  Kusses;  depuis  l'origine  jusqu'en  1892,  2 
Bände  nebst  Atlas.  In  französischer  Sprache. 
Brüssel  1897—1899.  Archiv  f.  Eisenbahnwesen, 
1887,  S.  50  ff.  Die  Staatseisenbahnen  in  Russ- 
land, das.  1885,  S.  314ff.  Tschuproff ,  Eisen- 
bahnen in  Russland.  Conrads  Jahrb.  Bd.  73 
(1899)  S.  496  ff. 

')  Der  von  einem  merkwürdig  richtigen 
Verständnis  der  Bedeutung  der  Eisenbahnen 
zeugende  Ukas  v.  1.  Febr.  1842  ist  in  Ueber- 
setzung  abgedr.  im  Archiv  für  Eisenbahnwesen, 
1885,  S.  74  ff. 
AuHage  III.  35 
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Die  Bahn  —  die  Nieolaibahn  —  ^^1^^de  im 
Jahre  1868,  und  zwar  zunächst  auf  20  Jahre, 
in  den  Betrieb  einer  Aktiengesellschaft,  der 
grossen  nissischen  Eisenbahngesollschaft 
gegeben.  Nachdem  ein  Versuch  der  russischen 
Kegienmg,  nach  Ablauf  der  ereten  20  Jahre 
die  Bahn  ^^ieder  in  eigenen  Betrieb  zu 
nehmen,  im  Jahre  18H7  gescheitert  ist,  w^irde 
sie  1893  für  den  Staat  angekauft.  Das 
Schicksal  dieser  Bahn  ist  bezeichnend  für 
die  russische  Eisenbahnpolitik  bis  zum  Jahre 
1881.  Ohne  erkennbares  System  wenlen 
die  Bahnen,  teils  Staatsbahnen,  in  über- 
wiegender Mehrzahl  aber  Privat  bahnen,  unter 
Heranziehung  ausländischen  Kapitals  und 
mit  starker  Unterstützung  der  Regierung 
gebaut.  Der  Staat  opfert  riesige  Summen, 
ohne  irgendAÄ-ie  Einfluss  auf  die  Eisenbahnen 
zu  erlangen.  Der  Bau  ist  mangelhaft,  der 
Betrieb  unzuverlässig,  grosse  Msswirtschaft 
in  den  Tarifen  schädigt  Handel  und  Verkehr ; 
mehrfache  Versuche,  Wandel  zu  schaffen, 
scheitern  an  der  Machtstellung  der  Privat- 
bahnen. Im  Jahre  1898  wurde  eine  Kom- 
mission zur  Untersuchung  des  Eisenbahn- 
wesens unter  Vorsitz  des  Grafen  Baranoff 
eingesetzt.  Die  Ergebnisse  ihrer  Beratungen 
und  die  Erfolge  der  Eisenbahnpolitik  der 
westlichen  Staaten  veranlassten  die  Regie- 
nmg  im  Jahre  1881  zur  Rückkehr  zur 
Staatsbahnpolitik.  Es  wurde  der 
Bau  von  Staatsbahnen  und  der  Ankauf  von 
Privatbahnen  begonnen  und  durch  Erlass 
vom  6.  Februar  1881  eine  Direktion  der 
Staatseisenbahnen  unter  dem  Minister  der 
Verkehrsanstalten  eingesetzt.  Den  hiermit 
gegen  die  Privateisenbahnen  eröffneten  Kampf 
hat  die  Regienmg  mit  Nachdruck  und  Be- 
harrlichkeit weiter  geführt  Während  im 
Jahre  1880  von  den  21104  Werst  Eisen- 
bahnen des  europäischen  Russlands  21042 
Werst  (99,4  ®/o)  Privatbahnen  und  nur 
62  Werbt  (0,03  «/o)  Staatsbahnen  waren, 
stellte  sich  1897  das  Verhältnis  so,  dass  von 
36891  Werst  Eisenbahnen  23905  (64,8  «/o) 
Staatsbahnen  und  12986  (35,2  o/o)  Privat- 
bahnen waren.  In  Finnland  befinden  sich 
von  jeher  fast  nur  Staatsbahnen,  am 
1.  Januar  1895 :  2  554  km.  Seit  dem  üeber- 
gang  zum  Staatsbahnsystem  ist  die  Regierung 
bemüht,  Ordnung  und  Gesetzmässigkeit  in 
die  Verwaltung,  insbesondere  auch  die  Tarife 
einzuführen,  die  Finanzwirtschaft  der  Privat- 
bahnen besser  zu  überwachen,  und  hat  mit 
dem  System  der  Staatsunterstützung  fast  voll- 
ständig gebrochen.  Einen  grossen  Zug  be- 
kommt die  russische  Eisenbahnpolitik  durch 
die  Vorschiebung  ihrer  Eisenbahnen  in  die 
unwirtlichen  Gegenden  des  asiatischen  Russ- 
land. Ein  erster  glänzender  Erfolg  war  der 
Bau  der  transkaspischen  (jetzt  centi-alasiati- 
sche  genaimten)Bahn  von  tJsum  Ada  am  Ost- 
ufer des  kaspischen  Meeres  nach  Audisliam 


und  Kuschk,  von  wo  sie  weiter  n*:!! 
Norden  und  Osten  fortgesetzt  werden  i^tll. 
auf  Staatskosten  1).  Eine  zweite,  erhebheh 
grössere  Aufgabe  ist  der  bn  Mai  1891  in 
Angriff  genommene  und  bis  1899  zu  ein**ni 
erheblichen  Teil  —  beinahe  ^;3  —  weiter 
vollendete  Bau  der  sibirischen  Eisen  klm 
vom  Ostabhange  das  Ural  nach  der  Kfistn 
des  stillen  Oceans.  Auch  diese  Bahn  wini 
vom  Staat  aus  eigenen  Mitteln  gebaut  Er 
liefert  damit  den  Beweis,  dass  er  vor  Unter- 
nehmungen nicht  zurückscheut,  die  bisbjr 
nur  durch  Private  —  freilich  mit  Hilfe 
des  Staates  und  unter  ganz  ausserordent- 
lichen  Verhältnissen  —  in  den  Vereinigten 
Staaten  und  Canada  ausgeführt  sind.  Da- 
neben wird  der  Ausbau  des  europäischen 
Bahnnetzes  auch  nach  dem  unwirthchen 
Gebiete  des  nördlichen  Russland  nach- 
drücklich gefördert. 

12.  Skandinayien.  Die  drei^Dordischen 
Staaten  Dänemark,  Schweden  und 
Norwegen  neigen  entschieden  zur  Staats- 
bahnpolitik. In  Dänemark  (1774  km  Staat-- 
bahnen  in  geschlossenem  System  ge^&i 
598  km  über  das  ganze  Land  verstreute  und 
mir  die  Inseln  Laaland  und  FaJster  aus- 
schliesslich beherrschende  Privatbahnen)  und 
Norwegen  (1 805  km  Staatsbahnen  und  149  km 
Privatbahnen)  herrscht  beinahe  das  reine 
Staatsbahnsystem,  zu  dem  in  Dänemark  mit 
ö.  V.  2.  Juli  1880  betr.  Verstaatlichung  der 
seeländischen  Eisenbahnen  2)  übergegangen 
wurde,  während  in  Norwegen  von  Anfing 
an  der  Staat  eine  Aufgabe  übernehmen 
musste,  die  für  das  Privatkapital  wenig 
Anziehendes  hatte.  In  Schweden  herrscht 
noch  das  sogenannte  gemischte  System, 
3  676  km  Staatsbahnen  neben  6  549  km  Pri\'at- 
bahnen.  Die  Erfahrungen,  die  man  dort 
gemacht  hat,  sind  aber  wenig  erfreiüiche. 
Es  ist  insbesondere  nicht  möglich,  zu  gesunden 
Tarif  verhältnissen  zu  gelangen,  und  der  Eisen- 
bahnbau schreitet  nur  langsam  vorwärts,  so 
dass  die  Frage  des  Ankaufs  der  vorhandenea 
Privatbahnen  wiederholt  Gegenstand  paria- 
menlarischer  Untersuchungen  war.^) 

13.  Die  Schweiz.*)   Die  schweizerischen 


^)  Vgl.  Hey f  eider,  Transkaspien  u.  seine 
Eisenbahnen,  Hannover  1888. 

')  Vgl.  auch:  Der  üebergang  zum  StaaL<- 
bahnsystem  in  Dänemark.  Archiv  f.  Eisenbahn- 
wesen, 1880,  S.  185  ff. 

*)  Vgl.  C.  B.  Troilius,  Staten  och  jernrä- 
game.    Stockholm  1890. 

*)  Vgl.  Erläuterungen  zum  Bundesgeseti 
betr.  die  Erwerbung  und  den  Betrieb  der  Eisen- 
bahnen für  Rechnung  des  Bandes  (1897).  — 
Droz,  Der  Rückkauf  der  Schweiz.  Eisenbahnen. 
Basel  1898.  —  Steiger,  Zur  Orientienin^^ 
über  die  Frage  der  Eisenbahnverstaatlichung 
in  der  Schweiz.  Zürich  1898.  —  Weissen- 
bach,  Die  Ent Wickelung  der  Eisenbahnfnure 
in    der   Schweiz.   Archiv    f.    Eisenbahnwesen, 
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Eisenbahnen  sind  mit  wenigen  Ausnahmen 
«hirch  Aktiengesellschaften  gebaut  und  be- 
trit^ljen,  ihre  Verwaltung  ist  durch  zahl- 
reiche Gesetze  geregelt,  und  es  besteht 
eine  ziemlich  weit  gehende  Aufsicht  der 
Bundesgewalt  Die  Eisenbahnpolitik  ist  eine 
a^hwankende  gewiesen,  bis  durch  G.  v.  15.  Ok- 
t.«t.er  1897  der  Ankauf  der  grössten  Bahnen 
:fir  den  Bund  und  damit  der  üebergang  zum 
Staatsbahnsystem  beschlossen  worden  ist. 
Schon  seit  Beginn  des  Eisenl^ahnbaues  war 
in  zahheichen  Kreisen  der  Bevölkenmg  eine 
Hinneigung  zum  Staatsbahnsystem  vorhanden. 
Lnirch  Bundesgesetz  v.  28.  Juli  1852  wurde 
indessen  die  R^igabe  der  Eisenbahnen  an 
Privatunternehmer  und  ihre  Konzessionierung 
■iui-ch  die  Kantone  unter  Mitwirkimg  des 
Bundes  vorgesehen.  Dieses  Gesetz  wurde 
aufgehoben  durch  G.  v.  23.  Juli  1872,  das 
die  Konzessionierung  dem  Bunde  unter 
Teilnahme  der  Kantone  übertrug.  Auch 
unter  der  Herrschaft  dieses  Gesetzes  war 
die  Eotwickelung  des  Eisenbahnwesens  eine 
venig  befriedigende,  und  die  Regierung 
Jiestrebte  sich,  die  bestehenden  Mängel  durch 
Erlass  zahlreicher  neuer  Gesetze  zu  beseitigen. 
In  den  Eisenbahnkonzessionen  sind  Be- 
stimmungen über  den  Rückkauf  der  Eisen- 
rjahnen  durch  den  Bund  enthalten.  Der 
erste  Rückkau&termin  für  eine  der  grösseren 
Bahnen  war  der  1.  Mai  1888;  wenn  der 
Bund  von  seinem  Rechte  Gebrauch  machen 
wollte,  so  musste  er  dies  5  Jahre  vorher 
der  Bahn  anzeigen.  Bei  Prüfung  der  Frage, 
ob  der  Ankauf  in  Aussicht  genonmien  werden 
S')lle,  kam  der  Bundesrat  zu  dem  Ergebnis, 
dass  der  Ankaufspreis  ein  zu  hoher  sein 
verde,  und  beschloss  daher ,  von  dem  An- 
lauf abzusehen  und  zunächst  ein  neues 
Bechnungsgesetz  (v.  21.  Dezbr.  1883)  zu  er- 
^a^5en,  diux^h  das  feste  Grundsätze  über  die 
Anfstellimg  der  Rechnungen  und  Bilanzen 
;)^r  Eisenbahnen  aufgestellt  wurden.  Ein 
im  Jahre  1888  unternommener  Versuch  des 
freihändigen  Ankaufs  der  Nordostbahn  gelang 
nicht  Im  Jahre  1890  benutzte  der  Bundes- 
rat die  Verhandlimgen  über  die  Ver- 
schmelzung der  westschweizerischen  und 
der  Jura-Bem-Luzembahn  zur  Jnra-Simplon- 
löhn  zum  Ankauf  eines  grösseren  Teils  der 
Aitien  des  neuen  Unternehmens.  Der  im 
Jahre  1891  weiter  von  den  eidgenössischen 
Käten  beschlossene  Erwerb  der  Centralbahn 
▼urde  aber  am  6.  Dezbr.  1891  durch  Volksab- 
stimmung  mit  289  406  gegen  130  729  Stimmen 
abgelehnt  —  Schon  im  Jahre  1892  wurden 


^  S.  221  ff.,  417ff.  —  G.  Cohn,  System  der 
Nationalökonomie,  ni,  S.  897  ff.  Der  s.,  Archiv 
t  Eisenhahnwesen,  1898,  S.  1123  ff.  —  v.  d. 
l'tyen,  Der  Ueberganfi;  der  Schweiz  zum 
^laatÄbahnsystem.  Ztg.  des  Vereins  Deutscher 
Eistnbahnverwaltungen,  1898,  Nr.  44,  45. 


neue  Untersuchungen  über  eine  Reform  des 
Eisenbahnwesens  eingeleitet,  die  zuerst  zum 
Erlass  eines  neuen  Kechnungsgesetzes  vom 
23.  Juni  1896  führten,  das  insbesondere 
strenge  Bestimmungen  über  die  Bewertung 
der  Eisenbahnen  enthält,  nachdem  schon 
vorher  durch  G.  v.  28.  Juni  1895  der  Einfluss 
der  ausländischen  Eisenbahnaktionäre  auf 
die  Verwaltung  der  Eisenbahnen  einge- 
schränkt war.  Das  Rechnungsgesetz  wunie 
trotz  lebhafter  Agitation  der  Eisenbahnen 
am  4.  Oktober  1896  durch  Volksabstimmung 
mit  223228  gegen  176577  Stimmen  ge- 
nehmigt. Der  Bundesrat  glaubte,  dass  nun- 
mehr die  öffentliche  Meinung  für  die  Durch- 
führung des  Staatsbahnsystems  gereift  sei, 
und  beantragte  in  einer  Botschaft  vom 
25.  März  1897  den  Rückkauf  aller  schwei- 
zerischen Hauptbahnen  und  legte  gleichzeitig 
den  Entwurf  eines  Gesetzes  über  den  Be- 
trieb der  Eisenbahnen  für  Rechnung  des 
Bundes  und  die  Organisation  der  Verwaltung 
der  schweizerischen  Bundesbahnen  vor.  Die 
Entwürfe  wurden  mit  einigen  Aenderungen 
von  den  Räten  genehmigt,  und  das  G.  v. 
15.  Oktober  1897  am  20.  Februar  1898  durch 
Volksabstimmung  nut  386634  gegen  182718 
Stimmen  bestätigt.  Alsbald  sind  die  Ver- 
handlungen über  den  Ankauf  der  in  Frage 
kommenden  5  grossen  Bahnen  in  einer  Ge- 
samtlänge von  2644  km  eingeleitet.  Die 
Durchflihrung  des  Staatsbahnsystems  wird 
erst  allmählich  erfolgen,  falls  nicht  die 
beteiligten  Bahnen  geneigt  sind,  ihr  Besitz- 
tum freiwillig  früher  dem  Bunde  abzutreten. 
—  Die  in  dem  G.  v.  15.  Oktober  1897  vor- 
geschlagene Organisation  ist  in  manchen 
Beziehungen  der  der  preussischen  Staats- 
bahnen nachgebildet,  insbesondere  ist  auch 
die  Einsetzung  -^TTtschaftlicher  Beiräte  vorge- 
selien,  und  das  Gesetz  enthält  Bestimmungen 
über  Verwendung  der  Eisenbahneinnahmen 
für  Zwecke  der  Eisenbahnen.  Bei  dem 
Üebergang  der  Schweiz  zum  Staatsbahn- 
system haben  politische  (die  Bestrebungen 
nach  einer  Centralisaüon  des  Bundesstaats) 
und  soziale  Gründe  sowie,  wie  oben  bereits  be- 
merkt, der  Wunsch  mitgewirkt,  den  Einfluss 
des  Auslandes  auf  die  Entwickelung  und 
den  Betrieb  der  Verkehrsanstalten  zurück- 
zudrängen. Die  Vorbereitungen  zur  dem- 
nächstigen Uebernahme  der  Eisenbahnen  in 
die  Verwaltung  des  Bundes  sind  in  vollem 
Gange. 

14.  Belgien.  Das  Königreich  Belgien 
ist  das  einzige  Land,  in  dem  gleich  zu  Be- 
ginn des  Eisenbahnzeitalters  der  Staatsbahn- 
gedanke zur  praktischen  Ausfühi-ung  gelangte. 
Bereits  im  Sommer  1833  legte  die  Regierung 
des  drei  Jahi-e  zuvor  gegi'ündeten  neuen 
Königreichs  den  Ständen  einen  Gesetzent- 
wm^  vor,  in  dem  10  Mill.  Francs  zum  Bau 
von  Eisenbahnen   (im   ganzen  349  km)   auf 
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Kosten  des  Staates  zur  Verbindimg  des 
Meeres  und  der  Scheide  mit  der  Maas  und 
dem  Rheine  gefordert  wiu-den.  Der  Entwurf 
wurde  in  beiden  Häusern  mit  grosser  Mehr- 
heit angenommen  und  als  G.  v.  1.  Mai  1834 
veröffentlicht.  Die  erste  Strecke  der  neuen 
Bahnen,  die  Bahn  von  Brüssel  nach  Mecheln 
(21  km),  wurde  am  5.  Mai  1835  eröffnet. 
Durch  G.  V.  26.  Mai  1837  wurde  eine  weitere 
Reihe  von  Staatsbahnen  (563  km)  bewüligt. 
Zehn  Jahre  lang  bUeb  das  reine  Staatsbahn- 
system bestehen;  es  war  den  deutschen 
Mittelstaaten  bei  ihrer  Staatsbahnpolitik  ein 
Vorbild.  Seit  1844  begann  indes  auch  in 
Belgien  der  Bau  von  Privatbahnen.  Be- 
sondere Gründe,  aus  denen  der  Staat  dies 
zuliess,  sind  näher  nicht  bekannt.  Jedenfalls 
machte  er  mit  dem  gemischten  System  keine 
guten  Erfahrungen,  so  dass  mehrfach  ver- 
sucht wurde,  die  Privatbahnen  für  den  Staat 
zu  erwerben.  Im  Jahre  1895  wurde  dieser 
Versuch  erneuert,  indem  der  Staat  mit  der 
grössten  Privatbahn,  der  Grand  Central  Beige 
in  Ankaufsverhandlungen  eintrat.  In  dem 
Vertrag  vom  10.  Febniar  1897,  der  von  den 
parlamentarischen  Körperschaften  genehmigt 
wurde,  trat  die  Bahn  ihr  ganzes  Netz  dem 
Staate  ab,  der  es  am  1.  Juli  1898  in  eigene 
.Verwaltung  nahm.  Seitdem  sind  auch  Er- 
werbsverhandlungen mit  den  noch  vor- 
handenen kleinen  Privatbahnen  eingeleitet, 
so  dass  die  Durchfühnmg  des  reinen  Staats- 
bahnsystems in  Belgien  nur  noch  eine  Frage 
der  Zeit  ist.  —  Der  Ausbau  des  Eisenbahn- 
netzes erfolgt  allerdings  in  der  Hauptsache 
nach  den  GG.  v.  28.  Mai  18S4  und  24.  Juni 
1885  ^)  durch  eine  Nationale  Gesellschaft  der 
Nebenbahnen  (Societo  nationale  des  chemins 
de  fer  vicinaux),  die  unter  strenger  staatlicher 
Aufsicht  Nebenbahnen  und  Klein- 
bahnen unter  finanzieller  Mitwirkung  des 
Staates,  der  Provinzen  imd  der  Gemeinden 
auszuführen  hat.  Der  Betrieb  dieser  Bahnen 
ist  in  vielen  Beziehungen  freier  als  der  der 
Hauptbahnen,  er  wird  grösstenteils  durch 
die  anschliessenden  Staats-  und  Privatbahnen, 
im  übrigen  durch  Organe  der  nationalen 
Gesellschaft  geführt;  der  grösste  Teil  der 
Bahnen  ist  schmalspurig.  Das  Gesetz  hat 
sich  wohl  bewährt,  es  ist  allerdings  auf  die 
besonderen  Verhältnisse  des  belgischen 
Staates  zugeschnitten.  Zu  Anfang  1898  hatte 
die  nationale  Gesellschaft  71  Linien  mit 
einem  Umfange  von  1510  km  gebaut  imd 
wirtschaftlich  und  finanziell  befriedigende 
Ergebnisse  erzielt. 

16.  Niederlande.^)  Die  Eisenbahnpolitik 

*)  Vgl.  Sonnenschein,  Die  Organisation 
des  belgischen  Nebenbahnwesens,  Archiv  f. 
Eisenbahnwesen  1886,  S.  748  ff. 

®)  Vgl.  Claus,  Das  Eisenbahnwesen  in 
den  Niederlanden.  Archiv  f.  Eisenbahnwesen 
1883,  S.  571  ff.     Ders.,    Die  Neuordnung  des 


des  Königreichs  der  Niederlande  ist  stark 
beeinflusst  durch  das  ausgedehnte  imd  leis- 
timgsfähige  Netz  von  Wasserstrassen,  das 
diesen  Staat  diuxihzieht.    Die  erste  nieder- 
ländische Bahn  —  eine  Privatbahn  —  ijct 
die  von  Amsterdam  nachHaarlem,  kWh 
am    20.    September    1839    eröffnet    wunie. 
Weitere   Eisenbahnen    hielt    man    znnäch^l 
ftlr  überflüssig.    Der  im  Februar  183S  d-n 
Generalstaaten  vorgelegte  Gesetzentwiui  üI>t 
den   Bau  einer  Bahn  von  Amsterdam  nach 
Amheim  wurde    mit  46  gegen  2  Stimmen 
abgelehnt.     Die   Anlage   dieser    und   einer 
Anzahl  anschliessender  Bahnen  wiude  erst 
in  Angriff  genommen,  als  der  König  sich 
verpflichtete,  aus  eigenen  Mitteln  das  zuzu- 
schiessen,  was  —  nach  Deckung  der  Be- 
triebskosten    —    an    einer  Verzinsung  des 
Anlagekapitals  mit  4^/2  ®/o  etwa  fehlen  werde. 
Auch   in   den  folgenden  Jahrzehnten  hatte 
der  Bau  von  Eisenbahnen  für  das  Privat- 
kapital keinen  Reiz,  nur  kleine,  überall  ver- 
streute Linien  wurden  ausgeftihrt    Das  <t. 
V.  18.  August  1860  ordnete  wieder  den  Bau 
eines  grösseren  Netzes  von  Staatsbahnen  an, 
die  am  5.  Oktober  1863  fertig  waren.    Die 
Volksvertretimg  konnte  sich  aber  nicht  eni- 
schliessen,  dem  Staate  auch  den  Betrieb 
dieser    Bahnen    anzuvertrauen.      Man    t>e- 
f  ürchtete  politische  ünzuträglichkeiten,Steigp- 
ning  des  Einflusses  der  Regienmg  durch  Ver- 
mehrung der  Beamten.  So  wurde  denn  inden 
Niederlanden  zum  ersten  Mal  in  grös^seniu 
Umfang  der  Versuch  einer  Verpachtunc 
vonStaatsbahnenan  eine Betriebsgesoll- 
schaft   —  Maatschappij   tot    Exploi- 
tatie  van  Staatsspoorwegen  — unter- 
nommen, mit  der  am  11.  August  1863  ein  Ver- 
trag abgeschlossen  wurde.  Eäne  Anzahl  kleine- 
rer Strecken  nahm  die  holländische  Bisenhaha- 
gesellschaft  in  Pacht.   —   Die   finanziellen 
Erfolge   dieser  Eisenbahnpolitik  waren  für 
den  Staat  traurige  und  für  die  Gesellschaft 
wenig  ermutigend.     Wiederholt   wnirde  in 
Erwägimg  gezogen,  ob  nicht  der  Staat  besser 
selbst   den  Betrieb  übernehme.     Im  Jahre 
1876  gelang  es  der  Gesellschaft,  den  Ver- 
trag von   1863  zu  ihren  Gunsten   zu  ver- 
bessern. Seitdem  haben  ihre  Aktionäre  regel- 
mässig mindestens  5®/o  Dividende  erhalten, 
während   das  staatliche  Anlagekapital  sioh 
höchstens  mit  1,15 ®/o  verzinst  hat.   Auch 
an  Reibereien  zwischen  Staat  und  Gesell- 
schaft hat  es  nicht  gefehlt,  insbesondere  wo 
es  sich  um  Bau  neuer  Strecken,  Herstellung: 
von  Verbesserungen  und  Ergänzungen  han- 
delte.   Die  auch  sonst  im  niederländischen 


Eisenbahnwesens  im  Königreich  der  Niederlande. 
Das.  1892,  S.  459  ff.  Verslag  der  Oommissie  tot 
het  houden  eener  enqu^te  omtrent  de  exploit«tie 
der  Nederlandsche  Spoorwegen  (1882,  1883'. 
J  a  c  q  m  i  n ,  Etüde  sur  les  chemins  de  fer  des  Pap 
Bas,  Paris  1882. 
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Gsenbahnwesen  hervorgetretenen  Mängel 
veranlassten  in  den  Jahren  1880  und  1883 
•die  Anstellung  einer  parlamentarischen  ELsen- 
liahn-Enquete.  In  diesör  wimien  mancherlei 
Beschwerden  als  berechtigt  anerkannt,  ins- 
l-esondere  über  das  schlechte  Verhältnis  der 
verschiedenen  Eisenbahnen  unter  einander, 
w-dorch  das  Publikum  ^chädigt  werde, 
dit»  unlautere  gegenseitige  Konkurrenz- 
macherei,  die  Unsicherheit  der  Tarife, 
?*:alechte  Bezahlung  und  üeberanstrengung 
des  Personals.  Den  Cebergang  zum  reinen 
Staatsbahnsystem,  dessen  Vorzüge  von  vielen 
Mitgliedern  anerkannt  wiuxlen,  zu  empfehlen, 
konnte  man  sich  gleichwohl  nicht  ent- 
.«^.•Uliessen.  —  So  ist  denn  der  Versuch  ge- 
DLicht,  auf  anderem  Wege  die  Missstande 
za  beseitigen.  Die  Regierung  hat  am  21. 
Januar  1890  Verträge  mit  der  grössten  noch 
n?5tehenden  Privatbahn,  der  niederländischen 
Rheinbahn,  über  den  Ankauf  ihrer  Linien 
für  den  Staat,  und  gleichzeitig  mit  der  Be- 
triebscesellschaft  und  der  holländischen  Eisen- 
hihngesellschaft  über  die  Pachtung  auch 
•lieser  Linien  abgeschlossen,  die  durch  Qt. 
V.  22.  Juli  1890  nach  langen  Kämpfen  von 
der  Volksvertretung  genehmigt  sind.  Seit 
•iem  15.  Oktober  1890  sind  hiernach  fast 
olle  im  Königreich  der  Niederlande  belegenen 
Eisenbahnen  Staatsbahnen,  diese  sind  an 
2wei  Betriebsgesellschaften  verpachtet,  deren 
Wettbewerbsverhältnisse  durch  die  Verträge 
^e^'?elt  werden.  Ein  in  den  Jahren  1890 
uail  1891  unternommener  Versuch,  in  der 
ciKierländischen  Kolonie  Java,  deren  Eisen- 
l^hoen  in  überwiegender  Mehrzahl  vom 
Staate  gebaut  sind  und  mit  Erfolg  betrieben 
v^nlen.  eine  der  des  Mutterlandes  ähnliche 
Eisenbahnpolrtik  durchzuführen,  ist  ge- 
M^heitert  Die  Regierung  musste  einen  Ge- 
petzentwurf, in  dem  sie  den  weiteren  Aus- 
\m  der  Eisenbahnen  der  Privatuntemehmung 
j^erlassen  und  diese  diuxjh  Zinsbürgschaft 
nateretützen  wollte,  zurückziehen,  i) 

16.  Italien^.  Eine  italienische  Eisen- 
Lohnpolitik  giebt  es  nicht,  solange  auf  der 

^)  Vgl.  B.  A.  J.  Snethla^e,  Indische  Spoor- 
»•^ffpolitiek  in  der  Zeitschrift  De  Economist, 
Jahrjrang  1891,  S.  241  flf.  Ders.,  Die  Eisen- 
bahntn  auf  Java.  Archiv  f.  Eisenbahnwesen, 
1^-2.  S.  277  ff.,  550  ff. 

*  \g\.  Atti  della  commissione  d*  inchiesta 
nir  esercizio  delle  ferrovie  italiane.  Roma 
1S81  7  fi&nde.  Pieck,  Die  Eisenbahnfrage  in 
Itdien,  Archiv  f.  Eisenbahnwesen,  1882,  S.  91  ff. 
l^erselbe,  Zur  Geschichte  der  oberitalienischen 
Eij'enbahn.  Das.  1883,  S.  135  ff.  Derselbe,  Das 
itülieniscbe  Eisenbahng.  v.  27.  April  1885  und 
die  neuen  Betriebstiberlassungsverträge.  Das. 
]m,  S.  171  ff.,  364  ff  S  p  e  r  a ,  G.,  L'esercizio 
f-rroTiario  e  le  possibili  riforme  ed  economic, 
2  Bde.,  Rom  1898.  Vgl.  auch  Fischer, 
Italien  und  die  Italiener  am  Schluss  des  19. 
Jahrhunderts  insbes.  S.  274ff.,  Berlin  1899. 


apenninischen  Halbinsel  eine  Anzahl  unab- 
hängiger Staaten  neben  einander  bestehen, 
und  auch  in  dem  ersten  Jahrzehnt  des 
einigen  Italiens  beschränkt  sich  die  Regie- 
rung darauf,  den  Bau  der  Eisenbahnen  zu 
pflegen  und  die  völlig  verworrenen  Eisen- 
bahnverhältnisse äusserlich  ein  wenig  in 
Ordnung  zu  bringen.  Mitte  der  siebziger 
Jahre  zeigte  sich,  dass  die  weitere  Ent- 
wickelung  der  wirtschaftlichen  Lage  Italiens 
ein  nachdrückliches  Eingreifen  auch  in  der 
Eisenbahnfrage  erforderlich  machte.  Die 
Richtung,  die  die  Regierung  in  zwei  in  den 
Jahren  1874  und  1875  dem  Abgeordneten- 
liause  vorgelegten  Gesetzentwürfen  einschlug, 
war  eine  dem  Staatsbahnsystem  freundliche, 
wie  denn  auch  nach  dem  Vertrag  von  Basel 
V.  17.  November  1875  die  oberitalienische 
Eisenbahn  vom  Staate  angekauft  wurde.  Die 
politischen  Verhältnisse  der  nächsten  Jahre 
liessen  die  Eisenbahnfrage  wieder  in  den 
Hintergrund  treten.  Erst  als  durch  G.  v. 
8.  Juli  1878  eine  eigene  parlamentarische 
Kommission  eingesetzt  wurde  mit  dem  Auf- 
trage, zu  untersuchen,  wieweit  die  bisher 
in  Italien  geltenden  Eisenbahnsysteme  dem 
öffentlichen  Interesse  entsprächen  und  wel- 
cher der  verschiedenen  an  Private  zu  er- 
teilenden Konzessionen  der  Vorzug  zu  geben 
sei,  kam  die  Eisenbahnfrage  wieder  in  Fluss. 
Die  Untersuchungskommission  arbeitete  drei 
Jahre  lang,  vom  Sommer  1878  bis  1881.  Das 
Ergebnis  ihrer  Thätigkeit  ist  das  italienische 
Eisenbahngesetz  v.  27.  April  1885,  die  gegen- 
wärtige Grundlage  der  italienischen  Eisen- 
bahnpolitik. Die  italienische  Regierung  ist 
Eigentümerin  fast  aller  auf  dem  italienischen 
Festlande  und  der  Insel  Sicilien  belegenen 
ELaupteisenbahnen  geworden.  Sie  hat  die 
zur  Zeit  des  Erlasses  des  Gesetzes  vor- 
handenen festländischen  Bahnen  in  zwei 
Längennetze,  das  mittelländische  und  das 
adriatische,  eingeteilt;  die  auf  Sicilien  be- 
legenen Bahnen  bilden  das  dritte,  das  sici- 
lische  Netz.  Der  Betrieb  eines  jeden  dieser 
Netze  ist  auf  60  Jahre  an  eine  Betriebs- 
gesellschaft mit  der  Massgabe  verpachtet, 
dass  nach  Ablauf  von  je  20  Jahren  die  Re- 
gierung und  die  Unternehmerin  zur  Kün- 
digimg des  Pachtvertrags  berechtigt  sind, 
üeber  die  finanziellen  Verhältnisse  der 
Bahnen,  ihre  Leistungen  an  die  Regierung, 
ihre  Rechte  und  Pflichten  sind  die  ge- 
nauesten Bestimmungen  in  den  Verträgen 
getroffen.  Die  Regierung  hat  die  Oberauf- 
sicht über  den  Betrieb,  die  sie  durch  eine 
besondere  Behörde  wahrnimmt.  Sie  hat  ein 
eingehendes  Mitwirkungsrecht  bei  Fest- 
stellung der  Tarife  und  Fahrpläne.  Nach 
Auflösung  der  Verträge  hat  die  Regierung 
das  Betriebsmaterial  —  das  die  Betriebs- 
gesellschaften nach  den  Verträgen  von  1885 
zu   einem   Preise«  von   265   Millionen  Lire 
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gekauft  haben  —  nach  dem  dann  abzu- 
schätzenden Zeitwert  zuriickznerwcrben  und 
die  Fonds  der  Gesellschaft  mit  Aktiven  und 
Passiven  zu  übernehmen.  Es  ist  der  italieni- 
schen Regierung  nicht  leicht  geworden,  die  j 
öenehmigimg  des  Parlaments  für  diese  Ver- 
träge zu  erlangen.  Eine  starke  Strömung 
war  zu  Gunsten  des  reinen  Staatsbahn- 
systems vorhanden,  von  vielen  imd  einfluss- 
reichen Seiten  wurden  die  Bedenken  gegen 
die  grossen,  den  Unternehmern  gewälirten 
Vorteile,  gegen  die  Schöpfimg  so  bedeuten- 
der Finauzmächte,  die  bald  dem  Staate  über- 
legen sein  würden,  geltend  gemacht.  Es 
waren  teils  politische,  teils  finanzielle  Gründe, 
die  der  Regierung  ungeachtet  der  starken 
Opposition  zum  Siege  verhalfen  ^),  und  heute 
scheint  die  Opposition  Recht  gehabt  zu 
haben.  Die  Eisenbahnpolitik  des  Jahres 
1885  hat  keine  schönen  Früchte  getragen. 
Die  Gesellschaften  haben  verhältnismässig 
gute  Geschäfte  gemacht,  der  Betrieb  der 
Bahnen  ist  aber  ein  unvollkommener,  die 
Aufsicht  des  Staates  wirkungslos,  der  not- 
wendige und  von  den  Gesellschaften  mit 
übernommene  Ausbau  des  Eisenbahnnetzes 
schreitet  langsamer,  als  vorgesehen  war,  und 
nur  unter  Uebernahme  stets  neuer  Opfer 
Jurch  den  Staat  vorwärts.^')  Es  herrscht 
daher  auch  Einverständnis  darüber,  dass  zu 
dem  ersten,  in  den  Verträgen  von  isSo  vor- 
gesehenen Zeitpunkt,  dem  Jahre  1905,  Ver- 
änderungen in  diesen  vorgenommen  werden 
müssen.  Um  zu  prüfen,  in  welcher  Rich- 
tung dies  geschehen  soll,  ist  wiederum  eine 
üntersuchungskommission  im  Jahre  1898 
eingesetzt,  die  im  April  1899  ihre  Arbeiten 
abgeschlossen  und  im  Oktober  in  4  Bänden 
veröffentlicht  hat. 

17.  Frankreich.  Frankreich  ist  das  Land 
der  Privatbahnpolitik,  des  staatlich  oigani- 


')  Vgl.  Pieck,  a.  a.  0.  1886,  S.  174flF. 

*)  Vgl.  u.  a.  Archiv  f.  Eisenbahnwesen  1889, 
S.  69ff.;  1891,  S.  324 ff,  1898,  S.  33 ff. 

')  Die  umfassendsten  und  gediegensten 
Werke  über  die  Eisenbahnen  Frankreichs  und 
die  französische  Eisenbahnpolitik  sind  die  beiden 
Werke  von  A.  Picard:  Les  chemins  de  fer 
fran^ais.  (Quellenwerk.)  6  Bände,  Paris  1884/85, 
und  Traite  des  chemins  de  fer.  4  Bände, 
Paris  1887.  S.  auch  die  Anzeige  des  letzten 
Werkes  von  Ulrich  im  Archiv  für  Eisenbahn- 
wesen, 1891,  S.  211  ff,  ß.  ferner  L.  Aucoc,  Con- 
ferences sur  l'administration  et  le  droit  admi- 
nistratif,  Band  lU,  2.  Aufl.,  Paris  1882.  Col- 
3on,  Les  chemins   de  fer  et  le  budget,  Paris 

1896.  V.  Kaufmann,  Die  Eisenbabnpolitik 
Frankreichs,  2  Bde,  Stuttgart  1806.  Hierzu 
meine  Besprechung  i.  Archiv  f.  Eisenbahnwesen, 

1897,  S.  138  ff.,  609  ff.  und  die  Erwiderung  des 
Verfassers  das.  S.  584  ff.  und  dessen  Schluss- 
abreclmung  in  den  Annalen  des  Deutschen 
Reichs  1898.  • 


sierten    Privateisenbahnmonopols.  ^)      Sechs 
^osse  Aktiengesellschaften,  deren  fünf  ilu-en 
Sitz  in  Paris  haben  (die  Nord-,  die  Ost-,  die 
West-,   die  Orleans-   und  die  Lyon-ifitte^w 
meerbahn),  während  die  sechste,  die  Su';^ 
balm,  im  Südwesten  des  Ijandes  liegt,  habe» 
unter  sich  die  Eisenbahnen  Frankreichs  s^<^ 
teilt,  seit  dem  Jahre  1878  dulden  sie  imsremj 
neben  sich  ein  verhältnismässig  schwache« 
Netz  von  Staatsbahnen.     Am  1.  April  ls99i 
hatten  die  Netze  der  6  Gesellschaften  eio^ 
Ausdehmmg  von  33417  km,  das  Staatsbahn- 
netz eine  solche  von  2813  km.    Die  Netzte 
der  Gesellschaften  sind  so  gestaltet,   (hs& 
die  einzelnen  Bahnen  unabhängig  von  ein- 
ander  ein   bestimmtes   Gebiet   des  Lan<l*^i 
ausbeuten    und    ein  Wettbewerb   zwiscii^a 
ihnen  nahezu  ausgeschlossen  ist  Die  au^^^r' 
dem  vorhandenen  kleinen  Netze  von  Haupt- 
und    Lokalbahnen  sind  für  die  Eisen K-ihii- 
politik  ohne  Bedeutung.    Der  Staat  ist  niohr 
müde  geworden  —  unter  allen  RegieninL-s- 
formen,    die    Frankreich    seit    Beginn   di> 
Eisenbahnzeitalters     gesehen    hat    — ,  die 
grossen    Gesellschaften    immer    aufs   nt^ue 
finanziell  zu  unterstützen,  ohne  dass  es  ihm 
bisher,    ungeaclitet    verschiedener   AnlM^ 
und   trotz   einer   bis   auf   alle  EinzeDieit«^n 
sich  erstreckenden  Aufsicht,  gelungen  ist. 
einen    entscheidenden    Einfluss    auf    ihreu 
Betrieb  und  ihre  Verwaltung  zu  gewinDeii. 
Die  Geschichte  der  französischen  Ei>»'n- 
bahnpolitik  zerfällt  in  vier  Abschnitte:  «ia? 
Zeitalter  der  Kindheit  von   1832  (die  erste 
französische  Bahn  ist  die  von  Lyon  nach 
St.  Etienne)  bis  zum  G.  v.  11.  Juni  1^42 
betreffend   die  Anlage   der  grossen  Eisen- 
bahnlinien;  das  Zeitalter  des  Ausbaues  de^j 
Eisenbahnnetzes  und  der  Bildimg  der  sechs 
gix)ssen   Eisenbahugesellschaften    von    IS-to 
bis  zu  dem  sogenannten  Gesetz  Frane^jiK- 
ville'v.  11.  Juni  1859  betreffend  die  AnJaee 
des  zweiten  Netzes  durch  die  grossen  Ue- 
sollschaften  und  deren  Unterstützung  dunjh 
Zinsgarantiezuschüsse;    das    Zeitalter    «les 
Kampfes   gegen   die   grossen   Eisenbahng»^ 
Seilschaften   und  ihres  Sieges  von  1830  bis 
zum  G.  V.  20.  November  1883  und  der  Ge- 
nehmigung der  neuen,  mit  den  grossen  Ge- 
sellschaften  abgeschlossenen  Vertrage  uni 
das  gegenwärtige  Zeitalter  der  Ausfühnuis; 
der  letztgedachten  Vei-träge.   Im  erstea  uud 
in  dem  dritten  Abschnitte  macht  sidi  eine 
starke  Strömung  zu  Gunsten  des  Staatsl^m- 
systems  geltend.    Ihr  Hauptvertreter  ist  im 
Jahre   1839   der  Dichter  Lamartine,  in 
den  Jaliren  1877   bis  zu  seinem  Tode  am 
21.  Dezember  1882  Leon  Gambetta.    U- 
martines    Warnungen     vor     der     Bildung 
mächtiger  Monopolgesellschaften,  seine  prvn 
phetischen,  Punkt  für  Punkt  in  Erfüllung 
gegangenen  Worte  blieben  unbeachtet  Gaoi- 
bettas     Staatsbahnpolitik     hat     wenigstens 
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den  Erfolg  aufzuweisen,   dass  ein  kleines 
Staatsbahnnetz  geschaffen  wurde. 

Die  französische  Eisenbahnpolitik  ist, 
fast  vom  ersten  Bau  der  Eisenbahnen  an, 
nine  planTolie  und  zielbewnsste  gewesen, 
wie  in  keinem  anderen  Lande.  Frankreich 
hatte  damals  in  seinen  Land-  und  Wasser- 
^t^assen  ein  weitverzweigtes,  wohlgeglieder- 
tes, irut  gebautes  und  leistungsfähiges  Netz 
F«?n  Verkehrswegen.  1)  In  dem  vom  Staate 
erzogenen  Corps  des  ponts  et  cliausees  besass 
f'S  einen  tüchtigen  Stamm  von  Ingenieuren, 
'iie  ao  Ordnimg  und  Disciphn  gewöhnt  imd 
ilenn  auch  bald  befähigt  waren,  an  dem 
Bau  der  Eisenbahnen  mitzuwirken.  Diese 
irunstigen  äusseren  Verhältnisse  machen  es 
W^rreiflich,  dass  schon  in  dem  G.  v.  11.  Juni 
1>42  ein  Eisenbahnplan  fiir  das  ganze  Land 
und  gnmdsätzliche  Bestimmungen  für  die 
Au?h"ihnuig  dieses  Eisenbalmplanes  festge- 
?t<fllt  werden  konnten,  die  im  Lauf  der 
f'.loreoden  Jahrzehnte  in  Einzelheiten  geän- 
dert, im  ganzen  aber  noch  jetzt  massgebend 
j^ind.  Das  System  des  G.  v.  11.  Jimi  1842 
ist  das  des  Zusammenwirkens  von  Staat, 
Gemeinden  und  Privatkapital  für  den  Bau 
der  Eisenbahnen  und  des  Betriebs  der 
Eisenbahnen  durch  Privatunteruehmungen 
unter  Staatsaufsicht.  Hiernach  wurde  das 
Netz  von  1842  in  etwa  zehn  Jahren  ausge- 
kut  und  betrieben.  Die  Betriebsgesell- 
schafteu  aber,  und  das  hatte  man  sich  nicht 
klar  gemacht,  waren  allmählich  zu  einer 
flacht  im  und  gegen  den  Staat  herange- 
wachsen, mit  der  man  rechnen  und  ohne 
die  der  Staat  eine  Eisenbahnpolitik  nicht 
mehr  betreiben  konnte.  Der  Kaiser  Napoleon 
machte  aus  politischen  Gründen  diese 
Macht  sich  dienstbar.  Er  begünstigte  die 
Zusammenlegung  der  vorhandenen  zu  den 
jetzt  bestehenden  sechs  Gesellschaften  und 
verlängerte  ihre  Konzessionen  bis  zur  Mitte 
;ies  nächsten  Jahrhimderts,  um  welche  Zeit 
ihre  Strecken  dem  Staat  anheimfallen 
s«)l]en.  —  Desungeachtet  stellten  die  Ge- 
sellschaften, als  1857  die  grosse  Handels- 
krisis ausbrach,  den  Eisenbahnbau  nahezu 
ein.  Die  Regienmg  machte  ihnen  in  dem 
fi.  T.  11.  Juni  1859  das  neue  Zugeständnis, 
•lass  sie  ihnen  die  Verzinsung  des  Kapitals 
verbürgte,  das  zur  Herstellung  des  zwei- 
ten (nouveau)  Netzes  erforderlich  war. 
Das  G.  V.  12.  Juni  1865  betreffend  den  Bau 
von  Lokalbahnen  war  ein  neuer  Versuch, 
ohne  Mitwirkung  der  grossen  Gesellschaften 
'len  fiisenbahnläu  zu  fördern.  Er  war  von 
nur  massigem  Erfolge.  In  den  Jahren  1876 
'ind  1877  begannen  die  Nordbahn  und  die 
'Jrleansbahn  die  kleinen,  auf  Gnmd  dieses 
'iesetzes  gebauten,  ihnen  imbeciuemen  Bah- 

\)  Vgl.  Schumacher,  Die  finanzielleEnt- 
wickelimg  der  französischen  Waaserstrassen. 
Archiy  f.  Eisenbahnwesen,   1899.  S.  421—513. 


nen  zu  vergewaltigen,  und  gleichzeitig  er- 
hoben sich  aller  Orten  Klagen  über  die 
Verwaltung  und  den  Betrieb,  die  Tarife, 
die  Fahrpläne  der  Eisenbahnen;  die  öffent- 
liche Meinung  forderte  Beseitigung  der 
grossen  Monopole  und  Uebergang  zur  Staatä- 
bahnpolitik.  In  den  folgenden  Jahren  ver- 
suchte die  Regienmg,  diesem  Verlangen  zu 
genügen.  Im  Januar  1878  ward  das  Pro- 
gramm Frej- einet  über  den  planmässigen 
Ausbau  des  Netzes  aller  Verkehrswege 
durch  den  Staat  veröffentlicht  und  das 
Staatsbahnnetz  geschaffen.  Der  Staat  be- 
ginnt an  allen  Enden  des  Landes  den  Eisen- 
bahnbau, er  leitet  Verhandlungen  über  den 
Ankauf  der  Orleansbahn  für  den  Staat  ein, 
die  ohne  Ergebnis  verlaufen.  Damit  aber 
sind  die  Mittel  einer  gegen  die  grossen 
Privatbahnen  gerichteten  EisenbahnpolitLk 
erschöpft.  Die  Regienmg  betritt  wieder 
den  Weg  der  Verhandlungen,  und  es  kommt 
zu  den  Verträgen  des  Jalu-es  1883,  die  die 
Volksvertretung  mit  grosser  Mehrheit,  aller- 
dings nach  heftigen  Kämpfen,  genelunigte. 
Die  grossen  Gesellschaften  erhielten  neue 
Zugeständnisse.  Die  seit  1879  vom  Staat 
auf  Staatskosten  gebauten  Bahnen  wurden 
ihnen  geschenkt  und  ihren  Netzen  einver- 
leibt, eine  weitere  Anzahl  neuer  Bahnen 
konzessioniert,  die  der  Staat  auf  seine  Kosten 
bauen  wiU,  während  die  Gesellschaften  einen 
Zuschuss  für  das  km  von  25000  Francs 
für  den  Bau  und  25000  Francs  für  Betriel)S- 
mittel  zu  leisten  haben.  Die  Baukosten 
werden  dem  Staat  von  den  Gesellschaften 
vorgeschossen  und  sind  vom  Staate  in  74 
Jahren  allmählich  zuriickzuzahlen.  Von  den 
Zinsgarantiezuschüssen,  die  der  Staat  auf 
Grund  des  Gesetzes  von  1859  gewährt 
hatte  und  die  sich  einschliesslich  Zinsen 
auf  nind  673  Millionen  Francs  beliefen, 
wurden  80  Millionen  der  Westbahn  ge- 
schenkt, den  Rest  der  Schuld  verpflichteten 
sich  die  Gesellschaften  zum  Ausbau  ihrer 
Eisenbahnnetze  zu  verwenden.  Der  Staat 
verbürgte  den  Gesellschaften  eine  Mindest- 
dividende. Die  Gegenleistungen  der  Gesell- 
schaften lagen  auf  dem  Gebiete  des  Tarif- 
und  Fahrplanwesens,  auch  wurde  dem  Staat 
für  den  Fall,  dass  die  Erträge  eine  bestimmte 
Höhe  erreichten,  ein  Anteil  von  diesen  zu- 
gesichert (partage  des  benefices).  Das 
Staatsbahnnetz  wm-de  besser  abgerundet 
und  erhielt  Eintritt  in  Paris. 

Seitdem  die  Regierung  ihren  Frieden 
mit  den  grossen  Eisenbahngesellschaften  ge- 
sclilossen  hat,  sind  abgesehen  von  einem 
Zwischenfall  im  Winter  1894/95,  der  ein 
grelles  Streiflicht  auf  dies  Zustandekommen 
der  Verträge  von  1883  warf  ^),  wesentlichere 


*)  Vgl.  hierüber  v.  d.  Leyen,  Eisenbahnen, 
Regierung  und  Volksvertretung  in  Frankreich, 
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Ereignisse  auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahn- 
wesens nicht  vorgekommen.  Zu  den  Ver- 
trägen von  1883  sind  einige  Nachtragsverträge, 
im  Jahre  1897  insbesondere  solche  mit  der 
Mittelmeerbahn  und  der  Südbahn  abge- 
schlossen, die  von  grundsätzlicher  Bedeutung 
nicht  sind,  indessen  wesentlich  zu  Gunsten 
der  Bahnen  lauten. 

Die  Gesellschaften  geben  sich  den  An- 
schein, als  wollten  sie  mit  grosserem  Ernste 
ihre  Pfhchten  gegenüber  dem  Staate  und 
der  Bevölkerung  erfüllen,  sie  haben  ihre 
Tarife  äusserlich  geordnet  und  verbessert, 
ohne  sie  zunächst  zu  ermässigen.  Die 
Herabsetzung  der  Personen tarife,  die  erst 
im  Jahre  1892  stattfand,  erfolgte  wesentlich 
auf  Gefahr  und  Kosten  des  Staates,  dessen 
Zuschüsse  sich  infolge  der  ffindereinnahnien 
erhöhten.  Ein  im  Jahre  1887/88  unter- 
nommener Verstoss  gegen  die  Staatsbahnen, 
die  die  Gesellscliaften  am  liebsten  ihren 
Netzen  einverleibt  hätten,  war  verfrüht  und 
wurde  abgeschlagen.  Will  man  dies  Erfolge 
der  EisenbaJinpolitik  von  1883  nennen,  so 
sind  sie  recht  bescheiden.  Die  finanziellen 
Vorteile,  die  die  Regierung  dem  Lande  von 
den  neuen  Verträgen  versprach,  sind  bisher 
nicht  hervorgetreten,  der  Bau  neuer  Bahnen 
geht  viel  langsamer  vor^'ärts,  als  in  den 
Verträgen  vorgesehen  ist.  An  Zins-  und 
Dividendenzuschüssen,  deren  baldiges  Auf- 
hören bei  Abschluss  der  Verträge  von  1883 
in  Aussicht  gestellt  \viirde,  hat  die  Regierung 
von  1884  bis  1895  einschliesslich  Zinsen 
nicht  weniger  als  876777466  Francs,  also 
erheblich  mehr  als  in  den  Jaliren  1859  bis 
1883,  zahlen  müssen.  Seit  1895  sind  die 
Ei-tragszuschüsse  bedeutend  herabgegangen. 
Hierzu  kommen  die  grossen  Bauzuschüsse. 
Ob  sich  mit  den  Jahren  herausstellen  wird, 
dass  die  Regierung  wenigstens  finanziell  ein 
gutes  Geschäft  gemacht  hat,  und  wie  sich 
die  Eisenbahnpolitik  gestaltet  haben  wird, 
wenn  Mitte  des  nächsten  Jahrhunderts  das 
Heimfallsrecht  der  Konzessionen  in 
Geltung  treten  wird,  darüber  Vermutungen 
aufzustellen,  wäre  verfrüht.  Die  hierüber 
schon  jetzt  aufgestellten  Berechnungen  sind 
wertlos. 

In  den  französischen  Kolonieen,  haupt- 
sächlich in  Algier,  besteht  dasselbe  Eisen- 
balms^'stem  wie  im  Mutterlande,  nur  dass 
die  staatlichen  Unterstützungen  noch  weit 
höhere  Beträge  erreicht  haben  und  an  ihre 
Rückzahlung  ernstlich  niemand  denkt  ^). 

18.  Spanien   und   Portugal.     In  den 


Zeitschr.  f.   Eisenbahnen   und  Dampfschiffahrt 
(Wien)  1895,  S.  97  ff.,  113  ff. 

*)  Vgl.  auch  Colson,  La  garantie  d'in- 
terets  et  son  application  en  France  k  I'exöcn- 
tion  des  travaux  publics.  Annales  des  ponts  et 
chaussees,  Dec.  1888,  S.  601—779. 


Staaten  der  pyrenäischen  Halbinsel  lassen 
sich  bestimmte  Züge  einer  Msenbahnpolitik 
nicht  erkennen.  In  Spanien  herrscht  eiii 
buntes  Dmx3heinander  von  Privatbahnen. 
In  Portugal  besteht  ein  eigenartiges  ge- 
mischtes Eisenbahnsystem*).  Das  EL^m- 
bahnnetz  hat  drei  TeUe.  Das  nördliche  und 
südliche  Netz  in  unfruchtbaren,  verkehrs- 
armen Gebieten  hat  der  Staat  gebaut  mul 
betreibt  es.  Das  mittlere  Netz,  in  den 
besten  Teilen  des  Landes,  gehört  ein^r 
grösstenteils  mit  fremdem  —  französischem, 
später  auch  deutschem  —  Gelde  gebauten 
Privatbahn,  der  Compagnie  royale  des  ch^ 
mins  de  fer  portugais,  deren  Verwaltuns: 
wenigstens  bis  zum  Jahre  1885  der  Welt 
in  einem  geradezu  abschreckenden  Beispiele 
gezeigt  hat,  welche  ungeheuerlichen  ÄOss- 
bräuche  mit  der  Handhabung  des  Eisen- 
bahnmonopols durch  eine  Aktiengesellschaft 
möglich  sind.  Später  ist  diese  Bahn  re- 
organisiert worden. 

19.  Grossbritannien  und  seine  Kolo- 
nieen. Die  Eisenbahnpolitik  Qrossbritan- 
niens  ist  eine  von  der  des  eiiropäischen 
Festlandes  vollständig  und  gnmdsätzlich 
verschiedene  2).  England  ist  das  Mutter- 
land der  Eisenbahnen.  Die  englische  Eisen- 
balinpolitik  hat  sich  entwickelt  im  An- 
scliluss  an  die  Wege-  und  Kanalpolitik.  Sie 
ist  von  dem  Gedanken  mehr  oder  weniger 
auch  heute  noch  beherrscht,  dass  der  Eisen- 
bahnverkehr eines  lAudes  sich  am  besten 
entwickelt  bei  freiem  Wettbewerb  der 
Bahnen,  dass  der  Staat  durch  Wahrnehmnns: 
einer  gelinden  Aufsicht  im  stände  ist,  die 
öffenthchen  Interessen  beim  Eisenbahnbe- 
triebe zur  Geltung  zu  bringen.  Obgleich 
die  Eisenbahnen  Englands  bei  weitem  die 
teuersten  auf  der  ganzen  Erde  sind  (1  km 
p]isenbahn  kostete  in  Eugland  im  Jahre  1>^6 
durchschnittlich  601417  Mark,  in  Deutsch- 
land 251973  Mark),  sind  sie  niemals  vom 
Staate  durch  Geld  oder  Zinsbürgschaft  oder 


')  Vgl.  Die  königliche  Gesellschaft  der 
portngiesiflchen  Eisenbahnen  (nach  amtlichep 
Quellen)  im  Archiv  f.  Eisenbahnwesen,  1885. 
S.  458  ff.  Kupka,  Die  Eisenbahnen  der  pyre- 
näischen Halbinsel,  Archiv  f.  Eisenbahnwe^^en. 
1896,  S.  445  ff.,  686  ff. 

*)  Das  grundlegende  Werk,  das  zum 
ersten  Mal  Licht  verbreitet  hat  über  die  Eisen- 
bahnpolitik Englands,  ist  von  G.  Gohn,  Unter- 
suchungen über  die  englische  Eisenbahnpolitik, 
Leipzig,  Bd.  1  n.  2,  1874,  1876.  Neue  Fol^^, 
Das.  1883.  (Dieses  auch  unter  dem  Titel:  Die 
englische  Eisenbahnpolitik  der  letzten  zehn 
Jahre.)  Vgl.  ferner  Cohn,  System  der  National- 
ökonomie III,  S.  847 ff.  U.Archiv  f.  Eisenbahn- 
wesen, 1898^  S.  1123 ff.  Edwards,  Railwar 
Nationalization,  London  1898  u.  die  dort  antre- 
ffe bene  ältere  Litteratur.  H  e  r  b  e  r  t  S  p  e  n  c  e  r, 
Kailway  Morals  and  Railway  Policy  in  dessen 
Essays  I  (1857). 
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in  anderer  Weise   nnterstützt  worden;    ja 
der  Staat  hat  insofern   den  Eisenbahnbau 
erschwert  und  verteuert,  als  die  Erlangung 
je^ler  Eisenbahnkonzession   ein  parlamenta- 
rbiches  "Verfahren  erfordert,  das  zeitraubend 
:iQd   ausserordenüich    kostspielig  ist.     Die 
Erfolge  dieser  Eisenbahnpolitik  sind  wenig 
f>3friedigende ;    insbesondere    die    Tarifver- 
iiältnisse    der  englischen  Eisenbahnen  ent- 
sprechen in  keiner  Weise  den  Bedürfnissen 
von  Handel  und  Verkehr.    Die  Tarife  sind 
li<xh,  ungleichmässig,  werden  nicht  ordent- 
lich veröffentlicht,    enthalten   vielfach   un- 
gerechtfertigte    Begünstigungen     einzelner 
Gegenden  oder  Personen.    Wie  in  anderen 
lindem,  so  hat  auch  in  England  der  Wett- 
l-ewerb    immer    nur    vorübergehend    seine 
Wirkungen  so  lange  geäussert,  bis  die  Eisen- 
löhnen erkannten,  ihren  Interessen  sei  besser 
durch  eine  Yerschmelzung  gedient.  So  haben 
sich  auch  dort  die  Eisenbahngesellschaften 
zii  mäditigen  Monopolgesellschaften  ausge- 
^lildet,  die  überall  im  Staat  ihren  Einfluss 
a^ifüben  und  insbesondere  auch  im  Parla- 
mente   stark    vertreten    sind.      Ghegen    die 
Machtstellung    der    Eisenbahnen    imd    die 
Missbräuche    im    Eisenbahnwesen    sind   zu 
vei^chiedenen  Zeiten  Klagen  im  Lande  ge- 
führt, die  entweder  dem  Parlament    oder 
«it^r  Regierung  Anlass  gaben,  Untersuchungen 
iiirch  besondere  Kommissionen  anzustellen. 
Diese  wurden  mit  grosser  Sorgfalt  und  ün- 
jiarteilichkeit   in   der  in   England  üblichen 
vortreffhchen   Art  und  Weise  geführt  und 
haben  auch  den  Erlass  gesetzlicher  Bestim- 
muiigen  zur  Folge  gehabt,  in  denen  jedes- 
mal versucht  wiu^e,   die   staatlichen  Auf- 
sichtsrechte  wirksamer   zu   gestalten.     Die 
nichtigsten  dieser  eisenbahnpolitischen  Ge- 
setz»^ sind  das  G.  v.  9.  August  1844,  in  dem 
iss  Recht  der  zeitweiligen  Abändenmg  und 
Hfrabsetzung  der  Eisenbahntarife  und  das 
staatliche  Rückkaufsrecht  festgestellt  wurde ; 
^ie  (Irei  sogenannten  Consolidation  Acts  v. 
S.  Mai  1845,  in  denen  die  Bestimmungen 
über   Konzessionierung    und    Betrieb    der 
H^nbahaen  zusammengefasst  werden,  die 
Railway  and   Canal  traffic  Act  v.  10.  Juli 
1^>4,  die  Regulation  of  Railways  Act  v.  21. 
Juli  1873  und  die  die  beiden  letztgedachten 
Cr^tze  aufhebende  und  in  sich  aufnehmende 
Mvay  and  Canal  traffic  Act  v.  10.  Augusft 
l^W).    Dieses   Gesetz,   ein   Ergebnis   der 
[parlamentarischen   Untersuchung  der  Jahre 
^'^""^  imd  1883 ,  behandelt  besonders  zwei 
Pimkte.    Einmal  die   dauernde  Einsetzung 
*^iTier  Eisenbahn-  und  Kanalkommission  an 


^)  YgL  Ulrich,  Das  englische  Eisenhahn- 
nnd  Kanalverkehrsgesetz  v.  10.  August  1888. 
Archiv  f.  Eisenbahnwesen.  1889,  S.  IfT.  Der- 
^^l^e,  Nenere  englische  Eisenbahnpolitik. 
Preuss.  Jahrb.  Bd.  63,  S.  544  ff. 


Stelle  der  durch  G.  v.  21.  Jiüi  1873  vorüber- 
gehend eingesetzten  Eisenbahnkommission, 
d.  h.  eines  eigenen  Yerwaltimgsgerichtshofes 
in  Eisenbahnsachen,  sodann  die  Regelimg 
des  Tarifwesens.  Die  letzteren  Bestim- 
mungen sind  nach  lebhaften  Kämpfen  mit 
den  Eisenbahnen  erst  am  1.  Januar  1893 
verwirklicht.  Zur  Förderung  des  Ausbaus 
des  Eisenbahnnetzes,  der  von  den  grossen 
Gesellschaften  nur  äusserst  lässig  betrieben 
wird,  ist,  wie  oben  bemerkt,  das  B^leinbahn- 
gesetz  (Light  Railways  Act)  v.  14.  August 
1896  erlassen,  in  dem  erleichternde  Kon- 
zessionsbedingungen und  staatliche  Unter- 
stützung von  Kleinbahnen  vorgesehen  sind. 

An  Yersuchen,  der  englischen  Eisenbahn- 
politik eine  andere  Richtung  zu  geben,  hat 
es  nicht  gefehlt.  Wiederholt  ist  von  mass- 
gebender Seite  der  Gedanke  eines  üeber- 
gangs  zur  Staatsbahn politik  angeregt,  bis  in 
die  neueste  Zeit  sind  sogar  Versuche  ge- 
macht, zu  einer  solchen  in  Irland  und  in 
Schottland  überzugehen.  Dass  der  englischen 
Verfassung  imd  den  allgemeinen  politischei;i 
Anschauungen  der  Staatsbahngedanke  keines- 
wegs widerspricht,  beweist  die  Eisenbahn- 
politik in  den  englischen  Kolonieen.  In 
Australien  1)  sind  fast  nur  Staatsbahnen, 
die  vom  Staate  mit  schönem  Erfolge  be- 
trieben werden ;  dasselbe  ist  der  Fall  in  der 
Capkolonie  und  in  Natal.  In  Ost- 
indien hat  der  Staat  den  Aktienbahnen 
reiche  Unterstützung  gewährt  und  ausser- 
dem eigene  Bahnen  gebaut  2).  In  der  grossen 
nordamerikanischen  Kolonie  Canada  sind 
die  Eisenbahnen  durch  staatliche  Geldmittel, 
Landschenkungen  und  in  ähnlicher  Weise 
unterstützt  worden.  Keine  Bahn  der  Welt 
hat  vielleicht  bedeutendere  staatliche  Bei- 
hilfen erhalten  als  die  grosse  canadische 
üeberlandbahn,  die  allerdings  dazu  bestimmt 
ist,  auch  den  staatlichen,  insbesondere  den 
militärischen  Interessen  des  Mutterlandes 
zu  dienen.  Bildet  sie  doch  ein  wichtiges 
Mittelglied  einer  auf  ausschliesslich  eng- 
lischem Gebiete  liegenden  Heerstrasse  von 
England  nach  Asien  ^). 

20.  Asien  und  Afrika.  Von  den  asia- 
tischen Staaten  ist  das  Kaisertum  Japan 
der  einzige,  der  eine  selbständige  Eisenbahn- 


^)  Vgl.  Kandt,  üebersicht  über  die  Ent- 
wickelimg  der  australischen  Eisenbahnpolitik, 
Berlin  1894. 

*)  Vgl.  G.  Cohn,  Die  englische  Eisenbahn- 
politik in  Ostindien.  Archiv  f.  Eisenbahnwesen, 
1888,  S.  Iff. 

')  Vgl.  Nimmo,  Reciprocity  of  transpor- 
tation  facilities  between  the  United  States  and 
the  Dominion  of  Canada,  Washington  1884. 
Pieck,  Die  Eisenbahnen  in  Ganada.  Archiv 
f.  Eisenbahnwesen,  1890,  S.  203 ff.,  1895,  S. 
292  ff. 
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politik  verfolgt  1).  Es  herrscht  dort  das  ge- 
mischte Eisenbahnsystem,  docli  überwiegen 
die  Privatbahnen,  sowohl  an  Ausdehnung 
(1896  1661  km  Privatbahnen  gegenüber 
593  km  Staatsbahnen)  als  an  wirtschaftlicher 
Bedeutung.  Vei-suche  zum  Ankauf  der  Pri- 
vatbahnen für  den  Staat  sind  zu  verschie- 
denen Zeiten,  aber  l)isher  ohne  Ei-folg  ge- 
macht. Im  Frühjahr  1899  ist  im  Parlament 
ein  neuer  Yorstoss  in  dieser  Richtung  er- 
folgt. In  den  übrigen  Ländern  werden  die 
Eisenbahnen  von  den  europäischen  Staaten 
oder  mit  europäischem  Gelde  gebaut,  haupt- 
säclüich  von  England  (Indien),  Kussland  (Si- 
birien und  Transkaukasien)  und  Deutschland 
(Kleinasien).  Bis  vor  kurzem  verhielt  sich 
China  dem  Eisenbahnbau  gegenüber  aus  po- 
litischen und  religi()sen  Gründen  gänzlich  ab- 
lehnend. Xenerdings  ist  darin  ein  Umschwung 
eingetreten.  Der  chinesisclie  Stallt  hat  den  Bau 
einzelner  kleiner  Strecken  in  die  Hand  ge- 
nommen, und  Russland,  England,  das  Deutsche 
Reich  imd  die  Vereinigten  Stjiaten  von  Ameri- 
ka liaben  angefangen,  sich  Konzessionen  zu 
sichern.') 

Afrika  wird,  abgesehen  von  Egypten, 
das  eigene  Staatsbahnen  hat,  mit  denen  im 
ganzen  gute  Geschäfte  gemaclit  sind  •^),  von  den 
Staaten  mit  Eisenbalmen  versorgt,  die  dort 
Kolonieen  besitzen,  Franlvreich  im  Norden 
(Algier  und  Tunis),  England  (Capkolonie, 
Natal  u.  s.  w.),  Belgien  (Kongo-Bahn),  Por- 
tugal (Delagoa-13ahn  u.  s.  w.)  Eigene  Züge 
einer  Eisenbahnpolitik  sind  daselbst  bis  jetzt 
nicht  ziu:  Erscheinung  gekommen.  Grössere, 
das  gesamte  Afrika  dem  Verkehr  erschliessende 
Balmen  sind  die  im  Jahre  1898  angeregte  Ca])- 
Kairo-Bahnund  die  Transsahtini-Bahn  •*). 

21.  Amerika.  Züge  einer  bestimmton 
und  eigenartigen  Eisenbahn  politik 
lassen  sich  nur  wahrnehmen  in  der  grossen 
Bundesi-epublik  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika.  Denn  in  den  nord-,  mittel-  und 
südamerikanischen  Republiken  befindet  sich 
das  Eisenbahnwesen  teils  erst  in  den  ei'sten 
Anfängen  der  Entwickelung,  teils  ist  die 
Entwickelung  eine  völlig  systemlose,  durch 
die  Bedürfnisse  des  Augenblicks,  die  jedes- 
maligen Zeitverhältnisse,  die  Anschauungen 
der  gerade  am  Ruder  befindlichen  Regie- 
rung bestimmte  gewesen.  Von  den  grösse- 
ren Staaten  haben  Mexico  und  die  mittel- 
amerikanischen  Republiken   nur  Privatbah- 

^)  Vgl.  die  Eisenbahnen  Japans.  Archiv 
f.  Eisenbahnwesen  1898,  S.  952  ff. 

^)  Vgl.  Schumacher,  Eisenbahnen  und 
Eisenbahnpläne  in  China.  Archiv  f.  Eisenbahn- 
wesen, 1899,  S.  901  ff..  1204 ff— 1900  S.  Iff. 

^)  Vgl.  K  u  p  k  a ,  Die  Eisenbahnen  Egyptens. 
Archiv  f.  Eisenbahnwesen,  1890,  S.  746  ff. 

*)  Vgl.  Paul  Leroy-Beaulieu,  Le 
chemin  de  fer  Transsaharien.  Revue  des  deux 
raondes,  Band  154  (1.  Juli  1899),  S.  83  ff. 


nen,  die  vielfach  mit  Geldern  der  Vereinig- 
ten Staaten  und  im  Ausclüuss  an  derea 
Bahnen  gebaut  sind.  In  Brasilien  wech- 
seln Stiwtsbahnen  ab  mit  Privatbahnen  mit 
verschiedener  Staatsunterstützung,  im  Jahre 
189s  ist  der  Versuch  der  Verpachtung  ♦  i- 
niger  Staatsbahnen  unternommen,  um  di^j 
finanziellen  Schwierigkeiten,  in  denen  df-t 
Staat  sich  befand,  zu  beseitigen.  Sein  Er- 
folg ist  noch  zweifelhaft.  In  Argentinien 
ist  das  Eisenbahnnetz  teils  durch  den  Staat, 
teils  durch  Privatkapital  gebaut,  Privat- 
bahnen an  den  Staat,  Staatsbahnen  an  Privat^re- 
sellschaften  mehrfac^h  veräussert  In  C  h  i  U? , 
in  Peru,  in  Bolivien,  in  Ecuador,  in 
Columbieu,  in  Venezuela  hat  der  Siun: 
die  spärlichen  Ansätze  von  Eisenbalmen  zum 
Teil  auf  schwierigeni,  gebirgigem  Gelände  mit 
Ilüfe  ausländischen  Kapitals,  dem  grosse  Vor- 
teile zugesichert  wurden,  bauen  lassen.'} 

Die  Eiseubahnpolitik  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  ver- 
dient eine  eingehendere  Würdigung.  Man 
hat  auch  hier,  wie  in  Deutschland,  zu  un- 
terscheiden die  Eisenbahnpolitik  der  Einzil- 
staaten  von  der  des  Bundesstaates.  Der 
Schwerpunkt  der  gesamten  rechtlichen  mH 
politischen  Beziehungen  der  Eisenbahnen 
liegt  innerhalb  der  Einzelstaateu.  A1>«t  in 
keinem  anderen  Bundessüuit  ist  es  so  leiclit 
wie  in  den  Vereinigten  Staaten  mogüclL 
dass  eine  Eisenbahn  das  Gebiet  zweier  oiler 
mehrerer  Einzelstaaten  durchzieht.  Im 
Deutschen  Reiche  bedurfte  es  dazu  v-n 
jeher  und  bedarf  es  noch  heute  des  X\^ 
scldusses  förmlicher  Staatsverträge.  In  den 
Vereinigten  Staaten  haben  die  Regierungen 
der  Einzelstaaten  bedeutsame  Rechte  gegen- 
über den  Eisenbahnen  besonders  in  lieu 
ei*sten  Jahrzehnten  dos  Eisenbahnzeitalterj: 
nicht  besessen  und  nicht  erstrebt,  sie  hakn 
ihrer  Entwickelung  ganz  und  gar  fnnen 
Lauf  gelassen.  Es  war  ihnen  daher  aiuh 
gleichgültig,  wenn  eine  Eisenbahn  aus  einem 
benachbarten  Staat  in  das  eigene  Staatsge- 
biet eintrat  oder  umgekehrt  sich  aus  dem 
eigenen  in  das  Gebiet  eines  Nachbarstaates 
fortsetzte.  Die  rechtlichen  und  politischen 
Schwierigkeiten,  die  damit  verbunden  sin«l 
dass  verschiedene  Strecken  einer  und  der- 
selben Eisenbahn  vei-schiedenen  Staatsge- 
setzen unterworfen  sind,  machten  sich  erst 
später  fühlbar,  und  daraus  ergab  sich  da> 
Bedürfnis,  von  Bundes  wegen  die  Eij^.'ii- 
bahnen  wenigstens  soweit  zu  beeinflussen, 
als  sie  den  X'^erkehr  zwischen  den  Einzel- 
staaten —  den  sogenannten  Interstate  Com- 
merce —  vermitteln.  Ausserdem  staod  dem 
Bund   die  Befugnis  zu,  die  Anlage  solcher 


M  Vgl.  K  e  m  m  a  n  n ,  Südamerika  und  seine 
Eisenhahnen.  Archiv  f.  Eisenbahnwesen,  1895. 
S.  40,  m  498,  731  ff. 
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Ksenhahnen  zu  gestatten,  die  das  Gebiet 
(ier  ganzen  Vereinigten  Staaten  durchziehen 
Blüten,  d.  h.  vor  allem  der  sogenannten 
Teliorlandbahnen  (Pacific  Railroads).  Dieses 
Recht  leitet  sich  wohl  hauptsächlich  daraus 
al),  dass  derartige  Balinen  von  Bundes  wegen 
«Imxh  Schenkung  von  Staatsländereien  und 
auf  andere  Weise  unterstützt  wurden.  Der 
Bund  erteilte  ihnen  also  auch  von  Bundes 
weiren  einen  Freibrief  (Charter)  und  über- 
li<:->s  es  den  Gesellscliaften ,  sich  mit  den 
E'mzelstaaten,  deren  Gebiete  zu  beri'ihren 
sie  l-eabsichtigten,  allein  auseinanderzusetzen. 
L»ie  ELsenl)ahnpolitik  der  nonl amerikanischen 
Einzelstaaten  hat  aber  so  viele  gleichartige 
Züge,  die  sich  nur  etwa  mit  dem  Fort- 
'i'^lir»>iten  der  Kultur  verändern,  sie  ist  an- 
^lep^rseils  so  vielfach  verquickt  mit  der  des 
Ges^mtstaates ,  dass  sich  unterscheidende 
Merkmale  in  der  Politik  des  einzelnen 
Staates  kaum  wahrnehmen  lassen. 

Der  Bau  der  Eisenbahnen  in  den  Ver- 
♦^iniirten  Staaten  hat  fast  gleichzeitig  mit 
dorn  Eisenbahnbau  in  England  begonnen.  Sie 
iiar-en  aber  von  Anfang  an  eine  andere 
Aiifgalte  gehabt  als  die  Eisenbahnen  ande- 
rer civihsierter  Länder.  Als  die  Eisenbah- 
nen in  Amerika  erschienen,  gab  es  dort 
Landstrassen  von  der  Beschaffenheit  euro- 
fai-scher  Heerstrassen  so  gut  wie  keine. 
bie  Yerkehrsstrassen  waren  das  Meer, 
<lie  Seeen,  die  schiffbaren  Ströme,  in  be- 
scheidenem Umfange  die  Kanäle.  Als  nun 
eiiie  erheblich  vollkommenere  Verkehrs- 
stra:>se,  ein  gleichzeitig  ausserordentlich 
viel  leistungsfähigeres  Verkehrsmittel  be- 
ginnt ^Tirde,  warf  man  sich  mit  allem 
Nachdruck  allein  auf  die  Vermehrung 
'ijeser  Eisenstrassen.  Mit  ihnen  zog  die 
Kultur  in  kürzester  Frist  von  Osten  nach 
Westen,  sie  förderten  die  Besiedelung  und 
ilen  Wolüstand  des  Landes.  Ob  sie  daher 
etwas  mehr  oder  weniger  gut  gebaut  waren, 
darauf  kam  es  vorerst  nicht  an.  Die  Haupt- 
SiUjhe  war  ihr  Vorhandensein,  und  es  war 
j^'viel  Raum  im  Lande,  soviel  wertloser 
Orund  und  Boden,  dass  die  Regierungen 
nach  allen  Kräften  die  Anlage  der  Eisen- 
bahnen erleichterten,  dass  ihnen  insbesondere 
<ier  Erwerb  von  Grund  und  Boden  nicht  die 
geringsten  Sch^w-ierigkeiten  machte,  ja  dieser 
ihnen  vielfach  unentgeltlich  zufiel.  Ebenso- 
wenig nimmt  der  Staat  Anlass,  sich  um  die 
Verwaltimg  und  den  Betrieb  der  Bahnen 
zn  kummern.  Die  Eisenbahnen  an  sich 
^ind  ein  so  gewaltiger  Fortschritt,  dass  man 
%T  kleinere  ünvollkommenheiten  leicht 
und  gern  hinwegsieht,  und  wirklich  grobe 
ML^sbräuche  des  Eisen bahnmonopols  gehören 
"1  den  ersten  Jahrzehnten  zu  den  seltenen 
Ausnahmen  ^).  Die  Eisenbahnpolitik  der  Ver- 

Eine  dieser  Ausnahmen  ist  die  Camden- 


einigten  Staaten  ist  also  die  der  vollstän- 
digsten Eisenbahnfreiheit.  Jedermann,  der 
das  nötige  Geld  aufweist,  kann  eine  Eisen- 
bahn bauen,  wo  er  Platz  findet  und  wie  es 
ihm  am  besten  scheint.  Dieses  Zeitalter 
der  Eisenbahnfreiheit,  dauert  nahezu  vierzig 
Jahre,  bis  zum  Jahre  1869.  Damals  waren 
die  östlichen  Staaten  schon  mit  einem  dich- 
ten Eisenbahnnetze  bedeckt,  das  sich  bis 
an  das  Gebiet  der  grossen  Seeen  hin  er- 
streckte. Den  Abschluss  der  ersten  Periode 
bildet  die  Vollendung  der  ersten  üeberland- 
bahn  —  der  T'nion-  und  der  Central  Pacific 
Railroad  — ,  die  am  10.  Mai  1869  stattfand. 
Während  die  Mehrzahl  der  Bahnen  damals 
noch  ausschliesslich  dem  Privatimterneh- 
mungsgeist  ihr  Entstehen  verdankten,  ge- 
nügte dieser  nicht  zur  Ausführung  auch 
solcher  Riesenunternehmungen.  Sie  haben 
vom  Staate  bedeutende  Untersttitzungen 
zum  Teil  durch  Gewährung  von  Landschen- 
kungen, zum  Teil  durch  Hergabe  von  baren 
Geldmitteln  erhalten.  Die  erste  Unterstützung 
einer  Eisenbahn  durch  Landschenkungen 
erfolgte  nach  einem  G.  v.  20.  September 
1850.  Der  Gesamtumfang  der  den  Eisen- 
bahnen geschenkten  Staatsländereien  beläuft 
sich  bis  in  die  Gegenwart  auf  757  000qkm, 
d.  h.  nicht  viel  unter  dem  IV2  fachen  Um- 
fang des  Deutschen  Reichs. 

Die  zweite  Periode  der  Eisenbahnpolitik 
reicht  bis  zum  Erlass  des  Bundesverkehrs- 
gesetzes vom  4.  Febniar  1887.  Die  völlige 
Freiheit  des  Eisenbahnbaues  und  Betriebes 
hatte  denn  doch  allmählich  manche  ünzu- 
trägliclikeiten  gezeitigt.  Zunächst  im  Tarrf- 
wesen.  Die  Ungleichmässigkeit  der  Tarife, 
unverhältnismässig  hohe  Lokaltarife  gegen- 
über sehr  niedrigen  durchgehenden  Tarifen, 
persönliche  Begünstigungen  aller  Art  riefen 
in  den  Mittel-  und  Weststaaten  in  den  Jah- 
ren 1871 — 1873  die  Granger-Bewegung  her- 
vor. Vornehmlich  die  landwirtschaftliche 
Bevölkenmg  verlangte  Staatsaufsicht 
über  die  Eisenbahnen,  insbesondere  Fest- 
setzung der  Tarife  durch  staatliche  Behörden. 
Derartige  Behörden  gab  es  bisher  nur  in 
einigen  der  kleineren  Neuenglandstaaten. 
Sie  wurden  nunmehr  eingesetzt  in  Ohio, 
Illinois,  Michigan,  Wisconsin,  Minnesota, 
Missouri.  Ihre  Befugnisse  gingen  zum  Teil 
unter  dem  Eindruck  jener  Bewegimg  soweit, 
dass  sie  selbständig  imd  ohne  Mitwirkung 
der  Bahnen  deren  Tarife  bestimmten.  Diese 
Befugnis  wurde  später  wieder  eingeschränkt. 
Weitere  Uebelstände  waren  der  ins  Unge- 
messene fortsclireitende  Bau  der  Eisenbahnen, 
eine  in  anderen  Ländern  nie  dagewesene 
Konkurrenz  der  Bahnen  untereinander  und 
die  finanzielle  Vernichtung  der  schwächeren 


Amboy- Eisenbahn;    vgl.    v.    d.    Leyen,    Die 
nordamerikanischen  Eisenbahnen,  S.  81  ff. 
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durch  die  stärkere  Eisenbahn,  Eisenbahn- 
bankerotte ^),  allgemeine  Finanzkrisen,  we- 
sentlich beeinflusst  durch  Spekulationen  in 
Eisenbahnwerten  —  so  die  Krisen  der  Jahre 
1857,  1872,  1883  und  1893  — ,  Verschmel- 
zungen der  Bahnen  zu  mächtigen,  vielfach 
von  einzelnen  unverantwortlichen  Personen 
unumschränkt  geleiteten  Unternehmungen. 
Verbreitete  sich  auch  in  den  Vereinigten 
Staaten  mehr  und  mehr  die  Einsicht,  dass 
alle  diese  Missstände,  die  nach  der  Ansicht 
vieler  die  Eisenbahnen  aus  einem  Segen 
sogar  zu  einem  Fluch  für  das  Land  um- 
wandelten, auf  die  nicht  mehr  zeitgemässe 
Eisenbahnpoütik  zurückzuführen  seien,  so 
gingen  die  Meinungen  danlber  auseinander, 
welche  neuen  Wege  einzuschlagen  seien. 
Auch  in  den  Vereinigten  Staaten  haben 
einzelne  Bundesstaaten  (Massachusetts,  Penn- 
sylvanien,  Michigan,  Illinois,  Indiana,  Georgia) 
vorübergehend  Staatsbahnen  besessen,  und 
von  Zeit  zu  Zeit  taucht  der  Staatsbahnge- 
danke liier  und  da  auf.  Seine  Durchfülinmg 
begegnet  aber  in  dem  ganzen  politischen 
System  des  Landes,  dem  Mangel  geregelter 
Staatsverwaltung,  dem  Fehlen  eines  geschul- 
ten, ehrenhaften  Beamtenpei-sonals  unüber- 
windlichen Schwierigkeiten.  Dass  die  Kon- 
kurrenz im  Eisenbahnwesen  abgewirtscliaftet 
hat,  darüber  besteht  kaum  noch  Meinungs- 
verschiedenheit. Man  glaubte  indes  vielfach, 
dass  durch  Verbandsbildungen  im  grossen 
Umfange  die  Schäden  im  Tarifwesen  sich, 
wenn  nicht  beseitigen,  so  doch  mildern 
Hessen.  Gerade  dieses  Mittel  begegnete  auf 
der  anderen  Seite  bei  den  Parteien  einem 
heftigen  Widerstände,  die  mit  Schrecken 
das  Anwachsen  der  Monopole,  den  steigenden 
Einfluss  des  Eisenbahn  königtums  mit  all 
seinen  verderblichen  wirtschaftlichen  und 
politischen  Folgen  vor  Augen  sahen  und  in 
den  grossen  Verbänden  niur  eine  andere 
Form  der  Monopole  erblickten.  So  blieb  denn 
nur  übrig  eine  Erweiterung  und  Kräftigung 
der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  und  die 
Schaffung  einer  Bundesaufsicht  über 
die  Eisenbahnen,  die  die  Gebiete  mehrerer 
Staaten  durchzogen.  Wir  sehen  also  in 
dieser  Zeit  zahlreiche  neue  Staatsaufsichts- 
behörden entstehen.  Von  besonderer  Wich- 
tigkeit ist  die  Errichtung  einer  solchen  im 
Staate  New- York  infolge  der  gix)ssen  parla- 
mentarischen Untersuchung  der  Jahre 
1879/80.  Im  Jahre  1895  hatten  von  den 
47  Staaten  der  Union   im  ganzen  30  Eisen- 


*)  Vgl.  Swaine,  Economic  aspects  of 
Railway  receivershpis.  New- York  1898,  der  für 
die  Jahre  1870—1897  nicht  weniger  als  752 
Eisenbahnbankerotte  verzeichnet.  Das  Unglücks - 
iahr  1893  brachte  allein  132  Zahlungseinstel- 
lungen von  Eisenbahnen  in  einer  Länge  von 
27570  engl.  3ieilen. 


bahnaufsichts^setze  und  Eisenbahnämter. 
allerdings  mit  verschiedenartigen  Behig- 
nissen.^)  Nach  langen  und  schweren,  fast 
zehnjährigen  Kämpfen  kommt  aber  auch  das 
Bundes  Verkehrsgesetz  (Interstate 

Commerce  Law)  v.  4.  Februar  1887  (mit  einer 
Novelle  v.  2.  März  1889)   zu  stände,  durch 
das    ein    Bundesverkehrsamt    (Interstat»^ 
Commerce  Commission)  zur  Wahrn*fh- 
mung  der  Aufsicht  über  den  gesamten  zwi- 
schenstaatlichen Eisenbahnverkehr  eingesetzt, 
einige  Hauptgrundsätze  für  die  Bildung  der 
zwischenstaaüichen   Tarife    aufgestellt   und 
die  Tarifverbände  (Pools)  verboten  wunlen. 
Das  Bundesverkehrsamt  ist  zunächst  mit 
grossem   Eifer   bestrebt   gewesen,    der  ihm 
übertrs^enen  schweren  Aufgabe  mit  den  ge- 
ringen ihm  zur  Verfügung  gestellten  Kräften 
gerecht  zu  werden.  Seine  ersten  Berichte  lau- 
teten hoffnungsfreudig,    die    späteren   aber 
mehr  und  mehr  verzagt.  Die  Behörde  wini  er- 
drückt von  der  Last  der  Arbeit    und   sieht 
wenig   Erfolge.    Die    (besetze    werden  mit 
gi'össerem   Geschick    als  friiher   umgangen. 
Die  Eisenbahnen  fügen  sich   scheinbar  den 
Anordnungen    der  Behörde,   übertreten  sie 
aber  im  stillen.     Bei  den  ordentlichen  Oe- 
richten  des  Landes   findet   das  Amt   wenie 
Unterstützung,   in   den   letzten  Jahi^n  sind 
wiederholt     wichtige    Entscheidungen    des 
Amts  durch  ürteüe  des  höciisten   Gericht>- 
hofs  aufgehoben.    Die    unvermittelt   neben- 
einander   bestehende    Bundes-    und   Staats- 
aufsicht   hat    viele    ünzuträglichkeiten   zur 
Folge.    Diese  sucht  das  Bundesverkehrsanit 
dadurch   zu  beseitigen,    dass   es    alljährlich 
Versammlungen  der  Staatsaufsichtsbehörden 
zusammenberuft,   in  denen  grössere  Fragen 
gemeinsam   erörtert   werden   und  der  Ver- 
such gemacht  wird,  allmählich   eine  thiin- 
lichste  sachliche  Uebereinstiinmung  zwischen 
den  staatlichen   und   den   bundesstaatlichen 
Gesetzen   und  Aufsichtsbehörden    herbeizu- 
führen.   Eine   sehr   bedenkliche   Folge  des 
Verbots   die  Tarifverbände   (Pools  genannt) 
ist  die  dadurch  mittelbar  herbeigeführte  Fßr- 
dening    der    völligen    Verschmelzung    der 
Eisenbahnen,    die    seit    Erlass    des  G.  v 
4.  Februar    1887    unzweifelhaft  Fortschritte 
gemacht  hat.    Verschiedene   Versuche,  die 
Befugnisse  des  Amts  durch  Aenderung  des 
Bundes  Verkehrsgesetzes   zu   erweitern,  sind 
gescheitert.'^) 


•)  Vgl.  Clark,  State  Railroad  Commissions 
and  how  they  may  be  made  effective.  Balti- 
more  u.  London  1892. 

*)  Litteratur  über  die  amerikanische  Eisen- 
bahnpoütik: Ch.  Fr.  Adams  jr.,  RaihroadÄ. 
their  origin  and  problems.  2.  Aufl.,  New- York 
1880.  Hadley,  Bailroad  transportation.  Its 
history  and  its  laws,  New- York  1885.  v.  d. 
Leyen,  Die  nordamerikanischen  Eisenbahnen 
in    ihren  wirtschaftlichen  und  politischen  Be- 
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Litteratnr:  Vgl.  oben  die  lAU^raiur  zu  dem 
Ahsfhnitt  I:  Geschichte  und  Bedeutung  der 
D^rubakuen  (S.  44^1^00)  saicie  die  zu  den  einzelnen 
Abschnitten  angeführten  Schrijten  u.  Quellen; 
ftmcr  Aufsätze  in  den  verschiedenen  deutschen 
■».  frtmdUindischen  Fachzeitschriften,  als  :  Archiv 
für  Eisenhahnwesen  (Berlin,  seit  1878).  —  Zei- 
tung des  Vereins  deutscher  Eisenba hnverwaltun- 
tjm  ^Berlin,  früher  Leipzig,  seit  1847).  —  Oester- 
Tfickische  Zeitsehriß  Jür  Eisenbahnen  und  Dampf - 
ffhijffahrt  (Wien  1888—1897).  —  Betaue  generale 
dfn  chemins  de  fer  (Paris).  —  The  Bailway 
yWs  f London).  —  Bailroad  (razette  (New-York) 
u.  a.  —  Soll,  Encykl<tpädie  des  Eisenbahn- 
iTfnrM  insbes.  Artikel:  Eisenbahnpolitik  von 
Em,  Sax,  IJI  S.  1£76,  1891.  —  Kandt,  M., 
Itfi»  Problem  der  Eisenbahnpolitik  in  Theorie 
und  Praxis  in  dessen  Uebersicht  über  die  Ent- 
tnrkelung  der  australischen  Eisenbahnpolitik 
iBeHin  1894.)  S.  IX— XXXV  und  I—40.  — 
Dom,  Aufgaben  der  Eisenbahnpolitik  (Berlin 
IS7^j  behandelt  nur  die  Frage  der  Konkurrenz 
>uif  der  Schiene.  —  M,  M,  v,  Weber,  Nalio- 
MÜlät  und  Eisenbahnpolitik  (Wicji  1876).  — 
twOttfr,  Keller ,  Der  Staatsbahngedanke  bei 
fim  rerschiedenen  1  ölkem,  historisch  dargestellt. 
(Aarau  1897.) 

A,  V.  d,  Leyen, 

Eisenbahntarifwesen. 

I. Grundlagen  des  Eisenbahntarif- 
wtsens.  1.  GnmdbegTiffe.  2.  Einrichtung  der 
Tarife.  3.  Einteilung  der  Tarife.  4.  Differen- 
tUltarife,  Frachtdisparitäten  und  StaflFeltarife. 
II.  Organisation  des  Tarifwesens.  5. 
I»ie  Tarifhoheit  des  Staates.  6.  Staatsrechtliche 
Organisation.  7.  Privatrechtliche  Org-anisation. 
IIL  Gütertarife.  8.  Oekonomische  Grund- 
ton.  9.  Gtttertarifsysteme.  10.  Yerbandstarife. 
11.  Gestalt  der  heutigen  Gütertarife.  12.  Tarif- 
l-egünstigunffen  im  Gütertransporte.  13.  Die 
»i^'htigeren  bestehenden  Gütertarife.  IV.  P  e  r  - 
f  •»  n  e  n  t  a  r  i  f  e.  14.  Entwickelung  der  Personeu- 
tiiife.  15.  Ermässiffungen  im  Personenverkehr. 
16.  Der  Zonentarif.  17.  Die  wichtigeren  be- 
stehenden normalen  Personeutarife.  18.  Die  Ge- 
picktarife. V.  Tarif  kriege  und  Verkehrs- 
teilungen. 

LOnuidlagen  des  Eisenbahntarifwesens. 

1.  Grundbegriffe.  Die  Eisenbahn  in 
ihrer  heutigen  Entwickelung  stellt  sich  als 
Transportanstalt  dar  und  ist  die  Trägerin 
'■ffentlich-pechtlicher  Pflichten.  Dieser  Satz 
^»edarf,  insofern  es  sich  um  von  dem  Staate 
l»elriebene  Eisenbahnen  handelt,  wohl  keiner 
näheren  Begründung.  Doch  auch  die  Privat- 
bahn ist  eine    öffentliche   Yerkehrsanstalt, 

nehnnpen,  Leipzig  1885.  Ders.,  Die  Finanz- 
Jjd  Verkehrspolitik  der  nordamerikanischen 
ti5enbahnen,  2.  Aufl.,  Berlin  1895  und  die  da- 
>^lbst  angeführte  Litteratur  insbes.  van  Oss, 
American  Railroads  as  Investments,  London  1893. 
A'lams,  Henry  C,  A  decade  of  federal  Rail- 
yiy  regulation  in  Atlantic  Monthlv  1898. 
April,  S.  433  ff.  Die  Berichte  der  Interstate 
Ummerce  Commission,  1887—1889. 


denn  zu  ihrer  Entstehung  bedarf  es  eines 
Privilegs,  durch  welches  den  Konzessionären 
ein  monopolartiges  Vorrecht  zum  Bau  und 
Betrieb  einer  Eisenbahn  verliehen  wird. 
Dieses  Vorrecht  erscheint  nur  dadurch  be- 
■  gründet,  dass  der  Eisenbahn  im  Interesse 
I  des  Gemeinwohles  Pflichten  auferlegt  Aver- 
den.  Diese  Pflichten  beziehen  sich  dem 
Zweck  der  Eisenbahnen  entsprechend  auf 
die  Bedienung  des  öffentlichen  Verkehrs. 
Die  Eisenbahn  muss  daher  jedem  unter 
gleichen  Bedingungen  zur  Erfüllung  des 
Verkehrsbedürfnisses  zu  Grebote  stehen.  Da- 
rum sind  auch  die  beiden  juristischen  Grund- 
principien,  auf  denen  der  Eisenbahnverkehr 
fusst,  der  Transportzwang  und  das  Princip 
des  gleichen  Gebahrens  gegenüber  allen, 
welche  die  Leistungen  der  Eisenbahn  in  An- 
spruch nehmen.  Diese  beiden  Grundsätze, 
welche  im  Eisenbahnrechte  eines  jeden 
Rechtsstaates,  sowohl  im  Wege  der  Konzes- 
sionen als  auch  mittelst  specieller  Regeln 
zum  Ausdruck  gelangt  sind,  haben  in  Ver- 
bindung mit  der  durch  die  Natur  des  Eisen- 
bahnverkehrs bedingten  Raschheit  der  Ab- 
wickelung des  Transportgeschäftes  nicht  nur 
zur  genauen  Festsetzung  jener  Formen  ge- 
führt, welche  bei  dem  Transportgeschäfte 
genau  einzuhalten  sind,  sondern  auch  die 
Fixierung  der  Transportbedingungen  zur  Not- 
wendigkeit gemacht,  da  es  für  eine  Bahn, 
die,  insoweit  ihre  Transportmittel  genügen, 
alles  und  alle  in  gleicher  Weise  zu  trans- 
portieren verpflichtet  ist,  unmöglich  wäre, 
in  jedem  gegebenen  Falle  über  den  Preis 
des  ihrerseits  zu  leistenden  Dienstes  zu  ver- 
handeln. Sie  kann  und  muss  daher  die 
Preisliste  ihrer  je  nach  den  verschiedenen 
Bedingimgen  wechselnden  Leistungen  vorher 
festsetzen. 

Die  systematische  Zusammenstellung  des 
zu  entrichtenden  Entgeltes  für  die  unter 
verschiedenen  Bedingungen  erfolgenden  Leis- 
tungen der  Eisenbahn  wii-d  Eisenbahn- 
tarif genannt  Die  Leistungen,  deren  Ent- 
gelt bezw.  deren  Preis  der  Tarif  festsetzt, 
sind  Transportleisttmgen  oder  Agenden, 
welche  die  Eisenbahn  im  Interesse  des 
Traosportgeschäfts  oder  im  Zusammenhange 
mit  demselben  (Aufbewahren  der  Güter,  Zu- 
stellung derselben  in  die  Wohnimg  des 
Adressaten,  Tränken  von  Tieren  etc.)  aus- 
führt. Die  Gebühren  für  die  letzteren  so- 
wie für  manche  mit  dem  Transporte  in 
organischem  Zusammenhang  stehende  Leis- 
tungen, welche  sich  aber  nicht  als  Beförde- 
rung darstellen,  z.  B.  das  Wägen  der  Sen-, 
düngen,  zählen  der  Stücke  u.  s.  w.,  werden 
gewöhnlich  als  Nebengebühren  bezeichnet 
und  von  den  eigentlichen  Transportgebühren 
unterschieden.  Eine  Art  dieser  Nebenge- 
bühren, die  Auf-  und  Abladegebühr  (in 
England  »terminal«),  Manipulations-Expedi- 
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tionsgebülir  wird  meistens  mit  der  Trans- 
portgebühr zusammen  in  einem  Fi-achtsatze, 
d.  h.  in  einer  Ziffer  ausgedrückt 

Frachtsatz  heisst  also  das  für  irgend 
eine  Transportabteihmg  der  Bahn  geforderte 
Entgelt,  d.  h.  die  Taxe  für  irgend  einen 
bestimmten  Trans|X)rt.  Einheitssatz 
nennt  man  die  für  Gewichts-  und  Längen- 
einheit festgesetzte  Frachtgebühr. 

Der  Begriff  wird  auch  häufig  als  Gegen- 
satz des  anderen  Bestandteils  der  Fracht- 
sätze, z.  B.  als  Gegensatz  zum  Begriffe  Mani- 
pulationsgebühr gebraucht. 

Die  im  Tarife  enthaltenen  Frachtsätze 
beziehen  sich  entweder  auf  Entfernungen 
oder  auf  gewisse  Yerkehrsrelationen,  d.  h. 
auf  den  Verkehr  von  gewissen  specieD  be- 
zeichneten Stationen  unter  einander  und 
bestehen  in  der  Regel  aus  dem  Streckensatz 
und  der  Abfertigungsgebülir. 

Die  Transportpreise  werden  gewöhnlich 
in  verschiedene  Klassen  geteüt,  innerhalb 
deren  die  Frachtsätze  meistens  nach  den- 
selben Principien  gebildet  wenlen.  Die 
Gnmdsätze,  welche  bei  der  Tarif bildung  ein- 
geüalten  werden,  bilden  das  Tarifsystem. 

Das  Skelett  (die  äussere  Einteilung  und 
Einrichtung)  des  Tarifes  büdet  das  Tarif- 
schema (baröme). 

2.  EinrichtuDg  der  Tarife.  Ein  jeder 
Tarif  enthält  nebst  den  Regeln  für  die  An- 
wendung der  Frachtsätze  (Tarifvorschriften) 
und  der  Klassifikation  Tariftabellen,  aus 
denen  die  Frachtsätze  zu  entnehmen  sind. 
Diese  Tariftabellen  zeigen  verschiedene  Ein- 
richtungen .  So  giebt  es  vor  allem  Stations- 
tarife, d.  h.  Tabellen,  in  denen  die  Fracht- 
sätze von  jeder  in  den  Tarif  aufgenommenen 
Station  nach  allen  anderen  Stationen  für  die 
gebräuchliche  Einheit  (bei  Gütern  100  kg 
oder  1  Tonne,  bei  Personen  1  Person)  be- 
rechnet sind.  Diese  allerdings  bequemste, 
aber  auch  kostspieligste  Einrichtung  ist 
praktisch  nur  im  Falle  vollkommen  gleich- 
massiger  Tarifierung  am  Platze  und  ^^^rd 
meistens  bei  Stationen  von  grossem  Ver- 
kehr angewendet.  Eine  Abart  des  Stations- 
tarifs ist  der  Schnitttarif.  Derselbe  be- 
steht aus  2  Tabellen,  von  denen  die  eine 
die  Sätze  bis  zu  einer  gegebenen  Station: 
dem  Schnittpunkte  (meistens  ein  Knoten- 
punkt), die  andere  die  Sätze  vom  Schnitt- 
punkte nach  Stationen  einer  anderen  Linie 
enthält.  Die  in  beiden  TabeDen  enthaltenen 
Sätze  geben  also  zusammen  den  direkten 
Frachtsatz.  Die  Schnitttarife  finden  Anwen- 
dung, wenn  auf  verschiedenen  Linien  der- 
selben Bahn  eine  verschiedene  Tarifbildung 
eingeführt  ist,  oder  wenn  der  Tarif  für  den 
Verkelir  von  verschiedenen  Bahnen  unter 
einander  gut. 

Die  einfachste  und  billigste  sowde  auch 
die   den  verschiedenen  Tarif  Systemen   sich 


am  besten  anpassende  Einrichtimg  Idetot  d»r 
Entfernungs-  (Kilometer-)  Tarif, 
welcher  aus  einem  Entfernungsaiizeiprer  nii»l 
aus  einer  Tabelle  besteht,  welche  die  Satze 
per  Längen-  imd  Transporteinheit  enthalt. 

3.  Einteilung  der  Tarife.  Die  Ein- 
teilung der  Tarife  nach  den  verschiedenen 
Gesichtspimkten  ist  eine  äusserst  vielfa^-he. 
Dem  Gegen  Stande  nach  unterscheidet  man 
Personen-  (gleichzeitig  Gepäcktarife)  im-l 
Gütertarife  (l)esonders  benannt  werden  Tarif«f» 
für  lebende  Tiere),  auf  eisenbahngeographi- 
scher  Grundlage  Lokaltarife  für  die  i-igene 
Linie  einer  Bahn  und  direkte  Tarife,  VtT- 
bandstarife,  internationale  Tarife  für  Linien 
von  verschiedenen  Bahnen,  L-roschlagstarif»?. 
Uebernahmstarife  für  den  Durchgang  oder 
die  Uebernahme  von  Waren  auf  ein  ander»^ 
oder  von  einem  anderen  Transprtmiitel : 
den  Bedingungen  nach ,  auf  welche  die  An- 
wendung des  Tarifs  gegi-ündet  ist,  allgemeine 
oder  Specialtarife  (meistens  an  die  Erfüll  luig 
von  Bedingimgen  geknüpft)  und  Ausnahme- 
tarife (meist  einem  besonderen  volks\iirt- 
schaftlichen  Zwecke  dienlich,  oft  abnorm  ije- 
bildet). 

Dem  wirtschaftlidien  Zwecke  nach  unter- 
scheidet man  Export-,  Import-,  Transitota- 
life  und  Konkurrenztarife.  Zu  den  letzteren 
gehören  auch  die  in  Frankreich  und  Amerika 
häufigen  tarifs  de  detournement,  deren  Zweck 
es  ist,  den  Transport  im  Konkurrenzfallf 
einer  der  konkurrierenden  Linien  zu  sichern. 
Hierher  gehören  ferner  die  Rückfrachttarife 
deren  Zweck  es  ist,  die  Rückbeladung  sonst 
leer  zurückkehrender  Wagen  zu  veranlassen. 

Ferner  unterscheidet  man  ständige,  zeit- 
weilige und  Saisontarife  (z.  B.  ein  Tanf.  der 
nur  für  die  Dauer  der  Schiffahrt  aus  Kon- 
kurrenzrücksichten besteht).  Schliesslich 
untei-scheidet  man  noch  Normal-  (richtiger 
proportionelle)  und  Differentialtarife. 

4.  Differentialtarile,  Frachtdispari- 
täten  und  Staffeltarife.  Der  Begriff  pro- 
portioneller  Tarif,  als  Gegensatz  des  Begriffes 
Differentialtarif  gebraucht,  wechselt  ^inen 
Inhalt  mit  diesem  letzteren  ungemein  schwan- 
kenden Begriffe.  —  Der  eigentliche  Sinn 
der  differentiellen  Tarifbüdung  bezeichjiet 
die  ungleiche  Tarifierung  gleicher  Mengen 
desselben  Guts  auf  gleiche  Entfeniungen. 
Unter  differentieller  Tarifierung  im  weitesten 
Sinne  versteht  man  die  ungleichmässige 
Tarifbildung  zwischen  den  mit  einander  ver- 
glichenen Eisenbahnlinien  oder  Transport- 
anstalten. Stehen  die  zum  Vergleich  heran- 
gezogenen Eisenbahnen  unter  verschiedenen 
X^erwaltungen,  so  spricht  man  von  materiell 
(aber  nicht  auch  formell)  differentiellen 
Tarifen.  Dem  allgemeinen  Sprachgebraiiche 
entsprechend  liegen  diese  Fälle  ausserhalb 
des  Bereiches  der  eigentlichen  Differential- 
tarife.  Mau  unterscheidet  relativ  und  atohit 
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diff«^rentielle  Tarifbildim^.  Von  relativ  diffe- 
r»utit^ller  Tarifiening  spricht  man,  wenn  für 
•lrii<eUjen  Transport  (gleiches  Objekt  in 
zl-^icher  Menge  auf  gleiche  Entfernung)  in 
T^^rschieclenen  Tarifen  (auch  auf  einem  Ver- 
wiütimgsgebiete)  verschiedene  Satze  zur  An- 
^wndnng  gelangen,  z.  B.  zwischen  Lokal- 
i'.nil  Verbandstarif  oder  Tarif  und  Eefactie. 
I>fr  Fall  absolut  differentieller  Tarifienmg 
hirifi^egen-  liegt  vor,  wenn  in  demselben 
Tarife  für  eine  gleiche  Menge  desselben 
Trutes,  l>ei  verschiedenen  Transport  längen 
verschie<lene  Einheitssätze  eingerechnet  wer- 
len  (Staffeltarif).  Schliesslich  kann  die 
iifferentielle  Tarifbildimg  sogai;  auf  derselben 
E5enliahnlinie  vorkommen. 

Ist  der  ennässigte  Frachtsatz  in  diesem 
Fallf»  für  die  weiter  entfernte  Station  billiger 
als  der  regelmässige  Frachtsatz  der  näher 
gelegenen  nächsten  Station,  so  ist  eine  Fracht- 
4t*}»arität  vorhanden.  Wenn  solche  Fracht- 
♦Ibijaritäten  in  grossem  Masse  auftreten,  so 
können  sie  das  ganze  reguläre  Tarifsystem 
imwälzen.  Sie  haben  zu  zahlreichen  An- 
CTiffen  g^n  Differentialtarife  überhaupt 
un«i  in  vielen  Staaten  zu  einem  direkten 
Verlöte  der  Fraehtdisparitäten  und  mit 
•li^en  gleichartigen  Differentialtarifen  ge- 
führt, üebrigens  giebt  es  heute  kaum 
••inpü  Tarif  ohne  absolut  differentielle  Tarif- 
lildung. 

Die  wichtigeren  Arten  der  differentiellen 
Tarifliildung  sind  die  folgenden. 

1.  Der  eigentlich  nicht  hierher  gehörende 
Fall,  wo  die  gleichen  kilometrischen  Einheits- 
sätze eingerechnet  und  eine  feste  Expeditions- 
gebfihr  zugeschlagen  wird,  welche  nament- 
lich auf  kürzere  Entfernungen  differentiell 
wirkt 

2.  Der  Staffeltarif  (fälschlich  auch  Zonen- 
tarif genannt)  beniht  darauf,  dass  von  einer 
cewissen  Entfernung  an  ermässigte  Einheits- 
j^tze  eingerechnet  werden.  Hier  imter- 
^cheidet  man  zwei  Fälle,  welche  wir  durch 
^in  Beispiel  illustrieren  wollen,  bei  welchem 
^  zwei  Stufen  annehmen,  die  eine  von  1  km 
riis  2fX)  km,  die  andere  von  201  km  an. 

a)  Im  ersten  Falle  wird  der  von  201  km 
an  ziu"  Anwendung  gelangende  billigere  Ein- 
beitssatz  für  die  ganze  Strecke,  z.  B.  bei 
hinein  Transport  auf  300  km  auf  die  vollen 
'^^i  km  durchgerechnet,  während 

b)  im  zweiten  Falle  für  die  Strecke  1 
m  200  km  der  höhere,  für  die  Strecke  201 
U$  300  km  hingegen  der  niedrigere  Ein- 
iieitssatz  berechnet  wird  (der  sogenannte 
Witsche  Tarif). 

3.  Schliesslich  gehört  seiner  Wirkung 
nach  anch  der  eigentliche  Zonentarif  hier- 
^•^r.  Derselbe  entsteht,  wenn  innerhalb 
J,'nisserer  Längeneinheiten  derselbe  Fracht^ 
satz  angewendet  vnrd. 

Die  differentielle  Wirkung  dieser  Tarife 


zeigt  sich  hauptsächlich  an  den  Grenzen  der 
einzelnen  Zonen. 

Der  wirtschaftliche  Gnuid,  welcher  zur 
Einfühnmg  von  Differentialtarifen  anregt, 
kann  verschiedenartig  sein.  So  sind  es 
Konkurrenzrücksichten  gegenüber  anderen 
Verkehrsunternehmungen  (Eisenbahnen, Was- 
serstrassen) ,  wirtschaftspolitische  Gründe 
(zweckdienliche  Ergänzung  der  Zollpolitik), 
das  Interesse  der  Absatzerweiterung  und  der 
Verkehrserhöhung  oder  Gründe  des  Eisen- 
bahnbetriebs, speciell  der  Betriebsökonomie 
(zweckmässigere  Leitung  des  Verkehrs  und 
Gewinnung  von  Rückfracht),  welche  zur 
differentiellen  Tarifierung  führen. 

Der  wirtschaftliche  Wert  der  Differential- 
tarife ist  ein  sehr  verschiedener;  während 
die  Frachtdisparitäten  entschieden  einen 
hemmenden  und  die  normalen  Verhältnisse 
umwälzenden  Einfluss  ausüben,  sind  die 
Staffeltarife  meist  vorteilhaft  für  die  Ver- 
kehrsentwickelung und  den  ganzen  Gang 
der  volkswirtschj^tlichen  Gestaltung,  da  sie 
einesteils  dem  Principe  entsprechen,  dass 
die  Selbstkosten  sich  im  Verhältnisse  zur 
Länge  des  Transportes  verringern,  und 
andererseits  eine  gewisse  Ausgleichung  der 
Entfernungen  mit  sich  führen.  AlleiSings 
gereichen  diese  Tarife  dem  Zwischenhandel 
nicht  zum  Vorteil.  Obwohl  die  Staffel- 
tarife vom  betriebsökonomischen  Standpunkte 
(Selbstkosten)  gerechtfertigt  sind,  ist  deren 
Einführung  häufig  Angriffen  ausgesetzt  ge- 
wesen, da  sie  innerhalb  desselben  Wirt- 
schaftsgebietes einen  gewissen  handelspoli- 
tischen Einfluss  ausüben.  So  sind  seinerzeit 
in  Frankreich  Klagen  laut  geworden,  dass 
die  Staffeltarife  die  natürlichen  Vorteile  der 
näheren  Produzenten  durch  Erhöhung  der 
Konkurrenzfähigkeit  der  ferner  wohnenden 
verkümmern,  und  die  auf  den  preussischen 
Staatsbahnen  eingeführten  Staffeltarife  für 
Getreide  mussten  sogar  aufgehoben  werden, 
weil  die  süddeutschen  Äoduzenten  die 
Konkiurenz  der  nördlichen  und  östlichen 
deutschen  Produzenten  befürchteten.  Andrer- 
seits zeigt  das  jüngst«  Beispiel:  dasjenige 
der  Stückgut-Staffeltarife  der  preussischen 
Staatsbahnen,  welche  wohl  das  berechtigte 
Interesse  der  gewerblichen  Absatzerweite- 
rung und  das  abnorme  Verhältnis  der 
Bahn  zu  den  Wasserstrassen  ins  Leben  ge- 
rufen hat  —  dass  die  in  den  Staffeltarifen 
enthaltene  allgemeine  und  direkte  Fracht- 
ermässigung einzelne  Berufsklassen  wie  die 
Frachtvermittler  (Spediteure)  zum  Einspruch 
bewegen  kann.  Emwenduugen  solcher  Art 
sind  jedoch  wirtschaftlich  kaum  gerechtfer- 
tigt, da  direkte  und  allgemeine  Frachter- 
mässigungen wirtschaftlich  wertvoller  sind 
als  mittelbare  (z.  B.  im  Wege  von  Sammel- 
gnttarifen)  und  auch  dem  öffentlich-recht- 
lichen Princip  der  gleichen  Behandlung  ent- 
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sprechen.  (Der  erwähnte  Staffeltarif  hat 
übrigens  bedeutend  höhere  Sätze  als  die 
Sammelgiittarife,  Unterschiede  von  M.  0,21 
bis  1,53.) 

U.  Organisation  des  Tarifwesens. 

5.  Die  Tarifhoheit  des  Staates.     Mit 

Rücksicht  auf  die  einschneidende  Wirkung, 
welche  die  Gestaltung  der  Transportpreise 
auf  das  ganze  volkswirtschaftliche  und  kul- 
turelle Leben  ausübt,  haben  sich  die  euro- 
päischen Staaten  wohl  ohne  Ausnahme  einen 
mehr  oder  minder  weitgehenden  Einfluss 
auf  das  Tarifwesen  der  Eisenbahnen  vorbe- 
halten. Die  Ei-fahnmg  hat  gezeigt,  dass 
dies  in  den  ersten  Jahren  des  Eisenbahn- 
betriebes nicht  in  genügendem  Masse  ge- 
schehen ist,  und  die  Entwickelungsgeschichte 
des  Tarifwesens  der  meisten  Staaten,  haupt- 
säclüich  aber  derjenigen  mit  Privatbahnbe- 
trieb, zeigt  uns  das  Bild  eines  Kampfes 
zwischen  Bahn  und  Staat,  geführt  im  Inte- 
resse der  Erweiterung  der  staatlichen  Macht- 
sphäre. Die  Summe  der  Befugnisse  des 
Staates  in  betreff  der  Eisenbahntarife  wii'd 
meistens  mit  dem  Namen  Tarifhoheit 
des  Staates  bezeichnet.  Inwiefern  diese  Be- 
nennung staatsrechtlich  eine  richtige  ist, 
mag  dahingestellt  bleiben ;  im  folgenden  soll 
nur  kurz  der  Inhalt  dieses  Begriffes  und 
die  Art  und  Weise  der  staatlichen  Ingerenz 
auf  die  Bahntarife  in  den  wichtigsten  Staaten 
untersucht  werden. 

Der  Inhalt  dieses  Begriffs  umfasst  etwa 
die  folgenden  Punkte: 

1.  das  Recht,  den  Eisenbahnen  den  Trans- 
I)ortzwang  aufzuerlegen,  dieselben  zur  Er- 
stellung imd  gleichmässigen  Anwendung  der 
Tarife  zu  verhalten; 

2.  die  ausschliessliche  Befugnis  diejenigen 
Rechtsregeln  und  Modalitäten  festzustellen, 
welche  sich  auf  Einführung,  Handhabung 
und  Ausserkraftsetzung  der  Tarife  beziehen, 
sowie  aUe  aus  diesen  Fragen  entstehenden 
Streitigkeiten  zu  entscheiden; 

3.  die  Tarifkontrolle  oder  das  Recht  des 
Staates,  alle  zu  publizierenden  Tarife  zu 
überprüfen,  die  Einführimg  eines  jeden  Ta- 
rifes  zu  genehmigen  oder  mit  seinem  Veto 
im  Interesse  des  Gemeinwolils  zu  verhindern ; 

4.  einen  je  nach  dem  Staatsrechte  und 
dem  jeweiligen  Eisenbahnsysteme  dem  um- 
fange nach  wechselnden  direkten  Einfluss 
auf  die  Gestaltung  der  verschiedenen  Tarife. 

Die  Ausübung  dieser  im  Tarifhoheits- 
rechte enthaltenen  Machtbefugnisse  gestaltete 
sich  in  der  Praxis  folgendermassen : 

ad  1.  Den  Transportzwang  sprechen  in 
allen  Staaten  die  Normen  des  Fracht- 
rechts  aus. 

ad  2  imd  3.  Der  historischen  Reihen- 
folge nach  bildete  das  Festsetzen  von  Maxi- 
malfi'achtsätzen  in  den  Konzessionsurkunden 


der  verschiedenen  Eisenbalinen  die  erste 
staatliche  Regel  auf  dem  Gebiete  des  Tarif- 
wesens. Dieser  in  England  entstandene,  in 
Frankreich,  Oesterreich,  Ungarn  und  auch 
in  Deutschland  angenommene  Gebrauch  liat 
keine  bedeutsame  Wirkung  auf  die  Entwieke- 
lung  des  Tarifwesens  ausgeübt,  da  die  ff>t- 
gestellten  Maximalsätze,  wie  sich  spät^^r  er- 
wies, allgemein  zu  hoch  gelialten  wareu 
und  in  England  sogar  von  den  Bahnen  dniu 
Staate  gegenüber  zur  Abwehr  gegen  Fra^iht- 
ermässigimgs-  und  Tarifermassigung-san- 
sprüche  ausgenützt  worden  sind.  Ein  weiter^^s 
Stadium  bezeichnet  die  den  Eisenbahnt-n 
auferlegte  Verpflichtung,  Tarife  zu  erstellen. 
EbenMls  aus  England  stammt  die  Vor- 
schrift, dass  die  Bahnen  aUe  Taxen  ohn».' 
Unterschied  und  ohne  Begünstigiuigen  ein- 
zelner einzuheben  haben.  Dieser  zuerst  in 
den  englischen  Konzessionen,  dann  in  d»/r 
Railway  Clause  Consolidation  Act  1845.  in 
Preussen  in  §  32  des  G.  v.  3.  Novemlti 
1838,  in  Frankreich  in  den  Caliiers  de  cliar?'* 
Art.  48,  in  Ungarn  im  G.-A.  XXV.  v.  Jahr»- 
1836  §  4,  in  Oesterreich  in  den  Konzessionen 
und  in  der  Eisenbahnbetriebsoixinimg  (wenn 
auch  nicht  wörtlich)  ausgesprochent*  uid 
auch  in  das  zu  Bern  abgeschlossene  Uelkr- 
einkommen  eines  internationalen  FrachtnK.ht.< 
§  11  aufgenommene  Gnmdsatz  ist  unter 
dem  Namen  Equality  clause  bekannt 
und  bildet  mit  der  Pflicht  der  Veröffent- 
lichung der  Tarife  und  dem  Verbote  der 
geheimen  Begünstigungen  die  wirkliclif 
Grundlage  des  modernen  Tarifwesens.  Auch 
dieses  letztere  Princip  ist  in  die  Gesetz- 
gebung der  meisten  Länder  übei^egang^eii. 
Preussen  G.  v.  3.  November  1838  §§  26, 
32 ;  Oesterreich  und  Ungarn  in  der  Betriobs- 
ordmmg,  neuestens  V.  des  Handelsminist»rs 
(OesteiTeich  1.  November  1890,  ZI.  47  51«», 
Ungarn  1.  November  1890,  ZI.  61935),  un.l 
ist  neuerdings  auch  in  England  (Railway 
and  Canal  Trafic  Act  1888)  und  in  Amerün 
(Interstate  Commerce  Act)  unter  Androhmii: 
von  Strafen  wiederholt  nachdrücklichst  be- 
tont worden. 

Hand  in  Hand  mit  diesen  Bestimmmigeu 
haben  sich  endlich  die  meisten  Staaten  dif 
Sanktion  der  zu  publizierenden  Tarife  (iu 
Frankreich  homologation),  anfangs  meist  uiu- 
für  den  Fall  von  Tariferhöhungen,  ausdrück- 
lich vorbehalten.  Dieses  in  den  Konzessio- 
nen gewahrte  Recht  wurde  vielfach  durch 
specieüe  Bestimmungen  erweitert.  Als  Kon- 
troUmittel  sei  hier  noch  die  ebenfalls  viel- 
fach vorkommende  Vorschrift  erwähnt,  <ias^ 
jeder  Tarif  eine  bestimmte  Zeit  hindiux^h  \n 
Kraft  bleiben  muss.  Ausser  den  bereits  er- 
wähnten allgemeinen  Vorschriften  bestellten 
noch  in  einigen  LÄndern  andere,  ziun  Teil 
weitgehende  KontreUmassregeln,  von  denen 
hier  niu:  das  im  Interstate  Commerce  Act 
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(sect.  5)  enthaltene  Verbot  des  Eingehens 
Tt>n  auf  Verkehrsteilungen  bezüglichen  Ver- 
ein l^anmgen  und  das  Verbot,  für  eine  nälier 
li» ^ir^'nde  Station  höhere  Frachtsätze  festzu- 
htelleu  als  für  eine  entferntere,  hervorge- 
hi'ben  seien  (long  and  short  haid  clause), 
ad  4.  Der  direkte  Einfluss  des  Staates 
auf  die  Gestaltung  der  Eisenbahntarife  ist 
j^-lletTerständlich  ein  verschiedener,  je  nach- 
dnin  von  Privat-  oder  Staatsbahnen  die 
Rede  ist  Während  bei  den  letzteren  der 
Staat  einen  massgebenden  Einfluss  auf  die 
sranze  Tarifgestaltung  ausübt,  pflegt  der 
din^kte  Einfluss  des  Staates  bei  rrivat- 
bahnon  sich  meistens  auf  folgende  Pimkte 
zu  ri-strecken. 

1)  Der  Staat  kann,  wie  schon  erwähnt, 
•iie  Bahnen  zur  Einhaltung  der  konzessions- 
mäf^sigen  Maximalsätze  zwingen. 

2)  kann  der  Staat  die  Tarife  von  Zeit  zu 
Zeit  einer  Eevision  unterziehen  (3  Jahre) 
nntl  unter  Umständen,  z.  B.  wenn  das  Er- 
trägnis des  Betriebes  ein  gewisses  %  (in 
Preussen  10®/o,  in  Oesterreich  und  Ungarn 
15^9)  des  Anlagekapitals  erreicht,  eine  Her- 
aJi&etzung  der  Transportpreise  fordern. 

3)  kann  der  Staat  besonders  billige  Sätze 
Mr  staatliche  oder  in  staatlichem  oder  all- 
p^^meinem  Inter^se  auszuführende  Trans- 
porte fordern.    RV.  §§  45,  46. 

4)  kann  der  Staat  für  alle  Bahnen  ein 
gHches  Tarifsystem  oder  zmn  mindesten 
«nen  weitgehenden  Einfluss  auf  die  Fest- 
stellung desselben  fordern. 

Das  erstere  ist  in  Deutschland  (Reform- 
tarif) durchgeführt  und  ist  zmn  Teil  neu- 
ntens auch  in  England  erreicht  worden. 
Oanz  verwirklicht  ist  es  auch  in  Oesterreich- 
rngam,  wo  sich  die  Regierungen  im  Inte- 
resse der  einheitlichen  Einführung  des  auf 
privatem  Wege  zu  stände  gekonmienen  soge- 
nannten (allgemeinen)  Tarifteils  I  vielfach 
ex]oniert  haben.  Aehnliche  Bestrebungen 
machen  sich  auch  in  Frankreich  geltend. 

■>)  In  Frankreich  wurden  zu  Anfang  des 
Jahrzehntes  mehrere  Gesetzentwürfe  einge- 
reicht (der  wichtigste  der  Projet  Pelletan), 
welche  es  zum  Zwecke  hatten,  dem  Staate 
veitgehende  Machtbefugnisse  im  Interesse 
der  Tarife  für  Waren  emheimischer  Prove- 
nienz einzuräumen,  ohne  dass  diese  Ent- 
würfe m.  W.  Gesetzeskraft  erlangt   hätten. 

Erwähnt  sei  hier  noch,  dass  in  England 
ein  Parlamentsakt  von  1894  die  Erhöhung 
<ier  Tarife  zu  verhindern  sucht,  indem  die 
Frachtinteresseuten  eine  solche  Erhöhung 
^f>r  die  Railway  and  Canal  Commission 
hringen  können,  welche  auf  Grund  eines 
kontradiktorischen  Verfarhrens  über  die  Zu- 
lä.<sigkeit  der  Erhöhung  entscheidet. 

Während  in  den  Vereinigten  Staaten  im 
zwischenstaatlichen  Verkehr  das  Tarifw^en 
einheitlich    geregelt    ist,    haben    einzelne 


Staaten  der  Union  füi*  den  innerstaatlichen 
Verkehr  noch  immer  keine  Regehmg  ge- 
troffen, so  dass  wohl  in  diesen  Staaten 
der  geringste  materielle  Einfluss  auf  das 
Tarifwesen  zu  finden  ist. 

6.  Staatsrechtliche  Organisation.  Die 
Handhabung  des  staatlichen  Tarifhoheits- 
rechtes ist  in  den  meisten  Staaten  besonderen 
Organen  anvertraut.  Im  Deutschen  Reiche 
wii'd  die  Tarifkontrolle  durch  das  Reichs- 
eisenbahnamt ausgeübt  (Art.  46  R.V.).  Das- 
selbe hat  im  besonderen  auch  auf  die  Er- 
reichung der  möglichsten  Gleichmässigkeit 
und  Herabsetzung  der  Tarife  und  beim 
Transport  von  Massengütern  auf  grössere 
Entfernungen  auf  Einführung  des  Einpfennig- 
tarifs hinzuwirken  (Art.  45  R.V.).  Die  im 
Sinne  der  Reichsverfassung  den  einzelnen 
Bundesstaaten  zukommende  Machtbefugnis 
wird  durch  verschiedene  Organe  ausgeübt, 
von  denen  hier  nur  der  in  Preussen  bei  den 
Staatseisenbahndirektionen  ds  Beirat  fun- 
gierende Bezirkseisenbahnrat  und  derLandes- 
eisenbahnrat,  d.  i.  die  der  Centralverwaltimg 
der  Staatseisenbahnen  beigegebene  beratende 
Körperschaft,  hervorgehoben  werden  soUen. 

Diese  durch  das  G.  v.  1.  Juni  1882  organi- 
sierten Körperschaften  sind  aus  Beamten 
und  Vertretern  der  verschiedenen  wirtschaft- 
lichen Stände  zusammengesetzt. 

Von  grösster  Wichtigkeit  ist  die  tarifari- 
sche Wii-ksamkeit  des  Landeseiseubahnrates, 
dem  die  Uebersicht  der  Normaltransportge- 
bühren, die  allgemeinen  Tarif  Vorschriften  der 
Güterklassifikation,  die  Fragen  über  Zu- 
lassung von  Ausnahms-  und  Differential- 
tarifen sowie  alle  Anträge  auf  Aenderung 
der  Betriebsreglements  zustehen. 

In  Oesterreich  imtersteht  das  Tarifwesen 
dem  k.  k.  Eisenbahnministeriiun ;  in  Ungarn 
dem  Handelsministerium,  welche  besondere 
Sektionen  für  Tarifangelegenheiten  besitzen. 
Ausserdem  hat  Oesterreich  einen  Staats- 
eisenbahnrat, Ungarn  eine  Tarifkommission 
als  beratende  Körperschaft  Eine  ähnliche  be- 
ratende Körperschaft  wui-de  auch  in  Italien 
kreiertjund  auch  inFrankreich  besteht  eine  der- 
artige Kommission,  welche  zuletzt  i.  S.  1898 
reorganisiert  wurde.  Weitgehende,  zum 
Teil  richterhche  Machtbefugnisse  sind  der 
Railway  and  Canal  Commission  in  England 
sowie  der  Interstate  Conmaerce  Conmüssion 
in  Amerika  zugewiesen,  welche  auch  über 
seitens  der  Frachtinteressenten  erhobene 
Klagen  wegen  ünzweckmässigkeit  (unre- 
sonability)  der  Tarife  und  ungleichmässiger 
Behandlung  (undue  preference)  zu  entschei- 
den haben. 

7.  Privatrechtliche  Organisation.  Die 
Darstellung  der  Organisation  des  Tarifwesens 
wäi-e  unvollständig  ohne  Erwähnung  der  auf 
privatiechtlicher  Basis,  im  Wege  der  Ver- 
einigung zu  Stande  gekommenen  Organisation : 
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des  Yereins  Deutscher  Eisenbahnen,  der 
Verbände  etc. 

Dieselben  haben  den  Zweck,  über  die 
staatlichen  Grenzen  hinaus  die  Einheit  des 
Tarifwesens  zu  wahren. 

Der  genannte VereinDeutscherEisenbahnen 
entstand  im  Jahre  1847  aus  dem  im  Jahre 
1846  gegriVndeten  Vereine  der  preussischen 
Eisenbahiidirektionen  und  umfasst  heute 
deutsche,  österreichische,  ungarische,  rumä- 
nische, niederländische,  luxemburgische  etc. 
Eisenbahnen. 

Innerhalb  des  Vereins  gilt  das  gleiche 
Betiiebsreglement  sowie  dieselben  Tarifbe- 
stimmungen über  Rundreisebillets,  Extra- 
fahrten, über  gegenseitige  Wagenbenutzung. 
Das  Verhältnis  der  am  Vereinsverkehr  teil- 
nehmenden Bahnen  unter  einander  regelt 
das  üebereinkommen  zum  Vereinsbetriebs- 
reglement. 

Schliesslich  sei  es  noch  erwähnt,  dass  sich 
dieösterreiclüsch-ungarischen  Eisenbahnen  zu 
einer  gemeinsamen  ßirektorenkonferenz  ver- 
einigt haben,welche  inFällen, wenn  ein  gleiches 
Vorgehen  wünschenswert  erscheint,  verschie- 
dene, aber  beide  Reichshälften  interessierende 
Tariffragen  bespricht. 

m.  Gütertarife. 

8.    Oekonomische    Grundlagen.     Die 

durch  die  Entwickelung  des  Eisenbahn- 
wesens im  Verkehrsleben  hervorgerufene 
Umwälzung  war  eine  derartige,  dass  die 
lu^prünglich  als  Basis  des  Gütertarifwesens 
betrachteten  Gnmdlagen  heute  bereits  ganz 
verlassen  sind.  Bekanntlich  glaubte  man 
im  ersten  Stadium  des  Bahnbetriebes,  dass 
die  Eisenbahn  wie  eine  jede  Strasse  durch 
den  Befrachter  mit  seinen  eigenen  Betriebs- 
mitteln befahren  werden  wii'd.  Deshalb 
war  auch  in  den  ersten  Konzessionen  eigent- 
lich nur  auf  die  für  Benutzung  des  Schienen- 
stranges zu  entrichtende  Gebühr,  das  Bahn- 
geld (Peage),  Rücksicht  genommen,  während 
die  eigentliche  Transportgebühr  beinahe 
ganz  der  Willkür  der  Kontrahenten  über- 
lassen w^ar. 

Durch  diese  konzessionsmässigen  Grenzen 
war  die  Grundlage  für  die  Tarifierung  ge- 
geben, und  so  wai-en  denn  die  Vorläufer  der 
Tarife  nichts  als  die  Zusammenstellung  von 
ein  paar  Bestimmungen  in  betreff  des  zu 
entrichtenden  Bahngeldes  und  der  eventuellen 
Benutzung  der  Bahnbetriebsmittel;  von 
einem  eigentlichen  Tarif  kann  in  dieser  kur- 
zen Experimentierungsperiode  gar  nicht  die 
Rede  sein. 

Der  Tarif  entsteht  mit  dem  Ueberhand- 
nehmen  der  üeberzeugimg,  dass  dieses  m*- 
sprünglich  vor  Augen  gehaltene  System  sich 
nicht  bewährt.,  sondern  dass  die  Bahn  so- 
wohl den  Transport  besorgt,  als  auch  die 
Mittel  zum  Transporte  hergiebt,  sowie  mit 


der  Erkenntnis  des  der  Gestaltung  dei 
Transportweise  zu  Gnmde  liegenden  ökonc- 
mischen  Gesetzes. 

Diese  Grundlage  konnte  nur  mit  Büfe 
von  zahlreichen  Erfahnmgen  gefunden  wer- 
den. Die  ersten  Gütertarife  konnten  niclitj 
anderes  bieten  als  eine  einfache  Skala  v(»t 
Frachtsätzen,  welche  auf  einer  Kombinatior 
der  bisherigen  erfahrungsmässiRen  Fracht- 
sätze mit  den  wahrscheinlichen  Selbstkost»*B 
des  Eisenbahntransportes  beruhten. 

Erst  .die  längere  Erfahrung  liess  diejenii 
gen  Umstände  erkennen,  welche  auf  das  id 
allgemeinen  auch  im  Eisenbahntransport*^ 
gültige  ökonomische  Preisbildungsgesetz,  hin- 
sichtlich des  Bahnverkehrs,  modifizieR^nd 
einwirkten. 

Man  sah  ein,  dass  die  Minimalgrenze  fiu 
die  Tarifbildung  in  den  Selbstkosten  d»^ 
Eisenbahntransportes  gegeben  sei,  und  mau 
erkannte,  dass  hauptsächlich  die  folgi^iul^^L 
Umstände  für  die  Gestaltung  der  Selbstkr  .sti^ri 
des  Eisenbahntransportes  massgebend  sind: 
ausser  den  Abnutzungskosten,  Materialkost.Ni 
und  Arbeitskosten  die  Kosten  der  Verzinsmis 
und  Tilgung  des  durch  die  Eisenbahnanla^^ 
und  Einrichtung  repräsentierten  Kapital>. 

Die  ersterwähnten  Teile  sind  mehr  ver- 
änderlicher Natur,  das  letztere  aber  kon- 
stant, woraus  folgte  dass  nur  ein  Teil  «I'T 
Selbstkosten  im  Verhältnis  zum  Umfange  d^ 
Verkehrs  wächst,  während  der  andere  kon- 
stant bleibt.  Hieraus  erhellt  wiederum,  dass 
im  allgemeinen  die  Selbstkosten  fürläng^^re 
Strecken  geringer  als  für  kürzere  sind,  dass 
ferner  die  Selbstkosten  desto  geringer  sind, 
je  besser  die  vorhandenen  Betriebsmitr»^! 
ausgenutzt  werden  können. 

Das  Preisgesetz  des  Verkehrs  besagt  also, 
die  Transportkosten  im  umgekehrt*^n 
Verhältnisse  zur  Intensität  des  Transportes 
stehen. 

Aus  diesem  Gesetze  wnirden  nun  folgende 
Folgerungen  gezogen:  Je  länger,  je  dichter 
der  Transport  ist,  je  geringer  die  tote  I^t 
(Tara)  ist,  welche  geschleppt  werden  miiss, 
je  langsamer  befördert  wird,  um  so  billiger 
können  die  Frachtsätze  gehalten  werden. 
Da  jedoch  diese  beiden  Kostenfaktoren  in 
der  Praxis  schwankend  und  schwer  festzu- 
stellen sind,  kann  nur  mit  Annäherungswahr- 
heiten gerechnet  werden. 

Ferner  erkannte  man,  dass  vor  allem  «iie 
Beschaffenheit  der  verschiedenen  Güter  auf 
die  erwähnten  Umstände  von  Wirkung  sei, 
so  dass  eine  diesbezügliche  Einteilung  der 
Güter  angezeigt  erscheinen  müsste.  Da  al^^r 
andrerseits  die  Bahnen  einsahen,  dass  die 
Frachtleistungen  für  die  Interessenten  einen 
grösseren  Wert  repräsentieren  als  das  durch 
die  Selbstkosten  gegebene  Minimum,  S'> 
trachteten  sie  ihren  Gewinn  möglichst  zu 
vergrössern,  indem  sie  die  Frachtsätze  durch 
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»-ine  andere  Klassifikation  der  Güter  mög- 
lichst «lern  Werte  derselben  anpassten. 

Wie  ans  dem  obigen  erhellt,  sind  die 
Konten,  der  Vorteil,  welcher  den  Transport- 
inte^-ssenten  geboten  wird  und  die  Zahlungs- 
fähigkeit der  Transporte  ausschlaggebend 
frir  die  Höhe  der  Frachtsätze.  Einen  wei- 
teren Bestimmungsgnmd  bietet  das  ßestre- 
Un  nach  Absatzerweiterung,  welcher  in 
*^ii;ter  Linie  vom  privatwirtschaftlichen  Ge- 
^i•'hts]Hlnkte  aus  massgebend  ist. 

Die  Entwickelung  des  Tarifwesens  wurde 
ahi^r  nicht  nur  durch  privatwirtschaftliche 
-Momente  geleitet,  denn  mit  der  Yerstaat^ 
ichiin?  der  Bahnen  wird  auch  der  Tarif 
nm  träger  öffentlicher  Interessen,  zum 
Teil  ireraeinwirtschaftlicher  Xatiu-.  Es  erfolgt 
eine  Fixierung  der  gleichmässigen  Grund- 
sätze, welche  für  die  Tarifienmg  mass- 
ü^^U^üd  sind,  später  auch  materiell  gleich- 
nfeige  Tarifierung  unter  Wahrung  des 
irHehen  Gebahrens  für  aUe  und  Berücksich- 
üi^nmg  der  staatlichen  Interessen. 

Dies  führt  zu  einer  grösseren  Stetigkeit, 
Einfachheit  und  Gleichheit  der  Tarife.  Das 
Tarifwesen  der  Staatsbahnen  strebt  dem 
I'i^e  zu,  aus  dem  Frachtsatze :  dem  Trans- 
i'  rtprelse  eine  Transportgebühr  zu  machen, 
vlbstverständüch  kann  auch  das  gemein- 
wirtxhaftliche  Tarifsystem,  wenn  es  auch 
zeitweilig  von  dem  Öesetze  der  Ti*ansport- 
'elbstkopten  absehen  kann,  doch  diese  Grund- 
lacre  nicht  dauernd  entbehren,  da  dies  ja 
zu  einer  Störung  der  Staatsfinanzen  führen 
^iiitle. 

Der  Gesichtspunkt  der  Absatzerweiterung 
kann  flemnach  auch  bei  einer  gemeinwirt 
^haftlichen  Tarifpolitik  nicht  ausser  acht 
gelassen  werden.  Namentlich  in  den  Be- 
zi4ungen  der  verschiedenen  Yolkswirt- 
^vhaften  zu  einander,  wo  Zolltarif  und  Eisen- 
l-ahntarif  einander  ergänzen  müssen.  Im 
Rahmen  derselben  Yolks^ortschaft  ist  nicht 
^]  sehr  die  absolute  Höhe  des  Tarifs  wie 
äe  n?lative  Höhe  für  die  differentielle  Behand- 
l'Jig  eiuzehier  Gegenden  oder  Interessen- 
gruppen ausschlaggebend. 

ö.  Gütertarifsysteme.  Auf  den  ange- 
i'-'iteten  wirtschaftlichen  Grundlagen  ent- 
standen die  verschiedenen  Systeme  der 
'Tiltenerkehrstarife : 

1)  Das  Wagenraumsystem ,  welches  auf 
lern  Principe  der  grösstmöglichen  Ausnut- 
zung der  Betriebsmittel  fusst.  Charakteristisch 
^|ir  dies^  System  ist  die  Einteilung  der 
♦Filter  in  Stückgüter  und  Güter,  deren  Trans- 
H  rt  eine  volle  oder  halbe  Wagenladung  er- 
i  rdert,  mit  höheren  Taxen  für  die  ersteren 
^^  niedrigeren  für  die  letzteren.  Dieses 
J;ysteni  adoptierte  gleichzeitig  die  Taiaklassi- 
n*ation,  indem  die  sperrigen,  d.  h.  jene  Gü- 
%  welche  im  Vergleiche  zu  ihrem  Umfange 
"n  geringe  Gewicht  besitzen,  höher  tarifiert 


werden  als  Güter  anderer  Art.  Yom  Stand- 
punkte der  Tara  wird  ferner  ein  Unter- 
schied zwischen  Eilgütern  und  Frachtgütern 
gemacht,  da  Eilgut  in  geringeren  Mengen 
aufgegeben  und  nicht  aufgesammelt  wird, 
demnach  die  volle  Ausnutzung  des  Wagen- 
raumes  nicht  ermöglicht.  Vom  Standpunkte 
der  Tara  liegt  ein  gewisser  Unterschied 
auch  in  der  Beförderung  in  offenen  oder 
gedeckt  gebauten  Wagen,  da  bei  den  letzte- 
ren die  mitgeschleppte  tote  Last  grösser  ist. 

Der  reine  Wagenraumtarif  imterscheidet 
zwischen  Eilgut,  Stückgut,  Wagenladung 
und  sperrigen  Gütern.  In  dieser  reinen 
Form  ist  derselbe  nicht  zur  Anwendung  ge- 
kommen, denn  sogar  der  Tarif  der  Nassau- 
ischen Staatsbahn,  welcher  als  der  reinste 
Wagenraumtarif  angesehen  wird,  unterschied 
Wagenladungsgut  zu   5000  und  10000  kg. 

Die  später  auf  Ghiindlage  dieses  Systems 
aufgebauten  Tarife  zeigten  schon  Ausnahme- 
oder Specialtarife,  so  der  auf  den  elsass- 
lotluingischen  Bahnen  im  Jahre  1872,  im 
Jahre  1874  in  Ungarn  eingeführte  Tarif. 

2)  Das  System  der  Wertklassifikation  be- 
ruht darauf,  dass  die  Güter  ihrem  Werte 
nach  eingeteilt  und  auch  tarifiert  werden, 
wobei  jedoch  möglichst  auch  auf  den  Wert 
der  Transporileistung  Eücksicht  genommen 
und  auch  Transporte  von  verschiedener 
Schnelligkeit  ungleichmässig  behandelt  wer- 
den. Dieses  System  ist  m  seiner  reinen 
Form,  welche  eine  Berücksichtigung  des 
Ge>\achts  ausschliesst,  ausser  in  den  ersten 
Jahren  des  Eisenbahnbetriebes  kaum  ange- 
wendet worden,  überwiegend  Werttarife 
sind  jedoch  die  meisten  Privatbahntarife. 

3)  Das  gemischte  System  beruht  auf  einer 
Kombination  der  beiden  ersteren. 

Eine  solche  Kombination  ergiebt  sich 
sozusagen  von  selbst,  wenn  man  bedenkt, 
dass  die  geringwertigen  Güter  zumeist 
Massengüter,  die  höher  bewerteten  Güter 
aber  Stückgüter  zu  sein  pflegen.  Befördert 
wiuxle  ein  solches  heute  ganz  allgemein 
gewordenes  Verschmelzen  der  beiden  Grund- 
systeme femer  diu'ch  die  Notwendigkeit, 
mit  den  Absatz-  und  Produktionsverhältnissen 
des  Landes  zu  rechnen,  andrereeits  aber 
die  Tarifierung  nicht  diuxjh  ins  Unendliche 
gehende  Klassifikation  zu  erschweren.  So 
ist  heute  denn  das  gemischte  System  als 
das  einzig  praktisch  durchführbare  erkannt 
worden.  In  Ländern  mit  vorherrschendem 
Staatsbahnbetrieb  bildet  das  Wagenraum- 
system, in  solchen  mit  Privatbahnbetrieb 
zumeist  das  Wertsystem  die  Grundlage, 
auf  der  der  gemischte  Tarif  aufgebaut  ist. 

10.  Verbandstarife.  Werfen  wir  nun- 
mehr einen  Blick  auf  den  Verkehr  der  ver- 
schiedenen Bahnen  untereinander,  so  sehen 
wir,  wie  sehr  im  Tarifwesen  die  extensive 
Entwickelung  vorgeschritten  ist.  Den  Grund 
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hierzu  bildete  die  Erkenntnis  dessen,  dass 
die  oftmalige  ümkartierung  der  Sendungen 
in  hohem  Masse  hinderlich  fiir  die  Abwicke- 
hing  des  Verkehrs  ist  Da  die  Möglichkeit 
der  Erstellung  direkter  Frachtsätze  durch 
die  Kürze  der  unter  eine  Verkehrsleitung 
gehörigen  Bahnen  in  hohem  Masse  einge- 
engt war,  konnte  dem  erwähnten  Hinder- 
nisse nicht  anders  abgeholfen  wer»len  als 
dadurch,  dass  sich  die  Bahnen  zu  Tarifver- 
bänden vereinigten,  die  Bedingungen  der 
Tarifierung  gleichmässig  festsetzten,  direkte 
Tarife  erstellten  und  auch  die  Ai-t  sowie 
das  Mass  der  Verteilung  der  aus  dem 
Frachtverkehi-e  stammenden  Einnahmen  ver- 
einbarten. 

Diese  Verbände,  welche  lu^prOnglich 
aus  einer  Vereinigung  von  ein  bis  zwei 
Bahnen  entstanden  sind,  umfassen  heute 
bereits  grosse,  sogar  auf  clas  Territorium 
mehrerer  Staaten  sich  erstreckende  Ver- 
kehrsgebiete und  sind  derartig  organisiert, 
dass  alle  dem  Verkehrsgebiete  angehörigen 
Bahnen  in  den  Verband  eingetreten  sind, 
um  bei  der  Verkehrsteilung  zwischen  den 
verschiedenen  Routen  und  der  Verteilung 
der  Anteile  an  den  Frachtsätzen  nicht  zu 
kurz  zu  kommen. 

Die  grösseren  Bahnen  haben  sich  heute 
bereits  in  allen  ihren  Avichtigeren  Verkehrs- 
richtimgen  zu  derartigen  Verbänden  zu- 
sammengethan ,  welche  ausser  den  bereits 
erwähnten  auch  noch  Vereinbarungen  be- 
züglich des  Durchganges  bela^lener  Wagen 
und  anderer  Verkehrseinrichtungen  getroffen 
haben. 

Der  erste  derartige  Verband  war  der 
Norddeutsche  im  Jahre  1848  für  den  direk- 
ten Verkehr  zwischen  Köln,  Harburg,  Ber- 
lin, Leipzig. 

Die  wichtigeren  Verbandstarife  Deutsch- 
lands und  Oesterrcich-Ungams  sind  die  fol- 
genden: der  Mitteldeutsche,  Rheinisch-Thü- 
ringische, Westdeutsche,  Süddeutsche,  die 
verschiedenen  Deutsch-Oesterreichisch  und 
Ungarischen  Verbandstarife  sowie  die  See- 
hafentarife, endlich  eine  Menge  von  direkten 
Tarifen  für  den  Verkehr  mit  Prankreich, 
Belgien,  Holland,  Italien,  Rumänien  und 
Russland. 

Zu  erwähnen  ist,  dass  heute  auch  schon 
Eisenbahnen  und  Schiffahrtsunternehnumgen 
sich  zu  Verbänden  geeinigt  haben  und  z.  B. 
der  überseeische  Orientverkehr  Deutschlands 
auf  Grund  eines  derartigen  Tarifs  abge- 
wickelt wird. 

11.  Gestalt  der  hentig^en  Gütertarife. 
Bei  einer  derartigen  Entwickelung  des  Ta- 
rifwesens musste  auch  die  Einrichtung  der 
Tarife  und  zwar  sowohl  der  Lokal-  ^s  auch 
der  Verbandstarife  eine  recht  komplizierte 
werden.  Die  meisten  dieser  Tarife  zeigen 
folgende  Bestandteile: 


1)  Allgemeine,  auf  die  Anwendimff  li.* 
Tarife  bezügliche  Regeln  imd  «üe  Wann 
klassifikation  (Tara  oder  Wertklassifikatiiai 

2)  Den  Entfemungszeiger. 

3)  Die  Tariftabellen,  welche  je  nach  <!•  n 
ailoptierten  Tarifsystem  versehie<lene  Ei*] 
richtungen  zeigen.  Meistens  bestehen  die 
sc^lben  aus  Normalklassen  für  Eilfrütei 
Stückgüter  (1 — 2  Klassen),  spenüge  Gütt^i 
Wagenla<lungsgüter  ^1 — 3  Klassen  haufi? 
mit  Buchstaben  bezeicnnet)  und  SpecLil-  ««In 
Ausnahmstarifen,  welch  letztere  be.^onderei 
Interessen  «lienen  o«ler  an  beson«lere  I>* 
«lingimgen  geknüpfte  billigere,  aber  dwi 
möglichst  allgemeine  Frachtsätze  enthalt»'D 
während  die  Specialtarife  der  preussischiD 
österreichischen  und  ungarischen  Staat- 
bahnen allgemeine  Sätze  enthalten,  die  a\fi 
nur  bei  Aufgabe  von  10  (K>»  Kilogramm  an 
gewendet  werden  (über  die  Bedeutung  dei 
Specialtarife  in  Frankreich  s.  Refaktienl 
Bei  Tarifen,  welche  überwiegend  auf  eioei 
Wertklassifikation  beruhen,  findet  man  hau 
fig  statt  dieser  Einteilimg  der  Güter  am: 
Frachtsätze  ein  nach  Nummern  geordnet« 
SeriensTstem. 

4)  Findet  man  bei  grösseren  Bahnkom- 
plexen und  Verbandstarifen  Instnulierungs- 
Vorschriften,  d.  h.  Bezeichnungen  der  einzu- 
haltenden Transportreute. 

5)  Bei  Verbandstarifen  AnteilstaWleu 
aus  denen  sich  ergiebt,  welchen  Teil  de: 
eingehobenen  direkten  Frachtsatzes  einei 
jeden  beteiligten  Bahn  zufällt. 

Das  mit  Bezug  auf  die  Entwickelung  da 
Gütertarife  Gesagte  gilt  im  grossen  und  gan- 
zen auch  bez.  der  Tarife   für  die  Beförde- 
nmg  von  lebenden  Tieren. 
I       12.    Tarifbeg[anstigungeii    im   Güter 
!  transporte.      Die     regull&e     Tarifbilduna 
I  konnte  den  imzähligen  wirtschaftlichen  In- 
'teressen,  welche  an  die  Höhe  der  Tran>- 
portpreise  der  verschiedenen  Güter  geknüpft 
i  waren,  nicht  genügen.    Das  Bestreben,  die- 
!  sen  Sonderinteressen  Geltung  zu  vei-schaf- 
|fen,    gelangte    in    den    bereits    erwähnten, 
manchmal   überaus  zahlreichen  Ausnahme- 
tarifen  und  noch  prägnanter  in  den  soge- 
nannten Refaktien,  Rabatten,  Reexpeditions- 
I  etc.  Beglinstigungen  zum  Ausdrucke.   Tntei 
dem  Privatbahnsysteme  wuchsen  diese  Be- 
\  günstigungen  in  einem  solchen  Masse,  (to 
man  in  England,  noch  mehr  aber  in  Amerika, 
bis  ziu:  allomeuesten  Zeit  mit  vollem  Rechtö 
sagen  konnte,  dass  die  Tarife  nur  auf  dem 
Papier   bestünden,    hingegen    die   meisten 
Transporte  auf  Grund  eigener  Begünstigimgs- 
konti'akte   abgefertigt   wurden.     Nicht  nur 
die  Konkurrenz  anderer  Bahnen  sowie  del 
Wagen-    und   Wasserfracht,    sondern  jede 
momentane  Konjunktur,  welche  zufällig  d^ 
Verfrachten  von  Gütern  in  einer  RicJitnng 
möglich  machte,  wurde  zur  Gnmdlage  einw 
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ße:ien  Begünstiping.    Die  Einrichtung  die- 
Kr  Begünstigungen   ist  verschieden.     Der 
billige  Satz  gelangt  entweder  sofort  bei  Auf- 
gare  des  Gutes  zur  Anwendung  (Begünsti- 
pmgen  im  Kartierungsw^ege),  oder  es  wird 
i^m  Berechtigten    nach   Abwickehm^    des 
Frachtgeschäftes    die    Differenz    zwischen 
dem  Nonnalsatze  und  der  Begünstigung  zu- 
rückerstaitet  (Refaktie   im  eigenen  Sinne), 
während  die  Reexpeditionsbegünstigung  da- 
rin bt^steht,  dass  für  eine  z.  B.  in  der  Station 
A  aufgegebene,  nach  B  in  ein  Lagerhaus 
transportierte   und   von  da  innerhalb   einer 
fortgesetzten     Frist    nach    C    reexpedierte 
WaPB    (meist    Rohprodukte)    die    Differenz 
zvdschea  den  Frachten  von  A  nach  B   und 
B  naoh    G    einerseits    und    dem    direkten 
Frachtsätze  von  A  mich  C  andererseits  zu- 
rückerstattet winl.    In  Amerika  wird  eine 
R-  exi>editionsbegünstigiuig     vielfach     auch 
'laim  gewährt,   wenn  der  Rohstoff  in  ver- 
rdieiteter  Form    zur  Reexpedition   gelangt 
iz,  B.  Weizen   und  Mehl).    Eine  besondere 
Art  der  Begünstigungen  ist  auch  der  soge- 
uaunte  Rabatttarif,   in  Frankreich  Special- 
t^irif  genannt  (nicht  zu  verwechseln  mit  den 
Sif<;ialtarifen    in  Deutschland   und  Oester- 
ivich-üngam).     Diese   Rabatte  und  Special- 
tarife sind  an  die  Erfüllungen  von  gewissen 
B»>lingungen  geknüpfte  Ermässigungen.  Die 
üblichsten  Bedingungen  sind  die  folgenden : 
Der  Aufgeber   muss   die  Anwendung  der- 
seDtm  ausdrücklich  verlangen,  die  Bahn  ist 
in  g!?ringerem    Masse    verantwortlich    als 
»•nst;  es  muss  in  ganzen  Wagenladungen 
l'fonlert  werden,  die  Lieferzeiten   müssen 
nicht  genau  eingehalten  werden,  es  muss 
äp  jährliches  (mitimter  sehr  beträchtliches) 
)ünimal«iuantum  zur  Aufgabe  gelangen.    Die 
letztere  Art  der  Begünstigungen  ist  öffent- 
lich und  steht  meistens  jedem  zu  Gebote, 
'ler  die  Bedingungen  erfüllt,  wilhrend  die 
eigentlichen  Refaktien  meistens  geheim  ge- 
nalten werden,    da   sie  auf  privaten   Ab- 
niachnngen  beruhen  und  lediglich  den  finan- 
ziellen Interessen  der  betreffenden  Bahnge- 
?ells(;haft  dienen.    Dies  hat  in  vielen  Staa- 
ten zum  Verbote  der  Refaktien  geführt,  so 
>i:'eciel]  in  Preussen ,  während  in  Oesterreich 
iiii<l  Ungarn  bloss  die  Geheimhaltung  der 
H^-faktien  verboten  und  die  Veröffentlichungs- 
▼eise  genau  festgesetzt  ist.    In  diesen  bei- 
'iea  Staaten  sow^ie  auch  in  manchen  süd- 
•ieutschen  Bundesstaaten  werden  Refaktien 
und  Begünstigungen  auch  auf  den  Staats- 
löhnen  gewälirt,    doch    dienen    dieselben 
jiauptsachlich  in  Ungarn  gemeinwirtschaft- 
ii'-hen  Zwecken,   indem   sie  nach  längerem 
ß^lande  meistens  in  tarif arischer  Form  un- 
ter die  Äusnahmetarife  aufgenommen  wer- 
It'D.   Aussenlem  ist  daselt)St  die  durch  die 
Behörden  ausgeübte  Kontrolle  über  die  Pu- 
l'hkation    der   Refaktien    und    über    deren 


Handhabung  in  der  letzten  Zeit  eine  sehr 
strenge  gewonlen.  Ausser  den  bereits  er- 
wälmten  giebt  es  in  allen  Staaten  Begilnsti- 
gungen  im  staatlichen  Interesse  für  die  Be- 
förderung d€0  Post,  Militärgüter,  Lebens- 
mittel und  Baumaterialien  (im  Falle  von 
Notständen  etc.)  sowie  füi'  die  Beförderimg 
von  Regiegütem  anderer  Bahnen. 

13.  Die  wichtigeren  bestehenden  Gü- 
tertarife.    In   Deutschland   heri-scht   nach 
langen  Kämpfen  nicht  nur  formelle  Tarif- 
einheit, indem  der  Reformtarif  gleiche  all- 
gemeine   Tarifvorschriften     aufstellte    und 
eine   gleichmässige  Güterklassifikation  ein- 
führte, sondern  seit  der  Verstaatlichung  der 
grosseren     Privatbahnen     auch      materiell 
nahezu   vollkommene   Einheitlichkeit.     Das 
Tarifschema  ist  das  folgende:  Eilstückgut, 
Eilwagenladungen,  Stückgut,  Wagenladungs- 
klasse  A  1    (bei   Aufgabe   von   mindestens 
5000    Kilogramm),    Wagenladungsklasse   B 
(bei  Aufladung  von   10000  Kilogramm)  (in 
diese  Klassen   gehören  die  Güter  höheren 
Wertes,   welche   in   rler  Klassifikation   der 
Specialtarife  nicht  besonders  benannt  sind). 
Specialtarif  A  2  (für  Güter  der  Specialta- 
rife I   und  II  bei  Aufgabe  von  Quantitäten 
I  unter  10  000,  jedoch  mindestens  5000  Kilo- 
I  gramm) ,    Specialtarife   I   hauptsächlich   für 
.  Fabrikate,  II  für  Halbfabrikate,  III  für  Roh- 
produkte (alle  drei  bei  Aufgabe  von  10  000 
Kilogramm).    Ausserdem  giebt  es  besondere 
Bestimmungen  für  den  Trausport  von  sper- 
rigen Gütern  sowie  von  speciell  angefülirten 
Gütern.  —  Die  Tarifbildung  beruht  auf  ein- 
heitlichen (nur  bei  den  Stückgütern  mit  der 
Entfernung  Staffel  weise  fallenden)  Einheits- 
sätzen, zu  denen  die  (mit  der  Entfernung 
I  wechselnden)     Expeditionsgebühren     zuge- 
:  schlagen  Averden.    Die  Tarifbildung  in  den 
'  einzelnen  Klassen  zeigt  die  Zusammenstellung 
j  auf  S.  566. 

I  Die  Tarife  der  preussischen  Staatsbah- 
nen enthalten  eine  Reihe  von  Ausnahme- 
tarifen, welche  zum  TeU  volkswirtschaft- 
lichen, zum  Teü  aber  anderen  Gemeininte- 
ressen dienen.  -  Einer  besonderen  Rege- 
lung unterliegen  die  Taiife  für  lebende 
Tiere  sowie  die  Kohlentarife. 

Auch  in  Oesterreich-Ungarn  herrscht  for- 
melle Tarifeinheit  auf  Grund  des  Reform- 
tarifs, den  nunmehr  auch  die  Südbahn  an- 
genommen hat.  Die  allgemeinen  Regeln 
entliält  der  gemeinsame  Teil  I  voni  Jahre 
1897.  Die  gemeinsame  Klassifikation  ist 
die  folgende:  Gewöhnliche  Eilgüter  (meist 
Lebensmittel),  besonders  ermässigte  Eilgüter 
(Emballagen),  Klasse  I  (wert-volle  Stück- 
güter), die  Normalklasse  Klasse  II  (minder- 
wertige Stückgüter) ,  Wagenladungsklassen 
A  (bei  Aufgabe  von  5000  Kilogramm),  B,  C 
(bei  Aufgabe  von  10000  Kilogramm),  für 
Massengüter     von     verschiedenem    Werte. 
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Specialtarif  1)  Getreide,  2)  Holz,  3)  Steine, 
Mineralien,  Dünger;  ferner  eine  besondere 
Klasse  für  sperrige  Güter.  —  Innerhalb 
dieser  Grenzen  zeigen  die  einzelnen  Tarife 
der  verschiedenen  Bahnen  (im  Gegensatze 
zu  dem  allgemeinen  Teile  I  auch  Teil  11 
genannt)  erhebliche  Differenzen. 

Zur  Charakteristik  der  in  die  österrei- 
chischen und  ungarischen  Staatsbahntarife 
per  100  Kilogramm  eingerechneten  Einheits- 
sätze dienö  folgender  Vergleich,  zu  welchem 
bemerkt  werden  muss,  class  Ausnahmetarif 
n  die  Rohstoffe  von  geringstem  Wert 
(z.  B.  Erde  etc.)  umfasst. 

(S.  die  Tab.  auf  S.  567.) 

Die  Manipulationsgebühr  ist  grösstenteüs 
gleich  und  beträgt  4—20  Heller.  Die  unga- 
rischen Einheitssätze  enthalten  auch  die 
Transportsteuer.  Die  Frachtsätze  sind  inner- 
halb einer  Zone  von  einem  Myriameter 
gleich  (der  auf  den  halben  Mj^iameter  fal- 
lende Satz  gelangt  in  der  ganzen  Zone  zur 
Anwendung).  Der  geringste  Frachtsatz  be- 
trägt iO  Heller.    Beide  Staatsbahntarife  ent- 


halten Ausnahmetarife.  Die  ungarischea 
Ausnahmetaiife  sind  allgemeiner  Natur  und 
von  volkswirtschaftlichem  Interesse.  Her- 
vorzuheben ist  der  neue  Ausnahmetarif  für 
Sammelgüter  (bei  Aufeabe  von  5000  Kilvv 
gramm).  Der  ganze  Tarif  (gültig  seit  dem 
1.  Januar  1897)  ist  sehr  einfach,  währen«! 
derjenige  der  österreichischen  Staatsbahnea 
ungemein  schwer  zu  handhaben  ist 

Die  französischen  Gütertarife  sind  anssMir- 
ordentlich  verschieden.  Eine  Specialität  der- 
selben bilden  die  kompUzierten  Eilgntstarife. 
Die  Tarifreform  des  Jahres  1884  vermochiti 
auch  keine  materielle  Einheitlichkeit  durchza- 
führen.  Die  zahlreichen  Specialtarife,  deren 
Anwendung  der  Aufgeber  in  jedem  Falle  vor- 
zuschreiben hat,  durchbrechen  jede  feste  Ord- 
nung und  komplizieren  die  Frachtarechmmg  nn- 
gemein.  Hinsichtlich  der  gewöhnlichen  Fracht- 
güter herrscht  wohl  dasselbe  aus  6  Serien  be- 
stehende Schema  für  alle  Bahnen. 

Die  Einheitssätze  sind  mit  der  Entfemnn^ 
fallende.  Als  Beispiel  diene  der  Tarif  der  Ost- 
bahn, welcher  per  Tonnenkilometer  folgende  in 
Francs  ausgedrückte  Sätze  enthält. 
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TL  Serie 
0,0$ 
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0,035 
0,030 


Demgegenüber  sind  die  billigsten  Einheits- 
sätze der  Paris-Lyon-Mittel  meerbahn  für  die 
höchste  Entfernung  zwischen  1000—1100  Kilo- 
metern in  den  6  Klassen  0,08,  0,06,  0,05,  0,04, 
0,04  und  0,02  Francs.  Zu  den  Einheitssätzen 
kommt  noch  eine  Menge  der  verschiedensten 
K ebengebühren.    Wie  aus  alledem  erhellt,  sind 


die  allgemeinen  Frachtsätze  ziemlich  hoch,  sie 
gelangen  aber  neben  den  Specialtarifen  kaum 
zur  Anwendung. 

In  Italien  besteht  auf  den  3  grossen  Linien 
eine  gleiche  Klassifikation.  Die  Güter  werden 
in  8  Serien  eingeteilt.  Der  höchste  Einheits- 
satz beträgt  16,32  Centimes  per  Tonnenkilometer, 
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die  niedrigste  5,1  Centimes.  Ausserdem  be- 
stehen besondere  Vorschriften  für  den  Transport 
Ton  Tieren,  Wagen,  sperrigen  Gütern  etc.  Ferner 
giebt  es  Specialtarife  in  der  Art  der  französi- 
schen und  Ausnahmetarife  für  den  Verkehr  der 
verschiedenen  Bahnnetze  untereinander.  In  Bel- 
gien giebt  es  Tarife  für  die  transports  par  ex- 
pr^s  (Packete)  grande  vitesse  (Eilgut)  und  4 
Klassen  für  petite  vitesse,  d.  h.  die  Waren  aller 
Art.  In  den  letzteren  ist  die  Tarifbildung 
differentiell.  Die  Einheitssätze  sind  ziemlich 
niedrig. 

In  England  herrschte  vor  1888  formelle 
Tarifeinheit  nur  im  direkten,  nicht  aber  auch 
im  Lokalverkehre.  Im  direkten  Verkehre  p:ilt 
die  Clearing-hoase-Klassifikation :  1)  Mineralien- 
klasse,  2)  Specialklasse  für  ^obe  Fabrikate, 
3)  fünf  Warenklassen,  4)  Eilgüter  (parcels). 
Femer  besteht  noch  eine  ^Animal  class"  für 
den  Transport  von  lebenden  Tieren.  Das  Tarif- 
system ist  eine  Wertklassifikation.  Es  besteht 
ein  Unterschied  in  der  Beziehung,  ob  die  Bahn 
die  An-  und  Abfuhr  der  Güter  besorgt  oder 
nicht. 

Die  Kailway  and  Canal  Traffic  Act  vom 
Jahre  1888  hat  jedoch  das  Board  of  trade 
zur  Einleitung  von  Verhandlungen  behufs 
Festsetzung  einheitlicher  Maximalsätze  und 
einer  einheitlichen  Güterklassifikation  an- 
gewiesen. Nach  langen  Verhandlimgen  wurde 
eine  zuerst  für  die  9  in  London  einmünden- 
den Hauptbahnen  gütige  Wertklassifikation, 
bestehend  aus  Klassen  A,  B,  C,  1—5  im 
Jahre  1893  eingeführt.  Dieselbe  lehnt  sich 
an  die  Clearing-House-Klassifikation  an,  in- 
dem die  Klassen  A,  B,  C  den  Mineral-  und 
Specialklassen,  die  anderen  den  5  Waren- 
klassen des  Clearing -House  entsprechen. 
Der  grösste  Teil  des  Verkehrs  wird  aber 
noch  immer  auf  Grund  von  Ausnahmetarifen 
und  Spedalabmachunffen  abgefertigt. 

Die  Gütertarife  in  den  Vereinigten  Staaten 
beruhen  auf  der  Wertklassifikation,  welche 
bei  den  verschiedenen  Bahnen  sehr  ab- 
weichend und  ins  einzelne  gehend  aufgestellt 
ist.  Im  Lokal  verkehre  werden  die  Tarife  nach 
Entfernung  und  Gewicht  (vielfach  Staffel- 
tarife) berechnet  Hierbei  bestehen  jedoch 
für  Wagenladungen  billigere  Tarife.  Für 
den  durchgehenden  Verkehr  haben  sich  die 
Bahnen  über  3  Klassifikationen  und  zwar 
die  official  Classification  der  westöstlichen 
Hauptbahnen  (Trunk  Lines)  der  südlichen 
und  w^estlichen  Klassifikation  (die  erste  6 
Klassen,  die  zweite  6  Stückgut-  und  7  Wagen- 
lailungsklassen,  die  dritte  5  Stückgut-  und 
5  Wagenladungsklassen)  geeinigt,  ohne  dass 
es  dem  Bundesverkehrsamt  gelungen  ist,  die 
drei  Klassifikationen  zu  vereinheitlichen.  In 
den  Verbandstarifen  erfolgt  die  Berechnung 
auf  Grimd  von  Normalentfernungen  und  für 
die  einzelnen  Relationen  berechneter  Ver- 
hlütniszahlen.  (Vgl.  v.  d.  Leven  i.  d.  Zeit 
d.  Ver.  d.  Eisenb.-Verw.  1898  Nr.  75.) 
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IV.  Personentarife. 
14.  Entwiekelnng  der  Personentarife. 

Der  Entwickehingsgang  der  Personentarife 
zeigt  im  grossen  nnd  ganzen  dasselbe  Bild 
wie  die  Entwickelung  des  Güteiiarifs. 

So  ist  bald  nach  Einführung  des  Eisen- 
bahnverkehrs, sobald  die  Eisenbahnfahit  auf- 
gehört hat,  ein  Luxusartikel  für  den  Reisen- 
den zu  sein,  sowohl  aus  Gründen  finanzieller 
Natur  als  auch  aus  dem  Bestreben,  die 
Eisenbahn  auch  den  minder  begüterten 
Klassen  zu  Diensten  zu  stellen,  das  Princip 
der  Wertklassifikation  in  das  Tarifwesen 
aufgenommen  worden,  indem  die  Bahnen 
verschiedene  Klassen  einführten,  die  den 
Reisenden  wohl  dieselbe  Transportleistung. 
aber  nicht  dieselbe  Bequ(»mlichKeit  bieten, 
wobei  es  dem  Reisenden  selbst  überlassen 
ist,  durch  Lösung  der  Billets  sich  für  eine 
der  KlavSsen  zu  entscheiden  und  mithin  die 
bei  den  Gütertarifen  durch  eine  feste 
Klassifikation  der  Waren  gegel)ene  fixe 
Werteinteilung  je  nach  Gefallen  selbst  vor- 
zunehmen. Gewöhnlich  waren  es  drei 
Klassen,  welche  auf  Grund  dieses  Principes 
eingeführt  wurden. 

Bald  jedoch  gesellte  sich  zu  dieser  Wert- 
klassifikation der  Gedanke  der  möglichsten 
Verminderung  der  Selbstkosten  durch  die 
bessere  Wagenausnutzung,  die  dadurch  er- 
möglicht wird,  dass  auch  den  Unbemittelteren 
die  Möglichkeit  einer  Reise  geboten  wird. 
Diesem  Bestreben,  welches  in  erster  Reihe 
die  Verminderung  der  toten  Last  bezweckt, 
verdankt  die  in  vielen  Staaten  (unter  anderen 
Deutschland,  Oesteri^ich  und  Ungarn)  seiner 
Zeit  eingefülule  IV.  Wagen  kJasse,  welche 
seither  in  Süddeutschland,  Oesten-eich  und 
Ungarn  aufgelassen  wurde,  ihre  Entstehung. 

Eine  weitere  Kombination  des  Wert-  und 
Wagenraum-Tarif  Systems  ergiebt  sich  daraus, 
dass  die  Entfaltung  einer  grösseren  Bemiem- 
liclikeit  in  den  höheren  Klassen  mehr  Kaum 
in  Anspruch  nimmt,  indirekt  also  dazu  führte, 
dass  die  hciher  tarifierte  (be«iuemere)  Klasse 
den  Wagenraura  weniger  ausnutzte  als  die 
wohlfeilere  und  minder  bequeme.  Ferner 
sind  die  Herstellungskosten  der  Wagen 
höherer  Klassen  grösser  als  diejenigen  der 
Wagen  niedrigerer  Klassen.  Schliesslich 
wurde  noch  das  Interesse  der  rascheren 
Beförderung,  und  da  die  Schnelligkeit  wieder 
von  massgebendem  Einfhisse  auf  die  Erhöhung 
der  Selbstkosten  sein  musste,  auch  diese 
Seite  des  Selbstkoste nprincips  in  Erwägung 
gezogen.  Dementsprechend  entstanden  be- 
sondere Schnellzugstarife,  welche  wiederum 
die  bereits  erwähnte  Klasseneinteilung  zeig- 
ten, im  allgemeinen  aber  um  vieles  höhere 
Sätze  enthielten  als  die  gewöhnlichen  Per- 
sonentarife. 

Dieses  Moment  machte  sich  in  der  ent- 
gegengesetzten Richtung  auch  noch  insofern 


I  fühlbar,  als  in  manchen  Ländern  besooders 

I  ermässigte  Tarife   für   eine   minder  rasche 

Beförderung   (Transport   mittelst  der  s-tj:»'- 

nannten  gemischten,   d.  h.  Güter  und  IVr- 

sonen  befördernden  Züge)  aufgestellt  wunlor. 

Neben  dem  Selbstkostenprincip  hat  iler 
Standpunkt  der  Absatzerweitenmg  mir  i:  *- 
ringeren  Einfluss  auf  die  Personentanf«', 
weil  die  Niedrigkeit  der  Fahrpreise  v^r- 
hältnismässig  wenig  auf  die  Absatzerwfitt- 
ning  einwirkt,  da  der  Falirpreis  einen  üv- 
ringen  Teil  der  Reisekosten  bildet.  Nur 
ganz  bedeutende  Differenzen  rufen  eine 
sichtbare  Wirkung  hervor,  so  namentlioh 
eine  allgemeine  Herabsetzung  der  Fahr- 
preise in  einem  Jjande,  wo  bisher  die  <  »rts- 
veränderung  im  Verhältnis  zu  den  sonstipii 
Lebensbedingungen  zu  viel  gekostet  hat. 
Wichtiger  ist  der  wirtsGhaft8iH)litisehe  Aus- 
sichtspunkt. Der  Zug  der  Arbeitskräfte  un«l 
die  Zentralisierung  derselben  kann  w..hl 
durch  Pei-sonentarife  gefördert  oder  l^^hin- 
dert  werden,  da  die  Herabsetzung  der  Fahr- 
preise gerade  bei  den  kleinsten  Verni'''»L'»ni 
oder  Einnahmen  den  verhältnismässig  gn»>>t«n 
Teil  der  Reisekosten  ausmacht  und  die  Rt''i<*\ 
welche  zum  Zwecke  der  Erlangung  grr»s.<orer 
Ijöhne  oder  besserer  LebensbetlinEruriiT'^n 
unternommen  wird,  für  den  ReisendiMi  oia«* 
produktive  Auslage  bildet. 

Es  war  demnach  in  erster  Reihe  <!.> 
Kostenprincip  für  die  Erstellung  der  PtT- 
sonentarife  massgebend. 

Diesem  Princip  gemäss  konnte  auch  «li»^ 
Einrichtung  all  dieser  Personentarife  eir.»- 
ziemlich  einfache  sein.  Die  Fahrpreise  für 
Personen  werden  auf  Grund  von  per  Läng^'u- 
einheit  (Meile,  Kilometer)  und  Person  fest- 
gesetzten Einheitssätzen  berechnet,  welche 
trotz  der  wechselnden  Entfernung  die  gleichen 
bleiben.  Demgeraäss  bestehen  diese  Personen- 
taiife  aus  Tabellen,  welche  für  jeden  KiL»- 
meter  (oder  Meile)  die  Fahrpreise  für  Schneü- 
züge,  Pei-sonenzüge  und  gemischte  Züge  ne- 
sondert  und  klassenweise  eingeteilt  ent- 
halten. Die  Entfernungen  werden  aus  <lem 
zu  dem  Tarife  gehörigen  Entfemungszeig^^r 
entnommen. 

In  manchen  Personentarifen  werden  statt 
der  Entfernungen  die  einzelnen  Relation»^!! 
angeführt,  so  dass  auch  in  den  Peraiii'-n- 
tarifen  formelle  Stationstarife  entstehen. 

Ausser  diesem  Systeme  werden  auch 
Versuche  mit  der  differentieHen  Tarifl>ildun.£: 
gemacht.  Und  zwar  hat  man  in  England 
und  Belgien  das  System  der  fallenden  Skala 
in  Anwendung  gebracht,  durch  die  Idt^*  srt^ 
leitet,  dass  sich  auch  im  Personenverk»^lir 
die  Selbstkosten  für  einen  längeren  Trans- 
port im  Verhältnisse  geringer  gest^üteu  iils 
bei  der  Beförderung  auf  einer  küraen^n 
Strecke.  In  Belgien  wui-den  diese  Tarife 
binnen  kurzer  Zeit  ausser  Kraft  gesetzt,  da 
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dif  an  dieses  System  geknüpften  Erwartungen 
iK^züglich  der"  Steigerung  des  Verkehrs  — 
ang**sichts  der  kurzen  Strecken  der  bei- 
drehen Bahnen  und  der  den  Reisenden  ge- 
Wälirten  geringen  Vorteile  —  sieh  nicht  be- 
wahrheiteten. 

Das  Facit  des  Entwickelungsganges  der 
Personentarife  lässt  sich  kurz  so  zusammen- 
fa>s^*n.  Während  man  in  den  Kinderjahren 
d»^«  Eisenbahnwesens  voraussetzte,  dass  der 
P«Tsoüenverkehr  für  die  Rentabilität  der 
Ewnliahnen  massgebend  sei  und  dass  hohe 
Faiiri»reise  das  grosste  finanzielle  Resultat 
erwarten  lassen,  ist  heute  das  Gegenteil  be- 
wieM^n.  Einmal  weil  der  Güterverkehr  aus- 
j4 hlair^^^bend  ist,  zweitens  aber,  weil  die 
Mehrlunt  der  Reisenden  die  niedrigste  Klasse 
(<iros-;britannien  etwa  90,5  ^'o  die  III.  Klasse, 
in  Preussen  etwa  60,5  °/o  die  III.  und  IV. 
Kks^e)  tienutzt  und  aus  den  Einnahmen  des 
P  leinen  Verkehrs  der  grosste  Teil  auf  die 
untersten  Klassen  entfällt. 

Dii^ses  Resultat  führte  zu  der  weiteren 
Fk'v^nmg,  dass  ein  Herabsetzen  der  Fahr- 
I»ni>e  eine  beträchtliche  Absatzen\'eiterung 
hf?rl)eiführen  wihtle.  Andererseits  war  die 
Hohe  mancher  Eisenbahntarife  den  gemein- 
wirt«-chaftlichen  Zwecken  hinderlich.  So  ent- 
stand denn  ein  ganzes  System  von  Er- 
mi?8igungen  im  Personenverkehr. 

15.  Ermässigmigen  im  Personenver- 
kehr. Was  vor  allem  den  gemeinwirtschaft- 
lichen Einfluss  anlangt,  so  musste  dieses 
Princip,  welches  manchmal  den  privaten  In- 
t^Tossen  der  Eisenbahngesellschaften  schroff 
entgegentrat,  auf  dem  Wege  von  speciellen 
Be^lnstigungen  sich  Geltung  verschaffen. 
AI  .gesehen  von  so  allgemeinen  Wünschen, 
vie  die  Ermässigung  der  Fahrpreise  für 
Kinder,  welche  auch  alsbald  berücksichtigt 
w^inlen,  war  es  vor  allem  der  Staat,  der 
für  seine  Bediensteten  (Soldaten,  Beamte) 
H»wie  für  gewisse  Kategorieen  von  Per- 
Ff»nen,  die  infolge  eines  besonderen  Interesses 
einer  ausnahmlichen  Behandlung  bediu-ften, 
?-.  B.  Landesarme,  Geisteskranke,  Schüb- 
linge etc.,  sowie  für  einige  eines  besonderen 
Schlitzes  oder  Untei-stützung  bedürfende 
KatHjrnrieen,  z.  B.  landwirtschaftliche  oder 
Fabrikarbeiter,  Militärstellungspflichtige,  den 
Bahnen  Transportermässigimgen  (zum  Teil 
im  Konzessionswege,  zum  Teil  aber  im  Ver- 
••niDungswege)  auferlegte.  Ganze  Gesetze 
im  Interesse  der  Fahrpreisermässigimgf  Zwang 
zur  Einführung  nie(uigerer  Klassen,  oilliger 
Arbeiterzüge  etc.)  entstanden  hauptsächlich 
in  Staaten  mit  reinem  Privatbahnbetriebe. 
B*i»piele  in  dieser  Art  bieten  die  englischen 
f'heap  trains  Act  vom  Jahre  1844  und  1883 
i'i  and  8  Vict.  c.  85  und  46  and  47  Vict. 
c.  34). 

Aber  auch  die  aUgemeine  Meinung  for- 
derte eine  allgemeine  Herabsetzung  der  Ti-ans- 


portpreise.  DiePrivatgesellschaf  ten,  wie  später 
auch  manche  Staatsbahnen  suchten  sich  dieser 
Bestrebungen  dadurch  zu  erwehren,  dass 
sie  unter  verschiedenen,  für  die  Bahn  vom 
privatwirtschaftlichen  Standpunkte  der  Ab- 
satzerweitenmg  vorteilhaften  Bedingungen 
den  Reisenden  Preisermässigungen  ge- 
währten. So  die  Rundreisebillets  des  Ver- 
eins Deutscher  Eisenbahnen  ohne  Freige- 
wicht, die  ermässigten  Tour-  und  Retour- 
karten sowie  die  unübertragbaren  Abonne- 
ments-und  Saisonkarten,  meistens  an  dieselbe 
Bedingung  geknüpft  und  nur  gegen  Voraus- 
bezahlung des  gesamten  Fahrpreises  erhält- 
lich. Eine  weitere  Form  derartiger  Ei'- 
mäßsigungen  bildeten  die  auch  auf  vielen 
süddeutschen  Bahnen  in  letzter  Zeit  einge- 
führten Wertmarken  und  Kilometermarken. 
Dieses  aus  Amerika  entlehnte  System  er- 
möghchte  es,  auf  eine  gewisse  Anzahl  von 
Längeneinheiten  lautende  Anweisungengegen 
eine  ge'wdsse  Preisermässigung  (meistens 
10 — 25 ^/o)  zu  kaufen,  welche  dann  abge- 
faluen  werden.' 

Diese  Karten  waren  häufig  infolge  bahn- 
seitiger  Vereinbarungen  für  ein  von  ver- 
schiedenen B^hngesellschaften  gebildetes 
Netz  giltig.  Jedoch  alle  diese  Ermässigiuigen 
waren  zu  gering,  um  die  hohen  Fahrpreise 
annehmbar  zu  machen.  Doch  auch  in  der 
Form  von  Abonnementskarten  wurden  solche 
mehrere  Bahnen,  ja  neuestens  in  der  Schweiz 
sogar  das  ganze  Netz  des  Landes  umfassende 
Vereinbarungen  getroffen. 

Der  allgemeine  Wunsch  nach  einer  gründ- 
lichen Fahrpreisermässigung  äusserte  sich 
so  laut  dass  selbst  das  im  Postverkehre  an- 
genommene Penny-Portosystem  für  den  Bahn- 
verkehr vorgeschlagen  wurde.  So  nament- 
lich von  Galt  1893,  Branden,  Scharhng, 
Perrot  u.  a.  Dieser  Vorschlag  in  Verbin- 
dung mit  dem  im  Frachtenverkehr  üblichen 
Principe  der  differentiellen  Tarifierung  hat 
schliesslich  den  ungarischen  Zonentarif  ge- 
zeitigt, unter  dessen  EiniÄ-irkung  auch  in 
Oesterreich,  obzwar  auf  anderer  Grundlage, 
die  Reform  des  Personentarifs  durcligeführt 
wurde. 

16.  Der  Zonentarif.  Der  leitende  Ge- 
danke des  Zonentarifs  ist  die  Nichtl)erück- 
sichtigung  der  Entfernung  bei  der  Bemessung 
des  Beförderungspreises.  Er  tritt  in  zwei 
Formen  auf.  Entweder  so,  dass  der  Tarif- 
satz zwar  mit  jeder  neuen  Einheitsent- 
fernimg wächst,  die  Einheitsentfemungen 
selbst  aber  statt  der  gewöhnlichen  Einheit 
(1  km  oder  Meile)  vergrössert  werden  (10  km, 
50  km  u.  s.  w.).  Oder  —  und  dies  ist  der 
eigentliche  Zonentarif  —  es  werden  nur 
wenige  Entfernungszonen  mit  wachsenden 
Preisen  aufgestellt  imd  über  eine  gewisse 
Entfernung  der  Transportj)reis  überhaupt 
nicht  mehr  erhöht    Das  Ende  dieser  Ent- 
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Wickelung  ist  der  Einheitstarif,  der  mir 
einen  Transportpreis  für  alle  Entfernungen 
kennt. 

Der  ersten  Form  entspricht  der  öster- 
reichische Staatsbahnzonentarif.  In  seiner 
heutigen  Gestalt  (die  Einheitssätze  wurden 
bereits  erhöht)  ist  er,  wie  aus  nachstehen- 
dem Schema  erhellt,  ein  Entfemungstarif, 
welcher  lediglich  eine  Vereinfachung  der 
normalen  Tanfbildung  durch  Anwendung 
längerer  Entfemungseinheiten  aufweist.  Der 
Tarif  selbst  beruht  auf  massig  fallenden 
Einheitssätzen.   Das  Schema  ist  das  folgende. 

Die  Berechnung  erfolgt  nach  Zonen  zu 
10  Kilometern,  die  angefangenen  Zonen  wer- 
den für  voll  gerechnet :  1 — 10  Kilometer  gel- 


ten für  10  Kilometer  und  so  fort  bis  zur 
Höchstentfernung  von  1100  Kilometern. 


Durchschnittssätze  f&r 

Personenzüge 

für  jedes  km  bis    150  km  .    .    . 

,,       ,,       ,,   über  150  bis  300  km 

,,       „       ,,      ,,    600  km  .    .    . 


in  Hellern 

I    um 

7,504,502,50 

7,30  4,3O:2J0 
7,00t  4,00. 2,00 

'  »03,60;  1^60 


Hierzu  tritt  eine  Stempelgebühr  und  für 
Schnellzüge  ein  kilometrischer  Zuschlag  von 
1 — 3  Hellem  je  nach  der  Klasse  neb^^t 
Stempelgebühr.  Der  Zonentarif  der  imga- 
rischen Staatsbahn  entspricht  mein:  dem 
eigentlichen  Zonentarif.  Sein  Schema  ist 
das  folgende: 


Verkehr 


Zone 


Elilometer 


Fahrpreise  für  eine  Person  für 


Schnell- 


Personen-,  Omnibns- 
und  gemischte 


Züge 


II. 


III. 


I. 


I 


II. 


m. 


in  Gulden  incl.  Steuer-  und  Stempelgebühr 


a)  Nachbar -Ver- 
kehr 


b)  Fem- Verkehr 


3. 

I. 

II. 

III. 

IV. 

V. 

VI. 
VII. 
VIII. 

IX. 

X. 

XI. 
XU. 
XIII. 
XIV. 


1~  10 

11—  15 

16—  20 

21—  25 

26—  40 

41—  55 

56—  70 

71—  85 

86—100 

101—115 

116-130 

131—145 

146—160 

161—175 

176-200 

201—225 

226  u.  darüber 


Der  obige  Tarif  unterscheidet  sich  von 
^em  ursprünglichen  im  Jahre  1889  einge- 
führten Tarif  ausser  einer  unerheblichen  Er- 
höhung der  Fahrpreise  darin,  dass  ehedem 
der  Nachbarverkehr  nur  2  Zonen  umfasste. 
Sein  charakteristisches  Merkn^d  bildet,  dass 
er  auf  Einheitssätze  geteilt  mit  den  Zonen 
unregelmässig  steigende  Einheitssätze  auf- 
weist und  in  der  14.  Zone  dem  Princip  des 
PersoTienpoi-tos  entspricht.  Die  Sätze  dieses 
Tarifs  begreifen  die  Transportsteuer  und 
Sterapelgebühr  in  sich.  Der  Tarif  hat  na- 
mentlich im  Nachbarverkehr  und  der  16.  Zone 
erhebliche  Fahrpreisermässigungen  einge- 
führt, welche  den  Verkehr  beträchtlich,  die 
Einnahmen  ebenfalls,  wenn  auch  in  ge- 
ringerem Masse,  gehoben  liaben.  Den  Zweck 
des  Tarifs  bildete  neben  einer  allgemeinen 
Preisermässigung  eine  Hebung  des  Fern- 
verkehrs.   Es   ist   dies  jedoch   nur  in  ge- 


—  75 

—  50 

1,50 

h— 

2,25 

1,50 

3,— 

2  — 

3,75 

2,50 

4,50 

3- 

5,25 

3,50 

6,- 

4,— 

6,75 

4,50 

7,50 

5,— 

»,25 

5,50 

9- 

6,~ 

10,50 

7- 

12,- 

8- 

—  30 
^,60 

—,90 

1,20 

1,50 
1,80 
2,10 

2,40 
2,70 

3,— 
3,30 
3.60 
4,30 

5,- 


—,30 

—,40 

-,50 

-^o 

1,20 

1,80 

2,40 

3,- 
3»6o 
4,20 
4,80 
5,40 
6,- 
6,60 
7,20 
8,10 
9  — 


-15 

—  22 

—  30 
—,40 
-,80 

1,20 
1,60 

2,- 
2,40 
2,80 
3,20 
3,60 
4  — 
4,40 
4,80 

5,40 
6,- 


—.10 

—,20 

—  25 
-50 
-75' 

1,50 
1.75 
2.— 
2J25 
2,50 
2,75 
3- 
3,50 
4- 


ringem  Masse  möglich,  da  die  Grenze  des 
ungarischen  Fernverkehrs  in  den  Haupt- 
richtungen (West  und  Nordwest)  kaum  ül>er 
die  Grrenze  der  14.  Zone  hinausreicht  Dem 
Nachbarverkehr  wurde  vorgeworfen,  dass  er 
die  Fernzüge  mit  lokalen  Reisendea 
überhäuft,  dem  ganzen  Tarif,  dass  er  steif 
ist,  keine  Deklassifikationen  zulässt  und 
durch  Umsteigen  und  verschiedenartige  K'^m- 
binationen  zur  Ausspielung  des  Tarifs  an- 
reizt. 

Der  Vorteil  des  Taiifs  ist  ausser  seiner 
Einfachheit  und  der  Vereinfachung  des 
Falirkartenwesens,  dass  er  eine  allgemoüie, 
also  vom  gemeinwirtschaftlichen  Standpunkte 
den  Sonderbegünstigungen  (Rückfahraboone- 
ment-  etc.  Karten)  vorzuzienende  allgemeine 
Herabsetzung  der  Fahrpreise  enthält.  Eine 
solche  kann  freilich  auch  ohne  Zonensj'stera 
zweckentsprechend  durchgeführt  werden. 
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17.  Die  wichtigeren  bestehenden  nor- 

schieden die  bereits  geschilderte  Einrichtung 

malen  Personentarife.     In   Deutschland, 

—  Die  Höhe  der  eingerechneten  Einheits 

der  Schweiz,  Frankreich,  Italien  und  Belgien 

Sätze  zeigt  die  folgende  Tabelle. 

zeigen  die  Personentarife  mit  geringen  Unter- 

Schnellzüge 

Gewöhnliche 
Personenzüge 

Tour  und  Retour 

Land 

Wagenklasse 

Währung 

I 

II 

ni 

I 

n 

III       IV 

I 

II 

m 

Preussen     .    . 

9 

6,67 

4,67 

8 

6 

4             2 

12 

9 

6 

>Pfennige 

Bayern  .    .    . 

9,1 

6.4 

4,1 

8 

5,3 

3,4     ;    — 

13,3 

8 

5,3 

Schweiz  .    .    . 

io,75 

7,5 

5,37 

10,75 

7,5 

5,37        — 

Ermäss.  Zeitkarten 

Fraakieidi .    . 

.11,2 

7,56 

4,928 

11,2 

7,56 

4,928:    — 

16,8 1  i2,o9|    7,886 

Italien    .    .    . 

12,43 

8,71 

5,65 

11,3 

7,71 

5,09    1    — 

Ermässig.  25-307,, 

>Centimeä 

InternationAle  Züge 

Inlandszüge  (Lokalverkehr) 

Ermäss.  Zeitkarten 

Bedien  .    .    . 

9,45 

7,1 

4,75 

9,45 

6,^ 

i 

3,8   j 

' 

18.  Die  Gepftektarife.  Dieselben  be- 
ziehen sich  auf  das  aufgegebene  Grejjäck.  wäh- 
rend die  in  den  Personenwagen  mitgerührten 
kleinereu  Stücke,*  das  Handgepäck,  frei  befördert 
werden.  Die  Gep&cktarife  sind  zumeist  in  den 
Personentarifen  enthalten.  Die  Entwickelung 
zeigt  wenig  Phasen  und  kaum  einen  nennens- 
werten Fortschritt.  Principielle  Unterschiede 
zwTKhen  den  meisten  derartigen  Tarifen  be- 
stehen nur  insofern,  als  in  manchen  Staaten 
Freigewicht  gewährt  wird  (so  in  Preussen  25 
Kilogramm,  auf  den  meisten  französischen  und 
belgischen  JBahnen  30  Kilo^rramm)  und  infolge- 
dessen ein  eigentlicher  Tanf  nur  für  das  Ueber- 
?ewicht  besteht,  während  in  anderen  Ländern, 
wie  in  Bayern  und  auch  in  Oesterreich  und 
rng&rn  (wo  es  auf  den  Staatsbahnen  seit  Ein- 
fthnmg  des  Zonentarifes  kein  Freigepäck  giebt), 
der  Tarif  auf  alle  aufgegebenen  Gepäckstücke 
angewendet  wird.  Das  Fallenlassen  des  Frei- 
cewichts  kann  wohl  als  begründet  angesehen 
^t^rden,  da  das  Gewähren  einer  solchen  Be- 
^finstignn^^,  wenn  sie  nicht  nur  eine  formelle 
Ln  nnd  sich  die  Bahnen  nicht  etwa  in  den 
b'jheren  Fahrpreisen  regressieren,  als  eine  Tolks- 
»irtschaftlich  nicht  gerechtfertigte  dem  Princip 
Ton  Leistung  und  Gegenleistung  widersprechend, 
and  die  wohlhabenderen  Klassen  gegenüber  den 
vbne  Gepäck  reisenden  ärineren  Fahrgästen  be- 
göDstigende  Massnahme  erscheint.  Ausserdem 
wirkt  die  Verschiedenheit  der  betreffenden  Tarif- 
bestimmungen erschwerend  auf  die  Erstellung 
direkter  Gepäcktarife. 

Der  mit  der  Einführung  der  Zonentarife 
in  Cngam  geschaffene  Gepäckszonentarif  be- 
steht nicht  mehr.  An  seine  Stelle  ist  ein  (statt 
3  nunmehr  8  Stufen  enthaltender)  Entfemungs- 
tarif  getreten. 

Der  neue  Gepäckszonentarif  (vom  1,  Januar 
1^99)  der  königlich  ungarischen  Staatsbahnen 
^^t  der  folgende : 

Frachtsatz:  in  Gulden  per  Stück 

1— öOkg  51— 100  kg  üb.  100  kg 


Zone 

km 

I 

1-50 

U 

51-100 

111 

101-200 

iV 

201—300 

V 

i«l— 450 

\1 

451-600 

Vil 

über  600 

0,25 

0,50 

1,00 

0,50 

1,00 

2,CX) 

1,00 

2,00 

4,00 

1,50 

3,00 

6,00 

2,00 

4,00 

8,00 

2,50 

5,00 

10,00 

3,00 

6.00 

12,00 

Nach  dem  österreichischen  Zonentarife  sind 
für  Gepäck  per  10  Kilogramm  und  Kilometer 
inklusive  der  Stempelgebühr  0,2  Kreuzer  ö.  W. 
zu  entrichten,  wobei  als  geringste  Gebühr  10 
Kreuzer  eingehoben  werden.  Die  bayerischen 
Staatsbahnen  berechnen  die  Taxen  per  10  Kilo- 
gramm und  Kilometer.  Die. Taxe  beträgt  0,35 
Pfennige.  Dieselbe  Taxe  gilt  auf  den  württemt 
bergisdien  Staatsbahnen  sowie  der  badischen 
Staatsbahn.  In  Italien  beträgt  die  Taxe  0,452 
Lire  per  Tonnenkilometer. 

Die  Taxen  bei  den  Uebergewichtstarifen 
sind :  in  Preussen  0,5  Pfennig  per  10  Kilogrammi 
und  Kilometer;  in  Frankreich  (Ostbahn)  per 
1  Kilometer  bis  zu  40  Kilogramm  50  Cent,  über 
40  Kilogramm  40  Cent. 

V.  Tarifkriege  und  Verkehrsteilnngeiii 

Zu  Anfang  des  Eisenbahnbetriebs  herrschte 
die  Theorie  der  freien  Konkurrenz  der  Eisen- 
bahnuntemehmungen,  welche  auf  einer  gänz- 
lichen Yerkennung  der  Monopolstellung  der 
Eisenbahnen  beruhte.  Dieser  Auffassung 
entsprechend  wurde  es  gar  nicht  versucht, 
eine  Konkurrenz  der  Eisenbahnen  zu  ver- 
hindern. 

Infolge  der  hieraus  erklärlichen  leicht- 
fertigen Handhabung  des  Eisenbahnkon- 
zessionswesens in  der  ersten  Periode  des 
Bahnbetriebes  (in  Amerika  bedurfte  es  in 
manchen  Staaten  gar  keiner  Konzession  zum 
Eisenbahnbau)  konnte  es  geschehen,  dass 
viele  Hauptpunkte  durch  mehrere  Eisenbahn- 
linien verbunden  wurden,  w^elche  meistens 
in  der  Hand  von  verschiedenen  Gesellschaften 
oder  Betriebsleitungen  lagen.  Zvrischen  die- 
sen verschiedenen  Linien  musste  unbedingt 
ein  Konkurrenzkampf  entstehen,  der  häufig 
mit  den  äusv^ersten  Mitteln  auch  auf  dem 
Gebiete  des  Tarifwesens  geführt  wurde,  in- 
dem  jede  Bahn  bestrebt  war,  den  ganzen 
zwischen  den  beiden  Punkten  laufenden 
Transport  oder  zum  mindesten  den  gi-össeren 
Teil  desselben  für  ihre  Linie  zu  gewinnen. 
Die  Mittel  hierzu  waren  die  geheimen 
Refaktien,  mit  denen  sich  die  Bahnen  gegen- 
seitig zu  unterbieten  suchten.    Femer  hatten 
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die  konkurrierenden  Linien  meist  ihre 
eigenen  Agenten,  deren  Aufgabe  es  war, 
die  einzelnen  Frachten  für  ihre  Bahnlinie 
zu  gewinnen.  Der  Schluss  dieser  Kämpfe 
—  die  meistens  ohne  Berücksichtigung  der 
wirtschaftlichen  Grundlagen  geführt  win-den, 
w^obei  es  in  Amerika,  der  eigentlichen  Heimat 
dieser  Kämpfe,  so  weit  kam,  dass  eine  Eisen- 
bahn einige  Zeit  lang  ganz  umsonst  tmns- 
portierte  (indem  die  gezahlte  Fracht  zurück- 
erstattet wurde)  —  war  meistens  eine  Fusion 
der  konkurrierenden  Bahnen  oder  eine  Ver- 
kehrsteilung (Cartell,  ix)ol).  Das  Kartell  und 
die  in  demselben  ausgesprochene  Verkehrs- 
teilung berührt  häufig  nicht  nur  den  Inlands- 
verkelir,  sondern  auch  den  Verkehr  mit  den 
Eisenbahnen  fremder  Länder,  manchmal  auch 
die  Konkurrenz  der  Wasserstrassen. 

Die  Verkehrsteil un gen  beziehen  sich  ent- 
weder auf  die  faktische  Teilung  der  Trans- 
porte selbst  oder  auf  einen  Geldausgleich 
für  die  nicht  faktisch  transportierende  Eisen- 
bahn. Im  ersteren  Falle  werden  Instradie- 
rungsvorschriften  festgestellt,  welche  die 
Transportrichtung  der  aufzugebenden  Güter 
meistens  derartig  bestimmen,  dass  für  das 
ganze  Jahr  eine  Art  von  Kalender  redigiert 
ward,  aus  dem  für  jeden  Tag  des  Jahres 
ersichtlich  ist,  auf  welcher  der  konkurrieren- 
den Linie  die  Waren  zu  befördern  sind. 
Diese  Instradierungstafeln  beruhen  auf  einer 
vorhergegangenen  Vereinbarung,  bei  w^elcher 
das  Verliältnis  der  Konkurrenzberechtigung, 
richtiger  Konkurrenzfähigkeit  der  verschie- 
denen Linien  festgesetzt  w'urde.  Diesem 
Verhältnisse  entsprechend  erhält  jede  Linie 
eine  gewisse  Quote  des  Verkelirs  zugewiesen, 
z.  B.  die  eine  Bahn  50  ^/o,  die  andere  30  ®/o, 
die  dritte  20  ^/o  des  Gesamtverkehrs.  Manch- 
mal erfolgt  die  Teilung  in  der  Weise,  dass 
einer  jeden  Linie  ein  bestimmtes  geographi- 
sches Verkehregebiet  zugewiesen  wird.  Die 
Umstände,  welche  für  die  Bestimmung  des 
Grades  der  Konkurrenzfähigkeit  der  Bahnen 
unter  einander  als  massgebend  betrachtet 
werden,  sind  sehr  verschiedener  Art.  Vor 
allem  kommt  das  Längenverhältnis  der  be- 
treffenden Linie  in  Betracht.  Hierbei  gilt 
der  Grundsatz  in  Deutschland  und  Oester- 
reich,  dass  die  längere  Route  bis  zu  20  ^/o 
Mehrdistanz  als  transportberechtigt  ange- 
sehen wird.  Ausser  der  Trausportlänge  ist 
die  materielle  Machtstellung  (Haupt-  oder 
Nebenbahn),  die  geographische  Lage  (ob  die 
Bahn  durch  Schiffahrt  konkurrenziert  ist) 
sowie  die  allgemeine  Höhe  der  Tarife  der 
verschiedenen  Bahnen  von  Einfluss  auf  die 
Bestimmung  des  Masses  der  Konkurrenz- 
fähigkeit. Natüi-lich  wird  diejenige  Bahn, 
welcher  die  die  grössten  Transport massen 
liefei-nden  Stationen  angehören,  oder  eine 
Bahn,  welche  an  mehi'eren  Konkurrenzlinien 
beteiligt  ist,  ihren  Konkurrenten  gegenüber 


im  Vorteil  sein.  Liegt  der  letztere  Fall  vör, 
so  wird  die  an  melireren  Routen  beteiligte* 
Bahn  mit  dieser  ihrer  gemeinsamen  Strecke 
neutral  gestellt,  d.  h.  sie  erhält  die  Traus- 
porte auf  diese  Linie  ganz  und  muss  mit 
dieser  Linie  nicht  an  den  kartellmassig  ver- 
einbarten Ermässigungen  teilnehmen.  Die 
Verkelirsteilungen  bilden  die  einzige  auf 
wirtschaftlichem  Gebiete  mögliche  Losung 
der  unfruchtbaren  Konkurrenzkämpfe,  wäL- 
rend  dieselben  am  gründlichsten  und  von 
vornherein  durch  ein  zielbewusstes  Kon- 
zessionssystem  ausgesclüossen  werden  kön- 
nen. Doch  auch  die  Kartelle  sind  in  neuester 
Zeit  viel  angefeindet  worden.  In  den  Ver- 
einigten Staaten  hat  die  Interstate  Commerce 
Act  das  Schüessen  von  Kartellen  verlwiten 
(Antipooling  clause).  Dieses  Verbot,  welches 
eigentlicli  die  durch  die  Älangelhaftifrkeir 
des  amerikanischen  Handelsrechts  und  1  be- 
sonders der  auf  die  Handelsgesellschaftea 
bezüglichen  Hechtssätze  ermöglichten  un- 
lauteren Gescliäfte  aus  dem  Gebiete  «>^s 
Eisenbahnwesens  ausschliessen  und  eine 
Stärkung  der  monopolistischen  Stellunsr  fler 
Eisenbahnen  verhindern  sollte,  hat  nicht  zu 
dem  gewünschten  Resultate  geführt  und 
wird  wohl  wieder  aufgehoben  wenlen 
müssen.  Die  Antipooling  clause  hat  nai-h 
Ansicht  hervorragender  Fachmänner  einer- 
seits die  Vereinbarung  hinsichtlich  der  un- 
bedenklichen Tarifverbände  erschwert,  'las 
Aufsaugen  der  kleinen  Bahnen  durch  die 
grossen  erleichtert,  dadurch  die  Mono[->l- 
steüung  der  letzteren  nur  gestärkt  und  den 
Konkurrenzkampf  vei-schärft.  Die  Anträge 
zur  Abänderung  der  Antipooling  clause 
konnten  bisher  nicht  durchdringen,  und  so 
hat  sich  das  Eisenbahnwesen  derart  ge- 
holfen, dass  zur  Umgehung  der  Regel  nicht 
als  pools  benannte  Vereine  oder  auf  »lis 
Gebiet  der  Einzelstaaten  beschränkte  Vereine 
gebildet  wiu'den,  welche  mit  einander  iw 
Verbindung  traten.  Solche  ümgeluuigen 
wurden  zwar  dm-ch  das  Bimdesverkehrsarat 
angefochten  und  durch  Berufungen  der 
Bahnen  an  die  Gerichte  ^leitet^  der  Recht?- 
zustand  konnte  jedoch  nicht  geklärt  wenleu, 
obwolü  das  Gebaren  solcher  Vereine  s> 
wolil  als  mit  dem  intestate  commerce  law 
w4e  mit  dem  eigentlichen  KartellgeBctz 
(anti  trust  law)  in  letzter  Zeit  für  unverein- 
bar erklärt  wurde  (Transmissouri  und  Point 
Traffic  Association  case). 

Litteratnr :  Ausser  den  allgemeinen  Handbürhem 
erwähnen  wir  folgende  zumeist  erschfipfmdt 
Lüteratiirangaben  enthaltenden  Werke  hczv,  Auf- 
sätze, indem  wir  hinzufügen,  dass  die  Fachzeit- 
schriften, von  denen  hier  nur  das  Arrhir  f«r 
Ei.^cnbahnu'esen ,  Zeitung  rf.  J'ereins  drutfch, 
Eisenb.,  Raüroad  Gazette,  Rcnie  gen.  des  cbcrnntf 
de  fer  encahnt  werden  sollen ,  zahlreiche  Auf- 
sätze über  Tarif tresen  enthalten.  Alexander, 
Railway  Practice, London  und  Xew-York  ldS7.  — 
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Eisenbahnstatistik. 

Einleitung.  1.  Bedeutung  der  inter- 
nationalen £.  2.  Geschichte  der  internationalen 
E.  3.  Mängel  der  internationalen  E.  I.  Ueber- 
sicht  über  die  Eisenbahnen  der  Erde. 
1.  Längenent Wickelung.  2.  Eisenbahnausstat- 
tung: der  wichtij§:sten  Länder.  3.  Gesamtanlage- 
kapital. IL  Die  Eisenbahnen  der  frem- 
denErdteile.  1.  Asien  (Britisch-Indien,  Janan, 
Russisch- Asien).  2.  Afrika  (Kon^obahn,  Alge- 
rien und  Tunis,  Egypten,  Capkolonie).  3.  Austra- 
lien. 4.  Südamerika  (Argentinien,  Brasilien, 
Chile,  Transandinische  Bahn).  5.  Nordamerika 
(Mexico,  Canada,  Vereinigte  Staaten  von 
Amerika).  III.  Die  Eisenbahnen  Euro- 
pas. 1.  Vergleichende  Uebersicht  (Ausstattung 
mit  Doppelgleisen,  Anlagekapital,  Betriebs- 
mittel und  V  erkehrsleistungen ,  Finanzergeb- 
nisse, Unfälle).  2.  Die  wichtigsten  ausser- 
deutschen  Staaten  (Grossbritannien  und  Irland, 
Frankreich,  Russland,  Oesterreich-Ungarn).  3. 
Deutschland  (Entwickelung  der  Haupt-  und 
Nebenbahnen,  Entwickelung  der  Staatsbahnen, 
die  Staatsbahnen  im  preussischen  Staatshaus- 
halt, Eisenbahnausstattung  der  einzelnen  Staaten, 
allgemeine  Verkehrsentwickelung,  Güterverkehr). 

Einleitung. 

1.  Bedeutung  der  internationalen  E. 

Ausdehnung  des  Eisenbahnnetzes  und  Ent- 
wickelung der  wirtschaftlichen  Kraft  eines 
Landes  stehen  in  innigster  Wechselwirkung 
zu  einander;  je  enger  sich  die  Schienen- 
maschen über  ein  Gebiet  legen,  je  billiger, 
be<|uemer,  zuverlässiger,  schneller  die  Per- 
sonen- und  namentlich  die  Güterbeförderung 
werden,  desto  reicher  entfaltet  sich  das 
Wirtschaftsleben  des  Volkes,  und  je  mehr 
die  wirtschaftliche  Entwickelung  ansteigt, 
desto  stäi'keren  Verkehr  führt  sie  den 
Bahnen  zu,  weitere  extensive  und  intensive 
Ausdehnung  der  Gleisanlagen  und  grössere 
Aufwendungen  für  Verbessenmg  und  Ver- 
billigung  des  Transportes  wieder  ermög- 
lichend: in  den  Zahlen  der  Eisenbahn- 
statistik spiegelt  sich  das  Bild  der  wirt- 
schaftlichen Lage. 

In  allen  Kulturstaaten  sehen  wir  zu 
Zeiten  eines  wirtschaftlichen  Aufschwunges 
das  Eisenbahnnetz  sich  beträchtlich  erwei- 
tern, und  ist  das  Gebiet  mit  Vollbahnen 
schon  fast  gesättigt,  so  wird  das  Kapital  in 
den  Ausbau  der  kleineren  und  doch  für  die 
Erschliessung  lokaler  Kreise  so  sehr  wich- 
tigen Zufiihrbahnen  hineingesteckt;  so  im 
letzten  Jahrzehnt  in  Deutschland,  in  Frank- 
reich, in  England.  Kritische  Zeiten  lassen 
dagegen  sofort  auch  den  Eisenbahnbau  natm*- 
gemäss  stocken;  das  Privatkapital  hält  sich 
zurück,  und  auch  der  Staat  muss,  den  ver- 
minderten Einnahmen  Rechnung  tragend, 
sich  auf  die  Anlage  der  dringendsten  Linien 
beschränken. 

Die  »Eisenbalinausstattung«,  d.  h.  das 
Verhältnis  der  Eisenbalinlänge  eines  Landes 
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zur  Gebietsfläche  und  zur  Bevölkenmg,  wird 
immer  gtlnstiger.  Bei  vorgeschrittenen 
Staaten  ist  dabei  das  Hauptgewicht  auf  das 
Verhältnis  zur  Bodenfläcne  zu  legen;  je 
dichter  das  Eisenbahnnetz,  desto  leichter  ist 
es  für  jeden  Bewohner  zu  erreichen,  und 
die  Bevölkerungszahl  äussert  sich  dann  in 
der  Intensität  des  Verkehrs.  In  noch  un- 
entwickelten Ländern  dagegen,  die  noch 
ganz  überwiegend  extensiv -landwirtschaft- 
lich benutzt  werden  und  die  Menschenan- 
häufungen der  Industriegegenden  und  grossen 
Städte  nicht  kennen,  da  ist  das  Verhältnis 
der  Eisenbahnlänge  zur  Bevölkerungszahl 
als  massgebend  zu  betrachten,  oft  ist  hier 
die  Eisenbahn  erst  Vorläufer  der  Besiede- 
lung,  und  nur  besiedelte  Gegenden  können 
zur  Beurteilung  der  Eisenbahnausstattung 
herangezogen  werden. 

Die  Berechnung  einer  einheitlichen  „Eisen- 
bahnausstattungszincr",  wie  sie  Engel  in  dem 

feometrischen  Älittel  zwischen  dem  Verhältnis 
er  Eisenbahnlänge  zur  Fläche  einer  Quadrat- 
meile und  dem  zur  Bevölkerung  von  je  10000 
Personen  gefunden  hat,  ist  willkürlich  und  des- 
halb unzmässig,  da  eine  Quadratmeile  Fläche 
und  10000  Bewohner  in  keiner  zwingenden  oder 
auch  nur  regelmässigen  Beziehung  zu  einander 
stehen*);  auch  darf  man  nicht  Länder  ganz 
verschiedener  Kulturstufe  in  ihrer  Verkehrsent- 
wickelunj  nach  gleichem  Massstabe  messen,  und 
vollends  ist  nicht  ausser  acht  zu  lassen,  wie  es 
hei  der  Aufstellung  einer  Ausstattungsziffer  ge- 
schieht, dass  in  Ländern  wie  Sibirien,  Canada, 
Australien  u.  a.  nur  ein  geringer  Teil  der  Ge- 
samtfläche menschlicher  Ansiedelung  zugänglich 
und  deshalb  für  den  Eisenbahnbau  geeignet  ist. 
Unmittelbarer  noch  als  in  der  Längen- 
ausdehnung kommt  der  wirtschaftliche  Fort- 
schritt in  der  Verkehrsentwickelung  (Per- 
sonenbeförderung, Güterbefördenmg,  Roh- 
einnahme) zur  Erscheinung  und  zwar  vor 
allem  in  der  Güterbeförderung.  Deren 
Zahlen  sind  charakteristischer  als  die  oft 
angezogenen  Ziffern  der  Ausfuhr  und  Ein- 
fuhr ;  sie  beruhen  ganz  überwiegend  auf  den 
Beziehungen  zwischen  der  inländischen  Pro- 
duktion und  dem  inländischen  Konsum  und 
sind  daher  weit  weniger  als  die  Zahlen  der 
Handelsbilanz  von  den  schwankenden  Ver- 
hältnissen des  Weltmarkts  abhängig. 

In  Deutschland  entfällt  z.  B.  nur  wenig 
mehr  als  V5  des  gesamten  Eisenbahngüterver- 
kehrs auf  den  Verkehr  mit  dem  Ausland,  selbst 
wenn  mau  die  Häfen  als  Ausland  betrachtet, 
und  dies  obgleich  Deutschland  seiner  geo- 
g:raphischen  Lage  nach  mit  den  Nachbarländern 
m  besonders  engen  Wechselbeziehungen  über 
die  trockenen  Grenzen  hin  steht;  hat  es  doch 
nicht  weniger  als  72  Eisenbahngrenzanschlüsse 
gegen  46  in  Oesterreich-Ungam  und  37  in 
Frankreich  *). 


*)  Vgl.  auch  Wagner,    Finanzwissenschaft 
Bd.  I  S.  705. 

*)   Diese  Zahlen    sind   von   A.   Peez,  Die 


Die  Intensität  des  Betriebs  zeigt  sich  in 
den  auf  die  Längeneinheit  zurückgeführten 
Verkehrsleistungen,  namenthch  in  den  aiif 
1  km  ßetnebslänge  gefohrenen  Personon- 
und  Gütertonnenkilometern,  wie  auch  in  der 
Ausstattung  mit  Betriebsmitteln.  Auch  liier 
ist  überall  eine  Steigerung  zu  beobachten, 
die  sich  noch  stärker  darstellt,  wenn  man 
bedenkt,  wie  viel  zugkräftiger  jetzt  die 
Lokomotiven,  wie  viel  grösser  die  Wahren 
gegen  früher  im  allgemeinen  gebaut  wenior.. 

Eine  Leistungsfähigkeit  von  aOO— 400  Pferde- 
stärken, wie  sie  vor  etwa  30  Jahren  nur  die 
stärksten  Maschinen  hatten*),  wird  jetzt  von 
einer  mittleren  Schnellzugslokomotive  gefordert 
während  die  mittleren  Güterzugslokomotiven 
400—500,  die  stärksten  HX)— 1(X)0  und  noch 
mehr  Pferdestärken  darstellen;  damals  hatten 
die  Lokomotiven  der  Personenzüge  eine  und  die 
der  Güterzüge  zwei,  heute  haben  jene  zwei  bis 
drei  und  diese  bis  zu  sechs  Treibachsen.  Pit 
Güterwagen  hatten  zu  Beginn  der  Eisenbahn- 
zeit eine  Tragfähigkeit  von  zwei  bis  vier  Tonnen, 
die  dann  auf  10  Tonnen  zunächst  gesteigert 
wurde;  heute  fasst  in  Deutschland  derNormal- 
typus  des  zweiachsigen  Wagens  15  Tonnen. 
Specialwagen  mit  vier  und  sechs  Achsen  werden 
auch  zu  30  Tonnen  gebaut,  und  in  Amerika 
wird  auf  einigen  Linien  des  Ostens  selbst  diese 
Tragfähigeit  noch  überschritten,  sechsachsi?? 
Kohlen-  und  Erzwagen  sind  für  40 — 50  Tonnen 
eingerichtet;  nur  Er^land  ist  bei  seinen  altt-n 
Wagen  von  7—9  Tonnen  stehen  geblieben. 
Ebenso  sind  die  Personenwagen,  die  früher  nur 
zweiachsig  gebaut  wurden,  jetzt  drei-,  vier-  und 
in  einigen  Ländern  sogar  sechsachsi^.  D<*r 
statistische  Vergleich  kann  sich  aber  leider  nur 
auf  die  Zahl  der  Betriebsmittel  selbst  erstrecken, 
da  nur  wenige  Staaten  weitere  Angaben  geben 
und  die  Zugkraft  der  Lokomotiven  sich  anch 
einer  zuverlässigen  statistischen  Erfassung  ent- 
zieht ;  nicht  einmal  die  Achsenzahl  wird  in  den 
meisten  Statistiken  verzeichnet. 

Welche  Macht  die  Eisenbahnen  in  sieh 
vereinigen,  das  zeigt  sich  deutlich  in  der 
Grösse  des  in  ihnen  zusaramengefassteu 
Kapitals  und  auch  in  der  Höhe  ihrer  jähr- 
lichen Reineinnahmen  sowie  in  der  Zahl 
der  angestellten  Beamten  und  Arbeiter; 
welche  ungeheuren  Kapitalien  in  ihnen 
stecken,  das  wird  noch  veranschaulicht  durch 
das  für  einige  Staaten  im  folgenden  fest- 
gestellte Verhältnis  der  Staatseisenliahn- 
schuld  zur  gesamten  Staatsschuld.  In  allen 
Kulturstaaten  sind  die  Eisenbahnen,  ^"ie 
sich  schon  aus  der  Betrachtung  der  Statistik 
hiernach  ergiebt,  Machtfaktoren  ersten  Ranges, 
um  so  bedenklicher  für  die  politische  und 
soziale  Struktur  eines  Volkes,  m  je  weniger 
Händen  sich  diese  Macht  vereinigt  findet; 

Stellung  unserer  Eisenbahnen  im  Welthandel, 
in  dem  Sammelwerk :  Die  Geschichte  der  Eisen- 
bahnen der  österr.-ungar.  Monarchie  (Wien  1898) 
Bd.  II  mitgeteilt. 

")  Rühlmann,  Allg.  Maschinenlehre  Bd.  III 
(1868). 
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imd  gerade  auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahn- 
wesens ist  schon  früh  und  erfolgreich  das 
vom  reinen  Verkehrsstandpunkt  aus  not- 
wendige Princip  der  Vereinigung  zum  Durch- 
bnich  gekommen ;  so  in  Frankreich,  in  Eng- 
land, in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
wo  nicht  ohne  wirtschaftlichen  Zwang  eine 
kleine  Anzahl  kapitalkräftigster  Gesell- 
5<-hiiften  eine  Unzahl  kleinerer  Bahnen  sieh 
einverleibt  und  durch  Vereinbarung  auch 
uüter  sich  den  Wettbewerb  fast  ausge- 
>*.hlossen  haben,  Monopolverwaltungen  be- 
zt^ichnendster  Art  geworden  sind.  Auch 
diese  Seite  ist  daher  zu  berücksichtigen. 

2.  GeMhlehte  der  internationalen  £•  Es 
sind  also  Momente  von  erheblicher  allgemeiner 
Bedeutxmg,  die  in  der  Eisenbahnstatistik  zum 
Ansdrack  kommen,  und  schon  früh  zeigen  sich 
Bestrebungen,  diese  Erscheinungen  statistisch 
za  erfassen.  In  Belgien  und  England  erschienen 
«zhüii  bald  nach  Eröffnung  der  ersten  grösseren 
Bahnen  kurze  und  ziemlich  dürftige  Berichte. 
Eioe  umfassendere  Statistik,  die  über  das  Be- 
dürfnis der  Bahnen  hinausgeht  und  das  all- 
;remeine  Interesse  bewusst  berticksichtifft,  wurde 
zuerst  in  Preussen  ^)  aufgestellt  und  cQlmählich 
erweitert ;  ihr  Schema  hat  auch  anderen  Staaten 
zam  Mnster  gedient  und  bildet  die  Grundlage 
■1er  Statistik  des  deutschen  Eeichseisenbahnamts, 
lie  seit  1880/81  regelmässig  veröffentlicht  wird. 
iHff  Gedanke  einer  einheitlichen  internationalen 
Eisenbahnstatistik,  schon  in  den  öOer  Jahren 
in^regt,  gewann  1876  durch  einen  Beschluss 
des  Internationalen  Statistischen  Kongresses 
Leben ;  1880  erschien  der  erste,  1885  der  zweite 
nud  letzte  Band  dieser  Statistik,  die  Jahre  1876 
imd  1882  behandelnd.  Die  Bestrebungen  sind 
^icdem  nicht  wieder  aufgenommen ;  den  weitesten 
SreLj  omfasst  jetzt  —  abgesehen  von  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  —  die  Statistik 
des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen, 
zu  der  am  31  Dezember  1897  deutsche,  öster- 
reichisch-ungarische, belgische,  niederländische 
imd  romanische  Bahnen  mit  82368  km  Eigen- 
toiDälänge  beieetragen  haben. 

3.  Mängel  der  internationalen  E.  Die 
Hindemisse,  die  sich  der  Aufstellung  einer 
internationalen  Eisenbahnstatistik  entgegen- 
st»?llen,  liegen  in  der  mangelnden  Bestimmt- 
iieit  der  zu  Grunde  liegenden  Begriffe  und 
in  der  Schwierigkeit,  einheitliche  Zählungs- 
weisen durchzuführen. 

Schon  der  Begriff  einer  Eisenbahn  ist  in 
den  verschiedenen  Ländern  nicht  gleich- 
massig  gefasst  Während  einige  Staaten, 
•iarunter  namentlich  Grrossbritannien  und 
Irland,  alle  für  den  Massenverkehr  irgend 
welcher  Art  bestimmten,  auf  fester  Eisen- 
^m  regelmässig  betriebenen  Verkehrsmittel 
'hoe  Bücksicht  auf  ihre  allgemeine  oder 
nur  ortliche  Bedeutung  und  ohne  Rücksicht 
auf  die  betreibende  Kraft  und  die  technische 


^}  Erlass  des  preuss.  Finanzministers  v.  26. 
Au^nst  1846  an  die  königl.  Eisenbahndirektionen 
nnd  Eisenbahnkommissariate. 


Anlage  statistisch  gleichmässig  als  Eisen- 
bahnen behandeln,  während  z.  B.  Oesterreich- 
üngarn  und  die  Schweiz  von  diesem  all- 
gemeinsten Begriff  nur  die  städtischen 
Strassenbahnen  ausnehmen,  wird  in  anderen 
Gebieten  der  fast  überall  vom  Recht  schon 
gemachte  Unterschied  zwischen  Bahnen  all- 
gemeiner und  Bahnen  rein  örtlicher  Be- 
deutung auch  in  der  Statistik  festgehalten; 
so  werden  in  Deutschland  die  Klein-  und 
Lokalbahnen  nicht  mit  zu  den  Eisenbahnen 
im  engeren  Sinne  gerechnet,  und  auch 
Frankreich  trennt  statistisch  die  Eisenbahnen 
d'int^ret  g6n6ral  und  die  d'inter^t  local^) 
sowie  die  Tramways  vollständig  von  ein- 
ander. Diese  Unterscheidung,  so  richtig  sie 
unzweifelhaft  im  Grundsatz  ist,  hat  aber  im 
Einzelfall  etwas  Willkürliches,  da  objektive 
Merkmale  sich  nicht  aufstellen  lassen  und 
der  Uebeigang  namentlich  von  den  Lokal- 
bahnen zu  den  Nebenbahnen  sich  immer 
mehr  mit  der  grösseren  Ausdehnung  der 
Lokalbahnen  verwischt  ^) ;  also  auch  hier  ein 
Moment  der  Unzuverlässigkeit  in  der  Sta- 
tistik. Nicht  einmal  die  Scheidung  zwischen 
Bahnen,  die  für  den  öffentlichen  Verkehr 
bestimmt  sind,  und  den  Privatanschluss- 
gleisen oder  Schleppbahnen  ist  überall  durch- 
geführt. —  Hier  sollen,  soweit  möglich,  nur 
die  Eisenbahnen  im  engeren  Sinne,  d.  h.  die 
für  den  Massengüter-  und  Massenpersonen- 
verkehr bestimmten  und  auf  Monopolisiening 
dieses  Verkehrs  gerichteten  3),  auf  fester  Spur 
und  nach  einheitlichem  Plan  betriebeneu 
Verkehrsunternehmungen  behandelt  werden. 
Für  die  kultivierten  Staaten  kann  ein 
Merkmal  in  der  Verwendung  der  Dampfkraft 
und  der  Normalspur  des  Landes  insofern  ge- 
funden werden,  als  ohne  sie  die  Annahme  einer 
Eisenbahn  im  engeren  Sinne  meist  ausgeschlossen 
ist,  weil  der  Bewältigung  des  Massenverkehrs 
eines  Kultnrgebiets  eine  andere  Kraft,  auch  bis 
jetzt  noch  die  Elektricität.  und  eine  leichte  Bau- 


^)  Die  chemins  de  fer  d'interßt  local  büden 
eine  Zwischenstufe  zwischen  den  Nebenbahnen 
und  den  Klein-  oder  Lokalbahnen  nach  deut- 
scher Begriffsbestimmung,  stehen  aber  im  ganzen 
nach  ihrer  Organisation  und  Wirtschaftsbedeu- 
tung  den  Kleinbahnen  näher,  wenn  auch  nicht 
zu  verkennen  ist,  dass  nicht  wenige  der  deut- 
schen Nebenbahnen  in  Frankreich  als  chemins 
de  fer  d'int^r^t  local  klassifiziert  werden  würden. 

*)  Sehr  bezeichnend  für  diese  Unbestimmt- 
heit der  wirtschaftlichen  und  technischen  Grenzen 
ist,  dass  die  neue  Ausführungsanweisung  zum 
preuss.  Kleinbahngesetz  v.  13.  August  1898  den 
Begriff  nebenbahnähnlicher  Kleinbahnen  einge- 
führt hat. 

•)  Diese  Monopolisierung  des  Verkehrs,  die 
meist  nur  als  Folgeerscheinung  erörtert  wird, 
ist  richtiger  unter  die  Begriffsmerkmale  aufzu- 
nehmen, da  sich  darin  ein  fundamentaler  Unter- 
schied zwischen  den  modernen  Eisenbahnen  und 
den  schon  in  früherer  Zeit  auf  fester  Spur  be- 
triebenen Verkehrsmitteln  zeigt. 
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art  nicht  gewachsen  sind.  In  unentwickelten 
Ländern  tritt  dagegen  das  technische  Moment 
ganz  in  den  Hintergrund,  da  hier  schon  unter 
Umständen  mit  Pferden  und  bei  leichter  An- 
lage der  Verkehr  monopolisierend  bewältigt 
werden  kann. 

Weitere  unterschiede  finden  sich  in  der 
Längenberechnung,  die  sich  teils  auf  die 
Eigentumslänge,  teils  auf  die  Betriebslänge 
ei-streckt,  die  die  ausserlialb  des  Staatsge- 
biets liegenden,  aber  von  inländischen  Balinen 
betriebenen  Strecken  berücksichtigt  oder 
auch  ausser  acht  lässt.  Eine  erschöpfende 
Statistik  muss  beide  Längenangaben  ent- 
halten; die  Eigentumslänge  ist  für  die  Be- 
urteilung der  Ausdehnung  des  Eisenbahn- 
netzes und  die  Berechnung  der  Anlagekosten, 
die  Betriebslänge  dagegen  für  die  Bem-tei- 
lung  der  Yerkehrsleistungen   entscheidend. 

Nach  der  deutschen  Eisenbahnstatistik  wird 
unter  Eigentums  länge  der  Bezeichnung  ent- 
sprechend die  Länge  der  gesamten  im  Eigen- 
tum der  betreffenden  deutschen  Verwaltung 
stehenden  Bahnen  ohne  Rücksicht  auf  die 
Landesgrenzen  verstanden,  und  nur  bei  der  Be- 
ziehung der  Eisenbahnlänge  zur  Fläche  und 
Bevölkerung  wird  selbstverständlich  der  Grenze, 
nicht  dem  Eigentumsverhältnisse  Rechnung  ge- 
tragen ;  bei  der  Betriebslänge  werden  die  ver- ; 
pachteten  Strecken  von  der  Eigentumslänge  ab-  \ 
gerechnet,  die  gepachteten  und  die  in  Mit- 
betrieb genommenen  Strecken  dagegen  hinzu- 
gerechnet, so  dass  die  von  mehreren  Unter- 
nehmungen betriebenen  Linien  bei  jeder  voll 
erscheinen*);  massgebend  ist  die  Längsachse 
der  Gleise. 

Sind  die  aus  der  verschiedenen  Begriffs- 
bestimmung sich  ergebenden  Längenunter- 
scliiede  im  Verhältnis  zur  Ausdehnung  der 
Gesamtnetze  nicht  so  erheblich,  dass  sie  die 
Vergleichbarkeit  der  Längenentwickelung 
wesentlich  beeinträchtigen,  so  sind  sie  doch 
für  die  Beurteilung  der  Verkehrsleistungen 
von  grösserer  Tragweite;  denn  es  macht 
natürlich  für  das  Gesamtergebnis  einen  nicht 
unbeträchtlichen  Unterschied,  ob  darin  z.  B. 
der  ganze  Personenverkehr  der  städtischen 
Strassenbahnen  (so  Grossbritannien  und  Ir- 
land), der  zu  besuchten  Aussichtspunkten 
führenden  Bergbahnen  (so  Oesterreich-Ungam 
und  Schweiz)  und  ähnlicher  Bahnen  inten- 
sivsten Verkehrs  enthalten  ist  oder  nicht 
(so  Deutschland  und  Frankreich). 

Vor  allem  leidet  jedoch  die  Vergleich- 
barkeit der  auf  die  Zahl  der  beförderten 
Personen  und  Güter  sich  beziehenden  An- 
gaben an  der  Art,  wie  sie  notwendig  nur 
gewonnen  werden  können :  jede  selbständige 
Bahn  zählt  jede  Person  und  jede  Tonne 
Guts,  die  sie  befördert,  für  sich,  so  dass 
also  ein-  und  dieselbe  Person  und  dasselbe 


^)  Bei  den  deutschen  Vollspurbahnen  betrug 
am  31.  März  1898  die  Eigentumslänge  47 119  km, 
die  Betriebslänge  47337  km. 


Gut  bei  einer  Reise  dodi  zwei-,  drei-  und 
mehi-fach  gezählt  wird. 

Bei  Netzen  von  so  grosser  Ausdehnung, 
wie  sie  die  deutschen  Eisenbahnen  darstelleü. 
ist  der  hierin  liegende  Berechnungsfehler  nicht 
gross,  da  auch  noch  die  über  das  Gebiet  drt 
einzelnen  Verwaltungen  hinausgehenden  direkten 
und  daher  nur  einmal  gerechneten  Fahrkarten 
und  Frachtbriefe  ihn  ganz  erheblich  verkleinern; 
auch  in  Frankreich  kann  der  Fehler  nicht  sehr 
ins  Gewicht  fallen,  da  die  wenigen  grossen 
Bahnen  je  ein  örtlich  abgegrenztes  grosses  Ge- 
biet fast  ausschliesslich  beherrschen.  Anders 
liegt  es  aber  in  Ländern,  wo  zahlreiche  Gesell- 
schaften in  einander  greifen,  wie  z.  B.  in  Gross- 
britannien  und  Irland;  da  ergiebt  sich  eine  mit 
den   Angaben   anderer   Länder   kaum   za  rer- 

fleichende  Zahl  an  beförderten  Gütern  und 
ersonen,  und  der  Verein  deutscher  Eisenbahn- 
verwaltungen, dessen  Statistik  auch  eine  grösst 
Anzahl  selbständiger  Linien  nmfasst,  hat  daher 
schon  seit  1878  die  Summierung  der  Personen 
und  Gütermengen  unterlassen*). 

Zuverlässigere  Auskimft  über  die  Ver- 
kehrsleistungen eines  Eisenbahnnetzes  geben 
die  Angaben  über  die  gefahrenen  Personen- 
und  Gütertonnenkilometer;  hier  sind  mehr- 
fache Zählungen  angeschlossen,  imd  zur 
Beurteilung  der  Verkehrsdichtigkeit  eines 
Netzes  sofite  man  nur  diese  Zahlen  heran- 
ziehen. Ganz  kann  man  aber  jene  Zahlen 
über  die  Personen  und  Güter  selbst  nicht 
entbeliren.  Denn  im  Vergleich  zur  Bevöl- 
kerung z.  B.  interessiert  wohl  die  Zahl  <ler 
Reisen,  die  auf  jeden  Bewohner  treffen,  und 
die  durchschnittliche  Länge  der  einzelnen 
Reise,  aber  nicht  die  Zahl  der  von  jedem 
Bewohner  durchfahrenen  Küometer ;  vollends 
ohne  Literesse  ist  die  Zahl  der  auf  einen 
Bewohner  entfallenden  Güterton nenMlometer. 
so  wichtig  andererseits  die  Kenntnis  von 
dem  Verhältnis  der  Gesamtgüterbefördenmg 
zur  Bevölkerungsgrösse  und  von  der  dimh- 
schnittlichen  Länge  der  Fahrt  eines  Guts  ist.*) 

Fast  ganz  ausgeschlossen  ist  die  Va:- 
gleichbarkeit  der  Unfallstatistiken.  Allenfalls 
kann  man  die  Zahl  der  Getöteten  einander 
gegenüberstellen,  obwohl  auch  hier  der  Zu- 
fall eine  grosse  Rolle  spielt  und  bei  der 
Begriffsfeststellung  die  Zeit^  die  zwischen 
Unfall  und  Tod  höchstens  hegen  darf,  ver- 
schieden angesetzt  wird;  auch  ist  dann  die 
Heranziehimg  der  die  Verkehrsdichti^eit 
bezeichnenden  Momente  geboten.  Alle  an- 
deren Unfallsverhältnisse  aber  entziehen  sich 
jedem  Vergleich,  da  jedes  Land  seinen  be- 
sonderen Unfellsbegriff  für  die  Zwecke  der 


')  Vgl.  Statist.  Nachrichten  von  den  Eisen- 
bahnen de«  Vereins  deutscher  E.-Verw.  für  das 
Etatsjahr  1878,  S.  66. 

*)  Für  Grossbritannien  und  L*land  werden 
Meilenangaben  überhaupt  nicht  p:emacht,  und 
die  belgischen  Staatsbahnen  registrieren  anch 
nur  die  Personen-,  nicht  die  Gtitertonnenkilo- 
meter. 
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Eisenhahnstatistik  gebildet  hat,  iind  es 
kommt  noch  hinzu,  dass  auch  die  Kontrolle 
der  UnfaUmeldungen  verschieden  streng  ge- 
haudhabt  wird. 

In  Frankreich  ^)  ä.  B.  werden  nur  diejenigen 
Unfälle  an  Zügen  and  Betriebsmitteln,  die  in 
den  Hauptgleisen  yorkommen  und  Tötungen 
oler  Verletzungen  zur  Folge  haben  oder  die 
Teberführung  der  Betriebsmittel  in  die  Werk- 
>Xdite  notwendig  macben,  und  nur  diejenigen 
Veninorlückun^en  von  Personen,  die  eine  Ar- 
btritsunfähigkeit  von  mebr  als  8  Tagen  nach 
sich  ziehen,  aufgeführt;  für  die  deutsche  Statistik 
Ij't^lten  —  den  Begriff  allerdings  weit  tiber- 
bpannend  —  als  Betriebsunfälle  alle  Entglei- 
snngen  und  Zusammenstösse  auf  freier  Strecke 
luid  auf  den  Hauptgleisen  ohne  Rücksiebt  auf 
Verletzungen  von  Personen  oder  Beschädigungen 
\m  Betriebsmitteln  und  Gütern,  femer  Ent- 
gleisungen und  Zusammenstösse  im  Rangier- 
dienst, wenn  dabei  ein  Sachschaden  von  über 
KlOtJ  Mark  entsteht,  und  endlich  sämtliche  ün- 
talle  bei  den  in  Bewegung  befindlichen  Zügen, 
wenn  dabei  Personen  auch  nur  in  der  geringsten 
Weise  verletzt  werden  •). 

Diese  Bemerkungen  waren  voranzu- 
pchickpn,  ehe  an  die  Aufstellung  einer  über 
alle  wichtigeren  Länder  sich  erstreckenden 
Eisenljahnstatistik  gegangen  werden  konnte. 

I.  Uebersicht  über  die  Eisenbahnen  der 
Erde. 

1.  Langenentwickelung.  Seit  dem  27. 
November  1825,  dem  Tage,  an  dem  in  Eng- 
land zwischen  Stokton  und  Darlington  die 
er&te  dem  öffentlichen  Verkehr  dienende 
liokomotiveisenbahn  der  Welt  in-  einer  Länge 
Toa  41  Kilometern  in  Betrieb  genommen  wor- 
dpii  ist,  bis  zum  31.  Dezember  1897  hat 
sich  das  Eisenbahnnetz  der  Erde  zu  einer 
Ansdehnung  erhoben,  die  mit  732255  Kilo- 
metern den  achtzehnfachen  Umfang  des 
Aer^uators  noch  um  fast  11000  Kilometer, 
aL«o  um  mehr  als  ^/i  übertrifft. 

Die  nachstehende  Tabelle  (S.  578/79)  zeigt 
diese  Entwickelung  an ;  sie  ist  mit  einigen  un- 
bedeutenden Aenderungen  aus  den  Veröffent- 
lichungen des  Archivs  für  Eisenbahnwesen 
{zuerst  Jahrgang  1881,  S.  495,  seit  1885 
alljährlich,  zuletzt  für  1897  im  Jahrgang  1899, 
S.  514)  zusammengestellt  und  giebt  mög- 
lichst die  Eigentumslängen  an. 

*)  Vgl.  V.  d.  Leyen,  Zur  Statistik  der  Eisen- 
bahnnn&ile,  insbesondere  in  Prenssen  und  Frank- 
reich, in  der  Zeitung  des  Vereins  deutscher 
Eisenb.-Verw.  1897,  S.  971. 

*}  Als  Beispiel  für  die  üeberspannung  des 
Unfallbegriffs  in  der  deutschen  Statistik  sei 
angeführt,  dass  Erschütterungen  der  Reisenden, 
die  durch  den  scharfen  Anprall  eines  Wagens 
ap  den  Prellbock  hervorgerufen  sind  und  ge- 
ringfügige Schrammen  oder  Nasenbluten  ver- 
ursachen, das  Ereignis  zu  einem  Unfall  und 
die  davon  betroffenen  Reisenden  zu  Verletzten 
stempeln. 
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Deutlich  tritt  aus  dieser  Zusammenstel- 
lung hervor,  wie  innig  der  Eisenbahnbau  mit 
der  allgemeinen  Entwickelung  eines  Landes 
zusammenhängt.  Die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  deren  wirtschaftlicher  Auf- 
schwung in  den  letzten  Jahrzehnten  von 
geradezu  verblüffender  Kraft  war,  halten 
auch  in  der  Eisenbahnentwickelung  die  Spitze ; 
2/5  des  gesamten  Eisenbahnnetzes  der  Erde, 
mehr  als  auf  ganz  Europa,  entfielen  Ende 
1897  auf  die  nordamerikanische  Union.  Diese 
ist  es  auch,  die  der  Eisenbahnausdehnung 
der  Ei-de  ihr  Gepräge  giebt:  weil  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  nach  dem 
grossen  Krach  von  1873  die  BauthÄtigkeit 
erst  1879  virieder  kräftig  einsetzt  und  dann 
besonders  in  den  80er  Jahren,  diurch  die 
Krisis  von  1884  mu*  kurz  unterbrochen,  sich 
zu  vorher  nicht  gekannter  Höhe  entwickelt 

—  sind  doch  allein  im  Jalire  1882  mehr  als 
18000  und  1887  fast  20000  Kilometer  Eisen- 
bahn dem  Betriebe  übergeben  worden,  in 
diesen  beiden  Jahren  zusammen  also  fast 
so  viel,  als  das  ganze  deutsche  Eisenbahn- 
netz Ende  1887  zählte  (39785  Kilometer)  — , 
danim  erscheint  das  neunte  Jahrzehnt  als 
die  an  Eisenbahnbauten  reichste  Periode  für 
die  ganze  Ei-de,  und  weil  dann  in  den  90er 
Jahren  Amerika  im  Verhältnis  zu  dem  vor- 
hergehenden Jahrzehnt  nur  wenig  Eisen- 
bahnen, wenn  auch  immer  noch  mehr  als 
jeder  der  anderen  Erdteile,  neu  eröffnet  — 
es  sind  dort  in  dem  ganzen  letzten  Jahr- 
fünft 1893/97  nur  19542  Kilometer  in  Be- 
trieb genommen  worden  — ,  danun  tritt  der 
Eisenbahnzuwachs  für  die  ganze  Erde  wie- 
der auf  das  Niveau  der  70er  Jahre  zurück. 

—  Europa  kennt  nicht  die  gewaltigen 
Sprünge  in  seiner  Enti^dckelimg,  die  für 
Amerika  charakteristisch  sind;  sein  Eisen- 
bahnnetz dehnt  sich  mit  bemerkenswerter 
Regelmässigkeit  aus.  Die  regste  Bauthätig- 
keit  entfaltet  sich  hier  in  den  70er  Jahren, 
und  zwar  ist  es  Deutschland,  das  in  dieser 
Periode  des  Aufschwungs  die  Maschen  seines 
Eisenbahnnetzes  bedeutend  verdichtet,  in 
den  folgenden  Jahrzehnten  sich  auf  den  Aus- 
bau von  weniger  wichtigen  Nebenbahnen 
beschränkend.  Oesterreich-Üngam ,  seiner 
wirtschaftlichen  Entwickehmg  entsprechend, 
und  Frankreich,  infolge  der  neuen  Verträge 
zwischen  dem  Staate  \md  den  grossen  Eisen- 
bahngesellschaften von  1883,  haben  den 
stärksten  Zuwachs  in  den  80er  Jahren  zu 
verzeichnen,  während  Russland,  das  schon 
im  achten  Jahrzehnt  einen  kräftigen  Auf- 
schwung genommen  hatte,  dann  aber  infolge 
der  seit  dem  türkischen  Kriege  herrschenden 
Finanznot  in  seiner  Entwickehmg  gehenmit 
war,  erst  in  den  letzten  Jahren  die  höchste 
Steigcnmg  im  Eisenbahnbau  aufweist.  Gross- 
britannien dagegen,  wo  die  neue  Erfindung 
bereits  eine  hoch  entwickelte  Industrie  vor- 

Zweite  Auflage.    III.  37 
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Jahr  der  ers- 
ten Betriebs- 
eröflfhung 

1840 

1860 

1870 

1880 

1890 

1897 

Länder 

samt- 
\&nge 

100  q  km 

;    acf 
EinÄ 

km 

km 

km 

km 

km 

km 

km 

km 

Deutschland 

1835 

469 

11  088 

18450 

33411 

42869 

48116 

8,9 

9.2 

Oesterreich-Üngam 

einschl.  Bosnien  etc. 

1838 

475 

5  160 

9761 

18476 

27015 

33668 

5,0 

7,1 

Grossbritannien  und  Irland 

1825 

1349 

16797 

24383 

28872 

3229 

34  445 

10,9 

S.5 

Frankreich 

1838 

427 

9  439 

17462 

26  191 

36672 

41342 

7,8 

lo.S 

RnsBland  einschl.  Finland 

1838 

26 

1589 
I  800 

II  243 

23857 

30957 

40262 

0,7 

3,S 

Italien 

1839 

8 

6134 

8715 

12855 

15643 

5,5 

5.0 

Bellen 

Niederlande  einschl.Lnxem- 

1835 

333 

1695 

2906 

4  112 

5263 

5904 

20,0 

ii 

bur^ 

1839 

16 

388 

1275 

2300 

3061 

3  129 

8,8 

6,1 

Schweiz 

1845 

— 

I  096 

1449 

2571 

3199 

3646 

8,8 

12.0 

Spanien 

1848 

— 

1649 

5295 

7  494 

9878 

12916 

2,5 

7.» 

Portugal 

1854 

— 

68 

720 

I  150 

2125 

2358 

2,5 

1   4.6 

Dänemark 

1854 

— 

485 

764 

1579 

1986 

2543 

6.5 

n.i 

Norwegen 
Schweden 

1854 

— 

68 

359 

1059 

1  562 

1938 

0,6 

9.2 

1851 

— 

531 

1734 

5761 

8018 

10  169 

2,3 

20.5 

Serbien 

1884 

— 

540 

570 

1|2 

2,> 

Bumänien 

1870 

— 

— 

776 

1387 

2593 

2880 

1,7 

4J 

Griechenland 

1869 

— 

— 

11 

u 

776 

952 

1,4 

3^^ 

Europ.  Türkei,  Bulgarien, 

Rumelien 

1860 

— 

66 

291 

1470 

1765 

2554 

0,9 

2,7 

— 

— 

— 

— 

110 

110 

10,0 

oA 

I.  Europa 

1825 

3103 

51919 

103013 

168416 

223441 

263  145 

2,7 

6.9 

Verein.  Staaten  von  Ame- 

rika 

1829 

5  344 

49255 

85288 

145  835 

268409 

296  745 

3,8 

42.2 

Canada 

1847 

3  499 

4299 

11  140 

21329 

26866 

0,3 

5Ir8 

Neufundland 

— 

— 

— 

180 

911 

0,8 

43-3 

Mexico 

1850 

— 

32 

349 

I  120 

9718 

11890 

0,5 

9.4 

Mittel- Amerika 

— 

— 

\ 

• 

I  000 

1038 

0,2 

4.3 

Verein.  Staaten  von  Co- 

}      109 

109 

lumbien 

1855 



1 

380 

557 

0,0 

1.2 

Cuba 

1837 

194 

604 

604 

I  710 

1  731 

1778 

1,6 

10.9 

Venezuela 

1866 

13 

800 

I  020 

0,1 

4.1 

Dominikanische  Republik 

— 

— 



115 

188 

0,3 

3.7 

Verein.  Staaten  von  Bra- 

silien 

1854 

— 

129 

691 

3200 

9500 

13941 

0,1 

8.2 

Argentinische  Republik 

1864 

— 

— 

980 

2320 

10244 

15172 

0,5 

3>5 

Paraguay 

1863 

— 

— 

72 

72 

240 

253 

0,1 

5.0 

Uruguay 

1869 

— 

— 

98 

370 

I  127 

1800 

1,0 

21.6 

Chüe 

1851 



}  283 

1     1232 

I  800 

3  100 

4286 

0,5 

134 

Peru 

1851 

— 

2600 

1667 

1667 

0,1 

5.5 

Bolivia 

— 

— 



— 

56 

201 

I  000 

0,0 

4,1 

Ecuador 









60 

300 

300 

0,0 

0,8 

Britisch-Guyana 

— 

— 







35 

35 

0,0 

lo 

Jamaika,  Barbados,  Trini- 

l 

(s.Mittel- 

dad,  Martinique,  Porto- 

h845 

— 

40 

40 

Amerika 

492 

937 

— 

— 

rico,  Salvador 

1 

etc.) 

II.  Amerika 

1829 

5538 

53951 

93  775 

170283 

330576 

380384 

— 

- 

Britisch-Indien 

1853 

— 

1354 

7665 

14800 

26299 

33820 

0,6 

i.i 

Ceylon 

1868 

— 

119 

200 

308 

478 

0,7 

1,4 

Eleinasien  und  Syrien 

— 

— 



372 

853 

2509 

0,1 

1,6 

Russ.  transkasp.  Gebiet 

1886 

— 





1433 

I  513 

0,2 

21.6 

Sibirien 

1894 

— 







3801 

0,0 

6,5 

Persien 









__ 

30 

54 



Niederländ.  Indien  (Java, 

Sumatra) 

1879 

— 

— 



450 

1361 

2082 

0,3 

0,7 

Japan 

1872 

— 

— 

— 

125 

2333 

4032 

0,9 

o,q 

Portugies.  Indien 

— 

— 

— 

— 

54 

82 

2,2 

1,6 
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ei^ 

1897 

Länder 

r  der  e 
Betrie' 
röffnuni 

1840 

1860 

1870 

1880 

1890 

Ge- 
samt- 

Länge 
auf 

Länge 
auf 
10  000 

länge 

100  qkm 

Einw. 

Jah 

teu 

ei 

km 

km 

km 

km 

km 

km 

km 

km 

Malayische  Staaten  (Bor- 

neo,  Celebes  etc.) 

— 

— 

— 

— 

— 

100 

259 

0,3 

3,6 

'.'hina 

1887 

— 

— 

— 

— 

200 

482 

— 

Mam 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

269 

— 

v'ochinchina,  Pondichery, 

Malakka,  Tonkin 

1885 

— 

— 

— . 

— 

201 

383 

— 

III.  Asien 

1853 

1354 

77S4 

15947 

33172 

49764 

— 

— 

Es^rpten 

1856 



443 

I  056 

I  500 

1547 

2824 

0,2 

2,9 

Algier  und  Tonis 

1862 

— 

517 

1405 

3105 

4  355 

0,4 

6,9 

Cäpkolonie 

1860 

— 

}'3 

103 

I  400 

3326 

3634 

0,4 

20,7 

Natal 

1887 

— 

120 

546 

739 

1,0 

9,4 

Sridafrikanische  Republik 

— 

— 

— 

— 

120 

I  142 

0,3 

13,1 

Oranje-Freistaat 

1890 

— 



— 

— 

237 

1340 

ho 

63,8 

Manritias,  Reunion,  Sene- 

g:al-Gebiet,  Angola,  Mo- 

zambiqne,  Kongo,  Sudan 

1862 

— 



106 

150 

910 

1914 

— 

— 

lY.  Afrika 

1856 

— 

446 

1  782 

4  575 

9791 

15948 

— 

— 

Neuseeland 

1863 

_ 

_ 

40 

2050 

3147 

3528 

1,3 

49,8 

Victoria 

1854 

— 

151 

444 

I  900 

4325 

5035 

2,2 

43,0 

Neu-Süd-Wales 

1855 

— 

24 

539 

1358 

3641 

4383 

0,5 

33,9 

^öd-Australien 

1856 

— 

90 

214 

I  000 

2854 

3038 

0,1 

84,3 

Queensland 

1865 

— 

332 

I  100 

3446 

3  934 

0,2 

83,7 

Tasmanien 

1871 

— 



247 

643 

764 

0;I 

47,9 

West-Außtndien 

1873 

— 



— 

144 

Sic 

2  190 

0,8 

158,7 

Hawaii 

— 

— 



— 

90 

142 

0,8 

12,9 

V.  Australien 

1854 

— 

265 

1569 

7  799 

18947 

23014 

0,3 

51,9 

Enle 

1825 

8641 

107  935 

207  923 

367  020 

615927 

732  255 

— 

— 

fand,  bedeckte  sich  gleich  in  den  ersten 
Z»'iten  unter  starker  üeberspekulation  mit 
-üiem  Terhältnismässig  dichten  Bahnnetz, 
HI  (lass  die  Bauthätigkeit  des  fünften  Jahr- 
zt'hnts  später  nicht  wieder  erreicht  worden 
i^^t.  Belgien  hat  allmählich  in  den  Jahren 
Ton  1860  bis  1890  sein  Bahnnetz  ausgebaut,  j 

—  In  Australien  ist  die  Entwickelung  in 
■Wn  80er  Jahren  besonders  kräftig,  wäli^nd 
in  Asien  und  Afrika  das  europäische,  in 
heimischen  Anlagen  nicht  mehr  zu  bethäti- 
srende  Kapital  gerade  in  den  letzten  Jahren 
CTosse  Eisenbahnbauten  hervorgerufen  hat. 

-  Die  Tabelle  auf  S.  580  macht  diese  Ent- 
wkelung  des  Eisenbahnnetzes  der  Erde 
noch  anschaulicher;  sie  giebt  die  durch- 
^'•hnittliche  Jahreszunahme  der  verschiedenen 
Perioden  an. 

2.  Eisenbahnansstattnng  der  wich- 
tigsten Lander.  In  der  Eisenbahnaus- 
>lattimg  steht  Belgien  mit  20  km  Bahn- 
länge auf  100  qkm  Fläche  und  9,1  km  Bahn 
auf  10000  Einwohner  an  der  Spitze,  wie  es 


ja  auch  verhältnismässig  am  stärksten  den 
agrarischen  Charakter  abgestreift  und  sich 
mit  industriellen  Unternehmungen  und 
grossen  Städten  bedeckt  hat.  Es  folgt 
Grossbritannien  und  dann  erst  Deutschland, 
das  in  seinen  Teilen  allerdings  sehr  ver- 
schieden mit  Eisenbahnen  bedacht  ist  und 
in  den  Industriegebieten  den  englischen 
Durchschnitt  natürlich  auch  überragt.  —  In 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  macht 
sich  für  das  Gesamtergebnis  geltend,  dass 
die  industriell  hoch  entwickelten  Oststaaten 
nur  einen  geringen  Teil  des  Gesamtumfanges 
der  Union  ausmachen ;  ausschlaggebend  für 
das  Bild  des  Gesamtstaats  sind  die  weiten, 
noch  im  Anfeing  der  Entwickelung  stehenden 
Gebiete  der  Mitte  und  des  Westens.^) 

3.  Gesamtanlagekapital.  Die  Gesamt- 
anlagekosten für  das  Eisenbahnnetz  der  Erde 
werden  (Archiv  f.  E.  1899  S.  517)  für  Ende  1897 
auf  rund  145  Milliarden  Mark  —  gegen  131 
Müliarden  Ende  1890  —  geschätzt;  davon  ent- 

')  S.  Anm.  1  auf  folgender  Seite. 
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1841,50 

1851.60 

186170 

187180 

1881i90 

1891 97 

Deutschland 

Oesterreich-Ungarn 

Grossbritannien  und  Irland 

Frankreich 

Kussland 

Belgien 

539 
177 

931 

257 

58 

52 

523 
292 
614 
644 
99 
84 

736 
460 
760 
802 

965 
121 

1496 
872 
449 
873 

I  261 
121 

946 
1854 

343 

1048 

710 

115 

749 
950 

307 

667 

1329 

92 

Europa 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika 

2098 
848 

2784 
3  543 

5109 
3603 

6540 
6055 

5502 
12267 

5672 
4048 

Amerika 
Asien 
Afrika 
Australien 

882 

3  959 

3982 
643 
134 
130 

7651 
816 
279 
623 

16029 

1723 

522 

1115 

7  "5 
2370 

880 
581 

Erde 

2980 

6949 

9  999 

15909 

24891 

16618 

fallen  auf  Europa  rund  76  Milliarden,  auf  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  rund  45  Mil- 
liarden. Dieser  Schätzung  ist  der  aus  einer 
Anzahl  bekannter  Gesamtkostenbeträge  für  ein 
Kilometer  berechnete  Durchschnitt  zu  Grunde 
gelegt  und  zwar  287971  Mark  für  Europa, 
147039  Mark  für  die  übrigen  Erdteile. 

IL  Die  Eisenbahnen  der  fremden 
Erdteile. 

1.  In  Asien  steht  Britisch  -  Ostin- 
dien,^) wie  es  zuerst  mit  dem  Bau  von 
Eisenbahnen  vorgegangen  ist,  auch  jetzt 
noch  an  der  Spitze  der  Längenentwickelung 
und  der  Betriebsleistungen.  Die  Fortschritte, 
die  in  den  beiden  letzten  Jahrzehnten  ge- 
macht sind,  werden  in  der  nebenstehenden 
Tabelle  zusamraengefasst. 

Von  den  21 156,5  Meilen,  die  am  31.  März 
1898  eröffnet  waren,  standen  15  583  in  Staats- 
eigentum, doch  nur  5161  in  Staatsbetrieb; 
2588  Meilen  gehörten  Gresellschaften,  die 
eine  staatliche  Zinsgarantie  geniessen,  und 

»)  Am  30  Juni  1897  kamen  z.  B. 

in  an  Bahnen  überhaupt 


Betriebslänge  (engl.  Meilen 

zu  je  1,609  km)      .    .    . 
Anlagekapital     (Millionen 

Rupien) 

Lokomotiven    .... 
Beförderte  Personen  (Mill.) 
Geleistete  Personenmeilen 

(Millionen)      .... 
Bef  örderteGüter  (engl.Tons 

zu  je  1016  kg)  (MiDionen; 
Geleistete  Gütertonsmeilen 

(Millionen) 

Roheinnahme  (MilLRupien) 
Reineiimahme  {„        „      ) 


1881 


9355 

1609«) 
aii3 
52 

2844 

13 
2308 

151») 
76>) 


1896  I  1897 


19783 

2532 

4133 
161 


20531 

2596 

4205 

'5' 


6428     593i 


32 
4589 

254 
132 


34 
4814 

2;ö 

131 


für  894  Meüen  sind  Bauunterstützungen  ge- 
geben worden. 

Obgleich  die  Eisenbahnen  mit  einer  Hebnng 
der  wirtschaftlichen  Lage  des  Landes  Hand  in 
Hand  gegangen  sind,  sie  zum  grQssten  Teil 
wohl  erst  veranlasst  haben,  so  ist  doch  die 
finanzielle  Wirkung  für  den  Staat  unmittelbar 
keineswegs  günstig.  Aus  den  hauptsächlich  m 
den  60  er  Jahren  übernommenen,  in  Goldwährang 


New-Jersey 

Massachusetts 

Pennsylvanien 

Illinois 

New-York 

Minnesota 

Kentucky 

Alabama 

South-Dakota 

North-Dakota 

Califomien 


2  220  MeUen 

9968  „ 

10  776  „ 

?  H4  „ 

6198  „ 

3041  „ 

3846  „ 

2799  „ 

2547  „ 

5274  n 


auf  100  Geviertmeüen 


29,78  Meilen 
(=  18,5  km  auf  100  qkm) 
22,36  Meilen 
22,16 

19,24 
17.10 

7,83        „ 

7,60 

7,46 

3,64 

3,63 

3,38 


auf  10000  Einwohner 


13|49  Meilen 
(=21,7  km) 
8,31  Meilen 
1^64       „ 
24,72       „ 

",92  r 

41,77  r 

14,36  „ 

22,31  r 

74,79  r 

122,39  r 

38,33  « 


Gesamtstaat  184428  Meilen  6,21  Meilen  25,78  Meilen 

^)  Jährlich  wird  dem  britischen  Parlament   ein  Blaubuch  über  die  indischen  Bahnen  vor- 
gelegt (Administration  report  on  the  railways  in  India,  zuletzt  für  1897/98). 

')  Diese   Zahlen  sind  nach  den  im  Jahresbericht  selbst  angegebenen  Sätzen  ?on  Pfund 
Sterling  auf  Rupien  umgerechnet. 
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tu  erfüllenden  Zinsgarantieverpflichtung^en  und 
aas  den  ebenfalls  am  Gold  gestellten  Eisenbahn- 
anleihen erwachsen  alljährlich  der  Regierung 
beträchtliche  Lasten,  denen  gegenüber  der  Aus- 
iall  im  Ergebnis  der  vom  Staate  selbst  be- 
iriebenen,  überwiegend  nur  ans  strategischen 
Gründen  gebauten  Bahnen  von  geringer  Be- 
ieutang  ist,  und  zwar  hat  der  Verlust  des 
Staatsärars  in  den  Jahren  1895,  1896  und  1897 
-uh  auf  16.  28  und  14  Millionen  Rupien  ge- 
-T'^llt,  obwohl  das  im  Gesamtnetz  angelegte 
Kapital  sich  in  diesen  Jahren  mit  5,78,  5,20 
und  5,04%  verzinst  hat;  der  Gesamtverlust  seit 
1<Sd«  wird  auf  rund  57  Millionen  Rupien  be- 
ziffert, wovon  allein  auf  die  Garantiezahlungen 
^,5  Millionen  entfallen.  Die  Hauptursache 
«iieser  Erscheinung  liegt  in  dem  Fallen  des 
E npient Urses ;  während  die  Zinsgarantieen  bei 
t-inein  Stande  von  1  Rp.  =  1  sh.  10  d.  über- 
nommen worden  sind,  hat  sich  der  Kurs  1896 
ätif  1  sh.  4  d.,  in  früheren  Jahren  sogar  auf 
nur  1  sh.  1  d.  gestellt,  und  es  wird  berechnet, 
Ji>'<  der  Verlust  des  Jahres  1895  sich  in  einen 
'^wimi  von  4  Millionen  Rupien  gewandelt  und 
ier  des  Jahres  1897  sich  aii  nicht  ganz  2  Mil- 
li«>nen  Rupien  ermässigt  haben  würde,  wenn  die 
Garantieverpflichtungen  nach  dem  üebemahme- 
karse  hätten  berechnet  werden  können. 

Japan  ^)  ist  gleich  nach  der  politischen 
rrawäizung  des  Jahres  1868  dem  Eisen bahn- 
^'au  näher  getreten,  und  1872  wurde  die 
Stiuatsljahn  von  Tokio  nach  Yokohama, 
b  km  lang,  eröffnet.  In  den  80  er  Jahren 
wandte  sich  dann  auch  das  Privatkapital 
dj.  s»^m  Felde  wirtschaftlicher  Thätigkeit  zu 
und  überflügelte  bald  bei  weitem  das  Staats- 
loluinetz.  Während  noch  18S0  nur  Staats- 
lidlm^n,  98  Meilen,  im  Betriebe  standen, 
varen  1890  von  den  1359  Meilen  nur  551 
•mdamSl.  ^lärz  1898  von  2736  Meilen  nur 
^'M  im  Staatsbesitz.  Das  Anlagekapital  be- 
tnig  am  31.  März  1898  für  die  Staatsbahnen  61, 
im  ganzen  177  Millionen  Yen;  der  Reiner- 
trag belief  sich  auf  fast  14  Millionen  Yen, 
lanmter  5  auf  den  Staatsbahnen.  Die  Ent- 
vickelnng  des  letzten  Jahrzehnts  zeigt  fol- 
p-iide  Tabelle: 


B^triebslänge      (Meilen) 

I^'komotiven 

Beförderte   Personen 
Millionen)     .    .    .    . 

(geleistete  Personenmei- 
len (Millionen)   .    .    . 

ß<^tr>rderte   Gütertonnen 
•Millionen)     .    .    .    . 

0»'lei?tete  Gütertonnen- 
meilen  (Millionen) .    . 


1889  90,1896197  1897|98 


I  268 
262 

470 


233 


2087 

578 

65 

I  152 

6 

274 


2467 
848 

84 

1433 

8 

357 


Besonders    rege    Thätigkeit    herrscht    in 

^)  Die  Jahresberichte  des  kaiserl.  Eisenbahn- 
amt:» werden  von  der  Japan  Times  in  eng- 
Ikher  Uebersetzung  heransgegeben  (zuletzt  für 
\^rim).  Vgl.  Archiv  für  Eisenbahnwesen  1898 
^.  äö2. 


Russisch -Asien,  wo  politische  Beweg- 
gründe der  wirtschaftlichen  Entwickelnng  zu 
gute  kommen.  In  Mittelasien  ist  die  Trans- 
kaspische Bahn  ^),  jetzt  amtlich  Mittelasiatische 
Bahn  genannt,  bereits  südlich  bis  Kuschk  an 
der  afghanischen  Grenze  und  Ostlich  bis  weit  in 
das  Baumwollenland  Ferghana  hineüi  dem  Be- 
triebe eröffnet;  am  1.  Mai  1899^)  standen 
2525,3  km  (Königsberg— Berlin— Frankfurt- 
Basel  =  1476  km)  im  Verkehr.  Die  Kohein- 
nahraen  betrugen  1889  bei  1343  Werst  Länge 
2,6  Millionen  Rubel  oder  rund  1920  Rubel  auf 
jede  Werst,  1896  bei  gleicher  Länge  5,4  Mil- 
lionen (4050)  Rubel  und  1898  bei  1415  Werst 
Länge  7,2  Millionen  (5100)  Rubel. 

Seit  dem  Frühjahr  1891  ist  auch  die 
Sibirische  Bahn*)  im  Bau.  Sie  wird  mit 
Einschluss  der  durch  die  Mandschurei  führenden 
Chinesischen  Ostbahn,  die  thatsächlich  auch  ein 
Unternehmen  der  russischen  Regierung  dar- 
stellt, von  Tscheljabinsk  am  Ural  bis  Wladiwo- 
.stok  und  Port  Arthur  am  Grossen  Oceah  eine 
Länge  von  etwa  8300  km  haben.  Fertiggestellt 
waren  am  1.  Mai  1899  bereits  4200  km  und 
zwar  von  Tscheljabinsk  bis  Irkutsk  und  von 
Wladiwostok  bis  Chabarowsk. 

Eine  Verbindungslinie  z^tischen  der  Mittel- 
asiatischen und  der  Sibirischen  Bahn,  die  von 
Taschkent  über  Tschimkent  und  Semipalatinsk 
nach  Kolywan  führen  soll,  ist  auch  bereits  in 
Angriff  genommen  worden. 

2.  In  Afrika  ist  fast  überall  ein  reger 
Eifer  im  Eisenbahnbau  zu  spüi*en,  gerade 
die  letzten  Jahre  haben  hier  eine  beträcht- 
liche Vermehrung  gebracht,  und  zwar  hat 
man  nicht  nur  die  in  Nord-  imd  in  Süd- 
afrika schon  vorhandenen  Netze  weiter  aus- 
gebaut, sondern  auch  in  fast  allen  Kolonieen 
der  eiu*opäischen  Staaten  von  der  Küste  aus 
einzelne  Linien  in  das  Innere  hineingeführt. 

Die  wichtigste  dieser  Erschliessungsbahnen 
ist  die  zu  zwei  Drittel  am  1.  Juli  1897  und  in 
ihrer  ganzen  Ausdehnung  am  1.  August  1898 
eröffnete,  399  km  lange  Kongobahn;  sie 
führt  von  3Iatadi  am  unteren  Kongo,  bis  wohin 
Oceandampfer  gelangen  können,  zum  Stanley- 
Pool  und  bringt  so  unter  Umgehung  der  unzu- 
gänglichen Livingstone-Fälle  das  auf  18000  km 
schiffbare  Kongogebiet  mit  dem  Meere  in  Ver- 
bindung. Die  Anlagekoaten  der  Bahn,  die  eine 
Spurweite  von  75  cm  hat,  betragen  —  ohne 
Grunderwerb,  da  der  Boden  vom  Staate  gegeben 
wurde  —  65  Millionen  Francs  oder  rund  130000 

^)  Vgl.  Heyfelder,  Transkaspien  und  seine 
Eisenbahn  (2.  Aufl.  1889). 

-)  Nach  dem  amtlichen  Bulletin  russe  de 
statistique  financi^re  et  de  legislation,  1899 
Heft  4—6  S.  238  und  239. 

')  Vgl.  die  amtliche  Schrift  Siberia  and 
the  Great  Siberian  Railway  (1893 ;  russisch  auch 
in  2.  Aufl.  1896)  und  die  Jahresberichte  des 
Komitees  der  Sibirischen  Bahn  (in  deutscher 
Uebersetzung  von  den  deutschen  Zeitungen 
Petersburgs  veröffentlicht,  so  der  Fünf  jahrbericht 
über  1893/97  in  der  Petersburger  Zeitung  vom 
IQ   TV 

^'    1898  ff.  und  der  Jahresbericht  für  1898 


1.  V. 
in  den  Nummern  vom  16.  (28.)  März  1899  ff. 
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Mark  für  ein  Kilometer^).  Die  Beineinnahme 
stellte  sich  im  Jahre  1897/98  auf  3,8  und  im 
Jahre  1898/99  nach  vorläufiger  Feststellung  auf 
4,2  Millionen  Francs. 

In  Nordafrika  haben  besonders  die  fran- 
zösischen Kolonieen  AlgerienundTunis^) 
ein  grösseres  Eisenbahnnetz,  auf  dem  im 
Jahre  1897  bei  einer  durchschnittlichen  Be- 
triebslänge von  3397  km  3,6  Millionen  Per- 
sonen und  2,2  Millionen  Gütertonnen  beför- 
dert wurden  gegen  2,6  Millionen  Personen 
und  1,5  Millionen  Güiertonnen  im  Jahre 
1887  bei  2280  km  Durchschnittslänge. 

In  E  g  y  p  t  e  n  ist  der  Fortschritt  lanesamer 
gewesen;  doch  ist  auch  hier  das Eißenbannnetz 
ständig  erweitert  worden,  und  in  den  letzten 
Jahren  hat  der  Sudanfeldzug  einen  besonderen 
Ansporn  gegeben :  die  Nilkatarakte  werden  mit 
der  Eisenbann  Urningen,  eine  durchgehende 
Linie  von  Alexandrien  bis  Eartum  ist  bis  auf 
die  Strecken  Assuan— Wady  Haifa  und  Berber — 
Kartum  fertiggestellt. 

Ein  anschauliches  Bild  von  der  Entwicke- 
lung  des  Eisenbahnwesens  Südafrikas  geben 
die  Zahlen,  die  der  Generaldirektor  der 
Staatsbahnen  der  Capkolonie  in  seinem 
letzten  Jahresbericht  über  den  Verkehrszu- 
wachs von  1873  auf  1897  gegeben  hat. 
Danach  ist  die  mittlere  BetnebslÄn^e  der 
capländischen  Bahnen  in  dieser  Zeit  von 
63,5  auf  1894  Meilen,  das  Anlagekai)ital  von 
873848  £  auf  18935559  £  gestiegen;  1873 
wui-den  436512  Personen  und  66328  Güter- 
tonnen, 1897  dagegen  9223677  Personen 
imd  1340414  Tonnen  befördert. 

3.  In  Australien^)  herrscht,  in  ausge- 
sprochenem Gegensatz  zum  englischen  Mutter- 
lande, dessen  Privatbahnsystem  allerdings 
von  keiner  der  Kolonieen  uneingeschränkt 
nachgeahmt  worden  ist,  durchaus  das  Prin- 


cip  der  Staatsbahnen:  nur  Westaustrali»^n» 
die  noch  am  wenigsten  entwickelte  Kolonie, 
hatte  am  30.  Juni  1897  noch  Privatbahnen  in 
einer  Länge  von  391  Meilen,  imd  auch  deivn 
Verstaatlichung  dürfte  nicht  lange  mehr  auf 
sich  warten  Isßsen,  nachdem  die  Auffindung 
der  westaustralischen  Goldfelder  dem  Staats- 
wesen in  den  letzten  Jahren  einen  kräftiiji^n 
Aufschwung  gelben  hat  und  da  seitdem 
auch  hier  die  Privatbahnen  allmählich  —  ini 
Jahre  1896/97  noch  die  Grosse  Südbahn  mit 
243  Meilen  —  vom  Staate  erworben  wenlen ; 
in  den  anderen  Kolonieen  bestehen  dagegen 
niu*  noch  einige  wenige  Privatbahnen  von 
ganz  versch-^andendem  Umfange,  sell«>t 
Strassenbfidmen  werden  in  Australien  staat- 
lich gebaut  und  betrieben.  Ueberall  stt?llt 
die  Eisenbahnschuld  einen  hohen  Ant*?il  an 
der  Gesamtstaatsschuld  dar;  es  betrug  näm- 
lich am  30.  Juni  1896 


^1 

Mei- 
len 


Neuaüdwales  .  .  . 
Südaustralien  .  .  . 
Westaustralien  .  . 
Neuseeland  (31.  März 

mm) 

Viktoria 

Queensland  .... 
Ta.smania(31.Dez.95) 


das  An- 
lagekapi- 
tal der 
Staats- 
bahnen 

je* 


die  Staats- 

I  eisenbahn- 

8chald  im 

Verbältni« 

zuriiesanjt- 

Staate 

scheid 


2531 

1722 

588 

2014 
3122 

2389 
420 


36852194;      59,19 

15583443       56,72 

2316824       48,91 


IS  42«;  532 

38  108  151 

17  347  780 
3524051 


3v97 
80,00 
51.66 
41:69 


Die  Yerkelirsentwickelnng  giebt  die  fol- 
gende Tabelle: 


Geleistete 

Beförderte 

Beförderte 

Betriebslänge 
engl.  Meilen 

Lokomotiven 

Zugmeilen 

Personen 

Gütertons 

M 

[  i  1  1  i  0  n  e  ] 

a 

1886 

1896 

1886 

1896 

1886  1    1896 

1886 

1896 

1886  1   1896 

Nensüdwales  .    .    . 

1790 

2575 

406 

502 

7 

8 

15 

23 

3    1     5 

Südaustralien 

1419 

1723 

176 

320 

2 

4 

3 

6 

1 

I 

Westaustralien 

133 

830 

19 

151 

o'3 

3 

0,2 

4 

0,05 

I 

Viktoria     .    . 

1791 

3  126 

346 

5i7 

8 

9 

49 

42 

3 

2 

Queensland     . 

'555 

2427 

189 

287 

3 

5 

2 

3 

""^t. 

I 

Tasmanien     . 

138 

427 

23 

61 

0,3 

0,7 

0,2 

0,5 

0,06 1     0.2 

Neuseeland     . 

1727 

2016 

258 

269 

3 

3 

3 

4 

2 

2 

4.   In   Südamerika^)    nimmt   Argen- 


^)  Vgl.  Zeitschrift  für  Kleinbahnen  1899 
S.  443. 

*)  Statistiqne  des  cherains  de  fer  fran(;ais, 
documents  principaux  et  doc.  divers. 

')  In  jeder  Kolonie  wird  ein  Bericht  von 
der  Staatseisenbahnbehörde  alljährlich  erstattet. 

*)  Vgl.  Kemmann,  Südamerika  und  seine 
Eisenbahnen,  Archiv  f.  E.  1895  S.  40. 


tinien^)  sowohl  in  Bezug  auf  die  absolute 
Länge  als  auch  in  der  Dichtigkeit  seines 
Eisenbahnnetzes  die  erste  Stelle  ein,  nud 
zwar  infolge  einer  in  den  80  er  Jahren  oin- 

')  Repnblica  Argentina,  estadistica  de  los 
ferrocarriles  en  explotacion,  zuletzt  für  1897. 
—    Vgl.    auch  Kemmann ,    Die    argentinischen 

'  Eisenbahnen  im  Jahre  1ö9ö,  im  Archiv  f.  E. 

i  1898  S.  532. 
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getretenen  ungesunden  üeberspekulation,  der 
(Jann  im  letzten  Jahrzehnt  eine  ruhigere 
Ectwitkelung  gefolgt  ist.  Von  den  14754,9  km 
Hauptbahnen,  die  Ende  1897  im  Betriebe 
^taDden,  gehörten  1668  km  dem  Bunde,  und 
1497  km  hatten  Zinsgarantieen  erhalten; 
'loch  sind  diese  Gbrantieen  inzwischen 
^ämtlich  abgelöst  worden.  Das  Anlagekapital 
i^trug  508216315  Peso  Gold  (zu  4,05  M.); 
«lavon  entfallen  auf  die  Staatsbahnen 
U 958  782  Peso.  Befördert  wurden  16410  945 
R-rsonen  mit  637  342 196  Personen  fcilometern 
rjid  S  981 129  GrOtertonnen  mit  1520259798 
Gütertonnenkilometern;  auf  ein  Kilometer 
Bahn  entfielen  43703  Personenkilometer 
lind  104246  Gütertonnenkilometer.  Die 
R'^heinnahme  betrug  insgesamt  28293081 
P'-sn,  die  Reineinnahme  11734678  Peso; 
(l«xh  arl)eiteten  die  Staatsbahnen  mit  Verlust. 

In  Brasilien  hatte  das  Kaiserreich 
eli..»nfalls  mit  Erfolg  dem  Eisenbahnbau  sich 
ziiiTt wandt;  die  Republik  sieht  sich  jedoch 
iTtzwimgen ,  aus  finanziellen  Nöten  das 
Mxötsl»ahnnetz  an  Privatimtemehmer  zur 
V»'i-jiachtimg  auszubieten  und  den  weiteren 
Bau  neuer  Linien  einzustellen.  Im  ganzen 
waren  1896  unter  13943  km  3191  km 
Staat.sbahnen,  während  3913  km  vom  Bimde 
rLtorstützimgen  erhielten. 

Auch  Chile  hat  sich  ein  grösseres 
Eis^^nbahnnetz  gebaut;  davon  waren  im 
Se[>tpraber  1897  Staatsbahnen  1732  km. 

DieTra nsandini sehe  Bahn,  die Bnenos- 
Ayr«  mit  Valparaiso  in  einer  Länge  von  rund 
14« Kj  km  verbinden  soll,  ist,  obwohl  schon  seit 
Ttehr  als  einem  Jahrzehnt  von  beiden  Seiten  die 
Bahnen  an  die  Anden  herangeführt  sind,  noch 
nicht  fertiggestellt.  Jetzt  wird,  nachdem  die 
Hentt'llung  der  Gebirgsstrecke  als  reiner  B«i- 
hnugäbahn  sich  als  zu  teuer  und  schwierig  er- 
wiesen hat,  das  noch  fehlende  Verbindungsstück 
als  gemischte  Reibun&fs-  und  Zahnradbahn  ge- 
baut werden.  Die  Bann  wird  im  ganzen  drei 
Spurweiten  haben,  auf  argentinischer  Seite 
1,676  m,  in  Chile  1,435  m  und  auf  der  Gebirgs- 
>trecke  1  m;  schon  dadurch  erscheint  die  Eut- 
wickelang  eines  grossen  Güterverkehrs  aus- 
geschlossen. 

5.  Nordamerika  ist  das  Land  der  Pri- 
vatbahnen: von  dem  gewaltigen  Netz,  das 
Meli  übfT  diesen  Erdteü  spannt  und  fast  die 
Hälfte  der  gesamten  Eisenbahnen  der  Welt 
in  sich  fasst,  sind  nur  1392  Meilen  in 
'.'anada  Staatseigentum.  Ein  Verdienst  des 
irivaten  Unternehmungsgeistes  ist  aber  diese 
in  issartige  Entwickelung  nur  zu  geringem 
Teil;  überall,  wo  ein  erhebliches  Risico  in 
•iem  Bahnbau  lag,  wie  namentlich  bei  den 
^)Sson  üeberlandbahnen  imd  bei  den 
ELionbahnnetzen  im  noch  unentwickelten 
^'e>ten,  musste  auch  in  Amerika  der  Staat 
mit  Geldimterstntzungen,  Landschenkungen 
und  Dividenden-  und  Zinsgarantieen  ein- 
j'pringen. 


Mexico^)  hat  die  Besonderheit,  dass  selbst 
ein  Teil  seiner  Hauptbahnen  nicht  mit  Dampf, 
sondern  mit  tierischer  Kraft  betrieben  wird ;  im 
ganzen  390  km,  darunter  eine  Linie  von  über 
90  km  Länge,  wurden  im  Jahre  1896  unter 
10830  km  Hauptbahnen  auf  diese  Art  benützt. 

In  C  a  n  a  d  a  2)  haben  sowohl  der  Gesamt- 
staat als  auch  die  einzelnen  Provinzen  und 
Stadtgemeinden  mit  beträchtlichen  Mitteln 
eingreifen  müssen,  um  die  Ausgestaltimg 
des  Eisenbahnnetzes  zu  ermöglichen.  Von 
den  16687  Meilen,  die  am  30.  Juni  1897 
erbaut  waren,  gehörten  1392  Meilen  dem 
Staate;  zu  den  Anlagekosten  des  Gesamt- 
netzes, die  rund  922MillionenDollars  betrugen, 
haben  der  Bund  150  und  die  Provinzen  und 
Städte  47  Millionen  beigesteuert;  ausserdem 
sind  den  Bahnen  umfassende  Landschenkim- 
gen,  der  Ueberlandbahn  allein  z.  B.  25  Mil- 
lionen acres  (rund  10  Millionen  ha),  zu  teil 
geworden,  wie  auch  Dividenden-  und  Zins- 
garantieen vom  Bunde  und  den  Provinzen 
übernommen  sind.  —  lieber  die  Entwicke- 
lung finden  sich  folgende  Angaben: 


Betriebslänge  (Meilen) 
Lokomotiven  .  .  .  . 
Geleistete    Zugmeilen 

(Millionen)  .  .  .  . 
Beförderte  Personen(Mil- 

lionen) 

Beforderte  Gütertons  (zu 

je  907  kg)  (Millionen) 
Roheinnahme  (Millionen 

Pfund) 

Reineinnahme  (Millionen 

Pfund) 


1881,82 


12  200 
I  321 

2g 

9 

14 
29 

7 


1895196 


1896197 


16270 
2044 

45 
15 

24  i 

! 

51 
16 


16550 
2  186 

46 

16 

25 
52 
17 


Auf  das  Netz  der  Canadischen  Ueberland- 
bahn (Canadian  Pacific),  die,  selbst  bei  Montreal 
beginnend,  eine  Verbindung  zwischen  Halifax 
und  Vancouver  auf  6000  km  Länge  herstellt 
(Montreal — Vancouver  rund  2900  Meilen),  ent- 
fielen im  Jahre  1896  97  6280  Meilen  mit  einem 
Anlagekapital  von  321  Millionen  Dollars;  sie 
beföraerte  in  diesem  Jahre  3  Millionen  Personen 
und  5  Millionen  Gütertonnen  und  erzielte  einen 
Betriebsüberschuss  von  8,6  Millionen  Dollars 
=  2,7%  <les  Anlagekapitals. 

Für   das   Eisenbahnwesen    der  Verei- 
nigten Staaten  von  Amerika^)  cha- 


^)  Anuario  estadistico  de  la  Repnblica  Mexi- 
cana  und,  zusammenfassend,  Reseua  historica  y 
estadistica  de  los  ferrocarriles  de  Jurisdiction 
federal  des  de  Agosto  de  1837  hasta  Diciembre 
de  1894. 

^)  Jahresberichte  des  Eisenbahn-  und  Kanal- 
departemeuts.  —  Vgl.  auch  Pieck,  Die  Eisen- 
bahnen in  Canada  und  das  canadische  Eisen- 
bahngesetz V.  22.  Mai  1888,  Archiv  f.  E.  1890 
S.  203  und  1895  S.  292. 

")  Jahresberichte  der  Interstate  Commerce 
Commission  (seit  1888),  Census  von  1880  und 
1890;    Poor's  Manual  of  Railroads  (nicht  un- 
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rakterislisch  ist  der  Mangel  an  staatlicher 
Aufsicht ;  weder  der  Bund  noch  die  meisten 
Einzelstaaten  —  niu-  die  straffer  verwalteten 
Neuenglandstaaten,  besonders  Massachusetts, 
machen  eine  bemerkenswerte  Ausnahme  — 
haben  einen  wirksamen  Einfluss  auf  das 
geschäftliche  Gebahren  der  zalülosen  Eisen- 
balingesellschaften,  wie  auch  bei  der  Grün- 
dung neuer  Unternehmungen  meist  nur  ge- 
wisse Fonnen  des  Aktiengesetzes  zu  erfüllen 
sind  und  für  die  technische  Anlage  Vor- 
schriften nicht  bestehen.  Diese  fast  schranken- 
lose Herrschaft  des  Privatintei-esses  hat  für 
die  Ent Wickelung  des  Landes  den  gi-ossen 
Vorzug  gehabt,  diiss  sich  auch  über  die  sehr 
dünn  besiedelten  Staaten  der  Mitte  und  des 
Westens  msch  ein  verhältnismässig  dichtes 
Netz  von  Eisenbahnen  spannte,  wie  aus  den 
ol)en  angefülirten  Zalilen  über  das  Verhältnis 
der  Eiseilbahnlänge  zur  Bevölkerung  hervor- 
geht; auch  heute  noch  sind  dort  die  Bahnen 
d  ie  Vorläufer  der  BesiedelvHig  und  ijidustriellen 
Ent  Wickelung,  nicht  umgekehrt  wie  im  west- 
lichen Europa,  und  es  kann  wohl  keinem  es  zalüten  nämlich 
Zweifel  unterliegen,  dass  selir  viele,  finan- 
ziell schwach  stehende  Unternehmungen 
nicht  ziu-  Ausführung  gekommen  wären, 
wenn  die  Grundlagen  einer  staatlichen  Prü- 
fung unterlegen  hätten.  Andererseits  zeigen 
sich  die  grossen  Mängel  dieses  Systems  in 
einer  Häufigkeit  der  Eisenbahnbankerotte, 
wie  sie  in  keinem  anderen  Lande  der  Erde 
zu  verzeichnen  ist:  in  den  Jahren  1884 — 
1896  sind  nicht  weniger  als  412  Bahnen  mit 
einer  Länge  von  90865  Meil(»n   und   einem 


Das  buchmässige  Anlagekapital  liotrig 
1890  9,44,  1895  10,96  imd  1897  lU.tU 
Milliarden  Dollars;  auch  hier,  in  der  Vt-r- 
minderung  von  1895  auf  1897,  zeiirt  sich 
eine  Wirkung  der  zahlreichen  receivershipk 
Das  Kapital  zerfiel  1897  in  5,36  Millianh-a 
Aktien  imd  5,27  MiDiarden  Obligationen  vt-r- 
schiedener  Art ;  auf  eine  Meile  Länge  kommen 
59620  DoUars  (=  151883  Mark  auf  1  km). 
Wieviel  aber  von  diesem  Kapital,  namentlich 
dem  Aktien  betrage ,  nach  amerikanisclit^ni 
Ausdruck  »Wasser«  ist,  d.  lu  dem  Bahnuntcr- 
nehmen  nicht  unmittelbar  zu  gute  gekommen, 
sondern  zm*  Gewährung  ungesetzlicher  Di- 
videnden oder  zur  Gewinnimg  einflussrei' lur 
IVi-sonen  oder  aus  anderen  das  Tageslicht 
scheuenden  Gründen  ausgegeben  ist,  tia> 
entzieht  sich  jeder  zuverlässigen  Sclmtzuiij:. 
Sehr  bezeichnend  ist  aber,  dass  nur  An 
kleiner  Teil  der  Bahnen  in  den  letzten  In 
Jahren  eine  Dividende  gezalüt  hat,  während 
andei-erseits  ein  beträchtlicher  Teil  des  '>l»- 
ligationenkapitals  unverzinst  geblieben   ist; 


im  Jahre,  endend 
am  30.  Juni 


Aktien-  imd  Obligationenkapital  von  fast 
5  Milliarden  Dollai-s  oder  durchschnittlich 
im  Jahre  31  Bahnen  mit  7000  Meilen  Länge 
und  378  Millionen  DoUare  Kapital  unter  die 
Hand  eines  Zwangsven\'alters  (receiver)  ge- 
kommen, im  sclilimmstcn  Jahi*e  1893  allein 
74  Balmen  mit  29  340  Meilen  und  1 781 046  000 
Dollars  1);  am  30.  Juni  1897  standen  noch 
128  Bahnen  mit  18862  Meilen  (=  10  «/o  der 
Gesamtlänge)  und  1131  Millionen  Dollara 
(  -  11  ^/o  des  Gesamtkapitals)  in  Zwangs- 
verwaltmig. 

Die  Zahl  der  Eisenbahngesellschaften 
stellte  sich  am  30.  Juni  1897  auf  1987,  doch 
führten  nur  819  einen  selbständigen  Betrieb 
(gegen  1797  und  747  am  30.  Juni  1890): 
44  (40)  hatten  Netze  von  mehr  als  1000 
Meilen,  im  ganzen  aber  103  566  Meilen  = 
56^/0  der  Gesamtlänge  (77  873  Meilen  =: 
47,50/0). 


bedingt  zuverlässig).  —  v.  d.  Leyen,  die  Finanz- 
und  Verkehrspolitik  der  iiordamerikanischen 
Eisenbahnen  (2.  Aufl.  1895;  dort  weitere  Special- 
litteratur). 

^)  CroweD,  Raihvay  receiverships  in  the 
United  States,  in  The  Yale  Review  vom  No- 
vember 1898. 


1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
und  zwar  1897  in 
Gruppe*) 

I  C7  43I  Meilen) 

II  (20931 

III  (23025 

IV  (II  360 
V    (21  418 

VI  (40870 

VII  (10583 

VIII  (22  755 

IX  (11265 

X  (14799 


keine  Di- 
vidende 
«/o  des 
Aktienka- 
pitals 


keine  Zinsen, 

,  "o  de&ge-      ".,  df'T 
,   samten 
Schuld- 
I  kapitals 


.Ini'oru» 


)l 


61,4 
61,7 
63,8 
59,6 
60,6 
61,2 

63,4 
70,1 
70,2 
70,1 


21,4 
53,5 
71,3 
84,0 
78,8 
54,2 
69,6 
89,5 
99,3 
96,7 


21,7 
19,2 

9,9 

12,5 
14,4 
14,2 
16,7 
16,3 
16,6 


66.S 

64.4 
82,6 
S6.Q 

914 
88,0 
82,9 


7,0 

'        — 

11,9 

76.7 

16,7 

;    22,3 

11,3 

93.0 

12,7 

S9.7 

14,5 

74,t) 

14,5 

loo.o 

22,9 

99,9 

21,1 

lOO.O 

32,8 

lOO.O 

*)  Gruppe  I  umfasBt  Maine,  New-Harapshire, 
Vermont,  Massachusetts,  Connecticnt  und  Rhcxle- 
Island.  —  II:  New-York,  Xew-Jersey.  Dela- 
ware, Pennsylvania  und  Maryland.  —  III :  Ohio, 
Michigan  und  Indiana.  —  IV:  beide  Virginien 
und  Carolinen.  —  V:  Kentucky,  Tennei^see, 
Georgia,  Florida,  Alabama  und  Mississippi.  — 
VI:  Wisconsin,  Minnesota,  die  beiden  Dakota. 
Jowa  und  Illinois.  —  VII:  Nebraska,  MontHoa 
und  Wyoming.  —  VIII:  Missouri,  Arkansas, 
Indianerterritorium,  Kansas,  Oklahoma  und 
Colorado.  —  IX:  Louisiana,  Texas  und  das 
westliche  Nen-Mexico.  —  X:  Galifornien,  Ari- 
zona, das  östliche  Neu-Mexico,  Utah,  Nevada, 
Idaho,  Oregon  und  Washington. 


Eisenbahnen  (Eisenbahnstatistik^ 


585 


Von  dem  Gesamtnetz  der  Union  waren 
12794  Meilen  (=  7  ^lo)  am  30.  Juni  1897 
zwei-  und  mehrgleisig ;  davon  entfielen  6956 
i-  33^.0  des  dortigen  Netzes  tou  20968 
M^üfn)  auf  die  Oststaaten,  die  5579  Meilen 
,Jii%)  zAi-ei-,  776  (4  ^/o)  drei-  und  601  Meilen 
.:{•*')  viergleisige  Strecken  besassen. 

Teber  die  Entwickelung  des  Eisenbahn- 
ii^!ist**s  giebt  folgende  Tabelle  Auskunft: 


1889;90j  1895;96|  1896,97 

P-^rriebslänge  (Meilen) 

163597  182777  184428 

I>tkomotiven  .... 

30140 

35950 

35  986 

IW-flinierte      Personen 

fiberhanpt  (Millionen) 

492 

512 

489 

auf  1  Einwohner  .    . 

8             7 

7 

•leleinete      Personen- 

meilfn 

liWrhaupt  (Millionen) 

II  848 

13049'    12257 

am  1  Meile  Bahn 

75751 

71705,    66874 

Il^ffTTderte     Gutertons 

zu  je  907  kff) 

n luf rhaup t  (Mill  ionen) 

637 

766 

742 

ant  1  Einwohner  .     . 

10 

11 

IG 

iT-leistete    Gütertons- 

1 

neilen 

iil.erhaopt  (Millionen) 

76207 

95328,    95139 

anf  1  Meile  Bahn 

487  245 

523832:519079 

Zahl  der  Angestellten 

749301 

826  620'  823  476 

Boheinnahnie(  Millionen 

Dt.llar. 

I  052 

I  150 

I   122 

K^neinnahme     (Milli- 

'►nen  Dollarj      .    .    . 

487 

506 

495 

An  Ueberlandbahnen  bestehen  fünf  selb- 
«tiicdigre  Systeme,  nachdem  die  Central  Pacific 
1351)  Meüen  •  von  der  Southern  Pacific  gepachtet 
nnd  die  Atlantic  and  Pacific  geteilt  an  die 
AtrhL««)n— Topeka— Sta  Fe  nnd  an  die  St. 
I.onis— San  Francisco  verkauft  worden  ißt;  die 
Bannen  fahren  alle  von  der  Mississippilinie  zum 
Stillen  Ocean,  mit  der  Ostküste  werden  sie 
Gurch  besondere  Bahnsysteme  verbunden,  eine 
Hoheitliche  Durch^angslinie  von  Ost  nach  West 
Vsteht  in  den  Vereinigten  Staaten  nicht  ^). 
Diese  Ueberlandbahnen  sind: 


Southern  Pacific 

. 

mit 

7372  Meilen 

Atrhison—Topeka- 

-Sta  Fe 

n 

6479 

n 

(ireat  Northern  . 

. 

n 

4ÖÖ9 

n 

Northern  Pacific 

p 

4544 

jj 

Tnion  Pacific 

. 

n 

2852 

n 

l^e  Southern  Pacific  führt  von  New-Orleans 
iil.pr  San  Francisco  bis  nach  Portland  herauf 
iiD«i  I  Central  Pacific)  von  San  Francisco  aus  bis 
nm  Salzsee,  wo  sie  die  Union  Pacific  triflFt, 
wieder  ins  Innere  hinein.  Die  Atchison-Sta  Fe 
Terbindet  Chicago  mit  dem  südcalifornischen 
Hafen  Los  Angeles.  Auf  der  Great  Northern 
^«'lang^  man  von  Minneapolis  nach  Everett  und 
Vancouver  und  auf  der  Northern  Pacific  von 
Ashland  nach  Tacoma  und  Portland.  Die  Union 
Pacific  ^eht  von  Kansas  aus  bis  zum  Salzsee; 
die  Verbindung  zur  Westküste    bei  Portland 

^)  Die  Entfernung  New- York— San  Francisco 
über  die  Union-  und  Central-Pacific  beträgt 
mnd  54(X)  km. 


wird  für  sie  durch  zwei  früher  zu  ihr  gehörende, 
1896  und  1897  bei  der  Reorganisation*)  wieder 
abgetrennte,  aber  noch  von  ihr  kontrollierte*) 
Bahnen  bewirkt. 

III.  Die  Eisenbahnen  Europas. 

!•  Yergleichende  Ceberoicht  ')•  Zur  Be- 
urteilung der  folgenden,  aus  den  amtlichen 
Statistiken  zusammcnp^estellten  Tabellen  ist  zu 
beachten,  dass  —  wie  in  der  Einleitung  be- 
merkt —  der  Begriff  Eisenbahn  nicht  einheit- 
lich gefasst  ist:  in  Deutschland  werden  die 
vollspurigen  sogenannten  Haupt-  und  Neben- 
bahnen statistisch  zusammen  behandelt,  ähnlich 
in  Frankreich  (chemins  de  fer  d'int^r^t  g^neral) 
nnd  Russland;  in  Oesterreich-Ungam  und  in 
der  Schweiz  enthält  die  amtliche  Statistik  alle 
Eisenbahnen  im  weitesten  Sinne  mit  Ausnahme 
der  städtischen  Strassenbahnen ;  in  Gross- 
britannien und  Irland  werden  auch  diese  ^) 
hineingezogen;  für  Preussen,  Belgien  und 
Schweden  haben  nur  die  Staatsbahnnetze  be- 
rücksichtiget werden  können,  und  in  Preussen 
ist  noch  insofern  eine  organisatorisch  wichtige 
Aenderung  zwischen  den  zum  Vergleich  ge- 
stellten Jahren  vollzogen  worden,  als  1897  die  hes- 
sischen Staatsbahneu  (850  km)  hinzugetreten  sind. 

In  der  Ausstattung  mit  zwei  und 
mehrGleisen  steht  das  Vereinigte  König- 
reich allen  anderen  Gebieten  weit  voran, 
wie  ja  auch  die  Trennung  des  lokalen  vom 
durchgehenden  Verkehr  dem  Gleis  nach  dort 
auf  einigen  der  wichtigsten  Linien  schon 
durchgeftihrt  ist,  während  auf  dem  Festlande 
noch  fast  überall  dieselben  Gleise  für  beide 
Zweige  des  Eiseiibahndienstes  benutzt  wer- 
den^).   Dass  Deutschland  im  ganzen  und  die 


*)  Diese  „Reorganisationen"  sind  allenneist 
nichts  anderes  als  Konkurse ;  die  Bahnen  werden 
unter  Ausfall  eines  erheblichen  Teils  .  ihrer 
Schulden  formell  an  neue  Gesellschaften  ver- 
kauft^ doch  besteht  die  Namensänderung  oft 
nur  m  dem  Wechsel  zwischen  railroad  und 
railway. 

*)  Die  „Kontrolle"  wird  dadurch  bewirkt, 
dass  die  Mehrheit  der  Aktien  in  der  Hand  des 
Kontrollierenden  sich  befinden. 

')  Vgl.  die  Betriebsergebnisse  deutscher 
und  ausländischer  Eisenbahnen  in  den  Jahren 
1885,  1894,  1895  und  18^)6  in  der  Zeitung  des 
Vereins  deutscher  Eisenb.-Verw.  1899  S.  180 
und  198. 

*)  Die  Entwickelung  des  Strassenbahnver- 
kehrs  ist  allerdings  im  Vereinigten  Königreich 
nicht  annähernd  so  vorgeschritten  wie  auf  dem 
Festlande,  wie  ja  namentlich  London  dieses 
Verkehrsmittel  fast  ganz  entbehren  muss ;  auch 
giebt  es  nur  einige  wenige  Bergbahnen  und 
sonstige  Kleinbahnen,  so  dass  thatsächlich  in 
der  Statistik  die  Vollbahnen  bei  weitem  in 
Länge  und  Verkehr  vorherrschen. 

'')  Ende  1896  gab  es  in  England  210  km 
drei-  und  854  km  viergleisige  Strecken  =  3,14% 
der  Gesamtlänge ;  der  grössere  Teil  dieser  Linien 
bedient  den  Vorortverkehr,  nur  400  km  ent- 
fielen auf  die  Femverkehrsstrecken.  —  Die 
Trennung  der  Gleisbenutzung  bezieht  sich 
nicht,  wie  häufig  gesagt  wird,  auf  den  Personen- 
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Betriebslänge 


im  ganzen 

Ende 
1897») 

km 


davon  zwei 

und 
mehrgleisig 

1885 ,  1897 


Anlagekapital 


im  ganzen 
Ende  1897 

Millionen 
Mark 


für  1  km 
Mark 


Deutschland  (Vollbahnen) 

Preussisch-hessische  Staatsbahnen  .    .    . 
Oesterreich-Ungarn  (Gesamtnetz)    .    .    . 

Frankreich  (Vollbahnen) 

Schweiz  (Gesamtnetz) 

Grossbritannien  und  Irland  (Gesamtnetz) 
Kussland  {Vollbahnen)  1896        .... 

Belgische  Staatsbahnen 

Schwedische  Staatsbahnen 


47  337 
29265 
32239 
37188 

3724 

34486 

37665 

3341 

3676 


29,2 
38,6 

9,0 
40,6 

9,9 
54,5 
16,2 
42,0 

? 


34,9 
38,9 
10,2 
40,6«) 

13,2 
54,7 
21,5 
42,1 


11  854 
7483 
7136 

12  772 

979 
21795 

7234 

I  190 

368 


252  832 
256494 
235  67S 
344250 
262  S31 
632569 
1920^9 
356  337 
100  106 


*)  Die  Jahreszahl  bezeichnet  in  allen  folgenden  Tabellen  entweder  das  Kalenderjahr  oder 
das  in  dem  angeführten  Jahre  beginnende  Betriebsjahr  (z.  B.  1897  für  Preussen  das  Jahr  vom 
1.  April  1897  bis  31.  März  1898). 

^)  1896. 


preussisch-hessischen  Staatsbahnea  für  sich 
in  dieser  Beziehung  auch  noch  von  Fi-ank- 
reich  und  den  belgischen  Staatsbahnen  über- 
troffen werden,  das  hat  seinen  Grund  in  der 
grossen  Anzahl  —  natürlich  nur  eingleisiger 
—  Nebenbahnen,  die  als  Vollspurbahnen  in 
der  deutschen  Statistik  gefülirt  werden, 
während  in  Frankreich  viele  Linien  dieser 
Bedeutung  bereits  als  Lokalbahnen  (chemins 
de  fer  d'interet  local)  gelten  und  in  Belgien 
der  Ausbau  solcher  Bahnen  in  der  Hand 
der  Vicinalbahngesellschaft  liegt.  Gerade 
in  der  Vergleichsperiode  hat  man  sich  aber 
in  diesen  Ländern  besonders  der  Anlage  von 
weniger  wichtigen  Linien  gewidmet,  und 
es  ist  deshalb  noch  darauf  hinzuweisen,  dass 
in  dieser  Zeit  das  Eisenbahnnetz  selbst  sich 
vermehrt  hat  in  Deutscliland  um  26  ^/o,  in 
Preussen  (Hessen)  um  88*^/0,  in  Frankreich 
um  22%  und  in  Belgien  um  6%,  die  Ijänge 
der  zwei-  und  melirgleisigen  Strecken  um 
51,  39,  21  und  6%,  so  dass  also  Deutsch- 
land und  namentlich  Preussen  als  am  eifrig- 
sten auf  eine  Verstärkung  der  Gleisanlagen 
bedacht  erscheinen^).  Auffallend  hoch  ist 
im  Hinblick  auf  den  bisher  erst  erreichten 
Grad  wirtschaftlicher  Entwickelung  der  Pro- 
zentsatz an  zweigleisigen  Strecken  in  Russ- 
land, ein  Zeichen,  dass  erst  die  wichtigsten 
Linien  dort,  überhaupt  gebaut  sind,  die  dann 
zu  erheblichem  Teil  die  Anlage  zweiter 
Gleise  bereits  erforderlich  gemacht  haben. 
Die  höchsten  kilometrischen  Anlage- 
kosten  weist  ebenfalls  Grossbritannien  und 


und  Güterverkehr,  sondern  meist  auf  den  lokalen 
und  durchgehenden  Verkehr.  (Vgl.  Oentralblatt 
der  Bauverwaltung  1898  Nr.  29.) 

^)  Die  drei-  und  mehrgleisigen  Strecken 
betrugen  Ende  1897  in  Deutschland  222  km 
(0,5  °/o  der  Gesamtlänge)  und  bei  den  preussisch- 
hessischen  Staatsbahnen  206  km  (0,7%). 


Ii'land  auf ;  dies  liegt  einmal  an  der  teureren 
Herstellung  des  Balinkörpers  infolge  der  Vor- 
wendung schwererer  Schienen,  der  Ver- 
meidung von  Strassenkreuzungen  in  gleidier 
Höhe,  des  schon  erwähnten  hohen  B^ 
Standes  an  Doppelgleisen  und  ähnlicher 
Momente  sowie  an  der  reichen  Ausstattung 
mit  Betriebsmitteln;   vor  allem   hat.  es  akr 

I  seinen  Gnmd  in  den  gewaltig  hohen,  duivli 

I  keine  Enteignungsmöglichkeit  emiässigteu 
Grunderwerbskosten  und  in  den  riesigen 
Beträgen,  die  zur  Erlangung  der  Konzessionen 

j  teils  legal  an  Gebtiliren  u.  dgl.,  teils  auch 
illegal  haben  aufgewendet  werden  müssen. 

I  Deutschland,  Frankreich  und  Belgien  steht-n 
unter  dem  Einfluss  der  soeben  berührten 
Verhältnisse.  In  der  Schweiz  lialten  die 
die  Alpen  überschreitenden  imd  die  eigent- 
lichen Bergbahnen  den  Durchschnitt  so  hoch; 
kostet  doch  z.  B.  jedes  Kilometer  der  Gott- 
hardbahn  rund  730000  Mark  mid  auf  der 
Pilatusbahn  rund  400  000  Mark.  Die  russischen 
Bahnen  erweisen  sich  dagegen  ebenso  ^io 
das  schwedische  Staatsbahnnetz  als  si^hr 
leicht  gebaut  und  zwar  die  russischen  nooh 
um  so  leichter,  als  sie  zwar  überwiegend  ia 
bequemem  Gelände,  a^ber  zu  beträchtlicheui 
Teile  zweigleisig  und  mit  der  durch  grösseren 
Grunderwerb,  durch  Schwierigkeiten  in  der 
Kurvenentwickelung  und  anderes  mehr  an 
sich  teureren  Bi-eitspiu*  von  1,524  Meter  (gegea 
1,435  europäische  VoDspur)  angelegt  sind^). 
In  der  Ausstattmig  mit  Betriebs- 
mitteln stehen  England  und  Belgien  weit- 
aus an  der  Spitze,  wie  auch  die  kilonietri- 
schen  Koheinnalimen  auf  einen  sehr  inten- 
siven Verkehr  schliessen  lassen;  die  Ver- 


*)  Die  Schnellzugsgeschwindigkeit  betraf 
daher  in  Russland  nur  höchstens  50  km  in  der 
Stunde,  während  für  die  deutschen  Bahnen 
90  km  als  Höchstgrenze  gesetzt  sind. 
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- 

Betriebsmittel 

Verkehrslei  stunden 

Lokomotiven 

Personenwagen 

Güterwagen 

Pereo- 
nenkilo- 
meter 

Güter- 

tonnen- 

küo- 

meter 

Durchschn. 
Fahrt 

Beförd. 
Per-  Güter- 

im 
ganzen 

anf 
100 
km 

im 
ganzen 

anf 
100 
km 

im 
ganzen 

anf 
100 
km 

einer 

Per». 

km 

einer 

Güter 

tonne 

km 

80-     ton- 
nen   nen 

anf  1  km 

anf  einen 
Einwohn. 

I'eotschland 
VoDbahnen) 

1885 
1897 

12450 
16884 

33 
36 

22735 
23664 

61 
72 

250313 
361  506 

667 
781 

216932 

352  554 

430469 

611  505 

28,8 
23,4 

104,2    6 
100,4  13 

3 
6 

Preussische     1885 
Sta^itsbahnen  ,1897 

8303 
II  596 

39 
40 

128581    61 
21015]    72 

168  618 
256  362 

794 
883 

244286 
401971 

545  597 
709  284 

23,8 

125,6 
ii3,l 

— 

— 

(»•sL-Ungarn 
Gcsamtaetz) 

1885 
1897 

4  439 
6988 

15        8760     39    100925 
22       14907,    48  1154961 

225 

495 

126  596 
202  122 

324373 
414994 

? 
•> 

?       2 

?    ,4 

2 
3 

Frankreich      |18a5 
(Voljbahnen)    1897 

8816 
10  143 

29 
27 

21447 
26  lOI 

70 
11 

239  523 
273  296 

786 
740 

235  437 
309779 

328  142 
373  393 

32,8  130,2 
30,5  127,2 

6 
10 

2 
3 

Shweiz  (Ge-  ,1885 
^tnetzj       1897 

623 
1049 

22    1     1 810 
28    1     2592 

63 
70 

9088      314 
1 1  836      326 

186  738 
277851 

148  553 
195  226 

22,3 
19,4 

57,8 
55,3 

8 
18 

2 

4 

(Tr'.ij,hritaim. 
TQd  Irland 

1885 
1897 

15196 
19479 

49 

55 

33658 
44053 

109 
130 

488  887 
664833 

1585 
1935 

? 

? 

9 

? 
? 

?    |i9 

?  ;26 

7 
9 

Ros^land 

■VoUbahnen) 

1885 
1896 

6317 
9  220*) 

25 
23') 

7264 
10075 

28 
27 

122  762 
195  194 

479 
550 

153205 
228478 

438  787  104,6 
661  132  125,9 

217,7 
248,2 

0,4 
0,7 

0,6 
1,0 

Etl^sche         1885 
>taatsbahiien  ;1897 

1788 
2311 

56 
69 

2973 
4527 

94 
136 

38441 
48788 

I  214 
I  461 

366  161 
597542 

? 
? 

22,5 

21,9 

? 
? 

— 

— 

Schwedische 
Staatebahnen  | 

1885 
1897 

331 
493 

14 
13 

987 

31 
27 

8216 
12  162 

344 
*  331 

76973 
108348 

96217 
151967 

44 
47 

110 
100 

- 
- 

-— 

1897. 


kHhrsleistnngen  selbst  entziehen  sich 
l-i<]»^r  bei  Grossbritannien  und  Irland  voU- 
stäinliij  dem  Vergleich,  bei  den  belgischen 
Staatsbahnen  sind  nur  die  Personenkilometer 
Wannt  und  bestätigen  jenes  Urteil.  Es 
folgen  Preussen  und  Deutschland,  ihrem 
>tarken  Verkehr  entsprechend  reichlich  mit 
IJt'triebsmitteln  versehen.  AuffaDend  niedrig 
bt  der  Güterverkehr  der  französischen 
Mr.on,  wohl  eine  Folge  der  reichen  Küsten- 
♦Ltwiekelung  und  des  weit  verzweigten 
Wa^^erstrassennetzes.  Die  Höhe  der  nissi- 
-•:iif  n  Zahlen  ist  aus  der  Weite  des  Gebiets 
zu  erklaren ;  die  Ausstattung  mit  Betriebs- 
inittelu,  namentlich  mit  Güterwagen,  ist  im 
Verhältnis  zu  diesem  Verkehr  ganz  unzu- 
reichend. 

In  allen  Ländern  zeigt  sich  in  der  Ver- 
ijleirhsperiode  eine  stärkere  Entwickelung 
<!*>  Nahverkehrs  als  des  Fernverkehrs;  nur 
*n  Russland,  dank  den  weitere  Fahrten 
'-iTunstigenden  Personen-  und  Güterstaffel- 
tarifen, d.  h.  Tarifen,  bei  denen  der  kilome- 
triM-he  Einheitssatz  mit  wachsender  Ent- 
ff'niiing  ßUlt,  hat  die  durchschnittlich  von 
'•*?n  Personen  und  Gütern  zurückgelegte 
StnY'ke  zugenommen. 

Für  die  Verkehrsintensität  in  ihrer  all- 
?;meinen  Bedeutung  ergiebt  sich  aus  dem 
Verliältnis  der  Gesamtzahl  der  beförderten 
P»'rsonen  und  Güter  zur  Bevölkerung  des 
•l'inhzogenen     Gebiets    ein    Massstab,    der 


'  durch  die  in  der  Einleitung  benlhrten  Män- 
gel dieser  Feststellungen  allerdings  beein- 
trächtigt, aber  doch  nicht  ganz  illusorisch 
gemacht  wii*d,  zumal  der  Berechnungsfehler 
bei  der  Beziehung  zu  den  Millionen  der  Be- 
völkenmgen  wesentlich  verringert  wird. 
Ueberall  zeigt  sich  eine  Verstärkung  der 
Beweglichkeit  der  Bevölkerung,  eine  Zu- 
nahme des  Güterumsatzes;  am  stärksten  in 

■  Deutschland  und  in  der  Schweiz,  wo  der 
Güterverkehr    auf    das   doppelte    und   der 

I  Personenverkehr  noch  stärker  gestiegen  ist 

I  —  im  schweizer  Personenverkehr  zeigt  sich 
die  Wirkung  des  starken  Fremdenzuflusses. 
In  den  englischen  Zahlen  macht  sich  wohl 
jener  Berechnungsfehler,  wie  schon  froher 
hervorgehoben,  am  stärksten  geltend;  die 
Zunahme  ist,  den  hohen  Anfangszahlen  ent- 
sprechend, verhältnismässig  am  geringsten. 
In  Frankreich  fällt  wieder  der  geringe  Gü- 
terumlauf auf. 

In  der  kilometrischen  Roheinnahme  — 
s.  d.  Tabelle  auf  S.  588  —  kommt  die 
Verkehrsintensität  zur  Erscheinung,  das 
aus  den  Verkehrsleistungen  mimittelbar 
gewonnene  Bild  bestätigend.  Das  finan- 
zielle Endergebnis  stellt  sich  für 
Deutschland  und  besonders  für  die  preus- 
sisch-hessischen  Staatsbahnen  am  günstig- 
sten; die  hier  erzielte  Verzinsung  des  An- 
lagekapitals wird  sonst  nirgends  auch  nur 
annähernd  erreicht.    Allerdings  ist  die  kilo- 
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im 
gan- 
zen 

Mill. 
Mark 


Roh- 
einnahme 


für 
1  km 

Mark 


Ver- 
hält- 
nis d. 
Aus- 
gabe 
zar 
Ein- 
nah- 
me 


Reineinnahme  y«?  4*^ 

:  Kobem- 

nahnie 

entfallen 

auf  den 


Mill. 
Mk. 


B 


Mark 


*2  s; 


Per- 1  ^ . 

so-     Gu- 
nen- 1  ***'' 

Verkehr 


Dunb- 
sphmttsr 

■ 

ifärj 

für  I  '  liä-i 

Pt'i>'>  tir-i 

neu-  it■^L^ 

km    ürnl 

kri 

Pf2.     l'UJ 


Deutschland  (VoUbahnen) 


18a5 
1897 


Preussische  Staatsbahnen 


1885 
1897 


Oesterreich-Ungam  (Gesamtnetz)    . 


188Ö 
1897 


995 '26  768  60,1  1426;  II  850  4,5  27,5  67,3  3,33  4,oJ 
1675I35  775  55  J3  726  15  882  6,32  28,2  67,1  2,81  3.S3 

5-73 


65731188156,6    281113841:5,0  125,7  69,o;3,26 
115739831153,52531  ^8541  7,24!27,6  67,9|2ji 


Frankreich  (Vollbahnen) 1885 

1897 


48522270152,7  1230,105384,6   23,5  75,3;4,o3  5.::? 

641  21  461156,6  '28o|  9  31413,96  24,0  74-4|M7  3^^ 

846,28369:55,6  13761126123,7    38,457,63.70  -^7^ 

1060J28  701 152.0  15081 13  769  3,98  42,9  55,2  3.02^  4-0^ 

59|2o  112  53,7  ;  27,  94563,3    42,450^8  4.29  «..<; 

9912687560,7  I  39105743,5    40,3-54,9  3.9  7.5 


Schweiz  (Gesamtnetz) 1885 

1897 


Grossbritannien  u.  Irland  (Gesamtnetz) 


1885 
1897 

Russlaiid  (Vollbahnen) 1885 

1896 

Belgische  Staatsbahnen 1885 

1897 


592011253,7 
99I26  875  60,7 
1 391 '45  103I53 

i875'54  363  57 


■655121  2484,0  -42,852,9 
18131235773,7  143,2  5^1 


527J20  999'6o,3  12091  83363,6 
6oo'26  741 158      '255I 1 1  229  4,6 


18,872,92,51     m 

15,6174,6  1,91       2> 


9630450,58,4 
13640817159,9 


40' 12  651  4,0    '35,462,52,9 
54I 16  36714,54,33,8.55,9  2,3 


Schwedische  Staatsbahnen 


1885 
1897 


23|  9523164,8  I     8|  3  356|3,i  |39,i| 56.5  4-39 


4.:, 


41  11049157,27!  17I  4  72i|4,72  38,8|6o,2,3.6 
*)  Bei  Berechnung  dieser  Zahl  sind  in  der  französischen  Statistik  die  recettes  suppleiaea- 
taires  (aus  Zuschlagskarten  und  ähnlichen,  reine  Personengeldeinnahmen  darstellenden  (^nellen 


abgezogen. 

metrische  Reineinnahme  bei  den  englischen ' 
Bahnen   noch  hoher,   doch   ergiebt  sie    nur 
eine    massige   Reotierung   des    sehr   hohen  | 
Anlagekapitals.     Ueberall   sind   es   aber  ge- 
waltige  Beträge,    die   alljährlich   ans    dem 
Eisenbahnbetriebe    gewonnen    werden    und ! 
bei  den  Privatbahnen   in   die   Taschen   derl 
Aktionäre  füessen,  die  politische  und  soziale 
Macht  der  die  Bahnen   leitenden  Pereonen 
dauernd  vennehrend. 

Die  Yerteilung  der  Roheinnahme  auf  den 
Personen-  und  Güterverkehr  bekräftigt  das  | 
früher   gefällte  Urteil;    in  England,  in  der  | 
Schweiz  und  in  Frankreich  trägt  die  Güter-  > 
beförderung  nur  etwa  die  Hälfte,  in  Deutsch- 
land, Oesterreich-Ungarn   und   Russland   2/3 
bis  ^l'-i  der  gesamten  Roheinnahme.  j 

In  den  Durchschnittssätzen  für  ein  Per- ! 
sonen-  und  ein  Gütertonnenkilometer  zeigt  i 
sich  fast  überall  —  nur  der  schweizerische  | 
Güterverkelir  macht  eine  Ausnahme  —  eine 
grössere    oder   kleinere   Abnalmie,    so   dass , 
man  auf  ein  allmähliches  Herabgehen  der  i 
Beförderungstarife  schliessen  kann.     Diese 
Sätze  aber  für  die  verschiedenen  Länder  zu 
vergleichen,   geht  nicht  an,   da  die  Zusam- 1 
men Setzung  des  Verkehrs  hiei-für  entschei-  1 
dend  ist ;   in  Deutschland  z.  B.  mtichen  die  I 
zu  billigstem  Tarife  gefahrenen  Steinkohlen 
etwas  über    ^/s    der  gesamten   Gütermenge 
aus,  während   sie  in  Frankreich  zu  grossem  | 
Teile  auf  die  Wasserstr<assen  verwiesen  sind  . 


und  daher  den  teurer  verfrachteten  (tüN^ti 
nicht  in  gleichem  Masse  wie  dort  das  (it- 
gengewicht  halten;  nur  so  beti-ächiliche 
Unterschiede,  wie  sie  zmschen  den  nis^i- 
schen  und  den  übrigen  Dm-chschnitt^sTitz^m 
bestehen,  wird  man  auf  besonders  nietlrii::' 
Tarife  in  Russland  deuten  dürfen.  — 

Endlich  sei  noch  eine  Uebersicht  über  die 
im  letzten  Jahrzehnt  auf  den  deutschen  im»! 
französischen  Bahnen  getöteten  Personen  — 
s.  d.  Tabelle  auf  S.  589  —  gegeben;  nur  diese 
Unfälle  sind,  wie  bemerkt,  vergleichbar,  nnl 
ausser  Deutschland  ist  noch  Frankreich  sc- 
wählt,  weil  in  der  französischen  Statistik  ebi^a- 
falls  die  Zurückführung  auf  die  Zahlen  <ies 
Personenverkehrs  vorgenommen  ist. 

Die  Schwankungen  dieser  Tabelle  weisen 
deutlich  darauf  hin,  wie  stark  der  Zufall  die 
Zahl  der  im  Eisenbahnbetriebe  umkommendea 
Personen  beeinflusst;  sie  zeigen  aber  aii'b 
weiter,  dass  doch  nur  eine  ganz  verschwindend 
kleine  Anzahl  Reisender  der  Todesgefahr  ans- 
gesetzt  ist:  in  Deutschland  etwa  einer,  in 
Frankreich  2  auf  10  Mülionen  die  Bahn  be- 
nutzender Personen.  Die  Betriebssicherheit  i>t, 
soweit  man  darauf  aus  dem  Verhältnis  der 
Tötungszahlen  zur  Verkehrsleistung  und  ans 
der  in  Deutschland  stärkeren  Verkehrsdichtip- 
keit  (352  554,  in  Frankreich  309  779  Personen- 
kilometer auf  ein  Kilometer  Bahn  in  1897)  einen 
Schluss  ziehen  darf,  etwas  gri^sser  auf  den 
deutschen  als  auf  den  französischen  Bahnen. 
Für  den  Vergleich  der  Zahl  der  getöteten  Be- 
amten und  Arbeiter  fehlt  es  an  einem  geeigiieten 
Massstab :  man  müsste  sie  in  ein  Verhältnis  ziir 
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D  a  r  u 

n  t  e  r 

Getötete  Personen 

Beamte  und 

R  e  i 

send 

e 

überhaupt 

Arbeiter 

überhaupt 

auf  1    Million 

Reisende 

Personenkilometer 

Deutsch- 

Frank- 

Deutsch- 

Frank- 

Deotsch- 

Frank- 

Dentseh- 

Frank- 

Dcatsch- 

Frank- 

land 

reich 

land 

reich 

lud 

reich 

lAnd 

reiek 

laad 

reieh 

1890 

726 

403 

454 

194 

46 

45 

0,11 

0,19 

0,00 

0,01 

\m 

698 

520 

437 

248 

46 

lOI 

0,10 

0,395 

0,00 

0,01 

im 

668 

549 

389 

270 

46 

67 

0,09 

0,23 

0,00 

0,01 

im 

679 

598 

412 

281 

70 

67 

0,13 

0,21 

0,01 

0,0 1 

im 

646 

544 

342 

236 

42 

85 

0,08 

0,25 

0,CX) 

0,01 

im 

725 

506 

410 

225 

60 

77 

o,io 

0,22 

0,00 

0,01 

im 

762             451 

449 

184 

62 

66 

0,10 

0,18 

0,00 

0,01 

1897 

820 

— 

481 

98 

— 

0,14 

— 

0,01 

— 

Dar:h- 

srbnitt- 
lieh 

716 

510 

422 

234 

59 

73 

0,11 

0,24 

0,00 

0,01 

Snmrne  der  im  Betriebsdienst  und  bei  der  Bahn- 
imterhaltung  unmittelbar  thätigen  Personen 
setzen,  da  nur  diese  den  Eisenbahnunfällen  in 
besonderem  Masse  ausgesetzt  sind  und  in  ihrer 
Gesamtzahl  auch  annähernd  die  Stärke  des  Be- 
triebes zum  Ausdruck  kommt. 

2,  Die  wichtigsten  ausserdeutschen 
Staaten.  In  Grossbritannien  und 
Irland  1)  hat  sich  das  Eisenbahnnetz  zu 
seiner  stattlichen  Ausdehnung  entwickeln 
knnüon,  ohne  dass  es  Jahrzehnte  hindurch 
rtner  staatlichen  Unterstützung  bediuit  hätte ; 
aL?  es  sieh  aber  darum  handelte,  auch  die 
weniger  dicht  besiedelten  Gegenden  mit 
Bahnen  zu  versehen,  da  gab  auch  dort,  zu- 
erst in  Irland,  1898  zum  ersten  Male  auch 
in  England,  der  Staat  Beihilfen  ziun  Bau 
vcQ  Vollbahnen  (niu-  in  Irland)  und  nament- 
li'^h  vonKleinbalmen  (Light  Kailways) — selbst 
im  Vaterlaude  des  Manchestertums  hat  also 
schliesslich,  wenn  auch  das  System  der 
Privatbahnen  ungebrochen  geblieben  ist, 
*\f>:h  die  finanzielle  Mitwirkung  des  Staates 
ni<-ht  ganz  entbehi-t  werden  können.  Ende 
1^97  gab  es  in  Irland  236,75  Meilen  VoU- 
ttöd  Kleinbahnen,  die  auf  Gnmd  der  irischen 
ELsenbahngesetze  von  1889  und  1890  Bau- 
nnterstützungen  erhalten  hatten,  und  für 
englische  Kleinbahnen  wurden  auf  Grund 
der  Licrht  Railways  Act  von  1896  im  Jahre 
1898  für  37  Meüen  47000  £  Beihilfen 
endgiltig  und  für  22  Meilen  15000  £ 
für  den  Fall  der  Konzessionserteilung  be- 
vüligt  —  Summen,  die  an  sich  gewiss  nicht 
gTi"^ss,  aber  grundsätzlich  von  Bedeutung 
siöd^j. 


^     *)  Railway  retums  for  England  and  Wales, 
bcotland  and   Ireland,  alliährlich  (zuletzt   ftlr 

IWj. 

,  *)  Die  Zahlen  für  Irland  sind  den  letzten 
Railway  retums,  die  für  England  dem  zweiten 
Jahresbericht  der  Kleinbahnkommission  ent- 
nommen. 


lieber  die  Entwickelung  der  Bahnen  des 
Vereinigten  Königreichs  giebt  folgende  Ta- 
belle Auskunft: 


1860 
1880 
1896 
1897 


davon 
Engld.- 
Wales 
Schott- 
land 
Irland 


hänge 
Meilen 


I0  433 
17933 

21  277 
21433 


1481g 

3  447 
3168 


«^rs 


£ 


QQ'Ö  « 
"    pH 


348 

728 

1029 

1090 


Personen- 
verkehr 


Güter- 
verkehr 


I  Eiu- 


Millionen  £ 


pe; 


163 

604 

980 

1030 


896    898 

154    106 

39      26 


53 
123 
194 
202 


166 
26 
10 


90 
236 
357 
374 


316 

53 

5 


28  15 
163132 


49 
115 

158    90140 
164  I8841 


138 
20 

5 


34 
5 


In  das  Gesamtnetz  teilt  sich  eine  Un- 
zahl Gesellschaften;  doch  hat  die  Koncen- 
tration in  Englaud  und  Schottland  bereits 
einen  sehr  hohen  Punkt  erreicht,  während 
in  Irland  eine  starke  Zersplitterung  noch 
herrscht. 

In  England,  wo  anfänglich  353  Gesell- 
schaften bestanden  haben  ^),  umfassen  jetzt  fünf 
Bahnsysteme  (Great  Western  mit  2576,  London 
and  North  Western  1908,  North  EaÄtern  1630, 
Midland  1431  und  Great  Eastem  1102)  mehr 
als  je  1000  Meilen  und  zusammen  etwa  ^U  des 
Gesamtnetzes  (8647  Meilen),  weitere  drei  Bahnen 
(London  and  South  Western  882,  Great  Northern 
812  und  Lancashire  and  Yorkshire  553)  erhöhen 
diesen  Anteil  der  grossen  Systeme  auf  rund  ^J^ 
(10894  Meilen);  in  Schottland  entfallen  auf  die 
beiden  g^rössten  Gesellschaften  (North  British 
1222  und  Caledonian  937)  ^/g  des  Gesamtnetzes. 
In  Irland  dagegen  giebt  es  nur  eine  Bahn 
grösserer  Ausdehnung,  die  Midland  Great 
Western  of  Ireland  mit  538  Meilen  Länge. 


*)  Nach  Röscher,  System  III,  Kap.  II  Anm.  7. 
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In   Frankreich^)    haben    die   Hauptbahnen    (chemins    de  fer    d'int6r^t    g»^n-ral) 
folgende  Entwickelung  genommen: 


§ 

1 

1 

Länge 
km 

Anlage- 
kapital 

Mill.  Frcs. 

Personenverkehr 

Güterverkehr 

Einnahme 

Ä"     (Geleistete 

Perso-   P^rsonen- 

Q^Q      kilometer 

Millionen 

Durch- 
schnittl. 
Fahrt 
einer 
Person 
km 

Bcför-     Geleistete 
derte      Güterton- 
(Jüter-      nenkllo- 
tonnen       meter 

Millionen 

Dnrch- 
schnittl. 
Fahrt  el- 
nerGüter- 

tonne 
km 

Boh-     1  Rein- 
1 
Millionen  Franc: 

1860 
1880 
1896 
1897 

9  439 
23738 
36667 
37099 

4726 
10  185 
IS  795 
15964 

165 
363 
375 

5862 
11  154 
11441 

? 
35,5 
30,7 
30,5 

23 

81 
104 
108 

?              ? 
10350       128,1 
13217       127,0 
13  791        127,2 

418        230 
1061         523 
1287      '  607 
1325      ■   636 

Dazu 
Lokal- 
bahnen 

1807 

4060 

386 

22 

196 

— 

5 

114 

— 

20                A 

Der  weitaus  grösste  Teil  der  Haupt- 
bahnen gehört,  während  bis  1846  noch  33 
selbständige  Unternehmungen  bestanden 
haben*),  jetzt  sechs  Privatgesellschaften,  neben 
denen  nur  noch  der  Staat  als  Besitzer  eines 
Netzes  von  nennenswertem  Umfang  in  be- 
ti'acht  kommt;  es  sind  dies  die  Nordbahn 
(1897:  3686  km),  die  Ostbahn  (4738),  die 
Westbahn  (5615),  die  Paris-Orleans-Bahn 
(6736),  die  Paris-Lyon-Mittelmeerbahn  (8975) 
und  die  Süd-(Midi-)Bahn  (3314),  das  Staats- 
bahnnetz umfasst  2661  km. 

Der  Fiskus  ist  jedoch  an  dem  finan- 
ziellen Gebahren  aller  Bahnen  unmittelbar 
insofern  interessiert,  als  er  einen  grossen 
Teü  der  Anlagekosten  (1897 :  4,3  Müliarden) 
und  Zins-  und  Dividendengarantieen  über- 
nommen, andererseits  einen  Anspruch  auf 
Gewinnbeteiligung  hat. 

Im  ganzen  schuldeten  dem  Staate  die  grossen 
Gesellschaften  am  31.  Dezember  1897  aus  seinen 
Garantieleistungen  780  Millionen  Franken  und 
zwar  626  Millionen  Kapital  und  154  Millionen 
Zinsen;  die  Jahreszahlung  des  Staats  betrag 
24  338  306  Franken  im  Jahre  1897  gegen 
53  896  261  und  35255116  in  den  Jahren  1895 
und  1896,  die  Nordbahn  hat  nie,  die  Paris- 
Mittelmeerbahn  seit  1896  nicht  mehr  die  Garantie- 
verpflichtung in  Anspruch  genommen,  bei  allen 
Bahnen  macht  sich  eine  bedeatende  Besserung 
ihrer  finanziellen  Lage  bemerkbar;  im  Jahre 
1898  hat  auch  der  Staat  zum  ersten  Male  sein 
Recht  auf  Gewinnbeteiligung  verwirklichen 
können  und  zwar  mit  150  000  Francs  bei  der 
Paris-Mittelmeerbahn. 

Russland^)  verdankt  sein  Eisenbahn- 


netz im  wesentlichen  dem  thatknifti^er 
Vorgehen  seiner  Regierung;  soweit  Ciit^ 
nicht  selbst  gebaut  hat,  hat  sie  durch  Ziu- 
und  Dividendengarantieen,  durch  Uebernalime 
von  Aktien  und  Obligationen,  durch  Ge- 
währung verzinslicher  und  unverzinslicher 
Darlehen  und  verlorener  Beitrüge  das  Zu- 
standekommen fast  aller  Linien  erst  ermög- 
licht, 95®/o  der  Gesamtanlagekosten  waren 
Ende  1896  vom  Staate  in  einer  dieser  Formen 
beschafft  worden,  und  die  aus  den  Garantie- 
verpflichtungen sich  ergebenden  Zahlmiir»^n 
beliefen  sich  1896  auf  140,  1895  auf  12h 
und  1894  auf  129  Millionen  Kreditnil-el. 
Auch  das  Staatsbahnnetz  selbst  ist,  seitdem 
im  Jahre  1881  die  bis  etwa  1868  befolct»- 
',  Politik  wieder  aufgenommen  und  an  di" 
Stelle  der  in  den  siebziger  Jahren  in  gmssem 
Umfang  vorgenommenen  üeberlassung  der 
Staatsbahnen  an  Privatgesellschaften  ein»^ 
kräftige  Verstaatlichungsaktion  gesetzt  wor- 
den ist  (vgl.  oben  den  Art.  E  i  s  e  n  b  a  h  n  p  0  - 
litik  besonders  S.  546),  bedeutend  dm\'h 
Neubauten  und  durch  Ankauf  von  Privat- 
bahnen ausgedehnt  worden.  Der  Anteil  «1er 
Staatsbahnen  und  derPrivatbahnen  stellte  ^ich: 


')  Statistique  des  chemins  de  fer  frangais, 
documents  principaux  und  doc.  divers  (zuletzt 
für  1897). 

*)  Röscher  a.  a.  0. 

*)  Aus  den  in  russischer  Sprache  erscheinen- 
den Jahresberichten  des  Ministeriums  der  Ver- 
kehrsanstalten werden  stets  ausführliche  Aus- 
züge im  Archiv  für  Eisenbahnwesen  veröffent- 
licht. —  V^l.  auch  Aperfju  des  chemins  de  fer 
russes  depuis  Torigine  jusqu'en  1892  (Brüssel 
1889). 


Ge- 
samt- 
länge 
Werst 

Staatsbahnen 

Privatbahnen 

Länge 
Werst 

% 

Länge   ,    ^ 
Werst         * 

1870 
1880 
1890 
1897 

10531 
21  104 
27238 
36891 

1093 

62 

8007 

23905 

10,3 

0,3 

29,4 

64,8 

9438     89,7 
21 042     99.7 
19  231      70.0 
12986   '  3'^.2 

Zu  den  Staatsbahnen  des  eigentliehea 
Russland  kommen  noch  die  vom  Staate  ge- 
bauten und  betriebenen  Bahnen  FinliiD<ii^ 
(1897:  2362  Werst)  imd  Russisch-Asiens 
(1897 :  Transkaspien  1415,  Sibirien  rund  31'«» 
Werst)  hinzu. 

Die  Entwickelung  des  Gesamtnetzes  der 
russischen*  Bahnen  ist  aus  der  folgea^len 
Tabelle  zu  ersehen: 
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1881 


1895 


1896 


Betriebsläiige (Werst  zu  je  1,067  km] 

Anlasrekapitai    .    .    .     (MiUionen  Ereditrubel  zu  je  2,16  Mark) 

Beförderte  Personen (Millionen^ 

Creleistete  Personen  werste (        „      ) 

BtfLTderte  Güterpud  (zu  je  16,38  kg) (        „      ) 

(ieleiswte  Güterpud  werste (        ,.      ) 

Sobeinnahine fMiUionen  Ereditrubel) 

Keineinaahnie (        „  „  ) 

In  Oesterreich-Üngarn^)  zeigt  die 
Bsenbahnpolitik  des  Staates,  und  zwar  in 
Unden  Heichshäiften,  ähnliche  Schwankungen 
^ie  in  Russland.  Ende  der  fünfziger  Jahre 
verkaufte  man  unter  dem  Drucke  finanzieller 
Not  die  bis  dahin  gebauten  Staatsbahnen  au 
Pri\^tgesellschaften,  um  zwanzig  Jahre  später 


21  263 
9 


33105 
3662 
61 
7105 
5589 
1  294  332 
392 
165 


3527^ 
3806 
68 
8065 
6145 
1  429  739 
421 

177 


34 
3485 
2  562 

496151 
201 

56 
den  Staatsbahngedanken  wieder  aufzunehmen 
und  dann  in  stetiger  Entwickelung  fortzu- 
führen (vgl.  oben  den  Art.  Eisenbahnpo- 
litik  besonders  S.  543  ff.).  Der  Anteil  der 
Staatsbahnen  imd  Privatbahnen  am  Gesamt- 
netz jeder  Reichshäjfte  ist  aus  der  folgen- 
den  Tabelle^)  ersichtlich:  


Oesterreich 

Ungar 

n 

Gesamt- 
netz 

Staatsbahnen 

Privatbahnen 

Gesamt- 
netz 

Staatsbahnen 

Privatbahnen 

km 

Länge 

/o 

Länge 

0/ 
/o 

km 

Länge 

'U 

Länge 

km 

1850 

1357 

833 

61.4 

524 

38,6 

222 

194 

87,4 

28 

12,6 

im 

2927 

13 

0,4 

2914 

99,6 

1616 

0 

0 

1616 

100 

im 

6112 

13 

0,2 

6099 

99,8 

3  477 

356 

10,2 

3121 

89,8 

im 

11434 

1970 

17,2 

9464 

82,8 

7097 

2622 

36,9 

4  475 

63,1 

im 

15308 

6660 

43,5 

8648 

56,5 

II  246 

5698 

50,7 

5548 

49,3 

im 

16806 

9024 

53,7 

7782 

46,3 

14878 

7487 

50,1 

7391 

49,9 

I8tfi 

17423 

)  Die  An^ 

9444 
"aben  über 

54,2 
die  u 

7929 
ngarischen 

45,8 
Bahne 

15750 
a  sind  füi 

7603 
-  1896  und 

48,3 
1897  i 

8147 
lern  Bericl 

51,7 
ite  des 

oagar.  Handelsministers,  im  Auszuge  im  Archiv  f.  E.  1897  S.  971  und  1899  S.  1020  veröffent- 
licht, entaommen. 


In  Ungarn    standen    jedoch     zahlreiche 
Privatbahnen  in  Staatsverwaltung,  und  diese 
ei^tre(>kte  sich  im  ganzen  1896  auf  12193 
kairz  82<>;o  und   1897   auf  12913  km  = 
^l9^o  des  Gesamtnetzes. 

Die   Gesamtanlagekosten    dieser   Eisen- 
bahnnetze beliefen  sich  Ende  1897  in  Oester- 
reich auf  2765    Millionen,   in   Ungarn  auf 

1242   Mülionen   Gulden;    4228   km  Lokal- 
bahnen sind  in  Oesterreich,  7111  km  dieser 
Bahnen  sind  in  Ungarn  in  dem  Gesamtnetz 
enthalten. 

Ueber  die  Entwickelung  in  den  letzten 
zwanzig    Jahren    giebt    nachstehende    Zu- 
sammenstellung Aufschluss : 

Oesterreich 

Ungarn 

18771) 

1896 

1897 

1877 1     1896         1897 

Betriebslänge (km) 

Beförderte  Personen (Mülionen) 

'^leistete  Personenkilometer .    .    .  (        „      ) 
Beforderte  Gütertonnen      .    .    .    .  (        „      ) 
Jrtleisiete  Gütertonnenkilometer     .  (        „      ) 

ßüheinnahme (Millionen  Gulden) 

Reineinnahme 

13720 

33 
I  522 

44 

4668 

188 

104 

16  780 

105 

3  933 

IOC 

9018 
264 
144 

17413 
109 

4034 
104 

9  557 
277 
141 

6788 

9 
482 

IG 
I   184 

14878 

57^) 
2207 

31 

4633 

124 

51 

15750 

2  126 

32 

4  755 
121 

47 

*)  Für  1877  sind  in  der  österreichischen  Statistik  die  den  beiden  Keichshälften  gemein- 
amen  Bahnen  (5127  km)  von  den  nur  österreichischen  Bahnen  nicht  getrennt;  die  Hälfte  dieser 
Bahnen  (2550  km)  lag  auf  österreichischem  Gebiet. 

*)  Seit  der  Einführung  des  Zonentarifs  (1889)  wird  anders  wie  vorher  gezählt:  1890 
jnirden  29  Millionen  und  1891  36  Millionen  Personen  befördert  gegen  19  Millionen  ui  1889  und 
14  MiUionen  in  1888. 


^)  Nach  mannigfachen  Wandlungen  —  vgl. 
^rüber  Ungarische  statistische  Mitteilungen 
B<i-  21,  Eisenbahnen  der  Länder  der  ungarischen 
l^ne  in  den  Jahren  1894,  1895  und  1896  — 
^«den  jetzt  die  Eisenbahnstatistiken  Oester- 
mchs  und  Ungarns    getrennt  bearbeitet  und 


jene  als  Hauptergebnisse  der  österreichischen 
Eisenbahnstatistik,  diese  in  den  Ungarischen 
statistischen  Mitteilungen  veröffentlicht.  —  Das 
Jubiläumswerk  „Geschichte  der  Eisenbahnen  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie"  (Wien 
1898)  enthält  wenig  statistische  Angaben. 
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3.  Deutschlands^)  Eisenbahneutwicke- 1 
lung  ist  von  Anfang  an  gleichraässig  fort- , 
geschritten.     Während    das    Eisenbahnnetz 
bis    1871,    also   in   fünfunddreissig*  Jahren, 
sich  —  unter  Hinzutritt  der  elsass-lothringi- 
schen   Bahnen    —  auf  21471   kin  erhoben' 
hatte,  hat  es  in  den  folgenden  beiden  Jahr- 
zehnten sich  fast  verdoppelt,  seit  1880  jedoch 
ein  langsameres  Temix)  einschlagend.    Bis 
1880  etwa  handelte  es  sich   um  den  Bau 
von   Hauptbahnen;    seitdem    sind   ganz 
überwiegend  Nebenbahnen  angelegt  wor- 
den, und  namentlich  im  letzten  Jahrzehnt 
fällt  fast  die  ganze  Vermehrung  der  Eisen- 
bahnlänge  auf   diese   leichter   und   billiger! 
hergestellten  Bahnen,  so  dass  nicht  nur  ihre 
absolute  Länge,  sondern  auch  ihr  Anteil  am 
Oesamtnetz  ständig  steigt. 

Schon  1871  hatten  die  Staatsbahnen 
einen  nicht  unerheblichen  Anteil  am  Ge- 
samtnetz. Als  aber  in  den  siebziger  Jahren 
Bismarek   mit   dem   Plane,    die  deutschen 


Bahnen  in  das  Eigentum  des  Reichs  üb^r 
zufühix3n,  hervortrat,  da  beeilten  sich  di. 
Mittel  Staaten  dem  zuvorzidcommen  un«!  Y'.t 
staatlichten  einen  grossen  Teil  d^  in  ihivr 
Gebieten  liegenden  Bahnen.  Das  Roith> 
eisenbahnprojekt  fiel,  und  auch  Preus?*r 
schritt  nun  am  Ende  des  achten  Jahrzehnt? 
zum  Erw^erb  der  Privatbahnen.  Die  Ver- 
staatlichungsaktion Preussens  fällt  liaujit- 
sächlich  in  die  erste  Hälfte  der  achtzigei 
Jahre;  später  wurden  nur  noch  kleinen; 
Bahnunternehmungen  aufgekauft,  die  Vrr- 
grösserung  des  Staatsbahnnetzes  ist  soitden: 
überwiegend  durch  das  eigene  Bauen  voc 
ergänzenden  Linien  bewirkt  worden  (vüI 
oben  den  Art.  Eisenbahnpolitik  l^^ju- 
ders  S.  541  ff.).  —  Die  Bewegung  wird  diirth 
die  beiden  folgenden  TabeUen  veranschaulicht 
die  zugleich  die  gewaltige  Vermehrung  «l'-r 
in  die  deutschen  Eisenbahnen  gestectkt«^n  Ka- 
pitalien und  den  schliesslich  auf  die  Staat- 
bahnsysteme entfallenden  Betrag  angelvn: 


Gesamt- 
eigen- 
tumslärge 
der  Voll- 
bahnen 
km 

Von  der  Gesamtlänge  sind 

Anlage- 

am 

Staatsbahnen 

Privatbahnen 

Nebenbahnen 

kapital  io 
Millionen 

überhaupt 
km 

7o 

überhaupt 
km 

/o 

überhaupt 
km 

X 

Mark 

31.  Dez.    1871 

31.  M&iz  1881 

„      „      1891 

:  :  1^ 

n         n     .1898 

21471 
33708 
41  818 
45203 

46  115 

47  119 

9902 
22325 
37476 
41358 
42777 
43704 

46,1 

66,2 
89,6 
91,4 
92,7 
92,7 

II  569 

11383 

4342 

3572 

3082 

3415 

53,9 

33,8 

10,4 

8,6 

7,3 

7,3 

3247 
10337 
13392 
14294 
15042 

976 
24,7 
29,6 

30,9 
31,9 

429^ 
8S7S 
10450 
11407 
II  604 
11854 

Eigentumslänge 


am 
Januar 
1876 
km 


am  31.  März 


1881 
km 


1891 
km 


1898 
km 


Anlag^e- 
kapital 

am 
31   Man 

1898  m 

MillioDen 

Mark 


Prenssische  (-hessische)  Staatsbahnen    .    .    . 

Bayerische  Staatsbabnen 

Sächsische  Staatsbahnen 

Württembergische  Staatsbahnen 

Badische  Staatsbahnen 

Keichseisenbahnen  \n  Elsass-Lothrlngen    .    . 
Alle  Staatsbahnen 

Die  Stellung,  die  die  Staatsbahnen  im 
preussischenStaatshaushalt  einnehmen , 

^)  Statistik  der  im  Betriebe  befindlichen 
Eisenbahnen  Deutschlands  und  Uebersichtliche 
Zusammenstellung  der  wichtigsten  Angaben  der 
deutschen  Eisenbahnstatistik,  beide  seit  1880/81 
vom  Reichseisenbahnamt  herausgegeben  (die 
Tabellen  sind  vom  Jahrgang  1898/99  ab  dem 
neuen  preussischen,  auch  von  anderen  deutscheu 
Staaten  angenommenen  Recbnungsschema  an- 
gepasst).  Die  prenssische  Eisenbahnstatistik 
{Statistische  Nachrichten  von  den  preussischen 
Eisenbahnen)  reicht  bis  1844  zurück.    Die  ein- 


4  335 
3  435 
I  087 
I  270 
I  152 
863 
12515 


II  506 
4268 
1942 
1536 
I  288 

1  131 
22325 


24903 
4826 
2328 
1633 
I  426 
1  342 

37  944 


29208 

5405 
2541 
I  703 
1523 
1583 
43704 


7483 
1299 

782 

54^ 

48Q 

564 

II  377 


ergiebt  sich  aus  den  beiden  folgenden  Uebt-r- 
sichten.  In  der  ersten  Tabelle  ist  die  Ent- 
Wickelung  der  Staatseisenbahnschuld  nach  den 
dem  Etatsvoranschlage  beigegebenen  Zusammen- 
stellungen dargestellt.  Ausgangspunkt  ist  die 
Summe  von  1498858100  Mark,  die  im  ^i- 
Eisenbahngarantiegesetz  v.  27.  März  1882.  dein 
damaligen  Stand  der  gesamten  Staatsschuld  ent- 
sprechend, als  Staatseisenbahnkapitalschold  an- 
genommen worden  ist.  In  diesem  Gesetz  hat 
der  Gedanke,   dass  es  unzweckmässig  sei,  den 


zelnen  Verwaltnnfi^en  ffeben  noch  jede  einen  be- 
sonderen Betriebsbericnt  heraus. 
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Staatshaushalt  auf  die  schwankenden  Einnahmen 
eiiitfr  Betriebsyerwaltun^  za  stützen,  insofern 
einen  eigenartigen  Aas£mck  gefunden,  als  die 
At-schreibnng  des  gesamten  Keinüberschnsses 
Ton  der  Ssenbahnkapitalschnld  ang^eordnet 
wurden  ist,  auch  wenn  dieser  Ueberschnss  zur 
I^kung  laufender  Ausgaben  verwendet  wird; 
es  erhöht  sich  dann  um  diesen  Betrag  (Sp.  6) 
die  allgemeine  Staatsschuld.  Wissenschaftlich 
ist  dieses  Buchungsverfahren  nicht  massgebend ; 
denn  es  geht  nicht  an,  die  Staatseisenbahnver- 
wältung,  die  der  gesamten  Staatsverwaltung 
crganidch  eingegli^ert  ist,  finanziell  so  selb- 
Kandig  zu  behandeln,  dass  die  von  jener  ab- 
;:elieferten  Ueberschüsse,  von  denen  der  Staat 
thatsächlich  zu  grossem  Teile  seine  regel- 
mässigen Bedürfnisse  deckt,  als  Minderung  der 
Staatseisenbahnschuld  erscheinen,  ebensowenig 
wie  ein  Privatmann,  der  zum  Betriebe  eines 
rnternehmens  ein  Kapital  entleiht  und  vom 
Reinerteage  lebt,  auch  den  für  sich  verbrauchten 
Teil  des  Ueberschusses  von  der  aufgenommenen 


Schuld  abschreiben  kann;  Unternehmer  des 
Eisenbahnbetriebes  ist  der  Staat  als  Ganzes, 
nicht  die  besondere  Staatseisenbahnverwaltung. 
Die  zur  Vermehrung  der  Betriebsmittel  und 
zur  Erweiterung  und  Ergänzung  der  Bahnan- 
lagen ausgeworfenen  Dispositionsfonds  (Sp.  7) 
enthalten  dagegen  eine  Vermehrung  des  An- 
lagekapitals und  sollten  deshalb  nach  Massgabe 
der  thatsächlich  ausgegebenen  Beträge  der 
Eisenbahnschuld  zugeschrieben,  die  veran- 
schlagten Summen  aber  als  noch  zur  thatsäch- 
lichen  Tilgung  verwandt  behandelt  werden;  in 
der  Tabelle  ist  davon  abgesehen  worden,  weil 
in  der  Etatsübersicht  die  Grundsumme  der 
Eisenbahnschuld  (Sp.  2)  diese  Beträge  nicht 
enthält.  Die  sich  hiernach  ergebende  Staats- 
eisenbahnschuld (Sp.  6)  stellte  sich  am  1.  April 
1898  auf  6,3  Müliarden  Mark  =  96,5  »/o  der  ge- 
samten, 6,5  Milliarden  Mark  betragenden  Staats- 
kapitalschuld, während  die  buchmässige  Eisen- 
bahnschnld  nur  74,4  ^[^  ausmachte.  Im  ein- 
zelnen betrug: 


1 

2         !          3 

4 

5 

6 

7 

8 

die  StaatB- 
eisenbahn- 
schuld  ohne 
Rücksicht 
auf  die  Ab- 
schreibungen 
(Grand- 
summe) 

die  thatBäohliche  Tilgung 

die 
verbleibende 
Stoatseisen- 
bahnschuld 

die  buchmässige  Tilgung 

bis 

zum 

1.  .\pril 

durch  Tilgung 
von 
Eisenbahn- 
anleihen 

durch  ausser- 
ordentliche 
Tilgung  von 

Staats- 
schulden und 
Verrechnung 
auf  bewilligte 
Anleihen 

durch  die 

zur  Deckung 

anderweiter 

etatsmässiger 

Ausgaben 

verwandten 

Mittel 

durch  Bildung 
von  ausser^ 
ordentlichen 
Dispositions- 
fonds zur  Ver- 
mehrung 
der  Betriebs- 
mittel und 
Erweiterung 

der 
Bahnanlagen 

die 
verbleibende 
buchmässige 
Staatseisen- 
bahnschuld 

Mülionen  Mark 

1883 
1894 

1895 

\m 

1897 
1898 

2614 
6669 
6  686 
6769 
6859 
7034 

4 
50 
56 
61 
64 
67 

16 
441 
461 

523 
621 

694 

2594 
6178 
6169 
6185 
6174 
6273 

23 

629 

775 

947 

1  132 

I  337^) 

20 
40 
90 

2595 

5560 

5  377 
5230 
5017 
4834 

^}  Die  Summe  erhöht  sich  um  13,2  Millionen  Mark,  die  schon  vor  Berechnung  des  Eisen- 
bahnreinüberschusses  zur  Ausgleichung  eines  Deficits  Terwandt  sind. 


Die  Feststellung,  wie  hoch  sich  die  an  die 
allgemeine  Finanzverwaltung  abgelieferten 
fi^inüberschüsse  der  Staatseisenbahnen  gestellt 
baben,  sUtest  auf  Schwierigkeiten.  Ihr  kann 
Qür  der  allein  den  Etatsentwürfen  beigefügte 
-Ketto^Voranschlaff'*  zu  Grunde  gelegt  werden, 
ond  dessen  Aufetellnng  ist  in  den  letzten  Jahren 
g^ndert  worden.  Während  früher,  den  Be- 
stimmungen des  Grarantiegesetzes  entsprechend, 
zur  Feststellung  des  Eisenbahnreinertrages  von 
dem  im  Ordinarium  sich  ergebenden  Betriebs- 
öberschuss  nur  die  zur  Verzinsung  und  Tilg^ung 
der  bachmässigen  Eisenbahnschuld  erforderhchen 
Beträge  abgezogen  worden  sind,  ist  im  Voran- 
Bchlag  für  1899,  um  die  Bedeutung  der  Eisen- 
bahnen für  die  allgemeine  Finanzverwaltung 
herabzudrücken,  der  Beinertrag  so  berechnet 
worden,  dass  von  dem  im  Ordinarium  und 
£xtraordinarinm  zusammen  sich  ergebenden 
l'eberechuss  der  zur  Verzinsung  und  Tilgung  *) 

*)  Diese  wird  nach  Massgabe  des  Staats- 
scbüldentügungsgesetzes  v.  8.  März  1897  auf 
'.5%  angesetzt. 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


der  thatsächiichen  Eisenbahnschuld  eingesetzte 
Betrag  und  die  etatsmässig  beim  Finanzminis- 
terium geführten  Pensionen  früherer  Eisen- 
bahnbeamter und  Witwengelder  abgezogen 
worden  sind.  Beide  Berec&ungen  sind  für 
wissenschaftliche  Zwecke  nicht  brauchbar:  die 
frühere  nicht,  weil  sie  von  einer  zu  niedrig  an- 
genommenen Eisenbahnschuld  ausgegani^n  ist; 
die  jetzige  nicht,  weil  sie  das  Extraordinarium 
berücksichtigt,  obwohl  die  darin  aufgeführten 
Ausgaben  sämtlich  zur  Erweiterung  der  Bahn- 
anlagen dienen,  also  das  Anlagekapital  ver- 
mehren und  als  Anleihekapital  zu  behandeln 
sind,  wie  auch  die  ausserordentlichen  Einnahmen 
lediglich  aus  Beiträjjen  Dritter  zu  solchen  Aus- 
gaben bestehen.  Die  Pensionen  und  Witwen- 
gelder sind  dagegen  Ausgaben  des  Eisenbahn- 
betriebes und  daher  zutreffend  abgezogen  worden. 
—  In  der  folgenden  Tabelle  —  sie  kann  nur 
für  die  beiden  Jahre  1898  und  1899  gegeben 
werden,  weil  die  Verzinsungs-  und  Tugungs- 
beträge  für  die  thatsächliche  Eisenbahnschuld 
sich  der  Feststellung  für  frühere  Jahre  ent- 
ziehen —  ist  die  Berechnung  des  Beinertrags 
Auflage.    III.  38 
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nach  allgemeinen  Grundsätzen  (I)  der  jetzigen 
(II)  und  der  früheren  (III)  Art  des  Nettovor- 
anschlags gegenübergestellt. 


1898 

1899 

I. 

Betriebsüberschuss  im  Ordinarium 

Millionen  Mark 

SU 

527 

Verzinsung  und  Tilgung  der  that- 

sächlichen  Eisenbahnschuld 

Millionen  Mark 

247 

247 

Pensionen     und     Witwengelder 
(Gehaltsaufbesserung:  1899) 

Millionen  Mark 

i6 

26 

Reinertrag   der   Staatseisenbahn- 

verwaltung       Millionen  Mark 

248 

254 

Gesamtstaatseinnahmen 

Millionen  Mark 

521 

544 

Verhältnis    des    Eisenbahnreiner- 

trags    zu    den     Gesamtstaats- 

einnahmen                              ^/o 

47 

47 

n. 

Betriebsüberschuss  unter  Berück- 
j  sichtigungdesExtraordinariums 
'  Millionen  Mark 

I  Reinertrag   der   Staatseisenbahn- 
verwaltung       Millionen  Mark 
Gesamtstaatseinnahmen 

Millionen  Mark 
I  Verhältnis    des   Eisenbahnreiner- 
I     trags     zu    den    Gesamtstaats- 
einnahmen % 


III. 

Betriebsüberschuss  im  Ordinarium 

Millionen  Mark 

Verzinsung     und     Tilgung    der 

buchmässigen  Eisenbahnschuld 

Millionen  Mark 

Reinertrag    der  Staatseisenbahn- 

verwaltung        Millionen  Mark 

Gesamtstaatseinnahmeu 

Millionen  Mark 
Verhältnis    des   Eisenbahnreiner- 
trags zu  den  Gesamtstaatsein- 
nahmeu ®o 


1898  .  m^ 


439 

176 

449 
39 


5" 


53 


450 

177 
467 


2CX) 

IQO 

3" 

3oi 

584 

621 

Die     folgende    Tabelle    zeigt    die    Eisenbahnaiisstattung    der    einzelnen 
Staaten: 


1880 


überhaupt 


auf 
100  qkm 


auf  10000 
Einw. 


1897 


überhaupt 


auf       aufUJOij 
100  qkm      Einw. 


Preussen 

Bayern 

Sachsen 

Württemberg     .... 

Baden 

Hessen 

Mecklenburg-Schwerin  . 
Sachsen-Wemiar  .  .  . 
Mecklenburg-Strelitz 

Oldenburg 

Braunschwei^  .... 
Sachsen-Meiningen  .  . 
Sachsen-Altenburg  .  . 
Sachsen-Coburg-Gotha    . 

Anhalt       

Schwarzburg-Sondershausen 
Scb  warzburg-Rudols  tad  t 

Waldeck 

Reuss  ä.  L 

Reuss  j.  L 

Schaumburg-Lippe     .    . 

Lippe    

Lübeck 

Bremen 

Hamburg  * 

Elsass-Lothringen  .    .    . 

Deutsches  Reich    .    .    . 


19  653,63 
4  842,66 
2041,08 

I  437.23 
I  316,60 
781,15 
399,19 
254,64 
133,82 
326,49 
339,10 
156,12 

139,23 
146,68 

238,77 
45,94 
19,38 
3,88 
25,42 
40,94 
24,32 
29,40 

31,41 

43,89 

30,49 

I  143,54 


5,64 
6,38 

13,61 
7,37 
8,73 

10,17 
3,00 
7,09 
4,57 
5,09 
9,19 
6,32 

10,54 
7,45 

10,17 

5,33 
2,03 
0,35 
8,03 
4,96 
7,16 

2,47 
10,51 
17,18 

7,44 
7,88 


7,20 
9,16 
6,87 
7,29 
8,38 
8,34 
6,92 
8,23 
13,35 
9,67 
9,71 
7,54 
8,98 

7,53 
10,27 
6,46 
2,38 
0,69 
5,01 
4,04 
6,88 

2,44 
4,94 
2,80 
0,67 
7,30 


28  206,88 
6211,49 
2  394,26 

I  570,71 

I  720,94 

1  108,57 

I  125,46 

348,13 

246,37 

483,12 

487,78 

228,28 

172,32 

280,51 

286,74 

97,61 

74,56 

35,30 

43,28 

93,56 

24,32 

83,50 

50,67 

49,18 

46,30 

1  592,57 


8,9 
8,19 

15,97 
8,05 

11,41 

14,43 
8,57 
9,63 
8,41 
7,52 

13,28 
9,25 

13,02 

14,33 
12,50 
11,32 
7,93 
3,15 
13,68 

11,33 
7,15 
6,87 
17,02 
19,16 
11,16 
10,97 


8,64 
10.47 
6,13 
7.44 
9,7s 
10.40 
18,63 

10,OQ 

24.01 

I2,Ö2 
K,92 

9,57 
9.34 

12,71 
9.51 

12,33 
8,2s 
6,06 
6.22 
6,80 
5.78 
b,o8 

5,87 

0,65 
9,57 


33  645,00 


6,23 


7,44 


47062,41 


8,7 


8,79 


Sieht  man  von  den  unter  ganz  eigen- 
artigen Verhältnissen  stehenden  Stadtstaaten 
der  Hansastädte  ab  —  Verhältnisse,  die  auch 


in  der  äusserst  niedrigen  Zahl  der  auf  di«? 
Bevölkerung  bezogenen  Eisenbahnlänge  zum 
Ausdruck  kommen  — ,  dann  stehen  am  g^m^- 
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ngston  das  Königreich  Sachsen,  Grossher- 
zc^im  Hessen   —  diese   auch  schon  1880 

—  und  Herzogtum  Sachsen -Coburg -Gotha 

—  dies  1880  noch  von  mehreren  anderen 
Staaten  übei-troffen.  Bei  Preussen  macht 
sieh  der  agrarische  Charakter  eines  grossen 
TeLLs  s*?ines  Gebietes  geltend,  wenn  auch 
keiue  seiner  Provinzen  jenen  drei  Staaten 
in  der  Eisenbalmausstattung  gleichkommt.  ^) 

Die  Entwickelung  des  Verkehrs 
r'lr  die  von  der  Statistik  des  deutschen 
Reichseisenbahnamts  einheitlich  behandelte 
Zrir  ergiebt  sich  aus  der  Zusammenstellung 
auf  S.  596,  die  eine  ganz  erhebliche  abso- 
lute wie  relative  Hebung  tiberall  erkennen 
iS>jit. 

Besondere  Beachtung  verdient  noch  die 
Entvickelung  des  deutschen  Güterver- 
k-i-hrs.  die  in  einer  Statistik  verzeichnet 
i-t,  wie  sie  gleich  eigenartig  und  trotz 
üLiDcher  Erhebungsmängel  gleich  wertvoll 
In  keinem  anderen  Lande  besteht,  in  der 
Statistik  der  Güterbewegung  auf  deutschen 
Eisenbahnen,  nach  Yerkehrsbezii-ken  ge- 
nlnet  .-) 

Schön  1862  hatte  der  Verein  deutscher 
Etcnbahnverwaltungen  seinen  Mitgliedern  em- 
pf'ihJen,  in  ihren  Aufzeichnungen  auch  auf  den 
Herkunfts-  und  Bestimmungsort  jedes  Guts  Be- 
•ücht  zu  nehmen;  1863  hatte  sich  der  Inter- 
Qäticnale  Statistische  Eongress  in  gleichem 
'^inne  aasgesprochen,  und  es  waren  auch  Ver- 
*nthe  von  einigen  Bahnen  gemacht  worden,  die 
Hoch  wegen  Mangel  an  Einheitlichkeit  bald 
nieder  angegeben  wurden.  Erst  1882,  nach 
jihrelangen  Vorarbeiten  und  praktischen  Ver- 
:ui  hen,  gelang  es,  wenigstens  für  die  preussi- 
j^hen  Staatsbsdinen  und  die  elsass-lothringischen 
R<;ich5bahnen     ein    einheitliches    Schema    der 


\\  Für  die  preussischen  Provinzen  ergiebt 
sith  für  den  31.  März  1898  folgendes  Bild: 


. 

auf 

auf  10000 

m 

100  qkm 

Einw. 

ProTinz 

Ostprenssen  .    . 

5,11 

9,34 

, 

Westpreuösen 
Brandenburg      . 

5,74 

9,61 

r 

7,79 

6,68 

r 

Pommern  .    .    . 

5,6i 

10,58 

Posen    .... 

7,02 

10,90 

■ 

Schlesien   .    .    . 

9,44 

8,48 

ff 

Sachsen     .    .     . 

10,69 

9,82 

r 

Schleswig-Holst. 

7,17 

10,33 

fl 

Hannover  .    .    . 

8,46 

10,01 

1 

Westfalen      .    . 

11,29 

8,13 

« 

Hessen-Nassau   . 

10,65 

9,00 

Kheinpi 

•ovmz 

13,42 

6,88 

Die  schmalspurigen  und  Kleinbahnen  ver- 
^Meben  das  Bild  noch  mehr  zu  Gunsten  der 
Industriegegenden. 

']  Herausgegeben  vom  preussischen  Ministe- 
rium der  öifentlichen  Arbeiten,  seit  1898  jähr- 
lich, Torher  in  Vierteljahrsheften.  —  lieber  die 
•jeschichte  dieser  Statistik  vgl.  Archiv  f.  E. 
1887  S.  374.  —  Oesterreich  bereitet  jetzt  eine 
i^nliche  Statistik  vor. 


Güterbewegungsstatistik  aufzustellen  und  da- 
mit die  Grundlage  zu  geben  für  eine  Ueber- 
sicht,  die  es  ermöglicht,  den  Güterverkehr  der 
verschiedenen  deutschen  Wirtschaftsgebiete  in 
sich ,  unter  einander  und  mit  dem  Auslande, 
sowie  den  über  die  deutschen  Bahnen  gehenden 
Durchfuhrverkehr  für  alle  wichtigeren  Güter- 
arten zu  verfolgten.  Noch  im  Laufe  des  Jahres 
1883,  während  die  ersten  Hefte  der  neuen 
Statistik  erschienen,  trat  eine  grosse  Anzahl 
deutscher  Eisenbahnen  dem  Unternehmen  bei, 
und  von  1885  ab  kann  die  Anfzeichnung  den 
Anspruch  auf  Vollständigkeit  erheben,  da  nur 
noch  wenige,  meist  ganz  unbedeutende  Ver- 
waltungen sich  fem  hielten;  1898  fehlen  nur 
noch  die  Marienburgj-Mlewka-,  die  Peine-Ilsede- 
und  die  Goldbeck-Giesenslage-Bahn,  im  ganzen 
rund  170  km  umfassend. 

Dem  Tarifschema  angepasst,  werden  in  der 
Güterbewegungsstatistik  76  Arten  Güter  und 
Vieh  unterschieden.  Deutschland  ist  in  36  Ver- 
kebrsbezirke  geteilt,  je  nach  der  wirtschaftlichen 
Zusammengehörigkeit  und  Eigenart*);  die  See- 
und  Rheinhäfen  sind  aus  der  Umgebung  aus- 
geschieden, auch  Berlin  und  Breslau  werden 
besonders  behandelt;  das  Ausland  zerfallt  in 
15  Bezirke.  Notiert  wird,  was  jeder  inländische 
Bezirk  von  iedem  anderen  inländischen  und  aus- 
ländischen Gebiet  empfangen  und  was  er  dort- 
hin abgesandt  bat,  so  dass  in  der  That  für 
alle  wirtschaftlich  zusammengehörenden  Teile 
Deutschlands  ihre  Verkehrsbeziehungen  zum 
Inland  und  Ausland,  soweit  sie  sich  auf  der 
Eisenbahn  abspielen,  aus  dieser  Statistik  abge- 
lesen werden  können,  und  es  bleibt  nur  zu 
wünschen,  dass  sie  die  notwendige  Ergänzung 
in  der  Schiffahrtsstatistik  baldigst  erhalte. 

Im  letzten  Jahrzehnt  zeigt  die  Güterbe- 
wegung in  grossen  Zügen  folgendes  Bild: 


Es  betrug 


der  gesamte  Gü 

terverkebr   . 

der  Verkehr    im 

Inlande    .    . 

der  Verkehr  mit 

dem  Auslande 

davon  Versand 

nach  d.  Ausland 

Empfang  vom 

Ausland    . 

Durchfuhr  von 

Ausland     zu 

Ausland    . 


1890  I  1896    I  1897    |  1898 


Tausend  Tonnen 


151  681 
128364 

23317 
II  031 
10239 

2047 


202  104 

169  846 

32258 

16233 

13439 

2586 


217523 

183  267 

34256 

16814 

14680 

2  761 


233  134 

196  926 

36207 

18092 

15346 

2  770 


Die  Seehäfen  sind  hierbei  als  Inland  be- 
liandelt,  obwohl  unzweifelhaft  der  weit  über- 
wiegende Teil  der  dort  eingehenden  Güter 
für  das  Ausland  bestimmt  und  ebenso  der 
grösste  Teil  der  von  dort  abgehenden  Güter 
vom  Ausland  gekommen  ist ;  betrachtet  man 
deshalb,  unter  Vernachlässigimg  des  Eigen- 


^)  In  Süddeutschland  ist  die  Trennung 
nicht  genügend  durchgeführt,  namentlich  Bayern 
dürfte  nicht  als  ein  einheitliches  Gebiet  aufge- 
fasst  werden. 

38* 
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1880 


1890 


1896 


1896 


1897 


Betriebslän^e 

Lokomotiven 

Geleistete  Wagenachskilometer  (Millionen) 


34067 

10869 

8213 


42  104 
14188 
12808 


45  479 
16  107 

14532 


46394 
16350 
15336 


47  337 
16S84 
'     16224 


Personenverkehr: 

Beförderte  Personen 

überhaupt (Millionen) 

auf  1  Einwohner 

Geleistete  Personenkilometer 

überhaupt (Millionen) 

auf  1  km  Betriebslänge 

Durchschnittliche  Fahrt  einer  Person  (km) 


215 

5 

6479 
195  404 
30,13 


426 
9 

II  224 

274  »70 

26,34 


592 

II 

13917 

315399 

23,5 


I 


646   :        692 


15  111 

334988 

23,38 


16  192 

352  554 

23.39 


Güterverkehr  (einschl.  Vieh): 

Beförderte  Gütertonnen 

überhaupt (Millionen) 

auf  1  Einwohner 

Geleistete  Gütertonnenkilometer 

überhaupt (Millionen) 

auf  1  km  Betriebslänge 

Durchschnittl.  Fahrt  einer  Gütertonne  (km) 


16s 
3,7 

13487 

400550 

81,66 


218 
4,4 

22  411 

539  663 

102,9 


260 

5,0 

26537 

592  159 

101,9 


284 
5,3 

28087 

612493 

98,92 


301 
5,6 

30226 

647  I$2 

100^6 


Anfi^estellte  Beamte  und  Arbeiter: 

Zahl  im  Jahresdurchschnitt 

Gesamthühe  der  Bezüge.    .  (Millionen  M.) 


284558 
288 


399  682 
468 


431  815 
536 


442415 
556 


467  761 
599 


Finanzergebnisse: 

B^heinnahme (Millionen  M.) 

Durchschnittsertrag  für  eine  Person  und 
einen  Kilometer  (Pfg.) 
„                für  eine  Gütertonne  u. 
einen  Kilometer  (Pfg.) 
Verhältnis    der   Ausgaben    zu    den   Ein- 
nahmen   (%) 

Betriebsüberschuss 

überhaupt    ....    (Millionen  M.l 
im  Verhältnis  zum  Anlagekapital  (\) 


886 

3,5 

4,41 

53,93 

392 
4,54 


1303 

3,08 

3,86 

60,22 

501 
4,86 


1495 
2,92 
3,92 
55,99 

646 

5,74 


1586 

2,83 

3,91 

54,82 

704 
6,23 


1675 
2,81 
3.82 
55:73 

726 
6,32 


konsums  und  der  Eigenproduktion  der  Seehäfen,  diese  als  Ausland,  so  ergebt  sich  fol- 
gende Aufstellung: 


1890 

1 
1896         1897 

1898 

Ver- 
mehrong 
von  189Ü 

Tausend  Tonnen 

auf  1898% 

Lokalverkehr  innerhalb  eines  Verkehrsbezirkes 
Inlandsverkehr  (ohne  Seehäfen  und  Lokalverkehr) 
Versand  des  Binnenlandes 

davon  nach  dem  Auslande 

davon  nach  den  Seehäfen 

Empfang  des  Binnenlandes 

davon  aus  dem  Auslande 

davon  aus  den  Seehäfen 

Durchfuhr 

51215 
68612 

15551 
10720 

4831 

13353 

9646 

3707 
2951 
2047 

311 
593 

69178 
90000 

20894 
15068 

6826 
17  116 
12274 

4842 

3751 
2586 

383 
782 

75652 

95834 

22699 

16386 

6313 

19508 

14040 

5468 

3830 

2761 

428 

641 

82270 

102080 

24561 

17650 

6911 
20310 
14644 

5666 

3913 

2770 

442 

701 

61 
49 
58 
64 
43 
52 

1^ 

33 
35 
42 
18 

davon  von  Ausland  zu  Ausland 

davon  von  den  Seehäfen  zum  Auslande     .    . 
davon  vom  Ausland  zu  den  Seehäfen    .    .    . 

Gesamteinfuhr  im  Specialhandel 

Gesamtausfuhr  im  Specialhandel 

28143 
19365 

36410 
25720 

40162 
28020 

42730 
30094 

52 
55 

Es  zeigt  sich   hierin   das    beträchtliche 
üebergewicht  des  Lokal-   imd    Inlandsver- 


kehrs, obwohl  allerdings  noch  ein  Teil  il-^r 
in  diesen  Mengen  enthaltenen  Güter  a«^^- 


Eisenbahnen  (Eisenbahnstatislik) — Eisenbahnsteuer 


597 


Imlisohen  Ursprungs  iind  auf  den  Flüssen 
ics  Inland  gekommen  ist,  wie  auch  anderer- 
seits inländische,  filr  das  Ausland  bestimmte 
iifitj^r  schon  im  Inlande  an  den  Flusshäfen 
•li»^  Eisenbahn  verlassen  und  desludb  im  In- 
landsverkehr erscheinen.  Vergleicht  man 
aUT  (üe  Zahlen  der  Ein-  und  Ausfuhr  mit 
•1-m  Auslandsverkehr  der  Eisenbahn,  so 
N.h^.'int  nur  die  Einfuhr  in  erheblichem  üm- 
ü^iTP  sich  der  Flüsse  und  sonstigen  Binnen- 
wasseretrassen  zu  bedienen;  die  Eisenbahn- 
Hinfiihnnenge  beträgt  noch  nicht  die  Hälfte 
<ler  Gesamteinfuhr,  und  es  ist  ausgeschlossen. 


dass  ein  so  grosser  Teil  der  Einfuhr  in  den 
Seehäfen  bleibt  oder  dass  der  Unterschied 
auf  Verschiedenheiten  in  der  Anschreibung 
beniht.  Bei  der  Ausfuhr  kommt  dagegen 
die  Eisenbahnziffer  der  Gesamtzahl  ziemlich 
nahe,  so  dass  die  Behauptung,  die  Binnen- 
wasserstrassen  dienten  weit  mehr  als  Ein- 
fallsstrassen  für  ausländische  Güter  denn  als 
Ausfuhrwege  für  die  einheimische  Produk- 
tion, auch  in  diesen  Zahlen  ihre  Bestätigung 
findet. 

Vom  Gesamtgüterverkehr  kommen 


auf 


1890 


1896 


1897 


1898 


Tausend  Tonnen 


Steinkohlen  .  .  . 
GebraDDte  Steine  . 
Brannkohlen  .  .  . 
Brenn-  und  Nutzholz 
Eisenerze  .... 
iTeireide  .... 
B'^heisen     .... 

Roben    

Düngenuttel  .  .  . 
Eisen  nnd  Stahl .  . 
Mehl 


585io(38,5«/o) 

12336 

II  384 

6744 

6039 

5578 

4438 

4265 

£967 

2083 

2431 


7353i(36,3'*/o) 
16  510 
15407 
8696 

8324 
6808 

6735 
6992 
4624 
3546 
3299 


77  622(35,6%)  81 448(34,9^;) 


18  139 

17  052 

9486 

9498 

7  118 

6557 
7  122 

5258 
3  597 
3528 


20630 

I17797 
'10583 

.  9529 

I  7  269 

7  139 

6749 

I  5675 
I  4247 
I  3589 


Litteratar:   Statütüche  SamvxeUieUe  ist  das  Ar- 
chiv für  Eisenbahnwesen,   seit  1879  vom  preuss. 
idnifterium    der    öffentlichen  Arbeiten  herausgc- 
nfb,n.   —   Röscher,    System    Bd.  III,  10, — 1;^. 
Knpitd.  —  Wagner f  Finanzwissenschaft  Bd.  I, 
.'.  Hauptabschnitt.  —  Cohn,  System  Bd.  III.  — 
SafhSf  Die  Verkehrsmittel  in  Staats-  und  Volks- 
virUehaft,   Bd,  II.   —  HÖH,  Eneyklopädie  des  ' 
Ei*enhahmcesens ,  7  Bde.   1890 — 95,    giebt  aus-  I 
ftihHiche   Angaben   über    die  Eisenbahnen   aller 
Linder.    —    StSkrnierf    Geschichte    der   Eisen-  j 
f'ahnen  (2  Bde,  1872  und  1876.)  —  Kühn,  Die  ; 
hiHttrische     Entwickelung     des     deutschen    und 
'Uuisck-österreich.  Eisenbahnnetzes    von  18S8  bis 
A-'^/    fl2.    Ergänzungsheft    zur    Zeitschrift     des ' 
prn(49.  Statist.  Bureaus),  1882 — 85  (in  der  Zeit- 1 
»fhrift  selbst,  26.  Jahrg.    1886   S.  279),  1886  bis  \ 
''i  (18.  Ergänzungsheft  zur  Zeitschrift). 

K.  Wiedenfeld. 
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1.  Begriff  und  Bedeutung  der  £.     2.  Ge- 1 
^'Mrhte,  Gesetzgebung,  Charakter  der  E.   3.  Die 
Aas^estaltung   der  E.    4.  Statistik.  | 

1.  Begriff   und   Bedentmif^    der   E.  | 

F.isenljahnen  sind  gewerbliche  Untemeh-! 
miiDgen,  welche  einen  Ertrag  gewähren, , 
aus  denen  ein  Einkommen  bezogen  wer- 1 
'I^n  kann.  Sie  stehen  in  dieser  Hin- 
geht anderen  Unternehmungen  und  Ein- 1 
kommensqueUeü  gleich.  Ihre  Heranziehung  | 
zu  den  Steuern  (Ertrags-,  Einkommensteuern)  | 


bietet  daher  an  sich  nichts  Besonderes.  In 
der  That  werden  die  Eisenbahnen  auch 
wohl  überall  zu  Steuern  herangezogen,  wenn 
auch  die  Besteuerung  der  Eisenbahnen  in 
den  verschiedenen  Staaten  auf  sehr  ver- 
schiedene Weise  geregelt  ist.  Es  gilt  dieses 
sowohl  für  die  Heranziehung  zu  Staats-  als 
zu  Kommunalsteuern,  sowohl  bezüglich  der 
Staatseisenbahnen  als  der  Privatbahnen,  be- 
züglich der  Ertragssteuern  und  der  Ein- 
kommensteuer. Abgesehen  hiervon  aber 
werden  in  einzelnen  Staaten  die  Eisenbahnen 
im  Unterschied  von  anderen  Unternehmungen 
einer  besonderen,  nicht  zu  einer  der  grossen 
Steuergruppen  gehörenden,  Staatssteuer  her- 
angezogen, und  diese  Steuer  nennt  man 
Eisenbahnsteuer,  Eisenbahnabgabe. 

An  sich  und  vom  theoretischen  Stand- 
punkte lässt  sich  eine  besondere  Besteuerung 
der  Eisenbahnen  nicht  rechtfertigen.  Der 
Charakter  der  Gemeinnützigkeit,  welchen 
die  Eisenbahnen  haben,  imd  den  zu  bewah- 
ren in  den  meisten  Staaten  gesetzliche  Vor- 
schriften gegeben  sind,  würde  eher  zu  einer 
Begünstigimg  der  Eisenbahnunternehmungen 
bezüglich  der  Steuern  führen  müssen.  Da 
andrerseits  jedoch  die  Eisenbahnen  wie 
andere  gewerbliche  Unternehmungen  Erträge 
liefern  und  aus  diesen  Erträgen  Einkonmien 
bezogen  wird,  so  ist  es  gerechtfertigt,  wenn 
jene  Erträge  und  dieses  Einkommen  den 
aligemeinen  Staatssteuem  unterliegen.  Das 
Vorkommen  einer  besonderen  Eisenbahn- 
steuer aber,  welche  sich  als  eine  Ausnahme 
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von  der  regelmässigen  Besteuening  darstellt, 
erklärt  sich  niu*  geschichtlich  und  an  der 
Hand  der  auf  dieselbe  bezüglichen  Gesetz- 
gebung. Eine  derartige  besondere  direkte 
Steuer  der  Eisenbahnen  findet  sich  nur  in 
Preussen  und  einigen  kleineren  deutschen 
Staaten.  Die  besonderen  Eisenbahnabgaben 
in  anderen  Staaten,  wie  die  Frachtensteuer 
in  Italien,  die  Passagiersteuer  in  England, 
die  Transportsteuer  in  Frankreich  und  Un- 
garn, forner  die  Billetstempelgebtlhren  in 
Oesterreich,  Frankreich,  Italien  und  Spanien 
sind  von  anderen  Gesichtspunkten  aus  zu 
beurteilen  und  können  zu  den  Eisenbahn- 
steuern im  technischen  Sinne  nicht  gerechnet 
wenlen. 

Die  Eisenbahnsteuer  betrifft  als  eine 
Staatssteuer  natürlich  nicht  die  Staatseisen- 
bahnen —  es  würde  bei  einer  Besteuerung 
der  letzteren  ja  Identität  des  Steuerver- 
pflichteten und  Steuerberechtigten  vorliegen 
— ,  sondern  lediglich  die  Privatbalmen. 

2.  Geschichte,  Gesetzgebung,  Cha- 
rakter der  E.  Das  preussische  G.  v.  3. 
November  1838  (G.S.  S.  505)  über  die 
Eisenbahnunternehmungen  bestimmte  in 
§  38,  dass  von  den  Eisenbahnen  eine  im 
Verhältnis  des  auf  das  Aktienkaj)ital 
betreffenden  Ertrages  sich  abstufende  Ab- 
gabe entrichtet  werden,  dass  die  Höhe 
dieser  Abgabe  aber  erst  dann  reguliert 
werden  solle,  wenn  die  zweite  in  Preussen 
konzessionierte  Eisenbahn  drei  Jahre  in  voll- 
ständigem Betriebe  gewesen  sei.  Bis  zu 
dieser  gesetzlichen  Regelung  sollte  die  Post 
für  den  Verlust,  welchen  sie  durch  die 
Eisenbahnen  in  ilirer  Einnahme  erweislich 
erleide,  von  den  Eisenbahngesellschaften 
entschädigt  werden.  Der  Ertrag  der  Ab- 
gabe sollte  nach  §  39  a.  a.  0.  »zu  keinen 
anderen  Zwecken  als  zur  Entschädigung  der 
Staatskasse  für  die  ihr  durch  die  Eisen- 
bahnen entzogenen  Einnahmen  und  zur 
Amortisation  des  in  dem  Unternehmen  an- 
gelegten Kapitals  ver^'endet  werden.«  Das 
Gesetz  bestimmte  im  §  38  ferner  ausdrücklich : 
»Von  der  Entrichtung  einer  Gewerbesteuer 
bleiben  die  Eisenbahngesellschaften  befreit.« 

Diese  Bestimmungen  lassen  erkennen, 
dass  man  im  Jahre  1838  die  Entwickelung 
des  Eisenbahnwesens  und  seine  Bedeutung 
auch  für  die  Staatsfinanzen  nicht  voraussah 
und  dass  man  bei  dem  Mangel  genügender 
Erfahrungen  in  voi-sichtiger  \Veise  vor  allem 
bcsti-ebt  war,  den  Fiskus  zu  sichern.  Die 
geplante  Eisenbahnabgabe  hatte  im  wesent- 
lichen einen  gebührenartigen  Charakter. 
Der  Staat  sollte  durch  eine  Gebühr  ent- 
schädigt werden  für  den  vermeintlichen 
Verlust  anderer  PJinnahmen  und  für  die 
zeitliche  Aufgebung  des  Rechts,  örtlich  be- 
stimmte Eisen  bahnen  selbst  herzustellen  und 
zu  betreiben. 


Bis  zum  Jahre   1853  unterblieb  je^lxh 
eine  Regelung  der  Abgabepflicht  der  Eisen- 
bahnen.    Dieselbe  erfolgte  erst  diuxh  das 
G.  V.  30.  Mai  1853  (G.S.  S.  449),  betreffend 
die  von  den  Eisenbahnen  zu  entrichtenden 
Abgaben.     In    der  Begründung    desselU.-n 
wiuxle  allseitig  anerkannt,  dass  nach  den 
gemachten  Erfahrungen  die  Post  einen  nach- 
weisbaren Verlust   durch   die  Eisenbalmea 
nicht  erlitten  habe  und  nicht  erleide.    Äl^ 
wesentlicher  Zweck  der  Abgabe  wurde  niin- 
mehi*  nm*  noch  die  Amortisation  des  in  den 
Bahnen  angelegten  Kapitals,  d.  h.  die  Er- 
werbung der  Eisenbahnen  durch  den  Staat 
hervorgehoben.     Während   hierin  noch  ein 
Anklang    an    die    Gebühreneigenschaft  der 
lu-sprünglich    geplanten   Abgabe    zu  finden 
war,  wurde  in  der  Begründung  des  Gesetz- 
entwurfs andrerseits  betont,  dass  kein  (tnin'] 
zu  einer  längeren  Befreiung  der  Eisenliahuen 
von  der  Abgabe  vorläge,   zumal  ander«^  auf 
Erwerb     und    Gewinn     gerichtete    Unter- 
nehmungen, namentlich  auch  solche,  welih? 
die  Personen-  oder  Warenbefördenmg  zum 
Zwecke  haben,  besteuert  seien.    Diese  Au- 
hrfüung  würde  die  Annahme  begründet  er- 
hescinen  lassen,   dass  man  die  EisenJ)ahn».n 
einer    besondei-s    gearteten    Gewerbesteuer 
habe  utiter werfen   wollen.    Diese  Anuahm-^ 
hält  jedocli  dem  Inhalte  des  Gesetzes  gegen- 
über nicht  Stich.     Zwar  wird   die  ÄhM^ 
wie   eine  Gewerbesteuer  vom   Ertrage  der 
Eisen balmunternehmung  erhoben,  jedoch  ist 
ein  Abzug  der  Schulden-  (Anleihen-)  Zinsen 
gestattet,  und   zwar  selbst  dann,  weim  di  • 
betreffenden  Kapitalien  durch  Ausgabe  von 
sogenannten  Prioritätsaktien  aufgebracht siu-l 
In    dieser   Vorschrift   ist   eine    solcJie  An- 
näherung des   Begriffes  von  Reinertr^  an 
den  Begriff  von  Roineinkommen  zu  finden. 
dass  man  die  dui-ch  das  G.  v.  1853  einp^ 
führte  Eisenbalinabgabe  als  eine  l)esc»nder< 
geartete    Einkommensteuer    ansehen  miis?. 
welche   einer  bestimmten   Klasse   von  i ju- 
ristischen) Pei'sonen    —   das  Gesetz  meint 
als  Steuerträger  ausdriicklich  die  Eisenbjdin- 
Aktiengesel  1  schaffen  —  auferlegt  wird.   Zwjit 
nicht    ausschliessliches    Merkmal   der  Ein- 
kommensteuer, aber  immerhin  besonders  ihr 
eigentümlicli  ist  auch  die  in  dem  G.  v.  In^S 
enthaltene  Progi-ession  der  Eisenbahnab£:jilK\ 

Die  in  dem  G.  v.  1853  noch  enthaltene 
Vorschrift,  dass  die  Eisenbahnabgahe  ziu* 
Amortisation  der  Aktienkapitalien  verwendet 
worden  solle,  ist  diu-ch  das  G-.  v.  21.  Mai 
1S59  (G.S.  S.  243)  aufgehoben  und  damit 
die  letzte  Spur  derjenigen  Auffassune:. 
welche  der  Gesetzgeber  im  Jahre  lvS3S  von 
der  geplanton  Eisenbahnabgabe  hatte,  \^ 
seit  igt  worden.  Die  Eisen  bahnabgal»e  fliegst 
nunmehr  wie  jede  andere  Steuer  in  den 
allgemeinen  Staatsfonds,  soweit  nicht  .Staat<- 
vei-träge  entgegenstehen. 
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Während  das  G.  v.  30.  Mai  1853  eine 
Abj?al«epflicht  niu:  für  die  inländischen 
Eisf^nhahn  -  Aktiengesellschaften  festsetzte, 
hlhrte  das  a  v.  16.  März  1867  (».S.  S. 
4*m)  eine  Eisenbahnabgabe  auch  für  alle 
ührigen,  nicht  im  Eigentume  des  Staates 
«t'.henden  EisenbahneD,  also  für  die  im 
Egentume  einer  Privatperson  oder  anslän- 
uischer  Gesellschaften  befindlichen,  ein. 
tt»^-^  Gesetz  lehnt  sich  an  das  von  1853 
an,  gestattet  jedoch  den  Eisenbahneigen- 
t'lmeru  einen  Abzug  der  Schuldenzinsen 
ron  <lem  Reinertrage  nicht.  Der  gesetz- 
g^elierische  Gnmd  hierfür  ist  der,  dass  eine 
Einvirkung  des  Staates  bezüglich  der 
Schiüdenaufnahme  von  Privatpersonen  oder 
ini  Ausilande  nicht  möglich  bezw.  nicht  zu- 
IfiÄii^  ist  Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass 
inioltr«?  dieser  Abweichung  von  den  Normen 
'\^  Gesetzes  von  1853  die  diu^ch  das  Ge- 
setz von  1867  eingeführte  Eisenbahnabgabe 
ineu  melir  ertrags-(gewerbe-)steuerartigen 
Charakter  angenommen  hat. 

Diin'h  die  Y.  v.  22.  September  1867 
(G.  S.  S.  1639),  das  G.  v.  23.  Juni  1876 
i(t.S.  S.  171)  und  das  G.  v.  23.  März  1873 
<<T.S.  S.  107)  sind  die  vorerwähnten  Ge- 
.--tze  von  1853  und  1867  in  den  seit  1866 
mit  der  prenssischen  Monarcliie  vereinigten 
neuen  I^ndesteilen  vorbehaltlich  des  Schutzes 
V  hlenÄ'orbener  Rechte  eingeführt  worden. 

Den  prenssischen  Gesetzen  von  1853  und 
N)7  zum  TeQ  wörtlich  nachgebildet,  jeden- 
fills  inhaltlich  dieselben  Bestimmungen 
tnffrnd  wie  jene,  sind  das  Gesetz  über  die 
Von  Eisenbahnen  zu  entrichtende  Abgabe  v. 
l^'.  März  1873  für  Sachsen- Weimar  (Reg.-Bl. 
für  das  Grossherzogtiun  Sachsen- Woimar- 
El-^nach  S.  37),  das  G.  v.  30.  April  1873 
fiii- Sachsen-Meiningen  (Sammlung  der  landes- 
'>rrlichen  Verordnungen  Bd.  19,  S.  371), 
*hs  G.  V.  29.  April  1872  für  Sachsen-Alten- 
Uirg  (G.S.  S.  82). 

Adolf  Wagner  erachtet  die  Eisenbahn- 
-«tdier  für  eine  teils  gewerbesteuerartige, 
t♦:!il^  andersgeartete,  höhere  Abgabe,  und 
nennt  das  Gesetz  vom  30.  Mai  1853  »steuer- 
t'^^lmisch«  ein  »besonderes  Gesellschafts- 
Oevf^rbesteuer-Gesetz«.  W.  Endemann  nennt 
'^ie  Abgabe  »eine  Art  von  Gewerbesteuer«. 
Ein  Urteil  des  Rheinischen  AppeUationsge- 
riclitphofes  V.  7.  Januar  1857  (in  Sachen 
Küln-Mindener  Eisenbahngesellscliaft  wider 
^*'n  Fiskus)  legt  ihr  (das  heisst  der  diu-ch 
^s  G.  V.  1853  ein^führten  Eisenbahnab- 
jal»e)  »die  Natur  emer  progressiven  Ein- 
kommensteuer« bei  (abgedruckt  in  Bessel- 
Kiif^hlwetter). 

Nach  dem  preussischen  Gewerbesteuer- 
KWietz  von  1891  ist  »der  Betrieb  der  Eisen- 
^•ahnen,  welche  der  Eisenbahnabgabe  nach 
^-sgabe  der  Gesetze  v.  30.  Mai  1853  und 


V.  16.  März  1867  unterliegen«,  der  Gewerbe- 
steuer nicht  unterworfen,  während  nach  dem 
preussischen  Einkommensteuergesetz  von 
1891  Privatbahnaktiengesellschaften  der  Ein- 
kommensteuer in  Zukunft  unterliegen. 

3.  Die  Ans^estaltaiig  der  E.  In 
Preussen  gelten  folgende  Bestimmungen: 

Die  Abgabe  ist  von  dem  Reinertrage  zu 
entrichten.  Behufs  Ermittelung  des  Reiner- 
trages werden  von  der  Betriebsi*oheinnahme 
die  Yerwaltungs-,  ünterhaltungs-  imd  Be- 
triebskosten, ferner  bei  den  inländischen 
Eisenbahn- Aktiengesellschaften  die  erforder- 
lichen Beiträge  zum  Resen^efonds,  bei  an- 
deren Eisenbahnen  die  Rücklagen  in  den 
staatlich  genehmigten  Reserve-  oder  &- 
neuerungsfonds  (die  aus  dem  Reservefonds 
zu  bestreitenden  Ausgaben  werden  dagegen 
ausser  Ansatz  gelassen)  in  Abzug  gebracht, 
desgleichen  bei  den  inländischen  Aktienge- 
sellschaften die  ziu*  gleichmässigen  Ver- 
zinsung und  Tilgimg  der  etwa  gemachten 
Anleilien  erforderlichen  Beträge,  wobei 
Kapitalien,  für  welche  ein  fester  Zinssatz 
ohne  Teilnahme  an  der  Dividende  angeord- 
net ist,  auch  wenn  sie  durch  Ausgabe  so- 
genannter Prioritätsaktien  aufgebracht  worden 
sind,  den  Anleihen  gleichgeachtet  werden. 
Zur  Betriebs-Roheinnahme  werden  bei  an- 
deren als  inländischen  Aktienbahnen  auch 
die  tarifmässigen  Prachtbeträge  von  allen 
für  Rechnimg  der  Bahnbesitzer  und  Betriebs- 
untemelimer  selbst  stattfindenden  Beförde- 
rungen —  mit  Ausschluss  der  Beförderung 
für  die  Zwecke  der  Bahnven^'altung  —  ge- 
rechnet, von  welcher  Vorschrift  jedoch  bei 
den  nicht  von  Anfang  für  den  öffentlichen 
Verkehr  bestimmten  Bahnen  Ausnahmen  zu 
machen  gestattet  ist.  Als  Betriebsrohein- 
nahmen solcher  inländischen,  nicht  inlän- 
dischen Aktiengesellschaften  gehörenden, 
Bahnstrecken,  welche  mit  ausländischen 
Balmunternehmungen  zu  gemeinschaftlichem 
Betriebe  verbimden  sind,  kann  der  nach 
Verhältnis  der  Meüenzahl  berechnete  An- 
teil an  der  Betriebsroheinnahme  des  Gesamt- 
unternehmens oder  eines  gewissen  Teiles 
desselben  angenommen  werden. 

Wenn  inländische  Aktienbahnen  ver- 
I)achtet  sind,  so  stellt  die  Pachtsumme  ab- 
züglich der  Verwaltungs-  u.  s.  w.  Kosten 
den  zu  versteuernden  Reinertrag  dar  (Ent- 
scheidung des  Finanznainisters  v.  23.  März 
1881,  Eis.-Verord.-Bl.  1881,  S.  192,  193). 
Bei  denjenigen  Eisenbahn-Aktiengesellschaf- 
ten, welche  statutenmässig  einen  gewissen 
Anteil  von  dem  über  einen  bestimmten  Pro- 
zentsatz des  Aktienkapitals  hinausgehenden 
Reinertrage  dem  Staate  vorweg  zu  über- 
lassen haben,  wird  die  Abgabe  von  dem 
nach  Abzug  des  statutenmässigen  Anteils 
des  Staates  an  die  Aktionäre  zur  Verteilung 
kommenden  Reingewinne  entrichtet. 
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Bei  allen  der  Abgabe  unterliegenden 
Eisenbahnen,  bei  denen  der  Staat  sich  durch 
Uebemahme  einer  Zinsgarantie  beteiligt  hat, 
unterbleibt  die  Erhebung  der  Abgalt  für 
die  Jahre,  in  welchen  infolge  der  über- 
nommenen Zinsgarantie  Zuschüsse  aus  der 
Staatskasse  zu  leisten  sind. 

Das  Verhältnis  des  ermittelten  Reiner- 
trages zum  Aktienkapital  bezw.  zum  An- 
lagekapital, letzteres  bei  anderen  als  inlän- 
dischen Aktienbahnen,  bestimmt  die  Höhe 
der  Abgabe.  Dieselbe  beträgt  bei  einem 
Reinertrage  bis  zu  einschliesslich  4®/o  des 
Aktien-(Anlage-)Kapitals  ^/4o  dieses  Ei-trages, 
bei  einem  höheren  Reinertrage  aber  ausser- 
dem und  zwar  von  dem  Mehrertrage  über 
4  bis  zu  5®/o  einschliesslich  ^,'20  dieser  Er- 
tragsquote, von  dem  Mehrertrage  über  5  bis 
zu  6"/o  einschliesslich  Vio  dieser  Ertrags- 
quote,  von  dem  Mehrertrage  über  6^/0  2/10 
dieser  Ertragsquote. 

Als  Anlagekapital  ist  derjenige  Betrag 
anzusehen,  welcher  auf  die  Herstellung  der 
Bahn  und  deren  Ausrüstung  mit  Einschluss 
der  Betiiebsmittel  nützlich  verwendet  ist. 
Von  den  einzelnen  Verwendungen  während 
des  Baues  kommen  die  Zinsen  bis  zum  Tage 
der  Betriebseröffnung  mit  5%  insoweit  in 
Ansatz,  als  nicht  eine  ungerechtfertige  Ver- 
zögerung der  Vollendung  des  Baues,  bezw. 
der  Betriebseröffnung  stattgefunden  hat. 
Aufwendungen  für  die  Ei*neuerung  von  Bahn- 
teilen und  Betriebsmitteln  werden  dem  Au- 
lagekapital nur  insoweit  zugerechnet,  als 
dieselben  durch  ungewöhnliche  Ei-eignisse 
venursacht,  weder  aus  den  laufenden  Ein- 
nahmen noch  aus  dem  Reserve-  und  Er- 
neuerungsfonds zu  bestreiten  sind.  Befindet 
sich  die  Bahn  im  Besitze  einer  ausländischen 
Eisenbahn-Aktiengesellßchaft,  so  kann  bei 
Erteilung  der  Konzession  oder  durch  Ueber- 
einkommen  festgestellt  werden,  dass  ein  be- 
stimmter Teil  des  Aktienkapitals  als  Anlage- 
kapital und  der  hierauf  jährlich  zur  Ver- 
teilung kommende  Ertrag  als  steuerpflichtiger 
Reinertrag  angesehen  und  bei  Berechnung 
der  Abgabe  zu  Grunde  gelegt  werde. 

Zur  Sicherung  des  Staates  bezüglich  der 
Abgabe  ist  den  Besitzern  der  Bahn,  welche 
nicht  inländische  Aktiengesellschaften  sind, 
zur  Pflicht  gemacht,  über  Einnahme  und 
Ausgabe  sowohl  des  ganzen  Unternehmens 
als  jeder  einzelnen  Station  ordnungsmässig 
und  unter  Beobachtung  der  ihnen  bekannt 
gemachten  Anforderungen  Buch  zu  führen, 
auch  haben  die  Bahnbesitzer  sich  örtlichen 
Revisionen  der  Buchführung  zu  unterwerfen. 
Sie  haben  ferner  die  Betriebsroheiunahmen 
und  die  zur  Verwendimg  gekommenen  Ver- 
waltungs-,  ünterhaltungs-  und  Betriebskosten 
für  jedes  Kalenderjahr  spätestens  bis  zum 
folgenden  1.  Mai  unter  Beifügung  der  be- 
züglichen Rechnungen,   Belege,  Abschlüsse 


und  Nachweisungen  zu  deklarieren.  Die 
Höhe  des  Anlagekapitals  ist  bis  zum  Schlüsse 
des  Kalenderjahres,  in  welchem  der  Betrieb 
eröffnet  wird,  eine  Erhöhung  des  ursprüng- 
lichen Anlagekapitals  innerhalb  einer  von 
der  Eisenbahnaufsichtsbehörde  bestimmten 
Frist  nachzuweisen.  Erfüllen  die  Bahnbe- 
sitzer diese  Verpflichtungen  nicht,  so  kann 
die  Eisenbahnaufsichtsbehörde  den  Betrat 
der  Betriebsroheinnahme,  der  abzugsfähigen 
Kosten  sowie  des  Anlagekapitals  nach  pflicht- 
mässigem  Ermessen  festsetzen. 

Mehrere  Eisenbahnen  eines  und  desselben 
Besitzers,  der  nicht  eine  inländische  Eibt*a- 
bahn-Aktiengesellschaft  ist,  werden,  wenn 
sie  in  zusammenhängendem  Betriebe  stehen, 
in  Bezug  auf  die  Berechnung  der  AbgaU- 
als  ein  Ganzes  behandelt 

Der  Betrag  der  Abgabe  wird  nach  Ab- 
lauf eines  jeden  Betriebsjahres  für  die  in- 
ländischen Eisenbahn  -  Aktiengesellschaften 
von  der  königlichen  Regierung,  in  deinen 
Bezirk  die  Direktion  der  bezüglichen  Eisen- 
bahngesellschaften ihren  Sitz  hat,  bfzw. 
wenn  dieser  Sitz  Berlin  ist,  von  dem  General- 
direktor der  Steuern  unter  Berücksichligim^ 
des  von  dem  Eisenbahnkommissariate  aier 
der  Verwaltungsbehörde  (für  die  unter 
Staatsverwaltimg  stehenden  Eißenbahnen) 
einzureichenden  Abschlusses  bezüglich  der 
Berechnung  der  auf  die  Aktien  zu  verteilen- 
den Zinsen  und  Dividenden  festgesetzt.  Für 
die  übrigen  Bahnen  erfolgt  die  Festsetzunir 
durch  die  damit  von  dem  Finanzministi?r 
beauftragte  Behörde. 

Der  festgesetzte  Betrag  ist  innerhalb 
sechs  Wochen  nach  der  Behändigung  der 
Zahlungsaufforderung  an  bezw.  die  Haupt- 
kasse der  Regierung,  die  Generaistaate?ka.sse, 
die  in  der  Zahlungsaufforderung  genannte 
Kasse  abzuführen. 

Derjenigen  Behörde,  welche  den  Betrag 
der  Abgabe  festzusetzen  liat,  liegt  auch  deren 
Ei  n  Ziehung  im  Wege  der  Zw^angs  Vollstreckung, 
falls  eine  solche  nötig  wird  (nach  der  Ver- 
oixlnung  V.  7.  September  1879,  betreffend 
das  Verwaltungszwangsverfahren  wegen  Bei- 
treibung von  GeldbebrSgen  ^G.S.  S.  591)  ob. 

Diese  Vorschriften  sind  m  allen  wesent- 
lichen Punkten  auch  in  dem  oben  (sub  2) 
erwähnten  Gesetze  für  Sachsen-Meiningen 
enthalten,  wälirend  die  Gesetze  für  Sachsen- 
Weimar  und  Sachsen- Altenburg  nur  diejenigen 
Bestimmungen  der  preussischen  Gesetze  wie- 
dergeben, welche  sich  auf  die  inländischen 
Eisenbahn-Aktiengesellschaften  beziehen. 

4.  Statistik.  In  der  Statistik  der  Eisen- 
bahnen Deutschlands,  herausjgegeben  vom 
Reichseiseubahnamt,  werden  in  Tabelle  27 
Spalte  32  die  Beträge  der  »Staatseisenbalin- 
steuer  bezw.  Staatsgewerbesteuer«  angege- 
ben. Eine  Sonderung  dieser  beiden  ver- 
schiedenartigen Steuern  ist  jedoch  nicht  vor- 
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:re[iommen.  Für  Preussen  ergeben  die  »All- 
jeraeinen  Rechnungen  über  den  Staatshaus- 
halte (für  1878  bis  1896)  und  die  »Ueber- 
?i(hten  von  den  Staatseinnahmen  und  Aus- 
ijal^iu  (für  1896  und  1897)  folgende  Ein- 
nahmen aus  der  Eisenbahnabgabe  rund: 
Staatshaushalts-Bechnung. 

Mark  Mark 

18T8  79        3  7IIOOO  1887.88  252000 

1879^0        3316000  1888  89  249000 

18rtKSl         2084000  1889/90  320700 

1S81S2        2988000  1890/91  289000 

1SK2K3        3384000  1891/92  265000 

lSK^?a        2859900  1892/93  253000 

l>*i4S5  916400  1893/94  229700 

IWösß  263000  1894/95  258000 

l«t<6  87  265000  1895/96  298000 

Uebersich  t. 
1.^0697       300  200  Mk.  1 1897./98       393  800  Mk. 

Dtir  Rückgang  der  Einnahmen  erklärt 
sich  auü  der  umfassenden  Verstaatlichung 
ikr  Privatbahnen. 

Litteratnr:  Bessel-Kuehlwetter,  Das  pre^is- 
n*rhf  Eisenbahnrecht,  Teü  II,  S.  226ß.  — 
ir.  Endemann,  Das  Recht  der  Eisenbahnen, 
lS»t>,  ^  105,  S.  49s.  —  KarL  J^h,  v.  Stengels 
W^»rt€rbu^h  des  Deutschen  Verwaltungsrechts 
Art.  »Eisenbahnabgahenu.  —  Adolph  Wagner, 
FituuizvisseMchaft,  Bd.  II,  1890,  ^  96,  S.  2S6, 
f  ^IS,  S.  528.  —  Det^ffelbe  in  nFinamwisscn- 
»rkfiß  und  Venvaltungslehrea  von  Gustav  von 
Srhonberg,  4.  Auß.,  1.  Halbbd.  Finanzwissen- 
fthiift  VI,  direkte  Steuern,  S.  284,  987.  —  Ency- 
hli'pädie  d.  gesamten  Eisenbahnwesens  von  V. 
ÄW/  u.  C.  Wurmb,  I.  nAbgabenn  und  nBe- 
^Uuerungu, 

Paul  Krause. 


Eisenhart^  Hugo, 

?eb.  am  8. 1. 1811  in  Wolmirstedt  (Reg.-Bez. 
Ms2ilebTirg),  gest.  in  Halle  am  19.  Mai  1893.  Seit 
1N4*J  ^hörte  er  der  Universität  Halle  an ;  von 
IW— 1856  als  Privatdozent,  seit  1856  als 
au^jjerordentl.  Professor.  Eisenhart,  ein  von 
List  beeinflusster  Verteidiger  der  Schutzzoll- 
I»*>litik,  schuf  in  seiner  „Geschichte  der  National- 
Mkonomik"  (s.  u.)  eigentlich  nur  ein  sozial- 
geschichtliches  Lesebuch,  welches  aber  in  seiner 
Tortreinicbcn  Skizziernng  der  einzelnen  Phasen 
—  den  Glanzpunkt  bildet  das  III.  Buch:  Die 
«urj^anische,  soziale  Periode"  —  eine  eigenartige 
und  fesselnde  Erscheinung  in  der  Litterär- 
?eschichte  bietet. 

Er  veröffentlichte: 

Philosophie  des  Staates  oder  Allgemeine 
^««ialtheorie,  2  Teile,  Leipzig  1843/44.  -  Der 
BtTuf  des  Adels  im  Staate  und  die  Natur  der 
Pärie Verfassung,  Stuttgart  1852.  —  Die  gegen- 
wärtige Staateuwelt  in  ihrer  natürlichen  Glie- 
denmg  nnd  ihren  leitenden  Grossmächten, 
Leipzig  1856.  —  Kunst  der  Besteuerung,  Berlin 
1868.  —  Geschichte  der  Nationalökonomik,  Jena 
1881,  2.  Aufl.  1891. 

Lippert, 


Elberfelder  Armenpflege, 

s.  Armenwesen   oben   Bd.   I   besonders 
S.  1183  ff. 


Eibschiffahrt. 

Noch  wälirend  des  Wiener  Kongresses 
wurde  am  18.  Mai  1815  zwischen  Preussen 
imd  Sachsen  ein  Yertrag  gesclilossen ,  des 
Inhaltes,  dass  die  bereits  endgültig  festge- 
stellten Principien  des  Kongresses  bezüglich 
der  freien  Schiffahrt  auf  internationalen 
Strömen  so  bald  als  möglich  auf  die  Elbe 
angewendet  werden  sollten.  Infolgedessen 
vereinigten  sich  bald  die  Bevollmächtigten 
der  Uferstaaten,  damals  zehn  an  der  Zahl, 
zu  Dresden  und  unterzeichneten  nach  44 
Sitzungen  am  23.  Juni  1821  die  Elbschiff- 
fahrtsakte.  In  ihr  war  als  Princip  zwai-  die 
Bestimmung  der  Wiener  Kongressakte  über 
die  freie  Schiffahrt  von  dem  Punkte  des 
Beginnes  der  Schiffbarkeit  (Melnik  in  Böh- 
men) bis  in  die  offene  See  imd  umgekehrt 
acceptiert,  allein  wesentlich  eingeschränkt 
durcli  den  Zusatz,  dass  die  Schiffahrt  von 
einem  üferstaate  zum  anderen,  auf  die  der 
seerechtliche  Begriff  der  Cabola^e  angewen- 
det wurde,  auf  dem  ganzen  Strom  aus- 
schliesslich den  Unterthanen  derselben  vorbe- 
halten bleiben  sollte.  Damit  war  die  Schiff- 
fahrt für  Mitglieder  von  Nichtuferstaaten 
illusorisch  gemacht,  umsomehr,  als  die  Ufer- 
staaten die  Auffassung  Oesterreichs  teilten, 
dass  ihnen  ausschliesslich  das  Recht  der 
Schiffahrt  zustehe,  wenn  auch  der  öster- 
reicliische  Antitig,  dies  ausdrücklich  in  der 
Schiffahrtsakte  zu  erklären,  nicht  zum  Be- 
schluss  erhoben  wurde.  Nach  langen  An- 
strengungen Hamburgs  kam  endlich  die 
Additionalakte  vom  13.  Apiil  1844  zu  stände, 
welche  erklärte,  dass  der  Transport  von 
Pei-sonen  und  Waren  von  der  Nordsee  in 
alle  Eibhäfen  und  umgekehrt  den  Schiffen 
aller  Nationen  gestattet  sein  solle.  Die 
innere  Schiffalirt  hingegen  blieb  nach  wie 
vor  den  Uferstaaten  vorbehalten,  und  sogar 
diese  Bestimmung  wurde  eingeschränkt  durch 
eine  andere,  der  zufolge  die  Schiffahrt  in- 
nerhalb der  Grenzen  eines  jeden  Staates 
seinen  Unterthanen  reserviert  bleiben  solle. 

Spätere  Uebereinkünfte  beziehen  sich  auf 
die  Abschaffung  der  Eibzölle.  Lange  Strei- 
tigkeiten fanden  zwischen  Hannover  und  den 
übrigen  beteiligten  Mächten  wegen  des 
Staderzolles  statt,  welchen  Hannover  für 
einen  Seezoll  erklärte,  auf  den  die  vom 
Wiener  Kongi-ess  gebotene  Aufhebung  der 
Binnenzölle  keine  Anwendung  zu  finden 
liabe,  eine  Behauptung,  die  völkerrechtlich 
ganz  ungereclitfertigt  war.  Die  Lösung  des 
Streites  erfolgte  durch  den  Hamburger  Ver- 
trag vom  22.  Juni  1861,  von  Hannover  mit 
einem  grossen  Teil  der  eui'opäischen  See- 
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mächte  und  Brasilien  abgeschlossen ,  durch 
welchen  die  Aufhebung  des  StaderzoUes 
gegen  eine  Entschädigung  an  Hannover  er- 
folgte. Am  4.  April  1863  wunle  zwischen 
Oesterreich,  Preussen.  Sachsen,  Anhalt  und 
Harabiu^  ein  Vertrag  über  die  Erhebung 
und  Verwaltung  des  Wittenbergeschen  Elb- 
zolles  geschlossen.  Dieser  sowie  sämtliche 
anderen  Elbzölle  wm-den  durch  das  auf  Grund 
Ai-t.  4  der  Bundesverfassung  erlassene  nord- 
deutsche ßundesgesetz  v.  11.  Juni  1870 
und  durch  den  Vertrag  des  norddeutschen 
Bundes  mit  Oesterreich-Ungarn  v.  22.  Juni 
1870  aufgehoben.  Durch  Beschluss  des 
Bundesrates  vom  8.  Dezember  1881  wui*de 
die  ünterelbe  einschliesslich  der  in  ihr  be- 
findlichen Eibinseln  vom  1.  Januar  1882  ab 
dem  deutschen  Zollgebiete  angeschlossen, 
gleichzeitig  aber  Vorschriften  erlassen  über 
die  Befreiung  der  nach  und  von  Hamburg 
transitierenden  Schiffe  von  zollamtlicher 
Behandliuig. 

Litteratnr:  Wurm,  Fünf  Briefe  üf>er  die.  Frei- 
heit der  Flus»8chiffahrtf  1857\'>S.  Die  Freiheit 
der  Eibschiffahrt.  Eine  Frage  des  europäischen 
Rechts.  Dresden  IS.W.  Die  Elbzölle,  Aktenstücke 
und  Beweise,  1860.  —  Charath^odory ,  Du 
droit  international  coneernant  les  grands  cours 
d'eau,  1801.  —  Kaltenborn  in  Bluntschli's 
iStaatsxvörterbuch,  Art.  Seh  iffakrtsr  ertrüge.  — 
E,  Meier  in  HoUzendorffs  RechUlexikon,  Art. 
Eibschiffahrt.  —  Labanti,  SUiatsrecht  des  Deut- 
schen Reichs,  III  2.  —  Carath^odary  in 
HoUzendorffs  Handbuch  des   Völkerrechts  II. 

Jellineh. 


er,  als  äamaliger  Sekretär  dieser  Gesell s^chaft: 
Report  of  the Organization  of  the  A.  E.  Association 
(vol.  I,  no  1) ;  Report  of  the  ll«<i  annual  met^tinj?; 
Report  of  the  proceedings  of  3r<i  anunal  meeiinsr 
of  the  A.  E.  Association  (vol.  HI,  no  3,  part  8: 
vol.  IV,  no  4).  —  In  Gemeinschaft  mit  J.  H.  Finlay 
veröffentlichte  er:  Taxation  in  American  Statr* 
and  Cities,  New- York  1888.  —  Femer  gab  »r 
heraus  nnd  versah  mit  einer  Einleitnng:  Co- 
operation in  America,  Baltimore  1887. 

Lippert. 


Ely,  Richard  Theodore, 

geb.  in  Ripley,  N.Y.,  am  13.  IV.  1854.  Seine 
in  Amerika  begonnenen  Studien  setzte  er  in 
Deutschland  an  der  Universität  Heidelberg  in 
den  Jahren  1876—1879  fort.  Er  promovierte 
dort  und  wurde  1885  Professor  der  politischen 
Oekonomie  an  der  Johns  Hopkins  Universität 
in  Baltimore.  Seit  1.  VI.  1892  bekleidet  er  die 
Professur  der  politischen  Oekonomie  und  Ge- 
schichte in  Madison,  der  Universität  des  Staates 
Wisconsin. 

Von  seinen  Schriften  seien  folgende  genannt : 
French  and  German  Socialism  in  Modern  Times, 
New- York  1883;  2nd  ed.  1891.  —  The  Past 
and   Present  of  Political  Economy,   Baltimore 

1884.  —  Recent  American  Socialism,  Baltimore 

1885.  —  The  Labor  Movement  in  America, 
New-York  1886.  —  Problems  of  To-dav;  Tarifs, 
Taxation,  Monopolies,  New-York  1888  u.  1890. 
—  An  Introduction  to  Political  Economy,  New- 
York  1889;  da«s.  in  hoUänd.  Uebers.  von 
D.  A.  Giel,  Amsterdam  1897.  —  Social  Aspects 
of  Christianity,  New-York  1889.  —  Outlines  of 
Economics,  New-York  1893.  —  Socialism,  an 
Examination  of  its  Nature,  its  Stren^th  and  its 
Weakness  etc.,  London  u.  New-York  1894.  — 
The  Social  Law  of  Service,  New-York  u.  London 
1897.  —  In  den  Publications  of  the  American 
Economic  Association  (Baltimore)  veröffentlichte 


Emissionsgeschäft. 

1.  Bej^riff  und  allgemeiner  Charakter.  2. 
Der  Vertrieb  der  Wertpapiere.  3.  Die  K(»lie 
des  Spekulationsraarktes.  4.  Einfluss  des  Bür«fn- 
g-esetzes  auf  das  Emissionsgeschäft,  ö.  ^uxiy 
tisches. 

1.  Begriff  nnd  allgemeiner  Charakter. 

Das  Emissionsgesdiäft ,  als  ein  Zweig  d^s 
Baiikbetriebos,  umfa.sst  mannigfache  einz»^lne 
Geschäftsakte,  welche  sich  vor  allem  in 
folgende  Gruppen  sondern:  Anleiliee>^>i4uifT, 
Konversionsgeschäft,  Mitwirkung  Ixä  Gnlu- 
duiigen  einschliesslich  der  Schaffung  vr^n 
sogenannten  Trustgesellschaften.  Indem  fnr 
die  Darstellung  der  Besonderheiten  der  letzt- 
genannten zwei  Geschäftszweige  auf  ilit- 
Artikel  Konversion  und  GründuiiL' 
verwiesen  wird,  soll  im  folgenden  le<Iii;lir:i 
in  ihren  Grundzügen  die  eigentliche  Emi- 
sionsthätigkeit  im  engeren  Sinne,  der  Ein- 
zelvertrieb von  grösseren  Beständen  vi»d 
Wei-tpapieren  an  das  Anlagen  suchende  Publi- 
kum gescluldert  werden.  Es  ist  klar,  ila<^ 
Staaten,  Selbstverwaltungskörper,  Stan<le>- 
heiTen,  Aktiengesellschaften  etc.,  wcIlIi»' 
diu-ch  Veräusserung  von  Einzelschnldver- 
schreibungen  Geld  aufziibringen  wünschen. 
in  gewissen  Fällen  dies  ohne  Mit>Ä'irkiinir 
von  Banken,  diu-ch  direkte  Effektenveräub--- 
I  rung  ans  Publikum  bewirken  können.  I)>xli 
,  wie  der  Selbstverlag  der  Autoren,  so  bildet 
auch  dies  selbständige  Yoi^hen  der  Au- 
leiheschidduer  ohne  MitAvirkung  von  Ban- 
ken die  Ausnahme.  Die  Inanspruchnuhme 
der  Banken  ist  niu*  zu  umgehen,  wf» 
man  nicht  sclileunig  bestimmter  gi-os^r 
Summen  bedai-f,  wo  ferner  nicht  der  Absitz 
der  Wertpapiere  ein  unsicherer  und  vei- 
wickelter  ist,  wo  endlich  dem  AnleiheschuM- 
ner  nicht  die  Hilfe  geschulter  kaufmännir^ber 
Kräfte  für  den  Zalüungs-  und  Abrechnuiiu-- 
verkehr  bei  Emissionen  als  unumgauglicli 
notwendig  ei-scheibt.  So  ist  denn  auch  ge- 
schichtlich —  obwohl  manches  über  die 
Entstehung  des  Emissionsgeschäfts  noch  der 
Erfoi-schung  bedarf  —  im  allgemeinen  fest- 
gestellt, dass  die  Emissionsthätigkeit  der 
Bankiers  und  der  Grossbanken  im  ZusaramtMi- 
hang  mit  folgenden  Momenten  gewachsen  und 
gross  geworden  ist:  mit  der  Entwickeluiis; 
des  Kajutalreichtums  und  der  Effektenlxirseu, 
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ferner  mit  der  Entwickelung  der  fundierten 
Staatsschuld  iind  der  privilegierten  Handels- 
k'-mpagnieen  in  Holland,  England  und  später 
in  den  übrigen  europäischen  Ländern  vom 
17.  und  18,  Jahrhundert  an,  insbesondere 
aler  mit  der  Entstehung  der  grossen  Kapi- 
talassociationen  für  industrielle  und  Verkehrs- 
nnteniehmungen  im  19.  Jahrhundert  und 
DMu^rdiogs  mit  dem  zunehmenden  Bedarf 
EiiP'fas  an  aiisländLschen  Wertpapieren. 

Wenn  wir  von  gewissen  Ausnahmen, 
z.  B.  \)ei  Treuhand-  oder  Trustgründungen, 
a''-ehen,  ist  für  das  Emissionsgeschäft  des 
cii'ionden  19.  Jahrhunderts  eines  charakte- 
n-itisch:  die  Banken  wollen  nicht  ihr  Geld 
als  Krpflitgeber  festlegen,  sondern  sie  streben 
'laiwch,  sobald  möglieb  die  übernommenen 
Aktien  oder  die  einzelnen  festverzinslichen 
SthuM verSchreibungen  beim  Publikum  unter- 
ziilirincren.  Die  modernen  Staaten  erstreben 
^ineii  -demokratisierten«  Kredit,  die  Rolle 
fl'-r  Emissionsbanken  ist  Beihilfe  bei  der 
Interhringimg  von  solchen  Wei-tpapieren, 
M*'  »ntwf^der  nach  langen  Fristen  oder  über- 
iianj.t  nic^t  getilgt  zu  werden  brauchen, 
i'ini  Publikum.  Nichts  fürchtet  eine  mo- 
■If-me  Emissionsbank  so  sehr,  als  dass  sie 
auf  <iie  Dauer  ihre  Mittel  in  Wertpapieren 
^ii.e>  Schuldners  festlegen  muss.  Sie  strebt 
iia<h  schleunigem  Umsatz.  Hierin  zeigt  sich 
'Tte  <ohr  wesentliche  Verechiedenheit  der 
ntvlemsten  Entwickelung  gegenüber  derjeni- 
ir»^i  Urganisation  des  sogenannten  Finanz- 
l«nkirpschäfts,  welche  Ehrenberg  in  seinem 
W-rkp  »Das  Zeitalter  der  Fugger«  als 
TTi)isch  für  die  erste  Hälfte  des  16.  Jahi'- 
hr.nderts  schildert.  Die  Fugger,  die  Welser, 
anrh  die  grossen  italienischen  Bankhäuser 
"•yhafften  sich  die  Gelder,  um  den  Fürsten 
KiHÜt  zu  geben,  erstens  durch  Vereinigimg 
nijt  Verwandten  und  Freunden  in  Gesell- 
M  liaft-sbildungen,  zweitens  dm-ch  Entgegen- 
nahme verzinslicher  Einlagen  vom  Privat- 
piihliknm.  Die  fürstliche  Schuldverschreibung 
^•>"b  zunä(»hst  in  den  Händen  des  führen- 
'1- n  Bankhauses,  und  als  letztes  Auskunfts- 
mittel  lietrachtete  man,  und  zwar  meist  erst 
«>nii  Zahlungsschwierigkeiten  eintraten,  die 
Au^tf'ilung  einzelner  Staatsschuld verschrei- 
ImiifTon  an  die  Geldgeber  der  Finanzbanken. 
Zwischen  dieser  Entwickeln ugsstufe  und  der 
iiH'.iti^en  liegt  die  Fortbildung  des  öffent- 
h'h^'U  Kredits  vom  kurzfristigen  Darlehen 
auf  Specialpfönder  zur  fundierten  Renten- 
-^•huM.  die  in  eine  Menge  Einzelschuldver- 
•^  hp'ibnngen  eingeteilt  ist,  die  Entwickelung 
f^-mpr  des  Aktien wesens  sowie  der  Börsen 
al<  der  Märkte,  an  welchen  jederzeit  Nut- 
zuntren  gegen  Geldkapitalien  und  umgekehrt 
»imgetauscht  werrien  können.  Nach  der 
Inirzen  Blüte  der  Weltbörsen  Antwerpen  und 
l\vnn  steht  der  deutsche  Kapitalmarkt  in 
«li'-^'er  Entwickelung  jahrhimdertelang  gegen 


andere  Ijänder  zurück.  Noch  gegen  Ende 
des  18.  Jahriiunderts  wiu^en  an  der  Berliner 
Börse  weder  Obligationen  noch  Aktien,  son- 
dern nur  Wechsel  und  Geldsorten  notiert. 
Die  Verbreitimg  derYermögensanlage  in  fest- 
verzinslichen börsengängigen  Wertpapieren 
sowie  Aktien  nimmt  in  Deutschland  erst  im 
19.  Jahrhimdert  und  insbesondere  in  der 
zweiten  Hälfte  desselben  einen  so  grossen 
Aufschwung,  dass  in  der  Bankwelt  besondere 
Unternehmungen,  die  Emissionsbanken,  als 
Lieferanten  neuer  Anlagepapiere  ihre  loh- 
nende Specialität  suchen  und  finden. 

Bei  der  heutigen  Stufe  der  Entwickehmg 
zeigt  sich  in  diesem  Zweige  des  Bankge- 
schäfts mancherlei  Aehnliclikeit  mit  dem 
Buchhandel,  imd  zwar,  wie  zunächst  zu 
zeigen  ist,  vor  allem  manches  Analoge  mit 
den  Beziehungen  zwischen  Antor  und  Ver- 
leger. Unendlich  vielgestaltig  wie  die  Ab- 
machungen zwischen  Autor  und  Verleger 
können  die  Beziehungen  zwischen  einem 
emittierenden  Bankliause  und  einem  Anleihe- 
schuldner geordnet  werden.  Die  RoUe  des 
Bankhauses  kann  darin  bestehen,  dass  es 
lediglich  als  Kassierer  und  Abrechnungsstelle 
—  ohne  eigenes  Risico  —  im  Auftrage  und 
für  Rechnung  eines  Anleiheschuldners  den 
Vertrieb  von  dessen  Schuldverschreibungen 
bewirkt.  Dann  fordert  das  Bankhaus  regel- 
mässig eine  prozentuell  berechnete  Provision 
als  Entgelt  seiner  Mühewaltiuig.  Oder  das 
emittierende  Bankhaus  kann  den  Gesamt- 
betrag einer  Anleihe  zu  bestimmtem  Preise 
»fest  übernehmen«  und  den  Einzelvertrieb 
für  eigene  Rechnung  und  Gefahr  vornehmen. 
Dann  liegt  meist  der  Hauptgewinn  des  Bank- 
hauses in  der  Differenz  zwischen  Ueber- 
nahme-  und  Verkaufspreis.  Zwischen  den 
erwähnten  Typen  sind  üebergänge  möglich. 
Es  kann  verabredet  werden,  dass  der  Ver- 
trieb der  Wertpapiere  zwar  für  Rechnung 
und  Gefahr  eines  Bankhauses  erfolgt,  dass 
aber  vom  Reingewinn,  der  bei  Ueberschrei- 
tung  eines  Minimal  Verkaufskurses  erzielt 
wird,  ein  Anteil  an  den  Anleiheschuldner 
abzugewähren  ist.  Oder  es  kann  der  Ver- 
trieb zwar  für  Rechnung  des  Anleiheschuld- 
ners erfolgert,  die  emittierende  Bank  aber 
die  Garantie  übernehmen,  dass  mindestens 
eine  bestimmte  Summe  beim  Vertrieb  erlöst 
wird.  Wieder  eine  andere  Möglichkeit  ist, 
dass  das  Bankhaus  nur  einen  Teil  einer  zu 
emittierenden  Anleihe  fest  für  eigene  Rech- 
nung übernimmt,  für  den  Rest  aber  sich  das 
Recht  des  Vorkaufs  vorbehält,  falls  der  Er- 
folg zum  Bezüge  weiterer  Schuldverschrei- 
bungen derselben  Art  ermuntern  sollte.  Man 
spricht  dann  vom  Vorbehalte  sogenannter 
Optionsrechte.  Hiermit  sind  keineswegs  alle 
im  Leben  vorkommenden  Spielarten  erschöpft. 
Die  geschilderten  Beziehungen  werden  übri- 
gens in  der  Praxis  —  wenn  auch  nicht  be- 


604 


Emissionsgeschäft 


grifflich,  so  doch  rechnerisch  —  verwickelter 
dadurch,  dass  die  üebernahmc  eines  grosse- 
ren Betrages  von  Schuldverschreibungen 
keineswegs  immer  durch  ein  einzelnes  Bank- 
haus allein,  sondern  vielfach  durch  soge- 
nannte Syndikate,  d.  h.  Vereinigungen  ver- 
schiedener Firmen,  erfolgt,  die  ihrerseits 
wieder  Untersyndikate  eirichten  können. 
Nicht  immer  femer  brauchen  neugeschaffene, 
nicht  immer  direkt  vom  Aussteller  ei-worbene 
Schuldverschreibungen  den  Gegenstand  des 
Emissionsgeschäfts  zu  bilden.  So  z.  B.  kann 
es  vorkommen,  dass  ein  Syndikat  an  aus- 
ländischen Börsen  allmählich  Bestände  einer 
längst  im  Verkehr  befindlichen  Anleihe  auf- 
kauft, um  die  Schuldverschreibungen  dann 
in  Deutschland  einzuführen  und  hier  mit 
Vorteil  weiter  zu  vertreiben. 

2.  Der  Vertrieb  der  Wertpapiere. 
Beim  Emissionsgeschäft  für  eigene  Rech- 
nung von  Bankhäusern  sondern  sich  scharf 
zwei  Akte :  die  Uebernahme  der  Schuldver- 
schreibungen und  deren  Vertrieb  ans  Pub- 
likum. Es  kann  ein  besonderes  Uebemah- 
mesyndikat  und  daneben  ein  Emissions- 
syndikat bestehen ,  dem  nicht  dieselben 
iHrmeu  angehören.  In  der  Organisation  des 
Vertriebs  von  Wertpapieren  lässt  sich  die 
Analogie  mit  dem  Buchhandel  nicht  völlig 
durchführen.  Das  Emissionsgeschäft  zeigt 
hier  Verschiedenheiten  gegenüber  dem  buch- 
händlerischen Vertrieb,  die  hauptsächlich  in 
der  verschiedenen  Natur  der  Ware,  die  ver- 
trieben werden  soll,  ihren  Ursprung  haben. 
Der  direkte  Vertrieb  von  Schuldverschrei- 
bungen an  den  festen  Kundenkreis  eines 
Emissionshauses  spielt  eine  wichtigere  Rolle 
als  meist  der  unmittelbare  Büchervertrieb 
durch  den  Verleger  an  seine  Privatkuuden. 
Es  ist  aber  trotzdem  regelmässig  bei  grösse- 
ren Emissionen  nicht  möglich,  die  Mit- 
wirkung anderer  Bankiers  beim  Vertrieb  zu 
umgehen.  Der  Sortimenter  im  Emissions- 
geschäft ist  der  Provinzialbankier.  Es  gilt, 
ihn  durch  Bonifikationen,  Abgabe  von  Un- 
terbeteiligungen oder  ähnliche  Mittel  am 
Erfolge  des  Veiiriebs  zu  interessieren.  Hier 
zeigt  sich  aber  eine  wichtige  Verschieden- 
heit zwischen  ProvinzialbankiA*  und  Sorti- 
menter. Im  allgemeinen  macht  man  für 
den  Wert  eines  verkauften  Buches  nicht 
den  Buchhändler  verantwortlicli ,  sondern 
der  Bücherkäufer  fühlt  wenigstens  in  einem 
grossen  Teil  der  Fälle  die  Verpflichtung, 
sich  selbst  ein  Urteil  über  die  Beschaffen- 
heit der  gekauften  Ware  zu  bilden.  Der 
Bankier  dagegen,  dessen  Stellung  zu  den 
nichtgew^erbeti-eibenden  Privaten  meist  aus 
der  Fimktion  als  Aufbewahrungs-  und  Ver- 
waltungssteDe  von  Wertpapieren  hervorge- 
gangen ist,  wird  landläufig  als  eine  mass- 
gebliche Vertrauensperson,  als  Ratgeber, 
welche  Anlage  zu  wählen  sei,   aufgefasst. 


Unzweifelhaft  würde  der  Bankier  zu  difs^T 
Stelle  als  Ratgeber  des  Kapitalisten  am 
besten  geeignet  sein,  wenn  er  nicht  am  Y»r- 
triebe  bestimmter  Papiei-e  interessiert  und 
wenn  er  zweitens  befähigt  und  genü2:eni 
informiert  ist,  selbst  eine  rationelle,  nicht 
bloss  instinktive  Schätzung  des  W>rte>  \hi\r 
emittierter  Papiere  vorzunehmen.  Beides 
ist  nicht  immer  der  Fall.  Ein  Ersatz  für 
ein  selbständiges,  uninteressiertes  Uit»^!! 
wird  vielfach  in  folj^ender  Erwägung  g-i^ 
sucht:  man  fragt,  wie  sich  die  bisherifren 
Emissionen  desselben  Eniissionf4haiH"> 
bewährt  haben,  unter  dessen  Flagge  die 
neu  zu  vertreibenden  Wertpapiere  se^in. 
Emissionsfirmen,  die  jahraus  jahrein  Wert- 
papiere in  Verkelu-  setzen,  werden  von  «len 
mit  ihnen  im  regelmässigen  Verkehre 
stehenden  Provinzialbankiers,  falls  d\e<e 
nicht  in  der  Ijage  sind,  im  konkreten  Falle 
sich  ihr  Urteil  zu  bilden,  nach  ihren  alle» 
meinen  bisherigen  Erfolgen  geschätzt.  3Iaa 
spricht  in  diesem  Sinne  von  dem  -Emis- 
sionskredit« eines  Hauses.  Selbstverständ- 
lich ist  dies  gegenseitige  Vertrauen  des 
Kunden  auf  das  Urteil  des  Bankiers.  tie> 
Bankiers  auf  die  Tüchtigkeit  des  Enii>sion?- 
hauses  nur  ein  Notbehelf.  Wer  der  Krfickt* 
nicht  bedarf,  seien  es  unterrichtete  Privat- 
kapitaJisten ,  seien  es  Bankiers,  ihnen  allen 
m«ss  Gelegenheit  zu  vollster  Infoniiatiou 
über  die  Verhältnisse  des  Anleiheschiildners 
etc.  gewährt  w^erden,  welcher  Kredit  in  An- 
spruch nimmt.  Auch  der  Presse  —  soweit 
sie  unabhängig  ist  ••  -  muss  Gelegenheit  z^ 
boten  werden,  ihr  Teil  zur  Beiuteilung  der 
einzelnen  Emissionen  beizutragen.  Hioria 
liegt  die  Bedeutung  des  sogenannten  Pro- 
spekt Zwanges  (s.  unten  sub  4). 

3.  Die  RoUe  des  Speknlationsmarktes. 
An  sich  ist  der  Einzelvertrieb  von  im  gr^^- 
sen  übernommenen  Wertpapieren  niclit  not- 
wendig mit  Effektenspekulation  in  VorUn- 
dung.  Es  liegt  hier  zunächst  nichts  weiter 
als  ein  Detaüvertrieb  vor,  der  wie  je*  1er 
Vertrieb  von  grösseren  Beständen  von 
Waren  in  zweierlei  W^eise  bewirkt  wenlen 
kann :  entweder  durch  Veräussening  einzel- 
ner Posten  unter  der  Hand  oder  durch 
Massenausverkauf.  Letzterer  erfolgt  bnni 
Emissionsgeschäft  auf  dem  Wege  der  Sul>- 
skription.  Beides  kann  kombiniert  werden, 
indem  nur  ein  Teil  einer  Anleihe  oder  einer 
Aktienemission  bei  der  Subskription  znce- 
teilt  und  der  Rest  zum  freihändigen  Ver- 
kaufe zurückbehalten  wird.  Der  Grund, 
weshalb  der  Weg  der  Begebung  dun^li 
Subskription  meist  nur  bei  Emission  gr<>>>»^ 
rer  Beträge  lohnend  ist,  liegt  in  den  g^!JÄ^e- 
ren  Spesen.  Beim  Massen  verkauf  von  Wert- 
papieren auf  dem  Wege  der  Subskription 
geht  die  Entwickelung  dahin,  dass  man  sich 
Auswahl  unter  den  Zeichnern,  FreDieit  der 
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Zuteilung  iin  FaDe  der  üeberzeichnung  vor- 
l«ehält,  ferner  dass  eine  Anzahlung  oder 
Sicherheitsbestelliing  von  den  Subskribenten 
gefonlert  wird.  Ob  die  Restzahlung  auf 
einmal  oder  in  Terminen  angeordnet  wird, 
hängt  von  besonderen  Umständen  ab.  Im 
einzolaen  Falle  kann  es  möglieh  sein,  dass 
«ier  volle  Betrag  der  Emission  sofort  an  die 
Subskribenten  verkauft  wird.  Dann  ist  das 
Emissionshaiis  vom  Risico  frei,  imd  in  der 
^Dzen  Emissionsthätigkeit  spielt  dann  die 
S(teka]ation  keine  andere  Rolle  als  beim 
Eigienhandel  überhaupt,  wo  ja  die  Abhängig- 
bMt  von  der  Einkaufs-  oder  Verkaufskou- 
jnnktiur  den  Erfolg  eines  Geschäftes  stets 
im  günstigen  oder  imgünsti^n  Sinne  beein- 
flussen kann,  je  nachdem  dieser  Erfolg  der 
rorausgegangenen  Schätzung  des  Kaufmanns 
entejirach  oder  nicht  entsprach. 

obgleich  nach  dem  Gesagten  keines- 
wegs begrifflich  die  Emissionsthätigkeit 
identisch  mit  dem  Treiben  der  Börsenspe- 
kulation ist,  so  kann  allerdings  in  manchen 
Fallen  die  Yersuchnng  an  ein  Bankhaus 
herantreten,  zur  Beförderung  des  Erfolges 
einer  Emission  Eursmanöver,  insbesondere 
das  vorzunehmen,  was  man  technisch  Mani- 
pulierung des  Marktes  nennt.  Solche  Kurs- 
beeinflussungen können  versucht  werden, 
um  die  Kauflust  der  Privatkapitalisten  und 
Oie  Börsenspekulation  zu  reizen,  ferner  um 
nach  der  Emission  ein  Sinken  der  Kiu«e  zu 
verhüten,  welches  das  Emissionshaus  beim 
Piiblikmn  diskreditieren  würde  etc.  Dass 
ein  Emissionshaus  sich  auf  Beeinflussung 
der  Börse  einlässt,  würde  durchaus  verwerf- 
lieh nnd  entbehi-lich  sein,  wenn  nicht  eine 
Gefahr  bestände.  Es  ist  nämlich  dm-chaus 
nicht  aasgeschlossen,  dass,  wenn  das  Emis- 
>ionshaus  selbst  auf  willkürliche  Beein- 
flussung des  Marktes  verzichtet,  von  ihm 
unabhängige  Spekulanten  diese  Beeinflussung 
Vornehmen  imd  dadurch  den  Emissionskre- 
♦lit  gefährden.  Deshalb  ist  nicht  in  allen 
Fällen  eine  Regulienmg  des  Marktes  zu 
vermeiden.-  Volkswirtschaftlich  am  bedenk- 
lichsten ißt  die  Kursbeeinflussung  des  Aktien- 
marktes vor  Kapitalvermehrungen  oder  die 
Kursbeeinflussung  der  Aktien  neugegründe- 
ter Unternehmungen.  Es  ist  bei  gutem 
Willen  der  Börsenorgane  wohl  nicht  un- 
mfiplieh,  hiergegen  einzuschreiten. 

Die  Ausschreitungen,  welche  insbeson- 
dere in  Zeiten  des  Aufschwungs,  steigender 
Kurse  und  sanguinischer  Börsenstimmung 
im  Emissionsgeschäft  periodisch  sich  be- 
merküch  machen,  berechtigen  jedoch  nicht, 
die  Notwendigkeit  und  zunehmende  Bedeut- 
samkeit des  Emissionsgeschäfts  überhaupt 
aLi  ein^  wichtigen  Zweiges  des  Bankge- 
schäfts in  Frage  zu  stellen.  Für  die  Wfu*- 
digung  eines  Geschäftszweiges  von  der  Be- 
deutimg    des    eben    gesclulderten    dürfen 


augenblickliche  Stimmungen  trüber  Art,  wie 
sie  nach  Krisen  denen,  die  verloren  haben, 
leicht  kommen,  nicht  den  Ausschlag  geben. 
Insbesondere  ist  es  verfelilt,  zu  glauben,  dass 
Besteuerungsexjjerimente  den  Ausschreitun- 
gen von  Emissionshäusem  ein  Ziel  setzen 
werden. 

4.  Einflnss  des  BSrsengesetzes  auf 
das  Emissionsgeschäft.  Die  staatliche 
Gesetzgebung  hat  sich  mit  dem  Emissions- 
geschäit  in  Deutschland  zuerst  in  einer 
Einzelfrage  (Veräusseruog  von  Aktien  neu 
geschaffener  Aktien  auf  Grund  unrichtiger 
Prospekte)  in  der  AktiengesetznoveUe  von 
1884,  dann  generell  im  Börsengesetz  v.  22. 
Juni  1896  beschäftigt,  üeber  die  hier  in 
Betracht  konunenden  Rechtssätze  \md  Aus- 
führungsbestimmungen vgl.  denArt.  Börsen- 
rechtsubTobenBd.  IIS.  994ff.  Die  wirt- 
schaftlichen Grundgedanken  des  staatlichen 
Eingriffs  in  das  Emissionswesen,  der  im 
Gegensatz  zu  der  Politik  anderer  Länder 
seit  1896  in  Deutschland  versucht  wird,  sind 
folgende : 

a)  Was  die  Selbstverwaltung  spontan  an 
den  Hauptbörsen  Deutschlands  geschaffen 
hatte,  wird  weitergebildet,  nach  einheitlichen 
Gesichtspunkten  ausgestaltet  und  staatlich 
beaufsichtigt  und  geregelt.  Analog  wie  in 
London  hatte  sich  in  Berlin  mit  der  Ent- 
wickelung  des  Emissionsgeschäfts  die 
Praxis  herausgebildet,  dass  die  Zulassung 
von  Wertpapieren  zum  offiziellen  Yerkehr 
und  nachher  zur  amtlichen  Notiz  nur  ge- 
stattet wurde,  wenn  das  Börsenkommissariat, 
gegen  welches  Beschwerde  an  das  Aeltesten- 
koÜejgium  erhoben  werden  konnte,  seine 
Zustimmung  gab.  Man  knüpfte  hierbei  an 
etwas  an,  was  sich  ohne  Zuthun  des  Börsen- 
vorstandes seit  1870  entwickelt  hatte.  In 
den  Gründerjahren  schon  hatten  Banken, 
welche  Wertpapiere  ans  Publikum  bringen 
wollten,  zu  Reklamezwecken  mehr  oder 
weniger  wahrhaftige  und  erschöpfende  Mit- 
teilungen über  ein  neues  Wertpapier,  wel- 
ches in  den  Handel  gebracht  werden  sollte, 
in  den  Zeitungen  veröffentlicht.  Seit  Mitte 
der  achtziger  Jahre  benutzten  die  Börsen- 
vorstände in  Berlin  systematisch  die  Macht, 
neue  Papiere  zum  offiziellen  Handel  und 
nachher  zur  amtlichen  Notiz  zuzulassen 
oder  zurückzuweisen,  um  erstens  festzu- 
stellen, wer  für  die  Mitteilungen  im  Pi*o- 
spekt  verantwortlich  sei,  zweitens  dafür  zu 
sorgen,  dass  sowohl  den  Börsenbesuchern 
wie  dem  anlagesuchenden  Publikum  durch 
Yeröffentlichung  wahrheitsgetreuer  Pro- 
spekte bei  neuen  Emissionen  Gelegenheit 
geboten  werde,  ein  Urteil  über  Güte  und 
Preiswürdigkeit  der  angebotenen  Wert- 
papiere sich  zu  bilden.  Zunächst  entwickelte 
sich  ein  Gewohnheitsrecht  Die  Grundsätze, 
nach    denen   bei  Gesuchen   um   Zulassung 
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zum  offiziellen  Handel  und  nachher  zur 
amtlichen  Notiz  verfahi-en  wurde,  sind  be- 
reits vor  dem  gesetzgeberischen  Eingreifen 
des  Reichs  in  das  Börsen wesen  durch  die 
Organe  der  Berliner  Börse  in  den  soge- 
nannten »Leitenden  Gesichtspunkten«  kodi- 
fiziert und  1888  veröffentlicht  worden. 

Die  staatliche  Reform  seit  dem  Börsen- 
gesetz knüpfte  an  das  an,  was  sich  aus  der 
Initiative  der  Berliner  Kaufmannschaft  in 
Berlin  entwickelt  hatte.  Die  »Zulassungs- 
stellen«, welche  an  jeder  Börse  Gesuche 
der  Emissionshäuser  zu  prüfen  haben,  sind 
eine  Verallgemeinerung  dessen,  was  sich 
in  Berlin  und  anderwäi'ts  vor  dem  Börsen- 
gesetze entwickelt  hatte.  Ueber  den  Wert 
der  Bestimmungen  des  Börsengesetzes  be- 
züglich der  Zusammensetzung  der  Zulas- 
sungsstcUen  lässt  sich  streiten. 

Der  Prospekt  zwang,  welcher  schon  vor 
dem  Börsengesetz  in  Berlin  und  an  den 
grösseren  Börsen  bestand,  ist  nunmehr  füi* 
alle  Böi-sen  statuiert.  Eine  Verschärfung 
der  Anfordenuigen  gegen  den  Zustand  vor 
1896  ist  insofern  geschaffen,  als  Prospekt- 
zwang jetzt  auch  unbedingt  bei  Anträgen 
auf  Zulassung  von  Wertpapieren,  welche 
infolge  einer  Konversion  oder  einer  Kapitals- 
erhöhung ausgegeben  werden,  gut.  Die 
Befreiung  der  Emissionen  des  deutschen 
Reiches  und  Preussens  vom  Prospektzwang 
existierte  in  Berlin  bereits  vor  dem  Börsen- 
gesetz. Seit  dem  Börsengesetz  sind  die 
Fälle,  in  welchen  deutschen  öffentlichen 
Körpern  gegenüber  von  einem  Prospekt- 
zwang abgesehen  werden  kann,  zahlreicher 
geworden.  Insbesondere  ist  den  Emissionen 
der  unter  staatliclier  Aufsicht  stehenden 
Pfandbriefanstalten  sogar  einige  Erleichterung 
gegen  früher  gewährt  worden,  eine  Neue- 
rung, deren  Nützlichkeit  von  manchen  stark 
bezweifelt  wird. 

Bezüglich  der  Angaben  und  Beglaubi- 
gimgen,  welche  der  Prospekt  enthalten  rauss, 
ist  die  bereits  vor  dem  Börsengesetz  in 
Berlin  entwickelte  Kasuistik  weiter  ausge- 
bildet worden.  Die  Anfordenmgen  sind 
verschärft  worden. 

b)  Das  Sperrjahr  für  Aktien  umgewan- 
delter Unternehmungen  (B.G.  §  39  Abs.  1), 
die  Festsetzungen  über  den  Mindestbetrag 
des  Grundkapitals  neu  zuzulassender  Aktien- 
gesellschaften (B.G.  §  42  Abs.  1),  die  Be- 
stimmung, dass  die  Emittenten  gewisser 
ausländischer  Werte  auf  fünf  Jahre  hinaus 
sich  verpflichten  müssen,  die  Geschäftser- 
gebnisse der  in  Betracht  kommenden  Unter- 
nehmung zu  veröffentlichen  (B.G.  §  39  Abs. 
2)  lassen  sich  ebenfalls  dahin  charakterisie- 
ren, dass  Gedanken,  welche  bei  Abfassung 
der  bis  1896  gültigen  »Leitenden  Gesichts- 
punkte« oder  bei  der  Aktiengesetzgebung 
von  1884  massgebend  gewesen  waren,  wei- 


ter verfolgt  werden,  imd  zwar  im  Sinut- 
einer  gewissen  Erschwerung  der  ZuLissung 
neuer  Werte  an  deutschen  Börsen. 

c)  Im  Gegensatz  zur  Ent^'ickeluni^  bi^ 
1896,  welche  lediglich  eine  Prüfung  der  f  i- 
mellen  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  der 
Prospektangaben  als  Ziel  der  Emissionsjiuli- 
tik  erstrebte,  ist  diu'cli  B.G.  §  36  Abs.  3 1 
auch  ausserdem  in  einem  Falle  eine  Prü- 
fung der  materiellen  Bonität  einer  Emisj^ioii 
nunmelir  den  Zulassuugsstellen  zur  Pflicht 
gemacht.  Es  gehört  zu  ihrer  Kompetenz 
und  ist  ihnen  ziu^  Pflicht  gemacht,  ^EmL?- 
sionen  nicht  zuzulassen,  durcli  welcli»-  er- 
hebliche allgemeine  Interessen  geschädiL't 
werden  oder  welche  offenbai*  zu  einer 
Ueben'orteihmg  des  Publikums  führen  . 
Diese  Bestimmung  ist  unbedenklich,  viel- 
leicht sogar  nützlich,  solange  die  Ziüaaöunjr?- 
stellen  aus  kaufmännischen  Sachverständig»«:! 
zusammengesetzt  bleiben  und  solange  (iir^ 
Anwendung  dieser  Zurückweisungsbefut"- 
nis  auf  krasse  Ausnahmefälle  besi-hrärikt 
bleibt.  Würde  die  Prüfung  der  materielleii 
Bonität  der  eingeführten  Wertjjapiere  (ia- 
gegen  als  regelmässige  Aufgabe  der  Zu- 
lassungsstelle angesehen  oder  würde  sieh 
gar  im  PubUkum  die  Meinung  einbürgern, 
dass  der  Käufer  von  W^ertpapieren  &elb.>t 
alles  Nachdenkens  und  Risicos  nunmehr 
überhoben  sei,  so  würde  sich  bald  die  Vn- 
haltbarkeit  solcher  Gedanken  herausstell»'!! 
müssen. 

d)  Die  Wünsche  vieler  Personen  bei  der 
Reform  des  Börsenwesens  gingen  liinsicht- 
lich  der  staatlichen  Eingriffe  ins  Emissions- 
geschäft viel  weiter.  Abgesehen  von  den- 
jenigen, welche  den  Staatsbeamten  die  für 
sie  unlösbare  Aufgabe  zuweisen  wollten,  bei 
jeder  Emission  zu  entscheiden,  ob  die  ange- 
botenen Wertpapiere  gut  \md  preiswünli^ 
seien  oder  nicht,  gab  es  viele  durch  die 
Ereignisse  von  1890  bis  1894  geschädigte 
Kleinkapitalisten,  welche  verlangten,  dass 
den  Emissionsbanken  eine  Haftimg  für  die 
von  ihnen  verkauften  Wei-tpapiere  auferlegt 
werde.  Dieser  Gedanke  ist  im  Börsenge- 
setz, und  zwar  mit  vollem  Rechte,  nicht 
verwirklicht  worden.  Zunächst  ist  die 
Frage  des  Wertes  oder  Unwertes  bei  den 
meisten  Wertpapieren  nicht  absolut  zu  be- 
jahen oder  zu  verneinen,  sondern  nur  mit 
Rücksicht  auf  den  Preis  des  Wertpapieren 
zu  beantworten.  Fünfprozentige  Schuldver- 
schreibungen eines  ausländischen  Staate-^ 
bei  dem  die  Gefahr  besteht,  dass  er  auf  die 
Dauer  nur  4  statt  5  Prozent  seinen  Gläubi- 
gern zahlen  kann,  sind,  wenn  zum  Kurse 
von  60  oder  70  angeboten,  ganz  anders  zu 
beurteilen,  als  wenn  sie  ziun  Kennwert  ver- 
kauft sind.  Ein  gerechter  Massstab,  zu 
welchem  Kurse  ri^antere  Werte  zu  emit- 
tieren  sind,   lässt   sich  aber  nicht  ein  für 
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alle  >ral  aufstellen.  Abgesehen  hiervon  ist 
alter  die  Haftung  filr  einen  Anleiheschuldner, 
ekiehgültig  ob  Krieg  oder  eine  Revolution 
auibriehl  oder  nicht,  ferner  die  Haftung  für 
eine  Aktiengesellschaft,  gleichgültig  welche 
AVechselfälle  in  Zukunft  die  Industrie  treffen 
in"'6ren.  etwas,  was  eine  gewissenhafte  Bank 
ülierhaupt  nicht  übernehmen  kann.  Es 
TiiiT'len  dann  vielleicht  unsolide  und  kapital- 
shwache  Emissionsbanken  bei  Zumutung 
s«»kh  eines  thatsächlich  unmöglichen  Risicos 
ani  deutschen  Emissionsgeschäft  sich  leichten 
HTZf'ris  noch  beteiligen,  die  Thätigkeit  der 
tU'^htigsten  Emissionshäuser  aber  würde  da- 
Lin  gedrängt,  nicht  an  deutschen,  sondern 
ao  ausländischen  Börsen  ihre  Emissionen 
unterzubringen. 

Worauf  man  sich  beschränken  musste 
»md  im  Börsengesetze  beschränken  wollte, 
war,  klare  Bestimmimgen  über  die  civil- 
iK-litliche  Haftung  der  Emissionshäuser  für 
unrichtige  Angaben  oder  bösliche  Verschwei- 
inmireQ  in  Prospekten  festzulegen.  Ob  die 
Fassung  des  §  43  des  B.G.  sich  in  der 
Praxis  als  geeignet  erweist,  diesen  an  sich 
?«unden  Gedanken  zu  verwirklichen,  bleibt 
abzuwarten.  Gegen  die  Wortfassung,  nicht 
s^n  das  Princip,  sind  allerdings  nicht 
nnerhebliche  Bedenken  geltend  gemacht 
vortien. 

Blickt  man  auf  die  Regelung  des  Emis- 
^ion?jreschäfts  seit  dem  deutschen  Börsen- 
ge.S'r'tz  V.  22.  Juni  1896  zurück,  so  ist 
erstens  zuzugeben,  dass  in  manchem  jetzt 
Einheitlichkeit  herrscht,  worin  sie  früher 
fehlte.  Es  ist  femer  die  Möglichkeit  be- 
>eitigt,  dass  sich  im  Widerspruch  mit  der 
Praxis  der  grösseren  Börsen  an  kleinen 
Plätzen  eine  laxere  Praxis  bildet  und  Börsen 
h"ir  zurückgewiesene  zweifelhafte  Werte 
►?ntstehen.  Es  ist  ferner  zuzugeben,  dass 
üe  von  manchen  befürchtete  Lahmlegung 
^lergpsundenEmissionsthätigkeit  an  deutschen 
Börsen  nicht  seit  dem  Börsengesetz  einge- 
igten ist.  Andererseits  hat  sich  aber,  je 
exklusiver  die  deutschen  Börsen  insbe- 
=^)ndere  gegenilber  ausländischen  Aktien 
wenlen,  seit  dem  Börsengesetze  eine  Ent- 
wickelung  verstärkt,  die  schon  mit  dem 
Aktiengesetze  von  1884  einsetzt:  es  werden 
vielfach  Aktien,  die  das  deutsche  Publikum 
kauft  und  besitzt,  gar  nicht  an  deutsche  Börsen 
eebracht  Zum  Teil  sind  es  sehr  solide  deut- 
sche Gründungen,  die  unter  ausländischem 
Rechte  begründet  werden,  Unternehmungen, 
'leren  Aktien  zwar  in  deutschem  Besitze 
5jincl,  aber  nicht  an  deutschen  Börsen  notiert 
werden  dürfen.  Zum  anderen  Teile  sind  es 
sehr  zweifelhafte  Papiere,  die  zwar  nicht 
durch  die  deutschen  Emissionshäuser  und 
auch  nicht  an  den  deutschen  Börsen,  aber 
durch  Agenten  auf  dem  Wege  brieflicher 
Offerten  vertrieben  w^erden.     Mit  drakoni- 


schem Einschreiten  würde  hier  nichts 
Wesentliches  zu  erreichen  sein.  Das  kleinere 
üebel  gegenüber  dem  jetzigen  Zustande 
wäre  vielleicht,  wenn  alles,  was  in  Deutsch- 
land von  Wertpapieren  gehandelt  würde, 
der  Kontrolle  der  Börse,  d.  h.  der  Kontrolle 
der  Oeffentlichkeit  unterstellt  wäre.  Die 
Gefahr  der  sogenannten  heimliclien  Emis- 
sionen ist  ein  Uebelstand,  demgegenüber 
eine  polizeiliche  Börsengesetzgebung  ziem- 
lich machtlos  ist.  Auch  in  einer  anderen 
Hinsicht  sind  die  Erwartungen,  welche  die 
meisten  Leute  beim  Erlass  des  Börsen  ge- 
setzes  hegten,  nicht  erfüllt  worden:  der 
Glaube,  dass  es  unmöglich  sein  werde, 
öffentliche  Emissionen  beim  Publikum  unter- 
zubringen, ohne  dass  zuvor  die  Zulassung 
an  einer  Börse  erlangt  sei,  hat  sich  als 
irrig  erwiesen.  Es  sind  1899  einige  Emis- 
sionen in  Deutschland  untergebracht  w^orden, 
bei  denen  das  Emissionshaus  lediglich  ver- 
sprach, die  Zulassung  zur  Börse  solle 
künftig  nachgesucht  werden.  Sollte  diese 
Pi-axis  häufiger  werden,  dann  wnirden  die 
Garantieen  für  die  Wirksamkeit  der  Zu- 
lassungsstellen allerdings  ziemlich  nutzlos 
werden. 

Das  wichtigste  Problem  der  Zukunft,  die 
Frage,  ob  es  dazu  kommen  wird,  dass  sich 
eine  Berufstrennung  zwischen  Effekten banken 
und  Kreditbanken  nach  englischem  Muster 
einmal  auch  in  Deutschland  herausbildet, 
ist  zur  Zeit  für  gesetzgeberische  Behandlung 
noch  nicht  reif. 

Im  ganzen  ist  die  bisherige  Entwicke- 
lung  des  Emissionsgeschäfts  in  Deutschland, 
wenn  sich  auch  Ausschreitungen  wohl  be- 
merken Hessen,  von  grossem  Vorteil  gewesen 

1.  für  die  Ausbreitung  der  deutschen 
Handelsbeziehungen,  da  der  deutsche  Kauf- 
mann durch  die  auswärtigen  Unternehmun- 
gen der  Emissionshäuser,  durch  die  koloni- 
sierende Thätigkeit  des  Kapitals,  Nutzen  zog, 

2.  fiir  Versorgung  des  deutschen  Marktes 
mit  Wertpapiei-en,  an  denen  im  ganzen  bis- 
her doch  erheblich  mehr  gewonnen  als  ver- 
loren wurde.  Endlich  ist  der  Besitz  an 
ausländischen  Wertpapieren  in  Friedenszeiten 
wirksam,  um  durch  Rentenbezüge  die  Zah- 
lungsbilanz auszugleichen,  bei  Kriegsausbruch 
aber  eine  grosse  Hilfe  für  die  finanzielle 
Mobilmachimg. 

6.  Statistisches.  Es  giebt  mehrere 
Methoden,  die  Emissionen  statistisch  zu  er- 
fassen, die  jedoch  sämtlich  nicht  einwand- 
frei sind.  Es  handelt  sich  hier  um  eines 
der   schwierigsten    Probleme   der  Statistik. 

a)  Im  belgischen  Moniteur  des  int^röts 
raatöriels  wii-d  jährlich  eine  Schätzung  des 
Gesaratbetrags  der  Emissionen  der  Welt 
veröffentlicht  Die  Methode,  nach  welcher 
die  Zusammenstellung  geschieht,  ist  die, 
nicht  nach  Emissionsländem,  sondern  nach 
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den  Ursprungsländern  der  Anleilien  bezw. 
nach  den  Ländern  des  Geschäftssitzes  neu- 
begründeter  Aktiengesellschaften  die  Summen 
zu  gruppieren.  Der  ungefähre  Gesamtbe- 
trag aller  Emissionen  der  Welt  einschliess- 
lich der  Konversionen  und  Umgründungen 
wird  dabei  in  Älilliarden  Franken  angegeben 
wie  folgt: 


1871 
1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 


15,6 

12,6 

io,9 
4,2 
1,7 
3,7 

4,6 
9,4 

5,5 


1881 


1883 
1884 
1886 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 


7,2 
4,5 
4,2 
4,9 
3,3 
6,7 
5.0 
7,9 
12,7 
8,1 


I 


1891 
1892 


1894 
1896 
1896 
1897 
1898 


7,6 

2,5 

^'? 
17,8 

6,5 
i6,7 

9,6 
io,5 


Aus  diesen  Ziffern,  die  nach  Zeitungs- 
prospekten  und  anderen  Quellen  geschätzt 


sind,  dürfte,  auch  wenn  sie  völlig  konvkt 
wären,  kein  direkter  Schluss  auf  die  jeweilie»^ 
Inanspnichnahme  der  Geldmärkte  duix-h 
Emissionsthätigkeit  gezogen  werden.  K<>u- 
vertieruugen  entziehen,  wenn  sie  geling>?n, 
überhaupt  nicht  dem  Anlagemarkt  dauern*! 
nennenswerte  Mittel.  Bei  Umgrilndunjren 
schon  bestehender  Geschäfte  aber  wir«l  zwar 
vorübergehend  (Jeld  vom  Markte  genommen, 
andrerseits  sind  die  Vorbesitzer,  wenn  ii; 
bar  entschädigt,  nunmelir  in  der  I^ige.  dem 
Anlagemai'kte  entsprechende  Barmittel  neu- 
zuzufühi'en. 

Zergliedert  man  die  Emissionen  d»-*s 
Jahres  1898  (nach  Ursprungsländern,  nicht 
nach  den  Emissionsländern  geordnet),  y; 
ergeben  sich  nach  der  belgischen  Schätzung 
folgende  Summen  in  Millionen  Franken  (ini: 
Weglassung  der  auf  die  Hunderttaugenii*' 
folgenden  Stellen): 


Kreditnehmer 

1.  Deutschland 

2.  Amerika  lateinischer  Rasse 

3.  Oesterreich-Ungam     .... 

4.  Belgien 

6.  China 

ti.  Vereinigte  Staaten  v.  Amerika 

7.  Frankreich  und  Kolonieen  .    . 

8.  Grossbritannien  und  Kolonieen 

9.  Niederlande  und  Kolonieen 

10.  Rnmänien       

11.  Rnssland 


Staats-  imd  Kom- 
munalanleihen 

427,5 
252,5 
121,8 
16,7 
360,0 


8,3 

473,7 

178,9 

98,4 


Banken 
1121,5 

65,7 
18,8 


2,0 
36,4 

3,8 
110,1 


Eisenbahnen  und 

industrielle 

Gesellschaften 

Kon- 
ver- 
sionen 

1377,5 

67,9 

57,1 

127,3 

»is 

332,0 
308,1 
2217,7 
134,2 
0,7 
518,2 


815,6 


97,6 
658,3 


Gesamr- 
betr&gr'. 

2926,7 

244J 
I7I.2 
360,0 
332.0 
1134.2 
2727,9 

3iS,5 

200,0 

1286,6 


Totalsumme  einschliesslich  aller 
übrififen  nicht  oben  aufgeführten 
Länder  (hiervon  keines  mit  mehr 
als  100  Mill.  Francs)     .... 


2042,8 


1411,7 


5448,0  1640,0      1 0542.S 


')  Die  Gesamtbeträge  stimmen  in  den  Hunderttausenden  nicht  völlig  genau,  da  die  einzelnen 
Posten  in  den  Hunderttausenden  nicht  abgekürzt,  sondern  einfach  mit  Weglassnng  der  auf  dir 
Hnnderttansende  folgenden  Stellen  hier  wiedergegeben  sind. 


Diese  belgischen  Zusammenstellungen, 
welche  auch  in  den  Veröffentlichungen  des 
französischen  Finanzministeriums  übernom- 
men werden,  kranken  vor  allem  an  einem 
Mangel:  eine  unanfechtbare  Zusammen- 
stellung aller  Emissionen  der  Welt  wäi-e 
nur  möglich,  wenn  man  genau  wissen  könnte, 
wie  viel  Werte  jedes  einzehien  Ursprungs- 
landes geschaffen  worden  sind.  Da  wii*  von 
diesem  Zustand  des  Wissens  weit  entfernt 
sind,  sind  auch  Zusammenstellungen,  die 
völlig  korrekt  sind,  bis  jetzt  nicht  wohl  mög- 
lich. Nicht  recht  b^reiflich  ist  ferner, 
weshalb  z.  B.  die  Kriegsanleihe  uer  Ver- 
einigten Staaten  vom  Juü  1898,  die  über 
1000  Millionen  Franken  in  Anspruch  nahm, 
nicht  eingerechnet  ist. 

b)  Andere  private  Versuche,  für  einzelne 
Länder  eine  Emissionsstatistik  aufzustellen, 
sind  jälirlich  in'  ^^ndoner  »Economist«  und 
im  »Deutscheu  Oekonomist«    enthalten  und 


zwar  für  die  in  England  bezw.  Deutschland 
emittierten  Werte. 

c)  Gelegentlich  der  deutschen  Borsen- 
enquete  wurden  die  verschiedenen  1893  vor- 
liegenden Ergebnisse  privater  Emissions»- 
statistik  in  einer  Veröffentlichung  repnxlu- 
ziert  und  durch  weitere  Materialien  ergänzt, 
nämlich  1.  durch  offizielle  Zusammen- 
stellungen der  in  den  letzten  10  Jahren  bis 
1892  an  der  Berliner,  Frankfurter  und  Ham- 
burger Börse  zur  Einführung  gelangten 
Wertpapiere,  2.  durch  Nachweise  der  Steuer- 
behönlen  von  Berlin,  Frankfurt  und  Ham- 
burg über  Ergebnisse  des  Effektenstempels 
von  ausländischen  Wertpapieren.  Professor 
Q-.  Schmoller  verglich  die  auf  verschiedenem 
Wege  erlangten  statistischen  Ergebnisse  in 
einer  kritischen  Einleitung.  Die  Abweichung 
der  Ziffern  der  einzelnen  privaten  Emis- 
sionsstatistiken erwies  sich  als  so  beträekt- 
lich,  dass  Schmoller  sehr  begreiflicherweise 
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nur  mit    änsserster    ZurQckhaltiing    davon 
<iefirauch  machte. 

Die  interessantesten  Ergebnisse  der  von 
ihm  übernommenen  Schätzungen  sind: 

Wenn  für  England  1885  Griffen  annahm, 
•lass  H6^o,  vielleicht   sogar  über  40®/o  des 
ire^amten  Vermögens  in  GTOssbritannien  und 
Irland  eine  Form  angenommen  habe,  welche 
liit^  Bewertung  dieses   Kapitals   durch   die 
B'ive  zur  Folge  hat,  so   sei   für  Prenssen 
1892  anzunehmen,  dass  von  73  800  Millionen 
Mark  privatem  Kapitalvermögen   etwa   ein 
Yi^^^tel  in  börsengängigen  Papieren  angelegt 
war.    In  der  Zeit  1880/81  bis  1891/92  sei 
Termutlich  durchschnittlich  1  Milliarde  Mark 
v«>n  den  jährlich  auf  2000—2500  Millionen 
Mark  zu  schätzenden  deutschen  Ersparnissen 
zur  Anlage  in  Wertpapieren  verfügbar  ge- 
w->eii.^)  "  Die  Beträge  für  Effektenanlage, 
v.i(.he  1883   his  1892  die  deutschen  Emis- 
sionsbanken dem  Publikiun  zugeführt  hätten, 
betrügen  im  Jahresdurchschnitt  wahrschein- 
lich nmd    1200  Millionen  Mark.     Die  Yer- 
schiKlenheit   dieser  Ziffern  ist   in  der  That 
ni'ht  auffallend.     Nicht  jede  Emission  be- 
«kitet  eine  Festigung   neuer  Ersparnisse. 
Koavertierungjen  und  Umgründungen  veran- 
lassf^n   niu-    eine  Umwandlung   bereits  vor- 
handenen  Besitzes.      Zu    dieser   Erklärung 
SchrooDers  kann  man  eine  zweite  noch  hin- 
rifügen,  welche  anlässlich  der  Statistik  der 
Bör^enenquetekonunission      nicht     gegeben 
Twie:   auch    für    diejenigen    Kapitalisten, 
welche  durch   Heimzahlung   ihrer  Papiere 
veranlasst  werden,  eine  neue  Anlagegelegen- 
heit zu  suchen,  oder  ihre  Papiere  sonst  ans 
Ausland  abgeben,  liefert   das  Emissionsge- 
H-bäft  jährHch    neue    Anlagepapiere.      Die 
Summe   der    neu    emittierten    Wertpapiere 
'iarf  also  allerdings  im  Durchschnitte  mehrere 
Jahre  sehr  wohl  die  Menge  der  für  Neuan- 
kren  zu  verwendenden  Ersparnisse  um  ein 
Beträchtliches  übersteigen,  ohne  dass   eine 
l'eJ'erfüllung  des  Effektenmai'ktes  stattfindet. 
Was  endlich  den  Anteil  der  ausländischen 
W*^rtpapiere  am  Gesamtbetrag  der  in  Deutsch- 
ianil  1883  bis  1892  untergebrachten  Effekten- 
emissionen  betrifft,  so  neigt  Schmoller  der- 
fnigen  privaten  Schätzung  des  »Deutschen 
Oekonomist«    zu,   nach   welcher    insgesamt 
"7(»7,1  Millionen  Mark   in  inländischen  und 
^^7,ö   Millionen    Mark    in    ausländischen 
^'ertpajÄeren  in  den  erwähnten  zehn  Jahren 
«l^^m  deutschen  Geldmarkt  zugeführt  seien, 
wobei    jährlich    aber    das    Verhältnis    der 
deutschen  zu  den  exotischen  Wertpapieren 
stark  schwankt. 

d)  Ein  Anstoss  zur  regelmässigen  PEege 
<l^r  Emissionsstatistik  dural  das  Reich  wurde 
^h  eine    Resolution    gegeben,    die    der 

^)  Gegenwärtig  dürfte  die  für  Effekten- 
anlage  jährlich  verragbare  Summe  sicher  grösser 
«L«  1  Müliarde  sein. 

Handwörterbuch  der  StaatowisBeiiBchaften.    Zweite 


Reichstag  bei  Annahme  des  Börsengesetzes 
am  6.  Juni  1896  gefasst  hat.  Demgemäss 
wird  jährlich,  zuerst  für  1897,  in  den  Viertel- 
jahrsheften zur  Statistik  des  Deutschen 
Reiches  ein  Verzeichnis  der  im  Laufe  des 
Jahres  in  Deutschland  zum  Börsenhandel 
zugelassenen  Wertpapiere  imter  Angabe  des 
Betrags  (Nennwerts),  des  Einführungskurses, 
womöglich  auch  des  Subskriptionskurses, 
sowie  endlich  auch  der  einführenden  Firma 
veröffentlicht. 

Eine  Verarbeitung  des  für  1897  und  1898 
gegebenen  Rohmatenals  erschien  zum  ersten 
Male  im  Statistischen  Jahrbuch  des  Deutschen 
Reiches  für  1899,  S.  150.  Es  wurden  dem- 
nach bei  den  deutschen  Börsen  zum  Börsen- 
handel zugelassen. 


Gattung 

der 

Wertpapiere 


1.  Staatsanleihen     . 

2.  Auleihen  von  Pro- 
vinzen, Städten  etc. 

3.  Pfandbriefe  von 
Landschaften  und 
ähnlichen  Boden- 
kreditinstituten un- 
ter staatl.  Aufsicht 

4.  Pfandbriefe  von 
Hypothekenbanken 

5.  Bankaktien  und 
Oblij^ationen      .    . 

6.  Eisenbahnaktien 
(einschl.  Klein-  und 
Strassenbahnen) 

7.  Eisenbahnobliga- 
tionen (einschliessl. 
Klein-  nndStrassen- 
bahnen)     .... 

8.  Industrieaktien  u. 
Bergwerkskuxe 
(einschl.  Verkehrs- 
und Versicherungs- 
untemehmun^n)  . 

9.  Industrieobhgati- 
onen  (einschl.  Ver- 
kehrsuntemehmnn- 
gen  etc.)  .    .    .    . 


1897 


deut- 
sche 


aus- 
län- 
dische 


deut- 
sche 


aus- 
län- 
dische 


Nennwerte  in  Mill.  Mark 
4^,71  993,5 


1304,2 
241,9 

205,9 

1291,7 
326,6 

34,6 
24,5 

304,9 
53,6 


346,4 
91,3 


112,7 


'54,2 


75,0 
868,8 


102,5 

184,5 
50,5 


287,2 


1,7 


50,3 


309,3 
72,2 

0,0 
0,8 

59,3 

1176,6 

330,7 

11,6 

180,8 

6,3 

2093,0 

2534,3 

162,8 

782,1 

Im  ganzen    3787,9   889,6 
Darunter   Umwand- 
lungen      früherer 
Wertpapiere      .    .     1384,9     15,0 

Hiermit  ist  etwas  Wichtiges  angebahnt, 
es  ist  eine  Zusammenstellung  versucht,  bei 
welcher  alles,  was  an  deutschen  Börsen 
eingeführt  wurde,  berücksichtigt  ist.  Aller- 
dings ist  hiermit  nur  der  erste  Schritt  zu 
einer  völlig  brauchbaren  Emissionsstatistik 
gethan.  j^lan  darf  aus  den  erwähnten  Ziffern 
noch  fast  nichts  schliessen.  Erstens  sind  die 
Nennwerte  und  nicht  die  Kurse,  zu  denen 
Aaflage.    III.  39 
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das  Publikum  kaufte,  berücksichtigt.  Bei 
den  grossenteils  über  pari  emittierten 
deutschen  Aktien  würden,  wenn  nicht  der 
Nennwert  zu  Grunde  gelegt  wäre,  z.  B.  viel 
grössere  Summen  herauskommen.  Zweitens 
ist  von  den  ausländischen  in  der  Tabelle 
aufgeführten  Papieren  ein  sehr  beträchtlicher 
—  hier  nicht  näher  geschätzter  —  Teil  gai* 
nicht  an  deutschen,  sondern  an  ausländischen 
Börsen  verkauft  w^orden.  Drittens  ist,  da  die 
meisten  Pfandbriefe  nicht  mittelst  Subskrip- 
tionen oder  an  der  Börse  verkauft  werden, 
der  verkaufte  und  der  zum  Börsenhandel 
angemeldete  Betrag  der  Pfandbriefe  durch- 
aus nicht  notwendig  identisch.  Viertens 
sind  niu-  die  zum  Börsenhandel  zugelassenen 
Papiere,  nicht  aber  z.  B.  die  in  Deutschland 
privatim  untergebrachten  Goldminenaktien 
u.  8.  w.  verzeichnet. 

Wird  die  Bearbeitung  des  Rohmaterials 
der  Emissionsstatistik  künftig  dahin  vervoll- 
kommnet, dass  die  Zeichnungskiu^e  oder  die 
ersten  Börsenkiu*se  bei  der  Berechnung  be- 
lücksichtigt  werden  und  dass  das  Material 
der  Stempelsteuerämter  verwertet 
wird,  um  z.  B.  festzustellen,  wie  viel  von 
einer  in  London  und  Berlin  aufgelegten  An- 
Dentsche  Emis 


leihe  in  deutschen  Besitz  sofort  übergin?. 
so  wird  wenigstens  ein  Material  vorliegf-n 
aus  dem  mit  einiger  Sicherheit  geschl«3<seE 
werden  kann,  welche  Beträge  dem  deuts«:!!*»:] 
Wertpapiermarkt  jährlich  zugeführt  werden/* 
Solange  die  amtliche  Statistik  nur  m 
Nennwerte  berücksichtigt  und  die  Stem|i»3l 
Steuerergebnisse  nicht  ausnützt^  dürften  «!■♦ 
privaten  Schätzungen  der  deutscheu  Emi.>- 
sionen,  wie  sie  jährlich  in  der  »Frankfiirtt^r 
Zeitung«  und  dem  »Deutschen  Oekonomisi 
veröffentlicht  werden,  immer  noch  da^ 
brauchbarste  sein,  was  über  diesen  Gegtü- 
stand  vorliegt.  Freilich  stimmen  die  Schät- 
zungen beider  Zeitungen  nicht  überein.  Dif 
Schätzungen  des  »Deutschen  Oekonomist  .  W 
denen  nach  privater  Erkundigung  nur  die 
vermutlich  auf  Deutschland  entfallenden  B^ 
träge  bei  internationalen  Emissionen  eicirt?- 
rechnet,  die  Pfandbriefemissionen  nach  ilt^n 
Bilanzen  der  Pfandbriefinstitute  kontrolliert 
und  endlich  die  Kurswerte  statt  der  Nenn- 
werte eingestellt  sind,  erwiesen  sieh  1^93 
nach  Schmollers  Urteil  als  das  wohl  am 
wenigsten  anfechtbare  Material.  Die  neuest»^ 
Zusammenstellungen  im  »Deutschen  (Jekoai- 
mist«  vom  14.  Januar  1899  lauten: 
sionen   1895—1898: 


Nomi- 
nal- 
betrag 


Kurs- 
wert 


1896 


Nomi- 
nal- 
betrag 


Kurs- 
wert 


Millionen  Mark 


1897 

Nomi-I 
nal-      Kors- 
betrag     wert 


1898 


No- 
minal- 
betrag 


Kurs- 
wert 


I.  Deutsche  Papiere. 

Staatsanleihen 

Kommunalanleihen 

Pfandbriefe 

Eisenbahnobligationen     .... 

Industrieobligationen 

Eiseubahnaktien 

Bankaktien 

Yersicherun^saktien    .    .    .    .    . 

Industrieaktien  (einschl.  Strassen- 

bahnen)  

Deutsche  Papiere  Summa 


41,45 

95,31 

500,00 

5,50 

40,43 

2,35 

112,99 

2,50 

161,17 


42,69 

96,79 
500,00 

5,56' 

39,971 

2,62' 

143,12 

2,72, 


59,00 

101,50 

487,55 

47,50 

42,40 

26,05 

157,78 

2,15 


223,251  245,34 


58,66 

101.34 

487,55 
48,67 
42,79 

37,79 

213,40 

3,48 


20,00 

148,32 

483,28 

9,70 

56,94 

6,22 

173,14 


333,88    190,92 


19,18 

147,94 
483,28 

9,75 

58,01 

9,74 

265,69 


i68,io 

101,70 

250.00 

16,83 

139,75 
14.82 

273,35 


318,20     310.22     520.  tiQ 


100,44 

loo.So 

250.C0 

15.96 

17.Q3 
372.77 


961,70 


1056,72  1169,27 


1327,561088,52 


1311,791274,771582,62 


n.  Ausländische  Papiere 

Staatsanleihen 

KommaDalanleihen 

Pfandbriefe 

Eisenbahnobligationen  .  .  . 
Industrieoblig;ationen  .  .  .  . 
Eisenbahnaktien  .    .    .    . 

Bankaktien 

Indastricaktien 


76,50 

26,00 

46,92 

158,22 

4,00 
5,20 
2,50 


73,10 
24,83 
46,54 

155,85 

5,21 
9,11 
3,26 


272,88 
10,00 
69,10 

139,94 

18,00 

110,95 

0,03 

27,73 


261,74 
2,80 

66,51 
139,49 
18,12 
44,66 
0,06 
34,89 


250,00 
66,50 
81,00 

263,97 
34,86 

12,00 
10,00 


166,87 

65,89 

78,10 

262,44 

34,75 

13,86 
11,00 


253,20!  23o,SS 


47.30 
42.S2 

372;88   369^9- 


47,43 
43,23! 


8,00'      9.4S 
7,62;      9r33 


Ausländische  Papiere  Summa       319,34 


317,90 


648,65 


568,27 


718,33 


632,91 


732,31!  709.72 


I.  und  IL  Gesamtsumme  li 281, 04  1374,62,1817,92 


1895,83:1806,85 


1944,70 


2007,08: 2292,34 


^)  Durch  eingehende  jährliche  Vergleichung  der  Emissionsstatistik  und  der  Erträgnisse  des 
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Die  Abweichungen  dieser  Statistik  von 
'{er  im  Statistischen  Jahrbuch  für  das  Deutsche 
Reich  für  1897  und  1898  gegebenen  Zu- 
sanimenstellung  sind  gewaltig.  Wenn  auch 
•li^  Methode  des  »Deutschen  Oekonomist« 
':ie  minder  unvollkommene  ist,  so  kann  doch 
U'\m  heutigen  Stande  der  Emissionsstatistik 
ni-ht  dringend  genug  davor  gewarnt  werden, 
rrhebliche  Schlüsse  aus  Ziffern  der  Emis- 
-iinsstatistik  zu  ziehen. 

Litteratnr:  »loh,  Heinr,  Bender f  Der  Ver- 
kehr mit  Staauspapieren  im  In-  und  Atislande, 
J.  Ausg.,  Göltingen  1830.  —  E^nil  Struck^ 
Die  Effektenbörse.  Eine  Verghichung  deutscher 
und  englischer  Zustände  (Schmollers  Forschungen, 
Bd.  III,  Heji  S),  Leipzig  1881.  —  R,  E.  Mets- 
heimer  und  Laurence,  The  law  and  customs 
(•/  the   Stoel'  Exchange,    S.  Aufl.,   London  I884. 

—  HelniricH  Sattler,  Die  Effektenhanken. 
Mit  einem  Vorwort  von  Prof.  Dr.  Ad.  Wagner, 
L^iptig  1891.  —  G,  R,  Gibfton,  The  stock 
trrkanges  0/  London,  Paris  and  Nc^o-York, 
Setr-Vork  4c  London  1889.  —  Ad,  W agner , 
Pkt  Kredit  und  das  Bankxoesen,  Schönberg  I, 
i  ^»0.  —  W.  Lotz,  Die  Technik  des  deutschen 
Emissionsgeschäfts,  Anleihen,  Xonversionen  und 
Gründungen.  Erweiterter  Sep.-Abdr.  aus  Jahrb. 
/.  Ges.  U7id  Verw.,  Leipzig  1890.  —  W, 
ChristianSf  Die  deutschen  Emis&ionshäuser 
itad  ihre  Emissionen  in  den  Jahren  1886 
vi*  1891,  Berlin  189S.  —  Paul  Model, 
Die  grossen  Berliner  Effektenbanken,  heraus- 
fjujeben  von  G.  Loeb,  Je^ia  1896.  —  Andr4'E. 
fkiyon»,  Les  bourses  allemandes  des  valeurs 
H  de  commerce,  Paris  1898,  S.  150 ff.  — 
Fr.  Jos.  Pfleger  und  L,  Gschtcindt,  Börsen- 
rtform  in  Deutschland,  3.  Abschnitt,  S.  98 ff., 
^aitgfirt  1897.  —  Rieh,  Ehrenberg,  Das 
Zeitalter  der  Fngger,  Geldkapital  und  Kredü- 
rerkekr  im  16.  Jahrhundert,   Jena  1896,    8  Bde. 

—  Artikel  nBiSrsenwesenu  und  nEmissionsge- 
vkäßa  von  O,  Schanz  in  Elsters  Wörterbuch 
der  Volkswirtschaft,  Jena  1898.  —  Vgl.  endlich 
die  Arttkel  »Börsenwesenu  und  nBörsengeseizn 
ton  M.  Weber  in  Suppl.  Bd.  lu.  II  des  H.  d.  St. 
prtcieArtikel  nBörsenrechtn  von  Pfleger  oben 
Bd.  II  S.  979  ff.  nebst  den  daselbst  enthaltenen 
LitiercUumaehweisen,  insbes.  die  dort  citierten 
Auf  salze  von  M.  Weber, 

Statistik :  Jfoniteur  des  interets  materiels,  Brüssel. 
-Vr.  vom  19.  Februar  1899.  (Die  Angaben 
ßir  1898  auszugsweise  wiedergegeben  im 
Bulletin  de  statistigue  et  de  legislation  com- 
p^irec,  Paris  1899,  8.  $77—879.)  Femer  für 
England  die  Angaben  im  Londoner  nEconomistu, 
für  Deutsehland  die  Zusammenstellungen  im 
^Deutschen  Oekonomistu,  im  Statistischen  Jahr- 
hurh  für  das  Deutsche  Reich,  1899,  S.  150,  sowie 


jährlich  in  den  Vierteljahrsheften  zur  St<it.  d. 
Deutschen  Reiches  seit  1898.  —  Vgl.  femer 
Raffalovichf  Le  marche  financier  en  1898 — 1899, 
Paris  1899,  sowie  vor  allem  den  Band  y> Sta- 
tistische Anlagen»  der  Veröffentlichungen  der 
Börsenenqueiekommission  mit  Einleitg. 
V.  O,  Schmoller,  Berlin  1893. 

W,  Lotz, 


EÖektcnstempels,  der  —  seit  1894  für  die  ein- 
zelnen Wertpapiere  mehr  als  bisher  abgestuft 
~  zur  Ergänzung  der  Börsenstatistik  förmlich 
fcmlädt,  kömite  auch  dargethan  werden,  welch 
prosse  Beträge  von  ursprünglich  nicht  an 
dentschen  Märkten  emittierten  Papieren  all- 
mählich nach  Deutschland  strömen,  vgl.  S.  270 
und  271  der  Statistischen  Anlagen  zu  den  Er- 
hebnnfen  der  BörBenenquetekommission,  Berlin 
18Ö3. 


Emminghaus,  Karl  Bernhard  Arwed, 

geb.  am  22.  VIII.  1831  zu  Nieder-Rossla  bei 
Weimar,  wurde  1861  Redakteur  des  „Bremer 
Haudelsblattes"  in  Bremen  und  gründete  1865 
die  „Deutsche  Gesellschaft  zur  Rettung  Schiff- 
brüchiger", als  deren  erster  Generalsekretär  er 
wirkte.  Im  Jahre  1866  erfolgte  seine  Berufung 
als  Professor  der  Nationalökonomie  an  die 
Grossherz.  Technische  Hochschule  in  Karlsruhe; 
1873  wurde  er  zum  Vorsitzenden  Direktor  der 
Lebensversicherungsbauk  für  Deutschland  zu 
Gotha  gewählt. 

Von  seinen  zahlreichen  Schriften  seien  fol- 
gende genannt: 

Die  schweizerische  Volkswirtschaft,  Leipzig 
1860—61,  2  Bde  —  Lehrbuch  der  all§:ememen 
Landwirtschaft,  Leipzig  1863.  —  Entwickelung, 
Krisis  und  Zukunft  des  deutschen  Zollvereins, 
Leipzig  1863.  —  Ein  Wort  über  das  Feuer  Ver- 
sicherungswesen im  Königreich  Sachsen,  Leipzig 
1864.  —  Allgemeine  Gewerkslehre,  Berlin  1868. 
—  Diiö  reformatorische  Wirksamkeit  des  Nord- 
deutschen Bundes  auf  dem  Gebiete  des  Wirt- 
schaftslebens, Bremen  1868.  —  Hauswirtschaft- 
liche Zeitfragen,  Berlin  1869.  —  Das  Armen- 
wesen und  die  Armengesetzgebung  in  europä- 
ischen Staaten,  Berlin  1870.  —  Die  Behandlung 
des  Selbstmords  in  der  Lebensversicherung, 
Leipzig  1875.  —  Geschichte  der  Lebensver- 
sicherungsbank zu  Gotha,  Weimar  1877.  -  Ernst 
Wilhelm  Arnoldi.  Leben  und  Schöpfungen  eines 
deutschen  Kaufmanns,  Weimar  lö78  —  Mit- 
teilungen aus  der  Geschäfts-  und  Sterblichkeits- 
statistik der  Lebensversicherungsbauk  für 
Deutschland  für  1829—1878,  Weimar  1880. 

Ausserdem  veröffentlichte  er  1)  in  den  Jahrb. 
für  Nat.  u.  Stat. :  Die  Murgschifferschaft  in  der 
Grafschaft  Eberstein.  Eine  wirtschaftsgeschichtl. 
Studie,  1870  (lö.  Bd.).  —  Karl  Friedrichs  von 
Baden  physiokrat.  Verbindungen,  Bestrebungen 
und  Versuche.  Beiträge  zur  Geschichte  des 
Physiokratismus,  1872  (19.  Bd.).  —  2)  in  der 
Viertschr.  für  Volksw. :  Die  Bestrebungen  zur  Be- 
gründung einer  besonderen  Gesellschaftswissen- 
schaft, 1866.  IV,  S.  102  ff.  —  Märkte  und  Messen, 
1867,  I,  S.  61  ff.  —  Zur  Begründung  einer 
neuen  angewandten  Wirtschaftslehre,  1867,  III, 
S.  26  ff.  —  Die  Lehre  von  den  Erwerbsgesell- 
schaften, 1868,  II,  S  39  ff.  und  III,  S.  36  ff.  — 
Forstwirtschaft  und  Flösserei  im  Gesellschafts- 
betriebe, 1870,  n,  S.  1  ff.  —  Die  geschlossenen 
Hofgüter  in  Baden,  1870,  III,  S.  1  ff.  —  Ueber 
die  Anfechtbarkeit  von  Verträgen  wegen  enormer 
Verletzung  (laesio  enormis),  1871,  I,  S.  Iff.  — 
Zur  Wirtschaftsreform,  1872,  II,  S.  159 ff.  — 
Bei  welcher  Gutsgrösse  ist  in  Mitteldeutschland 
regelmässiger  Brotfrucht  verkauf  möglich,  1885, 
II,  S.  1  ff.  —  Uebersichtliche  Betrachtung  der 
beim  Ausgange  des  ancien  regime  in  Frankreich 
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herrschenden  wirtschaftlichen  Theorien  und  Zu- 
stände, 1890,  11^  S.  57  ff.  —  3)  in  Schanz'  „Fi- 
nanzarchiv":  Die  Belegung  der  auswärtigen 
Versicherungsanstalten  auf  Gegenseitigkeit  mit 
direkten  Steuern  im  Grossherzogtum  Baden  (IV, 
1).  —  4)  in  Ehrenzweig's  ,, Assekuranz- 
Jahrhuch":  Die  Unanfechtharkeit  der  Police 
in  der  Lebensversicherung  (IX.  Bd.). 

Die  1.  Aufl.  des  H  d.  St.  verdankt 
ihm  die  Art.:  Feuerversicherung.  —  Glasver- 
sicherung (auch  Spiegelglasversicherung).  — 
Hagel  Schädenversicherung.  —  Hypothekenver- 
sicherung.  —  Lebensversicherung.  —  Rück- 
versicherung. —  Versicherungswesen.  —  Vieh- 
versicherung. 

Red. 


Enfantin,  Barth^lemy  Prosper. 

Wie  im  antiken  Schauspiele  der  Tragödie 
das  Satyrspiel  zu  folgen  pflegte,  so  sehen  wir 
mitunter  auch  die  Weltgeschichte  den  Schritt 
vom  Erhabenen  zum  Lächerlichen  machen. 
Ganz  besonders  reich  an  Fällen  solch  über- 
raschenden Scenen wechseis  ist  aber  die  Ge- 
schichte Frankreichs,  und  nicht  verwunderlich 
ist  es  also,  wenn  hier  auch  die  Entwickelung 
des  modernen  Sozialismus  schon  in  seinen  Vor- 
spielen in  ähnlichen  Sprüngen  erfolgt  ist:  die 
erschütternde  Tragik  von  Saint-Simons  Leben 
und  Wirken  ward  durch  das  possenhafte  Treiben 
ebenso  unwürdiger  wie  schwächlicher  Epigonen 
abgelöst.  Die  wenig  beneidenswerte  Hauptrolle 
in  dieser  Burleske  zu  spielen,  war  Barthelemy 
Prosper  Enfantin  voroehalten,  weshalb  auch 
D  ü  h  r  i  n  g  diese  ganze  Episode  mit  sarkastischem 
Doppelsinn  als  „Enfautinismns"  bezeichnet  hat. 

Enfantin  (geboren  zu  Paris  am  8.  Februar 
1798)  gehörte  einer  Bankierfamilie  an  und  war 
selber,  der  Familientradition  ebensowohl  folgend 
wie  der  eigenen  Neigung,  in  ein  Bankgeschäft 
eingetreten.  Aber  die  Ruhmespreise ,  welche 
ihm  auf  Kontor  und  Börse  winkten,  vermochten 
das  Begehren  des  pfeistreichen  und  noch  dazu 
unglaublich  eitlen  jungen  Mannes  auf  die  Dauer 
nicht  zu  fesseln.  Sein  Ehrgeiz  dürstete  nach 
höherem,  und  ihn  zu  stillen,  schloss  er  sich  an 
Saint- Simon  an,  der  mit  dem  Anspruch  eines 
Weltreformators  im  Anfang  der  2()  er  Jahre  als 
Verkünder  einer  neuen  sozialen  Ordnung  und 
Religion  aufgetreten  war,  —  um  aber  freilich 
sofort  wieder  fahnenflüchtig  zu  werden,  als  er 
merkte,  dass  sich  um  das  Zeichen  des  Prophe- 
ten nur  ein  winziges  Häuflein  scharte. 

Erst  als  endlich  sichtbarer  Erfolg  das  selbst- 
lose Ringen  dieser  ersten  Pioniere  des  Sozialis- 
mus lohnte  und  zudem  noch  durch  den  Tod 
des  Meisters  die  Führerstelle  frei  geworden 
war,  fand  sich  Enfantin  wieder  ein,  und  bald 
gelang  es  ihm  thatsächlich,  Generalissimus  der 
Saint-Simonisten  zu  werden.  Gewisse  Eigen- 
schaften seines  äusseren  Menschen  hatten  ihn 
emporgehoben:  ein  vollendeter  Komödiant  und 
poseur,  verstand  dieser  esprit volle  Bankier  — 
der  sich  als  Abgott  schöngeistiger  Salons  gefiel 
und  sich  hier  von  der  Damenwelt  als  „adorable 
satan"  feiern  Hess  —  auch  mit  seinem  geistigen 
Pfunde  zu  wuchern  und  im  persönlichen  Ver- 
kehre fascinierend  zu  wirken.  Unfähig,  wie  er 
war,    den    sozialpolitischen   Gesichtskreis 


I  seiner  Anhänger  durch  originelle  und  fmcht- 
bare  Ideeen  zu  erweitern,  und  ohne  jede  gründ- 
I  liehe  Bildung  und  wissenschaftliche  (rewk^»  a- 
I  haftigkeit,  suchte  er  das  ideale  Princip  d^r 
'  Saint -Simonistischen  Liebe  auf  das  physische 
Gebiet  hinüberzuspielen,  um  damit,  in  cyni>dier 
Spekulation  auf  einen  (rrundhang  der  franzr»^i. 
sehen  Rasse,  das  Programm  der  Partei  zuü- 
kräftiger  zu  gestalten.  Ebensowenig  verfehlte ' 
er,  die  mystischen  Neigungen,  in  denen  ^i'li 
gerade  damals  wieder  die  Pariser  Jagend  gedcl, 
fUr  seine  Zwecke  auszunützen.  So  konstruierte 
er  —  nicht  etwa  als  phantastischer  Schwärmer, 
sondern  als  schlauer  Rechner,  der  auch  l^e- 
wusste  Lüge  nicht  verschmähte  —  ein  -Sy?t<;in-. 
das  ein  (remisch  des  politischen  Aatoritätsprin- 
cips  mit  t^eosophischen  Spekulationen,  kirchlich- 
hierarchischen  Gedanken  und  Ideeen  des  aniik- 
orien talischen  Liebeskults  darstellte  und  sich 
überdies  noch  frech  als  unmittelbar  göttlicher 
Inspiration  in  allen  seinen  Einzelheiten  ent- 
sprungen ausgab.  (S.  über  dieses  System  den 
Art.  Saint-Simonismus). 

Die  Praxis  dieser  Lehre  zeitigte  dem^re- 
mäss  sexuelle  Orgien  und  daneben  noch  offen- 
bare Harlekinaden,  wie  z.  B.  die  Verricbtoug 
\idrtschaftUcher  Arbeiten  durch  seine,  mit  bnn- 
ten  Uniformen  drapierten  Anhänger  unter  Mu- 
sikbegleitung und  dergleichen  menr. 

Da  aber  in  Paris  die  Lächerlichkeit  tötet, 
so  musste  dieser  Spuk  rasch  zerrinnen.  Darob 
verliess  Enfantin  zerknirscht  und  reiüg  den 
Venusberg,  um  seine  Bussfahrt  in  die  bürsrer- 
liche  Gesellschaft  anzutreten.  Er  wurde  ein 
Geschäftsmann,  der  eifrig  nach  Geld  strelite 
und  auch  thatsächlich  nach  verschiedenen 
Kreuz-  und  Querzügen  den  einflussreichen  and 
lukrativen  Posten  eines  Verwaltunssrates  bei 
einer  der  grossen  französischen  Eisenbahngesell- 
Schäften  zu  er^ttem  wusste. 

Als  dann  Ende  der  fünfziger  Jahre  XajH»- 
leon  III.  seinen  Imperialsozialismus  inaugarierte. 
hoffte  Enfantin  von  neuem  eine  B4>lle  spielen 
zu  können,  indem  er  sich  mit  unerbetenen 
Vorschlägen  an  den  Kaiser  herandrängte.  Der 
gewünschte  Erfolg  blieb  aber  ans.  Enfantin 
starb  am  31.  V.  1864.  — 

Seine  ganze  Lebensführung  bietet  kein  M«)- 
ment  heilsamer  Thätigkeit,  und  keine  seiner 
Handlungen  verrät  eine  vornehme  und  charak- 
tervolle Gesinnung.  Dass  ein  Mensch  von  sol- 
cher Korruptheit,  wenn  auch  nur  episodisch, 
doch  überhaupt  eine  öffentliche  Rolle  zu  spielen 
imstande  war,  erklärt  sich  daher  nur  aus  den 
traurigen  Zuständen  Frankreichs  während  jener 
Zeit,  über  welche  ein  Heine  —  also  gewiss 
kein  philiströser  Moralprediger  —  das  Urteil 
fällte:  „Wie  in  allen  LebensbezUgen,  so  sind 
auch  in  der  Familie  der  Franzosen  alle  Bande 
gelockert  und  alle  Autoritäten  niedergebrochen". 

Litteratnr:  Enfantin»  gämüiche  Schrifl^n,  Kor- 
respondenz und  AutoHographie  sind  in  den  avj 
Kosten  seines  Na/^fUasses  pübiizierten  nOeurrfi 
de  iSaint-Simon  et  d' Enfantin«,  Bd.  1 — 14,  l'J— 
17,  24^86  und  46—47  (Paris  1865 ff.},  enthaUru. 
Sonst  ist  über  Enfantin  zu  vergleichen:  Janet, 
St.  Simon  et  le  St.  Simonistne,  Biris  1895.  — 
Larousse,  Grand  dictionnaire  unirertel  (in 
XIX.  siecle,  AH.  Enfantin,  Paris  1870.  —  War- 
schauer, Saint'Simon  n.  der  Saint-Sifnonisnm, 
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Leipzig  1892.  —  Weill,  L*4-coU  Saint-Simonienne, 
Pan^  1S96.  —  Ausserdem  ist  Enfantin  noch  be- 
rücksirhiiffl  in  den  bekannten  Schriften  von 
Dühring,  Grün,  ReylHitidund  Lorenz  Stein, 
Georg  Adler, 


Engel,  Ernst, 

ireb.  am  26.  in.  1821  zu  Dresden,  widmete  sich 
anfangs  dem  Bergfach  und  übernahm  1850  die 
Leitang  des  nenbegrliudeten  königl.  sächs.  sta- 
tifttischen  Bnreaus  in  Dresden.  1858  legte  er 
•iie>e  Stelle  nieder  und  wurde  nach  dem  Tode 
Dietericis  (s.  d.)  als  Direktor  des  königl.  preuss. 
*tat,  Bureaus  nach  Berlin  berufen,  wo  er  seit 
l.  IV.  1860  eine  allseitig  anerkannte,  sehr  ein- 
liossreiche  Wirksamkeit,  nicht  nur  als  Vorstand 
•les  statistischen  Bureaus,  sondern  auch  als 
Leiter  des  mit  dem  Bureau  yereinigten  sta- 
tistis^chen  Seminars  entfaltete.  Im  Jahre  1882 
tr»r  er  in  den  Ruhestand  und  lebte  seitdem  auf 
seiner  Besitzung  in  Oberlössnitz-Radebeul  bei 
ürtsden,  wo  er  am  8.  XII.  1896  starb. 

Von  seinen  zahlreichen  Schriften  und  Ab- 
biiiidlun^en  seien  nur  die  nachfolgenden  genannt: 

Einige  Betrachtungen  über  die  Glasfabrika- 
rion  in  Sachsen,  Dresden  1847.  —  Das  sächsische 
•Jbereragebirge  und  seine  gewerbliche  Bedeutung 
in  Gegenwart  und  Zukunft,  Dresden  1855.  — 
Die  Hypothekenversicherung  als  Mittel  zur  Ver- 
'feiserung  der  Lage  des  Grundkredits,  Dresden 
l^S.  —  Lade  deine  Sorgen  ab.  Eine  Mahnung 
mr  Versicherung  (Berthold  Auerbachs  Volks- 
kalender 1862,  S.  72).  —  Briefe  zweier  Land- 
wirte {Mentzel-Lengerkes  landwirtschaftlicher 
Kalender  1865,  S.  llü).  —  Der  Preis  der  Arbeit, 
zT^ei  Vorlesungen  (Sammlung  gemeinverständ- 
licher wissenschaftlicher  Vorträge,  Heft  20  und 
21,  Berlin  1866).  —  Der  Arbeitsvertrag  und  die 
Arbeitsgesellschaft  (Arbeiterfreund,  ö.  Jahrg., 
1>€7,  S.  129).  —  Die  Industrie  der  grossen 
Städte,  eine  sozial-statistische  Betrachtung  (Ber- 
liner Gemeindekalender  und  städtisches  Jahr- 
buch für  1868,  S.  134).  —  Die  industrielle  En- 
•iu-te  und  die  Gewerbezählung  im  Deutschen 
Kelch  und  im  preussischen  Staate,  Berlin  1878. 
—  Die  Gewerbezählung  vom  1.  XII.  1875  und 
ihre  Resultate,  Berlin  1878.  —  Deutschlands 
'jttreideproduktion ,  Brotbedarf  und  Brotbe- 
schaffung (unter  dem  Pseudonym  Ch.  Lorenz), 
Berlin  1881  (Heft  22  der  „ Volks wirtschaftl. 
Zeitfragen ").  —  Das  Rechnungsbuch  der  Haus- 
trau und  seine  Bedeutung  im  Wirtschaftsleben 
<ier  Nation,  Berlin  1882  (Heft  24  der  „Volksw. 
Zeitfragen").  —  Der  Wert  des  Menschen,  1.  Teil : 
Der  Kostenwert  des  Menschen,  Berlin  1883 
Heft  37  u.  38  der  „Volksw.  Zeitfragen").  [Bildet 
*ltn  ersten  Teil  des  III.  Bandes  des  von  ihm 
geplanten  dreibändigen  W^erkes  „Domos",  von 
welchem  ausserdem  nichts  erschienen  ist.]  — 
Im  „Assekuranz-Jahrbuch",  hrsg.  von  Ehren- 
zweig:  Ein  praktisches  Beispiel  der  Alters- 
feor^e,  2  Abschnitte,  1886.  —  Ebendaselbst: 
We  Tilgung  der  Erziehungsschuld,  1887. 

Femer  veröffentlichte  er  in  der  „Zeit- 
schrift des  Statistischen  Bureaus  des 
liuni^lich  sächsischen  Ministeriums 
<ie8  Innern"  u.  a.  folgende  Aufsätze:  Die 
^^dte  des  Königreichs  Sachsen,  1855,  S.  1  ff.  — 
We  Getreidepreise  und  Getreidezufuhren  auf  den 


konzessionierten  Getreidemärkten  des  König* 
reichs  Sachsen,  1855,  S.  14  ff.  —  Der  Nutzen  der 
Statistik,  1855,  S.  17  ff.  —  Die  Geldprägungen  in 
dem  Kurfürstentum  und  Königreich  Sachsen, 
1855,  S.  49  ff.  -  Ueber  die  Bedeutung  der  Be- 
völkerungsstatistik mit  besonderer  Seziehuuff 
auf  die  1855  er  Volkszählung  im  Königreich 
Sachsen  und  die  Produktions-  und  Konsumtions- 
statistik, 1855,  S.  141  ff.  —  Beiträge  zur  Ge- 
werbegeographie und  Gewerbestatistik  des 
Königreichs  Sachsen,  Art.  1—3,  1856—1857.  — 
Der  Wohlthätigkeitskongress  in  Brüssel  im 
September  1856.  1856,  S.  153  ff.  —  Der  Vieh- 
stand auf  dem  grossen  und  kleinen  Grundbesitz 
im  Königreiche  Sachsen,  ein  Beitrag  zur  Be- 
antwortung der  Frage :  Ist  die  Grosskultur  oder 
die  Kleinkultur  dem  Staate  nützlicher?  1857,  S. 
Iff.  —  Die  direkten  Steuern  im  Königreiche 
Sachsen,  1858,  S.  1—81. 

Aus  der  „Zeitschrift  des  königlich 
preussischen  statistischen  Bureaus" 
seien  die  nachfolgenden  Abhandlungeil  besonders 
hervorgehoben : 

Zur  Geschichte  des  königl.  preuss.  stat. 
Bureaus.  Jahrg.  1860,  S.  3  ff.  -  Das  Anwachsen 
der  Bevölkerung  im  preussischen  Staate  seit 
1816,  1860,  S.  9ff.  —  Ueber  die  Organisation 
der  amtlichen  Statistik,  mit  besonderer  Be- 
ziehung auf  Preussen,  1860,  S.  53ff.  —  Die 
Sparkassen  in  Preussen  als  Glieder  in  der  Kette 
der  auf  das  Prinzip  der  Selbsthilfe  aufgebauten 
Anstalten,  1861,  S.  85ff.  —  Die  Methoden  der 
Volkszählung  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  im  preussischen  Staate  angewandten.  Eine 
Denkschrift.  1861,  S.  149  ff.  -  Die  Getreide- 
preise, die  Ernteerträge  und  der  Getreidehandel 
im  preussischen  Staate,  1861,  S.  249  ff.  —  Die 
Sterblichkeit    und    die    Lebenserwartung     im 

Ereussischen   Staate  und   besonders   in  Berlin, 
.,  II   und  IIL  Hauptabschnitt,    1861  u.  1862. 

—  Die  Volkszählungen,  ihre  Stellung  zur  Wissen- 
schaft und  ihre  Autgabe  in  der  Geschichte,  1862, 
S  25  ff.  —  Kritische  Beiträge  zur  vergleichenden 
Finanzstatistik  der  Gross-  und  Mittelstaaten 
Europas,  mit  besonderer  Berücksichtigung  ihrer 
Militärbudgets,  1862,  S.  145  ff.  —  Beiträge  zur 
Statistik  des  Unterrichts,  insbesondere  des 
Elementarunterrichts  in  den  volkreichsten  Län- 
dern Europas  und  Nordamerikas,  1865,  S.  134  ff. 

—  Die  Grösse,  Beschaffenheit  und  Besteuerung 
der  Fläche  des  preussischen  Staatsgebietes,  1866, 
S.  1  ff.  u.  S.  162  ff.  —  Wie  hoch  belastet  in 
Preussen  die  Grundsteuer  die  Landwirtschaft? 
Eine  Zeitfrage,  1867,  S.  93ff.  —  Die  Cholera- 
epidemie des  Jahres  1866^  mit  einem  Rückblick 
auf  die  früheren  Epidemien,  1869,  S  70 ff.  — 
Beiträge  zur  Geschichte  und  Statistik  des  Unter- 
richts, insbesondere  des  Volksschulunterrichts 
im  preussischen  Staate,  Art.  I  u.  II,  1869.  — 
Die  Notwendigkeit  einer  Reform  der  volkswirt- 
schaftlichen Statistik,  insbesondere  der  Gewerbe- 
statistik im  Gebiete  des  Zollvereins,  sowie  in 
den  übrigen  Staaten  von  Europa,  1870,  S.  143  ff. 

—  Die  Wohnungsnot.  Ein  Vortrag,  gehalten 
auf  der  Eisenacher  Konferenz  am  6.  X.  1872. 
1872,  S.  379  ff.  —  Der  Preis  der  Arbeit  bei  den 
deutschen  Eisenbahnen  in  den  Jahren  1850, 
1859  und  1869.  1874,  S.  93  ff.  —  Zur  Statistik 
der  Dampfkessel  und  Dampfmaschinen  in  allen 
Ländern  der  Erde.  Nachweis  der  Mängel  und 
Lücken  dieser  Statistik.    Ein  Gutachten,   1874, 
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S.  265  fF.  —  Die  Klassen-  und  klassifizierte  Ein- 
koromenstener  und  die  Einkommensverteilung 
im  preussischen  Staate  in  den  Jahren  1852  bis 
1875.  1S75,  S.  105  ff.  —  L.  A.  J.  Quetelet,  eine 
Gedächtnisrede,  gehalten  in  der  Plenarversamm- 
lung  des  IX.  intern,  statistischen  Kongresses 
zu  Budapest  am  1.  IX.  1876.  1876,  S.  207  ff.  — 
Wer  ist  Konsument?  Wer  Produzent?  Zwei 
international-statistische  Fragen,  versuchsweise 
beantwortet,  1879^  S.  81  ff.  —  Das  Zeitalter  des 
Dampfes  in  technisch-statistischer  Beleuchtung, 
mit  4  Figurentafeln,  I.  Teil,  1879,  S.  251  ff., 
II.  Teil,  1880,  S.  53  ff. 

Er  veröffentlichte  femer  a)  in  der  Zeitschr. 
f.  d.  ges.  Staatsw.,  Jahrg.  1853  (Tübingen): 
Die  amtliche  Statistik  und  das  statistische  Bu- 
reau im  Königreich  Sachsen  mit  einem  Blick 
auf  die  statistische  Central  kommission  in  Brüssel, 
S.  274 ff.;  b)  in  dem  Bulletin  de  l'Institut  In- 
ternat, de  Statist.,  tome  II  (Eom  1887):  Rap- 
port sur  la  consommation  comrae  mesure  de 
bienßtre  des  individus  des  familles  et  des  na- 
tions.  —  tome  IX  (Rom  1895  96):  Die  Lebens- 
kosten belgischer  Arbeiterfamilien  früher  und 
jetzt.    Ermittelt  aus  Familien haushaltrechnun- 

fen  und  vergleichend  zusammengestellt.  Eine 
nzahl  hervorragender  Arbeiten  des  Altmeisters 
der  deutschen  Statistik  finden  sich  schliesslich 
im  Compte  rendu  des  IX.  intemat.  statistischen 
Kongresses  (Budapest  1876—78)  u.  a.:  Die  Sta- 
tistik der  erwerbsthätigen  juristischen  Personen, 
insbesondere  der  Aktien-  und  Aktienkommandit- 
gesellschaften. —  Statistik  der  Morbidität,  In- 
validität und  Mortalität  sowie  der  Unfall-  und 
Invalidi täts versicher uDg   der   Erwerbsthätigen. 

V^l.  über  Engel:  E.  Blenck,  Zum  Ge- 
dächtnis an  Ernst  Engel.  Ein  Lebensbild  in 
„Zeitschr.  d.  kgl.  preuss.  statistischen  Bureaus, 
Jahrg.  1896,  IV.  Viertel jahrsheft.  ~  Ernst  Engel. 
Necrologie,  in  Bulletin  de  l'Institut  intern,  de 
statistique,  tomeX,  Rom  1897.  —  Mau r.  Block, 
Erneat  Engel.  Necrologie  in  Journal  des  Eco- 
nomistes,  LVe  annee,  Paris  1897. 

Bed, 


Engels,  Friedrich, 

geb.  zu  Barmen  am  28.  XL  1820,  gest.  zu  London 
am  6.  Vill.  1895.  Er  lernte  1837—1841  die 
Handlung,  erst  in  Barmen,  dann  in  Bremen. 
Nach  Abfertigung  seiner  einjährig-frei-wälligen 
Dienstzeit,  1841—42,  konditionierte  er  1843-  44 
im  Geschäfte  seines  Vaters  in  Manchester.  Von 
1845—48  lebte  er  in  Brüssel  (mit  K.  Marx)  und 
abwechselnd  in  Paris;  von  1848  bis  Mai  1849 
arbeitete  er  an  der  „Neuen  Rheinischen  Zeitung" 
in  Köln.  Darauf  beteiligte  er  sich  am  badischen 
Aufstande  als  Adjutant  des  Willichschen  Frei- 
korps, flüchtete  dann  nach  England  und  war 
von  1850  bis  1869  erst  als  Kommis,  seit  1864 
als  Associe  in  dem  väterlichen  Geschäft  in 
Manchester  thätig.  Seit  September  1870  bis  zu 
seinem  Tode  lebte  er  als  sozialpolitischer  Schrift- 
steller in  London. 

Von  seinen  Schriften  seien  die  folgenden 
genannt :  umrisse  zu  einer  Kritik  der  National- 
ökonomie (in  den  „Deutsch-französischen  Jahr- 
büchern", hrsg.  von  Rüge  und  Marx,  Paris  1844, 


1.  u.  2.  Liefer.)  S.  86— 224;  wieder  abgedrnckt 
in  der  „Neuen  Zeit",  IX.  Jahrg.,  1890/91,  L  Bd., 

5.  236  ff.).  —  (Mit  K.  Marx)  IMe  heilige  Famüie, 
oder  Kritik  der  kritischen  Kritik.  Gegen  Bruno 
Bauer  und  Konsorten.  Von  F.  E.  und  K.  )L 
Frankfurt  a.  M.  1844.  —  Die  Lage  der  arbeitenden 
Klasse  in  England,  Leipzig  18&;  dass..  2.  Ail<?. 
ebd  1848;  dass.,  Neudruck,  Stuttg.  1892;  dass. 
Englisch,  New -York  1887.  —  (Mit  K.  Man. 
anonym)  Manifest  der  kommunistischen  Partei 
Londonl848(auch  französisch,spanisch,  italieniscb. 
dänisch,  russisch,  polnisch,  englisch).  —  Mii- 
redaktion,  resp.  in  Vertretung  von  Marx  Chef- 
redaktion  bei  der  „Neuen  Rheinischen  Zeitunir^ 
1848 — 49  in  Köln  und  bei  der  „Neuen  ßheiniüchtn 
Zeitung,  Revue",  1850  in  London).  —  (anonym' 
Po  und  Rhein.  Berlin  1859.  —  (anonynii 
Savoyen ,  Nizza  u.  der  Rhein ,  Berlin  1860.'  — 
Die  preussische  Militärfrage  und  die  deutj^he 
Arbeiterpartei,  Hamburg  1865.  —  Der  deutscb»» 
Bauernkrieg  (Abdr.  aus  der  Revue  der  X.  Rh. 
Ztg.),  Leipzig,   drei  Auflagen,  die  letzte  1875. 

—  Zur  Wohnungsfrage.  Drei  Hefte,  1.  Ani 
Leipzig  1872,  2.  Zürich  1887.  —  Soziales  ans 
Russland,  Leipzig  1875.  —  (anonym)  Preus.<L>cher 
Schnaps  im  deutschen  Reichstsig,  Leipzig  ItfS. 

—  Die  Bakunisten  an  der  Arbeit.  DenEschrift 
über  den  Aufstand  in  Spanien,  Leipzig  1874.  — 
Herrn  Engen  Dührings  Umwälzung  der  Wissen- 
schaft, 1.  Aufl.  Leipzig  1878,  2.  Aufl.  Zürich 
1885, 3.  Aufl.  Stuttgart  1894.  —Die  Entwickelunir 
des  Sozialismus  von  der  Utopie  zur  Wissenschaft, 

1.  Aufl.  Hottingen  -  Zürich  1882.  dass.  'L 
3.  Aufl.  Zürich  1883,  4.  Aufl.  Berlin  •  IR'l 
(auch  französisch,  nissisch,  polnisch,  italieiiLsch, 
spanisch,  rumänisch,  holländisch,  dänisch.  — 
Der  Ursprung  der  Familie,  des  Privateigenrums 
und  des  Staats.  Im  Anschluss  an  Lewis  H.  Mor- 
gans Forschungen,  1.  Aufl.  Hottingen  1884;  da«., 

2.  Aufl.   Zürich  li884,   3.  Aufl.  Stuttgart  188^3: 

6.  Aufl.  ebd.  1894  (auch  italienisch,  rumäDisck 
dänisch;  französisch).  —  Ludwig  Feaerbach 
und  der  Ausgang  der  deutschen  klassiiichen 
Philosophie,  Stuttgart  1888;  dass,,  2.  Xul 
ebd.  1895.  —  Antwort  an  Herrn  Paul  EntJt. 
41/2  Sp.  langer  Artikel  über  die  Taktik  d«r 
Sozialist.  Partei  im  „Berliner  Volksblatt'*  Tom 
5.  X.  18iK).  —  Die  auswärtige  Politik  des  ni- 
sischen  Zaren tums  (in  der  „Neuen  Zeit",  VIÜ. 
Jahrg.,  1889/90,  II.  Bd. ;  auch  russisch,  eoglisch. 
französisch,  rumänisch).  —  Ueber  den  Bürger- 
krieg in  Frankreich  (in  der  „Neuen  Zeit".  IX. 
Jahrg.,  1890/91,  IL  Bd.,  S.  33  fr.).  —  In  Sachen 
Brentano  contra  Marx  wegen  angeblicher  CitÄtj^- 
fälschung.  Geschichtserzählung  und  Dokumente 
(in  der  „Neuen  Zeit",  Jahrg.  Ix.  1890/91.  Bd.  1, 
S.  425  if.).  —  Aus  der  „Neuen  Zeit"  wären  femer 
noch  zu  erwähnen:  Jahrg.  III  (1885):  Man  und 
Rodbertus;  Jahrg.  X  (1891/92h  Der  Sozialismus 
in  Deutschland;  Jahrg.  XI  (1892/93):  Ueber 
historischen  Materialismus ;  Jahrg.  XIII  (1894  'J>5)  : 
Die  Bauemfrage  in  Frankreich  und  Deutschland. 

Ausserdem  veranlasste  er  folgende  Ausgabtrn 
mit  Einleitungen,  Vorreden  etc.: 

I.  Deutsch:   K.  Marx,  Kapita],  I.  Band. 

3.  Aufl.,  1883;  4.  Aufl..  1890  (Vorrede  über 
Brentano).  Dasselbe,  IL  Bd.  (Vorrede  über  Rh!- 
bertus),  1885.  —  K.  Marx,  Das  Elend  der  Phi- 
losophie. Deutsch  von  Bernstein  und  Kautsky. 
Stuttgart  1885  (Vorrede  über  Rodberins).  - 
K.  Marx,  Vor  den  Kölner  Geschworenen  IHA^- 


Engels — ^Enquete 


615 


Zürich  1886  (Vorrede).  —  K.Marx,  Enthüllnngen 
übfT  den  K(>l]ier  Kommiuiistenprozess  iSöl, 
Zürich  1885  (Einleitung  zur  Geschichte  des 
-Bandes  der  Kommunisten").  —  W.  Wolff, 
Die  sehlesische  Milliarde,  Zürich  1886  (Ein- 
leituncf  und  Biographie  Wolffs  und  Geschichte 
der  preussischen  Bauern).  — -  S.  Borkheim, 
Z'ir  Erinnerung  an  die  deutschen  Mordspatrioten, 
Zürich  1888  (Einleitung,  Biographie  Borkheims). 
-K.Marx,  Lohnarbeit  und  Kapital  (Einleitung), 
Beriin  1891. 

IL  E  n  g  1 1 8  c  h :  K.  Marx,  Capital.  Translated 
by  S.  Moore  &  E.  Aveling,  and  edited  by 
F.  Eüsrels,  London  1887.  (Textrevi^ion  und 
VcrnMe.)  —  K.  Marx,  Free  Trade.  A  Speech 
'ielivered  in  Brüssels  1849.  Translated  by 
F.  K.  Wischnewetzky,  Boston  and  London  1889. 
{Einleitung  über  Freihandel,  deutsch  in  „Neue 
Zfit")  —  F.  Engels,  The  Condition  of  the 
Working  Class  in  England  in  1844.  Translated 
by  F.KWischnewetzky,  New- York  1887.  (Vor- 
re-le  Dnd  Appendix,  letzterer  auch  separat :  The 
Working  Class  MoTement  in  America,  deutsch : 
Die  Arbeiterbewegung  in  Amerika,  New- York 
lN*7,  nachgedruckt  (englisch)  London  1888. 
Pentsch  auch  in  „Neue  Zeit".) 


Vergl.  über  Engels:  seine  Biographie  von 
Karl  Kautskv  im  „Oesterr.  Arbeiterkalender 
ftr  1888'*  (Brunn,  Verlag  des  Volksfreund); 
wiederabgedruckt  im  Züricher  „Sozialdemokrat", 
».  46- öü  (Nov.  bis  Dez.),  1887.  —  Friedrich 
Enicels.  Zu  seinem  70.  Greburtstage  (in  der 
-N^uen  Zeit",  IX.  Jahrgang,  1890/91,  I.  Bd., 
S.  225  ff.)  —  S  0  m  b  a  r  t ,  Werner,  Friedrich  Engels : 
Xdrölog  in  „Zukunft",  Bd.  XIII,  Berlin  1895, 
.S.  34  ff  —  Derselbe,  Friedrich  Engels  und  der 
Marxismus  in  „Zukunft",  1895,  S.  69  flf.  —  Der- 
selbe, Friedrich  Engels  und  die  soziale  Be- 
^^jninff  in  „Zukunft",  Bd.  XIII,  1895,  S.  122  ff. 
-  Friedrich  Engels  f  in  „Neue  Zeit",  Jahrg. 
XIII,  Bd.  2,  Berlin  1895,  S.  609.  ~  H.  d.  St. 
1.  Aufl.,  Bd.  m,  S.  243. 


Enquete. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  E.  2.  Ausfüh- 
nmi^  (Behörde  oder  Ausschuss;  Wahl  der 
2eujren:  schriftliche  Vernehmung  und  münd- 
liches Verhör;  Oeffentlichkeit  der  Verhand- 
lungen; der  Fragebogen;  reisende  Ausschüsse). 
3.  VeTüffentlichung.  4.  Englische  E,  5.  Fran- 
zusische  E.    6.  Deutsche  E. 

^  1.  Betriff  und  Wesen   der  E.     Bei 

Vorbereitung  gesetzgeberischer  Massnahmen 
auf  wirtschaftlichem  Gebiete  stellt  sich  oft 
das  Ifedürfnis  ein,  über  die  augenblickliche 
Sa<jhlage  derjenigen  Verhältnisse,  denen  man 
die  Aufmerksamkeit  zugewandt  hat,  genau 
Vilehrt  zu  werden.  Nicht  genug,  dass  in 
der  Tagespresse  oder  in  Büchern,  gewisse 
U-bektände  des  gesellschaftlichen  Lebens 
erörtert  sind,  wünscht  man  eine  eingehende 
«nd  zuverlässige  Erhebung  über  den  Sitz 
nnd  den  Umfang  des  üebels,  seine  Ursachen 
^Jnd  seine  mutmasslichen  Linderungsmittel. 


Die  einschlägigen  wirtschaftlichen  oder 
sozialen  Thatsachen  sollen  ermittelt  und  Sach- 
verständige befragt  werden,  wie  sie  dieselben 
beurteilen  imd  von  welcnen  Anordnungen 
sie  eine  Besserung  beklagenswerter  oder 
unbehaglicher  Zustände  erwarten.  Zu  diesem 
Zwecke  pflegt  man  einmalig  und  vorüber- 
gehend Untersuchungen  mit  Beschränkung 
auf  ein  bestimmtes  Tema  anzustellen ,  für 
welche  die  Bezeichnung  »Enquete«  ge- 
bräuchlich geworden  ist.  In  Frankreich 
wird  dieser  Ausdruck  in  mehrfachem  Sinne 
angewandt.  Man  spricht  von  Enqueten  in 
der  Rechtspflege,  w^o  es  sich  im  Civilprozesa 
um  die  Feststellung  von  Thatsachen  handelt, 
die  von  der  einen  Partei  geleugnet  werden. 
Sowohl  der  Friedensrichter  als  die  Gerichts- 
höfe können  solche  Enqueten  anoi-dnen,  für 
welche  der  Titel  XII  der  Prozessordnimg 
des  Code  civil  das  einzuschlagende  Verfahren 
vorschreibt  Weiter  führen  alle  zu  Yer- 
waltungszwecken,  z.  B.  bei  Expropriationen, 
veranstalteten  Erhebungen  den  Namen 
Enquete.  Art.  3  des  6.  v.  3.  Mai  1849 
handelt  von  ihnen.  Das  Verfahren  bei 
ihnen,  das  nicht  immer  das  gleiche  ist, 
besteht  im  wesentlichen  darin,  dass  mit  den 
zuständig"en  Körperschaften  Beratungen  ge- 
pflogen, urteüsfähige  Personen  mündlich 
vernommen  oder  schriftlich  ausgeholt  werden. 
Eine  dritte  Gruppe  von  Enqueten  bilden 
die  in  Rücksicht  auf  die  wirtschaftliche  und 
soziale  Gesetzgebung  unternommenen,  und 
diese  ausschliesslich  sind  es,  welche  uns 
hier  beschäftigen. 

Von  den  Arbeiten,  die  in  den  Thätigkeits- 
bereich  statistischer  Bureaus  fallen,  unter- 
scheiden sich  die  Enqueten  in  mehrfacher 
Hinsicht.  Eine  Gewerbe-,  Berufs-,  Lohn-  etc. 
Statistik  kann  nicht  als  Enquete  aufgefasst 
werden.  Die  Enquete  wird  nicht  in  längeren 
Zwischenräumen  wiederholt,  sondern  ein- 
malig ausgeführt  Sie  ward  in  der  Regel 
nicht  einer  bestehenden  Behörde  übertragen, 
sondern  einem  lediglich  zu  üirer  Durch- 
führung zusammentretenden  Ausschuss,  der 
nach  Erfüllung  seiner  Aufgabe  sich  wieder 
auflöst.  Endlich  konmit  es  bei  der  Enquete 
nicht  auf  die  ziffermässige  Erfassung  einer 
Erscheinung  und  ihre  Besprechung  an ;  viel- 
mehr tritt  das  Sammeln  von  Zahlenmaterial 
als  etwas  mehr  Nebensächliches  zurück 
gegenüber  der  Aufgabe,  ein  Bild  von  der 
Stimmung  der  Bevölkerung  oder  den  Zu- 
ständen im  allgemeinen  zu  entwerfen.  Wo 
für  solche  Schilderung  Zahlen  nötig  sind, 
wird  die  Enquete  nicht  umhin  können,  sich 
nach  Statistik  umzusehen  und  sie,  wenn 
notwendig,  zu  veranlassen,  keinen  falls  aber 
wird  deren  Beschaffung  Selbstzweck  sein. 
Vor  einer  statistischen  Erhebung  hat  die 
Enquete  den  Vorzug  voraus,  dass  der  durch 
sie  veranlassten  Befragung  ein  wegen  des 
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akuten  Anlasses  reges  und  gewecktes  Inte- 
resse aller  Beteiligten  gegenüber  steht, 
während  der  ersteren  meistens  eine  gewisse 
Lauheit,  wenn  nicht  Misstrauen  entgegen- 
gebracht wird.  Indes  liegt  gerade,  weil  ein  be- 
sonderes Interesse  in  Frage  ist,  die  Gefahr  vor, 
dass  dieErmittelung  stellenweise  einen  subjek- 
tiv gefärbtenCharakter  gewinnt.  Diesen  zu  ver- 
meiden, wird  die  Enquete  in  den  versclüedens- 
ten  Berufskreisen  Belehnmg  suchen  müssen. 
Die  Frage,  in  welchen  Fällen  Encjueten 
angestellt  werden  sollen,  gehört  der  politischen 
Erwägung  an  und  lässt  sich  nicht  allgemein 
beantworten.  Da  die  Wissenschaft  der 
Nationalökonomie  die  Möglichkeit  des  Ex- 
perimentes nicht  hat,  durch  welches  im 
kleinen  die  Richtigkeit  der  Grundsätze,  die 
im  grossen  angewandt  werden  sollen,  er- 
probt werden  könnte,  so  muss  man  aus  der 
Erfahrung  schöpfen  imd,  so  gut  es  geht,  Bich 
zu  vergewissern  suchen,  dass  bei  Ausführung 
beabsichtigter  Reformen  keine  Verschlech- 
terung der  Zustände  eintreten  werde.  Es 
scheint  unanfechtbar,  dass  die  erfolgreiche 
"Wirksamkeit  irgend  einer  gesetzlichen  An- 
ordnung nur  dann  gehofft  werden  kann, 
wenn  alle  massgebenden  Umstände  vorher 
einer  sorgfältigen  Betrachtung  unterzogen 
werden.  Jede  gesetzliche  Neuordnung  wirt- 
schaftlicher Angelegenheiten  müsste  so  be- 
schaffen sein,  dass  man  bei  ihrer  Ausfühnmg 
nicht  auf  unvorhergesehene  Hindernisse  stösst. 
Diese  YoUkoramenheit  aber  kann  kaum 
anders  erzielt  werden,  als  indem  man  durch 
Beobachtung  des  thatsächlich  Vorhandenen 
und  durch  gutachtliche  Aeusseningen  mit 
den  Verhältnissen  vertrauter  Persönlichkeiten 
sich  über  die  Bedeutung  der  zu  erlassenden 
Norm  vergewissert.  Wenn  eine  Reihe  von 
Personen,  die  an  dem  Erlass  eines  Gesetzes 
besonders  interessiert  sind,  nach  ihrer 
Meinung  über  seine  Zweckmässigkeit  gefragt 
werden,  wenn  ein  Blick  auf  die  bisherige 
Entwickelung  geworfen  wird  und  die  ent- 
sprechenden Zustände  anderer  Länder  in 
Betracht  gezogen  werden,  scheint  einige 
Gewälir  für  den  Erfolg  der  beabsichtigten 
Neuerung  gegeben.  Das  Parlament  oder 
ein  Ministerium  wird  für  die  Aufstellung 
oder  Beratung  eines  Gesetzentwurfs  nicht 
immer  die  gleichen  Garantieen  bieten  können, 
da  es  natürlich  nicht  in  jedem  Falle  über 
die  sachverständigsten  Kräfte  verfügt.  Um 
so  notwendiger  scheint  eine  Encjnete,  wenn 
das  Eingreifen  der  Staatsgewalt  m  die  wirt- 
schaftliche Sphäre  die  &werbsfreiheit  der 
einzelnen  einzuschränken  droht.  Alsdann 
ist  es  besonders  wünschenswert,  dass  nicht 
von  vorgefassten  Meinimgen  ausgegangen, 
sondern  der  geschichtlichen  Entwickelung, 
welche  die  Dinge  genommen  haben,  folgend, 
die  einzuschlagende  Richtung  aus  der  Wirk- 
lichkeit absti-ahieil  wird. 


Die  gelegentlich  (Embden)  vorgeschlagen^ 
Unterscheidung  zweier  Gnindtypen  des  Ver^ 
fahrens,  nämlich  der  unvoUständig  und  üei 
vollständig  organisierten  Enquete,  bieti^ 
keinen  rechten  Vorteil.  Bei  der  ersteren  se; 
es  darauf  abgesehen,  thatsäcliüches  Gedanken^ 
und  Stimmungsmaterial  über  einen  l^ 
stimmten  Gegenstand  zu  erhalten,  während^ 
alle  Erwägungen  darül»er,  ob  in  diesem 
Material  für  die  Organe  des  Staates  Anläs^ei 
zu  administrativen  und'  legislativen  Ent- 
schliessungen  vorliegen,  der  Zukunft  iml 
in  dieser  dem  Anordner  der  Enquete  vor- 
behalten bleiben.  Die  letztere  bezwe<ke 
nicht  nur  jVIaterial  für  die  Zukunft  und  ^M 
selbst  sammeln  zu  lassen,  sondern  wolle  da- 
rüber hinaus  Verarbeitung  des  Gesammelten 
sowie  Gutachten,  Ratschläge  und  EmpWi- 
lungen  auf  Grund  des  gewonnenen  Gesarat- 
ergebnissos. Nur  bei  der  letzteren  sei  ein 
eigenes  Organ  zum  Vollzuge  und  zwar  reir*-l- 
mässig  eine  Kommission  vorlianden,  Iiidts 
ist  bei  dieser  Auseinanderhaltung  der  Be^Tiff 
der  »unvollständig  organisierten  Eni]ih'io 
in  einer  kaum  zulässigen  Weise  erweitert 
worden.  Selbst  durch  Verwaltungsrücksichten 
diktierte  Umfragen  würden  hiernach  als 
Enqueten  zu  bezeichnen  sein.  Ferner  aWr 
betrifft  der  Umstand,  ob  in  der  Form  eines 
sogenannten  Generalberichtes  nun  aiicih 
seitens  des  Anordners  oder  Leiters  der 
Enquete  die  Ergebnisse  zusammengefasst 
\md  verwertet  werden  oder  nicht,  keinen 
für  das  Wesen  einer  Enquete  massgebenden 
Punkt. 

2.  Ansfuhmng.  Nachdem  die  Not- 
wendigkeit und  Zidässigkeit  einer  Enquete 
in  dem  gesetzgebenden  Körper  eines  Staates 
beschlossen  ist ,  kann  ihre  Ausfühnmg  ent- 
weder einer  Behörde  oder  einem  ausschliess- 
lich zu  diesem  Zweck  vorübei^hend  zu- 
sammentretenden Ausschuss  anvertraut 
werden.  Der  erstere  Ausweg  ist  in  d^r 
Regel  in  Deutschland  und  Frankreich,  der 
letztere  in  Grossbritannien  eingeschlagen 
worden.  Eine  Untersuchung  lediglich  durch 
Staatsbeamte  ausführen  zu  lassen,  wird  sieh 
nicht  empfehlen,  weil  sie  alsdann  niu*  zu 
leicht  einen  schematisch-bureaiikratischen 
Anstrich  gewinnt.  So  zweckmässig  es  i>t 
die  regelmässigen  statistischen  Arbeiten  eines 
Landes  ständigen  Beamten  zu  übertragen, 
da  nur  bei  diesen  die  erforderliche  Voll- 
kommenheit der  statistischen  Technik  und 
Praxis  gefunden  wird,  so  wenig  angebracht 
erscheint  es,  ihnen  die  Durchführung  einer 
Enquete  zu  übertragen,  die  nach  dem  jedes- 
maligen Zweck  und  Gegenstand  eine  freiere 
Behandlung  erheischt.  Man  wird  mehr  voq 
einem  Ausschusse  erwarten  dürfen,  in 
welchem  durch  Sachkenntnis  des  spedellen 
Falles  und  Unabhängigkeit  der  Gesinnung 
hervorragende  Männer  vertreten  sind.   Bei 
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der  Wahl  der  Mitglieder  eines  solchen  Aus- 
schusses ist  zu  berücksichtigen,  dass  es  sich 
meistens  um  verschiedene  Interessen  handelt 
imd  man  daher  gut  thut,  jedem  Interessen- 
kreis einen  Vertreter  zu  gewähren.  Wird 
beispielsweise  eine  Enquete  über  Arbeiter- 
verhältnisse veranstaltet,  so  soUten  Unter- 
nehmer und  Arbeiter  im  Ausschuss  nicht 
fehlen.  In  England  hat  diese  Forderung 
wiederholt  Erfüllung  gefunden,  während  man 
in  Belgien  bei  der  grossen  Arbeitsenquete 
vom  Jahre  1886  sich  auf  die  Wahl  von 
Kammermitgliedem,  Universitätsprofessoren, 
Ingenieuren  und  Publizisten  beschränkte, 
«lie  Änfnahme  von  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
nehmern ausdrücklich  vermied.  Von  der 
Zusammensetzung  des  Ausschusses  hängt 
>ehr  viel  ab,  da  nur  vollkommen  mit  dem 
Gegenstand  vertraute  Männer  das  Unzu- 
treffende der  vor  ihnen  abgelegten  falschen 
Aussagen  sofort  erkennen  werden  \md  durch 
g<f*>chickte  Fragenstellimg  die  nötige  Klai-heit 
zn  erzielen  wissen.  Die  Auswahl  der  Mit- 
glieder bleibt  am  besten  der  Regierung  über- 
lassen, vielleicht  auf  Grund  einer  von  dem 
Parlamente  aufzustellenden  Vorschlagsliste. 
Dem  Ausschuss  liegt  dann  ob,  die  zur 
Vernehmung  geeigneten  Personen  ausfindig 
zn  machen,  wobei  er  sich  von  den  gleichen 
Crraudsätzen  wird  leiten  lassen  müssen,  die 
für  seine  Wahl  massgebend  waren.  Es 
kommt  darauf  an,  Zeugen  heranzuziehen,  die 
in  der  Lage  sind ,  mit  rücksichtsloser  Aus- 
führlichkeit Auskunft  zu  erteilen  und  denen 
nicht  etwa  die  Furcht  vor  späterer  Mass- 
resrelung  den  Mund  geschlossen  hält.  Da 
ft^rner  auch  die  Aussagen  der  aufrichtigsten 
Männer  von  Täuschungen  und  Irrtümern 
lietMnfiusst  sein  können,  so  müssen  die  vor- 
zuladenden Personen  den  verschiedensten 
Kreii>en  entstammen.  In  Arbeiterangelegen- 
heiten wird  z.  B.  der  Unternehmer,  obgleich 
er  in  seiner  Stellung  als  Arbeitgeber  von 
vornherein  grosse  Glaubwürdigkeit  besitzt, 
^iennoch  meistens  nur  ein  unvollständiges 
Zeugnis  ablegen  können.  Wenn  auch  eine 
Fabrik  eine  ausreichende  Vorstellung  gewährt 
von  der  grossen  Masse  der  Fabriken  der- 
selben Art,  so  muss  immerhin  manches  dem 
Fabrikanten  entgehen.  Als  ein  wohlmeinender 
ilann  weiss  er  nichts  von  unehrlichen  Prak- 
tiken weniger  gewissenhafter  Kollegen,  ahnt 
^r  nichts  von  den  Missständen,  die  im  Ver- 
kehr seines  Werkführers  mit  den  Arbeitern 
erwachsen  sind  —  kurz  innerhalb  der  Grenzen 
seiner  Erfahrung  wird  seine  Aussage  nicht 
immer  genau  ausfallen.  Daraus  folgt,  dass 
nian  als  Ergänzung  den  Arbeiter  gleichfalls 
^fragen  muss,  der  im  allgemeinen  gerne 
<iie  &hattenseiten  seines  Zustandes  betonen 
^ird,  leicht  infolge  mangelhafter  Bildung  in 
seinen  Ausführungen  dunkel  bleibt,  aber 
meistens  viel  mehr  in   das  Detail   eingeht 


und  durch  seine  Leidenschaftlichkeit  oder 
seinen  Ungestüm  vor  wissentlicher  Unwahr- 
haftigkeit  geschützt  ist.  Ebenso  notwendig 
wird  endlich  das  Zeugnis  dritter  Parteien 
sein,  die  wie  Fabrikinspektoren,  Ingenieure, 
Warenbeschauer,  Mäkler  etc.  mit  Unter- 
nehmern und  Arbeitern  in  Verbindung  stehen 
und  möglicherweise  am  unparteiischsten  die 
Sachlage  bemteilen.  Sehr  zweckmässig  ist 
es,  wenn  ausser  bestimmten  Persönlichkeiten, 
deren  Befragung  von  vomhcein  erwünscht 
erscheint,  eine  öffentliche  Einladung  an  alle, 
die  Aussagen  machen  wollen  oder  können, 
ergeht. 

Die  um  eine  Begutachtung  oder  Auskimft 
angegangenen  Personen  können  sich  entweder 
schriftlich  äussern  oder  mündlich  ver- 
nehmen lassen.  Das  Verfahren  auf  den 
einen  oder  anderen  Ausweg  ausschliesslich 
zu  beschränken,  ist  nicht  richtig.  Vielmehr 
vnrd  es  am  passendsten  sein,  beide  mit 
einander  zu  verbinden,  immer  aber  so,  dass 
auf  das  mündliche  Verhör  das  meiste  Ge- 
wicht gelegt  wii-d.  Das  schriftliche  Ver- 
fahren ist  einem  ganz  richtigen  Gedanken 
entsprungen,  sofern  man  von  gewissen  Zu- 
ständen sich  nicht  andere  ein  Bild  machen 
kann,  als  indem  man  sie  in  Zahlen  festhält. 
Bei  Enqueten  über  Schutzzölle,  Eisenbahn- 
tarife, Lohn  Verhältnisse  einer  bestimmten 
Industrie  sind  tabellarische  Zusammen- 
stellungen über  Ausfuhr  und  Einfuhr,  über 
die  Produktion,  über  gezahlte  Löhne  oder 
dergl.  unentbehrlich.  Auch  wird  niemand 
den  Nutzen  leugnen  wollen,  den  ein  Ver- 
gleich der  einheimischen  Verhältnisse  mit 
ausländischen  bietet.  Aber  derartige  Zu- 
sammenstellungen können  sehr  gut  von  Be- 
hörden, statistischen  Bureaus,  Handels- 
kammern etc.  angefertigt  werden  imd  ent- 
weder als  Grundlage  beim  Verhör  dienen 
oder  am  Schlüsse,  wenn  es  darauf  ankommt, 
die  Ergebnisse  festzuhalten,  zu  Rate  gezogen 
werden.  Die  schriftlichen  Erläuterungen 
einzelner  Personen  sollten  in  der  Regel  zu- 
rückgewiesen werden.  Vielleicht  erörtert 
der  Verfasser  gewisse  Pimkte,  über  die  ge- 
nauere Auskunft  erwünscht  wäre,  gar  nicht 
und  verbreitet  sich  über  andere  ausführlich, 
über  die  man  bereits  genügend  unterrichtet 
ist.  Das  wird  bei  mündlichem  Verhör, 
sofern  es  ein  wirklich  kontradiktorisches  ist, 
vermieden.  Jedem  Ausschussmitgliede  muss 
es  freistehen,  zu  diesem  oder  jenem  Punkte 
von  dem  Zeugen  eingehendere  Auskunft  zu 
erbitten  und  jedem  späteren  Zeugen  un- 
benommen sein,  an  die  Aussagen  seiner 
Vorgänger  anknüpfend,  diese  zu  widerlegen 
oder  zu  bestätigen. 

Hiermit  im  engsten  Zusammenhange  steht 
die  Forderung  der  Oeffentlichkeit  der  Ver- 
handlungen. Allen  Interessenten  sollte  die 
Möglichkeit  geboten  sein,   dem  Verhör  bei- 
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-wohnen  zu  können,  einerseits  um  den  vor- 
geforderten Zeugen  das  Bewusstsein  ihrer 
Verantwortlichkeit  für  die  geraachten  Mit- 
teilungen nahe  zu  legen,  andererseits  um 
auch  Personen,  die  nicht  von  vornherein  für 
das  Verhör  in  Aussicht  genommen  sind,  zu 
veranlassen,  sich  zu  melden,  falls  sie  wesent- 
liche, die  bisherigen  Angaben  in  ein  anderes 
Licht  rückende  Auskunft  zu  geben  im  stände 
sind.  Diese  Fordenmg  ist  bei  englischen 
Enqueten  stets  erfüllt  worden,  und  in  wie 
ausgiebiger  Weise  auch  ausserhalb  Englands 
der  Sinn  dafür  rege  ist,  zeigt  die  belgische 
Arbeitsenquete  von  1886,  bei  welcher  die 
Kommission  gelegentlich  veranlasst  wurde, 
ihre  Sitzungen  unter  freiem  Himmel,  um- 
geben von  mehr  als  1500  Zuhöi^m,  abzu- 
halten. 

Darüber,  ob  den  Verhandlungen  ein 
Fragebogen  zu  Grunde  zu  legen  ist  oder 
nicht,  sind  die  Meinungen  geteilt.  Die  Zweck- 
mässigkeit eines  Fragenschemas,  das  alle 
einsclüilgigen ,  der  Erklänmg  bedürftigen 
Punkte  aufführt,  ist  mit  dem  Hinweis  da- 
rauf bestritten  worden,  dass  dann  nur  zu 
oft  die  Zeugen  auch  über  solche  Verhältnisse 
ausgefi'agt  würden,  über  die  sie  keine  eigene 
Erfahrung  besässen.  Zu  seiner  ei-schöpfenden 
Beantwortung  sei  —  so  meinte  Michel  Che- 
valier in  der  französischen  Enquete  über  die 
Wuchergesetze  (1864)  —  ein  vollständiges 
Buch  erforderlich.  Mit  dem  »dünvn ,  allum- 
fassenden Gerii>pe  eines  einheitlich  fest- 
gestellten Formulars«  (Gustav  Cohn)  unter- 
binde man  die  Aeusserungen  frischer  Lebens- 
wahrheit. Auf  der  anderen  Seite  lässt  sich 
für  Anwendung  des  Fragebogens  geltend 
machen,  dass  er  den  zu  vernehmenden 
Personen  Gelegenheit  giebt,  sich  vorzubereiten 
und  sich  in  Erinnerung  zu  bringen,  worauf 
es  in  ihrer  Aussage  eigentlich  ankommen 
wird.  Das  erforderlichenfalls  beizubringende 
Beweismaterial  kann  in  Bereitschaft  gehalten 
werden.  Die  spätere  Sichtung  und  Ver- 
arbeitung des  Materials  wird  erleichtert, 
wenn  ein  erkennbarer  roter  Faden  durch 
alle  Verhöre  sich  hindurchzieht.  Für  den 
schriftlichen  Teil  der  Enquete  wird  die 
Aufstellung  eines  Fragebogens  unentl)ehrlich 
sein.  Schliesslich  braucht  man  von  denen, 
die  nur  eines  gut  und  genau  wissen,  die 
nicht  über  alle  Seiten  gleichmässig  unter- 
richtet sind,  die  Beantwortung  des  Frage- 
bogens nicht  vollständig  zu  verlangen.  Die 
vermittelnde  Auffassung,  welche  einen  Frage- 
bogen massigen  Umfanges  als  Erinnerungs- 
und Hilfsmittel,  nicht  als  bindende  Norm, 
für  zulässig  erachtet  (Quarck),  trifft  daher 
wohl  das  Kichtige. 

Bei  manchen  Enqueten  wird  es  nötig 
sein,  dass  der  Ausschuss  sich  in  mehrere 
Unterausschüsse  teilt,  damit  einzelne  Gegen- 
den bereist  werden   können.    Es  wird  mit- 


unter wesentlich  sein,   nicht  nur  Aussagen 
entgegenzunehmen,  sondern  auch  an  Ort  und 
Stelle    Erkundigungen     einzuziehen.      Man 
kann  freilich  hoffen,   Unternehmer  und  Ar- 
beiter in  ausreichender  Zahl  nach  der  Haupt- 
stadt oder  dem  Orte,  in  dem  man  die  En^juete 
abhält,   kommen  zu  sehen.    Allein  die  Mit- 
glieder des  Ausschusses   werden  lebhaften? 
Eindrücke  empfangen,  wenn  sie  die  Zustände 
selbst  in  Augenschein  nehmen  imd  auf  diese 
Weise    die    Aussagen    grewissermassen   zu 
kontrollieren  scheinen.  Sicherlich  erhält  man 
wahrheitsgetreuere     imd     frischere     Schil- 
derungen  am  Schauplatze   selbst   und  vrr- 
I  anlasst  auch  mehr  Personen,  sich  zum  Worte 
zu  melden,   als  wenn  die  Zeugen  an  einen 
mehr   oder    weniger    entfernten    Ort    sich 
begeben  müssen.    An  der  Stätte,  die  gleich- 
sam ein  lebendes  Beispiel  ist  für  alles.  T^-as 
der  Zeuge  sagt,   fliesst  die  Rede  schneller, 
wird   der  Gedanken strom    nicht    durch  iks 
beängstigende  Gefühl,   vor  dem   Ausschus^ 
wie  vor  Gericht  zu  stehen,  verwirrt.  Natürlich 
gilt  dies  nicht  für  alle  Fälle.    Eine  Enquete 
über  Schutzzölle  wüKle  sicli  vollständig  an 
einem  einzigen  Orte  ausführen  lassen.    Da- 
gegen  würde   man,   um   den  Einfluss  d»T 
Gefangenenarbeit  auf  Löhne   und  Preise  zu 
erkennen,    einige    Sachverständige    dorthin 
entsenden  müssen,  w^o  der  Wettbewerb  der 
Gefangenen  am   meisten   empfimden  wini. 
Und  bei  einer  Enquete   über  die  Lage  der 
Bergarbeiter  würde  es  sich  empfehlen,  sie 
an  den  Stätten    der  Bergwerke   selbst  vor- 
zunehmen, um  durch  Befahren  der  Arbeits- 
stätten, durch  technische  Messungen,  duR-h 
Vernehmung    einer   genügenden   Zahl   Vf^n 
Bergarbeitern   in  jedem  Revier  u.   dgl.  m. 
das   im  übrigen   zu  veranstaltende  Zeuireii- 
verhör  vervollständigen  zu  können.    Bei  der 
preussischen   diesbezüglichen  En<juete  vom 
Jahre  1889    wurden  allerdings  die  Verhön? 
in  den  Bergrevieren  veranstaltet,  aber  doch 
keine  thatsächlichen  Feststellungen    in   der 
erwähnten  Weise    zur  Ergänzung  des  sonst 
gesammelten   Materials    vorgenommen.     In 
England    bedient  sich    bisweilen  die  Unter- 
suchungskommission  derartiger  in  bestimmte 
Gegenden  abgesandter  Subkommissionen,  'Um 
sich  gleichsam  räumlich  zu  erweitern*^.    In 
Frankreich  sind  bis  jetzt  solche  reisende  Aus- 
schüsse nur  zweimal  in  Thätigkeit  gewesen. 
18G0   bei  der  Untersuchung   über  die  Ia^'^ 
der  verwahrlosten  Kinder,    bei  welcher  ein 
Ausschuss  von  5  Herren  alle  86  Departements 
vom  1.  Mai  bis  Ende  Oktober  bereiste,  nnd 
1866  bei  der  Salzenquete,  die  inmitten  der 
Salz   produzierenden   Gegenden    abgehalten 
wurde.     Bei  der  1842  veranstalteten  Salz- 
enquete  w^urden   nicht  alle   Bergwerke  in 
Augenschein  genommen. 

3.  Yeroffentliehaiif^.    Wunle  schon  ki 
den  Verhandlungen  Gewicht  auf  die  Oeffent- 
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licbkf^it    gelegt,    so    versteht    es    sich   von 
5ell>st  dass  die  Drucklegung  der  eingesam- 
iLelten  Materialien  aufs  wärmste  befürwortet 
venlen  mn^.    Nur  wenn  die  eingegangenen 
}[itteilungen  und  Aussagen  der  öffentlichen 
Kritik  unterbreitet  wenlen,  so  dass  alle,  die 
in  der  Materie  bewandert  zu  sein  glauben, 
skh  an  die  Begutachtung  und  Beiu-teilung 
nuK.hen  können,  wird  eine  Enquete  rechten 
Nutzen  schaffen.    Weiter  ist  zu  verlangen, 
ii;K<  «las   ganze  ürmaterial  vollständig  auf 
Grand      stenographischer     Protokolle     der 
<>'fft-ntliehkeit    übergeben    werde.    Ein    an 
di^^  Stelle  tretender  Bericht,   etwa  von  Mit- 
tue* lern  des   Ausschusses  herrührend,  der 
nur  die  hauptsächlichsten  Thatsachen  mit- 
ttilt,  kann  nie  dieselben  Dienste  leisten,  da 
M  dem    grössten  Vertrauen   auf  die  aus- 
hlbn^nde  Behörde  oder  den  Ausschuss,  doch 
f;em   Subjektivismus    des    Berichterstatters 
R♦^:lmung  getragen  wenien  muss.    Man  hat 
b'irie  Sicherheit  darüber,  was  als  unwesent- 
iif'h  verschw^iegen  ist,  und  falls  der  Bericht- 
erstatter dem  der  Regierung  nahestehenden 
B^^amteckreise  entstammte,  envächst  leicht 
das  3Iisstrauen,   dass   manche  Angabe   ge- 
üisst-ntlich     unterdrückt     wurde.      Leider 
fassen    die    in    Deutschland    veranstalteten 
Enqueten  in  dieser  Beziehung  manches  zu 
^tmschen     übrig,    —    so    wurde    bei    der 
I»reus.^ifiehen  Bergarbeiterenquete  vom  Jahre 
1^^9  anstatt  zahlreicher  Bände  mit  Akten- 
waterial  schliesslich  nur  eine  magere  Denk- 
•ichrift  im  Drucke  ausgegeben,  die  ein  stark 
koccputrierter  Auszug  des  Urmaterials  sein 
^^llT<^  jedenfalls    aber  statt  thatsächlicher 
Vtrhältnisse   nur   die   Auffassung   der   von 
«leo  Ministern  ernannten  Kommissarien  vor- 
trug.    Dagegen    ist    es    in   England    und 
Fnmkreich   üblich,   das  ürmaterial  vollstän- 
dig liekannt  zu  machen. 

E^  kann  hierbei  zweifelhaft  sein,  ob  es 
riditiper  ist,  das  ürmaterial  auf  einmal 
lii-ruiiszugeben  oder  die  Protokolle  in  Liefe- 
mnj^en  von  Tage  zu  Tage  bezw.  Woche  zu 
^VfK-he,  in  dem  Masse,  als  das  Verhör  sich 
ak}»ielt,  zu  veröffentlichen,  worauf  am 
S'.tilujise  die  etwa  eingesammelten  statisti- 
^ Iva  Angaben  oder  schriftlichen  Gutachten 
"^idi  anreihen  könnten.  Augenscheinlich 
vinl  durch  die  letztere  Methode  das  Inte- 
rpssp  für  die  zu  behandelnde  Präge  in  wei- 
Hten  Kreisen  geweckt  imd  kann  man  noch 
Ttw^lir,  als  es  schon  durch  die  Oeffentlich- 
t^'it  des  mündlichen  Verhörs  angebahnt  ist, 
hoffen,  etw^a  in  den  Aussagen  auftauchende 
Irrtunier  sofort  zurechtgestellt  zu  sehen. 
^ie  Verbesserung  der  Untersuchung  und 
<iie  Verbreitung  der  durch  sie  ermittelten 
Thatsachen  wären  mithin  die  beiden  Vor- 
tnle  dieses  Ausweges.  In  England  werden 
unmittelbar  nach  dem  Verhör  der  einzelnen 
Tage,  entweder    offiziell    oder    durch    die 


Stenographen  der  Zeitungen  Fragen  und 
Aussagen  wörtlich  veröffentlicht.  Am  Ende 
der  Untersuchung  aber  wird  der  ganze 
Stoff  —  Instruktionen,  Berichte,  Aussagen, 
Schriftstücke,  Cirkulare,  Statistik  —  amt- 
lich gedruckt  und  das  Werk  in  den  Buch- 
handel gegeben. 

Für  den  Vertrieb  durcli  den  Buchhandel 
ist  Ansetzung  eines  massigen  Preises  wün- 
schenswert, damit  das  Werk  in  alle  sich 
dafür  interessierenden  Schichten  der  Be- 
völkerung eindringen  kann.  Bei  Normie- 
nmg  eines  hohen  Preises  werden  oft  ge- 
rade diejenigen  Personen  am  meisten  von 
dem  Ankauf  des  Werkes  abgeschreckt, 
denen  es  vorzugsweise  zugänglich  gemacht 
werden  sollte. 

Endlich  bleibt  noch  zu  erwägen,  ob  der 
ausführende  Ausschuss  selbst  für  eine  Ver- 
arbeitung des  Materials  Sorge  tragen  oder 
diese  den  Privatpersonen,  die  sich  dazu 
fähig  dünken,  anheimstellen  soll.  Gewiss 
ist  mit  der  Sammlung  des  Materials  noch 
nicht  alles  geschehen,  sondern  kommt  es 
weiter  dai-auf  an,  in  einem  Bericht  ein  ob- 
jektives Bild  von  den  Zuständen,  die  man 
in  Erfahrung  bringen  wollte,  zu  geben. 
Verhältnismässig  wenige  Personen  werden 
Zeit  und  Geduld  haben,  sich  in  mehrere 
Bände  eines  umfangreichen  Stoffes  zu  ver- 
tiefen, dagegen  mit  Vergnügen  aus  einem 
zusammenfassenden  Berichte  die  Belehrung 
schöpfen,  die  sie  suchen.  In  den  meisten 
Fällen  werden  nun  die  Ausschussmitglieder 
am  befähigtsten  zur  Abfassung  eines  der- 
artigen Berichtes  erscheinen,  wobei  nicht 
ausgeschlossen  ist,  dass  ausserdem  Fachge- 
lehrte sich  aus  freiem  Antriebe  der  gleichen 
Arbeit  unterziehen. 

Die  Forderung  von  Sach-  und  Personen- 
registern füi-  die  Zeugenaussagen  ist  wohl 
eine  selbstverständliche. 

4.  Englische  E.  Die  besten  Muster 
für  die  zweckmävSsige  Gestaltung  und  Aus- 
führung von  Untersuchungen  bietet  Eng- 
land, wo  man  fast  alle  die  vorstehend  als 
wünschenswert  bezeichneten  Punkte  zu  be- 
rücksichtigen pflegt.  Wenn  in  England 
irgend  ein  Missstand  sich  öffentlich  fühlbar 
gemacht  liat,  so  ernennt  entweder  die  Re- 
giening  eine  üntersuchungsbehörde  oder 
aus  den  Mitgliedern  der  beiden  Häuser  des 
Parlaments  wird  ein  Ausschuss  gewählt, 
denen  alsdann  die  Durchführung  einer  En- 
quete übertragen  wird.  Eine  Behörde  wird 
gewöhnlich  beauftragt,  wenn  es  sich  um 
voraussichtlich  lang  andauernde  Unter- 
suchungen handelt,  wie  bei  der  über  die 
Kinderarbeit  1863—67,  über  die  Gewerk- 
vereine 1867 — 69,  während  ein  Parlaments- 
ausschuss  mit  dem  Aufhören  der  Session 
gleichfalls  endet.  Die  beiden  hauptsäch- 
lichsten,  auch   oben  von  uns  empfohlenen 
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Grundsätze  des  Verfahrens,  nämlich  Oeffent- 
lichkeit  und  Mündlichkeit,  kommen  voll  zur 
Geltung. 

Im  dritten  Geschosse  des  Palastes  von 
Westminster  —  wo  auch  die  Häuser  des 
Parlamentes  tagen  —  halten  die  Ausschüsse 
ihre  Sitzungen.  Am  Eingang  sind  durch 
Anschläge  die  Zimmer,  die  Tage,  die  Stun- 
den bekannt  gemacht,  in  welchen  die  Sit- 
zimgen  stattfinden.  Sehr  formlos  durch  eine 
Barre  geschieden,  vor  welcher  je  nach  dem 
Interesse  des  Gegenstandes  sich  eine  grös- 
sere oder  geringere  Menge  von  Zuhörern 
eingefimden  liat,  sitzt  der  üntersuchungs- 
ausschuss  an  einem  Tische.  Einzelne  Mit- 
glieder nach  einander,  durcheinander  ver- 
hören dann  die  vor  ihnen  befindlichen  Zeu- 
gen in  anspruchslosem  Zwiegespräche.  Der 
Ausschuss  hat  einen  Vorsitzenden  und  bis 
zu  15  Mitglieder,  von  welchen  mindestens 
5  zur  Veranstaltung  des  Verhörs  anwesend 
sein  müssen.  Diejenigen  Persönlichkeiten, 
die  vernommen  werden  sollen,  hat  der  Aus- 
scliuss  vorher  festgestellt,  sowie  er  auch  die 
regelmässigen  Termine  seiner  Sitzungen 
von  vornherein  bestimmt.  Den  vorgeladenen 
Zeugen  wird  aufgegel)en,  gewisse  Ausweise, 
Urkunden,  Statistiken  und  dergleichen  mehr 
zum  Termine  mitzubringen.  Ausser  ihnen 
hat  jedermann  die  Freiheit^  sich  zum  Zeug- 
nis zu  melden,  ja  man  fragt  wohl  die  vor- 
geladenen Zeugen,  ob  sie  Personen,  die  zu 
vernehmen  wertvoll  sein  könnte,  namhaft 
zu  machen  wüssten.  Oft  wird  auch  ein 
zum  Zeugnis  aufforderndes  Rundschreiben 
erlassen. 

Das  ganze  sich  ergebende  Material  wird 
in  sogenannten  Blaubüchern  (blue-books) 
zusammengetragen,  die  zu  sehr  massigem 
Preise  verkäuflich  sind.  Ein  »Appendix« 
enthält  die  schriftlichen  Dokumente,  die 
durch  Rundschreiben  erlangten  Antworten 
und  die  statistischen,  mit  HÜfe  eines  Frage- 
bogens eingesammelten  Daten.  Das  Wert- 
vollste sind  jedenfalls  die  mündlichen  Aus- 
sagen, das  minder  wichtige  liegt  in  den 
schriftlich  erlangten  Auskünften  (vergl. 
Gustav  Cohn  a.  a.  0.) 

5.  Franzosische  E.  In  Frankreich 
stammen  die  ersten  Enqueten  aus  dem 
Jahre  1828.  Damals  war  auf  Anregung 
des  Handelsmiuisters  St.  Cricq  ein  Aus- 
schuss zur  Prüfung  gewisser  Fragen  der 
Handelsgesetzgebung  eingesetzt  worden  und 
dieser  veranstaltete  zunächst  eine  Enquete 
über  Zucker-  und  Eisenfrage.  Hier  wie 
bei  den  folgenden  üntersucliungen  wurde 
grosser  Nachdruck  auf  Einsammeln  schrift- 
licher Gutachten  und  Aeusserungen  (enquete 
ecrite)  seitens  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern, Ackerbaugesollschaften,  Präfekten 
u.  a.  gelegt,  dagegen  das  mündliche  Verhör 
weniger  betont.    Nicht  immer  wurde  ferner  | 


in  Frankreich  das  ürmaterial  vollstämiig 
veröffentlicht,  sondern  man  Hess  sich  an 
Bearbeitungen  und  Auszügen  genüL'MQ. 
Endlich  haben  meistens  Behörden  die 
Ausführung  in  der  Hand  gehabt :  der  obere 
Rat  beim  Handelsministeriiun  fconseil  >u- 
p^rieiu:)  oder  der  Staatsrat  (vergl.  W.  Sti»via 
a.  a,  0.) 

6.  Deutsche  E.  In  deutscheu  Staaten 
hat,  soviel  bekannt  geworden  ist  die  Eu- 
quete  erst  seit  den  siebziger  Jahren  EingUTis: 
gefunden.  Die  ersten  aus  den  Jahren  1^74 
bis  1876  von  Reichs  wegen  in  Angriff  jre- 
nommenen  Untersuchungen  betrafen  die 
Eisenbahntarife,  die  Frauen-  und  KiutltT- 
arbeit  in  Fabriken  und  die  Verhältnisse'  «ier 
Lehrlinge,  Gesellen  und  Fabrikarbeiter. 
Daran  schlössen  sich  im  Jahre  1878  die 
En(iueten  über  die  Tabakindustrie,  über  die 
Eisenindustrie  sowie  über  die  Baumwoll- 
und  Leinenindustrie.  Im  Jahre  ISSo  wm^le 
eine  Untersuchung  über  die  Lohn  Verhält- 
nisse der  Arbeiterinnen  in  der  '^Väv<ch^'- 
fabiikation  und  in  der  Konfektionsbranche 
veranstaltet  und  1887  die  Eu<|uete  uh»er 
den  Verkauf  tmd  die  Liefenmg  von  Arl«eit>- 
material  (Nähfaden)  seitens  der  Arbeitgelier 
an  die  Arbeiterinnen  sowie  die  umfang- 
reiche Enquete  über  die  Sonntagsarl>eit  v^^r- 
öffentlicht.  An  sie  haben  sich  1895  die  Er- 
hebungen über  Verhältnisse  im  Handwerk 
(sog.  Inuungsenquete)  geschlossen.  Uolp?r 
die  von  der  Kommission  für  Arbeitsstati^ik 
veranlassten  Erhebungen  s.  Schönlierg  inj 
Art.  Arbeitsstatische  Aemter  oU?ü 
Bd.  I  S.  978. 

Mit  Ausnahme  der  Eni^ueten  des  Jahres 
1878  wurden  Behörden  oder  Beamte  mit 
der  Ausführung  betraut  Man  sammelte 
auf  Gnmdlage  eines  Fragebogens  yori\ii>- 
weise  schriftliche  Antworten  ein,  veran- 
staltete seltener  mündliche  Verhöre  und 
veröffentlichte  schliesslich  Zusammenstel- 
lungen und  Auszüge,  nicht  das  ganze  Ür- 
material. In  den  Enqueten  des  Jahres  1>7^ 
Sassen  auch  Nichtbeamte  in  den  vom  Bun- 
desrate ernannten  Kommissionen.  Das  v«^n 
den  letzteren  aufgestellte  Programm  der 
Enquete  musste  vom  Bundesrate  genehniiirt 
weixien.  Bei  der  Tabakenquete  wanm  i'') 
Bezirkskommissionen  für  das  ganze  Deut- 
sche Reich  ernannt,  die  die  Tabakarbeitt^r 
ihres  Bezirks  zu  verhören  hatten  und  den^n 
Protokolle  auf  Grundlage  Stenograph ischtT 
Niederschriften  in  Druck  gegeben  wurden. 
Von  allen  Enqueten  verdient  die  Öi-gani- 
sation  der  letzteren  unstreitig  das  grösstc  l»b. 

In  den  Einzelstaaten  sind  in  den  acht- 
ziger Jahren  mehrfach  Agrarentiueten  ver- 
anstaltet worden,  zuerst  1883  in  Baden, 
dann  in  Elsass- Lothringen,  Württemberjj, 
Hessen  -  Dawnstadt  und  Bayern,  Hierk-i 
ging  man  in  der  Weise  vor,  dass  eine  vom 
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Ministerium  ernannte  Kommission  einen 
Frace^Kjgen  aufstellte,  den  sie  sich  von 
Liii'lwirtschaftslehi'ern  und  Landwirten  in 
der  Form  eines  Einzelberichtes  schriftlich 
]-»xinU*orten  Hess.  Eine  Ausnahme  machte 
Hsass-Lothringen,  wo  im  Anscliluss  an  das 
Yr^rfalu^n  der  letzten  landwirtschaftlichen 
En.juete  vom  Jahre  1866  für  je  einen  Kreis 
♦  ine  besondere  Untersuchungskommission 
ans  dem  Kreisdirektor  als  Yorsitzenden  und 
zw»M  Landwirten  gebildet  wurde.  Diese 
Kommission  verhörte  in  jedem  Kanton  einen 
niit  den  Verhältnissen  bekannten  Landwirt, 
'lor  ihnen  von  den  landwirtschaftlichen 
Krf'isvereinen  bezeichnet  wurde,  konnte 
aU?r  ausserdem  nach  ihrem  Befinden  noch 
andere  Personen  vernehmen.  Daneben  Hess 
'>\fj  sich  von  vielen  Interessenten  einen  auf- 
geteilten Fragebogen  schriftlich  beantwor- 
ten. Femer  wurden  1885  in  Baden  Erhe- 
bungen über  die  Lage  des  Kleingewerbes 
'icd"  1889  in  Preussen  eine  Bergarbeiteren- 
•^iiet»'  ausgeführt  Der  letzteren  kleben  die 
iDvollkommenheiten  an,  die  in  den  meisten 
von  Reichs  wegen  bisher  unternommenen 
Entbieten  leider  zu  beklagen  sind;  dagegen 
war  die  badische  Gewerbeenquete  zweck- 
niäs^ig  organisiert,  und  es  ist  nur  zu  be- 
«laiiern,  dass  sie  auf  zwei  Amtsbezirke 
lAflelheim  und  Mannheim)  beschränkt  blieb. 
Auf  Gnmd  eines  Fragebogens  wurden  von 
den  leitenden  Beamten,  die  in  den  Erhe- 
Inngsgemeinden  durch  Beiräte  aus  gewerb- 
lichen Kreisen  unterstützt  wurden,  Hand- 
verksraeister  und  Gesellen  miuidlich  ver- 
hört und  deren  Aussagen  vollständig  ver- 
t'fft^ntlicht  Ausserdem  veranstaltete  man  | 
statistische  Erhebungen  über  Verhältnisse, 
fli«*  für  die  Beurteilung  der  Lage  des  Klein- 
s>?werbes  Anhaltspunkte  zu  liefern  geeignet 
waren,  und  druckte  sie  als  Beilagen  zu  den 
Verhörsprotokollen  ab.  In  den  anderen 
Amtsbezirken  begnügte  man  sich  damit, 
«l«^ü  Gewerbevereiuen,  Handwerkervereinen, 
hnuDgen  etc.  den  Fragebogen  und  die  Pro- 
tokolle der  Mannheimer  und  Adelheimer 
Erhebungen  zu  übermitteln  und  sie  zu 
Aenssemngen  über  ihre  Lage  bezw.  Yer- 
^•esserungsvorschlägen  aufzufordern.  Das 
auf  diese  Weise  eingehende  Material  wurde 
im  Ministerium  zu  einem  Berichte  zu- 
i>ammengefasst,  der  veröffentlicht  ist.  Durch 
fiil'^es  ungleichmässige  Vorgehen  ist  der 
Wert  der  ganzen  Enquete  stark  beeinträch- 
^  worden. 

Utteratur:  «T.  Bergmann,  Die  industriellen 
Enqueten,  Strasslnirg  1872,  —  V,  BÖhmert, 
Vebf.r  die  Methoden  der  sozialetcUietisehen  Unter- 
Eichungen,  besondert  die  Statistik  der  Löhne 
«JMi  Preise,  Berlin  1874.  —  O,  Cohn,  Paria- 
f^*ntarische  Untersuchungen  in  England,  Jahrb. 
f'  y^U.  «.  ^at.,  25  (1876),  auch  in  »  Volkswirtschaft- 
iifhe  Aufsätzem,  Stuttgart  1882,  S.  1—51  abgedr.  — 


FallaH,  Ueber  die  Mittel  und  Wege  zur  He- 
bung der  praktischen  Statistik,  Zeitschr.  für 
Staatsw,,  Bd.  S,  S.  496-557.  —  Derselbe, 
lieber  die  Einrichtung  st<Uistischer  Enqueten  in 
England,  Frankreich  und  Belg-ien  mit  einer 
Schlussamcendung  auf  den  deutschen  Zollverein, 
eod.  l.  S.  724 — 752.  —  Herhner,  Die  belgische 
Arbeiterenquete,  Archiv  f.  soz.  Gesetzg.,  Bd.  2, 
S.  260 — 292.  —  Fr,  J»  Neumanny  Ueber  die 
Ausfiihrung  einer  Enquete,  betreffend  die  deutsche 
Fabrikgesetzgebung,  Jahrb.  /.  Nat.  u.  Stat.,  21,  S. 
1—109.  —  Sehr.  d.  V.  f.  Sozialpolitik, 
Bd.  2  (fTaco&i,  TUdemann,  HeUdorff, 
Websky,  Xeumann)  und  IS  (Embden,  O, 
Cohn,  Stleda,  Jjadlou%  — StaL  d.  Deut- 
schen Reichs  N.  F.  Bd.  1,  S.  96.  — 
Schnapper-Arndt,  Zur  Methodologie  sozialer 
Enqueten,  Frankfurt  a.  M.  1888.  —  M»  Quarck, 
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Bnteignang. 

I.  £  i  n  1  e  i  t  u  n  g.  1.  Betriff  und  principielle 
Begründung.  2.  Kechts^escnichtliohe  Entwicke- 
lang. II.  ßas  materielle  Enteignungs- 
recht.  3.  Objekt  der  E.  4.  Subjekt  des  Ent- 
eignungsrechts. 5.  Die  Enteignungsfälle.  6.  Die 
Entschädigung :  a)  Subjekt  der  Entschädigungs- 
pflicht; b)  Princip  für  die  Höhe  der  Entschä- 
digung; c)  die  Entschädigung  des  Eigen- 
tümers ;  d)  die  Entschädi^ng  der  anderen  dmg- 
lich  Berechtigten;  e)  die  Entschädigung  der 
Mieter  und  Pächter;  f)  das  Kecht  des  Enteig- 
neten zur  Ausdehnung  der  £.  7.  Das  Rücker- 
werbsrecht  des  Enteigneten.  8.  Die  rechtliche 
Natur  und  die  Perfektion  der  E.  III.  Das 
formelle  Enteignungsrecht.  9.  Das  Ent- 
eignungsverfahren im  engeren  Sinne.  10.  Das 
Entschädigungsverfahren.  11.  Die  Kosten  des 
Enteignungs Verfahrens.  12.  Das  ausserordent- 
liche Enteignuugsverfahren. 

L  Einleitmig. 

1.  Begriff  und  principielle  Begrün- 
dung. Der  Mensch  ist  seiner  Natur  nach 
zugleich  ein  individuelles  und  ein  staatliches 
Wesen;  der  Staat  ist  ein  Faktum,  welches 
der  einzelne  Mensch,  wenn  er  zum  Bewusst- 
sein  kommt,  vorfindet.  Der  Staat  ist  selb- 
ständig in  der  sittlichen  Natur  des  Menschen 
gesetzt;  nur  im  Staate  erlangt  der  Mensch 
die  vollständige  Befriedigung  seiner  physi- 
schen, moralischen  und  inteUektuellen  Be- 
dürfnisse; das  Leben  im  Staate  ist  sein 
natürlicher  Zustand. 

Als  IndiWduum  kommen  dem  Menschen 
unmittelbar  kraft  seiner  Persönlichkeit  ge- 
wisse Rechte  zu ;  nicht  der  Staat  giebt  dem 
Individuum  diese  Rechte,  er  erfindet  sie 
nicht  und  schafft  sie  nicht,  sie  sind  dem 
Menschen  schon  früher  gegeben,  der  Staat 
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aber  ist  es,  welcher  behufs  Oininung  des 
geselligen  Zusammenlebens  die  Ausübung 
dieser  Rechte  regelt,  welcher  diese  Rechte 
anerkennt  und,  indem  er  sie  begrenzt,  zu 
gleicher  Zeit  sichert. 

Soll  aus  dem  ausschliesslichen  Gefühl 
des  individuellen  Rechtes  nicht  ein  unheil- 
voller Individualismus  sich  entwickeln,  so 
muss  sich  jedes  Individuum  auch  als  ein 
dem  Ganzen  verbundenes  und  ihm  dienst- 
bares Glied  fühlen. 

Daher  muss  an  der  Seite  des  indivi- 
duellen Rechtes  immer  das  notwendige 
Princip  der  staatlichen  Begrenzung 
und  Beschränkung  stehen.  Alle  indi- 
viduellen Rechte  bestehen  in  ihrer  Aus- 
übung niu*  innerhalb  der  Schranken  und 
Bedingungen,  welche  durch  das  Interesse 
der  Gemeinschaft  auferlegt  sind;  wenn  es 
auch  wahr  bleibt,  dass  diese  Rechte  dem 
Menschen  als  IndiN-iduum  zustehen,  so  geht 
doch  der  Mensch  im  Indi\iduum  nicht  auf 
und  hört  niemals  auf,  gleiclizeitig  ein  staat- 
liches Wesen  zu  sein;  daher  ist  es  der 
Natur  des  Menschen  angemessen,  dass  diese 
Rechte  niemals  unbeschränkt  oder  von  der 
Idee  und  dem  Zwecke  der  Gemeinschaft 
losgetrennt  seien ;  es  ist  ^^elmehr  eine  wich- 
tige und  erhabene  Mission  des  Staates,  die 
individuellen  Rechte  mit  den  berechtigten 
Bedürfnissen  und  Anfoi-dermigen  der  Ge- 
meinschaft in  Harmonie  zu  bringen.  In 
Erfüllung  dieser  Mission  hat  der  Staat,  als 
das  zusammenhaltende  Princip,  das  Recht, 
in  die  individuelle  Rechtssphäre 
einzugreifen  und  von  jedem  einzelnen 
zu  verlangen,  dass  er  einen  Teil  seiner 
persönlichen  Selbständigkeit  ziun  Opfer 
bringe,  wenn  in  der  vollen  Geltendmachung 
des  individuellen  Rechtes  ein  Hindernis  für 
das  harmonische  Nebeneinanderbestehen  aller 
gelegen  ist.  Auf  dieser  Mission  des  Staates 
beruht  es,  dass  das  Eigentumsrecht  mannig- 
fachen Beschränkungen  unterworfen 
wird,  damit  dessen  Ausübung  mit  dem  Wohle 
-aller  anderen  verträglich  bleibe. 

Aus  dem  gi-ossen  Komplexe  der  ihrer 
Natur  nach  sehr  verschiedenartigen  Ein- 
griffe, welche  von  der  Staatsverwaltung  bei 
Vollziehimg  dieser  ilii-er  Aufgabe  in  das 
Privateigentum  gemacht  werden  kömien, 
weixlen  nun  die  schwersten  aller  Eingriffe 
herausgelöst  und  unter  dem  Begriff  des 
Enteignungsrechts  zusammengefasst, 
jene  Eingriffe  nämlich,  welche  sich  dadurch 
vollziehen,  dass  entweder  ein  dingliches 
Recht  an  fremdem  Grund  imd  Boden  für 
den  Staat  konstituiert  oder  dass  das  Eigen- 
tumsrecht selbst  auf  den  Staat  übertragen 
wird.  Eine  Enteignung  im  eigentlichen 
Sinne  liegt  vor,  sobald  die  Staatsverwaltung 
für  sich  die  Konstituierung  eines  dinglichen 
Rechts   au   einer   fremden    Sache  oder  die 


üebei-tragimg  des  Eigentumsrechts  selbst  in 
das  öffentliche  Gut  verlangt  und  geg\^u  ilt-n 
Willen  des  Eigentümer  durchführt;  sie  i>{ 
unter  ein  besonderes  Recht  gestellt,  «las 
Enteignungsrecht  im  objektiven 
Sinne.  Die  Konstituierung  des  dinglitlien 
Rechts  resp.  die  Entziehung  des  Eigentuiu?;- 
rechts  muss  eine  gezwungene  sein,  ♦in»? 
fi*ei willige  Enteignung  giebt  es  nicht:  selb-t 
wenn  die  Veräusserung  wegen  der  sicheren 
Aussicht  auf  eine  unmittelbar  bevorst«?heni]- 
öffentliche  Arbeit,  mit  welcher  das  Eli- 
eignungsrecht  verknüpft  ist,  und  luitor  «iem 
Hochdrucke  dieser  Aussicht  erfolgt,  aWr 
ohne  dass  die  Sache  selbst  bereits  in  <1»t 
gesetzlichen  Weise  zur  Enteignung  bestimiiit 
ist,  so  kann  in  einer  solchen  Veräusseniiij: 
eine  Enteignung  nicht  gesehen  wenlen.  denn 
die  Yeräusserung  ist  und  bleibt  ein^-  frei- 
willige; die  Wirkungen  des  betreffenoVn 
Rechtsgeschäfts  sind  nicht  nach  den  für  ilie 
Enteignung  geltenden  Normen,  sondeni  in 
der  Re^el  nach  den  allgemeinen  Bestim- 
mungen über  den  Kaufvertrag  zu  beurteileiL 

Die  Rechtsbasis  der  Enteig-nung  brinsit 
es  mit  sich,  dass  die  Konstituierung  dr-s 
dinglichen  Rechts  resp.  die  Entziehunic  'K^ 
Eigentumsrechts  nur  im  allgemeinoL 
Interesse,  niemals  im  blossen  Privat- 
interesse erfolgen  darf;  das  allgemeine  In- 
teresse kann  aber  nicht  nur  bei  Unterneh- 
mungen des  Staates,  der  Kreise,  der  Ge- 
meinden etc.,  sondern  auch  bei  Unterneh- 
mungen der  Privaten,  Gesellschaften.  Ge- 
nossenschaften etc.  in  wirksamer  Weis»?  ge- 
fördert werden. 

In  dem  Begriffe  der  Euteignimg  bildet 
endlich  die  Entschädigung  ein  wesent- 
liches Merkmal. 

Das  Enteignung^recht  im  eigentlithea 
Sinne  ist  demnach  das  Recht  der  Staatsge- 
walt, die  zwangsweise  Entziehung 
des  individuellen  Eigen  tum  srecht> 
und  die  Uebertragung  desselb»/n 
in  das  öffentliche  Gut  resp.  die 
zwangsweise  Konstituierung  eines 
dinglichen  Rechts  an  einer  frem- 
den Sache  für  das  öffentliche  Gut 
im  allgemeinen  Interesse  gegen 
Entschädigung  zu  verfügen. 

Otto  Mayer  (Deutsches  Verwaltnngsrecht 
Bd.  II  S.  1)  sieht  in  der  Enteignung  einen 
obrigkeitlichen  Eingriff  in  das  Eigentum,  um 
es  den  Unterthanen  ganz  oder  teilweise  zu  ent- 
ziehen zu  Gunsten  eines  öffentlichen  L'nter • 
n eh  mens.  Doch  hält  Mayer  (a.  a.  0.  S.  13 
Anm.  18j  für  die  Enteignung  „die  Uebertragung 
in  das  Öffentliche  Gut**  nicht  für  wesentlich,  in- 
dem er  meint,  dass  das  öffentliche  Gut  aller- 
dings die  hervorragendste  Form  sei,  in  welcher 
das  Grundstück  einem  öffentlichen  Üntemehmeii 
dienstbar  sein  könne,  es  aber  genüge,  dass  es 
civilrechtliches  Eigentum  des  Subjektes  der 
öffentlichen   Verwfidtung   werden    und   bleiben 
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«oUe,  um  als  solches  dem  öffentlichen  Unterneh- 
men zu  dienen.  Scheicher  (Die  Rechtswir- 
kungen  der  Enteignung  nach  gem.  u.  sächs.  Recht, 
S.  2i  bezeichnet  als  Enteignung  nur  diejenige 
auf  Grund  öffentlichen  Rechts  erfolgende  Ent- 
ziehung eines  Gegenstandes  des  Privateigentums 
oder  eines  dinglichen  Rechts,  welche  zum  Zwecke 
der  Durchführung  eines  öffentlichen  (d.  h. 
im  Interesse  des  Staates  oder  der  All- 
gemeinheit notwendigen  oder  ntitz- 
iiehen)  Unternehmens  geschieht.  Gabriel 
de  Weiss  (De  Texpropriation  pour  cause  d'uti- 
lite  publique  S.  29)  definiert  die  Enteignung  als 
Ja  transmission  legale  et  forcee,  du- 
rable  ou  passagere,  a  TEtat  ou  ä.  une 
tntreprise  publique  ou  privee  auto- 
risee  par  TEtat,  et  moyennant  un  dedom- 
magement  equitable,  d'une  chose  ou  d'un  droit, 
dont  Imter^t  general  d'une  contree  ou  d^une 
localite  reclame  Tacquisition".  Nach  Sieb  er 
Recht  der  Expropriation  S.  5)  ist  unter  Expro- 
priation zu  verstehen:  die  zwangsweise  Ver- 
wirklichung des  dem  Staate  zustehenden  Rechts, 
von  Mvatpersonen  die  Abtretung  von  Eigen- 
tnmäobjekten  oder  die  Konstituierung  dinglicher 
Re«:hte  an  denselben,  dauernd  oder  vorüber- 
gehend, gegen  Entschädigung  zu  verlangen, 
wenn  das  öffentliche  Interesse  nicht 
anders  wahrgenommen  werden  kann. 
Die  Enteignung  rauss  von  den  gesetz- 
lichen Eigentumsbeschränkiingen,  den  ftoge- 
üannton Legalservituten,  unterschieden 
werden. 

Begrifflich  kann  dieser  üntersclüed  da- 
hin festgestellt  werden,  dass  in  den  soge- 
nannten Legalservituten  weder  eine  gänz- 
liche nocli  eine  teilweise  Entziehung  des 
Rechts  an  den  betreffenden  Objekten,  son- 
dern ntu'  eine  Modifikation  des  Ge- 
brauchs derselben  liegt. 

Gegen  die  rücksichtslose  Bethätigung 
individuellen  Rechts,  die  auf  dem  au  sich 
schrankenlosen  Satze  fusst,  qui  iure  suo 
utitur  neminem  laedit,  legt  der  Staat  sein 
Veto  ein  und  beseitigt  so  die  Gefahren 
antisozialer  Ausübung  individuellen  Rechts. 
Bemgemäss  besteht  auch  nicht  ein  Ent- 
schäfMgungsanspruch  des  durch  die  Legal- 
servitut Belasteten.  Doch  ist  in  der  all- 
^raein  bindenden  Norm,  durch  welche 
Legalservituten  geschaffen  werden,  das 
Aequivalent  ausgleichender  sozialer  Gerech- 
tigkeit erkennbar. 

Aus  der  begrifflioiien  Natur  der  Enteig- 
nung, welche  sich  als  die  vollständige  oder 
prtielle  Aufhebung  jenes  individuellen 
Rechts  darstellt,  aiif  welchem  alle  geseU- 
^haftlichen  Einrichtungen  beruhen,  jenes 
Fundamentalrechts,  welches  nicht  unsicher 
Verden  kann  ohne  gleichzeitige  Erschütte- 
rung des  Granzen,  ergiebt  sich  für  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  eine  Reihe  be- 
stinmiender  Gesichtspunkte. 
^  ]hs  Wesen  des  Staates  erschöpft  sich 
nämlich  nicht  in  einem  blossen  Nebenein- 
ander, einem  Aggi-egate  von  Individuen,  so 


dass  der  Staat  seiner  Mission  genügt,  wenn 
er  sich  darauf  beschränkt,  die  Hindernisse 
hinwegzuräumen,  welche  dem  harmonischen 
Nebeneinanderbestehen  der  einzelnen 
Interessen  und  einzelnen  Rechte  entgegen- 
stehen; der  Staat  ist  vielmehr  ein  in  sich 
ruhendes,  mit  der  Idee  der  Pei-sönlichkeit 
bekleidetes  Wesen,  ein  lebendiger  Organis- 
mus, welcher  als  solcher  seine  höheren 
Rechte  und  Interessen  hat.  Leben,  d.  h. 
sich  erhalten  und  entwickeln.  Er- 
haltimg und  Ent Wickelung,  das  sind  die 
Angelpunkte  des  Kulturstaates.  Die  An- 
forderungen, w^elche  in  dieser  Beziehimg 
von  dem  Staate  gestellt  werden,  müssen 
Befriedigung  finden.  Jedes  Glied  hat  für 
deren  Erfüllung  mitzuxvirken ;  jedes  Indivi- 
duum hat  sich  für  das  Ganze  zu  bethätigon, 
wie  ja  auch  die  Kräfte  des  Individuums  im 
ganzen  wie  durch  einen  Hebel  vermehrt 
werden.  Die  Erhaltung  und  Entwickelung 
des  Ganzen  ist  aber  durch  die  Erhaltung 
und  Entwickelung  der  einzelnen,  als  der 
Glieder  des  Ganzen,  bedingt,  denn  in  dem 
Ganzen  werden  alle  Rechte,  alle  Kräfte, 
alle  Interessen  aller  einzelnen  zu  einer 
grossen  ergänzenden  Gemeinschaft  vereinigt. 

Die  Staatsgewalt,  die  Seele  des  staat- 
lichen Organismus,  muss  daher  alle  Be- 
dingungen verwii-klichen ,  welche  für  die 
Erhaltung  und  volle  Entwickelung 
der  einzelnen  notwendig  sind.  Die  Er- 
füllung dieser  Anforderungen  kann  es  mit 
sich  bringen,  dass  die  Staatsgewalt  die 
Schranken,  welche  ihr  durch  das  individuelle 
Recht  gezogen  sind,  durchbricht,  dass  sie 
das  individuelle  Recht  ergreift  und  ünter- 
-werfung  unter  den  höheren  allgemeinen 
Zw^eck  heischt.  Die  erwähnten  Principien: 
Entwickelung  und  Erhaltung  des  Ganzen 
und  der  einzelnen  im  Ganzen,  büden  die 
Quelle,  aus  welcher  die  Staatsgewalt  das 
Recht  schöpft,  unter  Umständen  sogar  das 
individuelle  Recht  dem  Gesamt- 
interesse aufzuopfern;  aber  anderer- 
seits bezeichnen  sie  auch  die  Scliranke, 
welche  diesem  Recht  gesetzt  sein  soll. 

Aus  dieser  Rechtsbasis  der  Enteignung 
folgt  als  erstes  Postulat,  dass  die  Aufhebung 
des  individuellen  Rechts  im  konkreten  Falle 
unzulässig  ist,  wenn  sie  nicht  als  eine  Be- 
dingung für  die  Erhaltung  und 
volle  Entwickelung  der  in  dem  Ge- 
samtorganismus gegliederten  Ein- 
zelnen betrachtet  werden  kann. 

Daraus  ergiebt  sich  zunächst,  dass  durch 
die  Ausübung  des  Enteignungsrechts  das 
Yermögen  des  einzelnen  von  dem  Staate 
nicht  vernichtet  werden  darf,  denn  in  dem 
Vermögen  allerdings,  nicht  aber  in  dem 
Eigentum  an  einem  bestimmten  Gegenstande, 
ist  die  Bedingung  für  die  Entwickelung  des 
einzelnen  gelegen.    Wenn  daher  die  Staats- 
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fswalt  zur  Erfüllimg  ihrer  Aufgabe  das 
inzelrecht  an  einem  bestimmten  Gegen- 
stande aufhebt,  so  muss  der  Vermögenswert 
dem  Eigentümer  als  Aeriuivalent  zurück- 
gegeben werden.  Die  Enteignung  ist  eine 
Last,  welche  von  dem  Staate  dem  einzelnen 
auferlegt  wird;  die  Staatslasten  sollen  in 
einem  gerechten  gleichen  Verhältnisse  ver- 
teilt sein;  jede  Gleichheit,  jedes  gerechte 
Verhältnis  wäre  aber  zerstört,  wenn  ein 
einzelner  je  gehalten  sein  sollte,  für  die 
Gesamtheit  Opfer  zu  bringen,  zu  denen  die 
anderen  Staatsangehörigen  beizutragen  nicht 
verpflichtet  sind ;  daher  bedarf  es  der  vollen 
Entschädigung  des  in  seinen  individuellen 
Rechten  verletzten  Einzelnen. 

Die  Staatsgewalt  darf  femer  das  Einzel- 
eigentum nur  dann  entziehen,  wenn  zur  Er- 
füllung ihrer  Aufgabe  ein  anderes  weniger 
verletzendes  Mittel  nicht  genügen  sollte ;  es 
müssen  ausreichende  Bürgschaften  dafür  ge- 
geben werden,  dass  dieser  tiefe  Einschnitt 
in  das  individuelle  Recht  nicht  zu  Miss- 
bräuchen benutzt  w^erde,  dass  er  nicht  zu- 
letzt zur  völligen  Absorbienmg  der  bei-ech- 
tigten  Einzelinteressen  und  der  individuellen 
Lebensgestaltung  durch  angebliche  Inte- 
ressen der  Gesamtheit  führen  könne ;  in  der 
oben  erfolgten  Fixienmg  des  Princips  der 
Enteignung  liegt  an  und  für  sich  die  Grenze, 
welche  diesem  gefährlichen  und  doch  so 
notwendigen  Rechte  gezogen  werden  muss. 
Allein  mit  dieser  Fixierung  ist,  wenn  auch 
viel,  doch  nicht  alles  gewonnen;  es  bedarf 
dann  noch  in  der  Ausgestaltung  des  Rechts- 
instituts vielfacher  Garantieen  für  das  Eigen- 
tum ;  ohne  diese  Garantieen  bleibt  das  Eigen- 
tum ein  prekäres  Recht,  nur  von  dem  guten 
Willen  desjenigen  abhängig,  welcher  gerade 
die  Macht  in  seinen  Händen  liat.  Die  ge- 
setzlichen Bestimmungen  über  das  Enteig- 
nungsrecht müssen  daher  von  dem  obigen 
Principe  durchdrun^n  werden;  sie  sollen 
die  logisch-systematische  Durchbildung  des 
in  dem  Principe  niedergelegten  Rechtsge- 
dankens enthalten;  es  ist  die  schwierige 
Aufgabe  des  Gesetzgebers,  den  in  dieser 
Materie  gelegenen  Zwiespalt  auszugleichen 
und  zu  verhüten,  dass  nicht  auf  der  einen 
Seite  das  individuelle  Recht  der  Gefahr  des 
willkürlichen  Missbrauchs  ausgesetzt  und 
auf  der  anderen  Seite  infolge  einer  zu  grossen 
Beschränkung  des  Enteignungsrechts  die 
Entwickelung  der  Gesamtheit  durch  die 
Selbstsucht  des  einzelnen  gefährdet  und  ge- 
lähmt werde. 

2«  BechtsgrescMchtliche  Entwiekelnngr« 
Die  Rechtsinstitute  sind  in  Wirklichkeit  nur 
der  treue  Ausdruck,  gleichsam  der  juristische 
Niederschlag  der  jeweiligen  sozialen  Sitten  und 
Ideeen.  Aus  dem  Vorhandensein  und  der  Aus- 
bildung gewisser  Rechtsinstitute  lässt  sich  mit 
Sicherheit  ein  Rückschi uss  auf  den  Charakter 
der  Gesellschaft   ziehen,   in  welcher   und   für 


welche  sie  besteben.  Der  gleiche  Grad  der 
Kultur  ruft  zu  verschiedenen  Zeiten  bei  ver- 
schiedenen Völkern  analoge  bürgerliche  und 
politische  Einrichtungen  hervor.  Zu  den  Rechts- 
Instituten,  in  welchen  eines  der  sichersten  Kri- 
terien für  den  Grad  der  Civilisatioii  enthalten 
ist,  gehört  das  Enteiguungsrecht  im  weiteres 
Sinne,  das  Recht  des  Staates,  in  die  wohler- 
worbenen Privatrechte  überhaupt  einzugreifea. 

Der  Zustand  dieses  Rechts  in  den  verschip- 
denen  geschichtlichen  Epochen  giebt  ein  deut- 
liches Bild  nicht  nur  der  jeweüigen  gesell- 
schaftlichen Bedürfnisse,  der  VervollkoiDm- 
nnn^  des  sozialen  Lebens  und  der  Beziefanngea 
der  Menschen  unter  einander,  sondern  es  spiegelt 
sich  auch  in  demselben  dasjenige,  was  ds  da^ 
zweite  notwendip^e  Element  die  Signatur  einer 
jeden  vorgeschrittenen  Civilisation  ausmacht 
die  £ntwickelung  des  individuellen  Lebern 
des  Menschen  selbst,  seiner  individuellen  Rechte 
und  Pflichten. 

Die  Geschichte  des  Enteignungsrechts  reflek- 
tiert zum  Teile  die  sozialen  Involutionen,  welche 
das  individuelle  Eigentumsrecht  im  Laufe  der 
Wel geschieh te  durchgemacht  hat. 

Es  ist  eine  Konsequenz  der  griechischen 
Staatsidee,  dass  sich  bei  den  Griechen  ein  selb- 
ständiges Enteignungsrecht  nicht  zu  entfalten 
vermochte.  Der  Staat  absorbiert  das  Indivi- 
duum vollständig;  er  ist  das  All  des  Lebeni 
das  Individuum  ihm  gegenüber  ohne  Bedentnng. 
Der  Mensch  tritt  hinter  den  Bürger  durchaus 
zurück;  der  Staat  ist  das  letzte  Ziel  der  grie- 
chischen Menschheit ;  er  hat  das  absolute  Recht, 
über  die  Bürger  zu  disponieren,  wann  und  wie 
er  will;  das  Individuum  hat  nur  Wert  dm^h 
die  Pflicht,  welche  e«  mit  Rücksicht  auf  den 
Staat  erfüllt,  durch  die  Funktionen,  welchen 
es  sich  zur  VoUführung  des  gemeinschaftliches 
Werkes  nnterzieht.  Von  diesem  Standpunkte 
aus  ist  es  zu  erklären,  dass  das  Privatrecfat 
bei  den  Griechen  nie  besonders  entwickelt  war: 
denn  dieses  kommt  nur  dort  zur  vollen  Geltung, 
wo  die  Person  an  sich  selbst  einen  Wert.  hat. 
wo  der  .\nspruch  des  einzelnen  auf  die  indivi- 
duelle Freiheit  anerkannt  ist  Allerdings  trat 
die  Gesetzgebung  überall  zum  Schutze  des 
Eigentums  ein;  allein  dieser  Schutz  bestand 
nur  gegenüber  den  Privaten,  nicht  aber  auch 
gegenüber  der  Staatsgewalt.  Vielmehr  war  es 
natürlich,  dass  der  Grundsatz  zur  unumstöß- 
lichen Geltang  gelangte,  die  Persönlichkeit  der 
einzelnen  Mitglieder  des  Staates  und  ihr  Eigen- 
tum, diese  Erweiterung  der  Persönlichkeit 
könnten  als  dem  Staate  gehörig  erforderlichen 
Falles  für  dessen  Zwecke  rücksichtslos  in  An- 
spruch genommen  werden. 

Allerdings  sind  uns,  auch  abgesehen  von 
den  zum  Zweck  der  Schuldentilgung  (Seisach- 
theia) und  Landverteilung  erfolgten  Eingriffen 
der  Staatsgewalt  in  wohlerworbene  Rechte  der 
einzelnen,  vereinzelte  Fälle  überliefert,  welche 
eine  Ausnahme  von  der  Regel  bilden,  dass  nie- 
mand zur  Veräusserung  seines  Eigentums  ge- 
zwungen werden    könne');    allein    darin   kann 


*)  So  die  von  Staatswegen  erfolgende  Frei- 
lassung eines  Privatsklaven,  der  sich  um  den 
Staat  insbesondere  durch  Enthüllung  eines 
schweren  Verbrechens  verdient  gemacht  hatte, 
wobei   der  Eigentümer   aus  Staatsmitteln  ent- 


Enteignung 


625 


eine  EnteifH^nng  im  eigentlichen  Sinne  nicht 
erkannt  werden^  da  das  öffentliche  Recht,  welches 
dnrohans  keine  Garantie  für  das  Privatrecht 
k^t.  bei  den  Griechen  der  Entwickelnng  der 
Enteijsrnong  zum  Kechtsinstitute  im  Wege  stand. 

^  den  Körnern  dagegen  war  die  Energie 
der  Persönlichkeit,  das  Bewnsstsein  der  indivi- 
doellen  Freiheit  nnd  der  Subjektivität  im 
grr«3ten  Masse  ansgehildet.  Ihrem  Rechts- 
«Tstem  dient  die  vollstftndige  Anerkennung  des 
Ich  als  Gnmdlae^e;  die  in  sich  ahgeschlossene 
Einzelpersönlichkeit,  das  Individuum,  bildet  den 
Angelpunkt  anzähliger  Bechtssätze.  Mit  einer 
Inccsthchen  Schonung  heinahe  geht  der  Römer 
dort  zu  Werke,  wo  es  sich  um  wohlerworbene 
Kechte  der  einzelnen  handelt.  Diese  Anerken- 
nong  der  individuellen  Rechte  der  Bürger,  auf 
welcher  der  grossartige  Bau  des  römischen 
Privatrechts  heruht,  durfte  aher  nicht  unhe- 
diogt  als  Grundlage  des  Öffentlichen  Rechts  an- 
genommen werden,  sollte  dasselbe  nicht  an  einer 
^fährlichen  Schwäche  leiden ;  yor  einem  solchen 
Fehler  wussten  sich  aher  die  Römer  zu  wahren. 
Anf  dem  Giebel  ihres  öffentlichen  Rechtsgebäudes 
stand  als  oberster  Grundsatz  die  Maxime :  Salus 
rei  publicae  sujprema  lex  esto.  Sobald  die  Er- 
haltung des  Gemeinwesens  in  Frage  stand, 
mosste  auch  bei  ihnen  der  Grundsatz  der  Un- 
Terletzlichkeit  der  Privatrechte  vor  einem 
hüheren  Grundsätze,  dem  Grundsätze  der  Er- 
haltung des  Ganzen,  zurücktreten.  Im  Falle 
eines  Konfliktes  wurde  das  Recht  des  einzelnen, 
so  wohlbegründet  und  schutzwürdig  es  auch 
anerkannt  wurde,  zum  Opfer  gebracht. 

Trotz  dieser  Auffassung  von  dem  Wesen 
des  Staates  und  dem  Rechte  des  Individuums 
nnd  trotz  des  Umstandes,  dass  die  Römer  die 
Welt  mit  grossarti^n  Strassen  und  Bauwerken 
erfüllten,  erweist  sich  jedoch  die  naheliegende 
Vermutung,  dass  sich  bei  ihnen  früh  ein  selb- 
ständiges Enteignungsrecht  entwickelt  habe,  als 
irrig;  es  brauchte  vielmehr  lange  Zeit,  bis  sich 
bei  den  Römern  das  Enteignungsrecht  aus  der 
Verschmelzung  mit  dem  Staatsnotrechte  loszu- 
lösen und  zu  einer,  wenn  auch  zunächst  ver- 
käromerten,  selbständigen  Existenz  zu  gelangen 
Tennochte;  nicht  früher  als  in  der  Kaiserzeit 
finden  sich  unbestreitbare  Sj^uren  für  das  Vor- 
handensein eines  selbständigen  Enteignungs- 
rechts. 

In  dieser  Epoche  fanden  sich  alle  die  ver- 
schiedenen Bestandteile  der  höchsten  rechtsetzen- 
den Autorität  in  der  Hand  einer  Person  yer- 
einigt;  alle  republikanischen  Gewalten,  um  so 
nnbeschränkter,  als  sie  ihrer  Anlage  nach  dazu 
be??timmt  waren,  durch  eine  wechselseitige  Un- 
abhängigkeit sich  gejj^enseitig  im  Gleichgewichte 
M  halten,  koncentnerten  sich  in  der  Person 
des  Kaisers  nnd  brachten  diese  mit  einem 
»Schlage  auf  den  Gipfelpunkt  der  absoluten  Ge- 
walt. In  einer  Zeit,  in  welcher  die  unbeschränkte 
Machtfülle  des  Cäsar  sich  in  der  Maxime  offen- 
barte: quod  principi  placuit,  legis  habet  vigorem, 
war  es  natürlich,  dass  diese  sich  nicht  durch 
die  Schranken  des  Einzeleigentums  hemmen 
liess.  Man  huldigte  dem  Grundsatze:  Caesar 
omnia  habet;   hatte  ja  die  gesamte  Entwicke* 


schädijrt  wurde.  Die  erzwungene  Veräusserung 
eines  Teiles  des  in  der  Landschaft  Attika  er- 
zeugten Oeles  an  die  iXaimvai  der  Stadt  Athen. 
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lung  der  römischen  Grundeigentumsverhältnisse 
einen  überwiegenden  Einfluss  der  Staatsgewalt 
begründet;  die  Natur  des  quiri tischen  Eigen- 
tums als  eines  nationalen,  als  eines  Ausflusses 
der  Staatsgewalt,  hatte  sich  nicht  geändert; 
das  bonitarische  Eigentum  beruhte  auf  dem 
Schutze  des  Prätors,  also  des  Kaisers;  das  do- 
minium an  den  letzten  Resten  des  ager  publicus 
sowie  des  Provinzialbodens  stand  dem  Kaiser 
zu,  und  das  infolge  des  Systems  der  Militär- 
assignationen  und  Militärkolonieen  zur  Zeit  des 
Niederganges  der  Republik  geschaffene  Privat^ 
eigentum  an  Grund  und  Boden  war  auf  einer 
blossen  raison  d'4tat  basiert.  So  kam  es,  dass 
das  Verhältnis  des  Einzeleigentums  zum  Cäsar 
mit  dem  Verhältnisse  eines  Haussohnes  oder 
Sklaven  verglichen  wurde,  welchem  von  seinem 
Vater  oder  Herrn  ein  peculium  eingeräumt  wor- 
den sei.  Der  Cäsar  und  der  Einzeleigentümer 
stehen  sich  nicht  als  zwei  Gleichberechtigte 
gegenüber ;  der  letztere  ist  vielmehr  dem  ersteren 
unterworfen;  der  Cäsar  entzieht  dem  anderen 
nicht  dessen  Recht,  sondern  er  macht  nur 
sein  eigenes  Recht  geltend. 

Schon  imter  Augustus  war  kein  Zweifel 
darüber,  dass  der  Cäsar  auch  enteignen  könne; 
doch  machte  er  aus  Gründen  der  Politik  nur 
selten  von  dem  Entei^unesrechte  Gebrauch; 
sowohl  er  als  auch  seine  Nachfolger  zogen  es 
vor,  die  zur  Herstellung  öffentlicher  Strassen, 
Wasserleitungen  und  Uinlicher  Werke  not- 
wendigen Grundstücke  aus  freier  Hand  zu 
kaufen.  In  der  späteren  Kaiserzeit  wird  das 
Recht  zur  Enteignung  als  etwas  ganz  Selbst- 
verständliches in  allgemeinen  Entscheidungen 
in  Anspruch  genommen,  insbesondere  in  einigen 
Reskripten  der  Kaiser,  welche  dann  durch  die 
Aufns^me  in  die  theodosianische  und  justiniani- 
sche Sammlung  zur  Basis  des  Rechtsinstitutes 
werden  *). 

Die  Entwickelnng  des  Enteignungsrechts 
bei  den  Römern  lässt  sich  dahin  charakteri- 
sieren, dass  sie  eine  lange  Zeit  hindurch  gar 
kein  Enteignungsrecht,  dann  aber  ein  beinahe 
durch  nichts  beschränktes  Enteignungsrecht 
hatten.  An  Garantieen  gegen  den  so  leicht 
möglichen  Missbrauch  dieses  Rechts  fehlte  es 
gänzlich.  Das  Einzeleigentum  erscheint  gegen- 
über dem  souveränen  Rechte  des  princeps  fast 
schutzlos ;  der  princeps  oder  seine  Beamten  ent- 
scheiden allein  darüber,  nicht  bloss  ob  und 
was,  sondern  auch  über  die  Zwecke,  für  welche 
enteignet  werden  soll. 

Die  Enteignung  beruht  lediglich  auf  der 
einseitigen  Auffassung  der  Verwaltungsbehörden, 
im  äussersten  Falle  auf  einer  Verordnung  des 
princeps;  der  Richter  hat  damit  nichts  zu 
schaffen;  wenn  dem  Eigentümer  eine  Ent- 
schädigung bezahlt  wird,  so  ist  dies  nicht 
eigentlich  die  Anerkennung  eines  Rechts,  son- 
dern mehr  ein  Ausfluss  der  Billigkeit. 

Bei  den  Germanen  war  der IndividuaUs- 
mus  in  einem  noch  höheren  Masse  ausgebildet 
als  bei  den  Römern.  Dabei  war  ihre  Auf- 
fassung Yom  Staate  eine  von  der  römischen 
wesenUich    verschiedene.     Für   die   Germanen 


^)  Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  in  dieser 
Beziehung  eine  an  den  praefectus  urbi  Aure- 
lianus  gerichtete  Konstitution  der  Kaiser  Theo- 
dosius,  Arcadius  und  Honorius  aus  dem  Jahre  398 
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war  ein  Staat,  in  welchem  jeder  einen  Teil 
seiner  Freiheit  im  Interesse  der  öffentlichen 
Ordnung  and  Wohlfahrt  opferte,  etwas  Unbe- 
greifliches. Sie  kannten  nur  die  Freiheit,  d.  h. 
die  individuelle  Unabhängigkeit  im  absolutesten 
Sinne.  Wie  die  Individuen,  so  war  auch  der 
Grund  und  Boden  unabhängig;  das  AUod  war 
unantastbar.  Unter  solchen  Umständen  konnte 
von  einem  Enteignungsrechte  bei  den  (Germanen 

far  keine  Bede  sein.  Und  nachdem  im  Laufe 
er  weiteren  Entwickelung  das  Allodialeigen- 
tum  zerstört  worden  war  und  infolge  der  Kon- 
centration  des  Grundbesitzes  in  ungeheueren 
Herrschaften  das  System  des  Feudalismus 
tiberall  den  Sieg  errungen  hatte,  war  der  Lehns- 
könier  nur  dem  Namen  nach  Herr  des  Landes; 
in  Wirklichkeit  stand  die  Staatsgewalt  den 
grossen  Grundherren,  wenn  auch  deren  Autori- 
tät nur  eine  übertragene  war,  ohnmächtig  gegen- 
über ;  die  beinahe  souveräne  (rewalt  der  Vasallen 
schützte  sie  vor  Enteignung.  Im  älteren 
deutschen  Rechte  finden  sich  auch  entsprechend 
diesem  Zustande  durchaus  keine  Anhaltspunkte 
für  die  Existenz  eines  Enteignungsrechts. 

Erst  die  Juristen  des  M  i  1 1  e  1  a  1 1  e  r  s  waren 
bemüht,  das  Enteignun^srecht,  welches  man 
aus  mehreren,  grösstenteils  allerdings  miss ver- 
ständlich herbeigezogenen  Stellen  des  römischen 
Rechts  deduzierte,  auf  ein  juristisches  Princip 
zurückzuführen. 

Allein  es  wurden  hierbei  Staats-,  privat-, 
straf-  und  völkerrechtliche  Gesichtspunkte  bunt 
durch  einander  gemengt.  Wie  sehr  man  von 
einer  richtigen  Auffassung  des  Grundprincips 
der  Enteignung  entfernt  war,  lehrt  am  besten 
der  unter  den  Glossatoren  geführte  Streit  da- 
rüber, ob  im  Falle  einer  Enteignung  der  Eigen- 
tümer die  Erstattung  des  Preises  beanspruchen 
dürfe  oder  nicht.  Eine  wirkliche  Förderung 
hat  das  Rechtsinstitut  in  dieser  Zeit  nicht  er- 
fahren. 

Erst  Hugo  Grotius  stellte  die  Lehre  auf 
eine  neue  Grundlage  und  befreite  sie  von  allen 
verwirrenden  Zuthaten.  Er  führte  das  Ent- 
eignungsrecht  auf  das  dominium  eminens 
zurück;  es  war  dies  eine  neue  Art  des  Eigen- 
tums, welches  zwar  nicht  die  proprietas  gab, 
aber  das  Recht,  im  Interesse  des  Gemeinwohls 
in  die  Sphäre  der  Privatrechte  einzugreifen. 
Doch  sollte  derjenige,  welchem  sein  Privatrecht 
kraft  des  dominium  eminens  entzogen  wurde, 
ans  Staatsmitteln  entschädigt  werden.  Ueber 
diesen  Begriff  des  dominium  eminens  entsteht 
nun  ein  heftiger  Kampf  in  der  Doktrin.  Aus 
diesem  Kampfe  geht  der  richtig  verstandene 
Begriff  des  dominium  eminens  in  der  Weise, 
wie  er  von  Grotius  ursprünglich  gedacht,  aber 
von  seinen  Anhängern  zuweilen  miss  verstanden 
worden  war,  siegreich  hervor.  Der  Name 
„dominium  eminens"  verschwindet,  aber  der 
Begriff  bleibt  gewonnen  als  „Imperium", 
nämlich  als  das  Recht  der  Staatsgewalt,  von 
dem  Privaten  die  Aufopferung  seines  Eigentums 
zu  verlangen,  jedoch  nur  im  öffentlichen  Inte- 
resse und  nur  ge^en  Entschädigung. 

In  dieser  Periode  begnügte  sich  die  Praxis, 
unbekümmert  um  die  Formulierung  eines  all- 
gemeinen diesbezüglichen  Gesetzes,  die  Ent- 
eignung durch  besondere  Verordnung  für  jene 
Fälle  zu  verfügen,  in  welchen  ein  Anlass  hierzu 
geboten  war.    Das  älteste  urkundlich  erhaltene 


Beispiel  einer  im  Mittelalter  vorkommendtra  | 
eigentlichen  Enteignung  findet  sich  in  Frank-j 
reich  in  einer  Ordonnanz  Philipps  des  Schrm«fQ 
aus  dem  Jahre  13ü3 ,  welche  es  zur  Ptiii  U 
macht,  zu  einem  gerechten  Preise  die  für  litn 
Bau  oder  die  Vergrösserung  der  Kirchen-  and 
Pfarrhäuser,  femer  für  die  ioilegung  von  Kir:h- 
hufen  erforderlichen  Gründe  abzutreten.  SpJttr 
wurden  in  vielen  Fällen  durch  besondere  Edikte, 
gesetzliche  Verordnungen,  Patentbriefe  etc,  Erjt- 
eifiTiungen  verfügt,  so  in  Frankreich  durch  An 
Patent  vom  März  1470,  ferner  durch  ein  Edikt 
V.  16.  Januar  1607  u.  a.  m. 

In  Deutschland  ist  die  mittelaltcrliclie 
Staatsidee  zum  vollsten  Durchbruche  gelanL^t 
Die  ständische  Selbstverwaltung  beherrschte  die 
Gesamt  Verfassung  des  Reiches.  Die  Stände 
nahmen  teil  an  der  Regierung  und  wachtrn 
darüber,  dass  nicht  durch  die  Staatsgewalt  an 
ihren  erworbenen  Rechten  etwas  geändert  wenit^. 
Das  Rechtsbewusstsein  des  einzelnen  war  za 
lebendig,  als  dass  der  Staat  in  die  wohlerwor- 
benen Rechte  des  einzelnen  hätte  eingTeLf«?n 
dürfen.  Die  Enteignung  tritt  daher  zuerst  nar 
;  in  einem  beschränkten  Gebiete  auf,  nämlich  im 
Gebiete  der  Regalität,  und  zwar  zunächst  im 
Territorialstaate,  wo  die  ständische  SelbstTt-r- 
waltung  und  Verfassung  nur  unvollständig  und 
unregelmässig  zur  Geltung  kamen ,  und  zwar 
nahm  man,  gestützt  auf  Bestimmungen  de^ 
römischen  Rechts,  Enteignungen  behufs  Be- 
günstigung des  Bergbaues  vor,  später  auch  für 
andere  specielle  Zwecke,  insbesondere  bei  Er- 
richtung von  Deichen,  ferner  bei  Kanal-  und 
Strassenbauten.  Allein  das  Enteignungsrecbt 
trägt  durchaus  noch  den  Charakter  eines  Ans- 
nahmerechts,  die  Enteignung  wird  eben  fjr 
eine  besondere  öffentliche  Untemehmuns:  ver- 
einzelt statuiert.  Zu  dem  Begriffe  und  Kechte 
der  Enteignung  ist  man  noch  nicht  gekommrn. 
Einen  wesentlichen  Fortschritt  in  der  Auf- 
fassung zeigen  zwei  interessante  Verordnungen 
aus  dem  Fürsten tume  Lüttich  v.  4.  März  1717 
und  V.  30.  Oktober  1733,  von  denen  die  erste 
im  Keime  schon  alle  jene  Bestimmungen  ent- 
hält, welche  in  den  späteren  entwickelteren 
Enteignungsgesetz^ebungen  gewöhnlich  vor- 
kommen. Die  zweite  Verordnung  lässt  im  In- 
teresse der  Unternehmung  eine  provisorische 
Exekution  zu;  der  Gedanke  hat  sich  schon 
Bahn  gebrochen,  dass  im  Interesse  der  öffent- 
lichen Arbeiten  die  gross te  Schnelligkeit  des 
Verfahrens  erzielt  werden  müsse. 

Als  ein  allgemeiner  Rechtsgrnndsatz  md 
die  Enteignung  zunächst  im  bayerischen 
Landrechte,  im  codex,  maximilianeus  civilis,  IV. 
cap.  3,  §  2  ausgesprochen:  „Im  übrigen  kann 
auch  niemand  zum  Verkaufe  gezwungen  werden, 
ausgenommen,  soweit  es  die  Land-  und  Polizei- 
orduung  um  des  gemeinen  Besten  willen  also 
erfordert."  Aus  Kreitmayrs  oft  citierten 
Bemerkungren  an  dieser  Stelle  und  im  Kapitel 
über  das  Eigentum  II,  cap.  2,  §  2  erhellt,  das» 
die  Arbeiten  der  Theorie  für  die  Gesetzgebung 
nicht  unfruchtbar  geblieben  waren;  was  dem 
streite  über  das  dominium  eminens  als  ^ 
sunder  Kern  zu  Grunde  lag,  das  höhere 
Recht  der  Staatsidee,  war  hier  in  einer 
bestimmten  gesetzlichen  Norm  zur  Anerkennnng: 
gelangt. 

Auf  der  anderen  Seite  war  es  vornehmlich 


Enteignung 


627 


Montesquieu,  der  gegen  jene  Auffassung 
tle^  imperium,  welche  im  18.  Jahrhundert  unter 
(l(rm  aufgeklärten  Absolutismus  zu  einer  staat- 
li«*hen  Bevormundung  aller  Interessen,  zu  dem 
Versuche  einer  allgemeinen  Beglückung  der 
Volker  geführt  hatte,  mit  Nachdruck  die  Auf- 
merksamkeit wieder  auf  die  aus  dem  Auge  ver- 
lüreoen  Rechtstitel  des  Individuums  lenkte^). 
Wtit  entfernt,  die  Enteignung  für  unzulässie^ 
zu  erklären,  stellt  er  doch  den  Grundsatz  auf. 
da>s  man  dort,  wo  das  Gemeinwesen  das  Ver- 
mG^en  eines  Mannes  bedürfe,  nie  strenge  nach 
(itrD  Staatsgesetzen  verfahren  dürfe;  hier 
jrerade  müsse  das  bürgerliche  Gesetz  trium- 
paiereii,  welches  mit  Vaterauge  jeden  einzelnen 
wie  den  ganzen  Staat  selbst  berücksichtige. 

Ein  eigentliches  Sj'stem  des  Enteignungs- 
irthts  konnte  sich  erst  bilden,  nachdem  auch 
die  enge  Hechtsauffassung  vom  Staate,  die 
atomistische  Staatslehre  überwunden  war, 
als  der  notwendige  Antagonismus  zwischen  den 
Zwecken  des  Staates  und  den  Zwecken  des 
Ißdiridnums  im  modernen  Staatsbegriffe  seine 
harmonische  Ausgleichung  gefunden  hatte;  die 
^i^natnr  des  modernen  Staates  liegt  eben  in 
der  Versöhnung  zwischen  dem  Masse  der  Be- 
rechtigung der  Staatsgewalt  und  der  Freiheits- 
>pbäre  der  Individuen.  Die  moderne  Staats- 
idee kommt  aber  erst  durch  die  französische 
Revolution,  leider  nur  auf  blutgetränktem  Pfade, 
znr  vollen  praktischen  Geltung.  Man  gelangt 
znm  Bewusstsein,  dass  die  Gesamtheit,  der 
Staat,  seine  eigene  Berechtigung  habe,  eine 
Berechtigung,  welche  über  die  materiellen  In- 
teressen der  Individuen  hinausgeht  und  von 
dieser  Staatsidee  aus  wird,  um  die  Gesellschaft 
vor  einer  gänzlichen  Umwälztmg  zu  schützen, 
zu  durchgreifenden  Massregeln  gegriffen,  welche 
dem  Eigentum  schwere  Opfer  auferlegen.  Es 
^rfolfft  die  Aufhebung  der  mittelalterlichen  Ver- 
aältnisse des  Grundbesitzes;  an  Stelle  der  erb- 
lichen Nutzung,  des  dominium  utile,  wird  das 
Eigentum  des  Bauern  gesetzt;  die  Patrimonial- 
hfiTsehaft  verschwindet.  Infolge  dieser  sozialen 
'iesetzgehung  löste  sich  die  ständische  Gesell- 
nhaft  auf;  die  Geschlcchterordnung  wird  mit 
der  -.«taatsbürgerlichen  Gesellschaftsordnung", 
die  Existenz  der  Patrimonialherrschaft  mit  der 
staatlichen  Organisation  vertauscht.  Infolge 
dieses  unermesslich  wichtigen  Umschwunges 
war  dem  Verwaltungsrechte  eine  ganz  neue 
(jrundlage  gegeben.  Nun  erst  giebt  man  dem 
Staate,  was  des  Staates  ist,  und  ist  zugleich 
^'emuht,  zum  Schutze  des  individuellen  Rechts- 
kreises  im  Staate  genügende  Garantieen  aufzu- 
stellen: das  Enteignungsrecht  konnte  jetzt  erst 
zur  vollen  Klarheit  und  Anerkennung  gelangen 

Frankreich  war  es,  welches  zuerst  im 
Jahre  1Ö07  den  Anlauf  zu  einer  speciellen 
Enteignungsgesetzgebung  nahm,  wäh- 
rend aUerdiuj^  schon  seit  1791  das  Expropria- 
tionsprincip  in  allen  Verfassungen  anerkannt 
war.  So  insbesondere  in  der  Erklärung  der 
^lenschenrechte  Art.  17 :  La  propriet6  est  invio- 
lable  et  sacr6e,  nul  ne  peut  en  etre  prive  si  ce 
n>ät  lorsqne  la  n6ces&it6  publique,  l^galement 
'onstatee  l'eiige  6videmment  et  söus  la  con- 
dition  d'une  juste  et  prealable  indemnite.  In 
d^n  Verfassungen  von  1795,  1814,   1830,   1840 

^j  Esprit  des  lois  XXVI,  cap.  16. 


und  1852  wiederholt  sich  dieses  Princip,  das 
auch  der  code  civil  im  Art.  54ö  enthält.  Das 
G.  V.  16.  September  1807,  welches  sich  haupt- 
sächlich mit  der  Regelung  der  Entsumpfnng 
befasst,  beginnt  die  Organisation  des  Enteig- 
nungsrechts, wenigstens  was  die  Entschädigungs- 
frage betrifft;  der  11.  Titel  dieses  Gesetzes  ent- 
hält über  die  Entschädigung  bei  Enteignungen 
allgemeine  Bestimmungen.  Von  epochemachen- 
der Bedeutung  für  das  Rechtsinstitut  der  Ent- 
eignung ist  das  G.  v.  8.  März  1810,  welches  als 
Fundamentalgrundsatz  des  ganzen  Systems  im 
Artikel  1  die  Norm  aufstellt,  dass  die  Ent- 
eignung nur  durch  die  richterlichen 
Behörden  ausgesprochen  werden 
könne,  und  sowohl  durch  seinen  Geist  als 
auch  durch  seine  Principien  die  wahre  Basis 
der  ganzen  modernen  Gesetzgebung  in  dieser 
Materie  bildet.  Die  Kompetenz  der  Verwaltungs- 
behörden wird  von  der  Kompetenz  der  richter- 
lichen Gewalt  klar  geschieden.  Dem  Staats- 
oberhaupte allein  wird  das  Recht  eingeräumt, 
zu  erklären,  dass  ein  zur  Enteignung  berech- 
tigender öffentlicher  Nutzen  vorhanden  sei 
(Art.  3,  Nr.  1).  Die  Gerichte  haben  zu  prüfen, 
ob  der  öffentliche  Nutzen  in  den  gesetzlichen 
Formen  erbracht  worden  sei,  und  hierauf  die 
Enteignung  zu  bewirken.  In  dem  Verfahren 
bei  den  Verwaltungsbehörden  wird  eine  neue 
Einrichtung  geschaffen,  eine  Kommission,  welche 
der  Kaiser  jury  nannte  und  welche  die  Klagen 
und  Beschwerden  jener  Eigentümer  entgegen- 
nehmen sollte,  welche  behaupten  würden,  dass 
durch  die  Ausführung  des  Unternehmens  die 
Abtretung  ihrer  Grundstücke  nicht  nötig  sei. 
Die  Kommission  sollte  berechtigt  sein,  die  Eigen- 
tümer der  Grundstücke  so  oft  zu  berufen,  als 
sie  es  für  passend  halten  würde. 

Eine  Reform  dieses  Rechtszustandes  erfolgte 
durch  das  G.  v.  30.  März  1831,  ferner  tiefer- 
greifend durch  das  G.  v.  7.  Juli  1833 ;  das  heute 
in  Frankreich  geltende  Enteignungsrecht  gründet 
sich  jedoch  auf  das  G.  v.  3.  März  1841,  welches 
viele  wesentliche  Grundsätze  der  Gesetzgebung 
vom  Jahre  1810  beibehielt,  und  auf  niehrere 
accessorische  Normen,  darunter  insbesondere 
das  G.  V.  13.  Aprü  1850  und  das  G.  v.  27. 
Juli  1870. 

Eine  selbständige  Entwickelung  des  bel- 
gischen Enteignungsrechts,  welches  eine  Zeit 
lang  mit  dem  französischen  identisch  war,  be- 
ginnt erst  mit  dem  G.  v.  17.  April  1835,  durch 
welches  das  Gesetz  vom  Jahre  1810  im  Sinne 
der  belgischen  Verfassung  Art.  11  ^)  abgeändert 
wurde,  im  übrigen  aber  grösstenteils  in  Geltung 
blieb.  Als  Rechtsquellen  sind  noch  die  GG.  v. 
2.  Mai  1837,  v.  1.  Juli  1858,  v.  10.  Mai  1863 
und  V.  15.  November  1867,  endlich  das  G.  v. 
17.  Mai  1870  zu  erwähnen. 

In  innigem  Zusammenhange  mit  der  franzö- 
sisch-belgischen Enteignungsgesetzgebung  steht 
das  italienische  Enteignnngsrecht.  Vor  der 
Herstellung  eines  einheitlichen  Italiens  waren 
in  den  verschiedenen  italienischen  Staaten  sehr 
verschiedene  Bestimmungen  über  Enteignung  in 
Geltung.  Am  wichtigsten  für  das  heutige  italie- 
nische Enteignungsrecht  ist  die  sardinische  Ge- 


^)  Nul  ne  peut  ßtre  priv6  de  sa  propriete, 
si  ce  n'est  pour  cause  d'utilite  publique  et 
moyennant  une  juste  et  prealable  indemnite. 
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setzgebunff  gewesen;  im  Königreiche  Sardinien 
galt  das  königliche  Patent  v.  6.  April  1839 
nebst  der  Instruktion  t.  12.  Jnni  1839,  femer 
das  G.  y.  7.  Jnli  1851  über  die  Enteignung  be- 
hufs Erweiterung  der  Städte,  femer  behufs  Ver- 
breiterung der  Strassen  Auf  diesem  Enteig- 
nungsgesetze basiert  das  neueste  Enteignungs- 
recht des  italienischen  Königreichs.  Das  über 
Anregung  des  Parlaments  erflossene  Enteig- 
nungsgesetz V.  2ö.  Juni  1865,  welches  von  dem 
französischen  Vorbilde  in  zwei  Kardinalpunkten 
abweichtj  einmal  darin,  dass  es  das  Enteignungs- 
erkenntnis nicht  durch  die  Gerichte,  sondern 
durch  die  Verwaltungsbehörden  (prefetture)  fällen 
lässt,  dann,  dass  es  zur  Feststellung  der  Ent- 
schädigung die  Gerichte,  nicht  eine  Special jnry 
beraft,  regelt  in  Verbindung  mit  dem  G.  v. 
30.  August  1866  rücksichtlich  der  Kommunal- 
Strassen  das  Euteignungswesen  in  Italien. 

In  Spanien  besteht  ein  Enteignungsgesetz 
V.  7.  Oktober  1869. 

Auch  in  der  deutschen  Gesetzgebung  hat 
man  sich  an  das  französische  Huster  anfi^e- 
schlossen.  Der  allgemeine  Rechtsgmndsatz  der 
Enteignung  wurde  zunächst  in  dem  preussi- 
schen  Landrechte  anerkannt;  §  73  der  Ein- 
leitung bringt  das  höhere  Hecht  der  Staatsidee 
zur  Anerkennunfi;,  wenn  er  bestimmt,  dass  ein 
jedes  Mitglied  des  Staates  das  Wohl  und  die 
Sicherheit  des  gemeinen  Wesens  nach  dem  Ver- 
hältnisse seines  Standes  und  Vermögens  zu 
unterstützen  verpflichtet  ist.  g  74  zieht  die 
Konsequenz  des  ^  73,  §  7ö  normiert  das  Becht 
auf  Entschädigung.  Als  eine  Folgerung  dieses 
in  der  Einleitung  statuierten  Princips  der  Ent- 
eignung erscheint  I,  11,  §§  4,  5,  6,  8,  9,  10, 
11,  wo  schon  dem  Principe  einige  Ausführungs- 
bestimmungen hinzufi^efügt  sind.  Im  engen 
AnschluBs  an  den  Code  civil  Art.  645  nahm  das 
österreichische  allgemeine  bürger- 
liche Gesetzbuch  den  allgemeinen  Bechts- 
grandsatz  der  Enteignung  auf;  §  36ö  lautet: 
„Wenn  es  das  allgemeine  Beste  erheischt,  muss 
ein  Hitglied  des  Staates  gegen  eine  angemessene 
Schadloshaltung  selbst  das  vollständige  Eigen- 
tum einer  Sache  abtreten."  Nachdem  das  Princip 
der  Enteignung  in  die  österreichischen  und 
preussischen  Kodifikationen  bereits  Eingang  ge- 
funden hatte,  so  nahm  man  dasselbe  später  in 
den  meisten  Staaten,  welche  einer  Verfassung 
teilhaftig  wurden,  in  das  Grandgesetz  auf. 

Mit  der  abstrakten  Anerkennung  des  Prin- 
cips der  Enteignung  war  aber  wenig  gewonnen, 
es  bedurfte  unumgänglich  notwendig  noch 
solcher  Bestimmungen,  welche  das  Princip  in 
der  Ausführung  und  Anwendung  regeln;  es 
bedurfte  einer  Enteignungsgesetzgebung,  wie 
Frankreich  mit  einer  solchen  vorausgegangen 
war.  In  Deutschland  wurde  nun  das  französische 
Beispiel  nur  teilweise  befolgt,  man  befugte 
sich  mit  der  principiellen  Anerkennung  in  den 
bürgerlichen  Gesetzen  oder  in  der  Verfassung, 
blieb  so  auf  halbem  Wege  stehen  und  regelte 
das  Enteignungsrecht  nur  für  specielle  Fälle. 
Diesen  Charakter  trägt  auch  das  jetzt  geltende 
Enteignungsrecht  in  Oesterreich  und  zum 
Teil  in  Deutschland. 

Das  österreichische  Enteignungsrecht 
beniht  nebst  den  allgemeinen  Bestimmungen 
des  §  365  a.  b.  G.B,  und  Art.  5  St.Gr.G.  v.  21. 
Dezember  1867,  B.G.Bl.  Nr.  142  über  die  all- 


gemeinen Rechte  des  Staatsbürgers  Torzüglich 
auf  folgenden  Rechtsquellen: 

a)  Enteignung  zu  Eisenbahnzwecken 
G.  V.  18.  Febraar  1878  R.G.B.  Nr.  30  (vgl  m*- 
besondere  §§  46  und  47); 

b)  zum  Strassenbau:  Hofkanzleidekrei 
V.  2.  Mai  1818,  polit.  GS.  Bd.  46,  S.  149;  Hof- 
kanzleidekret  v.  31.  Dezember  1841  und  2.  April 
1842.  illyr.  Prov.  G.S.  S.  151;  Mm.-T.  v.  21 
April  1857,  R  G.B.  Nr.  82  und  dazu  Min.-ErL 
V.  7.  Oktober  1858,  B.G.BL.  Nr.  179,  sowie  zahl- 
reiche Einzelbestimmungen ; 

c)  zu  Wasserbauten  sowie  zur  Förde- 
rung einer  nutzbringenden  Verwendung  des 
Wassers  oder  zur  Beseitigung  der  schädlichen 
Wirkungen  desselben:  die  ol^n  citierten  Hof- 
kanzleidekrete von  1818  und  1821  (vgl.  da? 
Hofkanzleidekret  v.  23.  Oktober  1834,  poL  G.5 
Bd.  62,  S.  239)  und  Hin.-Erlass  von  1858.  ferner 
das  Reichsgesetz  v.  30.  Hai  1869,  R.G.BL 
Nr.  93;  die  verschiedenen  Landesgesetze;  das 
Reichsgesetz  v.  30.  Juni  1884,  R.G.BL  Nr.  116. 
betreffend  die  Förderung  der  Landeskultur,  und 
V.  30.  Juni  1884,  R.G.Bl.  Nr.  117,  betreffend 
Vorkehrungen  zur  unschädlichen  Ableitung  tod 
Gebirgswässern ; 

d)  zum  Zwecke  eines  Bergbaues:  All- 

SemeinesBerfffifesetz  v.  23. Mai  1854,  R.G.Bl. 
r.  146  und  Vollzugsvorschrift  v.  25.  September 
1854,  G.  V.  11.  Mai  1884,  R.G:B.  Nr.  il  (s-j?. 
Naphthagesetz) ; 

e)  zu  Bauzwecken  vgl.  die  Bauordnungen 
für  die  einzelnen  Eronländer; 

f)  Enteignungsfälle  sind  endlich  anch  durch 
das  G.  V.  28.  April  1869,  Art.  41,  45,  B.G.BI. 
Nr.  64  (Lagerhaosgesetz)  normiert. 

In  Ungarn  hat  man  das  Enteigniuurs- 
recht  während  eines  verhältnismässig  kurzen 
Zeitraumes  zweimal  einer  eingehenden  Regelung: 
unterzogen  und  zwar  fürs  erste  durch  den  LV. 
und  LVl.  Gesetzesartikel  des  Jahres  1868.  welche 
Gesetze  in  der  jüngsten  Zeit  durch  das  um- 
fassende Enteignnngsgesetz  v.  29.  Mai  1^1 
(XLI.  G.-Art)  ausser  Kraft  gesetzt  wunien. 
Das  letztere  bezieht  sich  jedoch  nicht  auf  Ent- 
eignung zum  Zwecke  des  Bergbaues  im  engerec 
Sinne  (§  87). 

In  Preussen  nahm  die  Gesetzgebung  i& 
Beziehung  auf  das  Enteignungsrecht  denselben 
Gang  wie  in  Oesterreich.  Es  erfloss  eine  An- 
zahl von  Specialgesetzen  mit  Detailvorschriften, 
in  welchen  die  allfiremeinen  Grundsätze  d& 
preussischen  Landrechts  über  Enteignung  aaf 
besondere  Fälle  aufifewendet  wurden.  Besonders 
hervorzuheben  sind,  abgesehen  von  dem  vorland- 
rechtlichen Edikte  vom  18.  April  1792  über  die 
Verbindlichkeit  der  Unterthanen  der  Kunnark 
rücksichtlich  des  Chausseebaues  und  deren  Ent- 
schädigung, welches  durch  spätereKabinettsordres 
aus  den  Jahren  1825—1887  auch  in  anderen 
Provinzen  zur  Anwendung  gebracht  wurde,  das 
sogenannte  Vorflutedikt  vom  15.  November  1811 
(§  15  etc.)  oder  Gesetz  wegen  des  Wasserstaucns 
bei  Mühlen  und  Verschaffung  der  Vorflut,  wo- 
nach im  Interesse  des  Ackerbaues  und  der  Schif- 
fahrt die  Enteignune^  ausgeübt  werden  kann, 
das  Eisenbahng.  v.  3.  November  1838,  welches 
in  den  §§  8 — 19  den  Eisen bahngesellschaft^n. 
gemäss  den  Bestimmungen  des  Landrechts. 
Teil  1,  Titel  11,  §§  8-11  das  Recht  zur  Ent- 
eignung  verlieh,   das   G.  v.   28.  Februar  1S*3 
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über  die  Bentitzimg[  der  Privatflnsse,  in  welchem 
^i(h  mehrere  Bestimmungen  über  Zwangsent- 
HgiiiiBg  finden  (§  24  etc.),  das  Gesetz  über  das 
Deichwesen  yom  28.  Januar  1848  (i$  20),  das 
Berggesetz  v.  24.  Juni  1865  (§  136).  Dem 
Mangel  eines  zusammenfassenden  Enteignungs- 
L'e^tzes  wurde  abgeholfen  durch  das  Gesetz 
iber  die  £nteip:nnng  von  Grundeigen- 
lam  vom  11.  Juni  1874;  dasselbe  ist  nicht  an- 
wendbar auf  Enteignungen  im  Interesse  der 
Unde^kultur,  des  Bergbaues  oder  der  Landes- 
vermessung. 

Von  den  übrigen  in  den  deutschen  Staaten 
geltenden  Gesetzen  sind  folgende  hervorzuheben : 
Bayern:  G.  ▼.  17.  November  1837;  femer 
«ieaetz  über  die  Errichtung  des  Verwaltungs- 
jrerichtshofes  v.  8.  August  1878,  Art.  8,  9,  47, 
and  Äusführnngflgesetz  zur  Beichscivilprozess- 
ordnang  vom  23.  Februar  1879,  Art.  45—55. 
Sachsen:  Strassenbaumandat  vom  4.  Januar 
1S20,  Gesetz  we^n  Abtretung  von  Grundeigen- 
tum für  die  Leipziff- Dresdener  Eisenbahn  vom 
S.  Jali  1835,  ausgedehnt  auf  andere  Eisenbahnen, 
Gesetz  über  die  Abtretung  von  Grundeigentum 
zu  Wasserleitungen  vom  28.  März  1872.  Würt- 
temberg: §30  der  Verfassungsurkunde,  der- 
zeit die  einzige  e^esetzliche  Vorschrift,  nachdem 
t'in  im  Jahre  1836  eingebrachter  Gesetzentwurf 
sre-^cbeitert  ist.  B  a  d  e  n :  G.  v.  28.  August  1835, 
ibeeändert  durch  die  GG.  v.  29.  März  1838, 
7.  Mai  1858  und  Einführungsgesetz  zu  den 
Rdchjustizgesetzen  v.  3.  März  1879  §  113. 
Hessen:  ÜG.  v.  27.  Mai  1821  und  v.  26.  Juli 
1884.  Sachsen-Weimar:  G.  v.  2.  Februar 
1842;  Gesetz  betreffend  die  Enteignung  zum 
Zwecke  der  Anlegung  der  W^errabahn  v.  23. 
April  1856;  Gesetz  vom  selben  Datum  über  die 
Enteignung  zur  Wasser  versorguugsz  wecken. 
Hamburg:  Revidiertes  G.  v.  14.  Juli  1879; 
Bremen:  G.  v.  16.  Aprü  1882;  Lübeck:  G. 
V  21.  Mai  1870.  In  den  Reichslanden  gilt 
das  französische  G.  v.  3.  Mai  1841  und  das  G. 
T.  20.  Juni  1887  M.  Beichsrechtliche  Vorschriften, 
welche  hierher  gehören,  sind  nur  in  sehr  be- 
s^fariinktem  Masse  vorhanden:  Art.  41,  Abs.  1 
Reichsverf.,  Reichsrayongesetz  v.  21.  Dezember 
1^1.  Reichsgesetz  v.  13.  Juni  1873,  welches 
B^timmuDgen  über  die  Enteignung  von  Pferden 
bei  Mobilmachungen  enthält,  und  Viehseuchen- 
gesetz V.  23.  Juni  1880. 

Das  EnteifipQungsrecht  in  der  Schweiz 
beruht  vornehmlich  auf  dem  an  das  französisch- 
belgische sich  anschliessenden,  jedoch  selbständig 
fortgebildeten  Bnndes^esetzev.  1.  Mai  1850, 
betreffend  die  Verbindlichkeit  zur  Abtretung 
von  Privatrechten;  femer  auf  dem  Bundesge- 
^tae,  betreffend  die  Abänderung  des  Art.  37 
V.  18.  Juli  1857,  dem  Bundesgesetze  v.  24.  März 
ll<76  Art.  22,  dem  Bundesgesetze  v.  22.  April 
1S77  Art.  8,  und  der  ausgebildeten  Eantonal- 
»esetzgebung.  Von  den  kantonalen  Expropria- 
tioDsg^tzen  sind  zu  erwähnen :  W^aadtländische 
GG.  V.  29.  Dezember  1836  und  v.  23.  Mai  1864; 
Freibnrg:  G.  v.  30.  Oktober  1849;  Schaffhausen: 
<>  V.  18.  Dezember  1874;  Aargau:  G.  v.  22. 
Mai  1867;  Bern:  G.  v.  3.  September  1868;  Genf: 

')  Bezüglich  de^  partikularrechtlichen  Be- 
stimmungen in  den  kleineren  Staaten  vergleiche 
<ien  erschöpfenden  Katalog  in  G.  Meyers  Lehr- 
buch des  Verwaltungsrechts,  S.  2ö6  Anm.  3,  1879. 


G.  Y.  18.  Mai  1887  und  die  noch  geltende  Sek- 
tion IV  des  G.  V.  26.  Februar  1874;  Zürich: 
G.  V.  30.  November  1879. 

In  England  sind  die  Principien  der  indi- 
viduellen Freiheit  auf  das  sorgsamste  gehütet: 
die  Unverletzlichkeit  des  Eigentums  wurde  zwar 
niemals  theoretisch  als  ein  Grundrecht  prokla- 
miert, sie  wurde  aber  praktisch  immer  mit  der 
grössten  Eifersucht  beschützt.  Nach  englischer 
Rechtsanschauung,  wie  sie  von  Blackstone  am 
besten  wiedergegeben  wird,  kann  die  gesetz- 
gebende Gewalt  allein  das  Individuum  ver- 
pflichten, sich  wider  seinen  Willen  dem  zu 
unterwerfen,  was  das  allgemeine  Wohl  erfordert, 
wobei  jedoch  dem  Individuum  dasjenige,  was 
ihm  auf  der  einen  Seite  genommen,  auf  der 
anderen  Seite  durch  die  ihm  bewilligte  Ent- 
schädigtmg  zurückgegeben  werden  müsse.  Dieser 
Anschauung  gemäss  muss  die  Enteignung:  in 
jedem  Falle  durch  ein  besonderes  Gesetz  (private 
bill)  bewilligt  werden.  Dagegen  sind  die  Grund- 
sätze, durch  welche  die  einmal  bewilligte  Ent- 
eignung geregelt  wird,  sehr  bedeutend  ausge- 
bildet. 

Diese  Ausbildung  erfolgte  offenbar  unter 
dem  Einflüsse  des  französischen  Rechtes  und  in 
Verbindung  mit  der  grösseren  Entwickelung 
des  Eisenbahnwesens.  Das  eigentliche  Enteig- 
nungsrecht Englands  findet  sich  in  der  lands 
clauses  consolidation  Act  vom  8.  Mai 
1845,  8  et  9  Vict.  cap.  18.  Dazu  kommt  the 
lands  clauses  consolidation  Amende- 
mentActv.  20.  August  1860^  23  et  24  Vict. 
cap.  106,  durch  welche  neben  einigen  Verbesse- 
rungen und  Modifikationen  an  dem  Gesetz  von 
1847  in  sect.  7  dieselben  Grundsätze  auch  für 
jene  Grund erwerbungen  für  massgebend  erklärt 
werden,  welche,  sei  es  von  der  Admiralität,  sei 
es  vom  Kriegsdepartement,  zu  militärischen 
Zwecken  gemacht  werden.  Die  Enteignung 
behufs  der  Anlegung  von  Eisenbahnen  wurde 
unter  dem  gleichen  Datum  durch  ein  besonderes 
Gesetz,  8  et  9  Vict.  cap.  20,  die  Railway 
clauses  consolidation  Act  sect.  6—86 
geregelt.  Für  Schottland  sind  beson<lere 
Gesetze  unter  demselben  Titel  erflossen.  Er- 
wähnenswert ist  der  Act  for  the  better 
regulation  of  railways  etc.  vom  30.  Juli 
1842  5  et  6  Vict.  cap.  55,  welcher  der  Staats- 
verwaltung das  Recht  einräumt,  ein  früher  von 
dem  Parlamente  bewilligtes,  hinterher  aber 
durch  Nichtausübung  erloschenes  Eutei^ungs- 
recht,  wenn  die  öffentliche  Sicherheit  dies  ver- 
langt, durch  ein  vom  Handelsamt  auszustellen- 
des Certifikat  aufleben  zu  machen.  Dieses 
Recht  des  Handelsamtes  wurde  durch  die  Rail- 
way construction  facilities  Act  aus 
dem  Jahre  1864,  27  et  28  Vict.  cap.  121  auf- 
recht erhalten  und  stellt  den  einzigen  Fall  dar, 
in  welchem  das  Parlament  die  Enteignung  nicht 
unmittelbar  bewilligt.  Für  Enteignungen  zu 
Zwecken  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  sind 
von  Bedeutung  die  GG.  v.  27.  Juni  1875  und 
V.  11.  August  1875. 

In  Nordamerika  hat  das  Enteignungs- 
recht (taking  land  in  invitum)  im  ganzen  die- 
selbe Gestalt  wie  in  England ;  sowohl  im  mate- 
riellen Recht  als  auch  im  Verfahren  gelten  bei- 
nahe durchaus  dieselben  Grundsätze.  Das 
Princip  der  Enteignung  ist  verfassungsmässig 
ausgesprochen  (Zusatzartikel  vom  15.  Dezember 
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1791  Art  V).  Ein  allgemeines  Expropriations- 
gesetz, welches  in  den  Vereinigten  Staaten  ge- 
meinrechtliche Geltung  hätte,  ist  vom  Kongress 
noch  nicht  erlassen  worden.  Partikularrechtlich 
ist  dieses  Gebiet  u.  a.  geregelt  im  Staate  Illi- 
nois durch  ein  G.  v.  10.  April  1872,  in  Massa- 
chusetts durch  ein  G.  v.  28.  Februar  1872. 

Das  Enteignungsrecht  hat  den  nationalen 
Charakter  mehr  als  irgend  ein  anderes  Gebiet 
des  Verwaltungsrechts  abgestreift.  Die  mate- 
riellen Rechtsgrundsätze  sind  beinahe  überall 
die  gleichen,  hauptsächlich  deshalb,  weil  sie  in 
vorwiegendem  Masse  von  Frankreich  den  anderen 
Staaten  mitgeteilt  wurden.  Nur  das  Verfahren 
ist  durch  die  besondere  Strömung  gewisser 
staatlicher  und  nationaler  Momente  in  den 
einzelnen  Staaten  eigentümlich  geregelt.  In 
dieser  Einheit  der  Reoht«entwickelung  lässt  sich 
die  Einheit  der  Entwiokelung  in  den  Gefühlen, 
Sitten  und  Ideeen,  lässt  sich  der  gemeinschaft- 
liche Geist  erkennen,  welcher  die  civilisierten 
Staaten  zusammen,  wenn  auch  mit  ungleichen 
Schritten,  nach  vorwärts  treibt. 

IL  Das  materielle  Entei^nun^srecht 

8.  Objekt  der  E.  Die  Enteignung  be- 
zweckt die  Erwerbung  dos  Eigentums  oder 
eines  dinglichen  Keeht«?  an  fremder  Sache. 
Als  Objekt  derselben  kann  daher  entweder 
das  Eigentum  oder  ein  dingliches  Recht  an 
fremder  Sache  erscheinen  und  zwar  j)rin- 
cipiell  auch  das  Eigentum  an  beweg- 
lichen Sachen;  doch  ist  das  Eiiteignungs- 
recht  an  Mobil ien  praktisch  von  so  unter- 
geordneter Bedeutung,  djiss  sich  die  orga- 
nische Enteignungsgesetzgebimg  mit  R(»cht 
darauf  beschränkt  hat,  die  Formen  und  lie- 
dingimgen  der  Enteignung  bei  Immobi- 
lien zu  regeln  1). 

Das  Eigentumsrecht  am  Grund  und 
Boden  umfasst  ausser  di^n  mit  dem  Onuid 
und  Boden  verbundenen  beweglichen  Sachen, 
namentlich  Pflanzen  und  den  auf  demselben 
zu  einem  Gebäude  zusammengefügten  Ma- 
terialien auch  den  Raum  unter  und  über 
dem  Grundstücke ;  die  Enteignung  der  Ober- 
fläche ergreift  das  ganze  Gnuul stück,  sowohl 
nach  oben  als  auch  nach  unten.  Doch  lasstm 
sich  wohl  Fälle  d(Miken,  in  welchen  bloss 
der  unter  der  Oberfläche  eines  Grundstücks 
liegende  Raum  benutzt  wIkI,  ohne  dass  zur 
Enteignung  der  superficies  geschritten  wer- 
den müsste:  wie  wenn  z.  B.  ein  Tunnel 
mehrere  hundert  Meter  unter  der  Oberfläche 


^)  So  z.  B.  das  preussische  G.  v.  11. 
Juni  1874,  das  bayerische  G.  v.  17.  November 
1837.  0.  Mayer  vertritt  a.  a.  0.  S.  1  die  An- 
sicht, dass  die  Enteignung:  in  dem  bestimmten 
Kechtsiustitute,  zu  welchem  unsere  Gesetze  die- 
selbe ausgebildet  haben,  lediglich  gegen  das 
Eigentum  an  Grundstücken  gerichtet  sei,  da- 
gepren  die  Inanspruchnahme  beweglicher  Sachen 
anderen  Regeln  folge,  während  nach  Scheicher 
und  Sieber  die  Enteignung  begrifflich  nicht 
auf  unbewey-liche  Sachen  beschränkt  ist. 


eines  Berges  durchgeführt  wird.  Es  wini 
in  solchen  Fällen  auf  die  geltenden  privat- 
rechtlichen  Anschauungen  über  die  räum- 
liche Ausdehnung  des  Immobiliareigentums 
und  die  konki'eten  thatsachlichen  Verliäit- 
nisse  Bedacht  genommen  werden    mü.>?^Q. 

Auch  jura  in  re  alle  na  bilden  eineo 
Gegt^n stand  der  Enteigntmg,  sei  es,  dass  .>i- 
schon  an  der  zu  enteignenden  Sache  za 
Gmisten  dritter  Personen  haften  oder  zu 
dei-en  zweckmässiger  Benutzung  erst  le- 
gründet  werden  müssen.  In  keinem  Fall« 
aber  ist  die  Enteignimg  auf  obligatorisL  he 
Rechte  anwendbar.  (Anderer  Ansicht  Gabriel 
de  Weiss  a.  a.  0.  S.  71.) 

Aus  dem  Charakter  der  Enteignung  aL^ 
einer  Verfügung  der  Staatsgewalt  folgt  dit^ 
gänzliche  Unwirksamkeit  von  privatreclit- 
lichen  Yeräusserungsverboten,  insbesondere' 
fideikommissarisehen  und  lehensreehtliohf:i 
Ursprungs.  Dagegen  ist  die  Frage,  ob  auch 
an  staatlichen  Grundstucken  und  solchen. 
die  bereits  zu  öffentlichen  Zwecken  »ent- 
eignet worden  sind,  eine  Enteignung  mCti- 
lieh  sei,  aus  dem  das  ganze  Institut  ir- 
herrschenden  Gesichtspunkte  der  iiU^v- 
wiegenden  salus  j)ublica  zu  entscheiden. 

So  kommt  es  zunächst  darauf  an,  nl. 
das  zu  ^enteignende  staatliche  Grundstück 
zum  öffentlichen  Gute  oder  zum 
Staats  gute  gehört.  Uas  öffentliche  (iur 
besteht  aus  den  für  die  Zwecke  der  AUu*^ 
meinheit  unmittelbar  bestimmten  Sachen,  <l'?:i 
res  publicae  in  usu  {»ublico  im  en?»'i>^n 
Sinne;  es  sind  im  Eigentume  des  Staat»^ 
befindliche  Sachen,  welche  zum  öffenüirl.ea 
Gebrauche  bestimmt  sind,  so  Land-  und 
Heerstrassen  mit  den  dazu  gehörigen  Brückten, 
Festungswerke,  Gebäude  für  öffentliche  Au- 
stalten  und  Behörden  etc. 

Da«  Staat^^gut  hingegen  besteht  aus  jent»n 
Objekten,  welche  der  Staat  ähnlich  wie  «k-r 
Private  besitzt,  deren  Einkünfte  in  dvn 
Staatsschatz  gelangen  und  welche  nicht 
ausserhalb  des  Verkelirs,  sondern  in  jötri- 
monio  fisci,  in  poeunia  populi  stehen.  Hitr- 
her  gehören  Bergwerke,  Gebäude,  Landgüter, 
Hüttenwerke,  Domänen,  Salinen,  Forste  etc. 
Grundstücke  der  letzteren  Art  imterlieir^n 
unzweifelhaft  dem  Enteignungsrei'hte:  «la^ 
öffentliche  Gut  jedoch,  welches  als  iv> 
publie^i  in  usu  ptiblico  im  öffentlichen  Gt"- 
bratiche  bereits  steht,  bedarf  nicht  or>t 
einer  durch  die  Enteignung  herbeizuführen- 
den Uebertragung  in  den  öffentlichen  G«- 
brauch.  Es  soll  künftig  dem  öffentlichen 
Gebrauche  in  einer  anderen  Weise  dienen, 
wozu  genügt,  wenn  im  Wege  der  Verfüirnng 
durch  die  Verwaltungsbehörde  voi'geganüi'n 
wird.  Dieses  Verhältnis  bleibt  auch  dann 
unverändert,  wenn  ein  "solches  öffentliiVs 
Gnt  einer  konzessionierten  Privatgesellschaft 
überlassen  wird,  sofern  mau  von  deniGnuid- 
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satze  ausg^i,  dass  Private  durch  die  Ent- 
eioTiung  an  und  für  sich  nicht  das  freie 
Eiaentum  an  der  enteigneten  Sache,  sondern 
vit^lmehr  bloss  den  Besitz  derselben  als 
materielles  Hilfsmittel  zur  Realisierung  der 
eigentlichen  Bestimmung  derselben  für  den 
riiis  puhlicus  erwerben.  Wird  jedoch  (mit 
«ler  herrschenden  Lehre)  ein  Eigentums- 
t-nverb  durch  die  Konzessionäre  angenommen, 
s«^  miiss  folgerichtig  auch  die  Ausübung  des 
Euteignnngsrechts  an  öffentlichem  Gute  für 
m«">e:lich  und  zulässig  erachtet  werden. 

Nach  0-  Mayer  a.  a.  0.  S.  22  flf.  unterliegen 
gnradsätzlich  der  Enteignung  alle  Grundstücke 
des  Staatsgebietes  ohne  Unterschied  der  Be- 
s^rhaffenheit  und  der  Art  der  Benutzung  und 
ubne  Ansehen  des  Eigentümers.  Auch  die 
(inmd8tUcke  des  Staates  selbst  sind  davon  nicht 
ausfinenommen,  ii^  der  Voraussetzung",  dass  der 
blitzende  Staat,  gegen  den  die  Enteignung 
sii'h  richten  soll,  in  seinem  Besitze  einem  ge- 
wöhnlichen Privaten  gleichsteht,  dass  sein  Eigen- 
tum Privateigentum  ist.  Oeffentliches 
Eigentum  aber  —  Grundstücke,  die  der  Staat 
nicht  nach  Civilrecht  besitzt,  in  deren  Besitz  er 
nirht  Fiskus  ist  —  könne  ausAnlass  des 
Enteignungsverfahrens  durch  einen 
Akt  der  darüber  gesetzten  Behörde, 
.•»einer  öffentlichrechtlichen  Natur 
entkleidet,  aufgelassen  werden  und 
alxlann  das  daraus  entstandene  civilrechtliche 
Ei^ntnm  des  Staates,  der  Gemeinde  im  ^e- 
wijhnlichen  Gange  des  Verfahrens  zur  Enteig- 
nung gebracht  werden.  Nur  sei  es  niclit  richtig, 
za  Saiden,  öffentliches  Eigentum  könne  enteignet 
werden.  Nach  Sieber  (a.  a.  0.  S.  146)  ist 
Startt-jofut  jeder  Art  der  Expropriation  unter- 
worfen. 

0.  Mayer  a.  a.  0.  S.  17  und  Anm.  23 
unterscheidet  bei  dem  sogenannten  Enteignungs- 
rechie  der  Gemeinden,  Kreise  u.  s.  w.  einmal 
den  Anspruch  der  Gemeinde  dem 
Staate  gegenüber  auf  Zulassung  der 
Enteignung  für  ihre  Unternehmungen,  d.  h. 
wf  die  Anerkennung  der  von  ihr  innerhalb 
ihres  Selbstverwaltuiigsrechts  beschlossenen 
rntt-mehnaungen  als  öffentlicher,  sodann  aber 
dw  rechtliche  Möglichkeit  demUnter- 
thaneu  gegenüber,  für  ihre  Unteniehmen 
'lie  Zulassung  der  Enteignung  zu  erwirken, 
Tind  nach  geschehener  Zulassung  die  Befugnis, 
<lie  Enteignung  gegen  ihn  zu  betreiben.  Das 
Sri  dann  das  nämliche  Eecht,  welches  der  Staat, 
^'^nn  er  selbst  der  Unternehmer  ist,  selbst  hat 
nn«!  dnrch  das  betreibende  Amt  ausübt:  das 
t^nternehmerrecht  neben  dem  Enteig- 
nnn^a recht.  „Nennt  man  ersteres  auch  das 
Enteignun^srecht,  so  hat  eben  der  Staat 
zweierlei  Enteignunffsrechte." 
.  EiKiHch  können  auch  Gnmdstücke,  welche 
^^)Vege  des  Enteignungsverfahrens  in  den 
Jf^itz  einer  Unternehmung  gelangt  sind,  zu 
'jnnsten  einer  anderen  Unternehmung  dann 
^QteipQet  werden,  wenn  der  die  letztere  be- 
hf!iTschende  öffentliche  Zweck  überwiegende 
ß^<Ieutung  besitzt. 

4,  Subjekt    de»   Entei^un^srechts. 
^ö8  dem  Grundprindp    des   Enteignungs- 


rechts folgt  von  selbst,  dass  zunächst  die 
Staatsgewalt  als  das  Subjekt  desselben  an- 
erkannt werden  muss,  insofern  sie  der  Auf- 
opferung von  Privatrechten  im  Interesse  der 
Gesamtheit  bedarf,  dass  daher  die  Enteig- 
nung zur  Wahrung  von  blossen  vermögens- 
rechtlichen Zwecken  ausgeschlossen  ist. 
Ferner  kann  jeder  organische  Teü  des 
Staates,  Provinzen,  Kreise,  Gemeinden  etc., 
rücksichtlich  der  ihrer  Selbstverwaltung 
überlassenen  öffentlichen  Angelegenheiten  das 
Enteignungsrecht  geltend  machen,  also  rück- 
sichtlich jener  lokiüisierten  Unternehmungen, 
denen  durch  ihre  Wichtigkeit,  durch  ihren 
Einfluss  auf  die  allgemeine  Entwickelung 
der  Stempel  des  öffentlichen  Interesses  auf- 
gedrückt ist. 

Das  Recht  des  Staates  und  seiner  orga- 
nischen Teile  zur  Geltendmachung  des  Ent- 
eignungsrechts wird  dadurch  nicht  alteriert, 
dass  dieselben  die  Ausführung  der  zur  Ent- 
eignung berechtigenden  Unternehmungen 
Privatpersonen ,  Aktiengesellschaften  etc. 
übertragen,  mögen  diese  auch  bei  der  Ueber- 
nahme  von  blosser  Privatspekulationsabsicht 
geleitet  sein;  die  Uebernehmer  weitien  da- 
durch bei-echtigt,  im  Namen  der  Staats- 
gewalt resp.  jener  organischen  Teile  des 
Staates  und  in  dem  Umfange,  wie  es  diesen 
zustand,  das  Enteignungsrecht,  wenn  auch 
in  rem  suam,  auszuüben.  In  allen  FäDen 
der  Enteignimg  ist  es  also  der  Staat  oder 
ein  organischer  Teü  desselben,  w^elcher  kraft 
seines  Imperiums  enteignet;  das  Subjekt  des 
Enteigniuigsrechts  bleibt  auch  dann  dasselbe, 
wenn  eine  AktiengeseDschaft  oder  einzelne 
Privatperson  enteignet ;  sie  handelt  dann  als 
Vertreter  der  öffentlichen  Gewalt,  personam 
rei  publicae  agit.  Das  enteignete  Grund- 
stück wird  zum  öffentlichen  Gut  (Staatsgut, 
Gemeindegut  etc.),  dessen  Verwendung  für 
die  öffentlichen  Zwecke  Sache  der  Staats-, 
Gemeinde-  etc.  Verwaltung  ist;  es  wird  in 
keinem  Falle  freies,  unbeschränktes  Eigen- 
tum des  Enteigners,  sondern  wegen  seiner 
Bestimmung  fiu:  den  usus  publicus  als  extra 
commercium  stehend  angesehen,  daher  es 
niu-  mit  Bewilligung  der  öffentlichen  Gewalt, 
niemals  diu-ch  den  blossen  Willen  der  Pri- 
vaten, der  einmal  bestehenden  öffentlichen 
Bestimmung  w^ieder  entkleidet  werden  kann. 
Nach  der  heiTSchenden  Ansicht  aber  soll 
auch  eine  Privatperson  Subjekt  des  Enteig- 
nungsrechts sein  können ;  sie  soll,  alleixlings 
nicht  um  ihres,  sondern  um  des  öffentlichen 
Interesses  willen,  ein  eigenes  Recht  zur  Ent- 
eignimg haben.  Die  ganze  Streitfrage  ist 
übrigens  pi-aktisch  nicht  von  Bedeutung; 
denn  auch  nach  der  heri-schenden  Ansicht 
wird  das  von  einer  Privatperson  enteignete 
Grundstück  kein  freies  Eigentum  des  Ent- 
eigners, sondern  ein  wegen  des  usus  publicus 
objektiv  gebundenes,  beschränktes,  welches 


630 


Enteignung 


1791  Art  V).  Ein  allgemeines  Expropriations- 
gesetz, welches  in  den  Vereinigten  Staaten  ge- 
meinrechtliche Geltung  hätte,  ist  vom  Kongress 
noch  nicht  erlassen  worden.  Partikularrechtlich 
ist  dieses  Gebiet  u.  a.  geregelt  im  Staate  Illi- 
nois durch  ein  G.  v.  10.  April  1872,  in  Massa- 
chusetts durch  ein  G.  v.  28.  Februar  1872. 

Das  Euteignungsrecht  hat  den  nationalen 
Charakter  mehJ  als  irgend  ein  anderes  Gebiet 
des  Verwaltuugsrechts  abgestreift.  Die  mate- 
riellen Rechtsgrundsätze  sind  beinahe  überall 
die  gleichen,  hauptsächlich  deshalb,  weil  sie  in 
vorwiegendem  Masse  von  Frankreich  den  anderen 
StÄaten  mitgeteilt  wurden.  Nur  das  Verfahren 
ist  durch  die  besondere  Strömung  gewisser 
staatlicher  und  nationaler  Momente  in  den 
einzelnen  Staaten  eigentümlich  gferegelt.  In 
dieser  Einheit  der  EechtÄcntwickelung  lässt  sich 
die  Einheit  der  Ent Wickelung  in  den  Gefühlen, 
Sitten  und  Ideeen,  lässt  sich  der  gemeinschaft- 
liche Geist  erkennen,  welcher  die  civilisierten 
Staaten  zusammen,  wenn  auch  mit  ungleichen 
Schritten,  nach  vorwärts  treibt. 

IL  Das  materielle  Entei^nnii^srecht 

8.  Objekt  der  E.  Die  Enteignung  be- 
zweckt die  Erworbung  des  Eigentums  oder 
eines  dinglichen  Rechts  an  fremder  Saciie. 
Als  Objekt  derselben  kann  daher  entweder 
das  Eigentum  oder  ein  dingliches  Recht  au 
fremder  Sache  erscheinen  und  zwar  j)rin- 
cipiell  auch  das  Eigentum  an  beweg- 
lichen Sachen ;  doch  ist  das  Enteignungs- 
recht an  Mobilien  praktisch  von  so  unter- 
geordneter Bedeutung,  dass  sich  die  orga- 
nische Enteignungsgesetzgebung  mit  Recht 
darauf  beschränkt  liat,  die  Formen  und  Be- 
dingungen der  Enteignung  bei  Immobi- 
lien zu  regeln  1). 

Das  Eigentumsrecht  am  Gnmd  imd 
Boden  umfasst  ausser  den  mit  dem  Grund 
und  Boden  verbmidenen  beweglichen  Sachen, 
namentlich  Pflanzen  und  den  auf  demselben 
zu  einem  Gebäude  zusammengefügten  Ma- 
terialien auch  den  Raum  unter  und  über 
dem  Grundstücke;  die  Enteignung  der  Ober- 
fläche ergreift  das  ganze  Grundstück,  sowolü 
nach  oben  als  auch  nach  unten.  Doch  hissen 
sich  wohl  Fälle  denken,  in  welchen  bloss 
der  unter  der  Oberfläche  eines  Grundstücks 
liegende  Raum  benutzt  wird,  ohne  dass  zur 
Enteignung  der  superficies  geschritten  wer- 
den müsste:  wie  wenn  z.  B.  ein  Tunnel 
mehrere  hundert  Meter  unter  der  Oberfläche 


^)  So  z.  B.  das  preussische  G.  v.  11. 
Juni  1874,  das  bayerischeG.  v.  17.  November 
1837.  0.  Mayer  vertritt  a.  a.  0.  S.  1  die  An- 
sicht, dass  die  Enteignung  in  dem  bestimmten 
Rechtsinstitute,  zu  welchem  unsere  Gesetze  die- 
selbe ausgebildet  haben ,  lediglich  gegen  das 
Eigentum  an  Grundstücken  gerichtet  sei,  da- 1 
gegfen  die  Inanspruchnahme  hewegflicher  Sachen 
anderen  Regeln  folge,  während  naci  Scheicher 
und  Sieb  er  die  Enteignung  begrifflich  nicht 
auf  unbewegliche  Sachen  beschränkt  ist. 


eines  Berges  durchgeführt  winL  Es  wir! 
in  solchen  Fällen  auf  die  geltenden  privat- 
rechtlichen Anschauungen  über  die  räum- 
liche Ausdehnung  des  Immobillareigentums 
und  die  konkreten  tliatsächlichen  Verhält- 
nisse Bedacht  genommen  werden   müssen. 

Auch  jura  in  re  aliena  bilden  cineQ 
Gegenstand  der  Enteignung,  sei  es,  dasssi<* 
schon  an  der  zu  enteignenden  Sache  m 
Gunsten  dritter  Personen  haften  oder  zii 
deren  zweckmässiger  Benutzung  erst  U- 
gründet  werden  müssen.  In  keinem  Falle 
aber  ist  die  Enteignung  auf  obligatorische 
Rechte  anwendbar.  (Anderer  Ansicht  Gabriel 
de  Weiss  a.  a.  0.  S.  71.) 

Aus  dem  Charakter  der  Ent«ignime  ab 
einer  Verfügung  der  Staatsgewalt  folgt  dit* 
gjlnzliche  Unwirksamkeit  von  privatrecht- 
lichen Veräusserungsverboten,  insbesondere 
fideikommissarischen  und  lehensrechtlicht-n 
Ursprungs.  Dagegen  ist  die  Frage,  ob  aueh 
an  staatlichen  Gnmd  stücken  und  solel^^n. 
die  bereits  zu  Offen tliclien  Zwecken  ent- 
eignet worden  sind,  eine  Enteignung  m-'^^- 
lich  sei,  aus  dem  das  ganze  Institut  h^ 
herrschenden  Gesichtspunkte  der  nK»r- 
wiegenden  salus  publica  zu  entscheiden. 

So  kommt  es  zunächst  darauf  an,  ob 
das  zu  enteignende  staatliche  Grnndstnek 
zum  öffentlichen  Gute  oder  zum 
Staatsgute  gehört.  Das  öffentliche  Gm 
besteht  aus  den  für  die  Zwecke  der  Allinv 
meinheit  unmittelbar  bestimmten  Sachen,  d^^n 
res  publicae  in  usu  publico  im  engei-^^n 
Sinne:  es  sind  im  Eigentume  des  Stielt'-. 
befindliche  Sachen,  welche  zum  öffentlichen 
Gebrauche  bestimmt  sind,  so  Land-  und 
Heerstrassen  mit  den  dazugehörigen  Bnicken, 
Festungswerke,  Gebäude  für  öffentliche  An- 
stalten und  Behörden  etc. 

Bas  Staatsgut  hingegen  besteht  ans  jenen 
Objekten,  welche  der  Staat  ähnlich  wie  der 
Private  besitzt,  deren  Einkünfte  in  den 
Staat  sscliatz  gelangen  und  welche  niflit 
ausv<;erhalb  des  Verkehrs,  sondern  in  patri- 
moiiio  fisci,  in  pecunia  populi  stehen.  Hi»^r- 
her  gehören  Bergwerke,  Gebäude,  Landfrüter. 
Hüttenwerke,  Domänen,  Salinen,  Forste  eti.-. 
Grundstücke  der  letzteren  Art  unteriiejren 
unzweifelhaft  dem  Enteignungsrec^hte:  'ia^ 
(öffentliche  Gut  jedoch,  welches  als  res 
pub]i(;a  in  usu  publico  im  öffentlichen  Ge- 
brauche bereits  steht,  bedarf  nicht  en>t 
(»iner  durch  die  Enteignung  herbeizufuhivn- 
den  Uebertragung  in  den  öffentlichen  Ge- 
brauch. Es  soll  künftig  dem  öffeutlichea 
Gebrauche  in  einer  anderen  Weise  dienen, 
wozu  genügt,  wenn  im  Wege  der  Verfü^iinj 
durch  die  Verwaltungsbehönle  vorgegans??n 
wird.  Dieses  Verhältnis  bleibt  auch  daun 
unverändei-t,  wenn  ein  'solches  öffentliches 
Gut  einer  konzessionierten  PrivatgesellscWt 
übei  lassen  wii*d,  sofern  mau  von  dem  Grund- 
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satze  ausgeht,  dass  Private  durch  die  Ent- 
oigramg  an  und  ftVr  sich  nicht  das  freie 
Eisrentum  an  der  enteigneten  Sache,  sondern 
vit^raehr  bloss  den  Besitz  derselben  als 
materieUes  Hilfsmittel  zur  Realisierung  der 
eigentlichen  Bestimmung  derselben  für  den 
iiMis  publicus  erwerben.  Wird  jedoch  (mit 
•1er  herrschenden  Lehre)  ein  Eigentums- 
i  rwerb  durch  die  Konzessionäre  angenommen, 
*>  muss  folgerichtig  auch  die  Ausübung  des 
Eiiteignnngsrechts  an  öffentlichem  Gute  für 
moe;lich  und  zulässig  erachtet  werden. 

Nach  0.  Mayer  a.  a.  0.  S.  22  flf.  unterliegen 
gmndsätzlich  der  Enteignung  alle  Grundstücke 
de*  Staatsgebietes  ohne  Unterschied  der  Be- 
ik^baffenheit  und  der  Art  der  Benutzung  und 
ohüe  Ansehen  des  Eigentümers.  Auch  die 
Grundstücke  des  Staates  selbst  sind  davon  nicht 
aüfspenommen,  ii\  der  Voraussetzung,  dass  der 
bpsiizende  Staat,  gegen  den  die  Enteignung 
skh  richten  soll,  in  seinem  Besitze  einem  ge- 
wöhnlichen Privaten  gleichsteht,  dass  sein  Eigen- 
tum PriTateigentum  ist.  Oeffentliches 
Eigentum  aber  —  Grundstücke,  die  der  Staat 
nicht  nach  Civilrecht  besitzt,  in  deren  Besitz  er 
ni«ht  Fiskus  ist  —  könne  ausAnlass  des 
Enteignungs Verfahrens  durch  einen 
Akt  der  darüber  gesetzten  Behörde, 
^einer  öffentliehrechtlichen  Natur 
entkleidet,  aufgelassen  werden  und 
ilMiann  das  daraus  entstandene  civilrechtliche 
Eiirentum  des  Staates,  der  Gemeinde  im  ge- 
wöhnlichen Gange  des  Verfahrens  zur  Enteig- 
nung gebracht  werden.  Nur  sei  es  nicht  richtig, 
za  sagen,  öffentliches  Eigentum  könne  enteignet 
werden.  Nach  Sieber  (a.  a.  0.  S.  146)  ist 
Staat-jgut  jeder  Art  der  Expropriation  unter- 
worfen. 

0.  Mayer  a.  a.  0.  S.  17  und  Anm.  23 
unterscheidet  bei  dem  sogenannten  Enteignungs- 
rechte der  Gemeinden,  Kreise  u.  s.  w.  einmal 
<ien  Anspruch  der  Gemeinde  dem 
Staate  gegenüber  auf  Zulassung  der 
Enteignung  für  ihre  Unternehmungen,  d.  h. 
wf  die  Anerkennung  der  von  ihr  innerhalb 
ihres  Selbstverwaltuiigsrechts  beschlossenen 
l'nti^mehmungen  als  öffentlicher,  sodann  aber 
die  rechtliche  Möglichkeit  demUnter- 
thanen  gegenüber,  für  ihre  Unternehmen 
•iie  Zulassung  der  Enteignung  zu  erwirken, 
lind  nach  geschehener  Zulassung  die  Befugnis, 
die  Enteignung  gegen  ihn  zu  betreiben.  Das 
s<:i  dann  das  nämliche  Eecht,  welches  der  Staat, 
^t^nn  er  selbst  der  Unternehmer  ist,  selbst  hat 
nnd  durch  das  betreibende  Amt  ausübt:  das 
Lnternehmerrecht  neben  dem  Enteig- 
önnarsrecht.  „Nennt  man  ersteres  auch  das 
fnteignungsrecht,  so  hat  eben  der  Staat 
zweierlei  Enteignungsrechte.** 
.  Endlieh  können  auch  Grundstücke,  welche 
l^^ege  des  Enteignungsverfahrens  in  den 
ß^^itz  einer  Unternehmung  gelangt  sind,  zu 
Gunsten  einer  anderen  Unteniehinung  dann 
enteignet  werden,  wenn  der  die  letztere  be- 
üorrschende  öffentliche  Zweck  überwiegende 
l5«ieutiing  besitzt 

*i*  Subjekt    des   Entei^ungsrechts. 
^^  dem  Ghnndprincip    des    Enteignungs- 


rechts folgt  von  selbst,  dass  zunächst  die 
Staatsgewalt  als  das  Subjekt  desselben  an- 
erkannt werden  muss,  insofern  sie  der  Auf- 
opferung von  Privatrechten  im  Interesse  der 
Gesamtheit  bedarf,  dass  daher  die  Enteig- 
nung zur  Wahrung  von  blossen  vermögens- 
rechtlichen Zwecken  ausgeschlossen  ist. 
Ferner  kann  jeder  organische  Teil  des 
Staates,  Provinzen,  Kreise,  Gemeinden  etc., 
rücksichtlich  der  ihrer  Selbstverwaltung 
überlassenen  öffentlichen  Angelegenheiten  das 
Enteignungsrecht  geltend  machen,  also  rück- 
sichtlich jener  lokalisierten  Unternehmungen, 
denen  durch  ihre  Wichtigkeit,  diu-ch  ihren 
Einfluss  auf  die  allgemeine  Entwickelung 
der  Stempel  des  öffentlichen  Interesses  auf- 
gedrückt ist. 

Das  Recht  des  Staates  tuid  seiner  orga- 
nischen Teile  zur  Geltendmachung  des  Ent- 
eignungsrechts wird  dadurch  nicht  alteriert, 
dass  dieselben  die  Ausführung  der  zur  Ent- 
eignung berechtigenden  Unternehmimgen 
Privatpersonen ,  Aktiengesellschaften  etc. 
übertragen,  mögen  diese  auch  bei  der  üober- 
nahme  von  blosser  Privatspekulationsabsicht 
geleitet  sein;  die  Uebernehmer  werden  da- 
durch bei-echtigt,  im  Namen  der  Staats- 
gewalt resp.  jener  organischen  Teile  des 
Staates  und  in  dem  üinfange,  wie  es  diesen 
zustand,  das  Enteignungsrecht,  wenn  auch 
in  rem  suam,  auszuüben.  In  allen  Fällen 
der  Enteignimg  ist  es  also  der  Staat  oder 
ein  organischer  Teil  desselben,  welcher  kraft 
seines  Imperiums  enteignet;  das  Subjekt  des 
Enteignungsrechts  bleibt  auch  dann  dasselbe, 
wenn  eine  Aktiengesellschaft  oder  einzelne 
Privatperson  enteignet ;  sie  handelt  dann  als 
Vertreter  der  öffentlichen  Gewalt,  personam 
rei  publicae  agit.  Das  enteignete  Grund- 
stück wird  zmn  öffentlichen  Gut  (Staatsgut, 
Gemeindegut  etc.),  dessen  Verwendung  für 
die  öffentlichen  Zwecke  Sache  der  Staats-, 
Gemeinde-  etc.  Verwaltung  ist;  es  wii-d  in 
keinem  Falle  freies,  unbeschränktes  Eigen- 
tum des  Enteigners,  sondern  wegen  seiner 
Bestimmung  flu:  den  usus  publicus  als  extra 
commercium  stehend  angesehen,  daher  es 
nur  mit  Bewilligung  der  öffentlichen  Gewalt, 
niemals  diu-ch  den  blossen  Willen  der  Pri- 
vaten, der  einmal  bestehenden  öffentlichen 
Bestimmung  wieder  entkleidet  werden  kann. 
Nach  der  herrschenden  Ansicht  aber  soll 
auch  eine  Privatperson  Subjekt  des  Enteig- 
nungsrechts sein  können ;  sie  soll,  allerdings 
nicht  um  ihres,  sondern  um  des  öffentlichen 
Interesses  wülen,  ein  eigenes  Recht  zur  Ent- 
eignung haben.  Die  ganze  Streitfrage  ist 
übrigens  praktisch  nicht  von  Bedeutung; 
denn  auch  nach  der  heiTSchenden  Ansicht 
wird  das  von  einer  Privatperson  enteignete 
Grundstück  kein  freies  Eigentum  des  Ent- 
eigners, sondern  ein  wegen  des  usus  publicus 
objektiv  gebundenes,  beschi-änktes,  welches 
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nur  insoweit  zum  persönlichen  Nutzen  des 
Enteigners  ausgeübt  werden  kann,  als  dies 
eben  mit  der  objektiven  Qebimd^iheit  ver- 
träglich ist. 

Jellinek  erklärt  (System  der  subjektiven 
öffentlichen  Rechte  S.  241),  dass  der  Expropriant, 
wer  immer  er  sei,  staatliches  Hoheitsrecht  aus- 
übe; allein  dieses  Recht  sei  ihm  nicht  als  eine 
Pflicht  übertragen,  wie  etwa  dem  Organträger, 
sondern  als  ein  ihm  auch  gegenüber  dem 
Staate  selbst  zustehender  Ansj^ruch. 
Der  Staat  könne  sein  Hoheitsrecht  in  der 
individuellen  Rechtssphäre  lokali- 
sieren, wodurch  allein  der  Enteignungsan- 
spruch des  einzelnen  gegen  den  Staat  erklärbar 
sei.  Nach  0.  Mayer  a.  a.  0.  S.  18  ff.  giebt 
das  Rechtsinstitut  der  Konzession,  der  Ver- 
leihung Öffentlicherunternehmungen, 
die  Form  für  das  Enteignungsrecht  des  von 
Privatpersonen  ausgehenden  Unternehmens. 
Das  verliehene  Unternehmen  sei  ein  Stück 
öffentlicher  Verwaltung,  und  der  ße- 
liehene  durch  die  Verleihung  befähigt,  die  Ent- 
eignung dafür  zu  betreiben,  wie  die  Gemeinde 
für  das  ihrige  durch  ihr  Selbstverwaltiingsrecht. 
Doch  werde  das  Enteignungsrecht  niemals,  so 
weni|:  wie  die  Gerichtsbarkeit,  verliehen.  Das 
Enteignungsrecht  aber  im  Sinne  der  Fähigkeit, 
betreibender  Teil  im  Enteignungsver- 
fahren zusein,  ist  nicht  selbständiger  Gegen- 
stand der  Verleihung,  vielmehr  nur  eine 
Folgerung,  die  der  Staat  aus  der  Ver- 
leihung eines  öffentlichen  Unterneh- 
mens ziehe. 

5.    Die   Enteignun^sffille.     Aus    dem 

allgemeinen  Principe  der  Enteignung  ergiebt 
sich,  dass  dieses  Recht  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  kann,  wenn  der  Zweck 
einer  Anlage  oder  Einrichtung  als  ein  solcher 
anerkannt  wird,  dessen  Verwirklichung  als 
eine  Bedingung  für  die  volle  Entwickelung 
der  zur  Gesamtindividualität  gegliederten 
Einzelnen  angesehen  werden  muss,  dessen 
Ausfühnin^  aber  ohne  Anwendung  der  Ent- 
eignung nicht  möglich  ist.  Diese  Zweck- 
bestimmung darf  einerseits  hinter  der  An- 
forderung einer  staiTcn,  absoluten  Notwendig- 
keit zurückbleiben,  muss  sich  aber  anderer- 
seits über  den  Charakter  blosser  Annehmlich- 
keit erheben.  Ihr  Begriff  ist  somit  ein 
relativer,  bedingt  diu-ch  die  Intensität  des 
zu  erfüllenden  Interesses  und  durch  seine 
Ausdehnung ;  selbstverständlich  gilt  aber  das 
Erfordernis  des  allgemeinen  Interesses  dann 
schon  als  verwirklicht,  wenn  zunächst  nur 
das  Interesse  eines  Teiles  des  staatlichen 
Organismus  vorliegt.  Gleichgiltig  ist,  von 
welcher  Art  der  durch  die  Unternehmung 
zu  erreichende  Zweck  ist,  ob  es  sich  um 
wirtschaftliche,  militärische,  geistige,  Sani- 
tätszwecke oder  um  Zwecke  der  Sicherheit 
handelt. 

In  welcher  Weise  sollen  nim  aber  diese 
verschiedenen  Enteignungszwecke  festge- 
stellt, wie  soll  entschieden  werden,  ob  die 
durch    eine   derartige  Anlage    oder   Unter- 


nehmung beabsichtigte  Erreichung  ein» 
Zweckes  im  allgemeinen  Interesse  gele^a 
sei  oder  nicht?  Es  ist  klar,  dass,  sobjald 
diese  Frage  im  bejahenden  Sinne  entschiedt-n 
und  die  Ausführung  ohne  Abtretung  von 
Privateigentum  nicht  möglich  ist,  sidi  ais 
unausweichliche  Konsequenz  das  Becht  znr 
Enteignung  ergiebt.  Es  bedarf  daher  neb^n 
der  Feststellung  des  Princips  der  Elnteifmun? 
auch  gewisser  Garantieen,  dass  der  einzelne 
nicht  imter  dem  Verwände  jenes  Princips 
in  der  heiligen  Sphäre  seiner  individuellen 
Rechte  verletzt  werde.  Man  hat  solch»* 
Garantieen  für  das  Privateigentum  in  ver- 
schiedener Weise  aufgestellt;  man  hat  die 
Enteignungszwecke  speciell  ange^ben,  ?«'i 
es  derart,  dass  für  specielle  Kreise  v.m 
Unternehmungen,  z.  B.  für  Eisenbahn^u 
Landstrassen,  besondere  Enteiguungsge>*^tze 
erlassen  würden  —  das  Recht  zur  Ent»^is- 
nung  ist  demnach  gegeben,  sobald  ein  in 
diesen  Kreis  gehöriges  Unternehmen  Ipe- 
sclüossen  ist  —  oder  dass  in  den  allg»^ 
meinen  organischen  Enteignungsgesetzen  jpne 
Gruppen  von  Unternehmungen  special isitrt 
wurden,  für  welche  die  Enteignung  statt- 
haben dürfe.  Allein  weder  die  eine  mtch 
die  andere  Methode  der  gesetzlichen  Speciali- 
sierung  der  Enteignungszwecke  ist  empfeh- 
lenswert Der  stete  Fortschritt  des  Staats- 
lebens macht  es  ebenso  unmöglich,  alle  Ent- 
eignungszwecke im  voraus  zu  fixieren,  vie 
es  unmöglich  ist,  die  Anforderungen  der 
allgemeinen  Entwickelung  in  imveränder- 
liche  Formeln  zu  bannen.  Wollte  man 
andererseits  diesem  Uebelstande  durch  fort- 
gesetzte Specialgesetzgebung  abhelfen,  so 
müsste  die  Stetigkeit  des  Rechts  danmtt?r 
empfindlich  leiden ;  dazu  kommt,  dass  durch 
diese  Aufzählung  keineswegs  ein  Damm, 
geschweige  ein  unübersteiglicher,  gegen  ihn 
Missbrauch  en-ichtet  wird;  denn  die  Kate- 
gorieen,  in  welche  die  Enteignungszwwke 
geteilt  werden,  müssen  so  weit  gefasst  sein, 
dass  in  diesem  Rahmen,  im  Widerspniehe 
mit  der  Absicht  des  Gesetzgebers,  gar  vi»4es 
untergebracht  werden  kann.  Daher  ist  es 
vorzuziehen,  die  Entscheidung  der  Fra^, 
ob  ein  Unternehmen  durch  das  allgemeint^ 
Interesse  geboten  sei  oder  nicht,  von  Fall 
zu  Fall  einem  Organe  der  Staats- 
gewalt zu  überlassen;  und  zwar  sprechen, 
wenngleich  diese  Entscheidung  vom  theore- 
tischen Gesichtspunkte  aus  sich  als  r?ine 
Verwaltungshandlung  darstellt,  überwiegende 
Rechts-  und  Zweckmässigkeitsgründe  dafür, 
dass  die  einzelnen  Enteignungs- 
fälle,  wenigstens  mit  einer  ge- 
wissen Begrenzung,  nur  unter  der 
Mitwirkung  aller  gesetzgebenden 
Faktoren  festgestellt  werden. 

Denn  die  Statuierung  des  Enteiguungs- 
rechts  begnlndet  nicht  bloss  materiell  eine 
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ganz  ausserordentliche  Begfinstigung  für  die 
(iunh  das  allgemeine  Interesse  gebotene 
UnternelimiiDg,  sondern  sie  stellt  auch  einen 
exorbitanten  Eingriff  in  das  Privatrecht  dar, 
welcher  sich  auf  eine  das  gemeine  Recht 
(lur(*hbrechende  Sonderbefugnis  gründet  und 
daher  von  der  Verwaltung  nur  in 
Yollziehung  einer  von  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  gegebenen  Er- 
mächtigung ausgeübt  werden  soll.  Darin 
lie^  durchaus  nicht  eine  unnatürliche  Yer- 
mengung  der  verschiedenen  Funktionen  der 
Staatsgewalt,  denn  die  Thätigkeit  der  ge- 
setzgebenden Gewalt  beschränkt  sich  nicht 
bkes  auf  die  Scliaffimg  von  Gesetzen  im 
eigentlichen  Sinne,  auf  die  Einführung  von 
allgemeinen  Rechtsnormen,  sondern  sie  er- 
streckt sich  auf  Vcrwaltungshandlungen  und 
zwar  häufig  auf  Verwaltungshandlungen  von 
viel  geringerer  Wichtigkeit  als  die  Enteig- 

Wohl  aber  sprechen  einleuchtende  Zweck- 
mässigkeitsgründe, insbesondere  das  Bedürf- 
nis ökonomischer  Ausnützimg  des  staatlichen 
'.►iTranismus  dafür,  dass  dem  schwer  beweg- 
lichen Apparate  der  gesetzgebenden 
Gewalt  die  Statuierung  des  Ent- 
eignungsfalles lediglich  für  solche 
Unternehmungen  vorbehalten 
bleibe,  bei  denen  es  sich  um  wichtige,  in 
<ier  Regel  mit  dem  allgemeinen  Gedeihen 
und  mit  der  Entwickelung  der  Civilisation 
zimamraenhängende  und  dieselben  beein- 
flnssende  Interessen  handelt,  um  so  mehr, 
als  diese  grossen  Unternehmungen,  wie 
Eisenbahnen,  Kanäle  etc.,  an  und  für  sich 
schön  nach  den  Bestimmungen  des  Staats- 
p?chts  in  der  Regel  durch  ein  Gesetz  be- 
willigt werden  müssen,  so  dass  mit  der  vor 
*ler  Schaffung  des  Gesetzes  erforderlichen 
Prüfimg,  ob  das  Werk  iiberhaupt  ausgeführt 
Verden  soll,  zugleich  die  Prüfung  verbunden 
venlen  kann,  ob  es  die  Aufopferung  von 
Privatrechten  wert  sei  und  daher  in  An- 
j^ehnng  desselben  das  Enteignungsrecht  Platz 
z«  greifen  habe  oder  nicht 

Anders  verhält  es  sich  in  den  sehr 
zahlreichen  minder  wichtigen  Fäl- 
len: in  diesen  soll  die  Verwal- 
tungsbehörde vondergesetzgeben- 
len  Gewalt  ein-  für  allemal  für 
^iompetent  erkannt  wer  den,  im  Dele- 
gationswege durch  einen  einsei- 
tigen Regierungsakt  die  rechtliche 
Zulässigkeit  der  Enteignung  aus- 
zusprechen. Die  Ausübung  dieses  Rechts 
ffiuss  aber  bei  der  Natiu*  und  der  Wichtig- 
feit desselben  in  jene  Regionen  der  Ver- 
waltungsbehörden entrückt  werden,  welche 
hoch  genug  ^teUt  sind,  dass  von  ihnen 
eine  unparteiische  Beurteilung  des  allge- 
ftieinen  Interesses  erwartet  werden  kann; 
^ifü  untergeordneten  Verwaltungsbehörden, 


welche  auch  zu  sehr  mitten  im  Widerstreite 
der  Privatinteressen  stehen,  fehlt  es  an  dem 
weiten  Gesichtskreise,  welcher  für  die 
richtige  Beurteilung  des  allgemeinen  In- 
teresses erforderlich  ist.  Diese  Feststellung 
der  Enteignungsfälle  durch  die  Verwaltungs- 
behörden steht  nicht  ausserhalb  des  Ge- 
setzes, sondern  unter  demselben ;  sie  ist  nur 
ein  gesetzlich  geregeltes  Mittel  seines  Voll- 
zugs. Das  Einschreiten  der  Verwaltungs- 
behörde erscheint  sonach  gegenüber  der 
regelmässigen  Mitwirkung  der  gesetzgeben- 
den Gewalt  als  ein  blosses  Hilfsinstitut. 

Der  hier  eingenommene  Standpunkt  ist 
insbesondere  der  Standpunkt  der  dem  fran- 
zösischen Gesetz  folgenden  Legislationen. 
In  Frankreich  wird  gemäss  dem  diu-ch 
das  G.  V.  27.  Juli  1870  restituierten  Grund- 
satze der  G.G.  v.  7.  Juli  1833  und  v.  3.  Mai 
1841  für  grosse  öffentliche  Bauten  (Reichs- 
strassen, Kanäle,  Eisenbahnen  etc.)  ein  Ge- 
setz zur  Feststellung  des  Enteignungsfalles 
erfordert,  während  für  Unternehmungen  von 
geringerer  Bedeutung  eine  Verfügung  des 
Staatsoberhauptes  genügt.  Auf  denselben 
Grundlagen  beruht  die  Scheidung  der  Kompe- 
tenz in  Belgien  und  in  Italien.  Eng- 
land, Nordamerika  imd  das  Schwei- 
zer ßundesrecht  statuieren  für  die  Fest- 
stellung des  Enteignungsfalles  die  ausschliess- 
liche Kompetenz  der  gesetzgebenden  Organe. 

Auf  dem  entgegengesetzten  Standpunkte 
stehen  die  wichtigsten  dem  Gebiete  des 
deutschen  Rechts  angehörenden  Gesetz- 
gebungen. Allerdings  wird  in  Deutsch- 
land bei  einer  im  Sinne  des  Art.  41  R.V. 
zu  konzessionierenden  Reichseisenbahn  auch 
die  Feststellung  des  EnteignungsfaUes  durch 
Reichsgesetz  erfolgen  müssen :  dagegen  er- 
folgt dieselbe  in  Preussen  (G.  v.  11.  Juni 
1874)  durch  königliche  Verordnung,  in  ge- 
wissen gesetzlich  bestimmten  Fällen  durch 
Verfassung  der  Bezirksregienmgen  (Land- 
drosteien)  bezw.  der  Verwaltungsgerichte; 
in  Oesterreich  steht  die  Entscheidung 
über  das  Vorhandensein  eines  Enteignungs- 
falles der  Verwaltungsbehörde,  in  letzter 
Instanz  dem  Ministerium  des  Innern  allen- 
falls im  Einvei-ständnisse  mit  den  anderen 
dabei  beteiligten  Ministerien  zu,  welche  je- 
doch in  ihrem  Ermessen  an  die  in  speciellen 
Gesetzen  aufgestellten  Kategorieen  gebunden 
sind.  Aehnlich  ist  diese  Frage  in  Bayern 
geregelt. 

6.  Die  Entschädigung,  a)  Subjekt 
der  Entsohädigungspflicht.  Die  Ent- 
schädigungspflicht folgt  unmittelbar  aus  dem 
Principe  der  Enteignung,  welches  im  Inte- 
resse der  Gesamtheit  die  Aufopferung  indi- 
vidueller Rechte  bezweckt,  das  Vermögen 
des  Individuums  jedoch  als  eine  Summe 
von  Werten  nicht  vernichten  darf,  da  das- 
selbe die  materielle  Basis  für  die  Entwicke- 
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lung  der  einzelnen,  folglieh  auch  für  die 
Ent Wickelung  der  Gesamtheit  bildet.  Sub- 
jekt der  Entscliädigungspf licht  ist  folge- 
richtig derjenige,  welcher  Subjekt  des  Ent- 
eignungsrechts ist,  denn  die  Pflicht  stellt 
sich  als  Korrelat  des  Rechts  dar.  Es  wird 
sonach,  je  nachdem  bloss  der  Staat  und 
seine  organischen  Teile  oder  mit  der  herr- 
schenden I^lire  auch  Private  als  Subjekte 
des  konkreten  Rechts  auf  Enteignung  auf- 
gefasst  werden,  der  Verwaltung  oder  den 
letzteren  unmittelbar  die  der  Enteignung 
inhärierendc  Pflicht,  Entschadigimg  zu  leis- 
ten, in  Theorie  und  Praxis  auferlegt  werden 
müssen. 

b)  Prinoip  für  die  Höhe  der  Ent- 
schädigung. Die  Entschädigung  begreift 
den  Ei-satz  alles  Schadens  in  sich,  welcher 
dem  Enteigneten  zugefügt  worden  ist.  Füi* 
die  Hohe  der  Entschädigung  hat  als  Princip 
zu  gtüten,  dass  der  Enteignete  durch  die 
Verwaltung  so  viel  als  möglich  in  die  Lage 
versetzt  werden  müsse,  sich  mit  Hilfe  der 
Entschä^ligungssumme  dieselben  Rechte  und 
Vorteile  zu  verschaffen,  welche  ihm  durch  die 
Enteignung  im  Namen  des  allgemeinen  In- 
teresvses  entzogen  wurden.  So  einfach  sich 
nun  au(;h  dieses  Princip  dai-stellt,  so  ergeben 
sich  doch  in  der  Anwendung  viele  Schwie- 
rigkeiten, insl)esondere,  wenn  es  sich  um  die 
Prüfung  der  schädlichen  Folgen  handelt, 
welche  aus  der  Enteignung  hervorgegangen 
sind  und  bei  der  Feststellung  der  Entschädi- 
gung in  Rechnung  gezogen  werden  müssen. 

c)  Die  Eatsciiädigung  des  Eigentümers. 
1.  Die  Elemente  der  Entschädigung. 
Die  Entschädigung  des  Eigentümers  wird  aus 
zwei  Elementen  gebildet: 

a)  Aus  der  Bezahlung  des  Verkaufs- 
wertes des  enteigrneten  Grundstückes,  d.  h. 
des  allgemeinen  Sehätzwertes,  des  Preises, 
welchen  der  Eigentümer  nach  der  allgemeinen 
Schätzung  tür  die  Abtretung  des  der  Enteignung 
unterworfenen  Teiles  seines  Grundes  und  Bodens 
an  und  für  sich  verlangen  dürfte.  Dabei  kommt 
alles  in  Betracht,  was  aus  einem  dauernden, 
mit  dem  Besitze  des  Grundes  verknüpften  Zu- 
stande desselben  hervorgeht  und  den  inneren 
Wert  des  Grundes  an  und  für  sich  vermindern 
oder  vermehren  kann.  Dazu  gehören  auch  An- 
nehmlichkeiten, die  so  beschaffen  sind,  dass  sie 
allgemein  geschätzt  werden  und  auf  den  Preis 
Einfluss  hätten,  wie  z.  B.  Anlagen  zum  Ver- 
gnügen, Phantasiegebäude,  Fischerei,  Jagd ;  da- 
gegen kann  auf  die  besondere  Vorliebe 
des  Eigentümers  für  sein  Grundstück,  mag  die- 
selbe in  Familientraditionen  oder  in  einer  alten 
Lebensgewohnheit  oder  in  sonstigen  3Iotiven 
begründet  sein,  keine  Rücksicht  genommen 
werden;  nicht  darauf  kommt  es  an,  wie  der 
Eigentümer  subjektiv  seinen  Grund  und  Boden 
schätzt,  es  kommt  auf  die  allgemeine,  auf  die 
objektive  Schätzung  an. 

b)  Aus  der  Wiederherstellung  ge- 
gen die  aus  der  Enteignung  hervorge- 
henden Nachteile.    Dazu  ist  einerseits  der 


I  Grundschaden  zu  rechnen,   d.    i.  diejenige 
I  Wert  Verminderung,  welche  das  übrig  bleibend- 
Grundstück  infolge  der  Zerstückelun?  t-r- 
:  fährt.    Sie  vermag  z.  B.  ungünstigen  Ein11u>> 
j  auf  die  bisher  erfolgreich   eepfle^te  Kultnrart 
'  zu  üben,  die  leichte  Zugänglichkeit  des  Grnmi- 
stücks  zu  beseitigen,  bei  Gebäuden  die  archi- 
tektonische  Harmonie    und   Schönheit  zu  zer- 
stören. 

Neben  dem  Grundschaden  kommt  femer  der 
persönliche  Schaden  in  Betracht,  welcher  den: 
Eigentümer  infolge  der  Entziehung  des  mit  dem 
Grundstücke  verknüpften  GebraucTies  erwaoh-t. 
insbesondere  die  nachteilig^en  Einflüsse  ein»^ 
Wohnungswechsels  oder  einer  Aendemne  dt- 
Geschäftslokals,  Uebersiedelungskosten,  Verl^^^' 
infolge  Unterbrechung  des  Geschäftsbetrieb»^, 
unter  Umständen  auch  die  Schmälerun£r  de: 
Kundschaft,  soweit  dieselbe  weniger  durch  d^ 
Person  des  Geschäftsinhabers  als  durch  die  vor- 
teilhafte Lage  des  Grundstückes  bedincrt  nnl 
I  gesichert  war.  Doch  muss  dabei  Rücktsiiht  z*-- 
I  nommen  werden,  ob  nicht  die  günstiire  l^z* 
des  Grundstücks  für  den  Gewerbebetrieb  berr-::? 
im  Verkaufswert  veranschlagt  wurde,  damit 
nicht  in  dieser  Beziehung  eine  Kumnlierun^' 
stattfinde. 

Einen  Bestandteil  des  EntschädiguBgsat- 
Spruchs  bilden  ferner  jene  Kosten  lUKh-^r- 
tragungsgebühren,  Kosten  der  Vertragserrich- 
tung  etc.),  welche  der  Enteignete  aufwmdtL 
muss,  um  ein  dem  enteigneten  gleichw<^rti^'^- 
;  Grundstück  derselben  Natur  wieder  zu  erwerf»-!!. 
denn  sonst  könnte,  falls  denselben  Eigentünirr 
mehrmals  hintereinander  Enteignungen  träfen. 
die  für  das  zuerst  enteignete  Grundstück  l'^ 
leistete  Entschädigung  durch  die  stets  emenprteii 
Kosten  der  Wiederanlegung  vollständig  at'>.>r- 
biert  werden. 

'  Dagegen  bleiben  hypothetische,  bloss  acf 
I  Konjekturen  beruhende  Nachteile,  welche  d^-n; 
Enteigneten  an  anderen  der  Enteignoner  ni'^i^ 
unterliegenden  Grundstücken  durch  die  5i»t^r- 
Ausführung  der  Arbeiten  möglicherweise  zns"^ 
fügt  werden  könnten,  bei  der  Bemessung  «l^r 
Ent^schädijfung  ebenso  ausser  Anschlag  wie  dir 
Wertvermniderungen,  welche  sich  aus  den  in- 
folge Ausführung  der  öffentlichen  Untern ehmniik 
'  zu  Lasten  des  Restgrundstückes  begründeten 
sog.  Legalservituten  ergeben. 

2.  Der  Zeitpunkt  der  Feststellnui.' 
der  Entschädigung:.  Die  EntschädiffUD? 
hat  den  gegenwärtigen  Wert,  d.  h.  dir. 
Wert  im  Augenblicke  der  Enteignung  zu  rt-- 
präsentieren.  Dabei  darf  jedoch  der  Mehrwcrr, 
welcher  durch  die  blosse  Anzeige  von  der 
künftigen  Verwirklichung  der  zur  Entei^nnuii 
führenden  Unternehmung  den  Grundstücken  er- 
wächst, ebensowenig  in  Betracht  gezogren  wer- 
den als  eine  im  Augenblicke  der  Enteipuni: 
ganz  zufällig:  eintretende,  voraussichtlich  nnr 
vorübergehende  Verringerung  des  Verkaufs- 
wertes;  wäre  es  doch  höchst  unbillig,  den  Ent- 
eigneten die  Folgen  eines  zur  Unzeit  erzwuneeneu 
Eigentumswechsels  tragen  zu  lassen.  Anderer- 
seits erfordert  die  Buligkeit,  Ansprüche  an> 
Neuanlagen  und  Ameliorationen,  die  gerade  im 
Hinblicke  auf  die  bevorstehende  Enteignung:  zu 
dem  Zwecke  vorgenommen  werden,  um  in 
schlauer  Ausbeutung  höchst  unsicherer  Erwar- 
tungen hohe  Entschädigungssummen  zu  erzielen. 
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zuröckznweisen  nnd  den  in  fraudem  legis 
handelnden  Enteigneten  anf  das  jus  tollend!  zu 
kM^hränken.  Ob  ein  solcher  dolus  vorliege  oder 
nicht  ist  eine  quaestio  facti  und  wird  am  besten 
der  freien  Beurteilunsr  der  zur  Bestimmung  der 
EDtschädigung  berufenen  Behörde  Überlassen. 
^«»t«rendige  Ausbesserungen  sowie  Vorkeh- 
nugen,  welche  in  den  Kreis  der  gewöhnlichen 
R^ Wirtschaft ung  fallen,  unterliegen  natürlich 
k'-iner  Beschrankung.  Dem  Eigentümer,  welcher 
ianerbalb  des  kritischen  Zeitraumes  in  seinem 
Dispositionsrechte  über  das  Grundstück  gelähmt 
i^t.  muss  selbstrerstandlich  der  ganze  daraus 
herrorffegangene  Schaden  ersetzt  werden. 

Was  die  legislative  Gestaltung  dieser  Grund- 
i^ätze  betrifft,  so  bestimmt  das  französische 
Enteig^nungsrecht,  dass  dem  Enteigneten  der 
Ersatz  jener  Nachteile  (juste  indemnit^,  Code 
liTÜ  Art  595)  gewährt  werde,  welche  er  durch 
die  Enteignung  erlitten  hat  (Art.  29  d.  G.  v. 
3.  Mai  1841j.  Nach  Art.  49  des  G.  vom  Jahre 
ISjT  kommt  hierbei  nur  der  Wert  des  enteig- 
neten Grundstücks  vor  der  Unternehmung  in 
Ifetracht,  so  dass  die  Werterhöhung,  welche 
t:r>t  infolge  der  Unternehmung  selbst  eintritt, 
nicht  berücksichtigt  werden  darf.  In  Ansehung 
etwaiger  von  dem  Eigentümer  vorgenommener 
Meliorationen  bestimmt  Art.  52  der  GG.  vom 
Jahre  1833  und  1841,  dass  für  jene  Bauten, 
AnpflaLzungen  und  Meliorationen  eine  Ent- 
<4!hkdigong  nicht  geleistet  werden  soll,  rück- 
*ichtlich  welcher  die  Jury  die  Ueberzeugung 
^eninut,  dass  sie  bloss  in  der  Absicht  gemacht 
vurden,  um  eine  höhere  Entschädigungssumme 
m  erlangen. 

In  Belgien  gelten  dieselben  Grundsätze 
wie  in  Frankreich. 

Nach  italienischem  Bechte  besteht  im 
Falle  der  Totaloccupation  die  Entschädigung  in 
dem  gerechten  Preise,  welchen  das  Grundstück 
aad  der  Beurteilung  der  Sachverständigen  bei 
einem  freien  Verkaufe  gehabt  hätte  (Art.  39); 
im  Falle  einer  teil  weisen  Occupation  besteht  die 
Entschädigung  in  der  Differenz  zwischen  dem 
^f^rechtcn  Preise,  welchen  das  Grundstück  vor 
der  f>ccupation  gehabt  hätte,  und  dem  gerechten 
Prei:«e,  welcher  mit  dem  übrigbleibenden  Teile 
Dach  der  Ocx;upation  zu  erreichen  ist  (Art.  40). 

Von  den  deutschen  Gesetzen  ist  das 
preussische  vom  11.  April  1874  hervorzu- 
heben. Dasselbe  bemisst  die  Entschädigung 
nach  dem  vollen  Werte  des  abzutretenden 
Grundiitücks ,  einschliesslich  der  enteigneten 
Zübehümngen  und  Früchte;  bei  partieller  Ent- 
ei^nng  umfasst  die  Ent8chä<ligung  zugleich 
ku  Mehrwert,  welchen  der  abzutretende  Teil 
düKh  seinen  örtlichen  oder  wirtschaftlichen  Zu- 
!^ammenhang  mit  dem  Ganzen  hat,  sowie  den 
Minderwert,  welcher  für  den  übrigen  Grundbe- 
sitz durch  die  Abtretung  entsteht  (Tit.  II  §  8). 
Eine  nähere  Bestimmung  des  Begriffes  „voller 
Werf^  erhält  der  §  10  dieses  Gesetzes;  §  13 
Whränkt  den  Enteigneten  im  Falle  doloser 
Meliorationen  auf  die  Wiederwegnahme  der 
Neaanlagen. 

Das  österreichische  G.  v.  18.  Februar 
1^78  g^ewährt  dem  Enteigneten  Anspruch  auf 
i^chadloshaltung  „für  alle  durch  die  Enteignung 
verursachten  vermögensrechtlichen  Nachteile'* 
'^  •* '.  die  §§  6  und  7  präcisiereu  diese  ziemlich 
unbestimmte  Vorschrift  in  negativer  Weise,  in- 


dem wohl  der  durch  Zerstückelung  erwachsende 
Grundschaden  in  Bechnuufi:  gezogen,  dagegen 
auf  dolose  Meliorationen,  den  Wert  der  beson- 
deren Vorliebe  und  Werterhöhungen,  welche 
der  Gegenstand  der  Enteignung  durch  die  An- 
lage der  Eisenbahn  erfährt,  kein  Bedacht  ge- 
nommen werden  darf.  Von  ähnlichen  Gesichts- 
punkten gehen  die  eingehenden  Bestimmungen 
des  bayerischen  und  vieler  anderer  deutscher 
Partikularrechte  aus. 

Das  ungarische  Enteignungsrecht  lässt 
die  Enteignung  nur  gegen  volle  und  wirkliche 
Entschädigung  (§  23)  zu.  Die  Entschädigungs- 
summe begreift  ausser  dem  Werte  der  ent- 
eigneten B^lität  die  Wertverminderung  durch 
Zerstückelung,  Zerreissung  oder  Belastung  mit 
Servituten,  die  Kosten  für  die  Wiederherstellung 
der  bisherigen  Verwendbarkeit  des  Restgrund- 
stücks und  den  Kostenmehrbetrag  für  die  nun- 
mehrige Bewirtschaftung  des  Restgrundstücks 
(§  32).  Der  Wert  der  zu  enteignenden  Objekte 
ist  nach  den  zur  Zeit  der  Schätzung  bestehenden 
Preisen  zu  bestimmen. 

Das  schweizerische  Enteignungsrecht 
bestimmt  den  Ersatz  aller  Vermögensnachteile, 
welche  für  den  Abtretenden  aus  der  Abtretung 
ohne  seine  Schuld  erwachsen  (Art.  3).  Die  Vor- 
nahme von  Veränderungen  vom  Tage  der  Kund- 
machung des  Bauplans  oder  der  Mitteilung  der 
Abtretuugsforderung  an  ist  weitgehenden  Be- 
schränkungen unterworfen. 

Für  das  englische  Enteignungsrecht  wird 
als  Princip  der  Entschädigung  durch  die  Rail- 
ways  Clauses  Consolidation  Act,  8  et  9  Vict. 
cap.  20  sect.  6  und  16  der  Grundsatz  aufge- 
stellt, dass  die  Entschädigung  der  Eigentümer 
und  aller  sonstigen  Interessenten  an  den  ent- 
eigneten Grundstücken  allen  Schaden  in  sich 
begreifen  müsse.  Als  allgemeine  Regel  für  die 
Entschädigung  soll  ferner  nach  der  Lands 
Clauses  Consolidation  Act,  8  et  0  Vict.  cap.  18 
sect.  63  die  Bestimmung  gelten,  dass  nicht  nur 
auf  den  Wert  des  enteigneten  Grundes  und 
Bodens,  sondern  auch  auf  den  Schaden  Rück- 
sicht genommen  werde,  welcher  infolge  der  Ab- 
trennung der  Grundstücke  von  anderen  Grund- 
stücken oder  wegen  einer  sonstigen  Schädigung 
derselben  oder  überhaupt  aus  anderen  Gründen 
erlitten  wurde.  Nach  englischer  Rechtsübung 
wird  hierbei  dem  Marktpreise  des  enteigneten 
Grundstücks  mit  Rücksicht  auf  die  Zwangs- 
natur  der  Abtretung  ein  seinem  Ansmasse  nach 
sehr  verschiedener  Prozentsatz  (oft  mehr  als 
50%)  zugeschlagen.  Der  durch  die  Abtrennung 
der  enteigneten  Grundstücke  und  an  Wohnge- 
bäuden entstandene  Schaden  wird  abgesondert 
in  Anschlag  gebracht.  Das  nordameri- 
kanische Recht  stimmt  in  den  materiellen 
Rechtssätzen  mit  dem  englischen  Rechte  überein. 

3.  Form  der  Entschädigung  —  An- 
rechnung des  Mehrwerts.  Die  Ent- 
schädigung muss  in  Geld,  als  dem  allgemeinen 
Wertmesser  der  Verkehrsgegenstände,  erfolgen, 
nicht  in  anderen  Werten.  An  und  für  sich  also 
darf  weder  der  Enteignete  eine  andere  als  eine 
Geldentschädigung  fordern  noch  der  Enteigner 
leisten.  Der  Enteignete  kann  aber,  wenn  er 
dispositionsfäbig  ist,  auf  diese  zu  seinem  Schutze 
geschaffenen  gesetzlichen  Garantieen  Verzicht 
leisten  und  eine  andere  Vereinbarung  treffen. 
Ferner  steht  es  mit  dem  Principe  der  Geldent- 
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schädignng  nicht  im  Widerapruche,  dem  Ent- 
eigner das  Recht  zuzuerkennen,  durch  Arbeiten 
auf  der  enteigneten  Parzelle  einen  für  das  Rest- 
grundstück cb-ohenden  Schaden  unmittelbar  zu 
verhüten  oder  zu  verringern.  Darf  jene  Ver- 
mehrung des  Werts  f  welche  im  Falle  einer 
teilweisen  Enteignung  durch  die  Ausführung 
des  öffentlichen  Werks  an  dem  Restgrundstücke 
hervorgebracht  wird,  von  der  Entschädigungs- 
summe abgerechnet  werden?  Dies  ist  eines  der 
meist  umstrittenen  Probleme;  die  richtige 
Lösung  dürfte  vielleicht  in  der  beschränkten 
Zulassung  des  Princips  der  Anrechnung  des 
Mehrwerts  zu  suchen  sein.  Ist  nämlich  der 
Mehrwert  ein  gegenwärtiger  und  eine  unmittel- 
bare Folge  der  öffentlichen  Unternehmung^,  lässt 
sich  derselbe  demnach  im  Augenblicke  oer  Ent- 
eignung abschätzen  und  ist  er  endlich  so  be- 
schaifen,  dass  er  dem  Eigentümer  des  ent- 
eigneten Grundstücks  insbesondere  zu  gute 
kommt,  so  erscheint  es  gerechtferti^,  den  Mehr- 
wert in  Anschlag  zu  bringen.  Eine  Benach- 
teiligung des  Enteigneten  wird  hierbei  durch 
die  Methode  der  teilweisen  Anrechnung  (der 
Kompensation  des  Mehrwerts  mit  dem  Minder- 
werte) ausgeschlossen. 

Was  die  Form  der  Entschädigung  betrifft, 
so  ist  in  den  meisten  Gesetzgebungen  das 
Princip  der  Geldentschädigung  aufge- 
stellt; so  in  Frankreich,  Art.  38,  al.  3;  in 
Belgien  Art.  12;  in  Preussen,  G.  v.  11.  Juni 
1874  §  7;  in  üesterreich  §  8  des  G.  v.  18. 
Februar  1878.  Auch  durch  einige  Staatsver- 
fassungen in  Nordamerika  wird  ausdrücklich 
vorgeschrieben,  dass  die  Entschädigung  in  Geld 
bestehen  muss. 

Was  das  Princip  der  Abrechnung  des  Mehr- 
werts betrifft,  so  weichen  die  Gesetzgebungen 
wesentlich  von  einander  ab.  Das  fran- 
zösische Gesetz  vom  Jahre  1841  (Art.  61) 
lej t  der  Jury  die  Pflicht  auf,  wenn  es  gewiss 
sei,  dass  die  Ausführung  des  öffentlichen  Werks 
eine  unmittelbare  und  specielle  Werterhöhung 
des  übrigbleibenden  Grundstücks  zur  Fol^e 
haben  werde,  diese  Werterhöhung  bei  der  Ab- 
schätzung der  Entschädigung  in  Betracht  zu 
ziehen.  Die  Praxis  der  Juries  neigi^  sogar  zum 
Systeme  der  Totalkompensation,  d.  i.  zur  fast 
gänzlichen  Aufrechnung  des  Mehrwerts  auf  die 
Entschädigungsforderung.  Nach  belgischem 
Enteignungsrechte  liegt  den  Gerichten  die 
Pflicht  ob,  bei  der  Abschätzung  der  Ent- 
schädigung auch  den  Mehrwert  in  Bertick- 
sichtigunff  zu  ziehen;  jedoch  wird  das  System 
der  Total kompensation  verworfen.  Zur  Ver- 
meidung der  letzteren  gewährt  das  italieni- 
sche fiecht  dem  Enteigneten  unter  gewissen 
Voraussetzungen  die  Befugnis,  dem  Enteigner 
das  ganze  Immobile  um  den  gerechten  Preis  zu 
überlassen. 

Dagegen  lässt  das  preussische  Ent- 
eignungsgesetz vom  Jahre  1874  die  Frage  der 
Anrechnung  unentschieden. 

Ebenso  das  österreichische  G.  vom  18. 
Februar  1878. 

d)  Die  Entachädiiruns  der  anderen  ding- 
lich Berechtigten.  Die  Entschädigung  ding- 
lich berechtigter  dritter  Personen  setzt  sich  wie 
die  des  Eigentümers  aus  einem  doppelten  Ele- 
mente zusammen,  ans  der  Entschädigung  für 
das  Recht  selbst  und   die  damit  verknüpften 


Vorteile  und  aus  der  WiederhersteUnng  geiles 
die  dem  Berechtigten  durch  die  Enteignusg 
unmittelbar  zugefügten  Nachteile. 

Da  nun  das  letztere  Element  der  Natur  dor 
Sache  nach  nur  mit  Bttcksicht  auf  jeden  eiji* 
zelnen  Berechtigten  in  genauerem  Masse  er- 
mittelt werden  kann,  erscheint  principiell  das- 
jenige System,  welches  die  letzteren  von  dem 
Enteiser  direkt  entschädigen  lässt^  richtiger 
als  die  Verweisung  der  dinglich  Berechtigtes 
auf  die  dem  Eigentümer  für  die  Totalität  dei 
Eigentumsrechts  ohne  Rücksicht  anf  die  jiin 
in  re  aliena  geleistete  Entschädigung. 

Was  die  Entschädigung  des  Nu  tzni  essers 
betrifft,  so  tritt  an  Stelle  des  Niessbrauchs  an 
dem  enteigneten  Grundstücke  der  Niessbraach 
an  dem  Entschädigungskapitale;  die  Zinsen 
(fructus  civiles)  repräsentieren  die  Nutzung  des 
Grundstücks  (fructus  naturales),  wie  das  Ent- 
schädigungskapital  das  Grundstück  selbst  re- 
präsentiert. Dem  Nutzniesser  gehören,  solss£re 
das  Recht  des  Niessbrauchs  nicht  erloschen  is^t, 
die  Zinsen,  dem  Enteisneten  gehört  das  Kapital. 
Daneben  hat  er  zuweilen  persönliche,  von  deneD 
des  Eigentümers  ganz  unabhängige  Ansprüche 
auf  Entschädigung,  z.  B.  für  den  Verlust  vr>D 
Ernten,  für  die  UebersiedelnnsBkosten  etc. 
Dieselben  Grundsätze  kommen  für  das  Ge- 
brauchs- und  Wohnungsrecht  selbstver- 
ständlich mit  Beschränkung  des  Servitntbe- 
rechtigten  auf  eine  der  teilweisen  Nutznnj^be- 
rechtigung  entsprechende  Entschädigung  in 
Betracht. 

Meist  erweist  sich  auch  die  Enteignno^r 
von  Grunddienstbarkeiten,  welche  das 
enteignete  Grundstück  belasten,  als  unumgän;?- 
liebes  Erfordernis  für  dessen  zweckmä-^ifen 
Gebrauch;  in  diesem  Falle  ist  die  Entschädigung 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  den  Wert,  welchen 
die  Dienstbarkeit  für  das  herrschende 
Grundstück  hat,  zu  vergüten.  Nicht  selten  i^i 
nämlich  die  Grunddienstbarkeit  für  das  dienende 
Grundstück  bei  weitem  keine  so  grosse  Last, 
als  sie  ein  Vorteil  für  das  herrschende  ist. 
Das  Wegerecht  z.  B.  auf  dem  dienenden  Gmnd- 
stück  kann  mit  Beziehung  auf  den  Berecbti^rten 
mehr  Wert  haben  als  das  ganze  dienende 
Grundstück. 

Nach  französischem  Enteignungsrecht 
tritt  das  Entschädigun^kapital  hinsichtlich  de^ 
Eigentümers  und  des  Nutzniessers  an  die  Stelle 
der  Sache ;  für  die  anderen  dinglich  Berechtigten 
muss  die  Entschädigung  von  der  Jury  gesondert 
bestimmt  werden. 

Was  das  preussische  Enteignungsgesetz 
V.  11.  Juni  1874  betriift,  so  verweist  es  (ji  H 
und  §  8  im  Zusammenhalt  mit  §  45)  Niess- 
braucher,  Wohnungs-  und  Gebrauchsberechtiste 
auf  das  dem  Eigentümer  geleistete  Ent- 
schädigungskapital, während  der  den  Besitzern 
herrschender  Grundstücke  aus  der  Aufhebuns" 
der  Grunddienstbarkeiten  erwachsene  Schaden 
besonders  zu  ersetzen  ist. 

Das  österreichische  Enteignungs^e- 
setz  V.  18.  Februar  1878  §  4  zählt  zu  den 
Enteigneten,  welchen  die  Eisenbahnmiter- 
nehmnng  unmittelbare  Entschädigung  za 
leisten  verpflichtet  ist,  auch  die  Beal- 
berechtigten,  „welchen  an  einem  Gegenstsnde 
der  Enteignung  ein  mit  dem  Eigentum  eines 
anderen   Gegenstandes  verbundenes   dingliches 
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Eecht  zusteht*'.  Nach  §  25  ist  der  Entschädi- 
gnngsbetrag  für  dieselben  von  den  Sachver- 
ständigen insbesondere  zn  berechnen.  Nutznngs- 
berechtigte,  Qebranchsberechtigte  nnd  Bestand- 
nehmer werden  in  dem  unklar  stilisierten  §  ö 
auf  den  dem  Eigentümer  zn  leistenden  Ent- 
schädigun^betrag  verwiesen,  sofern  ihnen  durch 
^ie  Entziehung  ihrer  Rechte  nicht  ein  Nachteil 
entstanden  ist,  wegen  welchem  ihnen  kein  Ke- 
gressrecht  wider  den  Eigentümer  zusteht,  was 
insbesondere  bei  bloss  obligatorisch  Berechtigten 
eintrifft. 

Von  grosser  praktischer  Bedeutung  ist  die 
den  Hypothekar  gläubigem  für  den  Weg- 
fall ihrer  Hypotheken  zu  leistende  Entschädi- 
gung.   Sie  sollen  grundsätzlich  aus  der  für  den 
Eigentümer  bestimmten  Entschädigungssumme 
mit  ihren  Forderungen  befriedigt  werden.  Allein 
diese  Begel  unterliegt  einer  dem   wirtschaft- 
lichen und  rechtlichen  Zwecke  des  Hypothekar- 
instituts entspringenden  Beschränkung.    Es 
mass  nämlich  dem  enteigneten  Eigentümer  das 
Recht  zuerkannt  werden,  dem  Gläubiger  eine 
andere  vollkommen  gleiche  Sicherheit  oietende 
Hypothek    anzubieten    und   sich   dadurch   die 
Wohlthat  der  bedungenen  Fristen  für  die  Rück- 
erstattung der  Schuld  auch  künftig  zu  wahren. 
Dagegen   haben  die  Hypothekargläubi^er, 
wenn   ihre   Forderungen    die   Ziffer   der   dem 
Eigentümer  zuerkannten  Entschädigungssumme 
übersteigen,  kein  Recht  darauf,  wegen  des  Aus- 
falls von   dem  Enteigner   eine  Vergütung  zu 
beanspruchen,   denn  fieser  Ausfall   stellt  sich 
nicht  als  Folge  der  Enteignung,   sondern   als 
Folge  der  Ueberlastung  des  Pfandobjektea  mit 
Hypotheken  dar.    Ebensowenig  steht  ihnen  das 
Recht  zu,  das  verpfändete  Grundstück   behufs 
Tollstandiger  Befriedigung  ihrer  durch  die  Ent- 
{«chadigungssumme  nicht  ganz  gedeckten  Forde- 
rungen zur  öffentlichen  Feilbietung  zu  bringen ; 
denn  das  Unternehmen  müsste  in  jedem  Falle 
Erjteher  bleiben,  wodurch  den  Gläubigern  Ge- 
legenheit geboten  wäre,  auf  Kosten  des  Unter- 
neWens    den   Preis    ganz    un verhältnismässig 
über  den  wahren  Wert  hinaufzuschrauben.    Die 
positiven  Rechtsnormen  lassen  durchgehends  die 
Hypothek  durch  die  Enteignung  erlöschen  und 
verweisen   den  Gläubiger  auf  die  dem  Eigen- 
tfimer  gewährte  Entschädigungssumme. 

e)  Die  Entschädigung  der  Mieter  und 
Pächter.  Infolge  der  Enteignung  einer  un- 
beweglichen Sache  muss  das  an  derselben  be- 
nehende  Miet-  oder  Pachtrecht  und  zwar  nach 
all^meinen  Rechtsgrundsätzen  zugleich  mit 
dem  Eigentumsrechte  aufhören;  ja  oft  liegt  es 
nicht  einmal  im  Interef*se  der  Mieter  und 
Pächter,  das  Yertragsverhältnis  fortzusetzen,  da 
ihre  Rechtsstellung  gegenüber  dem  Enteigner 
wegen  der  überwiegenden  Kraft  des  öffentlichen 
Interesses  eine  prekäre,  der  Diskretion  des  Ent- 
eigners  überlassene  bliebe.  Wohl  aber  können 
sie  wegen  des  ihnen  durch  die  Enteignung  ver- 
wsachten  Schadens  einen  Anspruch  auf  Ent- 
schädigung stellen.  Die  Frage,  welche  nach- 
teiliffen  Folgen  für  den  Mieter  und  Pächter 
dorch  die  Enteignung  entstehen  können,  ist  als 
eine  qoaestio  facti  anzusehen.  Es  kommt  hier- 
bei der  Nachteil  in  Betracht,  der  aus  der  vor- 
zeitigen Endigung  des  Vertragsverhältnisses 
hervorgeht,  wenn  Meliorationen  gemacht  wor- 
den Bind,  deren  Rentabilität  auf  ihre  längere 


Zeitdauer  berechnet  war,  oder  wenn  der  Miet- 
und  Pachtzins  relativ  besonders  niedrig  war. 
Im  allgemeinen  aber  gilt  der  Grundsatz,  dass 
der  Mieter  und  Pächter  keinen  Anspruch  auf 
Entschädigunfif  wegen  solcher  Umstände  hat, 
welche  auch  dem  Eigentümer,  wenn  dieser  sich 
in  der  gleichen  Lage  befunden  hätte,  ein  Ent- 
schädigungsrecht nicht  gegeben  hätten;  und 
überdies  kann  der  Enteigner  jene  Verabredungen 
des  Miet-  oder  Pachtvertrags  sich  zu  Nutzen 
machen,  durch  welche  das  Genussrecht  des 
Mieters  oder  Pächters  eingeschränkt  wurde,  ins- 
besondere Vertragsklauseln,  welche  den  Fall  der 
Enteignung  ins  Auge  fassen  und  für  diesen 
Fall  einen  Verzicht  des  Mieters  oder  Pächters 
auf  Entschädigung  bedingen. 

Andrerseits  steht  ein  Entschädigunj^recht 
gegenüber  dem  Enteigner  auch  denjenigen 
Mietern  oder  Pächtern  zu,  deren  Miet-  und  Pacht- 
recht lediglich  als  ein  persönliches  Recht  ge^en 
den  Vermieter  anzusehen  ist.  Sie  gerade  gehen 
durch  die  Enteijj^nung  jedes  anderen  Rechtsan- 
sj^ruches  verlustig,  da  die  Enteignung  als  eine 
VIS  major  den  Vermieter  und  Verpächter  nach 
allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  der  Haftung 
enthebt ;  die  Enteignung  würde  vorwiegend  auf 
ihre  Kosten  vor  sich  ^ehen.  Sache  des  Ent- 
eigners  ist  es  jedoch,  sich  gegen  dolose  Verein- 
barungen zwischen  diesen  Interessenten  und  dem 
Eigentümer  zu  schützen. 

Nach  französischem  Enteignungsrechte 
erlöschen  infolge  des  Enteignungserkenntnisses 
die  Rechte  der  Mieter  und  Pächter,  und  zwar 
unmittelbar.  Der  Eigentümer  ist  verpflichtet, 
die  Mieter  und  Pächter  der  Verwaltung  bekannt 
zu  geben,  widrigenfalls  er  den  ersteren  persön- 
lich verhaftet  bleibt.  Die  Jury  spricht  für  den 
Eigentümer  und  die  Pächter  eine  abgesonderte 
Entschädigung  aus,  welche  in  der  Praxis  mit- 
unter sehr  hoch  ausfällt.  Von  den  gleichen  An- 
schauungen geht  auch  das  belgische  Ent- 
eignungsrecht aus. 

Das  preussische  G.  v.  11.  Juni  1874 
§  11  erkennt  den  Rechtsanspruch  der  Mieter 
und  Pächter  gegen  den  Enteigner  auf  Gewäh- 
rung einer  besonderen  Entschädigung  an.  Eben- 
so das  österreichische  G.  §  6. 

Nach  englischem  und  nordamerika- 
nischem Rechte  wird  mit  dem  Pächter  und 
mit  dem  Eigentümer  abgesondert  unterhandelt ; 
man  geht  nicht  von  der  Anschauung  aus,  dass 
der  Eigentümer  und  der  Pächter  sich  unter- 
einander über  die  von  dem  Eigentümer  allein 
zu  empfangende  Entschädigung  auseinander- 
setzen sollen,  sondern  hält  jeden  von  beiden  für 
berechtigt,  die  Befriedigung  für  seinen  Anteil 
selbständiff  zu  verlangen.  Was  den  Umfang 
der  Entschädigung  betrifft,  so  ist  die  Praxis 
eine  schwankende. 

f )  Das  Becht  des  Enteigneten  Bur  Aue- 
dehnung  der  B.  Unter  denNachteilen,  welche 
aus  der  Enteignung  hervorgehen,  nimmt  die 
Zerstückelung  der  Grundstücke  eine  hervor- 
ragende Stelle  ein.  Die  in  ihrem  Gefolge  her- 
beigeführte Wertverminderung  des  Restgrund- 
sttickes  mag  es  daher  ije  nach  der  Sachlage 
dem  Enteigner  oder  dem  Enteigneten  vorteil- 
haft erscheinen  lassen,  die  Enteignung  auf 
das  ganze  Grundstück  auszudehnen.  Vermöge 
der  principiellen  Beschränkung  des  Enteig- 
nungsrechts  auf   das   absolute   wirtschaftliche 
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Bedürfnis  der  öifentlichen  Unternehmung  bleibt 
jedoch  der  Enteigner  von  der  Geltendmachung 
desAusdehnungsrechts  principiell  ausgeschlossen ; 
der  Anspruch  des  Enteigneten  aber  ist  von  ge- 
wissen Voraussetzungen  abhängig,  welche  bei 
Gebäuden  und  unverbauten  Grundstücken  ver- 
schieden sind. 

Die  ersteren  nämlich  bilden  mit  ihren  Perti- 
nenzen  ein  juristisch  unteilbares  Ganze,  schon 
aus  diesem  Grunde  darf  der  Enteignete  die 
Ausdehnung  der  Enteignung  in  jedem  Falle 
beanspruchen,  wenn   es   sich    auch  nur  um  die 

fänzliche  oder  teilweise  Enteignung  eines  in 
er  Nachbarschaft  befindlichen  Objektes  handelt, 
vorausgesetzt,  dass  das  letztere  als  Nebensache 
den  Zwecken  der  Hauptsache  fortwährend  zu 
dienen  bestimmt  und  dazu  wirklich  verwendet 
ist.  Anders  verhält  es  sich  bei  Grundstücken 
ohne  Bauten ;  diese  gelten  als  juristisch  teilbar. 
Das  Kecht,  bei  Enteignung  eines  Teiles  die  Ent- 
eignung des  Ganzen  verlangen  zu  können,  muss 
daher  auf  den  Fall  beschränkt  werden,  dass  in- 
folge der  teilweisen  Enteignung  das  übrigblei- 
bende Grundstück  für  die  Erfüllung  der  wirt- 
schaftlichen Bestimmung,  welcher  es  im  Ver- 
mögen des  Enteigneten  bisher  zu  dienen  hatte, 
ungeeignet  wird  Unter  den  geltenden  Systemen 
empfiehlt  sich  dasjenige,  welches  den  Eintritt 
dieser  Voraussetzungen  von  der  zur  Feststellung 
der  Entschädigung  berufenen  Behörde  nach 
ihrem  vernünftigen  Ermessen  konstatieren  lässt, 
da  die  Festsetzung  einer  ziffernmässigen  Grenze 
eines  bestimmten  Masses,  bis  zu  welchem  die 
Zerstückelung  erfolgt  sein  muss,  nicht  geringen 
Schwierigkeiten  unterliegt. 

Der  Rechtsanspruch  auf  Ausdehnung  der 
Enteignung  steht  bloss  dem  Eiju^entümer  des 
enteigneten  Grundes  zu,  nicht  dritten  Interes- 
senten und  ist  auch  nicht  durch  die  Zustimmung 
der  letzteren  bedingt.  Dies  erklärt  sich  daraus, 
dass  der  freiwillig  abgetretene  Teil  des  Grund- 
stücks an  den  Enteigner  nicht  unter  dem  Rechts- 
titel der  Enteignung,  sondern  unter  dem  eines 
gewöhnlichen  privatrechtlichen  Erwerbsgesohäf ts 
gelangt  und  daher  die  dinglichen  Rechte  dritter 
Personen  an  dem  Restgrundstück  keine  Beein- 
trächtigung erfahren. 

Dem  Enteigneten  steht  es  frei,  von  dem 
auf  Ausdehnung  der  Enteignung  bereits  ge- 
stellten Begehren  zurückzutreten,  wenn  ihm  die 
für  das  Restgrundstück  festgestellte  Entschädi- 
gung nicht  genügt.  Der  Enteigner  kann  sich 
der  Verpflichtung,  das  Ganze  zu  erwerben,  da- 
durch entziehen,  dass  er  von  der  Ausübung  des 
Enteignungsrecbts  mit  Beziehung  auf  das  ganze 
Grundstück  absteht. 

Nach  französischem  Enteignungsrechte 
müssen    Gebäude    (bätiments)    vom    Enteigner 

fanz  erworben  werden,  wenn  es  der  Eigentümer 
urch  eine  an  den  Vorsitzenden  der  Jury  inner- 
halb einer  Präklusivfrist  von  14  Tagen  resp. 
einem  Monate  gerichtete  Erklärung  verlangt 
(Art.  50  des  G.  v.  1841);  ebenso  verhält  es  sich 
rücksichtlich  jeder  Parzelle  Grundes  und  Bodens, 
welche  infolge  der  durch  die  Enteignung  herbei- 
geführten Zerstückelung  auf  den  vierten  Teil 
des  ganzen  Grundes  und  Bodens  reduziert  würde, 
vorausgesetzt,  dass  der  Enteignete  nicht  ein 
unmittelbar  angrenzendes,  mit  jener  Parzelle 
zusammenhängendes  Grundstück  besitzt  und 
dass   das  Flächenmass  dieser  übrig  bleibenden 


Parzelle  kleiner  wäre  als  100  .\res.  Die  ge>»^tz- 
lichen  Voraussetzungen  des  Aiisdehnungrswcbts 
werden  von  den  Gerichten  festgestellt:  der 
Jury  Hegt  ob,  eine  doppelte  Eutac^ädigung  au^i-l 
zusprechen,  einmal  für  das  ganze  Gebäude  D'ler 
Grundstück,  dann  eine  Entschädigung  für  die 
der  Enteignung  unterworfene  Parzelle. 

Das  belgische  Recht  Art.  51  gewährt 
den  Anspruch  auf  Ausdehntmg  ledigii<'h  k-i 
Gebäuden,  das  italienische  Recht  \n.  i] 
auch  bei  anderen  Grundstücken,  wenn  die  Be-t- 
teile  auf  ein  solches  Mass  reduziert  sind,  dass 
sie  nicht  mehr  eine  nützliche  Bestimm nnir  für 
die  Eigentümer  haben  oder  dass  beträclitli^bp 
Arbeiten  notwendig  sind,  um  sie  zu  erhalten 
oder  in  gewinnbringender  Weise  zu  benutz*  n. 
In  umfassender  Weise  wird  der  AnsprurL 
des  enteigneten  Eigentümers  auf  Ausdehnung 
der  Enteignung  durch  §  9  des  preussi sehen 
G.  V.  11.  Juni  1874  anerkannt.  Voran s«<»tzniu.' 
des  Anspruches  ist,  dass  das  Grundstück  v^-«- 
runter  nach  Art.  4  jeder  im  Zusammenhaiu 
stehende  Grundbesitz  des  nämlichen  Eiirentünn^r> 
verstanden  wird)  durch  die  Abtretung  <<>  zer- 
stückelt werden  würde,  dass  das  Restgnindstfuk 
nicht  mehr  zweckmässig  benutzt  werden  könnte 
Bei  Gebäuden  insbesondere  wird  der  Anaiiruife 
auf  Uebemahme  des  ganzen  Gebäudes  dnr.l 
jede  partielle  Enteignung  begründet ;  bei  anderer. 
Grundstücken  erstreckt  sich  das  Ausdehnunes- 
recht  so  weit,  als  die  geminderte  Benutzbark  it 
eintritt. 

Das  österreichische  Enteignungsgt!^*! 
v.  18.  Februar  1878  kennt  einen  Ansprach  «le> 
Enteigneten  auf  Ausdehnung  der  EuteignnniT 
nicht.  (Vgl.  die  Verordnung  der  Ministerien 
des  Innern  und  des  Handels  v.  6.  Dezember  l^is 
Z.  33137,  welche  sich  jedoch  bloss  auf  Euteii:- 
nung  von  Grundflächen  bezieht);  wohl  abt-r 
das  ungarische  Recht  und  ebenso  dit 
schweizerischen  Gesetze,  welche  zugleicü 
in  eingehender  Weise  die  Voraiissetzungeu  fest- 
stellen, unter  denen  dieser  Anspruch  äusgrühi 
werden  darf. 

Nach  englischem  Enteignungsreihti^ 
Lands  Clauses  Consolidation  Act  (8  et  9  Vi  t. 
cap.  18  sect.  92)  ist  niemand  verpflichtet,  nar 
einen  Teil  eines  Hauses  oder  eines  andereL 
Wohngebäudes  oder  einer  Fabrik  dem  Enteiir- 
neten  abzutreten,  wenn  er  das  (ianze  übertrafen 
will  und  zu  übertragen  das  Recht  hat.  I^er 
enteignete  Eigentümer  aber,  welcher  von  dem 
Rechte  zur  Ausdehnung  der  Enteignung  über- 
haupt Gebrauch  machen  will,  kann  den  Ent- 
eigner  in  keinem  Falle  zwingen,  weniger  als 
das  Ganze  zu  nehmen,  und  es  steht  dem  Ent- 
eigner überdies  frei,  ganz  zurücktreten,  scU»?! 
wenn  er  dem  Enteigneten  seine  Enteigniin^- 
absicht  in  rechtsverbindlicher  Weise  bereii> 
notifiziert  hätte  (notice  te  treat). 

7.  Das  Rückerwerbsrecht  des  Ent- 
eigneten. Aus  dem  Principe  des  Enteii:- 
nuDgsrechts  folgt,  dass  sich  die  Enteignun.ir 
auf  die  Entziehung  jener  Privatrechte  he- 
schränken  muss,  welche  für  die  Ausfühnmir 
der  im  allgemeinen  Interesse  gelegenen 
Unternehmung  unbedingt  notwendig' 
sind.  Wo  das  allgeraeine  Interesse  nicht 
vorhanden  ist,  cessiert  auch  die  Verpfücli- 
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tun^  des  Berechtigten,  sich  sein  Recht  ent- 
zi'fhen  zu  lassen.  Wenn  daher  das  im  ver- 
irnlütlichen  allgemeinen  Interesse  enteignete 
iMTatre<»hl,  gleichgültig  aus  was  immer  ftir 
♦^in^ni  Grunde,  seiner  Bestimmung  nicht 
7'i;:»*frihrt  wirdi,  so  ist  es  eine  aus  dem 
IVineipe  des  Enteignungsrechts  fliessende 
Ftnilenmg  der  Gerechtigkeit  und  BilHgkeit, 
«b-s  dem  Enteigneten  das  Recht  gewahrt 
W\U\  wieder  zu  seinem  Rechte  zu  gelangen. 

Das  Recht  des  Rückerwerbes  erstreckt 
.<i  h  aber  nur  auf  diejenigen  Grundstücke, 
wrliho  wirklich  für  die  öffentliche  Unter- 
nehmung bestimmt  waren  und  daher  zu 
«ii-rs^m  Zwecke,  sei  es  im  freundschaftlichen 
AV»»c:(^  unter  der  Aussicht  auf  die  unver- 
nuidüph  gewordene  Enteignung,  sei  es  auf 
ifni  Wege  des  Enteignungsverfahrens  er- 
w'rl.f  n  worden  waren,  ohne  im  allgemeinen 
Iitert-sse  wirklich  verwendet  zu  werden; 
-  In^zieht  sich  jedoch  nicht  auf  jene  Grund- 
vü'ke,  welche,  ohne  der  Enteignung  bereits 
ii!it«Tworfen  zu  sein,  von  dem  Eigentümer 
fr<i willig  abgetreten  wiu-den  oder  die  vom 
r^iitt'igner  auf  Verlangen  des  Enteigneten, 
yr  iJt'in  Ausdehnungsrecht  geltend  machte, 
nw«)rben  werden  mussten,  es  sei  denn,  dass 
'l^T  ii:anze  Gnmd,  sowohl  der  enteignete 
Ttü  als  auch  der  Teil,  welcher  auf  Yer- 
lauir»Mi  des  Enteigneten  von  dem  Enteigner 
ülit-niommen  wurde,  keine  Verwendung  für 
•li^^  Tnlernehmung  findet.  Ebensowenig 
iHit^rlifgen  jene  Grundstücke  dem  Rücker- 
W'Tl»<rechte,  welche,  nachdem  sie  die 
I't'-^timmung  ad  usum  publicum  er- 
iialten  hatten,  infolge  von  Veränderun- 
j»  n  au  dem  ausgeführten  Werke  wieder 
aufliören,  ein  Bestandteil  des  öffentlichen 
'Tüte?  zu  sein.  Endlich  schliesst  auch  die 
Venvondung  der  Grundstücke  für  einen 
iQdf^ren  öffentlichen  Zweck,  als  für 
\\>k'heii  sie  enteignet  wurden,  das  Rücker- 
VHrhsrPcht  aus. 

Weichen  Personen  ist  das  Rückerwerbs- 
r-  ht  einzuniiimen  ?  Zunächst  dem  Enteig- 
neten und  jenem  Rechtsnachfolger  desselben, 
v^kher  das  Grundstück,  von  dem  die  ent- 
icn^'te  Parzelle  abgetrennt  wurde,  nunmehr 
l|»^sitzt :  nicht  aber  dem  Enteigneten,  der  die 
>^tainmrealität  bereits  veräussert  hat,  da  ja 
jli-'  Absicht  des  Gesetzgebers  bei  der  Zu- 
'a>*ang  des  Rückerwerbsrechts  dahin  geht, 
•lie  Wi.^lervereinigung  der  übriggebliebenen 
Parzelle  mit  der  Stammrealität,  von  welcher 
^ie  ab^trennt  worden  war,  zu  befördern. 
I>a^  Ruckerwerbsrecht  ist  ein  Recht,  welches 
l"^!,  nicht  ein  Recht,  welches  personae 
inhaf^ret.  Dinglich  berechtigte  dritte  Per- 
^nen  können  ein  Rückerwerbsrecht  nicht 
io  Anspruch  nelunen;  ja  noch  mehr,  der 
IMckerwerb  hat  nicht  einmal  zur  Folge,  dass 
^»Vhe  durch  die  Enteignung  bereits  er- 
J'-'Scheae  Rechte  wieder  aufleben. 


Bei  der  Bestimmung  des  Preises  für  die 
im  Wege  des  Rückerwerbes  wieder  erlangten 
Grundstücke  kommen  folgende  Momente  in 
Betracht.  Eine  Werterhöhung,  welche  in- 
folge der  Zeit  oder  natürlidier  Ursachen 
jauch  dann  eingetreten  wäre,  wenn  das 
Grundstück  in  der  Hand  des  Eigentümers 
geblieben  wäi*e,  wird  niciit  in  Anschlag  ge- 
bracht, wohl  aber  gebührt  dem  Enteigner 
Ersatz  für  seine  Aufwendungen,  insoweit 
dieselben  die  durch  Meliorationen  geschaffene 
Werterhöliung  nicht  übersteigen.  Im  Falle 
einer  eingetretenen  Wertvermindenmg  da- 
gegen hat  der  p]igentümer  nicht  die  ganze 
Entschädigungssumme  zurückzugel>en ,  son- 
dern nur  den  gegenwärtigen  Wert  zu  be- 
zahlen. 

Die  Geltendmachung  des  Rechts  auf 
Rückerwerb  muss  im  Interesse  der  Rechts- 
sicherheit auf  einen  kürzeren  Zeitraum  ein- 
geschränkt sein.  Es  ist  begründet,  sobald 
in  den  vorgeschriebenen  Formen,  welche 
den  Formen  der  Einleitung  der  Enteignung 
entsprechen,  die  Bekanntmachung  erfolgte, 
dass  die  enteigneten  Grundstücke  ad  usum 
publicum  nicht  erforderlich  seien,  und  von 
Seiten  der  zum  Rückerwerbe  Berechtigten 
der  Wille  erklärt  wurde,  ihr  Recht  geltend 
zu  machen.  In  diesem  Augenblicke  ist  ein 
die  Parteien  bindender  Vertrag  zu  stände 
gekommen  und  zwar  ein  Kaufvertrag, 
wobei  die  Fixienmg  des  Preises  einem  diu*ch 
das  Gesetz  bestimmten  Dritten  überlassen 
wird,  einem  Dritten,  welcher  die  Erfüllung 
der  ihm  anveilrauten  Aufgabe  nicht  ablehnen 
darf. 

Das  französische  G.  v.  7.  Juli  1833 
war  das  erste,  welches  dieses  Rückerwerbs- 
recht anerkannt  hat  (Ai-t.  66  al.  3)  bei  Er- 
werbungen für  Fortifikationszwecke  im  Falle 
der  Dringlichkeit  (en  cas  d'urgence).  Das 
G.  V.  Jahi-e  1841  Art.  60—62  regelt  dasselbe 
entsprechend  den  oben  dargestellten  Grund- 
sätzen; ähnlich  das  italienische  Ent- 
eignungsgesotz,  welches  in  dieser  Frage  den 
Anforderungen  der  Wissenschaft  am  meisten 
entspricht.  Die  belgischen  GG.  v.  Jalire 
1858  und  1867  haben  das  Recht  auf  den 
Rückerwerb,  welches  durch  das  G.  v.  Jahre 
1835  anerkannt  war,  wesentlich  modifiziert, 
indem  sie  unt^r  gewissen  Modalitäten  dem 
Enteigneten  anstatt  des  Rückerwerbsrechts 
ein  Vorzugsrecht  auf  die  Ausfühnmg  der 
öffentlichen  Arbeiten  zuerkennen. 

Das  preussische  Enteignungsgesetz  v. 
11.  Juni  1874  hat  an  die  Stelle  des  im 
preussischen  G.  v.  3.  November  1838  nor- 
mierten Rückerwerbsrechts  ein  Vorkaufs- 
recht gesetzt,  welches  dem  jeweiligen 
Eigentümer  des  Restgrundstückes  für  den 
Fall  zusteht,  dass  das  enteignete  Gnmd- 
stück  ganz  oder  teilweise  für  die  Zwecke 
der   Unternehmung    entbehrlich    wird   und 
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veräussert  werden  soll.  Die  Ausübung  dieses 
Eechtä  ist  an  die  Präklusivfrist  von  2 
Monaten  nach  erfolgter  Verständigung  vom 
bevorstehenden  Verkaufe  gebunden. 

Das  österreichische  G.v.  18. Februar 
1878  kennt  ebensowenig  ein  Rückerwerbs- 
recht  als  ein  Vorkaufsrecht  des  Enteigneten. 
In  Ungarn  ist  das  im  Enteignungsgesetze 
vom  Jahre  1868  anerkannte  ßückerwerbs- 
recht  durch  den  XVI.  Gesetzesartikel  vom 
Jahre  1881  beseitigt  worden. 

Dagegen  hat  das  Institut  des  Eücker- 
werbes  im  schweizerischen  Recht  Auf- 
nahme gefimden.  Das  englische  Recht 
statuiert  neben  dem  Rückerwerbsrecht  des 
Enteigneten  ein  eigentümliches  Vorkaufs- 
recht der  nachbarlichen  Grundbesitzer. 

8.  Die  rechtliche  Natur  und  die  Per- 
fektion der  E.  Die  früher  herrschende 
Ansicht  sah  in  der  Enteignung  einen  ge- 
zwungenen Verkauf.  Dagegen  spricht 
nicht  bloss  die  Beeinträchtigung  der  Willens- 
freiheit des  Enteigneten,  welche  mit  dem 
Wesen  des  Konsensualkontraktes  unverträg- 
lich ist;  auch  die  Rechts  Wirkungen  der  Ent- 
eignung lassen  sich  aus  der  Annahme  eines 
Kaufvertrages  gar  nicht  oder  bloss  gezwun- 
gen erklären.  Denn  der  Enteigner  schöpft 
seinen  Recht-stitel  im  Gesetze,  nicht  im 
Willen  des  Enteigneten,  die  Cebertragung 
des  Eigentums  findet  bei  der  Enteignung  in 
einer  absoluten  Weise  statt,  es  bedarf  ferner 
keiner  Tradition  von  Seiten  des  Enteigneten ; 
endlich  kommt  nicht  in  Betracht,  ob  das 
Grundstück  einer  einzigen  oder  mehreren 
Personen,  ob  es  der  im  Enteignungserkennt- 
nisse genannten  Person  oder  einer  anderen 
gehört;  die  Enteignung  wirkt  so  absolut, 
dass  ihre  Wirkungen  auch  dann  eintreten, 
wenn  das  Verfahren  nur  gegen  den  an- 
scheinenden, nicht  gegen  den  wahren 
Eigentümer  durchgeführt  worden  wäre ;  der 
letztere  kann  nicht  etwa  die  Rückgabe  des 
Gnindstückes  von  der  enteignungsberechtig- 
ten Verwaltimg  verlangen,  sondern  nur  den 
früheren  Besitzer  wegen  der  Herausgabe 
der  Entschädigungssumme  in  Anspruch 
nehmen.  Veräusserungs verböte  können  die 
Enteignung  nicht  hindern,  und  dingliche 
Rechte  dritter  Personen  erlöschen,  sofern 
sie  dem  Enteignungszwecke  entgegenstehen. 
An  die  Stelle  des  Eigentums  tritt  für  den 
Eigentümer  der  Anspruch  auf  die  Ent^ 
Schädigungssumme,  welche  allein  fortan  den 
Gegenstand  seiner  Dispositionen  bilden  kann. 
Andererseits  trifft  den  Enteigneten  auch 
nicht  die  Pflicht  der  Haftung  wegen  Ent- 
währung  oder  wegen  der  Beschaffenheit  der 
enteigneten  Sache.  Eine  Rescission  wegen 
laesio  enormis  ist  bei  der  Enteignung  nicht 
zulässig.  Zwischen  dem  Verkaufe  im  Privat- 
interesse und  der  Enteignung  im  allgemeinen 
Interesse  besteht  demnach  eine  tiefe  Kluft, 


welche  durch  eine  blosse  Fiktion  nicht  auf- 
gefüllt werden  kann;  die  Verscliiedenheit 
der  beiden  rechtlichen  Situationen  fiU^r- 
wiegt  bei  weitem  die  anscheinende  Ver- 
wandtschaft. 

Die  Enteignung  ist  überhaupt  vom  Stand 
punkte  der  Obligation  nicht  zu  erklären ;  sie 
ist  kein  Rechtsgeschäft,  kein  Vertrag:  .sie 
kommt  vielmehr  aus  dem  öffentlichen 
Rechte;  das  enteignete  Recht  geht  auf  den 
Enteigner  kraft  des  GesetZies  über;  es 
liegt  ein  Legalerwerb  vor,  ein  Er- 
werb ipso  iure  unmittelbar  durch 
das  objektive  Recht,  unabhän?!^' 
von  dem  Willen  des  bisherig»?D 
Eigentümers. 

0.  Mayer  a.  a.  0.  S.  34  denkt  die  Ent- 
eignung BOj  dass  durch  den  Verwaltun^s- 
akt  das  Eigentum  an  der  Sache  unmittel- 
bar, mit  ursprünglicher  Kraft  ergriffen 
wird;  es  wird  nicht  abgeleitet  vombis- 
herigen  Besitzer. 

Aber  auch  die  Verpfüchtiing  des  Ent- 
eigners  ziu-  Entschädigung  ist  ihrer  Natm 
nach  eine  öffentlich-rechtlich«? 
Pflicht,  ebenso  wie  die  ihr  entspre- 
chende Pflicht  zur  Abtretung.  Das  Sul»- 
jekt  dieser  Entschädigungspflicht  ist  mit  dem 
Subjekte  des  Enteignungsrechtes  identisch; 
Recht  und  Pflicht  stammen  aus  ein  und 
derselben  Quelle.  Die  Entschädigun^pflicht 
trifft  daher,  je  nachdem  man  die  Verwal- 
tung oder  (mit  der  herrschenden  Lehre)  das 
Unternehmen  als  Subjekt  des  Enteignungs- 
rechts ansieht,  immittelbar  die  erstere  od^T 
das  letztere. 

Nach  Jellinek  a.  a.  0.  S.  60  entsprinj^ 
die  Beziehung  des  Expropriierten  zum  expropri- 
ierenden Staate  zwar  der  glied liehen  Stel- 
lung des  Individuums,  der  Entscbädigungsaii- 
spruch  jedoch,  der  ersterem  gewährt  ist,  b^ 
steht  überwiegend  im  individuellen  Inte- 
resse. Im  konkreten  Falle  werde  die  Grenze 
manchmal  nicht  leicht  zu  ziehen  sein,  nnd  der 
Staat  habe  hier  die  Macht,  formell  diese 
Ansprüche  zu  privat-  oder  öffentlich- 
rechtlichen  zu  erklären. 

An  der  rechtlichen  Natur  der  Enteigniinir 
wird  auch  durch  eine  freiwillige  Vereinba- 
rung zwischen  Enteigner  und  Eigentümer 
nichts  geändert,  wenn  dieselbe  im  flinbh«^k 
auf  die  in  der  gesetÄÜchen  Form  bereits 
festgestellte  Notwendigkeit  der  Abtretimg 
des  betreffenden  Gnmdstückes  erfolgt.  Trotz 
einer  solchen  Vereinbarung  ist  der  Eigen- 
tümer des  abgetretenen  örundsttickes  diuf  h- 
aus  nicht  als  Verkäufer  zu  behandeb.  er 
hat  vielmehr  in  jeder  Beziehung  die  recht- 
liche SteDung  eines  Enteigneten.  Diese 
GleichsteDung  äussert  sich  praktisch  beson- 
ders darin,  dass  die  zu  Gunsten  dritter  Per- 
sonen begründeten  dinglichen  Rechte  (iem 
abgetretenen  Gnmdstücke  nicht  folgen.  Da- 
her muss  auch  den  dritten  Berechtigten  in 
Beziehung  auf   die   Bestimmung  der  Ent- 
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si'hädigungs8uuime  die  volle  Elnflussnahme 
j^ewahrt  bleiben,  insbesondere  auch  das 
Recht  zu  erlangen,  dass  die  Entschädigung 
in  gleicher  Weise  wie  bei  der  zwangsweise 
vollzogenen  Enteignung  festgestellt  werde. 
Dagegen  bedarf  es  in  diesem  Falle  nicht 
des  besonderen  Verfahrens  für  die  Ab- 
tretung, insbesondere  nicht  eines  Enteignungs- 
erkenntnisses.  Anders  verhält  es  sich  al^r, 
veon  die  Einigung  über  die  Abtretung  eines 
Gniudstückes  zu  stände  kommt,  bevor  noch 
deünjür  festgestellt  ist,  dass  die  Enteignung 
desselben  gesetzlich  begründet  sei;  hier 
i^ird  in  der  Regel  ein  wirklicher  Kaufver- 
trag anzunehmen  sein. 

Mit  der  Frage  nach  der  rechtlichen  Natur 
der  Entei^iiDg  hängt  die  Frage  nach  der 
Perfektion  des  durch  dieselbe  herbeige- 
führten Rechtsverhältnisses  auf  das  engste 
zusammen.  Von  dem  hier  vertretenen  Stand- 
punkte aus  muss  die  Enteignung  als  perfekt 
aogeäehen  werden,  sobald  die  Staat^walt 
in  der  Aiisübung  ihres  Hoheitsrechts  den 
Alisspruch  über  die  Notwendigkeit  der  Ab- 
tretung des  bestimmten  Grundstückes  ge- 
lallt hat  Als  Moment  der  Perfektion  der 
Enteignung  muss  also  der  Zeitpunkt  gelten, 
in  welchem  sich  der  Enteignete  dem  Ent- 
^ignungsantrage  entweder  ausdrücklich  oder 
stillschweigend  unterworfen  oder  die  Rechts- 
mittel gegen  den  Enteignungsausspruch  vei> 
braucht  hat 

Von  diesem  Zeitpunkte  angefangen  sind 
beide  Teile  definitiv  gebunden;  wie  der  Ent- 
eigner einerseits  befugt  ist,  den  enteigneten 
Grund  und  Boden  in  Anspruch  zu  nehmen, 
H)  iiit  auch  der  Enteignete  andererseits,  un- 
abhängig von  dem  Willen  des  Enteigners, 
^^rechtigt,  auf  Zahlung  der  Entschädigung 
20  dringen.  Die  Gefahr  des  enteigneten 
^Ibjektes  geht  auf  den  Enteigner  über,  denn 
der  Enteignete  hat  mit  dem  Enteignungs- 
aiisspruche  das  Recht  auf  Entschädigung 
definitiv  erworben ;  die  Hinausschiebung  der 
Besitzanweißung  bis  zur  Leistung  der  Ent- 
schädigimg hat  bloss  die  Bedeutung  einer 
gesetzüehen  Oarantie  für  den  Enteigneten. 
Xach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  müssen 
aber  dem  Enteigner,  welcher  die  Gefahr 
zu  tragen  hat,  auch  jene  Vorteile  zukommen, 
solche  das  enteignete  Objekt  von  dem  Zeit- 
punkte des  Enteignungsausspruches  an  ge- 
währt In  der  Regel  wird  jedoch  die  Per- 
ception  der  natürlichen  und  bürgerlichen 
Früchte  des  enteigneten  Grundstückes,  so 
2-  B.  der  nach  dem  Enteignungsausspruche 
fölhgen  Pacht-  und  Mietziijse  dem  Enteigne- 
ten lür  den  Zeitraum,  für  welchen  ihm  die 
uetention  nach  dem  Gesetze  zusteht,  also 
bis  zur  Bezahlung  der  Entscliädigungssumme, 
^  Aequivalent  überlassen. 

Ueter  die  rechtüche  Natur  der  Enteig- 

QöDg  enthalten  die  positiven  Gesetzgebungen 
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nur  in  den  seltensten  Fällen  eine  ausdrück- 
liche Entscheidung.  Bloss  einige,  darunter 
das  preussische  Landrecht,  das  nassauische 
Enteignungsgesetz  v.  12.  Juni  1838  §  19, 
das  Hamburger  G.  v.  26.  April  1844  §  4 
und  das  G.  für  den  Kanton  Genf  v.  14 
Februar  1834  erkläi*ten  zweifellos  die  Ent- 
eignimg als  einen  Zwangskauf.  Wohl  aber 
wird  die  Perfektionsfrage  in  den  meis- 
ten Gesetzgebungen  ausdrücklich  entschie- 
den. Die  französische  Gesetzgebung 
lässt  die  Perfektion  mit  dem  Enteignungs- 
erkenntnisse  eintreten;  es  bedarf  nicht  ein- 
mal der  Intimation  des  Erkenntnisses  (Art. 
55  al.  I  des  G.  v.  1841).  Die  Rechtswir- 
kungen der  Enteignung  sind  von  denen  des 
Kaufvertrages  wesentlich  verschieden;  ins- 
besondere steht  dem  Enteigneten  daß  Recht 
des  Verkäufers,  wegen  Nichteinhaltung  des 
Kaufvertrages  auf  Auflösung  zu  klagen, 
nicht  zu,  und  die  Rechte  dritter  Personen 
ergreifen  bloss  die  Entschädigungssumme. 
Der  freiwilligen  Abtretung  kommt  die  Wir- 
kung des  Enteignungserkenntnisses  zu,  vor- 
ausgesetzt, dass  sie  erst  erfolgt,  nachdem 
das  Grundstück  von  der  Verwaltung,  als 
der  Enteignung  mit  Rücksicht  auf  jene  Un- 
ternehmung unterworfen,  speciell  bezeichnet 
woitien  war. 

Von  denselben  Anschauungen  geht  die 
belgische  Gesetzgebung  aus,  nur  mit 
dem  wichtigen  Unterschiede,  dass  die 
freiwillige  Abtretung  als  Kaufvertrag  be- 
handelt wird,  insbesondere  bleiben  nach 
dem  G.  v.  1835  die  Hypotheken  bestehen. 

Das  italienische  Recht  hingegen 
schliesst  sich  auch  in  diesem  Pimkte  dem 
französischen  Rechte  an.  Das  Eigentum 
des  eüteigneten  Grundstückes  geht  an  dem 
im  Dekrete  des  Präfekten,  durch  welches 
die  Enteignung  ausgesprochen  wird,  ange- 
gebenen Tage  der  Datierung  auf  den  Ent- 
eigner über. 

Das  preussische  G.  v.  U.  Juni  1874 
lässt  die  Frage  der  rechtlichen  Natur  der 
Enteignung  offen.  Als  perfizierendes  Mo- 
ment der  Enteignung  muss  im  Sinne  des 
§  42  die  Feststellung  der  Entschädigung 
angesehen  werden,  welche  durch  Beschluss 
der  Regienmg  (resp.  Verwaltungsgerichtes) 
erfolgt,  da  der  Unternehmer  von  diesem 
Zeitpunkte  an  nicht  mehr  einseitig  zurück- 
ti'eten  kann,  der  Eigentümer  vielmehr  die 
Zahlung  der  festgestellten  Entschädigungs- 
summe gegen  Abtretimg  des  Grundstückes 
im  Rechtswege  beanspruchen  darf.  Das 
Eigentmn  des  enteigneten  Grundstückes 
geht  mit  der  Zustelhmg  des  Enteignungs- 
beschlusses an  Eigentümer  und  Unternehmer 
auf  den  letzteren  über,  bezw.  mit  dem  Tage 
der  zuletzt  erfolgten  Zustellung. 

Nach  österreichischem  Recht  wii-d 
die  Enteignimg  mit  der  Rechtskraft  des  von 
Auflage.   III.  41 
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der  Admiuistrativbehörde  gefiülten  Erkennt- 
nisses perfekt.  Das  Eigentum  gehl  erst 
nach  Zahlung  oder  Deponierung  der  Ent- 
schädigungssumme auf  den  Enteigner  über. 
Vor  der  Rechtskraft  des  Enteignungserkennt- 
nisses und  der  Erlegung  des  Schätzungsbe- 
ti-ages  soll  sich  der  Enteigaer  keine  Ein- 
griffe in  die  zu  enteignenden  Grundstücke 
erlauben.  Die  österreichische  Gesetzgebung 
geht  nicht  von  der  Theorie  des  Zwangs- 
kaufes aus.  Das  Hofkanzleidekret  v.  30. 
April  1841  spricht  es  mit  klaren  Worten 
aus,  dass  bei  der  Enteignung  das  Eigentum 
des  betreffenden  Grundstückes  durch  das 
Gesetz  verloren  gehe. 

Diese  Grundsätze  haben  auch  durch  das 
G.  V.  18.  Februar  1878  keine  Abänderung 
erfohren. 

Nach  ungarischem  Enteignungsrechte 
(§  38)  ist  die  Enteignung  mit  der  definiti- 
ven Feststellung  des  Enteignungsplanes  per- 
fekt; es  muss  diese  Feststellung  über  Ver- 
oinbaning  der  Parteien,  welche  indes  der 
Genehmigung  des  Gemeindevorstandes  be- 
darf, oder  durch  Beschluss  der  Kommission, 
gegen  welchen  der  Instanzenweg  an  den 
Sllinister  für  öffentliche  Arbeiten  und  Kom- 
munikationen offen  steht,  erfolgen.  Der 
Enteignungsplan  muss  sogleich  dem  kompe- 
tenten Gerichte  wegen  Feststellung  der 
Entschädigung  übersendet  werden  (§  40). 
Der  Gerichtshof  fällt  über  die  Entschädi- 
gimgsfrage  auf  Grund  der  geschlossenen 
Vereinbarung  resp.  der  Abschätzung  der 
Sachverständigen  eine  meritorische  Entschei- 
dung (§  43).  Um  die  Besitzeinweisung 
kann  sofort  nach  Rechtskraft  des  Entschädi- 
gungserkenntnisses,  um  die  bücherliche 
üebertragung  erst  nach  Zahlung  oder  Depo- 
nierang der  Entschädigungssumme  ange- 
sucht werden. 

Nachdem  schweizerischen  Bundes- 
gesetze wird  die  Enteignung  mit  dem  Tage 
der  definitiven  Feststellimg  der  Entschädi- 
gung perfekt,  also  mit  dem  Tage,  an  wel- 
chem die  Entscheidung  einer  öchätzungs- 
kommission  oder  ein  bundesgerichtliches 
Urteil  in  Rechtskraft  tritt. 

Nach  englischem  Rechte  ist  derEnt^ 
eigner  nach  erfolgter  Verständigung  der 
Interessenten,  deren  Grundstücke  enteignet 
werden  sollen  (notice  to  treat),  gebunden 
und  kann  von  der  durch  diese  Verständi- 
gung perfekt  gewordenen  Enteignung  nicht 
mehr  zurücktreten.  In  der  Verständigung 
liegt  der  Enteignungsausspruch.  Innerhalb 
21  Tagen  nach  dieser  Vei^ständigung  muss 
zur  Feststellung  der  Entschädigung  ge- 
schritten werden  (Lands  Clauses  Consolida- 
tion  Act  Sect.  21)  und  kann  der  Enteigner 
durch  ein  writ  of  mandamus  gezwungen 
werden,  der  Verständigimg  gemäss  zu  han- 
deln.     Mit    dem    englischen    stimmt    das 


nordamerikanische     Enteignungsrecht 
im  wesentlichen  überein. 

m.  Das  formelle  Entei^nngsrecht 

9.  Das  Enteignongsverfalireii  im 
engeren  Sinne.  Das  formelle  Enteignnn?>' 
recht  enthält  die  Normen  in  Ansehung  jener 
Rechtsformen,  in  welchen  sich  die  zwanirs- 
weise  Entziehung  eines  individuellen  Rwh- 
tes  gegen  Entsdiädigung  und  die  Uober- 
tragung  desselben  in  das  öffentliche  Gut  zu 
verköri)ern  hat.  Logisch  zerfällt  das  Ver- 
fahren in  zwei  gesonderte  Stadien,  in  tks 
Enteignungsverfahren  im  engeren 
Sinne,  in  welchem  sich  die  zwangsweise 
Entziehung  des  Privatrechts  und  die  Uet«- 
tragimg  desselben  in  das  öffentliche  Gur 
vollzieht,  ferner  in  das  E nt Schädigung. - 
verfahren,  in  welchem  die  durch  «lic 
Rechtsbasis  der  Enteignung  geforderte  Ge- 
währung des  Aequivalentes  von  Vermögens- 
werten an  den  Enteigneten  realisiert.  Wl. 
Bei  dem  Enteignungsverfaliren  im  engeren 
Sinne  handelt  es  sich  um  folgende  Puuite: 

a)  die  Feststellung  des  EnteignimgsfalK 

b)  die  Bestimmung  der  einzelnen  Ent- 
eignimgsobjekte  und  den  Enteignungsau>- 
spruch,  welcher 

c)  auch  auf  Verlangen  der  Grundeigen- 
tümer stattfinden  kann. 

a)  Das  erste  Stadium,  die  Voraussetzung 
und  Vorbereitung  des  Enteignungsverfalirens. 
bildet  die  Feststellung  des  ümstandes,  «»b 
überhaupt  eine  das  Enteignungsrecht  l»e- 
gründende  Unternehmung  vorliegt  Hienu 
bedarf  es  einer  unter  Beobachtung  gewis^^r 
Förmlichkeiten  vorgenommenen  eingehenden 
Untersuchung,  ob  die  Unternehmung,  behufs 
deren  Ausführung  eine  Enteignung  statt- 
finden soll,  im  allgemeinen  Interesse  i.'e- 
legen  sei.  Für  diese  Untersuchung  genüirt 
ein  allgemeiner  Plan  der  Unternehmung, 
aus  welchem  man  sich  über  die  Hauptrich- 
tuug  der  Arbeiten,  über  die  wichtig^'ten 
Hindernisse  derselben,  über  die  Ausgaben 
und  über  die  zu  erwartenden  Vorteile  Klar- 
heit zu  schaffen  vermag. 

Dagegen  entspricht  es  nicht  bloss  Ruck- 
sichten der  Zweckmässigkeit,  sondern  er- 
scheint auch  als  eine  widitige  Garantie  dtT 
Privatrechte,  dass  den  Grundeigentümern, 
welche  durch  die  Ausftihrung  der  Unter- 
nehmung betroffen  werden  können,  schon 
in  diesem  Stadium  des  Verfahrens  Gelegen- 
heit geboten  werde,  gegen  das  Vorhanden- 
sein des  EnteignungsfaJles  ihre  Bemerkungen 
vorzubringen. 

Die  wichtigsten  Enteignungsgesetzgebun- 
gen  verlangen  eine  solche  vorausgehende 
Untersuchung  vor  der  Statuierung  des  Ent- 
eignungsfalles. In  der  französischen 
Gesetzgebung    wurde    diese    Untersuchung 
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ien«^uete  prealable)  durch  die  könig- 
liche Ordonnanz  vom  28.  Februar  1831  zu- 
nächst nur  für  die  Eröffnung  einer  Strasse 
tider  eines  Kanals,  für  die  Schaffimg  und 
Vervollkommnung  der  Schiffbarkeit  eines 
Russes,  für  die  Erbauung  einer  Eisenbahn 
«eingeführt  (Art.  1),  durch  die  Gesetze  von 
ISJa  und  1841  für  alle  öffentiichen  Unter- 
oehmungen,  bei  welchen  eine  Enteignung 
jitatt finden  soU.  Auch  das  belgische 
Recht  schreibt  in  den  meisten  FäUen  eine 
voigängige  Untersuchung  vor.  Nach  italie- 
nischem Enteignungsrechte  bedarf  es 
bloss  dann  keiner  vorausgehenden  Förm- 
licMeiten,  wenn  die  Feststellung  des  Ent- 
«^ignungsfalles  durch  Gesetz  erfolgt.  Nach 
«lern  preussischen  G.  v.  11.  Juni  1874 
und  dem  österreichischen  Eisenbahn- 
HDteignungsgesetze  findet  eine  förmliche 
Hin|iiete  pr^able  nicht  statt. 

Die  meisten  mit  Enteignung  verbunde- 
nen öffentlichen  Unternehmimgen  erfordern 
melir  oder  weniger  umfassende  Yorberei- 
tnDgen,  wie  Vermessungen,  Absteckung  von 
Itemarkationslinien  etc.  Die  Eigentümer 
•ler  Grundslücke  sind  verpflichtet,  diese 
vorbereitenden  Arbeiten,  wenn  sie  von  der 
VenÄ-altungsbehörde  angeordnet  wurden, 
auf  ihren  Grundstücken  gegen  Entschadi- 
5]ing  zu  dulden.  Diese  Bewilligung  der 
Verwaltungsbehörde  braucht  selbstverständ- 
lich nicht  von  der  Beobachtung  gleich  feier- 
licher Förmlichkeiten  abhängig  gemacht  zu 
▼erden  wie  die  definitive  Besitznahme  des 
Orundes  und  Bodens. 

Diese  Verpflichtung  der  Grimdeigen- 
Mmer  wird  insbesondere  durch  das  italie- 
nische und  preussische  Recht  ein- 
g'^liend  normiert  Nach  dem  preussischen 
<i.  V.  IL  Juni  1874  sind  die  Bezirksregie- 
nrngen  befugt,  die  Erlaubnis  ziu»  Vornahme 
von  Vorarbeiten  zu  erteilen. 

Das  österreichische  Eisenbahn- 
kon Zessionsgesetz  (V.  V.  14.  September 
1S54)  unterscheidet  zwischen  der  Bewilli- 
ning  zu  den  Vorarbeiten  und  der  Bewiüi- 
ning  zur  Anlage  der  Bahn  und  der  dazu 
tr-^hörigen  Gebäude  selbst.  Die  erstere  wird 
vom  nandelsministerium  im  Einvernehmen 
mit  dem  Ministerium  des  Innern  erteüt. 
l>if*  Bewilligung  giebt  das  Recht,  auf  eigene 
Kosten  die  Vorerhebungen  für  die  künftige 
AiLsführung  der  projektierten  Eisenbahn 
nnter  Aufsicht  der  Behörden  zu  pflegen 
'ind  die  nötigen  Vermessungs-  und  Nivel- 
ij^ningsgurbeiten  vorzunehmen ;  sie  hat  bloss 
iür  den  in  derselben  ausdrücklich  bestiram- 
t*^n  Zeitraum  Gültigkeit,  kann  aber  von 
üeiiem  erteilt  werden. 

b)  An  die,  sei  es  durch  Gesetz,  sei  es 
'im-ch  Erklärung  der  Verwaltungsbehörde, 
f^rfolgto  Feststellimg  des  Enteignungsfalles 
^^]iesst  sich  als  das  zweite  Stadium  des  Ent- 


eipiungsverfahrens  die  administrative  Be- 
stunmung  jener  Grundstücke  an,  welche,  als 
ziur  Ausführung  des  genehmigten  Unter- 
nehmens unumgänglich  notwendig,  der  Ent- 
eignung unterzogen  werden  sollen.  Nur  der 
Verwaltung  kann  dieses  Bestimmungs- 
recht zustehen,  denn  sie  allein  vereinigt  in 
sich  die  für  eine  solche  Thätigkeit  notwen- 
digen Elemente,  sie  ist  dabei  an  die  in  der 
Genehmigungserklärung  für  den  Umfang  des 
Enteignungsrechts  gezogene  Grenzlinie  ge- 
bunden. Zum  Zwecke  dieser  Bestimmung 
bedarf  es  der  Aufnahme  eines  Detail- 
planes,  der  zur  Ausführung  des  Unter- 
nehmens für  notwendig  erachteten  Gnmd- 
stücke  und  Gebäude  und  der  Ueberprüfung 
dieses  Planes  unter  Hinzuziehung  sämtlicher 
Interessenten  durch  eine  Spedalkommissiou. 
Die  Wahl  einer  geeigneten  Publikationsform 
ist  hierbei  von  grosser  .Bedeutung,  da  die 
Veröffentlichung  des  Detailplanes  im  öffent- 
lichen Interesse  erfolgt  und  allen  Beteiligten 
Gelegenheit  geboten  werden  muss,  sich  gegen 
eine  Verletzung  ihrer  Interessen  zu  verw^ren. 
Nach  Beendigung  der  Thätigkeit  dieser  Spe- 
cialkommission ist,  wenn  eine  gütliche  Aus- 
gleichung der  Interessenten  nicht  stattge- 
funden hat,  die  Verwaltungsbehörde 
benifen,  bezüglich  der  einzelnen  Enteignungs- 
objekte den  Enteignungsausspruch  zu  fällen. 
Die  Gerichte  sind  sowohl  wegen  ihrer  Or- 
^nisation  als  auch  wegen  der  bei  einer  Ent^ 
eignung  zu  berücksichtigenden  politischen 
und  administrativen  Erwägungen  hierzu  nicht 
geeignet. 

Nach  französischem  Enteignungs- 
rechte bedarf  es  neben  einer  Verfügung, 
welche  die  Territorien  bezeichnet,  auf  denen 
die  Arbeiten  vorzunehmen  sind,  und  die  auch 
mit  der  Genehmigungserklänmg  verbunden 
sein  kann,  einer  Entscheidung  über  die  ein- 
zelnen der  Enteignung  zu  unterziehenden 
Objekte.  Dieselben  werden  auf  Grund  eines 
für  jede  Gemeinde  besonders  angefertigten 
Detailplanes  nach  Abhaltung  eines  von  einer 
besonders  zusammengestellten  Kommission 
durchzuführenden  Reklamationsverfahrens  zu- 
nächst durch  den  Präfekten  in  einem  mit 
Gründen  versehenen  Bescheide  (arrete  motiv6) 
festgestellt;  hierauf  wird  das  Enteignungs- 
erkenntnis auf  Gnmd  dieses  Bescheides  diu-ch 
die  Gerichte  und  zwar  die  Realinstanzen 
ausgesprochen,  welche  zugleich  eines  ihrer 
Mitglieder  zur  Erfüllung  der  Fimktionen  des 
Vorsitzenden  (magisti-at  directeur)  der  Jury 
bestellen.  Das  Gericht  hat  zu  prüfen,  ob 
der  Enteignungsfall  in  der  gesetzlichen  Form 
festgestellt  wurde  (Art.  2)  und  ob  die  Förm- 
lichkeiten bei  der  Bezeichnung  der  einzelnen 
Enteignungsobjekte  beobachtet  wurden.  Ge- 
gen das  Enteignungserkenntnis  ist  nur  die 
KassationsbeschweMe  zulässig  (wegen  In- 
kompetenz, Ueberschreitung  der  Gewdt  oder 
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Formfehler  des  Erkenntnisses).  Wird  die 
Eassation  ausgesprochen,  so  ist  alles,  was 
auf  Gnind  des  kassierten  Erkenntnisses  vor- 
genommen worden  war,  nichtig. 

In  Belgien  gilt  das  Gesetz  von  1810 
Tit.  1  und  2  Art  3—10.  Sowohl  i-ücksicht- 
lich  der  Bestimmung  der  Territorien  als 
auch  rücksichtlich  der  Bezeichnung  der  ein- 
zelnen Enteignungsobjekte  kommen  dieselben 
Grundsätze  wie  in  Frankreich  zur  Anwen- 
dung. Nach  definitiver  Bestimmung  der 
Enteignungsobjekte  tritt  m  Ermangelung 
eines  gütlichen  Uebereinkommens  ein  ^richt- 
liches  Yerfahren  ein.  Kompetent  ist  das 
forum  rei  sitae.  Das  belgische  Verfahren 
ist  aber  von  dem  französischen  dadmxsh  we- 
sentlich verschieden,  dass  es  kontradiktorisch 
durchgeführt  wirtl.  Wird  eine  gegründete 
Einwendung  nicht  vorgebracht,  so  fäUt  das 
Gericht  das  Enteignimgserkenntnis ,  gegen 
welches  die  Appellation,  jedoch  ohne  Suspen- 
siveffekt, zulässig  ist. 

In  Italien  wird  das  Hauptmoment  des 
Enteiguungsverfahrens  gebüdet  diwch  die 
Anfertigung  von  Detaüplänen  und  deren  Ver- 
öffentlichung, woran  sich  ein  Reklamations- 
verfahren anschliesst.  Das  Verfahren  kann 
dadurch  beschleunigt  werden,  dass  sofort 
mit  dem  Gesuche  um  Genehxnigiingserklärung 
ein  Detaüplan  beigebracht  wird.  Das  zui* 
Bestimmung  derEnteignungsobiekte  dienende 
Verfahren  ist  mit  dem  Entschädigungsver- 
fahren insofern  amalgamiert,  als  der  Präfekt 
nach  erfolgter  Zahlung  oder  Deponierung 
der  Entschädigungssumme  das  Enteignungs- 
erkenntnis fäÜt  und  zur  Besitznahjme  der 
enteigneten  Gnindstücke  ermächtigt. 

Nach  dem  preussischen  Enteignungs- 
gesetze wird  ein  Plan  der  zu  enteignenden 
Gnmdstücke,  welcher  dieselben  und  ihre 
Eigentümer  gemeindeweise  bezeichnet,  bei 
der  Bezirksregierung  von  dem  Unternehmer 
üben^eicht  und  von  der  Regierung  auf  orts- 
übliche Weise  durch  14  Tage  kundgemacht 
Nach  Ablauf  dieser  Zeit  entscheidet  die  Re- 
gierung durch  Beschluss  auf  Grund  des 
Planes  mit  Rücksicht  auf  die  erhobenen  Ein- 
reden. Hierbei  werden  sowohl  der  Gegen- 
stand der  Enteignung  mit  genauer  Bestim- 
mung seiner  Grösse  und  Grenzen  als  auch 
die  Art  und  der  Urafcing  der  aufzulegenden 
Beschränkungen  sowie  die  Zeit,  innerhalb 
deren  vom  Enteignungsrechte  Gebrauch  zu 
machen  ist,  und  endlich  die  Anlage,  zu  deren 
Errichtung  der  Unternehmer  verpflichtet  ist, 
festgestellt.  Gegen  diese  Entscheidung  steht 
der  Rekurs  an  das  Ministerium  offen. 

Das  österreichische  G.v.  18.  Februar 
1878  regelt  diese  Materie  in  den  §§  11—21. 
DieEisenbahnunternehmung  hat  dem  Handels- 
ministerium ausser  dem  Detailpi-ojekte,  wel- 
ches die  Anlage  der  Balin  darstellt,  die  nacli 
Katastralgemeinden  getrennt  zu  verfassenden 


Grundeinlösungspläne  und  Verzeichnisse  der 
in  Anspruch  genommenen  Grundstücke  vor- 
zulegen. Dieser  Plan  sowie  ein  für  \^\*^ 
Katastralgemeinde  besonders  anzufertigeDde> 
Verzeichnis  der  Namen  und  Wohnorte  wini 
üblicherweise  kund  gemacht  und  zur  all- 
gemeinen Einsicht  aufwiegt.  Einwendunsren 
können  bei  der  politischen  Bezirksbehorle 
sowie  bei  der  vom  Ministerium  angeordneten, 
mit  der  politischen  Begehung  der  Bahn  l^e- 
trauten  Kommission  vorgebracht  wenlen. 
Wird  ein  gütliches  üebereinkommen  nichi 
erzielt,  so  wird  die  EntAchädigung  von  der 
politischen  Landesbehörde  (Statthalterei^  Lan- 
desregierung) auf  Grund  der  vorgelegten 
Akten  gefällt  Dagegen  steht  der  Instanzea- 
zug  an  das  Ministerium  offen;  der  Civü- 
leditsweg  ist  ausdrücklich   aus^eschlosseiL 

c)  Die  durch  die  Veröffenthchung  des 
Enteiguimgsplanes  für  jedes  in  demselben 
inbegriffene  Grundstück  herbeigeführte  Un- 
sicherheit, welche  den  Eigentümer  fäktisth 
der  Disposition  über  dasselbe  beraubt  imd 
seine  ökonomische  Lage  schädigt,  erheischt, 
dass  den  Eigentümern  der  zur  Enteignung 
definitiv  bestimmten  Grundstücke  das  Recht 
gewährt  werde,  auf  die  wirkliche  Enteignung 
durch  den  Enteignungsausspruch  Eioflusc^ 
zu  nehmen.  Das  französische  Enteignun?«>- 
recht  bestimmt,  dass  die  Enteignung  auf 
Verlangen  des  Eigentümers  mit  dersell-en 
Rechtswirkung  wie  auf  Verlangen  der  Ver- 
waltung ausgesprochen  werden  kann,  wenn 
in  dem  Jahre,  in  welchem  der  Bescheid 
(arröte  motive)  des  Präfekten  gemäss  Art.  lö 
erflossen  ist,  das  Enteignungsverfahren  von 
der  Verwaltung  nicht  fortgesetzt  wird. 

Das  preussische  sowie  das  österreichische 
Gesetz  gestatten  deu  Eigentümern,  wenn 
auch  nicht  auf  den  Ausspruch  des  Eutei?- 
nungserkenntnisses,  so  doch  auf  dessen  Voll- 
zug indirekt  hinzuwirken,  indem  nach  §  87 
des  österreichischen  Gesetzes  der  Enteignete 
nach  Ablauf  des  Jahres  von  der  Rechtskraft 
des  Enteignungserkenntnisses  an,  sofern  die 
Entschädigung  noch  nicht  festgestellt  imd 
von  seiner  Seite  noch  kein  Ansuchen  tun 
Feststellung  der  Entschädigungssumme  er- 
folgt ist,  das  Recht  hat,  die  Aufhebung  des 
Enteignimgserkenntnisses  zu  begehren.  Die 
Eisenbahnunternehmimg  hat  für  den  Schaden, 
welcher  dadurch  entsteht,  dass  sie  eine  Ent- 
eignung nicht  in  Vollzug  setzen  Hess,  Krsiitz 
zu  leisten.  Das  preussische  Enteigiiungi^- 
gesetz  (§  42)  statmert  eine  Entschädigunj^i'- 
püicht  des  Unternehmers  für  die  in  deui 
Enteignungsverfahren  dem  Eigentümer  er- 
wachsenen Nachteile.  Das  durch  den  Eot- 
eignungsausspruch  begründete  Recht  desr 
Unternehmers  erlischt  durch  Nichtausübpi-' 
wähi-end  der  im  EnteignungserkenntnisN? 
dafür  gesetzten  Frist.  Zieht  sich  der  Tiiter- 
nehmer    erst    nach    Feststellung   der  YjW- 
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>chadigiing  zurück,  so  steht  dem  Enteigneten 
nach  seiner  Wahl  frei,  eine  Entschädigung 
für  den  durch  das  Enteignungsverfahren  er- 
littenen Nachteil  oder  die  üebernahme  des 
(Grundstückes  gegen  die  festgesetzte  Ent- 
>ehädigung  vom  Eigentümer  zu  begehren. 
10.  Bas  EntscUdfgangSTerfjüireii.  Das 
Entschädifi^imfsverfahren  enthält  das  System  von 
Formen,  durcn  welches  der  Wert  des  enteifif- 
neten  Gates  festgestellt  wird  und  den  Berech- 
tigten als  Aeqoivalent  übergeben  wird;  es  zer- 
Ullt  in  folgende  Teile:  a)  Die  Ermittelunfi^  des 
Entschädigungsberechtigten.  b)  DieFeststellang 
der  Entschädigung. 

a)  Zur  Begelune  der  Entschädignngsfrage 
Vdarf  es  vor  idlem  der  Kenntnis  jener  Personen, 
welchen  überhaupt  Eechtsansprüche  auf  das 
enteignete  Grundstück  zustehen ;  dieselben  nam- 
haft zu  machen,  ist  vor  allem  der  Eigentümer 
in  der  Lage  und  hierzu  auch  verpflichtet,  will 
♦•r  den  dritten  Berechtigten  gegenüber  wegen 
•ler  Nichtberücksichtigung  ihrer  Ansprüche  nicht 
haftbar  bleiben.  Hinc^egen  ist  er  nicht  ver- 
pflichtet, die  Entschädigung  für  jene  Berech- 
Tieten  zu  liquidieren,  welche  er  dem  Enteigner 
bekannt  gegeben  hat  und  welche  sich  trotz 
Ifr  öffentlichen  Aufforderung  nicht  gemeldet 
haben. 

Diese  Verpflichtung  des  Eigentümers  zur 
Anzeige  ist  jedoch  durch  das  positive  Kecht 
nicht  fdlgemein  festgesetzt  worden.  In  weitester 
Aassdehnung  wird  sie  normiert  durch  das 
französische  Enteignungsrecht;  sie  ist  hier 
5-jgar  auf  den  Nutznieaser  erstreckt,  —  in  be- 
^wnktem  Masse  durch  das  beigische.  Das 
italienische  Enteignungsrecht  kennt  eine 
solche  Verpflichtung  überhaupt  nicht.  Die  im 
§  22  des  preussi sehen  Entwiu^es  vorge- 
schlagene Anzeigepflicht  des  Eigentümers  ist 
nicht  Gesetz  geworden,  ebensowenig  kennt  das 
österreichische  G.  v.  18.  Februar  1878  eine 
derartige  Anzeigepflicht. 

b)  Zu  den  schwierigsten  legislatorischen 
Fragen  des  Enteignungsrechtes  zählt  die  Be- 
stimmung der  Behörde,  welcher  die  Feststellung 
der  Entschädigung  obliegt,  und  ihrer  Organisa- 
tion. Zu  Gunsten  der  Gerichte  spricht  ihre 
Unabhängigkeit,  gegen  dieselben  der  schwer- 
fällige Gang  des  gerichtlichen  Verfahrens  und 
ihre  geringe  Eignunc^  zur  Lösung  technischer 
Frac^n.  Die  grossen  Vorzüge,  welche  eine  Jury 
aufweist,  Unabhängigkeit,  genaue  Kenntnis  der 
mschläeigen  Verhältoisse  und  Baschheit  der 
Durchführung  werden  zum  Teile  aufgewogen 
durch  die  zu  befürchtende  Beeinflussung  durch 
Kotftrien  und  nachbarliche  Verhältnisse,  Es 
empfiehlt  sich  daher,  die  Mitglieder  nicht  aus 
finer  örtlich  allzu  beschränkten  Liste  zu  nehmen ; 
<tndererseits  darf  es  denselben  auch  nicht  an 
<ter  notwendigen  Lokalkenntnis  fehlen.  Im  all- 
tifememen  lässt  sich  anführen,  dass  in  Ländern, 
in  denen  das  Institut  der  Civiliury  lebenskräftig 
blüht  also  in  England  und  Nordamerika, 
mit  dem  Systeme,  die  Entschädigung  durch  eine 
Jnnr  feststellen  zu  lassen,  die  giünstigsten  Er- 
fahrungen gemacht  wurden,  minder  günstige 
allerdings  in  Frankreich. 

Die  französische  Gesetzgebung  zeichnet 
<ich  durch  eingehende  Bestimmungen  über  die 
Bildung  und  das  Verfahren  der  Jury  aus.    Die 


Specialjury  wird  aus  einer  vom  Generalrate  des 
Departements  entworfenen  Hauptliste  durch  den 
höcnsten  Gerichtshof  des  Departements  gebildet. 
Für  jedes  enteignete  Grimdstück  wird  eine  be- 
sondere Jury  gebildet,  damit  das  den  Parteien 
in  zweckmässiger  Ausdehnung  zugestandene 
Rekusationsrecht  gehörig  ausgeübt  werden 
könne.  Die  Jury  darf  Erhebungen  durch  Augen- 
schein, Vernehmung  von  Zeugen  und  Sachver- 
ständigen etc.  in  ausgedehntem  Masse  vor- 
nehmen. Hierauf  erfolgt  eine  die  Jury  bindende 
Fragestellung  von  selten  des  Vorsitzenden, 
welche  die  erstere  mit  Majorität  beantwortet. 
Die  von  der  Jury  zuerkannte  Entschädigung 
darf  niemals  niedriger  als  das  Angebot  des 
Enteigners  und  niemals  höher  als  das  Bekehren 
der  Entschädigungsberechtigten  sein.  Sie  hat 
nur  über  die  Höhe  der  Entschädigung  zu  ent- 
scheiden, nicht  aber  über  das  Recht  der  die 
Entschädigung  in  Anspruch  nehmenden  Personen. 
Gegen  die  Entscheidung  der  Jury  und  des  Vor- 
sitzenden besteht  kein  anderes  Rechtsmittel  als 
die  Kassationsbeschwerde  (wegen Ueberschreitung 
der  Amtsgewalt,  Inkompetenz  oder  Verweigerung 
der  Erfüllung  der  gesetzlichen  Aufgabe,  ferner 
wegen  Verletzung  anderer  Gesetze  als  des  G. 
V.  1841,  so  des  G.  v.  1807,  1810  etc.). 

Nach  belgischem  Enteicuungsrechte  wird 
dagegen  die  Feststellung  der  Entschädigung 
von  Seiten  des  Gerichtes  und  zwar  wenn 
möglich,  in  Verbindung  mit  dem  Entei^nungs- 
erkenntnisse ,  eventuell  sobald  sich  die  Not- 
wendigkeit weiterer  Erhebungen  herausstellt, 
nach  durchgeführtem  Sachverständigenverfahren 
vorgenommen,  wobei  jedoch  das  Gutachten  der 
letzteren  wohl  *  als  Belehruncr  für  das  Gericht 

filt,  für  dasselbe  aber  nicht  bindend  ist.  Auch 
as  allgemeine  ungarische  Enteignungsgesetz 
sowie  das  österreichische  G.  betr.  die  Entr 
eignunß  zu  Eisenbahnzwecken  v.  18.  Februar 
1878  kssen  die  Entschädigung  unmittelbar 
durch  das  Gericht  unter  Mitwirkung  von  Sach- 
verständigen feststellen,  während  in  den  Übrigen 
praktisch  minder  wichtigen  Fällen  nach  öster- 
reichischem Rechte  die  Entschädi^ngssnmme 
zunächst  durch  die  Verwaltungsbehörde  er- 
mittelt wird  und  den  Parteien  gegen  diesen 
Spruch  lediglich  der  Rechtsweg  an  die  Civil- 
gerichte  vorbehalten  ist.  In  Italien  werden 
die  Sachverständigen  vom  Gerichte  ernannt  und 
erstatten  ihren  Befund  an  dasselbe,  doch  erfolgt 
der  Zuspruch  der  Entschädigungssumme  un- 
mittelbar durch  die  Verwaltungsbehörde  (den 
Präfekten). 

Nach  dem  preussischen  G.  v.  11.  Juni 
1874  wird  die  Entschädigungssumme  auf  Grund 
des  Gutachtens  besonders  qualifizierter  Sach- 
verständiger durch  die  Verwaltungsbehörde  aus- 
gesprochen, wogegen  den  Parteien  der  Rechts- 
weg an  das  Gericht  der  belegenen  Sache  ein- 
geräumt ist. 

c)  Eine  wichtige  Garantie  für  den  Eigen- 
tümer wird  mit  Recht  darin  gesehen,  dass  die 
Bezahlung  der  Entschädigung  der  Entziehung 
des  Besitzes  vorauszugehen  hat.  Darin 
liegt  eine  Kompelle  für  den  Ent«igner,  die  Ent- 
schädigung sobald  als  möglich  zu  bezahlen, 
wenn  er  die  enteiifneten  Grundstücke  so  bald 
als  möglich  in  Besitz  nehmen  will.  Ueberdies 
ist  der  Enteigner,  wenn  er  die  Leistung  der 
Entschädigungssumme  hinausschiebt,  dem  Ent- 
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eigneten  Verzugszinsen  zn  leisten  schuldig.  In 
den  Fällen,  in  welchen  die  Zahlung  an  den 
entei^eten  Grundeigentümer  nicht  oder  nicht 
mit  Sicherheit  erfolgen  kann,  steht  der  Zahlung 
die  Deponierung  gleich. 

In  Frankreich  ist  der  Grundsatz  der 
vorgängigen  Entschädigung  durch  die  Enteig- 
nungsgesetze von  1833  und  1841  (Art.  53)  fest- 
gehalten worden.  Die  Verpflichtung  erstreckt 
sich  sowohl  auf  das  Kapital  als  auch  auf  die 
Zinsen  und  Kosten.  Innerhalb  sechs  Monaten 
nach  der  Entscheidung  der  Jury  muss  die  Ent- 
schädigung flüssig  gemacht  werden;  sonst  be- 
steht die  Verpflichtung  zur  Zahlung  gesetz- 
licher Zinsen.  Nach  belgischem  Rechte  muss 
die  Entschädigungssumme  immer  gerichtlich 
deponiert  werden  und  wird  erst  nach  erfolgter 
Deponierung  die  Besitzeinweisungsverordnung 
vom  Gerichtspräsidenten  erteilt.  In  Italien 
darf  die  Besitzeinweisung  gleichfalls  erst  nach 
vorgängiger  Zahlung  oder  Deponierung  der  Ent- 
schädigungssumme erfolgen. 

Ebenso  das  preussische  G.  v.  11.  Juni 
1874.  Dasselbe  (§  39)  g^estattet  jedoch  in  dring- 
lichen Fällen  der  Bezirksregiernng  bezw.  dem 
Verwaltungsgerichte,  den  Vollzug  der  Enteig- 
nung auszusprechen,  bevor  das  die  Entschädi- 
gung bestimmende  Erkenntnis  die  Rechtskraft 
erlangt  hat,  wofern  der  Unternehmer  die  vor- 
läufig bestimmte  Entschädigungssumme  gezahlt 
oder  deponiert  und  überdies  nach  Ermessen  der 
Behörden  eine  provisorische  Kaution  gestellt 
hat.  Das  österreichische  G.  v.  18.  Februar 
1878  bestimmt  überhaupt  (§  35):  Der  zwangs- 
weise Vollzug  kann  auch  dadurch  nicht  aufge- 
halten werden,  dass  die  Entscheidung,  welche 
die  Entschädigung  feststellt  oder  eine  zu  leis- 
tende Sicherheit  bestimmt,  mittelst  des  Rekurses 
angefochten  wird. 

11.  Die  Kosten  des  Enteignongsverfah- 
rens.  Grundsätzlich  gilt:  Die  Kosten  des  Ent- 
eignungsverfahrens im  engeren  Sinne  sind  dem 
Eutei^ner  zur  Last  zn  legten,  dem  Enteifirneten 
bloss  dann,  wenn  er  dem  Verfahren  mutwüliger- 
weise  Schwierigkeiten  in  den  Weg  gelegt  hat; 
die  Kosten  des  Entschädigun^sverfahrens  sind 
derjenigen  Partei  ganz  oder  in  entsprechender 
Quote  aufzulegen,  deren  Anspruch  resp.  Ange- 
bot sich  als  ungerechtfertigt  erweist.  Diese 
Grundsätze  haben  in  die  positiven  Gesetz- 
gebung^en  durchgehends  Eing^ang  gefunden. 

12.  Das  aasserordentllche  Enteiguan^^- 
verfahren.  Die  Förmlichkeiten  des  Enteig- 
nungsverfahrens, durch  welche  das  Gesetz 
Garantieen  zu  Gunsten  der  betreffenden  Privat- 
rechte schöpft,  müssen  in  jenen  Fällen  eine 
Verringerung  erfahren  oder  ^anz  wegfallen,  in 
denen  eine  Verzögerung  wichtige  älgemeine 
Interessen  gefährden  könnte.  Sobald  insbesondere 
infolge  öflentlicher  Kalamitäten  das  Notrecht 
der  Staatsgewalt  (jus  extremae  necessitatis,  jus 
eminens)  zur  Wirksamkeit  gelangt  und  soweit 
dieNotwendigkeit  reicht,  alle  Ausnahme- 
massre^eln  rechtfertigt,  lassen  sich  bestimmte 
gesetzliehe  Regeln  überhaupt  nicht  verzeichnen. 
Allein  es  giebt  auch  Fälle,  in  welchen  aus  be- 
sonderen Gründen  eine  schleunige  Durchführung 
des  öfiTentlichen  Unternehmens  durch  das  allge- 
meine Interesse  geboten  scheint,  ohne  dass 
die  Grenzen  des  Enteignun&^srechts 
irgendwie  überschritten  werden   dür- 


fen. Für  solche  DringlichkeitsfSlIe  tritt  rio 
ausserordentliches,  aber  gesetzlich 
geregeltes  Enteignungs verfahren  ein:  di<> 
Voraussetzungen  des  Eintrittes  hat  die  oberstr 
Verwaltungsbehörde  unter  ihrer  Verantwort- 
lichkeit festzustellen.  Das  Ent^i^rnungsverfahren 
wird  in  seiner  ersten  Phase  in  summarijäch»-, 
mit  der  Notlage  der  Verwaltung  in  Einklai^ 
stehende  Formen  gekleidet,  die  B^itzeinwei^üu-r 
findet  vor  definitiver  Feststellong  der  Ent*rhä- 
digungssnmme  ^gen  eine  provisorische  Kaation 
statt.  Die  zweite  Phase,  das  Entschädiffungs- 
verfahren,  bedarf  keiner  Abkürzung.  Die  Grund- 
sätze des  materiellen  Enteignungsrechts  miis^eii 
auch  in  solchen  Fällen  der  Dringlichkeit  geuin 
beobachtet  werden. 

Ein  solches  ausserordentliches  Enteignuncr^ 
verfahren  kennen  das  französische  Geseu 
vom  Jahre  1871,  das  italienische,  schwei- 
zerische und  das  englische  Enteignonev- 
recht.  Im  belgischen  Rechte  ist  dass»^Ib<r 
unbekannt.  Das  preussische  £nteignon^'^- 
gesetz  enthält  Bestimmungen  über  ein  abin:- 
ktlrztes  Verfahren  in  den  §§  34  und  35.  di^ 
österreichische  Gesetz  v.  18.  Februar  ISTh 
in  den  §§  39—41. 

Litteratar:  Bahr  und  LangerhatiM,  Dar  Ge- 
setz über  die  Enteignung  ron  Grundeig^ntn» 
vom  IL  VI.  1874,  i.  Ausgabe,  Berlin  hi?J^.  — 
Beschamer,  Das  deutsche  Eisenbahnrerkt  ff  f., 
Erlatigen  1858.  —  Bering y  Das  prevM^'hr 
Enteignungsrecht  in  seiner  praktischen  Amrrh- 
düng,  Erfurt  1888.  —  BCMCl  und  Kühltcetter. 
Das  preussische  Eisenbahnrecht,  KfUn  IS-'t'i.  — 
Bohlntannt  Die  Praxis  in  Erpropn'afi'^»*' 
sovilen,  Berlin  1881.  —  van  Bapp  in  H>wXv* 
Rechtslexikon  verb.  Expropriation.  —  Brinz  w 
Rottecks  Staatslexikon  und  in  Bluntschli  vj^-i 
Braters  StcuUswörterbuch  verb.  Expropriation.  — 
Buddeus  in  Ersch  und  Grubers  EncyHapädi^, 
T.  39.  —  Burekhardt,  Zur  Lehre  ron  dtr 
Expropriation  in  der  Zeitschrift,  für  Citilr.  tttid 
Proz.,  1849.  —  Baleke,  Das  GeseU  über  tli^ 
Enteignung  von  Grundeigentum  ram  11. 17.  A»%'. 
Berlin  1874.  —  Bemhurg,  Lehrburh  desprrüff. 
Pnratrechts,  8.  Aufi.,  Bd.  1,  S.  66 f.  —  Egrr, 
Die  Notwendigkeit  einer  Revision  des  preuf*. 
Enteignungsgesetzes,  Breslau  1881.  —  Derselbe, 
Beiträge  zur  Lehre  ron  der  Enteignung  «'» 
Archiv  f.  d.  civilist.  Prax.,  Bd.  70  u.  71  fS-  f- 
Bd.  20  u.  21).  —  Derselbe,  Handbuch  drf 
preuss.  Eisenbahnrechts,  Leipzig  1886.  —  I^^' 
selbe,  Das  Gesetz  über  die  Enteignung  f>* 
Grundeigentum  v.  11.  VL  1874,  Breslau  If^- 
—  Bndemann,  Das  Recht  der  Eisenbahticv, 
Leipzig  1886.  —  F&rster  (Eceius),  Theorit  mi 
Praxis  des  preuss.  Privatrechts,  4-  Aufi.,  Bd.  .', 
iS'.  16,5/.,  Berlin  1882.  —  Vi^drichs,  Da*  O*" 
setz  betreffend  die  Anlegung  ....  ron  Strassen  €t<\, 
Berlin  und  Leipzig  1882.  —  Oleimr  im  prru*t. 
Eisenbahnarchiv,  1885,  Bd.  VIII,  S.  4S—6->.  - 
Grtichot  in  seinen  Beitrügen,  IX.  Jahn^. 
1865,  S.  74—102.  —  Grünhuty  Iku  Enteignung*- 
recht,  Wien  1878.  -  Häberlin  im  Arcbir  f.  d. 
civilist.  Prax.,  1856,  8.  1—46,  147— H"-  - 
Höinghaus,  Das  neue  Expropriatimigfff^-' 
Berlin  1874-  —  G.  JelUnek,  Syntem  dtr 
subjektiven  Öffentlichen  Rechte,  Freiburg  »'•  ß- 
1892.  —  Kletke,  Das  Expropriationtfrcht 
des    preuss.     Staates    etc.,     Berlin     1874-    " 
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Kl<Mterfnann  in  der  ZUehr.  /.  Bergrecht,  187 S, 
S.  .iS6 — S58.  —  C.  F.  Koch,  Komvientar  z. 
AU  ff.  Pretaa.  Landrecht,  8.  Aufl.  —  Derselbe, 
Preius.  Privatrecht.  —  W,  Koch,  Deutschlandt 
EUenhahnen,  Marburg  1858.  —  Ijaband  im 
Arehir  f.  d.  eivüist.  Prax.,  1869,  S.  151—194.  — 
Lette  in  r.  Rotteck  und  Welchen  Staaielexikon, 
s,  Auß..,  Bd.  5.  —  LöbeU,  Das  prevM.  Eni- 
(ignungageaetz   vom  11.   VI.  1874,  Leipzig   1884- 

—  Le  lAfup  de  Saney  im  Bulletin  de  la 
Sctcirte  de  legialation  comparie,  Bd.  6,  S.  23 — 43. 

—  Martin  im  Archiv  /,  d.  prakt.  RechUtchaen- 
fchajX  1862,  S.  64—98  und  169—292.  —  Otto 
Mayer,  Deutachea  VerwaUungarecht  in  Bindinga 
Handb.  d.  deutschen  Rechtawiaaenachaß,  Leipzig 
:S9€.  —  S.  Meier,  Art.  Expropriation  im 
EechtalexOtm  I,  S.  764.  —  G.  Meier,  Das 
Recht  der  Expropriation,  Leipzig  1868.  — 
Derselbe  in  Behrenda  Zeitachr.  f.  deut- 
»rke  Geaetzgebung  etc.,  1875,  S.  547 — 608.  — 
Derselbe,  Lehrbuch  dea  deutschen  Verwaltimga- 
rtrhU,  Leipzig  1883,  T.  I.  —  Michaelis  in 
Vifrteljahraachriß  ßir    Volkawirtachaft    ete.      v. 

Faucher  und  Michaelia,  1866,  Bd.  13,  S.  I46  bia 
m,  Bd.  15,  S.  152—186.  —  Paris,  Die  Ent- 
fcMdigungaberechtigung  der  Adjaeenten  etc., 
ßaiin  1881.  —  JPra£dk,  Daa  Recht  der  Ent- 
eignung in  Oeaterreich,  Prag  1877.  —  Randa 
in  der  Zeitachr.  f.  Priv.-  ur^  öffentl.  Recht, 
lid.  10,  S.  613- -660,  Bd.  11,  S.  1—3.  —  Der- 
selbe, Daa  Eigentumarecht  nach  öaterr.  Rechte 
ffr.,  Leipzig  I884,  1.  Teil,  S.  129—182.  —  von 
Rohland,  Zur  Theorie  und  Praxia  dea  deut- 
iehen  Enteignungarechta.  Leipzig  1875.  —  von 
Rönne,     Staatsrecht    der    preuaa.    Mona^'chie, 

4.  Aufl.,  Bd.  2,  S.  97 f.  —  Rösler,  Lehrbuch 
des  deutaehen  Vencaltungarechta  I,  ^  195/.,  Er- 
hngen  1872  u.  1873.  —  Hoth,  Syatem  dea  deut- 
ffhen  Privatrechta,  IIL  Teil,  S.  233 ff.,  Tübingen 
1SS6.  —  Sarwey,  Daa  Staatsrecht  dea  KÖnig- 
rftchjt  WürUemberg,  Bd.  I,  S.  248 f.,  Tubingen 
2S.9»,  —  Walter  Sehe  Icher,  Die  Rechtswir- 
kungen der  Enteignung  nach  gemeinem  und 
sächsischem  Rechte,    IiVeiberg    in  Sa^haen  1893. 

—  Jtf.  Seydel,  Zeitachrift  für  Reicha-  und 
landrecht,  Bd.  IIJ,  S.  223.  —  Derselbe, 
Bayeriachea  Staatsrecht,  Bd.  III,  S.  617 f., 
München  1887.  —  A,  Seydel,  Das  Geaetz  über 
<Iif  Enteignung  von  Grundeigentum  vom  11.  VI. 
1S74,  Berlin  1887.  —  Sieber,  Daa  Recht  der 
ErpropricUian  etc.,  Zürich  1889.  —  Siegfried, 
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Entwässerang    and  Entwässernnga- 
recht. 

I.  Einleitung.  1.  Begriff  und  üeber- 
sicht.  II.  Preussen.  2.  Geschichtliche  Ent- 
wickelung  im  Geltungsbereich  des  Allgemeinen 
Landrechts.  3.  Gec'enwärtiger  Bechtszustand 
im  Geltungsbereich  des  Allgemeinen  Landrechts. 
4.  Fortsetzung.  Verfahren.  5.  Bechtszustand 
im  Geltungsbereich  des  franzosischen  Bechts. 
6.  Verfahren  im  Geltungsbereich  des  französi- 
schen Bechts.  7.  Bechtszustand  im  Geltungs- 
bereich des  Gemeinen  Bechts.  III.  Die  ande- 
ren deutschen  Staaten.  8.  Bayern.  9. 
Baden  und  Hessen.  10.  Elsass-Lothringen.  11. 
Sachsen.  IV.  Oesterreich-Üngarn.  12. 
Oesterreich.    13.  Ungarn. 

I.  Einleitiing. 

1.  Begriff  nnd  Uebersicht  Ent- 
wässserung  nennt  man  die  Beschaffung 
eines  Abflusses  für  stehende  Gewässer  oder 
für  die  im  Boden  stauende  Nässe  sowie  die 
Verbesserung  der  AbflussverhäJtnisse  der 
fliessenden  Gewässer.  Es  kann  dies  ge- 
schehen durch  die  Beseitigung  künstlicher 
Anlagen  oder  natürlicher  Hindernisse,  welche 
bisher  den  Abfluss  des  Wassers  gehemmt 
haben,  durch  Erweiterung  oder  Ergänzung 
der  natürlichen  Abflusswege  oder  durch  die 
ktlnstliche  Herstellung  neuer  Abflussweffe. 
»Entwässerung«  im  Sinne  Rechtens  und  der 
Technik  ist  stets  künstlich,  d.  h.  durch 
Menschenhand  planmässig  bewirkte  oder 
beförderte  Entwässerung;  die  natürliche 
Selbstentwässerung  des  Grundes  und  Bodens 
durch  Abfluss  des  Wassers  von  Berg  zu 
Thal,  d.  h.  die  Vor  flu  t,  gehört  nicht  hier- 
her* vgl.  hierüber  den  Art.  Vorflut. 

Das  Recht  der  Entwässerung  bestimmt 
die  Grenzen,  in  welchen  solche  Massnahmen 
den  Grundbesitzern  ihren  Nachbarn  gegen- 
über gestattet  sind  sowie  das  Verfahren, 
mittelst  dessen  Entwässerungsunternehmun- 
gen in  jenen  Grenzen  zur  Ausführung  ge- 
bracht werden  können.  Das  Recht  der 
Entwässei-ung  gehört  ausschliesslich  der 
Neuzeit  an  und  hat  in  den  einzelnen  Län- 
dern eine  durch  das  Bedüi-fnis  bedingte 
Entwdckelung  erfahren,  die  einen  verschie- 
denen Gang  genommen  hat  Das  gemeine 
Recht  hatte  sich  darauf  beschränkt,  die  Ver- 
pflichtung der  Eigentümer  tiefer  belegener 
(jrundstücke  zur  Aufnahme  des  von  oben  her- 
abfliessenden  Wassers  festzustellen  (vgl.  den 
Art.  Vorflut),  ermangelte  aber  aller  Be- 
stimmungen, wonach  diese  Verpflichtung  zm- 
Förderung  der  Fruchtbarkeit  des  Bodens 
ei^weitert  und  eine  Entwässerung  ermöglicht 
werden  kann.  Als  mit  den  Fortschritten  im 
Gebiete  der  Landwirtschaft  das  Bedürfnis 
zu  Entwässerungen  hervortrat,  suchten  zu- 
nächst zahlreiche  Sonderordnungen,  mit  ört- 
lich begrenzter  Gültigkeit,  diese  Lücke  in 
den  einzelnen  Ländern  zu  ergänzen  und  zu- 
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gleich  den  Wünschen  niach  einer  streng  ge- 
ordneten Yorflut  zu  entsprechen,  bis  die 
einzelnen  Staaten  durch  Erlass  besonderer 
Gesetze  die  Frage  regelten  und  zwar  teiJs 
ganz  selbständig,  teils  in  Verbindung  mit  dem 
Rechte  der  Vorflut  (vgl.  diesen  Art.)  und  mit 
dem  Rechte  der  Bewässerung  (vgl.  den  Art. 
Bewässerung  und  Bewässerungs- 
recht oben  Bd.  II  S.  773  ff.). 

Die  Grundsätze,  auf  welchen  das 
geltendeEntwässeningsrecht  durchschnittlich 
bemht,  lassen  sich  dahin  zusammenfassen: 

1.  Die  Vornahme  von  Entwässeningen 
ist  dem  freien  Belieben  des  Grundeigentü- 
mers überlassen,  niemand  wird  zur  Ent- 
wässening  seines  Grundstückes  von  Staats- 
wegen gezwungen.  Abweichend  hiervon 
gestattete  die  frühere  (d.  h.  vorfand  rechtliche, 
vgl.  unten  S.  649)  preussische  nnd  fran- 
zösische (unten  S.  651,  656-57)  Gesetz- 
gebung den  Staatsbehörden,  die  Eigentümer 
zur  Vornahme  von  Entwässerungen  im  In- 
teresse der  Landeskultur  zwangsweise  an- 
zuhalten, —  ein  Standpunkt,  der  seither  in 
Preussen,  wie  auch  sonst  überall  in  Deutsch- 
land, ganz,  in  Frankreich  (und  Elsass-Loth- 
ringen)  jedoch  noch  nicht  völlig  aufgegeben 
worden  ist.  Ein  »Entwässerungszwahg« 
mag  gegenwärtig  nur  etwa  in  den  fast 
allenthalben  anerkannten  Rechtssätzen  er- 
blickt werden,  wonach  einmal  der  einzelne 
Grundeigentümer  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen gezwungen  werden  kann,  sich 
einer  Entwässerungsgenossen  Schaft 
anzuschliessen  (s.  den  Art.  Wasserge- 
nossenschaften) und  wonach  sodann 
die  Polizeibehörden  allgemein,  ermäch- 
tigt sind,  zum  Schutze  der  ihnen  anvertrau- 
ten Interessen,  insbesondere  aus  gesund- 
h ei ts polizeilichen  Gründen,  die  Vornahme 
von  Entwässerungen  anzuordnen  und  even- 
tuell zwangsweise  durchzuführen. 

2.  Die  Vornahme  von  Entwässerungen 
ist  an  gewisse  öffentlichrechtliche  Beschrän- 
kimgen,  nach  manchen  Gesetzen  insbeson- 
dere an  die  vorgängige  obrigkeitlinhe  Ge- 
nehmigung gebunden  (vgl.  Baden,  Hessen, 
Elsass-Lothringen,  unten  S.  655  ff.). 

3.  Der  Durchfühnmg  solcher  Entw^ässe- 
rungsunternehmungen,  deren  überwiegender 
Nutzen  für  die  Ijandeskultur  amtlich  fest- 
gestellt ist,  können  Dritte  auf  Grund  ihrer 
Privatrechte  am  Wasser  oder  am  Grund 
und  Boden  nicht  widersprechen,  vielmehr 
(durch  Richterspruch  oder  expropriativen 
Verwaltungsakt,  vgl.  den  Art.  Bewässe- 
rung und  Bewässerungsrecht  oben 
Bd.  II,  bes.  S.  782/83)  genötigt  werden,  jene 
Privatreclite  gegen  Entschädigimg  insoweit 
aufzugeben,  als  die  zweckdienliche  Ausfüh- 
ning  der  Entwässerungsanlage  dies  erfordert. 

Hierzu  ist  im  allgemeinen  folgendes  zu 
bemerken : 


SoU  ein  Entwässenmgsuntemehmen  sich 
über  fremde  Grundstücke  erstrecken,  so  kt 
an  und  für  sich  jeder  Besitzer  zum  Ein- 
spruch befugt  und  zwar  sowohl  dem  «n- 
zelnen   Unternehmer  als   auch    öffentlichen 
Genossenschaften   gegenüber.    Die   neuen-n 
Gesetze   haben   aber  dieses  Widerspruohs- 
recht  beschränkt  und  damit  ein  Recht  zur 
Entwässerung  unter  Mitbenutzung  fremder 
Grundstücke  fast  überall  eingeführt,  das  in 
dem  Geltungsbereich  der  einzelnen  Ge!«?t2e 
sich    nur    insofern    unterscheidet,    als   die 
Voraussetzimgen,  an  welche  die  Ausführung 
geknüpft    ist ,    die    Einschränkungen ,    an 
welche  dieselbe  gebunden  ist,  und  die  Leis- 
tungen an  die  nicht  beteiligten  Besitzer  in 
Berücksichtigimg    der    dem     Dnten]ehmf"-u 
entgegenstehenden    Rechte    und    Intere?>«Ti 
verschieden   bestimmt  sind.     Unter  den  in 
den  Gesetzen  festgestellten  VoraiisselzuDgen 
und  Beschränkimgen  hat  jeder  Besitzer  <ii*t 
Befugnis   zu  entwässern.      Auch   besondere 
Rechtstitel,    welche    den    durch    das    Ent- 
wässerungsuntemehmen  betroffenen  Eigen- 
tümer   dem   Unternehmen    gegenüber   zum 
Widerspruch   an    sich    ermächtigen,    st«?hea 
dieser   Befugnis    nicht   entgegen;    vielmehr 
lösen    sich  Widerspruchsrechte    dieser  Art 
mögen   sie  niu*  die  Ablassung  des  Wa&^ers 
oder   die   bei   der   Entwässerung   anzuneh- 
mende Höhe  des  Wasserstandes  oder  end- 
lich  die  Art   der  Ausführung   des   gana^n 
Entwässenmgsplanes  betreffen,  lediglieh  in 
Entschädigungsansprüche  auf  imd  sind  da- 
her bei  der  Feststellung  der  Entschädigung, 
zu    welcher    der   Unternehmer   verpfhchtet 
ist,  in  Anschlag  zu  biingen.    Die  Entschä- 
digimg ist  für  alle  Nachteile  und  Einschrän- 
kungen zu  gewähren,  welche  die  Entwässe- 
nuig  im  Gefolge  hat.    Sie  kann   sich  des- 
halb   einerseits  auf  die  Vermindenmg  der 
Wassermenge  selbst  und  die  Senkung  des 
Wasserstandes,    welche    die    Entwässenmg 
bewirkt,  beziehen;  andererseits  hat  sie  auch 
den    zu    den    Ableitungskanälen    benutzten 
Grund  und  Boden  sowie  diejenigen  Gnm'i- 
stücke    und   Abflusswege    in    Betracht  zu 
ziehen,  welchen  das  abgeleitete  Wa^er  zu- 
geführt  wird.    Sie   umfasst  femer  sowohl 
den  vollständigen  Ersatz  des  Verlustes  der 
Eigentümer  und  Nutzungsberechtigten   als 
auch  die  Vergütung  aller  der  Lasten  und 
Nachteile,   welche  diu^ch  infolge  der  Ent- 
wä.«?senmg    notwendig  gewordene  Einrich- 
tungen und  Veranstaltungen  entstehen.   So- 
weit  ihnen   aber  durch   die  Entwiteserung 
Vorteile  zugeführt  w^erden,  müssen  dieselben 
in  der  Regel  auf  die  Nachteile  mit  in  An- 
rechnung   kommen.      Dieser    weitgehenden 
Entschädigungspflicht  der  ünterueluner  ent- 
spricht es,  dass  die  Ausfülunnig  einer  jeden 
Entwässerung  der  freien  Entschliessung  des 
Unternehmers  überlassen  ist,  der  allein  zu 
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entscheiden  hat,  ob  der  Nutzen  der  Anlage 
den  zu  bringenden  Opfern  entspricht,  da 
di^  Gesetzgebung  zum  allgemeinen  Nutzen 
nur  solche  Unternehmungen  zu  fördern  und 
zii^Hch  den  Unternehmungsgeist  in  den  be- 
teilio:ten  Kreisen  anzuregen  beabsichtigt. 

i)ie  vorstehend  entwickelten  allgemeinen 
ifesichtspunkte,  welche  jetzt  die  Grundlage 
•1(«  Entwässerungsrechts  fast  in  ganz  Mit- 
teleuropa bilden,  sind  zuerst  und  nach  viel- 
fachen Schwankungen  in  der  preussischen 
(leiietzgebung  anerkannt  worden,  die  auf 
diesem  Gebiet  (im  Gegensatz  zu  manchen 
andern  wasserrechtlichen  Materien,  nament- 
li<:li  dem  Bewässerungswesen)  bahnbrechend 
viirtle. 

II.  Preussen. 

2.  Geschichtliche  Entwiclteliiiig  im 
Geltungsbereich  des  Allgemeinen  Land- 
rechts. Das  Streben,  die  Verhältnisse  der 
Gewässer  in  einer  den  Anforderungen  der 
Neuzeit  entsprechenden  Weise  zu  regeln, 
ireht  in  dem  preussischen  Staate  sehr  weit 
zurück.  Dasselbe  tritt  schon  unter  den 
pr>1en  Königen  hervor  und  gewann,  nament- 
lich unter  Friedrich  dem  Grossen,  einen 
lebendigen  Fortgang.  Die  althergebrachte 
Gnindanschauung  der  preussischen  land- 
^irtechaftJichen  uesetzgebimg,  die  Beziehun- 
gen des  Privatrechts  den  staatswirtschaft- 
lichen Interessen  unterzuordnen,  fand  dabei 
einen  lebendigen  Ausdruck  und  führte 
schnell  über  den  Standpunkt  des  gemeinen 
Rechts  hinaus.  Die  Gesetzgebung  begann 
mit  dem  Ed.  v.  25.  Februar  1704  wegen 
'1er  Wasserleitungen  in  Brüchen  und  Nie- 
'leningen  (Nov.  Corp.  Const.  T.  IV,  Abt.  ü, 
Kap.  IV,  Nr.  10),  wonach  der  Staat  die 
•berste  Leitung  aller  Entwässerungen  selbst 
in  die  Hand  nahm  und  denselben  mit  Ge- 
walt Eingang  zu  erzwingen  suchte.  Dann 
folgten  das  Patent  v.  9.  November  1717 
wegen  Räumung  der  Gräben  und  das  er- 
neute Ed.  V.  7.  Oktober  1726  wegen  Räu- 
mung der  Gräben  und  Brüche  (a.  a.  0.  Nr. 
19.  20),  die  jenen  Standpunkt  noch  schärfer 
lietonten  und  dahin  erweiterten,  dass  auf 
'lie  tüchtige  &haltung  der  bestehenden 
^Va^serableilnngsanlagen  mehr  als  bisher 
B^<lacht  genommen  und  die  Ausführung 
neuer  Entwässerungen  durcli  Berechtigim- 
c^n  liegünstigt  wurde,  welche  auch  den 
<labei  nicht  beteiligten  Grundbesitzern 
^•hwere  Verpfliditungen  auferlegte.  Erfolg 
liabea  diese  Gesetze  nicht  gehabt,  obgleich 
nelfache  örtliche  Verordnungen  den  darin 
ausgedrückten  Anschauungen  und  Bestre- 
^"iiigen  grössere  Bedeutung  zu  geben  such- 
ten. Unter  Friedrich  dem  Grossen  wurde 
'He  Ausbildung  dieser  Gesetzgebung  von 
neuem  in  Angriff  genommen,  diu-ch  JErlass 
^on  Verordnungen  für  einzelne  Teile  des 
«lamaiigeu   Staatsgebietes,    von   denen    das 


Ed.  V.  20.  Dezember  1746  über  Vorflut  und 
Entwässerung  in  dem  neu  erworbenen 
Schlesien  (Korns  Ed.-Samml.  ü,  S.  392)  die 
bedeutendste  ist.  Zugleich  wurde  die  all- 
gemeine Gesetzgebung  weiter  gefördert  in 
dem  an  Stelle  der  älteren  Edikte  erlassenen 
erneuten  Edikt  wegen  zu  verschaffender 
Vorflut  und  Bäumung  der  Gräben  und 
Bäche  V.  6.  Juli  1773  (N.  C.  G.  Vc  Nr.  34), 
das  zum  ersten  Mal  eine  vollständige  Ord- 
nung aller  den  Wasserabfluss  betreffenden 
Verhältnisse  enthielt  und  die  Bestrebungen, 
die  in  den  älteren  Ordnungen  zum  Aus- 
druck gelangt  waren,  im  weitesten  Umfange 
und  auf  das  entschiedenste  zur  Geltung  zu 
bringen  suchte.  Das  Leben  vermochte  sich 
mit  diesen  schroffen  Bestimmungen,  die 
den  Gnmdbesitz  erheblich  belasteten,  nicht 
zu  befreunden,  und  der  Erfolg  auch  dieses 
Ediktes  war  ebenso  unbedeutend  wie  der 
seiner  Vorgänger.  Diese  Erfehnmgen  be- 
stimmten die  Verfasser  des  Allgemeinen 
Landrechts,  das  auch  diesen  Teil  der  Ge- 
setzgebung enthielt,  einen  milderen  Stand- 
punkt zu  vertreten.  Sie  beseitigten  das 
frühere  Recht,  verliessen  das  Princip  des 
Entwässerungszwangs  und  hoben  die  weit- 
gehenden Begünstigungen,  mit  denen  die 
Gesetzgebung  von  1704 — 1773  die  Entwässe- 
rungsanlagen ausgestattet  hatte,  auf.  Auf 
diese  Weise  wurden  allerdings  grosse  Er- 
leichterungen geboten,  aber  zugleich  auch 
der  Boden  der  überlieferten  Bestrebungen 
des  preussischen  Rechts  verlassen.  In  der 
That  gelangten  dann  auch  diese  Bestim- 
mungen des  A.L.R.  nirgends  zu  einer  wei- 
terreichenden Wirksamkeit  und  lebendigen 
Bedeutung,  um  so  weniger,  als  es  die  bis 
dahin  bestehenden  Gesetze  und  Örtlichen 
Rechte  nicht  ausdrücklich  aufhob  (A.L.R. 
Einl.  §§  59,  61),  sodass  dieselben  ihre  Gül- 
tigkeit neben  dem  Landrecht  behielten. 
Dieser  Zustand  einer  den  Anschauimgen 
und  Bedürfnissen  des  Lebens  nicht  ent- 
sprechenden Gesetzgebung  erhielt  sich  bis 
in  den  Anfang  dieses  Jahrhunderts,  bis 
zu  der  Zeit,  in  der  die  grossen  Kriege  den 
Wohlstand  verwüsteten  und  der  Zustand 
des  tiefsten  wirtschaftlichen  Niederganges 
die  Erkenntnis  erweckte,  dass  nur  die  He- 
bung der  Erträge  des  Landes  zu  neuem 
wirtschaftlichen  Aufschwünge  führen  kann. 
Diese  Erkenntnis  veranlasste  die  Ausbildung 
einer  die  Förderung  der  Landwirtschaft  an- 
strebenden neuen  Gesetzgebung,  die  durcli 
das  Ed.  V.  14.  September  1811  zur  Beför- 
derimg der  Landeskultiu*  eingeleitet  wurde, 
das  eine  allgemeine  neue  Regelung  der 
Vorflut,  der  Entwässerung  und  Be- 
wässerung und  zu  dem  Behufe  die  Ein- 
setzung einer  eigenen  technischen  Ver- 
waltimgsbehörde  in  Aussicht  stellt.  Das 
letztere  ist  bis  heute  nicht  geschehen,  das 
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erstere  hat  sich  nur  in  sehr  allmählicher 
Weise  vollzogen,  und  zwar  in  einem  Um- 
fange, der  den  berechtigten  Anfordemngen 
der  heutigen  Landwirtschaft  auch  nicht  mi 
entferntesten  Rechnung  träct,  so  sehr  die 
damals  erlassenen  Gesetze  den  Anfordenm- 
gen  ihrer  Zeit  entsprachen.  Zunächst  wm*- 
den  gleichzeitig  mit  jenem  Edikt  die  Ent- 
wässerungen wieder  in  die  Gesetzgebimg 
gezogen.  Es  erging  dafür  das  G.  v.  15. 
November  1811  wegen  desWasser- 
stauens  bei  Mühlen  und  Verschaf- 
fung der  Vorflut,  —  das  sogenannte 
»Vorflutgesetz« ,  —  welches  für  seine 
Zwecke  sehr  segensreich  gewirkt  und  seine 
Gelt\mg  bis  heute  behauptet  hat  Durch 
da.sselbe  wurde  das  dxux-h  das  A.L.R.  fast 
ganz  beseitigte  Entwässerungsrecht,  imter 
grosser  Schonung  der  vorhandenen  Besitz- 
stände, wieder  eingeführt,  die  Vornahme 
von  Entwässerungen  aber  nach  wie  vor  der 
freien  Entschliessung  des  Grundeigentümers 
überlassen  und  dem  Unternehmer  eine 
weitgehende  Entschädigungspfli(;ht  gegen- 
über den  von  solchen  Anlagen  Betroffenen 
auferlegt.  Das  Gesetz  hatte  für  die  Ent- 
wässerung einen  doppelten  Zweck.  Auf 
<ler  einen  Seite  erweitert  es  das  Recht  zur 
Entwässerung,  indem  es  die  früher  festge- 
stellte, durch  das  A.L.R.  (§  117,  I,  8)  be- 
seitigte Befugnis,  auch  stehende  Gewässer 
über  fremde  Gnmdstücke  hinweg  diuxjh 
Entwässenmgsgräben  abzuleiten,  wiederher- 
stellte und  die  Erweiterung  des  Abflusses 
fliessender  Gewässer  unter  Beseitigimg  aller 
künstlichen  Anlagen,  insbesondere  auch  der 
Stallvorrichtungen,  welche  einem  Entwässe- 
rungsuntemehmen  im  Wege  standen,  ge- 
stattete. Auf  der  anderen  Seite  führte  es 
ein  besonderes  Verfahren  ein,  durch  wel- 
ches dergleichen  Unternehmungen  zum  Voll- 
zug zu  bringen  sind,  das  von  den  Verwal- 
tungsbehörden geleitet  wird,  aber  nur  auf 
Antrag  zur  Einleitung  kommt,  wenn  der 
Unternehmer  es  nicht  auf  eine  Klage  sol- 
cher ankommen  lassen  will,  die  sich  durch 
die  Anlage  beeinträchtigt  glauben.  Ergänzt 
wurde  das  G.  v.  15.  November  1811  diu'ch 
das  G.  V.  23.  Januar  1846  betreffend  das 
für  Entwässerungsanlagen  einzuführende 
Aufgebots-  und  Präklusionsverfahren,  das 
den  Schutz  der  Entwässerungsuntemehmun- 
gen  gegen  unberechtigte  Einsprüche  und 
Ansprüche  vermehrt,  und  durch  das  G.  v. 
11.  Mai  1853  über  die  Anwendimg  der  Vor- 
flutgesetze  auf  unterirdische  Wasserleitun- 
gen, welches  das  geltende  Recht  auch  auf 
Drainierungen  ausdehnt,  die  bis  dahin  der 
gesetzlichen  Berücksichtigung  ganz  entbehrt 
hatten. 

8.  Gegenwärtiger  Rechtsznstand  im 
Geltungsbereich  des  Allgemeinen  Land- 
rechts.   Jeder  Besitzer  eines  höher  gelege- 


nen Grundstückes  ist  berechtigt,  zur  Ablei- 
tung des  auf  seinem  Gnmdstück  sich  sam- 
melnden Tagewassers,   das  ausserhalb  drr 
ordentlichen  Kanäle  und  Gräben  wild  ab- 
läuft, zu  verlangen,  dass  die  Besitzer  dt-r 
tiefer     belegenen    Grundstücke     ihm    das 
Wasser  abnehmen,   wenn  er  nicht  in  der 
Lage  ist,  dasselbe  durch  die  auf  eigeneni 
Grund  und  Boden  zu  machenden  Veranstal- 
tungen abzuführen.    Ist  es  aber  einem  R^ 
sitzer    der    tiefer    liegenden    Grundstück^ 
durch    natürliche    Hindernisse    unmtj^lich. 
das  Wasser  weiter  abzuleiten,  so  ist  er  zu 
dessen  Annahme  nur  verpflichtet,  wenn  »Iit 
entstehende  Schaden  durch  die  Vorteile  *l'< 
Besitzers    des    höheren    Grundstückes  l-e- 
trächtlich   überwogen  und  vollständig  ver- 
gütet wird.    Unter  diesen  Voranssetzuniren 
kann  die  Anlegung  neuer  Gräben  und  dit- 
Verbreiterung  oder  Vertiefimg  vorhanden^^r 
Gräben  gefordert  werden.    Die  Kosten  sc»!- 
cher  Anlagen  einschliesslich  der  Entschäli- 
gungen  für  die,  welche  Grund  und  Boiler 
dazu  hergeben  müssen  oder  Sdiaden  erlei- 
den,   müssen   alle,   welche   Nutzen  davor. 
haben,  nach  Verhältnis  desselben  aufbrini^^ii 
(A.L.R  I,  8,  §§  102—116;  s.  übrigens  den 
Art.  Vorflut).    Die  solchergestalt  ziemli'li 
verklausulierte,    dem   Vorfiuts-    und   Ent- 
wässeningsinteresse  nicht  eben  günstige  Ge- 
staltung  der   Pflicht   des  Unterliegers  zur 
Aufnahme  des  ihm  vom  Oberiieger  her  zu- 
strömenden   Wassers    ist    nun    nach  dem 
A.L.R.  noch  weiterhin  dadurch  beschränkt, 
dass    die    Aufhebung    oder   Verminderung 
eines     Staurechts     (insbesondere    eines 
Mühlenstaus)  im  Entwässenmgsinteresse  ni«*- 
mals  verlangt  werden  kann  und  dass  fer- 
ner der  ünterlieger  unter  keinen  Umstän- 
den veri)flichtet  ist,  das  auf  dem  höher  ge- 
legenen   Grundstücke    (z.    B.    in    Teichea, 
Sümpfen ,     Morästen)     stehende    Wasser 
mittelst  Gestattung  einer  Entwässerun^n- 
lage  (Gräben,  Rölirenleitung)  aufzunehmen 
und  weiter  zu  leiten.  —  Soweit  hit^maih 
ein   Anspruch   des   Oberliegers   g^en  den 
Unterlieger  auf  Abnahme  und  Weiterleitiui? 
von  Wasser  anerkannt  ist,  hat  er  einen  wie 
privatrechtlichen  Charakter;  der  An- 
spruch ist  statuiert  im  nachbarlichen  Privat- 
interesse, er  ist  in  seinem  Bestände  unab- 
hängig von  der  Koexistenz  eines  öffentlichen 
Interesses  und  unterliegt  im  Streitfälle  der 
Kognition  der  ordentlichen  Gerichte. 

Hier  hat  nun  das  Vorflu^esetz  von  1811 
reformierend  eingegriffen.  &  hebt  die  ge- 
schilderten Bestimmungen  des  A.L.R.  lücht  i 
allgemein  auf,  sondern  ersetzt  sie  dimii 
neue,  den  Vorflutanspruch  sehr  erheblich 
erweiternde  Vorschriften  lediglich  zu  Guns- 
ten solcher  Entwässerungsuntemehmungen, 
deren  Ausführung  nach  behördlicher  PnV 
fimg  und  FeststeUung  einen  überwiegenden  ^ 
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Vorteil  für  »Bodenkultiur  (d.  h.  Landwirt- 
schaft) ^)  (Klar  Schiffahrt«  darbietet  ( Vorflut- 
o>^tz  §§  11 — 34,  vg].  den  Kommentar 
hierzu  in  v.  Brauchitschs  Preussischen 
Versvaltungsgesetzen  Bd.  IV,  11.  Aufl.  S. 
K2  ff.).  Der  Unternehmer  einer  solchen  An- 
lasro  kann  von  den  Besitzern  tiefer  liegen- 
(W  Gnindstücke  verlangen,  dass  sie  ihm 
da«  Ziehen  von  Entwässerungsgräben  (Vor- 
flutgesetz  §  13)  oder  Drains  (Gr.  v.  11.  >Iai 
Is'xi)  gestatten,  weiterhin  kann  die  Ein- 
?i-hränkung  oder  nach  Befinden  auch  die 
^äuzliche  Aufhebung  vorfluthindemder 
Braurechte  gefordert  werden  (Yorflutge- 
s^'tz  ^11,  12),  wobei  es  überall  gleichgtütig 
ist,  ob  das  durch  die  Entwässerungsanlage 
iortzuschaffende  kulturschädliche  Wasser 
eihf'm  fliessenden  oder  stehenden  Gewässer 
•Tfkh,  See,  Sumpf)  angehört.  Entschä- 
<]i^ung  wird  dem  Unterlieger  in  allen 
minn  gewährt  (a.  a.  0.  §§  11—14).  Der 
Vmfang  sowohl  des  Yorflutanspruchs,  d.  h. 
der  dem  ünterlieger  aufzuerlegenden  Wasser- 
Ir^itimgsservituten  und  Staurechtsbeschrän- 
kiingen,  wie  der  des  Entschädigiuigs- 
aji.-ipnichs  wird  im  Einzelfalle  durch  die 
Verwaltungsbehörden  (d.  h.  nach  dem 
Vr.rflutgesetz  der  Polizeibehörde  bezw.  der 
R^gipnmg,  jetzt,  d.  h.  seit  der  Kreisordnung 
Ton  1872  und  dem  Zuständigkeitsgesetz  v. 
1.  August  1883,  §  68  Nr.  1  des  Kreis- 
«inssrhusses)  unter  AusschlussdesRechts- 
voges,  jedoch  mit  Eröffnung  des  Venval- 
tnngsstreitverfahrens  festgestellt. 

4.  Fortsetzung.  Verfahren.  —  Das 
Thiitigwerden  der  Verwaltungsbehörden  zu 
'i  linsten  von  Entwässerungsanlagen  ist  durch 
«las  l)ereits  ei-wähnte  G.  v.  23.  Januar  1846 
^•etroffend  das  für  Entwässerungsanlagen 
«^•inziih'ihrende  Aufgebots-  und  Präklusions- 
vetfahren  sowie  durch  das  Zuständigkeits- 
?ei^tz  V.  1.  August  1883,  §  68  dem  analo- 
gen Verfahren  in  B  e  wässenuigsangelegen- 
heiten  so  sehr  angenähert  worden,  dass  hier, 
unter  Ausserachtlassung  der  unbedeutenden 
Abweichungen  im  einzelnen  auf  die  Dar- 
stellung des  letztgedachten  Verfahi-ens  im  Art. 
Be  wässe  r  nng  u.Be  w  äs  serungs  recht, 
ob^n  Bd.  IT  S.  782/83  verwiesen  werden 
^ön.  Das  dort  unter  a  geschilderte  Prä- 
kliisionsverfahren  findet  auch  hier,  bei  Ent- 
vässenmgsanlagen,  Anwendung,  desgleichen 
zeigt  das  eigentliche  administrative  Haupt- 
verfahren (8.  das.  unter  b)  ebenso  wie  aas 
^yicliartige Verfahren  in  Bewässerungssachen 
f^^f  den  vier  Stadien  des  Enteignungs- 


/;  Nur  Landwirtschaftliche  und 
^Wffahrtsinteressen  will  das  Vorflutgesetz  be- 
^sügen,  nicht  z.  B.  Entwässernncfen  behufs 
<tewiiinung  von  Boden  für  industrielle  Zwecke; 
^?1-  Entscheidung  des  preussischen  Oberver- 
»altnngsgerichts  Bd.  28,  S.  280. 


Verfahrens  (Feststellung  des  Enteignungs- 
falles, des  Enteignungsplanes,  der  Entschä- 
digung, Vollziehung  der  Enteignung)  analoge 
Gliederung.  Vgl.  über  alles  Nähere  Vor- 
flutgesetz §§  15 — 34;  Zuständigkeitsgesetz 
§§  68-72. 

Der  ausser  und  neben  dem  Vorflutgesetz 
noch  aus  dem  A.L.R.  I,  8,  §§  103  ff.  herzu- 
leitende privatrechtliche,  von  dem  Nach- 
weise eines  öffentlichen  Interesses  unab- 
hängige Anspruch  auf  Gewährung  von  Vor- 
flut ist  unter  Ausschluss  der  von  Hause 
aus  begründeten  Kompetenz  der  Civilge- 
richte  diu-ch  das  Zuständigkeitsgesetz  §  68 
Nr.  1  dem  vorstehend  bezeichneten  Verwal- 
timgs-  und  Verwaltungsstreitverfahren  gleich- 
falls imterstellt  worden  (vgl.  hierzu  v.  Brau- 
chitsch  a.  a.  0.  Bd.  IV  S.  63,  64). 

5.  Rechtszustand  im  Geltungsbereich 
des  französischen  Rechts.  Die  die  ältere 
preussische  Gesetzgebung  beherrschenden 
Grundanschauungen  treten  auch  in  der  fran- 
zösischen Gesetzgebung  hervor ;  zwai*  später, 
dafür  aber  mit  der  ganzen  Entschiedenheit, 
welche  für  die  Revolutionszeit  bezeiclmend 
ist.  Durch  ein  G.  v.  5.  Januar  1791,  Decret 
relatif  au  dessöchement  des  marais,  wurde 
die  Ableitung  der  kulturschädlichen  Ge- 
wässer durch  eigentliche  Entwässerungsan- 
lagen unbedingt  angeordnet  \md  unter  staat- 
liche Aufsicht  gestellt.  Ein  weiteres  G.  v. 
4.  Dezember  1793,  Decret  .relatif  au  desseche- 
ment  des  etangs,  ging  sodann  in  der  rück- 
sichtslosen Ausführimg  noch  weiter  vor. 
Bei  der  napoleonischen  Kodifikation  wiuxle 
der  Boden  des  hergebrachten  Rechts  zwar 
nicht  verlassen,  sondern  dessen  Grundsätze, 
soweit  sie  aus  dem  strengen  Rechtsstand- 
punkte über  den  Ablauf  und  die  Nutzung 
der  Gewässer  herzuleiten  sind,  zusammen- 
gefasst  und  ergänzt,  doch  blieb  man  allen 
Kulturvorschriften  fern  und  überging  dem- 
gemäss  die  Verhältnisse  der  EntAvässerung 
gänzlich.  Obwohl  jene  älteren  Kulturvor- 
schriften durch  den  Code  nicht  beseitigt 
waren,  kam  es,  da  dieselben  die  Anforde- 
nmgen  der  Neuzeit  nicht  befriedigten,  schon 
im  Jahre  1807  (Loi  du  16.  septembre  1807, 
relative  au  dess6chement  des  marais  etc.) 
zu  einer  abermaligen  Regehmg  des  Rechts 
der  Entwässerung,  die  von  einem  weit  um- 
fassenderen Standpunkte  als  die  frühere 
Gesetzgebung  ausging  und  trotz  der  Bei- 
behaltung der  gewaltsamen  Grundsätze  des 
Dekrets  vom  5.  Januar  1791^)  vielfach  eine 
billige  Rücksicht  auf  die  Beteiligten  nahm, 
die  jenes  ältere  Gesetz  nicht  kannte.    Hier- 


*)  Das  G.  V.  16.  September  1807  beruht 
durchaus  auf  dem  Princip  der  Zwangsent- 
wässerung; vgl.  Art.  1  Abs.  2:  „le  Gouverne- 
ment ordonnera  les  dess^chements  qu'il  ju- 
gera  utiles  ou  necessaires." 
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mit  war  die  in  das  preussische  Recht  auf- 
genommene französische  Gesetzgebung  ab- 
geschlossen. Das  Gesetz  ist  bis  heute  in 
Gfdtigkeit,  hat  aber  diu*ch  die  neue  Gesetz- 
gebung wie  durch  eine  gemilderte  Anwen- 
dung von  Seiten  der  Verwaltimgsbehörden 
seine  alte  Bedeutung  verloren.  Der  ei-ste 
Schritt  in  dieser  Richtimg  geschah,  als  das 
G.  V.  11.  Mai  1853  die  freiwillige  wie  die 
zwangsweise  Ausführung  grösserer  Ent- 
wässenmgsanlagen  durch  ein  neues  Ver- 
fahren regelte  und  als  erstes  preussischos 
Gesetz  in  das  rheinische  Entwässenmgsivcht 
eingriff.  Das  Gesetz,  das  abgesehen  von 
der  Bestimmung  über  die  Drainanlagen  (vgl. 
oben  sub  2,  3)  seit  Erlass  des  G.  v.  1.  April 
1879  (vgl.  den  Art.  Wassergenossen- 
schaften) nicht  mehr  zur  Anwendung 
kommt,  ist  jedoch  im  rheinischen  Gebiete  ohne 
weitere  Wirkung  geblieben,  indem  im  rheini- 
schen Rechte  jede  angemessene  Vorschrift 
fehlte,  welche  Entwässerungsanlagen  zum 
Nutzen  einzelner  oder  weniger  Grundstücke 
ordnet  und  schützt.  Bei  der  steigenden  Ent- 
wickelun^  des  landwirtschaftlichen  Betriebes 
wurde  dieser  Mangel  immer  fühlbarer  imd 
filhrte  endlich  zu  dem  G.  v.  14.  Juni  1859 
wegen  Verschaffung  der  Vorflut  in  den 
Bezirken  des  Appellationsgerichtshofes  zu 
Köln  und  des  Justizsenats  zu  Ehrenbreiteu- 
stein  sowne  in  den  hohenzoUemschen  Lan- 
den, welches  für  das  rheinische  Entwässe- 
nmgsrecht  den  Abschluss  bildet.  Auf  dem 
schroffen  Standpunkte  des  älteren  Rechts 
ist  dieses  Gesetz  nicht  geblieben,  es  schliesst 
sich  vielmelir  den  Anschauungen  des  G.  v. 
15.  November  1811  (vgl.  oben  sub  2)  an, 
indem  es  die  Ausfühnmg  von  Entwässerun- 
gen lediglich  in  das  Ermessen  des  Eigen- 
tümers stellt.  Es  bestimmt  die  Grenzen, 
innerhalb  deren  der  Eigentümer  zu 
Entwässerungsanlagen  anderen  gegenüber 
berechtigt  sein  soll,  und  beachtet  dabei 
neben  den  Interessen  der  Landwirtschaft 
die  ihnen  entgegenstehenden  Rechte  in 
w^eiterem  Umfange  als  das  G.  v.  15.  No- 
vember 1811.  Die  Zidässigkeit  eines  jeden 
Entwässerungsuuternehmens,  bei  welchem 
die  Ableitungen  dure,h  fremde  Gmndstücke 
gezogen  werden  sollen,  ist  hier  davon  ab- 
hängig, dass  diese  Gräben  weiterhin  einem 
bereits  bestehenden  Wasserlaufe  oder  sons- 
tigem Abflusswege  zugeleitet  werden  kön- 
nen, widrigenfalls  die  Entwässerung  ohne 
freiwillige  Zustimmung  des  Besitzers  der 
Gnmdstücke,  auf  denen  das  Wasser  ver- 
bleiben müsste,  nicht  erfolgen  dai-f  (G.  v. 
14.  Juni  1859  §  1);  die  Entwässerung  darf 
nur  an  der  Stelle  des  betroffenen  Grund- 
stückes ausgeführt  werden,  avo  sie,  unbe- 
schadet ihres  ZAveckes,  am  wenigsten  be- 
lastend ist:  durch  Gebäude  und  die  mit 
ilmen    in  Verbindung  stehenden   Hof  räume 


ist  sie  überhaupt  nicht,  durch  Gärten  m 
eingeschlossene  Parkanlagen  nur  in  bede«: 
ten  Kanälen  oder  Röhren  zulässig,  bov< 
nicht  nur  die  Erweiterung  oder  Vertiefrmj 
eines  vorhandenen  Wasserlaufes  verlan; 
wird.  Gewerblichen  Anlagen  darf  sie  dij 
zum  Betriebe  erforderliche  Wasser  ni'bi 
entziehen.  Dagegen  müssen  die  Besitzer] 
gewerblicher  Anlagen  sich  deren  Ahän«K 
rung  gefallen  lassen,  sofern  der  Umfanj 
des  Betriebes  dadurch  nicht  eingesrhräntt 
wird  (G.  V.  14.  Juni  1859  §  2).  Die  Mit- 
benutzung von  Entwässerungsanbgon  mi;s8 
der  Unternehmer  jedem  anderen  Grund- 
eigentümer gegen  einen  verhältnismässigen 
Beitrag  zu  den  Kosten  der  Herstellung  imd 
Unterhaltung  gestatten ;  die  Eigentümer  «ler 
von  den  Anlagen  durchschnittenen  Gniod- 
stücke  dürfen  die  Leitimgen  überdies  auf 
eigene  Kosten  an  eine  andere  Stelle  tpi- 
legen,  soweit  die  Ausübung  des  Rechts  <l»>t 
Unternehmers  dadurch  nicht  wesentlich  »t- 
schwert  und  eine  Verbesserung  de?  l-> 
lasteten  Grundstückes  dadurch  ermöglicht 
oder  eine  Erleichtenmg  der  durch  die  B^ 
lastung  bedingten  Unbequemlichkeiten  her- 
beigeführt werden  kann  (G.  v.  14.  Juci 
1859,  §  3). 

6.  Terfahren  im  Geltangrsbereich  des 
französiBehen  Rechts.  Das  Verfahren  ent- 
spricht dem  für  den  Geltungsbereich  des  A.LR. 
vorgeschriebenen  Verfahren  (vgl.  oben  sub  4. 
mit  der  Massgabe,  dass  die  fintscbädigunsren 
in  etwas  anderer  Art  ermittelt  und  unter  Vor- 
behalt der  Berufung  auf  den  Rechtsweg  fest- 
gesetzt werden,  dass  auch  die  Festsetzung  d«Tr 
Entschädigung  ausdrücklich  für  eine  Torläutijr»* 
erklärt  und  eine  nähere  Festsetzung  bis  nach 
Beendigung  der  Anlage  vorbehalten  werden 
kann,  die  aber  jedenfalls  binnen  Jahresfrist  nafh 
Beginn  der  Arbeiten  auf  dem  belasteten  Grund- 
stück erfolgen  muss,  und  dass  der  Kreis- 1  Stadt- 1 
Ausschuss  der  Berufung  auf  den  Rechtswefi:  nn- 

feachtet  die  Ausführung  der  Anlage  gestatten 
ann.  Wird  der  Rechtsweg  zum  Zweck  (i«?r 
Feststellung  der  Höhe  der  Entschädigungr  be- 
schritten, dann  muss  die  vorläufig  festgestellte 
Entschädigung  gezahlt  oder  hinterlegt  werden, 
ehe  die  Ausführung  beginnen  kann.  Entsteht 
über  das  Bestehen  oder  den  Umfang  ein^s 
Rechtes,  auf  welches  ein  Widerspruch  oder  ein 
Entschädigungsanspruch  gegründet  wird,  Streit, 
dann  hängt  es  von  dem  Ermessen  des  Kiei^^- 
(Stadt-)  Ausschusses  ab,  ob  er  das  weitere  Ver- 
fahren bis  nach  rechtskräftiger  Entscheidung: 
des  Gerichts  aussetzen  oder  die  Ausfühmnir 
unter  Annahme  des  bisherigen  Besitzstandt^ 
oder  des  nach  seinem  Ermessen  nachgewiesenen 
Umfanges  der  Berechtigung  vorläufig  statten 
will  (G.  V.  14.  Juni  1859  8§  4—9,  Zuständiij- 
keitsgesetz  v.  1.  August  1883  §  68). 

7.  Rechtszastand  im  Geltungsbe- 
reich des  Gemeinen  Rechts.  (Vgl.  hierz'i 
den  Art.  Vorflut).  Hinter  dem  prenssi- 
schen  und  hinter  dem  französischen  Rechte 
stand  das  gemeine  Recht  weit  zurück.  ^'^IT 
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•lie  mannigfaltigje  Ausbildung  örtlicher  Ver- 
opinungen  war  im  stände,  hier  den  hervor- 
trött?ndeQ    Bedürfnissen    der    neueren    Zu- 
>1ande    einigerraassen    Genüge    zu    leisten. 
Ls  bot  sich  infolge  davon  auf  diesem  Ge- 
biete ein  buntes  Bild  der  verschiedenartig- 
<ti'n  privat-  und  polizeirechtlichen  Ordnun- 
p-^n  dar,  die  je  nach  den  örtlichen  Verhält- 
iiis:5en  den  Schutz  des  Wasserablaufes  und 
♦iie  Beförderung    der  Entwässerung    mehr 
i>]er  weniger  beachteten  und  so  das  Recht 
iler  Entwässerung,  namentlich  in  Bezug  auf 
Stau-    und    Wassertriebwerke    verschieden 
'Plneten.     Einige   Sondergesetze   haben   in 
Bezug  hierauf   eine   gleiche  Befugnis,   wüe 
im  Gebiete  des  Landrechts  besteht,  einge- 
führt, während  überall,  wo  solche  Bestim- 
mungen   nicht   erlassen   sind,   ein   gleicher 
Rechtszustand  wie  im  Gebiete  des  rheini- 
sc-hen  Rechtes  besteht.  Allgemeine  Gesichts- 
luakte  und  eine  einheitliche  Entwickelung 
fohlen,  jeder  Landesteil  hat  vielmehr  seine 
l«esondere,  von  dem  allgemeinen  Rechte  un- 
al)hängige  Gesetzgebung.    Im  ostrheinischen 
Teile  des  Regierungsbezirks  Koblenz  und  in 
den  hohenzoUemschen  Landen  gilt  das  zu- 
cleich    für    das    Gebiet    des    französischen 
Rt-chts  erlassene  G.  v.  14.  Juni  1859  (vgl. 
or^en  sub  5) ;  in  Neuvorpommem  und  Rügen 
ist  das  Recht  der  Entwässerung  durch  ein 
l'esonderes  Vorflut-G.  v.    9.  Februar    1867 
auf  derselben  Grundlage  wie  in  der  Rhein- 
provinz   geordnet   (G.  v.  9.  Februar    1867 
^?i  14— IV),  die  fast  wörtlich  mit  §§  1—3 
des  G.  v.   14.  Juni   1859  übereinstimmend 
\m\  nur  in  §  16  bezüglich  der  Triebwerke 
und  Stauanlagen  dasselbe  Recht  wie  §§11, 
12  des  G.  V.  15.  November  1811  den  Unter- 
nehmern von  Entwässenmgsanlagen  geben. 
In  den  im  Jahre  1866  mit  Preussen  ver- 
einigten   Ländern    sind    überall    die    alten 
Landesgesetze     beibehalten     worden.       In 
Schleswig  in  den  Geestdistrikten  ist  jeder 
^inmdbesitzer  verpfhchtet,  sowohl  das  Ober- 
ais  das  Grundwasser    von    anderen    höher 
lielegenen   Grundstücken  in  einem  solchen 
Vmfange  entgegenzunehmen,  wie  die  fort- 
jjchreitende   Bodenkultur   derselben    solches 
erfonlert,  und  die  vorhandenen  Wasserläufe 
ohne  Vergütung   in    gehöriger   Breite   und 
Tiefe  im  Stande  zu  halten.    In  JUIlen  je- 
'loeh,  in  denen  diese  Pflicht  unverhältnis- 
mässig    schwer  auf    dem   Belasteten    ruht, 
soü  dieselbe  von  denen  übernommen  wer- 
den, welche  Nutzen  davon  haben,  und  dür- 
fen ausser  den  Angrenzem  auch  die  heran- 
f^'zogen  werden,  deren  Ländereien  an  die- 
jenigen Seeen  stossen  oder  welche  Anteile 
an  denjenigen  Wiesen  und  Mooren  haben, 
wo  die  Wasserläufe  entspringen.     Es  gilt 
dies  namentlich,  wenn  ein  Wasserlauf  regu- 
liert wird,  mag  die  Regulierung  eine  Ver- 
änderung seiner  Richtung  oder  seiner  Breite 


oder  Tiefe  zur  Folge  haben.  Bei  solchen 
eine  Entwässerung  bezweckenden  Regu- 
lieningen  sind  Verschlechterungen  der 
Wiesen,  Weiden  und  Torfmoore  möglichst 
zu  vermeiden,  schhramstenfalls  den  Be- 
troffenen zu  entschädigen.  Ist  der  Eigen- 
tümer nicht  zugleich  Nutzniesser  der  Grund- 
stücke, welche  diu'ch  die  Anlage  verbessert 
werden,  hat  er  gleichwohl  die  mehr  als  ge- 
w^öhnlichen  Kosten  zu  tragen,  aber  von  dem 
Nutzniesser  eine  Verzinsung  des  Aufwandes 
mit  \'ier  vom  Hundert  zu  fordern.  Auch 
die  Anlegung  ganz  neuer  Wasserleitungen 
kann  von  dem  Besitzer  entwässenmgsbe- 
dürftiger  Grundstücke  auf  den  Nachbar- 
gnmdstücken  gegen  angemessene  Entschä- 
digung verlangt  werden,  wenn  er  den  An- 
trag genügend  begründen  und  namenthch 
nachweisen  kann,  dass  der  durch  die  Anlage 
bezweckte  Vorteü  in  .  einem  angemessenen 
Verhältnis  zu  den  ünzuträglichkeiten  steht, 
welche  dieselbe  mit  sich  brin^  (Provinzial- 
verfassung  für  die  Geestdistnkte  des  Her- 
zogtums Schleswig,  betreffend  die  Ableitung 
und  Benutzung  des  Wassers  behufs  Ver- 
bessenmg  der  Ijändereien  vom  6.  September 
1863,  §§  2,  3,  10,  28-11;  14,  355;  17^  35  «j 
18,  35  7;  44—48).  Ganz  ähnliche  Bestim- 
mungen  gelten  in  den  Geestdistrikten  von 
Holstein  und  in  Lauenburg  (Wasserlösungs- 
ordnungen vom  22.  Mai  1857  und  vom  16. 
Juli  1857  §§  1—4).  Für  die  Marschen  in 
Schleswig-Holstein  ist  die  Entwässerung  ge- 
setzlich nicht  geregelt.  Ein  Bedürfnis  liegt 
nach  den  eigenartigen  Verhältnissen  und  der 
Abhängigkeit  aller  Wasserläufe  von  dem  um- 
fangreichen dort  bestehenden  Deichnetz  (vgl. 
d.  Art.  Deichwesen  oben  S.  152)  nicht  vor. 
In  Hannover  ist  den  Behörden  ein  um- 
fassender Einfluss  eingeräumt,  indem  zur  Her- 
stellung sowohl  als  auch  zur  Art  der  Ausführung 
von  Entwässerungsanlagen  die  vorgängige  Ge- 
nehmigung der  zuständigen  Behörde  erfordert 
wird,  wenn  in  eine  bedeichte  Marsch  Wasser 
aus  einer  ausserhalb  der  Marschdeiche  belegenen 
Gegend  durch  künstliche  Leitungen  geführt 
werden  soll,  bei  Ableitung  des  Wassers  aus 
Binnenseeen,  wenn  Grundstücke  aus  mehr  als 
einer  Feldmark  oder  wenn  Moor-  oder  Bruch- 
flächen im  Flächengehalt  von  mehr  als  100 
hannoverschen  Morgen  entwässert  werden,  wenn 
zur  Ausführung  der  Anlage  eine  Vertiefung, 
Verbreiterung  oder  Geradelegun^  eines  natür- 
lichen Wasserzuges  nötig  ist,  endlich  wenn  be- 
hufs der  Entwässerung  eine  Stauanlage  ge- 
macht oder  geändert  werden  soll,  die  selbst  der 
behördlichen  Genehmigung  unterliegt.  Die  Ge- 
nehmigung darf  aber  nur  versagt  werden,  wenn 
ein  überwiegendes  öffentliches  Interesse  entge- 

fensteht.  Iin  allgemeinen  ist  ieder  Besitzer 
er  unterhalb  einer  zum  Zweck  der  Boden- 
nutzung abzuwassernden  Fläche  belegenen 
Grundstücke  verpflichtet,  die  Durchführung  des 
denselben  von  oberhalb  belegenen  Grundstücken 
künstlich  zugeleiteten  Wassers  zu  dulden,  so- 
weit   die   durchzuleitenden   Gräben    weiterhin 
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einem  bereits  bestehenden  Wasserlanf  zugeleitet 
werden  können.  Ein  Widerspruchsrecht  ist  nur 
gegeben,  wenn  die  Durchführunfl:  des  Wassers 
unmöglich  ist,  wenn  erweislich  der  Schaden  der 
betroffenen  Grundstücke  den  Nutzen  im  Ent- 
wässeruDgsgebiet  aufwiegt  oder  übersteigt; 
endlich  wenn  die  Entwässerung  durch  die  eip:e- 
nen  Grundstücke  des  Unternehmers  möglich  ist. 
Den  zu  Entwässerungsanlagen  erforderlichen 
Grund  und  Boden  ist,  unter  den  angegebenen 
Voraussetzung^en,  jeder  Eigentümer  abzutreten 
verpflichtet,  doch  bleibt  ihm  die  Wahl  zwischen 
Eigentumsabtretun^  oder  Serrituteinräumung, 
und  es  kann  die  Leitung  des  Wassers  sowohl  in 
neuen  als  auch  durch  bereits  vorhandene  na- 
türliche oder  künstliche  Wasserläufe,  unter 
Verbreiterung  und  Vertiefung  derselben,  sowie 
unter  Beseitigung,  Anlage  oder  Aenderung  von 
Stauanlagen  geschehen.  In  den  Marschgebieten 
ist  dieses  Eecht  noch  einigen  besonderen  Ein- 
schränkungen unterworfen  (Hannoversches  G. 
V.  22.  August  1847  über  Ent-  und  Bewässerung 
der  Grundstücke  sowie  über  Stauanlagen  §§  1 — 6, 
17  ff.,  22  ff.).  Die  Entschädigungsfrage  ist  auf 
der  Grundlage,  dass  der  Unternehmer  einer  Ent- 
wässerungsanlage allen,  die  einen  wirklichen 
Schaden   dadurch   erleiden,   ersatzpflichtig   ist, 

feregelt,  mit  der  Massgabe,  dass  in  Bezug  auf 
as  Mass  der  Entschädigung  das  G.  v.  16. 
September  1846  über  die  Veräusserungspflicht 
behufs  der  Anlage  von  Schiffahrtskanälen  etc. 
Anwendung  findet  (G.  v.  22.  August  1847  g§ 
20,  21).  In  der  Provinz  Hessen-Nassau  sind  in 
den  vormals  kurhessischen  Gebietsteilen  die 
Grundbesitzer  berechtigt,  zu  verlangen:  dass 
die  Besitzer  der  benachbarten  Grundstücke  sich 
die  Anlage  von  Entwässerungsgräben  oder  von 
Röhrenleitungen  durch  ihre  Grundstücke  ge- 
fallen lassen,  wenn  der  Kreis-(Stadt-)Ausschuss 
es  zur  Erlangung  einer  wesentlichen  landwirt- 
schaftlichen Verbesserung  der  Grundstücke  für 
notwendig  erkennt  (kurhessisches  G.  v.  28. 
Oktober  1834,  die  Beseitigung  mehrerer  der 
Verbesserung  des  Acker-  und  Wiesenbaues  ent- 
e^egenstehender  Hindernisse  §  6  und  kur- 
hess.  G.  V.  17.  Dezember  1857,  die  Ausführung 
von  unterirdischen  Entwässerungen  betreffend, 
§  1 ;  Zust.-G.  V.  1.  August  1885  §  86^).  Als 
Entschädigung  kann  nur  eine  billige  Vergütung 
des  wirklichen  Schadens  gefordert  werden,  auf 
den  jedoch  etwaige  Vorteile,  die  dem  Grund- 
stück aus  der  Anlage  erwachsen,  anzurechnen, 
während  zufällige  Nebennutzungen  nicht  zu  be- 
rücksichtigen sind.  Besitzer  von  Ufergrund- 
stücken an  fliessenden  Gewässern  mit  hohen 
Ufern  sind  die  Anlegung  von  Entwässerungs- 
gräben nach  dem  Flutbett  zu  dulden  verpflichtet 
(G.  V.  28.  Oktober  1834  §  8).  In  den  vormals 
grossherzoglich  und  landgräflich  hessischen  Ge- 
bietsteilen kann,  wenn  zum  Zweck  der  Ver- 
besserung von  Grundeigentum  mittelst  Ent- 
wässerung oder  zum  Schutz  gegen  Benach- 
teiligungen durch  Quellwasser  die  Abtretung 
von  Privateigentum,  dessen  Veränderung  oder 
Belastung  mit  Dienstbarkeiten  oder  die  Auf- 
hebung oder  Veränderung  von  Privatgerecht- 
samen notwendig  erscheint,  ein  Zwang  dazu 
stattfinden,  soweit  nicht  bebaut«  Höfe,  dazu 
gehörige  Gärten,  Wohnhäuser  und  sonstige 
zur  Landwirtschaft  oder  zum  Gewerbebetriebe 
dienende  Gebäude  berührt  werden,  selbst  wenn 


die  Anlagen  den  betroffenen  Grundstücken  zun. 
Nachteil    gereichen,    insofern    der    Vorteil   de? 
Unteniehmers  überwiegt.    Eine  Entschädignu? 
kann    nur   in   Höhe   des    wirklichen    Sch^eo« 
unter   Ausschluss    des  W^ertes  der    besonderen 
Vorliebe  gefordert  werden  (grossherzogl.  hessi- 
sches G.  V.  2.  Januar  1858  und  landgräll.  hes- 
sisches G.  V.  lö.  Juli  1862,  die   Entwässemng^ 
von  Grundstücken  betreffend,   Artt,   1,  ö.  6.  9. 
10,  11).     Dass  von   mehreren  möglichen  Arten 
die  gewählt  werden  muss,  welche  dem  Eigen- 
tümer der  beanspruchten  Grundstficke  bei  min- 
destens gleichem  Erfolge  den  geringsten  Nach- 
teil  bringt,  ist   auch   hier   vorgesehen  (Art.  7 
a.  a.  0.) ;  auch  ist  den  Besitzern  der  betroffentn 
und  der  benachbarten  Grundstücke  das  H^Lt 
des  Anschlusses   vorbehalten   (Art.  4  a.  a.  0. . 
In  den  vormals  nassauischen  Gebietsteilen  und 
die  Entwässerungen  zunächst  lediglich  als  ein 
Teil  der  Güterkonsolidationen  angesehen  und  in 
den  diesbezüglichen  Gesetzen  mit  behandelt.  Id 
der  V.  V.   12.  September   1829,   betreffend  die 
Güterkonsolidatiouen,  ist  in  §  1  bestimmt,  dft.<$. 
um  die  Vorteile  zu  erreichen^  welche  ans  der 
Regulierung    und     der    dabei     etwa    nötigen 
Streckung  des  Laufes  der  Bäche  für  die  Landen 
kultur  hervorgehen  können,  überall,  wo  es  des 
allgemeinen    Nutzens    wegen    erforderlich  er- 
scheint,   behördlicherseits    die   nötigen    Einlei- 
tungen hierzu  getroffen  und  über  die  Verwen- 
dung des  zu  diesem  Zweck  erforderlichen  Privat- 
grundeigentums als  zu  einem  öffentlichen  Zwe*  ke 
ebenso  verfügt  werden   soll,  wie   dies  bei  der 
Anlage  und  Herstellung  der  Landstrassen  and 
Vicinalwege   geschieht.     Femer   bestimmt  die 
V.  V.  2.  Februar  1830,  betreffend  die  Konsoli- 
dation der  Güter,  dass  bei  den  Knlturverbesse- 
rungen  unter  anderem  die  Trockenlegung  nnd 
Ableitung  alles  in  Feldern  und  Wiesen  stehen- 
den  schädlichen   Wassers    durch    Auffassunp- 
und  Abzugsgräben  vorzüglich  zu  berücksichtigten 
ist  (8  16«;.    Die  V.  v.  22,  März  1852,  betreffend 
die  Konsolidationen   einschliesslich    der  Güter- 
reguliernngen,  bestimmt  sodann,  dass  die  EeirD- 
lierung  der  Güter  einer  ganzen  Feldmark  oder 
eines  Teiles  derselben  da  selbständig  zur  Aus- 
führung kommen  kann,  wo  eine  Zusammenle^ong 
nicht  erforderlich,  dass  man  dabei  aber  dieselben 
Zwecke,  namentlich   die  Regulierung   der  Ent- 
wässerungsanlagen erstreben  soll  (§§1,2;.  Die 
V.  V.    27.  Juli   1858,    betreffend  das  Verfahren 
bei   Be-  und  Entwässerungsanlagen,   gestattet, 
dass  solche  Regulierungen  auch  selbständig  vor- 
genommen werden  (§§  1 — 5),  wenn  der  Bezirks- 
ausschuss  und   im  Falle  des  Widerspruchs  der 
Beteiligten   der  Ereisausschuss  (Zust.-G.  t.  1. 
August  1883  §§  87*,  89»)  die  Genehmigung  er- 
teilt.   Bei  Erteilung  der  Genehmigung  ist  dann 
zugleich    über    Zulässigkeit   und   Umfang  der 
Enteignungen  zu  entscheiden.  Für  Drainanlagen 
finden  dieselben  Grundsätze  Anwendung  (§  1^ 
V.  V.  27.  Juli  1858).     Die   durch  Bachregnlie- 
rungen  oder  Entwässerungsanlagen  entstehenden 
Kosten  sind  von  den  politischen  Gemeinden  anf- 
zubringen  (§§  1,  3  V.  v.  27.  Jiüi  ia'>8).    Die 
Einrichtungen  werden  hiemach  Gemeindeeigen- 
tum, wenn  das  Unternehmen   selbständig  zra 
Ausführung  gelangt  (§  4  ebenda),  ist  es  Teil  einer 
Güterkonsolidation  oder  Regulierung,  so  steht 
das  Recht  der  Enteignung  der  Konsolidations- 
masse zu,  die  auch  Eigentümerin  der  Einrieb- 
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mn^ii  wird  (§§  3,  1,  17  ebenda),  aber  nur  für 
die  Kosten  der  Böhrenlage  in  den  Hanptab- 
zu^s^ben  zu  sorgen  hat,  wenn  Drainagen  aus- 
t^nilirt  werden,  während  Anlage  und  Unter- 
haltung der  Röhren  in  den  einzelnen  Grund- 
stücken deren  Eigentümern  obliegt,  die  hierzu 
feldpclizeilich  angehalten  werden  (§§  17,  18 
^fbenda).  Die  spätere  Unterhaltung  der  von  der 
Konsoli dationsmasse  herzustellenden  Anlagen 
lieirt  aber  ebenfalls  der  Gemeinde  ob  (§  17  eben- 
da C  (Bezüglich  des  Rechts  in  den  vormals  baye- 
rischen Gebietsteilen  vgl.  unten  Abschnitt  III 
?ub  12.)  Das  Verfahren  ist  durchweg  in  die 
Hand    der    Selbstverwaltungsbehörden    gelegt 

Zust-G.  V.  1.  August  1883  §§  68-72,  81-91) 
mit  der  Massgabe,  dass  in  den  Geestdistrikten 
Y.»n  Schleswig-Holstein  und  in  Lauenburg  die 
besonderen,  unter  dänischer  Herrschaft  einge- 
fahrtan,  ditlichen  Behörden,  Schaukommissionen 

Waiserlösungsordnung  für  das  Herzogtum 
L&uenburg  v.  22.  Mai  1857  S  9flF,  für  die  Geest- 
distnkte  des  Herzogtums  Holstein  v.  16.  Juli 
1K57  §  10 ff.),   die  Wasserlösungskommissionen 

provisorische  Verf.  f.  d.  Geestdistrikte  d.  Her- 
Z'Ajnum  Schleswig  v.  6.  September  1863  §  6  ff.) 
imd  Schauungsmänner  (ebenda  §§  29  ff.)  beibe- 
halten sind,  welche  die  erstinstanzlichen  Fest- 
!<etzungen  und  Erkenntnisse  erlassen,  gegen 
welche  eine  Klage  im  Verwaltungsstreitverfahren 
zolässig  ist  (Zu8t.-G.  v.  1.  August  1883  §§  81, 82). 

III.  Die  anderen  deutsehen  Staaten. 

8.  Bayern,  üeber  die  aus  drei  Einzel- 
£:'psei2en  bestehende  technische  Wassergesetz  - 
jjebung  vom  28.  Mai  1852  vgl.  die  Art.  Be- 
wässerung und  Deichwesen  sub  Bay- 
ern oben  Bd.  U  S.  784/85  und  Bd.  IH  S. 
ir4  55.  Das  Entwässerungsrecht  ist  geregelt 
toils  in  dem  ersten  der  drei  Gesetze  (dem 
Wasserbenutzungsgesetz),  teils  in  dem  zweiten 
ilJesetz  über  die  Be-  und  Entwässerungs- 
untemehmungen  für  Zwecke  der  Boden- 
knltnr).  Der  Hauptinhalt  des  zweiten  Ge- 
setzes bezieht  sich  jedoch  auf  genossen- 
bc- haftliche  Be-  und  Entwässerungsunter- 
n».%raungen  und  ist  insoweit  nicht  hier, 
s^'üdemim  Art.  Wassergenossenschaf- 
t'-n  zu  behandeln;  s.  den  Art.  In  den 
gegenwärtigen  Zusammenhang  gehört  ledig- 
lich die  Bestimjnung  des  Be-  und  Ent- 
vässerungsgesetzes  Art  46,  wonach  für  (Be- 
und)  Entwässerungsanlagen  jeder  Art,  einer- 
lei ob  sie  von  einzelnen  oder  von  Genossen- 
schaften ausgeführt  werden  wollen,  ob  sie 
lediglich  privaten  Nutzen  oder  überwiegende 
gemeinwirtschaftliche  Vorteile  versprechen 
undeiaerlei,welchen wirtschaftlichen  Zwecken 
(Landwirtschaft,  Industrie,  Gesundheitspflege 
ti.  s.  w.)  das  Entwäßserungsprojekt  dienen 
w)ll,  die  Vermittelung  der  Staatsbehörde  in 
Anspruch  genommen  werden  kann  behufs 
amtlicher  Ermittelung  und  eventueller  Prä- 
klusion der  Widerspruchsrechte  Dritter, 
pas  einschlägige  Verwaltungsverfahren  ist, 
insbesondere  was  seine  Voraussetzungen  und 
Wirkungen  betrifft,  dem  preussischen  »Auf- 


gebots- und  Präklusionsverfahren«  (s.  oben 
sub  4)  nachgebildet. 

Zwangsrechte  gegen  Dritte,  nament- 
lich die  Durchbrechung  nicht  präkludierter 
Widerspruchsrechte  können  zu  Gunsten  einer 
Entwässerungsanlage  nur  beansprucht  wer- 
den, wenn  die  Anlage  landwirtschaft- 
lichen Interessen  zu  dienen  bestimmt  ist 
^wie  in  Preussen,  vgl.  oben  S.  651)  und 
lemer  entweder:  1.  als  Unternehmer  eine 
Genossenschaft  auftritt  und  die  Entwässerung 
zu  einem  »Unternehmen  für  öffentliche 
Zwecke«  erklärt  ist;  s.  hierüber  den  Art. 
Wassergenossenschaften;  oder  2.  bei 
nichtgenossenschaftlichen  Privatanlagen  die 
Voraussetzungen  des  Wasserbenutzungsgeset- 
zes Art.  89  zutreffen.  Diese  Voraussetzungen 
sind  im  Art.  Bewässerung  und  Be- 
wässerungsrecht oben  Bd.  II  S.  785 
angegeben;  zutreffendenfalls  kann  der  do- 
minus inferior  gezwungen  werden,  die  Ab- 
leitung des  Wassers  über  sein  Grundstück 
in  Gräben  oder  Röhrenleitungen  (Novelle  v. 
15.  April  1875)  zu  gestatten. 

Ueber  die  privatrechtliche  Pflicht  des 
Unterliegers,  die  Vorflut,  d.  h.  die  natürliche, 
durch  cüe  Bodenneigung  bedingte  Entwäs- 
serung des  höher  gelegenen  Gnindstücks 
nicht  zu  stören,  vgl.  den  Art.  Vorflut. 
Eine  Erweiterung  dieser  Pflicht  über  das 
gesetzliche  Normalmass  (Wasserbenutzungs- 
gesetz V.  28.  Mai  1852  Art.  34,  35)  hinaus, 
also  die  Konstituiening  eines  eigentlichen, 
dem  Oberlieger  mehr  als  die  gesetzliche 
Vorflut  gewäiirenden  Entwässerungsrechtes, 
kann  nach  bayerischem  Recht  ausser  durch 
Vertrag  auch  noch  durch  erwerbende  Ver- 
jährung, d.  h.  durch  zehnjährigen  fehlerlosen 
Besitz  (Art.  37  des  cit.  G.)  erfolgen. 

9.  Baden  und  Hessen.  Ueber  die 
Wassergesetze  dieser  beiden  Staaten,  welche 
beide  das  Entwässerungsrecht  mitbehandeln, 
vgl.  die  Artt.  Bewässerung  und  Be- 
wässerungsrecht und  Deichwesen 
sub  »Baden«  und  »Hessen«  oben  Bd.  11  S. 
785 ff.  und  Bd.  HI  S.  155  ff.  Wie  auch 
sonst,  so  stimmen  die  beiden  Gesetze,  das 
badische  Wassergesetz  vom  25.  August  1876 
und  das  hessische  Gesetz,  die  Bäche  und 
nicht  ständig  fliessenden  Gewässer  betref- 
fend, vom  30.  Juli  1887,  insbesondere  be- 
züglich der  hier  erörterten  Materie  inhaltlich 
gi'össtenteils,  vielfach  sogar  wörtlich,  überein. 
Beiden  Gesetzen  ist  vor  allem  gemeinsam, 
dass  wie  Be-  so  auch  E  n  t  Wässerungsanlagen 
der  vorgängigen  obrigkeitlichen  Genehmi- 
gung dann  bedürfen,  wenn  durch  ihre 
Errichtung  oder  Abänderung  der  Lauf  des 
Wassers  mit  Wirkung  füi-  dritte  Grund- 
eigentümer gehemmt,  beschleunigt  oder  ab- 
geleitet wird  (Badisches  G.  Art.  23,  Hessi- 
sches G.  Art.  13).  Zwangsrechte  gegen 
I  Dritte    können    für    Entwässerungsanlagen 
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unter  denselben  Voraussetzungen  und  in 
demselben  Masse  in  Anspruch  genommen 
werden  wie  für  Bewässerungen;  vgl.  Ba- 
disches Gt.  Art.  12,  Hessisches  Gr.  Art.  70 
und  im  übrigen  den  Art.  Bewässerung 
und  Bewässerungsrecht  a.  a.  0. 

Beide  Staaten  legen  den  Gemeinden 
(das  hessische  ö.  Art  96,  auch  fakiütativ  zu 
bildenden  Gemeinde  verbänden)  eine  öf- 
fentlichrechtliche Verpflichtung  auf,  inner- 
halb ihrer  Gemarkungen  für  eme  ordnungs- 
mäßsige  Entwässerung  Sorge  zu  tragen,  d.  h. 
die  zum  Schutz  der  Ortschaft,  der  Felder 
oder  grösseren  Flächen  gegen  Ueberschwem- 
mung  und  Versumpfung  erforderlichen  An- 
lagen herzustellen  und  zu  unterhalten  (Ba- 
disches G.  Art.  61  ff..  Hessisches  G.  Art.  93  ff.). 
Diese  Verpflichtung  der  Gemeinden  erscheint 
lediglieh  als  Ausfluss  der  allgemeinen  Pflicht 
zur  Instandhaltimg  der  Gewässer;  vgl.  auch 
den  Art.  Deichwesen  oben  S.  156  zu  6, 1. 
Wie  diese  allgemeine  Pflicht  überhaupt,  so 
reicht  auch  die  hier  in  Rede  stehende  Special- 
verpflichtung, die  Entwässerimgslast,  nur  so 
weit,  als  ein  öffentliches  Interesse 
vorliegt;  ein  solches  ist  unter  anderem  an- 
zunehmen, wenn  eine  den  öffentlichen  Ge- 
sundheitszustand gefährdende  Ausdünstung 
eintritt  oder  wenn  die  geordnete  Bewirt- 
schaftung eines  gemeinsamen  Komplexes 
durch  Stauwasser  erschwert  oder  gehindert 
wird.  Die  Gemeinde  kann  aber  nach  der 
ihr  zukommenden  Aufgabe  der  örtlichen 
Selbstverwaltung  die  Sorge  für  den  Wasser- 
schutz in  viel  weiterem  Umfange,  als  Art  61 
feststellt,  übernehmen,  namentlich  weiter- 
gehende Regulierungen  der  die  Gemarkung 
berührenden  Gewässer  herstellen  und  ver- 
sumpfte Geländeflächen  entwässern.  Auch 
können  mehrere  Gemeinden  des  gleichen 
Kreises  zur  Ausfühiiinff  solcher  Anlagen  zu 
der  körperschaftlichen  Organisation  eines  Be- 
zirksverbaudes  zusammentreten  (vgl.  Schenkel 
S.  27,  Verwaltungsg.  v.  5.  Oktober  1863 
§  57).  Der  Kreis  ist  zur  Förderung  der  ge- 
meinsamen Kultur  und  Wirtschaft  die  Kreis- 
gemeinden zu  unterstützen,  namentlich  Ka- 
näle anzulegen  und  Gemeindelasten  ganz 
oder  teilweise  zu  übernehmen  berechtigt. 
Daraus  ergiebt  sich  für  den  Kreis  die  Be- 
fugnis ziu*  üebernahrae  der  im  allgemeinen 
Interesse  gelegenen  Regulierungsmassnahmen 
an  den  Kreisgewässem  (Verwaltungsg.  v. 
5.  Oktober  1863  §  41,  Schenkel  S.  27).  Zur 
Diu-chführung  solcher  Aufgaben  kann  der 
Kreis  Umlagen  erheben,  Anleihen  aufnehmen 
und  auch  über  die  Leistung  von  Voraus- 
beiträgen seitens  der  besonders  beteiligten 
Gemeinden  beschliessen  (§§  43,  54,  41^ 
Verw.-G.).  Eine  besondere  Förderung  der 
Landeskiütur  ist  dadurch  erreicht,  dass  in 
Baden  eine  besondere  Landeskulturbehörde 
organisiert  ist,  in  der  centralen  Landesk\ütur- 


inspektion,  der  besondere  Bezirkskulturbe- 
hörden unterstellt  sind  (Schenkel  S.  40.  V.  rl. 
Handelsmin.  v.  6.  April  1868  und  V.  v. 
9.  Mai  1874),  denen  insbesondere  die  Auf- 
gabe zugewiesen  ist,  KulturuntemehmimKeL. 
welche  sich  auf  Ent-  und  Bewässenmgeu 
und  auf  die  üeberwachung  voa  Flächen  lie- 
ziehen,  anzuregen,  die  erforderlichen  Vor- 
arbeiten zu  fertigen,  bei  den  Verhandlungen 
über  die  Deckung  des  Aufwandes  mitzu- 
wirken und  auf  Verlangen  der  Beteiligter, 
die  Ausführung  zu  leiten  bezw.  zu  ülier- 
wachen.  Durch  den  Erlass  des  Wasser- 
gesetzes V.  25.  August  1876  ist  dieser 
Thätigkeitskreis  der  Kultiu'behörden  er- 
heblich erweitert  und  auf  eine  feste 
Rechtsgnindlage  gestellt,  das  Vorhanden- 
sein der  Behörde  hat  die  Wirkung  des  Ge- 
setzes gefördert. 

10.  Elsass-Lothrmgen.  Das  im  Beieh>- 
lande  geltende  Wasseirecht  ist  nach  der 
öffentlichrechtlichen  Seite  hin  erschöpfend 
und  nach  der  privatrechtlichen  in  einzelneti 
Pai-tieen  neu  geordnet  worden  dinch  das 
G.  betreffend  Wasserbenutzung  und  Wasser- 
schutz V.  2.  Juli  1891  (vgl.  die  Artt.  Be- 
wässerung und  Bewässerungsrecht 
sowie  Deichwesen  sub Elsass-Lothringen. 
oben  Bd.  U  S.  787  und  Bd.  UI  S,  IoT'.jJ?. 
Von  Bedeutung  für  das  Entwässening;?- 
recht  ist  sogleich  die  Bestimmung  im  §  1 
dieses  Gesetzes,  wonach  an  Wasserläuien 
jeder  Art  diejenigen  Veranstaltungen,  welche 
geeignet  sind,  den  Lauf  des  Wassere  zu 
verändern,  zu  stauen,  zu  hemmen  oder  zu 
beschleunigen,  insbesondere  (a.  a.  0.  litt,  d) 
Wassereinführungen  in  einen  W^asseriaiif. 
der  von  der  Verwaltungsbehörde  zu  ertei- 
lenden Genehmigung  bedürfen.  Entwässe- 
rungsanlagen, jedenfalls  solche  von  einiger- 
masaen  liedeutendem  Umfang,  werden  hier- 
nach im  Durchschnittsfalle,  wie  in  Baden 
und  Hessen,  genehmigungspflichtig  sein. 
Für  solche  Ent^'^ässerungsanlagen ,  wel- 
che einen  wesentlichen  landwirt- 
schaftlichen Nutzen  versprechen,  kanu 
das  Zwangswasserleitungsredit  an  fi^milea 
Grundstücken  unter  denselben  Voraussetziui- 
gen  (Entschädigung!)  und  in  demselben 
Masse  beansprucht  werden  wie  für  ße^ 
Wässerungsanlagen  (§  12  des  G.  v.  2.  Juli 
1891;  vgl.  den  Art.  Bewässerung  imd 
Bewässerungsrecht  a.  a.  0.).  Gleich- 
massig  für  Be-  und  Entwässerungsanlagen 
gilt,  dass  der  Eigentümer  des  die  Zwangs- 
leitung  duldenden  Grundstücks  befugt  ist, 
die  Leitung  gegen  entsprechende  Beteiligung; 
au  den  Anlage-  und  Unterhaltungskosten 
mitzubenutzen.  Ueber  das  Vorhanden>eiD 
der  Voraussetzungen  des  Zwangsrechts  und 
über  die  Art  der  Ausführung  der  bean- 
spruchten Wasserableitung  entscheidet  die 
Verwaltungsbehörde  (MeUoratioiisbau- 
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Inspektor  mit  ßekiirs  an  das  Ministermm)^), 
ul>?r  die  Hohe  der  zu  gewährenden  Ent- 
griiadigung  dagegen  der  ordentliche  Richter, 
rnberührt  läset  das  G.  v.  2.  Juli  1891  (§  51 
Ziff.  2)  die  bestehenden  Vorschriften  über 
•iie  Beseitigung  und  Nutzbarmachung  der 
^^fimpfe.  Danach  stehen  die  französischen 
G.  V.  16.  September  1807  über  Austrock- 
nung der  Sümpfe  (vgl.  oben  sub  5)  imd  v. 
:H  Juli  1860,  betreffend  die  Urbarmachung 
(]#?r  den  Gemeinden  gehörigen  Sümpfe  und 
^»edungen,  noch  heute  formell  in  Rraft^), 
kommen  jedoch  mit  ihrem  veralteten  Princip 
fler  «Zwangsent^'ässerung«  (vgl.  oben,  Ein- 
kituDg)  praumsch  kaum  noch  zur  Anwendung. 
11.  Sachsen.  In  Sachsen  wurde  gleich- 
zfitig  ein  bürgerliches  Gesetzbuch  und  ein 
Wasserrecht  herausgegeben,  die  deshalb  in 
eosiea  Wechselbeziehungen  stehen.  Aller- 
dings ist  das  bürgerliche  Gesetzbuch  v.  2. 
Jaoiiar  1862  fast  zehn  Jahre  später  als  das 
(jtsetz  über  Berichtigung  von  Wasserläufen 
Tind  ziu-  Ausführung  von  Ent-  und  Bewässe- 
nm^nlagen  v.  15.  August  1855,  nämlich 
V.  1.  März  1865  in  Wirksamkeit  getreten, 
aber  die  Kommission  zur  Ausarbeitung  des 
B,G.B.  war  bereits  1846  zusammengetreten 
nnd  der  erste  Entwurf  in  den  Jahren  1851 
imd  1852  veröffentlicht.  Die  §§  354—356  des 
ß.G.B.  ordnen  das  gegenseitige  Verhältnis 
zvi&;hen  den  Besitzern  höher  und  niedriger 
gelegener,  aneinander  grenzender  Grund- 
stücke bezüglich  des  natürlichen  Wasserab- 
flusses, soweit  deren  gegenseitigje  Lage  auf 
<len  Wasaerlauf  von  Einfluss  ist,  dahin: 
♦lasK  die  Besitzer  niedriger  liegender  Grund- 
stücke von  dem  höher  liegenden  den  Wasser- 
abfluss  zu  dulden  haben,  welcher  infolge 
•ier  natürlichen  Bodenverhältnisse  stattfin- 
det: dass  Vorriohtimgen,  durch  welche  eine 
Aendenmg  des  Wasserlaufs  zum  Nachteil 
tines  Nachbars  verursacht  wird,  nicht  ge- 
treten werden  dürfen,  sofern  sie  nicht 
üurch  Aenderungen  in  der  Art  und  Weise 
der  wirtschaftlichen  Benutzung,  die  nicht 
nntersagt  istj  bedingt  werden  und  dass  je- 
der auf  seinem  (Jrund  und  Boden  die 
^'egrüumung  von  Hindernissen,  welche  den 
natürlichen  Abfluss  des  Wassers  beeinflussen, 
dem,  der  dadurch  Schaden  leidet,  gegen 
Entschädigung  zu  gestatten  hat    Diese  an 

')  Es  ist  dies  eine  Neuerung  gegenüber 
dem  früheren,  aus  dem  französ.  G.  v.  29.  April 
IHIo  (vgl.  den  Art.  „Bewässerung"  u.  s.  w. 
«ib  Frankreich  oben  Bd.  II S.  788/89)  beruhenden 
Recht,  welches  nicht  nur  über  die  Entschädi- 
^ano^sfrage,  sondern  auch  über  den  im  Texte  be- 
zHchnetem  Punkt  die  Civilgerichte  entscheiden 
lie^s. 

*)  Beide  G  esetze  sind  abgedruckt  bei  H  u  b  e  r , 
Wasüergesetze  Elsass-Lothringens  (2.  Aufl.), 
8  322  ff.  üeber  das  G.  von  1807  vgl.  ferner 
<ien  Art,  „Deichwesen",  S.  167/58. 

Hiadwöiterbncta  der  StaatswisseiiBchaften.   Zweite 


sich  lediglich  die  Vorflut  (vgl.  diesen  Art.)  re- 
gelnden Bestimmungen  sind  jedoch  bei  der 
Anwendung  des  Gesetzes  auch  auf  Entwässe- 
rungen ausgedehnt,  indem  man  unter  »Aen- 
derungen in  der  Art  und  W^eise  der  wirt- 
schaftlichen Benutzung«  auch  die  infolge 
einer  den  Bodenverhältnissen  entspredien- 
den  Bestellung  entstehenden  Yeränderungen 
des  Wasserlaufs  verstanden  hat  und  die 
Anlegung  von  Wasserfurchen  für  zulässig 
erachtet,  soweit  sie  zur  angemessenen  Be- 
wirtschaftung eines  Grundsttickes  erforder- 
lich sind  und  dem  Eigentümer  des  niedri- 
ger gelegenen  Grundstücks  keinen  Schaden 
veriu^achen.  Femer  hat  das  Königliche 
Oberappellationsgericht  diese  '  Gnmdsätze 
auch  auf  die  Drainage  angewendet,  die  be- 
züglich des  unterirdischen  Wassers  ganz 
unter  dieselben  Gesichtspunkte  gestellt 
wurden  wie  die  Wasserfurche  für  das  ober- 
irdisch fitessende  Wasser.  Beides  wird  je- 
doch nur  dann  für  zulässig  erklärt,  wenn 
sonst  das  zu  entwässernde  Grundstück  nicht 
benutzt  werden  kann.  Die  blosse  landwirt- 
schaftliche Verbesserung  genügt  zur  Be- 
gründimg ihrer  Statthaftigkeit  nicht,  viel- 
mehr ist  in  diesem  Falle  das  durch  §§  31  ff. 
des  G.  V.  15.  August  1855  vorgeschriebene 
Verfahren  einzuschlagen  (Rissmann,  Wasser- 
recht S.  16).  Das  Verfahren  ist  dasselbe 
wie  bei  Bewässerungen  (vgl.  diesen  Art.  a.  a.O.). 
Das  G.  V.  15.  August  1855  behandelt  in  sei- 
nem ersten  Abschnitt  die  Berichtigung  von 
Wasserläufen,  zu  deren  Ausführung  und 
Unterhaltung  die  Eigentümer  derjenigen 
Grimdstücke  \md  Triebwerke,  deren  Wert 
durch  die  Berichtigung  erhöht  w^ii-d,  nach 
Verhältnis  der  eintretenden  Werterhöhung 
verpflichtet  sind,  wenn  sie  von  einem  oder 
mehreren  Beteiligten  beauftragt  und  vom 
Ministerium  des  Innern  wegen  eines  zu  er- 
wartenden erheblichen  Landeskultiuinte- 
resses  genehmigt  wird.  Die  Genehmigung 
darf  jedoch  erst  erteilt  werden,  w^enn  die 
Mehrheit  der  Beitragspflichtigen  sich  für 
das  Unternehmen  erklärt  hat  (vgl.  das  G. 
V.  9.  Februar  1864  und  Bekanntmachung  v. 
22.  Februar  1870;  Rissmann  S.  84).  Im 
zweiten  Abschnitt  werden  die  Bedinginigeu 
festgestellt,  unter  denen  die  zur  Ausfühnmg 
einer  Ent-  und  Bewässenmg  notwendigen 
Vorrichtungen  zu  gestatten  sind.  Der  dritte' 
Abschnitt  bestimmt  das  Verfahren.  Dieses 
braucht  aber  in  beiden  Fällen  nur  einge- 
leitet zu  werden,  wenn  die  Durohfühnmg 
des  Unternehmens  gegen  den  Widerspruch 
eines  Teiles  der  Beteiligten  auf  Antrag  Be- 
teiligter erfolgen  soll.  Die  behördliche  Ge- 
nehmigiuig,  die  im  Falle  des  §  1  von  dem 
Vorliandensein  eines  erheblichen  Landes- 
kulturinteresses abhängig  gemacht  ist,  muss 
im  Falle  der  §§  31,  32  schon  dann  erteilt 
werden,  wenn  ohne  die  Benutziuig  fremden 
Aana«:e.    III.  42 
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Orund  und  Bodens  die  Anlage  gar  nicht 
oder  doch  nur  mit  einem  un verhältnismässi- 
gen Aufwand  auszuführen  sein  würde  (V. 
V.  7.  April  1857 ;  R^ssmann  S.  84). 

IV.  Oesterreich-Un^^am. 

12.  Oesterreich.  In  Oesterreich  ist 
das  Recht  der  Entwässenmg  in  dem  Reichs- 
gesetz V.  30.  Mai  1869  im  allgemeinen  dahin 
festgestellt,  dass  zur  Beseitigimg  der  schäd- 
lichen Wirkimg  des  Wassers  im  Verwaltungs- 
wege verfügt  werden  kann,  dass  Besitzer 
von  Liegenschaften  die  Begi-ündung  von  Ser- 
vituten auf  ihrem  Besitztume  gegen  an- 
gemessene Entscliädigimg  zu  dem  Ende  ge- 
statten, damit  Wasser  über  üu^n  Grund  und 
Boden  geleitet  und  daselbst  die  zu  dieser 
Leitung  erforderlichen  Werke  und  Anlagen 
errichtet  werden,  wenn  sie  es  nicht  vor- 
ziehen, dem  Unternehmer  das  Eigentum  an 
dem  Grundstücke  gegen  angemessenen  Preis 
zu  übereignen,  der  in  diesem  Falle  zum  An- 
kauf verpflichtet  ist  (§  15^  a.  a.  0.).  Der 
Landesgesetzgebimg  ist  der  Erlass  näherer 
Bestimmungen  über  die  Einräumung  von 
Zwangsservituten  der  angegebenen  Art,  so- 
weit solche  Bestimmungen  in  den  einzelnen 
Königreichen  und  Ländern  zur  Förderung 
der  Landeskultur  erforderlicli  sind,  vorbe- 
halten (§§  18,  27  a.  a.  0.).  Es  kann  die 
Herstellung  von  Entwässerungsaulagen  aber 
auch  von  Amts  wegen,  ohne  Antrag  eines 
Unternehmers,  angeordnet  werden,  wenn 
eine  solche  zur  Sicherung  der  thunlichst 
unschädlichen  Ableitung  des  Gebirgswassers 
diurch  Befestigung  des  Bodens  erforderlich 
ist  (Reichsgesetz  v.  30.  Juni  1884  betreffend 
Yorkehrungen  zur  unschädlichen  Ableitung 
von  Gebirgswässern  §  2).  Die  Landesgesetze 
haben  dann  das  Recht  der  Bewässerung 
(vgl.  diesen  Art.  a.  a.  0.  S.  789  ff.)  eingehend 
geregelt,  mit  dem  Hinzufügen,  dass  die  in  Be- 
zug hierauf  gegebenen  Bestimmimgen  auch 
auf  Entwässerungen  sinngemässe  Anwendung 
finden  (vgl.  Wassergesetz  für  Böhmen  v.  28. 
August  1870  §  41  und  die  entsprechenden  §§ 
der  Gesetze  im  die  anderen  Ijänder).  Alle  Ein- 
richtungen aber,  welche  auf  die  Beschaffen- 
heit des  Wassere  oder  auf  die  Höhe  des 
Wasserstandes  in  öffentlichen  Flüssen  Ein- 
fluss  üben  oder  deren  Ufer  gefährden,  be- 
dürfen der  behördlichen  Genehmigung,  gleich- 
viel ob  die  Einrichtung  den  öffentlichen 
Fluss  unmittelbar  berührt  oder  zunächst  einen 
Privatfluss  betrifft,  der  infolge  dorseH)en  auf 
einen  öffentlichen  Fluss  in  der  gedachten 
Art  einwirkt  (G.  für  Bölimen  v.  28.  August 
1870  §  17  etc.).  Bezüghch  der  Stauwerke 
besteht  in  den  einzelnen  Ländern  ein  ver- 
schiedener Zustand.  In  Böhmen  sind  die, 
welche  an  ihi*en  Grundstücken  infolge  des 
Bestehens  eines  Stauwerkes  Schaden  leiden, 
namentlich  diu-ch  Rückstau  und  Versumpfung, 


ein  Tieferlegen  oder  eine  Abänderung  d*^-^ 
selben  nur  zu  verlangen  berechtigt,  sow^i: 
die  Triebkraft  des  Werkes  dadurch  nioh; 
!  beeinträchtigt  wird  (G.  füi*  Böhmen  v. 
28.  August  1870  §  22).  In  der  Bukowina 
und  in  Dalmatien  ist  die  Beseitigung  sokhor 
Uebelstände  an  die  Voraussetzung  geknüjrfr. 
dass  dadiu'ch  dem  StauungsbereditigteD  nicht 
ein  überwiegender  Nachteil  entsteht  (O.  für 
die  Bukowina  v.  6.  März  1873  §  20:  für 
Dalmatien  vom  9.  März  1873  §  21).  Di» 
Kosten  liaben  in  der  Regel  die  Ajatragsteller 
zu  tragen.  Zum  Teil  wird  aber  auch  unter- 
schieden, ob  der  Werkbesitzer  an  den  Gnind- 
beschädigungen  ein  Verschulden  trlc::. 
Nur  soweit  dies  nicht  der  Fall,  haben  -iit 
Antragsteller  die  Kosten  zu  tragen  und  ubt?r- 
dies  Ej-satz  für  die  Verminderung  der  Trieb- 
kraft zu  leisten,  wenn  eine  solche  infolsro 
der  Aenderung  eintritt  (G.  für  Galizien  v. 
U.  März  1875  §  21).  Die  gnmdlegendeL 
Rechtssätze  ül)er  den  Anspruch,  Flüssigkeit-L 
überhaupt  von  höheren  auf  niedrigere  (jninJ- 
stücke  ableiten  zu  dürfen,  sind  in  dem  a.  l. 
G.  B.  festgestellt.  Sind  zur  Ausübung  d-s 
Rechts  Gräben  und  Kanäle  erforderüeh,  >*. 
muss  der  Eigentümer  des  oberen  Grundstücks 
beziehungsweise  der  Unternehmer  der  Ent- 
wässerung dieselben  errichten  und  imter- 
halten  (a.  b.  G.  B  §  491).  Diese  Bestimm  nnir 
ist  in  den  einzelnen  Landesgesetzen  dahin 
erweitert,  dass  erforderlichenfalls  der  Unt»^r-  , 
nehmer  auch  eine  Verbindung  beider  Ufer 
des  Wasserlaufes  durch  Herstellung  un-l 
Unterhaltimg  von  Brücken  und  Stegen  zu 
beschaffen  und  bei  hochgebauten  Wasser- 
leitungen für  die  erforderlichen  Durchläse*» 
imd  die  zum  Schutze  der  Sicherheit  von  Per- 
sonen und  Eigentum  erforderlichen  Vorkeh- 
rungen zu  sorgen  hat  (Wasser-G.  für  Böhmen 
V.  28.  August  1870  §  33  und  die  entsprech».'ü- 
den  §§  der  übrigen  Landesgesetze). 

13.  Ungarn*  In  Ungarn  ist  das  gesamte 
Wasserrecht  durch  das  G.  v.  14./23.  Jnni  18So 
geregelt.  Das  Gesetz  erachtet  Wasserleitungen, 
welche  das  Wasser  von  einem  Gebäude  oder 
Grundstück  ableiten,  für  ein  Zubehör  derjenigen 
Realität,  zu  deren  Nutzen  dieselben  das  WasTser 
ableiten,  und  zwar  einschliesslich  des  Wasser- 
leitungsrechtfl  (§  2).  Abgesehen  hiervon  sind 
Ufer  und  Bett  der  Gewässer  Eigentum  d« 
Uferbesitzers  und  ein  untrennbarer  BestandteU 
des  üferbesitzes  (§  4).  Die  Ausföhrung  von 
Entwässerungen  wird  besonders  begünstigt  in- 
dem im  Falle  eines  Widerstreites  verschiedener 
Anforderungen  diese  den  Vorzug  vor  allen 
anderen  Unternehmungen  geniessen  nnd  selbst 
dann  genehmigt  werden  sollen,  wenn  zu  ihrer 
Durchrübrnng  die  Einschränkung  oder  die  ganz- 
liche Einstellung  von  Wasserbenutzungsrechten 
erforderlich  wird,  jedoch  nur  gegen  vollen 
Schadenersatz  (§§  29,  28).  Zur  Instandhaltung^ 
von  Bett  und  Ufer  aller  Wasserläufe  sind  in  der 
Regel  die  Uferbesitzer  verpflichtet,  zu  den  hier- 
für  aufzuwendenden  Kosten   haben    aber    alle. 
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•Iditn  hieraus  ein  Nutzen  erwächst,  nach  Ver- 
biltnis  desselben  beizutragen  (§  40).  Die  Behörden 
krnnen  jedoch  die  Bewilligung  erteilen,  dass 
Arkiten  zur  Regelung  der  Gewässer  auch  auf 
fremdem  Boden  bewerkstelligt  werden  (?}  42). 
l  nlernehmer  von  Wasserreßfuliemngs-  und  Ent- 
vAssenmpsanlagen,  die  zugleich  den  Wert  eines 
tn'inden  Grundstückes  erhöhen,  sind  innerhalb 
fönf  Jahren  nach  der  Ausführung  berechtigt, 
\on  den  Besitzern  dieser  Grundstücke  einen 
Btitra^  zu  den  Kosten  nach  Verhältnis  des  er- 
Unstern  Nutzens  zu  fordern  (§  43).  Den  Be- 
jitztni  anderer  Liegenschaften  ist  ein  Anschluss- 
rt-'hr  an  solche  Anlagen  vorbehalten,  wenn  sie 
(Udureh  ihre  Grundstücke  verbessern  können, 
»hne  den  Zweck  der  ursprünglichen  Untemeh- 
mamren  zu  geföhrden,  wenn  sie  die  Kosten  der 
lui^taltun^  der  Anlage  allein,  die  Kosten 
•It-r  arsprünglichen  Anlage  und  der  Unterhaltung 
icreillg  nach  Verhältnis  des  Nutzens  überneh- 
rpD  i^§  44,  37).  Den  Eigentttniem  entwässerter 
'imndstücke  liegt  die  rflicht  ob,  dafür  Sorge 
ZM  tragen,  dass  der  Ablauf  der  von  höher  ge- 
legenen Gründstücken  herabfliessenden  Regen-, 
vbnee-  und  Grundwässer  gesichert  ist;  doch 
kö&nen  sie  verlangen,  dass  alles  ausserhalb  ihrer 
entwässerten  Grundstücke  sich  sammelnde  Wasser 
M.  lange  stufenweise  abgesperrt  wird,  bis  der 
\Vasfierstand  des  Flusses,  nach  dem  sie  entwäs- 
^rn.  das  Ablassen  gestattet  (§§  47,  48).  Die 
Eiirenttimer  von  Strassen  und  Eisenbahnen  sind 
^•-rpflichtet,  die  zum  Abfluss  des  Wassers  er- 
ftirderlichen  Durchlässe  auf  ihre  Kosten  herzu- 
stellen, soweit  die  Unzulänglichkeit  der  Abfluss- 
\>rhältni8se  nicht  eine  Folge  später  errichteter 
Wa.sser^erke  ist  (§  öl).  Der  Besitzer  höher 
JTflegener  Grundstücke  darf  von  den  Besitzern 
ueferer  Grundstücke  die  Duldung  des  natür- 
iithen  Abflusses  des  Wassers  verlangen,  er  darf 
H£:enmächtig  dessen  Lage  nicht  durch  Abände- 
rnngen  des  natürlichen  Ablaufs  erschweren,  wohl 
aber  von  der  Behörde  die  Genehmigung  erbitten, 
?egen  volle  und  vorübergehende  Entschädigung 
da«  Wasser  abzuleiten  und  zu  dem  Zweck  auf 
•Itn  Xachbarmmdstücken  alle  Arbeiten  vorzu- 
c*;hmen.  welche  zur  Erreichung  des  angestrebten 
Zieles  erforderlich  sind.  Nur  Häuser,  Höfe  und 
Kurten  sind  unberührt  zu  lassen  (§§  57,  59,  61). 
l'ie  behördliche  Erlaubnis  giebt  dem  Unter- 
n-ibmer  das  Recht,  alles  zu  thun,  was  zur  Er- 
reirhung  des  Zweckes  nötig  ist.  Der  Nachbar 
bat  daher  zu  dulden,  dass  der  Unternehmer 
auch  die  Instandhaltungsarbeiten  ausführt;  da- 
ftr  darf  er  verlangen,  dass  der  Graben  stets 
rein,  die  Ufer  stets  in  gutem  Zustande  erhalten 
werden  (§  60).  Das  Dienst^arkeitsrecht  erlischt 
lüit  dem  Wasserleitungsrecht  von  selbst.  Beides 
kann,  auf  Antrag  des  Belasteten,  von  der  Be- 
bürde  aufgehoben  werden,  wenn  der  Berechtigte 
'iie  Wasserleitung  drei  Jahre  nicht  benutzt. 
l^T  Belastete  kann  dann  verlangen,  dass  alle 
Bestandteile  der  Leitung,  welche  nicht  ein  un- 
trennbares Zubehör  des  Grundstücks  bilden,  auf 
Kosten  des  Unternehmers  entfernt  werden,  und 
brancht  von  der  empfangenen  Entschädigung 
üithts  zu  erstetten  (§  62).  Ist  auf  einem  Grund- 
stock bereits  ein  Wasserleitungsgraben  vor- 
banden, 80  braucht  der  Eigentümer  neuen  Anträ- 
u^n  gegenüber  die  Anlegung  eines  neuen  Grabens 
W"  ht  zu  dulden,  wenn  der  bestehende  Graben 
iQth  dem  Zweck  eines  neuen  Entwässerungs- 


untemehmens  entspricht ;  er  kann  vielmehr  ver- 
langen, dass  der  Unternehmer  einer  neuen  An- 
lage denselben  Graben  benutzt.  Der  zur  Be- 
nutzung des  alten  Grabens  Berechtigte  ist  ver- 
pflichtet, den  Anschluss  zu  dulden,  aber  nicht 
berechtigt,  zu  verlangen,  dass  der  Anschluss 
genommen  wird,  wenn  der  Eigentümer  die  An- 
legung eines  neuen  Grabens  gestatten  will  (§  64). 

Litteratnr:  Siehe  die  in  dem  Artikel  m Bewäs- 
serung und  Bewässerungsrechtn  oben  Bd.  II  S, 
79S  angeführten  Schriften,  f^ank. 

Durchgesehen,  umgearbeitet  und  ergänzt  von 
G.  An»chütz, 


Erbpacht. 

1.  Die  rechtliche  Natur  der  alten  E. 
2.  Die  Anwendung  der  £.  bis  zum  Anfange 
des  19.  Jahrhunderts.  3.  Die  Beseitigung  der 
alten     E.    im     Laufe     dieses     Jahrhunderts. 

4.  Die    reformierte    E.    in    Mecklenburg    etc. 

5.  Die  wirtBchaftliche  Bedeutung  der  refor- 
mierten E. 

1.  Die  rechtliche  Natur  der  alten  E. 

Die  Erbpacht,  Erbzinsleihe  und  Emphyteuse 
stellen  eine  Form  des  Grundbesitzes  dar, 
bei  der  das  Eigentumsrecht  von  der  dau- 
ernden Nutzung  derartig  getrennt  ist,  dass 
letztere  als  ein  veräusserliches  und  vererb- 
liches dingliches  Recht  am  Grund  und  Boden 
gegen  die  Verpflichtung  bestimmter  Leis- 
tungen einem  anderen  ds  dem  Grundeigen- 
tümer zusteht. 

Die  römisch-rechtliche  Emphyteusis 
ist  ein  an  fremdem  Grundstück  gegen  ein- 
seitig nicht  ablösbare  Rente  eingeräumtes, 
erbliches,  veräusserliches  und  verpfändbares 
Nutzungsrecht.  Es  wird  durch  Vertrag  oder 
Vermächtnis  geschaffen,  gewährt  dem  Em- 
phyteuta  volle  Freiheit  der  Nutzung  des 
Gnmdstückes ,  die  nur  eingeschränkt  wird 
durch  das  Verbot  der  Verschlechterung.  Bei 
Veräusserung  ist  die  Genehmigimg  des 
Grimdherrn  erforderlich,  die  bei  Erlegimg 
von  2  ^/o  des  Kaufgeldes  als  Laudemium  nur 
aus  erheblichen  Gründen  verweigert  werden 
darf.  Nur  wenn  der  Emphyteuta  seinen 
Veq)flichtungen  nicht  nachkommt,  drei  Jahre 
mit  Zahlung  der  Abgaben  im  Rückstande 
bleibt,  wild  das  Nutzungsrecht  verwirkt, 
das  zumeist  auf  unbegrenzte  Dauer,  selten 
auf  eine  längere  Reihe  von  Jahren  begrfin- 
det  ist. 

Erbpacht  und  Erbzinsleihe  sind 
der  römischen  Emphjieuse  nahe  verwandt, 
aber  in  Deutschland  deutschrechtlichen  Ur- 
sprunges. Sie  haben  namentlich  bei  Bauern- 
gütern eine  besondere  Bedeutung  erlangt 
und,  obwohl  partikularrechtlich  vielfach  von 
einander  unterschieden  und  unter  den  man- 
nigfaltigsten Namen  vorkommend,  haben  sie 
doch  insofern  eine  gemeinscliaftliche  Grund- 
lage, als  sie  ein  erbliches  dingliches  Nutzungs- 
recht an  einem  Grundstück  darstellen,  das 
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im  Eigentum  eines  andei'en  verbleibt.  Der 
Erbpächter  (Erbzinsmann,  Grundholde,  Erb- 
meier, Erbi-echter  etc.)  ist  zur  Zahlung  be- 
stimmter Abgaben  oder  zur  Leistung  von 
Diensten  verpflichtet,  er  kann  das  Gut  für 
die  Dauer  des  Nutzungsrechtes  mit  Servi- 
tuten belasten,  muss  in  der  Kegel  auf  dem 
Gute  selbst  wohnen  und  es  in  gutem  wirt- 
schaftlichen Zustande  erhalten.  Zur  Sichenmg 
der  ausbedungenen  Leistungen  darf  das  Gut 
nur  mit  Genehmigung  des  Obereigentümers, 
meist  auch  der  Regierung  parzelliert  werden 
und  geht  im  Erbgange  ungeteilt  auf  den 
Anerben  über.  Letzterer  ist  jedoch  ver- 
pflichtet, von  neuem,  gegen  Entrichtung  eines 
laudemiimi,  mortuarium,  Lehnware  etc.,  eine 
Anerkennung  des  Grundherrn,  den  »Leihe- 
briefc  einzuholen.  Beim  Aussterben  der 
Bauern^milie  fällt  das  Gut  an  die  Gruud- 
herrschaft  zurück,  bei  Verkauf  ist  die  Ge- 
nehmigung derselben  einzuholen,  und  es  steht 
ihr  ein  Vorkaufsrecht  zu,  ebenso  wie  sie  ziu* 
Verpfändung  ihre  Genehmigung  zu  einteilen 
hat,  diese  aber  nicht  verweigern  darf^  wenn 
die  Belastung  des  Gutes  zum  Vorteil  des- 
selben erfolgt.  Bei  schlechter  Wirtschaft 
des  Erbpächters,  jahrelanger  Versäiminis  in 
der  Zinszahlung  oder  wenn  sonstige  vertrags- 
mässige  Bedingungen  nicht  erfüllt  wurden, 
konnte  der  Obereigentümer  den  Bauern  ent- 
setzen. 

In  den  Partikularrechten  der  neueren 
Zeit  wurden  diese  Bestimmungen  teilweise 
modifiziert.  Das  preussische  Land- 
recht scheidet,  mehr  nach  äusseren  Merk- 
malen, Erbzins-  und  Erbpachtgüter,  indem 
bei  letzteren  namentlich  eine  dem  Ertrags- 
werte annähernd  entsprechende  Höhe  des 
Kanons  gefordert  wird,  während  die  niedri- 
geren Abgaben  des  Erbzinsbauern  nur  als 
Anerkenntnis  des  Obereigentums  der  Guts- 
herrn gelten.  Infolge  dessen  hat  der  Erb- 
pächter, wenn  nicht  kontraktlich  anders  be- 
stimmt ist,  Anspnich  auf  Nachlass  am  Ka- 
non, wenn  der  Ertrag  dauernd  ohne  sein 
Verschulden  sinkt,  der  Erbzinsmann  dagegen 
nicht.  Ist  drei  Jahre  der  Kanon  nicht  ge- 
zahlt, so  fällt  das  Erbzinsgut  dem  Grund- 
herrn heim;  an  dem  Erbpachtgut  steht  da- 
fegen  dem  Obereigentümer  wegen  seiner 
'ordenmgen  nur  ein  Vorzugsrecht  im  Kon- 
kiu^e  zu.  Eine  Verpfändung  kann  bei  beiden 
auch  ohne  Genehmigung  des  Grundherrn 
erfolgen.  Ganz  ähnlich  lauten  die  Bestim- 
mungen des  österreichischen  Rechtes, 
das  ebenso  nach  äusserlichen  Merkmalen 
Erbzins  und  Erbpacht  untei-scheidet,  während 
das  bayerische  Landrecht  mu*  ein  »Erb- 
recht« kennt,  das  gegen  Zahlung  von  Erb- 
zins, Stift  oder  Gilt  ein  erbliches  Nutzungs- 
recht gewährt. 

2.  Die  Anwendung^  der  E.  bis  zum 
Anfajig^e  des  19.  Jahrhunderts.    Als  durch 


das  mittelalterliche  Feudalsystem  der  jit- 
sprüngliche  freie  Bauernstand  festallenthallieüj 
zu  Grunde  gegangen  und  der  leibeigene,  mi:i 
Frondiensten  und  Abgaben  überlastete  I^ami-! 
mann  nicht  in  der  Ijage  war,  in  leidlicher 
Kultiu*  dem  Boden  lohnende  Erträge  abzu- 
ringen, als  die  vielgeplagten  Bauern  trotz 
ihrer  Gebundenheit  an  die  Scholle  wenig 
Anhänglichkeit  an  die  heimischen  Felder 
zeigten,  gar  nicht  selten  die  väterliche  Hufe 
veniessen,  weil  sie  bei  den  unsicheren  Ife- 
sitzesverhältnissen  froh  waren ,  den  dniekeij- 
den  Lasten  entfliehen  zu  können,  da  ist  viel- 
fach die  Erbpacht  benutzt  worden,  um 
wieder  einen  ansässigen  Bauernstand  zu 
schaffen.  Die  Erbpacht  war  nicht  selten  die 
Vor-  und  Zwischenstufe  zur  völligen  Freiheit 
des  Grundbesitzes. 

Je  mehr  die  Grundherren  darauf  hin- 
gewiesen wurden,  bei  zunehmender  Geld- 
wirtschaft aus  dem  Boden  grössere  Einnahmen 
zu  go^-innen,  je  mehr  bei  steigender  Rechts- 
sicherheit den  Regierenden  daran  gelegen 
war,  eine  zahlreiche,  auch  zahlungsfähige 
Landbevölkerung  auf  ihren  Domänen  und 
Vorwerken  zu  besitzen ,  um  so  mehr  zeigt 
sich  die  Neigimg,  dem  bisher  misshandeiteo, 
willkürlich  von  der  Scholle  absetzbaren  Bauern 
dingliche  Rechte  am  Gnmd  und  Boden  zu- 
zusichern und  ihn  zum  Herrn  seiner  Hufe 
zu  machen. 

Naturgemäss  hatten  dazu  die  Landes- 
fürsten  mehr  Neigung  und  Veranlagung  als 
die  privaten  Grundherrn,  und  so  finden  sich 
die  ersten  ausgedehnten  Versuche,  erbpacht- 
ähnliche Verhältnisse  einzuführen,  auf  fün>t- 
lichen  Domänen.  Zwar  sind  auch  bei  dea 
grossen  Kolonisationen  der  ursprünghch  sla- 
vischen  Marken  im  13.  und  14.  Jahrhundert 
Erbzinsleute  angesiedelt ;  aber  in  den  metsti^D 
Fällen  haben  wohl  die  für  die  Erhaltung  des 
Bauernstandes  ungünstigen  Verhältnisse  der 
folgenden  Jahrhunderte  die  erblichen  Besitzes- 
rechte derselben  wieder  vernichtet,  und  e> 
werden  nicht  viele  gewesen  sein,  die  ihre 
Erbpachtkontrakte  aus  den  Stürmen  der  Re- 
ligionskriege gerettet  haben. 

In  der  Mitte  des  sechzehnten  Jahrhun- 
derts finden  wir  bereits  grössere  Versuche. 
die  Fronbauern  der  Domänen  zu  freien  erb- 
lichen Nutzniessern  der  Fluren  zu  machen, 
die  sie  bisher  für  die  Grundherrschaft  be- 
stellt hatten.  Meist  war  es  die  Aussicht 
auf  grössere  finanzielle  Ertrage  aus  den  bis 
dahin  durch  Frondienste  b^rbeiteten  und 
schlecht  administrierten  Vorwerken,  welche 
die  Veranlassung  dazu  bot  Da  aber  die 
gehegten  Hoffnungen  häufig  bei  übereiltem 
imd  unkundigem  Vorgehen  nicht  in  der  er- 
warteten Weise  in  Erfüllung  gingen,  y? 
sind  die  Versuche  nicht  selten  wieder  ein- 
gestellt und  rückgängig  gemacht,  ehe  ein 
dauernder  Erfolg  erzielt  werden  konnte. 
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So  wurde  unter  der  Regierung  des  Kiu*- 
fürsten  August  I.  in  Sachsen  in  den  Jahren 
IfOT— 1565  eine  grosse  Zahl  von  Domänen- 
cüt^^ra  zerschlagen  und  an  die  Bauern  zu 
Erl'{\acht  verliehen.  Da  die  Ertrage  aber 
aiclit  besser  waren  als  früher,  sind  die 
meisten  Ei'bzinsgüter  wieder  eingezogen  und 
in  Domänenland  verwandelt  worden. 

Ein  Yersuch  des  grossen  Kurfürsten  in 
'Itr  Mitte  des  siebenzehnten  Jahrhimderts 
liatt*'  wenig  Ausdehnung  und  geringe  Be- 
deutung. 

König  Friedrich  I.  unternahm  zwar  auf 
Anreping  des  Geheimen  Kanimerrats  von 
Lulien  im  Beginne  des  18.  Jahrhunderts  in 
gr:>sartigem  Massstabe  eine  Yerpachtimg  der 
zahlnnchen  Doraänenvorwerke  des  preussi- 
^jhen  Staates ;  aber  da  es  auch  hier  dem  Monar- 
chen in  erster  Linie  auf  bessere  finanzielle  Er- 
tnure  ankam,  der  wirtschaftliche  Nutzen  eines 
»-rt-gesessenen  Bauernstandes  nur  vom  Stand- 
p'mkt  der  Volkszunahme  in  Reclmimg  ge- 
zogen wurde,  so  scheiterte  auch  dieserVersuch. 

Die  Fronbauern,  die  bis  dahin  auf  den 
iKimänenvorwerken  für  die  Pächter  und  Ad- 
ministratoren gearbeitet  und  überlastet  mit 
Fmn-  und  Handdiensten  ihre  eigene  kleine 
Hufe,  die  sie  ernähren  sollte,  nur  sclilecht 
Ifewirtschaftet  hatten,  waren  natnrgemäss 
zu  lohnender  Kultur  überzugehen  nicht  ohne 
Weiteres  im  stände,  die  grösseren  Felder  er- 
ff-nlerten  grossere  Mittel,  die  neu  angesiedel- 
t».n  hatten  ßaiüasten  ^ler  Art  zu  tragen, 
mul  anstatt  dass  die  Erbpächter  zur  regel- 
flilsgigen  Zahlung  ihres  Kanons  angehalten 
'^renlen  konnten,  mussten  die  Kammerbe- 
arnt«n  nicht  selten  Remissionen  und  direkte 
U/.ien  gewähren,  die  das  finanzielle  Erti-äg- 
•iLs  empfindlich  schmälerten.  Ausserdem 
*iirde  unstreitbar  in  überstürzter  und  un- 
i'Wrle^er  Weise  eine  so  wichtige  Massregel 
'jhne  die  notwendigsten  Vorarbeiten  begonnen, 
ind  die  Domänenbeamten  gingen  widerwillig 
aa  die  Arbeit,  liinderten  sie  auf  alle  Weise 
'lud  suchten  den  Urheber  derselben  beim 
feige  zu  stürzen.  Trotzdem  gelang  das 
Ex}.»riment  anfangs.  In  den  meisten  Fro- 
nuzf-n  ^vu^den  die  Domänen  in  Erbpacht- 
Filter  parzelliert,  auch  die  finanzielle  Aus- 
laute Wfriedigte,  bis  im  Jahre  1710,  nach 
'•^^«1  lU  jähriger  Arbeit,  v.  Luben  dem  An- 
Jranj^n  seiner  Gegner  erlag  und  mit  ihm 
^in  Werk  zu  Gnmde  ging.  Die  weitere 
Wrerhpachtimg  wurde  sistiert  und  sogar  in 
nlcksichtsloser  Weise  den  bisherigen  Erb- 
lüthtern  ihr  Kontrakt  gekündigt,  oft  ohne 
Entschädigung.  Dass  dabei  noch  eine  Reihe 
von  Ei-bpachtkontrakten  der  Umwandlung  in 
^itfiacht  entging,  lag  hauptsächlich  wieder 
ai>  den  finanziellen  Schwierigkeiten. 

^>  kam  die  Erbpacht  in  Pieussen  in 
>li>ski-edit,  auch  bei  den  Bauern  selbst.  Erst 
lunfzig  Jahre  später  erneuerte  Friedrich  der 


Grosse  in  richtiger  Erkenntnis  der  wirtschaft- 
lichen und  polilischenYorteile  eines  gesunden 
erbansässigen  Bauernstandes  den  Versuch, 
die  Domanialbauem  zu  Erbzinsleuten  zu 
machen.  Fremde  Kolonisten  wurden  mit 
grossen  Opfern  herangezogen  und  auf  den 
zerschlagenen  Domanialgrimdslücken  in  Erb- 
pacht angesiedelt^  meist  in  sehr  liberaler 
Weise,  ohne  Rücksicht  auf  baldigen  pekuniären 
Nutzen  für  die  Domanialkasse,  doch  wurde 
der  Kanon  in  Getreide  festgesetzt  und  da- 
durch den  Fruchtpreisen  entsprechend  eine 
Steigerung  des  Geldertrages  nicht  ausge- 
schlossen. 

Ein  ansehnlicher  Stamm  freier  Bauern- 
güter wiu-de  auf  diese  Weise  durch  die 
Kolonisationsbestrebungen  des  grossen  Königs 
geschaffen.  Unter  seinem  Nachfolger  geriet 
die  Bewegtmg  freilich  wieder  ins  Stocken, 
weil  der  König  die  Unzufriedenheit  der 
litterschaftlichen  Bauern  zu  erregen  fürch- 
tete; aber  Friedrich  Wilhelm  III.  begann  in 
den  ei*sten  Jahren  des  neuen  Jahrhunderts 
die  Yererbpachtung  der  Domanialbauem  aufs 
neue  und  zwar  mit  glänzendem  Erfolge. 
Ihm  folgten  zahlreiche  Korporationen,  Stif- 
tungen imd  Privati^ersonen  in  der  Schaffung 
von  Erbpachtstellen,  so  dass  hier  und  na- 
mentlich auf  den  Staatsländereien  schon 
eine  stattliche  Zahl  freier  Bauern  sass,  als 
die  schweren  Zeiten  der  napoleonischen 
Kriege  die  Widerstandskraft  Preussens  er- 
probten. 

Auch  ausserhalb  Preussens,  in  Darm- 
stadt, Waldeck,  Anspach  und  Bayreuth  etc 
werden  in  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen 
Jahrhunderts  Domänengüter  in  Menge  an 
Bauern  zu  Erbpacht  ausgegeben ;  in  Böhmen 
seit  1776  unter  der  Kaiserin  Maria  Theresia 
der  gesamte  Domanialbesitz  in  bäuerliche 
Erbpachthufen  verwandelt,  und  in  Schles- 
wig-Holstein wurde  nach  dem  Zeugnis 
Hanssens  der  erbangesessene  wolilhabende 
Bauernstand  des  Landes  durch  die  auch  von 
der  Ritterschaft  freiwillig  durchgefülirte 
Vererbpachtung  der  bisher  leibeigenen  Bauern 
begründet. 

So  war,  da  ein  plötzlicher  Uebergang  der 
bisher  abhängigen  und  leibeigenen  Bauern 
zur  YoUfreilieit  nicht  möglich  erschien,  die 
Erbpacht  in  zahlreichen  Fällen  mit  Erfolg 
angew^endet,  um  wenigstens  die  gi-össten 
Uebelstände  des  bisherigen  Besitzrechts  zu 
beseitigen  und  einen  ländlichen  Kleinbesitzer- 
stand heranzubilden,  der  mit  der  Liebe  zum 
erblichen  Besitz  auch  die  I^iebe  zum  Vater- 
lande verband  und  ein  kräftiger  Stützpunkt 
in  den  Stürmen  des  Zeitalters  der  Revolu- 
tion wurde,  trotz  der  Mängel,  die  dem  alten 
Erbpachtsystem  noch  anhafteten  und  den 
Bauern  namentlich  auf  den  Gütern  des  Adels 
zu  einem  abhängigen  Hintersassen  seines 
Grundherrn  herabdrüciLten. 
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3.  Die  Beseitigung  der  alten  E.  im 
Lanfe  dieses  Jahrhunderts.  Seitdem  Iq 
Prankreich  die  grosse  Revolution  in  der  einen 
denkwürdigen  Nacht  vom  4.  August  1789 
aJle  Feudallasten  und  Freiheitsschranken  be- 
seitigt und  an  Stelle  des  überbürdeten,  leib- 
eigenen Bauernstandes  einen  freien,  selb- 
ständigen Eleingrundbesitzerstand  geschaffen 
hatte,  erwachte  allenthalben  das  Bestreben, 
dem  Gnmdbesitzer  die  veralteten  dinglichen 
und  persönlichen  Lasten  der  GutsunterthÄnig- 
keit  abzunehmen  und  ihm  möglichst  un- 
gehinderte Verfflgungsfreiheit  über  die  eigene 
Scholle  zu  gewähren. 

Diesem  Streben,  das  durch  die  volks- 
wirtschaftlichen Lehrmeinungen  damaliger 
Zeit  kräftige  Unterstützung  fand,  fiel  die 
Erbpacht  in  den  meisten  Fällen  zum  Opfer. 

In  gewissem  Sinne  machte  die  freiheit- 
liche Bewegung  selbst  in  Frankreich  vor 
der  Erbpacht  Halt.  Während  die  Gesetze 
der  Nationalversammlung  und  des  Konventes 
alle  ewigen  Renten  für  ablösbar  erklärten, 
liess  man  die  zeitlich  beschränkte  Erbpacht, 
wenn  sie  über  99  Jahre  nicht  hinausging, 
bestehen,  ebenso  Pachtverhältnisse  auf  3 
Generationen,  und  noch  heute  sind  diese 
Bestimmungen  in  Geltmig,  obwohl  der  Code 
civile  alle  Renton  für  ablösbar  erklärte  und 
neue  Renten  nur  für  30  Jahre  unablösbar 
aufgelegt  werden  können. 

Auch  in  Preussen,  das  durch  die 
schweren  Zeiten  der  napoloonischen  Knech- 
tung zu  wirtschaftlichen  Reformen  in  frei- 
heitlichem Sinne  gedrängt  "wurde,  verfolgte 
das  erste  Landeskultm'-E(l.  v.  9.  Oktober  18U7, 
das  die  Leibeigenschaft  aufhob,  noch  den 
Zweck,  die  Vererbpachtung  der  Bauernfelder 
zu  fördern,  die  der  Staat  auf  seinen  Do- 
mänen mit  Eifer  fortsetzte.  Erst  das  Ed. 
V.  14.  September  1811  nahm  eine  der  Erb- 
pacht feindliche  Stellung  ein,  indem  es 
auch  die  Ablösbarkeit  der  aus  ihr  herrüh- 
renden Lasten  erklärte  und  sogar  zu  er- 
z's\'ingen  suchte. 

Die  Beschränkungen,  die  mit  der  alten 
Erbpacht  noch  immer  verbunden  waren  und 
zeitweise  lästig  werden  konnten,  scheinen  die 
grossen  Reformatoren  veranlasst  zu  haben, 
auch  hier  grössere  Freiheit  zu  foixlern  im 
Interesse  »der  freien  Verfügung  über  länd- 
liche Gnmdstücke  und  zur  llinwegraumimg 
der  Hindernisvse  der  Landeskultiu*«. 

Obwohl  nun  das  geteilte  Eigentum  be- 
stehen blieb,  war  doch  durch  die  Möglich- 
keit der  Tilgung  der  Rente  das  Wesen  der 
Erbpacht  beseitigt,  und  wenn  auch  durch  G. 
V.  13.  Juli  1845  die  Ablösbarkeit  der  Erb- 
pacht durch  Vertrag  auszuschliessen  gestattet 
lÄ^irde,  so  machte  doch  die  Verfassung  v. 
31.  Januar  1850,  welche  die  Ablösbarkeit 
der  Gnmd lasten  in  Art.  42  gewährleistet 
und  niu*  die  erhebliche  Ueberlassung  vollen 


Eigentums  an  Grundstücken  zulässt  der  Erlw 
pacht  in  Preussen  ein  Ende. 

Das  G.  V.  2.  März  1850  schliesst  gleirh- 
falls  geteiltes  Eigentum  aus,  gestattet  mir 
feste  Geldrenten  aufzuerlegen,  bestimmt 
aber,  dass  diese  mit  dem  20  fachen  Betrase 
ablösbar  seien  und  nie  für  länger  al^  ä* 
Jahre  ihre  Ablösbarkeit  vertragsmässip  au- 
geschlossen,  auch  kein  höherer  al:^  der 
25  fache  Betrag  als  Ablösungskapital  au4ie- 
düngen  werden  darf. 

Damit  ist  in  den  alten  Proxinz^^n 
Preussens  die  Erbpacht  definitiv  bet^iti^ 
und  ihre  Wiedereinfühnmg  unmöglich  jre- 
mac'ht.  In  den  neuen  Provinzen  wmtlej 
dieselben  Gnmdsätze  zur  Geltung  gebrüht, 
in  HohenzoUern  diuxjh  G.  v.  28.  Mai  l^i". 
in  HeSvsen-Nassau  durch  GG.  v.  15.  Febniir 
1872  und  23.  Juli  1876,  in  Schles^Äig-Hol- 
stein  durch  G.  v.  3.  Januai-  1873  und  ir. 
Lauenburg  d\m?h  G.  v.  17.  August  1S72. 

In  Hannover  hat  man  durch  0.  v.  lä 
November  1831  die  alten  Erbpachtlasti^n  flr 
ablösbar  erklärt,  aber  die  Begründung  ei:n-r 
Art  Rentengüter  unterm  23.  Juli  1833^^•i♦^ifr 
i  gestattet,  indem  man  zidiess,  *GnmdstMcke 
«unter  Vorbelialt  einer  auf  jeden  ErwerUi^r 
übergehenden,  unablösbaren  Rente  zn  ül-^r- 
tragen«,  wenn  sonst  volles  Eigentum  un-I 
volle  Verfügungsfreiheit  gewährt  wird.  X'ir 
ganze  Bauernhöfe  soUten  nicht  ohne  (.ieii«^h- 
migimg  des  Empfangsberechtigten  get»nh 
weixlen,  die  Rente  durfte  aber  auch  in  G^^ 
treide,  Erdarten,  selbst  in  Naturaldieiisten 
festgesetzt  werden,  und  letzteres  i^t  l»^ 
stehen  geblieben,  während  die  Ablö?ljark-it 
der  Rente  am  4.  April  1869  gesetzlich  lv- 
stattet  wurde. 

Im  ehemaligen K u r h e s s e n  ist  die durii 
G.  V.  20.  Juni  1850  gestattete  Ablösung  dt^r 
erbpaclitlichen  Lasten  insofern  erschw^ni. 
als  bei  Antrag  seitens  des  Bei-echtigter. 
nur  der  18 fache  Betrag  zu  zahlen  ist.  der 
Verpflichtete  dagegen  das  25  fache  der 
Rente  zu  zahlen  hat,  wenn  er  auf  Ablosuni: 
dringt. 

Auch  das  Königreich  Sachsen,  das  ur- 
sprünglich durch  Erhöhung  der  Rente  um 
5  ®/o  das  Obereigentum  abzulösen  gestatt»^tt\ 
erschwerte  tlie  Abstossung  der  Rente,  indem 
durch  G.  v.  15.  Mai  1851  das  20  fache  d»^ 
um  5  %  erhöhten  Kanons  als  Tilgimgskapila! 
gefordert  wiid.  Bayern  ermögücht  durch 
G.  V.  4.  Juni  1848*^  Abstossung  der  ^Eih- 
rechts  <Jasten  zum  1 8  fachen  Betrage  nn  i 
verbietet,  geteiltes  Eigentum  wieder  einzu- 
führen. Württemberg,  Oldenburg  und  and»^rv 
Staaten  Deutsclüands  erklärten  die  Erl»f«cht- 
lasten  gleichfalls  für  ablösbar.  In  den  meisten 
Fällen  wurde  unter  dem  Druck  der  Bewt*- 
gung  des  Jahres  1848  auf  Gnmd  des  allge- 
meinen Widerwillens  gegen  Reallasten  und 
»mittelalterliche  Ueberreste«   auch  die  Erl»- 
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jacht  ohne  gründliche  Prüfung  über  Bord 
^reworfen,  statt  sie  der  ihr  anhaftenden 
>fänffel  und  Schwächen  zu  entkleiden. 

Nur  in  einzelnen  deutschen  Kleinstaaten, 
in  Sachsen-Altenburg,  Öotha,  Weimar  und 
Meiningen,  in  Lippe-Schaumburg,  in  Eeuss 
und  Rudolstadt  sowie  in  Braunschweig  und 
3{*vklenburg  ist  die  Erbpacht  bestehen  ge- 
blieben. Mecklenburg-Schwerin  hat  sie  so- 
piT  zu  der  fast  ausschliesslichen  Form  des 
Uuerlichen  Besitzes  in  reformierter  Gestalt 
pmacht,  deshalb  wollen  wir  kurz  diese Ent- 
vickelung  hier  kennzeichnen. 

4.  Die  reformierte  £.  in  Mecklenburg 
etc.  In  Mecklenburg-Schwerin  wur- 
'len  die  zahlreichen  Domanialbauern ,  nach- 
dem im  Anfeng  des  vorigen  Jahrhunderts 
•nn  Versuch  der  Yererbpachtung  wegen 
mangelnder  Umsicht  gescheitert  war,  von 
jeher  als  einfache  Zeitpächter  ihrer 
Hufen  behandelt,  und  wenn  man  auch  früh- 
zeitig die  Frondienste  des  Bauern  beseitigte 
und  schon  seit  1773  bei  Verpachtung  der 
l>'manialhöfe  keine  Bauerndienste  mehr  mit- 
verpachtete, sondern  ihnen  Geldpacht  oder 
IHenstgeld  auferlegte,  so  wurde  doch,  als 
«lie  Leibeigenschaft  1820  beseitigt  wurde, 
4er  Bauer  weder  im  Domanium  noch  in  der* 
Ritlerschaft  zum  freien,  erblichen  Eigentümer 
s^'iPier  Hufe  gemacht,  sondern  femer  als 
Zeitpächter  behandelt. 

Die  grossherzogliche  Regierung  hat  jedoch 
-eitdem  fortwährend  darauf  hingearbeitet, 
einen  erbangesessenen  Bauernstand  zu  schaf- 
fen, und  sich  dazu,  da  staatsrechtlich  ein 
Verkauf  von  Domanialeigentum  nicht  zu- 
iFv-sig  erschien,  der  Form  der  Erbpacht 
bt-'.üent,  die  man  gerade  hier  in  zweckent- 
^lJ^echender  Form  umgestaltet  hat,  so  dass  die 
l^urchführung  der  allgemeinen  Vererbpach- 
tiing  seit  1867  für  ähnliche  Bestrebungen 
ak  raustergiltig  angesehen  werden  kann. 

Nachdem  schon  friiher  zahlreiche  heim- 
Haliene  Bauernstellen  zu  Erbpacht  gegen 
Roggenkanon,  nach  zwanzigjährigen  Diirch- 
^^'•hnittspreisen  in  Geld  zahlbar,  veräussert 
^aren,  wurde  seit  1867  die  allgemeine  Ver- 
erbpachtung zwangsweise  durchgeführt,  in- 
dem man  die  bisherigen  Hauswirte  zu  erb- 
lichen Nutzniessern  ihrer  Stelle  machte. 
ImU4  erhielten  sie  in  Anerkennung  ihrer 
äelir  zweifelhaften  Anrechte  am  Grund  und 
Borlen  bis  zu  150  preussischen  Morgen  ohne 
alles  Erbstandsgeld ,  nur  für  den  darüber 
hinausgehenden  Teil,  den  sie  aber  nicht  zu 
Dehmeo  brauchten,  zahlten  sie  geringes 
Kaufgeld,  ebenso  hatten  nur  die  grösseren 
ßf-sitzer  für  ihre  Gebäude  bis  zur  Hälfte  des 
Brandkassenwertes  zu  zahlen,  und  die  Hof- 
^'♦'hren  wurden  ihnen  nach  der  niedrigen 
Taxe  von  1806  überlassen. 

Die  Regierung  machte  zum  letzten  Male 
^ou  ihrem  Rechte  Gebrauch,  die  Hufe  zu 


verändern,  so  dass  wohl  abgerundete,  mit 
Wiesen  und  Ackerland  gut  versehene  Bauern- 
höfe geschaffen  wurden,  daneben  aber  für 
Schul-  und  Gemeindeaotationen  entspre- 
chende Ländereien  reserviert  werden  konnten. 
So  sind  im  mecklenburgischen  Domanium 
mehr  als  5300  gut  fimdierte  bäuerliche  Erb- 
pachtstellen geschaffen  worden. 

Alle  lästigen  Beschränkungen,  wie  sie 
in  den  älteren  Erbpachtkontrakten  noch  vor- 
handen waren,  wurden  aus  dem  neuen  ent- 
fernt und  auch  den  älteren  Erbpachten! 
gestattet,  die  vereinfachten  Kontrakte  zu 
wählen. 

Der  Kanon  ist  der  früheren  Zeitpacht 
gleich,  er  wird  mit  25  kapitalisiert,  als  erste 
Hypothek  auf  das  Gut  eingetragen  und  ist 
seitens  der  Grundherrschaft  unkündbar,  darf 
aber  von  dem  Erbpächter  durch  Zahlung 
des  vollen  Kanonkapitals  in  einer  Summe 
abgelöst  werden,  so  dass  also  nicht  einmal 
unablösbare  Renten  auf  den  Gütern  haften. 
Der  Erbpächter  hat  volle  Freiheit  in  der 
Bewirtschaftung,  darf  das  Grundstück  ver- 
pfänden und  veräussem.  Die  Gebühren  bei 
freiwilligem  Verkauf  sind  nicht  viel  höher 
als  sonst  die  Immobiliarstempel ,  von  dem 
Vorkaufsrecht  der  Grundhen-schaft  wird 
kaum  Gebrauch  gemacht.  Ein  besonderes 
Intestaterbrecht  sichert  die  Erbfolge  nach 
altem  deutschen  Anerbenrecht ;  nur  der  Name 
Erbpacht  und  damit  das  nominelle  Ober- 
eigentum des  Grossherzogs  und  die  Bestim- 
mung, dass  die  Erbpachtstelle  nicht  ohne 
Genehmigung  der  Grundherrschaft  parzelliert 
und  mit  anderen  zusammengelegt  werden 
darf,  scheiden  diese  neuen  Erbpachtgüter 
von  völlig  freiem  Eigentum. 

Neben  diesen  bäuerlichen  Erbpachtgtitem 
existieren  noch,  abgesehen  von  wenigen 
grösseren  Erbpachthöfen,  zahlreiche  klein- 
bäuerliche Besitzungen,  die  sogenannten 
Büdnereien,  die  gleichfalls  nach  dem  Recht 
der  Emphyteuse  ihr  Areal  von  15 — 20  Mor- 
gen besitzen,  zimi  Teil  einen  ablösbaren 
Kornkanon  zahlen,  zum  Teil  gleich  bei  der 
Vererbpachtung  das  volle  Kaufgeld  zahlen 
mussten,  nur  ebenso  wenig  geteilt  und  zu- 
sammengelegt werden  dürfen  wie  die 
grösseren  Grundstücke.  Dasselbe  gilt  von 
den  Tausenden  von  Häuslereien,  die  ihren 
Hofplatz  und  ihr  Gartenland  in  derselben 
Weise  ohne  unablösbare  Rente  zu  Erbpacht 
besitzen. 

Im  Territorium  der  Ritterschaft  und  der 
drei  Landesklöster  hat  die  Erbpacht  noch 
manches  von  den  alten  Beschränkungen  be- 
halten, die  Bauernstellen  sind  zum  Teil  zu 
unveräusserlichen  und  un  verschuldbaren  Fa- 
milienfideikommissen  gemacht,  imd  die  hy- 
pothekarische Belastuugsfäliigkeit  ist  viel- 
fach besclu^nkt. 

Wenn  so  in  Mecklenbm*g  die  Erbxmcht 
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zur  Sesshäftmachung  einer  bereits  vorhan- 
denen bäuerlichen  Bevölkerung  in  verbesser- 
ter Gestalt  Anwendung  gefunden  hat  und 
den  früheren  Zuständen  gegenüber  sich  als 
grosser  Fortschritt  bewährt  hat,  so  sucht 
man  mit  noch  grösserem  Recht  erbpacht- 
ähnliche Verhältnisse  wieder  einzurühren 
oder  zu  erhalten,  wo  eine  Ansiedelung  von 
mittleren  und  kleineren  Grundbesitzern 
wünschenswert  ist  und  ein  bisher  unkulti- 
vierter Boden  in  Ackerland  verwandelt  wer- 
den soll.  In  den  Fehn-  und  Moorkolonieen 
Ostfrieslands  und  Oldenburgs  findet 
daher  die  Erbpacht  noch  heute  ausgedehnte 
Anwendung  trotz  der  die  Ablösung  begüns- 
tigenden modernen  Gesetzgebung,  und  neue 
Ansiedelungen  werden  hier,  wo  der  Kolonist 
seinen  Boden  erst  erarbeiten  muss,  durch 
Ueberlassung  gegen  unablösbare  Rente  ge- 
wiss gefördert. 
*  5.  Die  wirtschaftliche  Bedentcmg  der 
reformierten  E.  Während  die  alte  Erb- 
pacht mit  ihren  zahlreichen  Beschränkungen 
der  Freiheit  des  Erbpächters  mit  ihren  oft 
recht  lästigen  besonderen  Abgaben,  ihren 
gutsherrlichen  Konsensen  etc.  in  der  Neu- 
zeit natiu-gemäss  keine  Stätte  mehr  finden 
konnte,  ihre  baldige  Beseitigung  daher  all- 
seitig angestrebt  wurde,  ist  neuerdings  ein 
berechtigter  Umschwung  der  Meinungen  in- 
sofern eingetreten,  als  man  die  Erbj^acht  in 
verbesserter  Form,  frei  von  allen  jenen 
ihrem  Wesen  fernen  Beschränkungen  wieder 
einführen  will,  um  da,  wo  noch  unsichere 
Besitzesrechte  einer  bäuerlichen  Bevölkenmg 
existieren,  diese  zu  beseitigen,  namentlich 
aber  um  Kolonisationen  und  Ansiedelungen 
zu  erleichtern. 

Das  Wesen  dieser  reformierten  Ei-bpacht 
erblickt  man  darin,  dass  Grundstücke  gegen 
feste,  einseitig  nicht  ablösbare  Rente  zu  erb- 
licher Nutzung  gegeben  wei-den,  die  frei 
veräusserlich  und  verschuldbar  sind,  nm* 
nicht  ohne  Genehmigung  des  Verpächters 
geteilt  und  mit  anderen  Grundstücken  zu- 
sammengelegt werden  dürfen. 

Diese  neue  Form  der  Erbpacht  hat  un- 
bestreitbar mancherlei  wirtschaftliche 
Vorteile,  wenn  es  sich  darum  handelt, 
neue  Ansiedelungen  ins  Leben  zu  nifen, 
Bauern  und  kleinere  Gnmdbesitzer  da  anzu- 
siedeln, wo  diese  Elemente  fehlen  oder  wo 
bisher  unkultivierte  Flächen  in  Kultur  ge- 
nommen werden  sollen.  Sie  hat  der  Zeit- 
pacht gegenüber  den  grossen  Vorzug,  dass 
kleinere  Besitzer  nur  dann  wirklich  zweck- 
entsprechend wirtschaften  werden,  wenn  sie 
wissen,  dass  die  Scholle  ihr  erbliches  Eigen 
bleibt,  dass  keine  Erhöhung  der  Pachten  sie 
um  die  Früchte  ihres  Fleisses  bringen  kann. 
Dem  Verkauf  zu  vollem  freien  Eigentum 
gegenüber  verdient  sie  für.  diese  Zwecke 
den  Vorrang,  weil  der  Grundeigentümer  die 


Möglichkeit  in  der  Hand  behält,  die  einmal 
geschaffenen  Besitzesstellen  auch  zu  erhalten, 
ohne  Gefahr  zu  laufen,  dass  das  mit  Opfern 
seinerseits  Erreichte  diu^h  Parzellieroni^ 
oder  Zusammenkauf  bald  wieder  ver- 
schwindet. 

Der  Verkauf  gegen  feste,  unablösbare  und 
deshalb  von  den  SchwankuDgen  des  Zins- 
f usses  fast  unabhängige  Rente  erleichtert 
auch  vielfach  den  ersten  Ansiedlern  die  Er- 
werbung von  Grundeigentum. 

Namentlich  da,  wo  es  sich  darum  han- 
delt, bisher  unkidtivierten  Moor-  oder  Heide- 
boden durch  die  fleissige,  mühevolle  Arbeit 
des  Kolonisten  zu  eitragsfähigen  Adcerlän- 
dereien  im  Laufe  von  vielen  Jahren  zu 
machen,  wird  eine  Ueberlassung  des  Gnicd 
und  Bodens  fast  ohne  alle  Anzahlung  zu- 
lässig sein  und  der  Veräusserer  sich  mit 
dem  Versprechen  der  Rentenzahlung  be- 
gnügen können,  so  dass  auch  wenig  b-e- 
mittelte  Ansiedler  sich  auf  diese  Weis»?  eine 
behagliche  Heimstätte  erarbeit43n  können. 

Wo  grössere  Güter  zu  kleineren  ßejiit- 
zungen  zei-schlagen  werden ,  die  Kolouirfen 
den  Ausbau  der  Stelle  selbst  übemehnifn, 
wird  gleichfalls  das  Interesse  beider  Koa- 
irahenten  gewahrt  werden  können ,  wf-nn 
der  Erwerb  des  Grund  und  Bodens  dem 
Erbpächter  fast  ohne  Anzahlung  gestattet 
wird. 

Sollten  aber  ausgebaute  Bauernhöfe  (xier 
Häuslereien  an  neu  anzusiedelnde  Erbpachter 
ausgegeben  werden,  so  wird  der  Vorteil 
leichteren  Erwerbes  nicht  sonderlieh  hfxth 
anzuschlagen  sein,  weil  hier  ein  Verzieht 
auf  angemessenes  Erbstandsgeld  notwendiger- 
weise, ähnlich  wie  beim  Zeitpächter,  ein 
Kontroll-  und  Aufsichtsrecht  seitens  des  Yer- 
erbpächters  im  Gefolge  haben  müsste,  das 
gerade  hier  möglichst  zu  vermeiden  ist.  Für 
diese  Erbpachtgüter  würde  also  nur  der 
Vorteil  der  festen  unkündbaren  Ren- 
tenschuld bleiben,  die  vor  einer  kündbaren 
Kapitalverschuldung  das  voraus  hätte,  dass 
ein  Schwanken  des  Zinsfusses  dem  Land- 
mann  keine  Verlegenheiten  bereiten  kann. 
Unkündbare  Hypotheken  würden  aber  das- 
selbe leisten  und  hätten  einem  nicht  kapi- 
talisierten Kanon  gegenüber  noch  den  Vor- 
zug, dass  eine  wechselnde  Bewertung  der 
Rente  bei  Kauf  oder  Erbgang  ausgeschlc»?- 
sen  ist. 

Die  neueren  Verteidiger  der  reformierten 
Erbpacht  stellen  den  Nutzen  der  leichteren 
Erwerbung,  der  unkündbaren  Rente  vielfach 
zu  stai'k  in  den  Vordergrund  und  übersehen 
dabei  nicht  selten,  dass  dieser  VorleU  auch 
nur  dem  ersten  Erwerber  zu  gutf* 
kommt,  während  bei  jedem  Besitzeswechsel 
genau  so  wie  beim  Kauf  und  Verkauf  freien 
Eigentums  verfahren  werden  wird,  indoni 
der  Kaufpreis  der  Hufe  nach  ihrem  Rein- 
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ertrage  beiechnet  und  die  Rente  wie  der 
IVberechuss  nach  dem  landesüblichen  Zins- 
fnss  kapitalisiert  werden  wird. 

Die  Bestimmung,  dass  ohne  Genehmigimg 
des  Vererbpächters  nicht  parzelliert  und 
konsohdiert  werden  darf,  wird  zur  Erhaltung 
eines  einmal  geschaffenen  bäuerlichen  Besitz- 
standes wesentlich  beitragen  und  keine  Oe- 
{ahn?n  für  die  Zukimft  bieten,  wenn  der 
Staat  selber  oder  der  staatlichen  Aufsicht 
unterstellte  Korporationen  und  Stiftungen 
die  Grundherren  sind.  In  den  Händen  von 
IVivatpersonen  konnten  solche  Bestimmun- 
sTt^n.  wenn  keine  Appellationsinstanz  vor- 
handen ist,  leicht  zu  einer  schädüchen  Fixie- 
rung veralteter  Grossenverliältnisse  oder  zu 
piner  Ausbeutung  der  Erbpächter  führen. 
Andererseits  wird  gerade  diese  Bestimmung 
flazu  beitragen,  Privatpersonen,  Fideikommiss- 
bositzer  etc.  zur  Schaffung  von  bäuerlichen 
Erbj»achtstellen  oder  zur  Ansiedelung  von 
grondbesitzenden  Tagelöhnern  zu  veranlas- 
sen, weil  sie  dadiu-ch  allein  die  Handhabe 
fK'Sitzen.  dauernd  leistungsfähige  Stellen  zu 
be^Tünden  und  einer  ihren  Interessen  wenig 
entsprechenden  Bildung  von  Zwergwirt- 
>chaften  oder  der  Zusammenlegung  zu  grös- 
seren Gütern  entgegenzutreten. 

Für  Korporationen,  Stiftungen,  Fidei- 
komniisse  und  Private  würde  auch  die  Auf- 
^jloffiiDg  eines  Fruchtkanons,  der  nach  den 
langjährigen  Durchschnittspi-eisen  der  Frucht 
in  Ueld  zu  zahlen  wäre,  das  zweckent> 
>prechendste  sein,  da  sie  alsdann  dem  Stei- 
gen der  Preise  entsprechend  Anteil  an  der 
^teij^nden  Grundrente  behielten  und  sicher 
wän?n,  keine  Entwertung  des  Kanons  be- 
fäjxhten  zu  müssen.  Für  den  Erbpächter 
bliebe  damit  die  Rente  im  Einklang  mit  dem 
Ertrage  seines  Grundstückes,  doch  hätte  für 
ihn  solche  Reali'ente  den  Nachteil,  bei  Ver- 
kauf oder  Verpfändimg  des  Gutes  nicht  ge- 
nau bemessen  werden  zu  können,  so  dass 
*ft  t ine  Verminderung  des  ßealkredites  die 
folge  solcher  Komrenten  ist. 

Wo  heute  durch  Verfassungsbestimmun- 
gen die  Begründung  geteilten  Eigentums 
ausffpschlossen  ist.  sucht  man  durch  Schaf- 
^mg  sogenannter  »Rentengüter«  (s.  d.)  die  Vor- 
teile der  reformierten  Erbpacht  auszunützen. 

Litterator:  Nasse,  Die  wirtach.  Bedeutung  von 
Erbpacht  und  Erbzinsverhäitniaaen ,  in  Thiels 
^ndvc.  Jahrbüchern  VII,  S.  41ff,  —  Schön- 
f>^>Vf  Erbpctcht  und  JSrbzinsleüte,  Jahressupple- 
nent,  £d.  II,  1881  zu  Meyers  Konvers. -Lexikon, 
—  Zur  inneren  Kolonisation  iih  Deutsch- 
f'ind.  Sehrißen  d,  Ver.  f.  SozialpolUik,  XXXII, 
^ipzig  1886.  —  Ruprecht,  Die  Erbpacht, 
(iOttingen  1882.  —  ^Denkschrift  betreffend  Renten- 
gülera,  rorgelegt  vom  preuss.  Landwirtschaßs- 
^inisterium,  in  Thiels  Jahrbüchern  XIV,  Supph- 
mmheß  III,  S.  92  ff.,  awh  in  den  Schriften  des 
^  /.  Sozialpolüik  XXXII,  S.  94  ff.  —  Ad. 
Wagner,    Einamicissenschaft,    Bd.   I,   Leipzig 


und  Heidelberg  1877.  —  6?.  Hanssen,  Die 
Aufhebung  der  Leibeigenschaft  in  Schleswig- 
Holstein,  1861.  —  Falke,  Die  Gesch.  des  Kur- 
fürsten August  von  Sachsen,  1868.  —  Hüll- 
mann,  ^Die  Geschichte  der  Domänenbenutzung 
in  Deutschland,  1807.  —  Bälde,  Zur  Geschichte 
der  Vererbpachtung  der  Domanialbauem  in 
Mecklenburg-Schwerin,  1869.  —  Derselbe,  Fi- 
nanzverhäünisse  in  Mecklenburg-Schwerin,  1877. 
—  Michelsen,  Ueber  die  Vererbpachtung  kleiner 
und  grösserer  Grundstücke,  18S2.  —  Pa>asche, 
Die  rechtliche  und  wirtschaftliche  Lage  des 
Bauernstandes  in  Meckleyiburg-Schwerin.  Schrif- 
ten des  Vereins  für  Sozialpolitik  XXIV,  S.  S27 
bis  S81.  —  Derselbe,  Erbpacht  und  Renten- 
guter  als  Mittel  zur  Erhaltung  und  Schaffung 
eines  ländlichen  Mittel-  u.  Kleinbesitzes,  Jahrb.  f. 
Not.  u.  Stat.,  N.  F.  14,  S.  209  ff. 
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Erbrecht. 

I.  Wirtschaftlich-soziale  Bedeutung  des  E. 
(S.  665).    n.  E.  als  Rechtsinstitut  (S.  671). 

I.  Wirtschaftlich-soziale  Bedeutung 
des  Erbrechts. 

1.  Begriff  des  E.  2.  Wirtschaftlich-soziale 
Begründung  des  E.  B.  Gesichtspunkte  für  die 
Reform  des  gesetzlichen  E.  4.  Das  testamen- 
tarische E.    5.  Fideikommisse. 

1.  Begriff  des  E.  Erbrecht  im  ob- 
jektiven Sinne  ist  die  Summe  der  Grund- 
sätze, nach  welchen  das  Vermögen  eines 
Subjektes  (einer  Pei-son)  nach  dessen  Unter- 
gang (deren  Tode)  in  andere  Hände  tiber- 
geführt wird.  Dasselbe  kann  also  nur  unter 
der  Herrschaft  des  Privateigentums,  nicht 
der  des  Gesamteigentums  bestehen;  bei 
letzterer  wenigstens  nur  in  den  Fällen,  wo 
die  ganze  vermögensrechtliche  Gesamtheit 
(Stamm,  sonstige  über  die  Familie  liinaus- 
reichende  Gesamtheit)  untergegangen  ist. 

Erbrecht  im  subjektiven  Sinn  ist  das 
Recht  auf  den  Eintritt  in  das  Vermögen 
eines  Gestorbenen  (untergegangenen  Wirt- 
schaftssubjekts). 

Neben  dem  Erbrecht,  welches  sich  auf 
Vermögen  (wirtschaftliche  Werte)  bezieht, 
giebt  es  ein  Erbrecht,  welches  einen  Teil 
des  öffentlichen,  insbesondere  Staatsrechts 
bildet :  Recht  auf  Tlironfolge,  Recht  auf  den 
Sitz  in  einer  gesetzgebenden  Versammlung 
(Herrenhaus,  Reichsrat)  etc. 

Erbfolge  ist  die  Reihenfolge  der  Erb- 
berechtigten. Dieselbe  wird  ebenso  wie  die 
Bestimmungen  über  den  Anteil,  den  die 
Erben  und  Vermächtnisnehmer  haben  sollen, 
durch  zwei  Mittel  geschaffen :  1.  die  gesetz- 
liche Erbfolge,  2.  die  durch  vorsorgliche 
Verfügung  des  Erblassers  geordnete  Erbfolge, 
welche  aus  dem  »Testament«  des  Erblassers 
hervorgeht.  Diese  ist  in  den  meisten  Kul- 
turstaaten —  in  England  und  den  Vereinig- 
ten Staaten  von  Amerika  nicht  —  an  ge- 
wisse Rücksichten  auf  die  gesetzliche  Erb- 
folge, das  sogenannte  Pflichtteilsrecht,  ge- 
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blinden.  Diese  letztere  wird  auch  »Intestat- 
erbfolge« genannt,  in  der  Annahme,  dass  die 
durch  Testament  geordnete  Erbfolge  in  erster 
Linie  stehe. 

Im  vorliegenden  Artikel  handelt  es  sich 
nicht  darum,  dixs  Erbrecht  von  der  juristi- 
schen Seite  zu  beleuchten  —  dies  geschieht 
durch  einen  anderen  Artikel,  sondern  die 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Gesichtspunkte, 
aus  denen  das  Erbrecht  anzusehen  ist,  klar 
hinzustellen,  ohne  auf  Einzelheiten  einzugehen. 

2.  Wirtschaftlich-soziale  Begründung 
des  E.  In  der  heutigen  Wirtschaftsordnung 
des  germanischen  und  romanischen  Kultiu-- 
kreises  bildet  das  individuale  Eigentum  (s. 
d.  Art.  Eigentum  oben  S.  294  ff.)  die  Grund- 
lage ;  dem  entsprechend  handelt  es  sich  aucli 
beim  Erbrecht  um  den  Uebergang  des  Ver- 
mögens einer  gestorbenen  Pereon  auf  über- 
lebende Einzeli)ersonen,  eventuell  jiuistische 
Personen. 

Der  allgemeine  Grund  des  Erbrechts  ist 
die  Notwendigkeit,  die  Güter  (Werte),  welche 
das  Vermögen  eines  Verstorbenen  aus- 
machen, iliren  vernünftigen  Zwecken  zu  er- 
halten und  die  ordnungsmässige  Abwickelung 
der  Geschäfte,  welche  der  Erblasser  einge- 
gangen ist,  zu  ermöglichen.  Dieser  aUge- 
meine  Gnmd  giebt  noch  nicht  die  Weisung 
dafür,  wem  das  Vermögen  übertragen,  wie 
es  verteüt  werden  soll,  denn  es  giebt  ver- 
schiedene Organe,  welche  jenen  Zweck  er- 
füllen können,  und  es  kann  streitig  sein, 
welche  ihn  am  besten  erfüllen.  Es  kommt 
offenbar  nicht  darauf  an,  das  Vermögen 
überhaupt  unterzubringen,  sondern  es  an 
solche  überzuleiten,  welche  den  am  besten 
und  gerechtesten  zu  begründenden  Anspruch 
darauf  haben.  Dass  diese  schwierige  Aufgabe 
durch  das  gegenwärtig  geltende  Erbrecht 
unserer  Kulturstaaten  schon  erfüllt  werde, 
kann  nicht  gesagt  werden.  Für  die  Ver- 
teilung giebt  es  (vorerst  abgesehen  vom 
testamentarischen  Erbrechte)  vier  Gesicht- 
punkte und  Begründungen: 

1.  nach  der  Blutsverwandtschaft, 
mit  mehr  oder  weniger  Rücksicht  auf  die 
Ehefrau.  Dieser  Verteilungsgnmd  ist  nach 
Vorgang  des  römischen  Rechts  in  den  mo- 
dernen Erbrechten  herrschend.  Er  löst  die 
Fragen  in  der  That  am  einfachsten,  indem 
er  regelmässig  die  Unterbringung  des  Ver- 
mögens nach  leicht  nachweisbaren  Merk- 
malen ermöglicht;  man  hat  mit  ihm  ein 
mechanisches  Princip  gewonnen,  das  nur 
ausnahmsweise  —  wenn  keine  Blutsver- 
wandten aufzufinden  sind  —  im  Stich  lässt. 
Immerhin  geht  es  auch  hierbei  nicht  ohne 
einige  Willkür  ab,  weü  es  vei-schiedene 
Möglichkeiten  giebt,  die  Blutsver^^andtschaft 
zu  verfolgen.  Entweder  nämlich  teilt  man 
die  Blutsverwandtschaft  a)  nach  Stämmen 
ab:   1.  die  eigenen  Kinder,   und  zwai-  so, 


dass  die  Enkelkinder  statt  des  schon  ver- 
storbenen Sohnes  oder  der  verstorbeoea 
Tochter  erben  —  Repräsentation  — ^  2.  dir» 
Eltern  und  deren  Descendenz:  Geschwister 
des  Erblassers,  wieder  mit  Repräsentatioji. 
3.  die  Grosseltem  etc.;  der  nähere  Stamni 
schliesst  dabei  den  weiteren  ganz  aus.  Od-?r 
b)  man  rechnet  die  Blutsverwandtschaft  mir 
nach  der  Gradnähe  zum  Erblasser:  zunächst 
Kinder  und  Eltern,  dann  Geschwister,  dann 
Geschwisterkinder  etc.  Dabei  würde,  stKn^ 
genommen ,  Repräsentation  ausgeseWo&Jeu 
sein  und  z.  B.,  wenn  ein  Bruder  noch  am 
Leben,  ein  anderer  gestorben  ist  mit  Hin- 
terlassung von  Kindern,  jener  Erbe  ?*'nn. 
diese  würden  nichts  bekommen.  Indessen 
ist  auch  im  römischen  Recht  für  die  näch- 
sten Verwandtschaftsgrade  Repräsentatinc 
zugelassen,  so  dass  z.  B.  Geschwisterkin'ier 
neben  Geschwistern  erben. 

2.  Nach  dem  sozialen  Zusammen- 
hange des  Erblassers  mit  den  Hinterblie- 
benen. Hier  werden  zunächst  regelmässig: 
dieselben  Personen  in  Betracht  kommen  wie 
zu  1.  und  mit  ihnen  die  Ehefrau.  Ffir  ent- 
ferntere Blutsverwandte,  sofern  sie  nicht  mii 
dem  Erblasser  in  Wohn-  und  Wirtschafts- 
gemeinschaft gelebt  haben,  wird  sich  alter 
unter  diesem  Gesichtspunkte  kein  Erbrecht 
herleiten  lassen.  Es  gilt  hier  nicht  das 
mechanische  Princip  der  Blutsverwandtschaft, 
und  es  muss  ein  auf  dem  Rechtszweeke  und 
auf  Gerechtigkeit  begründetes  eintreten. 
Allerdings  ist  es  für  den  Gesetzgeber  un- 
gleich schwerer,  Regeln  in  diesem  Sinne 
aufzustellen,  indem  es  dabei  gilt,  die  Be- 
dürfnisse des  Volkslebens  des  betreffenden 
Zeitalters  nachzuempfinden  und  ihnen  ent- 
sprechende Anordnungen  zu  treffen,  sowohl 
hmsichtlich  der  Personen,  an  welche  <h> 
Erbe  zu  verteilen  ist,  wie  hinsichtlich  der 
Güter,  welche  die  Erbschaft  bilden. 

Hinsichtlich  der  Personen  würde  nach 
diesem  Princijie  zu  bestimmen  sein,  vie 
weit  der  Kreis  der  Personen  anzunehmen 
ist,  welche  regelmässig  einen  sozialen  (Fa- 
milien-) Zusammenhang  miteinander  lial>e». 
wo  demgemäss,  da  man  das  Erbrecht  elk>n 
auf  diesen  Zusauunenhang  stellen  will,  der 
Abschluss  des  Erbrechts  zu  erfolgen  hat 
und  an  wen  in  Ermangelung  von  nach  di»^- 
sem  Principe  berechtigten  Personen  das 
Erbe  fallen  soll.  Es  kann  doch  nicht  ge- 
leugnet werden,  dass  das  Erbi-echt  der  Bluts- 
verwandten, soweit  es  über  den  wirklii-h 
und  lebendig  vorhandenen  Familien  Zusam- 
menhang hinausgeht  —  was  ja  immerhin 
nur  die  Ausnahme  büdet,  da  meist  Ehefrau, 
Kinder,  nahe  Verwandte,  die  mit  dem  Ert^- 
lasser  in  beständiger  Fühlung  geblieben  sind. 
vorhanden  sind  —  ein  Notbehelf  zur  Unter- 
bringung der  herrenlos  gewordenen  Guter 
und  dass  der   »lachende  Erbe«   eine  sinn- 
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widrige  Einrichtung  ist    Der  thatsächliche 
5''>ziale  Zusammenhang  auf  Grund  der  Bluts- 
venÄ'andtschaft  ist   heutzutage  regelmässig 
auf  sehr  nahe  Grade  beschränkt  uad  reicht 
nicht    über  Enkel   und    Grosseltern    sowie 
Crp^chwisterkinder  (echte  Vettern  und  Basen) 
hinaus.     Der  Abschluss  des  Erbrechts   bei 
•lieiien  Verwandtschaftsverhältnissen  ist  also 
Kizial    unbedenklich;    zumal   die  Korrektur 
vj.>n  Verstössen  des  gesetzlichen  Erbrechts 
nsw.-h  den  Bedürfnissen  des  Lebens  im  ein- 
zelnen Falle  durch  Vorsorge   mittelst  letzt- 
billiger  Verfügung  erfolgen  kann.    Wohin 
•üe  durch  den  Abschluss   der  Erbfolge  bei 
(ien  bezeichneten  Graden  etwa  frei  bleiben- 
den Erbteile  zu  leiten  seien,  darüber  nachher. 
Was  dann  zweitens  die  Güter,  also  die 
Art  des   durch  Erbgang  zu  überliefernden 
Vermögens  betrifft^  so  wird  aus  dem  sozialen 
G»^sichtspunkte    das    gegenwärtig    geltende 
Eeoht  in   dieser  Hinsicht  auch  nicht  ohne 
weiteres   als   genügend   hingestellt   werden 
können.    Nach  den  geltenden  Rechten  wird 
regelmässig  kein  Unterschied  zwischen  den 
Teilen   einer  Erbschaft   nach   Güterklassen 
gemacht.    Wertpapiere,  Fabriken,  Landgüter 
♦/te.  werden  in  ihrer  Eigenschaft  als  Werte 
lind  gemäss   ihrer  Abschätzung   als  Kauf- 
werte nach  gleichen  Gnindsätzen  vererbt; 
deiehfalls  nach  dem  Vorige  des  römischen 
Rechts,  welches  aus  emer  Volkswirtschaft 
.stammt,  die  auf  Sklaven  Wirtschaft,  Aussau- 
gung der  Provinzen  und  anderen  dem   mo- 
dernen Volksleben  unbekannten  Einrichtun- 
gen und  Anschauungen  beruht.  Vom  Stand- 
punkte des  sozialen  Erbrechts  ist  zu  fordern, 
dass  für  gewisse  Güterklassen   ein   beson- 
deres Erbrecht  festgestellt  werde,  welches 
diejenige  Unterscheidung   unter  den  Erben 
träfe,  die  ein  sorghcher  und  hellsehender 
Familienvater    regelmässig    im    Testament 
machen  würde.    Für  Landgüter  ist  im  An- 
erlienrecht  ein  Schritt   in   dieser  Eichtung 
gethan. 

3.  Ein  drittes  Princip  für  die  Ordnung 
d»?j>  Erbrechts  kann  darin  gefunden  werden, 
da&i  man  den  Anteil  berücksichtigt,  den  die 
Erben  an  der  Schaffung  des  Vermö- 
gens des  Erblassers  gehabt  haben;  sei  es 
in  dem  Sinne,  dass  vorausgesetzt  werden 
darf,  der  Erblasser  habe  fihr  sie  sein  Ver- 
mögen erworben  und  erhalten,  oder  in  dem 
Sinne,  dass  man  denen  Rechte  einräumt, 
wt.'k-he  in  gemeinsamer  Arbeit  mit  dem  Erb- 
lasser, nicnt  nur  in  der  Stellung  als  seine 
l»ezahlten  Gehilfen,  sondern  im  innigen 
geistigen  und  wirtschaftlichen  Zusammen- 
klänge mit  ihm,  das  Vermögen  haben  er- 
werben und  erhalten  helfen.  Der  Regel 
nach  wird  man  auch  aus  diesem  Gesichts- 
punkte zunächst  auf  denselben  Personen  kreis 
treffen  wie  aus  den  beiden  schon  besproche- 
nen. Aber  erstens  wird  man  den  Familien- 


gliedem,  die  in  der  Wirtschaft  des  Erb- 
lassers erwerbsthätig  waren,  ein  Vorzugs- 
recht einräumen  können  vor  den  anderen, 
die  ausserhalb  derselben  standen;  zweitens 
wird  man  von  diesem  Standpunkte  aus  noch 
viel  leichter  sich  zum  Abschluss  des  Erb- 
rechts schon  bei  nahen  Verwandtschafts- 
graden entschliessen ;  drittens  muss  hier  die 
Erwägung  eintreten,  wie  weit  denn  für  den 
Staat,  die  Gemeinde,  andere  öffentliche  Ver- 
bände, in  denen  der  Erblasser  gelebt  und 
unter  deren  Schutz  und  Fördenmg  er  sein 
Vermögen  erwerben  und  erhalten  konnte, 
ein  Miterbrecht  gerechtfertigt  sei.  Es 
ist  klar,  dass  insbesondere  der  Staat,  wel- 
cher mit  seiner  Rechts-  und  Verwaltungs- 
ordnung alle  wirtschaftlichen  Beziehungen 
des  Volkes  ermöglicht,  regelt  und  zusammen- 
fasst,  als  Faktor  bei  jedem  Erwerb  beteiligt 
ist.  Wenn  nun  von  dem  hier  in  Rede  ste- 
henden Gesichtspunkte  aus  das  private  Erb- 
recht bei  denen  abgeschlossen  werden  soll, 
die  in  einer  Erwerbsgemeinschaft  mit  dem 
Erblasser  gelebt  haben  (als  Mitei  werbende 
betrachtet  werden  dürfen),  so  wird  der  Staat, 
eventuell  an  seiner  Stelle  die  Gemeinde,  in 
welcher  der  Erblasser  wirtschaftlich  thätig 
war,  sogleich  als  der  Nächstberechtigte  in 
die  Reihe  treten.  Nach  den  gegenwärtig 
geltenden  Rechten  tritt  der  Staat  als  Erbe 
nur  dann  ein,  wenn  kein  Blutsverwandter 
mehr  gefunden  werden  kann  oder  niemand, 
den  das  Gesetz  als  solchen  anerkennt  — 
denn  in  weiteren  Verwandtschaftsgraden, 
etwa  schon  im  4.,  ist  ja  die  Buts Verwandt- 
schaft bereits  so  verdünnt,  dass  in  Wii'klich- 
keit  nichts  mehr  davon  zu  merken  ist  — , 
aber  aus  dem  Princip  der  Teilnahme  an  dem 
Erwerb  des  Erblassers  würde  er  mit  seinem 
Erbrecht  viel  näher  heranrücken.  Es  handelt 
sich  also  hier  um  die  Frage:  wann  soll  das 
Privaterbrecht  abgeschlossen  werden  und 
das  staatliche  Erbrecht  eintreten,  wenn  man 
einerseits  zwar  die  Privateigentumsordnung, 
auf  der  unsere  Gesellschaft  beruht,  insbe- 
sondere auch  die  wirtschaftliche  Grundlage 
der  Familie  nicht  zerstören  will,  anderer- 
seits aber,  in  Ermangelung  von  Personen, 
die  zu  dem  Erblasser  in  wirtschaftlichem 
Zusammenhange  gestanden  haben,  die  aus 
der  Natur  des  En^^erbsiebeng  für  den  Staat 
herzuleitenden  Rechte  zur  Geltung  bringen 
will.  Eine  Teilnahme  des  Staates  an  den 
Verlassenschaften  kann  auch  auf  dem  Wege 
der  Erbschaftssteuer  (s.  d.  Art.  unten  S.  698  ff.) 
herbeigeführt  werden,  und  es  kann  eine  mit  der 
Entfernung  des  Verwandtschaftsgrades  zu- 
nehmende Steuer,  die  eine  Quote  der  Hin- 
terlassenschaft absorbiert,  aus  diesem  Ge- 
sichtspunkt begründet  werden ;  womit  keines- 
wegs behauptet  werden  soll,  dass  die  gegen- 
wärtig geltenden  Erbschaftssteuern  nach 
diesem  Gesichtspunkte  angelegt  seien. 
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4.  Als  ein  viertes  Princip  für  die  Ord- 
nung des  Erbrechts  lässt  sich  endlich  auf- 
stellen die  Verteilung  der  durch  Todesfall 
herrenlos  werdenden  Güter  an  diejenigen, 
welche  davon  den  im  Interesse  der  Volks- 
wirtschaft besten  Gebrauch  machen  werden. 
Dieses  hat  zur  Voraussetzung,  dass  die  Hin- 
terlassenschaften zunächst  an  die  wirtschaft- 
liche Gemeinschaft,  welcher  der  Erblasser 
angehörte  (den  Staat),  fallen  und  von  hier 
aus  durch  eine  zu  diesem  Zwecke  geschaf- 
fene Stelle  unter  die  üeberlebenden  nach 
bestimmten  Grundsätzen  verteilt  werden, 
80  dass  die  Erbschaften  zunächst  ins  Ge- 
samteigentum fielen  und  dann  wieder  zu 
Sondereigeutum  ausgegeben  würden.  Dieser 
Gedanke  ist  bekanntlich  von  St.  Amand  Bazard 
(s.  d.  oben  Bd.  II  S.  532),  einem  Schüler  St. 
Simons  (s.  d.),  entwickelt  worden  und  in  seinen 
Grundzügen  folgender:  Gegenwärtig,  sagt 
Bazard,  ist  jeder  Besitz  noch  immer  Besitz 
der  Familie,  in  dieser  forterbend.  Die  Erb- 
lichkeit, welche  fi-üher  auch  in  anderen 
sozialen  Beziehungen,  bei  Aemtern,  Gewer- 
ben etc.  bestand,  ist  bei  diesen  schon  auf- 
gehoben und  damit  das  richtige  Mittel  ziu* 
Beseitigimg  der  wirtschaftlichen  Missstände 
geschaffen ;  und  dieses  ist :  nicht  die  Ab- 
schaffung des  Sondereigentums,  vielmehr 
die  Aufstellung  des  Erbrechts  des  Verdiens- 
tes an  Stelle  desjenigen  der  Blutsverwandt- 
schaft. Die  Vermittelung  dieser  beiden  Erb- 
rechte, des  alten  und  des  neuen,  liegt  in 
dem  Gnmdsatz,  dass  bei  dem  Tode  des  Be- 
sitzers nicht  die  Familie,  sondern  die  Ge- 
samtheit der  Gesellschaft,  unter  deren  Schutz 
und  Mitwirkung  das  Eigentum  erworben 
und  erhalten  wurde,  und  in  Vertretung  der- 
selben der  Staat  als  Erbe  eintrete.  —  Hier- 
durch will  Bazard  das  Mittel  gefunden  haben, 
um  den  von  der  politischen  Oekonomie  der 
Wirkung  der  Arbeit  zugeschriebenen  Natio- 
nalreichtum zur  Verfügung  der  Gesellschaft 
zu  stellen  und  Besitz  mit  Arbeit  zu  ver- 
einigen. Zur  Ausfülinuig  dieses  neuen  Erb- 
rechts wuKle  ein  System  von  Staatsbanken 
vorgeschlagen,  welche  die  Verteilung  der 
fi-ei  wenlenden  Erbschaften  an  diejenigen 
vornehmen  sollten,  welche  den  besten  Ge- 
brauch von  ilmen  zu  machen  geeignet  wären. 
—  Diese  Theorie  Bazards  wurde  schon  von 
den  St.  -  Simonisten  selbst  auf  ein  beschei- 
deneres Mass  ziu'ückgeführt,  nämlich  auf 
das  Verlangen  hoher,  progressiver  Erbschafts- 
steuern und  die  Aufhebung  des  Erbrechts 
in  denjenigen  Verwandtschaftsgraden,  in 
denen  eine  ökonomische  Rechtfertigimg  des- 
selben aufhört. 

Dieses  sind  die  ^^er  Principien,  auf  denen, 
der  Idee  nach,  das  Erbrecht  begründet  wer- 
den kann;  sie  bilden  eine  Stufenleiter  vom 
Vorhandenen  zum  Unerreichbaren ;  inmitten 
liegt  das  Ideal  und  Erreichbare. 


8.  Gesichtspunkte  ffir  die  Reform  des 
gesetzlichen  JS.  Aus  der  Thatsache,  da^^s 
das  Grundprincip  der  heutigen  Eigentums- 
ordnung das  Sondereigentum  (Indi\idual- 
eigentum)  ist,  folgt  noch  nicht,  dass  die 
Vermögen  nach  der  Blutsverwandtschaft 
und  bis  in  die  Grade  beliebiger  Verdünnung 
derselben  forterben  müssen.  Es  ist  das 
Verlangen  gerechtfertigt,  dass  das  Erbrecht 
einerseits  auf  die  Famihenzusammengeiiörig- 
keit  und  auf  den  Grad  des  in  der  Gegen- 
wart regelmässig  vorhandenen  Bewusstseins 
davon,  das  ein  ziemlich  eng  begrenztes  ge- 
worden ist,  Rücksicht  nehme,  andererseits 
den  Bedürfnissen  der  Volkswirtschaft  und 
den  Forderungen  des  öffentlichen  I^^tiens 
Rechnung  trage.  Hiemach  muss  das  Fj-h- 
recht  sowohl  hinsichtlich  der  Pers«^uea 
(Erben)  als  der  vererbten  *  Güter  gestalten 
werden ,  und  die  Erfüllung  dieser  Verlanireii 
bedeutet  dem  heutigen  Erbrecht  gegenüiier 
zugleich  eine  Reform. 

Hinsichtlich  der  Personen,  die  zur  gv}s»'tz- 
lichen  Erbfolge  berufen  werden  sollen,  hat 
nicht  nur  die  oben  angeführte  sozialistis()he 
Schule,  sondern  eine  Vielzahl  von  Sclirift- 
stellern,  die  dm-chaus  auf  dem  Boden  der 
gegenwärtigen  Wirtschaftsordnung  stehen 
bleiben  wollen,  eine  Einschränkung  des 
Erbrechts  für  die  entfernteren  A'enÄ'andt- 
schaftsgrade  oder  einen  Abschluss  dessell)eii 
bei  verhältnismässig  nahen  Graden  gefordert, 
weil  in  der  heutigen  Gesellschaft  die  ma- 
terielle und  ideelle  Farnüienzusamnien^^e- 
hörigkeit  nicht  mehr  über  die  Grosseltera 
selbst  und  die  grosselterliche  Parentel  hin- 
ausreicht. Hierdurch  würden  viel  eher  und 
mehr  »erblose«  Verlassenschaften  entstehen 
als  jetzt  wo  man  den  Verwandten  bis  ins 
Unendliche  nachspürt  und  ei-st,  wenn  man 
keine  melir  finden  kann,  die  bona  vacantia 
dem  Staate  oder  der  Wohngemeinde  <ies 
Ei-blassers  überweist.  Für  die  innere  Be- 
gründung solcher  I^Iassregel  macht  man  zwei 
Gesichtspunkte  geltend:  erstens  die  Unver- 
nunft, einer  Pereon,  die  bei  Lebzeiten  des 
Erblassers  mit  ihm  gar  nichts  zu  thun  hatte, 
dessen  Vermögen  zuzuweisen;  zweitens  die 
Berechtigung  des  Staates  oder  der  Gemeinde 
oder  überhaupt  der  wirtschaftlichen  Gesamt- 
heit, in  welcher  der  Erblasser  gelebt  unter 
deren  Schutz  imd  Mitwirkung  er  sein  Ver- 
mögen erworben  und  verwaltet  liat,  an  Stelle 
der  entfernten  Blutsverwandten  einzutivteu, 
die  keinerlei  natürlichen  Anspruch  auf  das 
Erbe  haben.  Man  hat  diese  letztere  Be- 
gründung wohl  als  eine  »sozialistiscliec  zu- 
rückzuweisen gesucht,  indes  ist  die  Zurück- 
weisung eines  Vorechlages  unter  dieisem 
Titel  nur  dann  gerechtfertigt,  wenn  nach- 
gewiesen werden  kann,  dass  die  zurückge- 
wiesene Idee  mit  der  anerkannten  Gnmd- 
bge  der  Wirtschafts-  (Eigentums-)  Onlnung 
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Dicht  vereinbar  sei.  üebrigens  genügt  schon 
i\*^T  ei-stangeführte  Gesichtspunkt  zur  Recht- 
fertigung einer  gewissen  Einschränkung  des 
Erbrechts  bezüglich  der  zur  Erbschaft  be- 
rafi^nen  Personen.  Von  grosser  praktischer 
Bedeutung  ist  freilich  die  ganze  Frage  des- 
halb nicht,  weil  sich  für  die  allermeisten 
Erbschaften  nahe  Verwandte  finden;  aber 
deshalb  darf  man  sich  der  principiell  rich- 
tigen Losung  doch  nicht  entziehen. 

Hiosichtlich  der  Güter  ist  zu  fragen :  was 
Iran  denn  eigentlich  als  Zweck  des  ganzen 
Erbvorganges  betrachtet.  Will  man  die 
Güter  niu-  verteilen,  oder  will  man  das  Be- 
stehen der  Familie  des  Erblassers  durch  Be- 
günstigung der  kräftigsten  Zweige  derselben 
inihern?  Will  man  für  die  wirtschaftlich 
rationellste  Verwendung  der  Hinterlassen- 
?<  haft  Vorsorge  treffen,  oder  hat  der  Gesetz- 
g'^ber  dazu  keine  Befugnis  und  muss  alles 
dem  Zufall  anheimstellen  ?  Die  richtige  Be- 
antwortung dieser  Fragen  kann  wohl  nur 
<lann  gefimden  werden,  wenn  der  Gesetz- 
geber sich  auf  den  Standpunkt  des  Erb- 
lassers stellt ;  aber  nicht  eines  gedankenlosen 
Erblassers,  dessen  Gesichtskreis  in  Bezug 
auf  (las  Erbrecht  durch  das  zur  Zeit  geltende, 
wenn  auch  noch  so  mangelhafte  bestimmt 
virtl  sondern  eines  solchen,  der  Verständnis 
für  das  Bedürfnis  seiner  Familie  und  seiner 
Zeit  hat.  So,  wie  ein  solcher  idealer,  sozu- 
sagen zeitgemässer  Erblasser  testiert  haben 
würde,  wenn  er  nicht,  ehe  er  das  zur  Aus- 
führang  brachte,  gestorben  wäre,  so  soU  der 
Gesetzgeber  bestimmen.  Einem  solchen  wird 
v-r  allem  daran  liegen,  unter  seinen  Erben 
den  richtigen  Mann  für  die  Fortführung 
feines  Unternehmens,  sei  es  landwirtschaft- 
lieh, gewerblich  oder  kaufmännisch,  zu  be- 
stimmen und,  ohne  ihn  zu  sehr  zu  belasten, 
flie  anderen  Erben  auf  ihn  anzuweisen ;  er 
wird  Kinder,  die  schon  aus  dem  Hausstande 
bei  seinen  Lebzeiten  ausgeschieden  sind. 
Dicht  in  derselben  Weise  bedenken  wie  die, 
bei  denen  es  noch  nicht  der  Fall  ist;  er 
^ird  seine  Ehefrau  standesgemäss  zu  ver- 
W)rgen  suchen  und  mit  ihr  nur  Kinder  und 
HtPrn,  kaum  Verwandte  auch  nur  zweiten 
Grades  konkurrieren  lassen,  immer  aber  sich 
dabei  nach  der  Beschaffenheit  der  zu  ver- 
fTbenden  Güter  richten. 

ilan  könnte  meinen,  um  das  Erbi-echt 
^'Ichen,  auf  reale  Bedürfnisse  Rücksicht 
öf-hmenden  Formen  anzupassen,  könne  ein 
einheitliches  Erbrecht  für  ein  grösseres 
Wirtschaftsgebiet,  z.  B.  das  Deutsche  Reich, 
nicht  genügen,  sondern  es  müsse  auf  die 
territorialen  und  lokalen  Verhältnisse  Rück- 
acht genommen  werden.  Indes  wäre  das 
«n  Irrtum.  Die  wirtschaftlichen  Verhält- 
öiK^ie  in  ihren  Grundzügen  sind  innerhalb 
dßs  romanisch -germanischen  Civilisations- 
i^i?es  heute  so  gleichmässig,  dass  ein  ein- 


heitliches Erbrecht  für  aUe  zugehörigen 
Völker  wahrscheinlich  ohne  wesentliche 
Störungen  der  wirtschaftlichen  Entwickelung 
eingeführt  werden  könnte,  und  ein  solches 
für  ein  und  dieselbe  A^olkswirtschaft ,  z.  B. 
die  auf  der  politischen  Grundlage  des  Deut- 
schen Reichs  bestehende,  durchaus  gerecht- 
fertigt ist.  Dass  in  Deutschland  bis  jetzt 
vier  Gruppen  von  Erbrechten  —  das  ge- 
meine, das  gemeine  sächsische,  das  des 
preussischen  Landrechts,  das  französische 
—  nebeneinander  bestanden  und  daneben 
noch  über  100  Stadt-  und  Landschaftsrechten 
Einfluss  in  Erbfällen  gewährt  wurde,  be- 
ruhte nicht  in  der  Natur  der  Sache,  sondern 
in  der  ünvollkommenheit  unserer  politischen 
Zustände.  Der  Ursprung  dieser  Erbrechte 
liegt  ziun  Teil  Jahrhunderte  zurück,  und 
schon  dies  lässt  voraussetzen,  dass  sie  unse- 
rem heutigen  Bedürfnisse  nicht  mehr  ent- 
sprachen. Wie  kann  ein  Erbrecht,  das 
seine  Entstehung  einer  ganz  anderen  Kultiu»- 
schicht  entlehnt,  für  die  Gegenwart  Geltung 
beanspruchen? 

4.  Das  testamentarische  E.  Bisher 
war  j^vc  vom  gesetzlichen  Erbrecht  die  Rede, 
und  es  ist  nunmehr  das  testamentarische 
Erbrecht  zu  besprechen,  d.  h.  dasjenige, 
welches  auf  dem  in  einer  gesetzlich  zulässig 
erachteten  Form  bei  Lebzeiten  des  Erb- 
lassers geäusserten  Willen  über  die  Ver- 
teilung und  Behandlung  seines  Nachlasses 
beruht.  Dem  Principe  des  Sondereigen- 
tums, als  dem  die  moderne  Volkswirtschaft 
der  germanisch-romanischen  Kulturvölker 
beherrschenden,  entspricht  das  Recht  der 
freien  Verfügung  von  Todes  wegen.  Aller- 
dings würde  das  Sondereigentum  auch  ohne 
Testierfi'eiheit  bestehen  können,  denn  nie- 
mand verschwendet  sein  Vermögen  des- 
wegen, w^eil  er  nicht  nach  Gefallen  vererben 
kann;  aber  wenn  man  das  Sondereigentum 
als  Norm  hinstellt,  so  ist  es  nicht  einzu- 
sehen, warum  man  nicht  auch  die  ideelle 
Konsequenz  desselben:  die  Testierfreiheit 
zulassen  wollte.  Wie  man  aber  jenes  nicht 
ganz  schrankenlos  zulassen  kann,  so  auch 
diese  nicht.  Jeder  Familienvater  hat  die 
Pflicht,  sein  Vermögen  zum  Unterhalt  seiner 
Familie  zu  verwenden;  man  wird  keinem 
gestatten,  seine  Ehefrau  und  seine  Kinder 
der  öffentlichen  Armenpflege  anheim  fallen 
zu  lassen,  soweit  er  sie  selbst  zu  ernähren 
vermag;  man  wird  also  auch  keine  letzt- 
willige Verfügung  gestatten  dürfen,  welche 
die  bei  Lebzeiten  vom  Erblasser  abhängigen 
Familienglieder  in  eine  solche  Lage  versetzt. 
Dem  Erblasser  mehr  VerpfUchtungen  auf- 
zuerlegen, als  er  bei  Lebzeiten  hatte,  wider- 
spricht jedoch  der  Idee  der  aus  dem  Sonder- 
eigentum gerechtfertigten  Testierfi-eiheit. 
Man  hat  nun  bekanntlich  im  deutschen 
Recht  den  »Pflichtteil«,  im  französischen  die 


670 


Erbrecht  I 


»resen-e«,  welche  den  nächsten  Erben  regel- 
mässig gebühren.  Diese  Einrichtungen  sind 
aber  keine  Verwirklichungen  des  eben  er- 
wähnten Princips,  denn  sie  gelten  auch 
dann,  wenn  keine  Bedürftigkeit  der  Hinter- 
lassenen  nachgewiesen  ist:  ein  Sohn,  der 
Millionär  ist,  hat  ebenso  das  Recht  auf  den 
Pflichtteil  wie  ein  sok^her,  der  wegen 
Kränklichkeit  sich  nichts  verdienen  kann. 
Die  gesetzlichen  Ei*bpoi*tionen  beruhen  viel- 
mehr auf  Ueberresten  der  Idee  des  Familien- 
eigentiuns.  Aus  diesem  mag  es  auch  er- 
klärlich sein,  dass  der  Erblasser  das  Recht 
hat,  unwüi'dige  Familienmitglieder  zu  >» ent- 
erben« — ,  eine  Einrichtung,  die  sich  weder 
aus  dem  Princip  des  Sondereigentums  recht- 
fertigen lässt  noch  vom  Standpunkte  der 
Volkswirtschaft  vernünftig  ist.  Nach  dem 
Princip  des  Sondereigentmns  kann  über- 
haupt niemand  ein  Am-echt  auf  die  Erb- 
schaft zugestanden,  es  kann  also  auch  keiner 
»enterbt«  werden;  vom  Standpunkte  der 
Volkswirtschaft  aus  aber  ist  es  gleich,  ob 
der  Erbe  »unwürdig«  ist  oder  nicht;  es 
konamt  nur  darauf  an,  ob  er  etwa  wegen 
seuier  »Enterbung«  der  Gesamtlieit  als  aus 
öffentlichen  Mitteln  zu  eruälirende  Person 
zur  Last  fallen  kaiui.  Dies  braucht  nicht 
geduldet  zu  werden,  solange  die  Erbscihaft 
Mittel  bietet,  die  Nachkommen  zu  ernähren. 
Unser  gegenwäiüges  Erbrecht  entbolui;  also 
auch  in  diesem  Punkte  der  rationellen  und 
konsequenten  Ausbildung.  Es  ist  weder  die 
Testierfreiheit  —  wie  in  England  und  den 
Vereinigten  Staaten  —  zulässig,  weil  diese 
über  das  Mass  des  Gebrauchsrechts  des 
Eigentiuns  selbst  hinausgeht,  noch  sind, 
wenn  man  vom  Princip  des  Sondereigen- 
tums ausgeht,  Einschränkungen  gerechtfer- 
tigt, die  nicht  auf  volkswirtschaftlicher  Not- 
w^endigkeit  beruhen.  Nur  aus  der  Idee  des 
Familieneigentums  heraus  kann  man  von 
einem  Vater  verlangen,  dass  er  seinen  Kin- 
dern sein  Veimögen  oder  einen  Teil  des- 
selben hinterlasse;  vom  Standpunkte  der 
Volkswirtschaft  aus  kann  man  in  jedem 
Falle,  mag  man  dem  Eigentimi  diese  oder 
jene  Natur  beilegen,  verlangen,  dass  der 
Vater  keine  unvereorgten  Kinder  hinterlasse, 
soweit  er  dazu  vermögend  war. 

Die  Testierfreiheit  wird  regelmässig 
zwar  nicht  die  beste,  aber  die  den  zeitweili- 
gen Rechtsanscliauungen  entsprechendste 
Vererbung  mit  sieh  bringen.  Unter  ein- 
fachen wirtschaftlichen  Verhältnissen  ist  das 
Testieren  überhaupt  nicht  nötig,  und  das 
Testament  tritt  geschichtlich  auch  später 
auf  wie  die  gesetzliche  oder  durch  Heiiom- 
men  geheiligte  Erbfolge.  Je  verwickelter 
aber  die  wirtscliaftlichen  Verhältnisse  w^er- 
den,  desto  nötiger  und  infolgedessen  ge- 
bräuchlicher wird  das  Testament.  Anderer- 
seits, je  mehr  das  gesetzliche  Erbrecht  dem 


allgemeinen  Bedürfnisse  entsprechend  g»^ 
i^gelt  ist,  desto  entbehrlicher  Ist  das  Testa- 
ment; denn  jemand,  der  das  Bewu.s>t-t'ir. 
hat,  dass  nach  seinem  Tode  das  von  ihm  al< 
richtig  Anerkannte  von  Gasetzes  wegen  ziir 
Ausführung  kommen  werde,  der  hat  keine 
Vei-anlassung,  ein  Testament  zu  machen. 
Dem  Gesetze  ist  es  aber  selbstverständlich 
unmöglich,  mehr  im  Auge  zu  haben,  als  ilie 
Verhältnisse  so  zu  ordnen,  wie  sie  dun:h- 
schnittlich  auf  der  gegebenen  Wirtschafts- 
stufe vorkommen  imd  wie  es  nach  denAii- 
scliauungen  der  Einsichtigsten  wünseheu>- 
wert  erscheint;  es  kann  besondere  Verhält- 
nisse nicht  berücksichtigen  und  wird  il»s-  | 
lialb  im  einzelnen  Falle  oft  unzweckmässig 
^-irken.  Das  Gesetz  kann  z.  B.  nicht  vor- 
sehen für  den  Fall,  dass  eine  mit  dem  Erb- 
lasser diuxjhaus  nicht  verwandte  Person  ein 
viel  näheres  persönliches,  wirtschaftUch  \ic\ 
besser  begründetes  Recht  an  das  Vemidji^Mi 
des  Verstorbenen  hat  als  ein  vieUciciit 
recht  naher  Verwandter;  es  kann  z.  B.  nicht 
sagen,  welches  der  Kinder  für  die  Verwal- 
tung des  hinterlassenen  Gutes  am  geeignet- 
sten ist ;  es  kann  niu*  gewisse  äussere  Al»^rk- 
male  zur  Richtschnur  nehmen.  Um  solilie 
besonderen  Fälle  sachgemäss  zu  ordnen,  dazu 
ist  eben  das  Testament  da,  und  danim  l< 
die  Testierfreiheit  mit  den  principielleü  Kin- 
schränkungen  zuzulassen,  die  dem  Zweiko 
des  Erbrechts  entsprechen. 

5.  Fideikommlsse.  Die  Befugnis,  durch 
letzwiUige  Verfttgimg  vermögensrechtlicli  zu 
binden,  kann  vernünftigerweise  nur  liezüg- 
lich  der  Personen  gestattet  werden,  welche 
mit  dem  Testator  zugleich  noch  leben;  denn 
er  ist  nicht  in  der  Lage,  die  Bedürfniä:* 
künftiger  Generationen  zu  übersehen.  Wenn 
Kinder  des  Testators  bei  Lebzeiten  desselben 
Nachkommen  haben,  so  mag  er  zu  der  letz- 
teren Gunsten  die  ersteren  binden :  oder  es 
mag  als  generell  zulässig  erklärt  wenien. 
dass  Enkel  den  Kindern  »substituierte  wer- 
den können.  Letztwillige  Verfügungen  dar- 
liber  hinaus  zu  gestatten,  widerspricht  der 
Vernunft  und  den  sozialen  Bedürfui^^n. 
Die  in  Deutschland  erlaubte  und  üblich" 
Enichtung  von  »Fideikommissen«  auf  un- 
begrenzte Zeit  ist  entschieden  zu  verwerfen, 
und  ihr  Zweck,  der  in  der  Erhaltung:  l»e- 
stimmter  Familien  in  einem  gewissen  ^Vohl- 
stande  besteht,  ist  nicht  nur  ebens«!  gut 
sondern  besser  auf  dem  Wege  zu  erreicbou, 
dass  vom  Vater  auf  den  Sohn  oder  höch- 
stens Enkel  entsprechende  testamentari«?he 
Bestimmungen  getroffen  werden.  Es  ist  ja 
an  und  für-  sich,  zumal  in  heutiger  sclmell- 
lebiger  Zeit,  ein  "Widersinn^  auf  unabsehbare 
Zeit  Verfügimgen  über  em  Vermögen  zu 
treffen  und  die  eventuelle  Aufhebimg  solcher 
Verfügungen  von  der  Einstimmigkeit  sämt- 
licher Interessenten,   wobei  die  blöde  Hait- 
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na^kigkeit  eines  einzelnen  alles  vei-eiteln 
kann,  abhängig  zu  machen ;  ausseitlem  wider- 
spricht (üe  Festlegung  von  Vermögensmassen 
aiif  ewige  Zeit  den  Interessen  der  Volks- 
wirtschaft, Man  kann  sich  hier  nicht  dar- 
auf berufen,  dass  ja  auch  Staats-,  Gemeinde-, 
Kirchen-  etc.  Güter  dem  Verkehre  entzogen 
seien:  diese  sind  imter  öffentlicher  Kon- 
trolle, ihre  Benutzung  und  anderweite  Ver- 
wendung kann  auf  dem  Wege  der  Gesetz- 
gebung und  Verwaltimg  herbeigeführt  wer- 
'leo:  Missstände  aber,  die  durch  die  Fest- 
legung von  Privatvermögen  auf  ewige  Zeiten 
erzeugt  w^erden,  sind  nm-  durch  gewaltsame 
Fmwälzungen  zu  beseitigen  und  sind  ge- 
ei^et,  solche  mit  herbeizurufen.  Da,  wo 
üerartige  Fideikommisse  bestehen,  ^drd  da- 
her die  Gesetzgebung  bei  Zeiten  dazu  thun 
müssen,  eine  den  Widerstreit  der  privaten 
und  öffentlichen  Interessen  vermittehide 
Auskunft  zu  suchen. 

Litterator:  v.  Schmitt,  Begründung  zum  Ah- 
frhniU  Erbrecht  des  Entwurfs  rum  Bürgerlichen 
<if*€tzbuch  (als  Nachweis  der  vorhandenen  Litte- 
mtur  hervorragend  vollständig).  —  Oans,  Das 
Erhrecht  in  weltgeschichtlicher  Entwickelung, 
Berlin  1S24,  4  Bde.  —  Wegen  der  neueren 
Idt^^en  über  das  Erbrecht  und  dessen  Reform 
fgl.:  H.  V.  Scheel f  Erbschaftssteuern  und  Erb- 
r^rhtsreform,  Jena  1877.  —  A.  Eschenbachj 
Erbrrcht^reform  und  Erbschaftssteuer,  Berlin  1891. 
—  K.  wT,  BieUerlack,  De  Hervorming  ro^n 
>ms  Erfrecht  in  der  Zeitschrift  De  Nieuwe  Gids, 
1.  XIL  1890.  —  J.  Rülfy  Das  Erbrecht  als 
EiiMibeJ,  Leipzig  189S.  —  Femer :  F,  Bemhöft^ 
Zur  Reform  des  Erbrechts,  Berlin  1894.  —  L, 
Brent<xnOf  Erbrechtspolitik  (betr.  ländliches 
Grundeigentum),  Stuttgart  1899,  —  JP,  Hager, 
Eamilicn-Fideikommisse,  Jena  1897. 

H.  V.  Scheel, 


II.  Erbrecht  als  Rechtsinstitut. 

I.  Grundbegriffe.  1.  Grundgedanke  des 
E.  2.  Die  technische  Behandlung  des  E.  II. 
Die  Berufungzur  Erbfolge.  1.  Das  ge- 
sttzliche  E.  2.  Die  gewillkürte  Erbfolge.  III. 
I'ie  Erbschaft.  1.  Erwerb.  2.  Reg^ulierung. 
3.  Nacherbschaft.  IV.  Vermächtnisse  und 
Pflichtteilsrechte.  1.  Vermächtnisse.  2. 
Pflichtteil. 

I.  Grundbegriffe. 

1.  Grandgedanke  des  E.  Zweck  des 
Erbrechts  ist,  den  Besitz  einer  Generation 
anf  die  nächste  zu  übertragen. 

Die  Völker  auf  der  niedrigsten  Stufe  der 
Bildung  haben  kein  Erbrecht.  Das  Eigen- 
tum eines  Verstorbenen  wird  bei  ihnen  ent- 
^e<1er  herrenlos  und  kann  dann  von  jedem 
mit  gleichem  Recht  in  Besitz  genommen 
^^erden,  oder  es  bleibt  in  der  Vorstellung 
tlor  Lebenden  auch  femer  unter  der  recht- 
lichen Herrschaft  des  Toten,  welcher  eifer- 


süchtig darüber  wacht  und  jeden,  der  sich 
daran  vergreift,  mit  seiner  Rache  verfolgt, 
unter  dem  Einfluss  dieser  Idee  fliehen  die 
Angehörigen  von  dem  Ort  des  Todes  und 
lassen  die  Leiche  mit  allem,  was  dem  Ver- 
schiedenen gehörte,  in  der  Einsamkeit  zu- 
rück. Eine  jede  Generation  nimmt  gewisser- 
massen  alles,  was  sie  erworben  hat,  mit  sich 
ins  Grab. 

Das  Erbrecht  entwickelt  sich  auf  doppel- 
ter Grundlage :  einerseits  aus  dem  Famüien- 
eigentum,  andererseits  aus  dem  Gedanken, 
dass  das  Eigentumsrecht  noch  nach  dem 
Tode  des  Eigentümers  foi-twirkt. 

Den  geschichtlichen  Ausgangspimkt  hat 
meist  das  Familieneigentum  gebildet.  In 
der  vorgeschichtlichen  und  noch  in  der  äl- 
testen geschichtlichen  Zeit  treten  geschlossene 
Familienverbände  auf,  von  denen  sich  viel- 
fach Ueberbleibsel  bis  auf  uns  erhal- 
ten haben.  Selbst  auf  europäischem  Boden 
haben  wir  solche  in  den  slavischen  Haus- 
kommunionen. Diese  Familienverbände  be- 
trachteten gerade  die  wichtigsten  Güter, 
insbesondere  das  Land,  das  Vieh  und  alles, 
was  zum  gemeinsamen  Unterhalt  diente, 
als  Gemeineigentum  der  Familie.  Demge- 
mäss  schrumpfte  das,  was  dem  Toten  ge- 
bührte, auf  solche  Gegenstände  zusam- 
men, die  er  ausschliesslich  in  seinem  per- 
sönlichen Gebrauch  gehabt  hatte,  seiue  Klei- 
dung, seine  Waffen,  sein  Leibross  u.  s.  w. 
Diese  wmxien  ihm  auch  jetzt  noch  in  das 
Grab  mitgegeben,  und  die  Reste  dieser  Sitte 
reichen  bis  in  unsere  Zeit  hinein.  An  dem 
Familieneigentum  aber  blieb  das  Recht  der 
Lebenden  bestehen;  durch  den  Wegfall  der 
Konkurrenz  des  Veratorbenen  gewann  es 
freilich  an  Inhalt,  veränderte  aber  seinen 
Charakter  nicht.  Freilich  wbkte  selbst 
hierfür  die  alte  Anscliauung  nach.  Man 
fürchtete  immer  noch,  dass  der  als  fort- 
lebend gedachte  Tote  wieder  erscheinen 
werde,  um  sein  Recht  auf  Mithen-schaft  gel- 
tend zu  machen,  und  suchte  ihm  deshalb 
durch  abergläubische  Gebräuche  die  Rück- 
kehr in  seine  frühere  Heimat  unmöglich  zu 
machen.  Mannigfaltige  Volkssitten  erklären 
sich  mit  diesem  Bestreben,  juristisch  aber 
ist  es  in  der  Folge  ohne  Bedeutung. 

Mit  der  Entwickelung  von  Gememde  und 
Staat  trat  eine  Rückbildung  der  Familien- 
verbände ein.  Sie  lösten  sich  in  Einzel- 
familien auf,  an  deren  Spitze  ein  Familien- 
haupt oder  paterfamilias  stand.  Innerhalb 
der  so  entstandenen  Hausgenossenschaften 
wurden  zunächst  die  Machtbefugnisse  des 
paterfamilias  lun  so  grösser,  je  mehr  sich  die 
Rechtszustände  befestigten.  Schon  bisher 
hing  der  Umfang  des  Rechtes,  welches  das 
einzelne  Mitglied  an  dem  Gesamteigentum 
ausübte,  zu  einem  Teil  von  seinem  that- 
sächlichen  Einflüsse,   zum  anderen  von  der 
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schwankenden  Volkssitte  ab,  und  ein  that- 
krafliges  Familienhaupt  konnte  meist  nach 
freiem  Belieben  verfügen.  Die  neue  Rechts- 
ordnung erhob  dies  zur  Regel.  Das  Fami- 
lienhaupt war  jetzt  ausschliesslich  die  Per- 
son, der  von  Rechtswegen  die  Entscheidung 
gebührte  und  deren  Erwägimg  es  überlassen 
blieb,  inwieweit  die  Wünsche  der  anderen 
Mitglieder  benicksichtigt  werden  sollten.  So 
kam  es,  dass  der  Familienvater  mehr  und 
mehr  als  der  eigentliche  Eigentümer  erschien. 
Freilich  ist  auch  hier  die  alte  Anschauung 
nicht  spurlos  verschwunden,  denn  selbst  in 
Rom,  wo  die  väterliche  Gewalt  am  schärf- 
sten und  schrankenlosesten  entwickelt  wor- 
den ist  ,  taucht  noch  in  der  Kaiserzeit  die 
Erinnerung  daran  auf,  dass  das  Vermögen 
im  Grunde  Gesamteigentum  aller  Familien- 
mitglieder ist. 

Für  die  juristische  Behandlung  aber  trat 
durchaus  die  Idee  des  Individu^eigentums 
nunmehr  in  den  Vordergnmd.  Dadurch  ver- 
schob sich  die  Gnmdlage  des  Erbrechts 
etwas.  Denn  jetzt  übten  die  nächsten  An- 
gehörigen des  Verstorbenen,  die  dessen  Be- 
sitztum an  sich  nahmen,  nicht  mehr  ein 
altes,  ein  schon  Itestehendes  Recht  weiter 
aus,  sondern  sie  erwarben  ein  neues  Recht. 
Es  entstand  der  Be^ff  der  Erbfolge,  Den 
Mitlebenden  ist  freilich  der  Umschwung,  da 
er  sieh  sehr  langsam  und  ohne  Sprünge 
vollzog,  kaum  zum  Bewusstsein  gekommen. 

Das  so  entwickelte  Erbrecht  beruht  immer 
noch  auf  dem  Familienbande.  Die  Verwandt- 
schaft giebt  jetzt  nicht  mehr  ein  Mitrecht 
an  dem  Vermögen  des  Familiengenossen, 
das  nach  dessen  Tode  durch  den  Wegfall 
der  Konkurrenz  voll  in  Kraft  tritt,  aber  es 
bleibt  immer  noch  der  Gedanke  lebendig, 
dass  das  Vermögen  nicht  lediglich  den  ego- 
istischen Zwecken  des  juristischen  Eigen- 
tümers, sondern  auch  —  wenngleich  in  be- 
schränkterem Masse  —  den  Interessen  seiner 
Angehörigen  zu  dienen  bestimmt  ist  Der 
Anspruch,  den  diese  haben,  ist,  wie  alle 
fanulienrechtlichen  Ansprüche,  seiner  Grund- 
lage nach  sittlicher  Natur.  Juristisch  tritt 
er  regelmässig  nicht  hervor,  weil  die  Frage, 
in  welchem  umfange  und  unter  welchen 
umständen  er  berechtigt  ist,  zunächst  von 
dem  fi-eien  Ermessen  des  Eigentümers  zu 
entscheiden  ist,  so  dass  bestimmte  juristische 
Pflichten  für  diesen  nicht  entstehen.  In 
zwei  Fällen  aber  gewinnt  er  auch  juristische 
Gestalt :  er  erscheint  im  Falle  der  Bedürftig- 
keit des  Familiengenossen  als  ünterhaltsan- 
spruch,  und.  femer  bei  dem  Tode  des  Eigen- 
tümers als  Intestaterbrecht  und  als  Pflicht- 
teil srecht. 

Darüber  hinaus  können  sich  die  Nach- 
wii-kimgen  der  Idee  des  Familieneigentüraers 
nicht  erstrecken.  Solange  man  an  ihr  fest- 
hält, ist  das  Testamentserbrecht  gnindsätz- 


lich  ausgeschlossen.  Nur  das  Familienbanl. 
nicht  menschlicher  Wille  kann  zum  Ei\ien 
machen.  Eine  Handlung,  die  die  Rechte 
der  hinterbliebenen  Angehörigen  einschränkte, 
musste  von  diesem  Standpunkt  s<^ir  al-? 
Eingriff  in  die  naturgemässe  Ordnung  rler 
Erbfolge  erscheinen. 

Dagegen  zeigt  die  Idee  des  Individual- 
eigentums  ihre  rechtsschöpferische  Kraft 
nach  einer  ganz  anderen  Richtung  hin.  &;  i>l 
ein  nahe  liegender  Gedanke,  dass  derjenige.  | 
der  zu  Lebzeiten  die  unbeschränkte  Vri- 
fügung  über  ein  Vermögen  hat,  auch  für  ili^ 
Zeit  nach  seinem  Tode  massgebende  Be- 
stimmungen treffen  kann.  Ihi  nun  dem 
älteren  Recht  aus  den  soeben  entwickelten 
Gründen  Testamente  und  überlianpt  Rpcht>- 
geschäfte  von  Todes  wegen  imbekannt  sind. 
so  pflegen  sich  anfänglich  die  Verfügimgin 
über  den  Nachlass  im  AnschJuss  an  (Se  Ver- 
träge unter  Lebenden  zu  entwickeln.  Um 
das  Vermögen  oder  einzelne  Gegenstände 
desselben  anderen  als  den  gesetzlichen  Erlieu 
zuzuwenden,  schliesst  man  einen  Verkauf 
oder  eine  Schenkung  darüber  ab,  modifi- 
ziert diese  aber  so,  oLeiss  sie  erst  nach  dein 
Tode  des  Verfügenden  in  Wirksamkeit  tre- 
ten. So  stellt  sich  z.  B.  das  älteste  römische 
Privattestament  als  ein  Verkauf  des  Ter- 
mögens  |familia)  dar,  bei  dem  die  Wirkung 
bis  zum  Tode  aufgeschoben  ist  Später  wiri 
dann  das  Testament  zu  einem  eigenen  Rechts- 
geschäft, und  die  dem  Kauf  entnommenen 
Bestandteile  erstarren  zur  leeren  Form. 

Gerade  bei  den  Römern  ist  das  Testa- 
ment der  eigentliche  Angelpunkt  des  ganzen 
Erbrechtes  geworden.  Das  hängt  mit  der 
übermässigen  Entwickelung  der  Stellung 
des  paterfamüias  zusammen,  die  zeitw'-eilig 
geradezu  den  Charakter  einer  rechtlich  un- 
beschränkten Allgewalt  angenommen  hat. 
Von  diesem  Standpunkt  aus  erscheint  den 
Römern  das  Intestaterbrecht  als  ein  blosser 
Notbehelf,  den  die  Rechtsordnung  für  den 
Fall  geschaffen  hat,  dass  der  pater^milias 
nicht,  wie  es  seine  sittliche  Pflicht  ist,  selbst 
die  erforderlichen  Bestimmungen  für  seinen 
Nachlass  getroffen  hat  Unsere  Anschauung 
über  das  Intestaterbrecht  ist  eine  andere. 
Wir  sehen  es  als  das  Natürliche  an.  dass 
das  Gesetz,  wenn  es  in  Ermangelung  eines 
Testamentes  die  Angehörigen  des  Verstor- 
benen beruft,  damit  nur  dessen  mutmass- 
lichen Willen  zur  Geltung  bringen  will. 

Dass  aber  auch  nach  der  neueren  Auf- 
fassung  wenigstens  die  nächsten  Angehöri- 
gen ein  von  dem  Willen  des  Erblassers  im- 
abhängig:es  Erbrecht  haben,  beweist  das 
Pflichtteilsrecht.  In  diesem  schlägt  plötz- 
lich wieder  das  auf  dem  Familienbande  lM^ 
ruhende  Erbrecht  diu-ch.  Es  ist  allerdings 
für  die  Macht  der  Idee  des  Testamentserb- 
rechts charakteristisch,  dass  bei  den  Römern 
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die  gesclüchtliche  Entwickehinfj  des  Pflicht- 
teils rechtes  gerade  daran  anknüpfen  musste. 
31aij  ging  von  dem  Gedanken  aus,  dass  der 
tjbltisser,  der  einen  nächsten  Angehörigen 
nicht  oder  ganz  ungenügend  berücksichtigt 
hatto,  gleich  einem  Geisteskranken  testiert 
habe  imd  dass  sein  Testament  deshalb  als 
Dichtig  zu  behandeln  sei.  Erst  in  der  Folge 
k^mancipierte  sich  die  Lehre  vom  Pflichtteil 
davon  mid  wurde  das  Pflichtteilsrecht  zu 
eiiiem  selbständigen  Recht  der  nächsten  An- 
gehörigen. Die  Greschichte  dieser  Rechts- 
bildung giebt  zugleich  ein  schlagendes  Bei- 
b|iiel  daffir,  dass  der  geschichtliche  Ausgangs- 
punkt einer  Entwici^elung  von  ihrem  Grund- 
gt?<lanken  durchaus  verschieden  sein  kann. 
Nach  dem  oben  Ausgeführten  beruht  das 
moJeme  Erbrecht  nicht  auf  einer  einheit- 
lichea  Grundlage.  Es  handelt  sich  bei  der 
technischen  Durchbildung  nicht  darum,  einen 
einzigen  Gedanken  folgerecht  nach  aUen 
Riclitimgen  diu'chzuf  ühren,  sondern  vielmehr 
danim,  zwischen  widerstreitenden  Ideeeu, 
Yun  denen  jede  eine  gewisse  Berechtigung 
hat,  einen  Ausgleich  zu  finden. 

Noch  ein  drittes  sehr  gewichtiges  Mo- 
ment kommt  hinzu:  das  Interesse  der  Gläu- 
biger. Die  vermögensrechtlichen  Pflichten, 
die  der  Vei-storbene  hatte,  lasteten  zugleich 
aiif  dessen  Vermögen,  und  es  ist  ein  diing- 
liches  Erfordernis  der  Billigkeit,  dass  sie 
aus  diffsem,  soweit  es  reicht,  befriedigt  wer- 
♦len.  In  dieser  Beziehung  stösst  das  Inte- 
i>35i4e  des  Erben,  möglichst  freie  Verfügung 
ükr  den  Nachlass  zu  erhalten,  mit  dem  der 
Gläubiger,  ihre  Befriedigung  aus  dem  Nach- 
la$^ie  gesichert  zu  sehen,  auf  einander. 

2.  Die  technische  Behandlung  des  E. 
Zwischen  den  widerstreitenden  Interessen  zu 
vermitteln,  ist  die  Aufgabe  der  Rechtskunst. 
Wenn  der  Gedanke,  dass  das  Vermögen 
•les  Verstorbenen  dessen  Gläubigern  weiter 
liaftet,  rein  durchgeführt  wei-den  soll,  so 
ergeben  sich  mancherlei  Schwierigkeiten.  Es 
i^t  nicht  möglich,  dem  Erben  bei  der  Liqui- 
'iation  der  &bschaft  vollständig  freie  Hand 
zn  lassen,  ohne  ihn  persönlich  für  die  Erb- 
s^.haftsschulden  haftbar  zu  machen,  denn  da 
er  ohne  alles  eigene  Risico  handeln  würde, 
so  wäre  die  Gefahr  der  Vereclüeuderung 
iiiid  selbst  der  Veruntreuung  von  Erbschafts- 
gegenständen sehr  gross.  Die  Gläubiger 
^üssten  ihm  ein  weitgehendes  Vertrauen 
^jhenken  und  würden,  wenn  er  dann  später 
'lie  Cnzulänghchkeit  des  Nachlasses  zu  ihrer 
Befriedigung  behauptete,  in  den  meisten 
Men  ohne  rechtlichen  Schutz  sein.  Eine 
^^i^Dge  Beaufsichtigung  engt  wieder  den 
Erben,  auch  den  vertrauenswürdigen,  über 
Gebühr  ein,  auch  fehlte  es  noch  in  der 
^^ssischen  Zeit,  in  der  das  römische  Recht 
^int  Gestalt  erhielt,  an  den  geeigneten 
<>rganen  dazu. 

Handwörterbach  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


Deshalb  schlug  das  römische  Recht  einen 
ganz  anderen  Weg  ein.  Es  gab  dem  Erben 
vollständig  freie  Hand  bei  der  Liquidation, 
aber  es  belastete  ihn  mit  den  Erbschafts- 
schidden  in  ihrem  vollen  Betrage  pei*sönlich. 
Er  konnte  sich  also  nicht  auf  die  Unzuläng- 
lichkeit des  Nachlasses  benifen,  sondern 
musste  die  Erbsehaftsschulden  nötigenfalls 
aus  seinem  eigenen  Vermögen  decken  und 
geriet,  wenn  er  das  nicht  konnte,  für  seine 
Person  in  Konkurs. 

Um  dies  technisch  zu  vermitteln,  stellten 
die  Römer  den  Begriff  der  Universalsucces- 
sion  auf. 

Der  Erbe  (heres)  ist  üniversalsuccessor 
des  Verstorbenen  d.  h.  eine  Person,  auf  die 
der  Nachlass  mit  den  darauf  ruhenden  Lasten 
und  Verbindlichkeiten  als  Ganzes  übergeht, 
die  also  in  Vermögensrechte  imd  Vermö- 
genspflichten des  Verstorbenen  ihrem  ganzen 
ümfenge  nach  eintritt  (succedit  in  omne  jus 
defuncti). 

In  scharfem  Gegensatze  dazu  steht  der 
Vermächtnisnehmer  (legatarius) ,  dem  der 
Erblasser  testamentarisch  bestimmte  Ver- 
mögensvorteile zuwendet.  Dieser  trägt  kein 
Risico;  er  erhält  das  ihm  zugewendete,  so- 
fern der  Nachlass  dazu  ausreicht,  aber  er 
nimmt  nicht  an  der  Liquidation  teil  und 
haftet  andererseits  auch  nicht  für  die  Erb- 
schaftsschulden. 

Dementsprechend  war  auch  der  Erwerb 
von  Erbschaft  imd  Vermächtnis  ganz  ver- 
sclüeden  geregelt.  Die  Erbschaft  erwarb 
man  regelmässig  diu^ch  eine  Erklärung,  die 
Antretung  (aditio),  man  übernahm  also  die 
damit  verbundenen  Lasten  durch  seinen 
eigenen  freien  Willen.  Ausnahmsweise  voll- 
zog sich  der  Erwerb  der  Erbschaft  ohne 
Erklärung,  von  Gesetzes  wegen  (ipso  jure), 
dann  aber  trat  nach  prätorischem  Recht  die 
Haftung  für  die  Schulden  erst  ein,  weim  der 
Erbe  diurch  Besitznahme  des  Nachlasses  oder 
auf  andere  Weise  den  Willen  bekimdete,  die 
Erbschaft  haben  zu  wollen  (sese  immiscere 
hereditati).  Vermächtnisse  wurden  dagegen 
immer  von  Gesetzes  wegen  erworben;  man 
konnte  sie,  wenn  man  wollte,  nachträglich 
ausschlagen  und  damit  auf  den  zugewende- 
ten Vermögensvorteil  verzichten. 

Die  von  den  Römern  entwickelten  Grund- 
begriffe sind  bis  auf  irasere  Zeit  massgebend 
geblieben,  im  einzelnen  ist  freilich  Vieles 
und  Wichtiges  geändert  worden. 

Die  Wandelungen  des  römischen  imd 
später  des  gemeinen  Rechtes  köimen  liier 
nur  angedeutet  wei-den.  Die  Konstruktion 
der  üniversalsuccession  führte  neben  Vor- 
teilen auch  mancherlei  Nachteile  herbei. 
Namentlich  wurde  die  auf  keine  Art  zu  ver- 
meidende Schuldenhaftung  des  Erben  schon 
von  den  Juristen  der  klassischen  Zeit  als  eiu 
Ilebelstand  empfunden,  da  dadiu*ch  dem  Er- 
Aunage.    III.  43 
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ben  eine  bedenkliche  Gefahr  bereitet  wiirde, 
die  ihn  in  vielen  Fällen  zur  Ausschlagung 
der  Erbschaft  bewog  und  dann  im  weiteren 
Verlaufe  meist  zum  Nachlasskonkiu^se  führte, 
also  schliesslich  auch  den  Gläubigern  selbst 
zum  Schaden  gereichte.  Aber  lange  Zeit 
hat  man  dies  als  einen  imvermeidlichen 
üebelstand  betrachtet,  imd  erst  Justinian  hat 
es  dem  Erben  ermöglicht,  seine  Haftung  für 
die  Schulden  der  Erbschaft  auf  deren  Betrag 
zu  beschränken,  wenn  er  durch  Ekrichtung 
eines  Nachlassinventars  den  Gläubigern  eine 
Grundlage  für  die  Beurteilung  des  Bestan- 
des des  Nachlasses  bot. 

Einen  weiteren  Eingriff  in  das  feste  Ge- 
füge des  römischen  Rechtes  bedeutet  es, 
wenn  das  gemeine  Recht  in  dem  Listitut 
des  Testamentsvollstreckers  dem  Erblasser 
ein  Mittel  an  die  Hand  giebt,  dem  Erben 
die  Verwaltung  und  Liquidation  der  Erb- 
schaft zu  entziehen.  Denn  nach  römischer 
Anscliauung  war  der  Erlie  notwendig  auch 
Liquidator  der  Erbschaft,  und  für  einen 
Testamentsvollstrecker  blieb  neben  ihm  kein 
Platz.  Durch  die  Neuerung  des  gemeinen 
Rechtes  ist  die  scharfe  Grenze  zwischen 
dem  Erben  und  dem  Vermächtnisnehmer 
einigermassen  verwischt  worden. 

Trotzdem  haben  auch  die  neueren  Rechte 
an  den  römischen  Gnmdbegriffen  principiell 
festgehalten.  Freilich  haben  sie  es  kaum 
verstanden,  zwischen  den  verschiedenen 
Interessen  in  allseitig  befriedigender  Weise 
zu  vermitteln,  und  noch  wenicer  ist  es  ihnen 
gelimgen,  ein  durchsichtiges,  leicht  zu  hand- 
habendes System  zu  schaffen.  Vielmehr 
tritt  die  Inferiorität  der  heutigen  Rechts- 
kunst gegenüber  der  römischen,  wie  wir 
leider  gestehen  müssen,  fast  überall  zu 
Tage. 

Das  preussische  Landrecht,  welches  auf 
das  B.G.B.  den  grössten  Einfluss  geliabt  hat, 
unterscheidet  in  römischer  Weise  zwischen 
Ei-brecht  und  Vei-mächtnis.  Aber  der  Er- 
werb des  Erbrechtes  gestaltet  sich  ganz 
anders.  Er  vollzieht  sich  von  Gesetzes 
wegen,  also  ohne  Wissen  und  Willen  des 
Berufenen,  und  kann  dann  innerhalb  einer 
Ausschlagungsfrist  durch  eine  gerichtliche 
Erklärung  des  Berufenen  wieder  rückgängig 
gemacht  werden.  Mit  Ablauf  der  Ausschla- 
gungsfrist wird  dieser  endgültig  Erbe.  Er 
haftet  dann  freilich  für  die  Naclüassschul- 
den  niu*  bis  zum  Betrage  der  Erbschaft, 
wenn  er  innerhalb  einer  bestimmten  weite- 
ren Frist  ein  Inventar  in  ordnungsmässiger 
Form  errichtet;  verstreicht  aber  auch  diese 
Frist  fruchtlos,  so  liaftet  er  persönlich  und 
unbeschränkt  für  die  Nachlassschulden. 

Die  landrechtlichen  Bestimmungen  ent- 
halten für  den  Berufenen  mehrfache  Un- 
billigkeiten. Ohne  jedes  Zuthun  seinerseits 
werden  ihm  Verpflichtungen  auferlegt,  und 


er  muss  sich,  um  die  Lasten  des  Erbsellaft^- 
erwerbes  zu  vermeiden,  unter  ümstäniiea 
die  Kosten  der  gerichtlichen  Erklänmi: 
machen.  Vor  allem  aber  besteht  für  d^n 
Unkimdigen  die  Gefahr,  dass  er  die  Frist 
für  die  Errichtung  des  Inventars  versäumt 
xind  dadurch  die  Haftung  für  die  Schulden 
einer  vielleicht  gänzlich  unzureichenden  Erln 
schaft  auf  sich  zieht.  Leider  ist  der  Ein- 1 
fluss  der  landrechtlichen  Juristen  so  gT«.v; 

fBwesen,  dass  man  trotzdem  das  preussische 
ystem  für  das  B.G.B.  zu  Grunde  geie^ 
hat.  Man  hat  sich  begnügt,  die  Härten  des  | 
Landrechtes  etwas  zu  mildern;  sie  zu  t*e- 
seitigen  ist  nicht  gelimgen,  im  Grunde  auch 
nicht  einmal  versucht  worden. 

Auch  das  B.G.B.  unterscheidet  zwischen 
dem  Erben  und  dem  Vermäfditmsnehmer. 
Der  Erbe  erwirbt  die  Erbschaft  von  Gesetzes 
wegen.  Er  kann  dann  noch  innerhalb  einer 
bestimmten  Frist  —  regelmässig  sechs 
Wochen  — ,  nachdem  er  von  dem  ErweHje 
Kenntnis  erhalten  hat,  durch  eine  öffentlich 
beglaubigte  Erklärung  an  das  Nachlasst^?- 
richt  ausschlagen.  Sein  Erwerb  wird  end- 
gültig, wenn  er  die  Erbschaft  annimmt  oier 
wenn  er  die  sechswöchentliche  Frist  zur 
Ausschlagung   fruchtlos   verstreichen   lässt. 

Ganz  eigentümlich  gestaltet  sich  aber  «lie 
Haftung  des  Erben  für  die  Nachlassschiüden. 
Ein  bestimmtes  System  ist  überhaupt  nicht 
durchgeführt 

Mit  dem  endgültigen  Erwerbe  der  Erb- 
schaft tritt  zunächst  ein  Zustand  derUnge- 
gewissheit  (ein  sogenannter  »Schwebezu- 
stand«) ein.  Es  ist  noch  ungewiss,  ob  der 
Erbe  für  die  Nachlaßsverbindlichkeiten  nur 
bis  zum  Betrage  der  Erbschaft  oder  persTü- 
lich  und  mit  seinem  ganzen  Vermögea 
haftet.  In  gewissen  Fällen  haftet  er  mir 
bis  zum  Betrage  der  Erbschaft,  namentlich 
wenn  eine  Nachlassverwaltimg  durch  einen 
gerichtlich  bestellten  Verwalter  angeordnet 
wird,  —  was  er  selbst  beantragen  kann  — . 
oder  wenn  Nachlasskonkurs  eröffnet  \nrd. 
Er  haftet  dagegen  unbeschränkt,  wenn  er 
seine  Pflicht  zur  Inventarerrichtung  verletzt. 
Um  die  Gefahr  für  ihn  zu  mindern,  bestimmt 
das  Gesetzbuch,  dass  die  Frist  zur  Inventar- 
errichtung durch  das  Gericht  gesetzt  wiri, 
also  nicht,  wie  nach  preussischera  Landjtx:ht, 
von  Gesetzes  wegen  von  einem  bestimmten 
Termine  an  läuft. 

Der  Schwebezustand  kann  sich  unter 
Umständen,  wenn  weder  Nachlassverwal- 
tung  oder  Nachlasskonkui'S  eingeleitet  noch 
eine  Frist  zur  Inventarerrichtung  gesetzt 
wird,  eine  unbegrenzte  Zeit  hindurch  ziehen, 
sodass  er  lediglich  diuxih  die  schliesslich^' 
Befriedigimg  der  Nachlassgläubiger  that- 
sächlich  beendet  wird.  Was  einstweihn. 
ehe  die  Entscheidung  erfolgt  ist,  gilt  ob  der 
Erbe  beschränkt  oder   unbeschränkt  haftet 
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«larüher  besteht  schon  jetzt  eine  lebhafte 
K'^ntroverse.  Die  herrschende  Ansicht  neigt 
«lahiü,  einstweilen  imbeschränltte  Haftung 
anzunehmen.  Der  Ei'be  hat  es  freilich  in 
'1er  Hand,  durch  einen  Antrag  auf  Nachlass- 
v-ni'altung  die  beschrankte  Haftung  herbei- 
z-ift1hren. 

Im  Gegensatz  zum  römischen  Recht  ver- 
•indet  sich  also  schon  mit  der  Benifimg 
*\^r  vorläufige  Erwerb  der  Erbschaft.  Die 
Berufung  selbst  ist  nach  ähnlichen  önmd- 
Nitzen  geregelt  wie  im  gemeinen  Recht.  Sie 
<'Ti<>]^  entweder  von  uesetzes  wegen  (ge- 
^*^tzli('hes  Erbrecht,  Intestaterbrecht)  oder 
dnn'h  Verfügung  des  Erblassers.  Diese 
s'hliesst,  soweit  sie  reicht,  das  Intestaterb- 
recht aus. 

Ein  Pflichtteilsrecht  giebt  das  B.G.B.  — 
zi»^miich  in  Uebereinstimmung  mit  dem 
mmischen  Recht  —  den  Abkömmlingen 
I  Kindern,  Enkeln,  Urenkeln)  und  den 
tlitern  und  fiigt  den  überlebenden  Ehegatten 
hinzu. 

Die  technische  Behandlung  des  Pflicht- 
leiLirechtes  hat  sich  im  Laufe  der  Zeiten 
<*'hT  geändert.  Nach  dem  älteren  Principe, 
von  dem  das  romische  Recht  ausgegangen 
i<t.  hab»?n  die  nächsten  Angehörigen,  die 
iikht  genügend  bedacht  sind,  die  Möglich- 
keit, das  Testament  als  ein  unvernünftiges 
anzufechten  (»color  insaniae«),  dadurch  die 
Ipti^taterbfolge  herbeizuführen  und  dann  die 
Erb?ichaft  als  Intestaterben  zu  erhalten. 
Na«;h  dem  neueren  Princip  bleibt  das  Testar 
ni»nt  auch  gegenüber,  dem  Pflichtteüsbe- 
i'thtigten  bestehen,  die  darin  eingesetzten 
Er^•pn  werden  also  berufen.  Der  Pflicht- 
t»'ü<berechtigte  wird  nicht  Erbe,  sondern  er 
!iat  nnr  gegen  die  vom  Erblasser  eingesetz- 
t»;n  Erben  den  Anspruch  auf  Auszahlimg 
♦  ines  bestimmten  Bruchteils  von  dem  Werte 
'Ins  Nachlasses.  Dieses  neuere  Princip  findet 
>ieh  schon  im  justinianischen  Rechte  neben 
'lern  älteren.  I^  B.G.B.  hat  ihm  zur  alleini- 
;.'en  Geltung  verhelfen. 

So  entscheidet  also,  wenn  eine  Verfügung 
'los  Erblassers  vorliegt,  in  erster  Linie  diese, 
lind  das  gesetzliche  Erbrecht  tritt  immer 
nur  ein,  insoweit  der  Erblasser  nicht  ver- 
fugt hat.  Aber  die  nächsten  Angehörigen 
'^es  Erblassers,  Abkömmlinge,  Eltern  und 
Eh^^gatten  haben  ge^n  die  an  ihrer  Stelle 
"ini.'esetzten  Erben  einen  Anspnich,  der  ge- 
radezu als  ein  gesetzliches  Vermächtnis  be- 
z^i'hnet  werden  kann.  Zu  den  Gnlnden 
d'T  Berufung  zur  Erbschaft  gehört  das 
PflifchtteUsrecht  nach  dem  B.G.B.  nicht  mehr. 

Die  Berufung  erfolgt  entweder  auf  die 
inmze  Erbschaft  (Alleinerbe,  Universalerbe, 
>py>  ex  asse)  oder  auf  Bruchteile  derselben 
< Teilerbe,  im  Verhältnis  zu  den  anderen 
Kr^^en :  Äliterbe).  Dies  sind  nach  B.G.B.  die 
'*inzigen  Möglichkeiten.    Das  römische  Recht 


hatte,  einem  damaligen  Bedürfnisse  folgend, 
auch  eine  Erbeinsetzung  auf  einzelne  Gegen- 
stände der  Erbschaft  (heredis  institutio  ex  re 
certa)  anerkannt,  obgleich  sie  principwidrig 
war,  da  sie  mit  dem  Begriff  der  Universal- 
succession  in  Widerspruch  stand.  Nach 
B.G.B.  ist  dies  fortgefallen ;  eine  Zuwendung, 
die  sich  nicht  auf  Bruchteile  der  Erbschait 
bezieht,  sondern  sich  auf  einzelne  Gegen- 
stände beschränkt,  ist  lediglich  als  Ver- 
mächtnis zu  behandeln. 

Mit  mehreren  formalistischen  Regeln  des 
römischen  Rechtes  hat  das  B.G.B.  gebrochen. 

Das  römische  Recht  hatte  den  Gnmdsatz 
der  Einheitlichkeit  der  Erbfolge.  Es  war 
ausgeschlossen,  dass  diese  zum  Teil  nach 
einem  Testamente,  zum  anderen  Teil  nach 
den  gesetzlichen  Bestimmungen  erfolgte 
(nemo  pro  pai-te  testatus,  pro  parte  intesta- 
tus decedere  potest).  Nach  B.G.B.  kann 
dagegen  der  Erblasser  seine  Verfügimgen 
auf  einen  Teil  des  Nachlasses  beschränken, 
also  z.  B.  lediglich  über  die  Hälfte  verfügen. 
Dann  tritt  für  das  übrig  Bleibende  die  gesetz- 
liche Erbfolge  ein. 

Nach  einem  anderen  römischen  Gnmd- 
satze  ist  die  Erbeseigenschaft  notwendig 
dauernd  (semel  heres  semper  heres).  In  der 
That  bereitet  es  grosse  technische  Schwierig- 
keiten, wenn  der  Nachlass,  nachdem  er  mit 
Rechten  und  Pflichten  auf  einen  Erben  über- 
gegangen ist  und  sich  mit  dessen  Vermögen 
vermischt  hat,  später  wieder  von  diesem  ge- 
trennt werden  nnd  auf  eine  andere  Person 
übergehen  soll.  Aber  schon  das  römische 
Recht  hatte  imter  dem  Druck  des  pi-akti- 
schen  Bedürfnisses  Mittel  und  Wege  ge- 
funden, einen  solchen  nachträglichen  Ueber- 
gang  zu  ermöglichen.  Das  B.G.B.  hat  den 
Satz  vollständig  fallen  lassen.  Der  Erblasser 
kann  bestimmen,  dass  zunächst  eine  Person 
Erbe  wird,  dass  aber  bei  einem  bestimmten 
Ereignisse  oder  nach  einer  bestimmten  Frist 
ein  anderer  Erbe  wird.  Dann  heisst  der 
erste  Erbe  Vorerbe,  der  spätere  Nacherbe. 
(Vgl.  hierzu  und  zu  den  folgenden  Ab- 
schnitten Bernhöft,  Zur  Reform  des  Erb- 
rechts). 

II.  Die  Bemfnn^  zur  Erbfolge. 

1.  Das  gesetzliche  E.  Das  Erb- 
recht hat  im  Laufe  der  Jahrhunderte 
^^elfache  Wandelungen  erfahren,  weil  sich 
mit  den  Veränderungen,  die  sieh  bei  fort- 
schreitender geschichtlicher  Entwickelung 
in  der  Organisation  der  Familie  vollzogen, 
auch  seine  Grundlage  vei-schob. 

Die  Familien  verbände  der  europäischen 
Völker  bei  ihrem  Eintritt  in  die  Geschichte 
warcn  agnatischer  Natm*.  Es  waren  Männer- 
verbände. Die  Frauen  wurden  zwar  grund- 
sätzlich aus  einem  fi^emden  Verbände  ge- 
nommen (Gnmdsatz  der  E.KOgamie),  aber  sie 
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traten  durch  die  Heirat  in  die  Familie  des 
Mannes  ein,  und  ilire  Kinder  gehörten  dem- 
nach dieser  an.  Die  Verwandtschaft,  die 
durch  diese  Familiengemeinschaft  beginindot 
wird,  heisst  bei  den  Riimern  Agnation.  Sie 
umfasst  regelmässig  die  Verwandten  im 
Mannstamme  und  ist  die  Grundlage  des 
älteren  gesetzlichen  i^irbrcchtes.  Das  Ver- 
hältnis zu  den  Verwandten  im  Weiberstamme 
war  zwar  als  ethisches  anerkaiuit,  äusserte 
aber  als  juristisches  nur  untergeordnete 
Wirkmigen. 

Dementsprechend  gründete  das  alte  rö- 
mische Civilrecht  das  gesetzliche  Erbrecht 
allein  auf  die  Agnation.  Der  Römer  ver- 
erbte seinen  Naclüass  (familia)  zunächst 
innerhalb  des  Hauses ;  waren  keine  hausge- 
hörigen Kinder  (sui)  vorhanden,  so  folgte 
der  nächste  Agnat;  in  Ermangelung  von 
Agnaten  erbten  die  weiteren  Familienver- 
bände, die  gentes.  Si  intestato  moritiu*  cui 
Sims  heres  nee  escit,  proximus  adgnatus 
familiam  habeto ;  si  adgnatus  nee  escit,  gen- 
tiles  familiam  habento. 

Im  Grunde  hiitte  dieses  System  schon 
gegen  Ende  der  Republik  durch  die  fort- 
schreitende Auflösung  der  Familienverbände 
seine  innere  Berechtigimg  verloren.  An  die 
Stelle  der  Agnation  trat  im  Volksbewusst- 
sein  mehr  und  mehr  eine  losere,  aber  alle 
A^erwandten  umfassende  Familiengemein- 
schaft, die  Cognation.  Trotzdem  trat  bei 
den  Römern  das  Bedürfnis  nach  einer  Ab- 
änderung kaum  hervor,  weil  nach  allge- 
meiner Sitte  der  paterfamilias  ein  Testament 
zu  errichten  pflegte  und  das  gesetzliche 
Erbrecht  demnach  lediglich  als  Notbehelf 
erschien.  Audi  das  jüngei-e  prätorische 
Recht  berücksichtigte  die  Verwandten  im 
weiteren  Sinne  nur  in  sehr  bescheidener 
Weise.  Lediglich  die  emancipierten  Kinder, 
die  nicht  mehr  zu  den  Agnaten  gerechnet 
wiu'den,  weil  sie  aus  dem  Familien  verbände 
ausgeschieden  waren,  erhielten  neben  den 
hausgehörigen  Kindern  und  vor  den  anderen 
Agnaten  ein  besseres  Erbrecht;  im  übrigen 
behaupteten  die  Agnaten  ilire  bevorzugte  Stel- 
lung, und  nur  in  Ermangelung  von  Agnaten 
w^m-clen  die  Cognaten  der  näheren  Grade 
berufen. 

Auch  die  Kaiserzeit  ging  mit  Refonnen 
ßelu*  langsam  vor.  Durch  die  Einführung 
einer  neuen  Eheform,  der  sogenannten  freien 
Ehe,  wai'  es  ziu*  Regel  geworden,  dass  die 
Frau  nicht  mehr  in  die  Familie  und  in  den 
Agnationsverband  des  Mannes  eintrat,  wäh- 
rend es  für  die  Kinder  bei  dem  alten  Recht 
verblieb.  Die  Folge  war,  dass  Mutter  imd 
Kinder  nicht  mehr  dei*selben  familia  ange- 
hörten und  sich  auch  nicht  gegenseitig  als 
Agnaten  beerben  konnten.  Die  Mutter  wurde 
zur  Erbschaft  der  Kinder,  die  Kinder  zur 
Erbsclmft    der  Mutter  von  Gesetzes  wegen 


hinter  dem  entferntesten  Erbvetter  Ih'nifix 
Billigerweise  war  dies  der  Punkt,  wo  ili»- 
Reform  zunächst  einsetzte.  Das  senati^ 
consultum  Tertullianum  gab  der  Mutter,  ila> 
senatus  consultum  Orfitianum  den  Kin<]»^ni 
ein  der  neueren  Zeit  mehr  entsprecb-ndos 
Erbrecht.  Die  spätere  Kaiserzeit  aiu"chbm"h 
dann  das  System  in  einem  anderen  Punk:-, 
imd  durch  eine  mit  dem  Kaiser  Anastasiib 
beginnende  Entwickelung  erhielten  <lie 
nächsten  cognatischen  Seitenverwandten.  Gr>- 
sch^^-ister  und  deren  Kinder,  ein  gleiche^ 
Erbrecht  wie  die  entsprechenden  agnatiscli»n 
Verwandten. 

Als  Justinian  zur  Regierung  gelani't»\ 
fand  er  ein  ziemlich  verwickeltes  Sysieiu 
vor.  Er  vereinfachte  dasselbe,  indem  er  iii 
der  Novelle  118  Männer  und  Weiber,  Agnaton 
und  Cognaten  gnmdsätzlich  gleichstellt^^ 
Dabei  dehnte  er  die  Erbberechtigung  aii«li 
auf  die  entferntesten  Cc^naten  aus.  Im 
übrigen  aber  beseitigte  er  die  Spuren  des 
alten  Rechtes  keineswegs,  und  so  weist^L 
denn  die  vier  Klassen,  m  die  die  Novell»' 
118  die  Erbfol^berechtig[ten  teilt,  keines- 
wegs ein  einheitliches  Pnncip  auf.  Auch 
die  neueren  Gesetzgebungen  schwanken 
zwischen  grundverschiedenen  Prindpiec, 
Cebereinstimmung  herrscht  nur  bezüglirb 
der  Abkömmlinge  (Descendenten),  die  «lor 
ersten  Klasse  der  Novelle  118  entsprec-heü. 
Beinifen  werden  zimächst  die  Kinder  def- 
Elrblassers,  ist  ein  Kind  mit  Hinterlassung 
von  Abkömmlingen  gestorben,  so  erhalt^'Q 
diese  den  Teil,  den  das  verstorbene  Kin'l 
erhalten  haben  würde.  Enkel  teilen  al^^' 
nicht  nach  Köpfen  (in  capita),  sondern  micli 
Stämmen  (in  stirpes). 

Bei  den  Ascendenten  und  den  Seitenver- 
wandten finden  wir  dagegen  alle  mc^lichen 
Variationen.  In  der  That  hat  sich  hier  kein 
festes  Rechtsgefühl  entwickelt,  und  jed^' 
gesetzliche  Regelung  hat  daher  notwendk 
etwas  Willkürliches.  Die  Schwanknn^ea 
beginnen  bereits  bei  den  nächsten  in  Fn\ire 
konunenden  Verwandten:  bald  erben  «li'* 
Eltern  wie  im  Justinianischen  Rechte  neb^^n 
den  Geschwistern  des  Erblassers,  hM 
schliessen  sie  diese  aus.  Gnindsätzliii. 
lassen  sich  die  Verschiedenheiten  in  folgien- 
der  Weise  kennzeichnen. 

Nach  römischem  Rechte  ist  regelrnKsig 
der  Grad  der  Verwandtschaft  massgeliend. 
Der  Grad  bestimmt  sich  nach  der  Zahl  der 
Zeugungen,  oder,  wie  das  B.GJB.  sagt,  der 
Gebiuien,  die  die  Verwandtschaft  vemiitieln 
(quot  generationes  tot  gradus).  Verwandt!' 
ersten  Grades  sind  demnach  Eltern  irnil 
Kinder,  Verwandte  zweiten  Grades  Gn'i^*^- 
eltem,  Enkel  und  Geschwister,  Vervandt»- 
dritten  Grades  ürgrosseltern,  Urenkel,  Oheime 
und  Tanten,  Neffen  und  Niditen  u.  s.  w. 
Es  werden   wie  man  sieht,  bei  dieser  reiu 
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rac-(>liaiuscliea  Berechnung  Verwandte  sehr 
\>?rschiedenei'  Art  gleichgestellt  Ganz  all- 
iiemeüi  hat  das  Princip  nie  gegolten,  auch 
nicht  im  römischen  Rechte.  Aber  es  galt 
iiat'h  altem  Civilrecht  für  die  Erbfolge  der 
Aimaten,  so  dass,  da  die  Eltern  nicht  in 
Fratre  kamen,  zunächst  die  Geschwister 
als  Verwandte  zweiten  Grades,  dann  Oheime 
und  Neffen  als  Verwandte  dritten  Grades 
L  >.  w.  berufen  wurden.  Es  gilt  ferner  noch 
heute  für  die  vierte  Klasse  der  Novelle  118 
"1.  h.  für  die  entfernteren  Verwandten. 

Im  Gegensatz  dazu  steht  das  sogenannte 
Parentelensystem,  welches  man  meistens  als 
'las  eigentlich  germanische  anzusehen  pflegt. 
IJuter  Parentel  versteht  man  die  Gesamtheit 
'It.T  Personen,  die  von  einer  bestimmten 
Pri-son  abstammen.  Die  erste  Parentel  ist 
natürlich  die  des  Erblassers,  sie  umfasst 
'lossen  Abkömmlinge  und  stimmt  mit  der 
ersten  Klasse  der  Novelle  llö  diu:chaus 
üWrein.  Es  folgen  die  Eltern  imd  deren 
Piuentel,  umfassend  Geschwister,  Neffen, 
(jr«  Nsnef fen  des  Erblassers.  In  gleicher 
\Wi^  folgen  die  Parentelen  der  Grosseltem, 
'ler  Urgi-osseltern  u.  s.  w.  Die  Parentelen 
werden  der  Reihe  nach  berufen,  so  dass  die 
trüheren  den  späteren  vorgehen.  Das  System 
tat  den  Vorzug,  dass  ein  einheitliches 
Princii)  füi'  die  ganze  gesetzliche  Erbfolge, 
auch  die  der  Nachkommen  gilt  und  dass 
lie  jüngeren  Generationen  vor  den  älteren 
l»».'^in6Ügt  werden.  Es  ist  daher  auch  von 
lein  B.G.B.  angenonunen  woitlen. 

Innerhalb  der  einzelnen  Parentel  werden 
zunächst  die  dem  Grade  nach  Nächsten  be- 
rufen. Es  werden  also,  wenn  keine  Ab- 
kömmlinge des  Ei'blassers  vorhanden  sind, 
4^ssen  Eltern,  wenn  keine  Eltern  oder 
Abkömmlinge  von  ihnen  vorhanden  sind,  die 
*irosseltern  u.  s.  w.  berufen.  Für  den  FaU 
aber,  dass  von  den  zunächst  Berufenen  je- 
mand verstorben  ist,  ist  eine  zweifache  Be- 
liandlung  möglich. 

Entweder  treten  an  die  Stelle  eines  Ver- 
>tf)rbenen  stets  dessen  Kinder.  Der  Anteil 
'b-s  verstorbenen  Vaters  oder  der  verstorbenen 
iiuiter  fällt  dann  an  die  Geschwister.  Ist 
auch  von  diesen  jemand  schon  gestorben,  so 
iällt  sein  Anteil  an  seine  Kinder  u.  s.  w. 
bitten  Weg  hat  das  Gesetzbuch  für  die 
ersten  Parentelen  gewählt. 

Oder  es  erben  ausschliesslich  die  nächsten 
Venv-andten  der  betreffenden  Parentel  in 
^ler  Art,  dass  sie  unter  einander  gleich  teilen. 
Hiernach  wüi'den,  wenn  noch  einer  von  den 
Eltern  lebt,  Geschwister  überhaupt  nicht 
erlien,  wenn  noch  einer  von  den  Geschwistern 
'ebt  Neffen  überhaupt  nicht  erben  u.  s.  w. 
^'aoh  dem  Gesetzbuch  gilt  dies  nur  fih-  die 
ontfornteren  Parentelen. 

Auch  das  Erbrecht  des  überlebenden 
Ehegatten  hat  im  Laufe  der  geschichtlichen 


Eiitwickelung  vielfach  geschwankt, 
alte  römisclie  Civilrecht  behandelte  die  Frau, 
die  in  die  Familie  des  Mannes  .eingetreten 
war,  wie  eine  hausgehörige  Tochter,  gab  ihr 
also  Kindesteil.  Da  bei  der  freien  Ehe,  wie 
sie  später  üblich  wimie,  die  Frau  nicht 
mehr  in  die  Familie  des  ilannes  eintrat,  so 
fiel  dies  fort,  und  die  Ehegatten  hatten 
überhaupt  kein  Erbrecht  mehr  gegen  einander. 
Auch  das  prätorische  Recht  sorgte  für  sie 
nur  in  geringem  Masse,  indem  es  sie  in 
letzter  Stelle  hinter  den  Cognaten  berief. 
Man  überliess  es  eben  den  Ehegatten,  einan- 
der testamentarisch  zu  bedenken.  Dabei  ist 
es  im  grossen  und  ganzen  im  römischen  wie 
im  gemeinen  Recht  geblieben.  Das  Erb- 
recht, welches  Justinian  der  Witwe,  wenn 
sie  vermögenslos  war,  zugestand,  hat  einen 
durchaus  exceptionellen  Charakter. 

Diese  Ordnung  wird  dem  Wesen  der 
Ehe  nicht  gerecht,  und  das  musste  im 
deutschen  Rechte  um  so  fühlbai-er  werden, 
als  bei  uns  die  Korrektur  des  gesetzlichen 
Erbrechtes  durch  Errichten  von  Testamenten 
keineswegs  so  allgemein  üblich  ist  wie  bei 
den  Römern.  Bei  der  tliatsäch liehen  Güter- 
gemeinschaft, die  unter  Ehegatten  einzutreten 
pflegt,  dient  das  Vermögen  des  einen  auch 
den  Interessen  des  anderen,  und  es  ist 
zweifellos  eine  Härte,  wemi  dann  die  Erb- 
schaft des  Verstorbenen  dem  Ceberlebenden 
ganz  entzogen  wird,  um  möglichen^^eise  an 
ganz  entfernte  Ven-vandte  zu  fallen.  Aus 
diesem  Grunde  hat  sich  in  Deutschland 
eine  Gruppe  von  Rechtsinstituten  entwickelt, 
die,  so  verschieden  sie  unter  sich  auch  an 
Umfang  und  Inhalt  sein  mögen,  doch  in 
dem  Grundgedanken  übereinstimmen,  dem 
überlebenden  Ehegatten  weitergehende  An- 
sprüche an  dem  Nachlass  des  Verstorbenen 
zu  geben.  Meist  scliliessen  sie  sich  an  das 
eheliche  Güterrecht  an,  das  ebenfalls  in  den 
Einzekechten  eigenartige,  von  dem  römi- 
schen Recht  völlig  abweichende  Gestaltimgen 
erhalten  hat,  imd  es  ist  oft  in  Zweifel  ge- 
zogen worden,  ob  im  Gnmde  ilire  Natiu: 
familienrechtüch  oder  erbrechtlich  ist. 

Das  B.G.B.  ist  auf  diesem  Wege  mit 
Entscliiedenheit  weiter  gegangen  und  hat 
das  Erbrecht  des  überlebenden  Ehegatten 
so  günstig  gestaltet  w^ie  kaum  eines  der 
bisher  geltenden  Rechte.  Dabei  löst  es  das- 
selbe formal  aus  dem  Zusammenhange  mit 
dem  ehelichen  GüteiTecht  vollständig  los. 
Der  überlebende  Ehegatte  behält  zunächst 
sein  eigenes  Vermögen,  zu  dem,  wenn  Güter- 
gemeinschaft bestand,  der  auf  ihn  fallende 
Anteil  an  dem  Gesamtgute  gehört,  und  er- 
hält ausserdem  einen  bestimmten  Anteil  an 
dem  Vermögen  des  Verstorbenen.  Immer- 
hin hat  aucli  noch  im  B.G.B.  das  Erbrecht 
des  Ehegatten  den  Charakter  eines  ausser- 
ordentlichen   Erbrechtes    bewalu't,   welches 
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gewissermassen  neben  dem  ordentlicheu  Erb- 
recht der  Verwandten  herläuft  und  dieses 
einschränkt.  Je  nach  der  Art  der  erbenden 
Yerwandten  bestimmt  sich  die  Grösse  des 
Anteils;  entferntere  Verwandte  werden  durch 
den  Ehegatten  ganz  ausgeschlossen. 

Die  Gestalt  die  das  B.G.ß.  dem  gesetz- 
lichen Erbrecht  gegeben  hat,  ist   folgende. 

Soweit  nicht  eine  Verffigung  des  Erb- 
lassers in  Kraft  tritt,  beinift  das  Gesetz  die 
Verwandten,  den  Ehegatten  und  den  Fiskus 
zur  Erbfolge. 

Die  Verwandten  sind  in  Ordnungen  ge- 
teilt, die  nach  einander  berufen  werden. 
Neben  ihnen  hat  der  überlebende  Ehegatte 
ein  Erbrecht,  welches  je  nach  den  Ord- 
nungen, neben  denen  er  erbt,  einen  ver- 
schiedenen Umfang  annimmt.  In  Ermange- 
lung von  Verwandten  oder  Ehegatten  erbt 
der  Fiskus. 

Wenn  mehi-ere  Personen  l>enifen  werden, 
80  teilt  sich  die  Erbschaft  in  Bruchteile. 
Auch  der  überlebende  Ehegatte,  Mann  oder 
Frau,  erhält  einen  Bruchteil,  der  mindestens 
^.4  der  Erbschaft  beträgt.    Billiger  wäre  es 

f?wesen,  wenn  er  statt  eines  Teiles  des 
apitalvermögens  den  Niessbrauch  an  dem 
Nachlasse  oder  mindestens  an  der  Hälfte 
desselben  erhalten  hätte.  Er  wäre  dadurch 
in  den  Stand  gesetzt  worden,  die  Nutzungen 
des  Vermögens  des  Verstorbenen  in  ähn- 
licher Weise  zu  seinem  Lei>ensunterhalte 
zu  verwenden,  wie  dies  regelmässig  auch 
früher,  zu  Lebzeiten  des  Verstorbenen,  ge- 
schehen ist,  während  die  Kapitalabfiudung, 
die  ihm  jetzt  zugebilligt  ist,  in  vielen  Fällen 
dazu  niclit  ausreichen  wird.  Andererseits 
wäre  es  ihm  nicht  möglich  gewesen,  den 
ihm  zukommenden  Teil  des  Vermögens  des 
Verstorbenen  durch  Erbgang  in  eine  fremde 
Familie  zu  bringen.  Dass  dies  den  wirt- 
scliaftlichen  Bedürfnissen  entspricht,  zei^ 
auch  die  grcsse  Zahl  der  Testamente,  in 
denen  dem  ITeberlebenden  kein  Kapital,  wohl 
aber  der  Niessbrauch  an  dem  Nachlasse  zu- 
gewendet wird.  Die  Bearbeiter  des  Gesetz- 
buches haben  aber  gefürchtet,  dass  durch 
eine  solche  Regelung  des  Intestaterbrechtes 
das  Vermögen  auf  zu  lange  Zeit  festgelegt 
werden  würde. 

Natürlich  muss,  wenn  ein  verheirateter 
Mann  oder  eine  verheiratete  Frau  stirbt,  das 
Vermögen  der  Ehegatten  zunächst  geschieden 
werden.  Wie  dies  geschieht,  richtet  sich 
nach  dem  Güterrecht,  unter  dem  die  Ehe- 
gatten leben.  Bei  der  Verwaltungsgemein- 
schaft  erhält  die  Frau  ihr  Eingebrachtes 
ziu-ück,  und  dieses  bildet  dann  zusammen 
mit  ihrem  Vorbehaltsgut  ihr  Vermögen. 
Unter  dem  System  der  Gütergemeinschaft 
fällt  von  dem  gemeinschafüiclien  Vermögen 
auf  jeden  Gatten  die  Hälfte.  Die  Hälfte 
des  Verstorbenen  gehört  zu  dessen  Nachlass, 


doch  giebt  es  davon  eine  wichtige  Ausnahm<» 
in  dem  Falle,  dass  aus  der  Ehe  Kinder 
stammen  und  der  überlebende  Ehegatte  nüt 
diesen  die  Gütergemeinschaft  fortsetzt  Dann 
beschränkt  sich  die  Erbfolge  auf  das  Vor- 
behaltsgut des  Verstorbenen. 

In  allen  Fällen  behält  der  Ueberlebendv* 
sein  eigenes  Vermögen  und  erhält  von  dem 
Vermögen  des  anderen  seinen  gesetzhchen 
Erbteil. 

Von  den  Verwandten  erben  in  der  ersten 
Ordnung  die  Abkömmlinge,  und  zwar  zu- 
nächst die  Kinder,  doch  so,  dass  der  Tc^ü. 
den  ein  Verstorbenes  Kind  erhalten  halieii 
würde,  dessen  Kindern  zukommt.  Wenn  ein 
überlebender  Ehegatte  vorhanden  ist.  so  er- 
hält er  Vi,  und  die  übrigen  ^  4  werden  unter 
die  Abkömmlinge  in  der  angegebenen  Art 
verteilt. 

Die  Kinder  rechnen  sich  aber  bei  der 
Teilung  gegenseitig  gewisse  Zuwendungen 
an,  die  sie  von  dem  Erblasser  bei  desi^pr- 
liCbzeiten  erhalten  haben  (Ausgleichung. 
Kollation).  Dazu  gehört  vor  allem  die  Aus- 
stattung, d.  h.  alles,  was  ihnen  mit  Rück- 
sicht auf  ihre  Verheiratimg  oder  auf  di^^ 
Erlangung  einer  selbständigen  Lebensstellim? 
oder  zur  Begründung  oder  Erhaltung  der  Wirt- 
schaft oder  Lebensstellung  gegeben  worden 
ist.  Ausgenommen  sind  Zuschüsse,  die  als 
Einkünfte  verbraucht  werden  sollten,  z.  B. 
Nadelgelder.  Die  Kosten  der  Vorbildung 
zu  einem  Berufe  weixien  einem  Kinde  nur 
angerechnet,  wenn  sie  höher  gewesen  <iniJ, 
als  es  den  Vermögensverhältnissen  des  Erl»- 
lassers  entsprach.  Ausserdem  kann  der 
Erblasser,  wenn  er  andere  Zuwendungen 
macht,  dabei  bestimmen,  dass  sie  angerechnet 
werden  sollen. 

Die  Ausgleichung  geschieht  in  der  Weis**, 
dass  der  zur  Ausgleidiung  zn  bringende  Betrag 
dem  Betrage  des  Nachlasses  zngerechiiet  ocd 
dann,  nachdem  so  die  Erbteile  bestimmt  worden 
sind,  von  dem  Erbteile  des  ausgleichpfiichti^^en 
Kindes  abgerechnet  wird.  —  Beispiel:  Jemand 
hinterlässt  einen  Sohn  und  eine  Tochter,  der 
Betrag  der  Erbschaft  ist  80000,  die  Toohkr 
hat  10000  als  Ausstattung  erhalten,  der  Sobo 
nichts.  Dann  werden  die  Erbteile  von  80<k)ö 
und  10000  =  90000  berechnet,  jeder  Erbteil 
beträgt  also  45000,  und  es  erhält  der  Sohn 
45000,  die  Tochter  45000-10000  =  35UU0.- 
Ein  überlebender  Ehegatte  nimmt  an  der  An>- 
gleichung  nicht  teil,  er  bringt  also  seinerseit* 
nichts  zur  Ausgleichung,  hat  aber  auch  keinen 
Vorteil  davon,  was  die  Kinder  zur  Ansgleichnn/ 
bringen.  Wenn  in  dem  obigen  Beispiele  aas?er 
den  beiden  Kindern  noch  eine  Frau  hinterblieben 
wäre,  so  würde  sie  in  jedem  Falle  V4  =  2000) 
erhalten.  Die  Kinder  teilen  dann  die  übri? 
bleibenden  600(X)  in  der  Art,  dass  ihre  Erbteile 
von  60000  +  10000  =  70000  berechnet  wer- 
den, und  dass  der  Sohn  35000,  die  Tochter 
35000—10000  =  25000  erhält. 

Die  Ausgleichung  kommt  namentlich  den 
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jüngeren  Kindern  zu  gute,  die  noch  nicht 
eine  Ausstattung  oder  andere  grössere  Zu- 
wendungen erhalten  haben,  weil  es  an  einem 
Anlass  dazu  fehlte.  Gleichwohl  hat  sie 
binen  so  grossen  Umfang,  um  alle  ünbillig- 
keitt^n  zu  heben.  Wenn  ältere  und  jüngere 
Kinder  neben  einander  zur  Erbschaft  be- 
rufen werden,  so  kann  es  der  Fall  sein,  dass 
die  älteren  ihre  Erziehung  und  ihre  Vor- 
lildung  zu  einem  Berufe  bereits  erhalten 
ha^>en.  Die  Kosten  dafür  werden  ihnen 
rffrelmässig  nicht  angei-echnet  Die  jüngeren 
Kinder  verlieren  dagegen  durch  den  Tod 
ihres  Vaters  ihren  Anspruch  auf  Unterhalt 
nnd  demnach  auch  auf  die  Kosten  der  Er- 
ziehimg  und  Vorbildxmg  zu  einem  Berufe. 
Trotzdem  teilen  sie  die  Erbschaft  mit  ihren 
lM?reits  erwachsenen  Geschwistern  nur  zu 
gleichen  Teilen,  selbst  dann,  wenn,  was 
bei  klein^ea  Vermögen  oft  genug  vorkommt, 
ihr  Erbteil  zu  ihrer  Erziäung  überhaupt 
nicht  ausreicht  Sie  sind  dann  auf  die  Wom- 
thätigkeit  ihrer  Geschwister  angewiesen, 
müssen  sich,  wenn  diese  versagt,  zu  einer 
niedefeB  IiebeaaBleUtttg  bequemen  und  ge- 
raten nnter  Umständen  in  unmittelbare  Not. 
•iv*R«st  durch  Testament  kann  der  Erblasser 
diesen  Uebelstand  nur  mildem,  aber  nicht 
canz  l)eseitigen,  weil  ihm  das  Pflichtteils- 
recht der  älteren  Kinder  entgegensteht.  Eine 
perechte  Lösung  der  Frage  wäre  auf  zweierlei 
Weise  möglich  gewesen :  entweder  dadurch, 
•iass  man  den  Anspnich  der  ehehchen  Kin- 
der auf  Unterhalt  auch  nach  dem  Tode  des 
Vaters  g^en  dessen  Erben  fortbestehen 
liftis.  wie  ja  übrigens  der  Unterhaltsanspruch 
'ler  unehelichen  Kinder  nach  dem  Tode  des 
Erzeugers  fortbesteht,  oder  dadurch,  dass 
man  den  älteren  Kindern  den  bereits  erhal- 
tenen f  ntCThalt  anrechnete.  Leider  haben 
(iie  Bearbeiter  des  Gesetzbuches  beide  Wege 
vejschmäht 

Ein  Beamter,  der  bei  seinen  Lebzeiten  ein 
fär  ihn  nnd  seine  Familie  ausreichendes  Ein- 
kommen bezog,  hinterlässt  nur  3000  Mark.  Es 
liiiiterbleiben  zwei  bereits  erwachsene  und  gut 
vtnsorete  S5hne,  die  er  mit  grossen,  aber  nicht 
geradezu  unverhältnismässigen  Kosten  hat  stu- 
dieren lassen,  und  £in  jüngerer  Sohn  von  14 
Jahren.  Die  Billigkeit  würde  verlangen,  dass 
<üe  vorhandenen  80D0  Mark  in  erster  Linie  für 
öle  Erziehung  des  Jüngsten  Sohnes  verwendet 
werden,  znnLä  die  Erziehung  der  erwachsenen 
Söhne  erheblich  mehr  gekostet  hat.  Statt  dessen 
teilen  alle  drei  gleich,  und  der  jüngste  Sohn  erhält 
nur  1000  Mark.  Selbst  durch  Testament  kann 
ihm  der  Vater  wegen  des  entgegenstehenden 
Pflichtteilrechtes  der  älteren  nur  2000  Mark 
Jiöchstens  zuwenden. 

Wenn  keine  Abkömmlinge  berufen  wer- 
ben, so  erben  in  der  zweiten  Ordnung  die 
Btem  und  die  von  ihnen  abstammenden 
Verwandten,  also  Geschwister,  Neffen  und 
Nichten,  Grossneffen  und  Grossnichten  und 
deren  Kinder.     Wenn   beide  Eltern  leben, 


so  erben  nur  diese  allein  zu  gleichen  Teilen. 
Ist  aber  einer  von  den  Eltern  gestorben,  so 
fällt  sein  Anteil  zu  gleichen  Teilen  an  seine 
Kinder,  also  die  Geschwister  des  Erblassers ; 
ist  eines  von  diesen  gestorben,  so  fällt  sein 
Anteil  an  seine  Kinder,  also  die  Neffen  des 
Erblassers  u.  s.  w.  Wenn  beide  Eltern  ge- 
storben sind,  so  fallen  ihre  beiderseitigen 
Teile  nach  den  obiffen  Regeln  an  die  Ge- 
schwister und  nach  umständen  an  die  Neffen 
des  Erblassers.  Halbgeschwister  haben  An- 
teil an  der  Hälfte  des  Eltemteils,  von  dem 
me  abstammen. 

Ehegatten  erben  neben  Yerwandten  der 
zweiten  Ordnung  V2  und  erhalten  ausserdem 
als  gesetzliches  Vermächtnis  die  zum  ehe- 
lichen Haushalt  gehörigen  Gegenstände  und 
die  Hochzeitsgeschenke  vorweg  (»V^oraus«). 

Jemand  hinterlässt  den  Vater  und  zwei 
Geschwister:  dann  erhält  der  Vater  Vs,  die  Ge- 
schwister teilen  die  Hälfte,  die  auf  die  Mutter 
gefallen  wäi-e,  erhalten  also  je  Vi-  —  Jemand 
hinterlässt  den  Vater,  einen  voUbÜrtigen  Bruder 
und  einen  Halbbruder  von  Vaterseite :  dann  er- 
hält der  Vater  %  der  vollbürtige  Bruder  V« 
und  der  Halbbruder  nichts.  Wäre  die  Mutter, 
ein  vollbürti^er  Bruder  und  ein  halbbürtiger 
Bruder  von  \  aterseite  hinterblieben,  so  würde 
die  Hälfte,  die  der  Vater  bei  Lebzeiten  be- 
kommen hätte,  zwischen  dem  vollbürtigen  Bruder 
und  dem  Halbbruder  geteilt  werden.  —  Hinter- 
lässt jemand  keine  Eltemj  sondern  nur  einen 
vollbürtigen  Bruder  und  emen  Halbbruder  von 
Vaterseite,  so  fällt  die  Hälfte  der  Mutter  an 
den  vollbürtigen  Bruder,  die  Hälfte  des  Vaters 
wird  zwischen  beiden  geteilt:  im  ganzen  erhält 
also  der  vollbürtige  Bruder  *Uj  der  Halbbruder 
V4.  —  Ist  ein  überlebender  £h^atte  vorhanden, 
so  ermässigen  sich  in  allen  FäUen  die  Erbteile 
auf  die  Hälfte.  In  dem  ersten  Beispiele  würden 
also  der  Vater  V47  jedes  der  Geschwister  */, 
und  die  Frau  Vs,  dazu  den  gesetzlichen  Voraus 
erhalten. 

In  der  dritten  Ordnung  erben  die  Gross- 
eltem  und  deren  Abkömnalinge,  also  Oheime 
und  Tanten  des  Erblassers,  vettern,  deren 
Kinder  u.  s.  w.  Es  gelten  dabei  dieselben 
;  Gnmdsätze  wie  bei  den  beiden  ersten  Ord- 
inungen.  Zunächst  erben  die  Grosseltem, 
doch  fällt  der  Teil  eines  Verstorbenen  stets 
an  dessen  Kinder. 

Jemand  hinterlässt  einen  Oheim  von  väter- 
licher Seite,  einen  Oheim  von  mütterlicher  Seite 
und  den  Sohn  eines  verstorbenen  Oheims  von 
mütterlicher  Seite.  Dann  fallen  die  Teile  der 
väterlichen  Grosseltem,  zusammen  \s)  ^.n  den 
Vaterbmder,  von  den  Teilen  der  mütterlichen 
Grosseltem  erhält  der  Mutterbruder  die  Hälfte, 
also  Vit  und  die  andere  Hälfte  fällt  an  den 
Neffen,  der  an  die  Stelle  seines  Vaters,  des 
verstorbenen  Mutterbraders  des  Erblassers,  ge- 
treten ist. 

Wenn  ein  überlebender  Ehegatte  vor- 
handen ist,  so  erhält  er  die  Hälfte  von  dem, 
was  nach  den  obigen  Regeln  die  Grosseltem 
bekommen  haben  würden,  und  alles,  was 
andere  Verwandte  bekommen  haben  wtirden. 
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Ausseixlem  hat  er  nel)en  den  Grosseltern 
densell)en  Voraus  wie  nel)en  Verwandten 
der  zweiten  Ordnung. 

Jemand  hinterlässt  die  väterlichen  Gross- 
eltem  und  einen  Mutterbmder:  dann  erhält 
nach  den  obigen  Regeln  jeder  der  väterlichen 
Grosseltern  ^/4,  der  Mutterbruder  den  Teil  der 
mütterlichen  Grosseltem,  also  V«-  Lebt  aber 
noch  der  Ehegatte,  so  beschränkt  er  die  väter- 
lichen Grosseltem  auf  je  Vs  nnd  erhält  den 
Teil,  den  sonst  der  Mutterbruder  erhalten  hätte, 
bekommt  also  im  glänzen  ^U. 

Wenn  also  keine  Grossoltern  vorhanden 
sind,  erbt  der  überlebende  Ehegatte  alles. 
Ebenso  sclüiesst  er  alle  Erben  der  folgen- 
den Onlnungen  völlig  aus. 

Erben  der  vierten  Oitinung  sind  die  Ur- 
grosseltern  und  deren  Xaehkommen.  Zu- 
nächst wenlen  wieder  die  Urgrosseltern  \*e- 
rufen,  al)er  es  gilt  hier  nicht  der  Satz,  dass 
an  die  Stelle  Verstorbener  deren  Kinder 
treten.  Wenn  daher  noch  Urgrosseltern 
leben,  so  teilen  diese  die  Erbschaft  unter 
sich  zu  gleichen  Teilen,  mit  Ausschluss  aller 
ferneren  Verwandten.  Leben  keine  Urgross- 
eltern nielir,  so  wenlen  nur  die  nunmelir 
nächsten  Verwandten  berufen,  also  zunächst 
die  Grossoheime  und  Grosstanten,  wenn 
keine  solchen  vorhanden  sind,  die  Oheime 
zweiten  Grades,  in  deren  Ermangelung  die 
Vettern  zweiten  Grades.  Man  hat  auf  diese 
Weise  die  Zereplitterung  der  Erbschaft  in 
allzu  viele  und  allzu  kleine  Teile  vermeiden 
wollen. 

In  der  fünften  Ordnung  Averden  dann 
die  Eltern  der  Urgrosseltern  und  deren  Ab- 
kömmlinge, in  der  sechsten  die  Grosseltern 
der  Urgrosseltern  und  deren  Abkömmlinge 
benifen  u.  s.  w.  Es  gelten  dabei  dieselben 
Regeln  wie  für  die  nerte  Onlnimg. 

Verwandte  einer  späteren  Ordnung  können 
durchweg  nur  ziu-  Erbschaft  gelangen,  wenn 
alle  Verwandten  der  früheren  Ordnungen 
gestorben  oder  aus  anderen  Gründen  von 
der  Erbschaft  ausgeschlossen  sind. 

Der  Entwurf  hatte  das  Erbrecht  auf  die 
näheren  Verwandten  beschränkt,  leider  aber 
hat  der  Reichstag  diese  Neuerung  beseitigt 
imd  das  Eibreclit  auch  für  die  fernsten  Ver- 
wandtschaftsgrade wieder  hergestellt.  Nun 
hat,  wie  oben  gezeigt,  das  Intestaterbrecht 
überhaupt  nur  eine  Berechti^ng,  soweit 
noch  das  Bewiisstsein  der  Familien  Zugehörig- 
keit lebendig  ist.  Wie  die  Verhältnisse 
gegenwärtig  liegen,  bilden  die  äusserste 
Grenze  dafür  die  Verwandten,  die  noch  von 
den  Urgrosseltern  des  Erblassers  abstammen 
(Grossoheime,  Vettern  zweiten  Grades),  da- 
rüber hinaus  erlischt  das  Gefühl  der  ge- 
meinsamen Abstammung.  Vei-schwägerte, 
selbst  Freunde  stehen  (lern  Erblasser  sehr 
viel  näher  als  solche  Personen,  mit  denen 
die  Verwandtschaft  meist  nur  durch  Rech- 
jumg   festgestellt  werden   kann.     Wo   aus- 


nahmsweise ein  näheres  Verhältnis  eintritt, 
wird  es  durch  andere  Umstände  b^ründet 
und  die  Verwandtschaft  tritt  nur  als  admi- 
nikuliei-endes  Moment  hinzu. 

Auch  vom  sittlichen  Standpunkte  gelant^ 
I  man  zu  keinem  anderen  Ergebnisse.  Gerade 
die  übermässige  Ausdehnung  des  Erlmx4itH> 
führt  dazu,  dessen  natürliche  Grundlage  zu 
verdunkeln  und  dessen  innere  Berechtiirin^ 
überhaui)t  in  Frage  zu  stellen,  und  es  U- 
darf  keiner  weiteren  Ausführung,  dass  di^'ji 
bei  der  jetzigen  j)oliti8chen  Lage  ge£ährlieh'»r 
ist  als  je.  Das  Erbrecht  eines  ferneren  Ver- 
wandten, der  mit  dem  Erblasser  in  trar 
keinen  personlichen  Beziehungen  gestandt^n 
liat,  der  ihm  vielleicht  völlig  unbekannt  WcU- 
und  der  seine  Verwandtschaft  erst  mühhiim 
aus  alten  Kirchenbüchern  nachweisen  niuK-- 
ist  genwlezu  verwerflich.  Ein  Institut,  da.- 
einen  Pfeiler  unserer  Kultur  bildet,  wirl 
auf  diese  Weise  zu  einem  Spiel  für  di^- 
Ijaune  des  Zufalls.  Auf  der  anderen  S  itr 
stehen  Staat  imd  Gemeinde,  die  bei  steiir»*D- 
der  Kultiu-  die  Aufgabe  der  alten  Familieri- 
verlÄndt*  übernommen  haben,  dem  Erl)la>>or 
viel  näher  und  haben  einen  viel  bess<-r  It- 
gi'ündeten  Anspnich  auf  dessen  Xaclila>.s. 
Man  kann  mit  vollem  Rechte  verlane^^n. 
dass  der  Erblasser,  wenn  er  wirklich  mx- 
fernte  Verwandte  bedenken  will,  dies  aiL-- 
drücklich  in  einem  Testamente  thut  unJ 
dass  sonst  die  Erbschaft  an  den  Staat  «vier 
an  die  Heimatsgemeinde  fällt- 

Endlich  empfiehlt  sich  die  unbegrenzte 
Ausdehnung  des  Erbrechtes  auch  nicht  vom 
wirtschaftlichen  Standpunkte.  Der  Gewinn, 
der  durch  die  Erbschaft  eines  kaum  ge- 
kannten Verwandten  gemacht  wird,  hat 
auch  ökonomisch  nicht  den  Wert  eines  dinvh 
eigene  Arbeit  erzielten  Erwerbes,  Audi 
wirkt  die  Hoffnung,  solche  Erbsehaften 
machen  zu  können,  wirtschaftlich  nachteili:r. 
Viele  werden  bei  der  Nachricht  von  dem 
Tode  eines  reichen  alleinstehenden  Mann*> 
zu  einer  Reihe  von  Schritten  veranlagst, 
durch  die  sie  von  ihrem  Berufe  abgez'^j^en 
wenlen  und  die  in  zalilreichen  Fäller. 
schliesslich  fruchtlos  sind,  weil  ein  nähei>'r 
Verwandter  aufti-itt,  der  sie  ausselilie-s>T, 
oder  weil  bei  dem  Nachweise  der  Verwanilt- 
schaft  in  der  langen  Kette  ein  einziges  Glie«i 
fehlt.  Andererseits  ist  mit  Recht  darauf 
aufmerksam  gemacht  woi-den,  dass  es  l>ei 
der  Heftigkeit  des  heutigen  Klassenkampf-?-? 
versöhnlich  wirken  würde,  wenn  derartig»? 
Erbschaften  zu  allgemeinen  Wohlfalirtst^h:- 
richtungen  und  zu  \  erbesserungen  des  I>»>es 
der  minder  gut  gestellten  Stände  benutzt 
würden.  Dass  dies  einer  im  Volke  weit 
verbreiteten  Anschauung  entspricht,  Ik? weist 
die  Häufigkeit  der  Testamente,  die  in  diesem 
Sinne  abgefasst  wenlen. 

AJle  diese  Gründe  sind  für  den  Reichs- 
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tac  nicht  massgebend  gewesen,  und  gerade 
«lie  Anhänger  der  gegenwärtigen  auf  das 
Erbrecht  gegründeten  Gresellschaftsordnung 
müssen  dringend  hoffen,  dass  der  Fehler 
blnftig  wieder  gilt  gemacht  wird.  Das  Erb- 
rerht,  welches  das  Gesetzbuch  in  seiner 
Kotzten  Gestalt  dem  Fiskus  hinter  allen, 
fluch  den  entferntesten  Verwandten  giebt, 
hat  niu"  eine  verschwindende  Bedeutung. 
Y.<  ist  im  Gnmde  nichts  anderes  als  ein 
Mittel  die  Erblosigkeit  der  Erbschaften  zu 
Vorhuten.  Dieser  Charakter  wird  ihm  auch 
'liirch  mehrere  andere  Bestimmungen  auf- 
geprägt. Der  Fiskus  kann  die  Erbschaft. 
nicht  ausschlagen,  und  infolgedessen  kann 
Erbidsigkeit  Oberhaupt  nicht  mehr  eintreten. 
Ändi^rseits  liat  ihm  das  Gesetzbuch  gewisse 
V'-iteile,  die  anderen  gesetzlichen  Erben 
ziikfiinmen,  entzogen. 

2.  Die  gewillkürt«  Erbfolge.  Yer- 
fn^nnji^en  von  Todes  wegen  sind  Verfügungen, 
ih'  jemand  für  seinen  Xachlass  oder  füi* 
:^ine  Hinterbliebenen  trifft.  Es  liegt  in 
'lern  Begi-iffe,  dass  sie  immer  erst  mit  dem 
Tfj'ie  des  Yerfügenden  in  Kraft  treten  und 
^is  dahin  fih-  niemanden  Rechte  irgend 
welcher  Art  begründen. 

Sie  geschehen  entweder  von  dem  Erb- 
liij^i*  einseitig  und  können  dann  jederzeit 
V'ü  iliin  widen-ufen  w^erden  (letzt wällige 
Verfügungen,  Testamente)  oder  sie  gC- 
s^iiehen  vertragsmässig  (Erbverträge).  Das 
rTimi&.ho  Recht  lässt  niu*  letztwnllige  Yer- 
fü£:iin^en  von  Todeswegen  zu,  weil  es  von 
iem  Grundsatze  ausging,  dass  der  Erblasser 
nal/edingt  freie  Hand  behalten  müsse,  den 
ziir  Zeit  seines  Todes  obwaltenden  Yerhält- 
m^n  Rechnung  zu  ti^en,  also  bis  zu 
seinem  Tode  in  der  Lage  sein  müsse,  zu 
verfugen  und  getroffene  Verfügungen  wieder 
aufzuheben.  Dem  deutschen  Rechte  ist 
'lieser  Gedanke  fremd,  und  das  B.G.B.  hat 
sich  ihm  angeschlossen. 

Die  Testamente  sind  im  römischen  Rechte 
von  alters  her  an  strenge  Formen  gebunden 
s^'wesen.  Verschiedene  Gründe  kamen  da- 
^u-  zusammen:  die  Absicht,  das  Testament 
auch  äusserlich  als  eine  hochwichtige  Rechti>- 
luindlnng  zu  kennzeichnen;  die  Absicht, 
If^ichb^innige  Testamentsemchtungen  da- 
•luroh  zu  hindern,  dass  man  die  Errichtung 
^'•h^^•ierig  machte  und  die  Mitwirkung  einer 
gewissen  Anzahl  von  Personen  erforderte; 
•pdlich  auch  der  Gedanke,  dass  durch  die 
Ätwendigkeit  der  Zeugen  Testamentsfäl- 
>cliungen  wirksam  vorgebeugt  wurde. 

Die  römischen  Anschauungen  sind  in  das 
Kpchtsbewusstsein  unserer  Juristen  überge- 
^gen  und  sogar  in  dem  weitaus  grössten 
Teile  Deutschlands  volkstümlich  geworden. 
N)  hatte  denn  der  dem  Reichstage  vorge- 
if'gte  Entwurf  an  dem  Princip  der  Fönnlich- 
teit  der  Testamente  mit  aller  Strenge  fest- 


gehalten und  war  dabei  selbst  noch  über 
das  römische  Recht  hinausgegangen.  Die 
vorgeschlagene  Regelung  stand  vollkommen 
im  Einklang  mit  der  ganzen  Richtung  des 
B.G.B.,  welches  auf  anderen  Gebieten  in 
grossem  Umfange  Förmlichkeit  von  Rechts- 
geschäften verlangt 

Aber  in  einem  TeDe  Deutsclüands,  in 
den  linksrheinischen  Landen  und  in  Baden, 
besteht  unter  dem  Einfluss  des  französischen 
Rechts  eine  RechtsbUdung,  die  die  Errichtung 
letztwdlliger  Verfügungen  ausserordentlich 
erleichtert  Der  Erblasser  kann  eigenhändig 
geschriebene  Testamente  aussergerichtlich 
und  ohne  Zeugen  machen.  Es  scheint  nicht, 
als  ob  sich  dabei  Missstände  herausgestellt 
haben,  die  Bevölkerung  der  betreffenden 
Gegenden  liat  im  Gegenteil  mit  aller  Ent- 
schiedenheit die  Beibehaltung  des  eigen- 
händigen Testamentes  verlangt.,  und  die* 
durch  sie  beeinflusste  öffentliche  Meinimg 
hat  es  durchgesetzt,  dass  dasselbe  noch  in 
letzter  Stunde  durch  den  Reichstag  einge- 
führt wurde. 

Dadurch  ist  es  gekommen,  dass  sich  in 
dem  jetzt  vorliegenden  B.G.B.  zwei  völlig 
verschiedene  Rechtsbildungen  neben  einander 
finden:  das  öffentliche  Testament,  welches 
unter  dem  strengsten  Princip  der  Förmlich- 
keit steht,  und  das  ohne  alle  Umstände  zu 
errichtende  Privattestament.  Die  abweichen- 
de Behandlung  beider  Testamentsformen  er- 
klärt sich  lediglich  aus  dem  angegebeneu 
gesclüchtlichen  Gnmde,  einen  inneren  Grund 
hat  sie  nicht.  Im  Gegenteil  würden  die 
oben  angedeuteten  Erwägungen,  die  für  das 
römische  Recht  massgebend  waren,  dahin 
führen,  das  öffentliche-  Testament  von*  dem 
Formgange  möglichst  zu  befreien,  weil  schon 
die  Mitwirkung  einer  Behörde  Garantie 
gegen  leichtsinniges  Testieren  und  gegen 
Testamentsfälschuugen  bietet,  und  imige- 
kehrt  das  Privattestament  ihm  zu  unter- 
werfen, weil  hier  jene  Garantie  fehlt. 

Das  öffentliche  Testament  wird  vor  einem 
Richter  oder  einem  Notai*  errichtet,  und 
zwar  entweder  durch  mündliche  Erklärung 
oder  duixjh  Ueberreichung  einer  Testaments- 
urkunde. Der  Richter  hat  einen  Gerichts- 
schreiber oder  zwei  Zeugen  liinzuzuziehen, 
der  Notar  einen  anderen  Notar  oder  zwei 
Zeugen.  Für  die  Verhandlung  und  für  den 
Inhalt  des  darüber  aufzunehmenden  Proto- 
kolles  werden  sehr  genaue  Vorschriften  ge- 
geben. Diese  sind  an  sich  gewiss  zu  billigen, 
aber  nicht  zu  billigen  ist,  dass  von  ihrer 
Beobachtung  die  Gültigkeit  des  Testamentes 
abhängig  gemacht  ist  Ein  Versehen  des 
Richters  oder  Notars  scliadet  also  nicht 
diesem  selbst,  sondern  den  vom  Erblasser 
bedachten  Personen.  Man  fragt  vergeblich 
nach  Gründen  für  diesen  bis  ins  Unendliche 
getriebenen  Formalismus.     Denn   der  Erb- 
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lasser  wird  in  den  wenigsten  FäUen  im 
Stande  sein,  selbst  zu  priifen,  ob  alle  Förm- 
lichkeiten erfüllt  sind,  und  sollte  sich  jedenfalls 
darauf  verlassen  können,  dass  die  vom  Staate 
angesteDte  Persönlichkeit  ihre  Pflicht  thut. 
Ihm  für  den  Fall,  dass  dies  nicht  ge- 
schieht, die  Ungilltigkeit  seines  Testamentes 
anzudrohen,  ist  ein  offenbarer  Missgriff. 
Man  darf  sich  auch  nicht  darauf  benifen, 
dass  in  anderen  Fällen,  z.  B.  bei  dem 
römischen  Privattestament,  bei  dem  Wechsel, 
ein  Formfehler  Nichtigkeit  des  Rechtsge- 
schäftes herbeiführt.  Denn  hier  handelt  der 
Privatmann  selbst,  und  es  ist  allei-dings 
Sache  des  Handelnden,  für  die  Erfüllung 
aller  Förmlichkeiten  zu  sorgen.  Das  Recht 
kann  von  ihm  verlangen,  dass  er  sich  mit 
allem,  was  dazu  notwendig  ist,  bekannt 
^  macht.  Bei  einer  öffentlichen  Rechtshand- 
lung aber  soll  gerade  der  Beamte  die  Ge- 
währ für  die  Oidnungsmässigkeit  bieten. 
Bei  anderen  Rechtsbildungen,  z.  B.  bei  dem 
Abschluss  einer  Ehe,  hat  auch  das  B.G.B. 
in  richtiger  Erwägung  dieses  Grundes  die 
Zahl  der  wesentlichen,  d.  h.  der  zur  Gültig- 
keit erforderliehen  Formen  auf  das  äusserste 
beschränkt.  Die  erwähnten  Vorschriften 
über  die  Verhandlung  bei  der  Testaments- 
errichtung hätten  daher  die  Gültigkeit  des 
Testamentes  nicht  in  Frage  stellen  sollen, 
am  besten  wären  sie  aus  dem  Gesetze  ganz 
fortgeblieben,  denn  sie  gehören  vielmehr  in 
eine  Dienstanweisung  für  Richter  und  Notare. 
In  gewissen  Fällen,  in  denen  die  Er- 
füllung der  ordentlichen  Formen,  nament^ 
lieh  die  Zuziehung  eines  Richters  oder 
Notars  auf  Schwierigkeiten  stösst,  lässt  das 
B.G.B.  andere  Formen  zu.  Bei  Todesgefahr 
des  Erblassers  kann  statt  des  Richters  oder 
Notars  der  Ortsvorsteher  eintreten,  während 
einer  Seereise  kann  der  Erblasser  vor  drei 
Zeugen  mündlich  verfügen,  bei  Absperrung 
des  Aufenthaltsortes  des  Erblassers  wegen 
ansteckender  Krankheit  oder  anderer  ausser- 
ordentlicher Umstände  sind  beide  Formen 
zulässig.  Aber  die  Vorschriften  für  die 
Verhandlung  und  den  Inhalt  des  Protokolls 
gelten  auch  hier.  Natürlich  ist  die  Gefahr 
eines  Verstosses  bei  dem  Ortsvorsteher  noch 
viel  grösser  als  bei  einem  Richter  oder  No- 
tar, und  einem  nicht  Unterrichteten  wird 
die  richtige  Beobachtung  überhaupt  kaum 
möglich  sein.  Der  Wert  dieser  erleichterten 
Formen  wird  dadurch  sehr  zweifelhaft. 
Testamente  dieser  Art  gelten  übrigens  nur 
noch  drei  Monate  nach  Wegfall  des  Hinder- 
nisses, der  Erblasser  muss  also,  wenn  er 
länger  lebt,  in  der  gewöhnlichen  Form  vor 
Richter  oder  Notar  nochmals  verfügen. 

Im  Gegensatz  zu  dem  öffentlichen 
Testament  ist  die  Form  des  Privattestaments 
für  jeden  Gebildeten  ausserordentlich  leicht 
zu  handhaben.    Es  genügt  eine  mit  Angabe 


von  Ort  und  Tag  eigenhändig  geschriebene 
und  unterschriebene  Urkunde,  ohne  Be- 
glaubigung, Mitwirkung  von  Zeugen  und 
sonstige  Förmlichkeiten. 

Ein  eigenhändiges  Schriftstück :  ^Halktadi 
den  3.  Juni  1900.  Mein  Neffe,  der  Kanfmäim 
Paul  Schnlz,  soll  mein  Erbe  sein.  Friedricb 
Müller",  ist  nach  dem  B.G.B.  ein  form^niht*:« 
Testament. 

Das  Testament  kann  jederzeit  -nieder  avii- 
gehoben  werden,  und  ein  Verzicht  diiraiif 
ist  ungültig.  Die  Aufhebung  kann  hei  öffent- 
lichen Testamenten  durch  Rücknahme  der  Ur- 
kunde aus  der  amtlichen  Yerwahnmg.  l*n 
Privattestamenten  durch  Vernichtung  der  Ur- 
kunde (auch  Durchstreichen),  ausserdem  l«ei 
beiden  dui-ch  ein  neues  Testament  erfolgen. 

Fähig,  ein  Testament  zu  erridit-ii. 
sind  Personen  über  sechzehn  Jalire  mit  Aus- 
nahme der  Entmündigten.  Minderjähriir^ 
über  sechzehn  Jalire  bedürfen  dazu  nicht 
der  Genehmigung  ilires  gesetzlichen  Vt-r- 
tretei-s,  sind  aber  insofern  beschränkt,  dl> 
sie  nur  in  der  Fonn  des  mündlichen  uffoDt- 
lichon  Testamentes  testieren  können. 

Ehegatten,  und  nui-  solche,  können  ein 
geraeinscliaftliches  Testament  errichten.  Auch 
die  Form  des  eigenhändigen  Testanv^ntr> 
ist  dazu  verwendbar:  es  hat  ein  Ehi-isiti- 
das  Testainent  allen  Inhalts  in  ordnuiics- 
mässiger  Form  zu  machen  und  der  andt.iv 
eine  mit  Angabe  von  Ort  und  Ta^  As^mi- 
händig  geschriebene  und  unterschrieli-ne 
Erkläi'ung  beizufügen,  dass  das  Testament 
auch  als  sein  Testament  gelten  solle.  Ein 
gemeinscliaftliches  Testament  stellt  >\rx 
juristisch  beti-achtet,  als  zwei  Testament»^ 
dar,  von  denen  jedes,  wie  es  der  Natur  do^ 
Testamentes  entspricht,  widerrufen  wenJin 
kann.  Es  sind  also  weder  Mann  no<.*h  Frau 
daran  gebimden.  Aber  inunerhin  ist  «ier 
Widerruf  solcher  Verfügimgen,  die  ein  Ehe- 
gatte mit  Rücksicht  auf  die  entsprechenden 
Verfügungen  des  anderen  getroffen  hi\t 
(korresj>ektiver  Bestimmungen),  etwas  mehr 
erschwert.  Bei  Lebzeiten  des  anderen  Eli»> 
gatten  können  sie  nur  durch  eine  eericht- 
lich  oder  notariell  beurkundete  Erldäi-uni: 
an  diesen  widerrufen  wenlen,  und  na^h 
dessen  Tode  kann  sie  der  üeberlebende  nur 
widerrufen,  wenn  er  das  ihm  Zugewendete 
aussclilägt  oder  wenn  der  Dritte,  der  da- 
durch bedacht  ist,  sich  einer  Verfehlung 
schuldig  macht,  wegen  deren  ihm  der  Pflicht- 
teil hätte  entzogen  werden  können.  Ausser- 
dem werden  bei  Hinfälligkeit  solcher  Ver- 
fügungen auch  die  entsprechenden  Ver- 
fügungen des  anderen  Ehegatten  hinfällig. 

Beispiel.  Zwei  Ehegatten  haben  sich  ge- 
fi^enseitig  und  nach  dem  Tode  des  Längstleben- 
den  ihre  beiderseitigen  Verwandten  zu  gleichen 
Teilen  eingesetzt.  Dann  steht  ihnen,  solange 
sie  beide  leben,  Widerruf  frei,  dieser  muss  aber 
durch  eine  förmliche  Erklärung  an  den  anderen 
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Teil  erfolg:en.  Widerruft  der  Mann  auf  diese 
Weise,  so  wird  auch  seine  Erbeinsetzung  auf 
das  Vermögen  seiner  Frau  ungültig  und  um- 
j?ekehrt.  btirbt  die  Frau,  so  muss  der  Mann, 
nenn  er  die  Erbeinsetzung  der  beiderseitigen 
Verwandten  ändern  will,  die  Erbschaft  seiner 
Fian  aus  dem  Testamente  ausschlagen.  Den 
^etzlichen  Erbteil  (also  nach  Umständen  Vs) 
kann  er  natürlich  immer  noch  beanspruchen. 
Der  Inhalt  der  Testamente  kann  sehr 
ver?ihiedenartig  sein:  er  kann  namentlich 
in  Erbeinsetziingen  und  Yennächtnissen  be- 
stehen, auch  kann  der  Erblasser  bestimmte 
p'>*'tzlicbe  Erben  von  der  Erbfolge  aus- 
s-lilü^sen.  Ferner  sind  familienrechtliche 
Verfügungen  möglich,  z.  B.  Ernennung  von 
V  Tmündem  für  die  hinterbliebenen  Kinder, 
AussiMessung  bestimmter  Personen  von 
^ler  Vormundschaft,  gewisse  Anordnungen 
iik^T  die  Führung  der  Vormundschaft  u.  s.  w. 
Djins  das  Testament  eine  Erbeinsetzung  ent- 
liält,  ist  im  Gegensatz  zu  dem  romischen 
Re.ht  nicht  nötig,  und  deshalb  verschwindet 
fl'T  gemeinrechtliche  Unterschied  zwischen 
Tt^tamenten  imd  Kodizillen  für  das  B.Q.B. 
Anch  ein  Schriftstück:  „Hallstadt,  den  3. 
Jnli  1900.  Meiner  Haushälterin  Frieda  Meyer 
vermache  ich  1000  Mark.  Friedrich  Müller", 
in  nach  B.G.B.  ein  Testament. 

Für  die  Auslegung  testamentarischer 
Vrfügungen  hat  das  Gesetzbuch  ziemlich 
zahlreiche  Regeln  aufgestellt.  Diese  sind 
im  allgemeinen  sachgemäss,  aber  sie  können, 
wie  es  in  der  Natur  derartiger  Regeln  liegt, 
geraile  im  einzelnen  Falle  zu  einem  Ergeb- 
m^e  führen,  das  dem  wirklichen  Willen  des 
Erblassers  nicht  entspricht.  Darin  liegt  eine 
^Tefahr  für  den  Erblasser,  der  ohne  Rechts- 
rat verwickeitere  Verfügungen  trifft:  es 
tann  leicht  geschehen,  dass  aus  seinen 
^'<irt*^Q  nach  den  gesetzlichen  Auslegungs- 
r^ln  etwas  herausgelesen  wird,  woran  er 
ni'ht  entfernt  gedacht  liat. 

So  findet  z.  B.  nach  gesetzlicher  Be- 
i^timraung  auch  unter  testamentarisch  ein- 
g''^ttzten  Abkömmlingen  die  Ausglcichs- 
^flicht  statt,  aber  nur  dann,  wenn  sie  nach 
Verhältnis  ihrer  gesetzlichen  Erbteile  ein- 
gsf'tzt  sind.  Dabei  ist  angenommen  worden, 
•la^^  <ler  Erblasser,  w^enn  er  das  Verhältnis 
'jer  gesetzlichen  Erbteile  ändert,  das,  w^as 
Hes  seiner  Kinder  ziu*  Ausgleichung  zu 
^ringen  hat,  bereits  berücksichtigen  wird. 
jielfach  wird  das  zutreffen,  aber  oft  lÄ^rd 
^l'^r  Erblasser  an  diesen  Punkt  garnicht  ge- 
;«cbt  haben.  Das  Ergebnis  kann  sein,  dass 
jemand,  der  auf  weniger  eingesetzt  wird, 
g'rade  dadurch  mehr  erhält,  als  er  sonst 
^Aalten  haben  würde.  Es  muss  daher 
wgend  davor  gewarnt  werden,  dass  ein 
Rechtsunkundiger  Bestimmungen,  die  von 
^^n  gesetzlichen  Regeln  in  w^esentlichen 
funkten  abweichen,  ohne  Beirat  eines 
K^htskundigen  tiifft. 


Beispiel.  Es  hinterbleiben  drei  Kinder,  A, 
B  und  C.  Der  älteste  Sohn  A  hat  bereits  30000 
Mark  zur  Begründung  eines  Geschäftes  er- 
halten. Bei  der  Liquidation  der  Erbschaft  er- 
geben sich  60000  Mark.  Hat  der  Erblasser 
seine  Kinder  zu  gleichen  Teilen,  also  auf  je 
Vs  eingesetzt,  so  muss  A  die  erhaltenen  30000 
Mark  zur  Ausgleichung  bringen,  und  die  Folge 
ist,  dass  er  aus  dem  Nachlasse  gar  nichts,  B 
und  G  dagegen  je  30000  Mark  erhalten.  Setzen 
wir  aber  den  Fall,  dass  der  Erblasser  den  A, 
der  sich  bereits  in  gesicherter  Lebensstellung 
befindet,  zu  Gunsten  der  anderen  Kinder  mög- 
lichst beschränken  will  und  ihn,  da  der  Pflicht- 
teil gleich  der  Hälfte  des  Wertes  des  gesetz- 
lichen Erbteils  ist,  auf  Vo  zum  Erben  einsetzt, 
den  anderen  Kindern  dagegen  je  */i2  zuwendet. 
Dann  erreicht  er  gerade  das  Gegenteil  von  dem, 
was  er  wollte,  dehn  jetzt  findet,  da  die  Kinder 
nicht  nach  Verhältnis  ihrer  gesetzlichen  Erb- 
teile eingesetzt  sind,  keine  Ausgleichung  statt. 
A  erhält  also  10000  Mark,  B  und  C  je  26000 
Mark.  Nehmen  wir  endlich  an,  der  Erblasser 
habe  die  Kinder  zwar  zu  gleichen  Teilen  einge- 
setzt, habe  aber  dem  A  ein  grösseres  Vermächtnis 
zu  Gunsten  eines  entfernteren  Verwandten  auf- 
erlegt. Dann  findet  wieder  Ausgleichung  statt, 
A  erhält  also  nichts,  und  auch  das  Vermächtnis 
wird  nicht  ausgezahlt,  weil  Vermächtnisse 
immer  nur  soweit  ausbezahlt  werden,  wie  dem 
damit  Belasteten  etwas  aus  der  Erbschaft  zu- 
kommt. Freilich  greifen  die  entwickelten  Regeln 
nicht  Platz,  wenn  ein  anderer  Wille  des  Erblassers 
nachgewiesen  werden  kann,  aber  ein  solcher 
Nachweis  wird  selten  zu  führen  sein. 

Erbverträge  sind  vertragsmäßsige  Ver- 
fügimgen  von  Todes  wegen.  Sie  werden 
vor  einem  Richter  oder  Notar  bei  gleich- 
zeitiger Anwesenheit  beider  Teile  in  den 
Formen  eines  öffentlichen  Testamentes  ge- 
schlossen. Eine  dem  Privattestament  ent- 
sprechende Form  giebt  es  nicht 

Denjenigen,  der  in  einem  Erb  vertrage 
über  seineu  Nachlass  verfügt,  bezeichnet 
das  Gesetzbuch  als  Erblasser.  Der  ein- 
fachste Fall  ist  der,  dass  jemand  vertrags- 
mässig  den  anderen  Teil  oder  dritte  Per- 
sonen, etwa  die  Kinder  des  anderen  Teiles, 
zu  Erben  einsetzt.  Es  ist  aber  auch  mög- 
lich und  wird  sogar  der  häufigere  Fall  sein, 
dass  beide  vertragschliessenden  Teile  als 
Erblasser  auftreten,  indem  sie  sich  etwa 
gegenseitig  zu  Erben  einsetzen.  Minder- 
jährige können  —  abgesehen  von  der  so- 
gleich zu  erwähnenden  Ausnahme  —  nicht 
durch  Erbvertrag  über  ihren  Nachlass  ver- 
fügen. 

Besonders  erleichtert  sind  Erbverti*Äge 
zwischen  Ehegatten  und  Verlobten.  Sie 
können  mit  einem  Ehevertrage  verbunden 
werden  und  bedtlrfen  dann  mu:  der  für 
diesen  vorgeschriebenen  Form,  d.  h.  der  ge- 
richtlichen oder  notariellen  Form  ohne  Zu- 
ziehung von  Zeugen.  Auch  können  be- 
schränkt g:eschäftsfähige  Personen,  also  die 
Minderjährigen  und  die  wegen  Verschwen- 
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jclimg,  Trunksucht  oder  Geistesschwäche 
Entmündigten,  mit  Ehegatten  fxler  Verlobten 
einen  Erbvertrag  abschüessen.  Sie  bedürfen, 
^'enn  sie  unter  elterlicher  Gewalt  stehen, 
der  Zustimmung  des  Gewalthabers,  wenn 
sie  unter  Vormundschaft  stehen,  der  Zustim- 
mung des  Vormundes  imd  der  Genehmi- 
gung des  Vormundschaftsgerichts. 

Der  Erbvertrag  kann  durch  einen  Vertrag 
in  gleicher  Form  unter  den  Personen,  die  ihn 
geschlossen  haben,  aufgehoben  werden.  Statt 
•eines  solchen  Vertrages  ist  auch  die  Auf- 
hebung durch  Testament  des  Erblassers 
unter  gericlitlich  oder  notariell  beurkundeter 
Zustimmung  des  anderen  Teiles,  und,  wenn 
es  sich  um  einen  Erbvertrag  unter  Ehegatten 
handelt,  durch  gemeinschaftliches  Testament 
möglich.  Nach  dem  Tode  eines  Teiles  ist 
regelmässig  die  Aufhebung  ausgeschlossen. 

Ein  einseitiger  Rücktritt  des  Erblassere 
ist  nur  ausnahmsweise  zulässig,  namentlich 
daim,  wenn  er  ausdrücklich  vorbehalten  ist 
oder  wenn  der  in  dem  Erbvertrag  Bedachte 
sich  einer  Vei-fehlung  schuldig  gemaclit  hat, 
wegen  der  ihm  der  Pflichtteil  entzogen  Aver- 
den  könnte.  Der  Rücktritt  erfolgt  bei  Leb- 
zeiten des  anderen  Teiles  durch  geiichtlich 
oder  notariell  beurkundete  Erklärung  an 
diesen,  nach  dessen  Tode  durch  Testament. 

Inlialt  eines  Erbvertrages  können  Erb- 
einsetzungen, Vermächtnisse  und  Auflagen 
sein.  Soweit  sie  reichen,  sind  alle  späteren 
Vei-fügungen  ungültig. 

In  einen  Erb  vertrag  können  auch  letzt- 
willige Verfügungen  aufgenommen  werden , 
d.  h.  Verfügungen,  die  nicht  vertragsmässig 
bedungen  sind  und  an  die  der  Erblasser 
nicht  gebiuiden  ist.  Diese  kann  der  Erb- 
lasser j<?<lerzeit  in  derselben  Form  wie 
testamentarische  Verfüginigen,  also  nament- 
lich durch  Testament,  aufheben.  Erbein- 
setzungen, Vermächtnisse  und  Auflagen 
können  dazu  gehören,  wenn  es  dem  WiDen 
der  Beteiligten  entspricht.  Andere  Ver- 
fügungen, z.  B.  Ernennung  eines  Testaments- 
vollstreckers, Ernennung  eines  Vormmides 
u.  s.  w.  gehören  stets  dazu.  In  Bezug  auf 
diese  kann  also  der  Erblasser,  auch  wenn 
er  es  will,  sich  nicht  binden.  . 

ni.  Die  Erbschaft 

1.  Erwerb.  Die  Berufung  zur  Erbschaft 
tiitt  regelmässig  mit  dem  Ei-bfalle,  d.  h.  mit 
dem  Tode  des  Erblassei-s  ein.  Ausnahms- 
weise wird  die  Berufimg  hinausgeschoben, 
wenn  die  Person  des  Erben  juristisch  noch 
ungewiss  ist,  nämlich  wenn  noch  die  Geburt 
<^ines  Erben  erwartet  wird  oder  wenn  je- 
mand testamentarisch  unter  einer  Bedingiuig 
eingesetzt  ist.  Thatsächliche  Ungewissheit 
über  die  Pei*son  des  Erben  hijidert  den  Ein- 
tritt   der   Berufung   des    wirklichen    Erben 


nicht    Diese  erfolgt  vielmehr  trotzdem  mii 
allen  ihivn  juristischen  Wirkimgen. 

Jemand  hinterlässt  als  nächsten  Er>>^n| 
einen  Bruder;  es  ist  zweifelhaft  ob  ein  S}\m 
von  ihm  noch  lebt.  Dann  wird  trotz  ditis^ri 
thatsächlichen  ungewissheit  der  wirkliche  Erle 
sofort  berufen.  Ist  also  der  Sohn  bereir*  ^i*- 
storben,  so  wird  der  Bruder  sofort  bemtViu 
auch  wenn  er  selber  nicht  weiss,  ob  er  bernrVal 
ist.  Lebt  der  Sohn  noch,  so  wird  er  benifen. 
auch  wenn  er  selber  von  dem  Tode  des  Erb- 
lassers gar  nichts  weiss.  —  Anders,  wenn  fiot 
schwangere  F^au  und  ein  Bruder  hinterhkib: 
Dann  wird  die  Berufung  des  Bruders  hinaus- 
geschoben, bis  entweder  ein  Kind  geboren  wird 
oder  Abortus  erfolgt. 

Mit  der  Berufung  ist  von  Gesetzesweg- n 
der  vorläufige  Erwerb  der  Erbschaft  ver- 
bunden. Die  Berufung  wird  dadin-^h  v^r- 
erblich,  geht  also,  wenn  der  Erbe  stirlt, 
auf  seine  Erben  über.  Im  übrigen  treten 
aber  allei-dings  nicht  alle  \Vii*kungen  ih> 
Erbschaftserwerbes  ein.  Ansprüche  an^  '>t 
Erbschaft  können  gegen  den  Erben  üUr- 
haupt  noch  nicht  gerichtlich  geltend  g*-^ 
macht  werden.  Anderereeits  hat  «t  aiuk 
noch  kein  Recht  auf  Besitz  imd  Yerwaltim? 
des  Nachlasses,  das  Nachlassgeridit  kann 
vielmehr  alle  ziu-  Sichenmg  dessellnn  tM- 
fonlerlichen  MassregeLn  treffen,  inst^esoivler»' 
Siegel  anlegen,  Hinterlegung  von  Geld,AV«rt- 
IKipieren  imd  Kostbarkeiten  sowie  Aufiiiilinie 
eines  Nachlassverzeichnisses  anonhien  mi)<] 
einen  Pfleger  bestellen.  Letzteres  liat 
namentlich  auf  den  Antrag  von  P*Ts«jii»^n 
zu  geschehen,  die  gegen  den  Naehkss  An- 
vsprüche  geltend  machen  wollen.  AUonlini:- 
soU  das  J^achlassgericht  nur  im  Falle  ein»> 
Bedürfnisses  einschreiten.  Erbscliaftlich':' 
Geschäfte  kann  der  Erbe  voniehraen.  alier 
sie  gelten  gewissermassen  als  frenult\  un-l 
er  Imftet  daf<u%  wenn  er  aussclilägi,  tleL 
nunmehrigen  Erben  wie  ein  Gescliiiftshibror 
ohne  Auftrag.  Auch  den  Gläubigern  iro£ren- 
über  findet  nach  Umstanden  eine  irkiclie 
Haftung  statt. 

Die  Sicherung,  welche  das  Gesetzbuch 
auf  diese  Weise  den  Gläubigem  gewrihit 
ist  einem  unredlichen  Erben  gegenübtn-  vnii 
ziemlich  zweifelliaftem  Werte,  deun  <ias 
Nachlassgericht  wird  ein  vorhandenes  B;f- 
dürfnis  häufig  nicht  erkennen  und  daher  in 
manchen  Fällen,  wo  es  sehr  nötig  wäre, 
keinen  Anlass  zum  Einschreiten  finden. 
Der  Erbe  kann  dann  den  Nachlass  iu  Besitz 
nehmen.  Schränke  und  Schi-eib tische  öffnen, 
Papiere  diu-chmustern,  imd  es  ist  ilun,  ^'c^^ 
er  sich  vor  der  Unredlichkeit  nicht  scheut. 
sehi*  leicht  gemacht,  Wertgegenstäiide  K'i 
Seite  zu  bringen  und  die  Belege  darüber  zu 
veniichten,  ehe  die  Gläubiger  das  Gerif'ht 
zum  Einschreiten  veranlassen  können.  Iu 
der  Folge  schlägt  er  dann  die  Erbschaft 
aus     imd     überlässt    den     ausgeplündeiten 
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Nachlass  den  Gläubigern.  Hier  hätte  mir 
der  altromische  Gnindsatz,  dass  der  Erbe 
in  jedem  Falle  durch  Einmischung  in  den 
Nt'khtes  (sese  immiscere  hei-editati)  die  un- 
htschi-änkte  Haftung  auf  sich  zieht,  wrrk- 
Nime  Abhülfe  schaffen  können. 

Binnen  seclis  AVochen  von  der  Kenntnis 
von  der  Berufung  kann  der  Erbe  die  Erb- 
s».  haft  ausschLagen.  Ausnahmsweise  beträgt 
dio  Frist  sechs  Monate,  nämlich,  wenn  der 
Er^ 'lasser  seinen  letzten  Wohnsitz  im  Aus- 
lände gehabt  hat  oder  der  Erbe  sich  bei 
B-^^ia  der  Frist  ijn  Auslande  aufhält  Die 
Auss-Magung  muss  diu^h  eine  öffentlich 
It-elaubigte  Erklärung  an  das  Naclilassge- 
rieiU  d.  h.  das  Gericht  des  letzten  Wohn- 
sitzes des  Erblassers  geschehen.  Hier 
fenen  dem  Erben  Schwierigkeiten  ent- 
stehen, wenn  der  Wohnsitz  des  Erblassers 
iiükkannt  oder  —  was  sehi-  leicht  der  Fall 
sein  kann  —  juristisch  zweifelliaft  ist. 

Diu-ch  die  Ausschlagimg  wird  der  Er- 
werb rückgängig  gemacht.  Es  wird  nun- 
mehr mit  rückwirkender  Eraft  derjenige  be- 
nfon,  der  Erbe  geworden  wäi-e,  wenn  der 
zuerst  Benifene  nicht  gelebt  hätte.  Handelt 
'^  sich  um  einen  testamentarisch  eingesetzten 
LHien,  so  fällt,  wenn  der  Erblasser  in  dem 
Testamente  über  seinen  ganzen  Nachlass 
verfii^jen  wollte,  der  frei  gewordene  Erbteil 
an  <lie  anderen  eingesetzten  Erben  nach 
Verhältnis  ihrer  Erbteile  (Accrescenz,  An- 
vach^ung).  Wenn  der  Erblasser  nur  über 
f'inen  Teü  seines  Nachlasses  verfügen  wollte, 
si)  tritt  gesetzliche  Erbfolge  ein.  Dasselbe 
^siit,  wenn  alle  eingesetzten  Erben  aus- 
schlagen. Schlagen  gesetzliche  Erben  aus, 
'?)  wenJen  zunächst  in  derselben  Ordnung 
fiiejenigen  berufen,  die  durch  die  Aus- 
schlagenden ausgeschlossen  waren;  sind 
üjkhe  nicht  vorhanden,  so  werden  die  Erben 
'ler  nächsten  Ordnung  berufen. 

Beispiele.  1.  Der  Erblasser  hat  eingesetzt: 
A  zu  ^'.,,  B  zu  V4>  C  zu  Vi-  C  schlägt  aus. 
Dann  erhält  von  seinem  Erbteüe  A  */8,  B  Va- 

—  2.  Der  Erblasser  hat  A,  B  und  C  zu  je  */a 
eingesetzt  und  im  übrigen  die  gesetzliche  Erb- 
folge bei  Bestand  gelassen.  C  schlägt  aus. 
Dann  fällt  sein  Teil  an  die  gesetzlichen  Erben. 

—  3.  Der  Erblasser  hint^rlässt  als  gesetzliche 
Erben  zwei  Söhne  A  und  B,  die  beide  ihrerseits 
Frieder  Kinder  haben.  A  schlägt  aus.  Dann 
fällt  sein  Erbteü  an  seine  Kinder,  da  er  diese 
vüu  der  Erbschaft  angeschlossen  hat.  Schlagen 
auch  die  Kinder  aus,  so  fällt  der  Erbteil  an  B. 
Schlafen  alle  Erben  der  erstep  Ordnung  aus, 
so  werden  in  der  zweiten  Ordnung  Eltern  u.  s.  w. 
Wrufen. 

Für  den  nunmehr  Berufenen  läuft 
f^nn  ebenfalls  eine  sechswöchentliche  Aus- 
sehlagungsfrist  von  dem  Tage,  wo  er 
Kf'nntnis  erhält  Schlägt  auch  er  aus,  so 
^"ird    in    derselben    Weise    der     nunmelu- 


Nächste  berufen,  und  so  fort  ins  Unend- 
liche. Auf  die  testamentarischen  Erben 
folgen  so  die  gesetzlichen  Erben  der  Reihe 
nach  bis  zu  entferntesten  Vei-wandten.  Von 
jeder  Aussclilagung  hat  das  Nachlassgericht 
den  nächst  Berufenen  Mitteilung  zu  machen. 
Wenn  demnach  ein  überschuldeter  Mann 
mit  grosser  Verwandtschaft  stirbt,  so  wird 
eine  Anzahl  von  Personen  gezwungen,  über 
die  Verhältnisse  Erkundigungen  einzuziehen 
und  öffentlich  beglaubigte  Ausschlagung"s- 
erklänmgen  an  das  Nachlassgerieht  zu 
richten,  um  von  der  Erbschaft  loszukommen, 
eine  Menge  Mitteilungen  wird  von  dem 
Nachlassgericht  erlassen  —  und  diese  ganze 
fruchtlose  Thätigkeit  ist  zur  Abwendung  von 
Schaden  um  so  notwendiger,  je  wertloser 
die  Erbschaft  ist,  um  die   es  sich  handelt. 

Es  war  schon  ein  Missgriff,  dass  man 
den  Erben,  der  die  mit  dem  endgültigen 
Erbschaftserwerbe  verbundenen  Pflichten 
vermeiden  wül,  zw^ingt,  eine  positive  Er- 
klärung, und  zwar  noch  in  bestimmter  Form, 
abzugeben.  Für  den  Rechtskundigen  liegt 
hierin  freUich  meistens  nm-  eine  unnötige 
Belästigimg,  für  den  Rechtsunkundigen  aber 
eine  nicht  zu  unterschätzende  Gefahr.  Dem 
Interesse  der  Gläubiger,  das  hier  allein  in 
Betracht  kommt,  konnte  vollständig  dadurch 
Rechnung  getragen  werden,  dass  man  ihnen 
frei  liess,  eine  gerichtliche  Nachlassverwal- 
tung zu  beantragen,  wenn  der  Erbe  die 
Erbschaft  nicht  innerhalb  einer  bestimmten 
Frist  annimmt. 

Ganz  wertlos  ist  die  nachträgliche  Be- 
rufung bis  ins  Cnendliche.  Denn  aus  ge- 
schlagene Erbschaften  versprechen  dem 
nächst  Berufenen  nur  in  seltenen  Fällen  noch 
einen  VorteD.  um  dieser  wenigen  Fälle 
wegen  bei  allen  überschuldeten  Erbschaften 
den  ferneren  Verwandten  und  den  Gerichten 
eine  derartige  Thätigkeit  aufzubürden,  ist 
unnötig.  Denn  wenn  ausnahmsweise  die 
aiisgeschlagene  Erbschaft  noch  einen  Vor- 
teil verspricht,  so  geschieht  den  entfernteren 
Verwandten  kein  Unrecht,  wenn  das,  worauf 
der  zuerst  Berufene  verzichtet  hat,  nicht 
an  sie,  sondeni  an  den  Fiskus  fällt. 

Der  vorläufige  Erwerb  wird  endgültig 
durch  die  Annahme  und  ebenso  durch 
den  Ablauf  der  sechswöchentlichen  Aus- 
schlagimgsfrist. Für  die  Erklänmg  der  An- 
nahme verlangt  das  Gesetzbuch  keine  Form, 
sie  kann  daher  durch  Aeusserung  gegen- 
über beliebigen  Personen  und  auch  durch 
Handlungen  geschehen,  die  den  Willen  er- 
kennen lassen,  dass  man  die  Erbschaft  haben 
will  (»konkludente  Handlungen«).  Wann 
solche  Handlungen  vorliegen,  wird  oft 
zweifelhaft  sein,  da  das  Gesetzbuch  die  Be- 
sorgung erbschaftlicher  Geschäfte  und  selbst 
die  Verfügung  über  Nachlassgegenstände 
nicht  unbedingt  als  Annahmeerklärung  auf- 
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fasst.  Eine  nach  der  Annahme  erfolgende 
Ausschlagung  ist  ungültig. 

Da  der  endgültige  Erwerb  sich  unter 
Umstanden  auch  ohne  den  ^orklichen  Willen 
des  Erben,  nämlich  durch  Vei'säuinnis  der 
Ausschlagungsfrist  vollziehen  kann,  so  hat 
das  Gesetzbuch  die  darin  liegende  Härte 
dadurch  mildem  woDen,  dass  es  die  mit 
dem  Erbschaftserwerbe  verbundene  Gefahr 
für  den  Erben  möglichst  beschränkt. 

Zunächst  tritt,  wie  w^enigstens  die  herr- 
schende Meinung  annimmt,  mit  dem  Erb- 
schaftserwerbe die  unbeschränkte  Haftung 
des  Erben  für  die  Nachlassverbindlichkeiten 
ein,  aber  der  Erbe  kann  diese  jederzeit  auf 
den  Betrag  des  Nachlasses  bescliränken, 
indem  er  Nachlassverwaltung  beantragt. 
Immerhin  haftet  er  selbst  in  diesem  Falle 
den  Gläubigern  für  die  bisherig:e  Ver- 
waltung ebenso,  wie  wenn  er  sie  auf- 
tragsmässig  übernommen  hätte.  Er  steht 
also  für  jegliche  Sorgfalt  in  dieser  Beziehung 
ein.  Allei-dings  kann  er  audi  die  Verwal- 
tung dadurch  von  sich  abwälzen,  dass  er 
NachlassverwaJtung  beantragt,  aber  dieses 
Mittel  versagt  gerade  in  einem  Falle,  wo 
ihm  am  meisten  daran  liegen  muss.  Denn 
wenn  keine  genügende  Masse  vorhanden  ist, 
um  die  Kosten  zu  decken,  wird  die  Ein- 
leitung einer  Nachlass Verwaltung  von  dem 
Gerichte  abgelehnt.  In  einem  solchen  Falle 
haftet  er  freilich  nur  noch  mit  den  Nach- 
lassgegenständeu,  und  nicht  mehr  persönlich, 
aber  die  Verwaltung  muss  er  mit  aller  Ver- 
antwortlichkeit weiter  führen. 

Es  ist  leicht  zu  sehen,  dass  in  diesen 
Regeln  für  den  Rechts-  und  Geschäftsun- 
kundigen  zahlreiche  Fallstricke  verborgen 
sind.  Er  kann,  w^enn  ihm  eine  überechuldete 
Erbschaft  anfällt,  leicht  die  Frist  für  die 
Ausschlagimg  versäumen  oder  die  Aus- 
schlagimg in  luuichtiger  Form  oder  gegen- 
über dem  unrichtigen  Gerichte  vornehmen, 
dann  haftet  er  bis  zur  Einleitung  der  Nach- 
lassverwaltung den  Gläubigern  für  jede  Ver- 
nachlässigung in  der  Verwaltung  auf  vollen 
Schadensersatz.  Und  dies  gilt  nicht  nur 
für  die  Erbschaften  von  Verwandten,  sondern 
auch  füi'  die  Erbscliaften  fremder  Personen, 
die  jemanden  testamentarisch  zum  Erben 
eingesetzt  liaben.  Man  darf  sich  für  diese 
Unbilligkeit  nicht  auf  den  römischen  Satz 
»jus  vigilantibus  scriptum  est«  benifen.  Ge- 
wiss liaben  die  Römer  ihn  in  sehr  weitem 
Umfange  angewendet,  aber  so  weit  wie  das 
B.G.B.  sind  sie  nicht  gegangen.  Sie  legen 
den  Erben,  ehe  sie  den  Willen  bekunden, 
die  Erbschaft  haben  zu  wollen,  überhaupt 
keine  positiven  Pflichten  auf,  selbst  nicht, 
wenn  sie  hausgehörige  Kinder  des  Erb- 
lassers sind,  geschweige  wenn  es  sich  um 
entfernte  Verwandte  oder  ganz  fremde  Per- 
sonen handelt. 


Andererseits  ist  auch  die  Sicherung,  -ii»' 
(laß  Gesetzbuch  den  Gläubigem  gegenüt»er 
unredlichen  Erben  bietet,  wieder  völlig  un- 
genügend. Selbst  nach  dem  endgültisrn 
Erwerbe  kann  der  Erbe  den  Nachlass  in 
Besitz  und  Verwaltung  nehmen,  wenn  üini 
nicht  nachzuweisen  ist,  dass  er  die  UeU'i- 
schuldung  hätte  erkennen  müssen,  er  kann 
sogar  Verfügungen  über  die  Nachlass<?eg»^n- 
stände  trenen  und  gefahrlos  Erbschaft- 
schulden  bezahlen.  Sobald  dann  die  V^jh-v- 
schuldung  offenbar  wird,  beantragt  er  Na'^h- 
lass Verwaltung  und  macht  sich  für  die  Folsro 
von  jeder  Haftung  frei.  Bei  der  Heraii>- 
gabe  hat  er  gleich  einem  Beauftragten  Ret-n- 
nung  zu  legen.  Diese  Verpflichtung  m-^ 
einem  Unerfahrenen,  der  nicht  ordnunj;«- 
massig  Buch  geführt  und  für  Bele^  sy^- 
sorgt  hat,  gefährlich  werden,  aber  gesrni 
Veruntreuung  bietet  sie  nur  einen  zienili-jh 
geringen  Schutz.  Die  Beai*beiter  des  Ges«*tz- 
buches  scheinen  auch  hier  einen  romi^^ch-^'n 
Grundsatz,  den  Satz  »quisquis  praesumitiir 
bonus*,  im  Auge  gehabt  zu  haben.  Akr 
dieser  bedeutet  nur,  dass  eine  Schiüd,  deren 
Rechtsfolgen  man  geltend  machen  will. 
nachgewiesen  werden  muss,  nicht,  dav*vs  }&hr 
Mensch,  so  lange  bis  dieses  geschehen  i^t. 
von  Gesetzes  wegen  ein  unbegrenztes  Ver- 
trauen beanspruchen  kann.  Dazu  kommt, 
dass  jeder  Erbe  die  bezeichneten  Vorteil* 
geniesst,  auch  wenn  er  bereits  wegen  Be- 
trugs oder  Meineids  verurteilt  wäre. 

Die  Rechtsbehelfe,  die  das  Gesetzl-uch 
dem  Gläubiger  ziu*  Verfügtmg  stellt,  bieten 
gegen  vorbedachte  Unredlichkeit  nur  geringen 
Schutz.  Der  Gläubiger  kann  allenliiigs 
innerlialb  zweier  Jahre  nach  dem  endgültierei: 
Erbschaftserwerbe  auch  seinerseits  Nacli- 
lassverwaltimg  beantragen,  aber  er  miis?  zn 
diesem  Zwecke  glaubhaft  machen,  dass  seine 
Befriedigung  aus  dem  Nachlasse  durch  das 
Verhalten  des  Erben  oder  durch  dessen 
Vermögenslage  gefährdet  wird.  Ein  blosser 
Verdacht  gegen  den  Erben,  auch  wenn  er 
et^^a  auf  Vorbestrafimgen  gegründet  ist, 
genügt  also  nicht.  Ausserdem  wird  die 
Massregel  meist  zu  spät  kommen.  Der 
Gläubiger  kann  femer  dem  Erben  die  Eiii- 
reichung  eines  Inventars  innerhalh  l«e- 
stimmter  Frist  gerichtlich  aufgeben  lasi^u. 
Hierdurch  aber  werden  gewissenlose  Erben 
noch  weniger  gehindert  werden,  Erbschafts- 
gegenstände b^i  Seite  zu  schaffen  und  zu 
verheimlichen. 

Die  Lösung  der  gesetzgel)erischen  Auf- 
gabe ist  also  in  diesem  Punkte  nicht  g^*- 
lungen.  Die  Bestimmungen  des  Gesetz- 
buches haben  auf  der  einen  Seite  unbüliire 
Belastung  des  Erben,  auf  der  anderen  Seite 
ungenügende  Sichenmg  des  Gläubigers  zur 
Folge. 

2.  Regulierung.    Mit  dem  endgültigen 
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Erverbe   fallen   dem   Erben   die  Nachlass- 
verbindliehkeiten  zur  Last.    Hierzu  gehören : 

1.  Die  Schulden  des  Erblassers. 

2.  Die  Verpflichtungen,  die  der  Erbe  als 
<okher  hat,  namentlich  aus  Pflichtteils- 
rethteo,  Vermächtnissen  und  Auflagen. 

Wenn  der  Nachiass  zweifellos  zur  Be- 
riehtigimg  der  Nachlassverbindlichkeiten  aus- 
i>^icht,  so  ist  natürlich  für  den  Erben  kein 
Grand  zu  besonderen  Vorsichtsmassregeln. 
Er  kann  den  Nachlass  ohne  weiteres  als 
?trin  Eigentimi  in  Besitz  nehmen.  Etwaige 
p?rii;htliche  Massregeln  wie  Siegelung  des 
Nachlasses  beseitigt  er  dadurch,  dass  er  die 
Annaiime  der  Erbsehaft  ausdrücklich  erklärt. 
Abgesehen  davon  ist  eine  Annahmeerkläruug 
nicht  nötig,  er  wird  vielmehr  nach  Ablauf 
von  sechs  Wochen  von  Gesetzes  wegen 
eavigültig  Erbe.  Um  zur  Geltendmachung 
«It-r  orbschaftlichen  Rechte  legitimiert  zu 
seiii.  bedarf  er  eines  Erbscheins,  der  ihm 
atif  Antrag  vom  Nachlassgericht  ausgestellt 
vird.  Häufig  wird  ein  solcher  nicht  nötig 
s«?in.  wenn  sich  in  dem  Nachlass  lediglich 
l^^wegüehe  Sachen  befinden,  da  der  Erbe 
üUt  diese  auch  ohne  besondere  Legitimation 
vf'i-fügen  kann.  Die  Gläubiger  ihrerseits 
k("nneu,  wenn  ihre  Befriedigung  durch  den 
Erben  gefährdet  wird,  in  den  oben  ange- 
;rebenen  Fällen  Nachlassverwaltung  bean- 
tragen und  dadurch  die  Regulierung  dem 
Eriien  entziehen. 

Wenn  der  Nachlass  zweifellos  unzu- 
reichend ist,  imi  die  Nachlassverbindlich- 
keiten zu  berichtigen,  so  ist  es  für  den  Er- 
Wü  das  beste,  durch  eine  öffentlich  d.  h. 
voD  einem  dazu  befugten  Beamten  beglau- 
bigte Erklärung  an  das  Nachlassgericht  in- 
nr-rhalb  sechs  Wochen  von  seiner  Kenntnis 
VOR  der  Beruf img  die  Erbschaft  auszuschla- 
fen. Ist  dies  nicht  mehr  möglich,  so  hat 
w  alle  Sorgfalt  anzuwenden,  um  sich  vor 
Schadensersatzansprüchen  der  Gläubiger  zu 
•wiehern.  Beruht  die  Unzulänglichkeit  des 
NaijhJasses  auf  den  darauf  lastenden  Schul- 
'len,  80  muss  er  unverzüglich  Nachlass- 
konknrs  beantragen,  und  er  haftet,  wenn  er 
■iies  wegen  feihrlässiger  Unkenntnis  von  der 
U«.'b*?rschuldung  versäumt  Beruht  die  Un- 
zulänglichkeit auf  Vermächtnissen  und  Auf- 
l^en,  so  kann  er  freilich  die  Regulierung 
j^ibst  übernehmen,  trägt  aber  dann  die  volle 
Verantwortlichkeit  eines  Beauftragten.  Es 
i>t  schon  oben  darauf  aufmerksam  gemacht 
^oiilen,  dass  ein  unredlicher  Erbe  diese 
Stellung  zum  Nachteil  der  Gläubiger  be- 
uutzeQ  kann.  Ein  redlicher  Erbe  wird  meist 
k'-in  Interesse  daran  haben,  einen  Nachlass 
zu  liquidieren,  aus  dem  in  keinem  Falle 
^twas  für  ihn  übrig  bleiben  kann,  mid  wird 
'^^r  gut  thun,  sobald  als  möglich  durch 
Ij'^antragung  einer  Nachlassvergeltimg  alle 
Verantwortlichkeit    und   Mühewaltung    von 


sich  abzuwälzen.  Dabei  ist  aber  zu  be- 
merken, dass  dei  Antrag  auf  Einleitung 
eines  Nachlasskonkurses  oder  einer  Nach- 
lassvei-waltung  abgelehnt  werden  kann, 
wenn  keine  genügende  Aktivmasse  in  der 
Erbschaft  ist,  um  die  Kosten  zu  decken. 
In  diesem  Falle  verbleibt  dem  Erben  die 
volle  Verantwortlichkeit  für  den  Nachlass 
ohne  jeden  Entgelt.  Ei*  hat  den  Gläubigern 
dann  die  Nachlassgegenstäude  auf  deren 
Verlangen  zur  Befriedigung  herauszugeben. 

Wenn  es  zweifelhaft  ist,  ob  der  Nachlass 
zur  Befriedigung  der  NachJassverbindlich- 
keiten  ausreicht,  so  kann  der  Erbe  alle 
Weiterungen  vermeiden,  indem  er  annimmt, 
aber  sogleich  Nachlass  Verwaltung  beantragt. 
Er  verliert  dann  allerdings  allen  Einfluss 
auf  die  Regulierung,  und  es  ist  auch  anzu- 
nehmen, dass  die  Regulierung  durch  einen 
Nachlassverwalter  meist  kostspieliger  sein 
wird  als  diu:ch  ihn  selbst,  aber  dafür  wird 
er  auch  von  jeglicher  Mühewaltung  und 
Verantwortlichkeit  frei  und  behält  den  An- 
spruch auf  einen  etwa  verbleibenden  üeber- 
schuss.  Das  Mittel  versagt  wieder  in  dem 
Falle,  dass  keine  den  Kosten  des  Verfahrens 
entsprechende  Aktivmasse  vorhanden  ist. 

Der  Erbe  kann  aber  auch  die  Regulie- 
rung selber  übernehmen,  ohne  sich  für  die 
Schiüden  persönlich  haftbar  zu  machen. 
Er  muss  dann  allerdings  alle  Sorgfalt  bei 
der  Verwaltung  anwenden,  da  er  nach  Um- 
ständen später  gleich  einem  Beauftragten 
Rechnung  zu  legen  hat  Auch  muss  er 
wieder,  sobald  üeberschiüdung  erkennbar 
wird,  Konkurs  beantragen.  Es  empfiehlt 
sich  für  ihn,  ein  Aufgebot  der  Nachlass- 
gläubiger zu  beantragen ;  dies  ist  sogai*  not- 
wendig, wenn  er  Grund  hat,  das  Vorhan- 
densein unbekannter  Nachlassverbindlich- 
keiten anzunehmen,  weil  er  sonst  den  Gläu- 
bigern verantwortlich  wird.  Die  Verwal- 
tung und  Regulierung  führt  er  frei  mid 
darf  sogar,  solange  er  die  Zulänglichkeit 
des  Nachlasses  annehmen  kann,  Erbschafts- 
schulden aus  der  Masse  bezalilen.  Auch 
kann  er,  wenn  er  der  Verwaltung  über- 
drüssig wird,  noch  immer  nachträglich 
Nachlassverwaltung  beantragen.  Er  nimmt 
also,  wenn  er  alle  Vorsichtsmassregeln  be- 
obachtet, die  Regulierung  vollständig  auf 
Gefahr  der  Gläubiger  vor. 

Der  Erbe  kann  femer  unter  Zuziehung 
einer  zuständigen  Behörde  oder  eines  zu- 
ständigen Beamten  oder  Notars  ein  Inven- 
tar d.  h.  ein  Verzeichnis  der  Nachlassgegen- 
stände und  der  Nachlassverbiudlichkeiten 
errichten  oder  kann  bei  dem  Nachlassgericht 
den  Antrag  stellen,  dass  es  die  EiTichtung 
eines  solchen  Inventars  veranlasst  Dies 
hat  für  ihn  den  Vorteil,  dass  es  ihm  eine 
Grundlage  für  eine  etwaige  spätere  Rech- 
nungslegung giebt  und  dass  vermutet  wird, 
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dass  keine  weiteren  Nachlasspegenstände 
als  die  in  dem  Inventar  verzeichneten  vor- 
handen sind. 

Verpflichtet  zm*  Inventarerrichtunja:  ist 
der  Erbe  an  sich  nicht,  die  Gläubiger  können 
aber  beantragen,  dass  sie  ihm  innerhalb 
einer  Frist  von  1 — 3  Monaten  genchtlich 
aufgegeben  wird.  Er  kann  dann,  statt  der 
Auflage  zu  genügen,  noch  innerhalb  der 
Frist  Nachla^verwaltung  beantragen.  Lässt 
er  dagegen  die  Frist  f nichtlos  versti-eichen, 
so  haftet  er  für  die  Nac^hlassverbindlich- 
keiten  unbeschränkt  und  kann  diese  Haf- 
tung nicht  mehr  diuxjh  einen  Antrag  auf 
Nachlassverwaltung  von  sich  abwälzen. 
Dieselbe  Folge  tritt  ein,  wenn  er  in  unred- 
licher Absicht  vorhandene  Nachlassgegen- 
stände in  (lern  Inventar  foi-tlässt  oder  nicht 
bestehende  Nachlassverbindlichkeiten  in  das- 
selbe aufnimmt  Ausserdem  kann  jeder 
Gläubiger  verlangen,  dass  er  einen  Offen- 
barungseid leistet,  und  er  haftet,  wenn  er 
diesen  verweigert,  dem  betreffenden  Gläubi- 
ger unbeschränkt. 

Die  vorstehenden  Regeln  finden  Anwen- 
dung, wenn  ein  Erbe  vorhanden  ist  Wenn 
mehrere  Erben  vorhanden  sind,  so  modifi- 
zieren sie  sich  etwas. 

Der  Nachlass  wird  dann  bis  zur  Teilung 
gemeinschaftliches  Vermögen  der  Miterben. 
Jeder  von  diesen  hat  Anspruch  daran  zu 
einem  bestimmten  Bruchteil.  Ueber  den 
Bruchteil  kann  er  im  ganzen  verfügen, 
kann  ihn  also  an  dritte  verkaufen  oder 
schenkungshalber  abtreten;  im  Falle  des 
Verkaufes  haben  die  anderen  Miterben  ein 
innerhalb  zweier  Monate  auszuübendes  Vor- 
kaufsrecht. Dagegen  kann  er  nicht  etwa 
seinen  Anteil  an  den  einzelnen  Nach- 
lassgegenständen selbständig  geltend  ma- 
chen. 

Die  Verwaltimg  ist  ^'ielmeh^  m  der  Art 
gemeinschaftlich,  dass  bei  jeder  Rechtshand- 
lung alle  Miterben  mitwirken  müssen.  Zu 
ihrer  Legitimation  erhalten  sie  einen  ge- 
meinschaftlichen Erbschein.  Erbschafts- 
sachen sind  von  ihnen  gemeinschaftlich  zu 
veräussern,  Erbschaf tsforderungert  sind  an 
sie  gemeinschaftlich  zu  bezahlen.  Die  Mit- 
erben sind  bei  solchen  Massregeln,  die  zur 
ordnungsmässigen  Verwaltung  gehören,  ein- 
ander zur  Mitwirkung  verpflichtet,  und  ein 
Miterbe,  der  diese  ohne  genügenden  Grund 
verweigerte,  würde  den  anderen  schadens- 
ersatzpflichtig werden.  Auch  die  Früchte 
werden  zunächst  gemeinschaftlich  und  wer- 
den erst  bei  der  Auseinandei-setzung  geteilt. 
Nur  dann,  wenn  die  Auseinandersetzimg  auf 
länger  als  ein  Jahr  ausgeschlossen  ist,  was 
namentlich  durch  Verfügung  des  Erblassers 
möglich  ist,  kann  jährlich  Teiliuig  des  Rein- 
ertrages verlangt  werden.  Auch  zur  Ein- 
leitung   einer   Nachlass  Verwaltung    ist    der 


gemeinscliaftliche  Antrag  aller  Miteriven  <?r- 
forderlich. 

Der  einzelne  Miterbe  kann  selbstämlii: 
nur  solche  Massregeln,  die  zur  Erhalt uüi: 
notwendig  sind,  treffen  imd  ein  Inveotai 
errichten.  Letzteres  kommt  auch  den  andereü 
Miterben  zu  gute,  soweit  nicht  in  ihrer  Per- 
son ein  Grund  ziu:  unbeschränkten  Haftung 
vorliegt. 

Die  Erbschaftsgläubiger  können  vor  der 
Teilung  niur  Befriedigung  aus  dem  Na*:h- 
lasse  von  allen  Miterben  verlangen.  Ikr 
einzelne  Miterbe  ist  ziu-  Befriedi^ng  aits 
seinem  pei-sönlichen  Vermögen  nicht  ver- 
pflichtet. Nur,  wenn  in  seiner  Person  ein 
Grund  zur  unlieschränkten  Haftung  vorliegt. 
kann  er  für  den  seinem  Erbteile  entsprechec- 
den  Teil  der  Verbindlichkeit  mit  seinem 
ganzen  Vermögen  in  Anspruch  genommen 
weitlen. 

Nach  der  Absicht  des  Gesetzbuches  >Ji\ 
vor  der  Teilung  die  Befriedigung  aUer  Nacli- 
lassverbindlichkeiten  bewirkt  oder  wenig- 
stens sicher  gestellt  werden.  Zu  diesem 
Zwecke  kann  ein  Aufgebot  der  Gläubiger 
erfolgen,  und  es  kann  auch  jeder  Miterl»«^ 
auf  seine  Kosten  eine  öffentliche  Aufforde- 
rung an  die  Gläubiger  erlassen,  binnen  se-hs 
Monaten  ihre  Forderungen  bei  ihm  oder  l-ei 
dem  Nachlassgerichte  anzumelden.  Wenn 
die  Erben  teilen,  ohne  alle  Nachlassverbiml- 
lichkeiten  berichtigt  zu  haben,  so  können 
die  noch  nicht  befriedigten  Gläubiger  jeilen 
Miterbeii  als  Gesamtschuldner  voll  in  An- 
spnich  nehmen,  und  dem  in  Anspruch  Ge- 
nommenen bleibt  es  dann  überlassen,  seine 
Miterben  wegen  ihrer  Anteile  zur  Deckung 
anzuhalten.  Nur  ausnahmsweise  beschränkt 
sich  die  Haftung  des  einzelnen  auf  den  Teil 
der  seinem  Erbteile  entspricht,  namentlich 
wenn  ein  Gläubiger  im  Aufgebotsverfahrec 
ausgeschlossen  worden  ist  oder  wenn  ein 
Gläubiger  binnen  fünf  Jahren  sich  nicht 
meldet  und  auch  den  Miterben  nicht  be- 
kannt wird. 

Das  Gesetzbuch  sieht  es  demnarh  in 
Uebereinstimmung  mit  dem  gemeinen  Recht 
als  Regel  an,  dass  der  Erbe  oder  die  (k- 
samtheit  der  Miterben  die  Liquidation  der 
Erbschaft  übernehmen.  Ausnahmen  wer»leii 
entweder  durch  Einleitung  einer  Nactilass- 
verwaltung  oder  Ernennimg  eines  Testa- 
mentsvollstreckers herbeigeführt 

Die  Naclilassverwaltung  ist  eine  Art  der 
Nachlasspflegschaft.  Während  aber  im  all- 
gemeinen der  Zweck  der  Nachlasspflegschaft 
dahin  geht,  die  Erbschaft  in  ihrem  Bestao«>" 
zu  erhalten  und  sie,  soweit  erforderlich,  iji 
Ermangelung  eines  anerkannten  Erben  natii 
aussen  zu  vertreten,  bezweckt  die  Nachbs>- 
verwaltung  Liquidation  und  namentlich  Be- 
friedigung der  Gläubiger. 

Sie  kann,  wie  oben  gesagt,  immer  von 
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(lern  Erben  und  unter  umständen  auch  von 
em*»m  Gläubiger  beantragt  werden  und  wird 
durch  Beschluss  des  Nachlassgerichtes  ein- 
geleitet. Der  Erbe  verliert  dadurch  das 
Rfy-ht  zur  Verwaltung  und  Vertretung  der 
Erbschaft,,  obwohl  er  Subjekt  des  erbschaft- 
üchen  Vermögens  bleibt.  Der  eingesetzte 
Xachlassverwaiter  kann  den  Nachlass  in 
Besitz  nehmen,  über  die  einzelnen  Gegen- 
stände verfügen  und  Prozesse  führen.  Er 
hrichtigt  die  Nachlassverbindlichkeiten, 
stellt  für  die  Nachlassverbindhchkeiten,  die 
iitreitig  sind  oder  noch  nicht  berichtigt  werden 
können,  den  Gläubigern  Sicherheit  und  giebt 
dann  das,  was  übrig  geblieben  ist,  dem  Erben 
heraus.  Für  seine  Verwaltung  ist  er  dem 
»ben  wie  den  Nachlassgläubigem  verant- 
worthch.  Sobald  die  Ueberschuldung  des 
Nachlafsses  erkennbar  wird,  hat  er  ebenso 
wie  der  Erbe  den  Nachlasskonkurs  zu  be- 
antragen. 

Diurch  die  Nachlassverwaltung  wird  dem- 
nach der  Nachlass  ein  selbständiges,  von 
di^m  Erben  zur  Zeit  unabhängiges  Vermögen, 
fonierungen,  die  der  Erblasser  gegen  den 
Erben  oder  der  Erbe  gegen  den  Erblasser 
hatte,  leben  wieder  auf.  Selbst  die  An- 
>prüche,  die  die  Gläubiger  gegen  den  Erben 
ans  der  Zeit,  wo  dieser  noch  die  Verwaltung 
führte,  haben,  w^erden  als  zum  Nachlasse 
j?ehürig  betrachtet,  können  also  von  dem 
Xachlassverwalter  geltend  gemacht  werden. 
Den  Gläubigem  bietet  die  Nachlassver- 
waltung den  Vorteil,  dass  sie  ihnen  die 
Befriedigung  aus  dem  Nachlasse  sichert. 
iSie  sind  nicht  nur  gegen  nachteilige  Ver- 
fügungen des  Erben  geschützt,  sondern  auch 
2?egen  die  Ansprüche,  die  die  persönlichen 
Gläubiger  des  Erben  erheben.  Diese  dürfen 
wahrend  der  Dauer  der  Nachlassverwaltung 
keine  Zwangsvollstreckung  in  Nachlass- 
gegenstände  erwirken ;  die  letzteren  werden 
vielinehr  in  erster  Linie  ziu:  Befriedigung 
der  Nachlassgläubiger  verwandt.  Wenn  da- 
her der  Erbe  überschuldet  ist,  so  bietet  die 
Xachlassverwaltung  den  Nachlassgläubigern 
dieselben  Vorteile  wie  im  gemeinen  Recht 
das  beneficium  separationis. 

Für  den  Erben  führt  die  Nachlassver- 
valtung  die  Befreiung  von  der  persönlichen 
Haftung  für  die  Erbschaftsschulden  herbei. 
Genau  genommen,  haftet  er  für  diese,  so- 
lange die  Nachlassverwaltung  dauert,  über- 
haupt nicht,  denn  die  Gläubiger  können  nur 
den  Nachlassverwalter  belangen.  Bei  Auf- 
hebung der  Nachlassverwaltung  sollen  ord- 
iinngsmässigerweise  die  Verbindlichkeiten 
gefleckt  sein;  würden  einzelne  von  ihnen 
ausnahmsweise  übersehen  sein,  so  haftet  der 
Erbe  dafür  nur  bis  zum  Betrage  des  ihm 
ausgeantworteten  Nachlasses. 

Die  Verwaltung    des    Nachlasses    kann 

dem  Erben  auch  dadurch  entzogen  werden,dass 
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der  Erblasser  letztvviUig  einen  Testaments- 
vollstrecker ernennt.  Die  Aufgabe  des  Testa- 
mentsvollstreckers fällt  mit  der  des  Nach- 
lassverwalters nicht  ganz  zusammen,  sie 
besteht  in  erster  Linie  in  der  Sorge  für  die 
Durchführung  des  letzten  Willens  des  Erb- 
lassers. Das  Interesse  der  Nachlassgläubiger 
tritt  daher  mehr  zurück.  Aus  diesem 
Grunde  wird  die  persönliche  Haftung  des 
Erben  für  die  Nacnlassschulden  durch  das 
Vorhandensein  des  Testamentsvollstreckers 
nicht  berührt.  Dem  Erben  kann  trotzdem 
die  Errichtung  eines  Inventars  aufgegeben 
werden,  die  ihm  der  Testamentsvollstrecker 
ermöglichen  muss,  und  er  würde  durch 
Versäumung  der  Frist  die  unbeschränkte 
Haftung  für  die  Erbschaftsschulden  auf  sich 
ziehen. 

Der  Erblasser  kann  einen  oder  mehrere 
Testamentsvollstrecker  ernennen,  er  kann 
auch  die  Ernennung  dem  Nachlassgerichte 
oder  einem  Dritten  überlassen.  Wenn  der 
Erblasser  nichts  anderes  angeordnet  hat,  so 
führen  mehrere  Testamentsvollstrecker  das 
Amt  gemeinschaftlich,  imd  bei  Meinungs- 
verschiedenheiten entscheidet  das  Nachlaßs- 
gericht. 

Das  Gesetzbuch  giebt  dem  Testaments- 
vollstrecker im  allgemeinen  eine  dem  Beauf- 
tragten ähnliche  Stellung.  Er  hat  die  An- 
ordnungen des  Erblassei-s  zu  befolgen,  giebt 
dem  Erben  auf  Verlangen  Auskunft  und 
Rechenschaft  und  haftet  für  Verechulden 
dem  Erben  und  nach  Umständen  den  Ver- 
mächtnisnehmern, wenn  sie  durch  ihn  ge- 
schädigt sind,  auf  vollen  Schadensersatz. 

Im  übrigen  hängen  seine  Befugnisse  von 
den  Bestimmungen  des  Erblassers  ab,  der 
ihnen  einen  weiteren  oder  engeren  Umfang 
geben  kann  und  dessen  Wille  überhaupt 
darüber  entscheidet,  ob  die  Verwaltung  siSi 
auf  die  ganze  Erbschaft  oder  nur  auf  ein- 
zelne Gegenstände  erstrecken  soll.  In  Er- 
mangelung besonderer  Bestimmungen  hat 
der  Testamentsvollstrecker  Besitz  und  Ver- 
fügung über  die  betreffenden  Nachlassgegen- 
stände und  macht  die  seiner  Verwaltimg 
unterliegenden  Rechte  gerichtlich  geltend. 
Nur  Gegenstände,  »deren  er  zur  Erfüllung 
seiner  Obliegenheiten  offenbar  nicht  bedarf«, 
hat  er  dem  Erben  herauszugeben.  Ver- 
pflichtimgen  für  den  Nachlass  kann  er  ein- 
gehen, soweit  er  zur  Verfügung  über  Nach- 
lassgegenstände berechtigt  ist  oder  soweit 
sie  ziu*  ordnungsmässigen  Verwaltung  er- 
forderlich sind.  Er  kann  also  z.  B.  die 
seiner  Verfügung  unterstehenden  Sachen 
verkaufen  und  Verträge,  die  zur  Erhaltimg 
des  Nachlasses  notwendig  sind,  abschliessen. 
Nachlassverbindlichkeiten  können  stets  gegen 
den  Erben  geltend  gemacht  werden,  ausser- 
dem aber  mit  Ausnahme  von  Pflichtteils- 
rechten auch  gegen  den  TestamentsvoU- 
Anflage.    III.  44 
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Strecker,  weno  er  die  Verwaltung  des  Nach- 
lasses hat.  Die  persönlichen  Gläubiger  des 
Erben  können  sich  dagegen  an  die  der  Verwal- 
tung des  Testamentsvollstreckers  unterlie- 
genden Gegenstände  nicht  halten. 

Der  Zweck,  den  der  Erblasser  bei  der 
Ernennung  eines  Testamentsvollstreckers  ver- 
folgt, wird  häufig  darin  bestehen,  Streitig- 
keiten imter  mehi-eren  Miterben  bei  der 
Auseillandersetzung  zu  verhindern.  Die 
Regel,  dass  alle  Miterben  gemeinschaftlich 
handeln  müssen,  kann  bei  hartnäckiger 
Weigerung  eines  einzelnen  Miterben  zu 
grossen  Schwierigkeiten  führen,  die  auch 
nicht  durch  Einleitung  einer  Nachlassver- 
waltung zu  heben  sind,  da  diese  selbst  von 
allen  Miterben  gemeinschaftlich  beantragt 
werden  muss.  In  solchen  Fällen  wird  dann 
meist  nur  der  kostspiehge  Weg  der  Erb- 
teilungsklage übrig  bleiben.  Ein  voraus- 
schauender Erblasser  wird  dalier  oft,  um 
diese  zu  vermeiden,  einen  Testamentsvoll- 
strecker ernennen,  der  dann  nach  ausdrück- 
licher Bestimmung  des  Gesetzbuches  die 
Auseinandersetzung  zu  leiten  hat.  Wenn 
die  Erben  noch  minderjährig  sind,  so  kann 
ein  Testamentsvollstrecker  deshalb  ernannt 
werden,  um  die  vormundschaftliche  Ver- 
waltung des  Nachlasses  zu  vermeiden. 
Ferner  hat  der  Testamentsvollstrecker  dafür 
zu  sorgen,  dass  Vermächtnisse  und  Auf- 
lagen ordnungsmässig  entrichtet  werden, 
und  er  kann,  wie  das  Gesetzbuch  hervorhebt, 
auch  gerade  zu  dem  Zwecke  ernannt  werden, 
dass  er  einen  Vermächtnisnehmer  in  Bezug 
auf  die  Verpflichtungen,  die  diesem  aufer- 
legt sind,  überwacht  Das  wird  namentlich 
bei  Auflagen  wichtig,  da  bei  diesen  kein 
bestimmter  Berechtigter  vorhanden  ist  und 
deshalb  die  Gefahr  besonders  gross  ist,  dass 
sie  unerfüllt  bleiben.  (Vgl.  weiter  unten 
über  die  Auflagen.) 

Beispiel:  Der  Erblasser  legt  einem  Ver- 
mächtnisuehmer,  dem  er  ein  grösseres  Kapital 
zuwendet,  auf,  jährlich  einen  bestimmten  Teü 
der  Zinsen  zu  einem  unter  gewissen  Bedingungen 
zu  verleihenden  Stipendium  zu  verwenden.  Hier 
kann  die  Erfüllung  leicht  unterbleiben,  denn 
die  Bewerber  haben  kein  Recht,  die  Kollation 
an  einen  von  ihnen  zu  erzwingen,  und  die 
Erben  unterlassen  es  vielleicht  ans  Mangel  an 
Interesse,  einen  Zwang  zu  üben.  In  solchem 
Fall  wird  sich  die  Bestellung  eines  Testaments- 
vollstreckers empfehlen. 

Ebenso  kann  der  Erblasser,  der  eine  noch 
unbestimmte  Person  oder  eine  Person,  die 
erst  in  Zukunft  geboren  werden  soll,  zum 
Nacherben  einsetzt,  einen  Testamentsvoll- 
strecker ernennen,  um  einstweilen  gegen- 
über dem  Vorerben  die  Rechte  des  Nach- 
erben auszuüben. 

3.  Nacherbschaft  Der  Erblasser  hat 
häufig  Veranlassung,  die  Erbschaft  zunächst 
einer   Person,    für   eine    spätere    Zeit  aber 


einer  anderen  Person  zuzuwenden.  Nameri- 
lich  bei  Ehegatten  ist  es  häufige  dass  sie 
die  Erbschaft  dem  überlebenden  Teü,  solange- 
er  lebt,  nach  dessen  Tode  aber  ih^^^n 
Kindern  oder  sonstigen  Verwandten  m 
hinterlassen  wünschen. 

Es  bietet  sich  dafür  zunächst  die  auch 
dem  B.G.B.  bekannte  Form  des  Niessbranchs 
an  einem  ganzen  Vermögen.  Der  Mauo. 
der  seiner  Frau  die  Nutzung  an  seinem 
Nachlasse  für  ihre  Lebenszeit  zuweniioD 
will,  kann  dies  in  der  Art  thun,  dass  er 
seine  Kinder  zu  Erben  einsetzt  und  seioer 
Frau  den  Niessbrauch  vermacht.  DieFulire 
ist  dann  nach  B.G.B.,  dass  die  Frau  an  den 
unverbrauchbaren  Sachen  sowie  an  d»'a 
Forderungen  gewöhnlichen  Niessbrauch,  an 
verbrauchbaren  Sachen  aber  wie  z.  B.  an 
barem  G^ld  sog.  uneigentlichen  Niessbrauch 
d.  h.  Eigentum  mit  der  V^-pflichtun? 
späterer  Rückgabe  des  Wertes  fonlein 
kann.  Die  Kinder  bekommen  in  dies^^m 
Falle  an  den  unverbrauchbaren  Gegen- 
ständen nach  Verhältnis  ihrer  Erbteile  sofort 
Eigentum,  das  zur  Zeit  durch  den  Xi^*- 
brauch  beschränkt  ist  und  später  durc-h  den 
Tod  der  Frau  frei  wird ;  wegen  der  ver- 
brauchbaren Sachen  haben  sie  bei  dem  Ttvle 
der  Mutter  einen  Anspruch  auf  Ersatz  <ii  < 
Wertes. 

Indessen  genügt  diese  Form  nicht  allen 
Bedürfnissen.  Zunächst  ergeben  sich  Eon- 
struktionsschwierigkeiten,  da  derNiessbranoh 
als  ein  einheitliches  Recht  an  dem  ganzen 
Vermögen  gedacht  ist,  während  er  in  der 
juristischen  Konstruktion  in  eine  grosse  Zahl 
von  Niessbrauchsrechten  an  den  einzelnen 
Gegenständen  zerfällt,  wobei  noch  zu  be- 
achten ist,  dass  diese  Niessbrauchsrcxhte 
selbst  teils  als  eigentlicher  teils  als  uneigent- 
licher Niessbrauch  einen  ganz  verschiedenen 
Charakter  haben.  Rein  durchgeführt  würde 
diese  Konstruktion  in  Bezug  auf  die  Schul- 
den zu  grossen  Unzuträglichkeiten  führen. 
denn  die  Gläubiger  des  Erblassers  würden 
durch  die  entstandenen  Niessbrauchrechte 
in  der  Durchführung  der  Ansprüche  1^ 
schränkt  sein,  und  die  Eigentümer  würden 
andererseits  kein  Recht  haben,  die  Berichti- 
gung der  auf  dem  Nachlass  ruhenden  Ver- 
bindlichkeiten zu  fordern.  Beide  Folgeningen 
hat  nun  freilich  das  Gesetzbuch  ausdrück- 
lich beseitigt,  aber  gerade  dadurch  auch  die 
Konstruktion  durchbrochen.  Es  ist  hier 
nicht  der  Ort,  auf  diese  rein  technische 
Frage  näher  einzugehen. 

Die  Konstniktion  hat  aber  femer  zur 
Folge,  dass  die  auf  den  Niessbrauch  einge- 
setzte Person  wegen  des  Eigentumsrechtes 
der  Erben  nicht  die  Verfügung  über  die 
unverbrauchbaren  Sachen  hat  und  deshalb 
bei  der  Verwaltung  starken  Beschränkungen 
unterliegt,  die  sich  in  vielen  Fällen  unhebsam 
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celtend  machen  müssen  und  audi  meist 
nicht  dem  Willen  des  Erblassers  entsprechen 
wenlen.  Weiter  ergeben  sich  Schwierig- 
keiten, wenn  der  Erbe  noch  ungewiss  ist, 
•'twa  weil  er  bedingt  eingesetzt  ist  oder 
weil  seine  Person  erst  durch  ein  künftiges 
Ereignis  bestimmt  werden  soU,  oder  wenn 
er  erst  in  Zukunft  geboren  werden  soll 
tz.  B.  »die  künftigen  Kinder  meines  Brü- 
niere sollen  meine  Erben  sein«). 

Alle  diese  Umstände  rechtfertigen  es, 
ilass  das  Gesetzbuch  neben  dem  Niess- 
brauche  am  Naclüasse  noch  ein  anderes 
Institut  mit  ähnlichem  wirtschaftlichen 
Zwecke,  aber  auf  ganz  anderer  juristischer 
Gnindlage  zugelassen  hat :  die  Nacherbschaft. 
Wie  oben  bemerkt,  waren  schon  die  Römer 
durch  das  Bedürfnis  des  Lebens  dazu  ge- 
drängt worden,  das  alte  Princip  »semel 
Keres  semper  heres«  zu  durchbrechen  und 
eine  Verfügung  derart  zuzidassen,  dass  an 
Stelle  des  zunächst  eingesetzten  Erben  zu 
•^iner  späteren  Zeit  ein  anderer  Erbe  wurde. 
Sa  solches  Uniyersalfideikommiss  hatte  in 
ältester  Zeit  nur  obligatorische  Wirkung 
gehabt,  hatte  also  nur  für  den  lu-sprüng- 
lichen  Erben,  den  Fiduciar,  die  Verpflich- 
tung begründet,  die  Erbschaft  an  den  Fidei- 
kommissar  herauszugeben.  Aber  in  späterer 
Zeit  war  man  darüber  weit  hinausgegangen 
lind  der  Anspruch  des  Fideikommissars  war 
immer  mehr  zu  einem  selbständigen,  auch 
cegen  Verfügungen  des  Fiduciars  geschütz- 
ten Rechte  geworden.  Die  neueren  Rechte, 
die  das  Institut  übernommen  haben,  sind 
diesem  Zuge  weiter  gefolgt.  Im  einzelnen 
freihch  ist  die  Ausgestaltung,  die  sie  ihm 
gegeben  haben,  sehr  verschieden. 

Das  B.G.B.  hat  die  Reste  aus  der  Zeit, 
wo  das  üniversalfideikommiss  einen 
rein  obligatorischen  Charakter  trug,  voll- 
ständig beseitigt  und  die  Nacherbschaft  zu 
feinem  Institut  gemacht,  welches  dem  un- 
mittelbaren Erbrechte  durchaus  gleichai-tig 
ist.  Es  ist  also  möglich,  dass  der  Erblasser 
'Jie  Erbschaft  zunächst  einem  Vorerben  zu- 
wendet und  bestimmt,  dass  sie  zu  einer 
^wissen  Zeit  oder  bei  einem  gewissen  Er- 
ei^isse  an  einen  Nacherben  fallen  soll.  Er 
kann  z.  B.  in  dem  oben  erwähnten  Falle 
seine  Frau  zur  Erbin  einsetzen  und  dabei 
verfügen,  dass  bei  ihrem  Tode  oder  bei 
ihr>?r  Wiederverheiratung  oder  nach  einge- 
tretener Mündigkeit  aller  Kinder  diese 
^acherben  sein  sollen.  Man  ersieht  schon 
hieraus,  dass  die  wirtschaftlichen  Zwecke, 
♦lie  der  Erblasser  dabei  verfolgt,  sehr  ver- 
schieden sein  können,  er  kann  in  erster 
I  jnie  gar  nicht  die  Zuwendung  der  Nutzung 
des  ^^achlasses  an  den  Vorerben,  sondern 
<lie  Vermeidung  einer  vormimdschaftlichen 
VerÄ'altung  beabsichtigen. 

Die  Wirkung  ist,  dass  der  Vorerbe  zu- 


nächst die  Erbschaft  in  der  gewöhnlichen 
Art  erwirbt  und  auch  für  die  Nachlassver- 
bindlichkeiten nach  den  allgemeinen  Regeln 
haftet,  demnach  auf  Antrag  der  Gläubiger 
zur  Inventarerrichtung  angehalten  werden 
darf,  seinerseits  Nachlassverwaltung  und 
nach  Umständen  Nachlasskonkurs  beantragen 
kann,  u.  s.  w.  Sobald  dann  der  Fall  der 
Nacherbschaft,  also  die  bestimmte  Zeit  oder 
das  bestimmte  Ereignis,  eintritt,  wird  die 
Nacherbschaft  in  derselben  Art  erworben 
wie  jede  Erbschaft:  es  erfolgt  also  vor- 
läufiger Erwerb  unter  Vorbehalt  der  Aus- 
schlagung. 

Für  die  Auseinandersetzung  zwischen 
dem  Yorerben  und  dem  Nacherben  ist 
zwischen  dem  Stammvermögen  und  den 
Nutzungen  zu  unterscheiden.  Denn  das 
Stammvermögen  geht  auf  den  Nacherben 
von  Gesetzes  wegen  über,  während  die 
Nutzungen,  Früchte,  Zinsen  u.  s.  w.,  aus  derZeit 
der  Vorerbschaft  dem  Vorerben  verbleiben. 

Zu  dem  Stammvermögen  gehört  das, 
was  der  Vorerbe  durch  die  Erbschaft  er- 
halten hat,  ferner  das,  was  er  als  Ersatz 
für  Erbschaftssachen  z.  B.  bei  Beschädi- 
gimg oder  Zerstörung  erhalten  hat,  endlich 
das,  was  er  mit  Erbschafcsmitteln  erworben 
hat,  also  der  Preis  verkaufter  Sachen, 
Sachen,  die  mit  erbschaftlichem  Gelde  ange- 
schafft worden  sind,  Forderungen,  die  mit 
erbschaftlichera  Gelde  erworben  worden  sind, 
u.  s.  w.  Gegenstände,  die  der  Vorerbe  für 
sich  verbraucht  hat,  muss  er  bei  Eintritt 
der  Nacherbfolge  ersetzen.  Ausserdem  haftet 
er  wegen  Verschuldens.  Die  gewöhnlichen 
Erhaltungskosten  hat  der  Vorerbe,  da  er  die 
Nutzungen  zieht,  zu  tragen,  ebenso  die  ge- 
wöhnlichen Lasten,  ausserordentliche  Ver- 
wendungen werden  ihm  wie  einem  Ge- 
schäftsführer ohne  Auftrag  ersetzt. 

Bis  zum  Anfalle  der  Nacherbschaft  ist 
der  Vorerbe  Subjekt  des  erbschaftlichen 
Vermögens,  also  Eigentümer  der  Erbschafts- 
sachen, Gläubiger  der  Erbschaftsforderungen 
und  hat  als  solcher  im  allgemeinen  auch  die 
Verfügung  darüber.  Im  Interesse  des  Nach- 
erben, dem  das  Stammvermögen  gesichert 
werden  soll,  unterliegt  er  indessen  erheb- 
lichen Beschränkungen.  Schenkungen  darf 
er  nur  insoweit  machen,  wie  sie  einer  sitt- 
lichen Pflicht  oder  einer  Anstandspflicht 
entsprechen.  Grundstücke  und  Rechte  an 
Gnmdstücken  darf  er  nicht  veräussem. 
Hypotheken  und  Grundschulden  darf  er 
zwar  kündigen,  doch  muss  zu  der  Auszah- 
lung der  Nacherbe  seine  Einwilligung  geben. 
ZwangsvoUsti'eckungen  der  persönlichen 
Gläubiger  des  Vorerben  in  das  erbschaft- 
liche Vermögen  sind  gegenüber  dem  Nach- 
erben unwirksam.  Inhaberpapiere  sind  zu 
hinterlegen,  Geld  soll  mündelsicher  angelegt 
werden. 
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Allerdings  kann  der  Erblasser  dem  Vor- 
erben eine  fi-eiere  Stellung  eini-äumen  und 
ihn  namentlich  von  den  Verfügungsbe- 
schränkungen entbinden,  auch  kann  er  be- 
stimmen, dass  der  Nacherbe  nur  das  aus 
der  Erbschaft  erhalten  soll,  was  noch 
übrig  ist. 

>Iit  dem  Anfalle  der  Nacherbschaft  haben 
sich  die  Erbschaftsgläubiger  zunächst  an 
den  Nacherben  nach  den  gewöhnlichen 
Regeln  zu  halten.  Soweit  der  Nacherbe 
nicht  haftet,  kann  auch  der  Vorerbe  heran- 
gezogen werden,  und  zwar  immer  mit  dem, 
was  ihm  aus  der  Erbschaft  verbleibt,  also 
mit  den  Nutzungen,  ausserdem  mit  seinem 
ganzen  Vermögen,  wenn  aus  irgend  einem 
Grunde  seine  unbeschränkte  Haftung  einge- 
treten ist. 

Verg:leicht  man  die  Stellung  des  Vor- 
erben mit  der  eines  Niessbrauchers,  so  lassen 
sich  trotz  der  Aehnlichkeit  des  wirtschaft- 
lichen Zweckes  wichtige  Unterschiede  nicht 
verkennen.  Der  Niessbraucher  hat  nicht  die 
selbständige  Stellung  und  die  sonstigen 
Vorteile  des  Erben,  er  kann  über  die  Erb- 
Bchaftsgegenstände  nicht  verfügen,  nament- 
lich auch  nicht  Naehlassverwaltimg  bean- 
tragen, und  der  Wegfall  von  Vermächtnissen, 
die  auf  der  Erbschaft  ruhen,  kommt  ihm 
nicht  zu  gute,  andrerseits  haftet  er  auch 
nicht  in  der  Art  w^ie  der  Erbe  für  die 
Erbschaftsschulden.  Die  Errichtimg  des  In- 
ventars liegt  nicht  ihm,  sondern  dem  Erben  ob. 
Auch  sonst  bewahrheitet  sich  in  vielen 
Einzelheiten  der  Satz,  dass  Verschiedenheit  der 
juristischen  Konstruktion  trotz  aller  Ueberein- 
stimmung  des  wirtschaftUchen  Zweckes  ver- 
schiedene Wirkungen  herbeiführt.  Jemand  habe 
seinen  einzigen  Sohn  zum  Erben  eingesetzt  und 
seiner  Frau  den  Niesabrauch  vermacht.  Wenn 
dann  der  Sohn  vor  ihm  stirbt,  das  Testament 
aber  nicht  geändert  wird,  so  tritt  Intestaterb- 
folge ein,  die  Frau  behält  also  natürlich  den 
Niess brauch,  das  Eigentum  an  den  Erbschafts- 
gegenständen aber  bekommt  sie,  wenn  etwa 
noch  Geschwister  oder  Neffen  vorhanden  sind, 
nur  zur  Hälfte,  während  die  andere  Hälfte  an 
die  Verwandten  fällt.  Hat  dagegen  der  Erb- 
lasser seine  Frau  zur  Vorerbin  und  bei  deren 
Tode  den  Sohn  zum  Nacherben  eingesetzt,  so 
verbleibt  die  Erbschaft  im  Fall  des  vorzeitigen 
Todes  des  Sohnes  bei  der  Frau,  weil  die  Nach- 
erbeseinsetzung hinfällig  wird. 

IV.  Vermächtnisse  und  Pflichtteilsrechte. 

1.  Vermächtnisse.  Vermächtnisse  sind 
nach  B.G.B.  Verpflichtungen,  die  einem  oder 
mehreren  Erben  zu  Gunsten  bestimmter 
Personen  auferlegt  werden.  Der  Begiiff  ist 
enger  als  nach  römischem  Recht.  Dieses 
kannte  ausser  den  obligatorischen  auch 
dinglich  wirkende  Vermächtnisse  (legata  per 
vindicationem,  per  pra^^ceptionem),  bei  denen 
der  Erblasser  das  Eigentum  an  einer  zur 
Erbschaft     geliörigen      Sache     unmittelbar 


auf  den  Bedachten  übertrug.  Die  l^ge  (l^-s 
Bedachten  war  in  diesem  Falle  eine  güns- 
tigere, da  er  die  vermachte  Saclie  nicht  nur 
von  dem  Erben,  sondern  auch  von  je<iem 
Dritten  beanspnichen  konnte,  während  »> 
bei  dem  lediglich  obligatorischen  Vermächt- 
nisse (legatum  per  damnationem,  sineodi 
modo)  dem  Erben  möglich  war,  die  Saclie 
durch  Veräusserung  dem  Bedachten  zu  ent- 
ziehen, so  dass  er  an  ihr  selbst  kein  Re<lit 
geltend  machen  konnte,  sondern  darauf  bie- 
schränkt  war,  gegen  die  Erben  einen  Ersatz- 
anspnich  zu  erheben. 

Obgleich  die  meisten  Rechte  das  dins:- 
liche  Vermächtnis  ziigelassen  haben,  hat  dat* 
B.G.B.  es  ausgeschlossen.  Der  wichtigste 
Grund,  den  die  Motive  hierfür  angeben, 
liegt  in  der  Erschwenmg,  welche  das  ding- 
liche Vermächtnis  dem  &ben  bei  der  Liqui- 
dation bereitet.  Denn  während  er  für  die 
Schulden  haftet,  ist  er  doch  nicht  in  der 
Lage,  die  einem  anderen  zu  Eigentum  ver- 
machte Sache  zur  Befriedigung  der  Gläubi- 
ger heranzuziehen.  Möglicherweise  wird  die 
vermachte  Sache  von  dem  Bedachten  so- 
gleich verbraucht  oder  veräussert,  und  der 
Erbe  sieht  sich,  wenn  sich  später  die  Un- 
zulänglichkeit des  Nachlasses  herausstellt, 
auf  einen  unter  Umständen  sehr  zweifel- 
haften Ersatzanspruch  gegen  den  Bedachten 
angewiesen.    Auch  die  ßrbj 


selbst  können  auf  diese  Weise  Schauen 
leiden.  Es  dürfte  daher  richtig  sein,  das& 
das  Gesetzbuch  das  Interesse  des  Bedachten 
gegenüber  diesen  wichtigeren  und  schulz- 
bedürftigeren Interessen  zurückgestellt  hat. 
Jedes  Vermächtnis  giebt  also,  gleichgültig, 
worauf  es  sich  bezieht,  dem  Bedachten  mir 
einen  persönlichen  Anspruch  gegen  den 
Erben  auf  Erfüllung. 

Die  Vermächtnisse  werden,  wenn  der 
Erblasser  nichts  bestimmt  hat,  von  den 
Erben  nach  Verhältnis  ihrer  Sibteile  gre- 
tragen,  doch  können  auch  einzelne  ^literkn 
damit  belastet  werden.  Bedadit  wenlen 
kann  mit  einem  Vermächtnis  jeder,  auch  ein 
Miterbe,  das  Gesetzbuch  spricht  in  diesem 
Falle  von  einem  Vorausvemulchtnis. 

Vermächtnisse  können  in  Testamenten 
und  Erbverträgen  gegeben  werden.  Gesetz- 
liche Vennächtnisse  bilden  die  Ausnahme. 
Als  solche  finden  sie  sich  schon  im  römi- 
schen Recht,  und  auch  das  B.G.B.  hat 
einige  hierher  gehörige  Bestimmungen. 
Die  famüienangehörigen  Hausgenossen  des 
Erblassers,  die  von  diesem  im  Hausstände 
Unterhalt  bekommen  haben,  können,  wenn 
der  Erblasser  nichts  anderes  bestimmt,  auch 
von  dem  Erben  Unterhalt  für  30  Tage  nacli 
dem  Erbfalle  verlangen.  Ferner  ist  der  Vorau^. 
den  der  Ehegatte  neben  Verwandten  der 
zweiten  Ordnung  erhält,  ein  gesetzhche> 
Voimisvennächtnis.  Namentlich  aber  charak- 
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terisiert  sich  der  Pflichtteil,  von  dem  noch 
zu  sprechen  ist,  als  ein  gesetzliches  vom 
Erblasser  nicht  zu  entziehendes  Yerraächtnis. 

Das  römische  Recht  hatte  in  der  lex 
Falcidia  den  Grundsatz  aufgestellt,  dass  dem 
Erben  von  seinem  Ei-bteile  mindestens  ein 
Viertel  des  Wertes  (Quarta  Falcidia)  von 
Vermächtnissen  frei  bleiben  müsse,  ge- 
wissermassen  als  Entgelt  für  die  Milhe- 
waltimg  und  die  Gefahr,  die  er  mit  der 
Erbschaft  übernahm.  An  die  Rechtsregel 
bat  sich  eine  Menge  von  schwierigen  und 
verwickelten  Streitfragen  geknüpft.  Schon 
<lle  Ausführung  der  Berechnung  für  einen 
.^mzelnen  Erbteil  ist  in  vielen  Fällen  nicht 
einfach,  bedingte  und  befristete  Rechte  er- 
schweren die  Feststellung  des  Wertes  der 
Erbschaft,  bedingte  und  befristete  Vormächt- 
Qii«e  die  Feststellung  der  Höhe  der  Belas- 
tung. Femer  aber  kommt  es  oft  vor,  dass 
Mch  mehrere  Erbteile  in  der  Hand  eines 
Erben  vereinigen.  Dieselbe  Person  kann 
auf  mehrere  Erbteile,  insbesondere  auf  einen 
bedingt,  auf  den  anderen  unbedingt,  einge- 
setzt sein,  sie  kann  auch  von  Gesetzes  wegen 
aiif  mehrere  Erbteile  berufen  werden,  end- 
lich ist  es  möglich,  dass  diu-ch  Wegfall 
eines  Erben  sein  Anteil  an  die  anderen 
Erben  kommt.  Sind  dann  die  betreffenden 
Erbteile  verschieden  mit  Vermächtnissen 
belastet,  so  erhebt  sich  die  Frage,  ob  die 
Qniarta  Falcidia  von  den  einzelnen  Erbteilen 
oier  von  allen  Erbteilen,  die  ein  Erbe  in 
>einer  Hand  vereinigt,  gemein scliaftlich  be- 
rechnet wei-den  soll. 

Es  erscheint  auf  den  ersten  Blick  als 
ein  glücklicher  Griff  des  Gesetzbuches,  dass 
ei>  die  Quarta  Falcidia  kurzerhand  beseitigt 
hat.  Bei  näherer  Prüfimg  zeigt  sich  aber, 
•lass  dadurch  die  Schwierigkeiten,  die  im 
r')mL«ehen  Rechte  erwuchsen,  keineswegs 
l>eseitigt  sind.  Denn  das  Gesetzbuch  musste 
der  Natur  der  Sache  entsprechend  die  Yer- 
mächtnisse,  wenn  kein  Grund  zur  unbe- 
sfliränkten  Haftimg  für  den  Erben  vorliegt, 
wenigstens  insoweit  beschränken,  w^ie  sie 
•len  Wert  des  Erbteils  des  belasteten  Erben 
üViersteigen.  Insoweit  tritt  dann  auch  in 
Zukunft  verhältnismässige  Kürzimg  der 
Vermächtnisse  ein,  und  natürlich  kann  der 
Erblaisser  diese  Kürzung  nicht  verbieten, 
sondern  lediglich  einzelne  Vermächtnisse 
bt^zeichnen,  die  erst  in  allerletzter  Linie 
gekürzt  worden  sollen.  Bei  dieser  Kürzung 
treten  nun  alle  die  Fragen  wieder  auf,  die 
•la:>  romische  Recht  bei  der  Kürzung  wegen 
<ier  Quarta  Falcidia  behandeln  müsste. 

Femer  kann  sehr  wohl  bezw^eifelt  werden, 
ob  durch  die  Beseitigung  der  Quarta  Fal- 
"idia  der  wahre  Wille  des  Erblassers  zu 
'^einem  Recht  kommt.  Diesem  wird  es  in 
den  wenigsten  Fällen  entsprechen,  dass  ge- 
rade der,  den  er  zum  Erben  eingesetzt  hat 


und  dadiu'ch  —  wie  man  als  Regel  an- 
nehmen kann  —  am  meisten  hat  be- 
günstigen wollen,  schliesshch  gar  nichts 
erhält,  während  die  mit  Vermächtnissen 
Bedachten  grosse  Summen  ohne  Gefahr  und 
Mühewaltimg  erhalten.  Meist  wird  die 
übermässige. Höhe  der  Vermächtnisse  darauf 
benihen,  dass  das  Testament  in  einer  frühe- 
ren Zeit,  wo  die  Vermögensverhältnisse 
besser  waren,  errichtet  w^orden  ist  oder 
dass  der  Erblasser  sein  Vermögen  überschätzt 
hat  oder  auch  dass  die  Liquidation  in  Folge 
besonderer  Umstände  erheblich  w^eniger  er- 
giebt,  als  er  erwartet  liatte.  Dass  gerade 
der  letzte  Fall  keinesw^egs  selten  ist,  lehrt 
die  Erfahnmg.  Dem  Willen  des  Erblassers 
wTrd  dann  die  römische  Vorsclirift,  dass  der 
Erbe  jedenfalls  ein  Viertel  des  Restbetrages 
erhält  und  dass  inso-vveit  auch  die  mit  Ver- 
mächtnissen Bedachten  einen  Abzug  erleiden, 
viel  mehr  gerecht.  Wo  aber  wirklich  die 
Absicht  des  Erblassers  dahin  ging,  dem 
Erben  Mühe'waltimg  und  Gefahr  ohne  jeden 
Vorteil  aufzubürden,  da  liegt  geradezu  eine 
Chikane  vor,  die  das  Gesetz  nicht  begünsti- 
gen sollte. 

Die  Lage  eines  mit  Vermächtnissen  über- 
lasteten Erben  ist  überhaupt  eine  ganz 
eigentümliche.  Er  trägt  dieselbe  Gefahr 
wie  jeder  andere  Erbe,  und  es  ist  oben  ge- 
zeigt worden,  wie  nachteilig  diese  dem  L^n- 
kundigen,  wie  lästig  sie  selbst  dem  Kundi- 
gen werden  kann.  Aber  andererseits 
hat  er  auch  alle  Machtbefugnisse  eines  Erben, 
obgleich  er  redlicherweise  an  deren  Aus- 
übung nicht  das  mindeste  Literesse  hat 
Er  bestimmt,  ob  Nachlassverwaltung  ein- 
treten soE,  er  kann,  ohne  dass  jemand  in 
der  Lage  ist,  ihn  daran  zu  hindern,  die  Li- 
quidation selbst  übernehmen,  Erbschafts- 
fordenmgen  einziehen ,  Erbschaftssachen, 
selbst  die,  die  Gegenstand  von  Vermächt- 
nissen sind,  veräussern.  Die  Bedachten 
können  dann  natürlich  die  veräusserten 
Sachen  nicht  erhalten,  sondern  sind  auf  die 
Geltendmachung  eines  Ersatzanspruches  an- 
gewiesen. Der  Umstand,  dass  die  Ueber- 
lastung  offenbar  ist,  hindert  ilin  in  keiner 
Weise,  weil  dadurch  wieder  der  Antrag  auf 
Konkm-seröffnung  noch  auf  Xachlassverwal- 
tung  notw^endig  wird.  Verbraucht  er  erb- 
schaftliches Geld,  das  er  in  der  Folge  nicht  er- 
setzen kann,  so  ist  das  keine  Unterschlag-ung, 
w^eil  das  Geld  ihm  selbst  gehörte  und  die 
mit  Vermächtnissen  Bedachten  lediglich 
einen  obligatorischen  Anspruch  haben.  Frei- 
lich bleibt  diesen  das  Mittel,  ihrerseits 
Naclüassver waltung  zu  beantragen,  aber  sie 
müssen  zur  Begründung,  wne  oben  bemerkt, 
bestimmte  Thatsachen,  durch  die  sie  ge- 
fährdet werden,  angeben,  und  wenn  sich 
diese  ereignet  haben,  wird  meist  der  Schade 
auch  schon  geschehen  sein.    Ein  imredlicher 
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Erbe  wird  von  dem  Gesetzbuch  geradezu 
eingeladen,  eine  solche,  an  sich  unvorteil- 
hafte Erbschaft  zu  rechtswidriger  Bereiche- 
rung zu  benutzen. 

Schlägt  der  belastete  Erbe  aus,  so  wird 
dadurch  das  Vermächtnis  nicht  unwirksam, 
wie  es  im  römischen  Rechte  der  Fall  war, 
sondern  derjenige,  an  den  jetzt  die  Erbschaft 
oder  der  betreffende  Erbteil  fällt,  wird  dar 
mit  belastet.  Die  Vermächtnisse  bleiben 
namentlich  auch  dann  bei  Bestand,  wenn 
alle  im  Testament  eingesetzten  Erben  aas- 
schlagen  (der  Fall  des  testamentum  deser- 
tum  im  römischen  Recht).  Die  nun  an  die 
gesetzlichen  Erben  fallende  überlastete  Erb- 
scliaft  ist  also  für  diese  gerade  so  wertlos, 
wie  sie  es  für  die  testamentarischen  Erben 
gewesen  wäre.  Trotzdem  findet  auch  in 
diesem  Falle,  wenn  die  nächsten  gesetz- 
lichen Erben  ausschlagen,  Nachberufimg  bis 
zu  den  entferntesten  Verwandten  statt. 

Der  Erbe,  der  an  die  Stelle  des  ursprüng- 
lich belasteten  Erben  tritt,  hat  aber  nicht 
mehr  auszuzahlen,  als  dieser  hätte  geben 
müssen.  Er  braucht  also,  wenn  er  etwa 
noch  einen  anderen  Erbteil  erhält,  von  diesem 
nichts  zuzuzahlen. 

Der  Erblasser  hat  A  und  B  zu  Erben  ein- 
gesetzt und  dem  A  ein  Vermächtnis  von  50000 
Mark  auferlegt.  Bei  der  Liquidation  ergeben 
sich  im  ganzen  80000  Mark.  Dann  ist  A  über- 
lastet und  braucht  das  Vermächtnis  nur  bis 
zum  Betrage  von  40000  Mark,  die  auf  seinen 
Erbteil  fallen,  zu  erfüllen.  Schlägt  er  aus,  so 
fällt  sein  Erbteil  vermöge  des  Anwachsungs- 
rechtes an  B,  aber  auch  dieser  braucht  nur 
40000  Mark  auszuzahlen,  obgleich  sein  eigener 
Erbteil  völlig  unbelastet  ist. 

Das  Recht  aus  dem  Vermächtnis  wird 
ebenso  wie  die  Erbschaft  von  Gesetzes 
wegen  mit  dem  Erbfalle,  also  ohne  Wissen 
und  WiUen  des  Bedachten,  erw'orben.  Der 
Erwerb  ist  zunächst  ein  vorläufiger,  er  vnrd 
durch  Annahme  endgültig  und  wird  durch 
Ausschlagung  rückgängig  gemacht.  Die 
Ausschlagimg  ist  aber  nicht  wie  bei  der 
Erbschaft  an  eine  Form  oder  Fiist  gebunden. 
Schlägt  der  Bedachte  aus,  so  kommt  das 
regelmässig  dem  belasteten  Erben  zu  gute. 

Der  Vermächtnisnehmer  kann  seinerseits 
wieder  mit  Vermächtnissen  belastet  sein. 
Auch  diese  braucht  er  natürlich  nur  inso- 
weit auszuzahlen,  wie  der  Wert  seines 
eigenen  Vermächtnisses  reicht.  Wenn  er 
ausschlägt,  so  sind  die  Vermächtnisse,  mit 
denen  er  belastet  ist,  von  demjenigen  zu 
tragen,  der  an  seine  Stelle  tritt,  also  regel- 
mässig von  dem  Erben,  der  mit  seinem 
Vermächtnisse  belastet  war.  Aber  auch 
dieser  zahlt  nicht  mehr  aus,  als  er  selbst 
ausgezahlt  haben  wüi-de. 

A  ist  mit  einem  Vermächtnis  von  20000 
Mark  bedacht ,  aber  seinerseits  mit  Ver- 
mächtnissen   von    25000   Mark    belastet.      Er 


würde  also  nur  20000  Mark  auszuzahlen  haben. 
Wenn  er  ausschlägt,  so  hat  auch  der  Erbe,  dem 
nunmehr  sein  Vermächtnis  verbleibt,  nur20lO3 
Mark  auszuzahlen. 

Eine  Abart  der  Vermächtnisse  sind  die 
Auflagen.  Dies  sind  Verfügungen  des  Erb- 
lassers, die  einen  Erben  oder  einen  mit 
einem  Vermächtnis  Bedachten  im  Interesse 
des  Gemeinwohls  oder  zu  Grünsten  unbe- 
stimmter Personen  belasten.  Ihre  Eigen- 
tümlichkeit besteht  darin,  dass  kein  be- 
stimmter Berechtigter  vorhanden  ist  In- 
folge davon  können  diejenigen,  denen  die 
Erfüllung  der  Auflage  zu  gute  kommen 
wiirde,  nicht  auf  Erfüllung  klagen,  und  das 
Gesetzbuch  hat  andere  Mittel  schaffen  müssen, 
um  dem  Willen  des  Erblassers  gerecht  zu 
werden.  Wie  oben  bemerkt,  wird  hierzu 
die  Ernennimg  eines  TestamentsvoUstreckei^ 
dienlich  sein.  Im  übrigen  sind  die  Erben 
und  diejenigen,  denen  der  Wegfall  des  Be- 
lasteten zu  statten  kommen  würde,  beiwh- 
tigt,  auf  ErfüUung  der  Auflage  zu  klag^^i. 
Wenn  ein  öffentliches  Interesse  vorhest, 
kann  auch  die  betreffende  Behörde  die  Voll- 
ziehimg  verlangen. 

A  ist  Erbe,  dem  B  ist  ein  Kapital  von  50000 
Mark  vermacht,  dabei  ist  ihm  aufgegeben,  jähr- 
lich 500  Mark  an  C  zu  zahlen,  damit  di^er 
sie  zur  Aussteuer  eines  armen  jungen  Paares 
verwende.  Auf  dem  Vermächtnis  des  B  ruht 
demnach  ein  zweites  Vermächtnis  zu  Gan^t^n 
des  0,  auf  diesem  eine  Auflage.  Die  jnngpen 
Paare,  die  vielleicht  an  der  Erfüllung  der  Auf- 
lage interessiert  wären,  können  nicht  klagen, 
weil  es  in  das  Beheben  des  C  gestellt  ist,  wem 
er  die  Aussteuer  zuwenden  wiU.  Dagegen  kann 
A  als  Erbe  die  Vollziehunff  verlangen  und 
ferner  B,  weil  ihm  der  WegfaU  des  C  zu  statten 
kommen  würde.  Ausserdem  wird  man  der  Be- 
hörde, etwa  dem  Gemeindevorstande,  eine  Klage 
zugestehen  müssen.  —  Ist  einem  Teüerben  eine 
Auflage  gemacht  worden,  so  wird  er  durch  seine 
Miterben  kontrolliert. 

Im  übrigen  gelten  für  Auflagen  dieselben 
Regeln  wie  für  Vermächtnisse.  Der  B^ 
lastete  braucht  nicht  mehr  zu  geben,  als  er 
selbst  erhalten  hat,  und  es  erfolgt  nötigen- 
falls verliältnismässige  Kürzung.  Der  Weg- 
fall der  Auflage,  etwa  wegen  Unmöglichkeit 
der  Erfüllung,  kommt  regelmässig  dem  Be- 
lasteten zu  statten. 

2.  PflichtteiL  Die  Rücksicht  auf  die 
nächsten  Angehörigen  macht  eine  Beschrän- 
kung der  vollständigen  Testierfreiheit  durch 
das  Gesetz  notwendig.  Wie  schon  oben  an- 
gedeutet, bieten  sich  dabei  dem  Gesetzgebt^r 
verschiedene  Wege.  Man  pflegt  die  dahin 
gehörigen  Regeln  unter  der  Bezeichnung 
Noterbrecht  zusammenzufassen  und  spricht, 
wenn  der  Erblasser  nur  in  der  Form  be- 
schränkt ist,  von  einem  formellen  Noterb- 
rechte, wenn  den  Berechtigten  ein  bestimmter 
Anteil  an  dem  Nachlasse  gewährleistet  wird. 
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von  mateiiellein  Noterbrecht   oder  Pflicht- 
teilsrecht. 

Das  formelle  Noterbrecht  hat  nur  noch 
ireschichtliche  Bedeutung.  Das  älteste  rö- 
mische Recht  tastete  zwar  materiell  die 
Testierfreiheit  des  paterfamilias  nicht  an, 
aber  es  verlangte  von  ihm,  dass  er  in  jedem 
Falle  seine  hausgehörigen  Kinder  im  Testa- 
mente erwähnte  und  sie,  wenn  er  sie  nicht 
zu  Erben  einsetzen  wollte,  ausdrücklich  ent- 
erbte. Das  prätorische  Recht  fügte  die 
i^mancipierten  Kinder  hinzu.  Da  das  In- 
stitut em  Erzeugnis  der  altrömischen  Formal- 
jurisprudenz  ist,  so  hat  es  in  unserem  Rechts- 
l-ewusstseia  keinen  Boden  gefunden  und  ist 
im  neueren  Rechte  verschwunden. 

Bei  dem  Pflichtteilsrecht  kann  der  Ge- 
>eügeber  von  dem  Gedanken  ausgehen,  das« 
der  Erblasser  die  sittliche  und  rechtliche 
Pflicht  hat,  seine  nächsten  Angehörigen 
wenigstens  mit  einem  Teil  seines  Nachlasses 
zii  bedenken.  Thut  er  das  nicht,  so  stellt 
sich  das  Testament  von  diesem  Standpunkte 
aus  als  ein  fehlerhaftes  dar  und  unterliegt 
der  Anfechtung.  Die  verletzten  Pflichtteils- 
erben  treten  nunmehr  in  ihrer  Eigenschaft 
als  gesetzliche  Erben  auf  und  machen  gegen- 
fiJ}er  dem  ungültigen  Testamente  ihr  Erb- 
i>^?ht  geltend.  Auch  dieser  Weg  ist  in  neu- 
enir  Zeit  meist  verlassen  worden.  Er  hat 
namenthch  für  den  Erblasser  den  Nachteü, 
(k-s  die  Verletzung  eines  Pflichtteilsrechtes 
die  Umstossung  des  ganzen  Testamentes  her- 
beiführt. 

Es  bleibt  noch  übrig,  dem  Pflichtteüs- 
Wrechtigten  bestimmte,  gesetzlich  fest- 
gefstoUte  Ansprüche  an  den  Nachlass  zu 
geben,  die  zwar  die  Errichtung  eines  Testa- 
mentes nicht  hindern,  aber  ihrerseits  durch 
Testament  nicht  aufgehoben  oder  beschränkt 
werden  können.  Der  Vorzug  dieses  Ver- 
fahrens liegt  darin,  dass  das  Testament  nicht 
durch  einen  Verstoss  gegen  Pflichtteilsrechte 
ganz  ungültig  wird,  sondern  in  dem  um- 
fange, in  welchem  der  Gesetzgeber  dem 
Erblasser  freie  Verfügung  lassen  will,  immer 
zur  Geltung  kommt. 

Der  Anspruch,  den  der  Gesetzgeber  dem 
Pflichtteilsberechtigten  giebt,  kann,  wie  im 
französischen  Rechte,  ein  ^brecht  sein  oder 
eine  persönliche  Forderung  gegen  die  vom 
Erblasser  eingesetzten  Erben  nach  Art  eines 
Vermächtnisses.  Das  Erbrecht  bietet  dem 
Pflichtteilsberechtigten  eine  grössere  Selb- 
ständigkeit und  ermöghcht  es  ihm  nament- 
lich, an  der  Liquidation  teilzunehmen,  aber 
es  enthält  eine  sehr  weitgehende  Beschrän- 
kung des  Testierrechtes.  Es  erscheint  hart, 
dem  Erblasser  gegen  seinen  Willen  einen 
Erben  aufzuzwingen. 

So  hatte  denn  auch  schon  das  jüngste 
römißche  Recht  dem  Pflichtteilsberechtigten 
in  äer  actio  suppletoria  einen  rein  obligato- 


rischen Anspruch  gegeben  und  diesen  zum 
eigentlichen  Angelpunkt  des  Pflichtteils- 
rechtes gemacht.  Zu  einer  folgerechten 
Durchbildung  des  gsuizen  Systems  gelangte 
es  freilich  nicht,  weil  Justinian  die  Reste 
früherer  Rechtsiustitute  nicht  vollständig 
beseitigte,  und  so  bietet  es  denn  durch  seine 
bunte  Mischung  alter  und  neuer  Bestand- 
teile ein  wenig  erquickliches  Bild. 

Jene  alten  Bestandteile  hat  das  B.G.B. 
kurzerhand  beseitigt  und  dadurch  eine  ein- 
heitliche Grundlage  für  das  Pflichtteilsrecht 
gewonnen.  Dieses  stellt  ein  von  dem  Erb- 
lasser gemachtes  Testament  an  sich  nicht 
in  Fra^e,  aber  es  begründet  gegen  die  Erben 
einen  bestimmten  obligatorischen  Anspruch. 
Der  Erblasser  kann  also,  obgleich  er  nahe 
Angehörige  hinterlässt,  dritte  Personen  auf 
seinen  ganzen  Nachlass  einsetzen.  Diese 
werden  auch  wirklich  Erben  zu  dem  Bruch- 
teile, den  ihnen  der  Erblasser  zugeschrieben 
hat,  aber  die  Pflichtteilsberechtigten  können 
von  ihnen  den  Betrag  ihres  Pflichtteils  ver- 
langen. 

PfHchtteilsrecht  ist  daher  das  Recht,  einen 
bestimmten  Teil  des  Wertes  des  gesetzlichen 
Erbteils  aus  dem  Nachlasse  zu  erhalten. 
Nach  B.G.B.  beträgt  der  Pflichtteü  die 
Hälfte  des  Wertes  des  gesetzlichen  Erbteils. 

Pflichtteilsberechtigt  sind : 

1.  Ehegatten. 

2.  Abkömmlinge. 

3.  Eltern. 

Ehegatten  und  Kinder  sind  immer  pflicht- 
teüsberechtigt,  weil  sie  unter  allen  um- 
ständen zur  gesetzlichen  Erbfolge  berufen 
werden;  entferntere  Abkömmlinge  (Enkel, 
Urenkel)  und  Eltern  sind  nur  dann  pflicht- 
teilsberechtigt, wenn  sie  nicht  durch  nähere 
Verwandte  ausgeschlossen  werden.  So 
schliessen  Kinder  des  Erblassers  ihre  Kinder 
und  alle  Abkömmlinge  des  Erblassers  dessen 
Eltern  von  der  Erbfolge  aus. 

Beispiele:  1.  Es  hinterbleiben:  die  Frau, 
ein  Sohn  A  und  zwei  Kinder  eines  verstorbenen 
Sohnes,  B  und  C.  Dann  betragen  die  gesetz- 
lichen Erbteile  für  die  Frau  V4,  für  A  %,  für 
B  und  C  je  ^le-  Demgemäss  beträgt  der  Pflicht- 
teil der  Frau  V»»  des  A  '/le»  des  B  und  des  C 
je  '/aa.  Etwaige  Kinder  des  A  sind  nicht  pflicht- 
teilsberechtißt,  weil  sie  durch  A  von  der  gesetz- 
lichen Erbfolge  ausgeschlosseu  werden.  Eben- 
sowenifif  sind  die  Eltern  des  Erblassers,  wenn 
sie  nodoi  leben,  pflichtteilsberechtigt.  —  2.  Es 
hinterbleiben:  die  Frau,  der  Vater  und  ein 
Bruder.  Dann  beträgt  der  gesetzliche  Erbteil 
der  Frau  Vs,  des  Vaters  Vi,  des  Bruders  V*- 
Demnach  ist  der  Pflichtteil  der  Frau  Vi»  des 
Vaters  Va-  Ber  Bruder  hat  kein  Pflichtteils- 
recht. 

Der  Pflichtteil  von  Abkömmlingen  wird, 
wenn  mehrere  Abkömmlinge  vorhanden  sind, 
unter  Berücksichtigung  der  Ausgleichspflicht 
berechnet;   er  beträgt  die  Hälfte  von  dem, 
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was  der  Pflichtteilsberechtigte  mit  Rücksicht 
auf  diese  erhalten  haben  wiirde.  Xatürlich 
wird  der  Pflichtteil  dnrc^h  die  eigene  Aus- 
gleichspflicht kleiner,  durch  die  Ausgleichs- 
pflieht  der  anderen  grösser.  Es  kaiin  vor- 
kommen, dass  ein  Abkömmling,  der  schon 
erhebliche  Kapitalien  vorweg  erhalten  hat, 
im  Falle  gesetzlicher  Erbfolge  bei  der  Erb 
teilung  gar  nichts  erhalten  würde;  er  kann 
dann  auch,  obgleich  er  an  sich  pflichtteils- 
berechtigt ist,  doch  nichts  als  Pflichtteil  in 
Anspruch  nehmen. 

Die  oben  für  die  Ausgleichung  gegebenen 
Beispiele  sind  auch  hier  verwendbar.  Die 
Summen,  die  in  diesen  Beispielen  die  Abkömm- 
linge bei  gesetzlicher  Erbfolge  erbalten,  können 
zur  Hälfte   als  Pflichtteil  beansprucht   werden. 

Der  Pflichtteilsberechtigte,  der  von  dem 
Erblasser  ganz  übergangen  wonlen  ist,  ver- 
langt die  seinem  Pfliclitteil  entsprechende 
Summe  von  den  eingesetzten  Erben  nach 
Verhältnis  ihrer  Erbteile. 

In  dem  obigen  Beispiel  Nr.  1  konkurriert 
eine  Frau  mit  Abkömmlingen,  und  ihr  Pflicht- 
teil beträgt  daher  Vs-  Nehmen  wir  an,  die  Erb- 
schaft betrage  120000  Mark,  so  beträgt  ihr 
Pflichtteil  15000  Mark.  Wenn  nun  der  Erb- 
lasser X  zu  */3,  Y  zu  ^3  zum  Erben  einge- 
setzt hat,  so  verlangt  die  Frau  von  X  10 SX) 
Mark,  von  Y  ÖOOO  Mark.  Nach  demselben  Ver- 
hältnisse verlangen  auch  die  Abkömmlinge  ihre 
Pflichtteile. 

Auch  andere  Pflichtteilsberechligte,  die 
zu  Erben  eingesetzt  sind,  werden  in  dieser 
Art  herangezogen,  nur  brauchen  sie  niemals 
mehr  auszuzahlen,  als  ihnen  nach  Abzug 
ihres  Pflichtteils  übrig  bleibt.  Den  Ausfall 
haben  die  anderen  Erben  zu  tragen. 

Die  in  Anspruch  genommenen  Ei-ben 
kürzen  die  Vermächtnisse  und  Auflagen,  mit 
denen  sie  belastet  sind,  in  demselben  Ver- 
hältnisse, in  dem  ihnen  wegen  des  Pflicht- 
teils ihr  Erbteil  gekürzt  woixien  ist.  Sind 
sie  selbst  pflichtteilsberechtigt,  so  können 
.sie  die  Vermächtnisse  und  Auflagen  wegen 
der  Pflichtteilslast  ausserdem  soweit  kürzen, 
dass  ihnen  ihr  eigener  Pflichtteil  verbleibt. 

Sehr  grosse  Schwierigkeiten  ergeben  sich 
in  dem  Falle,  dass  der  ^blasser  den  Pflicht- 
teilsberechtigten durch  Erbeinsetzung  oder 
Vermächtnis  bedacht,  aber  nicht  genügend 
bedacht  hat.  Es  ist  offenbar,  dass  der 
Pflichtteilsberechtigte  durch  die  Verfügung 
nicht  beeinträchtigt  werden  darf,  dass  er 
aber  andererseits  auch  nicht  beides,  die  Zu- 
wendung und  seinen  Pflichtteil,  fordern  kann. 

Am  einfachsten  wäre  es  gewesen,  ihm 
durchweg  ein  Wahlrecht  zu  geben  derai-t, 
dass  er  entweder  das  Zugewendete  aus- 
schlägt und  dann  seinen  Pflichtteil  von  den 
Personen,  die  nunmelir  Erben  sind,  in  der 
gewöhnlichen  Weise  fordert  oder  dass  er 
d«as  Zugewendete  mit  allen  Belastungen  und 
Beschränkungen  anninmit,  und  was  ihm  dem 


Werte  nach  an  seinem  Pflichtteile  fehlt  nach 
Analogie  der  römischen  actio  suppletoiia  vc* 
den  anderen  Erben  verlangt. 

In  der  That  bildet  dies  nach  B.G.B.  die 
Regel.  Wer  auf  mehr  als  die  Hälfte 
seines  gesetzlichen  Erbteils  zum  Erben  ein- 
gesetzt ist,  hat  ein  solches  Wahlrecht.  Ximmt 
er  das  Hinterlassene  an,  so  kann  er  wegen 
der  ihm  auferlegten  Lasten  keine  Anspruch»^ 
erheben,  wohl  aber  kann  er,  wenn  sein 
Pflichtteil  wegen  der  Ausgleichspflieht  an- 
deixT  Abkömmlinge  so  gross  ist,  dass  'T 
durch  den  ihm  hinterlassenen  Erbteil  uk-hi 
gedeckt  'wird,  von  den  anderen  Erben  Aus- 
zalilung  des  Fehlenden  verlangen.  Ebeni?.} 
kann  der  Pflichtteilsberechtigte,  der  ein  iiim 
hinterlassenes  Vermächtnis  annimmt,  zvar 
wegen  der  darauf  gelegten  Lasten  k^m 
Ansj)niche  erheben,  aber  wenn  durch  den 
Wert  des  Vermächtnisses  sein  Pflichtleil 
nicht  gedeckt  wird,  Nachzahlung  des  Feh- 
lenden fordern. 

Beispiel.  Es  hinterbleiben  zwei  Sohne 
A  und  B.  A  hat  30000  Mark  zum  Auscrieicb 
zu  bringen,. die  Erbschaft  beträgst  30000  Mark 
Dann  kann  A  kein  Pflichtteilsrecht  mehr  geltend 
machen,  der  Pflichtteil  von  B  beträgt  "15  CKlJ 
Mark.  Wenn  nun  B  auf  '/s  und  ein  Fremder 
X  auf  ■  8  zum  Erben  eingesetzt  ist,  so  find-^t 
natürlich  bei  der  Erbteilung  zwischen  B  und  X 
keine  Ausgleichung  statt.  B  wird  also  lediL'- 
lich  »/ä  von  300CÖ  Mark  =  10000  Mark  er- 
halten,  und  es  fehlen  ihm  an  seinem  Pflichtteil 
5000  Mark,  die  er  von  seinem  Miterben  X  ver- 
langen kann.  Wenn  keine  Au8gleichspfli<lii 
bestände,  so  betrüge  sein  Pflichtteil  7500  Mark, 
wäre  also  völlig  gedeckt.  In  diesem  Falle 
würde  er  nur  die  Wahl  haben,  sein  Erbteil  mit 
allen  Lasten  anzunehmen  oder  es  auszuschlam 
und  dann  von  X,  der  dadurch  Alleinerbe  wird, 
den  Pflichtteil  zu  verlangen. 

Leider  ist  das  Gresetzbuch  von  der  Re^l 
in  dem  Falle  abgegangen,  dass  der  Pflicht- 
teilsberechtigte auf  die  Hälfte  des  gesetz- 
lichen Erbteils  oder  auf  weniger  zum  Erben 
eingesetzt  ist.  In  diesem  FaUe  werden  alle 
ihm  auferle^n  Belastungen  und  Beschrän- 
kungen, also  namentlich  aucli  alle  ihm  auf- 
erlegten Vermächtnisse  gestrichen.  Was  ihm 
etwa,  wenn  er  auf  weniger  als  die  Hälfte 
dos  gesetzlichen  Erbteils  eingesetzt  ist  <xler 
wenn  sein  Pflichtteil  infolge  der  Ausgleich>- 
pflicht  der  anderen  Abkömmlinge  grosser 
ist,  an  diesem  fehlt,  kann  er  noch  aussenlt^oi 
foi-dem.  Dies  gilt  nach  dem  Wortlaut  «]e> 
Gesetzes  sogar  dann,  wenn  der  Pflichtteils- 
berechtigte soviel  zur  Ausgleichung  zu 
bringen  hat,  dass  er  kein  Pflichtteilsrecht 
melir  geltend  machen  kann. 

Gehen  wir  wieder  von  dem  Fall  ans,  dass 
zwei  Söhne  A  und  B  hinterbleiben,  von  denen 
A  30000  Mark  zum  Ausgleich  zu  bringen  hat 
und  dass  die  Erbschaft  30000  Mark  betraf. 
Bei  gesetzlicher  Erbfolge  würde  A  wegen  der 
AusgTeichungspflicht  gar  nichts  erhalten,  also 
reduziert  sich  auch   sein  Pflichtteil  auf  nichts. 
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Wenn  dann  der  Erblasser  A  zu  ^'4,  B  zu  ^U 
zum  Erben  einsetzt  und  dem  A  Vermächtnisse 
im  Betrag  von  5000  Mark  auferlegt,  so  werden 
diese  Vermächtnisse,  da  A  nur  zur  Hälfte  seines 
ge-^tzlichen  Erbteils  eingesetzt  ist,  einfach  ge- 
M riehen,  und  A  erhält  7SX)  Mark  ohne  jegliche 
Bt^lastong,  obgleich  er  thatsächlich  gar  nichts 
mehr  als  Pflichtteil  zu  fordern  hat.  —  Ganz 
anders,  wenn  A  zu  Va.  B  zu  '/«  zum  Erben 
eingesetzt  und  A  mit  Vermächtnissen  im  Be- 
lnif Ton  5000  Mark  belastet  ist.  Dann  ist  A 
auf  mehr  als  die  Hälft«  seines  gesetzlichen  Erb- 
iHÜs  eingesetzt,  die  ihm  auferlegten  Vermächt- 
nisse werden  also  nicht  gestrichen,  und  er  er- 
hält 7Ö00  —  5000  =  2500  Mark.  Es  ist  also  für 
ilin  vorteilhafter,  wenn  er  auf  V4»  «-Js  wenn  er 
anf  '  r,  eingesetzt  ist.  Natürlich  nützt  es  ihm 
anch  nicht,  wenn  er  seinen  Erbteil  ausschlägt, 
flenn  we^n  seiner  Ausgleichungspflicht  würde 
er  2:ar  nichts  als  Pflichtteil  fordern  können.  — 
N«)cli  ungünstiger  ist  es  für  A,  wenn  A  und  B 
zQ  je  Vi  eingesetzt  sind.  Dann  tritt,  da  sie 
auf  ihre  gesetzlichen  Erbteile  eingesetzt  sind, 
unter  ihnen  die  Ausgleichungspflicht  ein,  und 
A  erhält  gar  nichts. 

Derartige  Folgeningen  können  natürlich 
von  keinem  rech tsiin kundigen  Erblasser  vor- 
htrgesehen  wercleo,  und  so  ist  das  sehliess- 
i:<ke  Ergebnis  ein  Spiel  des  Zufalls.  Ausser- 
dem ist  es  offenbar  unbillig,  dass  gerade 
üe  auf  den  Pflichtteilsberechtigten  ange- 
wiesenen Vermächtnisse  wegfallen,  also 
üirf'rseits  in  erster  Linie  zur  Deckung  des 
Pflichtteils  herangezogen  werden.  Auch 
ües  wird  dem  Willen  des  Erblassers  in  den 
weüi^rsten  Fällen  entsprechen. 

^>b  es  gelingen  wird,  durch  Auslegung 
\veiiigstens  einige  Härten  zu  beseitigen,  ist 
;-^hr  zweifelhaft.  Der  Wortlaut  des  Gesetzes 
i^t  zu  klar,  und  der  Fehler  liegt  keinesw^egs 
in  einem  falschen  Ausdruck,  sondern  darin, 
•iass  die  Tragw^eite  der  Bestimmungen  nicht 
vollständig  erkannt  worden  ist.  üebrigens 
l^'stehen  schon  jetzt  über  die  Auslegung 
ireradezu  erstaunliche  Meinungsverschieden- 
heiten,  auf  die  hier  nicht  eingegangen  wei-den 
kann.  Das  Wahrscheinlichste  ist,  dass  zu- 
uär-hst  eine  grosse  Verw^irrung  entstehen 
wird. 

Wonn  der  Pflichtteilsberechtigte  das  ihm 
Hintprlaüsene  ausschlägt,  so  hat  derjenige, 
an  df'n  das  Hinterlassene  nunmehr  fällt,  bis 
zur  Höhe  desselben  die  Pflichtteilslast  zu 
traepn  und  er  kürzt,  soweit  es  dazu  not- 
Avendig  ist,  die  darauf  ruhenden  Verniächt- 
nibse.  Soweit  das  dem  Pflichtteilsberechtigten 
Hinterlassene  nicht  ausreicht,  haften  die 
Erben  nach  den  gewöhnlichen  Regeln. 

Der  Pflichtteil  kann  von  dem  Erblasser 
nur  aus  bestimmten  Gründen  und  imter 
Angabe  derselben  entzogen  werden.  Der 
nbi. liebende  Ehegatte  kann  ausgeschlossen 
^Verden,  wenn  er  sich  einer  Verfehlung 
Khuldig  gemacht  hat,  die  einen  Scheidungs- 
?nind   gebüdet   hätte.      Abkömmlinge    und 


Eltern  können  ausgeschlossen  werden,  wenn 
sie  dem  Erblasser,  dessen  Ehegatten  oder 
dessen  Abkömmlingen  nach  dem  Leben  ge- 
trachtet haben,  wenn  sie  sich  eines  schw^eren 
voi-sätzlichen  Vergehens  gegen  den  Erblasser 
oder  dessen  Ehegatten  schiddig  gemacht 
haben  oder  wenn  sie  die  Unterhaltspflicht 
gegen  den  Erblasser  böswillig  verletzt  haben, 
Abkömmlinge  ausserdem  auch  wegen  vor- 
sätzlicher körperlicher  Misshandlung  des 
Erblassers  oder  seines  Ehegatten ,  sofern  sie 
von  diesem  abstammen,  und  wegen  ehrlosen 
oder  unsittlichen  Lebenswaiidels. 

Der  Erblasser  kann  ferner  Vorsorge 
treffen,  wenn  wegen  Verschwendung  oder 
wegen  Vei-schuldung  des  Pflichtteilsberech- 
tigten zu  fürchten  ist,  dass  das  Vermögen 
ihm  nicht  zu  Nutzen  kommen  werde.  Er 
kann  das  dem  Pflichtteil  entsprechende  Ka- 
pital festlegen,  indem  er  entweder  die  ge- 
setzlichen Erben  des  Pflichtteilsberechtigten 
als  Nacherben  oder  Nachvermächtnisnehmer 
einsetzt  oder  indem  er  die  Verwaltung 
einem  Testamentsvollstrecker  füi*  die  Lebens- 
zeit des  Pflichtteüsberechtigten  überträgt. 

Sehr  häufig  ersieht  sicli  für  den  Erb- 
lasser eine  Schwiengkeit,  w^enn  er  wünscht, 
dass  ein  grosses  Vermögensobjekt,  wie  ein 
Landgut  oder  eine  Fabrik,  in  die  Hand  seiner 
Fmu  oder  eines  einzigen  von  melireren 
Kindern  übergehen  soll.  Meist  genügt  das 
Kapital,  w  elches  dem  Erbteil  des  betreffenden 
Kindes  entspricht,  nicht  zur  Uebernahme. 
Das  Pflichtteüsrecht  der  Frau  und  der  an- 
deren Kinder  lässt  dem  Erblasser  nur  be- 
schränkten Spieli-aum.  Er  kann  ihnen  das 
Recht,  ihren  Pflichtteil  bar  zu  fordern,  nicht 
nehmen.  Demnach  ist  er  nur  in  der  Lage, 
demjenigen,  dem  er  die  Uebernahme  ermög- 
lichen wül,  ausser  seinem  eigenen  Erbteile 
noch  die  Hälfte  des  übrigen  Vermögens  zu- 
zuwenden. Bisweilen  wii-d  er  wünschen, 
die  auf  die  anderen  Erben  fallenden  Kapita- 
lien so  festzulegen,  dass  sie  dem  über- 
nehmenden Erben  nicht  beliebig  gekündigt 
werden  können.  Das  Gesetzbuch  bietet  ihm 
dafür,  wenn  ein  Grundstück  übernommen 
werden  soll,  namentlich  die  Form  der  Renten- 
schidd'  er  kann  den  anderen  Erben  eine 
üirem  Erbteile  entsprechende  Rentenschuld 
an  dem  Grundstücke  vermachen,  die  dann 
nicht  von  ihnen  als  Gläubigem,  sondern  nur 
von  dem  Schuldner  kündbar  ist.  Aber  auch 
dann  ist  es  jedem  der  anderen  Ei'ben  mög- 
lich, statt  der  veimachten  Rentenschuld 
seinen  Pflichtteil  bar  zu  fordern. 

An  Taxen,  die  der  Erblasser  aufstellt, 
ist  der  Pflichtteil sberechtigte  natürlich  nicht 
gebunden,  da  es  sonst  in  der  Hand  des  Erb- 
lassers läge,  auf  diesem  Umwege  durch 
Vorschreiben  einer  sehr  niedrigen  Taxe  den 
Betrag  des  Pflichtteils  zu  mindern.  Dieser 
wird  \ielmehr  nach  dem  wirklichen  Werte 
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der  Erbschaft  berechnet.  In  e  i  n  e  m  Punkte 
hat  aber  das  Gesetzbuch  dem  oft  sehr  dring- 
lichen Bedürfnisse  Rechnung  getragen.  Bei 
Landgütern  ist  der  Verkaufswert  oft  sehr 
viel  höher  als  der  Ertragswert.  Müsste  nun 
der  Pflichtteil  der  anderen  Erben,  wie  es 
der  allgemeinen  Regel  entspricht,  nach  dem 
Verkaufswerte  berechnet  werden,  so  wünle 
der  übernehmende  Erbe  in  vielen  Fällen 
übermässig  belastet  werden,  da  der  Ertrags- 
wert gegenüber  der  durch  die  Auszahlung 
der  anderen  Erben  entstehenden  Schulden- 
last zu  ungenügend  wäre.  Deskalb  lässt 
das  Gesetzbuch  es  dem  Erblasser,  der  einem 
Pflichtteilsberechtigten  ein  im  Nachlasse  be- 
findliches Landgut  zuwenden  will,  frei,  zu 
bestimmen,  dass  der  Pflichtteil  der  anderen 
Pflichtteilsberechtigten  nicht  nach  dem  Ver- 
kaufsweite bestimmt  werden  soU,  sondern 
nach  einer  geringeren  Schätzung,  die  aber 
nicht  unter  den  Ertragswert  heruntergehen 
darf.  BemhöfL 


Erbschaftsstener. 

1.  BeCTiflF,  Entstehung  und  wachsende  Be- 
deutung der  £.  2.  Die  E.  im  Rahmen  der 
allgemeinen  direkten  Steuern.  3.  Die  E.  und 
ihr  Verhältnis  zur  Erbrechtsordnung.  4.  Fol- 
gerungen aus  den  vorstehenden  Erörterungen, 
ö.  Andere  Auffassungen  und  ihre  Kritik. 
6.  Frage  der  Steuerhoheit  und  der  Verwendung 
der  E.  7.  Kleinere  stenertechnische  Details. 
8.  üebersicht  über  die  Erbschaftssteuergesetz- 
gebnng  mit  geschichtlichen  Daten  a)  die  Erb- 
schaftssteuer im  Altertum  und  Mittelalter,  b) 
die  Erbschaftssteuer-Gesetzgebunfi:  in  Deutsch- 
land, c)  geschichtliche  Daten  über  die  Erbschafts- 
steuer im  Ausland.  9.  Erbschaftssteuerstatistik. 
10.  Ergänzungen  der  E. 

1.  Be^iff ,  Entstehung  und  wachsende 
Bedeutung  der  E.  Die  Erbschaftssteuer 
ist  eine  Abgabe  vom  Naclilass  der  Verstor- 
benen, welche  von  denjenigen  zu  entrichten 
ist,  die  als  Erben  oder  Legatare  den  Nachlass 
rechtlich  überkommen. 

Bereits  in  Aegypten  und  der  römischen 
Republik  zeitweise  vorhanden,  in  der 
Kaiserzeit  wieder  erstanden  und  mehrere 
Jahrhunderte  von  den  römischen  Impe- 
ratoren festgehalten,  beginnt  die  Erbschafts- 
steuer später  in  den  italienischen  Stadtstaaten 
und  mit  Ausgang  des  16.  Jahrhunderts  in 
den  modernen  Staaten  sich  auszubreiten; 
sie  hebt  an  in  Holland  1598,  in  England 
1694,  in  Frankreich  1703,  in  Oesterreich 
1759,  in  Norwegen  und  Dänemark  1792,  in 
der  Helvetik  1798;  auch  in  einer  Reihe 
deutscher  Territorien  hat  sie  im  17.  und  18. 
Jahrhundert  Wurzel  gefasst.  Zur  allge- 
meinen Verbreitung  und  völligen  Durch- 
bildung gelangte  sie  aber  erst  in  diesem 
Jahrhundert.    In  manchen  Ländern   liefert 


sie  staunenswerte  Erträgnisse,  wie  unt^ 
sub  9  näher  gezeigt  wird.  Um  so  raerkvürw 
diger  ist^  dass  die  Wissenschaft  hinsichtlidi 
der  Stellung  und  Begründung  der  Erbschaft^* 
Steuer  noch  sehr  schwankt  und  zu  keinem 
einhelligen  Resultat  gelangt  ist,  was  auch! 
auf  die  Ausgestaltung  der  Steuer  vielfach 
ungünstig  eingewirkt  hat. 

2.  Die  E.  im  Rahmen  der  allgemeinetl 
direkten  Steuern.  Die  Begründung  der 
Erbschaftssteuer  muss  m.  E.  zunächst  in! 
ihrer  Stellung  zu  den  allgemeinen  direkten 
Steuern  gesucht  werden. 

In  erster  Linie  tritt  uns  hier  die  That- 
Sache  entgegen,  dass  jede  Bereicheruug, 
w^elche  ein  Erbe  oder  Legatar  erhält,  für 
diesen  einen  Zuwachs  von  Leistiingsfähigktit 
bedeutet.  Diesen  Gesichtspunkt  hat  nun  dit^ 
Erbschaftssteuer  mit  den  Ertrags-  und  Ein- 
kommensteuern gemeinsam,  nur  dass  letztere 
hauptsächlich  jene  Leistungsfähigkeit  treff**ii. 
welche  durch  Arbeit  und  wirtschaft- 
liche Thätigkeit  des  Steuerpflichtigen  ent- 
standen ist,  während  die  ErbschaJEtsanfaL».' 
in  w^eitgehendeni  Masse  den  Charakter  dos 
Unverdienten  hal>en  und  sich  darin  und  in 
dem  Zufälligen,  das  ihnen  eigen  ist,  nut 
Lotterie-.  Konjunkturgewinnen  und  ähuhchr*ii 
Erwerbimgen  berühren.  Besteuert  man  den 
selbsterwirtschafteten  Erwerb,  so  wird  niui 
vernünftigerweise  den  zufälligen  nicht  frvi 
lassen  dürfen.  Die  Besteuerung  der  Erb- 
scliaften  erweist  sich  so  als  eine  Notwendigkeit. 
Fasst  man,  wie  ich  es  thue  ^),  das  Einkommen 
als  die  Summe  der  Reinvermogenszugäniv, 
die  einem  Wirtschafter  innerhalb  eint-s 
Jahros  zugehen,  so  würde  nichts  im  ^V.^ 
stehen,  die  Erbscliaftsanfälle  der  Einkommen- 
steuer zu  unterstellen,  wie  man  dies  bezüc- 
lich  der  Lotteriegewinne  und  mancher  Kon- 
junkturen gewinne  bereits  vielfach  thut. 
Allein  sowohl  die  historische  Entwickehinsr 
als  auch  die  weiter  noch  zu  berülip?ndea 
Besonderheiten  der  Erbschaftssteuer  \2L<<eü 
dieses  Vorfahren  als  nicht  rätlich  erscliein»'n. 

Steht  die  Erbschaftssteuer  den  allgi^ 
meinen  direkten  Steuern  sehr  nahe,  so 
kommt  dieser  enge  Zusammenhang  auch 
noch  in  einer  zweiten  Richtimg  zur  Geltimg. 
insofern  es  sich  nämlich  darum  handelt,  in 
der  allgemeinen  direkten  Besteuenmg  dem 
Unterschied  des  fundierten  und  unfundierten 
Einkommens  gei-echt  zu  werden.  Bekannt- 
lich wird  allgemein  für  richtig  gehalten, 
dass  das  fundierte  Einkommen  höher  zu  t«^^ 
lasten  sei  als  das  unfundierte.   Diese  Forlt^- 


»)  Vgl.  meinen  Aufsatz  „Der  Einkommensbe- 
griff  und  die  Einkommensteuergesetze"  Finan2- 
archiv  13  (1896)  S.  i.  f.  Auch  Berehoff-Jsinir. 
Das  staatliche  Erbrecht  und  die  Erbschaftssteuer, 
Leipziff  1885  fasst,  wie  ich  nachträglich  sehe, 
in  Anlehnung  an  Knies  die  ErbschaftsaDfälle 
als  einmaliges  Einkommen  aul 
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-uDg  lässt  sich  auf  sehr  verschiedenen 
Wegen  erreichen:  im  Rahmen  der  Ein- 
kommensteuern (Italien,  Luxembiu^,  teil- 
ft<nse  auch  Anhalt)  oder  der  Ertragssteuern 
Bayern,  Württemberg)  oder  durch  Kombi- 
aatioQ  der  allgemeinen  Einkommensteuer 
mit  einzelnen  auf  Besitz  hinweisenden  Er- 
öujK^tenern  (Baden,  bis  1899  Hessen)  oder 
iluR'h  Kombination  der  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer mit  einer  Vermögenssteuer 
iPMissen,  jetzt  Hessen)  oder  durch  Kom- 
bination der  allgemeinen  Einkommensteuer 
Bit  einer  Vermögenssteuer  und  einem  Rest 
vou  Ertragssteuern  (Braunschweig);  man 
kann  aber  statt  dieser  Wege  auch  den 
einschlagen,  dass  man  der  Erbschaftssteuer 
«Ue  dit^bezügliche  Funktion  zuweist.  Der 
Xaoliiass  stellt  das  Vermögen  dar,  das  der 
£rtila&<er  bis  zu  seinem  Tode  angesammelt 
bat.  Soweit  das  Vermögen  nicht  in  tote 
Hand  übergeht,  werden  die  Erben  nach 
Ablauf  einer  Greneration  es  wieder  hinter- 
la>S'?n.  Statt  das  Vermögen  jährlich  mit 
ein»m  kleinen  Prozentsatz  zu  treffen,  kann  man 
vm  Mi  zu  Zeit  d.  h.  jedesmid  beim  Tod  auf 
üLmal  die  Summe  dieser  Prozentsätze 
üt-hmen.  Setzt  man  eine  Generation  durch- 
s»fmittlieh  zu  30  Jahren  an,  so  würde  einem 
jährlichen  Vermögenssteuersatz  von  1/2^/00 
ein  Erbschaftssteuerzuschlag  von  1,5  ®/o  ent- 
>prerhen.  Natürlich  hat  auch  dieser  Modus, 
wi^'  mehr  oder  minder  alle  im  Steuerwesen 
'ingir^hlagenen  Wege,  ünvoUkommenheiten ; 
^  ^ird  gewissermassen  vorausgesetzt,  dass 
'iy  Vermögen  30  Jahre  gleich  gross  ge- 
blieben sei,  während  es  doch  bedeutenden 
Schwankimgen  unterliegt;  der  Erblasser 
kann  es  erst  nach  und  nach  auf  die  Höhe 
g^-bracht  haben,  die  es  bei  seinem  Tode 
ktte,  er  kann  es  erst  kurz  vor  seinem  Tode 
f-r^orben,  aber  auch  kurz  vor  seinem  Tode 
sTüei^tenteils  wieder  verloren  haben ;  auch  sind 
i-i'-^jenerationen,  je  nachdem  es  sich  um  gesund 
\t'raalagte  oder  kränkliche  Familien  Imndelt, 
^»•rschijxlen  lang^).  Man  wird  deshalb  vor- 
!^i•■  htig  in  der  Höhe  des  Steuersatzes  sein  müs- 
>^rn,  sofern  die  Erbschaftssteuer  diese  Rolle 
d*?r  Besteuerung  des  fundierten  Einkommens 
üi^Tnehmen  soll,  und  erwägen,  ob  sie  in 
'^t-ser  Aufgabe  nicht  durch  andere  Steuern 
''Ortlaufende  Vermögenssteuern)  zu  unter- 
stfitzen ist. 

Bekanntlich  wurde  ausdrücklich  die  Erb- 
wbaftssteuer  im  Jahre  1853  dem  englischen 
Parlament  als  eine  Art  von  Ergänzung  der 
Einkommensteuer    vorgeführt*),   und    auch   in 

.  ^j  üeber  die  Abschwächung  dieses  Momentes 
«ehe  nnten  sub  7. 
.  ']  Das  fundierte  Einkommen  sollte  dadurch 
°"*  ^^\%  jährlich  getroffen  werden;  dabei 
^rde  die  Annahme  zu  Grunde  gelegt,  dass  ein 
Vermögen  den  30  fachen  Betrag  der  Beute  dar- 
teile nnd  dass  etwa  alle  30.  Jahre  eine  Ver- 


Preussen  war  dieser  Modus  1890  beabsichtigt 
und  vorgeschlagen  ^).  Hamburc:  und  Lübeck 
haben  bei  der  neuerlichen  Ausdehnung  der  Erb- 
schaftssteuer auf  die  direkte  Linie  im  Jahre 
1894  bezw.  1896  ausdrücklich  der  Erbschafts- 
steuer diese  Rolle  einer  ergänzenden  Vermögens- 
steuer zugewiesen*^. 

Eine  weitere  der  vorerwähnten  ähnliche 
Funktion  könnte  der  Erbschaftssteuer  noch 
zugewiesen  werden,  nämlich  die,  gegenüber 
der  unzureichenden  Gesamtbesteuerung  hoher 
Einkommen,  die  der  Erblasser  genossen 
hat,  noch  nachträglich  ausgleichend  zu 
wirken^).  Ob  und  inwieweit  dieser  Ge- 
sichtspunkt zxi  berücksichtigen  ist,  hängt 
von  der  thatsächlichen  Beschaffenheit  des 
vorhandenen  Steuersystems  ab. 

Eine  dritte  Beziehung,  welche  die  Erb- 
schaftssteuer zu  den  aligemeinen  direkten 
Steuern  hat,  ist  die,  dass  sie  das  vorzüg- 
lichste und  wichtigste  Kontrollmittel  für  die- 
selben ist.  Ohne  die  Erbschaftssteuer  ist 
das  direkte  Steuerwesen,  namentlich  die 
allgemeine  Einkommensteuer,  auf  Sand  ge- 
baut; erstere  lässt  sich  so  ausbilden,  dass 
sie  grobe  Defrauden  an  den  Tag  bringt. 

Aus  vorstehendem  ergiebt  sich,  dass  die 
Erbschaftssteuer  ein  äusserst  wichtiges  und 
wertvolles  Glied  an  der  Seite  der  direkten 
Steuern  ist.  Man  schätzt  sie  aber  noch 
mehi-,  wenn  man  ihre  sonstigen  Vorzüge  in 
Betracht  zieht.  Sie  ist  die  einzige  Steuer, 
die  absolut  unabwälzbar  ist;  derjenige,  den 
man  tieffen  will,  wird  mit  unzweifelhafter 
Sicherheit  getroffen :  sie  venu'sacht  geringe 
Erhebungs-  und  Verwaltungskosten;  sie 
knüpft  an  eine  nicht  zu  verheimlichende 
Thatsache,  den  TodesfaU,  an  und  kann  ziem- 
lich gCjgen  Hinterziehungen  gesichert  wer- 
den, sie  wird  trotz  grosser  Ergiebigkeit 
relativ  leicht  getragen;  auch  ist  sie  ein 
wertvolles  Mittel,  die  Bewegung  des  Natio- 
nalvermögens zu  verfolgen  und  die  Völker 
hinsichtlich  ihres  Reichtums  zu  vergleichen*). 

Ein  Hauptvorwurf,  den  man  der  Erb- 
schaftssteuer macht  bezw.  gemacht  hat,  ist 
der,  dass  die  Erbschaftssteuer  nicht  etwa 
wie  meist  die  Vermögenssteuer  nur  eine 
nach  dem  Vermögen  erhobene  Einkommen- 


änderung durch  Erbschaft,  also  eine  Steuerer- 
hebung^ vorkomme,  so  dass  die  bei  jedem  Erb- 
fall emobenen  Prozente  des  Vermögens  einer 
jährlichen  Steuer  zu  2  */»  %  von  der  Bente  des- 
selben gleichkomme.  Vocke,  Geschichte  der 
Steuern  des  brit.  Heichs,  Leipz.  1866  S.  229. 

0  Siehe  Finanzarchiv  7  (1890)  S.  668 f.; 
719  f. 

*)  Siehe  Finanzarchiv  16  Jahrg.  1899, 
n.  Band. 

*)  Vgl.  meinen  Aufsatz  „Sparsteuer  oder 
progressive  Erbschaftssteuer".  Finanzarchiv  15 
(1898)  S.  697  f. 

*)  Einen  Versuch  dazu  habe  ich  im  Finanz- 
archiv 15  (1898)  S.  145  gemacht. 
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Steuer,  sondern  eine  wii-kliche  aus  dem  Ver- 
mögen bestrittene  Steuer  sei.  Dieser  Vor- 
wurf hat  aber  eine  geringe  Bedeutung; 
er  lässt  sich  sehr  abschwächen  durch  eine 
in  der  Praxis  bereits  eingefiilirte  Verteilung 
der  Steuer  auf  mehrere  Jahre  (siehe  unten 
sub  7),  auch  haben  schon  Umpfenbach  und 
andere  darauf  verwiesen,  dass  in  jedem  öffent- 
lichen Haushalt  Kapitalanlagen  (Erbauung  von 
Gebäuden  u.  s.  w.)  der  Erbschaftssteuer  gegen- 
über stehen  und  dass  die  Erbschaftssteuer 
ohnehin  nur  eintrete,  wenn  regelmässig  die 
Verlassenschaft  verteilt  und  die  bisherige 
Wirtschaft  aufgelöst  werde ;  es  bleibe  jeder- 
mann unbelästigt  in  seinem  Kapitalbestand, 
keine  einzige  bestellende  Wirtschaft  werde 
gekränkt.  Dem  wird  man  noch  mehr  zu- 
stimmen, wenn  man,  wie  ich  vorgeschlagen, 
den  Einkommensbegriff  konseciueut  als  Rein- 
vermögen szugang  auffasst.  Allein  selbst 
wenn  es  sich  bei  der  Erbschaftssteuer  in 
ihren  höheren  Steuersätzen  um  eine  wirkliche 
Vermögenswegnahme  seitens  des  Staates 
handelte,  so  ist  doch  noch  die  Fmge,  ob 
nicht  auch  liierfür  gute  Gründe  sich  geltend 
machen  lassen.  Das  führt  uns  zu  einer 
weiteren  Betrachtung;  die  Erbschaftssteuer 
will  noch  von  einer  neuen  Seite  gewürdigt 
sein. 

3.  Die  E.  und  ihr  Verhältnis  zur 
Erhrechtsordnnng.  Im  Gegensatz  zu 
allen  anderen  Steuern  zeigt  die  Erbschafts- 
steuer eine  Abstufung  der  Steuersätze 
nach  der  Verw^audtschaf t ;  die  nalien  Grade 
sind  gering  oder  gar  nicht,  die  fernen 
hoch  bedacht.  Das  lässt  sich  aus  den  bis- 
her entwickelten  Principien  nicht  genügend 
ableiten.  Mit  der  Erbschaftssteuer  als  einer 
Ergänzung  der  Einkommensteuer  behufs 
Besteuerung  des  fundierten  Einkommens  hat 
diese  Abstufung  nach  Verwandtschaftsgraden 
gar  nichts  zu  schaffen,  und  auch  mit  dem 
Grundsatz  der  Leistungsfähigkeit  lässt  sie 
sich  nicht  konstruieren;  10000  Mark,  die 
ein  leiblicher  Nachkomme  erbt,  sind  genau 
so  viel  wert  vom  Gesichtspunkt  der  Leis- 
tungsfähigkeit wie  10000  Mark,  die  ein 
fernerer  Verwandter  oder  Nicht  verwandter 
erbt;  auch  ist  hierbei  irrelevant,  ob  sie  der 
eine  oder  andere  mehr  verdient  hat. 

Die  Abstufung  nach  Verwandtschafts- 
graden muss  in  einem  anderen  Gedankenkreis 
wurzeln,  und  dem  ist  auch  so;  sie  wurzelt 
in  der  Auffassung  und  Begründung  des 
Erbrechts. 

Das  zur  Herrschaft  gekommene  (Intestat-) 
Erbrecht  legt.,  um  den  Nachlass  zur  Ver- 
teilung zu  bringen,  die  Blutsverwandtschaft 
zu  Grunde,  hierbei  die  Frau  den  Blutsver- 
wandten mehr  oder  weniger  gleichstellend. 
Das  erscheint  bis  zu  einer  gewissen  Grenze 
auch  als  zweckentsprechend  und  mit  unseren 
Empfindungen  in  Harmonie.    Es  entscheiden 


bei  diesem  Verteilungsgnmd  nicht  m 
leicht  nachweisbare  Merkmale,  was  li 
Unterbringung  des  Nachlasses  sehr  vpnk 
facht,  sondern  er  knüpft  auch  an  die  rmU 
streitbare  Thatsache  an,  dass  die  näch^tA 
Blutsverwandten  (inkl.  Ehegatten)  sich  re^- 
massig  wirklich  am  nächsten  stehen,  «k 
soziale  Zusammenhang  unter  ihnen  am  H 
haftesten  ist,  geistig  und  wirtschaftlich  5 
unter  sich  am  engsten  verbunden  sind. 

Ehegatten  leben  in  der  innigst»^ii  (k 
meinschaft,  sind  für  das  Leben  aneinainl«^ 
gekettet,  erwerben  und  konsimüeren  zusaiB 
men,  teilen  Leid,  Freud,  Ziele  und  Aiif^ia^-ei 
mit  einander.  Kinder  wiederum  ^ind  G^ 
schöpfe  ihrer  Eltern,  sie  empfang»?»  vi.i 
ihnen  ihr  Dasein,  ihre  Eigenschafttu,  ilirei 
Körper,  ihre  geistigen  Anlagen,  ito  Er 
Ziehung,  ihre  Neigungen,  sie  setzen  ib< 
Persönlichkeit  ihi-er  Eltern  fort,  empfanizei 
schon  bei  Lebzeiten  ihrer  Eltern,  wa?  di-r^* 
entbehren  konnten,  also  auch  nach  (hn-i 
Tod,  was  durch  den  Tod  frei  geword«*ii  i?t 
In  des  Menschen  Bnist  lebt  das  0»fnhl 
dass  Eltern  für  einander  und  für  ihn-  Kii. 
der  arbeiten  und  sammeln,  es  ist  einmäit 
tiger  Trieb  im  Menschen,  für  seine  Hinnr 
bliebenen  zu  sorgen,  diejenigen,  denen  d 
im  Herzen  so  nahe  stand,  nicht  in  Xot  zi 
hinterlassen,  die  Gesittung  und  Oekrmömit 
der  Gesellschaft  ist  dadurch  wesentlich  ge- 
sichert, die  ökonomische  Kontinuität  gewählt 
Die  Evolution,  »das  Aufwärts  der  Mens»  t- 
heit«  wäre  sehr  erschwert,  wenn  dasErbr^Hlit 
nicht  wäre.  Wenn  das  Erbredit  aii  dv^ 
Thatsachen  anknüpft,  so  schafft  es  di^-»^ 
nicht,  sondern  erkennt  sie  niu-  an,  der  St^;! 
oder  die  Gemeinschaft  schafft  nur  die  ent-l 
sprechenden  Formen,  um  der  natfirli'L'^n 
Idee  zum  Eintritt  in  das  Rechtsgebiet  zu  ver- 
helfen (Baron). 

Analog  ist  das  Ascendentenerbrecht  v^L 
begründet.  Wenn  Kinder,  ohne  selbst  Kin- 
der zu  hinterlassen,  sterben,  erscheint  e> 
billig,  dass  ihr  Nachlass  an  ihre  Hteni 
falle;  letztere  nehmen  vielfach  nur  ziirfid. 
was,  nachdem  es  von  ihnen  ausgeOT«^»^n 
war,  sich  eine  Zeit  lang  selbständig  entwickelt 
hatte,  auch  kann  man  auf  die  unbt?gren2tea 
Pflichten  der  Eltern  gegenüber  ihi^n  Kin- 
dern hinweisen,  auf  die  unzälüigen  Leistun- 
gen, welche  die  Kinder  von  ihren  Eltern 
empfangen  und  welche  oft  genug  bis  zur 
Selbstaufopferung  gehen. 

Geht  man  über  die  umschriebenen Krei?^ 
hinaus,  so  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass  das 
Gefühl  der  Zusammengehörigkeit  und  dt-s 
Sichnahestehens  in  schiieller  Abnahme  l^e- 
griffen  ist ;  es  ist  noch  einigermassen  lekn- 
dig  bei  Geschwistern  und  deren  Destva- 
denten,  von  da  an  aber  verflüchtigt  es  sich 
rasch,  so  dass  man  es  oft  kaum  mehr  va^ir- 
zunehmen  im  stände  ist,  imd  es  ist  thorichte 
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Hoffnung,    an    seine     Wiederbelebung    zu 
glauben. 

Ganz  hat  sich  auch  die  Gesetzgebung 
dem  nicht  verschliessen  können;  es  kommt 
besonders  zxun  Ausdruck  in  der  Unterhalts- 
pflicht. Während  früher  die  Verwandtschaft 
eine  grosse  Familie  dai-stellte.  in  welcher 
die  Mitglieder  im  Notfalle  einander  schützten 
und  unterstützten,  ist  heute  die  gesetzliche 
Unterhaltspflicht  meist  ^)  nur  noch  auf  Ver- 
wandte in  gerader  Linie  beschränkt  (B.G.B. 
§  1601) ;  so  schwach  ist  das  Band  geworden, 
dass  der  Gesetzgeber  nicht  mehr  wagt,  die 
Geschwister  —  und  wären  sie  noch  so  sehr 
dazu  im  stände  —  zur  Unterstützung  her- 
anzuziehen.*^) An  Stelle  der  zerstörten  Gi-oss- 
feunilie  ist  in  den  heutigen  KiQturstaaten 
die  Gemeinde  resp.  der  Staat  getreten;  die 
Vormundschaft  wird  von  Staat  und  Ge- 
meinde überwacht;  der  Gemeinde  hat  man 
ausserhalb  der  geraden  Linie  die  volle  Un- 
teratützungs-  und  Alimentierungspflicht  auf- 
erlegt. Es  ist  verwunderlich,  dass,  während 
der  Gesetzgeber  hier  anerkennt,  dass  das 
Sichnahestehen  nicht  einmal  bei  Geschwis- 
tern stark  genug  sei,  um  eine  gesetzliche 
Pflicht  zur  gegenseitigen  Hilfe  zu  begrün- 
den, er  auf  der  anderen  Seite  die  Erbbe- 
reehtigung  bis  in  die  fernsten  Verwandt- 
schaftsgrade laufen  lässt.  Man  sollte  meinen, 
dass  den  Rechten  auch  Pflichten  entsprechen 
müssten.'^)  Und  natürliche  Vorgänge  wie 
die  Verwandtschaft  haben  doch  nur  unter 
der  Voraussetzung  Anspruch  auf  Geltung, 
dass  sie  eines  geistigen  Gehaltes  fähig  sind ; 
die  Verwandtschaft  als  causa  acqiürendi  in 
infinitum  anerkennen,  heisst  aber  auf  ethische 
Motive  verzichten  (Baron).  Es  kann  auch 
unmöglich  richtig  sein,  dass  man,  wie  es 
jetzt  so  oft  geschieht,  nach  einem  ganz  ent- 
fernten Verwandten  fahndet  oder  dass  irgend 
ein  Advokat  gegen  Participation  an  der  Erb- 


')  In  China  gilt  heute  noch  die  Verpflich- 
tung, für  die  Verwandten  entferntester  Grade 
aufzukommen.  Baron,  Zur  Erbschaftssteuer. 
Hildebrands  Jahrb.  26  (1876)  S.  288  Note  4. 

'^)  Der  Entwurf  des  B.G.B.  erster  Lesung 
vom  Jahre  1888  hatte  im  §  1480  neben  den 
Verwandten  in  gerader  Linie  die  Geschwister 
unterhaltspflichtig  machen  wollen.  In  der  Kom- 
mission für  die  zweite  Lesung  wurde  die  ge- 
setzliche Unterhaltspflicht  der  Geschwister  unter 
einander  beseitigt;  es  entsprach  dies  dem 
Wunsche  sämtlicher  Bundesregierungen  mit 
Ausnahme  der  prenssischen. 

■*)  Manchmal  bricht  dieser  Gedanken^^ang 
beim  Gesetzgeber  durch.  So  hatte  das  preussische 
Landrecht  das  Erbrecht  entzogen,  wenn  der 
Unterhaltspflichtige  den  Unterhalt  verweigerte. 
Die  Motive  zum  bayerischen  Erbschaftssteuerg. 
V.  1879  meinen,  es  entspreche  der  Billigkeit, 
dass  Anfälle  bis  zum  Betrage  von  1000  Mark 
für  jeden  Elternteil  als  Aequivalent  der  even- 
tuellen „Alimentationspflicht^  frei  blieben. 


Schaft  duroh  langwierige  Arclüvstudien  be- 
weist, dass  ein  Wildfremder,  von  dem  der 
Verstorbene  nie  etwas  gewusst,  noch  ein 
Quentchen  verwandt  ist;  auch  wiixi  man 
schwer  begreifen,  dass  dieser  so  besondei-s 
geeignet  sein  soll,  den  Eigentümer  fortzu- 
setzen. 

Die  Gesetzgeber  haben  bisher  manche  An-" 
laufe  gemacht,  das  Erbrecht  zu  begrenzen,  im 
grossen  Ganzen  mit  äusserster  Vorsicht ;  es  tritt 
ein  ausserordentlicher  Konservativismus  zu 
Tage,  zuweilen  hat  man  sogar  die  Abgrenzung 
wieder  rückgängig  gemacht  und  die  „lachenden 
Erben"  weiter  gediddet. 

Bekanntlich  hat  schon  das  römische  Recht 
Begrenzungen  in  der  Berufung  zur  Erbschaft 
gekannt;  erst  unter  Justinian  wurde  durch 
die  Novelle  118  die  Erbfolge  in  infinitum  sta- 
tuiert. Das  altdeutsche  Recht  Hess  die  Sippe 
bald  in  der  ö.,  bald  in  der  6.  oder  7.  Generation, 
aufhören.  Der  Code  Napoleon  (Art.  755)  schliesst 
mit  dem  12.,  das  württembergische,  Mainzer 
und  Baden-Durlachische  Landrecht  sowie  die 
Kölner  Reformation  gingen  bis  zum  10.  Grade 
in  der  Seitenlinie.  Na«h  dem  österreichischen 
Gesetzbuch  reicht  das  Erbrecht  nicht  über  die 
6.  Parentel  hinaus,  das  neue  Züricher  Gesetz- 
buch V.  4.  September  1887  schliesst  den  Kreis 
der  erbfähigen  Verwandtschaft  mit  den  Ur- 
grosseltern  ab  (§  891).  In  Frankreich  wurde 
der  Entwurf,  den  die  Regierung  am  15.  Ok- 
tober 1888  dem  Parlament  vorlegte,  wonach 
die  Erbfähigkeit  statt  mit  dem  12.,  mit  dem 
6.  Grad  abschliessen  sollte,  nicht  Gesetz.  Man 
machte  unter  anderem  dagegen  geltend,  dass 
wohl  die  Mehrzahl  das  Erbrecht  des  Staates 
durch  Testament  verhindern  könne,  dass  das 
aber  nicht  möglich  sei,  wenn  es  sicn  um  Min- 
derjährige und  Geisteskranke  handle. 

Auch  beim  deutschen  B.G.B.  hat  die  Frage 
eine  grosse  Rolle  gespielt.  Der  Entwurf  erster 
Lesung  vom  Jahre  1888  kannte  keine  Begren- 
zung. In  dem  zweiten  Entwurf  des  B.G.B. 
waren  hinter  der  dritten  Linie  als  gesetzliche 
Erben  zur  Erbfolge  berufen  die  Ürgrosseltem 
des  Erblassers  sowie  die  gemeinschaftlichen 
und  einseitigen  Abkömmlinge  derselben.  Dage- 
gen sollte  die  fünfte  und  die  folgenden  Parentelen 
ausgeschlossen  sein.  In  der  Kommission  für  die 
zweite  Lesung  des  Entwurfs  (1894)  wurde  von 
manchen  das  noch  als  zu  weitgehend  angesehen. 
„Auch  unter  den  Angehörigen  der  vierten  Pa- 
rentel sei  das  Gefühl  der  Blutsverwandtschaft 
und  der  Familienangehörigkeit  häufig  nur  noch 
in  einem  so  geringen  Grade  vorhanden,  dass 
es  richtiger  sei,  die  gesetzliche  Erbfolge  bereits 
hinter  der  dritten  Parentel  abzuschliessen.  Auf 
den  abweichenden  Standpunkt  früherer  Kodifi- 
kationen dürfe  entscheidendes  Gewicht  nicht 
gelegt  werden.  Die  Vervollkommnung  der 
Kommunikationsmittel  und  die  gesetzliche  An- 
erkennung der  unbedingten  Freizügigkeit  habe 
gerade  in  der  neueren  Zeit  bewirkt,  dass  die 
einzelnen  Familienangehörigen  mehr  und  mehr 
auseinander  gegangen  seien  und  auf  diese 
Weise  den  örtlichen  Zusammenschluss  an  die 
engere  Heimat  verloren  hätten.  Dies  habe 
auch  das  Gefühl  für  die  verwandtschaftliche 
Zusammengehörigkeit  wesentlich  abgeschwächt. 
Man  könne  für  die  Gegenwart  behaupten,   dass 
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unter  den  Angehörigen  der  vierten  Parentel 
dieses  Gefühl  meist  nur  noch  so  gering  sei, 
dass  die  Gründe,  welche  dafür  sprächen,  ent- 
fernte Verwandte  hei  der  gesetzlichen  Erbfolge 
nicht  zn  berücksichtigen,  es  rechtfertigten,  wenn 
der  Gesetzgeber  die  Angehörigen  der  vierten 
Parentel  als  entfernte  Verwandte  ansehe  und 
.demgemäss  ihnen  ein  gesetzliches  Erbrecht  ver- 
sage." Die  Mehrheit  teilte  aber  diese  Ansicht 
nicht.  „Innerhalb  der  vierten  Parentel  sei 
auch  in  der  gegenwärtigen  Zeit  das  Gefühl  der 
Blutsverwandtschaft  unter  den  Angebörigen 
einer  Familie  keineswegs  in  dem  Masse  ge- 
schwunden, wie  der  Antragsteller  annehme.  Es 
sei  nicht  unbedingt  richtig,  dass  die  Verbesse- 
rung und  Ausdehnung  der  Kommunikations- 
mittel auf  den  Znsaromenhalt  der  Familie  im 
weiteren  Sinne  störend  und  zersetzend  einge- 
wirkt habe.  Wie  die  Verbesserung  der  Kom- 
munikationsmittel einerseits  die  Möglichkeit 
biete,  die  Familienangehörigen  schneller  aus- 
einander zu  bringen,  so  habe  sie  andererseits 
zur  Folge,  dass  die  Familienangehörigen  sich 
nach  einer  vorausgegangenen  Trennung  schneller 
und  leichter  wieder  zusammenfinden.  Man 
müsse  deswegen  bei  einer  etwaigen  Beschrän- 
kung des  gesetzlichen  Erbrechts  gegenüber 
dem   geltenden    Rechte    vorsichtig    zu    Werke 

fehen,  wenn  man  sich  nicht  mit  wohlbegründeten 
^aditionen  in  Widerspruch  setzen  und  den 
Vorwurf  auf  sich  laden  wolle,  dass  man  die 
sittliche  und  soziale  Bedeutung  der  Blutsver- 
wandtschaft, welche  als  solche  ein  Erbrecht 
begründen,  im  Gegensatz  zu  der  Volksüber- 
zeugung verkannt  habe.  Die  Vorschläge  der 
Bundesregierungen  wichen  in  der  Frage  der 
Beschränkung  des  gesetzlichen  Erbrechts  von 
einander  ab.  Bedenke  man  aber,  dass  von 
keiner  Regierung  beantragt  sei,  die  ^gesetzliche 
Erbfolgeordnung  mit  der  dritten  Linie  abzu- 
schliessen,  so  erscheine  es  zum  mindesten  ge- 
wagt, wenn  der  Gesetzgeber  bereits  den  Ver- 
wandten der  vierten  Linie  ein  gesetzliches  Erb- 
recht versage.  Dagegen  erscheine  es  zulässig, 
solchen  Verwandten,  welche  auch  der  vierten 
Linie  nicht  angehören,  ein  gesetzliches  Erb- 
recht nur  dann  zu  gewähren,  wenn  sie  Vor- 
eltern sind.  Es  könne  zweifelhaft  sein,  ob  ein 
Bedürfnis  vorliege,  ein  gesetzliches  Erbrecht 
fünfter  Linie  auch  nur  mit  dieser  Beschränkung 
zuzulassen,  indessen  würden  sich  doch  Fälle 
denken  lassen,  in  denen  es  als  ein  Mangel  der 
Berücksichtigung  verwandtschaftlicher  Bezie- 
hungen auffallen  w^ürde,  wenn  einer  Person, 
von  welcher  der  Erblasser  in  gerader  Linie  ab- 
stamme, das  gesetzliche  Erbrecht  versagt 
würde.  Die  Vorschrift  werde  überdies  nur  so 
selten  zur  Anwendung  kommen,  dass  im  prak- 
tischen Erfolge  das  gesetzliche  Erbrecht  auf 
die  vier  ersten  Linien  beschränkt  bleiben  werde. 
Bei  den  der  fünften  oder  einer  noch  weiteren 
Linie  angehörigen  Seitenverwandten  treffe  der 
Grund  der  gesetzlichen  Erblblge  so  wenig  zu, 
dass  der  Anfall  einer  Erbschaft  an  einen  solchen 
Seitenverwandten  als  ein  blosser  Zufall  werde 
aufgefasst  werden."  Ausser  dieser  Einschrän- 
kung der  Erbberechtigung  war  noch  eine  weitere 
insofern  gegeben,  als  in  der  vierten  Linie  die 
vollständige  Durchfühning  des  Parentelsystems 
aufgegeben  war,  um  eine  zu  grosse  Zersplitte- 
rung des  Vermögens  des  Erblassers  zu  vermeiden. 


Der  dem  Reichstag  vorgelegte  Entw^ 
war  konform  diesen  Beschlüssen;  die  dem^ib^ 
beigegebene  Denkschrift  vom  Jahre  18B6  S.  2.1 
sagt  hierzu :  „Das  Bewusstsein  der  Familieim 
sammengehörigkeit  ist  bei  so  entfernter  Vd 
wandt  Schaft  (Abkömmlinge  der  in  der  fünft" 
Ordnung  berufenen  Voreltern)  meist  nicht  mth 
vorhanden.  Der  Uebergang  des  Vermögens  ai 
die  betreffenden  Verwandten  entspricht  dahf 
nicht  einmal  der  mutmasslichen  Absiebt  <it 
Erblassers,  stellt  sich  vielmehr  als  reiner  Zofü] 
dar."  Die  heutige  Rechtsauffassung  forden 
dass  in  solchen  Fällen  die  Erbschaft  Ar  Zwnk 
der  Allgemeinheit  verwendet  werde."  Allel; 
der  Reichstag  folgte  nicht  diesen  verständiirH 
und  gewiss  mit  grosser  Mässigung  gemach rej 
Vorschlägen ;  es  blieb  bei  der  gesetzlichen  E^^ 
folge  in  mfinitum;  die  einzige  Einschränkimi 
besteht  darin,  dass  wenn  die  Urgrosseltera  Jim 
noch  fernere  Voreltern  zur  Zeit  de^  Erbfall 
nicht  mehr  leben,  von  deren  Abkömmlingen  je 
weils  nur  derjenige  erbt,  welcher  mit  dem  ErH 
lasser  dem  Grswiejnach  am  nächsten  verwandt  i*t 

Giebt  man  zu,  dass  unter  heutigen  T»t- 
hältnissen  die  Begrenzung  des  &brffht' 
richtig  ist,  dann  wird  man  sich  l^ei  *lei 
Erbschaftssteuer  mit  sehr  massigen  Steuer- 
sätzen begnügen  können,  sofern  die  Erl^ 
berechtigung  schon  nach  den  ersten  Grad*r. 
abschneidet ;  ist  dagegen  die  Grenze  der  Ei^h 
berechtigung  sehr  weit  hinausgerüokt.  s-)! 
wird  man  die  Steuersätze  umsomehr  steigeni 
dürfen,  je  näher  man  der  Grenze  kommt. 
bei  der  die  Erbberechtigung  aufhört  beiw. 
je  sinnloser  die  Erbberechtigung  wird. 

Und  mir  will  scheinen,  dass  der  Gesetz- 
geber heute  schon  instinktiv  von  solchei; 
Erwägungen  geleitet  werde.  Seine  grosö^ 
Zurückh^tung  auf  dem  Gebiete  des  Erl- 
rechts kompensiert  er  durch  Abstufung  dor 
Steuersätze  nach  der  Verwandtschaft.  Er 
negiert  die  volle  Erbberechtigimg  um  s«> 
mehr,  je  entfernter  die  Verwaadtscliaft  i>t. 
Indem  er  diese  Kürzung  in  die  Form  'lor 
Steuer  kleidet,  ist  er  in  der  Lage,  feiner 
und  beweglicher  zu  nuancieren,  als  er  e> 
im  Erbrecht  könnte,  imd  sein  Quasilegat 
gegen  alle,  die  bereichert  werden,  geltend 
zu  machen,  ohne  sich  mit  den  Geschäften 
der  Nachlassregulierung  befassen  zu  müssec. 

Neben  dem  Intestaterbrecht  hat  man  W: 
allen  Kxdturvölkern  das  testamentarische: 
die  Testierfreiheit  ist  ein  Ausfluss  des  Sonder- 
eigentums imd  angesichts  des  Umstamit^ 
dass  das  Intestaterbrecht  nur  diuxjhschnitt- 
liche  Verhältnisse  im  Auge  haben  kann,  zweck- 
mässig ;  doch  hat  man  —  ausgenommen  Eng- 
land und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
—  überall  eine  Begrenzung  dieser  Befngnis 
durch  Statuierung  der  Pflichtteilsrechte:  tlas 
schon  deswegen,  weil  die  Gemeinschaft  sieh 
nicht  gefallen  zu  lassen  braucht  dass  in- 
folge der  Enterbung  eventuell  sie  selbst  für 
die  Hinterbliebenen  aufkommen  muss. 

Bei  der  Be^teuenmg  pflegen  die  Gesetz- 
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p?ber  keinen  Unterschied  zu  machen,  ob  der 
Erwerb  auf  Testament  oder  Intestaterbrecht 
l^niht.  Eine  Ausnahme  machen  die  Nieder- 
lamle  und  Belgien,  welche  in  der  Seiten- 
linie den  über  den  Intestaterbteil  hinaus- 
gehenden Betrag  so  hoch  belasten,  wie  wenn 
er  an  Nichtverwandte  fiele.  In  dieser  Yer- 
j^härfnng  kommt  zum  Ausdruck,  dass  man 
in  der  Seitenlinie  dem  Erworber  nur  inner- 
halb der  Grenzen  des  Intestaterbteils  eine 
jr^Tsisse  Schonung  zukommen  lassen  zu 
müssen  glaubt.  Auch  Zürich  (G.  v.  1870)  be- 
steuert das,  was  die  erbberechtigten  Yer- 
waridten  noch  besonders  durch  Testament 
♦  rbalten,  mit  dem  höchsten  Satz;  die  Yor- 
liiije  V.  22.  Januar  1895  ans  Yolk  wollte  den 
Unterschied  fallen  lassen,  die  neueste  der 
kantonsrätlichen  Kommission  v.  18.  September 
1*^08  wollte  jeweils  den  nächstfolgenden  Satz 
venÄ^enden.  Auch  Freiburg  i.  iJe.  lässt  bei 
Bevorzugungen  einzelner  Erben  einen  lun  1  ®/o 
erhöhten  Steuersatz  eintreten.  Ueber  die 
fniherniedrigere Besteuerung  des  testamenta- 
rischen Nachlasses  in  England  s.  unten 
sub  8. 

4.  Fol^emngeB  aus  den  vorstehen- 
den Eröileran^en.  Sind  die  vorstehenden 
Erörteningen  richtig,  dann  ergiebt  sich 
fokende  steuerliche  Behandlung  der  Naeh- 
iassvermögen : 

1.  Eine  der  Einkommensteuer  analoge 
Steuer;  eine  Berücksichtigung  der  Yer- 
wandtschaft  ist  hier  nicht  geboten,  ebenso 
nicht  schlechthin  eine  Freilassung  der  geraden 
Ijnie^)  und  Ehegatten^),  auch  muss  die 
"Steuer  wie  bei  der  Einkommensteuer  pro- 
gressiv nach  der  Höhe  des  AnfaDs  gestaltet 
j^^iu;  dabei  sind  die  Bedachten  gegenüber 
^jnstiiren  Einkommen  steuerpflichtigen  etwas 
J^-ffünstigt ,  weil  ihr  übnges  Einkommen 
nicht  eingerechnet  ist ;  würde  es  geschehen, 
^'  ei^be  sich  ein  etwas  höherer  Progressions- 
fatz:  allein  das  wird  man  nicht  beanstanden, 
ini  Gegenteil,  man  wii-d,  um  den  Bereicherten 
«iie  Möglichkeit  zu  geben,  das  durch  den 
Anfall  erhaltene  einmalige  Einkommen  wieder 
<ler  Vermögensanlage  zu  widmen,  die  Pro- 
STf-ssionsskala  viel  langsamer  wachsen  lassen 
«lürfen. 

Wenn  die  preussische  Einkommensteuer 
hi  900  Mark  0,66  »/'o,  bei  1200  Mark  l^/o, 
W  2400  Mark  2o/o,  bei  10000  Mark  3«/o, 
bei  10(j000  40/0  beträgt,  wird  man  fftr  die 
Erbschaftssteuer  zunächst  die  steuerfreie 
^WDze  auf  5000  hinaufrücken  und  etwa  bei 
Anfallen  von  5000—10000  0,5  «/o,  10000  bis 
^JOOO  Po,  50000—100000  1,5 0/0,  100000 
Ijk  150000  20/0,  150000-200000  2,5^/0, 
2<i<K>J^>-300  000  3  ö/o ,  300  000—400  000 
'^■'>"o,  über  400000  4^/0  festsetzen  dürfen. 

V'  Ueber  die  Besteaemng  derselben  in  der 
^'eaetzgebung  vgl.  Finanzarchiv  1898  S.  608  f. 


2.  Sofern  die  Erbschaftssteuer  die  Rolle 
übernehmen  soll,  das  fundierte  Einkommen 
zu  treffen,  ist  ein  gleichmässiger  Zuschlag 
zuzufügen.  Dieser  Zuschlag  wird,  falfi 
nicht  noch  andere  Steuern  das  fundierte 
Einkommen  treffen,  1 — 1,5 ^/o  nicht  über- 
steigen dürfen.  Soll  die  Erbschaftssteuer 
auch  noch  die  ungenii^nde  Belastung  der 
hohen  Einkommen  richtig  stellen,  so  müsste 
man  streng  genommen  einen  weiteren  pro- 
gressiv gestalteten  Zuschlag,  und  zwar  be- 
rechnet nach  der  ganzen  Erbmasse,  hinzu- 
fügen, ähnlich  wie  er  in  England  besteht. 
Allein  davon  kann  man  absehen,  insofern  in 
unseren Yorschlägen  sub  1  und  3  die  kleineren 
Anfälle  besonders  geschont  sind  und  damit 
im  grossen  Ganzen  dieser  Gesichtspunkt 
genügend  berücksichtigt  erscheint. 

3.  Zu  diesen  Sätzen  käme  ein  weiterer 
Zuschlag,  der  lediglich  mit  Rücksicht  darauf 
zugefügt  wird,  dass  unter  den  heutigen  Yer- 
hältnissen  nicht  ^e  Erben  und  Legatare 
die  volle  AnfaUsumme  beanspruchen  können. 

Bei  diesem  Zuschlag  kommt  die  Yer- 
wandtschaftsnähe  in  voller  Stärke 
zur  Geltung.  Gerade  Linie  und  Ehegatten 
sind  als  unterhaltspflichtig  vollständig  von 
diesem  Zuschlag  frei  zu  lassen;  bei  den 
übrigen  Verwandten  wäi'e  mit  der  Yer- 
ringerung  der  Yerwandtschaftsnähe  in 
rascher  Progression  der  Zuschlag  zu  steigern, 
da  thatsächlich  das  Gefühl  der  Zusammen- 
gehörigkeit progressiv  mit  der  Entfernung 
schwindet;  man  könnte  daran  denken, 
die  Progression  geometrisch  verlaufen  zu 
lassen. 

Man  könnte  z.  B.  für  die  Seitenverwandten 
im  2.  und  3.  Grad  (Geschwister,  Onkel, 
Neffe)  3  %,  im  4.  und  5.  Grad  (Geschwister- 
kinder, Grossonkel,  Grossneffe,  Ilrgrossonkel, 
ürgrossneffe)  6%,  im  6.  und  7.  Grad  (Ge- 
schwisterenkel etc.)  12  %,  im  8.  und  9.  Grad 
(Geschwisterurenkel  etc.)  24%,  im  10.  und 
11.  Grad  48%  ins  Auge  fassen,  wenn 
über  den  11.  Grad  hinaus  der  Staat  Erbe 
wäre.  Die  Adoptivverwandten  und  Yer- 
schwägerten  wären  einem  der  Blutsver- 
wandtschaftsgrade zuzuteilen,  wie  dies  heute 

—  freilich  von  einander  sehr  abweichend 

—  bereits  die  Erbschaftssteuergesetze  thun. 
Nichtverwandte  Testamentserben  oder  Lega- 
tare sind,  da  sie  dem  Erblasser  noch  nahe 
gestanden,  wie  die  letzte  oder  vorletzte  noch 
erbberechtigte  Klasse  zu  behandeln. 

Kombiniert  man  die  Abgaben  1  und  3 
und  fügt  für  die  Abgabe  2  den  Satz  von 
1%  hinzu,  so  ergäbe  sich  eine  Gesamt- 
besteuerung, die  bei  Beträgen  bis  5000  Mark 
in  der  direkten  Linie  und  bei  Ehegatten  1  ®/o, 
bei  Seitenverwandten  und  zwar  2.  und  3.  Grad 
40/0,  4.  und  5.  Grad  7%,  6.  und  7.  Grad 
13  «/o,  8.  und  9.  Grad  25%,  10.  und  11.  Grad 
49  %  betrügen ;  bei  einem  Anfall  von  400000 
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Mark  und  darüber  wären  die  analogen  Sätze 
5,  8,  11,  17,  29,  530/0. 

Diese  Sätze  erfahren  zweckmässig  eine 
Korrektur,  insofern  sich  empfiehlt,  die  kleine- 
ren Anfälle  etwas  zu  schonen  *),  auch  wenn 
sie  entfernteren  oder  Nichtverwandten  zu 
gute  kommen.  Massige  Vermögen  können 
auch  für  solche  von  wohlthuendster  Wir- 
kung sein  und  sind  stets  zu  fördern;  je 
mehr  aber  das  Existenzminimum  der  Ver- 
sorgung überschritten  ist,  um  so  höher  darf 
die  Steuer  werden.  Der  Staat  braucht  die 
Erbberechtigimg  der  fernsten  Verwandten 
um  so  weniger  anzuerkennen,  je  grösser  der 
Anfall,  so  dass  ihnen  selbst  nach  Abzug  der 
Steuer  immer  noch  eine  hübsche  Summe 
bleibt.  Berücksichtigt  man  das,  gewährt 
man  femer  in  direkter  Linie  und  für  Ehe- 
gatten überhaupt  völlige  Steuerfreiheit  bis 
5000  Mark  und  modifiziert  etwas  die  Steuer- 
sätze für  diese  Gruppe,  so  möchte  etwa 
folgende  Steuerskala  passend  erscheinen: 

Seitenlinie        jt 


Anfälle 


»4  ^  ce 


O 

cd  00 

Bis       6000  —  4,0  8,0  12,0  16,0  30 

5000-  10000  0,5  4,5  8,5  i2,5  i7,o  32 

10000—  50000  1,0  5,0  9,0  13.0  18,0  35 

50000—100000  1,5  5,5  9,5  13,5  20,0  40 

100000 — 150000  2,0  6,0  10,0  14,0  22,0  45 

150000—200000  2,5  6,5  10,5  14,5  24,0  5© 

200000—300000  3,0  7,0  11,0  15,0  26,0  55 

300000—400000  3,5  7,5  11,5  15,5  28,0  60 

400  000  u.  darüb.  4,0  8,0  12,0  16^0  30,0  65 

Man  wird  es  nicht  als  ungeheuerlich 
finden,  wenn  ein  Kind,  dem  10000  Mark 
Reinvermögen  zufallen,  50  Mark  steuert,  und 
ebenso  nicht,  wenn  es  bei  einem  Anfall  von 
400000  Mark  an  den  Staat  16000  Mark  ab- 
giebt;  man  muss  immer  im  Auge  behalten, 
dass  viele  ihren  Weg  durch  das  Leben 
machen  müssen,  ohne  überhaupt  etwas 
Nennenswertes  mit  zu  bekommen.  Ebenso- 
wenig wird  sich  ein  Bruder  füi-  beschwert 
erachten  können,  wenn  er  von  einem  anderen 
Bnider  400000  Mark  Reinvermögen  erbend 
32000  Mark  Steuer  bezahlt.  Und  nehmen 
wir  den  Fall  ganz  entfernter  Verwandtschaft, 
so  würde  jemand,  der  von  dem  Urenkel ' 
oder  gar  Unu^enkel  des  Bruders  seines  Ur- 
grossvaters  (8.  und  9.  Grad)  5000  Mark 
Reinvermögen  erbte,  800  Mark  Steuer,  bei 
400000  Mark  Rein  vermögen  120000  ^^tark 
an  den  Staat  abzugeben  haben.  Handelt  es 
sich  um  noch  ein  oder  zwei  entfenitere 
Grade,  so  wären  von  5000  Mark  1500  Mark 
und  von  400000  Mark  260000  Mark  an  den 
Staat  abzugeben;   es  blieben  ihm,  der  sich 

*)  Es  können  allerdings  solche  kleine  An- 
fälle an  sehr  reiche  Leute  fallen,  aUein  das 
muss  man  hinnehmen. 


kaum  seiner  Verwandtschaft  mehr  bewu?>r 
ist,  im  ersten  Fall  3500  Mark,  im  zweite-: 
Falle  140000  Mark  —  für  sein  Quentcht^i 
Verwandtscliaft  gerade  genug;  er  winl  bi- 
mer  noch  seines  zufälligen  Anfalls  sich  freuou. 
Dasselbe  ergäbe  sich  für  einen  nicht  ver- 
wandten Testameutserben. 

Will  man  die  vorstehenden  Steuerr^ätz» 
etwas  mildern,  so  braucht  man  nur  zu  U'- 
stimmen,  dass  der  höhere  Steuerfuss  jeweii- 
nm*  von  der  überschiessenden  Summ»*  zi 
zahlen  ist. 

Die  heute  bestehenden  Steuersätze  tl'I. 
unten)  weichen  freilich  noch  erheblich  v«n 
den  vorgeschlagenen  ab;  doch  sind  sie  h^ 
reits  aur  gutem  Weg,  sich  ihnen  zu  niihtrn. 
namentlich  seit  aucJi  die  Proeression  der  Erlr- 
schaftssteuer  nach  der  Grösse  les  Anfalls  immt-r 
mehr  Terrain  gewinnt.  Sie  besteht  in  SoW 
thurn  seit  1848,  in  Thurgau  seit  1850,  in  ZüriLli 
seit  1869,  in  Bern  seit  1879,  in  Schafifliauj^n 
seit  1884,  in  üri  seit  1889;  in  Grossbritannit^n 
und  Irland  seit  1894;  ebenso  ist  sie  vorhanden 
in  Missouri  und  Illinois ;  in  Frankreich  war  ^i-t 
1894  vorgeschlagen,  ebenso  1897  im  Königreich 
Sachsen,  1898  in  Italien.  Für  die  häufoteD 
Erbschaftsfälle  hat  meine  Skala  Überhaupt  nichts 
Befremdendes  und  ist  zum  Teil  sogfar  mildtr 
als  die  bestehenden.  Beim  zweiten  und  dritten 
Verwandtschaftsgrad  bewegen  sich  meine  Säue 
zwischen  4 — 8^/^^,  in  Hamburg*)  zahlen  heute 
schon  Geschwister  von  jedem  Betrag  6  ®o,  NeflV-n 
und  Nichten  von  jedem  Betrag  8%,  in  Elsas?- 
Lothrintren  beide  Verwandtschaftsgruppen  Ton 
jedem  Betrag  GV«**/©;  in  Italien  müs5»en  G^^ 
schwister  7  ^0,  Neflfen  und  Nichten  8,5 •,>  be- 
zahlen und  zwar  ebenfalls  von  jedem,  auch  dem 
kleinsten  Betrag.  In  Frankreich  zahlen  Gr- 
schwister,  Onkel  und  Neflfen  8,125  ^'^  nach  dem 
Entwurf  von  1894  sollten  Geschwister  ^.ö  bi^ 
12%,  Onkel  und  Neffen  10-13,5<>|o  zahlen. 
Beim  4.  und  5.  Grad  bewegen  sich  meine  Säizt> 
zwischen  8 — 12  *  q,  in  Italien  sind  sie  teils  8.50" . . 
t^ils  12  ^lo,  in  Frankreich  teils  8,75 ^o,  teüs  10'.. 
nach  dem  Entwurf  von  1894  teils  12  M* 
15,5,  teils  U—llp\.  Selbst  beim  6.  und  7. 
Grad  halten  sich  meine  Sätze  12 — 16  *«  noch 
innerhalb  einer  Grenze,  die  hinter  den  in 
Frankreich   1894  vorgeschlagenen   (teils  14  his 


17,50,  teils  15— 18<>|o)  zurückbleiben.  Nur  beim 
8.  und  9.  und  beim  10.  und  11.  Grad  zei?t 
meine  Skala  etwas  wirklich  abweichendes,  in- 
dem sie  nur  konsequent  die  vorhergehenden 
fortsetzen  und  zu  bisher  nicht  gewohnter  Hohf 
fortschreitend  den  üebergang  zu  der  Stiile 
bilden,  bei  welcher  die  Intestaterbfolsre  ^loch 
zum  allermindesten  abzuschliessen  hätte;  e> 
sind  dies  Grade,  bei  denen  überhaupt  selten 
eine  Vererbung  vorkommt.  Während  in  Deut^h- 
land  bisher  als  höchster  Satz  10  ^^  nicht  über- 
schritten wurden,  beträgt  er  in  Luzem  nn<I 
Basel  12<>|o,  in  Genf,  Zilrich  und  Italien  15^., 
in  England  18  ^|o,  in  Holland  20,7  ®!o,  in  Ars^au 
20*10,  Schaflfhausen  für  Nichtverwandte  bei  einein 
Anfall  von  90000  Francs  20 «lo,  und  der  neuei^tt' 
Vorschlag  der  kantonsrätlichen  Kommission  in 
Zürich  V.  18.  September  1898  will  bei  gar  nicht 


^)  Nach  Befinden  sind  1000  Mark  frei. 
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jMfhr  fernen  Verwandten  ^  und  Nicht  verwandten 
einen  Anfall  von  20000  Francs  bereits  mit  32 ^\o 
l-t^teuern. 

Je  höher  die  Steuersätze  bei  einer  ratio- 
üf-ll  durchgeführten  Erbschaftssteuer  aus- 
laufen, um  so  wichtiger  werden  die  zu  ge- 
väiu^nden  Befreiungen. 

So  ist  es  empfohlen,  kleine  Anfälle  zu 
l«efn'ien;  ich  mochte  für  deutsche  Yerhält- 
üisse  diese  Summe  auf  1000  Mark  setzen, 
rIk^h  lun  den  notwendigsten  Hausrat  da- 
«iur^h  grösstenteils  steuerfrei  zu  machen. 
In  der  direkten  Linie  und  bei  Ehegatten 
i>t  die  steuerfreie  Summe  höher  zu  bemessen, 
♦^  wurden  oben  5000  Mark  vorgeschlagen. 
In  Deutschland  beträgt  zur  Zeit  das  steuer- 
fme  Minimum  in  der  Regel  150  Mark,  in 
Bayern  nur  50  Mark,  in  Württemberg  ist  nur 
tfwe^liches  Vermögen  bis  100  Mark  frei.  Der 
M«h?i3che  Entwurf  vom  Jahre  1897  wollte  An- 
fille  bis  100  Mark  frei  lassen.  Oesterreich; 
Frankreich,  Italien  haben  keine  Befreiungen 
in  Belgrien  sind  1000  Francs,  in  England  100  £ 
=  20ÜO  Mark  frei. 

In  zweiter  Linie  wird  man  die  Zuwen- 
ilougen  an  Personen,  die  zum  Hausstand 
^le^  Erblassers  gehört  und  in  einem  Dienst- 
verhältnisse zu  diesem  gestanden  haben, 
uninstiger  behandeln  dürfen.  Zweckent- 
sprechend dürfte  sein,  bei  ihnen  ebenfalls 
UKJ)  Mark  frei  zu  lassen,  den  Rest  aber  so 
zu  besteuern  wie  bei  Seitenverwandten  des 
i  und  5.  Grades  (8—12%). 

Bayern  befreit  600  Mark,  Württemberg, 
Sjub^n,  Hessen,  Sachsen-Meiningen  bis  lOU) 
Mark;  in  Preussen.  Anhalt,  Braunschweig  900 
Mark,  bei  einem  höheren  Betrag  ist  nur  der 
KjO  ifark  überschiessende  Teil  steuerpflichtig, 
und  besteht  der  Anfall  in  Papieren,  Renten, 
Nutzungen  auf  Lebenszeit,  so  ist  der  Steuersatz 
Qor  1\  In  Oesterreich  steuern  Dienstboten 
1%,  wenn  die  Erbschaft  eine  Eente  von  50 
lialden  nicht  übersteigt.  Waadt  erhebt  4% 
Tön  den  1000  Francs  übersteigenden  Erbschaften. 
In  dritter  Linie  dürfte  man  Descenden- 
U-n  und  Ascendenten  ganz  frei  lassen,  wenn 
'Wr  Erblasser  im  Dienste  des  Staates  für 
'iie  Gesamtheit  auf  gewaltsame  Weise  sein 
L?hen  verloren  hat.  In  England  sind  die 
Vemiögensstücke  der  im  Exieg  versterben- 
'ien  gemeinen  Soldaten  und  Seeleute  von 
der  estate  datjr  frei. 

Endlich  wird  man  Zuwendungen  für 
öffentliche,  gemeinnützige  Zwecke,  milde, 
fpimme  und  ünterrichtsstiftungen  frei  lassen 
«flor   doch    nur  massig  besteuern    dürfen. 

])  Adoptivkinder,  Verlobte  und  Geschwister 
l^owie  bei  Zuwendungen  über  den  gesetzlichen 
ErbteU  hinaus  Descendenten,  Eltern,  Ehegatten) 
«'llen  4®p,  Adoptiveltern,  die  ferneren  Linien 
•IjT  elterhchen  Parentel  und  die  Grosseltern  8\, 
»He  weiteren  Verwandten  lß\  bezahlen;  von 
einem  Anfalle  von  10000  Francs  an  erhöht 
«^h  bis  zur  Verdoppelung  jeder  Steuersatz  um 
1  0  für  jedes  Tausend. 

Handwörterbuch  der  Staatewiaaenschaften 


Es  sind  dies  Fälle,  in  denen  der  Erblasser 
sein  Vermögen  oder  Teile  davon  dem  Ge- 
meinwesen überhaupt  zur  Verfügung  stellt. 
Dafür,  dass  man  eine  Steuer,  wenn  auch 
eine  massige,  fordern  soll,  spricht  der  um- 
stand, dass  es  doch  vielfach  nur  lokale 
Zwecke  und  Gemeinschaften  sind,  die  be- 
dacht werden  und  zu  deren  Gunsten  der 
Staat  nicht  schlechtweg  zurückzutreteu 
braucht. 

Die  Mehrzahl  der  deutschen  Staaten  ist  in 
dieser  Hinsicht  sehr  rücksichtsvoll.  Keinerlei 
Befreiungen  dieser  Art  kennt  Elsass-Lothringen, 
auch  wollte  der  sächsische  Entwurf  von  1897 
keine  gewähren;  die  Motive  meinten,  in  einem 
Gesetz,  das  die  Verwandten  der  geraden  Linie 
und  die  Ehegatten  heranziehe,  könnten  solche 
Befreiungen  keine  Berechtigung  mehr  bean- 
spruchen. 

5.  Andere  Anffassnn^eii  und  ihre 
Kritik«  a)  Die  Erbschaftssteuer  wird  keines- 
wegs generell  als  eine  Bereicherungssteuer 
aufgefasst,  vielmehr  sehen  manche  Gesetz- 
geber und  Theoretiker  in  ihr  eine  Hand- 
änderungs-  oder  üebergangsabgabe. 
Vielfach  hat  sich  die  Erbschaftssteuer  wohl 
aus  dieser  entwickelt.  In  notwendiger  Folge 
dieser  Auffassung  wird  die  Abgabe  dann  zu 
den  Verkehrssteuem  gerechnet  und  wie  bei 
diesen  auf  die  mit  dem  Erwerb  verknüpften 
Passiva  und  Lasten  keine  Rücksicht  ge- 
nommen, wohl  aber  (was  jedoch  inkonsequent) 
oft  auf  die  Verwandtschaft.  Unter  den  G^ 
setzgebungen  steht  heute  noch  die  fr'anzösi- 
sche  auf  diesem  Boden;  auch  in  der  belgi- 
schen und  holländischen  und  österreichischen 
sind  Spuren  davon  geblieben  (s.  unten  S. 
722ff).  Die  früher  sehr  übliche  Vermischung 
der  Erbschaftssteuer  mit  dem  Stempelwesen 
und  ihre  gleichzeitige  Behandlung  mit  den 
Besitzveränderungsabgaben  in  manchen  älte- 
ren und  heute  noch  bestehenden  Gesetzen 
(s.  unten  Ziff.  8  S.  716  S.- Altenburg)  weisen 
eine  ähnliche  Gedankenrichtung  hin. 

Unter  den  Theoretikern  hat  noch  neuestens 
Vocke^)  die  Erbschaftssteuer  als  eine  reine 
Verkehrssteuer  aufgefasst;  er  zieht  auch  die 
voUe  Konsequenz:  keine  Berücksichtigung 
der  Verwandtschaft  und  keine  der  Schulden 
(erst  bei  Rückzahlung  derselben  tritt  ^deder 
ein  steuerpflichtiger  Verkehrsvorgang  ein), 
proportionaler  Steuersatz  und  zwar,  da  es 
sich  um  eine  einseitige  Vermögensüber- 
tragung, nicht  um  eine  zweiseitige  handelt, 
wie  bei  einem  Kauf,  nur  der  halbe  Satz  von 
dem  bei  zweiseitigen  Vermögensübertra- 
gimgen  verlangten.  Diese  Auffassung  ist 
meines  Erachtens  nicht  haltbar;  man  muss 
es  als  unnatürlich  ansehen,   wenn  man  den 


')  Die  Abgaben,  Auflae^en  und  die  Steuer 
vom  Standpunkte  der  Geschichte  und  der  Sitt- 
lichkeit, Stuttgart  1887  S.  621;  Grundzüge  der 
FixHinzwissenschaft,  Leipzig  1894  S.  121. 

Zweite  Auflage.    III.  45 
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Erbschaftsanfall  auf  das  Niveau  der  in  der 
Hauptsache  nur  fiskalisch  zu  begründenden 
Verkehrssteuern,  bei  denen  eine  strenge 
Relation  zwischen  Leistungsfähigkeit  und 
Steuer  nicht  konstniierbar  ist,  herabdnlckt 
Einen  ungerechtfertigten  Druck  auf  die  Steuer- 
pflichtigen auszuüben  auch  da,  wo,  wie  bei 
den  Erbschaften,  die  wirkliche  Bereicherung 
mit  nahezu  absoluter  Sicherheit  festgestellt 
werden  kann,  muss  als  absurd  gelten.  Die 
Zukunft  wird  auch  bei  den  Verkehrssteuern 
noch  manche  Korrekturen  bringen  und 
namentlich  bei  Iramobiliarverkäufen  dem 
wirklichen  Gewinn  und  dem  wirklichen  Ge- 
winner nachgehen.  Wenn  man  die  Ei'b- 
schaftssteuer  als  Verkelirssteuer  auffasst, 
verschliesst  man  sich  den  Weg  zu  ilirer 
ganzen  Entfaltung  in  finanzieller  und  erb- 
rechtlicher Hinsicht  und  geht  auch  von  der 
unrichtigen  Unterstellung  aus,  dass  das 
Naclilassvermögen  in  der  Hand  der  Erben 
oder  Legatare  eV>enso  Anlagevermögen  sei 
wie   ein   gekauftes  Haus  oder  Grundstück. 

b)  Eine  zweite  Auffassung  will  in  der 
Erbschaftssteuer  eine  Gebühr  sehen  (Rau, 
AI.  Meyer,  Eschenbach  u.  s.  w.),  wie  ja  die 
ältere  Praxis  überhaupt  den  Namen  Erb- 
schaftssteuer nicht  gekannt  zu  liaben  scheint. i) 
Auch  diese  Konstruktion  muss  meines  Er- 
achtens  als  verfehlt  erachtet  werden.  Be- 
schränkt man  den  wissenschaftlichen  Be- 
griff der  Gebühr  auf  Abgaben,  welche  für 
specielle  Gegenleistungen  gezahlt  werden, 
so  kann  die  hohe  Erbschaftssteuer  unmög- 
lich darunter  gebrac^ht  werden,  abgesehen  da- 
von, dass,  soweit  behördliche  Mitwirkung  bei 
Erbschaftsauseinandersetzungen  erfolgt,  i-e- 
gelmässig  dafür  besondere  Gebühi'eu  ver- 
langt werden.  Will  man  aber  die  Erb- 
schaftssteuer als  Gebühr  deshalb  bezeich- 
nen, weil  der  Staat  den  Eigentumsübergang 
von  Todes  wegen  sichert  und  schützt,  dann 
kann  man  alle  Steuern  als  Gebühren  be- 
zeichnen, da  der  ganze  Erwerb  auch  zu 
Lebzeiten  imter  diesem  Schutz  steht  und 
seiner  bedarf.  Eine  solche  Verwischung 
zwischen  generellem  Entgelt  (Steuer)  und 
speoiellem  Entgelt  (Gebühr)  ist  in  meinen 
Augen  kein  wissen scliaftlicher  Fortschritt, 
sondern  Rückschritt. 

c)  Nichts  wert  und  nur  eine  Verlegen- 
heitsbegründung ist  eine  dritte  Auffassung, 
welche  in  der  Erbschaftssteuer  eine  Er- 
gänzungssteuer in  dem  Sinn  sehen  will, 
dass  sie  defraudiertes  oder  entgangenes  Ein- 
kommen noch  nachträglich  trifft.  Das  letztere 
mag  für  einzelne  Vermögensstücke,  vne 
Parks   und    dergleichen    zutreffen,    obwohl 


*)  Wie  es  scheint,  bat  zuerst  Klüber  1790 
vorgeschlagen,  den  Namen  Erbschaftssteuer  statt 
der  bis  dahin  gebräuchlichen:  Erbengebühr, 
Collateralanfall  und  dergleichen  zu  gebrauchen. 


unschwer  diese  Lücke  bei  den  allgemeiD^ui 
direkten  Steuern  ausgefüllt  werden  konntr^ 
und  auch  ^^elfach  thatsächlich  ausgefüllt 
wird.  Was  das  defraudierte  Einkonim»'» 
betrifft,  so  ist  ja  richtig,  dass  die  Erbschaft- 
steuer ziu*  Nacliholung  der  hinterzog^^ii^^n 
dii'ekten  Steuer  führt,  aber  man  sieht  nicht 
ein,  weshalb  man  dann  den  Erben  nu«! 
Legataren  vielfach  eine  so  hohe  Steuer  auf- 
bi'mlet,  und  zwar  auch,  wenn  der  Vt/r^tor- 
bene  aufs  gewissenhafteste  bei  Lc*bzeit.^r. 
gesteuert  hat.  Eine  kleine  auf  alle  Vermä«  ht- 
nisse  (auch  in  direkter  Linie  und  bei  Ehe- 
gatten) gele^e  Kontrollabgabe,  würde  ja  iL 
dieser  Hinsicht  vollständig  genügen  uQ<i 
besser  funktionieren  als  die  vielfach  nur  auf 
die  erbenden  Seitenverwandten  und  Freuni*- 
gelegte  Steuer. 

d)  Einen  sehr  interessanten  Versuch  liat 
nach  Vorgang  Bluntschlis  v.  Scheel  gemacht, 
die  Erbschaftssteuer  als  ein  staatliche^ 
Miterben  recht  zu  konstniieren :  kt 
streitet  ihr  den  Charakter  als  einer  Stout-r 
ganz  ab.  Trotz  aller  Angriffe,  weicht^ 
Scheels  Ausführungen  erfahren  haben,  glaiiU* 
ich  doch,  dass  er  den  Kernpunkt  g^ 
troffen  liat.  Nicht  zustimmen  kann  ich  ihm. 
dass  er  der  Erbschaftssteuer  ilirem  inn^-ivii 
Wesen  nach  ganz  den  Steuercharakter  al»- 
spricht;  nach  zwei  Seiten  hin  erscheint  si»^  mir 
als  eine  wahre  Steuer  (s.  oben  sub  2):  anch 
ist  die  Formulierung  der  Abgabe  als  einr-s 
Erbrechts  des  Staats  nicht  einwandfi*ei:  denn 
man  kann  sagen,  dass,  wenn  der  Staat  Mit- 
erbe ist,  so  hat  er  auch  die  Pflichten,  tlir^ 
mit  der  Erbschaft  verknüpft  sind,  zu  üi^er- 
nehmen  imd  gleich  den  übrigen  Erben  d^f. 
Erblasser  fortzusetzen ;  er  müsste,  wenn  ein 
Geschäft  von  den  Erben  weitergeführt  Ver- 
den wollte,  weil  ohne  NachteÜ  eine  Bar- 
abfindung nicht  möglich  ist,  als  Teilhai »^r 
mit  eintreten.  Audi  begreift  man  nicht. 
wie  er  als  Mit  erbe  noch  einmal  an  jt^len 
Legatar  mit  einer  Forderung  herantreten 
soll.  Der  Legatar  hat,  wenn  der  Pflicht- 
teil nicht  verletzt  ist,  einen  Aaspruch  an 
den  Erben,  der  Erbe  aber  nicht  an  den  liO- 
gatar.  Eher  könnte  man  den  Anspruch  d«-s 
Statites  mit  einem  Legat  vergleichen,  dai> 
auf  jeder  Erbschaft  und  jedem  Vermachtiii> 
ruht.  AUein  auch  ein  Zwangslegat  ist 
juristisch  nicht  konstruierbar.  fe  ist  el»en 
unthunlich,  die  juristischen  Begriffe  hier 
direkt  fflr  die  Abgabe  zu  verwerten.  Dii- 
Erbschaftssteuer  tritt  als  Aequivaloiit 
für  die  Erbberechtigung  des  Staats  ein,  sie 
ist  ein  Siurogat  für  dieselbe;  wirklicher 
juristischer  Erbe  ist  der  Staat  nur,  wo  m 
anderer  Erbe  sich  nicht  findet,  und  er  darf 
in  diesem  Fall  nicht  einmal  nach  dem  neuen 
deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuche  die 
Erbscliaft  aussclüagen  (B.G.B.  §  1942); 
ausserdem,  wemi  der  Staat  die  entferntesten 
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Grade  ausschJiesst,  was  in  Deutschland  aber 
nicht  der  Fall  ißt.  Sieht  man  von  dieser 
etwas  mangelhaften  Formuliennig  ab,  so 
stimme  ich  v.  Scheel  und  Adolf  Wagner 
l«ei,  dass  die  Erbschaftssteuer  (d.  h.  meines 
Erachtens  wenigstens  ein  Teil  dei-selben) 
sich  nur  innerlich  begründen  lässt,  wenn 
man  sie  als  Aec^uivalent  geminderter  Erb- 
^•orechtigung  ansieht;  in  der  Ziehiuig  der 
Konsequenz  gehe  ich  dann  freilich  weit  über 
Scheel  hinaus,  der  infolge  mir  nicht  ganz 
zutreffend  erscheinender  Voraussetzungen 
über  einen  Satz  von  5*^/o  iiberhaupt  nicht 
hinauskommt. 

<>hne  Zurückgreifen  auf  die  Erbrechts- 
♦»rdnung  ist  meines  Erachtens  die  Abstufung 
nach  Yerwandtscliaftsgi'aden  nicht  ernstUch 
zu  liegründen.  Manche,  welche  diesen  Zu- 
>ammenhang  leugnen,  gestehen  auch  zu,  dass 
ihnen  eine  Begründimg  unmöglich  scheine.^) 
Amlere  mühen  sich  ab,  um  um  diesen  Punkt 
hf*mm zukommen,  ohne  dass  ihnen  dies  recht 
srehiigt.  So  sagen  die  einen,  der  Gnuid  für 
«lie  Abstufung  liege  darin,  dass  die  ent- 
fernteren Grade  die  stärkere  Abgabe  leichter 
trafen  könnten  oder,  wie  sich  Schall  feinei 
ausdrückt,  die  Steuer  müsse  mit  dem  ent- 
ferDteren  Verwandtschaftsgrad  höher  ge- 
mffen  werden,  *um  als  gleich  empfunden 
zu  Wf^itlen«.  Allein  was  ist  das  anders,  als 
'las8  die  entfernten  Verwandten  selbst  über 
ihre  volle  Erbberechtigung  etwas  skeptisch 
•lenken  und  fühlen  und  dass  der  Staat  ihnen 
'lif^^  beschneiden  muss?  Analog  liegt  es 
mit  dem  ausserordentlich  häufigen  Ausspruch, 
•lie  Erbschaft  erscheine  als  ein  um  so 
CTTÄiserer  Glücksfall,  je  entfernter  die  Ver- 
wandtschaft. Gewiss  wii-d  das  Erben  mit 
entfernteren  VenÄ'andtschaftsgraden  seltener 
und  tritt  deshalb  auch  unerwarteter  ein; 
allein  das  ißt  doch  an  sich  noch  kein  Gnuul 
zii  höherer  Belastimg,  der  Gnmd  muss  in 
;"twas  anderem  liegen,  der  GlücksfaU  liegt 
in  dem  Unverdienten,  liegt  darin,  dass  der 
Staat  die  entfernteren  Grade  überhaupt  noch 
zur  Erbschaft  beruft,  was  '«'ieder  zu  unserem 
Ausrangspunkt  führt.  Berghoff-Ising,  der 
für  Begrenzung  des  Erbrechts,  aber  gegen 
unterbrecht  sich  ausspricht,  sucht  die  Pro- 
^•ession  nach  Verw'andtschaft  damit  zu 
rechtfertigen,  dass  »derjenige,  welcher  ge- 
wisse ihm  von  Eechtswegen  gebührende 
Ansprüche  auf  einen  Vermögenskomplex 
»rheVn  kann,  für  den  Fall,  flass  derselbe 
<lurch  Erbschaft  in  den  Besitz  gelangt,  nicht 
'lan  ganzen  Umfang  derselben  als  ein  neues 
ihm  zugefallenes  Einkommen  betrachte.« 
Manchmal  hätte  ein  solcher  schon  eine  ge- 
WL*i8e  Verfügungsgewalt  über  das  Vermögen 

')  So  Eschen bach  S.  7ö,  was  aber  um  so 
auffallender,  als  er  doch  für  eine  Begrenzung 
d«  Erbrechts  eintritt. 


besessen  oder  man  rechne  auf  das  Ver- 
mögen, richte  seine  Verhältnisse  und  Mass- 
nahmen danach  ein.  Allein  mit  einem  an- 
ticipierten  Einkommen  zu  operieren,  er- 
scheint mir  nicht  angängig,  dafür  fehlen 
alle  Grenzlinien ;  selbst  Kinder  müssen  sich 
sagen,  dass  sie,  wenn  sie  erben,  besser  gestellt 
sind  als  diejenigen,  die  nichts  erben,  und 
wenn  sie  viel  erben,  besser  dai'an  sind  als 
diejenigen,  die  wenig  erben;  auch  müssen 
sie  sich  sagen,  dass  sie  erst  mit  dem  Tode 
der  Eltern  wirklich  verfügungsberechtigt 
werden  und  es  vom  Verhalten  der  Eltern 
abhängt,  wie  viel  überhaupt  hinterlassen 
wird ;  und  bei  ganz  entfernten  Verwandten, 
welche  oft  von  der  Existenz  des  Erblassei-s 
nicht  einmal  etwas  wussten,  passt  die  De- 
duktion ohnehin  nicht;  auch  geisselt  mit 
Eecht  ein  solches  Verhalten  der  Volksmund : 
Wer  verlässt  sich  aufs  Erben,  thut  gern 
verderben.  Oder  soll  wirklich  die  Steuer 
deshalb  kleiner  werden,  weil  die  Leute  sich 
ti-ügerischen  Hoffnungen  hingaben,  weniger 
erhielten,  als  sie  erwarteten! 

6.  Frage  der  Steuerhoheit  und  der  Ver- 
wendung der  E.  Wird  die  Erbschaftssteuer 
als  eine  Bereicherungssteuer  aufgefasst,  so  ist 
selbstverständlich,  (lass  man  den  Bereicherten 
zum  Steuerpflichtigen  stempelt.  Nicht  ebenso 
glatt  liegt  die  Frage,  welcher  Staat  die  Steuer 
zu  beanspruchen  hat.  Das  Nächstliegende 
scheint  zu  sein,  dass  man  dem  Staat  die 
Steuer  zuspricht,  welchem  der  bereicherte 
Erbe  angehört.  Allein  das  geschieht  kst 
nirgends,  überall  wird  das  Steuerrecht  in 
erster  Linie  abhängig  gemacht  von  einer 
Beziehung  des  Erblassers  zum  Staat.  Die 
Erbschaftssteuer  hat  den  Cliarakter  der 
Nachsteuer  bis  heute  nicht  eingebüsst;  auch 
die  Auftassung,  welche  die  Erbschaftssteuer 
als  ein  Mittel,  das  fundierte  Einkommen  be- 
sonders zu  treffen,  ansieht,  harmoniert  gut 
damit.  Als  entscheidende  13eziehungen  des 
Erblassers  zum  Staat,  welche  dessen  Steuer- 
recht  begründen,  hat  man  verschiedene  auf- 
gestellt. Ein  Teil  (z.  B.  Sachsen,  Baden, 
Hessen,  vor  1891  Preussen  u.  s.  w.)  legt 
Wert  auf  die  politische  Staatsangehörigkeit 
des  Erblassers.  In  der  That  erscheint  es 
auf  den  ersten  Blick  als  biUig,  dass  der 
Staat,  der  den  Erblasser  •  zu  den  Seinigen 
zählte,  ihn  aufnahm,  wenn  er  anderswo  Ver- 
stössen wurde,  für  ihn  sorgte,  wenn  er  ver- 
armte, auch  zu  den  Bedachten  gehöre.  In 
der  Durchführung  stösst  der  Gnuidsatz  auf 
Schwierigkeiten,  teils  weil  es  heute  nicht 
selten  mehrfache  Staatsangehörigkeit  giebt, 
teils  weil  der  Staat  sein  SteueiTecht  nicht 
wirksam  machen  kann,  was  z.  B.  der  FaU  ist, 
wenn  der  Staatsangehörige  und  sein  Vermögen 
im  Ausland  sind.  Ein  anderer  Teil  Staaten 
(z.  B.  Preussen  seit  1891,  Württemberg  u.  s.  w.) 
machen  ihr  Steuerrecht  vom  Wohnsitz  des 
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Erblassers  abhängig.  Das  hat  den  Vorzug, 
dass  dadurch  grössere  Konkordanz  mit 
den  diesem  Gnmdsatz  folgenden  allgemeinen 
direkten  Steuern  erzielt  wird,  was  wichtig 
ist,  insofern  die  Ei-bschaftssteuer  ein  Kontroll- 
mittel derselben  darstellen  soll;  es  ist  eben 
die  ßegel,  dass  Besitz  und  Steuerquellen  am 
"Wolinsitz  sich  finden.  Auch  der  Gerichts^ 
stand  der  Erbschaft  und  die  für  das  Kon- 
kursverfahren über  einen  Nachlass  festge- 
stellte Zuständigkeit  führt  regelmässig  auf 
den  letzten  Wohnsitz  des  Erblassers  ziu-ück. 
Es  scheint,  dass  der  Gnmdsatz  des  Domizils 
im  Vordringen  begriffen  ist.  Natürlich  führt 
auch  er  auf  Schwierigkeiten,  da  jemand 
mehrfaches  Domizil  haben  kann  und  der 
Staat  sein  Steuerrecht  nicht  wirksam  machen 
kann,  wenn  der  Erblasser  am  Wohnsitzstaat 
wenig  oder  nichts  bese&sen  hat 

Äfan  hat  denn  auch  in  Wirklichkeit  er- 
hebliche Abweichungen,  gleichgültig  ob  man 
den  einen  oder  andern  Grundsatz  oder  eine 
Kombination  beider  aufstellt,  zugelassen. 
So  ist  es  vor  allem  eine  beinahe  internationale 
Regel,  dass  beim  Gb-undbesitz  das  Terri- 
torialitätsprincip  j^t;  der  Staat,  in  dessen 
Territorium  die  Nachlassgrundstücke  liegen, 
beansprucht  die  Erbschaftssteuer,  ganz  gleich- 
gültig, wo  der  Erblasser  seine  Staatsange- 
hörigkeit oder  sein  Domizil  hatte.  Es  ist 
leicht  begreiflich,  dass  man  sich  auf  diesen 
Standpunkt  gestellt  hat;  der  Staat  macht 
hier  vor  allem  sein  Steuerrecht  vollständig 
wirksam;  bei  ihm  muss  der  Erbe  seinen 
dinglichen  Schutz  suchen,  ihm  muss  der 
Erbe  sich  fügen,  da  der  Staat  den  Zugriff 
auf  das  Nachlassgrundstück  hat. 

Sodann  ist  auch  vom  Standpunkt  der 
wünschenswerten  Korrelation  zwischen  Erb- 
schaftssteuer und  allgemeinen  direkten  Steuern 
diese  Regel  wohl  begründet;  bei  letzteren 
wird  bekanntlich  hinsichtlich  der  Grund- 
stücke ebenfalls  regelmässig  vom  Wohnorts- 
princip  abgewichen  und  die  Steuer  vom  Er- 
trag oder  Einkommen  aus  Gnmdstücken 
dem  Staat  der  Lage  zugesprochen ;  in  diesem 
Staat  hatte  eben  auch  der  Erblasser,  soweit 
das  Nachlassgrundstück  in  Frage  stand, 
seine  wirtschaftliche  Zugehörigkeit  und 
seinen  Rechtsschutz. 

Auch  beim  beweglichen  Vermögen  wird 
fast  nirgends  der  etwa  angenommene  Grund- 
satz der  Staatsangehörigkeit  oder  des  Domi- 
zils strenge  durchgeführt;  man  schränkt 
denselben  bald  ein,  bald  geht  man  über  ihn 
hinaus;  besonders  viele  Ansätze  zeigen  sich 
nach  der  Richtung,  dass  die  Staaten  ihr 
Steuerrecht  soviel  wie  möglich  auf  das  im 
Inland  gelegene  bewegliche  Vermögen  be- 
schränken, dagegen  auf  die  Besteuerung  des 
im  Ausland  gelegenen  Vermögens  möglichst 
verzichten  oder  diesem  die  Vorhand  lassen. 
Bei  diesem  Verfahren  würde  auch  bezüglich 


der  Besteuerung  des  gewerblichen  Erti-aes- 
bezw.  Einkommens  und  der  Erbschaft  r^ich 
teilweise  Korrelation  erceben,  da  ersterr- 
ebenfalls  meist  dem  Ort  des  Betriebs  folgen. 
was  bei  den  beweglichen  Gegenständen,  din 
dem  Gewerbe  dienen,  für  die  Erbßchaft^ 
steuer  ebenfedls  der  Fall  ist  Das  gleiche- 
trifft  nur  teilweise  bei  den  Schuldfordeningen 
zu;  hinsichtlich  ihrer  Lage  lassen  manche 
Staaten  (z.  B.  Bayern)  für  die  Erbsdiaftssteuer 
den  Wohnort  des  Gläubigers  entscheiden,  was 
andere  Staaten  z.  B.  Preussen)  nicht  thun: 
die  Zinsen  dagegen  folgen  in  der  aUgemeineD 
direkten  Besteuenmg  meist  dem  Wohnort 
des  Gläubigers,  soweit  aber  Couponsteuei 
besteht,  dem  des  Schuldners. 

Da,  wie  ersichtlich,  bei  der  Erbschafts- 
steuer die  Staaten  hinsichtlich  des  beweg- 
lichen Vermögens  einer  ganz  gleichen  Auf- 
fassung nicht  folgen,  so  kann  es  leicht  zu 
Steuerkonflikten  und  Doppelbesteuenuigen 
kommen.  Durch  Retorsions-  und  Redproci- 
tätsklauseln  i),  in  einzelnen  Fällen  auch  durch 
Verträge,  sucht  man  diese  möglichst  zu 
verhindern,  in  Bundesstaaten  lässt  sich  die 
Doppelbesteuerung  verbieten ;  in  der  Schweiz 
schützt  die  Bimdespraxis  gegen  Doppelbe- 
steuenmg  bei  der  Erbschaftssteuer*),  in 
Deutschland  gilt  dagegen  das  Reidisgesetz 
in  betreff  der  Doppelbesteuerung  nicht  auch 
für  die  Erbschaftssteuer.  Die  Ausdehnung 
auf  letztere  wurde  mehrfach  angeregt  und 
war  auch  zeitweise  geplant 

Auf  weitere  Einzelheiten,  welche  da< 
Problem  der  Steuerhoheit  einschliesst,  kann 
hier  nicht  eingegangen  werden.^) 

Selten  ist,  dass  der  Staat  die  Erbschafts- 
steuerhoheit den  Gemeinden  überlässt;  es 
kommt  vor  in  Graubünden,  Nidwaiden  und 
Glanis.  Eine  besondere  gemeindliche  Erb- 
schaftssteuer läuft  neben  der  staatlichen  ein- 
her in  Zug.  Zuschläge  zur  Staatssteuer 
sind  den  Gemeinden  eingeräumt  in  Neuen- 
burg, Waadt  Am  Ertrag  partidpieren  die 
Gemeinden  in  bestinmiter  Weise  in  Aarcau 
und  Uri.*)    Auch  in  England  wird  ein  Teil 


')  Vgl.  die  Zusammenstellnng  im  Fin&nz- 
archiv  7  (1890)  S.  323. 

')  Näheres  bei  Schanz,  Steuern  der 
Schweiz  I  (1890)  S.  77  ff. 

*)  Vgl.  meine  eingehende  Untersncbimg 
darüber  im  Finanzarchiv  9  (1892)  S.  42üfL 

*)  Siehe  Näheres  hierüber,  auch  in  princi- 

Sieller  Hinsicht,  in  meinem  Werk,  ^Die  Steuer  in 
er  Schweiz^  I  (1890)  S.  207.  Von  Interesse 
und  teilweise  hiernergehörig  ist  die  Bestimmung 
des  privatrechtlichen  Gesetzbuchs  von  Zürifb 
im  §  906:  „Wenn  weder  erbfähige  Verwandte 
noch  ein  überlebender  Ehegatte  vorhanden  sind. 
so  fällt  das  erblose  Gut  dem  Staate  in  der 
Meinung  zn,  dass  derselbe  die  Hälfte  der  reinen 
Verlassenschaft  an  die  Gemeinde  des  Kantons 
abgiebt,  in  welcher  der  Erblasser  verbürgert  war." 
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'1er  Erbschaftssteuer  an  die  Lokalverwaltung 
ziir  Mitdeckimg  der  Armenlasten  abgegeben. 
Es  geschieht  dies  seit  1888/89;  die  über- 
lassene  Quote  betrug  im  ersten  Jahr  Va, 
voü  da  ab  h'i  des  Ei-tr«^  der  probate  duty. 
Da  letztere  das  bewegliche  Vermögen  trifft, 
Mj  lag  in  dieser  Participation  der  Lokalver- 
waltung eine  Abschwächung  der  einseitig 
auf  das  Einkommen  aus  unbeweglichem  Ver- 
inijgen  sich  stützenden  Lokalbesteuerung. 
Durch  G.  von  1894  wurde  an  Stelle  des 
f'isherigen  Anteils  an  der  probate  duty  ein 
rester  Anteil  (IVa^/o)  des  remen  Kapitalwerts 
'los  nach  Testament  oder  ab  intestato  ver- 
'Tbten  persönlichen  Vermögens  aus  dem  Er- 
irag  der  estate  duty  der  Lokalverwaltung 
zugewiesen.  In  Deutschland  hat  man  eine 
Meiligung  der  Gemeinden  an  der  Erb- 
schaftssteuer meines  Wissens  in  keiner 
Weise.')  Dagegen  haben  ältere  Gesetze  den 
Ertrag  gerne  einem  bestinmiten  Zwecke  ge- 
widmet und  damit  gewissermassen  gerecht- 
fertigt 

In  einzelnen  Staaten  Mitteldeatschlands, 
•ebenso  im  Fürstentum  Bayreuth  und  im  Hochstift 
Speier  wnrde  die  „lachende  Erbengebühr"  im 
vorigen  Jahrhundert  zum  Vorteil  des  Zuchthauses 
tingeführt.  Gotha  liess  die  eine  Hälfte  in  die  Kasse 
de:«  Waisenhauses,  die  andere  Hälfte  in  das  Aerar 
«ier  Kirche  fliessen;  seit  1.  Juli  1858  bezieht 
<lie  eine  Hälfte  der  Staat,  wogeffen  er  der 
Waisenkasse  eine  feste  Eente  von  18000  Mark 
zahlt.  Sachsen-Weimar  hat  das  Collateralgeld 
'ler  Waisenhauskasse  überlassen;  infolge  des 
(j.  V.  10.  April  1895  bezieht  seit  1.  Januar  1896 
der  Staat  die  Erbschaftssteuer  und  leistet  an  die 
Waisenversorgungsanstalt  einen  festen  Betrag. 
Das  Schwarzburg-Sondershausener  Erbschafts- 
nenerges.  y.  12.  Februar  1840  bestimmt  den 
Ertrag  „zu  gemeinnützigen,  das  Landesinteresse 
fördernden  Zwecken,  zunächst  zur  Erhaltimg 
lies  errichteten  Arbeitshauses^.  Das  Erbschafts- 
^tenerges.  v.  13.  Oktober  1849  in  Renas  j.  L. 
bestimmt  den  Ertrag  zu  Kirchen-  und  Schul- 
zwecken im  Land. 

7.  Kleinere  stenertechnische  Details. 
^ieht  man  von  den  bisher  erörterten  Fragen 
ab,  so  bleiben  nur  noch  Punkte  übrig,  welche 
üUTwiegend  dem  Gebiet  der  eigentlichen 
Steuertechnik  angehören.  Eine  ein^hendere 
Erortenmg  derselben  muss  angesichts  des 
zngewiesenen  Raumes  hier  miterbleiben. 
Wir  begnügen  uns  mit  einer  fliichtigen  An- 
deutung der  wichtigeren,  in  der  Regel  die 
liösung  beifügend,  welche  in  den  fortge- 
schritteneren neueren  deutschen  Gesetzen 
^ieh  findet 

Was  zunächst  den  Umfang  der  Erb- 
'M?haftssteuer  betrifft,  so  geht  derselbe  häufig 
über  die  Erbschaften  und  Vermächtnisse 
hinaus;  es  ist  sehr  üblich,  aus  naheliegen- 
'len  Gründen    auch   Schenkungen   für  den 


^)  Nor  Bostock   hat  seit  alter  Zeit  eine 
eigene  Erbschaftssteuer  neben  der  Landessteuer. 


Todesfall  sowie  Schenkungen  unter  Leben- 
den, deren  Vollzug  bis  zum  Ableben  des 
Schenkgebers  aufgeschoben  ist,einzubeziehen ; 
zuweilen  geht  man  noch  weiter,  wie  England 
und  Hamburg  zeigen  (s.d.  Art.  Schenkungs- 
steuer); in  deutschen  Gesetzen  dehnt  man 
die  Erbschaftssteuer  auch  auf  Anfälle  aus, 
in  denen  gar  kein  Todesfall  vorliegt,  z.  B. 
auf  Successionen  bei  Fideikommissen  und 
landwirtschaftlichen  Erbgütern,  wenn  solche 
erfolgen  infolge  Verzichts,  eingetretener  Un- 
fähigkeit, Adelsverlustes,  Religionswechsels, 
Missheii-at  des  letzten  Inhabers  u.  s.  w. 
Analog  werden  behandelt  Bezüge,  welche 
bei  Familienstiftungen  auf  den  durch  die 
Successionsordnung  Benifenen  übergehen. 

Die  Feststellung  der  steuer- 
pflichtigen Masse  und  der  Berei- 
cherung der  einzelnen  Anfallsberechtigten 
erfordert  naturgemäss  eine  Reihe  von  Einzel- 
vorschriften.  Mit  Rücksicht  auf  civilrecht- 
liche  Bestimmungen  wird  vielfach  besonders 
hervorgehoben,  dass  alle  zum  Rücklass  ge- 
hörigen Forderungen,  auch  die,  welche  der 
Erwerber  selbst  zur  Masse  schuldet  oder 
welche  ihm  erst  mit  dem  Anfall  erlassen 
wei-den,  zur  steuerpflichtigen  Masse  gehören. 
Unter  den  Passiven  werden  vielfach  beson- 
ders namhaft  gemacht:  Kosten  der  Krank- 
heit, Begräbniskosten  (der  neue  sächsische 
Entwurf  wollte  zur  Beseitigimg  von  Zweifeln 
die  Kosten  für  Errichtung  eines  Grabdenk- 
mals nennen),  Nachlassregulierungskosten, 
die  Kosten  der  im  Interesse  der  Masse  ge- 
führten Prozesse. 

Schulden  und  Lasten  müssen  auf  die 
Masse  entsprechend  verteilt  werden ;  soweit 
sie  auf  einem  bestimmten  Teile  haften, 
kommen  sie  regelmässig  von  diesem,  wenn 
sie  sowohl  auf  dem  steuerfreien  als  auch 
auf  dem  steuerpflichtigen  Teüe  der  Masse 
haften,  von  letzterem  nur  nach  dem  Verhält- 
nisse dieses  Teils  zur  gesamten  Masse  in 
Abzug;  haften  sie  vorzugsweise  auf  einem 
steuerpflichtigen  oder  steuerfreien  Teile,  so 
ist  zweckmässig,  sie  zunächst  bei  diesem 
Teile  und  erst,  soweit  sie  hierdurch  nicht 
gedeckt  werden,  bei  der  übrigen  Masse  ab- 
ziehen zu  lassen. 

Für  die  Berechnung  der  Masse  gut  all- 
gemein der  gemeine  Wert;  Affektionswerte 
sind  mit  Recht  ausgeschlossen ;  als  für  die  Be- 
rechnung massgebenderZeitpunkt  wird  zweck- 
mässig bestimmt  der  Zeitpunkt  des  Todes  des 
Erblassers^  bei  der  Ausantwortung  des  Ver- 
mögens emes  VerschoUenen  der  Zeitpunkt 
der  Besitzeinweisung,  für  Anfälle  aus  Fidei- 
kommissen u.  s.  w.  der  Zeitpunkt  der  Er- 
öffnung der  Nachfolge. 

Werden  Zuwendungen  ziu"  Vergeltung 
von  Leistungen  bestimmt,  welche  mit  dem 
Anfalle  übernommen  werden,  so  entspricht 
es   dem   Grundsatz  der  Bereicherung,  den 
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Wert  der  Leistungen   von   der  Zuwendung 
in  Abzug  zu  bringen. 

Ifutzungen  und  Ijcistungeu  müssen  selbst- 
verständlich mit  Rücksicht  auf  ihre  Zeit- 
dauer kapitalisiert  werden.  Die  in  neueren 
Gesetzen  hierfür  aufgestellten  Regeln  be- 
deuten einen  erheblichen  Fortschritt  gegen 
fniher,  welche  nur  mangelhaft  dem  Gesichts- 
punkt der  wirklichen  Bereichenmg  ent- 
sprachen. Auch  die  Frage  des  bedingten 
bezw.  betagten  Erwerbs  wurde  in  deutschen 
Gesetzen  allgemein  erst  mit  dem  preussischen 
G,  V.  30.  Mai  1873  gelöst.  Die  Mehrzahl  be- 
steuert Vermögen,  dessen  Erwerb  von  dem 
Eintritt  einer  aufschiebenden  Bedingung  ab- 
hängt, erst  bei  deren  Eintritt,  gewährt 
aber  dann  fast  ausnahmslos  der  Steuerbehörde 
das  Recht,  Sicherstellung  zu  fordern.  Unter 
einer  auflösenden  Bedingung  erworbenes 
Vermögen  (mit  Ausnahme  der  Nutzungen 
von  im  bestimmter  Dauer)  besteuern  die  Ge- 
setze wie  unbedingt  erworbenes,  ei-statten  aber 
die  gezahlte  Steuer  bei  dem  Eintritt  der  Be- 
dingung bis  auf  den  der  wirkliciien  Berei- 
cherung entsju-echenden  Beti-ag  zurück,  der 
Resolutivbedingung  wird  die  Beifügung  eines 
•unbestimmten  Endtermins  des  Ei^werbes 
gleichgesteUt.  Natürlich  erfordert  die  be- 
dingte bezw.  betagte  Belastung  ebenfalls 
entsprechende  Regelung.  Der  häufige  Fall 
des  Erwerbs  einer  Vermögenssubstauz  ohne 
die  Nutzung  ist  in  neueren  Gesetzen  so 
entschieden,  dass  dem  Erben  oder  Vermächt- 
nisnelimer  das  angefallene  Vermögen  um 
den  Wert  der  Nutzung  geringer  angeschlagen 
wird ;  der  Erwerber  der  Substanz  kann  aber 
die  Versteuerung  der  Substanz  bis  zur  Ver- 
einigung der  Nutzung  mit  der  Substanz  be- 
antragen; in  diesem  Fall  findet  natürlich 
kein  Abzug  statt,  es  entscheidet  der  Wert, 
den  die  Substanz  bei  ilirer  Vereinigung 
mit  der  Nutzung  noch  hat,  und  wenn  in- 
zwischen eine  weitere  Vererbung  der  Sub- 
stanz eingetreten  sein  sollte,  so  wird  das  so 
angesehen,  als  ob  der  in  die  Nutzung  ein- 
tretende Erwerber  der  Substanz  das  Eigen- 
tum unmittelbar  von  dem  m-sprünglichen 
Erblasser  erworben  hätte.  Bei  fideikommis- 
sarischen  Substitutionen  wird  der  Fiduciar 
als  Niessbraucher,  der  Fideikommissar  als 
Substanzerbe  behandelt;  liegt  ein  Fideikom- 
miss  auf  den  l>berrest  vor,  so  haben  so- 
wohl der  Fiduciar  von  dem  vollen  Betrage 
des  Anfalls  als  der  Fideikommissar  von 
dem  vollen  Betrag  des  an  ihn  herausge- 
gebenen Vermögens  die  Steuer  zu  entrichten 
und  zwar  meist  nach  ihrem  Verwandtschafts- 
verhältnisse zum  Erblasser.  Der  nicht  seltene 
Fall,  dass  Ehegatten  beiderseitige  Verv^^andte 
zu  Erben  einsetzen,  ohne  anzugeben,  von 
welchem  der  Testatoren  die  Einsetzung  aus- 
geht, ^inl  seit  dem  Vorgang  Preussens  im 
Weg  einer  verständigen  Präsumtion  gelöst. 


Unsichere  Forderungen  werden  in  gewisspr 
Weise  mit  einem  mutmasslichen  Wert  in 
Anschlag  gebracht,  ungewisse  oder  noch  un- 
bekannte Ansprüche  späterer  Regulienui? 
vorbehalten. 

DieEruierun^  der  steuerpflich- 
tigen Anfälle  und  ihrer  Grösse  miK< 
durch  besondere  Massregeln  sichei^^telJt 
werden.  Dazu  dient  die  den  Standesl)eamt^n 
oder  Gemeindebehörden  auferlegte  Veri)[li<'h- 
tung,  der  Steuerbehörde  alle  Todesfalir 
anzuzeigen,  femer  die  Anmeldepflicht  von 
Gerichten,  Notaren,  Testamentsvollstreckeni 
u.  s.  w.  hinsichtlich  der  Verlassenschaften, 
die  sie  behandeln.  Ausserdem  besteht 
für  jeden  Enverber  eines  steuerpflich- 
tigen Anfalls  die  Anmeldepflicht,  des  wei- 
teren in  der  Regel  die  Pflicht  zur  Eri^ 
Schaftsdeklaration,  d.  h.  zur  Angabe  aller 
die  Feststellung  der  Steuer  bedingenden  Ver- 
hältnisse. Deklarationen  und  Angaben  unter- 
liegen der  Prüfung.  Versicherung  an  Eides- 
statt kann  in  einer  Reihe  von  Staaten  ver- 
langt werden ;  ein  ausnahmeloser  Zwang  zur 
eidlichen  Erhärtung  der  Richtigkeit  desXack- 
lassverzeichnisses  und  der  Deklaration  l-e- 
steht  nur  in  Bremen,  S.-Weimar  und  Ham- 
burg. In  manchen  Fällen  ist  die  Aufstellung: 
eines  vollständigen  Nachlassverzeiclmi«?e> 
mit  weitaussehendeu  Ermittelungen  mn; 
Differenzen  verbunden;  als  Ausnahme  ist 
deshalb  meist  eine  Aversionalbesteuerung  zu- 
gelassen. 

Zahlungspflichtig  ist  jeder  Ei-werl>er 
für  seinen  Anteil.  Doch  ist  sehr  häufiir. 
dass  Erben  bis  ziu:  Höhe  des  an  sie  p^- 
langten  Aufalls  auch  für  die  Steuerbeträire. 
die  von  anderen  bei  demselben  Nachlasse 
beteiligten  Personen  geschuldet  werden,  j^er- 
sönlich  und  als  Gesamtschuldner  verpflich- 
tet sind;  auch  Testamentsvollstrecker,  ge- 
setzliche Vertreter  und  Bevollmächtigte  d'T 
Erbinteressenten  imd  dergleichen  sind  [-er- 
sönlich  haftbar,  sofern  sie  die  Erbschalt, 
einzelne  ErbteDe  u.  s.  w.  vor  Berichtigung 
oder  Sichel  Stellung  der  darauf  lastendni 
Erbschaftssteuer  überantworten.  Kleist  ist 
auch  noch  die  Haftung  der  »ganzen  steuer- 
pflichtigen Masse«  ausgesprochen,  was  alK?r 
in  Deutschland  praktisch  nur  geringe  Be- 
deutung hat,  da  nierdurch  weder  ein  din?- 
lic'hes  Recht  noch  ein  Absondenmgsrtcht  im 
Konkurse  beginmdet  wird. 

Die  Steuertermine  und  Steut^r- 
s  tun  düng  sind  bei  der'Erbschaftsbesteue- 
ning  von  um  so  grösserer  Bedeutung,  K 
höher  die  Erbschaftssteuersätze  sind.  Man 
soUte  so\iel  wie  möglich  eine  Einrichtung 
treffen,  bei  der  der  Erbe  nicht  zur  Ver- 
äusserung  der  rentierenden  Vermögensstüeice 
geradezu  gezwungen  ist.  Das  ist  besonden^ 
bei  Immobilien  notwendig,  obschon  auch 
hier   die   Aufnahme   einer   HvpolheksduiW 
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ilem  Bereicherten  a]s  Ausweg  oHen  steht. 
Immerhin  empfiehlt  sich  bei  hohen  Summen, 
^t^.'en  entsprechende  Sicherheit,  eventuell 
Stnndungszmsen ,  eine  weitgehende  Vertei- 
lung der  Steuerbetrage  zuziüassen,  so  dass 
di^nielbe  nach  imd  nach  durch  die  Ertrage 
»«»II ist  gedeckt  werden  kann. 

In  England  wird  bei  der  1 — 8%  betragen- 
den eätate  dnty  (Steuer  Tom  ganzen  Nachlass- 
vermögen)  die  yom  Immobiliarvermögen  fällige 
Steuer  gestundet  und  ist  dann  die  erste  Bäte 
12  Monate  nach  dem  Tode  fallig;  für  die  ganze 
Sti-uer  dieser  Art  können  acht  gleiche  Jahres- 
ratenzahlnn^n  oder  16  halbjährige  gewährt 
werden ;  doco  müssen  alle  diese  einstweilen  ge- 
^tuDdeten  Beträge  mit  37o  Zinsen  verzinst 
werden. 

Berücksichtigung  rasch  aufein- 
anJerfolgender  Todesfälle  ist  bei 
liohen  Erbschaftssteuern,  welche  auch  die 
.j^rade  Linie  treffen,  empfohlen,  da  sonst 
'las  Vermögen  einer  Familie  zu  sehr  diu'ch 
'Vjt  Ansprüche  des  Staates  decimiert  würde. 
B^achtonswert  ist  der  Verauch,  diese  Frage 
211  lösen,  im  sächsischen  Entwiui  v.  9.  No- 
vember 1897,  daiin  heisst  es: 

„Wenn  der  Erwerber  eines  steuerpflichtigen 
Anfalls  zu  den  Abkömmlingen  und  Ehegatten 
Z'-hoTi  und  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  10 
Jahren  vom  Anfalle  an  gerechnet  verstirbt,  wird 
tnr  jedes  von  ihm  nicht  angetretene  Jahr  dieses 
Zeitraumes  ein  Zehntel  des  wegen  jenes  Anfalls 
t-ereits  entrichteten  oder  noch  zu  entrichtenden 
ErbschaftastenerbeU-ags  auf  die  weffen  des  An- 
talli)  ans  seinem  Nachlasse  für  seine  Abkömmlinge 
cder  seinen  Ehegatten  auszuwerfende  Erbschaf  ts- 
su-iier  nach  denselben  Anteüen  in  Anrechnung 
gebracht,  nach  denen  diese  Personen  am  Nach- 
'a>se  ihres  Erblassers  beteiligt  sind."  Vgl. 
ibrigens  damit  den  analogen  Gebührennachlass 
ia  Oesterreich  (F.M.E.  v.  3.  Mai  1860). 

Eine  eigenartige  Berücksichtigung  des 
'il**n  erwähnten  Moments  auch  hinsichtlich 
dfr  Seitenlinie  wollte  der  preussische  Ent- 
^iirf  V.  13.  November  1872  durchfiüii-en,  in- 
4om  er  die  Descendenten  der  Geschwister 
lun  1%  höher  treffen  wollte  als  die  Ge- 
schwister imd  das  u.  a.  auch  damit  be- 
.<nmdete,  »dass  Geschwister  einer  und  der- 
?»*lhen  Generation,  die  Kinder  der  Geschwister 
aUr  der  nächstfolgenden  Genei-ation  ange- 
l/tn*a  und  letztere  deshalb  den  erbschaft- 
lifhon  Erwerb  präsumtiv  für  eine  längere 
Zf'itfiauer  behalten  und  geniessen«. 

Die  Verwaltung  des  Erbschafts- 
j^tPiiorwesens  ist  verschieden  geordnet. 
Iq  Preussen  wurden  1873  eigene  Si)ecial- 
ämtfT,  welche  unter  Leitung  des  Finanz- 
niinisteriums  von  den  k.  Provinzialsteuer- 
«ÜTpktionen  ressortieren,  geschaffen.  Diese 
Krbschaftssteuerämter  sind  mit  den  Stempel- 
iiskalaten  verbunden.  Preussens  Beispiel 
^nd  Nachahmung  in  Hessen  (Erbschafts- 
stcueramt  in  Darmstadt),  Hambiu-g,  Reuss  ä.  L. 

Die  anderen  Staaten  benutzen  —  in  nicht 
immer  ganz   einwandfreier  Weise   —   den 


vorhandenen  Behördenapparat.  Bei  der 
grossen  Bedeutung,  welche  die  Erbschafts- 
steuer für  die  Kontrolle  der  allgemeinen 
direkten  Steuern  hat,  halte  ich  den  Anschluss 
an  die  Verwaltung  dieser,  wie  er  in  Bayern 
besteht,  für  das  einfachste  und  angemessenste. 

Was  das  Beschwerdeveriahren  und 
den  Rechtsweg  anlangt,  so  ist  ersteres  in 
vielen  Staaten  besonders  geregelt ;  am  ausge- 
bildetsten ist  dasselbe  in  Biswien,  Bayern, 
Hessen  mit  oberster  Entscheidung  durch  den 
Yerwaltungsgerichtshof;  Sachsen  wollte  im 
neuen  Entwurf  für  Beschwerden  im  Minis- 
terium eine  kollegiale  Behörde  (»Erbschafts- 
steueramt«) schaffen.  Der  Rechtsweg  ist  in 
einer  Reihe  von  Staaten  offen  gehalten,  so 
namentlich  auch  in  Preussen;  der  neue 
sächsische  Entwurf  wollte  ihn  ebenfalls  zu- 
lassen. 

Ueber  Strafbestimmungen,  Ver- 
jährungen und  dergleichen  kann  hier  hin- 
weggegangen werden. 

8.  Uebersicht  über  die  Erbscliaits- 
stenerf^esetzgebniig  mit  geschichtlichen 
Daten,  a)  Die  Erbschaftssteuer  im  Alter- 
tum imd  Mittelalter.  Dass  die  Egypter 
eine  Erbschaftssteuer  bereits  117  v.  Chr. 
hatten,  ist  zweifeUos,  und  zwar  betrug  sie 
wahrscheinlich  10  ^/o  und  galt  auch  für  die 
direkte  Linie.  In  Rom  wurde  die  Erb- 
schaftssteuer in  republikanischer  Zeit  im 
Jahre  169  v.  Chr.  durch  die  lex  Voconia 
eingefülirt.  ^)  Dieses  Gesetz  war  gegen  die 
ökonomischen  Ausschreitungen  und  die  da- 
mit zusammenhängenden  Ueberhebungen  der 
Frauen  gerichtet  und  ordnete  in  diesem 
Sinne  das  ganze  Gebiet  der  letztwilligen 
A'^ergabungen.  Keine  Frau  durfte  in  einem 
Testamente  eines  Bürgers  der  ersten  Census- 
klasse  zur  Erbschaft  berufen  werden.  Das 
väterliche  Erbgut  soU  dem  Schvdegersohn 
als  Dos  zugesagt,  nicht  der  Tochter  als  selb- 
ständiges Vermögen  letztwillig  zugewendet 
werden.  Kein  Vermächtnis  sollte  mehr  die 
Summe  der  Erbportionen  übersteigen  dürfen. 
Diesen  Einschränkungen  schloss  sich  die 
5prf)zentige  Steuer  an,  sie  trat  da  ein,  wo 
die  Erb-  und  Legatfähigkeit  begann,  be- 
lastete also  diejenigen  Erben  und  Ver- 
mächtnisnehmer, welche  innerhalb  der 
Grenzen  des  Gesetzes  bedacht  waren  und 
doch  nicht  zu  den  schon  durch  die  lex 
Fiuia  ausgenommenen  Cognaten  gehörten. 
Die  Aufhebung  dieser  Steuer  erfolgte  noch 
in  der  Zeit  der  Republik. 

In  den  Kämpfen,  welche  die  Ermordung 
Cäsars  hervorr;efen ,  trat  die  Erbschafts- 
steuer von  neuem  auf.  Um  die  Kosten  des 
Krieges  gegen  Sextus  Pomj)eius  zu  bestreiten, 


*)  Ein  unmittelbarer  urkundlicher  Beleg 
hierfür  ist  nicht  gegeben;  aber  man  kann  es 
mit  ziemlicher  Sicherheit  erschliessen. 
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forderten  die  Triumvirn  im  Jahre  40  v.  Chr. 
durch  ein  Edikt  bestimmte  Prozente  von 
jeder  testamentarischen  Zuweisung;  dafür 
veranlassten  sie  aber  zugleich  die  Einbringung 
der  lex  Falcidia,  wonach  nicht  mehr  als  ^U 
des  Vermögens  zu  Legaten  verwendet  werden 
dui*fte.  Es  wimlen  dadurch  die  Erben 
günstiger  gestellt  als  bisher  und  in  gewisser 
Beziehung  auch  die  Legatare.  Die  Steuer 
überdauerte  jedoch  den  Krieg  nicht 

Die  entschiedene  Wiederherstellung  der 
Erbschaftssteuer  erfolgte  erst  im  Jahre  6 
n.  Chr.  durch  die  lex  Julia  vicesima.  Augustus 
musste  alle  Vorsicht  anwenden,  um  den 
Widerstand  des  Volkes  zu  beschwichtigen; 
er  berief  sich  auf  Cäsara  Kommentarien,  in 
welchen  sich  ein  ausgearbeiteter  Gesetzent- 
wurf vorgefunden  habe,  er  wälzte  die  ganze 
Sache  auf  den  Senat;  alles  half  nichts, 
offener  Aufnihr  drohte.  Die  Erhaltung  des 
politischen  Vorrangs  stand  auf  dem  Spiele, 
wenn  Rom  fortan  auch  steuern  musste.  Da 
wurde  mit  der  Vermessung  des  Landes  der 
Anfang  gemacht,  und  jetzt  erst  nahmen  die 
Römer  die  Erbschaftssteuer  hin  aus  Furcht 
vor  der  noch  verhassteren  Vermögenssteuer. 
Die  Steuer  war  von  jeder  Erbschaft  und 
jedem  Vennächtnis  zu  entrichten ;  frei  blieben 
aber  kleine  Erbschaften  bezw.  Erbschafts- 
anfälle und  die  nächsten  Blutsverwandten 
(welche  das  sind,  ist  strittig). 

Diese  vicesima  hereditatium  hat  als  eine 
der  einträglichsten  Einnahmequellen  über 
drei  Jahrhunderte  lang  bestanden ;  gemildert 
wurden  die  drückendsten  Bestimmungen  na- 
mentlich gegenüber  den  neuen  Bürgern  von 
Nerva  und  Trajan,  während  Caracalla,  der 
die  Bürgerrechtsverleihung  an  das  ganze 
Reich  voUzog,  angeblich  um  die  Steuer, 
die  nur  die  römischen  Büi-ger  traf,  auf  alle 
ünterthanen  auszudehnen,  sie  von  5®/o  auf 
lO^/o  erhöhte;  jedoch  wiu'de  sie  schon  von 
seinem  Nachfolger  Macrinus  auf  den  ur- 
sprünglichen Satz  reduziert. 

Die  Existenz  der  Erbschaftssteuervei- 
waltung  ist  bis  auf  die  Zeit  Grordianus'  UI 
(238 — 244)  durch  inschriftliche  Zeugnisse 
nachweisbar ;  später  mangelt  es  gänzlich  an  Be- 
legen und  die  einzige  Erwähnung  dieser 
Steuer  in  einem  Reskript  des  Justinian  kon- 
statiert nur  ihr  Verschwinden,  aber  nicht 
die  Zeit  der  Abscliaffung.  Vermutlich  er- 
folgte letztere  im  4.  Jahrhundert 

Erwähnt  mag  noch  sein,  dass  unter  den 
Einnahmeposten  des  kaiserlichen  Etats  auch 
die  Erbschaften  selbst  eine  hervorragende 
Stelle  einnahmen  1).  Die  Sitte,  den  Kaiser 
als  Erben  oder  Legatar  im  Testament  ein- 
zusetzen, hat  fast  gleichzeitig  mit  der  Be- 


*)  Vgl.  näheres  bei  Hirschfeld,  Unter- 
suchungen auf  dem  Gebiete  der  röm.  Verwal- 
tungsgeschichte I  (Berl.  1877),  S.  53. 


gründung  des  Principates  begonnen  undj 
unter  schlechten  wie  guten  Kaisem  sich  ^r-| 
halten  und  wurde  immer  mehr  zu  einen^ 
Recht  des  Kaisers.  Schon  Augustus  hat  ir. 
den  letzten  20  Jahren  seiner  ß^erungausi 
den  Testamenten  seiner  Freunde  14(K)  Mil- 
lionen Sesterzen  empfangen. 

Wie  Alessio  mitteilt  i),  figurierte  die  Eri ^ 
Schaftssteuer  in  den  Budgets  der  italieoi- 
schen Stadtstaaten desM ittelalter s^).  Xaeli 
neuesten  üntei-suchungen  wurde  in  Gt^nim^ 
1395  eine  Erbschaftssteuer  eingeführt  und| 
betrug  2  %  vom  Reinvermögen  für  alle  Ver-{ 
wandten^).  In  Venedig  wurde,  wie  ich  in 
Erfaluimg  brachte,  eine  solche  im  R^traei 
von  ,'>®/o  durch  Qr.  v.  4.  August  ir>6ö  ge- 
schaffen, doch  blieben  Eh^atten  und  der 
1.  und  2.  Grad  frei. 

b)  Die  Erbschaftssteuergesetsgebnng 
in  Deutschland.  Eine  Geschichte  dt-r 
deutschen  Erbschaftssteuern  fehlt  nah.  E< 
scheint  jedoch,  als  ob  mit  dem  Bekannt- 
werden des  römischen  Staats-  imd  Fiiianz- 
rechts  auch  die  römische  Erbschaftsstent-r 
schon  beachtet  wiu^e.  Bereits  im  16.  Jahr- 
hundert hat  Joh.  Sturm,  wenn  auch  verjr«^^'- 
lieh,  die  Einführung  derselben  im  ganzen 
Deutschen  Reich  dringend  dem  KaisfT  an- 
geraten, um  den  Krieg  ge^n  die  Tfukeii 
mit  Nachdruck  zu  f üluen  ^).  Zu  Anfang  dp 
17.  Jahrhunderts  haben  dann  auch  Obrecht\ 
Lipsius,«)  Waremund'),  Besold^)  und  Andip? 
diese  Abgabe  ganz  allgemein  empfohlen,  iind 
was  der  Kaiser  nicht  befolgt,  aas  befolgten 
die  einzelnen  Reichsstände.  Baden-Durlach 
beschloss  1622,  dass  bei  Intestaterbfolp 
Seitenverwandte  über  den  7.  Grad  1«'  o 
entrichten ;  über  den  10.  Grad  hinaus  ct^iite 


M  Saggio  aal  sistema  tributario  in  Italia  11 
(1887)  S.  60. 

*)  üeber  die  in  Frankreich  bis  hoch  in  den 
Norden  hinauf  im  frühen  Mittelalter  übliche 
Abgabe  „tertia"  und  ihre  Anwendung  auf  den 
Erbgang  und  den  Einkauf  in  die  Lehens- 
succession  seitens  der  Seitenverwandten  durch 
den  rachat  vgl.  E.  Mayer,  Deutsche  und  franzi- 
sische  Verfassnngsgeschichte  v.  9.  bis  zum  l-t 
Jahrb.,  Leipzig  1899,  I,  S.  53;  II,  S.  168. 

')  Sieveking,  Genueser  Finanzwesen  vom 
12.  bis  14.  Jahrb.  Freib.  1898  S.  132. 

*)  Joh.  Sturmii  de  hello  adversus  Turcos 
perpetuoadministrandocommentarii.  Jenaelö.^* 

*)  Ein  politisch  Bedenken  und  IHscure  von 
Verbesserung,  Land,  und  Leut,  Anriehtung  guter 
Policey  und  fümemblich  von  nutzlicker  Er- 
ledigung grosser  Aussgaben  und  büliger  Ve^ 
niehmng  eines  jeden  B«genten  und  Oberherren 
jährlichen  Gefällen  und  Einkommen.  Beendigr 
1609  (hrsg.  1617). 

•)  Justi  Lipsi  Admiranda  sive  de  magni- 
tudine  Romana  libro  quattuor  Antwerpen  1^ 
S.  54f. 

')  De  subsidiis  Frankfurt  1606  c.  5  n.  54. 

*)  Discursus  de  aerario  politico,  2.  Auü., 
Tübingen  1620,  cap.  IV. 
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«las  Erbrecht  1624  folgte  Lüneburg  mit 
♦  iner  Erbschaftssteuer  von  1/2^/0  in  der 
Seitenlinie,  Hambiu*g  1624  mit  10  ^/o  in  der 
S»"^itenlinie  über  Nenen  und  Nichten  hinaus, 
Rostock  1669  mit  2^/0  in  der  Seitenlinie. 
Im  18.  Jahrhundert  begann  die  Collateral- 
-teuer  im  Fürstentum  Gotha,  Eisenach,  Jena, 
Sachsen-Altenburg,  Ansbach,  Bayreuth,  Hoch- 
-tift  Speyer  u.  s.  w.  Schon  die  ganze 
Art  ihres  Aufkommens  zeigt,  dass  die 
Erbschaftssteuer  unabhängig  von  den  grund- 
lit.^rrlichen  Abgaben  entstanden  ist;  nur  da, 
wo,  vie  in  sehr  kleinen  Fürstentümern,  der 
Ijandeshen-  zugleich  fast  der  einzige  Gnmd- 
herr  war,  mag  zuweilen  ein  Zusammenhang 
vorliegen ;  so  wurde,  wie  die  Einleitung  zum 
Schwarzbiu^-Rudolstadter  G.  v.  12.  Februar 
1S40  hervorhebt,  mit  der  Einführung  einer 
CoUateralabgabe  auf  die  »Lehngelderhebung« 
verzichtet. 

Im  grösseren  Teil  Deutschlands  (Preussen, 
Sachsen,  Ba^'ern,  Anhalt,  Braunschweig  u.s.w.) 
wurde  die  Erbschaftssteuer  den  Stempel- 
abgaben assimiliert,  wodurch  sie  lange  zu 
f  iner  gewissen  Yerkümmerung  verurteilt  wai\ 

Unter  den  kleineren  Staaten  aber  gab  es 
eine  ziemliche  Anzahl,  welche  sie  selbständig 
;7ec»rdnet  hatten.  Die  Abgabe  war  früher 
wenig  differenziert,  nicht  selten  bestand  sie 
aus  einem  einzigen  Steuersatz.  Eine  ein- 
>chneidende  Wirkung  übte  das  preussische 
(t.  V.  30.  Mai  1873  aus,  indem  darin  die 
impassende  Verbindung  mit  dem  Urkunden- 
«temjiel  aufgegeben,  die  Erhebung  und  Ver- 
waltung den  Gerichten  abgenommen  und  an 
Steuerbeamte  übertragen  und  die  haupt- 
sächlichsten technischen  Details  in  zweck- 
massiger Weise  gelöst  wurden.  Fast  aJle 
M'itdem  in  Deutschland  erschienenen  voll- 
ständigen Erbschaftssteuei^esetze  folgten  in 
der  Hauptsache  dem  preussischen  Cluster; 
'lie  Verwaltimg  der  Steuer  durch  die  Ge- 
richte war  seit  dem  Einführungsgesetz  zu 
•i^^m  Gerichtsverfassungsgesetz  v.  27.  Januar 
1877,  streng  genommen,  ohnehin  nicht  mehr 
angängig.  Die  Steuersätze  haben  sich  nicht 
nur  immer  mehr  differenziert,  sondern  sind, 
namentlich  in  den  Kleinstaaten,  auch  nicht 
unerheblich  erhöht  worden. 

Im  Jahre  1877  legte  Preussen  dem  Bundes- 
rat eine  Denkschrift  vor  (Hirth's  Annalen 
•les  D.  TL  1877  S.  1038),  welche  die  Ueber- 
tragung  des  ürkundenstempels,  Spielkarten- 
stempels und  der  Erbschaftssteuer  auf  das 
Reich  ins  Auge  fasste.  Eine  eingesetzte 
Kommission  sprach  sich  gegen  dieünif  izienmg 
'1er  Erbsehaftssteuer  aus  i),  und  diese  wuitle 
seitdem  nicht  mehr  amtlich  verfolgt  Nachdem 
•lureh  das  B.G.B.  ein  einheitliches  Erbrecht 
geschaffen,  wäre  der  Weg  geebneter  und,  inso- 

^)  Vgl.  näheres  bei  Becher,  Die  d.  Erb- 
«rbafta-  und  Schenkungssteuer  1886,  S.  7  f. 


weit  die  Erbschaftssteuer  mit  dem  Erbrecht  zu- 
sammenhängt, auch  erwünscht ;  allein  es  ist 
kaum  eine  Aussicht  zur  Verwirklichung  ge- 
geben, da  die  Einzelstaaten  diese  ihr  direktes 
Steuersystem  stützende  imd  für  ihre  wachsen- 
den Bedürfnisse  notwendige  Steuer  nicht  ent- 
behren können.  Man  könnte  nun  freilich, 
die  Erbschaftssteuer  unifizieren  in  dem 
Sinne,  dass  man,  wie  bei  dem  Gerichts- 
kostengesetz, die  Einnahmen  den  Einzel- 
staaten liesse,  allein  auch  das  stösst  auf 
Schwierigkeiten,  da  in  den  Einzelstaaten  das 
fundierte  Einkommen  sehr  verschieden  ge- 
troffen und  ein  gleichheitlicher  Erbschafts- 
steuertarif, der  doch  mit  diesem  Faktor 
auch  zu  rechnen  hat,  deshalb  nicht  wohl 
angängig  ist.  Dagegen  wäre  (zur  Vermei- 
dung von  Steuerkonflikten)  über  die  Steuer- 
hoheit und  selbst  tlber  die  wichtigsten  sons- 
tigen Besteuenmgsgrundsätze  recht  wohl  ein 
Reichsgesetz  möglich  und  angezeigt. 

Nachstehend  folgen  einige  Daten  über 
die  Erbschaftssteuergesetzgebung. 

Anhalt-Dessau.  Stempel  für  Erbver- 
träge gab  es  in  Dessau  schon  un  vorigen  Jahr- 
hundert. Das  G.  die  Erbschaftssteuer  betreffend 
V.  4.  Februar  1874  schliesst  sich  eng  an  das 
preussische  an  und  hebt  die  ti-üheren  Erbschafts- 
stempel auf.  Die  Novellen  vom  29.  März  1892 
und  29.  Mai  1897  trugen  den  in  Preussen  voll- 
zogenen Aenderungen  von  neuem  Rechnung. 

Baden  hatte  schon  in  früheren  Jahrhunder- 
ten das  Lacherbengeld.  Die  Erbschaf tsaccise 
wurde  als  Glied  dem  indirekten  Abgabensystem 
1812  eingefügt ;  diese  Acciseordnung  v.  4.  Januar 
1812  wurde  ergänzt  durch  die  GG.  v.  14.  Januar 
1828  und  3.  August  1837;  frei  waren  die  Des- 
cendenten  und  Eltern;  die  nahen  Verwandten 
zahlten  l-/ji%,  die  anderen  Erbschaften  ö^^» 
von  1850— 1Ö62  war  der  Satz  für  Erbschaften 
unter  Ehegatten  1*/«%,  für  solche  der  Ge- 
schwister und  deren  Abkömmlinge  ö^ni  im  übrigen 
10%,  seit  1862  wieder  wie  früher  1\  und  ö%; 
1880  erfolgte  eine  Erhöhung,  so  dass  nun  zu 
entrichten  war  von  dem  Ehegatten  des  Erblassers 
1^/8%;  von  Geschwistern  desselben  und  von 
deren  Abkömmlingen  3Va%,  in  allen  übrigen 
Erbschaftsanfällen  10<>/o  des  übergehenden  Ver- 
mögens. Eine  völlige  Neugestaltung  erfuhr  die 
bisherige  Gesetzgebung  durch  das  neue  Erb- 
schafts- und  Schenkungssteuergesetz  v.  14.  Juni 
1899.  Eltern  zahlen  1  \ ;  soweit  der  Anfall  an 
den  einzelnen  Elternteil  den  Wert  von  10000 
Mark  nicht  übersteigt,  sind  sie  frei;  Voreltern 
entrichten  von  Beträgen  bis  öOOO  Mark  l^/o, 
über  5000  Mark  2%;  Geschwister  und  deren 
Abkömmlinge  von  Anfällen  bis  3000  Mark3®/o, 
über  3000  Mark  47o;  andere  Seiten  verwandte 
bis  zum  4.  Grad  einschliesslich,  Stiefkinder  und 
deren  Abkömmlinge,  Stiefeltern,  Schwiegerkinder 
und  Schwiegereltern,  Anfälle,  die  ausschliesslich 
zu  milden,  gemeinnützigen  oder  sonstigen 
öffentlichen  Zwecken  bestimmt  sind,  insofern 
solche  nicht  einzelne  Familien  oder  bestimmte 
Personen  betreffen,  6**/^;  alle  sonstigen  Personen 
IO^Iq.  Descendenten ,  auch  anerkannte  unehe- 
liche, sowie  Ehegatten  sind  frei.  Das  Gesetz 
hat  auch  noch  Befreiungen  für  Personen,  die 
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dem  Hansstand  des  Erblassers  angehört  haben, 
für  Arbeiterrersichernngsanstalten  u.  s.  w. 

Bayern.  Ein  Mandat  vom  3.  Juli  1756 
machte  in  Bayern  den  Versuch,  einen  Teil  der 
für  kirchliche  Zwecke  vermachten  Mittel  den 
Armen  zuzuwenden.  Es  sollte  „von  aller  Ver- 
lassenschaft, soweit  solche  nicht  ohnehin  schon 
denen  Armen  zu  Gute  gehet,  sondern  an  andere 
causas  pias  verschaffet  wird,  a  proportione  ein 
leidentliches  Quantnro,  jedoch  niemal  über  den 
vierten  Theil  sothaner  Vermäch tniss  defalcirt 
und  zur  Almosenbüchsen  genommen^  werden. 
(Quarta  pauperum). 

20  Jahre  später,  durch  Mandat  vom  23. 
April  1776  wurde  bestimmt,  dass  eine  Erb- 
steuer zu  Gunsten  des  Armenfundus  erhoben 
werden  solle;  die  Einführung  wurde  damit  be- 
gründet, dass  der  Ertrag  der  quarta  pauperum 
infolge  der  neuesten  Amortisationsgesetzgebung 
auf  ein  Minimum  gesunken  sei.  Blutsverwandte 
in  auf-  und  absteigender  Linie  waren  frei,  Ge- 
schwister und  Geschwisterkinder  sollten  2%, 
Ehegatten,  wenn  Kinder  aus  der  Ehe  blieben, 
nichts,  sonst,  vom  Heiratsgut,  Errungenschaft 
u.  dgl.  abgesehen,  2%,  alle  Übrigen  Personen 
4%  zahlen.  Die  Steuer  trat  indessen  niemals 
in  Wirksamkeit  und  wurde  1801  formell  als 
aufgehoben  erklärt.  Dagegen  wurde  die  quarta 
pauperum  um  die  quarta  scolanim  verstärkt, 
indem  ein  kurfürstliches  Reskript  v.  6.  Mai  1803 
verordnete,  „dass  künftig  von  allen  Vermächt- 
nissen, bei  denen  der  Abzug  des  vierten  Teils 
zum  Besten  der  Armen  nach  den  hierüber  bereits 
bestehenden  Generalien  statt  hat,  auch  ein 
weiterer  vierter  Teil  für  den  Land-  und  Bürger- 
schulfonds unter  den  nämlichen  Bedingungen, 
welchen  die  quarta  pauperum  unterliegt,  abge- 
zogen werden  solle."  Eine  V.  v.  31.  Dezember 
1810  dehnte  die  quarta  scolarum  auf  die  neuen 
erworbenen  Gebietsteile  aus.  Nachdem  in  der 
K.  d.  A.  1834  ein  Antrag,  die  Krone  um  Be- 
seitigung oder  Milderung  der  quarta  pauperum 
et  scolarum  zu  bitten,  abgelehnt  worden  war, 
fand  ein  abermaliger  Autrag  auf  Aufhebung 
der  Quart  1840  die  Zustimmung  des  Landtags, 
und  der  Landtagsabschied  v.  15.  April  ifio 
verfügte  in  diesem  Sinne.  Ein  Antrag  Wrede 
auf  Wiedereinführung  der  Quart,  der  1845/46 
in  der  K.  d.  K.  R.  gestellt  wurde,  fand  keinen 
Anklang.') 

Ausser  dieser  Quarta  pauperum  et  scolarum 
war  es  zu  Anfang  des  Jahrhunderts  zu  keiner 
rechten  Erbschaftssteuer  gekommen;  noch  eine 
V.  V.  3.  Mai  1800  sprach  den  Grundsatz  aus, 
„dass  Erbsteuem  auf  keinem  richtigen  Staats- 
grundsatze beruhen"  und  auch  in  der  Pfalz 
hatte  die  V.  des  Generalgouverneurs  v.  14./26. 
Februar  1814  die  Sterbfallgebühren  des  Enregis- 
trements  aufgehoben. 

Bereits  1816  wurde  aber  für  das  König- 
reich die  Einführung  einer  Erbsteuer  zur 
Deckung  des  Kurren tdeficits  geplant;  es  blieb 
jedoch  bei  einem  Vortrage  der  Steuer-  und 
Domänensektion;  auch  1819  konnte  mau  sich 
im  Staatsrat  nicht  dazu  entschliessen,  doch  sah 
man   in    dem   Stempelgesetze,    das    1819    dem 


*)  M.  Seydel,  Bayerisches  Staatsrecht  I 
(1884)  S.  149,  289;  IV  (1889)  S.  94  Note  7; 
.daselbst  die  Quellenbelege. 


Landtag  vorgelegt  wurde,  eine  erhöhte  Erb- 
schaftstaxe vor;  allein  die  Stände  lehnten  dfß 
ganzen  Entwurf  ab.  Erst  mit  dem  Stempele 
V.  11.  September  1825  gelang  es,  einen  Erb- 
schaftsstempel einzuführen.  Dieser  CoUateral- 
erbschaftsstempel  betrug  */4 — 5^.^  vom  Betrag 
der  Erbschaften  und  der  Legate,  sein  Ertrag 
wurde  durch  weitgehende  Ausnahmen  zn  einer 
unbedeutenden  Summe  herabgedrückt.  M  B^ 
reits  durch  Finanzj^.  v.  28.  Dezember  1831 
wurde  er  indessen  wieder  beseitigt,  kehrte  aber 
mit  dem  Taxregulativ  v.  28.  Mai  1852  als  Taxe 
der  nichtstreitigen  Bechtspflei^  wieder.  Gt- 
schwister,  Stiefeltern  und  Stiefkinder  hatten 
•'6%;  Onkel,  Tante,  Neffe,  Nichte  l-;',: 
Grossonkel,  Grosstante,  Grossneffe,  G^f•^s- 
nicht en,  Geschwisterkinder  3',,  alle  öbrifftn 
b^Q  zu  zahlen.  Diese  Taxsätze  wurden  durch 
G.  V.  17.  Februar  1878  bedeutend  erhöht:  4*.. 
hatten  des  Erblassers  Geschwister  und  (^ 
schwisterkinder,  Grosseltern  und  entferntere 
Verwandte  in  aufsteigender  Linie  sowie  Stief- 
eltern und  Stiefkinder,  6°^  die  übrigen  Ver- 
wandten des  Erblassers  in  der  Seitenlinie  des 
dritten  und  vierten  Verw^andtschaftsgrade« 
(nach  dem  Civilrechte) ,  8**^  alle  übrigen  Erb»*ii 
und  Legatare  zu  zahlen. 

Das  —  von  den  Steuersätzen  abgeseheo  — 
dem  preussischen  Gesetz  nachgebildete  Erb- 
schaf tssteuerg.  V.  18.  August  1879  hat  auch 
noch  die  Elteni  von  einer  gewissen  Höhe  an 
beigezogen  und  ausser  ihnen  nur  noch  voll- 
und  halbbürtige  Geschwister  oder  deren  An- 
kömmlinge, Stiefeltern,  Stiefverwandte  in  ab- 
steigender Linie,  Schwiegerkinder  dem  Steuer- 
satz von  4'*<,  unterworfen,  dagegen  ^-nnieu 
Grosseltem  und  entferntere  Verwandte  in  aüi- 
steigender  Linie  der  6®,o  zahlenden  Grappe 
beigesellt. 

Infolge  des  B.G.B.  erfuhr  das  Gesetz  einige 
Aenderungen,  welche  enthalten  sind  im  baver. 
Ausführungsgesetz  v.  9.  Juni  1899  Art.  Iti8. 

Braunschweig.  Das  Stempelsteuer!:. 
V.  29.  Okt.  1821,  welches  an  Stelle  des  west- 
fälischen Dekrets  v.  28.  Juni  1812  trat.  Ik- 
steuerte  nur  die  Seitenlinie  und  fernere  Ver- 
wandte; vollbürtige  und  Halbgeschwister  un«! 
deren  Descendenten  zahlten  2^^^^^  alle  übrigen 
ö'^o;  an  seine  Stelle  trat  das  G.  betr.  die  Erb- 
schaftssteuer V.  18.  April  1876,  das  ganz  dem 
preussischen  folgt.  Dazu  Novelle  v.  10.  Jiini 
1892. 

Bremen.  Die  Erbschaftssteuer  wurde 
durch  G.  v.  3.  September  1808  auf  fünf  Jahre 
eingeführt  {2^/o  in  der  Seitenlinie,  jedoch  mit 
Ausnahme  der  Geschwister  und  deren  Kinder  ; 
nach  Ablauf  dieser  Zeit  erneuert,  erschien  sie 
von  1814  ab  in  dem  jährlichen  Steuergesetz. 
Sie  erfuhr  viel  Veränderungen  im  Laufe  der 
Zeit;  seit  1895  besteht  ein  eigenes  nicht  mehr 
auf  die  Dauer  eines  Jahres  beschränktes  0.  t. 
13.  Dezember  1895  betr.  die  Erbschafts-  und 
Schenkungsabgabe.  Tarif:  4*^:0  ^oW- und  halh- 
hurtige  Geschwister  und  deren  leibliche  Kinder; 
S\  in  allen  übrigen  Fällen. 

Elsass-Lothringen.  Die  von  Frank- 
reich übernommene  Erbschaftssteuer  wurde  durch 
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3.  Bd.,  1827,  S.  158. 


Erbschaftssteuer 


715 


T.  T.  21.  Mai  1873  durch  Aufhebung  der  Zu- 
li^^blatrszehntel  ermässigt;  das  G.  betr.  die  Erb- 
^haitsstener  v.  12.  Juni  1889  beseitigte  die 
fr.inzusische  Gesetzgebung;  es  schliesst  sich  in 
^l^-r  Form  den  deutschen  Erbschaftssteuer- 
rerurdnnn^en  an  und  beseitigte  eine  Heihe 
Härten,  wie  die  gleichmässige  Bewertung^  der 
Nxirzniessung  ohne  Rücksicht  auf  das  Lebens- 
alter de»  Berechtigten,  das  Verbot  des  Abzugs 
il^r  Schulden,  das  Verbot  der  Ettckerstattung 
Al^t  einmal  erhobenen  Steuer  u.  s.  w.;  die 
Ä'mtrolle  wurde  verschärft;  die  Steuersätze 
worden  nicht  wesentlich  geändert:  l^|o  gerade 
Linie;  3^^  Ehegatten;  6*1,  \  Geschwister, 
KiDder  von  Geschwistern,  Geschwister  der 
Etern,  7  ®,o  Seitenverwandte  des  vierten  Grades, 
>^*'q  Seiten  verwandte  des  fünften  bis  zwölften 
«irades.  S'^o  ii^  allen  übrigen  Fällen. 

Hamburg.  Die  Erbschaftssteuer  '  geht 
bi>  ins  17.  Jahrhundert  zurück,  konnte  aber  lauge 
Zfir  nicht  recht  Wurzel  fassen;  seit  dem  G.  v. 
\y  Juni  1735  waren  Seitenverwandte  über  den 
dritten  Grad  hinaus  und  Nichtverwandte  mit  b\ 
rrüber  mit  10®/<^)  besteuert ;  die  V.  v.  16.  Dezember 
In '7  belebe  Verwandte  über  den  vierten  Grad 
iiinaus  und  Nichtverwandte  mit  1^  o\;  die  V.  v. 
4.  März  1830  dehnte  die  Steuer  auf  den  zweiten 
Seiten  Verwandtschaftsgrad  aus  und  zwar  mit 
2'*'.,:  die  V.  v.  29.  Dezember  1851  zog  die 
A^i-ndenten  mit  2*l2^^  heran,  belegte  den 
zweiten  und  dritten  Seitengrad  mit  5%,  erhöhte 
«lit-  Steuer  für  den  vierten  auf  7^'2°/o,  für  die 
ii')ris;en  auf  10®  ©.  Nachdem  schon  1863  neben  einer 
EiTikum mensteuer  als  Ergänzung  eine  Vermögen s- 
^tnaer  vorgeschlagen  worden,  letztere  aber  mit 
BiVksicbt  auf  die  kaufmännischen  Kreditver- 
*iältni«fie  nicht  angenommen  worden  war,  kam 
aaii  1893  auf  die  Ergänzung  in  Form  der  Erb- 
^'haft^steue^  zurück.  Das  G.  v,  9.  Mai  1894 
^fjjen  Abgabe  von  Erbschaften  und  Vermächt- 
nissen brachte  Einbeziehung  der  Descendenten, 
Erbühung  mancher  Sätze,  Ausbildung  der 
•vhenkangssteuer  und  einige  steuertechnische 
r»t!taiJa.  Das  G.  musste  vor  Ablauf  von  drei 
Jahren  einer  Revision  unterzogen  werden;  das 
ß«:nH  ]»t  datirt  vom  19.  Dezember  1898.  Tarif: 
•\  Kinder;  S\  andere  Descendenten  und  die 
.\s<vndenten ;  4^/0  Stief-  und  Schwiegerkinder; 
^*M'  und  Schwiegereltern;  6"/q  2.  Seitengrad, 
A'loptivkinder,  gewisse  legitimierte  Kinder  und 
<i|Ten  Descendenten;  8^/0  3.  Seitengrad;  10 »^/^ 
alle  übrigen.  Für  die  nahen  Verwandten  sind 
k'ewisse  Vermögensbeträge  frei.  (Vgl.  Finanz- 
archiv 1899  S.  370.) 

Ergänzend  kommt  in  Betracht  das  G.  v. 
21.  Dezember  1868  betr.  die  Behandlung  von 
Verlassenflchaften. 

Hessen.  Die  sogenannte  Collateralbe- 
"teuerung  wurde  durch  die  V.  v.  11.  August 
IBiB^  in  den  Provinzen  Starkenburg  und  Ober- 
hessen  und  seit  G.  v.  8.  Juni  1821  in  der  Pro- 
nnz  Kheinbessen  eingeführt.  Dazu  kamen  im 
Laafe  der  Zeit  zahlreiche  Zusätze  und  Modifi- 
Itatiooen,  ohne  dass  damit  die  vielen  Unklar- 
^iien  und  Zweifel  beseitigt  worden  wären. 
Xit  dem  Einführnngsg.  zum  deutschen  Gerichts- 
Terfassungsg.  v.  27.  Januar  1897  war  auch  die 
Verwaltung  der  Erbschaftssteuer  durch  die  Ge- 
rif'hte  nicht  mehr  möglich.  Das  G.  über  die 
ErWhafts-  und  Schenkun^ssteuer  v.  30.  August 
1^  brachte  für  Hessen  die  vielfach  gewünschte 


einheitliche  Regelung.  Im  Gegensatz  zu  bisher 
wurden  Ascendenten,  wenn  auch  beschränkt, 
steuerpflichtig,  Ehegatten  dagegen  vollständig 
befreit:  bisher  Eintritt  der  Steuerpflicht  bei 
einer  Erbmasse  von  100  Gulden,  jetzt  dagegen, 
wenn  die  Zuwendung  an  einzelne  Personen 
100  Mark  übersteigt;  neu  befreit  wurden  Staats- 
oberhaupt, Staat,  Keich,  Vermächtnisse,  Stiftun- 
gen zu  mildtbätigen  Zwecken,  Zuwendungen 
an  Dienstboten  bis  1000  Mark,  dagegen  aufge- 
hoben alle  bisher  bestandenen  Befreiungen  zu 
Gunsten  bestimmter  Anstalten  und  Kassen. 
Die  Befreiung  der  FamiUenfideikommissanfälle, 
wenn  der  Fideikommisserbe  ein  Descendent  des 
Fideikommissstifters  war,  wurde  ebenfalls  be- 
seitigt. Der  bisherige  einheitliche  Steuersatz 
von  ö^'o  wurde  nach  Verwandtschaft  abgestuft: 
4^0  Eltern,  voUbürtige  Geschwister;  b%  As- 
cendenten, halbbürtige  Geschwister ;  Arrogierte, 
Adoptierte  und  Ein^ekindschaftete ;  Neffen  und 
Nichten;  6^/^  Stiefkinder  und  deren  Abkömm- 
linge, Schwiegerkinder,  Stief-  und  Adoptiv- 
Schwiegereltem ;  Oheim,  Tanten,  Grossneflfen  und 
-nichten;  8%  in  allen  übrigen  Fällen.  Die 
Schenkungssteuer  wurde  ganz  neu  zugefügt. 
Das  Verfahren  und  eine  Menge  Details  wurden 
neu  geregelt. 

Gelegentlich  der  neuen  Steuerreform  in 
Hessen  ist  durch  G.  v.  12.  August  1899  eine 
Erhöhung  der  Erbschaftssteuersätze  eingetreten; 
der  Steuersatz  für  Geschwister  und  Eltern  wurde 
um  1%,  die  Sätze  6%  und  8»/o  für  die  fernen 
und  Nichtverwandten  um  je  2  ®/q  erhöht.  Eine 
Umarbeitung  des  Gesetzes  auf  Grundlage  des 
B.G.B.  ist  ebenfalls  geplant. 

Lauenburg.  Landesherrliche  V.  über 
die  provisorische  Beibehaltung  einer  Stempel- 
steuer in  den  sämtlichen  hannoverschen  Landen 
V.  31.  Dezember  1814,  Ehegatten  1%,  die 
Seiten  verwandten  und  Nichtverwandten  5  % ;  bei 
Lehens-  oder  Fideikommisanfällen  10  ^/^  vom 
erstjährigen  Ertrag  des  Anfalls. 

Lippe-Detmold,  G.  die  Erhebung  einer 
Abgabe  von  Erbschaften.  Vermächtnissen  und 
Schenkungen  auf  den  Todesfall  betreffend  v. 
29.  Dezember  1869  schliesst  sich  eng  an  das 
oldenburgische  v.  16.  Juli  1868  an;  Novelle 
V.  20.  April  1897  erhöht  die  Steuersätze  (vgl. 
Finanzarchiv  1898  S.  624). 

Lübeck  kennt  die  Erbschaftssteuer  seit 
dem  G.  v.  12.  August  1808 ;  Collateralverwandte 
des  3.  und  4.  Grades  zahlten  4*^10,  alle  ent- 
fernteren 6%.  Die  V.  V.  30.  August  1845  be- 
steuert die  Geschwister  mit  3^/o,  den  3.  Grad 
mit  4  ®/o,  den  4.  Grad  mit  6  ®/o,  entferntere  Ver- 
wandte und  Nichtverwandte  mit  8%;  diese  V. 
wurde  durch  die  v.  18.  September  1862,  die 
Erbschtuftssteuer  betrefifend.  ersetzt;  dazu  kam 
Novelle  v.  15.  Oktober  1868,  welche  die  Steuer- 
sätze erhöhte  (vgl.  Finanzarchiv  1898  S.  606). 
Die  Beratungen  über  die  Aufbringung  der  für 
den  Elbe  -  Travekanal  erforderlichen  Mittel 
führten  u.  a.  zum  G.  v.  20.  Mai  1896  be- 
treffend die  Erbschaftssteuer;  neu  ist  die  Ein- 
beziehung der  Descendenten,  Ascendenten  und 
Ehegatten,  ebenso  der  grösste  Teil  der  steuer- 
technischen Bestimmungen  (Finanzarchiv  1898 
S.  660). 

Mecklenburg-Schwerin.  Die  CoUa- 
teralerbsteuer  wurde  1809  eingeführt;  es  folgten 
die  Collateralerbsteuerordnung    v.   22.  August 
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1810,  V.  31.  Dezember  ISS^,  v.  12.  Februar 
1835,  y.  11.  September  1858;  Novelle  dazn  t. 
24.  Juni  1879.  Die  Steuersätze  sind  sehr  massig: 
Geschwister  1%,  Geschwisterkinder,  Verwandte 
bis  zum  vierten  Grade  civiler  Komputation 
inkl.  Stiefdescendenten  und  -ascendenten  2%, 
alle  tibriffen  5<»/o. 

Mecklenburg-Strelitz  besitzt  keine 
Erbschaftssteuer. 

Oldenburg.  G.  betr.  die  Erhebung  einer 
Abgabe  von  Erbschaften,  Vermächtnissen  und 
Schenkungen  v.  16.  Juli  1868.  Tarif:  H% 
adoptierte  und  durch  Einkindschaft  berufene 
Kinder  und  deren  Descendenten ;  Stiefkinder 
und  deren  Descendenten;  Schwiegerkinder;  Ge- 
schwister, NeflFen  und  Nichten,  voUbürtige  wie 
halbbürtige;  ö^'^  Stief-  und  Adoptiveltern; 
Schwiegereltern;  Descendenten  von  Schwieger- 
kindern, sofern  dieselben  nicht  zugleich  Des- 
cendenten der  Erblasser  und  deshalb  abgabefrei 
sind;  sonstige  Verwandte  bis  zum  fünften 
Grad  inkl.;  S\  alle  übrigen. 

Preussen.  Die  Erbschaftsbesteuerung 
beginnt  in  Brandenburg  1685  mit  der  Stempel- 
steuer auf  Testamente,  Erbverträge  und 
Teilungen;  sie  war  ganz  unbedeutend;  im  18. 
Jahrhundert  wurde  sie  etwas  schärfer  ausge- 
bildet. Zu  wirklicher  Bedeutung  gelangte  sie 
erst  durch  das  Stempelgesetz  v.  7.  März  1822 
mit  den  Sätzen  1,  2,  4,  6,  8%.  Diese  enge 
Verbindung  mit  dem  Stempelwesen  wurde 
schon  bezüglich  der  im  Jahre  1866  mit  Preussen 
vereinigten  Landesteile  gelöst  und  die  Erb- 
schaftssteuer mittelst  der  V.  v.  5.  Juli  1867 
geregelt.  Durch  G.  v.  30.  Mai  1873  wurde 
diese  Aussonderung  auch  für  die  alten  Landes- 
teile vollzogen,  femer  die  Bearbeitung  der  Erb- 
schaftssteuersachen auf  besondere  Erbschafts- 
steuerämter in  denjenigen  Provinzen,  in  denen 
sie  bis  dahin  noch  den  Gerichten  oblag,  über- 
tragen und  das  stenertechnische  Detail  geklärt. 
Die  Erbschaftssteuer  von  überlebenden  Ehe- 
gatten wurde  aufgehoben,  während  bis  dahin 
die  Witwe,  die  nicht  zugleich  mit  Kindern 
erbte,  ebenso  wie  in  allen  Fällen  der  Über- 
lebende Ehemann  l^/^  von  dem  erbschaft- 
lichen Erwerb  aus  dem  Nachlass  des  verstor- 
benen Ehegatten  zu  entrichten  hatte.  Diese 
Bestimmungen  hatten,  je  nacbdem  Gütergemein- 
schaft oder  Gütertrennung  bestand,  in  den  ein- 
zelnen Landesteilen  unter  sich  ganz  verschieden 
fewirkt,  ja  nicht  selten  wegen  Klarstellung 
er  ehelichen  Vermögensverhältnisse  zu  Zwistig- 
keiten  und  Prozessen  unter  den  Interessenten 
geführt. 

Das  G.  V.  30.  Mai  1873  wurde  durch  das 
V.  24.  Mai  1891  ersetzt;  dazu  Novelle  v.  31. 
Juli  1895.  Im  Entwurf  vom  Jahre  1890  war 
die  Besteuerung  der  Ehegatten  und  der  geraden 
Linie  beabsichtigt,  was  aber  nicht  Annahme 
fand,  dafür  wurde  später  das  Ergänzungs- 
(Vermögens-)  steuergesetz  geschaffen.  Der 
bteuertarif  ist  noch  derselbe  wie  1873.  Die 
hauptsächlichste  Neuerung  1891  war  die,  dass, 
soweit  es  sich  nicht  um  Immobilien  handelt, 
für  die  Steuerhoheit  nicht  mehr  die  Staatsange- 
hörigkeit, sondern  die  Domizilszugehörigkeit  des 
Erblassers  entscheidet.  Tarif  und  Gesetz  s. 
Finanzarchiv  1891  S.  948. 

Eeuss  ä.  L.  Die  älteren  in  Bezug  auf 
die  Abgabe  von  „Kollateral-  und  Lacherbenan- 


fällen" bestehenden  gesetzliehen  Vorschril 
(angeführt  in  der  Bekanntmachimg  v.  3.  J 
1852)  wurden  durch  das  G.  betreffend  die  1 
Schaftssteuer  v.  3.  März  1875,  das  dem  pre 
sischen  v.  30.  Mai  1873  nachgebildet  ist. 
setzt.  Tarif:  3%  Ehegatten,  welche  alleii 
Erben  des  Verstorbenen  sind  oder  mit  Snik 
verwandten  desselben  oder  demselben  nicht  yi 
wandten  Personen  zusammentreffen ;  Wahlki 
der,  voll-  und  halbbürtige  Geschwister  o4 
deren  Kinder;  6*^/<j  sonstige  Verwandte  bi«?  n 
sechsten  Grad,  Stiefkinder,  Stiefeltern.  Sfhwi 
gerkinder  oder  Schwiegereltern,  Schwäsrer-  m 
Schwägerinnen ;   8  %   m  allen  übrigen  Fall^ 

Reu  SS  j.  L.  Das  G.  betr.  die  Abgabe  v^ 
Collateralerbschaftsfällen  v.  13.  Oktober  m 
eine  Art  Abdruck  des  Sachsen- Weimarisrheii  { 
V.  3.  September  1S44,  beseitigte  die  in  it 
Fürstentümern  Schleiz  und  Lobenstein-Eber^oi 
geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  r.  7.  Ja 
1843  und  4.  JuU  1825  über  Collateralerbscfaaf  rsal 
gaben ;  es  erstreckte  sich  auf  das  ganze  Für 
tentum  Reuss  j.  L.  Dazu  Erläuternngsv.  i 
14.  Juni  1852.  Die  Novelle  v.  21.  DeiemVi 
1868  erhöhte  die  zwei  vorhandenen  Sätze  2  ^.y  m 
4®'  ;  fortan  hatten  zu  zahlen  2%  Neffen  mw 
Nichten;  4^<,  sonstige  Seiten  verwandte  d« 
dritten  bis  sechsten  Grades,  Adoptiv-  m 
Stiefkinder,  Stiefeltern,  Schwiegerkinder,  Schwi*^ 
gereltern ;  8  **.o  alle  Übrigen.  Die  Novellr  i 
20.  Dezember  1880  dehnte  die  St«uer  auf  Nteffl 
kungen  unter  Lebenden  aus. 

Königreich  Sachsen.  Das  Mandat.  (ü< 
neue  Einrichtung  der  Stempelsteuer  betrfffea^ 
V.  11.  Januar  1819  (für  die  Oberiausitx  v.  12 
Auprust  1819)  und  Mandat  wegen  ErlHUtermü 
einiger  Stellen  der  die  Stempelsteuer  b^'trefffo] 
den  GG.  v.  4.  September  1822  bilden  die  GniodI 
läge  der  älteren  Erbschaftsbesteuernnff.  1'« 
Entwurf  von  1875/76  behandelte  die  ErlK»cktT- 
steuer  abermals  als  Stempelgebühr:  bei  dtn 
Beratungen  der  zweiten  Kammer  wurde  akr 
die  Erbschaftssteuer  vom  ürkundenatenipelge- 
setz  getrennt  und  selbständig  nach  preussirfhejE 
Muster  geordnet.  Das  G.  v.  13.  November  187ii 
über  die  Erbschaftssteuer  mit  Novelle  v.  h. 
März  1880  wurde  bis  heute  nicht  verändtn. 
Tarif:  l^i^  Personen,  welche  dem  Hausstand 
des  Erblassers  angehört  und  in  demselben  u 
einem  Dienstverhältnis  gestanden  haben,  sofera 
der  Anfall  in  Pensionen,  Renten  oder  ander»*! 
auf  die  Lebenszeit  des  Bedachten  beschrankt^'D 
Nutzungen  besteht,  die  ihnen  mit  Böckficbt 
auf  dem  Erblasser  geleistete  Dienste  zugewendet 
werden;  2%  Geschwister;  3%  Geschwistera^ 
kömmlinge  ersten  Grades,  Schwieger-,  Sm- 
kinder;  4^/^  Geschwisterabkömmhnge  xweiten 
Grades ;  Geschwister  des  Vaters  oder  der  Matter; 
Abkömmlinge  ersten  Grades  von  Stiefkindern: 
Schwieger-  oder  Stiefeltern;  Q\  Abkömmlinee 
ersten  Grades  von  Geschwistern  des  Vaters  wer 
der  Mutter;  8%  in  allen  anderen  Fällen,  i^i 
Entwurf  v.  9.  iNovember  1897,  welcher  die  Eht- 
gatten  und  die  gerade  Linie  zur  Stener  m- 
ziehen  und  die  Progression  nach  der  Hohe  d» 
Anfalls  durchfahren  wollte,  erhielt  nicht  (»e- 
set  zeskraf  t 

Sachsen-Altenburg.  Die  Collateral- 
Steuer  wurde  am  28.  Mai  1788  eingeführt,  und 
zwar  in  der  Höhe  von  2*/«%.  Kleine  Aendr 
rungen  enthielten  die  Novellen  v.  16.  Febr.  Itv^ 
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und  24.  Mai  1827.  Das  G.  v.  15.  Juni  1852 
brachte  eine  Abstufung  von  4,  5,  6%.  Das  G. 
V.  1.  Oktober  1879  die  Entrichtung  der  Erbschafts- 
steuer (des  sogenannten  CoUateralgeldes)  und  der 
Groschenabgabe  (=  Abgabe  von  Besitzänderun- 
gen in  unbeweglichen  Sachen)  betreffend  be- 
seitigte das  ältere  G.  v.  15.  Juni  1852.  Zu 
ersterem  Gesetz  kam  die  NoveUe  v.  18. 
Dezember  1885.  Tarif  seit  1852:  4%  Gross- 
und ürgrosseltem,  voll-  und  halbbürtige  Ge- 
schwister und  deren  Abkömmlinge ;  5%  Seiten- 
verwandte  in  aufsteigender  Linie;  6%  Nicht- 
blutsverwandte. 

Sachsen-Gotha.  Die  landesherrliche  V. 
betreffend  die  bei  CoUateralerbschaften  und  Er- 
werbungen von  Grundstücken  und  Realberech- 
ttoingen  zu  entrichtende  Abgabe  v.  3.  Mai 
1©6,  die  sich  selbst  wieder  an  ältere  bis  1733 
zurückreichende  Gesetze  anlehnt,  besteuert  die 
Seiten-  und  Nichtverwandten  mit  5 ^.^  vom  Rein- 
vermöffen.  Die  eine  Hälfte  war  für  die  Kasse 
des  Waisenhauses,  die  andere  für  das  Aerar 
der  Kirche  bestimmt.  Seit  1.  Juli  1858  bezieht 
die  eine  Hälfte  der  Staat  und  zahlt  der  Waisen- 
versorgungsanstalt eine  feste  Summe  von  18000 
Mark. 

Daneben  verlangt  noch  das  G.  v.  1.  Juli 
1868  betreffend  die  Einführung  einer  Stempel- 
steuer eine  1 — 3  prozentige  Stempelabgabe. 

Sachs en-Coburg.  Die  älteren  Bestim- 
mungen über  Collateralgeld  (VV.  v.  30.  August 
1809,  14.  Oktober  1810,  24.  Oktober  1816,  19. 
Juni  1819  und  23.  November  1824)  wurden 
durch  G.  betreffend  die  Entrichtung  einer  Nach- 
lasssteuer V.  15.  Juni  1858  aufgehoben;  der 
Steuersatz  betrug  ö**/^.  Die  Novelle  v.  12.  Mai 
1880  traf  Aenderungen  in  betreff  der  Steuerpflicht. 
Durch  die  Novelle  v.  29.  November  1895  wurde 
der  bisher  einheitliche  Satz  von  5  ^/^  abgestuft  in 
5,  6  und  8*»/o  und  Anfälle  bis  zu  100  Mark  be- 
freit. (Genaueres  s.  Finanzarchiv  1898  S.  624.) 
Unabhängig  davon  sind  die  abgestuften  Sportein, 
wenn  der  Nachlass  gerichtlich  reguliert  oder 
ein  Nachlassinventar  dem  Gericht  übergeben 
wird  (G.  V.  29.  Juni  1868). 

Sachsen-Meiningeu.  Das  G.  v.  24. 
Juni  1835  betreffend  die  Abgabe  von  CoUateral- 
erbschaften wurde  ersetzt  durch  das  G.  v.  15. 
Juli  1867  betreffend  die  Erbschaftssteuer;  an 
seine  Stelle  trat  das  G.  v.  20.  Mai  1885. 

Sachsen-  Weimar.  In  einzelnen 
Weimarischen  Gebietsteilen  war  das  Collateral- 
geld schon  im  vorigen  Jahrhundert  eingeführt 
worden ;  ganz  allgemein  und  einheitlich  geschah 
dies  dann  durch  das  Patent  vom  24.  April  1817 ; 
das  G.  V.  29.  März  1836  erhöhte  die  Abgabe 
von  3  auf  4%;  dieses  Gesetz  wurde  durch  das 
V.  3.  September  1844  ersetzt.  Die  Steuer  betrug, 
wie  bisher,  4  ®/o  von  Seiten  verwandten  und  Nicht- 
verwandten, in  Bezug  auf  Lehensgüter  2  %. 
Durch  Novelle  v.  10.  April  1895  wurde  bestimmt, 
dass  die  Abg'abe  nicht  mebr  der  allgemeinen 
Waisenversorg'ungsanstalt  zufliesst,  sondern  an 
die  Staatskasse  zu  entrichten  ist,  wogegen 
erstere  jährlich  vom  Staat  78000  Mark  erhält; 
der  einheitliche  Satz  von  4**;o  wurde  nach  Ver- 
wandtschaft abgr€stuft  zu  4,  6,  8  X  Vgl.  Fi- 
nauzarchiv  1898j   S.  623. 

Schaumbn  rg-Lippe.     Das  Erbschafts- 
stempelg.  v-  1-  ^^^^  181  ^  wurde  ersetzt  durch 


G.  V.  26.  April  1880  betreffend  die  Erbschafts- 
steuer.   Tarif  gleich  dem  preussischen. 

Schwarzburg-Kudolstadt.  Die  Ein- 
führung geschah  durch  G.  v.  12.  Februar  1840 
die  Entrichtung  einer  Abgabe  von  Erbschaften 
betreffend.  Sie  betrug:  1,  2  und  6  %,  ihr  Ertrag 
war  zu  „gemeinnützigem,  das  Landesinteresse 
förderndem  Zwecke,  zunächst  zur  Erhaltung  des 

Jetzt  errichteten  Waisenhauses"  bestimmt.  Die 
s^ovelle  V.  6.  April  1894  änderte  den  Tarif,  die 
Abstufung  wurde  2,  4,  S^o«  Vg"!-  Finanzarchiv 
1898  S.  623. 

Schwarzburg-Sondershausen.  Die 
älteren  Bestimmungen,  insbesondere  auch  das 
für  die  Oberherrschaft  publizierte,  die  Collate- 
ralgeldabgabe  betreffende  Reskript  v.  11.  De- 
zember 1832,  wurden  ersetzt  durch  G.  v.  20. 
Dezember  1861  betreffend  die  CoUateralabgabe : 
diese  betrug  3^/o.  An  dessen  Stelle  trat  das 
G.  V.  9.  Februar  1892  betreffend  die  Erbschafts- 
und Schenkungss teuer  mit  Steuerabstufungen 
von  3,  4,  5.  87o.  Vgl.  Finanzarchiv  1898, 
S.  623. 

Wald  eck -Pyrmont  besitzt  keine  Erb- 
schaftssteuer. 

Württemberg.*)  Die  Erbschaftssteuer 
ist  daselbst  1808  für  Erbschaften  und  Ver- 
mächtnisse an  Seitenverwandte  vom  dritten 
und  entfernteren  Grad  und  an  andere  mit  dem 
Erblasser  nicht  verwandte  Personen  in  dem 
massigen  Betrage  von  1  ^.  o  eingeführt  worden ; 
1868  wurde  dieser  Satz  auf  1,80  7^  erhöht. 
Erst  mit  dem  G.  v.  24.  März  1881  wurde  eine 
ergiebige  Besteuerung  der  Erbschaften  und 
Schenkungen  erzielt.  Durch  Novelle  v.  3.  April 
1885  wurden  die  Zuwendungen  zu  kirchlichen, 
wohlthätigen,  Unterrichts-  und  sonstigen  ge- 
meinnützigen Zwecken,  soweit  dieselben  in 
beweglichem  Vermögen  bestehen  und  nach  der 
vom  Erblasser  gegebenen  Bestimmung  nicht 
ausserhalb  des  Deutschen  Reiches  zur  Ver- 
wendung gelangen,  ganz  befreit,  während  sie 
nach  dem  G.  v.  1881  4  7o  zu  zahlen  hatten,  wenn 
sie  1000  Mark  überschritten.  Der  derzeitige  Tarif 
lautet:  2\  Eltern,  voll-  und  halbbürtige  Ge- 
schwister; 3®/o  Grosseltern  und  entferntere  Vor- 
eltern, adoptierte,  arrogierte,  eingekindschaftete 
Kinder,  Stiefkinder  und  deren  Abkömmlinge, 
Schwiegerkinder,  Neffen  und  Nichten;  4^/o 
Stief-,  Adoptiv-  und  Schwiegereltern,  Oheime, 
Tanten,  Grossneflfen  und  Grossnichten ;  6  ^/^ 
andere  Verwandte  des  vierten  Grades;  8%  in 
allen  übrigen  Fällen.  Eine  Vorlage  behufs 
Umgestaltung  des  Gesetzes  nach  den  Normen 
des  B.G.B.  ist  bereits  unterm  14.  März  1899 
erfolgt;  die  Steuersätze  sollen  (winzige  Aus- 
nahmen abgerechnet)  nicht  geändert  werden; 
die  wesentlichste  Neuerung  ist,  dass  in  Zu- 
kunft nicht  mehr  die  Teilungsbehörden,  sondern 
die  Steuerbehörden  die  Steuer  anzusetzen  haben : 
auch  soll  die  Steuerhoheit  fortan  nach  dem 
Wohnsitz  des  Erblassers  sich  richten. 

c)  Q^Bchiclitliche  Daten  über  die 
Erbschaftssteuer  im  Ausland.  Gross- 
britannien und  Irland.  Die  briti- 
sche  Erbschaftsbesteuerung      ebenso   kom- 


1)  Riecke,  Verf.,  Verx^  imd  Staatshaushalt 
des  Königreichs  Wtirtt^^T; JJ^  2  ^^*-'  ^^^^^' 
gart  1887  S.  346.  ^^^^tg,  ^- 
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pliziert  als  finanziell  ergiebig,  hat  eine  lange 
Entwickelung  aufzuweisen ;  sie  umfasst  meh- 
i-ere  Glieder.  Zuerst  ist  die  probate  duty 
entstanden,  Sie  ist  eine  Stempelabgabe  von 
denjenigen  Urkunden,  deren  Ausstellung 
unerläsäich  ist,  so  oft  jemand  zur  Verwal- 
tung eines  Mobiliarnaclilasses  berechtigt 
wei*den  soll.  Nach  englischem  Recht  be- 
darf der  Uebergang  eines  Mobiliarnaclilasses 
stets  eines  Nachlassverwalters;  ist  er  im 
Testament  bestimmt,  so  heisst  er  executor 
und  muss  sich  in  seiner  Eigenschaft  vor 
Gericht  anerkennen,  mit  anderen  Worten 
das  Testament,  das  ihn  ernennt,  prüfen 
(probare)  und  bestätigen  lassen ;  als  stempel- 
pflichtige Urkunde  ergab  sich  so  der  pro- 
bate of  will.  Fehlt  eine  testamentarische 
Bestimmung,  so  wird  durch  Gericht  ein 
Erbschaftsvei'^'^alter  ernannt,  er  heisst  admi- 
nistrator ;  ähnlich  wenn  überhaupt  ein  Testa- 
ment nicht  existiert.  Die  Ui'kunden,  die  so 
bei  der  Einsetzung  eines  administrator  sine 
oder  cum  testamento  auftreten  und  an  die 
man  den  Stempel  knüpfen  konnte,  heissen 
lettei-s  of  administration.  In  Schottland  ist 
unbedingtes  Erfordernis  für  den  Nachiass- 
ven\'alter,  dass  er  über  den  Mobiliarnachlass 
ein  Inventar  bei  dem  Erbschaftsgericht 
einreicht  und  beschwört,  dies  inventory  ist 
dort  die  stempelpflichtige  Urkunde.  Im  Jalu^ 
1881  hat  man  auch  in  England  das  Inven- 
tar zum  Träger  des  Stempels  erklärt.  Be- 
reits in  dem  ersten  englischen  Stempel- 
steuergesetz V.  1694  sind  die  probates  of  wills 
imd  die  letters  of  administration  als 
stempelpflichtige  Urkunden  genannt;  der 
Stempel  betnig,  wenn  der  Mobiliarnaclüass 
20  £  erreichte,  5  sh,  seit  1697  10  sh.  Im 
Jahr  1779,  wo  die  pi-obate  duty  auch  in 
Sehottland  Platz  griff  —  in  Ii'land  war  sie 
1774  eingeführt  worden,  hatte  aber  bis  1842 
geringere  Sätze  —  wurde  der  erste  Versuch 
gemacht,  die  probate  duty  nach  der  Grösse 
des  Nachlasses,  dessen  Verwaltung  zu  füliren 
war,  abzustufen ;  diese  Stufen  wurden  1783, 
1789,  1795  vermelu-t  und  mit  Ausnahme 
der  untersten  erhölit;  1801  und  1804  er- 
folgten abermals  Umbildungen;  lange  Zeit 
blieben  dann  bestehen  die  Bestimmungen 
des  Stempelgesetzes  v.  11.  Juli  1815.  Die 
Steuer  bewegte  sich  um  etwa  1  ^.2 — 2 ^2 ^/o ; 
1815  wiuxlen  die  Verlassenschaf ten ,  bei 
denen  ein  Testament  fehlte,  höher  belastet 
als  diejenigen,  bei  denen  es  vorhanden  war. 
1880  wurde  diese  Vei-schie^lenheit  wieder 
beseitigt  und  zwar  so,  dass  unter  Schonung 
der  kleinen  Vermögen  die  höheren  Sätze 
der  einen  Gruppe  auf  die  andere  übertnigen 
wurden.  Die  Proportionalität  der  Steuer 
wurde  etwas  besser  als  früher  gewahrt. 
Zur  Zeit,  als  das  Finanzgesetz  von  1894  in 
Kraft  trat,  unterschied  man  3  Wertklassen; 
die    erste    (100—500  £)    zahlte    1   £;    die| 


zweite  (500—1000  £)  auf  je  50  £  und  .^ 
überschiessenden  Bruchteil  1  £  5  sh:  «ii 
dritte  (1000  £  und  mehr)  auf  je  Vß)  f  m 
den  überschiessenden  Bruchteil  3  £.  Yh 
Steuer  ergiiff  in  Uebereinstimmung  mit  «lei 
englischen  nacliiassgerichtlichen  Verfahre 
alle  in  Grossbritannien  und  Irland  belegene 
Nacldassstücke ,  ohne  Rücksicht  auf  «la 
Domizil  und  die  Staatsangehörigkeit  d»- 
Verstorbenen  und  ohne  Unterschied.  </ 
ausserhalb  Englands  Steuern  gi?zahlt  wanl»^; 
oder  nicht.  Hierbei  galten  Nachlas,sforil} 
Hingen  als  englische  Nachlassstucke,  fall 
der  Schuldner  in  England  wohnte,  und  riienr 
englische  Aktien,  Staatspapiere  u.  s,  w 
waren  pflichtig,  felis  sie  sich  in  Englan« 
befanden  und  dort  übertragen  werden  koonteu 
Während  die  probate  duty  den  Mobiliar 
nachlass  als  Ganzes  erfasst,  ist  es  an'l»n 
bei  der  legacy  duty.  Diese  entsiTi«hi 
vielfach  unseren  Erbschaftssteuern.  Sie  wiir 
erhoben  von  den  Bereicherten  in  3  fall.  r. 
1)  von  den  Legaten  und  Anteilen  an  eine: 
Erbschaft,  wenn  sie  vom  Naclilassverwalt»- 
demjenigen,  dem  sie  bestimmt  sind,  aii>je- 
liefert  oder  vom  Nachlassverwalter  als  ihij] 
selbst  oder  einer  von  ihm  vertretenen  Pto- 
sen zufallend  zurückbehalten  werden ;  2)  w^^nri 
aus  einem  Im  mobiliarnachlasse  jeraaüdem 
Mobiliarwerte,  sei  es  als  Legat  oder  ancii 
als  Universalerbschaft  zufallen,  z.  B.  in  li^^r 
Weise,  dass  jemand  Grundeigentum  verrrl.f 
und  den  Erben  mit  der  Auflage  bek-^t»-!, 
dass  er  an  bestimmte  Personen  Geldsumme] 
auszaJile  oder  sonstige  Mobiliargesrenstäüde 
übereigne;  in  solchem  Falle  bedarf  es  keini'> 
Nachlassverwalters,  aber  diese  Mobiliarwerte 
unterliegen  der  legacy  dutj';  3)  wenn  e> 
sich  um  donationes  mortis  causa  handelt.  | 
Die  legacy  duty  wurde  allmählich  so  aus- 
gebildet, dass  sie  heute  fast  alle  Mobiliar- 
werte,  die  jemandem  als  Erbschaft  zufallen. 
erfasst.  Sie  wurde  eingeführt  178t  1  uqI 
zwar  gleich  für  Grossbritannien  (5  Jalnv 
später  auch  in  Irland  mit  etwas  abweinhon- 
der  Entwickelung) ;  sie  trat  zunächst  auch 
als  Stempelabgabe  auf,  sie  war  den  Quit- 
tungen auferlegt,  welche  ein  Nachlassver- 
Walter  bei  der  Auslieferung  der  Legate  und 
der  Erbschaftsanteile  von  dem  ErapfanL'»T 
sich  aussteUen  liess;  sie  war  progressiv: 
rasch  mehrmals  erhöht  betrug  sie  bereit> 
seit  1789  von  aUen  Beträgen  über  40)  t 
sogar  fast  3  ®/o.  Die  Steuer  war  lückenhaft 
da  sie  in  vielen  Fällen,  z.  B.  wenn  der 
Nachlassverwalter  selbst  Legatar  oder  Erl»^ 
war  oder  wenn  er  auf  Quittung  verzichtete, 
gar  nicht  auftrat.  1796  liess  deshalb  Pitt 
alle  Legate  und  Erbschaftsanteile  aus  einem 
Mobiliarnachlass  als  solche,  ebenso  Schen- 
kungen von  Todeswegen  als  steaerpfhchtic 
erklären;  damit  war  die  legacy  duty  au!> 
einer   Stempelabgabe   eine   Steuer  auf  das» 
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Erl-en  geworden.  Dies  Gesetz  stufte  aiicli 
di«-  Abgabe  nach  der  Yerwandtschaft  ab: 
Desoondenten,  Ascendenten,  Ehegatten  blie- 
ben frei,  Geschwister  und  ihre  Nachkommen 
zalilten  2^/o,  Geschwister  der  Eltern  und 
ihre  Nachkommen  3  ^/o,  Geschwister  der 
Grosseltem  und  ihre  Nachkommen  4  ®/o,  alle 
übrigen  6^/o  des  ererbten  Werts.  Erb- 
sohaiftsanteile  unter  20  £  blieben  befreit. 
1H»4  traten  Erhöhungen  der  Prozentsätze 
»in,  1805  wurde  eingeführt,  was  Pitt  im 
Jalire  1796  als  undenkbare  Massregel  weit  von 
««•h  gewiesen  hatte:  Descendenten  wurden 
mit  l^/o  als  steuerpflichtig  erklärt.  Der 
hr<hste  Satz  betnig  jetzt  8  %,  und  die 
Mobiliarwerte,  die  aus  einem  Immobiliar- 
iiaclilass  ererbt  wurden,  zog  man  ebenfalls 
!»»?i.  1815  traten  neue  Erhöhungen  ein;  die 
Klasse  der  Descendenten,  in  welche  jetzt 
auch  die  bisher  steuerfreien  Ascendenten 
Wopeschlossen  wurden,  behielt  den  Satz  von 
1 "  0 :  die  Geschwister  und  Descendenten 
wi;nlen  mit  3  ^'o,  die  Onkel  und  Tanten  und 
<lTen  Descendenten  mit  5*^/0,  die  Gross- 
♦►nkel  imd  Grosstanten  und  deren  Descen- 
'It^Dten  mit  6'''o,  die  entferntesten  Ver- 
wandten \ind  Fremden  mit  10*^/o  belegt. 
Ehegatten .  waren  frei.  Diese  Sätze  gelten 
n..di  lieute.  Die  Steuerpflichtigkeit  tritt  nur 
«iaiin  ein,  wenn  der  Verstorbene  im  Inlande 
«lomiziliert  war,  und  trifft  solchenfalls  sämt- 
iche  Mobilien,  mögen  sich  dieselben  im  In- 
Lmde  oder  Auslande  befinden. 

Zu  den  zwei  bisher  behandelten  Steuern 
trat  1881  eine  dritte:  die  account  duty. 
Sie  stellt  sich  als  eine  Ergänzung  der  pro- 
bate duty  dar,  indem  sie  die  LCicken  aus- 
füllte, welche  in  letzterer  bestanden:  es 
wan^n  drei  FäUe,  in  denen  eine  Thätigkeit 
eines  Nachlassverwalters  nicht  erforderlich 
war.  Um  diese  Lücken  zu  schliessen,  musste 
ner  Erlie  eine  stempelpflichtige  Aufstellung 
!accf)mit)  in  beeidigter  Form  einreichen. 
liir  Ertrag  war  natürlich  unbedeutend. 

Die  drei  Steuern  beziehen  sich  auf  das  be- 
wegliehe Vermögen  in  dem  weiten  Sinne 
'if'S  englischen  Rechts,  wonach  z.  B.  auch  nicht- 
leli^nslängliche  Nutzungen  von  Grund- 
i^tücken  dazu  zählen.  Dasselbe  ist,  wie  man 
?^ielit,  formell  und  materiell  doppelt  und  er- 
heblich besteuert,  was  zum  Teil  damit  zu- 
^mmenhängt,  dass  bis  Mitte  des  14.  Jahrh. 
ein  Intestaterbrecht  für  Mobiliarvermögen 
par  nicht  existierte,  dasselbe  vielmehr  beim 
Fehion  einer  testamentarischen  Bestimmung 
aiifangs  dem  König,  später  dem  Bischof  an- 
neim  fiel.  In  der  probate  und  account  duty 
i^f'inmt  sozusagen  die  Vorwegnahme  des 
Staates  zur  Geltung  dafür,  dass  er  überhaupt 
c-rben  lässt. 

Erst  1853,  nachdem  inzwischen  auch  der 
Einfluss  der  Grundbesitzer  auf  die  Gesetz- 
gebung gebrochen  war,  wui-de  auch  das  un- 


bewegliche Vermögen  durch  die  succes- 
sion  duty  getroffen  und  zwar  nur  nach, 
dem  als  Leibrente  berechneten  Nutzungs- 
wert für  den  Erben ;  ihr  Steuerf iiss  richtete 
sich  nach  dem  Verwandtschaftsverhältnis 
und  war  der  nämliche  wie  bei  der  legacy 
duty.  Die  im  ganzen  viel  mildere  und  ge- 
ringere Belastung  des  Immobiliarvermögens 
wiu'de  damit  begründet,  dass  dieses  bei  der 
Einkommensteuer  härter  und  in  der  Lokal- 
besteuerung einseitig  getroffen  ist.  Doch 
wurden  1889  die  Steuersätze  der  succession 
duty  erheblich  erhöht. 

Diese  vier  Glieder  erhielten  1889  durch 
die  Göschen'sche  Steuerrefoi-m  noch  ein 
fünftes,  die  es  täte  duty.  Sie  war  eine 
Steuer  von  den  Erbschaftsmassen,  von  wel- 
chen, wenn  sie  mehr  als  10  000  £  betrugen, 
eine  Steuer  von  1  ®/o  entrichtet  werden 
musste.  Die  höheren  Erbschaften  wiu'den 
dadurch  gesondert  getroffen,  gleichgültig  an 
wen  sie  fielen,  ob  an  steuerfreie  Berechtigte 
oder  nicht. 

Dieses  fünfgliederige  System  wurde  1894 
etwas  vereinfacht  und  finanziell  wie  sozial- 
politisch ausgebaut  (Refonn  Harcoiu-ts). 
Formell  wiu-den  die  5  Glieder  in  3  bezw.  4 
zusammengezogen .  Die  neue  estate  duty 
sog  in  der  Hauptsache  die  alte  (temporäre) 
estate  duty,  die  probate  und  account  duty. 
auf.  Sie  trifft  das  ganze  Reinvermögeu  des 
Nachlasses,  mag  es  schliesslich  fallen  an 
wen  immer,  als  eine  einheitliche  Masse: 


1.  über 

100  £  und  unter 

500  £  1% 

2.    „ 

500  £ 

}j 

1  000  £  2\ 

3.    „ 

1000  £ 

jj 

10  000  £  3% 

4.    „ 

10000  £ 

*) 

25000£  4 

5.    „ 

25000  £ 

j} 

50  000  £  4V«°'o 

6.     , 

600U0  £ 

)} 

75ü00£5 

7. 

75  000  £ 

100  000  £  5V«% 

8.     , 

100000  £ 

}) 

150  000  £  6«|., 

9.    „ 

150000  £ 

11 

250  000  £  6Vo% 

10,     „ 

250  000  £ 

1} 

500000£  7% 

11.     „ 

500000  £ 

jy 

1  000000 £  7W 

12.     „ 

1000000  £ 

8% 

Eine  feststehende  Steuer  von  30  bezw. 
50  sh  wird  in  Fällen  erhoben,  in  denen  der 
Bruttowert  der  steuerpflichtigen  A^ermögens- 
stücke,  unter  Ausschluss  der  auf  andere 
Weise  als  durch  letztwillige  Verfügung  des 
Vei-storbeiien  festgelegten  Vermögensstücke, 
300  £  bezw.  500  £  nicht  übersteigt.  Immo- 
bilien, die  im  Ausland  hegen,  sind  frei,  beim 
Mobiüarnachlass  ist  dagegen  für  die  Steuer- 

S flicht  massgebend  das  inländische  Domizil 
es  Verstorbenen  (der  ausländische  Mobiliar- 
nachlass  ist  also  nur  frei,  wenn  auch  das 
letzte  Domizil  im  Ausland  sich  befand).  Es 
war  eine  der  Hauptabsichten  des  Gesetzes  v. 
1894,  im  Fall  eines  inländischen  Domizils 
die  Mobilien  ohne  Rücksicht  auf  ihi-e  ört- 
liche Belegenheit  zur  estate  duty  heranzu- 
ziehen;   man   wollte   damit  erreichen,  dass 
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nicht  die  Kapitalanlagen  im  Ausland  ^för- 
dert und  dadurch  den  inländischen  Lnter- 
nehniungen  geschadet  werde.  Frei  sind 
die  Vermögensstücke  der  im  Kriege  ver- 
sterbenden gemeinen  Seeleute  und  Soldaten ; 
die  ohne  nachlassgerichtliches  Verfahren 
auszahlbaren  Beträge  unter  100  £;  Nach- 
lässe unter  100  £* ;  Präsentationsrechte  und 
Kirchenpatronate.  Die  Erhebung  der  30 
bezw.  50  sh  betragenden  Steuer  geschieht 
vermittelst  Stempel,  die  sonstige  wird  in  Geld 
erhoben.^) 

Vermögensstücke,  die  (seit  dem  1.  Aug. 
1894)  festgelegt  sind,  über  welche  also  der 
Verstorbene  nicht  verfügen  konnte  —  in 
England  sind  solche  Vermögensstiftungen 
bei  Mobilien  und  Immobilien  sehr  häufig  — 
brauchen  während  der  Dauer  der  Festlegung 
nur  einmal  Steuer  zu  entrichten ;  diese  Ver- 
günstigung ist  dadurch  abgeschwächt,  dass 
mit  der  estate  duty  zugleich  eine  einmalige 
Extrasteuer  von  1  ®/o  —  settlement 
estate  duty  —  zu  zahlen  ist  Diese  Ex- 
trasteuer wird  indessen  nicht  erhoben,  wenn 
mit  dem  Todesfalle  die  festgelegten  Ver- 
mögensstücke auf  eine  verfügungsberechtigte 
Person  übergehen :  dieselbe  fällt  femer  weg, 
falls  nach  dem  Tode  nur  ein  Niessbrauch 
für  den  Ehegatten  entsteht.  Gektirzt  wird 
die  auf  der  Stiftungsurkunde  lastende  Stem- 
pelabgabe von  5  sh  für  jede  100  £  und 
überschiessenden  Bnichteil.  Nach  dem 
Finanzgesetz  von  1898  ist  die  Steuer  zurück- 
zuzahlen, wenn  sie  von  bloss  bedingt  fest- 
gelegten Vermögensstücken  entrichtet  worden 
und  später  nachgewiesen  wird,  dass  die  Be- 
dingung sich  nicht  erfüllt  hat  und  sich  auch 
nicht  erfüllen  kann.  2) 

Neben  dieser  estate  dutv  bezw.  settle- 
ment estate  duty  trifft  die  Erbschaftssteuer 
noch  die  Erben  nach  der  Verwandtschaft 
und  zwar  mit  der  bisherigen  legacy  duty 
imd  succession  duty;  bei  letzterer  ist 
der  volle  Kapitalwert  des  unbeweglichen 
Vermögens  gerechnet  (dafür  ist  die  üeber- 
lastung  des  Grundbesitzes  mit  der  Ein- 
kommensteuer beseitigt).  Die  direkte  Linie 
ist,  w^enn  sie  estate  duty  zahlt,  von  der 
Steuerpflicht  wie  in  der  legacy  duty  (hier 
schon  seit  1881)  so  jetzt  auch  in  der  suc- 
cession duty  frei  gemacht.^) 


')  Für  die  weiteren  schwierigen  Details 
muss  ich  auf  das  Gesetz  selbst  verweisen^  das 
in  Uebersetzung  mitgeteilt  ist  im  Finanzarchiv 
12  (1895)  S.  617  f. 

^)  Finanzarchiv  16  (1899)  S.  184;  ebenda 
S.  183  auch  der  Zusatz,  der  zu  Z.  2  des  §  5 
des  Finanzges.  v.  1894  kam. 

*)  Ebenso  kommen,  wenn  die  estate  duty 
einmal  von  festgelegten  Vermögensstücken  ent- 
richtet ist,  bis  zum  Tode  einer  Person,  welche 
nach   Belieben   über   die   Vermögensstücke    zu 


Frankreich.  Die  französische  ErU 
schaftsbesteuerung  geht  auf  den  centiem»? 
denier  zurück,  der  durch  ein  Edikt  vom 
Dezember  1703  allem  Immobiliarüberg-aDjr 
—  der  üsusfructus,  die  Grundrenten  un<i 
andere  Immobiliarrechte  waren  mit  einbe- 
griffen —  auferlegt  war;  ausgenommen  von 
der  Abgabe  blieben  die  Suceesaionen,  gleich- 
gültig ob  sie  ab  intestato  oder  durch  Testa- 
ment erfolgten,  in  gerader  Linie,  ebenso  di^- 
in  gerader  Linie  infolge  Heiratskontrakts 
zu  Gunsten  der  heiratenaen  Kinder  erfolgen- 
den Schenkungen. 

Dieser  centieme  denier  wurde  beseitig 
durch  das  Enregistrementsgesetz  vom  5.  l*U 
19.  Dez.  1790,  welches  die  Steuer  auch 
ausdehnte  auf  die  gerade  Linie  und  auf 
Mobilien,  welche  durch  Legate  oder  eventu- 
eUe  Schenkungen  anfielen;  ausgenommen 
blieben  die  durch  Intestatserbfolge  ange- 
fallenen Mobilien.  Der  Tarif  war  folgender 
von  100  Liv. 

Immob.        Mobil. 

Direkte  Linie  5  s.  5  s. 

Ehegatten  20  s.  20  s. 

Gesäwister,  Onkel,  Neffen  40  s.  30  >• 

3.  und  4.  Grad  3  Liv.  30  *• 

Darüber  hinaus  und  Fremde  4  Liv.  30  ^• 

Wie  bisher  wurde  die  Abgabe  von. 
Bruttowert  ohne  Abzug  der  Lasten  erholten: 
die  Abgabe  von  Nutzniessungen  betnig  die 
Hälfte  der  Abgabe  vom  Eigent\im. 

An  Stelle  des  G.  v.  5.— 19.  Dez.  179^' 
trat  das  vom  12.  Dezember  1798,  dessen  all- 
gemeine Bestimmungen  grösstenteils  heute 
noch  gelten.  Der  Tarif  dieses  Gesetzes  war 
folgender : 

Immob.  Ifobü. 

Direkte  Linie  i<>o  ^y^S'\ 

Ehegatten  2,$%  0,625^, 

Seiten-  und  Nichtverwandte    5,0^0  ^^5*»' 

Dieser  Tarif  wurde  durch  das  G.  v.  2^. 
April  1816  folgendermassen  geändert. 

Immob.  Mobil. 

Direkte  Linie                                i^lo  o^5l,. 

Ehegatten                                      3^0  ^50*« 

Seitenverwandte                           s\  ^jS^"»» 

Nichtverwandte                             7^0  3-5°*^ « 

Auch  wurde  ausgesprochen,  dass,  wenn 
der  überlebende  Ehegatte  oder  die  natiir- 
lichen  Kinder  in  Ermangelung  succession^- 
fähiger  Erben  zur  Erbschaft  berufen  werden, 
sie  \de  Nichtverwandte  zu  steuern  haben. 

Durch  G.  V.  21.  April  1832  wnude  der 
Tarif  abermals  erhöht  imd  zugleich  weiter 
specialisirt : 


verfügen  vermag,  die  l^i^e  lejacy  duty 
die  l%ige  succession  duty  in  Weg&dl. 
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Immob.        Mobil. 


)irekte  Linie  i     % 

lejyatten  3  % 
rt^iliwTster,   Onkel,   Tanten, 

Xeffen,  Nichten  6,50*0 
Trovsonkel.     -tante,     -neffe, 

-mchte   '  7,oo®/o 

Terwandte  des  4.— 12.  Grades  8,00% 

^Ichtvcrwandte  9,oo^/o 


3,oo*/o 

4,000/0 

5,00% 
6,000/0 


Die  seit  1790  gemachte  Unterscheidung 
ai  Gunsten  der  Mobilien  wiurde  als  eine 
JLompensation  für  den  Nichtabzug  der 
shulden  angesehen;  Cr6tet  betonte  dies 
ITÖS  ausdrücklich  in  seinem  Rapport  im 
»nseil  des  anciens.  Allein  durch  G.  v. 
IS.  )Iai  1850  wurde  dieser  Unterschied  auf- 
zehoben  imd  der  obige  Tarif  für  Immobilien 
luch  aof  Mobilien  ausgedehnt  mit  der  Modi- 
Bkaüon^  dass  die  Geschwisterkinder  fortan 
den  Dämlichen  Satz  wie  Grossonkel  u.  s.  w. 
m  zahlen  hatten,  d.  h.  7®/o  und  die  Ver- 
wandten über  den  4.  Grad  hinaus  8^/0. 

Zu  der  Hauptsteuer  kommen  noch  2V» 
Zehntel,  welche  durch  die  GG.  v.  6.  Prai- 
rial  an  Vn  (1798),  23.  Aug.  1871,  30.  Dez. 
1873  geschaffen  wWden. 

Die  französische  Erbschaftssteuergesetz- 
gebung enthält  namentlich  zwei  Härten:  1) 
Derjenige,  der  Eigentum  ohne  die  Nutzung 
erwirbt  muss  steuern,  als  wenn  er  volles 
Eigentum  erworben  hätte;  der  Nutzniesser 
>anerseits  muss  dagegen  den  halben  Wert 
des  Eigentiuns  versteuern.  2)  Die  Schulden 
mid  Lasten,  w^elche  mit  dem  Anfall  verbun- 
den sind,   dürfen  nicht  abgezogen  werden. 

Den  ersten  Punkt  wollte  ein  Gesetzent- 
wurf V.  20.  März  1880  abändern^  indem  er 
die  Steuer  zwischen  dem  Nutzmesser  und 
Es:entümer  entsprechend  teilen  wollte:  ist 
d<^r  Nutzniesser  unter  20  Jahre  alt,  so  sollte 
er  '10  und  der  Eigentümer  der  Substanz  ^/lo 
zahlen;  ist  er  über  20  Jahre  alt,  so  ver- 
iiindert  sich  für  je  10  Jahre  der  Anteü  des 
Nutzniessers  um  Vio  und  steigt  der  des 
Eigentümers  um  ^/lo ;  ist  der  Nutzniesser  70 
Jahre  alt,  so  zahlt  derselbe  nur  noch  ^/lo,  der 
Sjgenttuner  ^/lo  der  Steuer.  Dieses  Projekt 
Mieb  ohne  Erfolg.  1888  wurde  es  von 
neuem  der  Eanmier  vorgelegt  und  zugleich 
der  Abzug  der  Schulden  in  weitem  Masse 
zugelassen,  der  Ausfall  sollte  durch  Erhö- 
hung der  Sätze  in  der  Seitenlinie  bezw.  Be- 
grenzung der  Successionsfähigkeit  gedeckt 
werden.  Der  Entwurf  wurde  wieder  zurück- 
gezogen. Es  kam  in  den  folgenden  Jahren 
(G.  V.  9.  März  1891)  nur  zu  einer  kleinen 
AenderuHR  für  den  Fall,  dass  der  über- 
lebende Gatte  den  anderen  beerbt.  Eine 
^orchgreifende  Reform  wurde  wieder  1894 
^ora  Finanzminister  Poiücarö  vorgeschlagen 
>ind  von  seinem  Nachfolger  übernommen, 
aber  auch  sie  kam  bis  heute  nicht  ziu*  An- 
lerne.   Beachtenswert  an  dem  Vorschlag 


war,  dass  die  Steuer  auch  nach  Höhe  des 
Anfalls  abgestuft  imd  in  den  entfernteren 
Graden  etwas  mehr  differenziert  werden  sollte. 
Der  neue  Tarif  hätte  sich  gegenüber  dem 
alten  in  folgenden  Grenzen  bewegt  (nie- 
derster Satz  bei  Anfällen  von  unter  2000 
Francs,  höchster  bei  Anfällen  von  über  1 
Mülion  Francs). 

Bisheriger  Satz  „^n^- 
mit  272  Zehntel  ^^^ 
Zuschlag  T^"^ 

1,25% 


3,75*»/, 


8,125% 


Gerade  Linie 

Ehegatten 

Gasen  wister 

Onkel,  Tanten,  Neffen, 
Nichten  8,i25«/o 

Grossonkel  etc.,Gro88- 
neffen  etc. ,  Ge- 
schwisterkinder      8,75*/o 

Verw.  d.  6.  u,  6.  Gr.  10,00% 

Verw.  üb.  d.  6.  Gr.  10,00%  \ 

Nichtverwandte         1 1,25%  J 


I  —  2,5o<>/o 
3,75—  7,00% 
8,50—12,00% 


12,00—15,500/0 
14,00—17,5070 

15^00—18,50% 


Weitere  Details  über  die  Beform  siehe 
Bulletin  de  stat  et  16gisl.  comp.  1839  11 
S.  78  f.  Ad.  Wagner,  Finanzw.  in.  Teü 
Ergzsh.  1896  S.  91  f. 

Holland.  In  der  Pix>vinz  Holland  erhob 
man  seit  1598  2V2%  von  imbeweglichen 
Gütern,  Obligationen  und  ßentenbriefen,  die 
der  Vererbung  unterlagen j  und  zwar  waren 
pflichtig  Ascendenten,  Verwandte  vom  3. 
Grad  der  Seitenlinie  an  und  Nichtverwandte. 
Die  Erbschaftssteuer  war  ein  Bestandteil  der 
Besitzveränderungsabgabe.  Im  Jahre  1612 
wurde  sie  auf  SVs^/o,  1637  auf  ö^/o  er- 
höht und  1653  auf  alle  beweglichen  Güter 
ausgedehnt.  Die  übrigen  niederländischen 
Provinzen  folgten  bald  dem  Beispiel  In 
der  Zeit  der  einheitlichen  batavischen  Re- 
publik (1795 — 1806)  wurde  eine  einheitliche 
Erbschaftssteuer  geschaffen.  Nach  dem  G. 
V.  4  Oktober  1805  blieben  Descendenten 
frei,  ebenso  Eltern  für  das,  wozu  sie  ab 
intestato  berechtig  waren.  Grosseltem, 
Ehegatten,  Geschwister  bezahlten  5  %,  Onkel, 
Tanten,  Neffen,  Nichten  7  Vi  ®/o ;  alle  übrigen 
10  ®/o.  Wer  mehr  bekam,  als  er  ab  intestato 
zu  beanspruchen  hatte,  zahlte  10%,  Eltern 
in  diesem  Falle  5%,  Kinder  nichts.  Nach- 
lassenschaften  unter  300  Gulden  waren  frei. 

In  der  Zeit,  als  die  Niederlande  imter 
dem  Bruder  Napoleons  Ludwig  ein  König- 
reich büdeten  (1806—1810),  wurde  die  Erb- 
schaftssteuer nach  und  nach  um  30%  er- 
höht. Nachdem  die  Niederlande  am  9.  Juli 
1810  dem  französischen  Kaiserreich  einver- 
leibt worden  waren,  wurde  auch  in  Bälde 
die  französische  Gesetzgebung  mit  ihrer  Be- 
steueining  der  direkten  Lime  massgebend. 

Als  die  Niederlande  wieder  von  Frank- 
reich abgetrennt  wurden,  trat  ein  Rückschlag 
ein;  das  G.  v.  27.  Dezember  1817  brachte 
wieder  eine  selbständige  Regelung  der  Steuer 
auf  den   üebergang  von    Todeswegen  und 


Handwdrterbnch  der  Stsatswissenscbafteii.    Zweite  Anflöge.    III. 
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zwar  im  Sinn  einer  Bereicherungssteuer 
(Schulden  und  Lasten  wimien  abgezogen). 
Neben  dieser  ging  aber  eine  Steuer  auf  den 
üebergan^  von  Immobilien,  die  im  Inland 
gelegen  smd  und  zu  eines  Nichteinwohners 
Nachlassenschaft  gehörten,  einher ;  diese  be- 
trug für  die  direkte  Linie  l^/o,  für  alle 
übrigen  5^/o.  Von  der  Erbschaftssteuer 
selbst  wai^n  befreit  die  ganze  direkte  Linie, 
ferner  die  Vererbiuig  zwisc»hen  Ehegenossen 
mit  Nachkommenschaft  oder  bei  Stiftimg 
von  Nutzniessungen  und  periodischen  Aus- 
zahlungen zu  Gunsten  des  Ueberlebenden 
und  zu  Lasten  der  Kinder  aus  früherer  Ehe 
sowie  alle  Nachlassenschaften  mit  einem 
Reinsaldo  von  weniger  als  300  Gulden.  Für 
Ehegenossen,  auf  welche  die  vorstehend 
genannten  FäUe  nicht  zutrafen,  betrug  die 
Steuer  4  ®/o :  für  Geschwister  4  %  von  dem. 
was  sie  ab  intestato  zu  erben  gehabt  hätten, 
und  10  **/o  von  dem  darüber  hinausgehenden 
Teil  des  Ererbten;  für  Oheime,  Tanten, 
Neffeip  und  Nichten  sowie  für  Grossoheime, 
Grosstanten,  Grossneffen  und  Grossnichten 
6®/o  von  dem  Betrag,  den  sie  ab  intestato 
zu  erben  gehabt  hätten,  lO^/o  von  dem  da- 
rüber hinausgehenden;  für  alle  übrigen 
Fälle  10  ^/o.  Es  bestand  DeklarationszwUng 
(bei  Verzi3gerung  10®/o,  später  40®/o  der 
Steuer  Strafe)  mit  Eidesabiegung.  Der 
Deklarierende  hatte  die  Walu  zwischen 
eigener  Schätzung  oder  Schätzung  dm*ch 
Sachverständige  auf  seine  Kosten. 

Als  steuerbarer  Wert  galt  der  Verkaufs- 
wert im  Augenbhck  des  Todes  des  Erb- 
lassers. Bei  Leibrenten  wurde  als  Maxim mn 
das  Zehnfache,  bei  Auszahlungen  von  be- 
stimmter Dauer  das  Zwanzigfache  ange- 
nommen; doch  wui-de  jede  Nutzniessung 
auf  den  halben  Wert  des  Eigentums  ange- 
setzt. 

Die  Gesetze  v.  31.  Mai  1^24  und  16. 
Juni  1832  brachten  einige  Modifikationen, 
letzteres  namentlich  in  Bezug  auf  Deklara- 
tion und  Entrichtmig  der  Steuer;  die  Aus- 
nahme von  der  Eidesabi egimg  wurde  er- 
weitert und  ein  Keinigimgseid  für  den  an 
die  Stelle  eines  ablehnenden  Erben  Treten- 
den eingeführt;  die  Nutzniessung  und  die 
periodischen  Auszahlungen  wurden,  falls  der 
Berechtigte  den  Erblasser  nur  um  weniger 
als  4  Monate  überlebte,  von  der  Steuer  frei- 
gelassen ;  auch  brachte  das  Gesetz  noch  eine 
Steuer  auf  die  Schenkungen  unter  Lebenden 
an  die  tote  Hand  für  den  Fall,  dass  eine 
besondere  Urkunde  über  die  Schenkung 
vorlag. 

•  Durch  das  G.  v.  13.  Mai  1859  wurde  die 
Erl)scliaftß-  und  Uebergangssteuer  neu  ge- 
regelt; Novellen  dazu  ei-folgten  am  28.  Mai 
1S69;  9.  Juni  1878;  31.  Dezember  1885; 
24.  Mai  1897.  Das  Gesetz  mit  Novellen  ist 
übersetzt  \md  im  Finanzarchiv  5  (18^8)  S.. 


1071  f.,  die  neueste  Novelle  v.  24.  Mai  ixr, 
im  Finanzarchiv  Jahrg.  16  (1899)  S.  Tiai 
mitgeteilt 

Belgien.    Das  im  Jahre  1830  neu  e»- 
bildete  Königreich  Belgien  überkam  von  <V-ü 
Niederlanden   das  Erbschaftsstenei^gesetz  v. 
27.   März    1817.     Eine  der   ersten    ThaMi 
der  provisorischen  Regienmg  war   <iie  Ab- 
schaffung der  Beschwörung  der  Deklarati^pQ 
seitens   der   Erbenden   (17.  Oktober   ISHi)». 
Am  12.  November  1847  und  wieder  am  7 
November  1848  wurde  ein  Entwurf  von:?- 
legt,  welcher  die  Wiederherstellung  des  Eil- 
in  Erbschaftssteuer$achen  und  die  Be>tfih^ 
nmg  der   geraden  Linie  mit  l^o  von  dem. 
was  ab   intestato,  nüt    5®/o   von    dem,  wa>i 
darilber  erhalten  wurde,  verlangte.    InW!? 
der  ungünstigen  und  erregten  Stimmuncr  d'?r 
Kammer  zog  Frere-Orban   die   Bestimmuji? 
wegen  der  Besteuerung  der  direkten  Lini» 
ziu^ck;  aber  auch  der  Eid  fand  keine  Zu- 
stimmung, was  ziu"  Demission  des  Miai^t'- 
riums  führte.   Die  Regienmg  machte  nun  eir.»^ 
Konzession,  indem  sie  einesteils  die  EitJ«^- 
bestimmung    definitiv    aufgab,     andemtrü^ 
bezüglich  der  Besteuenmg  der  geraden  Liii> 
den  Erben   die  Wahl  lassen   wollte,  ol»  -i»^ 
als  Steuer    l^/o    vom   Nettovermögen  fder 
^/4^/o   vom  Bnittovermögen    zahlen  wolh^-n, 
so  dass  die  Kinder  nicht  genötigt  seicü.  «las 
Aktiv-  und  Passiv  vermögen  der  Faniili»'  7ji 
enthüllen.    Die  Kammer  stimmte  im  wesent- 
lichen zu,  der  Senat  lehnte  alter  ab  und  wiinio 
daraufhin  aufgelöst;  da  er  auch  in  sein^^r 
neuen  Zusanunensetzung  dem  Projekt  sich 
nicht  günstig  gestimmt  zeigte,  machte  Spitad> 
einen  Yermittelungsvorsclüag,  er  schlug  erneu 
droit  de  mutation  vor,  wonach    die  gi-nvie 
Linie   und   der    überlebende    Ehe^tte  nir 
vom  Wert  der  in  Belgien  gelegenen  Imrn«»- 
bilien  und  der  Renten    und  Hypothekforle- 
rungen auf  den  in  Belgien  gelegenen  Inim<.H  | 
lälien,  aber  auch  nur  nach  Abzug  der  Sclnii- 
den,  welche  die  der  Steuer   unterworfenen 
Objekte    beschweren ,    zu    steuern    hätt»  n. 
Trotz  der  mancherlei  Bedenken,  welche g^^J^n 
diese   verstümmelte   Vorschrift    mit   Kecht 
geltend  gemacht  wimien,  wurde  sie  schliess- 
lich doch  angenommen  und  am  17.  Dezeml"'! 
1851  Gesetz.     So   kommt  es,  dass  die  i-^i- 
gische  Erbschaftsbesteuenmg  in  drei  nnh'> 
mogene  GHeder  zerfäJlt:    1.  Der  droit  'le 
succession  bezieht  sich  auf  die  Seitenlinie' 
und  ihnen  angeschlossene  Fälle;  es  venleii 
vom    Bruttovermögen     die     Schulden    nn-I 
Leichenkosten  abgezogen;   dm'ch  G.  v.  >. 
Juli  1879  wurden  die  Steuersätze  von  1817 
und  1851  etwas  erhöht ;  mit  Zuschlägt*n  1>^ 
tragen    sie:    Geschwister   6.80 ®/o    für  den 
ab  intestato   erhaltenen   Teil;    13,800.0  Mr 
den  Ueberschuss ;  Neffe,  Nichte,  Grossneff»^ 
Grossnichte,  Onkel,  Tante,  GrossonkeLGn«»?- 
tante  analog  8,20  "/o    bezw.    13,80;   weitere 
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•"■«W  nicht  Yei'waiidte  13,80%;  Adoptierte 
ucd  ihre  Descendenten  8,20%;  Ehegatten 
luit  Ausnahme  der  unter  3  genannten  5,50% ; 
«lie  Sätze  werden  halbiert  bei  üsusfructus. 
\%*rmr.gensanfall  von  634  Francs  92  Cents 
(.iir?  alten  300  Gulden)  ist  frei.  2.  Der  d  ro i  t 
'le  mutation  par  döces,  aus  der  nieder- 
läodischeu  Besteuening  übernommen ;  er  trifft 
ir.r.iiobilien,  die  im  Äönigreich  liegen  und 
v»!i  einem  Nichteinwohner  Belgiens  geerbt 
werden:  hier  ist  der  Charakter  der  Ueber- 
^ngsab^be  festgehalten ;  Abzug  der  Lasten 
fistlet  nicht  statt.  Die  Steuersätze  sind :  in 
E^rader  Linie  1,40  %  für  Eigentum,  0,70  ®/o 
für  rsiißfnictus ;  in  der  Seitenlinie  oder 
W\  Nichtverwandten  6,80%  für  Eigentum, 
X^'^^o  für  üsusfructus;  der  Adoptieite  imd 
^'iiie  Nachkommen  zahlen  6,80%.  3.  Der 
•iroit  de  mutation  en  ligne  directe, 
wi»^  ihn  das  G.  v.  17.  Dezember  1851  geschaffen 
liat :  er  wird  gezahlt  von  der  geraden  Linie, 
{emer  von  Ehegatten,  welche  leibliche  Des- 
'^•ndenz  hinterlassen  oder  welche,  falls  die 
iN^cendenz  einer  früheren  Heirat  das  Eigen- 
tum f»r»'irbt,  die  Nutzung  oder  von  dieser  Des- 
'^ndonz  Renten  oder  Pensionen  erhalten ;  seit 
1^:9  V^trägt  der  Satz  mit  Zuschlägen  1,40% 
Jtfi  Eigentum  und  0,70%  bei  üsusfructus. 
Ym  bleibt  bei  jedem  Pflichtigen  der  Teil, 
'{*'r  nacii  Abzug  der  Schulden  niclit  auf 
\**^)  Francs  sich  beläuft. 

Uesterreich.^)  Aus  Anlass  des  7  jäh- 
r^p-n  Krieges  war  zur  Rückzahlung  der 
mittlerweile  aufgenommenen  Darlehen  die 
A  iK^^chreibung  einer  neuen  Auflage  in  Frage 
sr^^l-racht  worden,  unter  den  verschiedenen 
V-T^'hlägen  ist  nach  dem  Patente  v.  6.  Juni 
1T.jO  jener  für  den  billigsten  erkannt  wor- 
Vn.  (lurch  welchen  »die  Armen  niemalen, 
•li^  Vermöglichern  aber  nur  dainalen  zu 
•iner  Abgabe  verhalten  werden,  wenn  ihnen, 
>-' zu  sagen,  ein  im  vermutetes  Glück  zustosset 
ur.ri  sie  zu  einer  fremden  erträglichen  Erb- 
K-haft  oder  anderem  Vermögenszuwachse 
""-ler  Einkunft  gelangen,  da  es  ihnen  nicht 
j^hwt^r  fallen  kann,  aus  diesem  neuen  Zu- 
wa'hse  ihres  Vermögens  eine  massige  Ab- 
izabe.  nämlich  10  vom  Hundert  abzureichen 
iintl  «lern  gemeinen  Wesen  . . .  aufzuopfern«. 
Mit  diesem  Patente  wurde  die  Erbsteuer  in 
'l'-n  Ijeiden  Erzherzogtümern  Oesterreich,  in 
•l«:*n  Jjändern  der  böhmischen  Krone  imd  in 
Innertfeterreich  eingeführt ;  mit  dem  wesent- 
li'h  besser  redigierten  Patente  v.  1:  De- 
zember 1785  wimie  sie  in  Tirol,  mit  dem 
'».  31.  August  1786  in  Galizien  imd  dem  v. 
l'i.  Dezember  1790  in  Vorderösterreich  ein- 
irefuhrt.     Das  Hofdekret  v.   16.  Dezember 


^)  Vgl.  Haner,  Beitr.  z.  Geschichte  der 
^ferr.  Finanzen  1848,  S.  53;  Koczynski, 
l  ntersnchnngen  über  ein  System  des  österr. 
Oebuhrenrechts,  FinanÄarchiv  16  (1898),  S.öO,  82. 


1791  sistierte  die  Geltung  der  Erbsteuer. 
In  den  während  der  Franzosenkriege  ab- 
gängigen Provinzen  ausser  Kraft  getreten, 
wurde  die  Erbsteuer  in  denselben  nach  ihrer 
Wiedergewinnung  neuerlich  eingeführt,  eben- 
so in  den  neuerworbenen  Provinzen  ausser 
Dalmatien.  Inzwischen  war  aber  in  den 
alten  Provinzen  eine  Refonn  der  Erbsteuer 
durch  das  Patent  v.  15.  Oktober  1810  erfolgt. 
Die  Erbsteuer  umfaisste  ursprünglich  auch 
die  Schenkungen  und  zwar  sowohl  die  auf  den 
Todesfall  als  die  unter  Lebenden,  sofern 
letztere  nicht  remuneratorisch  waren  und 
1000  Gulden  überstiegen.  1810  wurde  diese 
Einschränkimg  feilen  gelassen  und  die  Erb- 
steuerpflicht für  jene  donationes  inter  vivos 
statuiert,  bei  welchen  das  Genussrecht  des 
Beschenkten  einer  zeitlichen  Beschränktmg 
unterlag.  Seit  dem  Tiroler  Patent  galt  die 
merkw^ürdige  Bestimmung,  dass  bei  Leib- 
renten der  Rentenverkäufer  nach  dem  Tode 
des  5»  Rentiers«  von  dem  erübrigten  Nutzen 
die  Erbsteuer  zu  zahlen  hatte.  Ais  solcher 
Nutzen  wurde  jener  Teil  des  angelegten 
Kapitals  angesehen,  der  erübrigte,  wenn  die 
Summe  der  bereits  erfolgten  Leistungen, 
jedoch  niu"  insofern  sie  die  üblichen  Zinsen 
überetiegen,  davon  abgezogen  wurde.  Kleine 
Erbteile,  Legate  und  Schenkungen  von 
Todeswegen  (anfangs  imter  500  Gmden,  seit 
1810  unter  100  Gulden)  waren  steuerfrei; 
in  gleicher  Höhe  auch  der  Nutzen  aus  licib- 
renten.  Gänzlich  befreit  waren  üebertra- 
gungen  zwischen  Ascendenten  imd  Descen- 
denten. Bei  Familienfideikommissen  war  das 
Verhältnis  zum  letzten  Vorbesitzer,  bei  der 
fideikommissarischen  Substitution  dagegen 
das  Verhältnis  zum  Testator  massgebend. 
Bei  üebertrj^mgen  zwischen  Eheleuten  war 
der  dritte  Teil  des  Vermögens  steuerfrei. 
Begünstigt  waren  bei  Nachlässen  die  legata 
pia  sowie,  das  instrumentum  domus  und 
fundus,  wozu  jedoch  Geld  und  Wertsachen 
nicht  gerechnet  werden  dm-ften.  Ebenso 
waren  abzurechnen  alle  Passiven  des  Nach- 
lasses. Der  Steuersatz  von  10  %  wurde  auf 
5®/o  ermässigt  für  den  Fall,  dass  der  Naoh- 
lass  durch  Abgaben  aus  dem  Gutsunter- 
thänigkeits  verband  (Mortuar,  Laudemium, 
Abfahrtsgeld)  bereits  bis  ziu*  Höhe  von  5^/o 
des  Wertes  belastet  war.  Das  Tiroler  Patent 
hatte  den  Steuersatz  auch  nach  Verwandt- 
schaft abgestuft,  indem  es  füi'  Neffen, 
Nichten  und  den  überlebenden  Ehegatten 
5^/o  statuierte,  das  Patent  vom  15.  Oktober 
1810  kehrte  aber  für  diese  wieder  zu  dem 
Satz  von  10%  zurück.  Die  Geistlichkeit, 
Kapitel,  Kommenden  und  geistlichen  Gemein- 
den, bei  welchen  kein  Erbgang  eintreten 
konnte,  waren  einem  Erbsteueräquivalente 
unterworfen;  die  Geistlichkeit  musste  bei 
Erlangung  einer  geistUchen  Wihxie  oder 
eines  Amtes  auf  Lebenszeit  3  ^/o,  falls  selbes 
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aber  nur  2  bis  4  Jahre  dauerte,  ^/2^/o  von 
dem  zu  Kapital  geschlagenen  Genüsse  ent- 
richten ;  jene  aber,  die  nur  die  Congrua  ge- 
nossen, sollten  ganz  davon  befreit  sein ;  das 
geistlichen  Korporationen  zufallende  Ver- 
mögen aber  hatte  jederzeit  die  lO^/o  zu 
zahlen. 

Diese  sicher  viel  beachtete  Erbsteuer 
wurde  hinfällig  mit  dem  Erlass  des  Stempel- 
und  Taxgesetzes  v.  27.  Januar  1840.  Für  ihre 
Auflassung  war  massgebend  einmal,  dass 
Tirol  und  Dalmatien  eximiert  waren  und 
man  sich  scheute,  diese  Exemtion  zu  brechen, 
sodann  dass  die  Erbsteuer  noch  mit  den 
Abgaben  aus  dem  Grutsunterthänigkeitsver- 
band  konkurrierte  —  die  oben  erwähnte 
Rücksichtnahme  konnte  üngleichförmigkeiten 
der  Belastung  nicht  hintanhalten  — ,  femer 
dass  die  Centralisierung  der  Erbsteuerver- 
waltung für  das  ganze  Reich  grosse  Vei^ 
zögerung  in  den  genchtlichen  Verhandlungen 
bewirkte  und  immer  unhaltbarer  wurde.  In 
letzter  Linie  war  auch  massgebend  das  Be- 
streben, das  ganze  Rechtsleben  einer  ein- 
heitlichen Besteuerungsordnung  zu  unter- 
worfen. Da  man  die  Stempelsteuern  ab- 
sichtlich niedrig  hielt,  weil  sie  neben  den 
Ertragssteuern  nw  die  Rolle  von  Neben- 
steuern  hätten,  so  wurde  als  höchster  Satz 
20  Gulden  festgestellt,  und  diesen  erreichte 
eine  Verlassenschaft  bei  5000  Gulden ;  han- 
delte es  sich  um  eine  Millionenerbsohaft, 
so  wurde  auch  nicht  mehr  entrichtet. 

Das  Stempelgesetz  v.  27.  Januar  1840 
hatte  aber  nur  kurze  Dauer,  es  wurde  ab- 
gelöst von  dem  heute  noch  geltenden  »Ge- 
bührengesetz« V.  9.  Februar  1850.  Dieses 
griff  auf  die  vor  1840  bestandenen  Einrich- 
tungen vielfach  zurück  imd  brachte  so  unter 
der  neuen  Firma  als  Bereicherungsgebühr 
auch  die  Erbsteuer  wieder  imd  im  Gebühren- 
äquivalent  das  Erbsteueräquivalent.  Der  Tarif 
isi  in  Oesterreich:  l®/o  für  direkte  Linie, 
imeheliche  und  "Wahlkinder,  Schwieger-  und 
Stiefkinder,  Ehegatten ;  Dienstboten  bei  einer 
Rente  von  nicht  über  50  Gulden  oder  nicht  über 
500  Giüden  Kapital.  4^/0  für  andere  Ver- 
wandte bis  einscnliesslich  4.  Grad ;  8  ^/o  in  allen 
anderen  Fällen.  Schuldenabzug  findet  statt ;  be- 
steht jedoch  eine  Erbschaft  aus  Mobiliar-  und 
Immobiliarvermögen,  so  werden  die  Schuld- 
f  OTderungen  zuerst  von  dem  Mobiliarvermögen 
bestritten,  auch  die  Hypothekenschulden. 
Bei  Inunobilien  erhöhen  sich  die  obigen 
Steuersätze  teils  imi  IVi^lo,  teils  um  3V2%. 

Russland,  üeber  die  frühere  unzu- 
reidiende  Gesetzgebung  vgl.  Scheel,  Erb- 
schaftssteuer und  Erbrechtsreform  1877, 
S.  97  ff.  Jetzt  gilt  das  Erbschafts-  und 
Schenkungssteuergesetz  v.  15.  (27.)  Juni  1882 
(übersetzt  im  Finanzarchiv  1888  S.  10961). 
Ehegatten^escendenten,  Ascendenten,  Adop- 
tivkinder, Ehegatten  der  Kinder  zahlen  1  ^/o ; 


Stiefkinder,  vollbürtige  und  Stiefgeschwister,! 
Kinder  verstorbener  Geschwister  4®o:  s«ms-| 
tige  Verwandte  in  der  Seitenlinie  3.  G^a^if•^ 
und  Verwandte  4.  Grades  6®/o,  sonstige  S-o. 

Schweden  imterwirft  nscb.  dem  G.  v. 
24.  September  1886  über  die  Slempeisteu'?r 
(^ie  auch  in  früheren Stempelsteuerg*?setziiii 
die  bei  Todesfällen  gesetzmässig  zu  errich- 
tenden Inventarien  bei  der  gerichtlirhru 
Registrienmg  einer  Stempelsteuer  von  HY'» 
des  reinen  Bestandes  der  Verlassenschaft: 
dieser  Satz  erhöht  sich  auf  0,6  ®/o,  wenn  der 
Erblasser  keine  Descendenten,  sondern  nnr 
entferntere  Erben  nachgelassen  hat  oder  ohne 
bekannte  Erben  verstorben  ist  Befreit 
von  der  Steuer  sind  Verlassenscbaften,  deren 
reiner  Betrag  die  Summe  von  1000  Krontm 
nicht  erreicht  1884  ertrug  di^er  Inven- 
tarienstempel  282192  Kronen. 

Norwegen.  Durch  G.  v.  12.  Septem- 
ber 1792  wiirde  für  Norw^n  und  Däae- 
mark  eine  Steuer  von  4®/o  eingeführt  »vod 
allem  Erbe,  das  entweder  nach  dem  Gesetze 
oder  nach  einem  Testamente  oder  Vertrag** 
anderen  Personen  als  des  Erblassers  Ehe- 
gatten, Kindern  und  ganzen  Abkommeu- 
schaft,  Vater,  Mutter,  Geschwistern  und  vor- 
her verstorbener  Geschwister  Kindern,  jed(K?h 
nui'  auf  den  Fall,  wenn  sie  nach  dem  Ge- 
setze zugleich  mit  Vater,  Mutter  oder  beideu 
Eltern  erben,  anheimfällt«,  ebenso  von  den 
Vermächtnissen.  Verlassenschaften  und  Ver- 
mächtnisse, deren  reiner  Betrag  unter  liHt 
Thaler  ausmacht,  Vergabungea  zum  öffent- 
lidien  Gebrauch,  Pensionen  und  Jahrgelder 
wurden  befreit.  In  der  Einleitung  ist  hervor- 
gehoben, dass  diese  »in  anderen  Ländern  längst 
eingeführte«  Abgabe  den  Onterthanen  am 
wenigsten  zur  Bürde  gereiche.  Diuih  G. 
V.  1.  Juli  1816  wurde  obige  Abgabe  nach 
der  Höhe  des  AnfaUs  auf  1,  2,  Q^!o  abge- 
stuft Das  G.  V.  28.  April  1866  r^t  deu 
Fall,  dass  ein  Erbanfall  mit  einer  Pension 
belastet  ist.  Durch  G.  v.  29.  Juni  1895 
wimlen  die  Steuersätze  ledidich  auf  6  imd 
8®/o  festgesetzt;  frei  bleiben  Eh^atten,  Des- 
cendenten,  Eltern  mid  Anfälle,  deren  Wert 
400  Kronen  nicht  übersteigt  (Finanzari'hiv 
1898  S.  626). 

Dänemark.  Zu  dem  Collateralgeld  der 
V.  V.  12.  September  1792  (s.  o.  Norw^n) 
kam  durch  V.  v.  8.  Februar  1810  dne  weitere 
Abgabe:  Va^/o  von  jedem  Immobiliarüber- 
gang;  erfolgte  solcher  im  Wege  gesetzlicher 
Erbfolge,  testamentarischer  Dispositionen  od^r 
durch  Schenkungen,  so  konnten  die  aiif  den 
Ghnindstücken  haltenden,  vom  neuen  Besitzer 
mit  übernommenen  Schulden  abgezogen 
werden ;  der  nämliche  Satz  von  Vi  ^.  o  war 
von  allem  sonstigen  Beinvermögen  bei  Erb- 
gang zu  entrichten.  Durch  königliche  Re- 
solution v.  12.  August  1812  wunien  di^^ 
Erbschaften,  deren  Keinertrag  weniger  als 
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l'Xi  Reiclisthaler  (jetzt  200  Kix)nen)  war, 
\<»n  dieser  Abgabe  befielt.  Das  G.  v.  19. 
Februar  1861  erhöhte  das  \2%  aiif  l^/o 
nnd  änderte  die  Y.  v.  12.  September  1792 
'lahin,  dass  Geschwister  und  deren  Descen- 
tlenten.  gleichgültig  ob  sie  allein  oder  mit 
einem  EltemteU  erben,  statt  4  ®/o  fortan  niu- 
:>^n,  die  entfernteren  Verwandten  undNicht- 
vt-rwandten  dagegen  statt  4®/o  fortan  6^/o 
zi;  zahlen  hatten.  Kombiniert  man  beide  Ab- 
jaleu.  so  zahlen  Ehegatten,  Descendenten 
und  Eltern  l®/o;  üeschwister  und  deren 
Nachkommen  4^/o;  entferntere  und  Nicht- 
verwandte 7  ®/o. 

Italien.  Die  einzelnen  Gebiete  hatten 
mit  Ausnahme  des  Königreichs  beider  Sici- 
livn  Ei-bsehafts-  und  Schenkungssteuern. 
Die  huthsten  Sätze  hatte  das  Königreich 
Sainlinien.  (^gl-  eine  Uebersicht  der  da- 
maligen Tarife  bei  Alessio,  Saggio  sul  siste- 
Dfia  tributario  in  Itaha,  Tiuin  1883,  II,  S. 
11^.)  Nach  der  Errichtung  des  Königreichs 
Italien  wurde  durch  G.  v.  1862  folgender 
Tarif  oingefiihrt:  Descendenten  und  Ascen- 
'I.^nt-ü  0,550/0;  Ehegatten  2,20  0/0;  Ge- 
^liT^ister  5,50  ®/o;  Onkel,  Neffen,  Tanten, 
>'ichtpn  5,50  ®/o;  Geschwisterkinder  7,70; 
an'.len*  Verwandte  9,90  ^/o;  Nichtverwandte 
IP  0 :  fromme  Institute  5,50  ^/o.  Durch  Dekret 
'..  U.  Juli  1866  wurde  der  Satz  für  die  ge- 
nvle  Linie  von  0,55  ®/o  auf  0,22  ^lo  ermässigt. 
Infol*re  des  Kriegs  von  1866  erfolgten  be- 
'i-nteude  Erhöhungen;  das  G.  v.  19.  Juli 
iN^iS  erhöhte  den  Satz  in  der  geraden  Linie 
von  0.22^/0  auf  1,20  und  unter  Einschluss 
einps  Zehntelzuschlags  auf  1,82;  bei  Ge- 
Hh\\'istern,  Onkeln,  Tanten,  Neffen,  Nichten 
v>in  5,r)0  auf  6,  beziehungsweise  mit  Zu- 
X  hlag  auf  6,60,  bei  leiblichen  Geschwister- 
Idnilorn  von  7,70  auf  8  beziehungsweise  mit 
Zuschlag  8,80  ®/o.  Durch  G.  v.  11.  August 
l>Ti»  kam  zum  ganzen  Tarif  ein  2.  Zehntel- 
ziischlag  hinzu.  Die  Gesetze  v.  12.  Juli 
l^^s  und  20.  Juli  1894  brachten  neue  Er- 
hnhimgen.    Das  Bild  ist  folgendes: 

G.  V.  11. 

Ct.  V.  19.      AUff.  1780 

Juli   1868.    (Tarif  m. 

«/lo  Zschl.) 

Hrekte  Linie :  Erbschaftsst.  1,20  1,44 

j.       Schenkungsst.  1,20  1,44 

Ehegatten 3,00  3,60 

J'e^hwister 5,00  6,00 

Cmkel,     Neffen,      Tanten, 

Nichten 6,00  7,20 

<;e«chwi8terkinder  ....  8,00  9,60 
Seitenverwandte  bis  zum  10. 

^rad 9,00  10,80 

Andere  und  Nichtverwandte  10,00  12,00 

^f'hlthätigkeitsanstalten    .  5,00  6,00 


G.  V.  12.     o.  V.  ». 

JuU  1888      JuU  1894 

Direkte  Linie :  Erbschaftsst.  1,44  1,60 

„           „       Schenkungsst.  1,56  1,60 

Ehegatten 3,90  4,50 

Geschwister 6,50  7,00 

Onkel,      Neffen,      Tanten, 

Nichten 7,80  8,50 

Geschwisterkinder  ....  10,40  12,00 
Seitenverwandte  bis  zum  10. 

Grad 11,70  13,00 

Andere  und  Nichtverwandte  13,00  15,00 

Wohlthätigkeitsanstalten     .  6,50  5,00 

Im  Jahre  1898  (16.  März)  wurde  von 
der  italienischen  Regierung  eine  Progression 
nach  Höhe  der  Erbschaften  vorgeschlagen. 
Die  Erbschaften,  welche  einen  Nettoweii; 
von  nur  bis  500  Lire  hatten,  sollten  ganz 
befreit  werden,  dagegen  war  für  jeden  Erb- 
schaftsanfall, der  über  10000-50000  Lire 
betrug,  die  ordentliche  Erbschaftssteuer  um 
V20,  bei  ilber  50000—100000  um  2/20,  bei 
über  100000—300000  um  ^/so,  bei  jedem 
höheren  Anfall  um  */20  zu  erhöhen.  Der 
Entwurf  wurde  mit  dem  Fall  des  Ministe- 
riums ßudini  begraben.  Ueber  die  Ein- 
richtung der  Erbschaftssteuer  finden  sich 
einige  Angaben  im  Bulletin  de  stat.  et  de 
legisl.  comp.,  Tome  17  (1885)  S.  608  f. 

Spanien.  Vgl.  Finanzarcliiv  10  (1893) 
S.  636  f. 

Schweiz.  Ausführliche  Mitteilungen 
über  die  Geschichte  und  Einrichtung  der 
Erbschaftssteuern  finden  sich  in  meinem 
Werke  »Steuern  der  Schweiz«  1890  5  Bde., 
zusammenfassend  1.  Bd.  S.  155  f.  Der 
neuerliche  Versuch  des  Kantons  Zürich, 
Kinder,  Eltern  und  Ehegatten  zur  Steuer 
heranzuziehen  und  dadurch  die  auch  für  die 
Kontrolle  der  allgemeinen  direkten  Staats- 
steuern wichtige  Inventarisation  zu  erlangen 
sowie  auf  diese  Weise  und  durch  Erhöhung 
der  Erbschaftssteuersätze  den  Ertrag  un- 
gefähr zu  verdoppeln,  ist  gescheitert;  das 
Volk  lehnte  die  Vorlage  am  19.  Mai  1895 
mit  34190  Nein  gegen  21278  Ja  ab.  Ziu- 
Zeit  ist  die  Beratung  eines  neuen  Gesetzes 
im  Gang,  nach  der  Vorlage  der  Kommission 
(18.  September  1898)  -vvird  hierbei  von  der 
Herbeiziehung  der  direkten  Nachkommen- 
schaft und  der  Ehegatten  innerhalb  des  ge- 
setzlichen ErbteUs  abgesehen,  die  Inventari- 
sation soll  selbständig  geivgelt  werden;  die 
Steuererhöhung  im  übrigen  soll  beträcht- 
lich werden. 

9.  Erbschaftsstenerstatistik.  Aufgabe 
derselben  ist,  die  Erträgnisse  der  Erbscliafts- 
steuer  im  ganzen  und  nach  Verwandtschafts- 
graden aufzuweisen,  ebenso  die  versteuerten 
Vennögen  in  beiderlei  Hinsicht  und,  soweit 
möglich,  die  steuerfrei  bleibenden  Vermögens- 
massen darzulegen  sowie  das  quantitative 
Verhältnis    der    Erbschaftssteuerertrögnisse 
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zu  den  Erträgnissen  anderer  Steuern  zu 
eruieren.  Solange  die  Erbschaftssteuer  im 
Stempelwesen  unterging,  waren  gesonderte 
Angaben  über  ihre  Ij-trägnisse  vielfach  gar 
nicht  bekamit;  seitdem  sie  aber  sich  selb- 
ständig gemacnt,  ist  ihre  Statistik  immer 
mehr  gepflegt  worden. 

Der  hier  zur  Yerfügimg  stehende  Raum 
gestattet  nicht,  das  vorliegende  Material  aus- 
zubreiten. Ffir  die  Jahre  1870—84  habe  ich 
im  Finanzarchiv  1885  S.  1761  die  Ergeb- 
nisse aller  einzelnen  deutschen  Staaten  mit 
einigen  Daten  über  die  auswärtigen  Staaten 
vorgefilhrt  und  verarbeitet;  im  Jahrgang 
1898  S.  622  habe  ich  für  die  Jahre  1885—96 
von  neuem  das  Mateiial  in  vervollkommneter 
Weise  geboten  und  Betrachtungen  daran  an- 
geknüpft. Auf  diese  eingehende  Arbeit 
inuss  ich  verweisen,  an  dieser  Stelle  können 
nur  einige  Hauptdaten  gegeben  werden. 

In  Deutschland  betrag  die  Erbschafts- 
steuer 1876  10,2  Mühonen  Mark,  1896  21,6 
Millionen  Mark. 

Das  ist  eine  Steigerung  um  112^0,  wäh- 
jend  die  Bevölkerung  in  dieser  Zeit  nur  um 
.220  0  gestiegen  ist.  JJaa  rasche  Wachstum  er- 
klärt sich  zum  Teil  durch  verschärfte  Aus- 
bildung der  Steuer  und  Erhöhung  ihrer  Sätze, 
zum  Teil  aber  auch  durch  das  Steigen  der 
Wohlhabenheit. 

Nach  dem  Durchschnitt  der  Jahre  1894  bis 
1896  waren  die  Kopfbeträge  in 

Mark 

'Hamburg  2,74 

Bremen  1,99 

^Isass-Lothringen  1,91 

-Jiübeck.  0,95 

Coburg-Gotha  0,58 

3aden  0,52 

Oldenburg  0,47 

Seesen  0,46 

"Bayern  0,42 

S.-Altenburg  0J42 

'"Württemberg  0,41 

iS.- Weimar  0,41 

Schw.-Sondersh.  0,38 


Reuss  j.  L. 
Braunschweig 
Kgr.  Sachsen 
Anhalt 
Preussen 


Mark 
0,37 
0,36 
0,36 
0,29 
0,28 


Meckenburg-Schw.  0,24 
Lippe-Detmold  0,20 
Reuss  ä.  L.  0,20 
Schw.-Rudolstadt  0,16 
S.-Meiningen  0,15 
Schaumb. -Lippe  0,15 
Ganz  Deutsch- 
land 0,42 


Die  Durchschnittserträge   der   wichtigsten 
europäischen  Länder  waren  1894 — 96: 

Mil-  Bevöl- 

lionen  kerung 

Mark  Mill. 

Grossbritannien  und  Irland     264,64  39,61 

Frankreich 152,53  38,52 

Italien 30,29  31,10 

l)eutschland 21,80  52,28 

'Holland 20,47  4,86 

Oesterreich 20,28  24,97 

'Belgien      .    .  * 15,72  6,41 

Äpanien      .......       12,99  17,26 

.Ungarn 8,93  18,34 

Dänemark 1,61  2,30 

|!Norwegen 0,62  2,04 

Das  macht  pro  Kopf  der  Bevölkening: 
'Grossbritannien  und  Irland    .    .    .    6,60  Mark 
«Holland     , 4,22     „ 


Frankreich 3,95  MaA 

Belgien 2,45     - 

Italien 0.98     .. 

Schwell  (1886) 0,87     „ 

Oesterreich 0,80 

Spanien 0,75 

Dänemark 0,^1 

Ungarn  (1893—95)     ......  0,49     .. 

Deutschland 0,42 

Norwegen 0,30     ,. 

Die  Ursachen  dieser  ausserordentlich  ver- 
schiedenen Erträgnisse  pro  Kopf  der  Bevölke- 
rung: sind  hauptsächlich:  1.  der  verschiedest 
Umtang  der  Steuerpflicht,  wobei  besonders  v*-iq 
Belang  ist,  ob  die  direkte  Linie  und  die  Eh*^ 
gatten  der  Erbschaftssteuer  unterließen  oder 
nicht  (wie  meist  in  Deutschland),  ob  die  Schul- 
den und  Lasten  in  Abzug  kommen  oder  ob  es 
nicht  der  Fall  ist,  wie  in  Frankreich,  teilweise 
in  Oesterreich,  Belgien,  Holland;  2.  die  HGhti 
der  Steuerfüsse;  3.  die  Wohlhabenheit  eine« 
Volkes,  der  hohe  oder  niedrige  Geldwert,  der 
in  einem  Lande  besteht,  schliesslich  auch  die 
geringere  oder  grössere  Defraudation. 

Fasst  man  Staaten  zusammen,  welche  un- 
geföhr  gleichen  Umfang  der  Steuerpflicht  haben 
so  war  1894—96  das  vererbte  steuerbare  Ver- 
mögen durchschnittlich  getroffen  in 

Grossbritannien  und  Irland    .    .     .    .mit  6.4", 

Belfi^ien 5.3« 

Holland 4,9. 

Italien 4.2.. 

Hamburg 3,0 ,. 

Frankreich z,or 

Elsass-Lothringen 2.9.. 

Oesterreich 2,6.. 

Spanien 24.. 

Dänemark 2,1.    | 

Das  besteuerte  Vermögen  pro  Kopf  der  Be- 
völkerung zeigt  in  folgenden  Staaten,  in  denen 
Descendenten,  Ascendenten  und  Ehegatten  b^ 
steuert  sind,  folgende  Beträge: 

Frankreich 120,80  Mark 

Grossbritannien  und  Irland     .    .  110J3  .. 

Holland 85,68  .. 

Belgien 52,16  ,. 

Dänemark 33,52  .. 

Oesterreich 31,31  .. 

Spanien 31,27  »• 

Italien 23,42  ., 

Die  verschiedene  Wohlhabenheit  kommt  in 
diesen  Ziffern  zum  Teil  recht  deutlich  zum 
Ausdruck,  allerdings  nur  zum  Teil:  der  T^m- 
fang  der  Steuerpflicht  ist  eben  auch  bei  dies*^n 
Ländern  vielfach  verschieden;  die  hohe  Ziffer 
für  Frankreich  rührt  zum  Teil  daher,  dass  kein 
Schuldenabzug  stattfindet;  würde  man  hollän- 
dische Erfahrungen  zu  Grunde  legen ,  so  er- 
gäbe sich  für  Schulden  ein  Abzug  von  V»  ^^^^ 
englischen  Vio)  und  ein  Kopfbetrag  von  107.4 
Mark  Vermögen  statt  120,8  Mark. 

In  Elsass-Lothringen,  wo  analoger  Umfang 
der  Steuerpflicht  besteht,  ist  der  Kopfbetrag  de? 
besteuerten  vererbten  Vermögens  67  Mark. 
Da,  wo  Ehegatten  und  direkte  Linie  steuerfrei 
sind,  sinkt  der  Betrag  des  besteuerten  Ver- 
mögens pro  Kopf  natt&lich  auf  ein   Minimum. 
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im  Königreich  Sachsen  189Ö  9,74  Mark,  Prenssen 
1888-1891  9,02  Mark;  in  Baden,  wo  die  Ehe- 
glatten  -—  in  Zoknnft  nicht  mehr  —  heigezogen 
sud^  steigt  der  Betrag  anf  12,15  Mark. 

Die  Bolle,  welche  die  Erbschaftssteuer  in 
den  einzelnen  Staaten  spielt,  wird  noch  beson- 
ders ersichtlich  ans  dem  Vergleich  des  Ertrages 
der  Erbschaftssteuer  mit  dem  der  allgemeinen 
direkten  Steuern.  Das  Verhältnis  beider  ist  in 
Grossbritannien  und  Irland  1 : 1,4,  Frankreich 
1:2.5,  Belgien  1:2,5,  HoUand  1:3,8,  Däne- 
mark 1 : 7,0,   Oesterreich  1 : 9,6,  Italien  1 :  12,8. 

In  Oesterreich  und  Italien  ist  es  die  ge- 
nüge Wohlhabenheit  und  die  ausserordentliche 
Hübe  der  allgemeinen  direkten  Steuern,  welche 
die  ErbschafUsteuer  im  Verhältnis  zu  den  all- 
^nieinen  direkten  Steuern  herabdrttckt.  In 
Deutschland  tritt  die  Erbschaftssteuer  zum  Teil 
recbt  zaruck  gegenüber  den  allgemeinen  direk- 
ten Steuern.  Das  Verhältnis  ist  in  Bayern 
1:13,7,  Baden  1:14,0,  Prenssen  1:16,4,  Würt- 
temberg 1:18,9,  S.-Weimar  1:19,4,  Hessen 
1 :  ^,1,  Königreich  Sachsen  1 :  22.  In  Elsass- 
Lothringen  dagegen,  wo  eine  Beiziehung  der 
direkten  Linie  und  Ehegatten  besteht,  1:8,6. 

KecTftnet  man  in  Deutschland  ein  ver- 
'^rbtes  Vermögen  von  2092  Millionen  Mai-k 
-  4<J  Mark  pi-o  Kopf  der  Bevölkenmg  und 
unter  Berücksichtigung  von  Freilassungen 
VM  Millionen  Mark  =  30  Mark  pro  Kopf 
•1er  Bevölkerung  als  steuerbares  Vermögen, 
^i  würde  das  letztere  in  England  ungefähr 
1'«)  Millionen  Mark,  in  Belgien  83  Millionen 
Mark,  in  Holland  77  Millionen  Mark,  in 
Italien  66  Millionen  Mark,  in  Frankreich 
.'»2  Millionen  Mark,  in  Oesterreich  41  Mil- 
li  üen  Mark  Steuern  liefern. 

Teber  die  Vorwegbelastimg  der  fun- 
'lierten  Quellen  durch  die  Erbschaftssteuer 
imd  andere  Besitzsteuern  vgl.  meine  Ab- 
handlung im  Finanzarchiv  1898  S.  637  f. 

10.  Erganznngen  der  £.  bilden  die 
Schenkungssteuer  und  das  Erbschaftssteuer- 
ä'inivalent.  üeber  erstere  vgl.  unten  den 
Art.  Schenkungssteuer;  über  letztere 
den  Art.  Gebühren;  auch  den  Art  Stif- 
tungen. 

Utterttnr:  A.  Allgemeines.  —  n üeber  Erb- 
fchafttateuem  und  lachende  Erben-Gebühm  mit 
ViffTtde  von  XI üb  er,  Erlangen  1790.  —  K, 
Brater,  Die  Reform  des  Erbrechts  zu  Gunsten 
der  Xofieidenden,  München  1848.  —  Stiehling, 
Vfber  die  Anforderungen  des  Staates  an  die 
Hinterlassenschaften  seiner  Bürger,  mit  besonderer 
Rürtsicht  auf  die  Geschichte  des  Steuerwesens 
i'i  Deutschland,  Zeitschr.  f.  gesamte  Staatsw.  6 
imoj  Heft  2  u.  S.  —  aerard  Anton  Nahuys, 
Ik  belasting  op  de  erfopvolging  uii  een  staathuis- 
koHdkundig  oogpunt  beschouwd,  akademisch  proef- 
ichrift,  Utrecht,  Beijers  1869.  —  MunHnger, 
ETifrechiliche  Studien  1874.  —  Umpfen- 
bart,  Des  Volkes  Erbe,  Berlin  1874-  —  v. 
Scheel  f  Erbschaftssteuer  u.  Erbschaftsreform, 
J^,  1.  Auß.  1875,  2.  Aufl.  1877.  —  Derselbe, 
Volkiw.  Bemerkungen  z.  Reform  des  Erbrechts 
niinks  Annal.  1877  S.  97).  —  J,  Baron,  Zur 
t^rhsfhafiutetter  (Jahrbücher  /.  Nationalök.  u. 
^i-,  hrsg.  V.  HUdebrand  u.  Conrad,  26  (1876), 


S,  275  f.),  —  BUinUehli,  Das  Erbrecht  u.  die 
Reform  desErbrecht8(Gesammelte  kleinereSchriften, 
Bd,  1, 1879),  —  C,  Frantz,  Die  soziale  Steuer- 
reform als  die  conditio  sine  qua  non,  wie  der 
sozialen  Revolution  vorgebeugt  werden  soll,  Mainz 
1881.  —  O^eken,  Erbrecht  und  Erbschafts- 
steuer, Jahrb.  f  Ges.,  Verw.  u.  Volksw.,  5.  Jahrg. 
1881.  —  V.  Mioakowski,  Das  Erbrecht  u.  die 
Grundeigentumsverteilung,  Leipzig  1882,  I 
(Schriften  des  Ver,  für  Sozialpol.).  —  Berg^ 
hoff~l9ing,  Das  staatliche  Erbrecht  und  die 
Erbschaftssteuer,  Leipzig  1885.  —  Bueher,  Die 
deutschen  Erbschafts-  u.  Schenkwngssteuern. 
Systemat.  u.  krit.  Darstellung  ders.,  Leipz.  1886. 

—  Krüger,  Erbschaftssteuer  nach  ihrer  Aus- 
übung in  d.  ausserd.  Staaten,  Tüb.  1889.  — 
ZeUer,  Die  Erbschaftsbesteuerung  im  Verhältnis 
zum  Heimatstaate  u.  zu  arideren  Staaten.  Be- 
stimmungen über  Reciprocüät,  Schanz'  Finomz- 
archiv  7  (1890)  S.  816 f.  —  E8chenbach,  Erb- 
rechtsreform u.  Erbschaftssteuern,  Berl.  1891.  — 
Platter,  Die  Besteuerung  der  Erbschaften,  Basel, 
H.  Müller  1893.  —  G.  Schanz,  Erbschafts- 
steuern in  Deutschland  u.  einigen  andern  Staaten, 
Finansarchiv  1885  S.  876 f  —  Derselbe,  Ver- 
gleichende Untersuchung  der  Erbsehaftssteuer- 
erträgnisse  in  Deutschland  u.  im  Ausland,  Finanz- 
archiv 1898,  S.  622 f.  —  Derselbe,  Sparsteuer 
und  progressive  Erbschaftssteuern,  Finanzarchiv 
1898  S.  597 f.  —  Derselbe,  Zur  Geschichte  und 
Theorie  der  Erbschaftssteuer,  Finanzarchiv  1900 
(noch  nicht  erschienen).  —  Vgl.  ausserdem  die 
bekannten  ßnanzwissenschaftlichen  Werke  von 
Röscher,  Cohn,  Stein,  Voeke,  Schäffle, 
Meyer,  Leroy-Beaulieu  etc.  und  besonders 
Ad,  Wagner,  Finamtoissenschaft,  2.  Teil,  2. 
Avfi.,  Leipz.  1890,  S.  568 f.  u.  588 f.  Femer  die 
reiche  Litteratur  zu  den  Entwürfen  des  deutschen 
B.  G.B.  (0.  Mühlbrecht,  Bibliographie  des  B.  G.B., 
Berlin  1898). 

B.  Specialschriften.  Altertum: 
I/umbroso,  Recherches  sur  Viconomie  politique 
de  VEgypte  sous  les  Lagides,  Turin  1870  S. 
807 f.  —  Wilcken,  Griechische  Ostraka  aus 
Aegypten  u.  Nubien.  L  Leipzig  1899  S.  S45, 468.  — 
Btichofen,  Die  Erbsehaftssteuer,  ihre  Geschichte, 
ihr  Einfluss  auf  das  Privatrecht  (in  dessen  tu  Aus- 
gewählte Lehren  des  römischen  Oivilrechtsn,  Bonn 
1848,  S.  S22--S95).  —  Hirschfeld,  UnUr- 
suchungen  auf  dem  Gebiete  der  römischen  Ver- 
waltungsgeschichte, 1.  Bd.,  Berl.  1877,  S.  62^68. 

—  Cagnat,  J&tude  historique  sur  les  impots 
indirects  chez  les  Romains  jusqu'aux  invasions 
des  barbares  d*aprks  les  documents  littSraires  et 
epigraphiques,  Paris  1882.  — 

Baden:  Beutti,  Zusammenstellung  der  in 
Baden  gültigen  Gesetze  über  Liegenschafls-,  Erb- 
schafts- u.  ScftenkungscLccise,  Karlsruhe  1875.  — 
Bayern:  v.  Stengel,  Das  bayer.  Ges.  über  die 
Erbschaftssteuer  v.  18.  Aug.  1879  mit  Einlei- 
tungen, Anmerkungen,  Register.  —  H,  Pf  äff. 
Das  b.  Ges.  über  die  Erbschaflsst.  v.  18.  Aug. 
1879,  erl.  (mit  Voüzugsvorschr.  v.  21.  Sept.  1879), 
Nördi.  1889.  —  Knobling,  D.  b.  Ges.  v.  18.  8. 
1879    über    die  Erbschaflsst.   erl.,    Würzb.  1879. 

—  Bremen:  Gesetz  v.  IS.  Dezember  1895 
betr.  die  Erbschafts-  u.  Schenkungsabgabe,  mit- 
get.  in  Schanz*  Finanzarchiv  15  (1898)    S.  650 f. 

—  Eis. -Lothringen:  Hollerith,  (res.  betr. 
die  Erbschaftssteuern  in  Els.-Lothr.  v.  12.  Juni 
1889  mit  ErläuL,  Strassb.  1889.  —  Jacob,   Erb- 
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8chafU9t.-Ge9.  f,  EU^-Lotkr,  r.  12.  Juni  1889,  erl., 
Strassb.  1890.  —  Carl,  Die  Reform  der  Erb- 
8chaftssteuer  in  EUcuä-Lothringen ,  Schanz* 
Finanzarchiv  10  (189SJ,  S.  24I,  GeseUesUxt 
ebenda  S.  869.  —  Hessen:  O,  Krug,  Ges. 
über  die  Erbsch.-  u.  Schenkungsst.  in  Hessen  r. 
SO.  Aug.  1884,  Darmst.  1885.  —  Pfaff,  Das 
grossh.  hess.  Ges.  v.  SO.  Äug.  I884  über  die 
Erbsch'.  tt.  Schenkungsst.,  Mainz  1888. — L übeck: 
Ges.  betr.  die  Erbschaftssteuer  r.  20.  Mai  1896 
mitgeteilt  in  Schanz*  Finanzarchiv  15  (1898), 
S.  659 f.  —  Preussen:  Entwurf  v.  S.  Nov.  1890 
nebst  Begründung,  Schanz*  Finanzarchiv  7  (1890), 
S.  709;  ErbsehaßssteuergeseU  v.  24.  Mai  1891 
u.  Novelle  v.  Sl.  Juli  1895,  ebenda  8  (1891),  S. 
948;  12  (1895),  S.  830.  —  Menxen,  Erbschafts- 
steuerges.  v.  19,  Mai  1891,  Berlin  1891.  — 
Hoyer,  I>ie  preuss,  Stempelgesetzgehung  f. 
d.  alten  u.  ne%ien  Landesteile  u.  das  preuss. 
Erbsch(^steuerges.  Kommentar  neu  bearbeitet 
H.  his  auf  die  Gegenwart  fortgeführt  von  Gaupp. 
5.  Aufl.,  Berl.  1895,  J.  Guttentag.  —  Kühne- 
mann,  Die  Stempel-  u.  Erbschcftssterter  mit  1 
Einschluss  der  Reichsstempelabgabe  in  Preussen, 
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Ertragssteiieni. 

1.  Das  Ertragssteuersystem  im  Gegensatz 
zu  anderen  Steuersystemen  und  seine  Glieiit- 
rung.  2.  Entstehung  des  Ertragssteuersysteiij*- 
H.  Beurteilung  des  Ertragssteuersystems.  4 
Verbreitung  der  E.  und  ihr  Schicksal  in  den 
letzten  Decennien. 

1.  Das  Ertra^sstenersystem  im  Gegen- 
satz zu  anderen  Stenersystemen  und 
seine  Gliedemng.  Bei  der  Durchfiihruiii: 
der  direkten  Besteuerung  kann  man  aus- 
gehen vom  Vermögen,  vom  Ertrag  und  vom 
Einkommen,  es  sind  dies  die  Qnmdtyi^n 
für  die  Bemessung  der  Leistungsfälii^rkeit : 
man  erhält  auf  diese  Weise  die  Vennr^^ns-, 
Ertrags-  und  Einkommensteuersysteme  <.«lei 
die  aus  Vermögens-  und  Einkommensteuer 
bezw.  aus  Ertragssteuern  und  Einkommen- 
steuer kombinierten  Systeme.  FürdieErtra:>- 
steuern  ist  charakteristisch,  dass  sie  ni'.iit 
die  Steuerfähigkeit  bei  der  Person  nach 
dem  Vermögen  oder  Einkommen  einheitlifli 
zusammenfassen,  sondern  eine  VeranJagurig 
nach  Ertragsobjekten  vornehmen.  Die  Kr- 
tragssteuern  treten  deshalb  als  eine  Vielheit 
von  Steuern  in  die  Erscheinung,  die  bedingt 
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ist  durch  die  weitere  oder  engere  Ziisam- 
raenfassung  von  Ertragsgruppen. 

Ais  natürliche  Ertragsgruppen,  die  die 
Unterlage  für  je  eine  Steuer  darstellen,  er- 
geben sich  Landwirtschaft,  Industrie  und 
Handel,  Hausbesitz,  Kapitalbesitz,  Lohn,  Be- 
soldungs-  und  Benifseinkommen.  Sämtliche 
Ertragspartikel  werden  bei  dem,  welchem 
sie  zufliessen,  verfolgt  und  dadurch  eine 
frenerelle  Besteuerung  erzielt.  Diese  rich- 
tige Zuteilung  der  Erträge  ist  aber  selbst- 
verständlich nur  möglich,  wenn  man  den 
Reinertrag  zu  Grunde  legt;  denn  dieser  ist 
es.  der  dem  einzelnen  Steuerpflichtigen 
bleibt;  die  Kosten,  welche  vom  Bnittoer- 
trag  abgehen,  büden  Erträge  bei  anderen 
Personen,  die  I^ohne  beim  Arbeiter,  die 
Miete  beim  Hausbesitzer  etc.  Aehnhch  sollte 
es  auch  bei  den  Zinsen  sein,  allein  hier 
steUen  sich  der  praktischen  Ausführung 
Sehwierigkeiten  entgegen;  die  Ertrags- 
steuern sind  verzettelt,  eine  natürliche  Ver- 
teilung der  Schulden  auf  die  Objekte  giebt 
PS  aber  nicht;  eine  Schuld  behufs  Anschaf- 
fung eines  gewerblichen  Betiiebskapitals 
z.  B.  kann  auf  ein  Haus  gelegt  werden,  oder 
<Ue  Verpfändung  von  Grrundstücken  geschah, 
um  Erbanteile  hinauszuzahlen;  die  Schuld 
lasst  die  Beziehung  zu  den  einzelnen  Er- 
tragselementen nicht  ei-sehen,  sie  hat  immer 
einen  persönlichen  Charakter.  Dazu  kommt, 
'lass  der  Abzug  von  Schuldzinsen  nur  mög- 
lich ist  gegenüber  einem  wirklichen  Rein- 
ertrag, nicht  aber  gestattet  werden  kann 
gegenüber  einem  fiktiven  Ertrag,  wie  er 
sich  vielfach  bei  den  Ertragssteuern  findet. 
Deshalb  hat  man  auch  überwiegend  bei  den 
Ertragssteuern  keine  Berücksichtigung  der 
Schuld  Zinsen  oder  nur  unvollkommene  An- 
sätze hierzu. 

Infolgedessen  bildet  die  reine  Verzin- 
sung der  Kapitalien,  der  Arbeitsverdienst 
und  Untemehmerlohn  den  steuerbaren  Rein- 
ertrag. Allein  die  Praxis  hat  sich  auch  an 
diese  Norm  nicht  schlechtweg  gehalten,  sie 
'operiert  z.  B.  häufig  mit  dem  Rohertrag; 
^  legt  sie  z.  B.  bei  Häusern  oft  die  Miete 
zu  Gnmde,  ohne  für  Reparaturkosten,  Ver- 
sichenmg  und  dergleichen  etwas  abziehen 
zu  lassen;  bei  Leihkapitalien  geht  sie  vom 
Bnittozins  aus,  in  Bayern  wird  sogar  bei 
der  Landwirtschaft  in  der  Hauptsache  der 
Bnittoertrag  zu  Grunde  gelegt.  Solche  Un- 
vollkommenheiten  sucht  man  dann  hie  und 
da  im  Steuerfuss  zu  korrigieren;  z.  B.  in 
Preussen  war  deshalb  der  Steuerfuss  für 
Gebäude  halb  so  gross  wie  für  die  Grund- 
stücke. 

Wird  durch  die  bald  schäi-fere,  bald 
weniger  konsequente  Festhaltung  des  Rein- 
f'rtrags  der  Charakter  und  die  Ausdehnung 
der  einzelnen  Ertragssteuer  schon  sehr  ver- 
schieden, so  ist  dies  auch  noch  nach  ande- 


ren Richtungen  der  Fall.  Bei  der  Grund- 
steuer hat  man  es  äusserst  selten  mit  einer 
Steuer  vom  gesamten  landwirtschaftlichen 
Reinertrag  zu  thun ;  meist  besteuert  sie  nur 
den  Zins  vom  Bodenkapital,  die  Grundrente ; 
der  Zins  vom  Betriebsinventar  und  den 
Wirtschaftsgebäuden  wird  entweder  frei  ge- 
lassen oder  in  der  Gewerbe-  und  Haussteuer 
noch  benlcksichtigt.  Häufig  werden  der 
Grundsteuer  auch  Seeen,  Teiche,  Gräben 
und  ähnliches  assimiliert.  Der  Hausboden 
wird  zuweilen  auch  besonders  in  der  Grund- 
steuer berücksichtigt,  z.  B.  in  Bayern  und 
Frankreich,  es  ergiebt  sich  dadurch  zum 
Teil  eine  doppelte  Belastung.  Die  Ge- 
werbesteuern sind  sehr  verschieden  umfang- 
reich, z.  B.  in  Preussen  war  die  staatliche 
Gewerbesteuer  ziemlich  eng,  in  Bayern  ist 
sie  weit  begrenzt.  Manchmal  erweitern  sie 
sich  durch  Hinzunalime  des  Erwerbs  aus 
freien  Beschäftigungen,  Lohnarbeit  und  Be- 
soldung zu  förmlichen  Erwerbssteuern.  In 
die  Kapitalrentensteuer  sind  Rentenbezüge, 
Witturae  und  ähnliches  bald  aufgenommen, 
bald  einer  anderen  Steuer  zugeteilt. 

Diese  verschiedenen  Grenzlinien,  die 
man  zwischen  den  einzelnen  Steuern  zieht, 
sind  im  allgemeinen  von  nebensächUcher 
Bedeutimg ;  sie  können  aber  eine  Bedeutung 
gewinnen,  wenn  die  einzelnen  Ertrags- 
steuern verschiedene  Steuerfüsse  haben. 
Ebenso  ist  es  von  sekundärer  Bedeutung, 
ob  man  mehr  oder  weniger  Glieder  in  dem 
Ertragssteuersystem  aufstellt,  wofern  nur 
alle  Ertragselemente  erfasst  sind.  Mecklen- 
biu'g  hat  z.  B.  sieben  gesonderte  Faktoren 
aufgestellt:  landwirtschaftliche  Steuer,  Miet- 
steuer, Gewerbesteuer,  eine  Zinsensteuer, 
eine  Besoldungssteuer,  Ei-werbssteuer  vom 
Erwerb  aus  der  Ausübung  einer  Kunst  oder 
Wissenschaft  sowie  aus  höheren  Privat- 
dienstverhältnissen, eine  Lohnsteuer.  Bayern 
hat  nur  eine  Grund-,  Haus-,  Gewerbe-  und 
Kapitalrentensteuer  und  hat  alles,  was 
durch  diese  Steuern  nicht  getroffen  ist, 
unter  dem  Namen  Einkommensteuer  ver- 
einigt. 

2.  Die  Entstehnng  des  Ertragsstener- 
systems  war  im  Keim  schon  zur  Zeit  der  Ver- 
mögenssteuer gegeben.  Die  wenig  befriedi- 
gende Erfassung  des  Vermögens  führte  sehr 
bald  dazu,die  einzelnenVermögensbestandteile 
zu  verfolgen,  dadurch  zerfiel  die  Vermögens- 
steuer in  ein  Konglomerat  von  einzelnen 
Steuern,  denen  dann  der  Abzug  der  Schulden 
fremd  blieb.  So  traf  schon  die  vielgerühmte 
venetianische  Vermögenssteuer  des  14.  Jahr- 
hunderts das  Vermögen  nur  in  seinen  Bestand- 
teilen; es  gab  daselbst  eine  Häusersteuer, 
eine  Steuer  für  Grundstücke  ausserhalb  der 
Stadt,  eine  Steuer  auf  die  Anteile  an  der 
Staatsschuld,  eine  Steuer  auf  das  im  Waren- 
handel angelegte  Kapital  und  eine  auf  das 
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in  der  Rhederei  angelegte  Kapital.  In  all 
diesen  Fällen  blieben  die  Schulden  unbe- 
rücksichtigt. Klerus  und  Juden  unterlagen 
besonderen  Abgaben.  Sehr  bald  suchte 
man  allerwärts  durch  Vermessungen  und 
Katastrieningen  wenigstens  das  Vermögen 
des  Grund  und  Bodens  sicher  zu  erfassen, 
damit  war  dann  regelmässig  der  Zerbröcke- 
lungsprozess  bei  der  Vermögenssteuer  ein- 
geleitet. Man  kann  das  für  das  16.  und  17. 
Jahrhundert  hinsichtlich  der  Württemberger, 
Würzburger,  Fuldaer  und  sonstiger  Ver- 
mögenssteuern verfolgen.  Andererseits  aber 
war  man  auch  bald  zu  der  Erkenntnis  ge- 
kommen, dass  bei  einer  Durchführung  des 
Vermögenssteuerprincips  Besoldungen,  Ar- 
beitslöhne, Renten  gar  nicht,  Gewerbser- 
träge sehr  unvollkommen  getroffen  wuixien ; 
die  Zusatzsteuern,  die  infolge  dieser  Er- 
kenntnis hinzukamen,  gingen  alle  mehr  oder 
minder  vom  Ertrage  aus;  ihre  zeitweise 
Kapitalisierung  war  wenig  natürlich  ge- 
wesen und  wurde  fallen  gelassen. 

Manche  kleinere  Momente  trateu  dann 
noch  hinzu,  um  das  Vordringen  der  Er- 
tragssteuer zu  fördern;  die  Objektbesteue- 
nmg  gab  leichter  eine  Handhabe,  Vorrechte 
einzelner  Stände  und  Personen  zn  brechen, 
als  die  Vermögenssteuer,  auch  vermied  sie 
die  Nachteile  der  Bestoierung  am  locus 
domicilii,  indem  sie  den  locus  rei  sitae  als 
entscheidend  ansah. 

Seinen  Ursprung  dokumentiert  das  Er- 
tragssteuersystem \'ielfach  noch  durch  die 
teilweise  Beibehaltung  der  Kurrentwerte 
{besonders  bei  Grund  und  Boden,  Häiisern) 
als  Massstab  für  den  Ertrag. 

Besonders  einflussi*eich  wurde  für  seine 
weitere  Verbreitung  die  Ausbildung  des  Er- 
tragssteuersystems zxir  Zeit  der  französischen 
Revolution. 

Die  Details  der  historischen  Entw'icke- 
lung  können  hier  nicht  verfolgt  werden. 

3.  Benrteilnng  des  Ertragsstener- 
systems.  Das  Ertragssteuersystem  wurde 
bei  seiner  Einführung  meist  als  ein  Fort- 
schritt und  als  eine  Wohlthat  empfunden. 
Es  ging  viel  energischer  den  einzelnen 
steuerbaren  Objekten  nach,  als  es  die  Ver- 
mögenssteuer gethan  hatte,  und  lieferte  sehr 
gleiehmässige  Erträgnisse;  auch  befriedigte 
es  sehr  durch  die  objektiven  Normen,  die 
bei  der  Veranlagung  angewendet  wurden; 
man  hielt  sich  so  viel  wie  möglich  an 
äussere  Merkmale  und  an  eine  danach  be- 
messene mittlere  Ertragsfähigkeit,  vermied 
soviel  wie  möglich  das  Eindringen  in  die 
persönlichen  Verhältnisse  des  einzelnen. 
Sogar  die  Personalsteuern  wurden  vielfach 
objektiviert,  z.  B.  durch  Zugrundelegung 
der  Miete  (Frankreich,  Hessen).  Dies  Ver- 
fahren stand  in  Harmonie  mit  den  noch  ge- 
bundenen Wirtschaftsverhältnissen,   welche 


es  gestatteten,  von  gewissen  Ertragstypen 
auszugehen.  Die  Zersplittenmg  der  Steuer 
nach  Ertragsobjekten  hatte  femer  den  Vor- 
zug, dass  dem  einzelnen  Lande  die  Steut?r 
auch  dann  blieb,  wenn  der  Beizer  ein 
Ausländer  war^),  auch  machte  dieser  Um- 
stand und  die  Nichtberucksichtigimg  der 
Schulden  sie  ausserordentlich  geeignet,  zu- 
gleich eine  Grundlage  der  direkten  kommu- 
nalen Besteuerung  zu  bilden.  Grundstöcke 
und  Gewerbe  besteuert  man  in  der  Gemeinde, 
wo  sie  liegen,  Besoldungen,  Zinsen,  Lüfaue 
da,  wo  der  Besitzer  wohnt.  Gnmdstficke 
und  Gewerbe,  welchen  die  kommunal^^ü 
Verwendungen  besonders  zu  gute  kommea 
bezw.  welche  vielfach  zur  Steigening  der 
Gemeindelasten  beiti^agen,  gleichgültig,  ob 
sie  verschuldet  sind  oder  nicht  werden  in 
eben  dem  Masse  auch  zu  den  Lasten  l^^i- 
gezogen. 

Allein  alle  diese  Vorzüge  mit  Ausnahme 
des  letzteren  mussten  zurücktreten,  je  be- 
weglicher die  Wirtschaftsverhältnisse  wur- 
den und  je  weniger  man  sich  bei  wadisen- 
der  Steuerlast  mit  einer  formalen  Gerec^htig- 
keit  begnügen  konnte.  Die  zu  ausschliess- 
liche Anwendung  äusserer  Merkmale  ohne 
Rücksicht  auf  die  persönliche  Thätigkeit 
und  den  raschen  Wechsel  der  Erwerl>szu- 
stände,  die  Nichtberücksichtigung  der  Schul- 
den waren  grobe  Verletzimgen  des  Prindps 
der  Bemessung  der  Steuer  nach  der  Leis- 
timgsfäliigkeit.  Auch  erkannte  mau,  dass 
die  Verzettelung  der  Ertragssteuem  nur 
äusserst  schwer  eine  Verhältnismässigkeit 
der  Belastung  unter  den  einzelnen  Ertags- 
steuern  herstellen  lässt,  da  die  Bemessungs- 
grundlagen  unter  sich  gar  nicht  koramen- 
siuubel  sind,  ferner  dass  sie  entweder 
nicht  oder  nur  unvollkommen  die  Forde- 
nmg  eines  steuerfi^ien  Existenzminimums 
und  der  Progression  erfüllen  lassen.  Das 
Steuersystem  erwies  sich  infolge  seiner  Un- 
vollkommenheit  auch  viel  zu  starr  und  uq- 
gelenk,  genügte  infolgedessen  auch  nicht 
mehr  den  finanziellen  Anforderungen. 

Diese  Erkenntnis  führte  in  der  Mehr- 
zahl der  Staaten  zu  Umgestaltungen,  die 
teils  bei  den  Ertragssteuern  selbst  an- 
setzten, teils  sie  ganz  oder  teilweise  ver- 
drängten. 

4.  Verbreitung  der  E.  und  ihr  Sclüek- 
sal  in  den  letzten  Decennien.  Das  Vor- 
kommen der  Ertragssteuern  muss  natürlich 
nach  der  ganzen  Stellung  beurteilt  werden, 


^)  Das  geschieht  jetzt  auch  allgemein  bei 
der  Einkommensteuer,  insofern  man  das  Ein- 
kommen aus  Gewerbe  und  Grundbesitz  in  dem 
Staate  der  gelegenen  Sache  der  Steuer  sichert. 
Nur  bei  starker  Verschuldung  aas  Ausland  L«t 
heutzutage  der  Einkomnienstenerstaat  noch  im 
Nachteil  gegenüber  dem  Ertragsistenerstaate. 
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welche  sie  im  direkten  Steuersystem  ein- 
nehmeD.  Danach  ist  es  zvreckmässig,  Ter- 
schiedene  Gruppen  zu  bilden. 

Eine  erste  Gruppe  hat  das  reine  Ei> 
tragssteuersYstem.  Zu  dieser  zählen  in 
Deutschland  nur  noch  Bayern,  Mecklenburg, 
Elsass-Lothringen ,  Württemberg.  Bayern 
hat  in  den  zwanziger  Jahren  dieses  Jahr- 
hunderts sich  für  dieses  System  entschie- 
den, es  aber  erst  in  den  fünfziger  Jahren 
voll  und  rem  ausgebildet.  Im  Jahre  1881 
nahm  es,  nachdem  der  üebergang  zum  kom- 
binierten System  nicht  durdizusetzen  war, 
eine  Reform  vor,  welche  jedoch  hauptsächlich 
Diir  die  Gewerbesteuer  tiefer  ergriff;  die 
schablonenhafte  Anwendung  äusserer  Merk- 
male wurde  dadurch  sehr  durchbrochen  und 
die  Erfassung  der  wirklichen  Erträge  mehr  als 
fafiher  ermöglicht  Insofern  bei  der  Kapital- 
rentensteuer samtliche  Schuldzinsen,  bei 
der  Gewerbesteuer  und  speciellen  Ein- 
kommensteuer wenigstens  die  mit  dem  Er- 
werb verknüpften  Schuldzinsen  in  gewissen 
<Trenzen  berücksichtigt  werden  konnten, 
wurden  diese  Ertragssteuern  dem  Ein- 
konimensteuerprincip  sehr  genähert;  das 
tMt  auch  in  den  partiellen  Befreiungen,  teil- 
weise progressiven  Steuerskalen  u.  a.  hervor. 
Im  ganzen  System  waren  die  fundierten 
Ertragsquellen  höher  belastet  als  die  Lolin- 
nnd  Besoldimgserträge.  Yor  kurzem  (G. 
V.  9.  Juni  1899)  kam  es  zu  einer  neuen 
Reform,  die  abermals  das  subjektive  Moment 
stärker  betont  und  in  der  feineren  Ausge- 
stiütung  der  Besteuerung  nach  der  Leistungs- 
^higkeit  die  Annäherung  an  das  Einkom- 
raensteuersystem  abermals  fördert. 

Mecklenburg  hat  von  neuem  durch  G. 
V,  11.  Mai  1897  sein  Ertragssteuersystem 
sanktioniert. 

Elsass-Lothringen  ist  noch  in  Umände- 
nin^  der  französischen  Steuern  und  in  vollem 
Ausbau  eines  Ertragssteuersystems  nachdeut- 
ij^/nen Vorbildern  (besonders  Bayem)begriffen ; 
es  bedeutet  das  schon  einen  Fortschritt. 

Wüiltemberg  machte  einen  Anlauf, 
dem  reinen  Erfcragssteuersystem  untreu  zu 
werden;  nachdem  es  ihm  in  den  letzten 
Decennien  nochmals  gelungen  war,  ziemlich 
eorgfäitige  Kataster  neu  zu  erstellen,  die 
unterschiedliche  Belastung  des  fundierten 
und  nnfundierten  Einkommens  in  dem  ge- 
samten Ertrag^teuersystem  zur  Geltung  zu 
bringen  und  nach  langem  Kampf  im  G.  v. 
14  Juni  1887  für  die  fundierten  Quellen 
den  ungleichen  Steuerfuss  zu  beseitigen, 
kam  seit  1895  eine  grosse  Reformarbeit  in 
Gang,  welche  das  kombinierte  System  ziun 
Zweck  hatte ;  allein  in  letzter  Stunde  schei- 
terte das  (Janze. 

Ausserhalb  Deutschlands  sind  als  dem 
Ertragssteuersystem  angehörig  besonders 
namhaft  zu   machen   Frankreich,    Belgien, 


Russland.  In  Frankreich  ist  es  bis  jetzt 
nicht  gelungen,  das  seit  der  Revolutionszeit 
begründete  Ertragssteuersystem  zum  Wan- 
ken zu  bringen;  nur  eine  Reform  der  Ge- 
bäudesteuer 1890,  erhebliche  Nachlässe  bei 
der  Grundsteuer  und  kleinere  Aende- 
nmgen,  z.  B.  bei  der  Besteuerung  des  Er- 
trags gewisser  ausländischer  Papiere  — 
eine  vollständige  Kapitalrentensteuer  fehlt 
heute  noch  —  sind  durchgegangen.  Ver- 
suche, eine  Einkommensteuer  oder  ihr  ähn- 
liche Steuer  einzuführen,  sind  bis  jetzt  ge- 
scheitert. In  Russland  haben  die  Ertrags- 
steuem  erst  Eingang  gefunden  mit  der  Ab- 
schaffimg der  Kopfsteuer,  an  deren  SteDe 
sie  traten. 

Gegenüber  diesen  Staaten  besteht  eine 
zweite  Gruppe,  welche  ihre  meist  un- 
vollkommen ausgebildeten  Ertragssteuern 
bis  auf  die  Steuer  vom  Gewerbebetrieb  im 
Umherziehen,  welche  überwiegend  einen 
polizeilichen  Charakter  hat,  und  bis  auf 
Reste  von  einer  Grundsteuer  fallen  Hessen 
und  durch  die  allgemeine  Einkommensteuer 
ersetzten ;  dahin  gehören  Königreich  Sachsen, 
Oldenburg,  Sachsen- Weimar,  Sachsen-Alten- 
burg, Sachsen-Meiningen,  Schwarzburg-Son- 
dershausen, Coburg-Gotha,  Reuss  j.  Linie 
und  die  Hansestädte.  Ihnen  kann  auch 
England  angeschlossen  werden ;  doch  nimmt 
es  eine  MiltelsteDung  ein,  es  hat  eine  all- 
gemeine Einkommensteuer,  daneben  eine 
ablösbar  gestellte  alte  Grundsteuer  und  eine 
Haussteuer ;  allein  auch  die  allgemeine  Ein- 
kommensteuer stellt  streng  genommen  ein 
Ertragssteuersystem  dar,  das  aber  dem  Ein- 
kommensprincip  sich  nähert,  insofern  als 
der  Schuldner  das  Recht. hat,  den  Gläubi- 
gem einen  entsprechenden  Steuerabzug  zu 
machen,  und  insofern  der  einzelne  Steuer- 
pflichtige Befreiung  bezw.  Ermässigung  ge- 
niesst,  wenn  er  nachweist,  dass  seine  Er- 
tragsquellen zusauamen  nicht  160  £  bezw. 
160—400  £  betragen. 

Eine  dritte  Gruppe  behielt  die  Er- 
tragssteuem,  soweit  sie  fundierte  Quellen 
betreffen,  in  verringertem  Masse  bei,  fügte 
aber  im  übrigen  eme  allgemeine  Einkom- 
mensteuer hinzu;  es  hat  dies  den  Vorzug, 
dass  der  Unterschied  der  Leistungsfäliigkeit 
von  fundiertem  und  unfundiertem  Einkom- 
men in  der  Belastung  zm'  Geltung  kommt, 
indem  das  erstere  zweimal,  das  letztere  nm* 
einmal  getroffen  wird,  auch  tritt  in  der 
Einkommensteuer  eine  Entlastung  der  ver- 
schuldeten Steuersubjekte  und  Rücksicht- 
nahme auf  die  persönlichen  Verhältnisse 
ein.  Durch  diese  Kombination  ist  unstrei- 
tig ein  Teil  der  Mängel  der  Ertragssteuern 
erheblich  abgestumpft.  Das  kombinierte 
System  haben  18S4  bewusstermassen  aus- 
gebildet Hessen  und  Baden ;  am  konsequen- 
testen   und    feinsten   ist   es  geschehen  in 
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Baden,  namentlich  insofern  seine  Grund-, 
Haus-,  Kapital-  und  Gewerbebetriebskapital- 
steuer partikuläre  Bruttovermögenssteuern 
sind.  Uie  in  Württemberg  1895  in  An- 
griff genommene,  aber  schliesslich  ge- 
scheiterte Eeform  bewegte  sich  in  der 
Richtung  einer  ähnlichen  Kombination. 
Weniger  voDkommen  ist  das  kombinierte 
System  in  Waldeck-Pyrmont,  Lippe-Detmold, 
Schaumbiurg-Lippe,  Schwarzburg-Rudolstadt ; 
es  fehlen  regelmässig  die  Kapitalrenten- 
steuern in  dieser  Gnippe.  Analog  lag  bis 
zur  neuesten  Reform  aie  Sache  in  Preussen, 
wo  man  übrigens  die  Kapitalrenten  Steuer 
1883  einfügen  wollte,  und  bis  1899  in  Braun- 
schweig. Neuerdings  hat  sich  auch  Anhalt 
dem  kombinierten  System  teilweise  ange- 
schlossen. Hatte  es  1886  sein  vollkommen 
ausgebildetes  Ertragssteuersystem  bis  auf 
einen  Rest  von  Gnmdsteuer  (3  Einheiten) 
aufgegeben  und  durch  die  allgemeine  Ein- 
kommensteuer ersetzt,  so  fügte  es  1897 
wieder  zwei  neue  Ertragssteuern  zu  letzte- 
rer hinzii:  eine  Gewerbesteuer  (erst  begin- 
nend bei  10000  Mark  Reinertrag)  und  eine 
Kapitalrentensteuer  (erst  beginnend  bei  5000 
Mark  Rente  und  lediglich  aus  den  Fassionen 
der  Einkommensteuer  abgeleitet).  Auch 
Oesterreich  ist  hierher  zu  zählen:  seit  der 
Steuerreform  von  1896  besteht  sein  Steuer- 
system aus  einer  Kombination  einer  allge- 
meinen Einkommensteuer  mit  einer  Giimd-, 
Haus-,  Renten-,  Erwerbs-  und  Besoldungs- 
steuer (letztere  bei  3200  fl.  beginnend, 
hauptsäcnlich  mit  Rücksicht  auf  die  bis- 
herigen Belastungsverhältnisse  hinzugefügt). 

Eine  eigentümliche  Verbindung  von  Er- 
trags- und  Einkommensteuer  liegt  vor  in 
Reuss  ä.  Linie,  Luxemburg  und  Italien; 
die  letztere  trifft  alles,  w^as  nicht  von  der 
Grundsteuer  erfasst  ist. 

Eine  vierte  Gruppe  endlich  hat 
neuestens  auch  zu  Zwecken  eines  kombi- 
nierten direkten  Steuersystems  die  Ertrags- 
steuern fallen  lassen  oder  steht  im  Begriff, 
dies  zu  thun.  Es  sind  dies  die  Staaten, 
welche  an  Stelle  der  Ertragssteuern  die 
Vermögenssteuer  mit  der  Einkommensteiier 
verbinden.  Diesen  Schritt  hat  namentlich 
Preussen  gethan,  indem  es  durch  G.  v.  14. 
JuU  1893  die  Ertragssteuem  aus  dem 
Staatssteuersystem  ausschied  und  den  Selbst- 
verwaltungskörpern überliess;  Hessen  und 
Braunschweig  haben  neuerdings  den  gleichen 
Weg  eingeschlagen.  Braunschweig  jedoch 
mit  der  Modifikation,  dass  es  auch  noch  die 
Ertragssteiiern  als  Staatssteuer  aufrecht  er- 
halten, 75%  des  Aufkommens  aber  den  Ge- 
meinden überlassen  hat(vgl.Finanzarchiv  1899 
S.  7 13  f.) ;  Baden  hat  ein  dem  preussischon  ähn- 
liclies  Vorgehen  bereits  erwogen  und  geplant. i) 

')  Vgl.  Finanzarchiv  15  (1898)  S.  410  f. 


Diese  aus  Vermögens-  imd  Einkommea- 
steuer  gebildete  Kombination,  welche  auch  in 
Basel-Stadt,  Basel-Land,  Solothurn  und  Tessin 
besteht,  hat  den  Vorzug,  dass  sie  «iie 
durch  Schulden  geminderte  Leistun^fahig- 
keit  zweimal  zur  Geltung  bringt,  auch 
für  Befreiungen  gleichmässigere  Grenzen 
findet  als  die  Eilragssteuem  und  fiktivt» 
Annahmen  beseitigt,  andererseits  ist  dr«ch 
auch  hervorzuheben,  dass  die  Vermögens- 
steuer die  verschiedenen  Rendite  keines- 
wegs gerecht  trifft  und  deshalb  nur  nied- 
rigen Steuerfuss  verträgt,  was  ihre  Verwen- 
dung zur  Kombination  bei  hoher  Steuer- 
last von  vornherein  erschwert,  \md  dass 
auch  unter  umständen  die  Anknüpfung  an 
das  historisch  Gegebene  und  an  die  äusf^e- 
ren  KontroUbehelfe  bei  den  Ertragssteueni 
schwer  in  die  Wagschale  fallen  können. 

Vgl.  im  übrigen  die  Artt.  GrunU-, 
Gebäude-,  Gewerbe-,  Kapitalreu- 
ten-, Erwerbs-,  Einkommensteuer: 
Existenzminimum;  Progression. 

Litteratur:  IHe  bekannten  Lehrbächer  ron  Ad. 
Wagner,  i.  von  Stein,  Vmpfenbaeh,  W. 
Röscher,  Cohn,  Schaffte,  —  Kälte,  Zur  l»t- 
stehung  der  Ertrag»-  und  Katagtergteuem  i»  fi^^i 
deutschen  Staaten  (Finanzarchiv  16  (1899)  &4  7  v  .— 
Eine  ausführliche  Betrachtung  tcidmei  den  Er- 
tragssteuem  Vocke,  Die  Abgaben,  Außugen  wn«f 
die  Steuer  vom  Standpunkte  der  Geschieht*  uad 
der  Sittliehkeit.  —  Neumann,  Die  pcrsoniich^p 
Steuern  vom  Einkommen,  verbunden  wii  Er- 
trags- oder  mit  Vermctgenssteuem  mit  besondfrrr 
Eeziehuyig  auf  wiirtt,  Verhältnisse,  Tüb,  1S96.  — 
T'eher  sämtliche  neueren  Reformen  finden  sieh 
ausführliche  Mitteilungen  in  Schan2*  Fi»an:- 
archiv  1884—99. 

G.  Seh4im. 


Erwerbsstener. 

Man  muss  eine  Erwerbsstcuer  im  wei- 
teren und  engeren  Sinne  unterscheiden. 

a)  Die  Erwerbssteuer  im  weiteren  Sinne 
ist  ein  wissenschaftlicher  Terminus,  der  von 
den  Theoretikern  benutzt  wird,  um  die  ver- 
schiedenen Steuern  zu  einem  System  zu- 
sammenzufassen. So  ist  dies  neuenün^s 
von  Ad.  Wagner,  G.  Cohn  imd  L.  Stein  ge- 
schehen. 

Ad.  Wagner  bildet  aus  den  Steuern  drei 
Gruppen,  die  er  dann  auch  seinem  System 
zu  Grunde  legt.  Diejenigen  Steuern,  welche 
Einzelein  kommen  und  Vermögen  in  der 
Entstehung  beim  einzelnen  aufsuchen,  nennt 
er  Erwerl)ssteuern ,  diejenigen,  welche  sie 
im  Besitz  aufsuchen,  Besitzsteuem,  diejeni- 
gen, welche  sie  im  Gebrauch  verfols:en, 
Gebrauchssteuern.  Diese  drei  Ornpiien 
gliedern  sich  dann  wieder  weiter;  die  £r- 
werbssteuem  lunfassen  1)  die  Steuern  vom 
berufsmässigen   Erwerb   und    zwar  sowohl 
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die  verschiedeaen  Subjekt-  als  Objekt-(Er- 
trags)steuern ;  2)  die  Steuern  vom  Erwerb 
durch  einzelne  Akte  und  Rechtsgeschäfte, 
es  sind  dies  die  Yerkehrssteuern ;  3)  die 
Steuern  vom  Erwerb  durch  Anfall,  wobei 
an  die  Spiel-  und  Konjunkturgewinne,  Erb- 
Bchaften,  Geschenke  gedacht  ist 

Diese  Einteilimg  der  Steuern,  die  gegen- 
über der  üblichen  Scheidung  in  direkte  und 
indirekte    manche  Vorzüge  hat,   ist  neuer- 
<iing8  auch  von  Cohn  in  seiner  Finanzwissen- 
schaft  zu   Grunde  gelegt  worden.    Er  hat 
hierbei    einige,    wie    mir    scheint,    zweck- 
mässige   Modifikationen    vorgenommen;    er 
geht  aus  vom  Erwerb,  Besitz  und  Verbrauch; 
die  Steuern   vom  Gebrauchsvermögen  wer- 
den   den    Besitzsteuem    eingegli^ert ;    es 
wird  hierdurch  die  unsichere  Grenze  zwi- 
schen Gebrauch  und  Besitz  eliminiert.    Bei 
den    &werb6steuern     imterscheidet    Cohn 
Subjekt-,  Objekt-  und  Yerkehrssteuern,  die 
^agnerschen  Anfellsteuem  werden  in  die 
Kat^orie  der  Yerkehrssteuern  aufgenommen. 
Schon   vor  Ad.  Wagner   und   Cohn   hat 
L  Stein   den   Begriff  der  Erwerbssteuern 
systematisch  zu  verwerten  gesucht,  es  ge- 
schieht dies  aber  in  anderem  Sinne  als  bei 
den   Vorgenannten.      Steins    Steuersystem 
setzt  sich  aus  den  direkten,  den  indirekten 
und  einer   beide   korrigierenden   bezw.  er- 
gänzenden Einkommensteuer  zusammen ;  die 
direkten   zerlegt  er  in  Ertrags-,   Erwerbs- 
und  Yerkehrssteuern ;  zu  den  Ertragssteuern 
werden  nur  Grund-,  Gebäude-  und  Kapital- 
rentensteuern gerechnet,  wogegen  das  Sys- 
tem der  Elrwerbssteuern  die  Personalerwerbs- 
steuer (Lohn-,  Besoldungs-,  Berufssteuern), 
die  Gewerbesteuer  imd  die  üntemehmungs- 
oder  Industriesteuer  umfasst.    Das  Yerhilt- 
nis  der   Ertrags-    zu    den  Erwerbssteuern 
denkt  sich  Stein  so,  dass  »die  Ertragssteuer 
das  Kapital  mit  seiner  Ertragsfähigkeit  von 
der  Thätigkeit   seines  Eigentümers  loslöst, 
mithin  die  Produktivität  des  Kapitals  für 
sich  bestimmt  (!)«,  wogegen  beim  Erwerb 
das  Zusammenwirken  der  Kapitalskraft  (sei 
ea  d^  persönlichen  (!)  oder  Güterkapitals) 
mit  der   personlichen   Produktivkraft    vor- 
liegt.    Auf     die    Eigentümlichkeiten     der 
Steinschen    Konstruktion    kann   hier    nicht 
näher  eingegan^n  werden. 

b)  Der  Begnff  ^!&werbssteuer«  im  enge- 
ren Sinne  ist  überwiegend  der  Ptaxis  an- 
phörig  und  dient  zumeist  der  Zusammen- 
lassung  einzelner  Ertragssteuern  oder  zur 
Bezeichnung  einzelner  Partikeln  einer  Ein- 
kommensteuer. In  dieser  Weise  ist  z.  B. 
dw  Ausdruck  Erwerbssteuer  in  die  öster- 
reichische (ungarische),  badische  und  schwei- 
zerische Steuergesetzgebung  eingedrungen. 
Das  österreichische  Steuersystem  setzte 
ach  bisher  zusammen  aus  einer  Grund-, 
Oebäude-,  Erwerbs-  und  Einkommensteuer. 


Die  Erwerbssteuer  datierte  v.  31.  Dezember 
1812  und  traf  nach  einem  Klassenschema 
die  Fabriken ,  Handelsuntemehmungen, 
Künste  und  Gewerbe  sowie  die  Dienstge- 
werbe (Unterricht,  Geschäftsvermittelungen, 
Beförderung  von  Personen  und  Sachen); 
Besoldung,  Arbeitslohn  und  Kapitalzinsen 
wai-en  nicht  in  dieselbe  einbegriffen,  auch 
sonst  zahlreiche  Ausnahmen  gemacht;  zur 
Ergänzung  dieser  Lücken  und  als  Zuschlag 
zu  den  bisherigen  Steuern  wurde  im  Jahre 
1849  die  Einkommensteuer  hinzugefügt,  die 
aber  diesen  Namen  sehr  wenig  verdiente. 
D\u*ch  die  Steuerreform  von  1896  wurde 
das  Steuersystem  umgestaltet;  aber  die 
»Erwerbssteuer«  in  ihrer  frühereu  Umgren- 
zung mit  dem  Charakter  einer  Art  Ge- 
werbesteuer ging,  wenn  auch  sonst  sehr 
umgestaltet,  auch  in  das  neue  Svstem  über 
(Finanzarchiv  U  (1897),  S.  If.)."^ 

Auch  in  Baden  hat  die  Erwerbssteuer 
eine  Zeit  lang  als  erweiterte  Gewerbesteuer 
im  Steuersystem  funktioniert.  Durch  das 
Erwerbssteuerg.  v.  25.  August  1876  wurde 
die  Klassen-  und  Gewerbesteuer  in  der  Er- 
werbssteuer verschmolzen,  sie  traf  die  Ge- 
werbe, Besoldungen,  Löhne  etc.,  auch  die 
Landwirte,  weil  die  Grundsteuer  nur  die 
Grundrente,  den  Zins  von  Bodenkapital, 
nicht  aber  den  Zins  von  Betriebskapital 
und  Arbeitsverdienst  besteuerte.  Diese  Er- 
werbssteuer bildete  mit  der  Grund-,  Ge- 
bäude-, Kapitalrenten-,  Berg-  und  Beförste- 
rungssteuer  das  Ertragssteuersystem  bis 
1884,  wo  man  zu  einem  aus  Ertrags-  und 
Einkommensteuer  kombinierten  System  übei^ 
ging.  Aus  der  Erwerbssteuer  wurde  dabei 
die  nach  dem  Betriebskapital  bemessene 
Gewerbesteuer  ausgeschieden,  der  Rest  ging 
in  der  Einkommensteuer  auf. 

In  den  Schweizer  Kantonen  findet  sich 
der  Ausdruck  Erwerbssteuer  häufig.  Die 
Mehrzahl  der  Kantone  besteuert  zunächst 
das  Yermögen,  dann  in  weiterer  IJnie  alles 
Einkommen  nach  Abzug  eines  Zinsbetrages 
für  das  bereits  versteuerte  Yermögen.  Die- 
ses Einkommen  wurde  schlechtweg  Erwerb 
genannt  in  Aargau  (G.  v.  11.  Mte  1865), 
Luzern  (G.  v.  18.  September  1867),  Uri  (G. 
V.  10.  Mai  1886),  in  einigen  anderen  stellte 
man  dem  Yermögen  in  analogem  Sinne 
gegenüber  Einkonunen  und  Erwerb ;  in  Zug 
geschah  dies  ohne  specieUe  begriffliche 
Trennung  (G.  v.  1.  Juli  1876),  in  Obwalden 
nennt  man  Einkommen  die  Leibreuten  imd 
Pensionen,  Erwerb  das  übrige  Einkommen 
(G.  V.  3.  März  1870),  in  Neuenburg  Ein- 
kommen (revenus)  ausser  Hente  und  Pension 
auch  noch  den  Reinertrag  von  Immobilien,  die 
ausserhalb  des  Kantons  liegen,  dagegen 
Erwerb  (ressouroes)  das  gewerbliche  und 
landwirtschaftliche  Einkommen  nach  Abziig 
von  5^/o  des  verwendeten  Kapitals,  ferner 
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(las  Besoldiings-  und  Berufseinkommen.  Ein 
älteres  Züricher  G.  v.  28.  Juni  1832  be- 
zeichnete als  Er^'erb  den  Ertrag  der  ge- 
werblichen Thätigkeit  nach  Abzug  von  4% 
für  das  verwendete  KapitaJ,  als  Einkommen 
dagegen  Renten,  Lohn,  Besoldung;  das  G. 
V.  14.  Februar  1861  lässt  diese  Scheidung 
fallen  und  spricht  nur  noch  von  Verraögens- 
und  Einkommensteuer. 

Auf  die  Details  der  Erwerbssteuern 
kann  hier  nicht  eingegangen  werden,  es 
hat  dies  bei  der  einzelnen  Ertrags-,  der 
Einkommen-  und  der  Vermögenssteuer  zu 
geschehen. 

Litteratnr:  Wagner ,  Finanz wüsensehaft  II, 
2,  Aufl.,  S,  22S,  ^  9S  und  S.  514,  ü  21^ ff.  — 
Cohn,  J'^inamteissengchaß,  1SS9,  §'  S.l^ff.,  S. 
447 ff.  —  Steittf  Finanz wisten9chaft,  5.  Aufl., 
II.  Teil,  2.  Ahteänng,  1886,  S.  149 ff.  —  Le- 
waUi,  Die  direkten  Steuern  im  Grossherzogtum 
Baden,  Finanzarchiv  1886,  S.  76Sff.  —  Schanz, 
Die  Steuern  der  Schweiz,  1890,  5  Bde.,  passim. 

G,  Schanz, 


Erwerbe-  and  Wirtscliaftsgenossen- 
sdiaften. 

1.  Allffemeipes.  2.  England.  3.  Frankreich. 
4.  Deutschland.  5.  Oeaterreich-Üngarn.  6.  Ita- 
lien. 7.  Belgien.  8.  Holland.  9.  Dänemark. 
10.  Schweiz.  11.  Kussland.  China.  12.  Ver- 
einigte Staaten  von  Amerika.  13.  Andere 
Staaten.    14.  Internationale  Beziehungen. 

1.  Allgemeines.  Die  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften sind  eine  Unterart 
der  Genossenschaften  im  weitesten  Sinne. 
Genossenschaft  ist  jede  Gemeinschaft  von 
Personen  zur  Verfolgung  gemeinsamer 
Zwecke,  diese  können  sowohl  öffentlich- 
rechtlicher wie  privater  Natur  sein.  In 
diesem  Aufsatz  haben  wir  es  nur  mit  einer 
bestimmten  Art  der  Genossenschaften,  der 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaft,  zu 
thun.  Huber  bezeichnete  dieselben  treffend 
als  die  »Verbindung  atomistischer  Elemente 
der  arbeitenden  Klasse  in  gemeinsamen  Be- 
strebungen zur  Besserung  ihrer  Lage«.  Der 
Kürze  wegen  werden  wir  uns  im  folgenden 
auch  für  diese  Art  der  Genossenschaft  der 
allgemeinen  Bezeichnung  »Genossenschaft« 
bedienen.  Die  Genossenschaft  ist  eine  Er- 
gänzung zur  Aktiengesellschaft  Wie  die 
Aktiengesellschaften  ihrer  Natur  nach  zum 
Betriebe  von  Unternehmungen  bestimmt  sind, 
welche  die  Kräfte  des  einzelnen  Kapitalisten 
tibersteigen,  so  ist  der  eigentliche  Zweck 
der  Genossenschaft,  die  in  ihrer  Isoliertheit 
wirtschaftlich  schwachen  Personen  zu  ge- 
raeinsamer wirtschaftlicher  Thätigkeit  zu 
vereinigen  —  handelt  es  sich  dort  lun  die 
Verwertung  eines  vorhandenen  Kapitals,  so 
giebt  der  jMangel  an  Kapital  oft  gerade  die 


Veranlassung  ziu*  Gründung  einer  Genossen- 
schaft. Wie  die  Aktiengesellschaften.  ?n 
sind  auch  die  Genossenschaften  eine  Folge 
der  veränderten  wirtschaftlichen  Verhalt- 
nisse, sie  sind  die  der  modernen  Kajätals- 
wirtschaft  angepassten  Innungen,  die  Schnlze- 
Delitzsch  mit  flecht  als  die  >Inniugen  «kr 
Zukunft«  bezeichnete  und  von  denen  wir 
heute  als  von  den  »Innungen  der  Gegen- 
wart« sprechen  können.  Völlig  verschieden 
sind  diese  Genossenschaften  von  den  sozia- 
;  listischen  Gemeinschaften,  wenn  auch  b^ide 
!  Gesellschaftsarten  die  wnrtschaftliehe  Hebung 
i  der  beteiligten  Klassen  dimsh  gemeinschaft- 
lichen Geschäftsbetrieb  zur  Aufgabe  haben, 
denn  die  Genossenschaft  wahürt  voll  die 
Individualität  ihrer  Mitglieder,  sie  Lst  er- 
richtet aiif  den  Grundsätzen  der  Selbst- 
verwaltung und  Selbst\'erantwortung  —  we- 
nigstens soll  es  sein.  Diese  beiden  Bestand- 
teile der  Genossenschaft  gehören  untrenn- 
bar zusammen,  wird  an  einem  gerüttelt  ?»> 
wird  das  andere  in  Mitleidenschaft  gezogen : 
und  wie  die  Erfahrung  gezeigt,  geschieht 
dies  stets  auf  Kosten  des  Gedeihens  der  (V 
nossenschaft.    Sie  bilden  das  Lebenselement. 

Ueber  der  Erreichung  materieller  Vor- 
teile für  die  Mitglieder  aber  steht  der  sitt- 
liche Wert  der  Genossenschaft.  Es  ist  daN 
Band  der  Solidarität,  das  die  Genossen  be- 
wusst  —  und  häufiger  wohl  auch  unhe- 
wusst  —  verbindet.  ^>Die  materieUe  Signa- 
tur der  Association  kann  nicht  nur  Hand 
in  Hand  mit  sittlichen  und  geistigen  Be- 
strebungen gehen,  sondern  es  gehört  elien 
eine  solche  Verbindung  sogar  wesentlich  zu 
der  vollen  Signatur  der  AssocialioQ 
(Huber).  Die  in  der  Genossenschaft  i?^ 
pflegte  Selbstverwaltung  ist  eine  Vorschule 
für  die  Anforderungen,  die  Staat  und  Ge- 
meinde an  ihre  Bürger  stellen.  Freilich 
giebt  es  auch  Ausnahmen,  Genossenschaften, 
die  jedes  sittlichen  Wertes  entbehren,  die 
nur  den  Vorteil  einiger  weniger  verfolgen: 
doch  derartige  »Bastardgenossenschafteo« 
beweisen  nichts  gegen  das  Princip  der  ge- 
nossenschaftlichen Bestrebungen  überhaupt, 
sie  sind  nur  ein  Missbrauch  desselben. 

Die  Genossenschaft  bietet  auch  einen 
Weg  zur  Linderung  der  Klassengegensätze, 
zur  Aussöhnung  von  Kapital  und  Arbat 
Ein  Blick  auf  die  Resultate  der  über  die 
ganze  Erde  verbreiteten  Genossenschaften 
legt  unwiderlegliches  Zeugnis  ab  von  der 
wirtschaftlichen  Bedeutung,  die  ihnen  inne- 
wohnt. 

Genossenschaften  sind  nach  der  Defini- 
tion des  deutschen  G.  v.  1.  Mai  1889:  Ge- 
seDschaften  von  nicht  geschlossener  Mit- 
gliederzahl, welche  die  Förderung  des  Er- 
werbs oder  der  Wirtschaft  ihrer  Mitgheder 
mittelst  gemeiuschaftlichenGeschaftsbetriebe* 
bezwecken.     Die  Genossenschaften  werden 
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am  richtigsten  eingeteilt  in  distributive,  die 
den  Mitgliedern  bei  Anschaffung  der  in 
«rewerbe  und  Wirtschaft  nötigen  Bedürf- 
nisse die  Vorteile  des  Grossbezugs  gewähren 
(Konsum-,  Rohstoff-,  Vorschussvereine,  Bau- 
genossenschaften) —  und  in  produktive  (Ge- 
werbebetrieb für  gemeinschaftliche  Rech- 
nung), unmöglich  ist  es,  eine  vollständige 
Aufzählung  oder  auch  nur  Klassifizierung 
(ier  Genossenschaften  zu  geben,  denn  kaum 
debt  es  heute  einen  Gewerbszweig,  in  dem 
diese  Gesellschaftsform  nicht  bereits  Ver- 
breitung gefimden  hat.  Auch  die  Einteüung 
in  Käufer-  und  Verkäufergenossenschaften 
lOppenheimer)  ist  keineswegs  erschöpfend, 
deckt  sich  übrigens  wesentlich  mit  der  obigen. 

Nicht  hierher  gehören  die  »Dividenden- 
p^nossenschaften«  und  die  »industrielle  Part- 
nerschaft«, bei  denen  der  Geschäftsbetrieb 
kein  gemeinschaftlicher  ist,  auch  nicht  die 
•latenten  Genossenschaften«,  bei  denen  die- 
;enigen,  welche  den  Vorteil  haben,  nicht  die 
Träger  des  Unternehmens  sind. 

In  nachstehendem  geben  wir  eine  kurze 
Darstellung  der  Entwickelung  der  Genossen- 
schaften in  den  für  das  Genossenschafts- 
wesen hauptsächlich  in  Betracht  kommen- 
den Staaten ;  Einzelheiten,  insbesondere  auch 
<^»rganisation  und  Bedeuümg  der  einzelnen 
(lenossenschaftsarten,  finden  sich  in  be- 
sonderen Artikeln  behandelt. 

2.  England.  Wir  beginnen  mit  Eng- 
land, weil  von  dort  aus  die  Genossenschafte- 
t«wegung  ihren  Ausgang  nahm.  Wie  In- 
dustrie und  Handel  vor  allen  Ländern  in 
England  zur  Blüte  gelangten,  so  fanden 
auch  die  Genossenschaften  als  eine  Folge 
der  sich  hieraus  ergebenden  Arbeiterfrage 
zuerst  in  England  ihre  Anwendung  auf  dias 
wirtschaftliche  Leben. 

Die  Anfänge  der  Genossenschaftsbewegung 
reichen  bis  in  das  18.  Jahrhundert  zurück  und 
blanden  in  der  Gründung  von  Kramläden  tmd 
tretreidemühlen.  Drei  Perioden  sind  für  die 
Geschichte  der  »iglischen  Genossenschaften  zu 
nnterscheiden.  Die  erste  Periode  reicht  bis  zum 
Jahre  1831.  Die  Genossenschaften  waren  in 
jener  Zeit  fast  ausschliesslich  Vereine  zur  Be- 
srhaffong  von  Lebensmitteln.  In  diesen  Ver- 
einen wurde  hauptsächlich  an  Nichtmitglieder 
verkauft,  der  Gewinn  aber  nur  unter  die  Mitglieder 
nach  den  Geschäftsanteilen  verteilt,  so  dass  die- 
selben, wenn  auch  ursprünglich  vielleicht  im 
Interesse  weiterer  Kreise  gegründet  —  doch 
schliesslich  nur  dem  Nutzen  einiger  weniger 
Personen  dienten. 

Diese  Genossenschaften  blieben  infolgedessen 
anch  ohne  volkswirtschaftlichen  Wert. 

Die  zweite  Periode  reicht  bis  zum  Jahre 
1844;  es  ist  die  sozialistische  Periode,  die  Ge- 
nossenschaften waren  in  derselben  nicht  Selbst- 
zweck, sondern  dienten  wesentlich  der  sozialis- 
tischen Propaganda  nach  Owenschen  System. 
Mag  man  das  Oweusche  System  auch  als  Utopie 
oezeichnen,  so  kann  es  heute  doch  kaum  mehr 
bestritten  werden,   dass  Owen  der  Begründer 


der  Genossenschaften  in  ihrer  heutigen  Gestal- 
tung ist.  Aus  den  Owenschen  Bestrebungen 
hat  sich  der  gesunde  genossenschaftliche  Kern 
herausgeschält,  dem  Einfluss  Owens  ist  es  zu 
verdanken,  dass  die  Genossenschaften  mehr  als 
rein  geschäftliche  Unternehmungen  geworden 
sind  und  über  die  materiellen  Ziele  nicht  ver- 
fi^essen,  dass  sie  auch  höhere  Aufgaben  zu  er- 
tüllen  haben.  Würde  der  Konsumverein  — 
und  diese  Genossenschaftsart  ist  für  England 
entscheidend  —  nichts  anderes  als  ein  !£ram- 
laden  sein  und  für  die  Mitglieder  keine  weitere 
Bedeutung  haben,  als  ihnen  Lebensbedürfnisse 
zu  verschaffen,  so  würden  gewiss  nicht  die  be- 
deutensten  Männer  Englands  die  genossen- 
schaftlichen Bestrebungen  mit  Wort  und  Schrift 
fördern.  Infolge  der  Owenschen  kommunistischen 
Versuche  war  in  den  20  er  Jahren  der  genossen- 
schaftliche Gedanke  auch  für  Fabrikbetrieb 
und  Landbau  verwertet,  und  mit  dem  Jahre 
1827  begann  sogar  eine  sehr  lebhafte  Agitation 
nach  dieser  Richtung  hin.  Besonders  in  den 
zahlreichen  Versuchen  des  genossenschaftlichen 
Betriebes  der  Landwirtschaft  aber  herrschten 
vielfach  kommunistische  Ideeen  vor,  infolge 
deren  diese  Unternehmungen  nur  in  seltenen 
Fällen  von  Erfolg  waren. 

Mit  dem  Jahre  1835  war  die  Genossen- 
schaftsbewegung ganz  in  die  sozialistische  auf- 
gegangen. 

Auch  in  politischem  Interesse  wurden  die 
Genossenschaften  in  jener  Zeit  viel  missbraucht. 
Das  politische  Stimmrecht  war  nämlich  an  den 
Besitz  von  Land  gebunden;  und  nur  um  mög- 
lichst viele  Stimmen  für  sich  zu  gewinnen, 
gründeten  Chartisten  Ackerbaugenossenschaften, 
mit  dem  Zweck,  grössere  Güter  zu  parzellieren 
und  die  Mitglieder  zu  Eigentümern  der  Par- 
zellen zu  machen. 

Die  Folge  des  Hineinzieheus  der  Genossen- 
schaften in  den  Sozialismus  war,  dass  dieselben 
mit  diesem  aufblühten,  mit  dessen  Niedergang 
aber  auch  zu  Grunde  gingen.  Mitte  der  40  er 
Jahre  lösten  sich  die  sozialistischen  Genossen- 
schaften fast  ausnahmslos  auf.  Die  Genossen- 
schaften, welche  sich  diesen  Bestrebungen  fern 
gehalten  hatten,  fielen  der  Handelskrisis  von 
1846  zum  Opfer  oder  wurden  durch  religiöse 
Zwietracht,  Betrug  der  Verwalter  etc.  zur  Auf- 
lösung gedrängt. 

So  finden  wir  denn  1844  einen  völligen 
Niedergang  der  Genossenschaften  in  England. 
Die  Zahl  der  in  den  30  er  Jahren  vorhandenen 
Genossenschaften  war  nicht  gering  gewesen, 
bereits  im  Jahre  1830  hatte  ein  Kongress  statt- 
gefunden, auf  dem  56  Genossenschaften  mit 
3000  Mitgliedern  vertreten  waren,  266  Genossen- 
schaften sollen  damals  in  den  Vereinigten 
Königreichen  bestanden  haben.  Von  jener  Zeit 
ab  fanden  sogar  regelmässige  jährliche  Ge- 
nossenschaftskongresse statt,  die  freilich  mit 
dem  Jahre  1835  zu  ausgesprochenen  Sozialisten- 
kongressen  wurden. 

Die  dritte  Periode  beginnt  einerseits  mit 
den  genossenschaftlichen  Bestrebungen  in 
Rochdale,  der  Gründung  des  Konsumvereins 
der  redlichen  Pioniere  von  Rochdale,  anderer- 
seits mit  den  Bemühungen  Maurices,  die 
Lage  der  arbeitenden  Klassen  zu  verbessern. 
Mögen  auch   die  Ende   der  40  er  Jahre  in 
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Frankreich  mit  den  Genossenschaften  —  vor- 
übergehend —  erzielten  Erfolge  nicht  ohne 
Einfiuss  auf  die  Wiederbelebung  der  Ge- 
nossenschaften in  England  gewesen  sein,  so 
ist  doch  ein  Zusammenhang  zwischen  der 
dritten  und  zweiten  Periode  und  der  Ein- 
fiuss Owens  auf  erstere  unverkennbar. 

Die  w^esentliche  Neuerung  der  Rochdaler 
Pioniere  in  der  Organisation  der  Genossen- 
schaft war,  dass  sie  nicht  wie  die  Konsum- 
vereine der  ersten  Periode  den  Reingewinn 
nach  den  Geschäftsanteilen  verteilten,  son- 
dern nach  den  Einkäufen,  und  hiermit 
wirkten  sie  bahnbrechend  fiir  die  ganze 
spätere  Entwickelung  der  Genossenschaften. 
Dieser  veränderte  geschäftliche  Gnmdsatz 
hatte  zur  Folge,  dass  die  Käufer  dauernd 
an  den  Konsumverein  gefesselt  und  in  die 
Lage  versetzt  wurden,  auch  bei  massigen 
Einkünften  Ersparnisse  zu  erzielen,  ohne 
sich  Entbehrungen  auferlegen   zu  müssen. 

Der  Rochdaler  Konsumverein  wurde  1844 
von  einem  Dutzend  armer  Flanellweber  ^- 
gründet,  die  sich  zu  wöchentlichen  Em- 
zahlungen  von  2  Pence  verpflichteten.  Das 
Programm  dieser  Genossenschaft  gab  als 
»Zweck  und  Absiebte  an,  »Einriditungen 
fCkr  das  materielle  Wohl  und  die  Verbesserung 
der  sozialen  und  wirtschaftlichen  Lage  ihrer 
Mitglieder  zu  treffen«,  und  führte  dann  eine 
Reihe  solcher  an,  die  von  Fernstehenden 
1844  als  ütopieen  und  Narrheiten  bezeichnet 
wurden,  die  aber  heute  zum  grossen  Teil 
erreicht  sind.  Die  Berühmtheit  und  Be- 
deutung dieser  Genossenschaft  verlangt  es, 
einige  Zahlen  über  .die  Entwickelung  der- 
selben anzugeben.  Folgende  Zusammen- 
stellung veranschaulicht  die  wirtschaftlichen 
Erfolge: 

Jahr      Mit-      Geschäfts-  Verkaufs-  Gewinn 

glieder      anteile  erlOs 

M.  M.               M. 

1860         6oo         45780  262580         17600 

1887     II  152     6562000  5134720  920940 

1807     12775     7003440  5893000  763960 

2^/2  ^/o  vom  Reingewinn  werden  statuten- 
gemäss  für  Bildun^szwecke  verwendet,  die 
Genossenschaft  besitzt  18  Lesezimmer,  eine 
Bibliothek  von  20000  Bänden  etc.,  Wohn- 
häuser, Fabriken.  Das  überflüssige  Vermögen 
ist  bei  Produktivgenossensdiaften  werbend 
angelegt 

Das  neue  Princip  der  Gewinnverteilung 
nach  den  Einkäufen  soll  zwar  bereits  vor 
Rochdale  in  einzelnen  Konsumvereinen  be- 
standen haben^  doch  hatte  es  keine  Wirkung 
gehabt  und  ist  auch  auf  Rochdale  nicht 
überkommen. 

Nur  eine  kleine  Anzahl  der  Konsum- 
vereine hat  nicht  den  »Rochdale-Plan«  an- 
genommen; es  sind  dies  die  Londoner  Be- 
amtenkonsumvereine ,    welche    möglichst 


billig  verkaufen  und  den  Ueberschuss  nach 
den  Geschäftsanteilen  verteilen  (»Civil-Ser- 
vice-Plan«  genannt).  Der  hauptsächlichste 
Wert  dieser  Vereine  besteht  darin,  dass 
sie  infolge  ihres  grossen  Umsatzes  ausier- 
ordentlich  billig  verkaufen  können  und 
streng  an  dem  Grundsatz  der  Barzahlung 
festhalten.  Die  englischen  Genossenschaften 
aber  betrachten  diese  Vereine  mit  Recht 
als  ihnen  nicht  ebenbürtig  und  gleichwertig. 

Die    Produktivgenossenschaftea 
in  England  sind  in  zwei  Arten  zu  &<dieideD : 
selbständige  Produktivgenossenschaften  mit 
Gewerbebetrieb  für  unmittelbare  Rechnung 
der  persönlichen  Mitglieder,   und  von  Kon- 
sumvereinen gegründete  Produktivgenossen- 
schaften.    Die   ersteien   sind   vielfach  aus 
Strikes  hervoi^egangen.     Owen  1^1:e  schon 
besonderes  Gevricht  auf  die  Grünoung  von 
Produktivgenossenschaften,  und  im  Jahre  1S3< » 
gab   es   bereits   zu  London   eine   von  Pr<v 
duktivgenossenschaften  ^pegründete  Magazin- 
Genossenschaft     Sie  teilten   aber  fast  alle 
das  gleiche  Schicksal  mit  dem  Owenschen 
Sozialismus.    Erst  Anfang  der  50  er  Jahre 
machte  sich  auch  in  dieser  Genossenschafts- 
art  eine  lebhaftere   Bewegung   bemerkbar, 
die  erzielten  Erfolge  sind  erst  in  dem  letzten 
Jahrzehnt  erheblidier  geworden,  Dank  dem 
durch  die  Konsumvereine  gesicherten  Ab- 
satzgebiet und  einem  besonderen  Verbände 
zur  Förderung  der  Produktivgenossenachaften. 
Es  bestehen  ca.  230  solcher  Genossenschaften. 
Erheblich    zahlreicher    und    umfangreicher 
sind  die  von  Konsumvereinen  gegründeten 
Produktivgenossenschaften.      Die    Konsum- 
vereine woDen   für  ihre  Mitglieder  gleich- 
zeitig  als   Sparkasse    dienen    und   nehmen 
daher  alles  ihnen  zugetragene  Geld  als  Dar- 
lehen an;  mit  diesen  Mitteln  und  um  die 
Produktion  in  die  eigene  Hand  zu  bekommen, 
werden  vielfach  Fabriken  errichtet,  in  denen 
di^  Hauptbedarfsartikel  hei^gestellt  weiden. 
Im    Jahre    1897    bestanden    580   derartige 
Produktivgenossenschaften    mit    zum    Teil 
sehr  guten  Erfolgen. 

Wie  industrielle  Produktion,  so  wird  auch 
von  einer  Anzahl  Konsumvereinen  Landbau 
betrieben. 

Die  Entwickelung  und  Verbreitung  der 
Baugenossenschaften  haben  wir  in  dem 
Specialartikel,  oben  Bd.  11 S.  465  ff.  daigestellt 

Unter  den  englischen  Genossenschaften 
nimmt  der  Kampf  zweier  Systeme  immer 
schärfere  Formen  an.  Das  englische  Ge- 
nossenschaftswesen beruht  hauptsächlich  auf 
den  Konsumvereinen.  Den  Führern  schwebte 
von  Anbeginn  der  Bewegung  als  Ziel  vor, 
durch  die  Genossenschaft  £e  Konkurrenz 
aus  der  Welt  zu  schaffen,  der  Konsumverein 
sollte  das  Mittel  dazu  sein.  Je  umfang- 
reicher aber  die  Produktion  wurde,  welche 
die   Konsumvereine   betrieben,  desto  wich- 
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tiger  wurde  die  Frage  der  Entlohnung  der 
Arbeiter;  Freunde  und  Feinde  der  Gewinn- 
beteiligung der  Arbeiter  teilten  die  Ge- 
nossenschaften schliesslich  in  zwei  Lager, 
und  es  bildeten  sich  zwei  Richtungen.  Die 
Vertreter  der  einen  Richtung  fordern,  dass 
der  gesamte  üeberschuss  der  von  Konsum- 
vereinen gebildeten  Produktivgenossenschaf- 
tea  den  ^Lonsumenten  zu  gute  kommt,  sie 
verwerfen  daher  eine  Gewinnbeteiligung  der 
Arbeiter;  durch  eine  immer  weiter  gehende 
Ausbreitung  der  Konsumvereine  wollen  sie 
schliesslich  die  gesamte  Produktion  zum 
alleinigen  Nutzen  der  Konsumenten  betreiben 
imd  glauben  damit  auch  gleichzeitig  die 
Produktion  regeln  zu  können.  Die  Vertreter 
der  anderen  Richtung  beanspruchen  einen 
Teil  des  Uebersdiusses  für  den  Arbeiter,  sie 
pflegen  insbesondere  auch  die  Gründung 
selbständiger  Produktivgenossenschaften,  und 
haben  auch  auf  diesem  Wege  recht  günstige 
Erfolge  zu  verzeichnen.  Ihre  Ziele  sind 
sehr  weit  gesteckt,  sie  bahnen  die  Grün- 
dung einer  internationalen  Genossenschafts- 
allianz an,  zu  deren  Aufgaben  es  u.  a.  ge- 
hören soD,  den  Austausch  der  Güter  zwischen 
den  Genossenschaften  der  verschiedenen 
Staaten  zu  vermitteln.  Der  Gedanke  ist 
allerdings  nicht  neu.  Die  Leiter  dieser  Be- 
wegung sind  daneben  auch  bestrebt,  z.  B. 
die  Kreditgenossenschaften,  welche  bisher 
in  England  ohne  Bedeutung  waren,  zu  ver- 
breiten, sie  beabsichtigen  mit  denselben 
Banken  für  die  ftoduktivgenossenschaften 
zu  schaffen.  Inwieweit  diese  Bestrebungen 
—  Regelung  der  Produktion  oder  Distri- 
bution —  Erfolg  haben  werden,  kann  nur 
die  Zukunft  lehren ;  inzwischen  breiten  sich 
Konsumvereine  und  Produktivgenossenschaf- 
ten (sowohl  selbständige  wie  als  Unterneh- 
mungen derKonsumvereine)  immer  weiter  aus. 

Um  ein  Bild  über  den  heutigen  Stand 
der  Genossenschaftsbewegung  in  den  ver- 
einigten Königreichen  zu  geben,  führen  wir 
für  das  Jahr  1897  folgende  Zahlen  an.  Ins- 
gesamt waren  1710  Genossenschaften  vor- 
handen, welche  1 507  461  Mitglieder  besassen, 
wozu  noch  4938  genossenschaftliche  Mit- 
glieder hinzutreten.  Ihr  gesamter  Jahres- 
umschlag bezifferte  sich  auf  die  Summe  von 
fast  1400  Millionen  Mark,  ihr  Geschäftsge- 
▼inn  einschliesslich  der  Verzinsung  ihrer 
Anteile,  aber  ohne  Verzinsung  des  geliehenen, 
Kanitals  auf  130  Millionen  Mark.  Die  un- 
vollständig angegebene  Zahl  der  direkt  von 
den  Genossenscliaften  beschäftigten  Personen 
betrug  73054.  Sie  arbeiteten  mit  einem 
luipital  von  470  Millionen  Mark  und  ausser- 
dem von  25  Millionen  Mark  an  Reserven. 
Es  wurden  1487  Konsumvereine  mit 
1.5  Millionen  Einzelmitgliedern  und  1383 
genossenschaftlichen  gezählt  Sie  erzielten 
einen  Umsatz  von  1132  Millionen  Mark  und 
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einen  Geschäftsgewinn  von  128  Millionen 
Mark. 

Nicht  ganz  dieselben  Dimensionen,  aber 
dennoch  einen  Aufschwung  zeigt  der  Aus- 
weisderProduktivgenossenschaften. 
Dieser  ist  in  der  englischen  Statistik  streng 
in  zwei  Teile  geschieden:  in  die  reinen 
Produktivgenossenschaften  und  die 
von  den  Konsumvereinen  ausgehen- 
den und  betriebenen  Produktivge- 
nossenschaften. Letztere  Art  sind 
die  580  Detailkonsumvereine,  die  englische 
und  schottische  Grosseinkaufsgenossenschaft. 
Sie  verkauften  Waren  im  Werte  von  122 
IVIillionen  Mark  imd  erlösten  daraus  einen 
Gewinn  von  1,5  Millionen  Mark.  Sie  gaben 
20183  Personen  Beschäftigung.  Die  580 
Detailkonsumvereine  stellten  mit  10830  Ar- 
beitern Waren  im  Werte  von  63  Millionen 
Mark  her-  zusammen  mit  den  I^roduktions- 
mengen  der  Grosseinkaufsvereine  und  der 
Produktivgenoösenschaften  belief  sich  jedoch 
der  Wert  der  hei^estellten  Waren  auf  186 
Millionen  Mark  oder  21,9  ^/o  mehr  als  im 
Voiiahre. 

Die  223  reinen  Produktivgenossenschaften 
zählten  38306  Einzel-  und  3555  genossen- 
schaftliche Mitglieder;  ihr  Umschlag  belief 
sich  auf  den  Betrag  von  65  Millionen  Mark 
und  ihr  Geschäftsgewinn  auf  1,2  Millionen 
Mark.  Sie  hatten  9281  Personen  in  ihren 
Diensten,  während  die  prozentuale  Zunahme 
ihres  ünoischlags  12,1  ^/o  betrug.  Ihr  Kapital 
belief  sich  auf  28  Millionen  Mark  und  ansseiv 
dem  1,7  Millionen  Mark  Reserven.  Weitere 
Angaben  s.  Blätter  für  Genossenschaftswesen 
von  1899,  S.  34. 

Eine  besondere  gesetzliche  Regelung  er- 
fuhren die  Genossenschaften  erst  durch  Ge- 
setz von  1852;  bis  dahin  waren  sie,  wenn 
sie  überhaupt  unter  ein  Gesetz  sich  stellen 
wollten,  auf  die  friendly  societies  act  von 
1834  angewiesen,  die  durch  Gesetz  von  1846 
noch  ausdrücklicn  auch  für  die  Genossen- 
schaften anwendbar  (unter  bestimmten  Vor- 
aussetzungen) erklärt  wurde.  Das  Gesetz 
von  1852  wurde  1862  und  1867  abgeändert, 
und  am  11.  August  1876  wurde  dann  ein 
neues  Gesetz  (the  industrial  and  provident 
societies  act)  erlassen.  Die  Genossenschaften 
erlangten  hiernach  Korporationsrechte  mit 
der  Registriemng  ihrer  Statuten  durch  den 
für  die  vereinigten  Königreiche  bestellten 
Registrar.  Die  Haftpflicht  der  Mitglieder 
ist  auf  den  gezeichneten  Geschäftsanteil  be- 
schränkt. Das  Gesetz  lässt  den  Genossen- 
schaften möglichste  Freiheit  in  der  Rege- 
lung ihrer  geschäftlichen  Einrichtungen.  Ein 
von  dem  Revisor  bescheinigter  Geschäftsbe- 
richt muss  der  Registerbehörde  eingereicht 
werden. 

Durch  die  neue  Industrial  and  Provident 
Act  vom  12.  September  1893  ist  das  eng- 
Aaflage.    III.  47 
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lische  Genossenschaftsgesetz  von  1876  auf- 
gehoben, die  Aenderungen  des  neuen  Gte- 
setzes  sind  im  allgemeinen  nicht  wesent- 
licher Natur. 

Auf  die  Verbreitung  der  Kenntnis  des 
Genossenschaftswesens  ist  in  England  schon 
früh  von  Gesellschaften  hingearbeitet,  die 
besonders  zu  diesem  Zwecke  ins  Ijeben  ge- 
rufen waren.  In  erster  Reihe  war  es  Owen, 
der  diesen  Weg  der  Belehrung  w^ählte.  Be- 
sonders hervorzuheben  ist  die  society  for 
promoting  working  men's  associations  (1853 
von  Maurice  gegründet).  Im  Jahre  1869 
wurde  der  englische  Genossenschaftsverband 
gegründet,  der  sich  1889  als  Genossenschaft 
hat  registrieren  lassen;  gebildet  ist  diese 
Union  zur  »Förderung  der  Wahrhaftigkeit 
und  Wirtschaftlichkeit  in  Produktion  imd 
Handel«.  Die  Leitimg  liegt  bei  dem  jähr- 
lich zusammentretenden  Kongress  der  Mit- 
glieder des  Verbandes  und  dem  von  diesem 
gewählten  Central  Board,  das  in  6  Sektionen 
nach  den  Landesteilen  geteilt  ist;  das  Cen- 
tral Board  (53  Mitglieder)  wählt  seinerseits 
wieder  12  Mtglieder  zum  United  Board. 
Seit  dem  Jahre  1888  veranstaltet  der  Ver- 
band nationale  Ausstellungen  genossenschaft- 
licher Fabrikate  und  Konsumartikel  in  Ver- 
bindung mit  grossartigen  Genossenschafts- 
festen. 

Die  Konsumvereine  haben  ihre  Spitze  in 
zwei  Grosseinkaufsgenossenschaften  zu  Glas- 
gow und  Manchester  (gegründet  1868  und 
1863).  Von  der  Bedeutung  der  Genossen- 
schaft zu  Manchester  bieten  folgende  Zahlen 
ein  Bild :  ihr  gehören  1044  Genossenschaften 
an,  der  Verkaufserlös  betrug  222  Millionen 
Mark.  Auch  hier  wird  der  Gewinn  nach 
den  Einkäufen  verteilt  Viele  der  Bedarfs- 
artikel werden  in  eigenen  Fabriken  herge- 
stellt, die  Genossenschaft  hat  auch  eine 
eigene  Bankabteilung. 

Es  bestehen  folgende  Verbände:  a)  Coope- 
rative  Union  limited,  Manchester  —  7  Unter- 
verbände —  1066  Genossenschaften  (meist  Kon- 
sumvereine, auch  Produktiv-  und  Baugenossen- 
schaften). —  Zeitschrift :  Cooperative  News, 
Manchester,  b)  Federation  of  Productive  So- 
cieties,  Manchester  —  rund  100  Genossenschaf- 
ten. —  Zeitschriften  zur  Förderung  der  Pro- 
duktivgenossenschaften  (aber  nicht  Verbands- 
organe) :  Labour  Copartnership,  London  —  her- 
ausgegeben von  der  Labour  Association,  London ; 
auch  Affricultural  Economist,  London  —  her- 
ausgegeben von  der  Affricultural  and  Horticul- 
tural  Association,  London. 

3.  Frankreich.  Anders  als  in  England 
haben  sich  Geschichte  und  Wert  der  Ge- 
nossenschaften in  Frankreich  gestaltet.  Die 
Genossenschaften  sind  in  Frankreich  meist 
ein  Spielball  politischer  Strömungen  gewesen. 
Bald  wqirden  die  Genossenschaften  mit  allen 
Mitteln  gefördert,  bald  wieder  wm*den  sie 
verfolgt,  und  nur  wenige  Genossenschaften 


vermochten  es,  sich  diuxjh  die  Krisen  hin- 
durchzuarbeiten.   Die  Franzosen  bezeichnen 
ihr  Land  mit  Vorliebe  als   das   Land  d-^^r 
Produktivgenossenschaften.  Mit  Recht  wear 
man  nur  die  Zahl  dieser  Genossenschaften 
in  Betracht  zieht,  mit  Unredit  aber,  was  •li^^ 
Erfolge   anlangt     Die   mit  den   Pit)diiktiv- 
genossenschaften   in  Frankreich    gemachteu 
Erfahrungen  haben  allen  hierauf  abzielenden 
Bestrebungen  viel   geschadet;   denn  es  ist 
schliesslich    ziun    Gemeinplatz     gewordf^c, 
Frankreich   als   Beispiel   dafür  anzuführen, 
dass    die    Produktivgenossenschaften    nicht 
geeignet  sind,  die  wirtschaftliche  Lagt?  dt*r 
Arbeiter  zu  verbessern,  und  nicht  vermogr-ü, 
dauernde  Erfolge  zu  erzielen.    Ein  Blick  in 
die  Geschichte  der  französischen  Genossen- 
schaften beweist  aber,  dass  aus  dieser  keint- 
allgemein  giltigen  Schlüsse  gegen  die  wirt- 
schaftliche Bedeutung  derProduktivgenossen- 
schaften  gezogen  werden  dürfen;   nur  d^r 
Schluss  ergiebt  sich,   dass  die  Produküv- 
genossenschaften  wie  alle  anderen  privaten 
industriellen   Unternehmungen    durch  poe- 
tische und  Handelskrisen  schwer  gefahrd^.-t 
werden.    Mit  jedem  anderen  w^irtsehaftlidien 
Unternehmen,   das   so  wie   die  Produktiv- 
genossenschaften in  Frankreich  ein  Gegen- 
stand des  Experiments  wird,   würden  ganz 
gewiss  keine  besseren  Erfolge  zu  erzielen 
sein.    Nicht  die  Organisation  einer  Unter- 
nehmung ist  häufig  an  ihren  Misserfolinn 
schuld,   sondern  es  sind   die   begleitenden 
Umstände,  unter  denen  die  beste  Organi- 
sation nur  Schaden  stiften  kann.    Man  mii>s 
das  gesamte  wirtschaftliche  Leben  mit  in 
Betracht  ziehen,  um  zu  einem  Urteil  üIkt 
Wert  oder  Unwert  der  Produktivgenosseu- 
schaflen  in  einemljande  gelangen  zu  können.— 
Von  alters  her  bestehen  als  Genossen- 
schaften in  den  Thälem  der  Gebirge  Frank- 
reichs   die    fruitieres,    die    etwa    unser»?n 
Meiereigenossenschaften    entsprechen ;    die- 
selben sind   durch  die  natürhchen  Verhält- 
nisse entstanden,   die  in  den   abgelegenen 
Gegenden  die  Verwertung   der   Milch  der 
einzelnen  Viehbesitzer  durch  diese  unmi:«g- 
lich  machen. 

Die  ersten  Prodoktivgenossenschaften  ent- 
standen in  den  30  er  Jahren  auf  Anregung 
von  Buchez. 

Buchez*3  Gedanke  war  die  Regelung:  der 
Produktivverbältnisse  durch  eine  Centrubank 
mit  einem  über  das  ganze  Land  verbreiteten  Netz 
von  Filialen,  die  regelmässig  über  den  Stand 
der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  ihren  Be- 
zirken an  die  Centrale  berichten  sollten,  die 
Centralbank  sollte  dann  ihrerseits  weitere  Gi^ 
saratberichte  veröffentlichen,  nach  denen  Pri>- 
duktion  und  Handel  ihre  Dispositionen  treffen 
würden.  So  würden  dann  stets  Produktion  und 
Konsumtion  in  einem  richtigen  Verhältnisse 
stehen.  Das  Recht,  über  die  ./Werkjseuge  *"  und 
die  „Kapitalien"  zu  verfügen,  gab  Buäez  nur 
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der  Gesamtheit.  In  der  Praxis  freilich  wollte 
er  auch  einen  „Zins"  für  dieselbe  gestatten. 
Wirtachaftlich  waren  diese  Ideeen  nicht  verwert- 
W.  und  so  blieb  es  bei  einigen  Versuchen,  von 
lienen  noch  zweifelhaft  ist,  ob  sie  ganz  den 
1  Tedanken  Buchez's  entsprachen. 

Auch  die  katholische  Kirche  snchte  in  jener 
Zeit  die  Genossenschaftsbewegung  für  ihre 
Zwecke  zu  verwerten;  ihre  Gründungen  aber 
entbehrten  der  wirtschaftlichen  Grundlage  und 
waren  in  erster  Beihe  Wohlfahrtseinrichtungen. 

Eigentliche  Produktivgenossenschq,ften  ent- 
>tänden  erst  mit  der  1848  er  Kevolution.  Fou- 
her  und  St.  Simon  hatten  hauptsächlich  den 
B^^en  für  den  Staatssozialismus  L.  Blancs  vor- 
bereitet und  es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  in 
den  Bestrebungen  jener  Phantasten  ein  gesunder 
gbnossenschafuicher  Kern  steckte.  Ebenso  we- 
nig wie  bei  Owen  finden  wir  hier  die  völlige 
Auf osung  der  Gesellschaft  und  Wirtschaft  m 
len  Kommunismus.  Die  Folge  der  Februar- 
K^volution  war  die  Gründung  einer  grossen 
Anzahl  von  Arbeiter-Genossenschaften,  die  die 
Befreiung  der  Arbeiter  als  Endziel  verfolgten 
and  zu  diesem  Zwecke  sich  gegenseitig  unter- 
stützten und  aus  dem  Keiogewinn  ein  unteil- 
bares Kapital  ansammelten  (Proudhon),  mittelst 
'le>!«en  eine  Arbeiterbank  gegründet  werden 
S')llte.  Wirkliche  brüderliche  Gesinnung  zeich- 
uete  die    meisten  dieser  Genossenschaften  aus. 

Die  Regierung  stand  allen  diesen  Bestre- 
bungen feindlich  gegenüber,  wurde  es  doch  so- 
'lij  Leclaire  —  der  zuerst  mit  Erfolg  die  Ge- 
«rinnbeteilif^nuig  einführte  und  dessen  Unterneh- 
men auch  heute  nach  seinem  Tode  eine  hervor- 
ragende Bedeuttmg  hat  —  verboten,  mit  seinen 
Arbeitern  über  Gewinnbeteiligung  zu  sprechen. 
L.  Bianc  proklamierte  die  P%icht  des  Staates, 
für  Arbeit  und  Unterhalt  des  Arbeiters  zu  sor- 
gen; and  als  1848  die  Revolution  ausbrach  und 
ait  Arbeiter  zum  ^rössten  Teil  infolge  der 
Einstellung  des  Betriebs  in  fast  allen  Fabriken 
brotloe  wurden,  da  setzte  er  es  mit  Hilfe  der 
anf^ereizten  Yolksmassen  durch,  dass  die  seinen 
B^trebungen  feindliche  Regierung  in  einem 
l'ekret  vom  28.  Februar  1848  ihre  Verpflichtung, 
den  Arbeitern  Beschäftigung  zu  garantieren, 
aijerkannte. 

So  entstanden  die  Nationalwerkstätten 
*.  d.  Art.),  deren  Aufhebung  den  Juniaufstand 
zur  Folge  hatte.  Als  Ablösung  der  National- 
wtirkstätten  kann  das  Dekret  vom  5.  Juli  1848 
l>etrachtet  werden,  das  „in  der  Absicht,  die 
«Tfündung  von  Genossenschaften  zu  erleichtem," 
dem  Ministerium  einen  Kredit  von  3  Millionen 
Francs  eröffnete  „für  Genossenschaften  von 
Arbeitern  oder  von  Unternehmern  und  Ar- 
teitem**.  War  es  nun  allein  die  Aussicht  auf 
Staatsonterstützung,  war  es,  dass  der  genossen- 
schaftliche Gedanke  die  weitesten  Kreise  er- 
ffriffen  hatte  —  es  entstand  ein  wahres  Grün- 
■inngsfieber  von  Genossenschaften.  In  der  Zeit 
Ton  1848  bis  1851  sollen  zwischen  300  und 
^JJJ  Genossenschaften  ins  Leben  gerufen  worden 
H^in,  fast  ausschliesslich  Produktivgenossen- 
S'haften.  Nicht  ein  geringer  Teil  danmter 
'aren  Schwindeluntemehmungen,  die  allein  auf 
fin  Staatsdarlehn  spekulierten.  Die  Bewilligung 
mes  Kredits  war .  übrigens  auch  in  der  Re- 
Eiemng  selbst  auf  lebhaften  Widerspruch  ge- 
^«tossen.    600  Darlehnsgesuche  gingen  ein!  Un- 


terstützt wurden  schliesslich  30  Genossenschaf- 
ten in  Paris  und  26  Genossenschaften  in  der 
Provinz,  und  von  diesen  subventionierten  be- 
standen 1867  noch  16,  und  heute  bestehen  viel- 
leicht noch  ö  Genossenschaften!  Es  ma^  zu 
weit  gehen,  als  Ursache  dieses  grossen  Misser- 
folges die  Subvention  hinzustellen,  auch  ohne 
dieselbe  wäre  der  Niedergang  infolge  der  übri- 
gen wirtschaftlichen  Verhältnisse  nicht  geringer 
gewesen,  nahm  doch  die  Regierung  selbst  bald 
gegen  die  subventionierten  Genossenschaften 
eine  feindselige  Haltung  ein.  —  Das  aber  ist 
gewiss,  dass  eine  Reihe  übereilter  Gründungen 
ohne  die  Subvention  nicht  erfolgt  gewesen 
wäre.  Und  das  können  wir  wenigstens  aus 
diesem  Staatsdarlehen  lernen,  dass  mit  derartigen 
künstlichen  Mitteln  auf  die  Dauer  keine  Erfolge 
zu  erzielen  sind.  Bereits  1849  schlug  die 
Stimmung  in  der  Regierung  wieder  um,  und 
1850  wurde  so^ar  ein  Genossenschaftsverband 
aufgelöst  und  die  Führer  wurden  wegen  einer 
Anteilnahme  an  einer  geheimen  Verbindung 
verurteilt!  Der  Staatsstreich  vom  2.  Dezember 
18Ö1  nahm  dann  weiter  den  meisten  Genossen- 
schaften ihre  Führer. 

Erst  mit  dem  Jahre  1863  begann  wieder 
ein  neuer  Aufschwung  in  der  französischen 
Genossenschaftsbewegung.  Der  Charakter 
ist  ein  wesentlich  verschiedener  von  den 
früheren  Perioden.  Die  Bewegung  fängt 
mit  der  Gründung  von  Kreditgenossenschaften 
an,  denen  die  Aufgabe  gestellt  wird,  Pro- 
duktivgenossenschaften das  nötige  Betriebs- 
;  kapital  zu  verschaffen.  Die  Anregung  hier- 
'  zu  ging  von  G.  P.  Beluze  aus ,  der  den 
!  Credit  au  travail  gründete ;  zwei  Jahre 
I  später  (1865)  entstand  zu  Paris  auf  Betreiben 
von  Leon  Say  und  Wallras  die  zu  gleichem 
I  Zwecke  gegründete  caisse  d'escompte  des 
I  associations  populaires.  Der  Bestand  beider 
Genossenschaften  war  nicht  von  langer 
Dauer,  sie  gingen  an  leichtfertiger  Kredit- 
gewährung zu  Grunde.  Das  gleiche  Schick- 
sal teilten  ähnliche  Unternehmungen  in 
anderen  Städten.  Die  Folge  hiervon  war 
wieder  eine  schwere  Gefährdung  der  Pro- 
duktivgenossenschaften, die  zum  grössten 
Teil  mit  diesen  Kassen  in  Verbindung  ge- 
standen hatten.  Schwankend  war  auch 
wieder  das  Verhalten  der  Regierung  gegen- 
über den  Genossenschaften;  während  einer- 
seits der  Kaiser  Napoleon  die  Abhaltung 
eines  internationalen  Genossenschaftskon- 
gresses zur  Zeit  der  Weltausstellung  in 
Paris  verbot,  half  er  gleichzeitig  mit  Privat- 
mitteln eine  Centralkasse  für  Genossen- 
schaften gründen.  Die  Ereignisse  des  Jahres 
1870  fegten  die  meisten  der  damals  noch 
!  bestehenden  Genossenschaften  hinweg. 
!  Zum  dritten  Male  kam  die  Genossen- 
schaftsbewegung mit  dem  Jahre  1880  in 
Fluss.  Die  Genossenschaftsfrage  war  ein 
stehendes  Thema  der  Arbeiterkongresse  ge- 
worden, die  jedoch  nicht  immer  der  Be- 
deutung der  Genossenschaften  gerecht  wur- 
den, wenn   auch  die  (1884  gesetzlich  ge- 
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regelten)  Arbeitersyndikate,  die  Errichtung 
von  Pi-oduktivgenossenschaiten  vielfach  in 
ihren  Statuten  als  einen  Zweck  des  Syndi- 
kats bezeichnen.  Wieder  war  es  eine 
äussere  Veranlassung,  die  wiederbelebend 
auf  die  Grenossenschaften  einwirkte;  nicht 
aus  sich  selbst  heraus  langsam  uad  stetig 
vorwärts  schreitend  entstand  die  Bewegung, 
sondern  sie  enthielt  von  aussen  einen  j)lötz- 
lichen  Anstoss.  Ein  im  Jahre  1879  ver- 
storbener Philanthrop  Rampal  hinterliess 
sein  bedeutendes  Vermögen  der  Stadt  Paris 
mit  der  Auflage,  aus  demselben  Darlehen 
an  Genossenschaften  zu  gewähren.  Wieder 
gingen  Gesuche  in  solcher  Anzahl  ein,  dass 
an  eine  Befriedigung  aller  nicht  gedacht 
werden  konnte ;  und  obgleich  nun  die  Kom- 
mission bei  der  Ausleihung  anscheinend  mit 
aller  Vorsicht  verfuhr,  hatten  doch,  wie  sich 
später  herausstellte,  nicht  wenige  Unwürdige 
Darlehen  erhalten.  Nach  dem  Bericht  von 
1889  waren  von  49  subventionierten  Ge- 
nossenschaften 19  in  Konkurs,  18  in  Liqui- 
dation, 3  mit  den  Rückzahlimgen  im  Rück- 
stande. 

Auch  mittelst  Kreditgenossenschaften 
wurde  wieder  ein  Versuch  zur  Förderung 
der  Produktivgenosseuschaften  gemacht  — 
mit  dem  gleichen  Ausgang  wie  in  den 
früheren  Fällen. 

Auf  die  Neugründung  von  Genossen- 
schaften wirkte  endlich  noch  hin,  dass  die 
Stadt  Paris  in  erster  Reihe  Produktivge- 
nossenschaften bei  der  Vergebung  öffent- 
licher Arbeiten  berücksichtigte  —  oft  frei- 
lich mit  Verstoss  gegen  gesetzliche  Bestim- 
mungen —  und  dass  auch  der  Staat  der 
Heranziehung  der  Genossenschaften  zu  öffent- 
lichen Arbeiten  näher  trat.  — 

Die  starke  Ausbreitung  der  Kleinindustrie 
in  Paris  war  stets  eine  Triebfeder  für  die 
Entstehung  von  Genossenschaften  in  Paris, 
denn  naturgemäss  entwickeln  sie  sich  am 
ehesten  in  den  Industrieen,  die  kein  grosses 
Betriebskapital  notwendig  haben.  Die  Ar- 
beit wird  aber  auch  in  diesen  Genossen- 
schaften bei  der  Gewinnbeteiligung  nur  selten 
berücksichtigt. 

Die  Jahre  1885  und  folgende  bezeichnen 
wieder  einen  Wendepunkt;  von  den  74  in 
einer  im  Jahre  1885  veröffentlichten  Statistik 
aufgeführten  Produktivgenossenschaften  be- 
standen im  Jahre  1887  nur  noch  25,  und 
auch  diese  führten  grossenteils  nur  ein  Schein- 
leben. 

So  ist  es  ein  fortwährendes  Steigen  und 
Fallen  in  der  Bewegung  der  französischen 
Produktivgenossenschaften,  zu  einem  inneren 
Ausbau,  zu  einer  ruhigen  Entwickelung  fehlte 
es  an  der  Zeit.  1895  gab  es  140  Produktiv- 
genossenschaften, bis  1897  wurden  72  neu 
gegründet  und  gingen  29  ein.  Mit  Sicher- 
heit lassen  sich  überall  die  äusseren  Ein- 


flüsse nachweisen,  denen  in  erster  Reihe 
der  Misserfolg  der  französischen  Produktiv- 1 
genossenschaften  zuzusclireiben  ist.  Für  di»  | 
genossenschaftliche  Sache  selbst  ist  die  Ge- 1 
schichte  der  französischen  Prodiiktivgenossen-  j 
Schäften  zw^ar  ausserordentlich  lelureicii.' 
lässt  aber  keine  Schlüsse  gegen  den  Wer:! 
dieser  Genossenschaftsart  zu.  Vgl.  für  dit^ 
Statistik  der  Produktivgenossen&c-hafteii 
Fontaine  im  August-Heft  des  Journal  de  la 
societe  de  Statistique  de  Paris  (1898). 

Das  Bild  einer  sehr  lebhaften  genossec- 
schaftlichen  Thätigkeit  bietet  Frankreich 
wieder  seit  einigen  Jahren.  Man  konnte; 
fast  sagen,  dass  alle  Parteien  wetteifern,! 
ihr  Interesse  für  das  Genossenschaftswesen 
zu  bekunden,  was  freilich  bisher  nicht  hat 
erreichen  können,  dass  in  15  Jahren  «üe 
Genossenschaftsgesetzgebung  zum  Abschluss 
gelangt  ist!  Der  Entwurf  eines  Gesetzes 
wandert  zwischen  Senat  und  Kammer  hin  und 
her.  Inzwischen  ist  ein  G.  v.  5.  Novemtier 
1894  für  landwirtschaftliche  Kreditgenossec- 
schaften  erlassen.  Wichtig  an  diesem  Gesetz 
sind  die  vorausgegangenen  Verhandlungen, 
die  darin  gipfelten,  die  Gründimg  von  Ge- 
nossenschaften nach  Schulze-Delitzschschem 
System  zu  empfehlen.  Die  Re^erung  hatte 
ursprünglich  sehr  weitgehende  Pläne  gehabt, 
sie  wollte  mit  Staatsmitteln  eine  Central- 
kasse  gründen ,  um  durch,  diese  das  Land  i 
mit  einem  Netz  von  Kassen  zu  überziehen.! 
Der  Gedanke  musste  als  undurchfuhrt«ar  j 
fallen  gelassen  werden.  (Vergl.  über  diel 
ablehnende  Haltung  der  französischen  Ge-| 
nossenschaften  Blätter  für  Genossenschaft^-  j 
weseu  1898,  S.  46  und  ebenda  Rayneri  überj 
diese  Pläne  und  die  Verwendung  von  Mitteln  | 
der  Bank  von  Frankreich  zur  Förderung  des  I 
Genossenschaftsw^esens.^  Ob  es  in  Franfaeich ' 
gelingen  wird,  leistungsmliige  Kreditgenossen-  j 
Schäften  ins  Leben  zu  rufen,  ist  zweifelhaft. ; 
Einmal  sind  die  Franzosen  nicht  leicht  ge- 1 
neigt,  eine  weitgehende  persönliche  Haft-; 
pflicht  in  der  Genossenschaft  zu  übernehmen,  I 
wie  es  dazu  erforderlich  ist,  sodann  wirkt! 
sehr  nachteilig,  dass  durch  das  eigentümlich  | 
geordnete  Sparkassen wesen  der  ftovinz  dit*; 
flüssigen  Mittel  entzogen  werden.  Gleich- i 
wohl  scheint  es  in  den  letzten  Jahren  zu; 
gelingen.  Kreditkassen  in  grösserer  Anzahl 
zu  gründen,  über  deren  System  und  (Jr-I 
ganisation  in  Frankreich  aber  noch  lebhaft; 
gestritten  wird.  Wir  sagten,  alle  Parteien! 
nehmen  sich  der  Genossenschaft  an.  und 
daraus  kann  möglicherweise  eine  Gefahr  für ; 
die  heutige  Entwickeltmg  entstehen,  denn 
schon  macht  sich  eine  katholische,  ein^^ 
protestantische,  eine  sozialistische  Kichtuniri 
bemerkbar. 

So  ist  z.  B.  die  Raiff eisensche  Bewe^in^ 
—  die  sich  übrigens  wirtschaftlich  wesent- 
lich    von    der    deutschen    Baiffeisenschen 
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Richtung  und  zwar  nicht  zum  Nachteil  jener 
unterscheidet  —  ganz  in  den  Händen  der 
katholischen  Partei  (Blätter  für  Genossen- 
Kiiaftswesen  1897,  S.  455)  —  dagegen  stehen 
an  der  Spitze  der  Kreditgenossenschaften 
S.hulze-Delitzschschen  Systems  —  die  von 
den  deutschen  Genossenschaften  in  mancher 
Enrichtung  z.  B.  der  Gewinnverteilung  nach 
•len  beansDnichten  Krediten,  abweichen,  die 
wir  nicht  als  Verbesserung  betrachten  können, 

—  Protestanten  und  Freimaurer.  Zwischen 
fjeiden  Parteien  herrscht  lebhafte  Gegner- 
k:haft.  die  sich  besonders  in  scharfen  Aus- 
fällen gegen  die  genossenschaftlichen  Frei- 
luaurer  äussert 

Eine  besonders  kräftige  Entwicklung 
hat  in  Frankreich  das  landwirtschaftHche 
Genossenschaftswesen  genommen ;  dazu 
halben  wesentlich  die  Syndikate  beigetragen 
iG.  V.  21.  März  1884).  Besonders  sind  hier 
)lQllerei-  und  Bäckereigenossenschaften  zu 
ti^rwähnen,  vielfach  erhalten  die  Käufer  An- 
teil am  Gewinn,  ein  Verfahren  j  das  als 
sehr  zweckmässig  zu  bezeichnen  ist.  Auch 
Molkereigenossenschaften  sind  stark  ver- 
treten, als  Einkaufsvereine  dienen  meist  die 
Syinlikate. 

In  Frankreich  bestehen  folgende  Genossen- 
Mhaftsverbände:  a)  Union  cooperative  des 
ScKriet^ä  fran^aises  de  consommation,  Paris  — 
rund  400  Konsumvereine.  —  Zeitschrirt:  Bulletin 
4e  rUnion  cooperative,  Paris;  ausserdem  als 
Zeitschrift  zur  Förderung  der  Interessen  der 
Konsumvereine  und  als  Organ  der  Arbeiterver- 
«ine  und  Genossenschi^Eten  des  Centre  regional 
cwperatif  du  Midi:  FEmancipation,  Journal 
d'£conomie  politique  et  sociale,  Nimes.  b) 
•liambre  consoltative  des  Associations  ouvrieres 
'W  Production  de  France,  Paris.  —  Zeitschrift : 
L'Association  ouvri6re,  Paris,  c)  Centre  fede- 
ratif  du  Credit  popnlaire  en  France,  Marseille. 

—  Eine  Vereinicxing  von  etwa  30  Volksbanken, 
ländlichen  Kreditgenossenschaften ,  landwirt- 
«hafthchen  Svndikaten,  die  ohne  statutarisch 
festgesetzte  Organisation  sich  die  Förderung 
•les  i^enossenschaftlichen  Volkskredits  zur  Auf- 
gabe gemacht  hat;.  Zeitschrift:  Bulletin  du 
( redit  populaire,  Menton.  d)  Union  des  Caisses 
rnraltt  et  ouvrieres  ä  responsabilit^  illimitee, 
Lyon.  —  rund  600  Darlehnskassen.  —  Zeit- 
schrift: Bulletin  mensnel  de  TUnion,  Lyon. 
eiDieGeneralsjnidikate  der  landwirtschaftlichen 
Ein-  und  Verkaufsvereinigungen  (Syndicats 
agricoles):  Syndicat  ^conomique  agricole  de 
France,  Paris  j  Syndicat  ff en6ral  des  Comices  et 
Syndicats  agricoles  de  la  Charente-Inferieure, 
^aintes;  Syndicat  central  des  agriculteurs  des 
».«tfis-du-Nord,  Saint-Brieuc. 

Diese  Generalsyndikate  umfassen  10 
Cnions  regionales  mit  64  Departements  und 
12  Unions  departementales. 

Die  Konsumvereine  haben  in  Frank- 
reich nach  einer  Mitteilung  der  Zeit- 
M-hrift  der  Centralstelle  für  Arbeiterwohl- 
^liitseinrichtungen  in  den  letzten  Jahren 
keine  Zunahme   mehr,   sondern   sogar  eine 


geringe  Abnahme  aufzuweisen..  Für  das 
Jahr  1897  ^-ird  ihr  Stand  auf  1199  ange- 
geben, wonmter  sich  491  Bäckereigenossen- 
schaften befinden;  1895  dagegen  zählte 
schon  1217  Verbrauchsgenossenschaften  mit 
509  Bäckereigenossenschaften.  Die  grösste 
Zahl  der  Genossenschaften  besitzt  das  De- 
partement Charante-Inf6rieure,  welches  sich 
namentlich  auch  durch  eine  hohe  Zahl  von 
ßäckereigenossenschaften  auszeichnet,  es  ent- 
hält nämlich  117  Bäckereigenossenschaften 
und  5  andere,  dagegen  finden  sich  in  dem 
Departement  Seine  gar  keine  Bäckereige- 
nossenschaften, aber  101  andere;  durch  eme 
grossere  Zahl  von  beiden  Arten  zeichnet 
sich  das  Departement  Saöne-et-Loire  aus, 
in  welchem  sich  35  Bäckereigenossenschaften 
und  24  andere  befinden.  Gar  keine  Ge- 
nossenschaft haben  sechs  Departements,  niu» 
elf  Departements  haben  je  eine  aufzuweisen. 

Die  Zahl  der  bestehenden  Kreditgenossen- 
schaften (nach  Schulze-Delitzschschem  Sys- 
tem) übersteigt  kaum  12.  Für  1896  lagen 
die  Berichte  von  317  ländlichen  Darlehens- 
kassen (ßaiffeisenschen  Systems^  mit  8648 
Mitghedern,  920  591  Francs  ausstellenden  Dar- 
lehen vor  (Kudelka:  »Das  landwirtschaft- 
liche Genossenschaftswesen  in  Frankreich«). 

Dem  eben  erwähnten  Buch  entnehmen 
wir  auch,  dass  in  Frankreich  im  Jalire  1896 
500  bis  600  Bäckereigenossenschaften  mit 
über  100000  Mitgliedern  vorhanden  waren, 
zum  erheblichen  Teil  sind  es  ländliche 
Bäckereien.  Ausserordentlich  stark  ißt  die 
Verbreitung  der  ländlichen  Svndikate.  Am 
1.  Jidi  1897  bestanden  1371  mit  438596 
Mitgliedern,  es  fehlt  aber  an  einer  Statistik 
über  die  Geschäftsumsätze  derselben. 

Die  Gesetzgebung  war  ursprünglich  den 
Genossenschaften  sehr  ungünstig,  der  code 
penal  verbot  sogar  jede  Arbeitervereinigung. 
Erst  durch  G.  v.  24.  Juli  1867  wurden  die 
Rechtsverhältnisse  der  Genossenschaften  ge- 
regelt* das  Gesetz  ist  ein  Bestandteil  des 
code  de  commerce,  es  trägt  den  Eigentüm- 
lichkeiten der  Genossenschaften  wenig  Rech- 
nung. Ausgegangen  wird  davon,  dass  das 
Vereins  vermögen  Schwankungen  unterworfen 
ist,  und  das  Gesetz  bezeichnet  sich  daher 
auch  als  »sur  les  societes  ä  capital  variable«. 
Die  Aktien  (der  Mindestbetrag  ist  50  Francs) 
können  statutenmässig  in  Raten  eingezahlt 
werden,  die  ausgeschiedenen  Mi^lieder 
bleiben  noch  5  Jahre  bis  zu  dem  Betrag  der 
von  ihnen  gezeichneten  Aktien  verhaftet. 
Es  dürfen  bei  der  Gründung  nicht  mehr 
Aktien  als  für  200000  Francs  ausgegeben 
werden.  Ferner  gilt  das  G.  v.  5.  November 
für  landwirtschaftliche  Kreditgenossenschaf- 
ten. Zur  Zeit  —  d.  h.  seit  ca.  15  Jaliren  — 
liegt  ein  neues  Gesetz  den  gesetzgebenden 
Körperschaften  zur  Beratung  vor. 

4.  Dentschland.     Während  in  England 
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und  Frankreich  die  Genossenschaftsbewegung 
in  erster  Reihe  für  die  arbeitenden  Klassen 
im  eigentlichen  Sinne  bestimmt  war,  waren 
es  in  Deutschland  zunächst  mehr  die  Hand- 
werker, welche,  gedrängt  durch  die  Konkur- 
renz der  Fabriken  und  des  Grossbetriebs, 
sich  genossenschaftlich  organisierten.  In 
England  gingen  die  Bestrebungen  auf  Ver- 
billigung  des  Lebensunterhaltes,  in  Frank- 
reich versuchten  die  Arbeiter  und  Klein- 
handwerker im  Wege  der  Produktivgenossen- 
schaft unter  Aufgeben  ihrer  absoluten  Selb- 
ständigkeit zu  Unternehmern  zu  werden,  in 
Deutschland  waren  die  Genossenschaften 
anfangs  fast  ausschliesslich  auf  Erhaltung 
des  selbständigen  Handwerkers  gerichtet. 
So  gingen  denn  die  ersten  Versuche  nicht 
von  Arbeitern,  sondern  von  Handwerkern 
aus,  und  die  ersten  Genossenschaften  waren 
bestimmt,  dem  Handwerker  beim  Einkauf 
der  Rohstoffe  die  Vorteile  des  Grossbezuges 
zugänglich  zu  machen. 

Die  Genossenschaf  tsbewegnng  ist  in  Deutsch- 
land erheblich  später  als  in  England  und  Frank- 
reich entstanden,  es  ist  dies  die  natürliche  Folge 
der  späteren  industriellen  EntwickeluDg  Deutsch- 
lands; dieselbe  hat  sich  völlig  unabhängig  von 
jenen  Ländern  herausgebildet,  wie  ja  denn  auch 
zunächst  ihre  Ziele  andere  waren.  Erst  all- 
mählich sind  immer  weitere  Kreise  in  die  Ge- 
nossenschaften hineingezogen;  heute  freilich 
giebt  es  kaum  einen  Beruf,  dessen  Mitglieder 
nicht  erwerbs-  und  wirtschaftliche  Förderung 
auf  dem  Wege  der  genossenschaftlichen  Selbst- 
hilfe erstreben. 

Lassen  wir  hier  die  alten  genossenschaft- 
lichen Einrichtimgen  ausser  Betracht ,  so 
treten  die  eigentlichen  modernen  Genossen-  j 
Schäften  zur  Förderung  von  Erwerb  und 
Wirtschaft  der  Mitglieder  und  beruhend  auf 
dem  Grundsatze  aer  Selbsthilfe  eist  seit 
1848  hervor. 

Im  Jahre  1848  wiu-de  seitens  der  Hand- 
werker der  Ruf  nach  Gründung  von  Hand- 
werkerbanken,  nach  Errichtung  von  gemein- 
schaftlichen Verkaufsstellen  (Schneider  »Vor 
50  Jahren«  in  den  Blättern  für  Genossen- 
schaften von  1898  S.  462)  laut,  wobei  frei- 
lich erwartet  wurde,  dass  Staat  und  Kom- 
mimen  das  nötige  Kapital  hergeben  sollten. 
Es  entstanden  denn  auch  thatsächlich  in 
vielen  Städten  sogenannte  »Darlehn skassen- 
vereine«,  denen  von  Philanthropen  und  auch 
Gemeinden  das  Betriebskapital  zinslos  dar- 
geliehen oder  auch  geschenkt  wurde.  Die 
init  diesen  Kassen  erzielten  Erfolge  waren 
sehr  unbedeutend,  dieselben  wiu'den  mehr 
oder  weniger  als  Almosen anstalten  verwaltet 
und  von  den  Handwerkern  scliliesslich  auch 
als  solche  angesehen.  Die  besseren  Elemente 
hielten  sich  "fern,  und  die  in  Not  befindlichen 
dachten  oft  nicht  an  Verzinsung  und  Rück- 
zaliluDg. 

Die    Fruchtbarmachung    des    genossen- 


schaftlichen Gedankens  für  die  Handwerkf^r 
ging  von  der  kleinen  Stadt  Delitzsch  aus. 
wo  der  Patrimonialrichter  Hermann  Schulze 
im  Jahre  1849  eine  Kranken-  und  Sterl«e- 
kasse  errichtet  hatte,  in  der  jede  Gönner- 
schaft ausgeschlossen  war  und  die  Mitglie- 
der alle  gleiche  Rechte  hatten.  Unter 
Schidzes  Leitung  wurde  daselbst  im  Herbsi 
1849  von  13  Tischlermeistern  nach  df^n- 
selben  Grundsätzen  der  erste  Rohstoff\'erein 
gegründet ;  bald  folgte  ein  Rohstoff  verein  der 
Schuhmacher.  Die  Erfolge  waren  so  günstig, 
dass  in  den  folgenden  Jahren  in  den  Naoh- 
barstädten  eine  nicht  geringe  Anzahl  gleicher 
Genossenschaften  gegründet  wurden.  Ini 
Jahre  IS'iO  hatte  Schulze  in  Delitzsch  auch 
einen  Vorschussverein  begründet,  der  sich 
von  den  »Darlehenskassenvereinen«  wesent- 
lich dadurch  unterschied,  dass  die  Vorschuss- 
nehmer  Mitglieder  werden  und  regelmässige 
Monatsbeiträge  zahlen  mussten,  so  dass  sie 
selbst  die  Träger  ihres  Kreditinstituts  wur- 
den. Durch  Wort  und  Schrift  trug  Schulze 
dafür  Sorge,  dass  diese  Genossenschaften 
und  die  genossenschaftlichen  Lehren  in 
weiten  Kreisen  bekannt  wurden.  Hieria 
wurde  er  aufs  eifri^te  unterstützt  diuvh 
V.  Ä..  Huber,  der  seme  auf  Reisen  in  Eng- 
land und  Frankreich  gesammelten  Erfahrungen 
veröffentlichte. 

Die  von  Schulze  gegründeten  Rohstoff- 
vereine beruhten  auf  der  unbeschränkten 
solidaren  Haftbarkeit  der  Mitglieder,  und 
diese  weitgehende  Haftflicht  erschloss  ihnen 
einen  bedeutenden  Kredit.  Hierdurch  ver- 
anlasst, fülirte  Dr.  Bemhardi  diese  Haft- 
pflicht auch  in  dem  Kreditverein  zu  Eilen- 
burg ein.  Der  Erfolg  war  ein  vollkommener, 
der  Kreditverein  konnte  sich  mit  leichter 
Mühe  die  für  das  Kreditbedürfnis  seiner 
Mitglieder  notwendigen  Kapitalien  beschaffen. 
Nun  reorganisierte  auch  Schulze  auf  der 
gleichen  Grundlage  und  mit  dem  gleichen 
Erfolg  den  Vorschussverein  in  DlelitzscL 
Und  fortan  blieb  die  unbeschränkte  Solidar- 
haft  der  Mitglieder  die  Kreditbasis  der 
Genossenscliaften.  Es  kann  heute  keinem 
Zweifel  mehr  unterliegen,  dass  diese  Haft- 

n"'  3ht  die  Grundlage  für  die  wirtschaftliche 
eutung  der  Genossenschaften  in  Deutsch- 
land geworden  ist.  — 

Obgleich  die  Genossenschaftsbewegtin? 
in  Deutschland  mit  den  Rolistoffvereim^n 
begann  \md  obgleich  die  Handwerker  sich 
offenbar  bewusst  wui-den,  welche  Bedentiuia: 
diese  Art  Genossenschaft  für  die  Erhaltung 
des  selbständigen  Handwerks  hat,  traten 
die  Rohstoffvereine  doch  mehr  und  mehr  zu- 
rück. Auch  die  Magazingenossenschaften  ver- 
mochten nicht  den  rechten  Eingang  zu  finden. 
Und  doch  sind  die  Rohstoff-  und  Magazin- 
vereine die  berufenen  Vorläufer  der  Pn>- 
duktivgenossenschaft^    in    der    die    HanJ- 
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werker  mit  allen  Mitteln  des  Grossbetriebes 
und  Kapitals  den  Kampf  mit  der  Konkurrenz 
der  Fabriken  am  leichtesten  aufnehmen 
könnten.  In  erster  Reihe  waren  es  die 
Vorschussvereine,  die  allgemeine  Verbrei- 
tung ^nden  und  denen  bald  Mitglieder  aus 
allen  Berufsklassen  hinzuströmten. 

Es  erklärt  sich  dies  aus  dem  unent- 
wickelten Bankwesen  jener  Zeit,  aus  den 
schwierigen  Geldverhältnissen  -—  Schwierig- 
keiten, die  für  aUe  Stände  fast  gleich  gross 
waren. 

Vereinzelt  blieben  lange  die  Produktiv- 
genossenschaften, und  auch  heute  noch  hat 
diese  Genossenschaftsart  keine  glänzenden 
Erfolge  zu  verzeichnen,  wenn  auch  in  ein- 
z»?lnen  Fällen  günstige  Residtate  erzielt 
worden  sind  —  und  dann  auch  hier  leider  oft 
wieder  auf  Kosten  des  genossenschaftlichen 
Charakters.  Schulze  selbst  warnte  vor  über- 
eilter Gründung  und  wünschte,  dass  nur 
Personen  an  die  Bildung  einer  Produktiv- 
isenossenschaft  gingen,  die  bereits  genossen- 
s^.haftlich  geschult  waren  und  sich  im  Be- 
sitze eines  entsprechenden  Kapitals  befanden. 
Schulze  bezeichnete  die  Produktivgenossen- 
schaften  als  die  Spitze  des  genossenschaft- 
lichen Baues.  Das  Nähere  hierüber  findet 
sich  in  dem  Art.  Produktivgenossen- 
schaften. 

Erst  in  den  60  er  Jahren  be^nn  eine 
lebhafte  Konsumvereinsbewegimg.  Der  Streit 
zwischen  Schulze  und  LasssJle  über  Staats- 
hilfe und  Selbsthilfe  hatte  viel  dazu  beige- 
tragen, dass  sich  auch  die  Arbeiter  für  die 
^renossenschaftsbewegung  interessierten.  Die 
Fracht  hiervon  war  die  Gründung  zahl- 
reicher Konsumvereine,  der  zunächst  für 
die  Arbeiter  w^ichtigsten  Genossenschaftsart, 
'iie  es  ihnen  nicht  bloss  ermöglicht,  ihre 
I^bensbedürfnisse  gut  und  preiswert  zu 
l-eziehen,  sondern  auch,  ohne  sich  eine  Ent- 
behruDg  aufzuerlegen,  Ersparnisse  zu  erzielen, 
^'on  jener  Zeit  ab  befindet  sich  die  Konsum- 
^ereinsbewegun^  in  ununterbrochener  Fort- 
entwickelungj  sie  ist  fort^schritten  bis  zur 
jJTündüng  einer  Grosseinkaufsgesellschaft 
in  Hamburg,  die  zum  Teil  beruht  auf  einer 
grösseren  Anzahl  Einkaufsvereinigungen  der 
Konsumvereine.  Die  Yerhältnisse  der  deut- 
schen Konsumvereine  sind  thatsächlich  an- 
nerer  Art  als  in  England,  die  Bildung  von 
Gesellschaften  wie  in  Manchester  und  Glas- 
gow ist  wohl  erwogen,  aber  die  Ausführung 
offmdet  sich  noch  in  den  Anfängen,  wozu 
^ichl  znm  wenigsten  auch  die  g-eogra- 
phische  Lage  beigetragen  hat. 

in  nicht  geringerem  Umfange  als  in  der 
födustrie  hat  die  Genossenschaftsbewegung 
{?  der  Landwirtschaft  Eingang  gefunden. 
w  die  BeschÄffung  der  Rohstoffe,  die  Ver- 
wertung landwirtschaftlicher  Produkte  war 
«le   genossenschaftliche    Organisation    der 


Landwirte  unbedingtes  Erfordernis  geworden, 
um  die  Konkurrenz  mit  der  Landwirtschaft 
in  ausserdeutschen  Ländern  aufnehmen  zu 
können,  denn  dies  ist  nicht  durch  Aufstellung 
von  künstlichen  Schranken  zu  erreichen, 
sondern  allein  durch  Verbilligung  und  Ver- 
besserung der  Produkte.  Wie  in  der  In- 
dustrie ist  aber  auch  in  der  Landwirtschaft 
dieser  Erfolg  nur  erreichbar  durch  Grossbezug 
der  Rohstoffe  und  Verarbeitung  der  Pro- 
dukte im  grossen.  Nachdem  erst  in  einzelnen 
Fällen  der  Wert  der  Genossenschaft  für  die 
Landwirtschaft  kennen  gelernt  war,  griff  die 
Bewegung  überraschend  schnell  um  sich, 
und  heute  ist  es  aligemein  anerkannter 
Grundsatz,  dass  die  Anwendung  der  Ge- 
nossenschfrft  einen  wesentlichen  Faktor  für 
das  Gedeihen  der  Landwirtschaft  büdet 
Landwirtschaftliche  Rohstoff  vereine ,  Molke- 
reigenossenschaften ,  Werkgenossenschaften 
bestehen  in  grosser  Anzahl.  In  einzelnen 
Fällen  ist  auch  bereits  versucht,  mit  Hilfe 
der  Genossenschaft  einen  selbständigen 
Bauernstand  zu  schaffen:  eine  Genossen- 
schaft von  Landwirten  kauft  als  solche  ein 
grosseres  Gut,  parzelliert  dasselbe  und  über- 
lässt  nun  die  Parzellen  an  die  Mitglieder 
gegen  ratenweise  Tüffung  des  Kaufpreises; 
insoweit  eine  Parzellierung  nicht  erfolgt, 
findet  gemeinschaftliche  Bewirtschaftung 
durch  die  Mitglieder  statt.  Es  ist  dies  eine 
Niitzbarmachuiig  der  genossenschaftlichen 
Ideeen,  die  für  die  weitere  Entwickelung  der 
Landwirtschaft  die  weitgehendste  Bedeutung 
haben  kann. 

In  betreff  der  landwirtschaftlichen  Dar- 
lehenskassenvereine nach  dem  Raiff- 
eisenschen  System  s.  d.  Art.  oben  S.  120  ff.  ^) 

Die  vielfach  erhobenen  Zweifel  gegen  die 
Bedeutung  der  Schulzeschen  Vorschuss- 
vereine für  die  Landwirtschaft  sind  mehr 
und  mehr  verstummt,  nachdem  sie  selbst  von 
Seiten  des  preussischen  Landwirtschafts- 
ministers anerkannt  wurden  und  die 
Zahlen  einen  überzeugenden  Beweis  lieferten 
(s.  d.  Art.  Kreditgenossenschaften). 

Die  Erfolge  der  deutschen  Genossen* 
schaffen  sind  nicht  zum  wenigsten  dem  um- 
stände zuzuschreiben,  dass  fast  von  Anfang 
der  Bewegung  an  ein  grosser  Teil  derselben 
sich  zu  einem  grossen  Verbände  vereinigte. 
Der  Verband  bot  den  Vorteil  des  Austausches 
der  geraachten  Erfahningen,  förderte  den 
inneren  Ausbau   der  Genossenschaften  und 


*)  Hier  sei  nur,  um  MissverständniBse  zu 
vermeiden,  bemerkt,  dass  der  Verfasser  dieses 
Aufsatzes  in  der  Beurteüung  der  Raiffeisenschen 
Darlehnskassen  nicht  durchweg  auf  dem  Stand- 
punkte der  in  dem  Artikel  Darlehnskassen- 
V  er  eine  vertretenen  Ansicht  steht.  Näheres 
hierüber  in  dem  Artikel  Kreditgenossen- 
schaften. Der  Verfasser. 
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ermöglichte  diesen  nach  aussen  hin  als 
grosse  Gesamtheit  als  wirtschaftliche  Macht 
aufzutreten. 

Schulze  war  bald  nach  den  ersten  mit 
den  Genossenschaften  erzielten  Erfolgen  in 
die  Oeffentlichkeit  getreten  und  versuchte 
zunächst  den  Kongress  der  deutschen  Yolks- 
wirte  für  seine  Bestrebungen  zu  interessie- 
ren. Bereits  Pfingsten  1859  berief  Schulze 
eine  Versammlung  der  deutschen  Vorschuss- 
vereine nac^h  Weimar  —  nachdem  eine  Zu- 
sammenkunft in  Dresden  von  der  säch- 
sischen Regierung  verboten  worden 
war  — ,  und  hier  wurde  die  Errichtung  eines 
Centralbureaus  beschlossen,  mit  dessen  Lei- 
tung Schulze  betraut  wurde.  Aus  diesem 
Centralbureau  entwickelte  sich  1864  der  All- 
gemeine Verband  deutscher  Erwerbs-  imd 
Wirtschaftsgenossenschaften,  der  seinen  Mit- 
gliederkreis auf  alle  Genossenschaftsarten 
ausdehnte. 

An  der  Spitze  des  Verbandes  steht  der  von 
den  Genossenschaften  auf  dem  Genossenschafts- 
tage gewählte  Anwalt  mit  einem  ständigen 
Bureau;  jährlich  beschicken  die  dem  Verbände 
zugehörigen  Genossenschaften  einen  Vereinstag 
zur  Beratung  genossenschaftücher  Fragen.  Der 
Verband  selbst  zerfällt  in  32  Unterverbände, 
teils  nach  Provinzen  und  Ländern,  teils  nach 
Grenossenschaftsgattungen  gegliedert,  die  ihrer- 
seits wieder  jährliche  Versammlungen  unter 
Beiwohnung  des  Anwaltes  oder  seiner  Vertreter 
abhalten ;  die  Direktoren  dieser  Verbände  bilden 
den  Gesamtausschuss,  neben  dem  der  von  dem 
Genossenschaftstage  gewählte  engere  Ans- 
schuss  besteht.  Infolge  der  Bestimmungen  des 
Genossenschaftsgesetzes  v.  1.  Mai  1889  über  die 
Eevision  der  Genossenschaften  haben  die  Unter- 
verbände das  Becht  verliehen  erhalten,  selb- 
ständig die  Revisionen  der  ihnen  zugehörigen 
Genossenschaften  vorzunehmen. 

Der  nächstälteste  Verband  ist  der  der 
Baiffeisenschen  Darlehnskassen,  der  im  Gegen- 
satz zu  dem  vorstehend  erwähnten  Verbände 
auf  Centralisation  beruht,  in  letzter  Zeit  aber 
auch  zur  Decentralisation  übergeht.  Der  zweit- 
grösste  Verband  ist  die  Vereinigung  der  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften  des  Deutschen 
Reichs,  derselbe  ist  im  Jahre  1883  unter  der 
Mitwirkung  von  Schulze  geffrtndet ;  die  Organisa- 
nisation  ist  ähnlich  der  des  allgemeinen  Ver- 
bandes. 

Ausserdem  besteht  noch  eine  grosse  An- 
zahl kleinerer  Genossenschaftsverbände,  die 
ihre  Entstehung  meist  der  Vorschrift  des 
Genossenschaftsgesetzes  über  die  Bildung 
von  Revisionsverbänden  verdanken. 

Die  Genossenschaften  haben  sich  nicht 
immer  der  Gunst  der  Regierungen  zu  er- 
freuen gehabt,  sie  hatten  anfangs  oft  unter 
der  Verfolgimg  von  Behörden  zu  leiden,  so 
wurde  z.  6.  in  einzelnen  Staaten  verlangt, 
dass  die  Vorschussvereine  eine  Konzession 
einholten,  dann  wurde  ihnen  diese  wegen 
fehlenden  Bedürfnisses  verweigert.  Doch 
Schulze  setzte  seine  ganze  Autorität  bei  den 


Genossenschaften  daran,   politische  Bestre- 
bun^n  in  ihnen   fernzuhalten    und   so  die 
Ansicht  .leitender  Kreise  zu  widerlegen,  dass 
die   Genossenschaften   nur    ein    Mittel    der 
Liberalen  seien,  um  Einfluss  auf  die  grosse  n 
Kreise  der  Handwerker  und  Arbeiter  zu  ^ 
winnen.   Freilich  standen  an  der  Spitze  der 
Genossenschaften   und  deren  Verbände  fast 
ausschliesslich  politisch  liberale  Mftnner.  d>  >ch 
der  Grund  hierfür  la^  allein  darin,  dass  die 
konsen'ativen  \md  klerikalen  Parteien   sich 
diesen     Bestrebungen      nicht      nur     fern- 
hielten,   sondern    dieselben     herabzusetzeu 
suchten.   Der  konservative  Prof.  V.  A.  HuUt 
hat  oft  genug  hierüber  bittere  Klage  geführt. 
Und  als  dann  endlich   diese    Parteien   die 
Gründung  von  Genossenschaften  in  ihr  IV^ 
gramm  aufnahmen,   da  geschah  es  im  aus- 
gesprochenen politischen  Interesse.    Anfang 
der  60  er  Jahre  wurden  zuerst  klerikale  Vor- 
schusskassen gegründet,  die  in  ihren  Statuten 
als  Zweck  die  Bestimmung  enthielten,  die 
Mitglieder  »zu  einem  gediegenen  katholischen 
Familienleben  und  zugleich  beim  En^-erb  der 
notwendigen  irdischen  Güter  zu  unterstützen  . 
Zahlreicher  als  diese  Kassen  waren  die  in 
den  60  er  Jahren  begründeten  konservativen 
Vorschussvereine,  deren  Zweck,  die  Beein- 
flussung der    politischen  Gesinnung  durch 
Gewährung  und  Entziehung  von  Vorschüssen 
offen    zugestanden  wurde.     Diese   Vereine 
entstanden  aus  einer  Vereinigung  des  preus- 
sischen   Handwerkerbundes   —   eines   Ver- 
bandes der  Gegner  der  Gewerbefreiheit  — 
mit  der  Partei  der  Herren  Wagner,  v.  Kleist- 
Retzow  etc.     Es  wurden  von  dieser  Ver- 
einigung die  Gründung  eines  Centralkredii- 
institutes  in  Berlin  mit  Agenturen  in  den 
Provinzen  geplant.    Auch  wiuxle  die  Griin- 
dung  selbständiger  Vorschusskassen  in  Form 
von  ^Kommanditgesellschaften  unter  Angriffen 
auf  die  Schulzeschen  Genossenschaften  leb- 
haft betrieben. 

Alle  diese  sogenannten  Genossenschaften 
sind  zu  Grunde  geganj^n.  —  Schulze  und 
die  Genossenschaften  hielten  unentwegt  fest 
an  dem  Grundsatz  der  Selbsthilfe  und  wehrten 
aUe  Versuche  positiver  staatlicher  Förderung 
aufs  entschiedenste  ab.  Als  seitens  der  Re- 
gierung 1865  eine  Kommission  einberufen 
wurde,  um  die  Frage  zu  beraten,  was  ge- 
schehen könne,  um  die  Genossenschaften  zu 
fördern,  da  erklärte  der  zu  Stettin  ver- 
sammelteVereinstag  der  deutschen  Genossen- 
schaften auf  Antrag  von  Parisius  ein- 
stimmig, dass  alle  Versuche  der  Staats-  i 
regierung,  die  auf  Selbsthilfe  beruhenden 
Genossenschaften  durch  positive  Einmischung 
fördern  zu  wollen«,  als  »sdiädlich  zurück- 
gewiesen werden«  müsseh. 

Das  Genossenschaftswesen  entwickelte 
sich  nihig  bis  Ende  der  80  er  Jahre.  Das 
Genossenschaftsgesetz   von    1889    und   die 
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Zulassung  von  Genossenschaften  mit  be- 
ahrankter  Haftpflicht  führte  dann  zu  neuen 
Genossenschaftssystemen,  zu  genossenschaft- 
licken  Experimenten.  Angeblich  war  das 
(fenossenschaftswesen  nicht  mit  den  Zeit- 
verhältnissen mitgegangen  und  es  w^urde  ein 
sozialreforma torisches  Genossen- 
schaftswesen erfunden  mit  dem  Grund- 
satz »Selbsthilfe  ergänzt  durch  Staatshilfe«, 
es  hatte  auch  einen  pohtischen  Beigeschmack, 
Freiherr  v.  Broich  stand  an  der  ISpitze.  Es 
ist  in  allen  seinen  Teilen  zusammen  ge- 
brochen und  sei  hier  nur  erwähnt,  weil  m 
ihm  nicht  ohne  System  das  Eingreifen  des 
Staates  gefordert  wnrde  und  w^eil  es  als  der 
Vorläufer  des  heutigen  staatssozialistischen 
lienossenschaftswesens  zu  betrachten  ist. 

Bei  der  Errichtung  der  ersten  modernen 
virtschaftlichen  Genossenschaften  in  Preus- 
äen,  den  Landschaften,  finden  wir  zum  Teil 
eine  Anlehnung  an  den  Staat,  doch  das  Gre- 
a(«senschaftswesen   bheb  lange  auf  diesen 
engen  Kreis  beschränkt,  und   als  es  Ende 
der  40  er  Jahre  durch  Schulze-Delitzsch  neu 
belebt  und  den  entwickelten  Verhältnissen 
und  Bedürfnissen  augepasst  wurde,  da  gab 
ihm  sein  Schöpfer  als  die  Grundpfeiler:  die 
Selbsthilfe,  Selbstverantwortung  und  Selbst- 
verwaltung der  Mitglieder.  Diese  Grundsätze 
erlangten  derart  die  allgemeine  Anerkennung 
und  Billigung,  dass  1867  bei  den  Yerhand- 
Inngen  über  das  preussische  Genossenschafts- 
gresetz  die  Regierung  im  Herrenhause  einen 
ÄDtrag    von    Eleist-Retzow,     »die    Staats- 
regiening  aufzufordern,   ziu*  Ilnterstützung 
der  Genossenschaften  21/2  Millionen  Thaler 
lu  bewilligen«,    bekämpfte    und   im   Falle 
^iner  Annahme  das  Zustandekommen  des 
Gesetzes  in  Frage   stellte.     Die  Regierung 
teilte  den  Standpunkt  der  Schulze-Delitzsch- 
>chen    Genossenschaften,    dass    positive 
Eingriffe   der   Staatsgewalt    zur  Förderung 
des  Genossenschaftswesens   als    unbedingt 
schädlich   zurückgewiesen  werden  müssen. 
Der  Antrag  Kleist-Retzow  wurde  als  kom- 
munistisch  bezeichnet.      Heute    besteht  in 
Preussen  eine  vom  Staate  mit  50  Millionen 
Mark  dotirte  Kasse,  die  Preussische  Central- 
genoscienschaftskasse,    zur    Fördening    des 
genossenschaftlichen    Personalkredits ;     für 
Agitationen  zu  Gunsten  der  Gründung  von 
Genossenschaften    sind    nicht    unerhebliche 
ilittel  ziu*  Verfügung  gestellt  —  im  König- 
reich Sachsen  stellt  die  Regierung  den  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften  1  Million 
Mark  zur  Verfügung  —  in  Bayern  werden 
mit  Staatsmittehi  Darlehnskassen  ins  Leben 
gerufen  und  ist  eine  Hypothekenbank  in  der 
Form  der   Genossenschaft   gegründet,    der 
(1er  Staat  1  JMillion  Mark  unverzinslich  und 
2  Millionen  Mark  zu  3  ^/o  verzinslich  gegeben 
^,  der  Bayerischen  Centraldarlehnskasse 
sind    Zuschüsse     bis     zum    Betrage     von 


2  Millionen  Mark  gewährt;  Württemberg' 
gewährt  den  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaften 1  Million  Mark,  Baden  den  gleichen 
Betrag  —  in  Preussen  sind  5  Millionen 
Mark  bewDligt  zur  Förderung  der  Getreide- 
absatzgenossenschaften —  ähnliche  Mass- 
regeln erfolgen  in  anderen  Staaten  (Mecklen-. 
bm*g,  Hessen).  Als  Erfolg  zeigt  sich,  dass 
überall,  wo  Gelder  zur  Förderung  des  Ge- 
nossenschaftswesens gewährt  werden,  zahl- 
reiche Gründungen  erfolgen,  für  weite  Kreise 
wird  die  Genossenschaft  das  Mittel,  vom 
Staat  billiges  Geld  zu  erhalten.  Suchte 
man  früher  die  Genossenschaft,  insbesondere 
die  Kreditgenossenschaft,  in  der  Regel  auf 
möglichst  breiter  Grundlage  anzulegen,  so 
hat  der  für  die  Preussische  Centralgenossen- 
schaftskasse  geltende  Grundsatz,  nur  mit 
Centralkassen  von  Genossenschaften  zu  ar- 
beiten, jetzt  dahin  geführt,  dass  an  Stelle 
einer  grösseren  Genossenschaft  mindestens 
7  kleine  gegründet  werden,  um  die  für 
Gründung  einer  Centralkasse  erforderliche 
Anzahl  Genossenschaften  zu  erhalten.  Die 
durch  das  Genossenscliaftsgesetz  von  1889 
zugelassene  beschränkte  Haftpflicht  er- 
leichtert wesentlich  diese  Gründungen.  Tau- 
sende von  ländlichen  Kreditkassen  sind  in 
den  letzten  Jahren  in  Deutschland  entstanden. 
Jetzt  beginnt  die  gleiche  Bewegung  unter 
den  Handwerkern;  allerdings  wird  sie 
schwerlich  hier  die  gleiche  Ausdehnung  ge- 
winnen, denn  die  Konkurrenz  unter  den 
Handwerkern  ist  eine  viel  zu  scliarfe,  als 
dass  diese  sich  unter  einander  zu  Kredit- 
genossenschaften vereinigen  sollten,  es 
fürchtet  ein  jeder  zu  sehr,  dass  er  sich 
neue  oder  leistungsfähige  Konkurrenz  schaffen 
könnte.  Solche  Griindungen  sind  daher 
trotz  der  Staatshilfe  selten  geblieben,  und 
nach  der  Gründung  hat  man  meist  die  Ge- 
nossenschaft auf  alle  Berufsklassen  erstreckt. 
Sehen  wir  hier  die  Genossenschaften  den 
Boden  der  Selbsthilfe  verlassen  und  be- 
sonders landwirtschaftiiche  Genossenschaften 
unter  staatlichen  Massnahmen  ins  Leben 
treten,  so  läuft  damit  parallel  eine  Bewegung 
gleichfalls  in  der  Landwirtschaft,  in  der  die 
Genossenschaft  zu  vollständigen  Umwäl- 
zungen in  Handel  und  Verkehr  führen  soll ; 
wenigstens  werden  in  den  beteiligten  Kreisen 
entsprechende  Erwartungen  daran  geknüpft. 
Wir  erwähnten  bereits  des  5  Millionen- 
Kredits  in  Preussen  zur  Förderimg  der  Ge- 
treideabsatzgenossenschaften. Di^ch  G.  V. 
6.  Juni  1896  waren  3  Millionen  Mark  be- 
wDligt,  durch  G.  v.  8.  Juni  1897  ist  der 
Betrag  auf  5  Millionen  Mark  erhöht.  Die 
5  Millionen  Mark  sollen  zum  Bau  vonKorn- 
häusern  dienen,  welche  als  der  Mittelpunkt 
der  Absatzgenossenschaften  gedacht  sind. 
Die  Ansichten  der  landwirtschaftlichen  Kreise 
über  den  Wert  dieser  Genossenschaften  und 
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besonders  über  die  Art  ihrer  Einrichtung 
sind  geteilt,  vielfach  glaubt  man  allerdings 
mit  Hilfe  von  Silos  und  derartigen  Genossen- 
schaften den  Getreidehandel  m  die  Hände 
der  Landwirte  zu  bringen  und  diesen  damit 
den  Handelsgewinn  zuzuführen.  Das  Handels- 
risico  wird  nicht  berücksichtigt,  ebensowenig 
der  Umstand,  dass  zum  Getreidehandel  mehr 
gehört  als  die  Bildung  einer  Genossenschaft 
und  der  Bau  eines  Lagerhauses.  Gleich- 
artiger Getreidebau  und  Bau  von  Qualitäts- 
getreide, die  notwendigen  Voraussetzungen 
einer  solchen  Genossenschaft,  fehlen  überdies 
fast  durchweg.  Während  ein  Teil  der  Land- 
wirte sich  diesen  Thatsachen  nicht  ver- 
schliest,  ist  für  andere  die  Getreideabsatz- 
genossenschaft nur  der  Anfang  des  Geti'eide- 
handelsmonopols  der  zur  Zwangsgenossen- 
schaft organisierten  deutschen  Landwirt- 
schaft. Und  man  geht  noch  über  den 
Handel  hinaus.  Die  genossenschaftliche 
Produktion  beschränkte  sich  bisher  auf  die 
Yerwendung  von  Milch-  und  Obstprodukten, 
jetzt  sollen  mit  den  Molkereigenossenschaften 
Bäckereien  verbunden  werden,  und  man  be- 
absichtigt damit,  nicht  nur  den  Handels- 
gewinn, sondern  auch  den  Müller-  und 
Bäckergewinn  für  die  Landwirte  aus  der 
Getreideproduktion  zu  erlangen,  denn  der 
Absatz  soll  direkt  an  die  Konsumenten  er- 
folgen. 

Auch  die  Verwertung  von  Schlachtvieh 
wird  trotz  der  damit  gemachten  schlechten 
Erfahrungen  wieder  versucht  und  meist 
auch  bereits  wieder  mit  bedeutendem 
finanziellen  Misserfolg.  Diese  zum  grössten 
TeU  aus  der  Initiative  der  Landwirte  hervor- 
gehende Genossenschaftsbewegtmg  A^ird  dann 
auch  noch  auf  anderen  als  den  bezeichneten 
Gebieten  diu*ch  positiven  Eingriff  der  Re- 

fierung  gefördert.  So  wird  staatlicherseits 
ie  Anregung  zur  Gründung  von  Molkerei- 
genossenschaften gegeben,  obgleich  z.  B.  der 
verband  der  ostpreussischen  land\virtschaft- 
lichen  Genossenschaften  seine  Bedenken 
gegen  weitere  Gründungen  von  Molkerei- 
genossenschaften mit  Rücksicht  auf  drohende 
Ueberproduktion  und  die  damit  verbundene 
Gefahr  der  Qualitätsverschlechterung  aus- 
gesprochen hat. 

Zweifellos  fehlt  es  nicht  an  gross  ange- 
legten Plänen,  wir  wollen  uns  jeder  Prophe- 
zeiung enthalten,  die  Zukunft  wird  zeigen, 
wohin  diese  Bewegung  —  die  aufzuhalten 
kaum  möglich  zu  sein  scheint  —  führt,  ob 
man  hier  allen  wirtschafthchen  Erfalirungen 
zum  Trotz  den  Betrieb  ins  üngemessene 
komplizieren  könne  und  den  erwarteten 
Nutzen  gewinnen  wird  oder  ob  eine  wirt- 
schaftliche Krisis  dort  um  so  verhängnis- 
voller trifft,  wo  durch  übermässige  Centrali- 
sation  die  Gelegenheit  geboten  ist,  dass  sie 
die  fernsten  Gebiete  in  Mitleidenschaft  zieht 


Gegen  die  Stellungnahme  des  Staates  im 
Konkurrenzkampf  der  landwirtschaftlichen 
Genossenschaften  mit  den  Händlern  durch 
Subventionierung  der  ersteren  ist  seiteos 
einer  Reihe  von  Handelskammern  SteDung 
genommen. 

Kann  man  hiernach  in  der  Landwirt- 
schaft von  einer  genossenschaftlichen  Hodi- 
flut  sprechen,  deren  Verlauf  mit  der  grösstea 
Spannung  schon  um  des^dllen  verfolgt  wer- 
den muss,  da  die  Bewegung  auf  vollständii^ 
Umwälzungen   in   Handel    und    Produktion 
gerichtet  ist  —  ist  doch  in  einer  Petition 
der    landwirtschirftlichen    Genossenschaften 
an   den   preussischen   Landtag   aus  Veran- 
lassung    der     Handelskammergesetzvork^e 
ausgesprochen,  dass  die  wirtschaftspolitischen 
Interessen    denen    der    Industrie    und   v.ir 
allem   denen   des   Handels   oft   genau  ent- 
gegengesetzt sind  — ,  so  kann  man  nicht  das 
gleiche   von   dem   Handwerk    sagen,  in 
dessen  Kreisen  die  ersten  Genossenschaften 
entstanden.    Die  eigentlichen  Handwerker- 
genossenschaften    zur     gemeinsamen     Be- 
schaffung der  Rohstoffe,  zur  Benutzung  von 
Maschinen,  zum  gemeinsamen   Absatz   der 
Produkte  haben  in  den  letzten  Jahren  keine 
erhebliche  Verbreitung  gefimden,  es  bleiben 
Ausnahmen,  dass  unter  der  Gunst  besonderer 
Verhältnisse,  dem  Einfluss  weniger  solche 
Genossenschaften  entstehen ;  und  wieder  von 
den   bestehenden  ist  auch  zuweilen  wonig: 
Gutes  zu  hören :  Zwietracht  und  Konkurrenz- 
neid hindern  die  Entwickelung,  man  sondert 
sich   von   den   grossen   Genossenschaftsver- 
bänden ab  und  verschliesst  sich  den  erteilten 
Ratschlägen.    Es  ist  dies  lun  so  mehr  zu 
beklagen,  als  die  Handwerker  noch  auf  einer 
gewissen  wirtscliaftlichen  und  sittlichen  Hohe 
stehen  müssen,  wenn  sie  sich  für  Genossen- 
schaftsorganisationen   eigiien    sollen,    denn 
einem    proletarisierten    Handwerk    ist    mit 
Genossenschaften  nicht  zu  helfen.    Xur  die 
Kreditgenossenschaft   wird   höchstens  noch 
aufgesucht.     Hatte   doch   sogar   die  Hand- 
werkerabteilung in   einer  preussischen  Cn^ 
Werbekammer  jede  Agitation  für  Handwerker- 
genossenschaften selbst  mit  von  der  preus- 
sischen Regienmg  ziur  Verfügung  geteilten 
Mitteln  verv^'orfen  und  allein  die  Förderung 
von  Kreditgenossenschaften  mit  reichlicher 
staatlicher  Unterstützung  gefordert.    Das  ist 
es,  worauf  es   auch  diesen  Kreisen  raei.4 
ankommt:   Unterstützung  mit  Staatsmitteln! 
Und  so  erlahmt  denn  mehr  und  mehr  Ini- 
tiative und  Thatkraft.    Die  alte  Erfehrung 
wird  hier  von  neuem  bestätigt.    Die  preiis- 
sische  Regierung  sucht  diutjh  Wanderredner 
unter  den  Handwerkern  Stimmung  für  «lie 
Gründung  von  Genossenschaften  zu  machen, 
doch  sie  erreicht  n\u'  die  Entstehung  kleiner 
Handwerkerkreditkassen,     die     nach    ihrer 
ganzen  Anlage  den  Todeskeim  in  sich  tr^n. 
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Man  muss  Zeit  und  Kosten  bedauern,  die 
für  solche  Gründungen  aufgewendet  werden. 
Ueber  die  Notwendigkeit  der  Handwerker- 
genossenschaften zur  Erhaltung  des  Hand- 
werks ist  wohl  heute  kein  Wort  mehr  zu 
verlieren,  nachdem  auch  die  Enquete  des 
Vereins  für  Sozialpolitik  über  die  Lage  des 
Handwerks  dieselbe  ergab. 

Welche  Yorteüe  könnten  sich  z.  B.  die 
Handwerker  verschaffen,  wenn  sie  sich  zu 
Magazingenossenschaften  vereinigten !  Da 
klagt  man  aber  über  die  Nichtberücksich- 
ti^mg  bei  Submissionen  und  verschmäht 
den  Weg  der  genossenschaftlichen  Organi- 
sation, der  der  sicherste  ist,  um  zur  Be- 
rücksichtigung bei  der  Vergebung  von  Ar- 
k'iten  zu  gelangen. 

ITeber  die  Gründe  der  Misserfolge  auf 
'liesem  genossenschaftlichen  Gebiete  lassen 
wir  uns  in  den  besonderen  Aufsätzen  aus. 
Immer  deutlicher  tritt  hervor,  wie  schädlich 
'lie  Antikonsumvereinsbewegung  der  Aus- 
breitimg der  Handwerkergenossenschaften 
geworden  ist ;  mit  richtigem  Blick  erkennen 
oie  Handwerker,  dass  sie  nicht  gleichzeitig 
die  Konsumvereine  bekämpfen  und  Roh- 
stoffgenossenschaften gründen  können  —  zu 
wiederholten  Malen  ist  dies  öffentlich  aus- 
gesprochen — ;  statt  aber  nun  den  richtigen 
Schhiss  zu  ziehen  und  den  Kampf  gegen 
(üe  Konsumvereine  aufzugeben,  lehnt  man 
die  Gründung  von  Rohstoffgenossenschaften 
ab  —  nicht  selten  unter  dem  Drucke  der 
Lieferanten.  Vielleicht  dass  hier  einiger 
Wandel  geschaffen  wird  durch  in  letzter 
Zeit  lebhaft  hervortretende  Bestrebungen, 
die  Konsumvereine  in  unmittelbare  geschäft- 
li^he  Beziehungen  zu  den  Handwerken  zu 
bringen,  dem  Konsumverein  den  Charakter 
der  Absatzgenossenschaft  des  Handwerks  zu 
geb^n. 

Während  nun  von  allen  Seiten  die  Grün- 
dung von  Genossenschaften  den  produzieren- 
den Klassen  empfohlen  und  diesen  die  Ge- 
Qossenschaften  als  das  Mittel  gezeigt  wird, 
den  Handel  zu  umgehen  und  sich  direkt 
nüt  den  Konsmnenten  in  Verbindung  zu 
setzen  —  werden  die  Genossenschaften  der 
Konsumenten  zum  gemeinschaftlichen  Ein- 
tanf  der  Lebens-  und  Wirtschaftsbedürfnisse 
Ton  allen  Seiten  angefeindet.  Die  Frucht 
dieses  Kampfes  gegen  die  Konsumvereine 
ist  (las  G.  V.  12.  August  1896,  durch  das 
niit  Sh^fen  die  Beschränkung  des  Geschäfts- 
betriebes auf  den  Kreis  der  Mitglieder  er- 
z^ngen  werden  soll  und  der  Entwickelung 
der  Konsmnvereine  Schranken  gezogen  wer- 
den sollen.  Wie  stets  im  wirtschaftlichen 
wben  werden  von  derartigen  gesetzlichen 
Beschränkungen  die  Kleinen  am  schwersten 
t-etroffen.  Die  kleinen  Konsumvereine  leiden 
am  meisten  unter  dem  Gesetz,  und  eine 
^zahl  ist  zur  Auflösung  gezwimgen  worden. 


Wir  wollen  dahingestellt  sein  lassen,  ob  der 
Eingang  solcher  Genossenschaften  zu  be- 
klagen ist,  die  so  wenig  innere  Widerstands- 
kraft besitzen.  Sie  waren  vielleicht  ohne 
Rücksicht  auf  ein  Bedürfnis  gegründet  und 
mussten  früher  oder  später  diesen  Weg 
gehen.  Die  grossen  Konsumvereine  haben 
sich  leicht  den  Bestimmungen  angepasst, 
und  das  Gesetz  ist  für  sie  sogar  die  beste 
Reklame  geworden,  zahlreiche  Mitglieder 
strömen  ihnen  zu.  Man  kann  heute  schon 
sagen,  dass  das  Gesetz  den  Gegnern  der 
Konsumvereine  mehr  geschadet  hat  als 
diesen. 

Die  Gegöer  sind  nun  auf  den  raffinierten 
Gedanken  verfallen,  diuxjh  eine  besondere 
Steuer  auf  den  Umsatz  die  Konsumvereine 
zu  vernichten;  ein  hoher  preussischer  Be- 
amter bezeichnet  die  Steuer  sehr  treffend 
als  Erdrosselungssteuer.  »Nur«  3°/o  des 
Umsatzes  will  man  erheben,  das  hört  sich 
so  wenig  an  und  bedeutet  doch  thatsächlich 
etwa  30%  des  Ertrages!  Das  Königreich 
Sachsen  bildet  den  Ausgangspunkt  dieser 
Konsum  Vereinssteuer,  nachdem  allerdings 
schon  vorher  im  Preussischen  Abgeordneten- 
hause über  einen  Antrag  (v.  Brockhausen) 
verhandelt  worden  war,  der  eine  ähnliche 
Steuer  auf  alle  Grossbetriebe  gelegt  sehen 
wollte.  Hier  liegt  ganz  offenbar  ein  landes- 
gesetzlicher Widerspruch  gegen  die  reichs- 
gesetzlich gesicherte  Gewerbefreiheit  vor, 
die  man  hier  und  dort  zum  Schaden  der 
Konsumvereine  durch  Landes-  und  Kommu- 
nalsteuern beseitigen  möchte,  denn  diese 
Steuern  haben  den  Charakter  von  Prohibitiv- 
steuern,  und  offen  haben  die  Befürworter 
auch  dies  als  den  Zweck  solcher  Steuern 
erklärt.  Um  so  verletzender  aber  wirkt 
diese  Steuer,  als  sie  in  den  Kosumvereinen 
hauptsächlich  die  Bevölkerungskreise  trifft, 
die  verhältnismässig  am  schwersten  ums 
tägliche  Brot  arbeiten  müssen,  und  eine 
Steuer  an  den  notwendigsten  Lebens-  und 
Wirtschaftsbedürfnissen  wird.  Als  ein 
weiteres  Mittel  zur  Vernichtung  der  Kon- 
sumvereine haben  die  Händler  die  Forderung 
ersonnen,  den  Konsumvereinen  soll  verboten 
werden,  Dividende  zu  verteilen!  Selbst 
Handelskammern  unterstützen  eine  solche 
Forderung,  nicht  erkennend,  vde  der  Handels- 
stand seine  Entwickelung  verleugnet,  wenn 
er  den  Handel  in  gewissen  Betriebsformen 
in  Fesseln  legen  will. 

Ein  schärferer  Widerspruch  ist  nicht 
denkbar  als  die  Förderung  der  Landwirt- 
schafts- und  Handwerkergenossenschaften 
und  die  Bekämpfung  der  Konsumvereine, 
denn  sie  beruhen  auf  der  gleichen  Tendenz : 
Ausschaltung  der  Arbeitskraft  von  Gewerbe- 
treibenden durch  die  genossenschaftliche 
Organisation,  deren  Mitglieder  bisher  die 
Arbeit  der  Gewerbetreibenden  beanspruchten. 
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Wie  bei  jeder  wirtschaftlichen  Neugestaltung 
werden  allerdings  auch  hier  Opfer  gefordert, 
denen  niemand  sein  Mitgefühl  versagen  wird 
—  doch  die  wirtschaftliche  Entwickelung 
kann  damit  nicht  aufgehalten  werden,  und 
dann  ist  es  auch  eine  arge  Uebertreibung, 
dass  die  Konsumvereine  den  Kleinhandels- 
stand vernichteten.  Den  Kleinhändlern  geht 
es  dort,  wo  kein  Konsumverein  besteht, 
nicht  besser,  als  wo  sie  in  Konkurrenz  mit 
einem  Konsumverein  arbeiten  —  die  Schäden 
liegen  im  Kleinhandel  selbst.  Die  besonnenen 
Elemente  dieses  Standes  haben  sehr  richtig 
erkannt,  wie  die  Besserung  ihrer  Lage  zu 
erreichen  ist :  durch  genossenschaftliche  Or- 
ganisation, indem  sie  sich  zum  gemeinsamen 
Wareneinkauf  vereinigen,  wobei  sie  grösseren 
Nutzen  erzielen,  als  wenn  sie  gesondert 
einkaufen.  Wenn  nun  freilich  eben  dieselben 
Leute,  die  damit  dem  Grossisten  eine 
schw^ere  Konkurrenz  bereiten,  den  Konsu- 
menten die  genossenschaftliche  Vereinigung 
zum  gemeinsamen  Wareneinkauf  verboten 
sehen  wollen,  so  ist  das  eine  ausserordent- 
liche Unbilligkeit 

Die  Genossenschaft  gehört  für  die  wirt- 
schaftlich schwachen  Kreise  zu  den  vollkom- 
meneren Betriebsformen,  deren  Benutzung 
man  den  Konsumenten  als  Warenabnehmern 
nicht  missgönnen  darf,  wenn  man  sie  Pro- 
duzenten und  Händlern  empfiehlt,  und  dies 
imisoweniger,  als  auch  diese  Klassen  stets 
wieder  als  Warenabnehmer  in  Betracht 
kommen  und  auch  in  dieser  Eigenschaft  sich 
der  Genossenschaft  bedienen  wollen.  That- 
sächlich  wird  der  Gegensatz  zwischen  Land- 
wirten und  Händlern  auf  diesem  Gebiete 
dann  auch  sehr  bald  schärfer  hervortreten, 
wie  der  zwischen  Konsumenten  und  Händ- 
lern. Im  Interesse  aller  beteiligten  Kreise 
würde  es  liegen,  wenn  die  distributiven  Ge- 
nossenschaften den  Gewerbetreibenden  in 
Bezug  auf  Rechte  und  Pflichten 
gleichgestellt  würden. 

Die  Entwickelung  einer  Genossenschafts- 
art, die  seit  einigen  Jahren  eine  bedeutende 
Ausbreitung  zu  nehmen  schien,  der  Bauge- 
nossenschaft in  der  Form  des  Bau-  und 
Sparvereins  zur  Beschaffung  von  Mietswoh- 
nungen für  die  Mitglieder,  macht  weitere 
Fortschritte  (vgl.  den  Artikel  Bauge- 
nossenschaften oben  Bd.  H  S.  465ff.). 
Vielleicht  dass  eine  noch  lebhaftere  Ent- 
wickelung sich  daraus  ergeben  wird,  dass 
die  beiden  Baugenossenschaftsarten  —  die 
zum  Erwerb  von  Häusern  für  die  Mitglie- 
der und  die  zur  Beschaffung  von  Miets- 
wohnungen für  die  Älitglieder  —  in  ein 
engeres  Verhältnis  durch  Gründung  eines 
Baugenossenschaftsverbandes  getreten  sind. 
Der  Zweck,  den  diese  Genoftsenachaftsarten 
verfolgen,  ist  auch  ein  so  ähnlicher,  dass  die 
Verbindung  eine  ganz  natürliche  ist,  künst- 


lich sind  nur  die  Unterschiede  in  übertriebent^r 
Weise  aufgebauscht  Die  grösste  Schwierig- 
keit liegt  für  diese  Genossenschaften  in  der 
Geldbeschaff ung,  und  hier  wird  es  mehr  als 
bisher  Aufgabe  der  Alters-  und  Invaliditäts- 
versichenmgsanstalten,  öffentlicher  Pensions- 
fonds  etc.  sein,  nach  dem  Vorbild  einiger 
Anstalten,  insbesondere  der  Hannoverschen, 
die  Kapitalien  zur  Verfügiuig  zu  stellen, 
ohne  dass  freilich  damit  Ansprüche  auf  Auf- 
sicht über  die  Verwaltung  der  Genosf^en- 
schaft  verknüpft  werden  dürfen.  Derartige 
Anlagen  sind  produktiv  nach  jeder  Richtung 
hin.  Produktiv  ist  die  Anlage,  weil  sie  deai 
Arbeiter  ermöglicht,  sich  eine  billige  uad 
gute  Wohnung  zu  beschaffen,  wodurch  seine 
wirtscliaftliche  Lage  ausserordentlich  günstig 
beeinflusst  wird  —  produktiv  ist  die  Anlage 
aber  auch  besonders  vom  Standpunkt  der 
Alters-  und  Invaliditätsversicherungsanstalt, 
denn  durch  nichts  kana  sie  den  Fall  des 
Eintritts  der  Invalidität  besser  fernhalten,  als 
wenn  sie  den  arbeitenden  Klassen  die  Mr^- 
lichkeit  bietet,  gesunde  Wohnungen  zu  U- 
ziehen.  Dazu  kommt,  dass  es  ja  zum  grossen 
Teil  gerade  Beiträge  der  Arbeiter  sind,  au> 
denen  sich  die  Bestände  jener  Anstalten  ge- 
bildet haben.  Mit  der  Ausbreitung  dieser 
Genossenschaften  beginnt  auch  —  eine  Agi- 
tation gegen  dieselben,  die  von  den  Grund- 
besitzervereinen ausgeht  und  mit  den  glei- 
chen Mitteln  arbeitet  wie  die  Agitatoren  der 
Händler  gegen  Konsumvereine. 

Es  fehlt  auch  nicht  an  wirtschaftlicliea 
Experimenten  auf  der  Grundlage  der  Ge- 
nossenschaft. 

In  erster  Reihe  steht  hier  der  Versuch, 
im  Wege  der  Genossenschaft  das  Waren- 
geld au  die  Stelle  des  Metallgeldes  dadurch 
zu  setzen,  dass  die  Mitglieder  der  Genossen- 
schaft mit  Warenanweisungen  bezahlt  wer- 
den, die  sie  als  Bezahlung  beim  Einkauf 
der  Waren  benutzen.  Die  praktische  Be- 
thätigung  der  Versuche  hat  unseres  Wissens 
zu  keinem  Erfolge  geführt.  Wir  zweifelu 
überhaupt  an  der  Möghchkeit  der  Verwirk- 
lichung dieser  Idee,  für  die  man  sich  darauf 
beruft,  dass  im  Verkehr  die  baren  Zahlungen 
durch  Anweisungen  in  den  verschiedensten 
Formen  immer  mehr  verdrängt  werden. 

Auch  die  »Organisation  der  Kundschaft« 
mit  Hilfe  des  Konsumvereins  ist  nicht  von 
der  Tagesordnung  verschwunden,  die  An- 
hänger dieser  wirtschaftlichen  Auffassung 
können  freilich  nicht  mehr,  als  sich  an 
Konsumvereinen  beteiligen.  Darin  aller- 
dings haben  sie  recht,  dass  es  gegen  et- 
waige Ringbildungen  für  die  Konsumenten 
keinen  wirksameren  Schutz  geben  würde 
als  die  »Or^nisation  der  Kundschafte ;  auf 
diesem  Gebiete  kaim  den  Konsumvereinen 
die  Erfüllung  grosser  Aufgaben  noch  vor- 
behalten sein. 
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Das  Genossenschaftswesen  hat  im  wesent- 
lichen die  Grundidee  der  Garantie  einer 
lohnenden  Thätigkeit  für  alle  mit  dem  So- 
zialismus gemein.  Auch  fussen  beide  fer- 
ner, um  sich  diese  G^arantie  zu  verschaffen, 
auf  dem  Grundsatze  der  Solidarität.  Der 
rnterechied  zwischen  Genossenschaftswesen 
und  Sozialismus  liegt  darin,  dass  dieser  die 
Garantie  der  GeseUschaft  und  ihrer  Gesamt- 
heit jenes  den  Mitgliedern  der  Genossen- 
schaft aufbürdet.  Was  aber  ist  es  anders, 
als  der  Gesamtheit  die  Garantie  aufbürden, 
wenn  man  ihre  Mittel  beansprucht  um  Ge- 
nossenschaften zu  gründen  und  zu  unter- 
halten. Damit  steuert  man  die  Genossen- 
schaften direkt  in  den  Sozialismus  hinein. 
Es  handelt  sich  nicht  um  die  Gnmdsätze 
der  Selbsthilfe  oder  Staatshilfe,  sondern  um 
flie  Frage,  wie  ist  die  Grenze  zu  finden, 
bis  zu  der  der  Staat  bei  seinen  Eingriffen 
in  das  wirtschaftliche  Leben  hier  gehen 
kann.  Wir  finden  diese  Ghrenze  bei  der 
Forderung  des  Genossenschaftswesens  in 
der  Aufklärung  und  Belehrung  der  beteilig- 
ten Klassen  über  die  Bedeutung  der  Ge- 
nossensdiaften ,  in  der  Beseitigung  aller 
Hindernisse,  die  der  Gründung  entgegen- 
stehen und  in  der  moralischen  Unterstützung. 
Geht  der  Staat  darüber  hinaus,  unterstützt 
er  die  Gründung  finanziell,  so  beseitigt  er 
die  Grenze,  die  das  Genossenschaftswesen 
und  den  Sozialismus  trennt.  An  diesem 
Wendepunkt  ist  das  Genossenschaftswesen 
heute  angelangt.  Wird  die  Grenze  über- 
schritten, so  wird  auf  die  freie  Genossen- 
schaft die  Zwangsgenossenschaft  folgen.  Wie 
aber  der  Zwangsgenossenschaft  alle  die  Mo- 
mente fehlen,  auf  denen  das  Gedeihen  der 
wirtschaftlichen  Vereinigung  beruht,  ist 
hier  nicht  der  Ort  auseinanderzusetzen,  in 
ihr  tritt  die  Quantität  der  Mitglieder  an 
Stelle  der  Qualität,  der  wirtschaftliche  Zwang 
an  die  Stelle  der  Freiwilligkeit. 

Auf  ein  eigentümliches  Moment  in  der 
Eatwickelung  des  deutschen  Genossenschafts- 
vesens  mag  hier  schliesslich  noch  hinge- 
wiesen werden:  es  ist  der  Anschluss  der 
sozialdemokratischen  Arbeiter  an  die  Ge- 
nossenschaften, während  die  sozialdemokra- 
tische Partei  selbst  ihre  gegnerische,  durch 
ihre  wirtschaftlichen  Anschauungen  gebotene 
Stellung  den  Genossenschaften  gegenüber 
beibehflt  Es  kann  freilich  nicht  über- 
raschen, dass  die  Arbeiter  sich  den  Kon- 
snmvereinen  anschliessen,  denn  sie  erkennen 
die  ihnen  hier  sich  bietenden  wirtschaft- 
lichen Vorteile  zu  gut,  um  sie  theoretischen 
Erwägungen  ihrer  Partei  zu  Liebe  zu 
opfern.  Die  Sozialdemokraten  verschmähen 
aber  auch  nicht  den  Anschluss  an  Kredit- 
genossenschaften,  um  bei  diesen  ihre  Er- 
sparnisse anzulegen.  So  giebt  es  denn 
heute  thatsächlich  selbst  Kreditkassen,  die 


unter  der  Leitung  von  Personen  stehen,  die 
sich  zur  sozialdemokratischen  Partei  zählen ; 
in  landwirtschaftlichen  Bezirken,  in  denen 
zahli-eiche  Arbeiter  aus  benachbarten  In- 
dustrieorten wohnen,  sind  derartige  Verhält- 
nisse nicht  selten.  Die  Arbeiter  führen 
das  Geld  zu,  die  Landwirte  befriedigen  da- 
mit ihr  Kreditbedürfnis,  und  die  in  den 
Händen  der  Arbeiter  befindliche  Leitimg 
soll  eine  wohlgeordnete  sein. 

Die  Genossenschaftsgesetzgebung  bee;ann 
in  Deutschland  mit  dem  preussischen  G.  v. 
27.  März  1867,  es  folgten  in  kurzer  Zeit 
Gesetze  in  anderen  deutschen  Staaten.  Nach 
Gründung  des  Norddeutschen  Bundes  war 
eins  der  ersten  deutschen  Gesetze  das  Ge- 
nossenschaftsgesetz V.  4.  Juli  1868.  Durch 
die  VersaiUer  Verträge  wurde  dann  das 
norddeutsche  Bundesgesetz  Eeichsgesetz. 

Bald  nach  Erlaßs  des  Gesetzes  machte 
sich  dessen  Revisionsbedürftigkeit  fühlbai\ 
und  Schulze  stellte  bei  dem  Reichstage 
mehrere  Anträge  auf  Abänderung  des  Ge- 
setzes. Desgleichen  gingen  Anträge  ein 
von  dem  Abgeordneten  v.  Mir))^  auf  Zu- 
lassung von  Genossenschaften  mit  beschränk- 
ter IMtpflicht  und  von  dem  Abgeoidneten 
Ackermann  auf  Einräumung  einer  Kommu-. 
nalaufsicht  über  die  Genossenschaften.  Erst 
im  Herbst  1887  ging  dem  Reichstage  der 
Entwurf  eines  neuen  Genossenschaftsgesetzes 
zu,  das  dann  unter  dem  1.  Mai  1889  er- 
lassen wiu:de. 

In  allen  diesen  Gesetzen  kommt  voll 
zum  Ausdruck,  dass  die  Genossenschaften 
Personalgesellschaften  sind.  Träger  der 
Genossenschaft  sind  die  Personen  mit 
gleichen  Rechten  und  Pflichten,  die  Beteili- 
gung mit  Gescliäftsanteilen  ist  nur  eine 
notwendige,  mit  der  persönlichen  Mitglied- 
schaft untrennbar  verbundene  Folge.  In 
der  Generalversammlung  darf  und  muss 
jedes  Mitglied  nur  eine  einzige  Stimme 
haben. 

Das  Geriossenschaftsgesetz  v.  1.  Mai  1889, 
das  durch  G,  v.  12.  August  1896  in  einer 
Reihe  von  Bestinunungen  geändert  ist,  die  sich 
wesentlich  auf  die  Beschränkung  des  Ge- 
schäftsbetriebes der  Konsumvereine  be- 
ziehen, hat  weitere  Aenderungen  erfahren 
durch  Art.  10  des  Einführungsgesetzes  zum 
H.G.B.,  wobei  es  sich  meist  um  Anpassung 
an  das  B.G.B.  handelt.  Von  Bedeutung  ist 
nur  die  Einführung  des  Nichtigkeitsverfah- 
rens gegen  Genossenschaften,  deren  Statuten 
gegen  wesentliche  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes Verstössen. 

Indem  für  die  geschäftlichen  Residtate 
der  einzelnen  Genossenschaftsarten  auf  die 
Specialartikel  verwiesen  wird,  sollen  nach- 
stehend nur  die  Zahlen  der  am  31.  März 
1899  bestehenden  Genossenschaften  folgen: 


750 


Erwerbs-  und  Wirtschaf tsgenosseosclxaften 


Art  der  GenosseBschaften 


Kreditgenossenschaften    .    .    . 
Rohstoffgenossenschaften :  gewerbliche 
landwirtsch. 
Werkgenossenschaften :  gewerbliche . 

landwirtscbaftl 
Magazingenossenschaften :  gewerbliche 
landwirtsch. 
Produktivgenossensch. :  gewerbliche . 

landwirtschaftL 
Verschied.  Arten  von  Genossenschaften 

Konsumvereine 

Baugenossenschaften 


zusammen     16912 
mit  mehr  als  l^t  Millionen  Mitgliedern. 

5.  Oesterreich-Ungam.  In  Oesterreich 
entstanden  die  ersten  Genossenschaften  in 
den  50  er  Jahren.  Es  waren  Vorschussver- 
eine, die  sich  aus  Sparvereinen  herausgebildet 
hatten.  Die  erste  derartige  Genossenschaft 
war  der  1851  gegründete  Aushilfskassen- 
verein  in  Klagen nirt.  Nicht  in  dem  gleichen 
Masse  wie  in  Deutschland  gelang  es  hier 
sogleich,  die  Vereine  ganz  selbständig  zu 
stellen,  es  wurde  zunächst  das  Institut  der 
»Garanten«  beibelialten ;  es  sind  dies  Per- 
sonen, welche  für  die  Verbindlichkeiten  der 
Genossenschaften  Bürgschaft  übernahmen 
und  sich  dafür  einen  gewissen  Einfluss  auf 
die  Verwaltung  vorbehielten. 

Die  österreichischen  Genossenschaften 
traten  sehr  bald  in  nahe  Beziehungen  zu 
den  deutschen  Genossenschaften,  und  es 
macht  sich  daher  auf  ihre  Entwickelimg  der 
Einfluss  Schulzes  geltend.  Die  von  dem 
später  gebildeten  österreichischen  Genossen- 
schaftsverbande den  Genossenschaften  er- 
teilten Katschläge  mit  Bezug  auf  Geschäfts- 
führung und  Organisation  stimmen  im  Princip 
mit  den  in  Deutschland  vertretenen  An- 
schauungen überein,  und  das  österreichische 
Genossenschaftsgesetz  weicht  mit  Ausnahme 
der  Zulassung  von  Genossenschaften  mit 
beschränkter  Haftpflicht  nur  unwesentlich 
von  dem  deutschen  Gesetz  von  1868  ab. 
Die  politische  Zerrissenheit  Oesterreichs  und 
die  Sonderstellung  Ungarns  kommt  auch 
deutlich  in  der  Genossenschaftsbewegimg 
zum  Ausdruck.  Die  Genossenschaften  der 
einzelnen  Länder  stehen  sich  in  ihren  Be- 
strebungen und  oft  auch  in  ihren  An- 
schauungen fremd  gegenüber.  Hierin  liegt 
ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  der 
Genossenschaftsbewegung  in  Deutschland 
und  Oesterreich.  Schulze  fasste  die  Ent- 
wickelimg der  Genossenschaften  als  eine 
deutsch-nationale  Sache  auf,  für  ihn 
gab  es  keine  preussischen  oder  badischen 
oder  bayerischen  Genossenschaften,  sondern 


nur  deutsche  Genossenschaften,  imd  die 
Genossenschaften  teüten  dies  Gefühl :  —  in 
Oesterreich  dagegen  waren  —  und  sind 
noch  heute  —  auch  die  Genossenschaften 
partikularistisch  gesondert. 

Am  zahlreichsten  waren  die  Genossea- 
schaften  zunächst  in  Böhmea  und  zwar 
unter  den  Deutschen  verbreitet,  bald  jedrich 
fassten  die  Tschechen  das  Genossenschafts- 
wesen als  ihre  nationale  Sache  auf  und 
betrieben  künstlich  die  Gründung  von  Vor- 
schussvereinen durchErrichtung  einerCentral- 
kasse.  In  den  70  er  Jahren  trat  der  Rück- 
schlag ein,  die  meisten  dieser  Kassen  ginsren 
in  der  Krisis  zu  Grunde. 

Eine  besondere  Genossenschaftsart  büiletea 
in  Schlesien,  Mähren  und  Böhmen  die 
Kontributionsfondskassen,  die  aus  den  Koctri- 
butionsgeti-eide-Schüttböden — Einrichtiing^ea 
zur  Aufspeicherung  von  Getreide  für  Not- 
jahre —  entstanden,  nachdem  die  Getreide- 
abgaben  in  Geldleistun^n  umgeiÄ-andelt 
waren ;  teilweise  haben  diese  Kassen  spät»^r 
eine  besondere  gesetzliche  Regelung  erfaiu^n, 
die  jedoch  den  modernen  Wirtschaftsver- 
hältnissen nicht  genügend  angepasst  ist. 

In  den  60er  Jahren  breiteten  sieh  d'w 
Genossenschaften  in  allen  ihren  Gattun^n 
über  ganz  Oesterreich  aus,  sie  haben  jedu^h 
hier  nicht  die  gleiche  Bedeutnng  erlangen 
können  wie  in  Deutschland.  Nicht  zum  ge- 
ringsten Teil  lag  dies  wohl  an  der  staat- 
lichen Zerrissenheit  und  den  häufigen  Han- 
delskrisen, unter  denen  die  Genossenscliaften 
—  besonders  die  Baugenossenscliaften  md 
Konsumvereine  —  schwer  zu  leiden  hatteij. 

Eine  besondere  Stellung  unter  den  Vor- 
schussvereinen  nehmen  die  Spar-  und  Vor- 
schusskonsortien des  ersten  allgemeinen  Be- 
amtenvereins der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  und  der  Allgemeine  Grazer  Seibst- 
hilfverein  sowie  die  ihm  nachgebildeten  Y^t- 
eine  ein. 

Im  Jahre  1869  büdeten  sich  zwei  (rt- 
nossenschaftsverbände,  die  sich  1874  zu 
einem  allgemeinen  Verbände  (mit  dem  Sita 
in  Wien  und  einer  dem  deutsdien  alJ^- 
meinen  Verbände  nachgebildeten  Orgaai- 
sation)  vereinigten.  Der  allgemeine  Verband 
ist  ein  ausgesprochen  deutscher  Verband 
und  hat  dies  auch  später  in  seiner  Firma 
zum  Ausdruck  gebracht;  ein  im  Jahre  187?^ 
gestellter  Antrag,  den  Verband  auch  auf 
die  nichtdeutschen  Genossenschaften  aus- 
zudehnen, wurde  abgelehnt,  nachdem  darauf 
hingewiesen  war,  dass  in  Prag  und  Lemberg 
nationale  Verbände  beständen. 

Der  Kampf  gegen  die  Konsiunyereine 
wird  in  Oesterreich  in  ähnlicher  Weise  ge- 
führt wie  in  Deutschland,  nur  dass  roan 
dort  auch  bereits  zu  einer  offiziellen  Agita- 
tion der  Händler  gegen  die  Rohstoff-  und 
Magazingenossenschaften    der    Handwerker 
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gelangt  ist,  da  die  letzteren  eine  grössere 
AusdehnuDg  gewinnen,  besondere  Erwäh- 
Diing  verdienen  die  Handwerkergenossen- 
schsrften  in  Wien,  Kronstadt,  Herrmannstadt 
(vgl.  den  Berieht  der  Handelskammer  Kron- 
stadt). Der  zeitige  Anwalt  des  Allgemeinen 
Verbandes  der  auf  Selbsthilfe  beruhenden 
deutschen  Er^'erbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften, Wrabetz,  äusserte  in  seinem  Bericht 
-Zur  La^«  1898:  »Aber  diese  Entwicke- 
hmg  des  Genossenschaftswesens  geht  mit 
wenig  Ausnahmen  mehr  in  die  Breite  aJs 
in  «iie  Tiefe;  sie  wächst  nicht  von  unten 
liinauf,  sondern  umgekehrt Die  Mit- 
glieder all  dieser  durch  behördliche  Initia- 
tive ins  Leben  genifenen  Genossenschaften 
.stehen  eben  in  der  übergrossen  Mehrheit  der 
eigenen  Genossenschaft  innerlich  fremd  gegen- 
über.« Das  landwirtschaftliche  Genossen- 
schaftswesen hat  sich  in  den  letzten  Jahren 
gleichfalls  infolge  staatlicher  Förderung 
Tnehr  entwickelt.  Die  Regiemng  hat  einen 
Gesetzentwurf  veröffentlicht,  dessen  Zweck 
lü  a.  ist,  die  Landwirte  zu  Zwangsgenossen- 
schaften zu  vereinigen.  Solche  Gebüde 
passen  schlecht  in  das  heutige  wirtschaft- 
hche  Leben  und  hindern  die  segensreiche 
Entvrickelung  freier  Genossenschaften.  Für 
'lie  Ausbreitung  der  Raiffeisenschen  Dar- 
lehnskassen  sind  Staatsmittel  zur  Verfü- 
gung gestellt,  die  Unterstützung  aber  erfor- 
'l*^rt  die  Gründung  nach  einer  Schablone. 
R  war  zu  erwarten,  dass  auch  andere  Be- 
rufsstände danach  streben  würden,  die  finan- 
zielle Forderung  durch  den  Staat  zu  er- 
langen, und  so  ist  dem  Landtage  von  einem 
Abgeordneten  ein  Antrag  zugegangen:  Er- 
t^bungen  zu  pflegen,  über  die  Begründung 
yon  Darlehnskassen  nach  Raiffeisenschem 
System  mit  besonderer  Berücksichtigung  des 
Kreflitbedürfnisses  des  Kleingewerbestandes ; 
der  Ausschuss,  welchem  der  Antrag  über- 
vipsen  wurde,  stellte  sich  dieser  Tendenz 
durchaus  sympathisch  gegenüber. 

Es  bestehen  folgende  Verbände:  a)  Allge- 
meiner Verband  der  auf  Selbsthilfe  beruhenden 
«leotschen  Erwerbe-  und  Wirtschaftsgenossen- 
a:haften,  Wien  —  8  ünterverbände  —  316  Ver- 
bandsgenoasenachaften  (131  Kreditgenossen- 
ächaften,  143  Konsumvereine,  43  Produktiv-, 
Magazin-,  Bohstoif-,  Molkerei-,  Baugenossen- 
?<!haften).  —  Zeitschrift:  Die  Genossenschaft, 
AVien.  b)  Allgemeiner  Verband  landwirtschaft- 
licher Genossenschaften  in  Oesterreich ,  Wien. 
-  Zeitschrift:  Landwirtschaftliches  Genossen- 
«haftsblatt  für  Nieder-Oesterreich,  Wien.  1400 
^»eno?senschaften.  c)  Verband  der  bömischen 
Vorschnsskassen  von  Böhmen,  Mähren  und 
Schlesien,  Prag  —  rund  800  Vereine,  d)  Deut- 
**herlandwirtschaftlicherCentralgenos8enschaft8- 
verband,  Pra^.  e)  Verband  der  deutsch-tirole- 
rkben  Raiffeisenkassen -Vereine,  Innsbruck,  f) 
^  trbaud  der  slovenischen  Vorschusskassen,  Cilli 
i^teiermark).  g)  Centralverband  der  deut- 
Khen  landwirtschaftlichen  Kreditgenossenschaf- 


ten Mährens  und  Schlesiens,  reg.  G.  m.  b.  H., 
Brünu  —  rund  150  Vereine.  —  Zeitschrift: 
Centralblatt  für  die  Mährischen  Landwirte, 
Brunn,  h)  Verband  der  auf  Selbsthilfe  beruhen- 
den Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften 
Oesterreichs,  Wien  —  rund  50  Konsumvereine. 
—  Zeitschrift:  Der  Genossenschafter,  Wien. 

Am  9.  April  1873  wurde  das  öster- 
I  reichische  Genossenschaftsgesetz  erlassen, 
das,  wie  bereits  erwähnt,  mit  dem  deut- 
schen G.  V.  4.  Juli  1868  fast  wörtlich  über- 
einstimmt, niu-  dass  dasselbe  —  trotz  da- 
maligen lebhaften  Widerspruchs  der  Ge- 
nossenschaften —  auch  feenossenschaften 
mit  beschränkter  Haftpflicht  zidässt.  Ein 
wesentlicher  Unterschied  des  deutschen  und 
österreichischen  Gesetzes  besteht  femer 
darin,  dass  das  deutsche  Gesetz  es  der  Ge- 
nossenschaft überlässt,  ob  sie  sich  unter  das 
Gesetz  stellen  und  die  damit  verbundenen 
Vorteile  erwerben  will,  während  das  öster- 
reichische Gesetz  alle  Genossenschaften 
zwingt  sich  eintragen  zu  lassen. 

Eine  wichtige  gesetzgeberische  Mass- 
nahme beschäftigt  zur  Zeit  die  österreichi- 
schen Genossenschaften :  die  Eiufühning  de;r 
von  ihnen  selbst  geforderten  obligatorischen 
Revision,  für  welche  die  Vorschriften  des 
deutscheu  Genossenschaftsgesetzes  vom  1. 
Mai  1889  vorbildlich  sind.  Doch  obgleich 
die  Regiemng  bereits  einen  Entwurf  vorge- 
legt hatte,  in  dem  das  ganze  Genossenschafts- 
gesetz einer  Revision  unterzogen  wurde,  ist 
unter  den  heutigen  Verhältnissen  in  Oester- 
reich an  einen  Abschluss  dieses  Gesetzes 
nicht  zu  denken. 

Ungarn  hat  ein  besonderes  Genossen- 
schaftsgesetz erhalten,  dessen  Erlass  sehr 
notwendig  gewesen  sein  soll,  da  das  unga- 
rische Genossenschaftswesen  infolge  der 
völligen  Freiheit,  die  seiner  Entwickelung 
die  Gesetzgebung  bis  dahin  Hess,  vielfach 
auf  Abwege  geraten  sein  soll.  Nim  aber 
scheint  das  Gesetz  durch  die  einengendsten 
Vorschriften  ins  Gegenteil  verfallen  zu  sein. 
Im  übrigen  ist  auch  ein  staatliches  Kredit- 
institut ftir  die  Genossenschaften  in  Ungarn 
gegründet,  das  aber  insoweit  von  der  preus- 
sischen  Centralgenossenschaf  tskasse  abweicht, 
als  der  Staat  zur  Bildung  des  GmndkapitaJs 
auch  private  Kapitalien  herangezogen  und 
sich  wesentlich  die  Besetzung,  des  Direkto- 
riums und  die  Aufsicht  über  die  Feststellung 
der  Grundsätze  vorbehalten  hat. 

Nach  Ungarn  kamen  die  Schulze-Delitzsch- 
schen  Ideeen  schon  Ende  der  50  er  Jahre, 
es  handelte  sich  um  die  Kreditfrage  der 
kleinen  Landwirte,  1865  wurden  Muster- 
statuten von  den  Behörden  vorbereitet.  Das 
ungarische  statistische  Jahrbuch  verzeichnet 
die  erste  Kreditgenossenschaft  aus  dem 
Jahre  1852,  die  zweite  aus  dem  Jahi«  1858, 
aus  der  Zeit  von  1866  bis  1870  stimmen  258 
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Genossenschaften.  In  den  90er  Jahren  ent- 
standen eine  grössere  Anzahl  ländlicher 
Kreditgenossenschaften.  Bis  zu  der  neuesten 
Gesetzgebung  galten  allein  die  Grundsätze 
der  Selbsthilfe. 

Die  Konsumvereine  in  Ungarn  haben 
einen  besonderen  Verband  gebildet. 

In  Galizien  and  Krakau  begann  erst 
mit  dem  Jahre  1869  die  Genossenschaftsbe- 
wegung,  dieselbe  machte  denn  aber  auch  dafür 
sehr  scbnelie  Fortschritte;  die  dortigen  Genossen- 
schaften haben  einen  besonderen  Verband  ge- 
bildet, mit  dem  Sitz  in  Lemberg. 

Auch  diese  Genossenschaften  sind  nach  dem 
Schnlze-Delitzschschen  System  eingerichtet. 

Es  bestanden  in  Oesterreich  Ende  1894 
(nach  der  1898  er  Statistik  des  Oesterreichischen 
statistischen  Handbuchs)  2342  registrierte  Vor- 
schnssvereine  mit  777668  Mitgliedern.  Das 
eigene  Kapital  betrag  68535000  Golden,  das 
fremde  Kapital  392954000  Gulden;  die  aus- 
stehenden Kredite  betragen  373028000  Gulden. 
Die  Zahl  der  registrierten  Konsumvereine  war 
353  mit  118348  MitgUedem,  2655131  Gulden 
eigenem  Vermögen.  Der  VerkaufserKxs  belief 
sich  auf  15953^2  Gulden. 

Der  Jahresbericht  des  Verbandes  Tschechi- 
scher Spar-  und  Vorschnsskassen  für  1897  er- 
streckt sich  auf  600  registrierte  Vorschussvereine. 

Der  Jahresbericht  über  die  Spar-  und  Vor- 
schnsskassen Galiziens  für  1897  umfasst  555 
Ejreditgenossenschaften.  Der  Jahresbericht  der 
deutsch -österreichischen  Genossenschaften  um- 
fasst die  Statistik  von  131  Vorschussvereiuen 
mit  58530  Mitgliedern,  6188206  Gulden  Ge- 
schäftsj^uthaben,  3214990  Gulden  Reserven, 
55470628  Gulden  fremden  Geldern;  es  wurden 
86770369  Gulden  an  Krediten  gewährt,  der  &:e- 
samte  Kreditausstand  betrug  &  940  817  Gulden 
—  142  Konsumvereine  mit  75  283  Mitgliedern, 
11489610  Gulden  Verkaufserlös,  743991  Gulden 
Beingewinn,  1094331  Gulden  Geschäftsguthaben, 
525898  Gulden  Reserven  —  13  Produktiv-  und 
11  sonstige  Genossenschaften  mit  1221  Mit- 
gliedern, w^en  der  Details  wird  auf  den  Jahres- 
bericht für  1897  Bezug  genommen. 

6.  Italien.  Die  Genossenschaftsbewegung 
in  Italien  ist  im  Verhältnis  zu  der  in  den 
meisten  übrigen  Staaten  die  jüngste,  den 
Resultaten  nach  aber  steht  sie  kaum  ninter 
einem  anderen  Staate  zurück. 

Zwar  wurde  bereits  1857  eine  Glas- 
macher-Produktivgenossenschaft zu  Altare 
gegründet,  die  heute  noch  in  grosser  Blüte 
steht,  doch  begannen  die  Genossenschaften 
in  weiterem  Umfange  erst  Mitte  der  60  er 
Jahre  in  Italien  Fuss  zu  fassen.  Die  Be- 
wegung ging  von  der  Lombardei  aus. 

Es  kann  nicht  überraschen,  dass  bis  da- 
hin Italien  für  die  Genossenschaft  ein  un- 
fruchtbarer Boden  blieb.  Italien  befand  sich 
politisch  und  wirtschaftlich  in  einer  so 
schwierigen  Lage,  dass  den  Genossenschaften 
jedes  Feld  für  Dire  Thätigkeit  fehlte. 

Die  ersten  genossenschaftlichen  Schöpfungen 
in  Italien  sind  auf  den  Finfluss  Schulze-Delitzsch' 
zurückzuführen,  dessen  Werke  in  das  Italienische 


übersetzt  und  dessen  Gründungen  von  Luzzattl 
dem  praktischen  Stadium  unterzogen  wurden, 
Lnzzatti  —  genannt  der  Schnlze-Delitzscfa  IukI 
liens  -—  gründete  1864  in  Lodi  die  erst*»  Volkfr« 
bank.  Lnzzatti  brachte  das  Schulzesche  System 
zur  Anwendung,  freilich  ohne  eine  einfache 
Uebertra^ung  desselben  vorzunehmen,  vielmehr 
unter  vöUifi^er  Anpassung  an  den  italienii^cki 
Yolkscharakter  *  so  musste  er  insbesondere  die 
unbeschränkte  Solidarhaft  fallen  lassen,  mit  der 
es  ihm  nicht  möglich  gewesen  w&re,  auch  die 
Begüterten  für  seine  Ontemefamungen  zu  inte-l 
ressieren.  Grosse  Schwierigkeiten  bereitete  auch 
das  Gesetz,  da  das  damals  geltende  Uandeb-: 
^esetz  für  die  Genossenschaften  völlig  untasf-l 
lieh  war. 

Im  Jahre  1866  hatte  die  Regierung  zur 
Förderung  der  Volksbanken  diesen  das  B«ht 
der  Notenausgabe  eingeräumt,  womit  gro»»: 
Gefahren  für  die  Solidität  der  Verwaltung  der 
Vereine  und  für  die  weitesten  Kreise  der  Be- 
völkerung verbunden  waren.  Luzsatti  setzt« 
daher  allen  seinen  Einflnss  daran,  dass  ditr$es 
Privilegium  wieder  aufgehoben  wurde,  was  m 
Jahre  1874  geschah. 

Neben  den  Vorschussvereinen  nach  Schlllz^ 
schem  System  giebt  es  auch  eine  Anzahl  toü 
Darlehnskassen  nach  Raiifeisenschem  Sjstem. 
deren  Förderer  Dr.  Wollemborg  war.  Die  Ver- 
hältnisse in  Italien  scheinen  allerdings  derart 
zu  sein,  dass  auch  nach  solchen  kleine  Kasser. 
ein  Bedürfnis  vorhanden  ist,  denn  es  giebt  iic- 
meinden,  die  abgelegen  von  den  Staaten  on«^ 
Verkehrscentren  mfolge  der  mangelhaften  Kom- 
munikationsmittel auf  sich  angewiesen  sind  qdc 
also  auch  für  die  Befriedigung  des  Kredit be-  ! 
dürfnisses  ihrer  Gemeindemitglieder  selbst  sorgen 
müssen.  Ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen 
diesen  Kassen  und  den  Luzzattischen  GenosseD- 
schaften  besteht  darin,  dass  lene  auf  der  mibe- 
schränkten  Solidarhaft  beruhen.  Ein  Bewei« 
dafür,  dass  diese  für  schwieri^^  Kreditverfaält- 
nisse  immer  die  geeignetste  Haftbaais  bleibt. 

Die  Luzzattischen  Volksbanken  sind  i^eit 
verbreitet,  eine  Folge  des  Vorwiegens  des  Hand- 
werkerstandes in  Italien. 

Auch  die  Konsumvereine  sind  stark  ver- 
treten. 

Besonderes  Interesse  verdienen  für  Italien 
die  Produktivgenossenschaften.  Immer  mehr 
tritt  das  Interesse  der  Arbeiter  für  diese  (le- 
nossenschaftsart  hervor,  und  viel  wird  von  den 
Männern  der  Wissenschaft  gethan,  die  Erkennt- 
nis von  der  Bedeutung  dieser  Genossens^haftf* 
art  in  die  weitesten  I^ise  hineinzutragen.  Be 
reits  in  der  Zeit  von  1866  bis  1870  wnrdeii 
zahlreiche  Prodnktivgenossenschaften  gegründet 
doch  sind  sie  fast  sämtlich  infolge  mangelhafter 
Vorbereitung  zu  Grunde  gegangen. 

Zur  Zeit  sollen  in  Italien  industrielle  Pro- 
duktivgenossenschaften  zum  Teil  mit  bedeuten- 
dem Erfolge  bestehen.  Die  interessanteste  Art 
der  Prodnktivgenossenschaften  in  Italien,  dit 
erst  seit  wenigen  Jahren  sich  bemerkbar  macht, 
ist  zweifellos  die  der  Handarbeiter  (societa  di 
braccianti).  Es  sind  dies  Genossenschaften  von 
Arbeitern  zur  Ausführung  von  Tagelöhner- 
arbeiten. Die  bisher  erreichten  Erfolge  sind 
durchaus  zufriedenstellend.  Sowohl  Staat  vie 
Gemeinden  bevorzugen  diese  Genossenschaften 
bei  der  Ausbietung  von  Arbeiten.  — 
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Im  landwirtschaftlichen  Betriehe  sind  es 
banptsaclüich  die  MeiereigenosseDschaften,  die 
eine  grosse  Verbreitung  gefunden  haben.  Nicht 
uDerhehlich  sind  nach  Zahl  und  Bedeutung 
auch  die  Baugenossenschaften. ') 

Wie  in  Frankreich  bemüht  sich  auch  in 
Italien  die  katholische  Geistlichkeit  seit  einigen 
Jahren  in  lebhafter  Weise  um  Gründung  und 
Lfitang  der  Genossenschaften,  dabei  sucht  sie 
«ich  ausschliesslich  die  ländlichen  Kassen  Raiff- 
ei*euscher  Eichtung  aus.  In  Italien  hat  die 
katholische  Partei  dem  früheren  Führer  der 
Raiffeisenschen  Kassen  die  Leitung  Tollständig 
eotwnnden  und  zahlreiche  Kassen  ins  Leben 
^ernfen.  Auf  den  katholischen  Kongressen  zu 
(Tfcniia  (1892)  und  Rom  (1894)  wurde  die  Er- 
richtung von  konfessionellen  ländlichen  Dar- 
lehnskassen  beschlossen.  Das  ist  ein  bedauer- 
licher Miss^ff,  unter  dem  die  Religion  nicht 
weniger  leidet  wie  das  wirtschaftliche  Unter- 
nehmen und  mit  vollem  Rechte  ist  seitens  des 
alten  italienischen  Genossenschaftsverbandes 
iLnzzatti)  dagegen  sehr  energisch  Einspruch 
erhoben. 

Eine    rechtliche  Grundlage  erlangten  die 

^  Die  gewöhnliche  Art  der  Baugenossen- 
schaft ist  die,  in  der  die  Mitglieder  zu  regel- 
mässigen Einzahlungen  auf  Geschäftsanteil  ver- 
pflichtet werden   und  das  Übernommene  Haus 
im  Wege  der  Amortisation  ratenweise  abzahlen, 
die  Amortisation  ist  auf  20  bis  30  Jahre  berech- 
net    Ausserdem  bestehen  noch  zwei  Systeme 
nach  den  Gebieten,  in  denen  sie  vorherrschen, 
benannt :  das  System  von  Toscana  und  das  von 
Ligurien.    Bei  der  ersteren  Gruppe  zerfällt  das 
Vereinsvermögen  in  Serien,  die  aus  je  15  Ak- 
tien bestehen,  jeder  Genosse  muss  eine  Serie 
tibemehmen.    Die  Genossenschaft  baut  so  viel 
Hänser.  als  Serien  gezeichnet  sind;  der  Erwer- 
\m  eines  Hauses  muss  einen  Mietszins  zahlen. 
Die  Genossenschaft   bleibt   Eigentümerin    der 
Häuser,  bis  alle  Serienbesitzer  ein  Haus  erhal- 
ten haben.     Nach   der  Gründung  beitretende 
Genossen  haben  alle  Raten  nacli^uzahlen,   als 
wenn  sie   bereits   bei   der   Gründung  der  Ge- 
nossenschaft  angehört   hätten.     Der   sich   bei 
Liquidation  der  Genossenschaft  ergebende  Ueber- 
schuss  wird  nach  Köpfen  verteilt.    In  der  ligu- 
rischen  Gruppe  muss  jeder  Genosse  eine  Aktie 
zeichnen,  auf  die  bestimmte  regelmässige  Ein- 
zahlungen zu  leisten  sind,  mit  dem  Erwerb  des 
Hauses  hören  die  regelmässigen  Zahlungen  auf 
die  Aktien    auf  und  beginnen  Zahlungen  auf 
das  Grundstück,  bis  dessen  Wert  abgezahlt  ist. 
Da  die   Mitglieder   im   Vorteil    sind,    welche 
froher  in   den  Besitz   eines  Hauses  gelangen, 
wird  dies  dadurch  ausgeglichen,  dass  die  Er- 
werber in  zwei  Klassen  geteilt  werden.    Die 
zur  ersten  Klasse  {den  ersten  Erwerbern)  Ge- 
hörenden haben  bei  dem  Erwerb  des  Hauses 
einen  Zuschlag  zur  Aktie  zu  zahlen,  der  sich 
nach  der  Zeit  des  Erwerbs  richtet  und  der  der 
zweiten  Klasse    in    umgekehrter    Reihenfolge 
ausbezahlt  wird.      Die   bedeutendsten  Bauge- 
nossenschaften bestehen  zu  Florenz,  Galluzzo, 
Genua,  Mailand,  Verona,  Lonigo,  Luogo.    Die 
Baugenossenschaften  werden    durch   die  unter 
den  günstigsten  Bedingungen  gebotenen  Dar- 
lehen von  den  Volksbanken  und  den  Sparkassen 
unterstützt. 

Handwörterbuch  der  Stsatswissenschaften.    Zweite 


Genossenschaften  erst  mit  der  Einführung  des 
neuen  Handelsgesetzbuches  (1883),  das  in  den 
Artt.  219  fF.  die  Rechtsverhältnisse  der  Ge- 
nossenschaften regelt:  Die  Haftung  der  Mit- 
glieder ist  auf  den  Geschäftsanteil  beschränkt, 
das  Stimmrecht  aller  Genossen  ist  gleich. 

Es  bestehen  folgende  Verbände:  a)  L^As- 
sociazione  fra  le  Bauche  popolari,  Rom  —  rund 
100  Volksbanken.  —  Zeitschrift:  Credito  e 
Cooperazione ,  Rom.  b)  La  Lega  nazionale 
delle  Cooperative  italiane,  Mailand  —  rund  300 
Konsumvereine ,  Produktiv-  und  Arbeiterge- 
nossenschaften. —  Zeitschrift :  La  Cooperazione 
italiana,  Mailand,  c)  La  Federazione  fra  le 
Casse  rurale  italiane,  Padua  —  etwa  50  land- 
wirtschaftliche Darlehnskassen.  —  Zeitschrift: 
La  Cooperazione  rurale,  Padua.  d)  La  Fede- 
razione delle  Casse  rurale  cattoliche,  Parma  — 
etwa  800  landwirtschaftliche  Darlehnskassen.  — 
Zeitschrift:  La  Cooperazione  popolare,  Parma. 
e)  La  Federazione  dei  Consorzi  agrari,  Piacenza. 
—  Zeitschrift:  L'Italia  rurale,  Piacenza. 

Im  „Credito  e  Cooperazione"  erstattet  C. 
Concini  (1898)  einen  Bericht  über  die  genossen- 
schaftliche Bewegung  in  Italien,  dem  wir  fol- 
gendes entnehmen. 

Es  wurden  1897  in  Italien  453  neue  Ge- 
nossenschaften errichtet;  davon  waren: 

200  katholische  ländliche  Darlehnskassen 
mit  unbeschränkter  Haftpflicht,  16  Volksbanken 
oder  Kreditgenossenschaften  mit  beschränkter 
Haftpflicht,  100  Konsumvereine,  81  Arbeiterge- 
nossenschaften, 17  Versicherungsgenossenschaf- 
ten, 16  Produktivgenossenschaften  (darunter  7 
Molkereigenossenschaften),  7  landwirtschaftliche 
Einkaufsgenossenschaften,  5  Arbeiterbaugenos- 
senschaften, 11  Genossenschaften  verschiedener 
Art. 

Die  zum  grössten  Teil  ausgesprochen  kon- 
fessionellen ländlichen  Darlehnskassen  verbrei- 
ten sich  in  nicht  unbedeutender  Zahl  infolge 
eifrigster  Agitation  nunmehr  auch  über  Pro- 
vinzen, in  denen  bis  vor  kurzem  solche  Kassen 
noch  nicht  bestanden. 

Von  den  16  neuen  Kreditgenossenschaften 
mit  beschränkter  Haftpflicht  haben  3  einen 
konfessionellen  Charakter,  die  katholische  Ge- 
nossenschaftsbank von  Ancona,  die  von  Came- 
rino  und  die  katholische  Bank  des  heiligen  An- 
tonius in  Piacenza.  Die  anderen  13  Kreditge- 
nossenschaften sind  Voll/sbanken  nach  dem 
Muster  der  Luzzattischen  Genossenschaften. 

Die  Konsumvereine  entfallen  zum  grössten 
Teil  auf  Oberitalien. 

Die  Arbeitergenossenschaften  vermehren 
sich  stetig  von  Jahr  zu  Jahr. 

Es  erfolgte  im  Jahre  1897  die  Auflösung 
von  61  Genossenschaften;  darunter  waren  10 
Volksbanken,  18  ländliche  Darlehnskassen,  6 
Konsumvereine, .  5  Arbeiterbaugenossenschaften, 
13  Arbeiter-  und  Produktivgenossenschaften  u. 
s.   w. 

Die  Gründe  der  Auflösung  waren  verschie- 
den; bei  den  Arbeitergenossenschaften  Mangel 
an  Arbeit;  bei  den  Kreditgenossenschaften  die 
Nachwehen  der  früheren  Krisen,  sie  konnten 
sich  trotz  der  besseren  Geschäftslage  nicht  hal- 
ten ;  einige  ländliche  Darlehnskassen  lösten  sich 
nach  fünfjährigem  Bestehen  auf,  um  nicht  der 
Stempelsteuer  zu  unterfallen,  da  Genossen- 
schaften  mit  weniger  als  30  000  Lire  Kapital 

Auflage.    III.  48 
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in  den  ersten  6  Jahren  ihres  Bestehens  von 
dieser  Steuer  frei  bleiben. 

Eine  tot  kurzem  veröffentlichte  Statistik 
giebt  folgende  Daten  über  die  italienischen  Ge- 
nossenschaften im  Jahre  1898 :  In  diesem  Jahre 
wurden  insgesamt  3öö  Genossenschaften  ge- 
CTÜndet,  wovon  58  auf  die  Lombardei  entfallen. 
Unter  den  Neugrtlndungen  befinden  sich  25 
Volksbanken  und  Kreditgenossenschaften ,  77 
landwirtschaftliche  Kassen,  129  Konsumgenos- 
senschaften, 14  Produktivgenossenschaften  u.  a. 
m.,  wie  wechselseitige  Versicherungsgesellschaf- 
ten, Baugenossenschaften  u.  s.  w.  Aufgelöst 
haben  sich  im  Berichtsjahre  97  Genossen- 
schaften. 

7.  Belgien.  In  Belgien  wurde  die  erste 
Volksbank  —  und  wohl  gleichzeitig  erste  Ge- 
nossenschaft —  1864  zu  Lüttich  von  L^on 
D'Andrimont  gej^ündet.  Auch  für  diese  Grün- 
dung lieferten  die  Schulzeschen  Genossenschaf- 
ten das  Vorbild,  und  Schulze  wurde  sogar  spä- 
ter Ehrenpräsident  der  Volksbank  zu  Lütt  ich. 
Von  da  ab  machte  die  Genossenschaftsbewegung 
stetige  Fortschritte. 

Bereits  1869  wurde  durch  d-Andrimont  ein 
Verband  der  Volksbanken  gegründet. 

In  neuerer  Zeit  beschäftigen  sich  die  Kon- 
gresse angelei^entlich  mit  der  Kegelung  des 
landwirtschaftlichen  Kreditbedürfnisses. 

Im  Jahre  1887  hat  sich  zu  Brüssel  ein 
Verband  der  Konsumvereine  gebildet;  es  waren 
17  Vereine  mit  14000  Mitgliedern  vertreten. 
Die  Konsumvereine  sind  grösstenteils  in  den 
Händen  der  belgischen  Arbeiterpartei  und  ver- 
folgen ganz  offen  deren  Unterstützung  durch 
Ueberweisungen  aus  dem  Beingewinn.  Eine 
derartige  politische  Verwertung  des  Genossen- 
schaftswesens ist  sehr  zu  beklagen. 

Eine  besondere  Art  von  Konsumvereinen 
besteht  in  Belgien,  dieselben  sind  bestimmt  zur 
Herstellung  von  Speisen,  die  sie  an  ihre  Mit- 
glieder zu  billigen  Preisen,  teils  in  Speisesälen, 
teils  nach  ausserhalb  verkaufen. 

Als  landwirtschaftliche  Genossenschaften 
(Rohstoffvereine)  dienen  15  Syndikate. 

Es  bestehen  folgende  Verbände:  a)  Föde- 
ration beige  des  Banques  populaires,  Lüttich. 
—  21  Volksbanken,  b)  Federation  des  Caisses 
rurales  (Raiffeisen),  Ligue  des  paysans  (Boeren- 
bond)  — ,  Löwen.  —  Zeitschrift:  Le  Paysan 
(De  Boer).  c)  Federation  des  Sociöt^s  coopera- 
tives  socialistes,  Brüssel.  —  Zeitsclirift :  Les 
Cooperateurs  beiges,  Brüssel. 

Nach  „Les  Cooperateurs  beiges"  wurden 
im  Jahre  1897  in  Belgien  312  neue  Genossen- 
schaften errichtet,  die  höchste  Zahl  im  Vergleich 
zu  früheren  Jahren :  davon  waren  85  Spar-  und 
Kreditgenossenscharten ,  80  Molkereigenossen- 
schaften, 57  Konsumvereine,  24  Ein-  und  Ver- 
kaufsgenossenschaften, 24  Brau-  und  Brennerei- 
genossenschaften, 17  Produktiv-,  7  Versiche- 
rungsgenossenschaften, 18  Genossenschaften  ver- 
schiedener Art, 

Die  grösste  Ausdehnung  hat  im  Jahre  1897 
in  Belgien  das  landwirtschaftliche  Genossen- 
schaftswesen genommen;  von  den  312  neuer- 
richteten Genossenschaften  sind  mehr  als  200 
ländliche  Genossenschaften:  Darlehnskassen, 
Molkereien,  Ein-  und  Verkaufsgenossenschaften, 
Brennereien  etc. 

Die  Errichtung  der  17  Produktivgenossen- 


schaften wird  besonders  hervorgehoben ;  unter 
denselben  sind  4  Webereien  in  Elleselle?,  Den- 
terhautem,  Kerxken  und  Alort,  eine  Cigarr*»n- 
arbeitergenossenschaft  in  Alort,  je  eine  Tisca- 
1er- ,  Maler- ,  Blumenzüchtergenossenschaft  in 
Brüssel,  zwei  Schuhmachergenossenschaften  in 
Mons  und  Charleroi,  eine  Buchdrackergenossen- 
Schaft  in  Gent,  eine  Kupferschmiedegeuossen- 
Schaft  in  Vanforc^e-Baulet.  Auf  die  Schwierig- 
keiten der  Leitung  von  Prodaktivgen<^sen- 
Schäften  weist  der  Berichterstatter  hin,  wofern 
diese  Genossenschaften  nicht  im  Absatz  ihrtr 
Produkte  durch  die  Konsumvereine  unterstützt 
werden. 

Es  wird  festgestellt,  dass  seit  1873,  seit 
Erlass  des  belgischen  Genossenschaftsgej^etze«, 
1094  Genossenschaften  errichtet  worden  sind: 
die  Zahl  der  Auflösungen  wird  nicht  angegeben 

Femer  entnehmen  wir  dem  Journal%Lf^ 
Cooperateurs  beiges" :  „Der  Verband  der  bel- 
gischen Volksbanken  hat  die  statistisehe  Zn- 
sammenstellung der  Bilanzen  u.  s.  w.  «ieiner 
Genossenschaften  atif  den  1.  Januar  1897  wi- 
öffentlicht." 

Die  Zahl  der  dem  Verbände  angehörenden 
Volksbanken  beträgt  71.  Die  älteste,  die  Löi- 
ticher  Volksbank,  ist  am  1.  Juni  1864  errichtet 
worden,  die  jüngste,  auch  eine  Lütticher,  am 
15.  September  1892. 

Nachstehend  einige  Zahlen  ans  der  Zusam- 
menstellung : 

Mitgliederzahl:  13341. 

Anteilkapital       2  895  339  Frcs. 

Geschäftsumsatz  i.  J.  1896  .  309  170922 

Gewährte  Vorschüsse  i.J.1896  674374S9     ., 

Reservefonds 735  893     „ 

Depositen   und  Spareinlagen  1 2  235  025     ., 

Wechsel  im  Portefeuille  .    .  5251  148     ,, 

Die  Volksbank  in  Verviers  ist  die  grosste 
mit  3197  Mitgliedern;  die  Genossenschaft  von 
Alost,  1886  errichtet,  hat  mit  59  die  kleinste 
Mitgliederzahl.  Verviers  hat  mit  639400  Franc? 
auch  das  grösste  eigene  Vermögen.  Die  Volks- 
bank von  Gent  hat  mit  140124411  Francs  den 
grössten  Umsatz  gemacht. 

Es  wird  die  Frage  aufgeworfen,  warum 
die  Kleingewerbtreibenden  sich  in  so  geringer 
Anzahl  an  den  belgischen  Volksbanken  betei- 
ligen. Die  „Cooperateurs  beiges"  antworten 
darauf :  „Mangel  an  Initiative  und  Solidaritat^- 
gefühl,  engherziger  Egoismus,  das  sind  nach 
unserem  Dafürhalten  die  Gründe  dafür.  Wir 
sind  weit  entfernt,  zu  behaupten,  dass  der 
Kredit  das  Kleingewerbe  und  den  Kleinhandel 
retten  kann.  Das  wäre  eine  Utopie.  Aber  t^ 
ist  sicher,  dass  die  Mitglieder  der  Volksbanken 
mit  grösserem  Erfolge  ihre  Stellung  in  dem 
Existenzkampf  des  täglichen  Lebens  haben  be- 
haupten können." 

8.  Holland.  Erst  mit  dem  Jahre  1869 
beginnt  in  Holland  die  Genossenschaftsbewegun? 
und  zwar  mit  der  Gründung  eines  Konsumver- 
eins in  Amsterdam.  Seit  dem  Jahre  1876,  in  wel- 
chem das  Genossenschaftsgesetz  erlassen  wurde, 
wird  die  Thätigkeit  auf  genossenschaftlichem 
Gebiete  selir  lebhaft.  Besonders  waren  es  zwei 
Gesellschaften,  die  sich  um  die  Ausbreitung  de? 
Genossenschaftswesens  grosse  Verdienste  er- 
worben   haben:    der    AUgemeen    Nederlandsoh 
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Werkliedenverbond  und  Eigen-Hulp  im  Haa^. 
Letztere  war  ursprünglich  eine  Beamtenverei- 
nieong,  gab  jedoch  bald  diesen  ausschliess- 
lichen Charakter  auf.  Besonders  die  Gesellschaft 
-Eigen-Hulp**  hat  viel  für  die  Verbreitung  der 
Kon&iimvereine  gethan.  Im  Jahre  1889  wurde 
«ler  Nederlandscne  Coöperative  Bond,  Haag  be- 
irrimdet.  —  115  Genossenschaften  (Konsumver- 
eine, Molkereigenossenschaften,  Bau-,  Produk- 
tiv- nnd  Kreditgenossenschaften).  ~  Zeitschrift : 
Oqs  Belang,  Haag. 

Das  Gesetz  von  1876  lässt  der  Genossen- 
schaft für  die  Kegelung  ihrer  Organisation 
eross^e  Freiheit  und  überlässt  ihnen  auch  die 
Bestimmung  der  Haftpflicht;  der  Vertrag  muss 
bei  dem  Kantongericht  ein^etn^en  werden. 

Nach  dem  Jahrbuch  des  Niederländischen 
<Tenossenschaftsverbandes  für  1898  bestanden 
an  (lenossenschaften  59  Konsumvereine,  3  Flei- 
*hereien,  24  Bäckereien,  139  landwirtschaftliche 
Kohstofifvereine,  353  Produktivgenosaenschaften, 
^  Baugenossenschaften,  35  Spar-  und  Vorschuss- 
vereine,  19  verschiedener  Art. 

9.  Däneniark.  Die  Genossenschaftsbewe- 
cnng  begann  Mitte  der  60  er  Jahre,  wesentlich 
keinflusst  durch  die  mit  den  Vorschussvereinen 
in  Deutschland  erzielten  Erfolge.  Doch  haben 
die  Vorschussvereine  in  Dänemark  nicht  den 
geeigiieten  Boden  finden  können,  die  wenigen 
in  den  ersten  Jahren  gegründeten  Yereme 
2ingen  bald  wieder  ein. 

Grössere  Verbreitung  fanden  die  Konsum- 
vereine, die  sich  ganz  besonders  der  Gunst  der 
Ke^ierung  zu  enreuen  gehabt  haben.  Der 
erste  Konsumverein  wurde  1866  gegründet  (in 
Thisted),  bereits  1871  konnte  ein  Konsumvereins- 
kongress  abgehalten  werden,  der  von  44  Ver- 
einen beschickt  wurde,  es  bestanden  damals 
nereit?  ca.  80  solcher  Vereine. 

Die  Bedeutung  Dänemarks  auf  genossen- 
»cbaftlichem  Gebiete  aber  liegt  in  seinen  Bau- 
eenossenschaften,  in  betreff  deren  wir  auf  den 
^Iiecialartikel  verweisen  (oben  Bd.  II  a.  a.  0.). 

Grosse  Erfolge  sind  auch  mit  Meiereige- 
nossenschaften erzielt,  welche  die  Butterproduk- 
tion ausserordentlich  gehoben  haben,  auch  die 
ihrigen  landwirtschaftlichen  Genossenschaften 
«nd  entwickelt. 

Von  den  Dänischen  landwirtschaftlichen 
(Genossenschaften  sind  hervorzuheben  (Blätter 
riir  Genoss.-Wesen  1895  S.  530)  die  Molkereige- 
nossenschaften ,  die  Genossenschaftsschlächte- 
reien, die  Viehzuchtgenossenschaften,  die  Ge- 
noMenschaften  für  den  genossenschaftlichen 
Eierexport.  Ende  1895  sollen  16  genossen- 
M:hattliche  Schiachthäuser  mit  einem  Jahresver- 
brauch von  10500  Schweinen  und  einem  Export 
na/:h  England  im  Werte  von  über  20  Millionen 
Kronen  bestanden  haben;  der  erzielte  Gewinn 
^^ird  nach  Dotierung  des  Reservefonds  u.  s.  w. 
an  die  Mitglieder  nach  Verhältnis  des  Gewichtes 
«ier  während  des  Jalires  abgelieferten  Stücke 
verteüt 

Der  Verkaufeerlös  der  Grosseinkaufs- Ver- 
finignng  der  jütischen  Konsumvereine  belief 
5wh  im  Jahre  1894  auf  2187753  Kronen. 

An  Genossenschaftsverbänden  bestehen : 
a)  Faellesforeningen  for  Danemarks  Brugsfo- 
r^ninger  (Verband  dänischer  Konsumvereine), 
Kopenhagen.  —  rund  200  Konsumvereine. 
\  t'aellesforeningen  for  jydske  Brugsforeninger 


(Verband  der  jütischen  Konsumvereine),  Kolding. 
—  rund  180  Konsumvereine.  —  Zeitschrift: 
Monatsblatt  für  die  jütländischen  Konsum- 
vereine, Kolding,  c)  De  samvirkende  jydske 
Mejeriforeninger  (Jütischer  Molkereigenossen- 
schaftsverband), Kolding.  —  9  Unterverbände 
mit  rund  400  Molkereigenossenschaften. 

10.  Schweiz.  Bereits  im  Jahre  1850  wur- 
den in  der  Schweiz  Konsumvereine  und  Roh- 
stoffvereine der  Schuhmacher  gegründet,  doch 
erst  Ende  der  60  er  und  Anfang  der  70  er  Jahre 
kam  eine  lebhaftere  Bewegung  in  die  Ent- 
wickelung  der  Genossenschaften,  und  heute  hat 
dieselbe  eine  bedeutende  Höhe  erreicht.  Frei- 
lich entsprechen  die  dortigen  Kredit-Genossen- 
schaften nicht  den  Anforderungen,  die  man  ge- 
wohnt ist  an  diese  Gesellschaftsform  zu  stellen. 
Die  Volksbanken  haben  grossenteils  einen  völlig 
bankartigen  Charakter  angenommen: 

Grosse  Leistungen  aber  haben  die  Konsum- 
vereine und  die  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaften aufzuweisen.  Von  besonderem  Einfluss 
ist  hierbei  der  Verband  der  schweizerischen 
Konsumvereine,  dem  es  auch  gelungen  ist,  den  ge- 
meinschaftlichen Einkauf  der  Vereine  mit  Erfolg 
zu  organisieren.  Die  Tendenz  der  schweize- 
rischen Konsumvereine  geht  auf  eine  Umgestal- 
tung der  Wirtschaftsordnung  durch  Organisation 
der  Kundschaft.  Die  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaften haben  sich  zu  verschiedenen 
territiorialen  Verbänden  vereinigt,  von  denen 
der  bedeutendste  der  Verband  ostschweizerischer 
landwirtschaftlicher  Genossenschaften  ist.  Häu- 
figer als  in  Deutschland  sind  mit  den  Konsum- 
vereinen Bäckereien  verbunden,  selbst  den 
Schlächtereibetrieb  haben  sie  aufgenommen, 
allerdings  dem  Anschein  nach  mit  den  gleichen 
üblen  Erfahrungen  wie  in  Deutschland. 

Von  den  Schweizer  Genossenschaften  hat 
die  allgemeine  Aufmerksamkeit  auf  sich  gezogen 
die  von  dem  als  Anhänger  der  Freiland theorie 
bekannt  gewordenen  Fabrikanten  Stephan 
Gschwind  ins  Leben  gerufene  „Birseck'sche  JPro- 
duktions-  und  Konsumgenossenschaft^^,  die  aus 
einem  Fach  verein  in  Oberwil  hervorgegangen 
ist,  der  sich  im  Bahmen  einer  Milch^enossen- 
schaft  daselbst  zuerst  als  lose  Vereinigung  im 
Jahre  1892  gebildet  hatte.  Die  Genossenschaft 
begnügt  sich  nicht  mit  dem  Verkauf  von  Spe- 
zereiwaren,  sie  bezieht  Getreide,  Obst  und  Milch 
von  ihren  Mitgliedern,  stellt  ihren  Bauern-Mit- 
gliedem  Maschinen  zur  Verfügung,  kurz,  ver- 
mittelt unter  ihren  Mitgliedern  Produktion  und 
Konsumtion.  Die  hierbei  erzielten  Erfolge  führ- 
ten zu  einer  Ausdehnung  auf  viele  benachbarte 
Orte,  die  Birsecksche  Gemeinde  ersetzte  die 
genannte  Genossenschaft,  die  im  Jahre  1895 
594  Mitglieder  hatte.  Seit  1894  findet  der  Ver- 
kehr mit  Markengeld  statt.  Nebenbei  bemerkt  sei, 
dass  das  deutsche  G.  v.  12.  August  1896  den 
Konsumvereinen  in  Deutschland  die  Ausgabe 
von  Markengeld  bei  Strafe  verbietet. 

Die  Volksbanken  werden  vielfach  ersetzt 
durch  die  Sparkassen,  besonders  durch  die  in  ein- 
zelnen Gebieten  befindlichen  sogenannten  obliga- 
torischen Sparkassen.  Diese  Kassen  verpflichten 
denjenigen,  der  einen  Depositenvertrag  abge- 
schlossen hat,  zu  regelmässigen  Einzahlungen 
bis  zur  Erreichung  eines  Guthabens  von  50 
Francs,  auf  diese  Einzahlungen  werden  dann 
kleine  Darlehen  gewährt.     Von  dem   Gewinn 
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der  Sparkasse  kommt  ein  Teil  anch  diesen 
Spareinlefifern  zu  gute,  die  auch  das  Recht  haben, 
Geschäftsanteile  bei  der  Sparkasse  zu  erwerben.— 

Als  Verbände  bestehen :  a)  Verband  schwei- 
zerischer Konsumvereine,  Basel.  —  90  Konsum- 
vereine. —  Zeitschrift:  Korrespondenzblatt  des 
Verbandes  schweizer  Konsumvereine,  Basel,  b) 
Verband  ostschweizerischer  landwirtschaftlicher 
Genossenschaften,  Winterthur.  —  119  (renossen- 
schaften.  —  Zeitschrift:  Der  Genossenschafter, 
Brugg.  c)  Verband  landwirtschaftlicher  Ge- 
nossenschaften des  Kantons  Bern,  Bern  —  117 
Genossenschaften.  —  Zeitschrift:  Schweizer 
Bauer,  Bern,  d)  (renossenschaf  tsver  band  des 
landwirtschaftlichen  Kantonal  vereine  Zürich, 
Winterthur.  e)  Verband  centralschweizerischer 
landwirtschaftlicher  Genossenschaften,  Luzern. 
f)  Verband  waadtländischer  landwirtschaftlicher 
Genossenschaften,  g)  Bund  der  schweizerischen 
Wirtschaftspenossenschaften,  der  ein  allgemeiner 
Verband  sein  und  alle  vorgenannten  Verbände 
umfassen  soll,  ohne  jedoch  deren  Existenz  auf- 
zuheben. 

Ein  Genossenschaftsgesetz  besteht  erst  seit 
1881  und  zwar  als  Teil  des  Handelsgesetzbuchs, 
dasselbe  ist  im  wesentlichen  dem  deutschen  Ge- 
setze von  1868  nachgebildet,  nur  dass  es  zu- 
lässt,  dass  die  persönliche  Haftpflicht  der  Mit- 

Slieder  statutarisch  ausgeschlossen  und  die 
[aftbarkeit  der  Genossenschaft  auf  ihr  Ver- 
mögen beschränkt  wird  —  eine  Bestimmung, 
von  der  die  meisten  Genossenschaften  Gebrauch 
gemacht  haben. 

Nach  dem  für  1898  erstatteten  Bericht  des 
Verbandes  schweizerischer  Konsumvereine  be- 
trug die  Zahl  der  schweizer  Konsumvereine  328 
mit  104920  Mitgliedern. 

11.  Russland.  China«  Kaum  in  einem 
anderen  Lande  sind  die  Geonssenschaften  so  ver- 
breitet virie  in  Russland.  Hauptsächlich  kommen 
hier  die  Arteis  in  Betracht  (s.  d.  Art.  Ar- 
telle oben  Bd.  II  S.  Iff.  Eine  besondere 
Stellung  nehmen  die  Vorschussvereine  ein, 
die  ihre  Vorläufer  in  bureaukratischen  Volks- 
banken haben,  mit  deren  Errichtung  be- 
reit« 1837  begonnen  wurde,  die  jedoch  keine 
Bedeutung  zu  erlangen  vermochten.  Die  erste 
Gründung  eines  Vorschussvereins  nach  Schulze- 
schera  System  fand  im  Jahre  1866  durch  einen 
Gutsbesitzer  Luginin  statt,  der  diese  Genossen- 
schaften in  Deutschland  kennen  gelernt  hatte. 
Erst  im  Jahre  1869  folgte  die  Gründung  eines 
zweiten  Vorschussvereins.  Gleichzeitig  wurde 
ein  Gesetz  erlassen,  das  den  Ministem  der  Fi- 
nanzen und  des  Innern  die  Bestätigung  der 
Genossenschaftsstatuten  übertrug.  1870  erklärte 
die  Landschaft  des  Nowgorodschen  Gouverne- 
ments die  Einführung  von  Vorschussvereinen 
als  im  Interesse  des  landwirt<*chaftlichen  Kredits 

fliegen ;  dem  schloss  sich  der  zu  Moskau  tagende 
ongress  russischer  Landwirte  an.  Auf  diesem 
Kongress  wurde  ein  Ausschuss  zur  Ausarbeitung 
eines  Musterstatuts  eingesetzt.  Dieses  Komitee 
blieb  bestehen,  setzte  sich  mit  allen  bestehenden 
Vereinen  in  Verbinduni^  und  hält  diese  aufrecht, 
wobei  es  von  dem  Minister  nach  Möglichkeit 
unterstützt  wurde.  So  konnte  es  geschehen, 
dass  wiederholt  eine  Statistik  über  die  russi- 
schen Vorschussvereine  veröffentlicht  wurde,  die 
an  Gründlichkeit  wohl  nicht  ihres  gleichen  hat. 
Ein  besonderes  Genossenschaftsgesetz  besteht  in 


Russland  nicht,  dessen  Stelle  vertritt  das  vun 
dem  Ausschuss  entworfene  Musterstatut.  A*:m 
bis  vor  einigen  Jahren  als  Grundlage  das  dania!^ 
in  Deutschland  geltende  Musterstatnt  dit-rit^. 
wie  überhaupt  die  Organisation  fast  Tollig  der- 
jenigen der  deutschen  Vorschnssvereine  ent- 
sprach. 

Selbst  die  Geltendmachung  der  Haftptlicbt 
war  in  der  gleichen  Weise  gereg-elt  wie  i-ji 
deutschen  Gesetze  von  1868. 

Zur  Zeit  werden  die  gesetzlichen  Bestim- 
mungen über  Arteis  und  Genossenschaften  einer 
Umarbeitung  unterzogen.  Es  ist  kennzeichnend 
für  die  wirtschaftliche  La^e  und  den  Bildungs- 
grad der  russischen  Landwirte,  Handwerker  od'I 
Arbeiter,  dass  auch  ein  mündlicher  Vertrag  zur 
Gründang  der  Arteis  genügen  soll,  da  dieEin- 
fühning  eines  schriftlichen  Vertrages  nnzw^'k- 
mässig  wäre,  weil  die  Artelmitg'lieder  znm 
grössten  TeU  des  Lesens  und  Schreibens  un- 
kundig wären,  eine  diesbezügliche  Cresetzesb^- 
stimmung  nur  toter  Buchstabe  bliebe.  I>as 
neue,  1894  für  die  Vorschussvereine  entworfeut; 
Statut  soll  im  Gegensatz  zu  dem  früheren  die 
Grundsätze  der  Kaiffeisenschen  Kassen  ange- 
nommen haben. 

Im  Jahre  1895  bestanden  in  Rnssland  ^IS 
Sjreditgenossenschaften  mit  218 100  Mitgliedern. 
119 Konsumvereine;  näheres  über  den  Geschift:>- 
umfang  der  Genossenschaften  s.  Blätter  f.  Genot^s.- 
Wesen  1898  S.  211,  1896  S.  383,  vgl.  anch  a. 
a.  0.  1893  8.  400,  1896  S.  294,  1897  S.  193. 

In  China  ist  das  Genossenschaftswesen  in 
allen  Zweigen  der  Gewerbe  und  des  Handels 
hoch  entwickelt.  Vorschnssvereine  sind  dort  in 
allen  Bezirken  zu  finden.  Es  bestehen  Schifr>- 
baugenossenschaften,  und  die  Rhederei  wird  viel- 
fach genossenschaftlich  betrieben. 

Diese  Neigung,  sich  mit  seinen  Lands- 
männern zum  Geschäftsbetrieb  zn  Tereinigeru 
nimmt  anch  der  auswandernde  Chinese  mit.  Abi 
fremden  Orte  schliesst  er  sich  sofort  einer  Ge- 
nossenschaft an.  Und  die  genossenschaftliehe 
Organisation  geht  hier  so  weit,  dass  auch  die 
Genossenschaften  sich  wieder  zu  einem  Verbände 
verbinden,  der  über  die  Annahme  neuer  Arbeiti^- 
kräfte  in  den  einzelnen  Genossenschaften  ent- 
scheidet, von  dessen  Beschluss  der  Chinese  «•- 
gar  die  gewerbliche  Niederlassung  an  dem 
Orte  abhängig  macht. 

12.  Vereinigt  Staaten  von  Amerika. 

Völlig  verschiedenartig  von  der  Genossen- 
schaftsbewegung in  Europa  ist  die  der 
Neuen  Welt  Sie  steht  in  unmittelbarstem 
Zusammenhange  mit  der  gesamten  dortig^ea 
wirtschaftlichen  Entwickelung,  die,  wie  es 
in  der  Natur  der  Dinge  liegt,  etwas  Stf«ss- 
weises  an  sich  hat  Das  Streben  nach 
schnellerem  Reichtum  ist  vorherrschend, 
der  Arbeiter  wiU  sich  nicht  b^nügen  mit 
einer  auskömmlichen  Existenz,  sondern  er 
rechnet  darauf,  die  höchsten  Stufen  zu  er- 
klimmen. Weniger  noch  als  in  Europa 
fülüt  sich  der  Arbeiter  in  Amerika  an  die 
SchoDe  gebunden.  All  dies  war  von  wesent- 
lichem Einfluss  auf  die  Entwickelung  und 
Entstehung  der  Genossenscliaften,  die  selten 
mit   kleinen  Anfängen   begannen,  sondern.  , 
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ww  es  die  dortigen  Verhältnisse  erforderten, 
>»->fort  kapitalkräftig  hervortraten.  Die  diirch- 
«...hnittlich  weit  höhere  Löhnung  der  Ar- 
i*?it^T  in  Amerika  setzte  dieselben  auch  in 
öen  Stand,  sich  an  den  Genossenschaften 
mit  Gescliäftsanteilen  zu  beteiligten,  die  deni 
'-iir«)]iäisehen  Arbeiter  unerschwinglich  sein 
\nlrden.  Dazu  kommt,  dass  die  in  Amerika 
.•inwandemden  Arbeiter  meistens  eine 
li«Vnere  wirtschaftliche  Bildung  und  grössere 
Energie  mitbringen.  Nur  eine  Folge  der 
.virtschaftlichen  Verhältnisse  ist  es  daher 
auch,  dass  in  erster  Reihe  die  Produktivge- 
iifissenschaften  Bedeutung  erlangt  haben.  Für 
Vorschussvereine  fehlte  es  an  einem  ausge- 
weiteten Handwerkerstande,  und  die  ver- 
hältnismässig geringen,  in  Konsumvereinen 
zu  erzielenden  Ersparnisse  erscheinen  dem 
amerikanischen  Arbeiter  nicht  der  Mühe 
t  iner  Vereinsbildung  wert. 

Der  Ausgangspunkt  für  die  Bildung  von 
(Tfnossenschaften  sind  regelmässig  die  grossen 
Verbände  von  Berufsgenossen  gewessen,  die 
^i<li  über  das  ganze  Land  erstrecken.  Von 
LTö>stem  Einfluss  waren  in  den  60  er  und  70  er 
Uliren  nach  dieser  Richtung  hin  die  Patronü 
"f  Hasbandry  (ein  Verband  von  Landwirten)  und 
ilie  Sovereigns  of  Industry  (ein  Verband  der 
Industriellen):  diese  Verbände,  welche  in  Sek- 
tionen zerfielen,  bildeten  diese  zu  Genossen- 
^haften  (Rohstoff-  und  Konsumvereinen)  aus. 
Die  Verbände  teilten  das  Schicksal  aller  über- 
mächtigen Organisationen,  sie  gingen  infolge 
von  Streitigkeiten  zu  Grunde;  die  Folge  davon 
aJ*r  war,  dass  ihr  Untergang  den  der  meisten 
von  ihnen  gekündeten  Genossenschaften  zur 
Fülffe  hatte.  Nur  aus  dem  ersteren  Verbände 
'S>ns:tn  nach  der  Auflösung  (1880)  eine  Reihe 
kleinerer  Verbände  hervor,  die  in  ihren  Kreisen 
'lie  Geno88enschaft«bildung  fortsetzten. 

Neben  diesen  Verbänden  ist  noch  für  die 
«Trtndnng  von  Konsumvereinen  besonders  zu 
erwähnen,  die  Workingmen's  protective  Union, 
'lie  in  den  40  er  und  cÖer  Jahren  die  Gründung 
v<»n  Konsumenvereinen  in  ihren  Sektionen 
betrieb. 

Selbständige  Konsnmvereine  entstanden 
nur  in  wirtschaftlich  schlechten  Zeiten  bei  nie- 
«IrijEren  Löhnen,  doch  es  fehlten  ihnen  die  Erfah- 
niiig:en,  die  Kenntnis  der  richtigen  Grundsätze, 
^i  konnten  nur  verhältnismässig  wenige  zu 
Erfolgen  gelangen.  Eine  neuere  Statistik  in 
•lern  Bulletin  des  Departement  of  Labour  in 
Washington  kann  nur  von  33  Konsumvereinen 
berichten  (für  1896). 

Weit  besser  gediehen  die  Produkt! vgenossen- 
Mrhaften,  deren  erste  bereits  im  Jahre  1849  von 
S<hneidern  begründet  wurde ;  sie  war  jedoch 
nur  von  kurzem  Bestände.  Erst  mit  dem 
•fahre  1867  beginnt  wieder  die  Bildung  von 
Produktivgenossenschaften,  ohne  dsiss  diese  je- 
doch eine  erhebliche  Verbreitung  gefunden 
haben. 

Zwei  t}T)ische  Arten  sind  zu  unterscheiden, 
die  von  Massachusetts  und  von  Minneapolis. 
l^e  ersteren  Genossenschaften  sind  nichts 
anderes  als  Handelsunternehmungen,  die  Aktien 
^ind  aof  hohe  Beträge  ausgestellt,  der  Gewinn 


wird  nach  den  Aktien  verteilt,  die  Besitzer  der 
Aktien  —  meist  Arbeiter  —  arbeiten  selten  in 
der  Genossenschaft,  sondern  verbleiben  in  ihrem 
bisherigen  Arbeitsverhältnis.  Dennoch  sind 
auch  diese  oft  grosse  Gewinne  erzielenden  Ge- 
nossenschaften von  nicht  geringer  Bedeutung, 
einmal  beweisen  sie,  dass  die  Arbeiter  durch- 
aus nicht  unfähig  sind,  geschäftliche  Unterneh- 
mungen zu  leiten,  ferner  sind  sie  für  den 
Arbeiter  die  beste  Schule,  sich  zum  Unterneh- 
mer heranzubilden,  und  endlich  lehren  sie  den 
Arbeiter  die  Schwierigkeiten  der  Produktion 
kennen,  wodurch  er  wieder  lernt,  bis  zu  wel- 
chem Masse  seine  Anforderungen  an  den  Unter- 
nehmer gehen  können.  Nach  wahren  genossen- 
schaftlichen Grimdsätzen  sind  dagegen  die  Ge- 
nossenschaften in  Minneapolis  gegründet,  es 
sind  dies  grossenteils  Böttchergenossenschaften, 
hervorgerufen  durch  die  gewaltige  Hebung  der 
dortigen  Mühlenindustrie.  Hier  werden  Gewinn 
und  Verlust  nach  Verhältnis  der  geleisteten 
Arbeit  verteilt.  Die  Gründung  der  meisten 
Produktivgenossenschaften  ist  auf  die  Knights 
of  Labor  zurückzuführen.  Nach  neueren  Be- 
richten sollen  jedoch  nur  noch  3  Genossen- 
schaften in  Minneapolis  bestehen,  die  es  auch 
zu  keinen  erheblichen  Ueberschüssen  mehr 
bringen.  Es  ist  dies  wohl  auf  wirtschaftliche 
Verschiebungen  zurückzuführen. 

Weite  Verbreitung  haben  die  Meiereigenos- 
senschaften gefunden. 

Zahlreich  sind  die  in  Amerika  gemachten 
Versuche,  den  landwirtschaftlichen  Betrieb  ge- 
nossenschaftlich zu  organisieren,  in  den  meisten 
Fällen  freilich  bildeten  kommunistische  Ideeen 
die  Grundlage.  Zum  Teil  sind  auch  günstige 
Erfoli^e  erzielt. 

Lnter  den  Baugenossenschaften  herrschen 
wie  in  England  die  Building  societies  vor,  wir 
verweisen  in  betreff  dieser  Genossenschaftsart 
auf  den  Specialartikel  a.  a.  0. 

Organisation  und  Gesetzgebung  aller  die- 
ser Genossenschaf tsarten  ist  natürlich  sehr  viel- 
gestaltig, ebenso  wie  auch  die  Genossenschaften 
selbst  in  den  einzelnen  Staaten  sehr  verschiede- 
nen Charakter  haben.  Eine  besondere  Genossen- 
schaftsgesetzgebuug  ist  nur  in  wenigen  Staaten 
erlassen  (Massachusetts,  New-Yersey,  Minnesota, 
Wisconsin). 

Genossenschaftlicher  Verband  ist :  The  Coo- 
perative  Union  of  America,  Cambridge,  Mass. 
—  Zeitschrift :  The  American  cooperative  News, 
Cambridge. 

Nach  dem  oben  erwähnten  „Bulletin"  be- 
stehen die  meisten  Genossenschaften  in  New- 
Yersey  ,  Massachusetts ,  Kalifornien ,  Kansas 
und  Texas. 

Wiederholt  sind  auch  bereits  Genossen- 
schaftskongresse abgehalten,  auf  denen  versucht 
wurde ,  einheitliche  Grundsätze  für  die  Ge- 
nossenschaften aufzustellen. 

13.  Andere  Staaten«  Wir  erwähnen  fer- 
ner, dass  in  Spanien  ein  Genossenschaftsver- 
band in  der  Bildung  begriffen  ist.  In  Serbien 
besteht  der  Verband  der  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaften Serbiens,  Belgrad.  Schweden: 
Nach  einem  Bericht  der  „Sozialen  Praxis"  waren 
vom  1.  Januar  1897,  wo  das  erste  schwedische 
Genossenschaftsgesetz  in  Kraft  trat,  bis  zum 
31.  Mai  1898  398  Genossenschaften  eingetragen, 
wobei  zu  bemerken  ist,  dass  die  Eintragung 
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eine  ganz  freiwUlij^e  Massnahme,  freilich  aber 
die  Voranssetznne  ist  für  Erlang^uig:  des  Rechts 
der  juristischen  Persönlichkeit.  Darunter  waren 
275  ohne  persönliche  Haftung  und  123  mit  be- 
schränkter persönlicher  Haftung,  unbeschränkte 
Haftung  erlaubt  das  Gesetz  nicht.  Diese  Zahl 
verteilt  sich  auf  folgende  Gruppen: 


Genossenschaften 


Bau- 

Konsum- 

Produktiv- : 

Brauereien         

Bäckereien 

Holzsägen  und  M&hlen  .    . 

Stärkefabriken 

Brennereien 

Möbelfabriken 

Molkerei- 

Landwirtschaftliche  Kohstoff- 
Andere  landwirtschaftliche : 

Gartenbau 

Tabakbau.    .• 

Hübnerzucht 

Pferdezucht 

Dem  Verkehr  gehörend: 

Flössereianstalten  .    .    .    . 

Wasserleitung 

Fuhrwesen 

Brückenbau 

Telephonanstalt  .... 
Für    Bau    von    Guttempler- 

häusem 

Verschiedene : 

Guttemplerkaffee    .... 

Badehäuser 

Gymnastik 

Versammlungshaus    .    .    . 

Altersheim 

Armen-  und  Krankenunter- 
stützung     


ohne 


mit  be- 
schränk- 
ter 
persönl.  Haftung 


( 


130 

55 

I 
3 

5 

I 

I 
55 


8 
13 


I 
2 
3 

85 

4 


14.  Internationale  Beziehungen.  Ueber 
alle  Kulturstaaten  erstreckt  sich  die  Genos- 
senschaftsbewegung. Fast  in  allen  Landern 
haben  die  Genossenschaften  grosse  Bedeutung 
erlangt,  und  ilir  Geschäftsbetrieb  berechnet 
sich  auf  Milliarden.  Doch  nur  in  wenigen 
Staaten  besteht  bereits  eine  den  grössten 
Teil  der  Genossenschaften  fest  umfassende 
Organisation,  diese  aber  ist  unbedingt  not- 
wendig, wenn  die  Genossenschaften  eines 
Landes  als  Macht  im  wirtschaftlichen  Leben 
auftreten  sollen.  Seit  langem  schon  haben 
internationale  freundschaftliche  Beziehungen 
zwischen  den  Genossenschaften  der  einzelnen 
Länder  bestanden.  Bereits  ftlr  das  Jahr 
1867  war  die  Abhaltung  eines  internatio- 
nalen Genossenschaftskongresses  in  Paris  ge- 
plant. Schulze  -  Delitzsch  war  dorthin  als 
Vertreter  der  deutschen  Genossenschaften 
unterwegs,  als  Kaiser  Xapoleon  den  Kon- 
gress    verbot.      Ungefähr   20   Jahre    sj)äter 


ging  von  Frankreich  der  G^anke  aus,  die 
Genossenschaften  auch  wirtscliaftlich  ein- 
ander näher  zu  führen,  es  wurden  inter- 
nationale Kongresse  abgehalten,  die  von  den 
Vertretern  der  grossen  Geuossenschafts-Or- 
ganisation  fast  aller  Staaten  bescliickt  wur- 
den. Auf  dem  KonCTess  der  französischen 
Genossenschaften  zu  Paris  (1896)  wiuxle  der 
internationale  Verband  b^ründet,  dessen 
Zweck  ist: 

1)  Die  Genossenschaften  aller  Lander  mit 
einander  bekannt  zn  machen;  2)  mit  Rück- 
sicht auf  die  Verbesserung  der  Lage  der 
arbeitenden  Klassen  die  w^üiren  Grundsätze 
und  besten  Methoden  aller  ohne  Staal&hilfe 
organisierten  Genossenschaftsarten  zu  er- 
forschen und  sie  bei  den  Genossenschaften, 
bei  den  verschiedenen  Völkern  und  der 
öffentlichen  Meinung  der  ganzen  Welt  zu 
verbreiten;  3)  da  die  Teilnahme  der  Arbeiter 
und  Angestellten  am  Gewinn  zu  den  Ei£;en- 
tümUchkeiten  jeder  Genossenschaft  gehört 
ist  es  die  Aufgabe  des  Verbandes,  mit  allen 
ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  den  Ein- 
tritt des  Augenblicks  zu  beschleunigen,  in 
dem  alle  Gesellschaften,  die  den  Namen  Ge- 
nossenschaft tragen,  seien  es  Produktiv-. 
Konsum-,  Bau-,  landwirtschaftliche  oler 
Kreditgenossenschaften,  die  Gewinul>et»»ili- 
gung  auf  das  gesamte  Personal  ohne  Aus- 
nahme ausgedehnt  und  die  Verpflichtiuiß: 
zur  Gewinnbeteiligung  in  ihren  Statuten 
vorgesehen  haben;  4)  im  allgemeinen  Inte- 
resse Handelsbeziehungen  unter  den  Ge- 
nossenschaften der  verschiedenen  Länder  an- 
zuknüpfen. 

Internationale  Genossenschaftskongre>>e 
sind  abgehalten  zu  London,  Paris  und  Dein, 
der  nächste  findet  1900  in  Paris  statt.  Als 
j)raktische  Ergebnisse  sind  bisher  zu  ver- 
zeichnen :  eine  mternationale  Genossenschaft?- 
Statistik,  die  naturgemäss  noch  lückenhaft 
ausgefallen  ist,  und  die  Bestrebungen)  die 
Genossenschaften  untereinander  ingescliaft- 
liclie  Beziehungen  zu  bringen;  zu  dies*'m 
Zweck  ist  ein  Katalog  herausgegeben,  der 
die  Firmen  der  Produktivgenossenschaften 
\mter  Bezeichnung  ihrer  Erzeugnisse  ent- 
hält. 

Litteratnr :  *)  Almana  ch  de  la  Cf*openiti"H 
Fran^aüe.  —  Almanach  des  coopemtrun 
Beige«.  —  DWndrimont,  Cooperation  ouvri>tf 
en  Belgique,  1876.  —  Berichte  über  die  Annual 
cooperative    Congress   in  England,   Return^ 


*)  Vgl.  axvch  die  SpecialartikeL  In  *l*^^ 
Litteraturverzeichnis  sind  nur  die  vichtigtrra 
Schriften  attjgeführt.  Ätu  den  Werken  betrfftu»J 
die  (wenosseyischaftsgesetzgehung  sind  nur  tinigf 
grössere  Kommentare  angegeben,  för  die  umfaM- 
reiche  sich  avf  das  Genossenschqftsrecht  besiehendt' 
JJtteraiur  wird  at^f  die  Fachwerke  Bezug  ge- 
nommen. 
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xtnd  Reports,  herausgegeben  von  dem  RegUtrar. 

—  Sanielf  Le  Cooperatisme  devant  les  eeoles 
ujriale4  1897.  —  Bech,  Die  ländliche  Kreditnot, 
L''7ö.  —  Bernstein,  SchtUte-Delitzschs  Leben 
nnä  Wirken,  1879.  —  Bimhaum,  Das  Ge- 
noisenschaßsprincip  in  der  Landwirtschaß,  1870. 

—  Bioch,  Une  crise  de  la  propriete  rurale, 
Thn^  1898.  —  Bode,  Die  Pflicht  und  die  Mittel 
:ar  Errichtung  von  landtoirtschafÜichen  Ge- 
HtiMenschafien.  —  Derselbe,  Die  Verhandlungen 
'U*  28,  Kongresses  für  innere  Mission  in  Posen 
über  die  Genossenschafts frage,  1896,  —  Bodio, 
Snlle  associazioni  cooperative,  1890,  —  Brelay, 
/^*  Mocietes  de  consommation,  1881,  —  Her- 
selbe^  Les  societes  cooperatires,  I884.  —  Der'- 
selbe,  Les  societes  cooperatires  de  produetion, 
7«H.«?.  —  Derselbe,  Cooperation  in  dem  nouveau 
dictionnaire  d'ieonomie  politique,  —  JBren- 
tawff  Die  christlich-soziale  Bewegung  in  Eng- 
land, 1888,  —  V.  Broieh,  Sozialreform  und 
(ienftssenschaßswesen,  —  Christiani,  Anlei- 
tung für  Genosseiischaftsvorstände ,  1895.  — 
Courtois,  Banques  populaires,  1890.  —  Craig, 
JlUtory  of  Ralahine  and  Cooperative  Farming, 
l'^'Jl,  —  Chrüger,  Die  Besserung  der  wirtschaft- 
lichen Lage  der  Handwerker  durch  Rohstoff- 
nf.notsenschaften,  1894.  —  Derselbe,  Getreide- 
nhatzgenossenschaften,  1896.  —  Derselbe,  Der 
he  titige  Stand  der  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
Qrncnfsenschaften,  in  Jahrbüchern  für  National- 
t'ktrtiomie  und  Statistik,  1895,  —  Derselbe, 
V'-rachuM-  und  Kreditvereine  als  Volksbanken, 
o.  Auflage  von  Schulze -Delitzsch,  Vorschuss- 
find  Kreditvereine  als  Volksbanken,  1897.  — 
Derselbe,  Die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
^fhaßen  in  den  einzelnen  Ländern,  1892.  — 
Derselbe,  Der  heutige  Stand  des  deutschen 
(renoss^nschaftswesens,  1898.  —  Derselbe,  Die 
Zulassung  von  Genossenschaften  mit  beschränkter 
Uafipflickt,  im  Archiv  für  öffentliches  Recht^ 
Bd.  IX,  Nr.  3.  —  Derselbe,  Zmr  Kritik  der 
Agitation  gegen  die  Konsumrereine  aus:  nDie 
Lige    des    Kleinhandels   in    Deutschlands,  1899. 

—  Derselbe,  Die  preuss.  Centralgenossenschafts- 
kn4*e,  im  Archiv  f.  öffentl.  Recht,  1899,  S.  885  ff. 

—  Derselbe  und  tTdger,  Rohstoffgenossen- 
9fhaften  für  Handwerker,  1896.  —  Engländer, 
iifsrh iehte  der  franzöHschen  A rbeiterassociationen, 
löfi^-  —  Enquete  sur  les  societes  de  coope- 
TfUion,  1866,  —  Enquete  de  la  commission 
txtmord.  parlameiUaire  des  assodations  ouvrieres, 
ms.  —  Ertl^Licht,  Das  landwirtschaftliche 
fif  nasse nschaftstvesen  in  Deutschland,  Wien  1899. 

—  Fassbender,  Neuwieder  Raiffeisenkalender, 

—  Fi/Lxl,  Produktivgenossenschaften,  187S.  — 
A,  Friche,  Die  Spar-  und  Ikirlehnskassen, 
ihrt  Aufgabe,  Leitung,  Buch-  und  Geschäfts- 
führung, 1895.  —  Gerhard,  Konsumgenossen- 
»chaß  und  Sozialdemokratie,  1895.  —  Qide, 
D*  h  Cooperation,  1889.  —  Oierke,  Das  deutsche 
<i^u(jiisenschaftsrecht,  S  Bde.,  1868—1881.  — 
GoldsehnUdt,  Erwerbs-  und  Wirtschaftsge- 
uoMcnschaften,  1882,  —  Derselbe,  Die  Ge- 
nossenschaßstheorie,  1887.  —  J,  C,  Oray, 
Handbook  to  the  Jndustrial  and  Provident 
Httcieties,  1894.  —  Häntschke,  Die  gewerb- 
lichen Produktivgenossenschaften  in  Deutschland 
lt<94.  —  Meld,  Die  Darlehnskassenvereine,  1878. 

—  Heiligenstadi,  Die  Preussische  Central- 
GenossenschaftskoMe,  —  Q,  J,  HoVyoake,  The 
Cfjoperative   Movement   to   day,   1891,    —   Der- 


selbe,  History  of  Co-operation,  1875  u.  1885, 
In  der  Uebersetxung  von  Häntschke,  Ge- 
schichte der  redlichen  Pioniere  von  Rochdale, 
1888,  —  Hopkins,  History  of  Cooperation  in 
the  United  States,  1888.  —  Huber,  Association 
in  St.  W.B,  von  Bluntschli,  —  Derselbe,  Soziale 
Fragen,  —  Derselbe,  Reisebriefe,  I854,  — 
Derselbe  in  der  Zeitschr.  für  Staatsw.  XV.  — 
HubeTt'ValleriA»ao,  Soci4t4s  cooperatives  en 
France  et  d  Vetranger,  I884.  —  Hughes  and 
Neal,  A  Manual  of  Co-operators.  —  tfäger, 
Der  ländliche  PersoncUkredit,  1893.  —  Jaar- 
boek  van  den  Nederlandschen  Coöpera- 
tiven  Bond,  1895 ff,  —  Jahrbuch  des  all- 
gemeinen Verbandes  der  deutschen  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften,  herausgegeben  von 
dem  Anwälte  dieses  Verbandes,  Offenbach.  — 
Jahresbericht  des  Allgemeinen  Verbandes 
der  deutschen  Erwerbs-  und  Wirischaftsgenossen- 
Schäften,  herausgegeben  von  dem  AjiwaUe  des 
Verbandes,  1859 ff.  (seit  1897  unter  dem  TiUl 
nJahrbueha).  — J^essenberger,Die  eingetragenen 
Genossenschaften,  1897.  —  tfo€l,  Genossen- 
schaf t^gesetz ,  1890.  —  TÄayd  Jones,  Life, 
Times  and  Labours  of  Robert  Owen,  1892.  — 
Knittel,  Beiträge  zur  Geschichte  des  deutschen 
Genossenschaftswesens,  1894,  —  Kraus,  Die 
Raiffeisenschen  Darlehnskassenvereine  in  der 
Rheinprovinz,  1876,  —  Derselbe,  Die  Solidar- 
haft,  1878.  —  Kudelha,  Das  landwirtschaft- 
liche Genossenschaftswesen  in  Frankreich,   1899, 

—  Lassalle,  Herr  BasticU-Schdze  von  Delitzsch, 
1878.  —  Löll,  Die  Darlehnskassenvereine  Raiff- 
eisens,  —  Maurer,  Genossenschaflsgesetz,  1890 
(8.  Aufl.  von  Birkenbihl),  —  Mitteilungen 
aber  die  allgemeinen  Genossenschaftstage  des 
Allgemeinen  Verbandes  deutscher  Encerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften,  1895  ff,  —  Moron, 
Les  assodations  ouvrikres  de  produetion,  Paris 
1897,  —  V.  Mosch,  Materialien  zu  einem 
Katechismus  der  sozialen  Reform,  1888,  — 
Müller,  Die  schweizerischen  Konsumgenossen- 
schaften, 1896.  —  Munding,  V.  A.  Hubers 
ausgewählte  Schriften,  1894.  —  Herbert  My~ 
rieh,  How  to  cooperate,  1894.  —  Nöll,  Die  länd- 
lichen Darlehnskassenvereine,  1873,  —  Oppeit- 
heinier.  Die  Siedlungsgenossenschaft,  1896.  — 
Oppemtann  und  Häntschke,  Handbuch  für 
Koneumvereine,  1898,  —  Pa7*isius,  Kredit- 
genossenschaften nach  Schulze-Delitzsch,  1895; 
'2.  Aufl.,  1898,  —  Derselbe,  Das  Preussische 
Gesetz  betreffend  die  privatrechtliche  Stellung  der 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften,   1868, 

—  Derselbe,  Die  Genossenschaftsgesetze  im 
Deutschen  Reich,  1876,  -^  Derselbe,  Schulze- 
Delitzsch  und  Alwin  Soergel,  1899.  -—  Der- 
selbe und  CrUger,  Das  Reichsgesetz  betr,  die 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  v.  1. 
Mai  1889,  S.  Aufl.,  1899.  -—  Dieselben,  Formu- 
larbuch zum  Genossenschaftsgesetz,  2.  Aufl.,  1897. 

—  Pfeiffer,   Veber  Genossenschaftswesen,  1868. 

—  Derselbe,  Eigenes  Heim  und  billige  Woh- 
nungen, 1896.  —  Potter,  The  Cooperative  Move- 
ment in  Great-Britain  1891  (übersetzt  von 
Brentano  in  Brentano  und  Leser,  Sammlung 
älterer  und  neuerer  stcuUeunssenschaftlicher 
Schriften  des   In-   und  Auslandes  JVV.  1,  1893), 

—  Probst,  Die  Grundlehren  der  deutschen  Ge- 
nossenschaft, 1878  u,  I884,  —  Derselbe,  Ge- 
nossenschaflsgesetz, 1889.  —  Habbeno,  La 
cooperazione  in  Italia,  1886,   —  Derselbe,  Le 
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societa  dt  produzionej  1S88.  —  Raffaloviehf 
Le  logement,  1887,  —  Raiffelsen,  Die  Ikir- 
lehfitkasgen,  188S,  —  Derselbe,  Die  Darlehns- 
kassenrereine  in  Verbindung  mit  Konsum-  und 
anderen  Genossenschaften ,  Neuwied  1866,  5.  Attß. 

1887.  —  net*selbe,  Instruktion  zur  Geschäfts- 
und  Buchführung  der  Darlehnskassenr  ereine , 
Neuwied  1869,  4,  Aufl.,  188 J.  —  JPerselbe, 
Kurze  Anleitung  zur  Gründung  ron  Darlehns- 
kassenvereinen,  6.  Aufl.,  Neuuried  1S8S.  —  Charles 
It4tyneH.f  Manual  des  Banques  populaires, 
Paris  1896.  —  Retzhachf  Die  Handirerker  und 
die  Kreditgenossenschaften,  1899.  —  Stephan 
Hichter,  Der  landwirtschaftliche  Kredit  und 
die  !Spar-  und  Darlehnsvereine,  1888.  —  JUchteTf 
Das  Reichsgesetz  v.  1,  Mai  1880  betr.  die  Er- 
werbs- und  Wirtschaftsgenossenschaften,  1892.  — 
Comte  de  Rocquigny,  Im  Cooperation  de  pro- 
ductio-n  dans  VagricuUure,  syndicats  et  svciettes 
cooperatives  agricoles  1896.  —  F.  Schtnid,  Die 
Genossen  Schaftssysteme  von  Schulze-Delitzsrh  und 
Raiffeisen,  1888.  —  SchntUl^  Die  geschäftlichen 
Ergebnisse  der  Rohstoff-  etc.  Genossenschaften  in 
Oesterreich  (August-September- Ifeft  der  statisti- 
schen Monatsschriß  1897).  —  Schneider, 
Taschenbuch  f.  Konsumvereine,  18Sd.  —  Der~ 
seihe,  Mitteilungen  über  die  deutschen  Bau- 
genossenschaf teu,  1875.  —  Derselbe  und  Wohl- 
geniuth,  Taschenbuch  für  Baugenossenschaften 
und  Bau-  und  Sparrereine,  1899.  —  Schulze- 
Delitzsch,  Die  arbeitenden  Klassen,  18öS.  — 
Devselbey  Associationsbuch,  18ö-i.  —  Derselbe, 
Die  Genossenschaft  in  einzelnen  Gewerbszweigen, 

1888.  —  Derselbe,  Vorschuss-  und  Kredit- 
vereine, 1875.  —  Derselbe,  Kapitel  zu  einem 
deutschen  Arbeiter-Katechismus,  186S.  —  Der- 
selbe,  Abschaffung  des  geschäftlichen  Risicos 
durch  Herrn  Lassaile,  1806.  —  Derselbe,  Die 
Raiffeisenschen  Darlehnskassen  in  der  Rhein- 
provinz  und  die  Grund  kreditfrage  für  den  Klein- 
besitz, 1875.  —  Derselbe^  Die  Gesetzgebung 
über  die  prirairechtUche  Stellung  der  Enrerbs- 
und  Wirtschaf tsgenossenschaßen,  1869.  —  Der- 
selbe, Die  Entwickehmg  des  Genossenschafts- 
wesens in  Deutschland,  1870.  —  Derselbe,  Den 
Raiffeisenschen  Darlehnskassen  zur  Verständigung, 
1877.  —  Derselbe,  Nachtrag  zur  Verständigung 
an  die  Förderer  und  Leiter  der  Raiffeisenschen 
Kassen,  1877.  —  Derselbe,  Material  zur  Re- 
vision des  Genossenschaftsgesetzes,  1883.  —  Der- 
selbe, Die  nationale  Bedeutung  der  deutschen 
Genossenschaften,  1865.  —  v.  Schul ze-Gaever- 
nitz,  Zum  sozialen  Frieden,  II,  1890.  — 
Schwanebachf  Die  Vorschussvereine  iyi  Russ- 
land, 1876.  —  V,  Sichei'er,  Die  Genossen- 
schaftsgesetzgebung, 1872.  —  Statistik  der 
genossenschaftlichen  Vereine  in  verschiedenen 
Ländern,  London  1898.  —  Stoeckelt  Molkerei- 
genossenschaften, 1880.  —  Stol'p ,  Verfall  und 
Reform  des  Genossenschaftswesens  und  Eigen- 
tumsrecht, 1896.  —  Thiess,  Die  Konsumvereine 
und  die  neueste  deutsche  Wtrtschaflspolifik,  im 
Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik, 
1896,  S.  49ff.  —  Wagener,  Denkschrift  über 
die  wirtschaftlichen  Associationen,  1866.  — 
IVemiclce,  Umsatzsteuer  und  Konsttmvereine, 
1898.  —  Wright,  9.  annual  report  of  the 
Commissioner  of  lAibor,  1893.  —  Building  and 
Loan  Associations,  Washington  1894.  —  H'i/gocf- 
zinski.  Der  gemeinsame  Absatz  landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse,   1895.  —  Zeidler,  Die  Ge- 


schichte des  deutschen  Geno*sefischaß*tr*'*r.^-, 
189S.  —  Zeller,  Das  Rcichsgeselz  iibrr  Hi^  E- 
werbs-  und  Wirtschaftsgenossenachaften  r.  1.  Mü 
1889,  I894.  Hans  C^üger. 


Ezistenzminiiiiaiii  and  seine 
Stenerfreiheit. 

1.  Begfriif  und  Begründung  seiner  Berfch- 
tigung.  2.  Einwände  und  Linschränkangen. 
3.  Konsequenzen  aus  seiner  Ane^kennuni,^  4. 
Bemessunif  der  Höhe  des  steuerfreien  E..  s^iip 
Individuahsierung.  5.  Thatsächliche  Btrück- 
sichtigung  des  £.  in  der  Gesetzgebung. 

1.  Begriff  und  Begriindiuig  seiner 
Berechtigung.  Man  versteht  unter  Existenz- 
nüniraum  denjenigen  Einkommensbr-tratr,  der 
zur  Fristung  des  Lebens  eines  einzelnen  oier 
einer  Familie  notwendig  ist.  Die  StniM- 
fn^ihoit  dieses  Existenzminimums  *)  t>egruii«h  t 
sich  folgendermassen :  Die  Steuerjrjflicht  hat 
wie  jede  andere  Pflicht  ihre  Grenze  in  der 
Möglichkeit  ihrer  Erfüllung.  Die  Lr^Wr^- 
l)e(linguugen  des  Staates  st^^hen  zwar  hrno: 
als  die  Lebensbedingungen  der  einzelii'^n 
Staatsangehörigen;  der  Staat  darf  d»:^hall- 
in  Notfällen  auch  das  an  sich  unbegrenzt»' 
Vermögensopfer,  ja  selbst  das  Leben  tkh 
seinen  Angehörigen  foixlern,  wenn  dit's  ü'it- 
Aveudig  ist,  um  sein  Dasein  zu  erhalten. 
Aber  der  Staat  hat  auch  Pflichten  p-^^en 
diejenigen,  die  ilim  angehören ;  er  daii  keinr« 
dauernden  Einrichtungen  treffen,  welche  di»- 
Selbsterhaltimg  und  das  Dasein  seiner  Mi!- 
gli(*der  gefähi-den.  Die  Gemeinschaft  neiri'^rt 
sich  sonst  selbst.  Daraus  folgt,  da>>  «las 
regelmässige  Reclit,  Steuern  zu  fordern,  t"r>t 
da  beginnt,  wo  d^u^  Einkommen  des  einzeli>??n 
den  zur  Erhaltimg  s<4nes  Lebens,  >einer 
Gesundheit  und  Arbeitski-aft  erforderliihen 
Bedarf  tiberschreitet.  Wo  der  letztere  ire- 
deckt  ist  und  der  Genuss  des  Entbehrlichen 
beginnt,  da  beginnt  die  St-euerfälügkeit. 
Nicht  der  standesgemässe,  sondern  der  un- 
bedingt notwendige  Ivcbensbedai-f  ent^heidet. 
Die  steuerliche  Befi-eiung  des  Existenz- 
minimums ist  ein  Problem,  das  zunrieli.^t 
nur  die  direkten  Steuern  angeht.  I^i  den 
indirekten  Steuern  reguliert  sich  die  Steuer- 
freiheit des  Existenzminimums  zum  Teil 
von  selbst,  da  sie  nicht  auftreten,  wenn  die 
Ausgabemöglichkeit  nicht  besteht.  Soweit 
infolge  der  Steuer  der  Verbrauch  sieh  in 
schädlicher  Weise  einschranken  muss.  liegt 
eiue  Unvollkommenheit  vor,  die  zur  Ver- 
urteiluDg  derVerbrauchssteuem  bei  allgemein 


*)  Als  derjenige ,  der  die  Lehre  von  der 
Steuerfreiheit  des  E^Listenzminimnms  zuerst 
formuliert  hat,  gilt  Jeremias  Bentham;  sie 
wurde  von  seinem  Schüler  Stuart  Mill  ang:?- 
nommen  und  drang  seitdem  weiter  in  Litterarur 
und  Gesetzgebung. 
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al<  unentbehrlich  anerkannten  Waren  ffihrt. 
.]  xlenfalls  bedeuten  aber  die  indirekten  Ver- 
branc-hsabgaben  für  ihre  Träger  eine  Last, 
An  Opfer,    aber  ein  solches,  von  dem  die 
wtnigor  bemittelten  Klassen  der  Bevölkerung 
v»'rhältnismässig  schwerer  getroffen  werden 
als  die  bemittelteren  Klassen;  erst  kürzlich 
hat  Xeumann  wieder  wahrscheinlich  gemacht, 
<la>s   die    Reichsabgaben   an   Salz,  Zucker, 
Tht?p  etc.  ein  Einkommen  unter  800  Mark 
mit  4,510/0,  ein  solches  über  10000  Mark 
rnit  1,1 '^.'o  belasten.     Dadurch  gewinnt  die 
Steuerfreiheit    des   Existenzminimimas   eine 
wfitere  Begründung  und  Aufgabe;  sie   soll 
mit  dazu  dienen,  diese  iragleicho  Belastung 
in«"gli<"hst  zu  kompensieren.    Die  Steuerfrei- 
vAx  des  Existenzminimums  bei  den  direkten 
St»'Ui3m  erhält  noch  weiter  einen  mächtigen 
Stützpunkt   von    Seiten   der   in  breiter  Er- 
fahrung  wurzelnden    stenertechnischen  Er- 
fahnmg.    Bei  kleinen  Einkommen  verursacht 
nilnilich    die  Vt^ranlagimg   und   Einziehung 
«lor  Steuer  soviel  Aufwand  an  Zeit,  Mühe 
und  Geld,  dass  zwischen  Aufwand  und  Ein- 
nahme leicht  ein  sclireiendes  Missverhältnis 
eutsteht.    >Ian  hat  es  mit  sehr  viel  Steuer- 
l»flichligen,  aber  mit  geringen  Steuererträgen 
zu   thun.     Im   Königi-eich   Sachsen    betrug 
z.  B.  1892  die  Zahl  der  mit  300—500  Mark 
nr^h Eingeschätzten  allein  34,11  "o  der  veran- 
lapt«.»n  Personen,   diese  brachten  aber  nur 
LOG^o  des  (xesamtertrags  auf.   Dazu  kommt, 
«iass  die  Beitreibung  bei  diesen  kleinen  Ein- 
kommen mit  vielen  Härten   verbimden   ist 
und  die  Verfolgten  mit  gi*osser  Erbitterung 
^^rfrdlt.     Gewohnt,    von    der   Ilaud  in    den 
Mund  zu  leben,  zeitweise  zu  unfreiwilliger 
Arbeitslosigkeit  verurteilt,  können  die  kleinen 
Leute  oft  nur  schwer  selbst  massige  Steuer- 
l^»*trage    aufbringen.     Nicht   selten    müssen 
Stücke    aufs   Pfandhaus    wandern.     Häufig 
ViTläuft  die  Exekution  vergeblich.    Kommt 
(¥  aber  wirklich  zu  einer  Zwangsversteige- 
nmg,  so  werden  Preise  erzielt,  welche  hinter 
<1»TO  wirklichen  Wert  der  Sachen  weit  ziu'ück- 
^•l"il)on,  so  dass  der  Verfolgte  hierdurch  und 
•iurrh   die  Kosten  vschwer  geschädigt  wird. 
Man  hat  neuerdings  in  Württemberg  die 
Kosten  der  Veranlagung  und  Erhebung*)   auf 
1.10  Mark   pro  Censiten   geschätzt;    selbst   bei 
einem  Steaerfuss  von  4%  würden  die  Kosten 
bei    den     Einkommenstufen     500—650    Mark 
'^i\,    bei    660-800  Mark   36,66«/o.    bei    800 
bis  950  27,5C%,   bei  950—1100  18,33%   des 
Wzuglichen     Aufkommens     verschlingen.      In 
Mannheim   wurde   1892  festgestellt,   dass  der 
Aufwand  für  die  Erhebung  der  direkten  Ge- 
meindesteuern  von  den   sechs   untersten  Ein- 
kommenstufen, die  bis  zu  1000  Mark  Einkommen 


')  Vgl,  auch  die  interessante  Detaülierung 
der  Arbeit  der  Steuerbehörden,  wie  sie  die 
sächsische  Regierung  in  der  Kommission  gab 
Finanzarchiv  12  (1895)  S.  753). 


reichen,  nahezu  ^'4  des  Einnahmesoll  und  über 
V5  der  tbatsächlichen  Einnahmen  in  Anspruch 
genommen  habe.     (Finanzarchiv  1895  S.  222.) 

In  Preussen  kamen  in  den  Jahren  1878/81 
—  allerdings  schlechte  Jahre  —  auf  je  100 
Personen,  die  mit  420—660  Mark  veranlagt 
waren,  24,6  Pfändungen  und  bei  den  mit  660 
bis  900  Mark  Eingeschätzten  25,8  Pfändungen, 
von  denen  mehr  als  die  Hälfte  fruchtlos  war. 
Noch  schlimmer  aber  waren  die  Zahlungen  in 
den  Städten;  in  Berlin  hatte  es  bei  viertel- 
jähriger Hebung  in  den  beiden  untersten  Klassen 
70.0  und  65,6  Pfändungen  gegeben,  in  Breslau 
mit  monatlicher  Hebung  sogar  229,1  und  166,8 
Pfändunf^en;  dabei  waren  in  Berlin  unter 
190000  Pfändungen  178000,  in  Breslau  unter 
98000  Pfändungen  79 000. fruchtlos  ausgefallen. 

In  Leipzig  mnsste  1891  in  den  Klassen  500 
bis  950  gegen  26-^0%  der  Steuerpflichtigen 
der  Zwangsweg  beschritten  werden. 

2.  Einwände  und  Einschränkungen. 

Die  Freilassung  des  Existenzminimums  wird 
nicht  alloi-seits  als  berechtigt  anerkannt.  Es 
giebt  eine  Reihe  von  Schriftstellern,  die 
I^riucipiell  die  Steuerfi-eiheit  des  Existenz- 
minimums ablehnen.  So  sagt  noch  neuer- 
dings Cohn:  »Offenbar  ist  von  dem  Stand- 
punkt der  heutigen  Staatsausicht  aus  eine 
Auffassung  zu  missbiUigen ,  welche  den 
Staat  mit  seinen  Ansprüchen  erst  herein- 
treten lässt,  nachdem  die  Notwendigkeit  des 
Lebensbedarfs  befriedigt  ist ;  gehört  doch  der 
Staat  vor  allen  Dingen  zu  dieser  Notwendig- 
keit und  ist  daher  sein  Bedarf  ein  Teil  des 
notwendigen  Lebensbedarfs.«  Das  ist  »offen- 
bar<'  hyperidealistische  Anschauung  vom 
Staat,  die  praktisch  unhaltbar  ist. 

Ebenso  kann  es  keinen  stichhaltigen 
Einwand  bedeuten,  wenn  Cohn  neuerdings 
die  praktische  Undurchführbarkeit  be- 
hauptet, da  »das  Minimum  der  Lebensnot- 
.  dürft  keine  physische,  sondern  eine  moi-a- 
!  lische  Grösse  sei,  deren  historische  Unter- 
lagen es  selber  an  sich  schon  dem  Fluss 
der  Entwickehmg  unterwerfen,  wie  auf  der 
anderen  Seite  die  RangsteUung  des  Staats- 
bedarfs im  Umkreise  des  Gesamtbedarfs 
einer  Nation  wiederum  nur  durch  sittliche 
Faktoren  bestimmt  wird,  welche  nach  Zeiten, 
Yölkeni,  Staatsverfassungen  wechseln«^.  Mit 
solchen  im  historischen  Fluss  befindlichen 
Verhältnissen  hat  der  Gesetzgeber  es  immer 
zu  thun,  ohne  dass  er  deshalb  vor  der  Auf- 
stellung bestimmter  und  annäliernder  Durch- 
schnittsgrössen  zurftckschi-eckt,  ich  erinnere 
nur  an  das  Strafrecht.  Wäre  das  Minimum 
der  Lebensnotdurft  keine  physische,  sondern 
nur  eine  moralische  Grösse,  so  müsste  man 
sich  nur  wimdern,  dass  die  Gesellschaft  die 
Armen  noch  imterstützt. 

Ein  anderer  Einwand  richtet  sich  speciell 
gegen  eine  Ausdehnung  des  Existenzmini- 
mums durch  Berücksichtigimg  der  Kopfzahl 
und  der  einzelnen  Haushaltung.  Man  hebt  her- 
vor, der  Staat  habe  selbst  dann,  wenn  eine 
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Volks  Vermehrung  erwünscht  erscheint,  keinen 
Onmd,  sich  dafür  erkenntlich  zu  erweisen, 
ein  Grund  zur  Erkenntlidikeit  sei  immer 
bloss  dann  vorhanden,  wenn  die  Gesinnimg 
auf  die  dankenswerte  That  gerichtet  war, 
wovon  hier  keine  Rede  sei  (Cohn).  Es  ist 
jedoch  zweifellos,  dass,  wenn  man  das 
^Existenzminimum  überhaupt  anerkennt,  dies 
nicht  beim  einzelnen  aufhört,  sondern  im 
Verhältnis  zur  Grösse  der  Familie  stehen 
jimss;  der  Gesichtspunkt  der  Volksver- 
mehrung und  die  Gesmnimgen,  die  liierbei 
obwalten,  sind  in  der  Frage  ganz  neben- 
sächlich, die  Steuei'freiheit  dürfte  kaum  einen 
entscheidenden  Faktor  für  das  Anwachsen 
einer  Familie  bedeuten. 

Ein  letzter  Einwand  endlich  geht  dahin,  es 
sei  eine  unsittliche,  zu  allen  Grimdsätzen  politi- 
scher Ethik  im  strikten  Gegensatz  stehende 
Fordenmg,  fortschreitenden  Einfluss  im  Staat 
mit  fortschreitender  Befreiung  von  der  Steuer- 
last für  die  Volksmehrheit  Hand  in  Hand 
gehen  zu  lassen.  Diesen  Einwand  halte  ich 
älerdings  für  berechtigt ;  er  führt  aber  nicht 
zur  Aufhebung,  sondern  nur  zur  Einschrän- 
kung des  Grundsatzes,  Ich  bin  der  Meinung, 
dass  derjenige,  der  so  hart  an  der  Grenze  des 
Existenzminimums  steht,  dass  er  dem  Staate 
direkt  nicht  zu  steuern  vermag,  kein  Recht 
haben  soll  mitzuthaten;  Vollbürger  ist  nur 
derjenige,  der  nicht  nur  Rechte,  sondern 
auch  Pflichten  übt  und  zu  üben  vermag. 
Es  führt  auch  zu  praktischen  Ungeheuerlich- 
keiten, wenn  man  die  steuerfreie  Masse 
ohne  jede  eigene  Verpflichtung  die  besser 
situierte  Minorität  einfac*h  vergewaltigen 
lässt.  In  der  Schweiz  hat  der  Gedanke 
vielfach  zu  einer  Aktivbürger-  und  Stimm- 
berechtigungssteuor  geführt. 

3.  Konsequenzen  aus  seiner  Aner- 
kennung. Die  principiellc  Anerkenmmg  der 
Steuerfreiheit  des  Existenzminimums  ist  von 
weittragender  Bedeutung  für  andere  Grund- 
sätze im  Steuerwesen.  Sie  führt  in  not- 
wendiger Konsequenz  zur  Untei-scheidung 
und  verschiedenen  Beiast luig  fundierten  und 
unfundierten  Einkorn  mens  und  zur  Progression 
oder  verschiedenen  Steuerbelastung  nach  der 
Grösse  des  Einkommens.  Wenn  das  Existenz- 
minimum für  den  einzelnen  auf  900  Mark 
festgesetzt  wird  und  von  2  Personen  bezieht 
der  eine  1000,  der  andere  2000  Mark,  so  ist 
der  eine  steuerpflichtig  für  1000—900  =  100, 
der  andere  für  2000—900  =  1100  Mai-k. 
Der  zweite  ist  nicht  doppelt  so  steuerfähig 
wie  der  erste,  sondern  11  mal  so  steuerfähig 
—  das  bedingt  also  —  unabhängig  von 
etwaigen  w^eiteren  einschlägigen  Gesichts- 
punkten —  die  Progression,  sofern  man  nicht 
das  Existenzminimimi  von  jedem  Einkommen 
abziehen  lässt.  Ebenso  klar  ist,  dass  die 
Berücksichtigiing  der  notwendigstenExistenz- 
mittel  sich  nicht  bloss  auf  die  Zeit  der  Er- 


werbsfähigkeit erstrecken  darf,  sondern  auch 
die  Zeit  der  Erwerbsunfähigkeit  ins  Aiige 
fassen  muss.  Derjenige,  der  hinlänglich 
fundiertes  Einkommen  hat,  ist  auch  für  dir^st« 
Zeit  gesichert,  derjenij^,  der  iinfundiert^fs 
hat,  muss  für  diese  Sicherung  erst  sortreü 
durch  Rücklagen  aus  dem  Einkommen.  Es 
ist  billig,  wenn  der  Staat  diese  Vorsonje 
seinen  Ansprüchen  vorgehen  lässt  und  lias 
unfundierte  Einkommen  schont 

4.  Bemessung  der  Hohe  des  steuer- 
freien E.',  seine  Individnaliaiemng.   Eid 
rationell  ausgestaltetes  steuerfreies  Existenz- 
minimum verlangt  vor  allem  eine  Berücfc^ich- 
tigung  des  verschiedenen  Geldwertes.    Di*» 
Kaufkraft  des  Geldes  variiert  ausserordentliih 
von  Ort  zu  Ort ;  es  liegt  auf  der  Hand,  dass  eine 
Freilassung  von  900  Mark  in  Hamburg  eine  arx- 
dere  Bedeutung  liat  als  die  derselben  Summe 
in  irgend  einer  entlegenen  Gebirgsgegend.  Iir 
einen  Fall  knapp  ausreichend,    ist  sie  im 
anderen  viel    zu   reichlich   bemessen.    I>ie 
Ausführung    dieser    theoretisch    unstreitiar 
richtigen  Fordenmg  ist  praktisch  natürlich 
schwer  zu  erfüllen;  bis  zu  einem  gewL^son 
Grade  findet  sie  von   selbst   ihre   Berfick- 
sichtigung,   wenn  es  sich  um  sehr  kleice 
Staatswesen  handelt  (Einzelkantone  in  d^^r 
Schweiz,  Einzelstaaten  in  Deutschland):  in 
grösseren  Staaten  liesse  sich   derselben  in 
etwas  Rechnung  tragen*  dadurch,  dass  man 
für  grosse  mid  kleine  Orte  ein  verschiedenes 
Existenzminimum  festsetzte. 

Selbstverständlich  muss  bei  der  Be- 
messung der  Höhe  des  steuerfreien  Existtnz- 
minimums  auch  in  Erwäg^mg  gezogen  wer- 
den der  Umfang  der  indirekten  Steuern 
bezw.  das  Mass,  in  welchem  die  unteren 
Einkommensklassen  von  den  indirekten  Ver- 
brauchssteuern mehr  getroffen  sind  als  dio 
höheren. 

Schwer  fällt  femer  in  die  Wagschale  di** 
finanzielle  lAge  des  Haushalts,  die  Opfer- 
willigkeit der  leistungsfähigeren  Klassen  und 
ihre  hinlänglich  starke  numerische  Ver- 
tretung, um  eventuell  den  Ausfall  leicht  von 
ihnen  übernehmen  lassen  zu  können.  Wenn 
die  Gesamtheit  der  Bevölkerung  sich  nahe 
am  Existenzminimum  bewegt,  so  ist  es 
schwer,  die  Steuerfreiheit  des  Existenz- 
minimums zu  verwirklichen;  ein  solches 
Gemeinwesen  ist  finanziell  und  wirtschaft- 
lich wenig  leistungsfähig,  unter  umständen 
ein  siecher  Körper.  Gemeinden,  die  ül>er- 
wiegend  nur  Bezüge  kleiner  Einkommen, 
dagegen  viele  öffentliche  Aufgaben  zu  er- 
füllen haben,  zeigen  oft  grosse  Zurückhaltnng 
in  der  Gewährung  von  steuerfreien  Existenz- 
minima,  wie  manche  Kleinstaaten  auch. 

Wie  schon  oben  hervorgehoben,  sollte, 
wenn  man  die  Steuerfreüieit  des  Existenz- 
minimums anerkennt,  darauf  Rücksicht  ge- 
nommen werden,  ob  es  sich  um  eine  einzelQ- 
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stehende  Person  oder  um  eine  Familie  han- 
delt, imd  zwar  soUte  man  die  Grösse  der 
Familie  und  die  Erwerbsfähigkeit  ihrer  Mit- 
jrlieder,  ob  z.  B.  die  Kinder  erwachsen  sind 
o-kr  nicht,  mit  in  Anschlag  bringen.  That- 
rüchlich  zeigt  die  Gesetzgebung  in  dieser 
Richtung  bei-eits  viel  Entgegenkommen ;  vgl. 
uuten  z.  B.  Preussen,  Braunschweig,  Basel- 
Stadt,  Luzern,  Appenzell  a.  Rh.,  Solothum, 
Neiichatel,  Zug,  Waadt. 

Ene  weitere  principiell  nicht  unwichtige 
Frage  ist  die,  ob  man  die  Steuerfreiheit  des 
Exifttenzminimums  nicht  auf  das  unfundierte 
Einkommen  vorwiegend  beschränken  soll. 
Man  kann  sagen,  es  ist  kein  Grund  vor- 
handen, den,  der  kummerlich  von  seinen 
Renten  lebt  und  nicht  arbeiten  will,  noch 
Winders  darin  zu  bestärken,  zumal  wenn 
man  sonst  das  fundierte  Einkommen  doppelt 
trifft  und  für  die  höheren  (meist  auch  fun- 
dierten) Einkommen  hohe  Progressionssätze 
bat.  Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  die 
Gesetzgebung  vielfach  Neigung  zeigt,  so  zu 
vei-fehren  cder  doch  wenigstens  bei  un- 
fiindiertem  Einkommen  das  steuerfreie 
F^xistenzminimum  reichlicher  zu  bemessen. 
Es  hängt  jedoch  viel  vom  Steuersystem 
ab,  ob  dieser  Gesichtspunkt  mehr  oder 
weniger  hervortritt ;  beinahe  gar  nicht  kommt 
er  zur  Geltung  bei  reiner  Einkommensteuer, 
ila  diese  nach  Quellen  nicht  scheidet,  etwas 
Diehr  manchmal  bei  den  nach  Quellen  ver- 
zettelten Ertra^ssteueni ,  am  meisten  prägt 
^T  sich  aus  bei  jener  Kombination  von  Ver- 
mögens- und  Einkommensteuer,  welche,  wie 
in  der  Mehrzahl  der  Schweizer  Kantone 
e?i  geschieht,  mit  der  Einkommensteuer  nur 
(las  unfundierte  Einkommen  trifft 

Die  geringe  Freilassung  von  Einkommen 
m  Vermögen  oder  ihre  gänzliche  Ver- 
weigerung muss  selbstverständlich  Aus- 
nahmen erleiden 

1.  wenn  es  sich  um  arbeitsimfölhige, 
alt»,  gebrechliche  Leute, 

2.  um  Witwen  und  minorenne  Waisen, 
alleinstehende  Frauenspersonen  handelt,  in- 
j^jweit  auch  bei  ihnen  Arbeitsunfähigkeit 
oder  Erwerbsbeschränkimg  angenommen  wer- 
den kann. 

Die  Gesetzgebung  weist  nach  dieser 
Richtung  viele  Beispiele  auf  (vgl.  sub  5); 
^Ibst  in  der  Schweiz,  wo  man  mit  der 
Freilassung  von  Vermögen  ziemlich  sparsam 
ij^t,  zeigt  man  sich  hier  sehr  en^egen- 
kommend,  zumal  die  bevogteten  Personen  in- 
folge der  genauenVermögenskontroUe  ohnehin 
schwerer  von  der  hohen  Vermögenssteuer 
Retroffen  werden  als  die  Nicht  bevogteten. 

Sehr  allgemein  befreit  allerwärts  der 
(resetzgeber  das  Vermögen,  soweit  es  aus 
notwendigem  Hausrat  besteht,  teils  weil 
dasselbe  keine  eigentliche  Rente  abwirft, 
teils  alle  Existenzbethätigimg  an  einen  ge- 


wissen Hausrat  gebunden  ist.  Vielfach  ist 
auch  das  nötige  Handwerks-  und  Feldgerät 
freigestellt. 

Endlich  kann  man  die  Fra^e  noch  auf- 
werfen, ob  man  das  steuerfreie  Existenz« 
minimum  von  jedem  Einkommen,  wie  gross 
es  auch  ist,  abziehen  lassen  oder  ob  man 
nur  diejenigen  Personen  befreien  soll,  deren 
Einkommen  das  steuerfreie  Existenzmini- 
mum nicht  überschreitet.  Die  Regel  ist  das 
letztere,  doch  kommt  auch  das  erstere  vor, 
z.  B.  in  Aargau,  Zürich,  Ziig,  Uri,  Solothum, 
Bern,  Neuchatel,  Waadt.  Es  ist  relativ  von 
untergeoinineter  Bedeutung,  ob  man  den 
einen  oder  anderen  Weg  wählt;  durch  die 
Art  der  Progressionsskala  kann  man  beide 
Methoden  sehr  einander  nähern.  Insoweit 
es  sich  um  genaue  Berücksichtigung  der 
Kinderzahl  oder  anderer  zu  unterhaltender 
Personen  handelt,  kann  natürlich  nur  der 
allgemeine  Abzug  zum  Ziele  führen. 

5.  Thatsächliche  Berueksiohtigang 
des  E.  in  der  Steuergesetzgebung.  Die 
Gesetzgebung  hat  die  Steuerfreiheit  des  Exis- 
tenzminimums in  ausserordentlich  verschiede- 
nem Grad  anerkannt.  Schon  im  Altertima  fehlte 
es,  wie  Röscher  mitteilt,  nicht  an  Beispielen ; 
ebenso  kennt  man  solche  aus  dem  Mittelalter, 
z.  B.  in  Genua  und  Venedig  i),  in  der  Neu- 
zeit ist  aber  der  Gnmdsatz  immer  sieg- 
reicher durchgedrungen.  Das  ureigenste 
Feld  seiner  Anwendung  sind  diejenigen 
Steuern,  welche  die  ganze  Persönlichkeit 
und  ihre  Leistungsfähigkeit  ins  Auge  fassen, 
also  vor  allem  die  Einkommensteuer.  Der 
Ausbreitung  der  ersteren  folgte  die  Steuer- 
freiheit des  Existenzminimums  auf  dem 
Pfade. 

Schon  das  so  wirksam  gewordene  Pittsche 
Einkommensteuergesetz  von  1798  enthielt  das 
steuerfreie  Existenzminimum,  es  betrug  60  £ 
=  1200  Mark. 

Das  ebenfalls  berühmt  gewordene  Baseler 
Einkommensteuergesetz  v.  6.  April  1840  befreite 
wenigstens  ledige  Frauenspersonen,  sowie 
Witwen  und  Waisen,  deren  Einkommen  500 
Francs  nicht  überstieg,  sowie  Dienstboten, 
Handwerksgesellen,  Taglöhner  und  gewöhnliche 
Fabrikarbeiter,  welche  in  der  Fabrik  selbst 
arbeiteten,  hinsichtlich  ihres  Lohns '] 

Auch  die  deutschen  Einkommensteuergesetze 
aus  dem  Revolutionsjahr  1848  haben  das  steuer- 
freie Existenzminimum  eingehend  berücksichtig ; 
z.  B.  das  bayerische  G.  v.  4.  Juni  1848  befreite 
unverheiratete  Personen,  wenn  ihr  jährliches 
Einkommen  nicht  250  Gulden,  Familien  ohne 
oder  mit  nicht  mehr  als  drei  noch  im  elterlichen 
Brote  stehenden  Kindern,  wenn  es  nicht  400 
Gulden,  Familien  mit  mehr  als  drei  im  elter- 
lichen Brote  stehenden  Kindern,  wenn  es  nicht 
500  Gulden  erreichte.   Analog  das  hadische  Ein- 


*)  Vgl.  Sieveking,  Genueser  Finanzwesen 
vom  12.  bis  14.  Jahrhundert,  Freiburg  1898 
S.  132. 

*)  Schanz,  Steuern  der  Schweiz  11.  S.  33. 
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kommensteuergeßetz  v.  28.  Juli  1848,  welches 
einzeln  stehende  Personen  beeile,  wenn  ihr 
Einkommen  200  Gulden,  und  Personen  mit 
Familie,  wenn  ihr  Einkommen  300  Gulden  nicht 
tiberstieg. 

Gehen  wir  zur  Gegenwart  über,  so  finden 
wir  folgrenden  Zustand. 

Bei  den  Einkommensteuern  beträgt  zur 
Zeit  (1898)  die  Grenze  des  steuerfreien  generellen 
Existenzminimums 

300  Mark  in  Schaumburg-Lippe  (G.  v.  20.  Jan. 
1885  §  6) ;  Schwarzburg-Sondersbausen 
(G.  V.  1.  Febr.  1894  §'  6  Z.  4);  Lippe- 
Detmold   (G.  V.  28.  Aug.  1894  g  13). 
400  Mark  im  Königreich  Sachsen  (G.  v.  10.  März 

1894  §  6  Z.  8,  vorher  800  Mark). 
450  Mark  in  Sachsen- Altenburg  (G.  v.  24.  Apr. 

1896  8  16). 

ÖOO  Mark  in  Baden  (G.  v.  20.  Juni  1884  Art.  6): 

Hessen  (G.  v.  8.  Juli  1884  Art.  35  und 

ebenso  G.  v,  25.  Juni  1895  Art.  49)  und 

nach  dem  Eiukommensteuergesetzent- 

wurf  von  1895  in  Württemberg. 

600  Mark  in  Sachsen-Meiningen  (G.  v.  18.  März 

1890  Art.  6  Z.  5) ;  Anhalt  (G.  v.  18. 

April  1886  §  6  Z.  5) ;   Lübeck  [G.  v. 

27.  Mai  1889  §  4;  vorher  400  Mark); 

Bremen   (G..  v.    17.    Dez.   1874   §   3 

lit.  a). 

900  Mark  in  Hamburg  (G.  v.   22.   Febr.   1895 

§   2  Z.  1 ;   ebenso  bereits  nach  dem 

G.   V.   7.  März   1881   §  3) ;    Preussen 

(G.   V.  24.  Juni    1891   ij  5):    Braun- 

.schweig  (G.   v.    16.  April   1896  §  5). 

1020  Mark    :-   (500  11.  in  Oesterreich  (G.  v.  25. 

Okt.  1896  §  155). 
3200  Mark  =  160  £    in    Grossbritannien    und 
Irland. 
In  diesen  verschiedenen   Grössen    kommen 
recht    augenfällig  die   verschiedenen   Momente 
zur  Geltung,  welche  oben  sub  4  erörtert  wurden. 
Die  vorstehende  üebersicht  erfährt   einige 
Modifikationen    teils    durch    Einschränkungen, 
teils  durch  Erweiterungen. 

Einschränkungen  ergeben  sich  hin- 
sichtlich der  auswärtigen  Steuerpflichtigen, 
welche  im  Staate  Grundbesitz  oder  Gewerbebe- 
trieb haben.  Man  wird  das  billigen  müssen, 
da  das  Existenzminimum  doch  nur  auf  das 
ganze  Einkommen  einer  Persönlichkeit  zuge- 
schnitten ist;  seine  volle  Anwendung  würde 
hier  leicht  zur  Steuerfreiheit  von  grossem  Be- 
sitzeinkommen führen. 

Im  Königreich  Sachsen  (§6  Z.  8;  mü.ssen 
die  Genannten,  auch  wenn  ihr  Einkommen  aus 
sächsischen  Grundstücken  und  Gewerbeetablisse- 
ments 400  Mark  nicht  übersteigt,  doch  den  für 
die  unterste  Klasse  bestimmten  Satz  (1  Mark) 
bezahlen. 

In  Sachsen-Meiningen  haben  sie  eben- 
falls für  das  aus  diesen  Quellen  stammende 
Einkommen,  auch  wenn  es  600  Mark  nicht  er- 
reicht, den  niedrigsten  Satz  0,8  ^^  zu  zahlen, 
doch  bleibt  der  Jahressteuerbetrag  eines  Steuer- 
pflichtigen unter  50  Pfennigen  ausser  Ansatz. 
In  Sachsen-Altenburg  (§  16  Abs.  2) 
haben  sie  von  60  Mark  Einkommen  an  zu 
steuern;  dies  gilt  auch  hinsichtlich  derer,  die 
mit  auswärtigem  Wohnsitz  aus  der  Staatskasse 
Besoldungen,  Pensionen  oder  Wartegelder  be- 
ziehen. 


Die  Einschränkung  erstreckt  sich  in  Sach«»*!!- 
Meiuingen  und  in  Sachsen -Altenbarg  auch  auf 
die  juristischen  Personen.  Auch  in  Württtoi- 
berg  hat  die  Kommission  der  ersten  Kammer 
eine  Herabsetzung  des  steuerfreien  Exi'Stenz- 
minimums  von  ö(Ä  auf  200  Mark  für  Fälle  w'> 
die  in  Sachsen- Altenburg  vorgesehenen  vorL^r- 
schlagen. 

Erweiterungen  über  das  generelJt 
steuerfreie  Minimum  hinaus  gewähren: 

Schwarzburg-Sondershansen  |i  6 
Z.  6),  indem  es  Personen  vor  vollendetem  1^ 
Lebensjahre  befreit,  sofern  das  Einkommen  der- 
selben aus  Vermögen  oder  Betrieben  den  Betrag 
von  600  Mark  jährlich  nicht  übersteigt, 

Lippe-Detmold  (§2  Z.  8)  lässt  die  zur 
ersten  Stufe  eingeschätzten  Personen  frei,  wenn 
diese  am  1.  Januar  des  Jahres,  für  welche«  die 
Veranlagung  geschieht,  ihr  60.  Lebensjahr  zn- 
rückgele^  haben,  erweitert  also  für  diese  da.- 
steuerfreie  Existenzminimum  von  HOO  M.irk 
auf  400  Mark. 

Hessen  (Art.  6)  befreit  Arme,  die  im 
Wege  der  öflfentlichen  Armenpflege  ein«»  f«rT- 
dauernde  Unterstützung  erhalten  wier  in  öfrnf- 
liehen  Anstalten  auf  öffentliche  Kosten  verpllt^;:: 
werden  oder  welche  ihren  Unterhalt  ganz  odf-r 
zum  grössten  Teile  durch  Privatwohlthatiirkfi* 
empfangen,  ohne  dafür  eine  Grenze  zu  setz  3: 
femer  diejenigen  Personen,  welche  das  1>. 
Lebensjahr  noch  nicht  zurückgelegt  haben.  *►- 
fern  sie  nicht  ein  selbständiges  Einkommen  voc 
wenigstens  700  Mark  beziehen,  sowie  untK 
gleicher  Voraussetzung  auch  Personen  hohfreii 
Alters,  welche  zu  ihrer  Ausbildung  ein  Gyiii- 
nasium,  eine  Universität  oder  andere  Unterricbr«- 
anstalten  besuchen;  auch  Invaliden,  die  mt 
Invalidenpension  beziehen,  sofern  ihr  Ge^affi^ 
einkommen  den  Betrag  von  600  Mark  nicht  er- 
reicht, sowie  Invaliden,  welche  infolge  von  Ver- 
letzungen in  ihrer  Erwerbsthätigkeit  we^jentiirii 
geschädigt  sind,  im  Falle  das  Gesamteinkommen 
weniger  als  700  Mark  beträgt. 

JEine  Verfeinerung  der  Steuerfreihnt 
des  Existenzminimums  liegt  vor,  wenn  dit 
Einkommensteuergesetze  auf  die  Kindt-r- 
zahl  Bücksicht  nehmen.  Nachdem  daä  Hani- 
burger  G.  v.  7.  März  1881  (§  3)  und  da^ 
Lübecker  v.  27.  Mai  1889  (§  5)  Ermäs>igiinff 
von  diesem  Gesichtspunkte  vorgesehen,  hat  aiK-h 
Preussen  in  dem  G.  v.  24.  Juni  1891  diesen 
Weg  begangen,  insofern  nach  §  18  für  je-les 
nicht  selbständig  zu  veranlagende  Familienglied 
unter  14  Jahren  der  Betrag  von  50  Mark  ^"fl 
dem  steuerpflichtigen  Einkommen  des  Hanshal- 
tungsvorstandes,  sofern  dasselbe  den  Betra,? 
von  3000  Mark  nicht  übersteigt,  in  Abzup  ^ 
bracht  wird,  mit  der  Massgaoe,  dass  bei  Vor- 
handensein von  3  oder  mehr  Familiengliedern 
dieser  Art  auf  jeden  Fall  eine  E^näs^iinlnir  , 
um  eine  Stufe  stattfindet;  bei  2  Kindern  unter  I 
14  Jahren  rückt  also  das  steuerfreie  Existenz- 
minimum von  900  auf  1000,  bei  4  auf  llOi»  und 
bei  6  auf  1200  Mark.  Ebenso  das  Braun-  , 
schweigische  G.  v.  16.  April  1896  (S  18).     .      I 

Kein  generelles  steuerfreiesEu?- 
tenzminimum  kennen  Sachsen- Weimar  [0-  ^• 
10.  Sept.  1883  und  2.  Juni  1897);  Sachsen-!  obunr- 
Gotha  (G.  v.  16.  Juni  1874) ;  Schwarzbnrc^-Eudoi- 
stadt  (G.  V.  25.  März  1893);  Reuss  j.  L.  i(t.  v.  16. 
Juni  1890);  Oldenburg  (G.  v.  6.  April  1864nelbt 
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r«päteren  Nov.);  Waldeck  (G.  v.  7.  Januar  1865 
nebst  späteren  Nov.);  so  gut  wie  keines  Eeuss 
i,  L.  (G.  V.  4.  Januar  189§  §  ö),  insofern  es  die 
Steiierpflicht  bereits  bei  lö  Mark  Einkommen 
h<^nnen  lässt.^) 

Allein  auch  diese  Staaten  habeu  nicht 
gchlechtweg'  und  durchgängig  das  steuerfreie 
Existenzminimum  negieren  können. 

Sachsen -Weimar   (§  8  Z.  12)  befreit  das 
Einkommen     Yon    Almosenempfängern;    ebenso 
Reuss  ä.  L.,  das  aber  auch  noch  ein   steuer- 
freies   Existenzminimum    von    600  Mark   den- 
jenigen Personen  zubilligt,  die  verheiratet  sind, 
oder  denen,  wenn  sie  verwitwet  sind  und  An- 
gehörige   haben,    deren    Alimentation   obliegt.; 
ansgeschloBsen  bleiben  aber  auswärts  Wohnende, 
welche    ans   der  reussischen  Staatskasse  Besol- 
dung  und  Pension   oder   ans    Gewerbsanlagen 
Einkommen  beziehen.     Ferner  befreit  es  Per- 
^nen,  welche  am  1.  Januar  des  Veranlagungs- 
jahres  ihr  18.  Lebensjahr  noch  nicht  voUendet 
oder  ihr    60.    bereits    zurückgelegt    haben,   in 
Ansehung    ihres    Einkommens    aus    Gewerbs- 
and   Geschäftsthätigkeit    bis   zu    150    Mark; 
endlich    Witwen   und    Waisen,    sowie    andere 
Personen   in  Ansehung  der  Pensionen,  die  sie 
ans   öffentlichen   Kassen   beziehen,    ingleichen 
Aiiszügler  hinsichtlich  ihrer  Auszüge  aus  Land- 
^tem,  sofern  diese  Pensionen  oder  diese  Auszüge 
weniger  als   löO  Mark  jährlich  betrafen.    Bei 
all   diesen   —   im  Bahmen  einer  Einkommen- 
steuer zum  Teil  etwas  auffallenden  —  Bestim- 
mungen  ist   im  Auge   zu   behalten,   dass  die 
Einkommensteuer  das  Einkommen  aus  Grund- 
Itesitz  nicht  umfasst,  letzteres  wird  ausschliess- 
lich von  der  Grundsteuer  getroffen.   Reuss  j.  L. 
f§  5  Z  1)  befreit  in  der  1.  Abteilung  d.  h.  bis 
ra  3000  Mark  Personen,  welche  im  Wege  der 
öffentlichen    Armenpflege    Unterstützung     be- 
ziehen,  ausserdem   (Z.  2)   die   zur  1.  Stufe  ge- 
hörigen   Personen    (also    bis    zu    300   Mark], 
welche  am    1.    Januar  desjenigen  Jahres,   für 
welches   die   Veranlagung    geschieht,    ihr    18. 
Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  oder  ihr  60. 
Lebensjahr  bereits  zurückgelegt  haben. 

In  Oldenburg  (Art.  3  Z.  4)  sind  frei 
diejenigen,  welche  aus  öffentlichen  weltlichen 
oder  kirchlichen  Armenmitteln  unterstützt  wer- 
den, desgleichen  diejenigen,  welche  in  Straf- 
anstalten, Hospitälern,  Irren-  und  Taubstummen- 
anstalten und  ähnlichen  Instituten,  wenn  auch 
nur  teilweise  auf  öffentliche  Kosten  unterhalten 
werden,  sowie  überhaupt  diejenigen,  deren  ge- 
gesamte Verhältnisse  so  dürftig  erscheinen,  dass 
^e  ohne  Druck  auch  nicht  einmal  zur  Zahlung 
der  Steuern  der  niedrigsten  Stufe  (1  M.)  für 
fähig  erachtet  werden  können  und  die  deshalb 
ftuch  zu  Beitjrägen  zu  der  Gemeindearmenkasse 
nicht  herangezogen  werden,  femer  diejenigen, 
welche  auf  Gymnasien,  hohem  BürgerschiDen, 
Schnllehrerseminarien,  Navigationsschulen,  der 
Ackerbauschule  oder  andern  öffentlichen  oder  Pri- 
^atonterrichtsanstalten  sich  ausbilden;de8gleichen 
Lehrlinge  ohne  Verdienst.  Personen  jedoch, 
welche  in  diesen  Verhältnissen  sich  befinden 
nnd  ein  selbständiges  Einkommen  aus  Vermö- 
gen oder   sonstigen  Berechtigungen   beziehen, 


^)  Das  Einkommensteuergesetz  bezieht  sich 
nicht  auf  Grund  und  Boden. 


sollen  wegen  dieses  Einkommens  nach  dessen 
Grösse  steuerpflichtig  bleiben,  sobald  dasselbe 
jährlich  wenigstens  225  Mark  beträgt;  ferner 
überhaupt  Personen,  welche  beim  Beginn  des 
Steuerjahres  das  17.  Jahr  noch  nicht  vollendet 
haben,  jedoch  nur  insoweit,  als  ihr  Einkommen 
aus  ihrer  eigenen  Thätigkeit  entspringt ,  nicht 
aber  auch  m  betreff  ihres  Einkommens  aus 
Vermögen  und  sonstigen  Berechtigungen,  sofern 
dieses  Einkommen  wenigstens  225  Mark  beträgt. 

Waldeck  (§  3  Z.  7—9)  befreit  schlecht- 
weg Arme,  die  im  Wege  öffentlicher  Armen- 
pflege eine  fortlaufende  L^nterstützung  erhalten 
oder  in  Öffentlichen  Anstalten  verpflegt  werden, 
sowie  gewöhnliches  Gesinde  und  diejenigen 
Handwerksgesellen,  welche  bei  ihrem  Meister 
Kost  und  Wohnung  erhalten;  diejenigen  da- 
gegen, die  am  Beginn  des  Verwaltungs Jahres 
das  60.  Lebensjahr  vollenden,  bleiben  befreit, 
wenn  sie  den  3  untersten  Stufen  angehören, 
also  10,  15,  20  Pfennige  pro  Monat  zu  zahlen 
hätten. 

Dem  Charakter  der  Ertragssteuern 
widerstrebt  die  Berücksichtigung  des  Exis- 
tenzminimums insofern,  als  bei  ihnen  eine 
Zusammenfassung  der  Steuerfähigkeit  fehlt, 
die  Besteuerung  den  einzelnen  Objekten 
folgend,  sich  zersplittert;  aUein  selbst  diese 
konnten  sich  der  Macht  der  Verhältnisse 
nicht  entziehen  und  suchten,  so  gut  es  ging, 
sich  mit  dem  steuerfreien-  Existenzminimum 
abzufinden. 

Bei  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  ist  die 
Verzettelung  der  Steuer  auf  einzelne  Objekte 
besonders  gross,  eine  Berücksichtigung  eines 
Existenzminimums  deshalb  hier  auch  selten  ge- 
geben. Die  Steuerbefreiung  der  Gebäude  für 
eine  Reihe  von  Jahren  nach  Vollendung  des 
Baues  hat  andere  Gründe;  eine  Art  Existenz- 
minimum für  Häuser  existiert  in  England; 
Häuser  mit  einem  Jahresertrage  unter  20  £  = 
400  Mark  sind  frei.  Seit  dem  Finanzgesetz  v. 
1898  giebt  es  in  England  auch  eine  Steuerbe- 
freiung von  der  Grundsteuer;  von  der  land  tax 
sind  diejenigen  Personen  befreit,  welche  nach- 
weisen, dass  sie  einkommensteuerfrei  sind,  also 
nicht  über  160  £  Einkommen  haben.  (Finanz- 
archiv 16  (1899)  S.  183.) 

Bei  Gewerben  kann  schon  häufiger  ange- 
nommen werden,  dass  darin  die  ganze  Leistungs- 
fähigkeit einer  Persönlichkeit  sich  erschöpft; 
darum  findet  sich  bei  der  Gewerbesteuer  auch 
häufig  eine  Art  von  Existenzminimum.  So  sind 
in  Schaumburg-Lippe  und  Lippe-Detmold  wie 
früher  in  Preussen  frei  die  Handwerker,  welche 
in  der  Regel  nur  im  Lohn  oder  nur  auf  Be- 
stellung arbeiten,  ohne  auch  ausser  den  Jahr- 
märkten ein  offenes  Lager  von  fertigen  W^aren 
zu  halten,  solange  sie  das  Gewerbe  nur  für  ihre 
Person  oder  mit  einem  erwachsenen  Gehilfen  und 
mit  einem  Lehrling  betreiben.  Eine  ähnliche 
Bestimmung  besteht  auch  in  Schwarzburg-Ru- 
dolstadt.  In  den  genannten  3  (4)  Staaten  sind 
auch  Weberei  und  Wirkerei,  sofern  dieselbe  als 
Nebenbeschäftigung  oder  auf  nicht  mehr  als 
4  Stühlen  betrieben  wird,  gewerbestenerfrei  ge- 
lassen ;  in  Braunschweig  ist  die  Freilassung  auf 
2  Stühle  beschränkt.  Das  preussische  Gewerbe- 
steuergesetz V.  24.  Juni   1891,   für   den   Staat 
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inzwischen  aufgehoben,  hatte  die  Befreiung  noch 
weiter  ausgedehnt,  insofern  alle  Gewerbtreiben- 
den,  welche  unter  1500  Mark  Gewerbsertrag 
oder  unter  3000  Mark  Anlage-  und  Betriebska- 
pital hatten,  steuerfrei  blieben.  Das  neue  baye- 
rische Gewerbesteuergesetz  t.  9.  Juni  1899  be- 
freit Gewerbsteuerpflichtige,  in  deren  Gewerbe 
entweder  kein  oder  nur  ein  geringfügiges  Be- 
triebskapital verwendet  wird,  wenn  das  Jahres- 
erträgnis aus  dem  Gewerbe  unter  500  Mark 
zurückbleibt  und  das  Gesamteinkommen  ein- 
schliesslich der  Bezüge  aus  anderen  Quellen  den 
Jahresbetrag  von  700  Mark  nicht  übersteigt. 
Auch  die  französische  Gewerbest«nergesetz- 
gebung  kennt  eine  grosse  Zahl  Befreiungen; 
so  gilt  dies  namentlich  von  den  Handwerkern, 
die  zu  Hause  ohne  Gehilfen  oder  Lehrlinge 
arbeiten. 

Bei  der  Kapitalrentensteuer,  welche  ohne- 
hin oft  einen  einkommenartigen  Charakter 
erhält,  ist  ein  freies  Existenzminimum  sehr 
häufig,  besonders  wenn  aus  den  Nebenumständeu 
geschlossen  werden  kann,  dass  die  Kapitalrente 
das  einzige  oder  hauptsächlichsteEinkommen  ist. 
Nach  dem  neuen  bayer.  Kapitalrentensteuergesetz 
V.  9.  Juni  1899  bleiben  frei  die  Kapitalrenten  unter 
70  Mark;  ferner  die  einen  Jahresbetrag  von 
400  Mark  nicht  übersteigenden  Kapitalrenten 
folgender  Personen,  wenn  sie  im  ganzen  nicht 
menr  als  700  Mark  Einkommen  beziehen:  der 
Witwen,  der  geschiedenen,  verlassenen  oder 
nach  S  1Ö75  des  B.G.B.  getrennt  lebenden 
Ehefrauen,  der  vaterlosen  Minderjährigen,  der 
unter  Art.  2  lit.  a.  des  Einkommensteuergesetzes 
fallenden  Personen  (gewöhnliche  Tagelöhner, 
Dienstboten,  Lohndiener,  Handwerksgesellen, 
Gewerbsgehilfen  und  Fabrikarbeiter,  Schreiber 
und  andere  Personen,  deren  Dienstverhältnis 
durch  den  Dienstvertrag  nicht  für  einen  Monat 
oder  länger  gesichert  ist),  welche  im  Brote 
ihres  Dienstherm  oder  Familienhauptes  stehen 
und  keine  eigene  Wohnung  haben,  sowie  der  er- 
werbsbeschränkten Personen.  Diejenigen  Steuer- 
pflichtigen, deren  Kapitalrente  den  Jahresbe- 
trag von  2000  Mark  nicht  übersteigt  und  wel- 
chen nicht  nach  den  vorstehenden  Vorschriften 
gänzliche  Befreiung  von  der  Kapitalrenten- 
steuer zukommt,  haben,  wenn  sie  ausser  der 
Kapitalrente  aus  anderen  Erwerbsquellen  ent- 
weder kein  oder  nur  ein  ^geringfügiges  Einkom- 
men beziehen,  lediglich  die  HÖfte  der  in  Art.  2 
bestimmten  Steuersätze  zu  entrichten.  Bei 
Steuerpflichtigen,  deren  Kapitalrente  den  Jahres- 
betrag von  3000  Mark  und  deren  Gesamtein- 
kommen einschliesslich  der  aus  anderen  Quellen 
herrührenden  Einkünfte  den  Jahresbetrag  von 
5000  Mark  nicht  übersteigt,  können  die  Leis- 
tungsfähigkeit wesentlich  beeinträchtigende  Ver- 
hältnisse berücksichtig  werden.  In  Hessen  sind 
nach  dem  G.  v.  10.  Juli  1895  kapitalreut^nsteuer- 
frei  diejenigen  Personen,  deren  steuerbare 
Zinsen  die  Summe  von  100  Mark  nicht  erreichen ; 
sind  diese  Personen  Witwen,  elternlose  Minder- 
jährige oder  sind  sie  erwerbsunfähig,  so  bleiben, 
wenn  ihr  Gesamteinkommen  1500  Mark  nicht 
übersteigt,  ihre  jährlichen  Rentenbezüge  bis  zu 
750  Mark  unbesteuert.  Baden  gew^ährt  allen, 
deren  steuerbare  Zinsen  und  Renten  nach  Ab- 
zug etwaiger  Schuldzinsen  und  Lasten  die 
Summe  von  60  Mark  jährlich  nicht  übersteigen, 
sowie  Witwen,  elternlosen  Minder  jährigen  und  er- 


werbsunfähigen Personen,  sofern  ihr  steuerbare» 
Einkommen  im  ganzen  den  Betrag  von  500  Mark 
jährlich  nicht  übersteigt  Freiheit  von  der  Ka- 
pitalrentensteuer.  Auch  Württemberg  bestimmt, 
dass  die  einen  Jahresbetrag  von  500  Mark  nirht 
übersteigenden  Zinsen  und  Renten  derjeniir^u 
Witwen,  Waisen  und  gebrechlichen  Personen, 
welche  im  ganzen  nicht  mehr  als  500  Mark 
Einkommen  beziehen,  steuerfrei  bleiben,  ohne 
Unterschied,  ob  dieselben  bei  einer  Witwen- 
und  Waisenanstalt  beteiligt  sind  oder  nicbt. 
(G.  V.  31.  März  1887.) 

Bei  der  Lohn-  und  Besoldnngsstener  kommt 
gleichfalls  die  Steuerfreiheit  des  Existenzmini- 
mums vor.  So  sind  in  Bayern  nach  dem  G.  t. 
9.  Juni  1899  von  der  sogenannten  specieJlea 
!  Einkommensteuer  befreit  weibliche  Personen, 
deren  unter  das  Gesetz  fallende  Einkommen?- 
bezüge  den  Jahresbetrag  von  500  Mark  uni 
deren  Gesamteinkommensbezüge  einschliesslich 
jener  aus  anderen  Quellen  den  Jahresbetrair 
von  700  Mark  nicht  übersteigen;  die  nnTer 
Art.  2  lit.  a.  fallenden  Personen  (siehe  oben, 
welche  im  Brote  ihres  Dienstherm  oder  Fami- 
lienhauptes  stehen  und  keine  eigene  Wohnung 
haben,  sofern  deren  Einkommen  nach  den  ersten 
2  Klassen  des  Art.  5  (also  Einkommen  bis  1W}1 
zu  besteuern  wäre;  Witwen,  geschiedene  oder 
verlassene  Ehefrauen,  dann  solche  Ehefrauen,  for 
welche  die  eheliche  Gemeinschaft  nach  §  lö75 
des  B.G.B.  aufgehoben  ist,  vaterlose  Minder- 
jährige sowie  erwerbsbeschränkte  Personen  hin- 
sichtlich ihrer  Pensionen  oder  Alimentationen  ein- 
schliesslich der  Bezüge  aus  Beamtennnter- 
stützungs-  und  Töchterkassen  und  hinsichtlich 
etwaiger  Unfall-,  Krankenversicherungs-,  Inra- 
liditäts-  und  Altersrente,  Mitglieder  von  frei- 
willigen Feuerwehren  oder  deren  Hinterbliebenen 
hinsichtlich  ihrer  Bezüge  aus  der  Landesfener- 
wehr-Untersttitzungskasse,  wenn  die  erwähnten 
Einkommensbezüge  denJahresbetrag  von  75()MÄrfc 
und  deren  Gesamteinkommensbezüge  einschlie*'»- 
lich  jener  aus  anderen  Quellen  den  Jahresbetra^: 
von  1200  Mark  nicht  übersteigen.  PersoDen, 
welche  zur  (speciellen)  Einkommensteuer  pflichtii: 
und  nicht  ohnehin  von  dieser  Steuer  au^nommen 
sind,  ist  eine  Befreiung  von  der  Emkommeo- 
steuer  auf  Antrag  zu  gewähren,  wenn  deren 
unter  das  Gesetz  fallende  Einkommensbezü?«' 
den  Jahresbetrag  von  500  Mark  und  dertn 
Gesamteinkommensbezüge  einschliesslich  jener 
aus  anderen  Quellen  den  Jahresbetrag  tou 
700  Mark  nicht  übersteigen. 

Relativ  leicht  gestaltet  sich  die  Berfick- 
sichligung  des  steuerfreien  Existenzniini- 
inums  bei  der  Kombination  einer  allge- 
meinen Yermögens-  und  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer. 

Preussen  befreit,  wie  schon  oben  hervor- 
gehoben, die  Einkommensbezügier ,  deren  Ein- 
kommen nicht  über  900  Mark  hinausgeht,  nnd 
dehnt  es  aus  je  nach  Grösse  der  Familie.  In 
der  Vermögenssteuer  (Ergänzungssteueraresetz 
V.  14.  Juli  1893,  Finanzarchiv  10  (1893)  S.  802 
bleiben  frei  Möbel,  Hausrat  und  andere  beweg- 
liche körperliche  Sachen,  insofern  dieselben  nicht 
als  Zubehör  eines  Grundstücks  oder  als  Bestand- 
teil eines  Anlage-  und  Betriebskapitals  anzn- 
sehen  sind;  femer  werden  nicht  herangezofren 
Personen,  deren  steuerfreies  Vermögen  den  C^e 
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•«am T wert  Ton  6000  Mark  nicht  übersteigt;  wie 
di^  Begründang  geltend  macht,  bedeutet  ein  so 
fferincres  Vennögen  in  der  Kegel  nur  das  Mittel 
m  Verwertung  der  Arbeitskraft  und  verdient 
Schonung  ebenso  wie  das  bis  zu  dieser  Höhe 
.türNotmlle,  Alter  und  Krankheit  zurückgelegte 
Sparkapital ■*.  Weiter  sind  frei  diejenigen  Per- 
^nen,  deren  nach  Massgabe  des  Einkommen- 
st^aeri^esetzes  zu  berechnendes  Jahreseinkommen 
den  Betrag  von  900  Mark  nicht  übersteigt,  in- 
fofera  der  Gesamtwert  ihres  steuerbaren  Ver- 
m*j?eii8  nicht  mehr  als  20000  Mark  beträgt. 
£5  wollte  damit  das  steuerfreie  Existenzminimum 
der  Einkommensteuer  annähernd  auch  auf  die 
Wrmugenssteuer  übertragen  werden;  nicht 
schlechtweg  Hess  man  900  Mark  Einkommen 
eTitßcheiden,  weil  sonst  grosse  Vermögen,  welche 
zeilweise  keinen  oder  nur  einen  geringen  Ertrag 
Ktfem.  unbesteuert  geblieben  wären.  Nicht  her- 
iLflViogen  werden  weibliche  Personen,  welche 
minderjährige  Familienangehörige  zu  unterhalten 
baben,  vaterlose  minderjährige  Waisen  und  Er- 
werbsunfähige, insofern  das  steuerbare  Vermögen 
der  bezeichneten  Personen  den  Betrag  von  20000 
Mtfk  and  das  nach  Massgabe  des  Einkommen- 
.«kaergfesetzes  zu  berechnende  Jahreseinkommen 
der:?elben  den  Betrag  von  1200  Mark  nicht  über- 
ntizt.  Personen,  deren  Vermögen  32000  Mark 
nicht  übersteigt,  werden,  wenn  sie  nicht  zur 
Einkommensteuer  veranlagt  sind,  mit  höchstens 
3  Mark  jährlich,  wenn  sie  zu  den  ersten  4  Stufen 
derselben  veranlagt  sind,  höchstens  mit  einem 
m  2  Mark  unter  der  von  ihnen  zu  zahlenden 
Einkommensteuer  verbleibenden  Betrage  zur  Er- 
ränzun^teuer  herangezogen.  Steuerpflichtigen, 
welchen  auf  Grund  des  |  19  des  Einkommen- 
ft^^uer^setzes  eine  Ermässigung  der  Einkommen- 
^tt^ner  gewährt  wird,  kann  bei  der  Veranlagung 
acch  eme  Ermässigung  der  Ergänzungsateuer 
um  höchstens  zwei  Stufen  gewährt  werden,  so- 
f-rn  das  steuerpflichtige  Vermögen  nicht  mehr 
lU  52000  Mark  beträgt.    (§  19.) 

Die  brannschweigische  und  hessi- 
s|'he  Gesetzgebung  von  1899  (Finanzarchiv  16. 
Jhrsr.  1899  2.  Band)  folgt  der  preussischen  mit 
einigen   Einschränkungen    und   Modifikationen. 

Zu  der  Kategorie  der  Staaten,  welche  eine 
alli^emeine  Einkommensteuer  und  eine  allge- 
meine Vermögenssteuer  mit  einander  kombinieren, 
?ehf.ren  auch  Basel-Stadt,  Basel-Land,  Solothurn 
nnd  Tessin. 

In  Basel- Stadt  sind  nach  dem  G.  v.  14. 
<>ktober  1897  frei  die  Vermögen  unter  5000 
Francs ;  Witwen  mit  minorennen  Kindern,  wenn 
ihr  Vennögen  unter  20000  Francs  beträgt; 
nünderjährige  Waisen  mit  Vermögen  unter  6Ö0O 
Francs.  Von  der  Einkommensteuer  sind  frei: 
rnverheiratete ,  wenn  ihr  Einkommen  1200 
Francs  pro  Jahr  nicht  tiberstei^,  mit  '*/,o,  */,o, 
S-,  ihres  Einkommens,  wenn  ihr  Einkommen 
1t<)0,  2000,  2500  Francs  jähriich  nicht  über- 
^tei^rt:  Verheiratete,  femer  W^itwer  mit  kleinen 
Kindern,  deren  Einkommen  löOO  Francs  jähr- 
lich nicht  übersteigt,  mit  •/jo,  *  lOt  ^lo  ihres  Ein- 
kommens, wenn  es  2000,  2ö00,  3000  Francs  jähr- 
li<'h  nicht  übersteigt;  Witwen  mit  kleinen  Kin- 
d'*m,  wenn  ihr  Einkommen  2000  Francs  nicht 
öWrsteigt,  mit  •/,«,,  */,«,  */,o  ihres  Einkommens, 
Vf-nn  es  2500,  3000,  3o00  Francs  nicht  über- 
fteifft;  weibliche  Dienstboten,  welche  im  Hause 
ihres  Herrn  leben.   B  a  s  e  1  -  L  a  n  d  (G.  v.  4.  April 


1892)  befreit  die  Vermögen  bis  1000  Francs  und 
das  Hausmobiliar ;  die  Einkommen  bis  500  Francs. 
Solothurn  (G.  v.  17.  März  1895)  lässt  frei 
jedes  Vermögen,  das  3000  Francs  nicht  über- 
steigt; vom  Vermögen  erwerbsunfähiger  Per- 
sonen einen  Betrag  bis  7000  Francs ;  ganz  all- 
gemein Hausrat,  Kleider,  Handwerksgeschirr, 
Feldgeräte,  landwirtschaftliche  Vorräte,  letztere 
insoweit  sie  Bestandteile  des  Wirtschaftsbetriebes 
sind.  Bei  der  Einkommensteuer  sind  als  steuer- 
frei in  Abzug  zu  bringen  für  jede  einem  Haus- 
halte vorstehende  Person  900  Francs,  für  jedes 
Kind  unter  18  Jahren,  dessen  Erziehung  dem 
Haushaltnngsvorstand  obliegt,  100  Francs;  für 
einzeln  stehende  Personen  700  Francs.  Tessin 
(G.  V.  4.  Dezember  1894)  befreit  Ackerbaugeräte 
und  Haushaltungsgerät;  die  Einkommensteuer 
lässt  nur  frei  *  4  des  persönlichen  Verdienstes 
aus  einer  Besoldung,  einem  Beruf  oder  Gewerbe 
und  ^.4  des  Gesamteinkommens  von  Familien- 
häuptem,  die  wenigstens  4  minderjährige  Kinder 
haben. 

Die  Kombination  von  Vermögens-  nnd 
EinkoramenvSt<?uer  ist  auch  derart  möglich, 
dass  die  Vermögenssteuer  alles  Yermr)gen 
trifft,  beim  Einkommen  dann  aber  die  Rente 
des  VeiTOögens  (ein  vom  Gesetzgeber  nor- 
mierter Satz,  z.  B.  4  ^/o)  abgezogen  und  auf 
diese  Weise  nur  das  imfundierte  Einkommen 
von  der  Einkommensteuer  getroffen  wird. 
Das  gewährt  dann  ebenfalls  die  Möglichkeit, 
die  fundierten  Quellen  stärker  zu  treffen 
als  die  unfundierten,  zugleich  aber  die  Mög- 
lichkeit, das  steuerfreie  Existenzminimum 
dem  unfimdierten  Einkommen  in  bedeutend 
stärkerem  Masse  einzuräumen  als  dem  fun- 
dierten. Bekanntlich  gehören  die  Nieder- 
lande i)  imd  die  Mehrzahl  der  Schweizer 
Kantone  dieser  Kombination  an.  Ich  lasse 
letztere  nachstehend  folgen  und  zwar  in 
chronologischer  Reihenfolge  der  geltenden 
Gesetze;  es  veranschaulicht  dieser  Modus 
zugleich  das  immer  weitere  Voi-dringen  der 
Steuerfreiheit  des  Existenzminimimis  in 
modemer  Zeit.  Wo  die  Steuerfreiheit  des 
Existenzminimums  durch  eine  Kopfsteuer 
wieder  eingeengt  wird,  ist  dies  ebenfalls  an- 
gegeben. 

St.  Gallen  (G.  v.  24.  Februar  1832)  be- 
freit die  Vermögen  unter  210  Francs  sowie 
Handwerks-,  Haus-  und  Feldgerätschaften.  Das 
Einkommensteuergesetz  v.  25.  März  1863  befreit 
diejenigen  Einwonner,  deren  jährliches  Ein- 
kommen den  Betrag  von  800  Francs  nicht  er- 
reicht. 

Thurgau  (G.  V.  6.  März  1849)  befreit  das 
Vermögen  von  Waisen,  sofern  dasselbe  den  Be- 
trag von  1000  Francs  nicht  erreicht;  Waisen, 
deren  Vermög^en  den  Betrag  von  4000  Francs 
nicht  übersteigt,  sind  nur  zur  Besteuerung  der 
Hälfte  desselben  verpfliobtet.  Von  der  Ein- 
kommensteuer sind  befreit  die  Knechte,  Mägde 
und  Handwerksgesellen. 

Bern  (G.  v.  15.  März  1856)  befreit  Immo- 


*)  Bezüglich   dieser  vgl.   Finanzarchiv    11 
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biliareigentnm  unter  100  Francs  von  der  Ver- 
mögensateuer.  Bei  der  Einkommensteuer  (G. 
V.  18.  März  1865 j  sind  von  jedem  Arbeits-  und 
Beamteneinkommen  600 Francs,  vom  Einkommen 
ans  Leibrenten,  Pensionen  etc.  und  von  verzins- 
lichen Kapitalien,  von  welchen  die  Vermögens- 
steuer nicht  entrichtet  wird,  100  Francs  ab- 
ziehbar. 

Obwalden  (G.  v.  10.  März  1870)  befreit 
Handwerks-,  Haus-  und  Feldgerät;  femer  jedes 
Gesamtvermögen  eines  einzelnen  oder  einer 
Familie  in  gemeinschaftlicher  Haushaltung,  wenn 
es  nicht  600  Francs,  sowie  das  Vermögen  einer 
Witwe  und  eines  jeden  elternlosen  Kindes 
unter  16  Jahren,  wenn  es  nicht  1200  Francs 
erreicht;  sobald  diese  Vermögen  sich  höher 
belaufen,  sind  sie  im  vollen  zu  versteuern. 
Von  der  Einkommensteuer  sind  befreit  Knechte 
und  Mägde,  die  bei  ihren  Meisterleuten 
Kost  und  Wohnung  erhalten  und  deren  Lohn 
in  Geld  300  Francs  nicht  übersteigt,  ebenso 
Handwerksgesellen ;  endlich  jede  andere  Person, 
deren  Gesamterwerb  jährlich  nicht  500  Francs 
erreicht;  Leibrenten  und  Pensionen,  deren  jähr- 
licher Betrag  150  Francs  nicht  übersteigt.  Es 
besteht  aber  eine  Kopfsteuer  für  jede  majorenne 
im  Kanton  domizilierte  Person;  sie  beträgt  1 
Franc,  wenn  die  Vermögenssteuer  l**,'oo  beträgt. 

Zürich  (G.  v.  24.  April  1870)  befreit  von 
der  Vermögenssteuer  die  von  den  Pflichtigen 
benutzten  Kleider,  Bücher,  Feld-  und  Hand- 
werksgerätschaften und  den  nötigen  Hausrat; 
ferner  können  von  dem  Vermögen  von  Waisen 
und  anderen  erwerbsunfähigen  Personen  je  nach 
dem  Grade  des  Bedürfnisses  Beträge  bis  zu 
3000  Francs,  für  den  einzelnen  gerechnet,  von 
der  Staatssteuer  ausgenommen  werden.  Von  der 
Einkommensteuer  sind  die  ersten  500  Francs 
stets  frei.  Jeder  Stimmberechtigte  zahlt  aber 
eine  Kopfsteuer  gleich  */»®/oo  der  Vermögens- 
Steuer 

Graubünden  (G.  v.  28.  August  1881) 
befreit  von  der  Vermögenssteuer  die  von  den 
Steuerpflichtigen  benutzten  Feld-  und  Hand- 
werksgeräte bis  1000  Francs ;  die  zum  Gebrauch 
der  Haushaltung  bestimmten  Mobilien  mit  In- 
begriff von  Wertgegenständen  bis  1000  Francs ; 
die  zum  landwirtschaftlichen  Betrieb  gehörige 
Viehhabe;  femer  können  von  dem  Vermögen 
von  Waisen  unter  16  Jahren  und  anderen 
arbeitsunfähigen  Personen  je  nach  dem  Grade 
des  Bedürfnisses  Beträge  bis  auf  3000  Francs, 
für  die  einzelnen  gerechnet,  von  der  Steuer 
ausgenommen  werden.  Von  der  Erwerbsteuer  sind 
befreit  der  landwirtschaftliche  Erwerb ;  jeder  Er- 
werb, welcher  jährlich  weniger  als  200  Francs 
reines  Einkommen  abwirft ;  jeder  Erwerb  bis  auf 
800  Francs,  wenn  der  Pflichtige  kein  steuerbares 
Vermögen  besitzt;  jeder  Erwerb  unter  700 
Francs,  wenn  der  Pflichtige  ein  Vermögen  unter 
3000  Francs  versteuert,  jeder  Erwerb  unter  600 
Francs,  wenn  der  Pflichtige  ein  Vermögen  von 
mehr  als  3000  Francs,  aber  unter  5000  Francs 
versteuert.  Die  erwähnten  Steuerbefreiungen 
bis  800,  700,  600  Francs  fallen  dahin,  wenn  der 
Steuerpflichtige  mit  seineu  Eltern  in  gemein- 
schaftlicher Haushaltung  wohnt  und  mit  den- 
selben mehr  als  das  in  obigen  Ziffern  enthaltene 
Vermögensminimum  besitzt.  Es  besteht  aber 
eine  Kopfsteuer  von  1  Francs  für  jeden  männ- 
lichen majorennen  Bewohner. 


Aargau  (G.  v.  26.  November  1885 !  befreh 

Vermögen  erwerbsunfähiger  Personen,  sowie  voa 

Witwen  und  Waisen  bis  zu  einem  Betrag  T.m 

I  2000  Francs ;   die  ersten  500  Francs  Fahrha> 

I  und  ersten  300  Francs  Handwerks-  und  Beraf^r 

I  gerate;  jeder  Steuerpflichtige  hat  für  die  ersttn 

400  Francs  Erwerb  oder  Einkommen  beim  ]k- 

zug    einer  halben   Steuer  nur  50   Kappen  m 

zahlen. 

Uri  (G.  V.  10.  Mai  1886)  befreit  von  der 

■Vermögenssteuer  Haus-,  Handwerks-,  Feld^ 

,  rate,  Kleider  und  Bücher  sowie  alles  Vennr.eeiL 

I  welches  die  Höhe  von  2000  Francs   nicht  irr- 

!  reicht ;  von  der  Erwerbsteuer  jeden  Erwerb  bi* 

1  und  mit  700  Francs ,   ferner   den  Erwerb  und 

;  Lohn     gewöhnlicher    Handwerksgesellen    und 

I  Dienstboten,   insofern  jene  300  Francs  im  Jahr 

nicht  übersteigen  und  diese  weder  eine  eig«*»*: 

Haushaltung    führen    noch   ein  Geschäft  öder 

einen  Beruf  auf  eigene  B«chnung  betreiben.  Sied 

in    einer    ungetrennten    Hanshaltung    mehrere 

Familienglieder  zur  Entrichtung  einer  Erwerti^- 

Steuer  verpflichtet,  so  darf  nur  eines  derselben 

das  Existenzminimum  in  Abzug  bringen.    Y^ 

besteht  aber  eine  Kopfsteuer  für  die  männlichen 

majorennen  Kantonsbewohner;  sie  betragt  0.5* J 

Francs,  wenn  die  Vermögenssteuer  0,5*^00  ^ 

trägt. 

Luzern  (G.  v.  30.  November  1892j  befreit 
die  Vermögen  Unverheirateter  bis  1000  Francis, 
die  von  Familien  bis  2000  Francs;  20 ^^  vom 
Vermögen  arbeitsunfähiger  und  bevogteter  Per- 
sonen, wenn  es  6000  l^ncs  nicht  übersteigt. 
Bei  der  Einkommensteuer  sind  frei  500  FnuKs 
für  einen  Unverheirateten,  800  Francs  für  eine 
Familie,  wenn  das  Arbeits-  oder  Renten-  bez». 
Pensionseinkommen  1800  Francs  nicht  übersteisi. 
Bei  höheren  Einkommen  bis  3000  Francs  treten 
gewisse  Reduktionen  ein. 

Neuchatel  (G.  v.  27.  Februar  1892)  be- 
freit die  Vermögen  unter  1500  Francs;  bei  der 
Einkommensteuer  ist  jeder  Steuerpflichtige  frri 
für  600  Francs,  ausserdem  200  Francs  für  jedes 
seiner  Kinder  unter  18  Jahren.  Von  Armut 
abgesehen,  darf  das  steuerbare  Einkommen  nicht 
unter  50  Francs  heruntergehen. 

Zug  (G.  V.  28.  Dezember  1896)  befreit  Ver- 
mögen unter  1000  Francs ;  bei  gänzlicher  oder 
teilweiser  Arbeitsunföhigkeit  kann  diese  F»^- 
freiung  bis  zu  6000  Francs  ausgedehnt,  im  Fall 
von  Krankheit  eine  zeitweise  Befreiung  bi?  zu 
5000  Francs  gewährt  werden.  Vermögen  von 
Witwen  mit  Kindern  und  solches  von  Wai>en 
kann  befreit  werden  bis  zum  Betrag  von  10  lU) 
Francs.  Von  der  Einkommensteuer  sind  HOO 
Francs  frei  bei  jedem  Unverheirateten,  900  Francs 
für  Familienvorstände  und  200  Francs  für  jede? 
seiner  unter  15  Jahre  alten  Kinder  und  für 
Familienangehörige,  deren  Unterhalt  ihm  obliegr. 
Im  Fall  von  Krankheit  und  Unglück  kann  vGlli^ 
Befreiung  eintreten.  Kopfsteuer  für  jeden  mänc- 
lichen  wenigstens  19  Jahre  alten  Einwohner: 
eine  zweite  für  jeden  Stimmberechtigten.  Beide 
betragen  je  1  Franc  bei  1  ^oo  Vermögenssteaer, 
aber  nie  über  3  Francs. 

Appenzell  a.  Rh.  (G.  v.  25.  April  1897 
befreit  jedes  Vermögen  unter  800  Francs,  hei 
Vermögen  zwischen  800—2000  Francs  bleiben 
400  Francs  frei ;  bei  Bevormundeten  bleiben  frei 
1200  Francs  Vermögen.  Bei  der  Einkommen- 
steuer sind  befreit  Unverheiratete,  deren  Eid- 
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tommen  800  Francs  nicht  übersteigt;  Ver- 
heiratete mit  weniger  als  3  Kindern  unter  16 
Jahren,  wenn  das  Einkommen  1200  Francs  nicht 
Ftli^rsreigt ;  Verheiratete  mit  3  oder  mehr  Kin- 
[It-rn.  Verwitwete  mit  Kindern  nnter  16  Jahren, 
trenn  ihr  Einkommen  löOO  Francs  nicht  über- 
»teigt.  400  Francs  werden  von  jedem  Einkom- 
lafü  abgezogen,  das  2000  Francs  nicht  übersteigt. 
Ktpf-^teuer  von  2  Francs  für  jeden  männlichen 
riAHirennen  Bewohner  mit  Ausnahme  der  ünter- 
^nnzten. 

Waadt  (G.  v.  18.  November  1897)  befreit 
v.»n  der  Vermögenssteuer  Hausrat  und  Werk- 
zi-Qce  bis  zu  5000  Francs  und  zwar  in  jedem 
Fall :  bei  der  Einkommensteuer  darf  jeder  Steuer- 
prlichtifire  für  sich,  seine  Frau,  jedes  seiner 
ainiierjährigen  Kinder  oder  jede  civilrechtlich 
zu  anterhadtende  Person  je  700  Francs  als 
^tene^frpi  von  seinem  EinKommen  abziehen. 
Eit  Verheirateter  mit  5  Kindern  und  einem 
Einkommen  von  4900  Mark  bleibt  also  frei. 

Schaf  f hausen  (G.  V.  23.  September  1879) 
'»efrf  it  von  der  Vermögenssteuer  Hausrat,  Bücher, 
Kleider,  Feld-  und  Handwerksgeräte',  welche 
■l-m  Steuerpflichtigen  resp.  seiner  Haushaltung 
n  eigenem  Gebrauche  dienen.  Im  übrigen 
^>r<ien  von  der  ganzen  Steuersumme  (Ver- 
]ii%»rns-  und  Einkommensteuer)  jedes  Steuer- 
pflichtigen 4  Francs  mit  Kücksicht  auf  den 
Lebensunterhalt  abgezogen.  Das  entspricht  bei 
•-iafachem  Steuersatz  einem  Einkommen  von 
•y»^  Francs  oder  einem  Vermögen  von  4000 
Francs  oder  einer  entsprechenden  Mischung 
Wi'ler  Teile,  jedoch  so,  dass  bei  verschiedenem 
>rtaerfu88  für  Vermögen  und  unfundiertes  Ein- 
kommen das  Einkommen  aus  Vermögen  that- 
>dchlich  ein  gerin^feresExistenzminimumgeniesst. 
P»ci  reinem  Kapitaleinkommen  sind  in  Schaff- 
lausen  nur  160  Francs  frei,  bei  Arbeitseinkom- 
nir^n  4(XJ  Francs.  Eine  Kopfsteuer  von  2  Francs 
l^^teht  für  jeden  volljährigen  männlichen  Kan- 
T'D'einwohner:  für  den  üeberschuss  über  1%^ 
wir«!  eine  Personalsteuer  von  1  Franc  pro  rata 
•it*^lben  berechnet. 

Den  vorstehenden  Kantonen  mag  noch  an- 
V'fchlossen  werden  Fr  ei  bürg;  dasselbe  kennt 
Jü  Immobiliarvermögen  (G.  v.  20.  September 
und  21.  November  lbö7)  und  Kapitalvermögen 
Ct.  t.  25.  November  1868  und  17.  Mai  1894) 
kfine  hieb  er  gehörige  Befreiung ;  höchstens  kann 
man  die  der  Sparkasseneinlagen  bis  zu  1200 
Francs  hierher  rechnen.  Bei  der  Einkommen- 
steuer,  die  nur  noch  auf  das  Einkommen  von 
*'iner  öffentlichen  oder  privaten  Anstellung  sich 
bezieht,  sind  schlechthin  befreit  die  Einkünfte 
•ifcr  Dienstboten,  Tagelöhner,  Arbeitsgesellen, 
welche  von  ihren  Dienstverhältnissen  herkommen. 
In  Rücksicht  des  Unterhaltes  der  Haushaltung 
nnd  anderer  notwendiger  Ausgaben  werden  dem 
•"^tt^uerpflichtigen ,  dessen  Einkommen  nicht  724 
Francs  64  Cent.  bezw.  1449  Francs  28  Cent., 
W  Francs  55  Cent.,  4347  Francs  83  Cent. 
übersteigt,  %o  bezw.  %o^  7io,  *lio  trnd  allen 
*l>^iien,  deren  Einkommen  stärker  als  4347  Francs 
^Cent.  ist,  '/lo  des  reinen  Einkommens  abge- 
«»?en.  Bei  denjenigen,  die  der  Steuer  von 
Handel  und  Gewerbe  unterliegen  (G.  v.  20. 
iJezember  1862,  30.  Januar  1864,  22.  Mai  1869, 
|;  Dezember  1874,  19.  Mai  1881)  können  „für  die 
Unterhaltungskosten  des  Steuerpflichtigen  und 
4efflen  Familie"  ^/.o  bezw.  ^/lo,    */io  des  Rein- 

flandwörterbnch  der  StaatswiaBonscbaften.    Zweite 


gewinns  in  Abzug  gebracht  werden,  wenn  dieser 
nicht  die  Summe  von  1500  Francs  bezw.  5000 
übersteigt  bezw.  wenn  dieser  über  5000  Francs 
hinausgeht. 

Die  relativ  grösste  Berücksichtigung  des 
steuerfreien  Existenzminimums,  namentlich 
für  das  imfimdierte  Einkommen,  liegt  natür- 
lich dann  vor,  wenn  überhaupt  nur  Ver- 
mögenssteuer besteht  und  seihst  diese  noch 
Befreiungen  kennt. 

Schwyz  (G.  V.  10.  Oktober  1854)  befreit 
das  Vermögen  eines  jeden  Kantonsbewohners, 
das  nicht  mehr  als  1000  Francs  beträgt,  das 
Besitztum  von  Witwen  und  Waisen,  sofern 
dasselbe  den  Betra^von  2000  Francs  nicht  über- 
steigt; die  zum  Betrieb  der  Landwirtschaft 
nötigen  Fonds.  Leibrenten  und  Pensionen  sind 
steuerpflichtig,  sofern  der  jährliche  Betrag  100 
Francs  übersteigt.  Das  Einkommen  aus  Arbeit 
ist  ganz  frei.  Kopfsteuer  entrichtet  jeder  ma- 
jorenne männliche  Einwohner  des  Kautons:  1 
Franc  bei  l%o  Vermögenssteuer. 

Nidwaiden  (G.  v.  27.  April  1879)  kennt 
keine  hierhergehörige  Befreiung  bei  Vermögen ; 
die  gesetzlich  zulässige  Kopfsteuer  wird  nicht 
erhoben. 

Glarus  (G.  v.  7.  Mai  1891)  befreit  jedes 
Vermögen  unter  3000  Francs,  das  Vermögen 
von  Witwen  und  Waisen  sowie  von  Personen, 
welche  wegen  geistiger  oder  körperlicher  Ge- 
brechen verdienstunfähig  sind,  ist  bis  zum  Be- 
trag von  15000  Francs  steuerfrei;  beträgt  es 
mehr  als  15000  Francs,  aber  weniger  als  40000 
Francs,  so  ist  es  zur  Hälfte  auf  das  Steuerregister 
zu  tragen.  Bei  besonders  drückenden  Familien- 
verhältnissen ,  wie  bei  grosser  Zahl  minderjähriger 
Kinder,  bei  längerer  schwerer  Krankheit  von 
Familiengliedem  und  dergleichen,  können  die 
Steuerbehörden  vorübergehend  Steuerbefreiung 
bis  auf  10000  Francs  eintreten  lassen.  Eine 
Kopfsteuer  besteht  für  jeden  männlichen  majo- 
rennen Bewohner  0,50  Franc  für  jedes  l*^/oo 
Vermögenssteuer. 

Appenzell  J.  Rh.  hat  überhaupt  nur 
Grundsteuer  (mit  Steuerabzugsrecht  des 
Schuldners  gegenüber  dem  Gläubiger),  kennt  aber 
für  diese  keine  Befreiung. 

Eine  aparte  Stellung  in  Bezug  auf  Steuer- 
system und  Existenzminimum  nelunen  W^allis 
und  Genf  ein. 

Der  Kanton  Wallis  kennt  keinerlei  Be- 
freiung, die  hierher  zählt  und  Genf  eine  sehr 
geringe. 

Genf  (G.  V.  9.  November  1887)  befreit  das 
bewegliche  Vermögen  unter  3000  Francs;  die 
Gewerbesteuer  kennt  keine  Befreiungen ;  von  der 
Kopfsteuer  sind  nach  den  G.  v.  9,  November 
1887  und  30.  Mai  1888  befreit  ausser  Minder- 
jährigen und  Frauen,  die  bei  ihren  Männern 
wohnen,  Dienstboten,  die  im  Haushalt  ihrer 
Herrschaft  leben;  die  Unverheirateten  sind  frei, 
ebenso  die  Verheirateten  ohne  Kinder,  die  Väter 
oder  Mütter  mit  minderjährigen  Kindern :  wenn 
sie  keine  Dienstboten  haben  und  eine  Wohnung 
innehaben,  die  je  nach  dem  Ort  nicht  mehr 
wie  100—300  Francs  kostet. 

Litteratnr:  JT.  Schmidt,  Die  Steuerfreiheit  de^t 
Exist^iizminimuins,  Leipzig  1877.  —  O.  PeuheVy 
Ueber  die  Befreiung   einer  geicissen  Klasse  von 
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Staatsbürgern  von  der  peraötdichen  Bestettentngf 
GötHngen  1877,  —  Ad.  Wagner^  Finamwissen- 
Bchaft,  f.  Teil,  2.  Auß.,  S.  402 ff.  —  Roächer, 
FinamwUsenaehaft,  S.  Auß,,  1889  §  SS,  S.  158,  — 
CohnfFinanztHMen8chaft,1889S.S7iff.  —  Voekef 
Die  Abgaben  etc.,  1887,  S,  458 ff,  —  SchAffle, 
Die  Steuern,  Aüg,  Teil,  Leipzig  1896,  S.  277,  — 
Anianif    Die  Steuersubjekte  im  Zusammenhalte 


mit  der  DurcJ^ührung  der  AU'gemeinkeit  drr  £* 
Steuerung  nach  den  in  Deutschland  gelt^nrlft 
Steuergesetten,  Finamarchiv  1888,  S.  9^c''/.  — 
SchanZf  Die  Steuern  der  Schweiz,  I,  S.  y:^/. 
—  M,  de  C^enville,  Les  impots  en  .%ixsf, 
Lausanne  1898,  S.  84  f,  —  Für  die  Gcsetzgtim^ 
vgl.  Finanzarchiv,  Jhrg.  1884 — 99. 

G.  ScKani. 


F. 


Fabrik. 

LWesenundArt  der  Fabriken.  l.Be- 
griff.  2.  Besonderheiten  der  F.  a)  Verhältnis  von 
Unternehmer  und  Arbeiter,  b)  Produktion  und 
Absatz,  c)  Arbeitsteilung,  d)  Maschinen  und 
Motoren,  e)  Kapital.  3.  Die  F.  als  Unter- 
nehmuD^form.  4.  Beurteilung  der  Fabrikyer- 
fassQD^  in  technischer  und  sozialer  Beziehung. 
5.  Statistik  der  deutschen  Fabriken.  6.  Statistä 
der  belgischen  FabrUcen.  IE.  Geschichte  der 
Fabriken. 

I.  Wesen  und  Art  der  Fabriken. 

1.  BegrUi.  Die  Fabrik  stellt  eine  Vei^ 
einigung  einer  gröeseren  Zahl  von  Arbeitern 
zu  Produktionszwecken  in  einem  Gebäude 
dar,  die  unter  vorzugsweiser  Anwendung  von 
Maschinen  und  Motoren  sich  gegenseitig  in 
die  Hände  arbeiten,  so  dass  alle  an  der  Her- 
stellung eines  und  desselben  Gegenstandes 
mit  bestimmten  Leistungen  beteiligt  sind. 
Die  Anordnung  der  Arbeiten  sowie  die 
Lieferung  der  Rohstoffe,  der  Werkzeuge  und 
ilaschinen  übernimmt  der  Inhaber  der  Fabrik, 
dem  auch  die  Sorge  für  den  Absatz  der 
ansrefertigten  Erzeugnisse  obliegt.  Für  die 
Errichtung  von  Fabriken  sind  massgebend 
gewesen  die  veränderte  Gestaltung  des  Ab- 
satzes, der  auf  dem  örtlichen  Markte  nicht 
mehr  ausreichend  erschien,  die  sich  weiter 
entwickelnde  Arbeitsteilung  und  die  Er- 
findung von  Arbeitsmaschinen,  üebrigens 
ibt  der  Begriff  ein  fliessender  und  von  den 
entsprechenden  Begriffen  »Handwerk«  (s.  d.) 
und  »Hausindusüie«  (s.  d.)  nicht  scharf  zu 
trennen. 

Die  mehrfach  gemachten  Versuche,  in 
einem  bestimmten  Umstände  allein  das  Kenn- 
zeichen der  Fabrik  zu  erblicken,  können  nicht 
als  befriedigende  angesehen  werden.  So 
^enn  neuere  Gesetzgebungen  eine  gewisse 
Zahl  von  Arbeitern  als  massgebend  für  den 
Begriff  einer  Fabrik  sein  lassen.  Das  fran- 
zösische G.  V.  22.  Februar  1841  imd  die 
österreichischen  Gewerbeordnungen  von  1859 
^d  1885  bestimmen,  dass  ein  Betrieb  mit 


20  und  mehr  Arbeitern,  das  italienische  G. 
V.  1886,  dass  ein  Betrieb  mit  mehr  als  10 
Arbeitern  als  Fabrik  angesehen  werde.  Die 
deutsche,  englische  und  schweizerische  Ar- 
beiterschutzgesetzgebung sehen  von  solchen 
Festsetzungen  ab.  Innerhalb  Deutschlands 
hielten  das  sächsische  Gewerbeg.  v.  1861 
und  eine  ältere  württembergische  Verordnung 
einen  Betrieb  mit  mehr  als  20  Arbeitern  ftlr 
eine  Fabrik.  Dagegen  lag  in  den  Verhand- 
lungen über  die  deutsche  Gew.-O.  von  1869 
dem  Antrag  der  Abgeordneten  Schweitzer 
und  Bebel,  den  Begriff  Fabrik  festzustellen, 
die  Idee  zu  Grunde,  dass  schon  bei  Be> 
schäftigun^  von  10  Personen  ein  Betrieb  zu 
einer  Fabnk  auswachse.  Die  deutsche  Un- 
fallversicherung erklärt  Betriebe  mit  60  und 
mehr  Arbeitern  als  Fabriken,  wobei  allerdings 
zu  bemerken  ist.  dass  hier  die  Grenze  mög- 
lichst weit  nacn  oben  hinauf  geschoben 
werden  musste. 

Diese  Versuche  entspringen  dem  Wunsche, 
für  den  praktischen  Zweck  der  Durchfüh- 
rung der  Fabrikgesetzgebung  eine  Richt- 
schmu* zu  haben,  aber  offenbar  kann  einer 
derartigen  Begrenzung  der  Vorwurf  der  Will- 
kür nicht  erspart  werden.  Selbst  eine  De- 
finition, wie  sie  das  schweizerische  Fabrikg. 
y.  23.  März  1877  aufstellt:  »Fabrik  sei  jede 
industrielle  Anstalt,  in  welcher  gleichzeitig 
eine  Mehrzahl  von  Arbeitern  ausserhalb  ihrer 
Wohnungen  in  geschlossenen  Räumen  be- 
schäftigt wird«,  ist  nicht  ganz  einwandfrei. 
Denn  um  eine  Mehrzahl  von  Arbeitern  han- 
delt es  sich  so  gut  bei  7  wie  bei  20  Ar- 
beitern. Ebensowenig  zulässig  erscheint  es, 
den  Gebrauch  von  Motoren  und  Maschinen 
als  ausschlaggebend  für  den  Begriff  der 
Fabrik  anzusehen,  zumal  gegenwärtig,  wo 
die  Kleinkraftmaschine  sich  mehr  und  mehr 
verbreitet  und  bereits  in  vielen  Betrieben 
mit  weniger  als  5  Gehilfen  Eingang  gefunden 
hat.  ^  Mit  der  Erfindung  der  Buchdrucker- 
presse hatte  man  unzweifelh^rft  eine  Maschine, 
aber  es  dauerte  doch  Jahrhunderte,  bis  der 
Buchdruck  dem   Fabrikbetriebe  aiiheimfieL 
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Ans])rechender  ist  die  ia  der  preussischen 
Ausfühningsinstniktion  v.  18.  August  1858 
enthaltene  Erklärung  einer  Fabrik,  die  dahin 
lautet,  dass  in  ihr  »ein  festes,  die  gesarate 
Ausbildung  der  jugendlichen  Arl)eiter  zum 
selbständigen  Betrieb  eines  Geschäfts  be- 
zweckendes Lehn-erhältnis  nicht  stattfinde.« 
Indes,  wenn  es  \4elfach  zutrifft,  dass  jugend- 
liche Personen  in  Fabriken  nicht  als  JLehr- 
linge  zur  Erlernung  eines  Geschäfts,  sondern 
aJs  einseitige  Arbeitskräfte  beschäftigt  werden, 
so  lassen  sich  in  neuerer  Zeit  doch  nicht 
wenige  Gi-ossindustrieen  anführen,  in  denen 
ein  Sinnliches  Lehrverhältnis  mit  schrift- 
Hchera  Lehrvertrag  und  Ijehrzeugnis  die 
Regel  ist. 

2.  Besonderheiten  der  F.  Reichen  dem- 
nach die  äusseren  Kennzeiclien  zur  Auf- 
stellimg  einer  Legaldefinition  nicht  aus,  so 
fallen  doch  gewisse  Besonderheiten  der  Fa- 
brikverfassung leicht  in  die  Augen. 

a)  Verhältnis  von  Unternehmer  und 
Arbeiter.  Unternehmer  und  Arbeiter  sind, 
abgesehen  von  der  Produktivassociation, 
nicht  in  einer  Person  vereinigt.  Den  Unter- 
nehmer trennt  von  dem  Arbeiter  eine  tiefe, 
durch  Bildung  und  Stand  bedingte  Kluft, 
und  selten  nur  gelingt  es  dem  letzteren,  zur 
Stellung  des  ersteren  emporzudringen,  wäh- 
rend im  Handwerk  der  Geselle  für  gewöhn- 
lich darauf  rechnen  darf,  zum  Meister  auf- 
zurücken. Die  Arbeiter  sind  zum  Teil  äl- 
tere Leute  und  oft  verheiratet.  Die  Hand- 
werksgehilfen dagegen  sind  meist  jünger  als 
der  Meister  und  in  der  Regel  unbeweibt. 
Die  Vereinigimg  einer  grösseren  Zahl  von 
Arbeitern  an  einem  Orte  bedingt  den  Erlass 
einer  besonderen  Arbeits-  oder  Fabrikord- 
nung (s.  d.),  wogegen  im  engen  Handwerks- 
raiim  die  Autorität  des  Meisters  in  münd- 
lichen Befehlen  die  Ordnung  aufrecht  erhält. 
In  den  eigentlichen  Arbeitsräumen  ist  der 
Unternehmer  gar  nicht  oder  selten  anwesend ; 
er  legt  nicht  mehr  mit  Hand  an,  das  Werk 
zu  Stande  zu  bringen,  sondern  bezieht  seine 
Thätigkeit  auf  die  Leitung,  Anordnung  und 
Ueberwachung  der  Arbeit  mid  den  kauf- 
männischen Vertrieb  der  fertiggestellten  Er- 
zeugnisse. Zwischen  ihm  und  den  Arbeitern 
schiebt  sich  häufig  ein  administrativ  oder 
technisch  gebildetes  Beamtenpersonal  ein. 

b)  Produktion  und  Absatz.  Die 
Produktion  einer  Fabrik  geschieht  nicht  auf 
Bestellung  des  einzelnen  Konsumenten;  sie 
ist  nicht  Kundenarbeit,  wie  die  Produktion 
des  Handwerks,  sondern  scliafft  auf  Vorrat. 
Die  Fabrik  bringt  Ware  hervor,  ohne  mit 
den  Konsumenten  direkt  Fühlung  zu  haben 
und  ohne  zu  wissen,  wo  sie  den  Absatz 
endgültig  finden  wird,  wenn  sie  auch  in 
einigen  Fällen  Aufträge  ausführt.  Diese 
gehen  ihr  aber  in  der  Regel  vom  Zwischen- 
händler, nicht  direkt  vom  Konsumenten  zu. 


Sie  übergiebt  ihre  Erzeugnisse  Kaufleuteii 
zum  weitei*en  Vertrieb,  sei  es  auf  ihre  eig^'j  ■ 
oder  auf  deren  Rechnung  und  Gefahr.  Df- 
Produktion  geht  ferner  in  sehr  grossem  Um- 
fange vor  sich ;  sie  ist  Massenproduktion  iui«l 
nimmt  nicht  auf  das  individuelle  Bo<lüifm- 
Rücksicht,  sondern  stellt  die  Ware  schabloneu- 
mässig  nach  bestimmten  Mustern  her.  Man 
verstent  unter  dem  Ausdruck  »fabrizier»-!i 
ausdrücklich  das  Hervorbringen  einer  h^hr 
grossen  Zalü  von  Gegenständen,  währen I 
\m  »verfertigen«  an  die  Hervorbringung »Iikt 
kleinen  Anzahl  gedacht  '^'ird. 

o)  Arbeitsteilung.  Besonders  entwickelt 
ist  die  Arbeitsteilung  (vgl.  Art.  Arbeit  olnn 
Bd.  I,  S.  454 ff.),  nicht  nur  bei  den  me- 
chanischen, sondern  auch  bei  den  geisticrcü 
Arbeiten.  Ihre  Anwendung  bietet  deuVf.r- 
teil,  dass  man  nur  gerade  die  Geschicklich- 
keit \md  Kenntnis  sich  zu  verschaffen  nötig 
hat,  die  zu  jedem  einzelnen  Prozesse  er- 
forderlich sind,  und  demgernüäs  ArbeiUr 
verschiedener  Begabung  in  den  verschiedem.ii 
Stadien,  die  ein  Werk  bis  zu  seiner  FertiL'- 
stellung  durchlaufen  muss,  beschäftigen  kann. 
Da  der  einzelne  Arbeiter  ferner  nur  einen 
bescliränkten  Teü  der  ganzen  Arbeit  kentun 
lernt,  wird  er  schnell  leistungsfähig  nnl 
verdirbt  weniger  Material,  als  es  der  Fall 
wäre,  wenn  er  den  gesaraten  Fabrikation- 
prozess  zu  beherrschen  erlernen  sollte,  Imiiun 
mit  demselben  Werkzeug  thätig,  erlanjrt  «Ir^ 
Arbeiter  zuletzt  eine  solche  Vollkommenheit 
und  Schnelligkeit,  dass  der  gesamte  Ertniir 
der  Anstalt,  in  der  eine  Anzahl  solcher  d- 
schickter  Arbeiter  thätig  ist,  ausserordentlich 
gesteigert  wird.  Aber  die  Fabrik  ist  nicht 
nur  charakteristisch  in  der  Durchfülmuiir 
der  Arbeitsteilung,  sondern  gleichzeitig dimh 
ihre  umfassende  Vereinigung  zahlreicher 
Arbeitskräfte  zu  einem  gemeinsamen  Pn>- 
duktionszweck.  In  den  grossen  Fabriken 
der  Gegenwart,  die  Hunderte  von  Arbeitern 
unter  einem  Dache  bergen,  tritt  dieses  M«> 
ment  augenfällig  hervor.  Auf  di^em  W«'se 
wird  eine  Selbständigkeit  der  einzelnen 
Unternehmimg  erreicht  und  eine  Ausnutzung 
der  zu  verarbeitenden  Stoffe  nach  den  ver- 
schiedensten lüchtimgen  ermöglicht,  wie  >ie 
bei  kleinerem  Betriebe  nicht  erreicht  wenlea 
kann.  In  der  Verteilung  der  Beschäftigung 
unter  so  viele  Hände,  die  alle  doch  p^ 
nau  ineinander  greifen  müssen,  wiri  dor 
grossartige  Mechanismus  einer  Fabrik  sehr 
deutlich. 

d)  Masohinen  und  Motoren.  Ihn' 
grösste  üeberlegenheit  gegenüber  anderen 
Unternehraungsformen  weist  die  Fabrik  irx 
der  Verwendung  von  Motoren  imd  Maschinen 
auf.  Den  Unterschied  der  Maschine  vom 
Werkzeuge  sieht  man  gewöhnlich  darin,  dass 
ihre  bewegende  Kraft  nicht  unmittelbar 
vom  Menschen  ausgehe,  während  das  letztere 
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mir  die  Bewaffnung  oder  gleichsam  einen 
i/essereu   Ersatz   für    einzelne    menschliche 
Gliodmassen  bilde  (Röscher).     Indes   stellt 
«lie  fortschreitende  Technik  Maschinen  her, 
wie  z.  B.   die  Teigteil-  und  Teigkuet-,  die 
Butter-,  Fleischhack-,  Näh-,  Stick-,  Wasch- 
maschinen etc.,  die  schon  mit  Handbetrieb 
verwertbar  sind.    Somit  hat  Held  ganz  recht, 
wenn  er    zwischen   beiden   lediglich  einen 
Graihmterschied    findet   und   die   Maschine 
alh  ein  vervollkommnetes  Werkzeug  erklärt. 
Ihre  erhöhte  selbstständige  Bedeutung  hat 
>io  ei-st  durch  die  Anwendung  von  Trieb- 
kräflf^n  (Motoren)  erhalten,  die  nicht  mit  der 
Muskelkraft  des  Arbeiters  zusammenfallen, 
Oelünge  es  dem  Kleinbetriebe,  eine  billige 
imd   bequeme   Betriebskraft    nachzuweisen, 
^}  würden  seine  Arbeitsmaschinen  eine  un- 
deieh  grossere  Wichtigkeit  für  ihn  erlangen. 
Unter  deu  in  Frage  kommenden  Motoren  — 
Wasser,  Wind,  Dampf  —  kann  gerade  der 
letztere    dem   Handwerk    nicht    zugänglich 
e^macht  werden,  weü  mit  seiner  Benutzung 
Fnlie^juemlichkeiten  und  Kosten  verbunden 
s^ind,  die  verhältnismässig  wachsen,  je  kleiner 
dit?  ^laschine  ist.    Sowohl  die  Anschaffungs- 
VasXtfn  einer  Dampfmaschine  von  100  Pferde- 
kräft*Mi  sind  nicht  die  gleichen  wie  für  zwei 
» Dt<prechende  Maschinen  von  je  50  Pferde- 
kräften, wie  auch  die  Betriebskosten  bei  der 
Ep:.sseren   Maschine    relativ   geringer    sind. 
Dazu  kommen  die  Notwendigkeit  der  Kon- 
zession zur  Aufstellung  eines  Dampfkessels, 
der  behördlichen   Ueberwachung   etc.,    die 
für  den  Handwerker  stets  schwer  zu  über- 
vindende  Unzuträglichkeiten  bilden.  —  Die 
Veberlegenheit  der  Kraftmaschine  zeigt  sich 
nun  darin,  dass  sie  die  betreffenden  Gegen- 
stände in  grosserer  Vollkommenheit  und  Wohl- 
feiiheit  als  die  Menschenhand  herstellt  und 
üimmer  ermüdet.    Wenn  so  oft  betont  wird, 
te  die  innere  Güte  der  Fabrikate  der  der 
Handwerkswaren  nachstehe,  so  mag  das  mit 
der  Ver^^-endung  schlechterer  Rohstoffe  zu- 
5<ammenhängen ;  im  aUgemeinen   bietet  die 
^rnssere  Regelmässigkeit,  mit  der  die  Ma- 
>(hine  thätig   ist,    Bürgschaft  für   bessere 
Haltbarkeit    Die  Wohlfeilheit  aber  der  Fa- 
brikwaren  ist   bedingt   durch   die  stärkere 
I/eistungsfähigkeit  der  Maschine.    Eine  gute 
Handstiekerin   macht   80—100  Maschen   in 
der  Minute,  die  Leesche  Strumpf maschine 
l'HHj  in  Worsted,   1500  in  Seide  und  das 
Mt'tier  circulaire  derWeltausstellung  von  1867 
\il<  ^Him.     Mühsam   fertigte  Jahrhunderte 
hindinx-h  die  Fiauenhand  die  Maschen  des 
Tülls  und  stellte  kaum  50  in  der  Minute 
k^r,  während   Heathcoals    Maschine    deren 
iiÖOÖO  in  der  gleichen  Zeit  macht.     Dass 
endlich  die  Maschine  da  noch  tadellos  funk- 
tioniert, wo  Menschen  in  ihrer  Stärke  all- 
mählich erlahmen   würden,    liegt  auf    der 
Hand.    Die  Eisenbahnen  wenden  Maschinen 


an,  die  täglich  bis  70000  Billets  drucken, 
bis  40000  mit  fortlaufender  Nummer  ver- 
sehen und  bis  140000  zählen.  —  Für  den 
Arbeiter  bedeutet  die  Kraftmaschine  insofern 
einen  A^orteü,  als  ihm  manche  widerwärtige 
lästige  Arbeit  abgenommen  wird  und  in  dem 
Masse,  als  sie  in  Fabriken  Eingang  findet, 
die  Wahrscheinlichkeit,  beschäftigt  zu  werden, 
wächst.  Nicht  nur  nämlich,  dass  durch  Ver- 
wandlung des  Kapitals  in  stehendes  die 
Neigung  zum  Frieden  und  sozialen  Beharren 
entsteht,  ist  der  Fabrikant  selbst  bei  einem 
seinen  Erwartungen  nicht  entsprechenden 
Absatz  gezwimgen,  in  seiner  Anstalt  weiter 
arbeiten  zu  lassen,  lediglich  um  das  in  die 
Maschinen  gesteckte  Kapital  nicht  völlig  nutz- 
los liegen  zu  lassen.  Nachteilig  zeigt  sich 
die  Maschine  für  den  Arbeiter  daiin,  dass 
eine  jede  Maschine  mehr  die  Kluft  zwischen 
dem  Unternehmer  und  ihm  erweitert,  dass 
die  Thätigkeit  an  der  Maschine  oft  lästiger 
und  einförmiger  ist  als  die  entsprechende 
Handarbeit,  dass  endlich  durch  die  Möglich- 
keit, sie  von  Frauen  und  Kindern  bedienen 
zu  lassen,  und  dadiux)h,  dass  sie  Menschen- 
arbeit ersetzt,  die  Arbeitsgelegenheit  für  den 
erwachsenen  Mann  mitunter  schwindet.  Für 
die  Gesamtheit  wii*d  die  Erfindung  von  Ma- 
schinen immer  ein  Segen  sein,  weil  infolge 
der  gesteigerten  Produktion  die  Bedürfnis- 
befriedigung erleichtert  wird.  Sismondis 
Unterscheidung  zwischen  gemeinnützlichen 
und  schädlichen  Maschinen  ist  daher  ohne 
Gewicht.  —  Gegen  die  Einfühnmg  von 
Maschinen  in  den  Gewerbebetrieb  erhob  sich 
zunächst  Widerspnich,  nicht  nur  in  den 
Kreisen  der  Arbeiter,  sondern  auch  bei  den 
Obrigkeiten,  da  diese  eine  Beschäftigungs- 
losigkeit  der  Handwerker  befürchteten.  An- 
ton Moller,  der  Erfinder  einer  Bandwebe- 
maschine  im  16.  Jahrhundert,  wurde  in 
Danzig  vom  Rate  verfolgt  und,  wie  man 
behauptet,  heimlich  aus  der  Welt  geschafft 
Desgleichen  ^Tirde  der  Gebrauch  von  Band- 
mülüen  in  Nürnberg  1664,  in  Köln  1676, 
im  ganzen  Deutschen  Reiche  1681  verboten, 
und  noch  Kaiser  Karl  YI.  Hess  1719  dieses 
Verbot  erneuern.  In  Hambiurg  Hess  der 
Rat  einen  Bandwebestuhl  öffentlich  ver- 
brennen. In  England  zeigte  sich  am  Ende 
des  vorigen  Jahrhunderts  ein  lebhafter  Wider- 
stand gegen  die  Maschinen.  Im  Jahre  1782 
wurde  ein  Gesetz  gegen  die  Zerstörung  von 
Eraeugnissen  oder  Werkzeugen  der  Textil- 
industrie nötig  und  im  Jahre  1788  folgte 
ein  anderes  zum  Schutze  der  Strumpfwirker- 
rahmen. Einige  Jahre  später  (1794)  ver- 
langten Tuchweber  aus  Gloucestershire  das 
Verbot  einer  besonderen  Walkmühle  für 
feines  Tuch,  und  erst  allmählich  beruhigte 
sich  die  Bevölkerung,  nicht  ohne  dass  von 
Zeit  zu  Zeit  die  Abneigung  gegen  die  Ma- 
schine   leidenschaftlich   ausbrach,    so    daas 
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die  Chartisten  sogar  ganze  Fabriken  ver- 
wüsteten. 

e)  KapitaL  Die  Beschaffung  eines  oder 
mehrerer  Gebäude  zur  Aufnahme  der  Ar- 
beiter, die  Benutzung  von  Maschinen  und 
Motoren,  die  Notwendigkeit,  den  zu  ver- 
arbeitenden Rohstoff  in  ansehnlicher  Menge 
bereit  zu  halten  und  die  Arbeiter  wöchent- 
lich oder  monatlich  auslöhnen  zu  müssen, 
lange  bevor  das  Fabrikat  hat  verkauft  wer- 
den können,  bedingen  den  Besitz  grosser 
Kapitalien  bei  dem  Unternehmer  einer  Fabrik. 
Indem  nun  nach  dem  Vorgang  von  Karl 
Marx  und  anderer  Sozialisten  das  Kapital 
als  der  grosse  Besitz,  der  im  modernen  Ge- 
werbe- und  Handelsbetrieb  koncentriert  auf- 
tritt, im  Gegensatz  zu  dem  kleinen  Besitz 
bezeichnet  wird,  nennt  man  die  Produktions- 
weise der  Fabrik  die  kapitalistische. 

3.  Die  F.  als  Untemehmungsforui. 
Die  Fabrik  wird  meist  als  besondere  ünter- 
nehmungsform  aufgefasst,  indem  man  für 
den  Ent wickelungsgang  der  Industrie  die  3 
Stufen  Handwerk,  Hausindustrie  und  Fabrik 
annimmt  oder  ihnen  auch  den  Hausfleiss  und 
das  Lohnwerk  als  besondere  Stufen  voraus- 
gehen lässt  (Bücher).  Vom  Handwerk  würde 
sich  die  Fabrik  namentlich  durch  die  Art 
des  Absatzes  ihrer  Erzeugnisse,  von  der 
Hausindustrie  durch  den  Ort  der  Bescliäf- 
tigimg  der  Arbeiter  unterscheiden.  Gemein- 
sam mit  der  Hausindustrie  hat  die  Fabrik 
die  Massenproduktion  und  die  Grossartigkeit 
des  Vertriebs.  Neuerdings  ist  die  Ansicht 
laut  geworden,  dass  man  es  bei  diesen  drei 
Bezeichnungen  nicht  mit  Unterneh- 
mungsformen,  sondern  mit  verschiedenen 
Betriebssystemen,  in  denen  die  ge- 
werbliche Thätigkeit  ausgeübt  werden  könne, 
zu  thim  hätte.  Sie  müssten  in  der  Ge- 
werbepolitik an  der  Stelle  erörtert  werden, 
an  welcher  in  der  Agrarpolitik  von  den 
Ackerbausystemen  die  Rede  sei.  Jedoch 
scheint  mir  mit  Annahme  dieses  Vorschlags 
nichts  gewonnen  zu  sein.  Zwischen  Be- 
trieb und  Unternehmimg  \nrd  in  der  Regel 
ein  Unterschied  nicht  gemacht.  Sie  wenlen 
erklärt  (Schönberg,  Kleinwächter)  als  Ver- 
einigungen produktiver  Kräfte  zum  Zwecke 
der  Proauktion  und  des  Absatzes  von  Tausch- 
gutern.  Vielleicht  wäre  es  zweckmässiger, 
einen  Gegensatz  mehr  hervorzuheben  und 
Betrieb  als  den  engeren,  Unterneh- 
mung als  den  weiteren  Begiiff  anzusehen. 
Man  könnte  unter  Festhaltung  der  herrschen- 
den Erklänmg  des  Begriffs  »Unternehmung« 
den  Betrieb  bezw.  den  Gewerbebetrieb  als 
die  Stätte  charakterisieren,  an  der  die  Unter- 
nehmung sich  abspielt  oder  von  der  aus  die 
gewerbliche  Produktion  in  Gang  gebracht 
wird,  letzteres  in  Gewerben,  die  ])ersönliche 
Ijeistungen  anbieten.  Es  wtlrde  also  mehr 
Betriebe   als    Unternehmungen   geben;    die 


Reichsgewerbestatistik    hält    sich    an    die 
ersteren  und  hatte  bei  der  Erhebung  für  die 
Art,  wie  das  Kapital  aufgebracht  und  ih^ 
Risico  getragen  wird,  eine  besondere  Frage 
nach  dem  Eigentumsverhältnis.  Allein  dift>e 
Unterscheidung  von  Betrieb  und  Unterneh- 
mung ist  nicht  allgemein  anerkannt,  und  selbst 
wenn  sie  es  wäre,  so  müsste  man  doch  fest- 
halten, dass  in  der  Gewerbepolitik  der  Aus- 
druck Betriebssystem  nicht  die  gleiche  Be- 
deutung hat  wie  der  Ausdruck  ^Ackerban- 
system«  in  der  Agrarpolitik.    Das  Betrieli»- 
system  giebt  die   innere  Organisation  des 
Betriebes  bei  der  Stoffumwandlung  an,  d.  k 
nicht  ein  einheitliches  Verfahren   in  te<h- 
nischer  Hinsicht,  sondern  die  Regelung  der 
Beziehungen  zwischen  Kapital  und  Arbeit,  de^ 
Absatzes  der  Erzeugnisse  etc    Es  kommt 
darauf  an ,  ob  der  Unternehmer  selbst  mit 
Hand  anlegt  oder  sich  niu"  die  Leitung  imd 
Ueberwachung   zumutet,  ob  mit  Maschinen 
gearbeitet,  der  Absatz  mit  Hilfe  von  Zwi- 
schenpersonen bewerkstelligt  wird  und  der- 
gleichen   mehr.     Das  Ackerbausystem  da- 
gegen ist  wesentlich  technischer  Natur  un-l 
kann  mit  mehr  oder  weniger  Aufwand  an 
Kapital  und  Arbeit  betrieben  werden,  ohne 
seinen  Charakter  zu  ändern.   Eben  dieselV^n 
Umstände  aber,  die  das  Betriebssystem  t«e- 
einflussen  oder  chMakterisieren ,   sind  auch 
für  die  Wahl  der  Unternehmungsfoi-m  mas>- 
gebend,  und  es  kommt  mm  darauf  an.  oi. 
man    nur   eine  Einteilung  der   Untemeh- 
mungsformen  gelten  lassen  will,  nämlich  die 
nach  der  Art,  wie  das  Kapital  aufgebracht 
und  das  Risico  getragen  wird  ^inzelunter- 
nehmimg,    offene  Handelsgesellschaft  etr.) 
oder   ob   man    eine  Einteilung  auch   nach 
anderen  Rücksichten  für   zulfesig  erachtet. 
Die  Einteilung  der  Unternehmungen  nach 
der  Natur  der  produzierten  Güter,  femer 
nach  der  Person    des   Unternehmers,  die 
beide  wieder  eine  andere  Erscheinung  von 
Unternehmungsformen  bringen,  ist  meine> 
Wissens  noch  nicht  angegriffen  worden.  Dann 
müsste  es  aber  auch  gestattet  sein,  nach 
dem  Verhältnis  von  Kapital  und  Arbeit  und 
der  Regelung  des  Absatzes  eine  Einteilung 
der   Untemehmungsformen    zu    versuchen, 
zumal  wenn  sie  so  anschaulich  ist  wie  die 
in   Handwerk,    Hausindustrie    und  Fabrik. 
Dass   diese   Scheidimg   sich   formell   nicht 
scharf  durchführen  lässt   dass  es  zwischen 
Handwerk   und   Hausindustrie  Uebeigangs- 
formen  giobt,  dass  auch  Fabrik  und  Haus^ 
industrie  sich  miteinander  verbinden  —  alle 
diese   Unvollkommenheiten    der   Einteilung 
beeinträchtigen  den  hohen  Wert,   welchen 
dieselbe  für  die  Beurteilung  wirtschaftlicher 
Zustände  hat,  nicht.    Immer  bietet  die  Art 
in  welcher  die  Vereinigung   der  Produktiv- 
kräfte Kapital  und  Arbeit  in  der  Unterneh- 
mung vor  sidi  geht,  in  welcher  femer  der 
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Absatz   gedacht   ist,    verschiedene   charak- 
teristische Formen,   für  die  der  Ausdruck 
Untemehmungsform«  nicht  unpassend  er- 
f«cheint. 

4.  Benrteflimg  der  Fabrikverfassung 
in  technischer  und  sozialer  Beziehung.  In 
technisch  wirtschaftHcherBeziehung  bekundet 
C[\t^  Fabrik  sehr  namhafte  Fortschritte.  Durch 
>ie  ist  die  reichhche  und  billige  Produktion 
^'Werblicher  Erzeugnisse  wesentlich  erleich- 
tnrt.    Mit  der  Yermehrung  der  Produktion 
hat  sich  der  Konsum  entsprechend  gesteigert. 
Diese  Steigerung   aber   ist   besonders   den 
interen  Klassen  zu  gute  gekonmien,  denn  die 
FaJ»rik    hat   nicht   vorzugsweise  die  Erzeu- 
gung von    Luxuswaren    ins   Auge   gefasst, 
jjornlem  gerade  die  Herstellimg  gewöhnlicher 
Artikel  des  täghchen  Bedarfes   begünstigte 
Doch  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  der  Aus- 
iehniing    des    Fabriksystems   Grenzen    ge- 
z<^eii  sind.  Wenn  man  früher  glaubte,  dass 
die  Fabrik    das  Handwerk   auf   die  Dauer 
YuUig  aufsaugen  werde,  so  hat  man   sich 
jtlzt  überzeugt,   dass   diese   Ansicht  nicht 
'laJtbar  ist.    Weder  kann  die  Maschinenarbeit 
'ien  künstlerischen  Geschmack   des  Konsu- 
menten   befriedigen    noch  in  Feinheit  der 
Leistung  immer  mit   der  Handarbeit  wett- 
eifern.   Für  feinere  Webwaren  hat  sich  bis 
aiif  den  heutigen  Tag  die  Handarbeit  ge- 
halten, in   der    Spitzenindustrie   trägt   die 
Hand  den  Sieg  davon;  das  Kunstgewerbe 
im  engeren  Sinne  wird  kaum   fabrikmässig 
betriefen.    Dagegen  ist  die  Fabrik  besonders 
geeignet  auf  Gebieten,  wo  die  Umformung 
lind  Ausnutzimg  der  Rohstoffe  dmxih   kost- 
spielige Kraftmaschinen  erst  recht  gewinn- 
bringend wird,   wie  Spinnerei,    chemische 
iDflustrie,  Rübenzuckergewinnung,  Glaser- 
zeugnng,  Brauerei  und  anderes  mehr.    Auf 
manchen  dieser  Gebiete  herrscht  eine  unver- 
kennbare Neigung  zur  ausschliesslichen  Er- 
«Mfnung  von  grösseren  Fabriken,  weil  nur 
l^nz  vollkommene  maschinelle  Vorrichtungen 
für  eine  erfolgi-eiche  Yerwertung  der  auf- 
gewandten Kapitale  Gewähr  leisten. 

In  sozialer  Hinsicht  hat  die  Fabrik  be- 
klagenswerte Erscheinungen  zur  Folge  ge- 
^t.  Ihre  Verfessung  zeigt  in  allem  das 
Gegenbild  derjenigen,  die  für  das  in  Zünf- 
H  gegliederte  Handwerk  galt.  In  den 
Zeilen  der  Zunftverfassung  beobachtet  man 
eine  weitgehende  Sorge  ftu-  die  materielle 
Lage  der  Gewerbetreibenden,  denen  be- 
jtiffimte  Lohne  und  Preise  garantiert  sind, 
per  Fabrikarbeiter  dagegen  muss  sich  den 
LoliQ  gefallen  lassen,  den  der  Unternehmer 
ihm  nach  den  Marktverhältnissen  von  Au- 
fbot und  Nachfrage  zuerkennt,  und  in  der 
tlegel  zufrieden  sein,  wenn  er  überhaupt  Be- 
schäftigung gefunden  hat.  Frtiher  wurde 
<ier  Lehrling  nur  in  einem  bestimmten  Alter 
zmn  Erlernen  des  Gewerbes  zugelassen  und 


gewann  die  Frauenarbeit  eine  ganz  geringei 
Bedeutung.  Jetzt  massenhafte  Verwendung 
von  Kindern  zartesten  Alters  und  von  Frauen, 
die  für  niedrigen  Lohn  zu  haben  sind  und 
deren  Körperkraft  für  die  Bedienung  der 
Maschine  ausreicht.  Nichts  mehr  von  dem 
Selbstbewusstsein ,  das  die  statutenmässige 
langjährige,  sorgfältige  Ausbildung  dem  ehr- 
baren Handwerksmann  verlieh,  kein  berech- 
tigter Stolz  mehr  auf  hervorragende  Leistun- 
gen, sondern  eine  vielfach  stumpfe,  gleich- 
gültige Fabrikarbeiterbevölkerung  tritt  uns 
entgegen,  die  in  harter  Thätigkeit  täglich 
aufs  neue  die  Mittel  zur  Bestreitung  einer 
kärglichen  Existenz  gewinnt,  die  keine 
Freude  an  der  Yollendung  eines  Erzeug- 
nisses empfindet,  zu  der  sie  nur  einen  Teil 
liefert,  die  bekümmert  in  die  Zukunft  blickt, 
weil  für  den  Fall  einer  Arbeitsunterbrechung 
oder  -einschi-änkung  in  der  Fabrik  sie  ge- 
zwungen sein  kann,  morgen  bettelnd  von 
Haus  zu  Haus  zu  ziehen,  um  nicht  Hungers 
zu  sterben.  Die  sich  einbürgernde  Sonn- 
tagsarbeit imter^ib  den  religiösen  Sinn,  die 
gewohnheitsmässige  Nachtarbeit  lockerte  die 
Sittlichkeit,  die  Beschäftigung  verheirateter 
Frauen  zerstörte  die  Häushchkeit,  und  die 
regelmässige  Verwendung  junger  Mädchen 
erstickte  den  Sinn  für  ein  geordnetes  Fa- 
milienleben oder  Hess  ihn  nicht  gehörig  sich 
entwickeln.  Die  Beschäftigimg  von  Kindern 
jugendlichen  Alters  in  angestrengter  10 — 12 
stündiger  täglicher  Ai-beitszeit  beeinträch- 
tigte die  körperliche  Ent-^ickelung ;  die 
schlechte  hygienische  Beschaffenheit  der 
Arbeitsräume  verursachte  Krankheit  und 
frühzeitigen  Tod;  die  geringe  Vertrautheit 
erwachsener  Arbeiter  mit  den  Kraftmaschinen 
bedang  Unfälle  und  Verstümmelungen,  die 
gänzliche  oder  teilweise  Arbeitsunfäliigkeit 
nach  sich  zogen. 

Alle  diese  Missstände  führten  zu  der 
üeberzeugung ,  dass  der  schnöden  Ausbeu- 
tung, der  der  Fabrikarbeiter  ausgesetzt  war, 
von*  Rechts  wegen  ein  Ende  gemacht  wer- 
den müsste. 

Fast  überall,  zuerst  in  England,  dann  in 
Preussen  imd  nach  und  nach  in  anderen 
Kulturstaaten  sind  Fabrik-  oder  Arbeiter- 
schutzgesetze erlassen  worden,  die  die  Be- 
dingungen regelten,  unter  denen  in  Fabriken 
gearbeitet  werden  darf.  Auch  hat  man  sich, 
insbesondere  in  Deutschland  und  der  Schweiz,, 
veranlasst  gesehen,  weitere  Sondergesetze 
zur  Abwendung  der  mit  der  Verallgemeine- 
rung des  Fabrikwesens  verbundenen  Ge- 
fahren für  die  Arbeiter  einzuführen,  wie 
die  Aufstellung  der  Haftpflicht  der  Unter- 
nehmer, die  Versicherung  gegen  Ki-ankheit, 
UnMl  und  frühzeitige  Arbeitsunfähigkeit 
Doch  treffen  diese  Gesetze,  sowie  auch  die 
Altersversicherung,  in  ihren  Wirkimgen  die 
gesamte  Arbeiterklasse,  nicht  bloss  die  Fa- 
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brikarbeiter.  (Vgl.  die  Art.  Arbeit,  Ar- 
beiter oben  Bd.  I  S.  44611.,  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung  ebd.  S.  470ff., 
Haftpflicht,  Arbeitorversiclierung 
ebd.  S.  607  ff.  etc.) 

5.  StatiHtik  der  deutschen  Fabriken. 
Eine  von  Ijand  zu  Land  vergleichende  Sta- 
tistik dos  Fabrikwosens  wird  sich  so  lange 
nicht  aufstellen  lassen,  als  es  eine  einheit- 
liche Begrenzung  des  Begriffes  »Fabrik« 
nicht  giobt.  I)ie  Reich^^ewerbestatistik 
unterscheidet  Alleinbetriebe  und  Gehülfen- 
betriebe,  wobei  imtor  letz  teilen  Betriebe  mit 
5,  6—10,  11—50,  51—200,  201— laK»  und 
üi)er     1000    Pei-sonen    auseinandergehalten 


werden.   Betriebe  mit  mehr  als  50  Arb^^tom 
als  Fabriken  anzusehen,  wird   wohl  kaiuuj 
Bedenken  erregen.    Natürlich  ist  diese  An- 
nahme nicht   frei  von   Willkür:    i>icht-rli'h 
I  sind  schon  manche  Betriebe  mit  40  bis  ',.1 
(Arbeitern  Fabriken  gleich  zu  achten.    Auf 
der  anderen  Seite  entbehren  gewisse  gew^'l•t- 
liehe  Unternehmungen   grösseren   Umfar,;:N 
wie  Fischereien,  Bergwerke  etc.   dunhauN 
des  fabrikmässigen  Charakters.    Wenn  tn^tz- 
I  dem  in  der  nachstehenden  Tabelle,  imi  t^i:>- 
I zif fermässige  Yorstellimg  von  der  Ausd»;i- 
nung  des  deutschen  Fabrikwesens  zu  ^eUm. 
die  Betriebe  mit  mehr  als  50  Arbeiteni  a.> 
.  »Fabriken«  herausgegriffen  sind,  so  geschah 


Gewerbegruppen 


Zahl  aller 


Be- 
triebe 

mit 
51  und 
mehr 
Per- 
sonen. 


in  diesen 
beschäf- 
tigten 
Cfewerb- 
thätigen 


1895 


Zahl  aller 


Von  100 


Von  HIÜ 


Be- 
triebe 
mit 
51  und 
mehr 


Betrie- 
ben 


Gew.- 
thftti- 
gen 


Betrie- 
ben 


Thäri- 


in  diesen 

beschäf-  jeder  Gruppe  jeder  Gmpi  e 
tigten      sind    arbel^'   sind    arki- 
Gewerb-  fabrik-  ten  in  fabrik-  len  ia 
mfts-   Fabri-'  mäs-  Fabri- 
sig       keu    '    sig      ken 


Per-  .thätigen 
sonen.  i 

1882 


1895 


I     6 


1.  Kunst-  und  Haudelsgärtnerei 

2.  Tierzucht,  Fischerei.    .    .    . 

3.  Bergbau,  Hütten-  u,  Salinen- 
wesen   

4.  Industrie  d.  Steine  u.  Erden 

5.  Metallverarbeitung  .... 

6.  Maschinen,  Instrumente,  Ap- 
parate  

7.  Chemische  Industrie     .    .    . 

8.  Forstwirtsch.,  Nebenprodukte, 
LeuchtstoflFe 

9.  Textilindustrie 

10.  Papierindustrie 

11.  Leder-,  Wachstuch-,  Gummi- 
Industrie 

12.  Holz-  und  Schnitzstofte     .    . 

13.  Nahrungs-  und  Genussmittel 

14.  Bekleidung  und  Reinigung  . 

15.  Baugewerbe 

16.  Polygraphische  Gewerbe   .    . 

17.  Künstlerische  Gewerbe.    .    . 

18.  Handelsgewerbe 

19.  Versicherungsgewerbe  .    .    . 

20.  Verkehrsgewerbe 

21.  Beherbergung  und  Erquick- 
ung 


47 

5 

1164 

1930 
1421 

1628 
376 


6255 
929 

511  184 
249  548 
1 96  989 

343  690 
71  116 


195       23001 

3260     587  399 

603       27  567 


250 

755 
1826 

796 
3299 

423 
17 

510 

53 
301 1 


39269 

75  565 

246  490 

88825 

349  139 
45868 

1555 
52423 

5420 
64441 


,1 
961        7  400 


28 
2 

1140 

875 
701 

894 
248 

119 

2134 

351 

131 
328 
1125 
315 
930 
186 

4 

230 

18 

196 

19 


4  4431     0,2 
116      0,01 


397  367 
115559 

85175 

166539 
36573 

13559 

347  708 

43117 


I 


19206] 

31653 

148  512 

33904 
95669 
19360 
230 
18886 
1556; 
32718 

1397 


21,6 
1,6 
0,5 

2,7 

1,7 
0,6 

2,3 

0,3 

0,1 

0,5 
0,04 

0,6 

1,9 
0,1 
0,1 
0,4 
0,2 

0,01 


10,7 
0,5 

92.4 
33,1 
18,5 

46,8 
51,0 

31,8 
38,3 
43,1 

15,8 
6,7 

20,1 

2,7 

17,9 

27,7 

1,5 

2,3 

13,1 
18,6 

0,4 


0,2 
0,0 

29,1 
4, 

0,9 

1,9 
3,6 

3,2 
1,6 
3A 

OS 

0,3 
0,7 
0,1 

1,7 

3, 

0.2 

oii 
0,7 
0,4 

0,0 


S.3 
I    3-3 

95o 

'  44.7 
30.S 

59 

01.7 

39.7 
59.2 
50.S 

24,S 
12.6 
2+2 
6.4 
33.4 

7.S 

4 

24,6 
28 


Gewerbe  überhaupt    |  1895513044343 


9974  1 1613247]     0,3    I  22 


0,6   ;  29.0 


es   mit    Rücksicht   auf    das   veröffentlichte 
Material. 

Zu  denjenigen  Gewerbearten,  deren 
Schwerpunkt  im  Hinblick  auf  die  in  ihnen 
thätigen  Personen  im  fabrikmässigen  Betriebe 
liegt,  geliören  nach  der  Reichsstatistik  Berg- 
bau, Chemische  Industrie,  Textilindustrie, 
Industrie  der  Maschinen  und  Instrumenten 


und  Papierindustrie.  Fast  zwei  Drittel  iiu 
Bergbau  sogar  95,3  %  aller  Gewerbethäti.<^^n 
arbeiten  da  in  Unternehmungen  mit  ülK-r 
50  I*ersonen.  Fasst  man  nur  die  Tiiter- 
nehmungen  mit  ilber  200  Personen  ins  Au^i*; 
so  treffen  auf  diese  immerhin  fast  zw.i 
Fünftel,  im  Bergbau  über  ein  Fünftel  des 
gesamten  in  den  genannten  Gewerben  thä- 
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tisrim  Personals.  Ja  selbst  in  den  Kolossal- 
lietrieben,  deren  jeder  mindestens  über  1000 
Personen  beschäftigt,  ist  der  Anteil  des  Per- 
m\ah  am  gesamten  Betriebspersonal  ver- 
hiltnisniässig  noch  sehr  stark.  £r  beträgt 
bei  der  Textilindustrie  43,  der  Chemischen 
Indiißtrie  12,6,  der  Maschinenindustrie  13,9, 
dem  Bergbau  45,3  ^/o.  Von  1882  bis  1895  hat 
ilie  Zalil  der  in  Alleinbetrieben  thätigen  Per- 
sonen sich  um  8,7  ®/o  verringert,  die  Zahl 
der  in  Gehülfen  betrieben  mit  1 — 5%  thäti- 
j?en  Pei-sonen  sich  imi  24,3  ®/o,  in  den  Mittel- 
betrieben um  76,3  ^/o,  in  den  Grossbetrieben 
\'A  und  mehr  Arbeiter)  um  88,7  ®/o  ver- 
gitVsert.  Specioll  die  Zahl  der  Grossbetriebe 
mit  ölx?r  1000  Personen  ist  in  der  angege- 
l-enen  Zeit  um  100,8  ^lo,  die  Zahl  der  in  ihr 
thätig:en  Personen  um  110,5%  gestiegen. 

6.  Statistik  der  belgischen  Fabriken. 
Mit  der  deutschen  Statistik  lässt  sich  die 
belgische,  die  auf  der  Zählung  von  1880 
Wniht,  nicht  vergleichen.  Es  wurden  in 
Belgien  nicht  alle,  sondern  nur  die  Betriebe 
aus  60  verschiedenen  Industriezweigen,  den 
namhaftesten  des  Landes,  nachgewiesen. 
Wenn  in  der  folgenden  Tabelle  das  Ma- 
terial gleichwohl  zu  12  Gewerbegnippen  zu- 
sainmengefasst  ist,  wie  sie  auch  in  der  deut- 

Die  Fabriken  in  Belgien  18801). 


Gewerbegruppen 


1.  Bergbau-,    Hütten-    und 
Salinenwesen 

2.  Industrie  der  Steine  und 
Erden 

3.  Metallverarbeitung .    .    . 

4.  Maschinen,   Instrumente, 
Apparate 

0.  Chemische  Industrie   .    . 
6.  Forstwirtschaftliche    Ne- 
benprodukte, Leuchtstoffe 
<.  Textilindustrie   .    .    .    . 

8.  Papierindnstrie  .... 

9.  Leder-,  Wachstuch,  Gum- 
mi-Industrie   

10.  Xahrungs-   und   Genuss- 
mittelindustrie  .    .    .    . 

11.  Baugewerbe 

12.  Polygraphische  Gewerbe . 

Summe 


OD 


CS3 


p  s 


512 

2419 
320 

5538 
130 

865 

3  495 
86 

824 

II  357 
398 
577 


^"^ 

TS    OQ 

<X>  :aä 

UM 


O   O 


267 
200 

34 

99 
19 

25 

451 
33 

17 

201 
13 
27 


'O 


52,1 

8,« 
10,6 

1,7 
17 


13 
38,« 


1,7 

3,9 
4,6 


26521  I1386!    5,2 


\>  Berechnet  nach  Statistique  de  la  Belgique 
hwiugtrie  Recensement  de  1880.  Band  1,  S. 
32-38. 


sehen  Statistik  vorkommen,  so  ist  doch  nicht 
zu  vergessen,  dass  die  belgischen  Gewerbe- 
gruppen nicht  immer  die  gleichen  Bestand- 
teile enthalten  wie  die  deutschen.  Manche 
Industriezweige  sind  eben  in  der  belgischen 
Statistik  gar  nicht  nachgeA\'iesen.  Die  Ge- 
samtzahl der  in  den  fabrikmässigen  Betrieben 
mit  mehr  als  50  Arbeitern  beschäftigten 
Personen  lässt  sich  aus  der  belgischen  Ver- 
öffentlichung nicht  entnehmen.  Die  Tabelle 
über  Belgien  bleibt  immerhin  sehr  lehr- 
reich, da  sie  zeigt,  dass  die  Fabrikindustrie  in 
allen  Gewerbegruppen  verhältnismässig  sehr 
viel  stärker  vertreten  ist  als  in  Deutschland. 

IL  Geschichte  der  Fabriken. 

Gewerbliche  Anstalten,  die  eine  grössere 
Zahl  von  Arbeitern  beschäftigten,  lassen  sich 
bereits  im  Altertiune  nachweisen.  Gewisse 
Gegenstände  wie  Backwaren  und  Kleidungs- 
stücke scheinen  fabrikmässig  hergestellt 
worden  zu  sein.  Eine  Lederfabrik,  in  der 
9 — 10  Sklaven  beschäftigt  wurden,  wird  bei 
Aeschines  namhaft  gemacht.  Erzarbeiten  in 
einer  Fabrik  werden  von  dem  Redner  Ly- 
kurgos  erwähnt  und  die  Messerfabrik,  die 
der  Vater  des  Demosthenes  mit  30  Sklaven 
betrieb,  gehörte  jedenfalls  zu  den  bedeuten- 
dei-en  Anstalten.  Wahrscheinlich  wuKlen 
Metallwaren  und  Waffen  vielfach  in  Fabri- 
ken gemacht,  wie  denn  der  Redner  Lysias 
mit  seinem  Bruder  im  Piraeus  eine  Schild- 
fabrik besass,  in  der  120  Sklaven  beschäftigt 
wurden.  Inwieweit  diese  und  andere  ge- 
werbliche Werkstätten  grösseren  Umfange» 
den  heutigen  Fabriken  ähnhch  sehen,  muss 
bei  dem  Mangel  an  Nachrichten  dahingestellt 
bleiben.  Im  Mittelalter  waren  derartige 
Anhäufimgen  von  vielen  gewerblichen  Ar- 
beitern in  einem  Räume  gleichfalls  keine 
Seltenheit.  Sowohl  die  Fronhöfe  als  die 
Klöster  bieten  dafür  Beispiele;  indes  ge- 
schieht die  Vereinigung  der  Arbeitenden  hier 
nicht  für  einen  einzelnen  gewerblichen 
Zweck,  sondern  es  handelt  sich  um  die  Be- 
friedigimg des  Bedarfs  jener  Gemeinschaften 
an  gewerblichen  Erzeugnissen  und  Leistun- 
gen überhaupt.  Die  an  jenen  Stätten  thäti- 
gen Gewerbetreibenden  sind  oft  nach  ihrer 
Beschäftigung  in  verschiedenen  Arbeits- 
räumen untei'gebi'acht ,  deren  jeder  seine 
eigene  Leitung  aufweist,  oder  sie  arbeiten 
zunächst  immer  nur  für  die  Bedürfnisse  des 
Herrn  oder  der  Gesamtheit,  erst  in  zweiter 
Linie  imd  in  selteneren  Fällen  für  den  Markt. 
Wo  im  mittelalterlichen  Latein  der  Ausdruck 
»fabrica«  vorkommt,  bedeutet  er  eine  Werk- 
statt schlechthin,  eine  Schmiede,  auch  wohl 
die  Bauhütte  bei  Kirchenbauten.  Wähi-end 
der  Dauer  der  Zunftvei'fassung  war  im 
allgemeinen  die  Möglichkeit  zur  Vereinigung 
einer  grösseren  Zahl  von  Arbeitern  in  einer 
gewerblichen  Werkstatt  nicht  gegeben,  da 
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die  Znnftroüen  häufig  die  Zahl  der  "Werk- 
zeuge oder  Erzeugnisse,  die  in  einer  Werkstatt 
gebraucht  bezw.  gefertigt  wurden,  und  fast 
immer  die  Zahl  der  Lehrlinge  und  Gesellen, 
die  jeder  Meister  zu  seiner  Hülfe  halten 
durfte,  festsetzten.  Sowie  sich  nun  aber 
einzelne  Persönlichkeiten  (Freimeister)  und 
Hantierungen  feinden,  die  niemals  dem  stren- 
gen Zunftrechte  imterworfen  waren,  so  traten 
in  dem  Masse,  als  die  gewerbliche  Thätig- 
keit  sich  entwickelte,  immer  mehr  Industrie- 
zweige auf,  die  ausserhalb  des  Rahmens  der 
Zunftverfassung  blieben.  Dahin  gehören  in 
älterer  Zeit  die  Papiermüllorei,  die  Glas- 
bei-eitung,  die  Bierbrauerei,  die  Eisen-  imd 
Kupferhämmer,  die  Messinghtitten  imd  an- 
dere, in  späterer  Zeit  die  Buchdruckerei,  die 
Wachsbleiche,  die  Stärkegewinnung  (Ami- 
domfabriken), die  Tabaksbei-eitung ,  die  Ci- 
chorienbrennerei ,  die  Zuckerraffinerie  etc. 
Es  sind  in  der  Hauptsache  neu  aufkommende 
und  entstehende  Industriezweige,  die  sich 
den  beengenden  Fesseln  der  Zunftverfassung 
zu  entziehen  suchen,  ein  Bestreben,  das 
übrigens  gar  nicht  einmal  immer  von  Erfolg 
gekrönt  war.  So  sind  z.  B.  Bierbrauerei 
und  Buchdnickerei  an  manchen  Orten  gleich- 
falls in  zunftähnlichen  Verbänden  orga- 
nisiert. 

Die  Gründe,  die  seit  dem  Ausgange  des 
16.  Jahrhunderts  zur  Fabrikunternehmung 
fühi'en,  lassen  sich  bei  dem  heutigen  Stande 
der  Forschung  im  einzelnen  noch  nicht  völlig 
klar  legen.  Es  scheint,  wenn  auch  keines- 
wegs durchgängig,  in  der  Hausindustrie  (vgl. 
diesen  Art.)  oder  dem  Verlagssystem  eine 
Uebergangsstufe  gegeben  zu  sein.  Diejenige» 
Thatsachen  mithin,  die  das  Aufkommen  dieser 
Unternehmungsform  belangen,  werden  auch 
auf  die  Entstehung  von  Fabriken  von  Ein- 
fluss  gewesen  sein.  Die  Verarmung  einzelner 
zünftiger  Meister,  die  ihre  wirtschaftliche 
Selbständigkeit  eiubüssten,  die  Erschwerung 
des  örtlichen  Absatzes  wegen  ausgedehnten 
Wettbewerbs,  die  weitläuftigen  und  die  Frei- 
heit beengenden  Bestimmungen  des  herr- 
schenden Zunftrechts,  die  mehr  um  sich 
greifende  Verwendung  der  Frauenarbeit  — 
diese  und  andere  Ursachen  riefen  die  Haus- 
industrie hervor.  Doch  auch  diese,  wenngleich 
unverkennbar  ein  Fortschritt,  barg  ihre 
Schattenseiten.  Sie  konnte  sich  nur  in  den- 
jenigen Gewerbszweigen  einbürgern,  deren 
Erzeugnisse  bequem  sich  vom  Produktions- 
orte zu  den  in  weit  entfernten  Gegenden 
wohnenden  Konsumenten  befördern  liessen. 
Sie  bot  den  Uebelstand  einer  nur  geringen 
Beaufsichtigung  der  Heimarbeiter,  die,  sich 
selbst  überlassen,  in  Unehrlichkeit  verfielen 
und  unpünktlich  bei  der  Abliefening  der 
bestellten  Waren  wunlen.  Sie  erschwerte 
die  Einführung  und  Verallgemeinerung  tech- 
nischer Fortschritte.     Tauchten   schliesslich 


neue  Industrieen  auf,  die  sich  in  handweHffi- 
mässige   oder    hausindustrielle    Form    gar 
nicht  einzwängen  liessen,  so  wird   es  ver- 
ständlich, dass  man  zu  einer  neuen  Form 
griff,  welche  die  üebelstände  der  bisheriirea 
vermied.     Die  Errichtimg  von  Zucht-  und 
Waisenhäusern   seit   dem    17.   Jahrhundert, 
deren   Insassen    für  die   Bestreitung   ihres 
Unterhalts   gewerblich  beschäftigt   wunlen, 
mochte  die  Vorteile  des  Grossbetriebes  ge- 
legentlich schärfer  beleuchtet  haben.    Diese 
zeigten   sich   gegenüber  der   Hausindustrie 
wesentlich  dann,  dass  man  die  Arbeiter  ver- 
einigt besser  überwachen    und  sich   gegen 
Uebervorteilung  schützen,  durch  Einführung 
einer  strengen  Disci^lin  sie  zu  B^elmässig- 
keit  und  Stetigkeit  in  der  Arbeit  anhaJtf-n, 
durch  Unterweisung  in  den  Fortschritten  «ier 
Technik  sie  zu  grösserer  Lieistungsfähigkeit 
erziehen  konnte.     Wie  langsam   sich  trotz 
der  augenscheinlichen  Verheerung  Fabriken 
einbürgerten   und  in  welchem  Masse  .sick 
die  Obrigkeit  abwartend  zu   der  Neuerung 
stellte,  beweist  in  charakteristischem  Bei- 
spiele das  gelegentliche  Vorgehen  des  Strass- 
burger  Rats.    Hier  war  1666  einem  Handeis- 
manne ein  Privileg  »wegen  manu^tiu*  der 
wullenen  teppich  und  say  (Wollenstoff)^  aiif 
10  Jahre  erteilt  worden,  das  man  ihm  n*  h 
Ablauf  dieser  Zeit  einstweilen  nur  auf  5  iahre 
verlängerte    unter   der    ausdrücklichen  B*^ 
dingung,   »dass  er  mehr  als  4  Famüien  zu 
behuef  dieser  fabrique  nicht  an  sich  zielitn 
solle«.    In  der  Schweiz  und  in  Deutsch- 
land  hat  unverkennbar  französischer  und 
holländischer  Einfluss   bei    der  Entstehung 
von  Fabriken  mitgewirkt     In  Basel  und 
Zürich  bringt  die  Einwanderung  der  I» 
carner  und  Hugenotten  schon  am  Ende  des 
16.  Jahrhunderts  ganz  neue  GewerbszAveige 
auf,  wie  die  Sammetweberei,  Seidenfärbeivi, 
Band-    und    Brokatweberei,    Paseementerie, 
die  zuerst  hausindustriell,  dann  fabrikmässi? 
mit  6 — 8  Lehrjungen  »Maidlin  und  Knabeu« 
betrieben  werden.    In  Deutschland  aber 
sind  es  namentlich  die  seit  dem  Widerruf 
des  Edikts  von  Ns^ntes  massenhaft  einwan- 
dernden Franzosen  gewesen,  die  bisher  im- 
bekannte Industrieen  einbürgerten  und  durch 
ihi-e  Manufacturiers  imdFabrikauten 
zur  Eröffnung  von  Sammet-,  Seide-,  Band-, 
Tapeten-,    Tabaks-    und    anderen   Fabriken 
schritten.  Vereinzelte  Beispiele  privilegierter, 
d.    h.    fabrikmässig    betnebener    Anstalten 
lassen  sich  aus  süddeutschen  Städten  schon 
im   16.  Jalu-hundert  nachweisen,  wie  1573 
eine  Zuckersiederei  in  Augsbiuqg,  1592  eine 
Gold-  und  Silberdrahtzieherei  in  Kömboir» 
1593  eine  Seifensiederei  in  Augsburg,  1^49 
ein  Blaufarbenwerk  in  Annaberg,  1681  eine 
Gold-  und  Silberdiahtmanu&ktur  in  Leipzig, 
1698  eine  Gold-  und  Silberdrahtzieherei  in 
Augsbiu^.    Seit  1676  datieren  die  »Seiden- 
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und  feine  WoUeDmanufaktur«  in  Neuostra 
jKurffirstentura  Sachsen),  die  durch  Joh. 
Dan.  Krafft  und  die  Gebrüder  Span  in  Gang 
gebracht  %nrd.  Im  Jahre  1686  eröffnet 
Abraham  Yalery  seine  Tuchfabrik  in  Halle, 
iie  im  nächsten  Jahre  über  50  Arbeiter  und 
;^.)0  Spinnerinnen  beschäftigte,  und  wenig 
N]iater  kommt  in  Magdeburg  die  sogenannte 
celbe  kurfürstliche  Strumpf-,  Woll-,  Tücher-, 
Rinder-  und  Seidenmanufaktur  unter  Andre, 
Pierre  Valentin  und  Claparede,  die  500  Ar- 
lieiter  vereinigte,  in  Gang.  Am  12.  De- 
zember 1703  erliess  Friedrich  Wilhelm  I. 
das  Patent,  dass  eine  neue  Manufaktur  nicht 
ohne  Xonz^sion  etabliert  werden  sollte,  und 
l-ald  darauf  wurde  das  königliche  Lagerhaus 
in  Berlin,  eine  ursprünglich  private,  später 
tftaatliehe  grosse  Mustertuchfabrik  eröffnet. 
Die  Porzellan-  und  Fayenceindustrie  ent- 
wickelte sich  in  den  grösseren  Anstalten  und 
3Ianufakturen  zu  Meissen  1710,  zu  Strass- 
Ihu^  1718,  zw  Berlin  1751,  zu  Hannoversch- 
Miiuden  1753,  zu  Frankenthal  in  der  Pfalz 
1755,  zu  Höchst  1762.  Seit  Mitte  des  vorigen 
Jahrhunderts  bestanden  in  Hessen-Kassel 
Eisen-  und  Stahlwerke,  eine  Weissblechfabrik, 
Blanfarbenfabriken,  seit  1766  die  grosse  Spie- 
gelmanufaktur  in  Schwarzenfels.  Im  Jahre 
1796  wiupde  die  erste  Runkelrübenzucker- 
fabrik auf  dem  Gute  Kunern  bei  Steinau  in 
Niederschlesien  eröffnet. 

Belegen  diese  Beispiele  das  allmähliche 
Aufkommen  der  Fabrikindustrie  im  vorigen 
Jahrhundert,  so  gewährt  auch  ein  Blick  in 
«Iie  damalige  volkswirtschaftliche  Litteratiu* 
dif*  Ueberzeugung,  dass  ein  neues  System  sich 
Bahn  brach.  Freilich  werden  die  Ausdrücke 
•Manufaktur«  und  »Fabrik«  vielfach 
noch  in  einem  der  heutigen  Auffassung 
fremden  Sinne  gebraucht,  und  wenn  die  Ge- 
lehrten jener  Tage  einer  Aufnahme  des  Fa- 
bnkwesens  das  Wort  reden,  so  denken  sie 
nicht  immer  an  die  grosse  Unternehmung, 
t^ndem  wünschen  nur  überhaupt  das  Ge- 
worliewesen  mehr  gefördert  zu  sehen.  Aber 
klar  ist  wenigstens  so  viel,  dass  sie  eine 
freiere  Organisation  ausserliaJb  der  bestehen- 
flen  Zunftverfassung  befürworten.  Becher 
versteht  1668  unter  den  Seyden-,  WüUenen 
und  Leinenmanufacturen ,  die  er  begünstigt 
bissen  will,  die  gewerbliche  Thätigkeit  in 
fliesen  Zweigen  überhaupt,  keine  bestimmte 
Cntemehmungsform.  Auf  dem  gleichen 
Standpunkte  steht  von  Schröder  1686, 
venu  er  die  Fragen  untersucht,  »ob  die 
Manu&ktur  einem  Lande  nötig  und  nützlich 
seit,  und  >wa8  für  Manufakturen  ein  Fürst 
projjagieren  solle«,  oder  den  Vorschlag  zur 
finrichtung  eines  Manufaktur-Inventariums 
erörtert.  Das  Wort  »fabrica«,  mit  dessen 
Anwendung  er  übrigens  sehi*  sparsam  ist, 
gebraucht  er  zur  Bezeichnung  teils  einer 
)?everblichen   Thätigkeit   schlechthin,   teils 


der  industriellen  Erzeugnisse  selbst,  also  für 
unser  heutiges  »Fabrikat«.  Dagegen  trennt 
die  »Entdeckte  Goldgrube  in  der  Accise« 
1685  das  Fabiiksystem  ganz  richtig  von  dem 
Verlagssystem  und  beschreibt  es  dahin,  dass 
»Fabrikanten  mit  grossen  Kosten  gantze 
grosse  Häuser  bauen,  darinnen  sie  die  WoDen- 
öcheider,  WoIlen-Kämmer,  die  Spinnerin, 
die  Weber,  die  Presser  und  wohl  gar  auch 
die  Ferber  beysammen  unterhalten«.  Ihr 
Verfasser  führt  die  neue  Gewohnheit  auf 
Holland  ziuück  und  nennt  deutlich  die  Fa- 
brik »ein  Hauss,  darinnen  die  manufakturen 
gearbeitet  und  verlegt  werden«..  Er  ist 
übrigens  ein  Gegner  dieser  »grossen  hollän- 
dischen Gebäude«  und  erwärmt  sich  für  das 
Verlagssystem. 

Die  geiehi*ten  Kameralisten  aus  der  ersten 
Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts,  Mar- 
perger,  Gadebusch,  Schmolders, 
Zinck  sind  meistens  in  der  Becherschen 
Auffassimg  befangen.  Sie  gebrauchen  »Ma- 
nufakturen und  Fabriken«  im  Sinne  der 
Industrie  überhaupt  und  nennen  nicht  selten 
den  Handwerksmann  oder  Gewerbetreibenden, 
der  für  einen  kauf mäimischen  Verleger  thätig 
ist,  einen  »Fabrikanten«.  »Äianuf^tur«, 
so  heisst  es  in  dem  Allgemeinen  ökonomischen 
Lexikon  1731,  »bestehet  eigentlich  in  der 
Anordnung,  wie  aus  ein  und  anderen  Ma- 
terialien diese  und  jene  Waare  auf  eine 
nützliche  Art  könne  verfertiget  und  zum 
nöthigen  Gebrauch  zugerichtet  werden«, 
Fabrik  aber  »wird  bei  den  Kaufleuten  eine 
angerichtete  IVIanufactur  genannt«.  Erst  all- 
mählich klärt  sich  die  Meinung,  so  dass  z.  B. 
Adrian  Beyers  allgemeines  Hanalungslexikon, 
das  1722  nach  dem  Tode  des  Verfassers 
gedruckt  wurde,  s.  v.  »Fabric,  officina,  manu- 
facture«  die  Erklärung  bietet,  »eine  Werk- 
stätte, da  eine  gewisse  Art  von  allerhand 
Waaren  verfertigt  wird«.  Andere,  die  in 
der  bisherigen  Anschauung  über  Manufak- 
turen beharren,  fügen  dann  wenigstens  er- 
läuternd hinzu  »oder  man  giebt  auch  wohl 
dem  Hause,  wo  eine  gantze  Gesellschaft  der 
Arbeitenden  ein  solches  Geschaffte  in  ge- 
wisser Ordnung  treibet,  diesen  Nahmen«. 
In  der  Hauptsache  bürgern  sich  die  Aus- 
drücke »Manufaktiu*«,  »Fabrik«  für  die  An- 
fertigung solcher  Gegenstände  ein,  die  bisher 
in  Deutschland  noch  gar  nicht  hergestellt 
worden  waren  und  deren  Erzeugimg  nicht 
an  die  Zünfte  gebimden  war.  Vermutlich 
sind  sie  aus  dem  Holländischen  und  Fran- 
zösischen übernommen. 

In  fortschreitender  weiterer  Erkenntnis 
bemühte  man  sich  dann  in  der  zweiten 
Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts,  den  Unter- 
schied zwischen  beiden  Ausdrücken  zu  finden. 
Bei  diesen  fruchtlosen  Bestrebungen  zeich- 
nete sich  besonders  von  Justi  aus.  »Unter 
Manufacturen« ,  äussert  er  sich,   »verstehet 
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man  eigentlich  diejenigea  Bearbeitungen,  die 
bloss  mit  der  Hand  ohne  Feuer  und  ohne 
Hammer  geschehen,  Fabriken  aber  heissen 
diejenigen  Arbeiten,  zu  welchen  Feuer  und 
Hammer  oder  ähnliche  Werkzeuge  ange- 
wendet werden.«.  Er  muss  jedoch  zugeben, 
dass  im  gewöhnlichen  Ijeben  dieser  Unter- 
schied wenig  beachtet  werde  und  man  z.  B. 
von  einer  Tuch-,  Camelott-,  Kammertuch- 
Fabrik  spräche,  »welches  doch  bloss  den 
Namen  einer  Manufac*tur  erhalten  sollte«. 
Und  er  wurde  nur  verwirrender,  wenn  er 
im  zweiten  Bande  seiner  Abhandlung  von 
Manufakturen  und  Fabriken  alle  Handwerker, 
so  in  Feuer  arbeiten,  »Fabricateurs«  und  jeden 
Handwerksmann,  der  in  Wolle,  Leineu,  Seide  j 
und  Baumwolle  arbeitet,  als  »Manufacturier« 
zu  bezeichnen  voi-schlägt,  seine  füliere  Er- 
klänmg  von  der  Fabrik  aber  dahm  erläutert, 
sie  sei  »eine  zusammenhängende  wichtige 
Anstalt  vei'schiedener  Arten  von  Arbeiten, 
wodiu'ch  die  Metalle  und  mineralische  Pro- 
dukte vermittelst  Feuer  und  Hammer  oder 
andere  ähnliche  Werkzeuge  zu  vollkommenen 
Waaren  gemacht  werden«.  Justi  drang  mit 
seinen  Ansichten  nicht  durch.  Kurz  vor  ihm 
hatte  Jloser  in  seinen  ^Schwäbischen  Nach- 
richten von  Oekonomie-,  Caraeral-etc.  SacheiK^ 
1757  erklärt,  dass  er  »Fabricjuen  und  Ma- 
nufacturen  als  gleichgültige  Wörter  nehme« 
und  ebenso  besagt  Bergius'  Policey-  und 
Camei-al-Magazin  1770,  das  wir  als  den  Nie- 
derschlag der  Kamei-aüstengelehrtheit  des 
ganzen  Jalirhunderts  ansehen  dürfen,  »dass 
l)eyde  gemeiniglich  als  gleichbedeutende  Be- 
griffe angesehen  werden«.  Indes  kommt 
das  Magazin  in  der  selbständigen  Erklänmg 
des  Begriffs  selbst  auch  noch  nicht  weit, 
sondern  betont  als  das  Wesentliche,  dass  Fa- 
briken in  neuerer  Zeit  gegründet  seien  und 
den  Innimgen  und  den  Zünften  nicht  unter- 
ständen. Eine  über  diese  äusserliche  Auf- 
fassung triumj)hierende  Ansicht,  die  der 
heutigen  nahesteht,  tritt  uns  erst  in  Lam- 
prechts Kameralverfassung  1797  entgegen. 
Hier  \vird  der  Unterschied  der  Manufakturen 
und  Fabriken  daiin  gefunden,  dass  »sie  die 
Verarbeitung  der  rohen  Materien  melir  im 
Grossen  betreiben,  die  einzelnen  zur  Zu- 
bereitung der  Kunstwaren  eiforderli'jhen 
Arbeiten  imter  mehrere  beständig  bei  einerlei 
Arbeit  bleibende  Arbeiter  verteilen,  oft  künst- 
liche Maschinen  als  Hülfsmittol  der  Ver- 
arbeitung anwenden  und  den  Vertrieb  der 
Waren  mit  kaufmännischer  Kenntnis  und 
Klugheit  bewirken«.  Gleich wolü  war  diese 
geläuterte  Vorstellung  noch  nicht  die  über- 
all herrschende,  und  in  anerkannten  W^erken, 
wie  z.  B.  Patjes  Verzeichniss  der  Fabriken 
im  Chm'fürstenthum  Hannover,  werden  nicht 
nur  Spiegel-  und  Glashütten,  Steinzeug- 
fabriken und  dergleichen  mehr,  sondern 
auch  Gewerbe  aufgeführt,   die  gai*  nicht  in 


grösseren  geschlossenen  Etablissements  vor 
sich  gingen,  wie  Gerbereien,  Leinen-  und 
Wollwebereien. 

In  anderen   nichtdeutschen  Ländern,  in 
denen   die  Zunftverfassung  kein  so   gn>j>^s 
und  lange  sich  erhaltendes  Ansehen  genc^, 
lässt    sich  die  Begründung   grosser   Unt^er- 
nehmungen,  die  als  Fabriken  anzusehen  sind, 
bedeutend  zeitiger  als  in  Deutschland  nach- 
weisen.    In  Süd-   und   Mittel frankrei oh 
herrscht  bereits  in  der  Mitte  des  siebzehnten 
Jahrhunderts  wenigstens  in  der  Seiden-  um 
Sammetindustrie    das    System     der    Hait?- 
manufaktur,   wie  es  noch  heute  in  Lyon. 
St.  Etienne   und   anderen   Städten   vielfach 
besteht,  aber  mehrfach  auch  in  die  Fabrik- 
untemehmung  übergeht     In  Paris  fanden 
sich   in   den   sogenannten  lieux  privil^jit-:} 
die  Personen  zusammen,  die  ohne  die  Mittel 
sich  als  Meister  oder  Kaufleute  aufnc^hnien 
lassen,  ihre  Gewerbe  ausüben  durften,  ohne 
befürchten  zu  müssen,  von   den  Zunftvor- 
stehern  gestört  zu  werden.     Diese  Statten, 
deren  es  9  gab,  werden   Veranlassung  zr. 
reicher  Entfaltung  gewisser  Gewerbe,  wi»? 
der  Spiegelglasfabrikation,  der  Tucliweberei. 
Töpferei,  Wachstuchfabrikation.    In  Amieiis 
und  Tours  bestehen  seit  Ende  des  16.  Jahr- 
hunderts Teppichfabriken,  Tuch-  imd  Tepnich- 
wel)ereien   teils  seit  Anfang   des   17.  Jahr- 
hunderts,  teils  durch  Colbert  veranlasst  ia 
Sedan,  Öeauvais,  Lorviers,  Aubusson  und 
Carcassonne.     Im    Jahre    1662    wurde  die 
Gobelinsmanufaktur   in   Paris   reorganisiert, 
1669  durch  Rabais  in  Abbeville  in  der  Pi- 
cardie  eine  Tuchfabrik  mit  500  holländischer: 
Ai'beitern  eröffnet  Häufiger  werden  Fabriken 
grösseren  Stils  im  18.  Jahrhundert  erwähnt : 
1730  eine  Waffenfabrik  im  Elsass,  174.')  die 
Porzellanfabrik  in  Tineen nes,  die  1748  naeh 
Sevrcs   verlegt   wimle,    1755   eine  Seideii- 
fabrik  in  Pony  en  Velay,  1756  ebenda  eine 
BaumwoUfabrik ,    1757    eine    Tuchfabrik  in 
Bom-ges  unter  Leitimg  einer  englischen  (te- 
sellschaft. 

In  1 1  a  1  i  e  n  erscheint  im  15.  imd  16.  Jalir- 
himdert  ein  Zug  zur  Ceutralisation  des  Be- 
triebs. Doch  scheint  es  zur  Bildung  grosserer 
geschlossener  Fabrikanstalten  nicht  ge- 
kommen zu  sein,  weü  es  den  Zünften  gelaug. 
diese  Entwickelung  zu  hemmen  oder  ein- 
zuschränken. In  der  Seidenindustrie  Genuas 
überwog  wohl  die  Hausmanufaktiu:.  Da- 
gegen scheint  es  inA'enedig  sowohl  private 
Grossbetriebe  (mit  20—25  W^ebstühlen)  als 
auch  staatlich  geleitete  fabrikähnliche  An- 
stalten zur  Herstellung  von  Schiffstauen  von 
Segeltuch  und  Rüstungen  gegeben  zu  hat-en. 
Im  allgemeinen  waren  dies  akber  Ausnahmen. 

In  den  N  i  e  d  e  r  1  a  n  d  e  n  beschränkte  das 
Gilderecht  gleichfalls  die  Zahl  der  von  jedem 
Handwerksmeister  zu  haltenden  Gehülfen  iind 
die  Zalü  der  zu  gebrauchenden  Werkzeuge. 
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AU^r  teilweise  zog  man  die  Grenzen  nicht 
-iit  ensr  wie  in  Deutschland,  teils  liess  man 
?io'  zoitig  ganz  fallen.  So  hörte  das  für  die 
Läuenweber  in  Amsterdam  bestehende  Ver- 
Iwjt,  mehr  als  drei  Webstühle  in  Gang  zu 
setzen,  im  Jahre  1657  auf.  Für  die  Tuch- 
In-reiter  aber  daselbst  war  eine  Zahl  von 
1<»  Gehilfen  im  Maximum,  für  die  Hut- 
macher  von  6,  seit  1631  von  8  Gehilfen  und 
für  die  Tuchmacher  in  Leyden  von  6  Ge- 
sellen vorgesehen.  Die  ersten  Fabriken 
stammen  aus  dem  letzten  Drittel  des  sieb- 
z^^hnten  Jahrhunderts:  1666  eine  Spiegel- 
üihrik  in  Amsterdam,  1678  eine  Fabnk  ziu- 
Verarheitnng  italienischer  Rohseide  in  Haar- 
l'*m.  Mit  der  Einwanderung  französischer 
Flüchtlinge  gewann  die  Entwickelung  ein 
lobhafteres  Tempo  und  es  wurden  mehrere 
Fabriken  in  Haarlem  für  Hutmacherei,  Sei- 
<leü-  und  Halbseidenweberei,  in  Utrecht  und 
Xw»rden  für  Sammetweberei ,  an  anderen 
Orten  für  Gerberei  und  Posamentierarbeit 
ir*»gnindet  Zum  Teil  waren  die  neuen  Un- 
ternehmungen sehr  grossen  Umfanges,  wie 
•iio  Weberei  des  Pierre  Baille  von  1682  in 
Amsterdam,  der  110  Stühle  beschäftigte,  und 
<lie  Utrechter  Seidenfabrik  des  Jacob  von 
Mollem,  der  500  Arbeiter  in  seiner  durch 
ein  Wasserrad  betriebenen  Anstalt  beschäftigte 
lind  ausserhalb  derselben  1100  Webstühle  in 
Bewegung  setzte. 

In  England  liefert  eine  Veroi-dnung 
aus  der  Zeit  Heinrichs  VÜI.  (1530),  die  den 
fremden  Handwerkern  in  Oxford  untersagte, 
m^hr  als  10  fremde  Gehilfen  auf  einmal  zu 
balten,  den  Beweis,  dass  das  Zunftrecht 
hier  gleichfalls  nicht  streng  gehandhabt  wur- 
de, sondern  Unternehmungen  grösseren  Stils 
vorkamen,  üeber  die  Häufigkeit  derartiger 
Etablissements  ist  aber  nichts  bekannt. 
Fnter  der  Benenmmg  »Manufakturen«  er- 
scheinen gewerbliche  Anstalten  im  17.  Jahr- 
hundert —  z.  B.  1661  in  Schottland  Seiden- 
manufakturen —  und  erfreuen  sich  der 
(iunst  des  schützenden  Staats.  Erst  mit 
Erfindung  verschiedener  Maschinen  entstehen 
im  Laufe  des  vorigen  Jahrhunderts  zahl- 
rdche  Fabriken.  Die  beiden  Fabriken  frei- 
li^h,  die  die  1733  von  Wyatt  erfundene 
Spinnmaschine  anzuwenden  versuchten,  gin- 
gen bald  wieder  ein.  Die  von  Highs  1764 
o<ler  1765  hergestellte  Spinnmaschine  (Jenny), 
ilie  sechs  Spindeln  zugleich  in  Thätigkeit 
versetzte,  wurde  noch  im  Hause  des  Webers 
oder  Spinners  benutzt,  aber  die  Vervoll- 
kommnungen, die  Arkwright  und  Hargraves 
erfunden ,  bedangen  Fabriketablissements. 
Arkwright  eröffnete  das  erste,  das  mit  Pferde- 
kTaft  betrieben  wurde,  1768  in  Nottingham, 
'las  zweite,  das  mit  Wasserkraft  in  Gang 
^'esetzt  wurde,  1771.  Im  Jahre  1780  gab 
••>  20  solcher  Fabriken ,  die  entweder  Ark- 
>^right  oder  Männern  gehörten,  die  ilm  für 


sein  Patent  bezahlt  hatten:  im  Jahre  1790 
war  ihre  Zahl  auf  150  gestiegen.  Seit  1790 
war  man  auch  so  weit,  die  Wasserkraft  durch 
Watts  Dampfmaschine  zu  ersetzen,  und  ge- 
langte dadiu'ch  ziu-  Möglichkeit,  Fabriken  in 
Städten  zu  errichten,  statt  wie  früher  ver- 
streut an  Flussufern.  Cartwrights  Erfindung 
des   durch  Wasser   oder   Dampf  bewegten 

'  Webstuhls  führte  in  demselben  Jahre  zur 
ersten  von  Grimshaw  eröffneten  Darapf- 
weberei,  die  leider  bald  aufbrannte.  Indes 
etabliferten  sich  seit  dieser  Zeit  bis  1800 
mehrere  mechanische  Webereien  in  Schott- 
land, und  der  Sieg  der  Fabrikweberei  wiirde 
1803  diu-ch  Thomas  Johnsons  Erfindung  der 
»dressing  frame«  entschieden.  Ein  Kind 
konnte  nun  zwei  Webstühle  bedienen  und 
in  gleicher  Zeit  zwei-  bis  dreimal  soviel 
weben  als  die  besten  Handweber.  Indes 
nahm  man  die  neue  Entwickelung  nicht 
ruhig  hin.  1812  und  1816  brachen  in  Not- 
tingham und  Midland,  1826  in  Lancashire 
Aufstände  aus  behufs  Zerstörung  der  mecha- 
nischen Webstühle.  Aehnlich  vollzog  sich 
in  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts der  üebergang  zur  Fabrikunter- 
nehmung in  der  Metall-  und  in  der  kera- 
mischen Industrie. 

In    Oesterreich    wui-den    die    Zunft- 

I  rechte  einmal  durch  »Hoffreiheiten« ,  die 
einzelne  Handwerker  von  der  Zugehörigkeit 
zum  Zunftverband  befreiten,  durchbrochen. 
Ferner  wurden  seit  Anfang  des  18.  Jahr- 
hunderts sogenannte  »Privativa«  erteilt,  d.  h. 
Privilegien,  durch  welche  man  neu  errich- 
tete Fabriken  vom  Handwerk  und  der  Zunft- 
verfassung möglichst  unabhängig  machte. 
Die  erste  derart  ins  Leben  tretende  Fabrik 
war  die  eines  gewissen  Adam  Ignatz  Höger 
1709,  in  der  Oel  aus  Traubenkernen  erzeugt 
wurde.  Doch  schon  im  17.  Jahrhundert  er- 
scheinen gi-össere  Unternehmungen,  wie  1668 
die  seydene  Fabrica  und  Manufaktur  des 
Grafen  Sinzendorf  und  1676  das  Manufaktur- 
haus auf  dem  Tabor  in  Wien,  das  Seiden- 
und  Wollenweberei- ,  Glas-  und  Majolika- 
fabrikation, Apothekenbetrieb  und  Herstel- 
hmg  von  Hausgeräten  in  sich  vereinigte. 

In  Russland  war  bis  auf  Peter  den 
Grossen  die  gewerbliche  Thätigkeit  ausser- 
ordentlich gering  entwickelt.  Dieser  macht- 
volle Herrscher  interessierte  sich  in  gleicher 
Weise  für  Hebung  des  Handwerks,  dem  er 
durch  Verleihen  der  Zunftverfassung  aufzu- 
helfen gedachte,  als  für  Einbürgerung  von 
Fabrikindustrieen,  deren  Pflege  (lem  neuge- 
schaffenen Manufakturkollegium  übertragen 
wurde.  Wirklich  wan^n  seine  Bestrebungen 
soweit  von  Erfolg  gekrönt,  dass  bei  seinem 
Tode  100  Fabriken  verechi edener  Art  be- 
standen haben  sollen,  von  denen  einige  etwa 
300  Arbeiter  beschäftigten.  Für  das  Land 
war  ihre  Entstehung  von  der  grössten  Be- 
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deutung.  Denn  sie  führten  neue  Zweige 
ein,  die  bisher  noch  nicht  gepflegt  worden 
waren  (Seidenweberei,  Papier-,  Gks-,  Segel- 
tuch- etc.  Industrie),  und  wurden  zu  Schulen 
für  den  russischen  Arbeiter.  Fabriken  im 
eigentlichen  Sinne  waren  es  nicht,  insofern 
Maschinen  in  ihnen  äusserst  wenig  verwandt 
wurden.  Als  Katharina  IL  ziu-  R^ierung 
kam  (i.  J.  1762),  zählte  man  984  Fabriken, 
im  Jahre  ihres  Todes  3161.  Für  die  Gegen- 
wart (1896)  wird  die  Zahl  aller  Fabriken, 
unter  welchen  Anstalten  mit  mindestens 
16  Arbeitern  oder  mechanischen  Motoren 
verstanden  werden,  auf  4459  angegeben. 
Offenbar  ist  in  der  älteren  Zeit  der  Begriff 
»Fabrik«  etwas  weiter  gefasst  woiden  und 
wohl  nicht  immer  an  einen  Grossbetrieb 
bei  ihr  zu  denken. 

Litteratar:  Ausser  den  im  Texte  genannten 
kameraiUtischen  Schriftstellern  des  vorigen  Jahr- 
hunderts: Albrecht,  Die  volkswirtschaftliche 
Bedeutung  der  Kleinkraftmaschinen,  in  Jahrb, 
/.  Ges.  u.  Verw.  IS,  S,  47S  52g.  —  Ch,  Babbage, 
Ueber  Maschinen-  und  Fabrikenwesen.  Aus  dem 
Englischen  von  Friedenberg,  18SS.  —  Andr, 
BlaUf  Das  kommerziell-geicerblidie  Russland, 
1899.  —  J,  DevilUf  Recueil  de  Statuts  et  docu- 
ments  relatif  ä  la  corporatian  des  tapissiers, 
Paris  1875.  —  Ä  BüehsenacMUKj  Besitz  und 
Erwerb  im  griechischen  Altertum,  Halle  1869.  — 
Henry  W.  Famant,  Die  innere  französische 
Gewerbepolitik   von   Colbert  bis  Turgot,   Leipzig 

1878.  ^  H.  deB.  Gibbins,  Industry  in  Eng- 
land, 1896.  —  H.  Orothe,  Bilder  und  Studien 
zur  Geschichte  der  Industrie  und  des  Maschinen- 
wesens, Berlin  IS  70.  — -  J.  Hatscliek,  Das 
Manufakturhaus  auf  dem  Tabor  in  Wien,  Leipzig 
1886.  —  A.  Held,  Ztcei  Bücher  zur  sozialen 
Geschichte  Englands,  Leipzig  1881.  —  Levasseur, 
Histoire  des  ckuses  ouvrih-es  en  France.  —  W, 
von  OchenkotPsM,  Englands  wirtschaftliche 
Enincickelwng  im  Ausgang  des  Mittelalters,  Jena 

1879.  —  Af.  Mohlf  Ueber  die  württembergische 
Gewerbsindustrie,  Stuttgart  1828.  —  O.  Frings- 
heim,  Beiträge  zur  wirtschaftlichen  Entwicke- 
lungsgeschichte  der  vereinigten  Niederlande, 
Leipzig  1890.  —  H.  Reschauer,  Geschichte 
des  Kampfes  der  Handwerkerzünfte  etc.,  Wien 
188£.  —  F.  ReuleatUK,  Die  Maschinen  in  der 
Arbeiterfrage,  Minden  1885.  —  W.  Röscher, 
Ansichten  der  Volkswirtschaft,  S.  Aufl.,  1878, 
S.  101—294.  —  H.  Sieveking  in  Jahrb.  f.  Ge- 
setzgebung XXI,  102  ff.  —  W.  Stieda,  Peter 
der  Grosse  als  Merkantilist,  Bussische  Revue  4, 
S.  105  ff.  —  Derselbe,  Die  Entwickelung  der 
russischen  Gewerbetferfassung,  Nord.  Bundschau  I, 
S.  479  ff.  —  IT.  TolHn,  Geschichtt  der  franzö- 
sischen Kolonie  von  Magdebxirg,  Halle  1886  bis 
1889,  S  Bände.  —  M,  Tugan^Baranowsley, 
Die  russische  Fabrik  in  Vergangenheit  und  Gegen- 
wart, 1898,  L  Teil  (in  niss.  Sprache).  —  A. 
Vre,  Das  Fabrikwesen  in  wissenschaftlicher, 
moralischer,  kommerzieller  Hinsicht.  Aus  dem 
Englischen  von  Diezmann,  Leipzig  18S5.  —  Otto 
Wiedfeldt,  Statistische  Studien  zttr  Entwicke- 
lungsgeschichte  der  Berliner  Industrie  von  1720 
bis  1890,  1898.  —   Vierteljahrshefte  zur  Statistik 


des  Deutsehen  Reichs,  Jhrg.  1898,      ErgänzuHi 
z.    1.  Heß  Statistik  d.  D.  R.,    X.  F.  US,  IS'/f. 
Wilh,  SHeda, 


Fabrikgesetigebiui 

(Internationale  Regelung). 

1.  Vorbemerkung.  2.  Die  Bestrebungen  för 
internationale  F.  im  allgemeine.  3.  Aeltere 
geschichtliche  Entwickelnng.  4.  Die  internatio- 
nale Arbeiterachntzkonferenz  in  Berlin  im  März 
1890  und  spätere  Vorgänge. 

1.  Vorbemerkimg.  Der  Ausdruck  »Fa- 
brikgesetzgebung« passte  eigentlich  nur  so 
lange,  wie  der  Arbeiterschutz  sich  aus- 
sclüiesshch  auf  Fabriken  oder  auf  die  vor- 
zugsweise ^ibrikmässig  entwickelten  In- 
dustrieen  beschränkte,  weil  för  die  in  Fa- 
briken koncentrierten  Crewerbc  Schutzror- 
schriften  leichter  als  für  die  zerstrent** 
Masse  der  Kleinbetriebe  durchzuführen 
waren  und  ursprünglich  gerade  die  Fabriken 
durch  übermässige  Anspannung  der  mensch- 
lichen, namentlich  der  jugendlichen  oder 
weiblichen  Arbeitskraft,  durch  die  mit  dem 
Maschinenwesen  verbimdene  UnMlgefahr 
sowie  durch  ihre  meist  ungesunde  Bauart 
und  Einrichtung  das  Einschreiten  der  Ge- 
setzgebung am  meisten  herausforderten. 
Heute  stellt  in  den  vorgeschrittenen  In- 
dustriestaaten der  gewerbliche  Haus-  und 
Werkstättenbetrieb  oft  viel  dringendere 
Schutzforderungen  als  der  grossindustrielle, 
welcher  eben  infolge  der  »Fabrikgesetz- 
gebung« vielfach  bereits  völlig  zeitgeoiäss 
reguliert  ist  Man  kann  jedoch  gerade  für 
die  internationale  Betrachtung  jenen  Aus- 
druck noch  beibehalten,  da  der  Arbeiter- 
schutz ausserhalb  der  Fabriken  —  etwa  von 
der  Unfallverhütung  abgesehen  —  zumeist 
noch  wenig  oder  gar  nicht  entwickelt  ist 
Ueber  die  einzelnen  Länder  vgl.  den  Auf- 
satz Arbeiterschutzgesetzgebung 
oben  Bd.  I,  S.  470  ff. 

2.  Die  BestrebangeD  für  intematio- 
Dsle  F.  im  allgemeinen  finden  ihre  Trieb- 
federn nicht  nur  in  humanitären  Rücksichten, 
sondern  auch  in  Interessen  der  Arbeitgeber. 
Schon  in  den  einzelnen  Ländern  ist  that- 
sächhch  der  gesetzliche  Arteiterschutz 
durch  das  Eintreten  von  Untemehmerkreisen 
gefördert  worden,  welche  mit  seiner  Hülfe 
die  eigene  Stellung  zu  halten  oder  auch  die 
schwächeren,  zum  Teil  auf  erhebliche  Aus- 
nutzung der  Arbeitskraft  angewiesenen  Mit- 
bewerber ganz  aus  dem  Felde  zu  schlagen 
gedachten  (Gross-  und  Kleinbetrieb  in  Eng:- 
land,  westliche  und  centrale  Industrie  in 
Russland).  Von  gleichen  Gesichtspunkten 
aus  kann  auch  die  Unternehmerschaft  gan- 
zer Länder  ein  lebhaftes  Interesse  an  einer 
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internationalen  Fabrikgesetzgebung  haben ;  dar 
mit  ist  aber  zugleich  gesagt,  dass  anderswo 
wichtige  Betriebsinteressen  der  internatio- 
nalen Regelung,  vor  allem  der  völlig  gleich- 
massigen,  widerstreben.  Nach  sachverstän- 
diiren  Aussagen  vor  einer  königlichen  Kom- 
mission in  England  hätten  z.  B.  von  den 
indischen  Spinnereien  */e  nicht  bestehen 
können,  wenn  sie  den  englischen  Schutz- 
Torschnften  unterworfen  gewesen  wÄren! 
(S.  Adler  a.  a.  0.  S.  31.)  Aber  auch  die 
Interessen  der  Arbeiterfamilien  können  durch 
internationale  Fabrikgesetzgebung  ebensogut 
Terietzt  wie  gefördert  werden :  ein  Land  z.  B., 
dessen  Bevölkening  sich  in  ihrer  Lebens- 
haltung, Familiengpründung  u.  s.  w.  einmal 
darauf  eingerichtet  hat,  dass  schon  die  zehn- 
jährigen Ainder  in  den  Fabriken  ihr  Brot 
finden,  kann  sich  schwer  einer  internatio- 
nalen Vereinbarung  fügen,  welche  mit  ei- 
nem Schlage  Kinder  unter  14  Jahren  von 
der  Fabrikarbeit  ausschliesst  (Gustav  Cohn). 
Bedenkt  man  ferner,  dass  das  Klima,  die 
nach  Stammesart  und  Himmelsstrich  frühere 
oder  spätere  körperliche  Reife  und  andere 
Rücksichten  auch  ein  verschiedenes  Mass 
von  Arbeiterschutz,  z.  B.  hinsichtlich  der 
Arbeitsdauer  und  des  Schutzalters  für  jugend- 
liche Personen  bedingen,  so  erscheinen  der 
internationalen  Regelung  von  vornhei-ein 
ziemlich  enge  Grenzen  gezogen.  Dazu 
kommt  die  Schwierigkeit  der  internationalen 
Kontrolle  und  Vollziehung ;  kein  souveräner 
Staat  wird  sich  ernstlich  auf  eine  solche  ein- 
lassen wollen,  so  dass  die  einzelnen  Kontra- 
henten wesentlich  auf  die  Loyalität  der  ande- 
ren angewiesen  bleiben ;  wo  der  internationale 
Vertrag  am  gewissenhaftesten  eingehalten 
wird,  ergiebt  sich  leicht  eine  Schädigung 
der  heimischen  Industrie  zu  Gunsten  der- 
jenigen anderer  Länder,  in  denen  die  Auf- 
sicht allgemein  oder  gelegentlich,  wie  z.  B. 
bei  gewinnbringender  Hochkonjunktur, 
»nachsichtiger«  gehandhabt  wird. 

An  eine  gesetzliche,  wohl  gar  gleich- 
massige  internationale  Regelung  des  Arbeiter- 
K;hntzes  ist  hiemach  schwerlich  jemals  zu 
denken.  Ganz  ohne  Bedeutung  ist  das  in- 
ternationale Moment  für  die  Frage  darum 
aber  keinesw^egs.  Auch  unter  den  un- 
günstigsten Verhältnissen  wird  eg  ein 
Minimum  von  Schutz,  namentlich  hinsicht- 
lich der  Kinderarbeit  geben,  welches  aus 
überwiegenden  Rücksichten  der  Menschlich- 
keit und  Volksgesundheit  gewährt  werden 
mnss,  selbst  wenn  dadiu-ch  hier  und  da  ein  Ein- 
zelinteresse verletzt  wird.  Halten  auch  die 
rückständigsten  Länder  dieses  Minimum 
ein,  80  können  die  übrigen  eine  intensivere 
Schutzpolitik  treiben,  ohne  zu  sehr  durch 
Konkurrenzrücksichten  behindert  zu  sein. 
Amtliche  oder  private  Veranstaltungen  (Kon- 
gresse, Vereine  u.  s.  w.),  die  dafür  zu  wir- 


ken suchen,  dass  jedes  Land  im  Wege  der 
eigenen  Gesetzgebung  sich  auf  die  seiner 
Eigenart  und  seinen  Bedürfnissen  ent- 
sprechende Stufe  des  Arbeiterschutzes  setze, 
können  daher  dessen  Gestaltung  auch  von 
Nation  zu  Nation  recht  wohl  vorteilhaft 
beeinflussen. 

3.  Aeltere  geschichtliche  Entwicke- 
lung^).  Bald  nach  Einführung  der  ersten 
wirksamen  nationalen  Schutzgesetze  gegen 
die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  hin  erfolgte 
auch  die  erste  Anregimg  zu  ihrer  inter- 
nationalen Ausgestaltung.  Der  elsässische 
Fabrikant  Daniel  Legrand  scUug  (in  einer 
Eingabe  an  den  Kanzler  von  Frankreich 
und  die  Mitglieder  der  Pairskammer)  eine 
solche  schon  im  Jahre  1841  vor,  und  zwai' 
aus  »humanitären«  Gesichtspunkten,  wäh- 
rend er  in  einer  im  Jahre  1857  an  die 
Kabinette  von  Berlin,  Wien,  Petersburg, 
Paris  und  Turin  gerichteten  Denkschrift 
zugleich  die  Schwierigkeiten  betonte,  die 
sich  bei  einer  bloss  nationalen  Fabrikgesetz- 
gebung aus  der  internationalen  Konkurrenz 
ergäben.  Im  Jahre  1855  ging  dann  von 
dem  in  der  heimischen  Schutzgesetzgebung 
führenden  Kanton  Glanis  ein  Antrieb  aus, 
der  allerdings  zunächst  nur  die  Baumwoll- 
industrie der  schweizerischen  Kantone  im 
Auge  hatte;  jedoch  sogar  diese  beschränkte 
»interkantonale«  Regelung,  zu  deren  Herbei- 
führung in  den  Jahren  1859  und  1864  in 
Bern,  1872  in  Glarus  Konferenzen  stattfan- 
den, scheiterte  bezeichnender  Weise.  Erst 
das  eidgenössische  Fabrikgesetz  von  1877 
stellte  für  seinen  Bereich  die  Einheitlich- 
keit des  Arbeiterschutzes  her.  Zugleich  er- 
gab sich  daraus  eine  Belebung  der  Bestre- 
bungen für  internationale  Fabrikgesetzgebung, 
da  die  Opfer  und  Schwierigkeiten,  die  das  Ge- 
setz den  einheimischen  Fabrikanten  aufer- 
legte, den  schweizerischen  Bundesrat  als- 
bald zur  Ergreifung  der  Initiative  für  Ver- 
handlungen zu  jenem  Zwecke  veranlassten. 
Eine  im  Jahre  1881  erfolgte  Sondierung  der 
Regierungen  von  Deutschland,  Frankreich, 
England,  Belgien,  Oesterreich  und  Italien 
begegnete  allerdings  noch  überall  einer 
mehr  oder  weniger  ablehnenden  Haltung. 
Inzwischen  begann  jedoch  die  Frage  immer 
>veitere  wissenschaftliche  und  politische 
Kreise  zu  beschäftigen.  Sie  wunie  u.  a. 
auf  der  Versammlung  in  Eisenach  im  Jahre 
18? 2  zur  Besprechung  der  sozialen  Frage, 
sodann  im  Verein  für  Sozialpolitik  zu  Frank- 
furt im  Jahre  1882  verhandelt,  ebenso  u.  a. 
im  Jahre  1885  in  der  »Freien  Vereinigung 
katholischer  Sozialpoiitiker  in  Klein-Heubach, 


*1  Wir  folgen  hier  vornehmlich  den  sehr 

ff  rundlichen   Darstellungen   bei    Bücher  und 

Adler  a.  a.  0.,   die  auch  noch  weitere  ein- 
gehende Quellennachweise  bieten. 
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im  Jahre  lft87  auf  dem  internationalen  Kon- 
gress  für  Hygiene  tmd  Demographie  in 
Wien  sowie  auf  zaiilreichen  nationalen  und 
internationalen  ArV>eiterkongressen ;  die  christ- 
lich-soziale Arbeit  erjiartei  nahm  den  internatio- 
nalen Arbeiterschutz  1877  in  ihr  Programm 
auf,  die  sozialdemokratische  Reichstagsfrak- 
tion forderte  im  Januar  issr>  ein  Voi-gehen  der 
deutschen  Reichsregierung  zum  Zwecke  der 
Herbeiführung  einer,  internationalen  Fabrikge- 
setzgebung auf  bestimmten  Gnmdlagen  (zehn- 
stündiger Arbeitstag,  Verbot  der  Nachtarbeit 
und  der  Beschäftigung  von  Kindern  unter 
14  Jahren).  In  der  Wissenschaft  blieben 
die  Meinungen  geteilt;  von  den  Gelehrten, 
■welche  sich  besonders  eingehend  mit  der 
Frage  befassten,  äusserten  Gustav  Cohn  und 
Bücher  sich  sehr  skeptisch,  Georg  Adler 
mehr  hoffnungsfreudig  über  internationale  Fa- 
brikgesetzgebung. Alle  diese  Emrtenmgen  be- 
gilnstig-ten  jedenfalls  die  Stimmung  auch  für 
eine  amtliche  Behandlung  der  Frage.  So 
kam  es,  dass  die  Schweiz,  als  sie  im  März 
1SS9  abermals  eine  Umfrage  erliess,  allsei- 
tiges Entgegenkommen  fand.  •  Unter  dem 
Eindnick  der  Initiative  des  deutschen  Kai- 
sers durch  die  sogenannten  »Februarerlasse«' 
überliess  sie  jedoch  di(»sem  den  Vortritt. 

4.  Die  internationale  Arbeitersohntz- 
konferenz  in  Berlin  im  März  1890  und 
spätere  Vornan j^e.  Am  4.  Februar  1890 
erging  ein  Erlass  Kaiser  Wilhelms  IL  an 
den  Reichskanzler,  in  dem  es  hiess:  >Jch 
»bin  entschlossen ,  zur  Verbesserung  der 
»Lage  der  deutschen  Arbeiter  die  Hand  zu 
»bieten,  soweit  es  die  Grenzen  gestatten, 
»welche  Meiner  Fürsorge  durch  die  Not- 
i>wendigkeit  gezogen  werden,  die  deutsche 
^Industrie  auf  dem  Weltmarkte  konkun-enz- 
>fähig  zu  erhalten  und  dadurch  ihre  und 
>>der  Arbeiter  Existenz  zu  sichern  .  .  .  Die 
»in  der  internationalen  Konkinrenz  hegrün- 
»deten  Schwierigkeiten  der  Verbesserung 
»der  Lage  unserer  Arbeiter  lassen  sich  nur 
»durch  internationale  Verständigung  der  an 
»der  Beherrechung  des  Weltmarktes  be- 
»teiligten  Länder,  wenn  nicht  überwinden, 
»so  doch  abschwächen.«  Zugleich  erging 
ein  Erlass  an  die  Ressortminister  bezüglich 
des  weiteren  Ausbaues  der  nationalen 
Schutzgesetzgebung  und  Einladungen  an  die 
wuchtigsten  Industriestaaten  zur  Beschickung 
einer  Konferenz,  die  tliatsächlich  vom  15. 
bis  28.  März  1890  unter  Vorsitz  des  Mi- 
nisters V.  Berlepsch  und  Beteiligung  der  Ver- 
treter von  15  Staaten  (Belgien,  Dänemark, 
Deutschland ,  Frankreich ,  Grossbritannien, 
Italien,  Luxemburg,  Niederlande,  Norwegen, 
Oesterreich,  Portugal,  Schweden,  Schweiz, 
Spanien,  Ungarn)  stattfand.  Ilirer  natür- 
lichen Aufgabe  entsprechend  beschränkte 
sie  sich  darauf,  in  ihren  Antworten  auf  die 
ihr  vorgelegten,  deutscherseits  formulierten 


Fragen  die  Erfüllung  gewisser  ForderuniT» -i 
mehr  oder  weniger  bedingimgsweise  a:- 
»wünschenswert«  zu  erklären.  Wir  geU-n 
nachfolgende  Skizze  der  Fragen  und  Ant- 
worten : 

I.  Arbeit  in  Bergwerken.  1)  Ist 
die  Beschäftigimg  »unter  Tage^r  zu  verbieten 
a)  für  Kinder  unter  einem  bestimmten  L- 
bensalt^^r?  b)  für  weibliche  Pei-sonen?  — 
Als  »wünschenswert  wimle  die  allmählich»' 
Heraufschiebung  des  Zulassungsalters  naih 
Massgabe  der  Erfahrung«^  Vis  zum  ErAc 
des  14.,  für  südliche  Länder  des  12.  Jahivs 
und  das  Verbot  der  Frauenarbeit  :> unter  Ta?^- 
bezeichnet.  2)  Ist  für  Bei'gwerke,  in  denen 
die  Arbeit  mit  besonderer  Gesnndheit^jr» - 
falir  verbunden  ist,  eine  Beschränkimsr  kU-t 
Schichtdauer  vorzusehen?  —  »Wünschens- 
wert«, soweit  die  BergwerkstechnLk  nifht 
zureicht,  »jedoch  nach  den  Gnmdsätzen  und 
der  Praxis  jedes  Volkes.«  3)  Ist  es  im  all- 
gemeinen Interesse  möglich,  um  die  Rec-^1- 
mässigkeit  der  Kohlenfürdening  zu  sicheni, 
die  Arbeit  in  den  Kohlengniben  einer  inter- 
nationalen Regelung  zu  unterstellen  V  -- 
A  Wünschenswert«  gründliche  Staat  sauf >icht 
durch  erprobte  Techniker,  Unmittellörkfit 
der  Beziehungen  zwischen  Arbeitern  un«! 
Ingenieuren,  Entwickelung  der  nationalen 
Vorl>eugungs-  und  HtUfseinriehtimgen.  Ein- 
schränkung der  Arbeitseinstellungi?n  durch 
Schiedsgerichte  und  dergleichen. 

II.  Sonntagsarbeit.  1)  Ist  sie  fhr 
Regel  nach  zu  verbieten  ? — »  Wünschenswert - 
unbeschadet  der  erfonlerlichen  Ausnahmen 
und   des  Aufschubes  ein  Ruhetag,  woraCHj- 

I  lieh  Sonntag,  für  Jugendliche,  Frauen,  In- 
lUistriearlxnter.  2)  Welche  AusnaiimeuV  — 
Für  täglich  nötige  Arbeiten,  kontinuierliche, 
Saison-  und  dergleichen  Betriebe,  jedoch 
unter  Freilassung  jedes  zweiten  Sonntair?. 
3)  Sind  die  Ausnahmen  international,  diirch 
Gesetz  oder  Ver^'altungsvorschrift  zu  be- 
stimmen? —  Internationales  Uebereinkora- 
men  wünschenswert 

III.  Kinderarbeit.  Hier  wurde  als 
»wünschenswert«  erklärt  der  Ausschluss 
der  Kinder  unter  12,  in  südlichen  Ländern 
unter  10  Jahren  von  der  industriellen  Ar- 
beit, unter  14  Jahren  von  Nacht-  und  Sonn- 
tagsaibeit  und  von  ungesimden  oder  gefähr- 
lichen Beschäftigungen;  Arbeitszeit  nicht 
über  sechs  Stunden,  ^2  Stunde  Pause,  a'is- 
i'eichende  Elementarbildung  vor  der  Zulas- 
sung zur  Arbeit. 

IV.  Arbeit  junger  Leute.  —  >AVüa- 
schenswert*  für  junge  Leute  von  14  bis  IH 
Jahren  Ausschluss  der  Nacht-  und  Sc»nn- 
tagsarbeit,  zehnstündiger  Höchstarbeitstag, 
1  h2  Stunde  Pause  dazwischen ;  Ausnahmen 
für  bestimmte  Betiiebe,  dagegen  unter  Um- 
ständen auch  Ausdehnung  des  Schutzes  bis 
18  Jahre. 
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V.  Frauenarbeit.  —  »Wüaschens- 
irert  für  Weiber  über  16  Jahre  Aus- 
schluss der  Arbeit  nachts,  Sonntags  und 
ner  Wochen  nach  der  Niederkunft,  elistün- 
rligLT  Höchstarbeitstag  mit  1^/2  Stunde 
Pause  dazwischen,  Einschränkungen  der 
Arbeit  in  besonders  ungesunden  oder  ge- 
fährlichen Betrieben,  Ausnahmen  für  ge- 
vL^3  Industriezweige. 

VI.  Ausführung.  I)  Sollen  Bestim- 
mungen über  die  Ausführung  und  Ueber- 
vaciumg  der  zu  vereinbarenden  Vorschriften 
^regeben  werden?  —  Falls  die  Regierungen 
den  Arbeiten  der  Konferenz  Folge  geben, 
empfiehlt  sich  die  Aufsicht  durch  nationale, 
von  Arbeitern  und  Arbeitgebern  unabhängige 
Funktionäre,  internationaler  Austausch  ihrer 
Berichte,  desgleichen  Statistik  über  die  auf 
tVr  Konferenz  behandelten  Fragen.  2)  Wie- 
d^Tholte  Konferenzen  der  beteiligten  Eegie- 
mngen?  —  Sind  wünschenswert  zum  Aus- 
tausch der  Beobachtungen  und  Prüfung,  ob 
Aliändenmgea  oder  Ei^änzungen  der  Kon- 
ferenzbeschlüsse wünschenswert. 

Iq  Wirklichkeit  ist  es  zu  einer  Wieder- 
holung der  Konferenz  nicht  gekommen. 
Als  ergebnislos  darf  sie  gleichwohl  nicht 
[•ezeicbuet  werden;  ohne  die  von  ihr  ge- 
get>ene  Anregung  wäre  der  vielfältige  Aus- 
Uu  der  nationaden  Gesetzgebung,  welche 
namentlich  die  erste  Hälfte  der  90  er  Jahre 
kennzeichnet,  wohl  schwerlich  erfolgt.  (Vgl. 
♦iarüber  den  Art.  Arbeiterschutzge- 
setzgebunga. a.O.)  Immerhin  bleiben  noch 
jetzt  viele  der  wichtigsten  Industriestaaten 
lin  der  Kinderarbeit  sogar  England!)  hinter 
'ien  Fordenuigen  der  Konferenz  zurück. 
In  letzter  Zeit  hat  danach  die  Ansicht,  dass 
•Jie  ganze  Fi-age  zu  ihrer  Belebung  wieder 
eines  kräftigen  Antriebes  bedürfe,  entschie- 
'ien  Boden  gewonnen.  Schon  im  August 
und  Oktober  1897  fanden  in  Zürich  bezw. 
Brüssel  Beratungen  statt,  die  zur  Nieder- 
&ftzung  eines  belgischen  Ausschusses  ziu: 
Aufarbeitung  eines  Statutenentwurfes  für 
eine  internationale  Vereinigung  zur  Förderung 
<ies  Arbeiterschutzes  führten.  Für  Deutsch- 
land wurde  dieser  im  Januar  1899  in  Berlin 
unter  Vorsitz  des  früheren  Ministers  von 
Berlepsch,  am  3.  Mai  1899  unter  Vorsitz 
^on  Professor  SchmoDer  in  einem  kleinen 
Kivise  von  Sozialpolitikern  verschiedener 
Richtung  beraten  und  ein  Ausschuss  von 
20  Mitgliedern  mit  dem  Hechte  der  Zuwahl 
eingesetzt,  um  sich  an  den  Beratungen 
«•in^^r  internationalen  Vereinigung  zur  För- 
diTung;  des  Arbeiterschutzes  zu  beteiligen 
'ind  die  Bildung  einer  nationalen  Sektion 
^ör  Deutschland  vorzubereiten.  Empfohlen 
vurde  die  Errichtung  eines  Bureaus  zum 
^^wocke  der  Sammlung  und  Veröffent- 
lichung von  Informationen,  welches  zu- 
b'l^ich    den     Mittelpunkt     der     Agitation 

Handwörterbnch  der  Staatswissenscbaften.    Zweite 


für   die    Fortführung   des   Arbeiterschutzes 
bilden  soll. 

Litteratur:  Verhandlungen  der  Euenacher  Ver- 
sammlung zur  Besprechung  der  sozialen  IWtge, 
Leipzig  1878.  —  Verhandlungen  des  Vereins  für 
Sozialpolitik  am  9.  und  10.  X.  1882,  in  den  Sehr,  d, 
V.  für  Sozialpolüa  Bd.  XXI,  S.  57 ff.  —  O.  Cohn, 
Internationale  Fabrikgesetzgebung,  in  den  Jahrb. 
f.  Nat.  u,  Stat.  N.F.  3,  S.  SIS  ff.  (auch  in  Cohns 
»  VolkstcirtschafÜichen  Aufsätzen^,  Stuttgart  1882, 
S.  4S9ff.).  —  BUi^her,  Zur  Geschichte  der  inter- 
nationalen Fabrikgesetzgebung  in  den  vt  Deutschen 
Worten«,  Jahrg.  1888,  S.  49 ff.  —  G,  Adler, 
Die  Frage  des  intematiancUen  ArbeitersehtUzes 
u.  s.  w.,  München  und  Leipzig  1888.  —  Confe- 
rence intemcUionale  concemant  le  reglement  du 
travail  aux  etablissements  industriels  et  dans  les 
mines.  Par  autoHsation  ofßcieüe,  Leipzig  1890, 
(Ebenda  im  amtlichen  Auftrage  auch  deutsch  er- 
schienen). —  n Soziale  'Praxisa  v.  11.  V.  1899 
(Bericht  über  die  Gründung  einer  internationalen 
Vereinigung  zur  Förderung  des  Arbeiterschutzes). 
—  O.  Evert,  Der  ArbeiterschtUz  und  seine 
Entwickelung  im  19.  Jahrhundert.  Kurze  Dar- 
stellung nebst  synoptischer  Uebersicht  des  gegen- 
wärtigen Standes,  Berlin  1899, 

G,  EverU 


Fabrikinspektion 

s.  Gewerbeinspektion. 

Fabrikkrankenkassen 

s.  Krankenkassen. 


Fachschulen,  gewerbliche. 

s.  .Gewerblicher  Unterricht. 


Fähren. 


1.  Oeffentliche  und  private  F.  2.  Inhalt 
der  Fährgerechtigkeit  und  deren  verwaltun«- 
rechtliche  Kontrolle.  3.  Rechtliche  Natur  der 
Leistung  und  Haftpflicht  des  Fahrun temehmers. 

1.  Oeffentliche  und  private  F.  Fähren 
sind  standige  Einrichtimgen  zum  Zwecke  der 
gewerbsmässigen  Vermittelung  des  Personen- 
und  Güterverkelu«  von  einem  Fluss-,  See-  etc. 
Ufer  zum  jenseitigen  Gestade.  Nur  soweit 
die  zum  Uferwechsel  erfonlerlichen  Anlege- 
punkte im  Privateigentiun  stehen  oder  bei 
Ausübimg  des  Betriebes,  bei  Uebertragimg, 
Verpachtung  vertragsmässige  Vereinbanmgen 
vorliegen,  fallen  die  hier  in  Betracht  kom- 
menden Kechtsverhältnisse  auch  unter  die 
Gesichtspunkte  des  Privatrechts,  nach  allen 
anderen  wesentlichen  Beziehungen  hin  er- 
scheinen die  Fährunternehmungen  in  Anlage, 
Begründimg,  Uebei-tragimg,  Betriebsoninung 
imd  Betriebskontrolle  durch  die  Gnuidsätze 
des  öffentlichen  Rechts  bestimmt  Das  E.G. 
zum  B.G.B.  hat  die  Materie  unberührt  in 
der  Zuständigkeit  der  Einzelstaaten  erhalten 
Auflage  III.  50 
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(Art.  65).  Ihre  Quelle  ist  daher  nach  wie 
vor  das  Partikular-,  nicht  das  Reichsrecht, 
denn  nach  §  6  der  R.Gew.-0.  v.  21.  Juni 
1869  (R.G.B1.  S.  245)  in  der  Fassung  des 
RG.  V.  1.  Jiüi  1883  (RG.Bl.  S.  117)  findet 
dieses  Gesetz  keine  Anwendung  auf  die  Be- 
fugnis zum  Halten  öffentlicher  Fähren;  die 
Regelung  der  Materie  ist  demnach  den  Ijandes- 
gesetzgebungen  Oberlassen,  welche  denn  auch 
eine  grosse  Mannigfaltigkeit  aufweisen.  Als 
durchlaufender  Grundsatz  kann  die  im  A.L.R. 
(IL,  15,  §  50)  aufgestellte  Regel  anzusehen 
sein,  dass  Fähre  und  Pralime  zum  eigenen 
Gebrauche  jeder  Anwohner  eines  öffentlichen 
Flusses  halten  dürfe,  dass  al^r  die  gewerbs- 
mässige Führung  solcher  Verbindungsmittel 
zu  den  Regalien  des  Staates  zähle,  weil 
diesem  die  Nutzungen  an  den  öffentlichen 
Strömen  zustehe  (A.L.R.  II,  15,  §§  38,  49 
bis  54,  bayerisches  G.  v.  28.  Mai  1852,  die 
Benützung  des  Wassers  beti-effend,  Art.  17). 
Das  entscheidende  Kriterium  der  Oeffent- 
lichkeit  für  Ströme  und  Flüsse  ist  landrecht- 
lich deren  natürliche  Schiffbarkeit,  soweit 
sich  dieselbe  erstreckt,  aber  als  öffentliche 
Gewässer  müssen  auch  diejenigen  Landseeen 
gelten,  welche  gleich  den  öffentlichen  Strö- 
men dem  Schiffsverkehre  des  Publikums  ge- 
widmet sind,  was  jedenfaDs  da  anzunehmen 
sein  wird,  wo  sich  ein  solcher  Schiffsver- 
kehr unter  der  Obhut  der  zur  Schiffahrts- 
polizei berufenen  staatlichen  Organe  voll- 
zieht. Auch  Seeengen  können  unter  diesen 
Voraussetzungen  als  öffentliche  Gewässer 
angesehen  werden.  (E.  d.  pr.  Oberverw.-G. 
V.  2.  November  1885,  Bd.  XU,  S.  244  ff.). 

Das  staatliche  Aufsichtsrecht  ist  somit 
im  Gebiete  des  preus»sischen  wie  des  baye- 
rischen und  sächsischen  Rechts  begründet 
durch  das  Moment  der  Oeffentlichkeit,  d.  h. 
hier  der  Entgeltlichkeit  des  Betriebes  ohne 
Rücksicht  auf  die  rechtliche  Beschaffenheit 
der  Gewässer,  in  welchen  die  Verkelirsver- 
mittelung  durch  Fähren  erfolgt. 

2.  Inhalt  der  Fährgerechtigkeit  und 
deren  verwaltnngsrechtliche  Kontrolle. 
Die  Ausübung  der  Fährgerechtigkeit  setzt 
überall  besondere  behördliche  Erlaubnis  vor- 
aus, welche  in  den  meisten  Bundesstaaten 
von  dem  Ministerium  des  Innern  im  Einver- 
nehmen mit  dem  Finanzministerium  erteilt 
wird.  Der  juristische  Inhalt  der  »Gerech- 
tigkeit« umfasst  das  ausscliliessliche  Recht, 
an  bestimmten  Punkten  des  Wasserlaufes 
mittelst  gewisser,  unter  polizeilicher  Kon- 
trolle stehender  Einrichtungen  Personen  und 
Sachen  gegen  einen  bestimmten  tarif  massigen 
Betrag  (Fährgeld)  ans  entgegengesetzte  Ufer 
gewerbsmässig  überzufahren  bezw.  dieses 
Recht  einem  Dritten  zur  Ausübung  zu  über- 
tragen. Sache  der  die  Bewilligimg  erteilen- 
den Verwaltungsstelle  ist  es,  die  Bedingungen 
festzusetzen,   welche   der  Konzessionär  so- 


wohl bezüglich  der  Anlage  als  bezüglich 
des  Betriebes  und  der  Cnterhalttmg  «Irr 
Ueberfuhranstalt  zu  erfüllen  hat.  IusIk^l- 
dere  kommt  es  ihr  zu,  die  Bedingiinpfn  für 
den  Befähigungsnachweis  zur  Fühnmg  «l^-r 
Fälire  zu  bezeichnen  (preuss.  G.  v.  17.  .Ja- 
nuar 1845  §  45)  und  den  Tarif  der  Gebühivn 
festzustellen,  welche  der  Inhaber  der  Fätire 
für  die  Benutzung  derselben  zu  erheben  *\^> 
Recht  hat.  Tarifüberschreitungen  wenlen 
mit  Strafen  bezw.  mit  Konzessionsentriehung 
geahndet.  Für  Pi^eussen  cf.  G.  v.  2(>.  März 
1837  (G.S.  S.  37)  beti-effend  die  Bestrafiin- 
der  Tarifüberschreitung  bei  Erhebung  vun 
Kommunikationsabgaben.  —  Wegen  Fest- 
stellung der  Fährgeldtarife  cf.  Reskript  v. 
31.  Mai  1883  (Preuss.  M.  BL  für  die  ^- 
samte  innere  Verwaltung  S.  40).  Jedoch 
sind  Pferde  auf  dem  Wege  von  und  zu  d-o 
Vormusterungen,  Musterungen  imd  Ausiu:^ 
bungen  auf  allen  fiskalischen  Fahren  Pnws- 
sens  vom  Fährgeld  freizulassen.  Reskrif4 
V.  3.  November  1884  (M.  BL  S.  255).  Di^^ 
überaus  verwickelten  Verhältnisse,  wekhe  ic 
Ansehung  der  Fährgerechtigkeiten  auf  «ieu. 
linken  Rheinufer  bestanden  hatten,  wunlen 
zur  Regelung  gebracht  durch  das  preuss, 
G.  V.  4.  Juli  1840  (G.S.  S.  227)  betn-ftemi 
die  Befugnis  zum  Üebersetzen  vom  linken 
zum  rechten  Rheinufer. 

Die  Bewilligung  einer  Fähre  schliesst 
keine  Gewähr  ein  für  ein  bestimmtes  Erträg- 
nis und  regelmässig  auch  kein  Banure<  ht  s^j 
dass  der  Inhaber  der  Fährgerechtigkeit  jelor 
anderen  Verkehrsverbindung  zwischen  heid-T. 
Ufern  ein  Veto  entgegenzusetzen  ausser 
Stande  ist  Er  kann  insbesondere  nicht 
hindern,  dass  jemand  im  eigenen  Kalme 
überfahre  und  auch  andere  Personen  imont- 
geltlich  übersetze  oder  dass  eine  Brückte 
oder  ein  Steg  gebaut  werde.  (R  d.  vürtt. 
Verw.-G.  v.  16.  Aprü  1879.)  Streitigkeiteü 
über  das  Recht,  Fährgelder  zu  erheben,  'las 
sowohl  einzelnen  Personen  wie  Gemeintl'-n 
zustehen  kann,  sowie  über  die  Pflicht,  solche 
zu  entrichten,  und  Ansprüche  auf  Freiheit 
von  Fährzoll  fallen  bald  in  den  Bereich  der 
ordentlichen,  bald  in  den  der  Verwaltung 
rechtsprechung.  Es  ist  dann  Au^lje  (Ur 
Verwaltimgsbehörden  im  Beschwenlewa^e 
bezw.  der  Verwaltimgsgerichte  im  Yerwäl- 
tungsstreitverfahren,  darüber  zu  erkenntD. 
(S.  das  bayer.  G.  über  den  Verwaltungsge- 
richtshof V.  8.  August  1878.) 

lieber  das  Verhältnis  der  Fähren  ziim 
System  des  aUgemeinen  Wege-  und  Ver- 
kehrswesens ist  im  Verwaltungsrecht  der 
deutschen  Bundesstaaten  das  Mass  des  Prin- 
cipiellen  nicht  gefunden.  Nach  preussischem 
Recht  wird  bei  Privatflüssen  die  Tater- 
haltung  der  Fäliren  als  ein  Teil  der  Wege- 
baulast angesehen,  so  dass  sie  den  fflr 
Wegebau   betreffenden  Orts  geltenden  all- 
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g^emeinen  und  besonderen  Regeln  folgt, 
während  Fähren  über  öffentliche  Gewässer 
aiif  Giund  des  §  12  des  G.  v.  16.  Juni  1838 
l<T.S.  S.  353)  als  besondere,  für  sich  be- 
stehende Kommunikationsanstalten  aufzu- 
fassen sind,  die  in  keinem  Zugehörigkeits- 
vorhältnisse zu  den  Wegen  stehen.  (Erk. 
'les  i)reuss.  Oberverwaltungsgerichts  v.  2.  No- 
v^mber  1885,  Entsch.  Bd.  XH,  S.  244 ff.) 
Xach  dem  A.L.R.  (Teü  H  Titel  15  §§  50, 
öl.  94—96)  ist  das  Recht,  auf  einem  öffent- 
lichen Flusse  eine  öffentliche  Fähre  zu 
halten,  ein  Regal  des  Staates,  welches  auch 
in  einem  einzelnen  Falle  von  einer  Privat- 
i-erson  erworben  werden  kann.  Wie  es  für 
h\i  Staat  keine  Pflicht  giebt,  von  diesem 
Regale  Gebrauch  zu  machen,  so  besteht 
auch  keine  Verpflichtung,  eine  eingerichtete 
lanre  weiter  zu  betreiben.  In  der  Hand 
«ier  Privatperson  erhält  das  Regalrecht  eben- 
iall?  die  Eigenschaft  eines  verzichtbaren 
Rechts,  wenn  nicht  besondere  Rechtstitel 
eine  Verpflichtung  zum  Betriebe  der  Fähre 
l-Hgründen.  Die  nach  §  138  Titel  15  Teil 
11  A.L,R.  dem  Privatinhaber  einer  Fähr- 
u'erechtigkeit  übertragene  Pflicht  der  Unter- 
haltung auf  eigene  Kosten  ist  daher  ledig- 
lich eine  accessorische  Verbindlichkeit,  die 
mir  so  lange  besteht,  als  von  dem  Rechte 
Gebrauch  gemacht  wird.  Der  Verzicht  auf 
'üe  Fdhrgerechtigkeit  ist  an  eine  bestimmte 
Funn  nicht  gebunden.  Jede  sichere,  wenn 
anch  durch  konkludente  Handlungen  er- 
{ 'Igte  Willenserklärung  genügt  zum  Ver- 
fehle. Auch  wird  die  Gerechtigkeit  durch 
iie  Fortdauer  der  Eintragimg  im  Grund- 
l'uche  selbst  nicht  erhalten.  Die  Strom- 
[»fiüzei  kann  daher  auf  den  Betrieb  und  die 
l'nterhaltung  der  Fähre  nur  solange  dringen, 
'ik  bis  auf  den  Betrieb  selbst  nicht  ver- 
zichtet wird.  Denn  diu-ch  polizeiliche  Ver- 
fügungen können  nur  V)estehende  Pflichten 
geltend  gemacht  und  nicht  neue  auferlegt 
werden.  (E.  des  Oberverw.-G.  Bd.  XXIII, 
^.  243  v.  30.  Mai  1892.)  - 

3.  Rechtliche  Natur  der  Leistung 
ond  Haftpflicht  des  Fährnntemehmers. 
^'as  endüch  das  Verhältnis  zwischen  Fälir- 
gast  und  Fährun temehmer  bezw.  Fährmann 
lietrifft,  so  charakterisiert  sich  das  Verti-ags- 
verhaltnis  als  ein  Werkverdingungsvertrag, 
locatio  conductio  operis,  gerichtet  auf  die 
Beförderung  einer  Person  oder  einer  Sache 
na^'h  einem  bestimmten  Ziele:  es  ist  daher 
niit  Rocht  anzunehmen,  dass  der  Fährunter- 
uehmer  (Pächter  etc.),  von  welchem  persön- 
lich die  Bewirkung  der  übernommenen 
Leistungen  offenbar  nicht  oder  doch  nicht 
immer  erwartet  werden  kann,  als  conductor 
^'Fris  an  sich  für  schiddhafte  Handlungen 
"od  Unterlassungen  der  von  ihm  angenom- 
menon  Hilfspersonen  den  seine  Fähre  be- 
nutzenden Personen  gegenüber  haftet,   lieber 


den  Umfang  dieser  Haftpflicht  hat  sich  das 
Reichsgericht  (10.  Oktober  1888)  dahin  aus- 
gesprochen, dass  der  seinen  Fahrgästen  für 
jede,  auch  die  geringste  Naclilässigkeit  haf- 
tende Fährinhaber  auch  eine  dieser  Haftung 
entsprechende  Sorgfalt  aufzuwenden  habe; 
dass  deshalb  die  allgemeine  Uebliclikeit  und 
die  Anfordenmgen  der  Polizeibehörde  in 
betreff  der  zur  Sicherheit  des  Publikums 
geeigneten  Vorrichtungen  für  ihn  nur  die 
Minimalgrenze  des  zu  Leistenden  bilden 
und  dass  er  auch  über  dieses  Mass  hinaus 
seinen  Fahrgästen  hafte,  wenn  er  bei  Auf- 
wendimg  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
und  geschäftskundigen  Fähnnanns  erkannte 
oder  erkennen  musste,  dass  das  allgemein 
liebliche  oder  polizeilich  Vorgeschriebene  zu 
der  auf  Fährboten  zu  ermöglichenden  thun- 
lichsten  Sicherung  des  Publikums  nicht  ge- 
nüge; dass  die  Beschaffenheit  des  von 
ihm  zum  Transporte  benutzten  Fahrzeuges 
noch  weitere  Vorsichtsmassregeln  erfordere 
und  gestatte,  ohne  dass  hiepäurch  ein  be- 
sonderer unverhältnismässiger  Kostenauf- 
wand oder  eine  uuthunliche  Erschwerung 
in  der  Handhabung  des  Fahrzeuges  oder 
ein  anderer  Nachteil  herbeigeführt  werde, 
durch  welche  die  Unterlassung  sich  recht- 
fertigen könnte. 

Litteratar:  Ausser  den  im  Texte  angrgehcnen 
Quellen  und  Entscheidungen:  Rissmaniif  D<u 
Wasserrecht  nach  gemeinem  und  kgl.  HucIiHischem 
Rechte,  g.  Aufl.,  S.  75 ff,  —  v.  Pözl,  JJie  baye- 
rischen Wassergesetze,  2.  Aufl.,  S.  76  f.  —  v. 
Holtzendorff  in  dessen  Bechtslejcikon  s.  v, 
n Fährger echtigkeiU.  —  O,  Mayer  in  v.  Stengels 
Wörterbuch  des  deutschen  VerwaUungsrechts,  L 
Bd.,  S.  S77ff.  Stoerk. 


Faktoren,  Faktoreien. 

Die  Ausdehnung  des  Handelsverkehi's 
im  Mittelalter  machte  es  dem  Kaufmanne 
schon  frühzeitig  unmöglich,  alle  diejenigen 
Orte,  mit  denen  er  Handel  trieb,  selbst  zu 
besuchen.  Der  Oberleiter  des  Geschäfts 
musste  im  Mittelpunkte  des  weitverzweigten 
Verkehres  dauernd  verbleiben,  während  er 
für  die  auswärtigen  Plätze  der  Vertre- 
tung bedurfte.  Letztere  enthielt  aber  Auf- 
gaben, die  für  das  ganze  Gedeihen  des 
Geschäfts  von  gn)sster  Bedeutung  waren, 
in  noch  weit  höherem  Grade,  als  dies  jetzt 
der  Fall  ist.  Denn  der  Handelsverkehr 
hatte  damals  mit  ganz  anderen  Hindernissen 
und  Gefaliren  zu  kämpfen.  Regelmässig 
konnten  nur  solche  Waren  abgesetzt  werden, 
die  am  Orte  des  Verkaufs  vorhanden  imd 
zu  besichtigen  waren;  sie  mussten  also  zu- 
nächst dorthin  transportiert  werden, 
was  bei  der  Mangelhaftigkeit  der  Land- 
strassen  und   Beförderungsmittel,    bei  der 
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Unsicherheit  zu  Lande  wie  zur  See,  bei  der 
ganzen  Auffassung  des  Mittelalters,  die  den 
diu'chziehenden  Kaufmann  in  der  Regel  n»ir 
als  Ausbeutungsobjekt  betrachtete,  eine 
sehr  schwierige  und  gefahrvolle  Aufgabe 
war,  welche  der  Kaufmann  unmöglich  einem 
Frachtführer  anvertrauen  konnte.  Vielmehr 
musste  der  Transport  stets  von  einem  ge- 
wandten und  erfahrenen  Angestellten  des 
Eigentümers  begleitet  werden.  Am  Be- 
stimmungsorte sodann  waren  noch 
weit  Ixxleutendere  Schwierigkeiten  zu  über- 
winden. 

Die  Stellung  der  fremden  Kaufleute  in 
den  Handelsstädten  des  Mittelalters  ähnelte 
m  meist  derjenigen,  welche  die  europäischen 
Kaufleute  heutigen  Tages  in  vielen  Ländern 
des  Ostens  einnehmen:  Zunächst  waren 
die  »Gäste«  (vgl.  d.  Art.  Fremdenrecht) 
entweder  ganz  rechtlos  oder  sie  hatten  doch 
weit  geringere  Rechte  als  die  Einheimischen. 
Ihr  Recht  mussten  sie  sich  erst  durch  be- 
sondere Privilegien  erwerben.  Wenn  sie 
den  Machthabern  wertvolle  Dienste  leisteten, 
so  gelang  es  ihnen  oftmals,  sich  durch  der- 
artige Privilegien  eine  bevorrechtigte 
Stellung  zu  verschaffen.  Aber  gleichviel, 
ob  das  eine  oder  das  andere  der  F«Q1  war, 
stets  hatten  sie  ein  besonderes  Recht 
und  in  def  Regel  auch  eine  besondere  Ge- 
richtsbarkeit. Ihre  Sitten  und  Gebräuche 
waren  völlig  andere  als  die  der  einheimi- 
schen Bevölkerung,  mit  der  sie  in  der  Regel 
nur  soweit  verkelirten,  als  das  Geschäft  es 
notwendig  machte.  Es  liegt  auf  der  Hand, 
wie  sehr  letzteres  durch  eine  derartige 
Stellimg  des  fremden  Kaufmanns  erschwert 
werden  musste.  Dazu  kam  die  Schwierig- 
keit des  Absatzes  und  Einkaufs  von  Waren 
infolge  der  noch  vielfach  mangelhaften  Or- 
ganisation des  liokalverkehrs  und  der  über- 
aus zahlreichen,  denselben  einschränkenden 
Verordnungen,  deren  Uebertretung  schwere 
Strafen  nach  sich  zog.  Es  kam  hinzu,  dass 
oft  sehr  lange  Kredite  bewilligt  werden 
mussten,  während  die  Rechtspflege  noch 
meist  im  argen  lag.  Kurz,  der  Kaufmann 
bedurfte  zu  seiner  auswärtigen  Vertretung 
ganz  besonders  tüchtiger  und  vertrauens- 
würdiger Personen,  denen  er  eine  allgemeine 
Vollmacht  erteilen  konnte,  ohne  sie  in  den 
Einzelheiten  sehr  zu  binden.  Dies  waren 
die  Faktoren. 

Der  mittelalterliche  Faktor  war  ein 
Angestellter  seines  Prinzipals,  dessen 
Interessen  er  auf  einer  ihm  aufgetragenen 
Handelsreise  vertrat,  um  dann  wieder  in 
die  Heimat  zurückzukehren.  Nur  ausnahms- 
weise konnte  er  in  älterer  Zeit  daran  den- 
ken, sich  dauernd  in  der  Fremde  ansässig 
zu  machen;  hierdurch  wäre  er  seiner  Han- 
delsprivilegien verlustig  gegangen,  während 
der  Erwerb   des  vollen  Bürgen-echts  einer- 


seits schwierig  und  andererseits  für  ilu. 
dessen  ganzer  Benif  eben  in  der  vollkonimt^ 
nen  Interessengemeinschaft  mit  seinem 
Prinzipale  wurzelte,  widersinnig  gewesen 
wäre.  Der  Faktor  war  stets  ein  Lands- 
mann, in  der  R^el  ein  Vertrauter,  oftma'i* 
sogar  ein  Verwandter  des  Prinzipal-^  udI 
stand  mit  demselben  fast  immer  in  ein^iii 
Societätsverhältnisse,  indem  er  ent- 
weder zum  Betriebe  derjenigen  Geschäfti, 
welche  er  besorgen  sollte,  wirklich  Kai'ita. 
einschoss  oder  —  was'  meist  der  Fall  war 
—  nur  seine  Arbeitskraft  und  Intelligenz 
hergab,  wofür  ihm  ein  gewisser  Kapital!»^ 
trag  als  Einlage  auf  Gewinn  und  Verlust 
angerechnet  wurde.  Ausserdem  ^imlen 
ihm  seine  Reisekosten  ersetzt,  und  in  iei 
Regel  scheint  er  auch  sein  gewöhnlich«^ 
Gehalt  ids  Handlungsgehülfe  während  seiner 
Funktion  als  Faktor  weiter  bezogen  n 
haben.  Das  Sodetätsverhältnis,  in  dem  dei 
Faktor  zu  seinem  Prinzipale  stand,  war  die 
belumnte  commenda  (accommenda,  ^>1- 
derleging,  Fürlegung),  die  im  Mittelalter 
am  weitesten  verbreitete  Handelsgesell- 
schaftsform. 

Der  eigentliche  mittelalterliche  Fakt.r 
kontrahierte  nicht  in  seinem  Namen,  sc'O- 
dern  in  dem  seines  Prinzipals,  als  dessen 
Vertreter  er  sich  durch  eine  Vollmacht 
auswies.  In  Italien  war  mehrfach  auch 
vorgeschrieben,  dass  diese  Vollmacht  tiei 
der  Handelskorporation  des  Heimateortes 
registriert  werden  solle.  Der  Faktor  raupte 
ül^r  seine  Thätigkeit  regelmässig  an  seinen 
Prinzipal  Bericht  erstatten.  Für  ei^n«^ 
Rechnung  durfte  er  wohl  meist  nebeniiei 
etwas  Geschäfte  machen;  dagegen  durfte 
er  wenigstens  in  der  älteren  Zeit  dritten 
Personen  seine  Dienste  nicht  widmen. 
Wenn  wir  uns  die  Stellung  eines  mittel- 
alterlichen Faktors  diux^h  unsere  heutigen 
Verhältnisse  veranschaulichen  wollen,  s** 
können  wir  sagen,  dass  er  ein  Handiimgi*- 
gehülfe  war,  der  vom  Geschäftsinhaber  zu 
seiner  Vertretung  —  und  zwar  etwa  in 
der  Eigenschaft  eines  Juniorpartuei^  — 
auf  bestimmte  Zeit  in  die  Fremde  ent^^n- 
det  wimie. 

Die  Stellung  als  Faktor  bildete  für  jeilen 
tüchtigen  Grosshändler  ein  notwenditr^-^ 
Durchgangsstadium,  olme  das  er  nienLil^ 
selbständig  ein  weitverzweigtes  Geschäft 
leiten  konnte.  Und  mehr  als  irgend  ein 
anderes  Werkzeug  des  Verkehrs  hat  der 
Faktor  beigetragen,  in  dem  verkehisfeind- 
lichen  ffittelalter,  das  die  Welt  in  laiittr 
isolierte  Bezirke  zu  zersplittern  drohte,  dem 
völkerverbindenden  Verkehre  und  somit  dtr 
Kultiu^ntwickelung  die  Wege  zu  balmen. 

So  war  die  Stellung  des  Faktors  auch 
noc!h  während  der  letzten  Jahrhunderte  dt^ 
Mittelalters  beschaffen;  die  erste  Vcrände- 
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nmir,  der  dieselbe  gegen  Ende  des  15.  und 
luimontlich     im    16.   Jahrhundert    unterlag, 
U-sfcind  darin,  dass  der  Faktor  län^re  Zeit 
an  dem    fremden  Orte  wohnen  bheb,  dass 
f'V  >ich  dort  sogar  oftmals  verheiratete  und 
'lauernd  niederfiess,  seitdem  die  mittelalter- 
liche Sonderstellung  der  fremden  Kaufleute 
>:rh  mehr   und  mehr   verwischte.    Sodann 
nWrnahm  der  Faktor  um  dieselbe  Zeit  auch 
häiifil?   Aufträge    von    mehreren   Personen, 
m(\  an  Stelle  des  mit  einem  festen  Gehalte 
kombinierten   Gemnnanteils  trat  die  Pro- 
vision.    Der  Faktor  begann   im    eigenen 
Namen    zu    kontrahieren.    Durch  die  Ver- 
lN^>5^rung    der    Kommunikationsmittel    und 
'lurch  die  grössere  Sicherheit  der  Strassen 
\\urde    es    ermöglicht,    die  Besorgung   des 
TraDsj)ortgeschäfts    mehr    und    mehi*    den 
Frachtführern    (Schiffern,    Fuhrleuten    etc.) 
zu  ril)erlassen ;  an  den  Platzen,  wo  umge- 
Uden  werden  rausste,  siedelten   sich  Spe- 
liteure   an   (s.   d.   Art.  Speditionsge- 
schäfte),  die  dem  Faktor   einen  wesent- 
lichen Teü  ihrer  Geschäfte  abnahmen,  wäh- 
nend die  Faktoren  selbst  sich  allmählich  in 
K  0  m  m  i  s  s  i  o  n  ä  r  e  (s.  d.)  verwandelten.  In- 
te hehielten  letztere  namentlich  in  derRechts- 
-f  räche  noch  lange  Zeit  den  alten  Kamen  bei, 
was  in  England  selbst  jetzt  noch  der  Fall  ist. 
Die   mittelalterlichen  Faktoren   gleicher 
Nationalität   pflegten   in  den  Plätzen  ihres 
2»?itweiligen  Aufenthalts  sich  möglichst  eng 
ziisammenzuschliessen.    Die  Italiener,  Süd- 
fi-auzosen    und   Spanier   wohnten   meist   in 
fl-r  Nähe  ihi'es  Amts-  und  Gerichtshauses, 
in   denen    ihre    Consuln    residierten.      Die 
Deutschen   dagegen  besassen  an  den  wich- 
^i?sten  Plätzen  umfangreiche  Gebäude  tmd 
Hofe,    welche   nicht    nur   als    Amtshäuser 
•lienten,   sondern    zugleich   auch   die   Woh- 
üiingen   und    Warenspeicher    der    Faktoren 
enthielten.     In   der   Levante  bestanden  die 
Kolonieen    der    abendländischen    Kaufleute 
au>  zusammenhängenden  Hänserkomplexen 
^■der  ganzen    Stadtvierteln.    Diese  Nieder- 
lassimgen  hatten  mancherlei  Namen :  Emboli 
ifiiv/oAo«),loggie(Liauben,  lobiae,  logeae,  loges), 
fondachi    (v.  arab.  fonduk,  7tay8oxsior\  Kon- 
tore etc.     Der   Ausdruck  »Faktorei«  da- 
iregen  scheint  erst  seit  dem  16.  Jahrhundert 
und  zwar  auf  die  Niederlassungen  der  Euro- 
[>aer  in  überseeischen  Ländern,  vorzugsweise 
in  Ostindien,  angewendet    worden  zu  sein. 
In  dies^  Bedeutung  hat  er  sich  filr  ein- 
zelne Gegenden,  wo  noch  festgeschlossene 
Handelsniederlassungen    der   frilheren    Art 
♦existieren,  biß  zum  heutigen  Tage  erhalten ; 
l^-sonders  spricht  man  wohl  noch  von  den 
Mtoreien  oer  Pelzhändler-Kompagnieen  in 
Nordamerika  sowie  von  denen  der  Europäer 
in  Afrika:    doch   gehört    diese    Form    von 
Handelskolonieen  im  wesentlichen  der  Ver- 
gangenheit an. 


Wie  für  den  Handelsbetrieb,  so  stellten 
die  Kaufleute,  welche  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert grössere  gewerbliche  Unter- 
nehmungen errichteten  (als  »Verleger«,  vgl, 
die  Art.  Fabrik  [oben  S.  771  ff.]  und  Ge- 
werbe), auch  für  diese  -»Faktoren«  an,  die 
den  Verkehr  mit  den  Arbeitern  vermittelten 
und  unter  Umständen  sogar  die  ganzen  Be- 
triebe leiteten.  Man  kann  sie  als  » G  e  w  e  r  b  e  - 
faktoren«  vonienen»Handelsfaktoren« 
unterscheiden.  In  der  Hausindustrie  sind 
sie  noch  jetzt  vielfach  unter  der  alten  Be- 
zeichnung thätig.  Es  scheint,  dass  diesen 
Gewerbefaktoren  der  neuere  englische  Name 
einer  Fabrik  —  factory  — ,  der  den  ältei*en 
Ausdruck  »mill«  veixlrängt  hat,  zu  danken 
ist,  sofern  hier  nicht  eine  Abkürzung  von 
»mannfactory«^  vorliegt. 

Litteratur:  Ooldschmidtf  Handh.  d.  Handels- 
rechts,  S.  Attß,  I,  189 ff.,  254  ff.  —  RoacheVf 
NÖ.  d.  Handels  u.  Gewerbefletsses.  —  G,  Cohn, 
NÖ.  d.  Handels  n.  d,  Verkehrswesens  S.  71  ff. 
—  Heydf  Geschichte  d.  Levantehandels,  2  Bde. 
StuUg.  187 9  (franz.  vermehrte  Ausg.  1885187). 
Richard  Ehrenberg, 


Fallati,  Johannes, 

geb.  am  15.  III.  1809  in  Hambiurg,  geät.  am 
6.  X.  18Ö5  auf  einer  Reise  in  Amsterdam. 
Fallati  wurde  1842  ord.  Professor  der  politi- 
schen Geschichte  und  Statistik  in  TUhmgen, 
gehörte  1848  in  der  Paulskirche  dem  linken 
Centrum  an  und  war  im  Reichsministerium 
Gagem  Unterstaatssekretär  des  Handels. 

Fallati  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform: 

Die  statistischen  Vereine  der  Engländer, 
Tübingen  1840.  —  Einleitung  in  die  Wissen- 
schaft der  Statistik.  Zum  Gebrauche  bei 
akadem.  Vorlesungen  herausg.,  Tübingen  1843. 

—  Der  statistische  Kongress  in  Brüssel  vom 
19.— 22.  IX.  1853,  Tübingen  1853. 

Er  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
licheu  Abhandlungen  in  der  Zeitschr.  für 
StiaSitsw    u    R 

Bd.*  I  (1844) :  Die  Genesis  der  Völkergesell- 
schaft. Ein  Beitrag  zur  Revision  der  Völker- 
rechtswissen-schaft.  3  Parallelen.  —  Das  Ver- 
einswesen als  Mittel  zur  Sittigung  der  Fabrik- 
arbeiter. ~  Bd.  II  (1845):  Englische  Arbeiter- 
vereine für  Unterricht  und  Vergnügen.  —  Ein 
Beitrag  aus  Württemberg  zur  Frage  vom  freien 
Verkehr  mit  Grund  und  Boden.  —  Ein  Blick 
auf  die  deutschen  Staatshandböcher  aus  dem 
Gesichtspunkte  der  Statistik.  —  Bd.  III  (1846): 
Gedanken  über  Mittel  und  Wege  zur  Hebung 
der  praktischen  Statistik  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  Deutschland.  lieber  die  Einrichtunfir 
statistischer  Enqueten  in  England,  Frankreich 
und  Belgien,  mit  einer  Schlussanwendung  auf 
den  deutschen  Zollverein.  —  Bd.  IV  (1847): 
Belgische  Regierungsmassregeln  gejjen  Teue- 
rung und  Not.  —  Das  Oktroiwesen  in  Belgien. 

—  Die  Einrichtung  der  belgischen  Volkszählung 
vom  15.  X.  1846.  —  Die  Statistik  auf  Sicilien. 
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—  Offizielle  Statistik  in  Dänemark  nnd  den 
Herzogtümern.  —  Zur  Verständigung  über  Be- 
griff nnd  Wesen  des  Sozialismus  und  des  Kom- 
munismus. Bd.  Y  (1848):  Die  Statistik  auf 
der  Germanistenversammlung  zu  Lübeck.  — 
Bd.  VI  (1850):  Entwürfe  zu  einem  deutschen 
Flussschiffahrtsgesetze  und  zu  einem  Beichsge- 
setze  über  die  Aufhebung  der  Fiusszölle,  nebst 
Motiven.  —  Keime  des  Völkerrechts  bei  den 
wilden  und  halbwilden  Stämmen.  —  Bd.  VII 
(1851) :  Gewerbliche  und  wirtschaftliche  Arbeiter- 
verbände in  Frankreich.  —  Bd.  VIII  (1852): 
Die  Einrichtung  der  administrativen  Statistik 
in  Norwegen. 

Im  Gejjensatze  zu  Knies,  Adolf  Wagner 
und  Rümelin,  welche  auf  dem  Standpunkt 
stehen,  dass  die  Statistik,  sofern  sie  mit  metho- 
dischen Untersuchungen  sich  befasst,  streng 
unterschieden  werden  muss  von  der  zustands- 
schildemden  demographischen  Statistik,  erkennt 
Fallati  diese  notwendige  Trennung  der  theore.- 
tischen  von  der  deskriptiven  Statistik  nicht  an, 
sondern  teilt  der  Statistik  nur  eine  doppelte 
Aufgabe  zu,  nämlich  die  statistischen  Erschei- 
nungen nach  einem  besonderen,  dem  realen 
Zustande,  und  nach  einem  allgemeinen,  dem 
idealen  Zustande,  zu  erforschen.  Unter  dem 
realen  Zusiändlichen  versteht  er  die  konkreten 
Erscheinungen  der  Gegenwart,  unter  dem 
idealen  Zuständlichen  dagegen  das  aus  den 
scheinbar  veränderlichen  Erscheinungen  sich  als 
das  allgemein  Zustand  liehe  für  die  statistische 
Analyse  zur  Ermittelung  des  Kausalitätsver- 
hältnisses Absondernde. 

Ziippert. 
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1.  Begriff.  2.  Promiskuität  und  Mutter- 
recht. 3  Die  Formen  der  Ehe:  Polyandrie 
und  Polygamie,  Monogamie.  4.  Die  Formen 
der  Ehescnliessung.  5.  Die  Hausgemeinschaft. 
6.  'Rechte  der  Sippe  und  Familie.  7.  Staat  und 
Familie.  8.  Beziehungen  der  Familie  zu  Kirche 
und  Kulturleben.  9.  Die  Familie  als  Konsum- 
tionsgemeinschaft. 10.  Die  Familie  als  Produk- 
tions- und  Vermögensgemeinschaft. 

1.  Begriff.  Mit  dem  Worte  Familie 
werden  gewöhnlich  zwei  verschiedene  Arten 
persönlicher  Verbindungen  bezeichnet.  Wir 
gebrauchen  es  einmal  für  eine  Gruppe  von 
Personen,  die  durch  Verwandtschaftsband 
mit  einander  verknüpft  sind,  auch  wohl  im 
engeren  Sinne  für  die  nähere  Verwandt- 
schaft, die  ihre  Zusammengehörigkeit  mit 
Bewiisstsein  festhält ;  sodann  aber  bezeichnen 
wir  mit  Familie  auch  den  Hausstand,  wobei 
auch  solche  IVlitglieder ,  die  nicht  durch 
Blutsbande  oder  Verschwägenmg  mit  den 
übrigen  verknüpft  sind,  »zur  Familie  ge- 
hören« oder  »zu  ihr  gerechnet  werden«, 
oder  »in  ihr  Aufnahme  finden«,  Personen 
also,  die  im  Dienstverhältnis,  in  Produktions- 
gemeinschaft oder  auch  nur  in  Konsumtions- 
gemeinscliaft  mit  dem  Haushalt ungs vorstände 
stehen.  Will  man  durchaus  einen  einheit- 
lichen Begriff  aufsteUen,  so  müssen  beide 


Momente  berücksichtig  werden,  und  Familie 
im  Sinne  des  heutigen  Spraehgebraucbs 
würde  dann  eine  Gruppe  von  verwanden 
Personen  sein,  die  mit  einander  in  häiL<- 
licher  Gemeinschaft  leben.  Damit  würde 
aber  nur  die  soziale  Erscheinung  d^v 
Familie  bezeichnet  werden,  der  juristisih»* 
Begriff,  der  dem  »Familienrechte«  zu  Grun-ie 
zu  legen  ist,  berücksichtigt  nur  das  Merk- 
mal der  Verwandtschaft.  Die  Unsicherheit 
des  Sprachgebrauchs  ist  jedoch  historis<h 
wohl  berechtigt,  da  auf  früheren  Stufen  d»T 
Eutwickelung  die  Begriffe  Geschlecht  und 
Sippe  einerseits,  Hausgemeinschaft  anderer- 
seits sich  schärfer  trennten  und  erst  siiäter, 
nachdem  beide  Arten  von  Verbänden  einen 
beträchtlichen  Teil  ihrer  Bedeutung  zu 
Gunsten  anderer  Gesellschaftsformen  eing**- 
büsst  hatten,  sich  in  dem  neutralen  Begriff 
Familie  zusammenfanden,  der  aber  ursprüng- 
lich sich  nur  auf  die  Hausgemeinsthiift 
bezog. 

In  diese  historische  Entwicklung  htX 
erst  die  der  jüngsten  Zeit  angehörige  ver- 
gleichende Rechts-  imd  Wirtschaftsgeschichte 
Licht  ^bracht.  Noch  ist  diese  wie  jede 
jugendliche  Wissenscliaft  in  der  Quellentie- 
nutzung  nicht  frei  von  WillkürlicJikeiten, 
noch  hat  sich  in  ihr  für  manche  Teile,  wie 
z.  B.  für  die  unerlässliche  Verwertung  des 
religionsgeschichti  ich-mythologischen  Mate- 
rials, keine  feste  Methode  ausgebildet,  noch 
ist  sie  mit  der  Verallgemeinerung  ihrer 
Sätze  zu  schnell  bei  der  Hand;  jedoch 
werden  in  ihr  immer  mehr  gesicherte  Re- 
sultate durch  exakte  Einzelforschung  ge- 
wonnen. Auf  den  primitiven  Enlwickelungs- 
stufen  der  Kultur  herrscht  eine  so  gros?e 
Aehnüchkeit  der  Erscheinungen,  auch  ohne 
dass  ein  wechselseitiger  Einfluss  stattg^e- 
ftmden  hätte,  dass  die  vei^leichende  Vle- 
thode  bei  der  Erforschung  der  Rechts-  imd 
Wirtschaftszustände  zumal  des  Familien- 
lebens eine  gleiche  Berechtigung  wie  in  der 
Sprachwissenschaft  geniesst  Die  historische 
Erforschung  der  Gestaltung  der  Familie  \m 
den  einzelnen  Völkern  erhält  durch  die  Ver- 
gleichung  selber  erst  vielfach  ihre  richti2:en 
Gesichtspunkte  und  erhebt  sich  durch  ^ie 
über  die  Isolierung  ihrer  Gegenstände,  \ne 
sie  zwar  für  die  kritische  Arbeit,  aber  auch 
nur  für  diese,  notwendig  ist 

Es  ist  erklärhch,  dass  die  Schöpfer  dieser 
Wissenschaft,  Bachofen,  Mac  Lemian,  Mor- 
gan, betroffen  über  die  häufige  Wiederholung 
der  von  ihnen  beobachteten  Erscheiniuigen, 
eine  Regelmässigkeit,  ja  eine  Gesetzmässig- 
keit in  der  Aufeinanderfolge  annahmen,  wie 
sie  thatsäclilich  nicht  vorhanden  ist.  Manche 
ihrer  Nachfolger  begrüssten  ihre  Aufstel- 
lungen als  die  langbegehrten,  festen,  sozio- 
logischen Gesetze,  wobei  freilich  für  die 
Gegenwart  ganz  verschiedene  Folgeningen 
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gt^zogen  wurden,  individuaUstische  von  Her- 
hört Spencer,  Lubbock  und  ihren  Anhängern 
in  England  \md  Deutschland,  sozialistische 
von  deutschen  sozialdemokratischen  Schrift- 
stellern, wie  denn  namentlich  Morgan  von 
diesen  als  eine  der  festen  Säulen  »der  Wis- 
senschaft« recipiert  worden  ist  Auf  der 
anderen  Seite  erwachte  auch  eine  lebhafte 
Skepsis,  in  der  allerdings  oft  nur  die  Un- 
fähigkeit, primitive  ZusÄnde  zu  verstehen, 
zu  Worte  kam,  die  aber  doch  zu  einer  kri- 
tijichen  Sichtung  des  Materials  den  Anlass 
gab  und  auch  dazu  nötigt,  frühe  Enlwicke- 
luDgsstufen  imd  Entartimgsformen  genauer 
zu  scheiden.  Die  monographische  Arbeits- 
weise^, wie  sie  von  dem  Holländer  Wilken 
för  die  Malaienländer,  von  Maine,  Sarrazin 
«.  a.  für  Indien  und  vor  allem  von  Kohler 
für  die  verschiedenartigsten  Stämme  in  An- 
wendung gebracht  worden  ist,  gewährt  jetzt 
erst  den  Einblick  in  die  ungemeine  Mannig- 
faitigkeit  der  Büdungsfonnen  und  in  die 
Verschiedenheit  ihrer  Kombinationen  oft  auf 
engem  Räume.  Wo  die  historische  Er- 
foTSfthung  der  Prühzeit  der  späteren  Kultur- 
völker am  gesichertsten  ist,  erscheint  das 
gleiche  Ergebnis,  z.  B.  in  der  mustergiltigen 
Arl>eit  Wellhausens  über  die  Ehe  bei  den 
Arabern.  Allerdings  hat  die  indo-germani- 
sche  Sprachvergleichung,  auf  diesem  Gebiete 
r>f^nders  durch  Delbrück  und  Schra- 
•l^T,  und  die  Rechtsvergleichung,  hier  be- 
j^>nders  durch  Leist  vertreten,  für  die  ari- 
schen Völker  einen  einheithchen  Urzustand 
'1er  Familie,  der  schon  eine  ziemlich  hohe 
EntNvickelungsstufe  darstellen  würde,  wahr- 
scheinlich gemacht.  Die  unzweifelhaften 
Abweichungen  zu  roheren  Formen  bei  meh- 
roren  dieser  Völker  müssen  dann  durch 
Rückschläge  unter  dem  Einfluss  der  Mischung 
mit  niedererstehenden  Urvölkeni  erklärt 
werden.  W^enn  die  Sprachwissenschaft  eine 
Kontrolle  der  historischen  und  ethnographi- 
Khen  Untersuchung  ermöglicht,  so  tritt  die 
ßetrac^htung  der  wirtschaftiichen  Thätigkeit 
der  Familie,  auf  die  namentiich  K.  Bücher 
gedrungen  hat,  ebenbürtig  neben  die  des 
Aufbaues  der  Sippe,  welche  bisher  über- 
wogen hat.  Hingegen  dürfte  es  kaum  ge- 
lingen, die  einzelnen  Formen  der  Familie 
und  ihre  Reihenfolge  allein  aus  dem  wirt- 
schafthchen  Zustande  zu  erkläi-en,  wie  es 
kürzlich  mit  viel  Scharfsinn  Grosse  ver- 
!*ucht  hat;  denn  es  erscheint  derselbe  Axit- 
^m  der  Familie  doch  zu  oft  auf  ganz  ver- 
schiedenen Stufen  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wickelung. 

2.  Promiskuität  und  Matterrecht  Ein 
Ziistand  völliger  Familienlosigkeit  ist  nicht 
mit  Sicherheit  beobachtet,  doch  stehen  ihm 
einige  wilde  Stämme  Afrikas  und  Austra- 
liens sehr  nahe.  Die  Horde,  der  Stamm 
l?eht  hier  in  der  Entwickelung  der  Familie 


voraus.  Eine  Regelung  des  geschlechtlichen 
Lebens  findet  sich  bei  diesen  Stämmen,  zu- 
mal wo  noch  völlige  Nacktheit  besteht,  nicht. 
Man  bezeichnet  diesen  Zustand  als  Promis- 
kuität. Als  allgemeinen  Ausgangspimkt 
haben  wir  ihn  keinesfalls  anzimehmen. 
Stämme,  die  wie  die  Weddah  in  Ceylon  in 
allem  übrigen  noch  auf  der  imtersten  Stufe 
stehen,sind  doch  -weit  von  ihm  entfernt.  Da- 
gegen hat  er  unzweifelhaft  früher  eine  weit 
grössere  Ausbreitung  gehabt,  wie  ausser  be- 
stimmten Nachrichten  die  vielen  Reste  einer 
gelegentlichen  Promiskuität  mit  besonderer 
Weihe  zeigen.  Die  verschiedenen  ly bischen 
und  äthiopischen  Stämme  lebten  ebenso  wie 
einzelne  thrakische  nach  den  übereinstim- 
menden Nachrichten  der  Griechen  in  aus- 
gesprochener Promiskuität.  Bei  zahlreichen 
australischen  Stämmen,  ebenso  bei  der  Mehr- 
zahl derer,  welche  der  dravidischen  Urbe- 
völkerung Indiens  angehören,  ist  die  Pro- 
miskuität Erfordernis  bei  der  Eingehung  der 
Ehe,  was  am  natürlichsten  aus  dem  ur- 
sprünglichen Anrecht  des  gesamten  Stam- 
mes oder  wenigstens  der  Sippe  auf  die 
Braut  zu  erklären  ist.  Sogar  einzelne  höhere 
Kasten  der  Bevölkerung  der  Malabarküste 
sind  unter  dem  Einfluss  der  Urbevölkerung 
einer  fast  vollständigen  Promiskuität  ver- 
fallen. Auch  einige  Völker,  die  eine  hohe 
Kultur  gezeitigt  iStben,  sind  auf  der  Stufe 
der  halben  Promiskuität  stehen  geblieben, 
haben  also  wahrscheinlich  ursprünglich  auf 
der  Stufe  der  vollständigen  gestanden.  Mit 
einiger  Sicherheit  kann  man  dies  von  allen 
vorderasiatischen  Völkern  behaupten.  Bei 
ihnen  feind  sich  durchweg  die  Prostitution 
als  Kultgcbrauch,  namentlich  wie  in  Ba- 
bylon wieder  in  Verbindung  mit  der  Ehe- 
schliessung; bei  anderen  in  der  ethischen 
Kultur  weiter  fortgeschrittenen  Völkern  haben 
sich  wenigstens  religiöse  Symbole  oder  harm- 
lose Volksbräuche,  wie  noch  heute  z,  B.  bei 
den  siebenbürgischen  Rumänen,  erhalten, 
die  unzweifelhaft  auf  frühere  Promiskuität 
deuten.  Es  ist  aber  eine  regelmässig  wieder- 
kehrende Erscheinung  der  Religionsge- 
schichte, dass  Zustände,  die  früher  allge- 
mein waren,  später  als  Festgebräuche,  zu- 
letzt nur  noch  als  Symbol  fortdauern.  Das 
strenge  Familienleben  der  Juden  erweist 
sich  wie  die  ganze  jüdische  Kidtur  als  eine 
mit  äusserster  Willensanstrengung  aufrecht 
erhaltene  Opposition  gegen  die  herrschende 
semitische  Sitte.  Mit  dem  Abfall  von  Je- 
hovah  ging  stets  die  Hurerei,  d.  h.  die  Pro- 
stitution im  Dienste  der  Naturgottheiten 
Hand  in  Hand.  Eben  diese  vorderasiatischen 
Kulte  haben  durch  ihren  Geheimdienst  der 
Prostitution  vor  allem  die  Gesittung  der 
antiken  Welt  unterwühlt,  so  dass  sich  der 
Argwohn  gegen  die  Vereinigungen  der 
Christen  und  gegen  ihr  Princip  der  allge- 
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meinen  Menschenliebe  ebenfalls  nach  dieser ' 
Kichtnng  lenkte.  Bei  schwärmerischen  Sekten  | 
ist  auch  innerhalb  des  Christentums  die| 
altasiatische,  geweihte  Unzucht  als  bewusstc ! 
Negierung  der  Familienbande  oft  bis  zur 
(Gegenwart  wieder  aufgelebt. 

Als  die  niedrigste  und  deshalb  in  vielen 
Fällen  auch  als  die  älteste  Form  des  Sippen- 
zusammenhanges erscheint  das  Matemitäts- 
System,  das  Mutterrecht,  wonach  das  Ver- 
wandtschaftsband nur  durch  geraeinsame 
Abstammung  von  einer  Mutter  hergestellt, 
eine  väterliche  Verwandtschaft  aber  über- 
haupt nicht  anerkannt  wiixi.  Ueberall,  wo 
noch  keine  festen  ehelichen  Verhältnisse 
herrschen,  erklärt  es  sich  daraus,  dass  über- 
haupt niu"  die  mütterliche  Herkimft  mit 
Sicherheit  bezeichnet  werden  kann,  obgleich 
bisweilen  auch  hier,  wie  bei  Ivbischen 
Stämmen  dos  Altertums,  Verteilung  der 
Kinder  an  die  vermutlichen  Väter  statt- 
findet. Das  Muttorreeht  findet  sich  aber 
auch  in  den  vei  scliiedensten  Abstufungen  bis 
herauf  zu  Völkern  mit  festgeregelter  Monoga- 
mie und  strenger  Sittlichkeit.  Es  ist  auch 
gegenwärtig  bei  den  Naturvölkern  Asiens,  Aus- 
traliens, Afrikas,  Amerikas  weit  verbreitet. 
Es  äussert  sich  namentlich  darin,  dass  in 
der  Hausgemeinschaft  der  Mutterbnider  die 
Hausgewalt  ausübt,  dass  die  Männer  von 
ihren  Neffen,  nicht  von  ihren  Söhnen  beerbt 
werden,  oft  auch  darin,  dass  der  Gatte  in 
die  Sippe  der  Frau  eintritt.  Jedoch  ist  auch 
Vielweiberei  mit  dem  Mutterrecht  verträg- 
lich. Ungemein  häufig  finden  sich  Ceber- 
gänge  zum  Patemitätssystem.  Sie  beginnen 
damit,  dass  die  Frau  beim  Manne  wohnt 
und  dadurch  in  seine  Gewalt  kommt.  Bei 
den  malayischen  Völkern  zeigen  sich  nicht 
nur  alie  Abstufimgen  bei  nahe  benachbarten 
Stämmen,  sondern  vielfach  bestehen  sogar 
Formen  des  Maternitäts-  und  des  Patemi- 
tätssystems  in  einem  und  demselben  Stamme 
neben  einander;  es  steht  dann  die  Wahl 
offen,  welcher  Sippe  man  angehören  will, 
oder  es  wird  auch  die  Ehe  patriarchal,  wenn 
ein  Kaufgeld  für  die  Braut  gezahlt  wird, 
während  sie  matriarchal  bleibt,  wenn  ein 
solches  fehlt;  es  kann  sogar  durch  nach- 
trägliche Zahlung  die  ümändenmg  später 
stattfinden.  Dieselben  Mischformen  finden 
sich  bei  den  westafrikanischen  Negerstämmen, 
bei  ihnen  ist  jedoch  das  auf  der  Neffenfolge 
bertihrende  Erbrecht  streng  mutterrechtlich 
geblieben,  da  sich  dieses  gewöhnlich  weit 
langsamer  als  das  übrige  Familienrecht  ver- 
schiebt. Der  Schluss  ist  fast  unabweisbar, 
dass  in  solchen  FäDen  überall  die  mutter- 
rechtliche  Ordnung  der  Sippe  und  des 
Hauses  der  urspningliche  Ausgangspunkt 
gewesen  ist. 

Ein  gleiches  Neben-  und  Durcheinander 
der  entgegengesetzten  Familiensysteme  fin- 


den wir  bei  den  Arabern  vor  Mohamme-l. 
Erst  durch  diesen  wird  die  streng  patriar- 
chale  Familie  durchgeführt  nach  dem  Gnin<l- 
satz  des  Koran:  Die  Weiber  sind  ein  Ge- 
schenk, das  Gott  den  Männern  gegeben  hat 
Doch  hatten  seine  eigenen  Weimer  s^elN^r 
noch  getrennte  Zelte  und  Haushaltim£rpn.  ia 
die  der  Prophet  wechselnd  übersiwl^'lte. 
Spuren  eines  ursprünglichen  Matemitäts- 
systems,  —  Scheidung  der  Stämme  muh 
ihren  Stammmüttern  — ,  finden  sich  au-h 
bei  den  Israeliten,  die  in  ihrer  historiRhen 
Zeit  ebenfalls  streng  patriarchalisch  «na 
Bei  den  Mandäera,  namentlich  aber  bei  'ir. 
Egj'ptern  bleibt  der  Name,  welcher  <!.»• 
mütterliche  Herkunft  angiebt,  der  satral-, 
der  Name  des  gewöhnlichen  Lebens  ist<la- 
gegen  der  Vatemame.  Da  bei  den  Eg}T- 
tern  auch  im  Erbrecht  noch  matriarchaJ» 
Spiu*en  vorhanden  sind,  muss  man  ann^p'hiiifL. 
dass  sie,  wenn  auch  in  sehr  früher  Zeil 
von  der  Mutterfamilie  zur  Vaterfamilie  \i\i^t- 
gegangen  sind.  Ausgesprochenes  Mim^r- 
recht  herrschte  nach  den  Berichten  d»r 
Alten,  die  durch  Grabinschriften  unterstützt 
werden,  bei  den  drei  rätselhaften  Völkern. 
die  als  Reste  einer  Urbevölkerung  unter  dai 
Ariern  sassen :  Lykiern,  Etniskern,  Iben^rc. 
Bei  den  seiner  Heimat  benachbarten  Lyki^^ni 
erregte  es  jedoch  schon  Herodots  Ver\^niri- 
derung. 

Die  Vergleichung  der  Verwandtsohaftv 
namen  ebenso  wie  die  der  gnmdlegonden 
Rechtsinstitutionen  hat  es  fast  nnzweifelbift 
gemacht,  dass  bei  den  Ariern  sclion  vor 
der  Zeit  ihrer  Trennung  eine  im  wesent- 
lichen patriarchale  Ordnung  der  Familie* J-e- 
stand.  Die  Namen  für  die  väterlichen  Ver- 
wandten sind  ausgebildeter  als  die  ffir  cli^' 
mütterlichen,  die  Hausgewalt  des  Vaten?  L^t 
unbestritten.  Auf  ihren  Wanderungen  ^ind 
jedoch  die  einzelnen  arischen  Stämme  aug«^n- 
scheinlich  mehrfach  Einwirkungen  von  Ui- 
l)evölkenmgen  der  besetzten  Leider,  die  in 
Matemitätsfamilien  lebten,  imterlegen.  Selbst 
in  Indien,  wo  die  frühe,  mit  religir-ser 
Verbindlichkeit  versehene  Gesetzgebung  jede 
Hinneigung  zum  Mutterrecht  unmöglich  zu 
machen  schien,  finden  sich  schon  in  den  Ep;ii 
untrügliche  Spiu^n  desselben,  auch  haben  die 
eingewanderten  Arier  auf  der  Küste  Malalar 
sich  ilim  angepasst  Bei  den  Griechen 
dagegen,  deren  Rechtsgeschichte  dim^h  den 
Fund  des  Rechts  von  Gortyn  ein  sicheres 
Fimdament  erhalten  hat,  weisen  die  Ein- 
richtungen selber  gar  keine  Spur  des  Mutter- 
rechts auf.  Die  Deutung  von  Stammessagen 
wie  die  des  Eekrops  auf  Reminiscenzen  des 
Mutterrechtes  ist  ansprechend,  aber  sehr  im- 
sicher;  und  dies  ^t  auch  von  der  Deutung 
der  Oi-estessage,  die  bei  Aesdiylus  allerdings 
in  einen  Rechtsstreit  über  den  Vorrang  vle? 
Mutter-  oder  Vaterrechtes  ausläuft    Bei  den 
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Römern  hat  nach  den  Untersuchungen  Bern- 
iiofts  wahrsdieinlich  die  plebs  gleich  den 
Ivnachbarten  Etniskem  ursprünglich  nach 
Mutterrecht  gelebt;  es  würde  dann  das 
jtajhroff  durchgeJPührte  agnatische  System, 
•las  dem  römischen  Familienrecht  zu  Grunde 
liegt,  ursprünglich  nur  den  Patriciem  eigen- 
tümlich gewesen  sein.  Der  Mangel  des 
'•oanubium«  zwischen  den  beiden  Ständen, 
fiie  zur  Rechtfertigung  desselben  angeführte 
Thatsache,  dass  die  Plebejer  keine  »gentes«, 
•I.  h.  keine  Vatersippen  hätten,  der  Name 
-f«tricii«  gleich  »Vätersöhne«  selber  deutet 
«iaranf  hin.  Die  verschiedenen  Eheformen 
scheinen  sich  ebenfalls  auf  diese  Unter- 
schiede ziurückzuführen,  so  dass  die  freie 
Ehe,  bei  der  der  Erwerb  der  hausherrlichen 
Oe^Yalt,  der  Manns  über  die  Frau  durch  den 
blatten  ausgeschlossen  war,  ursprünglich  die 
jlebejische  Ehe  gewesen  wäre.  Von  den 
keltischen  Völkern  haben  nach  Cäsars  klai-em 
Bericht  die  Britannier  völlig  nach  Mutter- 
recht  gelebt. 

Höchst  bestritten  sind  die  Verhältnisse 
^lei  den  alten  Germanen.  Durch  Tacitus  ist 
'ias  Avunkulat,  jedoch  ausdrücklich  nur  für 
einige  Stämme  bezeugt,  jene  Erscheinung, 
'iie  sich  bei  allen  Völkern  wiederholt,  welche 
auf  der  Stufe  des  MutteiTeehtes  stehen  oder 
>ie  vor  kurzem  verlassen  haben :  Der  Mutter- 
bnider  gilt  vor  dem  Vater  als  der  nächste 
Verwandte.  Bei  anderen  germanischen 
Stämmen  ist  dagegen  das  Avimkulat  schon 
zu  einem  blossen  Pietätsverhältnis  verblasst. 
In  den  ältesten  nordischen  Ehen  lässt  sich 
eine  Bevorzugung  der  mütterlichen  Ver- 
wandtschaft erkennen  j  doch  ist  der  in  den 
Sagenkreisen  aller  ansehen  Völker  wieder- 
kehrende Zug,  dass  das  Geschwisterverhält- 
nis als  das  nächste  betrachtet  wird,  dem 
Gatte  und  Kinder  zu  opfern  seien,  nicht 
notwendig  auf  mutterrechtliche  Erinne- 
ningen  zu  deuten.  Das  Erbrecht,  wie  es 
Tacitns  in  Kürze  mitteilt,  lässt  sich  nur 
finnh  gewaltsame  Interpretation  mit  dem 
Mutterrechte  in  Einklang  bringen ;  hingegen 
zeigt  der  vielumstrittene  Titel  »de  alodis«  der 
l';x  Salica  seinem  Wortlaute  nach  ein  allei- 
niges Erbrecht  der  durch  Weiber  vermittel- 
ten Verwandtschaft  in  die  fahrende  Habe, 
also  in  das  einem  Erbgang  ursprünglich 
allein  unterworfene  Vermögen.  Es  ist  dies 
kaum  anders  wie  als  letzter,  dem  Untergange 
b*»reits  geweihter  Rest  mutterrechtlicher 
Onlnungen  aufzufassen.  Die  Hausgemein- 
schaft und  mit  ihr  das  Grundeigentum  be- 
ruht auch  hier  durchaus  auf  der  väterlichen 
Munt  und  dem  Zusammen  wohnen  einer 
yaterfamilie ;  in  dem  Masse,  wie  das  Gnmd- 
eigeütum  zum  Hauptbestand  des  Vermögens 
^y&d,  verlieren  sich  auch  jene  letzten 
Spuren  des  Mutterrechtes.  Diese  und 
ähnliehe  Thatsachen  in  anderen  Volksrechten, 


(z.  B.  Angehörigkeit  der  Kinder  aus  einer 
Haubehe  ohne  Munt  zur  Sippe  ihrer  Mutter 
im  alamannischen  Volksrecht),  genügen 
nicht,  um  das  Mutterrecht  zum  Ausgangs- 
punkt des  deutschen  Famihenrechtes  zu 
machen,  wie  es  besonders  Dai^n  und 
Heusler  gethan  haben,  wohl  aber,  um  sein 
sporadisches  Vorkommen  zu  konstatieren. 

Bisweilen  führt  wie  bei  einzelnen  Neger- 
und  Indianerstämmen  das  Mutterrecht  zu 
einem  eigentlichen  Matriarchat,  so  dass  eine 
oder  mehrere  Frauen  als  die  Vorsteher  des 
Stammes,  der  Sippe  und  des  Hauses  gelten. 
Die  ausschliessliche  Vererbung  der  Königs- 
würde auf  Frauen  kommt  ebenfalls  bei 
mutterrechtlichen  Stämmen  vor,  eine  sub- 
sidiäre Vererbung  natürlich  auch  bei  vielen 
anderen  Völkern.  Die  weitverbreiteten 
Sagen,  die  von  einer  Gynäkokratie  oder  einem 
Amazonentum  erzählen,  sind  aber  nur  dich- 
terische Ausspinnungen  solcher  Zustände. 
Die  ausschliessliche  Vaterfamilie,  welche 
nur  die  durch  Männer  verwandten  Männer 
(Schwertmagen)  als  Verwandte  zählt,  ist  bis- 
weilen ebenso  einseitig  ausgebildet  wie  die 
Mutterfamilie.  Das  Agnatensystem  des  rö- 
mischen Rechtes  beruht  ursprünglich  nicht 
auf  der  natürlichen  Verwandtschaft,  sondern 
auf  der  Hausherrengewalt;  die  römischen 
Juristen  wai'en  sich  bewusst,  dass  es 
eine  besondere  Eigentümlichkeit  des  römi- 
schen Volkes  sei.  Die  Bevorzugung  der 
Mäimerverwandtschaft  in  der  Feudalzeit  ver- 
schiedener, namentlich  der  abendländischen 
Völker  hängt  mit  den  militärischen  Zwecken 
des  Lehen  Wesens  zusammen,  gewinnt  aber 
ausserhalb  des  Erbrechtes  keinen  weiteren 
Einfluss. 

3.  Die  Formen  der  Ehe:  Polyandrie, 
Pol3r^amie,  Monogamie.  Unter  den  Formen 
der  Ehe  steht  der  Promiskuität  am  nächsten 
die  Polyandrie,  die  Vielmännerei,  die  jedoch 
keineswegs  als  eine  allgemeine  Entwicke- 
lungsstufe  anzusehen  ist.  Sie  ist  besonders 
ausgebildet  in  dürftigen  Gebirgsgegenden 
wie  in  Tibet,  wo  sie  sehr  wesentlich  dazu 
beiträgt,  das  Gleichgewicht  der  Volksver- 
mehnmg  und  der  Existenzmittel  aufrecht 
zu  erhalten;  den  gleichen  Erfolg  hat  die 
subsidiäre  Polyandrie  bei  den  Spartanern  ge- 
liabt.  Von  Tibet  aus  hat  die  Vielmännerei 
auch  bei  der  arischen  Bevölkening  des 
Pendschab  bis  heute  einigen  Einfluss  ge- 
wonnen. In  dem  altindischen  Hauptepos, 
dem  Mahabharatta,  wird  ihre  Zulässigkeit, 
ja  sogai'  ihr  höherer  Wert  eifrig  verteidigt: 
doch  gilt  sie  auch  damals  als  befremdende 
Ausnahme.  Bei  einer  ungeregelten  Polyan- 
drie kann  das  Princip  der  Verwandtschaft 
nur  das  Mutterrecht  sein;  eine  erste  rohe 
Regelung  findet  sich  in  der  bei  Austral- 
negern  und  dravidischen  Stämmen  gebräuch- 
lichen Form   der   Gmppenehe,   wobei  eine 
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zusammenhausende  Sippe  in  Weibergemein- 
schaft  lebt.  Als  Gruppjen-  oder  Sippeaehe 
erscheint  die  Polyandrie  auch  bei  höher- 
stehenden Völkern  mit  Vaterfamilie,  in- 
dem sämtliche  Brüder  eines  Hauses  nur 
eine  Frau  heiraten.  Die  Kinder  werden 
dann  dem  Aeltesten  zugerechnet  oder  auch 
der  Reihe  nach  verteilt. 

Auf  eine  früher  geltende  Polyandrie 
scheint  auch  die  Kechtssitte  vieler  Völker 
hinzudeuten,  dass  der  jüngere  Bruder  ein 
Erbrecht  an  die  Witwe  hat,  insofern  die 
Frau  hierdurch  als  gemeinsames  Eigentum 
der  Sippe  gekennzeichnet  wird;  sie  kann 
aber  ebenso  gut  die  Konsequenz  der  voll- 
ständigen, eigentumsartigen  Herrschaft  des 
Gatten  über  die  geraubte  oder  erkaufte  Frau 
sein.  Bei  der  Leviratsehe  des  jüdischen 
Rechtes  und  der  ihm  entsprechenden  Nyoga 
der  Inder,  muss  der  nächste  Verwandte 
dem  kinderlos  Verstorbenen  mit  dessen 
Witwe  »Samen  erwecken«,  oder  es  erhält 
wenigstens  die  Witwe  hierzu  den  Auftnig. 
Die  Beauftragung  bei  Lebzeiten,  die  sich 
öfters  in  deutschen  Weistümern  findet,  ver- 
dankt wohl  nur  satirischem  Volkshumor 
ihren  Ursprung.  Der  Sinn  dieser  Institution 
ist  überall  ein  religiöser,  sie  entspringt  ent- 
weder der  Annaiime  eines  Fortlebens  in  den 
Kindern  oder  dem  Ahnenkultus,  von  dessen 
Begehung  ebenfalls  die  Fortdauer  der  Seele 
nach  dem  Tode  abhängt.  Während  die  jü- 
dische Leviratsehe  als  unverbrüchliche  re- 
ligiöse Pflicht  betrachtet  wurde  (Juda  und 
Thamar),  hat  schon  das  Gesetzbuch  Manns 
die  Nyoga  auf  alle  Weise  eingeschränkt^ 
da  sie  nicht  völlig  abgeschafft  werden  konnte. 
Auf  einer  weiteren  Stufe  hat  die  Adoption, 
die  überall  ursprünglich  der  gleichen  An- 
schauung entstammt,  das  Levirat  ersetzt. 
Bei  Völkern,  in  deren  Religion  der  Ahnen- 
kult die  Hauptsache  bildet,  wie  Im  den 
Chinesen,  ist  die  Adoption  deshalb  besonders 
verbreitet. 

Bald  auf  ursprüngliche  Vielmännerei, 
bald  auf  die  schärfste  Form  der  Leibeigen- 
schaft, bei  der  eine  rechte  Ehe  des  als 
Sachgut  betrachteten  Knechtes  nicht  mög- 
lich ist,  lässt  sich  die  recht  häufige  Ein- 
richtung zurückführen,  dass  nicht  der  Ehe- 
gatte, sondern  ein  anderer  Mann:  der  Herr, 
ein  Verwandter,  Priester,  Vornehmer,  das 
Beilager  mit  der  Braut  hält.  Bei  den  abend- 
ländischen Völkern  ist  die  Eidstenz  eines 
solchen  »jus  primae  noctis«  Überhaupt  be- 
stritten worden,  allein  bei  den  Basken, 
einem  nichtarisehen  ürvolk,  ist  es  unzweifel- 
haft, da  es  hier  ausdrücklich  erst  durch 
Ferdinand  den  Katholischen  abgestellt  wurde. 
Spuren  finden  sich  bei  Ehen  der  Leib- 
eigenen teils  in  der  Form  von  Symbolen, 
teils  als  Androhungen  auch  im  benachbarten 
Südfrankreich,    ja    sogar    in    der   Schweiz. 


Wirkliche  Anwendung  des  Rechtes  —  ffir 
die  Litteratur  der  Aufklärungszeit  z.  B. 
Beaumarchais  ein  beliebter  Gegenstand  der 
Satire  — ,  ist  ausser  bei  den  Basken  kaum 
jemals  vorgekommen.  Im  Islam,  der  das 
Sklaveneherecht  ausführlich  in  höchst  hu- 
maner Weise  ausgebildet  hat  ist  dagegen 
immer  Eheschhessung  und  Ehe  der  unfreien 
streng  geschützt,  so  unbeschränkt  Datürlich 
das  verfügungsrecht  des  Herrn  über  unver- 
heiratete Sklavinnen  ist 

Noch  weiter  verbreitet,  wahrscheinJich 
eine  allgemeine  Sitte  der  Natun'ölker,  ist 
der  Gebrauch  der  Gastehe.  Der  Fremde 
erhält,  um  ihn  zu  ehren,  die  Verfügung 
über  die  Frau  oder  die  Tochter  beines 
Wirtes.  Sehr  ähnlich  ist  die  im  Islam  aus- 
gebildete Mutaehe,  die  Eheschliessung  auf 
Zeit,  selbst  auf  ganz  kurz  bemessene  Fristen, 
die  namentlich  ifiir  Gäste  und  fremde  Kanf- 
leute  bestimmt  ist  Auch  in  dem  griechi- 
schen und  nordischen  Mythus  erscheint  die 
Gastehe,  deren  wirkUche  üebung  bei  diesen 
Völkern  in  historischer  Zeit  nidit  mehr  ge- 
bräuchlich war,  als  etwas  ünanstössig^ 
Den  Aufklärungsphilosophen  des  vorigen 
Jahrhunderts  (Diderot)  diente  das  Bekannt- 
werden der  Gastehe  bei  den  polynesischen 
Stämmen,  um  die  Relativität  oder  die  künst- 
liche Entstehung  der  Moralbegriffe  zu  er- 
weisen. 

i  Die  Polygamie,  Vielweiberei,  erscheint 
bisweilen  der  Promiskuität  noch  nahestehend 
als  Gruppenehe  mehrerer  Männer  mit  mehn^ 
ren  Frauen;  auch  die  Form  der  Sippenehe, 
bei  der  ein  Mann  sämtliche  Töchter  einer 
Famihe  heiratet,  findet  sich  vereinzelt  Am 
häufigsten  ist  die  Polygamie  aber  gerade 
auf  den  früheren  Stufen  der  Paternitätsfa- 
milie,  namentlich  da,  wo  der  Frauenkauf 
noch  wirklicher  Erwerb  der  Frau  und  nicht 
bloss  eine  Form  der  Eheschliessimg  und  des 
ehelichen  Güterrechtes  ist.  Die  Polygamie 
ist  in  diesem  Falle  ein  Erzeugnis  des  Luxus, 
ein  Vorrecht  der  Grossen  und  Reichen, 
während  die  grössere  Menge  des  Volkes 
monogamisch  lebt.  So  erscheint  sie  auch 
bei  den  indogermanischen  Völkern,  aussjer 
den  Gräkoitahkern.  Im  indischen  Itecht  ist 
die  Polygamie  geradezu  nach  der  Vornehm- 
heit der  Kasten  abgestuft,  so  dass  den 
Sudra  nur  eine  Frau  erlaubt  ist.  Auch  bei 
der  Polygamie  ist  bisweilen  eine  Beaiiftra- 
gimg  und  Stellvertretung  der  Mutterschaft 
(Raheis  und  Leas  Mägde)  üblich.  Die  Viel- 
weiberei hat  durch  ihre  Anerkennung  im 
Islam,  indem  der  Koran  wenigstens  vier 
Ehefrauen  erlaubt,  wiederum  eine  weite 
Verbreitung  erhalten;  sie  macht  sich  als 
ein  Haupthindemis  des  Fortschreitens  der 
mohammedanischen  Nationen  geltend.  Denn 
mit  ihr  ist  die  Herabdrückung  des  weib- 
lichen Geschlechtes  infolge  der  vorwalten- 
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den  Auffassung  der  Frau  als  Genussgeffen- 
stand  fast  notwendig  verbunden.  Bei  ihrer 
Sanktionierung  durdi  den  Propheten  war 
allerdings  ausser  seinen  personlichen  poly- 
gamen Neigungen  der  Wunsch  massgebend, 
aie  bis  dahin  bei  den  Arabern  gebräuchliche 
Mädohentötung  zu  ersetzen. 

Die  Monogamie  ist  die  endgiütige  Form 
der  ehelichen  Gemeinschaft;  sie  ist  nicht 
wie  bei  vielen  Tiergattimgen  eine  ursprttng- 
lit'he  Anlage  des  Xlenschen,  sondern  eine 
Errungenschaft  der  Kultur,  gerade  deshalb 
um  so  wertvoller  und  notwendiger  als  Basis 
d»«  gesamten  sittlichen  und  sozialen  Zu- 
>taD(ies  der  civilisiert^^n  Völker.  Kaum  eine 
andere  Institution  ist  ihrem  Volksbewusst- 
spin  in  solchem  Masse  zum  selbstverständ- 
iit.hen  Axiom  geworden.  Besonders  bezeich- 
nend hierfür  ist  die  Energie,  mit  der  sich 
'iajj  amerikanische  Yolk  gegen  die  Wieder- 
einführung der  Polygamie  diu'ch  die  Mor- 
monen aufgelehnt  hat.  Die  üeberlegenheit 
'\oT  europäischen  Zweige  der  arischen  Völ- 
ker hat  sich  namentlich  auch  darin  geäussert, 
da«?  sie  sich  zuerst  entschieden  der  Einehe 
zugewandt  haben.  Eine  lu^pnln^lich  mono- 
carae  Fainilienordnung  der  Arier  ist  dagegen 
nicht  anzunehmen.  Auch  innerhalb  des 
m'>nogamen  Systems  ist  hinsichtlich  der 
Art  «ler  Eheschliessung,  der  Festigkeit  oder 
L^lichkeit  und  der  inneren  Ausgestaltung 
n.'jch  ein  weiter  Spielraum,  und  es  erscheint 
demgemäss  auch  die  monogame  Familie 
noch  historisch  äusserst  wandelbar. 

4  Die  Formen  der  Eheschliessnng. 
Man  kann  zwei  Haupitsysteme  der  Ehe- 
jchliessung,  Endogamie  und  Exogamie, 
unterscheiden,  je  nachdem  die  Gattin  inner- 
halb oder  ausserhalb  des  Stammes-  oder 
Si|ipen Verbandes  gesucht  wird.  Es  sind  hier 
vii^lfach  Abstufungen  möglich,  wie  z.  B.  die 
Inder  strenge,  im  Laufe  der  Zeit  immer 
nwh  verschärfte  Endogamie  der  Kasten  und 
ihrer  Unterabteilungen,  aber  ebenso  strenge 
Exogamie  der  Sippe  haben.  Beide  Systeme 
sind  wohl  gleich  ursprünglich.  Zwar  liegt 
«ii«^  Endogamie  bei  den  der  Promiskuität 
nahestehenden  Formen  der  Ehe  nahe  und 
ist  hier  sehr  häufig;  andererseits  aber 
ht  bei  ganz  rohen  Stämmen  wie  den  Austral- 
n(^rn  auch  die  Exogamie  imverrückbarer 
Rpchtsgnmdsatz  und  vielleicht  ihre  einzige 
>ittliehe  Ueberzeugimg.  Auf  höheren  Stufen 
der  Kidtur  ist  ein  Rest  der  Endogamie  die 
häufig  vorkommende  Bevorzugung  der  Ehe 
mit  nahen  Verwandten.  Bei  den  Egyptern 
^ar  die  Geschwisterehe  häufig,  bei  den 
Pf^rsera  und  noch  jetzt  bei  den  Parsis 
K'heint  sie  sogar  religiösen  VoiTang  gehabt 
zu  haben ;  selbst  in  der  Glanzzeit  Griechen- 
lands war  die  Ehe  von  Halbgeschwistem 
;?^bräuchlißh  (Kimon).  Auch  für  die  Ger- 
manen ist  wahrscheinlich  die  Raubehe  nur 


Ausnahme,  Sippen -Endogamie  die  Regel; 
man  wird  solche  vielleicht  als  gemeinsame 
Sitte  des  arischen  Urvolks  ansprechen  dür- 
fen. Bei  den  Deutschen  hat  sich  die  Be- 
voi-zugung  der  Sippengenossen  zur  Ehe  lange 
erhalten  und  ist  von  der  Kirche,  deren 
rigorose  Ehegesetzgebung  sich  in  diesem 
Kampfe  erst  recht  ausbildete,  mühsam  ver- 
drängt worden.  Keineswegs  darf  man  nur 
eine  kurzlebige  Uebergangserscheinung  in 
diesem  Auftreten  der  Endogamie  in  Deutsch- 
land sehen.  Am  längsten  erhält  sich  dieses 
System,  ebenso  wie  Reste  des  Mutterrechts, 
in  den  Kreisen  der  Hörigen.  Es  kann  als 
ein  allgemeiner  Gnmdsatz  der  Hofrechte 
gelten,  dass  der  Hörige  nur  in  der  Familie, 
d.  h.  in  der  hofhörigen  Genossenschaft,  die 
aber  für  ihn  vollständig  die  Sippe  ersetzt, 
heiraten  darf  imd  dass,  wo  dies  übersehen 
wird,  die  Kinder  der  Mutter  nachfolgen. 
Die  beginnende  Emancipation  der  Leibeignen 
namenUich  seit  dem  Emporkommen  der 
Städte  führt  sie  alsbald  zum  Paternitäts- 
system,  indem  entweder  gesetzlich  be- 
stimmt wird,  dass  Weib  und  Kinder  Ge- 
nossen des  Gatten  und  Vaters  in  seinem 
Rechte  sein  sollen,  oder  Verträge  geschlossen 
werden,  die  auf  der  gleichen  Grundlage  das 
connubium  verschiedener  hofrechtiicher 
Kreise  feststellen.  Doch  ist  bis  zum  Ende 
der  Leibeigenschaft  die  Tendenz  verbreitet 
geblieben,  die  Endogamie  festzuhalten,  damit 
die  Kinder  nicht  dem  Herrn  entfremdet 
würden. 

Weit  wichtiger  für  die  Entwickelung  der 
Familie  ist  die  Exog;amie  geworden.  Bei 
den  NatiuTölkern,  die  nach  ihr  leben,  er- 
scheint sie  oft,  namentlich  in  Australien 
und  Amerika,  in  Verbindimg  mit  dem  Tote- 
mismus,  d.  h.  es  besteht  ein  festgeregeltes 
connubium  zwischen  Stämmen  oder  Sippen, 
deren  jede  ein  besonderes  Tier- Abzeichen, 
einen  Totem,  führen.  Ursprüngliche,  mit  der 
äussersten  Peinlichkeit  ausgebildete  Exo- 
gamie, bei  der  jede  noch  irgend  erkennbare 
Verwandtschaft  als  Ehehindernis  gilt, 
herrscht  bei  den  mongolischen  Kulturvölkern, 
namentlich  bei  den  Chinesen.  Gewöhnlich 
erscheint  die  Exogamie  zuerst  in  der  Form 
der  Raubehe.  Man  hat  diese  und  die 
Exogamie  überhaupt  mit  der  bei  wilden  und 
halbwilden  Stämmen  sehr  gebräuchlichen 
Sitte  der  Mädchentötung  in  Verbindung 
gebracht.  Unzweifelhaft  wird  sie  dadurch 
oft  zur  Notwendigkeit,  aber  selbst  bei  Völ- 
kern, die  nur  die  Raubehe  kennen,  braucht 
sie  nicht  hieraus  hervorgegangen  zu  sein. 
Sehr  oft  ist,  wie  schon  von  den  Germanen  be- 
merkt wiuxle,  die  Raubehe  die  Ausnahme ;  sie 
ist  der  gewaltsame  Bruch  der  Endogamie,  der 
deshalb  wie  ein  anderer  Friedbruch  ^büsst 
werden  muss  imd  der  oft  den  Eindnngling 
dauernd  als  einen  Feind  der  Sippe  erschei- 
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nen  lässt,  was  sich  in  der  Sitte  der  Ver- 
meidung der  Schwiegereltern  bei  Negern 
und  anderen  Völkern  äussert.  Insofern  aber 
ist  die  Raubehe  oft  auch  ein  Fortschritt 
gegenüber  dem  herdenartigen,  stumpfen 
Zusammenleben,  wie  es  die  Endogamie  mit 
sich  brachte.  Sie  ist  überall  der  mächtigste 
Hebel  für  den  Uebergang  zur  Vaterfamilie 
ffewesen.  Je  nach  dem  Kultiu-standpunkt 
der  Völker  zeigt  die  Raubehe  Abstufimgen 
von  der  brutalen  Vergewaltigimg  bis  zum 
scherzhaften  Spiel.  Auch  bei  allen  arischen 
Völkern  ist  sie  nachweisbar,  wenn  auch  bei 
einigen  wie  bei  den  Römern  nur  noch  in 
der  Form  der  Sage,  die  an  die  Spitze  der 
Volksgeschichte  gesetzt  vdrd  (Raub  der 
Sabinerinnen).  Frühzeitig  bekämpft,  sobald 
eine  geordnete  Gesetzgebung  und  ein  star- 
ker religiöser  Einfluss  sich  geltend  machten, 
hat  sie  sich  doch  auch  mancher  Sympa- 
thieen  erfreut,  die  begreiflicherweise  in 
Sage  und  Dichtung  am  stärksten  hervor- 
treten. Bei  den  Indern  wird  zwar  in  den 
Gesetzen  unter  den  8  Eheformen  der  Raubehe 
der  zweitniederete  Grad  angewiesen  und  sie 
durch  den  schändenden  Namen  Rakhasa- 
Ehe,  Teufelsehe,  gezeichnet;  die  Dichtung 
aber  erkläi-t  sie  ffir  die  dem  Krieger 
passendste.  Die  mit  allem  Glanz  der  Dich- 
timg verklärte  Gandhai'wa-Ehe,  die  Liebesehe 
der  Inder,  ist  auch  nichts  anderes  als  eine 
auf  beiderseitige  Zustimmung  gebaute  Raub- 
ehe. Bei  den  Germanen,  wo  uns  gleich  die 
Raubehe  bei  Arminius  und  Thusnelda  ent- 
gegentritt, sind  ihr  noch  in  den  Volksrechten 
bedeutende  Zugeständnisse  gemaclit,  wenn 
sie  auch  bekämpft  wird.  Sie  wird  unter 
Busse  gestellt,  aber  anerkannt.  Im  angel- 
sächsischen Recht  wird  sogar  der  Entführer 
der  bereits  verheirateten  Frau  nur  zum 
Schadenei-satz  an  den  ersten  Mann  verpflich- 
tet, und  nicht  viel  anders  erkennt  selbst 
das  alamannische  Recht,  das  sonst  starken 
kirclüichen  Einfluss  zeigt,  eine  solche  Raub- 
ehe an,  wenn  der  neue  Gatte  die  Munt  von 
dem  fi-üheren  erwirbt.  Ob  freilich  jemals 
durch  den  Raub  allein  eine  anerkannte 
Munt,  eine  mehr  als  bloss  thatsächliche 
Herrschaft  des  Mannes  über  die  Frau,  ent- 
stand, ist  imw^alu'scheinlich.  Erst  die  Kirche 
hat  aber  unablässig  die  Notwendigkeit  des 
fi'eien  Willensentschlusses  der  Braut  be- 
tont und  mit  Hülfe  ihrer  und  der  staat- 
lichen Straf gewalt  die  Raubehe  vernichtet. 
Doch  stellt  auch  heute  noch  der  weitaus 
grösste  Teü  der  volkstümlichen  Hochzeits- 
gebräuche  bei  den  romanisch-germanischen 
Nationen  den  Raub  symbolisiert  dar.  Des- 
lialb  stimmen  diese  auch  in  überraschender 
Weise  häufig  mit  den  Gebräuchen  ganz  ent- 
legener Naturvölker  überein. 

Aus  der  Raubehe  entwickelt,  gleichsam 
als   deren    friedliche,    nicht    nachträgliche, 


sondern    vorweggenommene    Beilegung    ist 
die    Kaufehe.     Das   Recht   der   Ebdogamie 
der  fremden  Sippe  wiixl  durch  einen  Kauf- 
preis, der  der  Busse  des  Friedbruchs  eot- 
spricht,   abgelöst   oder  auch   durch   ArK-^it 
abverdient      (Sogenannte    Jakobsehe    nach 
dem    Beispiel    im    alten    Testament,   jetzt 
namentlich    bei   Negerstämmen    verbreite.;. 
Der  Brautkauf  tritt  uns  denn  auch  überall 
wo  Exogamie  besteht,  also  bei  den  mel^ti^H 
Völkern  der  Erde,  ganz  gleichartig  entg»^-n. 
Bei   den    polygamen   Kulturvölkern   Ist  rv 
oft  in  seiner  ursprünglichen  Form  al>  nutz- 
bringendes Geschäft  der  Sippen  erhalten  ?'•- 
blieben;    die  indischen  Gesetze  vermleilea 
zwar  ein  solches  und  billigen  nur  di»^  >\"iu- 
lK)lische    Abschwächung .     lassen     es   al>T 
doch  zu,  und  selbst  die  Dichtung  entv<chiil- 
digt  den  Frauenkauf,  bei  dem  die  Sipf^e  lier 
Braut   einen   Preis  erhält.     Auch  das  isla- 
mitische   Recht   hat   den   Kauf   nur  weni? 
abgeschwächt.     Bei  den   Chinesen,  wo  auf 
Frauenraub  Todesstrafe  steht^   ist  der  Kauf 
so  unverblümt,  dass  unter  Umständen  s«,»ar 
Weiterverka\if   möglich   ist.     Innerhalb  ^\^ 
Systems    der    Einehe   ist   das    Wesen   des 
Kaufgeschäfts  meist  rasch  verblasst.    In  iler 
römischen     co^mptio    ist    es    zur    hlos^en 
Rechtsfonnaiität  geworden,  so  dass  der  sym- 
bolische   Kaufpreis    hier   keine    wirtscliaft- 
liche  Bedeutung  hatte;   bei  den  Germant^n 
hatte   es   schon   ziu-   Zeit  des  Tacitus  eino 
ethische    ümdeutung   erfahren.      DemuDp^^ 
achtet   blieb   auch   bei  ihnen  der  Kauf  ilie 
eigentliche   Rechtegnmdlage   der  Ehe  wm 
behielt  sogar  seinen  wirtsc^haftlichen  Wert, 
nur   dass   der   Kaufpreis   selber  sehr  frfiii 
von  dem  Geschlechte  der  Braut  nicht  bi^ 
halten    werden    durfte,    sondern    wie   auch 
bei    den    Arabern    ihr   als  Wittiun   \te>tt'\\i 
wurde.    Nur   für   die   Ablösung  der  Munt 
bei  der  ursprünglich  untei'sagten  Wit\ven- 
ehe   und   bei    nachträglicher   Legaüsierimg 
einer  Raubehe  erhielt  die  berechtigte  Si}'{>o 
die  Gebühren.    Zu  diesem  von  Gatten  ^ 
stellten  Wittum  trat  dann  die  von  der  Fa- 
milie der  Bmut  gegebene  Mitgift,  die  meist 
zugleich  eine  Erbscliaftsabfindung  war,  und 
die  Morgengabe,  ursprünglich  das  freie  Ge- 
schenk der  Gattenliebe  nach  vollzogener  Ehe, 
welches  aber  später  meist  das  alte  Wittum 
übertraf  und  ersetzte.    Aus  diesen  Elemen- 
ten   entwickelt    sich    dann    in   ungemeiuer 
Mannigfaltigkeit  imd  Bie^mkeit  das  Sys- 
tem   des   deutschen  ehebchen  Güterrechts, 
die  treueste  Abspiegelung  aller  Schattierun- 
gen der  deutschen  Familienentwickehmg. 

Der  alte  rechtsgültige  Kaufvertrag  ist 
ursprünglich  die  Verlobung,  für  deren  Bruch 
oder  Verletzimg  deshalb  Bussen  bestehen, 
die  Trauung  ist  der  endgültige  Vollzug  des 
Vertrages,  der  mit  der  Heimfühning,  'Jcr 
Besitzeinweisung    endet.      Rechtsbeständig 
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aber  wird  die  Ehe  erst  durch  das  Beilager, 
und  ihre  wichtigsten  Rechtsfolgen  wirtscliaft- 
licher  Art  treten  sogar  erst  nach  der  Geburt 
eines  lebenden  Kindes  ein,  also  wenn  der 
Zweck   der  Ehe  zuerst  erreicht  ist.    Diese 
Aufeinanderfolge  findet  sich  bei  allen  ari- 
R-hen  Völkern  in  wesentlich    übereinstim- 
mender Art,  namentlich  zeigen  die  indischen 
un<l  die  germanischen  Rechte  hier  eine  auf- 
fallende üebereinstimmung.    Verschieden  ist 
aber  die  Ausbildung  der  eheherrlichen  Ge- 
walt,  der    manus   oder  Munt.    Neben   der 
coi*^mtio  steht  bei  den  Römern,  vielleicht  als 
eine    Tradition    der    altarischen    Ehe,    die 
sakrale  Form  der  confarreatio,  bei  der  die 
Stellung    der  Frau   neben  dem  Mann  sich 
einer  Gleichberechtigung,  die  bei  jener  aus- 
geschlossen ist,  nähert.    Beiden  gegenüber 
steht  die  Ehe  ohne  manus  des  Mannes,  wie 
vir  sahen,  wahrscheinlich  die  alte  plebeji- 
sche Ehe.    Die  freie  Ehe  ist  vergebhch  be- 
kämpft  worden  durch  die  Einrichtung  der 
u^iis-Ehe,  d.  L  durch  den  Grundsatz,  dass 
(lie  manus  in  Jahr  und  Tag  vom  Gatten  er- 
sessen werde,  wenn  nicht  durch  zeitweilige 
Entfernung  der  Ehefrau  während  eines  trinoc- 
tinm  diese   Ersitzung    unterbrochen    wird. 
Für  die  weitere  Entwickelung  des  römischen 
Rechts    ist    trotzdem    die    freie   Ehe   ohne 
manus    massgebend    geworden.     Auch  das 
Konkubinat,  d.  i.  ein  regelmässiges,  eheliches 
Zusammenleben,  bei  dem  jedoch,  meist  wegen 
mangelnden   connubium,   eine  rechtsgültige 
Ehe  nicht  möglich  ist,  wird  durch  das  Recht 
geschützt     Bei    den    Griechen    sahen    wir 
schon  in  einer  frühen  Zeit,  deren  Kelllntnis 
uns  durch  das  Recht  von  Gortyn  vermittelt 
ist,  einen  sehr  entwickelten  Zustand  in  der 
selbständigen  Stellung  der  Frau,  die  persön- 
lich gewaltfrei   bleibt  und    ihr    Vermögen 
—  freilich  bei   schlechtem  Erbrecht  —  be- 
halt, während    im  übrigen  .die  Hausgewalt 
des  Mannes,  namentlich  den  Kindern  gegen- 
üljer  besteht,  jedoch  auch  diese  ist  weit  von 
fier  Schroffheit  der  römischen  patria  potes- 
tas  entfernt    Es  ist  endlich  eines  der  gröss- 
ten  Verdienste  des  deutschen  Rechtes,  dass 
es,   ohne   den    ursprünglichen  Boden  völlig 
zu  verlassen,   wie   es  das   römische   Recht 
im  üebergang  zur  freien  Ehe  gethan  hat, 
der  Frau  in  steigendem  Masse  Selbständig- 
keit und  Verfügungsfreiheit  gesichert  hat. 
Die  alte  Bedeutung  der  Verlobung  ist  hier 
später  völlig  zurückgetreten,  niu-  im  englischen 
Rechtsgebrauch  haben  sicn  Spuren  in  der 
Möglichkeit    einer    Klage    wegen    Ehever- 
sprechen    erhalten,    die    Trauung    ist    der 
einzige  Rechtsakt  geworden;   sie  hat,   wie 
wir  weiterhin  sehen  werden,  den  mannig- 
fadtigsten     Einwirkungen     von    Staat    und 
Kirche  unterlegen. 

Im  Wesen  der  Ehe  hat  stets  die  Voraus- 
setzung  der   Dauer  gelegen.      Selbst    eine 


wenig  geregelte  Gruppenehe  unterscheidet 
sich  lüerdurch  von  der  rromiskuität,  und  bei 
Völkern,  wo  völlige  geschlechtliche  Regel- 
losigkeit vor   der   Ehe  Gebrauch  ist,   wird 
diese   dm'ch   die  Ehe  beendigt.    Die  Mög- 
lichkeit,  die   Ehe   freiwillig   zu  lösen,   die 
Ehescheidimg,  ist  jedoch  fast  übei-all,  aber 
in    sehr  ungleichem  Masse  vorhanden.    Es 
ist  in  Zeiten  einer  strengen  Ehegewalt  des 
Mannes  natürlich,  dass  dabei  die  Frau  un- 
günstiger gestellt  ist    Wo  die  Frau  Besitz- 
stück ist,  besteht  vielfach  Erbrecht  an  ihr 
(s.  oben).    Ehescheidimg  kommt  hier  kaum 
vor.    Wo  der  Tote  einen  Teil  des  Vermö- 
gens  mit    ins    Grab  nimmt,    ist  sogar  die 
Sitte  der  Witwentötung  häufig.    Den  Ger- 
manen  und   Kelten   ist   sie  wenigstens  als 
freiwillige  Handlung  nicht  fremd,  bei  den 
Indern  hatte  sie  unter  dem  Einüuss  der  Ur- 
bevölkerung   sich    allmählich    ausgebreitet 
und   war  aus   einer  anfangs  nur   seltenen 
heroischen  Handlung  schliesslich  ein  über- 
aus  häufiger   Gebrauch   geworden,  bis  die 
Engländer  ihm   ein  Ende  gemacht  haben. 
Als  der  denkbar  höchste  Grad  der  Festig- 
keit des  Ehebandes,  freih'ch  inmier  nur  für 
die  Frau,  behielt  hier  eine  solche  Selbstauf- 
opferung eine  religiöse  und  poetische  Ver- 
klärung.    Altarisoh    scheint    dagegen    das 
Verbot  einer  zweiten  Ehe  für  die  Frau  zu 
sein,   das  Tacitus  bei  den  Germanen  seiner 
Zeit  besonders  lobt    Bei  den  Griechen  ist 
aber  schon  im  Recht  von  Gortyn  die  Ehe- 
scheidung  frei,   ohne  dass  ein  Unterschied 
zwischen  dem  Recht  des  Mannes  und  der 
Frau    gemacht    wurde.     Bei    den   Römern 
wurde  sie  diuxjh  den  Sieg  der  freien  Ehe  in 
einer  Weise  erleichtert,  diass  man  von  einer 
Ehescheidungs  -  Epidemie    in    den   höheren 
Klassen  sprechen  könnte.    Die  Möglichkeit, 
die  Frau  zu  Verstössen,  war  bei  den  Germa- 
nen fast  unbeschränkt;   noch  in  den  Volks- 
rechten erwachsen  dem  Gatten  daraus  nur 
Vermögensnachteiie ,  Verlust  des   Wittums 
und  eine  Busse.    Noch  leichter  war  sie  bei 
den    Semiten,   selbst    bei  den  Juden  trotz 
ihres   strengen  Familienlebens  war  sie  nur 
an  die  Ausfertigung  eines  formellen  Scheide- 
briefes geknüpft.   Hier  setzte  mit  schärfstem 
Gegensatze     Jesus     ein,     und    so    begann 
unter   dem   Einfluss   der  Kirche  eine   Be- 
kämpfung der  Ehescheidung,   die  für  lange 
Zeit  z.  B.  in  Frankreich  noch  bis  vor  kur- 
zem zu   einer  vollständigen  Ausscliliessung 
derselben   führten.     Selbst   der   von   Jesus 
zugelassene  Fall,  Ehescheidung  wegen  Ehe- 
bruches,  wurde,   soweit   es  irgend  möglich 
war,  eingeschränkt,  wobei  noch  dazu  dem 
Manne   höchst   unbillige  Vorzugsrechte  als 
Konzessionen  an  bestehende  Unsitten  einge- 
räumt wiu:den.    Freilich  suchte  man  im  Mit- 
telalter durch  spitzfindige  Ausgestaltung  der 
absoluten  Ehehindernisse  und  eine  oft  bis  zur 
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Frivolität  gehende  Ausnützung  derselben  die 
Ehescheidung  durch  eine  Hinterthür  wieder 
einzuführen.  Erst  unter  dem  Einfluss  der 
individualistischen  Aufklärung,  der  sich  am 
meisten  in  den  deutschen  Gesetzgebungen 
geltend  machte,  ist  der  Ehescheidung  wie- 
der ein  grösserer  Spielraum  gewährt  worden, 
ohne  dass  man  doch  zu  festen  Principien 
gelangt  wäre.  Vielmehr  schwanken  Gesetz- 
gebung imd  Praxis  auch  in  Deutschland 
zwischen  Erleichtening  \md  Erschwerung 
der  Ehescheidung  auf  und  ab. 

5.  Die  Hausgemeinschaft  Durch  ge- 
meinsames Wohnen  wird  jederzeit  auch  eine 
Wirtschaftsgemeinschaft,  gemeinsamer  Haus- 
halt, hergestellt  Es  erscheint  zunächst  als 
das  Naturgemässe,  als  eine  Folge  der  »ratio 
natiu^is«,  die  im  Sinne  der  alten  Juristen 
der  Gnind  des  jus  gentium,  des  allen  Völ- 
kern gemeinsamen  Rechtes  ist,  dass  eine 
solche  Hausgemeinschaft  auf  einem  Haus- 
halt von  Eltern  und  Kindern  beruht.  In 
diesem  Sinne  ist  die  familiäre  Hausgemein- 
schaft als  die  erete  Gesellschaft  und  als  der 
Keim  aller  weitei-eu  Gesellschafts-  und  po- 
litischen Formen  bereits  von  Aristoteles  auf- 
gefasst  und  weiterhin  von  dem  gesamten 
Naturrecht  postuliert  worden.  Allein  die 
Betrachtimg  primitiver  Kulturstufen  zeigt, 
dass  keineswegs  immer  die  Ehe  auch  die 
Hausgemeinschaft  zur  Folge  hat  Erst  mit 
Raub  und  Kauf  der  Frau  ist,  wie  wir 
sahen,  der  üebertritt  der  Frau  ins  Haus  des 
Gatten,  die  Begründung  des  Haushalts  auf 
die  Vaterfamilie,  verbunden.  Häufiger  steht 
am  Anfang  das  Zusammenhausen  einer 
Sippe,  die  auch  später  beim  Zerfall  einer 
solchen  Gemeinschaft  in  einer  nur  etwas 
gelockerten  Wohnungs-  und  Wirtschaftsge- 
meinschaft als  Sippendorf  verbleibt  Auch 
bei  den  Indogermanen  weist  schon  die 
sprachliche  Uebereinstimraung  von  «Ixos, 
vicus,  vic,  wice,  auf  eine  solche  Entwicke- 
lung  hin.  Bisweilen  aber  wii'd  wie  bei 
dravidibchen  Völkern  umgekehrt  die  Ver- 
wandtschaft mehr  auf  die  Hausgemeinschaft 
als  umgekehrt  diese  auf  jene  gebaut.  So 
hausen  auch  bei  den  Südamerikanern 
grössere  Abteilungen  des  Stammes  horden- 
weise zusammen.  Bei  ihrem  sozialpolitischen 
Experiment  in  Paraguay  behielten  auch  die 
Jesuiten  die  gemeinsame  Arbeit  dieser 
Kazikschaften  bei,  während  sie  das  gemein- 
same Wohnen,  das  eine  monogamische  Ehe- 
ordnung nicht  aufkommen  Hess,  aufhoben. 
Auf  manchen  Südseeinseln  (Palaugruppe, 
Freundschaftsinseln)  sind  es  sogar  eigentliche 
Vereine,  die  auf  freiem  Znsammentritt  be- 
nihen,  die  Kaldebekel,  welche  zusaramen- 
wohnen  und  die  wichtigsten  wirtschaftlichen 
und  kriegerischen  Aufgaben  der  Hausge- 
meinschaft vollziehen. 

Nicht  unbedingt  notwendig   hängt   also 


weder  auf  den  niederen  noch  auf  den  höb^ 
ren  Stufen  der  Kultur  die  Hausgemeinschaft 
mit  der  Verwandtschaft  zusammen.     Sie  ist 
eine  wesentlich  wirtschaftliche  Einriehtunc: 
und    daher    wird    das   ökonomische   Lekn 
ebenso  stark  durch  sie  bestimmt  wie  das 
sittliche  und  soziale  durch  den  Blutsverliand. 
Sie    beruht    wesentlich    auf    gemeinsamer 
Produktion  und  Konsumtion  der  Mitglieder. 
Der  Knecht   gehört  ihr  daher  jederzeit  au 
und  nimmt  an  den  Hausheüigtümem,  einer 
der   stärksten   Wurzeln   aller   UrreligioneiL 
Anteil;   öfters   treten   auch  freie,  nicht  ver- 
wandte  Mitglieder   zu   ihr.    Dies  gilt  ganz 
ebenso  von  den  nomadischen  wie  von  s*\s?- 
haft  ackerbauenden  Völkern,  ja  es  ist  h-i 
den  Nomaden,  die   ausser  Haus  resp.  Zelt, 
Sippe  und  Stamm   keine  weiteren  Formea 
gesellschaftlicher  Organisation   kennen,  der 
familiäre    Charakter     der    Sklaverei    nrs.h 
schärfer  ausgebildet    Er  blieb  bei  den  ur- 
sprünglich nomadischen  semitischen  Kultiu-- 
völkern,   Juden   und  Arabern,  dauernd  ge- 
wahrt.   Das  Wort  familia  selber  leitet  sich 
von  famulus,  Diener,  her ;  und  im  Terbanfle 
des   römischen    Hauses   unter    dem   |)ater- 
familias  sind  die  Kinder  nur  als  die  Freien, 
liberi,  von  den  servi  unterschieden.    Auch 
liat   das    Wort,   so    frühzeitig   es   auch  auf 
Verwandtschaft  bezogen  wurde,  die  Hauptbe- 
deutung   »Sklavenschar«,    später    »Verband 
der  Hörigen  eines  Herren  oder  Hofgenossen- 
schaft«, im  Altertum  und  Mittelalter  beil«e- 
halten. 

In  ^  et  was  fortgeschrittenen  Zuständen  ist 
die  Sippe  immer  weiter  als  das  Haus.  Jeder 
gehört  bei  ausgebildeter  Elternfamiiie  zwei 
Sippen,  der  des  Vaters  und  der  Mutter  an. 
bestimmte  Rechtspflichten  mit  bedeutsamen 
wirtschaftlichen  l?olgen,  wie  die  Rache^  hat 
er  von  beiden  Sippen  zu  gewärtigen,  für 
beide  zu  leisten ;  aber  er  steht  nur  in  einer 
Hausgemeinschaft  mid  gehört  deshalb  der 
Sippe,  welche  diese  bildet,  näher  an. 

Bei  allen  arischen  Völkern  können  wir 
die  Hausgemeinschaft  der  Sippe  als  sozialen 
Ausgangspimkt  erkennen.  Während  in  den 
indischen  Rechtsbüchern  das  Gesamteigen- 
tum der  Gemeinde  am  Felde,  das  d«xh 
gegenwärtig  in  Indien  ausserordentlich  ver- 
breitet ist,  nur  wenig  hervortritt,  beruht  der 
von  ihnen  geregelte  Rechtszustand  fast 
dmx-hweg  auf  der  Hausgenossenschaft  mit 
ungeteiltem  Eigentum  der  Mitglieder.  Der 
leitende  Gedanke  des  grossen  indischen 
Epos,  des  Mahabarratha,  ist  die  Verherr- 
lichung der  ungeteilten  Iiamilie.  Auch  jetzt 
ist  in  den  Gewohnheitsrechten  des  Paiid- 
schab  das  Vermögen  der  Hauptsache  nath 
nicht  Individual-,  sondern  Familieneigentiini. 
Hieraus  folgt  auch  die  geringe  Vermögens- 
fähigkeit der  Frau,  die  es  über  ein  k^ 
schränktes   Teürecht   bis   heute  in   Indien 
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nicht  hiaausgebracht   hat;   denn   wo  meh-| 
n^re  Familien    in   ungeteiltem   Güterbesitz 
lvl»en,  ist    die  Rechtslage  nicht  günstig  für 
lue   Entwickelung   der  Gemeinschaftsrechte 
der   Frau.      Ein    Tochtererbrecht    hat   sich 
hi«'T  fast  nur  da,  wo  die  Hausgenossenschaft 
uiclit  vorhanden  ist,   und   meistens   nur  in 
der  Form    der    Beauftragung    der   Tochter 
zur  Fortsetzung  des  Geschlechts,  enti^dckeln 
kuiinen.    Bei  den  Griechen  blieb  die  Phratrie, 
wenn  auch   das   gemeinsame  Wohnen  hier 
tnihzeitig  aufgehört  hatte,  doch  im  Princip 
Gesamteigentümerin    der    liegenden    Habe 
uiid  besatös  ein  eigenes  Gericht,  durch  das 
die  Verfiigungsfreiheit  des   einzelnen  stark 
ljtt>chränkt   war.    Auch   hier   ist   bei  sonst 
sehr  freier  Stellung  der  Frau  zu  Folge  des 
G.jrtyner    Hechtes   das   Erbrecht   für  diese 
^»:h^  ungünstig,   weil   sie   aus  der  Vermö- 
eeosgemeinschaft  der  eigenen  Sippe  aus^ 
schiaien  ist,  ohne  in  die  Yermögensgemein- 
M'haft    ihrer  Gattenaippe  einzutreten.     Bei 
•len   Armeniern   ist   aus   gleichem   Grunde 
t^rst  durch   ein   Machtgebot  Justinians  das 
Vermögensrecht  der  Frau  verbessert  worden. 
Bei  den    Südslaven  beruht  noch  heute  der 
soziale   Zustand    im  wesentlichen   auf  der 
Zailniga,  der  Giossfamilie  mit  ungeteiltem 
Eigentum,   die  jedoch   nur   einen  Teil  der 
Sippe  darstellt;  und  nur  sehr  allmählich  zersetzt 
^ich  diese  Einrichtung  unter  dem  Einfluss 
des   individualistischen   Rechts-   und  AVirt- 
jKrhaftslebens  der  westlichen  Nationen.  Auch 
die    russische    Wirtschaftsverfassung,    das 
Mir,  scheint  doch  nur  eine  Erweiterung  des 
altslavischen    Familienverbandes    zu    einer 
agrarkommunistischen   Dorfgemeinschaft  zu 
»sein.    In  den  italienischen  Alpentliälern,  wo 
die  Vermögensgemeinschaft  der  Grossfamilie, 
wenn  auch  nicht  ihr  Zusammenhausen  üb- 
lich  geblieben   ist,   beruht   nach    Brentano 
hierauf   der  Wohlstand   und   die  gefestigte 
Volkssitte.    Unter  den  Kelten  wohnten  die 
Iren     bis    ins    achte    Jahrhimdert    nur  in 
reinkommimistischen     Hausgemeinschaften , 
innerhalb  deren  bis  zui-  christlichen  Bekeh- 
rung    Promiskuität     herrschte.      Aehnlich 
scheinen  die  Zustände  der  alten  Britten  ge- 
wesen zu  sein. 

Bei  den  Germanen  erfolgt  zur  Zeit 
Cäsars  die  Landteilung  nach  den  »gentes 
f-ognationesque ,  quae  una  coierunt«,  was 
wohl  auf  zusammenhausende  Vater-  und 
Miitterrechtssippen  zu  beziehen  ist.  Im 
alainannischen  Volksrecht  erscheinen  die 
genealogiae,  bei  den  Langobarden  die  farae 
als  Besitzer  des  Bodens.  Bis  tief  ins 
iüttelalter  wird  die  gleiche  Erbteilung  bei 
der  ländlichen  Bevölkerung  sehr  oft  dadiurch 
vermieden,  dass  Brüder  und  Neffen  als 
consortes,  als  Miterben  zu  gesamter  Hand, 
auf  ungeteiltem  Gute  sitzen  bleiben.  Das 
schlechtere    Erbrecht  der  Enkel,    das   erst 


durch  die  Reichs-Gesetzgebung  allmählich 
verbessert  wird,  beruht  wohl  auch  nur  da- 
rauf, dass  für  den  Antritt  des  Erbes  weni- 
ger die  Verwandtschaft  als  die  Fähigkeit 
zur  Mitarbeit  in  der  Wirtschaftsgemeinschaft 
den  Ausschlag  gab.  Ob  auch  das  Erbrecht 
an  der  fahrenden  Habe  bei  den  Germauen 
einmal  auf  der  Anteilnahme  an  der  Haus- 
gemeinschaft beruht  hat,  lässt  sich  nicht 
entscheiden;  jedenfalls  zeigen  schon  die 
ältesten  Volksrechte  dieses  nur  nach  der 
Blutsverwandtschaft  geregelt.  Das  Erbrecht 
am  Grund  und  Boden,  an  der  liegenden 
Habe  beruht  aber  jedenfalls  auf  ihr,  nach- 
dem erst  einmal  em  Eigentum  an  solcher 
nach  der  festen  Ansiedelung  der  halbnoma- 
dischen Stämme  entstanden  war  und  nach- 
dem das  Heimfallsrecht  der  wirtschaftlichen 
Gesamtgemeinde ,  der  Markgenossenschaft, 
eingeschränkt  war.  Es  handelt  sich  lu*- 
sprünglich  dabei  weniger  um  ein  eigent- 
liches Erbrecht  als  um  ein  Accrescenzrecht : 
Durch  den  Tod  verändert  sich  nur  der  Per- 
sonalbestand der  Hausgemeinschaft,  die  nach 
wie  vor  im  Besitz  bleibt.  Daher  rührt 
namentlich  auch  hier  der  Ausschluss  der 
Frauen  vom  Erbrecht  am  Boden.  Erst 
nachdem  der  Boden  selber  einen  Tauscjh- 
wert  erhalten  hatte,  nachdem  der  Besitz  der 
Hufe  zur  Grundlage  aller  öffentlichen  Rechte 
geworden  war  und  nachdem  auch  der 
Hauptlcil  der  fahrenden  Habe  selbst  als 
Zubehör  zu  dieser  angesehen  wurde,  folgt 
der  Boden  den  Grundsätzen  des  Erbrechts 
imd  Verkehrsrechtes,  die  sich  ursprünglich 
nur  auf  die  anderen  Vermögensstücke  be- 
zogen. Dieser  Prozess  vollzieht  sich  lang- 
sam aber  stetig,  er  äussert  sich  zuerst  und 
am  stärksten  in  den  oberen  Ständen;  hier 
erscheint  schon  in  der  Volksrechtzeit  das 
Individualeigentum,  zwar  beschränkt  durch 
die  Sippe,  nicht  aber  durch  die  Hausgemein- 
schaft, als  die  Regel.  Von  jeher  sind  die 
Hausgemeinschaften  bei  den  Deutschen  wie 
noch  jetzt  bei  den  Südslaven  leicht  auflös- 
bar gewesen.  Sobald  sie  zu  stark  anwuchsen, 
war  ihre  Teilung  aus  wirtschaftlichen 
Gründen  notwend^.  Diese  führt  zwar 
wiederum  regelmässig  zu  Neubüdimgen 
aber  auch  der  Abschichtung  des  einzelnen 
hat  niemals  viel  im  Wege  gestanden,  wäh- 
rend doch  das  Ausscheiden  aus  der  Sippe 
sehr  erechwert  und  mit  den  grössten  Nach- 
teilen verbunden  war.  Kam  es  ziu-  völligen 
Aufteilimg,  so  lag  es  nahe,  nicht  nach 
Stämmen,  sondern  nach  Köpfen,  also  nach 
der  Anzalü  der  vorhandenen  Mitarbeiter,  zu 
teilen.  Nur  wenn  man  die  Familienab- 
stammung stärker  als  die  Arbeitsgemein- 
schaft betonte,  kam  man  zu  dem  anderen 
System,  zum  Repräsentationsrecht.  Ob- 
gleich zu  wiederholten  Malen  dieses  als 
das   gültige   Reichsrecht    festgestellt    wur- 
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de,    konnte    es    nicht    vollständig    durch- 
dringen. 

Es  hat  jedoch  im  Mittelalter  auch  nicht 
an  Neubildungen  gefehlt,  in  denen  die  Haus- 
genossenschaft wieder  auflebte.  In  den  Gan- 
erbschaften des  Adels,  —  z.  B.  Gesamtbe- 
sitz einer  gemeinsam  bewohnten  Burg  — , 
tritt  besonders  deutlich  hervor,  dass  auch 
andere  als  Blutsverwandte  in  diesen  häus- 
lichen Verband  aufgenommen  werden  können. 
Sie  geben  wieder  den  Anstoss  zu  den  Erb- 
verbrüderungen. Noch  am  Ende  des  Mittel- 
alters wird  das  JElecht  der  Einkindschaft 
ausgebildet  nicht  im  Sinne  der  Adoption, 
die  den  Mangel  eines  Leibeserben  ersetzen 
soll,  sondern  zu  dem  Zwecke,  den  zuge- 
brachten Stiefkindern  Anteil  an  den  Rechten 
der  Hausgenossensohaft  neben  den  Leibes- 
erben zu  sichern. 

6.  Rechte  der  Sippe  ojid  FamQie.  Der 
Einfluss,  den  die  Sippe  auf  das  Leben  des 
einzelnen  äussert,  blieb  bei  allen  Völkern, 
auch  nachdem  die  Hausgemeinschaft  der 
sämtlichen  Gesippen  aufgehört  hatte,  noch 
lange  überaus  stark.  Man  kann  die  Ent- 
wickelungsstufe,  die  ein  Volk  erreicht,  das 
ein  bloss  hordenweises  Zusammenleben 
überwunden  hat,  doch  noch  immer  die  eines 
Sippen-  oder  Geschlechterstaates  nennen. 
Der  Einzehnensch  fülüt  sich  überhaupt 
ausser  auf  den  höchsten  Stufen  der  Kidtur- 
entwickelung  vorwiegend  als  Glied  der  Ge- 
meinschaft, der  er  angehört,  und  dabei 
überwiegt  lange  die  Blutsverwandtschaft  in 
seinen  Augen  alle  anderen  Formen,  nament- 
lich auch  die  einer  lokalen  und  wirtschaft- 
lichen Zusammengehörigkeit.  Am  wich- 
tigsten ist  hierbei  für  ihn  die  Verpflichtung 
zur  Blutrache  für  den  erschlagenen  Ver- 
wandten, die  Sippe  wird  dadiu:ch  zum  ers- 
ten und  wichtigsten  Sicherheitsverband. 
Die  Blutrache  äussert  sich  ursprünglich  als 
die  Fehde  eines  ganzen  Geschlechtes  gegen 
ein  anderes  und  behält  im  Bewusstsein  des 
Volkes  überaus  lange  diesen  Charakter.  Sie 
ist  eine  der  Hauptwurzeln  der  ßechtsent- 
wickelimg  überhaupt;  sie  findet  sich 
schlechthin  übereinstimmend  bei  allen  ju- 
gendlichen Völkern,  in  denen  die  Sippen- 
verfassung noch  in  voller  Kraft  und  Blüte 
steht.  Für  die  frühzeitige  Reife  der  antiken 
Kidturvölker  ist  nichts  so  bezeichnend,  als 
dass  die  Blutrache  selir  früh  von  der  staat- 
lichen Rechtspflege  verdrängt  wurde.  Auch 
war  dies  niu  durch  die  Vermittelung  eines 
religiösen  Gedankens  möglich:  Die  Blut- 
rache weicht  der  Idee,  dass  der  Mord  ein 
das  ganze  Volk  befleckender  und  deshalb 
von  Staatswegen  zu  sühnender  Frevel  sei. 
Die  Nachkommen  jener  Völker,  Italiener 
und  Neugriechen,  wieder  jugendlich  gewor- 
den, haben  auch  sofort  wieder  auf  die  Blut- 
rache ziu'ückgegriffen.     Während  des  gan- 


zen Mittelalters  begnügt  sich  inEurojtader 
Staat  damit,  die  Blutrache  in  einer  Weis^- 
zu  regeln,  dass  sie  den  allgemeinen  Fri**dt'n 
nicht  allzu  sehr  stört  Er  bietet  seine  Ver- 
mittelung an  und  begünstigt  dabei  na  li 
Möglichkeit  den  Verfolgten,  den  Todschlä- 
ger; hierin  unterstützt  ihn  die  Kirche  ge- 
rade so,  wie  es  in  den  Religionen  des  Alier- 
tmns  durch  Asylrecht  und  Sühnimg  auch 
schon  geschehen  war.  Schon  in  der  frühesten 
Zeit  —  vielleicht  die  früheste  Form  staat- 
licher Regelung  —  setzt  er  feste  Normeü 
für  die  Entschädigung,  Wergelder  und  Zu- 
schlagsbussen für  den  Bruch  des  Volks- 
friedens  an,  nicht  ohne  dass  noch  lange  dei 
Verzicht  auf  die  Ausübung  der  Radie  als 
ein  Preisgeben  des  Familiengefühls  mit 
einer  Art  sittlichen  Makels  belastet  gewesen 
wäre.  Er  geht  dann  dazu  über,  dea  Kreis 
derer,  die  der  Rache  oder  Busse  unterliegen. 
zu  verengen,  namentlich  aber  das  Anbieten 
und  Annehmen  des  Wergeides  zur  Pflicht 
zu  machen.  Da  die  Rache  eine  Angelegen- 
heit der  ganzen  Sippe  ist,  nehmen  am  Wer- 
geld  sämtliche  Verwandte,  auch  solche,  die 
nicht  erbberechtigt  sind,  teil-  Die  Wer- 
gelder stellen  gleichsam  einen  Verkehr  dar, 
der  sich  unter  staatlicher  Vermittelung 
zwischen  zwei  in  sich  abgeschlossenen  (je- 
schlechtsgenossenschaften  vollzieht.  Sie 
sind  daher  nicht  ohne  Einfluss  auf  die 
Wertberechnung  und  Preistilgung  überhaupt 
gewesen.  Erst  der  moderne  Staat  ist  dun:h 
den  Inquisitionsprozess  der  Blutrache  voUis: 
Hen*  geworden ;  aber  selbst  nach  der  Kri- 
minalgesetzgebung Karls  V.  finden  sich  nodi 
in  den  verschiedensten  Teilen  Deutschlands 
ihre  Spuren.  Erst  seitdem  der  Staat  die 
Verfolgung  der  »schädlichen  Leute«  von 
sich  aus  betrieb,  wozu  im  Abendland  die 
Anordnungen  Karls  des  Grossen  den  Anlass 
gaben,  werden  die  Strafen  geschärft,  IXt 
Pflicht  zur  Blutrache  nahe  verwandt  ist  die 
Pflicht  der  Sipi^engeuossen  zur  Eidfö^hülfe. 
die  in  den  germanischeo  Rechten  besonders 
ausgebildet,  auch  im  altgriechischen  Rechte 
in  Resten  vorhanden  war. 

Auch  auf  allen  Gebieten  des  Privatrechts 
machen  sich  die  Rechte  der  Sipi«  geltend. 
Die  Verlobung  ist  ihre  Sache,  und  noch 
spät  erscheint  bei  ihr  die  Zustimmimg  der 
Verwandten  erforderlich.  Die  Selbst^^alil 
des  Mädchens,  von  der  indischen  Dichtung 
mit  Vorliebe  dargestellt,  bringt  im  indi- 
schen Recht  doch  einen  Makel  und  ^ird  niu-als 
Notbehelf,  wenn  der  Vater  die  Vennählungs- 
pf licht  versäumt,  zugelassen.  Auch  im 
römischen  Recht  ist  der  Einspruch  des 
Mädchens  gegen  den  Willen  des  Vaters  pur 
in  wenigen  bestimmten  Fällen  moglicii. 
Ebenso  ruht  das  Recht  der  Vormundschaft. 
das,  vielleicht  m^prünglich  wie  die  Munt, 
gewöhnhch  als  Herrschaftsrecht  gilt,  bei  der 
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Sippe,  und  auch  im  weiteren  Verlauf  bleibt 
hier  Pflicht  und  Recht  der  Verwandten  vor- 
züglich erhalten.  Auch  die  Beschränkungen 
■ier  individuellen  Verfügung  über  das  Eigen- 
tum gehen  noch  mehr  von  der  Familie  als 
von  den  wirtschaftlichen  Verbänden,  Mark- 
Tbii'  oder  Hof genossenschaft ,  aus,  imd 
zf'igen  sich  auch  weiterhin  als  entwicke- 
lungsfähiger.  Mannigfache  Einrichtungen, 
ErWrkub  bei  Veräusserung  von  Eigen, 
Bfispruchsrecht,  später  Einstand  oder  Zug- 
re<5ht  in  den  vollzogenen  Verkauf,  finden 
hier  ihren  Ursprung. 

7.  Staat  und  Familie.  Ueberall  zeigte 
ach  lins  bereits  in  der  weiteren  Entwicke- 
limg  der  Familie  eine  starke  Lockerung  des 
Sippenverbandes  dadurch,  dass  der  Staat 
seine  Fordenmgen  über  und  neben  dem- 
splben  geltend  machte.  Niu»  so  konnte  ei' 
Raum  für  seine  eigene  Thätigkeit  gewinnen. 
Niir  soweit  es  mit  seinen  Zwecken  verträg- 
lich oder  für  sie  förderlich  war,  garantierte 
nnd  schützte  er  die  Familie.  Vom  Staate 
selbst  kann  man  nicht  eigentlich  sagen, 
'lass  er  aus  der  Geschlechterverfassung  her- 
vorgegangen ist.  Die  primitiven  Staats- 
formen,  Horde,  Stamm,  Klan  sind  älter  als 
die  Sippe,  ebenso  wie  diese  wiederum  älter 
als  die  Einzelfamilie  ist.  Freilich  wii-d  auch 
jf^ner  Zusammenhang  von  den  Mitgliedern, 
s^'bald  überhaupt  eine  Reflexion  über  den 
Ursprung  desselben  erwacht,  immer  genea- 
logisch gedeutet. 

unter  den  Staatsformen  der  Kulturvölker 
ist  die  unvollkommenste,  die  orientalische 
l)espotie  mit  der  Abart  der  Theokratie,  nur 
eine  Grossfamilie,  in  der  das  ganze  Volk 
aufgegangen  ist  und  in  der  die  alleinige 
Herrschaftsgewalt  des  gemeinsamen  Haus- 
vaters waltet.  Die  Autonomie  der  Familie 
ist  dadurch  aufgehoben,  die  Blutrache  un- 
möglich gemacht,  Erbrecht  und  Eigentum 
eigentlich  nur  interimistisch  zugestanden. 
Im  Rechte  des  Islam  kommt  dies  klar  zum 
Ausdrack,  auch  der  russische  Staat  ist  in 
den  wesentlichen  Stücken  eine  patriarcha- 
lische Despotie.  Dagegen  ist  in  der  Epoche 
der  aufgeklärten  Despotie  im  abendländischen 
Europa  nur  von  theokratisch-gefärbten  The- 
oretikern (Filmer,  Hom)  die  Souveränität  als 
Patriarchengewalt  aufgefasst  worden.  Wo 
der  Staat  auf  der  GesellschaftsgHederung 
d|?s  Kastenwesens  beruht,  in  Indien,  haben 
die  Einzelkasten  sich  nach  dem  Vorbild 
♦"ines  Sippenzusammenhanges  gebildet  und 
zugleich  den  Sippen  selbst  noch  eine  Stütze 
zugeführt.  Dagegen  ist  bei  den  zwei  wich- 
%sten  abendländischen  Kidturvölkern  des 
Altertums  sehr  rasch  xrnd  feust  unvermittelt 
*^^  staatsbürgerliche  Gemeinwesen,  die 
^ö^<*  und  civitas,  aus  der  Geschlechterver- 
fesung  hervorgegangen.  Der  Kampf  der 
Plebejer  und  Patricier  beruht  nicht  nur  auf 

Hsndwörterbach  der  StaatswiBsenschaften.    Zweite 


dem  Interessengegensatz  von  Kleinbauern  und 
Adel,  sondern  enthält  überhaupt  eine  Be- 
kämpfung des  Geschlechterstaates  mit  einer 
zugehörigen  grundherrlichen  Hofverfassung, 
der  alten  Klientel.  Aber  wenn  auch  die 
politische  Bedeutung  der  Sippe  vernichtet 
wird,  so  erhält  sich  auch  hier  noch  lange 
ihre  ethische  und  religiöse  in  ungebrochener 
Kraft.  Selbst  in  Athen  beharrt  die  Sittenauf- 
sicht der  Phratiie  über  ihre  Mitglieder  und 
ihre  Rechtsprechung  in  Familienangelegen- 
heiten als  ein  konservatives  Element  inmitten 
einer  sonst  civilisierten  Gesellschaft.  Auch 
in  Eom  erhalten  sich  trotz  der  mit  äusserster 
Konsequenz  ausgebildeten  Gewalt  des  pater 
familias  Familiengerichte  der  Verwandten. 
In  der  Mehrzahl  der  Fälle  treten  die 
Völker  aus  der  Sippenverfassung  in  ihr 
Mittelalter.  Künstliche,  auf  freier  Verbin- 
dung beruhende,  aber  die  Formen  der  Sippe 
nachahmende  Verbände  treten  in  eine  Art 
Wettbewerb  mit  ihr;  namentlich  aber  ent- 
wickelt sich  das  Lehenswesen,  ein  persön- 
licher Herrschafts-  und  Treuverband,  und 
gewinnt  für  den  Staat  überwiegende  Be- 
deutung. Zuerst  tritt  meistens  eine  künst- 
liche, freiwillige  Verwandtschaft  auf,  die 
Blutsbrüderschaft,  welche  gleiche  Pflichten 
wie  die  Sippe  auferlegt  Sie  ist  noch  jetzt 
bei  Südslaven,  Albanesen  und  Neugriechen 
in  üebung  und  war  namentlich  bei  den 
Nordgermanen  im  frühen  Mittelalter  ver- 
breitet. Aus  ihr  geht  die  Schutzgilde  her- 
vor, die  wiederum  das  erste  Vorbild  anderer 
Gilden  wurde.  Auch  wo  die  Gilden  nur 
besondere  wirtschaftliche  Zwecke  yerfolgten, 
kennzeichnet  ihre  Verfassung  sie  doch  stets 
als  Nachbilder  der  Sippe.  Das  gleiche  gilt 
von  den  Zünften,  wenn  auch  ihr  Urspnmg 
ein  anderer  war.  Sie  erfassten  ihre  Mit- 
glieder nicht  nur  durch  die  Regelung  und 
Abmessung  ihrer  Wirtschaftsthätigkeit,  son- 
dern ebenso  in  religiöser  und  geselliger  Be- 
ziehung: sie  ordnen  das  ünterstützungs- 
wesen,  durch  ihre  Vermittelung  geniesst 
ihr  Mitglied  seine  politischen  Rechte,  er- 
füllt es  seine  militärischen  Pflichten,  Gil- 
den und  Zünfte  haben  wohl  am  meisten 
beigetragen,  die  Sippe  überflüssig  zu  machen^ 
indem  sie  alle  Aufgaben  derselben  besser 
erfüllten.  Ihre  eigene  Verfassung  bis  herab 
zur  Konsumtionsordnung  im  Gildehause  zeigt 
sie  immer  noch  als  Nachbilder  der  Familie. 
Der  Staat,  der  in  ihnen  eine  neue  Einengung 
seiner  Wirksamkeit  sah,  hat  ihnen  lange, 
sogar  mit  schärfsten  Sti-afbestimmungen 
widerstrebt,  später  aber  sie  für  sich  nutzbar 
zu  machen  gesucht.  Hingegen  ist  die  Aus- 
bildung des  Lehen 8 Wesens  unter  seiner 
eigenen  regen  Beteiligung  erfolgt.  Der 
Feudalismus  erscheint  mit  wesentlich  gleich- 
artigen Zügen  bei  Völkern,  die  ganz  unab- 
hängig von  einander  entwickelt  sind:  iji 
Auflage.    III.  51 
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de,    konnte    es    nicht    vollständig    durch- 
dringen. 

Es  hat  jedoch  im  Mittelalter  auch  ni- 
an  Neubildungen  gefehlt,  in  denen  die  * 
genossenschaf t  wieder  auflebte.    I  '^ 
erbschaften  des  Adels,  —  z.  ' 
sitz  einer  gemeinsam  bewoh 
tritt   besonders   deutlich  h^  .   „^1 

andere  als  Blutsverwandt'  .      -  J^im 

liehen  Verband  aufgenom  *    :  /^'jel- 

Sie  geben  wieder  den  *,     ;),'  sich 

Verbrüderungen.    No  ^  ; feitische 

alters   wird   das   F  - .  ^ "  ;;^  Lehens- 

ausgebildet   nicht  /  ^„.Bedeutung 

die  den  Mange^  '     ;;,-;;;Wkeit,  die 

soll     sondern  . . ;    f'^,,f  die  Sippen 

brachten  Sb  .,  f^^  deshalb  vom 

der  Hausg         ,  -  .    ..    ,. ^^4flisiert,     ZerfäUt 
erb^  zu  *   /  ^^';„>inschaft  zwischen 

T3V  fl  -    ']P^''i7eiht  doch  im  ilbrigen 

■     "'  ..    ..>;'/  -"/'r  das    familiäre,    nur 

emzf  l,  /'Verabrtuchung  von  Nah- 


auc 


'.  '.;;!'> /../r//«'   ^^^^   streng  persön- 

^o  *r;.*  /- '"; /;i  Liand,  tritt.     Dieses  rein 

.^i:'^ jtl-f''^!r!^i^in\s  ändert   sich,    sobald 

'^    ///'^"',^/K'ii  venien,  was  früher  oder 

''"^«•^"'"rtif  ^^^  *'*^   ^®^'     ^*™^^  dringt 

'K<'i'  'rt^s  Lehenswesen  ein ;  die  mili- 

jj(' /i^jj^/eiitung  desselben  bringt  es  mit 

^/>cA''J\jfls  Paternitätssystem  unter  Aus- 

^/,.A.  'f^j^^r  Frauen  in  ihr  strenger  als  bis- 

^iii""^j,ildet  wird,  denn  vom  Ritterlehen 

her  ^^'^  ein  Ritterdienst  geleistet  werden. 

i^f  fl  im  Landrecht  l»ereits  eine  Lockerung 

^/%fliihö  eingetreten   ist,   zeigt  das  Le- 

h'flsreclit,  solange  es   militärische    Zwecke 

Jr/oiß^i  eine  strenge  Bindung  des  Besitzes 

L  die  Familie;    sobald   diese   zurücktreten, 

verlieren  auch  jene  Beschränkungen   ihren 

3jten  Sinn. 

Namentlich  die  deutsche  Rechts-  und 
Wirtschaftsgeschichte  zeigt  solche  Schwan- 
kungen. Sehr  frühzeitig  macht  sich  die 
Neigtmg  zu  einer  Lockenmg  der  Familie 
geltend  und  spricht  sich  in  der  Erweiterung 
des  Erbenkreises  sowie  in  der  Erhöhung 
der  Verfügungsfreiheit  aus ;  hiergegen  gehen 
von  den  höheren  und  herrschenden  Klassen 
mehrfach  Rückschläge  aus,  welche  die  Ab- 
sicht erkennen  lassen,  ihnen  ihr  üoberge- 
wicht  dauernd  zu  sichern.    Dieser  Gesichts- 

Eunkt  hat  schon  bei  der  Entstehung  des 
ichenswosens,  bei  der  Ausbildung  eines 
abgeschlossenen,  allein  lehensfähigen  Ritter- 
standes  mitgesprochen.  Durch  die  Feudali- 
tät  hat  sieh  die  starke  Familiengesinnung 
des  Adels  erhalten,  dessen  Wesen  überall 
in  der  Pflege  der  Familientradition  besteht. 
Als  auch  das  Lehensrecht  bei  beständigen 
Erweiterungen  einen  mehr  individualistischen 
Charakter  erhält,  hat  durch  Annahme  der 
fremdländischen  Rechtsfonn  des  Fideikom- 
misses  der  höhere  Adel  die  Fortdauer  der 


I  z^'  Jen    Wechselfällen    zu    enth*!* ri 

Der  höchste  Adel,  die  Kc-^Dt.i.- 

,r,  sind  schon  zuvor,  w^enn   auch  >*'iir 

,/iiüich,  zur  strengsten  Sipi)env«?rfa>suiiL:. 

.  .verwiegend  in   der   Form   der  Patern ität.s- 

/amilie,    zurückgekehrt.     Die   ünterordniiiji: 

-des  Einzel  willens  unter  den  Beschliiss  >- 
patriarchalisch  -  autokratisch  n^erten  U— 
schlechtes  ist  hier  bis  zum  äussersten  ^— 
trieben.  Auch  wo  der  niedere  Adel  nich* 
die  Privilegien  der  FideikommisshilduDsr  er- 
halten hat,  besteht  da,  wo  er  eine  Ari^^- 
kratie  von  Grundbesitzern  ist  oder  sein  wü.. 
bei  ihm  die  starke  Neigung,  das  Familieugtit 
ungeteilt  dem  Mannesstamme  zu  erhalten. 
Die  Bevorzugung  eines  einzelnen  Erl»en  ijJt 
Lebensbedingung  einer  Aristokratie.  Seil  «st 
im  Rheinland,  im  Gebiete  des  französL^chen 
Erbrechtes,  hat  man  dem  Adel  unter  dtr 
preussischen  Herrschaft  wieder  ein  solches 
bondererbi-echt  eingeräumt. 

Im   Bauernstand    hat    erst    aristokrati- 
scher Eiufluss  wieder  zu   einer  schärferen 
Betonung  eines  dauernden  Zusammenhange!^ 
von  Familie  und  Grundbesitz  geführt.    Div 
Beschränkung  des  Erbgangs  und  der  Land- 
teilung   sind    im    Gebiete    des    sächsi5<.hen 
Stammes   durch  den   Wunsch  der   Herrt'u, 
dauernd   leistungsfähige   Bauern   zu  haben, 
veranlasst,  in  Süddeutscliland  (Schwarzwald, 
Allgäu)  durch   eine  Reaktion  am  Ende  df^ 
Mittelalters  gegen  eine  bereits  eingetretenf 
Zerstückelung  der  Güter  imd  die  Auflud iini: 
der  Hausgenossenschaften.    Dabei  wimle  d»  r 
frühere  Repräsentant  (Vorträger)  der  Haus- 
gemeinschaft zum   bevorreciitetea  Anertien. 
Die  stillschweigende  Voraussetzimg  bei  der 
Empfehlung    des    Anerbenrechtes    auch   in 
unserer  Zeit  ist,  dass  das  Gut  der  Familie 
erhalten  bleibt;    wo   sie  täuscht,   vird  das 
Vorrecht   des   Anerben   widersinnig.     Eine 
Aufhebung   der   Verkehrsfreiheit   aber,  die 
zu  bäuerlichen  Fideikommissen  führen  würde, 
hat  sich  stets  als   unmöglich  gezeigt     Wn 
solche  Rückschläge  nicht  eintraten,  hat  sich 
übei-all  von  selbst  die  aus  Eltern  und  Kin- 
dern   bestehende  Einzelfemilie  mit  gleicher 
Erbteilung  und   mit  Gleichberechtigung  der 
beiden  Gesclilechter  hergestellt    In  Deutsch- 
land hat  das  individualistische  römische  Recht 
diesen  Prozess    höchstens   noch   etwas  be- 
schleunigen können,  zugleich  aber  dun.'h  die 
Testirfreiheit    das  Mittel  in  die  Hand  des 
einzelnen  gegeben,   die  Gestaltung  der  Fa- 
milie während  der  nächsten  (Generation  stark 
zu  bestimmen.     In  Frankreich   hat  die  Re- 
volution das  Erbrecht  ausdrücklich  mit  <ier 
Absicht  geändert,   »die  väterliche  Tyiaimei 
zu  brechen«    (Mirabeau),    das   Famiüenband 
zu  locikem  imd  eine  Nivelliening  der  <je- 
sell Schaft  durchzuführen.    Napoleon  hat  da> 
Erbrecht  des  Code  civil  als  das  mächtigste 
Mittel  zu  diesem  Zwecke,  zugleich  aber  das 
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'las  Mittel  bezeichnet  und 
*]er  atomisierten  Gesell- 
en zahl  aristokratischer, 
'I es    Herrscherhauses 
lu  gründen.      Eng- 
lO  Aristokratie  fortzu- 
iiirch    zu  erhalten    ver- 
i    durch    die   Kombination 
.   Intestaterbrechtes    mit    der 
vrfügimgsfreiheit  und   mit  zeit 
iiränkten  Fideikom missen  sein  Recht 
oUstäudigsten  den  Bedürfnissen  dieser 
-iHstükratie    angepasst.      Die    Familienver- 
fassuog   steht   £dso  auch  heute  namentlich 
in   ihren    wichtigsten    Aeussenmgen,    Erb- 
n-cht  und  ehelichem  Güterrecht,  m  bestän- 
diger Wechselwirkung  mit  der  Verfassung 
«les  Staates.    Heute  und  in  Zukunft  werden 
weder   die   politischen   Parteien    noch    der 
Staat  darauf  verzichten  können,  auf  die  Fa- 
iiülienver£assung    nach    ihren    l)esonderen, 
wechselnden  Zwecken  Einfluss  zu  gewinnen. 

8.  Beziehungen  der  Familie  zu  Kirche 
und  Knltarlehen.  Nicht  minder  einfluss- 
r?ich  als  der  Staat  ist  die  Kirche,  die 
Religion  überhaupt,  auf  die  Fortbildung  der 
Familie  gewesen.  Bei  allen  heidnischen 
Völkern  knüpft  sich  der  Hauptteil  des 
Kultes  und  mit  ihm  ein  grosser  Teil  des 
Glaubens  an  die  Familie.  Der  Seelenkultus 
der  Ahnen  ist  zwar  nicht,  wie  man  oft  zu 
iK^weisen  versucht  hat,  der  alleinige  Ursprung 
«ler  Religion,  jedenfalls  aber  die  stäi'kste 
ihrer  Wurzeln :  die  Familie  ist  Kultgemein- 
si.'haft,  und  dies  vor  allem  bringt  den  kon- 
j^Tvativen  Zug  in  sie.  Einrichtungen,  die 
k4nen  praktischen  Wert  mehr  haben,  blei- 
lien  um  der  religiösen  Ti-adition  willen  in 
ihr  erhalten.  Die  Sitte  der  Familie  erhält 
•hut^h  diese  religiöse  Beziehung  einen  höhe- 
n.'Q  Grad  von  Heiligkeit  und  Festigkeit;  die 
Anfänge  des  Familienrechtes  selber  sind 
♦liirchweg  religiös  geheiligte  Famüiensitte, 
'''f*i\  der  die  staatliche  Garantierung,  die 
öffentliche  Erzwingbarkeit,  noch  keine  Rolle 
spielt. 

Auch  bei  den  Kulturvölkern  zeigt  sich 
^lies  noch  in  starkem  Masse.  Bei  Chinesen 
>md  Japanern  ist  der  familiäre  Ahnenkult 
'ler  Hauptbestandteil  der  Religion,  der  un- 
ije<lingte  Gehorsam  gegen  die  Eitern  die 
pimtÜegende  sittliche  Pflicht,  man  könnte 
si^n,  das  eigentliche  Band  der  Gesellschaft 
Auch  bei  den  klassischen  Völkem  ist  nicht 
iiTir  der  Unsterblichkeitsglaube,  sondern 
auch  die  wichtigsten  Formen  des  privaten 
wie  des  staatlichen  Xiütus  aus  der  Seelen- 
venehning  der  Ahnen  hervorgegangen ;  pietas, 
flie  Bezeichnung  des  richtigen  religiösen 
Vf'riialtens,  ist  doch  zimächst  »Pflichtgefühl 
K^'gen  Eltern  und  Familie«.  Bei  allen  Völ- 
kern, bei  denen  ein  einzelner  Religionsstifter 
oder  eine    geschlossene  Priesterkaste    den 


religiösen  Einfluss  auf  das  praktische  Leben 
verstärken,  unterliegt  vor  allem  die  Familie 
demselben  und  erfälirt  meistens  eine  völlige 
Umwandlung  nach  dem  festgestellten  reli- 
giösen Ideal.  So  ist  das  indische  Famüien- 
recht  selbst  in  seinen  ältesten  Formulierun- 
gen schon  ganz  durch  das  von  den  Brah- 
manen  vertretene  dharma,  das  göttliche 
Recht,  umgestaltet  und  führt  einen  erfolg- 
reichen Kampf  mit  einer  älteren,  jetzt  als 
unsittlich  betrachteten  Familiensitte.  Ganz 
analog  der  Einwirkung  des  kanonischen 
christliclien  Rechtes  sind  hier  Endogamie, 
Polyandrie,  Mutterrecht,  Raubehe,  eigentliche 
Kaufehe,  dazu  das  Nyoga  bekämpft  ist,  aie  reli- 
giöse Form  der  Eheschliessung  ausgebil<let 
worden ;  und  nur  in  der  Dichtung  sah  man 
sich  genötigt,  die  verbannten  älteren  Ein- 
richtungen, die  in  der  Sage  fortlebten,  zu 
rechtfertigen.  Die  Umwandlung  der  arabi- 
schen Familie  durch  Mohammed,  der  der 
streng  patriarchalischen  Gestaltung  dersel- 
ben zum  Siege  verhalf,  war  eine  vollstän- 
dige und  hat  unverändert  Familienrecht  und 
Sitte  aller  islamitischen  Völker  bis  heute 
bestimmt.  Ein  zufälliges  persönliches  Er- 
lebnis des  Propheten  hat  genügt,  um  im 
ganzen  Umkreis  der  mosleminischen  Welt 
die  Adoption  auszuschli essen. 

Das  Christentum  als  die  indi^ddualis- 
tischste  aller  Religionen  hat  in  den  Zeiten, 
wo  es  seine  Einwirkung  am  kräftigsten  gel- 
tend machte,  ausgenommen  die  Erschwe- 
rung der  Ehescheidung,  immer  einen  anti- 
familiären Zug  gehabt,  der  schon  bei  seinem 
Stifter  in  ausgesprochenen  Formen  hervor- 
tritt. Hierdurch  aber  ward  zugleich  ein 
neuer  Boden  für  eine  freiere  und  veredelte, 
sittliche  Auffassung  der  Familienverhältnisse 
geschaffen.  Die  Kirche  im  früheren  Mittel- 
alter hat  in  der  Bekämpfung  des  stairen 
Sip[)en Zusammenhanges  bei  den  neubekelir- 
ten  Völkern  ihre  Hauptaufgabe  gethan.  Nur 
mit  ihrer  Hülfe,  fast  nur  in  ihrem  Gefolge, 
war  es  dem  Staat  möglich,  den  alten  Zu- 
stand zu  untergraben.  Wir  sahen  schon, 
dass  sie  ebenso  die  Verwandtenehe  wie  die 
Raubehe  wie  den  Frauenkauf,  ebenso  die 
Blutrache  wie  den  Eideszwang  bekämpfte; 
zugleich  war  sie  schon  in  ihrem  eigenen 
Interesse  bemüht,  die  Verfügungsfreiheit  des 
einzelnen  gegen  die  Rechte  der  Familie 
zur  Geltimg  zu  bringen.  Während  sie  für 
sich  selber  die  Familienlosigkeit  feststellte 
und  als  das  sittlich-asketische  Ideal  verherr- 
lichte und  hierdurch  vielleicht  am  meisten 
ihre  Herrscliaft  über  die  Geister  begründete, 
suchte  sie  doch  zugleich  die  Eheschliessung 
der  Laien  ganz  in  ihre  Hand  zu  bekommen. 
Während  der  Priester  anfan^  nur  der  voll-» 
zogenen  Ehe  beim  ersten  Kirchgang  seinen 
Segen  spendet,  wird  er  später  erwählter 
Trauvormund   der  Braut,   und   schliesslich 
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-wird  die  kircliliche  Eheschliessnng  für  die 
bflrgerliohe  Gilltigkeit  der  Ehe  nnerlässlich. 
Auf  keinem  andern  Lebensgebiete  ist  das 
kirchliche  Recht  im  Mittelalter  so  vollständig 
zum  Siege  gelangt,  und  auf  keinem  andern 
liat  es,  namentlich  in  den  katholischen  Län- 
dern, so  tiefe  Spuren  hinterlassen. 

Mit  dem  erhöhten  ethisch-religiösen  Ge- 
halt, den  Ehe  und  Familienleben  hierdurch 
erhalten,  geht  die  Erschwerung  der  Ehe- 
scheidung, überhaupt  ein  überkünstlicher 
Ausbau  des  kanonischen  Familienrechtes, 
Hand  in  Hand.  Die  Reformation  greift  viel- 
fach auf  den  älteren  Rechtszustand  ziunlck.  Die 
alttestamentarischen  Anwandlungen,  wobei 
nach  dem  Patriarchen vorbild  die  Polygamie 
zulässig  schien,  überwand  sie  in  kurzem,  sie 
betonte  vor  allem  den  weltlichen  Charakter 
der  Ehe  als  eines  »fleisclilichen  Werkes« 
und  ist  daher  aller  kirchlichen  Behandlung 
des  Ehe-  und  Familienrechtes  abgeneigt. 
Die  rechtsverbindliche  kirchliche  Eheschlies- 
sung behält  sie  jedoch,  da  sie  längst  in  den 
Volksgebrauch  als  selbstverständlich  über- 
gegangen wai',  bei,  so  dass  erst  bei  der 
strengeren  Scheidung  der  Befugnisse  von 
Staat  und  Kirche  im  19.  Jahrhundert  der 
Rechtsakt  der  Familiengründung  wieder  vom 
Staate  an  sich  genommen  worden  ist. 

Endlich  wird  die  Familie  selu*  wesent- 
lich durch  den  allgemeinen  Bildungsstand 
und  das  gesellige  Leben  bestimmt,  wie  sie 
ihrerseits  wiederum  auc^h  diese  bestimmt. 
Bei  einer  reicheren  Entfaltung  der  Gesittung 
nehmen  gewöhnlich  die  Frauen  der  höhe- 
ren Gesellschaftsschichten  den  lebhaftesten, 
wenn  auch  selten  schöpferischen,  Anteil  am 
geistigen  Leben ;  hierdurch  wird  ihre  ganze 
Lage  gehoben  und  das  Familienleben  zwar 
oft  gelockert,  aber  auch  vergeistigt.  Der 
Unterschied  der  Ansichten  über  die  Frau 
in  der  sie  feiernden  indischen  Dichtung,  die 
nur  den  höheren  Schichten  angehört,  und  in 
den  Rechtsbüchern,  die  sie  aufs  verächt- 
lichste behandeln,  ist  besonders  auffallend. 
Im  klassischen  Altertum  macht  nur  Athen 
eine  Ausnahme,  wo  in  der  Zeit  höchster 
Steigerung  des  geistigen  Lebens  die  Frau 
von  ihm  ausgeschlossen  blieb,  was  jedoch 
nicht  allgemeine  griecliische  Sitte  war.  Die 
hohe  Stellung,  welche  die  Bildung  der 
Ritterzeit  der  Frau  anweist,  hat  auch  ihre 
Stellung  in  der  Familie  gehoben  und  sich 
sogar  in  einer  Erweitenmg  ihrer  Rechtsbe- 
fugnisse geäussert.  Andererseits  wirkt  da- 
mals der  Minnedienst,  der  grundsätzlich  nur 
verheirateten  Frauen  gewidmet  wird,  viel- 
fach zersetzend  auf  das  Familienleben  der 
höheren  Stände.  Dieselbe  Erscheinung  wie- 
derholt sich  in  der  Renaissancezeit  imd 
namentlich  in  der  Glanzzeit  der  französischen 
und  deutschen  Bildung  im  18.  Jahrhundert. 
Die  Bildungsgleichheit  der  Frauen   und  ihr 


hoher  Einfluss  auf  die  Geselligkeit  führt  im 
18.  Jahrhundert  die  Litteratiir  und  Kui>t 
zur  Berücksichtig^mg  und  Behau  dluhir 
des  häuslich  familiären  Ijebens.  Hi^^r- 
durch  wirken  diese  ihrerseits  sehr  stark  auf 
die  Veredelung,  oft  auch  auf  die  Verzärte- 
lung der  Famihe  zurück.  Die  Befreiim? 
des  Indi\iduums  in  diesen  Zeiten  änsrserr 
sich  aber  auch  in  einer  weitgehenden  Zer- 
rüttung der  Familienverhältnisse  in  df-i. 
höheren  Klassen.  Da  die  äusseren  Formeu 
bei  dieser  inneren  Zersetzung  konventionell 
beibehalten  werden,  erwächst  hieraus  ein- 
Frivolität, die  den  Bestand  dieser  Klass^^n 
untergräbt.  Erst  das  19.  Jahrhundert  hat 
bei  ihnen  zufolge  eines  Instinktes  der  Selbst- 
erhaltimg  den  Familiensinn  wieder  stärker 
hervortreten  lassen  und  namentlich  die  weit- 
lichen Sitten  gebessert  Dabei  hat  es  fr»i- 
lich  auch  von  der  Freiheit  und  Zartheit 
der  früheren  Zeit  viel  eingebüsst  und  mit 
der  Sitte  auch  ihr  Zerrbild,  die  Konvention, 
gekräftigt. 

9.  Die  Familie  als  Konsimitionsge' 
meinschaft  Der  soziale  Zustand  der  ein- 
zelnen Völker  imd  Kulturepochen  hat  ^i^- 
wir  bisher  gesehen,  stets  die  Familienver- 
fassung  zu  seiner  Gnmdlage  gehabt  Di»> 
wird  nicht  zuletzt  auch  dadurch  ermöglicht, 
dass  mit  der  Familie  eine  ökononus-zhe 
Gliederung  gegeben  ist  Die  Familie  als 
Hausgemeinschaft  bringt  vor  allem  eine  ge- 
meinsame Ordnung  der  Konsumtion  ihrer 
Mitglieder  mit  sich ;  sie  überwiegt  j«ie  an- 
dere Art  von  Konsumtionsvereinigungen  »> 
sehr  an  Wichtigkeit  und  Verbreitung,  dass 
diese  neben  ihr  nur  eine  ganz  unlerereord- 
nete  Bedeutung  haben,  ja  sogar  die  Formen 
des  Familienlebens  zu  entlehnen  suchen. 
sobald  sie  nur  auf  einige  Dauer  Anspnidj 
macihen.  Die  Beschaffenheit  des  Familien- 
gefühls wird  sich  danach  bemessen,  wie 
weit  sich  dieser  Konsumtionskreis  nach 
aussen  abschliesst  und  nach  innen  gliedert. 
Der  Aufbau  der  Familie  als  Hausgenossen- 
schaft ist  wesentlich  verschieden,  wo  das 
Gesinde  mit  am  Tisch  des  Herren  isst  und 
wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  wo  die  Familie 
sich  durch  Kostgänger  erweitert  oder  sich 
isoliert,  wo  die  erwachsenen,  vielleicht  n«x*Ji 
die  verheirateten  Sölme  in  der  Konsumtion^- 
gemeinschaft  mit  den  Eltern  bleiben  öder 
wo  sie  dieser  möglichst  bald  zu  entgehen 
suchen.  Dai'um  giebt  auch  die  Geschichte 
des  Hausbaues  und  der  Hofanlage  ein  t^eue^ 
Bild  der  Konsumtions-  und  Lebensgewohn- 
heiten, damit  aber  zugleich  der  Fainilien- 
verfassung  der  entsprechenden  Zeiten  uml 
Stämme.  So  bringt  das  niedersächsL<che 
Bauernhaus  mit  der  grossen  Diele  als  Mit- 
telpunkt und  mit  den  Ställen  unter  dem- 
selben Dach  eine  vollständige  Lebensgemein- 
schaft der  sämtlichen  Insassen   mit  sich. 
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TTährend     das    fränkische   Bauernhaus    mit 
^einen  gesonderteu  Bäumen  eine  individuelle 
Uestaltimg   des  Familienlebens   ermöglicht. 
Auch  in  der  Wohnungsfrage  der  Gegen- 
wart wird,  sobald  man  über  die  bloss  sani- 
tären Gesichtspunkte  hinausgeht,  immer  die 
Jjhaltung   oder   Stärkung   des  Familienzu- 
sammenbanges  der  Kernpunkt  sein.    In  un- 
jresunder     und     unzureichender    Wohnung 
kann   sich  kein  rechtes  Familienleben  ent- 
falten;  der  Arbeiter  sucht  so  oft  wie  mög- 
lich ihr  \md  zugleich  der  Familie  zu  ent- 
icehen.     Die  Mietskaserne,   für  Grossstädte 
\mter    Umständen    doch    die    erträglichste 
Form,  ist  der  individuellen  Gestaltung  des 
Familienlebens   wenigstens    nicht    günstig; 
das  vielgetadelte  und  einer  unsittlichen  Ent- 
artung auch  besonders  ausgesetzte  Einlieger- 
wesen   dagegen  ist  bei  richtiger  Gestaltung 
eher  eine  Stäi'kung  der  Familie;  denn  es 
>i(hert  dem  jüngeren  Arbeiter  den  Anschluss 
an  eine  Familie  und  gewährt  der  Arbeiter- 
frau die  Möglichkeit,  in  einem  erweiterten 
Haushalt  ihre  volle  Arbeitskraft  zu  verwen- 
den, also  sich  dem  Hause  zu  erhalten.    Die 
weitere  Frage,  ob  es  angezeigt  sei,  den  ar- 
beitenden Klassen  Mietwohnungen   zu  Ge- 
liote  zu  stellen  oder  ihnen  zum  Hauseigen- 
tiim   zu  verhelfen,'  wird   sich  ebenfalls  nur 
nach  dem  Grade  des  vorhandenen  Familien- 
pefühls  entscheiden  lassen.    Nur  wo  dieses 
so  stark  ist,  dass  auch  die  folgende  Genera- 
tion den  Familienbesitz  festzuhalten  bestrebt 
ist,  wird   der  Eigentumserwerb   angezeigt 
sein:  andernfalls  giebt  er  eher  Anlass  zu 
ausbeutenden  Kleinunternehmungen  imd  zu 
thatsächlicher  Verschlechterung  der  Woh- 
nimgsverhältnisse. 

Gemeinsamkeit  der  Konsumtion  über  die 
Familie  hinaus  wird  überall,  wo  es  zu  einer 
«inrchgefülirten  Familienverfassung  gekom- 
men ist,  als  Ausnahme  und  eben  deshalb 
als  Fest  angesehen.  Dies  gilt  von  den 
Opferschmäusen  der  antiken  Völker  an  bis 
zu  den  Volksfesten  und  der  öffentlichen 
Ueselhgkeit  in  der  Gegenwart,  deren  Ueber- 
wuehern  leicht  zu  einer  Gefahr  für  das  Far 
milienleben,  wie  z.  B.  im  Rheinland,  werden 
kann. 

Unzweifelhaft  wird  durch  die  Vereinze- 
lung der  Konsumtion  in  der  Familie  eine 
weit  grossere  Menge  von  Arbeit  aufgewandt, 
als  es  bei  einer  Organisation  derselben  in- 
nerhalb grösserer  Gruppen  der  Fall  sein 
würde.  Jedoch  hat  es  sich  gezeigt,  dass 
selbst  da,  wo  man  zu  dieser  Erkenntnis  ge- 
langt ist,  sich  doch  auf  die  Dauer  ein  \m- 
überwindilicher  Widerwille  gegen  die  Ge- 
meinschaftsregelung  der  Konsumtion  äussert. 
Halbst  die  besten  Fabrikküchen,  die  für  die 
unverheirateten  Arbeiter  von  grösstem  Vor- 
teil sind,  werden  fast  durchweg  von  den 
verheirateten   verschmäht.     Es  leitet  diese 


dabei  die  klare  Erkenntnis,  dass  mit  der 
Aufhebung  der  Konsumtionsgemeinschaft  die 
Familie  überhaupt  ihre  sicherste  materielle 
Grundlage  verliert.  In  dieser  Neigimg  zur 
Familienvereinzehmg  liegt  die  hauptsächliche 
Schutzwehr  gegen  eine  Verwirklichung  kom- 
munistischer Ideeen;  es  haben  daher  auch 
die  Mehrzahl  aller  Gesellschaftskon  sti'uktio- 
nen,  die  vom  privaten  Eigentum  absahen, 
von  Plato  bis  Fourier  die  private  Konsum- 
tion und  die  Familie  zugleich  bekämpft 
Der  gewöhnliche  und  w^ohlberechtigte 
Sprachgebrauch  unterscheidet  hieran  den 
Kommunismus  vom  Sozialismus,  der  nur 
die  private  Produktion  bekämpft. 

Infolge  der  Familienor^nisation  ist  der 
überwiegende  Teil  der  weiblichen  Bevölke- 
rung mit  der  Leitung  der  Konsumtion,  d.  h. 
mit  der  letzten  Stufe  der  Produktion,  wel- 
che die  Güter  in  die  zur  Konsumtion  ge- 
eignete Form  bringt,  beschäftigt.  In  den 
meisten  Fällen  erfordert  diese  Thätigkeit 
nicht  die  ganze  Arbeitszeit  und  Arbeitskraft, 
zumal  seitdem  in  der  städtischen  Wirtschaft 
eine  ganze  Reihe  früherer  häuslicher  Thätig- 
keiten  dies  zu  sein  aufgehört  hat.  Daher 
ist  den  Frauen  der  höheren  Stände,  soweit 
sie  nicht  der  Gefahr  des  Müssigganges  und 
der  Scheinbeschäftigung  unterliegen,  eine 
liarmonische  Ausbüdung  und  eine  Pflege 
ästhetischer  Genüsse  ermöglicht,  welche  die 
der  Männer  jener  Stände  meistens  übertrifft. 
In  den  mittleren  und  unteren  Ständen  ist 
dieselbe  Zeit  für  produktive  Thätigkeit  im 
Wettbewerbe  mit  den  Männern  frei.  Die 
Frauenbewegung  der  Gegenwart  beruht  nach 
ihrer  ökonomischen  Seite  in  dem  Bestreben, 
diese  überschüssige  Zeit  und  Kraft  der 
Frauen  und  Mädchen  der  gebildeten  Mittel- 
stände nutzbar  zu  machen.  Eine  Aenderung 
der  Familie  als  Konsumtionsverband  wird 
dadurch  nicht  bewirkt,  wolil  aber  gehen 
daraus  weitere  Vei-schiebungen  in  ihrer  Be- 
deutung als  Pix)diiktions-  und  Vermögens- 
gemeinschaft hervor. 

10.  Die  Familie  als  Prodoktions-  und 
Vermögen^gemeinschaft  Die  Bedeutung 
der  Familie  als  Produktionsgemeinschaft 
zeigt  weit  grössere  Schwankungen  als  die 
eben  betrachteten.  Jederzeit  freilich  voll- 
zieht sich  in  der  Familie  die  einfachste 
Form  der  Ai^beitsvei-einigung  und  Arbeits- 
teilung; lange  Zeit  bleibt  die  Vervollkomm- 
nung derselben  an  die  grossen  Hausgemein- 
schfiSten  geknüpft,  und  auch  die  natural- 
wirtschaftlichen  Grossbetriebe,  die  zuerst 
bedeutende  wirtschaftliche  und  monumentale 
Aufgaben  zu  bewältigen  im  stände  waren, 
zeigen  doch  noch  eine  ganz  familiäre  Orga- 
nisation. Auch  in  sehr  hochgebildeten  und 
auf  geistigem  Gebiete  sehr  individualisti- 
schen Zeiten  ist  dieser  Charakter  der  Fa- 
milie oft  uocii  stark  hervorgetreten.    Trotz 
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grossstädtisohen  Lebens  und  einer  glänzen- 
den Entfaltung  des  Handels-  und  Markt- 
verkehrs hat  das  römische  Altertimi  nie 
völlig  die  Züge  dieser  Familienwirtschaft 
abgelegt.  Die  Grosswirtschaften  behalten 
die  Neigung,  sich  naturalwirtschaftlich  ab- 
zuschliessen,  und  ihre  oft  sehr  verfeinerte 
Ärbeitsgliedeining  bleibt  die  familiäre.  Doch 
wird  man  kaum  mit  Rodbertus  und  Bücher 
auch  für  die  Höhenzeit  des  Altertums  die- 
sen Zustand  als  den  gewöhnlichen  annehmen 
können;  er  tritt  mit  verschärfter  Deutlich- 
keit erst  wieder  mit  dem  sinkenden  Alter- 
tum hervor.  Ebenso  ist  es  im  Zeitalter  der 
italienischen  Renaissance  das  privatokono- 
mische  Ideal,  ein  Familieng^it  zu  besitzen, 
das  alles  im  Haushalt  Nötige  hervorbringt, 
und  noch  jetzt  ist  die  »coltura  mista«,  die 
diesen  Zweck  verfolgt,  die  ökonomisch  we- 
niger rentable,  sozial  aber  um  so  höher  zu 
scYiätzende  Wii-tschaftsform  der  gebildetsten 
italienischen  Landschaften.  Au(!h  in  den 
Gebieten  der  deutschen  Güterzersplitterung 
dient  der  zwerghafte  Gnmd besitz  fast  nur 
der  Eigenwirtschaft  der  Familie,  und  den- 
selben Zweck  verfolgt  in  diesen  Gegenden 
die  sozial  überaus  segensreiche,  ökonomisch 
nicht  immer  unbedenkliche  Ausgabe  von 
Bürgemutzung  aus  der  Ackerallmende. 
Ueberhaupt  ist  alle  Naturalwirtschaft,  d.  h. 
jener  Zustand,  in  dem  Produktion  und  Kon- 
sumtion unvermittelt  ineinandergreifen,  zu- 
gleich Familienwirtschaft,  und  deshalb  geht 
auch  der  Kampf  des  Staates  imd  der  Kirche 
gegen  die  Sippenverfassung  im  Mittelalter 
mit  einer  Lockenmg  der  Naturalwirtschaft 
parallel. 

Auch  heute  lassen  sich  die  unterschiede 
des  Grundeigentums  und  damit  der  soziale 
Aufbau  der  Landbevölkerung  überhaupt  nur 
bestimmen  nach  der  Beziehung  der  Familie  zur 
Bewirtschaftung  des  Gutes.  So  nennen  wir 
Zwei-gbesitz  denjenigen,  welcher  der  Familie 
nicht  volle  Arbeitsbeschäftigung  gewährt, 
also  nur  zur  Unterstützung  ihrer  Konsum- 
tion dient,  Kleintesitz  denjenigen,  wo  die 
Arbeit  der  Familie  zur  Bewirtschaftung  ge- 
nügt, mittleren  den,  wo  sie  sich  durch  Zu- 
ziehung anderer  Arbeitskräfte  ergänzt,  Gross- 
besitz den,  wo  die  Handarbeit  der  Familie 
nicht  nötig  ist,  sondern  die  Leitung  der 
landwii-tschaftlichen  Unternehmung  die  Thä- 
tigkeit  des  Besitzei-s  vollständig  in  Ansprucli 
nimmt.  Selbst  im  kapitalistischen  landwirt- 
schaftlichen Betriebe  zeigt  sich  aber  noch 
die  Wichtigkeit  der  Mitarbeit  der  Frau. 
Nicht  niu:  dass  die  Leitung  der  Konsumtion 
eines  grossen  Hofgesindes  ein  sehr  wesent- 
licher Teil  der  Produktion  ist,  sondern  der 
Gutsfrau  fällt  auch  fast  ausnahmslos  der 
gT<3sste  Teil  der  Beaufsichtigimg  der  schwie- 
rigen und  verantwortlichen  Vieh-  und  Milch- 
wirtschaft, die  Geflügel-  und  Gemüsezucht 


zu.  Lange  Zeit  war  die  soziale  Position 
der  landwirtschaftlichen  Großsbetriebe  durch 
das  Einvernehmen  von  Unternehmer  uifI 
Arbeiter  günstiger  als  die  der  gewerblichen. 
Dies  beruhte  auf  ihrem  mehr  familiären 
Charakter.  Zur  2^it  hat  sich  dies  geändert : 
es  ist  aber  nicht  ausgeschlossen,  dass  in 
Zeiten,  wo  die  Verteilung  der  arbeitenden 
Bevölkerung  sich  wieder  gleichmässiger  ge- 
staltet, sich  im  landwirtschaftlichen  Betriet-e 
auch  wieder  eine  mehr  patriarchalische  Ar- 
beitsverfassung ausbildet,  die  hier  infolgip 
der  besonderen  Art  der  Landa]i>eit  mehr 
Lebenskraft  und  Berechtigung  besitzt  als  in 
der  Industrie.  Jedenfalls  ist  selbst  in 
Gegenden  der  vollständigen  Mobilii^ierung 
des  Arbeitsmarktes  eine  bis  zur  Eirblieiikeit 
feste  Beziehung  des  Unternehmers  zu  Tage- 
löhnerfamilien möglich. 

Das  Gewerbe  hat  sich  nur  stufenweise 
aus  der  familiären  Produktionsweise  losge- 
löst. Auch  im  sogenannten  Störhandverk 
bleibt  die  Familie  noch  die  gegebene  Pro- 
duktionsgemeinschaft,  nur  dass  der  Handwer- 
ker bloss  zeitweilig  ziu*  Aufarbeitung  der  von 
ihr  gewonnenen  Kohprodukte  in  sie  über- 
siedelt. In  dünnbevölkerten  Gegenden,  na- 
mentlich in  Gebirgslandschaften,  herrecht 
diese  Form  der  Arbeitsgliederung  noch  all- 
gemein; sie  hatte  auch  in  den  Städten  des 
Mittelalters  noch  ihre  grosse  Bedeutung, 
obwohl  sie  dort  eifrig  von  den  Zünften  l:*e- 
kämpft  wimie.  Die  Lösung  der  gewerb- 
lichen Produktion  von  der  konsumierenden 
Familie  ist  auch  auf  der  Stufe  der  Heim- 
arbeit noch  keine  vollständige,  da  die  Ma- 
terialien nur  zur  letzten  Verarbeitung  ans 
dem  Hause  gegeben  werden.  Erst  da,  wo 
der  Handwerker  seine  Waren  zum  Verkaufe 
auf  dem  Wochenmarkt  oder  Jahrmarkt  pro- 
duziert, wo  er  unter  die  Kaufleute  gerech- 
net wird,  hat  diese  Trennimg  stattgefanden. 
Es  scheint,  als  ob  die  gewerblichen  Ver- 
bände nicht  aus  familienhaften  hofhörigen 
Genossenschaften  hervorgegangen  sind,  die 
\ielmehr,  wo  sie  vorhanden  sind,  in  der 
Berülirung  mit  dem  freien  Marktverkehr 
alsbald  zerbröckeln,  sondern  teils  aus  poli- 
tisch militärischer  Gliederui^  der  Bürger- 
schaft, teils  aus  der  freien  Einung  der  am 
Markts^erkehr  teilnehmenden  und  für  Privat- 
kunden arbeitenden  Handwerker. 

Im  Handwerk,  das  so  unter  den  Be- 
dingungen des  lokal  begrenzten  Marktes 
steht,  ist  die  Arbeitsgliederung  der  kleinen 
Unternehmung  selber  noch  wesenthch  fa- 
miliär. Stets  wird  in  der  Zunftverfassung 
gefordert,  dass  der  selbständige  Unternehmer, 
der  Meister,  auch  eine  Familie  b^riinden 
muss.  Die  gewerbliche  Thätigkeit  beruht 
aber  nicht  auf  den  Familienmitgliedern 
allein,  diese  wird  sogar  öfters  beschränkt, 
sondern  auf  der  Zuziehung  nichtverwandter 
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Gesellen  und  LehrÜDge.    Sie  treten  in  die 
Hausgemeinschaft    des    Meisters    ein,    ihre 
Mitarbeit  erscsheint,   wie   es   die  Sitte  der 
Familie    mit    sich   bringt,    als  Lehre   und 
als   vorbereitende   Stufe    zur    gewerblichen 
und   familiären  Selbständigkeit.    Hierin  be- 
steht  der  Hauptunterschied  des  Handwerks 
von    der    Industrie.     Eine    Entartung    des 
Handwerks  lag  denn  auch  entweder  darin, 
dass    dieser  familiäre  Charakter  verwischt 
ward  und  der  Lehrling  jugendlicher  Arbeiter 
wiu-de,  oder  darin,  dass  er  allzu  sehr  ver- 
schärft wm-de  diuxjh  Begünstigimg  der  Far 
miliengenossen    in    der    Zunft    und    durch 
missbräuehliche  Verwendung  des  Lehrlings 
zu  häuslichen  Dienstleistungen.    Auch  die 
konservative  Handwerkerpolitik  der  Gegen- 
wart sucht  vor  allem  wieder  den  familiären 
Charakter  des  Arbeitsverhältnisses  zu  stär- 
ken. Zeitweilig  war  neuerdings  die  Verleihung 
weiterer  Rechte  an  die  Zünfte  davon  abhängig 
^macht,  dass  sie  sich  auf  dem  Gebiet  des 
liehrlingswesens   bewährten.     Die    Unmög- 
lichkeit, Handwerk  und  industrielle  Klein- 
anternehmung    zu    trennen,    und    die  weit 
fortgeschrittene  Aufhebung  der  Hausgemein- 
schaft zwischen  Meister  und  Gehülfen    be- 
reitet hier  unübersteigliche  Schwierigkeiten. 
Ganz   und   gar  auf  der  Familie  beniht 
die  Arbeit  in  der  Hausindustrie.    Bei  Süd- 
slaven ,   Russen,   Norditalienern  geht  diese 
geradezu  aus  der  agrarischen  Organisation 
iier  Hausgemeinschaften  hervor.  Andernfalls 
ist  sie  weni^tens  überall   jene  Form   der 
Heimarbeit,  in  der  statt  der  verschiedenen 
Kunden  ein  einziger  kaufmännischer  Unter- 
nehmer eintritt.    Sie  ist  Handelsvormund- 
sc^haft  über  familiäre  Arbeit,    Die  Hausin- 
dustrie hat  deshalb  überall  leicht  Eingang  ge- 
fiiüflen,  wo  sie  bereits  einen  Hausfleiss  vor- 
fand, den  man  nur  zu  organisieren  und  dem 
man  einen  erweiterten  Absatzkreis  zu  ver- 
schaffen braucht;  sie  hat  sich  leicht  ausgebrei- 
tet, weil  ihre  Arbeit  sich  als  Haussitte  ein- 
bürgerte.   Daher  gehört  die  füi-  den  Welt- 
markt arbeitende  Industrie  in  ihrem  ersten 
Stadium   überall   mehr  dem  Land  als  der 
Stadt   an.      Die   Hausindustrie   gelangt   zu 
üirer  Fertigkeit   besonders  durch  die  Zer- 
legung der  Arbeit  zwischen  den  Familien- 
mitgliedern,  wobei  das  Priucip  aller  Kleiu- 
T^'irtschaft ,    möglichst    exakte    Ausnützung 
der  Nebenstunden,  ziu-  Geltung  kommt.    Da 
aber  aus  allgemeinen  wirtschaftlichen  Grün- 
den keiner  Produktionsforni  die  Entartung 
so  nahe  liegt  wie  dieser,  hat  sie  doch  meistens 
zu  Dnick  und  Ausbeutung  der  schwächeren 
Farailienglieder  geführt.    Als  familiäre  Ver- 
wahrlosung  wird    zwar   dieses   Elend   von 
den  Betroffenen  verhältnismässig  gutwillig 
ertragen,     ist     aber     der    Besserung    am 
schwersten   zugänglich.    Die  oft  geforderte 
Unterstellung  der  Hausindustrie  unter  die 


Fabrikinspektion  scheitert  nicht  nur  an  der 
Schwierigkeit,  ein  in  tausend  Häusern  zer-- 
splittertes  Gewerbe  zu  überwachen,  sondern 
mehr  noch  an  der  Unmöglichkeit,  die  Ord- 
nung der  Familie  durch  Staatsorgane  zu 
regeln. 

Die  Grossindustrie  hat  sich  unter  allen 
Formen  der  Produktion  am  meisten  von 
der  Familie  entfernt  Ihre  Organisation, 
auf  der  mehr  noch  als  auf  ihrer  besseren 
Bewaffnung  ihre  Leistungsfähigkeit  beniht, 
ist  in  technischer  Beziehung  der  militäri- 
schen zu  vergleichen  —  Lenkung  grösserer 
Massen  durch  exakte  Disciplin  zm*  Bewäl- 
tigung komplizierter  Aufgaben  — ,  in  so- 
zialer beruht  sie  ganz  auf  dem  freien  Ar- 
beitsvertrag. Die  Forderung  einer  familiären 
oder  patriarchalischen  Leitung  der  Gross- 
industrie ist  entweder  ein  Deckmantel  für 
weitergehende  HeiTSchaftsansprüche  oder 
bloss  ein,  nicht  unbedenkliches,  Gleichnis 
für  Vertrauen  von  der  einen,  Wohlwollen 
von  der  andern  Seite.  Die  Grossindustrie 
musste  auf  ihren  früheren  Stufen  oft  ge- 
radezu zerstörend  auf  die  Familie  der  ar- 
beitenden Klassen  wirken,  solange  sie  Frauen- 
arbeit und  jugendliche  Arbeit  bevorzugte. 
Sie  kann  sich  überhaupt  nicht  an  die  Fa- 
milie als  einheitliche  Produktionsgemein- 
schaft anschliessen,  sie  erschwert  sehr  häufig 
schon  durch  die  Ortsentfemung  deren  Kon- 
sumtionsgemeinschaft,  sie  begünstigt  in 
vielen  FäJlen  das  Fhiktuieren  der  Bevölke- 
rung, sie  veranlasst  durch  die  frühzeitige 
Selbständigkeit  weit  mehr  als  durch  zeitweilig 
unzureichende  Löhne  die  Geringschätzung 
der  monogamischen  Sittlichkeit  im  Arbeiter- 
stand. Keine  dieser  Schwächen  haftet  ihr 
aber  mit  Notwendigkeit  an.  Es  ist  daher 
ein  Hauptzweck  der  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung, die  Ausbildung  des  Familienlebens 
wieder  mehr  zu  begünstigen.  Eben  dahin 
zielen  auch  positive  Massregeln  wie  Be- 
kämpfung der  Wohnungsnot  (s.  oben)  und 
Haushaltungsschulen.  Dagegen  ist  die  Ver- 
stärkung der  väterlichen  Gewalt  ein  frag- 
wiurdiges  Mittel  zu  diesem  Zweck,  da  bei 
ihren  Arbeitern  gei-adeso  wie  in  der  Haus- 
industrie die  Neigung  der  Eltern,  die  Arbeit 
ihrer  Kinder  zu  eigenem  Vorteil  auszubeuten, 
sehr  häufig  ist. 

In  der  Produktionsthätigkeit  des  Han- 
dels, der  stets  die  vorwiegend  individualis- 
tische Wirtschaftsweise  gewesen  ist,  hat  die 
Familie  vergleichsweise  geringere  Bedeutung. 
Die  Geschichte  des  Handelsrechts  zeigt 
aber,  dass  auch  hier  die  wichtigsten  Ein- 
richtungen einen  familiären  Urspnmg  haben. 
Dies  zeigt  sich  vor  aUem  in  der  konsequent 
durchgeführten  Gewinnbeteiligung  der  Hand- 
lungsdiener, in  ihrem  fast  regelmässigen 
Emporrücken ,  in  der  Organisation  der 
Schiffsmannschaften    nach    der   Weise    von 
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Hausgen ossenschaften,  in  der  Durchführung 
strengster  Hausgemeinschaft  und  Familien- 
ordnung in  den  Kontoren,  den  privaten 
Kaufmannsniederlassungen  im  Ausland.  Noch 
die  grossen  GeseDschaften  des  16.  Jahrhun- 
derts, die  ersten  grosskapitalistischen  Han- 
delsunternehmungen diesseits  der  Alpen, 
tragen  familiäre  Züge  an  sich.  Der  Hau- 
sierhandel vollends,  der  heute  wolil  ganz 
individualisiert  ist,  beruht  in  der  Zeit  des 
17.  und  18.  Jahrhunderts,  in  der  seine  Be- 
deutsamkeit für  die  Volkswirtschaft  auf 
ihrem  Höhepunkt  steht,  ganz  und  gar  auf 
streng  geregelten  Familien  verbänden.  Die 
Schwarzwaldindustrie  z.  B.  verdankt  solchen 
Trägergesellschaften  iliren  Ursprung.  Die 
Mitarbeit  der  Frau  ist  im  Kleinhandel,  na- 
mentlich wo  derselbe  mit  Gewerbebetrieb 
verbunden  ist,  allgemein  üblich;  im  Gross- 
handel ist  sie  l>ei  den  germanischen  Völkern 
selten,  bei  den  Franzosen  gebräuchlich  und 
vorteilhaft. 

Schon  aus  der  Thatsache,  dass  sich  die 
Konsumtion  überwiegend  in  der  Familie 
vollzieht,  folgt  auch  die  Wichtigkeit  der- 
selben für  die  private  und  nationale  Ver- 
mögensbildung. Zwar  gilt  uns  heute  nicht 
melir  das  Sparen  an  der  Konsumtion  als 
Ursprung  des  Kapitals,  aber  selbstverständ- 
lich wächst  das  \  ermögen  durch  den  Ceber- 
schuss  der  verfügbaren  Gütermenge  über 
den  Bedarf.  Das  Vermögensrecht  der  Fa- 
milie wü'd  sich,  wo  es  nicht  gesetzlich 
völlig  festgelegt  ist,  den  Zwecken,  die  in 
jedem  Stande  das  Vermögen  en*eichen  soU, 
anpassen.    Wie  selir  dies  mit  dem  Erbrecht, 

1'e  nach  der  aristokratischen  oder  individua- 
istischen  Stimmung  der  sozialen  Schichten, 
der  Fall  ist,  sahen  wir.  Im  ehelichen  Gü- 
terrecht dagegen  suchen  wohl  gerade  die 
höheren,  vermögenden  Stände,  das  Besitztum 
der  Frau  sicher  zu  stellen  und  ihi*e  Ver- 
waltungsrechte zu  erweitem.  Auch  dies 
geschieht  aber  im  Interesse  der  Famüie,  um 
dieser  nicht  den  Kückhalt  des  Fraueugutes 
zu  entziehen.  So  erklärt  sich  die  ungemein 
freie  Behandlimg  dieses  Rechtes  l:»eim  Adel 
des  Mittelalters,  während  in  den  Städten, 
"WO  Mann  und  Frau  ihr  Veimögen  zusam- 
menwerfen mussten,  um  die  für  ihre  ge- 
meinsame Thätigkeit  nötige  Kapitalgrund- 
lage zu  gewinnen,  die  Gütergemeinschaft 
entstand.  Die  Gegenwart  zeigt  grössere 
Unterschiede  in  der  Gestaltung  der  Familie 
imd  selbst  in  ihrer  sittlichen  Auffassung  als 
jede  frühere  Zeit;  und  mit  vollem  Rechte 
konnte  daher  bei  der  Vorbereitung  des 
deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuches  Menger 
behaupten,  dass  für  die  verschiedenen  so- 
zialen Klassen  auch  nur  verschiedene  Sys- 
teiöe  des  ehelichen  Güterrechtes  passen,  je 
nach  der  Stellung,  welche  die  Frau  in  der 
Ehe  und  im  Erwerbsleben  einnimmt.    Eine 


soziale  Abstufung  des  Rechts,   wie  sie  fnn- 
lich  schon  bei  einer  obligatoiisehen  Fassung 
des  Anerbenrechtes  für  einen  neu  zu  kc^ri- 
stniierenden  Bauernstand  vorliegen   vünle, 
hat  aber  zu  viel  Bedenkliches.     Durch  eine 
j  Freistellung  der  Eheverträge  lässt  sich  da> 
gleiche  erreichen,  wobei  das  gemeine  Recht 
doch   nach  dem  durchschnittlichen  Bedürf- 
nis der  Mehrzahl  abgemessen  werden  kann. 
Diesen  Weg  hat  die  neue  deutsche  Gesetz- 
gebung eingeschlagen ;  sie  eröffnet  dem  ein- 
zelnen  die   denkbar  w^eiteste   Freiheit  ziu- 
Abänderung   geltenden   Rechtes ,    sie   stellt 
aber  als  Regel  die  Verwaltungsgemeinschaft 
auf,    um    zugleich    die   Erhaltimg    der   ur- 
sprünglichen VermögensstÄmme  zu  gewährr-D, 
den  gemeinsamen  Aufgaben  des    ehelichen 
Lebens  Rechnung   zu    tragen,    dem   Manne 
die  Stellung  an  der  Spitze  des  Hauses  zu 
sichern  und  der  geschäftlichen  UnerfaJireD- 
heit  der  meisten  Frauen  zu  Hülfe  zu  kom- 
men.    Ob  diese  Vermittlung  haltbar  s^iu 
wird,    muss    die    Zukunft    lehren.      S<:hon 
musste  das  Vorbehaltsgut   der  Frau,  weiter 
als    ursprünglich   beabsichtigt   war,    ausge- 
dehnt w^erden  namentlich  für  den  selbständi- 
gen   Erwerb    der  Frau,    weil    bei    diesem 
die  Familie   aufgehört  hat,  Produktionsge- 
meinschaft   zu    sein.     Die  Famihe  ist  hier 
wie  bei  allen  ihren  Funktionen    nach   wie 
vor     ein    historisch -wandelbares     Gebilde, 
dessen  Umformung  keineswegs  aus-  und  ab- 
gesdilossen  erscheint.    Soviel  aber  ist  sicher, 
dass    in    einer    Erhaltung    und   Vertiefung 
dieser  wichtigsten  Form  des  Gemeinschafts- 
lebens die  Existenz  der  Kultiu*  selber  ein- 
geschlossen   ist     Wohin   aber  die  weitere 
Entw^ickelimg  gehen  wird  oder  soll,  darüber 
kann    man    zwar   Parteiprogramme  liefern, 
wissenschaftlich  aber  nichts  ausmachen. 

Litteratnr:  I>ie  LiUercUur  über  die  Familu-  ge- 
hört überwiegend  Wissenschaftsgebieten  an,  tUf 
nur  geringen  Zusammenhang  mit  der  Voik^iriri- 
srhaßslehre  haben,  Einige  der  tciehtigsten  ^ien 
hier  hervorgehoben,  —  WaitZf  Anthmpidogir 
der  Naturvölker.  —  Morganj  Systems  of  con- 
sang^iinity  of  the  human  famüy.   Ancieni  socieitf, 

—  Bachofen,  Das  MuUerrechL  AnUquari*cke 
Briefe.    —   Mae  Jjennan,    Studies  in  ancicnt 

hislory.  —  Die  Arbeiten  Kohlers  und  Bern' 
höfts  überwiegend  in  der  Zeitsehrijl  för  rer- 
gleichende  Rechtsgeschichte.  —  Po»t,  Bau-^nut 
für  eine  aU-gemeine  Rechtsgeschichte.  Geschkchti- 
gemeinschaß  der  Urzeit  und  vicU  andere  Schriften. 

—  Ijubbockf  Ent^t^hung  der  Civilisatkm,  — 
Maine f  H,  S,,  Ancient  law.  Early  hitUrry  of 
iivstüutions.  —  Westermarkf  Geschichte  der 
menschlichen  Ehe.  —  Grosse,  Die  Formen  der 
Familie  und  der  Wirtschaft.  —  LaveieyC' 
Bücher,  Das  Ureigentum.  —  Bücher ^  Die  Fht- 
stehung  der  Volkstcirtschaß.  —  Stareke^  />»> 
primitive  Familie.  —  V.  Hellwald,  Die  menteh- 
liche  Familie  nach  ihrer  Entstehung.  —  Rkwie, 
Psyche.  —  Fustel  de  Coulanges,  La  cur 
antique.  —  lAppert,    SeeUnkuU.  —  Für  ein- 
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zflne   VölifT  besonders:   JoUy^  Recht  und  Säte 
der  Inder.  —  IPahlmann,    Das  MahahharraUa 
nU   Epos    und   Rechtsbuch.  —   Sarrazin,    Die 
W'f'ddahvölker.  —  IVilken,  Verwantschap  bij  de 
tulken    van   den  Indischen  Archipel  und  andere 
Schriften    über  Malaien    und  Araber.  —  Well" 
bansen.    Die   Ehe   bei    den   Arabern.  —  Del- 
brürICf    LHe  indogermanischen   Verwandtschaßs- 
Httmm.  —  JLeist,    Altarisches  fus  gentium  und 
AUarisches  jus  civile.  —  Bücheier  und  Zitel^ 
mann.    Das  Recht  von  Gortyn.  —  Bemhöftf 
Das    Recht   von    Gortyn.     IStadt  und  Recht   der 
rümischcn  Königszeit, — Dargun,  Mutterrecht  und 
Rftubehe.    —   Heusler,    Institutionen   des  deut- 
schen   Rechts.   —  Brunner,    Deutsche    Rechts- 
'j**chirht€.    —    SchrÖ€ier,    Deutsche    Rechtsge- 
^chichte.      Geschichte    des    ehelichen    Güterrechts. 
—  Amira,    Erbenfolge    und     Verwandtschafis- 
glifderung.  —  Fieher,    Erbenfolge   der  ostger- 
luanischen     Völker.  —    Oierhe,    Erbrecht    und 
Virinenrecht.   —    Wilda,     »Strafrecht   der    Ger- 
manen. —  Frauenatädt,    Blutrache    und   Tot- 
^rhlagssühne.  —  SohtUf  Recht  der  Eheschliessung. 
Trauung    und    Verlobung.    —   Brentano,    Ge- 
fftmmelte    Abhandlungen.    —    Weinhold,    Die 
deutschen    Frauen.  —  Biehl,    Die  Familie.  — 
./.  Sf,  Moll,  Die  Hörigkeit  der  Frau.  —  Bebet, 
IHe  Frau.     (Diese  drei   nur  Programmschriften 
rom   konservativen,   radikal-liberalen  und  sozia- 
listisehen  ^Standpunkt.)      Die  wirtschaftliche  Be- 
deutung  der  Familie   ist    in  allen  Handbüchern 
Mfhr  oder  minder  genagt  behandelt,  bes.  Leada, 
Konsumtion     in     Schönbergs     Handbuch.      Alle 
sozialen     Erhebungen    und    Einzeldarstellungen, 
zumal   die  über  Erbrecht   (Miaskowski,    JSering, 
Brentano),  Ober  Wohnungsfrage  (Bücher,  Herkner 
etc.  etc.),   Konsumtion   (Le   Play,   Buchenberger, 
Schnapper,  Arndt),  SitÜichkeit  (Booth,  v.  Oettingen) 
bringen    reiches    Material    zur   Beurteilung    der 
ijegemcärtigen  Zustände  der  Familie,  namentlich 
in  den  arbeitenden  Klassen. 

JE.   Oothein, 


Familiengflterrecht. 

1.  Grundlag^en.  2.  Elterliche  Vermögens- 
pewalt  gegenüber  den  Kindern  3.  Von  der 
elterlichen  Gewalt  unabhängiges  F.  4.  Ver- 
mögeuBrecht  der  unehelichen  Kinder. 

1.  Grundlagen.  Wenn  man  gewöhnlich 
säet,  dass  das  Recht  entweder  die  Vermögens- 
oder die  Familienverhältnisse  der  Personen 
regele,  und  demgemäss  Vermögens-  und 
Familienrecht  unterscheidet,  so  nimmt  das 
Familiengüterrecht  insofern  eine  Mittel- 
stellung ein,  als  es  beide  Begriffe  in  sich 
yereinigt  Es  liegt  darin  keine  Anomalie, 
indem  sich  die  in  Rede  stehende  Verbindung 
auch  sonst  vorfindet  Das  Erbrecht  z.  B. 
^jezieht  sich  (trotz  §  1922  B.G.B.)  nicht  bloss 
auf  das  vom  Erblasser  hinterlassene  Ver- 
mrjgen,  und  die  Veibindlichkeilen  (Schuld- 
Verhältnisse)  brauchen  nach  neuestem  Recht 
icf  §§  241,  249,  253  B.G.B.)  durchaus  nicht 
^*ios8  einen  Vermögenswerten  Inhalt  zu  haben, 
soodem  können  uns  auch  andere  ideale  oder 


immaterielle  Güter  verschaffen.  So  setzt 
sich  auch  das  Familiengüterrecht  aus  ver- 
schiedenen, hier  specifisch  familienrecht- 
lichen imd  vermögensrechtlichen  Elementen 
zusammen. 

Grundlage  der  Familie  ist  die  Ehe.  Aus 
ihr  ergiebt  sich  ein  Verhältnis  zwischen 
den  Ehegatten  einerseits  und  auf  der  anderen 
Seite  zwischen  den  Eltern  und  den  Kindern. 
Beide  Verhältnisse  haben  ihre  eigentümliche 
persönliche  und  vermögensrechtliche  Seite, 
mdem  das  Familienband  nicht  bloss  die  Per- 
sonen als  solche  umschlingt,  wechselseitige 
Rechte  und  Pflichten  (des  Gehorsams,  der 
Unterordnung,  des  Zusammenlebens  etc.) 
zwischen  ihnen  erzeugt,  sondern  sie  auch 
als  vermögensrechtliche  Personen  ergreift, 
also  ihre  vermögensrechtlichen  Sphären  unter 
einander  in  nähere  Beziehung  rückt  und 
gegen  einander  abgrenzt.  Das  vermögens- 
rechtliche Verhältnis  der  Ehegatten  zu  ein- 
ander wird  im  Zusammenhang  der  ehelichen 
Rechte  und  Pflichten  behandelt,  die  man  in 
obiger  Art  als  rein  persönliche  und  ver- 
mögensrechtliche unterscheidet  S.  darüber 
den  Art.  Eheliches  Güterrecht  oben 
S.  266  ff.  Das  eheliche  Güterrecht  gehört 
niu*  im  weiteren  Sinne  zum  Familiengüter- 
recht Im  engeren  Sinne  redet  man  vom 
Familiengüterrecht  erst,  wo  nicht  schon  der 
Begriff  der  Ehe  zur  Kennzeichnung  des 
betreffenden  Verhältnisses  ausreicht,  wo 
also  zu  den  Ehegatten  (als  Eltern)  die 
Kinder  hinzutreten.  Dieses  Familien- 
güterrecht ist  also  wesentlich  Eltern- 
und  Kindesrecht  in  vermögensrecht- 
licher Beziehung.  Die  Gnindlage  dieses 
Verhältnisses  ist  regelmässig  die  elterliche 
Gewalt  Nur  einzelne  Erscheinungen  des 
FamiliengüteiTechts  sind  heutzutage  von 
dieser  Basis  unabhängig. 

1.  Die  elterliche  Gewalt  im  hier 
verstandenen  Sinne  ist  deutschen  Ursprungs ; 
mit  der  römischen  patria  potestas  hat  sie 
nur  wenig  gemein.  Die  Kinder  in  der  Were, 
d.  h.  in  der  Hausgenossen schaft  der  Eltern, 
können  zwar  unter  Umständen  eigenes  Ver- 
mögen haben,  doch  haben  sie  regelmässig 
nicht  die  Verwaltimg  dieses  Vermögens. 
Diese  steht  dem  Hausherrn  als  Muntwalt 
zu.  Wie  er  die  Kinder  unterhält  und  erzieht, 
nach  aussen  hin  vertritt  und  beschützt,  so 
nimmt  er  auch  ihr  Gut  in  Besitz,  verwaltet 
und  nutzt  es  zusammen  mit  dem  seinigen 
im  Interesse  der  Familie.  Es  waltet  also 
hier  das  nämliche  Verhältnis  und  im  wesent- 
lichen dieselbe  Auffassung  ob,  wie  hinsicht- 
lich des  Vermögens  der  Frau,  sofern  keine 
Gütergemeinschaft  besteht  Wie  dort  der 
Mann  das  Frauengut  in  seinen  Besitz  (Ge- 
were  zur  rechten  Vormundschaft)  nimmt, 
es  mit  dem  seinigen  verwaltet  und  nutzt, 
so  geschieht  dies  hier  mit  dem  Vermögen 
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der  Kinder.  Damit  ist  der  Gegensatz  gegen 
das  Römertum  bezeichnet,  wo  der  manus 
über  die  Frau  und  (nach  Beseitigiing  der- 
selben) dem  dominiiun  an  dem  in  dotem 
gegebenen  Frauengut  die  potestas  über  ver- 
mögensunfähige Kinder  und  Kindeskinder 
entsprach.  Hier  ist  das  Gewaltverhältnis 
kein  Schutzverhältnis  und  hört  daher  auch 
mit  dem  Wegfall  des  Schutzbedürlnisses 
nicht  auf.  Die  Kinder  bleiben  ihr  ganzes 
Leben  vermögenslos,  solange  ihr  Gewalthaber 
nicht  wegfällt:  indem  er  entweder  stirbt 
oder  sich  freiwillig  seiner  Macht  entschlägt 
(emaneipatio).  Kann  er  doch  diese  Macht 
sogar  auf  einen  anderen  übertragen.  Das 
Gewaltverhältnis  ist  von  den  Baiiden  des 
Blutes  unabhängig.  Nur  ausnahmsweise 
wird  das  Princip  der  Vermögenslosigkeit 
der  Hauskinder  im  römischen  Recht  (durch 
die  Pekulienlehre)  durchbrochen.  Als  mit 
der  Reception  dieses  unserem  Familiensinn 
und  gesamten  Gefülüsleben  fremde  Recht 
in  Deutschland  eingeführt  wurde,  konnte 
dies  erklärlicherweise  nicht  ohne  tiefgreifende 
Reformen  geschehen.  Zwar  wurde  die  rö- 
mische Begriffswelt  zur  herrschenden,  die 
deutsche  Sitte  und  Gewohnheit  haben  sie 
nicht  zu  verdrängen  vermocht;  aber  inhalt- 
lich voDzieht  sich  eine  tiefgreifende  Wand- 
lung. Die  Kinder  bleiben  unter  der  patria 
potestas  nur  solange,  als  sie  in  der  Were 
sind;  begründen  sie  einen  eigenen  Haus- 
stand, so  muss  sich  die  römische  Emanci- 
pationslehre  einen  Zusatz,  durch  Einfügung 
der  sogenannten  emaneipatio  Germa- 
nica seu  Saxonica,  gefallen  lassen. 
Diese  hebt  ohne  Rücksicht  auf  den  Willen 
des  Vaters  die  patria  potestas  auf,  die  ehe- 
mals nur  eine  Ausnahme  vom  Princip  dar- 
stellende Pekulienlehre  wird  zur  Auf- 
nahme des  deutschen  Rechtsge- 
dankens der  Verwaltungsgemein- 
schaft ausgeweitet;  das  dazu  nicht 
passende  Detail  stirbt  ab,  kurz  das  im  rö- 
mischen Sinn  Bedeutungslose  wird  jetzt 
die  Hauptsache  —  es  wird  das  Unterste  zu 
Oberst  gekehrt.  Neuerdings  hat  man  dann 
endlich  in  dieser  Lehre  auch  die  römische 
Begriffsschablone  preisgegeben  und  ist  zur 
Anerkennung  einer  Schutzgewalt 
der  Eltern  über  ihre  Kinder, solange 
diese  eines  solchen  Schutzes  be- 
dürfen, zurückgekehrt.  Die  Ausübung 
dieser  Gewalt  ist  in  dem  so  bezeichneten 
Rahmen  nicht  bloss  ein  Recht,  sondern  auch 
eine  Pflicht  der  Eltern:  sie  müssen  die 
Kinder  schützen  imd  verti-eten,  wie  sie 
dieselben  zu  ernähren  und  zu  erziehen 
verpflichtet  sind.  Die  elterliche  Gewalt 
in  diesem  Sinne  steht  beiden  Eltern, 
nicht  bloss  dem  Vater  zu;  wenngleich 
die  Ausübung  seitens  der  Mutter  bei  Leb- 
zeiten   des   Vaters   naturgemäss    bedeutend 


zurücktritt.     Denn    herrschen    kanu   überall 
nur  einer. 

2.  Die  Berechtigimg  der  elterlichen  Ge- 
walt ist  im  vorstehenden  an  eine  Zeitgrenze 
geknüpft  worden :  an  die  Dauer  der  Schutz- 
bedürftigkeit     der    Kinder.       Wann 
diese  Schutzbedürftiekeit  endet,   ist  an  sich 
eine   Thatfrage;    nicht  anders  als    wie  die 
der  Geschlechtsreife,  der  Zurechniingsfähi^- 
keit  etc.     Der  eine  ist   früher  selbständig, 
zurechnungsfähig  als  der  andere.     Die  hier 
in  unserem  Falle  zu  fordernde  Selbständig- 
keit der  Kinder  wird  sich  in  praxi  äussern 
in    der   Begründung    eines    eigenen   Haus- 
stands, welche  bei  Töchtern  mit  der  Heirat 
bei  Söhnen    mit   der  sogenannten    separata 
oeoonomia  als  einer  Thatsache  gegeben  ist. 
Damit  verband  das  frühere   gemeine  Recht 
bereits  eine  Beendigung  der  elterlichen  Ge- 
walt.    Wie  aber  die  neuere  Rechtsordnung 
das  Eude  der  Kindheit  (als  der  gänzlichen 
Verneinung  der  Handlungsfähigkeit)  und  der 
Minderjährigkeit  (als  Zustand   bescliränkter 
Geschäftsbefugnis)  nicht  an  die  jedesmalige 
Konstatierung  der  vorhandenen  (mehr  oder 

i  minder  herangereiften)  Verstandeskräfte  an- 
I  knüpfen  kann,  sondern  für  diese  Dinge  ein 
generelles  Durchsclmittsmass  annimmt,  so 
,  setzt  das  heutige  Recht  auch  hier  an  Stelle 
I  einer  bloss  de  facto  zu  bestimmenden  Grenze 
e  i  n  e  r  e  c  h  1 1  i  c  h  e ,  d.h.  es  bestimmt  unmittel- 
bar nach  einer  dlgemeinen  Durchschnitts- 
regel,  ob  jemand  noch  des  hier  in  Kede 
stehenden  häuslichen  Schutzes  bedarf  oder 
nicht.  Nicht  jede  Tochter  ist  heutzutage  in 
der  Lage  zu  heiraten,  nicht  jeder  Sohn,  sieh 
einen  eigenen  Hausstand  zu  gründen;  lun 
(wie  der  Vogel,  der  das  elterliche  Nest  v»?r- 
lässt)  auf  diese  Art  den  unumstösslichen 
Beweis  zu  liefern,  dass  er  des  elterlichen 
Schutzes  nicht  mehr  bedarf.  An  die  Stelle 
der  früher  faktisch  bestimmten  Grenze 
musste  das  neuere  Recht  eine  einfache  Zeit- 
grenze setzen,  mit  deren  Erreichung  der 
Wegfall  der  Schutzbedürftigkeit  ohne  weiteres 
angenommen  wird.  Moderne  Partikular- 
rechte  hatten  diese  Grenze  verschieden  he- 
Rtiramt.  Konsequent  kann  sie  nur  zu  dem 
Zeitpunkt  an^nommen  werden,  wo  man 
auch  sonst  die  Jugend  selbständig  werden 
lässt,  also  mit  Eintritt  der  Volljährigkeit. 
Mit  diesem  Zeitpunkt  endigt  denn  heutzutage 
auch  die  elterliche  Gewalt.  §  1626  B.G.B. 
Frühere  Heirat  oder  separata  oeconomia  ist 
demgegenüber  nicht  gerade  bedeutungslos, 
aber  nicht  in  dem  Sinne,  dass  sie  die  elter- 
liche Gewalt  aufheben. 

3.  Auf  der  anderen  Seite  kann  das  Ge- 
waltverhältnis, da  es  jetzt  konsequent  nicht 
bloss  als  Schutzrecht,  sondern  auch  als  eine 
Schutzpflicht  der  Eltern  aulgefasst  ^ird, 
gegen  deren  Willen  vorzeitig  en- 
digen,  sofern  letztere  diese  Pfhcht  nicht 
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mehr  erfüllen   können    oder  wollen.     Um- 
gekehrt   endigt  das  Gewaltverhältnis   nicht 
mehr   schlechthin    durch   Tod    des  Vaters, 
si^fera  die  Mutter  lebt  und  zur  Ausübung 
tauglich  ist.    Die  Mutter  ist  durch  das  £.0.B. 
in  ihre  natürlichen  Rechte  ¥neder  eingesetzt ; 
rie  braucht  sich  nicht  mit  der  bescheidenen 
Rolle  einer  Yormünderin   ihrer  Kinder   zu 
liegnügen.     Kann  ihr  auch  unter  Umständen 
für  mehr   oder  minder  oder  gar  für  alle 
Angelegenheiten    ein    Beistand    zugeordnet 
veirden,  so  wird  dadurch  ihre  Stellung  als 
Miitter    im    Princip    nicht    beeinträchtigt. 
S.  §§   1686  ff.     Das  Nähere    gehört    nicht 
hierher.     Dagegen  endigt  die  elterliche  Ge- 
walt sowohl  in  der  Person  des  Yaters  als 
dff  Mutter,  wenn  der  eine  oder  andere  von 
ihnen  für  tot  erklärt  oder  wegen  ge¥n8ser 
an  dem  Kinde  verübter  Vergehen  zu  schwe- 
Fprer  Freiheitsstrafe   verurteilt  wird   (Ver- 
wirknng).      §§  1679  ff.,  1686.    Im  letzteren 
Falle  tritt  die  Mutter  auch  nicht  an  Stelle 
des  entsetzten  Vaters,  sofern  nicht  überdies 
die  Ehe  aufgelöst  worden  ist  (§  1684).    Sonst 
würde   die   Massregel   der  Entziehung   er- 
fahrungsmässig  ohne  praktische  Folge  sein. 
Die  Mutter  verliert   die   elterliche   Gewalt 
auch  dann,   wenn  sie  zu  einer  neuen  Ehe 
schreitet.    §  1697.   Daneben  giebt  es  schliess- 
lich noch  ein  Euhen  der  elterlichen  Gewalt 
vegen   Geschäftsunfähigkeit,   Beschränkung 
in  der  Geschäftsfähigkeit  oder  langdauemder 
tliatsächlicher  Behinderung    der  Ausübimg 
von  Seiten  ihres  Inhabers  (§§  1676  ff.,  1686). 
Hier  ist  nur  (vorbehaltlich  des  §  1696)  die 
Ausübung  untersagt,    ohne   dass   das 
Nutzungsrecht  am   Kindesvermögen    beein- 
trächtigt wird.     Mit  dieser  Massgabe  wird 
ilie  mhende  väterliche  Gewalt  von  der  Mutter 
ausgeübt,  sofern  letztere  lebt  imd  tauglich 
ist.     Auch    bei    geringeren    thatsächlichen 
Behinderungen  des  Vaters  tritt  sie  in  dieser 
Weise  in    die   Funktionen  des  Vaters  ein. 
§?J  1678,  1685.     Fehlt  bei  dem  Ruhen  der 
väterlichen  Gewalt  die  Mutter  (oder  ist  sie 
untauglich  oder  ruht  ihre  elterliche  Gewalt), 
Bo    muss    eine   Vormundschaft    eingeleitet 
werden.     Eine   Scheidung  der  Eltern   hat 
auf  den  Bestand  der  elterlichen  Gewalt  in 
vermögensrechtlicher  Beziehung  keinen  Ein- 
flnss;    letztere    verbleibt    also    dem   Vater, 
wenn  er  als  schuldiger  Teil  auch  gewissen 
Beschränkungen    unterworfen    wird.      Nur 
wenn  zugleich  seine  Gewalt  ruht  und  keine 
Aussicht  auf  Wiederaufleben  derselben  vor- 
handen ist,  geht  die  volle  Ausübung  auf  die 
Mutter  über  (§  1685  Abs.  2).    Hat  der  Vater 
die  elterliche  Gewalt  verwirkt,  so  tritt  die 
geschiedene  Mutter  gänzlich  an  seine  Stelle 
(§  1684  und  oben).     Alles  dies  kann  hier 
nur  angedeutet  werden.    Ebenso 

4.   dass  durch   Adoption    eines    Kindes 
'He  eherliche  Gewalt  von  den  leiblichen  auf 


die  Adoptiveltern  übergeht  §§  1757  ff.,  1765. 
Auch  sonst  stehen  die  Adoptivkindei  im 
allgemeinen  den  leiblichen  Kindern  des  An- 
nehmenden gleich.    S.  aber  §  1767. 

2.  Elterliche  Vermogensgewalt  gegen- 
über den  Kindern.  1.  Solange  die  elter- 
liche Gewalt  besteht,  hat  der  Inhaber  der 
letzteren  (nach  den  vorigen  Ausführungen 
der  Vater  oder  in  dessen  Ermangelung  die 
Mutter)  das  Recht  und  die  Pflicht,  für  das 
Vermögen  des  Hauskindes  zu  sorgen. 
§§  1627 ff.,  1638 ff.  B.G.B.  Inwiefern  das 
Kind  zu  eigenem  Vermögen  kommen  kann 
(Schenkung,  Erbschaft,  Betrieb  eines  selb- 
ständigen Erwerbsgeschäftes  oder  üeber- 
nahme  von  sonstigen  Arbeiten  etc.),  braucht 
hier  nicht  untersucht  zu  werden.  Wir  wer- 
den sehen,  dass  die  verschiedenen  Erwerbs- 
zweige unter  Umständen  eine  abweichende 
Behandlung  der  dadurch  erworbenen  Giücks- 
güter  bedingen.  Die  Hauptsache  ist  zu- 
nächst, dass  das  Kind  de  jure  eigenes  Ver- 
mögen haben  kann.  Was  das  römische  Recht 
mit  seiner  Pekulienlehre ,  insbesondere  mit 
dem  peculium  castrense,  quasi  castrense  und 
adventicium  niu*  zögernd  und  widerwillig 
zugelassen  hatte,  ist  bei  uns  allgemeine 
Regel.  Es  ist  keinerlei  Grund  ersichtlich, 
welcher  dem  Schutzbefohlenen  Haüskinde 
die  Vermögensfähigkeit  rauben  sollte.  Die 
Schutzbedürftigkeit  des  Inhabers  bewirkt 
nur,  dass  sein  Vermögen  von  den  Eltern 
verwaltet  wird;  uiid  die  enge  Beziehung 
zwischen  den  Eltern  und  dem  Kinde,  und 
die  Wohlthaten  (Unterhalt,  Erziehung  etc.), 
welche  das  Kind  von  seinen  Eltern  empfängt 
oder  empfangen  hat,  lassen  es  gerechtfertigt 
erscheinen,  dass  mit  dem  Schutz  auch  eine 
entsprechende  Nutzung  des  Kindesver- 
mögens seitens  der  Eltern  verbunden  wird. 
So  steht  dem  Vater  (resp.  an  seiner  Statt 
der  Mutter)  regelmässig  die  Verwaltung  und 
Nutzniessung  des  Kindesvermögens  zu ;  ganz 
ähnlich  wie  auch  kraft  Gesetzes  der  Ehe- 
mann das  eingebrachte  Gut  der  Frau,  ob- 
schon  es  in  deren  Eigentum  verbleibt,  zu 
verwalten  und  zu  nutzen  berechtigt  ist.  Vgl. 
den  Art.  Eheliches  Güterrecht  sub  V 
oben  S.  27 1  ff.  Auch  die  elterliche  Vermögens- 
verwaltung und  Nutzniessung  ist  keine  freie, 
sondern  in  einen  bestimmten  Zweck 
gebunden.  Wie  für  die  Verwaltung  eine 
Anzahl  von  Vorschriften  gegeben  und  Schran- 
ken gesetzt  sind,  so  sind  auch  die  Einkünfte 
des  Kindesvermögens  nicht  schlechthin  zur 
freien  Verfügung  der  Eltern.  Die  Nutz- 
niessung ist  nicht  mit  dem  gewöhnhchen 
Niessbrauch  des  Sachenrechtes  zu  ver- 
wechseln, wenngleich  nach  §  1652  B.G.B.  ge- 
wisse Bestimmungen  des  letzteren  allerdings 
auch  auf  die  elterhche  Nutzniessung  An- 
wendung finden.  Dem  lassen  sich  gleich 
viele  Abweichungen   gegenüberstellen.     Es 
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handelt  sich  um  eine  familienrechtliche  Be- 
fugnis des  betreffenden  Elternteils,  die 
wesentlich  einen  vormundschaftlichen  Cha- 
rakter hat.  Damm  endigt  sie  beispielsweise 
mit  dem  Bedürfnis  der  Bevonuundung 
(s.  auch  §  1661).  ist  unübei-tragbar  und  un- 
pfändbar (§  1658)  und  ist  endlich  mit  einer 
Anzahl  Pflichten  verbunden,  die  dem  ge- 
wöhnlichen Niessbrauch  nicht  in  dieser  Weise 
inhärieren.  Dahin  gehört  besonders  die 
Pflicht,  die  Kosten  des  Unterhalts  und  der 
Erziehung  des  Kindes  zu  tragen  —  eine 
Pflicht,  welche  den  Eltern  zwar  auch  an 
sich,  als  solchen,  oblieg,  hier  aber  zugleich 
als  eine  auf  der  Nutzniessung  ruhende  Last 
erscheint,  insofern  einmal  aie  Eltern  den 
Erziehungsaufwand  etc.  nicht  ausser  Ver- 
hältnis zu  den  Erträgnissen  des  Kindes  Ver- 
mögens setzen  oder  ihn  dereinst  dem  Kinde 
in  Anrechnung  bringen  dürfen,  andererseits 
mangels  gehöriger  Darreichung  des  Unter- 
halts die  Nutzniessung  selbst  verlieren. 
§  1666  Abs.  2.  Ebenso  haben  die  Eltern  als 
Nutzniesser  des  Kindesvermögens  ent- 
sprechend die  Lasten  dieses  Vermögens  zu 
tragen,  gei-adeso  wie  im  System  der  Ver- 
waltungsgemeinschaft der  Ehemann  als  Nutz- 
niesser des  Frauenguts.     §  1654. 

2.  Endlich  giebt  es,  wie  dort,  neben  dem 
der  Verwaltung  und  Nutzniessung  der  Eltern 
unterworfenen  auch  ein  sogenanntes  freies 
Kindes  vermögen,  an  welchem  die  Nut- 
zung dem  Kinde  verbleibt  Das  freie  Ver- 
mögen entspricht  dem  gesetzlichen  Vor- 
behaltsgut der  Frau.  Für  die  Ausbildung 
dieses  freien  Kindesvermögens  ist  die  Pe- 
kulienlehre  von  Einfluss  gewesen.  Hier 
fand  man  die  Unterscheidung  zwischen  Ver- 
mögen, woran  dem  Kinde  die  Verwaltung 
und  Nutzniessung  zusteht,  imd  solchem,  wo- 
ran (im  Anschluss  an  das  deutsche  Recht) 
der  Vater  die  Verwaltung  und  Nutzung  hat. 
Das  in  Verwaltung  und  Nutzniessimg  des 
Vaters  stehende  Kindesvermögen  hat  man 
dem  sogenannten  peculium  adventicium  re- 
guläre angeschlossen ;  das  freie  Kindesver- 
mögen in  Anlehnimg  an  das  peculium 
castrense,  quasi  castrense  imd  adventicium 
irreguläre  entwickelt.  Doch  ist  die  Ver- 
wandtschaft des  unfreien  Kindesvermögens 
mit  dem  peculium  adventicium  reguläre  im 
Grunde  nicht  grösser  als  die  Verwandt- 
schaft der  dos  mit  dem  eingebrachten  Gute 
der  Frau.  Beide  sind  aus  verschiedenem 
Geist  heraus  geboren,  nur  künstlich,  in  der 
Struktur,  einander  angenähert  worden.  Wie 
das  Dotalsystem,  so  muss  auch  die  römische 
Pekulienlehre  heutzutage  in  das  jiuistische 
Antiquitätenkabinett  verwiesen  werden.  An- 
lehnung für  unser  Institut  finden  wir  in 
der  Behandlung  des  Frauen  Vermögens.  Ent- 
spricht das  unfreie  Kindesvermögen  dem 
eingebrachten  Gut  der  Frau,  so  leimt  sich 


die  Beliandlung  des  freien  Vermögens  natiir- 
gemäss  an  die  des  weiblichen  Vorbehaltj^ 
gutes  an.  Nur  dass  (seitdem  die  elterlielh^ 
Gewalt  mit  ihren  Hechten  und  Pflicht^^o 
auf  den  Zeitraum  der  Minderjährigkeit  der 
Kinder  beschränkt  ist,  also  auf  eine  Zfit,  in 
welcher  den  Kindern  normalenÄeise  «lie 
Befugnis  und  Befähigung  zur  selbständigt-n 
Verwaltung  ihres  Vermögens  überhaupt  at- 
geht)  sich  die  Befreiung  in  erster  Linie  auf 
die  elterliche  Nutzniessung  d^  Kinder- 
vermögens beschränkt,  nicht  auch  auf  din 
Verwaltung  beziehen  kann.  §§  1650  ff.  B.G.B. 
Soll  auch  die  elterliche  Verwaltung  des 
Kindesvermögens  ausgeschlossen  sein,  so  ist 
dies  nicht  allein  eine  besondere  Verfügung, 
welche  für  sich  getroffen  werden  miiss, 
sondern  sie  ist  auch  niu-  in  viel  geriDgereiu 
Umfang  zulässig  als  die  Befreiung  von  der 
elterlichen  Nutzniessung.  Nach  §  1688B.G.ß. 
ist  der  Vei^waltungsausschluss  nur  statthaft 
mit  Beziehung  auf  das  dem  Kinde  von  einem 
Dritten  unentgeltlich  unter  Lebenden  »"Itr 
von  Todeswegen  zugewendete  VennC^^vn 
durch  Bestimmung  eben  dieses  Dritten  ki 
der  Zuwendung.  Es  muss  dann  zur  Ver- 
waltung ein  Pfleger  bestellt  werden  (§§  162^  ff.. 
1909),  dessen  Funktion  sich  auf  den  zu- 
gewiesenen Vermögenskreis  (die  ursprücj- 
liche  Zuwendung  einschliesslich  des  damit 
Erworbenen  und  der  eventuellen  Surrogate) 
l)eschränkt.  Den  Eltern  braucht  die  Nutz- 
niessung des  in  Sonderverwaltung  befind- 
lichen Vermögens  dabei  gar  nicht  zu  fehleü. 
Sie  beziehen  in  diesem  Fall  die  ReineinkünftH 
nach  näherer  Bestimmung  des  §  1G56  «lureh 
den  Pfleger.  So  sind  die  beiden  Zweis^ 
des  elterlichen  Vermögensrechts  heutzuta^ 
streng  geschieden.  Auch  sonst  werden  ^ii^ 
sehen ,  dass  sie  jeder  für  sich  (einer  ohne 
den  anderen)  verloren  und  entzogen  venlen 
können.  Nur  der  Verlust  der  elterlichen 
Gewalt  im  ganzen  hebt  beide  Behignisj^ 
gleichmässig  auf.  Weil  die  Verwaltung  dt's 
Kindesvermögens  mehr  Pflicht  als  Keoht 
der  Eltern  ist,  wml  auch  im  Falle  eines 
Ausschlusses  derselben  durch  Verfügung  des 
zuwendenden  Dritten  die  Möglichkeit  vor- 
gesehen, statt  des  totalen  Ausschlusses  niu- 
Anordnungen  für  die  Verwaltung 
vorzuschreiben,  die  dann  der  Vater  etc,  \^\ 
der  Fühning  der  Verwaltung  in  angemessener 
Weise  und  unter  Kontrolle  des  Vomiund- 
schaftsgerichtes  zu  befolgen  hat    §  ltl39. 

Das  von  der  Nutzniessung  der  Eltern 
ausgeschlossene,  also  freie  Kindesvermcfetn 
kann  dagegen  so  umfangreich  sein  wie  auch 
das  Vorbehaltsgut  der  Frau.  Die  gesetziiclie 
Regelung  stimmt  mit  dem  letzteren  im  all- 
gemeinen überein.  Freies  Vermögen  i^i 
was  das  Kind  durch  seine  Arbeit  oder  den 
ihm  gestatteten  Betrieb  eines  selbständigen 
Erwerbsgeschäftes  verdient;   die  zu  seinem 
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fiei-sönlichen  Gebrauch  bestimmten  Sachen 
linsbesondere  Kleider,  Schmucksachen  und 
Arbeitsgeräte);  endlich  dasjenige,   was  dem 
Kinde  von  einem  Dritten  imentgeltlich  (unter 
J^l)enden   oder   von   Todeswegen)    mit  der 
Bestimmung  zugewendet  wird,  dass  es  der 
elterlichen  Nutzniessung  entzogen  sein  soll, 
und  die  Aecessorien,  Zuwachs  und  Surro- 
gate aller  dieser  Sachen.     §§  1650—1651. 
Auch  kommt  ein  fi-eies  Kindes  vermögen  auf 
Cinmd  einer  Vereinbarung  mit  den  Kindern 
oder  einseitig  durch  Verzicht  des  bezug-s- 
t^rechtigten  Elternteiles  auf  die  Nutzniessung 
vor.     §    1662.     Doch   ist    diese    freiwillige 
Regelung    nur   gültig,    wenn    der  Verzicht 
durch   formelle  Erklärung   gegenüber   dem 
Yormundschaftsgerichte    stattgefunden    hat. 
Denn  ein  Accept  der  Kinder  würde  der  all- 
iremeinen  Rechtsstellung  derselben  und  der 
Natur  der  elterlichen  Rechte  widersprechen. 
3.    Die  Verwaltung    des   Kindesver- 
mogens  wird  im  allgemeinen  nach  der  Art 
der  ehemännlichen  Verwaltung  des  einge- 
hrachten  Gutes  der  Frau  geführt;  nur  dass 
mit  Rucksicht  auf  die  Minderjährigkeit  der 
Kinder  die  letzteren  kein  Zustimmungsrecht 
m  wichtigeren  Verfügimgen  des  verwalten- 
den parens  haben  können,  wie  die  Frau; 
sondern  dass  an  dessen  Stelle  eine  Zustim- 
mung   des   Vormundschaftsgerichts    treten 
mass,  wie  bei  der  Vermögensverwaltung  des 
Vormunds.    Cf.  §  1643  B.G.B.    Bei  üeber- 
gchreitung  dieser  Schranke  durch  den  ver- 
haltenden Eltemteil  sind  die  geschlossenen 
Geschäfte   in    derselben  Weise   unwirksam, 
vie  die  von  einem  Minderjährigen  ohne  die 
orforderliche  Zustimmung  des   gesetzlichen 
Vertreters  geschloBsenen  Geschäfte  (§§  1829 
bis  1831).  Dagegen  ist  den  Eltern  ein  weiterer 
Spielraum  für  ihre  Verwaltungsthätigkeit  ge- 
]men  als  dem  Vormund,  wie  das  der  Natur 
des  Verhältnisses   durchaus  entspricht.    Es 
wnd  hiemach  die  Eltern  als  Verwalter  des 
Kindesvermögens    sogar  freier  gestellt    als 
der  Ehemann    bei  Verwaltung   des   einge- 
brachten Gutes  der  Frau:  Mobiliarveräusse- 
nmgen  und  -Verpfändungen,   Cessionen  und 
dergleichen  sind  den  Eltern  nicht  untersagt 
und   an    keinerlei    Zustimmung    gebunden. 
Auf  der  anderen  Seite  dürfen  sie  gewisse 
Geschäfte  für  die  Kinder  überhaupt  nicht 
vornelunen:  sei  es  schlechthin,  wie  Schen- 
hngen  (abgesehen  von  geringfügigen  und 
remuneratorischen   im   Sinne   des    §   1641), 
oder  beim  Vorliegen  kollidierender  Interessen 
(ef.  §§  1630,   1795,   1796)  wie  beim  Vor- 
munde. 

Eine  liesondere  Inventarisationspflicht  in 
Ansehung  des  Kindesvermögens  liegt  den 
Eltern  beim  Tode  des  einen  Ehegatten 
niit  Bezug  auf  dessen  hinterlassenes  Ver- 
mögen —  bei  der  Wiederverheiratung  des 
Vaters  (einschliesslich  einer  eventuellen  Aus- 


einandersetzung mit  den  Kindern)  —  und 
im  Gefährdefalle  auch  sonst  auf  Anordnung 
des  Vormundschaftsgerichts  ob.  Vgl.  §§  1640, 
1669,  1667  B.G.B.  Die  Mutter  veriiert  die 
elterliche  Gewalt,  wenn  sie  zu  einer  neuen 
Ehe  schreitet.  §  1697.  lieber  den  ihr 
eventuell  für  die  Verwaltung  zu  bestellenden 
Beistand  s.  §§  1687  ff. 

Gelder  dos  Kindes  sind  auch  von  den 
Eltern  als  Vermögensverwalter  mündelsicher 
anzulegen,  soweit  nicht  das  Vormuudschafts- 
gericht  ein  anderes  gestattet.  Gegenstände, 
zu  deren  Veräusserung  die  Genehmigung 
des  Vormundschaftsgerichts  erforderlich  ist, 
dürfen  dem  Kinde  nicht  ohne  eine  solche 
zur  Erfüllung  von  Verbindlichkeiten  oder 
zu  freier  Verftigung  überlassen,  —  Erwerbs- 
geschäfte für  das  Kind  nicht  ohne  Genehmi- 
gung neu  begonnen  werden.  §§  1642,  1644 
bis  1645.  Die  Haftung  der  Eltern  als  Ver- 
walter beschränkt  sich  aber,  wie  die  des 
Ehemannes,  auf  eine  solche  für  diligentia 
quam  in  suis  rebus.     §  1664. 

Obgleich  die  Eltern  als  gesetzliche  Ver- 
treter des  Kindes,  also  im  allgemeinen  in 
dessen  Namen  handeln,  findet  doch  auch, 
wenn  letzteres  nicht  geschehen  resp.  hervor- 
getreten ist,  wie  bei  dem  eingebrachten  Gut 
der  Frau  eine  gesetzliche  Surrogation  des 
Eigentums  statt,  wenn  der  Vater  etc.  beweg- 
liche Sachen  und  dergleichen  oder  Rechte, 
zu  deren  üebertragung  der  Abtretungsver- 
trag genügt,  mit  Mitteln  des  Kindes  erworben 
hat.  Die  betreffenden  Gegenstände  werden 
also  mit  dem  Erwerbe  sofort  wieder  (und 
zwar  im  Zweifel)  Eigentum  des  Kindes;  es 
sei  denn,  dass  der  Vater  bei^dem  Erwerbe 
nicht  für  Rechnung  des  Kindes  handeln 
wollte.    §  1646. 

Schliesslich  kann  die  Vermögensverwal- 
tung nicht  bloss  mit  der  Beendigung  der 
elterlichen  Gewalt,  sondern  auch  für  sich 
ihr  Ende  erreichen,  wenn  der  Gewalthaber 
in  Konkurs  gerät  (mit  der  Rechtskraft  des 
Eröffnungsbeschlusses),  oder  diu-ch  Ent- 
ziehung seitens  des  Vormundschaftsgerichts. 
Vgl.  §§  1647,  1666  Abs.  2,  1670  (Wieder- 
verleihung nach  Ermessen ;  —  im  Konkurs- 
fall erst  nach  Beendigung  des  Konkursver- 
fahrens). Es  wird  eine  Pflegschaft  eingeleitet. 
Den  Abschluss  def  Vermögensverwaltung 
bildet  selbstverständlich  die  Herausgabe  des 
Vermögens  mit  Rechnungslegimg,  Ersatz  und 
Erstattung  der  Impensen  (soweit  die  letzteren 
nicht  als  Korrelat  der  Nutzniessung  des 
Kindesvermögeus  dem  Verwalter  zur  Last 
fallen)  nach  allgemeinen  Grundsätzen.  Nach 
Beendigung  der  Verwaltungsbefugnis  bona 
fide  geschlossene  Geschäfte  sind  für  das 
Kindesvermögen  wirksam.  Nach  dem  Tode 
des  Kindes  dürfen  notwendige  Vorkehrungen 
überhaupt  noch  getroffen  werden.  §§  1681 
bis  1683. 
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4.  Die  elterliche  Nutzaiessung  des 
(unfreien)  Kindesvermögens  entspricht  im 
wesentlichen  derjenigen  des  Ehemannes  am 
eingebrachten  Gut  der  Frau.  Von  den  diesem 
Nutzungsrechte  inhärierenden  Lasten  und 
seiner  (familienrechtJichen)  Unübertragbarkeit 
war  schon  die  Rede.  Die  Vorschriften 
(§§  1652.  1654—55,  1658)  entsprechen  we- 
sentlich denjenigen  für  den  Ehemann.  Fehlt 
dem  Nutzungsberechtigten  die  elterliche 
Vermögensverwaltung,  so  darf  er  die  Nut- 
zimgeu  nicht  selbst  ziehen,  sondern  muss 
sich  den  Reingewinn  von  dem  Verwalter 
herausgeben  lassen.    §  1656. 

Uebrigens  ist  auch  dieser  Niessbrauch  ein 
sogenannter  Dispositionsmessbrauch,  d.  h. 
mit  einer  beschrankten  Verfügimgsbefugnis 
des  Berechtigten  über  die  Substanz  des  Ver- 
mögens verbunden.  Dies  ist  gegenüber  dem 
Stellvertretungs-  und  Surrogationsprincip 
(s.  oben)  von  grosser  Wichtigkeit.  Der  Vater 
etc.  darf  (älinlich  wie  der  Ehemann  nach 
§  1376 ff.)  über  gewisse  Stücke  des  Kindes- 
vermögens für  sich  verfügen.  Er  darf 
die  verbrauchbaren  Sachen  für  sich  ver- 
brauchen oder  veräussern,  und  zwar  allein; 
bei  Geld  bedai-f  er  dazu  der  Genehmigung 
des  Vormundschaftsgerichts.  Er  hat  dann 
nur  bei  Beendigung  der  Nutzniessung  den 
Wert  der  fehlenden  Sachen  zu  erstatten, 
üeber  den  Rahmen  ordnungsmässiger  Ver- 
waltung geht  dieses  Dispositionsrecht  nicht 
hinaus,  widrigenfalls  der  Ersatz  sofort  zu 
leisten  ist.    §  1653. 

Schulden  des  Kindes  verhaften  sein  Ver- 
mögen, gleichgültig  aus  welchem  Grunde 
sie  (wenn  nur  gültig)  entstanden  sind.  Sie 
sind  also  aus'  dem  Kindesvermögen  ohne 
Rücksicht  auf  die  elterliche  Nutzniessung 
beizutreiben.  Für  die  etwaigen  von  den 
Eltern  in  Ausübung  ihres  Dispositionsniess- 
brauchs  verbrauchten  oder  veräusserten 
Sachen  können  die  Gläubiger  des  Kindes 
(lalier  sofort  Ei*satz  verlangen.  §  1659.  Hin- 
sichtlich der  Früchte  des  Kindesvermögens 
entscheidet  für  den  Zugi-iff  der  Gläubiger, 
ob  die  Früchte  bereits  ins  Eigentum  des 
Nutzniessers  übergegangen  sind  oder  dem 
Kinde  noch  gehören.  Für  die  Schulden  des 
parens  haftet  das  Kindesvermögen  nicht, 
glei(!hviel  ob  die  betreffende  Schuld  im 
Interesse  des  Kindes  kontrahiert  war  oder 
nicht.  —  Hat  übrigens  die  Bezahlung  irgend 
einer  Schuld  aus  einem  anderen  Ver- 
mögenskomplexe stattgefunden  als  aus 
demjenigen,  welchem  sie  hiernach  eigent- 
lich zugehörte  (was  auch  für  das  Ver- 
hältnis des  freien  und  unfreien  Kindes- 
vermögeiis  zutrifft),  so  findet  zwischen 
den  Eltern  und  dem  Kinde  eine  Ausglei- 
chung statt,  ähnlich  derjenigen  der  Ehe- 
^tten  für  Schulden  unter  einander.  S.  da- 
rüber   §§    1660    und   Cit.    sowie   den   Art 


Eheliches  Güterrecht  snb  V,   5  oben 
S.  274  ff. 

Die  elterliche  Nutzniessung  kann  auch 
für  sich  endigen,  und  zwar  einmal  dun^i 
den  sdion  erwähnten  Verzicht  des  parens. 
kon  sentierte  Heirat  der  Tochter,  dann  auch 
diux^h  Entziehung  seitens  des  Vormund- 
schaftsgerichts wegen  Gefährdung  des  Unter- 
halts des  Kindes.  §§  1661,  1662  und  1066 
Abs.  2.  lieber  die  Folge  der  Endigim?  für 
schwebende  Mietverhältnisse  s.  §  1663  B.<t.B. 

3.  Von  der  elterlichen  Gewalt  lu- 
abhäni^ges  F.  Nicht  alle  familiengüt-^r- 
rechtüchen  Beziehungen  zwischen  den  Eitern 
und  Kindern  können  an  den  Bestand  der 
elterlichen  Gewalt  angeknüpft  werden.  Da- 
für ist  deren  Zeitgrenze  zu  kurz.  Wie  in 
persönlicher,  so  stehen  sich,  auch  in  ver- 
mögensrechtlicher Hinsicht  Eltern  und  Kin- 
dern nach  erlangterVolljährigkeit  der  letzteren 
nicht  fremd  gegenüber;  die  Bande  des  Bluts 
machen  noch  weiter  ihre  Rechte  geltend  — 
Rechte,  welche  der  Staat  nicht  ignorien^D 
darf.  Immerhin  sind  die  auf  dem  Familien- 
band in  dieser  weiteren  Beziehung  nihendea 
Rechtsverhältnisse  von  denjenigen,  die  aiüi 
der  elterlichen  Gewalt  folgen,  genau  zu 
unterscheiden. 

1.  Zu  dem  in  Rede  stehenden  weiteren 
Familiengüterrechtskomplex  lässt  in  ge- 
wissem Sinne  sich  auch  zählen  die  gesetz- 
liche Unterhaltspflicht,  die  zwischen 
Eltern  und  Kindern  besteht  Jedoch  er- 
streckt sich  die  Unterhaltspflicht  auf  alle 
Ascendenten  und  Descendenten  ohne  Rück- 
sicht auf  Gradesnähe.  Sie  beniht  also  zwar 
auch  auf  den  Banden  des  Bluts  und  einem 
dadiu*ch  geschaffenen  natürlichen  und  sitt- 
lichen Verhältnis  der  betreffenden  Personen 
zu  einander,  setzt  aber  einen  weiteren  Fa- 
milienbegriff voraus,  als  wie  er  gewöhnhch 
angenommen  wird.  Mit  Rücksicht  darauf 
sowie  aus  anderen  Gründen  kann  man  zwei- 
fek,  ob  das  gesetzliche  Alimentationsrecht 
der  Verwandten  dem  FamiliengüterrecJit, 
wie  wir  es  hier  verstehen,  überhaupt  zu- 
zuordnen seL  Auf  den  Banden  des  Bluts 
im  obigen  Sinne  imd  der  dadurch  ge- 
schaffenen Beziehimg  bestimmter  Personen 
zueinander  beruht  schliesslich  auch  das  ge- 
setzliche Erbrecht  der  Verwandten,  das 
zweifellos  dem  Familiengüterrecht  nicht 
einzugliedern  ist.  Was  die  gesetzliche  Unter- 
haltspflicht anlangt,  so  ist  sie  ihrer  Natur 
nach  ein  (gesetzliches) Schuld  verhältnis, 
das  von  den  neueren  Gesetzbüchern  und  so 
auch  vom  B.G.B.  nur  deshalb  in  das  Famüien- 
recht  gestellt  wird,  weil  die  betreffenden 
Ansprüche  das  Verwandtschaftsverhältnis 
ziu-  Grundlage  haben.  "Wie  die  auf  Grund 
dinglicher  Rechtsverhältnisse  entstehenden 
Ansprüche  im  Sachenrecht  abgehandelt  wer- 
den, so  die  auf  der  verwandtschaftlichen  Ba- 
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sis  beruhenden  im  Familienrecht.  S.  §§  1589  ff., 
1601  ff.  Verwandtschaft  ist  aber  noch  nicht 
Familie  (im  Wortsinn  wie  in  dem  von  uns 
bisher  gebrauchten  Sinne),  obschon  die  Motive 
iTVS.  677)  hier  beides  durch  einander  werfen. 
Es  hiesse  den  Begriff  unseres  Familiengüter- 
rechts ins  üngemessene  erweitern  und  aller 
Bestimmtheit  berauben,  wollten  wir  diese 
und  andere  unter  Blutsverwandten  noch  vor- 
kommenden vermögensrechtlichen  Beziehun- 
gen in  den  Begriff  hineinziehen.  Das  ge- 
setzliche Alimentationsrecht  ist  unter  dem 
weiteren  Gesichtspunkt  der  Verwandtschaft 
abzuhandeln.  Insoweit  es  zwischen  Eltern 
und  Kindern  besteht,  ist  daher  lediglich  auf 
diesen  (den  allgemeinen)  Sitz  der  Materie  zu 
verweisen. 

2.  Dagegen  giebt  es  einige  weitere,  nur 
zwischen  Elltem  und  Kindern  ohne  Rück- 
sicht auf  elterliche  Gewalt  und  Volljährig- 
keit vorkommende  Rechtsverhältnisse,  die 
hkT  Erwähnung  finden  müssen.  Dahin  ge- 
hört vor  allem  die  Verpflichtung  der  zum 
elterlichen  Haushalt  gehörigen  Kinder,  soweit 
sie  entweder  noch  von  den  Eltern  einzogen 
venlen  oder  ihren  Unterhalt  im  elterlichen 
Hause  empfangen,  als  billigen  Lohn  dafür 
nnentgeltlich  Dienste  im  Haus- 
wesen oder  im  elterlichen  Geschäft 
zu  leisten,  vorausgesetzt,  dass  diese 
Dienste  den  Kräften  und  der  allgemeinen 
I^ehensstellung  der  Kinder  entsprechen. 
Z.  B.  wenn  der  Sohn  als  Geistlicher,  Schul- 
arats-  oder  Rechtskandidat,  solange  er  un- 
entgeltlich beschäftigt  wirrl,  Wohnung  und 
Unterhalt  im  elterlidien  Hause  erhält,  kann 
der  Vater  ihn  nicht  in  seinem  Geschäft  als 
Laufburschen  verwenden.  Wohl  aber  würde 
er  es  können,  wenn  etwa  der  Sohn  bei  einem 
Handwerker  etc.  in  der  Lehre  ist.  Die  Ver- 
pflichtung ist  eine  vermögensrechtliche,  keine 
bloss  persönliche.  Die  ünentgeltlichkeit  der 
Dienstverpflichtung  ist  das  Wesentliche  und 
tritt  daher  selbst  dann  ein,  wenn  die  be- 
treffenden Dienstleistungen  sonst  still- 
schweigend honoriert  zu  werden  pflegen, 
venn  also  in  anderen  FäHen  von  selbst  ein 
dahin  gehender  Anspruch  existiert.  Ja  selbst 
das  aus  den  in  Rede  stehenden  Dienst- 
leistungen vom  HausMnd  anderweitig  Er- 
worbene muss  aus  diesem  Grunde  den  Eltern 
herausgegeben  werden.     §  1617  B.G.B. 

3.  Mit  der  Volljährigkeit  des  Kindes  und 
der  Endigimg  der  elterlichen  Gewalt  wird 
das  gesamte  Vermögen  des  Kindes  frei,  es 
CTlöschen  alle  irgendwie  daran  bestandenen 
früheren  Rechts-  imd  Verwaltimgsbeschrän- 
knngren.  Gehört  aber  das  Kind  danach  noch 
^♦iter  dem  elterlichen  Hausstand  an,  so 
Wteht  in  vermögensrechtlicher  Beziehimg 
ein  ähnliches  Verhältnis  des  Zusammenlebens 
vi^  zwischen  Ehegatten  im  Falle  der  Gütor- 
tn?nnung.    Zwar  sind  die  Kinder  nicht  wie 


die  Ehefrau  verpflichtet,  den  Eltern  aus 
ihrem  Vermögen  zur  Bestreitung  der  Kosten 
des  Haushalts  Beiträge  zu  leisten  (dazu 
müssten  die  Voraussetzungen  der  gesetzlichen 
Alimentationspflicht,  also  insbesondere  Be- 
dürftigkeit der  Eltern  vorliegen),  aber  die 
nahe  Familienbeziehung  der  Beteiligten  recht- 
fertigt hier  wie  dort  freiwillige  Bei- 
träge; —  ebenso  wie  auch  häufig  eine  frei- 
willige weitere  üeberlassung  der  Vermögens- 
verwaltung seitens  des  Kindes  an  den  Vater 
oder  die  Mutter  vorkommt,  besonders  wenn 
diese  die  Verwaltimg  bis  zur  Grossjährigkeit 
des  Kindes  geführt  hatten.  In  allen  diesen 
Fällen  nun  entspricht  es  der  natürlichen 
Auffassung  und  der  vermutUchen  Intention 
der  Parteien,  dass  die  betreffende  Zuwen- 
dung von  Seiten  des  Kindes  ersatzlos 
gemacht,  —  mit  der  Verwaltungsüber- 
lassung die  Ermächtigimg  zum  freien  Be- 
zug der  Einkünfte  des  verwalteten  Ver- 
mögens durch  die  Eltern  verbunden  sein 
soU.  Gleichgültig  ist  hier,  ob  das  Kind  noch 
den  Unterhalt  im  elterlichen  Hause  bezieht: 
die  Zuwendung  hat  nicht  den  Charakter 
einer  Gegen-,  sondern  vielmehr  den  einer 
unentgeltlichen  remuneratorischen  Leistung. 
Die  Eltern  resp.  derjenige  von  ihnen,  dem 
die  Vermögensverwaltung  überlassen  wurde, 
kann  daher  die  Einkünfte  des  verwalteten 
Vermögens  nach  freiem  Ermessen  verwenden, 
soweit  sie  nicht  nach  den  Ginindsätzen 
ordnungsmässigerVerwaltung  in  die  Substanz 
zu  verwenden  oder  zu  lautenden  Ausgaben 
der  Verwaltung  selbst  oder  des  Kindes  bereit 
zu  lialten  sind.  Eine  Rechnungsablegung 
findet  also  bei  Endigung  des  Zustands  nur 
hinsichtlich  der  Substanz  des  überlassenen 
Vermögens  statt.     §§  1618—19. 

4.  Töchter  haben  einen  Rechtsanspruch  auf 
die  Gewähnmg  einer  Aussteuer  seitens 
der  Eltern,  sofern  diese  unter  Berücksichti- 
gung ihrer  sonstigen  Verpflichtungen  und 
ohne  Gefährdimg  ihres  standesmässigen 
Unterhaltes  dazu  im  stände  sind,  —  auch  die 
Tochter  nicht  selbst  ausreichendes  Vermögen 
besitzt.  Objekt  der  Aussteuer  ist  eine  zur 
Einrichtung  des  Haushalts  angemessene 
Zuwendung  (Geld  oder  Hausrat).  Nach 
Analogie  der  gesetzlichen  Alimentations- 
pflicht geht  der  Anspruch  zunächst  gegen 
den  Vater,  subsidiarisch  gegen  die  Mutter. 
Die  Leistung  kann  verweigert  werden,  wenn 
sich  die  Tochter  ohne  die  erforderliche  elter- 
liche Einwilligung  verheiratet ;  wenn  sie  erb- 
unwürdig ist  in  dem  Masse,  dass  ihr  auch 
der  gesetzliche  Pflichtteil  entzogen  werden 
könnte,  und  wenn  sie  schon  einmal  aus^- 
steuert  worden  ist.  Auf  der  anderen  Seite 
ist  der  Dotationsanspruch  unübertragbar  und 
unpfändbar,  verjährt  aber  vom  Eheschluss 
der  Tochter  ab  in  einem  Jahre.  Er  soll 
eben  die  Heirat  unbedingt,  aber  auch  nur 
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diese  erleichtern.  §§  1620—1623.  Die  Aus- 
bildung der  Söhne  zu  einem  Lebensberuf 
glas  Korrelat  der  Aussteuer)  ist  unter  dem 
esichtspunkt  der  gesetzlichen  Ahmen ta- 
tionspfhcht  gleichfalls  eine  civilrechtliche 
Verpflichtung  der  Eltern.     §  1610  Abs.  2. 

5.  Verschieden  von  der  Aussteuer  ist  die 
Gewähnmg  einer  Ausstattung  an  Söhne 
oder  Töchter  mit  Rücksicht  auf  die  Heirat 
oder  eine  anderweitige  separata  oeconomia 
(mag  es  sich  um  die  Erlangung  einer  selb- 
ständigen Lebensstelhmg,  die  Begründung 
einer  besonderen  Wirtschaft  oder  um  die 
Erhaltung  der  einen  oder  anderen  handeln). 
Zu  einer  derartigen  Ausstattung  der  Kinder 
(die  übrigens  auch  nach  der  Heirat  gesche- 
hen kann)  besteht  für  die  Eltern  keinerlei 
Verpflichtung;  doch  soll  die  Zuwendung, 
wenn  sie  erfolgt  (mit  Rücksicht  auf  die  hier 
anerkannte  moi*alische  oder  Liebespflicht), 
nicht  als  Schenkung  angesehen  werden,  in- 
soweit nicht  die  Gabe  die  nach  den  Um- 
ständen angemessene  Höhe  übersteigt.  Nur 
die  Gewälirleistungspflicht  ist  unbedingt  auf 
das  für  Schenkungen  bestimmte  Mindestmass 
herabgesetzt.  Verwallet  der  Geber  kraft 
elterlicher  Gewalt  oder  als  Vormund  eigenes 
Vermögen  des  Kindes,  so  ist  überhaupt  nicht 
auf  eine  Zuwendung  zu  interpretieren,  viel- 
mehr in  erster  Linie  anzunehmen,  dass  die 
Ausstattung  dem  Kinde  aus  dessen  eigenem 
Vermögen  gegeben  worden  sei,  so  dass  der 
Gewalthaber  demnächst  bei  Ausantwortung 
dieses  Vermögens  den  Betrag  der  Ausstat- 
tung vorweg  abziehen  darf.  Den  Gegenbe- 
weis (dass  die  Zuwendung  aus  dem  elter- 
lichen Vermögen  erfolgte)  hat  das  Kind  zu 
führen.     §§  1624—25. 

6.  Wenn  die  Eltern  in  Gütergemeinschaft 
gelebt  haben,  so  ist  nach  dem  Tode  des 
einen  Ehegatten  eine  Fortsetzung  der  Ge- 
meinschaft seitens  des  überlebenden  Eltern- 
teiles mit  den  Kindern  möglich:  fortge- 
setzte Gütergemeinschaft  Bei  all- 
gemeiner Gütergemeinscliaft  findet  dieser 
Zustand  so^r  gesetzlich  ohne  weiteres  statt ; 
ohne  Rücksicht  auf  das  Alter  der  Kinder, 
ja  selbst  ohne  Rücksicht  darauf,  dass  viel- 
leicht einzelne  deraelben  inzwischen  ver- 
storben und  von  ihren  Descendenten  beerbt 
worden  sind.  §  1483  B.G.B.  Bei  partieller 
Gütergemeinschaft  der  Eltern  tritt  die  Fort- 
setzung nur  ein,  wenn  sie  entweder  von  den 
Kindern  mit  dem  überlebenden  Ehegatten 
bedungen  wird  oder,  wie  bei  der  Fahmis- 
gemeinschaft.,  schon  im  Ehevertrag  der  Eltern 
vorgesehen  war.  Siehe  §  1557  und  den  Art. 
Eheliches  Güterrecht  a.  a.  0.  Selbst- 
redend beschränkt  sich  in  den  letzteren 
Fällen  die  Fortsetzung  auf  die  Güter,  mit 
Bezug  auf  welche  schon  zwischen  den  Eltern 
die  Gemeinschaft  bestand,  während  im  übri- 
gen  die  Kinder  imd    sonstigen  Erben   des 


verstorbenen  Ehegatten  an  dem  Vermöger. 
des  letzteren  ihr  gewöhnliches  Erbrecht 
geltend  machen  können.  Dasselbe  gilt  anth 
neben  allgemeiner  Gütergemeinschaft  der 
Eltern  mit  Bezug  auf  etwaige  Sondergfir^  r 
des  verstorbenen  Ehegatten.  Die  for^esetzte 
Gütergemeinschaft  hat  mit  der  sonstigen 
Erbfolge  in  das  Vermögen  des  vorverstoH»e- 
nen  Ehegatten  und  dessen  Auseinanderset- 
zung nichts  zu  thun;  sie  enthält  eine  voll- 
kommen selbständige  Regelung  für  die  in 
die  bisherige  elterliche  Vermögensgerndn- 
schaft  gefallenen  Gegenstände.  Sind  also 
die  Kinder  noch  minderjährig,  so  komm»fn 
mit  Bezug  auf  diese  G^nstände  die  obon 
entwickelten  Grundsätze  über  freies  und 
unfreies  Kindes  vermögen  nicht  zur  Anwen- 
dung :  die  Gemeinschaft  der  Kinder  mit  dem 
überlebenden  Elternteil  wird  nach  besonderen 
(einheitlichen)  Grundsätzen  verwaltet  An- 
dererseits treten  die  letztgenannten  Grund- 
sätze auch  dann  ein,  wenn  die  Kinder 
grossjährig  sind;  sie  beruhen  eben  nicht 
auf  der  elterlichen  Gewalt,  sondern  auf  der 
natürlichen  und  ethischen  Gnmdlage  dieser 
Gemeinschaft. 

a)  Die  fortgesetzte  Gütergemeinschaft  des 
überlebenden  Ehegatten  findet  nur  mit  seinen 
Kindern,  Enkeln  u.  s.  w.  aus  der  Ehe  mit 
dem  vorverstorbenen  Ehegatten 
statt.  Also  nur  mit  den  gemeinschaft- 
lichen Abkömmlingen  wird  die  bisherige 
Gütergemeinscliaft  fortgesetzt  Die  Kinder 
(resp.  anstatt  eines  vorverstorbenen  Kindes 
dessen  gesetzliche  Erben)  treten  an  Stelle 
des  verstorbenen  Ehegatten  in  die  Gem«n- 
schaft  ein,  so  wie  sie  sich  in  dem  betreffen- 
den Augenblicke  befindet  Das  eben  ist  die 
wirtschaitliche  und  ethische  Bedeutung  df-s 
Vorganges,  dass  in  den  thatsächlichen  Ver- 
hältnissen nichts  geändert  wird.  Auch  recht- 
lich ist  der  Eintritt  der  Kinder  in  die  Ge- 
meinschaft keine  erbschaftliche  Sucoession. 
Das  bringt  §  1483  B.G.B.  deutüch  zum  Au.<- 
druck :  der  Gemeinschaftsanteil  des  ver- 
storbenen Ehegatten  wird  nicht  als  Nach- 
lass  angesehen,  unmittelbare  Folge  davon 
ist,  dass  die  Kinder  nicht  in  die  personliche 
Haftung  ilires  parens  für  die  Gresamtguts- 
verbindlichkeiten  eintreten  (s.  u.).  Anderer- 
seits werden  die  nicht  gemeinschaftlichen 
Abkömmlinge  (Stiefkinder)  durch  den  Ein- 
tritt der  fortgesetzten  Gütergemeinschaft  in 
ihrer  Rechtsstellung  in  keiner  Weise  l>e- 
rührt.  Ihr  Erbrecht  und  der  Erbanteil  der- 
selben an  dem  zurückgelassenen  Vermögen 
ihres  parens  wird  genau  so  bestimmt,  als 
wenn  die  fortgesetzte  Gütergemein&'haft 
gar  nicht  existierte.  Mit  anderen  Worten,  so- 
weit das  übrige  Vermögen  des  Erblass«*r3 
zu  der  Abfindung  dieser  Kinder  nicht  aus- 
reicht, sind  sie  aus  der  Gesamtmasse  zu  Ih^- 
fiiedigen.     Dadurch  wird  also  die  letzteiv 
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fventiiell  um  soviel  verringert  §§  14831.  f. 
1485.  Ersteheliche  Kinder  des  überleben- 
den Ehegatten  sind  von  der  fortgesetzten 
Gütergemeinschaft  gänzlich  ausgeschlossen, 
b)  Wo  das  Verhältnis  der  fortgesetzten 
Gütergemeinschaft  in  seiner  reinsten  Gestalt 
auftritt  —  sdso  im  Anschluss  an  aUgemeine 
Gütergemeinschaft  der  Eltern  — ,  wird  sie 
nicht  durch  besonderes  Rechtsgeschäft  ein- 
geführt, sondern  ist  die  gesetzliche 
Folge  der  Auflösung  der  Ehe  durch  den 
Tod  des  einen  Ehegatten.  Doch  kann  der 
Eintritt  schon  im  Ehevertrage  ausgeschlos- 
sen werden;  und  auch  einseitig  kann  der 
Ausschluss  durch  letztwillige  Verfilgung  des 
vorversterbenden  Ehegatten  herbeigeführt 
werden,  wenn  die  Yoraussetzungen  vorliegen, 
imter  denen  dieser  Ehegatte  berechtigt  wäre, 
dem  überlebenden  den  Pflichtteil  zu  ent- 
ziehen, oder  wenn  er  bei  seinen  Lebzeiten  auf 
Aufhebung  der  Gütergemeinschaft  (also  auf 
Gütertrennung)  hätte  klagen  können.  Um- 
gekehrt kann  der  überlebende  Ehegatte  nach 
Eintritt  des  Todesfalls  die  Fortsetzung  der 
Gütergemeinschaft  ablehnen  —  nach  den 
Grundsätzen  über  die  Ausschlagung  einer 
angefallenen  Erbschaft.  Es  tritt  dann  die 
Auseinandersetzung  (Liquidation)  der  Ge- 
meinschaft nach  gewöhnlichen  (Grundsätzen 
und  Erbteilung  ein.  Siehe  §§  1482 ,  1484, 
15',»8— 1510  imd  den  Artikel  Eheliches 
Güterrecht  a.  a.  0. 

c)  Auch  für  den  überlebenden  Ehegatten 
maclit  sich  der  Grundsatz  fühlbar,  dass  bei 
Fortsetzung  der  Gütergemeinschaft  der  An- 
teil des  vorverstorbenen  an  dem  Gesamtgut 
nicht  zu  seinem  Nachlasse  gerechnet  wird. 
Der  überlebende  Ehejg^aitte  kann  also  an  die- 
sem Anteile  nicht  sein  gesetzliches  Erbrecht 
ansprechen.  An  dessen  Stelle  tritt  für  ihn 
lias  aleatorische  Verhältnis  der  Fortsetzung 
der  Gemeinschaft.  Der  überlebende  Eltern- 
teil und  die  Kinder  sitzen  von  nun  an  auf 
Gedeih  und  Verderb,  wie  einstmals  nach 
tlen  Principien  der  Gütergemeinschaft  die 
Eltern.  Alles  das  kann  durch  Privatver- 
fügungen nicht  abgeändert  werden.  Das  In- 
stitut der  fortgesetzten  Gütergemeinschaft, 
so  wie  es  in  dem  Gesetz  geregelt  ist,  kann 
nur  entweder  ganz  eintreten  oder  ganz 
ausgeschlossen  resp.  vom  überlebenden 
Ehegatten  abgelehnt  werden.  Modifikationen 
sind  —  abzüglich  einiger,  die  sich  auf  den 
Ausschluss  eines  Abkömmlings  oder  auf  Ent- 
ziehung oder  Herabsetzung  seines  Anteils 
Ijei  der  Auseinandersetzung  oder  auf  die 
Art  der  Teilung  beziehen  —  bei  diesem 
Verhältnis  unstatthaft  Cf.  §§  1511—1518. 
Ausgeschlossen  ist  damit  insbesondere  auch 
die  Verbindung  der  fortgesetzten  Güterge- 
meinschaft mit  Einkind Schaft,  insbeson- 
dere eine  Herübernahme  der  erstehelichen 
Kinder  des  einen  Ehegatten  in  die   fortge- 


setzte Gütergemeinschaft  und  dergleichen. 
Der  Einkindschäftsvertrag  als  solcher  ist 
überhaupt  beseitigt.  Von  unserem  Falle  ab- 
gesehen, können  die  materiellen  Wirkimgen 
auf  andere  Weise  —  sei  es  durch  Adoption 
der  betreffenden  Kinder,  sei  es  durch  Schlies- 
sung eines  Erb  Vertrages  (§§  2274  ff.  B.G.B.) 
—  herbeigeführt  werden, 

d)  Das  Gemeinschaftsverhältnis  ist  bei 
der  fortgesetzten  Gütergemeinschaft  ein  dem 
Verhältnisse  der  ehelichen  Gütergemeinschaft 
durchaus  entsprechendes,  also  gleiclifalls  eine 
Gemeinschaft  zu  gesamter  Hand.  Quoten 
des  überlebenden  Ehegatten  oder  einzelner 
Kinder  treten  daran  in  keiner  Weise  hervor. 
Es  kann  daher  auch  kein  Abkömmling  über 
seinen  Anteil  eine  Verfügung  treffen;  aus- 
genommen der  Befugnis,  darauf  zu  verzich- 
ten, in  welchem  Fall  er  nur  für  seine  Per- 
son ausscheidet ,  während  sein  Anteil  den 
übrigen  an  der  Gemeinschaft  beteili^n  Ab- 
kömmlingen zuwächst.  Das  Ausscheiden  des 
überlebenden  Ehegatten  führt  die  Auflösung 
der  foi*tgesetzten  Gemeinschaft  selbst  herbei 
Entsprechende  Wirkung  hat  der  Tod  eines 
Beteiligten.  Derjenige  des  überlebenden 
Ehegatten  führt  die  Auflösung  der  Güter- 
gemeinschaft selbst  herbei.  Der  Tod  eines 
der  anderen  Teilhaber  ändert  an  dem  bis- 
herigen Verhältnis  nichts.  Entweder  hinter- 
lässt  dieser  Teilhaber  erbberechtigte  Ab- 
kömmlinge: dann  treten  letztere  einfach  an 
seine  Stelle;  anderenfalls  wächst  wiederum 
der  Anteil  den  übrigen  Kindern  und  Des- 
cendenten  als  Teilhabern  zu.  In  beiden 
Fällen  wird  (ohne  Aufwerfung  der  Quoten- 
frage)  das  Gemeinschaftsverhältnis  fortge- 
setzt.    §§  1490—92,  1494. 

e)  Gegenstand  der  fortgesetzten  Güter- 
gemeinschaft ist  zunächst  das  bisherige  Go- 
samtgut  bei  Auflösung  der  Ehe,  soweit  es 
nicht  zur  Abfindung  nicht  anteilsberechtig- 
ter Abkömmlinge  verwendet  werden  muss. 
Sodann  ist  principiell  Gesamtgut  sämtliches 
Vermögen,  welches  der  überlebende  Ehe- 
gatte nach  dem  gedachten  Zeitpunkte  resp. 
nach  Eintritt  der  fortgesetzten  Gütergemein- 
schaft erwirbt.  Dies  ist  als  Sicherungsmass- 
regel (gegen  Benachteiligung  der  Kinder) 
vorgeschrieben.  Es  fällt  daher  in  die  Ge- 
meinschaft auch  der  Erbteil  des  überleben- 
den Ehegatten  an  den  Sondergütern  des  vor- 
verstorbenen Eltern  teils,  ingleichen  jeder 
weitere  Erwerb  des  überlebenden  Ehegatten. 
Mit  anderen  Worten  die  Gemeinschaft 
ist  für  den  überlebenden  Ehegatten 
von  nun  an  eine  vollständige:  er  be- 
hält nur  die  Sondergüter,  die  er  von  früher 
her  besass,  bezw^.  deren  Surrogate,  oder  was 
ihm  unentgeltlich  (unter  Lebenden  oder  von 
Todeswegen)  mit  der  Bestimmung  zuge- 
w^endet  wird,  dass  es  nicht  in  die  Güterge- 
meinschaft fallen  soll.   Auch  können  selbst- 
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verständlich  nicht  solche  Gegenstände  in  die 
Gemeinschaft  eintreten,  welche  durch  Rechts- 
geschäft nicht  übertragen  werden  können.  Da- 
fegen  ist  die  fortgesetzte  Gütergemeinschaft 
ür  die  Kinder(Abkömmlin^)  eine  nur 
partielle.  Sie  l)ohalten  nicht  nur  ihr 
öondervermögen,  welches  sie  bei  Eintritt  des 
Gemeinschaftsverhältnisses  besassen,  sondern 
es  fällt  auch  das,  was  sie  vom  vor\'er8tor- 
benen  Elternteil  aus  dessen  anderweitigem 
Yermögen  ererbt  oder  sonst  nach  Eintritt 
der  fortgesetzten  Gütei-gemeinschaft  erwor- 
ben haben,  nicht  in  diese  Gemeinschaft. 
§§  1485—1486.  Solange  die  Kinder  minder- 
jlöirig  sind,  kann  der  überlebende  Eltern- 
teil an  diesem  Vermögen  die  oben  sub  2 
besprochenen  Rechte  haben.  Das  Gemein- 
schaftsverhältnis  wird  dadurch  nicht  be- 
rührt. 

f)  Für  das  Gesamtgut  der  fortgesetzten 
Gütergemeinschaft  gelten  im  allgemeinen 
die  Regeln  der  ehelichen  Gütei-gemeinschaft 
Der  überlebende  Eltemleil  hat  dabei  die 
Rechtsstellung  des  Mannes,  die  Kinder  (Ab- 
kömmlinge) haben  die  Rechtsstellung  der 
Frau.  Nur  fehlt  den  Kindern  das  selbstän- 
dige Verfügungsrecht  über  die  Masse,  wel- 
ches der  Frau  nel)en  oder  an  Stelle  des 
Mannes  auf  Grund  ihrer  Schlüsselgewalt,  — 
in  Notfällen  (bei  Behindenmg,  Abw^esenheit 
oder  ungerechtfertigtem  Widerspruch  des 
Mannes),  —  oder  infolge  des  Betriebes 
eines  selbständigen  Erwerbsgeschäftes  etc. 
bis  zu  gewissem  Grade  zusteht.  Cf.  §§  1450 
bis  1454,  1460  ff.  Die  Frau  nimmt  eben 
eine  andere  allgemeine  Rechtsstellung  im 
Hauswesen  ein  als  die  Kinder  (sie  hat  als 
Hausfrau  besondere  Befugnisse);  auch  ist 
die  fortgesetzte  Gütergemeinschaft  von  sel- 
ten der  Kinder  eine  so  viel  beschränktere 
als  bei  der  Frau,  dass  die  Verfügungsmacht 
über  die  Masse  entsprechend  kleiner  sein 
muss.    §  1487. 

Demgemäss  nimmt  der  überlebende  Ehe- 
gatte das  Gesamtgut  in  seinen  Besitz  und 
verwaltet  es  selbständig  nach  den  in  ehe- 
güterrechtlicher Beziehung  für  den  Mann 
geltenden  Gnindsätzen.  Zu  Verfügungen, 
welche  hiemach  der  Zustimmung  der  Frau 
bedürfen,  hat  er  die  Zustimmung  der  Kinder, 
eventuell  ihres  gesetzlichen  Vertreters  resp. 
Pflegers  einzuholen.  Die  Haftung  des  über- 
lebenden Ehegatten  für  seine  Verwaltung 
ist  nicht  grösser  als  die  des  Ehemannes 
gegenüber  der  Frau.  Verwendungen  aus 
dem  etwaigen  Sondergut  des  überlebenden 
Ehegatten  in  die  Gesamtmasse  und  umge- 
kehrt sowie  Berei(iherungen  ohne  Rechts- 
grund unterliegen  der  Ausgleichung  bezw. 
der  Herausgabe  wie  bei  der  allgemeinen 
Gütergemeinschaft.    §§  1455  ff.,  1466,  1487. 

Gesamtgutsverbindlichkeiten  sind  einmal 
diejenigen  Schulden,   welche   aus   der   ur- 


spnlnglichen    Gemeinschaft     zwischen    r.**n 
Eltern    herstammen    und  dort  Gesamtfirut- 
schulden  waren,  sodann  sämtliche  Schulilen 
des    überlebenden    Ehegatten    als    jetziiEren 
»Herrn«   der  Gütergemeinschaft,    —    nicht 
aber  die  Schulden  der  Kinder.     Wie  ciie^»• 
Teilliaber  nicht  über  die  Gemeinschaft  vt*r- 
fügen  können  (s.  o.),  so  können  sie  di^^selK- 
auch  nicht  mit  Schidden  belasten.    Für  ai*- 
Gesamtgutsverbindlichkeiten  haftet  der  üUn- 
lel)ende  Ehegatte  auch  persönlich  (also  mit 
seinem  Sondergut) ;  die  Kinder  (AbkommliD^t 
nicht,  —  also  selbst  dann  nicht,  wenn  ein^f 
Gesamtgutsschuld  dereinst  von  seilen  ilire» 
parens  (des  vorverstorbenen  Eh^atten)  in 
die  Gemeinscliaft  gefiallen,   also   eigeotli<li 
dessen  Schuld  war.     Vielmehr  haftet  per- 
sönlich auch  für  solche  Schulden  der  über- 
lebende Eliegatte;  er  kann  sich  aber  von 
der  Haftung    für  diese   Schulden    wie  ein 
Erbe  befreien,  der  für  die  Nachlassschulden 
seines  Erblassers  nur  beschränkt  haftet:  alst< 
indem  er  die  betreffenden  Gläubiger  a^if  den 
Bestand  der  Gesamtmasse  verweist.  §§  14S^ 
bis  1489.    Insoweit  die  Gesamtgutsverbind- 
lichkeiten  von  dem  überlebenden  Ehegatten 
selbst  herrühren,  haftet  er  selbstverständhch 
fortdauernd  persönlich    und   hat  eventuell 
wenn  sie  aus  dem  Gesamtgute  getilgt  wur- 
den, dem  letzteren  Ersatz  zu  leisten.    Tm- 
gekehrt  schuldet  die  Gütergemeinschaft  an 
ihn  Ersatz,   wenn  er  ihn  nicht  persönlich 
angehende  (d.  h.  nicht  von  ihm  herrührpodel 
Gesamtgutsschulden  aus  seinen  Mitteln  (sei- 
nem Sondergute)  getilgt  hat  Diese  wechsel- 
seitigen Erstattungsansprüche  können  übri- 
gens,   ebenso   wie   sonstige   Verwenduopi- 
und  BereicheningsansprOche,  erst  nach  Be- 
endigimg   der    fortgesetzten   Gütergemein- 
schaft geltend  gemacht  werden  und  kommen 
meist  bei  der  Auseinandersetzung  zur  Ver- 
rechnung.   Siehe  §§  1487  Abs.  2  und  1499 
bis  1500. 

g)  Die  fortgesetzte  Gütei^gemeinscliaft 
endigt  mit  dem  Tode  (auch  der  Todeser- 
klärung) des  überlebenden  Ehegatten,  — 
durch  Aufkündigung  seitens  des  letzteren 
nach  Massgabe  des  §  1492,  sowie  durch 
dessen  Wiederverheiratung.  Cf.  §§  1493 
bis  1494.  Der  Tod  einzelner  Bänder  oder 
sonstiger  beteiligter  Abkömmlinge  hat,  wie 
wir  sahen,  diese  Wirkung  nicht  Ebenso- 
wenig der  Austritt  (Verzicht)  einzelner  die- 
ser Beteiligten.  Die  Gemeinschaft  setzt  sich 
entweder  mit  den  Descendenten  des  Weg- 
gefallenen oder  unter  den  übrigen  Beteilig- 
ten fort.  §§  1490—91.  Nur  der  WegfaU 
sämtlicher  Abkömmlinge  ohne  Repräsentanten 
würde  das  Erlöschen  zur  Folge  haben  — 
die  Masse  in  der  Hand  des  überlebenden 
Ehegatten  als  dessen  ausschliessliches  Eigen- 
tum vereinigen.  Da  der  Austritt  von  Des- 
cendenten stets  als  vollkommener  Verzicht 
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derselben  auf  die  Gemeiaschaft  wirkt,  so  dass 
an  Stelle  des  Verachtenden  seine  Abkömm- 
linge nicht  treten  können  (§  1491  i.  f.),  so 
können  die  Kinder  eine  vorzeitige  Beendi- 
gung der  fortgesetzten  Gütergemeinschaft 
mit  Aufteilung  der  Masse  nur  im  Wege  der 
Anflosnngskl^e  herbeiführen;  und  zwar  im 
allgenieinen  aus  den  Gründen,  woraus  der 
Rcgol  nach  (bei  allgemeiner  Gütergemein- 
RL-haf t)  die  Frau  gegen  den  Mann  auf  Güter- 
trennung klagen  kann.  S.  §  1495  (entsprechend 
dem  §  1468).  Hinzu  tritt  noch  der  Grund, 
ilass  bei  dem  überlebenden  Ehegatten  Um- 
stände eingetreten  sind,  die  eine  Verwirkung 
seiner  elterlichen  Gewalt  über  die  Kinder 
ziur  Folge  haben  oder  haben  würden,  wenn 
die  Kinder  zur  Zeit  noch  darunter  ständen. 
Andererseits  fällt  hier  der  Klagegrund  der 
Frau  aus  §  1468  Ziff.  5  weg,  weil  eine  Ge- 
fährdung des  späteren  Erwerbs  der  Kinder 
durch  das  Verhalten  des  überlebenden  Ehe- 
gatten mit  Beziehung  auf  die  Gütergemein- 
schaft nicht  möglich  ist.  Zur  zwangsweisen 
Auflösung  der  fortgesetzten  Gütergemein- 
schaft genügt  die  (siegreich  durchgeführte) 
Klage  eines  oder  einiger  Abkömmlinge. 
Die  Gemeinschaft  endigt  alsdann  mit  der 
Rechtskraft  des  Auflösungsurteüs  für  sämt- 
liche Beteiligten.    §  1496. 

An  die  Beendigung  des  Verhältnisses 
reiht  sich  die  Auseinandersetzung.  Für  die 
Dauer  der  Liquidation  besteht  unter  den 
Teilhabern  das  Gesamthänderverhältnis  fort ; 
DIU-  verwalten  jetzt  die  Beteiligten  das  Ge- 
Bamtgut  gemeinschaftlich.  Die  präponde- 
rierende  Stellung  des  überlebenden  Ehegatten 
ist  dahin.  Die  Beteiligten  führen  also  die 
Auseinandersetzung  gemeinschaftlich  herbei 
und  zwar  in  der  von  dem  Gesetz  dafür  be- 
stimmten Weise.  Vor  allem  können  sie  auch 
jetzt  nicht  einzeln  über  bestimmte  Gegen- 
stände oder  über  ihren  Gemeinschaftsanteil 
eine  Verfügung  treffen.  Die  Auseinander- 
setzung ist  nach  den  Regeln  über  die  Liqui- 
dation der  allgemeinen  Gütergemeinschaft 
herbeizuführen.  §§  1497  ff.  Von  dem,  was 
nadi  Tilgung  der  Gesamtgutsverbindlich- 
keiten übrig  bleibt,  erhält  der  überlebende 
Ehegatte  die  eine,  die  Kinder  (Abkömmlinge) 
die  andere  Hälfte.  Letztere  teüen  das  Em- 
pfangene unter  einander  nach  erbrechtJichen 
Grundsätzen.  Ausgleichimgsansprüche  (s.  o. 
lit.  f.)  kommen  auf  die  verschiedenen  An- 
teile zur  Verrechnung.  §§  1499 ff.,  1503. 
Der  überlebende  Ehegatte  hat  kein  Erbrecht 
an  dem  Anteü  der  Kinder,  weü  dieser  An- 
teil als  Nachlass  des  vorverstorbenen  Ehe- 
gatten nicht  angesehen  wird.  Darum  haften 
die  Abkömmlinge  auch  jetzt  nicht  für  die 
aus  der  Person  dieses  Ehegatten  herrühren- 
den Gesamtgutsverbindlichkeiten.  Nur  in 
einem  Falle  haften  sie  persönlich:  wenn  den 
gesetzlich   aufgestellten    Liquidationsgrund^ 


Sätzen  zuwider  Gesamtgutsschulden 
vor  der  Teilung  nicht  berichtigt 
wordensind.  Doch  beschränkt  sich  auch 
hier  (wie  bei  der  Liquidation  der  allgemei- 
nen Gütergemeinschaft)  die  Haftung  auf  die 
den  einzelnen  bei  der  Teilung  zugewiesenen 
Gegenstände  (nach  Massgabe  der  Vorschrif- 
ten für  den  Erben,  der  für  die  Nachlass- 
verbindlichkeiten nur  beschränkt  haftet).  Die 
hiemach  in  Anspruch  genommenen  Abkömm- 
linge haben  ge^en  die  übrigen  Regress  pro 
rata  ihres  Anteils  am  Gesamtgut.  §§  1480, 
1504. 

Besondere  Umstände  können  eine  Modi- 
fikation der  Grösse  der  Anteüe  herbeiführen. 
So  werden  Abfindungen,  die  ein  anteilsbe- 
rechtigter Abkömmling  für  seinen  Verzicht 
auf  die  Gütergemeinschaft  erhalten  hat,  vor- 
behaltlich näherer  Festsetzungen  unter  den 
Beteiligten,  auf  den  Anteü  der  Kinder  ab- 
gerechnet; desgleichen,  im  Fall  des  letzt- 
willigen Ausschlusses  eines  Abkömmlings 
von  der  Gemeinschaft,  der  Pflichtteil,  den 
dieser  Abkömmling  abgesehen  von  der  Ge- 
meinschaft (also  auch  gegenüber  den  darin 
verbleibenden  Gütern)  anzusprechen  hat 
§§  1501,  1511.  Umgekehrt  können  die  An- 
teile der  Teilhaber  (der  an  der  Gemeinschaft 
teilnehmenden  Descendenten)  dnroh  letzt- 
willige Verftigung  des  verstorbenen  Ehe- 
gatten beschränkt  (bis  auf  die  Hälfte  herab- 
gesetzt), ja  bei  der  Auseinandersetzung  ein- 
zelnen Teilhabei*n  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen ganz  entzogen  werden  (mit  oder 
ohne  Zuwendung  der  entzogenen  Beträge 
an  einen  Dritten).  Doch  kann  hiergegen 
wiederum  der  Descendent  eventueU  Ergän- 
zung des  Pflichtteils  nach  erbrechtlichen 
Grundsätzen  fordern.  §§  1505,  1512  ff.  Wird 
die  fortgesetzte  Gütergemeinschaft  durch 
den  Tod  des  überlebenden  Eltemteües  auf- 
gelöst, so  behalten  die  Abkömmlinge  auch 
ihr  gesetzlidies  Erbrecht  in  den  zum  Nach- 
lasse des  parens  gehörigen  Gesamtguteanteil. 
Erfolgt  die  Auflösung  dagegen  zu  Lebzeiten 
des  überlebenden  Elternteils,  so  hat  dieser 
das  Eecht,  das  Gesamtgut  im  ganzen  oder 
einzelne  dazu  gehörende  Gegenstände  in 
natura  zu  übernehmen  und  die  Kinder  durch 
fLrsatz  des  Wertes  abzufinden.  Dieses  Recht 
verliert  der  überlebende  Ehegatte  jedoch 
dann,  wenn  im  Rechtswege  gegen  ihn  auf 
Gütertrennung  erkannt  ist.  Diesenfalls  kön- 
nen sogar  umgekehrt  die  Kinder  (Abkömm- 
linge) alle  diejenigen  Gegenstände  gegen  Er- 
satz des  Wertes  übernehmen,  welche  ihr  vor- 
verstorbener parens  (als  von  ihm  herrührend) 
in  natura  hätte  übernehmen  können.  Auch 
kann  vom  vorverstorbenen  Elternteil  letzt- 
willig  für  einen  oder  einzelne  Abkömmlinge 
angeordnet  sein,  dass  dieselben  bei  der  Auf- 
lösung der  fortgesetzten  Gütergemeinschaft 
das  Recht  haben  soUen,  das  Gesamtgut  oder 
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bestimmte  dazu  gehörende  Gegenstände 
(ohne  Rücksicht  auf  deren  Provenienz)  gegen 
Ersatz  des  Wertes  zu  übernehmen.  §§  1502, 
1515ff. 

4.  YermSgensrecht  der  unehelichen 
Kinder.  Uneheliche  Kinder  stehen  nach 
althergebrachter  Rechtsaufibssimg  ausserhalb 
der  Familie  des  Vaters;  sie  gehörten  aber 
schon  nach  römischem  Recht  und  vielen 
deutschen  Partikularreehten  zur  Familie  der 
Mutter.  Das  heisst,  sie  haben  in  dieser 
Familie,  also  nicht  bloss  im  Verhältnisse  zur 
Mutter  selbst,  die  Rechtsstellimg  der  ehe- 
lichen Kinder.  Ebenso  bestimmt  jetzt  §  1705 
des  B.G.B.  Danach  würde  konseauent  nach 
dem  System  dieses  Gesetzes  die  Mutter  auch 
die  elterliche  Gewalt  über  das  Kind  haben, 
da  der  Vater  resp.  die  familienrechtliche 
Beziehimg  zum  Vater  fehlt  Indessen  er- 
schien dies  nach  den  Erfahrungen  des  Le- 
bens unzweckmäßsig.  Es  ging  nicht  an,  die 
Rechtsstellung  der  unehelichen  Mutter  so 
zu  steigern,  wie  die  der  ehelichen  Mutter 
durch  das  Gesetz  gesteigert  worden  ist. 
Der  dafür  ^Itend  gemachte  Grund  der 
natüi'lichen ,  immer  gleichen  Mutterliebe  ist 
nicht  stichhaltig.  Die  Erfahrimg  lehrt,  dass 
die  unehelichen  Kinder  nur  zu  oft  in  kör- 
perlicher wie  in  geistiger  Hinsicht  verwahr- 
lost werden;  dass  die  Persönlichkeit  der 
Mutter  in  vielen  Fällen  nicht  die  nötige 
Garantie  dafür  bietet,  dass  die  Kinder  zu 
nützlichen  Gliedern  der  menschlichen  Ge- 
sellschaft erzogen  und  dass  ihre  Rechte,  ins- 
besondere gegen  den  natürlichen  Vater,  ge- 
nügend gewahrt  werden.  Aus  allen  diesen 
Gründen  empfahl  es  sich  nicht,  der  unehe- 
lichen Mutter,  wie  der  ehelichen  nach  Weg- 
fall des  Vaters,  die  elterliche  Gewalt  einzu- 
räumen. Vielmehr  erhält  das  uneheliche 
Kind  während  seiner  Minderjährigkeit  einen 
Vormund.  Damit  entfallen  in  güterrecht- 
licher Beziehung  für  die  uneheliche  Mutter 
die  oben  sub  2  erwähnten  Rechte  am  Ver- 
mögen des  Kindes.  Die  uneheliche  Mutter 
hat  als  solche  weder  die  Verwaltimg  des 
Kindesvermögens  noch  das  Recht  der  Nutz- 
niessimg.  Letzteres  erhält  sie  selbstver- 
ständlich auch  dadurch  nicht,  dass  sie  (was 
möglich)  zur  Vormünderin  des  Kindes  be- 
stellt wird.  §  1707.  Die  abgesehen  von  der 
elterlichen  Gewalt  bestehenden  Eltern-  und 
Kindesrechte  —  die  Verpflichtung  zur  un- 
entgeltlichen Leistung  häuslicher  Dienste, 
Aussteuer  etc.  (s.  oben  sub  3)  —  kommen 
im  Verhältnis  zur  Mutter  auch  hier  vor, 
soweit  dies  überhaupt  nach  Lage  der  Sache 
möglich  ist.  In  gleichen  der  gesetzliche  ün- 
terhaltsanspruch  zwischen  Mutter  und  Kind 
und  gegenüber  den  mütterlichen  Ver- 
wandten, 

In  der  Regel  haben  übrigens  die  unehe- 
lichen Kinder,  bevor  sie  selbständig  zu  er- 


werben anfangen,  kein  Verraten.     Sie  sind 
also  regelmässig  selbst  alimentationsliedürf- 
tig.  Während  die  gesetzliche  Alimentations- 
pflicht der   mütterlichen  Verwandten  skh 
nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  bestimmt, 
ist  hier  überdies  der    uneheliche  Er- 
zeuger, und  zwar  in  erster  Linie^  heran- 
zuziehen.   §§  1708  und   1709.    Wenn  also 
die  uneheliche  Erzeugung  dem  Vater  keine 
Rechte  gegenüber  dem  Kinde  giebt,  so  steht 
dem  doch  nicht  eine  Befreiung  von  allen 
Pflichten  gegenüber.   Im  Gegenteil  ist  daa 
moderne    Recht   fortlaufend    bestrebt,    die 
Pflichten  des  unehelichen  Vaters  gegen  seine 
Kinder  zu  vermehren.    Dsizu  ist  vor  allen 
Dingen  eine  unzweifelhafte  Feststellung  der 
Vaterschaft    erforderlich.     Diese    hat    da^ 
deutsche  Recht  (im  Gegensatz  zum  französi- 
schen) unbedingt  zugelassen.   Allerdings  ist 
die  Erzeugung  ein  innerer  Vorgang,  der  sich 
der   Wahrnelimung   und    damit  auch  dem 
direkten  Beweise  entzieht.  Das  Gesetz  regelt 
die  Frage  daher  zunächst  durch  eine  Prä- 
sumtion.   Als  Vater  des  Kindes  gilt  (vorbe- 
haltlich des  Gegenbeweises)  derjenige,  wel- 
cher der  Mutter  innerhalb  der  Emp^gnis- 
zeit  geschlechtlich  beigewohnt  hat    Ervie- 
sene  Beiwohnung  mehrerer  (exceptio  pluriiim 
concurabentium)  entkräftet  die  Vermutung; 
es  sei  denn,  dass  einer  seine  Vaterschaft 
nach  der  Geburt  des  Kindes  öffentlich  an- 
erkannt hätte.    Näheres  in  §§  1717— 171S 
B.G.B.    Die  älteren  Rechte  wichen  in  die- 
sem Punkt  erheblich  von  einander  ab. 

Aus  der  Feststellung  der  Vaterschaft,  die 
von  der  Mutter,  dem  Kinde  selbst  oder 
sonstigen  Interessenten  betrieben  werden 
kann,  folgt  eine  Verpflichtung  des  unehe- 
lichen Erzeugers  auf  Ersatz  der  Kindbetts- 
kosten und  der  damit  in  Verbindung  stehen- 
den Auslagen  gegenüber  der  Mutter  (§§  1715 
bis  1716)  und  eine  Verpflichtung  gegjen- 
über  dem  Kinde  auf  dessen  Alimentation. 
§§  1708  ff.  Dem  Kinde  wird  der  Unterhalt 
geschuldet  auf  Grund  der  erwiesenen  na- 
lürlichen  Verwandtschaft;  nicht  etwa  der 
Mutter  auf  Grund  der  Schwängerung.  Die 
Mutter  kann  nur  eventuell  den  Anspruch 
als  gesetzliche  Vertreterin  des  Kindes  gel- 
tend machen.  Das  Kind  (bezw.  sein  Tor- 
mund) ist  der  Kläger.  Die  Alimentations- 
pflicht ist  gegenüber  dem  älteren  Recht  vei^ 
schärft,  Sie  umfasst  Gewährung  des  stan- 
desmässigen  (nicht  bloss  notdürftigen)  Unter- 
halts; freilich  bemessen  nach  der  Lebens- 
stellung der  Mutter  (mit  welcher  die  Ver- 
wandtschaft im  Rechtssinne  allein  besteht), 
und  nur  bis  zur  Vollendung  des  16.  Lebens- 
jahres des  Kindes,  es  sei  denn  dass  es  sich 
in  diesem  Zeitpunkt  infolge  körperlicher 
oder  geistiger  (iebrechen  nicht  selbst  zu 
unterhalten  im  stände  ist.  Im  allgemeinen 
wird  also  angenommen,  dass  sich  das  Kind 
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mit  16  Jahren  selbst  ernähren  könne.    Bis 
dahin  umfasst  aber  der  standesmässige  Un- 
terhalt den  ganzen  Lebensbedarf,  einschliess- 
lich  der   Kosten   der  Erziehung  und  Vor- 
bildung des  Kindes  zu  einem  entsprechen- 
den Berufe.    Die  Unterhaltspflicht  des  un- 
ehelichen Vaters  geht,  wie  gesagt,  derjenigen 
der  Mutter  und   mütterlichen  Verwandten 
des  Kindes  vor.    Ja,  diese  können  für  etwa 
Geleistetes  gegen  den  Vater  Regress  nehmen. 
Auch  wird  letzterer  nicht  durch  zeitweilige 
Leistungsunfähi^eit    oder    mangelnde    Be- 
dürftigkeit des  Kindes  befreit.     Der  Unter- 
halt ist  ratenweise,  in  Form  einer  Geldrente, 
und  pränumerando  zu  ^währen,  was  aber 
eine    nachträgliche    Beitreibimg    (innerhalb 
der  Venährungsgrenze)   nicht    ausschliesst. 
Durch   den  Tod  des  Vaters  erlischt  seine 
Verpflichtung  nicht;  wohl  aber  durch  den- 
jenigen des  Kindes,  soweit  es  sich  nicht  um 
bereits  verwirkte  Beträge  handelt  (diese  ge- 
hören zur  Erbschaft   des  Kindes).     Durch 
VereinbeuTMig   des  Vaters   mit   dem  Kinde 
TCsp.    seinem    gesetzlichen  Vertreter    kann 
unter  Zustimmung   des  Vormundschaftsge- 
richts an  Stelle  der  gesetzlichen  Bezüge  eine 
andere  Art  der  Unterhaltsgew^ährung   oder 
eine  einmalige  Abfindung  gesetzt  werden. 
Die  Erben  des  Vaters  dilrfen  auch  einseitig 
das  Kind  mit  dem  Betrage  abfinden,  den  es, 
wenn  es  ehelich  wäre,  als  Pflichtteil  erhal- 
ten würde  (sind  mehrere  uneheliche  Kinder 
vorhanden,  so  müssen  diese  dabei  sämtlich 
als  eheliche  gerechnet  werden).   Ein  unent- 
gt^ltlicher  Verzicht  auf  Alimente  von  selten 
des  Kindes  ist,  insoweit  er  die  Zukunft  be- 
trifft, nichtig.    Siehe  §§  1708—1714.  — 

Auch  Brautkinder  und  Kinder  aus  nich- 
tigen Ehen  haben  die  Rechtsstellung  der 
unehehchen  Kinder.  Nur  erhöht  sidh  bei 
Nichtigkeit  der  Ehe  der  Unterhaltsanspruch 
der  Kinder  gegen  den  Vater  auf  das  Mass,  das 
eheüchen  Kindei*n  gebührt,  und  dauert  bis 
zum  Tode  des  Vaters.  §  1703.  "War  einem 
der  Eltern  die  Nichtigkeit  der  (formrichtig 
ins  Heiratsre^ster  eingetragenen)  Ehe  un- 
bekannt, so  liegt  eine  so^nannte  Putativ- 
ehe vor  und  gelten  die  daraus  erzeugten 
Ender  als  ehelich.  Hier  wird  ihr  VerMlt- 
nis  zu  den  Eltern  im  allgemeinen  so  ge- 
onbet,  ^8  sei  die  Ehe  imter  Verschulden 
beider  Ehegatten  geschieden  worden.  Da- 
neben verliert  der  bösgläubige  Ehegatte  die 
elterliche  Gewalt.  §§  1399—1702.  Legiti- 
mierte und  adoptierte  uneheliche  Kinder 
Verden  ebenfalls  den  ehelichen  gleichge- 
ateUt.  §§  1719, 1736  ff.,  1757,  1765  ff.  B.G.B. 

Litteratlir:  Kraut,  Varmundaehaß  II  (1847)  8, 
S86.  —  Rive,  GeachiehU  der  deutachea  Vormund- 
»chaß  II,  Abt,  1  (1866)  Ä.  174,  ^bt,  2  (1875)  S. 
149,  -  StöUel,  Dom  Hecht  der  väterlichen  Gewalt 
in  Preus$en  (1874),  Sep.-Abdr.  a,  d.  preuas,  Jtu- 
tknUnüterkUbiatt,  —  K.  Lehmann,  Die  väter- 


liche Gewalt  im  heutigen  Europa  ».  Ihertngi 
Jahrb,/,  Dogmatik  B.XXVn,  £,  —  Buengner, 
Zur  Theorie  und  Praxis  der  AlimeTitationspflielU 
mit  Berückeieh^igung  partikulärer  Rechte  1879, 

—  Roth,  Peuttttkee  Privatrecht  II,  1881  §^  151  ff,, 
bes,161ff,,  165  ff,,  171  ff,  —  Stobhef  Desgl.  IV,  I884 
ii  S54ff.,  U9ff,,  26lff,  —  Beseler,  Desgl.  I,  4- 
A,,  1885  §§  ISlff.  --  Gerber  (Gosack),  De^gl,  17. 
A,,  1895  i§  285 ff.  —  M.andry,  Das  gemeine 
Familiengüterrecht,  £  Bde.,  1871— 76.—  WitUng, 
Die  vermögensrechtliehe  Stellung  der  Hauskinder 
t.  Arch.  /.  Prakt.  R.Wiss.,  N.  Folge,  B,  XI,  16. 

—  PUUng  f  Das  castrense  peeulium  i,  s,  ge- 
sckiehtl,  Entwieketung  und  gemeinrechtlichen 
Geltung  1871,  —  u.  die  Lehrbücher  des  Pandekten- 
rechts. —  Für  Preussen:  Demburg ,  Preuss. 
Pnvatrechi  III,  4-  A,  1896,  §§  42 ff,,  bes,  §ß  58 ff., 
71ff.  —  Wü^reter^EceivM,  Desgl.  IV,  7.  A.  1897, 
§§  218 ff.,  bes,  22s,  227 ff.  —  Rheinisches  Recht: 
Zachariae^Orome,  Handb.  des  französ.  Oivit- 
rechts  III,  8.  A.  1896,  ^i  512 ff. ,  bes.  §§  619 ff., 
540,  542 ff.,  566.  —  B.G.B.  Opet,  Das  Ver- 
wandtschaflsrecht  des  bürgerl.  GeseUbtichs  (1899) 
bes.  SS.  171,  217,  256,  S04.  —  Knitaehhy, 
Das  Rechtsverhältnis  zwischen  EÜem  und  Kin- 
dern n.  d.  B.G.B.  (1899)  bes.  SS.  ISS,  168 ff.  — 
Mathiase,  Lehrbuch  des  Bürgerl.  Rechts  (1899) 
II  §§  105  ff.  —  Ennecceru8~Ijehtnann,  Das 
Bürgerl.  Recht  (Vorträge)  II  (1899)  §§  128 ff.  — 
Weyl,  Vorträge  über  das  B.G.B.  II  (1900)  §§ 
245 ff.  —  Femer  die  Kommen  tare  zu§§148Sff. 
1627 ff ^  1627 ff.  B.G.B. 

Carl  Crome* 


Farr,  William 

wurde  am  30.  XI.  1807  zu  Kenley  (Shropshire) 
geboren.  Trotz  aller  Hemmmsse  wusste  er  sich 
als  Autodidakt  eine  gute  klassische  und  mathe- 
matische Büdung  und  mit  Hilfe  eines  Legates 
in  Paris  und  London  gründliche  medizinische 
Kenntnisse  zu  erwerben.  Nach  seiner  Ver- 
heiratung (1833)  suchte  er  neben  seiner  me- 
dizinischen Praxis  in  den  verschiedenen  Fach- 
schriften für  die  Fragen  der  heutigen  Hygiene 
allgemeineres  Interesse  zu  wecken.  Gleichzeitig 
war  er  bemüht,  öffentliche  Vorträge  über 
„Hy^iologie^  zu  veranstalten.  Allein  im  fifanzen 
vereinigten  Königreich  fand  sich  keine  Körper- 
schaft, welche  derartige  Vorträge  über  das 
öffentliche  Gesundheitswesen  für  wünschenswert 
erachtet  hätte.  So  suchte  er  den  Grundgedanken 
dieser  Vorträge  wenigstens  in  der  ang-esehenen 
Fachschrift  „The  Lancet"  und  in  den  mit  seinem 
Frennde  Dundas  Thomson  herausgegebenen 
„British  Annais  of  Medicine"  weiter  zu  ver- 
breiten. Im  Jahre  1837  erregte  ein  Artikel 
Dr.  Farrs  in  Mc.  Cnllochs  „Account  of  the 
British  Empire",  betitelt  „Vital  Statistics", 
allgemeines  Aufsehen.  Diese  Abhandlung^  in 
Noel  Hnmphreys  „Memorial  Volume"  der  Schnften 
Farrs  im  Auszug  abgedruckt,  wurde  für  Eng- 
land der  Ausgangspunkt  der  neuen  WissenschiSt 
„of  public  health",  welcher  der  Autor  hinfort 
sein  Leben  widmete.  Ausserdem  enthalten  die 
„British  Annais  of  Medicine"  desselben  Jahres 
eine  bemerkenswerte  Untersuchuiijg  Farrs  unter 
dem  Titel  „A  method  of  determining  the  danger 
of  the  duration  of  diseases  at  every  period  of 
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Üieir  pro^ress."  Gleichzeitig  übernahm  Farr 
die  Revision  des  Werkes  „Consumption"  von 
James  Clark. 

Abgesehen  von  seinem  medizinischen  Wissen 
mit  ausgezeichneten  Kenntnissen  der  Mathe- 
matik aasgestattet  and  von  dem  lebhaftesten 
Interesse  tür  die  Probleme  der  Bevölkerungs- 
nnd  SanitAtsstatistik  erfüllt,  erschien  Farr  ganz 
vorzüglich  geeignet  für  die  Mitarbeit  in  dem 
1836  neu  errichteten  Amt  für  Bevölkerungs- 
statistik in  England  und  Wales,  dem  ^Reeistrar- 
Generals  Office",  welches  am  1.  VII.  1837  unter 
T.  H.  Lister  als  erstem  Reg^strar-Generai  seine 
Thätigkeit  begann.  Es  erfolgte  denn  auch  die 
Aufnahme  Farrs  in  dieses  Amt  am  10.  VII.  1839 
als  „Compiler  of  abstracts".  Sein  Beruf  als 
praktischer  Arzt  war  hiermit  abgeschlossen,  da- 
gegen beginnt  mit  dieser  Ernennung  eine  ausser- 
ordentlich fruchtbare,  wahrhaft  bahnbrechende 
40iährige  Thätigkeit  im  Dienste  der  „Be- 
völkerungs-Statistik" („Vital  Statistics"). 

Schon  der  erste  der  „Annual  Reports  of  the 
Registrar-General"  eröffnet  die  lange  Reihe  der 
berühmten  Briefe  „On  the  Causes  of  Death  in 
England"  —  adressiert  an  den  Registrar-General 
—  berühmt  ob  ihrer  lichtvollen  Darstellung  der 
Massen  von  Thatsachen  und  der  meisterhaften 
Verwertung  der  numerischen  Methode;  hierzu 
die  von  englischen  Autoritäten  gerühmte  Sprache, 
vom  ersten  bis  zum  letzten  Briefe  „the  same 
unaffected  and  vigorous  English",  bei  dem  Aus- 
blick auf  weitere  Generalisationen  neben  philo- 
sophischer Tiefe  der  Gedanken  sich  vielfach  zur 
höchsten  Beredsamkeit  erhebend.  Hierzu  die 
strenge  Systematik  im  Arbeitsplan.  So  erörtert 
der  erste  Bericht  die  verschiedenen  Aufgaben 
der  Forschung,  für  welche  die  Totenregister 
auszunützen  sind.  Sodann  wird  gegenüber  dem 
bestehenden  Chaos  der  Benennungen  in  der  bis- 
herigen Sterblichkeitsstatistik  sofort  die  un- 
erlässliche  Voraussetzung  dieser  Forschung,  die 
fest  bestimmte  Nomenklatur  und  Klassifikation 
der  Todesursachen  erstrebt  als  das  „einheitliche 
Mass  und  Gewicht"  dieser  Untersuchung. 

Die  Zusammenfassung  seiner  Einzelunter- 
suchungen in  den  40  Bänden  der  „Annual  Re- 
ports" erfolgte  in  zwei  „Supplementary  Reports" 
über  die  Mortalität  in  Engfland  und  Wales  nach 
den  einzelnen  Registerdistrikten  in  den  De- 
cennien  1851>-60  und  1861—70.  Diese  Supple- 
mente, ebenfalls  in  Form  von  Briefen  an  den 
Registrar-General  abgefasst,  sind  allgemein  als 
die  vollkommensten  aller  Arbeiten  Farrs  wie 
der  englischen  Mortalitätsstatistik  überhaupt 
anerkannt.  Besonders  der  letztere  Band,  im 
Jahre  1875  ausgegeben,  gilt  als  die  erschöpfendste 
tind  vollendetste  Darstellung  aller  theoretischen 
und  praktischen  Fragen  der  Bevölkernngs-  und 
Sanitätsstatistik.  Als  Vorstudien  können  die 
drei  Mortalitäts-  oder  „Life  Tables"  angesehen 
werden,  welche  unter  Nr.  1  und  2  in  den  „Reports" 
der  Jahre  1843  und  1853  veröffentlicht  sind, 
während  die  dritte  als  ein  grosses  Separatwerk 
im  Jahre  1864  erschien  unter  dem  Titel :  „English 
liife  Table".  Tables  of  Lifetimes,  Annuities  and 
Premiums,  with  an  Introduction  by  William 
Farr,  M.  D.,  F.  R.  S.;  D.  C.  L.  Published  by 
Authority  of  the  Registrar-General  of  Births, 
Deaths  and  Marriages  in  England,  London  1864, 
pp.  CLV,  605.  Es  ist  die  eindringendste  Be- 
arbeitung von  6470720  der  registrierten  Sterbe- 


fäUe  von  England  und  Wales  in  den  17  Jahren 
1838 — 54,  vereinigt  mit  den  Censusdaten  der 
Jahre  1841  und  1851.  Dieses  Massenmateriäl 
ist  von  Farr  bis  ins  letzte  Detail  mit  einer 
Sorgfalt  und  Ausdauer  für  das  gestellte  Problem 
verwertet,  welche  die  Hilfsarbeiter  zur  Be- 
wunderung hinriss;  und  zwar  dies  um  so  mehr, 
als  während  dieser  Arbeiten  im  Jahre  185^  die 
sogenannte  „Healthy  District  Life  Table^  er- 
schien, der  „Royal  Society"  zugeei^^et  unter 
dem  Titel :  „On  tiie  Construction  of  Life  Tables. 
illustrated  by  a  new  Life  Table  of  the  Healthy 
Districts  of  England",  nachdem  er  bereits  l^o2 
seinen  „celebrated"  Report;  „The  Bfortaliry  of 
Cholera  in  England  1848—49"  veroffentiicbt 
hatte. 

Die  hohe  Bedeutung  dieser  Schriften  für 
die  medizinische  Wissenschaft    kam    zur  An- 
erkennung in  der  Wahl  des  Autors   zum  Prü- 
sidenten  der  hygienischen  Sektion  der  „British 
Association  for  Advancement  of  Social  Sdence^ 
wie  in  dem  Beschluss   des   „Sanitary  Institute 
of   Great   Britain"    vom    Juli    1883^    aus   den 
statistischen  Schriften  Farrs  einen  übersichtlichfii, 
systematischen  Auszug  zu  veranstalten  als  «the 
best  of  all  possible  mouuments  before  the  lessons 
of  bis  life   and  character''.     Dieses   Denkmal, 
vorzüglich  ausgeführt,  die  Quintessenz  der  Ar- 
beiten des  ^feierten  Statistikers,  ist  das  hentp 
weit  verbreitete  Werk  „Vital  Statistics-, 
A    Memorial    Volume   of    Selections    from   the 
Reports    and   Writings    of   William   Farr. 
M.  D.,  D.  C.  L.,  C.  B.,  F.  R.  S.,    Late  Super- 
intendent of  the  Statistical  Department  of  the 
Registrar  Generals  Office,  England.    Edited  for 
the  Sanitary  Institute  of  Great  Britain  by  Soel 
A.   Humphreys,    of    the   Registrar  General 
Office,  Member  of  the  Council  of  the  Statistical 
Society  of  London.  1885,  XXIV,  556,  mit  Pi»r- 
trait  und  biographischer  Skizze  des  Verstorbenen. 
Der   reiche   Inhalt   seiner    Werke    ist  hier  in 
6  Abteilungen  zusammengefasst  unter  den  Titeln : 
„Bevölkerung,   Eheschliessunff ,    Geburt,    Tod, 
Sterbetafel,  vermischte  Schriften"   („üeber  die 
Krankheiten  und  die  Krankenversicherung:  über 
den   Elementarunterricht  und   seine  Statistik; 
über   die  Civilstandsregister :   über   die  Kosten 
und  den  ökonomischen  Wert  des  Menschen"  etc.}, 
jede  Abteilung  mit  einer  vorzüglich  orientierenden 
Erklärung  über  die  Beziehungen  zu  den  Ori^inai- 
publikationen  eingeleitet,  der  Wert  des  V\  erkes 
dadurch  noch  erhönt.    Auch  die  zahlreichen  Bei- 
träge Farrs  für  die  Schriften  der  „British  and 
Social  Association"  sind  in  dem  Sammelwerke 
Humphreys  vielfach  aufgenommen.    Von  diesen 
wertvollen  Abhandlungen  seien  hier  nur  hervor- 
gehoben die  hervorragendsten :  „On  the  Influence 
of  Marriage   on   the  Mortality   of   the  French 
People**.  —  „On  Recent   Improvements  in  the 
Health  of  the  British  Army'*.  —  Some  Doctrines 
of  Population".  —  Babba^e's  Analytical  Mashine". 
—  „On  Density  or  Proximity  of  Population:  its 
advantages  and  disadvantages".  In  der  Statistical 
Society  of  London  las  er  bei  Gelegenheit  der 
Jahresversammlung    im    King 's    College   1876 
„On  the  mode  of  estimating  the  value  of  Stocks 
having  a  defTered  dividend",  eine  Studie«  welche 
GifFen,  der  Präsident  von  1883,  in  seinem  Kach- 
ruf (Journal  1883)  nur  dem  berühmten  Supple- 
mentbericht von  1875   an  die  Seite  zu  steileii 
weiss.    Ausserdem  lieferte  Farr  zahlreiche  Bei- 
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träge  für  das  Journal  der  statistischen  Ge- 
sellschaft, welcher  er  vom  Jahre  1839  an  als 
eines  der  thätigsten  Mitglieder  nnd  von  1867— 
1876  als  Pirasident  und  Präsidentenstellvertreter 
angehörte.  Cf.  die  Jahrge.  1841 :  „Tbe  Mortality 
of  Lunaücs"^  im  Auszuge  in  dem  Werke 
Hnmphreys;  1846:  ^Influence  of  Scarcities  and 
of  the  Pfices  of  Wheat  on  the  Mortality  of  the 
People  of  England";  1849:  „Civil  serviee  of 
Eno'land,  with  Observation s  on  the  constitutions 
(♦f  Funds  for  Fatherless  Children  and  Widows" ; 
1852 :  „Influence  of  Elevation  on  the  Fatality  of 
Cholera**;  1853:  ^Income  and  Property  Tax", 
im  Auszüge  bei  Humphreys;  1857:  „On  the 
Pay  of  Ministers  of  the  Crown";  1865:  „Infant 
Mortality,  and  on  alleged  inaecnracies  of  the 
«'ensus";  18G6:  Mortality  of  Children  in  the 
Principal  States  of  Europe";  endlich  der  letzte 
Beitrag  aus  den  Jahren  1873—76:  „Valuation 
of  Kailways,  Telegraphs,  Water  Öompanies, 
Kanals,  and  other  commercial  Cöncerns,  with 
Prospective,  Deferred,  Increasing,  Decreasing, 
or  Terminating  Profits."  Für  diese  Auswahl 
im  ^Memorial  Volume"  war  der  Titel  „Vital 
Statistics"  massgebend. 

Dass  Farr  auch  in  Assekuranzfragen  als 
Autorität  angesehen  war,  beweist  dessen  Be- 
rnfung^  in  das  „Select  Committee  on  Assecurance 
Asiociations"  von  1852—53  wie  die  1863  edierte 

Schrift:  „A  System  of  Life  Assecurance ". 

Im  Jahre  1865  verfasste  Farr  im  Auftrage  des 
Schatzkanzlers  Gladstone  ein  „Memorandum  for 
the  use  and  guidance  of  the  Chancellor  of  the 
Eichequer  in  the  development  of  the  Government 
System  of  Insurance".  Auch  die  1864  eingeführte 
^Post  Office  Insurance"  wird  auf  die  Anregung 
Farrs  zurückgeführt,  dessen  „English  Life  Table 
Nr.  3"  der  Prämienberechnung  zu  Grunde  ge- 
le§:t  wurde.  Ausserdem  war  er  von  der  Re- 
gierung 18ö8  in  dus  Komitee  für  Herstellung 
4er  „Army  Medical  Statistics",  1859  in  die 
-Royal  C^mmission  for  Inquiry  into  the  Sanitary 
t'ondition  of  the  Army  in  India",  1864  in  die 
königliche  Kommission  „On  the  Condition  of 
Miners  in  Great  Britain",  1869  in  die  „Royal 
Sanitary  Commission"  u.  a.  Regierungsenqueten 
hemfen^  überall  als  Mitglied  ob  seiner  „important 
and  valuable  evidence,  füll  of  Statistical  in- 
fomiation"  hochgeschätzt. 

Im  Verein  mit  Quetelet,  Porter,  Dupin, 
Fletcher,  Kennedy  u.  a.  ward  Farr  der  Begründer 
der  internationalen  statistischen  Kongresse, 
welchen  er  als  Delegat  Englands  regelmässig 
l)eiwohnte.  Die  „Compte-rendus"  der  Kongresse 
enthalten  die  interessanten  Berichte  und  Dis- 
kussionen des  ausgezeichneten  englischen  Sta- 
tistikers. Auch  das  ständige  Problem  aller 
Kongresse  bis  herauf  auf  die  jüngste  Fach- 
männerversammlung zu  Christiania  1899,  die 
schwieriß'e  Frage  der  Herstellung  einer  einheit- 
Uehen  Nomenklatur  der  Todesursachen  als  der 
^erlässlichen  Basis  der  •  internationalen  Mor- 
talitäts-Statistik, wurde  von  W.  Farr  bereits 
1B47  für  die  amtliche  Statistik  Englands  in 
Angriff  genommen  und  mit  Marc  d^Espine  schon 
1853  im  Kongress  zu  Brüssel  für  die  internationale 
Statistik  bearbeitet.  Das  Formular  Farrs  erhielt 
auch  thatsächlich  vor  jenem  des  Genfer  Kollegen 
'ien  Vorzug. 

Seine  amtliche  Thätigkeit  im  „Statistical 
Department"  schloss  Farr  am  1.  II.  1880,  nach- 


dem auch  der  Nachfolger  Listers,  der  Registrar- 
General  Major  Graham,  dessen  ausgezeichnetes 
Organisationstalent  er  stets  anerkannte,  im 
Jahre  1879  zurückgetreten  war,  ohne  dass  der 
Superintendent  Farr,  seinen  grossen  Leistungen 
nach  der  Berufenste,  an  dessen  Stelle  ernannt 
worden  wäre. 

Am  14.  IV.  1883  starb  dieser  vornehmste 
Begründer  der  heute  mustergiltigen  Mortalitäts- 
und  Sanitäts-Statistik  Enerlands,  bis  jenseits  des 
Oceans  gefeiert  als  the  „Master  Spirit"  of  „Vital 
Statistics". 

JTohn. 


Fassstener 

8.  Bier,  Bierbrauerei  und  Bier- 
besteuerung oben  Bd.  II  S.  801  ff. 

Faucher,  Julius, 

geb.  am  13.  VI.  1820  in  Berlin,  gründete  1846 
(mit  Prince-Smith  etc.)  den  ersten  Freihandels- 
verein und  1861  im  Verein  mit  Michaelis  das 
Organ  der  deutschen  Freihandelspartei,  die  1893 
eingegangene  „Vierteljahrschrift  für  Volkswirt- 
schaft und  Kulturgeschichte"  sowie  1868  den 
Verein  für  Fluss-  und  Kanalschiffahrt  in  Berlin. 
Faucher  starb  am  12.  VI.  1878  in  Rom.' 

War  Faucher  auch  nicht  gerade  ein  „Tempel- 
herr der  Wissenschaft",  wie  ihn  der  Nekrolog 
des  LIX.  Bandes  der  Viert,  f.  Volksw.  nennt, 
so  ist  ihm  doch  nachzurühmen,  dass  er,  obwohl 
einer  der  extremsten  Anhänger  der  Freihandels- 
doktrin,  niemals  in  geistesverwandte  Berührung 
mit  der  Manchesterschule  gekommen  ist;  seine 
arbeiterfreundliche  Gesinnung  bekundete  er 
vielmehr  in  Wort  und  Schrift.  Ausserdem  war 
er  ein  Ge^naer  ungedeckter  Banknoten,  sympathi- 
sierte mit  dem  Reichsbahnprojekt  und  trat 
energisch  für  Aufhebung  der  Leibeigenschaft 
in  Russland  ein,  wo  er  „durch  seine  persönliche 
Agitation  die  Keime  der  Freihandelspartei 
legte",  wie  es  in  dem  oben  angezogenen  Nekro- 
loge heisst.  Röscher  (s.  u.)  nennt  ihn  „reich 
an  guten  Gedanken  über  das  städtische  Ab- 
gabenwesen" (vgl.  Jahrg.  1863,  Bd.  2  der  Viert, 
f.  Volksw.).  Gegen  die  historische  Schule  ver- 
stieg sich  Faucher  1863  zu  einem  von  Röscher 
a.  a.  0.  (s.  u.)  festgenagelten  unqualifizierbaren 
Angriff.  Er  argumentiert  nämlich,  da  die 
Nationalökouomik  ein  Feld  „rein  logischer  und 
mathematischer  Forschung",  seien  diejenigen 
Nationalökonomen  „unproduktiv  und  logische 
Schwächlinp^e",  die  von  Geschichte  und  Statistik 
für  ihre  Wissenschaft  etwas  erwarteten.  Lang-e 
schon  vor  Gründung  seiner  Viertel jahrschrift 
machte  Faucher  als  Journalist  Propaganda  für 
den  Freihandel:  1847—56  redigierte  er  die 
Stettiner  Ostseezeitung,  war  18w  Mitgründer 
der  Berliner  Abendpost  und  1856 — SO  Mit- 
redakteur der  Cobden-Brightschen  Zeitung 
„Moming  Star"  in  London. 

Von  seinen  als  selbständige  Werke  ver- 
öffentlichten Druckschriften  seien  hier  nur  auf- 
§erührt:  Die  Vereinigung  von  Sparkasse  und 
[ypothekenbank  und  der  Anschluss  eines  Häuser- 
bauvereins  als  sozialökonomische  Auf  gäbe  unserer 
Zeit,   insbesondere  der  Bestrebungen  für  das 
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-Wohl  der  arbeitenden  Klassen.  Berlin  1845. 
In  dem  Sammelwerk:  Cohden  Club  essays, 
2nd  aeries,  1871—72,  2.  ed.  London  1872  ver- 
öffentlichte Fancher:  A  new  commercial  treaty 
between  Great  Britain  and  Germany.  — ;  und 
das  Sammelwerk:  Svstems  of  land  tenure  in 
yarioos  countries,  ed.  by  Probyn  London  1876 
«nthalt  ans  seiner  Feder:  The  Russian  agrarian 
legislation  of  1861. 


Vgl.  tkber  Faucher :  Boscher,  Gesch.  d.  Nat., 
München  1874.  —  Viert,  f.  Volksw.,  Bd.  LIX 
a878):  Nekrolog.  —  H.  d.  St.,  1.  Aufl.,  III, 
S.  360  f.  (Hierin  findet  sich  das  Verzeichnis 
seiner  zahlreichen  Artikel  in  der  Viert,  f.  Volksw.) 


Faucher,  L^on  Leonard  Fran^ois, 

geb.  am  8.  IX.  1854  zu  Limoges,  gest.,  als  Mit- 

flied  der  Academie  des  sciences  morales  etc.  seit 
849,  am  14.  XII.  1854  zu  Marseille.  Die  von 
ihm  eingeschlagene  journalistische  La!:^ahn 
brachte  Ihn  mit  dem  Saint-Simonismus  in  Be- 
rührung. Er  war  aber  nicht  publizistisch  dafür 
thäti^,  sondern  schrieb  für  den  „Temps'',  den 
^National**  und  das  „Si^cle",  von  der  liberalen 
Tendenz  dieser  Blätter  angezogen.  Er  wurde 
Gründer  des  „Bien  public"^,  dann  Leiter  des 
„Constitutionnel'^  und  des  „Courrier  de  Paris". 
Seine  gesetzgeberische  Thätigkeit  als  Mitglied 
der  Konstituante  bahnte  ihm  den  Weg  zum 
Ministerium  der  Öffentlichen  Arbeiten,  welches 
Portefeuille  ihm  im  Dezember  1848  zufiel,  und 
zum  Ministeriiim  des  Innern,  dem  er  bis  1851 
Eweimal  vorstand. 

Von  seinem  individualistisch-antisozialisti- 
schen  Standpunkte  aus  verurteilt  er  in  seinem 
Beitrag  zu  dem  Sammelwerk:  „Le  droit  au 
travail  k  Tassembl^e  nationale''  etc.  (s.  u.)  das 
Becht  auf  Arbeit,  dessen  Wirkung  er  derjenigen 
des  kommunistischen,  Produkte  und  Produktiv- 
kräfte sequestrierenden  Güterteilungsprozesses 
.gleichstellt.  Es  befremdet  dies  insofern,  als  er 
im  Frühjahr  1848  in  seiner  Eigenschaft  cds 
Mitglied  der  Konstituante  für  Errichtung  der 
Nationalwerkstätten  stimmte,  allerdings  in  der 
falschen  Voraussetzung,  dass  der  Staat  sowohl 
die  schrankenlose  Produktion  als  deren  Absatz 
in  seiner  Gewalt  habe. 

Faucher  war  erklärter  Freihändler  und  Mit- 
gründer der  „Association  pour  la  liberte  des 
Ichanges".  Seinem  Projekt,  einen  französisch- 
belgisch-spanisch-schweizerischen Zollverein  (vgl. 
seine  Schnft  „L'Union  du  midi"  s.  u.)  ins  Leb^n 
zu  rufen,  stand  der  damalige  französische  Gross- 
handel,  der  nur  für  Abschluss  eines  französisch- 
belgischen Handels-  und  Zollbundes  zu  haben 
war,  ablehnend  gegenüber. 

Er  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform  u.  a.:  L'Union  du 
midi.  Association  de  douanes  entre  la  France, 
la  Belgique,  la  Suisse  et  TEspagne.  Avec  une 
iutroduction  sur  l'union  commerciale  de  la 
France  et  de  la  Belgique,  Paris  1842.  —  Re- 
chercbes  sur  Tor  et  sur  Targent  consid6r6s 
comme  etalons  de  la-  valeiir,  Paris  1843.  —  De 
rindustrie  manufacturi^re.  —  Etudes  sur  TAngle- 
terre,  2  Bde.,  Paris  1845;  dasselbe,  2.  Aufl.  1^; 
dasselbe,   deutsch  von  J.  Seybt  u.  d.  T.:  Eng- 


land in  seinen  sozialen  und  kommerziellen  Iih 
stitutionen,  2  Bde.,  Leipzig  1846.  —  Du  Systeme 
de  M.  Louis  Blanc,  ou  le  travail,  rassociadon 
et  rimpdt,  Paris  1848.  —  De  la  Situation  du 
bud^t,  Paris  1849.  —  De  rimpot  sur  le  revena, 
Paris  1849.  —  Das  posthume  Werk:  Melang^ea 
d'^conomie  politique  et  de  financea,  2  toraei;. 
Paris  1856.  (Tome  I.  Histoire  financi^re:  Tome 
IL  Economie  politique.)  [Teil  I  behandelt  nur 
die  Finanzgeschichte  der  IL  franzSnachen  Be- 
publik.] 

Er  war  durch  einen  Beitrag  beteiligt  sn 
dem  Sammelwerk:  Le  droit  an  travail  s 
l'assembl^e  nationale,  recueil  de  tous  les  dis- 
cours  etc.  Avec  des  observations  inedites  pu- 
L.  Faucher  etc.,  Paris  1848. 


Faweetty  Henry, 

geb.  in  Salisbury  am  26.  August  1833.  erblindet 
1858,  wurde  1863  Professor  der  politischen 
Oekonomie  in  Cambridge,  stand  1880  bis  1^84 
unter  dem  Ministerium  Gladstone  dem  Amt« 
eines  Generalpostmeisters  vor  und  starb  am  & 
November  18o4  zu  Cambridge. 

Fawcett  war  ein  Vertreter  und  namentlich 
in  seinem  Manual  (s.  u.)  ein  Interpret  der  ab- 
strakten Lehren  Ricardos  und  Stuart  Mills,  ohoe 
indes  dem  laissez-faire  in  so  entschiedener  Weise 
wie  sein  Lehrer  Mill  zu  huldigen,  von  dem  er 
als  unbedingter  Freihändler  (vgl.  seine  Schrift: 
Free  trade  and  protection,  s.  u.)  auch  darin  ab- 
weicht, dass  er  zur  Rechtfertigung  interimis- 
tischer Protektionsmassregeln  ausserordentliche 
Verhältnisse  nicht  anerkannte.  Als  Parlaments- 
mitglied (seit  1865)  stimmte  er  zwar  for  Aus- 
dehnung der  Arbeiterschutzgesetze  auf  die  länd- 
lichen Arbeiter,  im  übrigen  gab  er  jedoch 
dem  Verfahren  den  Vorzug,  der  Selbstbestim- 
mung der  Arbeiter  durch  freiwillig  Gewäh- 
rung von  Wohlfahrtseinrichtungen  mcht  vorea- 
greifen.  Er  war  kein  Gegner  der  Lohnfond.«- 
theorie;  seine  sozialökonomischen  Ansichten 
näherten  sich  dem  Staatssozialismus  {ygl  das 
bezügliche,  für  die  6.  Auflage  seines  Manoal  etc. 
neu  hinzugekommene  Kapitel).  Obwohl  er 
eigentlich  ein  Goldwährungsmann  war,  kriti- 
sierte er  die  Finanzen  von  Britisch-Lidien  im 
„Nineteenth  Century"  so  treffend,  dass  ihm  da- 
fUr  der  Beiname  „member  of  India''  verliehen 
wurde. 

Von  seinen  Schriften  seien  hier  nur  genannt: 
Manual  of  political  economy.  London  (1863); 
dasselbe,  6.  Aufl.  1884.  —  The  economic  Posi- 
tion of  the  british  labourer,  Cambridge  iStö. 
—  Pauper ism,  its  causes  and  remedies,  Lon- 
don 1871.  —  Free  trade  and  protection.  Lon- 
don (1878);  dasselbe,  6.  Aufl.  1885:  dasselbe, 
deutsch  von  A.  Passow,  Leipzig  1878.  —  In- 
dian  finance,  three  essays,  London  1880.  fSun- 
derabdruck  aus  dem  ^Nineteenth  Century",  187^.) 

Die  in  Zeitschriften  niedergelegte  publizis- 
tische Thätigkeit  Fawcetts  war  eine  mcht  an- 


Vgl.  über  Faucher:  sein  Leben  und  seinen    i 
Briefwechsel  (Vie   et   correspondence) ,  2  toIs, 
Paris  1878;  3.  ^d.  1888.  —  Benaudin,  Leon  L.    ! 
F.  Faucher  in  H.  d.  St.,  1.  Aufl.,  Bd.  HI,  S.  361  f. 
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bedeutende;  ausser  dem  genannten  Nineteenth 
Century  erstreckte  sie  sich  auf  folgende  Be- 
Tiews:  British  Qnarterly;  CassePs  Magazine; 
Fortnightiy  Review,  Fraser's  Magazine,  Mac- 
miUan^s  Magazine,  Westminter  Review. 


Vgl.  über  Fawcett:  Leslie  Stephen,  Life  of 
Henry  Fawcett,  5,  Aufl.  London  1886.  —  Dic- 
tionary  of  national  hiography,  Bd.  XVIII,  Lon- 
don 1889,  S.  252ff.  —  Sophie  RafFalovich,  Henry 
Fawcett,  in  Dictionnaire  d'econ.  polit,  publ. 
ptr  Say  et  Chailley,  Bd.  I,  Paris  1891.  —  Stephan 
Bauer,  Henry  Fawcett,  in  H.  d.  St.,  1.  Aufl., 
Bd.  IIL  S.  362.  —  Palgrave.  Dictionary  of  polit. 
tt-onomy,  Bd.  ü,  London  1896. 

lAppert 


Feingehalt  der  Edelmetalle  (6old- 
and  Silberwarea). 

1.  Begriffsbestimmungen  und  Allgemeines. 
2.  Geschichtliches.  3.  Das  deutsche  Feingehalts- 
psetz.  4.  Die  Gesetzgebung  des  Auslandes, 
ö.  Schlnas. 

1.  BesrüfsbesttmiiiiingeD  und  Allge- 
meines. Fein  ist  in  Beziehung  auf  die 
Edelmetalle,  von  welchen  hier  nur  Gold  und 
Silber  in  Betracht  zu  ziehen  sind,  der  tech- 
nLiche  Ausdruck  für  »rein«.  Feingehalt, 
Feinheit  oder,  wie  der  österreichische 
Ausdruck  lautet,  Feine,  bedeutet  das  Ver- 
hältnis der  Gewichtsmenge  des  in  einer 
Edehnetallware  oder  Münze  enthaltenen 
Edelmetalls  zu  der  Gewichtsmenge  des  in 
der  Ware  oder  Münze  enthaltenen  Zusatzes 
aa  Unedelmetall  (zu  der  Legierung).  Ein 
Silbergerät  ist  z.  B.  800  Tausendteile  »fein«, 
wenn  die  Gewichtsmenge  des  in  ihm  ent- 
haltenen Silbers  ^looo  oder  */6  des  Ganzen 
ausmacht.  Während  somit  der  Feingehalt 
oder  die  Feinheit  etwas  Relatives  ausdrücken, 
l-e^ieutet  Feingewicht  die  absolute  Menge 
ües  in  einem  bestimmten  £delmet£dlgegen- 
stande  enthaltenen  Goldes  oder  Silbers.  So 
sU^Ut  sich  z.  B.  nach  dem  G.  v.  4.  Dezember 
1871,  betreffend  die  Ausprägung  von  Reichs- 
goldmünzen, das  Feingewicht  des  deutschen 
Z^-anzigmarkstückes  —  der  sogenannten 
Doppelkrone  —  auf  7,1685  g,  während  das 
Raugewicht  der  Doppelkrone  bei  100  Tau- 
^mlteilen  Kupferzusatz  7,9650  g  beträgt 
(Bekanntmachung  vom  21.  Januar  1872). 
Nach  dem  richtigen  Sprachgebrauche  ist  bei 
Münzen  der  Ausdruck  Korn  (von  den 
Gerstenkörnern,  mit  denen  man  Goldmünzen 
wog)  gleichbedeutend  mit  Feingewicht,  und 
der  Ausdruck  Schrot  gleichbedeutend  mit 
dem  Unedelmetallzusatz  oder  der  Legierung, 
beides  Bezeichnungen,  welche  indessen  mehr 
und  mehr  ausser  Anwendung  kommen. 

Beim  Golde  drückte  man  früher  den 
Feingehaltsgrad  durch  Karate,  beim  Silber 
durch  Lote  aus.  Karat  (französisch  carat, 
italienisch  carato,  spanisch  quiläte),  stammt 


aus  dem  arabischen  klrät,  welches  wiederum 
aus  dem  griechischen  xspanotj  getrockneter 
Johannisbrotkern,  hergeleitet  ist.  In  Deutsch- 
land wurden  24  Karat  eine  Mark  genannt, 
das  Karat  in  12  Grän  geteilt.  —  Beim  Sil- 
ber wurde  die  Mark  (»kölnische«  Mark,  weil 
in  Köln  nur  reines  Feinsilber  verarbeitet 
werden  durfte)  in  16  Lot  geteüt,  jedes  Lot 
in  18  Grän,  so  dass  sowohl  beim  Golde  als 
auch  beim  Silber  jedes  Grän  ^/288  Mark  wog. 
24karätiges  Gold  und  16  lötiges  Silber  ist 
absolut  reines  Gold  und  absolut  reines  Süber. 
In  neuerer  Zeit,  in  Deutschland  seit  dem 
Jahre  1872,  wird  der  Feingehalt  der  Gold- 
und  Silberwaren  dem  Decimalsysteme  ent- 
sprechend mehr  und  mehr  nach  Tausend- 
teilen ausgedrückt. 

Für  die  Ermittelung  des  Feinge- 
haltes giebt  es  hauptsächlich  drei  Yer- 
fgjirensarten :  die  sogenannte  Nadel-  oder 
Strichprobe,  die  Feuerprobe  (Ab- 
treiben auf  der  »Kapelle«)  und  die  soge- 
nannte Titriermethode  oder  nasse 
Probe  (chemische  Behandlung  des  Silbers 
mit  Salpetersäure  etc.).  Die  beiden  ersten 
Proben  geben  nur  annähernd  richtige  Resul- 
tate, die  dritte  Methode,  von  (}ay-Lussac 
erfunden,  ist  die  in  allen  Münzwerkstätten 
übliche. 

Die  Umständlichkeit  und  Schwierigkeit 
der  Anwendung  einer  dieser  Verfahrens- 
arten, welche  bei  dem  Kaufe  einzelner  Gold- 
oder Silberwaren  für  den  Käufer  überdies 
thatsächüch  ausgeschlossen  ist,  so  dass  er 
den  wahren  Gehiait  an  Edelmetall  zu  er< 
kennen  ausser  stände  ist,  liess  das  Bedürfnis 
hervortreten,  zum  Schutze  gegen  üebervor- 
teilungen  eine  obrigkeitüche  Sicherheit  da- 
für zu  bieten,  dass  in  den  zum  Verkauf  ge- 
stellten Waren  der  angegebene  Fein^halt 
wirklich  enthalten  sei.  Die  zu  diesem 
Zwecke  von  den  Gesetzgebern  ergriffenen 
Massregeln  lassen  mit  grösseren  oder  ge- 
ringeren Schattierungen  zwei  wesentlich 
verschiedene  Systeme  erkennen:  das  Prä- 
ventiv System,  nach  welchem  die  Be- 
zeichnung des  Feingehaltes  ausschliesslich 
durch  Beamte,  die  vom  Staate  hierzu  be- 
sonders bestellt  sind,  zu  geschehen  hat,  und 
das  Repressivsystem,  welches  die  Be- 
zeichnung des  Feingehaltes  dem  dafür  ver- 
antwortlichen und  deshalb  in  geeigneter 
Weise  beaufsichtigten  Verfertiger  überlässt. 
Nebenher  gehen  Bestimmungen,  nach  welchen 
niu»  gewisse  Mischungsverhältnisse  für  zu- 
lässig erklärt  werden  (L  e  g  i  e  r  u  n  g  s  z  w  a  n  g). 

2.  Geschichtliches.  Gesetze  über  diese 
Materie  bestanden  schon  seit  langer  Zeit, 
namentlich  in  England  ^nachweislich  seit 
dem  Jahre  1238),  Frankreicn,  Belgien,  Italien, 
Holland,  Oesterreich  und  vor  aUem  in  Deutsch- 
land. Hier  war  schon  zur  Zeit  der  Ottonen 
das   Goldschmiedehandwerk    zur    grössten 
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Blüte  gelangt.  Die  EdelmetallbestÄnde,  welche 
in  früheren  Jahrhunderten  als  Tributbeträge 
an  die  drohenden  germanischen  Stämme  ge- 
langt waren,  römische  Beutestücke  und 
später  die  Erzeugnisse  der  rheinischen  Gold- 
wäschereien Tind  der  böhmischen  Borg- 
werke etc.  bildeten  die  Unterlagen  jenes 
namentlich  in  den  Klöstern  und  Fronhöfen 
der  Grossen  gepflegten  Handwerks.  —  Mit 
der  Bildimg  der  Städte  und  deren  wachsen- 
dem Wohlstande  von  der  Zeit  der  Staufen 
an  gelangte  die  Gold-  und  Silberschmiede^ 
kunst,  vielfach  vereint  mit  der  Münzerei 
und  Malerei,  zu  immer  allgemeinerer  Ver- 
breitung und  höherer  Blüte.  Gleichzeitig 
^nirden  von  Seiten  der  Städte  in  Beziehung 
auf  jene  Gewerbe  strenge  Vorschriften  er- 
lassen, welche  sich  neben  der  allgemeinen 
Ordnung  der  Zunftverhältnisse  namentlich 
auch  mit  den  Ijegierungsverhältnissen  be- 
fassten. 

Es  war  somit  überall  im  Reiche  vorge- 
arbeitet worden,  als  der  Titel  36  der  Reichs- 
polizeiordnung vom  Jahre  1577  und  später 
ein  Reichsgesetz  vom  Jahre  1667  in  diese 
Materie  regelnd  eingriffen.  —  Als  diese 
beiden  Gesetze  allmählich  ausser  Gebrauch 
kamen,  trat  in  einzelnen  LÄndem  die  Lan- 
desgesetzgebung an  ihre  Stelle :  so  in  Bayern 
Verordnungen  aus  dem  Jahre  1741,  in  Baden 
die  V.  V.  25.  April  1827,  in  Hannover  das 
G.  V.  15.  Juli  1836.  —  Versuche  unter  den 
Zollverein  sstaaten ,  sowie  aus  Anlass  der 
Münzkonvention  mit  Oesterreich  vom  24. 
Januar  1857  zu  einer  umfassenden  einheit- 
lichen Regelung  zu  gelangen,  missglückten 
vollständig;  auch  die  Handelsverträge  mit 
Oesterreich  vom  Jahre  1865  und  1868 
brachten  die  Angelegenheit  nicht  voran. 

Als  indessen  das  Deutsche  Reich  er- 
richtet, die  Gewerbegesetzgebung  auf  das 
Reich  übergegangen  und  neben  Einführung 
eines  neuen  Gewichtssystems  der  Ueber- 
gang  zur  Goldwähnmg  bewerkstelligt  war, 
lagen  die  Voraussetzungen  zur  gesetzlichen 
Regelung  des  Feingelialtes  der  Gold-  und 
Silberwaren  günstiger.  Angeregt  durch  eine 
Petition  aus  den  Kreisen  der  Beteiligten 
nahmen  die  verbündeten  Regierungen  sich 
in  den  Jahren  1873  und  1875  der  Sache 
an,  um  im  Jahre  1878  einen  entsprechenden 
Gesetzentwurf  an  den  Reichstag  gelangen 
zu  lassen.  Zwar  fand  dieser  Gesetzentwurf 
im  Reichstage  keine  Erledigung;  als  in- 
dessen sowohl  die  Schweiz  als  auch  Frank- 
reich in  den  Jahren  1880  bis  1882  ihre 
Feingehaltsgesetzgebung  zu  er^^eitern  unter- 
nahmen, gelang  es  dem  Verfasser  dieser 
Zeilen  als  damaligen  Gewerbei'eferenten  im 
Reichsamt  des  Innern,  mit  seinem  Antrage 
auf  Wiederaufnahme  des  Gesetzgebungs- 
werkes durchzudringen,  so  dass  die  ver- 
bündeten Regierungen  im  Jahre  1884  mit 


einem  erneuten,  diesmal  zur  Verabschiedun? 
gelangten  Gesetzentwurf  vor  den  Reichstag 
traten. 

3.  Das   deutsche   Fein^ehalts^setz. 

Das  Gesetz  über  den  Feingehalt  der  GtiLl- 
und  SUberwaren  vom  16.  Juli  1884  st^ht 
auf  dem  Boden  des  oben  bezeichneten  R^ 

Sressivsystems  mit  Stempeliingsverbol  für 
ie  nicht  normalhaltigen  Legierungen:  es 
unterscheidet  zi^äschen  goldenen  und  silber- 
nen Geräten,  zu  denen  auch  die  Uhrgehäa«^ 
gehören,  einerseits  und  den  Sckmucksacheü 
von  Gold  und  Silber  andrerseits,  Während 
es  die  Anfertigimg  und  FeUhaltung  von  G«>]d- 
und  Silberwaren  an  sich  zu  iedem  Feinge- 
halte gestattet,  wird  die  Angabe  des 
Feingehaltes  auf  denselben  bei  gi»!- 
deneu  Geräten  nur  dann  erlaubt,  wenn  der 
Feingehalt  585  Tausendteüe  oder  mehr  und 
bei  silbernen  Geräten  nur  dann,  wenn  er 
800  oder  mehr  Tausendteile  betraf 
Schmucksachen  dürfen  in  jedem  Fein- 
gehalte gestempelt  werden,  dagegen  «iarf 
bei  ihnen  das  für  die  Geräte  bestimmte 
Stempelzeichen  nicht  angebi-acht  werden. 
Dieses  Stempelzeichen  besteht  laut  einem 
am  7.  Januar  1886  bekannt  gemachten 
Bundesratsbeschlusse  a)  in  der  Reiehskrone, 
b)  dem  Sonnenzeichen  für  Gold  und  df^r 
Mondsichel  für  Silber,  c)  in  der  Angabe  dfs 
Feingehalts  in  Tausendteilen  und  d)  in  der 
Angabe  der  Firma  oder  der  Schutzmarke 
des  die  Stempelung  bewirkenden  Gesc-häfK 
Für  die  Riclitigkeit  des  angegebenen  Fein- 
gehaltes haftet  der  Verkäufer  der  Ware. 
Ist  die  Stempelung  im  Inlande  erfolgt.  k< 
haftet  ausserdem  der  Inhaber  des  Geschäfts, 
für  welches  die  Stempelung  erfolgt  ist.  Ans 
dem  Auslande  eingeführte  Gold-  und  Silber- 
waren, deren  Feingehalt  durch  eine  dem 
Gesetze  nicht  entsprechende  Bezeichnung 
angegeben  ist  düi-fen  nur  dann  feilgehalten 
werden,  wenn  sie  ausserdem  mit  einem 
Stempelzeichen  nach  Massgabe  des  Gesetze?, 
versehen  sind. 

In  der  Bevölkenmg  hat  das  Gesetz  bis- 
her durchweg  Anklang  gefunden.  Ohne 
dem  Bedürfnisse  nach  minderwertigen  Waren 
entgegenzutreten,  ermöglicht  es  dem  Käufer 
die  Beschaffimg  solider  und  reeller  Waren 
und  erhöht  das  Ansehen  der  deutschen 
Fabrikate  im  Auslande.  Der  deutsc*he  Ex- 
port an  Edelmetallfabrikaten  stieg  in  den 
80er  Jahren  auf  40  bis  50  Millionen  Mark, 
nachdem  er  im  Jahre  1882  nur  29^3  Mil- 
lionen Mai-k  betragen  hatte ;  der  Import  var 
5  bis  9  Millionen  Mark. 

4.  Die  Gesetzgebung  des  Auslandes. 
In  Belgien  ist  durch  das  G.  v,  5.  Juni 
1868  und  dazu  ergangene  kgl.  Yerordnuni: 
bestimmt,  dass  unter  Wegfall  der  bisherig^^n 
obligatorischen  staatlichen  Kontrolle  fortan 
die  Herstellung  von  Gold-  und  Silberwaren 
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m  jedem  Feingehalt  gestattet  sein  soll,  dass 
jedoch  Gold-  und  SDberwaren  von  dem  Ver- 
käufer oder  Käufer  der  Prüfimg  und  Stempe- 
lung durch  den  von  der  Regierung  ernannten 
Probierer  unterzogen  werden  können,  wenn 
die  Goldwaren  einen  Feingehalt  von  800 
(Äer  750  Tausendteilen,  die  Silberwaren 
eiueu  Feingehalt  von  900  oder  800  Tausend- 
teilen haben.  Ausserdem  ist  bestimmt,  dass 
l-ei  jedem  Verkauf  von  Gold-  oder  Silber- 
varen  der  Verkäufer  verpflichtet  ist,  dem 
Käufer  auf  dessen  Verlangen  eine  die  Gat- 
tung, das  Gewicht,  den  Feingehalt  und  den 
Preis  der  verkauften  Gegenstände  enthaltende 
Rechnung  auszuhändigen. 

Dänemark  hat  durch  G.  v.  5.  April 
1S8S,  mit  Gesetzeskraft  v.  1.  Januar  1893 
(lea  Feingehalt  bei  Gold-  und  Süberwaren 
nach  dem  Vorbild  des  deutschen  Gesetzes, 
nhrigens  mit  fakultativer  Staatsstempelung 
liei  '^'1000  Gold  und  mindestens  ^^^Ikmo 
Silber,  gei-egelt. 

In  Frankreich  hat  das  140  Artikel 
enthaltende  strenge  G.  v.  19  Bnimaire  des 
Jahres  VI  bis  jetzt  jeden  Regieningswechsel 
ülrf^nlauert.  Aufgebaut  auf  den  Principien 
des  Präventivsystems  (Staatsstempelung), 
»iesStempeiungs-  und  des  Legierungszwanges, 
jjestattet  es  für  Gold  die  Feingehaltsgrade 
920,  840  und  750  Tausendteile,  für  Silber 
950  und  800  Tausendteile  und  schreibt  für 
jede  Edelmetallware  vor,  dass  sie  mit  dem 
'b:eifachen  Stempel  der  Feingehaltsangabe, 
des  Fabrikanten  und  des  KontroUbiu-eaus 
gestempelt  werde. 

Nur  im  Interesse  der  Ausfulu*  wurde 
durch  ein  G.  v.  25.  Januar  1884  für  Uhr- 
gehäuse ein  vierter  gesetzlicher  Feingehalt 
(titre)  von  ^'looo  eingeführt  und  gleichzeitig 
die  Anfertigung  von  Schmucksachen  etc.  für 
den  Export  zu  jedem  Feingehalt  (ohne 
Staatsstempelung,  aber  mit  der  Meister- 
steiupelung  und  besonderen  Kontrollen)  ge- 
stattet. 

Andrerseits  ist  hinsichtlich  der  Einfulir 
von  Gold-  und  Silberwaren  durch  das  Dekret 
vom  11.  November  1890  und  das  G.  v.  11. 
Januar  1892  vorgeschrieben,  dass  die  für 
den  Verkauf  im  Inlande  bestimmten  aus- 
ländischen Fabrikate  denselben  Feingehalts- 
lifstimmungen ,  Prüfungsprozeduren  und 
sonstigen  Regeln  unterliegen  sollen  wie  die 
Waren  franz5sischen  ürspnmgs. 

Es  möge  hinzugefügt  wei-den,  dass  die 
Regienmg  im  Jahre  1898  einen  auf  die  Ab- 
änderung der  geltenden  Gold-  und  Süber- 
^'arengarantiebestimmungen  abzielenden  Ge- 
setzentwurf an  die  Deputiertenkammer  ge- 
bracht hat,  der  dort  zur  Zeit  von  einer 
Kommission  beraten  wird. 

Gleichwie  in  Frankreich  bestehen  auch 
in  Grossbritannien  der  Prüfungs-  und 
der  Stempelungszwang;    dabei  giebt  es  für 


Gold  waren  5  gesetzlich  erlaubte  Feingehalte : 
22,  18,  15,  12  imd  9  Karat  (die  niedrigen 
Gehalte,  nachträglich  eingeftihrt  im  Inte- 
resse des  ührenexports)  und  für  Silber- 
waren (umgerechnet  in  Tausendteilen)  958 
und  925. 

In  Italien  ist  die  Fabrikation  und  der 
Handel  bei  Gold-  und  Silberwaren  aller  Art 
frei  (G.  v.  3.  Mai  1873),  doch  wird  in  staat- 
lichen Prüfungsämtern  auf  Wunsch  (fakul- 
tativ) eine  Stempelung  der  folgenden  Fein- 
gehaltsgrade bewirkt:  beim  Gold  zu  900, 
750  und  500,  beim  Silber  zu  950,  900  und 
800  Tausendteilen. 

Dieser  Zustand  wird  von  den  einsichtigen 
und  ehrlichen  Fabrikanten  wie  von  der  Re- 
gienmg  je  länger  desto  mehr  als  abände- 
rungsbedürftig angesehen,  und  es  ist  ein  ent- 
sprechender Gesetzentwurf  im  Jahre  1897 
regierungsseitig  aufgestellt  worden  (Atti  Par- 
lamentari  Camera  dei  Deputati  1897  Nr.  305 
Seite  51  ff.).  Der  Entwurf  ist  von  dem  fol- 
genden Ministerium  jedoch  nicht  aufgenom- 
men worden.  »Gegen  denselben«  schreibt 
man  uns,  »haben  sich,  so  dringend  er  auch 
vom  Publikum  und  von  den  gewissenhaften 
Fabrikanten  gewünscht  wird,  diejenigen  er- 
hoben, die  es  bequemer  finden,  Gold  zu 
verkaufen,  das  kein  Gold  ist  oder  einen  sehr 
niedrigen  Gehalt  hat.  Und  diese  Menschen 
sprechen  laut  im  Namen  der  Freiheit  des 
Handels  und  von  der  Achtung  vor  der  Hon- 
netheit  der  Fabrikanten.  Noch  haben  wir 
kein  Heilmittel  gegen  diese  Phylloxora  ge- 
funden, die  grosse  Verwüstungen  in  unserer 
Industrie  und  vielen  anderen  Dingen  an- 
richtet.« 

Die  Niederlande  haben  diu-ch  G.  v. 
18.  September  1852  die  Yerarbeitung  der 
Edelmetalle  zu  jedem  Feingehalt  gestattet, 
gewähren  jedoch  eine  fakultative  Staats.- 
stempelung  beim  Golde  zu  916,  833,  750 
und  583  Tausendteilen,  beim  Silber  zu  934 
und  833  Tausendteilen. 

Oesterreich-Üngarn  hat  durch  G. 
V.  19.  August  1865  den  Stempelungs-  und 
StaatskontroUzwang  für  die  im  Inlande  zum 
Handel  verfertigten  Gold-  und  Silberbarren, 
Gold-  und  Silbergeräte,  einschliesslich  der 
Schmucksachen,  sowie  für  Gold-  und  Silber- 
draht  eingeführt,  für  Geräte  und  Draht 
ausserdem  einen  Legierungs-(Feingehalt8-) 
zwang  festgestellt.  Die  gesetzlichen  Fein- 
gehaltsgrade sind  für  Goldgeräte  920,  840, 
750  und  580  Tausendteile,  für  Silbergeräte 
950,  900,  800  und  750  Tausendteile. 

Die  zur  Ausfuhr  bestimmten  uupunzierten 
Gold-  und  Silbergeräte  dürfen  keinen  ge- 
ringeren als  den  niedrigsten  gesetzlichen 
Feingehalt  besitzen.  Im  Reichsgesetzblatt 
veröffentlichte  Erlasse  des  Finanzministe- 
riums vom  30.  November  1866  und  vom 
10.  März  1872  enthalten  die  näheren  Aus- 
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führungsbestimmungen ,  insbesondere  auch 
die  Abbildungen  der  Fein^ehaltspunzen. 

Für  Portugal  schreibt  das  G.  v,  27. 
Juli  1882  (mit  Ergänzungsdekret  v.  10.  Fe- 
bruar 1886)  die  Staatskontrolle  vor,  es  unter- 
scheidet zwischen  Export-  und  Heimwaren. 
Die  Exportwaren  müssen  bei  Gold  mindes- 
tens 333,  bei  Silber  mindestens  800  Tausend- 
teile des  Edelmetalls  enthalten.  Für  den 
einheimischen  Handel  sind  die  entsprechen- 
den Zahlen  einerseits:  Gold  916,66  oder 
800  und  andrerseits:  Silber  916,66  oder 
883.  Für  den  Export  bestimmte  plattierte 
Waren  werden  mit  P.  L.  ^stempelt. 

Alle  nach  Russland  imi)ortierten  und 
dort  fabrizierten  Gold-  und  Siiberwaren 
müssen  den  gesetzlichen  Feingehalt  haben 
und  von  der  Staatskontrolle  gestempelt  wer- 
den (mit  unerheblichen  Ausnahmen).  Ein 
G.  V.  11.  März  1896  hat  den  Gegenstand 
neu  geregelt.  Die  Feingehaltsverhältnisse 
sind  für  goldene  Gegenstände  56,  72,  82, 
92,  94;  für  silberne  84,  88,  91,  95;  für 
Edelmetallfäden  (silberne  und  sübem-ver- 
eoldete)  94  bis  96;  für  Blaügold  87  bis  96; 
nlr  sogenanntes  grünes  Gold  72.  Der  Fein- 
gehalt wird  diuxih  Ziffern  auf  dem  Gegen- 
stande angegeben,  die  die  Anzahl  der  Solotnik 
des  reinen  Edelmetalls  bezeichnen,  die  in 
einem  Ligaturpfund  d.  h.  in  96  Solotnik 
enthalten  sind. 

Für  die  Sachen  aus  Piatina  sind  beson- 
dere Vorschriften  gegeben. 

In  Schweden  besteht  der  Staatsstem- 
pelungszwang  mit  hohen  Feingehaitssätzen : 
Gold  975,7,  847,2,  763,9  Tausendteüen,  Silber 
828,1,  Tausendteilen. 

Die  Schweiz  machte  dem  bisherigen 
sehr  verschiedenartigen  Kantonalrecht  durch 
das  Bundesgesetz,  betreffend  EontroUierung 
und  Garantie  des  Feingehalts  der  Gold-  und 
Silberwaren  vom  23.  Dezember  1880,  ein 
Ende.  Danach  wurde  für  Uhrgehäuse, 
welche  eine  der  folgenden  Bezeichnungen 
führen:  für  Gold  750  Tausendteile  und  da- 
rüber oder  583  »und  darüber«  (G.  v.  21. 
Dezember  1886Jk  für  Süber  875  und  darüber 
oder  800  die  Aontrollieining  und  amtliche 
Stempelung  mit  dem  eidgenössischen  Kon- 
trollstempel obligatorisch,  es  sei  denn,  dass 
sie  das  als  gleichwertig  anerkannte  Stempel- 
zeichen eines  anderen  Staates  tragen.  Für 
die  anderen  Gold-  und  Süberw-aren  ist  die 
Kontrollierung  fakultativ,  dieselben  können 
bei  mindestens  750  Tausendteüen  Gold  oder 
875  Tausendteüen  Süber  amtlich  gestempelt 
werden;  selbst  wenn  sie  eine  Angabe  des 
Feingehalts  nicht  enthalten.  YoUziehungs- 
verordnungen  vom  17.  Mai  1881  —  uner- 
heblich ergänzt  unter  dem  24.  Dezember 
1887  —  regeln  die  Probierung,  EontroUie- 
rung und  Stempelimg,  sowie  die  Organi- 
sation der  (kantonalen)  Kontrollämter. 


Neuerdings  macht  sich  sowohl  in  den 
Fabrikanten-  als  auch  in  den  Regienings- 
kreiaen  ein  starker  Zug  nach  einer  Ver- 
schärfimg der  Vorschriften  auch  -wegen  der 
oben  genannten  anderen  Gold-  und  Süber- 
waren  bemerkbar.  Die  gedruckt  vorliegendr-n 
Berichte  des  eidgenö^ischen  Handels-.  lu- 
dustrie-  und  Landwirtschaftsdepartements 
ilber  die  Jahre  1897  und  1898  lassen  dies 
zur  Genüge  erkennen.  Danach  steht  die 
obligatorische  KontroUe  und  Stempelung 
der  Gold-  und  Süberschmucksachen  (Bijou- 
teriewaren)  in  ziemlich  sidierer  Au?- 
sicht. 

In  Spanien  besteht  keine  obligatorische 
Stempelung  von  Gold-  und  Siiberwaren. 
SoUen  die  Waren  staatlich  gestempelt  wer- 
den, so  müssen  sie  einen  Feingebalt  hal>eQ. 
bei  Goldgeräten  von  916,  bei  Goldschmuok- 
sachen  von  750,  bei  Sübergeräten  von  91»] 
und  bei  kleinen  Gegenständen,  die  nicht 
mehr  als  eine  Unze  wiegen,  von  750  Tau- 
sendteüen, 

Dabei  findet  sich  wegen  der  Siiber- 
waren in  den  Provinzen  ausserhalb  ]Madnd> 
und  Alt-  und  Neu-Castüiens  die  Duldung 
eines  Feingehalts  von  900,  zusammeohängeod 
mit  den  Privüegien  der  heute  nicht  mehr 
vorhandenen  Königlichen  Silberschmie<Ie- 
koUegien  in  den  Königreichen  Aragon,  Va- 
lencia, Catalonien  etc. 

Nordamerika  besitzt  keine  hierher 
schlagenden  Gesetze.  Indessen  pflegen  die 
Fabrikanten  ihre  Namen  oder  ihre  Handels- 
marke und  den  Feingehaltsbetrag  auf  die 
Ware  zu  stempeln,  wobei  für  büber  der 
englische  Standard  allgemein  üblich  und 
bei  Goldwaren  18  und  14  Karat  gebräuch- 
lich ist. 

5.  Schloss.  Es  versteht  sich  von  selbst, 
dass  aUe  vorgenannten  Staaten  einemüts 
auf  die  Uebertretung  der  von  ihnen  g^be- 
nen  Vorschriften  Strafen  —  und  zwar 
meistens  recht  empfindliche,  wegen  der  in 
Betracht  kommenden  hohen  Werte  und  der 
Schwierigkeit,  ZuwiderhamUungen  zu  ent- 
decken —  gesetzt,  andrerseits  aber  gewisse 
Fehlergrenzen  (Remedien),  3^  5,  8  Tau- 
sendteüe,  gegenüber  den  obligatorischen  oder 
fakiütativ  gemachten  Feingehaitsangaben  zii- 
geJassen  haben.  Nähere  Ausführungen  liie- 
rüber  sowie  über  die  ganze  Frage  finden 
sich  bei  T.  Bödiker,  die  gesetzliche  Rege- 
lung des  Feingehalts  der  Gold-  und  Sill«er- 
waren,  Leipzig  1886,  wo  auch  die  einschlägige 
Litteratur  zu  vergleichen  ist  -Eine  l>each- 
tenswerte  Zusammenstellung  erhält  auch  der 
»Retum  »»of  Information  from  foreign  coun- 
ties  relative  to  the  assaying  and  haU-marking 
of  gold  and  süver  wares««,  ordered  hj  llie 
House  of  Commons  to  be  printed,  25.  Fe- 
bruary  1890,  published  by  ^rre  and  Spot- 
tiswoode,  Bast  Jäarding-street  London  £.  C«, 
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vo  sieh  übrigens  bei  Deutschland  auf  S.  15 
der  Fehler  ^ßooo  statt  ^^lim  für  den  Gold- 
Feingehalt  findet. 

T.  Bödiker, 


Felderwirtschaft. 

1.  Begriff.    2.  Fonnen. 

1.  Begriff.  Der  Ausdnick  »Felder- 
virt&ckaftc  ohne  sonstigen  Zusatz  ist, 
soweit  ich  festzustellen  vennag,  zuerst  von 
A.  Thaer  gebraucht  worden  (Einleitung  zur 
K»fDntnis  der  englischen  Landwirtschaft, 
Bd.  II,  1  Abt  S.  328  imd  Grundsätze  der 
rationellen  Landwirtschaft  Bd.  I,  §  297). 
Thaer  verstand  darunter  dasjenige  Ackerbau- 
^T:Jtem,  bei  welchem  der  Acker  zum  An- 
bau von  Getreide  oder  solchen  vegetabili- 
schen Produkten,  die  unmittelbar  zurNah- 
mng  oder  zu  anderen  Bedürfnissen  des 
M»*nschen  verwendet  werden,  ausschliesslich 
^»»stimmt  ist,  während  gleichzeitig  die  für 
(iie  Ernährung  der  Zug-  und  Nutztiere  not- 
wendigen Pflanzen  auf  abgesonderten  Flächen 
iGraslkndereien)  erzeugt  werden.  Thaer 
fasst  das  Charakteristische  der  Fei  der  Wirt- 
schaft in  dem  Satze  zusammen:  »Sie  hat 
K-sonderes  Ackerland  und  besonderes  Gras- 
land zu  Wiesen  imd  Weiden.«  Ilir  stellte 
er  als  das  zweite  der  beiden  überhaupt  vor- 
liandenen  Ackerbausysteme  gegenüber  >die 
Wechsel-  oder  Schlagwirtschaft«. 
Hierunter  verstand  er  diejenige  Betriebs- 
weise, bei  welcher  das  Ackerland  ab- 
wechselnd zur  Erzeugimg  von  eigentlichen 
Feldgewächsen,  vornehmlich  von  Getreide, 
uml  zur  Erzeugung  von  Viehfutter,  also  vor- 
zugsweise von  Gras,  benutzt  wird;  es  ist 
Jies  die  nämliche,  welche  jetzt  als  »Feld- 
frras-  oder  Koppelwirtschaft«  bezeichnet  zu 
wenlen  pflegt. 

Thaer  ist  auf  die  dem  Wesen  der  Sache 
nicht  entsprechende  Bezeichnung  »Felder- 
wirtschaft« vielleicht  dadurch  gebracht 
worden,  dass  man  die  früher  am  meisten 
übliche  Form  dieses  ganzen  Ackersystems 
'Dreifelderwirtschaft«  nannte;  an  der  oben 
inierst  angeführten  Stelle  braucht  er  sogar 
«iie  Ausdrücke  »Dreifelderwirtschaft«  und 
Felderwirtschaft«  als  gleichbedeutende. 
Er  sagt  »jenes,  durch  ganz  Eim>pa  und  auch 
in  England  von  altersher  eingeführte  Feld- 
system, welches  man  —  weil  drei  Felder 
'las  gewöhnlichste  sind  —  die  Dreifelder- 
O'ler  die  Felderwirtschaft  nennt«. 

Möglicherweise  kam  Thaer  aber  auch  auf 
<lie  Bezeichnung  »Felder Wirtschaft«,  weil 
Dian  dort,  wo  die  Dreifelderwirtschaft  oder 
ein  ihr  ähnliches  Ackerbausystem  bestand, 
'Ho  einzelnen  Abteilungen  des  Ackere  mit 
'lern  Worte   »Feld«   bezeichnete,    während 


man  dort,  wo  die  Feldgras-  oder  Koppel- 
wirtschaft existierte,  den  gleichen  Ab- 
teilungen den  Namen  »Schlag«  beilegte. 
Hierfür  spricht  der  Umstand,  dass  Thaer 
die  beiden  zu  seiner  Zeit  hauptsäclilich  in 
üebung  befindlichen  Systeme  durch  die 
Ausdrücke  »Felderwirtschaft«  und  »Schlag- 
wirtschaft« unterschied. 

Nachdem  das  Fruchtwechselsystem  all- 
gemeinere Verbreitimg  gewonnen  hatte  und 
die  Notwendigkeit  hervortrat,  die  ver- 
schiedenen Ackorbausysteme  schärfer  von 
einander  zu  trennen,  zeigte  es  sich,  dass 
jene  Ausdrücke  dem  Wesen  der  Sache  wenig 
entsprachen.  Man  fand  richtigerweise  das 
charakteristische  Merkmal  der  sogenannten 
Felderwirtschaft  darin,  dass  der  Acker  aus- 
schliesslich oder  doch  ziun  weit  über- 
wiegenden Teil  zum  Körner-(Getreide-)Bau 
benutzt  wurde,  während  bei  der  sogenannten 
Schlagwirtschaft  der  Acker  abwechselnd  zu- 
erst eine  Reihe  von  Jahren  zum  Anbau  von 
Feldgewächsen,  dann  eine  Reihe  von  Jahren 
ZTim  Anbau  von  Gi-äsern  diente.  Infolge- 
dessen nannte  man  und  nennt  man  noch 
jenes  System  »Körnerwirtschaft«,  dieses 
dagegen  »Feldgraswirtschaft«.  Da- 
neben unterschied  man  als  drittes  Haupt- 
ackerbausystem die  »Fru  ch  t  Wechsel - 
Wirtschaft«,  bei  welcher  ein  annähernd 
regelmässiger  jährlicher  Wechsel  in  dem 
Anbau  von  Körner-(Geb-eidehalm-)Früchten 
imd  sonstigen  Ackerpflanzen,  namentlich 
Futter-   und  Wurzelgewächsen,   stattfindet. 

In  der  Gegenwart  und  schon  seit  einigen 
Jahrzehnten  wiixi  der  Ausdruck  »Felderwirt- 
schaft« ohne  sonstigen  klärenden  Zusatz, 
kaum  mehr  angewendet.  Wo  er  noch  vor- 
kommt, versteht  man  darunter  Kömerwirt- 
schaft,  also  ein  System,  bei  welchem  der 
Acker  lediglich  oder  doch  vorzugsweise  zum 
Anbau  von  Körnerfrüchten  dient.  Schon 
der  Zeitgenosse  Thaere,  Joh.  Nep.  Schwerz^ 
bezeichnet  in  der  3.  Auflage  seines  Acker- 
baues (1837)  jenes  System  als  Körner-  oder 
Felderwirtschaft  (1837),  während  Burg  er 
in  der  4.  Auflage  seines  Lehrbuches  der 
Landwirtschaft  (1838)  allerdings  noch  das 
Wort  »Felderwirtschaft«  schlechthin  ver- 
wendet. Göriz  (1854)  und  Pabst  (1865) 
vermeiden,  gewiss  nicht  ohne  Absicht,  über- 
haupt den  Ausdruck  »Felder\virtschaft«  und 
setzen  dafür  »Kömerwirtschaft« ,  während 
Kr  äfft  noch  neuerdings  (1892)  von  der 
»Felderwirtschaft,  auch  Könierwii-tscliaft  ge- 
nannt«, spricht.  Jedenfalls  herrscht  darüber 
jetzt  kein  Zweifel  mehr,  dass  unter  Felder- 
wirtschaft nichts  anderes  als  Kömerwirt- 
schaft zu  veretehen  ist.  Der  Gebrauch  des 
ereteren  Ausdruckes  neben  dem  der  Sache 
mehr  entsprechenden  letzteren  hat  insofern 
eine  gewisse  Berechtigimg,  als  die  einzelnen 
Formen   der  Körner^ürtschaft   auch    heute 
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noch  allgemein  als  Ein-,  Zwei-,  Drei-,  Vier- 
FelderwirtscJiaft  etc.  bezeichnet  werden. 

2.  Formen.  Die  am  meisten  bekannte 
und  verbreitete  Art  der  Felderwirtßchaft  ist 
die  D  r  e  i  felderwirtschaft.  Dieselbe  hat  von 
Karl  dem  Grossen  ab  bis  fast  zur  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  den  Ackerbaubetrieb  in  dem 
grössten  Teile  Europas  beherrscht;  jetzt 
kommt  sie,  wenigstens  im  Deutschen  Reich, 
fast  nur  noch  in  der  Gestalt  der  verbesserten 
Dreifelderwirtschaft  vor  (über  die  Dreifelder- 
wirtschaft s,  d.  Art.  Ackerbausysteme 
sub  II,  3  oben  Bd.  I  S.  40). 

Neben  der  Dreifelderwirtschaft  hatte, 
wenigstens  in  Deutschland,  innerhalb  des 
Gebietes  der  Felderwirtschaft  nur  noch  die 
Y  i  e  r  felderwii-tschaft  eine  erheblichere  Aus- 
dehnung. Nach  Schwerz  lag  die  Ursache 
zur  Einführung  derselben  in  dem  Umstände, 
dass  in  manchen  Gegenden  die  Unmöglich- 
keit vorlag,  den  Acker  alle  drei  Jahre  zu 
düngen,  wie  es  das  System  der  Dreifelder- 
wirtschaft erforderte.  Die  ursprüngliche 
Fruchtfolge  bei  der  Vierfelderwirtschaft  war : 

1.  Brache,  2.  Wintergetreide,  3.  Sommerge- 
treide, 4.  Sommergetreide  oder  auch  reifende 
Hülsenfrüchte.  Auf  besserem  Boden  imd 
unter  günstigeren  Düngimgsverhältnissen 
versuchte  man  auch  die  Bi-ache  durch  An- 
bau von  Wurzelgewächsen,  Futterpflanzen 
etc.  auszunutzen.  Es  entstanden  dann 
Fruchtfolgen  von  nachfolgender  Art:  1. 
Kartoffeln  (gedüngt),  2.  Gerste,  3.  Roggen, 
4.  Hafer  oder:  1.  Weizen  (gedüngt),  2.  Klee, 
3.  Gerste,  4.  Hafer  oder:  1.  Hanf  (gedüngt), 

2.  Roggen,  3.  Hafer,  4.  Buchweizen.  Der- 
artige Formen  der  Felderwirtschaft  siod 
noch  in  den  ersten  Decennien  dieses  Jahr- 
hunderts in  einzelnen  Teilen  des  mittleren 
und  westlichen  Deutschland  in  Uebung  ge- 
wesen, mögen  hier  und  da  auch  jetzt  noch 
vorkommen;  eine  innere  Berechtigimg  be- 
sitzen sie  nicht  mehr,  falls  sie  nicht  durch 
bestehende  rechtliche  Verhältnisse  zur  Not- 
wendigkeit werden.  Denn  wo  der  freien 
Benutzung  des  Bodens  kein  Hindernis  ent- 
gegensteht, lässt  sich  überall  die  Vierfelder- 
wirtschaft zweckmässigerweise  und  ohne  er- 
hebliche Schwierigkeit  in  eine  Frucht- 
wechselwirt-schaft  umwandeln. 

Viel  seltener  als  Vierfelderwirtschaft  kam 
Fünffelderwirtschaft  vor.  Ihre  ur- 
sprüngliche Form  war,  dass  man  nach  der 
gedüngten  Brache  viermal  Getreide  folgen 
liess.  Solches  war  aber  ohne  übermässig 
starke  Aussaugung  des  Ackers  auf  die  Dauer 
nur  durchführbar  auf  sehr  gutem  Boden 
oder  bei  ungewöhnlich  starkem  Düngerzu- 
schuss  von  aussen  (z.  B.  durch  Haide- 
plaggen).  Deshalb  stellen  die  meisten  der 
uns  bekannten  Beispiele  von  Fünffelderwirt- 
schaft schon  den  Anfang  einer  Frucht- 
wechselwirtschaft oder  den   Uebergang   zu 


einer  solchen  dar,  wenn  sie  auch,  noch  d»  i.t- 
lich  den  Charakter  dör  Körnerwirtsehaft  an 
sich  tragen.  So  u.  a.  die  folgenden:  1. 
Brache,  2.  Wintei^treide ,  3.  Somm^Tj:»*- 
treide,  4.  Brachfrüchte,  5.  Wlnler-  o*ler 
Sommergetreide ;  oder :  1.  Kartoffeln  und 
Rüben,  2.  Weizen,  3.  Klee,  4.  Weizen,  5. 
Hafer. 

Die  sechs-  und  mehrfeldrigen 
Felderwirtscliaften  dürfen  wohl  ausnahmslos 
als  aus  der  Drei-  bezw.  Vierfelderwirtsc^haft 
oder  aus  der  gleich  zu  erwähnenden  Zwoi- 
felderwirtschaft  hervorg^fangene  verbesserte 
Körnerwirtschaften  betrachtet  werden,  i^o 
z.  B.  diejenige  mit  dem  siebenfeldrigen  Um- 
lauf:  1.  Brache,  2.  Wintergetreide,  S.Sommer- 
getreide, 4.  Hackfrüchte,  5.  Sommeiigetreide, 
6.  Klee,  7.  Wintergetreido.  Von  den  sechs- 
imd  neunfeldrigen  Umläufen  nach  dem 
Prindp  der  Körnerwirtschaft  ist  in  deo 
meisten  Fällen  anzunehmen,  dass  diesell)eD 
einfach  durch  die  Teilung  der  bei  der  Drei- 
felderwirtschaft vorhandenen  drei  Schläge 
in  je  zwei  oder  drei  Felder  entstanden  sind. 

Neben  der  Dreifelderwirtschaft  hat  ausser 
der  Vierfelderwirtschaft  nur  noch  die  Zwei- 
felder Wirtschaft  eine  nennenswerte 
Verbreitung  gehabt;  dies  sowohl  in  einigen 
westdeutschen  Distrikten  als  namentlieh 
stellenweise  in  Belgien  j  Frankreich  und 
England.  Ihre  ursprünghche  Form  bestand 
in  dem  regelmässigen  jährlichen  Wechsel 
von  Brache  und  Getreidebau.  Die  Zvei- 
felderwirtschaft  machte,  wie  schon  Schwerz 
treffend  hervorhebt,  den  uebergang  zu  einer 
besseren  Ausnutzimg  des  Ackers,  also  zu 
einer  zweckmässigen  Fruchtfolge  viel  leichter 
als  die  Dreifelderwirtschaft.  Wenn  Schwere 
als  in  Frankreich  und  England  vorkommende 
Fruchtfolgen  wie:  1.  Mais,  2.  Weizen,  oder: 
1.  Bohnen,  2.  Weizen,  oder:  1.  Rüben,  2. 
Gerste  anführt,  so  darf  man  wohl  annehmen, 
dass  dieselben  aus  der  alten  Zweifelderwirt- 
schaft entstanden  sind,  obwohl  sie  selbst 
den  Charakter  der  Fruchtwechsel^Hrtschaft 
an  sich  tragen.  Auch  der  ürspnmg  mancher 
der  von  Schwerz  erwähnten,  von  demselben 
in  der  Rhein-  und  Moselgegend  gefundenen 
mehrfeldrigen  Rotationen  ist  auf  die  Zwei- 
felderwirtschaft zurückzuführen;  so  z.  L. 
1.  Brache,  2.  Roggen,  3.  Klee,  4.  Hafer, 
5.  Brache,  6.  Roggen. 

Unter  Ei  nfeld  er  Wirtschaft  versteht 
man  dasjenige  Ackersystem,  bei  welchem 
auf  demselben  Felde  ununterbrochen  dieselbe 
Körnerfrucht  gebaut  wird  (s.  d.  Art  Acker- 
bausysteme sub  II,  4  oben  Bd.  1  S.  4U 

Litteratur:  J»  Burger,  Lehrbuch  der  Land- 
Wirtschaft,  4.  Aufl.,  £  Bde.,  Wien  18SS.  —  Ä- 
GöriZf  IHe  landw.  Betriebslehre,  g  Bdt.,  Stutt- 
gart 1853,54.  —  Q,  Hanssen,  Agrarkistoritrhf 
Abhandlungen,  2  Bde.,  Leipzig  1880  11.  188^.  — 
O,  Krafft,  Die  Betriebslehre  (4,   Bd.  des  Lehr- 
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bitcAes  der  Landwirtschaß),  5.  Aufl.,  Berlin  1892. 

—  jr.  Nep,  SchweTZ,  AnleUung  zum  prak- 
tischen Ackerbau,  2.  Aufl.,  3  Bde.,  SluUgarl  1837. 

—  A.  Thaer,  Einleitung  zur  Kenntnis  der 
engl.  Zandwtrtschaß,  3  Bde.,  Hannover  1798  bis 
1/04.  —  Derselbe,  Grundsätze  der  rationellen 
Landtcirischaft,  4  Bde.,  Berlin  1810 — 1812.  — 
Th.  F*rhr,  v,  d.  Goltz,  Handbuch  der  landw. 
Betriebslehre,  2.  Aufl.,  1896,  S.  S36ff. 

Th.  Frhr,  v,  d.   Goltz, 


Feldgemeinschaft. 

1.  Begriff.  2.  Gemeinbesitz.  8.  Feste  An- 
«iedeinngen.  4.  Gemarkungen.  5.  Verteilung 
der  Flur.  6.  Nutzungen.  7.  Periodische  Neu- 
teilttngen  des  Besitzes.  8.  Der  russische  Mir. 
9.  Hanskommnnionen.  10.  Kelten.  11.  Runrig- 
f^vstem.  12.  Java  und  Indien.  13.  Verschiedene 
Volksrechte.  14.  Fiskalische  und  grundherr- 
liche Neuteilungen.  15.  Ungarn.  16.  Ursprüng- 
lich Tolkstümliche  Neuteiiungen.  17,  Gehöfer- 
Schäften  im  Kegierungsbezirk  Trier.  18.  Ent- 
stehung der  Gehöfer  nach  1200.  19.  Wechsel- 
äcker  in  Norwegen.  20.  Volksgesetze  der  Ger- 
manen. 21.  Berichte  der  Römer.  22.  Mangel 
an  Anhaltspunkten.  23.  Feldeinteilung.  l4. 
Beschiänkiing  des  Besitzwechaels.   25.  Ergebnis. 

1.  Begriff.  Der  Ausdruck  Feldgemein- 
schaft ist  voa  Hanssen  und  Röscher  in 
dem  Sinne  in  die  Wissenschaft  eingeführt 
worden,  dass  er  die  ursprünglichen  wirt- 
schaftlichen Zustände  auf  einer  von  Volks- 
genossen besiedelten  Gemarkung  bezeichnet, 
so  lange  dieselbe  noch  als  gemeinschaft- 
licher Besitz  der  beteiligten  Ansiedler  be- 
trachtet wird.  Beide  Agrarhistoriker  sehen 
in  dem  Zustande  eines  solchen  gemein- 
schaftlichen Besitzes  nicht  die  ausschliess- 
liche Eigentümlichkeit  eines  besonderen 
Volksstammes,  sondern  eine  bestimmte 
Kulturstufe,  welche  von  allen  sich  fest  an- 
wedelnden und  zu  höherer  Kultur  empor- 
^trcbenden  Völkern  in  kürzerer  oder  längerer 
Zeit  durchlaufen  wird. 

Bei  näherer  Erwägung  ergiebt  sich  in- 
des, dass  die  Erscheinungen,  welche  in  den 
Kreis  dieses  Begriffes  einbezogen  werden, 
weh  nach  zwei  besonderen  Qesichtspimkten 
schei<len,  in  den  Gemeinbesitz  oder  die 
Feldgemeinschaft  im  weiteren  Sinne  und 
in  die  periodische  Verteilung  der  Aecker 
oder  die  Feldgemeinschaft  im  engeren  Sinne. 

2.  Gemeinbesitz.  Der  Gemeinbesitz  der 
Gremarkungen  darf  für  alle  Volksstämme  als 
ein  notwendiger  Zustand  bei  dem  Ueber- 
gange  zur  festen  Ansiedelung  beurteilt  wer- 
den. Es  sind  schon  im  Art  Ansiedelung 
oben  Bd.  I  S.  355  die  Gründe  angegeben  wor- 
den, weshalb,  je  früher  hinauf  im  Dasein  der 
Völker,  destoweniger  an  eine  vereinzelte  Exis- 


tenz des  Menschen  oder  weniger  Angehöriger 
einer  Famihe  zu  denken  ist.  Sie  entbehren 
zu  sehr  des  Schutzes  und  der  körperlichen 
und  intellektuellen  Hilfsmittel,  um  sich  als 
Jäger  und  Nomaden  oder  als  Ackerbauer 
dauernd  halten  zu  können.  Diese  Möglich- 
keit tritt  erst  ein,  wenn  sie  sich,  wie  die 
Waldbauern  Skandinaviens  oder  die  Settier 
Amerikas  auf  die  ent>vickelte  Kultur,  den 
bereiten  Schutz  und  die  Staatsgewalt  ihrer 
Heimat  stützen  können. 

Will  man  an  die  Urzustände  der  Mensch- 
heit anknüpfen,  so  ist  es  notwendig,  auf  das 
Leben  unter  den  Tropen  mit  ihrer  über- 
reichen Natiu*  ziu-ückzugehen.  Nur  hier,  wo 
weder  Kleidung  noch  Wohnung  erforderlich 
waren  und  die  nötige  Nahrung  sich  von 
selbst  darbot,  konnte  das  Menschengeschlecht 
überhaupt  entstehen.  Auch  war  nur  da, 
wo  über  sehr  grosse  Länderstrecken  Klima, 
Flora  und  Fauna  ausgeglichen  waren  und 
im  ganzen  Laufe  des  Jahres  gleichen  Ein- 
fluss  übten,  die  Entwickelung  der  Rassen 
denkbar,  die  ihre  Konstanz  in  den  mannig- 
fach zerstreuten  Bruchstücken  bis  zur  Gegen- 
wart bewahren.  Es  ist  wahrscheinlich,  dass 
hier  zunächst  ein  Zustand  des  Ceberflusses 
bestand,  der  das  Bewusstwerden  eines  Ge- 
meinbesitzes unter  Verwandten  oder  Ge- 
nossen und  eines  Ausschlusses  anderer  nicht 
hervorrief.  Wohl  aber  muss  ein  solches 
Bewusstsein  der  Abwehr  und  Anteilsrecht 
zur  Geltung  gekommen  sein,  wenn  Ueber- 
völkerung  oder  Zudrang  auf  irgend  einem 
Gebiete  Schwierigkeiten  oder  Mangel  er- 
zeugten. Es  liegt  nahe,  dass  die  Anfänge 
von  Anbau,  Viehzucht  und  Jagd  mit  einer 
solchen  beginnenden  Fürsorge  für  den  Lebens- 
unterhalt schon  unter  den  Tropen  entstanden. 
Bei  der  dort  so  wesentlich  erleichterten 
Lebensführung  konnten  die  ersten  Er- 
findungen, Fertigkeiten  und  Werkzeuge  zu- 
fällig und  fast  spielend  gewonnen  werden. 
Aber  es  ist  ganz  unmöglich,  dass  sich  auf 
ähnliche  Weise  irgend  welche  Stämme,  seien 
es  Jäger,  Fischer,  Nomaden  oder  Ackerbauer, 
in  den  nöi-dlichen  oder  auch  nur  in  den 
gemässigten  Klimaten  von  ihrem  Ursprünge 
an  entwickelt  haben  könnten.  Dass  der 
Mensch,  welcher  Rasse  immer,  hülflos  wie 
er  geboren  wird,  die  Winter  jenseits  der 
Wendekreise  überstanden  hätte,  ist  undenk- 
bar. Dazu  haben  ihn  erst  die  Vorbereitungen 
unter  den  Tropen  mit  Veratändnis  und 
Hülfsmitteln  ausgerilstet.  Aber  auch  die  so 
erworbenen  Mittel  unter  einer  fremdartigen 
Natur  zu  seiner  Erhaltimg  zu  benutzen, 
dazu  ist  er  erst  durch  kaum  überwindliche  Ge- 
fahren und  schwere  Opfer  und  Anstrengimgen 
gezwungen  worden.  Nur  grosse  umge- 
staltende Weltereigoisse,  wie  das  Einsinken 
der  Südsee,  Eintrocknen  weiter  Wüsten- 
strecken und  das  Aufeinanderdrängen  fluch- 
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tender  Yolksmassea  machen  erklärlich,  dass 
wir  Bewohner  in  den  kälteren  Zonen  finden. 
Auch  die  durch  Not  und  Zwang  mannig- 
fach durcheinander  gemischten  Rassensplitter 
mflssen  sehr  verschiedene  Schicksale  gehabt 
haben.  Alle  sind  genötigt  gewesen,  sich 
den  Landgebieten,  Stuf  denen  sie  hinreichende 
Buhe  erlangen  konnten,  möglichst  zweck- 
mässig anzupassen.  Aber  die  einen  konnten 
durch  die  Kultunnittel,  die  sie  mitgebracht 
hatten,  in  der  neuen  Heimat  frohen  Lebens- 
genuss  erreichen  und  die  Vorzüge  der  Natur 
üires  Landes  mit  weni^  Mühe  steigern.  Die 
anderen,  die  in  Einöden  wie  Centralasieu 
verschlagen  wurden,  vermochten  als  Steppen- 
nomaden nur  ein  karges  Dasein,  aber  durch 
vieltausendjährige  Anstrengung  die  Nerven- 
krait  zu  erringen,  welche  Chinesen  und 
Indogermanen  zu  Herren  der  ganzen  Kultur- 
welt gemacht  hat.  Stämme  endlich,  welche 
in  die  Polarwelt  vordringen  mussten,  kämpften 
auf  das  äusserste  um  des  Lebens  Notdurft. 
In  menschlicher  Kultur  sind  sie  eher  zurück- 
gegangen als  vorwärts  gekommen,  aber 
keiner  unserer  Kultiuinenschen  würde  durch 
so  geringe  Mittel  mit  ähnlichem  Scharfsinn 
und  Todesmut  sein  Leben  zu  erhalten  ver- 
mögen. 

Diese  Ausbreitung  der  Menschen  unter 
Zwang  und  Not  ist  nicht  ohne  gegenseitige 
Hülfe  der  einander  Nächsten  zu  denken, 
und  sie  kann  schon  Geschlechts-  und 
Stammesorganisationen  eingeleitet  haben, 
aber  so  lange  sie  weite  leere  Räume  vor 
sich  fand,  war  Idee  und  Uebung  des  Ge- 
meinbesitzes nicht  notwendig  gegeben. 

Solche  Zeiten  und  Zustände  liegen  längst 
hinter  ims.  Es  giebt  kaum  noch  einen  nutz- 
baren Teil  der  Welt,  auf  den  nicht  irgend 
eine  Gemeinschaft  den  Anspruch  der  Herr- 
schaft machte,  und  es  handelt  sich  im 
wesentlidien  nur  darum,  wie  viel  von  dem 
Gemeinbesitz  in  die  individuelle  Verfügung 
übergegangen  ist. 

Jäger,  Fischer  w^ie  Nomaden  sehen  in 
ihren  mehr  oder  weniger  zahlreichen  Ge- 
nossenschaften gewisse  Oertlichkeiten  und 
Landgebiete,  solange  sie  die^selben  benutzen 
wollen,  als  ihren  ausscliliessHchen  Besitz 
an,  den  sie  gegen  fremde  Eingriffe  nach 
Möglichkeit  verteidigen.  Je  bestimmter  und 
dauernder  sie  aber  für  ihre  Lebenserhaltung 
auf  diesen  Ijandbesitz  angewiesen  sind,  desto 
deutlicher  muss  nicht  bloss  seine  Auffassung 
als  Gemeinbesitz,  sondern  auch  ein  gewisses 
Bewusstsein  von  den  Anrechten  der 
Genossen  an  denselben  geltend  werden. 
Diese  Anrechte  sind  durch  den  Bedarf, 
aber  auch  durch  die  persönliche  Stellung, 
durch  die  Kraft  und  das  Ansehen  des  ein- 
zelnen bedingt.  Die  waffenfälligen  Familien- 
väter werden  gleiche  oder  ihrer  Bedeutung 
verhältnismässige   Ansprüche   machen    und 


darin  anerkannt  werden.  Je  nach  der  An- 
zahl der  Genossen  und  der  Art,  wie  sie 
ihren  Unterhalt  gewinnen,  werden  sie  .<l''ä 
auch  in  zweckentsprechende  Abteihmg^-n 
sondern  müssen  und  entsprechend  ihr  Lan-l- 
gebiet  in  einzelne  Jagd-  oder  W^dereviere 
scheiden,  in  denen  den  verschiedenen  Grujn 
pen  des  Stammes  nach  der  nötigen  ZaJil 
oder  nach  Geschlechtem  und  Sipijen  die 
ausschliessliche  oder  vielleicht  auch  ziir 
Ausgleichung  eine  wechselnde  Ausübung 
der  Nutzungsrechte  zugestanden  bleibt. 

Seit  unvordenklichen  Zeiten  bestellen  in 
den  Steppen  Centndasiens  feste,  freilich 
unscheinbare,  aber  jedem  Nachbarstanon 
bekannte  Grenzen,  die  mit  fremder  Herde 
zu  überschreiten  Kriegsfall  ist  Jedes  die^T 
Reviere  vei-teilt  der  Chan  der  bereditigtea 
Weidegenossen  in  Schlägen  auf  das  Vieh 
der  Herden  nach  Anzahl  und  Art  und  nac  h 
Wochen  imd  Monaten  so  sorgsam,  dass  die 
Erhaltung  das  Jahr  über  gesichert  erscheint 
Dabei  wu^  auch  sporadischer  Anbau  geübt. 

3.  Feste  AnsiedeliiDg^n.  Es  lässt  sieh 
also  schon  vor  der  festen  Ansiedelung  mir 
ganz  ausnahmsweise  ein  Leben  der  imsteten 
Volksmenge  denken,  bei  welchem  sie  nicht 
gewisse  Territorien  als  einen  der  Gesamt- 
heit oder  einzelnen  Abteilungen  zustehenden 
Gemeinbesitz  betrachtete. 

Diese  Auffassung  musste  aber  auch  ihivii 
Einfluss  äussern,  wenn  sich  der  Stamm 
seiner  angewachsenen  Zahl  oder  andenr 
zwingender  Umstände  wegen  in  der  Gesamt- 
heit oder  in  einzelnen  Gnippen  entschlc«SN 
die  bisherige  ungebundene  Lebensweise  auf- 
zugeben und Landban von  festenAnsie de- 
in n  g  e  n  aus  zu  betreiben.  Alsbald,  bei  dem 
Ausscheiden  des  zu  besiedelnden  Land« 
aus  dem  bisherigen  gemeinsamen  Besitze, 
kamen  die  Anrechte  in  Frage.  Die  Gebiete 
der  Ansiedelungen  mussten  bis  zu  einer 
hinreichend  bestimmten  Grenze  von  der 
bisher  ausgeübten  Benutzung  aller  Genossen 
befreit  werden.  Ebenso  war  zu  entscheiden, 
ob  und  wie  weit  den  durch  dieses  An- 
siedelungsgebiet abgefundenen  Genossen  niK'h 
Mitnutzungen  an  dem  übrigen  Volkskuide 
gestattet  sein  sollten.  Ein  imgeföhrdeter 
und  streitfreier  Anbau  auf  den  einzelnen 
Gemarkungen  war  ohne  Klarheit  über  äi&e 
Abgrenzungen  nicht  möglich.  Wenn  nur 
ein  Teil  der  Bevölkerung  sich  ansiedelte, 
blieb  der  Rest  des  Landes  den  nicht  an- 
gesiedelten Genossen  zu  weiterer  gemein- 
samer Benutzung.  Wenn  sich  alle  an- 
siedelten, musste  in  Frage  kommen,  ob  das 
gesamte  Gebiet  abschnittsweise  den  ein- 
zelnen Ansiedelungen  als  ihnen  ausschliess- 
lich zugehörig  zugewiesen  oder  ob  gewisse, 
zum  Anbau  ungeeignete  Teile  des  Gebietes 
den  Bewohnern  mehrerer  Ansiedelungen  in 
fernerer  gemeinsamer  Nutzung  offen  stehen 
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oder  ob  sie  als  Gemeingut   aller  ei  halten 
bleil)en  sollten. 

4.  Gemarkungen.  Auch  innerhalb 
<ler  den  verschiedenen  Gruppen  der  An- 
siedler zur  Siedelung  zugewiesenen  Ge- 
markungen musste  unter  den  Genossen  der- 
selben Ansiedelimg  so  lange  völliger  Ge- 
meinbesitz bestehen,  als  nicht  bestimmte 
Orundstücke  dem  einzelnen  als  Sondereigen 
überwiesen  waren. 

Diese  üeberweisung  geschah,  wie  oben 
B<].  1,  S.  366  gezeigt  ist,  in  den  Clanen  der 
irischen  Kelten,  als  dieselben  um  das 
7.  Jahrhundert  n.  Chr.  von  der  Weidewirt- 
schaft zum  festen  Anbau  übergingen,  sofort. 
Die  Tates  wurden  überall  als  geschlossene 
Einzelbesitzungen  abgegrenzt  und  nahmen 
uebeneinander  in  unmittelbarem  Zusammen- 
hange das  kultivierbare  Land  ein.  Wenn 
ihnen  noch  gemeinsames  Land  zustand,  so 
lag  es  in  Sümpfen,  Haiden  oder  Gebirgen. 
Die  Zuweisung  von  Sondereigentum  aus 
dem  Gemeinbesitz  der  Siedelungsgenossen 
konnte  indes  auch  völlig  unterbleiben.  Bei 
den  Slawen  blieben  die  Ansiedler  dauernd 
lind  zum  Teil  bis  zur  Gegenwart  in  völlig 
kommunistischem  Besitze  ihres  Landes.  Sie 
führten  ihre  gemeinsame  Hauswirtschaft  ohne 
Privateigentum  an  Land  und  an  Sachen  so 
lange  fort,  bis  die  wachsende  Anzahl  der 
Hausgenossen  zur  Trennung  in  mehrere 
Hauskommunionen  zw^ang.  Sie  konnten 
iiann  wandern  und  neues  Land  occupieren 
oder  mussten  daß  ihnen  gemeinschaftlich 
gehörige  Land  entsprechend  teilen  und  auf 
den  Teilstücken  in  gleicher  Weise  im  Ge- 
meinbesitz weiter  leben. 

5.  Verteilung  der  Flur.  Bei  den  Deut- 
schen und  Skandinaven  war,  wie  alle 
alten  volksmässigen  Ansiedelungen  (Bd.  I, 
S.  362)  übereinstimmend  erweisen,  Grund- 
satz der  Teilung,  die  Gemarkung  im  Sinne 
gleichberechtigter  Genossen  nach  Hufen  in 
eine  bestimmte  Anzahl  gleicher  Anrechte 
geteilt  zu  denken.  AnfängUch  mögen  die 
meisten  Genossen  einen  solchen  Mannesteil, 
wie  die  Schweden  die  Hufe  nennen,  er- 
halten haben.  Thatsächlich  zeigt  sich  indes, 
dass  ein  Dor%enosse  auch  ein  oder  mehrere 
oder  nur  Bruchteile  solcher  Anrechte  be- 
sitzen konnte.  Die  Verteilung  der 
Flur  schritt  stets  allmählich  vor.  Jeder 
Genosse  nahm  die  Stätte  seines  Wohnplatzes 
in  Besitz.  Für  den  Anbau  aber  erhielt  nach 
dem  Bilde  der  altertümlichsten  Feldein- 
teilung zunächst  jede  Hufe  einen  Morgen 
oder  ein  Tagwerk  Land  von  gleicher  Güte. 
An  den  so  entstandenen  als  Gewann  be- 
zeichneten Feldabschnitt,  in  welchem  alle 
Hafen  je  einen  Morgen  oder  doch  stets 
gleiche  Anteile  Bauland  besassen,  reihten 
sich  in  geeigneter  Loge  andere  ähnliche 
Gewanne  so  lange  an,  bis  der  für  die  Wirt- 


schaft eines  Hüfners  notwendige  Bedarf  an 
Ackerland  erreicht  war.  Wahrscheinlich 
wurde  die  Anlage  dieser  Kulturen  im  Laufe 
weniger  Jahre  durchgeführt.  Immer  aber 
blieb  das  nicht  verteilte  Land  noch  im 
Gemeinbesitz  der  Genossen,  und  dieses  AU- 
mendland  stand  denselben  nach  dem  gleichen 
Anteilsverhältnis  wie  das  verteilte  Hufschlag- 
land zu. 

6.  Nutzungen.  Auf  solchem  Allmend- 
lande  konnten  nun  aUe  Nutzungen  zu  Weide, 
Holz,  Heu,  Streu,  Jagd  und  ähnlichem,  wie 
sie  der  Gemeinbesitz  darbot,  geübt  werden. 
Sie  konnten  aber  auch  im  Dorfe  neube- 
gründeten oder  auswärtigen  Stellen  gestattet 
oder  von  denselben  durch  Kauf  oder  Yer- 
jährung  erworben  werden. 

Auch  auf  den  verteilten  Aeckern  selbst 
bestanden  die  Nutzungen  des  Gemeinbesitzes 
fort,  soweit  dies  mit  dem  Anbau,  den  jeder 
Genosse  auf  dem  ihm  überwiesenen  Grund- 
stücke für  eigene  ßechnung  betrieb,  ver- 
träglich war.  Dieser  Anspruch  und  der 
Mangel  an  Zugangswegen  zu  der  völlig  zer- 
streuten Lage  der  einzelnen  Hufenanteile  in 
den  zahlreichen  Gewannen  machte  den  so- 
genannten Flur  zwang  (s.  d.  Art.)  nötig, 
d.  h.  das  Innehalten  gleicher  Fristen  für 
BesteUung,  Aussaat  und  Ernte,  und  damit 
den  schlf^mässigen  Anbau  gleicher  Früchte. 
Denn  einerseits  mussten  die  Aecker  jedem 
Nachbar  zur  geeigneten  Zeit  für  Ueberfahrt 
und  üebertritt  offen  stehen,  andererseits 
wurde  der  Anbau  als  eine  Einbusse  an  der 
gemeinsamen  Weide  angesehen,  und  die 
Aecker  blieben,  sobald  es  die  Ernte  erlaubte, 
dem  Vieh  der  Genossen  zu  Stoppel-,  Dreesch- 
und  Brachweide  überlassen.  Die  stehenden 
IVüchte  wmxlen  gemeinsam  verzäunt,  zu 
bestimmter  Zeit  aber  die  Zäune  wegge- 
nommen. So  bestand  also  auf  den  volks- 
tümlichen germanischen  Ansiedelungen,  der 
Auffassung  nach  und  thatsächlich,  der  Ge- 
meinbesitz in  dauernder  üebung.  Ob  aber 
die  üeberweisung  des  Hufschlaglandes,  also 
der  zum  Anbau  bestimmten  Aecker  alsbald 
zu  Sondereigentum  mit  dauerndem,  aus- 
schliessendem  Besitz  an  die  Dorfgenossen 
erfolgte,  so  dass  die  gedachten  gemeinsamen 
Nutzungen  auf  denselben  nur  den  Charakter 
der  Grundgerechtigkeiten  hatten,  oder  ob 
auch  der  Ilechtsanschauung  nach  wenigstens 
für  eine  gewisse  Zeit  noch  der  Gemeinde- 
besitz auf  ihm  fortbestand,  dies  ist  die 
Frage,  die  sich  auf  den  engeren  Begriff  der 
Feldgemeinschaft,  auf  die  Erscheinung  perio- 
discher VerteiluDgen  der  Aecker  richtet. 

7.  Periodisch^  Neuteilungen  des  Be- 
sitzes. Feldgemeinschaft  im  engeren  Sinne 
oder  periodische  Neuteilungen  der 
Aecker  in  den  besiedelten  Feldfluren  sind 
bei  verechiedenen  Völkern  in  älterer  und 
neuerer  Zeit  beobachtet  und  noch  in   der 
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Gegenwart  in  grosser  Ausdehnung  in 
Uebung. 

Der  Gedanke  liegt  nahe  und  scheint 
überzeugend,  dass  diese  Xeuteilungen  die 
natürliche  Folge  und  die  kaum  anders  zu 
erwartende  Entwickelung  des  ursprünglichen 
Geraeinbesitzes  bilden. 

Diese  Auffassung  haben  besonders  floscher 
und  Laveleye  durch  zahlreiche,  sehr  ver- 
schiedenen Verhältnissen  angehörige  Bei- 
spiele solcher  Besitzweise  aus  allen  Teilen 
der  Welt  zu  belegen  gesucht. 

Die  nähere  Vergleichung  dieser  Beispiele 
ergiebt  indes  selir  abweichende  Zustände 
und  erlaubt  nur  ausnahmsweise  den  Schluss 
auf  diesen  allgemeineren  Zusammenhang  der 
Feldgemeinschaft  im  engeren  Sinne. 

Ihrem  Begriffe  nach  kommt  dieselbe  in 
Frage,  wenn  sich  die  an  einem  Grundbesitz 
beteiligten  Grundbesitzer  unter  Umständen 
veranlasst  sehen,  ihre  Grimdstücke  sämtlich 
oder  teilweis  als  eine  gemeinsame  genossen- 
schaftliche Masse  zusammenzuwei-fen  und 
sich  aus  dei*selben  gleiche  oder  veränderte» 
Anrechte  wieder  ausweisen  zu  lassen. 

Die  Entstehung  solcher  genossenschaft- 
licher Anrechte  lässt  sich  dabei  in  ver- 
schiedener Weise  denken.  Sie  können  auf 
der  ursprünglichen  Besitznahme  und  her- 
gebrachtem Gemeinbesitz  beruhen,  aber  auch 
aus  einseitigen  Anordnungen  eines  Gnmd- 
heiTU,  der  sein  Grundstuck  vorübergehend 
oder  dauernd  an  Eigene  oder  Freie  ver- 
liehen hat,  wie  aus  Yorscluiften  eines  Vaters 
oder  Erblassers  über  die  Besitzrechte  seiner 
Söhne  oder  Erben  hervorgehen.  Ebenso 
können  sie  auf  besonderen  Verträgen  über 
die  pachtweise  oder  zinspflichtige,  auf  Zeit 
oder  dauernde  und  erbliche  üebernahme  des 
Grundbesitzes  beruhen  und  ein  eigenartiges 
gutsherrlich-bäuerliches  Verhältnis  darstellen. 
Ihr  Grund  kann  aber  auch  in  gesetzlichen 
Anordnungen  des  Staates  oder  der  von 
Staats  wegen  geltenden  Gemeindeverfassung 
oder  Steuerordnung  liegen.  So  unzweifel- 
haft also  der  Ursprung  aus  dem  volkstüm- 
lichen Gemeinbesitz  als  möglich  erscheint, 
darf  er  gleichwohl  nicht  in  jedem  Falle  als 
notwendig  vorausgesetzt  werden.  Vielmehr 
lässt  sich  für  eine  Reihe  von  Erscheinungen, 
die  ihm  zugerechnet  zu  werden  pflegen,  das 
Gegenteil  beweisen,  dazu  gehört  insbesondere 
der  russische  Mir. 

8.  Der  rassische  Mir.  Die  Geschichte 
der  russischen  Gemeindeverfassung  des  Mir 
(s.  d.  Art.)  ist  hinreichend  bekannt  und  be- 
ruht auf  Anordnungen  und  Vorgängen,  welche 
nicht  über  das  17.  Jahrhundert  liinaufreichen. 

In  älterer  Zeit  sind  in  Russland  nur 
freie  Bauern  und  wirkliche  Sklaven  bekannt. 
Die  Bauern  aber,  soweit  sie  nicht  auf  eigenen 
Stellen  sassen,  erscheinen  als  Pächter  auf 
Höfen  des  Zai*en,  der  Kirche  oder  des  Adels. 


1460  zeigt  ein  Privileg,  dass  Klösteiii  nrifl 
Gutsbesitzern  das  Recht  verliehen  viin;.- 
den  Pächtern  die  Kündigung  zu  ver:?aü'a 
!  und  sie  zum  Bleiben  zu  zwingen.  I)a.s  (ii- 
setzbuch  (Sudebnik)  von  1497  erschwert  dae 
Verziehen  derselben  durch  starke  Al«taDfi>- 
zahlungen.  1592  fand  eine  allgemeiue  Auf- 
nahme der  Güter  und  Bauern  statt,  iml 
1597  wurde  angc»ordnet,  dass  auf  5  Jaliiv 
ziu'ück  alle  Bauern,  welche  von  den  Dien>t- 
und  Erbgütern  der  Bojaren  und  aud»  ivr 
Gutsbesitzer  weggelaufen  sind,  mit  Wtü. 
und  Kind  zurückgebracht  werden  stillen. 
Später  soll  (1004)  unter  Boris  Gocliun-w 
i  wegen  Hungersnot  jedem  Bauern  das  Ver- 
lassen seines  Dorfes  verboten  und  ji^l'^r 
j  Flüchtling  dem  Gutsbesitzer  zu  eigen  g.- 
gel»en  worden  sein ,  der  ihn  in  stinm 
Walde  findet  Jedenfalls  wurden  seit  d^r 
Mitte  des  17.  Jahrhunderts  die  Bauern  \')\iiz 
an  die  Scholle  gebimden,  ihre  Schuldf'n  uü- 
kiagbar,  den  Gutsherren  Körperstrafen  g«.^n 
sie  gestattet,  den  Gerichten  die  AnnahmH 
von  Klagen  gegen  die  Herren  untersae:!  m\ 
das  Fortlaufen  der  Bauern  für  ein  Ver- 
brechen erklärt,  gegen  das  wiederholte  [K>li- 
zeiliche  Razzias  ausgeführt  wurden.  Baiieni 
und  Sklaven  fielen  unter  gleiche  Leil-eigon- 
schaft 

unter  diesen  Verhältnissen  ist  die  'le- 
meindeverfassimg  des  Mir  entstanden.  Das 
von  den  Bauern  eines  Dorfes  bewirtschaftete 
Land,  neben  welchem  sie  in  der  Regel  das 
gutsherrliche  zu  bestellen  hatten,  wiu\le  aU 
Gemeindebesitz  betrachtet.  Der  Gutitheir 
konnte  nach  Belieben  in  die  Gemeinde  Leute 
einweisen  oder  aus  ihr  fortnehmen.  Die 
Bewirtschaftung  dieses  Bodens  war  keinn 
gemeinschaftli(^e,  sondern  jedem  Familien- 
vater oder  jedem  männlichen  Kopfe  vui^e 
sein  verhältnismässiger  Anteil  ziun  Antau 
auf  eigene  Rechnung  zugeteilt  Für  <li«? 
Leistungen  aber  war  die  Gemeinde  vsoli- 
darisch  verhaftet,  und  die  Feldgemeinschafr 
kam  darin  entscheidend  zur  Geltung,  dasvs 
das  dem  einzelnen  angewiesene  Land  dem- 
selben nicht  dauernd  verblieb,  sondern  nur 
so  lange,  bis  eine  neue  Teilung  erfolgte. 
Diese  wiu-de  in  der  Regel  bei  den  SteiK^ 
revisionen  etwa  jedes  15.  Jahr  vorgenommen, 
konnte  aber  auch  zu  anderer  Zeit  eintreten, 
sofern  dies  zur  Versorgung  der  höher  an- 
gewachsenen Anzalil  von  Familienvätern  t^l^r 
männlichen  Seelen,  welche  als  Gleichlie- 
rechtigte  zu  beteiligen  waren,  erforderlicn 
wurde. 

Diese  Grundsätze  galten  unter  der  Leib- 
eigenschaft, sind  mit  Ausnahme  der  Ar»- 
liängigkeit  vom  Gutsherrn  bei  Aufhebim? 
der  Leibeigenschaft  durch  das  Manifest^- 
19.  Februar  1861  aufrecht  erhalten  worden 
und  haben  durch  dasselbe  erst  ihre  voile 
Konsequenz   erlangt     Das  den  bisher^o 
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Li5>oigenen  zugewiesene,  mit  Amoi^tisations- 
Miif»  belastet«  Land  wurde  nicht  ihnen 
[ci-söülich ,     sondern    der   Gemeinde    über- 

A.  V.  Haxthausen  und  mit  ihm  eine 
Mhv  slawischer  Gelelu-ter  haben  nun  zwar 
dea  Mir  für  die  urslawische  Gemeindever- 
fassung erkläi-t.  Indes  ist  unschwer  zu  er- 
kennen, dass  er  auf  wirklich  ursprüngliche 
und  volkstümliche  slawische  Verhältnisse 
nicht  gedeutet  wei-den  kann.  Denn  wenn 
a:nh  seine  späte  Entstehung  nicht  bekannt 
wäre  und  sich  in  der  Lage  der  Kronbauern 
♦'in  Zusammenhang  mit  früheren  Rechts- 
zustiinden  finden  liesse,  würde  schon  sein 
Geeensatz  gegen  die  unbestritten  ältestea 
K^^ste  nationalslawischer  Agrarverfassung  mit 
iiniMn  Alter  unvereinbar  sein. 

9.  Haaskommanioneii.  Diese  volks- 
tnniliche  Verfassung  der  Slawen  kennen  wir 
>eiir  genau  durch  die  bis  auf  die  Gegen- 
wart gekommenen  Hauskommunionen  der 
Smiskwen.  Sie  bestand  aber  nicht  allein 
mi  den  ältesten  Erinnerungen  in  Serbien, 
Knsatieii  und  Montenegro,  sondern  wie  sich 
urkundlich  erweisen  lässt,  auch  bei  allen 
Xunlslawen  bis  zum  Aufkommen  der  fürst- 
lirhen  Gewalt. 

Die  Hauskommunion  beniht,  wie  oben  Bd. 
I.  S.  368  gezeigt  ist,  ganz  imd  gar  auf  der 
Um  dos  Familiendaseins.  Wie  die  Familie 
l»'bt  die  Hauskommunion,  die  Zadruga,  unter 
•Ipi*  patriarchalischen  Leitung  des  Familien- 
imiiptes,  das  mit  väterlicher  Gewalt  über 
Jtj  gesamtes  Thun  und  Lassen,  über  Ver- 
mr»gen  und  Arbeitskräfte  verfügt.  Der  ße- 
Ä\i  jeder  Art,  Grundslücke  wie  Sachen,  sind 
rn?amteigentum ,  niemand  besitzt  Sonder- 
•-•igen  ausser  erlangtem  Schmuck  und  Waffen. 
K<  besteht  kein  Erbrecht.  Alle  Arbeit,  alle 
üenussmittel  und  aller  Erwerb  sind  gemein- 
>cbaftlich.  Das  gesamte  Dasein  ist  kommu- 
nistisch. Die  Teilung  kann,  wie  erwähnt, 
nllprtliiigs  stattfinden,  aber  sie  erfolgt  nur, 
Wk^nn  die  Zahl  der  Teilnehmer  zu  hoch  an- 
^vächst  als  dass  das  Leben  von  demselben 
Hmle  und  imter  einheitlicher  Arbeitsver- 
t'ilung  möglich  bliebe.  Dann  scheidet  sich 
al*  r  die  Hauskommunion  nach  gleichberech- 
^5t»'n  Stämmen  vom  Vorahn  her.  Alles 
^f:•^nögon,  alle  einzelnen  Grundstücke  wer- 
'l^'ü  nach  diesen  Stammen  geteilt,  und  jeder 
'l|Tsolben  beginnt  ein  gesondertes  kommu- 
nLstisches  Hauswesen,  welches  mit  den 
'rüheren  nichts  weiter  mehr  gemein  hat, 
»l;  dass  eine  Anzahl  solcher  Hauskommu- 
lüonen  unter  der  höheren,  nicht  wirtschaft- 
*i'  hen,  sondern  politischen  Leitung  des  Häupt- 
^i'igs^  der  angesehensten  unter  ihnen  steht. 

Von  keinem  dieser  Züge  findet  sich  auch 
;i'ir  ein  Anklang  im  russischen  Mir.  Es 
•^at  aber  dieses  kommimistische  Zusammen- 
^'  f>en  der  Familie  unter  väterlicher  Gewalt 


auch  keinen  Zusammenliang  mit  wechselnden 
Nutzungen  des  Gemeinbesitzes. 

10.  Kelten.  Dasselbe  Urteil  lässt  sich 
bezüglich  des  volkstümlichen  Ursprunges 
solcher  Erscheinungen  bei  den  Kelten  aus- 
sprechen. Bezüglich  des  keltischen  Volksr 
tums  ist  oben  Bd.  I,  S.  366  gezeigt,  dass  die 
Iren  noch  bis  in  das  7.  Jahrhundert  unserer 
Zeitrechnung  iu  Baues,  Townlands,  Hirten- 
wirtschaften von  je  16  Familien  völlig  kom- 
munistisch unter  demselben  Dache  und 
unter  der  väterlichen  Gewalt  eines  Häupt- 
lings zusammenlebten  und  dass  ein  solcher 
Haushalt  für  seinen  Lebensunterhalt  über 
eine  Herde  von  durchschnittlich  300  Kühen 
verfügte.  Als  dann  die  Clane  wegen  der 
angewachsenen  Volksmenge  zur  festen  An- 
siedelung schreiten  mussten,  geschah  dies 
nicht  in  Dörfern,  sondern  in  charakteristi- 
schen Einzelhöfen,  die  von  den  zugehörigen 
Läudereien  in  geschlossenen,  durch  Hecken, 
Gräben  oder  Mauern  verzäunten  Kämpen 
imigeben  waren  und  die  ungefähre  Grösse 
einer  deutschen  Bauerhufe  hatten.  Es 
wird  ausdrücklich  überliefert,  dass  die 
Fläche  dieser  Tates  nicht  grösser  als  29 
acres  für  die  einzelne  Anbauerfamilie  be- 
messen werden  konnte.  Sie  nahmen  alles 
damals  für  den  Anbau  verfügbare  Land  ein, 
auch  sind  sie  noch  heut  in  überzeugender  Weise 
auf  den  Surveykarten  innerhalb  ihrer  festen 
Grenzen  klar  erkennbar  und  nach  ihren 
urkundlich  bekannten  Kamen  auf  denselben 
bezeichnet.  Die  Hofbesitzer  bildeten  indes 
sehr  bald  eine  Grundaristokratie,  deren  Be- 
sitzungen zwar  beim  Aussterben  gewisser 
Verwandtschaftsgrade  an  den  Clan  zurück- 
fielen, im  wesentlichen  aber  vererblich  und 
teilbar  blieben  und  von  denen  Sir  John 
Davies  1607  berichtet,  dass  sie  unter  die 
Berechtigten  vielfach  bis  in  sehr  kleine, 
fast  unbrauchbare  Anteile  parzelliert  seien. 
Wenn  also  Sumner  Maine  erklärt:  »Es  exis- 
tiere noch  heute  in  Irland  das  Ruudale- 
system,  wonach  ein  Wiesengrund  von  einer 
Gruppe  von  Familien  gemeinschaftlich  be- 
sessen wird,  ein  System,  das  sidi  vor  50 
Jahren  noch  auf  Aecker  zu  erstrecken  pflegte, 
indem  die  Flur  in  eine  Reihe  einzelner 
Stücke  zerlegt  wurde,  deren  Besitz  regel- 
mässig, zum  Teil  jährlich  wechselte«,  so 
lässt  sich  nur  denken,  dass  dieser  Wechsel 
des  Besitzes  entweder  auf  Grundstücken 
stattgefunden  habe,  welche  ausserlialb  der 
Einzelhöfe  auf  kultivierten  Oedländereien 
oder  Waldungen  angebaut  werden  konnten, 
oder  dass  es  sich  um  eine  wechselnde  Be- 
nutzung von  Teilen  des  einzelnen  Einzel- 
hofes dm-ch  Miterben  oder  vertragsweise 
Mitbesitzer  handelte. 

11.  Rnnrigsystem.  Diesem  Schlüsse 
widersprechen  die  einzigen  bestimmten  Bei- 
spiele nicht,  welche  bis  jetzt  durch  Gomme, 
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Maine  und  Seebohm  für  das  Auftreten  des 
Bundale-  oder  Runrigsystem  in  Irland  und 
Wales  veröffentlicht  sind. 

Als  das  eine  wird  ein  der  Stadt  Keils, 
nahe  Dublin,  gehöriges  Grundstilck  von  312 
acres  genannt,  welches  in  6  Schlägen  so 
bewirtschaftet  wird,  dass  jedes  Jahr  ein 
Schlag  zu  vierjähriger  Nutzung  an  die  Mit- 
glieder der  Gemeinde  zur  Verteilung  kommt. 
Da  in  einer  Stadt  die  beteiligten  Bürger 
sich  vermelu*en  und  vermindern  und  die 
bevorrechteten  Gemeindebeamten  wechseln, 
sind  für  die  Nutzung  eines  städtischen 
Grundstilckes  Neuverteilungen  nicht  zu 
vermeiden. 

Ein  anderes  Beispiel  ist  eine  von  See- 
bohm mitgeteilte  Karte  der  Devon  Kommis- 
sion, von  der  diese  Kommission  ohne  An- 
gabe des  Ortes  erklärt,  dass  sie  das  Bild 
der  Teilung  des  Besitzes  nach  dem  Run- 
rigsystem  in  einem  irischen  Townlande  sei. 
Dieselbe  umfasst  die  Fläche  von  205  acres 
anscheinend  nur  1  höchstens  2  Tates,  ent- 
hält aber  422  wenig  regelmässige  Parzellen, 
welche  imter  29  Landwirte  verteilt  sind. 
Bei  einer  solchen  dem  Berichte  Sir  John 
Davies  entsprechenden  Besitzzersplittenmg 
konnte  allerdings  der  Gedanke  leicht  Platz 
greifen,  die  Ausgleichung  zwischen  einzelnen 
Anteüsberechtigtefti  durch  einen  Wechsel  in 
der  Benutzung  zu  bewirken.  Es  ist  auch 
möglich,  dass  ein  solcher  Wecihsel  bei  Erb- 
teilungen oder  anderen  Güterzerschlagimgen 
in  weiterer  Ausdehnung  iiblich  geworden, 
ist,  aber  es  ist  keinerlei  vermittelnder  An- 
haltspunkt gegeben,  durch  welchen  dieses 
Yerfahren  der  Teüung  von  Bauernhöfen  mit 
dem  volkstümlichen  Gemeinbesitz  der  kelti- 
schen Clane  in  Verbindung  gebracht  wer- 
den könnte.  Für  Wales  wird  das  Runrig- 
system  mit  dem  Brauche  des  Zusammen- 
pflügens  (Zyvar)  als  gegeben  betrachtet. 
Der  nordwalisische  Venedotian  code  belehrt 
indes  darüber,  dass  darunter  ein  gesetzlich 
geschütztes  Vertragsverhältnis  zu  verstehen 
ist,  durch  welches  sich  die  Besitzer  von  8 
Ochsen,  ein  Pflugbesitzer,  ein  Schmied,  ein 
Treiber  und  ein  rflugbote  gegenseitig  ver- 
bindlich machen,  12  acres  Cand  gemein- 
schaftlich gleich  gut  zu  pflügen  und  sich 
die  gepflügte  Fläche  in  einem  bestimmten 
Verhältnis  zur  Benutzung  für  das  Jahr  zu 
teilen.  Der  Grund  liegt  zunächst  in  dem 
schweren  Boden,  der  nur  durch  einen  starken 
Pflug  und  8  Ochsen  bestellt  werden  kann, 
welche  kleinen  Besitzern  nicht  zu  Gebote 
stehen.  Da  aber  für  eine  Heimstätte,  füi- 
welche  nach  südwalisischem  Rechte  78  acres 
gehören,  in  dem  gebirgigen,  im  wesentlichen 
auf  Getreide  angewiesenen  Nordwales  nur 
4  acres  Sonderland  angewiesen  wurden,  so 
musste  der  übrige  Bedarf  aus  dem  Ge- 
meindelande gedeckt  werden,  und  es  scheint, 


dass  deshalb  den  kleinen  Wirtschaften  .li^ 
Benutzung  von  Gemeindeland  durch  si»Icli»' 
Verträge  ermöglicht  wurde.  Eine  denuÜL'i 
gegenseitige  Hilfeleistung,  die  auch  aüilnr- 
weit  vorgekommen  sein  dürfte,  lÄsst  siuL 
indes  nicht  als  Feldgemeinschaft  auffass^-ü 
Dagegen  scheint  Feldgemeinschaft  in  Schott- 
land üblich  gewesen  zu  sein. 

Allei-dings  ist  dahin  das  Beispiel  der 
Stadt  Landers,  südlich  von  Edinburg,  nicht 
zu  rechnen,  wo  die  Eigentümer  von  Bürpr- 
äckern  nach  Verhältnis  derselben  auch  ein 
Stück  Gemeindeland  ähnlich  wie  in  Kell* 
unter  periodischen  Neuleistungen  nutzteo. 
Auch  berichtet  Skene  noch  aus  dem  Jahiv 
1746,  dass  in  den  Hochlanden  der  einzelne 
Clanberechtigte,  obgleich  er  von  den  Häunt- 
lingen  als  ein  Höriger  betrachtet  w\mk, 
dennoch  für  seine  Person  frei  war  im-l 
mit  seinem  beweglichen  Eigentume  aih^ 
wandern  konnte.  Er  besass  eine  Steinbutte 
und  ein  mit  einem  Steinwall  umgebene? 
Stück  Land  und  leistete  dafür  einige  Dienste 
und  Abgaben  an  Fellen,  Federn,  gedorrten 
Fischen,  Schafen  und  ähnlichem.  Dafür 
konnte  er  seine  Wohnung  im  Clan  auf- 
schlagen, wo  es  ihm  anstand,  und  Fischerei 
Jagd,  Weide  oder  Forstnutzung  war  ihm 
überall  erlaubt.  Neuere  Ermiltelim£;eu 
haben  indes  auch  andere  Verhältnisse  er- 
geben. Die  Pikten,  von  denen  neuerdiugv« 
bezweifelt  worden  ißt,  ob  sie  überhaupt  zu 
den  Keltenstämmen  gehörten,  setzten  aii:^  Ir- 
land in  die  öden,  weglosen  und  unfruchtbaren 
Bergmassen  des  schottischen  Hochlandes  zn 
einer  Zeit  über,  in  welcher  die  Iren  ncch 
ihr  Hirtenleben  in  Genossenschaften  trieben. 
Diese  lebten,  wie  gezeigt  ist,  in  Bailes  von 
je  16  Familien  in  einem  gemeinsamen  Haus«^ 
und  die  im  Besitz  einer  Herde  von  durch- 
schnittlich 300  Kühen  waren.  Diese  Haus- 
genossenschaften  imter  einem  oeann-tigh, 
einem  Haushaupte,  werden  auch  für  die  Pikten 
in  den  Hochlanden  überliefert,  und  es  fiodeii 
sich  hier  später  auch  zahlreiche  Weiler, 
ebenso  zu  etwa  16  Familien.  Wie  langv; 
noch  das  blosse  gemeinsame  Hirtenleben 
fortgedauert  hat,  lässt  sich  nicht  erkenDen. 
Alle  unsere  Nachrichten  gehen  mu-  wenig 
tiber  das  13.  Jahrhundert  zurück.  Die  '>rt- 
lichkeit  ist  aber  in  den  Hochlanden  überall 
so,  dass  enge,  tief  eingesenkte  Thäler  durch 
ein  wirres  Netz  schwer  zugänghcher  Ge- 
birgszüge von  einander  abgesch.nitten  sind, 
so  dass  nur  ausnahmsweise  in  guter  Zeit 
einige  Verbindungen  durch  Viehhandel  be- 
standen, wohl  aber  zwischen  den  abge- 
schiedenen Clanen  aus  stetig  Rauflusi, 
Rache  und  Eäubereien,  zahllose  blutige* 
Fehden  ausbrachen.  Unter  diesen  Um^^än- 
den  ist  erklärlich,  dass,  als  die  Hirten  zuni 
Ackerbau  übergingen,  die  Genossen  häufig 
nicht  wie  die  Iren  und   Waliser  in  Einzel- 
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hrifea  zerstreut^   sondern   in   der  Enge  des 
Tliales     und    zu    gegenseitigem    Schutz    in 
kl»?inen  Weilern  nachbarlich  wohnten.    Be- 
merkenswert aber  ist,  dass  die  Aecker  dieser 
Weiler    völlig    der    deutschen    Siedehmgs- 
weise    entsprechend  in   Gewannen  und   in 
/tlein  Gewanne  nach  gleichen  Teilen  für 
i^len     Gleichberechtigten    aufgeteilt    waren 
s<nvie  ferner  dass  diese   Gewannteile  jedes 
•  hIof  jedes  dritte  Jahr  neu  ausgelegt  worden 
wnd.     Die  deutsche  Einteilimg  Hesse  sich 
vielleicht  auf  die  Nachahmung    der  im   7. 
und  8.  Jahrhundert  schon  weit  in   Schott- 
land verbreiteten  angelsächsischen  und  dä- 
nischen   Ansiedelungen    zurückführen,    die 
\*'nfxlische  Neulosung  aber  ist  in  Deutsch- 
land oder  Dänemark  nicht  in  der  Ackerflur, 
><->ndem    nur   in   der  Nutzung   von  Wiesen 
und  Allmendeländereien  bekannt.    Sie  würde 
^ich  in  Schottland  am  natürlichsten  auf  den 
nicht    erblichen  und  wenigstens  in  älterer 
Zeit  jedem  Clanmitgliede  zu  gleichem  Recht 
zustehenden  Landbesitz  zurückführen  lassen, 
altio  in  der  That  ein  Run ridge verfahren  und 
eiu(»  eigentliche  Feldgemeinschaft  bekunden. 
12.  Java  und  Indien.    In  Java  wird  in 
•len  Bezirken,   in  welchen  der  Boden  nicht 
a\>  Privateigentum  gilt,  das  Land  periodi- 
schen Auslosungen  seitens  der  Dorfgemeinde 
unterworfen,  auch  ist  unbestritten,  dass  die 
zum  Dorfe  gehörigen  Ländereien  als  gemein- 
scliaftlich  betrachtet  werden  und  dass  jeder 
nach  dem  alten  Gewohnheitsrechte  in  den- 
selben Nutzungsbefugnisse  an  dem  bestimm- 
ten Grundstücke  zu  gewinnen  vermag,  wel- 
«:hos  er   kultiviert   hat   und  bebaut.    Aber 
die  Gemeinde,  die  Dessa,  ist  solidarisch  ver- 
pflichtet^ dem  Fürsten,  als  dem  Obereigen- 
tümer, für  Natural-  und  Geldzinsungen  und 
für  Fronleistungen  aufzukommen.     Deshalb 
sucht  sie   alle  in  Privathände  gekommenen 
önindstücke   thunlichst  an  sich  zu  bringen 
und  besondere  Kulturen  zu  verhindern,  legt 
^lagegen  möglichst  viele   bewässerte   Reis- 
felder an,  welche  nur  durch  ausgedehnte 
gemeinschaftliche  Arbeiten  bestellt   w^erden 
können,   und   verlost  nun   diese  Reisfelder 
au  die  Anbauer  jährlich   oder   in   2-  oder 
•^jährigen  Fristen.    Dabei  werden  indes  nur 
diejenigen  Familien  berücksichtigt,   welche 
ein  Paar  Büffel  oder  Ochsen  besitzen,  damit 
^lie  Leistung  der  Fronden  und  der  Zinser- 
trag gesichert  sind.    Die  zur  Gemeinde  ge- 
hörigen gewöhnlichen  Handai-beiter,  welche 
keinerlei  Zugtiere  stellen  können,  waren  bis 
auf  die  Versuche  der  holländischen  Regie- 
ning,  dies  zu  ändern,  ausgeschlossen.     Das 
ganze  Verfahren  wird  von  einem  wohlorga- 
nisierten,  durch   Landanteile  entschädigten 
und   amtlich   bestätigten  Dorfvorstande  ge- 
leitet.    Die  unmittelbare   Verknüpfung  mit 
der  Haftimg  für  die  Lasten  zeigt  also,  dass 
auch  diese    Landverteilung   ihrem    Wesen 


nach  eine  grundherrliche  oder  fiskalische 
an  die  Zins-  und  Dienstpflichtigen  ist. 

Aehnliche  wechselnde  Landzuweisungen 
bestehen  auch  in  Indien,  von  welchem 
sich  die  Kultur  Javas  herschreibt  In  Indien 
liegt  die  Landzuweisung  in  der  Befugnis 
der  Zemindare.  Indes  ist  für  Indien  die 
eigentliche  volkstümliche  Gnindlage  des 
Agrarwesens  hinreichend  bekannt.  Sie 
stimmt,  wie  schon  aus  dem  Berichte  des 
Nearchos  hervorgeht,  mit  der  slawischen 
durchaus  überein.  Im  Pendschab,  wo  die 
Zemindare  nur  selten  sind,,  hat  sich  wenig- 
stens das  alte  Kollektiveigentum  des  Bodens 
noch  zum  grössten  Teil  erhalten  können. 
Hier  gelten  alle  Ackerbauer  als  Pächter  der 
Gemeinde,  die  Abgaben,  die  sie  ihr  zahlen, 
als  ein  jäMicher  Pachtzins.  Sie  haftet  der 
Regienmg  gegenüber  solidarisch  für  alle 
Auflagen,  welche  von  dem  Dorfe  erhoben 
werden.  Veräussert  ein  Dorfbewohner  sein 
Land  an  Fremde,  so  wird  der  Erlös  nach 
dem  Verhältnis  der  Kollektivrechte  verteilt, 
wünschen  aber  die  übrigen  Dorfbewohner 
das  Land  zu  behalten,  so  haben  sie  das 
Vorkaufsrecht  vor  dem  Fremden  zu  dem 
von  jenem  gebotenen  Preise.  Hierin  liegt 
eine  Auflösung  des  Kommunismus,  aber 
doch  noch  der  Bestand  des  volkstümlichen 
Gemeinbesitzes. 

Die  Stellung  und  Macht  der  Zemindare 
dagegen,  welche  allerdings  vielfach  von 
älteren  Fürstenfamüien  abstammen,  ist  erst 
spät  durch  die  Mohammedaner  entstanden. 
Die  Herrschaft  der  Muselmanen  machte  die 
Bauern  zu  Zeitpächtern  des  Fürsten.  Die 
Pacht  wurde  aber  nicht  direkt  an  die  Steuer- 
behöi-de,  sondern  au  den  Zemindar,  den  als 
Mittelsperson  eingesetzten  Agenten  oder 
Generalpächter,  der  auch  die  Pachten  zu 
ordnen  hatte,  bezahlt.  Wenn  er  also  das 
Land  zur  Neupacht  verteilte  oder  auch  aus- 
loste, so  hat  diese  Einrichtung  der  fiskali- 
schen Verwaltung  mit  der  fn'Uieren  flaus- 
kommunion  nichts  mehr  gemein. 

13.  Verschiedene  Volksreehte.  Von 
den  bei  anderen  Völkern  beobachteten  Er- 
scheinungen, die  zu  der  Feldgemeinschaft 
gerechnet  worden  sind,  gehört  ein  Teil  nur 
dem  Gemeinbesitz,  nicht  den  periodischen. 
Verteilungen  desselben  an.  Insbesondere 
zeigen  sehr  viele  der  in  Bezug  genommenen 
Agrarverhältnisse  lediglich  den  lu^prüng- 
lichen  Rechtszustand,  wonach  der  Boden  als 
dem  gesamten  Volke  oder  kleineren  Stam- 
mesabteilungen desselben  gemeinschaftlich 
gehörend  betrachtet  wird  und  von  dem 
einzelnen  durch  Rodung  und  Kultur  ein 
dauerndes  Nutzungsrecht  erworben  werden 
kann,  welches  indes  niu*  so  lange  geachtet 
wml,  als  der  Anbau  dauert.  Mit  dem  Auf- 
hören der  Bearbeitung  fällt  au(?h  der  Boden 
wieder  der  Gemeinschaft  anheim. 
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Dahin  gehören  alle  über  Teile  von  Afrika 
und  Polynesien  gesammelten  Beobachtimgen 
mit  Ausnahme  von  Tahiti,  wo  Privateigen- 
tum anscheinend  schon  vor  der  Entdeckung 
bestand.  Es  bleibt  indes  zweifelhaft,  ob 
diese  Gemeinschaften  dem  gesamten  Volke 
zugeschrieben  werden  oder  nur  einer  höheren 
Adelsklasse,  wie  bei  den  >Iikronesiern  und 
den  meisten  Malaien,  oder  ob  sie  in  einer 
Art  Obereigentura  des  Königs  untergehen, 
wie  in  Mailagaskar. 

Et)enso  gehört  die  der  slawischen  ent- 
sprechende Hausgenossenschaft  der  Osseten 
nicht  den  periodischen  Teilungen,  sondern 
dem  Gemeinbesitz  an.  Die  Sitte  der  Araber 
in  Algerien  aber,  welche  den  Landbesitz 
der  Familie  ohne  Teilung  gemeinsam  be- 
stellen und  lediglich  den  Ei-trag  teilen,  ist 
nur  eine  der  gemeinsamen  Wirtschaftsffih- 
rungen,  welche  vit^lfach  aus  der  Verwaltung 
ungeteilten  Erbes  hervorgehen  und  dencMi 
alles  angeh()rt,  wa*;  von  Hausgenossenschaf- 
ten aus  Franki-eich,  Italien  und  Deutschland 
berichtet  wiitl.  Dass  Eskimos  und  Finnen 
sich  durch  gemeinsame  Wirtschaft  mehrerer 
Familienglieder  die  Schwierigkeiten  er- 
leichtern, ihren  Unterhalt  zu  erzielen,  hat 
ebensowenig  allgemeinere  Bedeutung.  Aehn- 
lich  ist  die  Erscheinung  zu  beurteilen,  dass 
die  Grundherren  des  nördlichen  Italiens  in 
der  Regel  vorziehen,  statt  mit  einzelnen 
Parzellenpächtern  zu  verhandeln,  grössere 
Pachtstücke  von  10—20  Hektar  auf  einmal 
und  solidarisch  an  Pachtgenossenschaften 
zu  verpachten,  welche  meist  aus  einigen 
als  Hausgenossen  zusammenlebenden  nahe 
verwandten  Familien  bestehen. 

14.  Fiskalische  und  gmndherrliche 
Neuteilnngen.  Aber  auch  wirkliche  perio- 
dische Neuteilungen  lassen  keinen  Bezug 
auf  alten  volkstümlichen  Gemeinbesitz  zu, 
wenn  sie  Verwaltuugsmassregeln 
von  Fürsten  oder  Grundherren  zur 
Sicherung  und  Vereinfachung  des  Einganges 
der  von  ihnen  aufgelegten  Lasten  sind. 

Eine  unbedingte  Herrschaft  des  Fürsten, 
welcher  nach  weltlichem  wie  religiösem 
Rechte  alles  Eigentum  der  Unterthanen  als 
dem  Hen*scher  gehörig  und  zur  Verfügung 
stehend  betrachtet,  ist  die  grundlegende  An- 
schairnng  für  den  grössten  Teil  der  von  der 
europäischen  Bildung  wenig  berührten 
mohammedanischen  Reiche,  insbe- 
sondere für  Indien,  Java,  Sumatra,  Malakka 
und  für  die  ausgedehnten  Länder  der  Fidbe 
in  Afiika.  Dieser  Grundsatz  würde  w^ahr- 
scheinlich  alle  mohammedanischen  Staaten 
fühlbar  beherrschen,  wenn  ihi-e  Entstehung 
nicht  so  jung  und  vielfach  so  unorganisch 
wäre,  dass  sie  die  älteren  hergebrachten 
Verhältnisse  teils  durch  Abkommen,  teils 
wenigstens  thatsächlich  unverändert  über- 
nommen haben.    Die  Verknüpfimg  der  jähr- 


lichen oder  mehrjäluigen  Neuteilungen  des 
Ackerbaulandes  mit  dem  Steuer^esen  solcher 
mohammedanischer  Herrscher  d\ux;h  die 
Zemindare  hat  sich  schon  oben  für  Java  imd 
Indien  gezeigt. 

Dasselbe  ist  von  Sardinien  zu  sagen. 
Denn  die  von  Phöniziern  und  Griechen  be- 
völkerte und  von  Tiberius  mit  Juden  kolo- 
nisierte Insel  wurde  mehrmals  von  den  Sa- 
razenen ei-obert  und  stand  von  850  bis  1007 
dauernd  unter  ihrer  Herrscliaft,  dann  wai- 
sie  bis  1296  zwischen  Genua  und  Pisa 
streitig,  zumeist  aber  von  pisanischen  Richtern 
hfxihst  tyrannisch  verwaltet.  Wenn  unter 
diesen  Umständen  berichtet  wird,  dass  von 
den  Censoren,  den  Steuerbeamten  und  Auf- 
sehern für  den  Ackerbau  und  die  Vieh- 
zucht jälu-liche  Neuverteilungen  der  Dorf- 
läudereien  vorgenommen  wunlen,  ist  nui- 
auf  fiskalischen,  nicht  auf  volkstümlichen 
Urspining  dieses  Verfahrens   zu  schliessen. 

Eher  könnte  vielleicht  in  Spanien  an 
volkstümliche  Reste  gedacht  werden.  Hier 
soll  in  manchen  Dörfern  das  Gf  neindeland 
jährlich  neu  verteilt  werden.  Aber  auch 
abgesehen  von  der  hier  besonders  langen 
und  eingreifenden  Dauer  der  maiuischen 
Herrschaft  bezieht  sich  die  Nachridit  nur 
auf  das  Gemeindeland. 

Auch  die  bestimmteren  Angaben  über 
die  Agrarverhältnisse  im  Reiche  der  In- 
kas  erweisen  die  Neuverteilung  der 
Ländereien  als  eine  fiskalische  Verwaltungs- 
einrichtung. Aller  Grund  und  Boden  wai* 
in  drei  Teile  geschieden,  einen  füi-  die 
Sonne  und  ilire  Priester,  einen  für  den  Inka 
und  einen  für  das  Volk.  Ueber  das  Volks- 
land hatte  der  Inka  ebenfalls  das  Eigentums- 
recht, die  Unterthanen  waren  nur  Nutz- 
niesser.  Die  Verteil  img  desselben  fand 
jälirlich  nach  Abzug  des  für  den  Curaca, 
den  adligen  Häuptling  des  Bezirkes,  l>e- 
stimmten  Landes  unter  alle  FamUien  statt, 
und  zwar  nicht  für  alle  Teile  des  Reiches 
und  für  alle  Familien  gleichmässig,  sondern 
je  nach  Bedürfnis.  Zu  dem  Ende  existierten 
über  die  Ländereien  eines  jeden  Bezirkes 
sorgfältig  ausgeführte  Grundkataster  in  der 
Hauptstadt.  Laveleye  meint  selbst,  dass  die 
ganze  Einteilung  auf  ein  durch  Eroberimg 
hervorgenifenes  Herrschaftsverhältnis  hin- 
deute. Es  ist  auch  bekannt,  dass  die  Inka 
nicht  lange  vor  der  si)anischen  Entdeckung 
von  den  südlichen  Hochgebirgen  kriegerisch 
eingewandert  waren. 

16.  Ungarn.  Sehr  eigentümliche  Ver- 
hältnisse haben  sich  für  die  landwirtschaft- 
liche Entwickelung  Ungarns  ergeben.  Als 
Arpad  von  seinem  fruchtlosen  Zuge  gegen 
Swatopluk  892  durch  Galizien  zurückge- 
drängt, sich  in  Kiew  diu-ch  Chazaren  und 
Ruthenen  verstärkt  hatte  und  von  Podolien 
aus     über     die    Karpathen     ziuiick    nach 
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Munkacz  ging,  fand  er  fasst  ganz  Ungarn 
im  Besitz  verschiedener  Slavenstämme,  die 
seit  zwei  Jahrhunderten  angesessen  imd  in 
Woiwodschaften  und  Zupaneien  organisiert 
waren.  Nur  das  Land  zwischen  dem  Plattensee 
und  der  Donau  war  seit  Karl  dem  Gbx)ssen 
deutsch  besiedelt,  imd  im  Banat  und  Sieben- 
bürgen herrschten  Bulgarenfürsten  über 
slawische  und  wallachische  Bevölkenmgen. 
Die  Erobenmg  gelang  in  wenigen  Jahren. 
900  fiel  auch  der  deutsche  Besitz  in  seine 
Hand  und  es  beganneü  die  mehr  als 
50  jährigen  Plünderungszüge  nach  Westen, 
welche  zwar  mit  der  Schlacht  auf  dem 
Lechfelde  endeten,  aber  gleichwohl  erst  1043 
zu  einem  Friedensschluss  gelangten,  der  die 
heutige  Grenze  feststellte.  Ausser  dem 
Menschenverluste  scheint  inzwischen  das 
Innere  des. Landes  nicht  wesentlich  gelitten 
zu  haben.  Schon  894  soll  es  die  auf  den 
slawischen  Zupaneien  (Gespanen)  beruhende 
Yerwaltungseinteilung  erhalten  haben.  Das 
Land  aber  vergabte  der  König.  Der  Landes- 
archivar K.  Tag  an  vi,  welcher  neuerdings 
die  ältesten  Ueberlieferungen  des  ungarischen 
Agrarwesens  bearbeitete,  erklärt,  dass 
bei  diesen  Vergabungen  die  Anschauung 
herrschte,  der  Boden  bedeute  nichts,  der 
Mensch  alles.  Es  werden  in  den  l'rkimden 
nur  namentlich  genannte  Knechte,  nicht  Güter 
verschenkt.  Die  Besitzer  einer  Gemarkung 
setzen  sich  ganz  vermischt  aus  Magnaten, 
geistlichen  Korporationen ,  Ministerialen, 
Burgleuten  und  Burgknechten  zusammen, 
ihre  Besitzungen  mit  einbegriffen,  und  be- 
nutzen die  Gemarkungen  gemeinschaftlich, 
ohne  individuelles  Eigentum  zu  kennen. 
Noch  im  13.  Jahrhundert  bemühen  sich  die 
Könige,  wenigstens  der  Krone  eigene  Be- 
sitzungen und  Burggebiete  auszuscheiden. 
Das  I^s  über  das  von  jedem  zu  bestellende 
Land  wird  mit  dem  Pfeile  geworfen.  Auch 
jedem  Knechte  kommt  der  Pfeil  zu,  eine 
Urkunde  von  1197  sagt  hinter  den  Namen 
überlassener  Leute:  Unus<iuisque  istorum 
sortem  habet  ciun  villanis,  et  si  numerus 
ipsorum  creverit,  crescunt  et  sortes.  Noch 
aus  Statuten  und  Urbaren  des  16.  und  17. 
Jahrhunderts  und  aus  den  jeden  Ort  be- 
schreibenden Landeskonskriptionen  von 
1715' 20  geht  unzweifelhaft  hervor,  dass 
zwar  in  einer  grossen  Anzahl  Ortschaften, 
die  als  freie  oder  als  gi-undherrliehe  Ko- 
lonieen  galten,  den  Bauern  das  Ackerland 
zu  bestimmten,  bleibend  zugewiesenen 
Sessionen  oder  Hufen  zustand  und  nur  die 
Allmenden  g-emeinschaftlich  oder  wechselnd 
genutzt  wurden,  dass  aber  in  den  meisten 
Komitaten  anscheinend  die  Mehrzahl  der 
Orte  die  Felder  teils  im  Turnus,  teils  be- 
liebig wechselte  und  dazu  neu  einteilte,  in 
nicht  wenigen  aber  auch  den  Insassen  völlig 
freistand,  in  der  Flur,  wo  es  dem  einzelnen 


gut  schien,  Land  zu  bestellen  und  es  wieder 
liegen  zu  lassen,  wenn  er  anderes  vorzog. 
Die  Erklänmg  solcher  Agrarzustände  liegt 
in  den  ganz  ausserordentlich  grossen  G^ 
markmigen,  die  weit  über  das  Bedüi-fnis  der 
durch  die  steten  Kriege  schwachen  Be- 
völkerung hinausgehen.  Ebenso  beruhen  sie 
auf  dem  Brauche,  die  meist  sehr  frucht- 
baren Aecker  nicht  zu  düngen,  sondern  nur 
5,  höchstens  6  Jahre  hindurch  zu  bestellen 
und  dann  6  bis  12  und  mehr  Jahre  ruhen 
zu  lassen,  endlich  in  den  häufigen  Ueber- 
sehwemmimgen  und  klimatischen  Schä- 
digungen, welche  die  Benutzung  vieler 
Flächen  als  Weide  am  vorteilhaftesten  und 
den  Anbau  zur  Nebensache  machten.  Ob 
man  aber  nach  den  historischen  Yorgängen 
bei  den  Ungarn  in  einem  solchen  Wirtschafts- 
betriebe die  natürliche  Folge  eines  volks- 
tümlichen Gemeinbesitzes  und  den  Uebergang 
von  demselben  zum  Privateigentum  sehen 
will,  steht  dahin. 

16.  Ursprüiiglich  volkstümliche  Neu- 
teilungen.  Als  wirklich  ursprünglich  volks- 
tümliche Neuteilungen  seit  der  festen  An- 
siedelung eines  herkömmlichen,  aufrecht  er- 
haltenen Gemeinbesitzes  wird  sich  auffassen 
lassen,  dass  bei  den  Joloffen  auf  der 
Küste  von  Goree  in  Senegambien  der 
Häuptling  des  Dorfes  unter  dem  Beistande 
des  Rates  der  Alten  die  Aufteilung  der  zu 
bebauenden  Aecker  veranstaltet,  indem  er 
die  Lose  nach  den  Bedürfnissen  jeder 
Familie  bemisst. 

Ebenso  bemerkt  Sumner  Maine,  dass  in 
den  Centralprovinzen  Indiens  bei 
der  nichtarischen  Urbevölkerung  Beispiele 
gelegentlicher  Umlegung  der  gesamten 
Ackerflur  von  einem  Teile  des  Dorflandes 
auf  den  anderen  und  periodischer  Neu- 
teihmgen  der  Lose  innerhalb  des  Mutter- 
landes vorkommen  und  dass  dies  bei  der 
arischen  Bevölkerung  zwar  nicht  mehi*  statt- 
findet, indes  früher  ebenfalls  vorgekommen 
sein  soll  und  das  Aufhören  Gegenstand  von 
Beschwerden  sei. 

Am  deutlichsten  ausgesprochen  bestehen 
solche  Ueberlief enmgen  bei  den  Afghanen. 
Nach  Spiegel  imd  Elphinstone  zerfallen  die 
Afghanen  in  drei  Clane.  Jedem  Clan  ist 
das  volle  Eigentum  des  Bodens  zuerkannt, 
und  er  verteilte  dasselbe  ebenfalls  auf  immer 
unter  seine  Khails  oder  Unterclane.  In 
einigen  dieser  Khails,  insbesondere  bei  den 
Jussufzais  im  Osten,  wird  nun  das  Land 
den  einzelnen  Genossen  nicht  dauernd  zu- 
gewiesen, sondern  es  vollzieht  sich,  wie  aus- 
drücklich angegeben  wird  infolge  freiwDliger 
Abmachungen,  ein  steter  Wechsel  der  Güter. 
Alle  5  oder  10  Jahre,  je  nach  der  Gewohn- 
heit, gehen  die  Grundstücke  aus  einer  Hand 
in  die  andere  über,  und  am  Ende  eines  ge- 
wissen  Zeitraumes    hat   jeder   im  Reihen- 
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Wechsel  die  guten  und  schlechten  Aecker 
besessen.  Daher  soUen  Wandenmgen  ganzer 
Dörfer  entstehen,  infolge  deren  das  neu  in 
Besitz  genommene  Gebiet  unter  die  an- 
ziehenden Familien  mittelst  einer  neuen 
Auslosung  verteilt  wird.  Diese  nennen  die 
Afghanen  bald  pucha,  bald  purra,  und,  da 
man  überhaupt  in  den  Afghanen  manchen 
semitischen  Zug  zu  erkennen  meint,  glaubt 
man  auch  in  purra  das  hebräische  pur  (I>os) 
sehen  zu  dürfen.  Mit  den  Nachrichten  über 
diese  Verfassung  bei  den  östlichen  Afghanen 
stimmt  die  Nachricht  Junges  hinreichend 
überein,  dass  unter  den  afghanischen 
Stämmen  westlich  des  Indus  früher  alle  90 
Jahi-e  eine  neue  Verteilung  des  Bodens  und 
selbst  der  Häuser  vorgenommen  wonlen  sei 
und  dass  diese  »Wesch«  genannte  Sitte  in 
etwas  modifizierter  Form  noch  in  Bannu 
(südlich  Peschaver)  bestehe. 

17.  GehöferschafteD  im  Keicienuigs- 
bezirk  Trier.  Bei  ErwOgimg  aller  dieser  Bei- 
spiele lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  die  mit 
emiger  Sicherheit  aus  dem  alten  volkstüm- 
lichen Gemeinbesitz  herzuleitenden  Vor- 
gänge periodischer  Ackerverteilungen  nur 
selten  und  vereinzelt  bekundet 
werden  imd,  gegenüber  der  für  die  Slawen, 
Kelten  und  Inder  nachweisbaren  Unverein- 
barkeit mit  den  Gnuulgedanken  ihrer  volks- 
tümlichen Agrarverfassung,  für  allgemeine 
Gesichtspunkte  kaum  in  Betracht  kommen 
können. 

Es  bleibt  also  übrig,  die  gewonnenen 
Ergebnisse  mit  der  germanischen  Agrar- 
verfassung  in  Beziehung  zu  setzen,  von 
welcher  alle  diese  Unterauchungen  ausge- 
gangen sind. 

Die  Anregung  dazu  gaben  die  sogenann- 
ten »Gehöferschaiten«  im  Regienmgsbezirk 
Trier.  Diese  agrarischen  Genossenschaften, 
auf  welche  schon  Schwerz  und  der  Land- 
rat von  Briesen  hingewaesen  hatten,  sind 
von  G.  Haussen  in  die  wissenschaftliche 
Kunde  eingeführt  und  in  ihren  thatsäch- 
lichen  Eigentümlichkeiten  sorgfältig  irnter- 
sucht  worden. 

Es  sind  dies  genossenschaftliche  Ver- 
bände von  Gnmdbesitzern,  oft  mehrere  ver- 
schiedene in  derselben  Dorfschaft,  welche 
an  gi'össeren  oder  kleineren  Teilen  der  eige- 
nen oder  auch  einer  fremden  Flur  nach  be- 
stimmten, den  Lasten  entsprechenden  An- 
teilen berechtigt  sind.  Ihre  Mitglied f*r  sind 
gegenwärtig  durch  die  Landeskulturgesetz- 
gebung unter  Ablösimg  der  Lasten  freie 
Eigentümer  der  zur  Zeit  der  Ablösung  von 
ihnen  besessenen  Grundstücke  geworden. 
Bis  dahin  aber  stand  der  Besitz  dieser  Ge- 
nossenschaften, der  als  ihr  Eigentum  be- 
trachtet wurde,  unter  dem  Obereigentum 
des  Gnmdherm,  an  das  er  zinspflichtig  war, 
und  blieb  solidarisch  für  den  Eingang  dieser 


Zinsen  verhaftet    Die  beteiliglea  Genossen 
hatten    in    der    Regel    schon   seit   längerer 
Zeit  aufgehört,   eine  Veränderung   in  dem 
bestehenden  Besitzstande  vorzunehmen.    Bei 
einer  Anzahl  dieser  GenossenschaftsländereieQ 
aber  bestanden  bis  zur  Mitte  des  laufenden 
Jahrhunderts  periodische  Neateilimgen  und 
Auslosimgen,    welche    einen    12-,    9-  'xier 
selbst  3  jährigen   Tiuuus  innehielten.    Vor. 
den  Gehöfem  zu  Losheim,   welche   sie  irr. 
17.  Jalu-himdert  aufgegeben  hatten,  wm^ieo  | 
sie  im  18.  auf  einstimmigen  Beschhiss  wit^  I 
der  aufgenommen.    Es  steht  ausser  Zweifel  ; 
dass  aUe  Gehöferschaften,  solange  das  Her- 
kommen bestand,  die  Pflicht  jedes  Genossen 
anerkannten,  sich  diesem  Wechsel  zu  unter- 
werfen.   Die  Anteile  an  diesen  Flurstücken 
konnten  ganz  oder  geteilt  vererbt  und  vf^r- 
äussert  werden    und    waren   nach  der  Sitte 
des    fränkischen    Rechtes  sehr  zerstückelt. 
Bei   den   Neulosungen   wurden   nach  Mög- 
liclikeit   die  Anteile  eines  Besitzers  inner- 
halb  der   meist   ziemlich  kleinen,  ein  (t\>- 
wann   bildenden    Feldabschnitte    zu    einem 
grösseren  Stücke  vereinigt. 

Der  lange  Bestand  dieser  genossensctiaft- 
lichen  Vorgänge  erklärt  sich  in  der  Haupt- 
sache  aus   der   Oertiichkeit.    Die  gehöfer- 
schaftlichen  Ländereien  nehmen  verhältnis- 
mässig   sehr   ungünstige    Lagen   auf   Hem 
Hunsrück  und  der  südlicjhen  Eüel  ein.    In 
diesen  Grauwackengebirgen  sind  die  Thäler 
sehr    tief    und    scliroff   eingeschnitten  imd 
lassen  in  der  Regel  mir  sehr  geringen  Raum 
für  die  Gehöfte  und  Gäilen  der  Ortscliaften. 
Das   Ackerland   liegt  dagegen  auf  den  pla- 
teauartigen   Höhen,    auf    welchen    steini^^> 
Kuppen    mit  sumpfigen   Mulden   wechseln, 
der  tiefere   und   tragbare   Boden  sich  nur 
sehr  spärlich  z^dschen  beiden  hinzieht  und 
das    rauhe    und    wechselnde    Klima  diu^ih 
späte  Fröste,  dürre  Hitze,  Sturm  und  Lager- 
schnee den  Anbau  gefährdet.    Niur  ein  ver- 
hältnismässig   geringer   Teil    des  Gehöfer- 
schaftslandes    hat    deshalb    allmählich   zu 
dauerndem  Ackerlande  in  Drei-  oder  Mehr- 
felderwirtschaft  kultiviert   werden   können, 
der  bei   weitem  grössere  Teil  dient  unter-     j 
geordneterer,  sehr  extensiver   Bewirtschaf-     I 
tung.    Die  immerhin  noch  besseren  Lagen     \ 
werden  nach  5  oder  6  Getreide-  und  Brach-     | 
fruchten    ebenso   lange  in   Dreesch  gelegt; 
die  geringeren  sind  als   Wildland  benutzt     | 
d.  h.  sie  werden  2  oder  3  Jahre  mit  Koggen      | 
und  Hafer  bestellt  und  bleiben  dann  je  nach     ! 
der  Güte   10  bis  20  Jahre  gds  räume  spär- 
liche Hutung  liegen,   bis   sie  wieder  zum 
Umbruch  kommen.   Das  sogenannte  Schiffel- 
land nimmt  die  noch  flacheren  und  dünre- 
ren  Lagen  ein.    Es  bedeckt  sich  nach  einem 
ähnlichen    2-    oder    3  jährigen    Anbau  erst 
in   20    bis  40  Jahren  mit  einem  schwachen 
Filz  von  Ginster  und  Heidepflauzen,  welcher 
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vor  der  neuen  Bestellung  abgeschält  und 
auf  dem  Felde  verbrannt  wird,  so  dass  die 
Asche  den  Boden  erwärmt  und  einiger- 
massen  düngt  Wo  etwas  mehr  Schutz  und 
Feuchtigkeit  namentlich  an  den  steilen 
Thalabhängen  einen  hinreichend  lebendigen 
Baumwuchs  gestatten,  wird  das  Land  zu 
Hackwald  benutzt.  Man  pflanzt  Eichen  und 
Buchen,  vermeidet  aber  Kahlschlag  und 
lässt  sie  nicht  zu  Hochstämmen  wachsen. 
Vielmehr  werden  sie  als  Niederwald  in  18- 
bis  2l>  jährigem  Tmnus  in  der  Weise  be- 
wirtschaftet, dass  jedes  Jahr  je  einer  der 
Schläge  zum  Einschlag  als  Knüppelliolz 
kommt,  von  welchem  man  die  Rmde  zu 
Lohe  schält  Der  Wald  bleibt  durch  Wie- 
derausschlag aus  den  Wurzeln  und  gelegent- 
liches Xachpflanzen  erhalten.  Zwischen  den 
Stubben  aber  wird  1  oder  2  Jalire  mit 
dem  Schwingpfluge  oder  der  Hacke  Roggen 
l)estellt. 

Diese  Wirtschaftsverhältnisse,  die  sich 
bis  nach  Beaumont  und  Sedan  verbreitet 
haben,  können  auch  in  älterer  Zeit  nicht 
wesentlich  andere  gewesen  sein. 

18.  Entstehnng  der  Gehof  er  nach  1200. 
Lamprecht  hat  nun  im  einzelnen  topo- 
graphisch nachgewiesen,  dass  man  das  Ein- 
dringen des  Anbaues  auf  diese  Höhen  nicht 
vor  das  11.  und  12.  Jahrhundert  zu  setzen 
hat  und  dass  es  grosse  geistliche  und  welt- 
liche Gnindherrschaften  waren,  welche  diese 
aiisgetlehnten    Wald-     und     Öedländereien 
Dutzbar  zu  machen  suchten.    Sie  bewirkten 
dios  zuerst  von  ihren  Fronhöfen  aus,  in- 
dem sie  durch  ihre  Meier  Rodung  und  Be- 
stellung   der   geeigneten    Lagen    als   soge- 
nannte   Beunden   ausführen    und  dazu   die 
Dienste  der  Hörigen  verwenden  liessen.  In- 
des vermochte   ein   so  beschwerlicher  und 
unsicherer  Anbau  in  eigener  Wirtschaft  den 
Gnindherren  keinen  Nutzen  zu  versprechen. 
Die  in  den  erweiterten  oder  neu  angelegten 
Ortschaften  anwächsende  landwirtschaftliche 
Bevölkerung  aUein  konnte  diuxjh  ihr  stei- 
gendes  Bedürfnis    dazu  gedrängt   werden, 
die  notwendigen,  verhältnismässig  sehr  har- 
ten Arbeiten   bei   so  geringer  Aussicht  auf 
Erfolg  zu  unternehmen.    Deshalb  ist  erklär- 
lich, dass  die   Grundhenen  vorzogen,  den 
Anbaueiii  das  Land  dauernd  gegen  Zins  zu 
Hierlassen.     Dies    geschah    anfänglich    in 
Zeitpacht,  dann  in  Erbpacht  und  endüch  zu 
Erbzins.    Eins  dieser  Verhältnisse  ging  un- 
merklich in   das  andere  über.    Der  Grund- 
herr hatte  kein  anderes  Interesse  daran,  als 
die  Sicherung   des   nach    der  Anschauung 
des    Mittelalters     zur     Beallast    geworde- 
nen Zinses.    Er  hielt  sich  an  die  Genossen- 
schaft.   Innerhalb   dieser  aber  veränderten 
sich  die  Anrechte  der  Teilnehmer  mit  dem 
^itz  ihrer  Höfe  im  Orte,  sie  konnten  auch 
je    nach    ihrer   Arbeitskraft    ihre    Anteile 


untereinander  ab-  oder  zukaufen,  ja  es 
mochte  wünschenswert  erscheinen,  gelegent- 
lich neue  zahlungs-  und  arbeitsfähige  Teil- 
nehmer zur  Erleichterung  und  zum  Ersatz 
anderer  heranzuziehen.  Auch  war  die 
Vereinigung  der  durch  Kauf  und  Vererbung 
zerstückelten  Parzellen  zweckmässig.  Durch 
alles  dies  verlieren  die  periodischen  Aus- 
losungen dieser  Ländereien  einen  wesent- 
lichen Teil  ihres  befremdlichen  Anscheines. 
Entscheidend  für  ihre  Beurteilung  aber  ist 
der  Nachweis  Lamprechts,  dass  die  Ent- 
stehung ihrer  genossenschaftlichen  Gestalt 
und  der  darauf  beruhenden  Feldgemeinschaft 
nicht  vor  das  13.,  zumeist  erst  in 
das  14.  Jahrhundert  zu  setzen  und 
durchweg  auf  grundherrliche  Ver- 
leihung zurückzuführen  ist. 

19.  Wechseläcker  in  Norwegen.  In- 
des stehen  die  periodischen  Auslosungen 
von  Ackerland  im  Hunsrück  und  der  Eifel 
nicht  vöJhg  vereinzelt  auf  dem  Boden  der 
germanischen  Ansiedelungen.  Vielmehr  sind 
ähnliche  Feldgemeinschaften  auch  auf  dem 
Gebiete  des  norwegischen  Volkslandes  in 
üebung  gekommen  und  bis  auf  die  Gegen- 
wart erhalten  geblieben.  In  Norwegen 
haben  die  Könige  schon  sehr  früh  die  ziem- 
lich beträchtlichen  Allmenden  der  Hüfner- 
gemeinden  als  Staatsland  behandelt,  welches 
indes  den  Nutzungsberechtigungen  der  an- 
grenzenden Ortschaften  unterliegt  Doch 
gab  es  in  neuerer  Zeit  auch  solche  All- 
menden, welche  als  besondere  vom  Staats- 
lande ausgeschiedene  Gnindstücke,  als  Jord- 
faettesskab,  Gemeinheiten,  selbständig  be- 
standen. Sie  lagen  meist  unkultiviert  und 
ungeteilt,  als  nicht  allein  zwischen  den  Hufen 
des  Gutes,  sondern  häufig  zwischen  ver- 
schiedenen Pfarreien  gemeinschaftlich.  Unter 
diesen  Jordfaettesskab  kamen  aber  auch,  wie 
Broch  erklärt,  zwar  sehi-  selten,  indes 
hie  imd  da,  g-emeinsame  Gnindstücke  vor, 
welche  man  Arbytte  nennt,  d.  h.  solche,  von 
denen  die  verschiedenen  Eigentümer  die 
Nutzung  auf  denselben  Stücken  oder  Fel- 
dern der  Reihe  nach  wälirend  verschiedener 
Jahre  zu  gewinnen  hatten.  Blom  aber 
bemerkt  in  seiner  Statistik  von  Norwegen 
(Bd.  I,  S.  143)  über  dieses  Verhältnis:  zu 
den  politischen  Hindernissen  gehört  vorzüg- 
lich der  gemeinschaftliche  Besitz  der  Felder, 
eine  Ai*t  Ganerbschaft.  In  vielen  Gegenden, 
besonders  in  den  Küsten-  und  Alpengegen- 
den ist  dieses  Uebel  in  allen  seinen  schäd- 
lichen Formen  herrschend.  Nicht  nur,  dass 
mehrere  Besitzer  eines  Bauerhofes  ihreAecker 
stückweise  untereinanderliegend  haben,  son- 
dern in  vielen  Gegenden  hat  man  aus 
Furcht,  durch  die  Verteilung  der  Grund- 
stücke den  küraeren  zu  ziehen,  den  schäd- 
lichen Gebrauch  eingefülirt,  die  Aecker 
jährlich  oder  mehrjälirig  unter  den  Eigen- 
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tümern  wechseln  zu  lassen,  so  dass  sie  dieses 
Jahr  von  diesem,  ein  anderes  von  jenem 
angebaut  werden.  Um  diesem  Uebcl  ein 
Ende  zu  machen,  wiuxie  durch  ein  G.  v. 
17.  August  1821  bestimmt,  dass  alles  Land- 
eigentum innerhalb  8  Jahren  unter  die  Be- 
sitzer geteilt  sein  solle  und  dass  (iiejenigen 
Besitzer,  welche  diese  Teilung  nicht  bis  zur 
bestimmten  Zeit  zu  stände  gebracht  hätten,  die 
Grundsteuer  doppelt  zu  bezahlen  haben. 

Da  nicht  die  Gemeinden,  sondern  die 
Odalsbauern,  die  auf  erbeigenen  gesclilosse- 
neu  Höfen  sitzenden  alten  lliifner,  über  die 
Allmende  verfügten  und  als  Grundherren 
der  Allmenden  den  AUmendbaueni  auf  der- 
selben zuerst  go^on  Pacht,  dann  dauernd 
die  Ansiedelung  gestatteten,  ergiebt  sich, 
dass  diese  norwegischen  Feldgemeinschaften 
den  Gehöfei^chaften  des  Mosellandes  in 
allem  Wesentlichen  entsprachen. 

20.  Volksge»etze  der  GermaDen.  Geht 
man  aber  im  Verlaufe  der  Jahi-hunderte 
weiter  rückwäi-ts,  um  den  Zusammenhang 
dieser  seit  dem  Ende  des  Mittelaltei-s  be- 
kannten agrarischen  Erscheinungen  mit  dem 
alten  germanischen  Gemeinbesitze  aufzu- 
suchen, so  fehlt  schon  in  den  norwegi- 
schen und  dänischen  Gesetzendes 
13.  Jahrhunderts  jede  Andeutung  dei*selben. 

Letztere  zeigen  zwar ,  dass  durch  das 
R e  e  b  n  i  n  g s  V e  r  f  a  h  r  e  n  (s.  d.  Art.)  einzelne 
Teile  der  Ackerflur  und  wenn  nötig  auch 
ganze  Gemarkungen  als  gemeinsame  Masse 
für  eine  Neuvei-teilung  zusammengeworfen 
wurden  und  dass  durch  Aufmessung  und 
Unterteilung  neuer  Gewanne  sowie  Aus- 
losung dieser  Unterteile  das  riclitige  Ver- 
hältnis unter  den  einzelnen  an  der  Flur 
berechtigten  Hufen  oder  den  Hufenbruch- 
teilen wiederhergestellt  wimle.  Aber  dies  : 
Verfahren  fand  ausdrücklich  niu-  statt,  wenn 
die  eingetretenen  Gi-enzverwimuigen  nic^ht 
einfacher  zu  ordnen  waren,  und  die  Hanles- 
männer hatten  voi-schriftsmässig  darauf  zu 
sehen  und  darüber  zu  entscheiden,  dass  die 
Neuteilung  auf  der  Flur  nicht  weiter  ging, 
als  zur  Wiederhei'stellung  der  verletztt^n 
oder  verdunkelten  Rechte  der  Antragsteller 
durchaus  erforderlich  erschien. 

Ebensowenig  ist  aus  den  zalilreichen  be- 
kannten Urkunden,  Registern  und  Urbarien 
durch  das  gesamte  Mittelalter  bis  zu  den 
ei^sten  Nachrichten  in  der  Karolinger-  und 
Merowingerzeit  zurück  irgend  eine  Aeusse- 
nmg  zu  entnehmen,  welche  periodische  Neu- 
losungen der  Ackerflui-en  bekundete  oder 
auch  nur  andeuten  könnte. 

Dassellie  ist  von  den  deutschen 
Volksgesetzen  und  insbesondere  von 
der  lex  salica  zu  sagen.  Die  Volksgesetze 
bezeichnen  die  Ansiedelungen  als  von  Ge- 
schlechtsgenossen, von  consanguineis,  cogna- 
tionibus,  faramannis,  begiiindet  und  bewohnt. 


Sie  benennen  diese  Bewohner  auch  commar- 
cani  oder  vicini,  lassen  erkennen,  dass  beiai 
erblosen  Absterben  eines  der  Genossen  sein 
Gut  der  Genossenschaft  anheimfällt  sprechen 
ihnen  auch  das  Recht  zu,  dass  ohne  ihre 
Einwilligung  keiner  der  Genossen  sein  Gut 
ganz  oder  teilweise  einem  auswärtigen  Zu- 
wandernden überlassen  darf.    Die  Genossen 
einer  Flur  besitzen  auch  gemeinsame  Wälder 
und    Weiden,    und    in    den   Ackerschlägen 
sind  stets  mehrere  oder  alle  derselhien  mit 
Gnmdstücken     beteiligt      Aber    dass    rias 
von  dem  einzelnen  Nachbar  bestellte  Land 
nicht  in  seinem  festen  imd  dauernden  Be- 
sitze stehe,  sondern  gelegentlich  wie^ler  at»- 
getreten  werden  müsse  oder  in  bestimmt^a 
Perioden  neu  verlost  werde,  davon  spricht 
keines  der  Gesetze.    Auch  bei  den  wenig»?n 
darauf  gedeuteten  Stellen  lex  salica  27,  l\ 
17,  23  und  74  Extrav.  ist  diese  Auffassun? 
ohne  Zwang  nicht  möglich  und  gegenül>er 
der  sonstigen  Beliandlung  des  Grimdeisr^'n- 
tums  und  seiner  Voräusserlichkeit  unzula>>ig. 

21.  Berichte  der  Römer.  Dagn*g>n 
seheinen  die  wenigen  Worte,  die  uns  von 
gleichzeitigen  römischen  BeobachterH  ül«^r 
(lie  ält(»sten  Aulagen  der  Germanen  vor- 
liegen, die  Vorgänge  der  Feldgemeinschaft 
auszuspix?chen. 

Dazu  lässt  sich  allenlings  Cäsars  Au>- 
lassung  in  den  Comment  d.  b.  g.  VI.  22 
nicht  rechnen.  Ei*  sagt  zwar-  Necpie  •lui^- 
(juam  agri  modum  certum  aut  fines  haM 
])roprios,  sed  magistratus  ac  principes  in 
annos  singulos  gentibus,  cognationibus^jue 
hominum,  qui  una  coierunt,  quantimi  et  quo 
loco  Visum  est,  agrum  attribuimt  atqiio 
aimo  post  alio  ti-anslre  cogunt  Al)er  er 
schildert  damit  nicht  die  Ansiedelung.  Sr-iiio 
eigenen  Erläuterungen  zeigen  vielmehr,  dass 
die  Vornehmen  das  AnsässigiÄ'erden  der 
Volksmasse  zu  verhindern  eifrig  bestreikt 
waren  und  dass  die  Deutlichen  in  der  Zeit 
vor  der  festen  Ansiedelung' zwar,  wie  alle 
Weidenomaden,  Ackerbau  in  einer  ge^isw^u 
Ausdehnung,  aber  nur  sporadiscn  unter 
jährlichem  Wechsel  der  AnhausteUeu  h^ 
trieben. 

Der  entscheidende,  die  wirkliche  ft^te 
Ansiedelung  beschreibende  Aussprach  ist 
der  des  Tacitus,  Germ.  26:  Agri  pro 
numero  cultorum  ab  universis  in  ritvs 
occupantiu*,  quos  mox  inter  se  seciuiduni 
dignationem  pailiuntur,  facilitatem  partiniuli 
camporum  spatia  praestant.  Arva  per  anno? 
mutant,  et  superest  ager. 

Indes  ist  gerade  diese  Stelle  unklar  und 
sti-eitig.  Es  wird  allgemein  anerkannt  dass 
sie  einer  erheblichen  Verderbnis  unterle^^n 
haben  könne.  Der  Zweifel  richtet  sich  nicht 
gegen  die  Worte  von  quos  mox  an,  welche 
die  Aufteilung  der  Gewannflui*en,  wie  vir 
sie   als   die   volksmässigen   vorfinden,  mit 
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ihi-en  verhältnismässigen  Anteilen  und  ihrer 
n*.«twendig  schlagmässigen  Bestellung  ziera- 
heli  deutlich  und  zutreffend  ausdrücken. 
Sondern  die  Unsicherheit  liegt  in  dem  Satze: 
Aeri'i  pi-o  mimero  cultorum  ab  universis  in 
\i{y»?  oocupantur.  Derselbe  steht  nicht  allein 
mit  «lern  folgenden  in  logischem  und  prak- 
tkchem  Widerspnich,  weü  nach  letzterem 
du»  Fnichtsclüäge,  nach  ersterem  aber  über- 
haupt <lie  zu  bestellenden  Eeldgnmdstücke 
vedisela  sollen,  sondern  er  ist  auch  in 
sich  selbst  unklar,  weil  die  Worte  ab  uni- 
versis eine  Ergänzimg  fordern,  die  nur  füg- 
lich als  Germanis  oder  cultoribus  zu  denken 
wäre.  Dann  aber  würde  der  Ausdruck  in 
Tii^^s  den  Gedanken  einer  Besitznahme  der 
Feldgnindstücke  mit  der  Absicht  des  Wech- 
5*>Is  imter  der  gesamten  Völkerschaft  ent- 
halten, der  weder  mit  dem  thatsächlichen 
Befunde  noch  mit  den  Gesichtspunkten  der 
Volksgesetze  und  ebensowenig  mit  den  perio- 
dischen Auslosungen  der  Gehöferschaften 
in  Einklang  zn  bringen  wäre. 

Es  ist  nun  zunächst  die  Frage,  ob  nicht 
«Ue  Lesart  überhaupt  tmrichtig  ist.  Aus 
den  besten  Handschriften  ist  statt  in  vices 
li*<Viglic»h  uicis  am  meisten  beglaubigt,  so 
dass  der  Satz  zu  lesen  wäre:  Agri  pro 
nnniero  cultorum  ab  universis  \icis  oceu- 
fantnr.  Man  könnte  denken,  von  allen 
<Fauon,  oder  vielleicht  ab  universis  viris, 
beides  aber  ghne  ersichtlich  guten  Sinn, 
ind^^  auch  ohne  jede  Hindeutung  auf  Feld- 
gemeinschaft. Den  besten  Sinn  würde  geben, 
wenn  das  Taciteische  Latein  znliesse,  den 
Satz  Agri  pro  numero  cultorum  ab  universis 
Oermanis  in  vicis  oceupantur  zu  übersetzen : 
von  allen  Germanen  werden  die  Ländereien 
in  iler  Gestalt  oder  in  dem  Ausmass  von 
Dorfern  oder  Dorfgemarkimgen  in  Besitz 
genommen.  Dies  entspräche  der  Wirklich- 
keit und  des  Tacitus  eigener  Beschreibung 
d^-r  Anlagen.  Muss  aber  die  übliche  Les- 
art nicht  bloss  der  Konjektur  eines  Ab- 
?chi*eibers  zugeschrieben  w^erden,  sondern 
ij^t  nach  Tacitus'  Absicht  in  vices  oder 
gleichbedeutend  in  vicis  »zum  Wechsel« 
auh-f^cht  zu  erhalten.  Dann  bleibt  immer 
noch  die  Frage,  ob  er  die  Angaben  von 
quos  mox  ab  nicht  einem  mit  der  Sache 
fcikannten  Berichterstatter  entnahm,  den 
ersten  Satz  aber  lediglich  als  eine  Reminis- 
eenz  aus  den  von  jedem  Römer  gekannten  und 
init  Recht  als  beste  Quelle  gewürdigten 
Kommentaren  des  Cäsar  vorausschickte,  mit 
denen  er  sich  nicht  in  Widerspnich  setzen 
sollte.  Die  Ergänzung  würde  dann  etwas 
deutUeher  sein:  Agri  pro  numero  cultorum 
ab  luiiversis  hominibus,  qui  ima  coierunt, 
IQ  vices  occ^pantur.  Sie  würde  dann  aber 
auch  als  Wiedergabe  von  Cäsars  Bericht 
der  Beweiskraft  für  periodische  Neuteilimgen 
der  Aecker  nach  der  Ansiedelung  ermangeln. 


Die  Unsicherheit  des  Tacitus  in  seinem 
Bericht  geht  auch  aus  Kap.  16  der  Germ, 
hervor,  das  vielleicht  absichtlich  soweit  ent- 
fernt gestellt,  ohne  jede  Erläutenmg  durch 
die  verschiedene  Oertlichkeit,  ebenfalls  von 
allen  Germanen  sagt:  notum  est,  ne  pati 
quidem  inter  se  junctas  sedes,  colunt  dis- 
creti  ac  diversi  ut  fons,  ut  campus,  ut 
nemus  placuit. 

22.  Mangel  an  Anhaltspunkten.  Man 
muss  also  anerkennen,  dass  die  ansprechende 
Idee,  Neuteilungen  des  zuerst  ergriffenen 
Besitzes  bildeten  bei  allen  Völkern  mit 
einer  gewissen  Notwendigkeit  den  Ceber- 
gang  vom  Gemeinbesitze  zum  Privateigen- 
tume,  niu"  sehr  beschränkte  Bedeutung  hat 
und  für  die  Germanen  nicht  als  historische 
Voraussetzung  gelten  kann,  wenn  sie  für 
die  Slawen,  Kelten  und  Inder  nicht  zutrifft. 
Die  späten  Beobachtungen  solcher  Neu- 
teilungen auf  grundherrlichem  oder  All- 
mendeland  sind  ohne  jedes  analoge  Zeugnis 
in  der  Ueberliefenmg  der  ältei-en  deutschen 
Urkunden  und  Rechtsquellen,  und  die 
wenigen  Worte  des  Tacitus  sind  Konjektur 
aus  einer  kaum  vei-ständlichen  Lesart  und 
enthalten  im  besten  Falle  eine  durchaus  un- 
bestimmte und  widerspruchsvolle  Andeutung. 

23.  Feldeinteilnng.  Nach  der  gegen- 
wärtigen Kenntnis  des  deutschen  Altei-tums 
lässt  sich  nur  versuchen,  aus  den  Resten 
und  Spuren  der  ältesten  Anlagen,  welche  in 
der  Feldeinteilung  der  Ackerfliu-en  selbst 
erhalten  sind,  unmittelbai-e  Schlüsse  darauf 
zu  ziehen,  ob  die  Gehöferschaften  eine  völlig 
eigenartige  Erscheinung  sind  oder  ob  in 
ihnen,  wie  Lamprecht  meint,  die  Erinnerung 
der  ältesten  Art  der  Benutzung  des  be- 
siedelten Bodens  wieder  aufgelebt  ist.  In 
dieser  Beziehung  lässt  sich  sagen,  dass  zwar 
die  Gemarkungen  aller  volkstümlichen  ger- 
manischen Ansiedelungen  ebenso  wie  das 
Gehöferschaftsland  nach  der  Bodengüte  in 
Gewannabschnitte  geteilt  und  alle  diese 
Gewanne  nach  den  verhältnismässigen  An- 
teilen der  Berechtigten  zm*  Unterteilung  ge- 
bracht sind  und  diese  Anteüe  auch  bei  beiden 
Arten  der  Anlage  nach  Hufen  zusammen- 
gefasst  wurden.  Aber  es  besteht  gleichwohl 
ein  wesentlicher  Unterschied.  Die  ältesten 
Dorfgemarkungen  sind  in  unregelmässig  ab- 
gegrenzte Gewanne  geteilt,  innerhalb  deren 
die  meist  morgengi-ossen  Hufenanteile  nach 
verscliiedenen  Richtungen  und  mit  un- 
gleichen Längen  imd  Breiten  zusammen- 
liegen, während  bei  den  Gehöferschaften 
rechteckig  abgegrenzte  Gewanne  erecheinen, 
deren  innerc  Teilung  geometiisch  in  Parallel- 
streifen dm-chgefülu-t  ist. 

Dieser  Unterschied  ist  eingreifender,  als 
er  äusserlich  erscheinen  kann.  Er  beruht 
auf  einem  ganz  verscliiedenen  Messungs- 
verfahren. Die  uni-egelmässigen  Gewanne 
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müssea  als  Flächen  gemessen  sein.  Die 
i-egelmässigen ,  in  Parallelstreifen  oder  in 
gleichmässige,  spitzer  zulaufende  sogenannte 
Gei-en  geteilten  wurden  geometrisch  dnrch 
die  verhältnismässige  Teilung  zweier  Seiten 
des  Rechtecks  festgestellt.  Dies  ist  indes 
ein  Unterschied,  der  nicht  allein  zwischen 
den  Gehöferscliaftsteilungen  und  den  alten 
Dorfgemarkun^en  besteht,  sondern  der  auch 
auf  allen  denjenigen  Dorfgemarkungon  ziu- 
Geltung  kam,  auf  denen  sich  die  Grenzen 
der  alten  Gewanne  aus  irgend  welchen 
Gründen  derart  verwischten,  dass  sie  nicht 
in  der  alten  Lage  witMler  aufgefunden  und 
hergestellt  werden  konnten.  Es  trat  dann 
die  Notwendigkeit  einer  Regidierung  durch 
Neuteilung  ein.  Diese  Regidierung  ist  in 
den  skandinavischen  Reebningsgesetzen  in 
diesem  Sinne  ausführlich  dargelegt.  In 
Deutschland  wurde  sie  nach  allgemeiner 
Sitte  durch  die  von  den  Dorf  genossen  selbst 
erwählten  Feldgeschworenen  und  mittelst 
der  geringen  Hilfsmittel  der  Mass-  und  Teil- 
stäbe und  später  des  Seiles  vorgenommen, 
über  welche  diese  Feldgeschworenen  ver- 
fügten. 

Aber  die  gedachten  älteren  unregel- 
mässigen Gewanne,  deren  Abgrenzung  in 
Ecken  und  Bogen  aus-  und  einsprang,  konnten 
diu*ch  diese  Hilfsmittel  der  Feldgeschworenen 
nicht  eingeteilt  werden.  Sie  wurden  als 
gleiche  Flächenmasse  ursprünglich  ohne  jede 
geometrische  Beihilfe  auf  das  allereinfachste 
von  den  Bauern  durch  Abschreiten  des 
gleichen  Aussaatmasses  hergestellt.  Kein 
anderes  Verfahren  vermag  sie  zu  erklären. 
Es  war  zugleich  das  natürlichste  und  von 
allen  Beteiligten  am  leichtesten  durchzu- 
führende. 

Aber  wenn  die  auf  diese  Weise  fest- 
gelegten Gewanne  in  Unordnung  gerieten, 
was  durch  Verpflügen  sehr  leicht  geschieht, 
konnten  sie  nur  durch  genaues  Aufsuchen 
der  alten  Grenzen  wieder  ganz  in  alter 
Weiwse  hergestellt  werden.  Wenn  das  nicht 
möglich  oder  zu  mühsam  erschien,  musste 
die  Neuteilung  durch  die  Feldgeschworenen 
mit  dem  Massstabe  in  geometrischen  Parallel- 
streifen geschehen.  Daher  lassen  sich  die 
ältesten  unverändert  gebliebenen  Anlagen 
an  ihren  unregelmässigen  Gewannen  imd 
ihren  sogenannten  Lagemorgen  von  den  in 
Unordnung  geratenen,  später  regulierten 
untei-scheiden  und  entsprechen  den  gehöfer- 
schaftlichen  Teilungen  nicht.  Die  Neu- 
messungen der  Gehöfer  lassen  sich  also 
auch  nicht  als  eine  Erinnerung  an  das 
älteste  Verfahren  der  deutschen  Ansiedelung 
auffassen. 

24.  Beschränkiuig  des  Besitzwech- 
sels. Indes  ist  daraus  doch  nicht  mit 
Sicherheit  zu  folgern,  dass  die  allen  un- 
regelmässigen   Gewanne    nicht    ohne   Yer- 


ändenmg  der  Reihenfolge  neu  verlost  worden 
seien, wenigstens  ist  die  Möglichkeit  des  Besitz- 
wechsels auch  für  sie  denkbar.  Wolil  aber 
müsste  eine  solche  jährliche  oder  periodische 
Neulosung  notwendig  auf  die  Lage  der  fest>- 
bogrenzten  Morgen  innerhalb  des  einzelnen 
Gewannes  beschränkt  geblieben  sein. 

Vergegenwärtigt  man  sich  diese  Sach- 
lage, so  wäre  dieser  Wechsel  auch  der 
einzige,  von  welchem  Tacitus  gehört  haben 
könnte  und  auf  welchen  er  in  dem  in  vices 
Bezug  nähme,  falls  er  es  geschrieben. 
Ebenso  aber  erhält  auch  der  Zusammen- 
hang mit  dem  Gemeinbesitz  bei  dieser  Be- 
grenzung der  möglichen  Verändenmgen  be- 
sonderen Charakter.  Die  Grundidee  der 
Frage  nach  dem  Gemeinbesitz  richtet  sich 
auf  Verhältnisse  von  weiteren  Beziehungen. 
Sie  setzt  bei  den  Beteiligten  ein  gewisses 
Bewusstsein  gemeinsamen  Stammeslebens 
voraus,  ein  Dasein,  das  sich  auch  für  die 
Zukunft  samt  Kindern  und  Kindeskindern 
mit  einem  gewissen  Landgebiet  eng  ver- 
knüpft fühlt,  auf  das  jeder  Anspruch  liat, 
und  darin  seine  Sicherstellung  und  seine 
Geltung  als  Staramesgenosse  sieht.  Der 
Wechsel  in  der  Benutzung  ist  nur  die  Folge 
und  der  Ausdruck  dieser  Ansprüche  an  das 
Ganze,  und  die  Besitzrechte  sind  nicht  bloss 
vorilbergehende,  sondern  auch  je  nach  der 
Zahl  und  dem  Bedarf  der  Genossen  ver- 
änderliche und  verschiedene.  Von  einer 
solchen  auf  dem  Seelenleben  und  dem 
Naturzustande  beruhenden  Auffassung  und 
Behandlung  des  gemeinsamen  Landes  ist 
bei  dem  Verfahren  der  wenigen  Hüfner 
eines  deutschen  Gewanndorfes,  durch  das 
sie  ihre  Flur  teilen,  offenbar  auch  dann 
keine  Spur  zu  suchen,  wenn  sie  die  Morgen 
des  einzelnen  Gewannes  noch  durch  eine 
gewisse  Zeit  periodisch  neu  verlost  haben 
sollten.  Sie  hatten  jeder  seine  Hufe  zu 
ganz  festem  Recht  übernommen.  Diese 
bestand  aus  der  Wohnstätte  und  ihrem  in 
Kultur  gebrachten  sowie  dem  noch  nicht 
in  Kultur  gebrachten,  noch  zu  gemeinsamer 
Nutzung  als  Allmende  daliegenden  Lande. 
Die  Nutzung  der  Allmende  zur  Viehhaltung 
war  ebenso  unentbehrlich  wie  die  des  Ackers, 
und  bei  der  anfänglichen  Feldgras  Wirtschaft 
blieb  mindestens  die  Hälfte  des  kultivierten 
Ackerlandes  ziu*  Viehweide  liegen.  Ob  dann 
der  Neubruch  wieder  auf  dem  alten  Morgen 
oder  auf  einem  unmittelbar  benachbarten, 
ebenso  guten  geschah,  konnte  keinen  erheb- 
lichen Unterschied  in  der  Empfindung  des 
Bauern  machen,  dass  er  sein  eigenes  Land 
bestelle.  Die  Hufe  war  sein  Eigentum  und 
konnte  weder  grösser  noch  kleiner  und  weder 
besser  noch  schlechter  werden,  wo  immer 
im  einzelnen  Gewaim  ihr  Anteil  lag.  Erst 
wenn  sich  die  Ijandwirtschaft  in  Beackerung 
und    Düngung    zu    grösserer    und    erfolg- 
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reicherer  Sorgfalt  entwickelte,  begann  auf 
dem  einzelnen  besser  bearbeiteten  Anteile 
grosserer  Wert  zu  liegen.  Da  aber  schon 
die  lex  salica  gar  nichts  mehr  von  einem 
solchen  Wechsel  weiss  und  durchaus  nur 
festes  Privateigentum  der  Besitzungen  kennt, 
zeigt  sich,  dass,  wenn  bei  den  Deutschen 
überhaupt  solche  wiederholte  Gewannaus- 
losungen stattgefunden  haben  sollten,  sie 
nur  durch'  kurze  Zeit  üblich  gewesen  und 
dieses  Auslosen  gewissermassen  nur  ein 
möglichst  gerecht  ausgleichendes  Verfahren 
der  üeberweisung  des  Hufenlandes,  keines- 
wegs ein  bewusstes  Aufrechthalten  eines 
Gemeinbesitzes  an  der  Gemarkung  für  die 
bestehenden  und  die  kommenden  Geschlechter 
der  angesiedelten  Genossen  bedeutete.  Die 
Erben  des  einzelnen  Ansiedlers  haben  bei 
den  Germanen  stets  den  ererbten  Land- 
besitz selbst  unter  sich  geteilt,  niemals  ist 
für  die  angewachsene  folgende  Generation 
eine  neue  Teilung  der  Gemarkung  vorge- 
nommen worden. 

25.  Ergebnis.  Daraus  folgt  als  Ergeb- 
nis, dass,  wenn  selbst  bei  den  Germanen 
die  denkbare,  aber  durch  keine  Thatsache 
belegte  Wiederholung  der  Auslosungen  der 
Gewanne  in  der  ältesten  Zeit  Gebrauch  ge- 
wesen wäre,  eine  an  den  Geraeinbesitz  des 
Stammes  geknüpfte  Feldgemeinschaft  im 
engeren  Sinne  ihnen  gleichwohl  so  wenig 
zuzuschreiben  ist  als  den  Slawen,  den 
Kelten  und  den  Indem.  Da  nun  dieser 
Hauptmasse  der  Kulturvolker  neben  ver- 
schiedenen anderen  nur  eine  verhältnis- 
mässig sehr  kleine  Zahl  von  Stämmen  gegen- 
übersteht, bei  denen  ein  Uebergang  von  dem 
aUgemein  vorhandenen  Gemeinbesitz  bei  der 
Gründung  fester  Ansiedelungen  zum  Privat- 
eigentum durch  einen  wirtschaftlichen  Zu- 
stand periodischen  Besitzwechsels  erkenn- 
bar ist,  so  ist  offenbar  unmöglich,  einen 
solchen  Uebergang  als  eine  notwendige 
Stufe  der  ethnologischen  Entwickelung  der 
Beurteiltmg  aller  Völkergeschichte  zu  Grunde 
zu  legen. 
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Feldpolizei. 

1.  Begriff  und  Gesetzgebung.  2.  Strafbe- 
stimmungen. 3.  Privatrechuiche  Bestimmungen. 
4.  Feldhüter. 

1.  Begriff  und  Gesetzgebting.  Aecker 
und  Weinberge,  Wiesen  und  Weiden  bedürfen 
eines  besonderen  Schutzes,  den  nur  das 
öffentliche  Recht  zu  verleihen  veimag.  Sie 
kann  der  Besitzer  weder  ununterbrochen 
überwachen,  noch  auch  kann  er  sie  durch 
äussere  Vorrichtungen  gegen  Beschädigung 
genügend  sichern.  Diesen  Schutz  zu  ver- 
leihen, den  der  einzelne  sich  zu  verschaffen 
nicht  vermag,  ist  die  Aufgabe  der  Feld- 
polizei.  Sie  umfasst  ^le  Vorschriften 
imd  Verwaltungsmassregeln,  welche  den 
Zweck  haben,  die  Feld-  und  Weidewirtschaft 
gegen  Beschädigungen  durch  Mensv-hen  und 
Tiere  zu  schützen.  Wie  dies  zu  allen  Zeiten 
eine  Aufgabe  der  Gemeinden  war,  deren 
Bewohner  Liandbau  treiben,  so  waren  auch 
die  über  die  Feldpolizei  geltenden  Rechts- 
sätze bis  in  die  neuei-e  Zeit  nur  in  den 
Weistümern  und  Willküren  der  einzelnen 
Gemeinden  enthalten.  Erst  seit  dem  17. 
Jahrhundert  griff  die  landesherrliche  Ge- 
setzgebung in  immer  grösserem  Umfeinge  in 
dies  Gebiet  ein.  Die  zahlreichen  Bauern-, 
Dorf-,  Acker-  und  Feldordnungen  des  17. 
und  18.  Jahrhunderts  enthalten  in  unsyste- 
matischer Reihenfolge  und  Auswahl  Vor- 
schriften über  den  ganzen  Wirtschaftsbetrieb 
der  Bauern,  sie  beschränken  sich  nicht  auf 
feld polizeiliche  Bestimmungen,  sondern  sie 
wollen  zugleich  eine  rationelle  Bewirtschaf- 
tung durch  Strafgebote  und  Verbote  ein- 
führen. Indes  verloren  die  meisten  dieser 
Vorschriften  ihre  Anwendbarkeit  durch  die 
Befreiung  des  Bauernstandes  und  durch  die 
Umbildung,  welche  der  landwirtschaftliche 
Betrieb  im  19.  Jahrhundert  erfuhr.  In 
Frankreich  wiurden  schon  durch  den  so- 
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gonannteu  Code    riu*al   vom   25.  September 

—  6.  Oktober  1791  die  rechtlichen  Ver- 
hiütnisse  der  Landwirtschaft  nach  den  ver- 
schiedensten Seiten  hin  geregelt  und  in  dem 
Titel  II  eine  ausführliche  Feldpolizeiordnnng 
gegeben,  die  durch  ortspolizeiliche  Veix)rd- 
nnngen  ergänzt  werden  kann.  Dieses  um- 
fassende Gesetz  steht  mit  den  durch  G.  v. 
6.  Ai)ril  1889  gegebenen  AbändiTungen  und 
Ergänzungen  noch  heute  in  Kraft.  Nach 
diesem  Vorbild  wanl  in  Preussen  für 
das  Geltungsgebiet  des  Allgemeinen  Land- 
rechts die  Fc^ldpolizeiordnung  vom  1.  No- 
vember 1847  erlassen,  während  in  den  an- 
deren Landesteik^n  mid  in  den  neuen  Pro- 
vinzen sehr  vorschied(Miartige  Vorschriften 
bestehen  blieben.  Ei-st  durch  das  FM- 
und  Foi-stpolizeigesetz  v.  l.»April  1880  sind 
einheitliche  Normen  für  den  ganzen  Staat 
gegeben  wonlcMi,  die  aber  durch  örtlich(* 
Polizeiverordnung-en  ergänzt  werden  kiinnen. 
Dieses  preussische  Cii^setz  hat  dann  wieder 
die  Grundlage  gebildet,  auf  der  in  Elsass- 
Lot bringen  die  Gesetzgebung  in  dem 
FeldiK)lizeistrafgesetze  v.  25.  April  1888 
einer  Umgestaltung  unt(Tzog>m  worden   ist. 

—  In  den  deutschen  Mittelstaaten  sind  da- 
gegen die  auf  die  Feldjxjlizei  bezüglichen 
Rechtssätze  nicht  in  einem  Gesetz  vereinigt 
worden.  Man  hat  vit^lmehr  entweder  die 
wichtigsten  Strafvorschriften  über  Feldfitivel 
in  einem  Feldstrafges(»tz  vereinigt  (Gross- 
herzogtum Hessen,  Feld  Strafgesetz  v.  21. 
September  1841,  abgeändert  und  ergänzt 
durch  G.G.  v.  10.  Oktober  1871  und  31. 
August  1874;  Sachsen,  Foi'ststrafg(»setz 
v.  30.  Apiil  1873)  oder  sie  in  das  Polizei- 
strafgesetzbuch aufgenommen  (B  a  y  e  r  n , 
Polizeistrafgesetz  Ai*t.  111 — 124,  Würt- 
temberg, Ai-t.  33—37,  40  und  Gesetz  über 
Ausübung  der  Weiderechte  v.  26.  Mäi'z  1873 ; 
Baden,  §  143 — 145)  und  dieselben  durch 
einzelne  Gesetze  und  Landesveronlnungen 
über  Gegenstände   der  Feldi)olizei   ergänzt. 

Insofem  diese  Landesgesetze  Straf bestim- 
niungen  und  besondere  Normen  über  das 
Verfahren  in  Feldi)olizeisachen  enthalten, 
stehen  sie  neben  dem  Reichsstrafgesetzbuch 
und  der  Strafprozessordnung  in  Kraft,  da 
das  Einführungsgesetz  zum  Reichsstrafge- 
setzbuch §  2  sowie  das  Eiiiführungsgesetz 
zur  Strafprozessonlnung  §  3  die  Regelung 
des  Feldpolizeirechtes  dem  Landesrecht  über- 
lassen haben. 

InOesterreich  sind  durch  das  Reichs- 
gesetz V.  16.  Juni  1872  nur  Bestimmungen 
über  die  Feldschutzbeamten  und  deren  Be- 
fugnisse gegeben  wonlen,  während  in  den 
einzelnen  Kronländern  die  Feldpoüzei  durch 
Landesgesetze  (meist  in  den  Jahren  1875 
und  1876)  nomiiert  woitlen  ist. 

2.  Strafbestimmiuigen.  Die  Strafbe- 
ßtimmungen    der    Feldpolizei    richten    sich 


teils  fi;ei!:en  rechts\\'idrige  R^scliädijrunL'^r 
der  Feld-  und  Weidewirtschaft,  teil<  U- 
drohen  sie  Handlungen  und  Unterlassimu"n 
mit  Strafe,  die  an  sich  nicht  eine  R-:^:  Jiä  ü- 
gimg  mit  sich  fühitm  müssen,  die  alier  «U»- 
Gefahr  einer  R^schädigimg  in  sich  entlialt»-:!. 
Zu  den  erstert^n  gehui-en  die  Recht  ssätz** 
über  den  Felddiebstalü,  d.  h.  die  re<ht^- 
widrige  Aneignung  von  Feldfrüchten  liiil 
andtn-en  Bodenerzeugnissen  von  A^^-ckrni, 
Wiesen,  Gäi-ten  etc.;  über  recht^iwidri::«-- 
Betn^ten  fremder  Grundstücke,  über  l^-'- 
Sitzesstörungen,  über  Weidefrevel  etc.:  di' 
letzt(M*en  haben  einen  rein  ]x>lizeilichrii 
Charakter.    Hervorzuhel>en  ist  folgend- •>: 

a)  Die  Ausübimg  des  Weiderei*hts  i>: 
diu-ch  mancherlei  Vorscliriften  eingeschniil^t 
sowohl  um  die  Feldwirtschaft  der  Gnind- 
nachbani  gegen  Beschädigungen  als  um  U»: 
Weidegerechtigkeiten  und  Kopjiel weiden  •[f-' 
als  Wtndegnmd  dienenden  Aecker.Wit^^nft-. 
zu  schützen.  (Vgl.  den  Artikel  Grviii«l- 
gerechtigkeiten.) 

b)  Zum  Schutze  der  Weinberge  ist  n*'h 
dem  Reichssti-afgesetzbuch  §  308 1  die  P«'1j- 
zeibehöi-de  befugt,  die  Weinberge  zu  schU«*>>t  ii 
imd  deren  Betrt^ten  jeilermann,  auch  d-m 
Eigi^ntümer  zu  verbieten. 

c)  Diu:ch  Polizeiverordnung  kann  (li<' 
Einsi)errung  der  Tauben  in  der  Zeit  der 
Saat  und  Ernte  und  die  Verhinderung  iW 
Auslaufens  des  Hausgeflügels  auf  'Ik- 
Felder  anbefohlen  werden.  Nach  franz^Vi- 
schem  und  preussischem  Rechte  sind  TaiiJ»'i: 
während  der  von  der  Gemeinde  besriniiut^^n 
verbotenen  Zeit  Gegenstände  des  Tierfaiii.^. 
wenn  sie  auf  fremdem  Felde  betroffen  wenUn. 

Derartige  landesgesetzliche  Bestimmmigim 
bleiben  neben  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch 
in  Kraft.    (Einführungsgesetz  Art,  13<)). 

d)  Auch  über  die  Aufstellung  von  Bie- 
nenstöcken können  Polizeiverordniingen 
erlassen  werden. 

e)  Eine  wichtige  Aufgabe  der  FeldpoliziM 
ist  der  Kampf  gegen  die  kleinen  Tien^  und 
Unkräuter,  die  vereinzelt  keinen  bedeuten- 
den Schaden  anrichten,  die  aber  dmx-h  ihn* 
furc^htbare  Vermelinmg  und  rasche  Verbn^- 
tung  dem  Wolilstand  ganzer  Landesl»^Lie 
Gefahren  bringen  können,  gegen  die  der 
einzelne  sich  nicht  zu  schützen  vermag: 
(Maikäfer,  Heusclirecken,  Nonne,  FeldmäUM^. 
Wucherblume  etc.).  Sie  sind  nur  zu  Um- 
kämpfen durch  gemeinschaftliche  Arbeit  und 
Massregeln  der  Gnmdbesitzer,  die  dunh 
Polizei  Verordnungen  voi-geschrieben  wenlvii 
müssen,  üeber  die  zur  Bekämpfung  der 
Reblaus  getroffenen  Massregeln  s.  den  Art, 
Reblauskonvention. 

f)  Die  Vertilgung  der  dem  Landlou 
schädlichen  Insekten  kann  vor  allem  gefor- 
dert werden  durch  den  Schutz  der  natür- 
lichen Feinde  derselben,  der  Vögel, 
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lieber  das  Sti-afverfahren,  in  welchem 
die  Strafen  wegen  Verletzung  der  feldpoli- 
z»»iliohen  Vorsduiften  zu  erkennen  sind, 
kennen  die  Landesgesetze  einzelne  von  dem 
gemeinen  Strafpi-ozess  abweichende  Normen 
aufstellen.  Es  kann  bestimmt  werden,  dass 
Fx-ldiK>lizeisachen  durch  die  Amtsgerichte  in 
♦.4n*,^m  besondei-en  Verfahi-on  und  ohne  Zu- 
zi«"*hiing  von  Schöffen  verhandelt  und  ent- 
fkhied€^n  wenlen,  so  in  Sachsen  (G.  v.  10. 
März  1879  §  1)  imd  Hessen  (G.  v.  10. 
Juni  1879  §  1). 

3.  Privatrechtliche  Bestimuinngen. 
Privatrechtliche  Bestimmungen  gehören  der 
Feld|x>lizei  eigentlich  nicht  an,  doch  stehen 
einzelne  derselben  in  enger  Verbindmig  mit 
ihr  und  haben  deshalb  in  mehrei-en  Staaten 
(5«  in  Preussen  und  Elsass-Loth- 
ringen)  in  den  Feldpolizeigesetzen  Auf- 
nahme gefimden. 

a)  Bei  einzelnen  Feldpolizeiüberti-etimgen, 
durch  welche  zwar  ein  Schaden  dritten  Per- 
s!<:nien  zugefügt  wird,  aber  ein  Schaden, 
dessen  Hohe  im  einzelnen  Fall  oft  schwer 
nachweisbar  ist,  wie  bei  Weidefrevel,  üeber- 
ü'itt  von  Tieren  auf  fremde  Grundstücke, 
unl»ofugtem  Reiten,  Falu*en,  Viehtreiben  auf 
fremdem  Gnuid  und  Boden,  hat  der  Be- 
sclüuligte  in  Preussen,  Elsass-Lothringen  etc. 
die  Wahl,  die  Ei'stattung  des  nachweisbaren 
Si'hadens  oder  aber  die  Zahhmg  eines  Er- 
Kitzgekles  (Busse,  Lösegeld)  zu  fordern, 
desi<en  Höhe  gesetzlich  festgestellt  und  von 
dem  Nachweis  des  Schadens  unabhängig  ist. 

b)  Wie  schon  nach  altem  deutschen 
Recht,  so  ist  auch  nach  den  neueren  Landes- 
gesetzen der  Gnmdbesitzer  berechtigt,  frem- 
des Vieh,  das  unbefugt  auf  seinen  Gnmd 
und  Boden  übergetreten  ist,  auf  der  Stelle 
<»«ler  in  unmittelbarer  Verfolgung  zu  pfän- 
den, sowohl  um  den  Beweis  führen  zu 
können,  dass  es  sich  zu  Unrecht  auf  frem- 
dom  Gnmd  und  Boden  befimden  hat,  als 
auch  um  ein  Pfandobjekt  für  den  entstandenen 
Schaden  oder  für  das  Ersatzgeld  zu  haben. 
Auch  die  Pfändung  der  Reit-  und  Zugtiere 
ist  zulässig,  wenn  jemand  unbefugt  über 
Gnindstücke  reitet,  fährt,  Vieh  treibt  oder 
den  Pflug  wendet  Widerstand  gegen  die 
nxhtniässige  Pfändung  ist  strafbar,  und 
ebenso  ist  es  strafbar,  die  abgepfändete 
Sache  eigenmächtig  zurückzunehmen.  Von 
der  geschehenen  Pfändung  muss  binnen  24 
Stunden  der  Ortspolizei  Anzeige  gemacht 
werden,  die  über  die  vorläufige  Verwahnmg 
der  gepfändeten  Tiere  Bestimmung  trifft. 
Sie  hat  femer  einen  Bescheid  darüber  zu 
erteilen,  ob  die  Pfändung  aufrecht  zu  er- 
hallen oder  aufzuheben  ist.  Gegen  diesen 
B<.*scheid  haben  die  Beteüigteu  nach  dem 
preussischen  Feld-  und  Foi-stpolizeigesetz 
§  84 ff.  Klage  vor  den  Verwaltungsgerichten. 
Ist  durch   rechtskräftige  Entscheidimg  die 


Pfändxmg  aufrecht  erhalten  und  löst  der 
Gepfändete  die  gepfändeten  Tiere  nicht 
gegen  Zahlung  des  festgesetzten  Geldbetrages 
aus,  so  werden  die  gepfändeten  Tiere  öffent- 
licli  vei-steigert.  Der  Erlös  aus  der  Ver- 
steigerung dient  zur  Deckung  aller  entstan- 
denen Kosten  sowie  der  Ersatzgelder.  (In 
den  anderen  Staaten  gelten  mehr  oder  min- 
der ähnliche  Bestimmungen.)  Die  landes- 
gesetzlichen Vorschriften  über  die  zum 
Schutze  der  Grundstücke  und  der  Erzeug- 
nisse von  Grmid stücken  gestattete  Pfändung 
von  Sachen  sowie  die  Vorschriften  über 
Entrichtung  von  Pfandgeld  oder  Ei^itzgeld 
bleiben  neben  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch 
in  Kraft  (Einfüluningsgesetz  Art.  89). 

4.  Feldhüter.  Die  Gemeinden,  sind  ver- 
pflichtet, zur  Füiu'ung  einer  ununterbrochenen 
Aufsicht  über  die  Feldmark  Feldhüter  anzu- 
stellen, deren  Ernennung  in  Preussen  und 
Hessen  der  staatlichen  Genehmigung  be- 
darf. Auch  können  Ehrenfeldhüter 
ernannt  werden,  die  zu  allen  Dienstverrich- 
tungen der  Feldhüter  berechtigt,  aber  nicht 
verpflichtet  sind.  Die  Feldhüter  sind  Polizei- 
beamte, die  die  Felder  zu  beaufsichtigen 
und  zu  beschützen  und  für  die  Ausfülirung 
der  feld polizeilichen  Voi-schriften  Sorge  zu 
tragen  haben. 

Litteratur  :  Loenlng,  Lehrbuch  des  Venvaltungs- 
rechts,  JS.  S98 — 407.  —  Meyer,  Lehrbuch  des 
Verwaltunggrechis  I,  SS 4 ff,  —  Ausgaben  de^ 
preussüchen  Feld-  und  Forstpolizeigesetzes  vom 
1.  April  1880  mit  Anmerkungen  von  v.  Bülow 
und  Stet^nberg,  4.  Aufl.  1895;  Baude,  S.  Aufl. 
1885;  Rotering,  1892.  —  JLinM,  Feldstrafge- 
8€U  f.  Hessen,  1887. 

E,  Loening, 


Ferienkolonieen. 

1.  Zweck  und  Form  der  F.    2.  Ausbreitung 
und  Erfolge  der  F. 

1.  Zweck  und  Form  der  F.  Die  Ferien- 
kolonieen imd  verwandten  Einrichtungen  be- 
zwecken die  Verbesserung  des  Gesimdheits- 
zustandes  schwäclilicher  oder  kränklicher 
Stadtkinder  durch  ihre  Versetzung  in  einen 
gesunden  Landaufenthalt  während  der  Som- 
merferien. Im  Jidi  1876  entsandte  der 
Pfarrer  Bion  aus  Zürich  die  erste,  aus  34 
Knaben  und  30  Mädchen  bestehende  Kolonie 
unter  Begleitung  von  Lehrern  und  Lehre- 
rinnen aiif  14  Tage  ins  Gebirge.  In  Deutsch- 
land leistete  zuerst  der  Geheime  Sanitätsrat 
Dr.  VaiTcntrapp  in  Frankfurt  a.  M.  Nach- 
folge, indem  er  im  Jahre  1878,  gleichfalls 
unter  Aufsicht  je  eines  Lehrei-s,  97  Knaben 
in  acht  Gruppen  in  den  Odenwald  schickte. 
In    Hamburg    entsandte    der    »wohlthätige 
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Schul  verein«  schon  früher  Kinder  in  die 
Sommerfrische,  nur  nicht  in  Kolonieen,  son- 
dern einzehi  in  geeignete  Bauernfamüien. 
Ferner  entwickelten  sich  sogenannte  Stadt- 
oder  Halbkolonieen  (Milchstatio- 
nen) in  den  Städten  und  Kinderheil- 
stätten in  See-  und  Soolbädem.  Vorzugs- 
weise haben  Wohlthätigkeitsvereine,  dem- 
nächst auch  einzelne  Gemeinden  die  Saclie 
der  Ferienkolonieen  beirieben;  seit  dem 
Jahre  1885  haben  sie  sich  zu  einer  »Cen- 
tralstelle  der  Vereinigimgen  für  Sommer- 
pflege« zusammengescnlossen.  Flir  die  Ein- 
richtung und  den  Betrieb  der  Ferienkolo- 
nieen sind  namentlich  die  auf  der  dritten 
Konferenz  jener  Vereinigimgen  zu  Frank- 
furt a.  M.  im  Jahre  1887  vereinbarten  Grund- 
sätze von  Bedeutung.  Danach  wurden  für 
verhältnismässig  gesunde  Stadtkinder  die 
»Müchstationen«  nb*  ausreichend  erachtet, 
für  kränkliche  und  skrophulöse  Kinder  Sool- 
und  Seebäder,  für  schwächlichere  und  ge- 
nesende Kinder  die  vollen  Ferienkolonieen 
auf  dem  Lande  oder  im  Gebirge,  für  noch 
schwächere  oder  herzleidende  Kinder  »Ruhe- 
stationen« in  der  Nähe  des  Waldes  empfoh- 
len. Einem  Führer  können  bis  zu  25  Kin- 
der anvertraut  werden ;  in  erster  Linie  sind 
Schulkinder,  und  zwar  solclie  gemischter  Al- 
tersklassen, zu  berücksichtigen ;  zwei  Anzüge 
und  ausreichende  Wäsche  smd  nötig,  ein  klei- 
ner Kostenbeitrag  der  Eltern  wünschenswc^rt. 
Selbstbeköstigiuig ,  womöglich  in  eigenem 
»Kinderheim«  (Sommerheim),  ist 
der  Gasthof verpflegimg  vorzuziehen.  Reich- 
licher Milchgenuss  ist  Hauptbedingung  des 
Erfolges;  dieser  wird  durch  Wägungen  kon- 
trolliert. Bei  Faniilienpflege  ist  Sorgfalt  in 
der  Auswahl  der  Pfleger  und  Beaufsichti- 
gung derselben  durch  den  Ijehrer  des  Ortes 
zu  empfehlen.  —  Die  Beschlüsse  des  inter- 
nationalen Kongi^esses  für  Ferienkolonieen 
in  Zürich  vom  13.  bis  14.  August  1888  be- 
wegten sich  in  ähnlicher  Richtung. 

2.  Ausbreitling  und  Erfolge  der  F. 
Die  Ferienkolonieen  haben  im  ganzen  eine 
stetige,  wenn  auch  nicht  gerade  glänzende, 
Entwickelung  aufzuweisen.  In  Deutschland 
stieg  von  1885  bis  1897  die  Zahl  der  Ver- 
eine und  Korporationen,  welche  bei  der  Be- 
richterstattung an  die  erwähnte  »Central- 
stelle«  beteiligt  wai*en,  von  77  auf  148,  die 
der  Kinderheilanstalten  in  Soolbädem  von 
26  auf  32  und  in  Seebädern  von  8  auf  16. 
Auch  die  Zahl  der  verpflegten  Kinder  nimmt 
im  ganzen  regelmässig  zu;  von  1890  bis 
1897  ist  sie  von  20  586  auf  28774,  der  Aus- 
gabeetat von  445793  auf  798479  Mark  ge- 
stiegen. Im  Jahre  1897  wurden  1)  in  Ver- 
einshäusern 4775,  2)  in  fremden  Häusern 
6800,  3)  in  Seebädern  1615,  4)  in  Stadt- 
kolonieen  9882,  5)  in  ländlicher  Familien- 
pflege 2644,  6)  in  Soolbädem  3058  Kinder 


veri>flegt;  die  Ziffern  zu  1  bis  4  sind  in 
Zunahme,  die  zu  5  und  6  in  Abnahme  be- 
griffen. Ganz  einwandfrei  sind  übrigens 
diese  Angaben  nicht;  wahrscheinlich  bidinr 
wirkliche  Umfang  der  Sommerpflege  gTG^-*  r, 
andererseits  sein  Wachstimi  teilweise  mir 
scheinbar  und  auf  genauerer  Berichterstat- 
tung bemhend.  Eigene  Sommerheimn 
waixjn  im  Jalire  1897  bereits  25  in  lii 
Städten  vorhanden  und  zwar  in  1)  Bamberg. 
Verein  für  Knabenhorte  und  Ferienkolonicfii, 
Knabenhorthaus  in  Bamberg,  60  Kinder,  2; 
Barmen,  Verein  für  Ferienkolonieen,  Kinder- 
kurhaus  in  Königsbom  bei  Unna  (100),  3} 
Bautzen,  Provinzudverein  für  innere  ML^on, 
Bethlehemstift  zu  Nieder-Neukirch  (5(»),  h 
Berlin,  Verein  für  häusliche  Gesundheil^- 
pflege,  Kaiser  und  Kaiserin  Friedrich  Ber- 
liner Sommerheim  in  Kolberg  (97),  5)  Berlin, 
Verein  für  häusliche  Gesundheitspflegt>, 
Kinderheim  der  Berliner  Ferienkolonieen  in 
Bad  Elmen  (30),  6)  Berlin,  C.  Bolle,  Meierei- 
besitzer (Privathaus),  7)  Berlin,  Plötzensjee, 
Evangelisches  Johannesstift,  8)  Berlin,  Ver- 
ein Lenzheim,  Schreiberhau  im  Riesenge- 
birge  (40),  9)  Bremen,  Verein  für  Ferieü- 
kolonieen,  Sandwichsheim  bei  Neurennebe«;k 
a.  d.  Weser  (58),  10)  Charlottenburg,  Verein 
gegen  Verarmimg,  Heim  in  Rügenvalder- 
münde  (32),  llj  Dresden,  Gemeinnütziger 
Verein,  Sommerheim  in  Klingenherg  i.  S. 
(100),  12)  Elberfeld,  eigene  Anstalt  des 
Frauenvereins,  13)  Hamburg,  Schule  des 
Pauisenstiftes,  Olgaheim  am  Timmendorfer 
Ostseestrande  (50^52),  14)  Hamburg,  Si'> 
mans  Sanatorium,  Friedeburg  bei  Plön,  Pn- 
vatbesitz,  15)  Karlsruhe,  Badischer  Fraueü- 
verein,  Kindersoolbad  Dürrheim  (38),  U») 
Landsberg,  Verein  für  Ferienkolonieen, 
Ferienheim  in  Altensorge  (30),  17)  Leipzig, 
Verein  für  Ferienkolonieen,  Kinderheim 
in  Grünheide  (100),  18)  Leipzig,  Ver- 
ein für  innere  Mission.  Bethlehemstift  in 
Lausigk  (80),  19)  Lübeck,  Verein  für  Fe- 
rienkolonieen, Lübecker  Ferienheim  auf 
dem  Priwall  bei  Travemünde  (40),  3') 
Ma^eburg,  Vaterländischer  Frauenverein 
Kaiserin  Augusta,  Kinderheilanstalt  zu  Bad 
Elmen  (100),  21)  Mündien,  Verein  für  Ferien- 
kolonieen, Vereinsanwesen  in  Tölz  (42),  22' 
Posen,  Abteilimg  für  Ferienkolonieen  des  Ver- 
eins Stella,  Zabikowo  (100),  23)  Regensburg. 
Verein  für  Ferienkolonieen,  Schottenhof  bei 
Kelheim  (36) ,  24)  Stettin ,  Komitee  für 
Ferienkolonieen,  Ferienheim  in  Berg-Dieye- 
now  (40),  25)  Weimar,  Frauenverein  im 
Grossherzogtimi  Sachsen,  Sophienheim,  Kin- 
derheilbad zu  Suiza  (80  Kinder). 

Die  bisherigen  Erfolge  der  Ferienkok'- 
nieen  sind  insofern  recht  zufriedenstellend, 
als  die  Kinder  unzweifelhaft  an  Leib  und 
Seele  erfrischt  werden,  auch  an  Körpergt- 
gewicht   (bis   zu   2   kg  und  mehr  in  vier 
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Wochen)  sowie  an  Gesundheit  (Yerminde- 
ning  des  Fettes,  Slärkung  der  Muskulatur, 
Terbesserung  der  Bhitbeschaffenheit)  zu- 
nehmen. Bei  Rückkelir  in  äi-mliche  und 
ungesunde  Verhältnisse  geht  allerdings  die- 
ser Erfolg  allmählich  wieder  verloren,  so 
dass  es  der  Ergänzung  der  Ferienkolonieen 
durch  verwandte  Einrichtungen  (Verabrei- 
chung von  Milch  und  Weissbrot  oder  un- 
entgeltliche Speisung  in  Volksküchen)  im 
Winter  bedarf,  an  denen  es  zumeist  noch 
mangelt.  Die  Urteile  über  den  erziehe- 
rischen Wert  der  Ferienkolonieen  gehen 
noch  sehr  auseinander,  doch  überwiegt  die 
Ansicht,  dass  bei  gewissenhafter,  richtiger 
Leitung  der  Erfolg  auch  in  dieser  Hinsicht 
befriedigt,  da  das  ständige  Zusammensein 
von  Lehrer  und  Schüler  eine  planmässige 
Einwirkung  auf  die  Kinder  begünstige  und 
die  Bekämpfung  ihrer  Fehler  und  Unarten 
erleichtert. 

Litt6ratar:  Jahresberichte  der  CentralsUUe  der 
Vereinigttng  för  Sommerpßege  in  Berlin,  — 
Schriften  des  deutsehen  Vereins  för  Armenpflege 
und  Wohlthätigkeü,  1884,  1885.  —  Zahlreiche 
BericIUe  in  der  Zeitschrift  »  Volkswohl n  Dresden. 

G.  Evert, 


Femsprecheinrichtuiigen 

s.  Telegraphie. 


Ferrara,  Francesco, 

geb.  im  Dezember  1810  zu  Palermo,  war  1849 
bis  1859  Professor  der  politischen  Oekonomie 
an  der  Universität  Turin,  1867  folgte  er  einer 
Berufung  als  Finanzminister  des  Königreichs 
Italien  m  das  Kabinett  Rattazzi,  schied  nach 
wenigen  Monaten  aus  dieser  Stellung  und  be- 
kleidet, als  Mitglied  der  R.  Acaaemia  dei 
Lincei,  seit  1868  das  Amt  eines  Direktors  der 
höheren  Handelsschule  in  Venedig. 

Ferrara  war  s.  Z.  das  geistige  Oberhaupt 
der  Smith  -  Bastiatschen  an  den  italienischen 
Uniyersitäten  vertretenen  Richtang.  Er  ist 
Vater  der  nach  Carey  formulierten ,  vielfach 
u.  a.  auch  von  Loria  angefochtenen  Reproduk- 
tionskosten-Wertlehre; er  ist  ferner  Anhänger 
der  Carey-Bastiatschen  Grundrententheorie. 

Er  veröffentlichte  von  Staats  wissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform :  Importanza  dell'- 
economla  politica,  Turin  1849.  —  Esame  storico- 
critico  di  economisti  e  dottrine  economiche  del 
secolo  XVIII  e  prima  metä  del  XJX;  2  vols., 
Turin  1889—91.  (Der  Inhalt  dieses  Werkes  be- 
steht aus  den  Vorreden  zu  der  „Biblioteca 
deirEconomista",  welche  Ferrara  in  27  auf  2 
Serien  verteilten  Bänden  in  den  Jahren  1850 
bis  1868  herausgegeben.)  —  Er  ist  femer  der 
Verfasser  der  „Lettere  (X)  d'introduzione"  all'- 
opera  del  (Prof.)  TuUio  Martello :  La  moneta  e 
gli  errori  che  corrono  intomo  ad  essa,  Florenz 
1882. 

Er  veröflfentlichte  von  staatswissenschaft- 
Handwörterbach  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


liehen  Aufsätzen  in  Zeitschriften:  a)  Giornale 
di  Statist ica  pubblicato  dalla  Direzione  centrale 
di  statistica  di  Sicilia,  (welche  Zeitschrift  Fer- 
rara 1836  in  seiner  Eigenschaft  als  Direktor 
der  amtlichen  Statistik  des  Königreichs  beider 
Sicilien  (seit  1834)  gegründet  hatte)  u.  a.: 
Jahrg.  1836 :  Sulla  teoria  della  statistica  secondo 
Romagnosi.  —  Jahrg.  1840:  Studii  sulla  popo- 
lazione  della  Sicilia.  —  Jahrg.  1841:  I  periodi 
della  economia  politica.  —  Malthus,  i  suoi  av- 
versari,  i  suoi  seguaci,  le  cons^nenze  della  sua 
dottrina.  —  b)  Economista  di  Firenze,  Jahrg.  II 
(1875) :  L'italianita  della  scienza  economia.  Due 
lettere  alFon.  Sen.  F.  Lampertico,  datate  da 
Venezia  il  25  X  e  VS  XI  1875.  -  Jahrg.  XI 
(1884):  II  problema  ferroviario.  —  c)  Nuova 
Antologia  di  scienze,  etc.  Jahrg.  1871:  Gli 
antichi  banchi  di  Venezia.  —  Jahrg.  1874:  II 
Germanismo  economico  in  Itaüa  (Bekämpfung 
des  Einflusses  der  historischen  Schule  und  der 
neuen  realistischen  Richtung  der  deutschen 
Nationalökonomie  auf  Lehrer  und  Schüler  der 
Staatswissenschaften  an  den  italienischen  Uni- 
versitäten). —  Jahrg.  1878  u.  1879:  L^America- 
nismo  economico  in  Italia. 


Vgl.  über  Ferrara:  Cognetti  de  Martiis. 
Francesco  Ferrara  airUniversita  di  Torino,  1849 
bis  1859  in  Giornale  degli  Economisti,  serie  Ilda^ 
anno  IV,  1893,  S.  521  ff.  —  D.  Berardi,  La 
dottrina  politico-economica  di  Fr.  Ferrara,  in 
Giorn.  d'econ.,  anno  V,  1894,  Sept.  u.  Okt.  — 
A.  Bertolini,  La  vita  e  il  pensiero  di  Francesco 
Ferrara  in  Giorn.  d^Econ.,  anno  VI,  1895,  Jan. 
—  Rabbeno,  Fr.  Ferrara  in  H.  d.  St.,  1.  Aufl., 
Bd.  in  S.  385.  lApprrt, 


Ferraris,  Carlo  Francesco, 

geb.  am  15.  VIII.  1850  zu  Moncalvo  (Prov. 
Alessandria),  setzte  seine  in  Turin,  wo  er  pro- 
movierte, begonnenen  Studien  in  Deutschland 
(u.  a.  als  Schüler  Conrads  und  E.  Engels)  fort. 
1874 — 1876  gehörte  er  dem  italienischen  statis- 
tischen Bureau  als  Mitglied  an,  wurde  1878 
ausserordentlicher  Professor  an  der  Universität 
Pavia,  1883  Direktor  im  Ministerium  für  Acker- 
bau, Industrie  und  Handel  in  Rom,  im  Oktober 
1885  ord.  Professor  für  Verwaltungsrecht  und 
-Wissenschaft  und  ergänzungsweise  Statistik  an 
der  Universität  Padua. 

Unter  jenen  hervorragenden  Nationalökono- 
raen  Italiens,  welche  sich  für  Herbeiführung 
des  Uebergangs  von  der  orthodoxen  zur  neuen 
realistischen  Schule  verdient  gemacht  haben, 
nimmt  Ferraris  neben  Luzzatti,  Lampertico, 
Scialoja,  Messedaglia,  Minghetti,  Nazzani,  Mor- 
purgo,  Cusumano,  Toniolo  etc.  etc.  einen  bevor- 
zugten Platz  ein. 

Er  veröffentlichte  von  Staats  wissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform  :  La  rappresentanza 
delle  minoranze  nel  Pariamen to,  Turin  1870. — 
La  statistica  e  la  scienza  deiramministrazione 
nelle  facolta  giuridiche,  Padua  1878.  —  Moneta 
e  corso  forzoso,  Mailand  1879.  —  Saggi  di  eco- 
nomia, statistica  e  scienza  deiramministrazione, 
Turin  18^0.  —  Les  projets  de  l^gislation  sociale 
en  Italic,  Rom  1883.  —  La  statistica  del  movi- 
mento  dei  metalli  preziosi  fra  l'Italia  e  Testero, 
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Rom  1883.  —  L'assicurazione  obbligatoria  e  la 
responsabilita  dei  padroni  ed  imprenditori  per 
ffli  infortnni  siil  lavoro,  2.  ed.  Kom  1890.  — 
La  statistica  della  coltura  intellettnale  e  special - 
mente  delle  iiniversita,  Venedig  1891.  (Diese 
Schrift  zuerst  veröffentlicht  in  „.A.tti  del  R. 
Istitnto  veneto  di  scienze,  lettere  ed  arti**, 
tomo  II  Serie  7  ist  „al  venerato  maestro"  Ernst 
£n^el  zu  seinem  70.  Geburtstage  ffe widmet.)  — 

I  principt  di  scienza  bancaria,   Mailand   1892. 

—  Professioni  e  classi  e  loro  rilevazione  sta- 
tistica, Padna  1894.  —  II  sigillo  storico  dell'- 
universitA  di  Padova,  Padua  1896.  —  EUetorato 
ed  eleggibilit4  nel  comune,  Turin  1898  (enthal- 
ten in  dem  Sammelwerk  pStudi  giuridici";.  — 
Teoria  del  dicentramento  amministrativo,  2a  ediz. 
(ampliata),  Mailand  1899  (ßiblioteca  di  scienze 
politiche  e  sociali  n»  2ö). 

Ferraris  veröffentlichte  von  staatswissen- 
Bchaftlichen  Abhandlungen  in  Zeitschriften:  a) 
Nuova  Antologia  di  Scienze,  Lettere,  etc.  (Rom) : 
La  circolazione  cartacea  (Sept.  1875).  —  Le 
ultime  fasi  della  questione  monetaria  (lö  II 
1881).  —  L'imposta  militare  (15  III   1883  e  1 

II  1890).  —  Le  nuove  riforme  amministrative 
(16  II  1889).  —  Le  istitnzioni  di  beneficenza 
(16  IV  e  1  V  1889).  —  L  assicurazione  degli 
operai  in  Gerpiania  (16  VIII  1889).  —  II  rior- 
dinamento  degli  istituti  di  emissione  (16  IV 
1891).  —  Sul  censimento  delle  professioni  (1  IX 
1893).  —  b)  Rassegna  settimanale  (Rom):  I 
tessitori  di  Aquisgrana  (26  XII  1880).  —  II 
bimetallismo  universale  (27  III  1881).  —  I  con- 
tadini  nella  Russia  centrale  (29  V  1881).  —  c) 
Annuario  delle  scienze  giuridiche,  sociali  e  po- 
litiche (Mailand):  L'insegiiamento  delle  scienze 
politiche  nelle  üniversita  italiane  (vol.  III  1882j. 

—  L'abolizione  del  corso  forzoso  (vol.  IV  1883). 

—  d)  Giomale  degli  Economisti  (Rom) :  La  sta- 
tistica nelle  üniversita  e  la  statistica  delle 
Universitä,  (marzo  1886).  —  Nota  sulla  tecnica 
della  statistica  criminale  (setterabre  1892).  — 
Le  operazioni  ausiliarie  e  complementari  nella 
statistica  metodologica  (Maggio  1895).  —  e)  Bul- 
letin de  rinstitut  international  de  statistique 
(Rom):  Examen  des  difficultes  particuliöres  que 
rencontre  la  statistique  du  mouvement  des  m^- 
taux  precieux  dans  le  commerce  international 
(avec  des  tableaux  aunexes) :  tome  2,  1887.  — 
Statistique  de  la  prodnctinn  du  mouvement  in- 
ternational et  de  la  consommation  des  metaux 

.  precieux:  tome  IX,  1896,  livr.  2;3.  —  f)  Rivista 
di  diritto  pubblico  (Bologna):  Provvedimenti 
per  gli  infortuni  sul  lavoro,  vol.  I,  marzo  e 
luglio  1890.  —  g)  Atti  del  r.  Istituto  Veneto 
di  scienze,  lettere,  etc.  (Venedig) :  La  statistica, 
le  sue  partizioni  teoretiche  ed  il  sue  insegna- 
mento,  1890,  serie  VII,  tomo  1  (die  in  Serie 
VII,  tomo  2  enthaltene  Abhandlung  ist  bereits 
oben  im  Sonderabdruck  erwähnt). 

Ferraris  lieferte  ferner  Artikel  in  folgende 
Zeitschriften:  „Archiviogiuridico"  (Pisa),  „ITIni- 
versita,  rivista  deiristruzione  superiore"  (Bo- 
logna), „Annali  del  credito  e  della  previdenza", 
„Conrads  Jahrbücher  fUr  Nationalökonomie" 
(Uebersichten  der  wirtschaftlichen  Gesetzgebung 
Italiens).  Dieses  Handwörterbuch  verdanKt  ihm 
den  Art.:  Die  Banken  in  Italien,  oben  Bd.  II, 
S.  266  ff.  Red. 


Feuerpolizei. 

1.  Einleitung.  Bedeutung  und  Zweck. 
Geschichtliche  Entwickelnng.  S.Feuerverhurajj 
I  a)  Gesetze  und  Verordnungen,  b)  Banp»»li2i 
I  liehe  Vorschriften.  4.  Beschränkung  de:»  Fenr 
:  und  Sicherung  der  Personen.  5.  Feuerlöschwt^ 
\  6.  Schlussbetrachtungen. 

1.  Einleitung.  Bedeutung  und  Zweol 

Feuerpolizei    begreift    alle    die  Bf^tin 

raungen  und  Einrichtungen  in  sich,  wt.l-: 

seitens  der  staatlichen  Behörden  oder  seit^/r 

der  Gemeinden  getroffen  werden,  um  F«^ii» -^ 

gefahr  insoweit  zu  verhüten    oder   zu  t>^ 

!  schränken,  wie  das  allgemeine  oder  C'frVDi 

j  liehe  Interesse  dabei  in  Fi-age  kommt. 

I        Feuerpolizeiliche  Bestimmungen  w^rtln 

I  dementsprechend  der  Regel  nach  nur  ilani 

.  erlassen ,  wenn  überwiegende  GrQiidf'  il-i 

i  öffentlichen  Sicherheit  solche  notwen<liir  er 

scheinen  lassen. 

Die  Bestimmungen  der  FeuerpolizW  k'> 
nen  daher  nicht  so  weit  gehen,  tla^^  .-it 
alles  vorschreiben,  was  ziu- Verhütunc  t-ices 
Schadenfeuers  überhaupt  zu  beobaohteu  u«  i- 
wendig  wäre,  sondern  sie  geben  daL>  an. 
was  zu  beobachten  ist,  damit  Leben  ud 
Gut  der  Staatsangehörigen  ini  allgemt»Ln''C 
vor  Feuersgefahr  gesichert  erscheint  Bis 
ins  einzelne  gehende  Vorschriften  zur  V^r- 
hütimg  jeden  Feuers  könnten  auch.  s^lUt 
wenn  deren  Aulstellung  möglich  wän\  ahon 
deswegen  nicht  gut  erlassen  werden,  wrL' 
damit  die  Polizei  zu  sehr  in  die  Privatinte- 
ressen des  einzelnen,  d.  h.  bis  in  sein  ibra 
als  unverletzlich  gewährleistetes  Heim  h:n- 
eindringen  müsste.  Zu  weit  gehend»'  F<pJ^- 
ningen  in  sicherheitlicher  Beziehimg  brintr-^n 
sodann  auch  grosse  Schädigungen  filr  Han- 
del und  Industrie  mit  sich,  da  diese  in  ihr^r 
freien  Entfaltung  dadurch  zum  Teil  lahm 
gelegt,  wenigstens  aber  beschränkt  wenien 
I  können. 

I  Je  nach  der  Auffassung  der  Behoideo 
und  nach  der  Anschauung  der  massg^l'ü- 
den  Personen  über  allgemeine  Feuersgefaiiri 
werden  daher  die  feuerpolizeilichen  Bestim- 
mungen in  den  einzelnen  Staaten  nicht  niir,, 
sondern  auch  in  einzelnen  Landesteilon  und  | 
sogar  in  nahe  bei  einander  liegendfo  Ort- 
schaften von  einander  verschieden  sein.  zu-| 
mal  einheitliche  Bestimmungen  in  ^mea 
Staaten  nur  besondere  Seiten  der  feiit^r* 
Sicherheit  berühren. 

Selbst  dort,  wo  klare  leitende  Ideeen  filer 
J'euersicherheit  vorhanden  sind,  wenien  ilie 
Sicherheitsverordnungen  für  alle  Laudestt- ^e 
nicht  gleiehmässig  erlassen,  da  die  etva  b^ 
stehenden  besonderen  Rechtsverhältniis^,  '!•' 
Anschauungen,  die  Lebens-,  Beschäftigttn?^ 
und  Ernährungsweise  der  Bevölkerung  not- 
gedrungen Abweidlungen  von  der  alls^^ 
meinen  Norm  erheischen.  Die  Berück>i'-i* 
tigung  der  vorbesprochenen  allgemeinen  Ver- 
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haltnisse  verlangt  es  gebieterisch,  dass  vor 
Erla>s  feuerpolizeilicher  Bestimmungen  ge- 
nau Einwägungen  darüber  stattfinden,  wie 
cross  die  Feuersgefahr  einerseits  ist  imd  wie 
uToss  der  wirtschaftliche  Nachteil  anderer- 
seits werden  kann,  wenn  die  Gefahr  teil- 
weis^e  oder  ganz  beseitigt  werden  soU;  die 
sich  schroff  gegenüberstehenden  Interessen 
♦'inerseits  der  Sicherheit,  andererseits  der 
fi>nen  Entwickehmg  der  Geschäfte  werden 
sich  imme^  ausgleichen  müssen.  Es  kana 
daher  keine  bestimmte  Norm  danlber  geben, 
wie  weit  die  feuerpolizeilichen  Vorsclu-iften 
>ioh  mit  den  Massnahmen  der  Feuerver- 
hütimg  überhaupt  decken  sollen. 

2.  Geschichtliche  Entwickelnng.  Yor- 
schriftea  der  Feuerpohzei  finden  sich  schon 
im  klassischen  Altertume,  die  römischen 
Kaiser  Augustus  und  Trajan  erliessen  be- 
rits  Feuerordnungen.  In  Deutschland 
Ix^son  sich  die  ersten  Anfänge  obrigkeit- 
licher Fürsoi^ge  zur  Abwendung  von  Feuers- 
L'efahr  bis  zurück  ins  13.  Jahrhundert  hin- 
•'in  verfolgen.  In  den  Städten  Wien,  Zwickau, 
Erfurt.  Frankfurt,  Nürnberg,  Köln,  Augsburg 
nnd  anderen  mehr  wimlen  Feuerordnungen 
t-rlassen,  die  anfangs  wenig  übereinstimmend 
tnh  direkte  bauliche  Vorschriften  enthalten, 
t»4Ls  Massnahmen  bringen,  nach  denen  naan 
>ich  bei  ausgebrochenem  Feuer  richten  soll. 
Im  Anfange  des  15.  Jahrhunderts  sind  die 
Fouerordnungen  schon  ziemlich  ausführlich 
V-ohandelt. 

Die  furchtbaren  Feuerebrünste,  welche 
•Ue  leicht  gebauten  Städte  Deutsclilands  im 
Mittelalter  erschreckend  heimsuchten,  waren 
'lie  Veranlassung  zum  Erlasse  dieser  Ver- 
«jninungen ;  religiöse  Wahnideeen  waren  aber 
teilweise  so  vorherrschend,  dass  Mittel  gegen 
Feuersbrünste  an  vielen  Orten  als  verbi-eche- 
rische  Handlungen  angesehen  wurden,  da 
man  Feuersbrünste  als  von  Gott  gesandte 
Prüfungen  betrachtete.  —  Die  älteste  Feuer- 
ordnung soll  in  Rotenburg  zu  Anfang  des 
13.  Jahrhunderts  erlassen  sein,  die  leicht 
^»rennenden  Schindeldächer  sollen  hiernach 
Weits  durch  Ziegeldächer  ersetzt  werden. 
—  In  Augsburg  wird  1276  bestimmt,  dass 
'lie  Wein  träger  bei  Ausbruch  eines  Feuers 
Wasser  heran  zu  tragen  haben,  wofür  ihnen 
ppwisse  Steuerfreiheiten  gewährt  werden 
s^jllen.  Die  Feuerlöschordnung  der  Stadt 
Zwickau  vom  Jahre  1348  bestimmt,  dass 
jf?der,  der  ein  Feuer  bemerkt,  sofort  das 
Feuer  anzeigen  solL  Der  Hausbesitzer  muss 
sein  Haus,  wenn  es  in  Brand  gerät,  ein- 
rissen, damit  das  Feuer  sich  nicht  weiter 
verbreiten  kann.  Thut  er  das,  so  soll  er 
von  der  Stadt  Unterkunft  und  Entschädigimg 
»^rhalten,  im  anderen  Falle  aber  nicht  ent- 
schäfligt  werden.  Des  weiteren  wird  be- 
stimmt, dass  die  Bewohner  des  vom  Feuer 
Itetroffenen   Kirchspiels    sich    mit    Eimern, 


Schöpfkellen  und  Einreissgerät  zum  Brand- 
plitze  begeben  sollen,  wo  sie  nach  den  Be- 
fehles^ des  Bezii'kshauptmannes  zu  handeln 
haljen.  Andere  Bürger  sollen  die  Stadtthore 
besetzen,  damit  die  Stadt  von  Gesindel  nicht 
überfallen  werde.  —  Die  Erfiu:ter  Verord- 
nungen von  13Ö1  und  1429  verbieten  die 
Anlage  von  Feuetstätten  in  Kammern  und 
Lauben,  berechtigen  den  Rat  der  Stadt  bei 
Ausbruch  eines  Feuern,  unter  Umständen 
Häuser  niederreissen  zu  lassen,  und  verlan- 
gen von  jedem  Hausbesitzer  die  Vorhaltung 
von  Lösch-  und  Einreissgeräten,  über  dessen 
Vorhandensein  und  gute  Beschaffenheit  die 
Stadthauptleute  innerhalb  ihrer  Bezirke 
Feuerschau  zu  halten  liaben.  Bei  Nacht 
sollen  Wächter  auf  den  Kirchtürmen  sein, 
die  jeden  Ausbruch  eines  Feuers  durch 
Läuten  der  Glocken  zu  signalisieren  haben, 
auch  ist  schon  von  besoldeten  Löschmann- 
schaften, den  sogenannten  Feuermeisteru,  die 
Rede.  Die  bezüglichen  Bestimmungen  sollen 
ab  und  an  wieder  bekannt  gemacht  werden. 
—  Die  Feuerordnung  der  Stadt  Bremen  von 
1433  legt  besondereu  Wert  auf  das  recht- 
zeitige Herbeiiufen  von  Hilfe,  das  sogenannte 
Boschreien,  bei  Ausbruch  eines  Brandes.  — 
Besonders  bemerkenswert  sind  die  verschie- 
denen Bestimmungen  der  Stadt  Nürnbei^, 
die  um  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  er- 
lassen wurden  und  die  so  richtig  aufgefasst 
sind,  dass  man  ihnen  noch  heute  die  Er- 
haltung vieler  schöner  Erinnerungen  an  das 
alte  Nürnberg  verdankt.  —  Hiernach  mussten 
an  vielen  Orten  der  Stadt  Feuerhaken  und 
Feuerleitern  bereit  gehalten  werden.  An 
den  Eckhäusern  hingen  grosse  Laternen, 
welche  bei  nächtlichem  Brande  sofort  ange- 
zündet werden  mussten.  Von  Rats  wegen 
war  ein  Schaffer  bestellt,  der  für  Anschaf- 
fung, Aufbewahrung  und  Instandhaltung  der 
Geräte  sowie  für  deren  rechtzeitiges  Herbei- 
scliaffeu  zur  Brandstelle  Sorge  tragen  musste 
und  die  erste  Anweisung  zum  Löschen  und 
Retten  zu  geben  hatte.  Die  Stadt  selbst 
war  in  Bezirke  geteilt,  deren  jeder  eine 
Schaffhütte  enthielt,  wo  lederne  Eimer  und 
Wasserfässer  untergebracht  w^aren.  welch 
letztere  mit  Pferden  zur  Brandstelle  beför- 
dert w^urden.  Des  weiteren  ist  hier  schon 
von  der  Vorhaltimg  messingener  Spritzen 
die  Rede,  wie  auch  schon  von  den  Mass- 
nahmen gesprochen  wird,  die  bei  einem 
gleichzeitig  ausgebrochenen  zweiten  Feuer 
zuei^reifensind.  —  In  der  Feueronlnung  der 
Stadt  Lübeck  von  1461  ordnet  der  Magis- 
trat an,  dass  bei  Tag  und  Nacht  auf  den 
Thoren  und  Türmen  Wachleute  sein  sollen, 
die,  sobald  ein  Feuer  entsteht,  sofort  blasen 
und  Sturm  läuten  sollen.  Wenn  ein  Feuer 
ausgebrochen  ist,  sollen  sämtliche  Diener 
des  Rats  sofort  zur  Brandstätte  eilen,  löschen 
helfen  und  darüber  wachen,  dass  bei  der 
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infolge  des  Brandes  lierrschenden  Verwir- 
rung keine  Diebstähle  vorkommen.  Ferner 
soll  niemand  zum  Brande  kommen,  der  nicht 
beim  Loschen  und  Retten  helfen  ^411.  Wer 
auf  der  Brandstelle  erscheint,  muss  mit 
Hand  anlegen,  neugieriges  müssiges  Volk 
wird  nicht  geduldet.  Frauenzimmer  sollen 
der  Brandstätte  fern  bleiben,  nur  wenn  sie 
Wasser  herbeischaffen,  sollen  sie  geduldet 
sein.  Die  Trägermeister  und  Träger  sollen 
sich  auf  die  zunächst  liegenden  Häuser  be- 
geben, retten,  Wasser  zutragen  und  löschen. 
Diejenigen  Fuhrleute,  welche  als  die  ersten 
mit  einer  Last  Wasser  auf  der  Brandstelle 
erscheinen,  erhalten  eine  Belohnung.  Die 
vom  Rate  beschafften  Feuerhaken  und  Feuer- 
eimer müssen  von  den  Hausleuten  ziu*  Brand- 
stelle und  später  wieder  an  ihren  Aufstel- 
lungsplatz zurückgeschafft  werden.  1521 
erscheint  die  erete  Jjandesgesetzgebung  in 
Bezug  auf  das  Feuerlöschwesen  als:  Säch- 
sische Feuerordnung  des  Herzogs  Georg 
unter  dem  Titel  »Begreyff  der  Fewer  Orde- 
nunge«.  Da  finden  sich  schon  die  ersten 
Vorschriften  über  feuei-sichere  Bauart  der 
Häuser,  namentlich  der  Dachungen  und 
Feuerungsanlagen,  über  Aufbewahrung  leicht 
brenn l)arer  Gegenstände,  über  den  Betrieb 
feueiT^efährlicher  Gewerbe,  über  den  vor- 
sichtigen Umgang  mit  Feuer  und  Licht  und 
über  die  Feuerschau.  —  In  der  Stadt  Wien 
wird  1534  jeder  Hausherr  dafür  verantwort- 
lich gemacht,  dass  Feuerstätten  undRaiich- 
fänge  i-ein  erhalten  werden  und  mit  Licht 
vorsichtig  umgegangen  wird.  In  jedem 
Hause  sollen  Wasserfässer  mit  Wasser  und 
Eimer  sowie  Haken  und  I^eitem  bereit  ge- 
halten werden.  Für  Ermittelung  eines 
Brandstifters  wird  eine  hohe  Belohnung  aus- 
geworfen. Wie  häufig  zu  dam^iger  Zeit 
Räubereien  bei  Gelegenheit  der  Brände  vor- 
kamen, erhellt  aus  der  Bestimmung,  dass 
sich  die  Hausmieter  mit  Handgeschütz  und 
Steinen  wohl  versehen  sollen,  damit  sie  ihr 
Haus  vor  einem  räuberischen  Ueberfalle  ver- 
teidigen können. 

La  der  Breslauer  Feueronlnung  von  1630 
ist  von  hölzernen  und  messingenen  Spritzen 
die  Rede.  Jeder  Hausbesitzer  ist  verpflichtet, 
sich  eine  solche  nebst  zwei  Ledereimem 
und  einer  guten  Axt  und  einer  Feuerleiter 
zu  halten.  Die  Viertelsraeister  haben  diese 
jährlich  zwei-  bis  dreimal  zu  revidieren.  Be- 
hufs Feuerverhütung  wii'd  bei  Neubauten  die 
Auffühnmg  von  Schindeldächern,  mit  Bret- 
tern versclüagenen  Schuppen  von  engen  und 
niedrigen  Rauchfängen  verboten  und  die 
Auffühnmg  von  Feuerraauern  angeordnet. 
Den  Schornsteinfegern  winl  zur  Pflicht  ge- 
macht, den  Feuer-  oder  Viertelsherren  Mel- 
dimg zu  machen,  wenn  sie  feuergefährliche 
Anlagen  finden.  Der  Gebrauch  von  Fackeln 
und  WindHchtern  wird  verlöten.   Den  Hand- 


werkern wird  verboten,  feuei^fiüirliche  (^^  - 
genstände  wie  Holz,  Teer,  Hanf,  Pulver  et( . 
in  ihrer  Wohnung  in  grösseren  Mengen  auf- 
zubewahren, und  es  werden  ihnen  behufs  Auf- 
l>ewahning  Plätze  vor  der  Stadt  angewiesen. 
In  den  Wohnungen  dürfen  Holz,  Sfiäne  etc. 
nur  in  geringen  Mengen  imd  an  Orten  auf- 
bewahrt werden,  die  mit  massiven  Mxuieni 
umgeben  sind.  Bei  Ausbruch  eines  Feuers 
ist  es  verboten,  die  Ziegel  vom  Dach  zu 
reissen,  damit  das  Feuer  keine  Luft  erhält 

Anschliessend  an  diese  verschiedeneu 
Feuerordnungen  seien  die  Feuersicherheit?- 
massnahmen  der  Städte  Berlin  und  Colin  in 
ihrer  Entwickelung  kurz  berührt,  da  ai> 
ihnen  auch  die  jetzt  anderswo  geltend^-n 
feuerpolizeilichen  Verordnungen  ersichtlit^h 
sind. 

Johann  Sigismund  erlies  unterm  17.  April 
1618  eine  Fenerverordnung,   die   alles  bi< 
dahin  Bekannte  umschliesst,  auch  schon  von 
grossen  Spritzen  spricht,  die  des  leichteren 
Transportes  wegen  aus  Kupfer  oder  Messing 
gebaut  werden  sollen,  da  die  hölzernen  In- 
strumente leicht  aufreissen  und  bersten,  auch 
zu   unhandlich  seien.      Die   auf   das  sorg- 
samste ausgearbeitete  Verordnung,  die  in 
Wirklichkeit  befolget  die  Feuersicherheit  d.r 
churftlrstlichen  Residentzien  auf  die  Hr»h»? 
der  damaligen  Zeit  gebracht  haben  würde, 
bleibt  jedoch  ohne  Wirkung,  da  der  hen^in- 
breohende  dreissigjährige  Krieg  alle  Ordniine 
über  den  Haufen  wirft.    Wandel   zum  Bes- 
sern wird  erst  durch  den  Grossen  Kurföisten 
geschaffen,  der  1672  eine  neue  Feuerordnang 
erlässt,  diese  Ordnung,  die  wie  alle  Gesetze, 
die  der  Grosse  Kurfürst  erlassen  hat.  den 
Stempel    seiner   Grosse    atifgedrückt   trägt, 
bringt    die   Feuei-sicherheit   ein    gewaltic^ 
Stück  vorwärts.     Feuerstätten  sind  mit  fes- 
ten Mauern  zu   umgeben,  hölzerne  Schorn- 
steine müssen  durch  massive  ersetzt  werden, 
Schindel-  und  Bretterdächer  sowie  hölzerne 
Altane  werden  verboten,  Scheunen  sind  vor 
der  Stadt   anzulegen.     Tabakrauchen  naht» 
bei  Heu   und  Stroh  wird  verboten,  Ställe 
und  Böden  dürfen   nicht  mit  offenem  Licht 
betroten   w^erden,   der   Handel   mit  Pulver 
wird  streng  kontrolliert,  Schiessen  und  Ra- 
ketenwerfen in  der  Stadt  ist  bei  schwerer 
Strafe  verboten.    Asche  darf  nicht  mehr  sad 
die  Böden  geschüttet  werden,  Feuer  in  Oefen 
darf  nur  während  der  Ta^stimden  vorge- 
halten werden.    Die  Bereitschaft  ziu*  sofor- 
tigen Hülfe  bei  Feuer,  sogenannte  Feuerbe- 
reitschaft,  ist   wie   folgt   vorgesehen:   Die 
Hauptwache    (Militär)    sendet    nachts  Pa- 
trouillen aus,  die  Wächter  müssen  Sommern 
um  10,  Winters  um  9  ühr  abends  aufziehen, 
die  Kunstpfeifer  haben  auf  den  Türmen  Tas 
und    Nacht   Wächter   zu    halten,    die   sidi 
stündlich    mit    Blasen    melden.     Vorhalten 
von  liöschgerät  und   dessen  InstandhaltiuiL' 
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vinl  besonders  vorgeschrieben.  Wer  ein 
Feuer  entdeckt,  hat  Lärm  zu  machen  und 
die  Wache  zu  benachrichtigen,  welche  einen 
Tamb«:>ur  zum  Läi'msc;hlagen  ausschickt  Die 
I/Kschhilfe  ist  auch  von  dem  benachbarten 
Friedrichswerder  zu  entsenden  und  soll  der 
Kat  der  Residenzstädte  mit  dem  Wenler  ein 
Abkommen  auf  gegenseitige  Unterstützung 
'♦•»fi  Feuersgefahr  abschliessen.  Den  Brunnen 
und  den  Zufahrten  ziu:  Spree,  die  gepflas- 
v-rt  sein  müssen,  wird  besondere  Fürsorge 
zugewendet.  Von  dem  Corps  de  Guarde 
^»erden  die  entbehrlichen  Mannschaften  mit 
len  Geräten  des  nahe  gelegenen  Leiterhauses 
zur  Brandstelle  gesandt,  auch  sendet  der 
üouvemeiu"  Musketiers  unter  Befehl  eines 
Leutnants,  welche  die  Brandstelle  abzu- 
>|ierren  haben. 

Zu  (lei-selben  Zeit,  wo  diese  hochbedeut- 
>ame  Ordre  erlassen  wurde,  erfand  der 
jr^iiiale  Johann  van  der  Heyde  zu  Amsterdam 
•ii»,*  Si-hJäuche,  eine  Erfindung,  die  das  Feuer- 
iO^chwesen  so  gewaltig  vor^'ärts  führte,  dass 
man  mit  einem  Schlage  aus  dem  Defensiv- 
kampf gegen  das  Feuer  zum  offensiven  An- 
^iil  auf  die  Feuersbrünste  übergehen  konnte. 
Die  Feuerordnung  des  Königs  Friedrich 
vom  3.  Mai  1707  fordert  die  Beschaffung 
zwt?ier  Prahmspritzen  auf  der  Spree,  bringt 
vers<'hllrfte  Bestimmungen  über  Massivbau, 
alKjrträgt  den  Innungen  bestimmte  Anteile 
'l»'r  IjOschliilfe  und  sucht  dadiu*ch  besonders 
für  Feuersicherheit  zu  wirken,  dass  sie  ein 
•'RH:hrecken(les  System  gegenseitiger  Spionage 
ü't>erdie  Feuersicherheitsmassiegeln  zwischen 
Wirt.  Mietern  und  Nachbarn  zur  Pflicht 
macht.  Ueber  Löschmassregeln  darf  offen 
^'«•j^himpft  werden,  damit  deren  Mängel  er- 
kannt werden  können,  das  System  der  all- 
g».^meinen  Löschpflicht  wird  weiter  ausge- 
J-aut  doch  in  anderem  Sinne  aufgefasst,  in- 
•iem  befohlen  wird :  man  solle  die  Löschenden 
mclit  mit  Schlägen,  sondern  in  Müde  und 
'Urnli  gütliches  Zureden  antreiben,  damit 
^i*'  nicht  verdriesslich  oder  von  der  Arbeit 
aK^^sclirec^kt  weixlen.  —  Ei'St  im  Jahre 
lT<>i)  wiuxie  in  den  Residenzstädten  die  erste 
Sclilauehspritze  angeschafft.  —  Die  Feuer- 
onlnmig  von  1727  betont  besondei-s  die  Vor- 
M'-litsmassregeln ,  indem  sie  besagt,  dass 
insl»e>()ndere  der  Hauswirt  der  beste  Wächter 
;*i  daher  am  frühesten  aufstehen  imd  als 
i^'tzter  zur  Ruhe  gehen  solle.  Die  Stadt 
'f'*;sitzt  zu  dieser  Zeit  11  Spritzen  mit 
Wendei-ohr,  2  Schlauchspritzen  und  2  Prahm- 
^I>ritz<?n.  Von  Wichtigkeit  ist  die  Be- 
stimmung, dass  Schornsteinfegermeister  sich 
niclit  mehr  olme  Magistratserlaubnis  aus 
'l»T  Stadt  entfernen  dürfen.  Diese  letzt^n-e 
H^'Stimmung  der  Feuerordnung,  welche  ge- 
^'isw'  Berufsklassen  weit  in  ihrer  i)ersön- 
(ifhon  Freiheit  bindet,  kennzeichnet  die 
^i"'<iLste  Stufe  des  Standes  der  allgemeinen 


Löschpflicht,  d.  h.  derjenigen  Einrichtung, 
welche  jeden  Bürger  zwingt,  beim  Bi'ande 
mit  Hand  anziüegen. 

Mehr  als  hundert  Jahi-e  gehen  mm  da- 
hin, bis  sich  an  verschiedenen  Orten  Deutsch- 
lands die  Ueberzeugimg  Bahn  bricht,  dass 
—  wenigstens  in  gi-össeren  Städten  —  mit 
der  allgemeinen  Löschpflicht  auf  die  Dauer 
nicht  mehr  auszukommen  sei  und  das 
Feuerwehrwesen  gründlich  umgestaltet 
werden  müsste.  In  Barmen,  Hamburg  und 
anderen  Städten  hatte  man  schon  längst 
bessere  Einrichtungen  getroffen,  und  1841 
bildete  sich  auch  in  Meissen  ein  freiwilliger 
Feuerwehrverein.  Es  bedurfte  aber  erst 
emer  gewaltigen  Katastrophe,  bevor  die 
bisherigen  Feuerlöscheinrichtungen  auch  in 
weiteren  Ki-eisen  als  durchaus  unzu- 
reichend angesehen  wurden.    Diese  trat  ein. 

In  der  Nacht  vom  4.  auf  den  5.  Mai 
1842  kam  in  Hamburg  ein  Brand  zum  Aus- 
bruch, der  binnen  drei  Tagen  über  4000 
Gebäude  einäscherte  und  melu-  als  100 
Menschen  das  Leben  kostete. 

Jetzt  wai-  es  allgemein  klar  geworden, 
dass  andere  Organisationen  geschaffen  weixlen 
mussten,  und  man  fand  auch  bald  heraus, 
dass  neben  zeitgemässen  Geräten  vor  allen 
Dingen  einheitliches  Kommando,  militärische 
Discipiin  und  gründliches  Exercitium  not- 
wendig seien. 

1846  wurde  auf  diesen  Grundlagen  in 
dem  badischen  Städtchen  Durlach  eine 
militärisch  organisierte  Pfhchtfeuerwehr  ^ 
schaffen,  nach  deren  Einrichtungen  sich 
später  in  vielen  Orten  Süddeutschlands  frei- 
willige Feuerwehren  bildeten,  während  in 
I  Norddeutschland  1851  als  ganz  neues  Institut 
die  Berliner  Berufsfeuerwehr  ins  Leben  trat, 
welche  ein  Vorbild  für  die  Einrichtungen 
grösserer  Städte  wurde. 

Seitdem  hat  das  Feuerwehr wesen  Deutsch- 
lands einen  gewaltigen  Aufschwung  ge- 
nommen, imd  die  Eiinichtungen  vieler 
Grossstädte  wetteifern  erfolgreich  mit  den 
Einrichtxmgen  der  Reichshauptstadt.  Süd- 
deutschland, insbesondere  Bayern,  stellt  das 
gi-össte  Kontingent  an  fi-eiwilligen  W^ehren, 
während  in  Württemberg,  Braim schweig, 
den  thüringischen  Staatt^i  sowie  in  den 
preussischen  Provinzen  Sachsen  und  Schles- 
wig-Holstein auch  die  militäiisch  organisierten 
Pflichtfeuerwehren  stark  vertreten  sind. 

Zur  Zeit  des  XV.  deutschen  Feuerwehr- 
tages zu  Charlottenburg  im  Jahre  1898  be- 
standen in  Deutschland  57  Berufs-,  12  088 
freiwillige  und  13  916  Pfliclitfeuerwehren, 
zusammen  26  061  Wehren  mit  einer  Mit- 
gliederzahl von  4548  bezahlten,  624  548  frei- 
willigen imd  821 991  i)flichtigen  Mann- 
schaften, zusammen  1451  087  Mann. 

Welcher  Wert  den  Feuerwehrorgaui- 
sationen  beizulegen  ist,  mag  daraus  ersehen 
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werden,  dass  n(K*h  heute  allein  im  König- 
reich Preussen  alljährlich  60  bis  70  Millionen 
Mark  an  Nationalvermögen  durch  Brand- 
schäden dahingerafft  werden. 

3.  Feuerverhütung,  a)  Oesetse  und 
Verordnungen.  Der  alte  Nachtwächter- 
ruf: »Bewahrt  das  Feuer  und  das  Licht, 
dass  Niemanden  ein  Schad  geschieht«  muss 
noch  heute  als  dringendste  Mahnung  jeder 
Feuerverhütung  angesehen  werden.  Vor- 
sicht im  Umgehen  mit  Feuer  und  Licht, 
Beobachtung  aller  leicht  brennbaren  und 
leicht  entzündbaren  Materialien  sind  die 
Dinge,  welche  sorgfältig  berücksichtigt  den 
Ausbnich  der  meisten  Brände  verliindern 
^^'i^rden.  Das  unvorsichtige  Nahebringen 
von  brennenden  Lampen  tmd  Kerzen  an 
Gardinen  und  Portieren,  Spielen  der  Kinder 
mit  Streichhölzern,  Aufgiessen  von  IVtroleum 
auf  die  Feuerung  oder  Nachgiessen  von 
Petroleum  auf  noch  brennende  Lampen, 
Hantieren  mit  Benzin  oder  anderen  leicht 
brennbaren  Flüssigkeiten  in  der  Nähe  von 
offenem  Feuer  und  Li(!ht  sind  Dinge,  die 
fast  täglich  beobjwhtet  weixlen  und  welche 
den  Anlass  zu  den  meisten  Bränden  bieten. 
Das  Strafg(*setzbuch  für  das  Deutsche  Reich 
sagt  hierüber  im  §  367  Abs.  G :  Wer  Waren, 
Materialien  oder  andere  Vorräte,  welche 
sich  leicht  von  selbst  entzünden  oder  leicht 
Feuer  fangen,  an  Orten  oder  in  Behältnissen 
aufbewahrt,  wo  ihre  Entzündung  gefährlich 
werd(»n  kann,  winl  bestraft.  Auch  trifft 
eine  gleiche  Strafe  denjenigen,  der  Stoffe, 
die  nicht  ohne  G(»fahr  einer  Entzündung 
bei  einander  liegen  können,  ohne  Absonderung 
aufbewahrt.  Im  §  308  Abs.  5,  6  und  7 
A-nnl  mit  Strafe  bedi-oht,  wer  Scheunen, 
Ställe,  Böden  oder  andere  Räume,  welche 
zur  Aufbewahrung  leicht  feuerfangenider 
Sachen  dientMi ,  mit  unverwahrtem  Feuer 
oder  Licht  betritt  oder  sich  denselben  mit 
unverwahi-tem  Feuer  oder  Licht  nähert; 
wer  an  gefährlichen  Stellen  in  Wäldern  od(T 
Haiden  oder  in  g( »fährlicher  Nähe  von  (re- 
bäuderi  oder  feu(»rfangenden  Sachen  Feuer 
anzündet;  wer  in  gefährlicher  Nähe  von 
Gebäuden  oder  feuerfangenden  Sachen  mit 
Feuergewehr  schiesst  oder  Feuerwerke  ab- 
brennt. Eine  härtei-e  Strafe  ist  aber  im 
§  369  Abs.  3  für  Handwerker  festgestellt, 
wo  bedroht  werden  Gewerbetreibende,  welc*he 
im  Feuer  arbeiten,  wenn  sie  die  Vorschriften 
nicht  befolgen,  welche  von  d(»r  Polizeibe- 
höi-de  wegen  Anh^gung  und  Verwahrung 
ihrer  Feuerstätten  sowie  wegen  der  Art 
und  der  Zeit,  sich  des  Feuers  zu  bedienen, 
erlassen  sind. 

Es  ist  Sache  der  Polizeibehörden,  da 
weitiTgehende  Voi-schriften  zu  erlassen,  wo 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  nicht  aus- 
reichend erscheinen.  Hierhin  gehören  Vor- 
schriften über  die  Aufl)ewahriuig  von  Streich- 


hölzern und  Feuer^erkskörpem  sowie  über 
die  Fernhaltung  unzurechnungsfähiger  Per- 
sonen und  Kinder  von  den  Feuerstätten. 
Weiterhin  ist  das  Rauchen  in  der  Näh»» 
leicht  brennbarer  Gegenstände  sowie  in 
Räumen  und  auf  Plätzen^  die  zur  Aufl»»*- 
wahrung  leicht  Feuer  fangender  Saeh»ii 
dienen,  zu  verbieten. 

Weiter  gehören  hierhin  Yorschriften  üUir 
das  Abfüllen  von  Spiritus,  Petroleum  tmcl 
dergleichen,  über  die  Aufstellimg  von  Heu-, 
Stroh-  imd  Korndiemen,  Benutzung  der 
Lokomobilen,  ünterbringimg  heisser  Asche, 
Lagerung  von  Holz-  und  Wellenhaufen  <*> 
wie  von  Reisig  in  der  Nähe  der  Gebärrie. 
Vor8chrift4»n  über  die  Reinigung  der  Schorn- 
steine und  dergleichen  melur.  Für  Theater 
und  andere  zur  Ansammlung  grösserer 
Menschenmassen  dienende  LokaJe  sin«] 
weitergehende  detaillierte  Bestimmungeo  zu 
tn^ffen.  Durch  periodisch  wie<ierkehren<le 
feuersicherheitliche  Revisionen  muss  ak 
sorgfältigste  Innehaltung  der  Vorscimfter 
überwacht  werden. 

Da  nicht  niu*  durch  Sorglosigkeit  uni 
Unvorsichtigkeit  ein  Brand  verursacht  .^»r.- 
dem  solcher  auch  böswillig  angelegt  wer- 
den kann,  so  sind  im  Gesetze  beiondpR 
scharfe  Bestimmungen  gegen  Branflslifter 
erlassen.  Die  angedrohte  Strafe  ist  eiae 
ungleich  höhere,  wenn  Gebäude  angezün<Jr^i 
werden,  in  denen  Menschen  wohnen  o*J»?r 
zeitweise  sich  aufhalten,  als  wenn  es  sich  nur 
um  andere  Sachen  handelt  §  3U6  lautet: 
Wegen  Brandstiftung  wird  mit  Zuchthaiis 
bestraft,  wer  vorsätzlich  in  Brand  p<?tzt: 
1)  ein  zu  gottesdienstlichen  Versammlungviii 
dienendes  Gebäude;  2)  ein  Gebäude,  ein 
Schiff  oder  eine  Hütte,  welche  zur  Woh- 
nung von  Menschen  dienen,  oder  3)  eine 
Räumlichkeit,  welche  zeitweise  zum  Aufi'iit- 
halt  von  Menschen  dient  und  zwar  zu  einer 
Zeit,  wähnend  welcher  Menschen  in  dersel- 
ben sich  aufzuhalten  pflegen.  §  307.  Di'' 
Brandstiftung  wird  mit  Zuchthaus  nicht 
unter  zehn  Jahren  oder  mit  lebenslänglichem 
Zuchthause  bestraft,  wenn  1)  der  Braml  den 
Tod  eines  Menschen  dadmxjh  verursacht  hat 
dass  dieser  ziu"  Zeit  der  That  in  einer  der  in 
Brand  gesetzten  Räumlichkeiten  sich  le- 
fand;  2)  die  Brandstiftung  in  der  Absicht 
begangen  worden  ist,  um  unter  Begönsti- 
giuig  derselben  Mord  oder  Raub  zu  Ix^gehtii 
oder  einen  Aufruhr  zu  erregen,  oder  8)  der 
Brandstifter,  um  das  Loschen  d(»s  Feiiei^ 
zu  verhindern  oder  zu  erschweren,  Lösch- 
geräte entfernt  oder  imbrauchbar  gemacht 
hat.  §  308.  Wegen  Brandstiftung  ^^-inl  mit 
Zuchthaus  bis  zu  zehn  Jahren  bestraft,  wer 
vorsätzlich  Gebäude,  Schiffe,  Hütten,  hcpz- 
werke,  Magazine,  Warenvorräte,  welclie 
auf  dazu  bestimmten  öffentlichen  Platzen 
lagern,  Vorräte  landwirtschaftlicher  Erzeug- 
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i?5o  oder  von  Bau-  imd  Brennmaterialien, 
rüchte  auf  dem  Felde,  Waldungen  oder 
'«•rfmoore  in  Brand  setzt,  wenn  diese  Ge- 
eik^tände  fremdes  Eigentum  sind  oder  das 
f'iier  einem  der  im  §  306  Nr.  1  bis  3  be- 
fichneten    Gegenstände    mitteilen   können. 

Ml  besagt,  die  gänzliche  oder  teilweise 
i^^rstOrung  einer  Sache  durch  Gebrauch  von 
Hilvcr  oder  anderen  explodierenden  Stoffen 
>t  ilcT  Inbrandsetzung  der  Sachen  gleich 
w  achten. 

Ausser  den  böswilligen  Brandstiftungen 
ind  auch  die  aus  Eigennutz  oder  Speku- 
ition  ins  Auge  zu  fassen,  denen  durch  die 
reinlichste  Ueberwachung  des  Versicherun gs- 
f»'?ens  —  Verhütung  jeder  Doppel-  oder 
V'VK*rversicherung    —    vorgebeugt   werden 

Für  einzelne  feuergefährliche  Industrieen 
tann  die  zuständige  Polizeibehörde  auf 
rriüd  der  Bestimmungen  der  Gewerbeord- 
anns^  besondere   Sicherheitsmassregeln   er- 

üel>er  die  Lagenmg  von  Brennmateria- 
lien. Mineralölen,  Spirituosen,  den  Betrieb 
iii  Gasanstalten,  Zündholzfabriken,  Mühlen, 
Dl^-^sereien ,  Spinnereien  und  dergleichen 
mehr,  besonders  aber  bezüglich  der  Fabri- 
krn  ziu-  Anfertigung  von  Pulver,  Feuer- 
H-rkskörpom,  Sprengstoffen  und  anderer 
^'fährlicher  Etablissements  werden  zumeist 
si-eoiMÜe  Yeioitlnungen  getroffen. 

Die  Berechtigung  der  Polizeibehörde  zum 
Erk^s  derartiger  Sicherheitsvorschriften  ba- 
^iTt  auf  der  folgenden  Bestimmung  des 
AJliT« 'meinen  Lanclrechts :  Die  nötigen  An- 
i^yten  zur  Erhaltung  der  öffentlichen  Ruhe, 
Sicherheit  und  Ordnung  und  zur  Abwen- 
<lung  der  dem  Publike  oder  einzelnen  Mit- 
die<]f.'ra  desselben  bevorstehenden  Gefalu- 
zTi  treffen,  ist  das  Amt  der  Polizei  (ü, 
1",  §  10).   1  ^ 

b)  Baupolizeiliche  Vorschriften. 
r)ie  iin  letzten  Absatz  berührten  Verord- 
nungen beziehen  sich  sowohl  auf  Mass- 
nahmen der  Vorsicht  als  auf  bauliche  An- 
wlmingen.  Feuerungen ,  Leimküchen , 
Trockenöfen  etc.  sowie  die  Beleuchtimgs- 
vorrichtungen,  insbesondere  elektrische  An- 
iaijen,  werden  durch  dieselben  tangiert, 
ieuei-stätten  in  Gebäuden  müssen  in  allen 
ß*->tandteüen  feuerfest  hergestellt  sein,  des 
^'♦'iteren  ist  eine  gehörige  Isolierung  der 
Feuerstätten  von  hölzernen  Fussböden  und 
'^itlichen  Holzkonstniktionen  notwendig. 
'offene  Herde  müssen  feuersicher  überman- 
^elt  werden.  Vor  den  Oeffnungen  derjeni- 
j?^n  Feuerstätten,  welche  auf  dem  Fuss- 
mm  keinen  feuersicheren  ümfassungs- 
^treifen  liaben,  ist  der  Fussböden  feuerfest 
2u  bekleiden  (Ofenblech).  Von  verputztem 
<Ävr  verblendetem  Holz  werk  sind  nach 
"CMieren    Verordnimgen    Feuerstätten     aus 


Stein  oder  Kacheln  25  cm,  eiserne  Feuer- 
stätten 50  cm  entfernt  zu  halten;  gegen- 
über freiem  Holzwerk  sind  diese  Entfernun- 
gen mindestens  zu  verdoppeln.  AVerden 
Feuerstätten  von  erheblichem  Umfange 
(grosse  Kochherde,  Waschküchen  etc.)  an- 
gelegt, so  bleibt  vorbehalten,  in  Hinsicht 
der  Feuei-sicherheit  der  lungebenden  Wände 
und  Decken  weitergehende  Anforderungen 
zu  stellen. 

Rauchröhren,  die  von  den  Feuerstätten 
zu  den  Schornsteinen  führen,  sollen  feuer- 
fest sein  und  dürfen  niu'  durch  feuerfestes 
Material  unterstützt  werden.  Rauchrölu^n 
sind  in  Berlin  von  verputztem  oder  ver- 
blendetem Holz  50  cm,  von  freiem  Holzwerk 
100  cm  entfernt  zu  halten.  Sind  die  Rauch- 
röhren ummantelt  oder  sind  sonstige  gleich 
wirksame  Schutzvorrichtungen  getroffen,  so 
ist  eine  Verminderung  dieses  Entfernungs- 
masses  zulässig.  Alle  Rauchröhren  müssen 
mit  den  zu  ihrer  Reinigung  nötigen  Vor- 
richtungen versehen  sein.  Schornsteine 
sind  durchweg  feuerfest  herzustellen.  Sie 
müssen  von  (}nind  auf  fundamentiert  sein 
und  auf  feuerfesten  Konstruktionen  ruhen. 
Schornsteine  müssen  eine  Wangenstärke  von 
mindestens  12  cm  erhalten,  von  Holzwerk 
müssen  die  äusseren  Flächen  10  cm  entfernt 
bleiben,  sie  sind  des  weiteren  so  einzu- 
richten, dass  sie  genügend  gereinigt  weixien 
können. 

4.  Beschränkiuig  des  Feners  und 
Sicherang:  der  Personen.  Ist  ein  Feuer 
zum  Ausbruch  gekommen,  sei  es  diux;h 
Nichtbeachtung  der  nötigen  Vorsichtsmass- 
regeln, sei  es  durch  fehlerhafte  banüche 
Anlagen,  sei  es  durch  elementare  Ereignisse 
oder  irgend  welche  Zufälligkeiten,  so  ist  es 
vor  allen  Dingen  notwendig,  diesem  Feuer 
so  schnell  entgegenzutreten,  dass  dasselbe 
möglichst  noch  im  Keime  erstickt  werden 
kann.  Je  schneller  man  einem  Feuer  ent- 
gegentritt, um  so  geringere  Mittel  reichen 
zu  seiner  Bekämpfung  aus. 

Gefässe  mit  Wasser,  Feuertartschen, 
Löschpinsel  und  kleine  Hand-  oder  Garten- 
spritzen sind  vielfach  ausreichend,  dem 
ausbrechenden  Brande  erfolgi-eich  entgegen- 
treten zu  können.  Das  Gesetz  verlangt  da- 
her, dass  jedermann  da,  wo  polizeilich 
Löschgeräte,  als  Ledereimer,  Feuerhaken 
und  Leitern  vorgeschrieben  sind,  diese  vor- 
rätig halten  muss.  §  368  Abs.  8  des 
Str.G.B.  bedroht  den  mit  Strafe,  der  die 
polizeilich  vorgeschriebenen  Fouerlöschge- 
rätschaften  überhaupt  nicht  oder  nicht  in 
brauchbarem  Zustande  hält.  Je  nach  der 
Gefahr,  welche  Bauart,  Einrichtung,  Be- 
nutzung und  Umgebung  von  Gebäuden  mit 
sich  bringen,  können  seitens  der  Behörden 
geringere  oder  weitgehendere  Sicherheits- 
massregeln vorgeschrieben  werden.   Brunnen 
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mit  Yorrichtiingen  zum  Anschluss  der 
Saugeleitungen  der  Spritzen,  Wasserleitungen 
mit  Hydranten  und  Schläuchen,  ja  selbst 
Dampfspritzen  können  für  grosse,  besondere 
feuergefährliche  Etablissements  vorgeschrie- 
ben werden.  Der  Gefahr  der  Weiterver- 
breitung  eines  Brandes  wird  des  weiteren 
in  sehr  wirksamer  Weise  durch  bauliche 
Anlagen  entgegengetreten.  Das  Allgemeine 
Landrecht  für  die  preussischen  Staaten 
spricht  im  §  66,  Titel  8,  T.  1  den  Grund- 
satz aus,  dass  kein  Bau  und  keine  Ver- 
änderimg  an  Gebäuden  zum  Schaden  und 
zur  Unsicherheit  des  gemeinen  Wesens 
vorzunehmen  ist,  und  der  §  82  a.  a.  0.  be- 
hält die  nälieren  Bestimmungen  darüber  den 
besonderen  Polizeigesetzen  eines  jeden 
Ortes  vor. 

Teilung  der  Gebäude  durch  Brand- 
mauern, welche  bis  über  das  Dach  aufge- 
führt sein  müssen,  sollen  verhindern,  dass 
in  denselben  ausgebrochene  Brände  das 
ganze  Haus  zerstöi-en.  Gerohrte  und  ge- 
putzte Bretterwände  sollen  den  Brand  mög- 
lichst auf  den  Raum  beschränken,  in  welchem 
er  ausgebrochen  ist.  Wände  aus  Gipsdielen, 
Rabitz-  und  Monier-Konstruktionen  gewähren 
erhöhte  Sicherheit,  ündurchbrochene  Zwi- 
schendecken, die  auf  der  Unterseite  gleichfalls 
durch  Rohren  und  Putzen  widerstandsfähig 
gegen  den  ersten  Angriff  des  Feuers  ge- 
macht sind,  sollen  das  Durchbrechen  der 
Flammen  nach  den  oberen  Stockwerken  ver- 
hüten. Die  notwendige  Durchbrechung  der 
Zwischendecken,  welche  die  Anlage  der 
Treppen  erforderlich  macht,  sucht  man 
durch  Unterbringung  der  Treppen  in  mas- 
siven Treppenhäusern  unschädlich  zu 
machen.  Auf  die  Anlage  und  Sichenmg 
von  Aufzügen,  Fahrstuhlöffnungen,  Licht-, 
Luft-  und  Trcibriemenschächten  muss  hier 
besonders  hingex^iesen  werden.  Ausser  den 
baulichen  Einrichtungen,  welche  innerhalb 
der  Häuser  der  schnellen  Verbreitung  eines 
Feuers  entgegenwirken  sollen,  müssen  andere 
Massnahmen  getroffen  werden,  die  verhin- 
dern, dass  ein  ausgebrechener  Brand  sich 
Nachbarhäusern  mitteilt.  Massive  Umfas- 
sungswände, feste  Materialien  zum  Abdecken 
der  Dächer  und  Auseinanderbau  der  Ge- 
bäude, die  in  den  einander  zugekehrten 
Seiten  Ooffnungen  haben,  sind  hier  die 
Schutzmittel.  Scheunen  \md  Wirtschafts- 
räume, die  mit  den  Wohnräumen  und 
Ställen  in  Westfalen  z.  B.  alle  unter  einem 
Dach  liegen,  dürfen  in  der  Kurmark  nicht 
an  einander  gebaut  werden.  In  den  Ort- 
schaften der  Kurmark  findet  man  die 
Wohnhäuser  von  den  Ställen  und  Scheunen 
getrennt  angelegt.  Für  kleinere  Städte  gehen 
die  Vorschriften  teilweise  so  weit,  dass  die 
Scheunen  ganz  ausserhalb  der  Stadt  liegen 
müssen. 


Wie  schwer  durchführbar  \dele  V.d 
Schriften  sind  und  wie  verschiedenen  Zuj 
ständen  der  Feuersicherheit  man  noch  hn«i 
gegnet,  ergiebt  die  Thatsache,  daes  sehoii 
zur  Zeit  des  Grossen  Kurfürsten  die  A'rJ 
Schaffung  leichter  Bedachungen  geforlH 
wurde  und  dass  noch  vor  kurzer  Zeit  iri 
Stralau,  einem  Vororte  Berlins,  einige  «Ui 
rekt  an  der  Hauptstrasse  belegene  Gebaud^ 
mit  Strohdächern  versehen  waren. 

In  Dörfern  sind  die  sogenannten  l>'rii 
freiheiten,  breite,  unbebaute  Wege  undj 
Plätze,  die,  zum  Teil  mit  Bäumen  K»h 
pflanzt,  gute  Schutzwehren  gegen  direktf^ 
Uebertragimg  der  Brände  und  auch  gf^«^Ti 
Flugfeuer  bUden,  von  Wichtigkeit  Im  all- 
gemeinen muss  berücksichtigt  werden,  «k&si 
der  Auseinanderbau  der  Häuser  bezugiiii 
der  Entfernung  nicht  schablonenmässig  v:  r- 
genoramen  werden  darf,  sondern  da<s  maij 
Bauart,  Benutzungsart  imd  Feueiigefähr- 
lichkeit  der  Gebäude  in  Betracht  ziehen  nuk<. 

Nicht  nur  der  Verhinderung  der  Wtiter- 
verbreitüng  der  Brände  selbst  müssen  die 
baulichen  Einrichtungen  genügen,  sondern 
auch  der  Sicherung  der  Personen  muss  vor 
allen  Dingen  Beachtung  geschenkt  weniei . 

Ein  Gebäude  muss  so  eingerichtet  werden, 
dass   ein   in   demselben   ausgebrochener  Bnmd 
den   Leuten   nicht  den  Rettungsweg  ins  Freie 
abschneiden  kann.    Da  die  Zugänge  der  Woh- 
nungen  nun  zuweist   Treppen  sind,   so  iolse 
hier,   was   die  neueren  Bauordnungen  daräWr 
sagen:  Jedes  Gebände,  in  dessen  oberstem  Ue- 
schösse  der  Fnssboden  höher  als  2  m  über  d«  m 
Erdboden   liefft,    muss    mindestens    mit   einer 
Treppe   versenen  sein,  welche  jedoch  aus  Holz 
bestehen   kann.    Gebäude,   in   deren    obersttm 
Geschosse   der   Fussboden  höher  als  6  m  über 
dem   Erdboden  liegt,  müssen  mindestens  zwei 
in    gesonderten    Bäumen    befindliche   Treppen 
oder  eine  feuerfeste  Treppe  enthalten.    DcH-h 
soll,   wenn   der  oberste   Fussboden  über  10  m 
hoch   belej^en  ist,  eine  Treppe,  selbst  weim  >ie 
feuerfest  ist,  nur  in  Ausnahmefällen  als  genü- 
gend   erachtet    werden.      Von   jedem    Punkte 
eines  Gebäudes  aus  muss  eine  Treppe  auf  hoch- 
stens   25  m   Entfernung  erreichbar  sein.    Für 
Gebäude,  deren  einzelne  Geschosse  in  ver?chie- 
dene   Wohnungen   etc.  abgeteilt  sind,  ergreben 
sich  noch  besondere  Anforderungen.    Jede  naoh 
den  Vorschriften  dieser  Bauordnung  notwendiire 
Treppe    muss    mit    den    Räumlidikeiten,  für 
welche  sie  bestimmt  ist,  unmittelbar  Verbindung 
haben,   in   einer  freien  Breite  von  mindesteci; 
1    m    sicher    gangbar    durch    alle    Gföchosse 
führen   und   auch   dem  Tageslicht  überall  hin- 
reichenden  Zutritt  gewähren.     Alle  Treppen- 
läufe müssen  mit  schützenden  Geländern  ver- 
sehen  werden.     Im    obersten   Geschosse  mnss 
sich  an  jede  notwendige  Treppe  eine  weitere 

feeignete,  feuersicher  abzuschliessende  Verbin- 
ung  zum  Dachboden  anschliessen.  Als  feuer- 
fest gilt  eine  Treppe,  deren  tragende  Teilf, 
Tritt-  und  Futterstufen,  massiv  oder  m  Eiisen 
hergestellt  sind.  Die  Stufen  dürfen,  wenn  sie 
massiv  oder  in  durchbrochener  Eisenkonstrnk- 
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tion  aasgeführt  sind,  mit  Holz  belegt  werden. 
Notwendige  hölzerne  Treppen  sind  unterhalb 
entweder  zu  röhren  und  zu  putzen  oder  mit 
eioer  in  gleichem  Masse  feuerfesten  Bekleidung 
zu  versehen.  Es  dürfen  unter  ihnen  keine 
Verschlage  angelegt  werden. 

Steinerne  Treppen  gelten  als  feuersicher ; 
•lie  Erfahrung  hat  aber  gelehrt,  dass  die 
Stufen  freitragender  Granittreppen  schon 
l»ei  sehr  geringer  Gluthitze  zerspringen  und 
ganze  Treppenläufe  infolgedessen  zusammen- 
brechen. Je  massiver  und  feuersicherer  ein 
Oebäude  heigestellt  wird,  um  so  mehr  wird 
der  Weiterverbreitung  eines  Brandes  vorge- 
hieugt.  Schadenfeuer  sind  nun  aber  nicht 
nur  durch  ihre  Flammen  gefährlich,  sondern 
in  sehr  festen  Gebäuden  hauptsächlich 
durch  den  ei-stickend  wirkenden  Rauch. 
Die  Bestimmung,  dass  dem  Tageslicht  über- 
all fi-eier  Zutritt  zu  den  Treppen  gewährt 
werden  müsse,  berücksichtigt  die  Vertrei- 
bung des  Rauches  durch  Oeffnen  der  Fenster, 
es  wäre  aber  vielleicht  gut,  noch  weiter  zu 
g^^hen  und  zu  fordern,  dass  Treppen  zu 
Wohnungen  mit  Kellern,  Geschäftsläden 
und  Lagerräumen,  iii  denen  leicht  feuer- 
fangende und  viel  Qualm  entwickelnde 
Waren  lagern,  keinerlei  Verbindung  haben 
dürften.  Eisenkonstruktionen,  die  finiher  als 
feuersicher  galten,  haben  dem  Feuer  weni- 
ger widerstanden  als  Holzkonstruktionen, 
^ie  sind  daher  nur  zulässig,  wenn  sie  mit 
feuerfestem  Material  umkleidet  werden. 

Fabriken  und  Geschäftshäuser,  in  denen 
viele  Leute  arbeiten,  bedürfen  weiterer 
Sicherheitsmassregeln.  Für  alle  p'össeren 
Arbeitsräume  werden  vielfach  mindestens 
2  Treppen,  die  an  den  beiden  Enden  liegen 
müssen,  gefordert,  auch  werden  hin  und 
wieder  vor  den  Fenstern  eiserne,  leicht  zu- 
gängliche Podeste  verlangt,  von  denen  aus 
eiserne  Leitern  zur  Erde  fühi-en.  Die  in 
grösseren  Fabriken  vielfach  anzutreffenden, 
gusseisernen  und  schmiedeeisernen  Fenster- 
rahmen, welche  nur  das  Oeffnen  einzelner 
Scheiben  gestatten,  haben  in  Brandfällen 
schon^häufig  grosses  Unglück  herbeigeführt. 
es  müssen  die  Fenster,  die  zu  den  eisernen 
Podesten  führen,  daher  leicht  zu  öffnen  sein 
und  stets  frei  gehalten  werden. 

Sehr  weitgehend  sind  die  polizeilichen 
Forderungen  für  die  bauUche  Anlage  und 
die  innere  Einrichtung  von  Theatern,  Cir- 
kiisgebäuden  und  öffentlichen  Versamm- 
lungsräumen. Die  hier  erlassenen  Vor- 
ischriften  fassen  nicht  nur  die  unmittelbaren 
Gefahren  ins  Auge,  wie  sie  etwa  bei  Ent- 
stehung eines  Brandes  das  in  geschlossenen 
Räumen  versammelte  Publikum  durch  Ver- 
brennen oder  Ersticken  bedrohen,  sondern 
auch  die  Folgen  einer  bei  wirklicher  oder 
vermeintlicher  Gefahr  entstehenden  Panik. 
Die  schnelle  und  gefahrlose  Entleerung  der 


Räume  ist  hier  insbesondere  ins  Auge  ge- 
fasst  durch  Anlage  breiter  Gänge,  Korridore 
und  Treppen,  welch  letzteren  direktes 
Tageslicht  zugänglich  sein  muss,  sowie 
durch  die  Fürsorge,  dass  das  Publikum 
unter  allen  Umständen  leicht,  schnell  und 
sicher  die  Ausgänge  ins  Freie  erreichen 
kann.  Der  Verhütung  der  Verqualmung  der 
Räume,  Treppen  und  Ausgänge  ist  liier  be- 
sondere Sorgfalt  gewidmet,  indem  bestimmt 
ist,  dass  die  für  den  Verkehr  des  Publi- 
kums bestimmten  Treppen  niemals  mit 
KelleiTäumen  unmittelbar  in  Verbindung 
stehen  dürfen,  weil  erfahnmgsgemäss  in 
solchen  zu  den  mannigfachsten  Zwecken 
benutzten  und  schwer  kontroilierl:»aren  Räu- 
men leicht  ein  Feuer  entsteht,  welches  an 
sich  vielleicht  nur  unerheblich,  doch  in 
wenigen  Minuten  Treppen,  Korridore  und 
Flure  mit  Qualm  erfftllen  kann. 

Bezüglich  der  Anlage  derartiger  Gebäude 
ist  es  auch  bemerkenswert,  dass  dieselben 
von  anderen  Gebäuden  bedeutend  weiter 
entfernt  liegen  müssen  als  gewöhnliche 
Wohnhäuser  und  Fabriken. 

Die  Sicherheitsmassnahmen  in  Theatern 
lassen  sich  in  drei  Gruppen  teilen. 

1.  Vorsichtsmassregeln  gegen  den  Ausbruch 
eines  Feuers  überhaupt,  als  sorgfältigste  Anlage 
aller  Heiz-  und  Beleuchtungs Vorrichtungen,  Ent- 
fernung aller  leicht  brennbaren  Stoffe,  Ueber- 
sichtlichkeit  aller  Gegenstände  und  stete  Kon- 
trolle aller  Bäume  bei  Tag  und  Nacht. 

2.  Massnahmen  gegen  Ausbreitung  eines 
entstandeneu  Brandes,  als  Einrichtung  privater 
und  polizeilicher  Feuerwachen,  welche  alle  Mittel 
zur  Verfügung  haben,  einem  entstehenden  Brande 
entgegenzutreten,  feuersicherer  Abschluss  der 
Bühne  von  Zuschauer-  und  Garderobenhaus 
durch  massive  Wände,  eisernen  Schutzvorhang 
und  selbstthätig  zufallende  eiserne  Thüren. 

3.  Sicherung  des  Publikums  durch  Sorge 
für  Bauchabzng  und  grösste  sowie  sicherste 
Entleerungsmöglichkeit  für  die  Zuschauerräume. 

5.  Feuerlöschwesen.  Da  trotz  aller 
Vorsichtsmassregeln  dennoch  grössere  Brände 
vorkommen  werden,  so  sind  Einrichtungen 
nötig,  um  einer  Weiterverbreitung  derselben 
entgegentreten  und  durch  sie  eventuell  ge- 
fälu'dete  Menschen  retten  zu  können.  Die 
hier  in  Betracht  kommenden  Einrichtungen 
werden  unter  der  Bezeichnung  »Feuerlösch- 
wesen« zusammengefasst.  Die  Ausgestal- 
tung des  Feuerlöschwesens  verlangt  die  Vor- 
haltung von  Lösch-  und  Rettungsgeräten, 
die  Fürsorge  für  Löschwasser,  die  Bereit- 
haltung von  Mannschaften  und  die  Mittel 
zur  Herbeirufung  derselben. 

Je  kleiner  ein  Ort  ist,  um  so  einfacher 
ist  das  Feuerlöschwesen  zu  gestalten. 

Ueber  die  Art  der  Regelung  des  Feuer- 
löschwesens gehen  in  Preussen  die  An- 
sichten auseinander.  Das  Allgemeine  Land- 
recht besagt  unter  Titel  II,  17,  §  10,  dass 
die    nötigen   Anstalten    zur  Ei-haltung   der 
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öffentlichen  Ruhe,  Sicherheit  nncl  Ordnung 
und  zur  Abwendung  der  dem  Publike  oder 
einzelnen  Mitgliedern  d(»a^oll)on  bevoi-stehen- 
den  Gefahr  zu  treffen,  Sacthe  der  Polizei  ist 
Das  Gesetz  über  die  Polizei verwaltiuig  vom 
11.  März  1850  besagt  weiter,  dass  zu  den 
Gegenständen  der  ortsi>olizeilichen  Vor- 
schiiften  gehören 

§  6.   a)  der  Schutz  der  Personen   und   des 
Eigentums, 

f)  Sorge    für   Leben    und  Gesundheit, 

g)  Fürsorge  gegen  Feuei-sgefahr,  bei 
Bauausführungen,  sowie  gemeinschädliche 
und  gemeingefährliche  Handlungen,  Unter- 
nehmungen und  Ereignisse  überliaupt 

Hiernach  sind  die  Polizeibehörden  im- 
zweifelhaft  befugt,  Verordnungen  über  die 
Regelung  des  Feuerlöschwesens  bezw.  die 
Bildung  von  Feuerwehren  zu  erlassen. 

Andrerseits  muss  hervorgehoben  werden, 
dass    der    Name    »Feuerwelir<'    in    keinem 

Si-eusßiftchen  Gesetze  vorkommt,  sondern  in 
enselben  nur  von  Gemeindiv  oder  Schutz- 
w^eliren  sowie  vom  »Feuerlöschen«  die 
Rede  ist. 

In  der  Städteordnung  für  die  sechs  öst- 
lichen Provinzen  der  preussischen  Monarchie 
V.  30.  Mai  18.^)8  lautet  §  11: 

Jede  Stadt  ist  befugt,  besondere  sta- 
tutarische Anordnimgen  zu  tr-effen  ül)er 
solche  Angelegenheiten  der  Stadtgemeinden 
sowie  über  solche  Rin^liite  und  Pflichten 
ihrer  Mitglieder,  hinsichtlich  deren  das 
Gesetz  keine  ausdrücklichen  Bestimmungen 
enthält. 

Ferner  steht  in  der  Jjandgemeindeonl- 
nung  für  die  sieben  östlichen  Provinzen  der 
Monarchie  v.  3.  Juli  1891  zu  lesen: 

§  6.  Die  Landgemeinden  sind  zum  Er- 
lasse besonderer  statutarischer  Anonlnungen 
über  solche  Angelegenheiten  der  Gemeinde, 
hinsichtlich  deren  das  Gesetz  Vei-schieden- 
heiten  gestattet,  befugt. 

Weiterhin  besagt  der  §  68  des  Kommu- 
nalabgabengt^setzes  v.  14.  Juli  1893,  dass  die 
Steuerpflichtigen  durch  Gemeindebescliluss 
zu  Natumldiensten  (Hand-  und  Spann- 
diensten) herangezogen  werden  können. 

Endlich  lautet  aber  wieder  der  §  360  des 
Strafgesetzbuches : 

Mit  Geldstrafe  bis  zu  einhundert  und 
fünfzig  Mark   oder  mit  Haft  wird   bestraft: 

10.  wer  bei  Unglücksfällen  oder  ge- 
meiner Gefahr  oder  Not  von  der  Polizeibe- 
hörde oder  deren  Stellvertreter  zur  Hilfe 
aufgefonlert,  keine  Folge  leistet,  obgleich  er 
der  Aufforderimg  ohne  erhebliche  eigene 
Gefahr  genügen  konnte. 

Aus  den  vorangeführten  Gesetzespara- 
graphen erhellt,  dass  Städte  imd  Landge- 
meinden die  Befugnis  haben,  das  Feuerlösch- 
wesen durch  Statut  zu  regeln,  dass  andrer- 
seits jedoch  auch  die  Regehmg  des  Feuer- 


löschwesens im  Wege  der  Polizeiverordnuc^ 
zulässig  ist 

Ein  besonderes  Geschick  hat  über  dem 
Feuerlöschwesen  der  Reichshaiiptstadt  g»?- 
waltet,  deren  Feuerwehr  vom  Polizeipräsi- 
dium ressortiert,  aber  von  der  Kommune 
unterhalten  werden  rouBS. 

Diese  Sonderstellung  war  der  Entwicb^ 
lung  der  Berliner  Feuerwehr  anfangs  nicht 
ungünstig,  hat  si)äterhin  jedoch  dahin  ge- 
führt, dass  die  Benifsfeuerwehren  der  mei^ten 
anderen  Grossstädte  Deutschlands  der  Ber- 
liner jetzt  bezüglich  der  Geräte  überlegen 
sind. 

An  Feuerwehrorganisationen  unterscheidet 
man  heute: 

1.  Die  Lös(^hpflichtigen,  d.  h.  alle  zimi 
Löschdienst  tauglichen  Personen,  die 
nur  in  Brandfällen  und  zu  Spritzen- 
proben herangezogen  werden. 

2.  Die  Pflichtfeuerwehren,  die  auf  (jrund 
von  Statuten  oder  Polizeiverordnnngen 
errichtet  und  regelrecht  ausgebildet 
sind. 

3.  Fi-eiw^llige  Feuerwehren,  deren  Mit- 
glieder ivgelrecht  ausgebildet  sind  und 
mehr  Dienste  und  Pflichten  über- 
nommen haben,  als  ihnen  durch  Ge- 
setz, Statut  oder  Veroi-dnung  auferlegt 
werden  kann. 

4.  Die  Berufsfeuerwehren,  deren  Mit- 
glieder das  Feuerlöschen  als  Lebensknif 
betreiben  und  daher  am  vollkommensten  be- 
herrschten müssen. 

Die  Stellung  der  Feuerwehr  ist  dem  Ge- 
setz gegenüber  eine  eigenartige,  sie  begeht 
im  Dienst  die  verschiedensten  Yerstr*sse 
gegen  das  Strafgesetzbuch,  ohne  dass  sie 
von  den  angedrohten  Strafen  ausdrücklich 
dispensiert  wäre.  Die  Feuerwehr  macht 
ruhestörenden  Lärm  während  der  Nacht, 
sie  fährt  auf  den  Strassc^n  übermässig  schnell, 
dringt  in  fremde  Häuser  und  Wohnungen 
ein  und  entfernt  unter  Umständen  den  Be- 
sitzer aus  denselben,  sie  zerstört  fremdes 
Eigentum  und  handelt  trotzdem  nur  im  In- 
teresse des  Gemeinwohles.  Wenn  an«h  im 
Gesetz  nicht  ausgesprochen,  so  ist  wohl  all- 
gemein anerkannt,  dass  die  Feuerwehr, 
nachdem  sie  zum  Feuer  gerufen  ist,  sich 
im  Notstande  befindet  und  daher  auf  Grund 
des  §  54  des  St.G.B.  für  das  Deutsche  Reich 
straflos  ist 

j^iit  der  Organisation  der  Feuerwehr  ist 
die  Fürsorge  der  Gemeinden  für  die  öffent- 
liche Sicherheit  nun  nicht  erledigt,  sondern 
es  ist  auch  nötig,  dalün  Anordnungen  zu 
treffen,  dass  die  Feuerwehr  im  stände  ist, 
erfolgreich  eingreifen  zu  können.  Die  Ein- 
richtung einer  Stadt  soll  sich  zwar  nicht 
der  bestehenden  Feuerwehr  anpassen,  son- 
dern diese  hat  sich  nach  den  bestehenden  Orts- 
verhältnissen zu  organisieren  und  auszurüsten. 
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Trotz  dieser  aUgemeinen  Wahrheit  miiss 
alter  doch  die  Feuerwehr  berücksichtigt 
werden.  Trenniuig  der  Gebäude  durch 
Brandmauern  reicht  nicht  aus,  der  Feuer- 
wehr niuss  auch  die  Zugänglichkeit 
zu  allen  Räumen  möglich  sein.  Gepflasterte 
Sti-assen,  bmte  Thorwege,  geräumige  Höfe 
und  genügende  Zugänge  und  Treppen  sind 
hier  erforderlich;  im  Notfalle  sincl  an  den 
AiiHsen  wänden  der  Gebänflte  Notleitern  oder 
Sleigeeisen  anzuordnen. 

Die  Feuerwehr  braucht  nicht  nui*  gute 
Geräte,  sondern  auch  Wasser,  es  sind  daber 
ntxh    überall    die   genügenden   Wasserent- 
nahmestellen auf  den  Strassen  vorzusehen. 
In  Preussen  ist  man  erst  in  allerjüngster 
Zeit     der    allgemeinen    Ausgestaltung   des 
Feuerwehrwesens  näher  getreten.    In  dem 
Miuisterialerlass  v.  28.  Dezember  1898  (vgl. 
31inisterialblatt   für  die  innere  Verwaltung 
v(»m  Jahre   1899,  S.  6  ff.)  sind  die  Grund- 
züj^o  angegeben,  nach  denen  verfahren  wer- 
den soll.    Wer  sich  für  das  Zustandekom- 
men dieses  Erlasses  und  die  Vorgeschichte 
•lessei ben   interessiert,    findet  Auskunft   in 
der  bei  Julius  Springer  in  Berlin  erschiene- 
nen  Schrift:   »Die  Organisation  der  Feuer- 
wehren <^,  die  vom  Verfasser  dieses  Artikels 
W-arbeitet  wurde. 

6.  Schlu.ssbetrachtaiigen.  Der  End- 
zweck aller  Massnalimen  der  Feueqx)lizei 
kann  und  darf  nur  der  sein,  dass  die  Zahl 
mid  Ausdehnung  der  Schadenfeuer  möglichst 
Tf^rringert  wird.  Die  hier  zum  Ziele  führen- 
den Einrichtungen  lassen  sich  in  drei  Grup- 
pen teilen,  die  ihrer  Bedeutung  nach  sind: 

1)  Die  Verhütung  der  Brände  überhaupt. 

2)  Die  Beschränkung  dei*selben  diu-ch 
feiiei-sichere  Bauart. 

3)  Die  Beschränkung  derselben  diu'ch 
Fei  lerlöscheinrichtungen . 

Es  sei  hier  vorerst  betont,  dass  die 
Brandstatistik  kein  getreues  Büd  von  der 
l^dniitung  der  organisierten  Feuerwehren 
git'l't,  und  zwar  einfach  deshalb  nicht,  weil 
an  Orten  ohne  organisierte  Feuerwehren 
durch  Brände  verui-sachte  Schäden  vielfach 
üli^^rhaupt  nicht  bekannt  werden,  die  man 
in  Orten  mit  guten  Feuerwehren  schon  als 
erhebliche  Kleinfeuer  bezeichnet.  Die  Gründe 
dafür  liegen  auf  der  Hand.  An  kleineren 
OHon.  wo  die  Bewohner  ihre  Objekte  gar- 
nicht  oder  nur  teilweise  versichert  haben, 
kann  ihnen  nur  daran  gelegen  sein,  jeden 
Aiibbnich  eines  Brandes  zu  verschweigen, 
und  daher  kommen  die  Feuer,  welche  die 
Hausbewohner  oder  die  Nachbarn  imter- 
drücken  konnten,  meistens  nicht  zur  An- 
zeige. Selbst  wenn  die  Versicheningsge- 
sellschaften  den  Schaden  vergüten  würden, 
^rd  derselbe  häufig  nicht  zur  Anzeige  ge- 
bracht, damit  man  den  vielen  Nachfragen, 
Vernehmungen  und  Schreibereien  aus  dem 


Wege  geht;  garnicht  davon  zu  reden,  dass 
man  unter  Umständen  bestraft  zu  werden 
fürchtet 

Diesen  Verhältnissen  gegenüber  haben 
die  Berufsfeuerwehren  das  grösste  Interesse 
daran,  jeden  kleinen,  noch  so  unbedeutenden 
Brandschaden  als  Feuer  zu  bezeichnen,  weil 
sie  den  Beweis  führen  woUen,  dass  ihnen 
die  Unterdrückung  fast  aller  Brände  gelun- 
gen ist,  d.  h.  in  ihrem  Wirkungsbereiche 
soll  die  Zahl  der  Grossfeuer  im  Vergleich 
zu  allen  vorgekommenen  Bränden  möglichst 
klein  sein. 

Es  giebt  Ortschaften,  deren  Bauart  die 
denkbw  feuergefährlichste  ist  und  deren 
Löseheinrichtangen  die  primitivsten  der  Welt 
sind,  und  dennodi  ^hören  diese  Ortschaf- 
ten zu  den  sogenannten  »brandfreien«,  weil 
die  Bevölkerung  Feuer  und  Licht  mit  ängst- 
licher Vorsicht  handhabt  und  alles  veraiei- 
det,  was  den  Ausbruch  eines  Feuers  herbei- 
führen könnte.  Kommt  in  solchen  Ort- 
schaften trotz  aller  Sorgfalt  einmal  ein  Feuer 
zum  Ausbruch,  so  arbeitet  alles  fieberhaft 
an  der  Löschung  desselben,  und  meistens 
gelingt  es  trotz  der  einfachsten  Mittel,  das- 
selbe zu  bewältigen. 

Der  Charakter  der  Bevölkerung  ist  hier 
ausschlaggebend,  denn  er  vermag  mehr  als 
die  weitgehendsten  feuerpolizeilichen  Mass- 
nahmen. Solche  Charaktereigenschaften  zu 
erzielen,  sollte  dalier  die  Hauptaufgabe  der 
feuerpolizeilichen  Gesetzgebung  sein.  Un- 
möglich erscheint  diese  Aufgabe  nicht ;  denn 
es  ist  niu*  nötig,  die  Einrichtungen  so  zu 
treffen,  dass  jeder  vom  Brande  betroffene 
Eigentümer  und  jede  vom  Brande  beti-offene 
Gemeinde  infolgedessen  thatsächlich  einen 
Nachteil  hat. 

AUerdings  kann  der  Sinn  der  Bevölke- 
rung allein  weder  jeden  Brandausbruch  ver- 
hüten noch  unschädlich  machen,  und  Brand- 
stifter, Blitzschläge  und  allerlei  andere  ver- 
steckte Ursachen  können  leicht  Brände  her- 
beiführen. Diese  in  möglichst  engen  Gren- 
zen zu  halten,  ist  in  erster  Linie  die  Bau- 
art berufen,  die  diu-ch  Brandmauern  und 
feuersichere  Konstruktionen  wii'ken  soU. 

Gebäude  aus  Stein  und  Eisen  sind  nicht 
feuei-sicher ,  wie  früher  geglaubt  wurde, 
denn  Eisen  dehnt  sich  in  der  Hitze  aus, 
schiebt  die  Wände  aus  ihrer  Lage  ^  und 
führt  so  zu  den  weitgehendsten  Zerstönm- 
gen.  Granit,  Kalkstein  und  Marmor  sind 
gleichfalls  im  Feuer  wenig  widerstandsfähig, 
dagegen  haben  sich  gebrannte  Ziegel  und 
Asbest  als  widerstandsfähig  erwiesen.  Gips-, 
Kalk-  und  Cementmörtel  als  FüU-  und  Be- 
kleidungsmaterial  können  gleichfalls  als 
ziemlich  feuerfest  bezeichnet  werden,  und 
mit  solchen  Mörteln  umkleidete  Eisenteile 
leisten  dem  Feuer  schon  erheblichen  Wider- 
stand. 
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Bei  der  Organisation  der  Ijösehmaun- 
schaften  sollte  man  sich  in  kleinen  Dör- 
fern auf  ein  Minimum  von  Anforderungen 
beschränken  und  zufrieden  sein,  wenn  in 
jedem  Dorfo  vier  bis  se(*hs  Mann  die  Spritze 
richtig  zu  bedienen  verstehen  und  deren 
innere  Einrichtung  kennen.  Im  Falle  eines 
Brandes  wii-d  doch  jeder,  der  zmr  Hand  ist 
zufassen  müssen.  In  grösseren  Orten 
dagegen  ist  eine  organisiert«^  Wehr  schon 
deshalb  nötig,  damit  nicht  alles  durchein- 
ander läuft  und  damit  nicht  jeder  komman- 
dieren will. 

Mit  der  Einfühnmg  der  organisioi-ten 
Feuer^'ehren  sind  Einrichtungen  in  die  Ge- 
meinden gekommen,  die  nicht  nur  bei  Aus- 
bruch von  Bränden,  sondern  auch  bei  man- 
nigfachen anderen  Anlässen,  als  Wassersnot, 
drohendem  Einsturz,  Verunglückung  von 
Personen  und  dergleichen  mehr  ziu*  Hand 
sein  müssen. 

Diese  Stellung  der  Feuerwehren  hat  es 
mit  sich  gebracht,  dass  die  Mitglieder  der- 
selbtm  nun  auch  die  Gefahren,  deren  Ur- 
sachen etc.  systematisch  erforschen,  um 
möglichst  denselben  vorbeugen  zu  können. 
Dieses  Studium  führt  zu  den  Mitteln  der 
Verhütung  der  Gefahr,  insbesondere  der 
Abwendung  der  Feuersgefahr,  und  damit 
werden  die  organisi(^rten  Feuerwehren  in 
Bezug  auf  Feuersgefalu*  Instanzen,  welche 
über  die  I"  euergefälirlichkeit  der  verschieden- 
sten Sachen  zu  urteilen  und  deren  Ein- 
fühnmg unter  Umständen  zu  bekämpfen  haben. 

Die  Feuerwehren  sind  damit  bedeutungs- 
volle Einriclitungen  geworden,  und  der  Er- 
lass  polizeilicher  VtToi-dnungen  bezüglich 
der  Feuei-sicherheitsmassnahmen  und  bezüg- 
lich der  Bauordnung  wiitl  ohne  ihre  Mit- 
arbtnt  nicht  mehr  möglich  8(*in.  In  Berlin 
z.  B.  hat  der  Branddin^ktor  bei  Erlass  der 
Bauordnuner  und  bei  Erlass  der  Vorschriften 
für  die  bauliche  Anlage  von  Tlieatern  etc. 
seine  Meinung  nicht  unwesentlich  mit  zur 
Geltung  gebraclit.  In  Nc>w-York  geht  die 
Bedeutrmg  der  Feuerwehren  so  weit,  dass 
denselben  sogar  die  gesamte  Baupolizei  un- 
terstellt ist. 

Diese  und  ähnliche  Verhältnisse  haben 
nun  schon  dahin  geführt,  an  einigen  Bau- 
gewej-k-  und  Gewerbeschulen  Unterricht 
über  Feuerl(")schwesen  einzuführen,  und  der 
ganze  Stand  der  Dinge  lässt  es  gewisser- 
massen  wünschenswert  erscheinen,  dass  der 
Staat  eine  centrale  Ijchrstelle  fi'ir  Feuer- 
polizei errichte,  die  in  der  Reichshauptstadt 
mit  der  Berliner  Feuerwehr,  der  gressten 
deutschen  Berufsfeuerwehr,  in  Fühlung 
stände  und  die  gleichzeitig  mit  der  bennts 
bestehenden  Vei*suchsanstalt  für  Bauma- 
terialien an  der  technischen  Hochschule  zu 
Charlottenburg  in  engste  Verbindung  ge- 
bracht würde. 


Litteratar:  KrÜgelstein,    VolUtändiga  Sy-^^^u. 
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allen    seinen    Teilen,    Verlag    des    Litt.   InMit^U 
von  Dr.  Huttler  in  Mütchen.  —  Franz  Gilar- 
dane,    Handbuch    des    Theater-,    Losch-    und 
Bettungsvesens    mU    Abbildungen    und  IHä»tA, 
Verlag   von   Heinrich  &  Schmittner,    Strasthtirg 
1.  Eis.   —   Bruno  tfacoby.    Aus   der  Pmxii 
der  freiwilligen  Feuenrehr,    Magdeburg,    Verhig 
von  Albert  Bathkes  Buchhandlung.  —  X-  Jung. 
Verschiedene    empfehlenswerte    Schrißen,   bfSffH- 
ders  wertvoll  sind  die  Hefte:  nFür Ifeuencekr^n  , 
München,   in    Kommission    der    Gg.   Franzsckt» 
Buchhandlung.    —    F.    G.    Kap  ff ,    Ffurri*'arh- 
regeln   für   Jedermann,    Stuttgart,    Verlag    r«»« 
W.    Kitzinger.     —     Theodor    Kellerbauer, 
Ueber  HaJcenleitem   und  Hakensysteme  für  dk- 
selben,    Stuttgart,    Verlag    von    W.  Kitzinger.  — 
FfHedrtch    Lenz,     Ij    Handbueh     für    </''/» 
pretissischen   Feuerwehrmann ;    S)  Kommandfur- 
schule,  Danzig,  Verlag  des  yorddeutschen  Feuer- 
wehrmannes. —  Ff  alz,    Bilder   ans  dem  dnü- 
schen   Städteleben.  —  K.  Schumann,  1)  l'-r- 
schläge  zur  Errichtung  kleiner  ständiger  Beruü- 
wachen;    :2)    Die    Taktik    der    Berufsfevencdr. 
Berlin,  Gebr.  Bomträger  (Ed.  Eggers);   -h  Anf 
der  IVaris,  Stuttgart   bei   IV.  Kitzinger;  4!  -^' 
Berufsfeuerwehr,    Bremen,     Verlag  von  J.  Kukl- 
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1.  Einleitung.  2.  Allgemeine  Begriffsbe- 
stimmanj|eii.  3.  Das  Risiko.  4.  Die  Prämie. 
5.  Die  Schadenvergütung.  6.  Der  Versiche- 
rungsvertrag. 7.  Der  Versicherer.  Geschicht- 
liches. Privat-  und  öffentliche  Unternehmungen. 
h.  Kostenznschläge.  Reserven.  Rückversiche- 
rung. 9.  Wirtschaftliche  Bedeutung  der  F.  10. 
Die  Gesetzgebung. 

1.  Einleitung.  Der  Gedanke,  Vermö- 
gi^nsverliiste ,  welche  einzelnen,  immerhin 
venigen,  durch  Feuersbrünste  erwachsen, 
dim.-h  nach  bestimmten  Grundsätzen  ge- 
regelte Beiträge  vieler  oder  aller,  die  solchen 
Verlusten  ausgesetzt  sein  können,  zu  decken, 
ans  den  Beiträgen  dieser  Personen  gemein- 
schaftliche Kassen  zu  bilden,  welche  für 
die  innerhalb  gewisser  Verkehrskreise  durch 
Feuerschäden  entstandenen  Verluste  solcher, 
<lie  so  vorgesorgt  haben,  aufkommen  — 
ilieser  Gedanke  ist  so  ungemein  einfach, 
dass  nian  versucht  ist,  nach  einem  Erklä- 
nmgsgrunde  für  die  Thatsache  zu  forschen, 
dass  die  Anfänge  der  Feuerversicherung 
in  den  heutigen  Kultm-staaten  nicht  weit 
hinter  den  Beginn  des  vorigen  Jahrhunderts 
zurückreichen.  Die  überall  noch  herrschende 
Natm-alwirtschaft,  die  überall  noch  weitver- 
breitete Rechtsunsicherheit,  die  Häufigkeit 
Terheerender  Kriege,  der  Mangel  an  wirt- 
schaftlichem Solidaritätsgeftihl,  die  Mangel- 
haftigkeit des  öffentlichen  Kredits  und  der 
Verkehrsanstalten  und  die  Masse  der  be- 
stehenden, auch  künstlichen,  Verkehrsliin- 
«leruisse  mögen  jene  Thatsache  vielleicht 
erklären.  Immerhin  bleibt  sie  mindestens 
ebenso  befremdlieh,  wie  die  Rascliheit  der 
Verbreitung  und  thatsächlichen  Verwertung 
^les  Gedankens,  nachdem  er  einmal  be- 
Btimmte  praktische  Gestalt  gewonnen,  er- 
Btaunlich  ist.  Die  erste  grössere  Cnter- 
iifhinung  zum  Zwecke  des  rationellen  ge- 
schäftlichen Betriebes  der  Feuerversicherung 
vanl  in  London  im  Jahre  1710  begründet 
\die  »Sun-Fire-Office«),  und  heute  wird  in 
den  Kulturländern  von  vielen  Hunderten 
von  Feuerversicherungsanstalten  der  mannig- 
fachsten Art  das  Vermögen  zahlloser  Per- 
sonen gegen  den  Verlust  durch  Feuerschaden 
g''siehert. 

Es  braucht  nicht  gesagt  zu  werden,  dass 
<la^  Wort  »Feuerversicherung«  für  die  da- 
mit gemeinte  Sache  unbezeichnend  ist.  Es 
^'äre  ricliliger,  Blitzableiter  oder  Eisen- 
^d  Steinkonstruktion  Feuerversicherung  zu 
nennen,  als  gewisse  Mittel  und  Einrichtun- 
gen zur  Ausgleichung  von  Vermögensver- 
lusten, welche  durch  Brandfälle  entstehen, 
imter  jenem  Namen  zusammenzufassen. 
Aber  gerade  im  Gebiete  des  Versicherungs- 
wesens verfolgt  die  Sprachbildung  ihre 
eigenen,  schier  unbegreiflichen,  Wege,  und 
tiiiiben  Ohren  predigen  würde  jeder  mit  dem 


Vorschlage,  jene  Bezeichnung,  deren  Mängel 
übrigens  in  allen  Kultursprachen  wieder- 
kehren, durch  eine  andere,  sachlichere,  zu 
ersetzen,  zumal  dieselbe  schwerlich  des 
Vorzuges  gleicher  Kürze  sich  würde  rühmen 
können. 

2.  Allgemeine  Begriffsbestimmungen. 
Das  Wesen  der  sogenannten  »Feuerversiche- 
rung« besteht  in  der  Gewährleistimg  des 
Anspruches  auf  Entschädigung  für  Ver- 
mögensverluste, welche  durch  Schaden- 
feuer (s.  w.  u.)  entstehen.  Schadenfeuer 
aber  ist  unwirtschaftlich  wertzerstörendes 
Feuer.  Das  Kisiko  ist  hier  die  Möglich- 
keit der  Vermögenszerstönmg  durch  Scha- 
denfeuer. Wo  diese  Möglichkeit  fehlt,  felilt 
das  Bisiko. 

Der  Versicherungsnehmer  sucht 
die  Gewähr  der  Schadloshaitung  für  den 
FaU  der  Vermögensbeschädigung  durch 
Schadenfeuer;  der  Versicherer  giebt 
diese  Gewähr  unter  gewissen  Bedingungen, 
welche  den  wesentlichen  Inhalt  des  Ver- 
sicherungsvertrages bilden.  Die  gewähr- 
leistete Schadloshaltung  kann  begreifen  die 
ganze  Differenz  des  Vermögensbestandes 
vor  und  nach  der  zerstörenden  Einwirkung, 
also  die  Entschädigung  für  Substanzverluste 
ebenso  wde  für  Anspruchs-,  Anwartschafts-, 
Nutzungs Verluste  oder  niu*  gewisse  Teile 
jener  Differenz^).  Die  Vermögensbeschädi- 
gimg braucht  nicht  unmittelbar  durch  Scha- 
denfeuer zu  erfolgen,  sondern  kann  auch 
nur  im  Gefolge  von  ausgebrochenem  Scha- 
denfeuer durch  die  Bemühungen,  seiner 
Weiterverbreitung  zu  wehren,  durch  Ber- 
gungsversuche etc.  entstehen,  sie  kann 
völlige  Wertsvemichtung  oder  Wertsverrin- 
geriing  sein. 

Als  Versicherer  können  selbstver- 
ständlich ebensogut  einzelne  Privatpersonen 
wie  Vereine  solcher  als  Erwerbsgesellschaf- 
ten oder  als  gegenseitige  Hilfsvereine  —  im 
letzteren  Falle  sind  die  Versicherungsnehmer 
zugleich  Versicherer  — ,  kann  auch  der 
Staat  oder  können  politische  Körperschaften 
innerhalb  des  Staates  gedacht  werden. 
Thatsächlich  sehen  wir  das  Feuerversiche- 
rungsgeschäft heutzutage  nirgends  von  ein- 
zelnen Privatpersonen,  sondern  nur  einmal 

—  und  dies  vornehmlich  in  Deutschland  — 
von  politischen  Körperschaften,  so- 
dann von  Erwerbs-  —  ausschhesslich 
Aktien Gesellschaften,  endlich  von  Ver- 
einen zu  gegenseitiger  Hilfe  betreiben. 

Die  regelmässige  Gegenleistung  des  Ver- 
sichenmgsnelmiers  für  die  Uebernahme  des 
Verlustrisikos  seitens  des  Versicherers  heisst 

—  ebenfalls   unbezeichnend   —    Prämie, 


')  W.  Rasch  „Zur  Frage  des  Versiche- 
rungswertes und  der  Feuerversicherung",  Jena, 
Gustav  Fischer  1892. 
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gleichviel  ol)  sie  als  oiulgiltigo  Abfindung 
des  Yei*sicherers  für  die  rebornahme  der 
Gefahr  wähi-end  eines  bestimmten  Zeit- 
raumes —  Prämie  im  handelsrechtlichen 
Sinne  —  oder  nur  als  vorläufiger  Beitrag, 
dessen  endgiltige  Feststellung  erst  nach 
Verlauf  einer  Versicherun gsperiode  erfolgt, 
entrichtet  winl.  Die  Höhe  der  Prämie  wmi 
im  Feuerversichenmgsgeschäft  ganz  allge- 
mein in  Geld  und  zwar  in  Promiilesätzon 
der  Versichenm^ssumme  festgestellt.  Unter 
»Prämientarif«  versteht  man  das  Ver- 
zeichnis der  verschiedenen  Prämiensätze, 
welche  der  Versicherer  für  Risiken  ver- 
schiedener Gefahrenklassen  fordert. 

Der  Prämientarif  der  Feuen'ersicherer 
pflegt  weder  so  feststehend  zu  sein  wie 
der  der  Lebensversicherung  noch  pflegt  er 
wie  dieser  den  Versichenmgslustigen  hiu- 
ausgegeben  zu  werden.  Es  ist  vielmehr 
ein  Instruktionsstück  für  den  Versicherungs- 
vermittler. 

!Nach  diesen  allgemeinen  Vorerörterungen 
und  Begriff sb(*stimmungen  mag  eine  ein- 
gehendere Betrachtung  der  für  das  Ver- 
ständnis wichtigen  Hauptpunkte  des  heutigen 
Feuerversicherungs Wesens  Platz  finden. 

3.  Das  Risiko.  Theoretisch  betrachtet 
die  Möglichkeit  einer  durch  gewisse  l'm- 
stände  herbeigeführten  Verlustgefahr  —  s.  o. 
sub  2  —  bedeutet  in  der  Praxis  und  in  der 
Sprache  der  Technik  »Risiko«  zweierlei, 
nämlich  einmal  die  Gesamtheit  der  vom 
Versicherer  im  Einzelfalle  übernommenen 
Gefahi-en  und  dann  die  Gesamtheit  der  ge- 
fährdeten Objekte,  für  deren  Beschädigung 
oder  Verlust  der  Versichei-er  im  Einzelfalle 
aufzukommen  sich  ver{)flichtet.  Man  hat 
daher  unter  diesem  Stichwoi-te  Art  und 
Umfang  der  übernommenen  Gefahren  und 
Art  und  Umfang  der  gt^fähnleten  und  »ver- 
sicherten« Gegenstände  zu  besprechen. 

Heutzutage  pflegt  der  Versicherer  nicht 
nur  für  die  durch  Schadenfeuer  unmittellMir 
und  mittelbar  —  bei  Löschung  und  Bergung 
—  sondern  auch  für  die  durch  Blitzschlag 
oder  Explosionen,  denen  Schadenfeuer  nicht 
zu  folgen  braucht,  unmittelbar  und  mittel- 
bar entstehenden  Beschädigungen,  aber  auch 
für  die  zweckmässig  aufgewendeten  Rettungs- 
kosten, soweit  solche  dem  Versicherten  zur 
Last  fallen,  aufzukommen,  und  zwar  pflegt 
er,  was  die  Explosion sschäden  anbelangt, 
durch  Leucht-  mid  Heizgas  entstandene 
solche  Schäden  ohne  weiteres,  durch  andere 
Explosionen  entstandene  dann  mit  zu  über- 
nehmen, wenn  dies  besonders  ausbedungen 
war.  Ganz  allgemein  dagegen  pflegt  er  von 
seiner  Ersatzpflicht  auszuschliessen  solche 
Schäden,  welche  durch  Aufruhr,  Land- 
friedensbruch oder  diu-ch  militärische,  wäh- 
rend eines  Kri(»ges  auf  Anordnung  eines 
Befehlshabers  zum  Zwecke  von  Kriegsope- 


I  rationen  getroffene  Hassregeln  venirsarh' 
I  werden  (wülirend  Schäden,  die  durch  Rij<h- 
I  losigkeit  oder  Mutwillen  des  Militärs  •  l-r 
des  Heeresgefolges  eintreten,  vergütet  »»i- 
den);  ferner  Scliäden,  welche  absiihtlioi 
oder  diuxih  grobes  Verschulden  des  V.i. 
sicherten  selbst  oder  mit  seinem  Wi?vr^a 
und  Willen  oder  auf  sein  Geheiss  von  eiih^u 
Dritten  verursacht  oder  dadurch  entstanl^^n 
sind,  dass  der  Vereicherte  ohne  obwalt^i.'i  • 
Gefahr  oder  gegen  den  Rat  der  zuständir^Ti 
Behönle  oder  des  Vertreters  des  Versich'enr> 
ausräumte  oder  ohne  obrigkeitliche  Anonl- 
nung  ein  nicht  vom  Brande  ei-griffencb  Ge- 
bäude niederriss,  oder  dadurch,  dass  er  di»^ 
zur  Rettung  imd  sicheren  Unterbriiiinifit: 
der  gefähnieten  Gegenstände  sowie  ziir 
Wiedererlangimg  des  Entwendeten  geeign^toc 
Massregeln  schiüdbarerweise  unterliess. 

Anlangend  die  Art  und  den  Umfane  dter 
»versicherten*  Objekte,  so  kann  das  ver- 
sicherbare  »Risiko«  in  der  That  alle  dann 
Ursachen  der  obigen  Art  zerstörbaren  Ver- 
möge nsl»estand  teile,  bewegliche  ^)  und  imt^- 
I  ligliche  *^),  aber  auch  gewisse  Forden/ np^ 
rechte  Dritter^),  welche  aus  dem  Brandfale 
gegen  den  Versicherten  erwachsen,  um- 
fassen. 

Der  vorsichtige  Versicherer  wendet  ein- 
mal der  Abschätzung  und  dann  der  rari- 
nellen  Verteilung  der  »Risiken«  die  grOs^te 
Aufmerksamkeit  zu.  In  beiderlei  RichtTiDsj 
hat  eine  langjälirige  Praxis  auf  empiriscbeni 


')  Bei  der  Mobiliarversichernng  pflegen  fft- 
wisse  Mobilien  wegen  zu  hohen  Wertes  lEdf!- 
steine)  ausgeschlossen  zu  sein,  andere  i  Kunst- 
sammlungen, Bibliotheken)  nur  nach  specieUen 
Verzeichnissen  mit  Wertangabe  sämthcher 
einzelnen  Bestandteile,  Geld  und  Wertpapiere 
gamicht  zur  Versicherung  angenommen  zn 
werden. 

*)  Ganz  üblich  ist  die  Feuerversicherung 
von  Rohbauten  nach  steigendem  Wene, 
also  mit  steigender  Summe  je  nach  verschieden^-n 
Stufen  bis  zur  Bau  Vollendung.  Die  Feaerrer- 
Sicherung  von  Wäldern  ist  wegen  verhält- 
nismässig zu  hoher  Prämie  äusserst  selten. 
Zweifelhaft  ist  hier  die  Zweckmässigkeit  der 
Mitversicherung  der  Wiederanschonungskcsten. 

*)  Nach  hierauf  bezüglichen  Verhandlungen 
des  preussischen  Versichemngsbeirates  vom 
Frühjahr  1897  ist  in  Deutschland  die  ^Ver- 
sicherung gegen  indirekte  Schäden''  zwar  recht- 
lich durchaus  zulässig,  aber  wenig  beliebt.  In 
Frankreich  unterscheidet  man  ausser  der  Ver- 
sicherung zur  Ausgleichungdes  direkten  Feaer- 
schadens  noch  folgende  Versicherungskombi- 
nationeui  welche  mit  der  eigentlichen  Feuer- 
versicherung verbunden  werden  können:  1 
fiisqnes  locatifs.  2.  Recours  des  voisins.  3. 
Recours  contre  le  proprio taire.  4.  Assurance 
du  proprietaire  pour  chömage  de  ses  l»>yer5- 
5.  Ass.  du  locataire  pour  le  chomage  des  lovers 
qu^il  fait  perdre.  6.  Ass.  contre  chömage  in- 
dustriel. 
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Wege  gewisse  Grundsätze  festgestellt,  welche 
sich   auf  das  richtige  Verhältnis  zwischen 
der  Leistungsfälligkeit  des  Versicherei-s  und 
der  Maxiinalgrenze  der  von  ihm  übernehm- 
baren Geffüiren  beziehen  imd  deren  gewissen- 
hafte Beobachtung  für  die  gedeihliche  Ent- 
wickelung     des    Feuerversicherungswesens 
von     der  grössten  Bedeutung  ist.     Die  zu- 
treffende   Abschätzung     der     Risiken     er- 
heischt heutzutage  eine  vielseitige  und  ein- 
dringende   Kenntnis    der    mannigfaltigsten 
wirtschaftlichen  Verhältnisse,  Anlagen,  Ein- 
richtungen   und    Betriebe;    der    rationelle 
Feuerversicherungstechniker  rauss  mit  allen 
Betriebsformen  und  Betriebsmitteln  in  allen 
Zweigen  der  produktiven,  der  Handels-  und 
"Verkehrsgewerbe  einigermassen  vertraut  sein 
und    alle    Wandlungen   auf   diesem   weiten 
Gebiete  aufmerksam  verfolgen.     Die  ratio- 
nelle Verteilung  der  »Risiken«  dagegen  ver- 
langt eine  sehi-  sorgsame  Buchung  und  die 
Aufstellung  imd  Richtighaltung  von  zuver- 
lässigen üebersichtsplänen,  w^elche  es  dem 
Feuerversicherer  ermöglichen,  jederzeit  zu 
kontrollieren,   an   welcher   Stelle   etwa  die 
*Risiken«i)  sich  zu  selir  häufen  würden,  an 
welcher  anderen  jederzeit  noch  weitere  Ri- 
siken übernommen  werden  können. 

Macht  schon  die  Beurteilung  imd  Klassi- 
fizienmg  der  individuellen  Risiken  nicht 
gewöhnliche  Schwierigkeiten,  welche  noch 
erhöht  werden  durch  die  Notwendigkeit  der 
Beobachtung  von  zonenweise  verschiedenen 
klimatischen  und  oft  landstrichweise  ver- 
schiedenen persönlichen  Verhältnissen,  von 
Volksgewohnheiten  und  Volksbildungszu- 
ständen,  so  wird  die  Aufgabe  der  Abschät- 
zung noch  wesentlich  erhöht  durch  die  not- 
wendige Rücksicht  auf  die  ebenfalls  vielfach 
verschiedene  und  wechselnde  Beeinfhissung 
des  individuellen  Risikos  von  dritter  Seite 
her,  also  auf  die  sogenannte  Nachbarschafts- 
gefahr, welche,  mag  sie  nun  in  der  Bauart 
von  benachbarten  Gebäuden  oder  in  dem 
Vorhandensein  von  feuergefährlichen  Gegen- 
ständen oder  dem  Betriebe  feuergefährlicher 
Geschäfte  in  der  Nachbarschaft  bestehen, 
das  individuell  vielleicht  vollkommen  güns- 
tige Risiko  in  eine  hohe  Gefahrenklasse  ein- 
zureihen nötigen  kann.  Dazu  kommt  end- 
lich noch  die  Notwendigkeit,  das  Vorhan- 
densein oder  den  Mangel  genügender  Lösch- 
ungs-  und  Bergimgsmöglichkeit  ins  Auge 
zu  faaaen.  (Einzeln  stehende  Gebäude,  Ge- 
höfte etc.  können,  wenn  bei  ihnen  auch  von 


*)  „Risiko",  hingesehen  auf  die  Verteilung, 
heisst  mer  die  durch  einen  Unfall  —  Schaden- 
feuer, Blitzschlag^,  Explosion  —  zerstörbare 
Summe,  die  von  einem  Versicherer  auf  ein  Ob- 
jekt gezeichnet  ist,  oder  dieses  Objekt  und  die 
darauf  gezeichnete  Summe,  —  also  eine  dritte 
technische  Bedeutung  des  Wortes. 


individueller  Gefahr  und  von  Nachbar- 
schaftsgefahr gar  nicht  die  Rede  ist,  doch 
eben  aus  jener  Rücksicht  in  eine  höhere 
Gefahrenklasse  eingeschätzt  werden  müssen.) 
Kurz  —  die  Risikenabschätzung  und  Klassi- 
fizierung ist  ein  überaus  schwieriges  und 
verwickeltes  Geschäft  —  um  so  schwieriger, 
da  es  sich  niu-  mit  enipirischen  Mitteln 
ausbilden  lässt,  aber  ein  Geschäft,  welches 
heutzutage  in  Kulturländern  durch  die  Ar- 
beitsteilung unter  einer  grossen  Zahl  von 
wesentlich  interessierten  Kräften,  diu-ch  die 
antreibende  Gewalt  der  Nachfrage-  und  An- 
gebotskonkurrenz schon  zu  einem  hohen 
Grade  der  Ent Wickelung  und  zu  einer  be- 
wundernswerten Sicherheit  gediehen  ist^). 
4.  Die  Prämie  2).  Die  dem  Risiko  ent- 
sprechende Leistung  des  Veisichenmgsneh- 
mers  festzustellen,  ist  bei  der  sogenannten 
Leben sversichenmg  im  wesentlichen  ein  ma- 
thematisches und  rechnerisches,  dagegen  bei 
der  Feuervei-sicherung,  wie  bei  aller  Sach-  oder 
Schadenversichenmg,  ein  Problem,  bei  des- 
sen Lösung  man  lediglich  auf  die  Erfah- 
nuig  angewiesen  ist  und  von  jeder  exakten 
Hülfe  im  Stiche  gekssen  wird.    Es  ist  un- 


^)  Die  fortschreitende  Sicherheit  der  Risi- 
kenschätzung wird  recht  deutlich  an  den  Er- 
gebnissen einer  alten,  stets  rationell  und  um- 
sichtig geleiteten  Feuerversicherungsanstalt. 
Bei  der  Feuerversicherungsbank  für  Deutsch- 
land zu  Gotha  betrugen  die  gezahlten  Brand- 
schäden : 
im  1.  Jahrzehnt  1,71  7o  des  Versich.- Bestandes 


2. 

n 

1,23    „ 

B. 

» 

1,72    „ 

4. 

n 

1,15    „ 

0. 

r> 

0,6 1    „ 

6. 

n 

0,44    „ 

V. 

n 

0,40    „ 

8. 

n 

bish 

0,48    „ 

Der  Fortschritt  würde  voraussichtlich  sehr 
gleich  massig  gewesen  sein,  wenn  nicht  im  drit- 
ten Jahrzehnt  der  grosse  Hamburger  und  im 
vierten  der  grosse  Memeler  Brand  eine  Störung 
verursacht  hätte. 

')  Unter  „Prämie"  wird  hier  —  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Unterschied  zwischen  Prämie  im 
handelsrechtlichen  Sinne  und  Beitrag  bei  Ver- 
sicherungsuntemehmungen  auf  Gegenseitigkeit 
—  die  von  dem  Versicherungsnehmer  als  sol- 
chem an  den  Versicherer  als  solchen  als  Entgelt 
für  die  Versicherungsgewähr  regelmässig  zu 
leistende  Zahlung  verstanden.  Der  Prämien- 
tarif bei  Versicherungfsanstalten  auf  Gegenseitig- 
keit enthält  nicht  die  endgültig  vom  Versicher- 
ten zu  entrichtenden,  sondern  die  vorläufig  sei- 
tens des  Versicherers  für  angemessen  gehalte- 
nen Sätze,  welche  erst  nach  Ablauf  einer  ge- 
wissen Geschäftsperiode  durch  Herauszahlung 
oder  Nachzahlung  richtiggestellt  werden;  ge- 
wöhnlich enthält  er  die  dem  Risiko  für  ent- 
sprechend gehaltenen  Sätze  und  Zuschläc-e, 
welche  höher  sind,  als  zur  Bestreitung  der 
Verwaltungskosten  nötig  wäre.  (S.  auch  unten 
sub  7.) 
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möglich,  in  der  Feuerversicherung  einen 
Präraientaiif  aufzustellen,  von  dem  man  mit 
Sicherheit  im  voraus  behaupten  könnte,  dass 
er  allen  denkbaren  (jefahrenklansen  und 
allen  Möglichkeiten  der  Einwirkung  von 
dritter  Seite  auf  das  individuelle  Risiko 
vollkommen  entsprechen  werde.  Man  kann 
daher  ent^'eder  nur  von  vornherein  auf 
jeden  Versuch,  dem  Risiko  möglichst  genau 
entsprechende  Beiti-äge  von  den  Versiche- 
rungsnehmern zu  fordern,  verzichten  und  da- 
rauf rechnen,  dass  die  möglichst  einfach 
abgestuften  wenigen  Sätze  des  Prämien- 
tarifs in  der  Masse  der  Geschäfte  vsich  ein- 
ander übertragen  imd  im  ganzen  mindestens 
ausreichen  werden,  wie  es  viele  der  öffent- 
lichen Feuerversicherungsinstitute  (s.  weiter 
imten  sub  7)  thun,  oder  man  kann,  auf  zeit- 
lich, räumlich  und  sachlich  möglichst  aus- 
gedehnte Erfahningen  über  den  Bedarf  jeder 
einzelnen  Klasse  einer  sehr  umfassenden 
und  vollkommenen  Risikenklassifikation  ge- 
stützt, Tarife  ausarbeiten,  welche  wenigstens 
für  gewisse  Gegenden  und  Zeiträume  vor- 
aussichtlich bei  erheblicher  Besetzung 
aller  Risikenklassen  mit  Versicherungen 
überall  das  entsprechende  Aetjuivalent  für 
Risiko  und  Verwaltungskosten  ergeben.  Da 
alle  rationell  geleiteten  Privatfeuerversiche- 
rungsinstitute  in  den  Kulturländern  sieh 
diese  letztere  Arbeit  unausgesetzt  angelegen 
sein  lassen  und  überall  viele  solche  Insti- 
tute miteinander  im  Wettbewerbe  stehen, 
büden  sich  auf  diesem  empirischen  Wege 
und  imter  dem  Einflüsse  der  Konkurrenz 
in  der  That  sehr  umfassende  Feuervereiche- 
nmgsprämientarife  aus ,  deren  Einzelsätze 
wenigstens  als  Minimals^ltze  eine  hinrei- 
chende Gewähr  des  Zutreffens  bieten  ^).  Es 
ist  dann  lediglich  Sache  des  Geschäftstaktes, 
inwieweit  im  einzelnen  Falle  an  den  Sätzen 
dieses  Tarif  es  festgehalten,  daran  nachge- 
Lissen  oder  darüber  hinausgegangen  werden 
soll.  Gegenseitige  vertragsniässige  Bindun- 
gen der  vei*schiedenen  Versicherer  eines  ge- 
gebenen Gebietes  an  gewisse  Tarifsätze,  wie 
sie  oft  versucht  worden  sind,  pflegen  aus 
naheliegenden  Gründen  keinen  Bestand  zu 
haben;  allein  auf  die  Dauer  lassen  sich 
auch  selbst  von  den  kapitalkräftigsten  In- 
stituten Tarifsätze,  welche  wesentlich  unter 
der  erfahningsmässig  festgestellten  Minimal- 
grenze bleiben,  ohne  Nachteil  nicht  be- 
haupten. Es  giebt  vielleicht  keinen  ein- 
leuchtenderen Beweis  für  die  wohlthätige 
Wirkung  vielseitiger  und  möglichst  unbe- 
schränkter Konkurrenz  des  Angebotes  einer 
massenhaft  begehrten  Leistung  als  die  that- 
sächlich    bestehende    grosse    Uebereinstim- 


*)  Jiü.  Hopf,  Denkschrift  betreffend  den 
öffentlichen  und  Privatbetrieb  in  der  Feuerver- 
sicherung, Gotha  1884,  S.  42  ff. 


mung  der  verschiedenen  Minimalsätze  der 
Prämientarife  privater  Feuerversic-henmgs- 
institute  in  lÄndem,  in  denen  jene  Voraus- 
setzungen gegeben  sind. 

5.  Die  Schadenvergutmig.    Es  ist  ein 
wie  für  die  Sachen-  oder  Schadeiivefv^iche- 
nmg  überhaupt,  so  auch  für  die  Feuener- 
sicherung   insbesondere  allgemein   gültiger, 
vielfach     auch     gesetzlich')     festgiestellt^-r 
Grundsatz,    dass  der  Versicherungsnehmer 
aus  der  Versicherung  niemals  Gewinn  zdefaen 
soll.     Deshalb  pflegt  der  Versicherer  den 
Schaden   dann,    wenn   der   Wert  der   ver- 
sicherten Gegenstände  zur  Zeit  des  S<^iadens- 
falles  über  die  Versicherungssumme  hinaiü^- 
geht  2),    sofern    im    Versicherungsvertr^e 
nicht   anderes   vereinbart   worden  ist,   nur 
nach   dem  Verhältnisse  jenes  Wertes    zur 
Versicherungssumme ,     andererseits     dann, 
wenn  die  versicherten  Gegenstände  zur  Zeit 
des   Schadensfalles   einen  geringeren  Wert 
hatten    als    die   Versicherungssumme,    nur 
nach  dem  geringeren  Werte   zu  vergüten. 
Wird  festgesteDt,  dass  das  Versicherungs- 
objekt,   welches  zu   10000  versichert  war, 
zur  Zeit  des  Schadensfalles  einen  W^eit  von 
9000  gehabt  hatte,  so  werden  bei  Totalver- 
lust nur  9000  vergütet;  audererseits :  wird 
festgestellt,  dass  das  mit  10000  versichert 
gewesene   Objekt   zur   Zeit  des   Schadens- 
falles 20000  wert  war,  so  muss  sich  der 
Veraicherte  —  bei  Totalverlust  —  doch  mit 
10000   begnügen.     Bei  teilweisem  Verlust 
erfolgt  die  Vei^ütimg  in  gleichem  Verhält- 
nisse, bei  Halbverlust  z.  B.  dort  mit  AlMK 
hier  mit  5000. 

Quaestio  facti  dagegen  ist  es  und  hängt 
von  dem  im  Versichenmgsvertrage  zum 
Ausdruck  gelangten  Willen  der  Vertrag- 
sdiliessenden  ab,  ob  der  Versicherer  mu- 
für  die  durch  den  Schadenfall  wirklich  ein- 
getretene unmittelbare  Einbusse  oder  auch 
für  cUe  mittelbaren  Nachteile  eines  Schaden- 
falles und  den  infolgedessen  entgangenen 
Gewinn  (s.  oben  sub  3)  aufzukommen  hat. 
Indes,  abgesehen  von  der  im  französischen 
Geschäft,  üblichen  Mitversichenmg  gegen 
Mietverlust  und  den  dort  üblichen  anderen 
Mitversicherungsarten  pflegen  sich  Feuer- 
versicherungsverträge auf  Deckung  von  mittel- 
bai-en  Nachteilen  und  auf  Entschädigung  für 
entgangenen  Gewdnn  selten  zu  erstrecken  — 


*)  Preussisches  Landrecht  II,  8,  §  1983: 
„Durch  Versicherungen  muss  der  Versicherte 
sich  nur  gegen  Schaden  decken,  nicht  aber  Be- 
reicherung dadurch  suchen". 

')  Hier  hat  der  Versicherungsnehmer  Scha- 
den, der  durch  die  Versicherung  nicht  gedeckt 
wird;  aber,  obwohl  er  bei  Zamnng  des  vollen 
Wertes  an  sich  keinen  Gewinn  machte,  so  be- 
zöge er  doch  vom  Versicherer  Beträge,  deren 
Deckung  dieser  nicht  übernommen  hat. 
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wohl     wegen     der    Umständlichkeit     und 
S'-hwierigkeit  der  Schadensermittelung. 

Die  derWirklichkeit  entsprechende  Ermit- 
telung des  Schadens  und  die  Feststellung  der 
vertragsmässigen  Schadenvergütung  —  das 
sind  Geschäfte,  welche  unter  Umständen  die 
ln'«c*hsten  Anfordenmgen  an  den  Scharfsinn 
und    die    Sachkunde    der    dabei    thätigen 
Kräfte    stellen.      Bei   unzweifelhafter  bona 
üdes  auf  beiden  Seiten  begegnen  diese  Ge- 
schäfte  doch  schon  um  deswillen  bisweüen 
litm  grössten  Schwierigkeiten,  weil  es  an 
JKlem  Hilfsmittel  zur  Ermittelung  des  wah- 
ren  Wertes   der   versicherten   Objekte   zur 
Zeit  des  Schadensfalles,  also  an  zuverlässi- 
ger Wissenschaft  des  Versicherungsnehmers 
oler  seiner  Untergebenen,   an   genügenden 
Urkunden,  wie  Wirtschafts-  und  Handels- 
büchern,  an   der  Möglichkeit,   von  Dritten 
genügende  Zeugenaussagen  darüber  zu  er- 
langen, fehlen  kann.   Fehlt  es  an  solchen  Be- 
weismitteln nicht,  80  erheischt  jene  Ermitte- 
Inng  bisweüen,  zumal  wenn  der  Schaden 
Warenlager,  grosse  landwirtschaftliche  oder 
industrieüeÜntemehmungen  etc.  betroffen  hat, 
doch  die  umfassendste  Kenntnis  des  Ganges 
imd   der   Betriebsart    der   mannigfaltigsten 
wirtschaftlichen  Unternehmungen.   In  vielen 
Fällen  müssen  die  Parteien  sich  eingestehen, 
dass    selbst    eine    nur   annähernd    richtige 
Wertermittelung  unmöglich  ist,   und  bleibt 
die  Schadenfeststellung  einer  Uebereinkunft 
überlassen,  deren  Formen  im  Versicherungs- 
vertrage festgestellt  zu  sein    pflegen    und 
bei  deren  Herbeiführimg  sich  teils  aus  Bü- 
ligkoitsgefühl,  teils  aus  geschäftlichen  Rück- 
sichten die  Versicherer  überall  da,  wo  das 
Feuerversichenmgsgeschäft  hoch  entwickelt 
i^t,  gern  geneigt  zeigen,  den  Versicherungs- 
nehmern   weitgehende    Zugeständnisse    zu 
machen.    Sind  mehrere  Versicherer  an  dem 
Schaden  beteiligt,  so  pflegt  der  letztere  ge- 
meinschaftlich festgestellt  zu  werden  und  es 
tritt  dann  jeder  Versicherer  für  die  Deckung 
desselben    nach   Verhältnis    der    für    seine 
Rechnung  ^zeichneten  Versicherungssumme 
ein.    Ißt  em  Objekt  von  100000  bei  Ä.  mit 
50000,   bei  B  mit  30000  und  bei  C  mit 
20  000  versichert   und   wird   der  von   den 
Versicherern    zu    deckende    Schaden    auf 
To(X)0  festgestellt,  so  hat  A  davon  37  500, 
B  22500  und  C  15000  zu  decken. 

Die  Zahlung  der  festgestellten  Entschä- 
^g^ing  pflegt  nach  heute  gemeingiltiger 
Praxis  dann  nur  bedingungsweise  zu  er- 
folgen, wenn  versicherte  Immobiüen  von  dem 
Schadensfalle  betroffen  wurden,  auf  denen 
Hypotheken  oder  andeie  Realverpflichtungen 
^eingetragen  gewesen  waren.  Hat  dann 
näCQÜch  der  Gläubiger  seine  Forderungen 
t^ei  dem  Versicherer  angemeldet,  so  erfolgt, 
^enn  jener  nicht  hierauf  ausdrücklich  ver- 
zichtet, die  Entschädigung  nur  behufs  der 


Wiederherstellung  und  nachdem  diese  ge- 
sichert worden.  Zur  Sicherung  von  Pfand- 
rechten an  versicherten  beweglichen  Gegen- 
ständen dient  es,  dass  der  Versicherer  sich 
Üblichermassen  im  Versicherungsvertrage 
die  Berechtigung  ausbedingt,  Pfandgläubigern, 
die  ihr  Pfandrecht  vor  dem  Schadensfalle 
bei  ihm  angemeldet  haben,  die  Auszahlung 
der  Entschädigung  bis  auf  Höhe  ihrer  For- 
dening  gegen  Abtretung  ihrer  Rechte  auch 
für  den  Fall  zuzusichern,  dass  der  Ent- 
schädigte selbst  den  Anspruch  auf  Entschä- 
digung durch  seine  Schuld  verloren  hat.^) 

6.  Der  Versicherungsvertrag.  Neben 
den  gelegentlich  schon  in  den  beiden  vor- 
hergehenden Abschnitten  berührten  Punkten, 
welche  zu  den  wesentlichen  Bestandteilen 
des  Versicheiningsvertrages  in  der  Feuer- 
versicherung gehören,  bedürfen  noch  fol- 
gende Rmkte  der  übersichtlichen  Betrach- 
tung. Abgesehen  von  dem,  was  zur  Per- 
fektion des  Feuerversicherungsvertrages  vom 
privatrechtlichen  Standpunkte  aus  formell 
imd  materiell  erforderlich  ist,  werden 
nach  allgemein  geltender  Geschäftspraxis 
Verträge  dieser  Art  schriftlich,  jedoch  so, 
dass  in  einem  Schriftstück  (dem  Antrage) 
die  Absicht  des  Versicherungsbegehrers, 
und  in  einem  anderen  (dem  Versicherungs- 
scheine, der  Police)  das  Versprechen  des 
Versicherers,  die  Versicherung  unter  den 
und  den  Bedingungen  zu  übernehmen,  ent- 
halten ist,  abgefasst  Der  Versicherungsan- 
trag als  wesentlicher  Bestandteil  des  Ver- 
sicherungsvertrages muss  ausser  der  genauen 
Angabe  der  Gegenstände,  welche,  und  der 
Beträge,  zu  denen  sie  veraichert  werden 
sollen,  alle  die  meist  durch  Formular  seitens 
des  Versicherers  vorgeschriebenen  Angaben 
enthalten,  welche  diesen  in  den  Stand 
setzen,  das  ihm  angebotene  Risiko  genau 
und  nach  allen  Seiten  zu  beiu^ilen.  Ganz 
allgemein  zieht  unrichtige  Darstellung  we- 
nigstens wesentlicher  Thatsachen  im  Ver- 
sicherungsantrage den  Verlust  des  An- 
spruches auf  Schadensersatz  nach  sich  — 
gleichviel,  ob  die  Unrichtigkeit  auf  Absicht 
odei^  auf  Fahrlässigkeit  beruht,  gleichviel, 
ob  die  verschwiegenen  oder  unrichtig  ange- 
gebenen umstände  die  Veranlassung  zu 
einem  Schaden  wurden  oder  nicht.  Ergiebt 
sich  die  Verschweigung  oder  unrichtige 
Angabe  erst  nach  Auszahlung  einer  Ent- 
schädigung, so  hat  der  Versicherer  das 
Recht,  die  Zahlung  als  ohne  Verbindlichkeit 
geleistet  ziualckzufordern. 

Der  Versicherungsnehmer  ist  verpflichtet, 
bei  anderen  Versicherern  auf  die  nämlichen 


*)  Eine  recht  übersichtliche  Darstellung  der 
Normen  für  die  Brandschadenreguliening  im 
deutschen  Geschäft  giebt  L.  Silberberg  in 
Ehrenzweigs  Assekur.-Jahrbuch  X891,  S.  133  ff. 
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Objekte  schon  genommene  oder  während 
des  Bestandes  des  Vertrages  noch  zum  Ab- 
schhiss  kommende  Versicherungen  mit  spe- 
cieller  Namhaftraachuüg  der  Beträge  und 
der  anderen  Versicherer  anzuzeigen. 

Wie  schon  oben  sub  3  Note  1  angedeutet, 
pflegeu  Geld  und  Wertpapiere  gar  nicht, 
Gegenstände,  welche  zwar  einen  beträcht- 
lichen, aber  nur  schwer  festzustellenden 
Wert  haben,  z.  B.  Kunstsachen,  nicht  nach 
Gattungen,  sondern  nur  einzeln  je  mit 
der  besonders  angegel)enen  Versicherungs- 
summe versichert  zu  werden.  Anderes 
bewegliches  Gut  kann  entweder  nach  ein- 
zelnen Gegenständen  und  zu  bestimmten 
Preisen  oder  nach  Gattungen  im  Antrage 
aufgeführt  werden.  Anträge  auf  Versiche- 
rungen in  Bausch  und  Bogen  pflegen  nur 
ausnahmsweise  angenommen  zu  werden. 
Bei  Waren  und  Vorräten  von  Roh-  und 
Hilfsstoffen  etc.  pflegt  durch  besonderes 
üebereinkommen  bestimmt  zu  weixlen,  ob 
die  eine  oder  andere  Art  der  Vei-sicherung 
Platz  greifen  soll.  In  der  Regel  gilt  alles 
bewegliche  Gut  nur  in  den  Räumlichkeiten, 
welche  in  der  Versicherungsurkunde  be- 
zeiclmet  sind,  als  vereichert  und  hat  der 
Vei-sicherungsnehmer  dalier  die  Pflicht,  bei 
üeberführung  desselben  nach  anderen  Räum- 
lichkeiten dem  Versicherer  hiervon  Anzeige 
zu  machen,  wenn  die  Versicherung  trotz- 
dem in  Kraft  bleiben  soll.  Der  Versicherer 
pflegt  sich  aber  auf  besondere  Vereinba- 
nmgen  einzulassen,  denen  zufolge  die  ver- 
sicherten Gegenstände  überall  da,  wo 
sie  sich  gerade  befinden,  als  versichert 
gelten. 

Der  Yersicherungsnehmer  verpflichtet 
sich  zur  Zahlung  der  Prämie  in  der  ver- 
einbarten Höhe  und  zu  dem  festgestellten 
Termine;  Vorausbezahlimg  auf  ein  Jahr 
oder  —  bei  Abschluss  der  Versicherung  auf 
mehrere  Jahre  —  auch  Vorauszahlung  auf 
mehrere  Jahre,  in  welchem  Falle  Rabattab- 
zug einzutreten  pflegt,  ist  Regel. 

Auch  über  den  Termin,  von  welchem 
ab  die  Versichenmg  gelten  soll,  muss  der 
Antrag  eine  Bestimmung  enthalten.  Der 
Versicherungsschein  enthält  dann  eine  ent- 
weder diesem  Antrage  entsprechende  oder 
eine  anderweite  vereinbarte  Angabc  hier- 
über. Gewöhnlich  beginnt  das  Risiko  für 
den  Versicherer  mit  dem  Vollzug  des  Ver- 
sicherungsscheines, wenn  darin  nicht  ein 
anderer  Termin  namhaft  gemacht  ist.  Vor- 
aussetzung ist  zwar  die  rechtzeitige  Ent- 
richtung der  Prämie,  und  die  Versicherung 
erlischt,  wenn  diese  Bedingung  unerfüllt 
bleibt;  allein  für  einen  zwischen  dem  Voll- 
zuge des  Versicherungsscheines  und  dem 
äussersten  Termin  für  die  Prämienzahlung, 
imd  zwar  vor  dieser,  eintretenden  Schaden 
haftet   der   Versicherer,   der    nun   für   die 


Prämie  aus  der  Entschädigung  sich  bezahlt 
machen  kann. 

Veränderungen,  welche  mit  dem  Risiko, 
sei  es  durch  Verbringung  der  versicherten 
Gegenstände  nach  einem  anderen  (frte,  sei 
es  durch  Gefahrserhöhung  irgend  welcher 
Art,  während  des  Laufes  der  Versielienm^ 
vor  sich  gehen,  ist  der  Versicheningsuehmer 
verpflichtet,  bei  Verlust  seiner  Ansprüche 
dem  Versicherer  rechtzeitig  anziizei^^^^n : 
diesem  bleibt  es  vorbehalten,  wegen  ander- 
weiter  Prämienfestsetzung  mit  jenem  Ver- 
einbarung zu  treffen. 

Im  Schadenfalle  ist  der  Versicherungs- 
nehmer verpflichtet,  für  Rettung,  Sichenine 
und  Erhaltung  der  versicherten  G^genc^tändo 
nach  Kräften  zu  sorgen,  dem  Versichenr 
oder  dessen  Vertreter  sobald  als  mr^lich 
Anzeige  zu  machen,  sich  um  die  Hertiei- 
schaffimg  der  während  des  Schadenfeuers  et«-. 
abhanden  gekommenen  versicherten  Gpgen- 
stände  zu  bemühen  und  dem  Verf^ieherer 
jede  von  diesem  in  Bezug  auf  den  Schadeu 
verlangte  Auskunft,  welche  er  geben  kann, 
zu  erteilen.  W^enn  der  Versicherungsnehinf^r 
diese  Auskunft  zu  geben  oder  die  zur  Scha- 
denfeststellung erforderlichen  Beweismitte] 
zu  liefern  verweigert,  wenn  er  absichtlich 
seinen  Schaden  zu  hoch  berechnet^  inst??- 
sondere  wenn  er  wissentlich  mehr  für  a^r- 
stört  oder  verloren  angegeben  hat,  als  zm 
Zeit  des  Schadenfalles  wirklich  vorhanden 
war,  wenn  er  gerettete  Sachen  verheimlicht 
oder  eingebüsste  wissentlich  über  den  wahren 
Wert  berechnet  hat,  so  verwirkt  er  den 
Anspnich  auf  Scliadensersatz  aus  allen  an 
dem  betreffenden  Schadenfalle  beteihgten 
Versicherungen. 

Alle  die  mi  vorstehenden  genannten  Ver- 
pflichtungen übernimmt  der  Versichenings- 
uehmer teils  ausdiücklich,  teils  unter  Bezug- 
nahme auf  ihm  bekannte  A^ersicherungsb?- 
dingungen  im  Versicherimgsantnige.  Der 
Versicherer  dagegen  bestätigt  die  seinerseits 
übernommenen  Verbindlichkeiten  ebenfalls 
teils  ausdrücklich,  teils  unter  Berufung  anf 
die  allgemein  für  seine  Verträge  massgeben- 
den Bestimmungen  im  Versicherungsscheine 
(der  Police). 

Als  wesentlicher  Inhalt  der  Police  pflegen 
zu  gelten:  die  Bezeichnung  des  Versiche- 
rungsnehmers, die  Bezeichnung  der  ver- 
sichei-ten  Gegenstände  mit  Angabe  der  Siun- 
men,  mit  denen,  und  des  Ortes,  vo  sie 
versichert  sein  sollen,  die  Gesamtyer- 
sicherungssumme,  der  Versicherungsbegiun, 
die  Versichenmgsdauer  und  die  zu  zah- 
lende Prämie;  endlich  entweder  die  all- 
gemeinen Versicherungsbedingungen  oder 
eine  ausdrückliche  Bezugnahme  darauf  und 
die  etwa  vereinbarten  besonderen  Yer- 
sicherungsbediugimgen.  Solche  besondere 
Versicherungsbedingungen  können  sich  ins^ 
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l4?sondere  da  nötig  machen,  wo  der  Ver- 
>icherer  sich  gegen  erhebliche  Gefahren 
•lunh  die  Verpachtung  des  Versicherungs- 
nehmers zu  gewissen  Yorsichtsmassregeln 
;:Linbt  schützen  zu  müssen.  Die  Verpflich- 
tung zur  Zahlung  im  Schadenfalle  braucht 
-»^bstvei-ständlich  nicht  ausdrücklich  im 
Text  der  Police  ausgesprochen  zu  sein;  sie 
t-rhellt  aus  der  stets  daiin  enthaltenen  aus- 
drücklichen Uebernahrae  der  Versichenmg 
und  dem  Hinweise  auf  die  aUgemeinen  und 
l>esonderen  Versicherungsbedingungen. 

Freie  und  vielfeche  Konkurrenz  des  Ver- 
sichenmgsangebotes  bewirkt,  dass  bei  der 
Auslegung  des  Versicherungsvertrages  seitens 
«ler  Versicherer  überall  mit  der  äussersten 
Billigkeit  verfahren  und  in  Zweifelsfällen, 
KJWfit  es  sich  mit  der  gebotenen  Vorsicht 
'j»*^?n  Irrtum  und  Täuschung  verträgt,  zu 
«Tun-^ten  des  Versicherungsnehmers  verfahren 
wini.  Bei  der  häufig  grossen  Schwierigkeit 
<l^r  Abschätzimg  des  Risikos  und  der  Er- 
inittehing  des  Schadens  setzt  aber  eine  ge- 
-leihliche  Entwickelung  des  Feuerversiche- 
rungswesens voraus,  dass  Treue  und  Glauben 
Z11  bewahren  auf  beiden  Seiten  unver- 
l'riichlicher  Ghnindsatz  sei. 

7.  Der  Versicherer.  Geschichtliches. 
Privat-  und  öffentliche  Unternehmungen. 
Wie  l)ei  allen  Zweigen  der  Versicherung,  so 
können  auch  bei  der  Feuerversicherung  als 
Versicherer  oder  Versicherungsunternehmer 
el»en sowohl  einzelne  Privatpersonen  wie  Er- 
weH^sgesellschaften,  wie  Vereine  (sogenannte 
^legenseitigkeitsgesellschaften),  wie  politische 
Verbände  im  Staate  oder  der  Staat  selbst, 
L'CKiaeht  werden.  Die  Geschichte  der  Feuer- 
vt»rsicherung  kennt  kein  hervorragendes  Bei- 
spiel einer  Feuerversicherungsunternehmung 
«lurch  eine  Privatperson.  Der  Gnmd  dieser 
Erscheinung  ist  einleuchtend  i).  Wie  alle 
Versicherung,  so  bietet  auch  die  Feuerver- 
>ieherung  niu-  möglichst  volle  Gewähr  der 
Sicherheit  bei  grossem  Geschäftsumfang  (Be- 


')  W.  6  all  US,  Die  Gmndlap^en  des  ge- 
samten Versicheningswesens.  Leipzig,  A.  Fritsch, 
1874,  sagt  dagegen  S.  78:  „In  der  That  liegt 
kein  vernünftiger  Grund  vor,  warum  eine  phy- 
^$che  Person  nicht  ebensogut  ein  Versiche- 
mnsTiigeschäft  auf  eigene  Rechnung  betreiben 
darf  wie  jedes  andere,  sobald  eben  nur  die  Be- 
dingungen erfüllt  sind,  welche  wir  an  den  ratio- 
nellen Betrieb  eines  solchen  stellen.^  Das 
-Dürfen**  ist  wohl  allgemein  nicht  zu  bezweifeln, 
wo  nicht  gesetzliche  Bestimmungen  entgegen- 
stehen. Nach  dem  im  Jahre  1898  veröflFentlichten 
Entwurf  eines  deutschen  Beichsgesetzes  über 
die  privaten  Versicherungsuntemehmungen  — 
S  6.  Abs.  2  —  darf  die  Erlaubnis  zum  Betriebe 
der  Lebens-,  Unfall-,  Haftpflicht-,  Feuer-  und 
Hagelversicherung,  ausser  den  Versicherungs- 
vereinen auf  Gegenseitigkeit,  nur  an  Untemeh- 
mtinffen  in  der  Form  der  Aktiengesellschaft  er- 
teilt werden. 


deutung  der  »grossen  Zahl«);  aber  dem 
Einzelunternehmer  wüi*de  es  schon  wegen 
der  Unbeständigkeit  des  menschlichen  Lebens 
kaum  gelingen,  das  Vertrauen  vieler,  dass 
er  für  alle  Schadensfälle,  für  welche  er 
Deckung  zusichere,  werde  aufkommen  wollen 
oder  können,  auf  sich  zu  vereinigen.  Grosse 
imd  grösste  Handelshäuser  könnten  mit 
Rücksicht  hierauf  den  Versuch  mit  einiger 
Aussicht  auf  Erfolg  schon  wagen;  werden 
solchen  doch  oft  von  zahllosen  Kunden  mit 
grösstem  Vertrauen  Leistungen  übertragen, 
deren  Erfüllung  man  auch  erst  in  ungewisser 
Zukunft  zu  erwarten  hat.  Sie  aber  finden 
Gelegenheit  genug  zu  anderweiten,  minder 
mühsamen  und  einträglicheren  Unterneh- 
mungen. 

Unter  den  Erwerbsgesellschaftsformen 
ist  aus  naheliegenden  Gründen  fast  aus- 
schliesslich die  Aktiengesellschaft  (in  der  in 
Deutschland  ausgebildeten,  wie  in  den  ähn- 
lichen anderwärts,  z.  B.  in  Grossbritannien 
und  den  Vereinigten  Staaten,  entwickelten 
Gestalten)  für  die  Feuerversicherungsunter- 
nehmung verwendet  worden.  ^) 

Neben  den  in  dem  späteren  Artikel  »Ver- 
sicheniDgswesen«  enthaltenen  Ausführungen 
über  die  Versicherungsunternehmung  würden 
Erörteningen  über  die  ünternehraungsformen 
an  dieser  Stelle  überhaupt  übergangen  wer- 
den können,  wenn  sich  nicht  in  der  Feuer- 
versicherung eine  solche  Form  zuerst  und 
fast  ausschliesslich  ausgebildet  hätte,  welche 
auf  die  meisten  anderen  Versicherungszweige 
nicht  oder  nur  ausnahmsweise  Anwendung 
gefunden  hat,  nämlich  die  Unternehmung 
durch  kommunale  oder  staatliche  Verbände 
und  durch  den  Staat. 

Die  Feuerversichenmg  begann  im  kleinen 
und  als  Wohlthätigkeitsanstalt.  Die  Gilden 
des  Mittelalter  waren  bekanntlich  Vereine 
zm-  gegenseitigen  Unterstützung  in  Unglücks- 
fällen aller  Art,  Feuerschäden  inbegriffen. 
Es  war  dies  nicht  eine  Unterstützung  mit 
technischer  Berechnung  von  Leistung  und 
Gegenleistung,  sondern  man  steuerte  nach 
Kräften  zusammen,  um,  so  gut  es  gehen 
wollte,  dem  beschädigten  Genossen  beizu- 
springen, geleitet  von  dem  Solidaritätsgefühl, 
welches  Verwandte,  Nachbarn,  Berufsge- 
nossen verbindet,  Leid  und  Freude  zu  teilen. 
Solche  Vereine   (»Brandgilden«)    bestanden 


*)  Dass  diese  Beschränkung  innere  Gründe 
nicht  für  sich  habe,  ist  nachzuweisen  versucht 
in  der  Abhandlung  von  A.  Emminghaus,  „Zur 
Lehre  von  der  Erwerbsgesellschaft"  in  Fauchers 
Vierteljahrschrift,  Jahrg.  VI,  III,  1869,  S.  62  flf. 
Allein  es  ist  doch  nicht  zu  verkennen,  dass  die 
Dauer  aller  anderen  Erwerbsffesellschaftsformen, 
vielleicht  die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaft ausgenommen,  mehr  von  einzelnen,  also 
wechselnden,  Persönlichkeiten  abhängt,  als  für 
den  Versicherungszweck  gut  ist. 

5ö* 
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schon  im  13.  Jahrhundert  auf  der  Insel  Is- 
land ;  aus  dem  15.  und  16.  Jahrhundert  sind 
noch  Statuten  von  holsteinischen  Gemeinde- 
vereinen zu  gemeinschaftlicher  Tragung  von 
Feuer-  und  anderen  Scliäden  vorhanden  (1548 
die  »Liebe  Frauengilde«-  in  Itzehoe) ;  im  17. 
Jahrhundert  besteht  l^ereits  eine  ftvosse 
ScWeswig-Holsteinische  Laudesbrandkasse, 
ferner  mehrere  ausgedehnte  Brandkassen  in 
der  Weichselniederung,  wenien  in  Hamburg 
mehrere  kleinere  gildenähnliche  Brandkassen 
zu  einer  grtisseren  verschmolzen,  entsteht 
eine  Gemeindebrandkasse  in  Kopenhagen. 
Alle  diese  Anfänge  waren  Früchte  der  Selbst- 
hilfe und  des  Gemeingeistes.  Im  vorigen 
Jahrhundert  entstanden  zuerst  in  Deutsch- 
land, wo  der  Gedanke  der  Volkswohlstands- 
sorge die  Regierenden  vielleicht  am  leb- 
haftesten erfüllte  und  wo  dieser  Gedanke 
vielseitiger  und  intensiver  als  irgendwo  ver- 
wertet wurde,  öffentliche  Feuerversicherungs- 
anst^ten  aus  der  Initiative  der  Staatsgewalt ; 
80  1701  und  1705  für  Dorfsehaftskreise  in 
Brandenburg,  1706  für  Berlin,  1729  für  Kur- 
sachsen, gegen  die  Mitte  des  Jahrhunderts 
für  andere  preussische  Provinzen  und  nicht- 
preussische  Territorien  des  deutschen  Reiches. 
Diese  Anstalten  übernahmen  nur  Immobiliar- 
versicherungen und  wurden,  wenn  nicht  alle 
von  Anfang  an,  so  doch  meist  sehr  bald, 
mit  dem  Rechte  des  Zwanges  der  Haus- 
eigentümer ihres  Geschäftsbereiches  zum 
Beitritt  ausgestattet.  Die  Tendenz  ihrer  Er- 
richtung und  Verwaltung  bestand  darin,  die 
Verarmung  einzelner  und  ganzer  Ortschaften 
infolge  von  Brandschäden  zu  verhüten  imd 
dem  Hypothekenkredit  Vorschub  zu  leisten. 
Die  Beiträge  der  Versicherten  wurden  durch 
nachträgliche  Umlage  meist  wie  Steuern,  oft 
auch  zugleich  mit  den  Gebäudesteuem, 
(»Brandsteuern«)  eingezogen;  sie  waren 
meist  gar  nicht  oder  nur  nach  sehr  wenigen 
GefahrsklajBsen  abgestuft.  Wenn  und  inso- 
fern man  den  Beitrittszwang  mit  dem  Prin- 
cipe der  Gegenseitigkeit  verträglich  erachtet, 
kann  man  diese  öffentlichen  Brandkassen 
als  auf  diesem  Principe  beruhend  bezeichnen. 
Jedenfalls  wunlen  die  Braudsteuem  nicht 
zu  anderen  als  Feuerversicherungszwecken 
verwendet  imd  war  jede  auf  Gewinn  ge- 
richtete Absicht  dabei  überall  ausgeschlossen. 
Diese  öffentlichen  Feuerversicherungsan- 
stalten haben  sich  dann  im  Laufe  der  Zeit, 
von  Staats  wegen  errichtet  oder  doch  be- 
günstigt, als  staatliche,  gemeindliche,  pro- 
vinzielle, Kreis-Institute  extensiv  und  intensiv 
in  Deutschland  ziemlich  rasch  ausgebildet, 
haben  nach  und  nach,  nach  dem  Aufkommen 
der  Feuerversicherung  durch  Privatunter- 
nehmungen, in  ihren  Geschäftsbetrieb  man- 
cherlei neue  Formen  aufgenommen,  haben 
den  Beitrittszwang  zum  Teil  lange  behauptet ; 
einige  von  ihnen  sind  auch  ziu-  Mobiliarver- 


sicherung übergegangen  und  konkurrien^n 
in  neuerer  Zeit  vielfach  mit  Privatinstiiut»-:i 
für  Feuerversicherung  auf  gleichem  Gobiet»-, 
Deutsch-Oesterreich,  die  Schweiz,  Norwt'jrtrü 
und  Dänemark  sind  seit  Anfang  uDsen:> 
Jahrhunderts  dem  deutschen  Beispiele  iLit 
der  Gründung  solcher  öffentlichrec-htlieh^fr 
Feuerversichenmgsanstalten  nachgefolj^t  K 
Es  bestanden  im  Jahre  1897  in  Preu>- 
sen*): 

H4  öfifentliche  Feuerversicherungsanstaltcn. 
von  denen  ihrer  17  die  Immobihar-  im  1 
Mobiliar versichenmg,  die  antleren  nui- 
die  erstere  betreiben.  Von  jenen  öffent- 
lichen Anstalten  geiüessen  viele  das  M«h 
nopol  der  Immobiliarversicherung. 
In  den  übrigen  Staaten  des  Deut- 
schen Reiches  bestehen: 
20  öffentliche  Feuerversicheningsanstalt^c, 
von  denen  einige  auch  Mobiliarversicht^ 
rung  betreiben  und  von  denen  ihrer  1:> 
das  Monopol  der  Imraobiliarversichenmg 
geniessen. 

In  der  Schweiz^): 
19  öffentliche  (kantonale)  Feuerversichenmgs- 
anstalten, von  denen  17  nur  Immobiliar-, 
zwei  niu-  Mobiliarversicherung  betreil«n, 
und  welche  zusammen  Ende  1897  eiDCu 
Versichenmgsbestand  von  5684  Millionen 
Francs  aufwiesen. 
In  Oesterreich-Ungarn: 
17  öffentliche   Feuerversichenmgs-(LaDdes-| 
anstalten*)   mit  2,518  Millionen  Kroneü 
Versicherungssumme  Ende  1897. 
In  den  skandinavischen  Staaten 
nur  einige  wenige  öffentliche  Feuerversiche- 
rungsanstalten. 

In  Grossbritannien  reichen  dit.- 
ersten  Anfänge  der  Feuerversichenmg  zvai* 
in  die  zweite  Hälfte  des  17.  Jahrhimdeil- 
zurück ;  allein  der  regelmässige  und  umfang- 
reichere Betrieb  dieses  Versicherungszweigvs 
beginnt  dort  doch  erst  mit  der  Emchtmii: 
der  bereits   eingangs  erwähnten  >Sun  Fin^ 


*)  Eingehendere  Darstellung  der  geschichi- 
lichen  Entwickelang  der  Feuerversichermi^'  s- 
bei  H.  u.  K.  Brämer,  „Das  Versicherungs- 
wesen" (Leipzig,  Chr.  Hirschfeld  1894)  8.  2a4ff. 

*)  B.  Iranyi  in  EhrenzWeigs  Assekuranz- 
Jahrbuch  (Wien  1899).  Ueber  den  Stand  der 
öffentlichen  Societäten  in  Deutschland  im  Jahre 
1892  vgl.  H.U.  K.  Brämer   a.a.O.,  S.mfi. 

■)  Bericht  des  eid^en.  Versichernngsamtes 
über  die  privaten  Versidierongsunteraehmungtc 
in  der  Schweiz  im  Jahre  1897.  Bern,  Scfamid, 
Francke  &  Co.,  1899.  Dieser  Bericht  enthält 
wohl  die  einzigen  zuverlässigen  ZahlenangiibtD 
in  der  ganzen  veröffentlichten  Fenerveräiche- 
rungsstatistik. 

*)  Ausserdem  giebt  Iranyi  bei  Ehrenzveir 
a.  a.  0.  über  eine  Menge  kleiner  Verbände. 
welche  er  Bauemassekoranzen  nennt  und  denen 
er  für  1897  einen  Versicherungsbestand  vuu 
757,1  Millionen  Gulden  zuschreibt,  Auskunft 


Feuerversicherung 


869 


<  Office«  (1710),  welcher  dann  bald  eine  schnell 
wachsende  Zahl  anderer  Gesellschaften  folgt. 
In  «ler  britischen  Feuerversicherung  hat  von 
jf^her  dominiert  und  dominiert  noch  heute 
die  rein  gewerbliche  Unternehmung.  Wie 
weiter  unten  gezeigt  wii*d,  hat  der  Umstand, 
dass  englische  Aktiengesellschaften  Ende 
des  vorigen  Jahrhunderts  ihren  Geschäfts- 
i^etrieb  auf  Deutschland  ausdehnten  und 
liier  eiue  Art  von  Raub^^artschaft  begannen, 
zur  Errichtung  deutscher  Privatfeuerver- 
-icherungsanstalten  den  Anstoss  gegeben. 
Auffallend  ist  die  grosse  Zahl  der  entstan- 
denen und  wieder  verschwundenen  oder  mit 
anderen  vereinigten  (»amalgamierten«)  eng- 
lischen Feuerversicherungsgesellschaften. 

Eine  umfassende  englische  Yersicherungs- 
>tatistik  wird  alljährlich  im  !»Post  Magazine 
Alnianack^  ^)  veröffentlicht.  Hiernach  waren 
ISOT  in  Grossbritannien  68  Feuerversiche- 
nmgsanstalten  domiziliert,  von  denen  ihrer 
1:1  grosse  Zweiggeschäfte  in  Canada  imd 
ihrer  23  dergleichen  in  den  Vereinigten 
Staaten  hatten*). 

In  Nordamerika  hat  sich  das  Feuer- 
versicheningsgeschäft  namentlich  nach  der 
l'nabhängigkeitserklärung,  ebenfalls  fast  aus- 
schliesslich als  Erwerbsgeschäft,  binnen  kur- 
zem zu  einer  ausserordentlichen  Ausdehnung 
^^nt wickelt.  Das  »up  and  down«  in  der  Zahl 
'ier  Gesellschaften  tritt  hier  noch  erheblich 
stärker  hervor  als  in  Gressbritannien.  Der 
sj-ekiüative  ChanLkter  des  Geschäftes  ist  hier 
noch  wesentlich  stärker  ausgeprägt.  Im 
Jahre  1897  sollen  dort,  nach  Ehrenzweig  a. 
a.  0.  S.  452  ff.,  136  Feuerversicherungsan- 
<i\lXen  bestanden  haben,  nämlich  123  Aktien- 
md  13  Qegenseitigkeitsgesellschaften. 

In  Frankreich,  wo  zu  Ende  des  vo- 
riern  Jahrhimderts  die  Feuerversicherung, 
und  zwar  als  Gebäudeversichenmg  in  Paris, 
zuerst  Boden  gewinnt,  überwiegt  unter  den 
geschäftlichen  Unternehmimgen  der  gewerb- 
liche Charakter  weniger  stark  als  in  Gross- 
britannien und  Nordamerika.  1897  gab  es 
'lort  neben  22  grösseren  Aktiengesellschaften 
für  Feuerversichenmg  doch  auch  noch  eine 
ziemliche  2^hl  grösserer  und  kleinerer  Ge- 
genseitigkeitsanstalten. Der  »Post  Magazine 
AJmanackflf  für  1899,  der  »Paris  Assurenr« 
par  E.  Lechartier  für  1899  und  Ehrenzweig 
a.  a.  0.  enthalten  voneinander  abweichende 


")  London,  T.  J.  W.  Buckley,  4,  Wine 
Office  Court,  Fleetstreet,  1899. 

*j  Ehrenzweig  a.  a.  0.  S.  348,  führt  für 
1897  Ö5  englische  Gesellschaften  auf,  leider 
ohne  Angabe  der  Versicherungssumme,  welche 
anch  im  F.  Magaz.  Alm.  fehlt  Die  Prämien- 
einnähme  dieser  55  Gesellschaften  wird  für  1897 
dof  19,  die  Schäden  dieses  Jahres  werden  aaf 
10,78,  die  Unkosten  auf  6,58,  der  Gesamtüber- 
ächuss  wird  auf  1,75  Millionen  £  angegeben. 


Angaben  über  Zahl,  Art  uud  Betriebs-Ergeb- 
nisse der  französischen  Gesellschaften. 

Im  P.  Mag.  Alm.  sind  für  1897  namhaft 
gemacht : 

20  österreichisch  -  ungarische 
Anstalten,  darunter  11  gegenseitige i),  25 
belgische,  8  niederländische,  12 
italienische,  22  russische,  37  skan- 
dinavische, darunter  12  schwedische 
Gegenseitigkeits-Gesellschaften . 

Diese  Statistik  darf  tibrigens,  wie  leider 
fast  alle  über  eine  Mehrheit  von  Staatsge- 
bieten sich  erstreckende  Versicherungssta- 
tistik, Anspruch  auf  Vollständigkeit  und  Zu- 
verlässigkeit nicht  erheben. 

In  der  Schweiz^j  domizilieren  nur  4 
Anstalten,  wovon  zwei  auf  Gegenseitigkeit 
und  zwei  auf  Aktien  begründet  sind*  die 
ei-steren  hatten  E.  1897:  1896,  die  anderen 
7084  Millionen  Francs  Versicherungsbe- 
stand. 

In  Deutschland  ward  die  erste 
Privatfeu  er  Versicherungsgesell- 
schaft, jedenfalls  angeregt  durch  das  von 
Hambiu^  aus  wirkende  englische  Beispiel, 
1812  in  Berlin,  dann  die  zweite  1819  in 
Leipzig  begründet.  Beide  folgten  noch  deni 
englischen  Beispiele,  indem  sie  sich  als 
Aktiengesellschaften  einführten.  Beide  An- 
stalten hatten  in  den  ersten  Jahren  ihres 
Bestehens  wenig  mehr  als  lokale  Bedeutung, 
während  die  englische  Assekiu-renz-Kom- 
p«^nie  »Phönix« ,  welche  schon  in  den 
achtziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts 
eine  Zweigniederlassung  in  Hamburg  er- 
richtet hatte,  im  ganzen  deutschen  Bundes- 
gebiete Versieben mgen  vermittelte.  Es  war 
bedeutsam,  dass  auch  die  in  Gotha  beste- 
hende Haudelsfinna  Ernst  Arnoldis  Söhne 
die  Dienste  des  Londoner  Phönix  benutzte, 
um  sich  gegen  Verluste  zu  decken,  welche 
ihr  durch  Brandschaden  an  ihrem  ziemlieh 
beträchtlichen  Geschäftsvermögen  entstehen 
könnten.  So  lernte  der  Chef  jener  Firma, 
der  durch  seine  vielseitigen  gemeinnützigen 
Schöpfungen,  durch  seine  Beteiligung  an  der 
Errichtung  des  deutschen  Zollvereines,  durch 
seine  ftir  den  Kaufmann  einer  kleinen 
Binnenstadt  in  damaliger  Zeit  ganz  erstaun- 
liche, umsichtige  und  weitherzige  öffent- 
liche Wirksamkeit  sich  in  der  deutschen 
Wirtschaftsgeschichte  der  ereten  Jahrzehnte 
des  Jalirhunderts  eines  hervoiTagenden  Na- 
mens erfreut,  die  Praxis  der  englischen 
Feuerversicherung  kennen.    Einer  englischen 


*)  B.  Iranyi  bei  Ehrenzweig  a.  a.  0.  führt 
für  1897  9  österreichische  Aktien-  und  12  Ge- 
genseitigkeitsgesellschaften ,  jene  mit  einem  • 
VersichernnKsbestande  von  24  616  Millionen, 
diese  mit  einem  Versicherungsbestande  von 
52y2  Millionen  Kronen  auf. 

*)  Bericht  d.  eidgenöss.  Vers.-Amtes  f.  1897. 


870 


Feuerversicherung 


Erwerbsgesellschaft  hinsichtlich  wichtiger 
Interessen  sich  und  seine  Landsleute  auf 
Gnade  und  Ungnade  ergeben,  ilir  aUjähr- 
lich  die  infolge  ihres  thatsächlichen  Mono- 
pols hohen,  wohl  auch  recht  wiUktirlich 
bemessenen,  Beiträge  zahlen  und  dabei  Ge- 
fahr laufen  müssen,  dass  im  Scha^lensfalle 
die  teuer  erkaufte  Verpflichtung  doch  nur 
notdürftig  oder  gar  nicht  erfüllt  werde  — 
das  war  ein  für  Arnoldi  auf  die  Dauer  un- 
erträglicher Zwang.  Er  war  bald  entschlos- 
sen, sich  und  seine  Landsleute  von  diesem 
Zwange  zu  hjefreien,  und  trat  schon  im 
Herbste  1819  mit  seinem  Plane  zur  Grün- 
dung einer  deutschen  Feuerversicherungs- 
bank auf  Gegenseitigkeit  hervor.  Am  1.  Ja- 
nuar 1821  wurde  diese  Anstalt  eröffnet  i), 
welche,  im  Geiste  ihres  Gründers  geleitet, 
sich  stetig  und  grossartig  wie  eine  ledig- 
lich gemeinnützig  Unternehmung  fortent- 
wickelt hat,  vorbildlich  für  die  Anwendung 
des  Gegenseitigkeitsprincii)e8  auf  die  Ver- 
sichening  geworden  ist  und  unstreitig  auf 
die  Entwickelung  des  Feuerversicherungs- 
geschäftes in  Deutschland,  auch  insow^eit  es 
von  Aktiengesellschaften  betrieben  winl,  den 
wesentlichsten  Einfluss  gewonnen  hat. 

Es  bestehen  zur  Zeit  im  Deutschen 
Reiche,  von  den  zahlreichen  Vereinen  mit 
nur  lokaler  Bedeutung  abgesehen,  19  grös- 
sere Gegenseitigkeitsanstalten  und  29  Aktien- 
gesellschaften für  Feuen'ersicherung. 

Nach  B.  Iranyi  (a.  a.  0.)  hatten  jene  An- 
stalten Ende  1897  insgesamt 
10240526193  M.  (davon  Gotha  aUein 
5176  Millionen)  versichert.,  während  bei  den 
Aktiengesellschaften  zu  jener  Zeit  im  gan- 
zen etwa 

67  266  Millionen  Mark 
einschliesslich  aller  übernommenen  und  ab- 
gegebenen    ßückversichenmgen    versichert 
gewesen  sein  sollen. 

Die  Versichenmgssumme  der  oben  er- 
wähnten sämtlichen  deutschen  öffent- 
lichen Feuerversicherungsanstalten  giebt 
Iranyi  (a.  a.  0.)  für  Ende  1897  auf  etwa 

4S767  Millionen  Mark 
an.     Der  Versichenmgsl>e8tand  einer  grossen 
Zahl  kleiner,  wesentlich  lokaler,    Feuerver- 
sicherungs -Vereine   in  Deutscliland  ist  mit 
einiger  Sicherheit  nicht  zu  ermitteln. 

Die  voi-stehenden  Ziffern  enthalten  nam- 
hafte Summen,  welche  auf  ausländische 
Risiken  laufen,  da  viele  Privatfeuen^er- 
sicherungsanstalten    ihren    Geschäftsbetrieb 


*)  A.  Emminghaus,  ErDst  Wilhelm  Ar- 
noldi, Weimar,  Böhlau,  1878.  Derselbe, 
Geschichte  der  Lebensversicherungsbank  für 
Deutschland,  Weimar,  Böhlau,  1877,  S  16  if. 
Jul.  Hopf,  Ernst  Wilhelm  Arnoldi  und 
seine  Schöpfung,  die  Feuer versichenmgsbank, 
Gotha  1878. 


über  die  Grenzen  des  Vaterlandes  aiü;- 
dehnen ;  sie  geben  weder  ein  Bild  von  d»^m 
Geldwerte  aUer  im  Deutschen  Reiche  lau- 
fenden Feuen^ersicherungsrisiken  (weil  dit^ 
Bestände  der  kleinen  Vereine  fehlt-ni 
noch  ein  Bild  von  dem  Umfange  der 
deutschen  Risiken  aller  im  Deutschen 
Reiche  bestehenden  Austalten  für  Feuener- 
sicherung.  Aber  sie  charakterisieren  »irii- 
germassen  die  Leistungen  der  gcsamtoa 
drei  Gruppen  von  Feuerversicherungsan- 
stalten Deutschlands.  Und  diesem  Zwecke 
lediglich  mögen  weiter  auch  die  folgenden, 
der  nämlichen  Quelle  entnommenen.  An- 
gaben dienen.     (S.  die  Tab.  auf  S.  8^1.) 

Seit  dem  Aufkommen  der  Privatfeuerver- 
sicherung in  Deutschland,  namentlich  al<er 
seit  diese  unter  der  mannig^-h  \t- 
günstigten  Konkurrenz  der  öffentlichen 
Anstalten  in  ihrer  Entwickelung  zu 
leiden  begonnen  hat,  hat  sich  ein  zuweilen 
zu  Heftigkeit  ausartender  Streit  z\^-iNcheD 
diesen  beiden  Gruppen  von  Untemehmungen 
entsponnen,  welcher  auch  jetzt  noch  niihi 
geschlichtet  ist  und  in  dem  neben  Faih- 
leuten  auch  Theoretiker,  die  nicht  Fachleute 
sind,  sich  entschieden  auf  die  Seite  der 
öffentlichen  Feuerversicherungsanstalten  ge- 
stellt haben.  In  den  Zeiten,  wo  es  dem 
deutschen  Volke  gelungen  war,  das  längst 
ersehnte  Ziel  der  staatlichen  Enlieit  und 
seine  Grossmachtstellung  zu  erkämpfen,  vo 
infolge  dieser  grossen  Errungen schfoft  aurh 
das  Staatsgefühl  mächtig  bei  uns  aufie'ttf 
und,  wie  fi'üher  oft  zu  wenig,  so  nun  kidit 
zu  viel  von  der  Staatsgew^alt  erwartet  wunie, 
nalim  jener  Streit  unter  den  Theoretikern 
wolil  auch  die  Gestalt  des  Streites  zu 
Gunsten  oder  wider  die  V  e  r s  t  a  a  1 1  i  l-  h  u  n  ff 
der  Feuerversicherung  an.  Da  lUe  Ver- 
teidiger der  Verstaatüchung  ihr  Begehrten 
nicht  auf  dieFeuerversictherung  beschränkten, 
wird  diese  Principfrage  besser  in  dem  Ar- 
tikel Versicherungswesen  ewrtrrt 
wenn  auch  die  ernstesten  Angriffe  wider 
die  Privatversicherung  jedenfalls  der  Privat- 
f  e  u  e  r  Versicherung  gelten.  Hier  al>er  miiss 
jedenfalls  des  Streites  zwischen  den  Ver- 
tretern der  bestehenden  öffentlichen  Fener- 
versicherungsanstalten  (den  sogenaonten 
»Societäten«)  und  den  Vertretern  der  Privat- 
thätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Feuener- 
sicherung  gedacht  werden. 

Es  mag  im  folgenden  das  Für  und  Wider 
der  streitenden  Parteien  gegenübergestellt 'i 


Theoretische  Begünstiger  der  öffentlicheii 
Feuerversicherung  und  der  Verstaatlichung  der 
Feuerversicherung:  Der  Hauptvertreter  ist  A. 
Wagner  in  „Der  Staat  und  daa  Versicherungs- 
weseu**,  Tübingen  1881.  Derselbe  in  Scbön- 
bergs  Uandbucn  der  politischen  Oekonomie,  1. 
Bd.,  Art.  „Feuerversicherung"  sowie  in  anderen 
Werken   und  Aufsätzen.     0.   Ploner,  „Ver- 
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1897. 


54  öffentliche 
Feuerver- 
sicherungs- 
Anstalten 


19  grössere 

gegenseitige 

FriYat- 

Feuerver- 

sicherungs- 

Anstalteu 

in  1000  Mark 


29  Feuerver- 

sichernngs- 

Aktiengesell- 

schaften 


Einnahmen: 

Beiträge  bezw.  Prämien 

Zinsen  und  sonstiges 

Ausgaben: 

Ruckversicherungsprämien 

Netto -SchädenTergütungen  und  Schädenerhebungs- 
kosten   

Kosten,  Beitrl^e  für  das  Lösch wesen,  für  andere 
öffentliche  Zwecke  und  Abschreibungen      .    .    . 

Ceberschuss  derEinnahmen  über  dieAus- 
gaben     

Verwendung  des  üeberschusses: 

Zu  Eückzahlungen  an  die  Versicherten  (einschliessl. 

Gewinn-Reserven) 

Prämien-  und  Schaden-Reserve 

Zu  Zins  und  Dividende  für  die  Aktionäre  .... 

Gesamtfonds 

Es  hatten  in  Millionen  Mark  versichert: 

1884 

Die  Deutschen  Aktien- Gesellschaften    ...    42  000 

„  öffentl.  F.V.Anstalten    .    .    .    29658 

«  n         gegenseit.  F.V.Gesellschaften      6380 


56784 
4418 


5572 
44254 
10  331 

1053 


137  997 


1887 

44972 
32146 

7035 


1890 
50506 
36706 

8127 


26289 
1519 


2405 
7  975 
3467 

13776 


14634 
13975 

49703 


1893 

56955 
39203 

8934 


136668 
5167 

61  481 
42083 
22  159 

13544 


57812 
8711 

287  685 


1896  1897 

63  074  67  266 

42934  44218 

10132  10  241 


und  dem  Leser  das  End  urteil  überlassen 
werden. 

Vernehmen  wir  zunächst  die  Stimmen  der 
Vertreter  der  öffentlichen  Feuerversicherunffs- 
anstalten,  wie  diese  letzteren  thatsächlich  sind 
oder  sein  sollten.  —  Dieselben  machen  im  In- 
teresse der  Begünstigung  oder  Alleinherrschaft 
ihrer  Schützlinge  namendich  folgendes  geltend : 

a)  Nur  beim  Betriebe  der  Feuerversiche- 
ning durch  öffentliche  Anstalten  lasse  sich  der 
Gefahr  der  üeberversicherung  wirksam  steuern. 

b)  Eine  Abstufung  der  Prämie  nach  dem 
Risiko,    wie    sie    der   Privatfeuerversicherung 

staatlichung  des  Versicherungswesens?"  Mün- 
chen, 6.  Franzscher  Verlag,  1884  (nur  polemisch, 
aber  ohne  jeden  Versuch  einer  tieferen  wissen- 
Khaftlichen  Begründung).  Vertreter  der  Pri- 
vatfeuerversicherung: Ju I.Hopf,  Denkschrift, 
betr.  den  öffentlichen  und  Privatbetrieb  in  der 
Feuerversicherung,  Gotha  1884.  Kummer, 
„Der  Betrieb  von  Versicherungsgeschäften  durch 
den  Staat"..  Zürich,  J.  Herzog,  1879.  W. 
Schäfer,  „Die  Verstaatlichung  des  Versiche- 
rungswesens", Hannover,  Schmorl  &  von  See- 
^Id,  1884.  A.  Emminghaus,  „Staatsver- 
sichenmg",  Sej).-Abdruck  aus  d.  Br.  Handels- 
blatt, Jahrg.  1881.  Vgl.  auch  die  „Verhand- 
lungen des  Kongresses  deutscher  Volkswirte" 
in  Königsberg  vom  September  1883  über  „die 
Verstaaflichung  des  Versicherungswesens". 


augenscheinlich  nicht  gelinge,  könne  allerdings 
die  öffentliche  Feuerversicherung  noch  weniger 
erfolgreich  anstreben;  sie  allein  aber  könne  es 
durchsetzen,  dass  die  „etwas  grösseren  Bisiken 
durch  die  etwas  kleineren  mittelst  demgemässer 
Prämienabstufung  mitgetragen  werden "*. 

c)  Die  obrigkeitliche  Mitwirkung  bei  jedem 
Feuerversicherungsvertrage,  welche,  sofern  es 
sich  um  Verträge  mit  Privatfeuerversicherungs- 
anstalten handle,  nicht  entbehrt  werden  könne, 
wenn  nicht  erhebliche  Gefahren  aus  der  Ver- 
sicherung erwachsen  sollen,  sei  ja  unzweifelhaft 
lästig  für  beide  Teile;  bei  Versicherungen  mit 
öffentlichen  Instituten  könne  sie  entbehrt 
werden. 

d)  In  betreff  der  Versicherungsbedinffungen 
sei  das  Publikum,  wenn  es  an  öffentliche  An- 
stalten gewiesen  sei,  der  Gefahr  der  Chikane, 
welche  ihm  jederzeit  von  seiten  des  Privatver- 
sicherers drohe,  nicht  ausgesetzt. 

e)  Die  Wohlthat  der  Feuerversichening 
lasse  sich  bis  zur  äusserst  möglichen  Grenze, 
ausdehnen  nur  durch  den  Zwang,  und  Versiche- 
rungszwang vertrage  sich  nur  mit  der  öffent- 
lichen Feuerversicherung ;  aber  auch  ohne  Zwang 
gehe  die  letztere  weniger  wählerisch  zu  Werke 
als  die  Privatfeuerver8ichemn|:,  welche  nur  die 
guten  Risiken  übernehme,  mit  den  schlechten 
sich  nicht  befasse. 

f )  Nur  die  öffentliche  Unternehmung  mache 
die  streng  loyale  Erfüllung  des  Versicheruugs- 
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Vertrages  im  Schadenfalle  und  die  richtige 
Normierung  des  Schadens  zur  Kegel;  bei  der 
PrivatfeuerversicheruDg  stehe  dem  das  speku- 
lative Interesse  entgegen. 

g)  Auf  Verbesserung  der  Feuerpolizei  und 
der  Feuerlöscheinrichtungen  hinzuwirken,  sei 
den  öffentlichen  Anstalten  leichter  als  den  pri- 
vaten; beim  Nebeneinanderbestehen  beider 
komme  die  erfolgreiche  Thätigkeit  jener  diesen 
ohne  ihr  Verdienst  zu  gute. 

h)  Gesicherter  seien  die  Interessenten  bei 
öffentlichen  Anstalten.  Aktienfeuerversiche- 
rungsgesellscbaften  insbesondere  vernachlässig- 
ten bei  ihren  hohen  Verwaltungfsaufwänden  und 
ihrer  Dividendensucht  die  genügende  Ansamm- 
lung von  Reserven. 

i)  Die  öffentlichen  Anstalten  seien  billiger 
als  die  privaten,  namentlich  als  die  Aktienge- 
sellschaften. 

k)  Wenn  behauptet  werde,  die  Privatan- 
stalten seien  in  ihrem  ganzen  Geschäftsverkehr 
entgegenkommender  gegen  das  Publikum,  so  treffe 
das  bisweilen  zu;  aber  darauf  komme  wenig  an. 

Hierauf  wird  nun  von  den  Vertretern  der 
Schonung:  und  Weiterentwickelung  der  Privat- 
thätigkeit  auch  auf  dem  Gebiete  der  Feuerver- 
sicherung, welche  übrigens  die  bestehenden 
öffentlichen  Anstalten  keineswegs  gewaltsam 
beseitigt,  sondern  nur  nicht  monopolisiert  und 
bevorzugt  wissen  wollen,  folgendes  erwidert: 

Zu  a.  In  Kulturländern  sei  die  Gefahr  der 
spekulativen  Ueberversicherung  nicht  allzu  gross, 
könne  ihr  aber  durch  andere  Mittel  viel  wirk- 
samer gesteuert  werden  als  durch  die  öffent- 
liche Feuerversicherung.  Um  des  sehr  zweifel- 
haften Beitrages  willen,  welchen  diese  Institu- 
tion angeblich  zur  Steuer  des  Uebels  leisten 
solle,  lohne  es  keineswegs,  die  Nachteile  und 
Schwächen  der  öffentlichen  Feuerversicherungs- 
anstalten in  den  Kauf  zu  nehmen  oder  diese 
Anstalten  mit  Privilegien  und  Begünstigungen 
aller  Art  auszustatten,  die  Privatthätigkeit  auf 
dem  Gebiete  des  Feuerversicherungswesens  aber 
zu  lähmen. 

Zu  b.  Die  Bemühungen  der  Privatfeuer- 
versicherung, den  Prämientarif  möglichst  genau 
den  verschiedenen  Gefahren  anzupassen,  seien 
schon  zu  sehr  erfreulichen  Erfolgen  gediehen, 
und,  wenn  es  den  öffentlichen  Anstalten  bei 
ihren  unzureichenden  Kräften  nicht  gelinge,  die 
Schwierigkeiten  der  Gefahrenklassilikation  und 
der  entsprechenden  Prämienbemessung  zu  Über- 
winden, so  sei  dies  doch  von  allen  möglichen 
Gesichtspunkten  ans  gewiss  ein  sehwacher 
Punkt  in  der  Thätigkeit  dieser  Anstalten;  wer 
dies  geflissentlich  übersehe  und  dem  Produkt 
dieser  Schwäche ,  der  Unvollkommenheit  des 
Prämien tarif 8,  nachrühme,  dass  sie  dazu  führe, 
Lasten  der  Aermeren  mit  auf  die  Schultern  der 
Reicheren  zu  legen,  gehe  von  der  gänzlich  un- 
zutreffenden Annahme  aus,  dass  die  gefährdeten 
Risiken  überwiegend  bei  Annen  (Theater!),  die 
mindergefährdeten  überwiegend  bei  Reichen  zu 
finden  seien,  und  huldige  mit  seinem  Lobe 
einer  Anschauung,  deren  Konsequenz  der  Kom- 
munismus sei. 

Zu  c.  Der  Untersatz  sei  falsch:  die  poli- 
zeiliche Mitwirkung  bei  jedem  Feuerversiche= 
rungsvertrage  sei  in  vielen  grossen  und  blühen- 
den Wirtschaftsgebieten  niemals  für  erforder- 
lich erachtet  worden  oder   werde  dort  als  ein 


längst  überwundener  Standpunkt  betrachtet. 
Dass  auch  bei  uns  jede  „Präventivkontrollf" 
ohne  jede  Gefahr  beseitigt  werden  könne,  dass 
sie  auch  entfernt  nicht  zu  leisten  vermvire, 
was  legislativ-politisch  damit  angestrebt  wor- 
den sei'),  darüber  seien  dieienig:en,  welche  da- 
bei amtlich  mitzuwirken  haben,  am  wenigst**!) 
im  Zweifel.  Damit  werde  aber  auch  die?^ 
Argument  hinfällig. 

Zu  d.  Es  sei  eine  durch  nichts  bewie^ne 
Verdächtigung,  dass  die  Privatfeuervergichenmi^' 
darauf  ausgehe,  die  Versicherten  in  ihren  xtr- 
tra^smässigen  Ansprüchen  zu  verkürzen,  sie  za 
„chikanieren" ;  ja  aus  sehr  erklärlichen  Griis- 
den  komme  die  Verletzung  der  Vertragstreue 
bei  der  Feuerversicherung  durch  Privatgestell- 
schaften  überhaupt  nur  äusserst  selten  und  ir*^ 
wiss  eher  weniger  häufig  als  bei  anderen  ähn- 
lichen Privatuntemehmungen  vor,  weil  den 
jede  solche  Handlung  alsbald  an  die  Oeffent- 
lichkeit  komme  und  dem  Rufe  des  Unterneh- 
mens selbstverständlich  schade.  Ganz  unzwei- 
felhaft lassen  sich  genau  so  viele  Fälle,  in 
denen  die  Versicherten  bei  „Societäten*'  zu  Un- 
recht verkürzt  würden,  vi-ie  solche,  in  denen 
solche  Verkürzung  von  Privatgeselbchaften 
ausgehe,  aufführen.  Dieses  Argument  kunnn 
überhaupt  nur  bei  gänzlicher  Unkenntnis  dts 
wirklichen  Lebens  und  bei  leidenschaftlicher 
einseitiger  Befangenheit  in  Vorurteilen  zu  bi- 
nutzen gewagt  werden. 

Zu  e.  Ebenso  verhalte  es  sich  zum  Teil 
mit  dem  Argumente  unter  e.  Sehr  fradich 
erscheine  doch  die  hier  aufgestellte  Thw>rie 
vom  Segen  des  Zwanges.  Ein  öffentlichem 
Interesse,  dass  Feuerversicherung  genommen 
werde,  bestehe  in  einer  sehr  grossen  Zahl  von 
Fällen  gar  nicht*);  überall,  wo  es  fehle,  fehle 
aber  selbstverständlich  auch  jeder  Berechtiguni::»- 
grund  für  den  Zwang').  In  grossen  und  blü- 
henden Staaten  der  Kulturwelt  wisse  man  von 
einem  solchen  Zwange  überhaupt  ear  nicht.«, 
ohne  diesen  Mangel  im  mindesten  übel  zu  em- 
pfinden. Wenn  aber  behauptet  werde,  dass  die 
„Societäten"  auch  ohne  Zwang  minder  wähle- 
risch in  der  Annahme  der  Kisiken  seien  ab  die 
Privatfeuerversicherungen,  dass  för  die  erst<^ren 
ja  sogar  eine  Annahmepflicht  in  ihrem  Bereiche 
bestehe,  so  stehe  dieser  Behauptung  die  Wirk- 
lichkeit, ja  der  eine  Menge  von  Kiiiken  be- 
stimmt ausschliessende  Wortlaut  vieler  Beffle- 
ments  entgegen*). 

Zu  f.  Mangel  an  Gewissenhaftigkeit  bei 
Erfüllung  des  Vertrages  im  SchadenfaDe  könne 
doch  unmöglich  der  Privatfeuerversichenin^ 
ohne  weiteres  vorgeworfen  werden;  der  riebti- 
g:en  Bemessung  des  Schadens  wende  dieselbe 
im  allgemeinen  erfahrungsmässig  viel  grössere 
Aufmerksamkeit     zu    als    die    „Societäten"'. 


M  Fr.  Knoblauch,  Die  Fehler  und  Män- 
gel des  öffentlichen  Feuerversicherungsrechts  in 
Deutschland.  Magdeburg  1868,  Haenelsche 
Buchdruckerei,  Teil  II  und  III.  K.  ist  zwar 
Partei,  aber  ungemein  sachkundig  und  behaup- 
tet nichts,  ohne  eine  Fülle  von  unwiderlegUchen 
Beweisen  beizubringen. 

«)  J.  Hopf  a.  a.  0.  S.  27. 

«)  Derselbe  a.  a.  0.  S.  30  ff. 

*)  Derselbe  a.  a.  0.  S.  38  ff. 

*)  Derselbe  a.  a.  0.  S.  45  ff. 
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WeDn  bei  der  Privatfeuer  Versicherung  wirklich 
der  gute  Wille  hierzu  fehlen  sollte  —  was  an- 
zunehmen doch  für  eine  grosse  und  angesehene 
Klasse  von  Geschäftsleuten  geradezu  beleidigend 
wäre  —  so  zwinge  schon  das  eigenste  Interesse 
zn  gewissenhaftestem  und  rationellstem  Ver- 
fahren —  ein  Antrieb,  welcher  den  Societäten 
vollkommen  fehle.  Habe  man  bei  jener  Gegen- 
überstellung das  Ideal  der  öffentlichen  Feuer- 
versicherung im  Auge,  so  müsse  man  mit  ihr 
auch  nur  das  Ideal  der  Privatfeuerversicherungs- 
nntemehmung  vergleichen.  Auch  bei  solcher 
Vergleich nng  noch  spreche  aber  auch  in  dem 
hier  fraglichen  Punkte  vieles  für  die  beweg- 
lichere, zu  emsiger  und  umsichtiger  Arbeit  ge- 
neigtere Privatfeuerversicherung.  Die  Wirk- 
lichkeit anlangend,  so  könne  kein  Sachkundiger 
darüber  im  unklaren  sein,  dass  ganz  besonders 
die  Schadenregulierungen  im  grossen  und  gan- 
zen rascher  und  zufriedenstellender  für  die 
Versicherten  von  den  Privatgesellschaften  be- 
wirkt werden  als  von  den  „Societäten".  Wie 
Hesse  es  sich  sonst  auch  erklären,  dass  überall 
da.  wo  die  letzteren  mit  den  ersteren  konkur- 
rieren mussten,  der  Sieg  der  ersteren  sicher  sei 

—  trotz  der  Machtmittel,  mit  denen  die  öffent- 
liche Feuerversicherung  umgeben  sei*)? 

Zu  g.  Warum  die  an  einer  guten  Bau- 
und  Feuerpolizei  so^^de  an  guten  Feuerlösch- 
•^inrichtun^en  noch  mehr  interessierte  Privat- 
feuerversicnerung  auf  Verbesserungen  in  diesen 
Stücken  nicht  eoenso  erfolgreich  sollte  hinwir- 
ken können  wie  die  öffentliche  Feuerversiche- 
rnng,  sei  unverständlich.  Verständige  Regie- 
ningen pflegten  doch  Anregungen  zum  Fort- 
schritte in  diesen  Stücken  um  deswillen,  weil 
sie  nicht  aus  den  Kreisen  ihrer  Beamten  ge- 
kommen seien,  nicht  von  der  Hand  zu  weisen. 
Dass  gute  Löscheinrichtungen  nicht  der  Feuer- 
versicherung zu  Liebe,  sondern  im  Interesse 
der  Gesamtheit  gefordert  werden  müssten  und 
beschafft  würden,  sei  bekannt  genug;  eben 
deshalb  sei  es  durchaus  ungehprig,  die  Kosten 
solcher  Einrichtungen  ganz  oder  zum  Teil  den 
Feaerversicherungsanstalten  aufzubürden,  was 
übrigens  der  l'rivatfeuerversicherung  gegen- 
über in  weitem  Umfange  thatsächlich  geschehe 

—  ganz  abgesehen  von  den  Steuer-  und  Ge- 
bühfenlasten ,  mit  denen  man  diesen  Zweig 
wirtschaftlicher  Arbeit  verfolge  *).  Gute  Feuer- 
löscheinrichtungen wirkten  ja  mit  zwingender 
Notwendigkeit  auf  die  Ermässigung  der  Prä- 
mientarife. 

Zu  h.  Die  Annahme,  dass  ein  Unterschied 
in  der  Sicherheit  der  Versicherung  zwischen 
den  üflfentlichen  und  den  Privatinstituten  zu 
Gunsten  der  ersteren  bestehe,  werde  schon  durch 
die  Thatsache  widerlegt,  dass  viele  der  ersteren 
Rück  versicher  ungsbedingungen  mit  Privatin- 
stitaten  unterhielten.  Bei  sehr  grossen  Kala- 
mitäten, welche  eine  oder  die  andere  der  „Socie- 

')  Schäfer  a.  a.  0.  S.  65  unten  ff.  —  In 
einem  von  dem  preussischen  Minister  des  Innern 
an  den  Provinziallandtag  von  Brandenburg  er- 
lassenen Reskript  v.  2H.  Juli  1882  wird  als 
eines  der  Mittel  zur  Wiedergewinnung  der  zu 
den  Aktiengesellschaften  übertretenden  Mitglie- 
der eine  „zweckmässigere  Schadenfeststellung" 
angeraten. 

*)  Knoblauch  a.  a.  0.  S.  30ff.,  33ff. 


tilten"  betreffen  würden,  könne  sehr  wohl  auch 
eine  solche  zahlungsunfähig  werden  oder  ge- 
nötigt sein,  ihren  beschädigten  Mitgliedern  nur 
einen  Teil  des  Schadens  zu  vergüten.  Der  Zu- 
sammenbruch einer  vorsichtig  und  rationell  ge- 
leiteten älteren  Feuer  Versicherungsgesellschaft 
gehöre  in  Deutschland  zu  den  ffrössten  Selten- 
heiten; kleinere  solche  Gesellschaften  oder  in 
den  ersten  Jahren  ihres  Bestehens  grösser  an- 
gelegte und  rasch  gross  gewordene  seien  wohl 
zu  Grunde  gegangen;  aber  daran  sei  gewiss 
nicht  „Dividendensucht"  schuld  gewesen.  Die 
Behauptung,  dass  es  Privatgesellschaften  an 
genügenden  Reserven  fehlen  zu  lassen  pflegen, 
werde  durch  das  Alter  und  den  festen  Bestand 
der  meisten  jetzt  in  Deutschland  arbeitenden 
PrivatfeuerversicherungsanstÄlten  widerlegt;  be- 
kannt sei,  dass  eine  der  grössten  unter  ihnen, 
die  Aachen  -  Münchener ,  während  der  ersten 
fünfzehn  Jahre  ihres  Bestandes  ihre  Ueberschüsse 
überhaupt  nicht  verteilt  habe  and  dass  die  grösste 
deutsche  Feuerversicherungsanstalt  auf  Gegen- 
seitigkeit, die  Gothaer,  in  den  nahezu  achtzig 
Jahren  ihrer  Wirksamkeit  mit  ihren  erstmals 
erhobenen  Beiträgen  ausser  in  zwei  Jahren  nicht 
nur  stets  allen  Anforderungen  gewachsen  ge- 
wesen sei,  sondern  davon  stets,  ausser  in  einem 
jener  zwei  Jahre,  in  welchem  eine  Nachschuss- 
zahlung  von  **,5  einer  Jahresprämie  nötig 
wurde,  sehr  namhafte  Beträge  (21—80%)  an  ihre 
Versicnerteu  zurückgewährt  habe*). 


^)  Die  Gegner  der  Privatunternehmung  auf 
dem  Gebiete  der  Feuerversicherung,  von  denen 
Schäfer  a.  a.  0.  S.  87  sagt,  dass  sie  im  Grunde 
weniger  von  stichhaltigen  Gründen  als  von 
einer  instinktiven  Abneigung  gegen  alle  (?) 
grossen  und  gewinnbringenden  Privatunterneh- 
mungen geleitet  seien,  pflegen  von  „unverhält- 
nismässig grossem  Gewinne",  welchen  Aktien- 
gesellschaften durch  die  Feuerversicherung  er- 
zielten, zu  reden,  unter  Hinweis  darauf,  dass 
einige  dieser  Gesellschaften  auf  ihr  verhältnis- 
mässig zum  Geschäftsumfange  äusserst  geringes 
Aktienkapital  Dividenden  verteilen,  welche,  na- 
mentlich verglichen  mit  den  Einzahlungen  auf 
die  Aktien  —  nicht  natürlich  mit  den  Kursen 
dieser  letzteren  —  allerdings  enorm,  aber  immer 
nicht  höher  als  bei  anderen  auf  Gewinn  be- 
rechneten Unternehmungen,  erscheinen.  Dazu 
ist  zu  bemerken,  dass  von  den  deutschen  Feuer- 
versichernngsaktiengesellschaften  meist  einige 
nicht  mit  Gewinn,  sondern  mit  Verlust  arbeiten 
(im  Jahre  1881  z.  B.  waren  es  ihrer  11  von  28, 
im  Jahre  1888  7  von  29,  1897  4  von  29)  und 
dass  der  Durchschnittsgewinn  aller  im  ganzen 
recht  massig  ist.  Dies  erhellt  aus  der  im  Text 
oben  mitgeteilten,  im  Jahre  1882  dem  preussischen 
Handelsminister  von  dem  Verbände  deutscher 
Privatfeuerversicherungsgesellschaften  unter- 
breiteten Aufstellung,  deren  zur  Erbringung 
des  Beweises  dienende  Ziffern  sich  im  Laufe  der 
letzten  achtzehn  Jahre  höchstens  noch  mehr  zu 
Gunsten  der  Beweisführung:  geändert  haben. 
Iranyi  a.  a.  0.  giebt  als  „industriellen  Ueber- 
schuss"  der  29  deutschen  Aktiengesellschaften, 
also  als  Ueberschuss,  der  zum  grösseren  Teil 
aus  den  Zinsen  des  Aktienkapitales  und  der 
Reserven,  zum  geringeren  aus  den  Prämien- 
einnahmen herzuleiten  war,  an: 
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Bei   sämtlichen    deutschen    Feuerveraiche- 
rnngsaktiengesellschaften  betrugen : 

In  Tausend  Hark 


Im 

1879 

1880 

1881    Durch - 

1  schnitt 

l)DieGruudka- 

pitale   .    .    . 

i6i  162 

169964 

178820 

169982 

2)DieBareinzah- 

Inug  darauf . 

37082 

38843 

40310 

38745 

3)  Die  Grundka- 

pitale  u.  die 
Reserven  .    . 

221  230 

236  930 

233616 

239  592 

4)  Die  Prämien- 

einnahmen 

83814 

83990 

80469 

82757 

5)  Die    Zinsein- 

einnahmen 

4789 

5092 

4861 

4914 

€)Die    Einnah- 

1 

men  aus  ande- 

renGeschäften 

66 

145 

61 

90 

7)  Die  d.  Aktion. 

zueefloss.  Di- 
vidende    .    . 

7741 

6973 

9299 

7005 

8)  Der  aus  den 

Prämienein- 

nahmen   her- 

rührende Teil 

d.  Dividenden 

2887 

1736 

1378 

2000 

abzügl.d.  Ver- 

i 

lustes  der  Ak- 

tionäre     der 

Berlin- Kölni- 

schen Gesell- 

schaft .    .    . 

— 

— 

—  6225}— 2075 

bleibt  .    .    . 

•     2887 

i    \ 

!    1,77 

1736'— 4847 

0/      1 

-  75 

9.Verhältn.v.8:l 

/o 
1,02 



^_ 

10.        „         „8:2 

7,78 

4,46 

11.        „         „8:3 

1    1,31 

0,73 

12.        n        .8:4 

1    3t44 

2,07 

Zu  i.  Die  Behauptung,  dass  die  öffentlichen 
Feuerversicherungsanstalten  billiger  seien  als 
die  privaten,  treffe  in  keiner  Weise  zu.  Zwar 
lasse  sich  der  Beweis  natürlich  nicht  aus  einer 
allgemeinen  Statistik,  etwa  durch  Vergleichung 
der  Prämieneinnahmen  eines  Jahres  mit  dem 
Gesamtrisiko,  welches  in  diesem  Jahre  getragen 
wurde,  führen,  da  selbstverständlich  auf  die 
Zusammensetzung  dieser  Risikosumme  alles  an 
komme;  die  Risiken,  welche  zur  Zeit  in  Deutsch- 
land von  öffentlichen  Anstalten  übernommen  zu 
werden  pflegten,  seien  aber  im  ganzen  erheblich 
weniger  gefährdet  als  das  Durchschnittsrisiko 
der  privaten  Anstalten;  auch  sei  nicht  ausser 
Betracht  zu  lassen,  dass  die  scheinbar  bei 
öffentlichen  Anstalten  unentgeltlich  geleisteten 
Dienste  öffentlicher  Beamten  doch,  wenn  auch 
nicht  unmittelbar  von  den  Versicherten,  bezahlt 


1897    1896    1895    1894 
o/o  der  Nettoprämien     ^35     ^^q     53     -jg^^ 

Der  Bericht  des  eidgen.  Versicherungsamtes 
für  1897  (S.  L VII  ff.)  berechnet  den  aus  der 
Prämie  stammenden  Ueberschuss  der  in  der 
Schweiz  •  arbeitenden  Feuerversicherungsaktien- 
gesellschaften auf  ljS8%. 


werden  mttssten.  Dass  aber  trotzdem  der  Privat- 
Versicherung  der  Vorzug  ^Osserer  Büligkeir 
gebühre,  gehe  augenscheinlich  daraus  hervor, 
dass  überall,  wo  diese  mit  der  öffentlichen  auf 
gleichem  Boden  konkurriere,  den  Privatanstalt^-n 
trotz  der  weitgehenden  Privilegien  ihrer  Kon- 
kurrenten der  Sieg  sicher  sei,  was  keineswegs» 
etwa  vorzugsweise  auf  die  grössere  Rührigkeit 
in  der  Werbung  —  doch  auch  ein  Vorzug^'und 
eine  kosten  verursachende  Leistung  —  zurück- 
zuführen sei.  Was  man  auch  zu  Gunsten  des 
Öffentlichen  Betriebes  irgend  welcher  wirtschaft- 
lichen Thätigkeit  anführen  könne  —  mit  ge- 
ringerem Aufwände  als  die  in  der  gieichen 
Richtung  mögliche  private  Arbeit  vermöge  er 
höchstens  bei  strammer  Centralisation  zu  wirt- 
schaften, und  auch  diese  wieder  sei  mit  be- 
sonderen, ihr  eigenen,  sehr  beträchtlichen  Auf- 
wänden verknüpft,  üebri^ens  sei  es  auch  kaum 
möglich,  die  meist  qualitativ  sehr  einfachen 
Leistungen  der  Öffentlichen  Anstalten  mit  den 
sehr  viel  umfänglicheren  und  intensiveren,  ab« 
auch  zu  einer  angemesseneren  und  deshalb  an 
sich  schon  im  ganzen  billigeren  Tarifiemng  der 
Risiken  führenden  Leistungen  der  Privatleuer- 
versicherungsinstitute  zu  vergleichen'). 

Zu  k.  Den  Vorzug  grösseren  Entgegen- 
kommens gegen  das  Publikum  pflegten  in 
Deutschland  öffentliche  Beamte  —  und  in  den 
Händen  solcher  befände  sich  doch  die  Verwaltung 
der  „Societäten"  —  notorisch  den  Beamten  von 
Pri  vatfeuervereich  er  ungsinsti  tuten  gegenüber 
nicht  für  sich  geltend  machen  zu  keimen;  die 
meisten  seien  geneigt,  solches  Entgegenkommpn 
nicht  einmal  für  eines  Beamten  wüMig  zu  halt«-n. 
Allein  in  der  That  sei  dieses  Argument  zu  vage. 
um  weiter  erörtert  zu  werden. 

Bei  unbefangener  Würdigimg  des  Für 
und  Wider  wird  man  die  Existenzberechti- 
gung der  öffentlichen  Feuerversicherung  in 
Deutschland  nicht  verkennen,  ebensowenig 
aber  eine  Bevorzugung  derselben  recht- 
fertigen können,  wird  man  wünschen  müssen, 
dass  beide  Formen  unter  einer  für  beide 
massgebenden,  der  Ausdehnung  der  Feuer- 
versicherung günstigen  Gesetzgebung  sich 
frei  und  ungehindert  weiter  entwickeln  un«l 
auch  die  Monopole  der  öffentlichen  Anstallen, 
wo  jene  noch  bestehen  und  aufrechterhalten 


*)  J.  Hopf  a.  a.  0.  S.  60 ff.  Zu  vgl.  aneh 
die  durchaus  objektiven  Ausführungen  des  eidgen. 
Berichts  für  1897  S.  LVIII  ff.  Uebiigen»  betrugen 
die  Verwaltungskosten  der  bayer.  B^andTe^ 
sicherungsanstaJt  nach  S.  82  der  gelegentlich  des 
lOü  jährigen  Bestehens  dieser  Anstalt  heraus- 
gegebenen Denkschrift  (München,  R.  Oldenboorg. 
1899)  in  letzter  Zeit  1,34  Pf.  auf  100  M.  Hier- 
bei sind  natürlich  die  Kosten  der  von  Staats- 
beamten geleisteten  Arbeiten  nicht  gerechnet. 
Dagegen  betrugen  die  Verwaltungskosten  der 
deutschen  Feuerversicherungsaktiengesellschaf- 
ten, einschliesslich  der  Abschreibnngen ,  der 
Feuerlöschbeiträge  und  selbstverständlich  der 
Steuern :  3,20  Pf.  auf  100  M.  Versicherungssumme. 
Es  ist  dies  sehr  wahrscheinlich  bei  richtiger 
Vergleichung  des  Inhaltes  der  Leistungen  ein 
absolut  niedrigerer  Kostenbetrag. 
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werden  sollen,  diese  nicht  abhalten,  lediglich 
dem  gemeinen  Besten  zu  dienen  i).  — 

Es  ist  unimigänglich,  an  dieser  Stelle 
noch  ein  Wort  über  die  Anwendbarkeit 
der    Gegenseitigkeit    und    des    Er 
w  e  r  b  s  p  rin  c  i  p  s  auf  die  Feuerversichening 
zu  sagen. 

Den  Vorzug  der  Sicherheit  geniesst  hier, 
wo  das  Risiko  jeder  exakten  vorausfeststel- 
lung  widerstrebt,  die  Gegenseitigkeit  nur 
bei  umfassendem  Grossbetriebe. 
Rasch  und  mit  einiger  Gewähr  gegen  in- 
zwischen eintretende  verheerende  Verluste 
zu  einem  solchen  zu  gelangen,  giebt  es  aber 
heutzutage  in  Eulturstaaten ,  in  denen  alle 
Betriebsformen  der  Feuerversicherung  bereits 
ausgebildet  sind,  kaum  ein  Mittel,  zumal 
gerade  in  diesem  Geschäftszweige,  wo  es 
sich  ja  doch  meist  um  verhältnismässig  zum 
Risiko  kleine  Beiträge  handelt,  die  feste 
Prämie  beliebter  ist  als  die  Beitragszahlung 
mit  Aussicht  auf  Nachschuss  oder  Rück- 
gewährung. Aber  auch  der  Vorzug  der 
Billigkeit  kann  der  Gegenseitigkeit  nur  beim 
Grossbetriebe  zugesprochen  werden.  Deshalb 
geniessen  offenbar  alte,  grosse  und  unter 
günstigenUmständen  gross  gewordene  Gegen- 
seitigkeitsgesellschaften bei  gleich  rationeUer 
Verwaltung  einige  Vorzüge  vor  den  Erwerbs- 
gesellschaften ;  ^ein  geschätzt  werden  diese 
Vorzüge  doch  immer  nur  von  denen,  w^elche 
nicht  genötigt  oder  geneigt  sind,  grosses  Ge- 
wicht darauf  zu  legen,  dass  im  Augenblicke 
des  Vertragsschlusses  auch  die  Beitrags: 
leistung  ein  für  aUemal  bestimmt  ist.  Die 
Schwierigkeiten  der  Vertretung  der  Ver- 
sicherten bei  der  Aufsicht  und  Verwaltung  — 
und  irgend  eine  solche  Vertretung  erheischt 
das  Princip  der  Gegenseitigkeit  doch  — 
sind  wegen  des  raschen  Wechsels  der  Ver- 
sicherten und  der  meist  kurzen  Dauer  der 
Verträge  bei  der  Feuerversicherung  noch 
grösser  als  bei  anderen  Versicherungszweigen : 
aber  sie  fallen  aus  demselben  Grunde  und 
bei  der  verhältnismässigen  Geringfügigkeit 
des  Interesses  auch  weniger  ins  Gewicht. 
In  angemessener  Grosse  beginnen  könnte  eine 
Feuerversicherungsanstalt  auf  Gegenseitigkeit 
heutzutage  nur  bei  fester  Vorauszusicherung 
einer  bedeutenden  Zahl  mannigfaltiger  und 
gut  verteilter  Risiken  für  den  Anfang.  Da- 
zu fehlt  es  aber  bei  der  Massenhaftigkeit 
besten  Versicherungsangebotes  an  einem  ver- 
nünftigen geschäftlichen  Anlasse.  Kleine 
Gegenseitigkeitsverbände,  etwa  unter  Standes- 
genossen, können  bei  überall  ungefähr  gleich 
geringer  Gefährdung  und  guter  Verteilung 


*)  Die  Frage  der  vorzugsweisen  Berechti- 
gung der  Privatfeuerversichening  wird  fast  in 
jedem  der  Berichte  des  eidgen.  Versicherungs- 
amte« gründlich  und  vollkommen  vorurteilslos 
erörtert.    In  dem  Berichte  für  1897  S.  LVlflf. 


des  Risikos  put  gedeihen.  Wenn  sie  sich 
besonderer  Bdligkeit  ihrer  Gegenseitigkeits- 
versichenmg  rühmen,  so  beruht  dies  meist 
auf  Illusion.  Das  gewöhnliche  Hausmobiliar 
der  Geistlichen  und  Lehrer  einer  Provinz 
nimmt  heutzutage  jede  Feuerversicherungs- 
gesellschaft in  Versicherung  zu  Prämien,  die 
jede  Konkurrenz  eines  Verbandstarifes  be- 
stehen —  freilich  aber  zu  Sätzen,  die  doch 
noch  nach  der  Verschiedenheit  der  Gefahren 
abgestuft  sind.  Indes  kann  man  solche  Ver- 
bände immerhin  als  wertvolle  Früchte  des 
Strebens  nach  Selbsthilfe  und  als  Schulen 
selbsthelfender  wirtschaftlicher  Vorsorge  will- 
kommen hcissen. 

8.  Kostenzuschläge.  Reserven.  Rück- 
Versicherung.  Bei  aller  verhältnismässiger 
Richtigkeit  der  Prämientarife  erfahrungs- 
reicher Grossbetriebe  für  Feuerversicherung 
(vgl.  oben  sub  4)  pflegt  hier  doch  ein  so  be- 
stimmter Unterschied  zwischen  Risiko-  (in 
diesem  Sinne  Netto-)Prämie  und  Tarifprämie 
wie  in  der  Lebensversicherung  nicht  zu  be- 
stehen imd  pflegen  in  der  Feuerversicherung 
die  Kostenzuschläge  nicht  die  i-echnerische 
Bedeutung  wie  dort  zu  gewinnen.  Der 
höhere  Satz  für  das  höhere  Risiko  muss 
auch  für  die  höheren  Kosten,  welche  die 
Abschätzung  und  Feststellung  des  letzteren 
in  der  Regel  verursacht,  mit  aufkonunen. 
Es  kommt  daher  auch  eine  Vergleichung 
zwischen  der  Summe  der  Verwaltungskosten 
und  der  Summe  vereinnahmter  Kostenzu- 
schläge nicht  in  Frage.  Die  ersteren  werden 
aus  den  verfügbaren  Einnahmen  bestritten 
und  bei  Prüfung  der  Geschäftsergebnisse 
mit  diesen  in  Vergleich  gesetzt.  Bei  ratio- 
neDem  und  nicht  verlustbringendem  Ge- 
schäftsbetriebe müssen  sie  zusammen  mit 
den  bezahlten  Scliadens-  und  anderen  zu- 
fälligen Kosten  von  der  Gesamteinnahme 
mindestens  einen  Betrag  übrig  lassen,  der  die 
nötigen  Prämienüberträge  (auch  Prämien- 
reserve genannt),  deckt,  also  das,  was  von  den 
im  Laufe  des  Rechnungsjahres  gezahlten  Prä- 
mien über  den  Schluss  desselben  hinaus  vali- 
diert, ferner  einen  Betrag  zur  Deckung  schon 
er^'achsener,  aber  erst  in  der  nächsten  Ge- 
schäftsperiode liquid  werdender  Schäden 
(Schadenreserve),  weiter  einen  Betrag  zur 
Deckung  etwaiger  ausserordentlicher  Schäden 
der  nächsten  und  späteren  Geschäftsperiode 
(Kapitalreserve),  endlich,  bei  Aktiengesell- 
schaften, den  ziu-  Verzinsung  des  Aktien- 
kapitals erforderlichen  Betrag.  Die  Prämien- 
überträge und  die  Schadenreserve  sind, 
letztere  wenigstens  annähernd,  rechnerisch 
genau  festzustellen;  für  die  Bemessung  der 
Kapitalreserve  ist  man  auf  Schätzung  unter 
Zuhilfenahme  der  Erfahrunjgen  früherer  Ge- 
schäftsperioden angewiesen. 

Nach  IranjT  a.  a.  0.  S.  234  ff.  hatten  i.  J. 
1897 
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17  deutsche 
gegenseitige  AnstAlteii 

Einnahmen  im  ganzen 27807115  M. 

Verwaltnngsk Osten       3  466  734    „ 

Schadenkosten  für  eigene  Rechnung  7  975  400    „ 

Prämienreserve 12  53^954    » 

Schaden reserve i  442  592    „ 

Vermögensreserve 19  44 1380    „ 


29  deutsche 

Ak  tiengesellschaften 

141  834465  M. 

22  159  122   ,, 

42  082  722   '., 

49858175  ;, 

7954104  ,, 

49368291  „ 


Die  Feuerrückversicherung  ver- 
dankt ihre  Entstehung  und  EntwicKelung 
dem  bisweilen  vollkommen  berechtigten 
Wunsche  des  Versicherei-s  oder  der  sich  für 
ihn  ergebenden  geschäftlichen  Notwendigkeit, 
Risiken  zunächst  für  eigene  Rechnung  zu 
übernehmen,  welche  nach  seinen  geschäft- 
lichen Erfahrungen  für  ilm  zu  gross  sind 
oder  deren  ganze  Febernalmie  für  eigene 
Rechnung  nach  seinen  Anschauungen  und 
nach  dem  Grundsatze  der  Risikenteilung  zu 
einer  zu  beträchtlichen  Risikenhäufung  ff'ihren 
würde.  Oeffentlicho  Feuerversicherungsan- 
stalten,welche  mit  demGebäudeversichenmgs- 
monopol  ausgestattet  sind,  können  der  Rück- 
versicherung um  so  weniger  entl)ehren,  je 
kleiner  ihr  Geschäftsgebiet  ist;  sie  können 
nur  auf  diesem  Wege  einigemiassen  den 
Mangel  der  Risiken  Verteilung  ei*i^etzen^). 
Durch  generelle  Verträge  pflegt  das  Ver- 
hältnis zwischen  Versicherer  und  Rück- 
versicherer in  betreff  der  Risiken-Abgabe  und 
Uebernahme,  in  betreff  derRückversicherungs- 

Srämien,  der  Haftung,   der  Schaden  Zahlung, 
er   Regulierungsbeteiligung   und    der  Ver- 
kehi-sformen  geregelt  zu  werden. 

9.  Wirtschaftliche  Bedeutnng  der  F. 
Die  Feuerversicherung  ist  nicht  ein  Mittel  der 
Naturbeherrschung,  aber  ein  Mittel  zur  Aus- 
gleichung grösserer  im  Kampfe  des  Menschen 
mit  der  Natur  bisweilen  unvermeidlicher  Nie- 
derlagen. Scliritt  für  Schritt  mit  der  steigen- 
den Kultur  wächst  die  Masse  des  durch 
Feuer  zerstörbaren  Gutes,  wachsen  auch  die 
Anlässe  zu  solclier  Zerstörung.  Wenn  die 
Kultur  gleichzeitig  immer  vollkommenere 
Einrichtungen  zur  Schadenvorkehr  imd 
Schadeneinschränkung  ausbildet  und  es  be- 
wirkt, dass  der  vertrautere  Umgang  mit  der 
Gefahr  diese  selbst  mindert,  so  reichen  jene 
Einrichtungen  und  diese  Wirkung  doch 
keineswegs  aus,  Vermögensverluste  dm-ch 
Schadenfeuer  auszuschliessen.  Die  Feuer- 
versicherung verteilt  solche  unvermeidliche 
Verluste  auf  Gesamtheiten  und  macht  sie 
so  für  den  einzelnen  wirtschaftlich  beinahe 
un fühlbar.  Im  Jahre  1897  sollen  von 
52  öflFentlichen  deutschen  Feuer- 
versicherungsanstalten M.  44  254  260 

*)  Nach  dem  mehrangeführten  Bericht  des 
eidgen.  Versichernngsamtes  (S.  LV)  waren  Ende 
1897  bei  19  kantonalen  Feuer  Versicherungsan- 
stalten in  der  Schweiz  5683958155  Fr.  ver- 
sichert, davon  aber  824683805  Fr.  rückversichert. 


1 17  deutschen  gegenseitigen  Feuer- 
versicherungsanstalten M.    7  975  400 
'  29  deutschen  Aktienfeuerversiche- 
I     rungsgeselischaften  „   420S2722 
zusammen  M.  943123S2 

für  Verluste  durch  Schadenfeuer  l«ezah]t 
worden  sein.  Dabei  fehlen  die  Ent- 
scliädigimgssummen,  die  von  kleineren 
lokalen  Verbänden  gezahlt  sind.  Die  Diirch- 
schnittssumme  von  500  Mark  fiir  den  ein- 
zelnen Fall  ist  willkürlich  —  aber  jedeofaiLs 
hoch  —  geschätzt  Ihre  annähernde  Richti^'- 
keit  angenommen  und  angenommen,  •ia.yi 
jeder  Fall  nur  eine  Person  oder  Haushaltung' 
und  nur  einen  Versicherer  betroffen  hätt^, 
wäi-en  in  diesem  Jahre  etwa  188  624  Pht- 
sonen  oder  Haushaltungen  durch  das  Mittel 
der  Feuerversicherung  ohne  nennenswert^^ 
Opfer  ihrerseits  Verluste  ersetzt  worder). 
welche  ausserdem  für  die  grosse  MehraiL 
von  ihnen  sicher  den  wirtschaftlichen  Knin 
zur  Folge  gehabt  hätten,  deren  Ersetzung 
aber  sie  wirtschaftlich  leistungsfähig  erhielt, 
oft  durch  Ermöglichung  von  Neugrüuduncen 
I  wirtscliaftlicher  Anlagen  sie  leistungsfähii^er 
!  machte,  als  sie  vorher  Avaren. 

So  gleicht,  wenn  die  FeuerversicheruDir 
nicht  ein  Mittel  der  Isatm-beherrschung  i>t. 
ihre  Wirkung  doch  in  gewissem  Masse  ileii 
Wii-kungen  dieser  Büttel. 

Aber  unzweifelhaft  wirkt  die  Feiiener- 
sicherung  auch  in  höhei-em  Masse,  als  "^i»" 
etwa  Gefahren  und  Verluste  erzeugt,  a»if 
die  Verminderung  der  Zerstönmgen  dim'h 
Feuer  hin,  teils  unmi^elbar,  indem  die  Ver- 
sicherer unablässig  die  Verbesserung  feuer- 
polizeilicher Einrichtungen  anregen  und  'ü^ 
Feucrlöscheinrichtungen  verbessern  helfen 
(* Meidung  und  Untei-drückimg«  bei  Herr- 
mann, »Die  Theorie  der  Versichenm^ , 
3.  Aufl.  Wien  C.  Konegen  1897),  teils  mittel- 
bar, indem  sie  ihre  Leistungen  zu  tira.s»? 
günstigeren  Bedingungen  anbieten,  jeliessere 
Vorkehrungen  gegen  verheerende  Brand- 
schäden getroffen  sind.  (Die  Einwirkung 
der  Feuervei-sicherung  auf  die  Verbesserung 
der  Bauart  der  Häuser,  auf  die  Verwahrung 
von  Warenlagern,  auf  die  Einrichtung  von 
Werkstätten  und  Fabriken  ist  in  dieser  He- 
Ziehung  überaus  mächtig   und  erfolgreic-h.) 

Röscher  (Nationalökonomik  des  Acker- 
baues) legt  besonderen  Wert  darauf,  da^^s 
der  durch  die  Versicherung  (und  es  gÜ^ 
dies  wie  für  jede  Schaden-  so  auch  für  die 
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F»^uerversicherung)  unter  viele  repartierte 
Schaden,  welcher  also  jeden  einzelneu  nur 
It^icht  berührt,  »nicht  durch  Anbruch  der 
n(»ch  vorhandenen  Kapitalien,  sondern  durch 
Ersparnisse  vom  Einkommen  ersetzt  wird«. 
Herrmann  a.  a.  0.  schreibt  der  Ver- 
sicherung —  und  dies  gilt  insbesondere 
auch  von  der  Feuerversicherung  —  die 
Aufgabe  zu,  »die  Nachteile,  welche  un- 
l)egiichene  Stönmgen  hervorbringen  wiü'den, 
ganzlich  zu  vermeiden  oder  wenigstens  auf 
das  geringste  Mass  zu  beschränken«. 

10.  Die  Gesetzgebung.  £s  wäre  hier 
nicht  der  Ort,  eine  auch  nur  notdürftig  er- 
schöpfende Uebersicht  der  Feuerversiche- 
nmgsgesetzgebung  in  den  Kulturstaaten  zu 
.^eben  ^).  Dagegen  wird  es  unerlässlich  sein, 
in  kurzen  Zügen  festzustellen,  was  heutzu- 
tage in  wohlgeordneten  Staatswesen  im 
Interesse  einer  gedeihlichen  Entwickelung 
der  Feuerversicherung  von  der  Gesetzgebung 
zu  fordern  ist  Mit  Beschränkung  auf  das 
Deutsche  Reich  und  mit  kritischer  Be- 
leuchtung des  hier  bestehenden  Feuerver- 
sieheningsrechts  sind  diese  Forderungen  in 
neuerer  Zeit  mehrfach  klargesteDt  worden  2), 
veil  hier  Rechtsunklarheit  und  Rechts- 
mannigfaltigkeit der  Entwickelung  des  Feuer- 
versicherungsgeschäftes  in  hohem  Grade 
liinderlich  sind  und  das  Reich  von  der  ihm  in 
der  Reichsverfassung  (Art.  4  Z.  13)  verliehe- 
nen Vollmacht  zur  gesetzlichen  Regelung 
des  gesamten  Versicherungswesens  der  viel- 


*)  Für  die  europäischen  Staaten  enthält 
eine  trefflicbe  Uebersicht  wenigstens  der 
öffentlichrechtlichen  Bestimmnngen  über 
das  Versichemngswesen  überhaupt  die  Schrift 
Ton  J.  J.  Kammer:  Die  Gesetzgebung  der 
earopäischen  Staaten,  betr.  die  Staatsaufsicht 
über  die  privaten  Versicherungsanstalten,  Bern, 
K.  J.  Wyss,  1883.  Freilich  sind  seit  dem  Er- 
scheinen des  Baches  einige  neuere  Gesetze  ver- 
abschiedet, andere  vorbereitet  worden.  Unter 
den  erschienenen  gesetzlichen  Bestimmnngen 
öffentlichrechtlichen  Inhalts  zeichnet  sich  die 
österreichische  Ministeria] Verordnung:  v.  6. 
März  1896,  betreffend  die  Errichtung,  die  Ein- 
richtung und  die  Geschäftsgebabrun^  von  Ver- 
i^icherangsgesellschaften  in  Oesterreich,  unter 
Jlen  neueren  Entwürfen  der  1895  erschienene 
Entwurf  eines  Gesetzes  über  Versicherungsge- 
selkchaften  für  das  Königreich  Norwegen, 
durch  eingreifendste  Formalistik  und  ein  tief- 
gehendes Misstrauen  gegen  die  Versicherungs- 
Privatunternehmung  ans.  Besprechung  vgl. 
Masius'  Rundschau  N.  F.  Bd.  IX  S.  295,  327, 
Bd.  ym,  S.  107. 

-)  So  in  besonders  eingehender  Weise  und 
mit  guter  wissenschaftlicher  und  sachkundiger 
Begründung  von  J.  Hopf,  Aufgaben  der  Ge- 
wtzjjebung  im  Gebiete  der  Feuerversicherung, 
Berlm,  G.  Reimer,  1880.  Vßrl.  auch  A.  Em- 
Jn  i  n  g  h  a  u  s ,  Die  reichsgesetzliche  Regelung  des 
Vergicherungswesens  in  Hirths  Annalen  des 
Bentschen  Reichs,  Jahrgang  1880. 


seitigsten  Mahnungen  und  der  Dringlichkeit 
des  Bedürfnisses  ungeachtet  bisher  keinen 
Gebrauch  gemacht  hat.  Endlich  ist  Ende 
1898  ein  die  öffentlichrechtliche  Seite  des 
Privatversicheningswesens  betreffender  Ge- 
setzentwurf erschienen,  mit  dem  von  Reichs- 
wesen Ernst  gemacht  werden  soD,  und  es 
verlautet,  dass  auch  ein  Reichsgesetzent- 
wurf, betreffend  das  Versicherungsvertrags- 
recht, in  Bälde  an  den  Reichstag  gelangen 
soll.  Der  erstere  Entwurf,  eine  hervor- 
ragende gesetzgeberische  Arbeit,  verfolgt 
das  Princip  der  Konzession  und  der  Ueber- 
wachung  bis  in  die  äussersten  Konsequenzen, 
wenn  auch  gemildert  durch  die  Einsetzung 
eines  Versicherungsbeirates  und  die  Garantie 
der  öffentlichen  JBerichterstattung,  und  hat 
insbesondere  den  deutschen  Privatfeuerver- 
sicheningsgesellschaften  Anlass  zu  heftiger 
Beschwerde  gegeben,  weil  er  die  häufig  in 
scharfem  Wettstreite  mit  der  Privatfeuer- 
versicherung stellenden  öffenüichrechtlichen 
Versicherungsanstalten ,  die  Societäten 
u.  8.  w.,  von  der  Staatsaufsicht  eximiei-t 
und  weil  er  die  sogenannte  Präventiv- 
kontrolle bestehen  lässt.  Diese  soll  aber 
dem  Vernehmen  nach  durch  die  Kodifikation 
des  Vertragsrechts  beseitigt  werden. 

Die  allgemeinen  Versicherungsbedingun- 
gen nebst  den  Grundsätzen  der  Schaden- 
vergütunggehören dem  Gebiete  des  b  ü  r  g  e  r  - 
lichenKechtsan.  Einzelne  Gesetzbücher 
haben  sich  mit  dieser  Aufgabe  auch  befasst  ^). 
In  Deutschland  entbehrt  die  Feuerversiche- 
nmg  gänzlich  gemeinsamer  civilrechtlicher 
Vorschriften  %  Auch  von  den  Landesgesetzen 
ordnen  hier  nur  wenige  den  Gegenstand, 
und  ihre  Bestimmungen  sind  vielfach  lücken- 
haft und  veraltet  Solche  Mängel  nötigen 
die  Feuerversicherungsanstalten  zur  sorg- 
fältigsten und  eingehendsten  Durchbildung 
des  Versicherungsvertrages.  Daher  rühren 
auch  manche  übliche  grundsätzliche  Vor- 
behalte im  Vertrage,  deren  allgemeine  und 
rücksichtslose  Durchfilhrnng  Härten  ein- 
schliessen  könnte  und  denen  deshalb  eine 
milde  und  schonende  Praxis  ziu*  Seite  gehen 
muss.  Wie  in  betreff  desVersicherungs- 
vertrages und  in  betreff  der  Beziehun- 
gen zwischen  dem  Hypothekar- 
gläubiger und  dem  Versicherten 
fehlt  es  in  Deutschland  noch  zur  Zeit  aber 
auch  an  einer  gesetzlichen  Ordmmg  der 
gesellschaftlichen  Rechtsverhält- 
nisse gegenseitiger  Privatunter- 
nehmungen. Dies  vielleicht  einer  der 
Gründe  des  spärlichen  Vorhandenseins  grosser 


^)  Vgl.  B  e  z  0 1  d ,  Die  deutsche  Gesetzgebung 
über  das  Versicherungswesen  in  v.  Holtzendorffs 
Jahrbuch,  1874. 

*)  Aber,  wie  oben  gesagt,  ist  ein  ent- 
sprechender Gesetzentwurf  demnächst  zu  er- 
warten. 
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Gegenseitigkeitsgesellßchaften  für  Feuerver- 
sicherung. Auch  in  dieser  Beziehung  kann 
von  dem  obenerwähnten  1898  er  Gesetzent- 
wurf, der  das  Recht  der  gegenseitigen  Ver- 
sichenuigsvemne  im  III.  Abschnitt  behan- 
delt, Wandel  erwartet  werden.  Dieser  Ab- 
schnitt gehört  nicht  nur  zu  den  besten, 
sondern  auch  zu  den  unangefochtensten  des 
Entwiu^es. 

Zu  den  berechtigten  Forderungen  an  die 
öffentlichrechtiiche  Gesetzgebung  gehört  die, 
dass  die  in  der  Versichenmg  liegende  wirt- 
schaftliche Fürsorge  des  einzelnen  für  den 
Schutz  seiner  Habe,  die  zu  befördern  der 
Staat  verpflichtet  ist,  nicht  zum  Gegenstand 
der  Besteuerung  irgend  welcher  Art  ge- 
macht werde.  In  dieser  Beziehung  versagt 
leider  der  oben  erwähnte  Reichsgesetzent- 
wurf. 

Die  verwaltungs-  und  gewerberechtliche 
Aufgabe  der  Gesetzgebimg  hat  sich  zunächst 
mit  der  Organisation  der  verschiedenen 
Unternehmungen  zu  befassen.  Auf  die  öffent- 
lichen Anstalten  braucht  sich  diese  Aufgabe 
kaum  zu  erstrecken.  Für  die  Privatunter- 
nehmimgen  aller  Art  und  für  das  dabei  be- 
teiligte Publikum  ist  das  gefährlichste 
legislative  Princip  das  der  Konzession  ohne 
gleichzeitige  sorgfältige  und  sachkundige 
Ueberwachung. 

Besser  ist  jedenfalls  das  Princip  der 
Konzession  mit  solcher  Ueberwachung.  Aber 
es  setzt  allerdings  eindringendste  Sach- 
kunde und  unbefangenste  Prüfung  bei  der 
Aufsichtsbehörde  voraus.  Das  Princip  der 
Normativbestimmungen  überhebt  die 
Staatsgewalt  der  Verantwortung.  Aber  die 
genügend  umfassende  und  nicht  zu  sehr  ins 
einzelne  gehende  Aufstellung  solcher  Be- 
stimmungen ist  eine  sehr  schwierige  und 
noch  selten  gelungene  Aufgabe.  Denn  diese  I 
Bestimmungen  sollen  jede  unnötige  Erschwe- 
rung der  Bildung  von  Feuerversicherungs- 
anslalten  vermeiden,  aber,  soweit  dies  über- 
haupt auf  solchem  Wege  geschehen  kann, 
der  Entstehung  innerlich  imhaltbarer  Unter- 
nehmungen vorbeugen. 

Wenn  die  öffentlichrechtliche  Regelung 
wie  des  Versicherungswesens  überhaupt,  so 
des  Feuerversicherungswesens  insbesondere, 
die  Absicht  verfolgt,  die  Staatsbürger  zur 
Selbstprüfung  zu  zwingen  und  sie,  um  es 
sprachgebrauchmässig  auszudrücken ,  aus 
Schaden  klng  werden  zu  lassen,  so  ist  das 
Princip  das  beste,  welches  nicht  weiter  geht, 
als  dass  es  die  Vei-sicherer  lediglich  zu 
voller  Oeffentlichkeit  ihres  Gebahrens,  zumal 
zur  eingehenden  öffentlichen  Berichterstat- 
tung in  vorgeschriebener  Form,  nötigt. 

Dass  die  Zulassung  zum  Geschäftsbetriebe 
niemals  von  einer  behördlichen  Entschei- 
dung über  die  Bedüi-fnisfrage,  sondern  ledig- 
lich von   der  Untei'^'erfung   unter   die   be- 


stehenden gesetzlichen  Bestimmungen  a\*- 
hängig  gemacht  w^erde,  ist  eine  selbstver- 
ständliche Forderung. 

Anlangend  den  Geschäftsbetrieb, 
so  ist  die  u.  W.  niur  in  Deutschland  übliche 
sogenannte  Präventivkontrolle  dunh- 
aus zu  entbehren,  wenn  das  bürgerliche 
Recht  richtige  Entschädigungsgrundsätze  auf- 
stellt. 

Für  die  Geschäftsführung  aller  Anstalten 
muss,  gleichviel  welche  Grundsätze  die  Ge- 
setzgebung im  übrigen  verfolgt,  der  Gnind- 
satz  der  Oeffentlichkeit  gelten.  Das 
Gesetz  hat  zu  dem  Ende  u.  a.  den  notwen- 
digen Inhalt  der  periodischen  Rechenschafts- 
legimg  zu  bestimmen  und  die  Treue  der- 
selben durch  geeignete  Vorkehrung  sicher- 
zustellen. 

Ein  mit  allen  ziu*  Erfüllung  seiner  Auf- 
gaben und  mit  allen  zum  Schutze  der  in  Fragt" 
kommenden  Gemeininteressen  unentbehr- 
lichen Machtbefugnissen  ausgestattetes  Ver- 
sicherungsamt ^),  welches  die  staatliche 
<  )berauf  sich  t  zu  handhaben,  die  amtliche  Statis- 
tik des  Versicherungswesens  zu  bearbeiten,  dio 
nötige  Gesetzgebung  vorzuliereiten  imd  ül^er- 
haupt  alle  in  das  Fach  einschlagenden  höhe- 
ren Verwaltungsfunktionen  auszuüben  hat. 
ist  auch  im  Interesse  der  gesunden  Ent- 
wickelung  des  Feuerversicherungswesens 
durchaus  geboten.  Aber  es  ist  von  einem 
solchen  Amte  eine  segensreiche  Wirksamkeil 
in  der  Regel  nur  zu  erwarten,  wenn  es  nicht 
vom  »grünen  Tische«  i-egiert,  sondern,  wie 
auch  der  mehrerwähnte  Reichsgesetzentwirrf 
vorsieht,  sich  den  steten  sachkundigen  Bei- 
rat von  Beisitzern  aus  dem  Kreise  der  Prak- 
tiker sichert.  — 

Anlangend  die  Litteratur  des  Feuei- 
versicherungswesens,  so  fehlt  es  leider  an 
umfassenden  und  den  Gegenstand  von  allen 
Seiten  beleuchtenden  »Standardc-Werken. 
Für  einzelne  Partieen  des  weitschichtigen 
Gebietes  ist  wenigstens  die  deutsche  litte- 
ratur im  Texte  durch  Namhaftmachung 
mancher  besonders  instniktiven  Schriften 
berücksichtigt.  Ein  gutes  Litteraturverzeicli- 
nis  ist  bei  H.  u.  K.  Brämer  a.  a.  0.  S.  401ff. 
gegeben.  A.  Emminghau». 


0  Ein  solches  ist  musterhaft  für  die  Schweiwr 
Eidgenossenschaft  organisiert  und  verwaltet. 
Besser  bisher  wohl  nirgends  in  der  Welt,  nur 
dass  es  hier  leider  an  der  gesetzlichen  Garantie 
sachverständigen  Beirates  und  dem  Kreise  der 
Versicherungspraktiker  fehlt  und  dass  hier  im 
übrigen  die  öflFentlichrechtliche  Regelung  des 
Versicherungswesens  eine  in  vielen  Stückea 
recht  mangelhafte  und  verbesserungsbedürftijre 
ist.  Das  Amt  hat  viele  dieser  Mängel  rerstandii; 
auszugleichen. 
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Flehte,  Johann  Gottfried, 

wnrde  geb.  am  19.  Mai  1762  zu  Rammenau  in 
der  Oberlausitz,  lehrte  als  Professor  von  1794 
bis  17y9  in  Jena,  1805  in  Erlangen,  1806  in 
Königsberg,  1809  bis  1814  in  Berlin ;  hier  starb 
er  am  27.  Jannar  1814. 

In  staatswissenschaftlicher  Hinsicht  sind 
Damentlich  folgende  Werke  Fichtes  von  Bedeu- 
tung: Grundlage  des  Naturrechts  nach  Princi- 
pien  der  Wissenschaftslehre  (1796).  Der  ge- 
j^^hlossene  Handelsstaat.  Ein  philosophischer 
Entwurf  als  Anhang  zur  Kechtslehre  und  Probe 
einer  künftig  zu  liefernden  Politik  (1800). 
System  der  Kechtslehre  (1812).  Die  Staatslehre 
oder  über  das  Verhältnis  des  ürstaats  zum  Ver- 
nnnftreiche  (Vorlesungen  gehalten  im  Sommer 
1813). 

Das  Recht  wird  —  nach  Fichte  —  durch 
das  Selbstbewusstsein  gefordert  und  gehört  zum 
Ich;  es  muss  als  eine  Bedin^ng  der  Möglich- 
keit des  Selbstbewusstseins  einleuchten.  Diese 
Nachweisnng  ist  die  Deduktion  des  Rechts.  — 
Das  Recht  muss  aber  die  gegenseitige  Aner- 
kennung der  persönlichen  Freiheit  zur  Grund- 
lage haben.  Um  die  eigene  Freiheit  und  die 
Freiheit  der  anderen  beizubehalten,  ist  R  e  c  h  t  s  - 
^Gemeinschaft  nötig.  Ihr  Inhalt  ist  das 
Rechtsgesetz.  Die  Deduktion  geschieht  nicht 
aus  dem  Sittengesetz;  das  Recht  gilt  unabhängig 
von  der  Moral.  —  Das  Rechtsgesetz  fordert  die 
ürrechte,  zu  deren  Verteidigung  und  Schutz  im 
Falle  der  Verletzung  die  Zwangsrechte,  zu 
deren  Anwendung  die  Herrschaft  der  Gesetze 
oder  den  Staat;  Ürrechte  und  Zwangsrechte  sind 
daher  die  beiden  Bedingungen,  deren  notwendige 
Vereinigung  den  Staat  fordert.  Die  zwingende 
Macht  darf  niemals  ein  Privatwille  sein,  sondern 
nur  der  gemeinsame  Wille.  —  Der  gemeinsame 
WiDe  kann  nur  durch  Uebereinkunn;  oder  Ver- 
trag gefunden  werden;  es  ist  daher  der  Staats- 
bürgervertrag, der  den  gemeinsamen  Willen 
ündet  und  feststellt.  Diese  Feststellung  ist  das 
Gesetz.  Zur  Beaufsichtigung  der  Rechtsgewalt 
ist  ein  Ephorat  nötig. 

Der  erste  Teil  des  Staatsbtirgervertrags  ist 
der  Eigentnmsvertrag;  ohne  Eigentums- 
vertrag keine  Rechtsgemeinschaft;  dieser  fordert 
zu  seiner  Sicherung  den  Schutz-  und  Verei- 
nigungsvertrag.  — 

Wie  der  Eigentums  vertrag  die  erste  Be- 
dingung des  Staatsbürgervertrags  bildet,  so 
liönnen  nur  Eigenttlmer  Staatsbürger  werden, 
so  müssen  alle  Staatsbürger  Eigentümer  sein, 
nod  da  keine  Person  von  der  Rechtsgemein- 
9chaft  und  vom  Staatsrechte  ausgeschlossen  sein 
darf,  80  muss  jede  Person  Eigentum  haben. 
Wenn  jemand  nicht  so  viel  hat,  um  leben  zu 
können,  so  hat  er  nicht,  was  er  zu  haben  be- 
rechtigt ist;  er  hat  das  Seinige  nicht. 

Um  dieses  Eigentumsrecht  zu  gewährleisten, 
vindiziert  Fichte  dem  Staate  weitgehende  Auf- 
gaben zur  positiven  Fürsorge  für  das  Wohl  des 
einzelnen ;  es  solle  im  Staate  weder  Arme  noch 
SJiissi^gänger  geben;  der  Staat  hat  über  die 
Verteilung  der  Bürger  in  die  verschiedenen  Be- 
nifaklassen  und  über  die  Ausdehnung  der  ein- 
zelnen Fabrikationszweige  etc.  Bestiramunffen 
zu  treffen.  Jeder  soll  von  seiner  Arbeit  leben 
können;  mithin  hat  jedes  Mitglied  des  Staates 
nicht  nur  die  Pflicht  zur,  sondern  auch  das 


RechtaufArbeit.  Es  wird  daher  die  bürger- 
liche Gesetzgebunj^  so  eingerichtet  sein  müssen, 
dass  der  Staat  diese  Aufgabe  lösen«  diese  Be- 
dingungen erfüllen,  jedem  seiner  Bürger  das 
Recht  auf  Arbeit  und  Eigentum  sichern  kann. 
Der  Staat  hat  dafür  zu  sorgen,  dass  erstens  die 
zum  Lebensbedürfnis  nötigen  Objekte  in  einer 
der  Anzahl  der  Bürger  entsprechenden  Menge 
durch  Arbeit  erzeugt  werden  und  zweitens  dass 
jeder  durch  seine  Arbeit  erwerben  kann,  was 
er  braucht. 

Diese  im  „Naturrecht"  ausgesprochenen 
Grundgedanken  werden  im  „geschlossenen  Hau- 
delsstaat"  weiter  ausgeführt  und  zu  einem 
System  der  organisierten  Arbeit  ausgebildet. 
Das  Werk  zerfällt  inhaltlich  in  zwei  Haupt- 
teile; in  dem  einen  Teile  wird  Kritik  geübt 
an  den  bestehenden  Zuständen  des  Handelsver- 
kehrs; hier  weist  Fichte  in  der  Art  der 
meisten  sozialistischen  Schriftsteller  —  und 
speciell  an  Fourier  erinnernd  —  die  Uebel- 
stände  nach,  die  aus  der  freien  Konkurrenz  ent- 
stehen: die  Absatzstockungen,  zeitweilige  Er- 
werbslosigkeit der  Arbeiter  u.  a. ;  —  im  anderen 
Teile  entwirft  Fichte  das  Bild  eines  Idealstaates. 
—  Er  ist  sich  bewusst,  dass  seine  Vorschläge 
nicht  sofort  in  einem  konkreten  Staate  ausführ- 
bar seien,  will  aber  das  Ideal  eines  Staates 
zeichnen,  das  die  Staatsmänner  allmählich  und 
unter  Berücksichtigung  der  speciellen  Verhüt- 
nisse der  einzelnen  Staaten  zu  erreichen  bestrebt 
sein  sollen. 

Im  Gegensatze  zu  der  gewöhnlichen  Mei- 
nung, dass  der  Staat  nichts  mehr  zu  thun  hätte, 
als  nur  jeden  in  seinen  persönlichen  Rechten 
und  seinem  Eigentum  zu  erhalten  und  zu 
schützen,  meint  Fichte,  dass  es  die  Bestim- 
mung des  Staates  sei,  jedem  erst  das  Seinige 
zu  geben,  ihn  in  sein  Eigentum  erst  einzu- 
setzen, imd  sodann  erst,  ihn  dabei  zu  schützen. 
Da  alle  Menschen  den  gleichen  Rechtsan- 
spruch darauf  hätten,  von  ihrer  Thätigkeit 
leben  zu  können,  müsse  auch  der  Staat  eine 
solche  Organisation  der  Arbeit  vornehmen,  dass 
dieser  Anspruch  erfüllt  werde.  —  Der  Staat 
solle  dafür  Gewähr  geben,  dass  jeder  stets 
Arbeit  oder  Absatz  für  seine  Ware  finde  und 
für  dieselbe  den  auf  ihn  kommenden  Anteil  an 
den  Gütern  des  Lebens  erhalte. 

Mit  Unrecht  habe  sich  das  Eigentumsrecht 
auf  Sachen  erstreckt,  es  dürfe  nur  das  aus- 
schliessende  Recht  auf  eine  bestimmte 
freie  Thäti)»:keit  zum  Inhalte  haben;  z.  B, 
das  Recht,  ausschliessend  eine  gewisse  Fertig- 
keit zu  üben  (anderen  Kleider,  Schuhe  u.  dgl. 
zu  verfertigen)  und  alle  anderen  an  der  Aus- 
übung derselben  Fertigkeit  zu  hindern,  bedeute 
ein  Eigentum  ohne  den  Besitz  irgend  einer 
Sache.  Der  Staat  solle  daher  die  verschiedenen 
Berufsarten  so  verteilen,  dass  gewisse  Personen 
ausschliessend  sich  gewissen  Thätigkeiten  wid- 
men. Ein  Stand,  der  der  Produzenten,  er- 
hielte das  ausschliessende  Recht,  Produkte  zu 
gewinnen,  ein  anderer,  der  der  Künstler,  das 
ausschliessende  Recht,  diese  Produkte  für  be- 
stimmte menschliche  Zwecke  weiter  zu  verar- 
beiten; der  dritte  Stand,  der  der  Kauf leute 
tritt  zwischen  beide:  er  besorgt  den  Tausch- 
handel. Die  Anzahl  von  Bürgern,  welche  den 
einzelnen  Ständen  zugehören  kann,  hat  der 
Staat  zu   berechnen;   und  wenn  einer  sich  zu 
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einem  Berufszweige  meldet,  in  dem  schon  die  1 
vorgeschriebene  Zahl  von  Bürgern  beschäftigt  I 
ist,  muas  er  zu  einem  anderen  Stande  übergehen.  | 
Die  Preise  aller  Produkte  und  Fabrikate  wer- 1 
den  vom  Staate  festgesetzt;  durch  diese  Fest- 
setzung soll  auch  bewirkt  werden,  dass  jede 
Arbeit  ihren  g^erechten  Lohn  finde;  gleiche 
Mühe  soll  gleichen  Preis  erlangen;  doch  sollen 
z.  B.  Gelehrte  und  Künstler  wegen  der  Eigen- 
tümlichkeit ihres  Berufs  reicheren  Lohn  erhalten 
als  gewöhnliche  Handarbeiter.  —  Um  all  dies 
aber  durchführen  zu  können,  muss  der  Staat 
völlig  vom  Auslande  abgeschlossen  sein;  jeder 
Verkehr  mit  dem  Auslande  soll  dem  Bürger 
verboten  und  unmöglich  gemacht  werden ;  he- 
darf  der  Staat  einmal  des  Tauschhandels  mit 
dem  Auslande,  so  hat  lediglich  die  Regierung 
ihn  zu  führen.  Der  geschlossene  Handclsstaat 
braucht  auch  kein  Edelmetallgeld,  er  bedarf  als 
Geld  nur  ein  Wertzeichen,  und  als  solches 
kann  jedes  Ding  dienen;  am  besten  wird  dazu 
ein  Gegenstand  ohne  inneren  Wert  genommen. 
Das  Weltgeld  —  Gold  und  Silber  —  wird 
abgeschafft  und  dafür  einLandesgeld  einge- 
führt, dessen  Menge  immer  gleich  bleiben  und 
im  Verhältnis  zum  vorhandenen  Staatsvermögen 
stehen  soU. 

Ist  somit  alles  im  geschlossenen  Handels- 
staate aufs  genaueste  von  der  Regierung  regle- 
mentiert und  geordnet,  so  findet  der  Zwang 
doch  eine  Grenze  in  der  Hauswirtschaft 
des  einzelnen;  die  Produktion  ist  bis  ins 
kleinste  geregelt,  in  Bezug  auf  die  Konsum- 
tion ist  volle  Freiheit  gestattet.  Jeder  kann 
mit  seinem  Gelde  —  dem  Erlöse  seiner  Arbeit 
—  machen,  was  er  will,  kann  es  sparen  oder 
völlig  ausgeben  etc.  —  Andrerseits  geht  Fichte 
wieder  in  der  Bevormundung  so  weit,  dass  er 
das  Reisen  verbietet:  „Zu  reisen  hat  aus 
einem  geschlossenen  Handelsstaate  nur  der  Ge- 
lehrte und  der  höhere  Künstler,  der  müssigen 
Neugier  .und  Zerstrenungssucht  soll  es  nicht 
erlaubt  werden,  ihre  Langeweile  durch  alle 
Länder  herumzutragen". 

Wie  aus  dem  Dargelegten  ersichtlich^  stellt 
der  „geschlossene  Handelsstaat"  ein  ausgebildetes 
sozialistisches  System  dar.  Es  ist  hier  nicht 
der  Ort,  nachzuweisen,  dass  Fichtes  Vorschläge 
teils  unpraktisch,  teils  undurchführbar  sind  (s. 
den  Art.  „Sozialismus").  Aber,  soviel  auch 
im  einzelnen  gegen  die  Fichteschen  Ideeen  ge- 
sagt werden  kann,  es  bleibt  ihm  das  Verdienst, 
dass  er  als  erster  in  Deutschland  die  soziale 
Frage  energisch  in  Angriff  genommen,  die 
Schäden  des  rücksichtslosen  Waltens  der  freien 
Konkurrenz  aufgedeckt  hat  und  weitgehende  po- 
sitive Fürsorge  des  Staates  für  die  wirtschaftlich 
Schwachen  gefordert  hat.  —  Das  System  Fichtes 
erinnert  vielfach  einerseits  an  Pia  tos  Staat, 
andrerseits  an  Rodbert us,  der  offenbar  von 
Fichte  beeinflnsst  ist.  Im  Gegensatz  zu  den 
meisten  Vertretern  des  französischen  Sozialis- 
mus und  Kommunismus,  die  das  individu- 
elle Recht  auf  möglichst  viele  Genüsse  bei 
wenig  Arbeit  in  den  Vordergrund  stellen,  ist 
Fichte  vor  allem  Anti-Individualist.  Er 
betont  zuvörderst  die  sittliche  Pflicht 
und  das  Recht  des  Staates,  für  die 
harmonische  Ausbildung  aller  seiner  Glieder 
zu  sorgen  und  die  Pflicht  des  einzelnen,  sich 
als  Glied  des  Ganzen  zu  fühlen,  dem  Alle  ihre 


Kräfte  zu  widmen  hätten,  wofür  sie  dann  auch 
gerechten  Anteil  an  dem  Gesamteinkommen  za 
beanspruchen  hätten.  —  Im  Gegensatz  zu  Pia t.» 
und  den  meisten  französischen  Sozialisten  m 
Fichte  nicht  für  die  Weibergemeinschaft,  soodem 
für  die  Monogamie  eingetreten.  (Cf.  Erster  Ab- 
hang  des  Naturrechts.  Grundriss  des  Familicn- 
rechts.) 

Litteratar:   nfohann   Gotaieh  mehtea  mhU- 

liehe  Werke,  hermugeg.  von  J.  H.  Fichte,  Berlin 
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(von  1812).  —  SchmoUeTf  Johann  Gottliel 
Fichte,  in  Jahrb.  /.  Not.  u.  StaL  I860  firiedrr 
abgedruckt  in  den  Ges.  Aufsätzen  »Zur  Lüteratvr- 
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1878.  —  C  Noiu;k,  J.  H,  IHehte  nach  ieinem 
Leben,  Lehren  und  Wirken,  Leipzig  1S62.  — 
A,  lAisaan,  J.  G.  Fichte  im  Verhältnis  zu 
Kirche  und  Staat,  Berlin  1863.  —  Anion 
Menger,  Das  Recht  auf  den  rollen  Arbeits- 
ertrag, II.  Aufl.  Stuttgart  1891,  S.  33—35.  —  F. 
Schneider,  J.  H.  Fichte  als  Sozialpolüiier, 
Halle  a.  S.  1894.  —  Willmann,  Geschichir 
des  Idealismus,  IIL  Bd.,  S.  5i9ff.  —  Windel- 
hand, Geschichte  der  neueren  Philosophie,  U. 
Bd.,  S.  200 ff.  —  K.  Fischer,  J.  G.  ficUe 
und  seine  Vorgänger,  II.  Auü.,  Heidelberg  W*0. 
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4.  Rechtsverhältnis.  5.  Rechte  und  Pflichten 
des  Fideikommissbesitzers.  6.  Rechte  und 
Pflichten  der  Anwärter.  7.  Veräusseruiur. 
8.  Fideikom missschulden.  9.  Fideikommissfolge. 
10.    Fideikommisssonderun^.     11.  BeendigoDir. 

12.  Die  Zukunft  der  Familienfideikommisse. 

I.Begriff.  Familienfideikommiss 
nennt  man  im  heutigen  Rechte  einen  Ver- 
mögensin begriff ,  der  durch  eine  private 
Willenserklärung  für  unveräusserlich  erklärt 
ist,  um  in  einer  Familie  zur  Erbaltuni; 
ihres  Ansehens  von  Geschlecht  zu  Geschlecht 
vererbt  zu  werden.  Dadurch,  dass  die  Ge- 
bundenheit auf  Rechtsgeschäft  beruht,  unter- 
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scheidet    sich   eine  solche    »Stammgutsstif- 
luDg«    von   dem  unmittelbar  kraft  Rechts- 
norm    in     ähnlicher    Weise     gebundenen 
Stamm  gute    sowie  von  dem   durch  das 
Satznngsrecht    eines    hochadeligen    Hauses 
jE^eseliaffenen  Hausgute.    Dem  Lehn  ^- 
^enuber     wird    das    Familienüdeikommiss 
diu-ch    den   Älangel    der    Lehnsherrlichkeit 
gekennzeichnet,  deren  ehemaliges  Yorhan- 
denseiu   auch   bei  allodifizierteu  Lehen,  in- 
soweit sie  unter  Aufrechterhaltung  der  Rechte 
der  Lehnsanwärter  als  fideikommissähnliche 
Güterarten  fortbestehen,  für  das  Lehnsband 
bestimmend  bleibt    Von  verwandten  Insti- 
tuten  des  Bauernrechtes  unterscheidet 
sich   das   Familienfideikommiss    diu*ch    die 
Zweckbestimmung,  die  hier  in  erster  Linie 
auf   die  Erhaltung  einer  Familie  in  hervor- 
ragender sozialer  Stellung,  dort  auf  die  Er- 
haltung eines  Gutes  in  seinem  wirtschaft- 
lichen Bestände  gerichtet  ist,  —  ein  Unter- 
schied, der  auch  bei  den  Versuchen  einer 
Uebertragung  des  Fideikommissrechtes  auf 
bäuerliche  »Erbgüter«   oder  sonstige  »Bau- 
erofideikommisse«  sich  geltend  gemacht  hat. 
Wenn  endlich  das  Familienfideikommiss  sich 
vielfach  mit  der  Familienstiftung  be- 
rührt, so   gehört  doch   die  letztere,  da  sie 
als  selbständige    Stiftungsperson    der    Fa^ 
milie  gegenübertritt,   einem   ganz   anderen 
Rechtsgebiete  an  und  pflegt  überdies  weni- 
ger dem   splendor  familiae  als  der  Versor- 
gung oder  Unterstützung  einzelner  Familien- 
glieder  zu  dienen. 

2.  Geschichte.  Die  Entstehung  unseres 
ßechtsinstitutes  ist  noch  keineswegs  ausrei- 
chend erforscht  und  neuerdings  wiedenim 
Gegenstand  eines  lebhaften  Streites  gewor- 
den. G[ewiss  ist,  dass  das  deutschrechtliche 
beständige  Familienfideikommiss  in  seiner 
gegenwärtigen  Gestalt  erst  seit  dem  sieb- 
zehnten Jahrhundert  bei  uns  zur  Ausbildung 
gelangt  ist  und  seine  juristische  Form  der 
roraanistischen  Jurisprudenz  verdankt,  wel- 
che hierbei  dem  Vorbilde  der  vor  allem  in 
Spanien  für  die  dortigen  Majorate  aufge- 
stellten und  demnächst  in  Italien  fortge- 
führten Theorie  folgte.  Aeusserst  bestritten 
dagegen  ist,  ob  und  welche  Wurzeln  das 
Institut  im  älteren  einheimischen  Rechte  hat. 
Ursprünglich  musste  dem  germanischen 
Rechte  der  Gedanke,  durch  ein  besonderes 
Rechtsgeschäft  ein  Gut  einer  Familie  zu 
sichern,  selbstverständlicli  fern  liegen.  Denn 
(las  Vermögen  war  schon  von  Rechts  wegen 
zu  Gunsten  der  Familie  gebunden.  Insbe- 
sondere blieben  für  das  Grundeigentum, 
das  mehr  und  mehr  die  Grundlage  der 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Stellung  wurde 
und  zugleich  die  wichtig.3ten  Befugnisse  und 
Verbindlichkeiten  des  öffentlichen  Rechtes 
in  sich  aufnahm,  auch  nach  der  freieren 
Entfaltung  des  Sondereigentums  Rechtssätze 
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in  Kraft,  \velche  auf  die  Erhaltung  der  Gü- 
ter im  Mannesstarame  des  Geschlechtes  hin- 
wirkten,    üeberall  bestanden  erbrechtliche 
Vorzüge  des  Speeres  vor  der  Spindel,  über- 
all    war    zugleich    die   Veräusserung    der 
Liegenschaften  durch  feste  Erbenwartrechte 
beschränkt.    Als  jedoch  im  Laufe  der  Zeit 
das  Erbrecht  der  Weiber  sich  besserte  und 
das  Beispruchsrecht  der  Erben  mancherlei 
Abschwächimgen  erfuhr,  erhielten  sich  die 
strengeren  Grundsätze  vielfach  nur  für  das 
Erb-  oder  Stammet  der  Familie  und  kamen 
zum  Teil  auch  hier  ins  Wanken.    Nunmehr 
war  Platz  und  Bedürfnis  für  Familienguts- 
stiftungen gegeben.    Denn  nun  lag  es  nahe, 
durch  Verfügung  oder  Vertrag  auch  einem 
neu   erworbenen   Grundstücke  die  Stamm- 
gutseigenschaft  zu   verleihen   oder  da,  wo 
das  gesetzliche   Recht  der  Stamm^ter  in 
Verfsdl  geriet,  diurch  rechtsgeschäfthche  An- 
ordnung für  ein  bestimmtes  Gut  ein  ent- 
sprechendes  Recht   zu  begründen.    In  der 
That  tauchen  bei  den  Angelsachsen  schon 
seit  dem  8.  Jahrhundert  derartige  Stamm- 
gutsstiftungen auf,  die  Brunner  für  Nach- 
ahmungen der  ursprünglichen  Stellung  des 
Ethels  hält  und  aus  dessen  frühem  Schwin- 
den erklärt    Auch  in  Deutschland  aber  be- 
gegnen  seit  dem   11.  Jahrhundert  Disposi- 
tionen, welche  ein  Gut  unveräusserlich  im 
Mannesstamme   des  Erwerbers  festzuhalten 
suchen.     An   der  Rechtsgültigkeit   solcher 
Verfügimgen  scheint  niemals  gezweifelt  zu 
sein.    Büeben  sie  immerhin  vereinzelt,    so 
ist  zu  bedenken,  dass  sowohl  im  Adel  wie 
im    Bauernstande    ein    immer   wachsender 
Teil  des  Grundbesitzes  dem  gemeinen  Land- 
rechte überhaupt  entzogen  und  dem  Lehn-, 
Dienst-  oder  Hofrechte  unterworfen  wurde, 
womit     neben     der    Gebundenheit    durch 
Herrearecht  zugleich  eine  familienrechtliche 
Vinkulierung  gegeben  war.    Jedenfalls  ging 
die  tief  im  germanischen  Rechtsbewnsstsein 
wurzelnde  Vorstellung,  dass  das  Gnmdeigen- 
tum  Familiengut  sei,  niemals  verloren.  Da- 
gegen wurde  nur  schwer  und  unvollkommen 
ein   Hindernis    überwunden,    welches    das 
germanische  FamDienrecht  selbst  dem  Be- 
streben   entgegensetzte,    eine    Familie    als 
solche   dauernd  in  ihrer  durch  Gnind besitz 
bedingten    Stellung    zu    erhalten.     Dieses 
Hindernis  war  der  Mangel  eines  Erstgebiurts- 
rechtes  oder  einer  sonstigen  Einzelerbfolge. 
Indem  mehrere  Söhne  gleichen  Anteil  am 
Erbe   nahmen,   war   das   Familiengut  stets 
mit  der  Zersplitterimg,  die  Familie  mit  der 
Einbusse  ihrer  wirtschaftiichen  und  sozialen 
Position  bedroht.    Es  ist  bekannt,  wie  so- 
gar auf   das   fränkische   Reich   selbst  und 
später   auf   die   deutschen   Territorien    der 
Grimdsatz  der  Gleichberechtigung  mehrerer 
Erben   angewandt   wurde   und  überall,  wo 
nicht  ein  Rest  des  alten  Amtscharakters  die 
III.  56 
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Unteilbarkeit  der  Herrschaft  sicherte,  zu 
Landteilungen  führte.  In  noch  höherem 
Masse  gefährdeten  die  Erbteilungen  den 
Bestand  der  adeligen  und  bäuerlichen  Güter 
und  Familien.  Ein  kräftiges  Gegengewicht 
gegen  diese  Entwickelung  bot  freilich  von 
Alters  her  die  weit  verbreitete  germanische 
Sitte  der  Fortsetzung  der  Erbengemeinschaft 
unter  Brüdern  und  Vettern.  Allein  mochte 
auch  durch  mehi'ere  Geschlechterfolgen  ein 
Gut  in  ungeteilter  Gemeinschaft  zu  gesam- 
ter Hand  besessen  werden,  so  kam  es 
schliesslich  doch  einmal  zur  Teilung,  zumal 
seitdem  statt  der  Thatteilung  (»Totteilung«) 
die  blosse  Nutzteilung  (»Mutschierung«)  üb- 
lich wurde,  welche  die  aus  dem  Gemein- 
schaftsbande fliessenden  gegenseitigen  An- 
wartschaftsrechte unberührt  liess.  Vielfach 
wiurden  daher,  um  ein  Besitztum  für  immer 
zusammenzuhalten,  unter  den  Gemeinern 
besondere  Verträge  (»Erbeinigungen«  und 
bei  ritterlichen  Gütern  auch  »Burgfrieden«) 
errichtet,  die  der  Gemeinschaft  eine  bestän- 
dige Organisation  verliehen  und  regelmässig 
jede  Teilung  und  jede  Veräusserung  ver- 
boten. Solche  »Ganerbschaften«  haben  na- 
mentlich unter  dem  niederen  Adel  in 
grosser  Zahl  Jahrhunderte  hindurch  bestan- 
den und  zum  Teil  sogar  unsere  Tage  er- 
reicht. Die  Verwendbarkeit  der  verschie- 
denen Formen  der  Gemeinschaft  hatte  indes 
ihre  natürlichen  Grenzen.  Wo  die  Gemein- 
schaft undurchführbar  oder  ungeeignet  war, 
gab  es  zur  HersteUung  eines  ungeteilten 
Familienbesitzes    schlechthin   kein    anderes 

'  Mittel  als  die  Einzelerbfolge.  Das  Sonder- 
interesse der  einzelnen  Geschlechtsgenossen 

.  musste  dem  einheitlichen  Interesse  des  Ge- 
schlechtes im  ganzen  zum  Opfer  gebracht 
werden,  indem  ein  durch  feste  Folgeordnung 
bestimmtes  Familienhaupt  zum  Besitz  und 
Genuss  des  Familiengutes  berufen,  die  an- 
deren Familienglieder  aber  auf  Anwart- 
schaftsrechte eingeschränkt  und  im  übrigen 
durch  nebensäcWiche  Anteile  oder  Bezüge 
abgefunden  wurden.  So  drang  in  der  That 
schon  in  das  mittelalterliche  Recht  an  ver- 
schiedenen Stellen  eine  Einzelerbfolge  nach 
Erstgeburtsrecht  ein.  Doch  stiess  sie  durch- 
weg auf  zähen  Widerstand  und  kämpfte 
sich  nur  mühsam  und  keineswegs  allgemein 
durch.  Nur  vereinzelt  stellte  sich  im  Land- 
recht für  das  Haupt-  oder  Stammgut  eines 
Geschlechtes  die  ungeteilte  Vererbung  auf 
den  ältesten  Schwertnaagen  fest,  wie  sie 
z.  B.  nach  dem  sächsischen  Recht  der  Hei- 
mat imd  des  Hantgeraals  galt  Allgemeiner 
wurde  im  Hofrecht  unter  Mitwirkung  des 
Grundherrn  eine  Individualsuccession  in  die 
Bauernhufe  durchgeführt,  von  wo  aus  dann 
aUmälüich  die  Irfstitution  des  Anerbenrechts 
in  Verbindung  mit  dem  Grundsatz  der  Un- 
teilbarkeit    der    Höfe    fast    das    gesamte 


deutsche    Bauemgüterrecht    eroberte.     Da- 
gegen gingen  im  Lehnrecht  die  Ansätze  zu 
einer  Einzelerbfolge,  obwohl  sie  auch  hier 
in  den  Rechten  und  Interessen   des  Herrn 
eine   Stütze  fanden,  bei  ims  wieder  unter; 
während    in    Frankreich  gerade  das  Lehn.«- 
wesen  sich  im  Sinne  eines  mehr  und  mekr 
diuxjhdringenden     Erstgeburtsrechtes     fort- 
bildete, tnig  im  deutschen  Lehnrecht  das 
Princip  der  gesamten  Hand  den  Sieg  davon. 
Immerhin  ist  zu  beachten,  dass  in  gewi^^sem 
Umfange  auch  bei  dem  Gemeinschaftsbesitz 
ein  Altersvorzug   zur   Geltung  kam,  da  <lie 
Gemeinschaft    nach  aussen    einen    einheit- 
lichen Träger   und   regelmässig   auch  Dach 
innen   ein    leitendes   Haupt  forderte,  die>*? 
Stellung    aber    dem    Aeltesten    zuzufallen 
pflegte.    Vielfach  bildete  daher  die  unge- 
teilte Gemeinschaft  unter  einem  Diiektoriuni 
des    Aeltesten   den  Uebergang  zur  Einzel- 
nachfolge.    Am    bedeutungsvollsten    wnn^ 
in   dieser  Richtung  die  durch  die  Hans^e- 
setzgebung  der  Familien  des  hohen  Adels 
seit  dem   14.  Jahrhundert  eingeleitete  Be- 
wegung.   Denn  indem  die  reichsständischeu 
Geschlechter  sich   behufs   Erhaltung  ihrer 
Stellung  als   ausschliesslich    vom    Mamis- 
stamm  dargestellte  einheitliche  Häuser  mit 
einer  monarchischen    Hausver&ssung  kon- 
stiüüerten     und    durch    eine    Reihe    von 
Satzungen  den  Famüienbesitz  mit  Einschluss 
der  Landeshoheit  als   imzerstörbares  Haii>- 
gut    zu    befestigen    suchten,    wurden    sie 
mehr  und  mehr  zur  Einfühnmg  der  Unteil- 
barkeit und  der  Primogenitur  ^sdrängt  Es 
ist   freilich   bekannt   genug,   vne  lange  es 
dauerte,  bis  die  Gnmdsätze  der  Unteilbar- 
keit  und   der  Primogenitur,  obwohl  sie  in 
manchen   Häusern  frühzeitig  ausgesprochen 
und  für  die  Kurfürstentümer  schon  in  der 
goldenen  Bulle  reichsrechtlich  sanktioniert 
wurden,   allgemein   im  hohen  Adel  durch- 
drangen und  wie  oft  trotz  der  offenbarsten 
Nachteile   und   im   Widerspruch    mit   dem 
im  übrigen  siegreichen  Staatsgedanken  ein 
Rückfall    in    das    Teilungswesen   erfolgte. 
Allein  es  war  doch  bereits  seit  dem  Mittel- 
alter   der    Weg    gewiesen,    der    zu   dem 
schliesslich  übersdl  erreichten  Ziel   führte. 
Zugleich  aber  war  hiermit  ein  Vorbild  auf- 
gestellt, das  andere  Stände  und  insbesondere 
den  niederen  Adel  zur  Nachahmung  reizte, 
sobald   auch   hier  ein    besonders   kräftiger 
Familiensiun   den  Wunsch   erzeugte,  einer 
Familie   für  alle   Zeiten   durch  beständige 
Vermögenskoncentration,    sei    es   auch  auf 
Kosten  der  einzelnen,  Glanz  und  Ansehen 
zu   sichern.    Schon   aus   dem   13.  und  1-L 
Jahrhundert  sind  mehrfach  Stammgiitsstif- 
tungen    mit   Anordnung    einer   Individual- 
succession urkundlich  bezeugt    Dass  sie  in 
den  folgenden  Jahrhunderten  nicht  fehlten, 
beweist  schon  der  nach  der  Reception  unter 
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den  gelehrten  Juristen  geführte  Streit  über 
ihre  im  Mittelalter  nicht  bezweifelte  Gültig- 
keit. Auch  lässt  sich  die  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert erfolgte  Ceberleitung  einzelner 
Ganerbechaften  in  Majorate  nachweisen. 
Doch  begann  erst  seit  dem  17.  Jahrhundert 
imd  besonders  seit  dem  dreissigjährigen 
Kri^e  eine  massenhafte  Stiftung  von 
Stammgütem  mit  Erstgeburtsrecht,  in  denen 
von  da  an  der  niedere  Adel  das  vornehmste 
Mittel  erblickte,  um  sich  ein  ihm  kongeni- 
ales Grundeigentumsrecht  zu  schaffen. 
Auf  die  Entfesselung  dieser  starken  Bewe- 
gung zu  Gunsten  der  Einzelnachfolge 
scheint  das  durch  die  politische  Verbindung 
der  Länder  und  das  Uebergewicht  der  habs- 
biirgischen  Macht  nahe  gerückte  Vorbild 
der  spanischen  Majorate,  die  schon  im  Mit- 
telalter eine  grosse  Verbreitung  und  eine 
gesetzliche  Form  erlangt  hatten,  nicht  ohne 
Enfluss  gewesen  zu  sein,  Wenn  aber 
Qeuerdings  Pfaff  und  Hoffmann,  denen 
ilas  Verdienst  der  Aufdeckung  dieses  Zu- 
sammenhanges gebührt,  in  dem  spanischen 
Recht  die  eigentliche  Quelle  des  gesaraten 
deutscheu  Familienfideikommissrechtes  er- 
bheken  wollen  und  dasselbe  demgemäss 
eine  fremde  Erfindung,  einen  welschen 
Importartikel«  nennen,  so  liegt  hierin 
audi  abgesehen  davon,  dass  die  Fortbildung 
zum  Majorat  nur  ein  einzelnes  Moment  in 
<ler  Geschichte  der  Stammgutsstiftungen  ist, 
eine  gewaltige  üebertreibung. 

Inzwischen  war  in  Deutschland  mit  der 
Aufnahme  der  fremden  Rechte  die  Herr- 
schaft der  gelehrten  Jurisprudenz  ange- 
brochen. Es  fragte  sich  daher,  ob  und  in 
welcher  Gestalt  die  Stammgutsstiftung  sich 
joristisch  zu  legitimieren  vermöge.  Zu- 
uächst  brachte  man  sie  unter  den  Begriff 
des  Familienstatuts  und  bemass  daher  ihre 
Geltung  nach  dein  Umfange,  in  dem  man 
der  Familie  oder  doch  der  familia  nobilis 
ein  jus  statuendi  beilegte.  So  behandelt 
noch  Betsius  im  Jahre  1611  die  ganze 
Lehre  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Auto- 
nomie. Allein  mehr  und  mehr  drang  eine 
der  Autonomie  feindselige  Strömung  durch. 
Auf  die  Dauer  wahrte  sich  nur  der  hohe 
Adel  im  Zusammenhange  mit  seiner  politi- 
.^chen  Stellung  eine  dmxjhgreifende  Sat- 
zungsgewalt, vermöge  deren  er  sich  des 
römischen  Kechtes  erwehrte  und  nament- 
lich auch  das  Sonderrecht  seiner  Haus-  und 
Stammgüter  auf  der  mittelalterlichen  Grund- 
lage fortbildete.  Dagegen  unterlag  der  nie- 
dere Adel,  in  dem  ohnehin  die  Ansätze  zu 
einer  trg^ähigen  Familienorganisation  nur 
J^chwach  entwickelt  waren,  dem  gemeinen 
Recht  und  der  romanistischen  Jurisprudenz. 
Diese  aber  ergrüf  mit  merkwürdiger  Ein- 
stimmigkeit die  künstliche  Konstruktion, 
durch    welche    nach    dem    Vorgange    von 


Spaniern  (insbesondere  Molina)  und  Itali- 
enern (wie  Peregrinus  und  Fusarius) 
in  Deutschland  zuerst  Knipschild  (in 
einer  Dissertation  von  1626  und  ausführlich 
in  seinem  epochemachenden  Buch  von  1654) 
die  Stammgutsstiftuugen  vom  römischen 
Recht  her  ausdeutete.  Sie  knüpfte  an  das 
römische  Fideikommissrecht  an  und  schuf 
so  den  Begriff  und  Namen  des  »beständigen 
Familienfideikommisses«.  Doch  diu-clibrach 
man  nicht  nur  an  zahlreichen  Punkten,  vor 
allem  durch  Zulassung  der  immerwährenden 
Bindung  und  durch  Gleichstellung  der 
Rechtsgeschäfte  unter  Lebenden  mit  den 
Anordnungen  von  Todes  wegen,  die  Schran- 
ken der  römischen  fiduziarischen  Substitu- 
tion, sondern  verschmolz  auch  mit  dem 
römischen  Gedanken  eine  Fülle  fremdarti- 
ger Gedanken,  unter  denen  an  erster  Stelle 
der  den  Feudisten  entlehnte  Gedanke  der 
»successio  ex  pacto  et  Providentia  majorum« 
eine  konstitutive  Bedeutung  für  das  moderne 
Fideikommissrecht  gewann.  Eine  Zeit  lang 
unterstellte  man  sogar,  indem  nian  auch 
stillschweigende  Fideikommissstiftungen  an- 
nahm oder  Anordnungen  eines  Stammvaters 
beliebig  fingierte,  alle  möglichen  Reste  des 
alten  Familiengüterrechts  dem  neuen  Be- 
griff. Erst  im  vorigen  Jahrhundert  wurden 
die  gesetzlichen  Stammgüter  allgemein 
wieder  ausgeschieden.  Noch  später  und 
bis  heute  nicht  ohne  Widerspruch  entschloss 
sich  die  Theorie,  die  Hineintragung  des 
Fideikommissbegnffes  in  das  hausverfas- 
sungsmässig  gebundene  hochadelige  Haus- 
vermögen, das  freilich  im  Leben  stets  seine 
Eigenart  gewahrt  hatte,  aufzugeben.  Ln 
übrigen  dagegen  erhob  sich  das  Familien- 
fideikommiss  in  der  ihm  vom  Juristenrecht 
aufg-eprägten  Gestalt  zum  gemeinrechtlichen 
Institut  und  muss  auch  heute,  so  nachteilig 
die  Vorbildung  des  deutschen  Stoffes  durch 
Einzwängung  in  das  fremde  Gewand  sich 
fühlbar  macht,  nach  den  in  diesem  Zusam- 
menhange ausgebildeten  Grundsätzen  behan- 
delt werden. 

Auch  die  Gesetzgebung  stellte  sich,  seit- 
dem sie  in  einzelnen  Ländern  sich  mit  den 
Familienfideikomniissen  befasste,  auf  den 
von  der  romanistischen  Theorie  bereiteten 
Boden.  Doch  brachten  schon  die  grossen 
Gesetzbücher  —  das  bayerische  Landrecht, 
das  preussische  Landrecht,  das  österreichi- 
sche Gesetzbuch  und  das  badische  Land- 
recht —  in  ihren  Bestimmungen  über  das 
Familienfideikommiss  wieder  mehr  den  ger- 
manischen Gedanken  des  Familiengutes  zur 
Geltung.  Noch  entschiedener  geschah  dies 
in  den  in  unserem  Jahrhundert  erlassenen 
Reformgesetzen,  die  auch  in  manchen  ande- 
ren Punkten  mit  den  starren  Regeln  des 
gemeinen  Rechtes  brachen.  Am  bestimm- 
testen   wurden   im  preussischen  Recht  die 
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Konsef^uenzen  ans  dem  Begriff  des  Familiea- 
vermögens  gezogen. 

Die  in  der  franzcjsischen  Revolution  zum 
Durchbruch  gelangten  politischen  und  wirt- 
schaftlichen Tendenzen,  die  den  Individua- 
lismus auf  den  Schild  gehoben  und  sich 
gegen  jede  Gebundenheit  des  Eigentums, 
]ede  Ungleichheit  des  Erbrechts  und  jede 
dem  Adel  förderliche  Einrichtung  kehrten, 
mussten  auf  völlige  ßeseitigimg  der  Fami- 
lienfideikommisse  hindrängen.  In  Frank- 
reich erfolgte  ihre  Aufhebung  im  Jahre 
1792;  der  Code  civ.  art.  896  verbietet  so- 
gar jede  auch  nur  einmalige  Beschwerung 
eines  Erben  mit  einer  Substitution.  Auch 
in  Deutschland  folgte  man  in  den  Rhein- 
landen,  in  Bayern  (1808)  und  mehrfach 
sonst  diesem  Vorbilde,  stellte  aber  nach 
1815  fast  überall  das  frühere  Recht  wieder 
her.  Einen  neuen  Anstiu-m  gegen  das  In- 
stitut brachte  das  Jalir  1848;  mit  den 
deutschen  Grundrechten  (Art.  38)  ordneten 
viele  Verfassungsurkunden  (die  preussische 
in  Art.  40)  die  Aufhebxmg  der  Familienfidei- 
kommissc  an.  Allein  diese  Bestimmungen 
blieben  unausgeführt  und  wurden  wieder 
beseitigt  (in  Preussen  durch  G.  v.  5.  Juli 
1852).  Nur  in  Braunschweig  n850)  und 
Oldenburg  (1852)  ergingen  Aumebun^sge- 
setze,  von  denen  aber  das  erstere  wieder 
rückgängig  gemacht  ist  (1858).  Das  am 
1.  Januar  1900  in  Kraft  tretende  B.G.B. 
greift  in  das  Recht  der  Familienfideikom- 
misse  nicht  ein;  nach  E.G.  a.  59  bleiben 
die  landesgesetzlichen  Vorschriften  über  Fa- 
milienfideikommisse  unbenlhrt. 

Wesentlich  verschieden  von  der  konti- 
nentalen Entwickelung  verlief  die  Ge- 
schichte der  Familien fideikommisse  in  Eng- 
land. Wirkliche  Fideikommisse  sind  heute 
dort  selten.  Dagegen  haben  die  im  eng- 
lischen Recht  sehr  verbreiteten  entails  einen 
durchaus  abweichenden  Charakter. 

3.  Errichtnng.  Die  Errichtung  eines 
FamUienfideikommisses  erfolgt  durch  eine 
rechtsgeschäftliche  Willenserklärung  des 
Stifters,  die  sowohl  unter  Lebenden  wie 
von  Todes  wegen  und  in  beiden  Fällen  so- 
w^ohl  einseitig  wie  vertragsmässig  abgege- 
ben werden  kann.  Eine  besondere  Form 
ist    gemeinrechtlich    nicht    vorgeschrieben. 

g~Gntsch.  des  Reichsgerichts  in  Civilsachen 
d.  39  Nr.  44).  Doch  ist  mindestens 
Schriftform  unerlässlich.  Der  in  der  Stif- 
tungsurkunde ausgedrückte  Wille  ist  Quelle 
und  bleibt  Norm  des  Rechtsverhältnisses, 
solange  es  besteht. 

Fähig  zur  Errichtung  eines  Familienfi- 
deikommisses  ist  jede  Person,  die  über  ihr 
Vermögen  frei  verfügen  kann.  Etwaige 
Einschränkimgen  der  Verfügungsfreiheit  in 
Bezug  auf  ein  zum  Fideikommiss  gewidme- 
tes Vermögensstück,   z.  B.  bei   Lehen,   ver- 


langen naturlich  Beachtimg.  Auch  dürfeü 
durch  die  Errichtimg  von  Todes  w^n 
Pflichtteilsrechte  nicht  verletzt  werden. 

Der  Stifter  kann  das  Fideikommiss  füi 
seine  eigene  oder  auch  für  eine  fremde  Fa- 
milie begründen.  Bewidmungsfähig  ist 
heute,  obschon  das  Institut  noch  immer  vor- 
zugsweise vom  niederen  Adel  benutzt  wird, 
so  gut  die  büi^rliche  wie  die  adelige  Fa- 
milie. Hierin  stimmen  mit  dem  gemeinen 
Recht  alle  Partikularrechte,  ausser  dem 
bayerischen ,  das  Fideikommissstiftungen 
niu-  »zum  Vorteil  adeliger  Personen  undl'a- 
milien«  zulässt,  überein. 

Erforderlich  ist  femer  ein  geeignetes 
Vermögensobjekt.  Als  geeignet  erscheiat 
gemeinrechtlich  jede  beständige  fruchttra- 
gende Sache,  also  aubser  einem  Gnmdstück 
mit  Zubehör  auch  eine  nutzbare  Gerechtig- 
keit, ein  sichelgestelltes,  zinstragendes  Ka- 
pital oder  ein  Einkünfte  gewährender  Ter- 
mögensinbegriff.  Wenn  manche  (wie  z.  ß. 
Stobbe)  auch  Mobilien,  welche  einen  dau- 
ernden Qenuss  darbieten,  für  geeignete  Fi- 
deikommissgegenstände  erklären,  so  ist  für 
das  gemeine  Recht  vielmehr  daran  festzu- 
halten, dass  Fahrnis  nur  in  Verbindung  mit 
Liegenschaften  fideikommissarisch  gebunden 
werden  kann.  Partiktdarrechte  aber  lassen 
auch  selbständige  Fideikommisse  an  körper- 
lichen Gesamtsachen,  z.  B.  an  Juwelen- 
schätzen, Kunst  sanunlungen,  Bibliotheken  zu. 
Umgekehrt  beschränken  andere  Partikular- 
rechte, insbesondere  das  i)reussi8che  uimI 
i'etzige  bayerische,  die  Zulässigkeit  der  Fidei- 
commissstiftung  auf  Ijandgüter  (womit  al»j 
z.  B.  Häuser  ausgeschlossen  sind)  und  tield- 
kapitalien.  Das  Fideikommissobjekt  muss 
aber  stets  ansehnlich  genug  sein,  um  deo 
Zweck  einer  Erhöhung  des  Glanzes  der  Fa- 
milie erfüllen  zu  können.  Partikularrechte 
fordern  einen  festen  Mindestwert;  so  das 
preussische  Recht  bei  Landgütern  einen 
Reinertrag  von  mindestens  7500  Mark,  bei 
Geldfideikommissen  einen  Kapitalbetrag  von 
mindestens  30000  Mark. 

Einer  staatlichen  Mitwirkung  bedarf  dir- 
Fideikommissstiftung  gemeinrechtlich  nicht. 
Hieran  haben  indes  unter  den  Partikidar- 
rechten  nur  das  sächsische,  hessische  und 
württembergische  festgehalten.  Nach  p^eu^- 
sischem  Recht  bedarf  es  gerichtlicher  Ver- 
lautbarung und  nach  bayerischem  Recht  ge- 
richtlicher Bestätigung,  die  aber  nicht  vei- 
sagt  werden  kann,  w^enn  die  gesetzlichen 
Erfordernisse  erfüllt  sind.  Die  meisten 
neueren  Gesetze  verlangen  landesherrliche 
Bestätigung;  nach  preussiscliem  Recht  ist 
eine  solche  wenigstens  bei  sehr  grossen  Fi- 
deikommissen  (mit  einem  Reinertrag  über 
30000  Mark),  nach  sächsischem  Recht  bei 
Fideikommissen ,  die  noch  in  der  dritten 
Hand  unabänderlich  sein  sollen,  erforderlich. 


Fideikotnmisse  (Geschichte'und  Recht) 


885 


In  Oesterreich  wird  sogar  die  Einwilligung 
«ler  »gesetzgebenden  Gewalt«,  somit  seit 
Einführung  einer  Verfassung,  wie  das  G.  v. 
13.  April  1868  festgestellt  hat,  die  Zustim- 
mung der  Volksvertretung  gefordert. 

Mitunter  schreiben  die  Partikularrechte 
auch  die  Errichtung  eines  Inventars  und 
Sicherheitsbestellnng  vor. 

Wo  das  Gnindbuchsystem  durchgeführt 
i>t,  hängt  zwar  nicht  die  Begründung  der 
Fideikommissqualität ,  wohl  aber  ihre  VoU- 
wirksanikeit  gegen  Dritte  bei  Grundstücken 
\«'«n  der  Eintragung  ab  (E.G.  a.  61  zum 
B.G.B.).  Die  Eintragim^  erfolgt  bald  in  der 
rigentumsrubrik,  bald  m  der  Abteilung  für 
•Ue  dinglichen  Lasten. 

Erleichtert  ist  neuerdings  in  mehreren 
preussi sehen  Provinzialgesetzen  die  Errich- 
tung eines  Familien fideikommisses  in  dem 
Falle,  wenn  bei  Auflösung  des  Lehnsver- 
rtandes  ein  Lehn  in  ein  Fideikommiss  um- 
^wandelt  werden  soll.  Insbesondere  wird 
hier  ein  geringerer  Ertrag  als  ausreichend 
»rächtet  und  von  dem  bekanntlich  sehr 
hohen  Fideikommissstempel  abgesehen. 

4.  Rechtsverhältnis.  Der  Idee  des  In- 
stitutes entspricht  am  meisten  eine  Auffas- 
^^mg,  nach  welcher  das  Fideikommiss  ver- 
mögen ein  zweckbestimmtes  Sondervermögen 
ist,  an  welchem  das  Eigentum  der  Familie 
als  solcher,  dem  jedesmaligen  Besitzer  aber 
»nn  selbständiges  Nutzungsrecht  zusteht. 
Gemeinrechtlich  lässt  sich  indes,  da  die 
Familie,  vom  hochadeligen  Hause  abgesehen, 
kein  Rechtssubjekt  ist,  diese  Auffassung 
nicht  durchführen.  Man  muss  dalier  mit 
'ler  schon  von  Knipschild  aufgestellten 
und  neuerdings  wieder  heiTschend  gewor- 
<lenen  Lehre  dem  jedesmaligen  Besitzer  das 
Eigentum  zuschreiben  und  die  Einschrän- 
kungen  dieses  Eigentums  auf  dingliche 
Rechte  der  Anwärter  zurückführen. 

In  den  meisten  Parükularrechten  dagegen 
ist  die  früher  auch  fih*  das  gemeine  Recht 
vielfach  verteidigte  Ansicht  zur  Geltung  ge- 
langt, dass  dem  jeweiligen  Inhaber  nicht  das 
alleinige  Eigentum,  sondern  nur  ein  unvoll- 
kommeneres Recht  gebühre,  das  im  bayeri- 
schen, preussischen  und  österreichischen 
Recht  unter  Heranziehung  der  Lehre  vom 
|?pteilten  Eigentum  als  ^utzeigentum  oder 
Untereigentum,  sonst  als  Niessbrauch  oder 
»?in  dem  Niessbrauch  verwandtes  umfassen- 
des dingliches  Nutzungsrecht  charakterisiert 
^rd.  Als  Subjekt  des  Obereigentums  oder 
Eigentums  wird  dann  regelmässig  die  Fa- 
milie gedacht.  Man  hat  freilich  auch  ver- 
sucht, die  Frage  nach  dem  Eigentumssub- 
jekt in  anderer  Weise  zu  lösen.  Allein 
wenn  man  das  Obereigentum  oder  Eigentum 
«If'm  jedesmaJigen  Nachfolger  oder  dem 
Staate  oder  gar  niemandem  zuschrieb,  so 
mussten  derartige  Konstruktionen  an   ihrer 


eigenen  Unnatur  scheitern.  Die  meisten 
Gesetze  behalten  daher  in  Uebereinstimmung 
mit  der  im  vorigen  Jahrhundert  fast  allge- 
mein durchgednmgenen  Lehre  das  Ober- 
eigentum oder  Eigentum  ausdrücklich  der 
Familie  vor.  Bei  der  Verflachung,  die  unter 
dem  Einfluss  der  naturrechtlichen  Schule  der 
Begriff  der  »moralischen  Person«  erfahi*en 
hatte,  standen  theoretische  Bedenken  einer 
solchen  Annahme  nicht  entgegen.  Denn  in- 
dem man  die  moralische  Persönlichkeit  rein 
kollektiv  auffasste,  belmndelte  man  ohne 
weiteres  gleich  jeder  Gesellschaft  oder  Ge- 
meinschaft auch  die  Familie  als  Rechtssub- 
jekt. Im  Sinne  der  Zeit  wurde  es  daher 
auch  nicht  als  Widerspnich  empfunden, 
wenn  z.  B.  das  östen-eichische  Recht  gleich- 
zeitig das  Obereigentum  einer  moralischen 
Person  beilegte  und  Anteile  an  diesem  Ober- 
ei^entum  den  einzelnen  Famüiengenossen 
mit  Einschluss  des  jeweiligen  Untereigen- 
tümers zuschrieb.  Mit  der  schärferen  Er- 
fassung des  Wesens  der  juristischen  Person 
gerieten  die  theoretischen  Grundlagen  dieser 

fesetzlichen  Konstruktionen  ins  Wanken, 
dieselben  erwiesen  sich  aber  auch  praktisch 
als  wertlos,  solange  man  es  unterliess,  die 
Familie  als  willens-  und  handlungsfähige 
Yerbandseinheit  zu  organisieren.  Mehr  und 
mehr  jedoch  schufen  die  Gesetze  in  diesem 
Punkte  Abhilfe,  indem  sie  der  überein- 
stimmenden Willenserklärung  der  gegen- 
wäi'tigen  Anwärter  eine  gewisse  Macht 
über  das  Fideikommiss  einräumten,  zur 
Ergänzung  aber  einen  Kurator  des  Fidei- 
kommisses oder  der  künftigen  Generatio- 
nen als  Vertreter  der  dauernden  Stiftimgs- 
interessen einsetzten  und  darüber  eine  ge- 
richtliche oder  landesherrliche  Oberaufsicht" 
ins  Leben  riefen.  Hiermit  wurde  offenbar 
eine  mit  obersten  Herrschaftsrechten  über 
das  Fideikommiss  ausgestattete  juristische 
Person,  die  freilich  mehr  einer  Stiftung  als 
einer  Familien genossenschaft  ähnelt,  zur 
Wirklichkeit.  Mithin  haben  Pf  äff  und 
Hoffmann  nicht  unrecht,  wenn  sie  insbe- 
sondere für  das  österreichische  Recht  ein 
»unpersönliches  Rechtssubjekt«  annehmen, 
das  teils  mit  der  Korporation,  teils  mit  der 
Stiftung,  teils  mit  der  ruhenden  Erbschaft 
Verwandtschaft  zeige  und  am  besten  »Fidei- 
kommiss« genannt  werde.  Dagegen  machen 
diese  Schriftsteller  dem  romanist  ischen  Eigen- 
tumsbegriff ein  unberechtigtes  Zugeständnis, 
wenn  sie  das  gesetzlich  angenommene  ge- 
teilte Eigentum  ver^r'erfen,  dem  Inhaber  das 
Alleineigentum  zusprechen  und  jenes  unper- 
sönliche Rechtssubjekt  nur  zum  »Hüter  der 
Substanz«  berufen. 

Vollständig  hat  das  preussische  Recht 
den  Gedanken  des  Familieneigentums  durch- 
geführt, indem  es  der  ein  Fideikommiss  be- 
sitzenden Familie   eine   genossenschaftliche 
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Verfassung  verliehen  hat  Die  Familie  be- 
sitzt hier  ein  oberstes  Organ  in  der  gericht- 
lich zusanimenbemfenen  Gesamtheit  der 
lebenden  Anwärter  und  vermag  durch  einen 
Familienschluss,  der  zwar  im  Zweifel  Ein- 
stimmigkeit fordert,  jedoch  sowohl  dfe  nicht 
erschienenen  wie  die  künftigen  Familien- 
glieder bindet,  ihren  Willen  zu  erklären 
(vgl.  die  G.G.  über  Familienschlüsse  v. 
15.  Februar  1840  und  5.  März  1855).  In 
minder  wichtigen  Angelegenheiten  wird  die 
Familie  (\urch.  den  Fideikommissbesitzer  mid 
die  zwei  nächsten  Anwärter  dargestellt. 
Leitung  und  Aufsicht  stehen  der  Fideikom- 
missbehörde  zu,  als  welche  jetzt  das  Ober- 
landesgericht der  belegenen  Sache  fungiert. 
Diese  Ordnung  des  Rechtsverhältnisses 
kommt  dem  inneren  Wesen  de^  Institutes  am 
nächsten.  Mit  den  romanistischen  Schulbe- 
griffen freilich  ist  sie  am  wenigsten  verein- 
bar :  die  Annahme  eines  Eigentums  an  einem 
Sondervermögen  als  solchem,  die  Teilung 
dieses  Eigentums  in  Ober-  und  üntereigen- 
tum,  die  Erhebung  der  Familie  zu  einer 
Genossenschaft  mit  eigentümlicher  Zerlegimg 
der  Vormögensherrschaft  in  eine  einheitliche 
Sphäre  der  Verbandsperson  und  getrennte 
ludividualsphären  der  einzelnen  sind  vom 
Standpunkte  des  strengen  Pandektendogmas 
aus  arge  Ketzereien. 

5.  Reehte  und  PMiehten  des  Fidelkom- 
m Issbesitzers«  Der  jeweilige  Inhaber  hat  im 
allgemeinen  Besitz,  Verwaltung  und  Fnichtge- 
nuss.  Die  Früchte  erwirbt  er  als  Allod.  Er 
übt  die  mit  dem  Fideikommiss  verbundenen 
Rechte  aus  und  vertritt  dasselbe  im  Prozess. 
Doch  soll  er  nach  preussischem  Recht  bei  Pro- 
zessen über  die  Substanz  zwei  Anwärter  zu- 
.  ziehen.  Alle  diese  Rechte  finden  aber  ihre 
Schranke  an  der  stiftnngsmässifiren  Pflicht,  das 
Gut  dem  Nachfolger  in  unversehrtem  Zustande 
zu  überliefern.  'Er  darf  daher  die  Substanz  des 
Fideikommisses  weder  belasten  noch  veräussem. 
Auch  mnss  er  die  Lasten  tragen,  die  notwen- 
digen Reparaturen  vornehmen  und  darf  das 
Gut,  obwohl  frei  bewirtschaften,  niemals  ver- 
schlechtem. 

0.  Rechte  und  Pflichten  der  Anwärter, 
Die  übrigen  Familienglieder  haben  gemeinrecht- 
lich nur  ihre  unentziehbare  dingliche  Anwart- 
schaft, die  ihnen  weder  unter  Lebenden  noch 
von  Todes  wegen  genommen  werden  kann.  Kraft 
Anordnung  des  Stifters  und  partikularrechtlich 
schon  kraft  Gesetzes  gebühren  ihnen  zwei  Grup- 
pen weitergehender  Rechte.  Einmal  Rechte  auf 
Üeberwachung  des  Besitzers,  auf  Inventarisie- 
rung, Sicherstellun^  und  Rechnungslegung,  auf 
Zuziehung  bei  gewissen  Verwaltungsakten,  auf 
Mitwirkung  bei  der  Bestellung  eines  den  Be- 
sitzer einschränkenden  Familienrates  etc.  So- 
dann gewisse  Sondergenussrechte.  Ansprüche  auf 
eioe  Abfindung,  auf  Unterhalt  oder  auf  Bezug 
einer  (nach  dem  Vorbilde  der  Apanagen  in  hoch- 
adeligen Häusern  gestalteten)  Rente  aus  den 
Einkünften  des  Fideikommiss  Vermögens  etc. 
Vielfach  werden  auch  den  Töchtern  des  letzten 
Besitzers  Ansprüche  auf  Abfindung,   Unterhalt, 


Ausstattung  oder  Rente  ans  dem  Fideikommiss 
ansbedungen. 

7.  Veranssemo^.  Das  Yeräusserungs- 
verbot  ist  dem  Familienfideikonuniss  wesent- 
lich und  liegt  daher  selbst  unausgesprochen 
in  jeder  Fideikommissstiftung.  (R.Ger.  CS. 
Bd.  39  Nr.  44).  Die  Veräussenmg  der  Sub^ 
stanz  ist  nichtig  (nicht,  wieStobbe  meint, 
bloss  anfechtbi).  Der  Veräiisserer  seilet 
kann  sich  auf  diese  Nichtigkeit  nur  lierufen, 
wenn  er  in  entschuldbarem  Irrtum  handehe. 
Jeder  AnwÄrter  aber  kann  die  Nichtigkeit 
jedem  dritten  Besitzer  gegenüber  geltend 
machen.  Die  Klage  auf  Herausgabe  des 
Gutes  (actio  revocatoria)  wird  ihm  von  der 
seit  Le^is  im  gemeinen  Recht  herrschend 
gewordenen  Meinung  erst  in  dem  Augen- 
blicke gewährt,  in  dem  er  zur  Fideikommis:*- 
folge  gelangt.  Demgegenüber  hat  neuerdings 
Rosin  nachgewiesen,  dass  nicht  nur  nach 
Partikiüarrechten ,  sondern  auch  nach  ge- 
meinem Recht  dem  nächsten  Anwärter  die 
sofortige  Anstellung  der  revokatoriichen 
Klage  nicht  versagt  werden  darf.  Denn  aus 
dem  älteren  deutschen  Beispruchsrecht  ist 
in  das  Fideikommissrecht  der  Satz  ul»erge- 
gangen,  dass  der  Besitzer  diirtrh  imbefngte 
Veräusserung  sein  Recht  zu  Gunsten  des 
Nachfolgers  verwirkt.  Jeden^ls  muss  dem 
Anwärter  ein  sofortiges  Widerspruehsrecht 
gegen  eine  sein  künftiges  Recht  in  Frage 
stellende  Veräusserung  zugestanden  werden 
(RGer.  CS.  Bd.  30  Nr.  119).  Auch  eine 
dingliche  Belastung  der  Substanz  durch  den 
Fideikommissbesitzer  ist  nichtig  ^RGer.  a 
a.  0.  Bd.  39  Nr.  46),  nicht  etwa  (wie  Rosin 
und  andere  meinen)  für  die  Besitzdauer  des 
Bestellers  wirksam.  Nur  eine  persönliche 
Verpflichtung  des  Bestellers  kann  daraii> 
entstehen.  Der  Anwärter  hat  aber  regel- 
mässig erst  dann,  wenn  das  Gut  an  ihn  ge- 
langt ist,  Gelegenheit,  die  Nichtigkeit  der 
Belastung  geltend  zu  machen.  Im  G^eu- 
satze  zum  Lehnrecht  besteht  hinsichtlich  der 
Rechte  der  Anwärter  bei  unzulässigen  Ver- 
äusserungen  und  Belastungen  kein  Unter- 
schied zwischen  Nachkommen  und  Seiten- 
verwandten des  Besitzers.  Doch  muss  auch 
hier  derjenige  Anwärter,  der  zugleich  Allo- 
dialerbe  des  Veräusserers  geworden  ist. 
dessen  Handlungen  gegen  sich  gelten  lassen 
(R.Gor.  a.  a.  0.  Bd.  26  Nr.  26  S.  153-lf>i: 
a.  M.  Rosin).  Wo  gesetzlich  auch  dem 
Allodialerben  die  Anfechtungsklage  gewährt 
wird,  muss  dieser  doch,  wenn  er  aas  Gnt 
herausverlangt,  den  Kaufpreis  ersetzen. 

Ausgeschlossen  w^ird  jede  Anfechtung 
einer  Veräusserung  durch  Einwilligung  in 
dieselbe.  Der  Konsens  bindet  aber  nur  den 
Einwilligenden  selbst,  nicht  dessen  Nach- 
kommen. Nur  wenn  die  Nachkommen  Allo- 
dialerben des  Einwilligenden  geworden  sind, 
müssen  sie  nach  gemeinem  Recht  die  Hand- 
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liing  ihres  Bechtsvorgängers  anerkennen 
(a.M.  hier  nicht  bloss  Rosin,  sondern  auch 
Beseler).  Partiknlanechtlich  sind  auch 
die  Allodialerben  entweder  überhaupt  nicht 
«xler  doch  nur  dann,  wenn  ausdrücldich  für 
sie  mitverzichtet  ist,  gebunden. 

Die  Anfechtungsklage  des  einzelnen  An- 
wärters verjährt  von  dem  Augenblick  an,  in 
dem  sie  angesteDt  werden  kann.  Dagegen 
ist  die  Fideikommisseigenschaft  selbst  ge- 
meinrechtlich unverjährbar.  Doch  erkennt 
^iaß  Reichsgericht  hier  wie  bei  liehen  die 
ausserordentliche  Ersitzung  des  Eigentums 
an  einzelnen  Stücken  des  Fideikommisses 
sowie  von  Servituten  an  demselben  als  mög- 
lieh an  (a.  a.  0.  Bd.  19  Nr.  51).  Partiku- 
lamechte  lassen  eine  Ersitzung  des  freien 
Eigentums  an  Fideikommissen  zu. 

Gemeinrechtlich  giebt  es  hiernach  kein 
Mittel,  eine  Yeräussenmg  für  immer  unan- 
fechtbar zu  machen.  Haben  auch  alle  leben- 
den Anwärter  eingewilligt,  so  kann  noch 
nach  Jahrhunderten  ein  nunmehr  berufener 
Folger  die  Konsequenzen  aus  dem  Veräusse- 
rungsverbot  des  Stifters  ziehen. 

Die  meisten  Partikularrechte  dagegen 
erklären  eine  Yeräusserung  diu-ch  die  Fa- 
milie als  solche  oder  das  an  ihrer  Stelle 
zur  Herrschaft  über  die  Substanz  berufene 
Rechtssubjekt  für  gültig.  In  Preussen  ge- 
nügt ein  Familienschluss.  Anderswo  wird 
ausser  der  Zustimmung  aller  lebenden  An- 
wärter die  Einwilligung  eines  Kurators  der 
Nachkommenschaft  und  die  gerichtliche  oder 
landesherrliche  Bestätigung  gefordert.  Noch 
mehr  erleichtert  sind  unschädliche  Abver- 
äusseningen  einzelner  Stücke  oder  blosse 
Vertauschungen. 

Zwangsenteignungen  und  Zwangsablö- 
Siungen  werden  durch  das  Yeräusserungs- 
verlM)t  nicht  gehindert.  Das  gewährte  Aequi- 
Talent  nimmt  aber  Fideikomraissqualität  an. 

8.  Fideikommissschnlden.  Die  Be- 
lastung des  Fideikommisses  mit  Hypotheken, 
Gnmdschulden  oder  sonstigen  dmglichen 
Lasten  steht  unter  den  Regeln  der  Veräus- 
serung.  Für  die  persönlichen  Schulden  des 
Fideikomraissbesitzere  haften  nur  die  Früchte 
und  auch  diese  nur  während  seiner  Besitz- 
zeit. 

Nach  Analogie  der  Lehnsschulden  wer- 
den aber  gewisse  Schulden  als  »Fideikom- 
niissschulden«  abweichend  behandelt.  Sie 
gelten  als  Passivbestandteile  des  Fidei- 
kommissvermögens  und  gehen  daher  mit 
diesem  auf  jeden  Fideikommissfolger  über, 
während  die  Allodialerben  entweder  über- 
haupt nicht  oder  nur  subsidiär  für  sie  haf- 
ten. Fideikommissschiüden  sind  vor  allem 
die  vom  Stifter  selbst,  z.  B.  zur  Erwerbung 
des  Gutes  oder  ziu-  Abfindung  von  Pflicht- 
teilsberechtigten,  dem  Fideikommissvermögen 
einverleibten  Schuldverbindlichkeiten.    Aus- 


serdem aber  solche  Schulden,  die  ein  spä- 
terer Besitzer  zum  Vorteile  des  Fideikom- 
misses, also  z.  B.  zur  Vermehrung  der  Sub- 
stanz, zur  Erhöhung  des  K\ilturzustandes, 
zui'  Herstellung  notwendiger  oder  nützlicher 
Anlagen,  zur  Ablösung  von  Lasten,  zur  Ab- 
tragung von  Fideikommissschnlden,  zur  Füh- 
rung von  Prozessen  etc.,  kontrahiert  hat. 
Doch  ist  der  jeweilige  Besitzer  durch  die 
Partikulan-echte  bei  der  Eingehimg  von  Fi- 
deikommissschulden  vielfach  beschränkt.  So 
bedarf  er  nach  preussischem  Rechte  zu  not- 
wendigen oder  geringfügigen  Verschuldungen 
des  Konsenses  zweier  Anwärter,  im  übrigen 
eines  Familienschlusses ;  nach  sächsischem 
und  hessischem  Rechte  muss  er  die  Zustim- 
mung aller  lebenden  Anwärter,  die  aber  das 
Gericht  ergänzen  kann,  einholen ;  das  baj^eri- 
sche  Recht  fordert  ausserdem  gerichtliche 
Bestätigung;  in  Oesterreich  wird  von  der 
Befragimg  der  Anwärter  abgesehen,  jedoch 
gerichtliche  Einwulligimg,  in  Baden  und 
Braunschweig  landesherrliche  Genehmigung 
verlangt.  Nach  österreichischem  Rechte 
darf  ferner  die  Verschuldung  nicht  über  ein 
Drittel  des  Wertes  hinausgehen.  Fast  über- 
all endlich  wird  der  Besitzer  veri)flichtet, 
einen  Teil  der  Erti-äge  ziur  Schuldentilgung 
zu  verw^enden,  und  öfter  ist  vorgeschrieben, 
dass  gleich  bei  Aufnahme  des  Darlehens  ein 
bindender  Tilgungsplan  aufgestellt  werden 
soll. 

Auch  für  Fideikommissschnlden  haften 
im  Zweifel  nm'  die  Früchte,  so  dass  Zwangs- 
vollstreckung nur  im  Wege  der  Zwangsver- 
waltung zulässig  ist.  Darum  sehen  die 
Laudesgesetze  die  Eintragung  einer  Reve- 
nuenhypothek  vor  (vgl.  für  das  preussische 
Recht  R.Ger.  a.  a.  0.  Bd.  34  Nr.  56)  und 
bleiben  dazu  auch  künftig  ermächtigt  (E.G. 
a.  60  zum  B.G.B.).  Jedoch  kann  vom  Stif- 
ter auch  die  Substanz  beschwert  werden, 
und  nach  manchen  Partikularrechten  treffen 
auch  andere  Fideikommissschnlden  die  Sub- 
stanz. In  solchen  Fällen  kann  es  auch  zur 
Zwangsversteigenmg  des  Fideikommissgutes 
kommen. 

9.  Fideikommissfolge.  Die  Fideikom- 
missfolge  ist  ihrem  rechtlichen  Wesen 
nach  eine  deutschrechtliche  Sondernachfolge 
in  einen  Vermögensinbegriff  als  solchen 
(vgl.  Erkenntnis  des  Reichsgerichts  v.  4. 
Febmar  1890,  CS.  Bd.  26  Nr.  26  S.  141), 
welche  sich  in  jedem  einzelnen  Falle  un- 
mittelbar aus  dem  Willen  des  Stifters  voll- 
zieht. Jeder  einzelne  Anwärter  succediert 
also  nach  dem  Principe  der  successio  ex 
pacto  et  Providentia  majorum  kraft  eines 
ihm  direkt  vom  Stifter  verliehenen  und  vom 
Vorbesitzer  völlig  unabhängigen  Rechts. 
Dieser  Gedanke  ist  hier  weit  strenger  durch- 
geführt als  im  Lehnrecht,  so  dass  auch  die 
Nachkommen  des  letzten  Besitzers  (anders 
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wie  nach  11  Feiid.  45)  die  Allodialerbschaft 
ausschlagen  und  gleichwohl  das  Fideikom- 
miss  behalten  können  und  niemals  das  Recht 
irgend  eines  Anwärters  durch  eine  Handliuig 
seines  Vorfähren  verwirkt  oder  durch  eine 
Unfähigkeit  desselben  berührt  wird.  Zu- 
gleich vollzieht  sich  der  Anfall  des  Fidei- 
Kommissvermögens  an  den  Folger  stets  von 
Rechts  wegen,  so  dajss  auch  gemeinrechtlich 
hier  die  Regel  »der  Tote  erbt  den  Lebendi- 
gen« gilt.  Die  Eintragung  des  Folgers  in 
das  Grundbuch  bedingt  nicht  den  Anfall, 
sondern  dient  nur  zur  Legitimation  (Er- 
kenntnis des  Reichsgerichts  v.  28.  Febniar 
1881,  CS.  Bd.  4  Nr.  69). 

Die  Folgefähigkeit  richtet  sich  nach 
der  Anordnung  des  Stifters,  der  beliebige 
Bedingungen  setzen  kann.  Häufig  wird  z. 
B.  Adel  oder  ein  durch  eine  besiramte  Zahl 
von  Ahnen  qualifizierter  Adel,  Abstammung 
aus  ebenbürti^r  Ehe,  ein  bestimmtes  Reli- 
gionsbekenntnis, Vollbesitz  der  bürgerlichen 
Ehre  etc.  gefordert.  Auch  ohne  besondere 
Anordnung  ist  im  Zeifel  eheliche  und  leib- 
liche Abstammung  vom  ersten  Erwerber, 
männliches  Geschlecht  und  Zugehörigkeit 
zum  Mannesstamme  erforderlich.  Die  oft 
verteidigte  Ansicht,  dass  niu*  bei  adeligen, 
nicht  auch  bei  bürgerlichen  Familien  sich 
die  ausscliliessliche  Berufung  des  Mannes- 
stammes von  selbst  verstehe,  ist  verwerflich, 
da  auch  der  bürgerliche  Name  sich  nur  im 
Mannesstamme  fortpflanzt,  ohne  das  äussere 
Merkmal  des  Geschlechtsnamens  aber  eine 
Familie  kaum  sich  auf  lange  Zeit  als  eine 
zur  Trägerin  von  Glanz  und  Ansehen  ge- 
eignete Einheit  behaupten  kann.  Von  den 
Partikularrechten  verlangt  nur  das  sächsi- 
sche die  ausdrückliche  Anordnung  der  agna- 
tischen Folge.  Auch  subsidiär  ist  im  Zwei- 
fel (ausser  nach  braunschweigischem  Rechte) 
der  Weiberstamm  nicht  folgefähig.  Der 
Stifter  kann  jedoch  Weiber  und  durch  Wei- 
ber Verwandte  in  beliebigem  Umfange,  da- 
her auch  zu  gleichem  Rechte  mit  Männern 
oder  gar  ausschliesslich  (»Frauenfideikom- 
misse«),  zur  Nachfolge  berufen  luid  beruft 
sie  überaus  häufig  ftlr  den  Fall  des  Er- 
löschens des  Mannesstammes,  oft  mit  der 
Auflage,  dessen  Namen  und  Wappen  fortzu- 
führen. Im  Zweifel  beginnt  aber  nach  er- 
folgtem Uebergange  auf  den  Weiberstamm 
sofort  wieder  eine  neue  agnatische  Folge 
(Entsch.  des  R.Ger.  in  CS.  Bd.  18  Nr.  42 
S.  217). 

Auch  die  Folge  Ordnung  hängt  von 
der  Anordnung  des  Stifters  ab.  Hat  er 
nichts  bestimmt,  so  tritt  die  gesetzliche  Erb- 
folge hinter  dem  letzten  Besitzer  ein  (R.Ger. 
bei  Seuffert  Bd.  51  Nr.  274).  In  diesem 
Falle  kann  also  das  Fideikommiss  auch 
gleichzeitig  mehi-eren  anfallen;  selbst  eine 
Teilung,    mindestens   eine   Nutzteilung  im 


Sinne  der  alten  Mutschierung,  ist  dann  nicht 
ausgeschlossen.     Vereinzelt   kommen    auch 
heute  Fideikommisse  vor.  bei  denen    kraft 
ausdrücklicher  stifterischer  ADordnung   ein 
g^erbschaftlicher  Gemeinschaftsbesitz  statt- 
findet, so  dass  den  Häuptern  der  einzelnen 
Linien    des  Geschlechtes   verhältnismässige 
Sonderanteile  an   den  Nutzimgen    zusteheo. 
hinsichtlich  der  Substanz  aber  die  gesamt* 
Hand    vorbehalten    bleibt.      Durchaus    die 
Regel  bildet  jedoch  die  stiftimgsmässige  An- 
ordnung einer  Einzelfolge.   Gemeinrechtlicli 
kann  der  Stifter  eine  solche  Einzelfolgeord- 
nung beliebig  gestalten.    Am  häufigsten  be- 
gegnen   Folgeordnungen    mit    Vorzug    des 
höheren  Alters  (Majorate  im  weiteren  Sinno); 
wird  dabei  derAelteste  unter  den  nach  ge- 
setzlichem   Erbrecht    nächsten    Erben   ile< 
letzten  Besitzers   benifen,    so  spricht  man 
von  einem  Majorat  im  engeren  Sinne;  sm^ 
cediert  der  Aelteste  des  ganzen  Geschlech- 
tes, so  liegt  ein  Seniorat  vor;  gebührt  der 
Vorrang   dem    Aeltesten    aus   der   ältesten 
Linie,   so   besteht  eine  Primogenitur.    Da- 
neben begegnen  Folgeordnungen  mit  Vorzug 
des  jüngei-en  Alters,  wobei  in  entspreeheo- 
der  Weise  Minorat  im  engeren  Sinne,  Ju- 
niorat  und  Ultimogenitur  imterschieden  wer- 
den.   Von  den    neueren  Gesetzen  lassen  es 
manche  (z.  B.  das  hessische  und  sächsische) 
bei  der  freien  Wahl  der  Suocessionsordniing 
bewenden,  andere  verbieten  bestimmte  Siio- 
cessionsordnungen    ^wie     das     preuspisc4ie 
Recht   Seniorate    bei   Landgütern),    wieder 
andere  (wie  das  baj-erische,    hannoversche 
und   braunschweigisc^he)   gestatten  für  die 
Zukunft  nur  die  Errichtung  von  Primogeni- 
turen.   Die  Folgeordnung   unter  den  subsi- 
diär  berufenen   Kognaten    richtet  sich   ini 
Zweifel  nach  denselben  Grundsätzen,  welche 
für  den  Mannesstamm  eingefülirt  sind;  doch 
enthalten  die  Partikularrechte,  insbesondere 
das    preussische,    mancherlei    abweichende 
Bestimmungen.     Sehr  häufig   entstehen  in 
der  Praxis  Zweifel   und  Prozesse  aus  un- 
klaren oder  vieldeutigen  Wendungen  in  den 
auf  die  subsidiäre  Kognatenfolge  bezügiiclien 
Klauseln  älterer  Stiftungsurkunden.   Bei  der 
Auslegung  ist   zu    beachten ,     dass   es  im 
Zweifel  auch  hier  auf   die   grössere  ^'ähe 
zum  letzten  Besitzer  ankommt  und  dass  da- 
her,   falls  nicht  ausdrücklich  das  Gegenteil 
bestimmt  ist,   die  Erbtochter   dem  Regre- 
dienterben  vorgeht. 

Vielfach  finden  sich  in  derselben  Fanulie 
mehrere  Fideikommisse,  von  denen  das  eine 
als  Hauptfideikommiss  gilt,  die  anderen  als 
Sekundogenitiu^n ,  Tertiogenituren  etc.  an 
Nebenlinien  fallen.  Rückt  dann  eine  Nel>en- 
linie  durch  Aussterben  der  älteren  Linie  in 
das  Hauptfideikommiss  ein,  so  hat  sie  ihr 
Kdeikommiss  an  die  folgende  Linie  abz^»- 
geben. 
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Die  stifterischen  Anordnnngen  über  die 
Fideikommissfolge  sind  gemeini'echtlich 
>ehlechthin  unabänderlich.  Nach  preussi- 
>chem  Recht  können  sie  durch  Familien- 
sehluss  abgeändert  werden.  Auch  andere 
Paitikiilarrechte  lassen  eine  Umwandlung 
dfT  Fideikommissstiftung  unter  ähnlichen 
Voraussetziuigen  wie  die  Aufhebung  (vgl. 
unten  sub  11)  zu. 

10«  FldeikommissBondernng.  Gehen  Fi- 
deikommiss vermögen  und  Allodial vermögen  im 
Erbgange  oder  sonst  (z.  B.  im  Konkurse)  ver- 
äi-Medene  Wege,  so  bedarf  es  einer  Sonderung^ 
für  welche  die  Grundsätze  der  Lehnssonderung 
vorbildlich  geworden  sind.  Insbesondere  ist  auch 
hier  werfen  ausserordentlicher  Verbesserungen 
des  Fideikommisses,  die  der  Besitzer  aus  eigenen 
Mitteln  bestritten  hat,  ein  Ersatzanspruch  der 
Allüdialerben  an  den  Fideikommissf olger,  wegen 
erheblicher  Verschlechterung  umgekehrt  ein  Er- 
satzanspruch des  Fideikommissfolgers  an  die 
Allodialerben  begründet. 

11.  BeendigüDg.  Das  Fideikommiss  er- 
lischt diu^h  Untergang  seines  Objektes  und 
durch  Aussterben  der  bewidmeten  Familie. 
Im  letzteren  Falle  entscheidet  über  die 
Schicksale  des  Fideikommissvermögens  zu- 
nächst die  etwaige  Verfügung  des  Stifters. 
Insbesondere  kann  in  der  Stiftungsurkunde 
eine  bestimmte  kognatische  Erbfolge  für 
den  Fall  des  Erlöschens  des  Fideikommisses 
durch  Aussterben  des  Mannesstammes  vor- 
geschrieben sein  (R.Ger.  in  CS.  Bd.  13  Nr. 
53)  —  eine  Anordnung,  die  von  der  An- 
ordnung subsidiärer  Kognatenfolge  in  das 
als  solches  fortbestehende  Fideikommiss  wohl 
zu  unterscheiden  ist  (RGer.  a.  a.  0.  Bd.  18 
Nr.  42  S.  209).  Hat  der  Stifter  nichts  ver- 
fügt, so  verwandelt  sich  das  Fideikommiss 
in  freies  Allodialvermögen  des  letzten  Be- 
sitzers, imterliegt  also  dessen  freier  Dispo- 
sition uDter  Lebenden  und  von  Todeswegen 
und  fällt  mangels  solcher  an  dessen  gesetz- 
liche Erben.  Nur  das  badische  Recht  weicht 
hier  ab,  indem  es  den  Anfall  des  Gutes  an 
die  gesetzlichen  Erben  des  letzten  Besitzers 
zwingend  voi-schreibt. 

Eine  Aufhebimg  des  Fideikommisses 
durch  Willenserklärung  der  Beteiligten  ist 
gemeinrechtlich  unstatthaft.  Jeder  Verzicht 
eines  Anwärters  wirkt  nur  wider  ihn  selbst 
nnd  lässt  die  Rechte  späterer  Anwärter  mit 
Einschlußs  der  Nachkommen  des  Verzichten- 
den unberührt  Dagegen  kann  nach  preus- 
sischem  Eecht  die  Aufhebung  durch  Fami- 
lienschluss  erfolgen.  Auch  die  meisten  an- 
deren Oesetze  ermöglichen  die  Auflösimg 
des  Fideikommissbandes  durch  übereinstim- 
mende Willenserklärungen  der  gegenwärtigen 
Famiüenglieder  und  eines  Kurators,  fordern 
aber  überdies  landesherrliche  Genehmigung 
(so  in  Baden  und  Braunschweig)  oder  ge- 
richtliche Bestätigung  (so  in  Bayern  und 
Oesterreich).    Auch  soll  die  Aufhebung  in 


Bayern  nur,  wenn  sie  notwendig  oder  in 
hohem  Masse  nützlich  ist,  in  Oesterreich  nur, 
wenn  keine  Nachkommenschaft  zu  vermuten 
ist,  stattfinden. 

Immer  endlich  kann  durch  Gesetz  die 
Aufhebung  des  Fideikommissverbandes  aus- 
gesprochen werden.  Die  älteren  Aufhebungs- 
gesetze  pflegten  dabei  dem  augenblicklichen 
Besitzer  ohne  weiteres  das  freie  Eigentum 
zuzusprechen.  Ein  reines  Geschenk  auf 
Kosten  der  Anwärter!  Das  Oldenburger 
Aufhebungsgesetz  v.  28.  März  1852  lässt 
noch  einmal  nach  Fideikoramissrecht  succe- 
dieren.  Das  Braunschweiger  Aufhebungsge- 
setz V.  19.  März  1850  gewährte  dem  Nach- 
folger einen  Entschädigungsanspruch  in  Höhe 
eines  Drittels,  den  übrigen  Anwärtern  zu- 
sammen einen  gleichen  Entschädigungsan- 
spruch in  Höhe  eines  anderen  Drittels. 
Las s alle  sucht  sogar  die  Teilung  des  Fi- 
deikommisses unter  alle  Familienglieder  als 
das   allein  gerechte  Verfahi^en  zu  erweisen. 

12.  Die  Znkunft  der  Fainilienfidei- 
koni misse.  Bei  der  Neuordnung  unseres 
gesamten  Privatreclits ,  die  am  1.  Januar 
1900  in  Kraft  treten  wird,  hat  das  Reich 
den  vielfach  geäusserten  Wunsch  nach  ein- 
heitlicher Regelung  des  Fideikommissrechts 
nicht  erfüllt.  Unmöglich  indes  kann  hier 
auf  die  Dauer  alles  beim  alten  bleiben.  Viel- 
mehr werden  sich  über  kiu^  oder  lang  die 
Landesgesetzgebungen  entschliessen  müssen, 
das  ^cht  der  Familienfideikommisse  dem 
veränderten  Zustande  des  bürgerlichen 
Rechtes  anzupassen.  Jedenfalls  wird  das 
Problem  der  ktinftigen  Gestaltung  dieser 
Rechtsmaterie  nicht  so  bald  von  der  Tages- 
ordnung verschwinden. 

So  wird  denn  zunächst  das  Institut 
der  Familienfideikommisse  einem  erneuten 
Kampfe  um  seine  Daseinsberechtigimg  nicht 
entgehen.  Gerade  in  jüngster  Zeit  sind 
wieder  gewichtige  Stimmen  laut  geworden, 
die  einer  völligen  Beseiligimg  der  Familien- 
fideikommisse das  Wort  reden  oder  doch 
ein  Verbot  der  Neuerrichtung  von  Familien- 
fideikomraissen  empfehlen.  Es  versteht  sich 
von  selbst,  dass  für  den  politischen  und 
wirtschaftlichen  Radikalismus  das  Institut 
von  vornherein  gerichtet  ist.  Sind  alle  der 
demokratischen  NiveUierung  der  Gesellschaft 
entgegenstehenden  aristokratischen  Elemente 
vom  Uebel,  so  muss  das  Familienfideikom- 
miss  als  eine  künstliche  Schutzwehr  des 
Erbadels  imd  der  Grundaristokratie  verdammt 
werden.  Ist  die  möglichste  Freiheit  des 
Einzeleigentums  ein  Postulat  der  modernen 
Kultiu*,  so  erscheint  diese  vollkommene  Vin- 
kulierung eines  Vermögens  als  der  Gipfel 
des  Widersiuns.  Aber  auch  der  gemässigte 
Liberalismus  vermag  schwer  die  Abneigung 
gegen  die  Familienfideikommisse  zu  über- 
winden, weil  er  sich  nicht  über  die  tief  in 
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das  Bewtisstsein  unserer  bürgerliclien  Ge- 
sellschaft eingedrungenen  individualistischen 
Grundanschauungen  zu  erheben  vermag.  Bei 
den  meisten  Juristen  zumal  wird  diese  Rich- 
tung durch  eine  einseitig  römisch-rechtliche 
Bildung  verstärkt.  Insbesondere  klagt  man 
das  Institut  der  Unbilligkeit  und  Härte  gegen 
die  vom  Besitz  ausgeschlossenen  Familien- 
glieder an;  man  empfindet  es  als  imei-trfig- 
liche  üngei'echtigkeit ,  dass  ein  Erbe  allen 
anderen  vorgehen  soll,  dass  die  Weiber  leer 
ausgehen,  dass  ein  Besitzer,  der  nur  Töchter 
hat,  \ielleicht  für  einen  entfernten  Ver- 
wandten arbeitet.  Auch  weist  man  auf  die 
Absurdität  einer  lex  in  perpetuum  valitiu« 
hin,  die  hier  durch  einen  privaten  Willen 
allen  kfmftigen  Geschlechtern  auferlegt  wird. 
Endlich  wird  selbst  von  Vertretern  einer 
konservativen  Auffassung,  die  den  Gedanken 
einer  familienrechtlichen  Gebundenheit  des 
Gnmdeigentums  an  sich  keineswegs  ver- 
werfen und  mit  Wärme  für  eine  Sondererb- 
folge in  Landgüter  eintreten,  doch  das  Fa- 
milienfideikommiss  angefochten.  Von  dieser 
Seite  wird  namentlich  die  Gefahr  betont, 
dass  durch  das  Institut  der  Familienfidei- 
kommisse  die  Aufsaugimg  des  mittleren  und 
kleinen  Landbesitzes  l)efördert,  die  Gründung 
neuer  Ansiedelungen  erschwert  und  so  das 
Unheil  einer  Latifundien  Wirtschaft  heraufbe- 
schworen werde. 

Das  Familienfideikommiss  verkörpert  in- 
des einen  so  gesunden  germanischen  Rechts- 
^edanken,  es  hat  so  weit  verzweigte  Wurzele 
in  unserer  Rechtsgeschichte  und  bewährt 
noch  in  der  Gegenwart  eine  so  starke  Lebens- 
kraft, dass  es  den  Kampf  mit  seinen  zahl- 
reichen Gegnern  ungescheut  aufnehmen  kann. 
Je  mehr  überhaupt  die  Einsicht  durchdringt, 
dass  nicht  von  fortschreitender  Nivellienmg 
und  Atomisienmg,  sondern  von  neuer  Gliede- 
rung und  Bindimg  der  Gesellschaft  das  Heil 
unserer  Zukunft  abhängt,  desto  weniger 
wird  man  leichten  Herzens  eine  Einrichtung 
austilgen,  die  es  hervorragenden  Familien 
ermöglicht,  sich  in  einem  der  Herrschaft 
des  Einzelwillens  entzogenen  Besitztum  die 
vermögensrechtliche  Basis  eines  dauernden 
Bestandes  zu  sichern.  Unsere  deutsche  Er- 
fahrung ist  wahrlich  dazu  angethan,  den 
Wert  geschichtlicher  Familien,  die  durch 
lange  Ueberlieferung  mit  dem  staatlichen 
Leben  verwachsen  sind,  vor  alier  Augen  zu 
stellen.  Mit  seinen  geschichtlichen  Grund- 
lagen aber  darf  kein  Staatswesen  brechen, 
das  seine  Vollkraft  wahren  will.  Mögen  wir 
einerseits  noch  so  fest  von  der  Unumgäng- 
lichkeit eines  demokratischen  Unterbaues 
des  modernen  Staates  überzeugt  sein  und 
andererseits  noch  so  hoch  von  dem  künftigen 
Berufe  der  Monarchie  denken,  so  werden 
wir  uns  doch  der  Einsicht  nicht  verschliessen 
dürfen,    dass    ermässigende    aristokratische 


Elemente  unentbehrlich  sind,  um  unser  Volt 
vor    der    Alternative     revolutionärer    oder 
cäsaristischer  Entartung  zu  schützen.    Die- 
jenigen Gesinnungen  und  Fähigkeiten  aber. 
durch  deren  Fortpflanzung  eine  Aristokratie 
staatserhaltend    wirkt,    vermag    in    voUem 
Masse  nur  eine  bodenständige  Gnmdaristo- 
kratie    zu    entfalten.      Gewiss    haben   die 
Familienfideikommisse  gleich  allen  mensch- 
lichen   Einrichtungen    ihre    Schattenseiten. 
Allein  das,  was  sie  leisten,  ist  niit  den  von 
ihnen   untrennbaren   Missständen   nicht   zu 
teuer    erkauft.     Die    den   ausj^eschlossen^ 
Familiengliedern  zugemuteten  Opfer,  die  vom 
individualistischen  Gesichtspunkte  aus  nie- 
mals   gerechtfertigt    werden    können,   er- 
scheinen als  selbstverständlich,   wenn  und 
solange  ein  Familiengeist  lebt,  der  in  den 
einzelnen  das  Gefühl  der  Zugehörigkeit  zu 
einem   einheitlichen   Ganzen    und    in   dem 
lebenden   Geschlechte  das  Bewusstsein  des 
Zusammenhanges  mit  den  vergangenen  und 
künftigen  Geschlechtern  wach  erhält.    Frei- 
lich soll  vor  allem  auch  der  jeweilige  Be- 
sitzer stets  dessen  eingedenk  bleiben,  da&> 
er  nicht  als  Individuum,  sondern  als  fa- 
milienhaupt  bevorzugt  ist  und  darum  mit 
den  Rechten  zugleich  schwerwiegende  Pflich- 
ten   gegen   die   Familie    übernommen    bat. 
Doch  ist  zidetzt  auch  da,   wo  im  einzelnen 
Falle  das  Idealbild  des  Familiengutes  durch 
das    Uebergewicht    egoistischer    Gesinnung 
verzerrt  wird,  der  Aussclüuss  der  Jünger- 
geborenen  an  sich  nicht  »ungerechter«,  als 
es  überhaupt  die  Abhängigkeit   alles  Erb- 
rechts vom  Zufalle  der  Gebiul  ist!  Schwerer 
wiegen  die  Bedenken  gegen  die  starre  Tn- 
abänderlichkeit  einer  durch  private  Willens- 
erklärung für  alle  Zukunft  getroffenen  An- 
ordnung.   AUein    diesem   bei   der  gemein- 
rechtlichen Ausgestaltung  der  Familienfidei- 
kommisse in  der  That  unerträglichen  UeW- 
stande,  der  sich  übrigens  bei  den  Stiftungen 
wiederholt,  liaben  die  meisten  Partikular- 
rechte  bereits  in  gewissem   Umfange  at^ 
helfen  und   wird  die  Gesetzgebung  weiter 
abhelfen  können.    Was  endlich  den  Einfluss 
auf  die  Verteilung  des  Grundeigentums  lie- 
trifft,  so  ist  insoweit,  als  überhaupt  Gross- 
grundbesitz   wirtschaftlich    und    sozial   be- 
rechtigt  ist,   auch   der   Schutz   seines  Be- 
standes ein  legitimer  Erfolg  der  fideikom- 
missarischen    Bindung.     Der    Gefahr  ato 
eines  übermässigen  Anwachsens  des  Qtoss- 
grundbesitzes  kann  nur  zum  Teil  durch  eine 
Reform  des  Fideikommissrechts.  im  übrigen 
lediglich    durch    Massregeln    allgemeinerer 
Art  begegnet  werden.    Zunächst  ist  ziu-  Auf- 
saugung der  kleineren  Güter  sicherlich  der 
freie  Grossgrundbesitz  nicht  weniger  genagt 
und  befähigt  als  der  fideikommissarisch  ge- 
bundene Besitz,  dessen  Mangel  ja  auch  »las 
Verderben  des  römischen  Agrarwesens  durch 
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I^tifundienwirtschaft  nicht  gehindert  hat. 
Hier  kann  nur  die  Wiederaufnahme  der 
Idee  des  Bauernschlitzes  helfen.  Sodann 
wird,  wenn  behufs  Durchführung  des  zur 
Gesimdung  unserer  Verhältnisse  unerläss- 
lichen  Ansiedelungswerkes  die  schon  aljzu- 
weit  gediehene  Verschlingung  der  mittleren 
und  kleinen  Güter  teilweise  wieder  rück- 
gängig gemacht  werden  soll,  der  Fidei- 
kommissbesitzer  an  sich  gewiss  nicht  schwerer 
als  irgend  ein  anderer  Besitzer  die  nötigen 
vermeintüchen  oder  wirklichen  Opfer  bringen. 
Doch  wird  es  allerdings  eines  Eingriffes  der 
Gesetzgebung  bedürfen,  um  behufs  Ab- 
zweigiuig  von  Ansiedelungsgütera ,  mögen 
sie  nun  als  Rentengüter,  aJs  Erbpachtgüter 
otler  als  Heimstätten  konstituiert  werden,. 
<las  Veräusserungsverbot  unschädlich  zu 
machen.  Wenn  schli^slich  trotz  allem  die 
Besorgnis  besteht,  dass  der  fideikommissa- 
riüch  gebundene  Besitz  sich  auf  Kosten  des 
freien  Einzeleigentums  übermässig  ausdehne, 
so  wird  der  Staat  hier  mit  ähnlichen  Schutz- 
vehreu  ausreichen,  wie  er  sie  heute  für 
hinlänglich  hält,  um  eine  bedrohliche  An- 
häufimg des  Besitzes  der  toten  Hand  zu 
verhüten.  Will  man  die  Zahl  der  Fidei- 
konimissstiftungen  einschränken,  so  mag  man 
je<le  Neuerrichtung  eines  Fideikommisses  an 
landesherrliche  Genehmigung  binden.  Will 
man,  was  wichtiger  ist,  der  Vereinigung 
eines  allzugrossen  Fideikommissbesitzes  in 
♦  iner  Hand  vorbeugen,  so  mag  man  eine 
öliere  Grenze  setzen,  die  dann  etwa  nur 
durch  einen  Akt  der  Gesetzgebung  über- 
schritten werden  kann. 

Das  deutschrechtliche  Familienfideikom- 
rais§  hat  also  einen  wohlbegründeten  An- 
spruch auf  Fortbestand.  Allein  es  bedarf, 
wie  schon  aus  dem  Gesagten  folgt,  der 
Reform.  Die  Reform  muss  an  die  ur- 
sprüngliche und  niemals  ganz  erstickte  Idee 
'les  Instituts  anknüpfen,  die  Vorbildung 
al»er,  die  der  deutschen  Stammgutsidee  diu-ch 
Eiuzwängimg  in  den  römischen  Begriff  der 
fideikommissarischen  Substitution  wider- 
fahren ist,  nach  Möglichkeit  beseitigen.  Zu 
diesem  Behufe  braucht  man  nur  auf  dem 
^>ereits  von  den  neueren  Landesgesetzen  und 
namentlich  in  Preussen  eingeschlagenen 
^Vege  entschlossen  fortzuschreiten.  Es  ^t, 
das  Fideikommiss  voll  und  ganz  als  Familien- 
^'i^^entimi  auszugestalten. 

Schliesslich  aber  muss  darauf  hinge- 
wiesen werden,  dass  auf  die  Dauer  auch 
das  reformierte  Familienfideikommiss  dem 
Ansturm  seiner  Gegner  schwerlich  Stand 
halten  wird,  solange  die  Möglichkeit  eines 
Schutzes  des  Grundeigentums  durch  familien- 
reehtliche  Bindung  als  Privileg  des  Gross- 
^Timdbesitzes  empfunden  wird.  Will  der 
^irossgnmdbesitz  sich  sein  Fideikommiss- 
n^ht  erhalten,  so  möge  er  beherzigen,  dass 


ihm  die  hierzu  unentbehrliche  Bundesge- 
nossenschaft nur  dann  nicht  fehlen  wird, 
wenn  dem  mittleren  und  kleinen  Grund- 
besitz durch  entsprechende  Institute  ein 
gleich  wirksamer  Schutz  ^gen  die  zer- 
setzenden Kräfte  des  Individualismus  und 
des  Ks^italismus  geboten  ist.  Dass  eine 
üebertragung  des  Fideikommissrechts  selbst 
auf  bäuerliche  Verhältnisse  den  Bedürf- 
nissen und  Anschauungen  unserer  Bevölke- 
rung nicht  entspricht,  haben  die  in  Bayern 
imd  Hessen  mit  den  landwirtschaftlichen 
Erbgütern  gemachten  Erfahrungen  gelehrt. 
Wohl  aber  bedarf  es  eines  kräftigen  An- 
erbenrechts, das  die  Erhaltung  der  Bauern- 
güter in  ihrem  Bestände  und  bei  der  Familie 
durch  die  hier  angemessene  und  eingelebte 
Form  der  Einzelerbfolge  sichert.  Und  es 
bedarf  darüber  hinaus  eines  energischen 
Heimstättenrechts,  das  die  Möglichkeit  ge- 
währt, mittlere  und  kleine  Güter  durch 
Ausschluss  der  kapitalistischen  Schuldformen 
und  durch  Regulierung  und  Begrenzung  der 
Rentenverschuldung  dauernd  der  freien  Ver- 
schiüdbarkeit  zu  entziehen  und  als  unan- 
tastbare Familienheimat  zu  befestigen. 
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Max.  Bav.  civ.  T.  III  (176SJ,  c.  10.  —  J.  H. 
Boehmer,    Exerc.   ad  pandectat  II,   exerc.  Sl. 

—  V,  Salza  und  LichtenaUf  Die  Lehre  von 
Familien- f  Stamm-  und  Geschlechts -Ftdeikom- 
missen,  Leipzig  18S8.  —  O.  Beseler,  Die  Lehre 
von  den  Erbverträgen  II,  2  (Göttingen  I84OJ, 
S.  76 ff.;  Syst.  des  gem.  deuUch.  Priv.R.  ^  176. 

—  Eiehhomf    Einl.   in   das   deutsche    Privat-  ' 
recht  (6.  Aufl.  1S45),  ü  S68—S7L   —    Mitter" 
ntaiery    Grunds,    des    gem.    deutschen   Privatr. 

'  (7.  Aufl.  1847),  I,  Ü  168.  —  n,  Schuiae,  Das 
Recht  der  Erstgeburt,  Leipzig  1861;  Aus  der 
Praxis  des  Staats-  und  Privatrechts,  Leipzig 
1876,  S.  69 — IS4.  —  Hameyer,  lieber  die 
Heimat  nach  altdeutschem  Recht,  insbesondere 
über  da^  Hantgemal,  Abh.  der  Berl.  Akad.  der 
Wiss.  V.  1862.  —  Zim/merley  Das  deutsche 
Stammgutsystem,  Tübingen  1867.  —  r.  Gerber, 
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Beiträge  zur  Lehre  vom  devUchen  Familien- 
ßdeikommiss,  in  seinen  Jahrb.  I,  S.  53 — 100  (Ge- 
sammelte Abh.  I,  S.  100—143);  System  ^^  8S^ 
84'  —  Costa,  Entwickelnngsgeschichte  der  deut- 
schen Familienfideikommisse,  München  1864'  — 
Lewis,  Das  Recht  des  Familienßdeik&mmisses, 
Berlin  1868;  Die  in  den  deutschen  Staaten  be- 
stehenden gesetzlichen  Bestimmungen  über  die 
Familienfideikommisse,  in  Hirths  Annalen  1879, 
S.  465 — 600.  —  Gierke,  Das  deutsche  Genossen- 
8chaft*rechtf  Bd.  I  (1868),  S.  423 ff.;  Zeitschr.f. 
d.  Privat-  und  öffentliche  Recht  der  Gegenwart, 
Bd.  V  (Wien  1878),  S.  557—599;  Jahrbuch  für 
Gesetzg.,  Venealtung  u.  Volkswirtschaft,  hera\isg. 
von  Schmoller,  Bd.  XII  (1888),  S.  429^436; 
Jahrb.  /.  Dogm.,  Bd.  XXXV  (1896),  S.  274—284. 

—  Wippermann,  Ueher  Ganerbschaften,  Wies- 
baden 1873.  —  Sally  Meyer,  Beiträge  zur  Ge- 
schichte der  fideikomm  issarischen  Substitutionen, 
insbesondere  der  bürgerlichen  Familienfideikom- 
misse in  Deutschland,  Bonn  1878;  Nachtrag  in 
Zeitschr.  für  Rechtsgesch.  XV,  S.  131—137.  — 
Walter,  Syst.  des  gem.  deutsch.  Privatr.  ^^ 
470—476.  —  Gengier,  Lehrb.  S.  234—242.  -- 
Bluntschlt,  DeuUch.  Priratrecht  ^  68.  — 
Freiesleben,  Die  Familienanwartschaß  nach 
dem  nettesten  sächs.  R.,  Leipzig  1868.  —  Roth, 
Bayer,  arür.  II,  ^^  217  236;  System  der 
ieutschen  Privatr.  Bd.  III  (1886),    S.   753—781. 

—  F&rster^Eccius ,  Theorie  und  Praxis  des 
preuss.  Privatr.  III,  ^  242.  —  Demburg, 
Lehrb.  d.  preuss.  Privatr.  I,  ^^  374—379;  Das 
bürgerliche  Recht  des  Deutschen  Reichs  und 
Preussens,  Bd.  III  (1898),  ^  125—133.  —  Stobbe, 
Handb.  des  deuUch.  Privatr.  Bd.  II,  ^  138—140 
(in  der  3.  Aufi.  von  H.  O.  Lehmann,  ^197 
—199),  Bd.  V,  ^  321.  —  Brunner,  Zur  Rechts- 
geschichte der  röm.  und  germ.  Urkunde,  Bd.  I 
(1880),  S.  190—193;  Art.  nFnmilienfideikommissn 
in  V,  Holtxendorfff  Rechtslexikon,  3.  Aufl.,  I, 
S.  792—796,  Encyklopädie  5.  Aufl.,  S.  287.  — 
Pfaff  und  Hoffmann,  Kommentar  zum  öster- 
reichischen allgemeinen  bürgert.  Gesetzb.,  Bd.  II, 
S'  319—386  (1880  u.  1883) ;  Exkurse  über  österr. 
cdlgem.  bürgert.  Recht,  Bd.  II,  IL  2  (1880),  S. 
163  ff.,  H.  3  (1884),  S.  219—315  (daraus  Separat- 
ahdruck  nZur  Geschichte  der  Familienfideikom- 
misse u,  Wien  1884).  —  v.  Miaskowski,  Das 
Erbrecht  und  die  Grundeigentumsverteüung  im 
Deutschen  Reich,  Abt.  II  (I884),  S.  Iff.  —  von 
Kayser,  Für  oder  gegen  Fideikommisse,  im 
Landwirt  von  1887,  Nr.  46.  —  Chraf  von 
Bothtner,  Die  Reform  des  adeligen  Erbrechts, 
Dresden  1888.  —  Fronxmhold,  Beiträge  zur 
Einzelerbfolge  im  deutschen  Priratrecht,  Heft  33 
der  von  Gierke  heinusgegeb.  Unters,  zur  deut- 
schen Staats-  und  Rechtsgeschichte,  Breslau  1889. 

—  Conrad,  Die  Fideikommisse  in  den  öst- 
lichen Provinzen  Preussens,  Sonderabdruck  aus 
der  Festgabe  für  G.  Hanssen  zum  31.  V.  1889, 
Tübingen  1889.  —  IT.  Kosin,  Beiträge  zum 
Recht  der  revokatorischen  Klage  bei  Familien- 
ädeikommissen  u.  s.  w.,  Jahrb.  f.  Dogm.  Bd. 
XXXII  (1893)  S.  323—469.  —  P.  Hager, 
Familienfideikommisse,  Jena  1897. 

O.   Gierke. 


IL  Die  Tolkswirtschaftliche  und 
sozialpolitische  Bedeutung  der  Fidei- 
kommisse. 

1.  Allgemeioe  Betrachtung,  die  Bedeotang 
der  F.  für  preassisch-deatsche  Verhältnisse.  2. 
Die  Statistik  der  F.  für  Preussen  und  Oester- 
reich.  B.  Der  Einfluss  der  F.  auf  die  Lati- 
fundienbildnng. 

1.  Allgemeine  Betrachtung,  die  Be- 
deutung der  F.  für  preussisch-dentsche 
Verhältnisse.  Die  Wirkung  dieser  Institu- 
tion muss  naturgemäss  auf  verschiedenen 
Kultiu^tufen  und  unter  verschiedenen  wirt- 
schaftlichen Verhältnissen  eine  sehr  un- 
gleiche sein.  Man  kann  deshalb  nicht  a 
priori  ein  allgemein  gültiges  Urteil  darüber 
abgeben,  sondern  muss  dasselbe  nur  für  ein 
bestimmtes  Land  in  einem  gegebenen  Mo- 
mente vorbehalten.  Wir  haben  bei  der 
folgenden  Untersuchung  hauptsächlich  das 
gegenwärtige  Deutschland  im  Auge.  In 
gleicher  Weise  wird  die  Wirkung  der  Ein- 
richtung eine  sehr  verschiedene  sein,  je  nach- 
dem sie  sich  auf  mobiles  Kapital  oder  Grund 
und  Boden  bezieht,  sie  wird  anders  für  den 
örossgnmdbesitz  als  für  den  Kleingrund- 
besitz ausfallen,  verschieden  nach  der  Aus- 
dehnung, welche  die  Instit^ition  bereits  ge- 
funden hat.  Nach  allen  diesen  Richtimgen 
wird  deshalb  in  dem  weiteren  Verfolg  die 
Untereuchimg  geführt  werden  müssen. 

Die  erste  und  hauptsächlichste  Wirkung 
der  Fideikommisse  ist,  bestimmte  Familien 
in  einer  günstigen  Vermögenslage  oder  in 
dem  Besitze  bestimmter  Realitäten  zu  er- 
halten. Zu  diesem  Zwecke  ist  die  Institu- 
tion getroffen,  wie  aus  dem  Vorstehenden 
hervorgeht,  als  Fortsetzung  der  Erbbe- 
schränJkung  bei  den  alten  Stammgütem  in 
den  Hausgesetzen  vieler  alter  Adelsfamilien 
und  als  Verschärfung  der  Gebundenheit  der 
früheren  Lehnsgüter. 

Das  Vorhandensein  wohlhabender,  selbst 
reicher  Familien,  welche  vom  eigenen 
Erwerb  unabhängig  dastehen,  im  stände 
sind,  eine  hervorragende  soziale  Stel- 
lung einzunehmen  und,  ohne  auf  Erwerb 
zu  sehen,  sich  dem  Dienste  des  Staates  und 
der  Gesellscliaft  zu  widmen  oder  auch  mit 
den  eigenen  Mitteln  wirtschaftliche  Thätig- 
keit  in  grossem  Massstabe  zu  unterstützen, 
ist  imzweifelhaft  für  den  Staat  und  die 
Volkswirtschaft  von  höchster  Bedeutiuig. 
Ebenso  ist  es  wünschenswert,  dass  land- 
wirtschaftliche Grossgrundbesitzer  im  Lande 
vorhanden  sind,  die  mit  höherer  Intelligenz 
und  grösseren  Mitteln  ausgerüstet  als  ihre 
kleineren  Nachbarn,  durch  das  Vorbild  ihrer 
wirtschaftlichen  Thätigkeit  den  Fortschritt 
in  dem  ganzen  Lande  anbahnen  und  in  die 
rechte  Richtung  zu  lenken  vennögen. 
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In  unseren  Kulturländern  liegt  aber  ein 
Bedüi-f  dIs,  künstlich  die  Zahl  solcher  Familien 
zu  vermehren,  offenbar  nicht  vor.  Die  Zahl 
tler  reichen  Familien  vermehrt  sich  vielmehr 
auch  ohne  besondere  Hilfe,  und  im  Gegen 
teil  ist  die  Furcht  verbreitet,  dass  der  Zug 
der  Zeit  ohnehin  auf  die  Koncentrienmg 
grosser  Vermögen  in  einzelnen  Händen  hin- 
führt Es  giebt  aber  keine  Familien,  in 
denen  die  Tüchtigkeit  der  Nachkommen- 
schaft in  besonderer  Weise  garantiert  ist. 
Korperkraft  vererbt  sich  bekanntlich  weit 
sicherer  als  geistige  Fähigkeit.  Daher  giebt 
die  künstliche  Erhaltung  bestimmter  Fanulien 
keine  Garantie,  dass  sie  dem  Staate  und  der 
Gesellschaft  hervorragende  Dienste  leisten 
werden,  und  niemals  hat  es  die  Geschichte 
bekundet,  dass  sich  Majoratsherren  allge- 
meiner durch  hervorragende  Tüchtigkeit 
ausgezeichnet  haben.  Unter  den  grossen 
Männern,  welche  bei  der  Neuaufrichtung  des 
Deutschen  Eeiches  einen  hervorragenden  An- 
teil genommen  haben,  ist  auch  nicht  einer, 
dessen  Familie  in  Fideikommiss  gebundenem 
Gnmdbesitz  eine  wesentliche  Stütze  besitzt. 
Erst  aus  den  Dotationen  ist  ihnen  eine  solche 
Basis  für  die  Zukunft  erwachsen. 

Wohl  ist  auch  heutigen  Tages  eine  hohe 
Aristokratie  von  besonderer  Bedeutung, 
welche  durch  Tradition  sich  dem  öffent- 
lidien  Dienste  widmet,  doch  besitzt  diese 
ohnehin  durch  die  Geburt  einen  so  hohen 
Vorzug  vor  der  übrigen  Bevölkerung,  dass 
es  ihr  bei  einiger  Tüchtigkeit  leicht  ist,  sich 
in  dem  Kampfe  um  das  Dasein  auf  der 
Höhe  zu  erhalten.  Es  ist  auch  nicht  zu  be- 
fürchten, dass  eine  Geldaristokratie  mu* 
weiter  auf  den  Erwerb  sehen  und  nicht  all- 
gemeine Pflichten  auf  sich  nehmen  wird. 
Viehnehr  zeigt  es  sich  allgemein,  dass  der 
Erwerbstrieb  in  solchen  Familien  bald  er- 
lischt und  ihre  Mitglieder  sich  einer  Be- 
rufsthätigk^it  zuwenden,  bei  denen  gesell- 
schaftiiche  Stellung,  geistige  oder  künst- 
lerische Thätigkeit  dem  Leben  einen  be- 
sonderen Reiz  verleihen.  Auch  eine  be- 
sondere Stütze  der  Monarchie  ist  in  Deutsch- 
land in  der  Aristokratie  nicht  zu  sehen. 
Diese  ist  vielmehr  in  der  ganzen  gebil- 
fleten  Klasse  zu  finden. 

Ebensowenig  liegt  ein  Bedürfnis  vor, 
<len  Grossgrundbesitz  künstlich  zu  fördern 
pnd  zu  stützen,  der  namentlich  in  Pi^ussen 
in  einzelnen  Gegenden,  Westfalen,  Pommern, 
Schlesien  im  Üebermasse  ausgebreitet  ist. 
Dagegen  ist  es  allerdings  wünschenswert, 
te  der  Grundbesitz  möglichst  in  derselben 
Famiüe  erhalten  bleibt,  damit  der  Wirt- 
schaftende nicht  nur  für  den  Moment  ar- 
Wtet,  sondern  zugleich  für  die  Zukunft. 
Auch  gesetzliche  Einrichtimgen  werden  des- 
^b  am  Platze  sein,  welche  diese  be- 
günstigen.    Doch   kann  es  nicht  die   Auf- 


gabe sein,  die  Erhaltung  im  Besitze  unbe- 
dingt zu  erzwingen,  weil  es  dann  auch  in 
solchen  Fällen  geschieht,  wo  ein  Wechsel 
durchaus  angebracht  ist.  Eine  Familie  auf 
einem  Gute  zu  erhalten,  welche  keinen 
tüchtigen  Landwirt  aufzuweisen  hat  und 
welche  sich  in  pekuniär  zerrütteten  Ver- 
hältnissen befindet,  ist  wirtschaftlich  in 
höchstem  Masse  schädlich,  und  wenig  solche 
Fälle,  die  häufig  genug  vorkommen,  wiegen 
den  anderweiten  Nutzen  der  zwangsweisen 
Erhaltimg  auf.  Man  hat  gemeint,  das  Be- 
denken beseitigen  zu  können,  wenn  einem 
Familienausschusse  oder  der  Majorität  der 
stimmberechtigten  Familienglieder  das  Eecht 
eingeräumt  würde,  einen  untüchtigen  Erben 
auszuschliessen  und  durch  den  nächsten  zu 
ersetzen.  Indessen  wird  ein  solcher  Schritt 
natürlich  nur  im  äussersten  Nptfalle  unter- 
nonunen  werden.  Im  grossen  Ganzen  würde 
die  Bestimmung  ohne  jede  praktische  Be- 
deutung sein  (P.  Hager,  Familienfidei- 
kommisse,  Jena  1897). 

Solange  nun  nicht  besondere  Gründe 
für  die  ndeikommissarische  llestlegung  an- 
geführt werden  können,  wird  es  das  Natür- 
liche sein,  solche  Beschränkung  des  freien 
Verkehrs  zu  unterlassen ;  es  erscheint  dann 
vielmehr  als  eine  Ungerechtigkeit,  die  jüngeren 
Geschwister,  ohne  die  voriiegenden  Ver- 
hMtnisse  zu  berücksichtigen,  ein  für  allemal 
von  einer  angemessenen  Erbteilnahme  aus- 
zuschliessen und  nm*  einen  einzigen  Erben 
zu  begünstigen.  Dazu  kommt,  dass  bei  den 
alten  Fideikommissen  die  dem  Inhaber  auf- 
erlegten Pflichten  ziur  Versorgung  der  Mit- 
erben durch  Ausstattung,  Apanagen  etc. 
längst  hinter  den  Anforderungen  der  Zeit 
zunickgeblieben  sind,  weil  sie  aus  einer 
Zeit  mit  ungleich  höherem  Geldwerte 
stammen.  Die  Ungerechtigkeit  wird  dadurch 
eine  noch  grössere.  Denn  durch  Standes- 
vonirteile,  eigene  wie  die  anderer,  die  sich 
gegen  Adelige  richten,  in  der  freien  Be- 
nutzung ihrer  Kräfte  im  gewerblichen  I^ben 
gefesselt,  sind  jüngere  Kinder  des  Adels 
nach  Fortfall  früherer  Sinecuren,  dxxroh 
solche  Zurücksetzung  leicht  in  die  traurigste 
Lage  versetzt. 

Man  hat  aber  auf  das  natürliche  Streben 
des  Menschen  hingewiesen,  seine  Nach- 
kommenschaft und  seinen  Namen  auch  für 
die  Zukunft  sicherzustellen,  und  es  als  eine 
zu  weitgehende  Beschränkung  des  persön- 
lichen Verfügungsrechts  angesehen,  wenn 
hierzu  der  Weg  eines  Fideikommisses  nicht 
gestattet  sein  soU.  Solange  sich  dieselben 
m  massigen  Grenzen  halten  nach  Zahl  und 
Höhe  der  Beträge,  so  dass  ein  wirtschaft- 
licher Nachteil  für  die  Gesamtheit  daraus 
nicht  zu  erwarten  steht,  und  wenn  die  Be- 
seitigung der  Schranken  erleichtert  ist,  um 
sie  Veränderungen   anzupassen,    wird  des- 
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halb  die  Institution  zu  tolerieren  sein.  Es 
mu8S  aber  speciell  untersucht  werden,  was 
für  Nachteile  dadurch  zu  befürchten  sind 
und  welche  Bedeutung  dieselben  annehmen 
können. 

Vor  allem  ist  in  unserer  Zeit  der  Kredit- 
wirtschaft die  Erschw^erung  des  Ki-edit- 
nehmens  überall  verhängnisvoll,  wo  sich 
nicht  neben  dem  Grundl>esitz  noch  erheb- 
liche Kapitalien  in  der  Hand  des  Besitzers 
befinden.  Deshalb  ist  schon  vielfach  darauf 
hingewiesen,  dass  es  wünschenswert  sei, 
Fideikommisse  für  Mobilien  mit  den  für  Immo- 
bilien zu  verbinden.  Thatsächlichaber  ist  dieses 
bisher  eine  Ausnahme  geblieben.  Mangel  an 
Kredit  ist  aber  die  Ursache,  dass  gebundener 
Besitz  thatsächlich  schlechter  bewirtschaftet 
zu  werden  pflegt  als  ein  im  freien  Verkehr 
stehender.  Das  ist  allerdings  nicht  statistisch 
zu  belegen,  nach  unserer  personlichen  Be- 
obachtung aber  imallgemeinen  entschieden  der 
Fall,  wenn  uns  auch  glänzende  Ausnahmen 
bekannt  sind.  Diese  schlechtere  Bewirt- 
schaftung findet  sich  ausserdem  sehr  allge- 
mein, weil  die  Besitzer  in  Reichtum  er- 
zogen und  in  dem  Bewusstsein  ihi-er  ge- 
sicherten Stellung  aufgewachsen,  in  der 
Regel  keinen  wirtschaftlichen  Sinn  und  nur 
geringe  Ai'beitslust  besitzen.  Der  Inhaber 
wiKl  eben  nicht  nach  seiner  wirtschaftlichen 
Tüchtigkeit  ausgewählt,  sondern  durch  den 
Zwang  des  Statuts,  und  die  Unveräusser- 
lichkeit  der  Güter  verhindert  den  Uebergang 
in  die  Hände  tüchtigerer  Kräfte.  Je  melir 
die  landwirtschaftliche  Thätigkeit  Kenntnisse, 
Fleiss  und  geistige  Tüchtigkeit  voraussetzt, 
je  mehr  der  Ertrag  der  Landwirtschaft  ein 
unsicherer  wird,  um  so  bedeutsamer  wird 
es,  dass  das  Gut  niu*  von  solchen  Persön- 
lichkeiten bewirtschaftet  wird,  welche  der 
Aufgabe  gewachsen  sind.  Ein  Ausweg  wird 
durch  die  Möglichkeit  der  Verpachtung  ge- 
boten, durch  welche  auch  bei  einem  un- 
geeigneten Eigentümer  eine  angemessene  Be- 
wirtschaftung des  Landes  herbeigeführt 
werden  kann.  Doch  sind  von  den  Gütern 
mit  mehr  als  1000  ha  in  den  östlichen  Pro- 
vinzen Preussens  bis  jetzt  nur  43,4%  ver- 
pachtet, 34,2  ^/o  wurden  administriert,  22,4  % 
selbst  bewirtschaftet;  und  das  Wünschens- 
werte ist  sicher,  dass  der  Besitzer  das  Gut 
selbst  bewohnt  und  bewirtschaftet.  Er  wird 
dadurch  erat  seine  sozialen  und  politischen 
Aufgaben  richtig  erfüllen. 

Die  grösste  Gefahr  dieser  statutarischen 
Erbbeschränkung  und  ünveräusserlichkeit 
des  Grundbesitzes  liegt  in  der  dadurch  ge- 
botenen Grundlage  zu  einer  übermässigen 
Koncentrierung  des  Vermögens  überhaupt 
sowie  der  Vereinigung  des  Grundbesitzes  in 
wenig  Händen,  d.  i.  in  der  dadurch  be- 
günstigten Latifundienbildung. 

Die  Gefahr  unserer  Zeit  liegt  nicht  in 


einer  zunehmenden  Zersplitterung  des  Ver- 
mögens, sondern  in  einer  zu  grossen  Kon- 
centration desselben.  Das  ^ird  auch  der- 
jenige zugeben,  der,  wie  der  Unterzeichnete, 
nicht  der  Meinung  ist,  dass  unsere  Zeitent- 
wickelung unaufhaltsam  die  mittleren  Ver- 
mögensklassen verschwinden  lässt,  sondern 
anerkennt,  dass  dieselben  sich  in  neuerer 
Zeit  nicht  nur  absolut,  sondern  auch  relativ 
sogar  vermehrt  haben.  Denn  dass  daneben 
sich  kolossale  Vermögen  entwickelten,  die 
in  keinem  Verhältnis  zum  entsprechenden 
Bedarf  einer  Familie  stehen  und  welche 
damit  einen  übergrossen  Prozentsatz  des 
Nationalvermögens  der  übrigen  Bevölkerung 
entziehen,  bleibt  darum  doch  eine  Thatsache. 
Lst  die  Koncentration  durch  hervorragende 
Leistungen  erzielt,  so  hat  sie  ihre  volle  Be- 
rechtigung und  kann  nur  als  Prämie  für 
die  Verwertimg  der  Kräfte  wünschenswert 
sein.  Jedes  Bedenken  wird  ihr  genommen, 
wenn  die  Summen  sich  schnell  wieder  ver^ 
teilen,  wie  es  bei  freier  Erbteilung  er- 
fahrungsgemäss  allgemein  geschieht.  Die 
Erhaltung  eines  Vermögens  beansprucht 
heutigen  Tages  nicht  unbedeutende  Thätig- 
keit. Die  künstliche  Garantie  grosser  Ver- 
mögen ohne  Arbeit  imd  Sorgfalt  wird  leicht 
zur  Erschlaffung  und  Entartung  führen. 
Die  Wirkung  dieser  Koncentration  wird  eine 
um  so  nachteiligere,  wenn  das  Vermögen  in 
Gmnd  und  Boden  besteht  und  damit  der 
übrigen  Bevölkeining  die  Möglichkeit,  Grund 
und  Boden  zu  erwerben,  übermässig  er- 
schwert wird.  Je  grösser  die  V^olksdichtig- 
keit  ist,  um  so  fühlbai*er  wird  dieser  Miss- 
stand. Ist  gar  diese  Fläche  gesetzlich  zu- 
sammengehalten und  weder  einer  Erbteilung 
noch  einer  Abzweigimg  durch  Verkauf  zu- 
gänglich, so  fehlt  eben  die  Möglichkeit,  eine 
angemessene  Verteilung  des  Gnmd  und 
BcMdens  vorzunehmen;  imd  da  die  Verwal- 
tung in  kleinen  Stücken  weit  umständlicher, 
schwerer  zu  kontrollieren  imd  unsicherer  ist 
als  in  grossen  Gütern,  so  zeigte  sich  bisher 
überall  das  Streben,  namentlich  in  Nord- 
deutschland, den  Grossgrundbesitz  auch  in 
möglichst  grossen  Gütern  zu  verwerten, 
auch  dann,  wenn  eine  Zerlegung  in  Bauern- 
güter und  Parzellen  wirtschaftlich  wie 
sozialpolitisch  in  hohem  Masse  w^ünschens- 
wert  war. 

Di^  fideikommissarische  Festlegung  des 
Grundbesitzes  ist  naturgemäss  das  wirk- 
samste Mittel  in  den  Händen  einer  Familie, 
im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr  Grund  und 
Boden  zu  vereinigen  imd  ein  immer  grösseres 
Vermögen  anzuhäufen.  Die  folgende  sta- 
tistische Untersuchung  wird  ergeben,  dass 
in  dem  östlichen  Preussen  die  Fol^n  dieser 
Institution  in  der  erwähnten  Weise  scharf 
hervorgetreten  sind.  Die  Fideikommiss- 
gründung     von     der     Genehmigung     des 
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Herrschers  abhängig  zu  machen,  ist  er- 
fahrungsgemäss  keine  Schi-anke,  da  die 
Fürsten  stets  die  Institution  zu  erweitem 
bestrebt  gew^esen  sind,  in  der  Meinung,  sich 
dadurch  besondere  Stützen  zu  schaffen. 
Jedenfalls  wäre  unter  den  deutschen  Ver- 
hältnissen die  Beschränkung  des  territorialen 
Umfanges  eines  Fideikommisses  sowie  der 
in  einer  Hand  zu  vereinigenden  Fidei- 
kommisse dringend  geboten,  dann  eine  ge- 
setzliche Erleichterung  der  Verpfändung, 
um  Heliorationskapitd  kreditiert  zu  er- 
halten, und  der  Veräusserung  von  Be- 
sitzteilen sowie  der  Aufhebung  der  Institu- 
tion durch  Majoritätsbeschluss  der  majorennen 
männlichen  Familienmitglieder.  In  emer  Zeit, 
wo  alle  Konjimkturen  eine  Verkleinerung 
der  Gutswirtschaften  für  vorteilhaft  er- 
scheinen lassen,  muss  jede  Bindung  des  Be- 
standes von  Nachteil  sein.  Liegt  auch  nach 
der  Gesetzgebung  die  Möglichkeit  der  Ab- 
zweigung einzelner  Besitzstücke  vor,  so  ist 
sie  doch  mehr  oder  weniger  erschwert  und 
wird  von  einem  Fideikommissbesitzer,  der 
sich  nicht  als  aDeiniger  Besitzer  fühlt,  weit 
schwerer  vorgenommen  werden  als  von 
einem  Allodbesitzer.  Aus  demselben  Gnmde 
erschweren  die  Fideikommisse  die  wünschens- 
werte Vermehnmg  der  ländlichen  Arbeiter, 
den  Erwerb  von  Grundeigentum  durch  Hand- 
werker, Arbeiter  und  somit  die  Sanierung  im- 
serer  ländlichen  wie  städtischen  Verhältnisse. 

2.  Die  Htatistik  der  F.  für  Prenssen 
und  Oesterreich.  Die  Tabelle  auf  S.  896 
ergiebt  die  Zahl  der  Fideikommisse  an 
Grund  und  Boden  in  Preussen,  die  Zahl  der 
Besitzer,  die  Ausdehnung  der  Kulturfläche 
und  die  Höhe  des  Grundsteuerreinertrags, 
auf  welchen  dieselbe  geschätzt  ist. 

Das  Areal  der  Fideikommisse  im  preus- 
sischen  Staate  betrug  im  Jahre  1895  nach 
der  offiziellen  Statistik  in  1045  Fideikora- 
missen  2121636  ha  Fläche,  d.s.  6,09%  der 
Gesamtfläche.  Fast  die  Hälfte  davon  ist 
Wald,  welcher  11,65%  des  preussischen 
Waldbestandes  ausmacht.  Der  Gnmdsteuer- 
reinertn^ist  auf  26  Millionen  Mark  geschätzt, 
5,8  ®/o.  Die  grösste  Ausdehnung  haben  die 
Fideikommisse  in  Schlesien  mit  13,7%  der 
Fläche,  die  geringste  in  Hannover  und  im 
Rheinland  mit  2,1  und  2,6%.  Ein  bedeuten- 
der Teil  betrifft  grosse  Komplexe.  89  Fidei- 
kommisse lunfassen  Besitzungen  mit  mehr 
als  5000  ha,  im  ganzen  1,3  Millionen  ha, 
343  sind  mit  weniger  als  500  ha  angegeben, 
zusammen  mit  77009  ha  oder  nur  3,64% 
Fideikommmissfläche. 

Das  Ueberwiegen  der  Waldfläche  wird 
unzweifelhaft  als  günstig  angesehen  werden 
können,  da  diese  im  grossen  Betriebe  besser 
zu  verwerten  ist  und  bei  garantierter  Dauer 
des  Besitzes  in  derselben  Hand  weniger 
leicht  dem  Raubbau  verfällt. 


In  den  7  östlichen  Provinzen  sind  1851  Gü- 
ter imd  Vorwerke,  114  Forsten,  8  Höfe  und  2 
Feldmarken  fideikommissarisch  gebunden,  im 
ganzen  1975  Besitzteile,  welche  fast  sämtlich 
ein  Areal  von  mehr  als  100  ha  benutzter 
Fläche  umfassen.  Im  ganzen  giebt  es  mm 
auf  unserem  Temtorium  17  896  Betriel)e  mit 
mehr  als  100  ha,  von  denen  also  die  ersteren 
11%  ausmachen.  Unter  diesen  befindet 
sich  aber  namentlich  im  äussersten  Osten 
eine  Anzahl,  die  nicht  zu  grösseren  Gütern 
zu  rechnen  sind.  Auf  Grund  des  Handbuchs 
des  Grossgrundbesitzes  in  Deutschland  von 
Elierholz  liaben  wir  in  den  achtziger  Jahren 
für  die  7  östlichen  Provinzen  die  Güter 
mit  mehr  als  100  ha  Land  herausge- 
sucht, von  welchen  15017  Güter  sich  in 
der  Hand  von  10712  Privatbesitzern 
befinden.  Davon  waren  damals  13,2  %  fidei- 
kommissarisch  festgelegt  in  der  Hand  von 
4,9%  der  grösseren  Gnindbesitzer.  Hier 
gewinnt  mithin  der  fideikommissarische  Be- 
sitz bereits  eine  grössere  Bedeutung  als 
im  Vergleich  zum  gesamten  Grund  imd 
Boden;  seine  Bedeutung  wächst,  je  grösser 
die  Güter  werden  und  bei  den  Besitzern, 
besonders  in  den  höheren  Standeskategorieen. 

Nach  der  offiziellen  Statistik  befanden 
sich  1895  die  1045  Fideikommisse  in  den 
Händen  von  939  Inhabern,  so  dass  einzelne 
mehrere  Fideikommisse  besitzen,  unter  den 
Fideikommissbesitzern  befinden  sich: 

23  Inh.  a.  regierenden  Häusern  m.  204077  ha 

41     „  „  deutschen    standesherr- 
lichen Häusern  mit  .  326844  „ 

20     „  „   sonst,  fürstl.  Häusern  m.  229761  „ 

240     „  „  grätlichen  Hänsern  mit  733866  „ 

525     „  „   dem  sonstigen  Adel  mit  589  043  „ 

^     »  M   bürgerlichen  Familien  m.  37821  „ 

Von  den  bürgerlichen  Fideikommiss- 
besitzern haben  die  meisten  nur  kleinere 
Flächen  in  der  Hand;  40  mit  weniger  als 
100  ha,  28  mit  100  bis  500  ha,  7  mit  500 
bis  1060,  15  mit  1000  bis  5000  ha. 

Der  Adel  besass  vor  15  Jahren  nach 
unserer  Untersuchung  in  den  Jahrb.  f.  Nat. 
u.  Stat.  N,  F.  Bd.  XVI  S.  121  überhaupt  in 
den  sieben  östlichen  Provinzen  7165  Güter, 
wovon  in  Fideikommissen  1927  oder  26,9  %. 
Die  Grafen  allein  disponierten  über  2175 
Güter,  wovon  1238  in  Fideikommissen,  d.  s. 
58  %,  also  erheblich  über  die  Hälfte.  Hier- 
aus ergiebt  sich,  welche  bedeutende  Stütze 
heutigen  Tages  jene  Geschlechter  durch 
diese  Einrichtung  erhalten. 

Wir  glaubten  den  Besitz  des  Adels  auf 
5770016  ha  annehmen  zu  können,  wovon 
landwirtschaftliche  Kulturfläche  3452161  ha 
und  1886064  ha  Wald.  Nehmen  wir  diese 
Zahlen  als  richtig  an,  so  läge  davon  in 
Fideikommissen  24,2%  der  Gesamtfläche 
(1 394819  ha),  18,9  %  der  Aecker  und  Wiesen 
(655164  ha),  33,8%  des  Waldes  (623840  ha). 
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Auch  in  diesen  Zahlen   tritt  die  Bedeutung 
der  Fideikommisse  in  ein  scharfes  Licht. 

Selbst  inOesterreich  haben  die  Fidei- 
kommisse keine  solche  Ausdehnung  wie  in 
den  untersuchten  preussischen  Landesteilen. 
In  ganz  Oesten^eich-Cisleithanien  (s.  Tabelle) 
giebt  es  nur  292  Fideikommisse  an  Grund 
und  Boden,  gegen  547  in  dem  östlichen 
Preussen;  dazu  gehören  in  Oesterreich  88Ci 
Güter,  in  Preussen  über  1900.    Die  Fläche 


ist  in  Oesterreich  1 140 193  ha,  im  fetliih'  ii 
Preussen  1408860  ha;  im  ersleren  Laml^- 
4,1^.0,  im  letzteren  6,2 'Vo  der  Gesamtfläche : 
an  landwirtschaftlicher  Fläche  dort  2,1(1 '•... 
hier  4,6  »  o  ;  der  Wald  dort  8,6  <*/o,  hier  11,7  ^). 
Die  V(Tschiedenheit  in  den  einzelnen  Pr> 
vinzen  ist  freilich  in  Oesterreich  noch  grüs^r. 
worauf  vdv  liier  indessen  nicht  näher  tin- 
gehen  können. 


Realfideikommisse  in  Oesterreich. 


Zahl  der 

Die  Fideikommissgüter  bestehen  ans 

Land 

bestehen- 
den Real- 

tidei- 
kommisse 

dazu 
kommisse 

Gesamtareal 
ha 

Aecker  u.  Wiesen       Wald 
ha                      ha 

Nieder-Oesterreich   .    . 
Ober-Oesterreich  .    .    . 

Steiermark 

Kärnten 

Krain 

Küstenland      .... 

Tirol 

Böhmen 

Mähren 

Schlesien 

Galizien 

Dalmatien 

71 

20 

30 

15 
10 

19 

1 
58 
18 

5 

9 

36 

174 
43 
80 

53 

17 

92 

4 

220 

59 
20 
82 
36 

125956 

6,32   '!o 
60334 

5,04   % 
23767 

1,06   0/^ 
70492 

6,83   % 
48921 

4,87    ^0 
1272 
0,16   % 
87 

0,003  7o 

«;79  220 

II, »5   7o 
177  539 
7,99    % 

17  671 

3,43    \ 
30027 

0,38    7o 
4909 
0,38    7o 

34700 

3,31    % 
2358 
0,38   % 
3417 
0,51    % 
3886 

1,52   % 
1476 

669 
0,301  \ 

0,001  \ 
169956 

5,38  % 
40355^ 

3,i3//o 
4428 

18087 

o,39/;o 

618 

0,41  % 

76218 

n,97  % 
50800 

12,66  \ 
16  153 
1.59  % 
51  831 
12,35  *^ 
44608 

9,20    % 

481 
0,26  %. 

;o 

0,004% 
359608 

23,8S  *., 
128  271 
22,09  %. 
12523 
7,58  * 
10542 

0,52  % 

730 
0,27  % 

Zusammen 

292 

880 

1  140  193 

4,075  7o 

279  956 
2,16  % 

751  8»4  , 
8,66  \ 

3.  Der  Einflass  der  F.  anf  die  Lati- 
f  nndienbilduDg.  Unsere  Tabelle  ffir  Preussen 
zeigt,  dass  die  überwiegende  Mehrzalil  der 
Fideikommisse  einen  bedeutenden  Umfang 
hat;  14,2%  der  Fideikommissbesitzer,  aber 
nur  0,5  %  der  Fläche  betrifft  Fideikommiss- 
besitzungen  von  weniger  als  200  ha,  2,4% 
der  Fideikommisse  festgelegte  Fläche  in 
Gütern  von  200  bis  500,  6,9  %  500  bis  1000, 
während  gegen  90%  in  Komplexen  von 
über  1000  ha  vereinigt  sind.  Circa  10% 
der  Fideikommissbesitzer  vereinigten  mehr 
als  5000  ha  in  ihren  Händen  und  53,3  %  der 
gebundenen  Fläche. 

Dies  Ergebnis  wird  noch  mehr  durch 
folgende  positive  Zahlen  illustriert,  indem 
die  Gesamtzahl  der  939  Fideikommissbesitzer 
Güter  mit  über  26  Millionen  Mark  Gnmd- 


steuerreinertrag  in  ihrer  Hand  vereinigen, 
also  auf  jeden  im  Durchschnitte  fast  2S<Xhi 
Mark  Gnmd Steuerreinertrag  fallen,  während 
die  461  Fideikommissbesitzer  mit  über 
1000  ha  Gnmd  und  Boden  gegen  2  Mil- 
lionen ha,  34  allein  717  993  ha  in  ihrer  Hand 
vereinigen.  Auf  jeden  der  letzteren  fallen 
deshalb  über  20000  ha. 

Ein  noch  klareres  Bild  von  der  Bedeu- 
tung der  Fideikommisse  im  gegenwärtigen 
Grossgrundbesitz  wird  nun  eine  üntersnchuas: 
darüber  geben,  welcher  Prozentsatz  der  über- 
haupt vorhandenen  Herrschaften  fideikom- 
missarisch  zusammengehalten  wird  und  wann 
sie  entstanden  sind. 

Wir  haben  am  angegebenen  Orte  fest- 
gestellt, dass  in  den  7  östlichen  Provinzen 
Preussens  überhaupt  existieren :  Privatbesitzer 
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von  über  1000  ha  (cxkl.  Aktiengesellschaften, 
Kommunen    etc.)    2498  Besitzer   mit    5320 
Gütern,  46842r)4  ha  und   39968168  Mark 
(jrundsteuerreinertrag.     Hiervon  waren  im 
Jahre  1886  308  Fideikommisssbesitzer  mit  1696 
Besitzungen,    1295613  ha   imd    11886816 
Mark  Grundsteuerreinertrag,  d.  s.  12,4  "o  der 
Besitzer,  32  '>/o  der  Güter,  27  «/o  der  Fläche 
und  fast  30  ^/o   des  Grundsteuerreinertrags. 
Der  Prozentsatz  der  Güter  ei^cheint  hier ' 
allerdings  grösser,  als  er  in  Wirklichkeit  an- 
zunehmen ist,  weil  bei  der  älteren  Zähhmg  i 
die  kleineren  Besitzstücke   überhaupt  nicht 
in  Rechnung  kamen,  während  in  der  zweiten 
einige,  wenn,  wie  wir  sahen,  auch  niu*  w^e- 
nige,   Aufnahme  fanden.     Je  grösser   aberl 
die  Komplexe  sind,  um  so  gn>sser  wird  auch 
der  Prozentsatz,  der  davon  fidei kommissarisch  , 
gebunden  ist.     ITeberhaupt  gab  es   Privat- 
besitzer mit  mehr  als  5000  ha:  148  Besitzer 
mit    1744    Gütern    mit    1680224    ha    und 
12186350  Mark  Grundsteuerreinertrag;  da- 
von waren  Fideikommissbesitzer  65  mit  956 
Gütern,    798199    ha    und    5857  034    Mark 
Grundsteuerreinerti-ag,  d.  s.  43,9  ®/o  der  Be- ' 
sitzer,  54,9%  der  Güter,  47,5%  der  Fläche  I 
und  48,8  °/o  des  Gnmdsteuerreinertrags.    Bei 
Herrschaften  von  über  10000  ha  stellen  sich  , 
die   Zalüen   wie   folgt:    44   Besitzer,    1020 
Güter,  999285  ha,   6499616  Mark  Grund- 
steuerrein  ertrag ;   davon  Fideikommisse :   24 
Besitzer,  610  Güter,  499646  ha,  3269  554, 


Mark  GrundvSteuen*einertrag.  d.s.  55 "o  der 
Besitzer,  60  «/o  der  Güter,  50%  der  Fläche, 
50^.0  des  Grundsteuen-einertrags. 

Den  vollen  Anteil,  den  die  Fideikommisse 
an  diesen  Latifundien  haben,  können  wir 
allerdings  aus  diesen  Zahlen  nicht  ersehen, 
denn  es  braucht  ein  Besitzer  von  100  ha 
nur  200  ha  etwa  zu  dem  Fideikommiss  noch 
hinzugekauft  zu  haben,  so  fällt  dasselbe  be- 
reits in  die  niedrigere  Kategorie  und  drückt 
den  Prozentsatz  erheblich  herab. 

Aus  allem  ergiebt  sich,  dass,  je  grösser 
der  Besitz,  ein  um  so  grösserer  Teil  davon 
in  Fideikommissen  festgelegt  ist.  In  ge- 
ringerem Masse  ist  das  noch  der  Fall  bei 
den  Bürgerlichen,  in  höherem  beim  Adel, 
bei  weitem  am  meisten  bei  den  Grafen- 
geschlechtem,  und  man  wird  überhaupt  die 
Behauptung  aufstellen  können,  dass  demnach, 
der  alte  Grossginindbesitz  durch  Fideikom- 
misse auf  das  festeste  zusammengehalten 
wird  und  durch  diese  Einrichtung  seine 
jetzige  Be<leutung  auch  für  die  Zukunft 
gesichert  hat. 

In  Bezug  auf  die  zweite  wichtige  Frage, 
wann  die  Fideikommisse  gestiftet  sind  (s. 
Tabelle),  wie  lange  sie  daher  gewirkt  haben, 
liegen  uns  leider  vollständig  ausreichende  An- 
gaben nicht  vor.  Es  war  nicht  möglich,  die 
Zeit  der  Gründung  überall  vor  dieseraJahrhun- 
dert  festzustellen,  so  dass  uns  von  92  Fidei- 
kommissen   das   Alter   fehlt   und   wir   nur 


GrUndungszeit  der  Fideikommisse  in  den  7  östlichen  Provinzen  Preussens. 


Zahl  der 

Grund- 

Durch- 
schnittliche 

Durch- 
schnittlicher 

Gesamt- 
fläche 
in  ha 

steuer- 
rein- 
ertrag 

Fläche 

Reinertrag 

Fidei- 

Be- 

pro Fideikommiss 

1romTni<mp 

sitzungen 

in  M 

ha 

M. 

Vor  diesem 

Jahrhundert 

153 

798 

568421 

5  198672 

3715 

33  978,25 

1800-1850 

72 

377 

263  966 

2  585  680 

3666 

35  991,22 

1851—1860 

40 

137 

94028 

863  131 

2351 

21  078,27 

1861—1870 

63 

169 

151049 

1  370  243 

2398 

21749,89. 

1871—1880 

84 

211 

150496 

I  710646 

1792 

20  364,83 

1881-1888 

135 

283 

180900 

2  445  035 

1340 

17370,69 

Insgesamt  : 

547 

1975         1    1  408  860 

14173407 

2576 

25  911,16 

In  Prozenten  von  < 

1er  Gesamtsui 

nme: 

Vor  diesem 

Jahrhundert 

27,97^/0 

40,41  % 

40,6  0/, 

36,67% 

— 

— 

1800-1850 

13,16  „ 

19,80  „ 

18,8  . 

18,24   n 

— 

— 

1851-1860 

7,31    n 

6,94  „               6,7  „ 

6,03    „ 

— 

— 

1861--1870 

11,52   n 

8,56  „       ;        10,8  „ 

9,66   , 

— 



1871—1880 

15,35    n 

10,69  „               10,7  „ 

12,08  „ 

— 

— 

1881—1888 

24,68  „ 

14,83  „ 

12,9  „ 

17,25    n 

— 

wissen,  dass  dieselben  schon  vor  diesem 
Jahrhundert  gegründet  sind.  Wohl  ist  es 
möglich,  dass  mehrere  von  diesen  aus  dem 
17.  Jahrhundert  stammen,  mit  Genauigkeit 


ist  uns  dies  Alter  nur  für  5  konstatiert, 
während  für  r)6  der  Ursprung  im  vorigen 
Jahrhundert  mit  dem  Stiftungsjahr  ange- 
geben ist.     Im  ganzen   sind   von   547   voa 


or' 


jmo 
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uns  untersuchten  Fideikom missen  158,  welche 
vor  diesem  Jahrhundert  gekündet  sind  oder 
28  ®iO  von  denen,  welche  1885  existiereuten. 
Das  älteste,  welches  uns  überhaupt  vorliegt, 
ist  aus  der  Provinz  Brandenburg,  das  Majorat 
des  Prinzen  Schönaic^h-Carolath,  Amlitz  im 
Kreise  Guben,  welches  bereits-  aus  dem 
Jahre  1601  stammt.  Dasselbe  scheint  abei* 
völlig  isoliert  dazustehen,  denn  obgleich  uns 
für  die  Provinz  Brandenbui-g  keine  einzige 
Altersangabe  fehlt,  so  sind  doch  nur  noch 
zwei  vorhanden,  welche  aus  dem  17.  Jahr- 
hundert stammen,  nämlich  das  Majorat  des 
Reichsgrafen  von  SchwcTin  von  1679  und 
des  Grafen  zu  Lynar  zu  Lübbenau.  Kreis 
KaJau,  aus  demselben  Jahi-e. 

Diese  153  alten  Fideikommisse  imifcissen 
aber  bereits  798  Güter,  d.  s.  50<>/o  aller  1885 
in  gleicher  Weise  gebunden  gewesenen 
Besitzungen,  welche  auc^h  volle  40®/o  der 
Fläche  ausmachen  und  ebensoviel  von  dem 
Grundsteuerreinertrag.  Ein  so  bedeutender 
Teil  ist  also  bereits  seit  dem  vorigen  Jahrhun- 
dert in  der  Hand  der  betreffenden  Familien  auf 
diese  Weise  künstlich  zusammengehalten.  Es 
ist  ferner  beachtenswert,  dass  diese  älteren 
Gründungen  sich  auf  sehr  bedeutende  Herr- 
schaften beziehen,  indem  durchschnittlich 
auf  jede  mehr  als  5  (lüter,  3715  ha  und 
über  34000  Mai-k  Grund  st(Mierreinertrag 
kommen,  was  sehr  erheblich  über  dem 
gesamten  Diu'ch schnitt  steht.  Dies  ist  aller- 
dings auch  sehr  natürlich,  da  in  den  frühe- 
ren Jahrhunderten  der  Besitz  einen  sehr 
viel  geringeren  Wert  hatte  als  gegenwärtig ; 
sollte  er  deshalb  der  Familie  ein  wirkliches  An- 
sehen verleihen,  so  musste  es  sich  um  einen  sol- 
chen von  grosseren  Dimensionen  handeln.  Die 
Fideikommisse  der  Grafen  von  Brühl  mit  über 
20000  ha,  des  Herzogs  zu  Sagan  mit  23500, 
des  Grafen  von  Schaffgotsch  mit  21000, 
des  Fürsten  zu  Carolath  mit  16000  ha  sind 
schon  vor  diesem  Jahrhimdert  gestiftet. 

In  der  ersten  Hälfte  diest^s  Jahrhunderts 
liielten  sich  die  Gründungen  in  bes(»heide- 
nen  Grenzen,  es  sind  nur  72  zu  verzeichnen, 
deren  Ausdehnung  aber  noch  mit  denen  des 
vorigen  Jahrhunderts  vollständig  liarmoniert. 
Seitdem  nimmt  die  Zalil  der  Stiftungen  von 
Jalirzehnt  zu  Jahrzehnt  erheblich  zu,  wa.s 
auf  die  Anbahnung  der  Beseitigung  der 
Lehen  durch  die  Gesetzgebung  zurückzu- 
führen ist,  indem  mm  eine  giM:)sse  Zahl  der- 
selben in  Fideikommisse  umgewandelt  wur- 
den. In  den  50  er  Jahi*en  wurden  in  ganz 
Preussen  94,  in  den  60  er  Jahren  103,  in 
den  70  er  Jahren  110,  in  den  80  er  Jahren 
aber  166,  von  1891—97  75  Fideikommisse 
mit  136296  ha,  das  sind  diu*chschnittlich 
nicht  ganz  2000  ha  pro  Fideikommiss,  ge- 
stiftet. Diese  Zahlen  fallen  um  so  mehr  ins 
Gewicht,  als  in  den  90  er  Jahren  in  der 
Provinz  Bi-andenburg  nur  noch  wenige  Lehn- 


güter in  Fideikommisse  luugewaudelt  wur- 
den, der  Prozess  nun  abgelaufen  ist.  E- 
handelte  sich  in  der  neuesten  Zeit  danmi. 
frei  vererbliche  Güter  fortan  in  der  Familie 
festzulegen.  Die  Fläche  hat  im  Laufe  dt^r 
Zeit  eine  weit  höhere  Bedeutung  erlangt. 
daher  auch  die  Bindung  derselben. 

Wie  die  Tabelle  ergiebt,  hat  fortdau»?m'i 
eine   Abnahme    der   GröSvSe    der   einzelm'ii 

In  den  7  östlichen  Provinzen  Prenssens. 


Zahl  der 

Dnreh- 

Zeitraum 

4) 
Q3  '5 

0 

SS 

Gesamt- 
fläche in 

schnitt- 

liche 

Fläche 

ha 

pro 
Fidei- 

M 

& 

kommiss 

a)  Grafen  und  Fürsten  exkl.  souveräne  Häuser: 


5  79«,o7 
5960.60 

2844,43 
3  15^33 
1  953,88 
1  333tQO 

4474.« 


Vor  diesem 

1 

Jahrhundert 

79 

634 

458048 

1800—1850 

36 

300 

214582 

1851—1860 

21 

88 

59  743 

1861—1870 

27 

80 

85096 

1871-1880 

37 

95 

72293 

1881-1888 

24 

45 

31992 

Insgesamt : 

206 

1242 

921  748  ! 

b)  Bürgerliche 

Vor  diesem 
Jahrhundert 
1800—1860 
1861-1870 
1871—1880 
1881-1888 

5 
2 
2 
1 
10 

5     • 

3  ! 

5 

4  . 
21     1 

1432 

823 

3007 

917 
7863 

286^ 
412.00 

15030O 
917,00 
78630 

Insgesamt : 

20 

38     1 

14041 

702.02 

a)  inProzenten  von  der  Gesamtsumme(Grafen  etc.  1 

Vor  diesem 
Jahrhundert 
1800—1850 
1851—1860 
1861—1870 
1871  1880 
1881—1888 

b)  In  Prozenten  v.  d.  Gesamtsumme  (Bi'urgerliche  : 

13,42  j 
7,89 
13,421 
10,53 
55,26  i 


38,34 

51,05 

49,67 

17,48 

24,15 

23,32 

10,15 

7,09 

6,51 

13,11 

6,44 

9,22 

17,96 

7,65 

7,81 

11,65 

3,62 

3,47 

Vor  diesem 

Jahrhundert 

25 

1800—1860 

10 

1861—1870 

10 

1871—1880 

5 

1881-1888 

50 

10,00 

5,86 
21,41 

6,53 
56,00 


Stiftimgen  stattgefunden.  Wälu-end  noch  in 
der  ersten  Hälfte  des  Jahrhunderts  in  den 
östliehen  Provinzen  auf  jede  einzelne  durch- 
schnittlich 3666  ha  mit  gegen  36000  Maik 
Grundsteuerreinerti-ag  kamen,  ist  dieser  Be- 
trag von  Jahrzehnt  zu  Jalirzehnt  gesunken, 
beträgt  aber  noch  in  den  80  er  Jahren  immerhin 
1340  ha  und  über  17  000  Mark  Grundsteiier- 
reinertrag,  war  in  den  90  er  Jahren  im 
Durchschnitt  des  ganzen  Staates  fast  2000  ha. 
In  der  Hauptsache  handelt  es  sich  hier  um 
mittleren  Besitz.     Indessen   fehlt  es  auoh 
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in  der  neuesten  Zeit  nicht  an  Beispielen, 
«la^s  grössere  Herrschaften  fideikomraissa- 
risch  festgelegt  wurden,  so  das  Majorat  des 
Grafen  zu  Solms-Sonnenwalde  vom  Jahi-e 
1S82  mit  5487  ha  und  über  45000  Mark 
Onindsteuerreinei-trag  (fi'üher  Mannlehen); 
das  Fideikommiss  des  Herzogs  zu  Sclües- 
wig  -  Holstein  vom  Jahre  1886  mit 
13262  ha  und  über  72000  Mai-k  Grimd- 
<teuerreinerti'ag ;  das  Majorat  des  Kammer- 
herrn von  Buch  in  Stolpe  von  1886  mit 
.iregen  6000  ha  und  über  85000  Mark  Ginind- 
steuerreinertrag. 

Schliesslich  entnehmen  wir  unserem  Ma- 
ttTiale  noch,  dass  sich  unter  den  Fideikom- 
iTiissen  noch  sechs  Seniorate  und  zwei  Mi- 
norate befinden. 

Das  Ergebnis  unsei-er  bisherigen  Unter- 
s\iehung  war,  dass  zwar  von  dem  gesamten 
Gnmdbesitz  nur  ein  verhältnismässig  klei- 
ner Teil  in  Fideikommissen  niht,  dass  aber 
der  Prozentsatz  in  gewaltiger  Weise  steigt, 
wenn  man  den  grossen  Gnmdbesitz  allein 
in  Betracht  zieht,  und  dass  die  Bindung 
>t»Mgt,  je  grösser  die  Koncentrienuig  des 
Grund  und  Bodens  in  der  Hand  einer  Fa- 
milie ist.  Zw^ar  zeigte  es  sich,  dass  über 
die  Hälfte  erst  in  diesem  Jahrhundert  er- 
richtet wiuxle  und  ein  bedeutender  Teil 
«»ist  in  den  beiden  letzten  Decennien.  Da 
aber  wiederum  der  grösste  Teil  hiervon  als 
Lehensgüter  längst  in  gebmidener  Erbfolge 
las  und  bei  dem  hohen  Adel,  der  haupt- 
sächlich den  grossen  Grundbesitz  repräsen- 
tiert, besondere  Hausgesetze  einer  Vertei- 
lung des  Grundbesitzes  entgegenwirken,  so 
ist  mit  Zuvereicht  zu  sagen,  dass  die  vor- 
liegende Besitzkoncentrienuig  hauptsächlich 
<liu-ch  die  gebundene  Erbfolge  herbeigeführt 
ist,  dass  diese  Bindung  Im  die  Zukunft 
einen  noch  schärferen  Cliarakter  gewonnen 
hat  imd  am  umfassendsten  die  Latifundien- 
bildung  befördern  muss. 

J,  Conrad, 


Filangieri,  Gaetano, 

^eb.  am  18.  Vin.  1752  zu  Neapel,  gest.  daselbst 
am  21. VII.  1788,  wurde  1777  königlicher  Kammer- 
herr, 1778  Offizier  der  Marin ejrarde  (kgl.  Korps 
der  Volontäre  im  Seedienst)  und  1787,  als  Nach- 
folger Galianis,  Mitglied  des  obersten  Finanzrats 
iu  Neapel. 

Filangieri  ist  der  Verfasser  des  hochbedeu- 
teüden  Werkes  „Scienza della  legislazioue^  (s. u), 
was  zur  Herstellung  einer  Einheitlichkeit  der 
äusserst  verworrenen,  auf  römischen,  longo- 
bardischen,  spanischen  n.  a.  Kechtsqnellen 
fassenden  Gesetzgebung  Italiens  den  Grund 
lehren  sollte.  Diesen  ^'etk  zu  erreichen  be- 
absichtigte er,  im  Gegensatz  zum  „Esprit  des 
lois^,  worin  Montesquieu  die  Ursächlichkeit  der 
bestehenden  Gesetzgebungen  zu  erforschen  ge- 


sucht hat,  Grundsätze  anzuheben  und  Regeln 
aufzustellen  für  das,  was  in  legislatorischer  Be- 
ziehung zum  Wohl  der  italienischen  Staaten- 
bevölkerung zu  geschehen  habe.  Dass  ihm  dies 
in  manchen  Stücken  gelungen,  bewies  die  güns- 
tige Aufnahme  seines  Werkes  seitens  der  welt- 
lichen Regierung,  während  die  klerikale  Index- 
Kongregation  es  inhibierte.  Im  II.  Band  der 
„Scienza"  etc.,  der  als  besonderes  Buch  unter 
dem  Titel  erschienen  ist:  ^Delle  le^ge  politiche 
ed  economiche"  entwickelt  Filangieri,  obwohl 
er  Adam  Smiths  Werk  nicht  kannte,  die  An- 
sichten eines  exaltierten  Anhängers  des  Industrie- 
systems und  wirtschaftlichen  Freiheitsapostels, 
der  ausser  der  Handels-  und  Verkehrsfreiheit 
und  freien  Konkurrenz  auch  einer  ihn  zu  Lists 
Vorgänger  stempelnden  Handelsverbrüderung 
aller  Völker  das  Wort  redet.  Seine  zur  Be- 
seitigung der  wirtschaftlichen  Ungleichheiten 
in  Vorschlag  gebrachten  Reformen  bestehen  in 
Aufhebung  der  Zünfte  und  Privilegien,  in  Ab- 
lösung der  Fideikommisse,  in  Parzellierung  der 
Latifundien.  Als  Gegner  der  indirekten  Steuern 
adoptieit  er  die  physiokratische  einzige  Steuer 
auf  Grund  und  Boden.  Als  Gegner  des  Kolonial- 
systems sagt  Filangieri  u.  a.  den  Abfall  der 
englischen  Kolonieen  in  Nord- Amerika  von  dem 
Mutterlande  voraus.  Er  tritt  ferner  für  Ab- 
schaffung des  stehenden  Heeres  zu  Gunsten  der 
Einführung  des  Milizsystems  ein  und  befürwortet 
die  Verwendung  der  bisherigen  Militäretats  für 
die  Erziehung  der  Kinder  auf  Kosten  des  Staates. 
Dagegen  empfiehlt  er  eine  bedeutende  Erhöhung 
des  Marineetats,  die,  wenn  erfolgt,  die  Marine 
des  Königreichs  beider  Sicüien  wahrscheinlich 
vor  der  totalen  Vernichtung,  welche  noch  vor 
1815  erfolgte,  bewahrt  hätte. 

Von  Filangieris  Hauptwerk  „La  scienza 
della  legislazione^  erschien  Bd.  I  u.  II  (1780), 
Bd.  III  (1783),  Bd.  IV  (1785),  der  V.  (und  letzte, 
unvollendet  gehliebene,  bezw.  mit  dem  8.  Kapitel 
abbrechende)  Bd.  (1788)  nach  des  Verfassers 
Tode  in  Neapel.  Neue  Ausgaben  der  „Scienza 
della  legisl.**  erschienen  3  in  Neapel,  3  in  Venedig, 
2  in  Florenz,  je  1  in  Mailand  und  Catania; 
Uebersetzungen  1  englische,  Philadelphia  1799, 
1  französische  von  Gallois,  Paris  1786—91, 
1  spanische  von  D.  Rubio,  Madrid  1787  if., 
1  deutsche  von  G.  R.  Zink,  mit  Vorrede  von 
J.  C.  Siebenkees,  Altdorf  1784;  eine  2.  deutsche 
von  Link,  Ansbach  1788 — 93  u.  eine  3.  deutsche 
von  Gustermann,  Wien  1784  fiF.  —  Die  Sonder- 
ausgabe des  II.  Bds.  u.  d.  T.:  Delle  leggi 
Solitiche  ed  economiche,  I^  edizione  italiana 
fapoli  1782  wurde  abgedruckt  in  Custodi, 
Scrittori  classici  italiani  di  economia,  Mailand 
1803-16  in  Bd.  XXXII,  wurde  ferner  kritisch 
beleuchtet  und  auszugsweise  abgedruckt  iu 
Ferrara,  Prefazione  al  vol.  III,  serie  I  della 
Biblioteca  dell'  Economista,  Turin  1852.  Von 
4  französ.  Uebersetzungen  dieser  Sonderausgabe, 
die  erste  von  1786,  die  zweite  von  1798,  die 
dritte  von  1822  und  die  vierte  von  1840,  be- 
sorgte die  erste  J.  A.  Gauvain-Gallois  und  die 
dritte  Benjamin  Constant. 


Vgl.  über  Filangieri:  Donato  Tommasi^ 
Elogio  storico  del  Cav.  G.  Filangieri,  Napoli 
1788  (deutsch  v.  F.  Munter,  Ansbach  1790).  — 
Pecchio,  Storia  della  economia  pubblica  in  Italia. 
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2a  ediz.,  Lugano  1832.  —  Mittermaier,  Filangieri 
in  St.  W.  B.  V.  Bluntschli  u  Brater,  Bd.  HI, 
Stuttg.  1858,  S.  520  ff.  —  Gobbi,  La  concorrenza 
e8tera  e  gli  antichi  economiRti  italiani,  Miiano 
1884.  —  Fornari,  Delle  teorie  economiche  nelle 
provincie  napoletane.  Vol.  II,  Miiano  1888.  — 
Rabbeno,  Filangieri  in  H.  d.  St.,  1.  Aufl.  Bd.  III, 
S.  432  f  Lippert. 


Finanzen. 

I.  Finanzen  und  Finanzwirtschaft 
(S.  902\  IL  Geschichte  der  Finanzen 
(S.  936). 

I.  Finanzen   nnd   Finanzwirt- 
scliaft. 

I.  AI  1  gern  eines.  1.  Wort  und  Begriff 
Finanz.  2.  Begriff  und  Eigenart  der  Finanz- 
wirtschaft. IL  Der  Zusammenhang 
zwischen  dem  Finanzwesen  und  der 
Entwickelung  des  Staates.  3.  Vorbe- 
merkung. 4.  Finanzen  und  Kulturgeschichte. 
5.  Finanzen  und  Gesellschaf  fsordnuug.  6.  Finanzen 
und  Volkswirtschaft.  7.  Finanzen  und  Staats- 
verfassung. 8.  Der  Einfluss  äusserer  Verhältnisse 
auf  das  Finanzwesen.  III.  Geschichte  des 
Finanzwesens  in  neuererZeit  bis  zum 
Beginn  des  19.  Jahrhunderts.  9.  Vorbe- 
merkung. A.  Freu  SS  en  10.  Das  Domänen- 
und  Steuerwesen.  11.  Der  Staatsschatz  und  das 
Schuldenwesen.  12.  Die  Finanzverwaltung.  B. 
0  est  er  reich.  13.  Das  Finanzwesen  Oester- 
reichs  im  allgfemeinen.  14  Die  Steuerreformen  iin 
18  Jahrhundert.  C.  F  r  a  n  k  r  e  i  c  h.  15.  Das  Fi- 
nanzwesen des  Ancien  Regime.  16.  Die  Finanzver- 
waltung. 17.  Die  Revolution  von  1789  und  das 
Finanzwesen.  D.  England.  18.  Das  britische 
Finanzwesen  bis  1793.  19.  Das  Finanzwesen 
Englands  in  der  Zeit  von  1793-1815.  E  Rück- 
blick. IV.  Das  Finanzwesen  im  19.  Jahr- 
hundert. A.  Die  moderne  Einnahme- 
wirtschaft. 20.  Die  Domänen  und  Erwerbs- 
einkünfte. 21.  Das  Steuerwesen  im  allgemeinen. 
22.  Das  britische  Steuerwesen.  23.  Das  fran- 
zösische S teuer wesen.  24.  Das  Steuerwesen  in 
Deutschland  und  Oesterreich-Ungam.  B.  Die 
Staatsausgaben  im  19.  Jahrhundert 
und  das  Schulden  wesen.  25.  Einteilung 
der  Staatsausgaben.  26.  Statistik  der  Staats- 
ausgaben. 27.  Die  Zunahme  des  Staatsbedarfs 
im  19.  Jahrhundert.  28.  Das  Staatsschulden  wesen. 

I.  Allgemeines. 
1.  Wort    nnd    Begriff  Finanz.     Das 

Wort  Finanz  stammt  ans  dem  Latein  des 
Mittelalters  und  zwar  von  dem  Worte  finis, 
welches  im  mittelalterlichen  Latein,  teil- 
^veise  entsprechend  der  ursprünglichen  latei- 
nischen Bedeutung,  Friede,  Abschluss,  Ende 
einer  Sache,  dann  wohl  auch  Zahlungstermin, 
Bezalilung  bedeutete.  Daraus  wurde  financia 
und  finatio  gleich  praestatio  pecuniaria  oder 
auch  financia  i)ecuniaria,  Geldzahlung  iiber- 
haupt.  In  der  deutschen  Litteratui*  findet 
sich  das  Wort  nicht  vor  dem  15.  oder  16. 
Jahrhundert   (nach   Grimm,  Wörterbuch   3, 


1639   nicht  vor  dem   16.  Jahrhundert)  un«l 
z-war  zunächst  in  f\blem  Sinne   für  Betrug, 
List  etc.,  vielleicht  weil,  wie  Röscher  meint. 
'  dai*  fremde  Wort  an  fein  oder  erfinderisch 
'  erinnerte,    wahrscheinlich    aber,    weil    dii- 
;  finationes  mit  vielen  Bedrückungen  verbun- 
den wai'en.     Schottelius  setzt  Finanz  gleich 
Schinderei    und    Wucher;    Sebastian   Brant 
nennt  in  einem  Zuge  Untreu.  Finantz,  Xeid 
\md  Hass.    Noch  Seckendorff  gebraucht  das 
Wort    in    seinem    »Füi-stenstaat«    1656  mit 
dem  üblen  Beigeschmäcke  als  unbillige,  zu- 
mal  arglistige  Erpressung.      In  Frankreich 
dagegen  bezeichnet  schon  im  Mittelalter,  nach 
dem    Dictionnaire    de   la   langue    fran(;ais»' 
finance  ursprünglich  »une  somme  paytV  an 
roi  pour  acquerir  une  Charge«,  dann  allgemein 
eine   Geldsumme,   insbesondere  die  Süiat.-- 
einnahmen ,    les    finances    aber   das   ganze 
Staatsvermögen ,    die    Regienmgswirtscliaft, 
Nachdem   auch   im    Deutschen,    zweifellos» 
unter  dem  Einflüsse  der  französischen  Sprache, 
der   üble   Sinn   des   Wortes   verschwunden 
war,  bezeichnete  das  Wort  Finanzen  im  IS 
Jahrhundert,  z.  B.  bei  Justi,die  Staatseinkünfte. 
Heute   ist   auch   bei   uns   der   französiijche 
Gebrauch  vorherrschend,  wonach  man  also 
mit  dem  Worte  Finanzen  den  Gesamtzustand 
des    Finanzwesens   eines   Staates,  eventuell 
als  Gemeinde-,  Kreis-  etc.  Finanzen  den  der 
Gemeinden  und  der  anderen  politischen  Ver- 
bände, d.  h.  den  Inbegriff  aüer  Thatsachen. 
die  sich  auf  die  Einnahmen,  Ausgaben  und 
das  Schuldenwesen  der  öffentlichen  KörpT 
beziehen,  bezeichnet     lu  England  vnid  je- 
doch das  Wort   finance   ausser   für  Staats- 
haushalt und  Finanzwissenschaft  auch  noch 
in  anderer,  volkswirtschaftlicher  Bedeutung: 
gebraucht.     Und  wohl  unter  dem  Einfluss 
der  englischen  Auffassung  spricht  man  auch 
bei  uns   und   anderwärts  von  FinanzgeseU- 
schaften,  finanziellen  Unternehmungen  u.  s.  w., 
um  damit  i)rivatwirtschaftliche  Vereinigtmgen 
und  Veranstaltungen  auf  dem  Gebiete  de> 
Börsen-  und  Bank-,  des  Geld-  und  Kredit- 
wesens zu  bezeichnen,  und  von  Haute  Finance, 
Finanzwelt  u.  s.  f.  als  den  leitenden  Führern 
solcher  Finanzgeschäfte. 

2.  Begriff  nnd  Eigenart  der  Finaiiz- 
wirtdchaft  Unter  Finanz  Wirtschaft  ver- 
steht man  diejenige  planmässige  Thäti^keit 
des  Staates  und  der  sonstigen  öffentlichen 
Gemein  wirtschaften,  welche  auf  Erwerbimg, 
Verwaltung  und  Verwendung  der  zur  Be- 
friedigung ihrer  Bedürfnisse  erforderlichen 
Mittel  gerichtet  ist.  Statt  des  Wortes  Fmanz- 
wirtschaft  findet  sich  auch  der  Ausdruck 
Staatswirtschaft  (L.  v.  Stein),  ein  Ausdruck, 
der  an  sich  nicht  unrichtig  ist,  falls  man 
nur  an  die  Wirtschaft  des  Staates  denkt, 
aber  doch  um  deswillen  besser  vermieden 
wird,  weil  derselbe  auch  für  Volkswirtschaft 
vorkommt  (Hermann,  Sax).     ünge&hr  das 
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irleiche  wie  das  Wort  Finanz  Wirtschaft  sa^ 
das  Wort  Staats-  oder  Regierungshaushalt. 
Die  Notwendigkeit  einer  wie  immer  ge- 
tU-telen  Finanzwirtschaft  des  Staates  ergiebt 
sich  ans  den  Aufgaben,  welche  der  Staat 
zu  »?rfüllen  hat.  Um  die  Selbständigkeit 
nai^h  aussen,  das  Recht  im  Innern  zu  wahren, 
um  Gesundheit,  Bildung  und  materielle 
Wohlfahrt  seiner  Angehörigen  zu  pflegen 
und  zu  fördern,  bedarf  der  Staat  der  Grund- 
stücke, der  Gebäude  und  Anstalten,  eines 
zahlreichen  Beamten-  imd  Ai'beiterpersonals, 
beweglicher  Sachgüter  und  insbesondere  des 
Geldes.  Er  muss  Wege,  Kanäle,  Eisen- 
bahnen bauen,  er  muss  Gerichts-,  Schulge- 
bäude, Kasernen  u.  s.  w.  errichten  und  in 
^tand  halten,  er  muss  Richter,  Lehrer,  Yer- 
waltungsbeamte,  Soldaten  anstellen  und,  so- 
weit sie  ihre  Dienste  nicht  unentgeltlich 
l»-'i.sten,  unterhalten,  militärische  Ausrüstungs- 
g»*genstände  und  Mobilien  aller  Art  her- 
btellen  oder  erwerben;  er  muss,  um  die 
hierfüi'  erfoitlerlichen  Ausgaben  bestreiten 
z\i  können,  für  die  nötigen  Geldeinnahmen 
-ioi-gen.  Zwar  wai-en  die  Ausgaben  oder 
tler  Bedarf  des  Staates  nicht  zu  allen  Zeiten 
von  dem  Cmfange  und  der  Höhe  wie  heute, 
aV.T  ein  bestimmtes  Mass  von  Ausgaben  war 
immer  vorhanden,  und  immer  hatte  der  Staat, 
sobald  er  auf  diesen  Namen  Anspruch  er- 
heben konnte,  für  eine  grössere  oder  ge- 
ringere Menge  von  Einkünften  als  Bedarfs- 
deckungsmitteln zu  sorgen. 

Was  vom  Staate  gilt,  ist  sinngemäss  auch 
von  den  übrigen  öffentlichen  Verbänden,  den 
<iomeinden,  Kreisen,  Provinzen  u.  s.  w. 
einerseits,  den  Bundesstaaten  und  ähnlichen 
Gebilden  andererseits  zu  verstehen-  Siehe 
darüber  die  Specialartikel  Gemeinde- 
finanzen und  Reichsfinanzen. 

Die  Finanzwirtschaft  ist  demnach  Aus- 
gabewirtschaft und  Einnahmewirt- 
schaft, wie  sie  in  jeder  Wii-tschaftseinheit 
sieii  findet.  Aber  ihre  besondere  Natur  er- 
langt sie  —  wobei  wir  freilich  an  eine  be- 
reits höher  entwickelte  denken  —  im  Gegen- 
satze zu  den  Einzelwirtschaften  dadiu-ch, 
dass  sie  eben  die  Wirtschaft  der  öffent- 
lichen Körperschaften  ist  und  als  solche 
ganz  andere  Zwecke  verfolgt  und  über  ganz 
andere  Mittel  verfügt  als  die  private. 

Die  Zwecke  des  Staates  und  seiner 
^Virtschaft  i-eichen  weit  über  die  der  Pri- 
vaten hinaus.  Die  wirtschaftlichen  Ziele 
der  einzelnen  sind  darauf  gerichtet,  in  geis- 
tiger oder  körperlicher  Arbeit  oder  diu-ch 
nutzbringende  Verwendung  wirtschaftlicher 
Mittel  die  materiellen  Güter  zu  erwerben, 
welche  den  unterhalt  des  Lebens  oder  die 
höhere  Bedürfnisbefriedigung  gestatten.  Der 
Staat  dagegen  erzeugt  in  erster  Linie  inma- 
terielle Güter,  die  keinen  Geldwert  dar- 
stellen und   die   doch  die  Grundlage  aller 


geistigen  und  materiellen  Kultur  sind,  wie 
die  Sicherung  des  Friedens,  der  nationalen 
Unabhängigkeit,  die  Sicherheit  nach  innen 
und  aussen,  den  Schutz  des  Rechtes,  die 
Förderung  des  wirtschaftlichen  Lebens.  In 
der  Privatwirtschaft  herrscht  das  Princip 
specieller  Eutgeltlichkeit.  Leistung  und 
Gegenleistung  werden  im  einzelnen  mit 
einander  verglichen,  nach  Art,  Mass  und 
Höhe  durch  zweiseitige  Abmachung  festge- 
stellt. Die  Güter  des  Staates  dagegen,  so- 
weit sie  allgemeiner  und  immaterieller  Art 
sind,  können  nicht  im  einzelnen  berechnet 
werden;  hier  herrscht  das  Princip  der  ge- 
nerellen Entgeltlichkeit,  und  die  Gegen- 
leistung wird  nicht  vertragsmässig,  sondern 
autorilativ  imd  einseitig  durch  den  Staat 
bestimmt. 

Solche  immaterielle  Leistungen  des 
Staates  kommen  der  Gesamtheit  in  unti-enn- 
barer  Weise  zu  ^ute;  sie  sind  nicht  im 
einzelnen  verkäuflich.  Deshalb  findet  die 
Finanz  will  Schaft  auch  nicht  wie  die  Privat- 
wirtschaft in  dem  Absätze  derselben  den 
materiellen  Ersatz  ihrer  Kosten  und  die 
Mittel  zu  weiteren  Leistungen,  sondern  sie 
bedarf  anderer  Mittel,  die  sie  auf  dem  Wege 
einer  selbständigen,  ihr  eigentümlichen  Er- 
werb sart  bezieht.  Diese  Erwerbsart  ist 
der  auf  der  Souveränität  des  Staates  be- 
ruhende Z  w  a  n  g  s  e  r  w  e  r  b ,  sein  Recht,  aus 
dem  Einkommen  oder  Vermögen  der  Unter- 
thaneu  diejenigen  Summen  zu  beanspruchen 
und  mittelst  der  Steuern  und  sonstigen  Ab- 
gaben zu  erheben,  welche  zur  Bestreitung 
der  als  notwendig  und  nützlich  anerkannten 
Kollektivbedürfnissc  erforderlich  sind. 

Der  Staat  kann  wohl  auch  wie  jede  pri- 
vate Einzelpersönlichkeit  über  eigenes  ver- 
mögen verfügen,  dieses  gewinnbringend  ver- 
wenden und  mit  den  Erträgnissen  einen 
Teil  seiner  allgemeinen  Aufgaben  erfüllen, 
aber  die  Geschichte  zeigt,  dass  diese  Er- 
werbsgüter in  ihrer  Bedeutung  für  die 
Finanzen  zurückgehen,  weil  sie  auch  bei 
grossem  Umfange  dem  wachsenden  Bedarfe 
des  Staates  immer  weniger  genügen.  Dazu 
kommt,  dass  selbst  solche  Güter,  welche 
man  als  privatwirtschaftliche  oder  Erwerbs- 
einkünfte bezeichnet,  um  damit  zu  bekun- 
den, dass  sie  den  Mitteln  des  privaten  Er- 
werbes ähnlich  sind,  in  der  Hand  des  Staates 
jederzeit  ihre  specielle  Bestimmung  zu 
Gunsten  einer  allgemeinen  verlieien  können. 
Gewiss  kann  der  Staat  seine  Domänen, 
Foreten,  Eisenbahnen  nach  dem  Principe 
der  Rentabilität  bewirtschaften;  aber  es 
bleibt  doch  immer  der  Unterschied,  dass  er 
nicht  auf  den  Reingewinn  angewiesen  ist, 
dass  er  mit  solchen  Erwerbsanstalten  auch 
andere  Zwecke  erfüllen,  dass  er  z.  B.  Do- 
mänen in  Mustergüter  verwandeln,  auf  die 
Eisenbahnrente  zu  Gunsten  der  Volkswirt- 


904 


Finanzen  (Finanzen  und  Finanzwirtschaft) 


Schaft  verziehten  kann,  während  der  Private 
regehnässig  den  Reinertrag  und  nur  diesen 
im  Auge  hat. 

Eine  weitere  charakteriKtistrhe  Eigentüm- 
lichkeit der  Finanzwirtschaft  ergiebt  sich 
aus  der  unbegrenzten  Dauer  ihi-er 
Subjekte.  Weil  der  Staat  eine  Art  irdischer 
Unsterblichkeit  In^sitzt  kommen  die  jeweils 
zu  öffentlichen  Zwecken  gemac^liten  Aus- 
gaben ebenso  der  Zukunft  wie  der  Gegen- 
wart zu  gute;  auch  kann  er  Verbindlich- 
keiten imd  Gescliäfte  auf  eine  sehr  viel 
längere  Reihe  von  Jahren  und  Jahrzelmten 
eingehen  als  dio  zeitlich  liegrenzten  Privat- 
wirtschaften. Das  erklärt  es  nicht  niir, 
sondern  nuu^ht  es  genwU^zu  nötig,  dass  die 
Wirtsciiaftspläne  auch  die  kommenden  Zeiten 
berücksichtigen  und  dass  die  Finanzwirt- 
schaft  zur  Durchführung  grosst^r  Reformen 
und  Unternehmungen  oder  zm-  Abwehr  all- 
gemeiner Gefahren  nicht  niu*  die  wirtschaft- 
liche Ijeistun^fähigkoit  der  Gegenwart, 
sondern  auch  jene  der  Zukunft  in  Anspnich 
nimmt.  Die  ausserordentliche  Ausdehnung 
des  Staatssdiuldeuwesens  liefert  hierfür  den 
praktischen  Beweis. 

Eine  weitere  l^esonderheit  der  Finanz- 
wirtschaft ergiebt  sich  aus  der  Begrenzt- 
heit ihrer  Ausgaben  und  Einnalimen.  Die 
Ausgaben  des  Staates  sind  begrenzt  diu-ch 
den  Umkreis  der  Aufgaben,  welche  ihm  je- 
weils gestellt  sind.  Das  Mass  der  Einnah- 
men ist  abhängig  von  Art  und  Mass  der 
Ausgaben.  Während  das  Erwerben  in  der 
Privatwirt^schaft  imbeschränkt  ist,  haben  die 
Einnahmen  des  Staates  ihr  Mass  in  dem  Be- 
dürfnis. Und  während  in  der  Privatwirt- 
schaft sich  die  Ausgaben  nach  den  Einnah- 
men zu  richten  haben,  sind  die  Einnahmen 
des  Staates  vielmehr  bedingt  durch  die  Höhe 
der  erforderlichen  Ausgaben.  Daß  ist  fi^ei- 
lich  nicht  so  zu  verstehen,  als  ob  die  Aus- 
gaben ohne  Rücksicht  auf  die  Frage  der 
Deckung  festgestellt  werden  könnten:  bei 
Feststellung  der  Ausgaben  darf  das  Mass 
der  erreichbaren  Mittel  nicht  ausser  acht 
gelassen  wenlen;  aber  innerhalb  di(^ser 
Grenze  hat  sich  die  Einnahmebeschaffimg 
nach  dem  Bedarfe  zu  richten. 

IL  Der  Zasamnienhanji:   zwischen    dem 

Finanzwesen  und  der  Entwickelnng  des 

Staates. 

3,  Yorbemerknng.  Da  die  Finanzwirt^ 
Schaft  die  Wirtschaft  der  öflfentlichen  Körper 
ist,  so  mnss  sie  mit  der  allgemeinen  Entwicke- 
lang des  Staatslebens  in  enger  Beziehung  stehen. 
Der  jeweilige  Zustand  der  Kultur  und  Volks- 
wirtschaft, der  gesellschaftlichen  Gliederung, 
der  Verfassung  und  Verwaltung  muss  auch  auf 
dem  Gebiete  der  Finanzen  nach  den  ihm  adä- 
quaten Einrichtungen  ringen.  Sehr  häufig  ent- 
scheiden auch  die  rein  äusserlichen  Geschicke 
eines  Landes,  seine  Lage,  seine  Kriege,  Siege 


j  und  Niederlagen  über  den  Gang  de»  Finanz- 
I  Wesens,  wie  andererseits  auch  der  Znstand  der 
,  Finanzen  die  Schicksale  eines  Landes  bestimmen 
1  kann. 

t  Alle  oder  selbst  nur  alle  einflnssreichen 
Einzelheiten,  welche  die  Finanzen  beeinflusüen. 
hervorzuheben,  kann  weder  hier  noch  in  den 
folgenden  Uebersichten  ttber  die  Finanzgeschicht« 
angestrebt  werden,  vielmehr  mag  es  an  dieser 
.  Stelle  gentigen,  die  fünf  Hanptgrnppen  von  Cr- 
!  Sachen,  welche  über  den  Gang  des  Fmanzweseos 
entscheiden,  nilmlich  1)  die  allgemeinen Eultur^er- 
hältnisse,  2)  die  gesellschaftlichen  Verhfiltnisjje, 
3)  den  Stand  der  Volkswirtschaft,  4)  den  Zn- 
stand der  Verfassung  und  Verwaltung.  5i  die 
geschichtlichen  Verhältnisse,  knrz  zu  berühren. 
4.  Finanzen  und  Knltnrgeiichiehte.  Die 
historische  Betrachtung  erblickt  ein  aUmihJiehes 
Heranwachsen  des  gemeinschaftlichen  Lebens 
im  Staate,  welches  diesen  fortschreitend  be- 
fähigt, im  Dienste  der  Kultur  thätig  zu  werden. 
Die  Ausdehnung  der  Sttiatsthätigkeit .  damit 
auch  die  Notwendigkeit,  finanzielle  Mittel  rn 
deren  Bewältigung  bereit  zu  halten,  ist  immer 
bedingt  durch  die  jeweils  erreichte  Knltnrstnie; 
andrerseits  wirkt  freilich  auch  das  Mass  der 
Staatsthätigkeit  wieder  auf  die  Höhe  der 
{  Kultur  ein. 

Es  ist  aber  ein  langer  Weg,  dem  die  Be- 
trachtung  des  Finanzwesens  folgen  mu5S,  bl^ 
sich  aus  dem  Zustande  primitiver  Roheit  das 
'  Knnstgebilde  des  modernen  Staates ,  aus  der 
ursprünglichen  Einheit  des  Zweckes  die  heotiire 
Vielheit  der  Aufgaben,  ans  den  geringen  Natural- 
leistungen der  Volksklassen  die  reich  gegliederten 
Budgets  der  Gegenwart  entwickelt  haben.  Jahr- 
hunderte lang  hat  die  fortschreitende  Kultur 
der  Völker  sich  damit  beschäftigt,  das  Mass  T«>n 
Ordnuni^  und  Herrschaft  zu  sichern,  das  für 
alle  weiteren  Kulturaufgaben  die  unentbehr- 
liche Voraussetzung  bildet,  und  Organisationen 
zu  schaffen,  die  den  Frieden  nach  innen,  den 
Schutz  nach  anssen  j^ewähren.  An  diesen  ele- 
mentaren Staatsberuf  knüpfen  allmählich  alle 
anderen  Aufgaben  an.  Aber  der  Umkreis  der 
öffentlichen  Bedürfnisbefriedignng  bleibt  doch 
beschränkt,  die  öffentliche  Thätigkeit  selbst  im 
Altertum,  trotz  seiner  hohen  Vollendung  anf 
wichtigen  Gebieten  der  Lebensentfaltung,  eine 
einseitige.  Erst  die  romanisch-germanische  Welt 
erzeug  seit  dem  16.  Jahrhundert  allmählich 
die  Vielseitigkeit  der  Staatszwecke.  Das  alte 
öffentliche  Gebiet  der  Rechtspflege  wird  centra- 
listischer  ausgebildet;  seine  Kosten  erscheinen 
im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  in  wachsenden 
Summen  in  den  Budgets  der  Staaten,  während 
sie  früher  grossenteils  auf  die  einzelnen  Gnind- 
herrschafteu  und  die  städtischen  Gememwesen 
sich  verzettelten.  Während  in  den  Anfangen 
des  deutschen  Staatslebens  die  freie  Leistung: 
der  Volksgenossen  die  Aufgaben  der  Rechts- 
pflege erledigt  und  das  Gericht  imter  freiem 
Himmel  abgehalten  wird,  bedarf  der  moderne 
Staat  ebenso  gelernter  Beamten  ah  umfang- 
reicher Gebäude.  Es  tritt  hinzu  die  Sorge  fär 
das  ünterrichtswesen,  da  der  Staat  die  Aner- 
kennung seiner  Bedeutung  nicht  mehr  dem  Be- 
lieben des  einzelnen  überlassen  kann.  Anch 
das  wirtschaftliche  Leben  wird  in  seiner  vollen 
Tragweite  für  den  Kultnrfortschritt  erisannt 
und  erfordert  wachsende  Leistungen  des  Staates. 
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bt'sonders  im  Wege-,  Kanal-,  Verkehrswesen, 
ueuerding'B  auch  zur  Verbesserung  der  Lage  der 
arbeitenden  Klassen.  Daneben  wächst  auch  die 
Aufgabe  der  Gemeinden,  von  denen  die  kultur- 
«rtr  wohnten  Angehörigen  solche  Anstalten  lokaler 
Natur  verlangen,  welche  das  allgemeine  Wohl- 
befinden erhöhen  sollen,  Beleuchtung,  Reinigung, 
Anstalten  der  Gesundheitspflege,  der  Strassen- 
aad  Sicherheitspolizei  etc.  Gerade  unsere  grossen 
^tadt gemeinden  haben  in  dieser  Beziehung  in 
«lern  kurzen  Zeitraum  weniger  Jahrzehnte  ausser- 
rtpientliche  Umwandlungen  erlebt,  welche  ihren 
Aui^druck  in  einer  rapiden  Steigerung  des  Ge- 
meindehanshaltes  finden. 

Die  unbegrenzte  Entwickelung  der  öffent- 
lichen und  gemeinsamen  Bedürfnisse,  wie  sie 
«lie  steigende  Kultur  mit  sich  bringt,  findet 
auch  ihren  Ausdruck  in  den  wachsenden  Zah- 
len des  öffentlichen  Bedarfs.  Sie  erscheint  als 
f'in  natnmot wendiger  Zug  selbst  in  solchen 
Zeiten,  in  welchen  man  der  Ausdehnung  der 
>taatsthätigkeit  nicht  be-sonders  hold  ist  und 
•las  meiste  von  der  Initiative  der  freien  Privat- 
wirtschaft sich  verspricht.  Und  man  hat  mit 
Kecht  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass,  wenn 
wir  in  früherer  Zeit  oft  eine  grössere  Staats- 
thätigkeit  zu  sehen  glauben  als  heute,  wir  die 
«irüsse  der  Staatsthätigkeit  mit  der  grösseren 
Kücksichtslosigkeit  der  früheren  Zeit  verwech- 
seln, welche  nur  den  Schein  einer  grösseren 
Thäitigkeit  erweckt-  Es  ist  unvermeidlich,  dass 
rait  der  wachsenden  Thätigkeit  des  Staates  auch 
die  Leistungen  der  Bürger  an  denselben,  nament- 
lich die  Steuern,  wachsen  müssen ;  aber  der  auf- 
treklärte  Sinn  des  Bürgers  wird,  wenn  er  die 
:^umme  des  Steuerzettels  unangenehm  empfindet, 
seine  Gedanken  auch  auf  die  Summe  der  Wohl- 
thaten  und  vor  allem  der  immateriellen  Güter 
zu  richten  wissen,  die  er  durch  den  Staat  em- 
pfängt. 

d.  Finansen  und  desellsehaftBordnuiig. 
I>er  Einflnss  der  gesellschaftlichen  Verhältnisse 
dosiert  sich  im  Finanzwesen  vornehmlich  in 
der  Verteilung  der  zwangsweise  erhobenen  Ab- 
gaben. Es  ist  erklärlich,  dass  in  einer  Zeit, 
welche  eine  zahlreiche  unfreie  Bevölkerung  hat 
und  der  der  Gedanke  der  menschlichen  Gleich- 
heit noch  nicht  zum  Bewusstsein  gekommen  ist, 
•ler  Herrschende  versucht,  die  Lasten  des  Ge- 
meinwesens abzuwälzen,  sei  dies  in  der  Form, 
dass  ganze  Völker  ihre  öffentlichen  Bedürfnisse 
durch  Tribute  besiegter  Feinde  oder  abhängiger 
Bundesgenossen  bestreiten  oder  dass  Staats- 
sklaven die  öffentlichen  Güter  zu  bestellen 
haben  oder  dass  die  freie  Klasse  eines  Volkes 
direkt  oder  indirekt  die  öffentlichen  Lasten  auf 
die  Unfreien  legt.  Dies  um  so  mehr,  wenn  An- 
•*ichten  herrschend  geworden  sind,  welche  Ab- 
traben an  den  Staat  als  überhaupt  des  freien 
Mannes  unwürdig  bezeichnen.  Aber  nicht  nur 
da.  wo  die  Leibeigenschaft  und  Hörigkeit  sich 
lindet  sondern  überhaupt  in  Zeiten  mit  starken 
Standesunterschieden  werden  die  schwächeren 
Volksgenossen  die  Einkünfte  des  Staates  zu 
liefern  haben,  während  seine  Ausgaben  zumeist 
den  herrschenden  Klassen  zu  gute  kommen. 
£s  ist  bekannt,  wie  die  zahlreichen  Privilegien 
de3  Adels  und  der  Geistlichkeit  in  Frankreich 
^d  anderwärts  noch  am  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  jede  gerechte  Verteilimg  der 
""tenem  unmöglich  machten.    Ja  selbst   heute 


sind  noch  nicht  alle  Privilegien  verschwunden 
und  wird  nicht  selten  der  Vorwurf  laut,  dass 
„die  herrschenden  Klassen"  den  Hauptteil  der 
öffentlichen  Lasten  z.  B.  in  den  indirekten 
Steuern  auf  die  unteren  abwälzten. 

0.  Finanzen  und  Yolkswlrtsehaft.  Blickt 
man  auf  den  Zusammenhang  dieser,  so  lässt  sich 
leicht  erkennen,  dass  die  Art  der  Arbeitsleis- 
tung e  n  für  den  Staat,  hauptsächlich  unter  dem 
Antriebe  volkswirtschaftlicher  Gründe  einen  lang- 
samen, aber  tiefgreifenden  Umschwung  erfahren 
hat,  der  an  den  Begriff  der  Arbeitsteilung 
anknüpft.  Während  in  der  früheren  Zeit  bei 
der  geringen  Nötigung  zur  Anspannung  der 
Erwerbskräfte  das  Staatswesen  auch  leicht  seine 
gering  bemessenen  Aufgaben  nicht  nur  im  Heer- 
wesen, sondern  auch  in  den  höheren  Aemtem 
der  Regierung  durch  die  freie  Thätigkeit  der 
Bürger  bewälti|?en  konnte,  hat  sich  im  Laufe 
der  Zeit  die  jSotwendigkeit  einer  hoch  ent- 
wickelten Arbeitsteilung  im  Staate  herausge- 
stellt, welche  auch  aus  der  Thätigkeit  für 
den  Staat  einen  Lebensberuf,  ein  bezahltes  Amt 
macht.  Aus  zwei  Gründen.  Einerseits  erfordert 
die  Ausfüllung  eines  Staatsamtes  die  ganze 
Kraft  eines  Arbeiters  und  lange  dauernde  Vor- 
bereitung, andrerseits  lässt  das  wirtvschaftliche 
Erwerbsleben  mit  der  durch  den  Druck  der 
Konkurrenz  und  die  Erschwerung  der  Existenz 
bedingten  Anspannung  aller  Kräfte  dem  ein- 
zelnen nicht  mehr  so  viel  Müsse  und  Ruhe,  um 
einen  grossen  Teil  seiner  Zeit  den  öffentlichen 
Geschäften  zu  widmen.  Machen  wir  doch  die 
Wahrnehmung, ridass  selbst  bei  den  ehrenvollsten 
und  höchsten  Verrichtungen  des  Staatslebens, 
den  parlamentarischen,  ein  wirtschaftlicher  Er- 
satz in  Diäten  und  Tagegeldern  geboten  wird. 
Selbst  im  Gemeindedienst  wird  das  unentgeltliche 
Ehrenamt  immer  mehr  verdrängt  durch  den  be- 
zahlten Benif.  Diese  differenzierende  Wirkung 
der  Arbeitsteilung  äussert  sich  in  den  Finanzen 
in  der  steigenden  Summe  für  Beamtengehälter, 
den  Personalbedarf  der  Finanz  Wirtschaft,  einmal 
veranlasst  durch  die  wachsende  Zahl  der  Be- 
amten, dann  aber  auch  durch  die  Notwendigkeit, 
die  Gehälter  den  steigenden  Lebensmittel-  und 
Wohnungspreisen  anzupassen. 

Wir  haben  aber  noch  ein  anderes  im  Sinn, 
wenn  wir  von  dem  Zusammenhange  zwischen 
Finanzwesen  und  Volkswirtschaft  sprechen, 
nämlich  einmal,  dass  die  Organisation  der 
Volkswirtschaft  auch  die  Mittel  des  öffent- 
lichen Bedarfes,  die  Art  und  Wahl  der  Ein- 
nahmen bestimme,  ferner  dass  auch  das  Mass 
derselben  bedingt  sei  durch  den  Grad  ihrer 
Entwickelung. 

Es  bedarf  kaum  des  Beweises,  dass  in 
Zeiten  der  Naturalwirtschaft  sich  ein  umfang- 
reiches Abgabewesen  gar  nicht  oder  doch  nur 
in  mangelhafter  Form  wird  einstellen  können. 
Zwar  werden  in  den  früheren  Verhältnissen 
des  Mittelalters  ebenso  wie  in  den  Anfangs- 
stadien neu  erschlossener  Kolonieen  öffentliche 
Abgaben,  vornehmlich  Zölle,  in  natura  entrichtet; 
aber  solche  Abgaben  sind  für  den  Empfänger 
eine  unversiegliche  Quelle  der  Besorgnis  und 
Belästigung.  Ein  breites  Abgabe wesen  kann 
sich  darauf  schon  wegen  der  zeitlich  beschränkten 
Haltbarkeit  vieler  Waren  nicht  entwickeln.  Die 
Möglichkeit  der  Erhebung  von  Geldabgaben, 
durch  welche  das  Finanzwesen  auf  ganz  andere 
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Grundlagen  srestellt  wurde,  beruhte,  abjaresehen 
von  einer  gewissen  Reife  des  Staatslebens,  vor- 
nehmlich auf  dein  Siege  der  G  e  1  d  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t 
über  die  Naturalwirtschaft.  Sie  beruhte  aber 
des  ferneren  aucli  auf  einer  Ent Wickelung  des 
wirtschaftlichen  Lebens,  bei  welcher  bereits 
Reineinkünfte  erzielt  wurden.  Wenn 
Deutschland  vor  dem  15.— 16.  Jahrhundert  nicht 
zu  einer  Verallgemeinerung  des  Steuerwesens 
gelangte,  so  lag  dies  teilweise  an  dem  Mangel 
baren  Geldes,  der  erst  allmählich  beseitigt  werden 
konnte;  und  wenn  in  Deutschland  zuerst  die 
Städte  zu  eigentlichen  Steuern  kamen,  so  hat 
dies  seinen  Grund  neben  anderen  Dingen  eben 
darin,  dass  hier  zuerst  regerer  Geldverkehr 
und  eine  umfangreichere  Kapitalbilduug  ent- 
stand. 

Auf  dem  Siege  der  Geldwirtschaft  beruht 
auch  die  Möglichkeit  eines  geordneten  Rech- 
nungs-  und  Kasseuwesens,  von  Finanzplänen, 
Voranschlägen  und  Budgets.  Deshalb  findet 
sich  dieses  wenigstens  einigermassen  entwickelt 
in  dem  römischen  Kaiserreiche,  während  in 
Frankreich  es  erst  Colbert  schuf  und  man  in 
Deutschland  es  da  und  dort  noch  im  vorigen 
Jahrhundert  vermisst. 

Aber  nicht  nur  die  Wahl  der  Mittel,  son- 
dern auch  die  Grösse  derselben  ist  von  dem 
Zustande  der  Volkswirtschaft  abhängig.  Zwar 
lässt  sich  das  Verhältnis  des  öffentlichen  Be- 
darfes zum  Volkseinkommen  nicht  allgemein 
ziffermässig  feststellen,  also  nicht,  wie  man 
schon  gemeint  hat,  sagen,  dass  der  Staataauf- 
wand  lö^^o  des  Volkseinkommens  nicht  über- 
steigen dürfe,  denn  die  Entscheidung  wird  hier 
immer  abhängen  von  der  individuellen  Lage 
und  von  den  Quellen,  aus  denen  die  Staatsein- 
künfte fliessen,  aber  das  lässt  sich  doch  sagen, 
dass  das  grosse  Mass  von  Ausgaben ,  welches 
heute  die  Staaten  zeigen,  unmöglich  hätte  er- 
reicht werden  können,  wenn  nicht  der  Volks- 
wohlstand so  bedeutend  gewachsen  wäre.  Zu 
Ende  des  17.  Jahrhunderts  betrug  die  Staats- 
schuld in  England  1%  Millionen  £,  und  man 
hielt  dies  für  eine  unerträgliche  Last;  in  der 
Gegenwart  beträgt  die  englische  Staaltsschuld 
700  Millionen  i^,  und  doch  ist  der  englische 
Staatskredit  der  sicherste  der  Welt.  Die  jähr- 
liche Zinsenlast  betrug  1815  ein  Drittel  des 
Nationaleinkommens;  heute  erreicht  sie  kaum 
ein  Zwanzigstel.  Oder,  um  noch  einen  anderen 
Massstab  der  Vergleichung  zu  geben,  in  der 
Zeit  von  1842—75  hat  sich  das  der  Einkommen- 
steuer unterworfene  Vermögen  mehr  als  ver- 
doppelt, während  die  Staatsausgaben  in  dem 
weit  längeren  Zeiträume  von  18J?4— 79  nur  um 
etwa  60^0  gewachsen  sind.  Eine  solche  Meh- 
rung des  Wohlstandes  lässt  das  Wort  Beacons- 
fields,  dass  die  Hilfsquellen  Englands  praktisch 
unerschöpflich  seien,  gerechtfertigt  erscheinen. 
Ebenso  erregte  es  in  Frankreich  peinliches 
Aufsehen,  als  das  Budget  1828  zum  ersten  Mal 
die  erste  Milliarde  überstieg;  heute  beträgt  es 
über  drei  Milliarden,  und  doch  geht  Frankreich 
an  Wohlstand  nicht  zurück,  sondern  vorwärts. 
So  hat  hier  das  der  Erbschaftssteuer  unter- 
worfene Vermögen  sich  von  1608  Millionen 
Francs  im  Jahre  1840  auf  4700  im  Jahre  1876 
gehoben.  Freilich  wäre  beispielsweise  der 
russische  Staat  trotz  seiner  viel  grösseren  Aus- 
dehnung und  seiner  mehr  als  doppelt  so  starken 


Bevölkerung  nicht  in  der  Lage,    gleich  gro>>r 
Lasten  zu  tragen. 

Endlich  üben  die  volkswirtschaftlichen  Zu- 
stände noch  in  vielen  Einzelheiten  einen  maH- 
gebenden  Einfluss  auf  die  Finanzen  aus.  ^e^«t^ 
die  ganze  Technik  der  Verbrauchsbesteueniiu' 
entscheidet  die  Art  des  industriellen  BetrieW. 
die  Organisation  der  Gewerbe  und  ähnliches. 
Eine  auf  Schutzzölle  gerichtete  Handelspolitik 
wird  immer  auch  die  Finanzen  bereichem,  xr.^ 
denn  z.  B.  die  deutschen  Getreidezölle  im  Auireo- 
blicke  nahezu  140  Millionen  Mark  in  die  Reich>- 
kasse  liefern.  Auf-  und  Niedergang  der  (V 
werbe  und  der  Landwirtschaft  äussern  sich  in 
den  Erträgnissen  der  Gewerbe-  und  Gmnd>wiur. 
allgemein  günstige  Konjunkturen  ebenso  in 
einer  Erhöhung  des  Erträgnisses  der  Verbrauchv, 
der  üntemehmungs-  und  Kapitalren tensteoern 
wie  ungünstige  in  deren  Zurückgehen. 

7.  Finanzen  und  StaatsTerfassan^.  M^n 
braucht  nur  die  Worte  Aristokratie  und  Dein«> 
kratie,  Absolutismus  und  konstitutionelle  M«k 
narchie,  Monarchie  und  Republik,  Centralisatiun 
und  Decentral isation  zu  erwähnen,  um  eiüc 
Reihe  hierher  gehöriger  Vorstellungen  zu  er- 
wecken. Der  Uiiterschied  äussert  sich  finanziell 
vor  allem  in  dem  Masse  der  Ausgaben  und  in 
der  Art  ihrer  Verwendung. 

Mit  dem  Wachsen  der  Staatsgewalt  wird 
diese  auch  mehr  central  isiert,  d.  h.  die  mitteJ- 
alterliche  Selbständigkeit  der  kleineren  Gruppen 
im  Volke,  namentlich  der  Stände  und  Pronnzen. 
wird  zurückgedrängt.  W'ährend  in  der  Zeit 
der  früheren  Deceiitralisation  der  Wert  staat- 
licher Leistungen  wenig  anerkannt  wird  nn<L 
soweit  öffentliche  Aufgaben  zu  erfüllen  simi. 
diese  auf  die  einzelnen  Volksgruppen  sich  ver- 
teilen, finden  sie  später  ihren  ZAhlenmässisea 
(resamtausdruck  im  Budget  des  Staates.  Idi 
Absolutismus  kann  nicht  nur  das  Mass  der 
Staatsthätigkeit  eine  der  Privatinitiative  ;^e- 
fährliche  Grösse  erreichen,  sondern  bei  der  Üd- 
beschränktheit  des  Regierenden  auch  eine  niii 
dem  Gesamtwohle  unvereinbare  Richtung.  Wie 
die  Aristokratie  dazu  neigt,  die  Mittel  dtr> 
Staates  im  Interesse  der  herrschenden  Klassen 
zu  verwenden,  so  wird  der  absolute  Fürst,  wenn 
nicht  ein  hohes  Pflichtgefühl  ihn  beseelt,  seinen 
Neigungen  nicht  selten  die  Interessen  der  All- 
gemeinheit opfern  Frankreich  unter  LudwigXIV 
und  XV.  liefert  hierfür  den  Beweis.  Das  üb- 
rigens auch  in  der  konstitutionellen  Monarcliie. 
wenn  das  Parlament  sich  seiner  Rechte  begiebr, 
die  Ausgaben  für  die  Person  des  Regenten  eine 
überraschende  Höhe  erreichen  können,  zeigt  die 
grosse  Summe,  welche  Napoleon  III.  (es  waren 
einmal  über  40  Millionen  Francs)  zu  seiner  per- 
sönlichen Verwendung  erhielt. 

Auch  durch  viele  Einzelheiten  wirken  die 
konkreten  Verfassungs-  und  Verwaltungsver- 
hältnisse auf  die  Finanzen.  So  vor  allem  darth 
die  Behördenorganisation,  die  Organisation  der 
Gerichte,  die  Art  des  Gerichtsverfahrens,  die 
Frage,  ob  das  Parlament  Diäten  erhält  oder 
nicht,  und  zahlreiche  andere.  W'ährend  der 
deutsche  Reichstag  ca.  690000  Mark  Ansgabeß 
verursacht,  kostet  das  französische  Parlament 
über  12  Millionen  Francs. 

Es  ist  aber  noch  ein  anderes,  welches  den 
Znsammenhang  zwischen  Finanzwesen  nnd 
Staats verfassimg  unserer  Beachtnng  nahe  legt. 
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lautlich  da8  Verhältnis  zu  den  unter- 
iiaatlichen  Verbänden  (Gemeinden,  Be- 
rirken,  Kreisen,  Provinzen)  einer-,  den  tiber- 
»tiiat liehen  Verbänden  (Bundesstaat)  an- 
Itrerseiti?. 

Das  Verhältnis  des  Staates  zu  den  Selbst- 
kvrwaltuu^skörpem  äussert  sich  finanziell  schon 
iu  dem  Zusammenhange  der  Staatsfinanzen  mit 
i»n  Örtlichen,  in  dem  Grundsatze,  dass  das 
Finanzwesen  der  Gemeinden  etc.  sich  im  Ein- 
khinire  mit  dem  des  Staates  befinden  und  ent- 
wii'keln  mnss.  Daher  ein  weitgehendes  Auf- 
>ichtsrecht  des  Staates  über  das  Finanzwesen 
«itT  JSelhstverwaltungskörper,  unter  Umständen 
ein  enger  Anschlnss  des  letzteren  an  das  erstere. 
N'K'h  wichtiger  fast  ist  die  Frage,  wie  die 
Ktmpetenzen  zwischen  Staat,  Provinz  oder 
Kreis  und  Gemeinde  verteilt  sind,  welche  Auf- 
::aben  <lie  einen  und  die  anderen  zu  erfüllen 
haben:  denn  daTon  ist  die  Höhe  des  Budgets 
'•»^•lingt.  Dies  zu  beachten  ist  namentlich  er- 
forderlich, wenn  es  sich  um  den  Vergleich 
zweier  verschiedener  Staatswesen  rücksichtlich 
ÜiTfs  Haushaltes  handelt. 

Unter  den  überstaatlichen  Verbänden  ist  es 
namentlich  der  Bundesstaat,  der  das  Finanz- 
wesen der  beteiligten  Einzelstaaten  beeinflusst. 
Ein  Staatenbund,  d.  h.  eine  rein  völkerrecht- 
li"he  VereinigTing  mehrerer  Staaten,  wird  bei 
der  geringen  Kompetenz  der  Bundesgewalt  keine 
nennenswerten  Ausgaben  haben.  Soweit  solche 
Vorkommen,  werden  sie  durch  Beiträge  der 
Hinzelnen  Staaten  aufgebracht.  So  waren  im 
dent.^chen  Bunde  die  geringen  Kosten  der 
IJuüdeskanzlei  etc.  auf  alle  17  Stimmen  des 
füij'eren  Bates  gleich  massig  verteilt.  In  Bundes- 
>tüaten  dagegen,  wo  der  Bundesgewalt  ver- 
ia.«<nngsmässig  bestimmte  selbständige  Auf- 
iraben  übertragen  sind,  ist  ein  selbständiger 
Bundeshaushalt  unentbehrlich.  Je  grösser  die 
Aufgaben  der  Centralgewalt  sind,  um  so  grösser 
werden  auch  die  Bundesausgaben  sein.  Und 
.♦♦•  fester  der  Bau  ist,  um  so  mehr  werden  die- 
vlhen  durch  eigene  Einnahmen  und  nicht  aus- 
.s-hliesslich  mehr  durch  Matrikularbeiträge  der 
Einzelstaaten  bestritten.  Die  Natur  des  Bundes- 
staates bringt  es  mit  sich,  dass  seiner  Kompe- 
tenz die  Landesverteidigung,  die  auswärtige 
Vertretung  und  diejenigen  inneren  Angelegen- 
BMien  unterstehen,  welche  eine  einheitliche 
üei^elung  erfordern,  wie  das  Verkehrswesen, 
das  Mass-,  Münz-  und  Papiergeldwesen,  das 
ht>ehste  (lericht  und  ähnliches.  Zu  den  hierfür 
♦*r!orderlichen  Ausgaben  treten  noch  jene  für 
die  gemeinsame  Schuld.  So  kommt  es,  dass  die 
Ausgaben  der  Bundesstaaten  eine  bedeutende 
Höhe  erreichen  können.  Es  betrug  z.  B.  das 
Ausfirabebudget  des  Deutschen  Keiches  für 
1W.99  1441578  Mark  gegenüber  einem  Aus- 
cabebudget  der  Einzelstaaten  von  ca.  4  Mil- 
liarden, das  der  Schweiz  nach  der  Abrechnung 
von  1897  87317364  Francs  gegenüber  einer  Ge- 
^mtansgabe  der  Kantone  von  etwas  über  44 
Millionen. 

Auch  das  Einnahmewesen  der  Einzelstaaten 
ißu^s  sich  mehr  und  mehr  mit  dem  des  Bundes- 
staates auseinandersetzen;  Zölle  und  indirekte 
Steuern  fallen  mehr  dem  letzteren  zu,  die 
direkten  Steuern  bleiben  die  passendsten 
iH-ckungsmittel  für  die  ersteren. 

S.  Der  Einllu88   äusserer  Yerhältnisse 


anf  das  Finanzwesen.  Wir  gedenken  endlich 
des  Einflusses,  den  rein  änsserliche  Verhältnisse 
auf  die  Finanzen  ausüben.  Es  ist  eine  hin- 
länglich bekannte  Thatsache,  dass  die  durch  oft 
zufällige  Verhältnisse  hervorgerufenen  Kriege, 
selbst  wenn  sie  glücklich  endeten,  zumeist  eine 
starke  und  dauernde  Erhöhung  der  Staatsaus- 
gaben,  eine  bedeutende  Verschuldung  nach  sich 
zogen.  War  der  Krieg  ein  unglücklicher,  dann 
kommen  noch  die  Kriegsentschädigungen  und 
Kontributionen  dazu. 

Aber  schon  die  Lage  eines  Lande.««,  seine 
Grösse,  seine  äussere  Stellung  kann  den  Staats- 
haushalt nachhaltig  beeinflussen.  Kleinere 
Staaten  können  mit  einem  viel  kleineren  Militär- 
aufwand auskommen  als  grössere,  da  sie  durch 
die  Rivalität  der  grossen  Staaten,  mitunter 
durch  eigene  internationale  Verträge  geschützt 
werden.  In  dieser  Lage  ist  vor  allem  die 
Schweiz,  auch  Belgien,  Holland  und  Luxem- 
burg. Die  ungünstige  La^e  Deutschlands  mitten 
in  Europa  ohne  feste  Naturgrenzen  im  Osten 
und  Westen  muss  durch  grösseren  Aufwand  im 
Heerwesen  verbessert  werden.  Staaten  wie 
Grossbritannien,  auch  Frankreich,  Russland, 
Schweden  geniessen  natürliche  Vorzüge. 

IIL   Geschichte    des    Finanzwesens    in 

neaei*er  Zeit   bis   zum  Beginn   des  19. 

Jahrhunderts. 

9.  Vorbemerkung.  Die  im  2.  Abschnitt 
angestellten  allgemeinen  Betrachtungen  sollen 
durch  die  folgenden  kurzen  historischen  üeber- 
sichten  in  Einzelheiten  ergänzt  und  erläutert 
werden.  Diese  Uebersichten  beginnen  nicht  alle 
mit  dem  gleichen  Zeitpunkte,  wie  auch  die 
Schilderungen  der  Finanzen  im  Mittelalter  nicht 

I  alle  mit  dem  gleichen  Zeitpunkte  schliessen 
konnten.  Die  Gründe  liegen,  wie  dort  erwähnt 
ist,  in  den  besonderen,  sei  es  politischen,  sei  es 
rein  tinanzgeschichtlichen  Vorgängen  und  Ver- 
hältnissen der  einzelnen  Staaten.  Die  Ueber- 
sichten beziehen  sich  nur  auf  einige  Länder,  die 
ein  hervorragendes  Interesse  bieten,  nämlich 
Preussen,  Oesterreich,  Frankreich  und  England. 
Es  schien  angezeigter,  die  Auswahl  zu  be- 
schränken und  dafür  die  zur  Betrachtung  ge- 
zogenen Länder  eingehender  zu  behandeln.  Dass 
die  Geschichte  des  Finanzwesens  vor  dem  Be- 
ginne des  19.  Jahrhunderts  wesentlich  breiter 
behandelt  wurde  als  die  des  19.  Jahrhunderts, 
erklärt  sich  aus  der  ganzen  Anlage  dieses 
Werkes.  Für  das  19.  Jahrhundert  darf  auf  die 
Specialartikel  über  Domänen  (oben  S.  186 flf.), 
Gebühren,  Steuern,  Budget  (oben  Bd.  II 

I  S.  11380".),  Finanzverwaltung  u.  s.  w.  ver- 
wiesen werden. 

A.  Preussen. 

10.  Das  Domänen-  und  Steuerwesen.    Im 

16.  und  in  der  ersten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts 
blieben  im  allgemeinen  die  Finanzverhältnisse 
Preussens  die  gleichen  wie  am  Aus^-ange  des 
Mittelalters.  Erst  nach  dem  dreissig jährigen 
Kriege  tritt  die  ältere  Natural-  und  Domänen- 
'  Wirtschaft  allmählich  zurück  zu  Gunsten  einer 
umfassenderen  Steuerwirtschaft.  Zugleich  wird 
der  Einfluss  der  Stände  durch  die  aufstrebende 
und  sich  kräftiger  entwickelnde  landesherrliche 
Gewalt  zurückgedrängt.  Die  Veranlassung  zu 
dieser  Entwickelung  gaben  die  durch  den  dreissig- 
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jährigen  Krieg  veranlassten  FinanznOte,  die 
steigenden  Ausgaben  für  das  Heerwesen,  die 
Aendernngen  in  der  allgemeinen  Landesverwal- 
tnng,  die  Bestrebungen  zur  Hebung  der  Lan- 
deskultur. 

Bezüglich  der  Domänen  ist  bemerkens- 
wert, dass  sie  1675  in  Administration  genommen, 
aber  gegen  das  Ende  der  Regierung  des  grossen 
Kurfürsten  auf  6  Jahre  verpachtet  wurden. 
Unter  Friedrich  III.  wurde  ein  verunglückter 
Versuch  gemacht,  die  Domänen  zu  zerschlagen 
und  in  Erbpacht  hinauszugehen,  aber  durch 
Friedrich  Wilhelm  I.  zum  Teil  wieder  rück- 
gängig gemacht.  Friedrich  Wilhelm  I.  wendete 
überhaupt  den  Domänen  besondere  Fürsorge 
zu,  indem  er  sie  zu  vergrössem  und  abzurunden 
trachtete.  Durch  Edikt  vom  23.  August  1713 
vereinigte  er  die  königlichen  Schatull guter  mit 
den  Kammergtttem  und  sprach  zugleich  die 
Unveränsserlichkeit  sämtlicher  Domänen  aus. 
Von  dem  Gesamterträgnis  derselben  sollten 
270000  Thaler  an  die  königliche  Schatulle, 
270  CXX)  an  den  Hofstaat  abgeführt  werden.  Das 
Allgemeine  preussische  Landrecht  erklärte  die 
Domänen  gleichfalls  für  Staatseigentum,  hob 
aber  die  Unveräusserlichkeit  derselben  wieder 
auf.  In  der  That  wui'de  zu  Anfang  dieses  Jahr- 
hunderts, als  die  Kriege  steigende  Anforde- 
rungen stellten  und  die  Schulden  wuchsen,  eine 
grössere  Anzahl  von  Domänen  veräussert. 

Von  besonderer  Bedeutung  wird  in  der 
zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  in  den  da- 
maligen preussischen  Landen  die  Kontri- 
bution, ursprünglich  eine  Art  Gnindsteuer, 
später  die  Gesamtbezeichnung  für  verschiedene 
direkte  Steuern.  Sie  kommt  schon  im  16.  Jahr- 
hundert vor,  wird  aber  erst  seit  1626,  als  die 
Kurmark  stehende  Truppen  erhielt,  zur  Unter- 
haltung derselben  regelmässig  erhoben.  Ihr 
Betrag  schwankte  jedoch  von  Jahr  zu  Jahr,  je 
nach  dem  Bedarf.  Sie  lag  auf  den  kontribu- 
ablen  Grundstücken  und  wurde  nach  alter  Pro- 
vinzialverfassuug  und  nach  dem  Recess  von 
16Ö3  innerhalb  der  Kreise  durch  die  Stände  ver- 
teilt. Die  Grundlage  zu  der  Veranlagung  der 
Kontribution  in  den  einzelnen  Kreisen  bildeten 
die  grösstenteils  1624  aufgestellten  Schoss- 
kataster, in  welche  alle  kontnbuablen  Höfe  und 
Stellen  der  Handwerker  aufgenommen  waren. 
Aber  da  die  Kontributionsanläge  nach  den  sehr 
verschieden  grossen  Hufen  geschah  und  in  jedem 
Kreise  nach  anderen  Principieu  verfahren  wurde, 
so  war  die  Belastung  eine  sehr  ungleiche.  In 
einigen  Kreisen  wurden  nur  die  ehemaligen 
schossbaren  Ländereien  und  Höfe  herangezogen, 
in  anderen  auch  die  Handwerker,  Schäfer,  Hirten, 
Hausleute,  Einlieger  etc.  und  dabei  die  Kpntri- 
bution in  eine  fixierte  und  unfixierte  geteilt. 
Von  der  Steuer  befreit  waren  die  königlichen 
Domänen,  die  Rittergüter,  die  Ländereien  der 
Kirchen,  Stifter  und  Geistlichen,  soweit  sie 
nicht  ehemalige  schossbare  Grundstücke  um- 
fassten,  ebenso  alleKolonen  (W^eber,  Spinner  etc.), 
die  auf  steuerfreien  Grundstücken  ansässig 
waren.  Zu  der  Kontribution  waren  im  Laufe 
der  Zeit  noch  die  Legationsgelder,  der  Münz- 
recess,  die  Hart-  und  Ranchfuttergelder,  die 
Schlossbau-  und  die  Dispositionsgelder  getreten, 
die  1715  mit  einander  verschmolzen  wurden. 
Im  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  und  später 
haben   königliche  Kommissare   die  Steuer  revi- 


diert und  z.  B.  1718  festerestellt,  welche  Gnmd 
stücke  steuerpflichtig  bezw.  steuerfrei  s^in 
sollen.  Durch  Edikt  von  1749  wurde  im  Int 
resse  der  Sicherung  der  Steuerertraßnisse  dir 
Erhaltung  der  vorhandenen  und  die  NeuM 
Setzung  wüster  Höfe  durch  die  Cfniiidherr5cL:iftj 
befohlen.  Im  Jahre  1718  war  den  Rittergiit^nr| 
unter  Beseitigung  des  alten  LehnsverbanuHJ 
eine  feste  Grundabgabe,  Lehnskanon  oder  l^hii<- 
pferdegelder  genannt,  aufgelegt. 

In  der  Altmark   bestand   die  Kontribnrkn 
zu  Ende    des   18.  Jahrhunderts    ans    eint^r   im 
Jahre  1748  fixierten  und  einer  unfixierten  St*^i:rr 
und  den  Beiträgen  der  Mediatstädte.  Die  erstere 
beruhte    auf    dem    Kataster    von     1693    und; 
wurde    auch  von  Handwerkern,  Kossäten  ttv. 
und  zwar   teils  na^jh  Aussaat   und  Boden^är»^. 
teils  nach  dem  Viehbestande,  dann  nach  Fea^r- 
stellen  und  anderen  Grundlagen  eriioben.     .Mit 
der  Kontribution  zusammen  wurden  die  Kriei:>- 
metzgelder  vom  Brot-  und  Schrotkome  erhoben. 
In  der  Priegnitz  und   in   den   anderen  Krei^t^n 
wurden  zum  Teil  wieder  andere  Bemes,<njiir>- 
grundlagen  angewendet.    In  Pommern  bestand 
gleichfalls  eine  grosse  Ungleichheit  der  auf  dtm 
Lande    ruhenden    Abgaben.      Die    Ritterj^üter 
waren  von  der  Grundsteuer  befreit,  zahlten  ab^r 
die  Lehnspferdegelder.     Ebenso  war  es  in  der 
Provinz   Sachsen.     Nur  der    steuerbare  Stan4 
zahlte   die  Grund-   oder   Schocksteuer  und  die 
anderen  Abgraben. 

Die  Kontribution  war  demnach  eine  direkte 
Steuer  von  den   steuerbaren  Grundstöcken  de* 
platten  Landes  und  wohl  auch  der  Mediat^tädte. 
traf   aber   auch  noch   andere  als  die  grundbe- 
sitzenden  Klassen  auf  dem  Lande  und  hat  des.- 
nach   auch  etwas  von  dem  Wesen  der  älteren 
Vermögens-,  Personal-  und  Einkommenstenem  an 
sich.    So  traf  beispielsweise  im  MagdeburgiÄhen 
die  sogenannte  „Nahrungssteuer"  die  Mühlen, 
Krüge,  Schmieden,  Tagelöhner  mit  verschiedpQ 
abgestuften   Steuersätzen.     Auch   sonst  unter- 
liegen   ländliche   Handwerker   festen   Klasc^n- 
sätzen     nach     ungefährer    Leisttmgsflhigkeit. 
Während  die  Kontribution  in  den  älteren  Phlh 
vinzen  nach  alten  Katastern  erhoben  wurde,  die 
trotz    kleiner    Verbesserungen     immer    recht 
ungenügend    blieben,   versuchte    man  in  Ost-, 
später  in  Westpreussen  und  in  Schlesien  weniir- 
stens  die  drückendsten  Ungleichheiten  zn  l^e^fi- 
tigjen.    In  Ostpreussen  wurde,  trotz  des  heftiffen 
Widerstandes  des  Adels,  im  Jahre  1715  und  in 
den    folgenden   Jahren    der   Generalhufen- 
seh 0  88   neu   geregelt,  dabei   die   Gnmdstener 
auf    verschwiegenen    Hufenbesitz    ausgedehnt 
Grösse,  Kulturait,  Bonität,  Ertragsßhigkeit  der 
ländlichen  Grundstücke  behufs  Verteilung:  der 
Steuerart  genauer  ermittelt,  der  adelige  (Tnuid- 
besitz  neben  dem  kölmischen   und  bäuerlichen, 
wenn    auch   mit   geringerem  Steuersatze,  mit- 
besteuert.     Für  die  nicht  grund besitzende  Be- 
völkerung auf  dem  Lande  waren  Personalsteuern 
(Kopf-,  Klauenr,  Homschösse)  nach  bestmimten 
Sätzen    zur   Kontribution    zu    entrichten.     In 
Schlesien  wurde  die  Kontribution  1743  und  in 
den    folgenden  Jahren   nach   einem   gleichfalls 
verbesserten  Grundkataster  neu  geregelt,  ^ohei 
auch   der   adelige,  der  Pfarr-  und  Srhiilbesiu, 
die   königlichen   Domänen,  allerdings  mit  ire- 
ringeren    Sätzen,    mitbesteuert    wurden.    I'f^ 
Sätze  betrugen,  unter  der  Annahme,  dass  die 
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Ertnige  viel  zu  niedrig  angesetzt  wären,  28*/8°/o 
•ies  Reinertrages.  Handwerker,  Krämer  u.  dgl. 
^111  dem  platten  Lande  zahlten  auch  hier  eine 
nat'h  verschiedenen  Klassen  abgestufte  Nahrungs- 
steuer. !Eine  ähnliche  Neuregelung  wurde  in 
Westpreussen  im  Jahre  1772  und  später  in  Süd- 
prt-ussen  vorgenommen.  Zumeist  war  die  Kon- 
tribution  in  Monatsraten  zu  entrichten. 

An  sonstigen  regelmässigen  direkten  Steuern 
bestanden    zu  Ende  des   vorigen   Jahrhunderts 
die  Kavalleriegelder,  das  Lehnsritterpferdegeld, 
der  Hnfen-   und  Giebelschoss,  die  Kriegsmetze, 
Judensteuem  und  verschiedene  kleinere  Abgaben. 
Die  Kavalleriegelder  wurden  1655  zur 
Unterhaltung  der  neu   errichteten  Regimenter 
aufgelegt       Diese  mussten  zunächst   auf   dem 
Lande  durch  Naturalleistungen  unterhalten  wer- 
den.     Als    sie  dann  1717  in  die  Städte  gelegt 
wurden,  hatte  das  Land  an  Stelle  der  bisherigen 
Leiätung'en  entsprechende  Geldabgaben  zu  leisten, 
in  der  Kegel  in  Form  einer  Zuschlajfsquote  zur 
Kontribution.  Uebrigens  wurden  sie  nicht  in  allen 
Provinzen  erhoben.    Der  alte  Giebel-  und  H  u  - 
fenschoss  (s.  d.  Art.  Finanzen  im  Mittel- 
alter, unten  S.  955  ff.)  blieb  in  den  alten  Sätzen 
bis  in  das  18.,  ja  teilweise  bis  ins  19.  Jahrhundert 
in  der  Mark  bestehen.   Die  Kriegsmetze  war, 
wie  erwähnt,  eine   seit  1636  von  den  kontribu- 
ablen   Unterthanen    zu    leistende   Abgabe   von 
Mehl  und  Malz;   sie  war   anfanglich   m  natura 
zu  leisten,  wurde   aber  1736   auf   dem  platten 
Lande  in  eine  Geldabgabe  umgewandelt,  in  den 
Madien  1766  gegen  Erhöhung   der  Accise   von 
Fleisch  und  Bier  aufgehoben.    Die  verschiedenen 
anderen    kleinen  Abgaben  des  platten  Landes 
wurden    auf  dem  Wege   der  Kontribution   er- 
hoben  und  waren  nur   nach   der  Bestimmung 
geschieden.      Hierher  gehören  die    „Potsdamer 
Bettgelder"  in  Kur-  und  Neumark  fftr  die  Unter- 
haltung der  Betten  des  ersten  Garderegiments, 
•lie  oben  erwähnten  Schutz-  und  Nahrung8gelder 
und  die   Kopf-,  Klauen-   und   Hufenschösse   in 
(hl-  und  Westpreussen,  die  Branzinse  und  andere 
Ab^ben. 

Das  Lehnsritterpferdegeld  war  die 
wföuintlichste,  oft  die  einzige  Abgabe  des  Adels  an 
den  Staat  an  Stelle  des  einstigen  Reiterdienstes. 
Vereinzelt  schon  früher,  allgemein  im  17.  und 
zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  wurde  ein  jähr- 
licher Geldkanon  für  die  Verpflichtung  zur  Stel- 
Innjo:  von  Lehnspferden  festgesetzt,  der  in  der 
Mark  und  in  Magdeburg  40,  In  Pommern  20,  in 
^•stpreussen  bei  grösseren  Gütern  10  Thaler 
bttrng.  Die  Judengelder  endlich  waren  Schutz- 
ffelder  nebst  Beiträgen  für  bestimmte  Zwecke 
^M«l  einzelne  Abgaben  verschiedener  Art  bei 
besonderen  Gelegenheiten. 

Mit  der  Kontribution  und  den  übrigen  ge- 
Baniiten  Abgaben  war  aber  die  Belastung  des 
platten  Landes  noch  nicht  erschöpft.  Auf  ihm 
1*2 w.  auf  den  kontribuablen  Bauern  und  Kos- 
säten runte  auch  die  Verpflichtung,  Fuhren  und 
Vorspann  zu  leisten,  Reitpferde  zu  stellen,  für 
die  in  der  Provinz  liegende  Kavallerie  Hart- 
ttnd  Rauchfutter  zu  liefern  und  eine  gewisse  An- 
zahl Pferde  im  Sommer  auf  der  V^eide  unter- 
zubringen, letzteres  allerdings  gegen  eine  ge- 
wisse Vergütung.  Solche  Lasten  wurden  wieder- 
holt beseitigt,  aber  im  Bedarfsfalle  doch  wieder 
fonerhoben.  Erst  seit  1721  wurden  einige 
dieser  Lasten  aus  einer  besonderen  Marsch-  und 


Molestienkasse  vergütet.  Die  Immediatstädte 
waren  von  solchen  Lasten  befreit,  hatten  aber 
dafür  Einqu^artierungslastenund  Servis  zu  tragen. 
War  die  Kontribution  die  Steuer  des  platten 
Landes  und  der  Mediatstädte,  so  war  die  Ac- 
cise oder  Generalaccise  die  Hauptsteuer  in 
den  grösseren  Städten.  Diese  neue  Accise,  nicht 
zu  verwechseln  mit  der  alten  des  15.  Jahr- 
hunderts und  den  alten  Trankstenem,  war  ein 
System  von  verschiedenen  Steuern,  im  wesent- 
lichen aber  von  indirekten  Steuern  auf  Getreide, 
Getränke,  Fleisch,  sonstige  Lebens-  und  Genuss- 
mittel, endlich  auf  Roh-  und  Hilfsstoffe  und 
Kaufmannswaren.  Sie  begann  in  der  Mark  im 
Jahre  1641,  wo  sie  einzelne  Landschaften  mit 
Zustimmung  des  Kurfürsten  an  Stelle  der  alten 
Matrikeln  als  zweckmässigere  Form  der  Steuer- 
erhebung eingeführt  hatten.  Trotz  des  Wider- 
standes des  Adels,  der  von  der  Accise  mit  ge- 
trofi^en  wurde,  fand  sie  in  den  Städten  immer 
mehr  Aufnahme.  Der  grosse  Kurfürst  war  von 
jeher  für  diese  Form  der  Besteuerung  einge- 
nommen und  verlangte  im  Jahre  1667,  dem 
Zuge  der  Zeit  folgend,  ihre  allgemeine  Ein- 
führung. Man  sah  danials  und  nocn  lange  Jahr- 
zehnte später  in  der  Accise  eine  „neu  entdeckte 
Goldgrute",  weil  sie  im  Gegensatze  zu  dem 
alten  und  mangelhaften  System  der  direkten 
Besteuerung  viel  besser  geeignet  war,  den 
wachsenden  Ansprüchen  des  Staat^bedarfs  ohne 
allzu  fühlbaren  Druck  sich  anzuschmiegen.    Sie 

falt  als  die  „sanftmütige"  im  Gegensatze  zu 
er  „gewaltthätigen  Kontribution".  Allerdings 
wollte  der  Adel  von  ihr  nichts  wissen,  weil  er 
durch  diese  Art  der  Besteuerung  den  Bürgern 
und  Baueni  gleichgestellt  würde.  Auf  erneute 
städtische  Petitionen  wurde  im  Jahre  1667  den 
Städten  die  Einführung  der  Accise  freigestellt, 
das  platte  Land  aber  bei  der  Kontribution  be- 
lassen. In  den  magdeburgischen  Städten  wurde 
die  Accise  im  Jahre  1680  allgemein  eingeführt 
und  1684  neu  geregelt,  in  Pommern  gegen  1700, 
in  anderen  Provinzen  unter  Friedrich  Wilhelm  L, 
in  Schlesien  unter  Friedrich  IL,  erst  1777  in 
den  westfälischen  Provinzen,  zuletzt  noch  im 
Jahre  1804  in  den  damaligen  Erwerbungen,  da- 
gegen nicht  in  Süd-  und  Neuostpreussen.  Am 
29.  Dezember  1736  war  ein  umfassendes  Accise- 
reglement  erlassen  worden.  Von  1766—1786 
war  die  Verwaltung  der  Accise  und  Zölle  einer 
eigenen  Verwaltung  unter  französischen  Beamten, 
der  „Regie*,  unterstellt  worden ;  Friedrich  Wil- 
helm II.  beseitigte  aber  die  höchst  unpopuläre 
Einrichtung.  Erst  1787  wurden  die  bis  dahin 
provinziell  verschiedenen  Tarife  einheitlicher 
gestaltet. 

Die  Accise  erstreckt  sich,  wie  bereits  er- 
wähnt, auf  viele  Artikel ;  die  Steuersätze  waren 
im  allgemeinen  niedrig.  Die  Accise  vom  Ge- 
treide wurde  als  Eingangsaccise  von  allem  in 
den  Städten  eingehenden  Getreide,  als  Accise 
auf  Scharren-  und  Hausbacken,  als  Mahlaccise, 
der  auch  Mehl  und  Brot  vom  Lande  unterworfen 
war,  als  Weizenmehlsteuer  mit  verschiedenen 
Sätzen  je  nach  der  Verwendung  des  Getreides  zu 
Brot,  Bier  oder  Branntwein  erhoben.  Die  Ge- 
tränkeaccise  wurde  beim  Bier  nach  dem  Malz,  beim 
Branntwein  nach  dem  Schrot,  beim  Wein  nach 
Sorte  und  Güte  erhoben.  Die  Fleischaccise 
wurde  als  Abgabe  vom  Schlachtvieh  und  Haus- 
schlachten, als  Handlungsaccise  von  dem  zum 
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Verkaufe  in  Städten  eingehenden  Vieh,  als 
Accise  vom  Viehhandel  auf  Jahrmärkten  und 
von  dem  vom  platten  Lande  eindrehenden  Fleisch 
aller  Art  (auch  Speck,  Geflügel,  Wildpret, 
Fischen)  erhoben.  An  weiteren  Lebens-  und 
Gemissmitteln  i^Tirden  besteuert:  Viktualieu, 
Material-,  Kolonial-,  Special-,  Apotheker  waren,  so 
Kaffee,  Chokolade,  Zucker,  Thee,  Tabak,  Gewürze, 
Delikatessen,  Salz,  Essig.  Obst,  Gartenfrüchte, 
Eier,  Butter,  Käse,  Honig.  Oele  etc.  Die  Accise 
auf  Roh-  und  Hilfsstoffe  der  Fabrikation  und 
Produktion  und  auf  fertige  Manufaktur-  und 
Fabrikwaren  belastete  beispielsweise:  Haare, 
Borsten,  Federn,  Talg,  Leder,  Stärke,  Nutzholz, 
Flachs,  Hanf.  Baumwolle,  Steine,  Metalle,  Farb- 
waren, Seiden  waren.  Von  der  Accise  waren 
die  Bewohner  des  platten  Landes  an  sich  be- 
freit; doch  traf  sie  dieselben  natürlich  in  all 
den  Fällen,  in  denen  sie  sich  mit  accisepflichtigen 
Waren  aus  den  Städten  versehen  mussten.  Aus- 
drücklich befreit  waren  die  adeligen  Grundherr- 
schaften und  die  sonst  regelmäs.sig  befreiten 
Kategorieen,  die  in  und  bei  accisepflichtigen 
Städten  auf  ihren  Gütern  wohnten,  sowie  deren 
Pächter  und  Wirtschaftsdiener,  Geistliche, 
Universitäten,  Kittergutsbesitzer  und  deren  Be- 
amte und  zahlreiche  sonstige  Beamte,  Waren 
für  Fürsten  und  Militär,  mitunter  für  gewisse 
Freijahre  auch  Künstler,  Fabrikanten  und 
Handwerker. 

Zu  dieser  ordentlichen  oder  Generalaccise 
traten  noch  in  gewissen  Fällen  bestimmte  Zu- 
schläge, ferner  die  sogenannten  Fixaccisen,  end- 
lich gewisse  direkte  städtische  Steuern.  Die 
letzteren  erfassten  insbesondere  in  offenen 
Städten  an  Stelle  der  Accise  von  den  Erzeug- 
nissen die  städtischen  Aecker,  Wiesen  und 
Gärten,  das  Milch-,  in  einzelneu  Landesteilen 
auch  das  Zugvieh.  Die  Fixaccise  traf  in  offenen 
Städten  einige  besondere  Gegenstände,  mitunter 
auch  einzelne  vorstädtische  Gewerbe,  sodann 
diejenigen  Landhandwerker,  welche  über  die  be- 
stimmte Zahl  hinaus  zugelassen  wurden.  Die 
Ergänzungsaccise  war  teils  Ausgleichnngsab- 
gabe  von  Waren,  welche  aus  Provinzen  und 
Orten  mit  niedrigeren  Abgabesätzen  eingingen, 
teils  Zuschlagssteuern  bei  besonderen  Fällen 
und  Waren. 

Neben  der  Accise  kamen  die  Z  ö  1 1  e ,  Land- 
zölle, zu  keiner  rechten  Bedeutung.  Es  waren 
dies  zumeist  Abgaben,  die  beim  Uebergang  der 
Waren  von  einer  Provinz  in  eine  andere  an  be- 
stimmten Strassenstellen  und  Orten  erhoben 
wurden,  Abgaben,  die,  soweit  sie  den  inländi- 
schen Verkehr  betrafen,  einen  gemischten  Cha- 
rakter trugen,  teils  Gebühren  für  Benutzung 
der  Strassen,  Brücken  oder  Schutz-  und  Er- 
laubnisgebühren, teils  eigentliche  Steuern  waren. 
Mittels  der  Durchfuhrzölle  suchte  man  die  aus- 
ländischen Produzenten  und  Kaufleute  zu  be- 
lasten. Das  lästige  System  der  Binnenzölle 
wurde  erst  1805  beseitigt,  ein  eigentlicher 
Grenzzoll  erst  1806  eingeführt. 

Verhältnismässig  grosse  Einkünfte  lieferten 
einzelne  der  unter  dem  Namen  der  Regalien 
zusamraengefassten  verschiedenartigen  Ein- 
nahmequellen. Entschieden  steuermässigen 
Charakter  hatten  das  Salzregal  und  das  Tabak- 
regal. Das  erstere  war  im  Jahre  l^ö6  durch 
den  grossen  Kurfürsten  eingeführt,  in  der  Folge 
aber    mannigfach    verändert   worden.     In   den 


Städten,  seit  1763  im  ganzen  Staate  be>r:in< 
die  Einrichtung  der  sogenannten  Salzknn-krij- 
tion.  gemäss  welcher  jeder  Hauswirt  jährü^l 
eine  bestimmte  Menge  Salz,  zuletzt  4  Metz-i 
für  jede  über  9  Jahre  alte  Person,  kaaiVq 
musste.  Ursprünglich  waren  die  Herren,  Rir«  t 
und  Prälaten,  später  der  grundbesitzende  Ad^J 
:  von  der  Steuer  bezw.  Konskription  frei.  IM 
I  Tabakmonopol  wurde  1763  eingeführt  und  a« 
eine  Gesellschaft  verpachtet,  dann  für  kum 
Zeit  an  die  französische  Verwaltung  der  Äcii.vi 
und  Zölle  vergeben,  schliesslich  in  eigener  Rririö 
durch  eine  selbständige  Staatsbehörde  betriel.»^n. 
Obwohl  sein  Ertrag  im  Jahre  1786  auf  \,& 
Millionen  Thaler  gestiegen  war,  wurde  (-<  von 
Friedrich  Wilhelm  II  aufgehoben,  17S)7  vorüUrr- 
gehend  wieder  eingefühlt,  aber  noch  in  dtm- 
selben  Jahre  durch  eine  eigentliche  Steuer  ^r- 
setzt.  Vorübergehend  (seit  1781  bis  zum  Wf 
Friedrichs  des  Grossen)  bestand  auch  ein  Kaffe^- 
breimereimonopol ,  wonach  eine  Staatsbehrrd»' 
das  ausschliessliche  Recht  erhielt,  die  ße>vl- 
kerung  mit  gebranntem  und  gemahlenem  Kaife^ 
zu  versorgen.  Die  sonst  noch  vorkommendto 
Regalien :  das  Münz-,  Post-,  Berg-,  Bernstein-, 
Mühlstein-  und  das  Lotterieregal,  haben  keinen 
reinen  Steuercharakter. 

Endlich  sei  noch  des  Stempelwe^en^ 
gedacht,  das  unter  dem  grossen  Kurfürsten  im 
Jahre  1682  eingeführt,  bald  erweitert  und  dan :)i 
das  Edikt  vom  16.  Mai  1765  und  das  Haupt- 
reglement vom  13.  Mai  1766  noch  weiter  auf 
Urkunden  und  Verträge  aussredehnt,  zairlfäii 
auch  in  den  bisher  stempelfrelen  Provinzen  tin- 

Seführt  wurde.  Der  Stempel  betraf  Pattnte, 
»iplome,  Bestallungen,  Begnadigungen,  Kon- 
zessionen, Konsense,  Privilegien,  Dokumente 
und  Urkunden,  Kontrakte  bei  nher  oü  Thalern 
Wert,  Wechsel,  Obligationen,  Erbteilangfo. 
Vollmachten,  kaufmännische  Handelsbfuher 
Spielkarten,  Stempel  u.  s.  w.  und  wurde  dem- 
nach sowohl  bei  Gebühren  wie  Steaern  aug^ 
wendet. 

Nach  Schmoller  ertrugen  die  geaamten 
Steuern  gegen  1806  :  16—20  MUlionen  Tklrr 
neben  ungefähr  8  Millionen  Thaler  Reineinnahmen 
aus  den  Domänen.  Die  Kontribution  des  pUnen 
Landes  soll  nach  Schmoller  5,8,  die  AccUe  in 
den  Städten  9,5  Millionen  Thaler  ergeben  haben 
Riedel  beziffert  den  Bruttoertrag  der  Active 
für  17^—1797  auf  7,83,  der  Zölle  auf  2,$^,  zu- 
sammen mit  den  Strafgeldern  auf  8,8  Millionen 
Thaler  netto. 

Ueber  das  preussische  Steuerwesen  «i'^r 
älteren  Zeit  sagt  Schmoller:  „die  Accise  hatte 
manche  Mängel,  die  ländlichen  Kataster  iraren 
teilweise  noch  entsetzlich,  die  Steuerfreiheiten 
des  Adels  dauerten  in  mehreren  Provinzen  nu^b 
fort."  Wenn  er  trotzdem  im  grossen  nnd 
ganzen  dieses  Finanzwesen  als  eine  der  grossten 
Leistungen  hohenzoUemscher  Staatskunst  be- 
zeichnet, so  muss  man  allerdings  mit  A.  Wa^er 
betonen,  dass  es  in  wichtigen  Punkten  nicht  | 
unerheblich  hinter  dem  Finanzwesen  Frank- 
reichs, Englands  und  auch  Oesterreichs  znriifK- 
stand. 

11.  Der  StEAtsschatz  und  das  SehiiMro- 
wesen«  Es  ist  oben  bereits  gelegentlich  'l«*!" 
Benutzang  des  Staatsschatzes  zur  Decknne 
ausserordentlicher  Bedarfsfälle  gedacht  vork^^' 
wie  sie  durch  den  Mangel  an  Kredit  hediüct 
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war.  Die  Kosten  der  beiden  ersten  schlesischen 
Kriege  wurden  zum  grössten  Teil  aus  dem 
Staatsschatz  gedeckt,  welchen  Friedrich  Wil- 
holui  I.  seinem  Sohne  im  Betrage  von  8,7  Mil- 
lionen Thalern  hinterlassen  hatte.  Dazu  kamen 
•«on^tige  Bestände  im  Betrage  von  1  Million 
Thaler  und  IV*  Millionen  Thaler,  welche  durch 
llin^^chnielzung  von  Gold-  und  Silbergeräten  ge- 
wonnen wurden.  Kur  l,Bo  Millionen  Thaler 
hatte  die  kurmärkische  Landschaft  als  Anlehen 
vorgeschossen.  Zum  dritten  schlesischen  Kriege 
war  wieder  ein  Schatz  von  13,38  Millionen 
Thalem  vorhanden;  dazu  kam  ein  Anlehen 
i^bezifalls  bei  der  kurmärkischen  Landschaft  mit 
3,57  Millionen.  Diese  im  ganzen  etwa  18  Mil- 
limen  Thaler  waren  aber  schon  Ende  1767  er- 
schöpft, und  so  war  der  König  genötigt,  zu 
einem  Finanzmittel  zu  greifen,  welches  einer 
\\A  früheren  Kulturstufe  entspricht  und  nur 
von  einem  Staate  angewendet  werden  konnte, 
dessen  Kredit  erschöpft  war  und  der  nun  mit 
jedem  Mittel  um  seine  Existenz  kämpfte.  Das 
2^ind  die  Münzverschlechterungen,  die  freilich 
nicht  auf  Preussen  allein  beschränkt  blieben, 
>oudem  bald  in  anderen  Ländern  Nachahmung 
fanden.  Weitere  Mittel  zur  Kriegführung 
iief*»rten  die  Subsidien  Englands,  die  Kontri- 
butionen, endlich  auch  halb  erzwuuj^ene  An- 
lehen bei  sämtlichen  Dom-  und  KoUegialstif ten, 
bei  den  Städten,  bei  den  magdeburgischen  Land- 
Ständen. 

Friedrich  IL  sah  aber,  entsprechend  den 
Traditionen  seines  Hauses,  das  beste  Mittel 
p-egen  weitere  Verlegenheiten  in  der  Ansamm- 
lung eines  Staatsschatzes,  welcher  länger  vor- 
halten sollte  als  der  letzte  und  zu  dessen  Auf- 
bringung er  gleich  nach  dem  Kriege  schritt. 
In  der  That  brachte  es  der  König  durch  An- 
spannung der  Accisen  und  Monopole  und  durch 
Aufmntzung  der  Lotterieen  zu  einem  Staats- 
schatz, der  im  Jahre  1766  19  Millionen  Thaler, 
im  Jahre  1780  37  Millionen,  im  Jahre  1786  beim 
Tode  desselben  55  Millionen  betrug.  Und  da- 
zwischen hatte  er  noch  die  Kosten  des  baye- 
rischen Erbfolgekrieges  mit  17  Millionen  Thaler 
bestritten.  In  den  letzten  Kegierungsjahren 
hatte  das  reine  Staatseinkommen,  dank  der 
Finanzkunst  des  Königs,  jährlich  ca.  20  Millio- 
nen Thaler  betragen,  von  denen  127a  für  das 
Heer,  4  Millionen  für  Hof  und  Civilverwaltung, 
2—3  Millionen  zur  Fundierung  des  Schatzes 
verwendet  wurden.  Daneben  bestand  allerdings 
noch  eine  Schuld  von  über  12  Millionen  Thaler. 
Nach  den  unglücklichen  Kriegen  lasteten 
neben  den  bisherigen  Schulden  noch  120  Mil- 
Uonen  Francs  Kriegskontributionen  auf  dem  er- 
schöpften Lande.  Sie  konnten  nicht  ganz  in 
Geld  abgetragen  werden,  obwohl  ein  Mittelding 
zwischen  Vermögenssteuern  und  Zwangsanleihe, 
Dämlich  eine  Abgabe  von  3^'o  des  gesamten 
Vermögens  und  6%  vom  Personaleinkommen, 
und  die  Ausgabe  von  Papiergeld  mit  Zwangs- 
korn  zu  Hilfe  genommen  wurde.  Glücklicher- 
weise löste  die  günstige  Wendung  der  Ereig- 
nisse den  Rest  der  Verpflichtungen.  Aber  trotz 
»ier  an  Preussen  fallenden  Kontribution  von 
145  Millionen  Mark  und  einer  Entschädigung 
von  50  Millionen  Thaler  für  die  Verpflegung 
<ier  Truppen  befreundeter  Staaten  gelang  es 
d(K!h  nur  allmählich,  Ordnung  in  das  Schulden- 
wö*en  zu   bringen  und  den  Kredit  zu  heben. 


Noch  im  Jahre  1818  mussten  bei  Gelegenhoit 
der  Aufnahme  neuer  Anlehen  zur  Heimzahlung 
älterer  dem  Hause  Rothschild  in  London  die 
Domänen  verpfändet  werden. 

Im  Jahre  lb2ü  betrug  die  Staatsschuld  rund 
218  Millionen  Tlialer,  die  jährliche  Last  7,6 
Millionen  Thaler  für  Zinsen  und  2,5  für  Tilgung. 
Ihre  Beseitigung  erfolgte  teilweise  durch  Do- 
mänenverkäufe. Die  »Steuerreform  von  1818—20 
gestattete  endlich  eine  definitive  Ordnung  und 
Tilgung.  Es  mag  im  Anschluss  an  diese  Be- 
merkungen gleich  erwähnt  werden,  dass  der 
wachsende  Kredit  des  preussischen  Staates  und 
die  Lage  des  Kapitalmarktes  im  Jahre  1830 
die  Konvertierung  der  5prozentigen  Schulden 
in  4prozentige,  dann  S^jprozentige  gestattete 
und  dass  der  Zinsbedari  im  Jahre  1833  6,4 
Millionen,  im  Jahre  1848  4,3ö  Millionen  Thaler 
betrug. 

12.  Die  Finanzverwaltnng.  Einen  nicht 
minder  schweren  Kampf  wie  die  materielle  Ord- 
nung des  Finanzwesens  verursachte  den  preussi- 
schen Regenten  die  formale  Ordnung,  die  Fi- 
nanzverwaltung. 

Eine  Uebersicht  über  die  Pinanzverhält- 
nisse  der  älteren  Zeit  ist  dadurch  erschwert, 
dass  die  Domänen  den  grössten  Teil  des  Unter- 
halts des  Hofes  und  der  Beamten  in  natura  zu 
liefern  hatten;  ausserdem  noch  dadurch,  dass 
der  Fürst  willkürlich  auch  über  die  Einnahmen 
untergeordneter  Kassen  verfügte,  so  dass  die 
Einkünfte  der  Centralstelle  ganz  nnre^elmässige 
und  Ordnung  und  Kontrolle  unmöglich  waren. 

Die  brandenburgische  Finanz  Verwaltung  in 
der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  zer- 
fällt in  zwei  Teile:  die  Civil-  und  die  Heeres- 
finanzverwaltung.  Die  erstere,  die  ursprüng- 
lich allein  in  Betracht  kam,  hatte  die  Ver- 
waltung aller  Einnahmen  und  Ausgaben  der 
Hof-  und  Civilverwaltung  und  basierte  in  der 
Hauptsache  auf  den  älteren  Einnahmequellen, 
den  Domänen  und  Regalien,  die  zweite,  die 
erst  mit  der  Ausbildung  des  stehenden  Heeres 
entstand,  bezog  naturgemäss  die  neueren  Ein- 
nahmearten, bestimmte  Steuern,  Kontribution 
und  Accise. 

Ueber  die  Civilfinanz-  oder  Kammerver- 
waltung Brandenburgs  in  der  Zeit  von  1640 
bis  1697  unterrichtet  uns  neuerdings  das  Werk 
von  K.  Breysig.  Damach  fehlte  es  beim  Re- 
gierungsantritt des  grossen  Kurfürsten  im  Jahre 
1640  noch  gänzlich  an  einer  centralen  Kammer- 
verwaltung. Die  Finanz  Verwaltungen  der  ein- 
zelnen Territorien  standen  wie  diese  selbst 
einander  unabhängig  gegenüber.  Der  Versuch 
des  Grafen  Waldeck.  1651  aus  der  Mitte  des 
Geheimen  Rates,  der  höchsten  kurfürstlichen 
Behörde,  ein  Kollegium  der  Staatskammerräte 
als  oberstes  Organ  der  Finanzverwaltung  aller 
Territorien  zu  bilden,  blieb  ohne  nachhaltige 
Wirkung.  Erst  Ende  des  Jahres  1659  wurde 
die  Kammerverwaltung  sämtlicher  Lande  inso- 
fern centralisiert,  als  mit  deren  Leitung  eine 
Persönlichkeit,  zuerst  Raban  von  Canstein,  dann 
Friedrich  von  Jena,  dann  Bodo  von  Gladebeck 
betraut  wurde.  Als  der  letztere  1678  starb, 
blieb  die  Stelle  bis  1683,  in  welchem  Jahre 
Dodo  zu  Inn-  und  Knyphausen  sie  übernahm, 
unbesetzt.  Dem  organisatorischen  Talent  und 
der  Energie  Knyphausens  gelang  es  endlich, 
dem  Kammerwesen  eine  geeignete  Centralstelle 
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in  der  „Geheimen  Hofkammer"  zu  geben,  aas 
der  1713  das  Generaliinanzdirektorium  wurde. 

Ebenso  wie  die  Centralisiernng:  der  Kammer- 
verwaltung bedurfte  auch  die  des  Kassenwesens 
einer  läng-ereu  Entwickelang.  In  der  ersten 
Zeit  der  Regierung  Friedrich  Wilhelms  kommen 
hanptsächlich  zwei  Kassen  in  Betracht:  die 
Kammer  oder  Schatulle  für  die  persönlichen 
Bedürfnisse  des  Kurfürsten,  deren  Mittel  haupt- 
sächlich aus  den  Erträgen  der  märkischen 
Forst  Verwaltung  flössen,  und  die  Hofrentei,  die 
zam  Unterhalt  des  Hofes  und  der  Berliner  Be- 
hörden bestimmt  war  and  deren  Mittel  haupt- 
sächlich aus  den  märkischen  Domänen  sowie 
aus  der  Zoll-  und  Salzadministration  rührten. 
Allein  sie  boten  nur  ein  lückenhaftes  Bild  von 
der  gesamten  finanziellen  Leistungsfähigkeit 
der  kurfürstlichen  Lande.  Abgesehen  davon, 
dass  diese  Kassen  ihre  Einkünfte  fast  aus- 
schliesslich aus  der  Mark  bezogen,  flössen  ihnen 
nicht  einmal  die  märkischen  Einkünfte  voll- 
ständig zu.  Denn  ein  erheblicher  Teil  der 
Domänen-  und  Forsterträge  ging  in  natura  an 
den  Hof  und  die  Beamten,  über  einen  anderen 
verfügte  der  Kurfürst  durch  unmittelbare 
Zahlungsanweisungen  unter  Umgehung  der 
Hauptkassen.  Später  wurde  noch  eine  dritte 
Sonderkasse,  die  Hofstaats rentei  zum  Zweck 
der  Sicherstellung  des  Hofbedarfs  gegründet. 
Eine  durchgreifende  Reform  rief  erst  Knyphausen 
ins  Leben:  er  Hess  genaue  und  übersichtliche 
Generaletats  und  -rechnungen  über  die  Domänen- 
einkünfte aufstellen,  beschränkte  die  mit  einer 
geordneten  Kassenverwaltung  unverträglichen 
airek(en  Zahlungsanweisungen  des  Kurfürsten 
und  Hess  die  Ueberschüsse  der  Provinzialrenteien 
einer  Generalkasse  zuführen. 

Es  war  ein  besonderes  Verdienst  des  Kur- 
fürsten Friedrich  III.,  dass  er  die  regelmässige 
Aufstellung  von  Voranschlägen  verlangte  und 
das  ganze  Rechnungswesen  verbesserte.  Auch 
beseitigte  er  die  persönlichen  Verfügungen  über 
specielle  Einnahmen,  so  dass  nunmehr  die  sämt- 
lichen Eingänge  in  den  Staatskassen  auch  wirk- 
lich vereinnahmt  und  von  der  Centralkasse  ge- 
bucht werden  konnten,  und  vereinigte  zunächst 
die  Hofrentei,  dann  die  Schatulle  mit  der 
Generalkasse,  die  nunmehr  den  Namen  General- 
domänenkasse erhielt,  so  dass  nur  noch  die  Hof- 
staatsrentei  als  eine  besondere  Kasse  für  den 
Hofbedarf  bestehen  blieb.  Er  begnügte  sich 
mit  einem  Jahresgehalt  von  52000  Thalern 
für  seinen  persönlichen  Gebrauch,  welches  nun 
zusammen  mit  einigen  privaten  Einnahmen 
die  Handgelderkasse  des  Königs  bildete. 
Unter  ihm  wurden  auch,  wie  bereits  erwähnt 
wurde,  die  verschiedenen  Verwaltungen  zu  einer 
Oentralbehörde ,  dem  Generalfinanzdirektorium, 
vereinigt  Im  Jahre  1722  wurde  daraus  eine 
General-Oberfinanzkriegs-  und  eine  Domänen- 
direktion gebildet,  nach  derjen  Muster  auch  die 
Provinzialverwaltungen  eingerichtet  und  in 
Kriegs-  und  Domänenkammern  geschieden  wur- 
den. Besonders  erwähnenswert  ist  die  von  dem- 
selben König  im  Jahre  1723  geschaflene  General- 
Rechenkammer,  eine  selbständige  Behörde  zur 
Prüfung  der  Rechnungen  des  Staatshaushalts. 
Die  Ueberschüsse  der  für  Hof-  und  Oivilz wecke 
bestimmten  Einkünfte  überwies  der  König  teils 
für  militärische  Zwecke,  teils  zur  Ansammlung 
eines  Staatsschatzes,    so   dass   es  ihm  gelang, 


sein  bedeutend  vergrössert«s  Heer  ohne  Eitra- 
steuern  zu  unterhalten. 

Friedrich  II.  änderte   zunächst   nicht'^   au 
den  materiellen  Finanzeinrichtungen.  Da^  hlos^r 
Anziehen  der  Steuerschraube  ^nügte,   um  bi* 
1756  einen  Schatz  von  13  Millionen  Thaler  zu- 
sammenzubringen. Dabei  wurden  auch  die  Hand- 
gelder des  Königs  auf   134000  Thaler  erhöht. 
Bekannt   sind   die  Versuche   des  Königs,    sieh 
die  nötigsten  Mittel  zur   Kriegführung  zu  ver- 
schaffen :    Münzverschlechterangen ,    Bezablnn^: 
der    Gehälter   und   Pensionen    in   entwerteten 
Kassenscheinen,  nach  dem  siebenjährigen  Krie^ 
I  namentlich  die  Verpachtung  der  Domänen  aa 
i  den  Meistbietenden,  die  Einrichtung  der  Lotterie 
i  (Zahlenlotto)  im  Jahre  1703,  das  Tabakmonopoi, 
1  besonders  aber  die  Uebertraguag  der  VerwaltuE^ 
I  der  Accise  und  der  Zölle  an  französische  Tnier- 
nehmer  („Regie")   nach   dem   System  der  Ge- 
währsverwaltung,  wobei  der  bisherige  Betrag 
vorweg  an  die  Kriegs-  und  Domänenkasse  ab- 
geführt, der  Ueberschuss,  nach  Abzng  der  Ge- 
hälter der  fünf  Chefs  der  Regie,  an  die  königliche 
Dispositionskasse  fliessen  sollte.  Allein  das  Mehr- 
I  erträgnis  der  Steuern  stand  in  keinem  Verhalt- 
I  nis  zu  dem  grossen  Erhebungsanfwand  und  der 
Gehässigkeit    der    Durchführung.     Besonderes 
!  Aergemis  bei  der  Bevölkerung  erregte  das  öl«n 
erwähnte  Monopol  der  Kaflfeebrennerei,  dessen 
Ausnutzung  gleiclifalls  den  Franzosen  nberoagen 
war.    Die  neuen  Einkünfte  flössen  nicht  in  die 
alten  Kassen,  sondern  in  den  Dispositionsfonds' 
des  Königs,   an  den  auch  die  Ueberschüsse  der 
Provinzialkassen,  der  Forsten,   die  Einnahmen 
aus  Fabriken  und  eine  1769  eingeführte  Mahl- 
steuer auf  Weizen,  endlich  bedeutende  Summen 
aus  den  Staatskassen  abzuliefern  waren.    Die 
Verwendung  des  Dispositionsfonds,  der  eine  Ein- 
nahme bis  gegen  6  Millionen  Thaler  aufwies, 
j  geschah  vom  König  allein  und   ohne  Kontrolle. 
Aus  diesem  Fonds   entstand  der  Staatsschatz. 
j  der   bald   nach   dem  siebenjährigen  Kriege  IS 
Millionen   Thaler,   beim   Tode   des   Königs  hb 
I  Millionen  Thaler  betrug.  Wie  auf  allen  Gebieten 
i  der  Staatsverwaltung,  so  ist  auch  auf  dem  der 
Finanz  Verwaltung  der  König  der  oberste  Ijeiter. 
,  Die  frühere  Behördencentralisation  ging  mehr 
und    mehr    verloren    und    wurde    durch   die 
Provinzialverwaltungen    und    besondere    neue 
selbständige  Finanzorgane  beschränkt,  die  direkt 
mit  dem  König  verkehrten.    Auf  die  Dauer  wäre 
ein  solcher  Zustand  unhaltbar  gewesen.  Friedrich 
Wilhelm  IL  stellte  die  Centralisation  unter  dem 
Generaldirektorium  wieder  her  und  erweiterte  die 
Befugnisse  der  Oberrechnungskammer  wieder  auf 
die  Kontrolle  aller  Kassen  mit  Ausnahme  der 
Hofstaats-,    Dispositions-    und    Legationskasse, 
gab   ihr   das   ihr  von  Friedrich  IL  entzosrene 
Recht    der    materiellen    Prüfung    wieder   und 
machte  sie  unabhängig  vom  Generaldirektorinra. 
Die  Dispositionskasse  behielt  auch  er  zu  freier 
Verfügung.    Die   verhasste  französische  Kede 
wurde  sofort  nach  dem  Regierungsantritt  dt^ 
Königs  aufgehoben,  die  Kaffeesteuer  ermässi^. 
die  labakadministration  aufgehoben  und  dunh 
eine   massige  Steuer  ersetzt.     Im  Jahre  17i'7 
wurde  zwar  noch  einmal  zur  Monopolisienmir 
gegriffen,  diese  aber  schon  im  folgenden  Jalire 
von   Friedrich   W'ilhelm  IIL   wieder   beseitift. 
Sofort   nach  seinem  Regierungsantritt  bcgaBfl 
dieser  König  eine  Neuorganisierung  der  Finaiu- 
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JKjhörden.  Der  Oberrechnungfskainmer  wurden 
dif  ihrer  Aufsicht  noch  nicht  unterworfenen 
Ktisnen  unterstellt  und  ihr  das  Recht  erteilt, 
die  Ausgaben  auch  nach  ihrer  Zweckmässigkeit 
zu  prüfen,  ihr  Präsident  zum  Generalkontrolleur 
der  Finanzen  ernannt  und  mit  weitgehenden 
Bf^fnj^issen  ausgestattet. 

i^ach  den  Zusammenstellungen  J.  Conrads 
i(4rnndris9,  Bd.  3  S.  162 ff.)  betrugen  die  Ein- 
nahmen des  Grossen  Kurfürsten  in  seinem 
Sterbejahre  etwa  3698000  Thaler,  die  Ausofaben 
der  Kriegs-  und  Domänenkammer  für  Militär- 
zwecke 1274000  Thaler  (=34%).  Bei  dem 
Rt^eriernngsantritt  Friedrich  Wilhelms  I.  waren 
die  Einnahmen  auf  4,8  Millionen  Thaler,  die 
Ausgaben  für  Militärzwecke  auf  1,788  Millionen 
Thaier  (=  38 ^/J  gestiegen.  Im  ersten  Jahre 
der  Regierung  Friedrichs  II.  betrugen  die  Ein- 
nahmen 21,3,  1748  31,2  Millionen  Mark  =  9  Mark 
pro  Kopf  der  Bevölkerung,  die  Ausgaben  für 
das  Militär  17,73  Millionen  Mark  =  o7%  der 
Einnahme,  wobei  der  Dispositionsfonds  des 
Königs  nicht  inbegriffen  ist.  Zu  Ende  der  Re- 
gierungszeit Friedrich  des  Grossen  betrug  das 
reine  Einkommen  des  Staates  59,067  Millionen 
Mark  =  11,2  Mark  pro  Kopf  der  Bevölkerung, 
wovon  25,239  Millionen  Mark  =  42,5  %  der  Ein- 
nahmen und  4,7  Mark  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
für  das  Militär  verausgabt  wurden.  Die  Aus- 
gaben für  Hof-  und  Civilzwecke  stellten  sich 
anf  13,5  Millionen  Mark  =  23 ^o  der  Ein- 
nahmen; 3,3  Millionen  Mark  flössen  in  den 
Tresor. 

B.  Oesterreich. 

13.  Das  Finanzwesen  Oesterreichs  im 
allgemeioen.  Das  Finanzwesen  Oesterreichs, 
speciell  Niederösterreichs  zeigt  selbstverständ- 
lich in  wichtigen  Punkten  eine  den  deutschen 
Ländern  analoge  Ent Wickelung,  namentlich  was 
das  Domänen-  und  Regalienwesen  anlangt. 
Aber  zwei  Momente  sind  ihm  eigentümlich: 
einerseits  das  dauernde  Einbürgern  direkter 
Steuern  schon  im  16.  Jahrhundert,  andererseits 
die  bekannten  Grundsteuerreformen  im  18.  und 
teilweise  im  19.  Jahrhundert,  die  „von  allge- 
meinster Bedeutung  für  die  Ent  Wickelung 
der  direkten  Besteuerung  eines  grossen  Teils 
Europas  geworden  sind"  (A.  Wagner).  Es  ist 
an  anderer  Stelle  ausgeführt,  dass  der  grössere 
Finanzbedari  des  österreichischen  Staates,  na- 
mentlich die  Ausgaben  für  die  Türkeukriege, 
von  jeher  zu  einer  höheren  Anspannung  der 
Finanzen  und  zur  Erhebung  von  regelmässigen 
und  ausserordentlichen  Steuern  führte. 

Die  in  die  zweite  Hälfte  des  18.  Jahrhun- 
derts fallenden  langwierigen  und  kostspieligen 
Kriege,  in  welche  Oesterreich  wiederholt  ver- 
wickelt wurde,  waren  desgleichen  von  grossem 
Eiuflnss  auf  seine  Finanzen.  Die  steigenden 
Bedürfnisse  für  das  Heer  verursachten  viele 
Schulden;  sie  gingen  auch  in  die  Budgets  der 
Friedenszeiten  über  und  wirkten  auf  die  Be- 
steuerung. 

Blickt  man  auf  das  Einnahme wesen  in  der 
zweiten  HiÜfte  des  18.  Jahrhunderts,  so  findet 
man  eine  ziemlich  reichliche  Auslese  aller  mög- 
lichen Steuern,  deren  Erträgnisse  unter  den  da- 
maligen schwierigen  Verhältnissen  Oesterreichs 
immerhin  als  eine  beachtenswerte  Leistung  er- 
iicheinen.     Die  Hauptsteuer  war  die  „Kontri- 


bution", in  der  Hauptsache  eine  Grundsteuer. 
Bei  besonderen  Anlässen  wurden  Personal-, 
Kopf-,  Vermögens-,  Einkommen-,  Klassensteuem 
erhoben.  Dazu  Zölle,  Mauten,  Lotto,  Salz-  und 
Tabakregal,  Steuern  auf  Bier  und  andere  Ge- 
tränke, endlich  Stempel,  Taxen  und  eine  Erb- 
steuer. Freilich  konnte  auch  diese  Vielheit 
direkter  und  indirekter  Steuern  und  steuer- 
ähnlicher Abgaben  den  Staat  nicht  vor  finan- 
ziellen Sorgen  wegen  der  rasch  steigenden  Ver- 
schuldung und  der  Papiergeld  Wirtschaft  be- 
wahren Selbst  in  Friedenszeiten  musste  ge- 
wöhnlich mit  einem  mehr  oder  weniger  grossen 
Deficit  gearbeitet  werden.  Die  österreichische 
Staatsschuld  betrug,  teils  als  Erbschaft  des  17. 
Jahrhunderts,  grösstenteils  aber  als  Folge  der 
Kriege  in  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrhun- 
derts, und  zwar  ohne  das  Papiergeld,  im  Jahre 
1755  118  Millionen  Gulden.    Sie  betrug 

1763  271,87  Millionen  Gulden 
1781  286,86        „ 
1792  377,60        „ 
1810  658,22        „ 

Die  Zinsenlast  belief  sich  1781  auf  11,47, 
1792  auf  17,20,  1810  auf  39,76  Millionen  Gulden. 
Der  Militäraufwand  erforderte  seit  1748  ge- 
wöhnlich ca.  15  Millionen  Gulden,  während  des 
Krieges  natürlich  viel  mehr,  so  z.  B.  im  Jahre 
1761  40,71  Millionen  Gulden.  Seit  1780  stand 
er  auch  in  Friedenszeiten  auf  über  30,  später 
über  50  Millionen  Gulden  und  stieg  im  Kriege 
bis  zu  200  Millionen. 

lieber  das  Verhältnis  der  Staatsausgaben 
zu  den  Einnahmen  während  des  18.  Jahrhun- 
derts, unter  Verteilung  derselben  auf  die  Haupt- 
zweige, geben  die  beiden  folgenden  statistischen 
Zusammenstellungen  Aufschluss. 

I.  Netto-Staatsausgaben  in  Millionen  Gulden. 


Jahr 

Schuld- 
etat 

Militär 

Civilver- 
waltung 

Summa 

1719 
1754 
1781 
1786 
1792 
1804 

II.  Ne 

13,59 

21,05 
39,01 

tto-Staatse 

34,19 
36—40 
33,1            18,30          65 

1      81,40 
44,34          25,36     i       90,76 

46,10    1    28,95    :    114,06 

inkünfte  in  Millionen   Gulden. 

1 

Staats- 
eigentum 

Steuern 

Andere 
Zu- 
flüsse 

Jahr 

di- 
rekte 

indi- 
rekte 

Summa 

1754 
1781 
178n 
1792 
1804 

5,05 
5,63 
6,39 

14:77 

24,61 

24,49 
22,70 
35,68 

28, 
32, 
37, 
39, 

00 
62 
32 
98 

11,58 
20,27 
17,13 

39,81  (?) 
65,78 

74.31                                1 

86,67                               ' 

107,57                               1 

Ueber  die  Zusammensetzung  der  Einkünfte 
um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  unterrichtet 
die  folgende  Uebersicht  für  1754  (Zahlenangaben 
in  Millionen  Gulden): 
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Domänen                i,o  üebertrag:  27,682 

Bergwerke  2,0  Linien-  u.  Sperr- 

Kontribntion  14,671  geider                 0,25 

Mauten  3,1  Taxen                    0,4 

Trank-  u.  Salz-  Lotto  0,187 

Steuer  5,0       Pont  0,2 

Tabak                    1,5  Summe  29,808 
Landgrrafenamt 

(Viah-  u.  Ge-  Lombardei  3,0 

treideanf8chlafir)i,5  Niederlande  7,0 


Tebertrag  27,682 


39,808 


14.  Die  Steuerreformen  im  IS.  Jahr- 
hundert« Eine  Uebersicht  über  die  Finanz- 
verhältnisse Oesterreichs  im  18.  Jahrhundert 
wäre  unvollkommen^  wenn  sie  nicht  mit  einigen 
Worten  der  verschiedenen  Steuerreformen  in 
diesem  Jahrhundert  gedenken  würde.  Das 
Oesterreich  des  18.  Jahrhunderts  ist  das  Land  der 
Steuerreformen.  Die  Grundsteuerreform  unter 
Karl  VI.  im  Mailändischen,  die  Steuerrektifika- 
tionen Maria  Theresias  stellen  nach  dem  Urteil 
A.  Wagners  das  Wichtigste  dar,  was  zur  Her- 
beiführung einer  allijemeineren  und  gleich- 
massigeren  direkten  Besteuerung  vor  dem  19. 
Jahrhundert  in  einem  Grossstaate  Europas  ge- 
schah. Es  war  freilich  an  dem  Masse  unserer  Zeit 
gemessen  doch  noch  unvollkommen.  Der  Mai- 
ländische  Kataster,  censimento  milanese,  unter 
Karl  VI.  im  Jahre  1719  begonnen,  1749—60 
durchgeführt,  ist  das  Vorbild  für  viele  andere 
gewesen  und  bildet  eine  höchst  bedeutende 
Etappe  auf  dem  Wege  zu  einer  rationellen  Be- 
steuerung. Die  Grundstücke  wurden  geome- 
trisch gemessen  und  aufgezeichnet,  nach  Kultur 
und  Bonität  unterschieden^  die  Erträgnisse,  die 
Gewinnungskosten  und  die  Abzüge  unter  be- 
sonderer Berücksichtigung  lokaler  Verhältnisse 
festgestellt.  Die  so  gewonnenen  Reinerträge 
wurden  an  Kauf-  und  Pachtpreisen  kontrolliert, 
zu  4^0  kapitalisiert  und  davon  eine  bestimmte 
Quote  als  Steuerfuss  erhoben.  Die  Gebäude  in 
den  Städten  wurden  nach  dem  wirklich  er- 
zielten oder  geschätzten  Mieteertrag  besteuert. 
Die  Steuer rektilikation  der  Kaiserin  M^ria 
Theresia  in  Niederösterreich,  die  vom  Jahre 
1756  bis  1817  in  Kraft  blieb,  bestand  in 
einer  Katastrierung  des  Erträgnisses  vom  Grund 
und  Boden,  dessen  Nutzungen  und  Gefällen, 
Nutzungen  von  Häusern  und  den  mit  diesen 
untrennbar  verbundenen  Gewerben  und  Industrie- 
zweigen, wobei  als  Steuergrundlage  bei  Grund- 
stücken, Gewerben,  städtischen  Gebäuden  der 
Ertrag  bezw.  der  Gewinn,  bei  Gebäuden  auf 
dem  Lande  ein  Klassentarif,  in  Wien  der  Miet- 
zins diente.  Die  von  Grundstücken  und  Wäl- 
dern abgeleiteten  Nutzungen  und  Gefälle  wur- 
den nach  einem  zehnjährigen  Durchschnitt  ka- 
pitalisiert und  darnach  die  Steuer  bemessen. 
Diese  Steuerrektifikation  wurde,  jedoch  mit 
mehreren  Abweichungen,  auch  in  Oesterreich, 
Kärnten,  Steiermark  eingeführt.  In  Böhmen 
wurde  ebenfalls  unter  Maria  Theresia  eine  all- 
gemeine Steuerreform  1748 — 1768  durchgeführt. 
Dagegen  konnte  die  Josefinische  Steuerreform 
auf  Grund  einer  neuen  Grundsteuerkatastriernufi:, 
der  ein  grösserer  Zug  und  das  Streben  nach 
rationellen  Grundsätzen  nicht  abgesprochen 
werden  kann,  sich  nicht  behaupten. 


I  G.  Frankreich.  1 

15«  Das  Flnanzif  e$en  des  Ancien  Regime.  ' 

I  Die  Einnahmequellen  des  Ancien  Regimt-  l»r- 
standen  wie  überall  1.  in  den  Domänen,  2.  d^-n 
Abgaben,  3.  in  ausserordentlichen  Hilf.«iqaHlrii, 
vornehmlich  in  Anleihen. 

Die     Domänenwirtschaft     zei^rt     ic 

Frankreich   dasselbe  Bild  wie   in    DeutschUD-i. 

Die  wachsenden  Ausgaben  führten  bald  zur  V»rr- 

äusseruug   oder   Verpfändung   derselben.     r>i^- 

Ordonnanzen,   welche   ihre  L  nveränsserlicbkeit 

,  und  ün Verpfändbarkeit  statuierten,  konnten  aD 

i  der  Entwickelung  nichts  ändern ;   die  DomäceL 

.  wurden  immer  weniger  imd  ihr  Ertragnis  deckte 

den  öffentlichen  Bedarf  nicht  mehr     SuUy  nud 

Colbert,   letzterer    durch    eine  Ordonnanz  von 

I  1667,  suchten  die  veräusserten  Domänen  wie»ier 

I  für  den  Staat  zu   gewinnen,  das    gleiche  ver- 

!  suchte  Ludwig  XV.;  aber  der  Erfolg  war  nur 

'  ein  halber.   Da  der  Unterhalt  der  Liegenschaften 

1  der   Krone  viel   kostete,   so   schlng   man  dem 

1  König  1781  vor,  dieselben   zu  verpachten,  um 

sie  in   einen   guten  Zustand   zu  bringen.    Der 

Ertrag  der  Domänen  ohne  Forsten  belief  sica 

1789  nur  noch  auf  rund  V^  Millionen  Lire. 

Die  Steuern  waren  teils  direkte,  teils?  in- 
direkte: die  ersteren  waren  die  taille,  die 
capitation  und  der  Zwanzigste  (les  vingtieme?.. 
Die  indirekten  Steuern  trafen  gewisse  Ver- 
brauchsgegenstände, Handel,  Industrie  und  dir 
Es  gab  Salzsteuem  (gabelles),  Geträake 
steuern  (aides),  Zölle  (traites),  Registrierunffs- 
abgaben  (domaines).  Ausserdem  hatte  der  >taji 
das  Tabakmonopol. 

Unter  den  direkten  Steuern  ist  die  taille 
die  älteste.  Sie  wurde  ständig  1444  unter 
Karl  VII.,  und  ihr  Erträgnis  diente  zur  Bezah- 
lung der  stehenden  Söldnerheere  Unter  Hein- 
rich II.  kam  im  Jahre  1549  dazu  der  tailli^L 
dessen  Erträgnis  zur  Besoldung  der  Gendarmerie 
und  zur  Bestreitung  der  Kriegskosten  bestimmt 
war.  Die  taille  war  Repartitionssteuer  mit 
zum  teil  fixen,  zum  teil  beweglichen  Betraetn 
(crue).  Sie  war  nicht  gleichmässig  im  ganzen 
Königreich;  sie  war  anders  in  den  Provinzen 
des  Pays  d  election,  anders  im  Pays  d'etat  und 
anders  in  den  eroberten  oder  abgetretenen  Pro- 
vinzen. 

Was  die  Pays  d*election  anlangt,  so  wurde 
hier  die  taille  von  Grundstücken  je  nach  ihrem 
Oharakter    als    bäuerliche    oder   adelige  ohne 
Rücksicht  auf  die  Person  des  Besitzers  erhoben. 
In  den  drei  übrigen  l^ovinzen  war  sie  persön- 
lich bezw.   gemischt,  d.  h.  sie  wurde  von  den 
Personen  mit  Rücksicht  auf  ihren  Grundbesitz, 
ihr  Vermögen   oder  ihren   Gewerbebetrieb  er- 
hoben.     Die    Steuerpartition    vollzog  sich  in 
der  Weise,   dass   der  Conseil  des   finances  die 
Steuer    unter    die    generalites    austeilte.    Der 
Intendant   und   die  Finanzkammer  bestimmten 
den  Anteil  jeder  election.    Die  Steuereinnehmer 
I  endlich  nahmen  in  jedem  Kirchspiel  die  Vertei- 
lung auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  vor 
I         Die  Pays  d'etat  waren  wie  fast  bei  allen 
,  Steuern  so  auch  bei  der  taille  mannigfach  be- 
j  vorzugt.     Jede  Provinz   zahlte  eine  Pauschal- 
!  summe.     Repartition  und   Erhebung  der  ein- 
zelnen Steuerbeträge  war  Sache  der  Chefs  der 
Provinzialverwaltung.     In  den   eroberten  oder 
sonst  angefallenen  Ländern  gab  es  keine  taille. 
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Sie  wnrde  hier  durch  eine  analoge  Steuer  er- 
st;tzt,  die  im  Elsass,  in  Lothringen  und  den  3 
Bistümern  Subvention,  in  der  Franche-Comte  und 
Koassillon  imposition  ordiuaire,  im  Hainaut 
aide  ordinaire  genannt  wurde  Auch  diese 
Steuern  zerfielen  wie  die  tailie  in  Hauptsteuer 
nnd  Zuschläge. 

Die  capitation  wurde  zuerst  1695  zur 
Bestreitung  der  im  Frieden  von  Ryswick  ent- 
standenen Kosten  erhoben.  Sie  war,  wie  der 
Name  besagt,  eine  persönliche  Steuer  und  sollte 
nur  für  kurze  Zeit  bestehen.  In  der  That 
wurde  sie  1698  aufgehoben,  dann  aber  von  1701 
an  wieder  ins  Leben  gerufen.  Sie  wurde  nach 
dem  Stand  und  dem  Charakter  in  22  Klassen 
von  :^  sols  bis  2U00  Lire  erhoben.  Der  Klerus 
kaufte  sich  durch  ein  Abonnement  los,  das  all- 
mählich in  ein  don  gratnit  von  24  Millionen 
Lire  überging.  Alle  Jahre  wurde  der  Steuer- 
«inteil  jeder  generalite  festgestellt.  Die  capi- 
tation wurde  in  zwei  Teile  geteilt:  der  Adel 
und  die  Privilegierten  wurden  nach  dem  Tarif 
besteuert,  die  ührigen  im  Verhältnis  zur  tailie. 
Die  Steuer  unterstand  dem  Intendanten;  aber 
die  cours  souverains  erhielten  das  Hecht,  die 
Steuer  auf  ihre  Mitglieder  selbst  zu  repartieren. 
Die  Stadt  Paris  betraute  damit  den  Vorstand 
der  Kauflente,  die  Vereinigungen  der  Künstler 
und  Gewerbetreibenden  ihre  Vorstände  und 
Syndici. 

Als  der  Krieg  im  Jahre  1709  neue  Opfer 
forderte  und  Anlehen  nicht  mehr  ergiebig  genug 
waren,  da  wurde  das  Jahr  darauf  der  Zehnte 
ile  dixieme)  von  allem  Einkommen  als  neue 
Steuer  erhoben.  Die  Steuer  beruhte  in  der 
Hauptsache  auf  Selbstangahen.  Der  Klerus 
kaufte  sich  durch  Zahlung  von  8  Millionen  Lire 
los;  einige  Städte  und  Provinzen,  besonders 
die  Pajs  d'etat  nahmen  Abonnements.  Diese 
Steuer  sollte  3  Monate  nach  dem  Friedensschluss 
aufhören,  allein  sie  wurde  erst  1726  für  zwei 
Jahre  durch  eine  Steuer  vom  fünfzigsten  Teil 
.cinquantieme)  ersetzt.  Von  1733  bis  1737  und 
1741  bis  1750  wurde  sie  wieder  eingeführt,  dann 
durch  den  Zwanzigsten  (vingti^me)  ersetzt.  Im 
Jahre  1756  w^urde  ein  zweiter  Zwanzigster  ein- 
und  damit  der  alte  Zustand  bis  zum  Jahre  1781 
wieder  herbeigeführt.  An  Stelle  der  Deklarationen 
waren  bald  strenge  Einschätzungen  getreten; 
doch  sollten  die  Steuerrollen  unveränderlich  sein. 
1771  wurde  jedoch  das  Versprechen  seitens  der 
Begierung  gebrochen  und  erst  1777  auf  ener- 
gische Vorstellungen  des  Steuerererichtshofes 
der  Kechtszustand  vrieder  hergestellt. 

Die  indirekten  Steuern  hatten  inso- 
feme  einen  Vorzug  vor  der  eben  erwähnten 
direkten,  als  ihre  Einführung,  Aenderung  oder 
Erhöhung  der  Zustimmung  des  Parlaments  und 
der  cours  souverains  bedurfte.  Ihre  Erhebung 
aber  war  an  Finanzgesellschaften  verpachtet, 
welche  eine  hohe  Kaution  zu  erlegen  und  jähr- 
lich eine  bestimmte  Summe  zu  garantieren 
hatten.  Sie  waren  auch  noch  weniger  einheit- 
lich als  die  direkten  Steuern,  sondern  fast  von 
Provinz  zu  Provinz  verschieden. 

Unter  dem  Namen  traites  wurden  Zölle 
von  Handelswaren  beim  Eingang,  Ausgang  und 
beim  inneren  Umlauf  derselben  erhoben.  Diese 
Zolle  reichen  weit  zurück ;  aber  sie  beschränkten 
den  Verkehr  so  sehr,  dass  1614  diö  General- 
ätaateu  ihre  Beseitigung  dringend  verlangten 


—  ein  Verlangen,  welchem  später  Colbert  in 
dem  von  ihm  ausgearbeiteten  Tarif  von  1664 
nachkam.  Viele  Provinzen  nahmen  den  Tarif 
an  und  bildeten  „die  Provinzen  der  fünf  grossen 
Pachten",  so  genannt,  weil  das  ganze  Zollwesen 
ihres  Gebietes  an  fünf  verschiedene  Pächter- 
gesellschaften verpachtet  war,  die  1698  in  eine 
einzige  verwandelt  wurden.  Während  in  dem 
eben  bezeichneten  Gebiete  die  Binnenzölle  fielen 
und  ein  einheitliches  Haudelsgebiet  entstand, 
verschmähten  es  die  anderen  Provinzen,  den 
Tarif  von  1664.  der  ihnen  zu  hoch  schien,  an- 
zunehmen, und  blieben  deshalb  in  dem  alten 
Zustand.  Doch  wurde  von  Colbert  1667  und 
1671  ein  einheitlicher  Tarif  für  die  wichtigsten 
Handelswaren  eingeführt  und  die  Erhebung  der 
Zölle  hierfür  an  der  Grenze  angeordnet.  Elsass- 
Lothringen,  die  drei  Bistümer  und  andere  erst 
später  an  Frankreich  gefallene  Gebietsteile 
blieben  jedoch  ausserhalb  dieser  Zollgrenze, 
konnten  vielmehr  frei  mit  dem  Ausland  ver- 
kehren, hatten  aber  von  dem  Verkehr  mit  dem 
übrigfen  Frankreich  Ein-  und  Ausfuhrzölle  zu 
entnchten. 

Die  älteste  und  verschiedenartigste,  zu- 
gleich am  meisten  bekämpfte  indirekte  Steuer 
war  die  Salz  Steuer.  Es  gab  hier  die  Pro- 
vinces  de  grandes  gabelles,  in  denen  die  in 
Preussen  sogenannte  Salzkonskription  existierte, 
d.  h.  die  Verpflichtung  für  jede  Privatwirtschaft, 
in  den  öffentlichen  Salzniederlagen  sieben  Pfund 
Salz  für  jeden  über  sieben  Jahre  alten  Haus- 
genossen zu  kaufen,  dann  die  Provinces  de 
petites  gabelles,  in  denen  jeder  Salz,  so  viel  er 
nötig  hatte,  und  in  beliebigen  Niederlagen  der 
Pächterei  kaufen  konnte,  femer  die  Provinces 
redimees,  die  auf  Grund  alter  Abmachungen  nur 
einen  Salzzoll  zu  bezahlen  hatten,  endlich  Pro- 
vinzen, die  von  der  Salzsteuer  befreit  waren. 
Aber  innerhalb  dieser  Provinzen  bestanden 
weitere  Verschiedenheiten,  deren  Schilderung 
jedoch  hier  zu  weit  führen  würde. 

Die  aides  waren  Steuern  von  anderen 
Verzehrungsgegenständen  ausser  Salz  und  Tabak, 
vornehmlich  von  den  Getränken.  Sie  wurden 
erhoben  als  droits  d'entree  (von  den  Getränken, 
Früchten,  frischen  Seetischen,  Vieh  etc.),  als 
vente  en  gros,  vente  an  detail  und  droits  de 
transport.  An  Stelle  aller  dieser  Abgaben  trat 
in  Paris  die  taxe  de  remplacement  und  in  den 
Pays  d'etat  eine  für  deren  eigene  Bedürfnisse 
bestimmte  Konsumsteuer.  Mit  den  aides  waren 
einige  Abgaben  von  gebührenähnlichem  Cha- 
rakter verbunden;  Stempel  auf  Eisen,  auf  Gold- 
und  Silberwaren  u.  s.  w.  Zu  allen  diesen  in- 
direkten Steuern  kam  noch  das  Tabak m ono- 
pol (seit  1674)  und  die  Spielkartensteuer. 

Die  droits  domaniaux  endlich  zerfielen 
in  zwei  Klassen:  in  die  Besitzveränderungsab- 
gaben und  die  Stempel-  und  Registrierungsab- 
gaben. Die  ersteren  wurden  als  amortissement  von 
den  Gütern  der  toten  Hand  erhoben,  als  francs 
fiefs  von  dem  bäuerlichen  Erwerber  eines  Lehns- 
gutes, als  usages  und  nouveaux  acqu^ts  von 
Angehörigen  der  toten  Hand  beim  Erwerb  eines 
Gutes,  als  aubaine  und  batardise  von  Fremden 
und  Unehelichen.  Zu  den  letzteren  zählte  die 
Abgabe  von  Akten,  welche  vor  Gericht  benutzt 
werden  wollten,  von  gewissen  Amtshandlungen 
der  Gerichtsdiener,  von  Formularen  und  Stempel- 
papieren, von  Gerichtsentscheidungen,  von  der 
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gerichtlichen  Insinuation  von  Schenkungren  be- 
we«flicher  Sachen,  von  der  Insinuation  unbeweg- 
J icher  Sachen  u.  a. 

Als  sich  die  Ausgraben  ständig  mehrten 
und  die  Einkünfte  aus  den  Domänen  und  den 
Abgraben  die  Bedürfnisse  der  Monarchen  nicht  j 
mehr  befriedigen  konnten,  musste  zu  Anlehen  j 
gegriffen  werden.  Anfänglich  nutzte  auch  der  ' 
französische  König  seinen  Kredit  wie  ein  anderer  ; 
Grundbesitzer  aus,  indem  er  einen  Teil  seines , 
Grundbesitzes  verpfändete.  Aber  auf  diese ' 
Weise  kamen  nur  kleine  Anlehen  zu  hohen  i 
Zinsen  zu  stände.  Auch  die  Leibrentenanlehen  | 
hatten  erst  Erfolg,  als  Franz  I.  im  Jahre  1022  j 
zum  Zweck  der  Wiedereroberung  des  Herzog- 
tums Mailand  sich  auf  den  Kredit  der  Stadt 
Paris  stützte.  Er  verkaufte  an  den  Vorstand 
der  Kaufleute  zu  Paris  25000  Lire  Leibrenten 
jährlich  zu  10  Prozent  und  verpfändete  der 
Stadt  dafür  gewisse  Abgaben.  Die  Gemeinde- 
verwaltung besorgte  die  Unterbringung  der 
Beuten,  nnd  diese  waren  so  beliebt,  dass  diese 
Art  der  Schuldaufnahme  1789  weitaus  den 
grössten  Teil  der  konsolidierten  öifentlichen 
Schuld  bildete.  Aber  auch  die  Pays  d'etat,  der 
Klerus,  der  Orden  vom  heiligen  Geist  mussten 
ihren  Kredit  dem  Königtum  zur  Verfügung 
stellen.  Neben  den  Leibreuten  erschienen  seit 
der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  die  Zeitrenten 
und  zwar  als  einfache  Zeitrenten,  als  Ueber- 
lebensrenten  und  als  Tontinen.  Die  letztere 
Form  des  Anlehens  war  besonders  in  der  zweiten 
Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  beliebt.  Dazu 
kamen  seit  1700  Lotteriean leben  nnd  einige 
wenige  Anlehen  mit  festem  Rückzahlungstermin. 
Die  Anlehen  waren  anfangs  und  dann  zu  Col- 
berts  und  Terrays  Zeiten  bei  einzelnen  Kapita- 
listen oder  Bankhäusern  aufgenommen  worden, 
später  durch  Öffentliche  Subskription.  Neben 
diesen  offenen  Anlehen  gab  es  auch  versteckte 
und  zwar  zwei  Arten:  Münzverschlechterungen 
und  Benutzung  von  Kreditscheinen.  Ueber  die 
ersteren  ist  nicht  viel  zu  sagen:  sie  haben  die 
gleiche  Form  wie  in  Preussen  und  anderwärts, 
nur  dass  sie  in  Frankreich  in  weit  ausgedehnterem 
Masse  verwendet  wurden.  Mit  Kreditscheinen 
aller  Art  war  der  Markt  überfüllt;  sie  bildeten 
eine  schwebende  Schuld,  die  weit  ansehnlicher 
war  als  die  konsolidierte.  Die  Schatzmeister, 
die  Generalschatzmeister,  die  Generaleinnehmer, 
die  Schuldenkasse  und  andere  gaben  Papiergeld 
aus;  desgleichen  der  Staat  selbst  unter  der 
Form  von  Schatzscheinen,  Staatsscheinen,  Bank- 
billets.  Sie  wurden  später  in  konsolidierte 
Schulden  verwandelt,  aber  die  Zinszahlung 
wurde  eingestellt.  Kein  Wunder,  dass  unter 
solchen  Massregeln  der  öifentliche  Kredit  zu 
Grunde  ging. 

Unter  SuUy  war  Ordnung  im  Staatshaus- 
halt, ja  es  gelang  ihm,  einen  nicht  unerheblichen 
Staatsschatz  anzusammeln.  Aber  mit  dem  Tode 
Heinrichs  IV.  und  SuUys  Entlassung  endigte 
diese  kurze  Glanzperiode,  um  einer  Zeit  der 
grössten  Verwirrung  und  der  schamlosesten 
Unterschleife  Platz  zu  machen.  Man  verschleu- 
derte nicht  nur  die  ange.sammelten  Sehätze, 
sondern  griff  wieder  zu  den  alten  Mitteln  der 
früheren  Zeit,  um  die  notwendigen  Summen 
aufzutreiben,  zu  Anlehen  mit  überhohem  Zins- 
fusse,  Errichtung  zahlloser  neuer  Aemter,  Ver- 
pfändung der  Domänen,  Zwangsanieheu,  Renten- 


verkürzungen u.  dgl.  Noch  einmal  schien  Frank 
reich  geordnete  Kreditzustände  zu  erhalten,  al» 
der  grosse  Minister  Colbert  eine  bessere  Finaiiz- 
verwaltung  durchführte,  eineCaisse  des  empmDt^ 
errichtete  und  die  30  Millionen  Renten .  anl 
welche  die  Schuld  im  Jahre  1663  angesch wollt  r. 
war,  auf  8  Millionen  herab  brachte,  jene  Summe, 
welche  ('albert  selbst  einmal  als  diejenige  hf- 
zeichnet  hatte,  die  Frankreich  ohne  Gefahr  trairen 
könnte.  Aber  mit  dem  Tode  Colberts  wann 
diese  Aussichten  vorüber ;  in  dem  letzten  Jahr- 
zehnt des  17.  Jahrhunderts  wurden  fast  jährlich 
neue  Anlehen  aufgenommen.  Noch  schlimmer 
wurde  es  unter  Ludwig  XV. :  wir  erinnern  nor 
an  die  Assignatenwirtschaft  mit  den  wieder- 
holten Staatsbankerotten,  an  die  Lotterie-  nnd 
Tontinenanlehen  in  den  1740er  und  50er  Jahren. 
an  die  fortwährenden  Einstellungen  der  Reuten- 
zahlung,  an  die  Zwangsanleihen  und  ähnliche 
Operationen.  Als  Turgot  die  Finanzen  über- 
nahm, betrug  die  Höhe  der  ScbnldziD^ec 
119752753  Livres;  dazn  kam  noch  eine  Schau 
welche  Turgot  als  dette  arri6ree  exigible  be- 
zeichnete, mit  einem  Kapitalbetrag  von  23o2613()<) 
Livres.  Der  gesamte  Zinsenetat  betrug  da- 
mals ca.  154  Mulionen,  das  waren  40*/<,  der  ge- 
samten Staatseinnahmen,  die  im  Jahre  1775  auf 
377  287  637  veranschlagt  waren.  Und  wie  riele 
Schuldverbindlichkeiten  waren  auf  unrecht- 
mässige Weise  gelöst  worden! 

In  seiner  Verzweiflung  griff  das  Ancieu 
Regime  zu  höchst  bedenklichen  fiskalischen 
Mitteln :  die  versteckten  und  die  Zwangsanlehen 
nahmen  die  abenteuerlichsten  Formen  an;  akr 
sie  ergaben  in  der  Zeit  von  1689 — 1715  mehr 
als  900  Millionen  Livres.  Sehr  beliebt  war  der 
Aemterkauf.  namentlich  gegen  das  Ende  der 
Regierung  Ludwigs  XIV.  und  während  der 
Regentschaft.  Man  zwang  die  Beamten  ffe^n 
die  Gewährung  höherer  Gehälter  zu  bestimmten 
Geldleistungen  und  erzielte  auf  diesem  We?»- 
120  Millionen  Noch  höhere  Einkünfte  jrewlhrte 
die  Errichtung  neuer  Aemter  und  iBre  Ver- 
leihung gegen  entsprechende  GeldleL«tungt^n. 
Unzähüge  Aemter,  zum  Teil  ganz  merkwürdiger 
Art,  wurden  so  gegründet.  Da  die  Beamt^rn 
grösstenteils  von  Steuern  befreit  waren,  so  fiel 
eine  um  so  grössere  Last  auf  den  Rest  der  Nation. 
Das  machte  in  der  Zeit  vom  15.  bis  18.  Jahr- 
hundert den  Druck  der  Steuer  auf  die  unteren 
und  mittleren  Klassen,  besonders  auf  die  Land- 
bevölkerung, immer  stärker  und  verbasster; 
denn  es  wurde  in  diesen  die  Ueberzeugunsr  g^ 
stärkt,  dass  sie  mit  den  Früchten  ihres  Fleisses 
das  staatliche  Schmarotzertum  zu  ernähren  hätten. 
Und  die  Art,  wie  die  Einnahmen  seit  Ludwig XIV. 
verwendet  wurden,  konnte  diese  Ueberzeug:nng 
nur  bestärken.  Es  ist  bekannt,  welche  enormen 
Summen  der  Hofhalt  des  14.  und  15.  ludwk 
verschlang  und  zu  welchen  Zwecken  dieselben 
verwendet  wurden.  Zwischen  1050—80  schon 
hatten  die  Ausgaben  für  den  Hof  und  die  Garden 
über  11'/»%  <ier  Gesamtousgabe  betragen.  Hein- 
rich IV.  soll  jährlich  1,2  Millionen  Em  für 
Spiel,  Maitressen,  Jagdhunde,  Schlösser  gebrancht 
haben.    Noch  im  Jahre  1609  kosteten 


Heer  und  Flotte  4,6 
dagegen  der  Hof  2,3 
Pensionen  2,0 

Geschenke  i  ,7 

Le  comptant  du  roi  2,3 


Mill.  Livres 
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Ludwigs  XIV.  Budget  von  1662  enthielt 
3ö  Millionen  Livres;  davon  11,6  Millionen  für 
die  verschiedenen  Zweige  des  königlichen  Hofes 
xmd  Hauses.  Im  Jahre  1670,  alsColbert  den 
Höhepunkt  seiner  Thätigkeit  erreicht  hatte,  be- 
trug die  StaatSAUssfabe  nahezu  80  Millionen 
Livres ;  davon  entfiel  nahezu  ein  Drittel  auf 
den  Hof.  Der  Bau  des  Versailler  Schlosses  soll 
allein  ca.  165  Millionen  Livres  =  2(X)  Millionen 
heutiger  Francs  gekostet  haben.  Solche  Lasten, 
so  drückend  sie  vor  allem  in  anbetracht  ihrer 
ungleichen  Verteilung  waren,  konnten  getragen 
werden,  solange  die  Nation  nach  aussen  an  Glanz 
gewann  und  im  Innern  teils  Ludwig  XIV.  selbst, 


teils  sein  grosser  Minister  fruchtbare  volkswirt- 
schaftliche Reformen  durchführten.  Anders  aber 
wurde  dies  xmter  Ludwig  XV.,  des.sen  Namen 
man  nur  auszusprechen  braucht,  um  sich  die 
traurige  wirtschaftliche  und  finanzielle  Lage 
Frankreichs  in  jener  Zeit  zu  vergegenwärtigen. 
Die  Lasten,  welche  Ludwig  XV.  auf  das  Volk 
legte,  konnten  unter  Ludwig  XVI.,  selbst  wenn 
eine  grössere  Neigung  hierzu  vorhanden  gewesen 
wäre,  nicht  mehr  herabgemindert  werden.  Die 
Höhe  des  Budgets  war,  auch  am  Massstabe 
unserer  Zeiten  gemessen,  eine  ungewöhnlich 
grosse.  Die  zwei  folgenden  Uebersichten  (nach 
A.  Wagner)  geben  ein  Bild  derselben. 


1.  Etat  für  1773  in  3Iillionen  Livres. 

A.  Ausgaben.  '                          B.  Einnahmen. 

1)  Civilverwaltung  (inkl.  königl.  Hof)        io9:i6  '  i)  Direkte  Steuern I73,95 

davon  der  königl.  Hof .    .    32,00  ,         davon:  Taille 66,17 

das  Auswärtige    ....      8,00  f^apitation  (1768)    .     .     .    .41,70 

t'aisse  des  arrerages     .    .    20,00  '         Zwanzigster  (1768)     .    .    .34,00 

Zins.,Erläs8e,Kost.d.Finanz.    19,00  j         Aus  den  Pavs  d'etat  .     .    .  23,68 

2)  Militär 127,29   2)  Indirekte  Steuern 186,90 

davon  Marine  u.  Kolonieen    30,00 |       .  davon :  durch  die  Fermes  generales 

Zusammen       236,45 1  (netto) 132,00 

3)  Abzüge  von  der  Einnahme  1         Zuschläge  dazu  ....      22,00 

(Schuldzinsen,  specielleErhebungs-  3)  Domänen  und  Forsten 6,40 

kosten) 160,00 1 4)  Ferme  der  Posten ^ 7Jt 

Summe  aller  AusgabeTT      396,45  Summe  aller  Einnahmen       374,96 

2.  Neckers  Anschlag  für  den  Beginn  der  1780er  Jahre  in  Millionen  Livres. 

A.  Ausgaben.  j  B.  Einnahmen. 

1.  Königlicher  Hof   .     .     .    33,7  '  1)  Direkte  Steuern         242,56 

2.  Schuld 262,5  ,         davon:  Taille      ....      91,0 

3.  Auswärtiges     ....      8,5  (.apitation       41,5 

4.  Civilverwaltung    .    .    .    62,122  I         Zwanzigster 55,0 

5.  Militär  und  Marine       .  150,8  3.  Zwanzigster    ....      21,5 

6.  Finanz  Verwaltung     .     .    66,378  '  2)  Indirekte  Steuern 319,04 

7.  Ausgaben  der  Städte  etc.    26,0  |         davon:  Fermes  genörales     1 66,00 

Summe  aller  Ausgaben  610.0  Regie  generale  ....      51,5 

I         Octrois 27,0 

I  3)  Andere  Einnahmen 23,4 

davon  Posten 10,3 

I  Summe  aller  Einnahmen       585,0 


lö.  Die  Finanzverwaltung.  Unter  dem 
Ancien  Regime  gab  es  keine  geordnete  F  i  n  a  n  z - 
Verwaltung.  Das  Rechnungswesen  war  so 
zersplittert,  dass  es  niemand  im  ganzen  über- 
schauen konnte.  Das  Budget  existierte  nur 
dem  Namen  nach.  Das  moderne  Princip,  dass 
alle  Einnahmen  und  Ausgaben  im  Budget  vor- 
getragen werden  müssen,  war  unbekannt.  Ein 
grosser  Teil  der  Staatseinkünfte  war  nirgends 
vorgetragen;  ein  anderer  nur  in  Specialetats. 
Es  gab  Zuschlagsteuem,  die  weder  in  den  Ein- 
nahmen noch  in  den  Ausgaben  erschienen.  So 
flössen  die  Zuschläge  zur  taille  direkt  an  die 
Steuereinnehmer.  In  den  sogenannten  Pavs  d' 
election  wurden  bestimmte  Zuschläge  zxir  ca- 
pitation  und  den  vingtiömes  direkt  zur  Wege- 
unterhaltung, zum  Unterhalt  der  Kirchen  und 
Geistlichen  und  zur  Dotierung  von  Wohlthätig- 
keitsanstalten  verwendet,  ohne  die  Staatskassen 
zu  passieren.  Es  war  deshalb  nicht  miJglich, 
die  wirklichen  Einnahmen  des  Staates  wie  die 
Gesamtlast  der  Steuerpflichtigen  festzustellen. 
An  der  Spitze  jedes  Verwaltungszweiges  stand 
ein  nahezu  unumschränkter  Herr,  welcher  nach 


I  seinem  Gutdünken  schaltete.    Ursprünglich  war 
der    Regisseur    du    domaine    royale    Chef    der 
Finanzverwaltung,  später  trat  an  seine  Stelle 
i  der   Oberintendant    der   Finanzen.     Allein   die 
Vereinigung  der  ganzen  Finanzverwaltung  ein^ 
schliesslich  der  Kontrolle  in  einer  Hand  erwies 
I  sich    als    gefährlich,   und    Colbert   wurde    als 
Generalkontrolleur    Chef    der    Finanzen.      Im 
I  Jahre  1661  beseitigte  man  das  Amt  des  Ober- 
I  iutendanten,  und  an  seine  Stelle  trat  der  Conseil 
'  royal  des  finances,  dessen  Mitglieder  vom  König 
I  ernannt  wurden  und  dessen    Vorsitzender   der 
I  König  selbst  war.    Der  Controleur  general  war 
stellvertretender   Vorsitzender,    er   hatte   über 
alle  Angelegenheiten  Bericht  zu  erstatten  und 
I  die   Generaldirektion   des   Finanzwesens.     Ihm 
I  unterstanden  die  Beamten  und  Pächter,  er  ent- 
warf das  Budget  und  unterbreitete  dem  König 
'  die  auf  Erhöhung  oder  Erniedrigung  der  Steuer 
I  bezüglichen  Anträge.     Er  hatte  die  Kontrolle 
über  die  Amtsführung  seiner  Kollegen  im  Mi- 
'  nisterium  und  infolgedessen  den  weitreichend- 
I  sten  Eiufluss. 
I         Die   Pro vinzial Verwaltung    wurde    in   den 
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unter  dem  Namen  Pays  d'election  bebannten 
Landesteilen  durch  Beamt«  eeführt,  welche  ur- 
sprünglich von  den  Steuerptiichtieren  gewählt 
wurden.  Die  Generalsuperintendanten  repar- 
tierten im  Vereine  mit  jE^e wählten  Vertretern 
der  Städte  und  Gemeinden  die  Steuer.  Aber 
aus  den  g:ewählten  Beamten  wurden  allmählich 
königliche  und  ihre  Kompetenzen  beschränkt. 
Später  trat  an  die  Spitze  der  einzelnen  Pro- 
vinzen je  ein  Intendant,  der  in  Bezug  auf  Ver- 
waltung und  Rechtspflege  die  ausgedehntesten 
Kompetenzen  besass.  In  der  Frage  der  Repar- 
tition  der  Steuern  war  er  ausschlaggebend. 
Ein  königliches  Brevet,  das  im  Conseil  des 
finances  beschlossen  wurde  und  den  aufzu- 
bringenden Steuerbetrag  festsetzte,  wurde  ihm 
zur  Begutachtung  mitgeteilt.  Darnach  wurde 
der  Steuerant^il  jeder  election  definitiv  fest- 
gestellt. Da»  bei  jeder  Intendantur  bestehende 
bureau  des  finances  beauftragte  die  Exekutiv- 
behörden. So  vollzog  sich  die  erste  Repartition. 
Die  zweite  vollzog  sich  in  jedem  Departement 
durch  Austeilung  der  Steuer  auf  die  einzelnen 
Kirchspiele.  In  den  Pays  d'etat  trat  an  die 
Stelle  des  Intendanten  der  mit  verschiedenen 
Namen  bezeichnete  gewählte  Kommissär,  der 
im  übrigen  so  ziemlich  die  gleichen  Funktionen 
hatte  wie  jener.  Unter  dem  Intendanten  bezw. 
dem  Kommissär  standen  die  (-ollecteurs  oder 
Asseeurs ,  welche  für  die  Repartition  und  den 
richtigen  Eingang  der  Steuern  in  den  einzelnen 
Kirchspielen  zu  sorgen  hatten.  Das  waren  aber 
keine  fest  angestellten  Beamten,  sondern  aus 
den  Einwohnern  eines  Kirchspiels  wurde  für  je 
ein  Jahr  eine  Kommission  von  sechs  Steuer- 
pflichtigen durch  den  Intendanten  oder  Kom- 
missär bestimmt,  welche  für  den  richtigen  Ein- 
gang der  Steuer  zu  sorgen  und  zu  haften  hatten. 
Deshalb  wurden  die  Steuern,  da  die  Kollek teure 
einen  Ausfall  eventuell  aus  eiijenen  Mitteln  zu 
decken  hatten,  mit  grosser  Strenge,  ja  Härte 
eingetrieben. 

Die  indirekten  Steuern  waren,  wie  erwähnt, 
verpachtet.  Im  Jahre  1720  wurden  die  Ver- 
brauchssteuern für  55  Millionen  pro  Jahr  an 
eine  Gesellschaft  von  40  Aktionären,  die  soge- 
nannten fermiers  generaux,  verpachtet.  Diese 
Summe  wurde  aber  bei  jeder  Steuerpachtung 
gesteigert  und  betrug  1789  180  Millionen  Lire. 
Nichtsdestoweniger  machten  die  Pachtgesell- 
schaften noch  ein  gutes  Geschäft.  Allerdings 
wuchs  mit  der  Pachtsumme  auch  die  Härte 
und  Rücksichtslosigkeit  der  Steuerbeitreibung. 

Neben  den  bisher  erwähnten  Organen  der 
Finanzverwaltung  gab  es  zahlreiche  Beamte 
im  Dienste  des  Königs  oder  der  Pächtergesell- 
schaften. Da  viele  dieser  .iemter  käuflich  und 
mithin  eine  Einnahmequelle  des  Staates  ge- 
worden waren,  so  wurden  stets  neue  geschaifen. 
Aber  ihre  Bezahlung  erfolgte  nicht  aus  dem 
Budget,  sondern  meistens  wieder  seitens  der 
Steuerpflichtigen  durch  Steuerzuschläge.  So 
kann  es  nicht  Wunder  nehmen,  dass  der  Ueber- 
fluss  an  grossenteils  beschäftigungslosen  Be- 
amten zusammen  mit  den  übrigen  Missständen 
im  Finanzwesen  den  wesentlichsten  Anteil 
an  dem  Zusammenbruch  des  Ancien  Regime 
trug. 

17.  Die  Revolution  von  1789  und  das 
Finanzwesen.  Ein  ungeheuerer  Druck  lastete, 
wie  die  obigen  Ausführungen  zeigen  ,zur  Zeit 


des  Beginnes  der  grossen  Revolution   auf  dem 
französischen   Volke,     Unerträglich    waren  die 
Ungleichheiten  zwischen  den  Provinzen  luid  den 
einzelnen    Klassen   der   Unterthanen.     Mit  ge- 
rechter  Erbittening    blickte    das   ntiit   Steuern 
überbürdete  Volk  auf  die  Privilegies  und  auf 
die  sich  bereichernden  Steuerpächter,   empfand 
es  die  AVillkür  der  Verwaltung,  den   M^augel  an 
Ordnung,  die  Verschwendung  der  Könige.    E< 
ist  erklärlich,  dass  die  Revolution  zngleich  mit 
dem  .\ncien  Regime  auch  das  alte  Steuerwesen 
beseitigte.     Die   konstituierende    Versammloiu 
dekretierte  im  Oktober  1789,  ,,das3  alle  Steneni 
und  öffentlichen  Lasten,  wie  immer  sie  geartet 
sein    mögen,    von   allen   Bürgern   und    Eigen- 
tümern   im    Verhältnis    zu    ihren   Gütern  und 
ihrer     Leistungsfähigkeit     getragen      werden 
sollen."     Sodann  ging  man   in   der   Annahme, 
dass  infolge  der  Aenderung  in  der  Verfassun:: 
und  Verwaltung  die  Ausgaben  wesentlich  ver- 
I  mindert  werden  könnten,  an  eine  VereinfarbuQir 
I  des  Steuerwesens.    Man  erliess  1790  unter  d»im 
I  Eiufluss    physiokra tischer    Lehren    ein    Gt-setz, 
[  durch  welches  eine  Steuer  vom  Reinertrag  alles 
(rrundeigentums,  bemes.sen  nach  dem  mittlenrn 
Ertrag  einer  bestimmten  Reihe  von  Jahren,  ein- 
geführt   wurde.      Ihrem   Grundgedanken  na<h 
sollte  sie  die  einzige  Steuer  sein:  insbe^ndere 
fielen  die  besonders  verhassten  indirekten  Steuern 
und    die    Binnenzölle.     Daeregen    blieben  die 
Aussenzölle  bestehen,  und  alle  bisher  durch  Zölle 
von    einander   getrennten    Gebietsteile    Frank- 
reichs und  die  noch  ganz  ausserhalb  des  ält^-ren 
Grenzzollsystems  stehenden  Provinzen  wurden 
in   das   neue    grosse  Zollgebiet   aufgenommeii. 
Man   musste  jedoch   bald    erkennen,   dass  die 
Grundsteuer  allein  den  Bedürfnissen  nicht  ge 
nttgte,   und  so  schuf  man,  beherrscht  von  der 
allgemeinen   Abneigung    gegen    das   indirekte 
Steuer wesen,  ein  neues  direktes  Steuer5y->teni, 
indem  man  neben  die  Grundsteuer  als  Haupt- 
steuer   im  Jahre  1791    die  Personal-  und  Mu- 
biliarsteuer    als   Nebensteuer,    vorwiegend   be- 
messen   nach    Wohnungs-    oder    MietautVand. 
setzte.    Dazu  kamen  noch  in  demselben  Jahre 
die  Patent-  und  die   Thür-  und  Fenstersteuer 
(1798)  sowie  einige  Luxussteuern    und  die  Be- 
gistrierungs-  und  Stempelabgaben,  die  anfangs 
nicht    im    Steuerplane    lagen,     sondern    ihre 
Kreierung  fiskalischen  Erwägungen  verdanken. 
Damit  ist  in  der  Zeit  der  Revolution  und  der 
ersten  Republik  das  heutige  System  der  direkten 
Besteuerung  in  Frankreich  begründet  worden: 
zur  gesetzlichen  Ausbildung   und  ordentlichen 
praktischen  Durchführung  gelangte  aber  diese 
direkte  Besteuerung  erst  unter   dem  Consulat 
und  Kaisertum  Napoleons  I.  und  im  Laufe  des 
19.    Jahrhunderts.      Leitstern    und    Zielpunkt 
bei  den  Reformplänen  der  Revolutionszeit  war 
das  Streben,  die  Grundsätze  der  Allgemeinheit 
Gesetzmässigkeit  und  Gleichmässigkeit  zur  An- 
wendung zu  brineen,  alle  Willkür  bei  der  Ver- 
anlagung und  Erhebung  nach  Möglichkeit  ans- 
zuschliessen,  die  Erhebung  wohlfeil  zu  machen 
und    diese    wie    die    Veranla^ng   dem  Volke 
selbst  zu  übertragen.    Eine  eigentumsfeindlicbe 
Tendenz   zeigte   sich   nur   zur  Zeit  des  floch- 
standes   der   revolutionären  Bewegung  in  den 
Versuchen  mit  starken  Extrastenem  und  Zwangs- 
anleihen der  Reichen. 
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D.  England. 

IS«  Das  britische  Finanzwesen  bis  1793. 

Für  die  Geschichte  der  Finanzen  bietet  England 
ein  g'anz  besonderes  Interesse.  Zum  ersten  ist 
trine  {grosse  Anzahl  der  wichtigsten  Grundsätze 
der  Finanzverwaltung  zuerst  in  England  er- 
kannt und  angewendet  worden,  zum  anderen 
zeigt  die  Geschichte  des  englischen  Finanz- 
wesens am  klarsten  den  engen  Zusammenhang 
der  Finanzen  mit  dem  ganzen  Gang  des  Staats- 
lehens. 

In  erster  Beziehung  mag  nur  daran  erinnert 
werden,  dass  das  wichtigste  Princip  des  mo- 
dernen Budgetrechts,  die  Bewilligung  der 
Steuern  durch  das  Parlament  in  England  viel 
früher  als  in  allen  anderen  Staaten  in  regel- 
Tiiussig-er  üebung  stand.  Das  Princip  der  Steuer- 
bewiUi^ng,  welches  in  der  Magna  Charta  seinen 
vorbrieiften  Ausdruck  fand,  obwohl  es  schon 
vorher  in  Geltung  war,  beherrscht  die  Be- 
ziehungen zwischen  Nation  und  Königtum.  In 
der  Acte  von  1627  verlangen  die  Barone,  dass 
kein  freier  Mann  gezwungen  werde,  ein  Ge- 
schenk, ein  Darlehen  oder  sonst  eine  andere 
Reich ung  zu  leisten  ohne  eine  Acte  des  Parla- 
ments, wobei  allerdings  die  Tonneugelder 
nicht  inbegriffen  waren;  die  Acte  von  1688 
untersagt  Wilhelm  von  Oranien  neuerdings, 
Steuern  ohne  Zustimmung  des  Parlaments  zu 
erheben,  und  stützt  dieses  Verbot  durch  wirk- 
same Kautelen,  häufige  Einberufung  des  Parla- 
ments, freier  Wahlen,  Redefreiheit,  Verbot  des 
Unterhalts  einer  Armee  in  Friedenszeiten  so- 
wie der  Aufhebung  oder  Nichtdurchfiihning 
von  Gesetzen. 

Was  den  zweiten  Punkt  anbelangt,  so  wird 
an  anderer  Stelle,  (Art.  Finanzen  im  Mittel- 
alter) erwähnt  werden,  dass  die  Steuerein- 
treibungen Johanns  ohne  Land  den  Aufstand 
der  Barone  zu  Runnymede  und  die  Charta 
magna  von  1216  herbeigeführt  hatten  und  dass 
der  Aufstand  Wat  Tylors  zu  Ende  des  14.  Jahr- 
hunderts durch  die  poll-taxe,  der  Jacques  Cade's 
durch  ungewöhnlich  hohe  Steuern  veranlasst 
war.  Grundlegende  Aenderuugen  im  englischen 
Steuerwesen  brachte  die  erst«  Revolution  und 
Republik.  An  Stelle  der  alten  den  Bedürfnissen 
nicht  mehr  genügenden  direkten  Steuern,  der 
Subsidien,  Zehntel  und  Fünfzehntel,  traten  die 
Monatsanlagen,  „monthly  assessments",  d.  h. 
eine  Vermögens-  imd  Einkommensteuer  nach 
neuer  Veranlagung  und  unter  umfassender  Ein- 
beziehung der  Besoldungen  im  Civildienst  und 
des  persönlichen  Erwerbs.  Sie  wurden  nach  Be- 
darf in  Monatssummen  festgestellt  und  auf  die 
Grafschaften  und  Städte  repartiert.  Am  wich- 
tigsten aber  war  die  Einführung  innerer  Ver- 
brauchssteuern auf  eine  Anzahl  von  Artikeln, 
insbesondere  Gretränke,  im  Jahre  1643.  Da- 
gei^en  blieb  das  alte  Zollwesen  in  der  Haupt- 
sache bestehen. 

Während  der  Restaurationszeit  und  d^r 
Zeit  der  letzten  Stuarts,  1660—1688,  werden 
zwar  Versuche  gemacht,  auf  die  ältere  direkte 
und  indirekte  Besteuerung  zurückzugreifen, 
aber  in  der  Hauptsache  blieb  es  bei  dem  bis- 
herigen Zustande.  Eine  neue  Herdsteuer  (hearth 
nioney),  neue  Kopfsteuern,  eine  Bankierbe- 
stenerung  und  eine  Steuer  auf  gewisse  andere 
Einkommen   werden   eingeflüirt.     Die   älteren 


Zölle  werden  weiter  entwickelt,  ein  neuer  Tarif 
aufgestellt,  der  insbesondere  Abgaben  auf  Wein, 
Zucker,  Tabak,  Branntwein  enthält.  Von  be- 
sonderer und  dauernder  Bedeutung  aus  dieser 
Zeit  ist  die  Bildung  einer  Civilliste  durch  Be- 
willigung besonderer  Abgaben,  einer  „erblichen 
Accise"  (besonders  auf  Getränke)  und  einer 
temporären,  in  Zuschlägen  bestehende  Accise. 
Abgaben  im  Gerichtsverfahren  werden  neu  ein- 
geführt. 

Die  Periode  von  Wilhelm  III.  bis 
zur  französischen  Revolution,  1688  bis 
1793.  Auch  in  dieser  Periode  ist  es  das  Steuer- 
wesen, welches  die  Aufmerksamkeit  besonders 
auf  sich  lenkt.  Die  bestimmenden,  allgemeinen 
Faktoren  für  die  Entwickelung  des  britischen 
Finanz-  und  Steuerwesens  in  dem  bezeichneten 
Zeiträume  sind  nach  A.  Wagner  (Finanz Wissen- 
schaft, Teil  III  S.  181)  die  wiederholten  grossen 
und  kostspieligen  Kriege,  welche  stets  mit  einer 
starken  Vermehrung  der  Staatsschuld  und  einer 
dadurch  mit  bedingten  Erhöhung  des  Finanz- 
bedarfs verbunden  waren,  femer  die  endgiltige 
Einbürgerung  des  parlamentarischen  Partei- 
regiments in  den  Händen  der  Aristokratie, 
welche  besonders  die  indirekten  Verbrauchs- 
steuern bevorzugte.  Die  Entwickelung  der 
englischen  Finanzen  (ohne  Irland)  in  dieser  Zeit 
zeigt  die  folgende  Zusammenstellnng  nach 
Do  well  (bei  A.  Wagner  a.  a.  0.)  in  Millionen  £. 

Qi.     4.      e  u  u  Ausgrabe  f  Civil ver-     Ein- 
TT„,         ötaats-  Schuld-    tj  °«  ,.     waltune  nähme 


um 

schuld 

Zinsen 

neer  u. 
Flotte 

(inkl. 

aus 

Hof) 

Steuern 

1688 

p 

p 

^i 

1,2 

1,85 

1702 

ca.  2o,o 

hn 

h3 

0,7 

4,25 

1738 

46,0 

2,0 

1,85 

0,95 

5,75 

1755 

72,5 

2,6 

2,0 

1,0 

6,75 

1775 

126,0 

4,6 

3,81 

1,2 

10,0 

1792 

237,4 

9,3 

6,25 

2,0 

17,3 

Bei  der  Ungenügendheit  der  Monatsanlagen 
wurden  Versuche  mit  verschiedenen  direkten 
Steuern  (Kopf-,  Klassen-,  Standes-,  Geburts-, 
Heirats-,  Begräbnis-,  Junggesellensteuem)  ange- 
stellt, die  jedoch  keinen  dauernden  Erfolg  hatten 
und  im  ganzen  das  direkte  Steuerwesen  eher 
verschlechterten  als  verbesserten.  Die  Haupt- 
steuer dieser  Zeit  blieb  die  im  Jahre  1692  ein- 
geführte land-tax,  die  ursprünglich  als  allge- 
meine Vermögens-  und  Besoldungssteuer  ge- 
dacht war,  selir  bald  jedoch  zu  einer  reallas t- 
artigen  Grundsteuer  wurde,  in  ihrer  späteren 
Entwickelung  überhaupt  kaum  mehr  als  Steuer 
bezeichnet  werden  kann,  Sie  wurde  in  der  Be- 
drängnis der  französischen  Revolutionskriege, 
um  mehr  Mittel  auf  einmal  zu  erhalten,  für 
ablösbar  erklärt.  Diese  AblÖsbarkeit  blieb  bis 
in  die  neueste  Zeit  zu  Hecht  bestehen,  und  des- 
halb findet  sich  im  heutigen  britischen  Finanz- 
wesen nur  ein  Rest  der  alten  Landtaxe.  Die 
unpopuläre  Herdsteuer  wurde  1696  durch  eine 
Fenstersteuer  und  diese  1778  durch  eine  Steuer 
von  Wohnhäusern  ersetzt.  In  der  zweiten 
Hälfte  des  18.,  teilweise  noch  Ende  des  17. 
Jahrhunderts  tauchen  verschiedene  neue  direkte 
St.euem  auf,  die  sogenannte  assessed  taxes, 
(SteueiTi  auf  Droschken  und  Landkntschen, 
Mietpferde  und  Wagen,  auf  einzelne  Berufe  und 
Gewerbe),  die  grösstenteils  als  specielle  Ge- 
werbesteuern zu  betrachten  sind.  Eine  be- 
sondere Ausbildung  erlangten  in  England  im 
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18.  Jahrhundert  die  sogfenannten  Luxussteuern, 
hervorgegangen  aus  einem  gewissen  OefiUil  der 
Notwendigkeit  der  verteilenden  Gerechtigkeit 
im  Znsammengange  mit  den  wachsenden  Be- 
dürfnissen des  Staates,  Steuern  auf  Karossen, 
Silbergeschirr,  Haarpuder,  Wappen,  Taschen- 
uhren, Dienstboten  u.  s  w.,  die  häutig  wechseln, 
aber  trotz  der  Vielheit  der  Gegenstände  dem 
Staate  keine  nennenswerte  Aushilfe  gewähren. 
Auch  die  Accise  wird  in  der  Zeit  von  1688  bis 
17H3  erhöht  und  auf  immer  mehr  Artikel  der 
verschiedensten  Art,  Verzehrungsgegenstäude, 
.■Rohstoffe  und  Fabrikate  ausgedehnt,  namentlich 
werden  die  Getränkesteuern  immer  höher.  Da- 
gegen scheitert  das  von  AValpole  und  andern 
vertretene  Problem  einer  allgemeinen  Accise  an 
dem  Widerstand  der  öffentlichen  Meinung  und 
des  Parlaments.  Die  euijlische  Accise  war  da- 
her nicht  eine  allgemeine,  wie  beispielsweise 
die  preussische,  sondern  blieb  beschränkt  auf 
eine  bestimmte  Anzahl  von  Artikeln  (in  der 
Hauptzeit  28).  Der  Ertrag  der  Accise  stieg  von 
1— 1,4  Millionen  t  zu  Anfang  des  IK  Jahr- 
hunderts auf  10  3Iillionen  gegen  den  Schluss 
desselben.  Mit  der  Accise  im  Zusammenhang 
stand  ein  System  von  Lizenzen  für  Produzenten, 
Händler,  Wirte  und  dergleichen,  welche  mit 
accise  Pflichtigen  Artikeln  zu  thun  hatten.  Das 
Lizenzsystem,  aus  gebiih renartigen  Anfängen 
herausgewachsen,  besteht  in  der  Verpflichtung, 
den  betreffenden  (Gewerbebetrieb  anzumelden 
und  eine  bestimmte  jährliche  Abgabe  zu  be- 
zahlen, giebt  aber  insbesondere  der  Verwaltung 
das  Recht,  den  lizenzpflichtigen  Betrieb  jeder- 
zeit zu  kontrollieren,  und  gewährt  so  ein  wirk- 
sames Mittel  gegen  Schmuggel  und  Unterschleif. 
Auch  Verkehrssteuern,  namentlich  Erbschafts- 
steuern, haben  sich  vornehmlich  in  dieser  Zeit 
in  England  eingebürgert  und  entwickelt.  Der 
Stempel  von  Rechtsgeschäften  und  von  Erb- 
schaften ißt  1694  eingeführt,  die  Erbschafts- 
steuer zu  Ende  des  18.  Jahrhunderts  wesent- 
lich weiter  gebildet  worden.  Das  Zollwesen 
wird  in  dieser  Zeit  immer  komplizierter,  die 
älteren  Zolle  werden  teilweise  erhöht,  andere 
neu  eingeführt;  handelspolitische  Momente  finden 
immer  mehr  Berücksichtigung.  Im  ganzen  weist 
England  zu  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts 
noch  einen  sehr  umfassenden  Tarif  mit  zahl- 
reichen Artikeln  und  hohen  Zollsätzen  auf. 

Was  den  Staatskredit  anlangt,  so  zeigt  er 
in  der  älteren  Zeit  ähnliche  Züge  wie  in 
den  anderen  Staaten.  Karl  IL  fiel  es  noch  schwer 
genu^,  das  Kreditbedürfnis  zu  befriedigen.  Anti- 
cipation  von  Steuern  durch  Verpfändung  der- 
selben blieb  die  stehende  Form  der  Kreditauf- 
nahmen, ergänzt  (1692)  durch  Anlehen  gegen 
99jährige  Renten,  auch  Leibrenten  und  Tontinen. 
Nur  in  den  grossen  Handelskompagnieen  hatte 
man  Gesellschaften  an  der  Hand,  welche  gegen 
Gewährung  und  Verlängerungen  von  Privilegien 
zu  Vorschüssen  geneigt  waren.  Im  Jahre  1701 
betrug  die  Staatsschuld  16,4  Millionen  £,  die 
jährlichen  Zinsen  dafür  1,3  Millionen,  Ende  1714 
die  dauernde  Schuld  an  die  Kompagnieen  20^  * 
Millionen  £;  dazu  eine  Rentenschuld  von  26, 
eine  schwebende  von  ö  Millionen,  im  ganzen 
54  Millionen  ^  mit  3,35  Millionen  Zinsen,  die 
bis  zum  Jahre  1738  infolge  guter  Fortschritte 
des  Staates  auf  46  Millionen  ^  herabgemindert 
werden  konnten.    Aber  von  da  ab  stellen  die 


Kriege,  vor  allem  die  Kämpfe  gegen  Frankrei.  b 
in  Europa  und  den  Kolonieen,  der  Kampf  irt-^ren 
die  Losreissuug  der  englischen  Koluniet-n  vom 
Mutterlande,  endlich  der  Kampf  gegen  die  iran- 
zösische  Republik  und  das  Kaiserreich  an  dea 
englischen  Staat  ausserordentliche  Anforderumr*'ü 
und  zwangen  zu  einer  Anspannung  des  Kre-iit-, 
die  den  Zeitgenossen  nicht  selten  ernstlick«- 
Besorgnisse  einflösste.  Die  oben  gegebene  Ta- 
belle zeigt  ein  Anwachsen  der  Schiildenlast  vnn 
46,Ü  Millionen  t    im   Jahre    1738  auf   72.5  im 

I  Jahre    1755,    126,0   im   Jahre   1775,    237.4  iiu 

I  Jahre  1792. 

19.  Das  Finanzwesen  Englands  in  der 
Zelt  von  17ö:J— 1S15.  Während  dieser  Periötk 
erhält   das   britische  Finanzwesen    seine   IJivb- 

j  tung  durch  die  enormen  Ansprüche ,  wel«  li«» 
<lie  Kriege  gegen  die  französische  Republik  ul«1 

I  das  Kaisertum  an  dasselbe  stellten.  In  der 
Zeit  von  1802-1815  waren  die  Schulden  tii: 
537,(>5  Millionen  £  auf  861,04.  die  '/Ail^l 
von  9.43  auf  32,65  erestiegen.     Aber  die  r^rhiil- 

!  denlasten  wären  ungleich  höher  gewachsen, 
wenn  nicht  die  Steuern  in  so  ausserordentlicheui 
Masse  in  Anspruch  genommen  worden  wärr-n. 
In  der  Zeit  von  1793—1815  stiegen  sie  voa  2i» 
auf  72  Millionen  .€.  Man  kann  die  Trag^tii*^ 
dieser  Zahl  ermessen,  wenn  man  sich  die  Tbat- 
sache  vergegenwärtigt,  dass  das  englistht-  Bäl- 
get erst  seit  dem  Jahre  1883  wieder  eine  deich 
hohe  Steuersumme,  nun  freilich  dauernde,  aui- 

j  weist  und  dass  in  den  dazwischen  liegendtrii 
70  Jahren  die  Bevölkerung  von  Grossbritannien 
von  12*  2  auf  31  Millionen  gestiegen,  der  Wohl- 

j  stand  ungeheuer  gewachsen  und  der  Wert  dt-s 

j  Geldes   gefallen   ist.    In   dieser  Beziehung  i>t 

'  das  Jahr  1798  in  der  englischen  Finanzgeschichte 

^  besonders  bemerkenswert.  Denn  in  diesem  Jahre 
führte  Pitt  zum  ersten  Mal  die  income-tax  cIb. 
Der  Grund  war  die  Notwendigkeit,  neue  Ein- 
nahmequellen für  den  Krieg  mit  Frankreich  zu 
eröff'iien,  nachdem  eine  weitere  Anspannung  de> 
Kredits  und  der  bereits  erhöhten  ZuUe^  tiu-I 
inneren Aufwandstcuem  nicht  mehr  angänglich  «er- 
schien. Im  Jahre  1799  trat  diese  Einkomm^-n- 
steuer  an  die  Stelle  der  oben  erwähnten  assess^ed- 
taxes  und  der  speciellen  Lohn-  und  Besoldnng?- 
steuern.  Die  Steuer  beruhte  auf  SeJbstangahen 
der  Steuerpflichtigen,  welche  von  gewählten 
sowie  seitens  der  Regierung  ernannten  Kom- 
missären kontrolliert  wurden.  Aber  diese 
Art  der  Kontrolle,  die  übrigens  auch  in  Frank- 
reich durch  Gesetz  vom  5.Thermidür  des  Jahres  ^ 
eingeführt  wurde,  gab  zu  Willkür  und  Be- 
trügereien reichlich  Veranlassung  und  bereitete 
erhebliche  Schwierigkeiten.  Die  kleinen  Em- 
kommen  bis  1200  Mark  waren  steuerfrei,  Ein- 
kommen von  12<X) — 4000  Mark  waren  mässifirer 
besteuert.  Nach  dem  Frieden  von  Amiens  wurdt^ 
diese  Steuer,  welche  lediglich  eine  Beihilfe  zur 
Fortführung  des  Krieges  sein  sollte,  wieder  auf- 
gehoben, wobei  grosse  Summen  rückständig 
blieben,  jedoch  beim  Wiederbeginn  des  Kriege;! 
in  veränderter  Gestalt  wieder  eingeführt.  Addins:- 
ton  machte  aus  der  Einkommensteuer  eine  Steuer 
auf  die  einzelnen  Ertragsquellen,  welche  in  fünf 
Shedules  oder  Klassen,  nach  den  fünf  ersten 
Buchstaben  des  Alphabets  bezeichnet,  geschieden 
wurden  (A  Ertrag  von  Grund  und  Boden,  B 
aus  Pacht,  C  aus  Renten  von  öffentlichen  Yomh, 
D  aus  Gewerbe,  Handel  und  Beruf,  E  ans  Lohn 
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und  Gehalt)  Das  Gesamteinkommen  wurde 
nur  dann  berücksichtigft,  wenn  jemand  Steuer- 
befreiung oder  Steuerminderung  beanspruchen 
wollte.  Steuerfrei  blieben  Gesamteinkommen 
bis  60  i',  in  gerinpferem  Mas??e  besteuert  waren 
Einkommen  von  60 — 150  i'.  L.  Say  versucht 
(Les  Solutions  democratiques  de  la  question  des 
impot.s,  i'aris  1886,  t.  II  S.  78—80)  den  Nach- 
weis, dass  diese  Steuerbefreiungen  nicht  aus 
Rücksichtnahme  für  Besitzer  kleiner  Einkommen, 
sondern  lediglich  aus  Befürchtung  vor  zu  grossen 
Erhebungsküsten  der  vielen  kleinen  Steuerbe- 
träge erfolgt  sei.  Dem  widerspricht  aber,  dass 
im  Jahre  1806  lediglich  aus  wirtschaftlichen 
Gründen  bezüglich  der  Einkommen  unter  60  £ 
zwischen  solchen  aus  fundiertem  Vermögen 
(from  realized  property)  und  unfundiertem  Ein- 
kommen unterschieden  wurde,  indem  die  Steuer- 
befreiung der  ersteren  aufgehoben,  die  letzteren 
aber  innerhalb  bestimmter  Cirenzen  befreit  blieben. 
Nach  dem  Frieden  von  1813  wurde  die  Ein- 
kommensteuer wieder  aufgehoben  Sie  war 
wegen  ihrer  Höhe  von  10%  seit  1806  in  hohem 
Grade  unpopulär.  Diese  ausserordentliche  Er- 
höhung der  Besteuerung  in  allen  möglichen 
Formen,  namentlich  aber  in  der  Form  einer 
neuen  direkten  Einkommensteuer  und  besonderer 
Einkommensteuern  der  Kriegszeit,  sind  ein  be- 
redtes Zeichen  für  den  bereits  damals  vorhan- 
denen Wohlstand,  die  Energie  und  Thätigkeit 
der  Verwaltung  und  den  Opfersinn  des  Volkes 
zur  Zeit  der  grossen  Not.  Sie  bezeugen  die  in 
der  Geschichte  der  Finanzen  der  neueren  Zeit 
nur  selten  vorkommende  Thatsache,  dass  es 
einem  opferbereiten  und  volkswirtschaftlich 
höher  stehenden  Volke  gelingt,  vorübergehend 
auch  ausserordentliche  Ausgaben  ohne  Schulden- 
mehrung zu  bestreiten.  Welcher  Gegensatz  zur 
Zeit  Richards  IL.  wo  die  Lords  erklärten,  sie 
wollten  zwar  persönlich  in  den  Krieg  ziehen, 
aber  sie  hätten  kein  Geld  zu  Schulddarlehen 
an  den  König! 

E.  Bückblick. 

Dieser  kurze  Abriss  zeigt,  was  früher 
bereits  ausgesprochen  wurde,  dass  das  Fi- 
nanzwesen das  Ergebnis  der  verschiedenen 
historis<*hen,  gesellschaftlichen,  volkswirt- 
schaftlichen lind  staatliehen  Zustände  ist  — 
auch  insofern,  als  bei  einer  gewissen  Gleich- 
artigkeit der  Gesamtentwickeliuig  jedes  Ijand 
doch  seine  Besonderheiten  aufweist.  Es  ist 
ein  verwirrendes  Detail,  welches  vornehmlich 
die  Klarheit  der  Stenergeschichte  trübt; 
schon  die  verschiedene  Xamengebung  er- 
schwert oft  die  Erkenntnis. 

Vergleicht  man  den  Znstand  zu  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  etwa  mit  dem  des 
12.  oder  13.,  so  wird  man  zwar  viele  Aen- 
derungen  und  Foi-tschritte  finden,  aber  noch 
bis  zum  Zusammenbruch  des  Ancien  Regime 
dauern  die  Gnmd lagen  der  früheren  Zeit  fort. 
Noch  beliauptet,  in  manchen  Staaten  mehr, 
in  andeivn  weniger,  in  Deutschland  in  sehr 
hohem  Grade,  die  Domänenwirtschaft  ihre 
finanzielle  Bedeutung,  so  dass  im  18.  Jahr- 
hundert noch  die  Meinung  deutscher  Schrift- 
steller dahin  geht,  dass  Domänen  dem  Staate 


erst  den  nötigen  Rückhalt  gäben.  Auch 
das  Regalien-,  das  Aeniter-  und  Sportel- 
wesen  bleiben  in  ungeschwächter  Weise  be- 
stehen. Bis  in  das  19.  Jalirhundert  hei-ein 
dauern  die  Steuerprivilegien  des  Adels,  des 
Klerus,  einzelner  Stände,  Städte  und  Per- 
sonen, die  provinzielle  Verschiedenheit,  die 
i  die  französische  TaiUe  so  drückend  machte, 
I  die  in  dem  preussischen  BinnenzoUwesen 
1  den  Verkehr  so  sehr  erschw(^rte.  Selten 
noch  ist  der  Gedanke  der  Steuerpflicht  ent- 
I  schieden  zum  Durchbruch  gelangt  und  konnte 
i  es  wohl  auch  nicht  bei  der  Unvollkommen- 
I  heit  des  Steuerwesens.  Aber  das  kann  nicht 
I  übersehen  werden,  dass  doch  in  viel  breite- 
I  rer  imd  dauernderer  Weise  als  früher  der 
Staatsbedarf  mittelst  Steuern  gedeckt  wird, 
dass  diese  sich  mehr  und  mehr,  vornehmlich 
mit  der  wachsenden  Macht  des  absoluten 
Staates  einbürgern.  Auch  das  ist  unver- 
kennbar, dass  gi-osse  Staatsmänner  und 
Füi-sten,  namentlich  in  Preussen,  üesterreich 
I  und  in  anderen  deutschen  Territorien,  be- 
!  müht  waren,  das  Steuerwesen,  besondere 
das  direkte,  im  Sinne  grösserer  Gleichheit 
und  Allgemeinheit  desselben  zu  reformieren. 
I  Auch  das  Schuldenwesen  zeigt  nur  einen 
1  geringen  Fortschritt.  Wie  der  Privatkredit 
so  ist  auch  der  öffentliche  zuerst  und  lange 
Zeit  Faustpfandkredit.  Versetzungen  von 
Domänen,  Verpfändungen  von  Steuern  kom- 
men noch  im  vorigen  Jahrhundert  vor,  und 
erst  in  dem  unseren  erscheint  die  Verpflich- 
tung des  Staates  und  das  Vertrauen  in  seine 
finanzielle  Leistungsfähigkeit  allein  als  eine 
genügende  Bürgschaft.  Lange  Zeiten  hin- 
durch sind  die  Anlehen  kurzfi'istig,  weil  das 
Vertrauen  der  Gläubiger  nur  auf  Monate 
oder  wenige  Jahre  reicht,  weil  zur  Aengst- 
lichkeit  in  dem  Verhalten  der  Sc^huldner 
sowohl  wie  in  dem  geringen  Bestände  ver- 
fügbarer Kapitalien  genügende  Gründe  vor- 
handen sind.  Erst  allmählich  bürgern  sich 
Leib-  und  Erbrenten,  Tontinen,  Renten  auf 
99  Jahre  und  dergleichen  ein;  aber  im 
Hintergrund  des  Darlehnsgedankens  liegt 
immer  die  Idee  der  Rückzahlung.  He\ito 
finden  wir  die  dauernde  Schuld  als  die 
passendste  Art  der  Staatsschulden.  Und 
trotz  solcher  Garantieen  und  der  zeitlichen 
Beschränktheit  war  der  Kredit  ein  teurer, 
und  selbst  die  zahlreichen  üblichen  »Würzen« 
des  Kredits,  wie  Colin  sie  nennt,  die  in 
Aussicht  gestellten  Lotteriegewinne  und 
ähnliches,  konnten  die  nötigen  Summen  nicht 
anlocken.  Was  den  früheren  Kredit  aber 
noch  besonders  von  dem  modernen  unter- 
scheidet, ist  die  Vei-schiedenheit  der  An- 
lässe. Die  Staaten  glichen  früher  mit  iiirera 
unentwickelten  Kredit  ungeordneten  Privat- 
wirtschaften;  sie  gingen  Schuld  Verbindlich- 
keiten ein,  über  deren  Dauer  sie  sich 
täuschten,  zu  deren  Tilgung  dann  die  Mittel 
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fehlten,  ja  die  häufig  ans  einem  elironisehen 
Missverhältnis  zwischen  Einnahmen  und 
Ausgaben  stammten,  zu  dt'ssen  Deckung 
Anlehen  gar  nicht  hätten  verwendet  werden 
sollen.  Es  sind  nicht  wie  in  den  modernen 
Staaten  wiiklich  ausj^erordentliche  Anlässe, 
sondern  die  nächsten  Verlep^enheiten ,  die 
zur  Aufnahme  einer  Schuld  führen.  Deshalb 
reicht  dann  bei  wirklich  ausserordentlichen 
Anlässen  der  Kredit  nicht  mehr  aus  und 
kommen  Mittel  vor,  die  an  höchst  i)rimitive 
Verhältnisse  erinnern,  Zwangsanleihen  oder 
Mitteldinge  zwischen  solchen  und  Steuern, 
Kentenverkürzungen,welche  die  französischen 
Rentner  des  IH.  Jahrhund(»rts  oft  zur  Ver- 
zweiflung brachten,  Münzverschlechterungen, 
Devalvationen  und  mehr  oder  w^eniger  ver- 
schleierte Bankerotte. 

Auch  die  Finanzverwaltung,  das  Kassen-, 
Rechnimgs-  und  Kontix^llwesen  entsprachen 
den  Anforderungen  nicht,  welche  haupt- 
sächlich die  Steuerzahler  an  dass(^lbe  stellen 
konnten.  Steuerpächter  mit  ihren  beson- 
deren Inteivssen  scholx^n  sich  zwischen  den 
Staat  und  die  Steuerzahler  und  verwischten 
das  Verhältnis  von  Recht  und  Pflicht,  Günst- 
lingswirtschaft im  Mono])ol-  und  Regalien- 
wesen beeinträchtigte  wesentlich  das  Er- 
trägnis. 

Bei  allen  diesen  Unvollkommenheiten 
überrascht  \im  so  mehr  die  gn)sse  finanzielle 
Leistungsfähigkeit  des  vorigen  Jahrhunderts, 
namentlich  Preussens  unter  Friedrich  II. 
Freilich  wissen  wir  auch,  dass  nur  die 
äusserste  Anspannung  aller  Kräfte  sie  zu 
Stande  brachte  und  dass  sie  auf  die  Dauer 
nicht  hätte  getragen  werden  können. 

IV.  Das  Finanzwesen  im  19.  Jahrhundert, 
A.  Die  moderne  Einnahmewirtschaft. 

20.  Die  Domtlnen  und  Erwerbsein- 
künfte. Die  onlentlichen  d.  h.  regelmässig 
wiederkehrenden  Einkünfte  des  modernen 
Staates  bieten  auch  heute  noch  fast  alle 
diejenigen  Arten  dar,  in  denen  sie  in  der 
Geschichte  der  Völker  nach  einander  auf- 
getreten sind.  Nur  dass  das  Verhältnis 
ihrer  Bedeutung  zu  einander  sich  im  Laufe 
der  Zeit  je  nach  den  technischen  und  wirt- 
schaftlichen Verhältnissen  verschoben  hat 
\md  dass  allenthalben  das  Steuer-  und  Staats- 
schuldenwesen eine  die  Finanzen  beherr- 
schende Stellung  einnimmt. 

Die  ältere  Domänenwirtschaft,  die 
schon  seit  dem  17.  Jahrhundert  erheblich 
an  Bedeutimg  verloren  hatte,  ist  im  19.  Jahr- 
hundert noch  mehr  zunickgetreten.  Ein 
immer  kleinerer  Teil  der  Staatsausgaben 
wird  je  länger  je  mehr  durch  die  Einkünfte 
aus  Feldgütern,  Forsten,  Berg-  und  Hütten- 
werken, Salinen,  Staatsfabriken  u.  s.  w.  ge- 
deckt.   Sie  iiaben  sich  im  allgemeinen  in 


ihrem  Bestände  nirgends  vei-mehrt,  wähnn I 
der  Staatsbedarf  zu  ungeahnter  Hohe  ?i  h 
entwickelt  hat.     Was  insbesondere  die  I)<»- 
mänen   im  engei-en   Sinne    d.  h,   Feldjjütrr 
und  Forsten  anlangt,  so  sind  zu  den  frülien-ü 
Ursachen  der  Verringerung  derselben :  Lan«!- 
verschenkungen,  Vergebung  an  kleine  hiaur-r- 
li(»he  Wirte,   Aemtei-dotienmgen,  in  neuerer 
Zeit  noch  andere  getreten:    es   sind  nnW 
der  liberal isierenden,   dem  Staatsbesitz  in;- 
günstigen    Strömung    in    den    ersten  Jahr- 
zehnten des  19.  Jaliriumderts,  zum  Teil  aiuii 
I  infolge  von  finanziellen  Notlagen  Veräusi<- 
1  ruugen     von     Domänenland     vorgenomnitD 
i  worden.     Sodann    ist   bei   den   infolg»^  il^r 
I  Loslösung  des  fürstlichen  Hofliaushalts  tt-di 
1  Staatshaushalt  in  neuerer  Zeit  durchgeführten 
'  Auseinandffi-setzungen  über  Staats-  und  Krun- 
gut   mitunter   das   ganze   Domanium,  n^yh 
häufiger   ein    Teil   desselben    der  Dynastie 
I  zugesprochen    und    dadurch    abermals   df-r 
Bestand   des    alten    Domaniums    verrin^'v'n 
I  wonlen.     Allerdings  haben  allenthalben  iiofi 
zu  allen  Zeiten  auch  wieder  VemiehmncreD 
^  desselben    stattgefunden,    so    zu  Ende  dts 
vorigen  Jahrhunderts  in  Frankreich,  zu  An- 
fang  dieses   Jalu-hunderts   in    Deutsclüaiii 
noch  in  den   70  er  Jahi-eu  in  Italien  diinh 
Säkularisation    von    Kin-hengut;   allein  das 
Endergebnis  ist   doch  ein   verhältnisraassiir 
nur    kleiner    Grundbesitz    in    Händen   d^s 
Staates.  Wenn  in  einzelnen  deutschen  Staaten 
sich  noch  ein  verhältnismässig  grosser  stwt- 
1  icher  Grundbesitz,  namentlich  an  Forston. 
teilweise  auch  an  Feldgütern   erhalten  hat. 
so  ist  dies  der  eigentümlichen  politischen 
Entwickelung   Deutschlands    zu  verdanken. 
Genaue  finanzstatistische  Vergleichungen  d»> 
Anteils  des  älteren  werbenden  Staatsvenn«">- 
gens    an    der    Deckimg    des    Staatsbe*iai'f> 
bieten  wegen  der  Vei-schiedenheit  derEtati- 
sierung  der  einzelnen  Staaten   und  der  I^ 
standteile    des    privat^-irt schaftlichen   Ein- 
kommens erhebliche  Schwierigkeiten.    Was 
die  Einnahmen  aus  den  älteren  Arten  des 
Domaniums  in   den  wichtigeren   deutschen 
Staaten  betrifft,  so  betrugen  diese  nach  den 
Etats  von  1896/97  netto  in  Millionen  Mark : 

Preus-  Bay-  Sach-  ^^j^. 
sen       ern      sen    ^^g. 

Grundbesitz       (Feld- 
güter  und  Forsten)  39,864  14,857  7,0667,256 

Bergwerke ,     Sidinen ' 
und  Hütten     .    .    .  10,403    0,507  1,149  Oi^S» 

andere  Gewerbsnnter- 
nehmungen     .    .    .   4,097     1,291  0,326  0,016 

Lotterie 9,763      —    4,235   — 

Das  Reinerträgnis  des  Grundbesitze? 
beträgt  in  Prozenten  der  XettQgesamtein- 
nahmen :  in  Preussen  9,1,  Bayern  7,8,  Saclisen 
9,0,  Württemberg  14,0  ^/o. 

Hat    so    der   ältere    Domänenbesitz  im 
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Laufe  der  Zeit  an  Bedeutung  für  die  Staats- 
einnaluuen  erheblich  verloren,  so  sind  in  den 
modernen  Verkehrsanstalten,  insbe- 
sondei-e  in  den  Eisenbahnen,  neue  werbende 
Staatsan stillten  von  hervorragender  Bedeutung 
entstanden.  Und  wenn  auch  die  Grund- 
sätze für  die  finanzielle  Behandlung  der 
einzelnen  Verkehrsanstalten  noch  nicht  vöUig 
geklärt  sind,  so  wird  doch  im  Eisenbahn- 
wesen die  Anwendung  des  gewerblichen 
Princips,  welches  dein  Staate  erhebliche 
Reineinkünfte  liefert,  allgemein  gebilligt. 
Die  Eisenbahnunternehmungen  bilden  sich 
immer  mehr  zum  wichtigsten  Erwerbs  ver- 
mögen der  Staaten  heraus  und  stellen  Be- 
sitzwerte dar,  wie  sie  in  solchem  Cm  fange 
niemals  früher  in  Eigenbewirtschaftung  des 
Staates  standen.  Für  die  deutschen  Finanz- 
wirtschaften sind  sie  neben  den  Forsten 
schon  heute  der  wertvollste  Besitzstand,  und 
von  den  hauptsäclilichsten  europäischen 
Staaten  hat  nur  Grossbritannien  bisher  keine 
Anstalten  getroffen,  \\m  diese  ilu'er  Natur 
nach  auf  den  Staatsbetrieb  angewieseneu 
Transportunternehm\mg  in  denselben  zu  über- 
nehmen. Das  Nettoerträgnis  der  staatlichen 
Transportunternehmungen  stellte  sich  in  den 
eben  angegebenen  Staaten  und  Etatsjahren: 

Würt- 


Prens-  Bay-  Sach- 


2,1      — 


tem- 
berg 
1,9 


Post  und  Telearaphie    - 
Eisenbahnen  u. Dampf- 
schiffe    173,8    40,3    32,1    14,1 

Das  Erträgnis  der  Eisenbahnen  (und 
Dampfschiffe)  allein  betrug  in  Preussen  39,6, 
in  Bayern  21,0,  Sachsen  42,6,  Württemberg 
27,3  ®/o  der  gesamten  Nettoeiimahmen.  Die 
Einnahmen  des  Reiches  aus  Post  imd  Tele- 
graphie  betrugen  25,6,  aus  Eisenbahnen  17,1, 
aus  andei-en  Gewerbsunternehmungen  8,2 
Millionen  Mark  —  5,6*^/0  der  Gesamtein- 
nahmen. ADe  Erwerbseinkünfte  zusammen 
betnigen  (nach  von  Scheel  in  Schönbergs 
Handbuch): 

Mülionen  \^^  f  ^^J^ 

Mark  ^'^^'    ^-ß^völ" 
nahmen   kerung 

im  Deutschen  Reich        67,8  5,6          1,3 

in  Preussen       .    .    .    248,7  56,8         7,8 

in  Bayern     ....      59^0  30,7        10,2 

in  Sachsen    ....      46,1  59,5        12,2 

in  Württemberg    .    .      24,6  47,7        11,8 

21.  Das  Steuerwesen  im  allgemeinen. 

Der  Ueberblick  über  das  Finanzwesen  der 
früheren  Jahrhunderte  hat  gezeig-t,  vde  aus 
Tu-sprüngüch  mein-  privatrechtlichen  Vor- 
stellungskreisen heraus  die  moderne  Auf- 
fassung der  Besteuerung  sich  Bahn 
schafft.  Nur  langsam  und  in  jahrhunderte- 
langen Kämpfen  gelingt  es  dem  Fürstentum, 
die  Leistungsfähigkeit  des  Volkes  zuerst  zu 
gebührenartigen  Abgaben  für  gewisse  Amts- 


handlungen und  für  die  Ausübung  einzelner 
Hoheitsrechte,  zuletzt  auch  zu  direkten 
Steuern  aus  dem  Einkoramen  oder  Vermögen 
in  Anspruch  zu  nehmen.  Nur  schwer  ver- 
mag der  Gedanke  an  die  Notwendigkeit  und 
Regelmässigkeit  solcher  Abgaben  Platz  zu 
gi*eifen;  nur  von  Fall  zu  Fall,  gegen  Ge- 
wähnmg  von  Vorrechten  und  Privilegien 
werden  sie  anfänglich  bewilligt.  Es  ist  die 
absolute  Monarchie,  die  das  Recht  der  Auf- 
legung von  Steuern  überhaupt  und  allgemein 
in  Anspruch  nimmt;  es  ist  dann  der  neu- 
zeitliche Verfassungsstaat,  der  mit  der  An- 
erkennung der  öffentlich-rechtlichen  Ver- 
pflichtung zur  Tragung  und  Bewilligung  der 
notwendigen  Steuern  auch  das  Recht  der 
Ausgabenbewilligimg  durch  die  Volksver- 
tretung verbindet.  Erst  von  da  ab  ist  das 
Steuerwesen  ein  organischer  Bestandteil  des 
Einnahme  Wesens.  :>An  die  Stelle  der  im 
wesentlichen  auf  die  direkten  Steuern  be- 
schränkten Steuerbewilligung  durch  haupt- 
sächlich nur  die  besitzenden  Klassen  reprä- 
sentierende privilegierte  Stände  tritt  im  Ver- 
fassungsstaate die  den  gesamten  Staatshaus- 
halt umfassende  Etats  Verabschiedung  zwi- 
schen Regierung  und  Volksvertretung,  an 
die  Stelle  der  ehemaligen  mechanischen 
Trennung  der  Kammerkasse  und  der  Landes- 
steuerka«5se  die  moderne,  den  heiTSchenden 
und  alle  unterworfenen  PJinzelwillen  in  Wir- 
kung und  Gegenwirkung  unmittelbar  zu- 
sammenfassende organische  Staats-  und 
Finanzeinheit«  (Schall,  Allgemeine  Steuer- 
lehre, in  Schönbergs  Handbuch).  An  dem 
organischen  Charakter  des  Steuerwesens  für 
die  moderne  Finanz^^irtschaft  ändert  auch 
die  Thatsache  nichts,  dass  Auflagen  auf  die 
Staatsbürger  erst  dann  und  nur  insoweit 
platzgreifen,  als  die  anderen  Einnahme- 
quellen nicht  den  zur  Deckung  der  Staats- 
ausgaben erforderlichen  Bedarf  liefern  und 
dass  dieser  subsidiäre  Charakter  von  ein- 
zelnen Verfassungen  ausdrücklich  betont 
wird.  Denn  eine  Einrichtung  verliert  ihr 
Subsidiäres,  wenn  sie  erfahnmgsgemäss  un- 
entbehrlich ist.  In  Frankreich  werden  1898 
von  dem  Gesamtbudget  von  3380,6  Millionen 
Francs  3193,4  Millionen,  in  England  1898 
von  106,6  Millionen  £  88,5,  in  Italien  1899 
von  1596,4  Millionen  Lii-e  wirklicher  Ein- 
nahmen 1398,2,  im  Deutschen  Reich  1898/99 
von  1441,6  Millionen  Mark  1233,1  Millionen 
durch  Steuern  (und  Gebühren)  aufgebracht. 
In  den  deutschen  Einzelstaaten  ist  aus  den 
oben  angefülirten  Gründen  der  durch  Steuern 
(und  Gebühren)  gedeckte  Teil  der  Gesamt- 
ausgabe wesentlic^h  geringer,  doch  beträgt 
er  immerhin  in  Bayern  rund  70,  in  Württem- 
berg 52,  in  Preussen  43,  in  Sachsen  40  ^/o. 
Die  Thatsache,  dass  das  Steuerwesen 
nunmehr  einen  imbestrittenen  organischen 
Bestandteil  des  neuzeitlichen  Finanzwesens 
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bildet,  hat  im  Znsammenj^ange  mit  den  ver- 
änderten politischen  und  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  des  10.  Jalirhunderts  vielfach 
anch  zn  einer  völligiMi  Neugestaltung  der 
Besteuerung  gefülirt.  Diese  eingehender  zu 
t)etrachten  ist  hier  keine  Stelle  (s.  d.  Art. 
Steuer),  vielmehr  können  nur  einige  Grund- 
züge hervorgehoben  werden.  Die  erste 
Forderung,  welche  Erfüllung  heischte  imd 
zumeist  auch  Ende  d(^s  vorigen  und  zu 
Anfang  dieses  Jahrhunderts  fand,  war  die 
der  Beseitigung  der  vielen  noch  vorhandenen 
provinziellen  und  lokjüen  Verschiedenheiten 
und  einer  vollständigen  Vei-einheitlichung 
des  Staatssteuerwesens,  des  direkten  sowohl 
wie  des  indirekten.  Sodann  musste  an  die 
Stelle  der  bunten  und  unorganischen  Viel- 
heit der  Steuern  der  früheren  Zeit  ein 
eigentliches  Steuersystem,  wenigstens 
was  die  sogenannten  direkten  Ste\iern  an- 
langt, treten.  Die  dai-auf  bezüglichen  Be- 
strebungen beginnen  bald  nach  den  gi-ossen 
Kriegen.  Die  infolge  der  Kriege  zerrütteten 
Finanzverhältnisse,  die  ungt'heuere  Schulden- 
last, welche  die  meisten  Stiiaten  zu  tragen 
und  zu  verzinsen  hatten,  drängten  dazu,  die 
Steuern  zur  vornehmsten  ordentlichen  Ein- 
nahmerjuelle  zu  machen,  und  Theorie  und 
Praxis  mussten  sich  damit  befassen,  dauernde 
Grundlagen  der  Besteuenmg  zu  schaffen. 
Bei  Herstellimg  dieser  Grundlagen  musste 
den  neueren  politischen  Forderungen,  den 
veränderten  volkswirtschaftlichen  Anschau- 
ungen und  Verhältnissen  Rechnung  g(»tragen 
werden.  Bei  den  dii-ekten  Steuern  winl  das 
Postulat  der  Allgemeinheit  der  Besteuenmg, 
der  Beseitigimg  aller  Pri\dlegien  und  Vor- 
rechte mehr  und  melu*  verwirklicht;  nur 
wenige  Ausnahmen  erinnern  noch  an  friihere 
Zeiten.  Schwerer  als  die  Allgemeinheit 
der  Besteuenmg  erwäes  es  sich,  die  Forderung 
der  Gleichmäv<isigkeit ,  der  gerechten  Be- 
steuenmg nach  der  individuellen  Leistungs- 
fähigkeit, zu  verwirkli(;hen.  Aber  das  ernst- 
liche Streben,  die  einzelnen  historisch  über- 
kommenen Steuern  vom  Standpunkte  dieser 
Fordenmg  aus  zu  prüfen  und  zu  reformieren, 
ist  nicht  zu  verkennen.  Die  Vertiefung  der 
Volkswirtschaftslehre,  die  Untersuchungen 
über  den  Einkommensbegriff,  die  Scheidung 
des  fundierten  imd  des  nicht  fundierten 
Einkommens,  die  durch  die  soziale  Bewegung 
unserer  Zeit  erzeugte  feinere  Empfindung 
füi'  die  verteilende  Gerechtigkeit  haben  die 
Aufstellung  neuer  Steuersysteme,  die  Ein- 
führung von  neuen  ergänzenden  Gliedern 
angeregt  und  das  Bestreben  entstehen  lassen, 
auch  die  Aufwandsbesteuerung  mehr  den 
neuzeitlichen  Forderungen  anzupassen  und 
mit  dem  direkten  Steuerwesen  in  einen 
organischen  Zusammenhang  zu  bringen. 
Freilich  stellen  sich  der  Erreichung  des 
Endzieles   erhebliche   Schwierigkeiten    ent- 


I  geg(»n :  die  steigende  Bedeutung  des  Ijcwt-:- 

I  liehen  Vermögens,  des  Kapital-  und  Rent^Ti- 

I  einkommens  und  des  Kreditwesens,  die  Tiu- 

wälzungen   in   der   Produklionsteciinik  iii.'l 

I  im  Verktüu-swesen   gaben   der  direkten  B*'- 

steuerung    schwierige    Probleme    zu    Irisj-n. 

insb<\sondere  wueder  seit  der  zweiten  Häift«^ 

des   10.  Jahrhunderts.     Dazu  kommt.  da<> 

zwar  die  eigentlich  i)olitischen  Kämpfe  in: 

Steuerwesen  in  diesem  Jahrhundert  U't-.ndiirt 

sind,  dass  aber  neue  entstehen  zwis-hni  d  ••i 

wirtscliaftlichen  Berufs-,  Besitz-  und  ErwtT^- 

klassen,  die  sich  vornehmlich  um  die  Ste'ur- 

arten  drehen,   sowie  zwischen    den  Si>zial»!i 

Klassen,   bei  denen  es  sich  gleichfall>  um 

i  die  Steuerarten,  des  weiteren  aber  au<:h  um 

SteutTfuss  und  Steuerfreiheit  handelt. 

I       Die   eben    angedeuteten    Refonnen    «l»^ 

Steuerwesens   vollzogen   sich   nun  natürli>'K 

I  nicht    in  allen   Staaten   gleichmässig.   >-r.- 

'  dern    in    mannigfac^her    VerschiedenheiT  j«^ 

I  nach    der    bisherigen    geschichtlichen  Kux- 

'  Wickelung,  nach  den  p<^»litischen,  wirtNjluift- 

i  liehen  und  sozialen  Verhältnissen,  nach  Art  uml 

Höhe  des  Finanzbedarfs  der  einzelnen  StAitt-u. 

22.  Das  britische   Stenerwes^en.    In 

England    war   im  Jahre   1815  die  Eiuknu.- 

men Steuer  wieder  aufgehoben  w^ordt^n.  S-i: 

dieser  Zeit  bis  1842  beruhten  dir»  engliK-li-o 

Staatseinnalimen    ganz    vorwiegend  anf  «l-  :i 

indirekten  Steuern   und  den  Zollen,  wrlche 

angesichts     der     grossen      Zinsenlast    «Itr 

öffentlichen  Schuld  erheblich  erhöht  wt^ri'ii 

mussten. 

AUein  die  Zollpolitik  der  Regif-nm-jr 
wurde  seit  1822,  wo  Huskisson  sich  aa 
die  Sjntze  der  Bewegung  zu  G misten  il-s 
Freihandels  gestellt  hatte,  dann  namentliit 
seit  1840  heftig  angegriffen.  Im  Jahre  1^4'* 
brach  eine  Krisis  in  der  Industrie  au>:  'ü- 
Zölle,  namentlich  die  Koni  zolle  dnnkv-i 
schwer  auf  die  arbeitenden  Klassen :  die  Fi- 
nanzen wiesen  ein  jährliches  Defit-it  vc 
2^  2  bis  3  IVIillionen  £  auf.  So  Kam  KolH?rt 
Peel,  nachdem  die  AVliigs  die  Majorität  ver- 
loren hatten  und  er  an  die  Spitze  der  K'> 
gierung  getreten  war,  auf  die  Wiedenni- 
führung  der  Einkommensteuer  unter  gl»i''h- 
zeitiger  Keduzienmg  der  Verbrauchssteuern 
auf  wenige  zu  Steuei-zwecken  besonders  ^rt^ 
j  eignete  (yenussmittel  zurück.  Nach  s^nmc 
eigenen  Aeusserungen  war  die  Einkomnien- 
steuer  nicht  nur  bestimmt,  das  Deficit  im 
Budget  zu  beseitigen,  sondern  auch  ein  tr- 
rechteres  Princip  der  Besteuerung  zu  ver- 
j  wirklichen  mid  durch  Verbüligung  der  not- 
wendigen Verzehningsgegenstände  Gewerl-- 
und  Handel  zu  beleben. 

In  der  Zeit  von  1845  bis  1860  wirnie 
die  Navigationsacte  aufgehoben,  die  Sthiitz- 
zülle  und  eine  Menge  inlandischer  V»!- 
brauchsabgaben,  sogenannte  Accisen  (exei- 
ses)   beseitigt,    darunter    die    Steuern  ait 
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Papier,    Seife,    Salz,    Zucker   und  anderes. 
D»*r  Ei^itz   der  dadurch  entstandenen  Aus- 
tal lo  kam  von  der  Income-tax.    Aber  nicht 
von    ihr   allein,   sondern   von   der  erstaun- 
lichen TCntwickehmg  des  englischen  Natio- 
runJ reich tums,  der  sich  auch  in  einer  unge- 
}i»nieren     VermehiTing     des    Erti-ages    der 
wenigen  in  Bestand  gebliebenen  Aufwand- 
steuern   äusserte.    Die    1849  bis  1876  auf- 
i^ehobenen  Steuern  hatten  nach  Lerc^y-Beau- 
lieu    (Traite   de  ia  Science  de  Finances  t. 
1.  p.  766)  einen  Ertrag  von   710  Millionen 
Francs  ergeben;   und  doch   betrugen    1875 
die   Einnahmen  um    440  Millionen   Francs 
mehr  als  1850.    Dabei  ist  die  Organisation 
der  Income-tax  seit  1842  die  gleiche   ge- 
lAieben:    die    kleinen   Einkommen    blieben 
ganz   von   der  Steuer  befreit,  die  mittleren 
wunlen  geringer  belastet.    Im  Jahre  1876 
hat   man   alle  Einkommen  von  weniger  als 
ir>i)  £•  von  der  Steuer  befreit;    Einkommen 
bis   400    £    bheben   für   die  ersten   120  £ 
steuerfrei,  (üeberdie  neueste  Organisation  der 
englischen  Einkommensteuer  s.  d.  Art.  Ein- 
kommensteuer  in  Örossbritannien 
lind  Irland  oben  S.  429 ff.)   Besondere  Be- 
achtung vei-dient  die  Thatsache,  dass  in  Eng- 
land  die  Einkommensteuer  das  Princip  der 
Beweglichkeit  in  hohem  Masse  verkörpert. 
Je  nach   Bedm^fnis  ist   sie  erhöht  oder  er- 
niedrigt  worden.    Sie   musste  die  Ausfälle 
aaderer   Steuern    decken  und  in  ausserge- 
wöhnlichen  Lagen,  in  denen  andere  Staaten 
zu    Schuld  aufnahmen     schreiten     mussten, 
Hilfe  bringen.    Die  Krieg-skosten  von  1814 
nnd  1853—1856  wurden  grösstenteils  durch 
Vei-dreifachung   der   Einkommensteuer   ge- 
deckt; mit  einem  Steuersatz  von  6^/2^/0  für 
Hip   grösseren,    von    5^/o    für  die  mittleren 
Kinkommen  ergab  sie  rund  21  Millionen  £. 
Daneben   blieben   nnr  ein  paar  kleinere 
vStenern,  der  Rest  der  alten  Landtaxe  und 
eine   reformierte    massige    Haussteuer    be- 
stehen.   Die  hierdurch  bewirkte  gerechtere 
Verteilung  der  Steuerlast  wurde  fortgesetzt 
|lurch  die  Ausbildung  der  Erbschaftssteuer 
im  Sinne   einer  höheren  Belastung  der  be- 
sitzenden Klassen.    Allerdings  ergeben  die 
Zölle    und   inneren   Verbrauchssteuern    zu- 
sammen mit  den  Abgaben  vom  Geschäftsver- 
kehr,  Urkunden   u.  s.  w.   noch  immer   2/3 
fies  gesamten  Steuerertrages,  aber  diese  an 
i'if'h  ungünstige  Verteilung  wird  gemildert 
'ladurch,    dass   ^/lo  des  von  den  Aufwand- 
stfniern   gelieferten   Ertrages   aus   der   Be- 
stenerung    von     Spirituosen,    Bier,    Tabak 
nnd    Wein    erbracht     wird    und    dass    die 
Steuerfreiheit     der    kleineren    Einkommen 
verhältnismässig  weit  ausgedehnt  ist.    Dass 
*lie  englische  Besteuerung  noch  in  manchen 
Punkten  reformbedürftig  ist,  ist  keine  Frage, 
immerhin  bedeutet  das,  was  in  diesem  Jahr- 
hundert geschah,  einen  grossen  Fortschritt. 


Nach  dem  Rechnungsabschluss  für  das 
Finanzjahr  bis  zum  31.  März  1898  ist  das 
Biiittoerträgnis  des  englischen  Abgabeuwe- 
sens  folgendes  (in  £): 

Zölle 22321882 

darunter  Tabak     .    ..11  676  562 

„       Spirituosen   .    .    4  «;26  754 

„       Thee    ....    3874893 

Accise 33951  834 

darunter  Spirituosen  .    .  17697  143 

„        Malzsteuer  .    .  12  01 1652 

Stempelsteuer 23  229  311 

darunter  Erbschaftssteuer  15  562  265 

„       Kontrakte  etc.      4189632 

Grundsteuer i  003  547 

Haussteuer i  567  416 

Einkommensteuer *  .    .     18  061  999 

23.   Das   franzosische  Steuerwesen. 

In  Frankreich  hatte  die  erste  Revolution 
das  verhasste  Steuersystem  der  alten  Re- 
gierung zerstört,  namentlich  wai^en  die  in- 
direkten Steuern  bis  auf  die  Grrenzzölle  und 
die  steuerartigen  Monopole  ohne  Ersatz  auf- 
gehoben worden.  Dagegen  führten  die  Ver- 
suche, die  alte  direkte  Besteuerung  durch 
eine  neue  zu  ersetzen  und  die  Verkehrsab- 
gaben umzubilden,  erst  unter  Napoleon  I. 
zu  einem  dauernden  Erfolg.  Was  damals 
eingeführt  wiu-de,  bildet  bis  zum  heul  igen 
Tage  die  Grundlage  der  französischen  Be- 
steuerung, ein  System  von  Ertragssteuern, 
bestehend  aus  der  Grundsteuer  von  1790, 
für  welche  eine  gi*ossartige  Neukatastrierung 
im  Jahre  1807  begonnen  wui-de,  der  Per- 
sonal- und  Mobiliarsteuer  von  1791,  der 
Patentsteuer  aus  den  Jahi^en  1791—1795, 
der  Thür-  und  Fenstei-steuer  von  1798. 
Diese  Steuern  haben  nur  eine  weitere 
systematische  Durchbildung  und  administra- 
tive Ausgestaltung  erfahren.  Steuertech- 
nisch in  hohem  Masse  entwickelt,  trägt 
dieses  System,  abgesehen  von  den  demErtrags- 
ste\iersystem  an  sich  anhaftenden  Mängeln 
noch  den  weiteren  an  sich,  dass  ilun  bis 
in  die  neuere  Zeit  ein  notwendiges  Glied: 
eine  direkte  Steuer  auf  das  bewegliche 
Kapital,  fehlte.  Die  1872  eingeführte  Zins- 
steuer trifft  noch  nicht  alle  Arten  von  Ka- 
pitalerträgnissen. Versuche,  die  Ertragsbe- 
steuerung durch  eine  Einkommensteuer  zu 
ergänzen,  haben  bisher  noch  zu  keinem 
Resultate  geführt.  Tiefer  greifende  Refor- 
men sind  nur  bezüglich  der  in  der  Grund- 
steuer mitbegriffenen  Gebäudesteuer  vor- 
genommen worden.  Neben  den  alten  Er- 
tragssteuern weist  die  französische  Be- 
steuerung eine  eigentümliche  Gruppe  der 
sogenannten  »den  Steuern  assimilierte 
Taxen«  auf,  unter  sich  recht  verschieden- 
artige Abgaben  (Bergwerkssteuer,  Steuer 
von  den  Gütern  der  toten  Hand),  die 
namentlich  nach  dem  Kriege  von  1870'71 
aus  fiskalischen  Rücksichten  erheblich  ver- 
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mehrt  worden  sind  (Steuern  aiif  Wagen 
und  Pfei-de,  Billards,  gosehlossone  Gesoll- 
ßchaften,  Fahrräder,  dazu  die  Militäi-steuer). 
Auch  auf  dem  Gebiete  der  Verkehrs-, 
Stempel-  und  Registerabgaben  sowie  der 
inneren  Aufwandsteuern  und  der  Zölle 
führte  zunä(ihst  die  Finanznot  naeh  dem 
Kriege,  si>äter  die  Notwendigkeit  der  Siche- 
rung der  Finanzen  überhaupt,  auf  dem  Ge- 
biete des  Zollwesens  auch  ein  hochgespann- 
tes Schutzsystem  zu  erheblicher  Erhöhiuig 
der  Steuersätze. 

Die  Einnahmen  aus  Steuern  und  Ge- 
bühi-en  stellten  sich  nach  dem  Budget  von 
189S  wäe  folgt  (iu  Francs) 

Grundsteuer 174833288 

Personal-  und  Mobiliarsteuer    .    .  93  273  138 

Thür-  und  Fenstersteuer  .    .    .    .  59  7^7  Uo 

Gewerbesteuer 127429990 

Steuerrollentaxe i  060  830 

Den  direkten  Steuern  assim.  Taxen  37  066  582 
darunter     Pferde-     und    Wagen- 
steuer      12860000 

Einkommensteuer  vom  beweglichen 

Vermögen 69126000 

Zölle 460845600 

Aufwandsteuern 606177220 

darunter  Getränke    .     467  765  220 
Salz  .    .    .         9667000 

Zuckerzoll  und  -Steuer      ....  192  663  500 

Tabak-,  Zündholz-,  Pulvermonopol  432926500 

Enregistrement 508  656  100 

Stempel 177905622 

Börsensteuer 5053000 

24.  Das  Stenerwesen  in  Deutsch- 
land und   Oesterreich-Ungarn.    Wie  die 

historische  Entwickelung,  so  weist  auch  der 
derzeitige  Zustand  des  Steuerwesens  der 
deutschen  Staaten  noch  grosse  Ver- 
schiedenheiten auf.  In  einem  aber  unter- 
scheidet es  sich  von  der  Besteuerung  der 
anderen  europäischen  Staaten:  Das  grosse 
Ei-ti-ägnis  der  Erwerbseinkünfle  in  Deutsch- 
land, teilweise  auch  die  geringeren  Finanz- 
bedilrfnisse  überhaupt  haben  längere  Zeit 
die  Bedeutung  und  damit  auch  die  Ent- 
wickelung des  Steuerwesens  nicht  so  her- 
vortreten lassen.  Die  Ausbildung  des  Zoll- 
wesens haben  die  politischen  Zustände  lauge 
hintangehalten.  Erst  im  Zollverein,  beson- 
dere aber  seit  der  Gründung  des  deutschen 
Reiches  sind  die  volkswirtschaftlichen  und 
politischen  Voraussetzungen  einer  gi-össeren 
Entwickelung  und  ausgiebigeren  Benutzung 
der  indirekten  Besteuerung  gegeben,  und 
das  "Wachstum  der  Bevölkenmg  und  des 
Wohlstandes  haben  das  Erträgnis  dei-selben 
sehr  gesteigert.  Aber  auch  die  Verkehrs- 
steuern, die  Erbschaftssteuern,  die  übrigen 
direkten  Steuern  werden  in  Deutschland 
heute  im  ganzen  noch  weniger  ausgebeutet 
als  in  den  übrigen  Staaten  Westeuropas, 
auch  noch  in  der  Periode  des  deutsclien 
Reiches    mit    den    steigenden    Militärlasten 


und  dem  ungemein   rasch   wachsenden  H- 
darf    für    Kultur-    und    Wohlfahrtszw*-^  k-'. 
Der   Grund   für   die   verhältnismässig   ni— 
drigere  Steuerbelastuug   Deutschkmls  lii  in. 
wie  A.  Wagner  zuti*effend  hervorhebt,  zuil 
Teil  darin,  dass  der  grosse  Neubildungspn»- 
zess  der  politischen  Einheit   nebst  den  ilui 
(anleitenden    politischen    Bewegimgf^n   uq'] 
liegleitenden  Kriegten   nicht   zu  erheblichen 
unproduktiven  Schulden  geführt,  hat  uml  >.. 
eine   der   Hauptursachen    der   starken   An- 
s|)annung    der    Besteuerung     in     aniiemi 
Ländern   gefehlt    hat.     ^Der   Sui^erfiskalis- 
mus,  teils  in  der  ganzen  Besteuenmg,  t»^iLs 
in    einigen    Hauptzweigen     derselben,    am 
meisten  in  Frankreich,  aber  auch  in  Öster- 
reich  und   Italien    und    immerhin   auch  in 
einzelnen  exorbitant  hohen  Steuersätzen  in 
England,  konnte  so  dank  einer  glücklicht'- 
i-en   inneren  und  äusseren  jwlitischen  Eut- 
wickelung  in  Deutschland   vermieden  wer- 
den«     (A.     Wagner,      Finanzwü^sensihaft. 
4.  Teil,    1.  Halbb.,  S.   10).     Auch  ins^^feni 
weist  das  deutsche  Steuerwesen  einen  ein- 
heitlichen   Zug     auf,     als     die     direkt».^n 
Steuern   mehi-  als  anderswo   eine  ausgl*^;- 
chende    Rolle    gegenüber    den    inchrekten 
Steuern  ausüben,  so  dass  das  Problem  der 
Besteuerung    nach    der    Leist^mgsfähigkeit 
in  Deutsclüand,  wenn  auch  keineswegs  ge- 
löst,   so   doch   der   Ijösung  näher  gebracht 
ist  als  in  irgend  einem  anderen  Lande. 

Trotz  solcher  gemeinsamer  Grundzüj^e 
bleiben  noch  erhebliche  Verschiedenheiton, 
namentlich  in  Bezug  auf  die  direktt^n 
Steuern  zwischen  den  einzelnen  deutschen 
Staaten  bestehen,  auf  die  aber  an  die<«^r 
Stelle  nicht  weiter  eingegangen  werden 
kann  (s.  d.  Art.  Steuer).  Nur  so  viel  sei  b»*- 
merkt:  In  den  süddeutschen  Staaten  vor- 
nehmlich, teilweise  aber  auch  in  anderen 
Staaten,  ist  in  diesem  Jahrhundert  die  Tm- 
büdung  des  älteren  direkten  Steuerwes«wis 
unter  Anlehnung  an  das  Beis[iiel  der  fran- 
zösischen Ertragsbesteuerung  vor  sich  ire- 
gangen.  Xur  dass  in  Deutschhmd  das 
zumeist  aus  3 — 5  Ertragssteuern  bestellende^ 
System  gleichmässiger  aisgebaut  ist  und 
die  einzelnen  Ertragsarten  -  vollkommener 
umfasst  als  in  Franki-eich.  Füi*  die  Steuer- 
geschichte zweifellos  wuchtiger  ist  aber  das, 
was  in  Preussen,  Sachsen  und  andemi 
Stallten  namentlich  in  der  allerjüngsten  Zeit 
geschah:  die  Umbildung  des  älteren  direkten 
Steuer  Wesens  zu  einem  allgemeinen  Pers<)- 
nal-  und  Einkommensteuersystem,  das  ent- 
weder ergänzend  neben  oder  über  dif 
ausserdem  bestehende  Ertragsbesteuerung 
tritt.  Es  soll  hier  kein  Urteil  über  das 
heute  im  Deutscheu  Reiche  und  in  de'n 
Einzelstaaten  bestellende  Steuerwesen  ab- 
gegeben werden  (s.  d.  Art.  Steuer),  viehnehr 
niu-    an    wenigen    Zahlen   gezeigt  wenleu. 
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A^  eiche  Bedeutung  die  Steuern  heute  für  die 
Finanzen  der  deutschen  Staaten  haben. 

Uebeur  die  Entwickelung  der  Steuern 
und  der  sonstigen  Staatseinnahmen  in 
Preussen  seit  dem  Beginne  dieses  Jahrhun- 
derts findet  sich  in  J.  Conrads  Finanz  Wissen- 
schaft eine  lehrreiche  Zusammensteliimg, 
der  wir  die  TabeUe  auf  SS.  928  und  929 
entnehmen. 

In  Bayern  stellt  sich  das  Netto-Erträg- 
nis  der  direkten  Steuern  1898/99  auf 
32  273  200,  das  der  indii-ekten  auf  76303  295, 
zusanamen  108576  495  Mark  bei  einer  öe- 
samt-Nettoeinnahme  von  208624594,  so 
(iass  die  Steuern  52,1  °/o  erti-agen.  In 
Sachsen  erbringen  die  direkten  Steuern  1898 
32722225,  die  indirekten  3707  197,  die 
Steuern  zusammen  also  36429422  Mark 
netto  bei  einer  Gesamteinnahme  von 
82909955,  das  ist  43,9  ^/o.  In  Württemberg 
werden  1898/99  von  dem  Gesamtbedarf  mit 
74  690  265  Mark  16  546 330  von  den  direkten, 
1')  0(56250  von  den  indirekten,  zusammen 
31612580  Mark  =  42,4^/0  gedeckt. 

In  Oest erreich  w^urde  zu  Anfang 
diejios  Jahrhunderts  na^h  Ablauf  der  Kriegs - 
zeit  die  direkte  Besteuerung  aUraählich  in 
der  Form  des  Ertragssteuersysteras  mit 
hohen  Steuersätzen,  ureprünglich  aus  einer 
Onmd-,  Gebäude-  und  Erwerbssteuer  be- 
stehend, ausgebildet.  Daneben  bestand  bis 
1S29  eine  Personalsteuer  und  in  einigen 
Provinzen  eine  Judensteuer.  Im  Jahre  1849 
kam  eine  specieUe  Einkommensteuer  in 
mehreren  Gliedern  dazu,  teils  als  Zuschlag- 
steuer zurErw^erbssteuer,  teils  als  Kapitalren- 
ten-, teils  als  Lohn-  imd  Besoldungssteuer.  Die 
Reformversuche  in  den  70er  Jahren,  welche  auf 
Einführung  einer  allgemeinen  Einkommen- 
steuer ziu-  Ergänzung  des  Ertragssteuer- 
systems abzielten,  führten  zu  keinem  Ke- 
sidtat.  In  den  80  er  Jahren  erfolgte  eine 
Kontingentierung  der  Grund-  und  eine 
Revision  der  Gebäudesteuer.  Auch  in  den 
Jahren  1889/90  wurde  eine  grössere  Steuer- 
reform geplant,  jedoch  erst  1896  im  Sinne 
^ler  Einfühnmg  einer  Personaleinkommen- 
steuer bei  entsprechender  Umgestaltung  der 
Ertragssteuern  durchgefühlt  Die  direkte 
Besteuenmg  Ungarns  ist  der  österreichi- 
schen vor  der  Reform  im  ganzen  ähnlich  — 
im  wesentlichen  ein  Ertragssteuei-system 
mit  hohen  Sätzen.  Ueber  das  derinalige 
Erträgnis  der  direkten  und  indirekten  Steu- 
•TD  in  Oesterreich  und  Ungarn  siehe  die 
folgende  Uebersieht. 

A.  Oesterreich,  1898,  in  fl. 

IMrekte  Steuern 123  087  900 

und  zwar  Grundsteuer  28  722  500 
Gebäudesteuer  33  829  600 
Erwerbssteuer  33  678  600 
Einkommenst.       25  535  200 


Indirekte  Steuern 
darunter  ZölJe 
VerzehruDgsst. 
Salzmonopol 
Tabaksmonopol 
Stempel 
Mauten 

Bes.  Abgaben  v. 
Getränkehandel 


52067653 
129  295000 
22  181  500 
98  502  300 
22  181  500 
I  036  600 

I  140000 


387  748  353 


B.  Ungarn,  1898,  in  fl. 

Direkte  Steuern 99140000 

und  zwar  Grundsteuer  33  306  000 
Gebäudesteuer       1 1  360  000 
Erwerbssteuer       20  720  000 
Steuer  v.  Gesell  seh. 
mit  oblig.  Rech- 
nungsablegung      3  462  000 
Kapital-u.Rentenst.4  034  100 
Einkommensteuer  15  900000 
Transportsteuer      6  368  500 
MilitärtAxe               i  850  000 
Verschiedenes          2138800 
Indirekte  Abgaben        ....        179604107 
darunter  Konsumst.     72  234  000 
Salzmonopol           15  358  744 
Tabaksmonopol      54  037  000 
Stempel                  14  653  000 
Mauten                       130000 
Zölle                          453  033 
Dazu  aus  dem  Budget  der  Ge- 
samtmonarchie     (1899)     Nettoein- 
nahmen der  Zölle  und  Matrikular- 
beiträge 164  378  382  fl. 

B.  Die  StaatsaiLsgaben  im  19.  Jahr- 
hundert und  das  Sohuldenwesen. 

25.  Einteilong    der   Staatsausgaben. 

a)  Scheidung  nach  den  einzelnen 
Verwaltungszweigen.  Wenn  die 
Finanz wii-tschaft  dem  Staate  die  sachlichen 
Hilfsmittel  zur  Erfüllung  seiner  Aufgaben 
zu  beschaffen  hat,  so  ist  der  Umfang  der 
Finanzwirtschaft  bestimmt  dm-ch  Art  und 
Umfang  der  Aufgaben  des  Staates.  Nach 
ihnen  gestaltet,  gliedert  und  bewegt  sich 
die  Einnahmebeschaffiing.  Die  Ausgabe- 
wirtschaft ist  äusserlich  in  ihrer  formalen 
Ordnung  bedingt  durch  die  im  Aufbau  des 
Budgets  oder  Staatihaushaltsgesetzes  sich 
dokumentierenden  und  jeweils  ftlr  eine  be- 
stimmte Zeit,  die  Wirtschafts-  oder  Finanz- 
periode, geltenden  Erfordernisse  der  Staats- 
verwaltung für  die  einzelnen  Verwaltungs- 
zweige. Das  Budget  unserer  Zeit,  es  mag 
im  einzelnen  so  oder  so  geordnet  sein, 
unterscheidet  sich  dadurch  wesentlich  von 
ähnlichen  Einrichtungen  früherer  Zeit,  dass 
es  alle  eigentlichen  Staatsausgaben  umfasst, 
so  dass  es  ausserhalb  des  Budgets  keine 
Staatsausgaben  giebt.  In  jedem  neuzeitlichen 
Budget  finden  sich  Ausgaben: 

1.  für  die  verfassungsmässige  oberste 
Staatsleitiuig,  d.  h.  in  Monarchieen  für  den 
Fürsten  und  dessen  Hofhalt  und  für  die 
fürstliche  Familie,   in  Republiken    für   den 
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Die  Entwieke]iin?  d.  r 
in  hU) 


Jahr 


Sonst  i- 

Domä- 

^er 

nen, 

Staats- 

Forsten 

betrieb 

bes.  Ei- 

netto 

senbahn. 

Personalsteuer  I 

(ohne  Erb- 
schaftssteuer) 


Gnind-  und 


Cininü-  una   y^„„*;„^ 
Gebäudesteuerl'tS 


Summa 


|K^o\?f 


Summa  '£^^' 


direkte 
!  Steuern 


Direkte 

Steuern 


Getränk^- 

steuem 


Summa  .^JJ?^    Summa 


K..r.f 


1805 

1812 

1823 

ia37 

1850 

1861 

1873 

1881;2 

1890/1 

1898:9 


26  100 
26.7  ^Vo 

13080 
25,4% 

(12,3^0*0 

(13,8V) 


24339 
13,27  \ 

29421 

10,13% 
35231 

8,26  »/o 

39611 

7,33    0 

39  737 
3,91  % 
43468 

3,21  % 


17018 
17,3^/0 


20080 

(13,6  %V) 

21  298 


8952 
.  17,4^0 
,-ol    ^9636 


1,51 


4500 

2,45% 
45  180 
15,56% 

78833 
18,49% 
102  742 
19,01  "0 
341  102 
33,59  % 
590099 
43,57  % 


22896 

12,49"; 

40872 

14,07*0 

60792 

14,26% 

59876 
11,08% 

69043 
6,80  0,0 

164300 
12,16% 


30490 
17,*% 


,„     30318 
^'33    16,54% 

'    30624 

*' ';  10,54% 

242'  53766 
"^'^  1 12,61  % 

6769«; 

12,53% 

2,0'  72407 
'''^''.  7,13  */( 


2,i6: 


5,17, 


1,7 

1,7 

2,50 

2,16 

1,76 

1,66 

2,14 

2,44 

2,42 


7500 
7,7  % 

2043 
4,0% 

5  345 

lo,*     0  -> 

6765 
3,9% 

7800 
4,25% 
II  496 
3,96% 

23604 
5,54% 

21913 
4,06% 

24394 
2,40% 

5998 
0,44% 


24518 
25,0% 
10995 
23,3%  i 
55061 
(37,0%  ?) 

58553 
33,4  "0 
61  014 
33,28%, 

82992  I 
28,57%! 
138  162  I 
32,41  %' 
149484 
27,67  % 
172  746 
17,01% 
179298 
13,24% 


2,45| 

2,44 

4,65  ( 

4,15 

3,55 

4,49 

5,48. 


I 

5,39! 


5,77! 


5,62' 


1,6*  o'^' 

19704 
11,8% 

1824;; 

9,95  \ 

25194 
8,67 ''ö 

44500 
lo,44'o; 

^1036 
9,44% 

II  750 


11% 

115750 
7,54% 


M7 

:.oo 

1,30 

1.77 
iM 
3.73 
3.03 


Präsidenten,  sodann  filr  die  Volksvertretung 
und  gewisse  oberste  Staatskörper  (Staats- 
rat etc.); 

2.  für  die  Vertretung  des  Staates  im 
Auslande  (Gesandtschaften,  Consulate) 

a.  für  das  Militäi-wesen  (Heer  und  Flotte) ; 

4.  für  die  Rechtspflege  einschliesslich 
der  Gefängnisse  und  Strafanstalten; 

5.  für  die  Verwaltung  des  Innern,  d.  i. 
fiir  die  Verwirklichung  des  Kultur-  und 
Wohlfahrtszweckes  (Ausgaben  für  die  all- 
gemeine Landes  Verwaltung,  für  Ordnung 
und  Förderung  der  Volkswirtschaft,  für 
Kultus  und  Ünten'icht,  Gesundheitswesen, 
Wohlthätigkeit  u.  a.) ; 

6.  für  die  eigentliche  Finanzverwaltung 
und  das  Schuldenwesen. 

b)  Personal-  und  Real  bedarf.  In 
jedem  Zweige  der  Staatsverwaltung  finden 
sich  persönliche  imd  saclüiche  Ausgaben, 
die  die  Finanzwissenschaft  als  Personal- 
und  Real-  oder  Sachbedarf  bezeichnet. 

Der  Personalbedarf  umfasst  die  Auf- 
wendungen des  Staates  für  die  Beamten 
und  Bediensteten,  deren  der  Staat  zur  Er- 
füllung seiner  Aufgaben  bedarf.  Seine  Höhe 
ist  in  den  einzelnen  Staaten  verschieden, 
weil  abhängig  von  der  Besetzung  der  Aemter, 
also  von  der  Verfassungsform  des  Staates 
(Monarchie,  Republik),  von  der  Verwaltungs- 
organisation, der  Heeresverfassung   u.  s.  w. 


Die  Einzelheiten  gehören  desliaJb  nicht  hier- 
her.    Hier   soll    nur   die    für  die  Finanzen 
der  Neuzeit   wichtige  Thatsache  konstatiert 
wei-den,  dass  die  Summe  der  für  den  Per- 
sonalbedarf erforderlichen   Mittel  je  länger 
'  je  mehr  gewachsen  ist.    Zwar  giebt  es  and 
!  heute   noch   wie  früher  zahlreiche  teils  er- 
zwungene, teils  freiwillige  Dienstleistungen 
für  den  Staat,   für  welche  keine  oder  n\p 
teilweise  Vergütung  geleistet  wird  —  die 
sogenannten  Ehrenämter,  der  Heerdienst  —. 
I  aber   daneben    hat   doch  das  besoldete  Be- 
,  rufsbearatentum    selbst    in    demokratischen 
I  Staaten  sich  immer  mehr  entwickelt  Diese 
j  Entwickelung   ist    in   der  Natur  der  Sache 
begründet ;     denn    sie   ist    nur   eine  folge 
I  der  Fortschritte   auf   wirtschaftlichem  und 
t  geistigem  Gebiete,  infolge  deren  auch  die 
j  Ansprüche  an  die  Leistungen  der  Beamte» 
I  wachsen,   sowie  des  zunehmenden  Arlteits- 
teiiung,     welche    auf    Schaffung   specieller 
Organe  für  jeden  Umkreis  selbständiger  Auf- 
gaben  hindrängt.     Diese  Entwickelnng  ist 
ein   grosser  Fortscliritt ;   denn  die  specielle 
durch  Ablegnng  von  Prüfungen  er^^ieseue 
Befähigung  sichert  die  Güte  der  Leistungen 
und   giebt   die  Möglichkeit,   die  diurch  dk 
Thätigkeit    im   Dienste    der  Allgemeinheit 
erwachsenen    Lasten    am    gleichmässigsten 
auf  die  Staatsangehörigen  zu  verteilen.  Die 
Verpflichtung  der  massgebenden  Faktoren, 
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Finanzen  in  Preussen. 
Mark. 


Zölle 


Summa 


pro 
Kopf 


Sonstige 
indirekte 
Steuern 


Indirekte  Steuern 


Summa 


pro 
Kopf 


Sonstige  Ein- 
nahmen inkl.  Erb- 
schaftssteuer 


Summa 


pro 
Kopf 


Ordentliche 

Brutto- 
einnahmen 
,  Sa.  Preussen 
,  Sa.  D.  Reich 


Netto- 
einnahmen 


6  icx> 

2280 

4,4% 

26400 

('7,8%?) 

35400 
20,2  % 

40500 
22,09  % 

37  377 
»2,87% 

73250 

17,18% 

110757 
20,50% 
222  303 
21,89% 

271398 
20,03  % 


0,62 

0,51 
2,23 
2,52 
2,35 
2,08 
2,91 
4,00 
7,42 
8,52 


37300 
38,1  % 
23096 
44,8  «;o 
9 
(15,6%) 
26414 
15,0% 
16695 
9,11% 

49458 

17,03% 

47600 

11,17% 

63835 
11,81% 

79  394 
7,82% 

89248 
6,59% 


43400 
44,3  ^0 
25376 
49,3% 
V 

45,9% 
82554 
47.0% 

75440 

41,15  7o 
112029 
38,57% 
165350 
38,79% 
255  628 
40,75  % 

413  447 
41,71  % 

476  396 
35,16% 


4,3 

I      5,6 

5,86 

4,39 
6,06 

6,57 
8,15 
13,8 
14,9 


I  800 

1,9  7o 

2 103 

4,1»/. 

S268 

5,7  "/o 

1033s 

5.7  »/„ 

18057 
9,85  "/o 
20820 
7,17  */o 
29205 

2,5  "/o 

24500 

4,24% 

55  435 
4,78% 

74048 
4,82% 


0,08 
0,47 
0,7 
0,75 

1,05 

1,1 
1,01 

0,9 

1,84 

2,33 


274014 

406023 

630  130 
244150 

913  070 
320  363 

1  593  093 

568  572 

2  187  527 
571  029 


51557 
148000 
175400 
183  350 
290  442 
426326 
540  380 

I  315  567 
1  054  509 


'ler  Regierung  und  der  Volksvertretung, 
•len  Gehalt  der  Beamten  in  einer  seinen 
Leistungen  und  der  Preisbewegung  der 
Lebensmittel  entsprechenden  Höhe  zu  halten, 
hat  allenthalben  Steigerungen  des  Personal- 
Itedarfs  bewirkt.  Die  Ausgaben  für  den 
Personalbedarf  sind  aber  aus  einem  anderen 
Gnmde  noch  gewachsen.  Während  näm- 
lich früher  die  Grundherrschaften  und  ge- 
>nsse  Korporationen  einen  Teil  der  staat- 
lichen Punktionen  ausübten  und  für  die 
Beamten  zu  sorgen  hatten,  sind  diese  im 
Uiife  dieses  Jahrhunderts  auf  den  Staat 
übernommen  worden.  Dazu  kommt,  dass 
'las  friiher  übliche  System  der  Besoldung 
'les  Beamten  durch  Sportein  und  Taxen,  die 
'las  Publikum  zu  entrichten  hatte,  immer 
mehr  zu  Gunsten  einer  direkten  Besoldung 
durch  den  Staat  verdrängt  worden  ist. 

Bezüglich  des  Real-  oder  Sachgüterbe- 
'Jarfs  hat  es  sich  im  Laufe  der  Zeit  als 
zweckmässiger  und  der  entwickelten  Volks- 
wirtschaft angemessener  erwiesen,  dass  der 
Staat  die  erforderlichen  Sachgüter  im  freien 
^  erkehr  kauft  oder  sie  auf  Bestellung  durch 
Private  liefern  lässt.  Denn  hier  konkurriert 
l^f-r  Staat  selten  erfolgreich  mit  der  Privat- 
industrie. Deshalb  hat  der  Staat  zumeist 
die  eigene  Produktionsthätigkeit  zum  Zweck 
d^^r  Beschaffung  der  erforderlichen  Sach- 
^"iter  aufgegeben.    Doch  sind  auch   heute  I 

Handwörterbuch  der  StaatswisBenschaften.    Zweite 


noch  Fälle  denkbar,  in  denen  staatliche 
Eigenproduktion  vorzuziehen  ist,  so  wenn 
die  einheimische  Industrie  nicht  Ent- 
sprechendes leistet  und  ein  Bezug  aus  dem 
Auslande  nicht  angezeigt  erscheint,  dann 
bei  Gegenständen,  für  welche  der  Staat  der 
einzige  Abnehmer  ist  oder  deren  Herstellung 
der  Geheimlialtung  bedarf. 

c)  Ordentlicheundausserordent- 
liche  Ausgaben.  Für  die  Frage  der 
Walil  der  Deckungsmittel  des  Staatsbedarfes 
ist  diese  gleichfalls  erst  in  den  modernen 
Budgets  durchgeführte  Scheidung  von  gnmd- 
legender  Bedeutung.  Denn  die  ordent- 
lichen Ausgaben,  d.  h.  diejenigen,  welche 
regelmässig  in  jeder  finanzgesetzlichen 
Wirtschaftsperiode  in  annähernd  der  gleichen 
Höhe  wiederkehren  (Ausgaben  für  Erhebung, 
Gewinnung  und  Verwaltung  der  Staatsein- 
i  nahmen,  Bedarf  für  das  Staatsoberhaupt,  für 
die  Organe  der  Staatsverwaltung,  für  Be- 
schaffung der  jährlich  erforderlichen  Sach- 
güter, fiir  Verzinsung  und  Tilgung  der 
Staatsschulden),  bedürfen  zu  ihrer  Deckung 
ordentlicher,  d.  h.  solcher  Einnahmen,  welche, 
wie  die  Erwerbseinkünfte  imd  Abgaben, 
eine  regelmässige  Wiederholung  in  jeder 
Finanz periode  gestatten.  Dagegen  erhalten 
die  ausserordentlichen,  d.  h.  die  einmal  oder 
in  unregelmässigen  Zeiträumen  notwendig 
werdenden  Ausgaben  (Krieg,  Neubewaffnung, 
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Durchführung  grosser  Verwaltungsrefomien, 
Bau  von  Eisenbahnen,  Elementarereignisso) 
ihre  Deckung  durch  besondere  keiner  regel- 
mässigen Wiederholung  zngängliche  Mittel 
(Schuldaufnahme,  Veräusserung  von  Staats- 
gut, Inanspruchnahme  eines  Staatsschatzes, 
Extrasteuern),  deren  Wahl  durch  die  kon- 
kreten Umstände  bestimmt  wird. 

(üel)er  andere  Einteilungsgrftnde  s.  A. 
Wagner,  Finanzwissenst;haft ,  Teil  1  S§ 
42— (34) 

d)  Betriebs-  und  Regierungsaus- 
gaben. Bei  Betrachtung  der  Finanzen 
eines  Landes  ist  es  -^^ichtig,  das  Verhältnis 
der  Betriebs-  zu  den  Regienmgsausgaben 
ins  Auge  zu  fassen.  Die  Betriebsausgaben, 
d.  h.  diejenigen  Ausgaben,  welche  notwendig 
mit  dem  Erwerb  und  der  Erhebimg  der 
Staatseinnahmen  verbunden  sind,  sind  natur- 
gemäss  da  gn^sser,  wo  die  Staatseinnahmen 
zu  einem  guten  Teile  aus  Erwerbsgeschäften 
imd  Unternehmungen,  deren  Ausbeutung 
grosse  Produktionskosten  verursacht,  oder 
aus  den  teuer  zu  erhebenden  indirekten 
Steuern  herrilhren.  Sie  sind  da  am  ge- 
ringsten, wo  die  Staatseinnahmen  ausscldiess- 
lich  oder  fast  ganz  von  den  direkten 
Steuern  erbracht  werden.  Nach  den  Zu- 
sammenstellungen K.  v.  Kaufmanns  betragen 
pro  Kopf  der  Bevölkerung 


reichen.  Wo  das  Erträgnis  der  (lirv»kteü 
.  Steuern  sich  aus  vielen  kleinen  BetraiTHj 
zusammensetzt,  ist  die  Erhebung  teiuvr  als 
in  Ländern,  in  denen  die  kleiusten  Ein- 
kommen befreit  sind  und  nur  die  mittleren 
und  höheren  Klassen  zu  Steuerleistnniron 
herangezogen  werden.  Li  einem  Lamk 
mit  schwer  zu  überwachenden  (jrenzen  im); 
einer  zu  Schmuggel  geneigten  Bevölkenm? 
wird    ein     unverliältnismässiger    Teü    (k-v 


Die 
Staats- 

Die Be- 
triebs- 
ausgaben 

Die 
Staats- 

In 

ausgaben 
Brutto 

ausgaben 
Netto 

Mark 

Mark 

Mark 

Preusseu  iuklus. 

Reichsanteil 

75,4 

32,2 

43,2 

Oesterreich    .    . 

46,9 

13,2 

33,7 

Ungarn     .    .    . 

42,8 

4,4 

38.4 

Frankreich     .    . 

68,5 

6,3 

62,2 

Grossbritannien 

47,3 

5,0 

42,3 

Kussland  .    .    . 

25,6 

2,3 

23,3 

Man  vergleiche  die  hohen  Betriebaus- 
gaben Preussens  gegenüber  dem  geringen 
JBetriebsaufwand  Grossbritanniens,  Russlands 
und  Frankreichs.  In  Preusseu  fliesst  ein 
grosser  Teil  der  Staatseinnahmen  aus  Do- 
mänen und  Staatseisenbahnen,  während  in 
den  anderen  Staaten  der  Bedarf  fast  nur 
durch  Steuern  gedeckt  wird.  Uebrigens 
kommen  für  das  Verhältnis  der  Betriebs- 
kosten zu  den  Reineinnahmen  ausser  der 
Natiu*  der  Einkünfte  selbst  noch  mannig- 
fache andere  Umstände  in  Betracht,  so  der 
Wohlstand  des  Landes,  die  Verkehrs-  und 
Produktionsbedingungen,  die  geographischen 
Verhältnisse.  In  einem  weitausgedehnten,  Ver- 
kehrs- und  industriearmen  Lande  werden  die 
Unkosten  der  Staatseisenbahnen  und  Posten 
gr()sser,  die  Ueberschüsse  geringer  sein  als 
in    einem    dichtbesiedelten    und    industrie- 


Bruttoein  nahmen  aus  den  Zollen  f\\i 
Grenzbew^achung  u.  s.  w.  in  Anspruch  s;x^ 
nommen. 

26.  Statistik  der  StaatsansgabeiL  Im 
folgenden  sollen  einige  statistische  An- 
gaben über  die  dermaligen  Ausgaben  der 
bedeutendsten  Staaten  gemacht  wer- 
den. Die  Zahlen  der  folgenden  Tabelle  (SS. 
932  u.  933)  sind  nach  dem  Gothaer  Alma- 
nach  von  1899  zusammengestellt. 

Die  Ausgaben  des  deutschen  Reiches 
betragen  (r898'99): 

Fortdauernde  Einmalige 

1.  Reichstag  689400         — 

2.  Keichskanzler  nnd 

-kanzlei  228  370         — 

3.  Auswärtiges  Amt        11  360  749    10794^^2 

4.  Reichsamt  des  Innern  40  755  686      i  763000 

5.  Post-   und    Telegra- 

75S9594 

101 700 


6.  Keichsdrackerei  — 

7.  Verwaltung  d.Reichs- 
heeres  5 1 1  892  464    96  309  5S5 

8.  Marineverwaltung       62  750  898    59  303  650 

9.  Verwaltung  von  Ki- 
antschon  — 

10.  Reichsjustizverwalt.      2008202 

11.  Reichsschatzamt        446  750  520 

12.  Reichseisenbahnamt         3732^0 

13.  Reichsschiild  73858800 

14.  Rechnungshof  808970 

15.  Eisenbahnverwaltg.         — 

16.  Allg.  Pensionsfonds     61  713074         — 

17.  Reichsinvalidenfonds  28646554         — 

1  241  836897  199  741 7" 


5000000 
268300 

lOOOO 


16  601 200 


Summa  der  Ausgaben  i  441  578  60S 
Das  deutsche  Reich  kennt  nach  der 
Verfassuiig  kein  Deficit,  da,  soweit  die 
eigenen  Einnahmen  nicht  ausreichen,  nacti 
Bedürfnis  die  Matrikiilarbeiträge  der  Enzel- 
staaten  einzutreten  haben. 

Dieselben  betrugen  1898/99  in  Mark: 
Preussen      277727724   S.-Cob.-Gotha  1  887  897 
Baj-ern  60  1 96  842   Anhalt  2  557  9.f 

Sachsen  33046577   Schw.-Sondersh.679iS5 

Württemb.  21047687  Schw.-Rudolst.  773  7^5 
Baden  16327685    Waldeck  S0S4<^ 

Hessen  9053981    Reuss  ä.  L.       588206 

Meckl.-Schw.  5212001  Reuss  j.  L.  115690^ 
S.- Weimar  2959436  Schaumb.-Lippe  359  337 
Meckl.-Strel.       885  306   Lippe  1 177  335 

Oldenburg       3258370  Lübeck  726307 

Braunschweig  3  787  300   Bremen  1732976 

S.-Meiningen    2040010   Hamburg        5  94^5^5 
S.-Altenburg    1574091    Els.-Lothr.     155+4695 
Zusammen  demnach  470  726  568  Mark. 
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Zu  den  Reichsausgaben  treten  die  der 
Einzelstaaten,  welche  in  den  bedeutenderen 
Staaten  (mit  Matrikularbeiträgen)  betragen  in 

Ordi-  Extra- 

narinm  ordinarium 

Preussen         2055,9  Mill.  M.  131,6  Mill.  M. 

Bayern  379,4     n  r  —       n  « 

Württemberg     73,9     „  „  —       «  « 

Sachsen  82,9     „  „  ii3,o     „  „ 

Baden  67,4     „  „  7,4     ^  « 

Hessen  37,3     n  n  9,6     „  „*) 

»^hs.-Weimar   10,5     „  „  —       n  » 

Oldenburg  11,5     „  „  _       ^  ^ 

Brannschweig    14,4     n  r  —       n  ,1 

Hamburg  79,8     „  „  10,9     „  „ 

Elsass-Lothr.     52,3     „  „  2,5     „  „ 

27.  Die  Zunahme  des  Staatsbedarfs 
im  19.  Jahrhundert.  Das  Anwachsen  der 
Staatsaus^ben  ist  eine  so  gleichmässige  und 
charakteristische  Erscheinung  in  den  mo- 
dernen Staaten,  dass  sie  nicht  als  etwas  Zu- 
fälliges und  Krankhaftes  betrachtet  werden 
kann.  L^n  Say  und  andere  behaupten, 
dass  das  Anwachsen  der  Staatsausgaben  der 
Demokratisierung  des  Staatslebens  zuzu- 
schreiben sei;  gJlein  es  findet  sich  auch  in 
absolut  regierten  Staaten.  Es  ist  unab- 
hängig von  der  Art  der  Verfassung  und  der 
Grösse  des  Landes.  Deshalb  spricht 
A.  Wagner  und  ähnlich  auch  Leroy-Beau- 
lieu  von  einem  »Gesetz  der  wachsenden 
Ausdehnung  der  öffentlichen,  insbesondere 
derStaatsthätigkeiten«  und  dementsprechend 
von  einem  »Gesetz  der  wachsenden  Aus- 
dehnung des  Finanzbedarfs«  in  dem  gegen- 
wärti^n  Zustand  der  Kultur.  Finanzielle 
Schwierigkeiten  könnten  die  Ausdehnung 
der  Staatsthätigkeit  hemmen  und  damit  die 
letztere  wieder  in  Abhängigkeit  von  der 
Finanzwirtschaft  bringen.  Aber  auf  die 
Dauer  überwinde  das  Entwickelungsbedürf- 
nis  fortschreitender  Völker  doch  immer 
wieder  diese  Schwierigkeiten.  Und  A.  Wag- 
ner schliesst  daran  die  für  die  Einnahme- 
wirtschaft des  Staates  principiell  wichtige 
Forderung,  dass  diese  die  nötige  Expan- 
sionsfähigkeit besitzen  müsse,  um  sich  dem 
steigenden  Finanzbedarf  anzupassen.  Dem- 
nach kein  ausschliessliches  Angewiesensein 
auf  unbewegliche,  wenig  bewegliche  oder 
nach  anderen  Hücksichten  als  derjenigen 
der  Deckung  des  Finanzbedarfs  sich  bewe- 
gende Einnfdimen,  sondern  Begründung  der 
Einnahmewirtschait  des  modernen  Staates 
^'enigstens  stark  mit  auf  bewegliche  Steuern 
und  Staatskredit.  Nicht  minder  wichtig  für 
die  Theorie  und  Praxis  des  Finanzwesens 
ist  nach  A.  Wagner  ein  zweites  »Gesetz«, 
dasjenige  des  Vorwaltens  des  Präventivprin- 
cips  vor  dem  Repressivprincip  im  entwickel- 

*)  Das    ausserordentliche   Budget   umfasst 
die  ganze  Finanzperiode  von  1897—1900. 


ten  Staate,  eines  Princips,  welches  die  Ver- 
änderung der  technischen  Art  und  Weise 
oder  Methode  betrifft,  in  der  der  Staat 
seine  Thätigkeiten  ausführt.  Diese  Ver- 
änderung sei  einerseits  wieder  eine  Konse- 
quenz eines  allgemeinen  ökonomischen  Ge- 
setzes, nämlich  der  allmählichen  Präponderanz 
des  Kapitalfaktora,  besonders  des  stehenden 
Kapitals,  und  der  qualifizierten  Arbeit  im 
gesamten  Prozess  der  Volkswirtschaft.  Sie 
sei  anderei-seits  eine  Folge  des  allgemeinen 
Bedürfnisses  eines  entwickelten  Volkslebens, 
Rechtsstörungen  möglichst  vermieden  zu 
sehen,  welches  den  Staat  zu  umfassenden, 
Rechtfistöningen  verhütenden  Einrichtungen 
und  Massregeln  veranlasst.  Aus  alldem 
ergebe  sich  eine  feste  Organisation  des 
Staatsdienstes,  die  Ausbildung  und  An- 
stellung eines  berufsmässigen  Beamtentums, 
die  Einrichtung  stehender  Heere  und  Flotten, 
bleibender  Befestigungen.  Das  Vorwalten 
des  Präventivprincips  habe  für  die  Finanzen 
vor  allem  auch  eine  andere  zeitliche  Ver- 
teilung des  Finanzbedarfs  zur  Folge:  der 
laufende  Bedarf  sei  hier  dauernd  höher,  bei 
der  Repression  geringer.  Dagegen  seien 
hier  Störungen,  deshalb  Extrabedürfnisse 
seltener,  und  es  verdiene  demnach  im  ent- 
wickelten Staate  auch  in  finanzieller  Hin- 
sicht das  Präventivsystem  den  Vorzug. 

Fragt  man  nach  den  Ursachen  der 
Bedarfssteigerung,  so  wird  der  erste 
Eindruck  unwillkürlich  dahin  gehen,  dass 
dieselbe  zumeist  durch  die  Kriege  und 
Kriegsrüstungen  herbeigeführt  worden 
sei.  Die  lange  Dauer  und  die  Kostspielig- 
keit der  napoleonischen  Kriege  venirsachte 
allen  Staaten  eine  bedeutende  dauernde 
Erhöhung  des  Finanzbedarfs  hauptsächlich 
zur  Fundierung,  Tilgung  und  Verzinsung 
der  Schulden.  Hatte  doch  die  Kriegszeit 
von  1802  bis  1815  nach  ungefährer  Schätzung 
einen  Kostenaufwand  von  5  Milliarden 
Franc«  verursacht,  die  Schuld  von  1814  bis 
1819  um  2520  Millionen  Francs  zugenommen. 
Der  Krimkrieg  soll  die  beteiligten  Nationen 
9950  Millionen  Francs,  der  itaHenische  Feld- 
zug von  1859  15<K)  Millionen,  der  dänische 
von  18G4  175  Millionen  gekostet  haben. 
Die  Kosten  des  amerikanischen  Secessions- 
krieges  werden  auf  14  Milliarden,  die  des 
preussisch-österreichischen  Krieges  von  1866 
auf  1650  Millionen,  die  des  deutsch-franzö- 
sischen auf  11  Milliarden,  die  des  russisch- 
türkischen Krieges  auf  5625  Millionen,  end- 
lich die  der  serbisch-bidgarischen  Insurrek- 
tion auf  925  Millionen  angegeben.  Mögen 
diese  Zahlen  auch  vielleicht  den  Thatsachen 
nicht  ganz  entsprechen,  motten  auch  grössere 
Teile  dieser  Kosten  nicht  gerade  in  den  Fi- 
nanzbudgets erscheinen,  so  ist  doch  selbst 
der  nach  solchen  Abzügen  bleibende  Rest 
gross  genug,  um  die  Finanzen  in  stärkster 
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Ausgaben 

Preussen 
Mark 

Frankreich 
Francs 

Gross- 
britannien 

1.  Betriebskosten    .    .    . 

2.  Schuld  u   Dotationen  . 

3.  Allg.Finanzverwaltung 

4.  Staatsministerium  .    . 

5.  Auswärtiges  .... 

6.  Finanzministerium  .     . 

7.  Oeffentliche  Arbeiten  . 

8.  Handel  und  Gewerbe  , 

9.  Justiz 

10  Ministerium  d.  Innern 

11.  Landwirtschaft,     Do- 
mänen und  Forsten    . 

12.  Kultus  u.  Unterricht  . 

13.  Kriegsministerium 

14.  Marine  (u.    Kolonieen) 

15.  Ausserord.  Ausgaben  , 

979060923 

274  798  600 

350  382  042 

7340169 

551300 

91395047 

29053432 

8932573 

103  145000 

60259739 

20877014 
129958014 

137  527  0 
s.  Reich 
131637004 

,  379  569  535 
*  269370059 

15  209800 

19692910 

183484494 

35901047 
35  028  033 

75314545 

2143594^4 
639  987  987 
378  589  486 
105711494 

14310000 
26  885  594 
in  Püs.  10 

1209577 

in  Pos.  10 

1887587 

3683683 
2120260 

II  535249 
19330000 
20^50000 
23  482  4Ji         1 

Gesamtausgaben 

2  187526384 

3  359  679  433  *) 

126  418  416*) 

')  S.  dazu  die  Ausüben  des  Reichs.  *)  Hier  inbe^ffen  40154162  Fr.  AusMe  uuA 
Rückzahlungen.  ')  Hier  inbegriffen  1123644  £  für  Pensionen,  Wohlthätiffkeitsanstaltfin  nnd 
verschiedene  Ausgaben.  *)  Nur  Ausgaben  für  Posten  und  Telegraphen.  '^)  Hier  die  Ausgaben 
für  Kultus  inbegriffen.  •)  Nur  Ausgaben  für  öffentlichen  Unterricht.  ')  Im  Budget  nicht  an- 
gegeben, teilweise  in  Pos.  6  enthalten.  **)  Inbegriffen  1614850  Rub.  für  Generaldirektion  der 
Gestüte.  •)  Dazu  1718065  Rub.  für  „Fremde  Kulte",  im  Etat  des  Ministeriums  des  Innern 
enthalten.  ***)  Hier  inbegriffen  12000000  Rub.  für  unvorhergesehene  Ausgaben.  ")  Die  Betriete- 
kosten sind  im  österreichischen  Budget  nur  für  das  Finanz-  uu'i  Handelsministerium  angegeben, 
und  diese  in  Pos.  6  und  8  enthalten.  ^')  In  Pos.  2  enthalten.  *"*)  In  gemeinschaftlichen  Aus- 
gaben enthalten.  >*)  In  Pos.  8  mit  enthalten.  ")  Hier  inbegriffen  120260242  fl.  Anteil 
an   gemeinsamen    Ausgaben.      ")   Darunter   ungarische    Schuld    118898047   fl.     *'J   Danmter 


Weise  zu  beeinflussen.  !  Es  kommt  dazu, 
dass  infolge  des  Präventivsystems  in  der 
internationalen  Politik,  das  seinen  Ausdruck 
in  dem  Satze  »si  vis  pacem  para  bellum« 
findet,  die  Heere  allenthalben  stark 
vermehrt,  Flotten  gegründet  und  re- 
formiert, Neubewaffnungen  durchgeführt 
wurden.  Unter  Friedrich  U.  kostete  das 
preussische  Heer  ca.  17  Millionen  Tlialer, 
die  Heeresausgaben  des  norddeutschen  Bun- 
des betrugen  1870  66,6  Millionen.  Die 
Gesamtausgaben  der  deutschen  Länder, 
welche  jetzt  im  Deutschen  Reiche  vereinigt 
sind,  betrugen  1870  ca.  240  Millionen  Mark, 
sie  betrugen  1898/99  511,9  Millionen  im 
ordentlichen,  96,3  Millionen  im  ausserordent- 
lichen Etat. 

Für  Frankreich  berechnet  Necker  1784 
die  Kosten  des  Militärs  auf  122  Millionen 
Livres;  das  Budget  für  1811  setzte  dieselben 
auf  640  Millionen  Francs  und  mit  Einreeh- 
nung  der  140  Millionen  für  die  Marine  auf 
600  Millionen.  1870  war  der  Friedens- 
etat für  das  Heer  376  Millionen,  für  die 
Marine  (mit  Einschluss  der  Kolonieen)  173,3, 
zusammen  549,3  Millionen  Francs.  1883 
betrug  er  584,1  Millionen  für  das  Hoer, 
204,9  für  die  Marine  (ohne  Kolonieen),  also 
zusammen  789,0  Millionen  Fi-ancs.  Nach 
dem  Voranschlage  für  1898  betragen  die 
Ausgaben  des  Kriegsministeriums   640,  •  die 


des  Marineministeriums  287,  zusammen  927 
Millionen  Francs.  Selbst  die  Schweiz  miiss 
mit  einem  wachsenden  Müitäraufwande 
rechnen,  denn  derselbe  stieg  dort  in  den 
Jahren  1849  bis  1897  von  683450  auf 
24433748  Francs. 

Es  hängt  grösstenteils  mit  den  Anforde- 
rungen des  Heerwesens,  zum  anderen  Tril 
freilich  auch  mit  der  vermehrten  Thätigkeit 
des  Staates  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrs- 
wesens zusammen,  wenn  auch  der  Scliul- 
denstand  in  diesem  Jahrhundert  so  sehr 
gewachsen  ist 

Die  Steigerung  der  Ausgaben  für  Ht-er 
und  Marine   macht  in  der  Regel  so  nach- 
haltigen Eindruck,  dass  darüber  die  Frage, 
ob   nicht   auch   auf  anderen  Gebieten  des 
Staatslebens  eine  entsprechende  Steigenuig 
stattgefunden    hat,    leicht   übersehen  Avird. 
I  Und  doch  zeigt  eine  genauere  Betrachtung. 
dass  auch  hier  die  Zunahme  eine  sehr  er- 
1  hebliche,  ja  oft  eine  relativ  erheblichere  ist 
jals  dort.     Und  es  ist  das  erklärlich.    Denn 
I  der  Mensch    bedai-f  in    steigendem  Masse 
ides   Schutzes   gegen    Gefährdungen  seiner 
Person  und  seines  Eigentums,  nachdem  di*- 
iBevölkening  gewachsen,  das  Erwerbslel>tMi 
!  viel  intensiver,  die  Berührung  der  Menscheu 
mit  einander   viel  lebhafter  geworden  i^t. 
;Auch    die    Notwendigkeit    der   materiellen 
I Förderung,    besonders   aber    der  geistigen 
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Italien 

Bussland 

Oesterreich 

Ungarn 

Belgien 

Lire 

Rubel 

fl. 

fl. 

Fr. 

149540622 

-    '') 

-   ") 





778  741  460 

281  884049 

205  258  552 

133  169  918*«) 

130  561  850 

in  Pos.  2 

— 

— 

624465450^^ 

— 

in  Pos.  2 

12597492 

-  '') 

— 

12797930 

4802  176 

-       '') 

-   ") 

2  822  965 

207  998  826 

211  188038 

105  669  176 

74  720  382 

19834265 

27  978  423 

264677232 

-   '*) 

-   '') 

156324474*®) 

60  089  029  *) 

— 

138880420 

97  256  100 

— 

40175798«^) 

42  733  274 

26  501  050 

16  539  356 

27893660") 

64  198  946  •) 

80  175  211 

21  517  296 

17053907 

31253250«') 

9139838 

37  352  833  •) 

16543  123 

18479464 

=  ■■? 

44  62q  844 

46  815  784  •) 

27  270  169 

13  123  716 

263  306  783 

288  808  664 

23  648  485 

16  164  135 

5  325  620 

loi  843  646 

67  050  000 

-   1») 

-   '») 

— 

113  557  680 

123964710 

29872314 

— 

I  686  793  409 

1474049923'^) 

715920827»») 

449019228"') 

422912084 

Beitrag  zu  den  gemeinsamen  Ausgaben  30310839.  Beitrag  zur  Österreichischen  Schuld 
12968778,  Grundentlastung  10242751,  Verwaltung  von  Kroatien-Slavonien  8307881  fl.  **)  Da- 
zu durchlaufende  Ausgaben  14  536378,  Investitionen  35170964  fl.  Das  Budget  der  Gesamt- 
monarchie enthält  an  Ausgaben  1)  für  das  Ministerium  des  Aeussern  4274  200,  2)  für  das 
Kriegsministerium  a)  Landarmee  143685251,  b)  Marine  16941260,  3)  für  das  Finanzministerium 
2137184,  4)  für  den  Rechnungshof  138045,  zusammen  167175940  fl.,  darunter  17053894  fl. 
ausserordentliche  Ausgaben.  ")  Darunter  132301590  Fr.  für  Eisenbahnen,  Posten  und  Tele- 
graphen, auch  sind  hier  die  Ausgaben  für  Ackerbau  miteuthalten.  *^)  Inbegrifi'en  5058800  Fr. 
Sir  Gendarmerie.  ")  Ausgaben  des  Ministeriums  des  Innern  und  des  öffentlichen  Unterrichts 
und  des  Ministeriums  der  Industrie  und  Arbeit.    *^)  S.  Anin.  19.    ^^)  S.  Anm.  21. 


Allsbildung  jedes  Staatsbitrgers  ist  in  vollem 
umfange  anerkannt,  die  letztere  auch  in 
dem  Sinne,  dass  nicht  nur  die  ganze  Ge- 
sellschaft ein  aussei-ordentliches  Interesse 
dai^an  habe,  sondern  auch  der  Staat  selbst 
immer  besser  ausgebildeter  Borger  und 
Beamten  bedürfe.  Das  äussert  sich  vor- 
nehmlich in  dem  Anwachsen  des  Bedarfs 
für  Rechtspflege,  öffentliche  Arbeiten,  öffent- 
lichen Unterricht.  Während  in  Frankreich 
von  1869 — 1878  die  Ausgaben  für  das 
Militär  um  44,30  ®/o  wuchsen,  haben  die  für 
öffentliche  Arbeiten  um  103,50  <^/o,  die  für 
Unterricht  um  110,20  ^/o  zugenommen.  In 
der  Zeit  von  1878 — 1890  hat  zwar  der  Be- 
darf für  die  öffentlichen  Arbeiten  etwas  ab- 
genommen, aber  während  der  Heeresbedarf 
um  nur  3,3  ®/o  stieg,  erhöhte  sich  der  Etat 
für  Unterricht  imd  Künste  um  nahezu 
148  ®/o,  der  Justizetat  um  nahezu  9^/o.  In 
England  war  für  den  öffentlichen  Untemcht 
im  Jahre  1834  zum  ersten  Male  ein  Zuschuss 
von  2000  £  bewilligt  worden;  heute  steht 
im  englischen  Budget  ein  Posten  für  Unter- 
richt, Kunst  und  Wissenschaft  von  11,2 
Millionen  £. 

In  Bayern  haben  sich  nach  der  unten 
mitgeteilten  Uebersicht  in  der  Zeit  von 
1819:25  bis  1888/89  die  Ausgaben  für  Kul- 


tus von  1195000  Millionen  Gulden  auf 
6221436  Mark,  für  Erziehung  und  Bildung 
von  692000  MiUionen  Gulden  auf  14140898 
Mark,  für  Industrie  und  Kultur  von  108200 
Älilliouen  Gidden  auf  1198236  Mark  geho- 
ben. Der  Justizetat  Preussens  betrug  1850 
9,4,  1867  12,64,  1890  nahezu  29  Millionen 
Thaler,  der  Etat  für  Unterricht  und  Kultus 
3,37  bezw.  5,17  und  etwas  über  30  Millionen 
Thaler. 

Aus  diesen  Angaben  sowohl  wie  aus 
allen  auf  das  öffentliche  Bedarfsleben  be- 
züglichen Untersuchungen  geht  mit  zweifel- 
loser Klarheit  hervor,  nicht  nur,  dass  die 
Ausgaben  allenthalben  und  stetig  wachsen, 
sondern  auch,  wie  R.  von  Kaufmann  sagt,  dass 
die  modernen  Kulturstaaten  denselben  all- 
gemeinen Gesetzen  in  ihren  ganzen  IjO- 
bensäusserungen  unterworfen  sind :  Beförde- 
rung der  Kultur,  das  ist  geistiger  und 
materieller  Fortschritt  und  deren  Sicherung 
nach  innen  und  nach  aussen. 

Diese  Ausführungen  sollen  im  folgenden 
durch  einige  weitere  Zahlenangaben  ergänzt 
werden. 

Es  betrugen  in  Preussen  (nach  den  Zu- 
sammenstellungen Conrads  in  Finanzwissen- 
schaft S.  165)  in  1000  Mark  die 
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Ausgrabe  für 

Ausgrabe  für             1 
Militär 

Ansser- 

Jahr 

Staatsschulden 

Ordentliche 

ordentliche 

pro  Kopf ; 

Ansgaben  *) 

Sa.              pro  Kopf. 

Sa. 

Ausgaben*; 

im.) 

22  500 

1,31 

76485 

4,45      1 

272  922 

14775 

1861 

46643 

2,52 

107697 

5,82 

388566 

29415 

1873 

77484 

3,08 

186750 

7,40      ' 

559  779 

70350 

1881/2 

100  158 

3,62 

223  <;32 

8,07 

873021 

40049 

18901 

250  968 

8,38      ■ 

284  820 

9,51      . 

I  544  780 

48313 

1898,9 

265  397 

8,33       . 

349  398 

11,0 

2055891 

131636 

175,271,    18812    310,244,    189«» l 
des  Reichs    1873   651,460,    1«81  > 


*)  Dazu  Anteil   an    den  Ausgaben   des    Reichs   1873 
527,917,  189H'9  487,784  MUl.  M. 

*)  Dazu  Anteil  an  den  ausserordentlichen  Ausgaben 
59.464,  1890/1  235,781,  1«»8  9  121,706  Mill.  M. 

Die  Ausgaben  betnigen: 

In  Oesterreich: 
1849        163,1  Mill.  fl. 
18aS        491.9     „      „ 

1889  540,0      „      „ 
1898        716,0     „      „ 

In  Frankreich: 
1816—29  durchschuittl.    960  Mill.  Frcs. 
1830-39  „  1170     „         „ 

1H40-48  „  1432      „        „  j 

1862  1970  MUl.  Frcs.  l 

1890  3046      „        „  I 
im        3360     „       „ 

Es  ist  lehrreich,  die  Steigenuig  der  Ausgal)en  an  einem  gn)sseren  aussenleut- 
schen  Staate,  dessen  Ausgabobudget  eine  besonders  i-asche  Steigenmg  aufweist,  nämlicti 
an  Frankreich,  nachzuweisen.    Es  geschielit  dies  in  der  folgenden  Tabelle: 

Staatsausgaben  Frankreichs  von  1830—98  in  1000  Francs. 


In  Italien: 

1861 

812     Mill.  Lire 

1872 

1366,9     „ 

18Kö;86 

1707,3     „ 

1889,  W 

«857,9      r, 

1899 

1686,8     „        , 

In  Russland: 

1859 

260,2  Mill.  Rubel 

1869 

482 

1885 

866,3      „        „ 

1889 

895,2        r 

1898 

1474,0        „ 

Staatsansgaben 


1874 


1878 


1890 


1898 


Staatsschulden  und  Dotationen  . 

Rechtspflege 

Auswärtiges 

Inneres 

Finanzen  

Militär 

Marine  und  Kolonieen  .... 
Unterricht  und  Künste  .... 

Kultus 

Landwirtschaft,  Gewerbe,  Handel 
OefiFentliche  Arbeiten  .... 
Regie-,  Betriebs-  und  Erhebungs- 

kost^n 

Ausfälle  und  Rückzahlungen  .    . 


362319 

19082 

8  116 

16  562 

18625 

186845 

65  HO 

9462 
36  611 

6911 
41438 

118366 
22749 


414305 

26271 

6852 

23  110 

16  595 

294  700 

106449 
21  042 
40993 
14715 

122867 

148445 
26991 


1  210574, 
33  740  j 
11255! 
80814  j 
20612  i 

466  509 ! 

152945' 
42  585  1 
53491 , 
15  484 1 

160483 , 

246  388 
15036 


I  221  701 

34715 
12  720 

83729 

30388 

538  326 

193952 

61  220 

53644 

42556 

234631 

241 033 
17020 


1  321  292 

37468 

14  168 

68873 

19577 

556  333 

255  387 

152048 

45085 

43783 
176761 


1269370 

3;o2S 

i53a> 

75  3U 

196q2 

639  9SS 

37S589 

214359 

43065 

65  7&3 

183  4S4 


329  893  I     379  5^ 
226661       40154 


Summe  der  Ausgaben 


912  198 


I  275  680   2  532  690 


2  781  035 


3046021   3359679 


28.  Das  Staatsschnldenwesen.    Es  ist 

oben   bereits   des   Anwachsens  der  Staats- 
schulden  und   der  Ursachen  desselben  ge- 
dacht worden.      Die  obenstehenden   Ueber- 
sichten    über   die   Entwickelung   der    Aus- 
gaben in  Prcussen   von    1850 — 1898/9    und, 
m    Frankreich    von    1880—1898    enthalten ' 
auch   die   darauf   bezüglichen  Zahlen.    Die ! 
englische     Staatsschuld     bezw.     die    Aus-! 
gaben   für   die   Schuld    betrugen   nach  der, 


Zusammenstellung    Conn 

.1000  i:: 

Staats- 

schuld 

1793 

244440 

1817 

848  282 

1845 

830000 

1860 

823  934 

1870 

789  184 

1890 

688944 

1898 

634436 

a.    a. 


0.    in 


Ausgaben  fiir 

die  Schuld 

9624 

32453 
28253 
26231 
27053 
24798 
25000 
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Im  Deutschen  Reich,  welches  1875 
120  823  Millionen  Schulden  hatte,  betrugen 
•li«^  Schulden 

1877       198,433  Millionen  Mark 

1887      674,237       „ 

1893    1860,860       „  „ 

1896    2245,273       n 

Ende  März  1807  stellt  sich  der  Schuld- 
U-trag  auf  2485  Millionen  Mark,  darunter 
17.")  Millionen  Mark  schwebende  Schuld, 
nud  120  ^lillionen  Mark  Reichskassen- 
jcheine. 

In  den  gi-össeren  deutschen  Staaten  be- 
tnig  die  Staatsschuld 

iL  Preussen  1898/99  6  485  222  069   Mark 

-Bayern  1897  1415  219  964      „ 

,  Sarhsen  1898  752464950      „ 

„Württemberg  1898  479570000      „ 

.  Ba<len  1898  329  029  252      „ 

.  He^isen  1898  238  769  225      „ 

Dabei  ist  aber  zu  bemerken,  dass  ein 
pnjsser  Teil  der  Schuld,  in  Baden  die  ganze 
Schuld,  in  Bayern  über  zwei  Drittel,  in 
Württemberg  nahezu  die  ganze  Schuld  von 
Eisenbahnbauten  oder  -erwerbungen  her- 
rührt. 

In  den  Vereinigten  Staaten  betrug  die 
Schuld  Ende  September  1898  988958768 
DoDtir.  Die  Schulden  der  Einzelstaaten 
Wüefen  sich  1895  auf  202801927  DoUar. 
^  N?sterreich  -  Ungarn  hatte  am  1.  Jiüi 
ls^)8  eine  gemeinsame  Staatsschuld  von 
2757449395  Gulden,  danmter  62601214 
schwebende  Schuld  und  120892780  Gulden 
Staatsnoten.  Die  Schiüd  der  im  Reichsrat 
vertretenen  Länder  betrug  am  gleichen 
Zeitpunkt  4228238274  Giüden,  die  unga- 
rische Staatsschuld  Anfang  1897  2  474  972  260 
Hiilden,  darunter  194,2  Millionen  Gulden 
(mmdentlastungsschuld.  Russland  hatte  am 
1.  Januar  1898  eine  Schuld  in  Rubel 
Metall  im  Betrage  von  2133758956  Rubel, 
in  Rubel  zu  V15  Imperial  2900701468 
Rubel,  zusammen  6101339902  Rubel  zu 
^  1:.  Imperial.  Die  Schuld  Italiens  betrug 
1S97  {nach  Jiu-aschek)  10  323  Millionen 
Mark,  die  Belgiens  am  1.  Januar  1898 
2. "^Gß 593 476  Francs,  die  der  Niederlande 
1H98  1085066200  Gulden. 

Diese  Uebersichten  zeigen,  dass  die  Staats- 
schidilen  und  die  Ausgaben  für  Verzinsung 
und  Tilgimg  allenthalben  stark  gewachsen 
>iu(l ,  doch  kann  der  moderne  Staat,  weil  in 
seinen  Einnahmen  fest  gegrilndet  und  auf 
zuverlässigen  Voranschlägen  fussend,  auch 
t'ine  grosse  Staatsschuld  ohne  Gefahr  ertra- 
gen. Das  moderne  Schuldenwesen  unter- 
scheidet sich  von  dem  der  früheren  Zeit 
hauptsächlich  dadurch,  dass  in  der  weitaus 
überwiegenden  Zahl  der  Fälle  die  Kroditbe- 
mitzung  wirklich  nur  zur  Befriedigung 
ausserordentlicher  Bedürfnisse  vorgenommen 


wird  und  dass  die  Verwaltung  eine  geord- 
nete ist.  Klarhaltung  der  einzelnen  Schuld- 
titel, pünktliche  Zinszalüung ,  Fernhaltung 
aller  Operationen,  welche  ernsthafte  Kapi- 
talisten bedenklich  machen,  und  vieles 
andere  sichert  dem  gutverwalteten  und  wirt- 
schaftlich wolilsituierten  Staate  einen  stets 
bereiten  Kredit. 

Lltteratnr:  /.  Allgemeine  Lüterattir :  O.  Cohn, 
System  der  Finamwissenxchaft,  Stuttgart  1889, 
S,  SO—IOS,  lS5ff.,  641  ff.,  671-^746.  —  H.  Geff- 
ekeHf  Art.:  Wesen,  Aufgaben,  Geschichte  der 
Finamwisseiischaß,  und  Art.:  Die  StacUsatu- 
gaben,  in  Schönberg  (4.  Avß.,  1896),  III.  — 
li\ ,  Rosciver,  Syst/ IV,  ^ß  I—4,  109—127,  ISO  f., 
156 ß.;  II,  ^^  1—6.  —  L.  V.  Stein,  Fin.  (5.  Aufl.), 
I,  S.  1—160,  II,  1,  S.  17  ff.,  8.if.,  S46—884,  II, 
8,  S.  1—S9.  —  A,  Wagner,  Fin.  I,  ^^  1—11, 
81—59,  78—92,  170—196,  218  ff. ;  II,  ^,i^  34k— -862; 
Grundl.  ^^  161—190;  III  und  Ergänzungsheft ; 
IV,  1.  Halhband.  —  J".  Conrad,  Grundriss  zum 
Studium  der  politischen  Ockonomie,  8.  T.  Finanz- 
wissenschaß,  Jena  1899, 

IL  Litteratur  zur  Geschichte  des  Finanz- 
wesens :  1.  Preussen:  G.  Bielefeld,  Geschichte 
des  magdeburgischen  Steuerwesens  von  der  Refor- 
mutionszeit  bis  ins  18.  Jahrh.,  Leipzig  1888.  — 
C  IHeterict,  Zur  Geschichte  der  Steuerreform 
in  Pretissen  vcm  1810 — 1820,  Berlin  1875.  — 
Kotelntann,  Die  Finanzen  Albrecht  AchilU, 
in  der  Zeitschrift  für  preuss.  Landesgeschichte, 
Bd.  4.  —  Krug,  Geschichte  der  preus9ischen 
Sta<itssch%Uden,  1861.  —  Riedel,  Der  branden- 
burgisch-preus»ische  Staatshaushalt  in  den  beiden 
letzten  Jahrhunderten,  1866.  —  O.  Schmoller, 
Die  Epochen  der  preussischen  Finanzpolitik,  in 
Jahrb.  /.  Ges.  «.  Verw.  Bd.  1.  —  Derselbe, 
Studien  über  die  wirtschaftliche  Politik  lYied- 
richs  des  Grossen  und  Preussens  Überhaupt  von 
1680—1786,  ebenda  I884  und  1886J87.  —  Tüppen, 
Die  Zinsverfassung  Preussens  unter  der  Herr- 
schaft des  deutschen  Ordens,  in  der  Ztschr.  /. 
preuss.  Gesch.  Bd.  4  und  in  Sybels  Uistor.  Zeit- 
schrijt,  Bd.  46.  —  ZakrezewsM,  Ueber  den, 
Gent'ralhufenschoss,  1855.  —  K,  Breysig,  Ge- 
schichte der  brandenburgischen  Finanzen  in  der 
Zeit  von  1640—1697,  Bd.  1,  1895.  —  Mamroth, 
Ge^chicht^.  der  preussischen  Staatsbesteuerutig 
1806—1816,  Bd.  1,  Leipzig  1890.  Weiteres  bei 
Wagner,  Fin.  III,  S.  84.  S.  daselbst  auch 
die  Litteraturnachiceise  über  die  anderen  deut- 
schen Territorinlfürstentümer.  S.  dazu  auch: 
E,  Lobe,  Der  Staatshaushalt  des  Königreichs 
Sachsen,  Leipzig  1889.  —  2.  Oester reich: 
S,  Brtider,  Finanzpolitik  Rudolfs  IV.  — 
Beer,  Finanzen  Oesterreichs  im  19.  Jahrh., 
I^ag  1877.  —  Gindely,  Die  Finanzen  Böhmens 
im  16.  und  17,  Jahrh.,  in  den  Wiener  Akademie- 
schnflen  Bd,  18,  1869.  —  H,  v.  Hauer,  Bei- 
trage zur  Geschichte  der  östert  eichischen  Finanzen, 
Wien  1848.  —  Kries,  Historische  Entwickelung 
der  Steuerverfassung  in  Schlesien.  Breslau  I842. 
—  Oberleitner,  Finanzlage  in  den  deutsch- 
österreichischen  Erblonden  im  Jahre  1761,  Wien 
1865.  —  Derselbe t  Finanzlage  yiedcrösterreichs 
im  16.  Jahrh.,  Wien  1868.  —  Schal^^k,  Oester- 
reichs Finanzrerwaltung  I412 — 14.i6,  Wien  1881. — 
8.  Frankreich:  Besonders  JB.  de  Bligni^res 
und  M,  Harbulot,  Art.:  Finances  de  Vaneien 
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Jahr 

Aus 
Staal 

Sa. 

18o() 

22 

1861 

4^ 

1873 

1881/2 

1890/1 

1898,9 

»)  Daz» 
527,917,  189» 

59,464,  18* 

Die 


t^hes  et 

yy'*/  '.nt  depuii 

//>"..  .  roL,  Basel 

^  [^iffration     de« 

/,       '^  S%idr€y   Le« 

,,,''*''  •     vVr.  £  vol.,  Paris 

'    t^iMces  de  V Anden 

'^  ^'' .nt/ines  du  Systeme, 

f  *^'     •  .  j.  —  riirne«,    TraiU 

/'   ■  ;.oy^.  —  A,    Wnhrer, 

^*  lk'iq*tf  ''«  France,  2  vol., 

/•  ,  j/A  l>i^  SluatsrentensckuUi 

'  .!'  -.  J-  —  Ä.  r.  JCaM/mann, 

•    "'     ''^',li,h*Mip2i9l^9-'—4'Fng' 

.. ■  /^^^  Jlt'jttory  of  taxation  and  taxcs 

y.  1^     tfif  etirliesi  times  to  tke  present 

■  ■"' /^ni(hn    I8S4.    —  Douhleday, 

A    i,.rv  "/  ^'"iff^'td,  London  I847.  — 

'"''  */>'''•*       Verfassnngsgeschiehte,  I84J. 

o'i'^^'fktfienfjliffhe  Venraltungsreeht,  !i  Bde., 

pfT^^jfrHin  i^sr.S^.  -    net'selbe.   Das  eng- 

f''^''^,,uieftf  in  tausendjährigen  Wandelungen, 

//'•'*'' ^!yU  —  Dernelhe,    Selfgovemment  etc., 

A'  '*yi;/.  —  Hamiitonf    Jfistory  of  public 

^'^'  I-Sif^^^^^y   ^i^*^^  of  thr  public  revenue 

'^'.^fjf^hriti*h  empire,  'J  vol.,  S  ed.,  London  180,1. 

'•'  1^',  TnyloVf  Jlistory  of  taxation  of  England, 

H/kA'w   /<*<5.?.   —   W.     Vocke,    Geschichte    der 

^'furrn  des  britischen  Reichs,  Leipzig  1866. 

///.  Statistik:  G.  Kolb,  Handbuch  der 
rfrglcichendrn  Statistik,  bes.  8.  Aufl.,  Leipzig 
j^79.  —  iiothaer  Hofkalender.  —  Die 
ßundesjinamen  der  Schweiz  I848 — 1886,  im 
finanzarchiv  1888,  S.  4H-  —  W,  Burkhard, 
ptis  bayerische  StaaUbudtjei  in  den  ersten  70 
Jahren  seit  Bestehen  der  Verfassung  1819—89, 
im  Finanzarchiv  1888,  S.  220.  —  JR.  v.  Kauf" 
mann,  Die  Öffentlichen  Ausgaben  der  grössten 
europäischen  Länder  nach  ihrer  Zweckbe- 
stimmung, 18US.  —  Pfeiffer  y  Verglei- 
chende Zusammenstellung  der  europäischen 
Staatsausgaben,  2.  Aufl.,  StultgaH  1877.  —  G. 
Pieot,  La  Progression  des  d^penses  publiques 
de  1800  ä  1886,  in  der  Reforme  sociale,  Bd.  S 
(1887),  S.  145.  —  mcca-Salemo,  La  pro- 
gressione  dei  bilanci  negli  statt  modemi,  in  dem 
Archivio  di  statistica,  Bd.  S  (1878),  S.  497. 
K.  Th,  Eheberg. 


IL  Geschichte  der  Finanzen. 

A.  Griechische  Finanzen  (S.  936).  B.Finanzen 
des  alten  Rom  (S.  949).  C.  Finanzen  im  Mittel- 
alter (S.  955). 

Griechische  Finanzen. 

1.  Griechenland  im  allgemeinen.    2.  Athen. 
1.  Griechenland  im  allgemeinen.    Wie 

überall  ist  auch  in  den  griechischen  Staaten 


.,//iiche   Finanzwesen   ein    Erzeuiri- 
•>rter  Kultur.     Der  Stamm   auf  <i«r 
•  ,.,^Jerschaft  und  auch  noch  der  GaiL^taa' 
'-".sshaft   gewordener  Bauern    und  Blelir.c- 
imt  wohl  gelegentlich  Ausgaben  zu   l»i.st'M., 
er   liat   auch  Eigentum,   das  von    ihm  ver- 
wendet und  von   seinen  Organen  ven*-alr»* 
winl,  aber  der  Gedanke,  dass   er  mit  •Ku 
ihm  zur  Verfügung  stehenden  Mitteln  etwa- 
Bestimmtes   leisten  solle,  ist  für  diese  Z»?:: 
noch  ni(!ht  vorhanden.    Der  Staat  ist  fil»  r- 
haupt  noch  nicht  die  alle  Verhält niss»?  de- 
Ijel)ens  beherrschende,  ihnen  allen  fiKrjr»- 
ordnote  Macht;  er   tritt  nur  voriiberg<?li»n  1 
und    zeitweilig    in  Aktion,   und    in  ?oin«n: 
Rahmen  stehen  zalilreiche  gleichartisre  Vor- 
bände, die  im  täglichen  Leben  viel  wirkunir- 
voUer  sind  imd  vom  Staat  nur  in  beschränkteuj 
Masse  booinflusst  weitlen. 

Dass  Besitz  Macht  ist,  dass,  wer  etwa- 
leisten soll,  ein  Vermögen  haben  muss.  j::It 
frtMlich  auch  für  diese  Zeit  Der  Untcr- 
I  schie<l  des  Adligen,  der  zur  Leitung  •ht 
Gemeinde  im  Kampf  und  in  Rat  und  Be- 
richt berufen  ist,  und  des  Gemeinen,  «ie'- 
als  Knecht,  als  Tagelöhner,  als  Pächter  ir. 
seinen  Diensten  steht  oder,  wenn  er  jviN'n- 
lich  unabhängig  ist  und  eigenen  Be>itz  hat. 
doch  ohne  den  Sc;hutz  des  vornehmen  Mann-^ 
nicht  bestehen  und  gegen  ihn  nicht  auf- 
kommen kann,  beruht  auf  der  üngleichh»'it 
des  Besitzes,  zunächst  und  vor  allem  in 
Vieh,  dann  daneben  im  Grundbesitz.  S» 
bedarf  auch  der  König  eines  grossen  Ver- 
mögens, um  seine  Stelhmg  auszufüllen.  lu 
der  alten  Zeit,  welche  die  Sage  widerspiejrolt. 
ist  es  vor  allem  der  Reiditum  an  hh-l- 
metallen,  an  Schmucksachen,  kostbaivc 
Waffen  imd  Hausgerät,  welcher  dem  Könie 
Glanz  und  Macht  verleiht;  wie  in  der  deut- 
schen Heldensage  spielt  auch  in  der  grie- 
chischen der  Schatz  des  Fürsten,  derEöüiir>- 
hort,  eine  Hauptrolle.  Aber  auch  sonst 
müssen  die  mächtigen  Fürsten  der  mykeni- 
schen  Epoche,  wie  ihre  Bauten  und  der 
Ruhm  des  »Goldmchtums«  von  Trojii. 
M^vkene,  Orchomenos  beweisen,  über  gTOs>^ 
Mittel  verfügt  haben.  Nicht  nur  ein  gross4?r 
Teil  des  Landes  wird  ihnen  gehört  haben. 
mit  zahlreichen  Leibeigenen  und  fronpflich- 
tigen Bauern,  über  deren  Kräfte  sie  ver- 
fügtem, auch  aus  dem  i-egen  Handel  der  Zeit 
werden  sie  Gewinn  gezogen,  ja  vielleicht 
ihn  teilweise  monopolisiert  haben. 

Aber  das  Königtum  der  mykenischen 
Zeit  ist  untergegangen;  und  die  folgemle 
Epoche,  das  griechische  Mittelalter,  desj^eu 
Zustände  die  homerischen  Gedichte  schildern 
(etwa  950—650  v.  Chr.),  zeigt  wesenthch 
beschränktere  Verhältnisse.  Auch  hier  be- 
steht noch  die  Ehrenstellung  des  Königs: 
ihm  ist  aus  der  gemeinen  Mark,  die  ur- 
sprünglich durch   das  Los   unter  die  Ge- 
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Ui  verteilt  vruKle  und  dann  in 
»nd  Privateigentum  tiberging, 
iindstück  als  Königsgut  »aus- 
(isjue^'Oi\  wie  den  Göttern;  er 
.  allen  Geschenke,   ja  nach   einer 
.olle   der  Odyssee  (11,  185)  wird  er 
den   Unterthanen   der  Reihe   nach    zu 
ost   geladen   —  eine  Verpflegnngspf licht, 
t  in   ■> Einliegen«  des  Herrschei-s,  das  in  pri- 
mitiven Verhältnissen    sehr   begreiflich   ist. 
Sr>nst  kommt   es   im  Epos    nicht  melir  vor, 
ist  vielmehr  in  das  Gegenteil  umgeschlagen, 
dass  der  König   die  Verpflichtung  hat^   die 
Adligen  regelmässig  an   seinem  Hofe  von 
?*^Ineni  Gut  zu  bewirten.      Ueberhaupt  ver- 
liert  bekanntlich  das  Königtum   in  der  ho- 
merischen Zeit  immer  mehr  an  Bedeutung. 
Es  ist  die  Zeit,  in  der  der  adlige  Kleinstaat 
mit  städtischem  Mittelpunkt  zu  voller  Aus- 
l»ü<lung    gelangt   und   die    reichen  Adligen 
dem  Könige  gleichberechtigt  zur  Seite  treten 
—  auch  der  Königstitel  geht  auf   sie  über 
— ,  bis   sclüiesslicYi  das  Königtum  weniger 
abgeschafft  als  von  seinen  Standesgenossen 
abs4:^rbiert  wird. 

Das  griechische  Mittelalter  ist  eine  Zeit 
reiner  Naturalwirtschaft.  Als  Wertmesser 
dienen  zwar  auch  die  Edelmetalle,  in  Barren- 
form von  bestimmtem  Gewicht,  daneben 
Kupfer  und  Eisen  (oder  z.  B.  auf  Kreta  in 
Form  von  Becken  Xi.iijTeg) ;  aber  die  Metalle 
sind  noch  kein  Geld,  und  weit  gewöhnlicher 
ist  bei  Homer  und  noch  in  den  Busssätzen 
älterer  Gesetze  die  Wertbestimmung  nach 
Rindern  und  Kleinvieh  (ebenso  in  Italien: 
neben  dem  Zuwägen  des  Kaufpreises  per 
aes  et  libram  steht  der  Name  pecunia,  der 
später  zur  Bezeichnung  des  Geldes  gewor- 
<len  ist).  Der  Stamm-  oder  Gauverbaud,  die 
Gemeinde  (demos,  lat.  populus)  gliedert  sich 
in  die  aus  uralter  Zeit  stammenden  Bluts- 
verbände, die  als  Nachkommen  eines  ge- 
meinsamen Ahnherrn  betrachtet  werden: 
<lie  »Brüderschaften«  (Phratrien,  den  römi- 
schen Cmrien  entsprechend),  w^elche  die 
höhere  Einheit  der  adligen  und  nichtadligen 
(Geschlechter  bilden,  und  über  ihnen  in  der 
Regel  die  »Stämme«  (Phylen,  lat.  tribus). 
Diese  Verbände  werden  wohl  unter  der  Ein- 
wirkung der  in  dem  einen  Gemeinwesen 
friiher,  in  dem  anderen  später  sich  geltend 
machenden  lokalen  Interessen  umgestaltet 
und  gelegentlich  in  Tausend-  und  Hundert- 
schaften, Bezirke,  Abteilungen  umgewandelt, 
aber  die  zu  Grunde  liegende  Auffassung 
bleibt  noch  lange  bestehen.  Sie  haben  eine 
<^lem  Staate  völlig  gleichartige  Organisation, 
Beamte  für  Krieg  und  iYieden  so  gut  wie 
^lieser,  und  so  auch  eigenen  Besitz  an  Her- 
nien und  Land.  Dieser  Besitz  dient  einem 
Zwecke,  der  für  die  Eutwickelung  des  grie- 
chischen Staats  im  Gegensatz  zu  den  analogen 
Gestaltungen  bei  anderen  Völkern  charakte- 


ristisch ist  In  alter  Zeit  hielten  die  freien 
Gemeindemitglieder  die  Mahlzeit  nicht  für 
sich,  sondern  gemeinsam  —  aus  dem  ein- 
fachen Grunde,  dass  der  einzelne  mit  seiner 
Familie  ein  geschlachtetes  Schwein  oder  gar 
ein  Rind  nicht  verzehren  kann,  sondern  nur 
eine  grössere  Genossenschaft.  Diese  gemein- 
samen Mahlzeiten,  die  Syssitien,  haben  sich 
wie  so  viele  uralte  Einrichtungen  in  Sparta 
imd  in  den  kretischen  Staaten  alle  Zeit  er- 
halten —  sie  führten  hier  in  den  Zeiten  der 
durchgeführten  Sesshaftigkeit  mit  Notwen- 
digkeit zur  Koncentration  der  freien  Bevöl- 
kerung im  Mittelpunkt  des  Gaues,  während 
die  auf  den  Feldern  wohnende  Bauernschaft 
ihre  politischen  Rechte  nicht  mehr  behaupten 
konnte  und  leibeigen  ward.  In  Sparta  liat 
jeder  VoUbth-ger  seinen  Beitrag  an  Brot, 
Wein  und  Oel  selbst  zu  liefern  —  nur  die 
Könige  erhalten  eine  doppelte  Portion  von 
Staatswegen  — ,  während  das  Fleisch  wahr- 
scheinlich auf  gemeinsame  Kosten  geliefert 
wurde;  auf  Kreta  dagegen  werden  aUe 
Kosten  von  der  Gemeinde  bestritten,  grössten- 
teils von  den  Lieferungen  der  Leibeigenen. 
In  den  übrigen  Staaten  dagegen  hat  sich 
die  Einrichtung  als  regelmässige  Institution 
nur  bei  dem  adligen  Rat  der  »Alten«  er- 
halten; diese  speisen  und  zechen  (s.  oben) 
täglich  am  Tisch  des  Königs  —  später  ist 
daraus  das  gemeinsame  Mahl  der  Beamten 
im  Prytaneion  hervorgegangeo,  zu  dem  ver- 
dienteBürger,  die  besonders  geehrt  w^erden 
sollen,  fremde  Gäste,  Gesandte  etc.  hinzu- 
gezogen werden.  Für  die  Gesamtheit  der 
Bürger  aber  hat  sich  das  gemeinsame  Mahl 
nur  noch  als  Götterfest  erhalten.  Nach  ur- 
sprünglicher Anschauung  nimmt  die  Gott- 
heit an  jedem  Mahl  Teil  und  erhält  von 
ihm  einen  Anteil  im  Brandopfer  und  in  der 
Weinsi>ende,  so  gni  wie  der  König  —  in 
Sparta  erhält  der  König  allezeit  von  jedem 
Opfer  eine  Ehrengabe.  Noch  bei  Homer 
giebt  es  für  Schlachten  und  Opfern  nur 
einen  Ausdruck  {hoevßu).  Wenn  die  Sitten 
sich  ändern,  bleibt  die  religiöse  Verpflich- 
tung doch  bestehen ;  und  so  finden  sich  bei 
regelmässigen  und  ausserordentlichen  Festen 
die  Bürger  zu  grossen  Opfermahlen,  den 
Hekatomben,  zusammen.  (In  Athen  hat  sich 
die  Speisung  der  Phylen  an  grossen  Festen 
als  Liturgie  zu  allen  Zeiten  erhalten.)  Die 
Kosten  dieser  Mahlzeiten  werden,  ursprüng- 
lich wenigstens,  aus  dem  Vermögen  der 
Verbände  bestritten ;  die  »Führer  des  Volks^ 
trinken  den  »Staatswein«  (Ilias  17,  250), 
das  Mahl  »der  Alten«,  d.  h.  des  Rats,  wird 
von  der  Gemeinde  zugerichtet  (Ilias  4,  344), 
fremde  Gäste  werden  auf  ihre  Kosten  ver- 
pflegt (Od.  19,  197),  die  Gastoeschenke, 
welche  sie  erhalten,  durch  eine  Umlage  auf 
die  gesamte  Bürgerschaft  aufgebracht  (Od. 
13,  14). 
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Mit  der  Yorwaltnng  und  Beiti-eibunp:  des 
Vermögens  des  8taats  wie  der  Verbände 
werden  erwälilte  Beamte  beauftragt,  die 
mehrfach  den  bezeichnenden  Titel  uaotqoi 
^Eintreiber«  führen,  genau  entspi-ecliend  den 
römischen  Quästoren.  Ganz  allgemein  ver- 
breitet fiii-  Finanz-  oder  Kassenbeamte  ist 
der  Name  m/«/««,  das  sind  ui*sprünglich  die 
Tnichsesse,  die  bei  den  Malilzeiten  das 
Fleisch  zu  » schneiden ^  haben.  In  Athen 
findet  sich  daneben  der  Name  ywkuxphui 
>Fleischschneider« ;  sie  verwalten  die  Ein- 
nahmen des  Staates  und  richten  die  öffent- 
lichen S[>eisungen  im  Prytaneion  aus.  Deut- 
lich lassen  diese  Namen  die  ursprüngliche 
Bedeutung  und  die  allmäliliche  Entwicke- 
iung  der  Finanzämter  erkennen. 

Die  Einnahmen,  die  sie  beizuti-eiben  und 
zu  verwalten  hal>en,  bestehen  ursprünglich 
vor  allem  in  den  rachtgoldern  von  den  dem 
Staat  oder  dem  Verband  gehörigen  Be- 
sitzungen —  Grundstücken,  Bergwerken  und 
anderen  Domänen.  Dazu  kommen  Gebühren 
für  die  Benutzung  staatlicher  Einrichtungen, 
so  der  gemeinen  Weide,  des  Marktes,  des 
Hafens.  Von  jener  erhebt  der  Staat  ein 
Hutgeld,  von  diesen  Marktgebühren,  Zölle, 
Hafengelder  —  doch  ist  es  fraglich,  ob  wir 
diese  derhomerischen  Zeit  bereits  zuschreiben 
dürfen. 

In    den    einfachen   wirtschaftlichen    und 

g)litischen  Verhältnissen  der  mittelalterlichen 
leinstaaten  sind  wie  die  Einnahmen  so 
die  Bedürfnisse  des  Staates  gering.  Der 
König  bezieht  seine  Einkünfte  ans  den  ihm 
zugewiesenen  Besitzungen  und  aus  den  Ge- 
schenken, die  ihm  gebracht  werben,  nament- 
lich wenn  man  seinen  Richterspnich  nach- 
sucht. Mit  dem  Emporkommen  der  Adels- 
herrschaft gehen  diese  auf  die  adligen  Rats- 
herren über,  die  den  ganzen  Tag  auf  dem 
Markt  sitzen,  um  Recht  zu  sprechen.  Das 
führte  bald  zu  unerträglichen  Missständen: 
Hesiods  Anklagen  gegen  die  »Geschenke 
verzehrenden  Könige  (d.  h.  Adligen)«  führen 
uns  die  Bestechlichkeit  und  Parteilichkeit 
der  Richter  drastisch  vor  Augen.  Der  erste 
Schritt  zu  dem  neu  sich  bildenden  bürger- 
lichen Rechtsstaat  ist  dalier  überall  die  Neu- 
ordnung und  schriftliche  Festlegung  des 
Rechts,  mit  der  die  Abschaffung  der  Ge- 
schenke an  die  Richter  verbunden  ist.  An 
ihre  Stelle  tritt  die  Erhebung  einer  Ge- 
richtsgebühr durch  den  Staat,  die  vor  Be- 
ginn des  Prozesses  von  den  Parteien  zu 
hinterlegen  und  vom  Unterliegenden  zu 
zahlen  ist.  In  Athen  wird  sie  von  den 
Kolakreten  erhoben  und  verwaltet. 

Eine  staatliche  Entschädigung  für  die 
Leistungen  der  Bürger  für  die  Gesamtheit 
kannte  die  ältere  Zeit  nicht.  Alle  Aemter 
sind  unbesoldete  Ehrenämter,  die  Ausrüstung 
vukI  Verpflegimg  im  Kriege  hat  der  einzelne 


Krieger  selbst  zu  tragen.  Die  Leistmig»-^ 
entsprechen  daher  dem  Vermögeu  der  ein- 
zelnen ;  w^er  nichts  l)esitzt,  ist  auch  nicht 
kriegspf lichtig.  Mitliin  bestehen  die  Ail^ 
gaben  des  Staats  fast  ausschliesslich  in  deL 
Kosten  der  Feste  imd  des  GottesdieDste>, 
in  den  Geschenken  an  die  Götter  des  Staate 
und  bei  besonderen  Anlässen,  bei  GelulxleD. 
bei  Einholung  von  Orakeln  u.  a.  an  dl** 
grossen  durch  ganz  Griechenland  verehrten 
Gottheiten,  namentlich  den  Apollo  von  Delphi 
und  den  Zeus  von  Olympia ;  ferner  in  öfft-iif- 
lichen  Bauten,  so  der  Anlage  und  Instand- 
haltung der  Amtslokale,  des  Marktes,  ikr 
Wege  u.  ä.  Dazu  kommen,  wie  es  scheint, 
schon  früh  Ehrengaben  an  einzelne  Büi^t, 
die  sich  um  das  Gemeinwesen  verdient  s>t- 
macht  haben,  namentlich  an  die  Sieger  iii 
den  grossen  nationalen  Festspielen. 

Mit    der    Entwickelung    einer    höhenn 
Kultur,  mit  dem  Eindringen   der  Geld^irt- 
schaft,  mit  der  Ausbildung  des  Heerwesens, 
welche  an  Stelle  der  adligen  Einzelkänipf^ 
die  geschlossene  Hoplitenphalanx  setzt,  mit 
dem    Emjwrkommen    eines   neuen    Bün:»r- 
standes  von   Kaufleuten    und  Handwerken:, 
der  zwischen  die  Adligen  und  die  abhängi^'e 
Landbevölkerung,    die    Bauern    und    Tasr"- 
löhner,  tritt   und   die   treibende  Kraft  <i»r 
weitei-en  Entwickelung  wird,  vermehi-en  si<.h 
auch  die    Bedürfnisse    und    Ausgaben  d^s 
Staiits.    Die  öffentlichen  Bauten  müssen  er- 
weitert  und   vermehrt  werden,   die  Gotter 
erhalten  Götterbilder  und  stets  reichere  Ge- 
schenke, und  an  Stelle  des  alten  einfachen 
Gottesliauses  von  Holz  und  Ziegeln  tritt  ein 
prächtiger    Steintemi)el.      Die    Feste,    die 
öffentlichen  Spiele  werden  weit  glänzender 
ausgestattet   als    früher.      Das    Bürgerheer 
kann  sich  wohl  noch  auf  eigene  Kosten  aus- 
rüsten, aber   im  Felde    muss   es  vom  Staat 
emährt  werden:   der  Sold  wird  eiDgefülirt. 
Die  Stadt    muss   befestigt,   die   Mauer  im 
Stand   gehalten  werden.      Dazu   kommt  in 
der  Mehrzahl  der  griechischen  Staaten  das 
Bedürfnis    einer    Seewehr,    die    Schöpfiini; 
einer   Flotte.      Das    letzte  Moment  endlich 
ist,  dass  in  den  Staaten,  wo  die  Demokratie 
zur  vollen  Ausbildung  gelangt,  der  Grund- 
satz, dass  alle  staatlichen  Funktionen  allen 
Bürgern    ohne   Ausnahme    zugänglich  sein 
sollen,  mit  Notwendigkeit  dazu   führt,  dass 
ihnen    dafür    eine   Entschädigung   gewährt 
wird.     Der  Staat  muss   ihnen  einen  En?alz 
dafür  gewähren,  dass   sie   in    der  Zeit,  wo 
sie  ihm  dienen,  in  ihrem  bürgerliehen  Be- 
rufe nichts  verdienen  können.    So  wini  die 
Besoldung  der  Aemter,  der  Ratsstellen,  ^ler 
Teilnahme    am     Volksgericht,    schhesslioh 
selbst  der  Teilnahme  an  der  Volksversamm- 
lung eingeführt.    Die  Frage,  ob  Ehrenämter, 
ob  Besoldung,  ist  es,  nach  der  sicli  seil  der 
Mitte    des    5.    Jahrhunderts    die    Parteien 
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welche  Bedeutung  die  Steuern  heute  für  die 
Finanzen  der  deutschen  Staaten  haben. 

Ueber  die  EntwiekeJung  der  Steuern 
und  der  sonstigen  Staatseinnahmen  in 
Preussen  seit  dem  Beginne  dieses  Jahrhun- 
derts findet  sich  in  J.  Conrads  Finanzwissen- 
schaft eine  lehrreiche  Zusammenstellung, 
der  wir  die  Tabelle  auf  SS.  928  und  929 
entnehmen. 

In  Bayern  stellt  sich  das  Netto-Erträg- 
nis  der  direkten  Steuern  1898  99  auf 
32  273  200,  das  der  indirekten  auf  76  303  295, 
zusammen  108576  495  Mark  bei  einer  Ge- 
samt-Nettoeinnahme  von  208624  594,  so 
dass  die  Steuern  52,1  ^/o  ertiBgen.  In 
Sachsen  erbringen  die  direkten  Steuern  1898 
32722225,  die  indirekten  3707  197,  die 
Steuern  zusammen  also  36429422  Mark 
netto  bei  einer  Gesamteinnahme  von 
82  909  955,  das  ist  43,9  ^.'o.  In  Württemberg 
werden  1898/99  von  dem  Gesamtbedarf  mit 
74  690  265  Mark  16  546  330  von  den  direkten, 
15066250  von  den  indirekten,  zusammen 
31612  580  Mark  =  42,4  <>/o  gedeckt. 

In  Oesterreich  wurde  zu  Anfang 
dieses  Jahrhundeits  naoh  Ablauf  der  Kriegs- 
zeit  die  direkte  Besteuerung  allmählich  in 
der  Form  des  Ertragssteuersystems  mit 
hohen  Steuersätzen,  ui-sprünglich  aus  einer 
Grund-,  Gebäude-  und  Erwerbssteuer  be- 
stehend, ausgebildet.  Daneben  bestand  bis 
1829  eine  Personalsteuer  und  in  einigen 
Provinzen  eine  Judensteuer.  Im  Jahre  1849 
kam  eine  specielle  Einkommensteuer  in 
mehreren  Gliedern  dazu,  teils  als  Zuschlag- 
steuer zur  Erwerbssteuer,  teils  als  Ka])italren- 
ten-,  teils  als  Lohn-  und  Besoldungssteuer.  Die 
Keform versuche  in  den  70er  Jahren,  welche  auf 
Einfühi-ung  einer  allgemeinen  Einkommen- 
steuer zur  Ergänzung  des  Ertragssteuer- 
systems abzielten,  führten  zu  keinem  Ke- 
sultat  In  den  80  er  Jahren  erfolgte  eine 
Kontingentierung  der  Grund-  und  eine 
Revision  der  Gebäudesteuer.  Auch  in  den 
Jahren  1889/90  wurde  eine  grössere  Steuer- 
reform geplant,  jedoch  erst  1896  im  Sinne 
der  Einführung  einer  Personaleinkommen- 
steuer bei  entsprechender  Umgestaltung  der 
Erti-agssteuern  durchgefühi-t.  Die  direkte 
Besteuenmg  Ungarns  ist  der  österreichi- 
schen vor  (1er  Reform  im  ganzen  ähnlich  — 
im  wesentlichen  ein  Erti-agssteuersystem 
mit  hohen  Sätzen.  Ueber  das  dermalige 
Erträgnis  der  direkten  und  indirekten  Steu- 
ern in  Oesterreich  und  Ungarn  siehe  die 
folgende  Uebersicht. 

A.  Oesterreich,  1898,  in  fl. 

Direkte  Steuern 123  087  900 

und  zwar  Grundsteuer  28  722  500 
Gebäudesteuer  33  829  600 
Erwerbss teuer  33  678  600 
Einkommenst.       25  535  200 


Indirekte  Steuern 387  748  353 

darunter  Zölle  52  067  653 

Verzehrungsst.  129295000 

Salzmonopol  22  181  500 

Tabaksmonopol  98  502  300 

Stempel  22  181  500 

Mauten  i  036  600 
Bes.  Abgaben  v. 

Getränkehandel  i  140000 

B.  Ungarn,  1898,  in  fl. 

Direkte  Steuern 99140000 

und  zwar  Grundsteuer  33  306  000 

Gebäudesteuer       1 1  360  000 

Erwerbssteuer       20  720  000 

Steuer  v.  Gesellsch. 

mit  oblig.  Rech- 

nungsablegung      3  462  000 

Kapital-u.Rentenst.4  034  100 

Einkommensteuer  15  900000 

Transportsteuer      6  368  500 

Militärtaxe  i  850  000 

Verschiedenes  2138800 

Indirekte  Abgaben        ....        179  604  107 

darunter  Konsumst.     72  234  000 

Salzmonopol  15  358  744 

Tabaksmonopol      54  037  000 

Stempel  14653000 

Mauten  130000 

Zölle  453  033 

Dazu  aus  dem  Budget  der  Ge- 

samtmonarchie     (1899)     Nettoein- 

nabmen  der  Zölle  und  Matrikular- 

beiträge 1643783820. 

B.  Die  Staatsausgaben  im  19.  Jahr- 
hundert und  das  Sohuldenwesen. 

25.  Einteilung    der   Staatsausgaben. 

a)  Scheidung  nach  den  einzelnen 
Verwaltungszweigen.  Wenn  die 
Finanzwirtschaft  dem  Staate  die  sachlichen 
Hilfsmittel  zur  Erfüllung  seiner  Aufgaben 
zu  beschaffen  hat,  so  ist  der  Umfang  der 
Finanz  Wirtschaft  bestimmt  durch  Art  und 
Umfang  der  Aufgaben  des  Staates.  Nach 
ihnen  gestaltet,  gliedert  und  bewegt  sich 
die  Einnahmebeschaffung.  Die  Ausgabe- 
wirtschaft ist  äusserlich  in  ihrer  formalen 
Ordnung  bedingt  durch  die  im  Aufbau  des 
Budgets  oder  Staat^haushaltsgesetzes  sich 
dokumentierenden  und  jeweüs  für  eine  be- 
stimmte Zeit,  die  Wirtschafts-  oder  Finanz- 
periode, geltenden  Erfordernisse  der  Staats- 
vei-waltung  für  die  einzelnen  Yerwaltungs- 
zweige.  Das  Budget  unserer  Zeit,  es  mag 
im  einzelnen  so  oder  so  geordnet  sein, 
unterscheidet  sich  dadurch  wesentlich  von 
ähnlichen  Einrichtungen  früherer  Zeit,  dass 
es  alle  eigentlichen  Staatsausgaben  umfasst, 
so  dass  es  ausserhalb  des  Budgets  keine 
Staatsausgaben  giebt.  In  jedem  neuzeitlichen 
Budget  finden  sich  Ausgaben: 

1.  für  die  verfassungsmässige  oberste 
Staatsleitimg,  d.  h.  in  Monarchieen  für  den 
Fürsten  und  dessen  Hofhalt  und  für  die 
fürstliche  Familie,   in  Ro])ubliken   für   den 
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griff  eines  freien  Staates  unverträglich ;  denn 
sie  beschränken  die  freie  Verfngimg  des 
Bürgei-s  über  sein  Eigentum  und  setzen 
voraus,  dass  der  (irund  und  Boden  eigent- 
lich dem  Staate  geliört  und  der  Besitzer 
ihn  nur  verwaltet  und  dafür,  dass  der  Staat 
ihn  im  Besitz  lässt,  eine  Abgabe  zahlt*). 
Derartige  Steuern  sind  ein  Zeichen  der 
Knechtschaft,  der  Unfreiheit,  wie  sie  in  den 
orientalischen  Reichen  herrscht.  Von  ünter- 
thanen  winl  sie  daher  auch  in  Griechenland 
erhoben ;  so  zahlen  in  Kn^ta  die  Leibeigenen 
eine  Kopfsteuer  an  den  Staat  (in  Sparta  an 
ilire  Herren),  und  aus  den  spartanischen 
Periökenstädten  ziehen  die  KOnige  grosse 
Einkünfte.  Ebenso  zahlen  überajl  die  im 
Gemeinwesen  ansässigen  Fremden,  die  Schutz- 
befohlenen (.Nfetöken),  dem  Staate  ein  Kopf- 
geld. Als  die  Ständekämpfe  zu  einer  Wie- 
deraufrichtung der  Monarchie,  der  soge- 
nannten TjTannis,  führten,  haben  die  neuen 
Herrscher  oft  direkte  Steuern  erhoben,  so 
die  Pisistratiden  in  Athen  eine  Ertragssteuer 
von  5'Vo.  Aber  in  den  griechischen  Repu- 
bliken finden  sie  sich  h(>chstens  ganz  ver- 
einzelt. Auch  dass  das  Vermögen  der 
Witwen  und  Waisen  als  Ae(iuivalent  für  die 
Kriegspflioht,  die  sie  nicht  h^isten  können, 
zu  einer  Steuer  herangezogen  wird,  wird 
uns  nur  von  Korinth  überliefert.  Die  Ein- 
richtung kehrt  bekaiuitlich  in  Rom  wieder; 
in  beiden  Staaten  dient  das  so  erhobene 
Geld  zur  Beschaffung  der  Pferde  für  die 
Reiterei. 

Wenn  also  der  Staat  regelmässige  direkte 
Steuern  nicht  erhebt,  so  wendet  er  sich  zur 
Bestreitung  ausserordentlicher  Ausgaben  an 
die  Gesamtheit  der  Bürger :  sie  werden  durch 
eine  Umlage  auf  den  Kopf  der  Bürgerschaft 
gedeckt.  Diese  Einrichtung  kennt,  wie  be- 
reits oben  erwähnt  schon  die  homerische 
Zeit.  Mit  der  Steigerung  der  Bedürfnisse 
winl  sie  häufiger  und  schwerer;  namentlich 
im  Kriege  ist  sie  kaum  zu  vermeiden.  Ur- 
sprthiglich  wird  für  diese  »Einzaldung<^ 
(ti6<poQd)  die  erforderliche  Summe  gleich- 
massig  auf  alle  vollberechtigten,  d.  h.  be- 
sitzenden und  kriegspflichtigen  Bürger  ver- 
teilt worden  sein  —  ebenso  wie  es  z.  B. 


*)  Diese  Konsequenz  hat  das  römische  Recht 
bekanntlich  für  den  tributpflichtigen  provinzialen 
Grund  und  Boden  gezogen.  —  Dieselbe  An- 
schauung wie  in  Griechenland  und  Rom  herrscht 
auch  im  altisraelitischen  Staate.  Eine  direkte 
Steuer  zahlen  auch  hier  nur  die  unterworfenen 
kanaanäischen  Gemeinden.  Dass  in  Aegypten 
der  Pharao  eine  Ertragssteuer  von  20 ^o  erhebt, 
erklärt  die  Josephslegende  bekanntlich  dadurch, 
dass  in  einer  Hungersnot  aller  Grundbesitz  und 
alles  Vieh  —  mit  Ausnahme  des  Besitzes  der 
Priester,  der  steuerfrei  bleibt  —  in  die  Hände 
des  Königs  gekommen  und  die  Bewohner  leib- 
eigen geworden  seien. 


Konig  Menaohem  von  Israel  that,  als  er  in; 
Jahre  788  einen  dem  Assyrerkönig  zu  zah- 
lenden  Tribut   aufzubringen   hatte.     Sfövr 
tritt  dann  eine  Abstufimg  nach   dem  V»t- 
mögi^n  ein  —  so  ist  auch  König  Jojakini  Vin 
Juda   608   verfahren,    als   er    dem    Phanv- 
Necho  einen  ausserordentlichen  Tribut  zahl«  n 
musste.     Diesem  Zwec^ke  imd  zugleich  d^^r 
Abstufung  der  Wehrpflicht  und  der  jicditisch-^i: 
Rechte  dient  in  Atnen   die  solonische  Ein- 
teilung der  besitzenden  Bevölkerung  in  dn-i 
Klassen,  zu  denen  als  vierte  die  Besitzt »:^vk 
die   »Tagelöhner«   (Theten),   kommen.     Da- 
durch wird  wenigstens  eine  Abstufung  fI»T 
ausserordentlichen    Steuer    erreicht,    wmn 
auch  innerhalb  der  Klassen   der  Besitz  <i^; 
einzelnen  noch  sehr  ungleich  war  und  na- 
türlich die  Reicheren  weniger  stark  b^ran- 
gezogeri   wurden  als  die  Aermeren.    Später 
liat  man  dann  in  verschiedener  Weise  w.i- 
tere  Abstufungen  und  eine  gerechtere  Ver- 
teilung  durchzuführen   versucht.     Aber  »^ 
begreiiPt  sich,  dass  die  Eisphora  immer  ein»^ 
selu-    drückende   Last    war    und    dass  die 
Gelder  nur  sehr  unregelmässig  und  unzu- 
reichend eingingen,  so  dass  man  immer  nur 
sehr  ungern  dazu  schritt,  sie  auszus<*hreiljen. 
Von  weit  grosserer  Bedeutung  ist  es,  tla5< 
man  bestimmte  regelmässig  wiederkehren-io 
Ijcistimgen   für  den  Staat  auf  die  reichen 
Bürger  in  festem  Turnus  verteilte.   Es  siiil 
das    Leistimgen,    die    das  Eingreifen  einer 
Einzeli)ersönlichkeit  fordern,  für  deren  Aus- 
führung aber  dem  Staate  die  Organe  fehlen. 
So  vor  allem  die  Ausrüstung  imd  Einübiins: 
der  Chöre  für  die  Götterfeste  (zu  denen  \^ 
kanntüch  auch  die  musikalischen  und  drama- 
tischen Aufführungen  gehörten)  und  die  In- 
standsetzung   der    dem    Staate    gehöiieeu 
Kriegsschiffe.     Diese   und   ähnliche    ^Lei^- 
tungen    für    das   Gemeinwesen«   oder  liei- 
turgien,  wie  sie  mit  einem  Worte,  das  da-^ 
hohe  Alter  der  Einrichtung  bezeugt,  benannt 
wenlen,  stellen  natürlich  an  den  einzelnen. 
der  von  ihnen  betroffen  wird,  ^del  hoheiv 
Anfordenmgen  als  eine  direkte  Steuer.  Aber 
sie  sind  nicht  wie  diese  ein  unmittellan?r 
Eingriff  in  sein  Vermögen:    ihm  wird  diu: 
eine  Leistung  auferlegt ;  wie  er  sie  beschafft, 
ist  seine  Sache,  und  sein  eigenes  Interesse 
ist  es,  sie  möglichst  glänzend  zu  erfüllen. 
Die  Liturgie  ist   im  Gnmde  nichts  anderes? 
als  die  Uebemahme  eines  unbesoldeten,  aber 
mit  bedeutenden  Kosten  verbundenen  poli- 
tischen oder  militärischen  Amtes.    Die  An- 
schauung, dass  die  Teilnahme  am  politischen 
Leben  mehr  noch  ein  Recht  als  eme  Pflicht 
des  begüterten  (ursi)rünglich  des  vornehmen) 
Mannes  sei,  ist  immer  lebendig  ^blieben: 
die  Kosten,  welche  das  mit  sich  bnngt  wird 
er  nicht  scheuen.    Man  erwartet  von  ihm. 
dass  er  auch  sonst  von    seinem  Reichtum 
dem  Staat  wie  seinen   Mitbürgern  spendet. 
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freiwillig  Lasten  auf  sich  nimmt  xmd.  der 
erschöpften  Staatskasse  zu  Hilfe  kommt, 
<liireh  Speisungen,  Geldverteilungen  bei 
F^'^ton  u.  a.  die  Aermeren  unterstützt.  In 
der  Zeit  des  Verfalls  seit  der  makedonischen 
Zeit,  als  die  Einnahmen  immer  geringer, 
die  Armut  und  damit  die  Bedürfnisse  immer 
p^Vser  wurden,  haben  sich  diese  Ansprüche 
nur  noch  gesteigert  (s.  am  Schluss). 

In  den  Staatskassen  finden  sich,  wie  wir 
p^sehen    haben,    im    allgemeinen    nur   die 
(lelder,  die  im  laufenden  Jahre  eingenommen 
und   wieder  ausgegeben  werden.    Dagegen 
Kimmelt  sich  ein  ständig  wachsender  Bestand 
von  Geld  und  Geldeswert  in  den  Tempeln 
.in.  vor  allem  —  abgesehen  von  den  nationalen 
Heiligtümern  Delphi  und  Olympia,  die  hier 
ausser  Betracht  bleiben  —  in  dem  Tempel 
d(.*r  Haupt-  und  Schirmgottheit  des  Staats. 
Die  Ausgaben  der  Tempel  sind  gering,  wenn 
nicht    einmal   grosse  Neubauten  davon  be- 
stritten werden  sollen,  die  Einkünfte  dagegen 
sfhr   beträchtlich.     Sie  stammen   teils   aus 
«iom    Eigenbesitz  des  Tempels,   namentlich 
an  liegenden  Gründen,  teus  aus  den  Ge- 
{ichenken  der  Privaten  und  denen  des  Staats ; 
'lie   beiden   letzteren   Kategorieen   wachsen 
standig  in  Zeiten  steigender  Prosperität^  vor 
allem,  wenn  der  Staat  grosse  äussere  Erifolge 
erringt.    Der  Tempelschatz   vermehrt   sich 
•laher  ununterbrochen;  er  besteht  teils  aus 
Kleinodien,    Schmucksachen,    Geräten    und 
Statuen   von   Edelmetall,    teils    aus    barem 
<reld.     Natürlich   ist  er  als  Eigentum  der 
Gottheit  unveräusserlich.   Aber  er  steht  wie 
'i»?r  gesamte  öffentliche  Gottesdienst  unter 
der  Kontrolle  und  Leitung  des  Staats.   Auch 
«lie  Götter  sind  Mitglieder  der  Staatsgemein- 
K-haft;  sie  stehen  zu  den  Bürgern  ähnlich 
vie  etwa  in  alter  Zeit  die  Könige,  sie  leben 
mit  ihnen  und  nehmen  Anteil  an  dem  Ge- 
Jichick  und  dem  Wohlergeheu  des  einzelnen 
wie  des  ganzen  Staats.    Wie  sie  von  jedem 
Festmahl,  von  jedem  Gewinn,  jeder  Beute 
ihren  Anteil  erhalten,  so  ist  es  auch  billig, 
«lass  sie  mit  beitrageu  zu  den  Leistungen, 
wenn  der  Staat  in  Not  ist  oder  ausserordent- 
liche Ausgaben  zu  machen  hat.    Zwar  das 
Temj)elvermögen  zu  konfiszieren  wird  nur 
^'in    skrupelloser    Gewaltherrscher    wagen; 
aWr  unbedenklich  erhebt  man  bei  ihm  An- 
l^'ihen  und  verwendet  es,  wenn  die  Not  ge- 
bietet, bis  auf  die  letzte  Drachme  und  das 
letzte  Weihgeschenk  zu  Staatszwecken,  mit 
'1er  Absicht,  später  das  Entliehene  mit  Zinsen 
znriickzuzahlen  —  ob  das  möglich  sein  wird, 
muHs  der  Ausgang  lehren.   So  hat  der  Staat 
♦'in  lobhaftes  Interesse  daran,  die  Tempel- 
."^'.hätze  möglichst  zu  vermehren;    und    als 
^lie  staatlichen  Aufgaben  gn)sser   und   die 
alte  naive  Finanzwirtschaft,  welche  die  Ueber- 
'^•husse  verteilte,  ziu*  Unmöglichkeit  wurde, 
liat  man  wohl  \ielleicht  einzelne  Summen, 


deren  sofortige  Verwendung  in  nächster  Zeit 
man  voraussah,  in  den  Staatskassen  be- 
halten, aber  alle  grösseren  üeberschüsse  in 
den  Tempelschatz  überwiesen.  So  schuf  man 
für  den  Notfall,  für  zukünftige  Kriege  u.  a. 
einen  Reservefonds,  der  thatsächhch,  wenn 
auch  nicht  dem  Namen  nach,  zur  Verfügimg 
des  Staats  stand  und  durch  den  Schutz  der 
Gottheit  gegen  missbräuchliche  Verwertung, 
Versclüeuderung  und  üntersehleif  ganz  anders 
geschützt  war,  als  es  ein  Staatsschatz  hätte 
sein  können.  Wir  kennen  diese  Einrichtung 
vor  allem  in  Athen  im  5.  Jahi-hundei-t ;  doch 
hat  sie  auch  in  anderen  griechischen  Staaten 
bestanden.  In  manchen  Staaten  mag  man 
allerdings  auch  damals  schon  die  Üeber- 
schüsse in  den  Staatskassen  behalten  haben, 
wo  es  sich  um  geringe  Summen  handelte, 
imd  in  späterer  Zeit  w^ird  das  allgemeine 
Regel  geworden  sein  —  damals  gab  es 
allerdings  auch  niu*  noch  wenige  griechische 
Staaten,  die  mit  Ueberschüssen  wirtschaften 
konnten. 

Das  ist  in  grossen  Zügen  die  Gestaltung 
des  Finanzwesens  in  den  griechischen  Staaten. 
Eine  Ausnahme  bildet  nur  Sparta,  wo,  wie 
auf  allen  Gebieten,  so  auch  im  Finanzwesen, 
die  Verhältnisse  der  ältesten  Zeit  künstlich 
konserviert  wurden,  solange  es  möglich  war. 
Die  Könige  lebten  von  den  ihnen  über- 
wiesenen Gefällen  (s.  o.),  die  geringen  Aus- 
gaben des  Staats  sind  wohl  meist  von  den  Ab- 
gaben der  Periökenstädte,  daneben  vielleicht 
aus  Domänen,  bestritten  worden.  Für  den 
Krieg  hatten  die  Vollbürger  sich  selbst  aus- 
ziu-üsten,  für  die  gemeinsamen  Mahlzeiten 
ihre  Beiträge  zu  liefern.  »Geld  haben  wir 
nicht  im  Staatsschatz  und  können  es  auch 
nicht  aus  Privatmitteln  (durch  Eisphora)  be- 
quem aufbringen,«  sagt  König  Archidamos 
im  Jahre  432  (Thuk.  I  80,  vgl.  Aristot. 
pol.  n  9  fin.).  Bekanntlich  hat  der  Staat 
sich  auch  nicht  entschliessen  können,  zur 
Geldprägung  überzugehen;  nur  Eisenstücke 

fxb  er  als  Scheidemünze  aus.  Erst  als  am 
nde  des  peloponnesisdien  Krieges  gewaltige 
Summen  nach  Sparta  zusammenströmten  und 
die  politische  Situation  die  Gründung  eines 
Staatsschatzes  unabweislich  machte,  ist  nach 
langer  Diskussion  beschlossen  worden,  dass 
der  Staat  einen  Goldschatz  besitzen  dürfe, 
wähi-end  den  Privaten  der  Besitz  von  Silber 
imd  Gold  nach  wie  vor  bei  schwerer  Strafe 
verboten  blieb  —  eine  Vorschrift,  die  freilich 
nach  wie  vor  fortwährend  übertreten  wimle 
{ygl  [Plato]  Alkib.  I  122  e  u.  a.). 

2.  Athen.  Wir  wenden  uns  nunmehr 
zu  dem  Finanzwesen  desjenigen  griechischen 
Staats,  der  uns  am  genauesten  bekannt  und 
geschichtüch  weitaus  der  wichtigste  ist :  des 
demokratischen  Athen.  ^) 


^)  Vgl.    meinen   Aufsatz:   zur  Geschichte 
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Die  Finanzbeamten  des  alten  Athen,  der 
Adelszeit,  sind  die  schon  ei-wähnten  Kola- 
kreten.  Sie  füliren  die  Staatskasse  (i6  Sr^aooiot), 
sie  ziehen  die  Einkünfte  des  Staats  ein,  da- 
runter anch  die  Gerichtsgelder,  und  zaJden 
alle  laufenden  Ausgaben,  darunter  auch  die 
Kosten  der  öffentlichen  Mahlzeiten.  Neben 
ihnen  stehen  die  Poleten,  die  »Aiditiona- 
toi^n*,  welche  alle  Verpachtungen  vergeben: 
die  Zölle  "wei-den  alljährlich,  Häuser  auf  5, 
Grundstücke  auf  10  Jalire  an  den  Meist- 
bietenden verpachtet,  die  Bergwerke  in  der 
Kegel  auf  3  Jahre,  in  besonderen  Fällen  auf 
sehr  \ie\  längere  Zeit.  Ebenso  haben  sie  die 
Leistungen  für  den  Staat  —  z.  B.  die  Aus- 
führung eines  Baues  oder  die  Anfertigung 
einer  Steiniuschrift  —  an  den  Mindest- 
bietenden zuvei'geben.  Ausserdem  versteigern 
sie  das  konfiszierte  Vermögen  Verurteilter, 
wobei  der  Staat  eine  Verkaufsgebülir  auf 
die  Kaufsumme  aufschlägt.  Eine  eigene 
Kasse  haben  sie  nicht ;  die  Summen,  die  sie 
einnehmen,  werden  \'ielmehr  an  die  Kola- 
kreten  abgeführt.  Aber  auch  diese  sind 
offenbar  schon  in  alter  Zeit  keine  selbständige 
Behörde  gewesen,  sondern  haben,  wie  die 
gleichen  Beamten  in  anderen  Staaten,  der 
Konti-olle  des  Rats  unterstanden,  und  zwar 
bis  zur  Vollendung  der  Demokratie  wahr- 
scheinlich der  des  Areopags.  Dieser  hat 
bis  dahin  die  Oberaufsicht  über  den  ge- 
samten Staat;  er  verschafft,  als  Xei-xes 
heranrückt,  den  Bürgern  das  nötige  Geld, 
um  Athen  i-äumen  zu  können.  Auch  das 
Recht,  Bürgern  wegen  Ungebühr  nach  seinem 
Ermessen  Geldstrafen  aufzuerlegen,  stand  ihm 
zu;  wähi-end  aber  gesetzlich  fixierte  und 
von  den  Gerichten  verliängte  Geldstrafen 
(z.  B.  C.  I.  Att.  I  la)  meist  an  die  Staats- 
kasse fallen,  werden  diese  Bussen  dem  Schatz 
der  Athena  überwiesen,  wie  manche  andere 
auch.  Dieser  hat  auch  sonst  bedeutende 
Einkünfte,  die  von  Schatzmeistern  (ra«/««) 
verw^altet  werden ;  in  ihrem  Tempel  auf  der 
Burg  müssen  schon  vor  den  Perserkriegen 
sehr  bedeutende  Summen  gelegen  haben. 
Hingegen  sind  die  Ueberschüsse  der  Staats- 
einnahmen aus  den  Bergwerken,  wie  schon 
erwähnt,  unter  die  Bürger  verteilt  worden, 
bis  Themistokles  im  Jahre  482  durchsetzte, 
dass  sie  zur  Schöpfung  der  grossen  Flotte 
verwendet  wurden.  Vorher  hatte  man.  vor 
allem  für  die  Instandhaltung  der  Seewehr 
von  50  Schiffen,  abcT  auch  für  administra- 
tive Zwecke,  das  Land  in  50  (ursprünglich  48) 
Bezirke,  Nauki-arien,  geteilt,  an  deren  Spitze 
ein  Naukraros  stand.  Derselbe  hatte  auch 
finanzielle  Funktionen;  er  hatte  vor  allem 
die  Beisteuern  füi*  die  Flotte  und,  w4e  es 


der  attischen  Finanzen  im  fünften  Jahrhundert, 
in  meinen  Forschungen  zur  alten  Geschichte, 
II,  1899. 


I  scheint ,    die    Eisphora    oder     Verm«V<f*ii>- 
I  Steuer  zu  erheben,  wenn  eine  solche  au>^e- 
schrieben  war. 

Durch  die  Demokratie,  welche  von  Klei- 
sthenes  (508)  begründet,  von  Ephialte>  uiiu 
Perikles    seit    462   zum    Abschluss   geführt 
wMirde,    sind    diese   Oinlnungen    wesenthcli 
umgestaltet.      Die    politischen    Rechte    «li-^ 
Areopags,  und  mit  ihnen  auch  die  Leituiü: 
des  Finanzwesens,  werden  auf  <len  Rat  der 
Fünfhundert  überti-agen,  der  alljährlich  an- 
der gesamten  Bürgerschaft  erlost  wird.    Er 
teilt  sich  nach  den  Phylen  in  10  Sektionen, 
die  der  Reihe  nach  während  je  eines  Zehntel- 
des  Amtsjahrs  (36  oder  in  Schaltjahren  oü 
Tagen)    als    Prytanen    alle    laufenden   (t»> 
scliäfte  führen   und    ständig   im    Amtslokal 
versammelt  sind.    Die  alten  Eommissioueii 
von  Finanzbeamten  sind  jetzt  sämtlich  zAai- 
stellig    geworden:    sie   werden,    wie  aucli 
I  fnlher  schon,  nicht  gewählt,  sondern  erlöst. 
Für  die  höheren  Finanzämter,  so  die  Sehatz- 
meister der  Athena,  ist  die   Zulassimg  auf 
die  oberste  Klasse  beschränkt,  da  man  hier 
die  (Jarantie  eines  grossen  Vermögens  nicht 
entbehren    konnte.      Die    Kolaki^tcn    uml 
Poleten  haben  im  allgemeinen  ihre  Funktionen 
behalten  —  neben  iluien  erscheint  eine  unter- 
geoi-dnete  Behörde  von  10  Praktoren   ^Ein- 
treibern«,    welche   Geldbussen   und   Staats- 
schulden   einzutreiben    und    an    die  Ka&v^ 
abziüiefem    haben.     Aber    über   ihnen   hat 
Kleisthenes  eine  gleichfalls  dmxih  das  !/>< 
gebildete  Kommission  von  10  »Einnehmom  . 
Apodekten,  eingesetzt,  welche  die  eigentüche 
Gentralbehörde  für  die  Staatsfinanzen  bilden. 
Sie  liaben  alle  Zahlungen,  die  aus  den  Vor- 
jMichtungen  der  Poleten  einkoramen,  als«  vor 
aUem  die  Zölle  und  die  Pachtsummen  für 
Domänen  und  Bergw^erke,  in  Gegenwart  des 
Rats  in  Empfang  zu  nehmen  —  die  meisten 
Zahlungen  erfolgen  in  der  neunten  Prytanie 
(]Mai) —  imd  die  säumigen  Zaliler  zur  "Strafe 
zu   ziehen.     Sie   haben   aber   keine  eigHh^ 
Kasse,  sondern  überweisen  die  einkommenden 
Gelder  sofort  an  die  einzelnen  Beamten  o<ier, 
wenn  es  heilige  Gelder  sind,  z.  B.  von  ver- 
pachtetem Tempelgut,  an  die  Scliatzmeister 
der   Götter  (C.   L  Att.  I  53  a).     Ihnen  zur 
Seite  steht  eine  Kommission  von  30  »Rechen- 
meistern«,   Logisten,   welche    alle    Staaü?- 
rechnungen  aufzustellen  und  die  Rechnungen 
der  Beamten  zu  prüfen  haben.    Sie  erteüen 
dalier  dem  Beamten  Decharge,  die  gericht- 
lich  bestätigt   werden  muss,   oder  erheb»»n 
gegen  ihn,  falls  ein  Felder  oder  eine  Unter- 
schlagung  vorkommt,    die    Rechenschaft?- 
klage^).    Die  grosse  Zalü   der  Logisten  er- 
klärt   sich    teils    aus    der    ausserordenliieh 


^)  Klagen  wegen  anderer  Amtsvergehen 
werden  von  den  10  Euthynen  und  ihren  10  Bei- 
sitzern erhoben. 
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irrfissen  Zahl  der  in  Beti-acht  kommenden 
Ret'hnungen,  teils  aus  der  grossen  Schwierig- 
keit und  Umständlichkeit,  welche  z.  B.  eine 
richtige  Zinsberechnung  bei  dem  unent- 
wickelten Stande  der  Arithmetik  und  der 
Zahlen  Bezeichnung  im  Altertum  bot.  Rech- 
nungen, die  wir  in  wenigen  Minuten  mit 
Sicherheit  ausführen,  raussten  damals  Stun- 
den in  Anspnich  nehmen. 

Die  alten  Naukraiien  sind  von  Klei- 
st henes  aufgehoben  und  an  ilu-e  Stelle  die 
Dorfgemeinden,  die  Demen  getreten,  an  dei-en 
Spitze  ein  erlöster  Demarch  steht.  Ilu'e 
Verfassung  ist  der  des  Staats  genau  nach- 
gebildet und  so  auch  ilu*  Finanzwesen.  Wie 
früher  die  Nauki-aren,  so  haben  jetzt  die 
Demarchen  in  manchen  FäUen  Gelder  für 
den  Staat  beizutreiben,  wenn  sie  nämlich 
YöQ  allen  einzelnen  Bürgern  auf  Grund  der 
von  den  Dorfgemeinden  geführten  Büi*ger- 
listen  (des  /.f;|«««/txo#/  ypttuuaTEroi)  erhoben 
wei-den  und  deshalb  die  Gemeindebeamten 
in  Funktion  treten  müssen.  So  bei  den 
jährliclien  Abgaben,  die  jeder  Grundbesitzer 
vom  Ernteertrag  an  die  eleusinischen  Gott- 
heiten zu  leisten  hatte  (C.  I.  Att.  I  27  b); 
ferner  bei  einer  gegen  Ende  des  pelopon- 
nesischen  Krieges  eingeführten,  ihrer  Be- 
deutung nach  unbekannten  Steuer  (C.  I.  Att. 
I  79)  sowie  bei  ausserordentlichen  Abgaben, 
so  vor  allem,  wenn  eine  Einkommensteuer 
(Eisphora)  ausgeschrieben  war. 

Aber  das  Athen  des  5.  Jahrhunderts  ist 
nicht  nur  ein  auf  der  einheitlichen  Organi- 
sation der  Landschaft  Attika  beruhender 
Staat,  sondern  es  ist  auch  zum  Oberhaupt 
eines  Reiches  geworden.  Dieses  attische 
Reich  ist  bekanntlich  daraus  entstanden,  dass 
die  Inseln  und  Küsten  des  Aegäischen  Meeres 
sich  im  Frühjahr  477  unter  Fülmmg  Athens 
zu  einem  Bunde  zur  Abwehr  der  Perser 
vereinigten.  Die  Bundesgheder  waren  ver- 
pflichtet, für  die  Kriegführung  Trupi)en  zu 
steDen.  Aber  da  der  Kampf  vorwiegend 
ziu-  See  geführt  wurde,  war  die  Stellung 
von  Kriegsschiffen  die  Hauptsache.  Viele 
der  kleineren  Gemeinden  waren  dazu  gar 
nicht  im  stände,  anderen  war  es  unbequem ; 
so  wurde  es  jedem  Bundesgliede  freigestellt, 
dieselben  durch  einen  Jahresbeitrag  in  die 
Bimdeskasse  abziüösen.  Weitaus  die  meisten 
liaben  diesen  Ausweg  vorgezogen.  So  er- 
hält der  Bimd  eine  jälirliche  Einnahme  von 
460  Talenten    (2502G30  Mark)i).    Der  Sitz 

^)  Mit  Beloch,  Griechische  Geschichte  I, 
215  reduziere  ich  das  antike  Silbergeld  au^ 
unsere  Goldwährung,  indem  ich  das  Silber  nach 
dem  antiken  Verhältnis  IS^Ji  :  1  in  Gold  um- 
rechne. Die  gewöhnliche  Umrechnung  in  mo- 
derne SilberwUhrunjg^  giebt  infolge  des  gewalti- 
gen Sinkens  des  Silberpreises  einen  ganz  fal- 
schen Massstab.  Die  attische  Drachme  von 
4.366  g  Silber    entsprach    im  Altertum   einem 


der  Kasse  und  der  Bundesvei'sammlung  war 
die  heilige  Insel  Delos:  aber  verwaltet 
wurde  sie  von  Athen  durch  10  aus  den 
reichsten  Bürgern  erwählte  »Hellenen Schatz- 
meister«^, die  Hellenotamien,  imd  Athen  be- 
schaffte aus  den  Geldern  die  nötigen  Schiffe 
und  das  sonstige  Kriegsmaterial.  So  war 
sein  üeberge wicht  von  Anfang  an  gewaltig : 
durch  die  Gewinnung  neuer  Ortschaften  im 
Fortgaug;e  des  Porserkrieges ,  durch  energi- 
sches Einschreiten  gegen  säumige  Mitglieder, 
durch  die  Niederwerfung  von  Aufständen, 
bei  denen  die  Besiegten  gezwungen  wurden, 
fortan  an  Stelle  der  Schiffe  Geld  zu  zahlen, 
mehrte  es  sich  von  Jahr  zu  Jahi*.  Die 
Bundesversammlungen  wurden  gegenstands- 
los und  hörten  auf,  die  Kasse  wurde  im 
Jahre  454  wegen  Kriegsgefahr  nach  Athen 
verlegt.  Auch  sonst  griffen  die  Athener 
vielfac^h  in  die  Verhältnisse  der  abhängigen 
Gemeinden  ein,  namentlich  in  das  Gerichts- 
wesen und  die  Verfassung.  So  verwandelte 
sich  das  Bundesverhältnis  in  eine  HeiTSchaft, 
die  Beisteuer  in  einen  Tribut  an  Athen.  Seit 
der  Mitte  des  Jahrhunderts  gab  es  nur  noch 
drei  autonome  Bundesgenossen,  Samos,  Chios 
und  die  Städte  von  Lesbos.  Als  im  Jahre 
448  der  Perserkrieg  diu'ch  ein  Abkommen 
mit  dem  Grosskönig  beendet  wimle,  that 
Perikles  den  letzten  Schritt:  er  erklärte, 
dass  Athen  als  Aequivalent  filr  den  Schutz, 
den  es  den  Bundesgenossen  gewälire,  das 
Recht  habe,  den  Tribut  fortzubeziehen  und 
nach  Gutdünken  ft\r  seine  Zwecke  —  vor 
allem  für  die  grossen  Tempelbauten  —  zu 
verwerten.  Um  diese  Fi-age  ist  der  letzte 
der  gi*ossen  inneren  Kämpfe  in  Athen  ge- 
führt worden.  Er  endete  mit  dem  Unter- 
liegen der  konseiTativen  Partei  und  dem 
Ostrakismos  ihres  Führers  Thukydides.  Nach 
seinem  Siege  liat  Perikles  die  Organisation 
des  Bundesgebiets  in  5  (später  4)  Provinzen 
durch^f ührt ;  der  Vorsitzende  der  Helle- 
notamien, welcher  im  Jahre  443/2  die  Mass- 
regel durchführte,  war  der  Ti-agiker  So- 
phokles. 

Der  Schatz  der  Athena  muss  bereits  vor 
den  Perserkriegen  sein-  bedeutende  Summen 
enthalten  haben.  Durch  die  reiche  Beute 
der  Kriege,  durch  Weihgeschenke  und  Straf- 
gelder, durch  seine  eigenen  Einnahmen,  zu 
denen  seit  der  Ueberftlhrung  der  Reicliskasse 
nach  Athen  ein  Sechzigstel  der  jährlich  ein- 
gehenden Tribute  gehörte,  ferner  bei  erfolg- 
reichen Kriegen  durch  die  Rückzahlung  der 
entliehenen  Summen  samt  den  aufgelaufenen 
Zinsen  durch  die  Besiegten  mehrte  sich  der 
Bestand    ununterbrochen.      Kleine    Schätze 


Ooldgewicht  von  0,327  g,  hat  demnach  den 
Wert  von  ca.  90  Pfennig,  das  Talent  (=  6000 
Drachmen)  von  etwas  über  26  kg  Silber  den 
Wert  von  rund  5440,5  Mark. 
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sammelten  sich  auch  l)oi  den  übrip:en  Heilig- 
tümern an.  Dann  \\aben  die  grossen  und 
keineswegs  erfolgreichen  Kriege,  welche 
Athen  in  der  Zeit  von  460—449  und  447 
bis  446  zu  führen  hatte,  den  Staat  gezwun- 
gen, grosse  Anleihen  bei  allen  T(*mi)el- 
scliälzen  zu  machen.  In  der  Friedenszeit 
konnte  man  daran  gehen,  die  entliehenen 
Summen  zurückzuzalilen,  vor  allem  aus  den 
Bundessteuern  und  den  Zöllen.  Ausser  den 
ZuvSehüssen,  die  der  Staat  zu  den  Temf)el- 
bauten  leistete,  wurden  bis  zum  Jahre  434 
in  den  Schatz  der  Athena  3000  Talente  gtv 
zahlt  Dann  erhielten  die  übrigen  Götter 
200  Talente,  die  der  Staat  von  ihnen  gt^ 
borgt  hatte,  zurück.  Zugleich  wiutlen  diese 
kleinen  Scliütze  zusammengelegt  und  einer 
Kommission  von  »Schatzmeistern  der  übri- 
gen Götter«  unterstellt.  Sie  wurden  wie 
die  Gelder  der  Athena  in  der  noch  aufrecht 
stehenden  Hinterkammer  (Opisthodomos)  des 
alten  vorpersischen  Athenatempels  verwahrt. 
Für  die  Zukimft  wurde  bestimmt,  dass  fort- 
an die  Hellenotfimien  die  Uc^bei-schüsse  all- 
jährlich im  Schatz  der  Athena  dei)onieren 
sollten  —  dazu  ist  es  jedoch  nicht  mehr 
gekommen,  weil  gleich  darauf  der  peloj)on- 
nesische  Krieg  ausbrach.  Die  Verwertung 
dieser  Gelder  zu  Staatszwecken  wiu\le  mit 
besonderen  Kautelen  umgeben ;  nur  nachdem 
vorher  Indemnität  ei-teilt  war,  durfte  ein  An- 
trag derart  gestellt  wenlen^).  Auf  diese 
Weise  häuften  sich  auf  der  Burg  gewaltige 
Summen  gemünzten  Geldes  an ;  das  erreichte 
Maximiun  betrug  97U0  Talente  (Thuk.  II 13) 
=  52772850  Mark.  Davon  wurden  jeilocli 
in  den  Jahren  4;i7— 432  2012  Talente  für 
den  Bau  der  Proj)ylaeen  ausgegeben.  Diese 
Summe  wurde,  weil  die  Bauten  zu  Ehren 
der  Göttin  aufgeführt  wurden,  natürlich 
nicht  zurückgezahlt.  Bei  Anleihen  zu 
Staatszwecken  dagegen  war  die  Rückzahlung 
in  Aussicht  genommen  und  wurde  daher 
von  den  Logisten  ein  Zins  bei-echnet  —  der 
allerdings  wälirend  des  peloponnesischen 
Krieges  auf  den  ziemlich  geringfügigen  Be- 
trag von  1/30000  pro  Tag  —  1  h'ö  ^lo  pro  anno 
herabgesetzt  wiuxle. 

Wie  man  sieht,  fehlte  in  Athen  ebenso- 
wohl eine  einheitli(;he  Finanzbehörde  wie 
eine  einheitliche  Staatskasse.  Wenn  wir 
von  den  Geldmitteln  absehen,  welche  direkt 
den  einzelnen  Behörden  zugewiesen  werden, 
z.  B.  den  Strategen,  den  Baukommissionen, 
den  Opfer-  und  Festkommissionen,  so  finden 
wir  drei  grosse  Kassen:  die  Staatskasse  der 
Kolakreten,  die  Reichskasse  der  Helleno- 
tamieu,   die  Tempelkasse  der  Athena  (und 


^)  Der  von  Kallias  beantragte  Volksbe- 
schluss  vom  Jahre  434,  welcher  diese  Anord- 
nungen enthält,  ist  uns  inschriftlicb  noch  gros- 
senteils  erhalten  (C.  I.  Att.  I,  32). 


der   übrigen    Götter),   jene    l)eiden    für   di' 
laufenden  Ausgaben,  diese  für  die  Resen-r' 
bestimmt.    Unter  den  Finanzbehöixiea  hatt'-ii 
nur  die  Hellenotaraien   eine  gewisse  sei  In- 
ständige Bedeutung,  da  sie  erwählt  WMinlen. 
Alle   anderen  wurden   durch    das   Los   g»- 
bihlet.    Aber  alle  ohne  Ausnahme  bestanden 
aus  einer  grossen   Zahl   (meist   10)    gH- h- 
hei^chtigter  Beamten '),  und  für  sie  galt  wi»^ 
für  alle  Aemter   mit  Ausnahme   der   mili- 
tärischen, dass  niemand  zum  zweiten  Mal 
dieselbe  Stelle  bekleiden  durfte.     So  wan?n 
diese  Männer  wohl  im  stände,  mit  Beihiifo 
der  freien    und    unfreien  Subalt-embeamttn 
(Sclireiber)  die  laufenden  Geschäfte   zu  er- 
ledigen   und    diese  einigermassen   zu  koii- 
trollieix»n :  aber  keine  dieser  Behörden  hatte 
einen   Ueberblick   über  die   Finanzlagi^   des 
Staats,    jede   Möglichkeit   einer   wirklich^'^n 
Jjeitung    des    Finanzwesens,    einer    Finanz- 
j)olitik,  fehlte  ihnen  allen.     Der  Verfassun.ir 
nach  war  das  Aufgabe   des  Rats^.     AI  «er 
eine  Körjiei-schaft  von   500  durt*li  das  h^ 
zusammengewürfelten  Menschen,  von  den^^n 
keiner  in  seinem  Leben  öfter  als  zweimal  im 
Rat  sitzen  durfte,  unter  denen  überdies  noch 
die  Beteiligung  an  den  Regienmgsgescliaften 
alle  36  Tage  wechselte,  konnte  diese  Auf- 
gabe ebensowenig  erfüllen.     Ii^nd   etwjis, 
was    einem    Finanzministerium    eatspräi-hi-, 
oder  ein   im  voraus  aufgestelltes,  auf  dem 
Gleichgewicht  der  Einnahmen  und  Ausgal«en 
beruhendes  Budget  gab  es  mithin  in  Athf-n 
80    wenig    wie    in    irgend    einem    anderen 
grie<:'hischen  Staate  —  wenn  man  auch  im 
allgemeinen    im   voraus   zu  übersehen  ver- 
mochte,  wie  viel  die  laufenden  Einnahmen 
und  Ausgaben  betragen  würden.    Au(*h  der 
eigentliche  Souverän,  die  Volksversamrahiog, 
für  deJrsen  Entscheidimg  Rat  und  Beamte 
alle  Dinge  nur  vorbereiteten  imd   der  na^h 
seinem  Ermessen  auch  auf  finanziellem  Ge- 
biet die  Vorschläge  sanktionierte  oder  änderte, 
konnte  doch  niemals  ein  Budget  entwerfen. 
Und  überhaupt  war  er  zur  Leitung,  zur  Ini- 
tiative  wie   in   allen  Dingen   so   ganz  be- 
sonders auf  finanziellem  Gebiete  unfähig :  er 
musste  geleitet  werden.  Der  demokratischen 
Idee  nach  soU  hier  wie  überall,  wo  es  sich 
um   die    politische   Leitung   liandelt^),  der 


*)  Das.s  einer  von  ihnen  zum  Vorsitzenden 
bestellt  wird,  scheint  für  die  Ausübung  der 
Funktionen   ohne  Bedeutung  gewesen  zu  sein. 

*)  Die  Schrift  vom  Staat  der  Athener  (ans 
der  Zeit  um  424  v.  Chr.)  nennt  unter  seinen 
Aufgaben  ausdrücklich  auch  ,,die  Beschaffung: 
von  Geldmitteln",  d.  h   die  Finanzpolitik. 

*■*)  Das  gleiche  gilt  bekanntlich  von  allen 
Prozessen,  bei  denen  es  sich  um  ein  staatliches 
Interesse  handelt.  Auch  die  zahlreichen  fiska- 
lischen Prozesse,  die  in  Athen  geradezu  eine 
Plage  für  alle  Volkskreise  und  besonders  ein»^ 
Geissei  für  die  Besitzenden  waren,  gehen,  soweit 
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f-inzelne  Bürger  eingreifen,  jeder  soll  vor- 
!=r'hlageii,   was  er  filr  das  geeignetste  hält, 
das  Volk  soll  daraus  das  beste  und  dienlichste 
auswählen.     Thatsächlich  aber  war  ein  Ge- 
deihen des  Staates  nur  möglich,  solange  die 
{olitische  Leitung  Jahre  hindurch  sicher  in 
einer  festen  Hand  lag.     So  zeigt  sich  auch 
liier,     dass    der   attische   Staat   ein   Organ 
nicht  entbehren  kann,  ja  geradezu  darauf 
zugeschnitten    ist,    von    dem   in    der   Ver- 
fassung nicht  die  Blede  ist :  das  ist  der  Volks- 
führer,  der  Demagoge.   Der  Staatsmann,  der 
dun.-h   seinen  Einfluss  das  Volk   zu   leiten 
sucht,  muss  auch  von  dem  Finanzwesen  eine 
klare  Anschauung  haben;   er  muss  für  sich 
I>rivatini  das  Budget  aufstellen  und  danach 
die    notwendigen   Massregeln   (Vermehrung 
der  Einnalimen,  Beschränkung  der  Ausgaben) 
vorschlagen  (Xenophon  Memor.  Ill  6,4  f.  Arist. 
Rhet.  I  4).    Solange  in  Perikles  ein  Mann 
mit  fester  Autorität  dem  Volke  gegenüber- 
stand, war  denn  auch  die  Politik  zielbewusst 
und  das  Finanzwesen  gesimd.    Er  war  that- 
sächlich   auch    der  Finanzminister  Athens. 
Ais  er  430    gestürzt   wiu-de   mid   niemand 
im  Stande  war,  seine  Stellung  zu  gewinnen, 
machte   sich   das  Fehlen   eines  Finanzamts, 
das  mehr  leisten  konnte   als   gegebene  An- 
weisungen   ausführen,    sehr    bald    fühlbai\ 
Verschiedene    Versuche    wm-den    gemacht, 
dem  Uebel  abzuhelfen,  ohne  doch  viel  weiter 
zu  führen.  So  finden  wir  im  peloponnesischen 
Kriege  zeitweilig  eine  Kommission  von  Po- 
risten,  »Geldbeschaf  fem«,  die,  wie  es  scheint, 
gewählt  wurden   und   zu   der  Männer,   die 
sich  bewährt  hatten,  wieder  gewählt  wenlen 
konnten,  wie  zu  den  militärischen  Aemtern. 
Sie  sollten  in  der  stets  wachsenden  Geldnot 
des  Staats   die   Mittel    für    die   dringenden 
felürfnisse  des  Kriegs  beschaffen.    In  dem 
aristokratischen     Verfassungsentwurf     vom 
Jalu^  411  wurde  vorgeschlagen,  die   sämt- 
lichen Finanzbehörden   des  Staats  und  des 
Reicihs  durch   eine  Kommission  von  20  Be- 
amten zu  ersetzen,  die  aus  dem  Rat  erwählt 
wenlen  mOssten.    Von  den  Neuerungen  des 
4.  Jahrhunderts  wird  später  zu  reden  sein. 
Unter  den  Ausgaben  des  attischen  Staa- 
tes stehen   nächst   denen    für  das  Kriegs- 
vesen,  namentlich  für  die  Flotte,  mid  für 
Bauten  die  Remunerationen  der  Beamten  — 
das  Wort  im  weitesten  Sinne  genommen  — 
obenan.    Dass    der   Staat   den   Bürger  für 
die  Ausübung    staatlicher    Funktionen    be- 
zahlt, ist,  wie   schon   erwähnt,   das   Kenn- 
zeichen der  radikalen  Demokratie ;  um  diese 
Frage  dreht  sich  seit  Perikles  der  Kampf 


^  sich  nicht  um  die  Eintreibung  rückständiger 
Schulden  (z.  B.  von  säumigen  Pächtern)  handelt, 
meist  aus  privater  Initiative  hervor :  sie  werden 
durch  eine  Denunziation  beim  Rat  oder  bei  den 
Behörden  eingeleitet. 


der  Parteien.  Denn  nur  dadurch  ist  dem 
ärmeren  Bürger  die  Teilnahme  am  politi- 
schen Leben,  die  Ausübung  seiner  Souve- 
ränitätsrechte ermöglicht.  Auf  der  anderen 
Seite  empfinden  die  in  der  älteren  Ver- 
fassung privilegierten  Klassen,  welche  nach 
wie  vor  die  finanziellen  Lasten  allein  zu 
tragen  haben,  diese  Einrichtung  als  eine 
schreiende  Ungei-echtigkeit,  als  eine  Fütte- 
rung der  ärmeren,  überdies  infolge  mangeln- 
der Bildung  zum  politischen  Leben  untaug- 
lichen Bevölkerung  auf  Kosten  des  Staats 
imd  der  Wohlhabenden.  Um  diese  Auf- 
fassung, die  der  modernen  Anschauung  dia- 
metral entgegensteht,  richtig  zu  verstehen, 
darf  man  nie  vergessen,  dass  Berufsbeamte 
und  eine  Beamtenkarriere,  die  voraussetzt, 
dass  der,  welcher  sich  ihr  widmet,  diu-ch 
sie  auch  seinen  Lebensunterhalt  erhält,  dem 
Altertum  bis  auf  die  Kaiserzeit  vollständig 
fremd  waren  ^)  \md  erst  in  dieser  ganz  all- 
mählich und  auf  Umwegen  geschaffen  sind. 
Bis  dahin  sind  alle  Aemter  dem  Begriffe 
nach  Ehrenämter,  die  auf  kiu^e  Zeit  be- 
kleidet werden  und  eine  specielle  Vorbildung 
nicht  erfordern. 

Der  Begriff  der  Aemter  oder  Staats- 
stellen ist  in  Athen  im  aUerweitesten  Sinne 
zu  fassen.  Zu  ihnen  gehören  nicht  nur  die 
zahlreichen,  fast  dm-chweg  durch  grosse 
Kommissionen  besetzten  Verwaltungsärater 
—  die  Zahl  der  aUjährlich  fimktionierenden 
Beamten  wird  in  Athen  auf  700  geschätzt, 
ungerechnet  die  Beamten  in  den  Kolonieen 
un(l  für  die  Reichs  Verwaltung  — ,  sondern 
auch  der  Rat  der  Fünfhundert,  der  ständige 
Diäten  erhält,  und  die  6000  alljährlich  er- 
losten Richter,  aus  denen  je  nach  Bedarf 
die  einzelnen  grossen  Gerichtshöfe  gebildet 
werden,  deren  Mitglieder  für  jede  Sitzung 
2  Obolen  (30  Pfennig),  dann  seit  Kleon  3 
Oboleu  (45  Pfennig)  Entschädigung  erhiel- 
ten. Das  war  damals  für  den  Kleinbürger, 
der  einen  kleinen  Bauernhof  vor  der  Stadt 
besass,  noch  ein  recht  begelirenswerter  Zu- 
schuss  für  seinen  Haushalt.  Dazu  kommen 
die  Truppen,  deren  auch  in  friedlichen  Zei- 
ten eine  grosse  Anzahl  gebraucht  wurde, 
und  die  Matrosen  der  Kriegsschiffe  —  die 
allerdings  zum  grossen  Teü  aus  angeworbenen 
Fi-emden  bestanden.  Im  Felde  erhält  der 
Hoplit  eine  I^öhnung  von  täglich  2  Drach- 
men (1,80  Mark),  wofür  er  seinen  Sklaven 
zu  unterlialten  hatte ;  die  Löhnung  der  Ma- 
trosen schwankt  von  3  Obolen  (45  Pfennig) 
bis  1  Drachme  (90  Pfennig).  —  Re<*hnet 
man  alles  zusammen,  so  zeigt  sich,  dass  es 


*)  Die  Subaltembeamten,  Schreiber,  Amts- 
diener u.  s.  w.  sind  natürlich  auch  in  Griechen- 
land und  Rom  besoldet  worden,  soweit  sie  nicht 
Staatssklaven  waren;  aber  sie  kommen  für  dia 
politischen  Aemter  nicht  in  Betracht. 
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nicht  zu  hoch  gegriffen  ist,  wenn  behauptet 
wird,  im  5.  Jahrhundert  hätten  alljähriich 
tiber  20000  Bürger,  mehr  als  ein  Drittel 
der  gesamten  bürgerlichen  Bevölkening 
Attikas  (die  sich  auf  ungefähr  55000 
Männer  über  18  Jahre  belief),  vom  Staate 
gelebt.  Die  grossen  Summen,  welche  durch 
die  Staats-  und  Tempelbauten  nicht  nm- 
der  ärmeren  Bürgerschaft,  den  Handwerkern 
und  Tagelöhnern,  sondern  auch  den  grossen 
Unternehmern  zuflössen,  und  der  indirekte 
Gewinn,  den  jeder  Athener  aus  der  Macht- 
stellung des  Staates  und  der  dadurch  ge- 
schaffenen Blüte  des  Handels  und  der  In- 
dustrie zog,  der  Vorteil,  der  dem  einzelnen 
durch  das  Zu8ammensti*ömen  zahlreicher 
Fremden  und  Unterthanen  zufloss,  die  als 
Gesandte,  Bittsuchende  und  vor  allem  durch 
die  Koncentration  der  wichtigeren  Prozesse 
nach  Athen  kamen,  ist  dabei  nicht  in  Rech- 
nung gestellt.  Aber  die  attische  Politik 
hat  diesen  Gesichtspunkt  nie  ausser  acht 
gelassen:  man  verteilte  zwar  die  Uober- 
schüsse  nicht  mehr  unter  die  Bürgerschaft, 
und  das  Gesetz  bestimmte,  dass  j^er  Bür- 
ger zur  Arlmt  angelialten  und  gerichtlich 
gezwungen  werden  konnte,  sich  über  seinen 
Lebensunterhalt  auszuweisen  ^) ;  aber  die  alte 
Anschauung,  dass  die  Erfolge  des  Staats 
dem  einzelnen  Bürger  zu  gute  kommen 
müssen  und  jeder  einen  Anspruch  darauf 
hat,  aus  seiner  MachtsteDung  direkt  für  sich 
Vorteil  zu  ziehen,  ist  noch  vollkommen 
lebendig  und  wird  durchweg  offen  ausge- 
sprochen. Daher  betrachtet  es  der  Staat 
als  eine  seiner  wichtigsten  und  unerläss- 
lichsten  Aufgaben,  dafür  zu  sorgen,  dass 
das  Leben  der  Bürgerschaft  sich  möglichst 
reich  an  geistigen  und  sinnlichen  Genüssen 
gestalte.  Deshalb  werden  die  staatlichen 
Feste  mit  der  pössten  Pracht  ausgestattet 
und  die  Beteiligung  daran  jedem  Bürger 
ermöglicht.  Die  2iahl  der  Feste  war  in  Athen 
noch  einmal  so  gross  wie  in  den  anderen 
griechischen  Staaten,  und  die  Summen,  die 
dafür  ausgegeben  wurden,  waren  auch  in 
Zeiten  der  Not  gewaltig.  Um  der  Bürger- 
schaft die  Teilnahme  an  den  musikalisclien 
und  dramatischen  Aufführungen  im  Theater 
zu  ermöglichen  —  die  bekanntlich  Staats- 
feste waren  und  den  ganzen  Tag  über 
dauerten  — ,  erhielten  sie  seit  Perikles  ein 
Theatergeld  (Theorikon)  von  2  Obolen,  eine 
Geldentschädigung,  so  gut  wie  für  ihre 
Fimktionen  als  Ratsherren  oder  Richter. 
So  lange  die  attische  Macht  unei-schüt- 


^)  Nur  die  Invaliden  und  Krüppel  und  die 
Waisen  der  im  Kriege  Gefallenen  erhielten  vom 
Staate  eine  Pension.  Sonst  gab  es  eine  staat- 
liche Armenpflege  nicht,  vielmehr  bewirkte  eben 
dieses  Gesetz  ein  energisches  Einschreiten  gegen 
Müssiggang  und  Bettel. 


tert   bestand,    reichten   die    Einkünfte  des 
Staats   —   die   wir   auf   600 — 800   Talente 
jährlich  (3  Vi — 4  Vs  Millionen  Mark)  schätzen 
können  —  und  die  aus  den  Tributen  nnd 
den   sonstigen  Einkünften    des  Reichs  (aus 
Ländereien  und  Zöllen)  gezogenen  Einnah- 
men, die  Thukydides  im  Jahre  431  auf  tKM 
Talente  ansetzt,  voUkommen  aus,  nicht  nur 
um  die  Bedürfnisse  des  Staats  zu  bestreiten, 
sondern   auch  um  den  gewaltigen  R^erve- 
fonds  auf  der  Biu^  au]^uhäufen,  von  dem 
oben  die  Rede  war.    Man  konnte  sich  dahf^r 
mit  den  Pachtgeldern,  den  Erträgnissen  der 
Zölle,  der  Sklavensteuer,  der  Gerichts-  und 
Strafgelder  etc.  b^nügen  und  brauchte  zur 
Erhebung  einer  direkten  Vermögenssteuer, 
einer   Eisphora,   nicht   zu   schreiten.     Di»^ 
selbe  war  als  eine  ausserordentlidie.  nur 
durch  einen  Notstand  gerechtfertigte  Mass- 
rcgel  auch  dadurch  charakterisiert,  dass  der 
Antrag  sie  zu  erheben  nur  nach  vorher  er- 
teilter     Indemnität     eingebracht     werden 
durfte.      Um    so    stärker   war    die  Heran- 
ziehung der  grossen  Vermögen  zu  indirekten 
Leistungen  durch  die  Leitui^een,  nament- 
lich die  Choregie  und  die  Trierarchie,  die 
Ausrüstung     der    vom     Staate    gelieferten 
Kriegsschiffe,    die    alljährlich    400    reiche 
Bürger  traf  und  daher  in  selir  kunen  In- 
tervallen   auf    dieselben   Personen   zurück- 
kehrte.   Glaubte  jemand,  dass  ein  anderer 
ein   grösseres  Vermögen   habe   als  er  und 
daher  vor  ihm  zu  einer  Liturgie  herange- 
zogen  werden  müsse,  so  konnte  er  einen 
Vermögenstausch  (antidosis)  beantragen^  über 
den  dann  gerichtlich  entschieden  wurde. 

Der  peloponnesische  Kri^  brachte  den 
ümschwimg  auch  auf  finanziellem  Gebiete. 
Die  elf  Kriegsjahre  433—421  verschlangen 
nicht  nur  die  Einnahmen,  sondern  auch  den 
grössten  Teil  der  Tempelschätze  auf  der 
Burg,  abgesehen  von  einem  ziunickgelesteii 
eisernen  Bestand  von  1000  Talenten.  Von 
den  Urkimden  über  die  Anleihen  bei  den 
Tempelschätzen  sind  uns  noch  grosse  Bnioh- 
stücke  erhalten,  ebenso  von  einer  von  dt*n 
Logisten  ausgeführten  Zinsberechnimg  bis 
zum  Herbst  422.  Wir  sehen,  dass  damals 
aus  den  Schätzen  der  Athena  und  der  an- 
deren Götter  nicht  weniger  als  rund  56<x) 
Talente  (30  V2  Millionen  Mark)  entliehen 
waren.  Seit  dem  Jahre  428  musste  vieder 
und  wieder  eine  Eisphora  ausgeschrieU^n 
werden,  im  Jahre  425  wurden  die  Tribute 
der  Bundesgenossen  verdoppelt.  Zu  einer 
Rückzahlung  war  auch  nach  dem  Nikias- 
frieden  421  keine  Möglichkeit,  da  er  keimen 
wirklichen  Frieden  brachte;  die  siciliscbe 
Expedition  (415—413)  und  der  im  He^b^1 
414  wieuar  ausbrechende  Krieg  mit  Sparta 
verschlangen  dann  nicht  niu- die  inzvischen 
wieder  aufgelaufenen  Summen,  sondern  bin- 
nen   kiu-zem    auch    den   Beservefouds  vo» 
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1000  Talenten.  Dazu  kam  der  Abfall  eines 
grossen  Teils  der  Bundesgenossen,  die  Ver- 
wüstung Attikas  durch  die  spartanische  Be- 
satzung in  Dekelea  und  die  gewaltig  ge- 
steigerten Anforderungen  des  grossen  Krie- 
ges. Ausserdem  verloren  zahlreiche  be- 
gütete  Familien  ihren  ganzen  Besitz,  und 
die  in  die  Mauern  zusammengedrängte  Land- 
bevölkerung hatte  nichts  mehr  zu  leben, 
sondern  musste  vom  Staate  erhalten  wer- 
den. Zum  Teil  zu  diesem  Zwecke  hat  man 
mitten  in  der  Kriegsnot  die  Tempelbauten 
auf  der  Buig  wieder  aufgenommen ;  ausser- 
dem führte  Kleophon  im  Jahre  410  die 
Diobelie  ein,  eine  wahrscheinlich  tägliche 
Verteilung  von  2  Obolen  —  nachher  ver- 
suchte man  sie  auf  3  zu  erhöhen  —  imter 
den  nicht  in  Waffen  stehenden  Teü^)  der 
städtischen  Bevölkerung.  Die  Afassregeln, 
die  man  zur  Mehrung  der  Einnahmen  er- 
griff, konnten  wenig  helfen,  so  die  Er- 
setzung der  Tribute  durch  einen  Zoll  von 
5**/o  und  die  Erhebung  eines  lOprozen- 
tigen  SundzoUes  im  Bosporos.  Der  Staat 
Lebte  aus  der  Hand  in  den  Mund;  schon 
im  Jahre  410/09  wird,  wie  eine  erhaltene 
Rechnung  lehrt,  jede  Summe,  die  bei  den 
Tempeln  einkommt,  und  seien  es  wenige 
Drachmen,  sofort  an  die  Hellenotamien 
(oder  gelegentlich  an  eine  Festkommission) 
überwiesen.  Man  kam  soweit,  dass  man  im 
Jahre  407  die  Flotte  nicht  mehr  bezahlen 
konnte  und  auf  70  Schiffe  reduzierte,  die 
von  Raub  imd  Kaperei  lebten.  Endüch  in 
der  äussersten  Not  raffte  man  sich  noch 
einmal  auf;  im  Hochsommer  406  wurden 
alle  goldenen  und  silbernen  Weihgeschenke 
eingeschmolzen  und  von  dem  Erlös  noch 
einmal  eine  Flotte  geschaffen,  die  bei  den 
Arginusen  siegte.  Aber  der  Mangel  einer 
festen,  zielbewussten  Leitung,  das  Schwan- 
ken und  die  Ueberhebung  des  Volks  und 
der  radikalen  Demagogen,  die  sich  nicht 
entschliessen  konnten,  die  Situation  anzu- 
schauen, wie  sie  war,  haben  die  Schhiss- 
katastrophe  herbeigeführt.  Nach  der  Ver- 
nichtung der  Flotte  bei  Aigospotamoi  405 
musste  die  Stadt  sich  im  Jahre  404  ausge- 
hungert und  wehrlos  den  Spartanern  er- 
geben. 

Die  äussere  Geschichte  Athens  im  4. 
Jahrhundert  bewegt  sich  in  den  immer  aufs 
neue  imtemommenen  und  immer  nach  kur- 
zem Erfolg  wieder  scheiternden  Versuchen, 
die  alte  Macht  wieder  zu  gewinnen.  Die 
erste  Handelsstadt  der  griechischen  Welt 
ist  Athen  geblieben,  bis  durch  Alexanders 
Eroberungen  der  Welthandel  in  ganz  neue 
Bahnen  gelenkt  wurde.  Aber  die  Wunden, 
welche   der  grosse  Krieg  ihm   geschlagen 

')   Denn    die  Garnison   der  Stadt   erhielt 
Löhnung. 


hatte,  sind  nie  völlig  vernarbt.  Die  An- 
sprüche waren  geblieben,  oder  vielmehr  sie 
waren  beträchtlich  gesteigert,  teils  durch 
die  Verarmung  vieler  Familien  und  den 
Wegfall  der  Emolumente,  die  man  bisher 
aus  der  Machtstellung  der  Stadt  gezogen 
hatte,  teils  durch  das  rapide  Sinken  des 
Geldwertes;  aber  die  Mittel,  sie  zu  befrie- 
digen, waien  gering.  In  der  Staatskasse 
herrschte  fast  immer  Ebbe ;  so  kam  es,  dass 
man  häufig  zu  den  schlimmsten  Mitteln 
griff,  um  Geld  für  die  Bezahlung  der  Rich- 
ter und  Beamten  zu  bekommen,  z.  B.  auf 
unbegründete  Denunziationen  hin  reiche 
Leute  verurteilte  und  ihr  Vermögen  konfis- 
zierte. Oft  genug  kam  es  vor,  dass  mau 
der  Flotte  und  den  Soldtruppen,  mit  denen 
jetzt  die  Kriege  geführt  wurden,  kein  Geld 
zahlen  konnte  und  es  ihnen  überlassen 
musste,  sich  durch  Kontributionen  und  Er- 
pressungen in  Feindesland  oder  von  ab- 
hängigen Gemeinden  und  durch  Kaperei 
schadlos  zu  halten.  Trotzdem  war  eine 
Wiedereinführung  von  Geldverteilungen  an 
das  Volk  in  Form  des  Theorikon  unver- 
meidlich, weil  die  Armut  in  weiten  Kreisen 
zu  gross  war;  auch  für  den  Besuch  der 
Volksversammlungen  wurde,  da  die  Leute 
sonst  nicht  in  die  Versammlungen  gingen, 
seit  etwa  394  eine  Entschädigung  gezahlt 
—  sie  wuchs  von  1  und  2  Obolen  bald  auf 
3  und  im  Laufe  des  Jahrhunderts  auf  1 
Drachme  (=  6  Obolen)  und  für  die  wich- 
tigsten Versammlungen  auf  IV2  Drachmen 
(1  Mark  35  Pfennig). 

In  der  Finanzvei'waltung  sind  bei  der 
Wiederherstelhmg  der  Demokratie  manche 
Aendeiungen  vorgenommen.  Vor  allem 
wurde  die  Kolakretenkasse  aufgehoben  und 
nunmehr  alle  Gelder  von  den  Apodekten 
sofort  an  die  einzelnen  Beamtenkassen  ver- 
teilt. Für  die  Ausgaben  der  Volksversamm- 
lung, z.  B.  die  Anfertigung  der  Dekrete, 
Diäten  an  Gesandte  u.  ä.,  wird  ein  »Volks- 
schatzmeister« eingesetzt  —  es  ist  charak- 
teristisch, dass  man  begiimt,  für  Finanz- 
ämter die  kommissarische  Besetzung  aufzu- 
geben. Viel  einschneidender  war  die  Neu- 
ordnung der  direkten  Steuern  im  Jahre 
378/7,  als  der  Staat  sich  anschickte,  wieder 
eine  gnissere  Politik  aufzunehmen,  und  an 
die  Spitze  eines  neuen  grossen  Seebundes 
trat^).  Der  bislierige  Erhebungsmodus  der 
Eisphora  nach  den  solonischen  Steuerklassen 
hatte  sich  längst  als  ganz  unzureichend  und 
ungerecht  erwiesen.    So  wunie  das  gesamte 


^)  Dieser  zweite  Seebnnd  kommt  fUr  die 
Finanzen  Athens  direkt  nicht  in  Betracht,  da 
in  ihm  kein  Tribut  gezahlt  wurde,  sondern 
nur  Kontributionen  zu  Bundeszwecken,  die 
Athen  für  seine  eigenen  Interessen  nicht  ver- 
wenden durfte. 

60* 


948 


Finanzen  ((iriechische  Finanzen) 


Vermögen  aller  Bürger  eingeschätzt  und 
danach  die  Bürger  in  Steuerl>ezirke  (Sym- 
morien)  geteilt,  wel(»he  den  jed(»smal  aus- 
geschriebenen Steuerbetrag  j)rocentualiter 
"unter  die  zugehörigen  Bürger  zu  verteilen 
hatten.  Die  Einschätzung  von  377  ergab 
ein  Gesamt  vermögen  Attikas  von  rüTyO  Ta- 
lenten (31  ^  4  Millionen  Mark)  —  das  that- 
sächliche  Vermögen  ist  Ucatürlich  nicht  im- 
wosentlich  höher  anzusetzen  als  das  dekla- 
rierte. 25  Jahre  sjiäter  ist  diese  Ordnung 
auch  auf  die  I^eistung  der  Trierarchie  über- 
tragen worden.  So  gelangte  man  zu  einer 
gleichnülssigeren  Verteilung  der  staatlichen 
Lasten,  die  um  so  nötip^r  war,  je  unent- 
behrlicher fortan  die  direkte  Steuer  im 
Staatshauslialt  w^ar. 

Die  äussere  Politik  litt  nmth  manchen 
Erfolgen  im  Bun<lesg<.moSvSen krieg  357—35;') 
aufs  neue  vollkommen  Schiffbruch.  Es 
zeigte  sich,  dass  Atlien  nicht  mehr  im  stände 
war,  eine  Grossmachtsj)olitik  zu  fühlten  und 
die  leitende  Stelle  in  der  griechischen  Welt 
zu  behaupten.  Das  HetTW(vsen  war  voll- 
ständig desorganisiert,  die  Finanzen  im 
tiefsten  Verfall,  die  Kräfte  der  Bürgerschaft 
versagten.  Da  ist  es  begreiflich,  dass  der 
Versuch  gemacht  wui-de,  das  Staatsschiff 
in  ganz  andere  Bahnen  zu  lenken.  Wenn 
man  auch  nicht,  wie  von  manchen  gefordert 
wurde,  auf  alle  auswärtigen  Unternehmungen 
verzichtete  imd  die  noch  gebliel)enen  Bun- 
desgenossen nicht  frculiess,  so  liess  man 
doch  fortan  die  Dinge  so  ziemlich  gehen, 
wie  sie  wollten,  \md  wandte  sich  der  inne- 
ren Reorganisation  zu.  Die  Umwandlung 
Athens  in  die  Stadt  der  allgemeinen  Bil- 
dung b<*ginnt.  Unvermeidlich  war  zu  dem 
Zwecke,  der  ärmeren  Bürgerschaft  für  den 
Fortfall  des  Gewinns  aus  den  äusseren 
Unternehmungen  und  aus  dem  Kriegsdienst 
einen  Ei-satz  zu  geben,  der  sie  zugleich  in 
Ruhe  und  in  Abhängigkeit  von  den  wohl- 
habenden Kreisen  hielt  ^).  So  begann  Eu- 
bulos,  der  leitende  Staatsmann  dieser  Epoche, 
seine  Thätigkeit  damit,  dass  er  den  Antrag 
durchbrachte,  alle  Ueberschüsse  der  Ver- 
"waltung  sollten  fortan  nicht  mehr  zu 
Kriegszw^ecken  verwendet,  sondern  als  The- 
atergelder (Theorika)  unter  die  Bürger  ver- 
teilt werden.  Eine  Aufhebung  dieser  Be- 
stimmung, wie  sie  vorübergehend  im  letzten 
Kriege  gegen  Philipp  Demosthenes  durch- 


*)  In  diese  Zeit  gehört  auch  der  bekannte 
phantastische  Vorschlag  Xenophons,  den  atti- 
schen Finanzen  dadurch  einen  neuen  Auf- 
schwung zu  geben  uad  damit  die  Erfüllung 
der  kulturellen  Aufgaben  Athens  möglich  zu 
machen,  dass  man  die  Silberbergwerke  von 
Laurion  ins  Ungemesäcne  ausbeuten  und  zu  dem 
Zweck  der  Stadt  alljährlich  neue  Sklaven 
kaufen  und  den  Bergwerksgesellschaften  über- 
weisen sollte. 


setzte,  w^ar  nur  unter  erschwerenden  üm- 
I  ständen ,  nach  vorheriger  Erteilung  einer 
Indemnität,  ziüässig  —  sonst  verfiel  <ler 
Antragsteller  dem  Verlust  der  bürgerlichf^u 
R(*chte.  Die  Bestimmung  enthält  den  Ver- 
zicht auf  jede  grössere  auswärtige  Politik. 
Für  die  Beschaffung  und  Verteilung  der 
(leider  wiixl  eine  auf  4  Jahre  gewählte  ^^ 
Kommission  eingesetzt,  deren  Vorsitzender 
j  in  den  nächsten  Jahrzehnten  der  leitende 
Politiker  Athens  ist. 

Nach  der  Schlacht  bei  Cliaeronea  33>i 
ist  die  Entwickelung  in  derselben  Richtung: 
weiter  gegangen:  die  grossen  Finanzämter 
wurden  immer  mehr  die  niassgebendr-n 
Staatsämter  und  emancipierten  sich  immer 
mehr  von  der  Regel  der  demokratisc^hen 
Ordnung.  Sie  sind  ^'ie^jäh^ig,  sie  werden 
nicht  durch  das  Los,  sondern  wie  di»» 
militärischen  Aemter  durch  Wahl  besetzt: 
mehrfach  tritt  ein  Einzelbeamter  an  Stelle 
der  sonst  üblichen  Kommissionen.  Auch 
scheint  Wieder^'ahl  zulässig  zu  sein.  Nach 
S3H  wird  ein  »Schatzmeister  der  Kriegs- 
gelder« der  Theorikenkommission  zur  Seite 
gestellt,  der  indessen  ebensogut  wie  die 
Feldherren  jetzt  vorwiegend  für  friedliche 
Zwecke  in  Anspruch  genommen  wird.  Seit 
der  Zeit  nach  Alexander  finden  wir  regel- 
mässig bald  eine  Kommission,  bald  einen 
einzelnen  auf  4  Jahre  gewählten  Beamten 
als  »Chef  der  Finanzverwaltung«  an  der 
Spitze  des  Staats;  in  den  Jahren  300—2^'), 
als  eine  gemässigt  aristokratische  Partei  die 
Herrschaft  hatte,  wurde  er  durch  einen  >Kon- 
trolleiu-«  {t^ernar^tj  ersctzt  Je  mannigfal- 
tiger und  komplizierter  trotz  des  Verlnstos 
der  äusseren  Macht  die  Aufgaben  des  Staate 
wurden,  je  mehr  Dinge  er  in  seine  Obhut 
nahm  —  z.  B.  das  ganze  hühere  und  nie- 
dei-e  Erziehungswesen  — ,  desto  mehr  wurdo 
es  unumgänglich,  von  den  Formen  der 
alten  reinen  Demokratie  abzuweichen,  wenn 
auch  der  demokratische  Geist  in  Athen 
immer  die  Herrschaft  behauptet  hat 

Auf  die  weitere  Entwickelung  Athens 
können  wir  hier  so  wenig  eingehen  wie  auf 
die  Entwickelung  der  übrigen  griechischen 
Welt  seit  dem  4.  Jahrhundert,  üeberall 
tritt,  je  komplizierter  und  verschlungener 
die  Politik,  je  entwickelter  die  ökonomischen 
Verhältnisse  werden,  um  so  mehr  das  Fi- 
nanzwesen in  den  Vordergrund.  Dem  Staate 
neue  EinnahmequeDen  zu  erschli^isen,  wer- 
den zahlreiche  praktische  und  unpraktische 


*)  Die  grosse  Finanzperiode  Athens  nm- 
fasste  auch  im  6.  Jahrhundert  schon  4  Jahre, 
von  Pauathenäen  zu  Panathenäen.  Nach  Ab- 
lauf der  4  Jahre  hatten  z.  B.  die  Schatzmeister 
der  Athena,  die  inzwi»chen  amtiert  hatten, 
Rechenschaft  abzulegen ,  wurden  die  Tribute 
neu  revidiert  u.  ä. 
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Vorschlage     gemacht,    und    hervorragende 
Staatsmänner,  wie  Dionysios  I.  von  Syrakus, 
'waren    unerschöpflich    in    der    Erfindung 
legitimer  und  illegitimer  Mittel,  ihre  Kasse 
zu  füllen.    Als  dann  nach  Alexander  Grie- 
chenland aus  dem  Mittelpunkte  der  Welt- 
geschichte entrückt  ward  und  die  gi'ossen 
Mächte  des  Ostens  und  des  Westens  in  den 
"Vordergrund  traten,  wurde,  entsprechend  der 
Verarmung  der  grossen  Masse  —  der  ein- 
zelne Bteiui-eiche  Familien  gegenüberstehen 
—    die   Ebbe  in  den  Gemeindekassen  dau- 
ernd.    Immer   mehr  wird   man   dazu   ge- 
drängt, sich  das  Geld  zur  Bestreitung  der 
nötigsten  Ausgaben  und  nun  gar  der  Kriege 
durch  ausserordentliche  Massregeln  zu  ver- 
schaffen,  gelegentlich   durch  Anleihen   bei 
Tempelkassen  u.  ä.,  häufiger  durch  Aufrufe 
zu     freiwilligen   Zahlungen,  am  häufigsten 
durch  Vorschüsse   imd   Geschenke   reicher 
Bürger,   welche  Leistungen  des  Staats  ganz 
oder  teilweise  selbst  übernehmen  und  sich 
durch  wohlberechnete    Freigebigkeit    nicht 
nur   ihr  Leben   und  Vermögen   gegen   die 
Begehrüchkeit  der  Massen  sichern,  sondern 
sLadti  Ansehen,  Ehrendekrete,  Ehrenstatuen 
gewinnen.     So   zeigt  \ms   das   griechische 
Mutterland    seit    dem   3.   Jahrhundert    das 
Büd  eines  stets  fortschreitenden  unheilbaren 
Verfalls  auch  im  Finanzwesen.    Nur  in  den 
blühenden   Handelsstädten  Kleinasiens,  von 
denen  einige,  wie  Rhodos,  auch  eine  bedeu- 
tende politische  Rolle  zu  spielen  im  stände 
sind,   herrschen    auch    auf    diesem    Gebiet 
wohlgeordnete  und  gesunde  Zustände. 

Eduard  Meyer, 


B.  Finanzen  des  alten  Born. 

(Republik  und  Kaiserzeit.) 

1.  Aelteste  Zeiten.  2.  Die  römische  Ge- 
meinde als  Vormacht  Italiens.  3.  Die  römische 
Gemeinde  als  Beherrscherin  überseeischer  Ge- 
biete.   4.  Die  Kaiserzeit. 

1.  Aelteste  Zeiten.  Vor  der  Einführung 
des  Geldes  konnte  in  Rom  von  Finanzen 
wohl  kaum  die  Rede  sein.  In  jenen  ältesten 
Zeiten  verlangte  der  Staat  von  seinen  Bürgern 
keine  Abgaben,  sondern  nur  Dienste,  ausser 
dem  Kriegsdienst  insbesondere  Fronarbeiten. 
Auf  solche  Weise  waren  die  Staatsbauten  der 
ältesten  Zeit  zu  stände  gekommen  und 
wurden  Reparaturen  ausgeführt.  Beamten- 
gehälter gab  es  nicht;  dem  König  soll  ein 
Teil  des  Ager  publicus  zum  Unterhalt  zu- 
gewiesen gewesen  sein,  ein  anderer  Teil 
soll  den  Bedürfnissen  •  des  Kultus  gedient 
haben.  Die  öffentlichen  Lustbarkeiten  dürften 
kostenlos,    unter   Mitwirkung   der  Bürger, 


veranstaltet  worden  sein.  Eine  Einnahme 
hatte  der  Staat  durch  die  Yiehbussen,  die 
es  sowohl  als  Strafe  als  auch  als  eine  Art 
Prozessgebühr  gab  (multa,  sacramen- 
tum):  doch  dürfte  diese  Einnahme  wohl 
kaum  von  Staatswegen  verwaltet  und  nutz- 
bar gemacht,  sondern  baldmöglichst  zu 
Opfern  und  Schmausereien  verwandt  worden 
sein. 

Nachdem  es  üblich  geworden  war,  Kupfer 
als  Geld  zu  betrachten,  übte  dies  auch  auf 
den  Staatshaushalt  einen  tiefgehenden  Ein- 
fluss  aus  (lange  bevor  der  Staat  selbst  die 
Münzprägimg  in  die  Hand  genommen  hatte). 
Die  Viehbussen  wurden  in  Geld  (Kupfer) 
umgesetzt.  Die  Gemeinde  legte  sich  eine 
Kupferkammer  (Aerarium)  an  imd  füllte  sie 
mit  den  Erträgen  ihres  nunmelu»  nutzbringend 
verwalteten  Besitzes.  Zu  den  ertragbringenden 
Teilen  des  Gemeindebesitzes  gehörte  der 
Ager  publicus,  und  zwar  vomehmlicli  die 
Gemeindeweide,  für  deren  Benutzung  eine 
Abgabe  gezahlt  wurde,  zu  welchem  Zweck 
die  Bürger  einschreiben  lassen  mussten,  wie- 
viel Stück  Vieh  sie  auf  die  Gemeindeweide 
trieben  (der  Name  Script ura  blieb  dieser 
Abgabe  bis  auf  späte  Zeiten).  Das  unbestrittene 
Eigentumsrecht  der  Gemeinde  an  Markt  und 
Strassen  konnte  nutzbar  gemacht  werden 
und  ist  vielleicht  schon  früh  nutzbar  gemacht 
worden  durch  Erhebimg  von  Standgeldern 
von  den  Verkäufern  (Besitzern  von  Buden) 
auf  den  öffentlichen  Plätzen,  das  Eigentums- 
recht der  Gemeinde  an  den  Thoren  und  an 
den  Landungsplätzen  vor  dem  Thor  imd  in 
Ostia  diu'ch  Erhebung  von  Zöllen.  Nach 
Abschaffung  des  Königtums  soü  die  neue 
Regierung  Stimmung  für  sich  zu  machen 
gesucht  haben  durch  Abschaffung  der  das 
Volk  drückenden  Zölle.  Ziun  Eigentum  der 
Gemeinde  gehörten  auch  die  Salinen  in  Ostia, 
wodurch  die  Gemeinde  wohl  thatsächlich  ein 
Salzmonopol  besass,  das  etwas  abwerfen 
konnte,  wenn  man  nicht  vorzog,  das  Salz 
zum  Hei*stellungspreise  abzugeben.  Die  Ein- 
nahmen wurden  verwandt  zur  Entlastung 
der  Bürger  von  den  Frondiensten  —  die 
öffentlichen  Arbeiten  "^iirden  nunmehr  thun- 
lichst  in  Submission  gegeben  und  bezahlt, 
zur  Ausgestaltung  des  Kultus  und  der  Volks- 
feste sowie  zur  Niederlegung  eines  Schatzes. 
In  Fällen  ausserordentlichen  Bedarfes  schritt 
man  zu  einer  Umlage,  Tributum.  Das  Tri- 
butum,  das  ursprünglich  eine  Kopfsteuer 
gewesen  sein  soll,  war  seit  Ser.  Tiülius  eine 
Art  Vermögenssteuer,  zu  welchem  Behufe 
(doch  nicht  allein  zu  diesem)  von  Zeit  zu 
Zeit  ein  Census  abgehalten  wurde.  Man 
zahlte  1,  2,  auch  3  pro  Mille  des  ein- 
geschätzten Vermögens.  Häufiger  wurde 
das  Tributum,  als  die  Feldzüge  länger  wurden 
und  man  dem  Büi^raufgebot  Sold  aus  der 
Staatskasse   zu  zahlen   anfing.     Die   durch 
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ihr  Alter  oder  ihr  Geschlecht  vom  Kriegs- 
dienst ausgeschlossenen  Personen,  die  In- 
haber eigener  Vermögen  waren,  also  die 
begüterten  Witwen  und  Waisen  (orW  et 
orhae\  waren  zu  einer  besonderen  Abgabe 
verpflichtet,  sie  hatten  den  Reitern  ein 
Pferde-  und  ein  Futtergeld  (a^  equestre, 
aes  hordiarium)  zu  zahlen ;  also  eine  besondere 
Belastung,  die  in  einem  gewissen  Sinn  der 
modernen  Wehrsteuer  zu  vergleichen  ist. 
In  Zeiten  ausserordentlicher  Bedrängnis  half 
man  sich,  wie  man  konnte ;  zu  den  1000  Pfd. 
Gold,  die  den  Galliern  bei  ihrem  Abzug 
gezahlt  worden  sein  sollen,  hatten,  glaubte 
man,  die  Frauen  ihren  Schmuck,  ja  auch  die 
Tempel  ihre  Weihgeschenke  beigesteuert. 

2.  Die  römische  Gemeinde  als  Vor- 
niacht  Italiens.  Mit  der  Ausdehnung  der 
Macht  Roms  auf  immer  weitere  Kreise  der 
Umwohner  und  schhesslich  über  ganz  Italien 
wuchs  auch  das  Budget,  doch  nicht  ent- 
sprechend. Man  scheute  sich  vor  der  Ueber- 
nahme  neuer  Ausgaben  und  legte  demnach 
auch  auf  die  Vermehrung  der  Einnahmen 
weniger  Gewicht;  auch  fürchtete  man  die 
von  einer  Steigerung  des  Budgets  un- 
zertrennliche Mühewaltung.  Eine  gewaltige 
Steigenmg  der  Einnahmen  wäre  leicht 
möglich  gewesen,  da  infolge  der  vielen 
glücklichen  Kriege  die  Gelegenheit  gegeben 
war,  den  Gemeindebesitz  aussererdentlich 
zu  vermehren.  In  der  That  hatten  viele 
Gemeinden  ihren  Ager  publicus,  manche 
auch  Teile  des  Privatbodens  an  Rom  ab- 
treten müssen.  Aber  man  hielt  in  Rom 
diesen  Erwerb  nicht  fest.  Das  gewonnene 
Land  wm-de  zum  Teil  zur  Ausstattung  der 
ärmeren  Bürger  mit  Jjandbesitz  verwandt 
(oft,  doch  nicht  ausschliesslich,  in  der  Form 
von  Anlage  von  Kolouieen),  wodurch  es  aus 
dem  Besitz  der  römischen  Gemeinde  aus- 
schied, zum  Teil  blieb  es  zwar  im  Besitz 
des  Staates,  wurde  aber  den  Reichen  zu 
ilirer  eigenen  weiteren  Bereicherung  anheim- 
gegeben; die  »Occupation<r  des  Ager  publicus 
war  staatlich  autorisiert,  und  es  scheint 
nicht,  als  ob  es  mit  einer  Zinszahlung  dafür 
Ernst  gemacht  worden  sei.  Ackerland  zu 
verpachten  scheint  lange  nicht  in  den  Ge- 
wohnheiten der  römischen  Gemeinde  gelegen 
zu  haben.  Erst  als  die  Ereignisse  des 
zweiten  punischen  Krieges  eines  der  frucht- 
barsten Gebiete  Italiens,  den  Ager  Campanus, 
frei  machten,  entschloss  man  sich  zur  Ver- 
pachtung. Man  hatte  damals  dieses  System 
bereits  in  überseeischen  Gebieten  kennen, 
auch  wohl  den  Wert  des  Geldes  überhaupt 
für  das  Staatswesen  etwas  mehr  schätzen 
gelernt.  Es  ist  übrigens  fraglich,  ob  man 
es  mit  der  Revision  der  Pachtkontrakte  auf 
die  Dauer  ^nau  genommen  hat  und  ob  man 
stetig  auf  eme  Steigenmg  des  Pachtschillings 
bedacht  gewesen  ist.    Trotz  der  Hinweggabe 


so    vieler    Erwerbungen    wuchs    aber   das 
nutzenabwerfende  Besitztum  der  römischen 
Gemeinde  mit  der  Zeit  erheblich.  Weideland, 
Waldungen   unterlagen   nicht   in    derselben 
Weise  der  Verschleuderung  wie  das  Acker- 
land.   Sie  wimien  verpachtet,   ebenso  wie 
die  Fischerei  in  den  Binnenseeen.  Hafenzölle 
wurden    nun    nicht    mehr    blos    in    Ostia, 
sondern  auch  in  anderen  Bürgerkolonieen, 
z.  B.   Puteoü,    erhoben.     Die   Salinen  bei 
Ostia   waren  wohl  schon  lange   nicht  mehr 
die  einzigen;   aber  an   dem  Monopol  hielt 
man  fest,   so  dass  Klagen   ilber  seine  Aus- 
nutzung laut  wurden.    Gänzlich  fehlten  im 
Etat  Roms,   ehe  der  Staat  das  Meer  über- 
schritt,  die  Tribute  der  ünterthanen.    Von 
den  Städten   und   Bünden   Italiens,  die  es 
bezwungen  hatte,  hat  Rom  sich  keine  regel- 
mässigen Tribute  zahlen  lassen,  die  >Btmdes- 
genossen«   hatten  im  wesentlichen  nur  ihre 
Wehrkraft  zur  Verfügung  Roms  zu  halten, 
nur   in    Kriegszeiten    wurden    ihnen   wohl 
Lieferungen  auferlegt    (Subsidien  befreun- 
deter unabhängiger  Staaten  hat  der  römische 
Senat  selbst  in   der   schweren  Bedrängnis 
des  zweiten  punischen  Krieges  dankend  ab- 
gelehnt.) 

Auch  die  ausserordentlichen  Einnahmen 
infolge  der  \delen  glücklichen  Kriege  waren 
geringer,  als  man  erwarten  sollte.  Die  Beute 
wunle  keineswegs  regelmässig  und  voll- 
ständig für  Rechnung  des  Aerariums  verkauft 
sondern,  soweit  sie  nicht  den  Soldaten  über- 
lassen wimie,  blieb  sie  oft  zur  Disposition 
des  Feldherrn ,  der  sie  nach  eigenem  Er- 
messen für  öffentliche  Zwecke  verwenden 
durfte ;  so  sind  viele  Tempelbauten  von  den 
siegreichen  Feldherrn  aus  dem  Erlös  der 
Kriegsbeute  bestritten  worden,  ohne  dass  die 
betreffenden  Summen  durch  das  Aerarium 
gegangen  wären. 

Dieser  verhältnismässig  lange  dauernden 
Gleichgültigkeit  gegen  die  Vermehnmg  der 
Einnahmen  entsprach  es,  wenn  Rom  an 
äusserem  Schmuck  und  Comf  ort  Jahrhunderte 
lang  hinter  den  ihm  unterworfenen  unter- 
italischen Städten  zurückstand.  Die  Bauten, 
für  die  man  noch  am  ehesten  etwas  Rechtes 
ausgab,  waren  die  für  die  Beherrschung 
Italiens  so  wichtigen  Landstrassen. 

3.  Die  römische  Gemeinde  als  Be- 
herrscherin überseeischer  Gebiete.  In- 
folge der  glücklichen  Krie^  mit  Karthago 
gelangte  Rom  in  den  Besitz  einer  Anzahl 
fruchtbarer  und  zum  Teil  altkultivierter 
Landschaften  des  westlichen  Mittelmeeres 
(Sicilien ,  Sardinien ,  Spanien ,  Afrika) ,  zu 
denen  dann  später  die  früher  unter  Königs- 
herrschaft stehenden  Länder  des  Ostens 
kamen  (geschlossen  wurde  der  Kreis  erst 
in  der  Kaiserzeit  durch  die  Annexion  von 
Aegypten  imd  Maiu^tanien) ;  und  von  Anfang 
an  "hat   Rom    diese   untertiiänigen  Gebiete 
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anders    auszunutzen  gesucht  als   die  »Ver- 
bündeten« Italiens.     Man  folgte  dabei  dem 
Beispiel  der  früheren  Hen*en  dieser  Gebiete, 
zunächst    der  Karthager,    wiuxle    übrigens 
mit    der  Zeit  dabei  energischer  und   rück- 
sichtsloser. In  den  meisten  der  imterworfenen 
Landschaften  erhob  man  als  hauptsächlichste 
regelmässige   Abgabe    eine   Quote,    in    der 
Regel  den  Zehnten,  vom  Ertrage  des  Bodens. 
Mitunter  geschah  dies  so,   dass   die  Land- 
wirte   angewiesen    wurden,    den    Zehnten 
direkt   an  die   römische  Verwaltung   abzu- 
filhren,  doch  war  dies  Ausnahme,  geschah 
hauptsächlich  wohl  nur  in  Kriegszeiten,  im 
Interesse  der  schleunigerenVerproviantierung 
der  römischen  Heere.    Die  Regel  war,  dass 
die  Zehnten  verpachtet  oder,  wie  die  Römer 
sagten,   verkauft   winxlen.    Es  konnte  dies 
an  Ort  und  Stelle,   oder  in  Rom,   auf  ein 
Jahr  oder  auf  mehrere  im  voraus  geschehen. 
Die  Finanzverwaltung  mochte  es  vorziehen, 
gleich   für   mehrere  Jahre   mit   dem  Meist- 
bietenden abzuschliessen ;    im  Interesse  der 
Uuterthanen  lag  die  kürzere  Periode.   Ebenso 
lag  es  im  Interesse  der  Unterthanen ,  wenn 
der  Zuschlag  in  der  Provinz  selbst  erfolgte. 
E3  konnten  sich  dann  die  Provinzialen  selbst 
«laran  beteiligen  und  beteiligten  sich  faktisch 
oft  daran.     Wo,  wie   es  meistens   der  Fall 
war,  die  Zehnten  der  einzelnen  Stadtgebiete 
gelrennt  versteigert  wurden,   kam  es  nicht 
selten  vor,  dass  eine  Gemeinde  die  Zehnten 
ihrer  eigenen  Feldflur   von   der   römischen 
Verwaltung  erstand.     War  bei  der  Lizitation 
ein  römischer  Kapitalist  Obsie^er  geblieben, 
80  suchte  die  Stadtgemeinde  sich  wohl  noch 
nachträglich   mit  ihm    zu  einigen    und   ihn 
abzufinden.   Direkte  Einziehung  der  Zehnten 
durch  den  Abgabenpächter  von  den  einzelnen 
Steuerpflichtigen   auf   dem  Felde    vor  Ein- 
bringimg der  Ernte  war  vielleicht  Ausnahme 
und  jedenfalls  daä  Drückendste.    Beim  Zu- 
schlag femd  auch  eine  Trennung   nach  Art 
der  Bodenprodukte   statt;   gesondert  wurde 
der  Zehnte  der  Weizenernte,  der  vom  Oel- 
und    Weinertrag    u.  s.  w.    verkauft.      Der 
Kaufschilling  wmtle  in  der  Regel  in  barem 
Gelde  erlegt,   doch   kam   es   vor   und   war 
vielleicht  stellen-  und  zeitweise  üblich,  dass 
ein    bestimmtes    Quantum    Korn    stipuliert 
^nirde,  weil  die  Regienmg  solches  bediu'fte 
(nicht  bloss  in  Kriegszeiten   für  die  Heere, 
sondern  z.  B.  auch  für  die  Gelreidespenden 
in  Rom,  s.  unten),  wo  dann  die  Unternehmer 
die  Verpflichtung  übernahmen,  dasselbe  ans 
Meer  oder  gar  nach  Rom  zu  scliaffen.    Der 
Versteigerung   der   Zehnten   ging   eine  De- 
klaration der  Zehntenpflichtigen  angebauten 
Gnmdstücke  durch  die  Steuerpflichtigen  zu- 
nächöt   bei   deren   lokalen  Voi-ständen   und 
durch  diese  bei  der  römischen  Behörde  vor- 
aus.   Befreit  vom  Zehnten  wai-en  die  Terri- 
torien gewisser  begünstigter   Städte  (z.  B. 


solcher,  die  sich  von  Anfang  an  auf  die  Seite 
der  Römer  gestellt  hatten);  dagegen  wurde 
zehntenpflichtiges  Land  durch  üebergang  in 
den  Besitz  eines  Römers  nicht  zehntenfrei.  (Um 
dies  zu  rechtfertigen,  ersann  man  die  Theorie 
von  einem  Obereigentum  des  römischen 
Volkes  an  sämtlichem  Provinzialboden). 
Abgesehen  von  dem  zehntenpflichtigen  Land 
gab  es  in  den  Pi-ovinzen  auch  domaniales 
Ackerland  (solches  z.  B.,  dessen  Besitzer  im 
Laufe  der  Kriege  ausgetrieben  worden  waren), 
das  nun  nicht,  wie  in  Italien,  der  »Occupation« 
überlassen,  sondern  verpachtet  wurde.  Selbst- 
vei*ständlich  gab  es  in  den  Provinzen  auch 
anderen  domanialen  Besitz,  Weideland^ 
Waldungen,  Bergwerke.  Hafenzölle  hatte 
die  römische  Gemeinde  in  Italien  wohl  nur 
in  den  Büi^erkolonieen  erhoben,  nicht  in  den 
Städten  der  »Bundesgenossen«;  in  Sicüien 
eiTichtete  man  gleich  von  Anfang  ein  rö- 
misches Zollbureau  in  jeder  Hafenstadt,  ab-, 
gesehen  vielleicht  von  ein  paar  eximiei-ten 
Städten,  die  fortfahren  durften,.  Zölle  auf 
eigene  Rechnimg  zu  erheben.  —  üebrieens 
wai-en  die  Verhältnisse  in  den  einzelnen 
Provinzen  zum  Teil  sein*  verschieden.  In 
Landschaften  mit  wenig  entwickelter  Boden- 
kultur oder  gar  noch  nicht  vöUig  sesshafter 
Bevölkerung  wäre  die  Erhebung  des  Zehnten 
auf  Schwierigkeiten  gestossen ;  hier  zog  man 
es  vor,  den  einzelnen  Gemeinden  oder 
Stänunen  bestimmte  Naturallieferungen  oder 
auch  bestimmte  Geldzahlungen  vorzu- 
schreiben. An  der  Eintreibung  der  Tribute 
beteiligten  sich  mitunter  Beauftragte  des 
römischen  Statthai  tera ;  im  allgemeinen 
scheint  es  den  Eingeborenen  lieber  gewesen 
zu  sein,  wenn  man  sie  unter  sich  liess. 
Hie  und  da  scheinen  die  Gemeindevorsteher 
oder  Häuptlinge  ziu:  Eintreibung  einer  Kopf- 
steuer autorisiert  gewesen  zu  sein.  —  Auch 
in  den  einzelnen  Landschaften  gerieten  die 
Verhältnisse  öfters  ins  Schwanken,  besonders 
in  Kriegszeiten.  W^ährend  der  Kriege  der 
Römer  mit  den  Königen  Antiochus  und 
Pei-seus  z.  B.  mussten  auf  Anordnung  von 
Rom  aus  die  Bauern  Siciliens  und  Sartünieus 
von  der  Weizenernte  den  doppelten  Zehnten 
geben.  Die  Statthalter  verfügten  aber  auch 
eigenmächtig,  in  wirklichem  oder  vor- 
geblichem Bedürfnisfalle  nach  Gutdünken 
über  die  Steuerki-aft  der  Provinzen.  Ein 
wegen  seiner  Einfachheit  beliebtes  Mittel 
war  die  Eintreibung  einer  einmaligen  Kopf- 
steuer. Solche  ausserordentliche  Einkünfte 
wmxlen  natürlich  gleich  wieder  verbraucht, 
soweit  sie  nicht  in  der  Tasche  des  Statt-, 
haltei-s  verschwanden,  üeberhaupt  wai*  es 
ganz  üblich,  dass  die  Statthalter  sich  und 
ilu-e  Begleiter  auf  Kosten  der  Pix)\inzialen 
bereicherten  (z.  B.  durch  imgebührliche  Aus- 
nutzung ihi-es  Requisitionsrechtes).  Aber 
so  viel  auch  von  der  Steuerkraft  der  Provinzen 
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von  den  Beamten  und  den  Mittelsmännern 
aufgezehrt  wurde  und  so  für  den  römischen 
Staat  verloi-en  ging,  bedeutend  genug  waren 
noch  immer  die  regelmässigen  Revenuen  der 
römischen  Staatskasse  aus  den  Pronnzen. 
Verwandt  wurtlen  die  neuen  Einnahmen  zu- 
nächst zur  Entlastung  der  Bürgerschjift. 
Die  Fronarbeiten  waren  längst  abgekommen ; 
nun  wurde  auch  das  Tributum,  die  alte 
Vermögenssteuer,  mehr  und  mehr  auf  den 
äussersten  Notfall  beschränkt  und  seit  dem 
Jahre  167  v.  Chr.  überhaupt  nicht  mehr  auf- 
gelegt. Sodann  wurden  die  bereits  be- 
stehenden Posten  des  Ausgabebudgets  ivich- 
Hcher  bedacht,  der  Kultus  grossartiger  ge- 
staltet, die  Volksfeste  reichlicher  ausgestattet 
(obwohl  die  staatlichen  Aufwendungen  dafüi* 
bald  ziunick traten  gegenüber  den  Zuschüssen 
der  Spielgeber).  Ein  guter  Teil  des  Ueber- 
flusses  kam  den  öffentlichen  Bauten  zu  gute ; 
eine  Zeit  lang  wurde  */5  der  regelmässigen 
Einnahmen  den  Censoren  für  solche  Zwecke 
überwiesen.  Gänzlich  neue  Ausgaben  auf 
die  Dauer  zu  übernehmen,  scheute  der  ro- 
mische Staat  auch  in  dieser  Epoche  der 
Ueberschüsse.  Eigentliche  Gehälter  empfingen 
die  Beamten  immer  noch  nicht,  aber  w^enig- 
stens  diejenigen,  die  in  den  Provinzen  zu 
thun  hatten,  erhielten  als  Ausrüstungsgelder 
meist  erhebli(ihe  Summen  bewilligt.  Eine 
als  dauernde  durchaus  neue,  sehr  erhebliche 
Ausgabe  erwuchs  der  Regierung  sehr  wider 
ihren  Willen  durch  die  regelmässigen  Getreide- 
verteilungen in  Rom.  Schon  in  kleinen 
Verhältnissen  hatte  die  Regierung  in  Zeiten 
des  Misswachses  es  für  ihre  Pflicht  gehalten, 
Korn  im  Auslande  anzukaufen  und  es  billig 
abzugeben,  bisweilen  sollen  auch  reiche 
Privatleute  eingetreten  sein  und  sich  durch 
wohlberechnete  Munif icenz  einen  gefährlichen 
Einfluss  auf  die  Bevölkenmg  der  Hauptstadt 
verschafft  haben.  Als  Rom  Beherrscherin 
der  fruchtbarsten  Landschaften  des  Mittel- 
meeres geworden  war,  setzten  Parteiführer 
es  durch,  dass  der  Bevölkerung  der  Haupt- 
stadt fast  alles  zur  Ernährung  notwendige 
Korn  zu  äusserst  billigen  Preisen  von  Slaats 
wegen  geliefert  wiuxie.  Es  wurden  dafür 
teils  Quoten  der  Zehnten  der  Pro\dnzen 
verwandt,  teils  in  den  Provinzen  Einkäufe 
gemacht.  Der  römische  Staat  ist  diese  Be- 
lastimg niemals  wieder  los  geworden. 

4.  Die  Kaiserzeit  Auch  in  der  Kaiser- 
zeit bildeten  das  Rückgrat  der  Finanzen  die 
Bodenabgaben  der  Provinzen.  Aber  man 
schaffte  die  besonders  durch  ihre  Erhebimgs- 
art  drückenden  und  in  ihrem  Ergebnis  un- 
sicheren Zehnten  etc.  wenigstens  in  den 
Hauptländern  des  Reiches  ab  imd  normierte 
für  die  einzelnen  Provinzen  oder  vielmehr 
Territorien  (Gaue,  Stadtgemeinden)  feste,  in 
Geld  ausgednlckte  Abgaben.  Die  neuen 
gallischen  Provinzen,  auf  die  das  alte  System 


gar   nicht    mehr   angewandt   worden    war, 
hatten  anfangs  zusammen   jährlich  40  Mill. 
Sestei-zen  zu  zahlen.     Die  Feststellung  der 
Ertragsfähigkeit    der    einzelnen    Territorien 
erfolgte  in  den  meisten  Provinzen  des  Reiche» 
unter  Kaiser  Augustus  durch  einen  Cen.su>, 
abgehalten   durch    die   Organe    der   Selbst- 
verwaltung, wo  solche  existierten,  aber  nach 
Anleitung  unter  Aufsicht  und  sciüiessiicher 
Feststellung  der  kontroversen  Punkte  durch 
Regienmgsbeamte.     Der  Census   ward   von 
Zeit   zu  Zeit   erneuert,    unter  Leitung   der 
Provinzialstatthalter ,   oder   auch    durch  be- 
sondei^  Kommissarien.    In  Gallien  hielt  die 
Regienmg  darauf,   auf  dem  Laufenden  zu 
bleiben,  um  von  der  fortschreitenden  ökono- 
mischen   Entwickelung    des   Landes    auch 
ihrerseits  zu  profitieren,  während  anderswo 
die   Sache    vernachlässigt   worden    zu   sein 
scheint.    Mit  der  Abschätzung   des  Bodea^^ 
fand   eine   Aufnahme   des   Personenstandes 
statt,  in  einigen  Provinzen  zum  Zweck  der 
Erhebung  einer  Kopfsteuer,  in  anderen  mit 
Rücksicht     auf     eventuelle     Aushebungen. 
Uebrigens  gab  es  viele  lokale  Verschieden- 
heiten.   In  Aegypten,   wo  ein  äusserst  ent- 
wickeltes Abgaben-  und  Kon  troll  System  be- 
standen hatte,  Hess  man  dies  weiter  bestehen; 
Deklarationen  des  Personen-,  des  Vieh-,  d^^ 
Immobilienbestandes    sowie    der   Verände- 
rungen  in   demselben   waren   dort  an  der 
Tagesordnung.   Italien,  das  Stammland,  blieb 
auch  in  den  ersten  Jahrhunderten  der  Kaiser- 
zeit von  der  Grundsteuer  frei,  audi  die  alte 
Vermögenssteuer  wurde   nicht  wieder  ein- 
geführt, aber  in  gewissem  Sinne  ein  Ersatz 
für  dieselbe   geschaffen  in  der   neuen  Erb- 
schaftssteuer.  Die  Steuer  traf  niur  die  Hinter- 
lassenschaften der  römischen  Btkger,  aber 
ohne  Rücksicht  darauf,   wo   die   Erblasser 
domiziliert  und  wo  die  Hinterlassenschaften 
belegen  w^aren ,   so  dass  die  in  der  Provioz 
belegenen  Vermög^en   römischer  Bürger  so- 
wohl die  provinzialen  Lasten  als  die  Erb- 
schaftssteuer zu  tragen  hatten.    Frei  waren, 
wie  in  den  meisten  modernen  Staaten,  die 
kleinen  Verm^g^en  sowie   das  den  nächsten 
Verwandten  Hinterlassene.    Der  Betrag  der 
Steuer    war    5%    (Vicesima    hereditatiiun). 
Die  Einziehung  auch  dieser  Steuer  wurde 
anfangs  diu-ch  Unternehmer  besorgt,  wobei 
natürlich  für  den  Staat  nicht  so  viel  heraus- 
kam, wie  sonst  möglich  gewesen  wäre;  aber 
im  Laufe  der  Zeit  scheint  direkte  Erhebung 
durch    besoldete    Beamte    und    kaiserliche 
Sklaven  eingeführt  worden  zu  sein.  Uebrigens 
war   der  Staat   bei   der  Hinterlassenschaft 
römischer  Bürger,   auch  abgesehen  von  der 
Erbschaftssteuer  und  über  den  Betrag  der- 
selben   hinaus    interessiert   infolge    eigen- 
tümlicher Strafbestimmungen   der  Gesetze, 
mit  denen  Kaiser  Augustus   der  sittenlosen 
Lebensführung  der  höheren  Stände  zu  steuern 
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gemeint  hatte.  Unverlieiratete  und  Kinder- 
lose waren  in  ihrer  Erbfähigkeit  beschränkt, 
tind  die  diesen  gemachten  testamentarischen 
Zuwendungen  fielen  unter  Umständen  ganz 
oder  teilweise  der  Staatskasse  zu.  (Auf  den 
Dualismus  der  Staatskasse  und  der  aus 
Staatsmitteln  gespeisten  imd  in  den  Dienst 
des  Staates  gestellten  Kasse  des  Kaisers 
kann  hier  nicht  eingegangen  werden.)  Eine 
weitere  Neubelastung  Italiens  waren  seit 
Augustus  verschiedene  sehr  lästig  empfun- 
dene Yerkehrssteuern :  eine  Abgabe  beim 
Verkauf  von  Sklaven  im  Betrage  von  4®/o 
und  eine  allgemeine  Auktionssteuer  im  Be- 
trage von  1  (zeitweise  ^/2)  ^/o  des  Wertes 
der  verkauften  resp.  verauktionierten  Gegen- 
stände. (In  manclien  Provinzen  scheinen 
noch  höhere  Abgaben  dieser  Art  bestanden 
zu  haben.)  Gewerl>esteuern  verschiedener 
Art  bestanden  hie  und  da,  wurden  auch 
wohl  wieder  abgeschafft;  verbreitet  und 
dauernd  war  die  Besteuerung  der  Pro- 
stituierten. 

Im  Zollwesen,  in  dem  bis  dahin  bunte 
Mannigfaltigkeit  geherrscht  hatte,  wurde  Ein- 
heitlichkeit geschaffen.  Ausser  in  den  Hafen- 
plätzen waren  Zollbureaus  in  der  Regel  an 
den  üebergangspunkten  von  einer  Provinz 
in  die  andere  sowie  an  der  Reichsgrenze. 
Die  Zölle  waren  Einfuhr-,  Ausfuhr-  imd 
Durchgangszölle;  sie  wurden  erhoben  ad 
valorem  und  zwar  in  der  verhältnLsmässig 
sehr  geringen  Höhe  von  2^/2  ®/o,  doch  scheinen 
vielfc^h  für  die  am  häufigsten  vorkommenden 
Waren  der  Prozentualgebilhr  feste  Sätze 
substituiert  worden  zu  sein.  Die  Zölle  sollten 
nur  den  Handel  treffen;  demgemäss  waren 
die  zum  persönlichen  Bedarf  der  Reisenden 
dienenden  Gegenstände  frei.  Ftlr  Sklaven 
brauchte  kein  Zoll  entrichtet  zu  werden, 
wenn  sie  ein  Jahr  lang  demselben  Herrn 
gedient  hatten.  Für  die  Stadt  Rom  bestand 
ein  Octroi  auf  Lebensmittel,  welches,  da  die 
Stadt  längst  über  ihre  Mauern  hinaus- 
gewachsen war,  an  bestimmten  Punkten  der 
aufs  Land  führenden  Strassen  erhoben  wurde. 

Diese  so  verschiedenartigen  und  auf  so 
viele  Länder  und  Stände  verteilten  Steuern 
genügten  im  allgemeinen  Jahrhunderte  hin- 
durch für  die  mit  dem  Eintritt  der  Kaiser- 
herrschaft ausserordentlich  angewachsenen 
Bedürfnisse.  Es  galt  ein  stehendes  Heer, 
das  seit  den  letzten  Jahren  der  Regierung 
des  Augustus  zum  mindesten  250  000  Mann 
stark  war,  sowie  eine  bedeutende  Flotte  zu 
unterhalten.  Mit  den  Kosten  des  Heeres 
hat  Augustus  die  neuen  Steuern,  mit  denen 
er  Itjdien  belastete,  motiviert.  Da  ferner 
das  meiste  von  dem  hinweggefallen  war, 
was  die  Aemter  der  Republik  begehrenswert 
gemacht  hatte,  wurde  es  notwendig,  für  die 
Beamten  ausreichende  Besoldungen  auszu- 
werfen;   femer   miissten,  da  die   Staatsge- 


schäfte sich  vermehrten,  zahlreiche  neue 
Stellen  geschaffen  werden.  Yon  den  alten 
Ausgaben  fiel  keine  hinweg;  insbesondere 
hat  die  kaiserliche  Regienmg  den  Pöbel  der 
Stadt  Rom  durch  Spenden  und  Vergnügungen 
noch  mehr  verhätschelt  als  die  frühere  repu- 
blikanische. Gegen  die  Aufnahme  gänzlich 
neuer  Ausgabeposten,  nachdem  einmal  die 
Ausgaben  für  das  Heer  und  die  Beamten 
stehende  geworden  waren,  sträubten  sich 
auch  die  I^ser  in  uns  übertrieben  scheinen- 
der Weise.  Die  meisten  derselben  thaten 
viel  für  Kunst  and  Wissenschaft,  aber  nicht 
so,  dass  sie  bestimmte  Verpflichtungen  über- 
nommen hätten,  sondern  in  ungeregelter 
Munificenz.  Es  dauerte  ein  Jahrhundert, 
bis  man  anfing,  für  einige  Lehrer  der  ver- 
schiedenen ModewissenschAften  feste  Jahres- 
gehälter auszuwerfen,  (Mehr  thaten  hierfür 
die  Kommunen,  worauf  hier  nicht  einge- 
gangen werden  kann.)  Eine  sozialpolitische 
Massregel,  die  eine  dauernde  Ausgabe  in  sich 
schloss,  war  die  Gewähnmg  fester  Unter- 
stützungen an  Kinder  anständiger  Eltern  in 
Italien,  aber  anstatt  diese  Ausgabe  in  den 
Jahresetat  aufzunehmen,  zogen  die  Kaiser 
es  vor,  Kapitalien  dafür  beiseite  und  sicher 
zu  stellen,  aus  deren  Erträgnissen  die  Unter- 
stützungen gezahlt  werden  sollten.  (Also 
das  Umgekehrte  der  modernen  Praxis,  die 
einmalige  Ausgaben  durch  Aufnahme  von 
Anleihen  auf  einen  längeren  Zeitraum  ver- 
teilt. Uebrigens  beteiligten  sich  auch  an 
diesen  sozialpolitischen  Ausgaben  wiederum 
die  Kommunen.)  Eine  Schöpfung  der  Kaiser- 
zeit war  die  Staatsnost ;  aber  diese  belastete 
den  Staat  finanziell  überhaupt  nicht  (oder 
nur  durch  die  Verwaltimgskosten),  da  fdles, 
was  den  Betrieb  betraf,  auf  die  Anwohner 
der  Poststrassen  abgewälzt  war  (Stellung 
der  Pferde  etc.;  eine  Wiedererweckung  der 
alten  Frondienste,  freilich  nicht  für  die  Be- 
wohner der  Hauptstadt).  —  Gestört  wurde 
das  Gleichgewicht  zwischen  Einnahmen  und 
Ausgaben  wiederholt  durch  die  masslose 
Verschwendung  einiger  meist  sehr  jugend- 
licher Regenten.  Das  gewöhnliche  Mittel, 
der  Verlegenheit  zu  steuern,  war,  da  die 
Einführung  neuer  Abgaben  oder  die  Erhöhung 
der  alten  nicht  rasch  genug  geholfen  hätte, 
ausserdem  jene  Herrscher  auch  meistens 
noch  populär  sein  wollten,  die  Konfiskation 
einiger  grosser  Privatvermögen,  deren  In- 
haber zu  diesem  Zweck  durch  Anklagen 
auf  Tod  und  Leben  beseitigt  wurden;  bis- 
weilen auch  Münzverschlechterung.  Inan- 
spruchnahme des  Kredits  war  in  solchen 
Zeiten  nattirüch  ganz  besonders  ausge- 
schlossen. Von  Cahgula  sagte  man,  dass  er 
in  Gallien,  um  sich  für  Verluste  am  Spiel- 
tisch zu  entschädigen,  einer  Anzahl  Reicher^ 
dei-en  Namen  er  der  Censusliste  entnommen 
hatte,   den  Kopf  abschlagen   inid  ihr  Ver- 
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mögen  habe  konfiszieren  lassen;  wer  hätte 
einen  Herrscher,  von  dem  man  solches 
glaubte,  zum  Schuldner  haben  wollen?  Spar- 
same R^;enten  stellten  .die  Ordnung  bald 
wieder  her  (doch  mitunter  auch  erst  nach 
Inanspruchnahme  solch  gewaltsamer  Mittel). 
Ernstlich  und  chronisch  wiu^en  die  Störungen 
seit  den  grossen  Kriegen  des  ausgehenden 
2.  Jalirhuuderts  n.  Chr.  Die  Kriege  der 
früheren  Kaiserzeit  waren  meist  Grenzkriege 
und  mit  verhältnismässig  geringem  Aufwand 
von  Kräften  geführt  wonlen.  Der  erste 
Krieg,  der,  nach  langer  Zeit,  dem  Reiche 
wiederWunden  schlug,  warder  Markomannen- 
krieg unter  Marc  Aurel.  Um  Mittel  zur 
Kriegsführung  zu  gewinnen,  soll  dieser  Kaiser 
damals  dazu  geschritten  8(nn,  massenhaft 
Pretiosen  aus  der  Schatzkammer  zu  ver- 
äussem,  die  er  übrigens  nach  dem  Fritnlens- 
schluss  zurückkaufte  (also  vielleicht  eine  Art 
Anleihe  gegen  Unterpfänder).  Auch  der 
Erbfolgekrifig  der  Jahre  193—197  n.  Chr. 
zog  das  ganze  Reich  in  Mitleidenschaft. 
Auch  düi-fte  unabhängig  von  der  Kri(^gsnot 
sich  damals  schon  die  ökonomische  Deka- 
denz des  Reiches  durch  den  Minden^rtrag 
<ler  Steuern  bemerkar  gemacht  haben.  Im 
liaufe  des  3.  Jalu-hunderts  müssen  dann  die 
immer  rascher  aufeinander  folgenden  und 
.schliesslich  j)ermanenten  Kämpfe  zwischen 
Kaiser  und  Gegenkaiser  sowie  die  Sti-eif- 
züge  der  immer  kecker  werdenden  Barbai*en 
die  Steuerki-aft  des  Reiches  gänzlich  er- 
schöpft haben.  Als  gegen  Ende  des  3.  Jahr- 
hunclerts  Diokletian  wieder  auf  längere  Zeit 
Ruhe  und  Ordnimg  schuf,  musste  das  nun 
wiederhergestellte  Reich  zur  Aufbringung 
des  immer  grösser  werdenden  Staatsbedarfs 
—  es  kamen  nun  noch  bald  die  Zahlungen 
an  die  Barbai-en  in  verschiedener  Form  hin- 
zu —  seine  Kräfte  in  einer  Weise  ansti-engen, 
die  zu  einer  Jjähraung  der  Glieder  führte. 
Die  Grundzüge  der  Steuei-ordnungen  des  4. 
Jahrhunderts  waren  im  W(\sentlichen  die 
alten:  die  Lasten  sollten  weit<T  in  erster 
Linie  durch  die  Bodenabgaben  der  Pi-ovinzen 
gedeckt  werden,  niu'  dass  Italien  seine  Son- 
derstellung verlor,  und  die  Einschätzung 
sollte  strenger  und  gerechter  sein,  —  zu 
diesem  Zweck  die  Einteilung  des  Bodens  in 
Steuerhufen  von  ungleicher  Grösse,  aber  an- 
nähernd gleichem  Ertrag,  —  und  sollte  in 
regelmässigen  Abschnitten  erneuert  werden. 
Nicht  gänzlich  neu,  wenn  auch  von  dem 
Usus  der  besseren  Zeiten  abweichend,  war, 
dass  die  Entrichtung  der  Steuern  in  Natu- 
ralien zunächst  wieder  Regel  und  die  Adae- 
ratio  Ausnalime  war.  Neu  war,  indes  nach 
Lage  der  Verhältnisse  nicht  unbillig,  dass 
der  Betrag  der  Steuer  jährlich  nach  Mass- 
gabe des  Bedarfs  festgestellt  wui-de.  Viele 
harte  Bestimmungen,  um  Ausfälle  in  den 
Steuern  zu  verhüten  und  zu  decken,  waren 


schon  vor  Diokletian  in  Geltung  getreten; 
schon  vorher  durfte  kein  Gnmdbesitzer  seine 
Oelbäume  umhauen  ohne  ausreichende  Moti- 
vienmg  oder  musste  weiter  die  Steuern 
dafür  zahlen  (Dig.  50,  15,  4,  1);  schon  vor- 
her war,  wenn  man  glaubte,  falschen  Dekla- 
rationen auf  der  Spur  zu  sein,  es  üblich 
gewesen,  die  Sklaven  des  Verdächtigen  (wie 
Im  Majestätsverbrechen)  auf  der  Folter  über 
S(*huld  oder  Unschuld  ihres  Herrn  zu  be- 
fragen. Nicht  die  Schatzungsonlnung,  son- 
dern die  drückende  Höhe  der  Grundsteuer 
und  die  Strenge,  mit  der  die  Regierung 
darauf  hielt,  dass  die  Steuer  einging,  und  die 
Rücksichtslosigkeit,  mit  der  sie  diesem 
Zweck  zu  Liebe  in  alle  privaten  Verhält- 
nisse eingriff,  hal>en  zur  Folge  gehabt,  dass 
der  Gnmdbesitz  auf  dem  Lande  und  das 
Landvolk  die  frühere  UngeViundenheit  ein- 
büsste  und  vor  Ausgang  des  4.  Jahrhunderts 
durchweg  sowohl  die  früheren  Kleinpächter 
als  die  Ackersklaven  als  Leibeigene  an  die 
Scholle  gefesselt  waren.  Das  mobile  Kapital 
wurde  vornehmlich  durch  eine  allgemeine 
Gewerbesteuer  getroffen,  die  im  4  Jahr- 
hundert aus  den  verschiedenen  bereits  früher 
bestehenden  Steuern  dieser  Art  gebildet 
worden  zu  sein  scheint;  und  hier  hat  die 
Rigorosität,  mit  der  die  Kor|X)rationen  der 
Gewerl>etreibenden  für  das  richtige  Eingehen 
der  Steuer  haftbar  gemac'ht  wurden,  zum 
Zunftzwang  geführt  So  hat  der  Steuer- 
druck, neben  anderen  Dingen,  zu  den  Vei^ 
hältnissen  hinübergeleitet,  die  wir  als  mittel- 
alterliche zu  bezeichnen  gewohnt  sind. 

Lltt«ratar:  Marquardt,  Romische  Staaturer- 
waltung,  Bd.  il :  Das  Finanzwesen  (wo  auch  die 
ganze  ältere  Litteralur  angeführt  ist).  —  Afantm- 
netif  Mimisches  Staatsrecht,  besonders  die  Ab- 
schnitte »Die  Censuru  (Bd.  ä),  und  nDie  Fnthn- 
den  und  Steuern  der  patrizisch-plebejischcn  Ge- 
nieindea  (Bd.  3).  —  Hirschfeld,  Untersuchun- 
gen auf  dem  (tebietc  der  römischen  Verwaltungs- 
geschichte.  —  Max  llVfrer,  Römische  Agrar- 
geschichle  (Abschn.  II  u.  III).  —  MHeirichf 
Beiträge  zur  Kenntnis  des  römischen  Staats- 
pächtersystems, Leipzig,  Diss.  1877.  —  Mat" 
thiasSf  Die  römische  Grundsteuer  und  das 
VectigaJrecht  (Erlangen  1S8£).  —  Cagnat,  Les 
impots  indirects  chez  les  Romains,  Paris  18S'^. 
—  Dessati,  Der  Steuertarif  von  PaJmyra,  in 
Hermen,  Zeitschr.  für  klass.  Philologie,  1884,  *•• 
486  fg.  —  V.  Ißomaszetcski^  Der  iüyrische 
GrenzzoU,  in  archäol.-epigr.  Mitteilungen  aus 
Oesterreich,  1890,  S.  1^9  fg,  —  Patsch,  Zur 
Verwaltung  des  iUyHschen  Zolles,  in  Mitteil,  des 
deutschen  archäol.  Instituts  in  Rom  189^,  S. 
192  fg.  —  Hogarth  bei  Flinders  Petrie  Koptos, 
1896,  S.  ä7  fg.  (Jieuer  Zolltarif).  —  Cicharius, 
Inschriften  aus  Lesbos  (Kataster)  in  Mitteil.  des 
deutschen  archäol.  Instituts  in  Athen,  1888,  S. 
8S  fg.  —  iril^lcew,  'AnoYQCifpciL  (Steuerprofes- 
sionen),  in  Hermes,  1893,  S.  293  fg.  —  Seeek, 
Die  Entstehung  des  Indiktionen^yHus,  Deutsche 
Zeitschrift  für   Geschiehtstcissenschafi,   1894,    f^" 
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S79  fg.  —  Derselbe,  Die  Sckatzungsordnnng 
DiokUtians,  Zeüschrijl  für  Sozial'  und  Wirt- 
9chaft6ge9chichte,  1895 ,  S.  275  fg, 

H,  Dessau, 


C.  Finanzen  im  Mittelalter. 

Vorbemerkung.  I.  Die  fränkische  Zeit  IL 
Das  Deutsche  Reich.  III.  Die  deutschen  Terri- 
torien. IV.  Der  brandenburgisch  -  preussische 
Staat.  V.  Oesterreich.  VI.  Die  deutschen 
Reichsstädte.    VII.  Das  Finanzwesen  Englands. 

1.  In  der  angelsächsischen  und  normannischen 
Zeit.  2.  In  der  Zeit  der  Plantagenet, 
Lancaster  und  Tudors.  VIII.  Das  Finanzwesen 
Frankreichs.     1.  Vom   9.  bis   15.  Jahrhundert. 

2.  Das  Finanzwesen  bis  zu  Beginn  der  Neuzeit. 

Vorbemerkniig.  Wenn  im  folgenden 
der  Vei-such  gemacht  wird,  eine  Darstellung 
der  Finanzen  im  Mittelalter  zu  geben,  so 
muss  von  vornherein  bemerkt  werden,  dass 
diese  nur  eine  kurze  und  lückenhafte  ist 
und  auch  nur  sein  kann.  Sie  kann,  schon 
des  beschränkten  Raumes  wegen,  nur  die 
Staaten,  welche  ein  allgemeineres  Interesse 
beanspruchen,  berücksichtigen  und  sie  kann 
auch  bei  diesen  nur  die  wichtigeren  Vor- 
gänge und  Erscheinungen  im  Finanzwesen, 
die  für  die  Entwickelung  desselben  von  Be- 
deutung sind,  hervorheben.  Eine  erschöpfende 
Darstellung  scheitert  schon  an  der  Lücken- 
haftigkeit des  Materials.  Das  gilt  nament- 
lich von  dem  wichtigsten  und  interessantes- 
ten Gebiete  des  Finanzwesens,  dem  St^uer- 
wesen.  Insbesondere  sind  die  Anfänge  oft 
in  undurchdringliches  Dunkel  gehüDt  oder 
ist  die  juristische  und  wirtschaftliche  Natur 
der  Steuern  nicht  sicher  zu  bestimmen. 
Die  praktische  und  theoretische  Verquickung 
des  öffentlichrechtlichen  mit  dem  privat- 
rechtlichen  Moment,  das  Fortbestehen  der 
Naturalwirtschaft  neben  den  Anfängen  der 
Geld  Wirtschaft,  das  Auf-  und  Absteigen  der 
füi-stlichen  Gewalt  mit  seinen  Folgen  für 
eine  mehr  oder  weniger  kräftige  Ausnutzung 
der  auf  Abgaben  und  Gerechtsamen  benüien- 
den  Einnahmequellen  ei-schweren  die  Be- 
liandlung  sehr.  Für  ein  koncentriertes 
Staatswesen  mit  stärkerer  königlicher  Ge- 
walt ist  die  Geschichte  der  Finanzen,  spe- 
ciell  des  Steuerwesens,  noch  leichter  zu 
verfolgen  als  für  ein  so  eigentümliches 
Staatsgebikle,  wie  es  das  alte  Deutsche 
Reich  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters 
war.  Das  Finanz-  und  Steuerwesen  der 
einzelnen  Territorien,  das  sich  vielfach  an 
die  Stelle  des  Reichsfinanzwesens  setzte, 
bewegt  sich  zwar  im  grossen  und  ganzen 
in  der  Richtung  auf  gleiche  Ziele,  aber  die 
Wege,  welche  die  einzelnen  Staaten  ein- 
schlagen,  kreuzen   sich   häufig  und  laufen 


zeitweise  oder  auch  dauernd  neben  einander 
her.  Zudem  fehlt  es  vielfach  an  genügen- 
den Vorarbeiten.  Zwar  hat  die  deutsche 
Specialforschung  schon  vortreffliche  Arbeiten 
und  wichtige  Beiträge  zu  einer  allgemeinen 
deutschen  Territorialfinanzgeschichte  gelie- 
fert, aber  das  meiste  bleibt  doch  noch  zu 
thun.  Werke  wie  die  Clamagerans  für 
Frankreich,  Dowells  für  England  können  fOi* 
Deutschland  heute  ohne  umfassende  und  ein 
Leben  ausfüllende  Arbeiten  noch  nicht  ge- 
schrieben werden.  Die  beste,  ja  die  einzig 
wertvolle  Zusammenfassung  des  vorliegen- 
den Materials  aller  wichtigeren  Länder  fin- 
det sich  in  A.  Wagners  Finanzwissenschaft, 
auf  die  wir  denn  auch  uns  vielfach  beziehen. 
Selbstverständlich  sind  neuere  üntei-suchun- 
gen,  soweit  möglich,  berücksichtigt  worden. 
Im  folgenden  sind,  wie  gesagt,  nur  die 
wichtigeren  Vorgänge  und  Erecheinungen, 
die  typischen  Momente  in  der  Entwickelung 
der  Finanzen  des  Mittelalters  behandelt 
worden.  Einzelheiten  fanden  nur  Aufnahme, 
soweit  sie  zur  Charakterisierung  der  Zu- 
stände besonders  geeignet  erschienen.  Die 
allgemeine  Geschichte  ist  niu*  da  und  dort 
gestreift  worden,  wo  es  zum  Verständnis 
unerlässlich  schien.  Vielleicht  wäre  hier 
mehr  am  Platz  gewesen;  denn  das  Finanz- 
wesen knüpft  stets  an  praktische  Bedürf- 
nisse an  und  steht  im  engsten  Zusammen- 
hang mit  den  politischen,  rechtlichen  und 
wirtschaftlichen  Verhältnissen.  Es  wird 
vollkommen  verständlich  erst  auf  dem  Hin- 
tergnmd  der  allgemeinen  Staatsgeschichte. 
Allein  die  Beschränktheit  des  Raumes  nötigt 
uns,  den  Leser  in  dieser  Beziehung  auf 
eigene  Lektüre  anzuweisen. 

L  Die  fränkische  Zeit. 

Für  das  kontinentale  Finanzwesen  des 
frühesten  Mittelalters,  von  der  Auflösung 
des  römischen  Weltreichs  bis  zur  abschlies- 
senden Teihmg  der  fränkischen  Monarchie 
und  zur  Entstehung  eines  eigenen  deutscheu 
Reichs,  genügt  die  Beti-achtung  der  frän- 
kischen Verhältnisse  unter  den  Mero- 
wingern  und  Karolingern.  Zwar  zeigt 
sich  auch  später  noch  eine  gewisse  Aehu- 
lichkeit  in  den  Finanzverhältnissen  Deutsch- 
lands und  Frankreichs,  aber  in  dem  Masse, 
in  dem  die  Zeit  fortschreitet,  treten  auch 
die  Unterschiede  schärfer  hervor. 

Es  ist  erklärlich,  dass  die  römischen 
Einrichtungen  im  Frankenlande,  wo  sie  so 
lange  alle  Verhältnisse  behen-scht  hatten, 
wie  auf  anderen  Gebieten  des  Lebens,  so 
auch  auf  dem  Gebiete  des  Finanzwesens 
gewisse  Spuren  hinterlassen  haben ;  aber  sie 
sind  schwächer,  als  man  nach  der  Stärke 
und  Dauer  der  römischen  Herrschaft  glau- 
ben soUte  —  ein  Beweis,  dass  die  ur- 
wüchsige Kraft  einer  jungen,  ganz  anders 
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gearteten  Staats-  und  Gesellschaftsordnung 
auch  ein  ganz  anders  geartetes  Finanzwesen 
erzeugen  wird.  Niu*  das  formelle,  das  finanz- 
rechtliche, erinnert  da  und  dort  wenigstens 
in  der  ersten  Zeit  noch  an  ähnliche  römi- 
sche Einrichtungen  und  an  die  leisen  Nach- 
wirkungen derselben.  Römisch  war  das 
Münzwesen  imd  das  gesamte  Zoll- 
wesen.  Neben  Wegegeldern,  Strom-  und 
Hafenzöllen,  Fähr-  und  Brückengeldern  und 
ähnlichen  Gebühren  für  Benutzung  öffent- 
licher Anlagen  gab  es  eigentliche  Zölle,  die 
als  Passierzölle  an  alten  hergebrachten  Zoll- 
stätten von  den  Wai-entransporten  (Handels- 
waren) imd  als  Marktzölle  von  allem  feilen 
Kaufe  auf  den  Märkten  zu  entrichten  waren. 
Diese  Abgaben  fielen  jedoch  bald  an  die 
Kirche,  die  Würdenträger,  die  Grundherren 
und  Grossen  des  Reichs. 

Ausser  den  Zolleinrichtungen  hatten  die 
Franken  in  Gallien  ein  ausgebildetes 
Steuersystem  vorgefimden,  das  sie  zu- 
nächst fortbestehen  liessen;  Versuche,  das- 
selbe auch  auf  die  Franken  auszudehnen, 
waren  jedoch  ohne  Erfolg.  Eigentliche 
Steuern  ertrug  der  Germane  nicht ;  nament- 
lich erschien  ihm  die  Belastung  mit  einer 
Kopfsteuer  als  Miudenmg  der  Freiheit.  Da- 
gegen kamen  verschiedene  meist  auf  dem 
Grundbesitz  ruhende  Abgaben  vor.  So  eine 
aligemeine,  als  »Land recht«  oder  »Me- 
dem«  bezeichnete  Hufenabgabe,  die  jedoch 
im  Liaufe  der  Zeit  zu  einer  Abgabe  von 
Neukulturen  wurde  und  zweifellos  mit  der 
den  Franken  eigentümlichen  Ausbildung  des 
Bodenregals,  des  idealen  Obereigentums  des 
Königs  am  gesamten  Grund  und  Boden,  zu- 
sammenhing. Sie  bestand  in  einer  Quote 
der  Erträgnisse  alles  Kulturlandes,  in  Weide- 
geldem  und  einem  Schweinezehnt.  An  ihre 
Stelle  trat  bei  den  Mainfranken  und  Ala- 
manen  eine  stuofa,  bei  den  Thüringern  der 
Schweinezins.  Weitere  staatliche  Einnahme- 
quellen bildeten  die  seit  Alters  üblichen 
Jahresgeschenke  bei  Gelegenheit  der  Reiclis- 
versamralung,  die  Tribute  uöterworfener 
oder  Subsidien  und  Geschenke  verbündeter 
oder  befreundeter  Staaten,  die  Kriegsbeute, 
alles  im  eroberten  Lande  vorgefundene 
Staatseigentum,  das  Recht  des  Königs  auf 
herrenlose  oder  erblose  Güter,  Leistungen 
der  in  den  Königsschutz  aufgenommenen 
Kirchen  und  Klöster,  die  Bussen  und  Frie- 
densgelder sowie  die  Banngelder  (Heerbann, 
Wüdbann). 

Die  bei  weitem  wichtigste  Einnahme- 
quelle war  der  überaus  reiche  Bestand  an 
Krongütern,  d.  h.  an  Grimdbesitz  des 
Königs,  der  in  seiner  Familie  ererbt,  oder 
der,  wie  bei  den  Angelsachsen  und  Longo- 
barden,.  beir&oberungen  und  Landteilungen 
an  ihn  gefallen  ist  aus  dem  er  nun  Schen- 
kungen  macht  an  alle,  die  sich  um  ihn  an 


Leib  oder  Seele  verdient  gemacht  halien. 
Dazu  bezieht  er  die  mit  dem  Grund  b^itz 
verbundenen  finanziellen  Rechte,  die  Gruüd- 
zinsen.  Hüllmann  zählt  123  Villen  der  Karo- 
linger auf.  Diese  Krougüter  wurden  teils 
unmittelbar  für  den  Hof  bewirtschaftet,  teils 
gegen  Abgaben  und  Dienste  verliehen.  Bis 
auf  Karl  den  Grossen  war  der  Sitz  der  D>- 
mänenverwaltung  in  den  Grafschaften,  und 
sie  lag  in  der  Kegel  in  den  Händen  eines 
eigenen  Domesticus,  Karl  der  Grosse  lu>te 
die  fijrongüter  ganz  aus  dem  Grafschafts- 
verbande  und  gab  jedem  Doniäoenamt  einen 
eigenen  Amtmann  (judex,  villicus,  actor)  der 
die  unmittelbare  Bewirtschaftung  des  Gute^ 
leitete  und  die  Aufsicht  über  die  zu  dem 
Hauptgut  gehörigen  Nebenhöfe,  Benefiziea 
und  Ziinsgüter  führte.  Die  üebeI^•hl^s^e 
wurden  entweder  für  die  Bedüifnisse  des 
Hofhalts  verwendet  oder  für  Heereszwecke 
aufbewahrt  oder  verkauft.  Die  Amtmänner 
unterstanden  der  Oberaufsicht  von  Königs- 
boten  und  hatten  genau  specialisierte  Jahres- 
rechnungen abzulegen.  Die  oberste  Domänen- 
verwaltung  lag  in  der  vorkarolingisdien  Zeit 
in  den  Händen  des  Domesticus,  später  in 
denen  des  Hausmeier. 

Was  sonst  an  Leistungen  für  öffentliehe 
Zwecke,  namentlich  für  Heereszwecke  er- 
forderlich war,  bildete  nur  Naturallast 
derünterthanen.  Brücken- und  Strassen- 
bauten  galten  als  allgemeine  ünterthÄnen- 
lasten.  Zum  servitium  regis  gehörte  die 
Verpflichtung,  dem  Könige  nebst  seinem 
Gefolge,  den  Mitgliedern  der  königüchea 
Familie,  den  Königsboten  und  allen  den- 
jenigen, welche  einen  speciellen  Königsbefehl 
vorweisen  konnten,  Aufenthalt  und  Unterhalt 
sowie  die  nötigen  Beförderungsmittd  zur 
Verfügung  zu  stellen. 

Gemäss  dem  bei  allen  roheren  Völkern 
vorhandenen  Zuge  zu  den  EdelmetaDea 
spielte  der  königliche  Schatz  (aerarium 
publicum)  auch  bei  den  Franken  eine  grosse 
Rolle.  Er  bestand  aus  Geld,  Kleinodien, 
Gewändern  und  Stoffen  und  befand  sich 
früher  am  Sitze  des  Köni^  seit  Karl  dem 
Grossen  ständig  in  der  Pfalz  zu  Aachen. 
Er  gilt  fast  nicht  weniger  als  das  Reich; 
immer  wird  hervorgehoben,  das6  eines  mit 
dem  anderen  erworben,  vererbt,  erobert 
worden  sei.  Bei  Teilung  des  Landes  wird 
auch  dieser  geteilt.  Er  giebt  Einfluss  und 
Macht,  auf  ihn  nicht  zum  wenigsten  stüt2t 
sich  das  Ansehen  des  Königs.  Die  grosse 
Wichtigkeit,  die  ihm  beigelegt  wurde, 
macht  es  erklärlich,  dass  wir  schon  unta^ 
den  Merowingern  einen  eigenen  K&mmerer 
oder  Schatzmeister  (thesaurarius)  finden, 
der  seine  Verwaltung  führte. 

Das  Charakteristische  der  Ein  nah me- 
wirt Schaft  lag  also  in  der  Ausbeutung 
der   Domänen    und    in   der  Erhebung  der 
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Naturalabgaben  und  sonstigen  Gefälle,  die 
d»»ni  Köuige  wie  einem  anderen  grossen 
Grundbesitzer  zuflössen,  nur  dass  seine  Be- 
amten neben  dieser  finanziellen  Aufgabe 
nocth  eine  Reihe  von  anderen  Verrichtungen, 
militärischer,  allgemein  administrativer,  po- 
liz«?ilicher  und  richterlicher  Art  zu  besorgen 
hatten.  Zwischen  öffentlichem  Vermögen  \md 
könicrlichem  Privatbesitz  ist  nach  Lage  der 
Verhältnisse  kein  Unterschied.  Der  König 
i<t  Herr  des  gesamten  öffentlichen  Ver- 
mögens ,  alle  Staatseinnahmen  gelten  als 
Einnahmen  des  Königs.  Zwar  wurde  bei 
den  Franken  ebenso  wie  bei  anderen  deut- 
schen Völkerschaften  in  der  Verwaltung 
zwischen  Krongütern  und  staatlichen  Ein- 
nahme<|uellen  unterschieden,  aber  die  Ein- 
nahmen selbst,  soweit  sie  nicht  zur  Aus- 
stattung öffentlicher  Aemter  gehörten,  flössen 
sämtlich  in  den  königlichen  Schatz. 

Aehnlich  ist  es  mit  den  Ausgaben. 

Der  ganze  primitive  Zustand  des  fränki- 
schen Lebens  musste  es  mit  sich  bringen, 
dass  eine  centralistisch  angelegte,  von  einem 
Mittelpunkt  ausgehende,  einen  grösseren 
Umkreis  von  öffentlichen  Aufgaben  lun- 
fassende  Verwaltung  nicht  vorhanden  war. 
Was  man  als  öffentliche  Ausgaben  bezeich- 
nen kann,  waren  nicht  so  fast  Staatsaus- 
gaben als  Ausgaben  des  Königs.  Der  König 
der  Merowinger  hat  für  sein  Volk  zu  sorgen, 
das  Recht  zu  handhaben,  den  Frieden  zu 
wahren;  er  unterdrückt  Uebelthaten  und 
Gewalt,  er  belohnt  Dienste  und  thut  Gutes, 
er  entschädigt  für  Verluste  im  Kriege  und 
gewährt  allen  Hülfe  und  Schutz,  besonders 
auch  der  Kirche  und  den  geistlichen  Stif- 
tungen. Das  ist  der  ganze  Umkreis  seiner 
Verpflichtungen. 

II.  Das  Deutsche  Reich. 

Wälirend  in  Frankreich  wie  in  England 
sich  nun  ein  freilich  vielfach  gestörter  und 
sehr  langsamer  Pi-ozess  der  staatlichen  Kon- 
solidation vollzog,  trägt  das  Deutsche 
Reich  von  Anfang  an  den  Keim  der  Auf- 
lösung in  sich.  Frühe  schon  und  in  dau- 
ernder Weise  geht  die  eigentliche  staatliche 
Thätigkeit  und  damit  auch  die  Ausbildung 
eines  selbständigen  Finanzwesens  auf  die 
Einzelterritorien  über.  Es  war  zum  Teil 
mit  Schuld  der  traurigen  Finanzverhältnisse 
des  deutechen  Königtums,  dass  das  Reich 
8f)  bald  in  Ohnmacht  verfiel,  und  es  hat,  wie 
gesagt  worden  ist,  Deutschland  imendlich 
viel  gekostet,  dass  ihm  seine  Kaiser  so 
wenig  gekostet  haben.  Zu  einem  geordne- 
ten und  auch  nur  einigermassen  ausgebilde- 
ten Finanzwesen,  das  den  deutschen  König 
finanziell  unabhängig  gemacht  imd  ihm  die 
Dnrchfühning  seiner  Aufgaben  gesichert 
hätte,  ist  es  niemals  gekommen. 

Auch  im  Deutschen  Reiche  ist  der  König 


finanziell  noch  ganz  abhängig  von  dem  Er- 
trägnisse der  Domänen.  Als  das  Bedürf- 
nis nach  geordneteren  Zuständen  im  Zoll- 
und  Wege-,  im  Mass-,  Gewichts-  und  Münz- 
wesen, nach  stärkerer  Ueber wachung  des 
Friedens  und  der  Rechtspflege  etc.  lebhafter 
wurde  und  die  Zahl  und  die  Aufgaben  der 
Beamten  wuchsen,  bildeten  die  Domänen 
die  Quellen,  aus  denen  dieselben  unterhalten 
lind  entlohnt  wurden;  Sehen kimgen  aus 
dem  Domanium,  oft  in  verschwenderischer 
Weise  geübt,  waren  aber  auch  das  Mittel, 
um  die  Grossen  des  Reichs  an  die  Inte- 
ressen des  Königs  zu  fesseln,  sie  zu  Leis- 
tungen zu  seinen  Gunsten  zu  vermögen  und 
Treue  und  Dienste  zu  belohnen.  Nament- 
lich entsprachen  den  Vergebun^n  an  die 
Bischöfe  und  Klöster  auch  erhebliche  Gegen- 
leistimgen  seitens  dieser,  Dienstleistimgen 
und  Beden.  Aber  auch  Verpfändungen  und 
Veräussenmgen  von  Domanialland,  zu  denen 
finanzielle  Schwierigkeiten  die  Könige  bald 
veranlassten,  da  und  dort  au(»h  Usurpatio- 
nen seitens  der  Grossen  bewirkten  empfind- 
liche Verminderungen. 

So  waren  die  königlichen  Güter  im  Laufe 
der  Zeit  sehr  zusammengeschmolzen,  war- 
fen aber  immer  noch  bedeutende  Erträge 
ab.  So  lange  sie  in  Eigenwirtschaft  gehal- 
ten wurden,  dienten  ihre  Früchte  in  ei*ster 
Reihe  zum  Unterhalt  des  Königshofes  und 
wurden  daher,  soweit  möglich,  auf  den 
Pfalzen  aufgespeichert.  Seit  dem  Interreg- 
num hörte  jedoch  die  Eigenwirtschaft  gänz- 
lich auf,  an  ihre  Stelle  traten  die  vei-schie- 
denen  Formen  der  Pacht  und  des  Leihe- 
rechts. Die  der  fränkischen  Periode  anhaf- 
tende Unfähigkeit  der  üntei-scheidung  zwi- 
schen dem  Staatsvermögen  und  Privat\'er- 
mögen  des  Königs  blieb  im  allgemeinen 
auch  im  MittehUter  noch  vorherrschend, 
doch  gab  es  Fälle,  in  denen  infolge  der 
veränderten  Verfassung  des  Reiches  und 
seiner  Teile  bereits  eine  Unterscheidung 
sich  aufdrängte.  Vor  allem  beim  Ueber- 
gange  des  Reiches  auf  ein  neues  Königshaus 
ergab  sich  die  Notwendigkeit,  die  Hausgüter 
des  letzten  Königs  von  dem,  was  er  an 
Reichsgütern  und  sonstigen  Einnahmequellen 
des  Reiches  besessen  hatte,  zu  trennen. 

Das  ausschliessliche  Recht  des  Reiches 
auf  alle  herrenlosen  Grundstücke  blieb  auch 
im  Mittelalter  bestehen.  Aber  es  wurde  in 
zweifacher  Weise  beschränkt,  einmal  d\uxjh 
den  von  der  Krone  veranlassten  oder  gedul- 
deten Ausbau  der  zum  Ackerbau  geeigneten 
Grundstücke,  dann  durch  die  Ausbildung 
der  Landeshoheit,  wobei  die  Reichsfürsten 
sich  einfach  an  die  Stelle  des  Königs  zu 
setzen  versuchten.  Das  Recht  des  Reiches 
auf  erbloses  Gut  ging  im  Laufe  des  13. 
Jahrhunderts  fast  allgemein  auf  die  Terri- 
torialherren über.    Dagegen  bildete  dieVer- 
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mögenskonfiskation,  die  nicht  nur  als  Folge 
der  Reichsacht,  sondern  auch  bei  manchen 
Verbrechen  einzutreten  pflegte,  eine  nicht 
unbedeutende  Einnahmequelle.  Sie  stand 
aber  nach  Reichsgerichtsiu:teil  dem  Reiche, 
nicht  dem  Hausvennögen  des  Königs  zu. 
Auch  die  Bannbussen  und  noch  mehr  die 
Geschenke  an  den  König  zum  Zwecke  der 
Wiedererlangimg  der  verlorenen  Gnade  lie- 
ferten reiche  Erträge. 

Eine  weitere  Quelle  der  Einkünfte  bil- 
deten die  Regalien,  *die  Rechte  des 
Königs«,  welche  finanzielle  Ausbeutimg  ge- 
statteten, wie  das  Münz-,  Berg-,  Salz-,  Ja^-, 
Fischerei-,  si)äter  das  Poslregal,  von  denen 
mau  mit  Recht  sagt,  dass  in  ihnen  die 
Rechte  eines  mittelalterlichen  Grundherrn 
und  eines  neueren  Staatsoberhauptes  gleich- 
sam ineinander  fliessen  und  dass  sie  in  der 
Finanzgeschichte  der  Zeit  nach  die  Ueber- 
gangsstufe  bilden  zwischen  dem  mittelalter- 
lichen Vorwiegen  der  Domänenwirtschaft 
und  dem  Vorwiegen  der  Steuerwirtschaft 
bei  jedem  hochkultivierten  Volke.  Zwar  hat 
der  deutsche  König  nie  die  grosse  Menge 
von  Regalien  besessen  wie  sein  westlicher 
Nachbar,  denn  der  deutsche  König  war  zu 
schwach,  um  den  Regalismus  konsequent 
auszunützen,  aber  sie  bildeten  doch  eine 
Zeitlang  wesentliche  Einnahmenuellen  und 
würden  eine  noch  grössere  Bedeutung  ge- 
habt haben,  wenn  nicht  auch  hier  die  Not 
zu  zahlreichen  Verleihungen,  Veränsserun- 
gen,  Vei-schenkungen ,  Verpfändungen,  na- 
mentlich an  die  Landesherren  und  Städte, 
geführt  hätte.  Von  besonderer  Bedeutung 
war  das  Bergwerks-  und  das  Salzregal. 
Die  finanzielle  Ausnutzung  dieser  Regalien 
bestand  in  der  Anlage  fiskalischer  Betriebe 
auf  Reichsboden  und  im  Bezug  der  Abgaben, 
die  allen  Privatbetrieben,  in  der  Regel  in 
Gestalt  eines  Berg-  oder  Salzzehnten,  zu- 
weilen aber  selbst  als  dritte  oder  halbe 
Schicht  auferlegt  wurden. 

Zum  Reichsvermögeu  gehörten  auch  die 
scliiff baren  Gewässer,  welche  durch  Aus- 
übung des  Geleitsrechtes,  durch  Ausnützung 
von  Hafen-,  Fähr-,  Brücken-  und  Mühlen- 
anlagen, und  des  Grundruhn-echts  auch  zu 
Einnahmeciuellen  wurden.  Freilich  gingen 
auch  sie,  ebenso  A\ie  die  Strassen,  allmäh- 
lich an  die  Territorialherren  über. 

Die  Zolleinrichtungen  waren  im 
wesentlichen  die  gleichen  wie  in  der  frän- 
kischen Periode.  Die  Zollverleihungen  nah- 
men immer  mehr  zu,  so  dass  die  Fürsten 
allmählich  anfingen,  die  Zölle  als  ihre  eigene 
Angelegenheit  zu  betrachten  und  nach  Be- 
lieben Zollerhöhungen  vorzunehmen,  bis  der 
Mainzer  Landfrieden  von  1235  solches  ver- 
bot. Aber  auch  dem  Reiche  selbst  wurden 
seit  dem  13.  Jahrhundert  in  dieser  Beziehung 
enge   Schranken   gezogen.     Die  Errichtung  | 


neuer  Zollstätten  für  das  Reidi  -ward  auf 
die  Reichsstädte  und  Krongüter  bescliränkt: 
im  Jahre  1234  wurde  die  Aufhebung  aller 
ohne  Genehmigimg  der  Fürsten  errichteten 
Zölle  angeordnet.  Die  Finanznot  des  Reicht^ 
führte  auf  dem  Reichstage  zu  Nürnberg  im 
Jalire  1522  zu  dem  Plane,  zur  Deckimg  der 
Reichsbedürfnisse  einen  Reichsgrenzzoll  mit 
4®/o  vom  Wert  der  eingeführten  Wareu, 
unter  Freilassung  der  notwendigen  Lebei)&- 
mittel,  zu  errichten.  Daneben  sollten  al»er 
die  zahllosen  inländischen  Zölle  bestehea 
bleiben.  Der  Plan  scheiterte  jedoch  an  dem 
Widerstände  der  Städte. 

Die  Marktgerechtigkeiten  endlich, 
die  als  Finanzquelle  wegen  des  Marktzolle:», 
der  Budengelder,  der  während  des  Markte 
verwirkten  Bannbussen  und  der  Marktge- 
richtsgefälle in  diesem  Zusammenhange  zn 
erwähnen  sind,  waren  gleich  der  Münz»* 
und  den  Zöllen  gi-össtenteils  verliehen;  nur 
wenige  befanden  sich  unmittelbar  in  den 
Händen  des  Reiches.  Eine  Einnahmei|uelle 
für  das  Reich  bildeten  sie  dann  nur  Dc>ch 
während  der  Reichstage. 

Die  ersten  Anfänge  der  späteren  direk- 
ten Staatssteuern  finden  sich  im  Deut- 
schen Reich    in   den    sogenannten   Beden 
(petitiones,  tallia,  coUectae,  stiunu  Geselioss 
u.  s.  w.),  so  genannt,  weil    sie   nicht  auf 
Gnmd  eines  Rechtsanspruchs,  sondern  mit 
Rücksicht    auf   bestimmte   vorliegende  Be- 
dürfnisse erbeten,    wegen  der  Stellung  des 
Bittenden    aber    in    der    Regel    nicht  ver- 
weigert  wurden.     Nach   dem  Vorbild  der 
grundherrlichen  Beden  übte  der  König  das 
Bederecht  in  den  Reichsvogteien  aus.    Von 
besonderer  Bedeutimg  w^aren  die  Beden  der 
Städte,  die  in  den  Reichsstädten  dem  Stadr- 
herren,  in  fürstlichen  Städten  dem  Fürsten 
in  den  unter  einer  Reichs vogtei  stehenden 
Bischofsstädten    zumeist    zur    Hälfte  dem 
König,  zur  Hälfte  dem  Bischof  zustanden. 
Einige    Städte    wussten    sich    im   8patei>?n 
Mittelalter    Freiheit    von    der    ordentlichen 
Bede  zu  verschaffen,   in   den   übrigen  abier 
blieb  diese  als  feste  Jalu^ssteuer  in  ziendich 
unveränderter  Gestalt  bis  tief  in  die  Neuzeit 
bestehen.     Bei  ausserordentlichen  Gelegen- 
heiten, namentlich  bei  Aufgeboten  zur  Reichs- 
heerfahrt   und    bei   Besuchen    des   Königs 
wurden    besondere    Beden    ausgesdirieben. 
Im  ersteren  Falle  pflegte  den  Städten  von 
vorneherein   die  Walü  zwischen  Teilnahme 
an  der  Heerfahrt  oder  Zahlung  einer  be- 
stimmten Heei-steuer  frei   zu  stehen.    Die 
Kosten  der  unentgeltlichen   Aufnahme  de> 
königlichen  Hofes,  die  zum  servitium  retns 
gehörte  und  später  nur   noch  den  Städten 
und  den  geistlichen  Fürsten  oblag,  wiinlen 
früher  durch  Natiualbeiträge   der  Bevölke- 
rung, später  durch  Steuer  (Hofsteuer)  aufge- 
bracht.    Unter  Rudolf  I.  wiurde  1274,  be- 


Finanzen  (Finanzen  im  Mittelalter) 


959 


sonders  aber  1290  eine  solche  allgemeine 
Stätltesteuer  mit  gutem  Erfolge  ausgeschrie- 
ben. Auch  unter  den  späteren  Königen 
kommen  noch  wiederholt  derartige  ausser- 
ortlentliche  allgemeine  Städtesteuern  vor. 
Bei  Besuchen  des  Königs  Hessen  sich  die 
Städte  wohl  auch  zu  besonderen  Ehrenge- 
schenken bereit  finden. 

Ausser  den  Städten  konnte  nach  der 
Reichsverfassung  das  Reichskirchengut  in 
Notfällen  zu  ausserordentlichen  Bei  hülfen 
genötigt  werden.  Eine  allgemeine  Reichs- 
steuer, zu  der  auch  die  Städte  herangezogen 
wurden,  war  schon  unter  Heinrich  I.  aus- 
geschrieben worden;  im  Jahre  1207  wurde 
auf  dem  Reichstage  zu  Quedlinbiu-g  eine 
Reichssteuer  für  das  gelobte  Land  beschlos- 
sen. Aber  da  dem  Deutschen  Reiche  jede 
geordnete  Finanzwirtschaft  fehlte,  so  wurden 
die  Städtesteuern  in  der  Regel  sofort  für 
das  nächste  lokale  Reichsbedürfnis  ver- 
wendet, besonders  zur  Rückzahlung  von 
Anleihen,  Vorschüssen,  Vei-satzgeldern  u.  s.  w., 
lind  eine  wirksame  Hilfe  vermochten  sie 
infolgedessen  nicht  zu  gewähren.  Zu  dau- 
ernden Reichssteuern  ist  es  im  Mittelalter 
nicht  gekommen. 

Der  letzte  grössere  Versuch  direkter 
Reichssteuern  fält  in  das  15.  Jahrhundert; 
er  knüpft  sich  an  den  Namen  des  »gemeinen 
Pfennigs«  und  ist  veranlasst  durch  die  Not- 
zeiten der  Hussiten-,  später  der  Türken- 
kriege. Es  ist  wohl  der  starke  Eindnick 
der  Gefahr  und  die  unabweisbare  Erkennt- 
nis, dass  bei  der  veränderten  Heeresver- 
^SRung  mit  den  alten  Mitteln  und  Dienst- 
leistungen nicht  mehr  auszukommen  sei, 
welche  das  Zustandekommen  dieser  Steuer 
bewirkte.  Freilich  war  der  gemeine  Pfennig 
nach  Veranlagung  und  finanziellem  Resultate 
mangelhaft  genug.  Er  war  ein  willkürliches 
Gemisch  von  Kopf-,  Personal-  und  Standes- 
steuem,  konnte  wegen  des  Widerstandes 
einzelner  Reichsstände  auch  nur  ungleich 
durchgeführt  werden. 

Ks  fehlte  dem  Reiche  vor  allem  auch  die 
VerwaltungSMiganisation  und  der  Kontroll- 
apparat zu  einer  solchen  direkten  Besteue- 
rung, es  fehlte  dem  Könige  an  der  Macht, 
den  Widerstand  der  Reichsstände,  Terri- 
torialherren und  Städte  zu  brechen.  Und 
doch  drängte  gerade  im  15.  und  16.  Jahr- 
hundert die  Umgestaltung  des  Wehrwesens 
und  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  zum 
Uebergang  ziu-  Steuerwirtschaft,  wie  er  um 
jene  Zeit  in  Frankreich  auch  erfolgt  ist. 
Das  Scheitern  eines  selbständigen  Reichs- 
steuerwesens ftihrte  seit  König  Sigismund 
notgedrungen  zu  einem  System  von  Matri- 
kulanimlagen.  Die  einzelnen  Reichsstände 
fibernahmen  dabei  nach  einem  Anschlage 
bestimmte  Summen,  welche  sie  sodann  auf 
ihre   ünterthanen    verteilten    oder  sich  von 


ihren  Landständen  bewilligen  Hessen.  Da- 
raus wurden  im  16.  Jahrhundert  die  soge- 
nannten Römermonate,  anfangs  als  Beihilfe 
zu  den  Türkenkriegen,  später  als  allgemeine 
Deckungsmittel  für  Reichsbedürfnisse. 

Bedeutende  Geldleistungen  bezog  der 
König  aus  Italien.  Aus  den  reichen  sicUi- 
schen  Einkünften  bestritt  Friedrich  IT.  die 
Kosten  der  Kriegfühnmg.  Die  slavischen 
Völker  hatten  bis  zu  ihrer  Einverleibung  an 
das  Reich  Tributzahlungen  zu  leisten. 
Die  Reichsfürsten  hatten  dem  Könige,  wenn 
er  in  ihrer  Provinz  Hof  hielt,  zu  den  Hof- 
tagen Ehrengeschenke  zu  überbringen,  wohl 
ein  Rest  der  altgermanischen  Jahresge- 
schenke. Dagegen  sind  die  grossen  Geld- 
leistungen, mit  denen  die  meisten  Reichs- 
abteien und  Probsteien  unter  dem  Namen 
servitium  regium  belastet  waren,  in  der 
Hauptsache  eus  Abgaben  für  den  Königsschutz 
und  vor  allem  als  Rente  aus  dem  Reichs- 
kirchengute aufzufassen.  Auch  für  die  Er- 
teilung der  Reichslehen  waren  thatsächlich, 
wenn  auch  nicht  von  Rechtswegen,  oft  recht 
erhebliche  Beiträge  zu  leisten.  Den  Juden 
hatte  das  Judenprivileg  Friedrichs  I.  von 
1157  für  die  ihnen  gewährten  Privilegien 
eine  bestimmte  Abgabe  an  die  Kammer  des 
Königs  auferlegt^  zu  der  später  noch  andere 
kamen. 

Die  Lasten,  welche  der  König  aus  den 
Reichseinkünften  zu  bestreiten  hatte,  be- 
schränkten sich  auf  den  Unterhalt  des  Hofes 
und  die  dem  Könige  obliegenden  Geschenke. 
Der  Unterhalt  des  Hofes  konnte  wohl  in 
der  Regel  aus  den  Vorräten  der  königlichen 
Pfalzen  und  dem  servitium  regis  bestritten 
werden.  Der  häufige  Wechsel  des  Aufent- 
lialtes  des  Königs  im  Reiche  sollte  diese 
Last  verteilen.  Als  Rudolf  I.  infolge  der 
Unbotmässigkeit  der  Kirchenfürsten  sich  in 
der  Wahl  seines  Aufenthaltes  vorübergehend 
auf  die  Städte  beschränkt  sah,  da  suchte  er 
durch  Ausschreibung  der  oben  erwähnten 
Hofsteuer  in  anderer  Weise  die  Last  zu  ver- 
teilen. 

Besonders  drückend  für  die  Reichsfinan- 
zen waren  die  dem  Könige  obliegenden  Ge- 
schenke, die  Schenkungen  an  Kirchen  und 
Klöster,  die  Reichsfürsten,  die  Kurie  (bei 
Kaiserkrönungen),  die  Aufwendungen  für 
Brücken-  und  Burgenbauten,  die  Kosten  län- 
gerer Kriege.  Vielleicht  hätten  bei  geregel- 
ter Finanzverwaltung  die  immerhin  nicht 
unbeträchtlichen  Mittel  des  Reiches  zur  Be- 
friedigung der  Reichsbedtlrfnisse  wenigstens 
in  normalen  Zeiten  ausgereicht;  allein  eine 
solche  felüte;  die  Einnahmen  waren  ihrer 
ganzen  Natur  nach  unsicher  und  schwankend 
und  zudem  ging  eine  Finanzcpielle  nach  der 
anderen  auf  die  Fih-sten  über,  deren  Wohl- 
wollen man  erkaufen  musste.  Was  übrig 
blieb,  verfiel  dem  jedes  Finanzwesen  zer- 
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lüttenden  Anweisuugssystem.  (Schröder, 
Eechtsgeschichte  S.  527.)  Man  lebte  durch- 
aus von  der  Iland  in  den  Mund  und  half 
sich,  wenn  es  an  barem  Geld  fehJte,  mit 
Vorschüssen,  wofür  dem  Darlehn«geber  be- 
stimmte Einnahmecjuellen  zu  seiner  Befrie- 
digung überwiesen  wurden.  Als  Kaiser 
Maxufnilian  im  Jahre  1511  den  Gedanken 
hatte,  Pabst  zu  wenlen,  da  beauftragte  er 
seinen  Rat,  bei  Jakob  Fuggor  ein  Darlehen 
von  300()()0  Dukaten  ziu*  Bestechung  der 
KardiniÜe  aufzunehmen.  Als  Unterpfand 
sollten  die  Kleinodien  des  Kaisers,  zur  Be- 
zahlung sollten  das  Hilfsgeld  des  Reiches, 
die  Abgaben  der  österreichischen  Erblande, 
die  spanischen  Jahressubsidien ,  endlich  ein 
Drittel  aller  Einkünfte  aus  der  päpstlichen 
Würde  dienen.  Die  Kleinlichkeit  der  Zu- 
stände erhellt  die  Thatsache,  dass  Kaiser 
Friedrich  III.  im  Jahre  1473  in  Augsbui^ 
festgehalten  wurde,  weil  er  den  Augsburger 
Geschäftsleuten  noch  1730  Gulden  schuldig 
war.  Bei  Schuldaufnahmen  bediente  man 
sich  entweder  der  Satzung  oder  der  Rente. 
Der  landesüblicJie  Zinsfuss  betrug  meist 
10*^.0.  Die  Auslösung  der  verpfändeten 
Finanzquelle  erfolgte  m  der  Regel  durch 
erneute  Schuldaufnahme,  in  vielen  Fällen 
unterblieb  sie  aber  auch  ganz. 

III.  Die  deutschen  Territorien. 

Ein  ähnliches  Bild  wie  das  Finanzwesen 
des  Deutschen  Reiches  bietet  das  der  geist- 
lichen und  weltlichen  Territorien  mit  Aus- 
nahme der  Reichsstädte  während  des  ganzen 
Mittelalters.  Erst  nach  dem  dreissigjährigen 
Kriege  macht  sich  infolge  der  um  diese 
Zeit  eintretenden  grossen  Verändenmgen  im 
Staatsleben  das  Steuerwesen  in  höherem 
Grade  geltend,  ohne  freilich  den  Charakter 
des  älteren  Finanzwesens  völlig  zu  ver- 
ändern. 

Auch  in  den  Tenitorialstaaten  fliessen 
die  meisten  Einnahmen  aus  dem  Grundbesitz 
des  Fürsten,  aus  den  damit  in  Verbindung 
stehenden  Gefällen,  aus  Gerichts-  und  Yer- 
waltungsgebühren,  Strafgeldern,  sodann  aus 
Regalien,  Zöllen  und  ähnlichen  Einnahme- 
quellen. Aus  diesen  Einnahmen  wird  in 
der  Regel  der  Finanzbedairf  des  Fürsten  und 
des  Staates  in  gleicher  Weise  bestritten. 
Persönliche  Dienstpflichten  und  ^N^atural- 
lieferungen  treten  ähnlich  wie  im  Reiche 
ergänzend  dazu. 

Nur  in  besonderen  Fällen  wird  eine  Yer- 
pflichtung  der  Unterthanen  zu  besonderer 
Hilfeleistung  aus  ihren  Mitteln  anerkannt, 
gewöhnlich  in  den  drei  Fällen  des  Feudal- 
rechtes:  beim  Rittersclilag  des  Sohnes,  bei 
der  Ausstattung  sich  verheiratender  Töchter 
des  Landesherren  und  bei  feindlicher  Ge- 
fangenschaft des  Füreten,  um  ilm  auszu- 
lösen.   Dazu  kommt  wohl  der  dem  Gebiete 


öffentlichen  Interesses  angehörige   Fall  d^T 
»allgemeinen    Landesnot^,     b^onders    d»?s 
Finanzbedarfs  für    Kriegszüge   und    Krie^r- 
führung,  namentlich  im  Reichsdienste,  zum 
Schutze    der    eigenen    Landesgrenzen,    zur 
Vertreibung    des    eingedrungenen    Feindes 
(A.  Wagner,  Finanzwissenschait  3.  T.  S.  fil). 
Mit   dem  Zerfall  der  alten  Wehrverfagk^uns; 
wird  das  Finanzbedürfnis  für  KriegszwfH^ke 
immer  vordringlicher.    Unter  Berufung  auf 
die  Unzulänglichkeit  der  bisherigen  Mittel 
für  diesen  öffentlichen  Landesbedarf  wendea 
sich  die  Fürsten   an  die  Stände  um  allge- 
meine Abgaben,   die  denn  auch  vereinzelt 
!  schon  im  13.  Jahrhundert,  allgemeiner  im 
14.  und  15.  Jahrhimdert,  mitunter  aber  auch 
erst  im   16.  Jahrhundert,  zunächst  freiücli 
nur  als  ausserordentliche  und  vorübergehende, 
gewälirt   wenlen.     Es   entsteht   das   Beile- 
wesen als  erste  Form  des  territorialen  direk- 
ten Steuerwesens.   Der  Ursprung  der  Boden 
ist  im  Dunkeln ;  in  der  Zeit,  in  der  sie  häu- 
figer auftreten,  tragen  sie  einen  entschietlen 
öffentlich-rechtlichen    Ohaiukter,    sind    sie 
Beihilfen  zur  Kostendeckung  von  öffentlichen 
Leistungen,    namentlich    des    Heerwej^os. 
Wie  schon  oben  erwähnt  wurde  und  wie 
aus  dem  Namen  hervorgeht,   sind  sie  ur- 
sprünglich   auf    besonderes  Ansuchen  ge- 
währt worflen,  aber  der  Name  bheb  auch 
dann  noch,  als  sie  längst  zur  Gewohnheit 
gewonlen  waren,  und  wurde  vielfach  syno- 
nym für  den  Namen  Steuer. 

Die  Beden,  die  sowohl  als  ordentliche 
wie  ausserordentliche  vorkommen,  sind  wohl 
als  direkte  Steuern  anzusehen,  sind  aber  in 
ihrem  Inhalt  je  nach  Ländern  und  Gütern 
vei-schieden.  Sie  werden  in  der  R^l  von 
den  drei  Ständen  übernommen  und  von 
diesen  nach  ihrer  speciellen  Steuerverfassjuie; 
oder  nach  ilirem  Belieben  unter  ihren  ein- 
zelnen Gliedern  aufgebracht,  häufig  jedoch 
ganz  oder  grossen  teils  auf  ihre  Hintersai^sen 
gelegt,  üeberwiegend  werden  die  Baien 
wohl  von  dem  ländlichen  Gnuidbesitz  unter 
Zugrundelegung  verschiedener  Ertragsmerk- 
male (Flächengrösse,  Hufenzahl,  Yiehstawl, 
Zahl  der  Pflüge  u.  s.  w.),  in  den  Städten 
vom  Hausbesitze  erhoben.  Doch  kommen 
auch  allgemeine  Vermögenssteuern  und 
einkommen-  und  personalsteuerartige  Ab- 
gaben vor. 

Zu  diesen  direkten  Abgaben  treten  bald 
indirekte  Verbrauchssteuern,  namentlich  von 
Wein,  Bier  imd  Meth,  und  Yerkehrsabgaben 
vom  Kauf  und  Verkauf.  Sie  kommen  ver- 
einzelt schon  im  14.  Jahrhundert,  in  grosser 
Ausdehnung  mit  Erstreckung  auf  zaUreiche 
Artikel  im  17.  Jahrhundert  vor  (Accise- 
system  in  Preussen  imd  Saclisen).  Pas 
Zoll  wesen  behält  überwie^nd  seinen  alten 
Charakter:  die  Zölle  sind  provinziale Binnen- 
zölle, Passierzölle;  nur  teilweise  entstehen 
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Grenzzölle    als    Durchfuhr-    und    Ausfuhr- 
zölle. 

Die  Richtung  zum  Steuerwesen  ist  den 
mittelalterlichen  Staaten  in  erster  Linie 
durch  die  Aenderungen  in  der  Wehrverfas- 
siing,  den  Uebergang  vom  ständischen  zum 
Soldner-  imd  später  zum  stehenden  Heere 
^? wiesen  worden.  Dazu  kommt  der  Rück- 
^Dg  der  domanialen  Einkünfte  namentlich 
im  17.  Jahrhundert,  die  Zunahme  der  Ver- 
schuldung und  das  Sinken  des  Geldwertes. 
Weniger  bedeutungsvoll  für  die  Entwicke- 
lung  des  Steuerwesens  waren  die  Aenderun- 
gen in  der  Civilverwaltung ;  doch  haben 
auch  sie  je  länger  je  mehr  einen  erhöhten 
Staatsauf^^and  verursacht.  Die  üebernahme 
zahlreicher  Funktionen  der  städtischen  Ge- 
meinden und  der  Grundherrschaften  auf  den 
Staat,  die  beginnende  Fördenmg  der  terri- 
torialen Kultur  und  Volkswirtschaft,  mit 
einem  Worte  das  Entstehen  eines  mit  Auf- 
gaben sich  füllenden,  allgemeine  Ziele  ver- 
fol^nden  Staates  und  die  Verdrängimg  der 
Naturalwirtschaft  durch  die  Geldwirtschaft 
mussten  auf  Steuern  hinführen,  wenn  diese 
zunächst  auch  vielfach  nur  vei-schleiert  in 
Regal-  und  Monopolformen  auftraten. 

IV.    Der    brandenbnrgisch-preussische 
Staat 

Im  allgemeinen  weist  das  branden- 
burgisch-preussische  Finanzwesen  dieselben 
Grundzüge  auf  wie  das  in  den  übrigen  Ter- 
ritorialstaaten. Die  Abweichungen,  die  hier 
Unmerklich  sind,  erklären  sich  aus  derVer- 
fasstmg  und  Besiedelungsgeschichte  dos  auf 
slavischem  Boden  errichteten  Staates.  >>Das 
Eroborungsprincip,  die  daraus  hervorgehende 
Behandlung  des  Grimd  und  Bodens,  der  ver- 
bleibenden Reste  der  slavischen  Bevölke- 
nmg,  die  Ansiedlungsart  der  einwandernden 
deutschen  Bauern,  die  aUgemeine  und  die 
l^esondere  Dienstpflicht  der  Ritter,  die  An- 
legung von  Biu-gen  und  befestigten  Städten 
bedingen  von  vorneherein  manche  Abwei- 
chungen von  der  Organisation  des  öffent- 
lichen Dienstes  und  der  Verwaltung,  daher 
anch  im  Finanzbedarf,  verglichen  mit  dem 
westlichen  Deutschland.  Aber  sie  gestatten 
auch  von  vorneherein  eine  andere  Einrich- 
tung der  öffentlichen  Einkünfte,  namentlich 
aus  dem  Rechtstitel  der  Landvergebung 
kraft  Obereigentums  die  Auflegung  specieller 
Kriegs-  und  anderer  Diepstpflichten  und  die 
Belegimg  mit  Zinsen,  eventnell  auch  die 
Belastung  mit  Zehnten.«  (A.  Wagner  a.  a. 
0.  S.  106  f.)  In  der  Ziiisverfassung  liegt 
flir  die  ältere  Zeit  der  Schwerpunkt  der 
Finanzen.  Die  Regierung  hat  das  Ober- 
eigentam  über  alles  Land ;  sie  vergiebt  das- 
seil^e  unter  der  Bedingung  der  Leistung  des 
Kriegsdienstes  sowie  gewisser  Fronden,  z.  B. 
des   Wege-    und   Biu-genbaues.     Auch  die 
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brandenbiu*gischen  Fürsten  beliielten  bis  ins 
13.  Jahrhundert  hinein  die  alte  Gewohn- 
heit bei,  von  einer  Burg  ziu*  anderen,  von 
einem  grossen  Domänenhof  zum  anderen  zu 
ziehen  und  die  dort  aufgespeicherten  Vor- 
räte zu  verzehren,  Vorräte,  die  ebenso  aus 
der  Administration  der  Domänen  wie  aus 
den  in  Geld  und  Naturalien  vom  städtischen 
und  ländlichen  Gnmdeigentum  stammenden 
Zinsungen  herrühren :  die  Regienmg  ist  auch 
überwiegend  im  Besitze  der  Zehnten.  Das 
sind  ihre  hauptsächlichsten  Eüikünfte,  die 
sie  teils  selbst  benutzt,  teils  zu  Lehen  ver- 
giebt. 

Neben  den  Domänen  liefern  besonders 
auch  die  Forsten  grössere  Erträgnisse.  An- 
dere Einkünfte  bezieht  der  Markgraf  aus 
den  Gerichtsgeldern,  den  Judenschutzgeldem, 
der  Münze,  dem  Wechsel,  dem  Zolle,  den 
Regalien.  Nach  dem  Landbuche  der  Kur- 
mark von  1375  betrugen  die  Judenschutz- 
gelder  gegen  5000  Thaler  heutigen  Geldes, 
die  Stendaler  Münze  wird  im  Jahre  1369 
um  5700  Mark  Silbers,  etwa  62700  Thaler 
verkauft.  Die  Zolleinnahmen  soDen  1375  in 
der  Mark  ca.  30000  heutige  Thaler  betragen 
liaben.  In  Preussen  kommen  in  dieser  Zeit 
keine  allgemeinen  direkten  Steuern  vor ;  da- 
gegen findet  sich  in  Brandenburg  im  13. 
Jahrhundert  die  Bede  als  eine  Art  allge- 
meiner Vermögenssteuer.  Sie  wurde  aber 
später  abgelöst  bezw.  durch  eine  regelmässig 
zu  zahlende  kleine  ersetzt,  und  nur  in  Not- 
fällen sollte  nocli  eine  besondere  Bede  er- 
hoben werden.  Im  14  Jahrhundert  wurden 
die  meisten  landesherrlichen  Einkünfte  ver- 
äussert oder  verpfändet,  so  dass  die  Hohen- 
zoliern  im  15.  Jahrhundei-t  die  Mark  mit 
Schidden  belastet  und  fast  ohne  Einkünfte 
nbernalmien. 

Aus  diesen  Verhältnissen  heraus  erklären 
sich  die  Versuche  der  Landesheiren  im  15. 
Jahrhundert,  wieder  zu  neuen  Einkünften, 
namentlich  zu  regelmässigen  Steuern  zu  ge- 
langen. Es  gelingt  Albrecht  Achilles,  im 
Jahre  1470  und  in  den  folgenden  nach  lang- 
wierigen Verhandlungen  mit  den  wider- 
strebenden Ständen  doch  ziemlich  regel- 
mässig sich  wiederholende,  wenn  auch 
immer  nur  für  kurze  Frist  bewilligte  Beden 
zu  erlangen.  Auch  das  Biergeld  und  andere 
neue  Abgaben  und  ZöUe  auf  Wein  und 
andere  Verbrauchsgegenstände  konnten  ein- 
geführt werden.  Die  Einkünfte  aus  den 
Domänen  und  Forsten  blieben  aber  immer 
noch  der  Schwerpunkt  der  Einnahmewirt- 
schaft oder  wurden  es  vielmehr  wieder,  nach- 
dem zahlreiche  verpfändete  oder  sonstwie 
abhanden  gekommene  Domänen  wieder  zu- 
riickerworben  woitlen  wai-en. 

Im  16.  Jahi'hundert  ändern  sich  die 
Grundlagen  der  direkten  Besteuenmg.  Zur 
Aufbringung  der  bewilligten  Gelder  wird 
Aunage.    III.  61 
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auf  dem  I^ande  ein  Hufenschoss  von  den 
bäuerlichen  Gütern  eingeführt,  eine  Art 
roher  Ertragssteuer,  bemessen  nach  dem  in 
bestimmten  Taxpreisen  ausgedrückten  Ernte- 
quantum. Dazu  kam  in  der  Mark  im  Jahre 
1550  ein  Giebelschoss.  Andere  Klassen  der 
Landbevölkerung  "^iirden  gleichfalls  mit 
festen  Schosssätzen  belegt  Die  Kataster 
waren  aber  sehr  ungleichmässig  und  blieben 
es,  trotz  einiger  Veränderungen  im  17.  Jahi*- 
hundert,  bis  in  die  Neuzeit.  Der  ritter- 
schaftliche Besitz  war  im  wesentlichen  von 
den  Steuern  befreit.  Nach  Schmoller  weist 
das  Steuerwesen  des  16.  Jahrhunderts  die 
Tendenz  auf,  die  alten  Vermögenssteuern  in 
einzelne  Objektssteuern  (vom  Kopf,  dem 
Viehbesitz,  dem  Hausbesitz,  dem  Schornstein, 
der  Hufe)  aiifziüösen.  Wie  in  anderen  deut- 
schen Territorien,  so  winl  um  diese  Zeit 
auch  in  der  Mark  die  Bierziese  eine  stän- 
dige Einrichtung  und  die  Hauptsteuer  der 
Städte. 

Doch  darf  man  sich  von  dem  Erträgnis 
der  Steuern  wie  dem  Finanzwesen  über- 
haupt keine  zu  grossen  Vorstellungen  machen. 
Von  den  ca.  100000  Gulden,  welche  in  den 
späteren  Regienmgsjahren  des  Albrecht 
Achilles  die  Einkünfte  aus  den  süddeut- 
schen und  brandenburgischen  Landen  bilde- 
ten, betrugen  die  Steuern  nur  etwa  ein 
Fünftel.  Unter  Friedrich  I.  stellten  sich  die 
Jahi^eseinnahmen  auf  ca.  30  000  Goldgiüden, 
etwa  80000  Thaler.  Sie  hoben  sich  beson- 
ders unter  Albrecht  Achilles.  Haushälterisch, 
wie  dieser  war,  brauchte  er  für  sich  und 
seinen  Hof  nur  10—11 000  Goldgulden.  Ob- 
wohl er  von  seinem  Vater  eine  MUlion 
Gulden  Schulden  übernahm  und  für  seine 
Kriege  Hunderttausende  verwendete,  brachte 
er  es  doch  dahin,  viele  Güter  zu  kaufen  imd 
einen  Schatz  von  400  000  Gulden  zu  hinter- 
lassen. Die  brandenburgischen  Einnahmen 
erreichten  unter  Joachim  I.  die  Höhe  von 
80000  Gulden,  etwa  186000  heutigen  Tha- 
lern. 

V.  Oesterreich. 

Das  Finanzwesen  Oesterreichs ,  speciell 
Niederösterreichs,  zeigt  in  vielem  eine 
den  deutschen  Territorien  ähnliche  Entwicke- 
lang.  Bemerkenswert  ist,  dass  hier  schon  im 
14.  Jahrhundert  indirekte  Abgaben,  das  soge- 
nannte Ungeld,  besonders  Getränkestenern  von 
Wein,  Bier,  Meth  als  landesfttrstliche  Steuern 
vorkommen  nnd  sich  dauernd  einbürgern. 

Das  Ungeld  war  eine  Schankstener  nach 
der  Höhe  des  Absatzes,  vom  Wirt  zu  entrichten 
und  von  diesem  auf  die  Konsumenten  in 
Form   einer   Verkleinerung    des    Masses    über- 

fewälzt.  Dazu  kamen  Aufschläge  vom  Ver- 
auf  verschiedener  Waren  und  bei  der  inländi- 
schen Produktion  von  gewissen  feinen  Luxus- 
waren (Gold-  und  Silberwaren,  kostbare  Klei- 
dungsstoffe,  Zölle  bei  der  Einfuhr  solcher 
Luzusgegenstände,     Ausfuhrzölle    von    Wein, 


Bier,    Meth,   Branntwein,   Getreide,   Vieh   und 
anderen    ländlichen    Produkten,    Fleisch    und 
Fischen,   inländische    Mauten    nnd  die    erheb- 
lichen   Einkünfte   ans    den   Salzämtem).      Lht 
grosse  Bedarf  für   die   Türkenkrie^   und  die 
anderen  zahlreichen  Kämpfe  der  usterreichiä<!heii 
Fürsten  drängten  zu  einer  Vermehrung  nnd  Er- 
höhung  dieser  Abgaben   nnd   der   Zölle.     8eit 
dem  16.  Jahrhundert  bürgern  sich  direkt<e  lan- 
desfürstliche  Steuern  ein:  in  ausserordeDtlichen 
Notlagen    mussten    auch    besondere    Steoem. 
j  ^Türkensteuem",  aushelfen.     Die   regelmäsj^i^ 
direkte    Steuer   trug    in    Niederösterreich   dtn 
Namen    Kontribution    und   war   ihrem    We<en 
nach   eine  Grundertragsst«uer  mit  einem  Nor- 
malsatz  (seit  1542)  von  1  %  ^^  GältanschJig» 
von    dem  Erträgnis   des   landschaftlichen    mid 
IVs^o  ^^^  ^^^  ^^  unterthänigen  Grundbesitzes. 
Im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  wurde  das  Er- 
trägnis dieser  Steuer  erheblich  (von  20(ÄX>  aaf 
löü  (XX)  Gulden  und  mehr)  gesteigert  und  dieni«^ 
in  Friedenszeiten   meist   zur  Heimzahlong  der 
von  den  Standen  übernommenen  Schulden.    Von 
weiteren   direkten  Steuern  sind  zu  erwähnen: 
Die  Urbarsteuer,    der   sogenannte   Haosgnlden. 
mit  bestimmten  Sätzen   von  jedem  Haus  und 
bewohnten  Gut  in  Städten,   Märkten  und  aof 
dem  Lande,  die  Leibsteuer,  eine  Ende  des  16. 
Jahrhunderts    aufgehobene    Kopfsteuer.      IHe 
ausserordentlichen   Türkensteuem    waren  teils 
klassifizierte    Vermögens-     und     Einkommen*, 
teils  Standes-,  Personal-  und  Kopfstenem. 

In  Böhmen  zeigt  das  Einnahme wesen 
ungefähr  die  gleiche  Gestalt.  Auch  hier  reicht 
das  Einkommen  ans  Landgütern,  Bergwerken, 
aus  Zinsen,  Re^^alien  nnd  Ungeld  infolge  der 
wachsenden  Knegskosten  nicht  mehr  ans,  .«o 
dass  ebenfalls  seit  Anfang  des  16.  Jahrhnnderts 
direkte  Steuern^  als  deren  bedentendste  eine 
direkte  allgemeine  Vermögenssteuer,  ungefähr 
nach  dem  Muster  der  städtischen  Vermögen«- 
steuern,  und  an  deren  Stelle  seit  1567  eine  zu- 
meist auf  den  Bauern  lastende  Uausstener  er- 
scheint. Seit  dem  16.  Jahrhundert  bürgern 
sich  auch  die  Tranksteuem,  namentlich  die 
Biersteuer  ein;  an  Stelle  der  alten,  vielfach 
auch  hier  an  Adel  und  Kirche  gekommenen 
Lokalzölle  treten  neue  Grenzzölle,  vornehmlich 
in  der  Form  von  Ausfuhrzöllen,  auf.  Gindely 
veranschlagt  die  Vermehnmg  der  Steuerein- 
nahmen seit  Ferdinand  I.  bis  zur  Zeit  des 
30  i ährigen  Krieges  auf  das  Vierfache.  Um 
1615  betrug  die  ganze  Steuereinnahme  420407 
Schock  böhmische  Groschen  =  840814  Thaler, 
von  denen  ungefähr  Vr— V*  ^^^  die  Verbranchs- 
stenem,  das  andere  auf  die  direkten  Abgaben, 
z.  B.  163366  auf  die  Unterthanenstenem,  40625 
auf  die  Städte,  «4203  auf  die  eigne  Steuer  der 
oberen  Stände,  14000  auf  die  Kapitalisten,  9ltiO 
auf  die  Judensteuer  entfielen.  Mit  Interesse 
erkennt  mau  übrigens,  dass  das  Wadisen  der 
Ausgaben  nicht  nur  zur  Erhöhung,  sondern 
auch  zu  einer  allgemeineren  Vertälong  der 
Steuern  führt. 

Auch  in  Schlesien  vollzieht  sich  der 
Uebergang  vom  Domänen-  und  Regalienwesen 
zur  Steuerwirtschaft  im  16.  Jahrhundert  unter 
dem  Antrieb  der  gleichen  Bewegkraft,  nämlich 
der  Türkenkriege.  Im  übrigen  zeigt  die  Ent- 
wickelung  viel  den  böhmischen  Zustanden  Ana- 
loges.    Die  Schätzung,   im   wesentlichen  eine 
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Ertrag^teuer  vom  Grundeigentum,  eine  Bier- 
Steuer  und  ein  neuer,  wie  in  Böhmen  zumeist 
als  Ausfuhrzoll  veranlagter  Grenzzoll  bildeten 
die  Hauptsteuem,  neben  denen  je  nach  den 
Bedürfnissen  noch  Verkaufssteuem  von  ver- 
schiedenen Verbrauchsgegenständen  erhoben 
wurden.  Die  Ende  des  16.  und  Anfang  des  17. 
Jahrhunderts  üblichen  40—50  Promille  der 
^batzung  ergaben  ca.  3—400000  Thaler.  um 
1620  ertrug  die  Schätzung  mit  80  Promille  ca. 
H60  000  Thaler,  die  Biersteuer  ca.  89200,  der 
Grenzzoll  im  Jahre  1608  ca.  50000  Thaler,  so 
dass  also  die  Hauptsumme  der  Abgaben  durch 
die  direkten  Steuern  aufgebracht  wurde. 

VI.  Die  dentschen  Reichsstädte. 

Der  Zustand  des  Deutschen  Reiches  be- 
ioinstigte,  wie  erwähnt,  den  Uebergang  der 
Öffentlichen  Aufgaben  vom  Reiche  an  die 
Territorialgewalten.  So  wurde  auch  das 
Finanz-  und  Steuerwesen  Landes-  und  Städte- 
iingelegenheit.  Seine  Ausbildung  musste  da 
am  frühesten  erfolgen,  wo  sich  die  öffent- 
liche Thätigkeit  am  frühesten  und  stärksten 
entwickeln  konnte,  in  den  Städten,  nament- 
lich in  den  mächtig  aufstrebenden  freien 
Reichsstädten.  Hier  erzeugte  das  Zusammen- 
wohnen einer  für  jene  Zeit  bedeutenden 
^[enRchenmenge  das  Bedürfnis  einer  tiefer 
t'ingreifenden  öffentlichen  Ordnung.  Die 
Notwendigkeit,  sich  nach  aussen  zu  be- 
liaupten,  der  Drang,  die  alte,  nun  drückende 
Herrschaft  der  ehemaligen  Stadtherren  ab- 
zuschütteln und  das  Gebiet  zu  erweitern, 
der  Bau  öffentlicher  Gebäude,  der  Kirchen, 
Rathäuser,  Kaufhäuser,  die  durch  den  leb- 
liafteren  Verkehr  bedingte  Sorge  für  Strassen 
und  Brücken,  Ausgaben  für  den  Erwerb  von 
Hoheitsrechten,  für  Bestätigung  von  Privi- 
legien, für  Gesandtschaften,  für  Silberkauf, 
B^mtenbesoldungen  etc.  —  alles  das  musste 
hier  frühzeitig  ein  höher  entwickeltes  Finanz- 
wesen erzeugen,  namentlich  in  jenen  Städten, 
•leren  Allmendbesitz  zu  gering  war,  um 
solchen  Anforderungen  zu  genügen.  Hier 
waren  auch  die  oben  erwähnten  Vorbe- 
dingungen des  Steuerwesens,  nämlich  ein 
höherer  Grad  der  Geldwirtschaft  und  ein 
gewisser  Ueberschuss  der  Privathaushalte 
schon  im  13.  Jahrhundert  gegeben.  Hier 
entwickelte  sich  in  dem  engeren  Rahmen 
eines  lebendigen,  thätigen,  auf  Solidarität 
der  Interessen  gegründeten,  von  den  Bür- 
gern in  seiner  Ntltzlichkeit  anerkannten  Ge- 
meinwesens auch  zuerst  ein  Gemeinsinn. 
Hier  konnte  die  Idee  der  Steuerpflicht  ge- 
j,'enüber  der  öffentlichen  Gewalt  zuerst  ent- 
stehen; hier  werden  auch  die  Steuern  zu- 
*^rst  um  des  öffentlichen  Wohles  willen  er- 
hoben und  unterscheiden  sich  wesentlich 
von  den  rings  umher  vorkommenden  Ab- 
gaben und  Zinsen.  Auf  dem  kleinereu 
Territorium,  dessen  Zustand  gleich  weit 
entfernt  von  der  Zerrissenheit  des  platten 


Landes  wie  von  der  verw^irrenden  Anhäufung 
der  modernen  Grossstädte  wai*,  konnte  auch 
eine  geordnete  Finanz  Verwaltung  durchge- 
fülirt  werden.  Die  Erhebung  der  Ver- 
brauchssteuern sowohl  wie  der  Vermögens- 
steuern wui-de  dadurch  erleichtert. 

Die  städtischen  Einnahmen  ent- 
sprangen zTim  Teil  denselben  Quellen  wie 
die  der  übrigen  Tenitorialherrschaften.  Fast 
alle  grösseren  Städte  hatten  Einnahmen  von 
eigenem  Grundbesitz,  Ei-ti-ägnisse  von  der 
Stadtallmend ,  sowohl  von  der  innerhalb 
der  Stadt  gelegenen,  für  deren  Benutzung 
und  üeberbauung  bedeutende  Abgaben  ent- 
richtet werden  mussten,  als  auch  von  den 
ziu-  Stadt  gehörigen  Dörfern  und  Grund- 
stücken. Sodann  bezog  die  Stadt  Bussen 
und  Gerichtsgefälle  und  gebührenartige  und 
privatwirtschaftliche  Einnahmen  von  ver- 
schiedenen städtischen  Anstalten,  wie  der 
Wage,  dem  Krahn,  dem  Kaufliaus,  dem 
Ziegelliaus,  dem  Weinkeller,  den  Markt- 
buden, der  Münze.  Dazu  kamen  Bürger- 
aufnahme- und  Judenschutzgelder.  Auch 
mussten  in  manchen  Städten  die  Handwerke 
Abgaben  an  die  Stadt  leisten,  so  bei  der 
Aufnahme  in  das  Amt,  für  Benutzung  der 
Verkaufsstellen,  aber  auch  Strafgelder  und 
dergleichen.  Aber  der  Hauptteil  der  regel- 
mässigen Einnahmen  entfiel  doch  bald  und 
allenthalben,  wenigstens  seit  dem  14.  Jahr- 
h\mdert,  auf  die  Steuern. 

Das  Steuerwesen  der  deutschen 
Reichsstädte  ist  nun  weit  entfernt  ein  ein- 
heitliches zu  sein,  wenn  auch  nachweisbar 
einige  Grundzüge  demselben  gemeinsam 
sind,  wie  sich  dies  ja  bei  den  regen  Be- 
ziehungen der  Städte  unter  einander,  den 
gewohnten  gegenseitigen  Entlelmungen  und 
Nachahmungen  ihrer  Einrichtungen  voraus- 
setzen lässt.  Gemeinsam  ist  dem  Steuer- 
wesen der  mittelalterlichen  Städte  das  Vor- 
kommen der  sogenannten  direkten  wie  der 
indirekten  Steuern. 

unter  den  direkten  Ste\iern  finden  wir 
fast  allenthalben  eine  Vermögenssteuer, 
die  unter  verschiedenen  Namen  als  Schoss 
(Hamburg),  Schätzung  (Mainz),  Bede  (Frank- 
furt a.  M.),  Geschoss  (Dresden),  Stallgeld 
(Strassburg)  auftritt.  Der  Schoss  oder  diese 
Vermögenssteuer  musste  zumeist  von  dem 
ganzen  Vermögen,  von  liegender  und  fehren- 
der  Habe,  Nutz-  und  Erwerbsvermögen, 
entrichtet  werden.  In  den  Hansestädten 
wimle  dabei  zwischen  Vorschoss  und  eigent- 
licher Steuer  unterschieden.  Der  Vor- 
schoss wurde  von  der  fahrenden  Habe,  ge- 
nauer gesprochen  von  dem  gewöhnlichen 
Hausrat,  in  einem  festen  kopfsteuerartigen 
Betrage  entrichtet,  von  dem  übrigen  ver- 
mögen aber  wurde  eine  nach  den  Verhält- 
nissen wechselnde  Summe  erhoben.  Ganz 
ähnlieh  forderte  man  in  Mainz  neben  der 
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prozentualen  Schätzung  einen  festen  Herd-  i 
Schilling  von  einem  halben  Gulden  pi-o 
Haushaltung.  Auch  in  Nürnberg  erhob  man 
einen  Vorschoss  und  eine  eigentliche  Ver- 
mögenssteuer. Im  einzelnen  ist  aber  die 
Vermögenssteuer  hier  wie  in  Frankfurt  a.  M. 
feiner,  man  möchte  sagen,  moderner  aus- 
gebildet. In  Ntirnberg  wurde  im  15.  Jahr- 
hundert zwischen  den  Arten  des  Vermögens 
imterschieden.  Von  Leibgeding  und  Kai)ital- 
zinsen  wurde  eine  höhen»  Steuer  erhoben 
als  von  demjenigen  Vermögen,  welches  in 
fahrender  Habe  bezw.  in  g(»werblichen  und 
kommerziellen  Unternehmungen  angelegt 
war.  Das  letztere  zahlte  1  ^3^/ o,  Leibgeding 
8^3,  Kapitalzinsen  16-.3®'o.  Sicherlich  wai- 
bei  dieser  Unterscheidung  eine  rohe  ökono- 
mische Vorstellung  von  der  gnteseren  Ijcis- 
timgsfähigkeit  der  beiden  zuletzt  genannten 
Kategorieon  massgebend.  In  Frankfurt  a.  M. 
^war  nach  der  Bedeortlnung  von  1475  der  | 
Ste\iersatz  für  fahrende  Hal)e  mit  1,4,  für 
I^eibgeding  4,6H,  für  Einkommen  aus  Gnmd- 
zinsen,  HiUiserrenten,  Erbhnhegc^fällen,  Ge- 
rechtsamen u.  s.  w.  mit  9,26  °/o  festgesetzt 
In  Dresden  wunle  der  ursprünglich  als  Ver- 
mögenssteuer erhobene  Geschoss  im  15.  Jahr- 
hundert zu  einer  auf  dem  Hausl)esitz  liegen- 
den ReaUast,  während  die  Nicht- Hausbesitzer 


einer  sogenannten  Bürgersteuer,  wohl  einem 
Kopfgeld  von  massiger  Höhe,  unterworfen 
wunlen.  In  besonderen  Fällen  aV»er  grifi 
man  auf  die  allgemeine  VennögenssteuLr 
zurück.  Uebrigens  zeigen  die  noch  erhiüteueu 
Schossregister  vei*schiedener  Städte,  da<i?  «> 
auch  damals  recht  beträchtliche  Vermi^en.-^ 
verschiedenheiten  gab.  Verschiedentlich  sin4 
kleine  Vermögen  von  den  Steuern  befreit: 
aber  auch  als  Belohnung  treuer  Dienste  ohi 
aus  besonderen  Privilegien  kamen  Steuer^?- 
freiungen  vor. 

In  Fällen  eines  besonderen  Geldtelarfx 
so  bei  kriegerischen  Ausrüstungen,  drück»  11- 
den  Schuldenlasten  und  dergleichen,  schritt 
man,  abgesehen  von  der  nachher  zu  h- 
wähnenden  Benutzung  des  Kredits,  zur  Er- 
höhung des  Schosses  oder  einer  unter  ver- 
schitxienen  Namen  vorkommenden  Znsatz- 
oder Ergänzungssteuer.  In  Hambui^g  wurde 
zu  diesem  Zwecke  eine  »Kontribution:  K- 
nutzt,  die  seit  ungefälir  der  Mitte  des  l»i. 
Jahrhunderts  häufig  wiederkehrt,  eine  Steuer 
gleichfalls  vom  Vermögen  in  der  Regel  mit 
^2,  mitunter  mit  *4  und  1  ^.'0,  ausnahrc>- 
weise  auch  einmal  mit  5*^-o.  Nach  den  Zu- 
sammenstellungen von  Stieda,  dem  wir  hier 
zumeist  folgen,  betrugen: 


in  den  Perioden 


die  Gesamteinnahmen  der 

Stadt  Hamburg 

überhaupt    |    pro  Jahr 


der  Schoss 
überhaupt     ;  pro  Jahr 


die  Kontribution 
überhaupt       pro  Jahr 


1461—96 

1497—1521 

1522—62 


3239518 
1  981  477 
9619920 


89986 

79259 

234  632 


662  310 

423  184 

1  320  lOI 


18396 
16947 
32197 


83134 
I  353  «39 


J004 


Interessant  ist  zu  bemerken,  dass  der 
Schoss  im  14.  Jahrhimdert  ziuiimmt  und 
eine  immer  grcissere  Quote  der  (Tesiuntein- 
nahme  ausmacht,  im  Jahn^  lBr)0  18,0, 
1356  40,8,  1372  60,0,  1374  61,8,  1379 
60,2,  1387  noch  42,5  "/o  der  Gesamtein- 
nahmen. Von  da  an  wächst  er  zwar  noch 
absolut,  geht  aber  relativ  ziu'ück ;  er  lieforte 
am  Ausgange  dos  15.  Jahrhunderts  20  ^/o 
der  gesamten  Einnahmen,  in  den  beiden 
ersten  Jahrzehnten  des  16.  Jahrhunderts 
21%,  um  die  Mitte  desselben  nur  noch 
14®/o.  Rechnet  man  die  gleichzeitig  er- 
hobene Kontribution  dazu,  so  ergjib  diese 
direkte  Besteuerung  1497 — 1521  ca.  26%, 
1522—1562  28%  aller  Einnahmen,  also 
wieder  eine  erhebliche  Steigening  gegen 
das  Ende  des  15.  Jahrhunderts.  Eine  ähn- 
liche BewegTuig  der  direkten  Besteuenmg 
findet  sich  in  Hildesheim,  wo  der  Schoss 
am  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  43 "-0,  in 
der  Mitte  nur  noch  22%  der  Einnahmen 
ergiebt,  und  in  Fmnkfurt,  wo  die  Bede  am 
Anfang  des  15.  Jahrhunderts  ca.  21  %  ab- 
warf. 


I  In  Köln  allerdings  scheint  der  kScho?3 
|Ende  des  14.  Jahiiiunderts  versch^ninden 
:  zu  sein.  Auch  die  Natur  dieses  Schosi^es  ist 
'  nicht  ganz  klar.  Vorübergehend  wimle  ein 
anderer  Schoss  (1371)  erhoben,  über  dt^^n 
Veranlagung  auch  nichts  bekannt  ist.  Lta- 
^Qgen  ist  sein  Erträgnis  bekannt  und  üb  r- 
rascht  durch  seine  Hohe ;  denn  dieser  Sohi^^^ 
lieferte  \m  einer  Gesamteinnahme  der  Stallt 
von  382  363  Rmk.  175  348  Rmt.  i^ler 
45,9  %.  Diese  Steuer  wurde  nur  einmal  er- 
hoben; der  durch  ihre  Nichterhebung  ini 
folgenden  Jahre  entstandene  Ausfall  wuple 
duivh  Konfiskation  des  gesamten  Vermrip^n< 
der  vertriebenen  Weber  seitens  der  Ge- 
schlechter gedeckt.  Neue  Einnahmen  ver- 
'  schaffte  man  sich  hier  durch  die  Zulas>mi|: 
der  Juden  im  Jahre  1372  und  die  von  (lies<^n 
gezahlten  Schutzgelder.  Die  Juden  standen 
gleichmässig  unter  dem  Schutz  des  Erz- 
bischofs und  der  Stadt  und  bezahlten  fiir 
die  Erlangimg  desselben  und  ihrer  Sonder- 
rechte beiden  Teilen  ein  Aufnahme-  und  ein 
jährliches  Schutzgeld.  Das  erstere  betni^ 
1372/73     10  682    Rmk  ==    2,8%,    13S4-<^ 
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17  040  Hmk.  =  5,1  S  der  Gesamteinnahmen. 
Der  nach  dem  Vermögen  erhobene  jährliche 
Judenschoßs  erbrachte  dagegen  nur  eine  ge- 
ringe Summe.  Im  übrigen  hat  Köln  seine 
Plnanz Wirtschaft,  abgesehen  von  den  verhält- 
nismässig geringen  Einkünften  aus  Bussen, 
<  rebühren  füi"  Bürgeraufnahmen,  Zinsen  vom 
städtischen  Immobiliarbesitz,  von  jeher  auf 
indirekte  Steuern  gestützt,  auf  die  Belastung 
de^  Lebensmittelsverbrauchs  imd  die  fiska- 
lische Ausnutzimg  von  Handel  imd  Ge- 
werbe. 

Der  eigentliche  Schoss,  also  die  regel- 
mässipr  oder  häufiger  erhobene  Yermögens- 
Ik^zw.  Kopfsteuer  wurde  natürlich  in  den 
einzelnen  Städten  nicht  in  gleicher  Höhe 
erhoben.  Nach  den  Zusamnienstelhmgen 
Stiedas  betrug  der  Schoss 

im  Jahre  in  der  Stadt  %  des  Vermögens 

libO  Hamburg  o,3 

1546  „  o,5 

1388  Braunschweig  2,1 

1404-6  „  0,5 

1376  Lübeck  o,«; 

UIÜ  ,  0,37 

14(U— 31  Hüdesheim  0,78 

1499  Leipzig  025 

1502—6  „  I 

1488.  1502  Dresden  i 

1^6  „  0,83 

1487  Mamz  i 

1^'2  ^  1,5 

13(i<) — 70  Nürnberg  3,3 

1427  „  1,66 

1475  Frankfurt  a.  M.            1,4 

In   Strassbui'g   war   die    direkte   Haupt- 
Steuer   das  sogenaimte  Stallgeld,    eine  Ver- 
mOuensstouer,   deren  Name   davon  henfihrt, 
'lass   die  Bürger   veqjflichtet  waren,    nach 
iiiron     Vermögens  Verhältnissen    Pferde    für 
«Imi   städtischen  Dienst  zu  halten.     Um  die 
Mitte   des   15.  Jalirhunderts   war  das    Ver- 
hältnis   so,   dass    l)ei   400  i:    Vermögen    ^,'2 
Pferd,  bei  800   1  Pferd,  bei  2000   1  Hengst, 
»•ei  3'X)0   1  Hengst  und    1  Pferd,  bei   4000 
2  Hengste  11.  s.  w.  zu  halten  waren,  so  dass 
<iie  Abgabe,    da    der  Wert   eines   Hengstes 
auf  10  Pfund  berechnet  war,  im  D\irclis(jhnitt 
^2^.0    l>etrug.     Kleinodien,    Schmucksachen 
mussten    für    Bargeld    in    Ansatz    gebracht 
werden ;   Leibgeding  war   nach  seinem  Ka- 
pitalwert, Lehen   und  Wittum   zum   halben  j 
Werte  anzuschlagen.    Frei  war  der  Hausrat 
niit  Ausnahme    (lesjenigen    der  Wirte    und  1 
1^'wler.    Statt  des  Pferdehaltens  konnte  auch' 
"ine  (ieldabgabe,  der  sogenannte  Zusatz  ge- 
i:elH»n  werden,  wobei  1  Hengst  zu  10  Pfund  1 
'•iivehnet  wurde.  Später  wm-de  das  Stallgeld  ' 
(auch  Schätzung  genannt)  erh(")ht  nnd  auch 
von  kleineren    Vermögen   erhoben.     In   be- 
^»n<leren    finanzit^llen    Notlagen,    z.    J^.    im 
•lahre  1429  wurde  ein  besonderer  ^Wochen- 1 
l'f<^nnig'c     eingesannnelt ,     vermutlich     eine 
K(.[ifsteuer. 


Neben  den  direkten  Steuern  spielten  die 
A u  f  w^ an d  -  und  speciell  die  Y e r b rau c h s - 
steuern  eine  grosse  Rolle,  eine  oft  grössere 
als  die  Schätzungen.  In  Strassb\irg  waren 
sie  die  wesentlichsten  Steuern;  unter  dem 
Namen  »üngeld«  und  »Zölle«  kommen  sie 
schon  frühzeitig  vor.  Im  14.  Jahrhundert 
musste  jedermann  in  Strassbm*g  jährlich 
schwören,  das  Ungeld  zu  entricYiten.  Be- 
sonders bemerkenswert  ist  die  hier  schon 
frfdizeitig  auftretende  allgemeine  A(;cise  vom 
Gix)sshandel.  Von  den  in  dem  städtischen 
Kaufhause  en  gi-os  zum  Verkaufe  gelangen- 
den Waren  aller  Art  hatten  in  der  Regel 
sowohl  der  Verkä\ifer  wie  der  Käufer  recht 
erhebliche  Abgaben  zu  leisten.  Die  Be- 
nutzung des  Kaufhauses  als  Niederlage-  und 
Verkaufsort  war  ursprünglich  zwangsweise 
vorgeschrieben  zum  Zweck  der  Erleichterung 
und  Sichenmg  der  Gefällerhebung.  Dass 
diese  Gefälle  in  der  That  Steuern  und  nicht 
nur  Gebühren  für  Benutzung  des  Kauf- 
hauses waren,  geht,  abgesehen  von  ihrer 
Höhe,  auch  daraus  hervor,  dass  die  Abgaben 
auch  später,  als  d(M-  Kaufhauszwang  niclit 
mehr  im  früheren  Umfang  bestand,  noch 
forterhoben  w^urden.  Daneben  kamen  noch 
mancherlei  Zölle  von  Waren  vor,  w^elche  zu 
Wasser  und  zu  Lande  ein-,  aus-  imd  dureh- 
gefülu-t  wurden.  Von  Brot  und  Melü  wii-d 
ein  Älahlgeld,  vom  Wein  ein  Weinung(»ld  er- 
hoben. Das  Weinungeid  traf  im  15.  .Jahr- 
hundert die  Wirte  und  alle  diejenigen, 
welche  Wein  in  den  Keller  eiidegten,  nach 
Massgabe  der  eingekellerten  Mengen.  Statt 
des  Weinungeides  konnte  auch  eine  Ab- 
findung mit  8  Schilling  l'fenn.  für  jede 
>opferbaro«  Pei-son,  die  sogenannte  Ordnung, 
entrichtet  Averden.  Erwähnung  verdienen 
auch  die  in  Strassburg  schon  im  15.  Jahr- 
hundert vorkommenden  Vei*suche  mit  Ver- 
kauf und  Verpachtung  (unzehier  Tinbeciuem 
zu  erhebender  Gefälle.  Um  die  Wende  des 
15.  Jahrhunderts  hatte  die  Stadt  Strassbui-g 
auch  den  Handel  mit  Salz  und  Eisen  mono- 
polisiert. 

In  Köln  machte  die»  indirektt»  Besteueiiuig 
den  Anfang  mit  Verzehrungssteuern ,  Auf- 
schlägen auf  Wein,  Malz,  Bier,  Mehl  mid 
Brot,  Salz,  Fleisch  und  dem  Tonnenpfennig  von 
gei-äuchertc^n  und  gesalzenen  Fischen,  also 
Steuein,  die  auch  in  unserem  Jahrhundert 
noch,  abgesehen  vom  Tonnenpfennig,  einen 
wesentlichen  Teil  der  städtisc^hen  P^innahmen 
bilden.  Stieda  bennrlinet,  dass  diese  Steuern 
in  Köln  137172  20,1  ^0  aller  Einnahmen 
(77  383  Rmk.),  1392.93  27«o  (12G0:)1  Rmk.) 
lieferten.  Die  weitere  Entwickelung  fülul;« 
zu  einer  umfangreichen  Erhebung  von  Ge- 
bühren für  Benutzung  städtischer  Wrkehrs- 
iuvstitute,  des  Kaufhauses,  der  städtischen 
Standplätze  und  Verkaufsstellen,  dcT  Wage, 
Krahnen   u.   s.   w.     Bei    d(»n   Ix^bensmittel- 
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steuern  waren  aUe  Einwohner  l)eteilip:t,  Ein- 
heimische wie  Fremde,  bei  den  Abgaben 
ffir  Benutzung  der  Verkehrsinstitute  scheint 
man  vorwiegend  die  handeltrtnbenden  Frem- 
den belastet  zu  haben.  Diese  Abgaben 
brachten  im  Jahre  1371 '72  79670  Rmk.  =r 
7,7,  im  Jahre  1392  93  73  953  Rmk.  --  15,9^/0 
aller  Einnahmen  auf.  »Es  ist  unverkenn- 
bar,« sagt  Stieda,  »wie  man  in  den  zwei 
Jahrzehnten  das  indirekte  Abgabensystem 
auszubilden  sich  bt^mühte  imd  ihre  Erträge, 
danJi  offenbar  der  zunehmenden  Bevölkerung 
und  der  sie  vergrössernden  Bevölkerung,  zu 
steigern  wusste.'^  Allenlings  hätte  man, 
da  der  Schoss  seit  Anfang  des  14.  Jahi-- 
hunderts  fehlte,  nicht  bestehen  können, 
wenn  man  nicht  Schulden  aufgenommen 
hätte. 

In  Dortmund  führten  die  grossen  An- 
sti-engungen  zur  Behauptung  der  städtischen 
Sicherheit  und  Souveränität,  zum  Erwerb 
von  Gütern  und  die  Fehde  mit  dem  Era- 
bischof  von  Köln  und  dem  Grafen  Engel- 
bert III.  von  der  Mark  (1388  89)  zur  Auf- 
nahme erheblicher  Schulden,  zu  deren  Ver- 
zinsung und  Rückzahlung  die  Erhöhung  des 
schon  im  13.  Jahrhundert  vorkommenden 
Schosses  von  Immobilien  und  wahi'schein- 
lich  auch  Renten  nicht  entfernt  ausreichten. 
Man  schritt  daher  im  Jahre  1391  auch  zur 
Einführung  einer  Accise.  Diese  bestand 
darin,  dai^s  bei  jedem  Verkauft»  von  dem 
Scliüling  ein  Vierling  =  ^  48  des  Wertes 
entweder  vom  Käufer  oder  vom  Verkäufer 
oder  beiden  zusammen  je  nach  ihrem  Ver- 
hältnis zur  Stadt  gegeben  werden  sollten. 
Frei  von  dieser  Verkaufssteuer  waren  die 
Gegenstände  des  tägli(»hen  Verkehrs  mit 
Ausnahme  von  Rindern,  Schafen,  Schweinen, 
frischer  Butter,  frischem  Käse,  Hering, 
Stockfisch  und  getrocknetem  Fisch,  wenn 
die  Waren  von  Nichtbürgern  gekauft  wurden. 
Die  gleiche  Steuer  traf  Güter,  welche  von 
auswäi-ts  zur  Verfügung  eines  Bürgers  ein- 
geführt wurden,  mit  Ausnahme  von  Holz, 
Kohlen  und  Hopfen,  sofern  diese  Verbrauchs- 
und nicht  Handelsartikel  der  einzelnen  Bürger 
waren.  Dazu  kamen  noch  einige  specielle 
Abgaben.  Diese  zunächst  nur  auf  4  Jahre 
bewilligten  Accisen  warfen  jährlich  2083 
Gulden  ab.  Sie  wui-de  nach  Ablauf  dieser 
Frist  (1395)  auf  weitere  10  Jahre  nur  in 
wesentlich  ennässigtem  Umfange  erhoben, 
so  dass  sie  durchschnittlich  kaum  1000 
Gulden  erbrachte.  Zugleich  wendete  man 
sich  aber  wieder  der  direkten  Besteuerung 
zu  in  der  Form  der  Puntinge,  d.  h.  einer 
5prozentigen  Steuer  von  allen  Liegenschaften 
imd  Renten  von  solchen.  In  den  3  Jahren, 
in  welchen  die  Puntinge  erhoben  wm^den, 
warfen  sie  41  414  Gulden  ab.  Sie  sind  je- 
doch spiter  nic*ht  wiederholt  worden. 

rel)er    die    Höhe    der   Jahresetats 


lässt  sich  nicht  viel  Bestimmtes  sagen ;  nur 
von  wenigen  Städten  li^en  Angaben  für 
eine  grössere  Anzahl  von  Jahren  vor.  Ein»* 
Vergleichung  der  Etats  verschiedener  Städte 
sc*h(ntert  zumeist  an  dem  Umstände,  da--^ 
(*s  sich  um  verschiedene  Zeiträume  und 
andere  Währungen  handelt.  Bei  den  folgen- 
den 2iahlenangaben  in  heutigen  Reichsmark 
sind  die  Berechnungen  Stiedas  zu  Grunde 
gelegt,  bei  denen  nur  der  Metallwert  dei 
Münzen,  nicht  auch  die  Kaufkraft  des  CK^ld^rs 
berücksichtigt  ist. 

In  Hamburg  betrug  die  Gesamteinnahmo 
im  Jahre  1350  35  440  Rmk.,  1400  lu21<a. 
Am  Ausgang  des  15.  und  zu  B^nn  des 
16.  Jahrhunderts  stellte  sie  sich  regelmässix: 
auf  unter  75  000  Rmk.  Während  des  lä 
Jahrhunderts  gab  es  einige  Jahre,  so  154t), 
1552  und  1559,  wo  die  Gesamteinnahmen 
über  300  000,  im  Jahre  1547  789000  RmL 
betnig.  In  Köln  beliefen  sich  die  Einnahmen 
1370  auf  114  780,  1392  auf  441397  Rmk. 
Lübeck  bezog  1421  96617,  1430  ??7576 
Rmk.,  Hildesheim  1379  20794,  1425  50261 
Rmk.,  Hannover  1386  8508,  1400  31 462  Rmk. 

Aus  diesem  Anwachsen  der  Einnahmon. 
denen  das  Anwachsen  der  Ausgaben  ent- 
sprach, lässt  sich  aber  durchaus  nicht  immer 
ein  Aufstreben  und  Emporblühen  der  Städte 
ableiten,  wie  denn  Hambiu^  im  16.  Jahr- 
hundert bei  grösseren  Ausgaben  wenip^r 
Einnahmen  hatte  als  zu  Beginn  des  lä 
Jahrhunderts  bei  wesentlich  geringeren. 
Das  Anwachsen  der  Ausgaben  ist  eben  doch 
vorwiegend  die  Folge  politischer  Verhalt- 
nisse, nicht  Folge  gesteigerter  Bedürfnisse 
der  Bevölkerung  und  grosserer  Ansprüche 
an  die  innere  städtische  Verwaltung.  Die 
eben  erwähnte  grosse  Ausgabe  Hambwip> 
im  Jahre  1547  mit  789  000  Rmk.  erklärt 
sich  durch  seinen  Anschluss  an  den  Schmal- 
kaldis(»hen  Bund.  Die  unglückliche  Schlacht 
von  Mühlberg  verursachte  564  000  Rmk. 
Unkosten.  In  ganz  Ähnlicher  Weise  hing 
die  Steigerung  der  Ausgaben  Lübecks  von 
101 153  Rmk.  im  Jahre  1421  auf  li^997 
im  Jahre  1428  mit  dem  dänischen  Kriege 
zusammen.  In  dem  Kämmereiregister  der 
Stadt  Hamburg  von  1350  sind  als  Aiisgabe- 
rubriken  verzeichnet: 

1.  Bauwesen  einschliesslich  Befestigimg 
und  Strassenreinigung ; 

2.  Bewachung  der  Stadt  (Wächter,  Ans- 
lie^r); 

3.  Reisen  im  diplomatischen  Dienste. 
Boten  Wesen,  die  Schreibstube; 

4.  Ehrengeschenke  an  die  Landesherren 
(namentlich  Getränke),  Spenden  an 
Festtagen,  Unterhaltskosten  der  Ver- 
waltung insbesondere  d^  Rates 
((Gastereien  des  Rates,  Festlichkeiten 
auf  dem  Rathause): 

5.  Kriegszüge. 
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Uod  ähnlich  ginippieren   sich  die  AuvS- 
gaben    in   Köln   und   Frankfurt  a.  M.,   wo 
Kirche  und  Schule  in  den  Händen  der  Geist- 
lichkeit sind,  das  Armen-  und  Siechenwesen 
fast  ausschliesslich  Sache  der  privaten  Wohl- 
thätigkeit  ist,  insbesondere  in  der  Fomi  von 
Stiftungen.      Direkten    Nutzen    boten    den 
Stadtbewohnern  die  Ausgaben  fiir  Erhaltimg 
und  Reinigung  der  Strassen  und  Plätze,  der 
Brücken,  Mr  Flussarbeiten  (wie  in  Hamburg 
an    den  Flüssen  Alster  und  Elbe).    Sodann 
Ausgaben  für  Handelseinrichtungen  und  -er- 
leichterungen,   für  Herstellung  eines  Kauf- 
hauses (in  Strassburg  und  sonst),  von  Ver- 
kanfsstellen   und   Buden   auf   dem   Markte, 
der  Wage  und  eventuell  eines  Krahns,  eines 
Gerber-  und  Kalkhauses  (in  Hamburg).    In 
Hamburg  kamen  dazu  etwa  seit  der  zweiten 
Hälfte  des   15.  Jahrhunderts  Ausgaben   zur 
Unterstützung   von   Handelsfahrten   (Seege- 
leite   gegen    Seeräuber).     Der    Gesundheit 
und  Geselligkeit  dienten  Ausgaben  für  Apo- 
theken, einen  Stadtphysikus,  für  Weinhäuser 
und    Spielleute.      Einzelne    dieser  Einrich- 
tungen   lieferten   auch   wieder  Einnahmen, 
wie    die  Kaufhäuser,   die  Wagen,   Krahne, 
die    Marktbuden   u.  s.  w.     Jedenfalls   aber 
entfielen  die  Hauptausgaben  auf  den  Schutz 
nach  innen  und  aussen  und  die  Bestreitung 
der  Repräsentationsausgaben. 

Wie  schon  aus  obigen  Ausführungen 
hervorgeht,  spielt  das  Schuldenwesen 
in  den  deutschen  Reichsstäfiten  eine  grosse 
Rolle.  Die  Städte  nahmen  ilu^  Anleihen 
in  der  Form  des  Verkaufs  von  Zinsi-enten 
oder  Leibrenten  vor.  Im  ersten  Fall  behielt 
sich  die  Stadt  das  Recht  vor,  nach  emer 
gewissen  Zeit  die  Rente  zurückzukaufen,  im 
zweiten  Falle  zahlte  sie  in  der  jährlichen 
Rente  zugleich  eine  Quote  der  gekauften 
Geldsumme  zurück,  so  dass  am  Todestage 
des  Schuldners  die  Schuld  getilgt  erschien. 
Die  Bedeutung  des  Schuldenwesens  für 
die  Städte  des  Mittelalters  erhellt  schon  da- 
raus, dass  z.  B.  in  Basel  in  der  Zeit  von 
1361 — 1482  nur  drei  Jahre  vorkamen,  in 
denen  keine  neuen  Anlehen  abgeschlossen 
wurden.  Die  Stadt  Hamburg  hat  von  1350 
bis  1400  alljährlich  eine  verhältnismässig 
hohe  Summe  Schuld  Zinsen ,  1370  6804, 
1400  7923  Reichsmark,  zu  entrichten. 
Die  Schuldentilgung  betrug  1376  26964, 
1378  22608  Reichsmark.  Noch  höhere 
Beträge  erreichten  die  meist  in  der  Form 
der  Leibrenten  aufgenommenen  Schulden  in 
der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jalirhunderts, 
z.B.  1465  38673,  1492  30708,  1493  46692 
Beichsmark.  Die  Zinszahlung  beHef  sich  1461 
bis  1496  auf  14008  Rmk.  pro  Jahr ;  die  Schuld- 
tilgimg  in  demselben  Zeitraum  auf  349515 
Rmk.  Im  16.  Jahi-hundert  ging  das  Schul- 
denmachen weiter,  ia  erreichte  in  der 
zweiten   Hälfte    desselben    eine   Höhe   wie 


niemals  vorher.  Von  1497—1521  betrugen 
die  durchschnittlich  jährlich  aufgenommenen 
Kapitalien  15979  Reichsmark;  in  der  Zeit 
von  1522—62  aber  39236  Reichsmark,  die 
diu'chschnittlichen  Jahi-eszinsen  20706 
Reichsmark.  Zu  diesen  nahezu  regelmässig 
wiederkehi-enden ,  gewissermassen  in  den 
Finanzplan  gehörenden  Anlehen  kamen  noch 
solche  bei  besonderen  Veranlassungen  (meist 
Kriegsfälle)  hinzu,  so  von  1542—46  361800, 
1547  527  527,  1548  und  1551  172725 
Reichsmark,  im  ganzen  1062052  Reichs- 
mark. In  Prozent  der  Einnahmen  beti-ugen 
die  Anleihen:  1461—96  13,1,  1496—1521 
20,1,  1522—62  16,7.  Es  spricht,  wie  Stieda 
bemerkt,  für  den  Reichtum  Hamburgs,  dass 
es  in  den  Jahren  1537—62  von  dieser 
Schuld  884966  Reichsmark  zurückzahlen 
konnte. 

Diesen  Schulden  der  Stadt  stehen  aller- 
dings auch  Einnahmen  aus  Kapitalbesitz 
und  ausgeliehenen  Kapitalien  gegenüber. 
Die  Stadt  zog  Einnahmen  aus  dem  Ver- 
mieten von  Wohnungen  und  Häusern  und 
Zinsen  von  verliehenem  Gnmd  und  Boden, 
und  aus  Kapitalien,  die  sie  in  den  Gnmd- 
stücken  von  Privaten  stecken  hatte.  Die 
empfangenen  Zinsen  betnigen  durchschnitt- 
lich jälu-lich: 

1461—96     3514  Rmk. 

1497-1521   4724  ., 

1522—66  6305      ;, 

Daraus  ist  jedoch  ersichllich,  dass  die 
empfangenen  Zinsen  nur  einen  bescheidenen 
Teil  der  jährlich  gezahlten  betrugen,  unter 
den  Schuldnern  der  Stadt  befanden  sich  in 
dieser  Zeit  der  König  Christian  von  Dänemark, 
Herzog  Friedrich  von  Schleswig-Holstein, 
Graf  Adolf  von  Schaumburg,  die  Städte 
Braunschweig  und  Einbeck,  denen  wohl  aus 
politischen  Gründen  die  Anlehen  zu  5  oder 
6^/0  gewährt  wurden,  während  die  Stadt 
selbst  für  ilire  Anlehen  im  13.  Jahrhundert 
regelmässig  10,  in  der  zweiten  Hälfte  des 
14.  Jahrhunderts  6^/3,  erst  später  einen 
etwas  niedrigeren  Zinsfuss  zu  entrichten 
hatte.  Die  für  die  Anleihen  benötigten 
Summen  kamen  nur  zum  kleineren  Teil  aus 
Harabiu-g  selbst,  zum  grösseren  von  den 
reichen  Kaufleuten  der  benachbarten  Städte, 
besonders  aber  von  den  holsteinischen  Ade- 
ligen. Es  scheint  aber  doch,  dass  die  Schul- 
denlast der  Stadt  allmählich  so  drückend 
wurde,  dass  sie  ihre  Zinszahlungen  nicht 
immer  pünktlich  erledigen  konnte  und  dass 
daraus  der  Antrieb  einer  Reform  der  Käm- 
mereiverwaltung erwuchs,  wie  sie  am  27. 
April  1563  sich  vollzog. 

In  höherem  Masse  noch  als  Hamburg 
nahm  Köln  vom  letzten  Viertel  des  14.  Jjdir- 
hunderts  bis  zum  Ausgang  des  Mittelalters 
den  Kredit  in  Anspruch  und  zwar  m  den- 
selben Formen  wie  Hamburg.    Bemerkens- 
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wert  ist,  dass  wenigstens  im  13.  Jahrhim- 
flert  schon  Zwanpsanleilien  vorkommen,  in- 
dem die  Bürger  ebenso  wie  zur  Schosszah- 
lung auch  zu  zinslosen  Darleh«^n  an  die 
Stadt  verpflichtet  waren.  In  den  Jahnen 
1370 — 93  betrugen  nach  Knipping  bezw. 
Stieda  die  gesamten  städtischen  Einnahmen 
rund  704  Mille  heutige  Keichsmark: 
davon  wurden  durchschnittlich  20,3  ^  o  dui^cli 


Iher,   dass   man   die  römischen   Zahlzeichf^n 

I  und    die   lateinische   Sprache    bei    Führnner 

j  der   Rechnungen  bis  in  das    15. .  teilwei?*^ 

bis   in  das  16.  Jahrhundert  beibehielt,   zum 

Teil  auch  von  der  Formlosigkeit  der  ganzen 

Verwaltung. 

Mit  der  Verwaltung  des  Kassenweseub 
war  in  den  norddeutschen  Städten  die  so- 
genannte Kämmerei  lietraiit  Sie  bestand  iu 
Hamburg,  Lübeck,  Rostock  aus  zwei  jälirhih 


Anlehen   aufgi^bracht.     In   einzelnen  Jahren 

lieferten  die  Anlehen  aber  erheblich  gn)sst»re  '  neu    gewählten    Mitgliedern    des   sitzenden 
Beträge,    so   138^^  S4   40,5,    13S8  89    42,5, !  l^tes,  den  Kämmerern,  die  aber  die  Auf- 
1378  79     44,7,     1392.93     50,4^0     cler   be- 1  Zeichnung  der  Rechnungen  nicht  selbst  U> 
tivffenden     Jahroseinnahme.        Schon      im  I  sorgten,   sondern   sich   dazu  besonderer  Be- 
Jahre  1344   war   euie   eigene  Schuhhniver-   aniten  bedienten.     Für  einzelne  Zweige  der 
waltungskass<^    ins   Ijt'ln^n    g(mifen   worden,   stä^ltischen   Wirtschaft,   so   für   die  Mü}il^\ 
Aber  die  Schulden    wnichsiMi   immer  mehr,   den  Weinkeller,  die  Münze,  die  Vogtei  wan^n 
Die  Stadt  zahlte  nur  an  Erl>-  und  Leibren- !  besondere    Verwalter,    Ratshenvn,    b.-steUt. 
ten    im   Jahre    1370    24831,    14.35    72045, '  welclu»  alljährlich  dem  Bürgermeister  übi-r 
1477    171348,    1511     153734,  1513    75  902  ihrtni    Verwaltungszweig    Rechnung   lepri 
Reichsmark.      Auch     hier    veranlasste    das   mussten.    Die  Schlusssumraen  wurden  dai:u 
Schuldenwesen     schwierige    politische    Zu-   in  das  Hauptbuch/ler  Käramei-er  übertragoL. 
stände.      Eine    Erhöhung    der    Verbrauchs-  i  In  Köln  ist  der  aus  15  Mitgliedern  besteht^ulo 
steuern    zum    Zweck    der   (lewinnung   von  j  sogenannte  enge  Rat  Aufsichtsorgan  über  <lie 
Mitteln  für  Zinsen  und  Tilginit?  der  Schuld  |  städtis(4ien  Finanzen  und  besetzt  alle  AtmiüT, 
war   der  Grund    zur  EiniH>ung  von    14S1.  jdie  dazu  gehörten.     Die  von  ihm  sowie  «Ifiu 
Da    andere    Voi-schlägo     nicht     zum    Ziele ;  weiteren  Rat  delegierten  Rentmeister  ffihr»;n 
führten,  so  suchte»  man  den  thatsächlich  vor- '  sowohl  dio  Finanzverwaltung  wie  das  Kass"n- 
liandenen  Bankemtt  durrh  rngcMiauigkeiten  [  wesen.      In    Strassburg    unterstand   im    l.'i. 
im  Rcchnungs-  und  Buchführungsw<*stMi  zu  i  Jahrhundert  die  Finanz  Verwaltung  dem  Rai.\ 
verh(nni liehen ;    1497   hörte   überlmui)t  je(le '  beziehungsweise    seit    1433  dem  Kollt'ginni 
Rechenschaf tsablegung  auf.  Eine  erneute  R(»-   der    Fünfzehn.      Die    Hauf)teinnahuK*«^nellf 
volution   von  1512  bahnte   dann   einer  N<mi- !  der  Stadt,    Ungeld   und  Zölle,   wunlen  vm, 


den  ^> Dreien,   die   ül»er  das  Ungeld  ,tre>**tzt 
sind<,  auch  »die  Drei  vom  PfennigturDi-  l'»> 
nannt,   verwaltet.     Diese  Drei  wurden  v<.m 
Rate    gewählt    in     der    Weise,    dass  zwt-i 
jährlich    neu   gewählt    wui-den,    einer  aU^r 
immer  zwei  Jahre  im  Amt  blieb.  Alle  Wi^rh»' 
musstcMi    die   Einnahmen   aus  dem   rnif»']-! 
und    den   Zollten    ^>an    das  Brett«^    auf  (Knu 
Pfeunigtium   eingeliefert  luid  getrennt  auf- 
gezeichnet   werden.     Alle  Jahre  legten  di»' 
drei  Ungeldhcrren  dem  Rate  Rtvhnung.   An 
dem    Brette    wunlen    auch   die  Jahi^bmh- 
nungen   der   städtischen  Amtleute  vor  «It'u 
DreitMi  und  Delegierten  des  Rates  al)gelu"rt. 
Natürlich     hatten     die     drei     Ungt^Idhem^u 
die  Stadt   nicht '  ein  ständiges  Personal.     Ihnen  waren  andi 
die    Zinsmeister     und    der    Verwalter   <W 
städtischen     Kaufhauses,     die    Münze,   «k-r 
Zi(»gelofen    u.   s.   w.    unterstellt.     Für   ili«' 
dire»kto    Hauptsteuer,   das    Stallgeld,  waren 
besondere  Organe,  die  drei  Stallhem^n,  ir»'- 
schaffen.    Es  lässt  sich  demnach  behauj»t»'n, 
I  dtiss  im    allgenieintni  die  Centralisation  (U? 
Schliesslich  seien   noch   einige  Angaben  |  städtischen   Kassen-   und   Rechnungswe^«'ns 
über  die   Kassenverwai  t  ung  gemaclit.  j  iu  Strassburg  im    15.  Jahrhundert  ziemlich 
Sie  ist  zwar  in  don  kleineren  VcTliältnissen  '  weit   fortgeschritten  war.     Aehnlich  wai*  </> 
der    Städte    b'^'^ser     geordnet    als    iu    den '  auch    in    Köln.      Aber   Xel)enkassen   nehen 
grösseren  Territorien,  aber  sit>  ist  doch  aucli  ■  d(»n  Hauptkassen  fanden  sich  hier  wie  doil. 
hier,     wie    Stieda    sagt,    schwerfällig    ujid  ,  Und  in  der  Hauptsache  erscheint  K.  Bricli»-f> 
wenig   exakt.     Zum  Teil   rührt   dies   davon  |  Behauptung,  dass  <las  Mittelalter  das  Prinrij. 


onlnung  <bT  Finanzen  den  Wc^g. 

In  eine  noch  trestiosere  finanzielle  Lage 
geritzt  Dortmund  durch  S(»in  Srhuldcnwc^scn. 
im  Jahre  1394  hatte  es  für  354  039  Reichs- 
mark Schulden  an  barem  (Jelde,  eine  jälu*- 
liche  Zinsen  last  von  2S()r)3  Reichsmark, 
dazu  noch  unb« »zahlte  Renten  aus  dem  Erb- 
kaufe von  13H9  im  Betrag  von  4t)  551  und 
jährUche  Zins^'u  mit  H210  Keichsmark. 
Hamburg  und  Köln  konnten  sich  auf  ein 
blühendes  Genieinwes^Mi  stützen  und  hatten 
vermögliche  Bürger,  Dortmund  <lagegen 
musste  harte  Bedingiuigen  eingehen,  um 
von  fi-emden  Kapitalisten  (reld  zu  erhalten. 
Die  Zinshöhe  beti-ng  bei  Renten  11  luid 
12  ^^0,  und  seit  139()  wai* 
mehr  in  der  Lage  ihren  Verbiinllichkeiten 
nachzukommen.  Auch  hier  führten  die 
Schuld verhähnissi»  im  Jahre  1399  zu  einer 
Revolte  gegen  den  Rat.  Die  misslichen 
finanziellen  Verhältnisse  (huu^rten  abf*r  l)is 
in  das  dritte  Jahrzehnt  des  15.  Jahrhunderts 
fort. 
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«Ter   fiskalischen    Klasseneinheit    nicht    ge- 
kannt liabe,  als  richtig. 

VII.  Das  Finanzwesen  Englands. 

1.  In  der  ang^elsttchsischen  und  nor- 
mannischen Zelt.  Das  Finanzwesen  Englands 
iii  der  angelsächsischen  Zeit  (bis  1066)  beruht 
in  der  Hauptsache  auf  dem  grossen  Privatbesitz 
des  KOni^.  Unter  Eduard  dem  Bekenner 
<  1042— 65)  gab  es  1422  Landgüter  (manors), 
«lie  zum  Teil  von  der  sächsischen  Königsfamilie 
herstammten,  nebst  68  Forsten  und  781  Parks. 
Daneben  stehen  die  nutzbaren  Rechte  an  dem 
«eroberten,  im  (lemeiubesitz  verbliebenen  Lande, 
«lern  sogenannten  Volklande,  die  wohl  in  Na- 
turalleistungen und  Lieferungen  der  Besitzer 
lind  Bebauer  des  Volklandes  bestanden.  Auch 
nachdem  das  Volkland  teils  zur  Ausstattung 
lier  königlicben  Beamten  hinausgegeben,  teils 
dnrch  Schenkung  au  Kirchen  und  Klöster  und 
an  andere  um  den  König  Verdiente  oder  von 
ihm  Begünstigte  gelangt  war,  erhielten  sich  die 
darauf  haftenden  königlichen  Rechte,  das  Recht 
znr  Regelung  des  Verkehrs  der  Märkte  und  des 
Handels,  das  Recht  über  die  Landungsplätze 
und  Heerstrassen,  welche  die  Quelle  von  könig- 
lichen Zöllen,  insbesondere  auf  Wolle  und  Felle, 
wurden. 

Je  mehr  das  Volkland  abnahm,  um  so  mehr 
entwickelten  sich  bei  der  Einheitlichkeit  der 
Verwaltung  die  nutzbaren  Rechte,  welche  sich 
an  die  Ausübung  der  öffentlichen  Gewalt  knüpften, 
an  die  Kriegs-,  Gerichts-  und  Polizeihoheit.  Aus 
lier  Kriegshoheit  entsteht  das  Recht  auf  den 
Dienst  des  Volkes  beim  Bau  und  Unterhalt  der 
köniirlicheu  Burgen  und  Schlösser.  Auch  die 
Verpflichtung  der  Shires  und  Hundertschaften 
zur  Stellung  und  Ausrüstung  von  Schi  ff  cd  in 
Kriegsgefahr  und  die  damit  zusammenhängenden 
Sohiffgelder  gehören  hierher.  Aus  der  GerichTs- 
hoheit  entsteht  das  Recht  auf  verwirkte  Güter 
infolge  von  Verrat  und  anderen  Verbrechen 
und  auf  zahlreiche  Geldbussen.  Aus  der  Polizei- 
gewalt entsteht  das  Marktrecht,  das  haupt- 
sächlich durch  Verleihungen  nutzbar  gemacht 
wird,  die  Ausdehnung  der  Zölle  in  Seehäfen 
und  an  schifiharen  Strömen,  entstehen  die 
Srhntzgelder  für  Handeltreibende,  Juden  und 
-sonstige  schutzbedürftige  Ausländer.  Dazu 
kommen  besondere  Gerechtsame  an  Forsten, 
ice wissen  Bergwerken,  Strandgut,  herrenlosem 
(iut  u.  s.  w.  Wie  in  Deutschland  empfängt  d«  r 
König  Goschf^nko  und  Ehrengaben  bei  Gek«:en- 
heit  von  Volksversammlungen.  Auch  in  Eng- 
land wird  der  König  und  sein  Gefolge,  werden 
später  auch  seine  Statthalter  und  Sendboten 
auf  ihren  Reisen  von  den  Uuterthanen  ver- 
pflegt. Eigentliche  direkte  Steuern  aber  scheinen 
in  dieser  Zeit  nicht  vorgekommen  zu  sein.  Es 
ist  die  den  Germanen  aller  Stämme  wie  den 
Freien  der  alten  Kultur  eigentümliche  Abneigung 
iregen  persönliche  Abgaben,  die  auch  hier  sich 
tiudet.  Es  bedurfte  des  ganzen  Elends  der 
dänischen  Seeräubereien  und  der  Normannen- 
kämpfe, um  die  englische  Landesversammlung 
zur  Zahlung  eines  Landestributs  in  Fonn  einer 
nach  der  Hufe  bemessenen  Abgabe  von  allem 
Grundbesitz,  dem  Dänengeld,  zu  vermögen. 
Aber  auch  dieses  wird  am  Schlüsse  der  angel- 


sächsischen Zeit  unter  Eduard  dem  Bekenner 
wieder  aufgehoben. 

Unter  den  normannischen  Königen  (1066 — 
1154)  wurde  in  der  Hauptsache  das  angel- 
sächsische Finanzrecht  mit  seinen  Gerechtsamen 
und  Einkünften  erhalten  und  in  fiskalischem 
Sinne  ausgebaut. 

Die  königlichen  Domänen  wurden  nach  der 
Eroberung  durch  ein  grosses  Reservat  von  Land- 
gütern und  Forsten  neu  fundiert  und  durch  die 
häufig  zurückfallenden  Lehen  vermehrt.  Be- 
sondere Leistungen  lagen  der  Domanialbevölke- 
rung  ob,  d.  h.  den  auf  königlichem  Land  ange- 
siedelten Pächtern  und  den  Bewohnern  von 
solchen  Städten  und  Flecken,  welche  auf  Do- 
manialland  angelegt  waren.  Die  ländliche  Be- 
völkerung hatte  für  den  Hof  Naturalien  zu 
liefern,  später,  wie  die  städtische,  Geldabgaben 
zu  leisten.  Für  den  königlichen  Transportdienst 
waren  Wagen  und  Pferde  zu  stellen;  für  den 
königlichen  Hofhalt  bestand  ein  Vorkaufsrecht 
und  ähnliches.  Von  besonderer  Bedeutung  aber 
sind  die  sogenannten  tallagia,  Beiträge  bei 
ausserordentlichen  Bedürfnissen  des  Königs,  ins- 
besondere bei  Kriegszügen.  Die  Verpflichtung 
zu  den  tallagia  ward  allerdings  aus  der  An- 
siedelung auf  Domanialland  abgeleitet,  und  des- 
halb fehlt  dieser  Abgabe  der  reine  Charakter 
einer  allgemeinen  Steuer;  aber  sie  leiten  das 
Steuerwesen  in  England  ein.  Im  14.  Jahr- 
i  hundert  verliert  diese  Abgabe ,  in  der  Haupt- 
sache eine  Quotensteuer  vom  beweglichen  Ver- 
mögen, ihre  Selbständigkeit  und  geht  in  die 
allgemeinen  Vermögenssteuern  über.  Nur  in 
der  höheren  Quote,  dem  Zehntel,  welches  die 
Städte  und  Domanialbauern  statt  des  Fünf- 
zehntel der  übrigen  Bevölkerung  zu  entrichten 
hatten,  wirken  die  alten  tallagia  nach 

Die  nutzbaren  Rechte  aus  der  obrigkeit- 
lichen Gewalt  wurden  umfangreicher  und  inten- 
siver ausgenutzt.  Auf  dem  Gebiete  der  Militär- 
hoheit entstanden  neben  den  herkömmlichen, 
nun  aber  wirksamer  erzwungenen  Diensten  die 
neuen  Einkünfte  aus  dem  Lehnskriegsrecht,  die 
bei  der  grossen  Zahl  der  Belehnten  recht  er- 
hebliche Einkünfte  abwarfen.  Ungefähr  600 
Personen  und  Körperschaften  erscheinen  als 
weltliche  und  geistliche  Kronvasallen,  welche 
unmittelbar  vom  König  belehnt  waren.  Ausser- 
dem werden  7871  Aftcrlehnsleute,  10097  Frei- 
sassen und  2H072  Sokemannen,  d.  h.  Freie 
minderen  Rechts,  erwähnt.  Hierher  gehören 
die  auch  auf  dem  Kontinent  finanziell  au.«i- 
trebeuteten  ,,drei  Fälle''  des  Lehnrechts:  Geld- 
äbgaben  der  Belehnten  beim  Ritterschlag  <les 
ältesten  Sohnes,  bei  der  Verheiratung  der 
ältesten  Tochter,  bei  der  Gefangenschaft  des 
Königs.  Dazu  kamen  sehr  beträchtliche  „Lehns- 
accidenzien**,  Geldabgabeu  besonders  beim  Tode 
des  Vasallen  seitens  des  Erben,  dann  in  den 
Fällen  der  Vormundschaft  über  minderjährige 
Lehnsnachfolger,  die  dem  König  zustand,  von 
diesem  aber  gegen  Zahlung  weiter  vergeben 
wurde,  endlich  in  Fällen  der  Verheiratung.  Zu 
I  diesen  Abgaben  trat  schon  seit  der  Mitte  des 
1 12.  Jahrhunderts  eine  Ersatzabgabe  der  Vasallen 
I  für  den  sonst  zu  leistenden  Lehnskriegsdienst 
I  in  Form  einer  (leldzahlung  von  jedem  Kron- 
lehen, das  scutagium  oder  Schildgeld.  Es  war 
eine  Art  Grundsteuer  vom  Lehnsbesitz,  die  bis 
!  ins  14.  Jahrhundert  in  Bestand  blieb,  dann  aber 
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in  den  allgemeinen  YermÖgenssteoern  auf- 
geht. 

Auf  dem  Gebiete  der  Gerichtshoheit  wurden 
die  in  der  angelsächsischen  Zeit  sehr  zurück- 
gegangenen Sportein  und  Bussen  wieder  er- 
giebiger gemacht,  namentlich  infolge  der  Centrali- 
sierung  der  wichtigeren  Prozesse  bei  der  curia 
regis.  Nicht  unbeträchtliche  Einnahmen  flössen 
aus  der  Verwirkung  des  Vermögens  im  Falle 
der  Felonie.  Auf  dem  Gebiete  der  Polizei- 
hoheit entsteht  eine  grosse  Anzahl  von  Polizei- 
bussen. Ueberhaupt  werden  die  Hoheitsrechte 
in  den  ersten  Jahrhunderten  der  normannischen 
Herrschaft  in  ausgesprochener  und  offenkundiger 
Weise  zu  fiskalischen  Zwecken  ausgenützt. 

Neben  allen  diesen  teils  nur  von  gewissen 
Klassen  der  Bevölkerung^  teils  nur  in  bestimmten 
Fällen  zu  entrichtenden  Abgaben  kommen  noch 
in  der  normannischen  Zeit  eigentliche  allge- 
meinere, wenn  auch  noch  ausserordentliche 
Steuern  für  die  ganze  Bevölkerung  in  der  Form 
direkter  Vermögenssteuern  auf.  Diese  Be- 
steuerung (carucagium)  umfasste  den  sämtlichen 
Grundbesitz  und  bald  auch  das  bewegliche 
Vermögen  und  setzte  sich  allmählich  an  die 
Stelle  der  oben  erwähnten  besonderen  Abgaben. 
Die  Steuer  war  eine  rohe  Ertragssteuer.  Das 
bewegliche  Vermögen  wurde,  unter  Freilassung 
bestimmter  (legenstände,  nach  genauer  Speci- 
fizierang  der  Objekte  auf  Grund  eidlicher  Selbst- 
angaben von  Lokalkommissionen  veranlagt.  Je 
nach  den  Bedürfnissen  und  den  Zeitverhältnissen 
wurden  wechselnde  Quoten  erhoben;  die  Norm 
wird  der  „Fünfzehnte  und  Zehnte",  die,  wie 
erwähnt,  zunächst  neben  den  speciellen  Abgaben 
vom  Grundbesitz,  den  Scutagien  und  Taliagien 
und  dem  allgemeinen  carucagium,  erhoben  wer- 
den. Erst  im  13.  und  14.  Jahrhundert  kamen 
diese  letzteren  ab. 

2.  In  der  Zeit  der  Plantagenet,  Lan- 
caster  nnd  TudorB.  Unter  den  ersten  Königen 
aus  dem  Hause  Plantagenet  dauerten  im  all- 
fifemeinen  die  eben  geschilderten  finanziellen 
Verhältnisse  fort,  auch  die  starke  fiskalische 
Ausbeutung  der  Einnahmen.  Ganz  besonders 
bemerkenswert  ist  aber  der  Einfluss,  den  in 
dieser  Zeit  die  Politik  auf  das  Finanzwesen 
und  umt^ekehrt  die  harten  Anforderungen  an 
die  Leistungsfähigkeit  der  Bevölkerung  auf  die 
politische  Eutwickelnng  Englands  ausübten.  Es 
waren  zum  Teil  die  finanziellen  Erpressungen, 
welche  den  Aufstand  der  Barone  gegen  König 
Johann  ohne  Land  im  Jahre  121ft  hervorriefen.  Zu 
Kunnjmede,  am  16.  Juni  1215,  sah  sich  Johann 
genötigt,  die  Magna  Charta  zu  unterzeichnen, 
welche  unter  anderem  die  ausserordentliche  Be- 
steuerung der  Lehnsträger  nnd  die  Schätzung 
der  Stadt  London  von  der  Bewilligung  des 
grossen  Beichsrats  abhängig  machte,  unter 
Pembroke,  dem  Vormund  des  jungen  Heinrich  IIL, 
wurde  ein  Jahr  darauf  die  Magna  Charta  be- 
stätigt, jedoch  mit  Uebergehung  der  auf  die 
Steuerbewilligung  bezüglichen  Bestimmungen. 
Neue  Wirren,  zum  Teil  auch  die  grossen 
finanziellen  Opfer,  welche  die  äussere  Politik 
Heinrichs  III.  dem  Lande  auferlegten,  führten 
auf  dem  Parlament  zu  Westminster  im  April 
1258  zur  Niedersetzung  eines  Ausschusses  von 
24  Baronen,  welcher  die  gesetzliche  Ordnung 
im  Kelch  wieder  herstellen  sollte,  Bestimmungen, 
die  auf  dem  Parlament  zu  Oxford,   „The  mad 


parliament^,  zur  Ausführung  gelangten.    Auch 
die  fortwährenden  Kämpfe  Eduards  I.  blieben 
nicht  ohne  Einwirkung  auf  die  Entwickeluni: 
der  Verfassung.    Wenn  er  oft  genug  Steaem 
und  Abgaben  ohne  Zustimmung  der  Gemeinen 
(1266  ist  das  Geburtsjahr  des  englischen  Unter- 
hauses) ausschrieb,  so  Hess  er  doch  andererseits 
häufig  und  seit   1295  fast  alljährlich  auch  die 
Vertreter  der  Grafschaften  und  Städte  zusammen- 
treten,  um   sich   Abgaben   bewilli^n   und   in 
inneren  und  äusseren  Angelegenheiten  beraten 
zu  lassen.    Durch  ein  Gesetz  von   1297  ward 
verbrieft,   dass  neue  Steuern  und  Zölle  nicht 
ohne  Bewilligung  der  Barone  erhoben  werden 
sollten.      Eduard    IIL,    unter    dem    sich    die 
Scheidung  des  Parlaments  in  ein  Oberhaus  und 
ein  Unterhaus  allmählich  fest  einbürgfert^,  be- 
stätigte  das  Recht   des  Parlaments  in  Beza? 
auf  Steuerbewilligung  und  Gesetzgebung.    Im 
Jahre  1381  rief  eine  neue  Kopfsteuer  (poU-tan 
den  Aufruhr  der  niederen   Schichten  der  Be- 
völkerung unter  Wat  Tylor  hervor,  der  freilich 
bald  niedergeschlagen  wurde.    Unter  Richard  II. 
erhielt  das  Unterhaus  das  Zugeständnis,  dass 
bei    Feststellung    der    Gesetze,    der    Geldbe- 
willignncfen  und  sonstigen  Dinge  für  den  p^ 
meinen  Nutzen  seine  Zustimmmung  erforderlieh 
sei.    Heinrich  IV.  sicherte  den  Gemeinen  neuer- 
dings ihr  Steuerbewilligungsrecht  und  räumte 
ihnen  im  Jahre  1404  sogar  eine  Kontrolle  über 
die  Verwendung   der   bewilligten  Steuern  ein. 
Seit  1297  gelangt  man  in  England  aUmäh- 
lich  zu  einer  festen  direkten  Besteuerung,  deren 
Ziel  nach  Gneist   darauf    gerichtet    war,   alle 
Grund  abgaben  in  eine  allgemeine  Grundsteuer 
und  alle  persönlichen  Abgaben   in  eine  gleich- 
massige  Einkommensteuer  überzuführen.    Dies 
Ziel   wurde   freilich   nur   mangelhaft  erreicht; 
doch  zeigt  die  ganze  Bewegung,  wie  weit  Eng- 
land  schon   in  den  letzten  Jahrhunderten  des 
Mittelalters  dem  Kontinent  in  der  annähernden 
Verwirklichung  der  Grundsätze  der  Aligemein- 
heit und  Gleic-nmässigkeit  der  Besteuerung  nnd 
in    der    Ueberwindung    von    Stenerprivilegien 
der  eximierten  Stände  voraus  war  (A.  Wagner  a. 
a.  0.  S.  169).     Die  Besteuerung  bestand  nach 
wie  vor  in  dem   „Fünfzehnten  und   Zehnten", 
der  jedoch  auf  Andrängen  der  Steuerpflichtigen 
im  Jahre   1334   kontingentiert  und  nach  Art 
einer    Repartitionssteuer  auf  die   Grafschaften 
und  Städte  verteilt  wurde.    Im  16.  Jahrhundert 
kommt  es  vor,  dass  bei  g^^össerem  Bedarf  die 
Steuer,  ohne  Aenderung  der  alten  Veranlagnngs- 
form,   in   mehrfachen  Beträjgen   erhoben  wird. 
Neben   dieser   Steuer   entwickelt   sich    später, 
vornehmlich  unter  den  Tudors,  die  „Subsidie^ 
eine   Ergänzung   und  im   gewissen  Sinne  ein 
Zuschlag  zum  fünfzehnten  und  Zehnten,  eine 
Steuer  vom  Grundbesitz  sowohl  wie  vom  be- 
weglichen Vermögen,  die  im  16.  Jahrhundert 
in  ähnlicher  Weise   wie   der   Fünfsehnte  und 
Zehnte  behandelt  wurde.    Die  Bewilligung  des 
Fünfzehnten   und  Zehnten  in  mehrfachen  Be- 
trägen, die  Hinzufügung  der  Subsidie  gleich- 
falls in  mehrfachen  Betragen  erklären  sich  ans 
der  Zunahme   des   Staatabedarfs,    dem  Sinken 
des    Geldwertes   nnd    dem    Zurückbleiben  des 
eingeschätzten  hinter  dem  wirklichen  Wert  der 
Steuergrundlagen.    Der  höchste  vorgekommene 
Betrag  einer  einfachen  Subsidie  soll  {nach  Po- 
well  bei  A.  Wagner  a.  a.  0.  S.  171)  12O000 
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Phind  Sterling,  der  durchschnittliche  70—80000, 
imter  Königin  Elisabeth  etwa  80000,  der  ein- 
fache des  Fünfzehnten  und  Zehnten  damals 
30000  Pfund  Sterling  gewesen  sein. 

Ausser  diesen  regelmässigen  Steuern  fehlte 
es  nicht  an  ausserordentlichen.  Hierher  ge- 
hören Kopfsteuern  und  klassifizierte  Kopf-  und 
Standeasteuem.  Eine  reine  Kopfsteuer  wurde 
1377  zum  ersten  Mal  aufgelegt  und  von  jeder 
über  14  Jahre  alten  Person  beiderlei  Geschlechts 
erhoben.  Die  Wiederholung  einer  solchen 
Steuer  gab  Veranlassung  zu  dem  oben  er- 
wähnten Aufstand  Wat  "Tylors.  Klassifizierte 
Kopf-  und  Standessteuem  wurden  ebenfalls 
wiederholt  versucht.  Von  Fremden,  die  von 
anderen  direkten  Steuern  frei  blieben,  wurde 
eine  nach  Beruf  und  Beschäftigung  abgestufte 
Kopfsteuer  erhoben.  Im  Jahre  1427  wurde  eine 
Hans-  und  Familiensteuer  aufgelegt,  1435  eine 
Art  allgemeiner  Einkommensteuer  unter  Frei- 
laiisung  der  kleinsten  Einkommen  und  selbst 
mit  Anwendung  eines  progressiven  Steuerfusses. 
Eine  Mischung  von  Steuer  und  Zwangsanlehen 
waren  die  „henevolences" ,  d.  h.  Beisteuern 
einzelner  reicher  Leute  an  den  König,  die  hie- 
zu  durch  Gnadenbezeugungen,  aber  auch  durch 
Zwang  und  Drohung  veranlasst  wurden.  Sie 
bildeten  im  15. — 17.  Jahrhundert  ein  Mittel,  um 
Einkünfte  ohne  parlamentarische  Zustimmung 
zu  erlangen,  wurden  aber  1627  durch  die  „Pe- 
tition of  rights"  verboten. 

Die  indirekte  Besteuerung  Englands  voll- 
zieht sich  in  dieser  Zeit  in  England  ganz  in 
der  Form  der  Zölle.  Aber  das  Zollwesen 
unterscheidet  sich  dadurch  wesentlich  von  dem 
Deutschlands,  dass  es  keine  Binnenzölle,  sondern 
nur  Grenzzölle  giebt. 

Von  alters  her  unterstehen  die  Zölle  im 
auswärtigen  Verkehr  dem  König  als  dem  Schntz- 
henrn  der  Fremden  und  dem  Polizeiherm  über 
den  Handels-  und  Marktverkehr.  Die  Zölle 
sind  zunächst  Erlaubnis^ebühren  für  die  Zu- 
lassung zum  Handel,  teilweise  auch  Abgaben 
für  die  Benutzung  der  öffentlichen  Anlagen. 
Bis  zum  13.  Jahrhundert  übt  denn  auch  der 
König  das  Eecht  aus,  unabhängig  vom  Parla- 
ment ZöUe  aufzulegen  und  zu  erhöhen.  Schon 
die  Magna  Charta  sucht,  wie  erwähnt,  dies 
Becht  der  Zollerhebung  auf  die  alten  Zölle  zu 
beschränken,  Vermehrungen  und  Erhöhungen 
dagegen  ohne  Zustimmung  des  Parlaments  zu 
untersajgen.  Aber  erst  in  der  Confirmatio  char- 
tarum  Eduards  I.  von  1297  wird  es  endgiltig 
anerkannt,  dass  ohne  Zustimmung  des  Parla- 
ments wie  keine  neuen  Steuern  so  auch 
keine  neuen  Zölle  eingeführt  noch  die  alten 
erhöht  werden  sollen.  Nur  die  alten  her- 
kömmlichen Zölle  (magna  custuma)  verbleiben 
dem  König  unmittelbar  zur  Verfügung  als  erb- 
liches Kroneinkommen.  Die  neuen  Zölle  (parva 
custuma)  konnten  nur  durch  das  Parlament  be- 
willigt werden.  Neben  diesen  scheinen  noch 
Snbsidien  als  variable  Zuschläge  erhoben  wor- 
den zu  sein,  während  die  Costume  gewisser- 
massen  fixiert  waren  Die  Zölle  erstreckten 
sich  hauptsächlich  auf  Wolle,  Felle,  Leder ;  da- 
zu kamen  allgemeine  Tonnen-  und  Pfund- 
steuem.  Die  alten  Zölle  waren  allgemeine 
Ein-  und  Ausfuhrzölle  für  Handelswaren  in 
Form  von  Wertzöllen;  daneben  gab  es  höhere 
specifische  Zölle,  so  den  Weinzoll  bei  der  Ein- 


fuhr, die  Zölle  auf  Wolle,  Felle  und  Leder  bei 
der  Ausfuhr.  Die  Zölle  sind  nicht  immer  nur 
fiskalische  Massregeln,  also  Finanzzölle,  sondern 
sie  wurden,  besonders  seit  dem  15.  Jahrhundert, 
vereinzelt  auch  schon  früher,  auch  in  schütz- 
zöllnerischer  Absicht  benutzt,  indem  die  fremden 
Kaufleute  durchschnittlich  höher  besteuert 
wurden  als  die  einheimischen.  Das  Erträgnis 
der  Zölle  war  jedenfalls  ein  bedeutendes.  Nach 
Schanz  (Englische  Handelspolitik,  2.  Bd.  S.  37  ff.) 
ergaben  in  den  24  Jahren  der  Regierungszeit 
Heinrichs  VII.  in  London  die  magna  custuma  63öö, 
die  parva  custuma  96602,  die  Subsidie  125892, 
der  Wollzoll  der  Stapelkaufleute  215811,  zu- 
sammen 444662  Pfund  Sterling;  in  den  38 
Jahren  der  Regienmgszeit  Heinrichs  VIII. 
stellten  sich  die  Londoner  Zolleinnahmen  in 
derselben  Reihenfolge  auf  32000  bezw.  227000 
und  388000,  zusammen  auf  895000  Pfund  Ster- 
ling. Dies  Beispiel  zeigt,  dass  die  indirekten 
Steuern  schon  damals  wie  heute  noch  den 
Hauptteil  der  Einnahmen  lieferten,  damals 
allerdings  nur  in  der  Form  von  Zöllen;  denn 
innere  Verbrauchsabgaben  fehlen  bis  in  die 
Mitte  des  17.  Jahrhunderts.  Die  hohe  Bedeu- 
tung des  Zollwesens  für  die  Finanzen  lässt  es 
erklärlich  erscheinen,  dass  ihm  besondere  Auf- 
merksamkeit gewidmet  wurde.  Die  Zollbeamten 
waren  verpflichtet,  über  die  von  ihnen  in  den 
Haupt-  und  den  dazu  gehörigen  Nebenhäfen 
gemachten  Einnahmen  m  genauer  und  be- 
stimmter Form  Rechnung  zu  stellen  imd  die- 
selbe dem  Exchequer  zur  Prüfung  vorzulegen 
(Schanz  a.  a.  0.  S.  1). 

Unter  Heinrich  III.  scheint  auch  der  Kredit 
zuerst  in  Anspruch  genommen  worden  zu  sein. 
Aber  wie  Privat-  und  Oeffentlichrechtliches  in 
der  Regierungsgewalt  und  im  öffentlichen  Ein- 
nahme- und  Ausgabewesen  ineiuanderfloss,  so 
war  auch  der  Staatskredit  identisch  mit  dem 
des  Königs.  Und  er  scheint  nicht  gross  ge- 
wesen zu  sein;  denn  man  erzählt  von  dem 
eben  genannten  Köniee,  dass  er  kaum  öffent- 
lich sich  habe  zeigen  Können,  ohne  das  Schreien 
seiner  Gläubiger  zu  hören.  Erst  Richard  II. 
wendet  sich,  freilich  ohne  Erfolg,  an  das  Par- 
lament, um  von  ihm  die  Mittel  zu  einem  Kriegs- 
zuge ge^^en  Frankreich  zu  erhalten.  Auch  sein 
Kredit  ist  so  gering,  dass  er  60000  Pfund 
Sterling,  welche  er  von  fremden  Kaufleuten 
ge^en  die  Vergünstigung,  in  England  Handel 
treiben  zn  dürfen,  aufzubringen  versucht,  nicht 
erlangen  kann.  Unter  Heinrich  VII.  bessern 
sich  zwar  die  Finanzen  durch  die  energische 
Ausbeutung  der  fiskalischen  Rechte ;  aber  schon 
Heinrich  VIII.  muss  wiederholt  zu  dem  be- 
denklichen Mittel  greifen,  sich  von  dem  Parla- 
mente von  seinen  drängenden  Schnldverbind- 
lichkeiten  einfach  freisprechen  zu  lassen.  Erst 
unter  der  Königin  Elisabeth  kann  der  Schatz- 
kanzler dem  Parlamente  versichern,  dass  die 
ganze  alte  Staatsschuld  nebst  Zinsen  zurück - 
bezahlt  sei,  dass  der  Kredit  der  Krone  infolge- 
dessen im  In-  und  Auslande  grösser  sei  als  der- 
jenige eines  anderen  Fürsten.  Aber  auch  sie 
musste  nicht  lange  darauf  im  Auslande  gegen 
10—12%  Zinsen  selbst  kleinere  Summen  borgen 
und  dafür  die  Bürgschaft  der  City  von  London 
und  ihrer  Staatsminister  bieten. 
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VIII.  Da»  Finanzwenen  FrankreichH. 

1.  Vom  9.  bis  15.  Jahrhundert  —  In 

den  ersten  Jahrhunderten  zeigt  Frankreichs 
Finanzwesen  in  der  Hauptsache  eine  dem 
deutschen  ähnliche  Entwickelung:  doch 
waren  die  Einkünfte  aus  den  Domänen  hier 
wenigstens  in  dieser  Zeit  nicht  sehr  beträcht- 
lich. Denn  das  Domanium  begann  bald 
sich  zu  veningern  ;  ein  Teil  wimle  zu  onerosem 
Titel  verliehen,  häufiger  verschenkt,  sei  es 
an  Günstlinge,  wm  es  an  die  Mitglieder 
dei"  königlichen  Familie.  So  bestand  das 
eigene  Gebiet  Karls  DI.  nur  in  der  Um- 
gebung von  Laou  und  einigen  über  das 
ganze  Land  zeretreuten  Domänen.  Später 
(11 — 13.  Jahrhundert)  ei-weitei-te  sich  aller- 
dings die  Macht  des  Königs  und  damit 
auch  das  Domanium,  aV)er  die  Bemühungen 
der  Generalstände,  <Iie  Unveräusserlich keit 
der  Krongüter  durchzusf^tzen,  führte  nicht 
zu  dauernden  Erfolgen.  Da  indessen  die 
Ausgaben  des  Königs  erheblich  wuchsen, 
so  kam  man  dazu,  die  Rechte,  die  der 
König  als  Feudalheir  (Seigneur)  besass,  in 
stets  wachsendem  Masse  den  Finanzen 
dienstbar  zu  machen.  Nirgends  ist  das 
Feudalsystem  kons(Hpienter  ausgebildt^t  wor- 
den als  in  Frankreich.  Das  Hecht  zur  Er- 
hebung der  verschiedenartigsten  Abgal)en, 
die  den  königlichen  Schatz  zu  füllen  be- 
stimmt waren,  wurde  aus  dem  Feudalrechte 
abgeleitet.  Mit  ihm  rechtfertigte  man  die 
von  dem  Grundeigentmn,  teils  in  Natur, 
teils  in  Geld  erholjenen  Abgjiben,  dio  von 
den  verschie<lensten  Gelegenheiten  her- 
rühren und  die  verschieclensten  NanitMi 
tragen  (chef  cens,  menu  cens,  dimes,  cham- 
part,  minage,  charrue,  vendage  etc.).  Die- 
jenigen, welche  kein  Gi-uncjc^igentum  be- 
sfissen,  mussten  ihre  temps  (corvee)  oder 
einen  Teil  ihn^s  Ijohnes  steuern  (capitation  sur 
les  serfs  ot  manoeuvres).  Alle  Vorgänge 
im  Handel  konnten  mit  Abgaben  belastet 
werden  und  wurden  es  auch.  Um  die  Ver- 
einnahmung der  Abgaben  zu  sichern,  durften 
Handelsgüter  nur  auf  bestimmten  Strassen 
ti-ansjx>rtiert  wei-dcn.  Der  P^igentmns- 
wechsel  bei  adeligen  und  bäuerlichen  Gnmd- 
stücken  (Lehen)  gab  Veranlassung  zur  Er- 
hebung einer  Quote  vom  Wert  des  Lehens 
(n^lief,  rachat  lods,  ventes);  bei  der  Nach- 
folge eines  Leibeigenen,  eines  Ausländers, 
eines  Unehelichen  war  der  Seigneur  sein 
Erbe.  Aus  der  Gerichtshoheit  flössen  die 
Prozessgebühren,  das  Recht  zur  Auflegung 
von  Bussen  und  zur  Vornahme  von  Kon- 
fiskationen. Aus  dem  Münzrecht  leitete 
man  das  Recht  ab,  den  Wert  der  Münze 
willkürlicli  zu  bestimmen.  Wie  anderwärts 
l>ezog  der  König  auch  hier  von  den  Vasallen 
in  den  drei  Fällen  des  Lehnrechtes ,  bei 
der   Besteigung  des  Thrones,   liei   der  Ver- 


heiratung eines  FaraiKengliedes  und  lieim 
Ritterschlag  des  Thronerben,  eine  Abgabe 
(aide).  Dazu  kamen  noch  dann  und  wann 
>exactions«  der  Vasallen,  die  zwar  rechtlirk 
aber  nicht  immer  thatsächlich  von  tlen 
^aides^  sich  unterschieden.  Sie  wenlen 
mit  der  Erweiterung  des  Domanium s  un<l 
der  königlichen  Macht  im  IL  bis  13.  Jahr- 
hundert ausgedehnt  und  zum  Teil  unter 
Mitwirkung  der  Generalstände  weiter  aus- 
gebildet. Mit  dem  Namen  »aides<^  werden  v»'r- 
schieilenartige  direkte  und  indirekte  Al«fal»en 
bezeichnet.  Später  blieb  der  Name  an  in- 
direkten Abgaben,  besonders  der  Weinsteiier 
haften.  Die  Verwendimg  der  Steuern  und 
Gebüliren  erfolgte  für  öffentliche  Zwecke, 
(Ijandesverteidigung,  Kreuzzüge);  ans  den 
l)omäneneinkünften  wurden  zunächst  die  Au>- 
gal)en  der  Hofhaltung  bestritten. 

In  der  älteren  Zeit  hatten  die  aid»^- 
den  Zweck,  eine  bestimmte  Ausgab«.*  vi 
decken;  sie  wai'en  keine  da\iernde  Auflatre. 
Später  begann  man  die  alten  GruDdsfit/.e 
zu  verla^ssen  und  solche  ausserordeDtlich»' 
Abgaben  in  Fällen  zu  erheben,  die  in  «lern 
Herkommen  nicht  begründet  waren.  Da> 
Unrechtmässige  dieses  Vorgehens  l^edrückte 
das  Gewissen  Ludwigs  des  Heiligen  bei  <i^ 
legen  hei t  einer  beabsichtigten  Besteuenin? 
der  in  Aigues-Mortes  ein-  und  ausgphend'r'a 
Waren  z\un  Zwecke  der  Befestigung  '.lie>f^r 
Stadt  so  sehr,  dass  er  den  Fall  dem  Paf^sie 
vortrug.  Clemens  IV.  aber  gestattete  üim, 
eine  massige  Abgabe  mit  Zustimmunir  (]*": 
Prälaten,  Barone  imd  benachbarte«  SU-itf 
zu  erheben.  Das  Gewissen  der  Nachf^»lu'»*r 
dieses  Königs  war  wenigstens  ängstlich :  sif' 
(»rhoben  in)  Bedarfsfälle  neue  Steuern.  d'K 
zumeist  unter  dem  Namen  der  -Taille^  rrfl»T 
>(iabelle<>,  bald  zu  daueniden  wurden,  ancli 
ohne  Zustimmung  des  Papstes,  der  Bar-ne 
und  der  Städte.  AUenlings  riefen  d'i^ 
Könige,  wenn  die  königliche  Gewalt  diir  h 
Kriege  gelähmt  war,  die  Geueralstämle  zu- 
sammen und  erbaten  sich  Beisteueni  von 
ihnen,  aber  doch  mehr,  weU  sie  andei's  ni<lit 
zum  Ziele  kamen,  als  um  ihr  (lewisseii  zu 
beruhigen.  So  berief  Johann  der  Giiti-,  als 
der  Prinz  von  Wales  mit  feindlichen  Scharen 
mitten  in  Frankreich  stand,  die  Gen^ral- 
stände  und  erbat  und  erhielt  von  ihnen  ein'* 
Gabelle  von  Salz  und  eine  Abgabe  von  n 
Pfennig  von  allen  verkauften  Kaufinanns- 
waren.  Diese  Steuern  sollten  nur  Wtllinn'l 
eines  Jahres  erhoben  und  bei  weiterem  Be- 
darf neu  erl>eten  werden.  Die  Erhehung 
sollte  durch  Beauftragte  der  Geneitüständti 
selbst  vollzogen  wemen.  Seit  dem  Jahre 
1H&)  jedoch,  in  welchem  der  Frit?de  von 
Bi-etiguy  geschlossen  wurde,  ist  keine  R^^l'' 
mehr  von  den  Generalständen.  Die  StourTii 
wurden  erhöht,  die  Erhebung  durch  kn/nV- 
liche     Beamte     vorgenommen.      Allenliui:^ 
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suclite  der  König  diese  neuen  Steuern  damit 
zu  rechtfertigen,  dass  er  dafür  verspra(!h, 
eine  gute  Mtlnze  mit  keinem  oder  nur  wenig 
Gewinn  zu  prägen;  »eine  neue  Steuer«, 
meint  er,  »wtirde  das  Volk  nicht  so  sehr 
belästigen  als  eine  Aenderung  der  Münze«. 

Auch  zu  anderen  kritischen  Zeiten  wer- 
den die  Generalstände  noch  einberufen, 
allein  sie  spielen  keine  entscheidende  Rolle. 
Im  Jahre  1614  traten  sie  zum  letzten  Mal 
zusammen. 

Im  Laufe  der  Jahrhunderte  wurden  aus 
den  »Aides«  ordentliche  bleibende  Steuern. 
Der  Abschluss  der  Ent Wickelung  erfolgt 
gegen  Mitte  des  15.  Jahrhunderts,  als  das 
stehende  Heer  sich  einbürgerte  und  einen 
dauernden  Finanzbedarf  hervorrief,  zu  dessen 
Bestreitimg  die  sonstigen  Einkünfte  des 
Xonigs  nicht  ausreichten.  Im  Jalire  1439 
bewilligten  die  Generalstände  des  Reichs 
zu  Orleans  dem  König  Karl  VIII.  eine 
bleibende  Kopfsteuer,  die  Taille,  die  aller- 
dings dem  Namen  nach  auch  schon  in 
früheren  Jahrhunderten  auftaucht.  Im  Jahre 
1445  wurde  für  das  stehende  Heer  ein 
fester  Jahresbetrag  der  Taille  von  1,2  MiU. 
Livres  bestimmt.  Zur  Verwaltung  der  ver- 
mehrten Einkünfte  waren  1443  die  Rech- 
nungskammer und  der  Steuergerichtshof  er- 
richtet w^orclen. 

Was  die  Besteuerung  insbesondere 
anlangt,  so  hat  man  die  in  der  Zeit  vom 
11.  bis  15.  Jahrhundert  in  Frankreich  er- 
hobenen steuerartigen  Abgaben  nicht  mit 
Unrecht  als  die  »Steuern  des  Feudal  Staates« 
bezeichnet.  Sie  fliessen  aus  gemischt  pri- 
vaten und  öffentlichrechtlichen  Titeln  und 
sind  für  gemischt  private  und  öffentliche 
Zwecke  bestimmt.  Nirgends  ist  die  feudale 
Gesellschaftsverfassung  so  sehr  zum  Aus- 
druck gekommen  >\ie  in  Frankreich.  Nament- 
lich wurde  das  allgemeine  Besteuerungsrecht 
erfolgreich  aus  dem  Rechte  des  Königs  als 
S\izerän  abgeleitet. 

Von  den  zahlreichen  und  verschieden- 
artigen Abgaben  dieser  Zeit  haben  die  Aides 
und  Exactions  w^ohl  am  meisten  die  Natur 
steuerartiger  Abgaben.  Die  Aides  sind 
ausserordentliche  Subsidien  aller  Unterthanen 
und  Vasallen  an  den  Herrn.  Sie  treten  in 
den  drei  obengenannten  Fällen  des  Ijchn- 
rechts,  dann  iin  Falle  der  Gefangennahme 
des  Königs  ein.  Der  letztere  Fall  trat  in  der 
älteren  Zeit  dreimal  ein :  Für  die  AuslösTUig 
Ludwigs  des  Heiligen  bei  seiner  Gefangen- 
nahme in  Aegypten  waren  167  000  Pfund, 
für  die  König  Johanns  1360  3  Millionen 
Goldthlr.  (nach  Clamageran  36,27  Millionen 
Franas),  für  die  Franz  I.  2  Millionen  Gold- 
thaler  (—23,58  Millionen  Francs)  zu  entrichten. 
Zum  Unterschied  von  den  Aides  ei-scheinen 
die  Exactions  als  Abgaben,  die  nicht  auf 
Herkommen   oder  Zustimmung   der  Unter- 


thanen beruhen,  sondern  willkürlich  von  dem 
HeiTu  erhoben  wurden.  Zu  diesen  Exactions 
rechnet  das  französische  Feudalrecht  be- 
sonders die  unter  dem  Namen  Taille  (talia, 
tolta,  auch  maltöte)  seit  dem  11.  Jahr- 
hundert und  wohl  auch  schon  früher  vor- 
kommende direkte  steuerartige  Abgabe. 
Technisch  ist  die  gewöhnliche  Taille,  die 
übrigens  lokal  verschiedene  Namen  auf- 
weist, eine  Steuer  von  den  Rauch-  und  Feuer- 
stellen, eine  Familien-  und  Hausgenossen- 
steuer. Zumeist  treffen  die  Taille,  wie  die 
Aides  und  Exactions  wohl  den  ländlichen 
unterthänigen  Grundbesitz,  wenn  sie  auch 
als  Vermögens-  und  Einkommen-  oder  als 
Herd-  und  Kopfsteuern  veranlagt  sind. 
Doch  sind  die  Steuern  vielfach  auch  allge- 
meine, sie  erstrecken  sich  auf  das  beweg- 
liche und  unbewegliche  Vermögen  und  sind 
principieU  auch  von  Adel  und  Geistlichkeit 
zu  entrichten.  Neben  den  gewöhnlichen 
Steuern,  insbesondere  der  Taille,  kommen 
wiederholt  aussei'ordentlicjhe  Vermögens-  und 
Personalsteuern  vor,  so  z.  B.  1294  ein 
Hundertster,  1245  ein  Fünfzigster.  Die 
Kirche  und  der  Klerus  werden  öfters  zu 
besonderen  Beisteuern  veranlasst,  regel- 
mässig unter  dem  Namen  »don  gratuit«,  in 
Form  von  Zehnten,  »decimes«,  von  ihren 
Einkünften,  deren  Verteilung  sie  allerdings 
unter  sich  allein  vornehmen.  Namentlich 
bei  gewissen  Gelegenheiten,  früher  bei  den 
Kreuzzügen,  später  bei  Ketzerkriegen  und 
überhaupt  bei  vom  Papste  gebilligten  Kriegen, 
waren  solche  Zahlungen  herkömmlich. 

Neben  diesen  vorwiegend  dii*ekten  Ab- 
gaben kommen  Verbrauchsabgaben  teils 
Steuer-,  teils  gebülirenartigen  Charakters  vor, 
so  die  Wege-  und  Passierzölle,  unter  diesen 
besonders  der  Salzzoll,  dann  die  Verkaufsab- 
gaben besonders  auf  Märkten,  unter  diesen  be- 
sonders vom  Detailhandel  mit  Wein,  Bann- 
rechte, Besitz  wechselabgaben,  die  oben  er- 
wähnten Droits  de  relief  et  de  rachat, 
und  die  Landes  et  Ventes,  Abgaben,  die 
nicht  n\ir  von  Unfreien,  sondern  auch  von 
Freien,  Vasallen  \md  anderen  Untertlianen, 
sei  es  beim  Erbgange,  sei  es  bei  Eigen- 
tumstibertragungen  unter  Lebenden  erhoben 
werden. 

Im  14.,  namentlich  seit  dem  15.  Jalu^- 
h\mder(,  wird  die  direkte  Hauptsteuer  der 
ländlichen  und  städtischen  Bevölkerung  die 
Taille.  Sie  wird  ursprünglich  nicht  regel- 
mässig erhoben,  sondern  von  den  General- 
ständen nur  a\if  bestimmte  Jahre  und  zur 
Bestreitung  bestimmter  Ausgaben,  (meist 
Krieg  und  Landesverteidigung)  bewilligt. 
Adel,  Klerus,  Beamte  und  einzelne  Privile- 
gierte sind  regelmässig  von  der  Taille  imd 
ähnlichen  Steuern  frei.  Die  Steuern  weitlen 
bei  ständischen  Bewilligungen  oft  im  ganzen 
bewilligt  und  von  den  beteiligten  Proxdnzen 
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und  den  Ständen  unter  sich  ivpartiei-t.  Der 
Klerus  beteiligt  sich  an  solchen  Steuerbe- 
willigungen, wie  erwäliut,  durch  Gewähnuig 
von  Dons  gratuits  in  Form  von  Decinien. 
Aus  der  schweren  Zeit  der  englischen  Kriege 
in  der  ersten  Halte  des  15.  Jahrhunderts 
geht  die  Taille  als  bleibende  Einrichtung 
hervor  und  bleibt  seitdem  die  hau})tsäch- 
lichste  direkte  Steuer  bis  zur  Revolution. 
Die  indirekten  Abgaben,  namentlich  die 
Verbrauchs-  und  Yerkehrssteuern  sind  am 
A\isgange  des  Mittelalters  erweitert,  umge- 
staltet und  vermehrt  worden.  Das  gilt  in 
erster  Linie  von  den  Zöllen,  in  dei-en  Er- 
hebung dei'  König  fi^eiei-e  Hand  hatte,  da 
das  Zollrecht  zui-  Domäne  gehörte.  Die 
Zölle  waren  teils  Ausfuhrzölle,  die  an  den 
Grenzen  gegen  das  Ausland  erhoben  wurden, 
teils  provinzielle  Binnenzölle.  Die  letzteren 
erklären  sich  dai-aus,  dass  die  Steuern  nicht 
in  allen  Provinzen  gleich  wai-en,  vielmehr 
einzelne  Provinzialstände  sich  weigerten, 
bestimmte  Steuern  mit  zu  übernehmen,  so 
dass  man  diesen  gegenüber  Binnenzölle  er- 
richtete. Die  Zölle  waren  wie  in  England 
hauptsächlich  Ausfuhrzölle  (auf  Wolle,  Ge- 
ti-eide,  Wein,  Salz,  Vieh  u.  s.  w.).  Versuche, 
allgemeine  Steuern  vom  Verkauf  einzu- 
führen, hatten  keinen  dauernden  Erfolg.  Da- 
gegen erfuhren  die  städtischen  Thorsteueru, 
die  Getränke-  und  die  Salzsteuern  eine  be- 
sondei-e  Ausbildung. 

Die  städtischen  Thorsteuem  oder  >>Octix)is« 
werden  bei  der  Einbringung  von  Wai-en  in 
die  Stadt  erhoben  und  dienen  in  erster  Linie 
für  städtische  Zwecke,  doch  fliessen  dem 
Köni^  bestimmte  Anteile  zur  Begleichung 
sonstiger  städtischer  Steuerverpflichtungen 
ihm  gegenüber  zu.  Die  Getränkesteuern, 
namentbch  die  Weinsteuern,  werden  in  Form 
von  Transport-  und  Passier-Abgaben  und 
insbesondere  in  Form  städtischer  Octrois  er- 
hoben. Aber  abgesehen  davon  werden  die 
Getränke  und  speciell  der  Wein  noch  in 
zwei  anderen  Formen  besteuert^  nämlich  in 
der  Form  einer  Abgabe  beim  Grossverkauf, 
die  den  Käufer  trifft,  und  mit  der  Kosura- 
steuer  beim  Kleinabsatz,  die  der  Wirt  zu 
bezahlen,  der  Konsument  aber  zu  tragen  hat, 
der  Yorläuferin  des  späteren  Droit  de  detail. 
Die  Erhebung  der  Wem  Steuer  geschah  schon 
damals  vorwiegend  auf  dem  Wege  der  Ver- 
pachtung. »Zahlreiche  Veränderungen,  da 
die  Bestimmungen  regelmässig  nur  für  ge- 
wisse Jahre  und  Ausgabezwecke  geti-offen 
werden  und  die  mannigfaltigsten  lokalen 
und  provinziellen  Verechiedenheiten,  zum 
Teil  auf  Grund  von  Privilegien  einzelner 
Landesteüe  nach  der  verschiedenen  Stellung 
des  Königtums  in  denselben  und  nach  der 
verschiedenen  Auffassung  der  Stände  herr- 
schen, sind  auch  für  die  Zeit  charakteristisch. 
Aber  in  der  Mitte  des  15.  Jalu-hiuiderts  ist  doch 


in   den  Weinsteuem   ein  weiteres  wiehtii:».'- 
Stück  eines  allgemeineren  Steuersystems  d»-s 
Staates  im  wesentlichen  festbegründet.c  <A 
Wagner,  a.  a.  0.  S.  134.)    Die   Salzüteu-em 
sind   ursprünglich  Abgaben   sowohl   an  den 
König  wie  an  die  sonstigen   Feudalherr-  fj. 
die  in  verschiedene!*  Weise  (als  Produkti'»ns- 
und   Absatzsteuern   sowie   als    Grenz-    und 
Binnenzölle)  erhoben  wmtien.    Sie  gehörten 
zu  der  »Gabelle<',  mit  welchem  Namen  mar 
früher  besondei-s  die  Auflagen   auf   Warf*u 
bezeichnete.  Dann  winl  dieser  Name  si>eLit\i 
für  die  Salzsteuern  üblich  und  seit  dem  l»j. 
Jahrhundert  überhaupt   identisch   für  Salz- 
steuern   gebraucht.     In   der   Mitte  des   14. 
Jahrhunderts    werden     zur    Sicherung   J'^r 
Salzsteuer  königliche  Salzmagazine  angelegt 
in   welche  alles  Salz  von  den  Produktiv ms- 
stätten   gebracht  und  von  wo  aus  es  diucL 
königliche  Agenten  mit  Steuerzuschlag  ver- 
kauft  wurde.    Jeder  Salz  verkauf  ausserhalb 
der  Magazine   war  verboten.     Daraus  »»nt- 
wicjkelte  sich  später  die   so  verhasste  Ein- 
richtung des  Zwangsabkaufs  gewisser Menereu 
Salz.     Schon   1373  wurde  in   einigen  Prci- 
vinzen   die  salzsteuerpflichtige  Bevölkerun«: 
gezwungen,  eine  gewisse  Menge  Salz  famiheo- 
oder  haushaltungsweise  aus   den  Salzmaga- 
zinen zu  entnehmen  (die  si>äter  in  Preussea 
sogenannte  Salzkonskription),  und  je<le  Kon- 
travention    mit     harten     Strafen    bedroht. 
Später  wurden  die  Preise  bezw.  Steuersatz*» 
ausserordentlich  erhöht^  und   es  entstanden 
in     den     verschiedenen    Landesteilen    «li»' 
gnissten  Ungleichheiten.     Die  pri\üegierteü 
Klassen    wai-en    im    allgemeinen   von   der 
Salzsteuer  befreit. 

Einen  wertvollen  Einblick  in  die  Au.s- 
gabewirtschaft  und  das  Schuldeii- 
wesen  im  13.  Jahrhundert  gewährt  die 
Abhandlung  A.  Schaubes  über  die  Wechsel- 
briefe König  Ludwigs  des  Heiligen  (s.  untt»n 
die  Litteraturangaben).  Allgemeiner  bekannt 
sind  die  Kreditbriefe,  die  dieser  König  iu 
grosser  Anzahl  ausgestellt  hat,  teils  zu 
Gunsten  hochgestellter  Personen,  die  seiner 
Unterstützung  bedurften,  teils  für  solche, 
die  in  seinem  Dienste  standen  und  w^in?uü 
der  Kreuzzüge  seine  Interessen  im  Orient 
wahrnalimen.  Als  der  König  selbst  im  Ori- 
ent weilte,  gingen  ihm  wohl  auch  effektive 
Geldsendungen  zu,  aber  die  Umständlich- 
keit und  Gefährlichkeit  einer  solchen  Sen- 
dung führten  dazu,  Gelder  teils  bei  den 
Ritterorden,  besonders  den  Templern,  teils 
bei  den  Geldleuten  Italiens,  insbesondei^ 
den  Genueser  Bankiers,  welche  ganze  (je- 
sellschaften  zur  gemeinsamen  Betreibunjsr 
von  (jeldgeschäften  in  der  Umgebung  des 
Königs  gebildet  hatten,  aufzunehmen  und 
dafür  Wechselbriefe  auszustellen  und  deren 
Honorierung  auf  den  Staatsscliatz  in  Paris 
anzuweisen.     Im    Jahre    1253    betrug  di«^ 
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Summe  aller  vom  König  ausgestellten 
Wechsel  etwa  104000  Pfund  Toiu-nois, 
nach  unserem  Geld  ca.  2,7  Millionen  Eeiehs- 
mark.  Da  die  Gesamtausgaben  der  Krone 
in  den  J^iren  1256  bis  1259  dm^chschnitt- 
lich  91000  Pfund  Pariser  =-  134000  Pfund 
Tournois  betrug,  so  stellen  die  Wechsel  des 
Königs  von  1253  annähernd  ^/lo  des  Jahres- 
hudgets  der  französischen  Krone  in  Frie- 
denszeiten  dar.  Freilich  sind  nicht  alle 
diese  Schidden  Schulden  des  Königs,  denn 
der  König  hat  sich  auch  für  Barone  und 
Ritter  seines  Heeres  verbürgt.  In  Kriegs- 
zoiten  waren  die  Ausgaben  natürlich 
grösser;   sie  betrugen  in  Pariser  Pfund  für 

1260A    1251/2    1252/3 

Hostel  du  roy  48558    53621     60678 

La  guerre  et  la  navie    240800  212  164  270547 

Zusammen    289  361  265  785  331  226 

ÄTisserdem  im  Jahre  1250  noch  167  102 
Pfund  Lösegeld  für  den  König.  Das  macht 
für  die  drei  Jahre  inclusive  Lösegeld 
1053476  Pfund  Pariser  oder  34  Vi  Milli- 
onen Mark  in  Metall  wert,  demnach  pro 
Jahr  ca.  9V2  Millionen  Mark.  Damit 
stimmt  die  Notiz  bei  Belgrano  (Documenti 
inediti  riguardanti  le  due  crociate  di  San 
Lodovico,  Genova  1859),  dass  der  König 
auf  dem  Kreuzzug  täglich  etwas  über 
1000  Pfund  Tournois  =  26000  Mark  ge- 
braucht habe.  Genauer  verteilen  sich  diese 
1053476  Pfund  folgendermassen : 

Depens  de  Thostel  162858 
Pour  la  redemption  du  roy  167  102 
Pour  la  guerre  594600 
Pour  la  navie  32026 
Pour  les  Oeuvres  faites  outre  mer  (Be- 
festigungen etc.)  95  839 
Pour  la  r6demption  des  chetiz  (Loskauf 

der  Gefangenen)  i  050 

Die  Mittel,  um  die  Kosten  der  Kreuz- 
zü^  aufzubringen,  flössen  zum  grossen 
Teil  vom  französischen  Klerus.  Das  Konzil 
von  Lyon  liatte  in  üebereinstimmung  mit 
^inem  früheren  Beschluss  der  4.  Lateran- 
synode die  üeberweisung  des  Zwanzigsten, 
der  französische  Klerus  den  Zehnten  von 
allen  kirchlichen  Einkünften  erst  für  drei, 
dann  für  weitere  zwei  Jahre  zur  Verfügung 
gestellt  Die  Finanzen  des  Königs  scheinen 
auch  sonst  geordnet  seine  Hilfsqu^^llen  er- 
giebig gewesen  zu  sein ;  denn  es  sind  ihm  auch 
nach  seiner  schweren  Niederlage  in  Aegyp- 
ten  imd  Aufbringung  des  hohen  Lösegel- 
des erhebliche  finanzielle  Schwierigkeiten 
nicht  erwachsen.  Der  Kredit  des  Äönigs 
erwies  sich  vielmehr  auch  in  der  kritischen 
Zeit  als  wohlbegründet 

2.  Das  Finanzwesen  bis  zu  Beginn 
der  Neuzeit  Im  allgemeinen  hat  die 
Geschichte  der  Finanzen  in  diesem  Zeit- 
raum nichts  wesentlich  Neues  zu  berichten. 


Die  zimehmenden  Bedürfnisse  des  Hofes 
und  der  Regierung  führten«  zum  Ausbau 
des  alten  Ste\ierwesens ,  zur  Einführung 
neuer  Steuern,  zur  Beseitigiuig  einzelner 
Mängel;  aber  eine  grundsätzliche  Neuge- 
staltung wird  nicht  verauchl.  Namentlich 
blieb  der  Hauptübelstand  des  französisclien 
Steuerwesens :  Die  Steuerfreiheit  der  privi- 
legierten Klassen,  die  schwere  und  ungleich- 
massige  Belastung  der  mittleren  und  unte- 
ren Klassen,  besonders  der  ländlichen  Be- 
völkerung, bis  zum  Ende  des  18.  Jahrhun- 
derts bestehen. 

Die  hauptsächliche  direkte  Steuer 
blieb  die  Taille ;  sie  ist  die  Hauptsteuer  des 
platten  Landes  und  der  kleineren  Städte. 
Zwei  Foimen  sind  dabei  zu  unterscheiden: 
die  taille  personelle,  die  im  grösseren  Teüe 
Frankreichs  erhoben  wurde,  der  Absicht 
nach  eine  allgemeine  Yeraiögens-,  Er- 
werbs- und  Personalsteuer,  und  die  taille 
reelle,  eine  Realsteuer  auf  'Grund-  und 
Hausbesitz.  Während  bei  der  letzteren  der 
Willkür  der  Steuerorgane  wenigstens  eini- 
germassen  Schranken  gezogen  waren,  fehlte 
es  bei  der  ersteren  zumeist  an  objektiven, 
genügenden  Anhaltspunkten  für  eine  rich- 
tige Veranlagung.  Lind  je  mehr  die  Taille 
wuchs,  um  so  härter  wurde  sie  empfimden 
und  um  so  mehr  machten  sich  ihre  grossen 
Ungleichheiten  bemerkbar  und  um  so 
schwerer  empfand  man  den  Missstand  der 
zahlreichen  persönlichen  Befreiungen  d\u-ch 
Privileg  und  Amt.  Sie  zerfiel  schon 
im  16.  Jahrhundert  in  ein  »principal« 
und  einige  »crus«  d.  h.  Zuschläge  für  Spe- 
cialzwecke ;  daneben  entstand  ein  Taillon,  ein 
Geldersatz  für  Natiuullieferungen.  Die 
Haftbarkeit  der  Steuererheber  für  nicht 
entrichtete  Ste\ierbeträge  und  die  Solidar- 
haft  der  Kirchspiele  für  Steuerausfälle  wur- 
den immer  drückender.  Der  Klenis  beteiligte 
sich  an  der  Tragimg  der  Staatslasten  nach  wie 
vor  durch  die  »Dons  gratuits«,  ein-  und  mehr- 
fache Decimen  von  den  kirchlichen  Ein- 
künften, die  aber  doch  nur  ausserordent- 
liche, wenn  auch  häufig  wiederholte  Leis- 
tungen darstellen. 

Auch  die  indirekte  Besteuerung  hat  sich 
seit  dem  15.  Jahi-hundert  auf  der  bis 
dahin  geschaffenen  Grundlage  ohne  wesent- 
liche Neuenmgen  weiter  ent\Ä'ickelt  mit  der 
einzigen  Ausnahme  des  Zollwesens.  Im 
ZoUwesen  treten  schon  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert, namentlich  aber  seit  Mitte  des 
17.  Jahrhunderts  Bestrebungen  auf,  die 
inneren  Zölle  zu  beseitigen  oder  doch 
wenigstens  zu  vermindern  und  Grenzzölle 
an  ihre  Stelle  treten  zu  lassen,  die  Aus- 
fuhrzölle zu  beseitigen  und  den  fiskalischen 
Interessen  durch  Einfuhrzölle  gerecht  zu 
werden.  Aber  bei  allen  diesen  Refornibe- 
strebungen  herrschen  mehr  Volkswirtschaft- 
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Jicho  als  finanzpolitische  Erwägungen.  Sie 
sind  auch  nnr  insofern  gehingen,  als  an 
Stelle  der  Zollgrenzen  zwischen  den  einzel- 
nen Provinzen  verschiedene  Provinzial- 
gruj3ix?n  bezüglich  der  zollmässigen  Be- 
handlung zusamraengefasst  "wunlen.  Die 
<irückendste  unter  den  Verbrauchssteuern 
blieb  die  hohe  und  höchst  ungleichmässige 
Salzsleuer.  Alte  Privilegien  und  zur  An- 
erkennung gebrachte  Interessen,  die  aus 
historischen  Gründen  zu  erklärende  Sonder- 
stellung vieler  Provinzen  standen  einer 
Vereinheitlichung  und  Ausgleichung  des 
indirekten  Steuerwesens  bis  zur  Revolution 
entgegen.  An  den  (Tctränkesteuern  ist 
nichts  Wesentliches  mehr  geändert  worden. 
Erst  zu  Ende  des  16.  und  im  17.  Jahrhun- 
dert traten  neue  Steuern,  zum  Teil  von 
luxussteuerartigem  Cliarakter  (auf  Tuch  und 
andere  Wollwaren,  licinwand,  Zinngeschin-, 
Eisen,  Papier,  Hüte,  Gold  und  Silber,  aus- 
ländische Bücher  u.  s.  w.),  besonders  die 
Tabaksteuer  (zuei'St  1625  in  Form  eines 
Einfuhrzolles  von  fremden  Tabaken)  auf. 
Die  meisten  dieser  Steuern  wurden  auf  dem 
Wege  der  Verpachtung  eingezogen. 

Litteratur:  Fränkitfchee  und  deutsche« 
Reich:  Hüllmanrif  Ih'uUtche  Finanzgegchichte 
des  MiUeUdters,  Berlin  1805.  —  Inama' 
StemegOf  Deutsche  Wirtschnflsgeschichte,  Bd.  I, 
Leipzig  1879,  Bd. II,  1891,  Bd.  111, 1899.  —  Lang, 
Historische  Entirickelung  der  deutschen  Steuer- 
rerfassung,  Berlin  179.i.  —  H.  Müller,  Reichs- 
steueru  und  Rcichsrejormbestrebungen  im  16.  und 
16.  Jahrh.,  I^enzlau  1880.  —  Waitz,  DeuUche 
VerfassungsgcHchichte ;  besonders  die  einschlug. 
Abschnitte  in  Bd.  II,  IV,  VIII.  —  Weizsäcker, 
Rede  über  die  geschichtliche  Entwickelung  und 
Idee  einer  allgemeinen  Reichssteuer,  Berlin  188:i. 
H,  Schröder,  Deutsche  Rechtsgeschichte,  Leipzig 
1889.  —  J{,  SSeumer,  Die  deutschen  Stddte- 
steuern,  insbesondere  die  städtischen  Reichssteuern 
im  IJ.  und  lü.  Jahrh.,  I^ipzig  1878.  S.  auch 
A.  W€igner,  Fin.  III,  S.  hUff.  —  2.  Die 
deutsche n  S t  ü  d  t  e.  Chron iken  deutscher 
Städte,  herausgegeb.  rnn  Hegel,  besonders  Xiirn- 
berg  und  Mainz,  München  1874  und  1881.  — 
A,  Henning,  Steuergeschichte  von  Köln  bis 
1S70,  Dessau  189L  —  Schönberg,  Fumnzrer- 
hältnisse  der  Stadt  Basel  im  14.  und  h'i.  Jahrh., 
Tübingen  1879.  —  K,  Bisher,  Zwei  miltel- 
alterlichc  Stcuerordnungen,  Festschrift  zum  deut- 
schen Ilistorikertage  1894.  —  W'.  Stieday 
Städtische  Finanzen  im  Mittelalter,  in  den  Jahr- 
büchern für  Nationalökonomie  und  Statistik 
.i.  Folge,  17.  Bd.,  1.  Heft,  und  die  ausführlichen 
Litteraturangaben  Stivdas.  —  K.  Th,  Ehebef*g, 
Verfassungs-,  Venealt  ung.t-  und  Wirtschaftsge- 
schichte der  Stadt  Sttxissburg  bis  1681,  Bd.  I,  Strass- 
burg  i.  E.  1899.  —  8.  Preussen:  G,  Biele- 
feUlf  Geschichte  des  magdeburgischen  Steuer- 
wescns  von  der  Reformationszeit  bis  ins  18.  Jahrh., 
Leipzig  1888.  —  <V.  Schnvoller,  Die  Fpochen 
der  preussischen  Finanzpolitik,  in  Jahrb.  f.  Ges. 
u.  TVrir.  Bd.  1.  —  Toppen,  Die  Zinsrcrfassung 
Freussens  unter  der  Herrschaft  des  deutschen 
Ordens,    in    der  Ztschr.  f.  preuss.  Gesch.  Bd.  4 


und  in  Sybeh  Histor.  ZeiUehriß,  Bd.  4^.  — 
Zakr€xe%C9ki,  Üebtr  den  Genertdhufenxfktj^s. 
1885.  Weitere*  bei  Wagner^  Fin.  III,  S.  .^ 
*V.  daselbst  auch  die  LitteraturnachtreUe  über  di" 
anderen  deutschen  Terrüorialfürstentümer.  —  ^. 
Oesterreich:  S,  Bruder,  Finanzp^iitik 
Rudolfs  IV.  —  Beer,  Finanzen  Oestrrr^irhs  in 
19.  Jahrh.,  Prag  1877.  —  Ginüe^y,  Die  Fimtnz^n 
Böhmens  im  16.  und  17.  Jahrh.,  in  den  Win*'-» 
Akademie*ehHften  Bd.  18,  1869.  —  H.  r.  Hauer. 
Beitnige  zur  Geschichte  der  Österreich  ischf^i 
Finanzen,  Wien  18^8.  —  KtHes,  Hisitiri^ch- 
Entwickelung  der  Steuerverfassung  in  Schiest^r. 
Breslau  184^. — Oberleitnerf  Finanzlage  Xirdtr- 
ilsterreichs  im  16.  Jahrh.,  Wien  186S.  —  Schalck, 
Oesterreichs  Finanzrertcaliung  14IS — I4-St:,  Wi'^ 
1881.  —  5.  England:  Ät  BoM?eiU  UitUir^  '.-f 
taxation  and  laxes  in  EngUtnd,  from  the  ^'»r- 
liest  times  to  the  present  day,  4  Bde.,  LohHuh 
I884.  —  Boubleday,  Financial  history  of 
England,  London  1847.  —  Ä  Gneijsi,  Em- 
tische  Verfassungsgeschichte,  184i.  —  Derselbe, 
Das  englische  Venvaltungsrecht,  J  Bde.,  i.  Ä\tf.. 
Berlin  I88SI84.  —  Derselbe,  Das  enqli*ch*^ 
Parlament  in  tausendjährigen  Wandelwfv-h. 
Berlin  1886.  —  Derselbe,  Sel/gocemment  etf., 
Berlin  1871.  —  Sinclair,  History  of  the  pvUir 
rerenue  of  the  british  emptre,  S  vol.,  S  ed..  Dm- 
don  1808.  —  W.  Taylor,  History  of  taxritiur. 
of  England,  London  185S.  —  W.  Vocke,  '»'- 
schichte  der  Steuern  des  britischen  Reichs,  leijui'j 
1866.  —  O.  Schanz  y  Englische  HandeUpolUiL. 
2  Bde.,  Leipzig  1881.  —  F.  Marc*,  Artikr' 
Firuinces  de  VAngleterre,  im  Nouveau  dictionHüir-- 
d'economie  politique ,  Bd.  1,  I^iris  lS9t''.  — 
6.  Frankreich:  Forbonnais,  Recherche*  ft 
considerati^ms  sur  les  Jinances  de  France  dep^nf 
l'annet  1598  jusqu'en  Vannee  17 Sl,  Baerf  iT*-- 

—  Bailly ,  Histairc  ßnanciere  de  la  Frnnc^. 
1830.  —  Claniageran,  Histoire  de  rimjiot  »r 
France  (bisher  ,i  Bde.),  Fiiris  1867  7^1.  —  R- 
Siourm.  Les  finances  de  fanden  regimf  rt  -'' 
la  rerolutio7i,  origines  du  Systeme,  ßn.  art*«', 
^  rol.,  Paris  1885.  —  Vignen,  Tratte  d^s  iw;"«'/. 
.;  ed.,  Paris  1880.  —  A,  Wuhrer,  Histoire  d' 
la  dette  publique  en  France,    ^  roL,  Biris  ;>.^>'. 

—  M,  Harbulot,  Artikel  Finances  de  l'attci*^ 
regime,  im  Xoureau  dictionnaire  d'fCKrnutfi' 
politique   Bd.  1,  I'^ris  1896. 

K.  Th,  Eheberg. 


Finanzgesellsehaften. 

Als  Finanzgesellschaften  im  üeuen^ii 
Sinne,  den  englischen  ^Financial  Compaüit^ 
entsprechend,  kann  man  diejenigen  Aktion- 
odor  KommanditaktiengeseUschaften  bezoieh- 
neu,  die  hauptsächlich  Geschäfte  in  Börsen- 
papieren machen  und  sich  nur  in  zweiter 
Linie  mit  der  gewöhnlichen  Kreditver- 
mittelung befassen.  Diese  Geschäfte  1»^- 
stelien  namentlich  in  der  Beteiligung  an  der 
Gründung  neuer  Aktiengesellschaften  diinh 
Zeichnung  eines  bedeutenden  Teiles  (!•> 
Kapitals,  in  der  Ausgabe  von  Schuldver- 
schreibungen von  Staaten,  Gemeinden,  Ei^t^n- 
bahnen  etc.,  die  man  in  der  Regel  zu  einem 
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t>estiinmteQ  Kurse  fest  übernommen  hat ;  in 
der  Beteiligung  an  bestehenden  Unter- 
nehmungen durch  Kommanditierung  oder 
Vorschüsse;  in  der  Subskription  auf  neu 
auszugebende  und  dem  Ankauf  bereits  um* 
laufender  Wertpapiere  aller  Art  zum  Zwecke 
der  Kapitalanlage,  insbesondere  aber  auch 
in  dem  spekulativen  Effektenhandel,  dem 
Ankauf  von  Wertpapieren  zum  Zweck  des 
AViederverkaufe  mit  Gewinn,  wobei  die 
eigentlichen  Termingeschäfte  zwar  in  der 
Hegel  statutenmässig  ausgeschlossen,  die  Re- 
port- imd  Deportgeschäfte  aber  gestattet 
sind.  Alle  diese  Geschäfte  werden  audi 
von  Privatbankiers  betrieben  und  lagen  bis 
ziu*  Mitte  dieses  Jahrhunderts  fast  aus- 
fcichliesslich  in  deren  Händen.  Werden  sie 
aber  von  grossen  Gesellschaften  übernommen, 
so  trägt  (fies  wesentlich  dazu  bei,  die  Börsen- 
spekiuation  weiter  auszubreiten  und  dadurch 
oft  schwere  Missbräuche  und  Schädigungen 
der  kleinen  Kapitalisten  zu  verursachen. 
Die  Zahl  der  privaten  Bankiers,  die  mit 
einem  Kapital  von  25  und  mehr  Millionen 
Mark  spekulative  Geschäfte  machen,  ist  sehr 
beschränkt,  und  ohne  ein  grosses  reelles 
Kapital  lassen  sich  wirklich  tiefgreifende 
Borsenoperationen  nicht  ausführen.  Durch 
die  Kapitalvereinigung  mittelst  Aktien  aber 
ifb«t  sich  die  Zahl  solcher  gi-ossen  Spekula- 
tionsimtemehmer  in  der  Form  von  Gesell- 
schaften immer  mehr  ver^rössern.  Die  Ein- 
wirkung derselben  auf  die  Börse  und  die 
^j;anze  Volkswirtschaft  aber  ist  eine  weit 
weniger  verantwortliche  als  die  der  Privat- 
banl£äuser.  Die  letzteren  wissen,  dass  sie 
bei  gewagten  Unternehmungen  auch  ihr 
eigenes  Vermögen  aufs  Spiel  '  setzen ,  die 
Ijciter  der  Spekulationsgeeellschaften  aber 
oi>erieren  mit  dem  Kapital  der  Aktionäre 
und  haben  sich  erfahningsmässig  nur  zu  oft 
eines  leichtsinnigen  und  gewissenlosen  Ver- 
falirens  schuldig  gemacht.  Namentlich  sind 
auch  viele  Fälle  bekannt  geworden,  in  denen 
Vorwaltungs-  oder  Aufsichtsräte  ihren  Ein- 
fluss  benutzt  haben,  um  mit  den  Mitteln  der 
OeseUschaften  ihre  eigenen  unsoliden 
Oriindimgen  solange  zu  stützen,  bis  sie 
ihren  Gewinn  eingestrichen  hatten,  während 
die  Gesellschaften  sich  schliessHch  mit  wert- 
losen Effekten  überladen  fanden. 

In  gewissem  Sinne  kann  man  die  von 
Law  (s.  d.  Art.)  171(5  errichtete  Bank  als 
Vorläufer  der  modernen  Finanzgesellschaften 
betrachten,  besonders  nach  ihrer  Verbindung 
mit  der  Ostindischen  Gesellschaft.  Auch 
die  1772  von  Friedrich  dem  Grossen  ge- 
^indete  Seehandlungssocietät  zeigt  durch 
iiire  Beteiligungen  an  indusüiellen  Unter- 
nehmungen una  der  Ausgabe  von  Staats- 
schuldverschreibungen eine  gewisse  Ver- 
wandtschaft mit  jenen  Gesellschaften,  doch 
ist  sie  seit  1810  zu  einer  reinen  Staatsan- 

Handwörterbnch  der  Staatswissenschsften.    Zweite 


stalt  geworden  und  steht  schon  deswegen 
der  eigentlichen  Spekidation  fem.  Als  wirk- 
liche Effektenbank,  wie  man  die  Finanzge- 
sellschaften  auch  zu  nennen  pflegt,  erscheint 
zuerst  die  1822  in  Brüssel  von  dem  König 
Wilhelm  11.  gegründete  Soci6t6  generale 
^ursprüng^lich  »des  Pays-Bas«)  pour  favoriser 
rinaustne  nationale,  die  bis  1850  auch  das 
Eecht  der  Notenausgabe  besass.  Sie  hatte 
ausdrücklich  den  Zweck,  industrielle  Unter- 
nehmungen durch  Darlehen  zu  unterstützen 
und  neue  ins  Leben  zu  rufen.  Zur  Ver- 
stärkung ihrer  Mittel  war  sie  befugt,  neben 
ihrem  Aktienkapital  20  Millionen  Gulden  in 
Obligationen  auszugeben.  Im  Jahre  1849 
war  sie  durch  Aktienbesitz  bei  46  zum  Teil 
von  ihr  selbst  gegründeten  Gesellschaften 
mit  einem  Nominalfcapital  von  68*/*  Millionen 
Francs  beteiligt.  Von  dem  eigentlichen 
Spekulationshandel  in  Wertpapieren  hielt  sie 
sich  fem,  indem  sie  ihren  Effektenbesitz 
als  eine  dauemde  Kapitalanlage  betrachtete. 
Auch  in  neuerer  Zeit  hat  sie  ihren  ur- 
sprünglichen Charakter  beibehalten.  Ende 
1881  z.  B.  bestand  die  volle  Hälfte  iher 
Aktiva  aus  »Fonds  public««  (101  Millionen 
Francs). 

Als  erste  eigentliche  Spekulationsbank 
und  als  Typus  einer  ganzen  Klasse  aber  er- 
scheint der  1852  von  den  Gebrüdern 
Pereire  in  Paris  gegründete  »CrMit  mo- 
bilier«.  Die  ursprüngliche  Idee  desselben 
hatte  E.  Pereire  schon  in  seiner  Saint- 
Simonistischen  Periode  (1830  im  Journal  du 
commerce)  veröffentlicht  und  zwar  läuft 
diese  auf  eine  Art  von  gegenseitiger  Ver- 
sicherung der  Wertpapiere  hinaus.  Wie  der 
um  dieselbe  Zeit  gegründete  Credit  foncier 
das  Recht  hatte.  Obligationen  auf  Grund 
von  erworbenen  Hypotheken  auszugeben,  so 
sollte  der  Credit  mobilier  befugt  sein,  eine 
gleiche  Summe  wie  die  von  ihm  in  Aktien 
und  anderen  Effekten  angelegte  in  eigenen 
Obligationen  auszugeben.  Das  Aktienkapital 
betrug  anfangs  60  Millionen  Francs,  die 
Obligationenschuld  aber  sollte  auf  das  Zehn- 
fache des  Kapitals  gebracht  werden  dürfen. 
Der  Credit  mobilier  sollte  also  der  Sammel- 
platz für  eine  enorme  Aktienmasse  werden, 
die  Obligationenbesitzer  aber  statt  der 
schwankenden  Erträge  dieser  Aktien  eine 
feste  Verzinsung  ihres  Kapitals  erhalten. 
Thatsächlich  ist  indes  dieser  in  die  Statuten 
des  CrMit  mobilier  aufgenommene  Plan 
nicht  zur  Ausführung  gekommen,  sondern 
die  Gesellschaft  hat  sich  von  Anfang  an 
lediglich  auf  die  Börsenspekulation  verlegt. 
Ms  im  Jahre  1855  eine  erste  Emission 
von  240000  Obligationen  (zu  500  Francs, 
mit  200  Francs  Einzahlimg)  stattfinden  sollte-, 
wurde  sie  von  der  Regiemng  verhindert. 
Man  war  in  den  Tuilerien  denn  doch  in  be- 
treff der  enormen  Spielgeschäfte  des  In- 
Auflsge.   III.  62 
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sütuts  boilenklich  gewordeu.  Der  Gesamt- 
gewinn  des    Jahres    1855    belief    sich   auf 

31  871 0(H)  Francs,  und  von  dieser  Summe 
waren  nicht  weniger  als  26  167  OUO  Francs 
auf  Kursgewinn  zurückzufiihren.  Der  Be- 
trag der  in  diesem  Jahre  subskribierten  und 
gekauften  (meistens  naturlich  auclv  wieder 
verkauften)  Effekten  stellte  sich  auf 
265  821  (KX)  Francs.  Der  CVtilit  mobüier 
konnte  ebim  wnne  Spielgeschäfte  mit  barem 
Gelde  machen,  und  darin  lag  seine  Macht 
Ober  die  Kui-se.  Tnd  wie  wimle  diese  ge- 
steigert worden  sein,  wenn  er  mittelst  der 
Obligationen  noch  die  Verfügung  über  6<.M) 
Millionen  Mark  erhalten  hätte.  Ohnehin  war 
sein  Einfluss  schon  höchst  unheilvoll,  nicht 
nur  durch  die  Befönlerung  d(^  Böi-senspiels, 
sondern  auch  durch  die  Verlockung  des 
Publikums  zur  Beteiligung  an  der  Gründung 
von  Unternehmungen,  die  sich  bald  als  un- 
wirtschaftlich und  uni-entabel  erwiesen.  Ein 
RückschJag  trat  schon  1857  ein,  doch  hob 
sich  die  Dividende  in  den  Jahren  1862  und 
1863  wieder  auf  25  ^/o.  Aber  schon  im 
Jahre  1866  geriet  die  Gesellschaft  in  ernst- 
liche Verlegenheiten,  die  sie  zu  einer  Ver- 
doppelung des  Kapitals  (auf  120  Millionen 
Fmucs)  nötigten.  Trotzdem  kam  die  Krisis 
1867  zum  Ausbruch,  l)ei  welcher  sich  die 
Herren  Pereire  und  Salvador  im  Vollbesitz 
ihrer  Millionen  zurückzogen,  die  Aktionäre 
aber  fast  alles  einbüssten.  Die  Leiter  der 
(lesellschaft  hatten  u.  a.  der  zahlungsun- 
fäliigen  Compagnie  immobilicre  beinahe  72 
Millionen  Franas  vorgeschossen.  Die  Ver- 
waltungsräte mussten  allerdings  später  eine 
Entschädigung  herauszahlen,  aber  die  Ge- 
sellschaft blieb  im  kläglichsten  Zustande 
der  Li<iuidation,  und  erst  1871  wnrde  sie 
durch  eine  neue  ei-setzt,  wobei  fünf  alte 
Aktien  gegen   zwei  neue  eingetauscht  und 

32  Millionen  Francs  in  l>ar  neu  gezeichnet 
wurden.  Jm  Jahre  1878  aber  wurde  das 
Kapital  dieses  neuen  Credit  mobil ier,  nach- 
dem er  fünf  Jahre  hindurch  keine  Dividende 
bezahlt  hatte,  auf  die  Hälfte  herabgesetzt. 
Mittlerweile  waren  in  Paris  noch  raehi^ere 
andere  grosse  Effektenbanken  entstanden, 
luiter  denen  besonders  die  im  Jahre  1881 
zusammengebrochene  Union  generale  eine 
nicht  beneidenswerte  Berühmtheit  erlangt 
hat.  Auch  in  Deutschland  fand  das  Vorbild 
des  Credit  mobilier  zahlreiche  Nachahmungen 
in  der  Gestalt  von  Bankgesellschaften,  die 
sich  vorzugsweise  mit  Gründungen,  Emis- 
sionen, Effektenhandel,  später  auch  in  be- 
deutendem Umfange  mit  Reportg( ^Schäften 
befassten.  Die  erste  wai*  die  1853  geginin- 
dete  Bank  für  Handel  und  Industrie  in 
Darmstadt,  die  gegen wäi-tig  mit  dem  Haupt- 
sitz in  Berlin  und  einem  Kapital  von  105 
Millionen  Mark  eine  sehr  angesehene  Stellung 
einnimmt.      Sie    betreibt   übrigens  auch    in. 


grossemUmfange  die  son.stigen  Bankgeschäfte. 
Ueber  die  wichtigsten  anderen  Effektenbankeu 
findt^t  man  näheres  in  der  Tabelle  Bd.  IL 
S.  218,  Ali:.  Banken.  In  Oesterreich  wunln 
1855  die  *k.  k.  privilegiei-te  österreichische 
Kre<litanstalt  für  Handel  und  Gewerbe<  er- 
richtet, die  dem  Credit  jmobilier  in  ihivr 
ganzen  (Jrganisation  am  nächsten  steht. 
Das  Kapital  betrug  anfangs  fiO  Millionen 
Gulden,  seit  1S69  nur  noch  -10  Millionen, 
ist  al>er  1899  auf  50  Millionen  erhöht  wonlen. 
lauter  dem  Namen  Kassenscheine  giebt  si*^ 
(Obligationen  von  mindestens  einjäliriger  Ver- 
fallzeit aus.  Sie  darf  sogar  bis  zu  ^  lo  ihre> 
Gnmdkapitals  Si)ekulationsaidcäufe  von  Im- 
mobilien maclien.  Doch  ist  auch  ilir  Dis- 
konto- und  Lombard geschäft  von  bedeuten- 
dem Umfange.  Einen  ähnlichen  Cliai-akter 
hat  die  18S0  mit  einem  eingezahlten  Kapital 
von  40  Millionen  Gulden  gegründete  -k.  k. 
privilegierte  österi-eichische  Länderbau k  . 
In  England  sind  die  dem  CnKiit  mobilitT 
entsprechenden  Finanzgesellschaften  zahl- 
reich vertreten;  ausserdem  aber  haben  si<li 
auch  die  finanziellen  Trustgesellschaf- 
ten in  der  neueren  Zeit  mehr  und  mein- 
entwickelt.  Diese  sind  von  den  industriellen 
Trusts,  welche  die  Mono|)olisierung  eines 
bestimmten  Produktionszweiges  bezwecken- 
zu  unterscheiden  und  l>eruhen  im  wesent, 
liehen  auf  der  oben  erwähnten  ursprünglichen 
Pereireschen  Idee,  die  übrigens  j)raktiscli 
auch  schon  früher  einigermassen  in  der 
Brüsseler  Societe  generale  verwirkliclit  war: 
es  handelt  sich  um  ein  sogenanntes  »Om- 
nium«  von  Aktien  einer  grösseren  Anzahl 
von  Gesells(!haften  oder  auch  anderer  Weit- 
papiere,  woihu'ch  den  Aktionären  der  Trust- 
gesellschaft eine  möglichst  sichere  Dun^h- 
schnittsdividende  verschafft  werden  soll. 
Manche  geben  aucli  zm*  Verstärkmig  ihn*s 
Effektenbestandes  Obligationen  (Debentun^) 
aus.  Gelegentliche  Käufe  und  Verkäufe  von 
Papieren  sind  nicht  ausgesc;hlossen,  aber  sie 
sollen  doch  nur  ein  Nebengeschäft  der 
eigentlichen  Trust gesellschaften  bilden.  In 
Wirklichkeit  bleibt  indes  die  Versuchung 
zmn  Betrieb  des  spekulativen  Effekten- 
handels für  die  Leiter  dieser  Gesellschaften 
sehr  gi-oss,  imd  viele  der  letzteren  sind  da- 
her infolge  des  Rückschlags,  der  nach  der 
Spekulationsperiode  von  1889  eintrat,  em- 
pfindlich geschädigt  worden.  Viele  soge- 
nannte Trustgesellschaften  sind  übrigens 
trotz  ihi^es  Namens  von  Anfang  an  nm* 
S]>ekulationsbanken  gewesen.  —  Sehr  eni- 
pfelüenswert  ist  die  von  einigen  Trustgt»- 
sellschaften  angenommene  periodische  Ver- 
öffentlichung ilires  Effektenbestandes.  In 
Deutschland  hat  sich  1890  unter  dem  Namen 
»Treuhandgesellschaft«  eine  Trustgesellscbaft 
für  amerikanische  Papiere  gebildet.  —  Die 
Verantwortlichkeit   der  Emissionsbanken  ist 


Fiiianzgesellschäften— Fiuanzstatistik 


979 


in  Deutschland  durch  die  Bestiiimuingen 
der  §§  43—46  des  Börsengesetzes  v.  29. 
Juni  1896  über  die  Haftung  auf  Grrund  des 
Prospekts  erheblich  veretärkt  worden.  Siehe 
den  Artikel  Börsen  recht  (oben  Bd.  II 
S.  999).  Vgl.  auch  den  Artikel  Börsen- 
wesen  (oben  Bd.  II  S.  1041)  und  Emis- 
sionsgeschäft (oben  Bd.  lU  S,  602). 

Litterator:  O,  Huhn  er ^  Die  Banken,  Leipzig 
]S-j4.  —  J*»*OMdlion,  Manuel  du  aj>ectdateur  fi 
fn  bourse,  S  ed.,  Paris  1857.  —  Aycardj 
Ilistoire  du  Credit  mobilier,  Paris  1867.  — 
SatUer,  Die  I^fektenbanken,  Leipzig  1890.  — 
Modei,  Die  grossen  Berliner  Effektenbanken, 
herausgey.  von  E.  Loeb.     Jena  1896. 
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FinanzBtatistik. 

I.  Allgemeines.  1.  Wesen  und  Arten 
der  F.  2.  Die  Methode  finanzstatistischer  Ver- 
^^leichungen.  3.  Die  technischen  Mittel  der  Ver- 
ü:leichung  4.  Die  Resultate  der  F.  II.  Ueber- 
itlicküberdieHauptdaten  der  Finanz- 
Statistik  einzelner  Länder.  1.  Deutsches 
Reich.  2.  Preussen.  3.  Oesterreich-Ungarn. 
4.  Frankreich.  5.  Grossbritannien.  6.  Italien. 
7.  Kussland. 

I.  Allgeiueines. 

1.  Wesen  und  Arten  der  F.  Wir  ver- 
stehen unter  Finanzstatistik  die  Ermittelung 
und  Darstellung  der  Thatsachen  der  Finanz- 
wirtscliaft  in  nach  Mass  oder  Zalil  erkenn- 
t^arer  und  vergleichbarer  Form.  Sie  bildet 
♦  inen  Teil  der  allgemeinen  Statistik,  mit 
welcher  sie  daher  auch  Merkmale,  Methoden 
lind  Darstellungsform  teilt.  Sie  beruht  daranf, 
<lass  Einzelthatsachen  gleichartig  gezählt, 
«lie  Verschiedenheiten  abstrahiert  und  sie  zu 
Oruppen  oder  Typen  vereinigt  werden.  Da- 
l»i  handelt  es  sich  aber  nicht  um  die  Be- 
o^>achtung  von  Massenerscheinungen,  wie 
^^ispielsweise  bei  Bevölkerungs-  oder  Pro- 
fi uktionsstatistik,  sondern  um  die  Unter- 
>uehung  und  zahlenmässige  Beschreibung 
von  bestimmten  Organisationen,  welche  sich 
in  fest  vorgezeichneten  Geleisen  bewegen. 
Infolgedessen  erscheint  die  Finanzstatistik 
:üs  ein  Glied  der  Statistik  der  Verwaltung 
in  Staat  imd  Gemeinde  und  beschäftigt  sich 
mit  der  Lösung  der  Frage,  welche  finanziellen 
Mittel  zur  Erfüllung  der  Staatszwecke  und 
Staatsaufgaben  verwendet  werden.  Daraus 
erheUt  auch  die  doppelte  Funktion  der  Fi- 
nanzstatistik. Sie  giebt  einesteils  selbstän- 
dige Aufschlüsse  über  die  wichtigsten  so- 
zialen, politischen  und  staathchen  Probleme, 
soweit  sie  in  der  Fipanzwirtschaft  zum  Aus- 
<lnick  kommen.  Andernteils  aber  erfahren 
wir  durch  sie  die  speciellen  Fragen  der  ver- 
schiedenen  Verwaltungszweige    nach    dem 


Masse,  als  sie  finanzwirtschaftlichen  Inhalts 
sind. 

Das  Objekt  der  Finanzstatistik  ist  das 
gesamte  Zahlenmaterial  der  .  öffentlichen 
Wirtschaften  und  die  Verkettung  der  eigent- 
lichen Ursachen  der  Vorgänge,  welche  zur 
Entstehung  der  Zahlen  geführt  haben. 

Das  Zahlenmaterial  schöpft  die  Technik 
aus  den  Thatsachen  der  Finanzrechnungeu 
im  weiteren  Sinne.  Die  Benutzung  der- 
selben setzt  daher  die  Publizität  der  Finanz- 
angelegenheiten im  Verfassungsstaate  voraus. 
War  daher  in  den  Zeiten  der  absoluten  Mo- 
narchie die  Beobachtung  der  Daten  aus- 
geschlossen, beschränkt  oder  doch  schwierig, 
so  hat  das  Budgetrecht  der  Volks  verti-etungen 
und  die  Finanzkontix)lle  der  konstitutionellen 
Staaten  eine  leichtere,  reichere  und  ergiebigei^ 
Auswertung  ermöglicht.  Dabei  kann  der 
Statistiker  entweder  den  Regierungsentwnirf 
des  Haushaltungsplanes,  das  verfassungs- 
mässig verabschiedete  Budget  oder  nach 
Durchführung  desselben  die  Sclüuss-,  Staats- 
rechnung  oder  Finanzrechnung  im  engeren 
Sinne  benutzen.  Werden  für  verschiedene 
Perioden  oder  verschiedene  Ijänder Vergleiche 
angestellt,  so  ist  es  wichtig,  zu  unterscheiden, 
w^elche  Art  dieser  Zalüenmatorialien  dabei 
verwendet  wurde. 

Mit  den  nackten  Zahlen  ist  aber  keines- 
wegs die  Aufgabe  der  Finanzstatistik  er- 
ledigt. Soll  diese  vollständig  sein,  so  bedarf 
es  auch  der  Beachtung  jener  Umstände,  unter 
deren  Einflnss  diese  Zahlen  entstanden  sind. 
Hier  handelt  es  sich  um  die  Beobachtung 
aller  Ursachen,  welche  aus  den  Gesetzen 
eines  Staats  oder  aus  den  bindenden  Be- 
schlüssen eines  öffentlichen  Körpers  ent- 
wickelt werden.  Erst  hierdurch  wird  es 
erkennbar,  nicht  nur  dass  diese  Zalilen  diese 
Gestaltung  angenommen  haben,  sondern 
warum  und  wie  sie  es  gethan  haben.  Die 
Zahlen  selbst  sind  nur  die  HüUe,  die  Ursachen 
dagegen  bilden  das  Wesen  der  Finanz- 
statistik, durch  welche  jene  erst  Leben-  und 
Anschaulichkeit  empfangen.  Es  lässt  sich 
nur  im  Zusammenhalte  beider  ein  treues 
Bild  der  einschlägigen  Verhältnisse  gewinnen. 
Daraus  aber  erklärt  sich  auch  die  Wichtig- 
keit der  finanzwirtschaftlichen  Einrichtungen 
für  alle  finanzstatistischen  Untersuchungen. 

2.  Die  Methode  finanzstatistischer 
Verji^leichfingen.  Der  Wert  der  Finanz- 
statistik wird  durch  die  Vergleichung 
der  Zahlen  \md  Daten  erhöht.  Diese  hat 
die  Aufgabe,  aus  der  Nebeneinanderstellung 
der  Finanzrechnungen  i.  w.  S.  eines  Staats 
in  verschiedenen  Perioden  oder  verschiedener 
Staaten  in  demselben  Zeitabschnitt  oder  in 
verschiedenen  Perioden  die  charakteristischen 
Gleichai-tigkeiten  und  Untersclüede  der  Ge- 
staltungen des  Finanzwesens  abzuleiten  und 
nachzuweisen.    Zu  diesem  Zwecke  sind  die 
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einzelneu  finanzstatistischen  Daten  möglichst 
genau  vergleichbar  zu  machen,  weU  sich 
eben  nur  Oleichartiges  miteinander  ver- 
gleichen lässt  Und  gerade  hierin  11^  die 
hauptfifichlichste  Schwierigkeit,  namentlich 
der  vergleichenden,  internationalen  Finanz- 
Statistik,  welche  häufig  nidit  hinlAnglich  be- 
achtet wurde  und  dalier  zu  sc^hiefen  Vor- 
stellungen geführt  hat. 

Der  erste  methodische  Grundsatz  fordert 
die  Gleichstellung  nur  vergleichbarer  Zahlen. 
Man  muss  daher  die  Grundlagen  der  Finanz- 
rechnungen, von  welchen  man  ausgeht,  ge- 
nau beachten.  Die  erste  Klippe  taucht  auf 
in  der  Verschiedenheit  der  Etatsans&tze,  in- 
dem die  Staaten  teils  Brutto-,  teils  Netto- 
etats haben.  Bei  ersteren  sind  bei  den 
Einnahmen  die  Ausgaben  fOr  Betrieb,  Ge- 
winnung und  Erhebung  inbegriffen,  bei  letz- 
teren bereits  in  Abzug  gestellt.  Ohne  Rück- 
sicht auf  diesen  Umstand  zu  nehmen,  ent- 
behrt eine  statistische  Vergleichung  jeglit»her 
Brauchbarkeit.  Auch  ist  dabei  stets  fest- 
zuhalten, dass  bei  den  Netto-Etats  der  ein- 
zelnen Länder  die  verschiedenen  Betriebs- 
und Erhebimgskosten  fast  nie  in  ganz  gleicher 
Weise  berecnnet  werden.  Fane  weitere 
Schwierigkeit  stellt  sich  der  Vergleichung 
dadim^h  entgegen,  dass  das  sogenannte 
Princip  der  fiskalischen  Kasseneinheit  in 
vielen  Staaten  nicht  voUständig  durchgeführt 
ist  Damit  hängt  es  zusammen,  dass  in 
einzelnen  Budgets  die  Einrichtung  von 
Specialetats  für  bestimmte  aus  dem 
Hauptfinanzetat  ausgeschiedeneVerwaJtungs- 
zweige  besteht.  Diuch  diese  Verletzimg  der 
Vollständigkeit  des  Budgets  wird  auch  die 
Vergleichung  erschwert  oder  ihr  Ergebnis 
ungenau. 

Ferner  müssen  bei  statistischen  Unter- 
suchungen die  »durchlaufenden« Posten 
wohl  in  Rechnung  gezogen  werden.  Da- 
runter hat  man  diejenigen  Zu-  imd  Abgänge 
zu  verstehen,  welche  thatsächlich  weder  Ein- 
nahmen noch  Ausgaben  sind  und  daher  ohne 
Einfluss  auf  die  Gestaltung  der  finanz- 
statistischen Thatsachen  bleiben.  Sie  heben 
sich  gegenseitig  auf.  In  diese  Gruppe  ge- 
hören natürlich  alle  Erhebungskosten  der 
Staatseinnahmen  überhaupt.  Von  einschnei- 
dender Erheblichkeit  sind  in  dieser  Be- 
ziehung in  ereler  Linie  die  Betriebsausgaben 
der  sogenannten  »privatwirtschaftli- 
c  h  e  n  «  Einnahmen,  d.  h.  derjenigen,  welche 
aus  der  Bewirtschaftung  von  Ertragsobjekten 
und  Ertragseinrichtungen  f Hessen,  wie  aus 
Domänen,  aus  werbendem  Vermögen,  aus 
dem  Betriebe  der  Eisenbahnen  u.  dgl.  m. 
Will  man  daher  vergleichen,  so  müssen  diese 
Beträge  abgesetzt  werden.  Wenn  dies  aber 
unterlassen  würde,  so  erhielte  man  ein  Zerr- 
bild der  thatsächlichen  Verliältnisse. 

Weiterhin  ist  es  misslich,  die  Haushalte 


von  Staaten  sehr  ungleicher  Grösse 
miteinander  zu  vergleichen,  du  der  kleine 
Staat  nach  seinen  individuellen  Verhält- 
nissen dem  grossen  gegenüber  leicht  in  zu 
günstiger  oder  ungünstiger  Beleuchtung  er- 
scheint. Häufig  ninmit  der  kleine  Staat  in 
seiner  Finanzkraft  imd  seiner  finanzwirt- 
schaftlichen Entwickelung  eine  ähnliche 
Stellung  ein  wie  etwa  ein  grösserer  Selbst- 
verwaltungsköi-per  des  grossen.  Ein  kleiner 
Staat  kann  zudem  dem  grossen  gegenüber 
in  günstigerem  Verhältnisse  erscheinen,  weil 
derselbe  bei  seinem  beschränkteren  Terri- 
torium wirtschaftlich  gleichartig  entwickelt 
ist  als  die  einzelnen  Bestandteile,  Provinzen 
etc.  des  grossen,  welche  je  nach  Umständen 
auf  sehr  verschiedener  volkswirtschaftli<  her 
Entwickelungsstufe  stehen  oder  von  sehr 
abweichender  Bevölkerungsdichtigkeit  sind. 
Auch  dies  wird  für  die  Finanzverhältnijs?»^ 
nicht  ohne  Einfluss  sein. 

Endlich  darf  die  verschiedenartige  Ver- 
teilung der  öffentlichen  Thätisr- 
keiten  auf  Staat  und  Selbstvervaltungs- 
körper  nicht  unerwähnt  bleiben.  Die  Al>- 
weichungen  in  der  Uebertragung  öffentlicher 
Auflagen  äussern  auch  auf  die  Daten  der 
staatlichen  Finanzen  einen  massgeben- 
den Einfluss.  Darunter  leidet  natnrgeniä^> 
die  internationale  Vergleichbarkeit  der  fi- 
nanzstatistischen  Aufstellungen  ganz  vi- 
sentlich. 

3.  Die  technischen  Mittel  der  Ver- 
gleichung. Um  die  vergleichenden  Dat«n 
der  Finanzstatistik  überblicken  zu  konnen. 
hat  man  zu  dem  Auskimftsmittel  der  Re- 
duktionsmittel gegriffen.  Man  versteht 
darunter  solche  Berechnungen  aus  den  al>- 
soluten  Zahlen,  d.  h.  den  aus  dem  Urraaterial 
geschöpften,  welche  das  organische  Ver- 
hältnis der  Ziffernresultate  vei-anscliaiüichen 
sollen.  Auf  diese  Weise  hat  man  die  Kopf- 
quoten  und  die  Prozentanteile  be- 
rechnet. 

Bei  den  K  o  p  f  q  u  o  t  e  n  liandelt  es  sich 
darum,  auszurechnen,  wie  ^ross  der  Anteil 
ist,  welcher  von  einer  bestimmten  Bndget- 
ziffer  je  auf  den  Kopf  der  Bevölkening  ent- 
fällt. So  kann  man  z.  B.  berechnen,  wieviel 
Mark,  Gulden,  Francs  von  sämtüchen  Steuern 
auf  den  Kopf  fallen ,  wie  grass  der  Kopf- 
anteil an  den  Ausgaben  für  Heer  und  Eotte. 
für  öffentliche  Schulden  u.  s.  w.  ist  Dies»- 
Berechnungen  können  natürlich  nicht  di»' 
Bedeutung  haben,  dass  jede  Person  diesen 
Anteü  beizubringen  oder  zu  tragen  hätte. 
Vielmehr  handelt  es  sich  dabei  nur  darum, 
eine  Art  Durchschnitt  zu  ermitteto,  um 
dadurch  eine  Vergleichung  von  Land  zu 
Ijand  zu  ennöglichen.  Immerhin  aber  blei^'t 
die  Kopfquote  ein  mangelhafter  Notbehelf 
zu  diesem  Zwecke.  Es  lässt  sich  diesell»^ 
auch  nicht  schlechthin  auf  alle  Daten  an- 
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-wenden.  Man  muss  sie  auf  die  Einnahme- 
iiDd  Äusgabesummen  und  deren  Teilziffern 
beschränken.  Denn  es  ist  z.  B«  völlig  ver- 
kehrt, dieses  Mittel  bei  Yergleichung  der 
Staatsschulden  verschiedener  Länder  auch 
auf  das  Schuldenkapital  anzuwenden.  Eine 
l^rechnung  des  Kopfanteils  an  dem  Gesamt- 
kapitale der  öffentlichen  Schulden  ist  wertlos. 

Einen  besseren  Einblick  in  die  Wirkung 
finanzwirtschaftlicher  Einzelerschemungen 
wüi"de  man  gewinnen  durch  die  Berechnung 
des  Anteils  der  Haushaltungen  anBud- 
j^etziffern,  da  man  hierdurch  die  Anspan- 
nung der  Einzelwirtschaften  messen 
könnte.  Eine  solche  Darstellung  wäre  wert- 
voll, allein  ihre  Durchführung  hat  mit  zum  Teil 
unüberwindhchen  Hindernissen  zu  kämpfen. 

Günstiger  sind  die  AusscWaguugen  der 
Prozentanteile  zu  beurteilen.  Diese 
haben  teils  eine  selbständige  Bedeutung,  in- 
tlem  sie  zeigen,  wie  sich  die  Gesamtzahlen 
«le?>  gleichen  Materials  verteilen.  Daher 
lassen  sie  sich  mit  Vorteil  benutzen,  wenn 
man  die  Budgetziffern  des  nämlichen  Staates 
in  verschiedenen  Perioden  vergleichen  wiD. 
Nur  ist  dabei  darauf  zu  achten,  ob  nicht  die 
Organisation  der  Finanz  Verwaltung  sich  in 
iler  Zwischenzeit  geändert  hat.  Teils  aber 
dienen  die  Pi-ozentrechnungen  der  inter- 
nationalen Finanzstatistik.  Voraussetzung 
hierfüi-  ist,  dass  man  die  zu  vergleichenden 
Finanzrechnungen  verschiedener  Staaten  auf 
eine  gleichartige  Foi-m  reduziert,  die  ab- 
weichenden Einrichtungen  gleichmässig  in 
Gruppen  zusammenfasst.  Es  empfiehlt  sich 
hierbei  vor  allem,  die  einzelnen  Etatstitel  in 
möglichst  summaiische  Gliederungen  einzu- 
zwängen, wie  Einnahmen  aus  privatwirt- 
sohaftlichem  Erwerb,  aus  Steuern  und  steuer- 
artigen -  Einkünften,  Ausgaben  der  Civil-, 
Justiz-,  Unterrichts-,  Militärverwaltung,  für 
öffentliche  Schuldon  u.  dgl.  m.  Auf  diese 
Weise  wird  am  besten  die  Individualität 
(hirch  die  Gattung  aufgesogen. 

Zur  Vergleichung  dienen  auch  die  Um- 
rechnungen der  Zahlen  auf  eine  einheit- 
liche Münze.  3Ian  will  hierdurch  die  Zahlen 
unmittelbar  vei^gleiehbai*  machen.  Aber  auch 
hier  stösst  man  auf  mancherlei  Schwierig- 
keiten und  Bedenken.  Man  wird  in  der 
Kegel  zu  diesem  Behufe  das  Münzsystem 
des  eigenen  Landes  wählen.  Xun  aber  ent- 
steht die  Frage,  nach  welchen  Grundsätzen 
die  Umrechnung  stattfinden  soll.  Bei  Län- 
dern mit  Metallwähnmg  kaim  man  vom 
Wechsolpari  ausgehen,  wiewohl  auch  hier- 
gegen mancherlei  einzuwenden  ist.  Hat  man 
es  dagegen  mit  Papierwährungsländeni  zu 
tluui,  so  lässt  sich  der  einfache  Kurswert 
des  fremden  Papiergeldes  an  den  Inlands- 
plätzen nicht  zu  Grunde  legen.  Man  nimmt 
daher  entweder  den  Zollkui-s  oder  man  geht 
von  einem  Papierkurs  aus,  der  etwas  höher 


ist  als  der  Börsenkurs,  in  dem  man  wenig- 
stens grob  den  Unterschied  des  Tauschwert^ 
im  Inland  und  Ausland  in  Rechnung  ziehen 
will.  Allein  hier  fehlt  es  allenthalben  an 
grossen  Mängeln  nicht,  und  das  Sj^stem  derüm- 
rechnungist  ein  sehr  mittelmässigesAuskunfts- 
mittel  bei  finanzstatistischen  Vergleichungen. 

Endlich  lassen  sich  auch  graphische 
Darstellungsmethoden  mit  Erfolg  für 
die  Finanzstatistik  verwenden.  So  sind  na- 
mentlich bei  Vergleichung  verschiedener 
Perioden  Kurven  passende  Formen,während 
man  bei  Prozentrechnungen  auch  die  Form 
des  Rechtecks  mit  sogenannten  Gitter- 
räumen mit  Vorteil  wählen  kann. 

4.  Die  Resnltate  der  F.  Die  erste  Regel 
für  den  Finanzstatistiker  zur  Erzielimg  brauch- 
barer, annähernd  richtiger  Resiütate  ist  die 
sachgemässe  Beschränkung.  Er  darf  nicht 
zu  viel  vergleichen  wollen  und  muss  davon 
absehen,  zu  minutiöse  Einzelheiten  statistisch 
zu  fassen.  Die  Missachtimg  dieser  Regebi 
hat  die  meisten  In-tümer  erzeugt.  Femer 
muss  die  Finanzstatistik  sich  dariiber  klar 
sein,  dass  ihre  Ergebnisse,  insonderheit  bei 
internationalen  Vergleichungen,  im  Grunde 
nicht  mehr  bieten  können  als  Symptome  der 
finanzwirtschaftlichen  Entwickelung,  als  eine 
schematische  Darstellung  eines  Durchschnit- 
tes. Wir  müssen  uns  mit  Typen  und  deren 
Fixierungen  begnügen.  Die  vergleichende 
Finanzstatistik  hat  aber  ihre  Aufgabe  gelöst, 
wenn  es  ihr  gelingt,  die  typischen  Entwicke- 
Imigstendenzen  nach  Zeit  und  Raum  in 
messbai-erForm  aufzudecken  und  aufzuhellen. 
Darum  erreicihen  wir  die  besten  Resultate 
bei  Vergleichungen  des  nämlichen  Staates 
in  verechiedenen  Zeitperioden.  Die  Schwierig- 
keiten sind  am  erhebhchsten  und  die  Män- 
gel am  grössten,  wenn  verschiedene  Staaten 
und  deren  Budgets  verglichen  werden. 

Aus  diesen  Gründen  ei*sclieuit  mir  die 
internationale  Vergleichung  sich  in  dem 
Problem  zu  koncentrieren ,  mit  möglichster 
Schäi-fe  die  einzelnen  Finanzrechnungen  ver- 
schiedener Länder  nach  ganz  gleichmässigen 
Principien  ihrer  äusseren  Erscheinmig  zu 
entkleiden  und  sie  auf  ihre  organischen  Be- 
standteile zurückzuführen  und  diese  zu- 
sammenzufassen. Denn  nur  auf  diesem 
Wege  lässt  sich  ein  einigermassen  befriedi- 
gendes Resultat  erzielen. 

IL  UeberbKck  über  die  Haaptdaten  der 
Finanzstatistik  einzelner  Länder. 

Anmerkung:  Die  nachfolgenden  Zu- 
sanimenstellnngen  sollen  in  grossen  Zügen  die 
wichtigsten  Zahlen  der  Finanzstatistik  veran- 
schaulichen. Eine  wirkliche  internationale  Ver- 
gleichung war  damit  nicht  beabsichtigt,  die  Auf- 
stellungen eignen  sich  hierzu  nur  bedingt. 
Vielmehr  müssen  sie,  jede  Gruppe  einzeln  in 
sich,  d.  h.  die  Zahlen  des  gleichen  Staates  mit- 
einander, verglichen  werden. 
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1.  Deutsche«»  Reich  (MiU.  M.). 


1890-9111892—93   189^-97    1897—981     1898 

I I 


Einnahmen. 
I.  Privatwirtschaftliche  Einkünfte : 

1.  Ans  dem  Heichsinvalideufonds      .    .    . 

2.  Zinsen  aus  beleg^ten  Reichs^eldern   .    . 

3.  Veräusserung  von  FestungHg'elände  .    . 

4.  Reichseisenbahnverwaltung 

5.  Heichsdmckerei 

6.  Bankwesen 

IL  Verschiedene  Verwaltnngseinnahmen : 
III.  Gebühren-  und  Verkehrsabgaben: 

1.  Spielkartenstempel 

2.  Wechsel  Stempel 

3.  Stempelabgaben  für  Wertpapiere      .    . 

4.  Statistische  Gebühr 

5.  Post-  und  Telegraphenverwaltnng    .    . 

III.  Zölle  und  Verbrauchssteuern: 

1.  Zölle 

2.  Tabaksteuer 

3.  Zuckersteuer 

4.  Salzsteuer 

b.  Branntweinsteuer 

6.  Brausteuer 

7.  ZoUaverseu 

IV.  Matrikularbei träge : 
V.  Ausserordentliche  Deckungsmittel: 

1.  Aus  dem  Reichstagsgebäudefonds     .    . 

2.  Aus  Anleihen 

3.  Sonstige  ausserordentl.  Deckungsmittel 

Hauptsnmme  aller  Einnahmen: 

Erhebungskosten  und  Abgänge: 

1.  Reichseisenbahn  Verwaltung 

2.  Reichsdruckerei 

3.  Gebühren  und  Verkehrsabgaben   .    .    . 

4.  Post-  und  Telegraphenverwaltnng    .     . 

Hauptsnmme  der  Nettoeinnahmen: 

Ausgaben. 
I.  Ausgaben  der  Verfassung: 
Reichstag 

II.  Ausgaben  der  Reichsjustizverwaltung : 
III.  Ausgaben  der  Civil  Verwaltung : 

1.  Reichskanzler  und  Reichskanzlei  .    .    . 

2.  Auswärtiges  Amt     .......     . 

3.  Reichsamt  des  Innern 

4.  Reichseisenbahnamt 


25,838. 
0,539 
0,406, 

50,989! 

4,608; 

_j,383' 

83,7631 

ii,535l 


25.164 
0,295 
1,097 

55,639 
5,260 

_i!Z7_3_ 

92,228 

12,064 


1,144 

6,734' 

22,130 

0,627 

218.820' 


1.206 

7,400 

28,219 

0,669 

247,457 


28,863 

1,582 
6<;,69i 

6,317 
5.6 1 8 

108,071 

i8;477 


1,328 

8,230 

51,082 

0,806 

294,262 


29.283        28.646 


0,411 

70,431 

6,317 

3.502 


0.565 

75440 
6.4Qn 


109,944 
17,378 


1,366 

8:594 

51,521 

0,858 

314,683 


1 17.135 

14.470 


1.420 

9.200 

49,812 

0.SS2 

331.471 


249,455 

285,522 
10,302 

49,354 
41,000 

129,844: 

21,3421 
°L?35_ 

537,399 
302,172 

1,800'   4,000 
306,1751  147,311 
9,111!  18,418«) 


284,951  '  355,708  !  377,022  ,  392.7S5 


339,451 
10,773 
68,096 

41,514 

1 20,059 

23,877 

0,064 

603,834 

320,860 


356,098 
11,191 

80.000 

44,540 
117,02«; 

25,746 
0,065 

634,665 

410,605 


26,659 

8,945^ 


372,480 

11,293 
81,000 

45,669 

115,783 

26,843 

0^3 

653,131 
435,452 


81,694 

22,246*) 


408,644 
11.667 
88,;  n 
46.655 

117.6S4 

28.261 

0.067 

701.4S9 


55.630 
3o.4S<3"' 


*)  Darunter  5,000  Mill.  M.  für  die  Verwaltung  von  Kiautschou,  welche  event.  durch  Matri- 
kularbeiträ^e  zu  decken  sind. 

»)  Sonstige  Deckungsmittel  3,1  loMill.M.Ueberschussaus  dem  Etatsjahr  1890— 91  n;,3o8  Mill.  31 
'^                      „                   1,500    „     „             .,           ,.     ,.          .,         1894—95   7.445    " 
10,138    „     ..  , 1896-97 12:108    .. 


*) 


1,797 


1897—9828,692 
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1890—91 


1892-93 


1896—97 


1897-98 1     1898 


IV.  Ausgaben  für  Heer  und  Flotte : 

1.  Reichsheer 

2  Marine 

3.  Ans  dem  Eeichsinvalidenfonds  .... 

4.  Militärpensionen 

5.  .Marinepeusionen 

V.  Ausgaben  der  FinanzTerwaltung : 

1.  Reichsschatzamt 

2.  Rechnungshof 

3.  Ciyilpensionen 

4.  Besoldungsverbesserunj^en 

VI.  Ausgaben  für  die  Reichsschulden: 

Hanptsumme  der  fortdauernden  Ausgaben : 

VII.  Einmalige  Ausgaben: 

1.  Betriebsverwaltungen 

2.  Ausgaben  der  Reichs  Justiz  Verwaltung   . 
H.  Ausgaben  der  Civilverwaltung      .    .    . 

4.  3>r waltung  des  Reichsheeres    .... 

5.  Verwaltung  der  Kaiserlichen  Marine 

B.  Ausgaben  der  Finanzverwaltung  .    .    . 
7.  Ausserordentlicher  Aufwand      .... 

a«  Betriebsfonds  (Reichsheer)    .... 

bi  Fehlbetrag 

(• '  Zuschnss  zum  ausserordentlichen  Etat 

d;  Verwaltung  von  Kiautschou     .    .    . 

Hauptsumme  aller  Ausgaben: 

Erhebungskosten  und  Abgänge: 

Netto-Gesamtsumme : 


385,524 
28,267 

25,838 

35,911 

1,210 


427,285 
45,299 
25,165 
40,086 

1,550 


479,074 

55,382 

28,863 

52,552 

2,690 


487,246 
58,930 
29,105 

53,775 
2,882 


486,750 


303,509 

0,555 

0,837 

12,688 


539,385      618,561       631,938 


356,060 
0,626 
1,009 


317,589      357,695 
46,623        60,866 

1092,229     1257,114 


14,379 

0,150 

31,082 

296,662 

41,483 
4,348 

0,878 
20,199 


409,181 


21,799 
1,071 

13,747 

145,493 

40,110 

4,332 


226,552 


1501,410 
220,874 


1280,536 


1483,666 
266,440 


1217,226 


392,510 
0,737 
0,319 


511,892 

62,751 

28,647 

57,095 

3,113 


409,151 
0,741 
1,424 
9,250 


663,498 


446,751 
0,809 

1^505 


394,566 
75i943 


420,566 
75,066 


1444,196  1502,544 


14,742 

10,825 

62,434 

30,858 

0,075 


118,934 


1563,130 
307,812 


16,833 

12,085 

97,930 

58,095 

0,076 


9,298 


449,065 
73,859 


1587,984 


26,302 

12,558 

96,309 

59,304 

0,268 


5,000 


194,3231   199,741 


1255,318! 


1696,8671    1787,725 

324,8521      346,147 

1372,8521    1441,578 


2.  Prenssen  (Mffl.  M,] 


1890—91    1892—93   1896—97    1897 


1898—99 


Einnahmen. 
I.  Privatwirtschaftliche  Einkünfte: 

1.  Domänen  und  Forsten       

2.  Werbendes  Vermögen 

3.  Eisen  bahn  Verwaltung 

4.  Berg-,  Hütten-  und  Salinen wesen      .    . 

ö.  Seehandlungsinstitut 

§.  Lotterie 

7.  Ertrag  der  Münzanstalten 

II.  Verschiedene  Verwaltungseinnahmen 
'Staatsverwaltungseinnahmen): 

in.  Gebühren  und  Verkehrsabgaben: 

1.  Erbschaftssteuer 

2.  Stempelsteuern 

'^.  Gebühren 


82,682 
43,300 

852,959 

121,282 

2,052 

8,291  ^ 

0,246 


1110,812 
68,766 


6,900 

20,600 

4,532 


88,420 

41,705 

967,625 

146,714 

2,160 

66,757 

.3339 

1313,720 

74,439 


7,600 

24,700 

4,791 


83,831 

61,880 

1027,173 

121,313 
2,106 

82,476 

0^357 


1379,136 
98,292 

8,800 

23,000 

1,640 


32,042        37,091 


85,131 

47,446 

1118,355 

127,193 

2,202 

82,476 

0^57 


1463,161 
101,793 


8,800 

26,000 

3,092 


33,440    ,     37,892 


88,129 

45,892 

1209,717 

134,797 

2,344 

82,474 

0,359 


1563,712 
109,106 

8,900 
27,000 

2,073 
47,973 


^)  Bis  zum  Finanzjahr  1892 — 93  wurde  der  Lotterieetat  nur  mit  seinem  der  Staatskasse 
verbleibenden  Ueberschuss  in  den  Hauptfinanzetat  aufgenommen.  Von  da  an  ist  auch  hier 
'lie  Brutto-Etatisierung  recipiert  worden.  Daher  die  Zunahme  der  privatwirtschaftlichen  Einkünfte 
^'egentiber  dem  Finanzjahr  1890-91. 
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1890—91 


1892-93  1896-97 


1897— 98  i  1898-99 


IV.  Direkte  Steuern: 

1.  Grundsteuer 

2.  Gebändestener 

3.  Gewerbesteuer 

4.  Wandergewerbestener 

5.  Klassensteuer 

6.  Eisenbabnabgabe 

7.  Direkte  Steuern  von  Hohenzollem  .    . 

8.  Einkommensteuer 

9.  £rgänzungS9t«ner 

10.  Sonstige  Einnahmen 

V.  Auteil  an  Reichssteuem : 

Hauptsumme  der  Einnahmen: 
Erhebungskosteu  und  Abgänge: 

1.  Domänen  und  Forsten 

2,.  Eisenbahnverwaltung 

3.  Gewerbliche  Staatsanstalteu    .... 

4.  Gebühren  und  Verkehrssteuem   .    .    . 

5.  Direkte  Steuern 

Hanptaumme  der  Netto-Einnahmeu : 

Ausgaben. 
I.  Ausgaben  der  Verfassung: 

1.  Zuschuss  z.Rented.Kronfideikommissfonds 

2.  liandesvertretuug 

II.  Ausgaben  der  Justizverwaltung: 

III.  Ausgaben  der  Civil  Verwaltung : 

1.  StÄatsministerium 

2.  Ministerium  des  Auswärtigen    .... 

3.  Ministerium  der  öifentlichen  Arbeiten   . 

4.  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe  . 

5.  Ministerium  des  Innern 

6.  Landwirtschaftsministerium 

7.  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht 


IV.  Ausgaben  der  Militärverwaltung 

V.  Ausgaben  der  Finanzverwaltung 

1.  Finanzministerium 

2.  Oberpräsidien  und  Regierungen 

3.  Pensionen  und  Wartegelder 

4.  Rentenbanken 

5.  Tiergarten  in  Berlin    .... 

6.  Witwen-  und  Waisen  Versorgung 

7.  Allgemeine  Fonds 

8.  Apanagen,  Renten,  Abfindungen 

VI.  Ausgaben  für  die  Staatsschulden: 

Vll.  Matrikularbeiträge : 
Hauptsnmme  der  dauernden  Ausgaben: 
^'III.  Einmalige  .\usgaben: 

1.  Justizverwaltung 

2.  Civilverwaltuug 

3.  Finanzverwaltung 

4.  31ilitärverwaltuug 


Hauptsumme  aller  Ausgaben: 

Erhebungskosten  und  Abgänge: 

Xetto-Gesamtsumme : 


40,032 

32,375 

21,119 

24,681 

0,313 
0,282 

44,364 
2,681 


39,907 
35,086 

21,919 


0,264 

0,287 

80,000 

2,226 


2,657 

0,301 

0,298 

122,000 

31,100 

1.915 


2.261 

0,325 

0,304 

125,000 

31,100 

2,200 


165,747 
215,726 


1593,093 


39,519 
522,079 

103,343 

31,174 

J3'_898J 

710,013 


179,689 

246,176 

158,272 
270,118 

161,590 
282,595 

1851,115 

1939,258 

2046,031 

41,543 
600,816 

183,347 
1  32,265 
1   15,560 

873,531 

41,528 

588,918 

183,037 

31,328 

14,324 

859,135 

1 

42,109 
634,427 
186,107 

31,421 
14,122 

Qo8,i86. 

2,833 

0.394 
0.30S 

133.«» 

31.500 

2.363 

170.39^ 

306.33« 


2187.527 


4+.W.Ö 
693-^: 

15.604 
97Q.c6; 


883,080      977,584 


8,000 
2,386 

9,386 
87,019 


3,982 
0,503 
20,9551 
4,423 
43,840 
14,894 
92,477 


8,000 
1,382 


1080,1231    1137,845!    1208.466 


8,000 
1,377 


9,382 
90,971 


4,527 

0,542 

22,372 

5,731 

46,4481 

16,056' 

101,445 


8,000 
1,392 


9,377 
95,652 


6,557 

0,540 

24,048 

7,219 

56,215 

18,0051 
109,483: 


9,3921 
97,146! 


6,743 

0,551 

24,623 

7,723 

57,536 

18,698 

117,537 


8.000 

1400 

0,400 

103.145 


0.55: 

29.053 

S.933 

60,2  w> 

2o.s:s 

I2ü.o:S 


181,074 

197,161 

0,122 

0,129 

1,128 

1,149 

13,109 

13,503 

33,265 

37,978 

0,699 

0,649 

0,143 

0,145 

5,698 

5569 

2,813 

2,817 

93,589 

111,522 

150,444 

173,332 

250,968 

272,045 

155,754 

187,853 

222,067- 

0,129! 

i 

1,I82J 
14,893! 

47,225' 
0,491; 
0,152; 

«;,296i 

8,8i2l 

73,96o|_ 

152,011 
278,037 
242,953 


233,411 

0,135 


25^.973 
o.isS 


1544,780 

2,!;;i 
40,867 

4,875 
0,020 

"  48,313"       46,711 

1593,093     1851,115 

710.013      873,«;3i 


1804,404 

3,924 
42,248 

0,539 
0,000 


1859,361' 

7,n6i 

72,437; 

0,333 

0,011, 


1.240 

lS,02l 

55.Q.U 
0.5S5 
0.1  nS 
5.120 

10.3:3 

"164.2:3 
265. S^'"» 

2770-3 

1956,084    2055>»> 


1,199 
I5ii32| 
5i,56o| 

0,501; 

0J162 

5.217 
29,881 

74416 


178,068: 
273;46S' 
256,278. 


4,807 

83,642. 

1,577: 
0,01  o- 


6.261 

124.3^^ 
o.oSS 

o.OL^3 


79,897 

1939,258 

859,135 


89,947;      131.^30 

2046,031!   2187.5:: 

9o8,i86|     97^001 


883,0801       977,584      1080,1231     1137,845'     120ii.-l'>ö 
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B.  Oesterreich-Üngam. 

a)  Gesamtstaat  (Mill.  fl.) 


1891 

1893 

1896 

1897 

1899 

Einnahmen. 

1.  Einnahmen  der  Verwaltnngszweige  .    . 

2.  Nettoeinnahmen  der  Zölle 

B.  Znschnss  des  ungarischen  Staatsschatzes 

4.  Quote  der  österreichischen  Länder    .    . 

5.  Quote  der  ungarischen  Länder      .    .    . 

6.  Ausserordentl.  Erfordernis  f.  d,  Truppen 
in  Bosnien,  Herzegowina  u.  i.  Limagebiet 

2,708 
40,492 

1,849 
63,410 
27,175 

4,465 

2,677 
42,283 

1,977 
67,819 
29,065 

3,712 

2,692 

49,047 
2,091 

71,723 
30,738 

3,559 

2,741 
50,573 

2,145 
73,587 
31,538 

3,533 

2,797 
\   164,378 

3,519 

Ausgaben. 
1.  Ministerium  des  Aeussem 

140,099 
4,861 

147,533 
3,650 

159,850 
3,911 

164,117 
4,097 

170,694 
4,274 

Ordinarium 

Extraordinarium 

4,770 
0,091 

3,604 
0,046 

3,858 
0,053 

4,020 
0,077 

4,194 
0,080 

2.  Landarmee 

117,290 

125,597 

136,605 

140,180 

143,685 

Ordinarium 

Extraordinarium 

102,840 
14,450 

109,830 
16,127 

122,215 
14,390 

125,383 
14,797 

132,468 
11,217 

o.  Marine • 

»1,345 

12,077 

13,581 
10,466 

3,115 

14,081 

16,941 

Ordinarium 

Extraordinarium 

9,484 
i,86i 

9,788 
2,289 

10,481 
3,600 

11,195 
5,746 

4.  Finanzministerium • 

2,012 

2,011 

2,068 

2,093 

2,137 

Ordinarium 

Extraordinarium 

2,012 

2,OII 

2,035 
0,033 

2,093 

2,126 
0,011 

5.  Gemeinsamer  Rechnungshof      .    .    . 

0,126 

0,126 

0,126 

0,133 

0,138 

6.  Ausserordentlicher   Heeresaufwand    für 
Bosnien,  Herzegowina  u.  d.  Limagebiet 

4,465 

3,712 

3,559 

3,533 

3,519 

140,099 

147,533 

159,850 

164,117 

170,694 

b)  Oesterreich  (Mill. 
Einnahmen. 
L  Privatwirtschaftliche  Einnahmen: 

1.  Staats^ebäude 

2.  Fiskalitäten 

3.  Domänen  und  Forsten 

4.  Bergwerke 

5.  Staatsdruckerei 

6.  Staatseisenbahnen 

7.  Lotto 

<S.  Ertrag  der  Münze 

9.  Versen.  Einnahmen  (Ackerbauminister.) 

IL  Verschiedene  Verwaltungseinnahmen: 

in.  Gebühren  und  Verkehrssteuern: 

L  Stempelabgaben 

Gebühren  von  Rechtsgeschäften    .    .    . 

Punzierung 

Abgaben  vom  Getränkehandel       .    .    . 

Hafengebühren 

Postsparkassen 

Post-  und  Telegraphen  Verwaltung    .    . 

IV.  Direkte  Steuern: 

Grundsteuer 

Gebäudesteuer 

Erwerbssteuer 

(Personal-)Einkommensteuer      .... 
Exekutionsgebühren 


fl.) 


0,123 

0,120 

0,127 

0,115 

0,208 

0,240 

0,240 

0,260 

0,270 

0,285 

4,192 

5,026 

5,872 

5,968 

6,248 

7,886 

8,237 

6,913 

7,104 

7,518 

1,955 

2,150 

1,999 

2,014 

2,143 

66,776 

88,407 

108,446 

113,806 

118,830 

20,000 

16,771 

16,220 

16,420 

16,071 

0,399 

2,323 

0,409 

0,555 

0,562 

1,043 

1,526 

1,482 

1,676 

0,806 

102,544 

124,800 

141,729 

147,938 

152,671 

21,330 

30,020 

25,078 

20,279 

20,769 

19,229 

20,000 

21,582 

22,088 

22,553 

33,524 

36,067 

39,334 

43,123 

44,546 

0,265 

0,286 

0,350 

0,363 

0,355 

1,140 

1,130 

1,155 

1,135 

1,140 

0,494 

0,510 

1,555 

1,061 

0,911 

1,534 

1,946 

2,803 

3,143 

3,577 

30,905 

34,701 

41,994 

45,313 

47,206 

87,091 

94,640 

108,773 

116,226 

120,288 

35,673 

36,110 

35,500 

32,750 

28,723 

31,893 

32,349 

34,139 

35,626 

33,829 

11,156 

11,508 

12,251 

12,476 

33,679 

25,593 

27,737 

30,627 

32,403 

25,535 

0,903 

1,036 

1,099 

1.170 

1,322 

105,218 

108.740 

113,616 

114,325 

123,088 
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1893 


1896 


1897 


1898 


V.  Zölle  und  Yerbranchssteuern : 

1.  Zölle 

2.  Mauthen 

3.  Salzmonopol 

4.  Tabaksmonopol 

5.  Verzehrungssteuer 

a)  Bier 

h)  Branntwein 

c)  Wein  und  Most 

d)  Schlachtvieh 

e)  Zucker 

f)  Verschiedenes 

g)  Andere  Abgaben 

h)  Pachtungen 

Hauptsumme  aller  Einnahmen: 
Erhebungskosten  und  Abgänge: 

Ansgaben. 
I.  Ausgaben  der  Verfassung: 

1.  Civilliste 

2.  Kabinettskanzlei 

3.  Keichsrat 

II.  Ausgaben  der  Justizverwaltung: 

1.  Reichsgericht 

2.  Justizministerium 

III.  Ausgaben  der  Civilverwaltung : 

1.  Ministerrat 

2.  Ministerium  des  Innern 

3.  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht 

4.  Ministerium  des  Handels 

5.  Eisenbahnministerium 

6.  Ministerium  des  Ackerbaues     .... 

IV.  Ausgaben  der  Landesverteidigung: 
(Landwehr,  Gendarmerie,  Militär-Polizei- 
wache)      

V.  Ausgaben  der  Finanzverwaltung : 

1.  Finanzministerium 

2.  Allgemeine  Kassenverwaltung  .... 

3.  Verwaltungskosten  der  Einnahmen   .    . 

4.  Rechnungshof       

5.  Pensionen 

6.  Dotationen  und  Subventionen   .... 

VI.  Ausgaben  für  die  Staatsschulden: 

1.  Verzinsung      

2.  Verwaltung  der  Staatsschulden     .    .    . 

VII.  Anteil  an  den  gemeinsamen  Ausgaben : 
Hauptsumme  der  dauernden  Ausgaben: 

VIII.  Ausserordentliche  Ausgaben: 

1.  Reichsrat 

2.  Ministerrat 

3.  Ministerium  des  Innern 

4.  Ministerium  der  Landesverteidigung 

5.  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht 

6.  Finanzministerium 

7.  Ministerium  des  Handels       

8.  Eisenbahnministerium 

9.  Ministerium  des  Ackerbaues      .    .    .    . 


41,180 

2,406 

20,752 

83,467 

104.377 

25,800 

31,000 

4,850 

5,850 

22,600 

4,333 
6,562 
3,382 


41,893 

1,237 

21,396 

85,298 

W4,397 

28,000 

30,800 

5,35o| 

6,340 

24,050' 

0,670^ 

6,245 
2,9421 


46,553 
1,068 

21,893 

90,663 

116,633 

32,760 

33,000 

5,300 

6,800 

27,060, 

0,627 

8,055 

3,031 


47,945 
1,046, 

2l!929i 

93,61 81 
126,724' 

36,100. 

33,3oOi 
5370 
6,900 

33^065 
o,629i\ 
8.270/ 
3,0901 


52,06s 
'  1.03: 

22,iSj 
98,502 
129.29; 
37.000 

34.c^o 
5400 

7.200 

3340.^ 
9,05s 


252,1821      254,3111      276,8101      291,262,      303^4 


568,3751 
154,2871 
41 4,088 1 


4,650 
0,075 
0,705 


612,511 


5,430 

0,023 

20,464 


20,487 

1,054 
16,789 
21,132 

78,945 
12,792 


130,712 


14,287 
19,705 

I,2l6 

64,191 
0,169 

17,749 
3,747 


106,777 

143,822 
0,902 


144,724 
99,234 


521,651 


0,030 
0,006 
3,365 
3,296 
1,542 
5,867 
12,305 


174,603 
437,908 


4,650 

0,073 
0,710 


5,433 

0,022 
20,812 


20,834 

1,041 
17,830 

22,475 
99,520 

14,021 


154,887 


16,577 

20,945 
1,190 

61,746 
0,177 

18,435 
5,975 


108,468 

148,897 
0,887 


149,784 
104,919 


560,902 


0,129 
0,004 
3,232 
2,449 
1,561 

7,953 
18,149 


2,815:         2,727 


666,oo6{      690,030: 


193,1811 
472,825 


4,650 
0,078 
0,749 


5,477 

0,023j 

22,0901 


198,009! 
492,0211 


4,650. 
0,079; 
1,155, 


5.884: 

1 

0,023 
22,860 


1,238, 
19,462 
24,888  j 
42,3291 
75,2371 
14,737' 


1^17 
20,621 
26,174 
45,040 
85,344 
15,846 


177,891 


21,514 

22,676 
2,065 

64,557 
0,179 

19,733 
5,731 


114,941 

167,763 
0,595 


168,358 
113,649 


194,342 


22,678 

24,477 

2,137. 

69,622: 

0,1751 

22,379i 

5,746: 


168,138 
0,638 


168,776 
116,737 


^3,943 

655,836 

0,184 

0,186 

3,219 

3,789 

0,487 

0,417 

1,830 

1,689; 

5,117 

7,131 

3,117 

2,283' 

18,485 

8,457: 

3,201 

2,837. 

719.000 

^I2.1iü 


4.O5U 

0,077 

5.000 

0,023 
26;5o: 


22,1131        22,883       26.524 


1,32*^ 
21.517 

4740.1 
91,477 
16,543 

2o5,53" 


23.640 

24J7' 
2.1S2 

78=715 

0,177 

22.890 

4,272 


124.536      i33tO»7 


170,554 
0.605 


171,159 
120,260 


686,04^ 


0.134 

^.100 

0424 
i.ooS 

6;9S3 
2.042 
5,0^5 
2.045 


FinaDzstatistik 


987 


1891 

1893 

1896 

1897 

1898 

10.  Justizministerium 

11.  Rechnungshof,  Pensionen,   Dotationen 

12.  Staatsschulden 

13.  (vemeinsame  Aussahen 

•   0,727 
5,970 
4,284 
2,995 

0,992 
4,822 
4,986 
2,478 

0,909 
1,658 
0,005 
2,414 

2,128 

1,904 
0,028 
2,396 

1,564 
2,177 
0,045 
2,396 

Hanptsumme  aller  Ausgaben : 
Erhebungskosten  und  Abgänge: 

43,202 

564,853 
154,287 
410,566 

49,482 
610,384 
174,603 
435,781 

40,626 
664,569 
193,181 

471,388 

33,245 
689,081 
198,009 

29,872 
715,920 
208,781 

Netto-Gesamtsumme : 

491,072 

507,139 

c)  Ungarn  (Hill.  fl.). 


0,883 
7,275 
0,700 
18,146 
67,260 
2,629 

1 

0,598 

7,577 

0,745 

17,980 

104,932 
2,739 

0,420 
8,303 
0,795 
15,512 
101,913 
2,511 

0,401 
8,519 
0,824 
24,927 
132,420 
2,512 

0,389 
8,583 
0,858 
25,418 
136,414 
1,213 

96,893 
20,649 

10,258 

17,600 

0,027 

5,600 

1,300 

12,912 

134,571 

11,167 

18,200 

0,622 

5,600 

1,336 

14,186 

129,454 
42,342 

14,237 

21, HO 

0,057 
5,760 

1,336 
17,700 

169,603 

1,144 

13,700 

20,612 

0,065 

5,760 

1,206 

18,900 

172,875 
25,017 

14,653 

21,550 

0,075 

6,368 

1,206 

21,330 

47,697 
35,000 

1 0,600 

18,800 
3,200 
4,000 

16,500 
2,700 

0,100 

0,650 
0,350 

51,111 

35,806 
10,780 
29,160 

2,313 
4,025 
16,200 
2,700 
0,100 

0,350 

59,165 

34,306 
10,960 
20,060 

2,713 
4,285 
16,200 
2,350 
\          0,800 
0,250 

61,278 

34,306 
10,960 
20,720 
2,963 
4,035 
16,200 

1,850 

}        0,800 

0,220 

65,182 

33,306 

11,360 

20,720 

3,463 

4,034 

15,900 

1,850 

}        2,139 
0,210 

91,900 

0,456 
44,560 

2,550 
23,070 

6,150 

3,200 

2,600 

6,990 

14,952 

47,355 
0,028 

91,434        91,924 

0,454'         0,455 

60,830        70,364 

4,330.         6,090 

34,500        40,094 

8,000          7,500 

3,300'         3,300 

6,200          7,250 

4,500          6,130 

15,303        15,416 

49,599         53,492 

0,030          0,032 

92,054 

0,455 

71,434 

6,840 

39,500 

7,500 

3,300 

8,050 

6,244 

15,632 

53,568 

0,030 

141,119 

92,982 

0,453 

72,234 

5,160 

40,200 

7,500 

3,300 

8,100 

7,974 

15,359 

54,037 

0,030 

106,351 

I26,2i6|      139,759 

142,113 

363,490 

5,518 

369,008 

403,332 

83,321 
'486,653 

462,644 

10,420 

473,064 

465,198 

10,134 
475,332 

498,169 
498,169 

Einnahmen. 
I.  Privatwirtschaftliche  Einnahmen: 

1.  I^omäneu 

2.  Forsten • 

3.  »Staatadruckerei • 

4.  Berg-  und  Münzwesen 

5.  Staatseisenbahnen 

♦>.  Lotto-  bezw.  Klassenlotterie     .... 

IL  Verschiedene  Yerwaltungseinnahmen : 
III.  Gebühren  und  Verkehrssteuern: 

L  Stempelsteuern 

2.  (ierichtsgebühren 

3.  Punzierung 

4.  Transportsteuer 

ö.  Verzugszinsen 

^.  Post-  und  Telegraphenverwaltung    .    . 

IV.  Direkte  Steuern: 
L  (mindsteuer 

2.  (Jebäudesteuer 

3.  Erwerbssteuer 

4.  Steuer  der  Erwerbsgesellschaften    .    . 

5.  Kapital-  und  Eentensteuer      .... 

6.  Einkommensteuer 

7.  Milit&rtaxe 

8.  Bergwerkssteuer 

^.  Andere  Steuern       

!♦>.  Steuerrückstände 

V.  Zolle  und  Verbrauchssteuern: 

1.  Zölle») 

2.  Konsumsteuem 

a)  Bier 

b)  Branntwein 

c»  Wein  und  Most 

dl  Schlachtvieh ' 

e)  Zucker 

f)  Petroleum 

3.  Salzmonopol 

4.  Tabaksmonopol 

ö.  Mauthen 

Hauptsumme  der  Einnahmen:') 
Durchlaufende  Einnahmen : 


*;  Der  geringfügige  Ertrag  der  Zölle  erklärt  sich  aus  dem  Umstände,  dass  weitaus  der 
«rröisste  Teil  der  Einfuhr  über  Oesterreich  kommt,  die  ungarischen  Zollgrenzen  in  der  Haupt- 
Harhe  nur  für  den  Orient,  Bussland  etc.  in  Betracht  kommen. 

'1  Die  Erhebungskosten  und  Abgänge  sind  nicht  ersichtlich. 
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1893 


1896 


1897 
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Ausgaben. 
I.  Ausgaben  der  Verfassung: 

1.  Hofstaat 

2.  Kabinettskanzlei 

3.  Reichstag  und  Delegationen     .... 

II.  Ausgaben  der  Justizverwaltung: 
IIL  Ausgaben  der  Civilverwaltung : 

1.  Ministerpräsidium 

2.  Minister  am  Hoflager 

3.  Ministerium  für  Kroatien  und  Slavonien 
4  Ministerium  des  Innern 

5.  Verwaltungsgerichtshof 

6.  Ministerium  für  Kultus  und  Unterrieht*) 

7.  Handelsministerium 

8.  Ministerium  für  Ackerbau 

9.  Verwaltung  von  Kroatien  und  Slavonien 
10.  Verwaltung  von  Fiume       

IV.  Ausgaben  der  Landesverteidigung: 

V.  Ausgaben  der  Finanzverwaltung : 

1.  Finanzministerium 

2.  Pensionen 

3.  Grnndentlastung 

4.  Ablösung  des  Weinbergzehnts  .... 

5.  Rechnungshof       

6.  Zinsvorschüsse  an  Eisenbahnen     .     .     . 

VI.  Ausgaben  für  die  Staatsschulden: 

1.  Ungarische  Staatsschuld 

2.  Beitrag  zur  österreichischen  Schuld  .    . 

VII.  .A^nteil  an  den  gemeinsamen  Ausgaben : 

Hauptsumme  an  den  ordentl.  Ausgaben": 

Ausserordentliche  Austraben : 

Investitionen : 

Durchlaufende  Ausgaben : 

Hauptsumme  aller  Ausgaben: 


4,650 
0,072 
1,265 


5,987 
12,696 

0,306 

0,054 

0,036 

11,896 

7,294 

50,895 

13,031 

6,254 

0,030 


4,650 
0,072 
1,299 


6,021 
13,586 

0,308 
0,059 
0,036 
12,139 

7,866 

65,527 

14,491 

7,107 

0,030 


4,650 
0,078 

1,754 


4,650  4,650 
0,079'  0,077 
1,7750,059^ 


6,482 
15,563 


0,399 
9,072 

0,043 
15,871 

0,040 
10,958 
91,002 
16,833 

8,139 

0,038 


6,5041 
15.966! 

0,402 

0,071 

0,003 

16,4481 

0,241 

12,146 

93,489 

17,608 

8;356: 
0,038 


16.533 


0,410 
0,075 
0.044 

17.054 
0.264 

13.124 

97,2sO 

'1S.47Q 

8.30S 

0.04: 


89,796 
11,008 


60,677 
6,680 
8,870 
1.005 
0,110 
1,35^5 

78,697 

90,164 
30,312 


107,563 
12,218 


64,808 
7,440 
9,039 
0,051 
o.iii 
0,753 


143,395 
14,469 

78,620 

8,113 
10,280 
0,053 
0,145 
0,558 


148.802  155.00: 
16.164 


15^137' 


82,202        97,769 


75,«97, 

8,350' 

10,281 

0,053 
0,149 
0,499 


74.7^0 
8,6SS 

10,243 
0.05: 
0.150 


100,730 
30,312! 


91,260 


94,529    94.2^1' 

102,090  iiS.SiS 
27,90^.     I2.<X«J 


120,476 

23^875 


342,535 
6,521 
11,782 

368,969 
4.  Frankreich  QlilL 


131,042 
25,245 

377,877 

6,931 

15,569 

^85,806 

486,183; 
Fn's.). 


132,402! 

27,306. 

437,386 

9,629, 

19,581! 
9^47;_ 
473,0431 


130,007  iji.^f^T 

30.311    30.^:1 

44 1,2:;6, 440.019 

6,898.      - 

19,102    35.17^ 

8,01  S    14.53^' 

4"75^269  49S,72n 


1891 


1894 


1896 


1897 


1S5«8 


Einnahmen. 
I.  Privatwirtschaftliche  Einnahmen : 

1.  Ertrag  des  Staatseigentums      .    .     . 

2.  Forsten 


II.  Verschiedene  V^erwaltungseinnahmen : 
III.  Gebühren  und  Verkehrssteuem : 

1.  Gebühren 

2.  Eiiregistrement 

3.  Stempel 

4.  Börsensteuer 

5.  Transport.*^teuer  der  Eisenbahnen  .    .    . 

6.  Transportsteuer  anderer  Fahrzeuge    .     . 

7.  Ausserordentliche  Zugfänge 

8.  Post-  und  Telegraphenverwaltung    .    . 


15,413 

_^5'2J3 

40,626! 

26,441} 


4,995 
505,502 
163,969 

100,38«; 

5,298 

27,175 
189,6631 

996,9871 


19,402 
28,050 

47,452 
58,551 

5,192 
548,499' 

161,785 

47.276 

5,135 

29,669 

207,6221 


18,804: 
26,967 

45,77"i| 
57,298 


5,425 
531,190, 
188,403 

50,790 

5,111 

216.332 


ioo5,i8i|      997,251 


22,107 
28,514 
50,621 
57,320 

5,445 
529,183, 
176,403; 

8,684! 
51,890 

5,112 

224,993i 


1001,710 


20.012 
30.190 

5:-7^5 

^.550 
;OvS,65() 
177.000 

54.0-^4 
7.600 

JJOjOr. 
9Q4.S00 


^)  Anomale  Ziffer  infolge  der  parlamentarischen  Wirren  in  Ungarn. 
*)  Ohne  die  Nutzniessung  des  Religions-  und  Schulfonds,  d.  h.  nur  der  staatliche 
zu  diesen.    Die  Zahl  giebt  nur  einen  Teil  der  Ausgabsn  für  Kultus  und  Unterricht 


Rest  wird  von  Specialfonds  bestritten. 
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IV.  Direkte  Stenem: 

1.  Grund-  und  Gebändesteuer 

2.  Personal-  und  Mobiliantener    .... 
H.  Thür-  und  Fenstersteuer 

4.  Pat«nt8tener 

5.  3-{4-)prozentige  Eentensteuer    .... 

6.  Steuerrollentaxe 

7.  Steuer  von  Gütern  der^toten  Hand   .    . 

8.  Bergwerkssteuer 

V.  ZöUe  und  Verbrauchssteuern: 

1.  Zölle • 

2.  Getränkesteuem 

:\.  Expeditionstaxe 

4.  Sa]2Steuer       • 

r>.  Oelsteuer 

t>.  Kerzen-  und  Stearinsteuer  .    .    .    .  • 

7.  Essigstener • 

8.  Verschiedene  Aufwandsteuem      .    .  . 
\K  Zuckerateuer 

11).  Zündhölzer-,  Tabak-  u.  Pulvermonopol 

LI.  Verschiedene  Monopoleinkünfte   .    .    . 

12.  Wagen-,    Pferde-,   Vereins-,   Fahrrad-, 

Wehrsteuer 

Durchlaufende  Einnahmen: 

Summe  der  Einnahmen: 

Einnahmen  des  speciedlen  Budgets: 

Einnahmen  des  durchlaufenden  Budgets: 

Einnahmen  für  Algerien 

Hauptsumme  der  Einnahmen  .... 
Erhebungskosten  und  Abgänge  .  .  . 
Ausfälle  und  Rückzahlung^en  .... 
Erhebungskosten,  Ausfälle  und  Rück- 
zahlungen für  Algerien 

Nettoeinnahmen : 


Ausgaben. 
I.  Ausgaben  der  Verfassung: 

1.  Präsidentschaft  der  Republik    .... 

2.  (iesetzgebende  Körper       

IL  Ausgaben  der  Justizverwaltung: 
III.  Ausgaben  der  Civilverwaltung : 

1.  Ministerium  des  Auswärtigen    .... 

2.  Ministerium  des  Innern 

H.  Ausgaben  für  Kultuszwecke  .... 
4.  Mimsterinm  für  Unterricht  und  Künste 
0.  Ministerium  für  Handel  und  Industrie  . 

j).  Ministerium  für  Kolonieen 

T.  Ministerium  des  Ackerbaues  .... 
*^.  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten    . 


IV.  Ausgaben  für  Heer  und  Flotte: 

1.  Ansgaben  für  das  Landheer      .    .    . 

2.  Ausgaben  für  die  Marine      .... 

3.  Militärpensionen 

4.  MilitÄr(- Annuitäten) 


1891 


182,909 

81,641 

53,286 

111,648 

65,816 

0,628 

7,000 

2,500 


505,428 

385,166 

443,017 

4,843 

12,163 

2,521 
8,501 

2,950 

47,896; 

175,570 

410,230 

10,078 

15,168. 
1508,103 


1894 


196,723 

88,173 

57,205 

122,645 

69,249 

1,053 

6,637 

4,130 


60.940 


3138,525 

447,700 

100,388 

36,611 


3723,224 


337,516 
21,689 


545,815 

465,726 
469,482 

5,454 
10,939 

2,265 

8,425 

3,042 

49,844 

203.394 

411,057 
10,366 

19,299 
1659,293 


74,447 


3390,739 

107,222 
48,291 


3546,252 


1896 


198,650 

90,471 

58,425 

125,580 

66,220 

1,054 

6,957 

2,275 


549,632 

446,236 

450,948 

5,645 

9,933 

2,112 

8,452 
2,796 

52,557 
196,473 
416,261 

10,693 

22,364 
1624,470 


1897 


199,607 

91,690 

58,819 

125,580 

65,752 

1,057 

6,957 

2,275 


551,746 

409,641 

459,406 

5,596 

9,670 

2,045 

8,312 

2,830 

53,876 

194,310 

420,596 

12,910 

23,2J5 

1602,447 


66,752'  68,059 


3341,174 

114,366 
52,337 


3331,903 

116,635 
53,802 


3507,877!  3502,340 


358,335 
42,132 

15,739 


3364,019 


1,200 

11,851: 


3130,046 


1,200 

11,973 


13,051 
37,493 


14,681 

73,488 

45,067 

181,479 

75,197 

20,791 
167,460 


578,163 


675,729 

209,563 

1 26,050 

12,993 


1024,335 


13,173 
35,011 


16,344 

71,384 

44,224 

198,570 

99,585 

28,963 
256,627 


715,697 


633,653 

266,862 

124,700 

9,445 


1034,660 


371,617 
41,456 

16,239 


3078,565 


1,200 
11,972 


374,018 
41,069 

16,360 


1898 


174,833 

93,273 

59,717 

127,443 

69,126 

1,061 

7,007 

2,275 

534,735 

460,846 

467,765 

5,565 

9,667 

1,978 

8,294 

2,812 

50,792 

192,664 

432,926 

15,841 

22,234 


1671,384 


66,735 


3380,626 

124,653 
53,487 


3558,766 


379,569 
40,154 

16,774 


3070,893!  3122,269 


1,2001 
11,984! 


13,172 
35,213 


16,098 
74,374 
43,895 

208.603 
29^890 
77,721 
29,362 

243,170 


723,113 


633,757 

265,927 

126,087 

8,820 


1034,591 


13,184 
34,962 


14,990 
74,881 
43,092 
211,676 
28,790 

83,875 
28,822 

224,532 


700,658 


622,551 

258,167 

129,204 

8,700 


1018,622 


1,200 
12,421 

13,621 
35,028 


15,300 
75,314 
43,065 
214,360 
35,901 

91,633 
29,861 

183,485 


688,919 


639,988 

286,957 

130,949 

_  ^»^42 

1066,736 


»00 
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V.  Ausgaben  der  Finanzverwaltnng : 

1.  Finanzministerium 

2.  I^ibrenten 

3.  Civilpensionen 

4.  Indemnitäten 

ö.  (lehaltsznlagen 

6.  Dotation  der  Ehrenlegion      .... 


19,937: 
i.o8i{ 

62,1001 
8.671^ 

10,045! 


19,471 
0,871' 

66,047; 
7,530 
3,3671 
9,672' 


19,520. 

0,797 

69,036 

6,928 

3,367 
10.992 


19,417: 
0,753; 

70,326) 
6,601 
4,107 

10,999 


0-3: 

73-^-5 

IO.:»-i  1 


VI.  Ausgaben  fär  die  Staatsschulden: 

1.  Rentenschuld 

2.  Kündbare  Kapitalien 


101,834;      106,958       110,630!      112,203      ^'':-^^j^ 


Hauptsumme  der  Ausgaben  (ein.schliesslich 
Erhebungskosten  und  Abgänge,  Ausfalle 
u. Rückzahlung. i  Frankreich u  Algerien): 

Ausgaben  des  speciellen  Budgets       .    .     . 

.Vusgaben  des  durchlaufenden  Budgets 

Au.sgaben  für  Algerien*) 

HauptHumme  aller  Ausgaben: 

Abgänge,  Ausfälle,  Rückzahlungen    .    .     . 


748,060. 

.  3?2,74o| 

1050.800 


3164,881 
447JOO 
100,388 


761,667 
301,269 


693.762 
297.503 


1062.936      991,265 


693,680 

325,962! 

1019,642 


1020.0: ; 


3384,641' 

107,222] 

54.3791 


3337,296" 

1 14,366 
55,»92l 


3330J15    3376.^5- 


3712,969    3546,242;    3507,5541 
359.205I      4i6,2o6| 429,3121 

3353.764 


116,635 

_  54^649 

3501,999 

43  ",4471 


3130,036.    3078,242 
5.  GrosHbritannien  (Staiitsroehpung  in  Mill.  Pfd.  St 


I24-f-'53 

56.00; 

3558.070 

43Ö.4": 

3070:552  3121.5:3 
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1. 
2. 

II. 

1. 

2. 

3. 

4. 

0. 

6. 

7. 

8. 

9. 
10. 
11. 
12. 
18. 
14. 
15. 


Einnahmen. 
I.  Privat  wirtschaftliche  Einnahmen: 

Domänen 

Anteil  am  Gewinn  der  Bank  von  England 

,  Verschiedene  Verwaltungseinnahmen: 
III.  Gebühren  und  Verkehrssteuern: 

Urkundenstempel 

Erbschaftssteuer 

Seeassekuranzen 

Quittungsstempel 

Wechselst  ein  pel 

Banknoten-  und  Cirkulationssteuer  .    . 

Lizenzen  und  Certitikate 

Spielkartenstempel 

Apotheker  waren 

Lebensversicherung 

Abgabe  von  Eisenbahnbilletten    .     .     . 

Strafgelder 

Postverwaltung 

Telegraphen  Verwaltung 

Verschiedene  Stempelsteuern   .... 

IV.  Direkte  Steuern: 

Grundsteuer 

Haussteuer 

Einkommensteuer 


0,526 
0,170 

"0,6961 
2,425 

2,421. 

11,213 

0,152, 

1,143' 
0,722; 
0,125 
0,1 64. 
0,019! 
0,240; 
0,0521 

0,3251 
0.006 
11,604 

2,843 
0,4771 

31,506 

1,060 

1,444 

14,338 


0,516 
0,l7ii 


0,687 
2,115 

2,749 
10,914 

0,135 
1,156 
0,672 
0,122 
0,164 
0,020 
0,220 

0,054 
0,310 
0,006 
11,699 
2,836 
0.459 


0,5291 

_o,i75_ 

0,704. 

2,048; 

4,060 
14,179 
0,145 
1,263 
0,679 
0,124 
0,167 
0,020 

0,239 
0,067 

0,259, 
0,007 1 
12,9521 
3,261 
0,639 


31,516.        38,061 


1,047, 

1,412: 

13,925. 


1,044 

1,489, 

16,806 


0,539 
0,176 

2,615 

I 
3,970 
13.958I 
0,152 
1.30SJ 
0,674' 
0,124 
0,1671 
0,022  < 

0,25  5' 
o,o66| 
0.272 
0,007 
13.390, 
3.288 
0,640) 


c,5ou 
0.170 

~"o.7i5 
2.295 

o.Ut) 
J.3- 

O.WK) 
O.I-J 

o.:f)7 
0.023 

0,201 
O.CW 
0.2  b'i 
0.007 
13.7^5 

O.ÜW» 


38,293'       40.755 


0,967 

1,514 

17,8031 


V.  Zölle  und  Verbrauchssteuern: 

Zolle 

Branntweinsteuer 

Malzsteuer 

Branerlizenz 


16,8421       16,384 


Spirituosenlizeuz 
Cichoriensteuer  . 
KafFeesteuer  .  . 
Tabaklizenz  .  . 
Andere  Lizenzen 


20,307, 
16,886. 
10,031 
0,016 
0,010 
0,002 
0,003 
0,007 
3,598 


17.^7 

12,0:2 

o!oii 

0,01  j 

0.00; 

0,002 

o\ooö 

jm 

^o,86o         50,2451        53,231         54,466!       55'^^'* 
1)  Im  „  AUg.  Budget"  enthalten.  In  den  folgenden  Jahren  ist  das  Budget  für  Algerien  separat  gestellt. 


20,083 
16,476 
10,006 
0,015 
0,011 
0,002 
0,003 
0,007; 
3,642. 


19,339 


21,240 
16,859 
11,305 
0,013 
0,012 
0,007 
0,002 
0,006 
3,794 


20,284] 


1,004 

1,3^^7 

l8.0t)2 

20.033 


21,778 
17,299 
11,503 
0,012 
0,012 
0,001 
0,002 
0,006 
3,8531 
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Hauptsomme  der  Einnabmen: 

Bilanz  des  StaatSBchatzes 

BückzabluBgen,  Anleihen,  Staatsschatz 

Hauptsumme  aller  Einnahmen: 

Erhebungskosten  und  Abgänge: 

Hauptsumme  der  Netto-Einnahmen : 

Ausgaben: 
I.  Ausgaben  der  Verfassung: 

1.  Civilliste 

2.  Apanagen 

3.  Oberhaus 

4.  Unterhaus 

n.  Ausgaben  der  Justizverwaltung: 
in.  Ausgaben  der  Civilverwaltung : 

1.  Auswärtige  Angelegenheiten    .... 

2.  (/ivildienst  in  England 

3.  Ausgaben  in  Schottland 

4.  Ausgaben  in  Irland 

5.  Bauverwaltung 

6.  Oeffentlicher  Unterricht  und  Künste 

7.  Verschiedene  Ausgaben 

IV.  Ausgaben  für  Heer  und  Flotte: 

1.  Armee  Verwaltung 

2.  Marineverwaltung 

3.  Marineverteidigungsfonds 

V.  Ausgaben  der  Finanzverwaltung: 

1.  Verschiedene  Pensionen 

2.  Pensionen  und  Wohlthätigkeit .... 

3.  Ehrenpensionen 

4.  Verschiedene  Ausgaben 

5.  Egyptische  Subvention 

VI.  Ausgaben  für  die  Staatsschulden: 
Summe  der  ordentlichen  Ausgaben    .    .    . 
Darlehen,  Zuschüsse  u.  s.  w 

Hauptsumme  aller  Ausgaben: 
Erhebungskosten  und  Abgänge: 


102,329  100,947 

6,371  6,255 

67,553  58,517 

176,2531  165,719 

23,343'  22,997 

152,910  142,722 


0,410 
0,188 
0,046 
0,050 
0,694 
4,856 

0,684 
1,822 
0,083 
0,278 
1,959 
6,969 
1,031 


12,826 

17,259 
14,150 

32,838 

0,214 

0,734 
0,029 
0,528 


0,408 
0,188 
0,041 
0,048 
■^685 
4,278 


0,651! 

1,553, 
0,0501 
0,2471 
1,645 
8,892 

0,334 
13,3731 

17,542! 

14,3021 

1,4291 

33,273; 


113,382 

6,307 
16,760 

136,449 
24,588 

u  1,861 


0,408, 
0,1731 
0,041, 
0,052 


116,373 

8,975 

13,546 

138,894 

25,973 

112,921 


0,408 
0,173 
0,013 
0,017 


0,674 
4,209 

0,925 
1,724 
0,059 
0,254 
1,855 
10,256 

0,291 


0,201 
0,658 
0,029 
0,234 


1,5051  1,122 

25,2001  25,200 

T7,9r9J  77,930 

74,991 1  64,792 


176,253 

23,343 

152,9101 


165,719 

22,997 


142,722 
6.  ItaUen  (Mül.  Lire). 


15,364 

18,460 
19,724 

"38,184 

0,186 

0,705 
0,028 
0,236 


0,61  ij 
4,1411 

0,825, 
1,761 
0,056 
0,250 
1,869 
10,685 
0,346 


120,406 

9,867 

9,937 

140,210 

28,102 

112,108 


0,408 
0,172 
0,008 
0,024 

0,612 
4,196 


15,792! 

18,270 
22,170 

40,440, 

0,175 
0,843 
0,028 

0,097 
0,799 


1,155 
25,000 

84;586| 
27,270 


1,942 
25,000 


87,926 
24,995 


136,449 
24,588 

111,867 


138,894 
25,973 


112,921 


1,209 

1,763 
0,068 

0,257 
1,888 

11,535 
^595 

17,315 

19,330 
20,850 

40,180 

0,171 
0,748 
0,028 

0,375 

1,322 
25,000 
88,625 
23^483 
140,210 
28,102 


112,108 
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Einnahmen: 
I.  Privatwirtschaftliche  Einnahmen: 

1.  Renten  der  Domanialkapitalien     .    . 

2.  Zinsen  und  Beuten 

3.  Lotto 

4.  Eisen  bahn  Verwaltung 

IL  Verschiedene  Verwaltungseinnahmen: 
III.  Gebühren  und  Verkehrssteuem : 

1.  Registerabgaben 

2.  Stempelsteuern 

3.  Erbschaftssteuer 

4.  Consulargebühren 

5.  Hypothekengebtthren 

6.  Konzessionsabgaben 


11,445 

4,187 

76,200 

71,215 


163,0471 
8,030 

63,700 

73,300 

37,300 

0,750 

6,000 

6,400 


ii,i8o 

10,038 

4,706 

3,891 

76,130 

64,500 

73,300 

73,212 

165,316 

151,641 

8,530 

9,022 

62,700 

58,000 

73,300 

68,500 

36,300 

38,000 

0,750 

0,675 

5,500 

7,000 

6,400 

6,500 

12,312 

1,582 
65,500 
76,975 

156,3691 
18,267, 

58,000 

68,500 

37,500 

0,675 

7,300 

6,500 


12,482 

1,456 

65,500 

19,932 

159,370 

20,342 

58,000 

67,900 

37,500 

0,675 

7,300 

7,250 
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7.  Postverwaltong 

8.  Telegjaphenverwaltnng 

9.  Katastergcbühren 

10.  Punziernng 

11.  Schulgebtthren 

12.  Oeffti^iase 

13.  Geldstrafen  nnd  Strafgelder    .... 

14.  Verschiedene  Abgaben 

IV.  Direkte  Stenem: 

1.  Qmndsteaer 

2.  Gebftndestener 

3.  Einkommensteuer 

4.  Steuer  yon  Gütern  der  toten  Hand 

5.  Bank-  und  Erwerbsgesellschaftssteuer 

6.  Eisenbahnsteuer 

V.  ZSile  und  Verbrauchssteuern    .    .    . 

1.  Zölle 

2.  Allgemeine  Verzehrungsstener     .    .    . 

3.  Fabrikalionssteuer  Yon  Spiritus,  Bier, 
Zucker,  kohlensaurem  Wasser  etc.  .    . 

4.  Tabakmonopol 

5.  Salzmonopol 

VI.  Bückzahlungen: 
Hauptsumme  der  ordentlichen  Einnahmen : 
Durchlaufende  Einnahmen : 
Ausserordentliche  Einnahmen : 
Hanptsumme  aller  Einnahmen: 
Erhebnngskosten  und  Abgänge: 
Hauptsnmme  der  Netto-Einnahmen : 

Ausgaben: 
I.  Ausgaben  der  Verfassung: 

1.  CiTilliste  und  Apanagen 

2.  Senat  und  Deputiertenkammer    .    .    . 

II.  Ausgaben  für  Justiz  und  Kultus: 

III.  Ausgaben  der  Civilverwaltung : 

1.  Ministerium  des  Aeussem 

2.  Ministerium  des  öffentlichen  Unterrichts 

3.  Ministerium  des  Innern 

4.  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  . 

5.  Ministerium  des  Ackerbaues    .... 

IV.  Ausgaben  für  Heer  und  Flotte: 

1.  Heeresverwaltung 

2.  Marineverwaltung 

V.  Ausgaben  der  Finanzverwaltiing : 

1.  Schatzministerium 

a)  Pensionen 

b)  Allgemeine  Ausgaben 

c)  Verschiedene  Ausgaben  .... 
dl  Beservefonds  u.  Unvorhergesehenes 
e)  Durchlaufende  Ausgaben  .... 

2.  Finanzministerium 

a^  Allgemeine  Ausgaben 

b)  Durchlaufende  Ausgaben  .... 


^)  Pensionen  des  Schatzministeriums, 
treffenden  Ministerlen  eingestellt. 


48,500 
15,600 
1,400 
3,530 
4,590 
7,177 
2,352 
2,662 


49,000 
15,100 
1,400 
3,530 
4,590 
7,177 
2,252 
^,776 


52,000 

12,600 

«,350 

2,700 

6,100 

5,405 
1,660 
2,160 


273,161 

106,342; 

83,000 

236,269: 

6,400 

9,891 

18,300 


270,775 

106,342 
84,000 

233,307 
6,600 

9,891 
18,450 


262,650 

106,4001 

88,500' 

286,662, 


53,200 

13,100 

1,300, 

3,020, 

7,0601 

5,405 
1,560 
2,160 


6,300 
10,000 
»8,770, 


265,280 

106,615 
88,500 

287,707 

6,300 

10,500 

19,618 


460,202 

245,000 
69,978 

31,000 

193,000 

63,500 


602,478 

__36,704 

1543,622 

104,388 

127,113 


1775,123 

_^' 3,259 

1561,864 


15,050 
2,140 


17,190 
33,740 

9,021 
39,927 

57,553 
27,803 
10,139 


144,443 

243,144 
104,01 1 


347,155 


13,292 
2,258 
4,000 

65,293 

18,438 
28,172 


131,453 


458,590 

231,000 
69,023 

33,000 

193,000 

63,500 


516,632 

240,000 
52,350 

44,000 

191,000 

72,700 


589.523 
36,179 


1528,913 
60,065 

77,144 


1666,122 
200,847 


600,050 
38,238 


1578,233 
68,944 
80.802 


1727,979 
202,148 


1465,275 


15,050 
2,160 


1525,831 


15,050 
2,120 


14,500 
Iv400 
2^00 
7.200 

1460 
2,244 


268^37 

106,7^0 

88^500 

286^0 

6;30o 

11,40c 
19,800 


519,240      518,990 


244,000. 

51,865 

45,5ooj 

188,000 

73,700 


603.065 
22.262 


1584,483 
65,388 
35,402 


245,cxx) 
51,865 

48,000 
188,250 
74^00 


607,115 
2^263 


1 596420 
65,031 
35v534 


1685,273 

202,416 

~i  482,8^ 


16,050: 

2,1551 


1696,791 
209,680 


1487,10: 


16,050 

2^1 


17,210 
33,161 

8,469 
39,452 
53,751 
29,304 

9,606 


17,170' 
32,753 

9,445 
40,824 

56,417 

26,437 

8,364 


140,5821      141,487 

243,059      267,253 
100,735        94,961 


343,794 


73,463 

15,131 

2,029 

3,000 

21,015 

17,045 
28,127 


159,810 


362,214 


78,800 

9,709 

1,026 

3,500 

25,201 

16,528 
29,725 


164,489 


18,205 
33,061 

9,392 
41,774 
56,768 

25,983 
8,446 


142,363 

235,598 
96,900 


18,25: 
40.170 

12.79^ 

64,199 

27,975 


332.498 

I 

80,850. 
9,766, 
1,021  • 
3,500 

21,727 

16,416 
29,743 


158,74. 

263.30: 
101,844 

365.15: 


5,720' 
9,69^» 

I.OOI 

isoo 
21.609 

28,724 
29,753 


163,023 
Die  übrigen  Pensionen  sind  in  die  Etats 


99,983 
der  be- 


Fioanzstatistik 


993 


1891—92  1 1892—93  l  1896—97    1897—9 


1898-99 


VI.  Ausgaben  für  Staatescholden : 
Hauptsnmme  der  ordentlichen  Ausgaben: 

VII.  Ausserordentliche  Ausgaben: 

1.  Schatzministerium 

2.  Finanzministerium 

3.  Justiz  und  Kultus 

4.  Ministerium  des  Aeussem 

5.  Ministerium  des  Unterrichts    .    .    .    . 

6.  Ministerium  des  Innern 

7.  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  . 

8.  Kriegsministerium 

9.  Marineministerium 

10.  Ackerbauministerium 

Hauptsumme  aller  Ausgaben: 
Erhebungskosten  und  Abgänge: 


704,882 


1378,863 

50,088 
'2,699 
0,546 
0,040 
1,038 
2,055 

115,506 
7,750 
7,200 
1,898! 

188,820: 


651,4181   687,769 


1780,942 


1345,975 

52,839 
2,757 
0,042 
0,040 
0,726 

1,555 
76,980 

4,450 

6,875 

_  1^9 

147,453 

1694,2751 
200,847] 


1405,882 

33,723 
3,712 
0,066 
0,053 
0,673 
2,089 

55,012 
2,223 

4,375 
2,615 


679,573 


104,541 

1712,571] 

202,1481 


38,480 
3,683 
0,027 
0,023 
0,624 
2,369 

50,974 
0,980 

4,275 
2,080 

1674,654 
202,416 


681,304 


1368,723  1363.606 


37,661 

3,471 
0,025 
0,023 
0,439 
2,329 
47,164 
16,038 
4;  120 
2,228 


J-I3i5_58 

1686,793 

209,689 


1567,6831    1493,4281    1510,4231    1472,2381    1477,104 


7.  Russland  (Mill.  Rbl.). 


1891 


1893 

1896 

13,647 

14,073 

10,781 

8,021 

0,828 

0,821 

16,717 

27,570 

9,489 

41,703 

81,189 

232,328 

3,672 

1,631 

3,283 

3,829 

0,626 

0,954 

1897 


1898 


Einnahmen. 
L  Privatwirtöchaftliche  Einnahmen: 

1.  Reichnisse  ehem.  Kronbauern  .    .    . 

2.  Bewegliches  Staatsgut 

3.  Verkauf  von  Kronländereien   .    .    . 

4.  Ertrag  der  Staatsforsten     .... 

0.  Berg-,  Hüttenwerke,  Staatsanstalten 

6.  Staatseisenbahnen 

7.  (Tewinnanteü  an  Eisenbahnlinien     . 

8.  Bergwerksregal 

9.  Münze 

IL  Verschiedene  Verwaltungseinnahmen: 
IlL  Gebühren  und  Verkehrssteuem : 

1.  Stempelabgaben 

2.  Eintragungsgebühr     ...... 

3.  Erbschaftssteuer 

1  Passgebühren 

5.  Eisenbahntransportsteuer     .... 

6.  Abgaben  der  Feuerversicherung  .    . 

7.  Gebühren  von  Gehaltsaufbesserungen 

8.  Verschiedene  Verkehrsabgaben    .    . 

9.  Postverwaltung 

10.  Telegraphenverwaltung 

IV.  Direkte  Steuern: 

1.  Grund-  und  Häusersteuer    .... 

2.  Patent-(üewerbe-)Steuer 

3.  Kapitalrentensteuer 

V.  Zölle  und  Verbrauchssteuern: 

1.  Zölle 

2.  Getränkesteuem 

3.  Tabaksteuer 

f.  Naphthaölsteuer 

ö.  Zuckersteuer 

6  Zündhölzersteuer 

Summe  der  ordentlichen  Einnahmen 
Handwörterbuch  der  StaatswisseDsohaften.    Z\v 


i 
1 1,040| 

0,819; 
16,1641 

5,990 
54,865 

2,847 
0,201 


l 


91,926 
193,003 

20,580 
10,966 
4,090;/ 
4,000 
8,442 
3,730 
1,130 

6,137 
21,382 

10,438 
90,895 
I 
42,984 
33,930, 
11,906; 


140,232 

155,511 

24,313 
15,126 

3,700 
8,800 
4,080 

5,260 
22,678 
11,950 


95,907 

44,703 
37,733 

12,515 


330,930 

159,271 

28,919 
15,411 

3,500 
8,000 
2J250 

7,195 
25,547 
14,450 


105,272 

48,024 
43,353 
13,159 


88,820 

94,951 

110,655 

134,970 

259,481 

257,394 

28,201; 

30,043 

9.528 

16,041 

20,161 

28,655 

4,524 

7,518 

432,554 

474,621 

104,536 
153,876 

284,252 

32,461 

1 9,060  j 

42,295 

7,518 


14,534 

8,86 1| 

0,5981 

32,490 

74,9561 

259,999 

1,821 

3,781 

1,304 

398,344 
154,219 

30,170 

17,355 
4,200 
9,000 
3,000 

7,087 
26,364 
15,696 


14,390 

13,350 

0,594 

36,864 

97,750 

291,489 

1,744 

3,524 

1,700 


112,872 


39,921 
44,048 
13,855 


461,405 
145,490 

31,269 
18,580 

0,135 
10,000 
3,000 

7.227 

26,435 
16,870 


113,516 

40,876 
45,278 

_  14,424 

97,82^,   100,578 


159,687 
284,900 

34,917 

21,061 

47,526 

7,016 


169,260 
260,453 

34,913 
20,782 

51,046 

7^15 


539,462,   555,1071   543,469 


897,198!   961,222 
eite  Auflaf^e  III. 


1239,471:  1318,366!  1364,458 
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1891 


1893 


1896 


1897 


1898 


Durchlaufende  Posten 

ausserordentliche  Einnahmen .     .    .    . 
Barmittel  der  Reichsrentei  *)   .    .    .    . 

Kest  an  Goldanlehen 

Hauptsumme  aller  Einnahmen: 

Ausgaben. 
L  Ausgaben  der  polit.  Organisation: 

1.  Bedürfnisse  des  Kaiserlichen  Hauses    . 

2.  Oberste  Staatskörpersohafti^n   .     .    .     . 

IL  Ausgaben  der  Justizverwaltung: 

III.  Ausgaben  der  Civil  Verwaltung : 

1.  Ministerium  des  Auswärtigen .    .     . 

2.  Ministerium  des  Innern       .... 

3.  Heiligster  Synod 

4.  Ministerium  der  Volksaufklärung    . 

5.  Ministerium  der  Staatsdomänen  .    . 

6.  Ministerium  der  Verkehrsanstalten  . 

7.  Generaldirektion  der  Gestüte  .    .     . 

IV.  Ausgaben  für  Heer  und  Flotte: 

1.  Kriegsministerium 

2.  Marineministerium 


V.  Ausgaben  der  Finanz  ver waltung : 

1.  Ministerium  u.  allg.  Finanz  Verwaltung 

2.  Pensionen  und  Unterstützungen  .    .    . 

3.  Subventionen 

4.  Eisen bahngarantieen 

ö.  Entschädigungen 

6.  Restitutionen 

7.  Erhebungskosten         (Getränkesteuem, 
Zölle,  Münze) 

8.  Ausgaben  früherer  Jahre 

9.  Rückeri«tattungen  von  Ausgaben      .     . 

10.  Reichskontrolle 

11.  Mehransgaben  durch  Preiserhöhung     . 

12.  Unvorhergesehene  Ausgaben   .... 

VI.  Ausgaben  für  die  Staatsschulden: 
Hauptsumme  der  ordentlichen  Ausgaben: 

Durchlaufende  Ausgaben : 

Ausserordentliche  Ausgaben: 
Hauptsumme  aller  Ausgaben: 


3,559 
13,750 
47,795 


79,236_ 


2,200 


h8o9 


10,560 
2,081 

12,641 
24,102 

4.951 
80,2971 

11,356 
22,936 

25.91  S 

57,367 
1,249 


204,07 1 

226,652 
43760 


270,412. 

38,804, 

33,802; 

5,468! 

13,054' 

2,552 
2,072 

I 

3,1491 
1,530: 
14,6371 
4,294 
2,000 
6,000 


127,362 

_256,7^ 

895,330 

3,559 

63,413 


10,560 

2,115 

"12,675 

25,3ii 

5,290 

82,353 
11,887 
22,411 
25,458 
70,801 
1,310 


219,510 

232,937 

__49,893_ 

285,830! 

39,838! 

35,594 
5,567 

15,234 
2.541 
1,429 

3,365 
1,533 

17,472 
4,466 
6,000 

10,000 


12,965 

2,434 

15,399 
28,009 

4,693 
90,025 
17,488 
24,863 
32,180 
196,412 

1,536 


12,811: 
2,590 


367,197 

288,522 
57.966 


346,488 

54,081 

37,057 

10.198 

3^296 

4,773 

1,450 

53,843 
3,210 

18,903 
5,956 


15,401 
42.815 

4,762! 
78,503 
19,652 

25,495 

33,431 

226,910 

1,544. 


284,380 
59,902. 


s;o,82i 
38,306; 

9,193! 

3,835. 

3,773 

1,440 

75,882 
2,410 

19,475 
6,811. 

12,000 


143,039 
264,325 
947,690 

92,768 


204,081 
269,228 


223,046 
269,1 17 


3.300 


—  119,876         91,796!      106.291 

962,302~I040,458     1361,5471    I4i3,97i     I474.049 


i2.so; 

2,0^3 

15,210 
42,733 

4,802 
8o,:75 
20.375 
26.441 

35.73S 

264.677 

1.615 


390,297      433,823 


aSS.&üQ 
67,050 


344,282]     355.S59 


50,726 

38^254 

9.7:2 

2,833 
1,661 

85.460 
2,  40 

18.343 
7,^79 


23o.3*>8 
272,002 


1231,088     1284,858    1350.0S5 
130,459       129.113      123,064 


962,3021 
^)  Angewiesen  zur  Deckung  des  Fehlbetrages. 


1040,4581    1361,5471    1413,9711    1474.04^ 


Litteratnr:  Wagner,  Fin.  I  ^  19  S,  24—25.  — 
Czömigy  Das  östet'reichUche  Budget  im  Ver- 
gleich mit  jenen  der  vorzüglirlvtten  anderen 
europäischen  Staaten,  Wien  1862.  —  Engel, 
Kritische  Beiträge  zur  vergleichenden  Finanz- 
Statistik,  Ztschr.  des  k.  prenss.  stat.  Bureaus, 
1859,  S.  145.  —  Pfeiffer,  Verglei^-hende  Zu- 
sammenstellung der  europäischen  SStaxitsausgaben, 
Sluttg.  1877.  —  Rieche,  Die  internationale 
Finanzstatistik,  ihre  Ziele  und  Grenzen,  Stuttg. 
1876.  —  Oerstfeld,,  Beiträge  zur  Statistik  der 
Finanzen  in  Preussen,  Jahrb.  f.  Not.  u.  Stat.  N.  F. 
Bd.7.  —  Ä.  V.  Kaufmann,  Finanzstatistische^ zu 
den  Schulden  der  eu7x>päischen  Grossmäc/Ue.  Eben- 
da N.  F.  Bd.  15.  —  derselbe,  Die  öffentlichen 
Ausgaben  der  grösseren  europäischen  Länder  nach 


ihrer  Ziceckbestimmung.  Ebenda  K.  f.  Bd.  U 
(189S  seihständig  als  2.  Äuß.  ersehiehen).  — 
Verselbe,  Zur  internationalen.  Finanzstati^tik. 
Allg.  stat.  Archiv  S.  Jg.  Bd.  2.  —  M.  t?.  Heckel. 
Der  StaatshawihttlUetat  im  Königreich  Prenm* 
für  das  Jahr  vom  1.  April  1897—98,  Jahrb./.  ^H- 
u.  Stat.,  IIL  F.  Bd.  14.  —  Derseibe^  Beitrüge 
zur  vergleichenden  Finanzstalistik  ctmijpatfrkr 
Grossstaaten  i.  J.  1898.  Ebenda,  IIL  F.  Bd.  19. 
—  Materialien  finden  eich  in  Schanz'  finühz- 
archiv  und  im  Gothaischen  Hofkalender.  fV^'' 
die  einzelnen  Budgets  vgl.  auch  die  von  mir  rt.'jfi- 
massig  in  den  Jahrb.  f.  Nat.u.  Stat.  erscheinrnde» 
synoptischen  Zusammenstellungen,  tcelche  nnd 
Gruppen  gebildet  sind.      Max  von  Heekd* 
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FinanzYerwaltnng. 

I.  Allgemeines:  1.  Wesen  und  Aufga- 
ben der  F.  2.  Die  geschichtliche  Entwickelung 
der  F.  — II  Die  Behörden  der  Finanz  Ver- 
waltung:  1.  Das  Finanzministerium  und 
die  Centralbehörden.  2.  Der  Reihts-^tand  in 
einzelnen  Ländern.  Deutsches  Reich.  Preussen. 
Bayern  und  deutsche  Mittelstaaten.  3.  Oester- 
reich-Ungam.  4.  Frankreich.  5.  Grosshritannien. 
Excheqner  und  Treasury  in  geschichtlicher 
Entwickelung.  6.  Der  gegenwärtige  Zustand 
der  Treasury.  7.  Italien  und  Rnssländ.  8.  Die 
mittferen  und  unteren  Finanzbt  hörden.  9.  Der 
Rechrsstand  in  den  verschiedenen  Ländern.  — 
III.  D.ie  Einrichtung  der  Kassenver- 
waltnng  und  des  Zahlungswesens: 
1.  Die  Staatsfonds.  Separier ung  und  Centrali- 
siemng.  2.  Die  fiskalische  Kasseueinheit. 
3  Die  tassenverwaltung  und  die  Kassensysteme. 
4.  Die  Verbindung  des  Kassenhaushalts  mit 
Banken,  ö.  Die  Kassensysteme  in  verschiedenen 
Ländern.  Deutsche  Staaten  und  Oesterreich- 
Un:ram  6.  DdS  Kassenwe-en  in  Frankreich 
und  Grossbiitannien.  7.  Das  finanzielle  An- 
weisnngsrecht.  —  IV.  Das  Rechnunffs- 
w  e  8  e  n :  l.  Aufgabe  und  Formen  des  Rechnungs- 
wesens. 2.  Die  Buchführung  und  die  Rechnungs- 
bücher. Der  Rechnungsstil.  B.  Soll-,  Ist-  und 
Re:>trecbnung.  Die  «.Behandlung  der  Aus-  und 
Rückstände.  4.  Rechnnngsabschiuss  und  Staats- 
rechnnug.  Die  Inventarisierung  des  Staatsver- 
mögeus. 

I.  Allgemeines. 

1.  Wesen  und  Aufgaben  der  F.  Unter 
Finanzverwaltung  verstehen  wir  einen  Or- 
ganismus derjenigen  Ordnungen,  nach  wel- 
chen das  rechtskräftig  verabschiedete  Bud- 
get (vgl.  die  Artt.  Budget  und  ß  u  d  - 
get recht  oben  Bd.  II,  S.  1138 ff.  und 
1164  ff.)  vollzogen  wiixl.  Die  Finanzverwal- 
tung deckt  sich  daher  mit  dem  Begriffe 
des  Vollzugs  des  Budgets  und  umschliesst 
alle  Einrichtungen  und  Anstalten,  welche 
in  bestimmten  Formen  die  vom  Budget  ge- 
wollte Deckung  der  öffentlichen  Bedürfnisse 
im  einzelnen  sichern.  Sie  bildet  daher 
einen  Teil  der  formellen  Ordnung  der  Fi- 
nanzwirtschaft und  hat  die  Aufgabe,  auf  der 
Grundlage  der  gesetzlichen  Vorschriften  für 
die  vollziehende  Gewalt  nach  Erwägungen 
der  Zweckmässigkeit  die  passendste,  ein- 
fachste, ausgiebigste  und  billigste  Durch- 
setzung der  Budgetzwecke  zu  leisten.  Als 
Inbegriff  verwaltungstechnischer  Massregeln 
zur  Dnrchfühnmg  des  Wirtschaftshetriebes 
des  Staates  oder  eines  sonstigen  öffentlichen 
Körpers  umfasst  die  Finanz  Verwaltung  die 
Emrichtung  des  Behörde wesens  und  des 
Finanzdienstes,  die  Vollziehung  des  Budgets 
durch  das  Anweisungs-,  Zahlungs-  und 
Kassenwesen,  die  Buchführung  und  das 
Rechnungswesen  sowie  endlich  den  Rech- 
nungsabschluss  und  die  Staat^^rechnung. 
Hieran  schliesst   sich  dann  als  zweite  Ab- 


teilung die  Nachprüfung  der  Gebarung 
oder  die  Kontrolle  der  Vei-^'alttmg. 

Auf  diese  Weise  ist  das  Problem  der 
Finanzverwaltung  ein  doppeltes.  Einmal  ist 
sie  Fürsorge  für  die  oi*dnimgsmässige  Dnrch- 
fühnmg des  Budgets,  eigentliche  Verwal- 
tungsthätigkei  t  oder  F  i  n  a  n  z  g  e  b  a  r  u  n  g , 
und  sodann  erseheint  sie  als  Organisation  einer 
zuverlässig  wirkenden  Nachprüf  ung  jener  Re- 
sid täte  i)der  als  Kontrolle  desStaatshauslialts. 

Allein  die  Verwaltungsthätigkeit  ist  re- 
gelmässig an  gewisse  Schranken  gebunden, 
welche  ihre  freie  und  willkürliche  Entfal- 
ttmg  hemmen.  Die  meisten  Staaten  haben 
dem  Ermessen  der  Verwaltung  den  einzu- 
schlagenden Weg  durch  die  Aufstellung 
allgemeiner  Grundsätze  vorgezeichnet.  Das 
System  solcher  Principien  nennt  man  die 
Komptabilität.  Dieselbe  beruht  entwe- 
der auf  durch  Verordnungen  (Enischliessun- 
gen,  Ortlei-s,  Reskripte)  geschaffenen  Normen 
oder  auf  besonderen  Gesetzen  (sogenannten 
»Komptabilitätsgesetzen«).  Diese 
Vorschriften  betreffen  aber  nicht  bloss  die 
Ordnung  des  eigentlichen  Rechnungswesens 
(Komptabilität  i.  e.  S.),  sondern  diejenige 
des  gesamten  Staatshaushalts  überhaupt. 
Die  Aufgaben  der  Komptabilität  l»estehen 
in  der  Schaffimg  und  Erhaitimg  von  Ord- 
nung, Uebersicht  und  Sparsamkeit  im 
Staatshaushalte  und  in  der  Abgrenzung  der 
gegenseitigen  Befugnisse  der  gesetzgebenden 
und  vollziehenden  Gewalt  sowie  in  derjeni- 
gen der  einzelnen  Ressorts  der  Verwaltung 
zueinander.  Ebenso  werden  das  Behörde- 
wesen und  der  Finanzdienst,  das  Anwei- 
sungs-, Zahlungs-  und  Kassen wesen,  die 
Grundsätze  der  Rechnungsstellung  und 
Buchführung  und  endlich  die  Bestimmungen 
über  die  Kontrolle  des  ganzen  Finanz- 
wesens und  den  Rechnungsabschluss  geregelt. 

2.  Die  geschichtliche  Entwickelung 
der  F.  Während  das  entwickelte  Altertum 
in  seiner  Blütezeit  in  Griechenland  und 
Rom  eine  mehr  oder  minder  fein  geglie- 
derte Finanz  Verwaltung  aufzuweisen  hatte, 
ist  sie  dem  mittelalterlichen  Staate  in  der 
Hauptsache  fremd  geblieben.  Denn  das 
Vorherrschen  der  domanialen  Naturalwirt^ 
Schaft  und  die  völlige  Vermischung  des 
landesherrlichen  Hofhiaushaltes  mit  dem 
Staatshaushalte  Hess  für  eine  besondere 
Verwaltung  nur  beim  Zoll  wesen  Raum,  imd 
diese  scheint  vermutlich  auf  den  Ceberres- 
ten  der  römischen  Zolleinrichtungen  aufge- 
baut wonien  zu  sein.  Im  übrigen  wurde 
die  Verwaltung  der  Einnahmen  und  Aus- 
gaben durch  die  Fimktionäre  der  allgemei- 
nen Administration,  durch  landesherrliche 
und  Hof  beamte ,  Vögte ,  Schultheissen , 
Kämmerer  und  dergleichen  mehr  besorgt. 
Selbständige  Zollbeamte  waren  mit  durch 
i  die  geldwirtschaftlichen  Einnalimen  aus  dem 
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Zollwesen  bedingt.  Ueberliaupt  stellten  in 
der  Entwickeliing  der  Finanz  Verwaltung  die 
Ansprüche  der  Geld  Wirtschaft  die  tnnlxMiden 
Faktoren  dar. 

Auf  dieser  Grundlage  ist  es  zu  erklären, 
dass  die  Arbeitsteilung  und  die  Centrali- 
sation  der  Finanzverwaltung  zunächst  in  den 
Städten  und  in  der  städtischen  Finanz- 
wirtschaft ihre  Wurzeln  liaben.  Denn  so- 
bald sich  diese  von  der  Oberhoheit  der 
Stadtherren  emancij>iert  hatten,  machte  die 
fortschreitende  Geld  Wirtschaft ,  ma(;hten 
Steuern  luid  Schulden  einen  besonderen 
Verwaltungsorganismus  und  eigene  Finanz- 
organe unter  öffentlicher  Kontrolle  notwen- 
dig, welche  nach  Massgjibe  gesetzlicher  Vor- 
sc^hriften  die  öffentlichen  Ausgaben  und 
Einnahmen  zu  verwalten  hatten.  Stnt  dem 
14.  und  15.  Jalirhundert  werden  in  Deutsch- 
land die  Territorien  zu  den  Tragern  der 
Finanzgewalt,  nachdem  das  Reich  mehr  und 
mehr  seine  Machtstellung  an  jene  verlor. 
Die  territorialen  Finanzen  zeig^Mi  vom  14. 
bis  16.  Jahrhundert  eine  steigende  Tendenz 
des  Finanzbedarfes,  welche  aus  der  Ver- 
mehrung und  Vervielfältigung  der  Staats- 
zwecke entspringt.  Jetzt  können  die  öffent- 
lichen Ausgaben  nicht  mehr  aus  den  doma- 
nialen  Einkünften,  Gülten,  Gefällen,  Straf- 
geldern imd  anderem  mehr  bestritten  weiilen, 
sondern  es  wenlen  Steuern  und  steuerartige 
Einnahmen  erforderlich.  Dadurch  hat  sich 
dann  allmählich  in  den  Ländern  und  Terri- 
torien mit  ständischer  Verfassung  das 
Steuerbewilligungsrecht  der  Stände  lieraus- 
gebildet.  Alle  diese  Vorgänge  waren  aber 
auch  für  den  Entwickelungspi-ozess  der  Fi- 
nanz verwaltmig  von  eminenter  Bedeutung. 
Denn  in  allen  ständisch  regierten  Staaten 
entsteht  nun  eine  Zweiteilung  der  Finanz- 
verwaltung und  des  Finanzdienstes  mit  all 
ihren  Folgen.  Der  Einnahmedienst  der 
Domänen,  der  Zölle  und  Sixu-teln  verbleibt 
regelmässig  der  landesherrlichen  Verwaltung, 
welche  sich  hierfür  in  der  laudesheiTlichen 
oder  Kammerkasse  ein  administratives  Or- 
gan schafft.  Dagegen  flössen  die  Steuern 
und  steuerartigen  Einkünfte  in  die  ständi- 
sche Steuerkasse,  welche  dann  von  den  Stän- 
den und  ihren  Ausschüssen  selbständig 
verwaltet  w^irden.  Diese  Trennung  der  bei- 
den Träger  der  tenitorialen  Fiuanzgewalt 
erzeugte  von  selbst  ein  gründlicheres 
Rechnung-swesen,  eine  S[)ecialkassen Verwal- 
tung und  eine  Organisation  der  Kontrolle 
des  ganzen  Landeshaushalts.  Die  Verwal- 
tung der  Ausgaben  dagegen  lag  nach  dem 
Umfange  der  verfügbaren  und  bewilligten 
Mittel  in  den  Hänckni  der  landesherrlichen 
Organe,  wob(n  jedoch  die  Stände  wiederum 
eine  Kontrolle  ausübten,  ob  die  genehmigten 
Steuei-summen  auch  ihi-en  speciellen  Be- 
stimmungen gewidmet  worden  w'ai-en. 


Im  Zusammenhang  mit  diesen  Ei*><h»i- 
nungen  steht  dann  weiterliin  die  Erw^nt»?- 
rung  und  Vervollkommnung  des  Fioanz- 
dienstes  durch  den  Pi-ozess  der  Sj»eciali- 
sierung.  Der  höhere  und  niedei^  Finanz- 
dienst wird  von  der  allgemeinen  Verwaltung' 
abgetrennt,  und  für  denselben  werden  eiu^'n* 
»Kameral  beamtet  (Rentmeister,  Kamnier- 
meister,   Landschreiber  etc.)   bestellt  unter 

i  welchen  wieder  ITnterbeamte  (Amtskassnt*r. 
Amtsverwalter)    stehen.     Im    16.    und    17. 

;  Jahrhundert    wird     die    Aemterorgamsatinn 
durch     Centi-albehöi-den     gekrönt,    welche. 
auf   kollegialer    Verfassung    beruhend,   jü-- 
>  Hof  rat  t,    >  Kanzlei 'i    oder  »Regierung«  mit 
der  Oberleitung  im   ganzen  I^ande  oder  ii. 
griisseren   Ijandesbezii-ken    betraut   wenleiu 
In   der  Spitze  blieb  aber  bei  aller  Speciali- 
sienuig,  tac*hschulung  und  Arbeitsteilung  die 
innerc  und  die  Finanzverwaltung  vereinigt. 
Die   konsequentere    Centralisierong   der 
Finanzverwaltung ,      ein     natiunotwendige? 
Resultat   infolge   des    steigenden  Finanzbe- 
darfes und  vorzüglich  infoige  der  sieh  meh- 
renden   Ausgaben    für    MiJitärzwecke   und 
öffentliche  Schulden,   hat    in  den  kontinen- 
tiUen  Staaten  die  absolute  Monarchie, 
insonderheit   der   aufgeklärte    Despotismus, 
bewirkt,    dessen    Bestrebungen    überhani't 
auf  eine  stäi-kere  Koncentration  des  Staats- 
wesens gerichtet  w^aren.   Diese  Entwiikelnng 
beginnt    besonders   früh  in  Frankreicli.  wn 
wir    die    ersten    Spuren    hierzu   schon  ini 
14.  Jalirhundert  finden,  imd  zeigt  sich  spa- 
ter   in    ßc^harfer    Prägung    namentlich    in 
Preussen   unter   Friedrich   Wilhelm  I.    In 
den    kleineren    deutschen   Territorien  bliel' 
lange,    mitunter   in  den  letzten  Spuren  bis 
an   die   Schw^elle  der  Gegenwart,  die  stän- 
dische   Zweiteilung    der    Finanzverwaltnuir 
erkennbar.    Dagegen   lässt  sich  in  Engiaiiil 
die    entgegengesetzte    Entwickelung  valir- 
nehmen.    Die  Domänen  imd  Regiilien  wur- 
den   hier   dem   Parlament   unterstellt,  und 
duich  die  Auflösung  des  Grossschatzmeister- 
amts   in    eine    mehrgliederige    Schatzkom- 
raission   ist  die  Einheit  der  Finanzverwal- 
tung im  Parlamentsystem  begründet  worden. 
Eine    vollständige,     unseren    motJernon 
Anschauungen   adäquate  Durchbildung  nnd 
Regelung   der   Finanzverwaltung    und  ile? 
Finanzdienstes  bis  ins  einzelne  hat  erst  die 
konstitutionelle  Epoche   in  unseren 
Kulturstaaten   endgültig  erreicht.    Hier  er- 
scheint   das   Princip   der   Centralisation  in 
seiner  Vollendimg,   während   die  einzeluen 
Akte  der  Finanzverwaltung  in  specialisier- 
ter,  organischer  Arbeitsteilung  durch  faoh- 
mässig  vorgebildete  und   geschulte  Beamte 
vollzogen    wird.     Hier   sind    feste  Recht.s- 
normen  für  den  Budgetvollzug,  für  den  An- 
weisungs-,   Zahlungs-  und  Kassendienst  ge- 
ti-offen,  und  hier  bringt  die  parlamentarisch 
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zu  kontrollierende  Staatsberechnuii^  das 
Auswirken  des  Budgets  zum  formellen  Ab- 
sehluss. 

(Ucber  die  Entwickelung  der  Finanz  Ver- 
waltung und  des  Finanzdionstes  in  den  ein- 
/A^lneu  Staaten  vgl.  M.  v.  Heckel  ,  Das 
Biidget,  Leipzig  1898  II.  Abschn.  1.  Kap. 
^§  3-6). 

II.  Die  Behörden  der  Finanzverwaltung. 

1.  Das  FinanzminiHteriuni  und  die 
Centralbehörden.  In  unseren  modernen 
Vorfassungsstaaten  steht  an  der  Spitze 
I Wr  Finanzverwaltung  das  Finanzminis- 
t»M*ium  als  eine  den  höchsten  Staats- 
körperschaften (Staatsministerien)  gleichge- 
stellte Centralbehörde.  Seio  der  Krone  und 
der  Volksvertretung  verantwortlicher  Leiter 
«Mler  Chef  ist  der  Finanzminister,  und  dieser 
hat  die  oberste  Leitung  der  gesamten  Fi- 
nanzwirtschaft des  Staates  sowie  die  Ver- 
wtiitung  und  Kontix)lle  des  gesamten  Finanz- 
dienstes. Dabei  treten  aber  liäufig  auf 
♦Mnzelnen  Gebieten  der  Einnahmewii-tschaft, 
wie  bei  den  Domänen,  Forsten,  Bergwerken, 
Staatseisenbahnen  u.  s.  w.,  und  mitunter 
auch  im  Bereiche  des  Ausgabedienstes 
andere  Fachministerien  oder  melir  selb- 
ständige Centralbehörden  an  Stelle  des  Fi- 
nanzministeriums, indem  sie  diese  Zweige 
dor  Finanzverwaltung  selbständig  verwalten. 
Das  Finanzministerium  ist  keine  kc^llegiale 
Behönle.  Vielmehr  entscheiden  bei  allen 
Amtshandlungen  der  Wüle  und  die  An- 
schauungen des  Finaazministers  allein,  wie 
<*r  denn  auch  allein  fiir  diese  verantwort- 
lich ist.  Die  Ministerialbeamten  haben  ihn 
dabei  zu  unterstiltzen,  sind  aber  im  übrigen 
von  seinen  Weisungen  abhängig.  Ehio  kon- 
>titutionell  begründete  Präponderanz  steht 
dem  Finanzminister  gegenüber  seinen  Mi- 
nisterkollegen staatsrechtlich  nicht  zu. 
Doch  liegt  es  in  der  Natur  des  Verhält- 
nisses zwischen  Staatsverwaltung  und  Staats- 
hiuishalt,  dass  er  thatsächlich  überall  da  zu 
hören  ist,  wo  neue  Aufwendungen  die  In- 
cuispruchnahme  von  Staatsmitteln  voraus- 
setzen oder  wo  Bedarfserhöhungen  die  Ver- 
\v«»ndung  von  solchen  vermelu-en.  Auch  im 
übrigen  ist  seine  bevorzugte  Stellung  da- 
durch gegeben,  dass  eben  scliliesslich  alle 
Verwaltungsanfgaben  in  einer  Geld-  oder 
Finanzfrage  zusammenlaufen. 

Die  Funktionen  des  Finanzmini- 
steriums und  des  Finanzministers 
liestehen  teils  in  der  Vorbereitung  des 
Budgets,  in  der  Aufgabe,  den  Staats  ver- 
anschlag für  die  künftige  Finanzperiode  aus- 
zuarbeiten und  für  die  parlamentarische  Bc- 
Handlung  zu  eignen  (vgl.  darüber  d.  Art.  B  u  d  - 
iret  a.  a.  O.),  teils  liegen  sie  in  dem  Bereiche 
der  eigentlichen  Finanz  Verwal- 
tung.     In    letzterer    Hinsicht    kann    man 


zwischen  allgemeinen  und  speciollen  Funk- 
tionen imterscheiden : 

1.  Die  allgemeinen  Funktionen  treten  in 
der  obersten  Leitung  und  Verwal- 
tung der  Finanzwirtschaft  in  Ei*- 
scheinung.  Der  Finanzminister  hat  hier  das 
gesamte  Re(thnungs-,  Kassen-  und  Kontroll- 
wesen wie  die  gesamte  formale  Geschäfts- 
gebarung anzuonlnen,  zu  leiten  und  zu 
beaufsichtigen.  Ebenso  liegt  ihm  die 
Ausschreibung,  Erhebung  und  Ven-echnung 
der  Steuern  und  gebührenartigen  Einkünfte 
sowie  die  Verwaltung  der  privatwirtscJuift- 
lichen  Einnahmefonds  (Domänen,  Bergwerke, 
Eisenbahnen  etc.)  ob,  soweit  diese  nicht  ande- 
ren administrativ(»n  Organisationen  eingeglie- 
dert sind  (s.  o.).  Die  Ausgabewirtschaft  des 
Staates  ist  in  gleicher  Weise  mehrfach  dem 
Finanzmiiiister  unterstellt:  einmal  im  Hin- 
blick auf  die  Aufwendungen  des  eigenen 
Ressorts  und  der  assimilierten  Dien  st  zweige 
(Besoldungs-  und  Pensionsetats,  Witwen- 
\md  Waisen  Versorgung  etc.)  und  sodann  in 
Bezug  auf  die  Oberaufsicht  über  das  ganze 
Anweisungswesen  (s.  u.). 

2.  Die  speciellea  Funktionen  betreffen 
die  Vollziehung  des  Staatsvoran- 
schlags nach  seiner  rechtsiii-äftigen  Ver- 
abschiedung und  finanzgesetzlichen  Publi- 
kation sowie  die  Vorbereitung  und 
Ausführung  aller  f  inanz  wirtschaft- 

;lichen  Gesetze.  Die  erstere  Aufgabe 
wird  durch  das  finanzielle  Anweisungsrecht 
erfüllt  (s.  u.),  dessen  Wirksamkeit  sich  im 
Finanzministerium  als  Centi-alinstanz  kon- 
centriei-t.  Deshalb  verfügt  der  Finanzminister 
über  die  General-  oder  Hauptstaatskasse  als 
dem  Reservoir,  welches  clie  Finanzmitted  in 
die  Kanäle  der  übrigen  Fachministerien  zu- 
leitet. Nach  dem  Principe  der  »fiskalischen 
Kasseneinheit <  läuft  die  Gesamtheit  der 
Ein-  und  Ausgänge  des  ganzen  Staates, 
wenigstens  rechnungsmässig,  thatsächlich 
aber  nur  nach  Gesichtspunkten  dcT  Zweck- 
mässigkeit, in  diese  Kasse  zusammen.  Die 
Methode  d(T  Befriedigung  der  Staatsbodürf- 
nisse  ist  im  übrigen  die  Eröffnung  der 
Kredite  durch  den  Finanzminister,  indem 
dieser  den  einzelnen  Fachministerien  und 
koordinierten  Centralbehörden  die  diesen 
zugeteilten  Summen  aus  den  Staatsmitteln 
überweist,  worauf  sie  alsdann  iimerhalb  der 
Grenzen  ihrer  Etats  darüber  selbständig 
diu-ch  eigene  Anweisungen  verfügen  können. 
Bei  der  Vorbereitimg  und  Ausführung  aller 
finanzwirtschaftlichen  Gesetze  hinwiederum 
handelt  es  sich  um  Gesetze  und  Gesetzes- 
vorhigen,  welche  di(^  Einrichtung,  Veräude- 
rung  und  Verbesserung  der  Staatsei nmihmen, 
wie  namentlich  alle  SteneiTeformen^  und 
Steuerprojekte,  bezwecken.  Auch  an  der 
Vorbereitung  anderer  Gesetze  hat  der  Fi- 
nanzmhiister     insoweit     mitzuwirken,     als 
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die  Staatsfinanzen  botreffende  Interessen 
mittelbar  oder  unmittelbar  in  Frage  kommen. 

Die  Organisation  und  Einteilung  des  Fi- 
nanzministeriums beruht  regt^lmässig  auf 
einer  Mohrzald  von  Hauptabteilungen 
oder  Departements;  sie  sind  nach 
sachlichen  und  technischen  Gesichtspunkten 
arl»eitsteilig  nach  den  konnexen  Angelegen- 
heiten gegliedert,  stehen  imter  besonderen 
Abteilungs vorständen  und  zerfallen  analog 
in  verschiedene  Unterabteilungen.  Zum 
Teil  haben  die  Hauf)tabteilungen  «aus  finanz- 
technischen oder  staatsrechtlichen  Gründen 
den  Charakter  selbständiger  Direktionen, 
ohne  umdeswillen  vom  Finanz-  oder  einem 
anderen  Fachministerium  ganz  unabhängig 
zu  sein  (Staatsschulden-,  Staatseisenbahuen-, 
Monopol verwaltung(*n  etc.). 

2.  Der  Rechtästand  in  einzelnen 
Ijändern.  DeutscheM  Reich.  Prennsen. 
Bayern  und  deutHche  Mittelstaaten. 
An  der  Spitze  der  Finanzgt'schäfte  steht  im 
Deutschen  Reicl\e  das  Reichsschatzamt 
unter  dem  Staatssekretär.  Zum  Ressort 
desselben  zälUen  die  Reichshaupt kasse,  die 
Reichsbevollmächtigten  für  Zölle  und  Steu- 
ern und  die  denselben  unterstellten  Stati- 
on skon  troll  eure,  das  Zoll-  und  Steuern »ch- 
nungsbureau,  das  Münzmetalldepot  und  die 
Reichsrayonkommission,  welche  ül>er  Knt- 
schädigungen  für  die  Benutzung  des  Gnnid- 
eigentums  innerhalb  des  Rayons  von 
Festungen  zu  Ix^finden  hat.  Selbständige 
Reichsfinanzbehürden  sind  die  Reich>schul- 
denverwaltung  (verbunden  mit  der  Haupt- 
verwaltung d(T  j)reussischen  Staatsschulden), 
die  Verwaltung  des  Rcichsinvalidenfonds, 
d€»r  Rechnungshof  des  Deutschen  Reiches 
(verbund(»n  mit  der  preussischen  Oberrech- 
nungskammer) und  die  R<»ichsschuldenkom- 
mission,  welch  letztere  die  Aufsicht  über 
die  Reichsschulden  Verwaltung,  über  den 
Reichsinvalidenfonds,  über  den  Reichskriegs- 
schatz führt  und  die  Anfertigung,  Ein- 
ziehung und  Vernichtung  der  Reichsbank- 
noten  und  Reichsfcussenscheine   übei'AÄ'acht. 

In  Preussen  umfasst  das  Finanzminis- 
terium drei  Abteilungen,  von  welcher  die 
erste  imter  der  Direktion  des  Unterstaats- 
sekretärs das  Etats-  imd  Kassen wesen,  die 
zweite  unter  der  Leitung  eines  General- 
direktors die  direkten  Steuern  und  die  dritte, 
gleichfalls  einem  Generaldirektor  unterstellt, 
die  indirekten  Steuern  (Zölle,  Verbrauchs- 
abgaben, St(»mpelsteuern)  verwaltet;  daher 
»Generaldirektion  der  direkten,  bezw.  indirek- 
ten Steuern  <:.  Ausseixlem  untei-stehen  dem 
Fhianzminister  noch  eine  Mehrzahl  von 
selbständigen  Centralbehörden :  die  Haupt- 
verwaltung der  Staatsschulden,  die  Geneiul- 
Lotteriedirektion,  die  Münzanstalten,  die 
Seeliandlung,  das  Hauptstempelmagazin  u.s.w. 
Der  verantwortliche  Finanzminister  ist  der 


oberste    Chef    der    Finanzverwaltiing.     In 
Ausübung   seiner   Amtsgewalt   wird  er  be- 
schränkt   dureh    Verfassung    und    Gesetz, 
durch  die  Solidarität  des  Gesamtminisleri- 
ums  und  durch  das  Erfordernis  der  König- 
lichen  Genehmigung.     Auch    im    Hioblirk 
auf  die  Wirksamkeit  der  Genenüdirektiooeo 
kann  sieh  der  Finanzminister  —  neben  der 
allgemeinen     Oberaufsicht     —     bestimmte 
Fälle  seiner  persönlichen  Entscheidung  vor- 
behalten oder  auch  sonst  selbständige  Ver- 
fügungen   treffen,    namentlich   wenn  er  an 
den   Sitzungen   der  Abteilungen   persönlich 
teilgenommen    hat.    Gesondert    neben   dea 
drei   Abteihmgen   steht   die   Generalstaats- 
kass(»,  welche  aber,   wie  jene,  dem  Finanz- 
minister unterstellt  ist.    Dem  Finanzminister 
liegt    die  Verwaltimg  der  Staatseinnahmen, 
soweit  dieselben  nicht  andern  Ressorts  ül>er- 
t ragen  ist,  die  Vorbereitung  des  Staatshau«^ 
haltsetats.      die     Mitrevision    aller    Minis- 
terialetats,    die  foil laufende  Kontrolle  über 
alle    Staatseinnahmen    imd    Staatsaa<gaboQ, 
die  Kenntnisnahme    aller  Kassenabschlfisse 
sämtlicher  Staatsbehörden  imd  Staatsaiistal- 
ten   und    endlich    die   oberste  Leitung  der 
Staatsschuldenverwaltung  ob.    Dagegen  sind 
dem    Ministerium    für    land  Wirtschaft  liehe 
Angelegenheiten  die   Domänen-  und  Forst- 
verwaltuug,    dem   Ministerium   für  Handel 
und   Gewerbe   das  Berg-,  Hütten-  und  Sa- 
linenwesen und  dem  Ministerium  der  öffent- 
lichen Arbeiten  di(»  Verwaltung  der  Staats- 
eisenbahnen zugeteilt. 

In  Bayern  leitet  der  Finan zminister 
die  gesamte  Finanzwirtschaft  des  Staats 
sowie  die  Verwaltimg  des  Staatsvermogens. 
Das  Finanzministerium  hat  nur  eine  be- 
hördenartige Abteilung  neben  der  Central- 
stelle,  nämlich  die  Ministerialforstabteilung, 
welche»  auf  kollegialer  Verfassung  beniht 
Die  Leitung  und  Entsdieidimg  steht  dem 
Minister  zu.  Separat  gestellte  Verwaltimgs- 
zweige  neben  dem  Finanzministerium  be- 
stehen nicht.  Daher  ist  die  Verwaltung  des 
Staatsschulden  Wesens  und  die  Aufsicht  über 
den  Obersten  Rechnungshof  dem  Finanz- 
minister übertragen.  Die  General bergwerks- 
und  Salinenmlministration ,  die  königliche 
Bank  in  Nürnberg  und  die  MünzverwaJtimg 
unterstehen  gleichfalls  der  Kompetenz  des 
Finanzministeriums.  Zu  den  Obliegenheiten 
des  Finanzministers  zählen  die  Verwaltung 
des  staatlichen  Finanzvermpgens  und  der 
staatswirtschaftlichen  Einnahmeijuellen,  die 
Hauptredaktion  des  Staatsbudgets,  die  Ein- 
bringung aller  Finanz  vorlagen  zum  Landtag, 
die  Anweisimg  des  Generaletats  an  die 
Staatskassen,  die  Oberaufsicht  und  Leitnng 
des  ganzen  Ausgabedienstes,  die  Mitwirkuug 
bei  Festsc^tzung  der  Kreisumlagen  und  eod- 
lich  (gemeinschaftlich  mit  dem  Ministerium 
des  Innern)  die  Geschäftsleitmig  in  den  Ve^ 
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handlungen  mit  dem  Landrate.  Zwei  Kron- 
anwälte haben  die  fiskalischen  Interessen 
walirziinehmen,  Eechtsgiitachten  zu  erstatten 
und  -wichtigere  fiskalische  Prozesse  zu  in- 
struieren und  zu  führen. 

Die  Gliederung  des  Finanzministeriums 
iiit  in  Württemberg,  Sachsen  und 
Baden  der  bayerischen  Organisation  ähnlich, 
in  Hessen  dagegen  bestehen  drei  Ab- 
teilungen, die  Foi-st-  und  Kameralverwaltung, 
die  Abteilungen  für  Steuerwesen  und  die 
Abteilung  für  das  Bauwesen. 

3-  Oesterreich-Ungarn.  Hier  besteht 
ftlr  den  Gesaratstaat  ein  gemeinsames  Reichs- 
finanzministerium und  für  je  eine  Reichs- 
hälfte ein  besondei'es  Finanzministerium. 
Das  Keichsfinanzministerium  hat  nur  eine 
Abteilung.  Dem  Reichsfinanz  minister  liegt 
die  Vorbereitung  des  gemeinsamen  Reichs- 
bndgets,  die  Erstellung  der  gemeinsamen 
Staatsi-echnung,  die  üebernahme  der  Quoten- 
abfiüir  beider  Staatsgebiete,  die  Flüssig- 
machung der  Dotationen  für  die  gemein- 
samen Etats,  die  Austeilung  der  Zollein- 
nahmen, die  Üebernahme  und  Abfuhr  des 
ungarischen  Staatsschuldenbeitrags,  die  Ver- 
waltung gemeinsamer  Aktiva  und  Fonds  und 
die  Verwaltimg  der  gemeinsamen  schweben- 
den Schuld  und  Papiergeldschuld  ob.  Endlich 
sind  dem  Reichsfinanzministerium  unterge- 
onlnet  die  gemeinsame  Reichscentralkasse, 
das  Rechnungsdepartement,  das  Archiv  der 
vormaligen  Hofkammer,  das  artistische  Atelier 
ziu*  Herstellung  der  Sta<^tsnoten  und  endlich 
die  oberste  Leitung  und  Verwaltung  von 
Bosnien  und  Herzegowina 

Für  das  (west-)ö  sterreichische 
Staatsgebiet  hat  das  Finanzministerium 
die  Finanzangelegenheiten  der  im  Reichsrat 
vertretenen  Königreiche  und  Länder  zu  be- 
sorgen. Dasselbe  besteht  aus  einem  Präsi- 
dialbnreau  und  5  Sektionen  (Budget-  und 
Kreditwesen,  Gebüliren,  Gefälle,  direkte 
Steuern),  welche  wiederum  in  mehrere,  in 
ihrem  Geschäftskreis  mitunter  wechselnde 
Def)arlements  zerfallen.  Besondere  Rech- 
nnngs-  und  Fachrechnungsdepartenients  ver- 
sehen den  Rechnungs-  und  Censurdienst. 
Als  selbständige,  der  Kompetenz  des  Finanz- 
minist  ers  jedoch  unterstehende  Direktionen 
sind  ausgeschaltet :  Die  Lottogefällsdirektion, 
die  Generaldirektion  der  Tabakregie,  die 
Direktion  der  Staatsschuld,  die  Hof-  und 
Staatsdruckerei,  das  Hauptmünzamt,  das 
Generalprobier-  imd  Hauptpunziei-amt  u.  a  m. 
Vollständig  getrennt  sind  vom  Finanzressoil; 
die  Domänen  und  Forsten,  deren  Verw^altung 
dem  Ackerbauministerium  unterstellt  sind, 
die  Posten  und  Telegraphen  unter  dem 
Handelsministerium,  die  Staatseisenbahnen 
unter  demEisenbahnministerium,  dasSchiess- 
piilvermonopol     unter     dem     Reichskriegs- 


ministerium  und  die  zufälligen  Einnahmen 
unter  anderen  Ministerien. 

In  Ungarn  ist  das  (seit  1867  bestehende) 
Finanzministerium  mit  den  gleichen  Kompe- 
tenzen ausgestattet  wie  in  ( West-)Oesterreich. 
Neben  demselben  stehen  selbständig,  aber 
dem  Finanzministerium  untergeordnet:  Die 
Staatscentralkassa,  das  TabaksgefäJl-Central- 
direktorium ,  die  Lotto  (Lotterie-)direktion, 
die  Staatsdrnckerei ,  die  Grundentlastungs- 
fondsdirektion  u.  a.  m.  Die  Verwaltung  der 
Domänen,  Forsten,  Bergwerke  etc.  untersteht 
der   Zuständigkeit  des  Finanzministeriums. 

4.  Frankreich.  Die  Finanzverwaltung 
ist  in  Frankreich  konsequenter  als  in  anderen 
Staaten  im  Finanzministerium  centralisiert, 
indem  der  Finanzminister  beinahe  für  alle 
Einnahmezweige,  für  den  gesamten  Ausgabe- 
dienst und  für  alle  Operationen  des  Staats- 
kredits zuständig  ist.  Das  Finanzministerium 
zerfällt  in  eine  Contralstelle  und  in  eine 
Mehrzahl  von  Ministerialabteilungen,  welche 
direkt  dem  Finanzminister  unterstellt  sind. 
Die  Centralstelle  (Kabinett  des  Ministers) 
umfasst  die  Bureaus  für  die  Vorbereitung 
des  Budgets  und  der  Gesetzesvorlagen  und 
diejenigen  für  den  Anweisungsdienst,  für 
die  Kontrolle  der  Personalabteilung,  für  die 
Geschäfte  des  Tabakdebits  etc.  Die  übrigen 
Fachabteilungen  sind :  die  allgemeine  Finanz- 
inspektion, die  Personal-  und  Material- 
kommission, die  Untere! irektion  der  Finanz- 
kontrolle, die  Direktion  der  Geldbewegung, 
die  Generaldirektion  der  Buchhaltimg,  der 
Dienst  der  Staatsbuchschulden,  das  Staats- 
fiskalat,  die  Centralkasse  des  Staatsschatzes, 
das  Centralzahlungswesen  der  Staatsschidcl 
und  die  CentralkontroUe  des  Staatsschatzes. 
Neben  dem  Finanzministerium  giebt  es  6 
mehr  selbständig  gestellte  Generaldirektionen 
(die  Generaldirektion  der  direkten  Steuern; 
diejenige  der  indirekten  Steuern;  der2iölle; 
des  Enregistrements,  der  Domänen  und 
Forsten ;  der  Staatsmanufakturen ;  der  Münzen 
und  Medaillen).  Eine  besondere  Stellung 
geniesst  im  Finanzministerium  die  Caisse 
d'amortissements,  des  depots  et  consignations, 
welche  aus  einer  Tilgungskasse  zu  einer 
Depositenkasse  der  öffentlichen  Hinterlegimgs- 
gelder  und  zu  einer  Sammelstelle  für  be- 
stimmte Einrichtungen  der  Sparkassen  und 
der  Lebensversicherung  wurde.  Verwaltimgs- 
rechtlich  ist  sie  eine  unabhängige  Verwal- 
tungseinrichtung und  unmittelbar  dem  Parla- 
mente untergeordnet. 

Die  Verwaltung  der  Forsten  ist  dem 
Ackerbauministerium,  diejenige  der  Posten 
und  Telegraphen  dem  Handels-  und  Ge- 
werberainisteriura  und  das  Pulvermonopol 
dem  Kriegsministerium  untei'steDt.  Der 
Rechnungshof  ist  dem  Finanzministerium 
gegenüber  selbständig  gestellt  und  mit  den 
Qualitäten  eines  Gerichtshofes  ausgestattet. 
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5.  Grossbritannien.  £xchequer  und 
Treanary  in  geschichtlicher  £ntwicke- 
lung.  Bei  dt»r  besoiidpi*en  Geartung  der 
englischen  Finanzverfassung,  dei-en  Kon- 
struktion grundlegend  von  derjenigen  dei- 
kontinentalen  Staiiten  abweicht,  kann  ein 
Verständnis  des  einscldügigen  Rechtsstandes 
nur  gewonnen  werd(Mi,  wenn  man  auf  die 
historische  Entwickdung  dessellx^n  zurfu^k- 
geht.  Eine  kurze  Skizze  soll  daher  an  dieser 
Stelle  eingeschaltet  werden. 

WiDielm  L,  der  ErobenT,  verpflanzte  aus 
seiner  normannischen  Heimat  die  doi-t  schon 
s«'it  lOGl  bestehende  Einrichtung  des  Scac- 
carium  oder  Echi<|uier  als  oberste  Reichs- 
behönle  für  das  Finanzwesen  nach  England. 
Die  Funktionen  dieses  ^ExchtHjuer«  be- 
standen in  der  Leitung  des  EinnahmeditMistos, 
in  der  Anweisung  der  Staatsmitt«d  für  die 
Ausgabt 'Zwecke,  in  der  Rec'hnungskon  trolle 
\md  in  der  Entscheidung  von  Verwaltungs- 
rechtsstnntigkeiten.  Der  Exche4UiT  zerfiel 
in  den  Rechnungsdienst  (Scaccariura  maius) 
und  in  den  Einnahmedienst  (Scaccaiium 
inferius  oder  de  recepta).  Auf  diese  Weise 
war  das  Finanzwesen  centiulisirTt,  und  die 
Neb(*n  Schatzämter,  wie  die  Hof  Staatskasse, 
der  Kammei-scliatz,  da«  Judenschatzamt  u.  s.w., 
blieben  nur  von  untergeordneter  B<?deutung. 
Die  schwerfällige  Einheit  dieses  Organismus 
entsprach  indessen  nicht  der  fortschreitenden 
Entwickelung.  Bei  dem  nun  folgenden  Um- 
bildungsprozesse seit  dem  12.  und  13.  Jahr- 
hundtut  wird  zunächst  die  Gerichtsbarkeit 
vom  Excht^iuer  gt^trennt,  seine  Jurisdiktion 
auf  Finanzi)rozesse  beschränkt  und  seine 
Hauptthätigkeit  auf  die  Ausgabe-  und  Ein- 
nahmeverwaltung koncentriert.  Diis  ad- 
ministrierende Kollegium  besteht  jetzt  aus 
dem  GroSvsrichter  und  den  Baronen,  unter 
welchen  aber  der  Treasurer  immer  mehr 
hervortritt  und  der  nach  dem  Wegfall  des 
Grossrichters  alleiniger  Vorsitzender  wird. 
Seit  Heinrich  111.  erscheint  das  Amt  des 
Schatzkanzlers  und  seit  Eduai-d  I.  auch  ein 
Treasurer-Lieutenant.  Nachdem  die  streitigen 
Finanzsachen  im  15.  Jahrhundei-t  auf  eine 
besondere,  den  übngen  Reichsgerichten  ko- 
oi-diuierte  Justizabteilung  des  Exchequer, 
den  Couil  of  Exche^pier  übergegangen  und 
der  Treasurer  und  der  Chant^ellor  of  Exche- 
(pier  die  leitenden  Persönlichkeiten  der  cen- 
tiulen  Finanzbehörden  geworden  waren,  List 
sich  mit  der  Anwendung  der  gemeinen  Pro- 
zessentwickelung  auf  die  fiskalischen  Pro- 
zesse der  alte  Exclie<juer  nach  und  nach  in 
viel'  Abteilungen  auf,  welche  allerdings  teil- 
weise mit  den  gleichen  Pei'sonen  besetzt 
sind:  Der  Rechnungshof  (Couii  of  Accounts), 
der  Eiiuiahmehof  (Court  of  Heeeipts),  der 
Hof  der  Prozesse  (Court  of  Plea.^)  und  der 
Billigkeitsgerichtshof  (Court  of  Epdty  Jiu-is- 
dietion)  zur  Ergänzung  von  Lücken  und  Härten 


fiskalischer  Prozesse.  Mit  der  ßilduDg  d»^ 
Privy  Council  unter  den  Tudors  tritt  auch 
der  IjOwI  Schatzmeister,  als  dirigierender 
Minister  der  Finanzverwaltung,  in  die^e 
oberste  Staatsbehörde  ein.  Spater  unter 
Heinrich  VIII.  werden  noch  besonden^  Be- 
hörden für  einzelne  Zweige  der  »erblichen 
Emkünfte<^   neben  dem  Schatzamt  gebildet. 

Seit  Elisab(.*th  und  definitiv  seit  Karl  11, 
wii-d  der  Exchequer  zur  Centralka&<eu- 
und    Rechnungsverwaltung   und    von    dem- 
selben die  Treasury  als  ol>erstes  <>gan 
der    Finanzverwaltung    losgelöst.     Ka*^:?ii- 
und  Rechnimgswesen  einer-  und  die  Funk- 
tionen    der    Finanz  Verwaltung    andrerseits 
sind  so  principiell   getrennt.    Die  Trea^urr 
empfängt  die  Gestillt   eines   Finanzministe- 
riums,  zu   dem    das  Genenilaeciseamt   neu 
hinzukommt.    Im  18.  Jalirhundert  steht  an 
der  Spitze  der  Treasury  cKler  des  Schatz- 
amts  der   Lord  Schatzmeister,    welcher  iu 
der  Regel  der  leitende  Staatsmann  des  Kabi- 
netts ist.    Seit  Georg  I.  werden  die  Funk- 
tionen    des    Lord    Schatzmeisters    in    ein 
Kollt*gium  \(m  lx)rd  Kommissaren  aufgelöst 
welches  aus  dem  First  Lonl  Commissionrr, 
entwciler  einem  Pair  oder  einem  Gemein»  ii, 
aus  di-ei   oder  vier  Junior  ix)i*ds  und  m> 
dem    Schatzkanzler     zusammengesetzt    i>i. 
Dieser  ist  das  Hauptmitglied  der  Kommission, 
der  Finanzminister  im  kontinentalen  Sinnt- 
und  regelmässig  Mitglied  des  Unterhausi^. 
Die  Beteiligung  der  Unterhausraitglieder  am 
Schatzkollegium    ist   aus   parlamentarischen 
Grihiden  eine  sehr  starke.  Unter  dem  Schatz- 
kollegiuni    amtieren    in    der    Stellung   von 
Untei-staatssekretären    zwei    Sekretäjv    mit 
gleichen  Rechten  (Joint  Secretaries).    Diese 
Organisation  wird  dann   weiter  durch  eine 
Melu'zahl  von  a^ntralen  Biu'eaus  duix-h  zalil- 
reiche  Unterbehönlen  unterstützt. 

Der  alte  Exchecpier  als  schwerfalli.ire 
Centralkassenverwaltung  bleibt  zunächst  auf- 
recht erhalten.  Doch  werden  allmäiüicli 
verschiedene  Geschäftskrc^ise  von  ihm  altir^- 
trennt,  für  welche  dann  selbständige  Organe 
gebildet  werden.  Zur  Revision  der  Recb- 
lumgt^i  wird  1785  die  Oberrechnungskammer 
(ungerichtet,  zur  Verwaltung  der  Domänen 
und  Forsten  wird  ein  besonderes  De[»ai'te- 
nient  der  Domänen  und  Forsten  ins  W«eii 
gerufen,  die  Verwaltung  der  Zölle  luul 
Steuern  geht  auf  eine  specialisierte  Bt?hönlen- 
organisation  fiber,  und  endlich  wiiil  ilas 
Kassengeschäft  der  Finanz  Verwaltung  durch 
eine  Verbindung  mit  der  Bank  von  Englaiid 
(s.  u.)  geordnet.  Auf  diese  Weise  findet  ein 
allmählicher  Auflösungsprozess  statt,  wo- 
durch der  Exchequer  schrittweise  erhstlit, 
ohne  mehr  Spinaen  denn  einzelne  Bezeich- 
nungen zu  hinterlassen. 

ti.  Der  gei^Dwärtige  Zustand  der 
Treasuiy.    In  der  Hauptsache  haben  sich 
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in  Grossbritannien    die    eben   geschilderten 
Vprliältnisse    erhalten.      Die    Centralfinanz- 
\>TwaItnng  wiitl  gebildet  durch  die  Treasiirj-, 
welche  aus  dem  Ersten  Lord  des  Schatzes, 
dem  Sc'hatzkanzler  und  den  Lord  Kommissaren 
liesteht.    Der  Erste  Lord  des  Schatzes 
Avii'kt  nur  funktionell  als  Haupt  der  König- 
lichen Verwaltung  und  ist  wesentlich  leitcn- 
dt/r  Staatsmann,  ohne  sich  überhaupt  per- 
sonlich an  den  Sitzungen  des  Schatzkollegiums 
zu   beteiligen.     Der  Schatzkanzler,  als 
Hewalirer    des    Schatzsiegels    und    zweiter 
Chef   der  Finanzverwaltung,   ist  der  eigent- 
liche  parlamentarisdie  Finanzminister,  wel- 
clipni   die  Vorlage  und  die  Vertretung  der 
Finanzbills  im  Parlamente  obliegt.   Er  muss 
stets    Unterhausmitglied    sein.      Wenn    der 
Ei-ste  Lord  des  Schatzes  ein  (jemeiner  ist, 
können  beide  Wimlen  in  einer  Person  ver- 
einigt sein.  Dazu  kommt  noch  das  dirigierende 
Finanzkollegium ,    eine    kollegiale   Behörde, 
welcher  der  Erste  Lord  des   Schatzes,  der 
Schatzkanzler  und  drei  Unterschatzlords 
(Junior  Ijords)  angehöi-en.   Zu  diesen  gesellt 
sich  zur  Zeit  als  sechstes,  und  zwar  ausser- 
onlentliches   Mitglied,    ein    Hilfsfinanz- 
>  e  k  r  0 1  ä  r.  Die  eigentliche  Geschäftsführung 
liegt  in  den  Händen  zweier  Unterstaats- 
sokretäre    mit    gleichen    Rechten    (Joint 
Secrt^taries),   welche   auf   das   Finanzwesen 
fnn  flussreicher    einwirken    als    das    ganze 
Schatzkollegium.    Da  dieses,  einschliesslich 
•Icr  beiden  Unterstaatssekretäre,  mit  jedem 
Ministerium  wechselt,  so  hat  man  seit  1805 
<lie    Kontinuität    und    Regelmässigkeit    der 
Finanzverwaltung  durch  die  AufsteUuug  eines 
permanenten    Sekretärs    (Law    Clerk 
and  Assistant  Secretary)  zu  wahren  gesucht. 
Die  beiden  Unterstaatssekretäre  und  der 
In?nnanente  Sekretäi*,  welcher  seiner  dauern- 
«l'^D  Stelhmg  entspre(;hend  nicht  im  Parla- 
ment sitzen  soll,  sind  die  eigentlichen  Leiter 
(l»'s  Finanzwesens.    Von  den  beiden  ei*steren 
liat  der  eine  die  Oberleitung  und  Oberauf- 
sicht über  den  ganzen  Einnahmedienst  und 
ist  thatsäclüich  vor  allem  Kontroll-  und  Be- 
schwerdeinstanz, da  der  Einnahmedienst  im 
übrigen  durch  ziemlich  selbständige  General- 
'lirt'ktionen    verwaltet    wird.      Der    andere 
leiti^t  das  Anstellungswesen  (daher  Patronage 
Secretary),    welches    sehr   umfangreich   ist. 
Dom  Ausgabedieust  steht  der  (nicht  pai-la- 
mentarische)  permanente  Sekretär  vor.    Das 
Schatzkollegium    hat    mu*     nominell     eine 
kollegiale  Verfassung,   da  die  Unterstaats- 
^ekretäre  und  der  permanente  Sekretär  in 
ihrem  Wirkungskreise  thatsächlich  autonom 
sind.     Dem   Schatzamt   sind   dann    endlich 
Hoch  angeschlossen  das  Generalfiskalat 
(Solicitor  to  the  Treasury)  und  das  Schrei  b- 
materialien-    und    Druck  sachen- 
Bureau  (Office  of  Stationery). 

7.  Italien  und  Russland.   Die  centrale 


Finanzbehörde  scheidet  sich  in  Italien  in 
ein  Finanz-  und  Schatzministerium.  Dem 
Finanzministerium  sind  die  Steuern 
unterstellt.  Es  ist  daher  zuständig  für  die 
Greneraldirektion  der  Abgaben  und  Steuern, 
für  die  Domänendirektion,  aussclüiesslich 
der  Verwaltung  der  Kanäle  und  Bergwerke, 
für  die  Katasterverwaltung  und  die  tech- 
nischen Finanzämter.  Das  Schatzminis- 
terium hat  die  Verwaltung  der  Rechnungs- 
fühnmg,  des  Staatseigentums  und  des  Staats- 
schatzes. Ihm  liegen  daher  die  Geschäfte 
der  Rechnungsfühnmg  und  der  Staatsbuch- 
haltung, die  Direktionen  des  Schatzes  und 
des  Schuldendienstes  sowie  der  Depositen-  und 
Anlehenskassen  ob.  Ferner  sind  ihm  unter- 
stellt die  Attributionen  des  Rechnungshofes, 
die  Schatzadvokaturen,  die  Verwaltung  der 
staatlichen  Kanäle  und  Bergwerke  und  die 
fixen  Spesen  und  Pensionen.  An  der  Aus- 
gabe wii-tschaft  ist  das  Finanzministerium 
wesentlich  mit  den  Betriebs-,  Erhebungs- 
imd  Verwaltimgskosten  beteiligt,  während 
dem  Schatzministerium  die  Fürsorge  füi-  den 
Schuldendienst,  der  Aufwand  fik  die  Aus- 
g-aben  der  Verfassung,  für  Pensionen  etc. 
übei-tragen  ist.  Für  die  Post-  und  Tele- 
graphenverwaltung ist  ein  besonderes  Minis- 
terium gebildet. 

In  Russland  steht  das  Finanzminis- 
terium an  der  Spitze  der  Finanzverwaltung, 
welches  in  eine  Reihe  von  Departements 
mit  starker  central  istischer  Organisation  zer- 
fällt. Für  die  Staatsdomänen  und  die  Ver- 
kehi-sanstalten  bestehen  eigene  Fachminis- 
terien. 

8.  Die  mittleren  und  unteren  Finanz- 
behorden.  Zum  Vollzuge  der  Finanzver- 
walümg  ist  neben  der  Centralleitung  ein 
dec(^ntndisiertes  Netz  von  mittleren  und 
unteren  Finauzbehörden  notwendig,  welche 
zur  Durchführung  der  Gesetze  und  Verord- 
nungen dem  finanziellen  Exekutivdienst  ge- 
widmet sind.  Diese  Aemterbildung  folgt 
entweder  der  Einrichtung  der  staatlichen 
Behörden  oder  der  si>ecielh»n  Organisierung 
der  Finanzwii-tschaft.  Die  specielle  Oi-dnung 
der  Finanzbehörden  ist  entweder  mehr  c  e  n- 
tralisiert,  in  einen  engeren  Zusammen- 
hang mit  dem  Finanzministerium  gesetzt 
und  von  diesem  unniittelbarabhängig(Deutsch- 
land,  Oesteri-eich,  Frankreich,  Italien),  oder 
mehr  decentralisiert,  von  der  Spitze 
der  Finanzverwaltung  zwar  abhängig,  aber 
in  ihrem  Geschäftsgebaren  mehr  autonom 
und  mit  der  Centrale  loser  verbunden  (Gross- 
britannien). Die  Walü  zwischen  beiden  Sys- 
temen ist  regelmässig  im  Ansclüuss  an  das 
ganze  politische  und  Verwaltimgssystem  ge- 
troffen worden.  Die  einzelnen  Behörden 
können  entweder  auf  kollegialer  Ver- 
fassung beruhen  oder  nach  dem  Bureau- 
system   eingerichtet    sein,      im    ei-stercn 
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Falle  sind  die  Mitglieder  mit  gleichen  Rechten 
und  mit  gleichem  Range  ausgestattet,  die 
Angelegenheiten  werden  auf  Grund  der  Aus- 
arl)eitung  (»ReferatO  eines  Berichtei-stiUters 
(»Referenten«') in  der  Vollvorversamnüung  be- 
raten und  verl)eschie<len.  Dem  Vorsitzenden 
stehen  mitunter  bestimrateVorzugsattribute  zu. 
Beim  Bureausystem  dagegen  entscheidet  der 
Amtsvorstand  selbständig  und  nach  eigenem 
Ermessen,  die  übrigen  Beamten  sind  nur 
seine  Hilfsarbeiter  und  hal)en  ihre  Art»eiten 
den  Anschauungen  des  Decernenten  gemäss  I 
zu  erledigen.  | 

Neben  den  Orgauen  der  allgemeinen  i 
Finanz  Verwaltung,  die  sich  in  die  Struktur  I 
des  Aemterorganismus  eingliedern,  sind  noch 
Specialbehörden  oder  Specialämter 
zu  erwähnen.  Diese  sind  insbesondere  fi'ir 
solche  Verwaltungs-  und  KinnahmezwcMge 
gebildet,  bei  welclien  die  technische  Ein- 
richtung eine  besondere  Organisation  er- 
fordert. Sie  sind  meist  din^kt  dem  Finanz- 
ministerium imtergeordnet,  in  dessen  Rahmen 
ft\r  sie  besondere  Abteil tmgen  (»General- 
direktionen«) geschaffen  sind.  Solche  Spe- 
cialbehönlen  bestehen  für  die  grossen  staat- 
lichen Betriebsverwaltungen  (Domänen,  B(Tg- 
werke.  Staatsei seubahnen)  oder  für  Staats- 
mono])ole  (Tabak- ,  Salz-,  Zündhölzermono- 
pole) oder  sie  wenlen  für  grosse  Verwal- 
tungszweige, wue  für  das  Staiitsschulden- 
wesen,  emchtet.  Bisweilen  hat  man  auch 
die  Administration  solcher  Verwaltungs- 
zweige dem  Finanzministerium  abgenommen, 
anderen  Fachministerien  angegliedert  oder 
zu  selbständigen  Ministerialressorts  gestaltet. 

Die  ünterbehörden  der  allgemeinen 
Finanz  Verwaltung  zei-fallen  dann  dem  Range 
nach  in  mittlere  und  untere  Behörden. 
Dieser  Unterschied  ist  wesentlich  darauf  zu- 
rückzuführen, ob  diese  Aemter  unmittelbar 
dem  Finanzministerium  unterstellt  sind  oder 
ob  zwischen  diesem  und  jenen  noch 
Zwischeninstanzen  eingeschaltet  sind,  sie 
also  mit  der  Centrale  nur  mittelbar  ver- 
kehren. Einzehie  Staaten  haben  endlich 
noch  besondere  Gerichtsbehörden  ein- 
gerichtet, welche  über  Streitsachen  zwischen  | 
dem  Fiskus  und  den  Steuerpflichtigen  zu 
entscheiden  oder  Steuerverletzungen  etc.  zu 
verfolgen  und  zu  ahnden  haben.  So  z.  B. 
der  Court,  of  Exchequer  in  England  oder 
die  »Gefällsgerichte''  in  Oesterreich. 

9.  Der  Rechtsstand  in  den  ver- 
schiedenen Ländern.  In  Preussen 
fiuigieren  als  Mittelbehörden  die  betreffenden 
Abteilungen  der  Bezirksregierungen  für  die 
Verwaltung  der  direkten  Steuern  und  der 
Domänen  und  Forsten,  während  für  die- 
jenige der  indirekten  Steuern  besondere 
rrovinzialsteuerver  waltungen  eingerichtet 
sind.  Mit  dem  Etats-  und  Kassen wesen 
sind  Einzelbeamte,  Kassenräte,  betraut.    Die 


ganze  Organisation  untersteht  der  Oberauf- 
sicht der  Oberpräsidenten.  Daneben  J«^- 
steht  eine  Mehi^zahl  von  Mittelbehönkn. 
welche  innerhalb  ihrer  Befugnisse  ihre 
Wirksamkeit  auf  das  ganze  Staatsgebiet  »er- 
strecken und  organisatorisch  den  Abteil  untren 
des  Finanzministeriums  unterstellt  sin<l. 
So  die  Generallotteriedirektion,  die  Münzan- 
stalten, das  Hauptstempelinagazin  u.  s,  v. 
Die  Unterbehörden  sind  die  Kreiskassen  imA 
die  Ki-eissteuereiunehraer  und  in  den  Prri- 
vinzen,  in  welchen  die  Steuern  nicht  durch 
die  Kommunen  verwaltet  werden,  die  k»kalen 
Steuerempfänger.  Die  Zölle  und  Verbrauchs- 
steuern wenlen  durch  Zoll-  und  SteutT- 
ämter  verschiedenen  Ranges  vei-w^iltet.  — 
In  Bayern  sind  die  Kammern  der  Finanzen 
der  Kreisregienmgen  die  Mittelbt?hönien 
und  die  Rentämter  die  Unterbehörden.  Die 
Zölle  und  Verbrauchssteuern  werden  wie 
in  Preussen  verwaltet.  —  Die  Mittel behördrn 
sind  in  Sachsen  und  Württembersr 
teils  mit  örtlich  begi-enzter  Kompetenz  aiL<- 
gestattet,  teils  erstreckt  sich  ihre  Wirksam- 
samkeit  auf  das  ganze  I^and.  Aehulieh 
liegen  die  Verliältnisse  in  Baden  und 
Hessen. 

Oesterreich  imterscheidet  zwisch»'u 
leitenden  Finanzbehörden  und  SiXK:ialämteni. 
Erstere  sind  in  den  grösseren  Kn)nländern 
die  Finanzlandesdirektionen  und  in  den 
kleineren  Gebieten  die  Finanzdirefctiimen. 
Ihr  Vorstand  ist  in  der  Hauptsache  der 
Statthalter  oder  Landespräsident,  und  ihre 
Zuständigkeit  begreift  so  ziemlich  alle  Ge- 
biete der  Finanzverwaltung.  Die  weitere 
Gliederung  umfasst  dann  die  Finanzbezirks- 
behörden oder  Finanzbezirksdirektioneu, 
welche  eine  grössere  Zahl  von  politischen 
Bezirken  imispannen.  Die  Unterorgane  dieser 
Behörden  sind  die  Finanzwachen.  Die 
Specialämter  bilden  ein  nach  Gegenständen 
und  Facliabteilungen  gegliedertes  Finanz- 
system. Die  sind:  die  Verwaltung  der 
direkten  Steuern,  die  Ijottogefällsdirektion. 
die  Genei-aldirektion  der  Tabakregie,  die 
Salinen  Verwaltungen,  die  Münzanstalten,  die 
Direktion  der  Staatsschuld  und  der  Staats- 
schuldenkasse, die  Hof-  und  Staatsdruckerei 
u.  a.  m.  —  In  Ungarn  sind  die  Mittell:«e- 
höi-den  die  Fmanzdirektionen  und  die  Ünter- 
behörden die  Steuerämter.  Für  liestimmte 
Verwaltungszweige  sind  noch  Specialb«^ 
hörden  geschaffen. 

Die  Haupt-  und  Mittelbehörde  sind  in 
Frankreich  die  Generaleinnehmer  (Rfx^ 
veurs  g6neraux,  ti-esoriers-imyem^s  geueniux) 
in  jedem  Departement.  Unter  diesen  stehen 
die  Kreiseinnehmer  (Receveurs  particuüers) 
in  jedem  Arrondissement  und  schliesslich 
die  Lokaleinnehmer  (Percepteurs).  Für  die 
Verwaltung  der  direkten  Steueni  besteht  in 
den  Departements  ein  besonderer,  vielfach 
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jr»?j?liederter  Service  exterieur  und  ebenso 
ist  der  äussere  Dienst  der  indirekten  Steuern, 
der  Staatsmauiifaktiiren  und  der  Staats- 
mcinopole  eingerichtet.  Alle  diese  Organisa- 
tionen sind  wiederum  entspi*echend  den  be- 
treffenden Generaldirektionen  im  Finanz- 
minLsterium  untergeordnet.  Vielfach  besteht 
zur  Erspamng  der  Verwaltuugskosten  die 
Tebung,  namentlich  in  den  kleineren  lokalen 
lU'zirken,  die  gleiclien  Beamten  für  die 
Funktionen  mehrerer  Greneraldirektionen  zu 
Umstellen.  In  besonders  weitgehender  Weise 
ist  für  die  Filiation  der  Zollverwaltung  und 
ihre  Besetzung  von  Beamten  imd  ITnter- 
onranen  gesorgt.  Für  sie  werden  über  22  0(X) 
Pt^rsimen  in  Bewegtmg  gesetzt. 

Die  mittlere  und  untere  Finanzverwaltung 
sfhliesst  sich  in  Grossbritannien  au 
jrrosse  Behördenkörper  an,  welche  bei  ihrer 
Yerwaltungsthätigkeit  relativ  autonom  ver- 
faliren  und  eine  weitgehende  Selbständigkeit 
gtmiessen.  Dieser  Generaldirektionen  sind 
im  ganzen  vier.  Für  die  Zollverwaltung 
iKsteht  das  Generalzollamt  (Com missioners 
of  L'ustome)  und  für  die  Erhebung  und  Ab- 
führung der  direkten,  Verkehi-s-  und  Auf- 
wandsteuern das  Generalsteueramt  für  in- 
länilische  Einkünfte  (Commissionei-s  of  In- 
land Revenue).  Beide  Amtskörper  sind 
kollegial  organisiert  und  sind  mit  einem 
Voi-sitzenden,  einem  stellvertretenden  Vor- 
sitzenden und  ^^er  Mitgliedern  besetzt. 
Fnter  ihnen  steht  ein  Generaleinnehmer 
und  ein  Generalkontrolleur;  ereterer  zur 
lif^itung  der  Percoption,  letzterer  zur  Durch- 
führung des  Kassen-,  Rechnungs-  und  Kon- 
tn>llwesens.  Die  Postverwaltung  ist  dem 
(ieneral[)ostmeister  (Postmaster  General)  und 
<lie  Münze  dem  Münzmeister  (Master  and 
AVf>rker)  unterstellt.  Die  Ver wal tun gsge- 
schäfte  der  Finanzbehönlen  werden  wesent- 
lich durch  die  Verbindung  des  staatlichen 
Zalilungswesens  mit  der  Bank  von  England 
vfieinfacht. 

In  Italien  ist  in  jedem  Hauptort  einer 
Provinz  eine  Finanzintendantur  eingesetzt, 
«leren  Zuständigkeit  sich  für  diesen  lokalen 
Bezirk  auf  alle  Gegenstände  des  Finanz- 
wesens erstreckt  Die  Unterbehörden  werden 
von  den  Finanzämtern  (unter  verschiedenem 
Namen)  und  von  Specialverwaltungen  ver- 
schiedener Art  g"ebildet. 

(Näheres  hierüber  vergl.  M.  v.  H  e  c  k  e  1 , 
Das  Budget,  IL  Abschn.  2.  Kaj).  S  4). 

III.    Die    Einrichtnii^    der   KaHsenver- 
waltuDg  und  des  Zahlungswesens. 

1.  Die  Staatsfonds.  Separierung  nnd 
CentraUsiemng.  Unter  Staatsfonds  ver- 
stehen wir  den  Inbegriff  aller  Erträge, 
Welche  dem  Staate  (oder  sonstigen  öffent- 
lichon  Körpern)  aus  den  Eiimabmequellen 
<les  Finanzhaushaltes   zufliessen.     Der   Be- 


griff deckt  sich  somit  mit  den  Staats-  oder 
öffentlichen  Einnahmen  überhaupt,  durch 
welche  die  Kollektivbedürfnisse  der  Ge- 
raeinschaft bestritten  wei-den.  Der  Aus- 
druck »Fonds«  erinnert  an  das  ursprilng- 
liche  Verhältnis  des  Staatsfinanzwesens,  wo 
die  Staatsausgaben  stets  auf  bestiramte  Ein- 
nahmetitel angewiesen  waren  oder  die  staat- 
lichen Einkünfte  wesentlich  aus  realen  Fonds, 
wie  Domänen,  Regalien,  Rechten  und  der- 
gleichen mehr,  stammten.  Heute  ist  aber 
dieser  Zusammenhang  aufgelöst,  und  man 
denkt  bei  Staatsfonds  an  die  Staatsein- 
nahmen schlechtlün. 

In  den  älteren  Epochen  der  Finanzge- 
schichte und  dem  ganzen  System  gemäss, 
nach  welchem  bei  vermehrten  öffentlichen 
Bedüi-fnissen  für  deren  Deckung  Sorge  ge- 
tragen wurde,  hatte  man  die  Gepflogenheit, 
die  einzelnen  Aufwandszwecke  materiell  auf 
separate  und  selbständige  Deckungsmittel  zu 
basieren  und  demgemäss  auch  die  formelle 
Gestaltung  des  Kassen-  und  Rechnungs- 
wesens diesen  Grundsätzen  der  Specialisie- 
rung  anzupassen.  Dadurch  entstand  mit 
Notwendigkeit  die  finanztechnische  Ein- 
richtung der  Separierung  der  Fonds. 
Sie  bestand  darin,  dass  man  jedesmal  beim 
Auftreten  eines  neuen  Aufwandszweckes  für 
diesen  eine  neue  Einnahmequelle  erschloss, 
welche  dann  für  alle  Zukunft  diesem  Aus- 
gabetitol  gewidmet  und  vorbehalten  blieb. 
Der  Fonds  hatte  seine  Gebarung  so  einzu- 
richten, dass  seine  Mittel  seinem  Zwecke 
genügten,  während  die  sich  etwa  ergelx^nden 
Ueberschüsse  gleichfalls  seinen  Zwecken  zu- 
strömten. So  hatte  man  keinen  einheitlichen 
Staatshaushalt  mit  einem  Generalfinanzetat, 
sondern  ein  mitunter  buntes  Nebeneinander 
von  verschiedenen  selbständigen  Fonds. 
Dabei  konnte  der  eine  Fonds  für  seine  Be- 
stimmung zu  reichlich,  der  andere  zu  knapp 
mit  Mitteln  ausgestattet  sein.  Der  eine 
schwamm  im  Ueberfluss,  der  andere  litt 
Mangel.  Bei  der  Zersplittenmg  des  Ge- 
samthaushalts war  es  aber  auch  unvermeid- 
lich, dass  je  nach  Zeiten  und  Perioden  die 
Kassenmittel  sehr  ungleich  flössen,  die  Ein- 
nahmeziele den  Ausgabezielen  nicht  ent- 
sprachen oder  zeitweise  grössere  Geld  Über- 
schüsse in  den  Kassen  brach  und  ungenutzt 
lagen.  Auch  verführte  diese  Separierung 
bei  vorhandenen  üeberschüssen  leicht  zu 
unökonomischer  Verwendung. 

Da  die  Gewinnung  wirtschaftlicher  Güter 
durch  den  Staat  nicht  Selbstzweck,  sondern 
Mittel  zur  Befriedigung  der  KoDektivbe- 
dürfnisse  ist,  so  hat  man  die  angeführten 
Mängel  durch  die  Centralisierung  der 
Fonds  im  Budget  zu  beseitigen  gesucht. 
Man  errichtete  eine  General-  oder  Central- 
staatskasse,  in  welcher  alle  Staatseinnahmen 
—  zum  mindestens    >rechnungsmässig«  — 
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zusammenflössen,  vei-sah  ( xlotierto«)  von 
(lieser  Centmlslelle  aus  die  einzelnen  Auf- 
wandszwecke mit  den  erfonlerlichen  Geld- 
mitteln, gab  dem  Kassen hauslialte  die  not- 
wendige BewegungsfreiluMt  und  glich  Uelier- 
fluss  und  Mangel  gegeneinander  aus.  Jetzt 
stimmen  die  Ausgaben  und  Einnahmen  mit- 
einander üben^in,  die  thatsächliehen  Ueber- 
sehüsse  der  Finanzperiode  werden  sichtbar, 
das  Budget-  und  Rechnungswesen  gewinnt 
an  Klarheit  imd  Einfachheit,  die  Verwen- 
dung der  Kredite  kann  kontrolliert  werden. 
Schon  in  früherer  Zeit  lassen  sich  mancher- 
lei Ansätze  zur  Centralisierung  der  Fonds 
verfolgen.  Namentlich  hat  man  verfügt,  dass 
wenigstens  die  Uebei-schüsso  der  separierten 
Fonds  an  eine  Ceutralka*«jse  zur  Bestn'itung 
der  Kosten  der  Central  Verwaltung  oder  zur 
Ansammlung  eines  Reservefonds  abgeführt 
wunlen.  Später  hat  mau  dann  die  kleinei-en, 
nicht  genügend  leistungsfähigen  Specialfonds 
zu  grössei-en  Verbänden  vereinigt  (> konso- 
lidiert«). Der  letzte  und  endgiltig  ent- 
scheidende Schritt  der  Unifizierung  ist  aber 
in  den  meisten  Staaten  ei-st  in  der  konsti- 
tutionellen Epoche  d(»s  Staatslebens  gemacht 
worden.  Und  alle  Ueberreste  dieser  h'üheren 
Zustände  sind  atich  heute  noch  in  allen 
iJindern  nicht  vollständig  bes(ntigt. 

2.  Die  fiskalische  Kasseneinheit.  Vom 
Standpunkt  des  Kassen  hau  shalts  aus  ver- 
dichtet sich  die  > Centralisierung  der  Fonds 
im  Budget'  zum  Principe  der  fiskali- 
schen K  a  8  s  e  n  e  i  n  h  e  i  t. 

Unter  fiskalischer  Kasseneinheit  versteht 
mau  dasjenige  Princip  der  modernen, 
namentlich  konstitutionellen  Finanzverwal- 
tung, wonach  sämtliche  Ein-  und  Ausgänge 
im  Haushalt  des  Staates  oder  eines  öffent- 
lichen Körpers  thatsächlich  oder  mindestens 
rechuungsmässig  in  einer  Kasse  ( >(Teneral- 
staatskasse*)  zusiimnienströmen  und  in  eine 
Rechnung  (^^Generalstaatsn^chnung  )  zu- 
saramengefasst  werden.  Die  fiskalische 
Kasseneinheit  bietet  daher  eine  vollständige 
Darstellung  des  Auslebens  des  Budgets. 
Dieser  Grundsatz,  weh.'her  insbesondere  seit 
der  fmuzösischen  Revolution  im  öffentlichen 
.  Haushalte  allgemeine  mul  unbedingtx^  An- 
erkennung gefunden  hat,  ents])richt  dem 
Wesen  der  modernen  Finanzverwaltung  und 
ist  ein  Ausfhiss  der  Einheit  und  Voll- 
ständigkeit des  Budgets  luid  der  Staats- 
rechnung. Xeben  dieser  finanztechiüschen 
Begründung  ist  die  fiskalische  Kassenein- 
lieit  die  Konsequenz  der  politischen  Staats- 
<änheit  imd  ein  wesentlicher  Schritt  in  der 
Richtung  der  staatsrechtlichen  Koncent ration 
gegenüber  der  vormaligen  Decentralisaticm 
und  provinziellen  Autonomie.  Sie  kenn- 
zeichnet den  Staat  als  homogene  Wirtschaft 
und  selbständige  Rechtspersönlichkeit  für 
finanzielle  Z werke.    Grundsätzlich  ist  heute 


die  fiskalische  Kasseneinheit  überall  au*^r- 
kaunt,  wenn  auch  thatsächlich  mitunter 
durch  »Nebenetats*  (s.  d.  Art.  Budgeta-a. 
0.)  Durchbrechungen  vorkommen.  Diese  w.t- 
den  aber  dann  ausdrücklich  als  Ausnahm-'u 
bezeichnet  und  sind  Rückstände  aus  «l'^r 
Finanzverwaltung  früherer  Epoeheo. 

8.    Die    Kassenverwaltung    und   die 
Kassensysteme.     ADe    öffentlichen   EId- 
nahmen,   welche  zur  Bestreitung  der  An- 
gaben Ix^stimmt  sind,  werden  durch  öffent- 
Uche  Kassen  verwaltet.    Das  Kassen wes».Mi 
und    die    Kassenverwaltung    bilden    'hh^r 
einen  wesentlichen  Bestandteil  jeder  Finanz- 
verwaltung.   Das  Kassen  wesen  muss  so  l'»> 
oitlnet  sein,  dass  jede  Einnahme  leicht  auf- 
genommen und  jede   Ausgatie  bequem  an- 
gewiesen werden  kann,  ohne  eine  unnötig»,^ 
Anhäufung    von    Geldern    zu    verursiichifu 
Man    pflegt   liier  mit  der   Einheit   der  ge- 
samten Finanz  Wirtschaft  auch  auf  eine  K'Ui- 
centration   des  Kassenwesens  hinzuarbeiteL. 
Alle   Einrichtungen    werden   <iaher  an   u- 
stimmte    Haupt  formen    der   KassenonlnuDi: 
und  an  ein  sinngemässes  ZusammemR-irk^^a 
der  einzelnen    Kassen  angelehnt,    und  «li»? 
einzelnen     Vorgänge     des     Kassen  dienst»> 
werd(»n  zu  einem  einheitlichen  System  ^»T- 
bunden.    Den   Inbegriff  dieser  GnmdsäiZH, 
Oixlnungen  luid  Fonnen  bezeic^hnet  man  jil> 
Kassensystem. 

Die  Kassenverwaltung  des  modeiii'^u 
Staates  kennt  im  allgemeinen  drei  Kjvs^^^i- 
systeme : 

1.  Die  einheitlichen  Staatskasse u. 
Sie  dienen  an  ihrem  Sitze  grundsätzlich  lüs 
Kasse  für  die  Gesamtheit  der  staatlichrri 
Verwaltungszweige,  mit  Ausnahme  der- 
jenigen, welche  ein  eigenes  Kassenwcj^n 
haben.  Durch  diese  eine  Kasse  werrlen  an 
jedem  Orte  des  Gebiets  die  Geldan wei^iuisrrn 
sämtlicher  Verwiiltuugsbehörden  erledis;:t. 

2.  Die  Special-  oder  Verwaltnni:>- 
zweigkassen.  Diese  sind  für  die  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  eines  einzelnen  Ver- 
waltuugsressorts  bestiumit.  Jeiler  Ver^al- 
tungszweig  hat  dann  sein  eigenes  Kasvii- 
wesen.  Solche  Kassen  bestehen  meist  für 
alle  selbständigen  Betriebs verwaltnngou.  '-ei 
welchen  das  System  einheitlicher  Staats- 
ka.ssen  unzweckraässig  sein  würde:  l-^i 
Staatseisenbahnen,  Staatsbergwerken,  Ix-i  M<>- 
nopol Verwaltungen,  bei  der  Postverwaltung, 
beim  Staatsschulden  wesen  und  dergleid^  a 
mehr. 

3.  Die  behördlichen  Kassen,  wo 
jede  Behörde  für  ihren  Bezirk  eine  bes^'nden? 
Kasse  hat,  welche  die  Geldanweisungen 
vollzieht. 

Die  Verwaltungszweig-  uml  die  belißnl- 
lichen  Kassen  sind  geschi(^htli(:h  die  ältei-en 
und  erklären  sicli  aus  der  ehemaligen  D«^ 
centralisierung  und  Zersplittening  des  Finanz- 
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Wesens.  Die  einheitlichen  Staatskassen  sind 
der  Ausdruck  der  modernen  Einheit  des 
Finanzwesens  und  schliessen  sich  an  dessen 
Central  isation  und  an  die  fiskalische  Kassen- 
einheit an.  Die  Verwaltungszweig-  und  be- 
hördlichen Kassen  sind  dui-ch  diese  Ent- 
wickelung  nicht  völlig  beseitigt  worden,  da 
sie  auch  heute  noch  für  manche  Fälle  un- 
entbehrlich sind. 

Die  einheitlichen  Staats-  und  Verwal- 
tungszweigkassen stehen  nach  ihrem  räum- 
lichen Wirkungskreise  miteinander  in  Ver- 
bindung und  im  Verhältnis  einer  wechsel- 
seitigen Ueber-  und  Unterordnung:  Lokal- 
(ünter-.  Elementar-),  Mittel -(Bezirks-)  und 
Ober-  (Haupt-)  Kassen.  Die  einzelnen 
Glieder  des  Kassensystems  haben  dann  ihi-e 
Einnahmen  oder  wenigstens  ihre  Ueber- 
schüsse  periodisch  an  bestimmte  höhere 
Sammelkassen  imd  diese  gleichfalls  ihre 
Ueberschüsse  von  Zeit  zu  Zeit  an  die  Haupt- 
und  endlich  an  die  Centralkasse  abzuliefern. 
Auf  der  anderen  Seite  erhalten  die  Mittel- 
\md  Unterkassen,  welche  keine  oder  keine 
genügenden  selbständigen  Einnahmen  haben, 
von  der  höheivn  beziehungsweise  von  der 
Centralkasse  Fonds  oder  Verläge  zur 
Bestreitung  ihrer  Ausgaben  oder  An  Weisungen 
von  der  Centralkasse  auf  andere  Kassen. 

Regelmässige  Mitteilungen  oder  Kassen- 
extrakte  über  den  Kassenbestand,  die 
Kassenbewegung,  die  vollzogenen  Ausgaben 
imd  die  empfangenen  Einnahmen  setzen  die 
höheren  Kassen,  die  vorgesetzten  Beliöi-den 
imd  schliesslich  die  Centralvei-waltung  über 
die  »Fondsbewegung«  fortwährend  in  Kennt- 
nis zum  Zwecke  der  Anordnung  geeigneter 
Massregeln.  Das  Princip  der  Kassen  Ver- 
waltung ist  dabei  stets,  mit  möglichst  ge- 
ringen Mitteln  die  Geldgeschäfte  zu  ordnen, 
Geldversendungen  thunli(;hst  zu  vermeiden, 
die  durchschnittlichen  Geldbestände  auf  dem 
ausreichenden  Minimum  zu  erhalten  und 
das  blosse  AbreohnimgSvSystem  möglichst 
anzuwenden.  Alle  diese  Normen  verdichten 
sich  zu  dem  elementaren  Grundsatz  jeder 
Kasseuverwaltung ,  dass  keine  Kasse 
einen  grösseren  Bestand  führen 
soll,  als  sie  zur  Geschäftsführung 
und  Auslösung  ihrer  Verpfüc-h- 
tun gen  nötig  hat.  Endlich  ist  durch 
eine  Mehrzahl  von  Vorschriften  für  die 
Sicherung  der  Kassen  und  Kassen- 
behältnisse gegen  Diebstahl,  Einbnich 
und  dergleichen  mehr  in  geeigneter  Weise 
Sorge  zu  tragen. 

Die  Kassenbeamten  sind  meist 
folgende:  der  Amtsvorstand  oder  Rendant, 
der  Kontrolleur,  der  Oberbuchhalter  und 
die  Buchhalter,  die  eigentlichen  Kassenbe- 
amten oder  Kassierer  und  endlich  die  Hilfs- 
beamten für  Buchhaltung,  Korrespondenz, 
Kalkulatur  etc.   bis  herunter  zu  den  Boten 


und  Dienern.  Die  Amtspflichten  und  Amts- 
rechte des  Kassenpei-sonals  sowie  der  Voll- 
zug der  Anweisungs-  und  Zalilungsgeschäfte 
sind  bis  ins  einzelne  genau  geregelt  (Defek ten- 
vei-fahren,  KontroDen,  Kassenrevisionen  etc.). 
Die  früher  allgemeine  Einrichtung  der  Amts- 
bürgschaften und  Amtskautionen  ist  in  der 
neueren  Zeit  mehr  und  mehi-  beseitigt  wor- 
den (Reich,  Preussen,  Oesterreich),  da  die 
Verwahining  dieser  Depositen  unverhältnis- 
mässig  hohe   Verwaltungskosten    erfordert. 

4.  Die  Verbindung  des  Kassenhaus- 
halts  mit  Banken.  Die  Schwerfälhgkeit 
und  die  biu-eaukratischen  Schwächen  der 
staatlichen  Kassenverwaltimg  lassen  sich 
teilweise  mit  Vorteil  durch  die  Verbindung 
des  Kassenhaushalts  mit  Banken,  beson- 
ders mit  centralisierten  Koten-  oder  Zettel- 
banken überwinden.  Der  Staat  tritt  dann 
mit  einem  solchen  grossen  Geld-  und  Kre- 
ditinstitute in  ein  ständiges  Kontokorrent- 
verhältnis. Dabei  dient  die  Bank  dem 
Staate  als  grosse  Sammelkasse,  welche  die 
Ueberschüsse  aller  staatlichen  Kassen  auf- 
nimmt und  sie  leistet  füi-  den  Staat  Auszah- 
lungen nach  generellem  Abkommen  oder 
nach  specieUeu  Anweisungen.  Auf  diese 
Weise  ordnet  der  Staat  sein  Zahlungswesen. 
wie  ein  grosses  Handlungshaus,  welches  bei 
der  Bank  ein  Conto  hat  und  dessen  Ein- 
imd  Auszahlungen  durch  die  Hand  der  Bank 
laufen. 

Im  Deutschen  Reiche  ist  die 
Reichsbank  (G.  v.  15.  März  1875)  ver- 
pflichtet, unentgeltlich  für  Rechnung  des 
Reichs  Einzahlungen  anzunehmen  und  Aus- 
zahlungen bis  zur  Höhe  des  Reichsguthabens, 
über  welches  ein  in  Credit  und  Debet  ge- 
führtes Conto  zu  halten  ist,  nac;h  Anwei- 
sungen des  Reichsschatzamles  zu  leisten. 
Zur  Verrechnung  des  Reichsguthabens  ist 
eine  besondere  Abteilung  der  Hauptkasse 
der  Reichsbank,  die  »Reichshauptkasse«  als 
Centralkasse  des  Reichs  bestimmt,  während 
der  Bestand  der  Reichsgelder  vom  Gesamt- 
kassenstand der  Reichsbank  nicht  getrennt 
ist.  Seit  1.  Mai  1898  ist  die  Reichshaupt- 
kasse dem  Reichsbankgiroverkehr  ange- 
schlossen tmd  zwar  für  sämtliche  Einzah- 
lungen der  Reichseinnahmen.  Dagegen 
leistet  die  Reichsbank  nur  diejenigen  Aus- 
zahlungen, welche  von  der  Reichshauptkasse 
selbst  zu  vollziehen  sind.  Auch  ist  die 
Reichsbank  berechtigt,  für  die  Bundes- 
staaten die  gleichen  Rechnungs-  und 
Zahlungsgeschäfte  zu  übernehmen.  —  In 
Grossbritannien  ist  die  eigentliche 
Kassenverwaltung  überhaupt  auf  die  Bank 
von  England  übergegangen.  Ebenso  wer- 
den ihr  alle  Einnahmeüberschüsse  überwiesen 
und  dem  Credit  of  the  Comptrollor  of  the 
Exchequer  gutgeschrieben.  Sodann  leistet 
die  Bank  nach  legitimierter  Anweisung  alle 
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Auszahlungen  des  StaatsschuMendienstes, 
die  Ausgaben  des  Konsolidierten  Fonds  (vgl. 
d.  Art.  B  u  d  g e  t  r  e  c  h  t  a.  a.  0.)  und  alle  Zah- 
lungen an  die  verschiedenen  Zweige  des  Staats- 
dienstes. Die  Bank  von  England  ist  so  in  der 
Thal  die  allgemeine  Central  Staatskasse,  bei! 
welcher  jede  Central  Verwaltung  ihr  Conto  hat  • 
und  die  durch  ihre  Zw^eiganstalten  die  Ein- 
künfte des  Staates  als  Sammelkasse  erhebt  und 
in  derselben  fiSr  die  Regierung  die  Kassenge- 
schäfte besorgt.  Alle  Zahlungen  der  Cen- 
tral Verwaltungen  unter  sich  und  an  die- 
selben durch  dritte  Personen,  welche  bei 
der  Bank  von  England  ein  Conto  haben, 
werden  durch  einfache  Umschreibungen  in 
den  Büchern  der  Bank  bewirkt.  Zahlungen 
zwischen  der  Staatskiusse  und  Personen  ohne 
Conto  bei  iler  Bank  werden  entweder  direkt 
und  bar  oder,  was  häufiger  der  Fall  ist, 
durch  Checks  und  Wt^chsel  beglichen.  Für 
Kassen  haushält  und  Geldbewegung  ist  damit 
ein  ganz  wesentlicher  Fori  schritt  erzielt. 

5.  Die  KassenHysteme  in  verschiede- 
nen Ländern.  Deutsche  Staaten  und 
OeHterreich- Ungarn.  Die  Kasseli  Verhält- 
nisse» des  Deutschen  R e  i  c h  e  s  sind  durch 
die  Verbindung  der  Reichsfinanz  Verwaltung 
mit  der  Reichsbank,  nämlich  durch  die 
»Reichshaupt kasse«  geordnet  (s. oben  subll, 4). 

In  Preussen  ist  die  Generalstaatskasse 
die  Hauptcent i-alkasse  für  alle  Staatsein- 
nahmen und  Staat  sausgaben  und  untersteht 
dem  Finanzministerium.  In  dieselbe  fliessen 
die  Ueberschüsse  aller  Ober-  und  Mittel- 
kassen teils  bai\  teils  dadurch,  dass  sie  für 
jene  Zahlungen  leisten.  Von  der  General- 
staatskasse wenleu  die  Oberkassen  entweder 
unmittelbar  mit  Bai-fonds  dotiert  oder  mittel- 
bar durch  Anweisung  etatsmässiger  Kredite 
ausgestattet,  indem  sie  Zahhmgen  für  die- 
sellie  ausführt  oder  durch  andere  Kassen 
ausführen  lässt.  Als  weitere  Generalkassen 
bestehen  daneben  als  Einnahmekasse  die 
Generallotteriekasse  und  als  Ausgabekassen 
diejenige  des  Kultusministeriums  und  die 
Staatsschuldentilgungskasse.  Mit  Ausnahme 
der  Ministerialbiu-eaukasse  des  Ministeriums 
des  Innern  verfügen  die  übrigen  Ministerien 
und  Centi-albehörden  über  keine  selbständige 
Kassen  Verwaltung,  sondern  es  bestreitet  die 
Generalstaatskasse  im  Finanzministerium  die 
Ausgaben  dieser  Ministerialressorts,  soweit 
es  sich  um  Aufwendungen  der  Centralstelle 
in  Berlin  handelt.  —  Mittelkassen  sind  in 
den  Provinzen  die  Regierungshaupt- 
kassen für  den  Bezirk  und  am  Sitze  je<ler 
Regierung  als  Kassen  für  den  gesamten  Ein- 
nahme- und  Ausgabedieust  und  als  Sammel- 
kassen für  die  Kreis-  und  sonstigen  Ele- 
mentarkassen. Diesen  Kassen  sind  die 
Kreiskassen  untergeoixlnet,  welche  Ein- 
nahmekassen für  die  direkten  Steuern, 
Sammelkassen    fiu'  die   übrigen  Elementar- 


kassen  und  Ausgabekassen    für  den  Siiwr>- 
aufwand  im  Kreise  sind.      Einnahmek%L-^ri 
sind  ferner  die  Kassen  der  Hauptzt»]]- 
und    Steuerä rater    für    die  Verwaltunir 
der   indirekten  Steuern    und  die  Stener- 
kasse  für  die   direkten  Steuern   in 
Berlin,    beide   teils  Mittel-,  teils  Klemen- 
tarkassen.     Specialkassen    bestehen   in 
Gestalt  der  Domänenrentamts-,  Forst-  ncd 
Neben  Zollamt  skassen,  als  Kassen  der  Stei^r- 
empfängerund  Steuererheber  bei  den  direki^i 
Steuern  und  als  Schul-,  Cni  versitäts^-,  Kranken- 
haus-,   Gestüts-,    Gefängnis-,    Polizei-    und 
ähnliche  Kassen.    Im  Finanzministerium  ist 
zu   erwähnen   die    Hauptseeband]ung:ika>S(i, 
die    Kassen    des    kgl.    Leihamts    und    (l»r 
Münzverwaltung,  die  Ministerialbaukasse,  die 
Kassen  der  Witwen-  und  Waisenveq)flecinigs- 
anstalten,  die  Kassen  der  Rentenhanken,  die 
De[)(>sitenkassen  u.  a.  m.    Im  Justizrainistt^ 
rium    l)esteht   eine  JustizofficiantenwitwnQ- 
kasse.    V'erwaltungszweigkassen  (rait 
Mittel-  und  Elementarkassen)  haben  die  Benr- 
werksverwaltung  und  Verwaltung  der  Staats- 
eisenbalmen. 

In  Bayern  steht  an  der  Spitze  des 
Kassenhaushalts  die  C  e  n  t  r  a  1  s  t  a  a  t  s  k  a  s  >  e, 
in  welche  die  Gelder  der  Mittel-  und  £!♦•- 
mentarkassen  fliessen,  soweit  sie  nicht  zur 
Bestreitung  der  an  die  Haupt-  und  Ki>'i^ 
kassen  gewiesenen  Ausgaben  o«ler  zur  Ver- 
zinsung und  Tilgung  der  Staatssclmldea 
dienen.  Sie  ist  dem  Finanzministerium  nnti*r- 
stellt,  mit  Verwaltung  der  ausserhalb  «N^ 
Staatsbudgets  stehenden  Staatsfonds  beauf- 
tragt und  liat  ein  ausgedehntes  Abrechnunsjji- 
geschäft,  insbesondere  mit  der  Reichsliau[it- 
ka^se,  zu  erledigen.  Mittelkassen  sind  di«^ 
Kreiskassen,  welche  die  Uebeischüsse 
der  äusseren  Kassen  aufnehmen  und  zndera 
auch  noch  eigene  Einnahmen  haben.  FJe- 
mentarkassen  sind  die  Kassen  bei  allen 
äusseren  Aemtern,  die  mit  dem  Einnahme- 
dienst  betraut  sind  und  unter  welchen  «lit* 
Rentamtskassen  die  wichtigsten  sind.  Neben 
diesem  System  einheitlicher  Staatskassen  be- 
stehen noch  Verwaltungszweigkassen,  führen 
den  Titel  Hauptkassen,  sind  bei  be- 
stimmten Gentralstellen  gebildet  (General- 
direktion der  Zölle  und  indirekten  Stenero, 
Generalberg  Werks-  und  Salineuadrainistra- 
tion,  kgl.  Münze,  kgl.  Bank  in  Nürnberg, 
Staatseisenbahnen,  Posten  und  Telegraph«^") 
und  haben  ihre  Ueberschüsse  an  die  Central- 
staatskasse  abzuführen.  Der  Verwaltung 
der  Staatsschulden  gehören  drei  Special- 
und  Mittelkassen  an:  die  Staatsschnldeo- 
tilgungshauptkas8e,dieGrundrentenablösun£S- 
kasse  und  die  Eisenbahnbaudotationshaiipt- 
kasse. 

In  Württemberg  ist  die  Kassenver- 
waltung nach  dem  System  einheitlicher 
Staatskassen  streng  oentralistisch  geoninet. 
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Alle  Einnahmen  nnd  Ausgaben  fliessen  in 
der  Staats  hau  ptkasse  zusammen.  Sie 
tt^ilt  sich  in  die  Oberein  nehm  erei  für  den 
Killnahmedienst  und  in  die  Überzahl  meist  erei 
als  Organ  der  Ausgabewirtschaft,  welche 
teils  unmittelbar,  teils  raittelbai*  durch  die 
Anweisungen  auf  die  Ministerialkassen  wirk- 
sam wird.  Fflr  den  Bezug  der  Staatsein- 
nahmen bestehen  Elementar-  und  lokale 
IIol)ekas8en.  Mittelkassen  fehlen.  In  Baden 
hat  man  gleichfalls  eine  Generalstaatskasse 
und  dann  als  ^litlelkassen  die  Kassenstellen 
<ler  Mnanzbezirksbehörden,  die  Amtskassen, 
die  Kassen  der  Bezirksforsteien  und  Domä- 
nen vei-waltungen,  die  Kassen  der  Haupt  zoll- 
un<l  Steuerämter  und  die  Oberein  nehmereien. 
In  Hessen  besteht  eine  Hauptstaatskasse 
und  besondere  Elementarkassen  nach  Be- 
zirken für  einzelne  Einnahmezweige  ( Rent- 
amt skassen  und  Distriktsein  nehmereien).  Eine 
besondere  Kassengliederung  ist  ffir  die  in- 
direkten Steuern  gebildet. 

In  Oesterreich  gipfelt  das  Kassen- 
wesen in  der  Staatscen tralkasse,  wo- 
neben für  den  Ministeiialaufwand  das  Minis- 
ti^rialamt  und  für  die  Staatsschulden  die 
Univei-salstaatsschiüdenkasse  inFunktion  sind. 
Die  mittleren  Kassenorgane  smd  die  Lan- 
deshauptkasseu,  als  Provinzialkassen 
am  Sitze  der  Provinziah^egierungen,  bezw. 
die  Finanzlandeskassen  oder  Landeszahlämter. 
Dann  folgen  die  Haupt steuerämter  und  end- 
lich die  mit  den  Steuer-  und  Gefällenämtern 
verbundenen  Element arkassen.  Jede 
höhere  Kasse  ist  zugleich  Sammelkasse  ffir 
die  unteren  Kassenstellen,  wie  sie  jene  bei 
rnzulänglichkeiten  ihrer  Mittel  mit  Zu- 
schüssen mid  Dotationen  auszustatten  hat. 
Special-  oder  Verwaltungszweigkassen  sind 
gewidmet  für  die  Post-  und  Telegi-aphen- 
verwaltung,  fiir  die  Ei8enl»ahn-  und  Montan- 
verwaltung, für  die  Tabaksgefälle,  das  Lot- 
terieregal  u.  s.  f.  Für  den  gemeinsamen 
Finanzhaushalt  besteht  dießeichscentral- 
kasse,  welche  im  unmittelbaren  Kassen- 
verband mit  der  österreichischen  und  unga- 
rischen Staatscentralkasse  in  Wien  und 
Budapest  steht,  von  diesen  die  Quotenab- 
führungen empfängt  und  die  gemeinsamen 
Anfwandskassen  (Kriegsministerium  und 
Ministerium  des  Aeussern)  dotiert.  In 
Oesterreich  ist  auf  diese  Weise  in  der  Haupt- 
sache das  System  der  einheitlichen  Staats- 
kassen verwirklicht. 

6.  Das  Kassenwesen  in  Frankreich 
nnd  Grossbritannien.  Durch  alle  Stadien 
des  Kassen haushalts  ist  in  Frankreich 
die  Trennung  zwischen  dem  Anweisungs- 
dienst und  der  Zalilmeisterei  durchgefülirt : 
anweisende  Behörden  (Ordonnateui-s) 
und  Ausgabeämter  (Paye\u*s).  Der  Ein- 
nahmedienst wird  stets  —  auch  für  die 
separat    gestellten    Verwaltungszweige    — 


von  den  Beamten  des  Finanzministeriums 
versehen,  so  dass  sich  jener  in  diesem  voll- 
ständig centralisiei-t.  Das  Kassensystera 
wird  durch  die  Staatscentralkasse 
(Caisse  centrale  du  Tresor  public)  als  selb- 
ständige Abteilung  das  Finanzministeriums 
geklönt.  Die  universelle  Verfügung  über 
sämtliche  Staatsfonds  steht  der  Direktion 
der  Geldbewegung  (Direction  du  mou- 
vement  general  des  fonds)  zu.  Eine  zweite 
Centralkiisse  ist  dann  noch  die  Depositen- 
kasse  (Caisse  des  depöts  et  des  consigna- 
tions).  Die  mittleren  Kassenorgane  sind  die 
Generaleinnehmer,  in  den  Departe- 
ments, in  deren  Kassen  sich  alle  Einnahmen 
sämtlicher  Kassen  ihres  Bezirks  ohne  Unter- 
schied koncentrieren.  Sie  leisten  nach  legi- 
timierten Anweisungen  Zahlungen  in  ihrem 
Bezirk,  versehen  andere  Ausgabekassen  mit 
Fonds,  führen  die  Ueberschüsse  ilirer  und 
der  lokalen  Kassen  an  das  Finanzministerium 
ab  oder  beziehen  eventuell  Vorschüsse  aus 
der  Centi-alkasse.  Der  Generalein nehmer  ist 
abei  auch  zugleich  eine  Art  Bankier  der 
Staatskasse,  steht  mit  dieser  in  einem  Konto- 
korrentverhältnis, erhält  Zinsen  aus  der 
Staatskasse  bei  Ueberschüssen  über  das  Soll 
und  hat  Zinsen  an  den  Staat  ho\  eventuellen 
Rückständen  zu  zahlen.  Als  Elementar- 
kassen wirken  die  Kassen  der  Kreis-  und 
Lokaleinnehmer.  Fi\r  die  direkten  Steueni, 
Enregistrement,  Stempel,  iimere  Verbrauchs- 
steuern, ZöUe  u.  s.  w.  besteht  ein  System 
von  Verwaltungszweigkassen. 

In  Grossbritannien  ist  der  Kassen- 
dienst durch  die  Mitwirkung  der  Bank  von 
England,  in  deren  Händen  das  eigentliche 
Zahlungs-  und  Kassengeschäft  liegt,  wesent- 
lich vereinfacht  worden.  Die  General- 
kontrolle (ComptroUor  General)  hat  ledig- 
lich die  Rechnungsmässigkeit  und  Gesetz- 
mässigkeit der  Ausgabe  zu  prüfen.  Das 
Generalzahlamt  (Pay master  General)  ist 
die  Generalzahlkasse  für  den  Civildienst  in 
England,  für  die  Ausgaben  des  Konsoli- 
dierten Fonds,  der  Armee-  und  Marinever- 
waltung etc.  Seine  Amtsfunktionen  sind 
aber  nur  formeller  imd  rechnerischer  Natur, 
da  die  Leistung  aller  Zahlungen  diu'ch  die 
Bank  von  England  erfolgt. 

7.  Das  finanzielle  Anweisnn^srecht 
Wir  verstehen  unter  dem  finanziellen  An- 
weisungsrechte  das  Recht  einer  Behörde, 
durch  generellen  oder  speciellen  Aufti-ag  in 
der  Form  schriftlicher  Anweisungen  über 
die  Verwendung  von  Staatsgeldern  zu  dis- 
ponieren. Dasselbe  umfasst  einerseits  die 
Befugnis,  andere  Behöixlen  zur  Empfang- 
nahme von  Zahlungen  für  die  Staatskasse 
zu  ermächtigen,  und  andererseits  das  Recht, 
Auszahlungen  aus  Staatsmitteln  für  Rech- 
nung und  zu  Lasten  der  Staatsmittel  zu 
beglaubigen    und   anzuordnen.      Auf  Grund 
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<les  Finanzgosetzes  erfolgen  iliirch  die  an- 
weisenden Behörden  (Ordonnateiirs)  Leis- 
tungsaufträge und  auf  Gnmd  dieser  Anwei- 
sungen die  Annahmen  oder  Auszahlungen 
der  Staatsgelder  durch  die  Kassenorgane 
(Payeurs).  Im  konstitutionellen  Staate  steht 
<las  finanzielle  Anweisungsrecht  dem  Finanz- 
minister zu.  Es  ist  ein  Ausflnss  der  fiska- 
lischen Kasseneinheit  und  der  Koncentration 
der  Finanzverwaltung.  Da  dasselbe  ein 
organisches  Attribut  der  obersten  Leitung 
des  Finanzwesens  ist,  so  stellen  sich  alle 
übrigen,  delegierten  oder  von  anderen  Be- 
hörden ausgeübten  Anweisimgsbefugnisse  als 
specialisierte  Ausflüsse  aus  der  staatsrecht- 
lichen (Qualität  des  Finanzministeriums  dar. 

Im  Einnahmedieust  erlialten  die  mit 
der  Erhebung  von  Staatseinkünften  betrauten 
Organe  regelmässig  einen  Generalauf- 
trag, welcher  sich  aus  den  ressortmässigen 
Attributionen  einer  Behörde  ergiebt  und  ein 
für  allemal  wirksam  bleibt.  Derselbe  geht 
vom  Finanzminister  aus,  während  die  übrigen 
Fachminister  einen  solchen  nur  im  Hinblick 
auf  die  ihnen  übertragenen  Kinnahmezweige 
erteilen  können,  wobei  eine  teilweise  Mit- 
wirkung des  Finanzministers  häufig  erfor- 
derlich ist.  Die  Perceptionsbefugnis  ist  aber 
nur  durch  das  Mass  der  Generalassignation 
gegeben  und  durch  dieses  beschränkt.  Da- 
her müssen  Zalilungen  ausserhalb  des  Ge- 
schäftskreises ,  welche  irrtümlicherweise 
angeboten  wenlen,  entw(»der  sofort  an  das 
zuständige  Amt  abgeführt  oder  einstweilen 
verwahrt  werden.  Deshalb  hat  man  in 
»Staaten  mit  stärker  doc(»ntnilisiorten  Ver- 
waltungszweigkassen das  Institut  der  Asser- 
vaten und  der  Asservatenaufräu- 
mung  ausgebildet  (Preussen).  Asservaten 
sind  solche  wirkliche  Einnahmen,  für  die  eine 
Kasse  nicht  zuständig  ist,  die  aber  s[)äter 
bei  anderen  Verwaltungen  etatsmässig  zu 
verrechnen  sind.  Die  Kassen,  welche  solche 
Beträge  geleistet  bekommen,  hallen  dieselben 
anzunehmen,  sie  in  besonderen  Rechnungs- 
büchern (»Asservatenmanualien«)  vorzutragen 
und  sie  baldmöglichst  an  die  zuständigen 
Kassen  zu  überweisen,  sie  aufzuräumen 
(>Asservatenaufräumungft).  Uebrigens  setzt 
auch  die  Annahme  von  Asservaten  eine  legi- 
timierte SpecialanweivSung  voraus. 

Beim  Ausgabe  dienst  sind  drei 
Gruppen  von  Anweisungen  zu  untei-scheiden. 
Zunächst  weist  der  Finanzminister  den 
übrigen  Ministerien  ihre  etatsmässigen  Credite 
durch  eine  Totalan  Weisung  an,  welche 
durch  den  Umfang  ihres  beti-effenden  ge- 
samten Einzeletats  begrenzt  sind.  Die  Chefs 
der  Ministerien  oder  der  selbständig  ge- 
stellten Central behörden  können  dann  weiter 
durch  Partial-  oder  originäre  An- 
weisungen über  die  ihnen  zugeteilten 
Staatsgelder   verfügen.     Da   aber  bei   dem 


komplizierten  Aemtennechanismus  der  Fach- 
minister  oder  Ressort chef  unmöglich  sein 
Anweisungsrecht  bis  hinab  zu  den  einzelneu 
I^eistungen  der  Kassen  ausüben  kann,  so 
wird  den  Mittel-  und  Unterbehörden  inner- 
halb ihres  Dienfites  und  ihren  untergebenen 
Aemtern  und  l^amten  gegenüber  von  den 
Ministern  noch  ein  8j)ecielles  und  abgeleitetes 
Anweisungsrecht  übertragen.  Die  finanz- 
technischen Formen  hierzu  sind  die  dele- 
gierten Anweisungen  der  Mittel-  und 
Unterl)ehörden. 

Ausserdem  zerfallen  die  Anweisungen 
beim  Einnahme-  wie  Ausgabedienst  in 
Generalanweisungen,  welche  im  be- 
stimm ungsmässigen  Wirkungskreise  eines 
Amts  und  in  der  Ueberweisung  eines  Etats- 
teils als  Specialetat  für  dieses  Amt  >»zur 
Vollziehung«^  bestehen,  und  in  Special- 
an Weisungen,  welche  einzelne  G»?- 
schäfte, Empfänge, Zahlungsleistungen  u.  s.w. 
betreffen.  Die  Ausübung  des  Anweisungs- 
rechtes  muss  sich  stets  in  K  o  n  g  r  u  e  n  z  m  i  t 
den  vorgezeichneten  Etatssummen  be- 
finden. Es  ist  daher  zu  fordern,  dass  die 
Zahlungsanweisungen  die  Filiation  der  Ein- 
zeletats nach  Kapiteln  und  Titeln  berück- 
sichtigen, die  unzulässigen  ITebertragimgen 
(Virements)  vermeiden,  die  einzelnen  Jalires- 
dienstc  getrennt  halten  und  die  Vorechriften 
bezüglich  des  Erlöschens  innerhalb  bestimmter 
Frist  nicht  erschö[)fter  Credite  resi>ektieren. 
Aus  all  diesen  Verhältnissen  eingeben  sich 
Rechte,  Pflichten  und  Verantwortlichkeiten 
verschiedener  Art  für  die  anweisenden  Be- 
hörden. 

FiU"  die  Rechtswirksamkeit  der  Anwei- 
sungen bestehen  zwei  Methoden.  Sie  sind 
(Mit weder  an  sich  durch  die  Attributionen 
der  anweisenden  Behöixlen  als  solcher  legi- 
timiert und  vollziehbar  (unmittelbare  Legiti- 
mation) oder  sie  bedfu-fen  vor  ihrem  Ein- 
gange bei  den  Kassen  noch  der  vorgängi- 
gen Kontrolle  des  Finanzministeriums, 
des  Obei-sten  Rechnungshofes  oder  sonstiger 
Kontix)ll behörden ,  um  vollziehl)ar  zu  sein 
(Anweisungskontrolle.  Kontnille  ob  ante, 
»Visakontrolle«,  contröle  pi-ealable).  (Vgl. 
d.  Art.  Rechnungskontrolle  und 
R  e  c  h  n  u  n  g  s  h  o  f ). 

Ueber  den  Rechtsstand  des  finanziellen 
AnWeisungsrechtes  in  den  einzelnen  Ländern 
vgl.  M.  V.  Heckel,  das  Budget  S.  222—226. 

IV.  Das  Rechnungswesen. 

LAufgabe  und  Formen  des  Reehnungs* 
Wesens.  Ueber  alle  Vorgänge  der  Finanz  wirt- 
schaft muss,  wie  bei  jeder  Wirtschaft,  eine  voU- 
ständige,genaue  und  systematischeZusammen- 
fassung  aller  Einzelerscheinungen  zu  einem 
einheitlichen  Ganzen  und  übersichtlichen  Bilde 
aufgestellt  werden,  welche  wir  R  e  chnungs- 
abläge  oder  Rechnungswesen  sclilecht- 
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hin  nennen.  Beim  staatlichen  Rechnungs- 
wesen handelt  es  sieh  um  die  ziffermässige 
Konstatierung  der  Geldgebahrung  bei  m 
Vollzuge  des  Etats.  Man  hat  dabei 
zwei  Formen  des  Rechnungswesens  zu  unter- 
sc'heiden :  einmal  die  Anweisungsbuchführung 
oder  die  reehnungsmässige  Darstellung  der 
anweisenden  ßehörclen  und  der  angewiesenen 
Kassen,  und  sodann  die  Kassenbuchfühnmg 
^Kler  die  eigentiiche  Rechnungsführung.  Die 
letztere  zerfällt  nach  den  Formen  der  Rech- 
nung in  Soll-,  Ist-  und  Restrechnung  (hier- 
über vgl.  unten  sub  IV,  3). 

2.  Die  Bnchfühnuig  nnd  die  Rech- 
nnngsbiicher.     Der  Rechnnngsstil.    Die 
Buchführung   hat   das  Rohmaterial   für 
das  Rechnungswesen  zu  sammeln  und  auf- 
zubereiten, die  einzelnen  Thatsachen  zusam- 
menzutragen und   in  verschiedenen  Formen 
festzuhalten,  um  gleichzeitig  eine  wirksame 
Kontrolle  zu  ermöglichen.   Sie  ist  eine  zwei- 
fache.   Die  Anweisungsbuchführung 
hat  die  Geschäftsergebnisse  der  anweisenden 
Behörden  in  reehnungsmässige  Daretellung 
zu  bringen,  und  dabei  handelt  es  sich  anderer- 
seits um  die  Aufstellung  der  Kassen,   wel- 
chen der  Zahlungsauftrag  übermittelt  wnu-de. 
Die  Kassenbuchführung  hat  die  Geld- 
Ixjwegung,  alle  Eingänge  und  Ausgänge  zu 
buchen    und   ihre  Produkte   mit   dem   zur 
Vollziehung  überwiesenen  Etat,  mit  Special- 
anweisimgen,  Quittungen  und  Vermerken  zu 
versehen  imd  zu  belegen.    Die  Eintragung 
der  Rechnimgsergebnisse  geschieht  in  beiden 
Fällen    in    vorgeschriebene    Rechnungs- 
bücher, welche  nach  Zweck  und  Methode 
>ohv  verschieden  sind.    Die  Buchführung  ist 
tf^ils   eine    chronologische,    teils    eine 
systematische.    Beide  müssen  sich  stets 
in  vollständiger  üebereinstimmung  befinden, 
und  dieselbe  wird  durch   gegenseitige  Hin- 
weisungen fortlaufend  erhärtet.  Dem  chrono- 
logischen Zwecke  dienen  die  Tagebücher,  dem 
systematischen     die    Hauptbücher.      Herzu 
kommen  noch  die  Kassenbestandsbücher. 

1.  Die  Tagebücher,  Journale  oder 
Diarien  bringen  die  einschlägigen  Rech- 
nuiigsthatsachen  in  derjenigen  Reihenfolge 
und  Anordnung,  in  welcher  sie  in  Anfall 
kommen.  Sie  zerfallen  in  eine  Mehrzahl 
von  Spalten  und  Rubriken,  von  w^elchen  die 
Kiimerierungs-,  Text-  und  Geldspalten  die 
wichtigsten  sind.  Dazu  kommt  noch  die 
Verweisungsspalte  auf  das  Hauptbuch  oder 
Manuale.  Bei  Mittelkassen  und  grösseren 
Aemtem  überhaupt  pflegen  drei  Tagebücher 
geführt  zu  werden.  In  das  Hauptjour- 
nal, welches  vom  Amtsvorstand  oder  Ren- 
danten  zu  führen  ist,  werden  alle  Einnahmen 
und  Ausgaben  ohne  Unterschied  eingetragen, 
um  den  baren  Kassenverkehr,  die  Manipu- 
lationen durch  Anrechnung  und  die  Gesamt- 
einnahme und  Gesamtausgabe  ersichtlich  zu 


machen.  Das  Kassenbuch (Kassenjournal) 
des  Kassierers  verzeichnet  die  Einnahmen 
und  Ausgaben  in  barem  Gelde  oder  in  Geld- 
papieren  und  stellt  den  täglichen  Kassen- 
verkehr dar.  Endlich  bildet  das  Buch- 
halterei  Journal  das  gemeinsame  und 
einheitliche  Rechnungsbuch,  das  alle  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  der  Kasse  (die  baren 
wie  die  rechnungsmässigen)  verzeichnet. 
Die  einzelnen  Tagebücher  bilden  die  nach 
den  einzelnen  Buchhaltereien  geordneten 
Teile  des  Hauptjoumals,  umfassen  in  ihrer 
materiellen  Einheit  die  Verbuchung  der  ge- 
samten Ausgabe-  und  Einnahmewirtschaft 
der  Kasse  und  werden  vom  Amtsvorstand 
nach  den  Spalten  des  Hauptjournals  kon- 
trolliert. 

2.  Die  Hauptbücher  oder  Manuale 
tragen  die  einzelnen  Rechnungsthatsachen 
in  systematischer  Anordnung  und  knüpfen 
an  die  Rubriken,  Verwaltungszweige,  Ein- 
nahme- und  Aus^bekategorieen  und  endlich 
an  die  Etatskapitel  an.  Für  die  einzelnen 
Sparten  werden  Zunächstspecial  manuale 
(etatsmässige  Verwaltungszweige,  ausge- 
schiedene Nebenfonds,  Asservate,  Vor- 
schüsse etc.)  geführt  und  diese  dann  im 
Hauptmanual  zu  einer  Einheit  vereinigt. 
Im  Manufide  wird  der  Zustand  jedes  Ver- 
waltungszweiges nach  den  durch  Etat  und 
Verordnung  vorgeschriebenen  Normen  dar- 
gestellt und  die  künftige  Rechnungsablage 
vorbei-eitet  Sie  dienen  daher  nicht  nur  als 
Vorbereitung,  sondern  zugleich  auch  als 
Konzepte  der  Rechnung  und  müssen  daher 
so  eingerichtet  werden,  dass  sie  als  Grund- 
1^  der  Rechnungsaufstellung  dienen  können. 
Eine  Mehrzahl  specieller  Vorschriften  regelt 
die  Führung  der  Manuale. 

3.  Die  Kassenbestauds-  oder  Tre- 
sorbücher haben  die  Aufgabe,  den  Bestand 
und  die  Kassenbewegung  in  Geld  und  geld- 
werten Effekten  festzuhalten  und  die  ein- 
zelnen Sorten  zu  unterscheiden.  Das  Tre- 
sorbuch enthält  die  Gesamtheit  der  Geld- 
und  Wertbestände  der  Kasse  und  ist  vom 
Kassenbuch  zu  unterscheiden,  welches  nur 
die  dem  Geldvorrat  entnommenen  Gelder 
zur  Bestreitung  der  Tagesausgaben  der 
Kasse,  nicht  aber  die  Ueberschüsse  (Restbe- 
stand) des  Tresors  aufzeichnet. 

Die  Art  und  Weise,  wie  die  Eintragun- 
gen der  einzelnen  Posten  in  die  Rechnungs- 
bücher durch  die  betreffenden  Behörden 
vorgenommen  werden,  nennt  man  die  »Me- 
thode der  Buchfühnmg«  oder  den  Rech- 
nungsstil. Man  unterscheidet  zwei  Sys- 
teme. 

l.DerRechnungsstil  in  einfachen 
Posten  oder  der  Kameralstil  bestehtin 
einer  systematischen  Anordnung  der  Aus- 
gaben und  Einnahmen  als  Gkinzes  mit  Haupt- 
und  Unterabteilungen.    Alle  Veränderungen 
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im  Bestand  einer  Kasse  werden  als  Zu-  und 
Abt^änge  vorgeti-a|2:on ,  die  Suramen  der 
gi-üsseron  oder  kleineren  Abteilungen  zusam- 
mengefasst,  um  schliesslich  zurllauptsurame 
geformt  zu  werden.  Durch  einfache  Addi- 
tionen imd  Subtraktionen  erhält  man  dann 
das  Ergebnis  der  vollzogenen  Geld-  und 
Wertbewegung.  Geld-  und  Wertrechnung 
werden  getrennt  geführt. 

2.  Der  Rechnungsstii  in  doppel- 
ten Posten  oder  die  Dop  pik  (Merkantil- 
stil, Logismographie)  erfasst  alle  Eintragun- 
gen als  organisch  zusammenhängende  Leis- 
tungen und  Gegenleistungen,  jeder  Ge- 
schäftsfail  wii-d  zugleich  als  Hingabo  und 
als  Empfang  charakterisiert.  Jeder  Buchungs- 
posten w4rd  doppelt  eingetragen,  die 
Rechnung  wird  nach  Geschäftszweigen  ge- 
trennt, welche  sich  durch  Leistungen  und 
Gegenleistungen  in  das  Verhältnis  von  Gläubi- 
ger und  Schiüdner  gOvSetzt  liaben.  Eine  voll- 
zogene licistung  ei-scheint  bei  jenem  als  Gut- 
liaben  (Haben,  C'i-edit),  bei  diesiMn  als  Schuldig- 
keit (Soll,  Del)et).  Wenn  sich  Ijcistung  und 
Gegenleistung  bis  zum  R(H*hinmgsabschluss 
nicht  ausgeglichen  haln^n,  bleibt  ein  Aktiv- 
oder Passivivst,  ein  Saldo,  zu  (hmsten  des 
einen  oder  zu  Lasten  des  andei-en.  Dieser 
Posten  wird  mitgebucht  und  dann  durch 
eine  specielle  Gegenleistung  getilgt  oder  auf 
neue  Rechnung  vorgetragen.  Da  jeder  Posten 
zweimal  vorkommt,  so  muss  die  Summe  im 
Debet  und  Credit  stets  die  gleiche  sein. 

Während  der  Kameralstil  von  altei-s  her 
die  Rechnungsmethode  der  Finanz  Verwaltung 
ist,  beruht  die  Doi)pik  auf  einer  Uebei-tra- 
gung  der  kaufmännischen  »doi)ixjlten  Buch- 
filhinmg«  (s.  d.  Art.  Buchführung 
oben  Bd.  H  S.  1105  ff.)  auf  das  Staats- 
rechnimgs Wesen.  Der  Kaufmann  ist  vor 
allem  an  der  Höhe  des  erwirtschafteten 
Geschäftsgewinnes  interessiert,  je  grc)sser 
der  Saldo  zu  seinen  Gunsten  am  Sclilusse 
des  Geschäftsjahres  ist,  desto  zufriedener 
ist  er  mit  seinem  Wirtschaftserfolg.  Anders 
liegen  die  Interessen  der  Finanz  Verwaltung. 
Die  Staatsbuchfülirung  hat  die  Aufgabe,  die 
Kongnienz  der  Isteinnahme  und  Istausgabe 
mit  der  Soüeinnahme  imd  SoUausgabe  zu 
erweisen,  die  Einhaltung  der  Budgetansätze, 
die  Isteinnahme  nebst  Ausständen,  Rück- 
ständen und  Uneinbringlichkeiten  zu  ver- 
folgen, eine  Kontrolle  der  ordnungsgemässen 
Verwaltung  der  Staatsmittel  abzugeben, 
kurzum  darzuthim,  ob  thatsächlich  soviel 
eingenommen  bezw.  nicht  mehr  ausgegeben 
worden  ist,  als  vereinnalimt  bezw.  veraus- 
gabt hätte  wewlen  sollen.  Aus  diesen  Grün- 
den erscheint  für  das  Staatsrechnungswesen 
der  Kameralstil   den  Vorzug   zu  verdienen. 

3.  Soll-,  Ist-  und  Restrechnung.  Die 
Behandlung  der  Ans-  und  Rückstände. 
Das    Rechnungswesen    unterscheidet     drei 


Formen  der  Rechnungen :  die  SoU-,  di^.^  Lr- 
und  die  Restrechnung. 

1.  Die  Sollrechnung  hat  die  R^vh- 
nungsthatsachen  der  noch  zu  losend*:. 
Aufgaben  zu  verzeichnen  und  d^er  ^Ik- 
ziffermässige  Darstellung  der  künftig  n 
Lebensfunktionen  einer  Kasse  und  schlie>s- 

i  lieh  der  ganzen  Ei nanz Verwaltung  zu  erl'.^ 
I  digen.    Ihr  Umfang  ist  durch  den  Etat  als 
Einnahme-  und  Aufwandsüberschlag  vonrt^ 
zeichnet   und   w^ird   den   einzelnen  Kasst-n 
luul  Aemtern  diu-ch  Generalauftrag  in  (i'^ 
stalt  von  Kassenetats  schon  vor  Beginn  «1-^ 
R<H  hnungsperiode       liinausgegeben.        Das 
Schema   der   (definitiven   oder    scliätziiu?>- 
weisen)   Fälligkeitstermine    wird    dann   im 
Laufe  der  Vollziehung  durch  Specialanwei- 
vsungen    erweitert    und    ergänzt.     Bei  iloi: 
Einnahmen     stellt     die    Sollrechnung    -iie 
Gnmdlage  dessen  dar,  was  die  Kass^*  ein- 
bringen muss  und  zwar  eventuell  unter  An- 
wendung   der    gesetzlich    zulässigen   (A*^t 
vorgeschriebenen  Zwangsmittel  (Exekini-Lt. 
Im    Bereiche    der    Ausgaben    umfasst    Jir 
Sollrechnung  alle  Leistungen   durch  Gt^n»- 
i-al-   oder   Specialauftrag  aus  Staalsniittt-lu 
und    bildet    daher    das   Maximum,  bis   zu 
welchem  Zahlungen  durch  die  Kassen-  luj'l 
Verwaltungsstellen  erfolgen  dürfen.  — .  Soll 
—  r^Darf<^. 

2.  Die  Istrechnung  hat  zu  ervoisen, 
wie  sich  in  der  Gegenw^art  thatsächlich  ili^* 
vollzogenen  Zahlungen  an  die  Kasse  nrnl 
aus  derselben  vollzogen  haben,  wie  «lie 
Eingänge  und  Ausgänge  verwirklicht  wurden. 
Sie  verhält  sich  zur  Sollrechnung  wie  die 
Bewegung  zu  den  bedingenden  Kniftea. 
Wir  haben  es  hier  zu  thun  mit  den  ge- 
lösten Aufgaben  der  Finanzverwaltuog 
oder  mit  der  Realisierimg  der  SoUrechnun.ir. 
Diese  giebt  die  lüchtung  an,  die  Istre<li- 
nung  (auch  »Hat «-Rechnung  genannt)  da- 
gegen zeigt,  ob  die  Wirklichkeit  jenen  Vor- 
aussetzungen entsprach.  ->Soll*:  und  Ist^ 
sollen  sich  möglichst  decken.  Dieses  Ziel 
ist  aber,  da  eine  Mehrzahl  von  Etatsp(>?teji 
nur  auf  Schätzun^n  beniht,  mit  absohiter 
Vollständigkeit  bis  zum  Termin  des  Al»- 
schlusses  der  Istrechnung,  bis  zum  soge- 
nannten Finalabschluss  nicht  zu  er- 
reichen. Dadurch  wird  es,  um  die  ent- 
standenen Lücken  auszufüllen,  notwendiir. 
noch  eine  dritte  Rechnung,  die  »Restredi- 
nung«,  zu  führen. 

3.  Die  Restrechnung  ist  dazu  be- 
stimmt, diejenigen  Posten  der  Sollrechnuiii: 
aufzunehmen,  welche  zur  Zeit  des  Finalab- 
schlusses noch  schweben.  Sie  hat  es  daher 
mit  den  der  Lösung  noch  harrenden 
Aufgaben  zu  thun.  Die  Eingänge,  welche 
noch  ausstehen,  heissen  Ausstände  oder 
Aktiv reste  und  die  Ausgänge,  welche 
noch  »rückstehen«,  noch  nicht  vollzogen  sind, 
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nennt  nmn  Rückstände  oder  Passiv- 
roste. Der  Kassenhaiishalt  inuss  stets  be- 
stn^bt  sein,  diese  Anomalieen  auf  ein  Mini- 
mum zu  beschränken  und  die  Posten  der 
Kf>strechnung  möglichst  bald  zu  tilgen 
(-anfziiräumen«),  wofür  meist  besondere 
Vursohriften  erflossen  sind.  Zu  diesem 
Zwecke  und  im  Interesse  einer  geordneten 
Rechniingsfühnmg  hat  man  eine  Schei- 
dung (lerJahresdienste  vorgenommen. 
Die  Rückstände  verjähren  nach  Ablauf  einer 
U-stimmten  Frist,  vmd  die  Ausstände  werden 
nach  dem  A'erstreichen  eines  bestimmten 
Zeitraumes  niedergescldagen.  Ebenso  ent- 
scheidet eine  Fristfestsetzung,  ob  die  Aus- 
und  Rückstände  zur  Restrechnung  früherer 
Jahre  oder  ziu*  Istrechniuig  späterer  Jahre 
zu  zälilen  sind.  Im  ei*steren  Falle  sind  bis 
zn  ihrer  Aufräumung  bezw.  bis  zu  ihrer 
Aufnahme  in  der  Istrechnung  spätei-er  Jahre 
l-esondere  »Restfonds«  zu  halten. 

Um  die  Behandlung  d  e  r  A  u  s  -  und 
Rückstände  zu  erleichtern,  hat  man  die 
Einrichtung  getroffen,  die  Rechnungsperiode 
(Budgetperiode)  mn  eine  bestimmte  Frist  zu 
verlängern,  innerlialb  welcher  die  beim 
FinaLibschluss  imerle^ligten  Geschäftsfälle 
abzuwickeln  sind.  Neben  den  Begriff  der 
Budgeti)eriode  tiitt  hier  deijenige  der  Ge- 
barungsperiode oder  des  Exercice 
(Franki-eich  hat  eine  solche  Zusatzfrist  von 
>^  Monaten,  Russland  von  5,  Italien  von  4 1/2, 
Preussen  von  2  h'2  Monaten).  Vgl.  hierüber 
d.  Art.  Budget  oben  Bd.  II,  S.  1161. 

Da  indessen  trotzdem  alle  Aus-  und 
Kückstände  häufig  nicht  zum  Abschluss  ge- 
bracht werden  können,  so  werden  entweder 

a)  die  Reste  auf  die  laufende  Fi- 
nanzperiode übernommen  und  ohne 
Rucksicht  auf  ihre  sachliche  Zugehörigkeit 
zu  einem  früheren,  bereits  abgelaufenen 
Finanzjahr  ven-echnet,  gleich  als  ob  sie 
Bestandteile  des  laufenden  Etats  wären. 
Oder 

b)  die  Reste  werden  vom  laufen- 
den Dienst  getrennt  und  selbständig 
l>ehandelt,  obwohl  sie  saclüich  in  die  Rech- 
nung der  Vorjahre  gehören.  Dann  ist  auch 
^ine  Scheidung  im  Budget  gegeben.  Hier 
^ind  dann  für  die  einzelnen  Jahre  oder  für 
mehrere  gleichzeitig  separate  Restrechnun- 
?en  zu  führen  und  nach  Ablauf  einer  be- 
stimmten Frist  abzuscliliessen. 

Beide  Methoden  können  selbstredend 
nicht  ms  Unendliche  fortgesetzt  werden. 
Im  ersteren  FaU  (a)  erlöschen  die  Kredite 
^ach  einem  bestimmten  Zeitablauf  und 
müssen  dieselben  im  Bedarfsfalle  unter 
Einrechnung  der  Reste  neu  bewilligt  wer- 
den. Im  letzteren  Falle  (b)  werrlen  sie  nach 
dem  Fristverlauf  niedergeschlagen. 

In  Frankreich  können  die  nach  Ab- 
^wf  des  Exercice  verbleibenden  Kreditreste 


(c.  9,00  MiU.  Frcs.)  ohne  erneute  Votierung 
während  der  nächsten  4  Jahre  noch  ver- 
wendet werden.  Diese  Kreditreste  werden 
nach  den  4  Jahresdiensten  als  »geschlossene 
Rechnungen  ft  (Service  des  exercices  clos) 
auch  in  das  Budget  der  laufenden  Rechnung 
aufgenommen.  Nach  diesen  4  Jahren  gel- 
ten sie  als  erloschen.  Wenn  nun  nichts- 
destoweniger für  Rechnung  bereits  abge- 
schlossener Budgetperioden  innerhalb  30 
Jahren  Zahlungsschuldigkeiten  vorkommen, 
so  müvsson  die  hierzu  notwendigen  Kredite 
neubewilligt  werden  und  heissen  dann 
»Kredite  abgeschlossener  Finanzperioden« 
(Service  des  exercices  perimes).  In  Bay- 
ern lässt  man  die  Reste  ausserlialb  des 
Budgets,  vereinigt  aber  in  der  Staatsrech- 
nung nachträgliche  Ausgaben  und  Einnah- 
men mit  jenen  der  früheren  Finanzperioden 
unter  dem  Titel  »auf  den  Bestand  der  vo- 
rigen Finanzperiode  und  zurück«.  In 
Württemberg  besteht  eine  besondere 
Verwaltung  für  die  Aktiv-  und  Passivreste, 
die  sogenannte  »Rest Verwaltung«.  Durch 
die  Aktivreste  werden  zunächst  diejenigen 
Passivreste  gedeckt,  welche  aus  demjenigen 
Jahre  stammen,  für  das  sie  etatsmässig  be- 
willigt wurden.  Aus»serdem  sind  in  einzel- 
nen Verwalttmgszweigen  Uebertraginigen 
statthaft,  indem  die  für  ein  bestimmtes 
Rechnungsjahr  votierten,  während  desselben 
aber  nicht  aufgebrauchten,  sondern  erübrig- 
ten Mittel  zu  diesem  Restbetrage  in  das 
nächste  Jahr  übertragen  wenlen  können. 
Ebenso  dürfen  sie  zu  etwa  neu  anfallenden 
Ausgaben  desgleichen  Aufwandszweckes 
verwendet  werden,  zumal  wenn  hierfüi*  die 
budget massig  bewilligten  Mittel  nicht  aus- 
reichen würden. 

4.  Rechnnngsabschluss  und  Staats- 
rechnnng.  Die  Inventarisierung  des 
Staatsvermögens.  Die  Finanzverwaltung 
imd  ihre  Aemter  müsi^en  sich  selber  und 
den  Stellen,  denen  gegenüber  sie  verant- 
wortlich sind,  am  Sc^hlusse  einer  Finanz- 
periode, meist  des  Finanzjahres,  Rechen- 
schaft über  ihre  Gebarung  ablegen.  Diesem 
Zwecke  dient  der  Rechnuugsabschluss  und 
die  Staatsrechnung.  Hierdurch  soll  das 
Budget  »objektiwrt«  werden,  es  soüen  die 
Thatsachen  den  Voranschlägen  gegenüber 
gestellt  werden.  Der  Rechnungsabsclüuss 
muss  daher  allgemein  imd  dem  Principe  der 
»fiskalischen  Kasseneinheit«  entsprechend 
die  Ergebnisse  des  gesamten  Staats- 
haushalts umfassen.  Schwierigkeiten  ver- 
ui-sacht  hier  stets  die  Restrechnung  mit 
ihren  unerledigten  Finanzposten.  Immerhin 
aber  soll,  schon  wegen  der  Ausübung  einer 
wirksamen  Finanzkontrolle,  der  Rechnungs- 
absclüuss nicht  zu  lange  über  den  Abschluss 
des  Finanzjahres  hinausgeschoben  wenlen, 
ohne  aber  andererseits  die  Vergleichung  des 
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»Ist«  mit  dem  »Soll«  zu  stören.  Man  pflegt 
regelmässig  von  einem  vollständigen  Kec-h- 
nungsabscliliiss  formell  abzusehen,  begnügt 
sich  mit  der  Istrechnung  und  fügt  gleich- 
zeitig eine  üebersicht  der  vorhandenen 
Aktiv-  und  Fassivreste  nach  der  Sollrech- 
nung bei,  um  Etat  und  Rechnung  vergleich- 
bar zu  machen.  Dadurch  lässt  sich  die 
Finanz-  oder  Staatsrechnung  bald  nach 
Schluss  des  Finanzjahres  aufstellen. 

Die  Staatsrechnung  kommt  zu  stände  wie 
das  Budget.  Die  äusseren  Behörden  liefern 
hierzu  die  ersten  Elemente  in  Berichten 
über  ihre  Verwaltungstliätigkeit.  Aus  ihnen 
bearbeiten  die  Mittel-  und  selbständigen 
Centralbehörden  die  S pe c i a  1  -  und  Haupt- 
rechnungen  über  die  ihnen  übertragenen 
Yerwaltungszweige  und  Staatsfonds.  End- 
lich wii-d  aus  dem  so  aufbereiteten  Urma- 
terial  die  Staatsrechnung  im  engeren 
Sinne,  die  Generalstaats-  oder  Gene- 
ralfinanzrechnung  hergestellt,  in  wel- 
cher das  gesamte  Finanzwesen  des  Staates 
in  rechnungsmässiger  Zusanmaenfassung  zu 
Tage  tritt  und  die  zugleich  als  ünuidlage 
für  die  Staatskontrolle  der  ganzen  Finanz- 
wirtschaft dient  Die  Erstellung  liegt  ent- 
weder dem  Finanzministerium  (Preussen, 
Franki-eich)  ob  oder  dem  obersten  Rechnungs- 
hofe, welcher  dann  dieselbe  dem  Finanz- 
ministerium unterbreitet  (Bayern). 

Zum  Rechnungsabschluss  gehört  auch  die 
Inventarisierung  des  Staatsver- 
mögens und  die  Buchfülinmg  über  Be- 
stand und  Veränderung  desselben.  Sie 
ist  teils  eine  Natiuul-  oder  Materialrechnung, 
welche  die  einzelnen  A^erraögensobjekte  und 
Vermögensbestandteile  aufzeichnet,  und  teils 
eine  Geldwertrechnung,  welche  jene  in  ihrem 
Geldwerte  und  in  dessen  Verändei-ungen 
verfolgt.  Die  Inventarisienmg  schliesst  sich 
meist  an  die  einzelnen  Verwaltimgszweige 
an,  welchen  die  verschiedenen  Vermögeus- 
objekte  unterstellt  sind.  Eine  Materialrech- 
nung wird  namentlich  bei  »Betriebsverwal- 
tungen«, wie  bei  Staatseisenbahnen,  Staats- 
gewerben, MonojKDlen,  Münze  und  so  fort, 
erforderlich  sein,  woran  dann  eine  Geldwert- 
bestandsrechnung angeschlossen  wird,  wel- 
che nach  kaufmännischen  Gnmdsätzen  auf- 
zustellen ist. 

Littcratlir;  Eine  ausführliche  Behandlung  der 
hier  dargestellten  Materien  findet  sich  hei  M, 
V,  Heckelf  Das  Budget  (Band-  und  Lehrbuch 
der  Stjoatswissenschaften  II,  4),  Leipzig  1898, 
S,  138 — 269.  —  Ebenso  kurz  bei  Vocke,  Art. 
nFinanzrerwaltun'gn,  H.  d.  St.  (1.  Aufl.).  —  Af. 
V,  Hechel,  Art.  n Finanzverwaltung m,  W.  d.  V. 
Bd.  I,  S.  703—707.  —  Wagnei*,  Ein.  Bd.  I, 
i^  78—100,  119—148.  —  Derselbe f  Schimberg 
III,  1,  S.  543  ff.  —  Stein,  Ein.  Bd.  2,  S.  13 
bis  54,  70—81.  —  Röscher,  Syst.  IV,  ^§  W  ff- 
—  Schrott,  Lehrbuch  der  Verrechnungswissen- 
Schaft,  5.  Aufl.,  Wien  1886.  —  Herrfurth,  Das 


gesamte  preussische  Etats*,  Kassen-  u.  Bechwin^- 
Wesen,  3.  Aufl.,  Berlin  1896,  Bd.  7,  mit  Sack- 
tragsheß  1899  (nKomptabüitätsgesetz»).  —  Seid- 
ler,  Leitfaden  der  Staatsrerrechnung,  Wien  J«**'-. 
—  IPerselbe,  Lehrbuch  der  österreichische h 
Staatsrerrechnung,  Wien  1888.  —  ViHike,  Pv 
Staatsrechnufigswesen,  Vjschr.  f.  V.W.^  Bd.  1' 
(i  u.  3).  —  Stourm^  Le.  Budget  et  son  m^o^ 
nisme.  Pur.  1888.  —  MarciUctc,  Caisse  eentraU 
du  Trhor  public,  JRar.  1890  (amüich  !).  —  Cam- 
pagnole,  Art.  nComptabilitea  in  Say,  Didinn- 
naire  des  Finances.  —  Couder,  ArL  sComptn- 
biiiteu  in  Block,  Diclionnaire  de  l* AdminiHmtum 
franqaise.  —  Eine  ausfühAiehe  Zusammenstellung 
der  einschlägigen  LiUeralur  von  Dr.  Paul 
lÄppert  findet  sieh  im  Anhang  xu  meinem 
Buche:  nDas  Budgets,  S.  343—354,  votelbit 
zahlreiche  Nachweisungen  aus  der  älteren  Lite- 
ratur und  eine  Üebersicht  über  die  Ersckeinunpfü 
betr.  den  Rechtsstand  und  die  ihatsächliche%  Vrr- 
hältnisse  in  den  einzelnen  Landern  darg^tenginti. 
M€uc  von  Heckeh 


Finaniwissenscliaft. 

I.  Allgemeines  (S.  1012).  II.  (feschichte  der 
Finanzwissenschaft  (S.  1014). 

I.  Allgemeines. 

1.  Begriff.  2.  Hilfslehren  der  Finaniwissen- 
Schaft. 

L  Begriff.  Unter  Finanzvissen- 
schaft  versteht  man  die  Lehre  von  der 
Finanzwirtschaft  oder  vom  öffent- 
lichen Haushalt. 

Sie  ist  die  systematische  Darstellung  der 
Grundsätze,  welche  in  der  Finanzwirtschaft 
herrschen,  nach  denen  also  der  Staat  iind 
die  anderen  öffentlichen  Körper  (Gemeinde, 
Kreis,  Provinz  etcJ  die  zur  Erreichung  ihrer 
Zwecke  nötigen  Mittel  beschaffen  und  ver- 
wenden. Sie  sucht  das  in  den  öffentlichen 
Yerbänden  sich  vollziehende  Wirtschaftsleben 
als  ein  Ganzes  mit  bestimmten  Einrichtungen 
und  Organisationsformen  für  sich  und  diüvh 
Vergleich  der  verschiedenen  in  Raum  und 
Zeit  sich  darbietenden  analogen  Erschöimn- 
gen  zu  erkennen.  Seitdem  auch  in  der 
Finanzwissenschaft  die  Berechtigung  der 
historisch-realistischen  Forschung  anerkannt 
ist,  erscheint  als  nächste  Aufgabe  derselben 
die  Beobachtung,  Feststellung,  Beschreibiing 
von  Thatsachen,  welche  sich  auf  die  Be- 
schaffimg und  YenÄ'endung  der  dem  Staate 
und  den  anderen  öffentlichen  Körpern  noti- 
gen Mittel  beziehen.  Aber  die  wissenschaft- 
liciie  Arbeit  kann  in  dieser  Thäti^keit  nicht 
aufgehen.  Ihr  letzter  Zweck  wud  immer 
darin  bestehen,  die  auf  dem  Wege  der  In- 
duktion gewonnene  Erkenntnis  zu  allgemeinen 
Schlüssen  und  Grundsätzen  zusammenzn- 
fassen  und  zu  einer  wissenschaftlichen  Lösung 
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der  im  Finanzwesen  auftretenden  Probleme 
zu  befähigen. 

Bei  aller  Verschiedenheit  der  Auffassung 
mid  Behandlung  der  Finanzwissenschaft  sei- 
tens der  einzelnen  Autoren  sind  die  dieselbe 
l^handelnden  Lehrbücher  etc.  doch  einig  in 
der  Dreiteilung  des  Stoffes,  die  sich  an  ent- 
sprechende Vorgänge  der  Finanzwirtschaft 
knüpft;  ein  Teil  behandelt  die  Ausgaben, 
ein  z^veiter  die  Einnahmen,  ein  dritter  das 
Schuldenwesen. 

Nach    unserer   Auffassung    der  Finanz- 
"wissenschaft  hat  dieselbe  immer  mehr  auch 
<lie  innerhalb  des  Staates  vorhandenen  öffent- 
lichen Verbände  zu  berücksichtigen.    Aller- 
dings hebt  sich  unter  den  öffentlichen  Kör- 
pern   der   Staat   mit   seinem   grossen,    das 
ganze    Land    umfassenden   Wirkungskreise, 
mit   seinen   souveränen  Zwangsbefugnissen, 
mit  seinen  vielseitigen  civilisatorischen  und 
kulturellen  Aufgaben  so  bedeutungsvoll  her- 
vor, dass  die  Finanzwissenschaft  sich  bisher 
fast  ausschliesslich  mit  dem  Staatshaushalt 
beschäftigte   und   mit   dem  Worte   Finanz- 
wissenschaft  stillschweigend   die   Staat s- 
finanzwissenschaft  gemeint  war.     Bei   der 
srrossen  Bedeutung  aber,  welche  die  anderen 
politischen  Körper,  besonders  die  Gemeinden, 
für     die    öffentliche    Bedürfnisbefriedigung 
haben  und  in  steigendem  Masse  haben  wer- 
den, bei  dem  grossen  Aufwände,  welchen 
dieselben  zu  machen  gezwungen  sind,  und 
bei  dem  innigen  Zusammenhange  der  Ein- 
nahmewirtschaft der  Gemeinden  imd  Kom- 
munalverbände höherer   Ordnung    mit   der 
des  Staates  wird  die  BerücksicJitigung  des 
Finanzwesens  der  Gemeinden,  Kreise,  Pro- 
vinzen etc.  immer  unerlässlicher.  Die  jüngsten 
Lehrbücher  versuchen  bereits  dieser  Forde- 
nmg  nachzukommen.     Ebenso  unerlässlich 
at)er  wird  es  speciell  für  die  deutsche  Fi- 
nanzwissenschaft sein,  in  steigendem  Masse 
auch  des  Zusammenhangs  des  Finanzwesens 
der  Einzelstaateii  mit  dem  des  Reiches  zu 
gedenken,   der  schon  heute  in  unverkenn- 
baren Einwirkungen   auf   das   erstere   sich 
äussert. 

2.  Hilf slehren  der  Finanzwissenschaft, 
Zu  denjenigen  allgemeinen  Disciplinen,  denen, 
wie  die  Staatswissenschaften  überhaupt,  so 
speciell  die  Finanzwissenscliaft  grosse  Förde- 
rung verdankt,  gehören  die  allgemeine  Ge- 
schichte (die  politische,  Wirtschafts-,  Kultiu-- 
imd  Rechtsgeschichte),  die  Volkswirtschafts- 
lehre, die  allgemeine  Statistik.  Auch  die 
Technologie  imd  Privatökonomie  und  die 
Staatsrechenkunde  geben  ihr  wertvolle  Auf- 
schlüsse. 

Einzelne  Zweige  des  Finanzwesens  und 
der  Finanz  Verwaltung  sind  auch  Gegenstand 
selbständiger  Untersuchungen  geworden,  und 
gerade  diese  letzteren  haben  nicht  wenig 
dazu  beigetragen,  die  Finanz  Wissenschaft  zu 


vertiefen  und  zu  vervollkommnen.  Es  sind 
das  die  Geschichte  der  Finanzen  so- 
wie der  finanzwissenschaftlichen 
Litteratur,  die  Finanzstatistik  und 
das  Finanzrecht  Die  erstere  schildert 
das  Finanzwesen  der  öffentlichen  Körper- 
schaften und  die  darauf  bezüglichen  Schrift- 
werke in  ihren  zeitlichen  Wandlungen;  die 
zweite  giebt  zahlenmässigen  und  soweit 
möglich  vergleichenden  Aufschluss  über 
Einnahmen,  Ausgaben,  Anleihen ;  das  Finanz- 
recht  endlich  behandelt  die  auf  das  Finanz- 
wesen bezüglichen  Gesetze,  Verordnimgen, 
Instiiiktionen  etc. 

Littoratnr:  In  diese  Litteratur  Übersicht  wurden 
nur  die  Werke  allgemeinen  Inhalts  avfge- 
genommen ;  alles,  was  nur  auf  einzelne  Teile  des 
Jf^namwesens  (z.  B.  Steuern)  sich  bezieht,  wird 
bei  den  einschlägigen  Artikeln  zu  citieren  sein. 
Von  den  älteren  Lehr-  und  Handbüchern  er- 
wähne  ich  nur  L,  v.  Jacoby  Die  Staatsfinanz- 
wissenschaft,  S  Bde.,  Halle  1821;  S.  Aufl.  1837. 

—  C.  A,  r.  MaUshus,  Handbuch  der  Finanz- 
Wissenschaft,  2  Bde.,  Stuttgart  18S0.  —  K,  H,Rau, 
Orundsäize  der  Mnanz^cissenschaft,  2  Bde.,  Leip- 
zig 1832;  5.  Aufl.  1864 — 65.  -—  S.  auch  die  im 
folgenden  Artikel  angefühHe  Litteratur  (unten 
S.  1033JS4). 

teuere  deutsche  Werke:  K,  Vmpfen^ 
hoch,  Lehrbuch  der  Finamwissenschajt,  2  Bde., 
Erlangen  1859—60,  2.  Aufl.  StuUg.  1887.  — 
L.  V,  Stein,  Lehrbtich  der  Finanzwissenschaft, 
Wien  1860;  5.  Aufl.  1885—86.  —  E.  Snx, 
(irundlegung  der  theoretischen  Staatswtrtschaft, 
Wien  1887.  —  A,  Wagner,  Finanzwissenschaft, 
T.  1,  Leipz.  1871;  S.  Aufl.  1883;  T.  2,  1878—80; 
T.  3,  1886^89;  Ergänzungsheft  1896;  T.  4,  1. 
Halbband  1899.  —  Derselbe,  Grundriss  zu 
Vorlesungen  über  Finanzwissenschaft  (Berl.  1898). 

—  «/.  Conrad,  Grundriss  zum  Studium  der 
politischen  Oekonomie,  3.  Teil  Finanzwissenschaft, 
Jena  1899.  —  K.  Th.  Eheberg f  Grundriss  der 
Finanzwissenschaft,  5.  Aufl.  1898.  —  W.  Ro~ 
scher,  System  der  Finanzwissenschaft,  SttUtg. 
1886;  4.  Aufl.  1890.  —  G.  Cohn,  System  der 
Finanzwissenschaft,  Stuttg.  1889.  —  Handbuch 
der  politischen  Oekonomie,  herausgeg.  von  G.  v, 
Schönberg*  Bd.  2,  Tübingen  1882,  4.  Aufl. 
Bd.  3,  1897. 

Ausländische  Werke:  J,  Garnier,  Ele- 
ments de  flnances,  Paris  1856;  3.  Aufl.  u.  d.  T.  : 
Trait^    de  flnances,    Paris  1877;    4.  Aufl.  1882. 

—  J*.  Iieroy-BeauUeu,  Traite  de  la  science 
des  flnances,  2  Bde.,  Paris  1877;  6.  Aufl.  1899.  — 
Dictionnaire  des  flnances,  public  sous  la  diree- 
tion  de  L.  Say  etc.,  Paris  seit  1887.  —  C,  F, 
Bastable,  Public  finance,  London  1893,  2.  Aufl. 

1895.  —  P,  de  Luca,  La  scienza  delle  ßnanze, 
Neapel  1858.  —  E,  Morpurgo ,  La  flnanza, 
Florenz  1877.  —  X#.  Costia^  Elementi  di  scienza 
delle  flnanze,  1.  Aufl.  Mailand  1876,  7.  Aufl.  als: 
Scienza  delle  flnanze,  auch  unter  dem  Titel: 
Primi  Elementi  di  Economia  Politica   vol.  III, 

1896.  —  G,  Boccardo,  I pHncipii  della  scienza 
delle  flnanze,  Turin  1886.  —  G.  Ricca^Salemo^ 
Scieyiza  delle  Finanze,  Florenz  1888.  —  A,  Gra- 
ziani,   Istituzioni  di  scienza  delle  flnanze,  Turin 

1897.  —  «7.  M.  I*iem<is  y  H%iria€lo,  Manual 
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de  ifUtiturCone«  de  han'enda  publica  E^panoln, 
Madrid  ISfJO;  4. Aufl.  lüOl.  —  A.  dos  Satirtos 
Pereira  Jardini  ,  Prinripios  de  ßrinnau, 
Coimbra  1867;  4,  Auß.  1891.  —  J.  Oarioff, 
Theorie  der  Finanzen  (russisch),  Petersburg  1845. 

—  ir.  Lebedeff,  Lehrbuch  der  Finanztcissen- 
schfiß,    Petersburg   1882—86,    d.    Auß.  1890^98. 

—  L,  t».  BUlnskif  System  der  Finnmicissen- 
schuft  (jxdnisch)  Lembvrg  1876.  —  ./.  Kautz, 
Finamwissenschaft   (ungarisch),   Budapest  188ö. 

Viele  Abhandlungen  und  jfaterialicn  in  den 
bekannten  nationalökonomischen  Zeitschriften,  in 
den  Ann.  d.  T).  R.  und  besonders  in  dem  von 
G,  Schanjs  herausgegebenen  Finanzarchir,  jähr- 
lich 2  Bde.,  1.  Bd.  StuUgaH  I884. 

K,  Th.  Eheberg. 


II.  Geschichte  derFinanzwissenschaft. 

I.  Die  Anfänge.  1.  Altertum  und  Mittel- 
alter. 2.  Carafa.  3.  Die  florentinischen  Schrift- 
steller Palmieri»  Guetti,  Guicciardini,  Macchia- 
velli.  4.  Eückblick.  5.  Italien  im  16.  Jahr- 
hundert. II.  Jean  Bodin  und  die  von 
hm  beeinflussten  Schriftsteller.  6. 
Bodin.  7.  Botero.  8.  Obrecht.  III.  Die  Deut- 
schen in  der  ersten  Hälfte  des  17.Jahr- 
h  u  n  d  e  r  1 8.  9.  Bornitz.  10.  ("Christoph  Besold.  11. 
Klock,  Fau8t,We8embecius.  IV.  D  i  e  E  n  g  1  ä  n  d  e  r 
und  die  Niederländer  im  17.  Jahrhun- 
dert. 12.  Die  Engländer.  13.  Die  Niederländer.  V. 
Die  Deutschen  in  der  zweiten  Hälfte 
des  17.  Jahrhunderts.  14.  Vorbemerkung. 
15.  Seckendorflf.  16.  Conrinff.  17.  Pufendorff. 
18.  Der  Accisestreit.  VI.  Die  Ausländer 
bis  auf  Quesnay.      19.  Vauban.     20.  Bois- 

rlebert,  Melon.  21.  Pascoli  und  Bandini. 
Broggia.  23.  Montesquieu.  24.  Davenant 
und  Hume.  VII.  Die  Ausländer  in  der 
zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts. 
25.  Vorbemerkung.  26.  Quesnay  und  die  Phv- 
siokraten.  27.  Steuart.  28.  A.  Smith.  VIII. 
Die  Deutschen  im  18.  Jahrhundert.  29. 
Justi.  30.  Sonnenfels.  IX.  Das  19.  Jahr- 
hundert. 31.  Vorbemerkung.  A.  DieDeut- 
schen.  32.  Die  Litteratur  bis  auf  Rau.  33. 
Bau  und  ümpfenbach.  34.  Die  modernen  Lehr- 
bücher. 35.  Die  monographische  Litteratur.  B. 
Die  ausländische  Litteratur.  36.  Die 
englische  und  französische  Litteratur.  37.  Die 
italienische  Litteratur. 


I.  Die  Anfänge. 

1.  Altertum  und  Mittelalter.    Wie  die 

Staatswissenschafteu  überhaupt  in  ihrer  Ent- 
wickeliing  mit  dem  staatlichen  und  gesell- 
schaftlichen Leben  aufs  engste  zusammen- 
hängen, so  auch  die  Finanzwissenschaft. 
Namentlich  ist  es  der  jeweilige  Zustand  der 
Finanzwdrtschaft,  der  auch  den  Grad  der 
wissenschaftlichen  Erkenntnis  mehr  oder 
weniger  entscheidend  bestimmt.  Aber  es 
ist  aus  den  Kultiirzuständen  zu  erklären,  dass 
die  Anfänge  wissenschaftlichen  Denkens  und 
Erkennens  so  viel  später  einsetzen  als  die 
praktischen  Fertigkeiten,  dass  die  praktische 


Finanzkunst  schon  lange  bedeutende  Erfola"- 
aufzuweisen  vermochte,  ehe  die  dabei  zu 
Grunde  liegenden  Vorgänge  und  Handlangern 
systematisch  betrachtet  werden  konnten. 
Ja  man  darf  für  die  ältere  Zeit,  wie  A.  Waim^r 
sagt,  aus  den  Finanzeinrichtungen  nur  mit 
Vorsiclit  auf  theoretische  Ansichten  der  !»•/- 
treffenden  Epoche  schliessen,  indem  dal«ei 
gewöhnlich  rein  praktische  Gesichtspunkt»? 
massgebend  waren  und  Zufall,  Tnnlition 
und  Routine  entschieden. 

So  fehlt  es  dem  Altertum  und  dem 
früheren  Mittelalter  nicht  nur  an  einer 
systematischen  Behandlung  finanzwnitschaft- 
1  icher  Materien,  sondern  selbst  an  zusammen- 
liängenden  Erörterungen  einzelner  Frai^'iL 
Es  kann  das  auch  nicht  wunder  nehmen,  ila 
in  jenen  Zeiten  nicht  nur  die  bescheidensten 
Anfänge  einer  Wirtschafts>Ä-issenschaft^  >ou- 
dern  auch  die  thatsäc^hlichen  Gnmdlagen 
einer  solchen  fehlen.  Zwar  finden  sich  auch 
l)ei  antiken  Schriftstellern,  so  bei  Aristoteles 
und  Xenophon,  vereinzelte  Bemerkmigen 
ülxT  ökonomische  und  finanzielle  Zustände, 
aber  sie  sind  so  dürftig,  dass  sie  nicht  ein- 
mal als  der  erste  Anfang  eines  wissenschaft- 
lichen Aufbaues  betrachtet  werden  können. 

Der  erste  Schriftsteller  des  Mittel- 
alters, der,  wenn  auch  in  völlig  unsyste- 
matischer und  mehr  zufälliger,  so  doch  m 
etwas  zusammenhängender  Weise  über  finanz- 
w^irtschaftliche  Gegenstände  sich  äussert,  i>t 
wohl  Thomas  von  Aquin   (1227 — 12741. 

Thomas  gesteht  schon  in  jener  Zeit,  da 
die  ersten  tastenden  Versuche  im  Steaerwe**;ü 
gemacht  wurden,  dem  Souverän  das  Becht  zu, 
I  die  Unterthanen  in  ausserordentlicher,  aber  ab- 
I  soluter  Weise  um  des  gemeinen  Nutzens  wiUeo 
oder  zur  Erhaltung  seiner  eigenen  Person  mit 
Steuern  zu  belasten,  wenn  die  gewöhnlichen 
Einkünfte  nicht  genügen.  Der  Fürst,  sagt  er, 
will  das  gemeine  Beste  imd  darf  infolgedessen 
von  den  Mitteln  der  Allgemeinheit  leben.  Dazu 
dienen  in  erster  I^inie  die  Domänen;  aber  da 
es  vorkommen  kann,  dass  die  regelmässigtn 
Einkünfte  zur  Landesverteidigung  und  den  an- 
deren Zwecken  nicht  geniigen,  so  soll  er  be- 
rechtigt sein,  nehen  den  gewöhnlichen  Ein- 
künften auch  neue  Abgaben  von  den  Unter- 
thanen zu  erheben,  die  diese  auch  zum  Nutzen 
der  Allgemeinheit  zu  zahlen  verpflichtet  sind. 
Er  zeigt  ferner  die  Notwendigkeit,  dass  der 
Fürst  Geld  in  Form  eines  Schatzes  zur  Ver- 
fügung habe;  denn  das  stärke  sein  Ansehen, 
erleichtere  und  sichere  ihm  die  Verbindun^n 
mit  anderen  Staaten  und  benehme  ihm  die  Ver- 
anlassung, zu  Anlehen  zu  greifen,  welche  seine 
Würde  schädigen,  die  Achtung  und  Ergeben- 
heit der  Unterthanen  schwächen,  die  Völker  be- 
drücken und  die  Staaten  entnerven. 

Man  könnte  auch  Francesco  Petrarcas 
(1304—1374)  gedenken,  welcher  in  seiner  Schrift 
„De  republica  optime  administranda"  wünscht, 
dass  der  Fürst  ein  guter  Verwalter  sei,  nur  in 
äussersten  Fällen  zu  Steuern  greife  und  be- 
sonders die  Mißsbräuche  der  Steuerpfichter  ab- 
stelle. 
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Schon   im   15.  Jahrhundert   beginnt 
übrigens    eine     eingehendere    Betrachtung 
finaiizwissenschaftlicher  Materien,  denen  wir 
Viei  genauerer  Würdigimg  die  Bedeutung  von 
nennenswerten  Anfängen  auf  diesem  Gebiete 
nit/ht    absprechen   können   und   welche    zu 
voi-folgen  sich  um  so  melir  verlohnen  dürfte, 
lüs  sie    uns   zeigen,  wie  allmählich  die  Er- 
kenntnis wuchs  und  die  Theorie  und  Speku- 
lation  sich  finanzieller  Fi-agen  bemächtigte. 
Es  sc-heint  nicht  richtig  zu  sein,  die  finanz- 
wissenschaftliche Litteratur  erst  im  18.  oder 
17.  Jahrhundert  beginnen  zu  lassen,  da  eine 
genauere  Beriicksichti^ung  früherer  Schrift- 
steller den  unumstösslichen  Beweis  erbringt, 
dass    die  Theorieen   des    17.  und   18.  Jahr- 
hvuidei-ts  auf  einer  Jahrhunderte  langen,  an 
Rückschlägen  i-eichen  Geistesarbeit  benihen. 
2.  Carafa.     Wenn  die  Behauptimg  Sis- 
mondis  richtig  ist,  dass  das  Produktivkapital 
Italiens    im    15.   Jahrhundert    ungefähr    so 
j^ross  war  als  der  Kapitalreichtiun  aller  an- 
d»-i-en    Nationen    Europas    zusammen    und 
dass  dieses  Kapital  in  den  Händen  von  ar- 
beitsamen   Wirtschaftern    beinahe    niemals 
müssig  wai",  und  wenn  wir  dazu  den  hohen 
Zustand  der  geistigen  Kultur  in  jenem  Ifei- 
lien    uns  vergegenwärtigen,    so  werden  wir 
l»ei    den    italienischen  Schriftstellern    jener 
Zeit  nicht  mit  Unrecht  die  meiste  Ausbeute 
erwarten.    In  der  That  zeigen  die  Schriften 
Carafas,  Palmieris,  Guettisetc.  eine 
für  jene  Zeit  ungewöhnliche  Einsicht  in  das 
Gebiet  der  Finanzwirtschaft. 

Wir  nennen  vor  allem  Carafa,  gestorben 
1487,  der  eine  hervorragende  Stellung  unter 
den  Staatsrecht  Heben  Schriftstelleni  des  Mittel- 
ahers  einnimmt.  Seine  Doktrinen,  die  er  in 
dem  Buche  „De  regis  et  boni  principis  officio" 
■  zuerst  publiziert  1^8)  niedergelegt  hat,  hängen 
enge  mit  den  bemerkenswerten  Reformen  zu- 
rammen,  welche  das  Haus  Arragonien  im  König- 
reich Neapel  durchführte.  Er  steht  im  allge- 
meinen auf  derselben  Grundlage  wie  seine  Zeit- 
fifenossen  und  Landsleute  Tommaso,  Egidio  Ro- 
mano, Fr.  Petrarca,  Bartol.  Piatina,  Giov.  Ser- 
cambi,  Franc.  Patrizi;  er  betont  auch,  dass  der 
Fürstj  wenn  er  gute  Gesinnungen  seines  Volkes 
wünsche,  dasselbe  nicht  mit  zu  starken  Lasten 
bedrücken  dürfe,  dass  er  neue  Lasten  nur  im 
Notfalle  und  nur  in  ausserordentlicher  Weise 
anflehen,  dass  er  in  den  Bussen  und  Geldstrafen 
die  Grenze  der  Büligkeit  nicht  überschreiten 
dürfe,  dass  er  alle  Sorgfalt  auf  die  Einnahme- 
verwaltung verwenden  und  sich  in  Zeiten  des 
Friedens  mit  den  Mitteln  für  die  Zeiten  des 
Krieges  versorgen  solle.  Wie  die  anderen  hält 
auch  er  die  Domänen  für  die  Haupt^rundlage 
der  Finanzen,  fordert  er  Gerechtigkeit  im  Steuer- 
wesen und  die  Benutzung  desselben  zur  Ein- 
nahm ebeschafPung  nur  in  ausserordentlichen  und 
fest  bestimmten  Fällen.  Aber  er  bleibt  nicht 
völlig  auf  dem  Boden  des  Ueberkommenen 
stehen,  sondern  es  finden  sich  bei  ihm  Ausein- 
andersetzungen, welche  das  Urteil  Ricca-Salernos 
rechtfertigen,  welcher  meint,  dass  Carafa  mit 
Ansnahme  einiger  Schriftsteller  in  Florenz  zu 


den  besten  Finanzschriftstellem  des  früheren 
Italien  zähle.  Er  zieht  auch  die  Ausgaben  in 
den  Kreis  seiner  Betrachtungen.  Ein  Teil  der- 
selben soll  für  Heerwesen  und  Befestigungen 
und  andere  zur  Verteidigung  und  Machterhal- 
tung des  Staates  dienende  Einrichtungen  ver- 
wendet werden,  ein  anderer  für  den  Unterhalt 
und  den  äusseren  Glanz  des  Fürsten  und  seiner 
Familie,  ein  dritter  für  ausserordentliche  Be- 
dürfnisse. Ihm  schwebt  schon  die  Idee  von 
der  Notwendigkeit  eines  Gleichgewichts  zwischen 
Einnahmen  und  Ausgaben,  eines  häufigeren 
Ueberschlags  der  Einnahmen  und  der  Begrün- 
dung des  Staatshanshalts  auf  sichere  Einkünfte 
vor.  wie  sie  dann  in  Italien  später  von  Botero 
und  Broggia  weiter  entwickelt  wurde.  Er  er- 
klärt sich  bestimmt  gegen  Zwangsanlehen,  Kon- 
fiskationen und  Münzverschlechterungeu,  deren 
schlimme  politische  und  wirtschaftliche  Folgen 
er  klar  erkennt.  Er  missbilligt  auch  den  Be- 
trieb von  Handel  und  Gewerbe  durch  die  Fürsten. 
Der  Fürst  solle  gut  regeren  und  den  Privaten 
Kunst,  Gewerbe  und  Handel  überlassen;  der 
Wohlstand  der  Bürger  sei  das  Fundament  der 
königlichen  Gewalt.  Er  spricht  sich  mit  Nach- 
druck für  Steuerverpachtung  aus,  denn  die  Pacht 
febe  bessere  und  sicherere  Einkünfte,  und  bleibt 
amit  konsequenterweise  in  dem  Kreise  seiner 
Ideeen  über  die  Ordnung  der  Verwaltung,  die 
Sicherheit  der  Einkünfte,  die  Notwendigkeit  ge- 
nauer Vorherberechnung  und  Bilanzierung  und 
die  geringe  Geeignetheit  des  Staates  für  ge- 
werbliche Unternehmungen. 

Alle  diese  Ideeen,  mit  denen  Carafa  teil- 
weise unzweifelhaft  seiner  Zeit  vorauseilt,  waren 
wohl  hervorgerufen  durch  die  Miss  Wirtschaft 
der  Fürsten  aus  dem  Hause  Anjou,  von  denen 
Bianchini  sagt ,  dass  sie  arm  waren ,  weil  sie 
die  Industrie  und  das  Eigentum  der  Bürger  zer- 
störten, den  Kredit  in  solchem  Masse  verloren, 
dass  sie  oft  niemanden  fanden,  der  ihnen  kleine 
Summen  ohne  Verpfändung  ihrer  Kleinodien 
vorgeschossen  hätte,  und  durch  übermässige  Er- 
höhung der  Steuern  nur  einen  Rückgang  der 
Einkünfte  bewirkten.  Sie  entsprachen  also  der 
lebhaften  Empfindung  der  Bedürfnisse  und 
Mängel  jener  Zeit  auf  dem  Gebiete  des  Finanz- 
wesens. Solche  Ideeen  waren  geeignet,  die  Neu- 
ordnung des  Finan^^vesens  herbeiführen  zu 
helfen,  wie  sie  im  Königreich  Neapel  unter  dem 
Hause  Arragonien  sich  vollzog. 

3.  Die  florentinischen  Schriftsteller 
PaJmieri,  Guetti,  Gniccardini,  Macchia- 
velli.  Von  der  florentinischen  Republik  gilt 
das  oben  angeführte  Wort  Sismondis  wohl  am 
meisten.  Es  kann  nicht  wunder  nehmen, 
dass  auf  jenem  Boden,  auf  welchem  an  der 
Grenze  des  Mittelalters  und  der  Neuzeit 
Kirnst,  Wohlstand,  Litteratur  Tage  seltener 
Blüte  erlebten,  auch  die  Schriften  über  Ver- 
waltung, Staatsrecht  und  Finanzen  einen 
relativ  hohen  Grad  von  Verständnis  imd  Ein- 
sicht aufweisen. 

Die  Güte  gewisser  finanzieller  Einrich- 
tungen in  Florenz  schon  im  14.  Jahrhundert 
ist  bekannt;  ich  erinnere  an  den  florenti- 
nischen Kataster,  an  das  besser  geordnete 
Anleihe wesen,  den  monte  dei  debiti,  Ein- 
richtungen, die  teils  als  Zeichen  grosser  Er- 
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fahning  in  der  Finanzkunst,  teils  als  Be- 
weise eines  früh  aufdämmernden  Geivohtig- 
keitsgefühls  auch  honte  noch  gerühmt  zu 
werden  verdienen. 

Auf  diesem  Boden  ent,standen  die  Schrif- 
ten des  Bernardo  von  Siena  (1B80  bis 
1444),  des  Antonio  von  Florenz  (1389 
bis  1459),  die  sich  hau[)t<<ächlich  mit  dem 
Anleihe wesen  beschäftigen,  l)esonders  aber 
die  Schriften  Palmieris,  Guettis  und 
Gnicciardinis. 

Matteo  Palmieri,  dessen  hier  zu  nen- 
nende Schrift  „Della  vitÄ  eivile"  in  Florenz  1529 
pnbliziert  wurde,  fordert  mit  einer  Befcrflndunj^, 
welche,  wenn  wir  sie  auch  nicht  für  richtig 
halten,  so  doch  von  reifem  Nachdenken  Zeugnis 
giebt,   eine  Verteilung  der  Steuern  nach   pro- 

g>rtionaIem,  nicht  nach  progressivem  Massstabe, 
r  hält  die  Verschiedenheit  der  Vermögen  fttr 
in  der  Natur  begrtlndet  und  meint,  dass  die- 
selbe nicht  durch  die  öffentlichen  Abgaben 
alteriert  werden  dürfe ;  diese  dürften  die  Emzel- 
vermögen  nicht  verändern,  sondern  nur  ver- 
mindern. An  dieser  Auseinandersetzung,  die 
sich  fragen  die  damals  in  Florenz  übliche  pro- 
gressive Besteuerung  gerichtet  zu  haben  scheint, 
mag  man  ersehen,  wie  weit  zurück  die  Kontro- 
verse über  progressive  und  proportionale 
Steuer  reicht.  Dabei  darf  man  freilich  nicht  | 
vergessen,  dass  Palmieri  sich  in  der  Erkenntnis 
der  Steuerbemessungsgrundla^e  von  der  (legen- 
wart  grundsätzlich  unterscheidet. 

Ludovico  Guetti  in  seiner  „Inventiva 
d'una  imposizione  di  nuova  gravezza"  erkennt 
zunächst  rückhaltlos  das  Recht  des  Staates, 
Steuern  aufzulegen,  an,  soweit  dieselben  durch 
dringende  öffentliche  Bedürfnisse  veranlasst 
sind,  und  begründet  es  mit  dem  Schutz  der 
Person  und  des  Eigentums  durch  den  Staat. 
Was  seine  neue  Steuer  anlangt,  so  fordert  er 
an  Stelle  der  bis  dahin  üblichen  allgemeinen 
Steuern  Einzelsteuem,  die  aber  so  eingerichtet 
sein  müssten,  dass  sie  jeden  Unterthanen  träfen. 
Er  schläfi^  vor  einen  allgemeinen  Zehnten  von 
den  Ländereien,  den  Tieren,  den  Häusern,  Ka- 

S Italien,  Stipendien,  Pensionen,  den  Gewerben, 
en  sieben  höheren  und  den  vierzehn  niederen 
Künsten  —  eine  Idee,  die  wenig  später  in  der 
Praxis  Englands  und  anderer  Länder,  teilweise 
auch  Italiens  sich  Anerkennung  verschaffte. 

Die  erste  Stelle  unter  den  mit  finanzwirt- 
schaftlichen Fragen  sich  beschäftigenden  Flo- 
rentinern nimmt  der  erste  Politiker  des  da- 
maligen Florenz  ein:  Francesco  Guicci- 
ardini  (1483 — 1540),  hauptsächlich  in  seiner 
Schrift  „Del  reggimento  di  Firenze**  (im  Bd.  II 
seiner  18ö8  zum  erstenmal  veröffentlichten 
Werke).  Er  macht,  indem  er  bei  seinen  Aus- 
führungen die  florentiuischen  Verhältnisse  ins 
Auge  fasst,  die  interessante  Bemerkung,  dass 
oft  eine  Volksherrschaft  weniger  massvoll  in 
der  Einführung  von  Lasten  sei  als  ein  Fürsten- 
tum, weil  sie  gerne  die  Reichen  zum  Schaden 
der  Allgemeinheit  besonders  heranziehe;  und 
doch  sei  eine  wohlverteilte  Besteuerung  die 
Voraussetzung  eines  kräftigen  Staates.  Bei 
ihm  vollzieht  sich  erkennbar  der  Umschwung 
der  Meinungen  über  die  direkten  und  indirekten 
Steuei-n.    Er   hält   zwar    an   den  Steuern    auf 


Immobilien  fest,  aber  da  sie,  namentlich  ib 
Florenz,  wo  die  Immobilien  nnr  den  geringeit-c 
Teil  des  Vermögens  ausmachten,  nur  ungenü- 
gendes Erträgnis  lieferten  und  da  es  teils  un- 
möglich, teils  sehr  schwierig  und  belästigend 
sei,  die  beweglichen  Vermögen  zu  erfassen,  ^j 
müsse  man  als  Ergänzung  zu  den  indirekten 
Steuern  greifen,  besonders  von  Mehl  und  Salz. 

Diesen    Ideeen    des  Guicciardini  entsprach 
auch   teilweise   die   zu   Anfang   des   15.  Jahr- 
hunderts vorgenommene  Steuerreform  in  Florenz, 
wonach  der  Kataster  dnrch  einen  Zehnten  vön 
den  unbeweglichen  Gütern  ersetzt  itvurde.    AU 
dann    die    Demokratie   in    Florenz   wieder  zn 
einer  progressiven  Steuer,  der  „decima  scalatü". 
führte    (1499),  da  stellte  Guicciardini  in  zwei 
Discorsi  die  Gründe  für  und  gegen  die  progresnivf 
Steuer  zusammen,    nicht    aUzn    weit    von  der 
Weise  entfernt,  wie  dies  heute  noch  geschieht. 
Es  fireben   aber  auch  bei  ihm  wie  bei  Palmieri 
die  örUnde   gegen   die   Progression  den   Aus- 
schlag. Wie  dieser  meint  er,  dass  die  natürliche 
Ordnung  der  Einkommen  dnrch  die  Besteuerune 
nicht  gestört  werden  dürfe  und  dass  es  gere<>ht 
sei,   dass  jeder  einen  genau  bestimmten,  ver- 
hältnismässigen Teil  seines  Vermögens  entrichte, 
nicht  diesen  oder  jenen  willkürlich  geschätzten. 
Wenn  die  Florentiner  nichtsdestoweniger  eine 
progressive  Skala  annahmen,  so  wird  man  dies 
m  (len   Tendenzen   der   Demokratie  begründet 
finden;  denn  sie  drängt  immer,  wie  Laveleye 
sagt,  dazu,  die  politische  Gleichheit  durch  die 
wirtschaftliche,  d.  h.  hier  durch  die  im  Sinne 
einer  grösseren  Vermögensgleichheit  wirkende 
Besteuerung  zu  ergänzen. 

Unter  den  Florentiner  Politikern  jener  Zeil 
nenne  ich  noch  Maccchiavelli,  m  des.'^en 
„Principe"  und  „Discorsi"  auch  finanzwirtschaft- 
liche Fragen  gestreift  werden.  Ein  Kapitel  seiner 
Discorsi  hat  die  Ueberschrift :  I  danari  non  sono 
il  nervo  della  guerra  secondo  ch'  ^  la  comune 
opinione;  er  hält  die  moralische  Kraft  und  die 
politischen  Beziehungen  zu  anderen  Staaten  für 
wichtiger.  Er  scheint  eine  allgemeine  Ver- 
mögenssteuer zu  billigen,  wie  sie  der  florenti- 
nische  Kataster  und  einige  deutsche  Städte 
geordnet  hatten.  Die  stehenden  Söldnerheere 
sind  nach  ihm  eine  der  Hauptursachen  der  Ver- 
armung und  Schwächung  des  Staates. 

4.  Rückblick,  üeberblickt  man  diese 
frühesten  mehr  oder  weniger  zusammen- 
hängenden Aeusserungen  über  das  Finanz- 
wesen, so  wird  man  überrascht  sein,  schon 
in  jener  Zeit  an  Ideeen  erinnert  zu  werden, 
die  man  als  ansschliessliches  Eigentum  der 
Gegenwart  anzusehen  gewohnt  ist  Äl^^r 
die  Aehnlichkeit  ist  doch  eine  mehr  äuAser- 
liche  und  zerfliesst,  wenn  man  genauer  zu- 
sieht. Dann  bleiben  alle  die  wesentlichen 
Unterschiede,  welche  schon  in  der  Verschie- 
denheit der  Kultur,  Verfassung,  Verwaltung 
etc.  des  Cinquecento  und  der  Gegenwart 
gelegen  sind.  Palmieri,  Guetti  und  die  an- 
deren denken  in  erster  Linie  an  die  Do- 
mänen, wenn  von  Deckimg  des  offenthchen 
Bedarfes  die  Rede  ist;  sie  fassen  zwar  die 
Steuerzahlung  als  eine  Pflicht  der  Unter- 
thanen auf,  aber  als  Grundlage  derselheu 
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^t  immer  das  Vermögen.    Es  fehlte,  viel- 
leicht   mit  Ausnahme   einiger  Anläufe   bei 
Guicciardini ,    eine   klare   Vorstellung   vom 
Wesen    des  Einkommens   und   seinem   Zu- 
sammenhang mit  jedem  Steuerwesen.  Wenn 
man   sich  bemühte,  einzelne  Einkommens- 
teile  festzustellen,  so  that  man  dies,  um  die 
Kapitalsumme  zu  finden,   nach  welcher  die 
Steuer  erhoben  werden  sollte.    Der  Gegen- 
satz  zwischen  den  heutigen  Ansichten  und 
den  damaligen  wäre  noch  auffälliger,  wenn 
<.lie  finanzwirtschaftlichen  Erörterungen  der 
Palmieri  etc.  einen  breiteren  Raum  einneh- 
men würden.   Die  schreibseligeren  nächsten 
Generationen    in    Italien    wie    anderwärts 
decken   den  Gegensatz  viel  klarer  auf  als 
die  hauptsächlich  mit  Politik  beschäftigten 
eben    genannten    Schriftsteller.      Aber   der 
Gegensatz    ist    schon    begreiflich    aus    der 
Thatsache,   dass   selbst   in  dem   in  diesen 
Verhältnissen    hochstehenden   Florenz    das 
Stouerwesen  überhaupt  noch  in  seinen  An- 
fängen  sich  befand  und  die  ersten  schwie- 
rigen Proben  seiner  Leistimgsfähigkeit  ab- 
legte," dass  es  immer  noch  und  noch  sehr 
lange  nachher  nur  als  ausserordentliche  Ein- 
nahmequelle   gedacht    war    und    dass    die 
Steuertechnik  auch    den  niedrig   gestellten 
Anforderungen   der  Theorie   nicht  zu  ent- 
sprechen vermochte. 

5.  Italien  Im  16.  Jahrhundert.  Während 
sich  nun  im  Auslande,  anknüpfend  an  praktische 
Vorgänge  im  Finanzwesen,  namentlich  an  die 
Aufnahme  der  Accisen,  bald  lebhafte  und  an- 
regende Kontroversen  entspannen,  bleiben  die 
italienischen  Schriftsteller  des  16.  Jahrhunderts 
auf  dem  bisher  gewonnenen  Boden  stehen.  Sie 
erbalten  noch  die  Traditionen  des  ausgehenden 
Mittelalters^  und  nur  langsam  fühlt  man  den 
Einflnss  der  sich  ändernden  Verhältnisse,  indem 
2.  B.  mit  der  Anerkennung  von  der  Notwendig- 
keit des  Staates  auch  das  Recht  des  Fürsten 
auf  die  Abj^aben  anerkannt  wird.  Die  Bezie- 
hungen zwischen  Theorie  und  Praxis  werden 
weniger  intim  als  früher.  Die  Litteratur  be- 
wegt sich  mehr  in  Allgemeinheiten,  in  der  Er- 
örterung allgemeiner  theoretischer  Probleme, 
nicht  mehr  in  der  Behandlung  specieller  Fragen, 
Äie  mit  den  thatsächlichen  Verhältnissen  zu- 
sammenhängen. Auch  die  Verhältnisse  anderer 
Länder  werden  nicht  berücksichtisrt ;  denn  das 
AViederer wachen  des  Altertums  rührt  wie  in 
anderen  Wissensgebieten  so  auch  hier  mehr 
zur  Beschäftigung  mit  vergangenen  Zeiten  als 
zur  Analyse  der  Segenwart. 

Im  16.  Jahrhundert  aber  stehen  die  Studien 
noch  in  Blüte,  nimmt  die  italienische  Wissen- 
schaft noch  einen  ersten  Bang  in  den  Kultur- 
Staaten  Europas  ein;  erst  im  17.  Jahrhundert 
zerfällt  wie  das  staatliche  so  das  geistige  Leben. 
In  der  Theorie  und  Praxis  äussert  sich  der 
Zustand  der  Abhängigkeit  und  Isolieiiing,  in 
d^m  Italien  damals  sich  befand. 

Von  den  auf  dem  Gebiete  des  Finanzwesens 
thätigen  Schriftstellern  Italiens  im  16.  Jahr- 
hundert nenne  ich  Sabba  da  Castiglione 
(1484—1554),  Pietro  Bizzar  1,  welcher  den 


schönen  Gedanken  ausspricht,  dass  die  Steuern 
nicht  als  eine  Feindesbeute  angesehen,  sondern 
nur  mit  Sorgfalt  gehandhabt  werden  dürften, 
dann  Francesco  Sansovino,  welcher  schon 
erkennt,  dass  es  nicht  Zweck  der  Finanz  Wirt- 
schaft sein  könne,  Ueberschüsse  zu  erzieleut 
dass  das  den  Unterthanen  abgenommene  Geld 
nur  zu  Ausgaben,  nicht  zur  Ansammlung  eines 
Schatzes  benutzt  werden  dürfe,  ausser  für  Be- 
dürfnisse des  Kriefi-es. 

Geissen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  werden 
dann  die  diesen  Schriftstellern  gemeinsamen 
Lehren  von  der  Notwendigkeit  des  öffentlichen 
Vermögens  und  eines  Kriegsschatzes,  der  Spar- 
samkeit in  den  Ausgaben  und  dem  Masshalten 
in  den  Einnahmen,  von  dem  Hechte  des  Fürsten 
in  bedingter  und  ausserordentlicher  Weise 
Steuern  zu  erheben,  vertieft  und  schärfer  ge- 
fasst,  teils  unter  dem  Druck  der  Aenderungen 
in  der  Finanz  Verwaltung,  teils  unter  dem  Ein- 
flnss Jean  Bodins.   . 

II.  Jean  Bodin  und  die  von  ihm  beein- 
flnssten  Schriftsteller. 

6.  Bodin.  Man  hat  nicht  mit  Unrecht 
gesagt,  dass  Jean  Bodin  (Joannes  Bodi- 
nus  1530—96)  in  der  üebergangsepoche  zur 
neuen  Zeit  in  Frankreich  ungefähr  dieselbe 
Stelle  in  der  Nationalökonomie  einnehme, 
wie  etwa  Monis  und  Bacon  in  England, 
Serra  in  Italien,  indem  er  als  der  erste 
Theoretiker  der  Volkswirtschaft  einen  grös- 
seren Kreis  ökonomischer  Erscheinungen 
und  Vorgänge  beobachtet  und  in  zusammen- 
hängender Weise  dargestellt  hat 

Dieser  grössere  Gesichtskreis,  der  Bodi- 
nus  beispielsweise  zu  richtigen  Ansichten 
in  der  Teuerungs-  und  Edelmetallpreisfrage 
kommen  liess,  findet  auch  in  dem  auf  dem 
Gebiete  des  Finanzwesens  liegenden  Kapitel 
VI  seiner  Schrift  »Les  six  livres  de  la  Re- 
publique«,  Lyon  1576  oder  1577,  deutlichen 
Ausdruck.  Bodin  hat  ein  offenes  Auge  für 
die  im  Staatswesen  seiner  Zeit  herrschen- 
den Missstände;  er  missbilligt  die  Ver- 
schwendung der  Höfe,  die  Münzverschlech- 
terungen, den  Aemterkauf  behufs  Erhöhung 
der  öffentlichen  Einnahmen.  »Les  finances 
sont  les  nervs  de  la  R6publique<^.  Es  ist  auf 
finanziellem  Gebiet  Aufgabe  der  Regierung : 
1.  nach  angemessenen  Mitteln  zur  Befriedi- 
gung des  Staatsbedarfs  und  zur  Begnlndung 
des  öffentlichen  Reichtums  zu  .suchen,  2. 
die  Einkünfte  zur  Ehre  und  zum  Vorteil 
des  Staates  zu  verwenden,  3.  einen  Teil  für 
ausserordentliche  Bedürfnisse  zu  reservieren. 

Die  Staatseinkünfte  haben  nach  ihm  fol- 
gende Rangordnung:  1.  Einkünfte  aus  den 
agris  publicis,  2.  ex  hostium  spoliis,  3.  ex 
auiiconim  largiäonibus,  4.  ex  sociorum  vec- 
tigälibus  ac  tributis,  5.  ex  earum  renim 
vectigalibus  quae  aut  invehuntur  aut  exve- 
himtur,  6.  ex  mercatura,  7.  ex  subditorum 
tributis.  Von  diesen  scheinen  ihm  nur  die 
Domänen    und    die  Ein-   und  Ausfuhrzolle 
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wertvolle  Einnahmequellen  zu  sein:  alle 
anderen  haben  nur  untergeoninete  Bedeutiuig. 
Doch  legte  er  der  Staatsverwaltung  die  ge- 
wissenhafte Erforschung  und  Beachtung  dcT 
ßkonomischen  Kräfte  und  Zustände  des 
Landes  zum  Zwecke  der  Einrichtung  eines 
guten  Steuerwesens  dringend  ans  Herz. 
Steuern  sollen  ahor  nach  ihm  nur  in  Not- 
fällen und  in  ausseroixlentlicher  Weise  in 
Anspruch  genommen  werden.  In  solchen 
Fällen  seien  sie  aber  gerechtfertigt,  weil  ja 
die  Sicherheit  und  der  Rechtsf^chutz  als 
Fundamente  des  allgemeinen  Wohls  und  der 
Gesellschaft  mittelst  derselben  hergestellt 
würden.  Doch  glaubt  Bodin  im  Falle  eines 
Krieges  freiwillige  Anlehen  vorziehen  zu 
sollen;  Zinsdarlehen  dagegen  verwirft  er; 
sie  seien  der  Ruin  der  Staaten.  Da  aber 
Fürsten  häufig  keinen  Ki-edit  hätten,  so 
seien  auch  hier  Steuern  oft  unvermeidlich. 
Bodin  macht  zutn^ffend  darauf  aufmerksam, 
dass  viele  Steuern  zuerst  in  auvsseroixlent- 
licher  Weise  erhoben,  dann  allmählich  dau- 
ernd geworden  seien  und  da^s  sich  daraus 
die  vorhandene  Vielheit  der  Steuern  erkläre. 
Da  die  privilegierten  Klassen  immer  das 
Streben  hätten,  die  Lasten  auf  die  untei*en 
abzuwälzen,  so  müssten  die  Steuern  Real- 
und  nicht  Personalsteuern  sein.  Gerade 
diese  letzte  Ansicht,  die  auch  bei  den  Ita- 
lienern auftaucht,  ist  ein  Zeichen  der  Zeit, 
welche,  allmählich  den  Gedanken  an  allge- 
meine Vermögens-  oder  PtTsonalsteuern  auf- 
gebend zu  Objektssteuern  hinneigte. 

W^enn  so  die  Ansichten  ßodins  gerade 
über  die  uns  am  wichtigsten  erscheinenden 
Einkünfte  des  Staates  auch  ziemlich  dürftig 
sind  und  mit  Rücksicht  auf  die  Zeit  auch 
kaum  anders  sein  können,  so  gewinnen  sie 
doch  zweifellos  durch  ihre  Verbindung  mit 
der  allgemeinen  Politik  und  der  Volkswirt- 
schaft. Mögen  ihn  einzelne  der  oben  ge- 
nannten Italiener  in  Einzelheiten  übertroffen 
haben,  er  übertrifft  sie  alle  durch  Vielseitig- 
keit und  Klarheit.  In  ihm  fasst  sich  die 
ganze  frühere  Erkenntnis  zusammen:  von 
ihm  aus  strömt  sie  wieder  in  die  civilisierte 
Welt.  Man  merkt  dies  deutlich  nicht  nur 
an  dem  Werke  seines  Zeitgenossen  Grego- 
rius  Tholosaiuis,  »De  republica« ,  sondern  be- 
sonders an  den  Schriften  Obrechts  und 
Boteros. 

7.  Botero«  —  Die  Ansichten  Giovanni 
Boteros  (lö40— 1617)  über  finanzielle  Gegen- 
stände, niedergelegt  in  seinem  Werke  „Della 
Ragione  di  Stato",  Venezia  lö89,  unterscheiden 
sich  nicht  in  Hauptpunkten  von  denen  Bodins; 
wohl  aber  erkennt  man  in  Einzelheiten  die 
Verschiedenheit  der  Länder,  denen  sie  ange- 
hören. Botero  bespricht  eingehender  die  ausser- 
ordentlichen Bedürfnisse  und  den  Staatsschatz. 
Er  räumt  dem  Fürsten  ausdrücklicher  und  be- 
stimmter das  Recht  ein,  Steuern  zu  erheben, 
und  zählt  diese  mit  den  Domänen  zu  den  ordent- 


I  liehen  Einkünften.    Er  beschränkt  die  direkten 
■  Steuern  in   der  Hauptsache  auf  die  liegend^-a 
I  Güter,  indem  er,  ähnlich  wie  GuicciardinL  die 
Zölle    und   Konsumtionsabgaben    als   eine  ge- 
Inügende   Besteuerung   der   Industrie   und   des 
.  bewe^rlichen   Vermögens   ansieht.     Und  solcht- 
.  Ansichten  sind  zum  Teil  aus  dem  lieben  ^ 
j  nommen,  denn  unter  der  Herrschaft  Emmanuel 
I  Philiberts  finden  sie  sich  verwirklicht.    Sie  he- 
.  jfegnen  uns  später  wieder  bei  Broggia.  der  nie 
auf   dem   Boden   der   praktischen   und  theore- 
tischen Fortschritte  des  18.  Jahrhunderts  weirer- 
bildete. 

l?ei  Botero  wie  bei  anderen  italienischen 
Schriftstellern  jener  Zeit,  z.  B.  Nicolo  Vito 
di  Gozzi,  Scipione  Ammirato,  Zecchi. 
Frachetta,  findet  man  eine  gewisse  MfosijLTinir 
I  und  Ausgeglichenheit  der  Meinungen,  ein  An- 
lehnen an  die  frühere  Zeit,  von  deren  Buhme 
allerdings  das  16.  und  17.  Jahrhundert  zehne. 
War  auch  Italien  selbst  im  Sinken  begriffen, 
hauptsächlich  unter  dem  Druck  der  spanischen 
Oberherrschaft,  so  vermochte  die  italienische 
Wissenschaft  doch  wie  auf  anderen  Gebieten  ^ 
auch  hier  ihren  ehrenvollen  Platz  als  die  höh«? 
Schide  der  Staatskunst  und  der  Volkswirtschaft 
zu  behaupten.  Der  nationale  Zerfall  war  noch 
nicht  weit  ffenug  fortgeschritten,  um  sich  in 
der  Litteratur  recht  bemerkbar  zu  machen. 

8.  Obrecht,  Mehr  Eigentümliches,  wenn 
auch  freilich  nicht  immer   in  vorteilhafter 
Weise,   zeigt  sich  bei  dem  Sti-assburger  Ju- 
risten 0 brecht.    Sein  finanzwissenschaft- 
lich   bemerkbares    Werk   ist:    Fiinf  under- 
sehiedliche  Secreta  i)olitica  von  ....  billicher 
rechtmässiger   imd    notwendiger  Erhuhnni? 
I  eines    jeden    Regenten    jährlichen   GefälJ»^n 
'und    Einkommen  .  .  .,    nach    seinem   T»do 
herausgegeben  von  seinem  Sohn,  Strassbun; 
1617.     Seine   Ansichten   bewegen   sich  im 
Ideeenkreise  Bodins.    Er  wünscht  dass  l:»ei 
der  Besteuerung  die  Güter,  nicht  die  Köjife 
oder   Personen    zu    Grunde    gelegt,   ferner 
dass   Luxusgegenstände,   nicht  notwendis:e 
Lebensmittel  besteuert  werden  sollen.   Wie 
Bodinus  empfiehlt  auch  Obrecht,  mehr  die 
I  Fr(?mden  als  die  Einheimischen  zu  besteueni. 
geringe  Einfuhrzölle,  hohe  Ausfuhrzölle  von 
entbehrlichen  Wai'en  zu  erheben.    Danet»en 
entwickelt   er  eine  reiche   Musterkarte  von 
Gebühren  und  Regalien,  um  die  Staatskasse 
zu  bereichern,  zum  Teil  solche,  die  erheiternd 
wirken,   z.  B.  Geldbussen  für  Sabbatschän- 
dung   und    Gotteslästerung,    für  schlechte 
Richter  imd  Anwälte,  Abgaben  %'on  Injurien- 
prozessen,  vom  Verkaufe  von  Aemtern  mul 
Adel  etc.    Während   er   in   einer  friiherea 
Abhandlimg   auch    Münzverschlechteningeu 
als  Einnahmequellen  nicht  zurückweist,  vamt 
er  doch  später,  wahrscheinlich  belehrt  durch 
die  wachsenden  Missbräuche  in  der  Praxi?« 
vor  denselben.  Er  empfiehlt  eine  geordnete 
Haushaltung    und    die   Ansammlung  eines 
Staatsscluitzes,   die   hauptsächlich  aus  den 
eben  genannten  Strafgeldern  bewerkstelligt 
werden  könnte. 
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Alles  in  allem  genommen  ist  Obrecht 
€*in  Schüler  Boclins;  er  ist  ein  Anhänger 
i\ov  Regalienwirtschaft,  ein  Vertreter  des 
Absolutismus,  der  nicht  nur  durch  Bodin, 
sf>rnleni  auch  durch  seine  Lebensschicksale 
\uv\  seinen  späteren  Wohnort  dem  franzö- 
sischen   Finanzwesen    naliergefiihrt   wurde. 

III.  Die  Deutschen  in  der  ersten  Hälfte 
des  17.  Jahrhunderts. 

9.    Bomitz.    Mehr   in   deutschen   Ver- 
hältnissen wurzelt  Jac.  Bornitz;  es  zeigt 
si'h  das  weniger  in  dem  Gegensatz  zu  dem 
universell  veranlagten  Bodin,  von  dem  Bomitz 
im  Gegenteil  nicht  wenig  angenommen  hat, 
als  gegenüber  dem  einseitigen  Standpunkte 
<>brochts.     Bornitz,    dessen    Schriften    »De 
aei*ano«f,  Frankfurt  1612,  und  »Tractatus  poH- 
ticus     de    rerum    sufficientia    in    republica 
pmcuranda«,  Frankfurt  1625,  hierher  gehören, 
ist    ein    eifriger  Verteidiger   der  Domänen, 
welche    allein    einem   Staate    die    gehörige 
finanzielle  Sicherheit  geben  könnten,   sowie 
dos     Lehnswesen.      Vorsichtig    zu    Werke 
jjohend,   möchte  er  nicht  genie  mit  alten 
Kinriohtungen   auf   einmal   aufräumen.     So 
ist   er   zwar  principiell  gegen  den  Aemter- 
kauf,  aber  er  lässt  ihn  doch  wieder  zu,  falls 
dadurch  Anleüien  verhütet  werden  können, 
i\io  or  sonst  im  Gegensatz  zu  Bodin  für  viel 
woniger  bedenklich  hält  als  Steuern.    Die 
Stouern  sollen  gleichmässig  verteilt  sein  in 
dorn  Sinne:  »ut  nemo  plus  oheris  sustineat, 
<|uam  emolumenti  et  lucri  ex  i-ebus  capiat<t; 
aller  er  erwärmt  sich  doch  auch  für  die  da- 
mals reichli(^h  vorhandenen  Steuerbefreiungen 
der  ( reistlichen.  Adeligen  etc.   Er  missbilligt 
d»-u  Botrieb  von  Handels-  und   Gewerbege- 
sehäften  durch  den  Staat,  lässt  ihn  aber  doch 
zu,  wo  das  gemeine  Wohl  es  erfonlert  oder 
wo  die  privaten  Kräfte  nicht  genügen,  um 
feinen  notwendigen  Gewerbezweig  ins  Leben 
zu  rufen,  oder  wo  der  Fiskus  ohne  die  Ein- 
nahmen   aus   einem    solchen   Betrieb   nicht 
bestehen  kann.    Allgemein  warnt  er  vor  zu 
hohen    Steuern,    denn   der    Wohlstand   des 
Volkes  müsse  der  Übrigkeit  wertvoller  sein 
als  die  Einkünfte. 

10.  Christoph  Besold  (1577—1638), 
do^sen  Abhandlung  »De  aei-ario«  zum  ersten 
Mal  1620  erschienen  ist,  zeichnet  sich  vor 
Bornitz  durch  umfassendere  Kenntnisse  und, 
wie  mir  scheinen  will,  guten  historischen  Sinn 
aus.  Er  ist  ebenso  weit  von  dem  Absolutis- 
mus des  Fürsten  wie  von  jenem  des  Volkes 
entfernt.  Deshalb  erkennt  er  zwar  das 
Recht  des  Fürsten  auf  Steuern,  aber  ebenso 
auch  das  Bewilligungs-  und  Kontrollrecht 
^ler  Stände  an.  Die  Steuern  sind  auch  für  ihn 
nur  vonibergehende  Hufen.  Wie  Guicciardini 
ist  er  mehr  für  indirekte  Steuern  als  direkte, 
weil  die  ersteren  leichter  getragen  wiu'den, 
wie  Bodinus  empfiehlt  er  mehr  die  Ausfuhr- 


ais die  Einfidirzßlle,  namentlich  wenn  sie 
den  Ausländern  aufgebiu'det  werden  können. 
Er  ist  in  der  Regel  gegen  den  Handels-  und 
Gewerbebetrieb  des  Staates  sowie  gegen  die 
Ausdehnung  der  Regalien ;  das  Lotterieregal 
ver^^ärft  er  mit  der  bemerkenswerten  Moti- 
vierung, »dass  nicht  nur  der  Zweck,  sondern 
auch  die  Mittel  ehrenhaft  sein  müssten«. 

Besolds  Aeusserungen  über  Staatsschulden 
sind  nach  Röscher  ebenso  charakteristisch 
für  den  Uebergang  aus  der  rein  privatrecht- 
lichen Auffassung  des  Staates  in  die  staats- 
rechtliche wie  für  das  gänzliche  Fehleu  der 
neueren  Kreditideeen ;  denn  er  erklärt,  dass 
die  Unterthanen  nicht  verpflichtet  seien, 
eine  Schuld  des  Landesherrn  zu  bezahlen, 
wenn  sie  infolge  seines  Luxus  entstanden 
sei,  wohl  aber,  wenn  sie  aus  ernsthafter 
Ursache  herrühre. 

11.  Klock,  Fau8t,  Wesembecius.  Wenn 
Bornitz  und  Besold  den  Merkantilismus  in 
Deutscliland  vorbereiteten,  so  Klock  den 
Uebergang  von  der  ständischen  Freiheit  zum 
Absolutismus.  Freilich,  wie  mir  scheinen 
will,  unter  von^uegender  Berücksichtigung 
der  ersteigen.  Es  geht  dies  meines  Erachten s 
daraus  hervor,  dass  er  an  dem  freien  Steuerbe- 
willigungsrecht der  Stände  für  alle  direkten 
Steuern  festhielt. 

Kaspar  Klock  (1583— 1655)  hat  einen 
begeisterten  Lobredner  in  L.  v.  Stein  ge- 
funden, der  ihn  den  (zeitlich)  ersten  Finanz- 
lehrer und  den  Begründer  sowohl  der  Steuer- 
lehi-e  für  sich  als  der  Finanzwissenschaft 
überhaupt  bezeichnet.  Aber  abgesehen  davon, 
dass  Klock  vielfach  aus  den  >^Consilia  pro 
aerario  ci\Tli  etc.«  des  M.  Faust  von 
Aschaffenburg  abgeschrieben  hat,  scheint 
mir  doch  das  Urteil  Steins  an  jener  Ein- 
seitigkeit zu  leiden,  wie  sie  leicht  durch  die 
ausschliessliche  Beschäftigmig  mit  e  i  n  e  r  be- 
stimmten Persönlichkeit  erzeugt  wird.  Vieles, 
was  Stein  als  eine  besondere  Emmgenschaft 
Klocks  preist,  reicht,  mindestens  in  seinen 
Anfängen,  auf  frühere  Zeiten  zurück.  Aller- 
dings sagt  Klock  in  seinen  Werken  »Tracta- 
tus  nomico-politicus  de  contributionibus« 
(Basel  1634)  und  »Deaei-ario«  (Nürnberg  1691), 
dass  die  Steuer  iliren  letzten  Gnmd  in  der 
utilitas  publica  habe,  imd  übertrifft  in  dieser 
Ansicht  auch  nach  meinem  Erachten  das 
egoistische  Steuerprincip  Montesciuieus  eben- 
so wie  die  fürstendienerischen  Aeusserungen 
Macchiavellis,  aber  schon  Bodin  rechtfertigt 
die  Steuern  damit,  dass  sie  bestimmt  seien, 
Sicherheit  und  Rechtsschutz  als  Grund- 
lagen des  allgemeinen  Wohls  und 
der  Gesellschaft  zu  schaffen.  Auch 
wenn  Klock  den  Satz  aufstellt,  den  Stein 
als  den  eigentUchen  Ausgangspunkt  der 
Finanzwissenschaft  bezeichnet,  dass  das  erste 
Erfoixlernis  einer  coUectio  oder  Steuer  eine 
justa  et  rationabilis  causa   sei,   meint   und 
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sagt  er  damit  doch  nichts  wesentlich  an- 
deres als  seine  Vorgänger,  die  die  Steuern 
nur  in  dringenden  Notfällen  zugestehen. 
Im  übrigen  hält  er  wie  seine  Vorgänger  an 
dem  Gedanken  fest,  dass  die  Steuern,  wenn 
sie  auch  die  Tendenz  hätten,  zu  dauernden 
Einrichtungen  zu  wenlen,  doch  zunächst 
ausserordentlicher  Natur  seien.  Auch  im 
Anleihewesen  nimmt  er  den  Gedanken  Be- 
solds  auf,  dass  die  Unterthanen  verpflichtet 
seien,  für  die  Anlehen  ihres  Fürsten  auf- 
zukommen, wenn  diese  zur  Verteidigimg  und 
Erhaltimg  des  Staates  aufgenommen   seien. 

Wichtiger  als  die  eben  hervorgehobenen 
Funkte  scheinen  mir  andere  zu  sein,  so  z.  B., 
dass  Klock  die  Besteuenmg  nur  auf  solche 
Gegenstände  angewendet  wissen  will,  welche 
Früchte  abwerfen,  dass  die  Steuer  auf  alle 
Ertragsgüter  sieh  erstrecken  solle,  die  zu  die- 
sem Zwecke  neu  aufgenommen  werden 
müssten,  dass  sie  nach  den  jährlichen  Ein- 
künften bemessen  werden  solle.  Er  zeichnet 
die  Umrisse  eines  Grundstücks-,  Haus-,  Kapi- 
talien- und  Gewerbekatastei-s ,  was  gewiss 
Beachtung  verdient.  Dass  er  den  Zug  seiner 
Zeit  nicht  begreift,  ergiebt  sich  aus  seiner 
Abneigimg  gegen  die  damals  allenthalben 
emporschiessenden  Accisen.  Freilich  bringt 
er  gegen  sie  den  anerkennenswerten  Grund 
vor,  dass  sie  für  Deutschland  sich  wegen 
der  dünneren  Bevölkenmg  und  des  unent- 
wickelteren Verkehrs  nicht  recht  eigneten. 
Dass  er  vornehmlich  gegen  Mehl-  und  Fleisch- 
steuern eingenommen  ist,  erklärt,  sicli  aus 
seinem  Gnmdsatz,  dass  die  Armut,  und  nur 
diese  allein,  steuerfrei  sein  solle.  Er  ver- 
steht allerdings  die  Armut  standesgemäss, 
wie  Koscher  sagt,  so  dass  z.  B.  ein  Edel- 
mann arm  sein  könne,  der  ebenso  viel  hat 
wie  ein  reicher  Bauer. 

In  seinen  Aeusserungen  ül)er  die  Anlehen 
sowie  in  seiner  der  absolutistischen  Richtung 
zuneigenden  Behandlung  der  Bussen  und 
Gebühren  ragt  Klock  kaum  über  die  oben 
genannten  Sclmftsteller  hinaus.  So  wird  man 
ihn  aUei-din^  als  einen  F()rderer  finanz- 
wissenschaftlicher Idoeen  ansehen  müssen, 
dessen  Einfluss  auf  die  Litteratur  weit  über 
seine  Lebenszeit  hinausreicht,  aber  seine 
Schriften  berechtigen  nicht  zu  der  Ansicht, 
dass  erst  mit  ihm  oder  gerade  mit  ihm 
die  finanz  wissenschaftliche  Litteratur  beginne. 
Man  muss,  je  nach  dem  Standpunkte,  den 
man  einnehmen  wiU,  den  Beginn  entweder 
frülier  oder  dann  gleich  ins  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts legen.  Es  bedarf  wohl  kaum  der 
Bemerkung,  dass  Klock  von  den  Mängeln  der 
damaligen  Litteratiu-,  Brcite,  Weitschweifig- 
keit, Unklarheit  etc.,  durchaus  nicht  frei  ist. 

Will  man  in  jenen  Zeiten  schon  die 
Grundzüge  unserer  Steuerideeen  erkennen,  so 
wird  man  sie  noch  viel  eher  l:»ei  zwei  Schrift- 
stellern  finden,   auf   welche  Cusumano  zu- 


erst aufmerksam  gemacht  hat,  nämlidi  ki 
Matthäus  W^esembecius  und  Thoraas 
Mau  11,  von  denen  der  erstere  in  seiner 
^Gynosura  liturgica  de  subsidüs  necessitati 
Dublicae  ferendis«,  Frankfurt  a.  M-  1G45,  die 
Steuer  folgendermassen  definiert :  Necessitas 
contributi  per  onus  pro  pubhoo  bono  a 
magisti^atu  subditis  ratione  facultatum 
impositum,  ita  tamen,  ut  nec^essitatis  ch<- 
criminatio  vel  respectus  timi  et  proportionL^ 
ratio  habentur,  und  als  Erfordernisse  eint^r 
gerechten  Steuer  aufstellt :  l^tima  potesita«. 
ulititas  et  necessitas  publica  juxtaque  pro- 
[)ortia  vel  harmonia.  Und  nicht  wesenthcb 
"  anders  äussert  sich  Th.  Maull  in  seiner 
i  Schrift  *De  homagio,  reverentia,  obserjuio, 
operis,  auxilio  et  aliis  juribus  quae  sunt  iiitt?r 
dominos  et  subditos^,  Giessen  1614 

IV.  Die  Engländer  nnd  die  Niederiänder 
im  17.  Jahrhundert 

12.  Die  Engländer.  An  der  Weitei-ent- 
wickelung  der  Finanz^sdssenschaft  im  17. 
Jahrhundert  nehmen  die  Engländer  und 
Niederländer  thätigen  AntheiL  Unter  dea 
,  ersteren  namentlich  H  o  b  b  e  s  und  Locke, 
I  Thomas  Hobbea  erkennt  in  seinen 
„Elementa  philosophica  de  Cive*"  (1642)  zwar  d&< 
absolute  Recht  des  Fürsten,  Steuern  auf  die 
Unterthanen  zu  legen,  an.  Aber  er  meint,  dass 
dieselben  nm  der  Hiihe  des  Landes  willen  doch 
ein  gewisses  Mass  nicht  überschreiten,  Tor  allem 
aber,  dass  sie  gleichmässig  auf  die  Pflichtifren 
verteilt  sein  sollen.  Eine  Last,  sagt  er.  die 
leicht  ist,  wenn  sie  in  gleichem  Masse  auf  alle 
verteilt  ist,  wird  schwer,  ja  unerträghch,  wenn 
viele  sich  ihr  entziehen.  Er  glaubt,  dass  eine 
gerechte  Besteuerung  sich  am  besten  dnrch  in- 
direkte Steuern  auf  den  Verbrauch  verwirk- 
lichen lasse,  weil  eben  dann  jeder  in  dem  Ver- 
hältnis bezahle,  in  dem  er  von  seinem  Ver- 
mögen Gebranch  mache.  Eine  Vermögensj^tener 
sei  deshalb  ungerecht,  weil  zwei  Personen,  die 
das  gleiche  Einkommen  haben,  doch  nicht  das 
gleiche  Vermögen  besitzen  werden,  da  der  eine 
sein  Einkommen  verschwendet,  während  der 
andere  es  mit  Sparsamkeit  zusammenhält. 

Mit  dieser  Befürwortung  der  Verbranchs- 
steuern  drückt  Hobbes  übrigens  nur  die  damals 
in  England  herrschende  öffentliche  Meinong  ans. 
Auch  J.  Child  und  vor  allem  W.  Pctty  ver- 
teidigen sie  warm. 

Aber  gegen  Ende  des  17.  Jahrhundert* 
schlug  die  Meinung  allmählich  zu  Gnnsten  der 
direkten  Steuern  um.  Praktisch  findet  diese 
Reaktion  ihren  Ausdruck  in  der  Einführnng:  der 
land-tax  und  des  Katasters  von  1692,  theoretiM'h 
bei  keinem  gferingeren  als  Locke. 

In  den  sehr  beachtenswerten  Ausföhningen 
Lockes  über  die  Steuern,  die  in  seinem  Werke 
„Some  considerations  of  the  consequences  of  the 
lowering  of  interest,  and  raising  of  the  valae 
of  money"  enthalten  sind,  findet  man  bekannt- 
lich eine  erste  Andeutung  des  physiokra tischen 
Impot  unique,  indem  Locke  den  Versuch  macht, 
nachzuweisen,  dass  in  einem  vorwiegend  Acker- 
bau treibenden  Volk  (wie  das  damalige  England 
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noch  war)  die  Steuern  unr  auf  dem  Grundbesitz 
liefen  könnten ;  denn  alle  anderen  Steuern,  vor- 
nehmlich jene  auf  Waren,  fielen  doch  in  letzter 
Linie  auf  den  Grundbesitzer. 

13.  Die  Niederländer«  Erwähnenswert 
sind  die  Ausführungen  Boxhorns  in  den  „In- 
stitntionum  politicarum  libri  duo''  und  die 
Schriften  der  beiden  Delacourt,  besonders 
Jan  Delacourt's. 

Während  Boxhom  im  wesentlichen  auf  der 
Grundlage  Bodins  steht,  nur,  wie  es  dem  Bürger 
des  geldwirt^chaftlich  höher  stehenden  Holland 
zukommt,  die  Steuern  mehr  gegenüber  den 
Domänen,  Regalien  etc.  hervortreten  lässt,  ist 
Jan  Delacourt  der  vornehmste  Vertreter  der 
dann  auch  nach  Deutschland  herüberreichenden 
Bewegung  zu  Gunsten  der  indirekten  Besteue- 
rung. Er  erklärt  sich  entschieden  gegen  Ver- 
mögens- und  Einkommensteuern,  die  den  Mein- 
eid beförderten  oder  peinliche  Haussuchungen 
veranlassten  oder  zu  ungerechter  Belastung 
führten.  Die  Verbrauchssteuern  dagegen  lägen 
auf  allen  Teilen  des  Volkes  und  besteuerten 
die  einzelnen  im  Verhältnis  zu  ihren  im  Ver- 
brauch sich  äussernden  Vermögen.  Da  er  die 
Steuer  als  im  Schutze  des  Staates  begründet 
ansieht,  so  erwidert  er  auf  den  Einwand,  dass 
eine  zahlreiche  Familie  mehr  Steuern  zu  be- 
zahlen habe  als  eine  wenij^er  zahlreiche,  dass 
eben  hier  der  Staat  auch  eme  grössere  Anzahl 
von  Personen  zu  schützen  habe.  Er  zieht 
übrigens  viele  kleine  Zölle  wenig  grossen  vor, 
weil  er  annimmt,  dass  die  erstereu  weniger 
Veranlassung  zum  Schmuggel  gäben. 

V.  Die  Deutschen  in  der  zweiten  Hälfte 
des  17.  Jahrhunderts. 

14.  Vorbemerkung.  Wenn  wir  mit  der 
zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  einen 
Abschnitt  in  der  deutschen  Litteratur  über 
die  Finanzen  beginnen  lassen,  so  sind  es 
zwei  Gründe,  die  hierzu  veranlassen.  Es 
ist  dies  einmal  die  Aufnahme  merkantilisti- 
scher  Ansichten  in  Deutschland,  zum  zweiten 
ist  es  die  Ausbildung  der  sogenannten 
Kameral  wissen  Schaft. 

Was  den  ersten  Punkt  anlangt,  so  haben 
zwar  schon  Männer  wie  Bomitz  und  Be- 
sold  Anklänge  an  den  Merkantilismus  ge- 
bracht, aber  es  tritt  bei  ihnen  das  Princip 
der  Bevormundung,  die  Ueberschätzung  der 
Staatsthätigkeit  doch  nicht  so  hervor.  Aller- 
dings äussert  der  Merkantilismus,  oder  was 
man  so  zu  nennen  pflegt,  seine  Wirkung 
mehr  in  der  Litteratur  über  volkswirtschaft- 
liche als  über  finanzwirtschaftliche  Dinge, 
aber  er  tritt  doch  auch  in  der  letzteren  so- 
weit heiTor,  dass  ein  erkennbarer  Unter- 
schied zwischen  ihr  und  der  bisherigen 
Litteratur  sich  ergiebt;  namentlich  die 
mit  dem  Merkantilismus  zusammengehende 
Neigung  zum  Absolutismus  bewirkt  mannig- 
fache Aenderungen.  Das  schliesst  aber  bei 
der  Unsicherheit  und  Verschwommenheit 
der  merkantilistischen  Lehren  nicht  aus,  dass 
einzelne  der  nachher  zu  nennenden  Schrift- 


steller sich  in  wichtigen  Punkten  als  Gegner 
derselben  bekennen. 

Es  hängt  damit  in  Deutschland  enge  die 
Ausbildung  der  Kameralistik  zusammen.  In 
der  That  sind  die  meisten  Schriften  der 
Merkantilisten  nichts  anderes  als  weitläufige 
Entwürfe  für  staatliche  Verwaltungsinstruk- 
tionen, und  es  lag  dann  nahe,  aUe  ökono- 
mischen und  administi^tiven  Fragen  vom 
Standpunkte  der  camera  principis,  d.  h.  des 
Fiskus,  zu  betrachten.  In  der  kameralisti- 
schen  Litteratur  finden  sich  deshalb  nicht 
nur  die  ersten  Grundrisse  der  späteren 
Nationalökonomie,  sondern  sie  umschliesst 
auch  auf  lange  Zeit  alle  Untersuchungen 
über  das  Finanzwesen. 

Man  könnte  übrigens  das  Recht,  mit  dem 
Ende  des  17.  Jahrhunderts  einen  neuen  Ab- 
schnitt einzuleiten,  schon  darauf  begründen^ 
dass  nun  allmählich  die  ganze  Art  des 
Schreibens  eine  andere  wird.  Aq  die  Stelle 
der  Kompilation  und  der  unzähligen  Citate, 
namentlich  aus  dem  Altertum,  tritt  mehr 
die  Beobachtung  der  Gegenwart  und  der 
zeitgenössischen  Litteratur.  Die  in  der 
Kameralistik  selbständi^r  werdenden  Staats- 
wissenschaften lösen  sich  allmählich  los  von 
der  Theologie  und  der  Jurisprudenz  und 
schaffen  sich  einen  Umkreis  selbständiger 
Lehren,  die  ihre  Autorität  weder  bei  Thomas 
von  Aquin  noch  in  den  Digesten  bor^n. 

15.  Seckendorff.  Der  erste  hier  zu 
nennende  Schriftsteller  ist  Veit  Ludwig 
von  Seckendorff  (1626—1692),  dessen 
Werk,  »Der  Teutsche  Fürstenstaat«  (1655), 
seiner  Zeit  so  grosses  Aufsehen  erregt  und 
so  viel  Anerkennung  gefunden  hat,  dass  wir 
es  als  den  Ausdruck  der  geistigen  Strömung 
um  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  betrachten 
dürfen.  Der  3.  Teil  desselben  handelt :  Von 
eines  Landsherm  eigenen  Gütern  und  Ein- 
künften, Vorzügen  imd  Regalien  etc.  Er 
behandelt  darin  auch  die  Staatsausgaben  uud 
zählt  zu  diesen  in  erster  Linie  die  Ausgaben 
für  den  Hof  und  die  Beamten,  dann  solche 
für  auswärtige  Geschäfte,  Reichs-  und  Kreis- 
sachen, Ausgaben  für  Erhaltung  der  öffent- 
lichen Bauten,  für  Kirchen  und  Schiden, 
Almosen,  Belehrungen,  endlich  für  fürstliche 
Ergötzlichkeiten  und  Uebungen. 

Die  Staatseinkünfte  teilt  er  in  solche, 
die  nur  dem  Grade  nach  von  denen  der 
Privaten  verschieden  sind,  und  in  specifisch 
regale  und  stellt  damit  die  bis  in  die  Ge- 
genwart festgehaltene  Scheidung  in  Er- 
werbseinkünfte und  Abgaben  fest.  Der  Ge- 
danke Klocks,  dass  die  Armut  steuerfrei 
sein  soUe,  wirkt  auch  bei  Seckendorff  nach : 
die  Vermögenssteuer  soll  den  notwendigen 
Bedarf  frei  lassen.  Aus  demselben  Grunde 
verwirft  er  die  Kopfsteuer.  Die  alte  Zeit 
erscheint  bei  ihm  übrigens  noch  deutlich  in 
der  Hoffnung,  dass  die  herrschende  schwere 
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Steuer-  und  Scliuldenlast  enden  und  dann 
der  Landei^haushalt  ohne  eigentliche  Steuern 
g-efilhrt  werde.  Sind  Steuern  unvermeidlich, 
so  zieht  er  Accisen  und  Verbrauchsabgaben 
überhauj)t  den  Schätzungen  wegen  ihi*er 
Unmerklichkeit  und  Freiwilligkeit  vor.  Er 
übersieht  nicht,  dass  diese  die  Acrmeren 
mehr  belasten  als  die  Kcicheren,  aber  er 
tröstet  sich  mit  dem  Gedanken,  dass  sich 
thes  durch  höhere  Löhne  ausgleiche.  Im 
Regalien-  wie  im  Domänenwesen  nimmt 
Seckendorff  eine  vermittelnde  Stellung  ein. 
Auch  die  Neigung  zum  Absolutismus  ist  bei 
ihm  nicht  in  scharfer  Weise  ausgeprägt. 

16.  C'onring.  Auf  ähnlicher  Grundlage 
stehen  die  finanzwissenschaftlichen  Ideeen 
des  letzten  grossen  deutschen  Polyhistors, 
Hermann  Conrings  (16i)G — 1(581).  Sie 
sind  enthalten  in  seinen  Schriften  »De  vecti- 
g:ilibus< ,  1G53,  »De  aerario«,  lOG^J,  und  »De 
contributionibus' .,  1()G9.  Bemerkenswert  an 
ihm  ist,  wie  Koscher  hervorhebt,  dass  er 
Domänenverkäufe  für  Notfälle  und  unter 
Anwendung  gehöriger  Voi"sicht  durchaus 
empfiehlt:  ».ein  merkwürdiger  Gegensatz 
gegen  die  Melu-zahl  von  Conrings  deutschen 
Zeitgenossen,  und  zu  erklären  teils  diu-ch 
seine  Ge^istesverwandtschaft  mit  dem  hoch- 
kultivierten Holland,  teils  aber  auch  schon 
durch  sein  universal-europäisches  Hinweg- 
sehen über  die  Beschränktheit  des  deutschen 
Territorialismus.«  Regalistische  Tendenzen 
finden  sich  bei  ihm  nicht  im  Uebermasse. 
Das  Steuerbewilligungsrecht  der  Stände  wie 
eine  Rechenschaftslegung  des  Fürsten  diesen 
gegenüber  über  die  Verwendung  der  ge- 
währten Mittel  hält  er  für  nützlich.  Doch 
scheint  er  zu  der  später  von  Pufendorff  und 
anderen  entschieden  vertretenen  Meimmg 
zu  neigen,  dass  der  Füi-st  an  sich  ein  inibe- 
schränktes Recht  auf  die  Steuern  liabe. 
AVie  seine  nächsten  deutschen  Vorgänger 
erklärt  er  sich  gegen  die  Kopfsteuern  und 
eine  zu  starke  Belastung  der  unteren  Klassen. 
Steuerpri^ilegien  widersprechen  ihm  zwar 
im  allgemeinen,  doch  lässt  er  einige,  aller- 
dings nur  aus  den  Zeitumständen  erklär- 
liche Steuerbefreiungen,  z.  B.  der  Adeligen, 
zu.  Er  erkläit  sich  für  Luxussteuern 
namentlich  auf  Spielkarten,  Tabak,  gegen 
Trunksüchtige  etc.  Wie  Bodinus  und  Klock 
spricht  er  auch  für  Ausfuhrzölle,  von  denen 
er  meint,  dass  die  Fremden  sie  trügen. 

17.  Pufendorff.  Wir  übergehen  die 
Ansichten  Joh.  Joachim  Bechers  und 
Wilhelm  v.  Schröders,  die  beide  in  der 
Volkswirtschaft  bedeutungsvoller  hervor- 
treten als  in  der  Finanz  Wissenschaft,  und 
wenden  uns  zu  Samuel  Pufendorff 
(1681 — 1694),  dem  geistreichsten  und  origi- 
nellsten staatswissenschaftlichen  Schi-ift- 
steUer  seiner  Zeit. 

Er    zeigt    in  seinem   »Jus  naturae  und 


gentium« ,    namentlich  in  den  hierher  i;?.- 
hörigen   Büchern  VII  und  VTII  deutheh«r 
als  anderc,   wie  die  Finanzlelire    sich   mi 
Grund    nationalökonoinischer    Erort^runir^j 
immer  melir  vertieft,    wie  sie  den  UeUr- 
gang    von    der    alten    pailrimonialen    Auf- 
fassung des  Staates  zum  Hobbesschen  Al- 
solutismus   vollzieht.    Freilich  entbehrt  ihr 
Absolutismus    Pufendorffs    der    nick.^iciit>- 
losen  Häi-te,   die  Hobbes  in  ihn  gele^.   ist 
vielmehr  in  der  Theorie  das,    was  die  Ver- 
waltung   des    gix)ssen    Kurfürsten    in    «ier 
Praxis    wai-    (Röscher).     Aber    im   Hinter- 
grunde ßt^ht  doch  immer  der  fürstliche  At>- 
solutismus.    Er  räumt  der  Staatsgewalt  «L';> 
unbeschränkte  Recht  ein,  die  Unterthaui^n 
dii*ekt  und  indirekt  zu  besteuern:  al>er  tlh- 
Steuer  ist   nicht  mehr  wie  bei  Kiock  tir.e 
Abgabe  zum  Besten  des  allgemeinen  W«»lil>, 
sondern     der    Preis    für    den    Schutz   <lr> 
Lebens   und  des   Vermögens.     Noch  «l«^ut- 
licher    tritt    diese    sogenannte   Assekiiraui- 
und  Genusstheorie  auf  in  dem  Satze  Puf» i- 
dorffs,  dass  die  Abgaben   nach  der  GnV-- 
des  Nutzens  bemessen   werden  sollen,  iltn 
der  einzelne  von   dem  öffentlichen  Fric^lfU 
habe.     Pufendorff   legt  diese   Theorie  aivh 
der  Wahl  der  Steuern  zu  Gnmde:  Für  den 
Schutz  des  Lebens,  das  Reichen  und  Arni-ii 
gleich    wert   sei,   eine   massige  Kopfc*teipr 
und  Militärdienstpflicht,  für  den  Schutz  iV;< 
Vermögens   Steuern   nach   der   Gn)sse  dtr 
Einkünfte.    Die  durch  den  Staat  gewaline 
Mr)glichkeit ,   das   Vermögen   zu  vermehrer.. 
soll    durch    Konsumtionssteuern    vei^Iteii 
werden.    Ausserordentliche  Auflagen  s«j11cii 
nur   die  Einkünfte   treffen.     Pufendorff  i>* 
nicht   so   imbedingt   für  Ausfuhrzölle    ^^ie 
Bodinus,  er  sieht  wohl,  dass  man  damit  ilie 
Fremden,  statt  sie  auszubeuten,  auch  ver- 
treiben und  das  Inland  schädigen  könne. 

Wie  zäh  übrigens  die  Traditionen  'Ifs 
alten  Patrimonialstaates,  die  freilich  in  lier 
Praxis  niemals  aufgegeben  waren,  auch  iu 
dem  Gedankenkreise  fortgeschrittener  Geister 
noch  lebten,  zeigt  die  Thatsache,  dass  Pufen- 
dorff dem  Fürsten,  dem  er  das  imbedincte 
Steuerrecht  einräumt,  das  Recht  ziu-  Do- 
mänen veräussening  versagt. 

18.  Der  Accisestreit  Gegen  das  Ende 
des  17.  Jahrhunderts  beginnt  in  der  staats- 
wissenschaftlichen Litteratur  der  sogenannte 
Accisestreit,  d.  h.  der  Streit  über  die  V'^r- 
züge  der  Accise  oder  der  Kontribution,  der 
Verbrauclis-  oder  der  Vermögens-  bez>^- 
Einkommen-  und  Ertragsbesteuerung.  Schon 
seit  längerer  Zeit  spielte  dieser  Streit  in 
den  landständischen  Versammlungen;  in 
\ielen  deutschen  Ländern,  namentlich  i» 
Preussen,  Hannover,  Oesterreich  hatte  die 
durch  die  WiiTcn  des  30jähi*igen  Krieges 
bewirkte  Finanznot  dazu  geführt,  das  Bei- 
spiel  der  deutschen  Städte,  vor  allem  aWi" 
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Hollands  nachzuahmen  und  Accisen  als  ail- 
tn^meine  Laudessteuern  einzufühi^en.  Wenn 
Mo  (lalün  die  indirekte  Besteuerung  in 
Dotitschlaud  als  Landessteuer  nicht  oft  zu 
finclen  war,  so  trug  dai*an  teils  die  geringe 
Knl  Wickelung  des  Verkehrs,  teils  die 
Schwierigkeit  der  Erhebung,  teils  wohl 
aiu-li  die  staatliche  und  ständische  Zerrissen- 
heit die  Schuld. 

Nachdem  die  Accise  einmal  aufgekommen 
war  und  gewisscrmassen  als  eine  neue  Er- 
nin*ronscliaft  angesehen  wurde,  felüte  es  ihr 
nicht  an  begeisteilen  Lobrednern;  ja  der 
Keiz  der  Neuheit,  der  sie  umgab,  und  der 
Eindruck  von  der  grossen  Blüte  des  Landes, 
in  dem  sie  hauptsächlich  verwendet  wurde, 
fiihrte  dazu,  sie  als  ein  üniversalmittel 
gegen  alle  finanziellen  Schwächezustände 
zu  empfehlen.  Man  lese  n\u-  die  Titel  der 
Werke,  welche  ihrer  Terteidigung  gewidmet 
wai-en.  So  betitelt  Christianus  Teuto- 
philus  (Steuerrat  Tenzel)  sein  Werk: 
Entdeckte  Goldgrube  in  der  Accise,  d.  i. 
kurzer,  jedoch  gründlicher  Bericht,  dass 
dieselbe  die  allen^ichste,  sohdeste,  billigste, 
ja  eine  ganz  nötige  Collektc  .  . .  sei .  .,  allen 
Obrigkeiten  zu  grossen  Aufnahmen  tmd  Po- 
piüienmg  ihres  Landes,  denen  Staats-  und 
Cammerbedienten  zm-  Verminderung  ihrer 
Geldsorge  und  denen  Unterthanen  zur  Er- 
leichterung ihrer  Last  vorgestellt,  1B85. 
Uebrigens  blieb  diese  Arbeit  nicht  ohne 
Widerspruch,  ohne  dass  es  möglich  wäre, 
hier  auf  alle  Einzelheiten  der  70jähi*igen 
Kontroverse  einzugehen,  die  erst  mit  der 
für  ihre  Zeit  bemerkenswei-ten  Schrift  von 
der  L  i  t  h  s ,  »Pohtische  Betrachtungen  über 
die  verschiedenen  Arten  von  Steuern  <,  Bres- 
lau  1751,  ihi-en  Absclduss  erhielt 

Flu-  Deutschland  hatte  diese  Kontrovei^e 
aber  das  Gute,  dass  sie  den  theoretisch  und 
jiraktisch  falschen  Gedanken  der  physiokra- 
tischen  einzigen  Steuer  nicht  so  Platz 
greifen  liess. 

VI.  Die  Ansländer  bis  auf  Qnesnay. 

19.  Yanban.  Nachdem  die  Völker  längere 
Zeit  die  steigenden  Lasten  der  absolutistischen 
Kegierung  getragen  hatten,  regte  sich  im  18. 
Jafajrhundert  die  Opposition  gegen  das  über- 
kommene Steuer-  und  Schuldenwesen,  da  na- 
türlich am  frühesten  und  schärfsten,  wo  die 
finanzielle  Misswirtschaft  am  gröasten,  die  Ab- 
gaben am  ungleichsten  verteilt  und  die  Lage 
des  Volkes  am  traurigsten  war,  in  Frankreich 
nnd  Italien,  eine  Opposition,  die  sich  freilich 
anch  auf  die  bis  dahin  üblichen  Ornndanschau- 
nngen  des  ^iiirtschaftlichen  Lebens  bezieht,  den 
U ebergang  vom  Merkantilismus  zur  Physio- 
kratie  andeutet  und  in  der  Kritik  mehr  leistet 
als  in  der  positiven  Theorie.  Sie  wird  haupt- 
sächlich repräsentiert  von  Vauban  und  Bois- 
ßfuillebert,  in  Frankreich,  von  Pascoli,  Bandini, 
Broggia  in  Italien. 

V  a  u  b  a  n  8  berühmte  „Dime  royale",  veröffent- 


licht 1707,  giebt  den  Umriss  einer  Steuerreform, 
deren  Wesentlichstes  nach  ihm  in  der  Beseitigung 
der  alten,  höchst  schlecht  proportionierten,  will- 
kürlichen, den  Volkswohlstand  schwer  schädi- 
genden Steuern  und  in  der  Ersetzung  derselben 
durch  ein  einfaches,  genau  bestimmtes,  gerechtes, 
unschädliches,  die  Entwickelung  der  Industrie 
und  des  allgemeinen  Wohlstandes  nicht  be- 
hinderndes Steuersystem  besteht.  Vauban  sieht 
dieses  in  einer  dime  royale,  deren  Objekt  die 
Erträgnisse  des  Bodens  und  überhaupt  alle  Ein- 
kommensquellen bilden  sollten.  „C'est  le  Systeme 
le  moins  susceptible  de  corruption  de  tous,  parce 
qu^il  n'est  soumis  qu'a  son  tarif  et  nullement 
a  Tarbitrage  des  hommes  .  .  .  L^etablissement 
de  la  dime  royale  assurerait  les  revenus  du  roi 
sur  le5  biens  certains  et  r6als,  qui  ne  pourront 
Jamals  lui  manquer.  Ce  serait  une  rente  fon- 
ci^re  süffisant  sur  tous  les  biens  du  royaume, 
la  plus  belle,  la  plus  noble,  la  plus  assuree  qui 
füt  Jamals."  Diese  allgemeine  Objektssteuer  kann 
nach  Vauban  ergänzt  werden  (wobei  der  Ein- 
fluss  der  französischen  Verhältnisse  unverkenn- 
bar ist)  durch  eine  Landessteuer  auf  Salz  in 
der  Form  eines  Produktions-  und  Handelsmono- 
pols; dazu  kommen  die  Einkünfte  ans  den  Re- 
galien und  vom  Konsum  von  Gegenständen,  die 
zum  Leben  nicht  notwendig  sind,  wie  Tabak, 
Kaffee,  Thee  etc.  Die  Abhandlung  Vaubans 
wird  belebt  diu-ch  die  Schilderung  der  bestehen- 
den Missstände  und  giebt  sich  in  ihrer  Grund- 
tendenz als  eine  energische  Forderunj^,  die  un- 
teren Klassen,  namentlich  die  bäuerlichen,  von 
dem  auf  ihnen  einseitig  ruhenden  Druck  zu  ent- 
lasten. 

20.  BoisgniUebert,  Melon.  In  demselben 
Ideeenkreis  bewegen  sich  die  Schriften  P.  de 
Boisguilleberts:  „Le  detail  de  la  France'^ 
(1695)  und  „Factum  de  la  France"  (1707).  Auch 
er  zeigt  die  Mängel  der  Taille,  die  Verwirrungen 
des  wirtschaftlichen  Lebens  durch  die  Accisen, 
die  Binnen-  und  Aussenzölle.  Er  wünscht,  wie 
Vauban,  Beseitigung  der  Privilegien,  Gleich- 
mässigkeit  der  öffentlichen  Lasten,  Einfachheit 
und  Gleichartigkeit  des  Steuersystems.  Nach 
Boisguillebert  soll  diese  Reform  durch  die  Ver- 
allgemeinerung derTaille  be\idrkt  werden,  welche 
aber  fest  fixiert  und  in  Verhältnis  zu  dem  Ein- 
kommen der  Steuerpflichtigen  gesetzt  werden 
müsste. 

Solche  Ideeen  blieben  übrigens  in  Frank- 
reich selbst  nicht  ohne  Widerspruch.  J.  F. 
Melon  unterscheidet  in  seinem  ^Essai  politique 
sur  le  commerce"  (1734),  anknüpfend  an  franzö- 
sische Zustände,  zwei  Arten  von  Steuern,  die 
einen  willkürlich,  gewaltthätig  und  doch  nicht 
sehr  ertragsreich,  wie  die  Taille  und  die  Capi- 
tation,  die  anderen  verhältnismässig  und  sehr 
einträglich,  weil  die  Steuer  sich  mit  dem  Preise 
der  Produkte  vermischt,  wie  die  Accisen  und 
Zölle.  Da  in  der  Finanzwirtschaft  sich  die 
Einnahmen  nach  den  Ausgaben  zu  richten 
hätten  und  die  letzteren  immer  im  Wachsen 
begriffen  seien,  so  komme  es  darauf  an,  möif- 
lichst  allgemeine  Steuern  zu  wählen,  weil  sie 
dann  für  den  einzelnen  nicht  zu  hoch  würden. 
WMe  man  sieht,  giebt  Melon  die  Ansichten 
wieder,  welche  in  England  und  zum  Teil  auch 
in  Deutschland  zur  breiten  Anwendung  der 
Accise  geführt  hatten. 

Ungefähr  die  gleichen  Reformgedanken  wie 
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Yauban  und  Bois^illebert  vertreten  P  a  s  c  o  1  i 
nnd  Bandini,  der  erstere  in  seiner  Schrift 
„Testamento  politico  etc."  (1733),  der  zweite  in 
seinem  „Discorso  economico"  (1737).  Beide  be- 
absichtigen, mit  ihren  Vorschlägen  zu  Reformen, 
der  erste  im  Kirchenstaat,  der  zweite  in  der 
Maremma,  Veranlassung  zu  geben,  nnd  ent- 
nehmen deshalb  diesen  ihre  Beispiele  ^  beide 
unter  besonderer  Berücksichtigung  der  leidenden 
Landwirtschaft. 

21.  Pascoli  und  Bandini.  Pascoli 
wünscht  Steuern  auf  Qrund  nnd  Boden  und 
die  Kapitalien,  femer  auf  Gewerbe  und  Handel ; 
Fremde  könnten  doppelt  hoch  veranlagt  werden. 
Die  Zahl  der  Steuerbeamten  wünscht  er  mög- 
lichst klein.  Er  verlangt,  dass  der  Fürst  die 
Lage  des  Staatshanshaltes  sich  stets  vergegen- 
wärtige, um  die  Bilanz  zwischen  Einnahmen 
und  Ausgaben  aufrecht  zu  erhalten  und,  falls 
die  letzteren  die  ersten  übersteigen,  die  nötigen 
Einsparungen  zu  machen.  Anlehen  sind  als 
sichere  Ursachen  des  Ruins  für  den  Staat  zu 
vermeiden;  sie  nötigen,  falls  die  ordentlichen 
Einnahmen  zur  Bezahlung  der  Zinsen  nicht 
ausreichen,  zu  neuen  Anlehen  und  neuen  Be- 
schwerungen der  ünterthanen.  Im  Zollwesen 
steht  er  noch  vorwiegend  auf  merkantilistischer 
Grundlage.  Binnenzölle  verwirft  er,  Accisen 
und  Verbrauchssteuern  billigt  er  nur  bei  ent- 
behrlichen Gegenständen  und  solchen,  welche 
vornehmlich  von  den  Vermöglichen  verbraucht 
werden.  Steuerverpachtungeu  bespricht  er  nach 
ihrer  günstigen  und  ungünstigen  Seite  und 
kommt  zu  dem  Urteil,  dass  sie  im  allgemeinen 
zu  widerraten,  aber  für  gewisse  Steuern  unter 
Anwendung  der  nötigen  Vorsicht  wohl  zu  be- 
nutzen wären. 

Bandini  vertritt  im  allgemeinen  die 
gleichen  Gedanken.  Vielleicht  schildert  er  die 
Missstände  im  Abgaben wesen,  den  übermässigen 
Druck,  die  ungeheuren  Erhebungskosten,  die 
ifrossen  Belästigungen  durch  die  Steueragenten 
in  noch  lebhafteren  Farben.  Auch  er  sieht  die 
Rettung  nur  in  einer  einzigen  Steuer,  die  er 
sich  aber  wieder  etwas  anders  vorstellt  wie 
sein  italienischer  Zeitgenosse,  nämlich  in  der 
Art  der  alten  Census.  Die  Veranlagung  der 
Steuer  denkt  er  sich  auf  Grund  der  Selbst- 
fassionen, die  von  Fiskalbeamten  nach  gewissen 
Merkmalen,  Quantität  des  Saatgetreides,  Zahl 
der  Tiere  etc.  rektifiziert  werden  müssten. 

2*2.  BrOKgia*  Der  bedeutendste  unter  den 
italienischen  Schriftstellern  jener  Zeit  ist  aber 
zweifellos  Carlo  Antonio  Broggia.  Sein 
Werk  „Trattato  dei  tributi,  delle  monete  e  del 
govenio  della  sanitÄ",  Neapel  1743,  das  erste 
methodische  Werk  Italiens  über  das  Steuer- 
wesen, war  zu  dem  praktischen  Zwecke  ge- 
schrieben, um  in  die  damaligen  Steuerreformen 
Neapels  einzugreifen.  In  seiner  späteren  Schrift 
^Memoria  ad  og^etto  di  varie  politiche  ed 
economiche  ragioni  etc.",  Neapel  1764,  werden 
die  in  dem  ersten  Werk  enthaltenen  Ansichten 
wiederholt  und  erweitert.  Auch  Broggia  ver- 
mittelt zwischen  dem  Merkantilismus  und  der 
Physiokratie ;  volkswirtschaftlich  in  der  Haupt- 
sache Merkautilist,  spricht  er  in  der  Steuer- 
lehre Ansichten  aus,  die  mehr  in  den  Ideeen- 
kreis  der  Physiokratie  passen.  Er  giebt  sich 
in  seiner  bekannten  Steuerlehre  als  ein  ent- 
schiedener   Gegner    aller    Privilegien,    als   ein 


warmer  Vertreter  der  unteren  Klassen.     Auch 
er    wünscht   eine    Vereinfachung    des    Steuer- 
wesens.   Aber  zwischen  ihm  und    seinen  Vor- 
gängern  bestehen    doch    bemerkenswerte   Ver- 
schiedenheiten, welche  Ricca-Salemo  folgender- 
massen  zusammenfasst.    Broggia  wünscht  keine 
direkte  Besteuerung  der  Industrie  wie  Pascoli: 
aber  er  beschränkt  dieselbe  anch  nicht  auf  die 
Grundstücke  wie  Bandini ;  er  besteht  auch  nicht 
wie  diese  beiden  auf  einer  völligen  Anfhebong 
der  Accisen   und  BinnenzöUe.    Anch  begnügt 
er  sich  nicht,   wie  seine  Vorgänger,  mit   einer 
blossen  Vereinfachung  des  Steuerwesens,  sondern 
er  knüpft  an  Bodin  und  Botero  an,  nimmt  ihre 
Theorie  von  den  Realsteuem  wieder  auf,  ge- 
staltet sie  aber  klarer,  einfacher  und  wirknngi^- 
voller.    Neben  den  Ertragpsteuem  vom  Grund 
und  Boden  und  den  Kapitalien  lässt  er  auch 
Zölle  und  wohlgewählte  Verbrauchssteuern  zu. 
Grerade   in    dieser    gleichmässieen    Berücksich- 
tigung der  beiden  Bestandteile  des  Steuerwesens 
liegt    sein    wesentliches    Verdienst;    er   brach 
nicht  ganz  mit  der  Praxis  und  gewährte  doch 
auch  der  theoretischen  Spekulation  ihr  Recht 
So   übertraf  er  seine  Zeitgenossen  nicht  nnr. 
sondern  auch  seine  Nachfolger,   die  sich  mehr 
in  allgemeinen  Theorieen  gefielen,  und  mnss 
mit  denjenigen  Schriftstellern  verglichen  werden, 
welche    in   Deutschland    und    Italien    in    der 
zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  ein  wohl 
ausgeglichenes  System  der  Finanzwissenschaft 
schufen. 

23.  Montesquieu.  In  der  Regel  wird 
Montesquieu  als  derjenige  Schriftsteller  an- 
gesehen, der  vor  A.  Smith  die  Finanzwi^en- 
schaft  am  meisten  gefördert  habe  Und  das  ist 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch  zweifellos 
richtig.  Zwar  finden  sich  in  dem  13  Bach 
seines  „Esprit  des  lois"  (1748)  keine  zusammen- 
hängenden oder  gar  systematischen  Erörterungen 
über  die  Finanz  Wissenschaft,  aber  er  bereicherte 
sie  doch,  indem  er  sie  in  Zusammenbang 
brachte  mit  der  inneren  Entwickelnng  des 
Staatswesens  nnd  der  gesellschaftlichen  Ordnung. 
Wertvoll  ist  seine  Theorie,  dass  die  Gestalt 
des  Einnahme  Wesens  von  der  Form  der  Staats- 
verfassung abhänge  und  dass  die  Art  des  posi- 
tiven Steuerwesens  durch  den  Klassenunter- 
schied bedingt  werde.  Er  drückt  dies  in  dem 
bekannten  Satz  aus :  „on  peut  lever  des  tributs 
plus  forts  a  proportion  de  la  liberte  de  snjets"" : 
er  stellt  ferner  den  nicht  minder  beachtens- 
werten Satz  auf,  der,  so  wenig  genau  er  ist, 
doch  von  historischer  Auffassung  zeugt,  dm 
die  Kopfsteuer  mehr  der  Zeit  der  Abhängigkeit, 
die  Steuern  auf  Waren  mehr  dem  Zustand  der 
Freiheit  entsprächen.  Für  die  Steuer  seihst 
stellt  er  das  bis  in  die  Ge^nwart  hineia- 
reichende  Princip  auf,  dass  sie  den  Teil  des 
Vermögens  der  ünterthanen  darstelle,  den  diese 
an  den  Staat  entrichten,  um  den  übrigen  in 
Sicherheit  und  Bequemlichkeit  geniessen  zu 
können.  Dieser  Satz,  den  wir  schon  bei  Pufen- 
dorif  finden,  bedeutet  in  gewisser  Beziehung 
gegenüber  der  Steuerbegründung  z.  B.  Klocks 
einen  Rückfall,  erklärt  sich  aber  aus  der  all- 
mählich beginnenden  Reaktion  gegen  den  ab- 
soluten Staat.  Es  hängen  damit  anch  noch 
andere  Einzelheiten  der  Montesquienschen 
Grundsätze  zusammen. 

Im  Anleihewesen  vermag  er  sich  nicht  zu 
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finer  höheren  Auffassung  aufzuschwingen  oder 
auch  nur  den  Zeitverhfitnissen  Rechnung  zu 
trag-en.  Er  erwähnt  nichts  von  den  triftigen 
Vrsachen,  welche  zur  Aufnahme  von  Schulden 
veranlassen  können,  sondern  hegnügt  sich  mit 
einer  Aufzählung  der  wirklichen  oder  vermeint- 
lichen Nachteile  derselben.  Freilich  kann  uns 
angesichts  der  endlosen  Misere  im  Schulden- 
wesen nicht  nur  in  den  unentwickelten,  sondern 
sogar  den  bestsituierten  Ländern  des  18.  Jahr- 
hunderts eine  solche  Auffassxmg  nicht  wunder 
nehmen. 

24.  Davenantund  Harne,  Es  liegt  nahe,  hier 
daran  zu  erinnern,  dass  die  englischen  Schrift- 
steller des  18.  Jahrhunderts  bis  auf  Steuart  in 
dieser  Frage  dieselbe  Stellung  einnehmen.  Ch. 
Davenant,  „der  Zeitgenosse  der  mühseligen 
Anstrengungen,  welche  das  neue  Regime  um 
die  Wende  des  17.  zum  18.  Jahrhundert  macht, 
den  Staatskredit  zu  Hilfe  zu  ziehen**  (Cohn), 
äussert  in  seiner  Schrift :  „An  Essay  upon  wages 
and  means  of  supplying  the  war",  1695,  einen 
grundsätzlichen  Widerwillen  gegen  Staats- 
schulden. Er  behauptet,  England  werde  wirt- 
schaftlich nicht  eher  aufblühen  können,  als  bis 
der  grosste  Teil  der  Staatsschulden  getilj:t 
worden  sei.  Ganz  das  gleiche  meinte  David 
Hume  in  seinen  „Essays  moral,  political  and 
literary"  (1752),  wenn  er  seine  Kritik  des  Schuld- 
wesens in  dem  Satz  zusammenfasst,  dass  ent- 
weder die  Nation  die  Staatsschulden  vernichten 
müsse  oder  dass  umgekehrt  die  Staatsschulden 
die  Nation  zu  Grunde  richten  werden. 

Auch  sonst  weist  Hume  manche  Aehnlich- 
keit  mit  Montesquieu  auf.  Mit  seiner  Steuer- 
lehre steht  er  vorwiegend  auf  dem  Standpunkt 
der  Praxis  seiner  Zeit.  Die  Luxussteuern 
wären  nach  ihm  die  besten ;  da  die  Erträgnisse 
derselben  aber  dem  Staatsbedürfnis  nicht  ge- 
nügen, 80  müssten  auch  Gegenstände  mehr 
oder  weniger  allgemeinen  Verbrauchs  der  Steuer 
unterworfen  werden.  Zu  Gunsten  der  indirekten 
Steuern  führt  er  die  meisten  der  uns  auch  heute 
geläufigen  Vorzüge  an,  ihre  Erhebung  im 
Augenblick  des  Erwerbs  von  Waren,  ihre  teil- 
weise Freiwilligkeit,  ihre  TInmerklichkeit  und 
Tnf ühlbarkeit :  nur  die  Erhebungskosten,  meint 
er,  seien  hier  grösser  als  bei  den  Steuern  auf 
die  Güter  und  Vermögen.  Aber  die  leteteren 
dürften  wegen  ihres  zu  fühlbaren  Druckes  nur 
beim  völligen  Versagen  der  ersteren  angewendet 
werden. 


VII.  Die  Ausländer  in  der  zweiten 
Hälfte  des  18.  Jahrhunderts. 

25.  Vorbemerkung.  Seit  der  Mitte  des 
18.  Jahrhunderts  beginnt  der  bekannte  Um- 
schwung in  den  volkswartschaftlichen  An- 
sichten, teils  veranlasst  durch  die  staats- 
i'echtlichen  Doktrinen  Montesquiens ,  Rous- 
seaus,  später  vor  allem  Kants,  teils  durch 
eine  veränderte  Auffassung  von  den  Trieb- 
kräften des  ökonomischen  Lebens.  Es  ist 
hier  nicht  der  Platz,  die  ökonomischen 
Lehren  der  Physiokratie  und  ihre  phi- 
losophische Begründung  ins  Auge  zu  fassen. 
Nur    soweit     dieselben    auf    die    Finanz- 


wissenschaft Einfluss  ausüben,  ist  ihrer  zu 
gedenken. 

Der  Absolutismus  Frankreichs  hatte  die 
Nation  in  ungeheuere  Lasten  gestürzt.  Was 
die  Schuld  einzelner  Füi-sten  gewiesen  war, 
legte  man  dem  System  der  Bevormundung 
überhaupt  zur  Lgtöt  und  trat  mit  Entschie- 
denheit auf  gegen  die  Vielregiererei  und 
vor  allem  die '  Einmischung  des  Staates 
in  das  wirtschaftliche  Leben.  Freilich  über- 
schoss  auch  die  Reaktion  weit  ihr  Ziel,  in- 
dem sie  dem  Staate  in  der  Hauptsache  nur 
die  Sicherung  des  Friedens  und  des  Rechts- 
schutzes, vielleicht  noch  die  Volkserziehung 
überlassen  wollte  und,  befangen  in  den 
sclilimmen  Ei'fahrungen  der  damaligen  Zu- 
stände, den  grossen  Kulturberuf  des  Staates 
fast  gänzlich  übersah.  Der  noch  verblei- 
bende geringe  Staatsbedarf  sollte  nach  den 
Lehren  der  Physiokratie  bestritten  w^erden 
diuxjh  eine  einzige  Steuer  (impöt  unique) 
vom  Reinertrag  des  Bodens  (dem  produit 
net),  so  ungefähr  wie  sie  der  Italiener 
Bandini  schon  geraume  Zeit  vorher  gedacht 
hatte.  Es  hängt  diese  Theorie  zusammen 
mit  den  anderen  Ansichten  der  Physiokra- 
ten,  wonach  nur  die  Landwirtschaft  ein 
produktives  Gewerbe  sei,  also  einen  steuer- 
fähigen Reinertrag  erziele. 

26.  Quesna^  und  die  Physiokraten. 
Es  ist  namentlich  Fran9ois  Quesnay, 
der  in  seinem  bekannten  »Tableau  6cono- 
mique«  und  in  den  »Maximes  g6nerales« 
solche  Ansichten  entwickelte  und  die  »einzige 
Steuer«  teils  aus  Gründen  der  SteuertechniK, 
teils  aus  Gründen  der  Gerechtigkeit  ver- 
teidigte. Alle  indirekten  Abgaben  sind  nach 
ihm  zurückzuweisen,  da  sie  einerseits  den 
Verkehr  hemmen,  andererseits  die  Konsum- 
tion verkümmern.  Es  ist  selbstverständlich, 
dass  die  Physiokratie  noch  viel  entsclüede- 
ner  als  ihre  Vorgänger  alle  PronnzialzöUe, 
Vorrechte  etc.  bekämpfte. 

Am  eingehendsten  beschäftigte  sich  unter 
den  Physiokraten  Mirabeau,  der  ältere, 
mit  dem  Steuerwesen  in  seiner  1761  er- 
schienenen »Th6orie  de  TimpAt«^.  Bei  ihm 
tritt  jedoch  sogleich  wieder  der  Gedanke  auf, 
dass  die  einzige  Steuer  den  Bedürfnissen 
des  Staates  nicht  genüge,  und  er  ergänzt 
sie  durch  die  Salz-  und  Tabaksteuer  und 
eine  Personalsteuer  nach  dem  Werte  der 
Wohnungen,  verbunden  mit  einer  Klassen- 
steuer (capitation). 

Die  Hauptforderung  des  extremen  Phy- 
siokralLsmus,  die  der  einzigen  Steuer,  ist 
nur  die  Folge  der  an  sich  falschen  Lehre 
von  der  alleinigen  Fähigkeit  des  Ackerbaues, 
Reinertrag  zu  geben,  und  fällt  mit  dieser. 
Als  die  französische  Revolution  den  ersten 
Versuch  machte,  die  liohren  der  Theorie 
in  die  Praxis  zu  übertragen,  machte  sie 
Fiasko,  und  erst  das  auf  eine  Mehrheit  von 
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Steuern  aufgebaute  System  Napoleons 
konnte  die  Bedürfnisse  tles  Staates  befiie- 
digen. 

Trotz  der  stets  betonten  Universalität 
ihrer  Lehren  hängt  die  Physiokratie  doch 
so  enge  mit  französischen  Eigentümlich- 
keiten zusammen,  dass  sie  ausserhalb 
Frankreichs  nur  wenig  Bo<len  gewinnen 
konnte  und  erst  in  der  Form,  die  A.  Smith 
ihr  gegeben,  auf  den  civilisierten  Ertlkreis 
wirkte.  Die  d<nitschen  Physiokraten  I  s  e  - 
lin,  Schlettwein.  der  Markgi-af  Karl 
Friedrich  von  Baden  und  andei-e  sind 
zu  unbedeutend,  treten  auch  schriftstelle- 
risch auf  dem  Gebiete  des  Finanzwesens 
nicht  hervor.  Nur  unter  den  Italienern, 
bei  denen  Bandini,  wie  gesagt,  sclion  phy- 
siokratis<'he  Id(»een  verti*eten  hatte,  finden 
sich  einige  nennenswerte  Anhänger,  wie 
Filangieri,  während  sich  auch  hier  bei 
andenm,  z.  B.  Yerri  und  Becama,  die  Vor- 
liebe für  indin?kte  Steuern  lichauptet 

27.  Steiiart  Ganz  andere  Ansichten 
als  die  französische  Physiokratie,  aber  eben- 
falls ausgehend  von  den  Zuständen  seines 
Landes,  entwickelte  James  Steuart  in 
seinem  Werk  »An  Inquiry  into  the  prin(dp- 
les  of  political  Economy«.  Er  verteidigt 
nachdrücklichst  die  indirekten  Steuern  auf 
den  Verbrauch:  sie  seien  propoiüonal  und 
entsprächen  dem  Princip  der  vert(»ilenden 
Gerechtigkeit,  weil  in  der  Regel  der  Ver- 
brauch nach  dem  Einkommen  sich  richte. 
Sie  hätten  zwar  auch  ihre  Mängel,  indem 
sie  die  Preise  erhöhten,  den  Konsum  ver- 
ringerten, grosse  Ei-hebungskosten  verur- 
sachten; aber  diese  seien  doch  weniger 
schwer,  als  es  den  Anschein  habe.  Denn 
die  Erhöhung  der  Preise  bewirke  auch  eint» 
Erhöhung  der  Ixihne;  die  Erhebung  lasse 
sich  je  nach  don  Verhältnissen  des  Landes 
mehr  oder  weniger  kostspielig  einrichten, 
jedenfalls  sei  sie  weniger  gewaltthätig  ak 
bei  anderen  Steuern.  Die  einzige  Steuer 
Vaubans  würde  schwere  Scliäden  nach  sich 
ziehen. 

Einen  bedeutenden  Schritt  über  seine 
Vorgänger  macht  Steuart  in  seiner  Auffas- 
sung vom  Staatsschuldenwesen.  Zwar  ver- 
anlassen ihn  die  oft  und  mannigfach  er- 
schwerten Kroditoperationen  Englands  zu 
seiner  Zeit  zu  Aeusserungeu  der  Befürch- 
tung und  Voi-sicht  wie  zu  ausdiuicklicher 
Verwerfung  der  halben  und  ganzen  Bmike- 
rotte;  aber  wenn  er  den  öffentlichen  Kredit 
auffasst  «als  das  Vertrauen  zu  einer  öffent- 
lichen Köq)erschaft,  welche  Geld  borgt 
unter  der  Bedingung,  dass  das  Kapital  nicht 
zurückgefordert,  sonclorn  niu*  eine  jälirliche 
Zinszahlung  beanspruclit  wenlen  könne, 
so  steht  er  damit  völlig  auf  moderner 
Grundlage. 

28.  A.  Smith.    In  der  Read  datiert  man 


von  A.  Smith,  namentlich  im  HinbUek 
auf  seine  bekannten  vier  Steuerregelr- 
auch einen  Abschnitt  in  der  Finanz wiss^-n- 
scliaft.  Zweifelsohne  ist  der  ^Inijuin- 
Smiths  eine  wissenschaftliche  Leistiui? 
ersten  Ranges,  der  es  auch  in  späterer  Z»^it 
nicht  an  Anerkennung  fehlen  k^n. 

Es   ist   hier  nicht  die  Stelle,    auf  sein» 
Venlienste    und   Vorzüge    gegenüber   all»n; 
seinen  Voi^g^lngern  aufmerksam  zu  machen. 
Solche   hat   er   sich   zweifellos  auch  in  der 
Finanzwissenschaft  erworben.     Sie    liegen, 
wie  schon   Rau  gesagt  hat,  darin,  dass  «he 
Staatseinkünfte  aus  der  Vereinzelung,  in  der 
man   sie   bisher  (wenigstens    grösstenteils! 
betrachtet    hatte,   zu  einem  Ganzen  zusam- 
mentraten,   das  mit  dem  gi-össeren  Ganz^-a 
der   Volkswirtschaft   in   der    engsten    \vi- 
bindung    erschien,     dass    nun    an    Stellte 
schwankender  und    unklarer  VorstelluDCen 
liestimmte  Gnuidsätze  für  die   notwendijtre 
Schonung  des  Volksvermögens  und  der  In- 
dustrie gewonnen  waren.    Aber  das  völlig»? 
Aufgehen    der    Finanzwissenschaft    in    <:or 
Nationalökonomie,   als  deren  kleinster  T^  ii 
die   Finanzwissenschaft   bei   A.  Smith  ud'I 
seinen  Nachfolgern  erscheint,  im  Zusamm»,'ii- 
liang  mit  dem  kritisch-negativen  Standpunkt 
desselben    gegenüber    der    Thätigkeit    d»^s 
Staates,  verkümmerte  auch  ihre  selbstandipv 
Entwickelung.     Es   ward    völlig   verges>»*ri 
und   ist   es   auch  heute  noch  bei  manchen 
Schriftstellern,  dass  die  Rnanzwissenschaft 
zwar  nach  den  Mitteln,  mit  denen  sie  rtrli- 
net,  zur  Volkswirtschaftslehre,  dass  sie  abt^r 
nach   den  Zwecken,  denen  sie  dienen  s*j\L 
zm*  Verwaltimgslehre  gravitiert,  also  jeden- 
falls nicht  in  der  Volkswirtschaftslehre  auf- 
gehen darf. 

Was  die  Steuerlelire  anlangt  so  lanten 
die  vier  bekannten  Steuerregeln :  1.  die  l'n- 
tertlianen  sind  verpflichtet,  zu  den  öffent- 
lichen Ausgaben  im  Verhältnis  zu  ihren 
Mitteln,  d.  h.  zu  den  Einkünften  beizutragen, 
die  sie  unter  dem  Schutz  des  Staates  p^- 
niessen ;  2.  die  Steuer  soll  nicht  willkürlich, 
sondern  nach  Grösse,  Termin  und  Art  d»*r 
Zalilung  bestimmt  sein;  3.  sie  soll  auf  eine 
den  Steuerzahlern  möglichst  bequeme  Art 
erhoben  werden;  4.  sie  soll  möglielist  wt^ 
nig  Belästigungen  und  Erhebimgskosten  \yr- 
ui-sacheu.  Diese  Steuerregeln  las&^n  si^h 
alle  schon  bei  früheren,  zum  Teil  schon  ^i 
b(Mloutend  frülieren  Schriftstellern,  ich  er- 
innere nur  an  Klock  und  Wesenibecius, 
nachweisen;  die  erste  derselben  bedeutet 
nach  unsen^r  heutigen  Auffassung  sogar 
einen  Rückschritt  gegenüber  der  Begrün- 
dung der  Steuer  durch  Kaspar  Klock.  Dir 
den  Engländern  eigene  Zug  zur  indirekte« 
Besteuerung  ist  auch  bei  Smith  zu  erkennen, 
doch  weiss  er  dit^ell>e  mit  der  direkten  zu 
verbinden :  er  schlägt  Gnmd-  und  GewerU?- 
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Steuer  in  den  kleineren,  Accisen  in  den 
grösseren  Städten  vor. 

In  Bezug  auf  den  Kredit  ist  es  A.  Sraith 
noch  weniger  gelungen,  eine  Ansicht  fest- 
zustellen, welche  dauernden  Wert  bean- 
spruchen konnte.  Seine  vorgefasste,  aus 
den  Umständen  der  Zeit  allerdings  erklär- 
liche Meinung,  dass  die  Regierungen  über- 
haupt zu  Verschwendung  oder  wenigstens 
Mangel  an  Sparsamkeit,  die  Fürsten  zu 
Luxus  neigten,  bringt  ihn  zu  einer  Verur- 
teilimg  des  Staatskredits,  die  nachilirem  wört- 
lichen Ausdruck  sehr  an  die  oben  erwähnten 
Aeusserungen  seines  Freundes  Hume  erinnert. 

Alles  in  allem  wird  man  dem  Urteil  A. 
Wagners  zustimmen  dürfen,  welcher  von  A. 
Smith  sagt,  dass  es  hier  in  der  Finanz- 
wissenschaft wie  sonst  nicht  sowohl  die 
keineswegs    überall    vorhandene,    mehrfach 

fmz  fehlende  Origmalitäi  als  die  glückliche 
orm  seiner  Darstellung,  die  grossartige 
Zusammenfassung  des  Stoffes,  die  richtige 
Verbindmig  theoretischer  und  praktischer 
Auffassung  sei,  welche  seine  Bedeutung 
begründe;  dass  seine  staatsmännische  Auf- 
fassung ihn  die  doktrinären  Einseitigkeiten 
eher  vermeiden  imd  dadurch  auch  fiu:  die 
Praxis  grössere  Ei-folge  habe  erzielen  lassen. 

YIIL  Die  Deutschen  im  18.  Jahrhundert 

29.  Justi.  Justi  ist  der  bedeutendste 
unter  den  bisher  genannten  Schriftstellern 
über  das  Finanzwesen.  Ohne  sich  gegen 
fremde  Einflüsse  zu  verschliessen  —  so  ist 
er  in  seinen  politischen  Ansichten  vielfach 
von  Montesquieu  beeinflusst  — ,  steht  er 
doch  ganz  auf  dem  Boden  der  deutschen 
Kameralistik,  als  deren  hervorragendster 
Vertreter  er  gelten  darf.  Seine  Werke  sind : 
1.  Systematische  Abhandlung  aller  ökonomi- 
schen und  Kamei-al Wissenschaften,  1755;  2. 
Ausführliche  Abhandlung  von  denen  Steuern 
und  Abgaben,  1762;  3.  System  des  Finanz- 
wesens, 1766.  Das  erstgenannte  Werk  zer- 
fällt in  zwei  Teile,  nämlich  die  Lehre  von 
Erhaltung  und  Vermehrung  des  Vermögens 
des  Staates,  in  welcher  er  die  Staatskunst, 
die  Polizei  und  Kommerzienwissenschaft 
nebst  der  Hauslialtungskunst  einbegreift, 
imd  in  die  Lehre  von  dem  vernünftigen 
Gebrauche  des  Vermögens  des  Staates,  die 
eigentliche  Kamerahvissenschaft.  Wie  man 
sieht,  erkennt  Justi  sehr  wohl  den  Zu- 
sammenhang zvN-ischen  Volkswohlstand  und 
Finanzwissenschiift ;  aber  er  betrachtet  auch 
den  ersteren  vom  Standpunkte  des  Staats- 
bedarfs. Freüich  protestiert  er  sehr  ener- 
gisch gegen  die  blosse  Plusniacherei,  die 
Steigerung  der  Einkünfte  ohne  Hebung  des 
Volkswohlstandes. 

Wenn  eben  gesagt  wurde,  dass  Justi 
g-anz  auf  dem  Boden  der  deutschen  Kame- 
ralwissenschaft  stehe,  so  äussert  sich  dies 


einmal  in  seiner  oben  bezeichneten  Stellung 
zur  Volkswirtschaft,  ferner  in  der  aus  sei- 
nen Schriften  erkennbaren,  wenn  auch  ge- 
mässigten Neigung  zum  aufgeklärten  Abso- 
lutismus, dann  in  der  ganzen  Behandlung 
seines  Stoffes  und  in  der  Anknüpfung  an 
seine  Vorgänger. 

Wie  schon  einer  seiner  Vorgänger  ver- 
wirft auch  Justi  die  Scheidung  von  Fiskus 
und  Aerar,  wonach  die  Einkünfte  des  Fis- 
kus, d.  h.  der  Domänen  und  Regalien,  be- 
sonders zum  Unterhalte  der  Regenten,  die 
des  Aerars,  also  namentlich  die  Abgaben, 
zum  Schutz  des  Landes  und  ziu*  Hebung 
der  öffentlichen  Wolüfahrt  bestimmt  sein 
sollten.  Alle  Einkünfte  sollen  gemeinsam 
der  letzteren,  die  auch  die  Unterhaltung 
des  Herrschers  umfasse,  dienen. 

Unter  den  Staatseinkünften  fuhrt  er  an 
ei-ster  Stelle  die  Domänen  an,  an  zweiter 
die  Regalien,  an  dritter  die  Beiträge  der 
üntei-thanen ,  die  Kontributionen,  Steuern 
und  Abgaben,  an  vierter  endlich  zufällige 
Einkünfte  aus  öffentlichen  Rechten.  Es 
mag  hier  gleich  bemerkt  werden,  dass  Justi 
durchaus  nichts  gegen  die  Annahme  der 
Subsidien  einzuwenden  hat,  was  Röscher 
mit  Recht  aus  seiner  Ansicht  von  der  Be- 
deutung der  Geldeinfuhr  und  seiner  zeitge- 
nössischen Principienverwandtschaft  mit 
Friedrich  dem  Grossen  und  Maria  Theresia 
erkläi-t.  Wenn  nun  Justi  auch  meint,  dass 
die  Steuern  und  Abgaben  eigentlich  nicht 
zu  den  ordentlichen  Einkünften  gerechnet 
wei-den  sollen,  so  stellt  er  doch  ihre  Be- 
deutung im  Gegensatze  zu  anderen  Schrift- 
stellern sehr  voran  und  allgemeine  Regeln 
der  Besteuerung  auf,  die  in  mancher  Hin- 
sicht an  die  A.  Smithschen  Steuerregeln  er- 
innern. Die  Steuern  sollen  1.  nicht  so  hoch 
sein,  dass  sie  den  Vermögensstamm  des 
Volkes  angreifen;  2.  die  menschliche  Frei- 
heit und  die  Gewerbe  nicJit  schädigen;  3. 
gerecht  und  gleichmässig  sein;  4.  der  Na- 
tur des  Staates  entsprechen;  5.  einen  un- 
betrüglichen  Grund  haben ;  6.  leicht  und 
bequem  zu  erheben  sein.  Er  verwirft  die 
einzige  Steuer  der  Physiokraten,  hauptsäch- 
lich deshalb,  weil  dieselbe  den  Staatsbe- 
dürfnissen nicht  genügen  könne.  Die  ein- 
zelnen Steuerai'teu  werden  von  ihm  in  sehr 
verständiger  Weise  auf  ihre  volkswirtschaft- 
lichen *  Wirkungen ,  namentlich  auch  mit 
Rücksicht  auf  die  Frage  einer  gleichmässi- 
gea  Verteilung  der  Lasten  geprüft. 

Justi  zieht  auch  die  Staatsausgaben  in 
seine  Betrachtung.  Er  stellt  als  obersten 
Grundsatz  für  dieselben  auf,  dass  die  Aus- 
gaben sich  nach  den  Einnahmen  und  nach 
dem  gesamten  Vermögen  richten  müssen. 
Auf  das  Heerwesen  rechnet  Justi,  belehrt 
durch  die  Erfalirung  seiner  Zeit,  die  Hälfte 
der    Ausgaben.      Die    guten    Erfahi-ungen 
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Pi^ussens  mit  dem  Staatsschatz  lassen  ihm 
die  Ansammlung  eines  solchen,  wenn  er 
innerhalb  eines  gewissen  ^£asses  sich  halte, 
rätlich  erscheinen. 

Fügen  wir  noch  hinzu,  dass  Justi  im 
aUgemeinen  gegen  Steuerverpachtungen  ist 
und  nur  in  absoluten  Monarchieen  sie  aus- 
nahmsweise zulassen  will,  so  haben  wir 
einen  kurzen  ümriss  seiner  Grundansichten 
gegeben. 

Wäre  es  hier  möglich,  seine  Ansicht 
noch  weiter  auseinanderzusetzen,  so  würde 
diese  Analyse  zeigen,  dass  der  Finanzwissen- 
schaft des  19.  Jahrhunderts  kein  Schrift- 
steller näher  steht  als  er  und  vielleicht 
noch  sein  unmittelbarer  Nachfolger  Sonnen- 
fels. Er  giebt  eine  systematische  Zusammen- 
fassung der  damaligen  Kenntnisse,  indem 
er  dabei  der  neu  aufdämmernden  Zeit 
ebenso  offenen  Auges  entgegen  schaut,  wie 
er  die  Bedürfnisse  seines  Zeitaltei-s  zu  er- 
fassen und  den  Zusammenhang  mit  dem 
historisch  Gewordenen  zu  wahren  weiss. 
Namentlich  in  seiner  Erkenntnis  von  der 
Bedeutung  der  Steuertechnik  für  das  Finanz- 
wesen übertrifft  er,  wie  schon  A.  Wagner 
richtig  hervorhebt,  die  englische  Volkswirt- 
schaftslehi-e  bedeutend. 

30.  Sonnenfels.  Wenn  wir  J.  v.  Son- 
nenfels und  dessen  *Gnmdsätze  der  Poli- 
zei, Handlung  und  Finanz<c  (1.  Aufl.  1765) 
hier  nur  kurz  erwähnen,  so  geschieht  dies 
nicht,  weil  wir  seine  Bedeutung  unter- 
schätzten, sondern  deshalb,  weil  er  im  gan- 
zen doch  als  ein  Werkfortsetzer  gegenüber 
Justi  betrachtet  werden  muss,  den  er  aller- 
dings in  manchen  Einzelheiten,  auch  in  der 
pnlziseren  Fassung  seiner  Theorieen  über- 
trifft. Er  steht  auch  noch  auf  dem  Stand- 
punkte  des  Wohlfahrtspolizeistaates,  nähert 
sich  aber  der  Gegenwart  vielleicht  noch 
mehr  als  Justi;  die  Domänen  und  Regalien 
treten  noch  mehr  zurück,  die  Steuern  noch 
mehr  in  den  Yorderginmd.  Wie  Justi  ist 
er  aus  guten  Gründen  gegen  Steuer-  und 
ZoDverpachtung.  Dagegen  befürwortet  er 
wieder  sehr  die  indirekten  Steuern  und  er- 
klärt sich  gegen  Kapitalsteuern.  Als  ausser- 
ordentliche Steuern,  die  er  lieber  zulässt 
als  Justi,  empfiehlt  er  Luxussteuern  und 
Abgaben  von  grosseren  Geldgewinnen. 
Einen  Staatsschatz  anzusammeln,  findet  er 
tadelnswert.  Auffällig  ist,  dass  bei  ihm 
wie  bei  Justi  so  wenig  bezw.  in  unklarer 
Form  vom  Staatsachuldenwesen  die  Hede 
ist,  obwohl  gerade  damals  sowohl  auf  dem 
Kontinente  wie  auch  in  dem  von  beiden 
oft  erwähnten  England  das  Schiüdenwesen 
einen  bis  dahin  unerhörten  Umfang  erreichte. 

IX.  Das  19.  Jahrhundert 

31.  Vorbemerkung.  Die  Thatsachen, 
welche  zu  Ende  des  vorigen,   noch  mehr 


aber  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts  zu 
einer  völligen  Neuordnung  des  Finanzwesens 
Veranlassung  gaben,  haben  selbst verstänu- 
lich  auch  auf  die  Finanzwissenschaft  tief- 
greifenden Einfluss  geübt  Es  miiss  aU-i 
in  dieser  Beziehung  genügen,  auf  das  hin- 
zuweisen, was  in  dem  Art.  über  Finanzen 
an  der  entsprechenden  Stelle  ausgeführt 
wurde.  Freilich  hat  sich  die  Neugestaltiinir 
der  Finanz^nssenschaft  in  der  neuesten  Zeit 
nicht  nur  insoweit  vollzogen,  als  die  Ereig- 
nisse der  Geschichte  es  bedingten,  sondern 
die  wissenschaftliche  Arbeit  hat  zum  Teil 
unter  dem  fördernden  Einflüsse  benach- 
barter Disciplinen,  darüber  hinausge^ffen, 
in  ihi-en  Ausführungen  der  Praxis  voranzu- 
eilen und  ihr  die  Richtung  künftiger  Re- 
formen zu  geben  gesucht.  Da  es  unmög- 
lich ist,  an  dieser  Stelle  den  Anteil  der 
einzelnen  Schriftsteller  an  diesem  Fort- 
schritte zu  schildern,  so  versuchen  wir  zu- 
nächst im  allgemeinen  die  wichtigsten  Punkte 
der  Entwickelung  zu  charakterisieren. 

Es    ist    namentlich    die    Ausbildung 
der    Volkswirtschaftslehre,     durch 
welche    der   FinanziÄTSsenschaft   reichliehe 
Förderung    zu    teil   wurde.     Die  jeweilige 
Gestaltung  der  ersteren  ist  für  die  letzten* 
um  so  einflussreicher,  als  ja  manche  Ge- 
biete in  beiden  Disciplinen  behandelt  wer- 
den müssen  oder  wenigstens  können.    Die 
A.  Smithsche  Nationalökonomie^  wenn  an«  l: 
ihrerseits   manche   irrtümliche   Leinen   l-e- 
fördernd,   hat   doch   auch   für   die  Finanz- 
wissenschaft der  neuesten  Zeit  ünvera^ne- 
liches  geleistet.    Man  begegnet  wohl  auch, 
wie   oben   gezeigt  wurde,    in   den  finanz- 
wissenschaftlichen  Erörtenmgen  der  friihe- 
ren  Zeit  manchen  Ausführungen  von  blei- 
bendem Werte,    aber   man   vennisst  doch 
immer  eines,    nämlich   die   Einheitlieliktit 
der  Auffassung,  welche  niu*  durch  den  Auf- 
bau der  Finanzwissenschaft  auf  dem  Boilen 
der  Volkswirtschaftslehre   erreicht  wenien 
konnte.     Schon  seit  der  Physiokratie  traten 
die    Staatseinkünfte    aus    der  Vereinzelung 
heraus,  in  der  sie  bis  dahin  betrachtet  wor- 
den waren,  aber  die  irrigen  natioaalokono- 
mischen  Ansichten,  welche  zu  Gnmde  lagen. 
hoben   den  Wert   dieser  an  sich  richtigen 
Verbindung  auf.    Erst  die  reifere,  von  den 
Irrtümern  der  Physiokratie  befreite  National- 
ökonomie Smiths"  begründete  dauernde  und 
ausserordentlich  fruchtbare  Wechselwirkun- 
gen zwischen  dieser  und  der  Finanzwissen- 
schaft.    Die  Nationalökonomie  lehrte,  um 
niu-  einige  Einzelheiten  zu  env'ähnen,  die 
Begriffe  des  Einkommens,  des  Ertrags,  des 
Reineinkommens,  der  Einkommensarten,  des 
Nationaleinkommens;    sie    gab   Grundsätze 
für    die    Schonung    des   Volkswohlstandes: 
die  Lehre  von  der  Steuerüberwälzung  war 
nur  begreiflich  auf  Grund  nationalökonomi- 
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scher  Betrachtungen.  Auch  die  von  A.  Smith 
angewandte  Methode,  so  einseitig  sie  war, 
kam  der  Ausbildung  der  Finanzwissenschaft 
zu  statten.  Freilich  war  auch  die  enge 
äusserliche  Verbindung  zwischen  dieser  und 
der  Volkswirtschaftslehre,  welche  ihr  A. 
Smith  gab,  indem  er  die  erstere  als  5.  Buch 
seines  Volkswohlstandes  behandelte,  ihrer 
Weiterentwickelung  in  der  ausländischen 
Wü^senschaft  sehr  hinderlich. 

Nach  anderer  Seite  hin  musste  freüich 
die  Finanzwissenschaft  in  ihrer  letzten  Ent- 
wickelung  von  der  Smithsehen  Nationalöko- 
noniie  sich  trennen,  wenn  sie  ihrer  Aufgabe 
gerecht  werden  wollte,     und  bedeutungsvoll 
in  dieser  Beziehung  wiu:de   die  im  Laufe 
miseres     Jahrhunderts     sich    ändernde 
Auffassung    des    Staates    und    der 
Staatsthätigkeit.     Die    in    der    Philo- 
sophie Kants   und   seiner  Zeitgenossen  wie 
in  der  Phj'siokratie  und  individualistischen 
Nationalökonomie  herrschende  Beschränkung 
des  Staatsbegriffes  musste  einer  historischen 
und    organischen    Auffassung    des    Staates 
weichen.     Nach  dieser   erscheint  der  Staat 
nicht  mehr  nur  als  Schutzanstalt  f  in-  innere 
und  äussere  Sicherheit,  sondern  als  höchste, 
mit  reichen  Zwecken  ausgestattete  Fonn  des 
GeseUscliaftslebens.    Das  äusserte  sich  vor- 
nehmlich in  einer  anderen  Begründung  der 
Steuern,   in   einer  anderen  Auffassung  des 
Steuer-  und  Schiüdenwesens ;  ferner  darin, 
dass  die  früher  übhche  principieUe  Abwei- 
sung aller  sogenannten  privatwirtscliaftlichen 
Thätigkeit  des   Staates   einer  erneuten,  von 
Fall   zu  Fall  entscheidenden  Prüfung  der- 
selben hat  Platz  machen  müssen.     Ja,  eine 
neueste    von   Adolf   Wagner    vertretene 
Richtung  der  Nationalökonomie,  fussend  auf 
dem  Gedanken,  dass  der  heute  übüchen  Ge- 
staltung des  privatwirtschaftlichen  Produk- 
tionssystems, der  bestehenden   Privateigen- 
tiimsordnung     und     Einkommensverteilung 
schwere  Mängel  anhaften  und  dass  der  Staat 
einen  grossen  du^ekten  und  indirekten  Ein- 
fiuss  namentlich  auf  die  letztere  auszuüben 
in  der  Lage  sei,  fordert  nicht  nur  eine  Er- 
weiterung  des   Staatsbesitzes,   um  Renten- 
eiukommen  und  Gewerbsgewinn  den  Privat- 
wirtschaften zu  entziehen  und  auf  den  Staat 
imd  die  anderen  öffentlichen  Verbände  zu 
übertragen,  sondern  auch  eine  soziale,  d.  h. 
auf  eine  gerechtere  Verteilung  des  Volksein- 
kommens wirkende  Steuerpolitik.  (A.Wagner, 
FiD.  I,  §  27.) 

Der  Uebergang  vom  Absolutismus  zum 
Verfassungsstaat  mit  der  staatsbürger- 
lichen Gleichheit  und  den  weitgehenden 
Rechten  der  Volksvertretung  bei  Feststellung 
des  Budgets  ist  naturgemäss  von  nicht  min- 
der tiefgreifendem  Einflüsse  auf  die  Finanz- 
wissenschaft geworden.  Er  hat  einerseits 
die  wichtigen  Fragen   nax^^h  der  Lastenver- 


teilung der  Besteuenmg,  nach  der  Allge- 
meinheit, Gleichheit,  Verh^tnismässigkeit 
derselben  einer  tiefgreifenden  Erörterung  zu 
unterziehen  Veranlassung  gegeben,  anderer- 
seits Untersuchungen  hervorgerufen,  die  das 
Budgetrecht,  das  KontroU-  und  Rechnungs- 
wesen systematisch  zu  behandeln  bestrebt 
sind. 

Die  bessere  Organisation  der 
Finanz  Verwaltung,  zum  Teil  auch  die 
Fortschritte  in  der  finanziellen 
wie  industriellen  Technik  haben 
Steuerarten  ermöglicht,  die  fiüher  wegen 
der  Unmöglichkeit  der  praktischen  Dm-ch- 
führung  keine  Stelle  in  den  Ausführungen 
der  Finanztheoretiker  finden  konnten.  Dieses 
imd  die  bei  dem  wachsenden  Finanzbedarf 
immer  mehr  hervortretende  Bedeutung  der 
Steuern  und  des  Kredits  hat  den  modernen 
Kompendien  und  Monogi-aphieen  der  Finanz- 
wissenschaft ein  ganz  anderes  Aussehen  ver- 
liehen. 

Von  besonderem  Nutzen  aber  für  die 
wissenschaftliche  Forschung  und  Lehre  ist 
auch  hier  der  Einfluss  der  Geschichte 
geworden.  Sie  hat  auch  auf  diesem  Gebiete 
die  Lehre  von  sich  gleich  bleibenden,  unter 
allen  Verhältnissen  zutreffenden  Erschei- 
nungen imd  Organisationsformen  des  Wii't- 
schaftslebens  durchbrochen  und  an  deren 
Stelle  die  Lehre  von  der  Entwickelung  ge- 
setzt, Sie  hat,  indem  sie  uns  in  einigen 
vortrefflichen  Arbeiten  über  die  Zustände 
früherer  Jahrhundei-te  imterrichtete,  damit 
auch  wesentlich  ziu-  Erkenntnis  der  Gegen- 
wart beigetragen. 

A.  Die  Deutschen. 

32.  Die  Litteratur  bis  anf  Ran.    Die 

oben  ang-edeuteten  Reformen  in  der  Finanz- 
wissenschaft vollzogen  sich  übrigens  nicht 
auf  einmal  oder  in  rascher  Folge  imd  noch 
weniger  überall,  sondern  sie  sind  das  Re- 
sultat eifriger  Arbeit  zweier  Generationen, 
an  der  der  deutschen  Wissenschaft  weitaus 
der  Löwenanteil  zufällt. 

Auch  die  deutschen  Schriftsteller  konnten 
sich  ti-otz  mancher  Abweichimgen  im  ein- 
zelnen dem  Einfluss  A.  Smithscher  Ideeen 
nicht  entziehen.  Ich  erinnere  an  die  finanz- 
wissenschaftlichen Werke  von  Krug,  Ha rl, 
Fulda,  Schmalz,  Lotz,  ßehr,  auch 
Bergius  u.  a.  Aber  die  Einwirkung  der 
giiten  Kamerahstik  Justis  Ist  doch  auch  bei 
diesen  unverkennbar.  Auch  bei  ihnen  geht 
die  Finanz  wissen  Schaft  nicht  einfach  in  der 
Nationalökonomie  unter,  sondern  wahrt  eine 
einer  künftigen  Weiterentwiekelung  sehr 
förderliche  Selbständigkeit.«  Freüich,  soweit 
die  Grundlagen  der  Nationalökonomie  herein- 
spielen, nehmen  sie  au  den  Vorzügen  wie 
an  den  Schwächen  Smiths  teil.     Was  eben 
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gesagt  wurde,  gilt  ganz  besonders  von 
Li ti d w,  Heinr.  von  Jacob.  Seine  Finanz- 
Mvissensehatt  (Halle  1821,  2.  Aufl.  von  Eiselen 
1887),  die  übrigens  wegen  ihrer  AVeitschwei- 
figkeit  eine  uneniuiekliche  liektüre  bildet, 
zeigt  deutlich  die  Traditionen  der  Kamera- 
listik, aber  ebenso  den  Einfluss  der  indivi- 
dualistischen Nationalökonomie;  in  letzter 
Beziehung  versteigt  sich  Jacob  niclit  selten 
zu  unj)raktischen  imd  doktrinären  Ueber- 
treibungen,  z.  B.  wenn  er  die  Veri«ichtung 
der  Posten  an  viele  Privatunternehmer,  den 
Betrieb  der  Münze  durch  Private  und  ähn- 
liches befürwortet.  Von  den  um  jene  Zeit 
ei-schienenen  Werken  nenne  ich  ferner  Karl 
Aug.  V.  M a  1  c h u s '  »Handbuch  der  Finanz- 
-VÄ-issenschaft  und  Finanzvenvaltung«  (1830), 
das  sich  von  den  übrigen  vornehmlich  da- 
diu-ch  unterscheidet,  dass  hier  die  Lehre 
von  der  Finanzverwaltung  zum  ersten  Mal  in 
ein  System  der  Finanzwissenschaft  aufge- 
nommen wird.  Ihn  bewahrt  zwar  der  enge 
Zusanmienhang  mit  der  Praxis  vor  doktri- 
närer Einseitigkeit,  aber  er  bleibt  dafür,  wie 
Koscher  zutreffend  bemerkt,  am  Boden  der- 
jenigen Praxis  hängen,  die  ihm  am  genauesten 
bekannt  ist  und  zugleich  am  meisten  impo- 
niert, nämlich  der  französischen.  Man  muss 
ferner  noch  auf  Johannes  Schöns 
»Gmndsätze  der  Finanz«  (1872)  aufmerksam 
machen,  ein  kleines  Buch,  welches  aber  an 
Tiefe  und  Gedankeninhalt  (iie  eben  genannten 
Kompendien  übertrifft. 

Lnter  den  Schriftstellein,  die  sich  fnih- 
zeitig  der  Smithschen  Nationalökonomie  ent- 
gegenstellten und  die  auch,  soweit  sie  über 
finanzielle  Gegenstände  sich  äussern,  hier 
diesen  (regensatz  zum  Ausdruck  bringen, 
erwähne  ich  A.  Müller,  Haller,  Genz 
und  die  anderen  Vertreter  der  »romantischen 
Schule<.  in  der  Nationalökonomie.  Ihre 
Opi>osition  bewegte  sich  vornehmlich  auf 
dem  Boden  patriarchalischer  und  mittelalter- 
licher Anschauungen;  namentlich  gilt  dies 
von  Hall  er  mit  seinen  unbedingten  Ijob- 
sprüchen  auf  den  Domänen  besitz,  seinem  ent- 
schiedenen Widerspruch  gegen  Domänen- 
veräusserungen,  seiner  Vorliebe  für  Sportein, 
seiner  Abneigung  gegen  Vermögens-  und 
Ein  kommen  steuern . 

Auch  den  Grafen  Soden  muss  man  zu 
jenen  Schriftstellern  rechnen,  die  teilweise 
andere  Wege  gingen.  Schon  die  anders  ge- 
artete Auffassung  des  Staates  von  Seiten 
Sodens  musste  eine  veränderte  Stellung  zur 
Frage  der  Steuerbegründung  bedingen.  In 
der  That  meint  er  ganz  richtig,  dass  die 
Begründmig  der  Steuern  auf  den  Schutz  des 
Staates  schon  lun  deswillen  eine  irrige  sei, 
weil  ja  dann  die  Aermsten  als  die  Schutz- 
bödürftigsten  die  meisten  Abgaben  entrichten 
müssten.  Freilich  ist  seine  Jdee  einer  all- 
gemeinen  Produkten  Steuer  imd    seine  Auf- 


fassung des  Anleihewesens  auch  nicht  ehen 
glücklich  zu  nennen. 

Unter  den  Mono^phieen  der  ersten  Jahr- 
zehnte ragen  zwei  nach  Inhalt  und  Auf- 
fassung weit  über  die  anderen  hervor,  näm- 
lich J.  G.  Hoffmanns  »Lehre  von  den 
Steuern«  (1840)  und  N e b e n  i u s '  Werk  *Dei 
öffentüehe  Kredit«  (1820,  2.  Aufl.,  T.  I,  i829>. 
Besonders  das  letztere  bedeutet  einen  ausser- 
ordentlichen Foi-tschritt  in  der  wissenschaft- 
lichen Erkenntnis  imd  darf  auch  heute  nodi 
nicht  als  veraltet  bezeichnet  wenlen. 

38.  Ran  und  Umptenbaeh.    Im  Jahn 
1832  erschien  die  erste  Auflage  von  Karl 
Heinrich    Raus    Finanzwissenschaft  2Ü> 
dritter,  wohl    auch  wertvollster  Teil   seines 
Lehrbuchs  der  politischen  Oekonomie;  die 
sechste  wiu-de    1868    herausgegeben.     Die 
Finanz  Wissenschaft  Raus  hat  mehr  als  dreLssie 
Jahre  belehrend    und   befruchtend   auf  d»r. 
deutschen  Beamtenstand  gewirkt.  Mit  Gründ- 
lichkeit, Zuverlässigkeit  und  in  leidlich  syste- 
matischer Reihenfolge  wiutle  der  Stand  der 
Wissenschaft  dargesteUt.    Die  Brauchbarkeit 
des  Werkes  wurde  erhöht  durch  reiche  Zu- 
gaben  aus   dem  Gebiete   der  Statistik  un«l 
der  Gesetzgebung.     Ohne  Scliroffheit  wur- 
den die  Ansichten   eines  der  2^itströmtmff 
entsprechenden    Liberalismus     vorgetragen. 
Knüpft  Ran  auch   in  erkennbarer  Weise  an 
Jacob  und  Malchus  an  und  setzt  so  gewisser- 
massen    die    Traditionen    der   Kameralistik 
fort,  so  weiss   er   doch    seine  Lehren   s^hr 
viel  präciser,  sicherer  und  gefälliger  vorzu- 
tragen als  diese.     Es  ist  allerdings  richtig:, 
dass  er  melir  den  Abschluss  und  in  gewk^^eni 
Sinne  die  Vollendung  der  früheren  Zeit  k- 
zeichnet,  als  dass  er  Anregung  zum  Weiter- 
bau der  Wissenschaft  gegeben  hätte,  es  ist 
ferner  richtig,  dass  es  ilim  an  Tiefe,  Sc^harfe 
und   geistreichen    Einfällen   gemangelt  hat, 
aber  gegenüber  den  jetzt  beliebten,  freilirh 
auch  billigen  Angriffen  auf  den  »alten  Ran 
muss  doch   betont  werden,  dass  sein  Buch 
in  der  Praxis  zweifellos  sehr  förderhch  ge- 
wirkt hat. 

Eine  für  seine  Zeit  sehr  beaehlensweile 
Leistung  war  das  Ijchrbuch  der  Finanz- 
wissenschaft von  K.  ü  m  p  f  e  n  b  a  c  h .  1.  Aufl. 
1859.  Friedberg  urteilt  meines  Erachten^ 
(in  einer  Besprechung  der  2.  Auflage  desselben 
in  den  Jahrb.  f.  Nat,  u.  Stat,  N.  F.  Bd.  17)  rich- 
tig über  dasselbe,  wenn  er  sagt,  dass  es  zur 
Zeit  seines  ersten  Erscheinens  gegenüber 
dem  Lehrbuch  Raus  den  Beweis  erbracht 
habe,  dass  auch  die  Finanzwissenschaft  d»^r 
scharfen  Begriffe  und  der  logischen  Dunh- 
bildung  nicht  entbelu^n  könne,  dass  e? 
gegenüber  dem  übenvichen  Material^  und 
derVei-schwommenheit  des  Rauschen  Werkte 
einen  scharfen  Gnmdriss  dai^stellt  hAhe. 
der  manche  glückliche  begriffliche  Formu- 
lierung   aufwies    und    die   Systematik  der 
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Finanzwissenschaft  wesentlich  gefördert  hat. 
Leider  hat  der  Verfasser  in  der  2.  Auflage 
(1887)  manche  dieser  Vorzüge  beseitigt, 
freilich  auch  an  wichtigen  Punkten  den  in 
der  Zwischenzeit  gemachten  wissenschaft- 
licheo  Fortschritten  Rechnung  getragen. 

34.  Die  modernen  Lehrbucher.  Der 
Zeit  folgend  gelangen  wir  zunächt  zu  zwei 
sn'ossen  Kompendien,  welche,  obwolü  auf 
ganz  Yerschiedener  Grundlage  nach  Tendenz, 
System  und  Form  stehend,  jedes  für  sich 
eine  wesentliche  Bereichei-ung  der  Finanz- 
wissenschaft bedeuten ;  ich  meine  die  schon 
oben  citiei-ten  Werke  von  Lorenz  von 
Stein  und  A.Wagner. 

LorenzvonSteins  Finanzwissenschaft 
ist  ein  Werk  von  grosser  Konception,  aus- 
gezeichnet einmal  dm-ch  die  breite  Basis, 
ciie  derselben  durch  den  überall  diu-chzu- 
fülüenden  Hintergrund  der  Verwaltung  und 
der  Staatswissenschaften  gegeben  wird,  an- 
dererseits durch  den  bestehenden  und  geist- 
voll durchgeführten  Versuch  einer  verglei- 
chenden Behandlung.  Inwieweit  dieser 
letztere,  der  zunächst  nur  als  ein  kühner 
Wnrf  bezeichnet  werden  kann,  gelimgen  ist, 
werden  die  Detaüstudien  der  späteren  Zeit 
zeigen.  Aber  selbst  da,  wo  dieser  Vei-such, 
wie  heute  schon  behauptet  werden  kann, 
verfehlt  ist,  übertrifft  er  an  Kraft  der  An- 
regimg alles  bisher  in  dieser  Beziehung  Ge- 
leistete. Die  Wirkung  des  Werkes  wäre 
wohl  noch  viel  bedeutender,  wenn  nicht 
Begriffsspielereien  und  eine  oft  recht  frag- 
würdige Dialektik  den  Genuss  desselben  ver- 
kümmerten. 

Neben  L.  von  Stein  hat  vor  allem  A.Wag- 
n(»r  der  Finanzwissenschaft  neue  Impulse 
zu  geben  vermocht.  Die  Bedeutung  seines 
ausserordentlich  gross  angelegten  Lehrbuches 
besteht  einmal  in  der  Anregung,  welche  die 
Finanzwissenschaft  durch  die  von  Wagner 
versuchte  neue  Grundlegimg  der  Volkswirt- 
schaftslehre empfängt,  dann  in  der  sozial- 
politischen Auffassung  der  Finanzwissen- 
schaft, namentlich  der  Steuerlehre.  Mau 
winl  den  hohen  Wert  derselben  für  die 
Fortbildung  der  Finanzwissenschaft  gern  an- 
erkennen, auch  wenn  man  den  kühn  vor- 
wärts strebenden  Theorieen  des  Verfassers 
nicht  immer  zu  folgen  vermag.  Wagner 
verbindet  eine  durch  rastlosen  Fleiss  und 
volle  Hingabe  an  das  Werk  errungene  Kennt- 
nis des  Details  mit  der  Fähigkeit,  das  Ein- 
zelne an  entscheidenden  Punkten  zur  Eat- 
^-ickelimgsreihe  zusammenzufassen,  die  cha- 
rakteristischen Thatsachen  hervorzuheben, 
alles  im  Rahmen  einer  sicheren  Systematik 
vorzutragen.  Namentlich  in  der  Steuerlehre 
zeigen  sich  diese  Vorzüge,  die  bei  der  heute 
bestehenden  Gefahr,  die  nationalökonomi- 
schen Disciplinen  in  Monographieen  und 
historischen  Darstellungen  auseinander  laufen 


zu  lassen,  sehr  hoch  angesclüagen  werden 
müssen. 

DerVorzug  von  Roschers  Finanz  Wissen- 
schaft besteht  in  ihrer  grossen  Brauchbarkeit 
für  den  praktischen  Unterricht,  in  der  ein- 
fachen, schüchten  übersichtlichen  Art,  in 
welcher  die  Lehren  vorgetragen  werden,  in 
der  gi'ossen  Fähigkeit  Roschers,  denselben 
einen  allgemeinen  Hintergrund  historisch- 
thatsäcldicher  Kausalentwickelung  zu  geben 
und  das  einzelne  als  im  Fluss  der  Erschei- 
nung begriffen  zu  zeigen.  SchmoUer  cha- 
rakterisiert m.  E.  die  Art  Roschers  richtig, 
wenn  er  sagt,  dass  er,  vorsichtig,  konservativ 
und  doch  voll  Verständnis  für  jede  gesunde 
Neuerung,  dem  Leser  das  Ergebnis  seiner 
Ausführungen  gleichsam  von  selbst  aufzu- 
nötigen verstehe. 

Wir  erwähnen  ferner  G.  C  o  h  n  s  System 
der  Finanzwissenschaft,  welches  demjenigen, 
der  bereits  die  nötigen  Grundbegi-iffe  in  sich 
aufgenommen  liat,  eine  reiche  QueDe  der 
Belehnmg  und  Anregung  bieten  imd  ihn  in 
anregender,  wenn  auch  nicht  immer  sys- 
tematischer Weise  in  die  wichtigsten  Pro- 
bleme der  Finanzwissenschaft  einführen 
wird. 

Eine  vielfach  neue  Finanztheorie  aufzu- 
stellen bemüht  sich  E.  Sax  in  seiner  »Grund- 
legung der  theoretischen  Staatswii-tschaft«, 
Wien  1887;  auch  W.  Vockes  »Grundzüj^ 
der  Finanzwissenschaft«  (Leipz.  1894)  verdie- 
nen rühmende  Erwähnung;  kürzere  Gnmdrisse 
d  erFinanz  Wissenschaft  schrieben  K.  Wa  1  c  k  e  r 
(2.  Aufl.,  Leipz.  1888)  und  K.  Th.  Eheberg 
(5.  Aufl.,  Erlangen  u.  Leipz.  1898),  A.  Wag- 
ner, J.  Conrad,  Gnindriss  zum  Studium  der 
politischen  Oekonomie,  3.  Teil,  Finanzwissen- 
schaft (Jena  1899).  Wir  machen  endlich 
auf  die  vorzüglichen  Artikel  verschiedener 
Verfasser  (Geffcken,  von  Scheel, 
Sc  hall,  von  Helfer  ich, Wagner,  Lehr, 
Riecke,  von  Reitzenstein)  über  die 
einzelnen  Abschnitte  der  Finanzwissenschaft 
in  Schön bergs  Handbuch  der  politischen 
Oekonomie  aufmerksam. 

35.  Die  monographische  Litteratur. 
Neben  den  eben  genannten,  das  ganze  Ge- 
biet der  Finanz  Wissenschaft  umfassenden 
Kompendien  ist  es  namentlich  die  Steuer- 
lehre, die  dm-ch  umfangreiche  Einzelunter- 
suchungen Avesentlichste  Förderung  erliielt; 
wh-  nennen,  um  niu-  die  wichtigsten  derselben 
herauszugreifen,  E.  A.  Schaf  fies  >  Grund- 
sätze der  Steuerpolitikc  (Tüb.  1880)  und 
desselben  Verfassers  Werk  über  vDie  Steuern« 
(Leipz.  18951),  Fr.  J.  Neumanns  Buch: 
»Die  Steuer  und  das  öffentliche  Interesse« 
(Leipz.  1887),  W.  Vockes  Werk:  »Die  Ab- 
gaben, Auflagen  und  die  Steuer«  (Stuttg.  1 887), 
von  denen  jedes  den  Ruhm  beanspruchen 
darf,  die  wissenschaftliche  Erkenntnis  in  der 
wichtigen  Lehi-e  vom Steuervsesen  wesentlich 
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gefördert  zu  haben.  Wir  erwähnen  ferner 
H.  Eisenhart,  »Die  Kunst  der  Besteue- 
rung« (Berlin  1868)  und  H.  Maurus,  »Die 
moderne  Besteuerung«  (Heidelberg  1870). 
Wir  müssen  in  diesem  Zusammenhang  auch 
eines  Artikels  von  Schäffle,  » Mensdi  und 
Gut  in  der  Nationalökonomie«  (Deutsche 
Yierteljahrsschr.  1861),  vor  allem  aber  des 
Artikels  von  Schmollor,  ^Die  I^ehre  vom 
Einkommen  in  ihrem  Zusammenhang  mit  den 
Grundprincipien  der  Steuerlehre  &  (Ztschr.  f.  d. 
Staatsw.  1863)  gedenken.  In  beiden  Arbeiten 
ist  die  Einkommenslehre  einer  Revision 
unterzogen,  die  auch  auf  die  Grundlagen  des 
Steuerwesens  tief  einwirkt.  Die  Lehre  von 
der  Ueberwälzung  der  Steuern  ist  durch  die 
Schriften  von  A.Held,  »Ziu:  Lehre  von  der 
Ceberwälzung  der  Steuern  <v  (Ztschr.  f.  Staatsw. 
1868),  von  J.  Kaizl,  »Die  Lehre  von  der 
Ueberwälzung  der  Steuern«  (Leipzig  1882), 
und  von  Falck,  »Kritische  Rückblicke  auf 
die  Entwickelung  der  Steuerüberwälzungs- 
lehre  seit  A.  Smith«  (Dormt  1882),  wesentlich 
gefördert  woixien.  Zur  KlÄrung  der  schwie- 
rigen Fragen  in  betreff  der  Einkommens- 
und Vermögensbesteuerung  haben  namentlich 
die  in  den  Schriften  des  Vereins  für  Sozial- 
politik (Bd.  3,  Leii)zig  1873)  niedergelegten 
Gutachten  von  Held,  Gensei,  Rössler 
und  anderen  beigetragen.  Das  Aufwand- 
steuerwesen, namentlich  die  Branntwein- 
und  Zuckerbesteuerung,  ist  das  mit  Vor- 
liebe und  Geschick  behandelte  Arbeitsgebiet 
J.  Wolfs.  Zur  Entwickelung  der  Lehre 
vom  Schuldenwesen  haben  ausser  dem  oben 
erwähnten  Werk  von  Nebenius  namentlich 
die  Arbeiten  von  E.  Baumstark,  ^Ueber 
Staatskredit,  Staatsschulden  und  Staats- 
papiere« (Heidelb.  1833),  und  von  Dietzel, 
»Das  System  der  Staatsanleihen«  (Heidelb. 
1855),  beigetragen.  Das  lange  vernachlässigte 
Finanzwesen  der  Gemeinden  und  Gemeinde- 
verbände hat  in  von  Reitzenstein  und 
Fr.  Neumann  (Zur  Gemeindesteuerreform 
in  Deutschland,  Tüb.  189.0)  treffliche  Be- 
arbeiter erhalten.  M.  vonHeckels  Werk 
»Das  Budget«,  Leipz.  1898,  enthält  eine 
treffliche  Monographie  über  diese  Materie. 
Die  zweite  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  liat 
auch  mehrere  wertvolle  deutsche  Bücher 
über  den  finanziellen  Zustand  verschiedener 
deutscher  und  ausserdeutscher  Staaten  ge- 
bracht ;  um  nur  die  bedeutendsten  zu  nennen, 
erwähnen  wir:  von  Hock,  »Die  Finanz- 
verwaltung Frankreichs«  (1857),  und  des- 
selben Verfassera  Buch,  »Die  Finanzen  der 
Vereinigten  Staaten«  (1877);  R  von  Kauf- 
n  ,  »Die  Finanzen  Fi^ankreichs«  (1882) ; 
Stockar  von  Neuforn,  »Handbuch  der 
gesamten  Finanzverwaltung  im  Königreich 
Bayern«,  3.  Aufl.  von  Hock  1882— 18a3, 
Lobe,  »Der  Staatshaushalt  des  Königreichs 
Sachsen  etc.«,   Leipz.  1889;   E.  von  Phi- 


lippovich,  »Der  badische  Staatshaushalt  iu 
den  Jahren  1868  bis  1889«,  Freibiirg  L  Br. 
1889 ;  G.  S  c  h  a  n  z ,  »Die  Steuern  der  Schweiz  , 
5  Bde.,  Stuttgart  1890.   Bezüglich  der  finanz- 
historischen  und   finanzstatistischen  Werke 
muss  es  genügen,  auf  die  Litteratumacii- 
weise  am  Schlüsse  des  Art.  Finanzen  (oben 
S.  935  36  u.  976)  hinzuweisen.  Könnte  diese 
Litteraturübersicht  weiter  ausgedehnt  werden, 
könnten  namentlich  die  wertvolleren  der  in 
den  Zeitschi-iften   enthaltenen  Artikel  auf- 
geführt werden,  so  hatten  wir  noch  einer 
grossen  Reihe  von  Männern   zu  gedenken, 
denen   die   Finanzwissenschaft    wesentlich«.^ 
Förderung  verdankt;  wir  nennen:  Knies, 
Nasse,Schmoller,Yocke,Lehr,  Hel- 
ferich, Schau  z,R  Meyer,  Fried  bere. 
Scheel,  Cohn  etc.   Ln  übrigen  verweisen 
wir  auf  die  Zeitschriften  seltet,  in  denen 
solche  Monographieen  enthalten  sind:   ilie 
Ztschr.  f.  Staatsw.,  die  Jahrb.  f.  Nat  u.  Stat,  ilas 
Jahrb.  für  Gesetzgeb.,  die  Yierteljalurschrift 
f.Volkswirtsch.,  die  Ann.  des  D.  R,  nament- 
lich aber  auf  das  von  G.  Schanz  heraus- 
gegebene Finanzarchiv,  das  seiner  Auf- 
gabe, eine  Sammelstelle  für  die  auf  das  ge- 
samte Finanzwesen  sich  erstreckenden  Ar- 
Ixjiten  zu  sein,  in  hervorragender  Weise  ge- 
recht wird,   (S.  auch  die  LitteratumachweL>*? 
bei  A.  Wagner,  namentlich  Fin.  1,  S.  3<».i 

B.  Die  ausländische  Idtterator. 

36.  Die  englische  und  franzosische 
Litteratiir.  Wie  wir  bereits  oben  bemerkt 
haben,  nimmt  nicksichtlich  der  Behandhmjr 
der  Finanzwissenscliaft  die  deutsche  WL^^sen- 
schaft  eine  nahezu  exceptionelle  Stellung 
ein,  indem  fast  sie  aDein  sie  zu  einer  sell^ 
ständigen  Disciplin  ausgebildet  oder  vielmehr 
als  solche  erhalten  hat,  während  sie  im  Aus- 
land auch  noch  heutigen  Tages  nahezu  aus- 
schliesslich in  der  Nationalökonomie  aufgeht. 

Ich  beginne  mit  der  englischen  Lit- 
teratiu-.  Sie  knüpft  sich  vornehmlich  an  die 
Namen  Ricardo  und  MilL  Der  erstere 
steht  ganz  im  Smithschen  Ideeenkreise :  er 
weicht  nur  in  der  Auffassung  einzelntir 
Steuern  von  diesem  ab  und  regt  durch  scharf- 
sinnige Ausführungen  die  schwierige  Frage 
der  Steuerüberwälzung  bedeutend  an.  We- 
sentlich melu-  leistet  J.  St  MilL  Wie  er 
überhaupt  die  Lehre  Smiths  in  wichtigen 
Punkten  weiterbildete  und  ihr  die  bedenk- 
lichsten Einseitigkeiten  nahm,  so  stosst  er 
das  enge  Steuerprincip  Smiths,  die  Lehre, 
dass  die  Steuer  em  Entgeld  sei  für  den  Tom 
Staate  gewälirten  Vermögensschutz,  um  un'l 
setzt  an  ihi-e  Stelle  die  sogenannte  Opfer- 
theorie, nach  welcher  die  Gleichheit  der  Be- 
steuerung in  der  Gleichheit  der  Opfer  ge- 
legen ist,  welche  dieselbe  den  einzelnen 
auflegt.  Yon  diesem  Gnmdsatz  aus  ^angt 
er    vornehmlich    zur  Forderung   indirekter 
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Steuern  auf  entbehrliehe  Verbrauchsgegen- 
stände, höherer  Besteuerung  des  fundierten 
Einkommens,  Erbschaftssteuern  etc. 

Bis  vor  kurzem  gab  es  in  England  keine 
systematische  Darstellung  der  Finanzwissen- 
schaft, was  bei  dem  Zusammenhang  der 
Staatswissenschaften  mit  den  konkreten  Ver- 
liältnissen  seine  Erklärung  zum  Teil  in  der 
^eigentümlichen  englischen  Finanzverfassung 
findet-  Diesem  Mangel  ist  jetzt  durch  C. 
F.  Bastables  Werk  »Public  finance«  (London 
1892,  2.  Aufl.  1895)  abgeholfen  worden. 
Ausserdem  weist  die  englische  litteratur 
zahlreiche  tüchtige  monographische  Arbeiten 
sowie  treffliche  Werke  über  die  Geschichte 
der  Finanzen  auf,  deren  wesentlichste  in 
dem  Artikel  Finanzen  (s.  Litteratur  am 
Schlüsse  desselben  oben  S.  936)  genannt  sind. 
Besonders  erwähnenswert  ist  K.  Giffens 
Buch  »Essays  in  finances«,  London  1889. 

Was  von  der  englischen  Litteratur  gesagt 
wurde,  gut  im  wesentlichen  auch  von  der 
amerikanischen  (die  bedeutendste  Leis- 
tung sind  wolü  A.  Seligmanns  »Essays 
in  taxation«,  New- York  1895)  sowie  von  der 
franzosischen  und  belgischen.  Auch  hier 
blieb  bis  in  die  jüngste  Zeit  die  Finanz- 
wissenschaft ein  Anhängsel  der  National- 
ökonomie ;  selbst  ein  so  ausgezeichneter  und 
in  der  deutschen  Littemtur  wohl  bewander- 
ter Autor  wie  Laveleye  trägt  seine  Fi- 
uanzwissenscliaft  in  der  Lehre  von  der 
Konsumtion  vor.  Eine  Monographie  über 
die  Steuern  hat  Parieu  im  Jahre  1847 
veröffentlicht  unter  dem  Titel  >Trait6  des 
impöts«,  4  Bde.,  2.  Aufl.,  1847.  Das  einzige 
französische  Werk  über  die  gesamte  Finanz- 
wisseuschaft  ist  der  »Traitö  de  la  seien ce 
des  finances«  (6.  Aufl.  1899)  von  Leroy- 
Beaulieu. 

37.  Die  italienische  Litteratur.  Das- 
jenige Land,  dessen  finanzwissenschaftliche 
Litteratur  am  meisten  mit  der  deutschen 
Hand  in  Hand  geht  und  das,  vielfach  von 
der  deutschen  Wissenschaft  angeregt  und 
belehrt,  auf  dem  Wege  zum  Ziele  der  Ver- 
vollkommnung der  wissenschaftlichen  Er- 
kenntnis bereits  schöne  Leistungen  aufzu- 
weisen liat,  ist  Italien.  Aber  auch  hier 
müssen  wir  uns  statt  einer  eingehenderen 
Schilderung  derselben  darauf  beschränken, 
nur  die  bedeutendsten  Namen  und  Werke 
zn  nennen. 

Freilich  gilt  das,  was  wir  eben  zum 
Lobe  der  italienischen  Litteratur  anfülu-en 
konnten,  erst  für  die  jüngere  Zeit;  in  der 
(»rsten  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  fehlt  ilu- 
ebenfalls  ein  umfassendes  und  bedeutenderes 
Werk  über  Finanzwissenschaft,  nur  ver- 
mochte sie  im  Anschlüsse  an  die  guten  Ar- 
beiten der  Mailänder  Beccaria,  Verri, 
Dergani,  des  Neapolitaners  Palmieri, 
der  Toskaner  Neri  und  Gianni  besser  als 


die  französische  die  Traditionen  der  Ver- 
gangenheit zu  bewahren  und  durch  fleissige 
bpedalarbeiten  den  konunenden  Aufechwung 
vorzubereiten.  In  diesem  Sinne  sind  die 
Ausfüluiingen  Samuel  Cagnazzis  über 
die  Steuern  in  seinen  »Elementi  di  Economia 
politica«  (Neapel  1813)  und  Franc.  Fuocos 
über  das  gleiche  Thema  in  seinen  »Saggi 
economic!«  (Pisa  1825 — 27)  zu  würdigen.  Er- 
wähnenswert aus  jener  Zeit  sind  Bian- 
ch i n i s  »Principi  del  credito  pubbUco«  (1827, 
2.  Aufl.  1831),  dann  die  si>äteren  Schriften 
von  A.  Messedaglia  über  den  öffentlichen 
Kredit  und  die  Konsolidation,  ferner  die  auf 
finanzielle  Gegenstände  sich  beziehenden 
Arbeiten  von  Petitti,  Minghetti  und 
besonders  von  Scialoja. 

unter  den  italienischen  Schriftstellern, 
welche  der  Finanzwissenschaft  zu  neuem 
Aufschwimg  verhalfen,  nenne  ich  namentlich 
L.  Cossa,  dessen  »Elementi  deUa  scienza 
deUe  finanze<',  jetzt  in  7.  Auflage  (Mailand 
1896)  erschienen  und  in  viele  Sprachen 
übersetzt,  Rosdier  mit  Recht  als  meister- 
haften Grundriss  bezeichnet  hat,  ferner 
Ricca-Salerno,  der  in  seiner  »Scienza 
delle  finanze«  (Florenz  1888)  namentlich  die 
grundlegenden  Begriffe  und  den  Zusammen- 
hang der  Finanzwirtschaft  mit  der  Volks- 
wirtschaft einer  erneuten  Enirterung  unter- 
zog. Auch  das  jüngst  erschienene  Buch 
von  A.  Graziani  »Istituzioni  di  scienza 
delle  finanze«  (Tuiin  1897)  darf  als  ehie 
wertvolle  Leistung  bezeichnet  werden. 

Hervorragende  Monographieen  haben 
Ferrara,  Busacca,  Boccardo,  Lani- 
pertico,  Luzzati,  l'Ellena,  Fer- 
raris, Salandra,  Pantaleoni  publi- 
ziert. 

Litteratar:  i.  v.  stein,  Fin,  /,  S.  89 jf,  — 
A.  Wagner,  Fin.  I,  S,  16—51.  —  Boscher, 
Syst.  IV,  S.  1—18.  —  G,  Cohn,  Fin,  S.  1—rj, 
716—746.  —  Geffcken  in  Schönberg  III,  S. 
1 — :ä6,  —  Röscher,  Geschichte  der  National- 
ökonomie, München  1874.  —  «^«  Kauiz,  Theorie 
und  Geschichte  der  Nationalökonomie,  Bd.  II, 
Wien  1860.  —  Mieca-Salemo,  Storia  delle 
dottrine  finamiarie  in  Italia,  in  den  Schrißcn 
der  R.  Accademia  dei  Lincei,  1880 — 1881,  J.  Aufl. 
Palermo  1896.  —  Derselbe,  Le  dottrine  finan- 
ziarie  in  Inghelterra  tra  la  ßne  del  secolo  XVII 
e  la  prima  metä  del  XVIII  im  Giomale  degli 
Economisti  1888.  —  Funk,  Ueber  die  ökono- 
mischen Anschauungen  der  mittelalterlichen  Theo- 
logen, in  der  Ztschr.  f.  StatUmc,  1869.  — 
Röscher,  Ueber  die  Blilte  deutscher  National- 
ökonomik im  Zeitalter  der  Reformation,  in  dvn 
Berichten  der  phil.-hist.  Klasse  der  sächs.  Gf- 
sellsch.,  1862.  —  Derselbe,  Die  deutsche  Nn- 
tionalökonomik  des  16.  U7id  17.  Jahrhunderts, 
ebenda  1865.  —  H,  JVishemann,  Darstellung 
der  in  Deutschland  z.  Z.  der  Reformation  herr- 
schenden nalionalökonomischen  Ansichten,  Leipz, 
1861.  —  Inanta~ Sternegg ,  Der  Accisestreit 
deutscher  Finanztheoretiker  im  17.  und  18.  Jahr- 
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hundert,  in  der  Ztschr.  f.  Staafsic,  1865,  — 
I4.  w  Steifif  Zur  Geschichte  der  deutschen  Fi- 
namttissemschafi  im  17,  Jahrhundert,  im  J^HnanZ' 
archiv  Jtd.  I,  S.  If.  —  KoBeheTf  Die  roman- 
tische Schule  der  yationalokonomik  in  Deutsch- 
land, in  der  ZUchr.  f.  StaaUic,  1870.  —  Et, 
LaspeyreSf  Geschichte  der  rolkstririschajüichen 
A^ischauunyen  der  yiederh'inder  und  ihrer  LH- 
teralnr  zur  Zeit  der  Republik,   Leipz.  ISG.i. 

Bezüglich  der  einzelnen  Schriftsteller  wird 
auf  die  biographischen  Artikel  und  die  dort  be- 
ßndlichen  LiUeraturang($ben   verwiegen. 

K,  Th,  Eh^berg. 


Finanzzölle 

s.Kinfuhrzölloob<»iiS.329ff.  und  Zoll- 
wesen. 


Findelhaaser  oder  Findelanstalten. 

1.  Wesen  und  Aiifjjfabe.  2.  Historisches. 
3.  Das  Findelwesen  in  Italien.  4.  Die  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Wirkungen. 

1.  Wesen  und  Aufgabe.  Findelhäiiser 
nennt  man  Häuser  oder  auch  nur  Räume 
und  Einrichtimgen ,  um  ausgesetzten  Kin- 
dern oder  Findlingen  teils  auf  die  Dauer, 
teils  nur  vorübergehend  Unterkunft  und 
Pflege  zu  gewähren.  In  der  neueren  Zeit 
haben  auch  diejenigen  Anstalten  diese  Namen 
behalten,  bei  welclien  offen  die  Aufnahme 
von  Säuglingen  diux^h  die  Mütter  oder  An- 
gehörige geschieht,  welche  nicht  imstande 
sind,  dieselben  selbst  zu  verpflegen  oder 
angemessen  unterzubringen,  und  die  Anstalten 
nur  die  Vermitteln ng  \md  pekuniäre  Unter- 
stützung dieser  Unterbringung  übernehmen, 
wo  es  sich  also  in  der  Tliat  um  Findlinge 
nicht  mehr  handelt. 

2.  Historisches.  Die  Kirche  eiferte 
schon  seit  dem  4.  Jahrhundert  auf  vei*schie- 
denen  Konzilen  gegen  die  Aussetzung  der 
Kinder,  welclie  in  jener  Zeit  allgemein  üblich 
war.  Sie  nahm  ein  besonderes  Protektorat 
über  die  Findlinge  in  Anspruch  und  Hess 
Marmorschalen  an  den  Kii'chen  zur  Auf- 
nahme von  Kindern  anbringen,  die  dann  an 
Privatleute  ziu-  Pflege  übergeben  wui-den. 
—  Das  Konzil  von  Ronen  im  9.  Jahi*huudert 
befahl  ausdrücklich  don  (Teistlichen,  öffent- 
lich zu  ermahnen,  die  Kinder,  welche  die 
Eltern  nicht  zu  unterhalten  vermr)chten,  nicht 
zu  töten,  auch  nicht  auszusetzen,  sondern 
der  Kirche  zu  übergeben,  da  diese  die 
weitere  Vei-sorgung  dei-selben  bei  Familien 
veranLassen  wollte,  —  es  handelte  sich  mit- 
liin  lun  Einfühnmg  von  Privatvei-sorgung 
durch  die  Geistlichkeit,  ohne  eine  Unter- 
scheidung zwischen  ehelichen  und  unehe- 
lichen Kindern. 

Die  ei-ste  Anstalt  zur  Aufnahme  und 
Pflege  ausgesetzter  Kinder,  von  der  genauere 


Kunde  vorliegt,  wurde  schon  787  zu  Mai- 
land gegründet,  wo  der  Erzbischof  Da- 
theus in  der  Nälie  der  Hauptkirche  ein 
Haus  ausschliesslich  zur  Aufnahme  von  Find- 
lingen bestimmte,  die  dort  von  Ammen  .g«^ 
säugt  und  bis  zum  achten  Jahre  erzog»^r. 
wurden.  —  Die  folgenden  drei  Jahrhunderte 
liessen  nur  drei  ähnliche  Institute  entstehen, 
und  erst  im  12.  und  13.  Jahrhundert  ver- 
breiteten sie  sich  in  Italien  und  Frankreich 
in  grosserer  Zahl,  vorzüglich  dunrh  geist- 
liche Oi-den,  vereinzelt  auch  durch  Fürst'^n 
und  Privatleute  gestiftet  Der  Bruderonlt-n 
vom  heiligen  Geist  liatte  im  Beginn  d»^s 
14.  Jahrhunderts  nicht  weniger  als  29  Findel- 
häuser unter  seiner  Leitung. 

Ursprünglich  handelte  es  sich  bei  Stifhmg 
der  Anstalten  keineswegs  um  Erleichtenuig 
der  Aussetzung,   wie  ausdriicklieh  hervor- 
gehoben werden  muss,  sondern  allein  um 
die  Erhaltung  von  Menschenleben,  die  sonst 
zu  Gnmde  gegangen  wären.  Alier  die  Kirche 
selbst  gab  diesem  Institute  allmählich  einen 
anderen  Charakter.    Pai)st  Innocenz  IIL  er- 
richtete 1198  in  Rom  das  grossartige,  no(»h 
jetzt  existierende  Ospedale  di  Santo  Spiritu 
und  führte  dabei  die  Drehlade  zur  freif*n 
Benutzung  bei  demselben  ein.    Diese  Dreh- 
laden sind  leicht  um  die  Achse  drehKan,» 
Halbcylinder,  wek^he  vor  einer  Oeffniuiff  in 
der  Aussenwand  des  Hauses  ziu-  Aufnahme 
hindurchges(*hol)ener  Kinder  an  der  Innen- 
seiteaufgestellt wenlen,die  nachBelastimgsich 
nach  hmen  drehen  und  dal)ei  eine  Glockt» 
in  Bewegung  setzen,   um  der  darauf  var- 
tendeu  Amme  die  Ankunft  eines  FindhnEis 
anzukündigen.     Da  die  Oeffnung  nach  der 
Strasse  zu  geht  und  in  der  Nacht  imgeseh'*n 
von  jedem  benutzt  werden  kann,  so  erhi4t 
durch   diese  Einrichtimg  das  Institut  eine 
principielle  Aenderung.   Es  benahm  der  Aib^- 
setznng  den  verbrecherischen  Charakter  und 
begünstigte  dieselbe,  indem  es  vorweg  je^ier 
Mutter    ohne   jegliche   Untersuchung  ihrer 
Verhältnisse  die  Abnahme  und  Versorgung 
iluvr  Kinder  zusicherte.    Ja,  man  ging  sogar 
sj)äter  so  weit,  körperliche  Züchtigung  ire- 
setzlich   über  den    zu  verhängen,  der  die 
Mutter-    oder   Vaterschaft    eines   Fimllinir^ 
auszukundschaften   versuchte.     Liange  ZWt 
stand   Rom    mit   dieser  Vorrichtung  allein, 
1414  wurde  die  Drehlade  in  Florenz,  dann 
in    Maihind    und    1804   in    Frankreich  ein- 
geführt.  Sonst  behielten  die  neul^egriindetcn 
Institute  noch  den  alten  Charakter,  niu-  ih^n 
faktisch  Ausgesetzten  Hilfe  zu  leisten.    S^' 
wurde  z.  B.  1362  in  Paris  eine  Versorgimi,^ 
anstalt  für  Findlinge  mit  der  Begriindiinir 
eingerichtet,  »weil  infolge  der  vielen  Kri«^'' 
das  Elend  im  Lande  gross  war  und  Massen 
von  Kindern  verlassen  wiuden,  die  man  am 
Leben  erhalten  wollte«. 

Die  Reformation  fand  in  den  romanischen 
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Staaten  bereits  eine  selir  grosse  Anzahl  Fin- 
delhauser  vor,  in  den  germanischen  Ländern 
liistorisch  konstatiert  nur  in  Laibach,  Niirn- 
hei^  und  Trier,  und  verhinderte  für  eine 
WeiJe  ihre  Ausbreitung  im  Norden,  da  sie 
die  geistlichen  Orden,  welche  sich  denselben 
vorzüglich  gewidmet  hatten,  aufhob  und  die 
Sorge  für  die  Findlinge  den  Gemeinden 
übergab. 

Die  merkantiliötisclien  Anschauungen 
gaben  übei-all  der  Findelfürsorge  eine  be- 
sondere Anregimg  und  Erweiterung.  Aus 
dem  Streben,  die  Volksvermehrung  zu  stei- 
gern, errichtete  man  überall  Findelhäuser 
nicht  nur  für  die  Kinder,  welche  sonst  ander- 
weitig ausgesetzt  waren,  sondern  erleichterte 
und  begünstigte  die  Aussetzung.  LudwngXIV. 
erkläi-te  die  Findelhäuser  für  Staatsanstalten 
und  bewilligte  ihnen  nicht  unbedeutende 
Unteratützung,  während  sie  bisher  fast  aus- 
schliesslich von  der  Kirche  und  Privatspenden 
erhalten  waren,  indem  er  sehr  bezeichnend 
der  bisherigen  Motivierung  »die  christliche 
lAebe  fordere  die  Unterstützung  der  Find- 
linge <j  in  seiner  Verordnung  hinzufügte: 
'die  einst  dem  Staate  nützen  könnten«.  Mit 
dem  ausgesprochenen  Zwecke,  dadurch  die 
Arbeitskraft  des  Landes  zu  vermeliren,  er- 
richtete man  im  Beginne  des  18.  Jahrhunderts 
auch  im  protestantischen  Norden  Findel- 
anstalten, in  London,  Berlin,  Dresden,  Kopen- 
hagen, Hamburg,  Cassel  etc.,  welche  indes 
fast  sämtlich  nach  km^er  Lebensfrist  wieder 
eingingen.  Energischer  ging  Napoleon  I. 
vor,  der  die  eitern-  und  heimatlosen  Find- 
linpfe  als  sehr  geeignet  zu  Soldaten,  besonders 
der  Marine,  hielt  imd  daher  in  allen  Arron- 
dissements  Frankreichs  Mndelhäuser  mit 
Dieliiaden  einrichten  liess,  womit  er  auch 
dio  anderen  Länder  beglückte,  welche^  miter 
seine  Botmässigkeit  kamen. 

Frankreich  allein  brachte  es  unter  dem 
Kaiserreiche  auf  300  Findelhäuser  mit  251 
Drehladeu,  wodurch  die  Zahl  der  Findlinge 
natürlich  ausserordentlich  gesteigert  wurde. 
1784  standen  unter  Aufsicht  der  Anstalten  ca. 
40000,  1815  80000,  in  den  30er  Jahren  130000, 
welche  mit  einem  jährlichen  Aufwände  von  10 
Millionen  Francs  verpflegt  wurden.  Anfang 
der  60  er  Jahre  existierten  noch  175  Findel- 
häuser ,  1861  wurden  daselbst  42 194  enf ants 
trouves  eingeliefert,  dazu  kamen  26  156  enfants 
abaudonnes  und  9716  Waisen,  zusammen  78  066 
Kinder,  die  auf  Öffentliche  Kosten  verpflegt 
wurden.  Seit  den  30  er  Jahren  hat  mau  die 
Drehladen  fortdauernd  vermindert,  und  wo  noch 
einige  bestehen  geblieben  waren,  wurden  sie 
polizeilich  überwacht,  standen  also  nicht  mehr 
zu  unbedingtem  Gebrauche  offen.  Die  Auf- 
nahme erfolget  in  offenen  Bureaus,  welche  die 
Notwendigkeit  derselben  einer  Untersuchung 
unterziehen.  Im  Gegensatze  zu  früher  ist  man 
seitdem  bestrebt,  die  Mütter  auszukundschaften, 
doch  haben  dieselben  keine  Verpflichtung,  irgend 
welche  Aussagen  zu  machen.    Immerhin  ist  da- 


durch in  neuerer  Zeit  die  .Zahl  der  enfants 
trouves  im  Jahre  1894  auf  2975  zurückgegangen. 
Dagegen  ist  die  Zahl  der  enfants  aDandomi6s 
gestiegen  auf  43889  im  Jahre  1885  und  55  993 
im  Jahre  1887,  1898  83072.  Im  ganzen  ist 
die  Zahl  der  verlassenen  Kinder  in  26  Jahren 
kaum  vermindert.  Die  Kosten  des  Staates  sind 
nur  für  unterhaltene  Kinder  überhaupt,  also 
inklusive  15000  Waisen  angegeben,  für  1894 
auf  4,25  Mülionen  Francs. 

Durch  Dekret  vom  19.  Januar  1811  wurde 
für  Belgien  be.stimmt,  dass  in  jedem  Arron- 
dissement  ein  Findelhaus  eingerichtet  werden 
sollte  und  zwar  mit  einer  Dremade.  Zur  Unter- 
haltung derselben  wurde  eine  Summe  von  4 
Millionen  Francs  von  selten  des  Staates  ausge- 
worfen. Dafür  sollten  die  Kinder  der  M'anne 
oder  dem  Landheere,  soweit  brauchbar,  zuge- 
wiesen, die  übris'en  bei  Handwerkern  und 
Arbeitern  untergebracht  werden.  Unter  der 
französischen  Herrschaft  wurden  19  Drehladen 
in  den  belgischen  Provinzen  eingerichtet,  wo- 
von aber  bis  1830  die  meisten,  bis  auf  8,  ein- 
gegangen waren.  Das  G.  v.  30.  Juli  1834  be- 
stimmte, da.s8  die  Unterhaltung  der  Kinder 
zur  Hälfte  der  Gemeinde,  wo  sie  ausgesetzt 
waren,  zur  Hälfte  der  betreffenden  Provinz  zur 
Last  gelegt  werden  sollten,  soweit  die  zur 
Unterhaltung  der  Kinder  ausgeworfenen  Staats- 
gelder nicht  ausreichten,  von  1821  bis  1832 
wurden  jährlich  8849  Findlinge  eingeliefert. 
Die  Unterhaltungskosten  betmgen  640723 
Francs,  72,40  Francs  pro  Kopf. 

Von  1861  waren  die  Zahlen  2106  Findlinge 
—  524  419  Francs,  1871  749  —  501 6>6,  1876 
466  —  511721  Francs  Unterhaltungskosten, 
das  sind  1861  94,  1871  87,  1875  104  Francs 
pro  Kopf.  Der  Staat  gab  hierzu  1861  92  312 
Francs,  1875  nur  noch  38  449  Francs. 

In  Oesterreich  (wie  auch  in  London, 
Dublin,  Stockholm,  Moskau,  Petersburg)  exis- 
tieren Anstalten  unter  demselben  Namen.  Sie 
haben  aber  in  der  That  einen  anderen  Charakter 
als  in  früherer  Zeit  angenommen.  Die  Auf- 
nahme geschieht  schon  seit  Joseph  II.  nur  offen 
und,  soweit  irgend  möglich,  gegen  Bezahlung. 
Die  Findelhäuser  sind  fast  nur  als  Ergänzung  zu 
grossen  Entbindungshäusem  anzusehen,  in  denen 
die  kranken  Kinder  bis  zur  Genesung  ein  Unter- 
kommen finden  und  von  den  gratis  behandelten 
Frauen  gesäugt  werden,  wozu  diese  vier  Monate 
lang  verpflichtet  sind.  Die  gesunden  Kinder 
werden  dagegen  sofort  bei  Familien  unterge- 
bracht, freilich,  soweit  nötig,  auf  Kosten  der 
Anstalt  und  unter  Aufsicht  der  hierzu  bestellten 
Aerzte. 

Gegenwärtig  befinden  sich  in  Oesterreich 
noch  8  Findelanstalten,  in  welchen  selbst  An- 
fang der  neunziger  Jahre  über  9000  Kinder 
verpflegt  wurden,  während  über  30000  ausser- 
halb der  Anstalt  untergebracht  waren.  Der 
Aufwand  für  dieselben  belief  sich  auf  gegen 
2  Millionen  Gulden.  In  den  letzten  Jahren  hat 
die  Zahl  der  Findelkinder  eine  bedeutende  Ab- 
nahme erfahren,  denn  noch  im  Jahre  1883 
wurden  11783  Kinder  in  der  Anstalt,  36156 
ausserhalb  der  Anstalt  verpflegt.  Die  durch- 
schnittliche Verpflegungsdauer  in  der  Anstalt 
selbst  belief  sich  nur  auf  11  Tage.  Die  Sterb- 
lichkeit wurde  im  Durchschnitt  von  1883—87 
auf  12,45^0  angegeben,  da  aber  in  der  in  Be- 
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tracht  kommenden  Zahl  der  Verpflegten  sehr 
yerschiedene  Altersklassen  vorhanden  sind,  so 
ist  darauH  nicht  Genügendes  zn  ersehen. 

In  Portugal  sind  1867  die  Drehladen  bis 
auf  eine  in  Lissabon  nnterdrückt.  Die  Zahl 
der  Findlinge  hat  sich  fortdauernd  vermindert. 
Von  1870/1  mit  2557  auf  327  im  Jahre  1875  6 
und  239  im  Jahre  1883/4. 

Das  bedeutenste  Findelhaus,  das  Überhaupt 
existiert,  ist  das  in  Moskau  durch  Catharina  fl. 
1763  gegründete,  welches  sie  mit  einer  Jahres- 
rente von  100  OÜO  Rubel  ausstattete,  zu  der  der 
Grossfürst  Paul  noch  weitere  50000  Rubel 
beisteuerte.  Im  Laufe  der  Zeit  sind  bedeutende 
Schenkungen  hinzugetreten.  Die  Gesamtkosten 
der  Anstalt  werden  jetzt  auf  1300000  Rubel 
angegeben,  wovon  für  den  Unterhalt  der  Kinder 
im  Hause  200000  Rubel,  ausser  dem  Hause 
600000  Rubel  in  Anrechnung  kommen.  Im 
Hause  sind  24  Aerzte  und  überhaupt  400  Per- 
sonen angestellt.  Im  Jahre  1764  wurden  523  un- 
ehelich geborene  Kinder  aufgenommen,  1888 
17  114,  davon  sind  etwa  3000  in  dem  Entbin- 
dungshause zur  Welt  gekommen,  welches  dem 
eigentlichen  Findelhause  angefügt  ist,  während 
darin  jährlich  gegen  60(S  Kinder  geboren 
werden. 

Die  gegenwärtigen  Verhältnisse  sind  noch 
nach  dem  Ukas  von  1837  geregelt.  Danach  ist 
das  Haus  in  zwei  Sektionen  geteilt.  In  der  einen 
werden  legitim  geborene  amgenommen  und  er- 
zogen, es  ist  eine  Art  Waisenhaus;  die  andere 
ist  für  die  eigentlichen  Findel-  und  unehelichen 
Kinder  bestimmt,  die  sobald  als  möglich  auf 
das  Land  zum  Aufziehen  gegeben  werden. 
5(XX)  Dörfer  der  Umgegend  in  42  Arrondisse- 
ments  werden  dazu  lierangezogen.  In  jedem 
derselben  ist  ein  Inspektor,  meist  ein  Arzt,  mit 
der  Aufsicht  derselben,  so  wie  mit  der  Zahlung 
der  Unterhaltsgelder  betraut.  Die  Aufnahme 
der  Kinder  im  Mutterhause  geschieht  bei  Tag 
und  Nacht  ohne  weitere  Formalitäten.  Es  wird 
nur  ein  Taufschein  verlangt.  Derselbe  kann 
in  einem  versiegelten  Couverte  abgegeben 
werden,  um  das  Geheimnis  der  Geburt  zu 
wahren,  dabei  sind  dann  25  Rubel  einzuzahlen. 

Uneheliche  Kinder  können  auch  von  1—5 
Jahren  aufgenommen  werden,  wenn  sie  ohne 
ein  Unterkommen  sind.  Es  entscheidet  der 
oberste  Chef  des  Hauses  darüber. 

Die  Personen,  welche  die  Kinder  einliefeni, 
erhalten  eine  Marke  mit  der  Nummer,  unter 
welcher  das  Kind  eingetragen  ist. 

Die  Mütter  unehelicher  Kinder,  welche  sie 
selbst  zu  nähren  wünschen,  werden  als  Ammen 
eingestellt  und  entsprechend  bezahlt.  Sie  be- 
halten ihr  Kind  aber  nur,  bis  es  6  Wochen  alt 
ist,  worauf  es  auf  das  Land  gebracht  wird, 
wenn  es  nicht  ärztlicher  Pflege  bedarf. 

Will  die  Verwaltung  die  Frauen  im  Hause 
behalten  und  sie  ihre  Kinder  weiter  nähren 
lassen,  so  zahlt  sie  ihnen  im  ersten  Jahre  täg- 
lich 30  Kopeken,  im  zweiten  20  Kopeken. 
Wollen  die  Frauen  das  Kind  dann  nicht  auf 
das  Land  geben,  so  erhalten  sie  noch  weitere 
drei  Jahre  eine  tägliche  Hülfe,  die  von  30  zu 
20  und  10  Kopeken  in  den  folgenden  Jahren 
abnimmt. 

Legitime  Kinder  werden  im  Alter  unter  10 
Monaten  aufgenommen,  wenn  die  Mutter  schwer 
krank   oder  gestorben  ist  und  der  Vater  das 


Kind  nicht  ernähren  kann.  Sie  werden  aber 
nur  bis  zu  einem  Alter  von  1  Jahre  behalten, 
worauf  sie  zurückgenommen  werden  müsseiL 
Es  sind  jährlich  nur  etwa  200  Kinder.  Man 
rechnet  aber,  dass  von  den  eingelieferten  Kindern 
etwa  20  ^/q  le^timen  Urapmngs  sind. 

Da  eine  nicht  unbedeutende  Zahl  der  Kinder 
krank  ist  und  zeitweise  auf  dem  Lande  nicht 
geeignete  Unterkunft  gefunden  werden  kann, 
so  müssen  stets  viele  Kinder  längere  Zeit  im 
Hause  behalten  werden.  Die  Zahl  steigt  bis 
1400,  wovon  etwa  600  Kranke.  Die  Sterblich- 
keit schwankt  von  22—43%.  Die  Sterblichkeit 
nimmt  sofort  zu,  wenn  nicht  die  notige  Zahl 
von  Ammen  beschaift  werden  kann,  die  zn 
7 — 900  im  Hause  ^halten  werden. 

Für  das  Aufziehen  der  Kinder  auf  dem 
Lande  werden  in  den  ersten  beiden  Jahren  3 
Rubel,  im  dritten  2,40  Rubel  in  den  folgenden 
bis  zum  14.  Jahre  herab  auf  1  Rubel  pro  Monat 
gezahlt.  Bei  kranken  Kindern  wird  die  Zahlung 
bis  5  Rubel  erhöht. 

Nach  den  Büchern  des  Hauses  haben  i^it 
dem  Bestehen  bis  1890  812  989  Kinder  in  dem- 
selben Aufnahme  gefunden. 

Ausser  in  Italien  hat  man  mithin  all- 
gemein teils  die  Findelanstalten  gänzlich  l»e- 
seitigt  oder  ihüen  doch  einen  ganz  anderen 
Cliarakter  dadurch  gegeben,  dJass  man  die 
Aussetzung  nicht  erleichtert  und  beJiebig 
der  Bevölkerung  frei  ^ebt,  sondern  die  Auf- 
nahme genau  unter  Kontrolle  stellt.  Wäh- 
rend ferner  in  alter  Zeit  die  Verpflegung 
der  Kinder  allgemein  oder  doch  hauptsächlich 
im  Hause  selbst  geschah,  ist  man  allmählich 
immer  mehr  und  jetzt  durchweg  wiederum. 
nur  mit  vereinzelten  Ausnahmen  in  Italien, 
dazu  übergegangen,  die  Findelhäuser  nui- 
als  Durchgan^stationen  zu  benutzen,  »lie 
Kinder  Famihen  auf  dem  Lande  zur  Ver- 
pflegung zu  übergeben  und  dieselben  nui- 
einer  fortdauernden  üeberwachung  voa 
Seiten  der  Anstalt  zu  unterziehen.  Die 
Entlassung  erfolgt  an  den  einzelnen  Orten 
zu  vei^schiedenen  Zeiten,  teils  werden  sie 
Waisenhäusern  übergeben,  teils  aus  der 
Aufsicht  entlassen,  sobald  sie  irgendwo  in 
die  Lehre  gegeben  werden  können  oder  sich 
sonst  in  der  Welt  fortzuhelfen  vermögen. 

Die  Rückforderung  durch  die  Eltern  ist 
von  jeher  möglichst  erleichtert,  und  wo  auch 
statutarisch  Ersatz  der  Kosten  beansprucht 
werden  soll,  wird  es  meistens  unterlassen. 

J:  CSonrad. 

3.  Das  Findelwesen  in   Italien«    Anch 

ohne  auf  die  Massregel  zurückzugehen,  welche 
im  Altertum  von  verschiedenen  römischen  Eaiseni 
(Trajan,  Septimius  Severus,  Constantin)  getroffai 
wurden,  um  das  Leben  und  die  juristische 
Stellung  der  Findelkinder  zu  schützen,  war 
Italien  der  erste  Staat  Europas,  in  welchem 
man  es  versucht  hat.  dieser  unglücklichen  Be* 
völkenmgsklasse  zu  Hilfe  zu  Kommen.  Der 
Gründung  Datheus'  wurde  oben  bereits  ^pedacht. 
Sororet  gründete  darauf  ein  Findelhaus  m  Siena 
im  Jahre  832;  Padua  bekam  eine  ähnliche  An- 
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st  alt  um  1000,  Lncca  und  Arezzo  im  11.  Jahr- 
hundert, Kom,  Bologna,  Parma,  Florenz,  Prato, 
Pistoja,  Cortona  im  13.  Jahrhundert,  Venedig, 
Neapel,  Biella  im  14.  Jahrhundert,  Genua,  Bres- 
cia,  Bergamo,  Lodi  und  Verona  im  15.  Jahr- 
hundert, Piacenza  und  Udine  im  16.  Jahr- 
hundert etc.  Da  Italien  zu  jener  Zeit  in  viele 
Staaten  zerrissen  war  und  solche  Einrichtungen 
überdies  dem  Vorgehen  von  Privatleuten  ihr 
Entstehen  verdankten,  so  konnten  sie  nicht  von 

femeinsamen  Gesichtspunkten  aus  geleitet  wer- 
en.  An  einigen  Orten  (z.  B.  in  Mailand)  war 
es  lange  Zeit  eine  unerlässliche  Bedingung  für 
die  ZiSassung  eines  Kindes  zur  Unterstützung, 
dass  die  Mutter  den  Namen  ihres  Verführers 
angab.  In  Siena  gründete  die  Familie  der 
SaGmbeni,  welche  zu  den  angesehensten  der 
Stadt  gehörte,  ein  Findelhaus  für  die  von  ihr 
erzeugten  unehelichen  Kinder. 

In' der  Lombardei  stellten  ein  Erlass  von 
Maria  Theresia  im  Jahre  1781  und  ein  anderer 
des  Kaisers  Joseph  II.  1784  das  Findelwesen 
(servizio  degli  esposti)  unter  Staateaufsicht  und 
setzten  die  Bedingungen  für  die  Annahme  der 
Kinder,  für  die  Wahl  und  Vergütungen  der 
Ammen  und  für  die  Dauer  der  Unterstützung  fest. 

Im  Königreich  Sardinien  vollzog  sich  die- 
selbe Neuordnung  des  Findelwesens  unter  dem 
Schutze  des  Staates  und  der  Geldbeihüfe  der 
Ortsverwaltung  durch  königlichen  Erlass  vom 
15.  Oktober  1822,  im  Grossherzogtum  Toscana 
durch  Reskript  vom  17.  Februar  1818. 

Für  das  Jahr  1854  oder  wenig  davon  ab- 
liegende Jahre  hat  Hügel  für  das  festländische 
Königreich  Sardinien,  Lombardei  und  Venezien, 
den  Kirchenstaat,  Toscana,  Parma  und  Modena 
und  das  Königreich  beider  Sicilien  berechnet, 
dass  auf  eine  Bevölkerung  von  22,7  Millionen 
146  Findelhäuser  vorhanden  waren,  welche  alle 
mit  einer  Drehlade  (rnota)  für  die  Aufnahme 
der  Kinder  versehen  waren,  und  dass  sie  zu- 
sammen für  die  Unterstützung  von  99  696  Kindern 
sorgten.    (44  auf  ie  10000  Einwohner.) 

Das  bürgerliche  Gesetz,  welches  nach  der 
Einigung  des  Reiches  in  Kraft  getreten  ist,  er- 
laubt, den  Ueberlieferungen  des  römischen  Rechtes 
folgend,  nicht  die  Nachforschung  nach  der  Vater- 
schaft (ausser  in  Fällen  der  Entführung  oder 
Vergewaltigung),  Und  nur  in  beschränkten  Fällen 
und  auf  schriftlichen  Beweis  hin  die  der  Mutter- 
schaft. Die  Leiter  der  hauptsächlichsten  Findel- 
häuser im  Köni^iche  haben  sich  bei  mehreren 
Gelegenheiten  (internationaler  Wohlthätigkeits- 
kongress  in  Mailand,  Hygienekongress  in  Turin 
1880)  als  Gegner  dieser  Zeugung  ohne  Ver- 
antwortlichkeit gezeigt  und  den  Wunsch  ge- 
äussert, es  möchte  die  gesetzliche  Bestimmung 
in  dem  Sinne  geändert  werden,  dass  in  allen 
Fällen  die  Nennung  des  Namens  der  Mutter  den 
Civilbehörden  (uffici  di  stato  civile)  zur  Pflicht 
gemacht  würde  samt  den  gesetzlichen  Folgen 
der  Anerkennung. 

Was  die  Leitung  der  Findelhäuser  anbe- 
langt, so  wurde  keine  gesetzliche  Bestimmung 
getroffen,  welche  sie  gleichmässig  ordnet.  Wäh- 
rend das  Kommunal-  und  Provinzialgesetz  von 
1865  versprach  (Artikel  237),  dass  man  solchem 
Mangel  abhelfen  würde,  beschränkte  es  sich 
darauf,  die  Ausgabe  für  die  Erhaltung  der  Aus- 
gesetzten als  Verpflichtung  anzusehen,  wenn 
nicht  von  bestimmten  Anstalten  für  diesen  Zweck 


genügend  gesorgt  wäre,  und  diese  Ausgabe 
ganz  den  Provinzen  und  G^emeinden  aufzubürden, 
während  sie  früher  zum  Teil  auch  vom  Staate 
getragen  wurde  Das  neue  Gemeindegesetz 
(vom  30.  Dezember  1889)  hat  an  dieser  Ver- 
fügung nicht«  geändert. 

Die  Ausgabe  der  Gemeinden  und  der  Provinzen 
für  die  Findelkinder  betrug  1871  12267443  Lire 
(im  Durchschnitt  0.45  Lire  auf  den  Einwohner) 
und  1897  11889787  Lire  (0,38  Lire  auf  den 
Einwohner);  5508244  Lire  belasteten  i.  J.  1897 
das  Kommunal-  und  6381543  das  Provinzial- 
budget  Um  die  Gesamtansgabe  zu  erhalten, 
muss  man  zu  diesen  Summen  2615815  Lire  hin- 
zufügen, den  Patrimonialreinertrag  selbständiger 
Findelhäuser,  die  als  fromme  Stiftung  errichtet 
sind. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  der  Betiieb  ört- 
liches Interesse  hat,  hat  man  den  Provinzial- 
verwaltungen  eine  gewisse  Freiheit  in  seiner 
Regelung  gelassen.  Ein  erster  wesentlicher 
Unterschied  besteht  in  der  Art  der  Zulassung 
der  Kinder  zur  Unterstützung. 

Bis  zum  Jahre  1866  war  in  allen  Provinzen 
das  Verfahren  unbedingter  Annahme  mittelst 
der  Drehladen  in  Kraft;  von  da  an  sind  diese 
allmählich  abgeschafl*t  und  durch  direkte  Ueber- 
gabe  der  Kinder  an  Findelhäuser  oder  Hilfs- 
nndelanstalten  oder  besonders  mit  der  Annahme 
bei  kommunalen  Behörden  betraute  und  besol- 
dete Personen  (pie  ricevitrici)  ersetzt. 

Die  Zahl  der  Gemeinden,  in  denen  die  Dreh- 
lade in  Gebrauch  ist,  die  1866  sich  im  ganzen 
Reiche  auf  1179  belief,  ging  1880  auf  687,  1888 
auf  590  und  1897  auf  306  zurück;  diese  sind 
jetzt  fast  ausschliesslich  in  Gemeinden  der 
Abruzzen,  Apuliens,  Calabriens  und  Siciliens  in 
Gebrauch. 

In  den  drei  Jahren  1879/*81  wurden  32093 
Kinder  den  Drehläden  übergeben,  von  denen 
541  tot  aufgefunden  wurden,  und  in  den  drei 
Jahren  1894/96  wurden  14823  ausgesetzt. 

Die  AbschaflTung  der  Drehläden  hat  dap 
Aussetzen  von  Kindern  an  öffentlichen  Orten 
nicht  gesteigert;  letztere  Thatsache  zeigt  sich 
vielmehr  häufiger  in  den  Provinzen,  wo  dieselben 
noch  in  Betrieb  sind.  Von  8832  Kindern,  welche 
in  dem  dreijährigen  Zeiträume  1879/81  an  öffent- 
lichen Orten  ausgesetzt  gefunden  wurden,  kamen 
2435  auf  Calabrien  und  1712  auf  Sicilien.  In 
den  drei  Jahren  1894/96  wurden  nur  2452  Kin- 
der ausgesetzt. 

So  hatte  man  auch  infolge  der  Abschaffung 
der  Drehläden  keine  Erhöhung  der  Zahl  der 
Verbrechen  des  Kindesmordes  oder  Fruchtab- 
treibens zu  beklagen.  In  der  That  hatten  die 
Aemter  des  öffentlichen  Ministeriums,  welche  sich 
1880  mit  322  Fällen  vollzogenen  oder  versuchten 
Kindermordes  und  mit  213  des  Fruchtabtreibens 
zu  beschäftigen  hatten,  1895  mit  184  der  ersteren 
und  233  der  zweiten  zu  thun;  die  Abnahme  ist 
in  den  dazwischenliegenden  Jahren  fast  regel- 
mässig fortschreitend  gewesen. 

Ausser  dem  Vorteil  moralischer  Art,  dass 
die  Blutsbande  nicht  gelockert  werden,  wenn 
man  das  Aussetzen  der  ehelichen  Kinder 
hindert,  hat  die  Abschaffung  der  Drehläden 
den  materiellen  Nutzen,  die  Unterstützungs- 
kosten zu  verringern  und  in  benachbarten  Pro- 
vinzen die  Annahme  auswärtiger  Kinder  zu 
verhindern,  geschaffen.   Die  thatsächlichen  Aus- 
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gaben  haben  sich  nicht  gemindert,  aber  man  hat 
sie  erspriessl icher  verwenden  können,  indem  man 
das  Gehalt  der  Ammen,  die  Aasgaben  für  die 
Ausstattung  der  Kinder,  die  Erziehnngs-  und 
ünterrichtsgelder  etc.  erhöhte. 

Im  Jahre  1896  wurden  29633  Kinder  zur 
Unterstützung  auf  Kosten  der  Gemeinden  und 
Provinzen  zugelassen,  und  rechnet  man  die  aus 
den  vorhergehenden  Jahren  ihnen  zur  Last  ge- 
bliebenen hinzu,  so  betrug  die  Gesamtzahl  am 
ersten  Januar  1897  132 3 a,  was  mit  der  Ge- 
samtbevölkerung des  Königreichs  verglichen 
durchschnittlich  42  unterstützte  Kinder  auf  je 
10000  Bewohner  ergiebt  (dasselbe  Verhältnis 
wie  das  18ö4  gefundene). 

Die  unterstützten  Kinder  sind  in  Mittel- 
italien (Umbrien  98,  in  Toscana  60,  Emilia  64 
auf  je  10000  Einwohner)  verhältnismässig  am 
zahlreichsten ;  die  niedrigsten  Verhältnisse  oeob- 
achtet  mau  in  Süditalien  (Abruzzen  35,  Cam- 
panien  26,  Sardinien  12).  Unter  den  1896  zur 
Unterstützung  zugelassenen  29  633  Kindern  waren 
1797  ehelicher  Geburt  und  wurden  unterstützt, 
weil  sie  Waisen  und  ohne  Verwandte  waren, 
welche  die  Verpflichtung  gehabt  hätten,  sie  zu 
erhalten,  oder  infolge  völliger  Armut  der  Eltern, 
oder  weil  sich  diese  im  Gefän^is  befanden. 
Die  anderen  27836  waren  unehelich. 

185)6  wurden  im  ganzen  Königreiche  70278 
unehelich  Geborene  gemeldet,  von  denen  40088 
wenigstens  von  einem  der  Eltern  anerkannt  und 
auf  Kosten  derselben  erzogen  wurden:  die  an- 
deren 30 190  wurden  nicht  anerkannt  und  starben 
früh  oder  mussten  auf  Kosten  öffentlicher  An- 
stalten erzogen  werden.  Die  jährliche  Zahl 
der  unehelichen  Geburten  ist  bis  1883  im  Wachsen 
begriffen;  in  den  5  Jahren  von  1863—1867  ka- 
men 62  auf  je  1000  Geburten  und  1883  78; 
von  da  ab  merkt  man  eine  graduelle  Vermin- 
derung bis  64  im  Jahre  1897.  Das  Widerstreben, 
welches  ein  Teil  der  Bevölkerung,  besonders  in  . 
den  ländlichen  Gemeinden  des  alten  Kirchen- ' 
Staates,  immer  noch  ^egen  das  Schliessen  der 
Civilehe  zeigt  (der  einzigen,  welche  seit  1866 

fesetzlich  anerkannt  wirdj;  die  schnelle  Bevöl- 
erungszunahme  einiger  grossen  Städte,  welche 
besonders  durch  den  Zuzug  zahlreicher  Arbeiter- 
scharen verursacht  ist,  die  dort  keinen  bleiben- 
den Wohnsitz  nehmen  und  sich  davor  scheuen, 
eine  regelrechte  Familie  zu  gründen,  die  Ver- 
breitung dem  Ehebande  feindlicher  Gedanken  in 
einigen  Gegenden  (Romagna)  und  Bevölkerungs- 
klassen haben  die  Zahl  der  nicht  gesetzmässig 
Begründeten  Familien  vermehrt;  aber  trotzdem 
ann  man  nicht  behaupten,  dass  man  in  diesen 
Familien  mit  weniger  Sorge  und  weniger  Liebe 
für  die  Erhaltung  und  Erziehung  der  Nach- 
kommenschaft anträfe. 

In  verschiedenen  Provinzen  Mittelitaliens 
ist  die  Zahl  der  unehelichen  Geburten  überhaupt 
5 — 6  mal  höher  als  in  Piemont,  Ligurien  und 
der  Lombardei.  Die  grössten  Unterschiede  beob- 
achtet man  in  der  Gruppe  der  Unehelichen, 
welche  von  den  Eltern  anerkannt  und  erzogen 
werden. 

Unter  den  69  Provinzen,  in  welche  das 
Königreich  eingeteilt  ist,  sorgen  49  für  die 
Unterstützung  der  Findelkinder  durch  Findel- 
häuser, die  anderen  20  Provinzen  lassen  sie 
durch  die  Hebammen  oder  mit  diesem  Amte  in 
den   einzelnen    Gemeinden    betraute    Personen 


unmittelbar  %n  «osw&rtigen  Ziehmüttern  bringen. 
Die  Findelh&user  in  den  ersten  49  Provinzen 
belaufen  sich  auf  120  und  nehmen  jährlich  un- 
gefähr 21000  Kinder  auf. 

Die  grössere  Anzahl  der  Findelhäuser  kann 
man  heutzutage  nicht  mehr  wirkliche  ünter- 
kunftsorte  nennen;  sie  dienen  als  zeitweise 
Unterkunftsorte  und  Krankenhaus,  worin  man 
die  Kinder  möglichst  kurze  Zeit  bleiben  lässt. 

Sucht  man  die  Zahl  der  Säuglinge,  welche 
in  den  Jahren  1893 — 1896  in  den  Findelhäuseni 
oder  bei  auswärtigen  Ziehmüttern  von  lOUU 
Kindern,  welche  in  der  gleichen  Zeit  zur  Unter- 
stützung zugelassen  sind,  gestorben  sind,  so  er- 
giebt sich  eine  Sterblichkeitsziffer  von  376  auf 
1000,  d.  h.  mehr  als  ein  Drittel  der  dnrch 
Findelhäuser  unterstützten  Kinder  stirbt  inner- 
halb des  ersten  Lebensjahres.  Die  Sterblich- 
keitstabelle der  italienischen  Bevölkerung,  welche 
auf  Grund  von  Daten  des  Beobachtungsab- 
schnittes  1893—1896  aufgestellt  ist,  giebt  ah 
Sterbliehkeitsziffer  der  ehelichen  Kinder  im 
ersten  Lebensjahre  175  von  1000;  ein  VerhältniN 
welches  geringer  als  die  Hälfte  von  dem  ist, 
welches  man  Für  die  auf  Kosten  der  Gemeinden 
und  Provinzen  unterstützten  Säuglinge  gefun- 
den hat. 

Da  die  Altersgrenze,  bis  zu  welcher  die 
Unterstützung  auf  Kosten  der  Orts  Verwaltungen 
sich  erstreckt,  durch  besondere  Verordnungen 
eines  jeden  Findelhauses  festgesetzt  ist  sü  ist 
sie  von  Ort  zu  Ort  verschieden  und  ist  auch 
verschieden,  je  nachdem  es  sich  um  einen 
Knaben  oder  ein  Mädchen  handelt.  In  Ferrara, 
Imola,  Faenza  z.  B.  dauert  die  Unterstützunff 
bis  zu  18.  in  Ancona  bis  zu  16,  in  Modena, 
Bologna,  Cremona,  Mantua,  Reggio  in  der 
Emilia  und  Mailand  15,  in  Como  und  Brescia 
bis  zu  14,  in  Pisa,  Farli,  Siena  bis  zu  13. 
in  Turin,  Novara,  Alessandria  und  Tre- 
viso  12,  in  Rom,  Lucca  und  Cuneo  10.  in 
Chieti,  Teramo,  Catanzaro  und  Reggio  iiiCala- 
brien  8  für  die  Knaben  und  10  für  die  Madeheu. 
in  Salerno,  Catania,  Messina  und  Syrakns  7  i^r 
die  Knaben,  in  Oosenza  6  für  die  Knaben  und 
8  für  die  Mädchen,  in  Rovigo  bis  zu  18,  inNeaffl 
bis  zu  15  Monaten. 

So  sind  auch  nach  den  Orten  die  den  Aminen 
bezahlten  Monatslöhne  verschieden.  Im  allge- 
meinen sind  sie  in  den  nördlichen  Provinzen 
höher  als  in  den  südlichen.  Die  Findelhäuser 
in  Bergamo,  Ravenna,  Portoferraio  z.  B.  gekn 
den  auswärtigen  Ammen  im  ersten  Lebensjahre 
des  Kindes  einen  Lohn  von  18  Lire,  das  in 
Mailand  13,50,  die  in  Brescia,  Pavia,  Como, 
Cagliari,  Mantua,  Novara,  Livorno,  Turin,  Udine 
12,  die  in  Cuneo,  Florenz,  Pisa,  Alessandrift> 
Parma,  Cremona,  Palermo,  Treviso  10,  während 
es  in  Salerno,  Potenza  und  Girgenti  nur  7  Lire 
beträgt,  in  Trapani  und  Messina  6,50,  in  Cam- 
pobasso,  Reggio  in  Calabrien  und  Caltanij^tw 
6,  in  Chieti,  Caserta,  Benevent,  Bari  und  Ca- 
tanzaro 5,50,  in  Teramo  4,25  Lire. 

Für  die  Kinder  über  ein  Jahr  geht  der 
Lohn  der  Ammen  auf  5  oder  3  Lire  monatlicli 
und  auch  auf  noch  weniger  zurück,  je  nach 
den  Orten. 

Ausser  dem  monatlichen  Gehalt  und  den 
Reiseentschädigungen  für  die  Ammen,  weicht 
Kinder  aus  den  Findelhäusern  abholen,  gewähren 
die  Provinzen  Vergütungen  in  Geld  oder  AVarea 
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f&r  die  Ausstattung  des  Kindes  und  bezahlen 
die  Krankheitskosten  für  dasselbe;  nnd  manch- 
inal  (besonders  in  den  nördlichen  und  mittleren 
Provinzen)  bewilligen  sie  den  Ammen  Prämien 
für  die  best  Aufgezogenen  und  ünterrichts- 
prämien  für  die  Kinder,  welche  regelmässig  eine 
bchule  besuchen. 

Fast  alle  gewähren  femer  den  Mädchen, 
welche  sich  vor  dem  25.  Jahre  verheiraten,  kleine 
Unterstützungen  zur  Aussteuer. 

In  Süditalien  sind  die  zu  niedrigen  Löhne 
ein  Hindernis,  ein  schnelles  Unterbringen  der 
Kinder  bei  auswärtigen  Ziehmüttern  zu  erzielen ; 
sie  sind  daher,  weil  sie  sich  lange  Zeit  in  engen, 
ungesunden  Unterkunftssälen  aufhalten  müssen, 
einer  furchtbaren  Sterblichkeit  unterworfen. 

Der  grösste  Teil  der  bei  auswärtigen  Zieh- 
müttern untergebrachten  Kinder  wird  Familien 
auf  dem  Lande  anvertraut  und  deshalb  zur  Aus- 
äbung  des  Ackerbaues  erzogen. 

Es  fehlen  in  fast  allen  Provinzen  Ortsaus- 
schüsse zur  Unterstützung  von  Findelkindern. 

Solch  Fehlen  hat  schwere  Nachteile  im  Ge- 
folge. Viele  Kinder,  die  in  kleinen  Gemeinden 
g^eboren  sind,  in  denen  sie  leicht  bei  einer  Zieh- 
mutter untergebracht  werden  könnten,  müssen 
ins  Findelhaus  gebracht  werden  und  ertragen 
nicht  die  Unbilden  der  Keise,  des  Luftwechsels 
und  der  veränderten  Lebensweise  und  den  zwei- 
oder  mehrwöchentlichen  Aufenthalt  dort,  bevor 
die  Ammen  sie  abzuholen  kommen. 

Da  die  erbliche  SjT)hilis  sich  manchmal 
verspätet  zeigt,  so  sind  die  schon  der  Amme 
übergebenen  und  nicht  mehr  überwachten  Findel- 
kinder Ursache  der  Uebertragung  dieser  an- 
steckenden Krankheit  auf  die  Amme  und  ihre 
Famüie.  Auf  Grund  von  Daten  der  Beobach- 
tungsperiode 1890-1896  sind  jährlich  1097 
unterstützte  Kinder  mit  erblicher  Syphilis  be- 
haftet. 

Trotz  aUer  Bürgschaften  der  Sittlichkeit, 
welche  für  die  Annahme  von  Ammen  verlangt 
werden,  ist  es  ohne  eine  beständige  und  ein- 
sichtige Ueberwachung  unmöglich,  zu  verhin- 
dern, dass  einige  von  innen  gleichzeitig  mehrere 
Kinder  nähren,  um  grösseren  Gewinn  daraus  zu 
ziehen,  oder  dass  das  Aufziehen  nicht  mit  der 
nötigen  Sorgfalt  bewerkstelligt  wird,  aus  Un- 
wissenheit oder  wegen  Krankheit  der  Amme. 

Die  schweren  Gebrechen,  welche  in  den 
Verwaltungs-  und  Sanitätsverhältnissen  vieler 
Findelhänser  entdeckt  wurden,  haben  die  Not- 
wendigkeit einer  Reform  dieses  öffentlichen 
Dienstes  bewiesen.  Am  Anfang  des  Jahres  1897 
war  eine  königliche  Kommission  ernannt  worden 
mit  der  Aufgabe,  die  dringendsten  Verbesse- 
rungen vorzuschlagen,  um  die  Gesundheit  der 
unterstützten  Kinder  zu  beschützen. 

Die  soziale  Lage  und  die  Ausbildung  der 
Bevölkerung  in  den  verschiedenen  Provinzen 
des  Königreichs  sind  noch  jetzt  zu  ungleich, 
und  es  ist  nicht  möglich,  eine  vollständige  Ueber- 
einstimmung  in  dieser  Beistandsart  sogleich  zu 
gewinnen.  Ferner  würde  eine  gründliche  Ab- 
änderung auf  örtliche  eingewurzelte  Vorurteile 
stossen. 

Dennoch  streben  die  Vorschläge  der  oben 
erwähnten  Kommission  nach  dem  folgenden 
Zwecke : 

a)   Die  Mutter  dem  Kinde  zu  nähern,  um  die 
Erkennung  zu  erleichtem. 


b)  Die  Unterstützungskreise  mehr  zu  be- 
schränken, um  den  Kindern  die  langen 
und  unbequemen  Eeisen  zu  erspAren  und 
die  Missbräuche,  die  Vertauschungen  der 
Kinder,  den  Handel  mit  ihnen  leichter  zu 
verhindern. 

c)  Womöglich  das  Kind  für  die  Stillungs- 
zeit seiner  eigenen  Mutter  anzuvertrauen 
und  dieser  zu  Hause  einige  Jahre  lang 
Hilfe  zu  leisten. 

d)  Die  Verantwortlichkeit  jener  Beamten 
(Syndici,  Aerzte,  Hebammen)  zu  steigern, 

•  welche  die  Erkundigungen  nach  dem  sitt- 
lichen Betragen  und  den  Gesundheitsver- 
hältnissen der  Erzieher  vernachlässigt 
haben  und  die  unterstützten  Kinder  nicht 
überwachen,  daher  an  ihren  Leiden  mit- 
schuldig sind. 

e)  In  jeder  Gemeinde  geeignete  Frauen- 
komitees einzurichten  für  die  Ueber- 
wachung der  Kinder,  die  dort  unterhalten 
werden. 

f)  Den  Provinzial-  und  Kommunalärzten  fbei 
dem  Sanitäts^esetz  vom  22.  Dezember  1888 
ernannten)  die  ununterbrochene  Aufsicht 
dieses  öffentlichen  Dienstes   aufzutragen. 

Rom.  JBnrfco  Rtiseri, 

4.  Die  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Wirkungen.  Die  Findelhäuser  haben  die 
Aufgabe,  vor  allem  das  Zugrundegehen  ver- 
lassener Kinder  zu  verhindern  und  dem 
Kindesmorde  entgegenzuwirken.  Damit  soll 
zugleich  ein  Schleier  über  geschlechtliche 
Vergehen  gedeckt  und  das  Unglück  verführ- 
ter Mädchen  gemindert  werden.  Sie  sind 
demnach  als  Wohlthätigkeitsinstitute  aufge- 
fasst  und  noch  in  neuerer  Zeit  als  solche 
empfohlen  worden.  Man  hat  ihnen  femer, 
wie  wir  sahen,  wirtscliaftliche  Bedeutung 
beigemessen,  indem  sie  dem  Staate  einen 
Zuwachs  von  Arbeitskräften  verschaffen 
sollten,  und  zwar  eventuell  von  solchen,  die 
sich  ihm  unabhängig  von  der  FamiHe  voll- 
ständig widmeten.  Sie  können  in  der  That 
dadurch  günstig  wirken,  dass  sie  gerade 
ünehelichgeborene  aus  ärmlichen  und  un- 
geordneten Verhältnissen  herausziehen  und 
ihnen  eine  solide  Erziehung  bieten,  durch 
welche  sie  zu  nützlichen  Bürgern  werden 
können. 

Die  an  zweiter  Stelle  angeführten  Mo- 
mente kommen  heutigen  Tages  nicht  mehr 
in  Betracht.  Auf  eine  künstliche  Volks- 
vermehrung hat  man  in  ciWlisierten  Staaten 
nirgends  mehr  Bedacht  zu  nehmen.  Für 
eine  angemessene  Unterbringung  und  Er-. 
Ziehung  der  Unehelichgeborenen  kann  aber 
mit  demselben  Erfolge  anf  andere  Weise 
gesorgt  werden.  Wir  verweisen  in  dieser 
Beziehung  auf  die  Vereine  zur  Unterbrin- 
gung und  Versorgung  der  sogenannten  Halte- 
oder Zielikinder,  unterstützt  durch  scliai'fo 
Ueberwachung  derselben  durch  die  Polizei. 
Der  Untersclüed  hat  sich  in  der  neuereu 
Zeit   besonders    dadurch   vermindert,    dass 
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die  Findelhäuser ,  wie  wir  sahen,  jetzt 
auch  fast  nur  noch  die  Verraittelung  der 
I Unterbringung  der  Kinder  übernehmen,  aber 
nicht  mehr  die  Verpflegung  in  den  Anstalten 
selbst.  Dem  deutschen  Verfahren  der  er- 
wähnten Vereine,  welche  sich  aller  bedürf- 
tigen Kinder,  der  legitimen  wie  illegitimen, 
in  gleicher  Weise  annehmen,  steht  das  fi^an- 
zövSische  Verfahren  der  >secours  aux  filles 
meres«  gegenüber,  welches  auch  in  Belgien 
Nachahmung  gefunden  hat,  wonach  seit  den 
30  er  Jahren  unverheiratete  Mütter  in  beson- 
derer Weise  von  Seiten  des  Staates  oder  der 
Gemeinde  unterstützt  werden,  indem  sie 
3  Jahre  hindurch  25  Francs  pro  Monat  er- 
halten, wenn  sie  ihr  Kind  selbst  nähren 
oder  bei  sich  aufziehen,  oder,  wie  es  in 
Paris  geschieht,  indem  man  ihnen  Pflege- 
mütter zuweist  und  für  10  Monate  das  Kost- 
geld vorschiesst,  wenn  sie  das  Kind  nicht 
selbst  belialten  können.  Die  verheirateten 
Mütter  in  gleich  bedrängter  Lage  haben  sich 
wie  andere  Bettler  an  ein  »bureaii  de  bien- 
faisance«  zu  wenden. 

Die  Thatsachen  haben  bewiesen,  dass  die 
Findelhäuser  keineswegs  das  leisten,  was 
man  von  ihnen  erwartet.  Wie  schon  in  den 
r)Oer  und  60  er  Jahren  nachgewiesen  (von 
Hügel  und  dem  Unterzeichneten),  verhindern 
die  Findelhäuser  nicht  die  Aussetzung  von 
Kindern  an  anderen  Orten  noch  Kindes- 
morde. In  Deutschland,  wo  keine  Findel- 
liäuser  existieren,  sind  Aussetzungen  an  fi-eien 
Orten  nur  selten.  Von  1882 — 87  wurden 
52  Aussetzungen  bestraft.  In  Bayern  kom- 
men jährlich  durchschnittlieh  1 1,  in  Sachsen 
und  Hannover  10  vor,  während  in  das  Mai- 
länder Etablissement  jährlich  etwa  100  an 
anderen  Orten  gefundene  Kinder  eingeliefert 
werden.  In  Paris  kommen  jälu-lich  gegen 
145  Findlinge  vor,  in  Frankfurt  2 — 3,  in 
Berlin  1885/6  19,  1886,7  26,  1887/8  13.  Li 
Italien  kommt  ein  Kindesmord  auf  6000  Ge- 
burten, in  Deutschland  auf  10000,  in  Preussen 
auf  13000,  imd  in  Belgien  haben  sich  nach 
Beseitigung  der  Drehladen  die  Kindesmorde 
nicht  vermehrt;  ebenso,  wie  oben  gezeigt, 
nicht  in  Italien.  Allgemein  ist  auch  an- 
erkannt, dass  diese  That  unmittelbar  nach 
der  Entbindimg  in  der  ersten  EiTegung  und 
Angst  geschieht,  wo  auch  der  Gang  bis  zum 
Findelhause  die  Entdeckung  der  Geburt  und 
der  Schande  herbeiführen  kann. 

In  der  älteren  Zeit  war  ein  Haupt^ind, 
der  gegen  die  Findelhäuser  angeführt  wurde, 
die  übergrosse  Kindersterblichkeit  in  den- 
selben, indem  nach  An^be  der  älteren  Au- 
toren 75®/o  der  eingelieferten  Kinder  im 
ei-sten  Lebensjahre  zu  Gnmde  gingen.  Das 
war  aber  nur  so  lange  der  Fall,  als  man 
versuclite,  die  Kinder  in  den  Anstalten  selbst 
aufzuziehen  und  dabei  häufig  einer  Anmie 
3,  selbst  4  Kinder  zuteilte  oder  sie  auf  Tier- 


milch anwies,  welche  dieselben  niu-  N-i 
gi-üsster  Sorgfalt  vertragen.  Seit  die  Unter- 
bringung der  Kinder  in  Privat  familien  dw 
Regel  ist,  hat  sich  auch  die  Sterblichkeit 
auf  das  Durchschnittsmass  der  unehelichen 
Kinder  ül)erhaupt  reduziert,  besonders  weon 
man  in  Rücksicht  zieht,  dass,  wie  Ritter 
von  Rittersheim  nachgewiesen  hat.  das 
Durchschnittsgewicht  der  Findlinge  sieh 
durchschnittlich  als  ein  anorraal-niedrige> 
lierausgestellt  hat. 

Die  allgemein  anerkannte  aussergewühii- 
liche  und,  wie  es  scheint,  unvermeidüchf^ 
Sterblichkeit  der  Kinder  in  den  Findelhäusem 
selbst  hat  die  anstaltliche  Fürsorge  unbedingt 
verurteilt  und  wohl  für  alle  Zeiten  beseiti^rt. 
Es  kann  deshalb  nur  die  neuere  Form  in 
Frage  kommen.  Hierbei  ist  aber  noch  zn 
untei-scheiden  die  imbedingte  und  unkon- 
trollierte Aufnahme,  wie  sie  noch  jetzt  in 
Süd-Italien  besteht,  oder  die  offene,  zu 
welcher  Frankreich  übergegsmgen  ist. 

Gegen  das  erstere  Verfahren  ist  vor  allen 
Dingen  her\'orzuheben ,  dass  dasselbe  im 
höchsten  Masse  demoralisierend  wirkt,  vo- 
niger  durch  Steigerung  der  Zahl  der  xmehe- 
liehen  Kinder,  was  wenigstens  nicht  sta- 
tistisch zu  beweisen  ist,  wohl  aber  durch 
Erstickung  des  elterlichen  PflichtgefühLs 
wenn  in  solcher  Weise  öffentliche  Anstalten 
den  Eltern  die  natürliche  Fürsoiige  für  ihre 
Kinder  abnehmen  und  sie  damit  ihrer  hei- 
ligsten Pflichten  entwöhnen.  Dass  dieses 
geschieht,  ist  dadurch  bewiesen,  dass  in 
Italien  ein  bedeutender  Prozentsatz  der 
»Trovatelli«  noch  vor  zwanzig  Jahren  ehe- 
lichen Ursprungs  war.  In  Rom  waren  1864 
18  ^/o  derselben  in  ein  besonderes  Buch  aL> 
ehelichen  ürspnmgs  eingetragen;  die  Be- 
amten schätzten  aber  dort,  wie  in  Florenz, 
die  Zahl  derselben  auf  30®/o.  In  dem  Mai- 
länder Findelhause  betrugen  sie  nach  der 
offiziellen  Angabe  zur  selben  Zeit  mehr  al? 
50  <>/o.  Von  den  13  881,  welche  in  den  Jahren 
von  1843 — 1854  daselbst  reklamiert  wurden, 
waren  13063  eheliche,  nur  818  uneheliche. 
Jetzt  ist  der  Prozentsatz  der  ehelichen  Kinder 
in  den  italienischen  Findelhäusem  aiif  8^1^ 
gefallen. 

Es  kann  in  der  That  keine  stärkere  Ver- 
urteilung des  Systems  der  unbedingten  Auf- 
nahme geben,  als  ihn  dieser  Nachweis  liefert, 
dass  in  einer  Stadt  wie  Mailand  und  deren 
nächster  Umgebung  alljährlich  g^n  3lKi'' 
Mütter,  welche  keine  Schande  zu  verdeden 
liaben,  dadurch  verleitet  werden,  ihn^ 
heiligsten  Pflichten  zu  verletzen,  ihre  Kinder 
zu  Verstössen  und  deren  Erziehung  dem 
Staate  aufzubürden,  die  ihnen  selbst  Listig 
ist,  ein  Umstand,  der  wenig  dadurch  ge- 
mildert wird,  dass  ein  grosser  Teil  von 
ihnen  dieselben  später  reklamiert;  das  In- 
recht ist  einmal  begangen  und  bleibt  bei  den 
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Kindern  sicher  nicht  ohne  nachhaltigen  Ein- 
dnick. 

Hieii^egen  ist  die  grosse  Kostspieligkeit 
der  Institute  nur  ein  untergeordneter  Punkt, 
obwohl  eine  Kommission  in  Belgien,  welche 
den  Umstand  zu  untersuchen  hatte,  nach- 
wies, dass  denselben  jedes  Kind  die  dop- 
pelten Erziehun^^osten  verursachte  als  den 
Eltern,  welche  die  Unterbringung  selbst  über- 
nehmen. 

Nach  allem  kann  darüber  kein  Zweifel 
sein,  dass  die  unbedingte  Aufnahme  und 
ohne  Kontrolle  der  Aussetzenden  ein  Ana- 
chronismus ist,  dessen  Schäden  unbedingt 
überwiegen  und  dessen  Aussterben  nur  eine 
Frage  der  Zeit  sein  kann. 

Aber  auch  die  offene  Aufnahme,  wie  sie 
in  Frankreich,  Belgien  und  Nord-Italien  ge- 
handhabt wird,  behält  ihr  Bedenkliches,  so- 
lange damit  die  Trennung  von  Mutter  und 
Kind  absichtlich  befördert  wird,  wie  es  dort 
der  Fall  ist ;  es  ist  das  etwas  Unnatürliches, 
das  gesunde  Gefühl  Verletzendes  und  kann 
auf  die  Bevölkerung  nicht  günstig  erziehend 
wirken.  Ebensowenig  kann  es  richtig  sein, 
den  unverehelichten  Müttern  einen  Vorzug 
vor  anderen  ebenso  armen  Müttern  zu  ge- 
währen und  sie  aus  öffentlichen  Mitteln  in 
besonderer  Weise  zu  unterstützen.  Die  Für- 
sorge für  Findlinge  und  uneheliche  Kinder 
fällt  damit  wie  die  Waisenfürsorge  der  all- 
gemeinen Armenpflege  zu.  Zu  wünschen 
ist  dabei  in  hohem  Masse,  dass  private  Ver- 
eine die  öffentliche  Armenpflege  unterstützen 
imd  sieh  der  Kinder  im  zartesten  Alter  in 
besonderer  Weise  annehmen,  die  von  ihren 
Angehörigen  nicht  eine  angemessene  Pflege 
erhalten  können;  besonderer  Findol häuser 
bedarf  es  hierzu  nicht.  Vereine  für  so- 
genannte Haltekinder,  unterstützt  und  kon- 
trolliert durch  Polizeiorgane,  reichen  hierzu 
in  jedem  Kidturlande  aus.  Höchstens  in 
lilndem,  wo  noch  die  Kinderaussetzung 
blüht  und  durch  Gesetz  und  Sitte  toleriert 
wird,  können  Findelhäuser  wie  hier  im 
Mittelalter  als  Uebergang  am  Platze  sein. 

Lltt^ratnr:  Hügel,  Die  Findelhäuser  und  das 
Findelweaen  Europas,  Wien  1863.  —  L^on 
iMllenuind,  Ilistoire  des  enfants  abandonnS^ 
et  delaisses,  Paris  1885,  —  Conr<idf  Di^  Fxndel- 
anstalien,  ihre  geschichlUche  Entwiekelung  und 
Umgestaltung  in  der  Gegenwart,  Jahrb.  für  Not, 
n.  Slot,,  Jahrgang  1869,  Bd.  12,  S.  2^1  ff,  — 
Ritter  von  RiUersheini,  Jahresberichte  des 
Präger  Findelhauses.  —  E.  Cfievalier,  De 
Vassistance  dans  les  campagnes,  Paris  1889. 

J,  Conrad, 


Finlalson^  John, 

der  Vorläufer  W.  Farrs  (s.  d.  oben  S.  821  ff.)  „in 
the  sednlons  investigation  of  the  law  of  mor- 
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tality"  wurde  am  27.Vin.  1783  zu  Thurse  in 
Caithnessshire  geboren.   Er  starb  am  3.  IV.  1860. 

Im  Jahre  1805  trat  Finlaison  in  das  Amt 
der  „Naval  Revision"  ein,  in  welchem  er  bald 
eine  hervorragende  Stellung  einnahm.  Er  re- 
digierte hier  die  ^Eleventh  and  Twelfth  Reports 
of  the  Commissioners  for  Revising  the  Civil 
Affairs  of  His  Majesty's  Navy",  1809;  Pari. 
Papers,  1809.  vol.  VI.  Gleichzeitig  reformierte 
Finlaison  1809  das  gesamte  Rechnungswesen 
des  Verpflejg:ungsamteB,  des  „victnailing  depart- 
ments"  mit  derartigem  Erfolg ,  dass  noch  in 
demselben  Jahre  an  60000  £  Ersparnis  ver- 
zeichnet wurden  und  sein  System  der  militärischen 
Verrechnung  schleunigst  auch  in  Frankreich, 
Oesterreich  und  RussTand  Eingang  fand.  Im 
Jahre  1815  zum  Archivar  und  Bibhothekar  der 
Admiralität  ernannt,  mit  der  besonderen  Ver- 
pflichtung, über  wichtigere  und  schwierige 
Fragen  der  Verwaltung  fortlaufend  Gutachten 
zu  erstatten,  verfasste  er  1811  einen  Aufsehen 
erregenden  Bericht  ^of  all  the  ennemy*s  naval 
forces"  an  das  Parlament,  welches  ihn  seitdem 
wiederholt  als  Autorität  in  Fragen  der  Marine- 
verwaltunff  aufrief.  Finlaison  war  der  Autor 
der  offiziellen  „Navy  List"  von  1814—21;  der 
Witwen-  und  Waisenfonds  der  Civilbeamten 
und  Aerzte  der  Marine  dankte  ihm  1819  seine 
Entstehung;  1824  funperte  Finlaison  als  mass- 
gebendes Mitghed  eines  Specialkomitees  des 
Unterhauses  für  die  Untersuchung  der  Lage  der 
„Friendly  societies"  und  der  Versicherungs- 
gesellschaften. Schon  1808  war  ein  neues  Fiuanz- 
system  mit  Leibrentenverkauf  (Tontinen)  seitens 
der  Regierung  auf  dem  Grunde  der  Northampton- 
Sterbetafel  eingeführt  worden.  Finlaison  wies 
in  einem  eingehenden  Bericht  von  1819  nach, 
dass  das  Schatzamt  infolge  dieser  unrichtigen 
Tafeln  in  den  abgelaufenen  11  Jahren  einen 
Verlust  von  2  Mill.  £  erlitten  habe. 

Auf  Grund  dieses  Gutachtens  wurde  er  1822 
von  der  Admiralität  in  das  Schatzamt  versetzt, 
wo  er  als  „Actuary  and  principal  accountant 
of  the  check  department  of  the  national  debt 
Office"  29  Jahre  hindurch  in  hervorragender  W^eise 
thätig  war.  Im  Jahre  1829  veröffentlichte  Fin- 
laison seine  „Life  Annuities"  („Report  of  J.  Fin- 
laison, Actuary  of  the  National  Debt,  on  the 
Evidence  and  Elementary  Facts  on  which  the 
Tables  of  Life  Annuities  are  founded");  von  1819 
— 23  erschienen  von  ihm  Untersuchungen  und 
Berichte  über  den  Peusionsetat  der  Marine  und 
des  Heeres  überhaupt;  im  Jahre  1829  wurden 
seine  verbesserten  Lebenstafeln  endlich  auch  im 
Schatzamte  eingeführt  und  ergaben  schon  In  den 
ersten  ö  Jahren  eine  Ersparnis  von  390000  £; 
1831  veröffentlichte  er  seine  Berechnungen  über 
die  besondere  Lebensdauer  der  Sklaven  und 
Kreolen  und  erzielte  damit,  dass  dieselben  den 
Entschädigungen  an  die  Sklavenhalter  im  Jahre 
1834  zu  Grunde  gelegt  wurden.  Bei  den  Be- 
ratungen über  die  Einführung  der  für  die  Be- 
völkerungsstatistik grundlegenden  „General  Re- 
gistration Act"  von  1837  wurde  seine  Ansicht 
über  die  Details  der  Formulare  und  der  Or- 
ganisationsvorschriften eingeholt  Der  1847  ge- 
gründeten Institution  der  „Actuaries"  des  ge- 
samten Versicherungswesens  stand  Finlaison  bis 
zu  seinem  Tode  als  erster  Präsident  vor. 

John  Finlaison  hinterliess  folgende  Schriften : 

„Report  of  the  Secretary  to  the  Supplemental 
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Fund  for  the  Relief  of  the  Widows  and  Orphans 
of  the  Medical  Officers  of  the  Royal  Navy",  1817. 
—  „Tables  showing  the  Amount  of  Contributions 
for  Providing  Relief  in  Sickness",  1833.  — 
„Rules  of  the  Eqnitable  Friendly  Institution, 
Northampton,  with  Tables**,  1837.  —  „Account 
of  some  Applications  of  the  Electric  Fluid  to 
the  Useful  Arts  by  A.  Bain,  with  a  Vindication 
of  bis  Claim  to  be  the  First  Inventor  of  the 
Electro-Magnetic  Clock",  1843.  —  „Tables  for 
the  use  of  Friendly  Societies,  for  the  Certificate 
of  the  Actuary  to  the  Commissioners  for  the 
Reduction  of  the  National  Bebt.  Constructed 
from  the  original  computaüons  of  J.  Finlaison, 
by  A.  G.  Finlaison",  1847.  — 

Litteratnr  und  Quellen :  Dictionary  of  National 
Biography,  Edtted  by  Lrslie  Stehen.  Vol.  XIX , 
1889,  mit  Berufung  auj  nSouthwood  Smith's 
Philosophy  oflTealth»,  1885, 1, 115 ff.;  nMacaulays 
Englands,  1858,  I,  284.  —  Walfords  ninsurancc 
Cyclopaedian,  1874,  ^^^f  '^^  *9-  "^^Atienirance 
Afag.n  April  186£,  147  sq.  nCeni.  Mag.«,  August 
1860,  194  *P-  »Timesii,  17.  u.  23.  April  1860. 
Vgl.  auch  Porter,  The  Progress  of  the  Xation, 
1851,  p.  12—13.  —  Quetelety  Phyisique  sociale, 
1869,  I,  182,  183,  388.  —  Westergaard,  Mor- 
taUiät  und  MorbüiUU,  Jeyw,  1882.  —  Berselbef 
Theorie  der  Statistik,  Jena  1890,  S.  284.  — 
Meitzen,  Gesch.,  Techn.  u.  Theorie  dejr  Slot., 
Berlin  1886,  S.  33,  43. 
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1.  Einleitung.  2.  Wirtschaftliche  Bedeu- 
tung der  F.  und  ihr  Rechtsschutz.  3.  Specifisch 
juristische  Bedeutung  der  F.  als  Name.  4.  Be- 
deutung der  eingetragenen  F.  für  die  Eauf- 
mannseigenschaft  ihres  Trägers. 

1.  Einleitung.  Die  kaufmännische  und 
die  juristische  Auffassung  von  dem  Wesen 
der  Firma  gehen  weit  auseinander.  Der 
Kaufmann  betrachtet  die  Firma  als  den 
Namen  der  Handelsniederiassung,  der  Jurist 
dagegen  als  den  Namen  des  Kaufmanns. 
Während  jener  sagt:  »die  Firma  floriert«, 
»die  Firma  gerät  in  Verfall«  und  dergleichen, 
bezeichnet  das  H.G.B.  (§  17)  die  Firma  eines 
Kaufmanns  als  »den  Namen,  unter  dem  er 
im  Handel  seine  Geschäfte  betreibt  und  die 
Unterschrift  abgiebt«.  Versteht  man  unter 
»Namen«  aber  nur  die  jeder  willkfirlichen 
Aenderung  entzogene,  daher  dauernde  Indi- 
vidualisierung einer  rerson  oder  Sache,  so 
sind  beide  Auffassungen  unrichtig ;  denn  da 
die  Firma  mit  der  Handelsniederlassung 
verbunden  bleibt,  auch  wenn  beide  auf  einen 
anderen  Inhaber  übergehen,  so  kann  sie 
nicht  Name  des  Kaufmanns  sein,  ebenso- 
wenig aber  ist  sie  Name  der  Handelsnie- 
derlassung, da  es  auch  zulässig  ist,  diese 
ohne  die  Firma  auf  einen  anderen  Inhaber 
zu  übertragen.  Im  übrigen  jedoch  sind  beide 
Auffassungen  als  berechtigt  anzuerkennen; 


die  kaufmännische  entspricht  den  wirtschaft- 
lichen, die  jimstische  den  rechthcht^n 
Zwecken,  welchen  die  Firma  dient,  eist^iv 
wird  mehr  der  heutigen,  letztere  mehr  der 
früheren  Bedeutung  der  Firma  gerecht. 

Geschichtlidi   föhrt   nämlich   die  Firma 
auf  die  kaufmännische  Marke  (signum  mer- 
catoris)  ziunick,  die  —  verwandt  mit  den 
Haus-  und  Hofmarken  —  in  den  germani- 
schen   und   romanischen  LÄndem   von  df\'i 
Kaufleuten  nicht  nur  zur  Bezeichnung  von 
Waren,  sondern  auch  ziu*  Unterzeichnung  vun 
Urkunden   benutzt  wimie.     Daher   stammt 
auch  der  Ausdruck  »Firma*;  »firmare-  l»e- 
deutet :  eine  Crkimde  (anfangs  durch  Hand- 
auflegen,    später   durch    Unterschrift   oder 
Zeichen)  bekräftigen.    Man  denke  auch  an 
»zeichnen« ,     »unterzeichnen«     für    nnter- 
schreiben.    Als  Warenzeichen  hat  sich  die 
Marke  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten, 
dagegen  als  Surrogat  des  bürgerlichen  Na- 
mens im  kaufmännischen  Gewerbe  und  als 
nähere  Kennzeichnung  der  Kaufmannseigen- 
schaft  ist  ein  feststehender  kaufmännischer 
Name,   eben   unsere   Firma,   ausschhesslich 
an  ihre  Stelle  getreten,  und  diese  Funktion 
der  Firma  als  eines  Mittels  zur  Kennzeich- 
nung einer  Person  in  ihrer  Beziehung  zu 
einem  kaufmännischen  Gewerbe  ist  es,  au 
welche  der  Jurist  in  erster  Linie  denkt. 

2.  Wirtschaftliche  Bedentimg  der  F. 
und  ihr  Rechtsschutz.  Die  Hauptbedeu- 
tung der  Firma  ist  heutzutage  aber  noch 
immer  eine  wirtschaftüche,  obwohl  ihr  mit 
dem  Inkrafttreten  des  neuen  Handelsgesetz- 
buchs auch  eine  sehr  gesteigerte  juristische 
Bedeutung  zukommt  (s.  imten  sub  3  und  4). 
Die  Firma  ist  faktisch  die  Trägerin  des  so- 
genannten Renommees  einer  Handelsnieder- 
lassung und  damit  ein  selbständiger  Faktor 
im  Wirtschaftsleben  geworden.  Der  ökono- 
mische Wert  einer  Handelsniederla^nngr 
hängt  nämHch  zum  grossen  Teil  nicht  von 
den  Qualitäten  ihres  Inhabers,  sondern  von 
der  Güte  der  geschäftlichen  Beziehungen  — 
Bezugsquellen,  Absatzgebiete,  Kundschaft  -- 
ab,  deren  sie  sich  erfineut  Diese  aber  blei- 
ben ihr  erfahrungsgemäss  auch  beim  Wechsel 
des  Inhabers  erbeten,  fsdls  die  Firma  mit 
auf  den  neuen  Inhaber  übergeht  Nodi 
mehr  aber  als  der  Wert  selber  knünft  sich 
das  allgemeine  Urteil  über  diesen  Wert  an 
die  Firma,  und  dieses  Urteil  (dass  die  Firma 
»gut«  sei,  wie  der  Kaufmann  sich  ausdriictt) 
ist  selbst  wiederum  ein  wichtiger  Faktor  zur 
Vermehrung  des  reellen  Wertes  der  Handels- 
niederlassung. So  wird  die  Firma  zu  einem 
selbständigen  wirtschaftlichen  Gute  von  be- 
trächtlichem Nutz-  und  Tauschwerte,  und 
sobald  sich  die  Rechtsordnung  desselben 
annimmt,  wird  die  Befugnis  zur  Führung 
der  Firma  ein  wertvolles  Recht  Dieses 
sogenannte  Firmenrecht  gehört  als  N  a  m  e  n  s- 
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recht  zu  den  Individualitäts-  oder  Persön- 
lichkeitsrechten ,  als  Vermögensrecht  aber 
zugleich  zu  den  Immaterialgüterrechten;  es 
ist  derartig  gestaltet,  dass  dem  Berechtigten 
i.lie  Ausbeutung  des  Nutz-  und  Tausch- 
^^ertes  seiner  Firma  im  wesentlichen  ge- 
sichert ist. 

1.  Das  Firmem^cht  wird  geschützt, 
und  zw^ar 

a)  zunächst  dadurch,  dass  niemand  eine 
Firma  willkürlich  wählen  darf,  niemand  ist 
also  in  der  Lage,  sich  das  Renommee  einer 
bereits  bestehenden  Firma  einfach  anzueig- 
nen. Yielmehr  muss  jeder,  welcher  eine 
neue  Handelsniederlassung  gründet,  seinen 
Familiennamen  mit  mindestens  einem  aus- 
geschriebenen Yornamen  als  Firma  führen 
(H.G.B.  §  18). 

b)  Die  Firma  wird  in  das  Handelsregis- 
ter eingetragen,  und  jede  Firma  einer  neuen 
Haupt-  oder  Zweigniederlassung  muss  sich 
dann  von  ihr  deutlich  unterscheiden  (H.G.B. 
§§  29,  30).  Das  gilt  jedoch  nur  von  Nieder- 
lassungen, welche  an  demselben  Orte 
(oder  in  derselben  Gemeinde)  errichtet  wer- 
den, der  Schutz  durch  diese  sogenannte 
Ausschliesslichkeit  des  Firmenrechts  ist  also 
nur  ein  sehr  beschränkter  (während  die 
Ausschliesslichkeit  des  Markenrechts  für 
das  ganze  Reich  gilt). 

c)  Gegen  denjenigen,  welcher  eine  Firma 
widerrechtlich  gebraucht,  hat  das  Gericht 
von  Amtswegen  einzuschreiten.  Ausserdem 
kann  der  dadurch  in  seinem  Rechte  Ver- 
letzte den  Unberechtigten  auf  Unterlassung 
der  weiteren  Führung  oder  des  sonstigen 
^lissbrauchs  der  Firma  imd  auf  Schadens- 
ersatz belangen  (H.G.B.  §  37).  Dieser 
Schutz  der  Firma  ist  an  keinen  Ort  gebun- 
den; es  kann  also  z.  B.  die  J.  G.  Cottasche 
Buchhandlung  in  Stuttgart  jemanden,  der 
unberechtigterweise,  nämlich  ohne  selber  J. 
G.  Cotta  zu  heissen,  in  München  oder  Ber- 
lin unter  derselben  Firma  ein  Verlagsge- 
schäft betreibt,  auf  Unterlassung  der  weite- 
ren Führung  dieser  Firma  belangen.  Das 
Gericht  hat  einem  solchen  Verlangen  auch 
dann  stattzugeben,  wenn  der  Beklagte  die 
bisher  etwa  für  ein  Delikatesswarengeschäft 
geführte  Firma  J.  G.  Cotta  nur  zu  dem 
Zwecke  erwarb,  um  das  bisherige  Geschäft 
aufzulösen  und  dafür  ein  Verlagsgeschäft  zu 
beginnen,  oder  wenn  jemand,  der  zufällig 
den  gewünschten  Namen  (J.  G.  Cotta)  trug, 
ledigfich  als  Strohmann  benutzt  wurde,  um 
die  Eintragung  der  Firma  zu  erlangen  (FäUe 
des  sogenannten  unlauteren  Wettbewerbes, 
G.  V.  27.  Mai  1896  §  8).  Auch  gegen  den- 
jenigen, welcher  eine  Firma  sonst  unbefugt, 
z.  B.  zur  Bezeichnung  von  Waren,  benutzt 
oder  solche  widerrechtlich  gekennzeichnete 
Waren  in  den  Verkehr  bringt  oder  feilhält, 
wird    der    berechtigte    Firmeninhaber    ge- 


schützt   durch    das  G.   zum    Schutze    der 
Warenbezeichnungen  v.  12.  Mai  1894  §  14. 

2.  Das  Firmenrecht  ist  nicht  nur  ver- 
erblich, sondern  auch  frei  veräusser- 
lich  (H.G.B.  §  22;  anders  nach  dem  neueren 
Schweizer  Recht),  der  Erwerber  geniesst 
dann  den  Rechtsschutz  in  derselben  Aus- 
dehnung (Nr.  1)  wie  der  bisherige  Inhaber. 
Da  indessen  das  Renommee,  dessen  sich 
die  Firma  erfreut  —  wie  wir  gesehen  haben 
—  eigentlich  der  Handelsniederlassung  zu- 
kommt, so  würde  diwch  eine  Veräusserung 
der  Fii-raa  abgesondert  von  dem  Handels- 
geschäfte das  Publikum  irregeführt  werden : 
liier  findet  daher  die  Veräusserlichkeit  der 
Firma  ihre  Scliranke,  das  Gesetz  erklärt 
eine  solche  Uebertragung  für  unzulässig 
(H.G.B.  §  23),  die  Veräusserung  ist  nichtig. 
Wenn  jemand  daher  (insbesondere  auch 
letztwillig)  über  »seine  Firma«  zu  Gunsten 
einer  Person  verfügte,  so  woUte  er  im 
Zweifel  auch  über  die  Handelsniederlassung, 
für  welche  die  Firma  geführt  wurde,  ver- 
fügen; sollte  ein  anderer  Wille  erkennbar 
sein,  so  ist  die  ganze  Verfügung  nichtig. 

Durch  die  freie  Veräusserlichkeit  imd 
Vererblichkeit  der  Firma  kann  ein  Kauf- 
mann in  die  Lage  kommen,  mehrere 
Finnen  für  seine  verschiedenen  Handels- 
niederlassungen zu  führen;  er  ist  aber 
selbstverständlich  auch  befugt,  sämtliche 
Firmen  bis  auf  eine  aufzugeben  und  mit 
dieser  einen  Firma  für  alle  seine  Handels- 
niederlassungen zu  zeichnen. 

Wenn  das  Handelsgewerbe  mit  der 
Firma  veräussert  ist,  dann  haftet  der  Er- 
werber, der  die  Firma  fortführt,  ohne  wei- 
teres für  alle  frtiheren  Geschäftsverbindlich- 
keiten (H.G.B.  §  25);  dieser  neue  Rechts- 
satz leitet  aber  schon  zu  der  juristischen 
Bedeutung  der  Firma  hinüber. 

3.  Speeifisch  juristische  Bedeutung 
der  F.  als  Name.  Gegenüber  ihrer  grossen 
wirtschaftlichen  Bedeutung  tritt  die  speci- 
fisch  juristische  Bedeutung  der  Firma, 
wie  wir  sie  oben  (sub  1)  charakterisiert  haben, 
sehr  zurück,  und  selbst  dieser  geringeren 
Bedeutung  konnte  die  Rechtsordnung  nur 
mangelhaft  gerecht  werden,  weil  eben  der 
notwendige  Schutz  des  in  der  Firma  ver- 
tretenen wirtschaftlichen  Wertes  mehrfach 
mit  ihr  in  Widerspruch  tritt.  Man  kann  es 
als  die  specifisch  juristische  Aufgabe  der 
Firma  betrachten,  den  Kaufmann  in  dieser 
seiner  Eigenschaft  sicher  zu  kennzeichnen, 
dergestalt,  dass  durch  den  Gebrauch  der 
Firma  ohne  weiteres  erkennbar  ist,  dass  er 
als  Kaufmann  und  nicht  als  Privatmann 
handeln  wollte  resp.  dass  der  Dritte  mit 
ihm  als  einem  Kaufmanne  und  nicht  als 
einem  Privatmanne  in  Beziehung  treten 
wollte.  Dabei  ist  es  aber  wünschenswert, 
dass    die   Firma    doch   zugleich    erkennen 
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lässt,  wer  der  Inhaber  der  Handelsnieder- 
lassung ist. 

Dazu  genügt  nicht,  dass  die  Firma  eine 
typische,  schablonenhafte  Form  hat;  das 
Ideal  einer  Finna  wäre  nelraehr  der  biirger- 
liche  Name  mit  einem  Zusatz,  der  die  be- 
treffende Pereon  oder  die  betreffenden  Per- 
sonen ausschliesslich  in  ihrer  Kaufmanns- 
eigenschaft kennzeichnet,  so  wie  es  in 
früherer  Zeit  durch  die  der  Unterechrift 
hinzugefügte  Marke  geschah.  Diesen  An- 
forderungen entspricht  z.  B.  die  Firma  »J. 
C.  Natalion  Nachfolger  GiLstav  Schaub«,  so- 
lange Gustav  Schaub  selber  noch  der  In- 
haber der  Handelsniederlassung  ist.  Solche 
Fälle  sind  aber  relativ  selten.  Die  ur- 
sprüngliche Firma  enthält  zwar  stets 
den  bürgerlichen  Namen  (und  lässt  die 
Person  des  Inhabers  daher  erkennen),  meist 
aber  keinen  Zusatz,  der  die  Kaufmanns- 
eigenschaft hervorhebt ;  umgekehrt  lässt  die 
überkommene  Firma  meist  die  Kauf- 
mannseigenschaft  gut  erkennen  (weil  sie 
sich  in  der  Regel  von  dem  büi^gerlichen 
Namen  unterscheidet),  giebt  aber  keinen 
Anhaltspunkt  für  die  Person  des  Inhabers. 

Alle  diese  Mängel  gelten  in  verstärktem 
Masse  bei  der  Gesellschaftsfirma, 
weil  selbst  in  der  ursprünglichen  Gesell- 
schaftsfiraia  nur  der  bürgerliche  Name 
eines  einzigen  Mitgliedes  enthalten  zu  sein 
braucht  (H.G.B.  §  19);  niu*  die  ursprüng- 
liche Firma  der  Aktiengesellschaft  wird 
meist  —  da  sie  »in  der  Regel«  dem  Gegen- 
stande ihrer  Unternehmung  entlehnt  sein 
soll,  keinen  Personennamen  enthalten  darf 
und  den  Zusatz  »Aktiengesellschaft«  ent- 
halten muss  (H.G.B.  §  20)  —  den  an  eine 
ßolclie  unpersönliche  Firma  zu  stellenden 
Anforderungen  entsprechen. 

Das  Handelsgesetzbuch  hat  keine  Vor- 
schriften getroffen,  um  die  Kennzeichnung 
des  Kaufmanns  in  dieser  seiner  Eigenschaft 
durch  die  Firma  zu  sichern,  und  ihre  wich- 
tigste specifisch  juristische  Aufgabe  wird 
daher  jetzt  von  der  Firma  meistens  nur 
sehr  mangelhaft  erfüllt.  Auch  hat  das  Ge- 
setzbuch, um  die  Veräusserlichkeit  der 
Firma  nicht  zu  beeinträchtigen,  keine  Vor- 
sorge getroffen,  dass  aus  dem  Wortlaute 
der  Firma  stets  ihr  Inhaber  ersichtlich  sei; 
lediglich  für  die  ursprüngliche  (neu  zu  bil- 
dende) Firma  ist  positiv  bestimmt,  was  sie 
zu  diesem  Zwecke  enthalten  muss,  und  ne- 
gativ bestimmt,  was  sie  nicht  enthalten 
darf  (H.G.B.  §  18—20),  nämlich:  sie  muss 
enthalten  den  Familiennamen  und  mindes- 
tens einen  ausgeschriebenen  Vornamen  des 
Inhabers,  bei  Handelsgesellschaften  entwe- 
der den  bürgerlichen  Namen  sämtlicher 
Vollgesellschafter  oder  den  Namen  eines 
oder  einiger  derselben  nebst  einem  das  Ge- 
sellschaftsverhältnis    andeutenden    Zusätze 


(z.  B.  *&  Co.«);  sie  darf  nicht  enthalten 
(falls  die  Namen  sämtlicher  Inhaber  in  die 
Firma  aufgenommen  sind)  einen  Zusatz. 
welcher  auf  ein  Gesellschaftsverhältnis  resp. 
auf  einen  weiteren  Gesellschafter  hindeutet. 
Dieses  Verbot  richtet  sich  gegen  die  früher 
sehr  verbreitete  Unsitte,  der  Firma  noch 
ein  »<&  Co.«  anzuhängen,  um  das  Publikimi 
über  die  Zahl  der  Inhaber  zu  täuschen  und 
dadurch  die  Kreditwürdigkeit  der  HaDdeL- 
niederlassung  in  einem  günstigeren  Lichte 
erscheinen  zu  lassen.  Als  Ergänzung  dient 
aUei-din^  bis  zu  einem  gewissen  Grade  die 
Vorschrift  der  Gewerbeordnung,  wonach 
Kaufleute  mit  einem  offenen  Laden,  wenn 
ihr  Familienname  nicht  aus  der  Firma  zii 
ersehen  ist,  diesen  imd  den  ausgeschriebe- 
nen Vornamen  an  der  Aussenseite  des  La- 
dens anzubringen  haben ;  bei  Handelsgesell- 
schaften genügen  die  Namen  von  zwei  Ge- 
sellschaftem.  Lokale  Polizeiverordnungeii 
haben  dies  vielfach  auf  alle  Kaufleute  aus- 
gedehnt. 

Aber  das  gilt,  wie  gesagt,  nur  für  die 
ursprüngliche  Firma;  bezüglich  aller 
Firmen  hat  das  Handelsgesetzbuch  lediglich 
ein  gänzlich  ausserhalb  der  Firma  selber 
liegendes  Mittel  geschaffen,  um  dem  Publi- 
kum eine  authentische  Information  über  die 
Person  des  Inhabers  der  Handelsnieder- 
lassung zu  ermöglichen:  dies  ist  der  Re- 
gisterzwang. 

Im  allgemeinen  gilt  in  Deutschland  das 
Princip  des  Firmenzwanges  und  des  Regis- 
terzwanges, d.  h.  jeder  Kaufmann  ist  nicht 
nur  berechtigt,  sondern  auch  verpflichtet, 
eine  Firma  zu  führen  und  sie  beim  Handels- 
register zur  Eintragung  anzumelden.  Jeder 
Inhaber  wird  eingetragen,  und  zugleich 
wird  seine  Zeichnimg  der  Firma  nebst  sei- 
ner persönlichen  Unterschrift  von  der  Be- 
hörde aufbewahrt  (H.G.B.  §  29). 

Die  Eintragung  geschieht  nur  auf  An- 
trag, aber  die  Meldepflichtigen  werden  vom 
Gericht  nötigenfalls  diuxxh  Ordnungsstrafen 
dazu  angehalten  (H.G.B.  §  14).  Dass  diese 
Eintragung  auch  den  weiteren  Zweck  hat, 
die  örtliche  Ausschliesslichkeit  des  Firmen- 
rechtes  zu  ermöglichen,  ist  bereits  oben 
ausgeführt  worden;  um  jedoch  in  dieser 
Beziehung  den  Verkehr  nicht  nutzlos  zu 
beschränken  und  die  Führung  der  Register 
zu  erschweren,  kann  das  Erlöschen  einer 
Firma,  für  welche  kein  Inhaber  oder  keine 
Handelsniederlassung  mehr  besteht,  auch 
ex  officio  durch  den  Richter  erfolgen  (EG.B. 
§  31  Abs.  2). 

Von  der  Pflicht,  eine  Firma  zu  führen, 
und  von  dem  Rechte  und  der  Pflicht,  sie 
beim  Handelsregister  anzumelden,  also  vom 
Firmenzwang  und  vom  Registerrecht  sind 
ausgeschlossen  die  sogenannten  Minder- 
kauf leute  (H.G.B.  §  4),  nämlich  die  Hand- 
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-werker  und  solche  Personen ,  deren  Ge- 
"wrerbebetrieb  nicht  über  den  Umfang  des 
Eleingewerbes  hinausgeht. 

4.  Bedeutung  der  eingetragenen  F. 
für  die  Kanfmannseigenschiät  ihres 
Tragers.  Eine  ganz  andere  imd  viel  ^os- 
sere  juristische  Bedeutung  hat  die  Fu'ma 
durch  das  neue  H.G.B.  v.  10.  Mai  1897  ge- 
wonnen. Bisher  setzte  jede  Firma  die 
Kaufmannseigenschaft  ihres  Trägers  voraus, 
sie  selbst  und  ihre  Eintragung  war  ftlr  das 
Vorhandensein  oder  Nichtvorhandensein  der 
Kaufmannseigenschaft  des  Geschäftsinhabers 
völlig  gleichgültig  (materielle  Natur  der 
Kaufmannseigenschaft);  jetzt  dagegen  er- 
halten gewisse  Gewerbe  den  Charakter 
als  Handelsgewerbe  und  ihre  Inhaber  den 
Charakter  als  Kaufleute  nur  durch  die 
Eintragung  einer  Firma  (formelle 
Natur  der  Kaufmannseigenschaft).  Dies  ist 
der  Fall  bei  denjenigen  gewerblichen  Unter- 
nehmungen, die  nach  Art  und  Umfang  einen 
in  kaufmännischer  Weise  eingerichteten  Ge- 
schäftsbetrieb erfordern  und  für  die  deshalb 
eine  Firma  eingetragen  werden  soll  (H.G.B. 
§  2),  femer  bei  den  land-  und  forst\sart- 
scliaftlichen  Nebengewerben ,  für  welche 
aber  die  Eintragung  einer  Firma  nur  fakul- 
tativ ist  (H.G.B.  §  3).  Ausserdem  gewährt 
die  Eintragimg  einer  Firma  jetzt  Ersatz  hlr 
die  etwa  fehlenden  sonstigen  Voraussetzun- 
gen der  Eigenschaft  eines  Gewerbes  als  Han- 
delsgewerbe resp.  der  Vollkaufraannseigen- 
schaft  des  Gewerbsinhabers  (H.G.B.  §  5). 

Litteratnr:  Zur  GesrhichU  ist  zu  vergleichen: 
HomeyeTf  Die  Haus-  und  Jfofmarken  (1870), 
—  Lästig  f  Markenrecht  und  Zeichenregister 
(1889).  —  Goldsehtnidt  f  Universalgeschichte 
des  Handelsrechts  (1891)  S.  24s,  —  Für  das 
heutige  Recht  die  Lehrbücher  des  Handelsrechts 
von  Behrend  (§  40,  jetzt  teilweise  veraltet), 
Gareis,  (^  16),  Cosack  (^  16),  —  Ueber  die 
allgemeine  Natur  der  Firma  Ehrenberg  in  der 
Zeitschrift  für  Handelsrecht  XXVIII  S.  25 ff. 
(1882).  Victor  Ehrenberg. 


Fischer^  Friedrich  Christoph 
Jonathan, 

geb.  12.  IL  1750  in  Stuttgart,  gest.  in  Halle 
a.  S.  am  30.  IX.  1797.  war  177^78  Sekretär 
bei  der  fürstlich  baaischen  Gesandtschaft  in 
Wien,  1779  herzogl.  zweibrückischer  Legations- 
sekretär in  München  und  folgte  im  November 
desselben  Jahres  einem  Bgif  nach  Halle  als  ord. 
Professor  des  Staats-  und  Lehnrechts. 

Er  veröffentlichte  in  Buchform  unter  seinem 
Namen :  Versuch  einer  Geschichte  der  deutschen 
Erbfolge,  2  Bde.,  Mannheim  1778.  —  Ueber  die 
Probenächte  der  teutschen  Bauernmädchen,  Berlin 
1780  (behandelt  das  gutsherrliche  jus  primae  noctis, 
oder  sogen,  eingeschränkte  Eherecht  an  weib- 
lichen leibeigenen  Personen,  vgl.  Fischer,  Lehr- 


begriff Bd.  I,  S.  749.)  —  Lehrbegriff  und  Um- 
fang der  deutschen  Staatswissenschaften,  Halle 
17^.  —  Lehr  begriff  sämtlicher  Kameral-  und 
Polizeirecbte  von  Deutschland,  3  Bände,  Frank- 
furt a.  0.  1784—86.  fDieses  bedeutende  Werk 
bietet  ein  Repertorium  aer  gesamten  Materien  der 
inneren  Verwaltung,  wie  es  vollständiger  und 
archivalisch  genauer  seines  gleichen  sucht,  z.  B. 
sind  die  von  Berff  in  seinem  „Polizeirecht",  weil 
allzu  umständlich,  übergangenen  Verwaltungs- 
zweige mit  gewissenhafter  Treue  von  Fischer 
gebracht,  dem  es  zur  besonderen  Genugthuung 
&:ereicht  zu  haben  scheint,  eine  durchaus  lücken- 
lose Arbeit  zu  liefern.  Kritik  und  Interpretation 
dieser  kameralistischen  Gesetzgebung  fenlt  aller- 
dings voUständig,  dafür  wird  jeder  Abschnitt 
durch  eine  vorzügliche  Bibliographie  eingeleitet. 
Stein  sagt  über  Fischer  in  Bd.  II  seiner  Ver- 
waltungslehre:  „Die  künftiß^e  Geschichte  der 
Verwaltung  wird  ihn  als  den  Vitriarius  der 
Verwaltungsrechtskunde  dereinst  zu  würdigen 
wissen.")  Geschichte  des  deutschen  Handels 
und  der  Schiffahrt,  Erfindung,  Künste  etc., 
4  Bde.,  Hannover  1785—92,  Bd.  I/II  in  2. 
Aufl.  1794 — 97.  (Dieses  einen  ungemeinen 
Stoffreichtum  aufweisende,  die  Volkswirtschafts- 
und Kulturgeschichte  mit  der  deutschen  Ver- 
kehrs- und  Industriegeschichte  vereinigende 
Werk  lässt  leider  den  Mauj^el  an  Kritik  hin- 
sichtlich der  Sichtung  des  Miiterials  stark  her- 
vortreten.) —  Kurzer  Begriff  des  Kameralrechts, 
Halle  1796. 


Vgl.  über  Fischer:  Schwäbisches  Magazin 
von  gelehrten  Sachen,  Jahrgang  1779,  Bd.  IV, 
S.  250  ff.,  Mannheim.  —  Pütt  er,  Litteratnr 
des  deutschen  Staatsrechts,  Bd.  Il,  Gottingen 
1779.  —  Weidlich,  Biographische  Nach- 
richten von  den  jetzt  lebenden  Bechtsgelehrten 
in  Deutschland,  Jahrg.  1781,  Bd.  I,  Halle.  — 
Mensel,  Lexikon  der  von  1750 — 1800  ver- 
storbenen Schriftsteller,  Bd.  HI,  Leipzig  1804. 
—  H.  d.  St.  1.  Aufl.,  Bd.  III,  S.  515f. 

lÄpperU 


Fischer,  Gustav  E., 

geb.  1803  zu  Buttstädt  in  Sachsen-Weimar, 
war  1848  Mitglied  der  Frankfurter  National- 
versammlung, wurde  1854  ord  Professor  an  der 
philos.  Fakultät  in  Jena,  errichtete  1855  das 
dortige  Staats  Wissenschaft  liehe  Seminar  und 
starb  daselbst  am  4.  III.  1868. 

Er  veröffentlichte:  a)  in  Buchform: 
Ueber  die  Errichtung  staatswissenschaftlicher 
Seminare  auf  den  deutschen  Universitäten,  nebst 
einem  Berichte  über  das  staatswissenschaftliche 
Seminar  zu  Jena,  Jena  1857. 

b)  in  Zeitschriften  (Jahrb.  f.Nat.  u. 
S  t  a  t.)  Ueber  das  Wesen  und  die  Bedingungen 
eines  Zollvereins,  I.  Artikel,  Bd.  II  (1864),  S.  317 
bis  3a5  und  397-432;  IL  Artikel,  Bd.  VII 
(1866),  Seite  225—304  und  Bd.  VIII  (1867),  S. 
252 — 350.  (Die  bedeutendste  Arbeit  Fischers, 
worin  er  u.  a.  die  Ansicht  von  der  preussischen 
Herkunft  des  ZoUvereiusgedankens  bekämpft 
und  nur  Preussens  Propaganda  für  Zollanschluss 
gelten  lässt.)  —  Prüfung  zweier  Ansichten 
über  die  intellektuelle  Urheberschaft  des  deut- 
schen Zollvereins,  Bd.  IV  (1865),   S.  486—491. 
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—  Vertrag  zwischen  dem  Norddeutschen  Bnnde, 
Bayern,  Württemberg,  Baden  und  Hessen,  die 
Fortdauer  des  Zoll-  und  Handelsvereins  be- 
treffend. Mit  Anmerkungen  von  G.  F.,  Bd.  IX 
(1867),  S.  170—203.  —  Ueber  die  BundeszoUjßre- 
meinschaft  Kordamerikaa,  Bd.  XI  (1868),  S.  314 
bis  327.  LipperL 


Fischerei. 

I.  Arten  der  Fischerei,  ihre  volks- 
wirtschaftliche Bedeutung.  II.  Poli- 
tik der  Binnenfischerei.  1.  Das  Recht 
zur  Fischerei ;  Fischereigenossenschaften.  2.  Po- 
lizeiliche Vorschriften  zum  Schutze  der  Binnen- 
fischerei. III.  Das  geltende  Binnenfische- 
reirecht in  Deutschland  und  den  Nach- 
barstaaten. 1.  Deutschland.  2.  Belgien. 
3.  Dänemark.  4.  Frankreich.  5.  Italien.  6.  Nie- 
derlande. 7.  Oesterreich.  8.  Unjfam.  9.  Schweden. 
10.  Schweiz.  11.  Grossbritannien.  12.  Kussland. 
IV.  Fischereiverträge  im  Gebiet  der 
Binnenfischerei.  V.  Die  Pflege  der 
Binnenfischerei.  l.Die  Aufgabe  des  Staates. 
2.  Fischereivereine.  3.  Die  künstliche  Fisch- 
zucht. VI.  Die  Seefischerei.  1.  Landes- 
gesetzliche Begelung.  2.  Internationale  Rege- 
lung. 3.  Das  geltende  Seefischereirecht  in 
Deutschland  und  den  Nachbarstaaten.  4.  Pflege 
der  Seefischerei  in  Deutschland  und  in  den 
Nachbarstaaten.     VII.   Fischereistatistik. 

I.  Arten  der  Fischerei,  ihre  volkswirt- 
schaftliche Bedeutung. 

Die  Fischerei,  welcher  man  ausser  dem 
Fisclifang  auch  den  Fang  (und  bezw.  die 
Sammlung)  anderer  nutzbarer  Wassertierc 
(wie  Walfische,  Seehunde,  Krebse,  Muscheln, 
Korallen,  Schwämme  etc.)  zuzählt,  stellt  sich 
nach  der  Art  des  Betriebes  entweder  als 
wilde  (natürliche)  oder  als  zahme  (künst- 
liche) Fischerei  dar ;  erstere  bildet  die  Regel 
und  ist  im  wesentlichen  als  Occupation  der 
in  den  natürlichen  Gewässern  in  natürlicher 
Freiheit  sich  aufhaltenden  Wassertiere  anzu- 
sehen ;  letztere  lÄ^ird  in  künstlich  gebildeten 
(geschlossenen)  Gewässern  (Teichen)  betrie- 
ben, aus  denen  ein  Wechsel  der  Fische  in 
andere  Gewässer  der  Regel  nach  ausge- 
schlossen ist.  Die  natürliche  Fischerei  zer- 
fällt in  Hochsee-,  Küsten-  und  Binnenfische- 
rei. Als  Hochseefischerei  bezeichnet 
man  jene,  welche  in  den  Meeren  in  einer 
Entfernimg  von  mindestens  drei  Seemeilen 
(alte  Kanonenschussweite)  ausgeübt  >\ird; 
sie  ist  nach  völkerrechthchen  Grundsätzen 
jedermann  freigegeben.  Die  Küstenfische- 
rei ist  die  im  Meer  bis  zu  einer  Entfernimg 
von  drei  Seemeilen  vom  Lande  ausgeübte 
und  setzt  sich  häufig  bis  in  die  Mündungen 
der  grossen  Ströme  und  in  die  Haffe  fort ;  sie 
steht  regelmässig  nur  den  Anwohnern  des 
betreffenden  Küstenstaates  zu  (doch  kommen 
auch  hier  Ausnalimen  vor,  wie  beispielsweise 
durch  den  Verti-ag  von  Utrecht  den  Fran- 


zosen das  freilich  seit  Jahren  von  England 
sehr  bestrittene  Recht  zum  Fistthen  an  dea 
Küsten  von  Neufimdland  eingeräumt  wurde). 
Die  Binnenfischerei  wird  in  den  Flft*- 
sen,  Bächen  und  Seeen  des  Binnenlandes  aus- 
geübt, und  die  Berechtigung  zur  Ausübung 
der  Fischerei  ist  länderweise  sehr  verschie- 
denartig geordnet,  indem  dieselbe  je  nach 
dem  geltenden  Landesrecht  imd  der  Natur 
der  Wasserläufe  teils  dem  Staat,  teils  den 
Gemarkungsgemeinden,  teils  den  Uferan- 
stössem  oder  —  auf  Grund  alter  regaler  Ver- 
leihungen und  Privilegien  —  besonderen  Be- 
rechtigten zusteht. 

Die  Fischerei  zählt,  ähnlich  wie  die  Jagd, 
als  vorwiegend  occupatorische  Thätigkeit  zu 
den  ältesten  Erwerbszweigen  des  Menschen- 
geschlechts,  worauf   vielfache   Fimde  (von 
steinernen  und  knöchernen  Angelhaken,  Fi^h- 
speeren,  einfach  gearbeiteten  Netzen  etc.)  au> 
vorgeschichtlicher  Zeit  hinweisen.  Noch  heute 
bildet  sie   in  Verbindung  mit  der  Jagd  für 
Wele   in   den  Anfängen   der   Entwickelung 
stehende  Völkerscliaften  eine  hauptsäcMche 
oder  ausschliessliche  Nalirungsquelle.   Aber 
auch  in  den  der  neuzeitlichen  Kultiu-  ge- 
wonnenen Staatswesen  kommt  der  Fischerei 
noch  immer  eine  wirtschaftliche  Bedeutung 
zu,  deren  Tragweite  gerade  in  unserer  Zeit 
in  erhöhtem  Masse  gewürdigt  winL    Das 
Meer  beherbergt  eine  unendliche  Fülle  nntz- 
bM^r  Tiere  und  Tierbestandteile,  welche  (hs 
Fischereigewerbe  in  den  menschliciien  Ver- 
zehr   und    Gebrauch    überführt;    auch  (iie 
l)innenlandischen  Seeen  und  die  Wasserläufe 
sind  mehr  oder  weniger  fischreich  und  ver- 
mögen einen  nicht   unerheblichen  Bnichteil 
der  menschlichen  Fleb^chnahrung  zu  liefern. 
Dabei  ist  wohl  zu  beachten,  dass  die  letzlere 
von  der  Natur  im  wesentlichen  kostenl'>> 
erzeugt  wird,  indem  sich  die  ümwandhmg 
der  in  dem  Wasser  natürlich  vorkommen«>n 
pflanzlichen   und   tierischen  Lebewe^n  in 
Fischfleisch  der  Regel   nach  ohne  Zuthun 
des  Menschen  vollzieht,   so  dass  meist  nur 
die,  allerdings  mitunter  nicht  imerheblichen, 
Kosten  der  Occupation  in  Frage  kommen. 
Privatwirtschaftlich   bildet  das  Fischereige- 
werbe einen  keineswegs  unerheblichen  Bruch- 
teil der  Erwerbsthätigkeit  (namentlich  wie- 
der,   soweit   die   Meeresfischerei  in  Frage 
steht)  und  zwar  nicht  bloss  im  HinbUck  auf 
die  eigentliche  Fischereibevölkerung  selber. 
sondern  auch   im  Hinblick  auf  die  anderen, 
mit  der  Berufsfischerei  in  Beziehimg  stehen- 
den Thätigkeiten   der  Fabrikation  (von  Ge- 
rätschaften, Schiffen),  des  Gross-  imd  Klein- 
handels, ferner  der  mit  der  Konservienmg 
der  Fische  sich  abgebenden  Thätigkeiten  und 
des  Yerkehrsgewerbes.    Nicht  ohne  Bedeu- 
tung ist  ferner  der  Umstand,  dass  die  Fische- 
reibevölkerung  dei-  Küstenländer  das  für  die 
Handels-    imd    Kriegsmarine    erfordeiüche 
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!>Ieiischeninaterial  zu  einem  grossen  Teile 
liefert  Aus  aUen  diesen  Gründen  hat  die 
Fischerei  schon  in  früheren  Zeiten  sich  viel- 
fach staatlicher  Pflege  und  Fürsorge  zu 
erfreuen  gehabt  und  darf  eine  solche  auch 
in  der  Gegenwart  mit  vollem  Eecht  bean- 
spruchen. 

II.  Politik  der  Binnenfischerei. 

1.  Das  Recht  zur  Fischerei;  Fische- 
reigenossenschaften. Nach  älterem  deut- 
schen Recht  stand  die  Occupation  der  Fische 
Tsrie  überhaupt  der  als  herrenlos  geltenden 
Tiere  jedem  Markgenossen  zu.  Schon  sehr 
früh  trat  aber  in  jenem  älteren  Rechtszu- 
stande in  Ansehung  der  grösseren  (je- 
vrässer,  insbesondere  der  schiffbaren  und 
flossbaren,  eine  Aendenmg  dadurch  ein, 
dass  zunächst  die  Könige,  später  die  ein- 
zelnen Dynasten  an  diesen  GewäSvSern  ein 
zugleich  die  Fischereinutzung  in  sich  schües- 
sendes  Hoheitsrecht  in  Anspnich  nahmen 
und  dass  die  daraus  sich  entwickelnde  Auf- 
fassung eines  Fischerei  regals  allmählich 
selbst  hinsichtlich  der  nicht  schiffbaren 
(nicht  offen tUchen)  Gewässer  Platz  griff. 
Durch  Teberlassung  der  Fischereinutzungs- 
rechte seitens  der  Landesheixschaft  an  ein- 
gesessene Grundherrschaften,  an  Klöster,  an 
Gemeinden,  an  die  Inhaber  von  Wasser- 
werksanlagen (Mühlen)  ergab  sich  allmähhch 
eine  sehr  buntscheckige  Verteilimg  der 
Fischereirechte  an  den  fliessenden  Gewäs- 
sern, deren  Vielgestaltigkeit  noch  dadurch 
erhöht  wurde,  dass  unter  der  Einwirkung 
der  römischrechtlichen  Auffassung,  wonach 
an  nicht  öffentlichen  Gewässern  den  an  die- 
selben anstossenden  Grundbesitzern  ein  Eigen- 
tunisrecht  an  Bett  und  Wasser  zusteht,  in 
umfangreichem  Masse  ein  Fischereirecht 
auch  der  üferanstösser  sich  ausbildete.  Im 
gix>ssen  und  ganzen  kann  man  sagen,  dass 
heutzutage  die  Fischereiberechtigimg, 
w^elche  der  Regel  nach  das  Recht  zur  An- 
eignung nicht  niu*  der  Fische,  sondern 
auch  der  Krebse  und  anderer  nicht  jagd- 
niässiger  Wassertiere  (Muscheln)  in  sich 
begreift,  an  den  öffentlichen  (schiff-  und 
flossbaren)  Gewässern  (Strömen)  'meist  dem 
S ta a t e ,  an  anderen  (privaten)  Gewässern 
meist  demAnstösser  (Adjacenten)  oder 
der  Gemarkungsgemeinde  zusteht; 
dass  aber  diese  ßegel  durch  Rechtstitel 
verschiedener  Art  (frühere  regale  Verlei- 
hungen ,  Lehensverhältnisse ,  Privilegien, 
grund-  imd  gutsherrliche  Verhältnisse)  viel- 
fach durchbrochen  ist,  weshalb  an  demselben 
Wasserlauf  nicht  selten  die  Fischei-eiberech- 
tigimg  in  durchaus  widerspruchsvoller  Weise 
geordnet  erscheint. 

Vom  Standpunkte  der  Fischereiwirtschaft 
aus  musB  die  Forderung  gestellt  werden, 
dass  die  Verteilung  der  Fischereiberechtigun- 


gen an  den  einzelnen  Wasserläufen  einer 
verständigen  Hege  und  Pflege  der  Fisch- 
wasser nicht  hinderlich  im  Wege  stehe  und 
dass,  soweit  dies  der  Fall,  im  Wege  der  Ge- 
setzgebung eine  andere  Verteilung  jener 
Rechte  Platz  greife.  So  darf  z.  B.  die  an 
den  Grundbesitz  geknüpfte  Berechtigung  der 
üferanstösser  (Ad]acenten^,  die  M- 
scherei  längs  dem  Uferbesitz  bis  zur  Mittel- 
linie des  AVasserlaufs  auszuüben,  als  schäd- 
lich für  die  gedeihliche  Entwickelung  der 
Fischerei  bezeichnet  werden,  w^eil  die  Fische- 
reibereditigungen  meist  auf  kurze  Entfer- 
nungen wechseln  und  infolgedessen  eine 
rücksichtslose  Ausbeutung  der  einzelnen 
Fischwasserstrecken  die  Regel  bildet;  weil 
ferner  wegen  des  ständigen  Wechsels  der 
Fische  flussauf-  und  -abwärts  für  niemanden 
eine  besondere  Veranlassung  vorliegt,  auf 
Vermehning  der  Fischbestände,  etwa  im 
Wege  der  Einsetzung  von  Jungbrut,  Bedacht 
zu  nehmen,  so  dass  aus  diesem  Grunde  mit 
der  Zeit  die  Entvölkerung  solcher  Wasser- 
läufe schwerlich  hintangehalten  werden  kann. 
Schlimmer  noch  als  dieser  Rechtszustand  ist 
jener  zu  erachten,  bei  dem  jedem  Angehöri- 
gen einer  Gemeinde  das  Recht  des  Fisdi- 
fangs  zusteht  (»freie  und  wilde  Fische- 
rei«); mindestens  bedenklich  aber  die  so- 
genannte Koppelfischerei  (in  die  Er- 
scheinung tretend  durch  das  gleichzeitige 
Bestehen  mehrerer  Fischereiberechtigungen 
an  ein  und  derselben  Wasserstrecke),  weil  die 
Anzahl  dieser  Berechtigungen  meist  von 
vornherein  im  Verhältnis  zu  der  Grösse  des 
Fischwassers  eine  zu  grosse  ist,  durch  Erb- 
teilung und  ähnliche  Rechtsvorgänge  aber 
mit  der  Zeit  zuweilen  geradezu  abenteuer- 
liche Verhältnisse  annehmen  kann.  Der  Zu- 
stand der  »freien  Fischerei«  ist  jetzt  wohl 
überall  beseitigt,  dagegen  bestehen  Adjacen- 
ten- und  Koppelfischereirechte  in  einem 
grossen  Teil  der  deutschen  und  ausserdeut- 
schen  Lande  zum  Schaden  der  Fischwirt- 
schaft immer  noch  fort. 

Dies  gilt  im  besonderen  auch  von  den  so- 
genannten Kanalfischereirechten,  die 
teils  als  ein  Ansflnss  des  Adlacentenfischerei- 
rechts,  teüs  auf  Grund  besonderer  Rechtstitel 
(Privilegien,  Kauf,  Lehensverhältnisse)  innerhalb 
und  ausserhalb  Deutschlands  weite  Verbreitung 
haben  und  deren  Schädlichkeit  namenthch  darin 
zu  Tage  tritt,  dass  bei  knappem  Wasserstand, 
wie  meist  im  Sommer,  die  Fische  und  nament- 
lich die  edleren  Arten  derselben  (Forellen, 
A eschen)  in  die  Kanäle  einziehen,  um  hier  eine 
leichte  Beute  des  Kanalbesitzers  zn  werden,  ein 
Verhältnis,  das  selbstredend  auf  die  Bemühungen 
der  im  Hauptwasser  Fischereiberechtigten: 
zu  schonen,  zu  hegen  und  zu  pflegen,  in  hohem 
Grade  lähmend  einwirken  muss.  Es  kommt 
hinzu,  dass  die  Kanalfischereiberechtigten  ihr 
Fischereirecht  in  rücksichtslosester  Weise  (durch 
Abschlagen  des  Kanalwassers)  auszunützen 
pflegen,  wobei  in  der  Regel  massenhaft  auch 
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die  Jnngbrut  zu  Gmnde  ^eht.  Eine  Aufhe- 
bung der  Eanalfiflcbereirechte  (gegen  ent- 
sprechende Entschädigung)  zu  Gunsten  der- 
jenigen, welche  in  dem  den  Kanal  speisenden 
Hauptwasser  fischereiberechtigt  sind,  ist  daher 
ebenso  wie  diejenige  der  übrigen  Adjacenten- 
fischereirechte  anzustreben.  (Vollständig  ver- 
wirklicht ist  diese  Forderung  zur  Zeit  nur  in 
Baden.) 

Fischereigenossenschaften.  In 
einer  Anzahl  Staaten  hat  man  der  bestehen- 
den Zersplitterung  der  Fischwasser  und  ins- 
besondere der  Schädlichkeit  der  Adjacenten- 
fischerei  durch  die  gesetzliche  Vorschrift  zu 
begegnen  gesucht,  dass  unter  besonde- 
ren Voraussetzungen  (Antragstellung. 
Vorliegen  eines  überwiegenden  öffentlichen 
Nutzens)  einzelne ,  aneinandergrenzende 
Fischwasserstrecken  zu  einem  gemeinsam 
zu  verwaltenden  Fischereigebiet 
auch  gegen  den  Widerspruch  einzelner  Be- 
teiligten im  Zwangswege  durch  die  Staats- 
behörde vereinigt  werden  können.  Solche 
Vorschriften,  wenn  sie  thatkräftige  Anwen- 
dung finden,  vermögen  recht  wohlthätig  zu 
wirken  und  den  Nachteilen  der  rechtlichen 
Zersplitterung  der  Fischereiberechtigungen 
wirksam  zu  begegnen,  zumal  wenn  die  Ge- 
nossenschaften zugleich  die  richtige  Hege 
imd  Pflege  der  Gew^ässer,  also  insbesondere 
die  Sorge  für  gute  Fischereiaufsicht ,  die 
Fernhaltimg  von  störenden  Eingriffen  Dritter 
und  sonstigen  schädlichen  Vorkommnissen 
sowie  die  Erhaltung  und  Vermehrung  der 
Fischbestände  durch  Anlegimg  von  Brutan- 
stalten und  Bruteinsatz  sowie  durch  Erhal- 
tung bezw.  durch  Schaffung  von  Laich- 
plätzen sich  angelegen  sein  lassen.  Auch 
thun  die  Erfahrungen  in  einer  Anzahl  gut- 
geleiteter Fischereigenossenschaften  dar,  dass 
solche  Aufwendungen  durch  Emelung  höhe- 
rer Pachterträgnisse  und  stärkerer  Fanger- 
gebnisse  sich  alsbald  bezahlt  machen  und 
dass  die  zuweilen  vernommene  Besorgnis, 
es  seien  grössere  Fisch  wasserstrecken 
wegen  der  geringeren  Nachfrage  nach  sol- 
chen nur  unter  ungünstigeren  Bedingungen 
zu  verpachten,  thatsäclüich  unbegi-ttndet  ist. 

2.  Polizeiliche  Vorschriften  zum 
Schutze  der  Binnenfischerei.  Jedes  staat- 
liche Eingreifen  in  die  Art  der  Bewirtschaf- 
tung der  Fisch  Wasser  und  die  Ausbeutung 
ihrer  Schätze  ist  von  dem  Grundgedanken 
beherrscht,  dass  die  Erhaltung  eines  nach- 
haltigen Fisch bestandes  durch  ein  öffent- 
liches Interesse  erfordert  werde  und  dass 
somit  Einschränkungen  der  freien  Verfü- 
gungsgewalt der  Fischereiberechtigten  einer- 
seits und  Gewährung  von  Schutz  gegen  Stö- 
rungen oder  Schädigimgen  der  Fischwasser 
durch  Dritte  andererseits  wohlberechtigte 
Massnahmen  seien,  welche  zu  ergreifen  der 
Staat  nicht  niu*  berechtigt,  sondern  auch  ver- 
pflichtet erscheine.    Und  zwar  pflegen  die- 


sem staatlichen  Ordnimgsrecht  in  der  Reg*?l 
alle  Fischwasser  f fliessende  Gewässer,  Seeen, 
Teiche)  unterworfen  zu  werden,  mit  Aus- 
nahme derjenigen,  von  welchen  aus  ein 
Wechsel  der  Fische  in  andere  fliessende 
Gewässer  ihrer  Natur  nach  oder  infolge  van 
künstlichen  Absperrvorrichtungen  ausge- 
schlossen ist  (sogenannte  geschlossene 
Gewässer,  zu  denen  übrigens  einzelne 
Gesetzgebungen,  wie  die  preussische,  alle 
künstlich  angelegten  Fischteiche  rechnen, 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dieselben  mit 
einem  natürlichen  Gewässer  in  Verbindung 
stehen).  Nicht  selten  hat  man  indes  im 
Interesse  wirksamerer  Kontrolle  der  er- 
lassenen Polizeivorschriften  einzelne  dersel- 
ben (namentlich  soweit  es  sich  um  Schon- 
zeiten und  Mindestmasse  und  die  Einhaltung 
des  sogenannten  Markt  Verbots  handelt) 
auch  auf  die  geschlossenen  Gewässer  für 
anwendbai-  erklärt. 

a)  Sorge  für  gute  Bewirtschaf- 
tung der  Fischwasser.  Wo  immer 
Fischwasser  im  Besitze  von  Gemeinden, 
Genossenschaften  oder  sonstigen  Korpo- 
rationen sind,  welche  der  Regel  nach 
nicht  durch  Selbstbewirtschaftung,  sondern 
im  Wt?ge  der  Verpachtung  genützt  wer- 
den, fordern  ähnliche  Erwägungen,  wie  sie 
bei  der  Verpachtung  ländlicher  Grund- 
stücke sich  geltend  machen,  dass  die  Dauer 
der  Pachtzeit  nicht  zu  kurz  bemesseu  sei, 
damit  der  Pächter  an  einer  schonlichen  Be- 
wirtschaftung,  deren  Früchte  immer  erst 
nach  Ablauf  einiger  Jahre  reifen,  interessiert 
erscheine;  es  pflegt  deshalb  bestimmt  zu 
werden,  dass  die  Dauer  der  Pacht  mindes- 
tens 6  Jahre  (Preussen)  bezw.  9  oder  12 
Jahre  (Baden)  betragen  müsse.  Von  nicht 
unerheblicher  Bedeutung  für  die  Erhaltung 
eines  reichlichen  Fischbestandes  erweist  sieh 
die  Anlage  sogenannter  Laich-  oder  Hege- 
plätze, d.  h.  von  solchen  Stellen  in  Fisch- 
wassern, welche  zur  Absetzung  des  Laichs 
imd  zur  gefahrlosen  Entwickelung  der  Fisch- 
brut in  ihren  ersten  Lebensmonaten  nach 
den  gegebenen  örtlichen  Verhaltnissen  be- 
sonders geeignet  erscheinen;  solche  Laich- 
und  Hegeplätze  pflegen  dann  unter  beson- 
deren polizeilichen  Schutz  gestellt  zu  wer- 
den, indem  innerhalb  ihi-er  Grenzen  jede 
störende  Arbeit  im  oder  am  Wasser  (Käu- 
mungsarbeiten,  Mähen  von  Schilf,  Aushebung 
von  Sand,  Vornahme  von  üferbauarbeitenetc), 
aber  auch  zeitweise  jede  Art  des  Fischfang 
in  denselben  untersagt  wird.  —  In  regu- 
lierten Wasserläufen  ist  die  Bereithaltung 
von  Laichplätzen  häufig  ausgeschlossen,  und 
es  ist  dann  wichtig,  Vorsoi^e  dafür  zu  tref- 
fen, dass  die  Verbindimg  mit  den  riick- 
wärts  liegenden  Altwaßsem  nicht  gänzlicii 
abgeschnitten  werde.  Im  übrigen  gewinnt 
die  Bestimmung  bestimmter  Wasserstrecken 
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als  Laich-  oder  Hegeplätze  in  jenen  Län- 
dern eine  besondere  Bedeutung,  in  denen 
die  Schonzeiten  nicht  streng  durchgeführt 
werden,  mithin  auch  während  der  Laichzeit 
der  Fische  eine  Störung  derselben  nicht  zu 
vermeiden  ist,  und  es  ist  deshalb  dieser 
Gegenstand  in  der  preussischen  Fische- 
reigesetzgebung besonders  eingehend  geregelt 
worden,  wobei  neben  den  eigentliclien 
Laich schoure vieren  auch  sogenannte 
Fischschonreviere  vorgesehen  sind,  d. 
h.  solche  Strecken,  welche  den  Eingang  der 
Fische  aus  dem  Meere  in  die  Binnengewäs- 
ser beherrschen. 

b)  Fernhaltung  von  Schädigun- 
gen durch  Dritte;  Verhältnis  zur 
Industrie,  Landwirtschaft  und  den 
Wasserbauarbeiten.  Das  Damie<ler- 
liegen  der  Fischerei  in  einzelnen  Wasser- 
läufen und  das :  Hindernis  rascher  Bevölke- 
rung derselben  mit  Fischen  ist  vielfach  dar 
durch  veranlasst,  dass  mit  der  fortschreiten- 
den Kultur  die  dem  Wasser  innewohnenden 
segenspendenden  Kräfte  (als  Triebkraft,  als 
Mittel  der  Bewässenmg  oder  Reinigung) 
immer  intensiver  in  Gebrauch  genommen 
werden  und  dass  die  daraus  sich  ergebende 
Benutzungsweise  im  Einzelfall  oder  auch  die 
Benutzmig  des  fliessenden  Wassers  ziu:  Fort- 
führung von  Haushalts-,  Industrie-  und 
anderen  Abgängen  die  natürlichen  Lebens- 
bedingimgen  der  Fischwelt  beeinträchtigt 
oder  auch  gänzlich  aufhebt.  Den  Wider- 
streit der  Interessen,  welcher  hiernach  zwi- 
schen den  Bedürfnissen  der  Fischwirtschaft 
und  des  gewerblichen  und  landwirtschaft- 
lichen Betriebs  häufig  in  die  Erscheinung 
tritt,  zu  lösen,  ist,  zumal  die  letzteren  Inte- 
ressen nicht  selten  nach  ihrer  wirtschaft- 
lichen Bedeutung  schwerer  wiegen  als  die 
an  die  Fischerei  sich  knüpfenden,  für  die  Ge- 
setzgebung und  den  Verwaltungsvollzug  eine 
besonders  schwierige  Aufgabe.  Sie  ist  aber 
keineswegs  unmöghch,  sofern  überhaupt  niu: 
der  Gesichtspunkt  festgehalten  wird,  dass 
das  fliessende  Wasser  und  die  Gaben,  die  es 
darbietet,  von  niemandem  in  rücksichtsloser 
Weise  zu  eignem  Vorteil  und  mit  Hintan- 
setzung der  Interessen  anderer  genützt  wer- 
den dürfen,  sofern  weiter  beim  Vollzug  des  in 
diesem  Sinne  formulierten  gesetzgeberischen 
Willens  das  Bestreben  der  Verwaltungsbe- 
hörden obwaltet,  in  verständiger  Weise 
zwischen  den  entgegenstehenden  Interessen 
zu  vermitteln.  Abgesehen  von  den  Schädi- 
gungen, welche  für  die  Fischereiberechtigten 
aus  dem  zeitweisen  Abschlagen  des 
Wassers  in  den  Gewerbskanälen  (zum 
Zweck  der  Räumung  oder  Reparatur  etc.) 
erwachsen  und  im  Hinblick  auf  welche  die 
Verpflichtung  rechtzeitiger  Anzeige  an  den 
Fischereiberechtigten  behufs  Ermöglichung 
sichernder  Vorkehnmgen  ausgesprochen  wer- 


den muss,  kommen  in  vorliegender  Frage  in 
erster  Reihe  die  mehr  oder  weniger  stM'ken 
Verunreinigungen  der  Wasserläufe  in 
Betracht,  welche  aus  industriellerund  land- 
wirtschaftlicher Thätigkeit  herstammen,  und 
es  hat  die  neuere  Fischereigesetzgebung  (so 
in  Preussen,  Baden,  Hessen)  grundsätzlich 
das  Verbot  solcher  Verunreinigungen  ver- 
fügt.' Doch  pflegt  der  Vorbehalt  gemacht  zu 
werden,  dass  bei  überwiegendem  Inte- 
resse der  Landwirtschaft  oder  der  Industrie 
das  Einwerfen  oder  Euileiten  schädlicher 
Stoffe  gestattet,  dass  aber  dem  Inhaber  der 
Anlage,  soweit  es  die  örtlichen  Verhältnisse 
zulassen,  die  Ausführung  solcher  Einrich- 
tungen aufgegeben  werden  kann,  welche  ge- 
eignet sind,  den  Schaden  für  die  Fischerei 
möglichst  zu  beschränken.  —  Schützende 
Vorkehrungen  der  Landwirtschaft  bezw. 
dem  Gnindbesitz  gegenüber  ergeben  sich 
aus  der  nachweisbaren  Schädlichkeit  der 
zeitweisen  Zulassung  von  Wassergeflügel 
(Gänse,  Enten)  in  Fischwasser,  namentlich 
zur  Laichzeit,  sowie  aus  der  Verwendung 
des  fliessenden  Wassers  zur  Flachs-  und 
Hanfröste,  in  welchen  beiden  Beziehungen 
daher  mehrfach  Verbote  erlassen  worden 
sind  (Preussen,  Bayern,  Baden,  Hes- 
sen). Vereinzelt  ist  auch  vorgeschrieben, 
dass  die  Fischereiberechtigten  überhaupt 
oder  zur  Schonzeit  zur  Verhütung  des  Ein- 
tretens von  Fischen  in  Wässerungsgräben 
und  dergleichen,  deren  Besitzern  ein  Msche- 
reirecht  nicht  zusteht,  Rechen  (Abschlus  s- 
gitter)  vorsetzen  dürfen  (Baden,  Hes- 
sen); endlich,  dass  im  Fall  von  üeberflu- 
tungen  die  Eigentümer  überfluteter  Grund- 
stücke, wenn  sie  nicht  selbst  in  dem  be- 
treffenden Wasser  fischereiberechtigt  sind, 
keine  Netze  und  keine  anderen  Vor- 
richtungen anbringen  dürfen,  wodurch  die 
Fische  gehindert  werden,  mit  dem  Rück- 
tritt des  Wassers  in  das  Wasserbett  zurück- 
zukehi'en  (Württemberg,  Sachsen,  Baden, 
Hessen).  Eine  andere,  dem  Gnmdbesitz  auf- 
zuerlegende Beschränkung  entspricht  der 
Notwendigkeit,  zum  Zweck  der  Ausübung 
des  Fischfangs  die  Ufergrundstücke  zu  be- 
treten (üferbetretungsrecht);  es  ist 
nicht  überall  durch  Gesetz  anerkannt,  wohl 
aber  finden  sich  mittelbare  Anerkenntnisse 
in  einzelnen  Landesrechten  (Bayern).  Aus- 
drücklich geregelt  ist  es  unter  anderen  in 
Württemberg,  Baden,  Hessen,  in  den  öster- 
reichischen Kronländern,  überall  selbstredend 
mit  der  Massgabe,  dass  der  Fischereiberech- 
tigte bezw.  der  Pächter  für  allen  an  den 
Ufergrundstücken  angerichteten  Schaden 
verhaftet  bleibt. 

Die  Benutzung  des  Wassers  als  treibende 
Kraft  oder  zu  Bewäasenmgszwecken  und  die 
dadurch  veranlasste  Anlage  von  Stauwerken 
(Wehren)  hat  in  sehr  vielen  Fällen  die  un- 
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erwünschte  Folge,  dass  der  Wechsel  der 
Fische  in  die  oberen  Wasserstrecken  unter- 
brochen und  daher  insbesondere  das  Strei- 
chen der  Fische  zu  den  in  diesen  Teilen  der 
Wasserläufe  befindhchen  Laichplätzen  un- 
möglich gemacht  ist.  Diese  Behinderung  im 
Zug  der  Fische  ist  namentlich  als  schädlich 
zu  erachten  gegenüber  den  Salmoni- 
denarten, welche  ein  besonders  säuer- 
stoffreiches  Wasser,  wie  es  sich  im  Ur- 
sprungs^ebiet  der  Wasserläufe  findet,  fflr 
ihre  Laichplätze  lieben,  und  insbesondere 
gegenüber  dem  wichtigsten  Vertreter  dieser 
Fischgattung,  dem  Lachs,  und  es  hat  dieser 
Sachverhalt  Veranlassung  zur  Anlegung  so- 
genannter Fisch wege  (Fisch passe,  Fisch- 
leitern) gegeben,  mittelst  deren  es  flen 
Fischen  ennöglicht  ist,  das  in  dem  Vorhan- 
densein eines  Wehrs  liegende  Hindernis  zu 
überwinden.  Deshalb  empfiehlt  sich  die 
Vorsclmft,  dass  bei  Nenanlage  von  Wasser- 
werken die  Werkbesitzer  Fisch  wege  auf 
ihre  Kosten  zu  erstellen  verpflichtet  sind 
und  dass  bei  bereits  bestehenden  Wasser- 
werksanlagen der  Fischereiberechtigte 
auf  seine  Rosten  Fischwege  auch  gegen  den 
Widersj)ruch  des  Werkbesilzers  soll  anlegen 
dürfen  (Preussen,  Baden,  Hessen,  in  abge- 
schwächter Weise  auch  Sachsen) ;  ferner  dass 
innerhalb  der  Fischwege  und  einer  Strecke 
unter-  und  oberhalb  derselben  die  Fischerei 
nicht  ausgeübt  wei*den  darf. 

Zur  Hintanhaltung  von  Zermalmungen 
absteigender  Fische,  namentlich  der  Aale, 
empfiehlt  sich  eine  Vorschrift,  welche  den 
Fischereiberechtigten  die  Befugnis  erteilt, 
auf  ihre  Kosten  an  Tm-binen  Schutzgit- 
ter anzubringen. 

Im  Hinblick  darauf,  dass  aus  der  Vor- 
nahme von  Korrektionsarbeiten  an 
Wasserläufen,  ebenso  aus  den  regelmässigen 
Reinigungsai'beiten  in  Bächen  und  kleineren 
Gewässern  möglicherweise  Schaden  der 
Fischerei  erwachsen  kann,  erscheinen  endlich 
Anweisungen  an  die  mit  der  Vornahme  sol- 
cher Arbeiten  betrauten  technischen  Behör- 
den und  Stellen  angemessen,  dass  mindes- 
tens während  der  Schonzeit  der  vorherr- 
schenden Fischarten  die  betreffenden  Arbei- 
ten zu  imterlassen  oder  auf  das  Nötigste  zu 
beschränken  sind  (wie  dies  in  Bayern  und 
Baden  verordnet  ist). 

c)  Vertilgung  von  der  Fischerei 
schädlichen  Tieren.  Nicht  unerheblich 
ist  der  Schaden,  welcher  den  Fischbeständen 
beim  Ueberhand nehmen  einzelner,  melu-oder 
weniger  auf  Fischnahrung  angewiesener 
Tiere  (Fischotter,  Reiher,  Kormorane,  Eis- 
vögel, Taucher  etc. ;  für  die  im  Meere  leben- 
den Fische:  Seehund,  kleiner  Delphin)  er- 
wachsen kann  und  thatsäcldich  in  vielen 
Fällen  erwächst.  Die  an  den  Binnenge- 
wässern vorkommenden  Tiere  dieser  Art 


zählen  —  wie  Otter,  Reiher  —  zu  den 
jagdbaren,  und  deren  Abschuss  bezw. 
deren  Fang  steht  daher  an  sich  nur  dem 
Jagdberechtigten  zu.  Das  Inte^es^'? 
letzterer  in  Bezug  auf  Vertilgung  der  ge- 
nannten Schädhnge  geht  at>er  keineswegs 
mit  demjenigen  der  Fischereiberechtigten 
Hand  in  Hand,  und  es  kann  daher,  wo  die 
Jagd  berechtigten  es  unterlassen,  in  ihren 
Jagdgebieten  auf  eine  Ausrottung  der  Otteni, 
Reiher  eta  Bedacht  zu  nehmen,  ein  für  die 
Fischereiberechtigten  höchst  unerwünschter 
Zustand  erwachsen,  der  ebenfalls  das  Ein- 
greifen der  Gesetzgebung  rechtfertigt  Und 
zwar  wird  dies  am  zweckmässigsten  in  tl^r 
Weise  geschehen,  dass  auch  dem  Fischerei- 
berechtigten  das  Recht  -eingeräumt  ^-ird. 
jene  Tiere  zu  töten  oder  zu  &mgeu.  Noch 
wirksamer  wird  diese  Regelung  sich  erweisen, 
wenn  denselben  gleichzeitig  die  Befugnis  zu- 
gesprochen wird,  die  getöteten  oder  gefan- 
genen Tiere  für  sich  zu  behalten,  in  wel- 
chem Sinn  Preussen  und  Baden  die  Sache 
geoi-dnet  haben,  während  andere  Gesetz- 
gebungen (Württemberg,  Sachsen)  die  Ab- 
lief enmg  an  den  Jagdherm  vorschreiben. 

d)  Beschränkungen   in   der  Aus- 
übung der  Fischerei.     Die  allgemeine 
Erfahrung,  dass  bei  den  Fischereiberechtig- 
ten selbst  nicht  immer  jenes  Mass  der  Ein- 
sicht vorauszusetzen  ist,  welches  auch  ohne 
äusseren  Zwang  den  Betrieb  der  Fischenii 
nach   den  Grundsätzen    der  Nachhaltigkeit 
gestaltet^   dass  vielmehr  vielfach  —  unbe- 
kümmert um   die  Zukunft  —  augenblick- 
lich günstige  Verhältnisse  in  rücksichtsloser 
Weise  ausgenutzt  zu  werden  pflegen,  macht 
eine    Reihe    repressiver    und    präventiver 
Schutzvorkehrungen    gegen    solche    Baxih- 
wirtschaft  nötig.    Hierbei  ist  als  leitender 
Gesichtspunkt  festzuhalten,   es  sei  zu  ver- 
hüten, einmal  dass  Fische  im  Zustand  der 
Laichreife  imd   ferner  dass  sie  in  vor- 
zeitigem,  d.  h.  in  einem  solchen  Alter 
gefangen  werden,   in   welchem   sie  zu  der 
Fortpüanzung  ihrer  Art  noch  nichts  haben 
beitragen  können  und  in  welchem  auch  der 
Genuss-  und  Marktwert  der  Fische  ein  so 
geringer  ist,    dass  schon  aus  Gründen  all- 
gemeiner Wirtschaftlichkeit    ihr   Fang  für 
den  verständig  Rechnenden  sich  von  selbst 
verbieten  würde.  Zum  anderen,  da^  nicht 
Fangmittel  angewendet  werden,  welche 
zu  einer  augenblicklichen  Massenvertügune: 
grosser   und   kleiner  Fische   einschüesslich 
der  Jungbrut  Veranlassung  geben  können. 
Danach  gliedern  sich  die  in  beiderlei  Rich- 
tungen sich  bewegenden  Vorkehrungen  luid 
Verbote  in  solche,  welche  die  Art  und  Be- 
schaffenheit der  zulässigen  Fangweisen  und 
Fanggeräte  regeln;   in  solche,   welche  den 
Fang  von  Fischen  unter  einem  bestimmten 
Mass  (oder  Gewicht)  verbieten :  endlich  in 
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solche,  welche  den  Fischen  während  der 
Vornanme  des  Fortpflanzungs-  (Laich-)  Ge- 
schäfts Ruhe  und  Ungestörtheit  zu  sichern 
tiich  bemühen. 

aa)  Hinsichtlich  der  Fangweisen  und 
Fanggeräte  wird  in  den  meisten 
Fischereigesetzen  im  wesentlichen  über- 
einstimmend untersagt :  Die  Anwendung  ex- 
]«l(Klierender  Stoffe  (dieser  auch  durch  das 
Reichsstrafgesetzbuch)  sowie  giftiger  oder 
solcher  Stoffe,  welche  eine  Betäubung  der 
Fische  herbeiführen;  die  Anwendung  von 
FangmitteJn,  welche  zur  Verwundung  der 
Fische  fiihren  (dies  teilweise  auch  aus 
Gründen  der  Humanität),  wie  Fallen  mit 
Schlagfedern,  Fischgabeln,  Garnen,  Bfer- 
punen,  Schiesswaffen,  mit  Ausnahme  selbst- 
redend der  Angelhaken;  das  Trockenlegen 
von  Wasserläufen  zum  Zweck  des  Fisch- 
fangs, und  zwar  vorwiegend  aus  dem 
Grunde,  eine  nutzlose  Massenvertilgung  von 
Fischen  jeden  Alters  bei  Ausübung  der 
Fischerei  zu  hindern ;  unter  diesen  Gesichts- 
punkt fällt  auch  das  länderweise  (Bayern) 
eingeführte  Verbot  der  Eisfischerei,  so- 
^ie  das  Verbot  der  Anwendung  von 
Fackeln  oder  sonstiger  Beleuchtungsmittel 
zwecks  Anlockung  der  Fische  und  der 
Verwendung  bestimmter,  zu  Massen- 
fängen in  besonderem  Masse  sich  eig- 
nender Netze. 

Unter  dem  anderen  Gesichtspunkte  der 
Verhütung  des  Fangs  junger,  un ausge- 
wachsener Fische  sind  die  überall  er- 
lassenen Vorschriften  über  Maschen  weite 
der  Netze  zu  beurteilen.  Für  die  Lachs- 
fischerei z.  B.  ist  in  dem  Berliner 
Staatsvertrage  von  1885  eine  Maschen- 
weite von  6  cm,  für  andere  Fischarten 
landerweise  eine  solche  von  meist  3,  2,5 
oder  2  cm  vorgeschrieben.  Dabei  sind  üb- 
rigens überaU  Ausnahmen  hinsichtlich  des 
Fangs  von  Köder-  oder  Futterfischen  sowie 
im  Interesse  der  Vornahme  wissenschaft- 
licher Untersuchungen  etc.  vorgesehen. 

Eine  in  die  Privatrechtssphäre  ein- 
5?chneidende  Beschränkung  im  Gebrauch  von 
Netzen  und  sonstigen  Fanggeräten  ist  end- 
lich der  Erwägung  entspnmgen,  es  sei  zu 
verhindern,  dass  in  Wasserläufen,  an  denen 
viele  Fischereiberechtigte  konkiurieren,  ein 
Wegfangen  aller  oder  der  meisten  Fische 
in  den  unteren  Teilen  dieser  Fisch- 
wasser Platz  greife.  Und  zwar  nicht  bloss 
im  Hinblick  darauf,  dass  billigerweise  alle 
Berechtigten  an  dem  Fischreichtum  eines 
Fisch  Wassers  in  gewissem  Umfang  sollen 
teilnehmen  können,  sondern  und  vorwiegend 
auch  deshalb,  weil  das  rücksichtslose  Weg- 
fangen aller  Fische  in  den  unteren  Teilen 
cler  Wasserläufe  fischereiwirtschaftlich  ver- 
derblich überall  dann  wirken  müsse, 
wenn  die   betreffenden  Fisdie  nur  in  den 


oberen  Teilen  der  Gewässer  erfolgreich 
laichen  können.  Auf  diese  Erwägungen  ist 
beispielsweise  das  in  dem  Berliner 
Lachsfischereivertrag  statuierte  Ver- 
bot der  Verwendung  der  grosse  nZeegens 
zu  bestimmten  Jahreszeiten  und  des  völ- 
ligen Absperrens  der  Wasserläufe  durch 
Netze,  ferner  die  ähnlichen  Vorschriften  in 
einerAnzahlLandesfischereigesetze(Preussen, 
Baden  etc.)  zurückzuführen. 

bb)  Festsetzung  von  Mindest- 
massen. Die  Verhütung  des  Fanges  un- 
ausgewachsener, im  Jugendzustand  befind- 
licher Fische  lässt  sich  durch  die  Vor- 
schriften über  Maschenweite  der  Netze 
nicht  in  ausreichender  Weise  sichern ;  denn 
überall,  wo  im  Hinblick  auf  das  gleich- 
zeitige Vorkommen  grösserer  und  kleinerer 
Fischarten  Netze  verschiedener  Maschen- 
weite fflr  die  Ausübung  der  Fischerei  zu- 
gelassen sind,  ist  nicht  zu  vermeiden,  dass 
in  die  engmaschigen,  zum  Fang  kleiner 
Fischarten  bestimmten  Netze  zufällig  auch 
Jungfische  grösserer  Fischarten  gelangen 
und  eine  Beute  des  Fischers  w^erden.  Da 
aber  der  Fang  unausgewachsener  Fische 
vom  fischereiwirtschaftlichen  Standpunkt 
aus  zu  ver'werfen  ist,  so  geht  ganz  allge- 
mein in  allen  Fischereigesetzgebungen  neben 
dem  Gebot  einer  bestimmten  Maschenweite 
der  Netze  ein  gleichzeitiges  Verbot  des 
Fangs  von  Fischen  unter  einer  be- 
stimmten Grösse  einher,  wenn  schon 
länderweise  diese  Mindestmasse  (Brittel- 
masse  in  Bayern)  eine  gi-osse  Mannigfaltig- 
keit der  Regelung  zeigen,  sowohl  was 
die  Fischarten  anlangt,  denen  der  Schutz 
eines  Mindestmasses  zu  teü  geworden  ist, 
als  die  Festsetzung  des  letzteren  selber. 
Auch  darin  zeigt  sich  ein  Unterschied,  dass 
in  einzelnen  Ländern  diese  Massfestsetzungen' 
provinziell  (Preussen),  in  anderen  cen- 
tral für  das  ganze  Staatsgebiet  (Sachsen, 
Baden),  in  anderen  teils  central,  teils  pro- 
vinziell (Bayer]|)  getroffen  worden  sind. 
Nirgends  sind  —  wie  dies  überhaupt 
hinsichtlich  der  in  diesem  Abschnitt  be- 
sprochenen Einzelbeschränkungen  der  Fische- 
reiausübung regelmässiger  Grundsatz  ist, 
insbesondere  auch  hinsichtlich  der  Regelung 
der  Maschenw^eite  der  Netze  sowie  der 
noch  zu  besprechenden  Schonzeiten  —  die 
Mindestmasse  durch  Gesetz  selbst  be- 
stimmt, übei-all  ist  vielmehr  der  eine  freiere 
Bewegung  und  jeweilige  rasche  Anpassung 
an  örtliche  Verhältnisse  ermöglichende  Weg 
der  Regelung  durch  Verordnung  ge- 
wählt; dabei  giebt  die  neuere  Verwaltungs- 
praxis dem  Messen  der  Fische  von  der 
Schnauze  bis  zu  den  Schwanzenden  der 
früher  allgemein  übUchen  (vom  Auge  des 
Fisches  bis  zu  der  Schwan  zwiirzel)  den 
Vorzug.  —  Die  Mindestmasse  schwanken 
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je  nach  der  Fiscliart,  für  die  sie  eingeführt 
sind,  von  50  cm  beim  Liaehs  bis  20  cm  bei 
den  Forellen-  und  Koregonenarten  und 
gehen  für  einzelne  Fischarten  (Barsche) 
selbst  noch  unter  letzteres  Mass.  Von  den 
hauptsächlich  vorkommenden  Fischarten  ge- 
messen die  wei^'ollsten  und  wichtigsten 
(Salmoniden,  Koregtmen,  hechtartige  Fische, 
Karpfen,  Sc^hleien,  Barben,  Aale,  ferner  der 
Krebs)  wohl  überall  den  Schutz  durch 
ein  Mindestmass;  bei  den  minder  wert- 
vollen (wie  Brachsmen,  Nasen,  Rapfen  oder 
Schied,  Döbel  oder  Rotaugen  etc.)  trifft 
dies  nicht  zu,  und  hier  zeigt  sich  daher 
auch  von  Land  zu  Land  die  git)sste  Mannig- 
faltigkeit der  Regelung. 

An  die  Einführung  von  Mindestmassen 
pflegt  ziemlich  allgemein  die  Vorschrift  ge- 
tnüpft  zu  werden,  dass  untermässige  Fische, 
welche  zufällig  in  die  Hand  des  Fischers 
geraten,  dem  Wasser  wie<lor  übergel)en 
werden  müssen  und  weiter  dass  solche 
Fische  nicht  in  den  Verkehr  ge- 
bracht werden  dürfen;  auch  wo  an 
sich  die  fischereigesetzlichen  Beschränkungen 
auf  die  geschlossenen  (iewässer  ohne 
Anwendung  bleiben,  werden  die  letzteren 
doch  regelmässig  dem  letzteren  Verbot 
ebenfalls  unterworfen.  Ausnahmen  von 
dem  Gebot  der  Einhaltung  der  Mindest- 
massvorschriften  pflegen  zugelassen  zu  wer- 
den: wenn  es  sich  um  die  Verwendung 
untermässiger  Fische  zu  wissenschaftlichen 
Zwecken  oder  zu  gemeinnützigen  Versuchen 
handelt,  wenn  die  Förderung  von  Fisch- 
zuchtzwecken in  Frage  steht,  z.  B.  die  Be- 
setzung von  anderen  Fischwassern  mit 
Setzlingen  oder  die  Versendung  von  Fisch- 
brut aus  Fischzuchtanstalten  etc. 

cc)  Festsetzung  von  Schonzeiten. 
In  dem  System  b^^schränkender  Fischerei- 
vorschriften nehmen  diejenigen,  welche  an 
das  Laichgeschäft  der  Fische  anknüpfen 
und  verordnen,  dass  während  der  Dauer 
derselben  die  Fischerei  gänzlich  oder  zeit- 
weise zu  ruhen  habe,  danht  die  Absetzung 
des  Ijaichs  ungestört  vor  sich  gehe  und 
eine  Schädigung  oder  Zerstönmg  des  Laichs 
selber  vermieden  werde,  eine  besonders 
wichtige  Stelle  ein,  wie  denn  schon  in  den 
ältesten  Fischereionlnungen,  so  mannigfaltig 
auch  dieselben  im  übrigen  gestaltet  sein 
mochten,  das  Gebot  zeitweiser  Einstellung 
der  Fischerei  (Frühjahrs-,  Spätjahrs- 
bannj  nirgends  fehlt.  Dabei  haben  sich 
neuerdings  zwei  grundsätzlich  verschiedene 
Schonzeitsysteme  ausgebildet,  das  abso- 
lute, welches  im  Grundsatz  die  gänzliche 
Einstellung  der  Fischerei  zu  gewissen 
Jahreszeiten  (allerdings  mit  einschränkenden 
Ausnahmen)  verordnet,  und  das  Indivi- 
dual-,  auch  relative  oder  natürliche 
Schonzeitsystem,  das  die  Schonzeiten  nicht 


generell    für  eine  Vielheit  von  Flscharten, 
sondern  individuell  für  die  einzelnen  Fl^^-H- 
arten    unter    Beachtung    ihrer    natürlicheri 
Jjaichzeit  festsetzt,  so  dass  für  die  in  dieser 
Zeit     nicht     laichenden    Fische    von    Be- 
schränkungen    des     Fisch^ngs    abgestoben 
werden  kann.    Wieder  in  anderen  Ländern 
ist    das    Schonzeitsystem    ein    aus    diesen 
beiden  Systemen  gemischtes,  indem  ffir 
die  Frühjahrslaicher  die  Schonzeit  alisoliit. 
für   die  winterlaicher  individuell    gestalt.-t 
wurde  (Frankreich).    Daneben  ist  —  unah- 
hängig  von  den  Laichzeiten  der  Fische  — 
eine  sog.  Wochenschonzeit  ausgebildK 
worden,  d.  h.  eine  Sperre  der  Fisdifrei  in 
einem   Teil    der   W^oche    (gewöhnlich  von 
Samstag  Abend  bis  Sonntag  Abend),  deivo 
tieferliegender   Grund   weniger  in  der  Er- 
möglichung   einer    ungestörten    Vomahnie 
des   Laichgeschäfts   als   in  dem  Bestn^n  n 
zu    suchen    ist,    den    freien    Zug   der 
Fische   von   unten  nach  oben  herzu- 
stellen, teils  um  denselben  die  Wanderung 
nach  den  Laichplätzen  zu  ermöglichen,  teils 
und  vorwiegend,  um  den  verschiedenen  an 
einem  Flusslauf  Fischereiberechtigten  einen 
gewissen  gl  eich  massigen  Anteil  au  d^er 
Fischausbeute   zu  sichern.    In  Deutschlanl 
hat  sich  das  System  der  Wochenschonzeit 
vorwiegend    in   Preussen   und   den  an- 
grenzenden Staaten  enfr^-iekelt.    Den  süd- 
deutschen Staaten  ist  sie,  soweit  nicht  cüe 
durch    den    Berliner   Lachsfischereivertrag 
geregelte  Lachsfischerei   in   Frage  kommt 
fremd.     Hinsichtlich  der  näheren  Einrich- 
tung und  Würdigimg  der  oben  erwähnten 
beiderlei  Arten  von  Schonzeitfestsetzungeii 
ist  zu  bemerken: 

n)  Die  absolute  Gestaltung  der 
Schonzeiten,  d.  h.  das  unbedingte 
Verbot  jeder  Art  von  Fischerei  während 
gewisser  Zeiten  des  Jahres  (Fnihjahrs-  und 
Herbstschonzeit)  wäre  vom  Gesichtspunkte 
der  laichenden  Fische  aus  betrachtet  an 
sich  die  vollkommenste  Regelung,  wenn 
eine  richtige  Begrenzung  der  Schonzeiten, 
wie  nun  einmal  die  Verhältnisse  liegen,  und 
die  folgerichtige  Diuxjhführung  dersell^en 
überhaupt  möglich  wäre.  Die  letztere  si«js>t 
indes  auf  Sdiwierigkeiten,  weil  das  aiL^ 
nahmslose  Ruhen  aller  Fischerei  die  Be- 
rufsfischer für  einen  Teil  des  Jahres  ausser 
Nahrung  setzt  und  deshalb  ohne  Hintan- 
setzung der  Erwerbsinteressen  dieser  ße- 
völkerun^sklasse  nicht  eingehalten  werden 
kann.  Die  richtige  Begrenzung  der  Schon- 
zeiten aber  enveist  sich  um  deswillen 
schwierig,  weil  die  Laichzeiten  der  ver- 
schiedenen Fischarten  eines  und  dessellj^'ö 
Gewässers  nicht  zeitlich  zusammenfallen, 
sondern  auf  verschiedene  Monate  des  Jahn^ 
sich  verteilen  und  weil  deshalb  niu-  zvoi 
Möglichkeiten   übrig  bleiben,    deren  keine 
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gauz  befriedigt:  nämlich  entweder,  um 
alle  wichtigen  Fischarten  in  die  Schonung 
einzubeziehen ,  die  Schonzeit  auf  einen 
sehr  langen  Zeitraum  (z.  B.  für  die 
Frühjahrs-  und  Sommerlaicher  von  März 
bis  Ende  Juli)  zu  erstrecken  oder,  wenn 
dies  im  Hinblick  auf  die  Interessen  der 
Berufsfischer  unterbleiben  und  eine  soge- 
nannte mittlere  Zeit  als  Schonzeit  be- 
stimmt werden  muss,  auf  den  Schutz  ein- 
zelaer  wichtiger  Fischarten  Verzicht  zu 
leisten.  Selbst  bei  Einfühnmg  einer  mitt- 
leren (abgekürzten)  Jahresschonzeit  finden 
sich  übrigens  die  Berufsfischer  schwer  be- 
nachteiligt, und  es  hat  daher  dieser  Um- 
stand, wie  oben  schon  aufgeführt  wurde, 
dazu  geführt,  das  absolute  Fangverbot 
wenigstens  hinsichtlich  der  Frühjahrs- 
schonzeit nur  bedingt  durchzuführen 
—  also  auch  innerhalb  der  geordneten 
Schonzeit  an  bestimmten  Tagen  der  Woche 
(gewöhnlich  an  drei  Tagen)  den  Fischfang 
zu  gestatten  und  weitere  Ausnahmen  von 
dem  Fangverbote  hinsichtlich  solcher  Fisch- 
arten einzuräumen,  welche  (wie  Maifische, 
Neunaugen,  Störe  etc.)  in  grösseren  Zügen 
jdötzlich  erscheinen  und  ebenso  i-asch  zu 
verschwinden  pflegen. 

Das  vorerwähnte  Schonzeitsystem  besteht 
dermalen  in  Preussen,  Hessen  und  in 
den  mit  Preussen  durch  Fischereikon- 
ventionen verbundenen  mittel-  und 
norddeutschen  Staaten  und  zwar 
meist  in  der  Weise,  dass  die  einzelnen  Ge- 
wässer je  nach  dem  vorwiegenden  Vorkom- 
men dieser  oder  jener,  im  Herbst  oder  im 
Frühjahr  (Sommer)  laichenden  Fischarten  in 
solche  entweder  mit  Frühjahrsschonzeit  oder 
mit  Herbstschonzeit  eing^eteilt  werden;  wo 
beide  Arten  von  Fischen  in  einem  und  dem- 
selben Gewässer  vertreten  sind,  wird  daher 
hlr  eine  derselben  auf  einen  Schutz  durch 
Schonzeitfestsetzungen  von  voniherein  Ver- 
zicht geleistet.  Der  hierin  liegende  Nach- 
teil wird  weiter  dadurch  verschärft,  dass 
die  ziu:  Laichzeit  aufwärts  ziehenden  Sal- 
monidenarten (ForeDen,  Aeschen),  solange 
sie  noch  in  den  lediglich  der  Frühjahrs- 
schonzeit unterliegencien  Gewässern  sich 
befinden,  anstandslos  weggefangen  werden 
können. 

Abgeschwächt  werden  die  gegen  diese 
Art  der  Gestaltung  der  Schonzeitvorschriften 
zu  erhebenden  Bedenken  durch  die  Ermög- 
lichung der  Einrichtung  von  Laich-  und 
Fischschonrevieren,  und  letzteren  wird  da- 
her mit  Recht  in  dem  Geltungsgebiete  des 
Systems  besondere  Beachtung  geschenkt; 
ferner  dadurch,  dass  in  den  Ausführungs- 
vorechriften  (^de  durchweg  in  den  preussi- 
schen  Provinzialverordnungen)  die  Möglich- 
keit einer  Verschärfung  der  Schon  Zeitnormen 
vorgesehen    ist.     Namentlich    ist    füi*    die 


Winter  schon  zeit,  mit  welcher  die  vor- 
wiegend Salmoniden  beherbergenden  Ge- 
wässer belegt  werden,  die  allgemeine  Frei- 
gabe des  Fischfangs  an  einzelnen  Tagen 
der  Woche,  wie  in  den  der  Frühjahrsschon- 
zeit unterworfenen  Gewässern,  überliaupt 
nicht  eingeräumt,  sondern  die  Fischerei 
während  der  Schonzeit  nur  mit  Genehmi- 
gung der  zuständigen  Behörde  zulässig 
und  niu'  unter  dex  Bedingung,  dass  die  Be- 
nutzung der  Fortpflanzungsstoffe  der  ge- 
fangenen laichreifen  oder  der  Laichreife 
nahestehenden  Salmoniden  (Laclise,  Meer- 
foreUen,  Forellen  etc.)  zu  Zwecken  der  künst- 
lichen Fischzucht  gesichert  ist.  — 

ß)  Das  Individualschonzeitsys- 
tem,  in  Süddeutschland,  in  Sachsen 
und  in  der  Schweiz  in  Geltung,  äussert 
sich  darin,  dass  innerhalb  der  geordneten 
Schonzeiten  jede  Art  des  Fisch&ngs  (also 
auch  mit  der  Angel)  auf  die  der  Schonzeit 
unterworfene  FLschart  unbedingt  unter- 
sagt ist  und  dass,  wenn  Fische  der  betief- 
fenden  Art  zufällig  gefangen  werden,  sie 
dem  Wasser  wieder  zu  übergeben  sind; 
weiterhin  darin,  dass  auf  alle  nicht  einer 
Schonzeit  unterworfenen  Fischarten  (minder- 
wertigere Fische)  der  Fisclifang  das 
ganze  Jahr  hindurch  stattfinden  kann. 
Ausnahmen  von  dem  Fangverbote  pflegen 
nur  insoweit  zugelassen  zu  werden,  als  der 
Fang  den  Zwecken  der  künstlichen  Fisch- 
zucht (behufs  Gewinnung  von  Eiern  für 
Bnitanstalten)  oder  zur  Vornahme  wissen- 
schaftlicher Versuche  unternommen  wii-d 
oder  wenn  es  sich  um  Beseitigung  von 
Fischarten  handelt,  die  für  ein  bestimmtes 
Gewässer  (z.  B.  Hechte  in  Forellenbächen) 
unerwünscht  sind,  oder  wenn  (wie  hinsicht- 
lich der  Fischerei  in  grossen  Seeen  der  Fall 
sein  kann)  auf  gewisse  Fischarten  überhaupt 
niu*  zur  Laichzeit  ein  Fischfang  möglich 
ist.  Dabei  dehnen  einzelne  Fischereiord- 
nungen, in  folgerichtiger  Durchführung 
des  Systems,  das  Fangverbot  während  der 
Schonzeit  selbst  auf  geschlossene  Ge- 
wässer aus. 

Als  Vorzüge  dieses  Individualschon- 
zeitsystems  sind  zu  bezeichnen,  dass  jeder 
überhaupt  geschützten  Fischart  ein  während 
der  Dauer  der  Laichzeit  ununterbrochen 
wirksamer  Schutz  thatsächlich  gesichert 
ist  und  dass  die  Fischer  in  dem  Fang  der 
minderwertigen  Fische  jahrein  jahraus  un- 
behindert sind.  Als  einen  Mangel  desselben 
kann  man  ansehen,  dass  bei  dem  Fang  auf 
nicht  geschützte  Fischarten  auch  geschützte 
in  die  Netze  gehen  können,  und  dass  dem 
Fischer  angesonnen  wird,  dieselben  wieder 
in  Freiheit  zu  setzen,  sowie  dass  je  nach 
der  Beschaffenheit  der  Fischwasser  und  der 
Art  der  im  Gebrauche  befindlichen  Netze 
beim  an  sich  erlaubten  Fischfang  die  Mög- 
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lichkeit  von  Beschädigunpon  des  abgesetzton 
Ijaiclis  nicht  ausgesclüossen  ist. 

Auch  darin  liegt  ein  bt»sonderer  Vorzug 
des  Individualschonzeitsystems,  dass  es  eine 
strenge  Durchführung  des  M  a  r k  t  v  e  r  b  o  t  s 
ermögJicht.  Denn  während  in  den  Landern 
des  absohiteu  SchonzeitsyRt(*ms  ein  Markt- 
verbot, d.  h.  das  Verbot,  gewisse  Fische 
in  den  Verkelir  zu  bringen  (feilzuhalten,  zu 
veräussern,  in  Wirtschaften  zu  verabreichen) 
i-egelmässig  nur  betreffs  der  unter  massi- 
gen Fische  erlassen  ist,  erstreckt  sich 
clieses  Marktverbot  im  Bereiche  des  Indivi- 
dualschonzeitsystems  auch  auf  die  Schon- 
fische  während  der  ganzen  Dauer  der 
Schonzeiten,  gleichviel  wann,  wo  und 
von  wem  die  betieffenden  Fische  gefangen 
worden  sind,  insbesondere  also  gleichviel, 
ob  die  Fische  aus  dem  Inlande  oder  aus 
dem  Auslande  stammen  und  ob  ihr  Fang 
vor  oder  während  der  Schonzeit  stattge- 
fimden  hat.  Auch  da,  wo  an  sich  die  ge- 
schlossenen Gewässer  den  Schonzeitvor- 
schriften nicht  unterworfen  sind,  finden 
doch  die  Bestimmungen  über  das  Markt- 
verbot auch  betreffs  der  aus  solchen  Ge- 
wässern stammenden  Fische  Anwendung. 
Ausnahmen  von  dem  Marktverbot  wer- 
den meist  nicht  zugelassen  und  wenn  doch, 
in  der  Regel  nur  unter  Ixjsonderen  Kontroll- 
raassregeln  (Plombierungszwang). 
Durch  diese  ausolute  Gestaltung  des 
Markt  Verbots  und  die  durch  dasselbe 
geschaffene  Unmöglichkeit,  Schonfische  wäh- 
rend der  Schonzeit  im  Lande  zu  veräussern, 
ist  der  Vei-suchung  zur  Uebertretung  von 
Schonzeitvorschriften  ein  denkbar  starker 
Riegel  vorgeschoben  und  damit  eben  die 
strenge  Einhaltung  der  ersteren  in  voll- 
kommenster Weise  gesichert. 

y)  Schon  Vorschriften  für  Krebse 
und  Perlmuscheln  insbesondere. 
Die  besonderen  Forti)flanzungsverhältnisse 
dieser  Wassertiere  erheischen  eine  in  ein- 
zelnen Beziehimgen  abweichende  Fest- 
setzung der  Schonvorschriften;  \md  zwar 
wird,  was  die  Krebse  anlangt,  entweder 
eine  lange,  in  der  Regel  vom  1.  September 
bis  31.  Mai  sich  ersti-eckende  Schonzeit  be- 
stimmt, oder  es  wird  der  Fang  weib- 
licher Krebse  überhaupt  oder  doch  der 
Mutterkrebse  mit  Eiern  verboten;  auch 
finden  sich  daneben  Mindestmasse  oder 
das  Verbot  des  Fanges  der  Krebse,  welche 
ein  bestimmtes  Mindestgewicht  nicht  er- 
reicht haben.  —  Die  Perlenfischerei, 
d.  h.  die  Hegung  der  Perlmuscheln  zum 
Zweck  der  Gewinnung  von  Perlen  findet 
sich  nur  vereinzelt  in  Deutsclüand  (in 
Bayern,  Sadisen,  in  der  preussischen  Pro- 
vinz Hannover,  in  Baden).  Die  bestehenden 
Perlfischereiordnungeii  schreiben  in  der 
Regel    vor,    dass    auf    ein    und    derselben 


Strecke  eines  Perlmuscheln  enüialtend»^n 
Gewässers  immer  nur  innerhalb  längeivr 
Zwischenräume  (5  oder  6  Jahre)  eine  Ent- 
nahme von  Muscheln  stattfinden  darf  und 
i  dass  während  der  Brutzeit  (Juli,  Ausbist  i 
diese  Entnahme  überhaupt  unstatthaft  iM : 
dass  die  Oeffnung  der  Muscheln  imter  .An- 
wendung gewisser  Vorsieht  (Verwenduiii; 
von  besonderen  Zwingen,  Perlenschlüss-^ü. 
zu  geschehen  hat  und  dass  die  geöffD«n-n 
Muscheln,  sofern  die  Tiere  noch  lebeml 
sind,  nach  der  Untersuchung  dem  Via^^fT 
sofort  wie<Ier  zu  übergeben  sind.  —  D'-r 
Ertrag  der  Perlenfischerci  ist,  da  immer 
nur  in  einer  kleinen  Anzahl  Mnsc-hein 
brauchbare  Perlen  sich  entwickeln,  sell-st- 
reiiend  ein  unsicherer  und  von  Jahr  zu  Jahr 
selir  schwankender;  im  Hinblick  ax\l  tue 
langen  Umtriebszeiten,  innerhalb  deren  ein-:' 
einmalige  Nutzung  in  derselben  Wass^r- 
strecke  zugelassen  ist,  und  die  bes^jofleiv- 
Hege,  welche  die  Perlenmuschel  erfordert, 
ist  die  Ausnutzung  dieser  Art  von  Fischeni 
meist  landesherrliches  RegaL 

e)  Polizeilicher  Fischereischutz. 
Zur  wirksamen   Durchfühnmg  der  pohzei- 
lichen  Vorschriften  über  erlaubte  oder  un- 
erlaubte   Fanggeräte   und   Fangarten,  üV-er 
Mindestmasse  und  Schonzeiten  sind  Straf- 
vorschriften  nötig,   welche   in   Deutschland 
teils  durch  das  Reichsstrafgesetzbuch,  teil> 
durch  die  Liandesgesetzgebung  erlassen  sind: 
dabei   ist  in  der  Regel  die  Möglichkeit  ge- 
geben, verbotswidrig  gefangene  und  feilffe- 
lialtene   Fische,   ebenso    verwendete   uner- 
laubte Fanggeräte  zur  Einziehung  zu  brin- 
gen.   Um  die  strafrechtliche  Verfolgung  von 
Verfehlungen   in   Bezug     auf   Verwendung 
verbotswidriger  Netze  und  Geräte  zu  sichern, 
wird    dabei    vielfach    vorgeschrieben,   da^ 
ohne  Beisein   des  Fischers   zum  Fischfan? 
ausliegende    Fahrzeuge     und    Geräte    mir 
Kennzeichen  versehen  sein   müssen,  durch 
welche   die  Person   des  Fischers  ermittelt 
weixien  kann.    Um  der  Fischwilderei  Unl^e- 
rechtigter  vorzubeugen,  findet  sich  mehrfach 
die  Bestinunung,  dass  auf  Fahrzeugen  jeder 
Art  nur  die  zum  Fischen  mit  solchen  Ge- 
räten   Berechtigten     und    dass    überhaupt 
ausserhalb  der  öffentlichen  Wege  und  in  der 
Nähe  von  Fischwassern  niur  die  an  diesem 
Wasser    Fischereiberechtigten    Fischereige- 
räte mit  sich  führen  dürfen.    Endlich  vinl 
fast  überall  von  den  die  Fischerei  Ausüben- 
den  die   Lösung   von    Ausweis-(ErlaubnL«!-) 
scheinen   (Fiscnerkarten)   verlangt,  sei 
es,  dass  der  Fischereiberechtigte  selber  diese 
Ausweisscheine  auszustellen  hat,  oder  dieser 
Schein    von    der   Staatspolizei-  oder  Orts- 
polizeibehörde erwirkt  werden  muss,  wobei 
m  letzterem  Fall  auch  die  Möglichkeit  der 
Versagung    des  Scheins    unzuverlässigen 
Personen  gegenüber  gegeben  ist  —  Mit  der 
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I'eberwachung  des  Vollzugs  der  Fischerei- 
Yorschrifton  werden  teils  besondere  Beamte 
(Fischereiaufseher)  betraut  und  dabei  wohl 
auch  Gemeinden  und  Genossenschaften  die 
Einstellung  von  solchen  Aufsehern  geradezu 
vorgescluieben,  oder  es  ist  dem  allgeraeinen 
I^olizei-  und  Sicherheitsi^ersonal  die  Ent- 
deckung und  Anzeige  von  Verfehlungen  als 
l^esondere  Amtspflicht  auferlegt. 

III.  Das  geltende  Binnenfischereirecht 
in  Deutschland  nnd  den  Nachbarstaaten. 

1.  Dentsohland«  Nachdem  in  den  voraus- 
gegr&ngenen  Erörterungen  die  wesentlichsten 
Grundsätze  des  in  Deutschland  geltenden 
Fischereirechts  für  die  Binnengewässer  (mit 
denen  auch  die  Gesetzgebung  der  anderen  euro- 
päischen Staaten  sich  vielfach  deckt ),  bereits 
ihre  systematische  Darstellung  gefunden  haben, 
kann  darauf  verzichtet  werden,  auf  den  Inhalt 
der  zahlreichen  deutschen  Fischereigesetze  und 
•Verordnungen  nochmals  im  einzelnen  einzugehen. 
Es  folgt  daher  hier  lediglich  eine  Aufzählung 
der  erlassenen  Gesetze  nnd  Verordnungen  ein- 
zelner deutscher  Staatsgebiete  unter  Hervor- 
hebung besonders  wichtig  erscheinender 
Punkte,  a)  Preussen:  G.  v.  30.  Mai  1874 
mit  Novelle  v.  30.  März  1880  und  wegen 
Lauenburgs  G.  v.  4.  April  1877;  femer  Ge- 
setze betreffend  die  Fischerei  in  den  Privat- 
flüssen in  Westfalen  v.  30.  Juni  1894,  Khein- 
provinz  v.  25.  Juni  1895  und  Hannover  v.  26. 
Juni  1897.  Ausführungsverordnunfifen  hierzu 
für  die  einzelnen  Provinzen  aus  den  Jahren 
1886,  1887,  1888,  1893,  1894  und  1897;  daneben 
einzelne  lUtere  Vorschriften  für  die  Küsten- 
fischerei. Das  Becht  zur  Ausübung  der 
Fischerei  regelt  sich  im  allgemeinen  nach  land- 
rechtlichen  Normen  und  steht  in  den  schiff- 
baren (öffentlichen)  Strömen  der  Regel  nach 
dem  Staate  zu;  aber  zahlreiche  Ausnahmen 
zu  Gunsten  der  Anstösser  oder  sonstigen  Be- 
rechtigten; an  den  nicht  öffentlichen  Ge- 
wässern Adjacentenfischereirecht  die  Kegel, 
daneben  sonstige,  nicht  mit  Grundbesitz  ver- 
knüpfte Fischereiberechtigungen  —  Koppel- 
fischereirechte — ;  dagegen  der  sogenannte  freie 
Fischfang  zu  Gunsten  der  Gemeinden  be- 
seitigt. Vorkehr  im  Fischereigesetz  für  Bildung 
von  Genossenschaften,  Anlage  von  Fischwegen, 
Bildung  von  Schonrevieren,  Sorge  für  Vertil- 
gung schädlicher  Tiere,  Verbot  gänzlichen  Ab- 
sperrens  imd  schädlicher  Fangemittel;  Bestim- 
mung von  Mindestmassen  und  Jahresschonzeiten 
(absolute  Gestaltung  mit  zahlreichen  Ausnahmen), 
mit  Einteilunfip  der  Gewässer  in  solche  mit  Früh- 
jahrs- und  solche  mit  Herbstschonzeit;  Einfüh- 
rung einer  Wochenschonzeit,  Pflicht  der  Lösung 
von  Erlaubnisscheinen,  b)  Bayern:  kein  be- 
sonderes Fischereigesetz,  auch  das  Kecht  zur 
Ausübung  der  Fischerei  nicht  durch  Specialge- 
setz geordnet;  im  allgemeinen  in  öffentlichen 
Gewässern  der  Staat  fischereiberechtigt,  soweit 
nicht  private  Bechte  bestehen,  an  sonstigen  Ge- 
wässern der  Eigentümer  oder  Anstösser;  Perl- 
fischerei ist  Regal.  Auf  Art.  126  des  bayerischen 
Polizeistrafgesetzbuchs  sich  stützende  Landes- 
fisch  er  ei  Ordnung  v.  4.  Oktober  1884,  da- 
neben provinzielle  Fischereiordnungen  für  die 


einzelnen  Kreise;  Perlfisc]iereiordnungen 
für  die  Kreise  Nieder bayem  v.  25.  Oktober  1887 ; 
für  Oberbayem  v.  10.  April  1888;  für  Ober- 
franken V.  21.  Mai  1873;  besondere  Fischerei- 
vorschriften für  den  Bodensee  v.  15.  März  1894 
und  6.  November  1897  im  Anschluss  an  den 
Bodenseefischereivertrag  d.  d.  Bregenz  5.  Juli 
1893;  Vollzugs  Vorschriften  für  Lachstischerei- 
vertrag V.  31.  Januar  1887.  In  der  Landes- 
fischereiordnung  strenge  und  folgerichtige  Durch- 
führung des  Individual Schonzeitsystems  mit 
unbedingtem  Marktverbot  für  alle  wichtigeren 
Fischarten;  für  diese  noch  Mindestmasse;  ein- 
gehende Regelung  der  unzulässigen  Fangarten 
und  Fanggeräte.  —  c)  Sachsen:  Fischereige- 
setz V.  15.  Oktober  1868  und  Novelle  v.  16.  Juli 
1874,  V.  V.  28.  Oktober  1878,  15.  Februar  1883. 
Das  Recht  zur  Ausübung  der  Fischerei  in  der 
Elbe  und  einigen  anderen  Flussläufen  steht 
dem  Staate,  sonst  der  Gutsherrschaft  (Oberlau- 
sitz) bezw.  dem  Anstösser  (Erblande)  zu;  Perl- 
fischerei wie  in  Bayem  Regal.  Die  Ausübung 
des  Fischereirechts  bei  Ueberflutungen  auf 
das  Wasser  innerhalb  der  Ufer  beschränkt. 
Die  auf  der  überfluteten  Fläche  zurückgebliebenen 
Fische  darf  der  Grundeigentümer  sich  aneignen, 
aber  keine  Vorkehrungen  anbringen,  die  das 
Zurückgehen  der  Fische  in  den  normalen  Wasser- 
lanf  hindern.  (Aehnliche  Regelung  der  Sache 
auch  in  Hessen  und  in  Baden,  nur  dass  hier 
das  Recht  zur  Fischerei  ausserhalb  der  normalen 
Uferlinie  gesetzlich  nicht  eingeschränkt  ist.)  Die 
fischereipolizeilichen  Vorschriften  des  Ge- 
setzes, teilweise  durch  die  Novelle  v.  17.  Juli 
1874  abgeändert,  sehen  vor:  das  Verbot  gänz- 
lichen Absperrens  der  Wasserlänfe,  der  Verun- 
reinigung derselben,  des  völligen  Abschlagens 
zum  Zwecke  des  Fischfang ;  Mindestmass-  und 
Schonzeitbestimmungen  sind  der  Vollzugsver- 
ordnung überwiesen.  Diese  vom  28.  Oktober 
1878,  mit  Nachtrag  vom  15.  Februar  1883,  steht 
auf  dem  Boden  der  Individual  Schonzeit  mit 
bedingtem  Marktverbote  für  die  Schonfische 
während  der  Schonzeit;  an  Stelle  der  in  der 
älteren  Verordnung  vorgesehenen  Mindestge- 
wichte sind  in  Uebereinstimmunff  mit  der 
Ordnnng  in  anderen  Staaten  Mindestmasse 
getreten.  Maschenweite  durchweg  auf  2,5  cm 
bestimmt.   —   d)  Württemberg:   Fischerei- 

fsetz  V.  27.  November  1865  mit  Nachtrag  v. 
Juni  1885;  neue  VoUzug^verordnung  v.  1. 
Juni  1894  und  Nachtrag  bezüglich  der  Fischerei 
im  Bodensee  v.  7.  Oktober  1898.  Im  Gesetz 
einzelne  civilrechtliche  Bestimmungen,  ins- 
besondere über  die  Grenzen  des  Fischereirechts 
bei  Ueberflutungen  (sequela  piscatoria)  und  über 
die  Zulässigkeit  der  Betretung  der  Ufer  durch 
den  Fischereiberechtigten,  im  übrigen  fischerei- 
polizeiliche Vorschriften  über  Schonzeit,  Mindest- 
masse (wie  überall  der  Regelung  durch  Verord- 
nung überwiesen);  Vorsorge  Für  Schutz  des 
Laichs  und  Vertilgung^  schädlicher  Tiere,  femer 
gegen  Wasserverunremigungen.  Die  Vollzugs- 
verordnung, in  Anlehnung  an  die  in  Bayem  und 
Baden  erlassenen,  steht  anf  dem  Boden  der 
Individual  Schonzeit  mit  Marktverbot  — 
e)  Baden:  G.  v.  10.  April  1848,  welches  feu- 
dale Fischereirechte  aufhebt,  und  v.  29.  März 
1852,  welches  die  Fischereirechte  neu  ordnet; 
von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen :  grundsätz- 
liche  Aufhebung    der    Adjacentenfischerei- 
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rechte  zu  Gansten  des  Staates  oder  (in  nicht 
öffentlichen  Gewässern)  zu  Gansten  der  Mar- 
knngsgemeinde ;  Novelle  zu  diesem  G.  t.  29. 
März  1890,  worin  auch  Kan al fische rei- 
r echte  und  sonstige  Fischereiberechtigungen 
(gegen  Entschädigung)  aufgehoben  werden, 
letztere  nur  bedingungsweise;  auch  Begelung 
der  Ueberjiutnngsfrage  und  des  Uferbetretungs- 
rechts.  Fischereigesetz  v.  3.  März  1870  und 
Novelle  v.  26.  April  1886  mit  ähnlichem  Inhalte 
wie  in  Prenssen  nebst  Landesfischereiordnung 
V.  3.  Februar  1888  (Nachtrag  v.  22.  März  1894) 
in  Anlehnung  an  die  bayenschen  Vorschriften, 
also  ebenfalls  In  di  vi  dual  Schonzeit  mit  un- 
bedingtem Marktverbote.  In  Gesetz  und 
Verordnung  besondere  Betonung  der  Genossen- 
schaftsbildung, letztere  unter  Umständen  von 
Amtswegeu  einzuleiten.  Perlfischereiordnung 
V.  3.  Februar  1888.  Besondere  Vorschriften  fdr 
die  Bodenseefischerei  v.  3.  Juli  und  4.  Dezember 
1897.  —  f)  Hessen:  G.  V.  27.  AprU  1881  mit 
ähnlichem  Inhalte  wie  in  Preussen,  V.  v.  14. 
Dezember  1887,  auf  dem  Boden  des  absoluten 
Schonzeitsystems  stehend  wie  in  Preussen, 
abgeändert  bezüglich  der  Wochenschonzeiten 
durch  V.  V.  3.  Oktober  1896;  V.  v.  19.  Januar 
1889  ftlr  Fischpässe  in  Mainz;  Neckarfischerei- 
ordnun^  v.  29.  Januar  1890.  —  g)  Elsass- 
Lothringen:  An  Stelle  der  älteren  G.G. 
V.  15.  April  1829,  v.  31.  Mai  1866,  v.  24. 
Dezember  1865  ist  dasjenige  v.  2.  Juli  1891 
getreten.  V.V.  v.  29.  April,  13.  Mai,  29.  Juni 
und  31.  Juli  1892.  Angelfischerei  ist  in  den 
Wasserläufen,  in  denen  der  Staat  das  Fische- 
reirecht besitzt,  ^grundsätzlich  jedermann  ge- 
stattet; im  Übrigen  Fischereirechtsordnung 
ähnlich  wie  in  Baden.  —  Wegen  der  übrigen 
deutscheu  Staaten  siehe  Schönberg.  Volks- 
wirtschaftslehre, IV.  Auflage,  Bd.  II,  S.  401. 

2.  Belgien.  Das  Fischereigesetz  v.  19. 
Januar  1883  spricht  das  Fischereirecht  in  schiff- 
und  flossbaren  Gewässern  (auch  Kanälen)  dem 
Staat,  in  den  anderen  dem  Uferanstösser  bis  zur 
Mittellinie  zu.  Das  üferbetretungsrecht  ist 
nicht  ausdrücklich  geregelt.  —  Die  fischerei- 
polizeilichen Vorschriften  sind  im  wesentlichen 
auf  folgender  Grundlage  aufgebaut:  1)  Ge- 
mischtes Schonzeitsystem  a)  für  die  Salmo- 
nidenarten: Schonzeit  vom  1.  November  bis  15. 
Februar,  doch  ist  der  Lachsfang  in  der  Winter- 
schonzeit an  4  Tagen  der  Woche  gestattet; 
b)  für  alle  anderen  Fischarten  und  Krebse 
Schonzeit  vom  15.  April  bis  15.  Juni  (Aale  und 
Maifische  ausgenommen).  Das  Marktverbot  ist 
nur  ein  bedingtes,  nämlich  nicht  sich  er- 
streckend auf  Fische,  die  nachweisbar  aus  ge- 
schlossenen Gewässern  oder  Behältern  stam- 
men. 2)  Mindestmasse  und  zwar  für  Lachse 
und  Aale,  Barben,  Brachsmen,  Hechte,  Karpfen, 
Saiblinge,  Koregonen,  Forellen,  fi\r  Rotaugen, 
Nasen,  Barsche,  Schleien  von  12  cra  bis  25  cm, 
für  Krebse  von  8  cm.  3)  Der  Gebrauch  betäu- 
bender oder  giftiger  Fangmittel  ist  verboten, 
ebenso  (durch  kel.  Dekret)  der  Gebrauch  ver- 
schiedener schädlicher  Fangmittel  und  Netze; 
die  Vorschriften  über  die  Maschen  weite  der 
Netze  sind  eingehend  gestaltet;  das  vöUige  Ab- 
sperren der  Wasserläufe  mit  Fangvorrichtungen 
ist  verboten.  4)  Die  Nachtfischerei  ist  ver- 
boten, doch  Ausnahmen  zugelassen  für  Aal- 
und  Maifischfang.    5)  Die  der  Fischerei  schäd- 


lichen Tiere  (Ottern,  Reiher  etc.)  fallen  nicht 
unter  das  Jagdrecht,  können  also  von  den 
Fischereiberechtigten  jederzeit  erlegt  werden. 

3«  D&nemarK«     Das   Fischereirecbt   steht 

nach    allgemeinen   Rechtsgrundsätzen   je  nach 

den  Besitzverhältnissen  an  den  üfergrundstficken 

dem   Staate,  der  Gemeinde   oder  den  privaten 

Uferanstössem   bis   zur    Mittellinie    zu.     Die 

fischereipolizeilichen  Vorschriften  (G.  v.  5.  April 

1888)  ordnen  die  Schonzeiten  nach  dem  Indi- 

vidualsvstem  (Schonzeit  für  Salmoniden  ?om 

1.  Dezember  bis  1.  Februar,  für  Koregonen  rom 

1.  Januar  bis  1.  Februar,  Hechte  und  Barsche: 

März,  Brachsmen:  Mai,  Krebse:  Juni).     Abj^)- 

lutes  Marktverbot.    Mindeatmasse  für  Aale, 

Hechte,  Lachse  31,5  cm,  Braclismen,  Schleien, 

Forellen,   Koregonen  21  cm,   Barsche,  Plötzai 

15,5  cm,  Krebse  8  cm.     Verunrdnigniigen  der 

j  Gewässer  sind  untersag  Keine  B^hrSnknnf 

I  in  Bezug  auf  Fangweisen  und  Fangarten:  doch 

;  ist  das  völlige  Absperren  der  Wasserläufe  mit 

I  Netzen  untersag.     Schädliche  Tiere  darf  nur 

der  Jagdberechtigte  erlegen. 

4*  Fraukreick.    Die  Fischerei  in  den  Bin- 
nengewässern  geregelt   durch   G.   v.  19.  April 
182»  und  die  Novellen  v.  6.  Juni  1840  und  31. 
Mai   1869    sowie    durch    die    AusfÜhmngsror- 
schriften  v.  10.  August  1875  und  la  Mai  1878 
und  1.  Februar  1890.    Das  Recht  zur  Fischerei 
steht  in  den  öffentlichen  (schiff-  und  flossbareni 
Gewässern   dem   Staat,   in  allen   anderen  dem 
Uferanstösser   bis  zur   Mittellinie  des  Wasser- 
laufs zu;   in  Kanälen  dem  Eigentümer.    Das 
Fischereirecht  schliesst  auch  die  Befugnis  zum 
Fang    anderer    nutzbarer  Wassertiere  (Krebse, 
Frösche  etc.)  in  sich;  ein  unbeschränktes  Üfer- 
betretungsrecht wird    nicht    anerkannt.   —  In 
fischereipolizeilicher  Beziehung  ist  erwähnens- 
wert: 1.  Es  besteht  das  sogenannte  gemischte 
Schonzeitsystem,   d.  h.  eine  Winter  Schonzeit 
für  die  Seeforelle  vom  15.  November  bis  31.  De- 
zember  und   für  die   anderen  Salmonidenarten 
eine  solche  vom  20.  Oktober  bis  31.  Janaar,  for 
den  Lachs   vom  30.  September  bis  10.  Januar 
und   eine  allgemeine   Frühjahrsschonzeit 
(vom   15.  April  bis  15.  Juni)   für   aUe  fibrigen 
Fischarten  und   die  Krebse.     Das  Marktrefbot 
ist  nur  ein  bedingtes,  d.  h.  Fische  ans  ge- 
schlossenen Gewässern  (Teichen)  und  Behältern 
dürfen  mit  Ursprungsschein  auch  während  der 
Schonzeit  zu  Markt  gebracht  werden.    2.  Min- 
destmasse  bestehen  für  Lachse  40  cm,  Aale 
25  cm ;  für  Forellen,  Saiblinge,  Aeschen,  Karpfen, 
Hechte,  Barben,  Maifische,  Schleien,  Nemiaugen 
und  einige  andere  Frühjahrslaicher  14  cm ;  Krebse 
6  bezw.  8  cm ;  Länge  gemessen  vom  Ange  bis 
zur  Schwanz  Wurzel.     3.  Das  Einwerfen  gif- 
tiger oder  betäubender  Stoffe  in  Fischwasser  ist 
untersagt   (gilt    auch   von   Dynamit).     4.  Die 
Maschenweite   der   Netze*  ist    für   Lachse 
auf  4  cm,  für  andere   grössere  Fischarten  auf 
2,7  cm,   für  kleine  auf  1  cm   bestimmt.    Das 
gänzliche  Absperren  eines  Flusslaufe  zum  Zweck 
des  Fischfangs  ist  unstatthaft.    5.  Die  Fischerei 
ist  nur  am  Tage  (Sonnenaufgang  bis  Sonnen- 
untergang) gestattet;   doch  Ausnahmen  in  be- 
treff des  Aal-,  Neunauge-  und  Krebsfiangs  sind 
zulässig;  ebenso  betreffs  der  Lachs-  und  Mai- 
fischfischerei.    6.  In  Bezug  auf  Verunreini- 
gungen von  Fisch  wassern  durch  gewerbliche 
und  andere  Abwasser  können  die  Pmekten  be- 
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«^'hränkende  Vorschriften  erlassen.  7.  Die  An- 
lage von  Fisch  wegen  kann  Wasser  werkshesitzem 
eregen  Entschädiguns:  auferlegt  werden.  8.  Die 
Vertilgung  schädlicher  Tiere  (Ottern  etc.)  ist 
den  Fischereiberechtigten  gestattet,  besondere 
Vorschriften  hierüber  enthält  das  Fischereige- 
setz nicht.  —  Mit  der  Schweiz  bestehen 
F  ischereiverträge. 

5.  Italien«   Die  Binnenfischerei  ist  geregelt 
durch  G.  v.  4.  März  1877  und  die  Vollzugsver- 
ordnung V.  14.  Mai  1884.     Darnach   ist  unter- 
sagt:   den   freien   Durchzug   der   Fische   mit 
Netzen  völlig  zu  sperren  und  in  der  Nähe  von 
Wehren,  Stromschnellen,  Wassermühlen  etc.  zu 
ßschen ;  den  Fischfang  mit  Dynamit  und  anderen 
explodierenden,  giftigen  oder  betäubenden  Stoffen 
zu  betreiben,  Wassenäufe  zum  Zweck  des  Fisch- 
fangs trocken  zu  legen,  den  Grund  aufzuwühlen, 
Netze  zn  verwenden,  welche  letztere  Wirkung 
im  Gefolge   haben,   die  Pflanzen  Vegetation  aus 
einem  Wasserlauf  zu  entfernen.     Die  Schon- 
zeiten   sind    auf   Grund   des    Individual- 
schonzeitsystems  geregelt  und  zwar  sind  vor- 
preschen: für  See-  und  Bachforelle  vom  15.  Ok- 
tober bis  15.  Januar.  Aesche  vom  15.  Februar 
bis  15.  April ;  Barsch  lür  den  Monat  Mai,  Karpfen 
für  Juni,  Alose  (Maifische)  vom  15.  Mai  bis  15. 
Juni;   für  Krebse   vom   1.  November  bis  Ende 
März;  eine  absolute  Schonzeit  kennt  das  italie- 
nische Fischereirecht  seit  Aufhebung  der  V.  v. 
15.  Juni  1880  nicht  mehr ;  doch  kann  der  Präfekt 
für  Forellengewässer   die   Fischerei   in   der 
Zeit  vom  15.  Oktober  bis  15.  Januar  gänzlich 
untersagen;  auch   können  weitere  Schonzeiten 
durch  Präfekturerlass  eingeführt  werden.     Für 
eine  Anzahl  Fischarten  sind  weiterhin  Mindest- 
masse vorgesehen,  und  es  ist  durch  entsprechende 
Markt  verböte    die    Durchführung    der   Vor- 
schriften der  letzteren  Art  gesichert ;  Nachsicht 
von  den  Schonzeit-  und  Mindestmassvorschriften 
kann  aus  Gründen  der  künstlichen  Fischzucht, 
derVomahme  wissenschaftlicher  Untersuchungen, 
des  Fangs  von  Köderfischen  erteilt  werden.    Er- 
wähnenswert  ist  noch,  dass  bei  neuen  Wasser- 
anlagen  dem  Unternehmer  die  Anbringung  von 
Fischpässen  auferlegt  und  dass  durch  Präfektur- 
erlass die  Einleitung  schädlicher  Stoffe  in  Fisch- 
wasser unter  gewissen  Voraussetzungen  sowohl 
hinsichtlich  industrieller  wie  landwirtschaftlicher 
Abwasser  (aus   Hanfrösten  u.   dgl.)   untersagt 
werden  kann.    Fischerei  vertrage  bestehen 
mit  Oesterreich  und  der  Schweiz. 

tt.  Niederlande.  Das  Recht  zur  Fischerei 
ist  nicht  durch  Specialgesetz  geordnet,  sondern 
durch  allgemeines  Landesrecht;  im  allgemeinen 
fischereiberechtigt  der  Eigentümer,  also  in  be- 
fahrbaren, strömenden  Gewässern  der  Staat, 
an  anderen  die  Gemeinden  oder  Private ;  Fische- 
reirecht des  Uferanstössers  (Adjacenten)  nicht 
grundsätzlich  anerkannt,  sondern  nur,  soweit 
er  Eigentümer  der  Gewässer  ist.  Ein  üfer- 
betretungsrecht  ist  gesetzlich  nicht  anerkannt. 
Die  Regelung  der  fischereipolizeilichen  Vor- 
schriften ist  erfolgt  mit  G.  v.  13.  Juni  1857 
betreffend  Jagd-  und  (Binnen-)Fischerei ;  für 
Lachsfischerei  gelten  die  Bestimmungen  des 
Berliner  Staatsvertrags,  in  Kraft  gesetzt  durch 
^.  V.  14.  April  1886  und  Ausführungsbestim- 
mungen vom  21.  Juli  1886.  Für  die  sonstige 
Yischerei  ist  zu  bemerken :  Schonzeitvorschriften 
bestehen  nicht,  Mindestmasse  nur  hinsichtlich 
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des  Lachs  (40  cm) ;  verboten  ist :  aller  Fischfang 
durch  Gift  oder  Betäubung  (also  auch  durch 
Dynamit  etc.),  femer  die  Wegnahme  des  Laichs, 
sogenannte  Eisfischerei  in  kleinen  stagnierenden 
Gewässern,  das  Fischen  mit  Harpunen  und 
Stricken,  das  gänzliche  Absperren  der  Fisch- 
wasser; die  Maschenweite  in  betreff  der  Zu- 
gangsnetze zu  Lachs-  oder  Maifischreusen  (^zalm 
of  elft  fuik")  auf  mindestens  14  cm  bestimmt, 
sonst  keine  Beschränkungen  (ausser  den  durch 
die  Lachskonvention  verordneten),  soweit  nicht, 
wie  bei  Verpachtung  domanialer  Gewässer  viel- 
fach der  Fall,  Maschenweiten  Vorschriften  durch 
Pach tvertrag  gegeben  werden.  Geschlossene 
(isolierte)  Gewässer  unterliegen  in  der  Regel 
keinen  Fangbeschränkungen.  Das  Töten  schäd- 
licher Tiere  ist  durch  die  Jagdgesetzgebun^ 
geregelt,  und  es  können  specieUe  Jagdbewilli- 
gungen hierzu  ausgestellt  werden. 

7«  Oesterreich.  Das  R  e  1  c  h  s  g.  v.  25.  April 
1885  hebt  den  „freien  Fischfang"  unter  Zu- 
erkennung  einer  Entschädigung  an  die  berufs- 
mässigen Fischer  auf  und  weist  das  Fischerei- 
recht zu :  1.  in  künstlichen  Wasseransammlungen 
oder  Gerinnen  den  Besitzern  dieser  Anlagen; 
2.  in  natürlichen  Gewässern  denjenigen,  denen 
es  durch  Landesgesetzgebung  zugewiesen 
wird,  wobei  sogenannte  Revierbildung  in  Aua- 
siokt  genommen  ist,  soweit  nicht  eine  Ablösung 
der  bestehenden  privaten  Fischereirechte  beliebt 
wird.  Das  Recht  zur  Betretung  der  Ufergrund- 
stücke, soweit  sie  nicht  eingehegt  sind,  wird 
dem  Fischereiberechtigten  ausdrücklich  zuer- 
kannt; ebenso  das  Recht,  auf  den  überfluteten 
Grundstücken  die  Fischerei  auszuüben ;  die  nach 
Ablauf  der  Ueberflutung  zurückbleibenden  Fische 
darf  der  Grundbesitzer  sich  aneignen;  Vor- 
kehrungen, welche  den  Zweck  haben,  die  Rück- 
kehr der  Fische  in  das  Wasserbett  zu  verhindern, 
darf  der  Grundbesitzer  nicht  anbringen.  —  Hin- 
sichtlich der  Hintanhaitung  der  Verunreinigung 
von  Fischwassern,  der  Anlegung  von  Fischstegen 
und  Fischrechen,  der  Trockenlegung  von  Wasser- 
läufen, der  Zusammenlegung  von  Fischwassem 
zu  „Revieren"  verweist  das  Gesetz  auf  die 
erlassenen  Landesgesetze,  welchen  auch  die 
sonstige  fischereipolizeiliche  Regelung 
(Schonzeiten)  überlassen  ist. 

Diejenigen  Kronländer,  in  denen  bis 
jetzt  neue  Vollzugsgesetze  zu  dem  Reichs- 
gesetz ergingen,  sind  Galizien  (v.  31.  Oktober 
1887),  Krain  (v.  18.  August  1888),  Salzburg 
(V.  25.  Februar  1889),  Vorarlberg  (v.  27.  Ok- 
tober 1889)  undNiederösterreich(v.26.  April 
1890),  in  welchen  Gesetzen  (mit  Ausnahme  von 
Vorarlberg)  das  System  der  „Eigen-  und  Pacht- 
reviere" (amtliche  genossenschaftlicheZusammen- 
fassung  der  Einzelfischereiberechtigungen,  wo 
das  Eigenrevier  zu  klein  ist)  angenommen  worden 
ist.  In  den  anderen  Kronländem  bestehen 
provisorische  Fischereigesetze  aus  den  Jah- 
ren 1880/83.  Das  sehr  eingehend  gestaltete 
Gesetz  für  Salzburg  (um  wenigstens  eines 
dieser  Landesgesetze  seinem  Inhalte  nach  dar- 
zustellen) hebt  das  Recht  zum  freien  Fischfang 
auf  und  überweist  die  betreffenden  Fischereien 
in  künstlichen  Läufen  dem  Besitzer,  in  natür- 
lichen Gewässern  dem  Lande;  ein  Anspruch 
auf  Entschädigung  wird  berufsmässigen  Fischern 
in  bedingter  Weise  zuerkannt.  Im  übrigen 
verbietet  das  Gesetz  die  weitere  Zerlegung  be- 
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stehender  Fischereirechte  ohne  behördliche  Er- 
laubnis, eröffnet  die  Möglichkeit  zu  (renossen- 
schaftsbildungen ,  ordnet  das  T f erbet retnn^s- 
recht  und  das  Fischereirecht  bei  Teberflutun^eu, 
ferner  den  Schutz  der  Fischerei  ^ep:enüber  in- 
dustriellen Einwirkungen  (Verunreinigtingen, 
Trockenlegung,  Möglichkeit  der  Anbringung 
von  Fisch  wegen  und  Schutzgittern  et<-.),  sieht 
die  Bildung  von  Laichschoustätten  vor,  ver- 
langt Berücksichtigung  der  Fischereiinteressen 
bei  Flnssbauteu,  erteilt  das  Recht  zur  Vertil- 
gung schädlicher  Tiere  ohne  Anwendung  von 
SchusswafTen  oder  Giftstoffen  und  zur  Aneig- 
nung der  Fischottern  und  giebt  weiterhin  eine 
Reihe  polizeilicher  Vorschriften:  über  Schon- 
zeitfestsetzung und  völliges  Ruhen  der  (ische- 
rei  in  bestimmten  Gewässern  zu  gewissen  Zei- 
ten, über  die  Unzulässigkeit  einzelner  Fang- 
weisen (Verbot  explodierender  und  giftiger 
Stoffe,  Verbot  des  Einhängens  von  Reusen  in 
Wehrdurchlässen  und  Schleussen;  Verbot  der 
völligen  Absperrung  der  Flussläufe  durch  stän- 
dige Fangvorrichtungen),  über  die  Einführung 
von  Mindestmassen  und  ordnet  im  Interesse 
der  wirksamen  Kontrolle  den  Verkehr  mit 
Fischen  im  Sinne  des  absoluten  Marktverbots. 
8.  Ungarn«  Das  sehr  eingehend  gestaltete 
Fischerei-G.  v.  14.  Juni  1888  erklärt  das 
Recht  der  Fischerei  als  eine  Zubehlh'de 
des  Grundeigentums  und  weist  dasselbe  in  aus- 
getretenen üebersch  wem  mungsge  wässern  den 
Besitzern  der  überschwemmten  Fläche  zu,  ver- 
bietet aber  die  Verhinderung  der  Rückkehr  der 
Fische  in  das  Flussbett.  Seitherige  Berechti- 
gungen, welche  nicht  an  den  Grundbesitz  ge- 
knüpft sind,  bleiben  aufrecht  erhalten,  wenn 
die  Anmeldung  in  dem  vorgeschriebenen  Ver- 
fahren erfolgt.  Das  Recht  zur  Betretung  des 
Ufergrundstücks  behufs  Ausübung  der  Fischerei 
ist  ausdrücklich  anerkannt.  Von  den  fische- 
reipolizeilichen Vorschriften  des 
Gesetzes,  die  aber  auf  die  geschlossenen  Ge- 
wässer keine  Anwendung  finden,  ist  erwähnens- 
wert: 1.  Laichplätze  der  Fische  können  als 
Schonstätten  erklärt  werden  und  stehen  unter 
besonderem  Schutz.  2.  Die  Schonzeiten  sind 
individuell  gestaltet  und  zwar  v.  15.  September 
bis  31.  Januar  für  Lachs  und  Forelle;  v.  1. 
März  bis  30.  April  für  Aesche;  v.  1.  März  bis 
31.  Mai  für  Buchen;  v.  1.  April  bis  15.  Juli 
für  Karpfen  und  v.  1.  April  bis  15.  Juni  für 
eine  Anzahl  besonders  benannter  sonstiger 
Frühjahrslaicher.  Für  Krebse  ist  eine  Schon- 
zeit V.  1.  April  bis  15.  Mai  vorgesehen.  Zum 
Schutz  neu  eingeführter  Fischarten  kann  ein 
dreijähriges  Fangverbot  erlassen  werden.  3. 
Für  eine  grosse  Anzahl  Fischarten  sind  Mindest- 
masse vorgeschrieben.  4.  Verboten  ist  das 
widerrechtliche  Einsammeln  des  Fischlaichs, 
die  völlige  Absperrung  der  Wasserläufe,  die 
Trockenlegung  derselben  zum  Zweck  des  Fangs, 
die  Verwendung  giftiger  oder  sonst  schädlicher 
Stoffe,  die  Benutzung  von  Fanggeräten  mit 
einer  Maschen  weite  unter  4  cm,  der  Fischfang 
in  der  Nachtzeit  und  in  der  Nähe  von  Wehren, 
Fischwegen  —  wobei  aber  die  Möglichkeit  von 
Ausnahmebewilligungen  hinsichtlich  einzelner 
der  vorerwähnten  Verbote  vorgesehen  ist.  6. 
Die  Vertilgung  der  der  Fischerei  schädlichen 
Tiere  ist  dem  Fischereiberechtigten  gestattet; 
Schusswaffen   dürfen  aber,    wenn  der  letztere 


nicht  zugleich   jagd berechtigt   ist,   nicht  ver- 
wendet   werden,    und    dem    Jagd  berechtigten 
bleibt  das  Eigentum  au  den  gerangenen  b^rzw. 
getöteten  Tieren   vorbehalten.    6.   Das  Markt- 
verbot ist  hinsichtlich  der  unterm&ssigen  Fisrh«^ 
unbedingt,  hinsichtlich  der  Schonzeitfische  W- 
dingt   gestattet,   d.   h.   aus   geschlossenen  (je- 
wässerii  stammende  Fische  dürfen,  wenn  ihre 
I  Herkunft  beurkundet  ist,  in  den  Verkehr  s^- 
•  setzt  werden.    7.  Besonderes  Gewicht  legt  da 
.  Gesetz  auf  die  Bildung  von  Fischer  ei  ge- 
>ellschaften;    ül^rall    nämlich,    wo    die 
Fischereiberechtigung    nur    von    einer    solchen 
Ausdehnung  ist,  dass  die  Fischerei  nicht  .ohne 
Verletzung    der   Interessen    der   benachbanen 
Besitzer"  und  nicht  „rationell"  betneben  wer- 
den kann,  können  die  Berechtigten  die  Fische- 
rei  nur  als  „Gesellschaft"  innerhalb  des  gebil- 
I  deten   grösseren  Bezirks   ausüben ;   kommt  ein 
gültiger  (Mehrheits-)Beschlus8  über  die  Bildon? 
der  Gesellschaft  nicht  zu  stände,  so  ruht  dii> 
,  Fischereirecht  der  einzelnen  Berechtigten  niid 
das    Fischereirecht    kann    für    die   betreffende 
,  Fischwasserstrecke    von   dem    Ministerimu  tür 
;  Ackerbau   auf  sechs  Jahre   in  Pacht  gegeben 
.  werden  unter  Verteilung  des  Pachterlöses  nnter 
die  verschiedenen  Berechtigten.  —  Der  Schntz 
der  Fisch  Wasser  gegen  Verunreinigung  und  die 
Möglichkeit  der  Anbringung  von  F^hwetrec 
an  Wehren  ist  nicht  im  Fischereigesetz,  sondern 
im  Wassergesetz  geregelt 

9«  Schweden*     Das  Recht  znr  Fischerei 
in  den  Binnengewässern  (auch  in  den  Schären 
ist  im  allgemeinen  dahin  geordnet,   dass  dem 
anstossenden    Grundbesitzer     das    Becht    zar 
Fischerei  bis  zur  Mitte  des  Wa^serlaufs  zu^tteht; 
daneben  eine  Anzahl  staatlicher  Fischereirechte, 
namentlich   für   Salmenfischerei    und  Allmend- 
fischereien  von  Gemeinden.     Im  offenen  Meere 
ausserhalb  der  Schären  ist  die  Fischerei  jeder- 
mann zugänglich;  die  Küstenfischerei  dagegen, 
soweit  der  sogenannte  Landgrund  reicht,  d.  L 
wo   eine   ständige  Tiefe   von  6  Fuss  beginnt 
dem  Uferansiedler  vorbehalten.    Die  staatiicbeo 
Fischereirechte  werden  regelmässig  durch  Ver- 
pachtung  (auf  6 — 15  JalS«)  genutzt  —  We 
Perlfischerei,  früher  Regal,  ist  jetzt  freigegeben 
und  wird  wenig  mehr  ausgeübt.   —  Dw  die 
Fischerei  polizeilich  regelnde  G.  v.  29.  Juni  1852 
und  die  königliche  V.  v.  10.  Januar  1880  ent- 
hält im  wesentlichen  folgendes:   1.  Die  Schon- 
zeiten sind   individuell   gestaltet,  bestehen 
aber  nur  für  Salmoniden  sowie  für  Austern  nnd 
Hummern  und  sind  in  Ansehung  der  Salmoniden 
für  die  einzelnen  Fischrassen  verschieden  gestal- 
tet; Frühjahrslaicher  gemessen  keinen  Schatz; 
2.  absolute  Markt  verböte  hinsichtlich  der  mit 
einer  Schonzeit  bedachten  Fische  etc.  bestehen 
nur   hinsichtlich   der   Austern   und  HummenL 
hinsichtlich  der  Salmoniden  nur  bedingte  Ver* 
böte  dieser  Art;  3.  Mindestmasse  nur  ffir  Sei- 
men (30  cm),  Hummern  (21  cm),  Austern  (5,9  cm 
Durchmesser);  4.  die  Verunreinigung  von  Fisch- 
wassem ist  untersagt;  5.  weiter  ist  untentft: 
die  vollständige  Absperrung  von  Wasserllnfen 
mit  Netzen  etc.,  das  Fischen  mit  explodierenden 
Stoffen,    die  Verwendung   von   Netzen  unter 
80  mm  Maschenweite  (bei  Salmen  unter  60  bis 
75  mm).    Den  Landeshauptleuten  ist  gestattet, 
für   bestimmte   (Gewässer   weitergehende  i^* 
schränkungen  zu  erlassen. 
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10.  Schweiz.  Für  das  Gebiet  der  Schweiz 
ist  unterm  21.  Dezember  1888  ein  neues  Fischerei- 
fi^esetz  erlassen  worden,  welches  im*  wesentlichen 
bestimmt:  1.  Die  Verleihung  oder  Anerken- 
nung des  Rechts  zum  Fischfang  steht  den 
Kantonen  zu  (tischereiberechtigt  sind  ent- 
weder der  Kanton  oder  die  Gemeinde,  an  klei- 
neren Wasserläufen  auch  die  Uferbesitzer).  2. 
In  Bezug  auf  die  Ausübung  des  Fischerei- 
rechts: Verbot  der  gänzlichen  Absperrung  der 
Wasserläufe  zum  Zweck  des  Fischfangs;  Be- 
stimmung der  Maschenweite  der  Netze  (beim 
Lachsfang  6  cm,  bei  anderen  Fischarten  3  cm) ; 
Verbot  schädlicher  Fangmittel  (betäubende, 
giftige  Fangmitte],  Fallen  mit  Schlagfedem  etc.) 
und  bestimmter  Fangarten  (Trockenlegung  von 
Wasserläufen,  Anlegung  neuer  Selbstfänge); 
Möglichkeit  der  Behinderung  des  Eintritts  von 
Fischen  in  Triebwerke  und  Wässerungskanäle; 
Vorkehr  für  Anlage  von  Fischwegen  und  für 
Offenhaltung  von  Altwassern  als  Laichplätze; 
s^emischtes  Schonzeititystem,  nämlich  indi- 
viduell gestaltete  Winterschonzeit  für  Forellen- 
arten und  Lachse;  Frühjahrsschonzeit  für 
Aeschen,  absolute  Frühjahrsschonzeit  (vom 
15.  AprU  bis  Ende  Mai)  für  die  Seeen,  nicht 
auch  für  die  Flüsse,  mit  Zulassung  der  Angel- 
fischerei ;  für  die  Winterschonfische  absolutes 
Marktverbot ;  Schonzeit  f ür  K  r  e  b  s  e ;  Zulassung 
von  Fangausnahmen  während  der  Schonzeit  im 
Interesse  der  künstlichen  Fischzucht;  Fest- 
setzung von  Mindestmassen  für  die  wichtigeren 
Fischarten  (Lachs  50  cm,  Aal  35,  Seeforelle  30, 
Aesche  26  cm,  Forellen  und  Saiblinge,  Felchen 
18,  Barsehe  15  cm,  für  Krebse  7  cm).  Verbot 
der  Holzflösserei  und  der  Bachbettreinigungs- 
arbeiten  während  der  Schonzeit;  Verbot  der 
Verunreinigung  der  Fischwasser  (eingehende 
Vollzugsanweisungen  auf  Grund  der  Verein- 
barungen mit  Baden  und  Elsass-Lothringen) ; 
Begünstigung  der  Ausrottung  schädlicher  Tiere 
durch  Beiträge  aus  der  Bundeskasse,  welche 
nach  dem  Gesetz  auch  für  Fisch brutanstalten, 
für  Anlage  von  Fisch  wegen  geleistet  werden; 
Vorsorge  für  Anstellung  von  Fischereiaufsehem ; 
eingehende  Strafvorschriften.  Erlassung  stren- 
gerer Vorschriften,  insbesondere  in  betreflF  der 
Schonzeiten,  ist  den  Kantonen  freigestellt. 
—  Die  Schweiz  steht  hinsichtlich  des  Rheins 
und  Bodensees  im  Vertragsverhältnis  mit  Ba- 
den und  Elsass-Lothringen.  Hinsichtlich 
der  schweizerisch-französischen  Grenz- 

riwässer  (Genfersee,  Bhone)  Uebereinkunft  mit 
rankreich  vom  28.  Dezember  1880;  hin- 
sichtlich der  Schweiz  er  isch-it  alienischen 
Grenzgewässer  (Langen-  und  Luzernersee  sowie 
einer  Anzahl  Fluss-  und  Bachläufe)  Ueberein- 
knnft  mit  Italien  vom  8.  November  1882  (beide 
Uebereinkünfte  vielfach  mit  dem  Inhalt  des 
erwähnten  Bundesgesetzes  sich  deckend). 

11.  Grossbritannien  entbehrt  eines  einheit- 
lichen Fischereigesetzes,  das  Fischereirecht 
hat  sich  vielmehr  sprungweise  nach  Massgabe 
des  im  Einzelfall  auftretenden  Bedürfnisses  und 
daher  für  verschiedene  Flussgebiete  zum  Teil 
abweichend  entwickelt.  Doch  bestehen  seit  1861 
für  alle  Wasserläufe,  in  denen  Lachse  vorkom- 
men, seit  1865  auch  für  Forellen-  und  seit  1873 
^r  Saiblingsgewässer  übereinstimmend  scharfe 
Vorschriften;  für  alle  Salmoniden  besteht  eine 
wöchentliche  und  eine  Jahresschonzeit,  letztere 


sich  erstreckend  für  Lachse  v.  1.  September  bis 
1.  Februar,  für  Forellen  und  Saiblinge  v.  2.  Ok- 
tober bis  1.  Februar,  indes  mit  Ausnahme  zu 
Gunsten  der  Angelfischerei ;  ferner  ist  in  Eng- 
land (mit  Ausnahme  von  Norfolk  und  Suffolk) 
für  die  Sommerlaicher  eine  absolute  Schonzeit 
V.  15.  Mai  bis  15.  Juni  mit  Marktverbot,  für 
Aale  eine  solche  v.  1.  Januar  bis  24.  Juli  vor- 
geschrieben. Der  Staatssekretär  kann  aus  trif- 
tigen Gründen  Aenderungen  in  der  Schonzeit- 
festsetzung vornehmen.  Besondere  Bestimmun- 
gen bestehen  betreffs  der  Errichtung:  von  Fisch- 
wehren, Fischwegen,  der  Verunreinigungen  der 
Gewässer;  bestimmte  Fang  weisen  sind  verboten. 
—  Die  englischen  Lachsgewässer  sind  in 
Distrikte  eingeteilt  mit  einem  Verwaltungsrat 
an  der  Spitze,  der  Ausführungsverordnungen 
erlassen  kann,  die  Fischereiaufseher  bestellt, 
die  Fischerkarten  ausgiebt,  die  üebertretungen 
verfolgt  etc.  Bemerkenswert  ist  das  Institut 
besonderer  Fischereiinspektoren,  deren 
Berichte  dem  Parlament  vorgelegt  werden ;  da- 
neben von  der  Königin  besonders  ernannte 
Fischereikommissare. 

12.  Rnssland.  Das  Fischereirecht  des 
Zarenreichs  weist  infolge  der  vielgestaltigen 
natürlichen  Verhältnisse  eine  ^osse  Mannig- 
faltigkeit auf  und  ist  für  die  einzelnen  Seeen- 
und  Flussgebiete  je  durch  verschiedene  Gesetze 
geordnet.  Diese  Gesetze  sind:  Für  das  weisse 
Meer  und  die  dem  nördlichen  Ocean  zuströmen- 
den Flüsse  V.  6.  Januar  1870  und  28.  April 
1881  *);  für  den  Fluss  Sa  vir  (zwischen  Onega- 
und  Ladogasee)  v.  22.  April  laSö;  für  die 
Newa- Mündung  und  den  finnischen  Meerbusen 
V.  11.  Dezember  1719;  28.  Februar  1752;  7.  No- 
vember 1763;  21.  April  1785;  29.  November 
1817;  für  den  Pskowschen  und  Tschudischen 
See  V.  12.  Oktober  1864;  für  den  Tubenschen 
See  V.  5.  Dezember  1866;  für  die  Gewässer  im 
Gebiet  der  donischen  Kosaken  v.  26.  Mai  1835; 
für  Gewässer  im  Gebiet  der  Kuben-Kosaken  v. 
19.  Januar  1880;  für  den  Fisch-  und  Seehunds- 
fang im  Kaspischen  Meere  v.  25.  Mai  1865; 
22.  Mai  1884;  für  Fischerei  in  den  Flüssen  des 
Astrachanschen  Kosakenheeres  v.  6.  Januar 
1845;  für  Fischerei  in  den  Flüssen  der  Ural- 
kosaken V.  1.  November  1846;  v.  25.  Dezember 
1850;  V.  16.  Januar  1856;  v.  22.  Februar  1860 
etc.;  für  Fischerei  in  den  Flüssen  der  Ter-Ko- 
saken  v.  14.  Februar  1845 ;  v.  1.  November  1846 ; 
für  Kronsfischerei  im  Transkaukasusgebiet  v. 
18.  März  1880;  v.  26.  April  1883;  v.  20.  De- 
zember 1884.  —  Eine  Umarbeitung  und  Neu- 
regelung des  gesamten  russischen  Fischerei- 
wesens ist  zur  Zeit  im  Gang. 

IV.    Fischereivertrage   im    Gebiet    der 
Binnenfischerei. 

Während  im  Gegensatz  zu  früher,  wo 
die  Fischereiordnungen  meist  örtlich  für 
einzelne  Wasserläufe  erlassen  wurden,  heut- 
zutage die  Fischerei  und  die  Art  ihrer  Aus- 
übung durch  Landesgesetze  geregelt 
wird,  kommt  doch  als  eine  nicht  unwichtige 
Quelle  des  neuzeitlichen  Fischereirechts  auch 


')   Die  Monatsangaben  beziehen  sich  auf 
russische  Zeitrechnung. 
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der  Abschluss  von  Fischereiverträgen 
von  Staat  zu  Staat  in  Betracht.  Das 
Bedürfnis  nach  einer  solchen,  wenigstens  in 
gewissen  Hauptpunkten  gemeinsamen  Ord- 
nung der Fischereiverhilltnisse  durch  inter- 
nationale Verträge  ist  auf  die  That- 
sache  zunickzufuhren,  dass  an  demsoll)en 
Fluss^ebiete  häufig  mehrere  Staatsgebiete 
beteiligt  sind,  sowie  auf  die  Betrachtung, 
dass  eine  Verschiedenheit  der  Schutz-  und 
Schonvorschriften  und  der  den  Fischern  auf- 
erlegten Beschränkungen,  namentlich  in  den 
Grenzgebieten,  unliebsam  empfimden  werden 
und  die  Handhabimg  und  Durclifühnrng  der 
Landesvorschriften  erheblich  erschweren 
müssten.  So  erklären  sich  die  zalilreichen  F  i  - 
8chereiübereinkünfte,welchePreus- 
sen  mit  seinen  Nachbarstaaten  (mit  Olden- 
burg, den  thüringischen  Staaten,  Braun- 
schweig, Anhalt,  Lübeck,  Bremen,  Hamburg, 
beiden  Mecklenburg,  den  säc^hsischen  Fürsten- 
tümern und  Luxembiu-g,  abgeschlossen  in 
den  Jahren  1877,  1878,  1880,  1881  imd  1892) 
vereinbart  hat,  und  ebenso  die  zum  Teil  in 
frühere  Jahrzehnte  zurücki-eichenden  Ver- 
träge zwischen  den  oberrheinischen 
Staaten  (Baden  und  Elsass-Lothrin- 
g  e  n)  mit  der  S  c  h  w  e  i  z  (letztmals  erneuert 
zu  Luzern  am  18.  Mai  1887) ;  dieses  letztere 
Land  steht  ferner  in  Vertragsbeziehungen 
mit  Frankreich  und  Italien  und  eben- 
so hat  Oesterreich  und  Italien  hin- 
sichtlich einzelner  GrenzgewilKser  über  ge- 
wisse gemeinsame  Vorschriften  sich  vei-ein- 
bart.  Diese  Vorgänge  sind  deshalb  beson- 
dei*s  beachtenswert,  weil  auf  diesem  Wege 
allmählich  eine  Anpassung  und  An  nähen  mg 
der  Fischereivorschriften  in  wichtigen  Punk- 
ten zwischen  den  einzelnen  Staaten  sich 
vollzieht  und  weil  dadurch  verhütet  wini, 
dass  die  Anstrengungcni,  welche  man  in 
einem  Lande  zur  Wiederbevölkerung  der 
AVasserläufe  mit  Fischen  macht,  durch  den 
Mangel  entsprechender  Schutzvoi-scliriften 
für  dasselbe  Gewässer  im  Nachbarland 
vercitelt  werden.  So  ist  nunmehr  für  einen 
grossen  Teil  von  Nord-  und  Mittei- 
de u  t  s  c  h  1  a  n  d  in  der  Fischereigesetzgebung, 
soweit  sie  in  polizeilichen  Schutz-  und  Schon- 
vorschriften sich  äussert,  Uebereinstimmung 
erzielt,  und  das  gleiche  gilt  für  Süd- 
deutschland  und  die  Schweiz;  denn 
wenn  auch  in  die  mit  der  Schweiz  ab- 
geschlossenen Verträge  Bayern  und  Würt- 
temberg nicht  einbezogen  sind,  so  ist  doch 
durch  sonstige  Verständigung  eine  thatsäch- 
liche  Einlieit  des  Fischereirechts  in  diesem 
Gebiet  in  wesentlichen  Beziehungen  herbei- 
geführt 

(Lachsfischereivertraff.)  In  ganz 
besonderem  Masse  ist  das  Bedürmis  einer  inter- 
nationalen Verständigung  rege  geworden  in 
Ansehung  der  sogenannten  Wanderfische, 


welche  —  im  Meere  lebend  -—  zur  Zeit  der 
Laichreife  und  auch  schon  einige  Zeit  froher 
in  die  Ströme  einziehen,  um  in  den  Urspnmg»- 
gebieten  derselben  ihrem  Laichgeschaft  obzu- 
liegen. Als  vornehmster  Repräsentant  dieser 
Wanderfische  ist  der  Lachs,  Salm  (iSalmo 
salar  L.)  zu  erwähnen ,  welcher  in  früheren 
Jahrhunderten  in  nahezu  allen  deutschen,  in 
die  Nord-  und  Ostsee  einmündenden  Strömen 
Gegenstand  reichsten  Fangs  gewesen  ist,  all- 
mählich aber,  als  Folge  des  Mangels  hinreichen- 
der Schonung  auf  den  Laichplätzen,  seltener 
geworden,  ja  einzelnen  Strömen  völlig  abhan- 
en  gekommen  war. 

Diesen  Wahrnehmungen  verdankt  der  nach 
langen  Vorverhandlungen  abgeschlossene  Ber- 
liner Staatsvertrag  v.  30.  Juni  1885 
betreifend  die  Lachsfischerei  im  Stromgebiet 
des  Eheines  seine  Fntstehnng,  in  dem  als  lei- 
tender Gedanke  festgehalten  ist,  es  sei  den 
Einschränkungen,  welchen  die  Lachs-(Maiäsch-) 
Fischerei  im  ganzen  Rheinstromgebiet  zu  unter- 
werfen ist,  eine  solche  Gestalt  zu  geben,  dass 
nicht  nur  die  V^ermehrung  dieser  Fische  im 
Rhein  eine  thunliche  Förderung  erfahrt,  son- 
dern auch ,  dass  den  deutschen  nnd 
schweizerischen  Fischereien  ein 
ve  rhältnismässig  er  A  nteil  an  der 
Lachsausbeute  gesichert  bleibe. 
Der  ersteren  Absicht  soll  vornehmlich  durch 
die  Festsetzung  einer  Schonzeit  in  der  Zeit  v. 
15.  Oktober  bis  31.  Dezember  Rechnung  ge- 
tragen werden,  in  welcher  Zeit  auf  Lachse  nur 
mit  ausdrücklicher  amtlicher  Erlaubnis  und 
nur  bei  Verwendung  der  Laichstoffe  der  tre- 
fangenen  Lachse  zu  Zwecken  der  künstlirhen 
Fischzucht  gefischt  werden  darf:  der  zweiten 
Absicht  dient  wesentlich  die  Einführung  eioer 
Wochenschonzeit  (Verbot  der  Lachsfischerei  von 
Samstag  Abend  6  Uhr  bis  Sonntag  Abend  6 
Uhr),  femer  das  Verbot  des  gänzlichen 
Absperrens  der  Flussläufe  mittelst  »tändi- 
ger oder  am  Ufer  festverankerter  Fischereiein- 
richtungen und  das  Verbot  der  vielgenannten 
Zegensfischerei  in  der  2feit  v.  16.  Au- 
gust bis  15.  Oktober  auf  niederländi- 
schem und  in  der  Zeit  v.  27.  August  his  26. 
Oktober  einschliesslich  auf  dentschem  und 
schweizerischem  Gebiete.  — 

Bodenseefischerei.  We^n  gleich- 
massiger  Handhabung  der  Fischerei  im  Bo- 
den s  e  e  bestehen  Vereinbarungen  zwischen 
den  Uferstaaten,  auf  Grund  deren  in  den  ein- 
zelnen beteiligten  Staaten  gleichmässige  Vor- 
schriften über  Fischereischutz  g^etroflfen  worden 
sind  (d.  d.  Bregenz  den  5.  Juli  1893  und  Eon- 
stanz den  3.  Juli  1897). 

y.  Die  Pflege  der  Binnenfischerei. 

1.  Die  Aufgabe  des  Staates.  Die  Auf- 
gabe des  Staats  gegenüber  der  Binnen- 
fiöcliei*ei  ist  wesentlich  eine  gesetzgeberisch- 
ordnende, und  man  kann  sagen,  dass  er  seinen 
Verpflichtungen  gegenüber  diesem  Zweig 
des  Wirtschiötslebens  gerecht  geworden  ist, 
wenn  er  denjenigen  Forderungen,  welche 
vom  Gesichtspunkt  einer  verständigen,  die 
Nachhaltigkeit  des  Betriebs  verbür- 
genden  Fischerei  Wirtschaft   aus  zu  stelleu 
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sind,  in  der  gesetzlichen  GestaltuDg  des 
Fischereiwesens  nachkommt.  Ueber  diesen 
Aiifgabekreis  ist  aber  der  Staat  in  neuerer 
Zeit,  in  angemessener  Würdigung  der  Be- 
«leutung  der  Wiederbevölkerung  der  hei- 
mischen Gewässer  mit  wertvollen  Fischen, 
meist  hinausgeschritten,  indem  er  der  Fische- 
rei auch  in  anderer  Weise  seine  fördernde 
Hand  reichte,  sei  es  durch  Gewährung  von 
Geldmitteln  zur  wirksamen  Unterstützung 
der  zu  Tage  tretenden  Fischereibestrebungen, 
sei  es  durch  sonstige  Veranstaltungen  und 
Anordnungen,  von  welchen  eine  günstige 
Rückwirkung  auf  die  Fischereiverhältnisse 
erwartet  we^en  konnte.  Und  zwar  pflegen 
die  öffentlichen  Mittel  in  der  Regel  den  die 
Hebung  der  Fischerei  ei-strebenden  Fische- 
rei v  e  r  e  i  n  e  n  zugewendet  zu  werden,  oder 
sie  dienen  dazu,  Veranstaltungen  bestimmter 
Art,  welche  einen  einmaligen  grösseren  Auf- 
w^and  verursachen,  wie  die  Anlage  von  Fisch- 
wegen, die  Veranstaltung  grosser  Ausstel- 
lungen, zur  Ausführung  zu  bringen;  auch 
darin  kann  sich  die  Staatsfürsorge  bethätigen, 
dass  für  eine  ausreichende  Fischereiaufsicht 
von  Staatswegen  gesorgt  und  die  Kosten 
dieser  Aufsicht  auf  die  Staatskasse  über- 
nommen werden  oder  dass  besondere  Fonds 
ausgesetzt  w^erden,  aus  welchen  füi'  die  An- 
zeige von  Fischercifreveln  vuid  Fischerei- 
übertreibungen Prämien  zur  Verteilung  ge- 
langen. Wichtig  femer  sind  Vergünstigimgen, 
welche  die  Staatsgewalt  auf  dem  Gebiet 
des  Vei-sandes  von  Fischen  (durch  Einführung 
massiger  Bahntarife,  Vorsorge  für  schnelle 
Beförderung)  sowie  des  Versandes  der  Fisch- 
brut und  des  Fischlaichs  einziu-äumen  in  der 
Lage  ist,  deren  sich  auch,  besonders  in 
letzterer  Beziehung,  die  Fischereiinteressenten 
in  den  verschiedensten  Ländern  thatsächlich 
ei-freuen.  Nicht  in  letzter  Linie  endlich 
kann  sich  diese  Staatsfürsorge  heilsam  er- 
weisen durch  Föixierung  der  wissenschaft- 
lic^hen  Thätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Pisci- 
kultur. 

2,  Pischereivereine.  Wie  auf  dem  Ge- 
biet der  Landwirtschaft  und  der  Gewerbe- 
thätigkeit  der  Zusammenschluss  der  Berufs- 
beteiligten zu  Vereinen  oder  vereinsartigen 
Bildungen  behufs  gemeinsamer  Förderung 
der  Berufsinteressen  von  grösster  Bedeutung 
geworden  ist,  so  ist  in  den  letzten  Jalirzelm- 
ten  auch  in  Fischereikreisen  die  Wichtigkeit 
einer  den  gemeinsamen  Interessen  dienenden 
Vereinsorganisation  immer  mehr  gewürdigt 
worden,  und  es  hat  diese  Erkenntnis  in  den 
meisten  Staaten  das  Entstehen  von  Örtlichen 
oder  Landesvei-einen,  den  Zusammenschluss 
von  Landesvereinen  zu  grösseren  Verbänden 
und  —  wie  in  Deutschland  der  Fall  —  die 
centrale  Zusammenfassung  aller  partikularen 
Ijandesvereinsbestrebungen  in  einen  grossen, 
das  ganze  Reichsgebiet  umfassenden  Verein 


zm'  Folge  gehabt.  Der  letztere,  der  deutsche 
Fischerei  verein,  von  dem  sich  vor  eini- 
gen Jahren  eine  besondere  Sektion  zur 
Förderung  der  Küsten-  und  Hoch- 
seefischerei abgezweigt  hat,  geniesst  aus 
Reichsmitteln  eine  Dotation  von  30000  Mark 
und  sucht  seine  Aufgabe:  allen  auf  Förde- 
rung der  Binnenfischerei  gerichteten  Bemü- 
hungen fördernd,  ratend  und  unterstützend 
zur  Seite  zu  stehen,  durch  Herausgabe  von 
orientierenden  »Cirkularen«,  durch  Einbe- 
nifung  von  allgemeinen  Konferenzen  und 
»Fischereitagen«,  durchVeranstaltung  grosser 
Ausstellungen,  vor  allem  aber  durch  Hebung 
der  künstlichen  Fischzucht  nachzukommen, 
und  mancher  Fortschritt,  der  im  letzten 
Jahrzehnt  in  Deutsclüand  auf  fischereiwirt- 
schaftlichem Gebiet  zu  verzeichnen  ist,  daii 
dem  Eingreifen  dieses  Vereins  zugeschrieben 
werden. 

3.  Die  künstliche  Fischzucht  Die 
Beobachtung,  dass  das  in  der  Natur  sich 
abspielende  Laichgeschäft  und  die  Ausbrü- 
tung der  befruchteten  Eier  in  den  natür- 
lichen Gewässern  auch  auf  »künstlichem« 
Wege  sich  erzielen  lasse,  indem  man  von 
gefangenen  laichreifen  Fischen  die  Eier  und 
den  Samen  (die  Milch)  abstreift,  durch  Ver- 
mischung der  Eier  mit  dem  Samen  eine 
Befruchtung  der  ersteren  bewirkt  und  die 
Erbrütung  der  so  befruchteten  Eier  in  be- 
sonderen Brutapparaten  herbeiführt,  ist,  so- 
weit bekannt,  zuerst  von  einem  Deutschen 
(Jakobi  in  Lippe-Detmold)  im  vorigen  Jahr- 
hundert gemacht  und  in  wissenschaftlichen 
Schriften  jener  Zeit  vielfach  besprochen 
worden.  Zur  wirklichen  Bedeutimg  erhob 
sich  indes  diese  künstliche  Fischzucht  erst 
in  diesem  Jahrhundert,  nachdem  durch  die 
Arbeiten  eines  Franzosen  (Coste)  die  Auf- 
merksamkeit der  franzr)sischen  Regierung 
auf  die  Sache  gelenkt  und  durch  Einrichtung 
einer  Fischbrutanstalt  in  Hüningen  zum 
ersten  Mal  die  wissenschaftlichen  Versuche  im 
grossen  in  die  Praxis  übersetzt  wiutlen. 
Der  Vorgang  fand  bald  rege  Nachahmung, 
und  heute  ist  wohl  kiium  ein  Land,  in  dem 
nicht  der  künstlichen  Fischzucht  seitens 
der  Staats-  und  VereinsbehÖnlen  besondere 
Pflege  zugewendet  wird.  (In  den  Vereinigten 
Staaten  wm-den  beispielsweise  im  Jahre  1889 
aus  19  Brutanstalten  333  Millionen  Fische 
und  Eier  verteilt.)  Hand  in  Hand  damit 
ging  die  Verbesserung  der  Bruteinrichtungen, 
und  in  demselben  Mass,  wie  die  Technik 
der  künstlichen  Fischzucht  sich  ver\-oll- 
komninete  und  die  Bedingimgen  ihres  Ge- 
lingens für  die  einzelnen  Fischarten  (in  Be- 
zug auf  die  Auswahl  der  Fische,  die  Vor- 
nahme der  Befruchtung,  die  Wahl  des 
Quellwassei-s ,  die  Konstruktion  der  Bnit- 
tröge,  die  Ernährung  der  jungen  Bnit,  die 
Art  und  Weise  ihres  Aussetzens)  näher  er- 
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forscht  -wnirdt^n,  wuchsen  auch  die  Erfolge, 
und  es  gelangen  nunmehr  alljährlich  \iele 
Hunderte  von  Millionen  künstlich  erbrüteter 
Fische  in  die  fliossenden  Gewässer  und  Seeen. 
Das  von  einem  Amerikaner  stammende 
Woi-t,  dass,  wie  die  Felder  des  Landwirts 
nur  bei  oinientlicher  B(*stellung  eine  an- 
gemessene Rente  erwarten  lassen,  auch  die 
Fischw^a«5ser  »bestellt«  wcnlen  müssen, 
wenn  man  auf  einen  naclihaltigen  und  loh- 
nenden Ei-trag  sich  Rechnung  machen  will, 
hat  in  der  That  ihix?  Berechtigung,  und  es 
wird  diese  künstliche  Nachhilfe  besonders 
geboten  da  erscheinen,  wo  durch  Wasser- 
bauten, durch  Geradelegung  auch  der  klei- 
neren \Vass<Tlänfe,  durch  jH^riodische  Rcini- 
gungsarbeiten  in  denselben  etc.  die  Zalil  der 
natiu-lichen  Laichplatz«»  immer  mehr  sich 
einengt  und  wo  Verunreinigungen  der  <ie- 
wässer  und  deren  durch  den  Gemeingebrauch 
herbcigefühi-te  verscliiedene  Benutzungs- 
weis(»n  den  natürlichen  Laich  und  die  Juug- 
brut  mit  steter  Vernichtung  bedrohen.  Auch 
ist  darauf  aufmerksam  zu  mac^lien,  dass  der 
natürlich  abgesetzte  Ijaich  und  die  ausge- 
schlü])fte  Brut  ziihllosen  Feinden  in  der 
freien  Xatur  ausgesetzt  ist,  so  zwar,  dass 
von  dem  natürlich  abges(*tzten  Laich  kaum 
mehr  als  l()®/o  in  Wii-klichkeit  erhalten  bleibt. 
Es  ist  aber  ferner  in  der  künstHchen  Fisch- 
zucht ein  wirksames  Mittel  zu  erblicken, 
ein  von  einer  bestimmten  Fischart  gänzlich 
entvölkertes  Gewässer  mit  solchen  wieder 
rasch  zu  besetzen  sowie  neue,  bisher  in 
einem  Ijande  unbekannte  Fischarten  einzu- 
bürgern, und  es  hat  gerade  in  letzterer  Be- 
ziehung die  künstliche  Fischzucht  dazu  An- 
lass  gc^geben,  einen  internationalen 
Austausch  mit  künstlich  befruchteten 
Fischeiern  herbeizufühi^en,  wob(»i  an  die  Ein- 
führung einzelner  europäischer  Fischarten 
(Forellen,  Karpfen)  in  Amerika,  amerikanisclier 
Fischarten  (Hegen bogcMiforelle,  Bachsaibling, 
Binnen  Seelachs,  Schwarzbai-sch  u.  a.)  in 
Europa,  an  die  Verpflanzung  norddeutscher 
Koregoncnarten  in  süddeutsche  Seeen,  des 
Zandeis  (ScliiJl)  aus  dem  Donau-  in  das 
Rheingebiet,  an  die  Wiederbevölkerung  nord- 
dentsclier  Ströme  mit  Lachsen  aus  von  im 
Rhein  gebiet  gewonnenen  Lachseiern  und 
dergleichen  mehr  erinnert  sein  möge.  Ge- 
rade bei  den  letztgenannten  Fischarten, welche 
nur  zeitweise  im  Süsswasser  sich  aufhalten, 
um  ihrem  Laichgeschäft  obzuliegen,  im 
übrigen  aber  im  Meer  verweilen  (Wander- 
fische), schien  eine  Vorsorge  für  die  Fruk- 
tifizierung  der  Laichelemente  besonders  ge- 
boten, da  der  Wegfang  dieser  Wanderfische, 
bevor  sie  in  der  Lage  waren,  für  die  Fort- 
l)flanzung  ihrer  Art  in  natüi'licher  Weise  zu 
sorgen,  allmählich  zu  einer  völligen  Ver- 
annung  der  in  Betracht  kommenden  Wasser- 
läufe an  diesen  Fischen  führen  müsste,  und 


'  es  hat  dieser  Gesichtspunkt  in  dem  Berliner 
I  Rheinlachsfischereivertrag     durch    entspre- 
!  chende  Vorschriften    besonderen   Ausdruck 
'  gefunden.  —  Eine  Unterart  der  künstlichen 
Fischzucht  ist  die  Zucht  von  Fischen  in  ge- 
I  schlossenen     Gewässern      (Teichwirt- 
schaft), wobei  in  erster  Reihe  die  Kaq»fen- 
teich^Äirtschaft,  dann  diejenige  von  einzelnen 
Salmonidenarten  (See-  imd  andere  Forellen K 
ferner  von  Zandern,  Koregoncnarten  etc.  ge- 
nannt zu  werden  verdient.     Diese  Art  der 
Fis(;hzucht  (z.  B.  mit  Muränen)  war  schon 
im  Altertum  wolü  bekannt  und  in  der  r«j- 
niLschen  Kaiserzeit  zu  grosser  Blüte  gelangt  : 
im    Mittelalter    waren    es    namentlich    die 
Klöster,  welche  Fischteiche  anlegten  und  in 
densell)en     Karpfen     und    Hechte     heran- 
züchteten.   In  neuerer  Zeit   hat  namenthch 
in  Norddeutschland,  aber  auch  in  einzelnen 
Kronländeni  der  österreiclüschen  Monarchie 
j  besondei'8  die  Karpfenteichwirtschaft  einen 
j  grossen    Aufschwung   genommen,    und  der 
I  Jahresum.satz  in  diesen  Fischen  beläuft  sich 
I  auf  \aele  Millionen  Mark.     Auch  hier  habea 
I  genauere   Beobachtungen    und    Forschungs- 
I  ergebnisse  über  die  Ernährungsbedingiingen 
!  der  Karpfen  zu  sehi-  bemerkenswerten  Fort- 
schritten geführt,   und  das  vielfach  gehörte 
Wort,  dass  bei  richtigem  Betrieb  der  Kaq)fen- 
wirtschaft  ein  Hektar  Teichfläche  densell>en 
Reinertrag  abwerfe   wie  ein  Hektar  besten 
Weizenbodens,  scheint  keineswegs  übertrie- 
ben  zu  sein.  —  Für  kleinere  Besitzverbält- 
nisse  eignet  sich  namentlich  die  Forelle  als 
Teichfisch,    besondei-s    seit    in    künstlichea 
Futtermitteln  verschiedener  Art  zu  massigen 
Preisen   für  die  früher  für  nötig  erachtete 
Füttenmg    mit    Fischen    ein    ausreichender 
Ei-satz  gegeben  zu  sein  sclieint.  —  Emllich 
wäre  auci  noch  die  Anlegung  von  Krelß- 
gehegen  zur  raschen  Gewinnung  zahlreicher 
Nachkommenschaft  dieser  Wasseitiere  sowie 
die  Einsammlung   der   in  den  Flüssen  ans 
dem  Meei-e  aufsteigenden  Aalbrut  (montee) 
und    deren    Verpflanzung    in    Teiche   und 
andere  geeignete  Wtisser  zu  erwähnen,  wo- 
bei in  letzterer  Beziehung  die  Versuche,  den 
Aal    auf    diesem   Wege    dem   Donaugebiet, 
dem   er   bis  dahin  fremd  war,  zuzufilhrfu, 
besondere  Beachtmig  in  Anspnich  neluneu, 

VL  Die  Seefischerei. 

1.  Landesgesetzliche  Regelung.    Das 

staatliche  Eingreifen  gegenüber  der 
Meeresfischerei  kann  in  folgenden  Be- 
ziehungen ziun  Ausdruck  kommen:  a)  in 
der  Auferlegimg  polizeilicher  Beschränkiui- 
gen  der  Fischerei  aus  Gründen  einer  ver- 
ständigen Fischwirtschaft ;  b)  in  dem  Schutze 
der  Fischereibevölkerung  des  eigenen  Landes 
gegenüber  üebei-griffen  der  Angehörigen 
dritter  Staaten  und  in  der  Vorsorge  für 
einen  ordnungsmässigen  Betrieb  der  Fischerei 
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tiberliaupt;  c)  in  pfleglichen  Massnalimen 
zur  Hebung  und  Fördening  des  Seefischerei- 
Gewerbes,  soweit  das  letztere  aus  eigener 
Kraft  zu  einer  gedeililichen  Entwickelung 
nicht  zu  gelangen  vermag.  —  Im  Wege 
autonomer  Gesetzgebung  ist  vielfach 
die  Küstenfischerei  bestimmten  fischerei- 
wii*tschaftlichen  Beschi-änkungen  unterworfen 
-worden,  während  von  solchen  Beschränkun- 
gen des  Betriebes  die  Hochsee fischei-ei 
aus  naheliegenden  Gnlnden  in  der  Regel 
fi-ei  blieb.  Ein  gegen  rücksichtslose  Aus- 
beutung der  Küstengewässer  gerichtetes 
staatliches  Vorgehen  findet  seine  Berechti- 
gung in  der  Wahrnehmung,  dass  die  finihere 
Annahme  einer  ünerschöpflichkeit  der 
^feoi-esgründe  durch  neuerliche  Beobach- 
tungen stark  erschüttert  ist ;  dass  an  vielen 
Küstengebieten  die  Fangergebnisse  —  mit 
Ausnahme  etwa  des  Heringsfanges  —  teil- 
weise erheblich  zurückgegangen  sind  mid 
<lass  dieser  Rückgang  mutmasslich  in  der 
masslosen  Vernichtung  von  Jungfischen,  wie 
sie  bei  den  im  Gebrauche  befindlichen 
Fan  ggerdtschaften(Grundschleppnetz,Trawl, 
Lieinenfischerei)  nicht  zu  vermeiden  ist,  ihre 
Ursache  findet.  Die  aus  diesen  Gesichts- 
punkten horgeleitetenBeschninkungen  äussern 
sieh  in  der  Regel  in  der  Einfühi'ung  von 
Mindest  -  (Schon-)  massen  für  die 
wichtigsten  Arten  von  Fischen  der  Küsten- 
gewässer (namentlich  von  Plattfischen);  in 
«lern  Verbote  bestimmter  schädlicher 
Fanggeräte-  in  der  Vorschrift  einer  be- 
stimmten Maschen  weite  bei  Netzen  und 
netzähnlichen  Geräten ;  in  dem  Gebote  zeit- 
weiseu  Ruhens  der  Fischerei  in  der  Laich- 
zeit der  wichtigeren  Fischarten,  in  der 
Femlialtung  von  Zerstörung  des  abgesetzten 
I^chs  gelegentlich  der  Werbung  von  See- 
pflanzen, endlich  in  der  Feststellung  soge- 
nannter Schonreviere  und  dem  Verbote  der 
Befischung  dieser  Strecken. 

Beschränkungen  anderer  Art  sind  der 
Küsten-  (und  teilweise  auch  der  Hochsee-) 
fischei-ei  auferlegt  worden  diu-ch  die  Rück- 
sichtnahme auf  die  Interessen  ungestör- 
ter Schiffahrt  zur  See  und  auf  die 
Fernhaltung  von  Unglücksfällen 
als  Folge  der  Ausserachtlassung  von  be- 
stimmten, beim  Betriebe  der  Fischerei  bezw. 
der  Schiffalui:  nötigen  Vorsichtsmassregeln. 
Insbesondere  pflegt  aus  diesen  Gründen  der 
Gebrauch  fester  und  schwimmender  Fang- 
vorrichtungen, das  Einrammen  von  Pfälüen, 
das  Absj)erren  von  Fahrwassern,  Strom- 
rinnen, Seeengen  mit  feststehenden  Netzen 
niur  unter  bestimmten  Voraussetzungen  ge- 
stattet und  weiter  vorgeschrieben  zu  werden, 
dass  gewisse  Hauptschiffahrtsrichtungen  frei 
zu  halten  und  dass  die  ausgelegten  Faug- 
geräte  kenntlich  zu  machen  sind;  ferner 
dass   die   für   die   Seeschiffahrt  mass- 


gebenden Vorschriften  über  das  Führen  von 
Lichtern,  über  Schallsignale,  über  Fahi-ge- 
schwindigkeit  bei  Nebel,  über  das  Auswei- 
chen etc.  auch  die  Fischerfalu-zeuge  zu 
beachten  haben. 

2.  Internadonale  Regelung.  Der  Um- 
stand, dass  die  Fischerei  auf  dem  Meere, 
soweit  sie  sich  als  Hochseefischerei 
im  Gegensatz  zur  Küstenfischerei  darstellt, 
allen  Nationen  gleich  zugänglich  ist,  hat 
auch  hier  das  Bedürfnis  gezeitigt,  im  Wege 
internationaler  Verträge  auf  die 
Fernhaltung  gegenseitiger  Störungen  im 
Betrieb .  dieser  Fisclierei  Bedacht  zu  nehmen 
und  eine  Art  internationaler  Aufsicht  der 
Seefischerei  herbeizufüliren.  Von  besonde- 
rem Interesse  ist  hierbei  der  zwischen 
Deutschland,  Belgien,  Dänemark,  Frank- 
reich, Grossbritannien,  den  Niederlanden  ab- 
geschlossene sogenannte  Haager  Vertrag 
vom  6.  Mai  1882  (in  Ki-aft  getreten  am 
6.  Mai  1884)  über  die  polizeiliche 
Regelung  der  Fischerei  in  der 
Nordsee  ausserhalb  der  Küstenge- 
wässer, der  neben  einer  Registerführung 
der  Schiffe  und  Vorschrift  z\\r  Erkennbar- 
keit derselben  auf  See  vorzugsweise  zur 
Aufgabe  sich  setzt,  gegenseitige  Betriebs- 
störungen und  Beschädigimgen  der  fischen- 
den Fahrzeuge  zu  verhüten,  für  die  Sicherung 
des  Eigenturas  an  see-  oder  strandtriftigen, 
geborgenen  Falirzeugen  oder  Gerätschaften 
Voi-sorge  zu  treffen,  und  eine  internationale 
üeberwachung  der  Fischerei  diutjh  Kreuzer 
einführt.  Zur  Ausführung  des  Verti-ags  ist 
ein  besonderes  Reichsgesetz  (vom  30.  April 
1884)  erlassen  worden,  welches  die  nötigen 
Strafvorschriften  voreieht  und  das 
über  den  internationalen  Vertrag  insofern 
noch  hinausgeht,  als  es  vorschreibt,  dass  die 
Bestimmungen  der  Art.  6  bis  23  des  Ver- 
trags auf  die  betreffenden  Fahrzeuge  auch 
wähi'end  des  Aufenthalts  derselben  in  den 
deutschen  K  ü  s  t  e  n  gewässern  Anwendmig 
finden  sollen.  Amtliche  Veröffentlichungen 
stellen  fest,  dass  der  Nordseefischereiverirag 
sich  im  gi-ossen  und  ganzen  bewährt  und 
seinen  Zweck  erfüDt  hat,  dass  insbesondere 
seit  dem  Inkrafttreten  desselben  weniger 
Klagen  als  früher  über  Schädigung  und 
Störung  unserer  Fischer  in  der  Nordsee 
durch  fremde  Fischer  zur  Kenntnis  der  Be- 
hörden gelangt  sind.  —  Aehnliche  Ab- 
machungen bestehen  zwischen  England 
und  Frankreich  und  zwischen  Oest er- 
reich und  Italien.  —  Eine  bemerkens- 
werte internationale  Regelung  knüpft  sich 
ferner  an  die  dui-ch  den  Branntwein- 
handel unter  den  Nonlseefischern  auf 
hoher  See  veranlassten  Missbräuche.  Der 
desfallsige ,  unter  den  oben  bezeichneten 
Nordseestaaten  am  16.  November  1887  ab- 
geschlossene Vertrag  bestimmt  im  wesent- 
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liehen,  dass  jeiler  Absatz  von  spiritu()sen 
Getränk(»n  an  (li(^  Fischei*  auf  hoher  S(v, 
namentlich  aber  der  Austaiißch  solcher  Ge- 
tränke pregen  Erträgnisse  i\o»  Fischfangs 
und  Fiscliereigeräti*  völlig  verlioten  wenlen 
soll:  dass  der  Verkauf  sonstigen  Mundvor- 
rats oder  anderweitiger  B<Mlarfsgegenstände 
auf  hoher  Se<»  niu*  von  besond<»i-s  hierzu 
im  Heiraatsstaate  konz(*ssioni<*rten  Fahr- 
zeugen aus  erfolgen  dai'f,  für  tlie  eine  be- 
somlere  Konnz(»ichnung  vorgc^schrieben  wird ; 
dass  der  Umtausch  von  Gcgensländt^n,  denMi 
Verkauf  an  Fischer  gestattet  ist,  gegen  Er- 
trägnisse (b^s  Fischfangs  un<l  gegen  Fisclu*- 
reigeräte  unbedingt  verl)oten,  und  end- 
lich, dass  die  Bi*ol>achtung  di(*ser  Bestim- 
mungen durch  die  FiscIuM'cikrtMizer  zu 
ilberwachen  ist.  — 

Wegen  AbgnMizung  des  f  r  a  n  z  o  s  i  s  c  h  e  n 
Fischercigi»biets  g^'genüber  dt»m  engli- 
sch(»n  iH'hufs  Fernhaltung  von  Streitig- 
keiten sowie  behufs  Ermöglichung  einer  ge- 
meinsamen FischenMpolizei  wimle  am 
2.  August  IKV.)  zwischen  Frankreich  und 
England  ein  S  t  a  a  t  s  v  t»  r  t  r a g  abgeschlossen, 
der  im  wesi»ntlichen  bestimmt,  dass  das 
TerritorialmtHT  eines  jeden  von  beiden 
Ländem  in  einer  Bnnte  von  drcM  Seem«Mlen, 
ferner  die  Buchten  mit  weniger  als  10  StM^- 
meilen  Oeffnung  und  die  Häfen  von  Fischern 
der  anderen  Nation,  Fälle  höherer  Gewalt 
ausgenommen,  nicht  k^treten  wenlen  und 
dass  di(\se  an  de  ngenannten  Plätzen  we<ler 
fischen  noch  segeln  noch  ankern  noch 
auch  Fang  verkaufen  dürfen;  <lass  bei  d(»r 
FischenM  im  offenen  Meer  dit»  Netze  für 
den  Ueringsfang  eine  Maschenweite  von 
2,5  cm,  dii»  für  die  MaknUenf ischerei  eine 
solche  von  3  cm  haben  müssen,  da^s  di(\se 
Fischerei  auf  offent^m  M(MTe  beiderseits 
<lurch  Kreuzer  zu  beaufsichtigen  ist,  welche 
die  Ordnung  aufrecht  zu  (»rhalten  und  ge- 
gegebenen Falls  sofortige  Untersuchung  und 
Verhaftungen  vorzunehmen  halten. 

3.    Das   geltende   Seeflsekereirecht   in 
Deutschland   und   den   Nachbarstaaten,     a) 

Deutschland.  Die  Küstenfischerei  in  den 
deutschen  Küstenge  wässern  ist  durch  das 
preussische  Fischereigesetz  v.  «30.  Mai  1874 
geordnet  (das  gleichzeitig  auch  die  Verhältnisse 
der  Binnen  fischerei  regelt)  und  durch  die  auf 
Grund  dieses  Gesetzes  erlassenen  Ausführungs- 
verordnungen (für  Ost-  und  Westpreussen, 
Pommern,  Schleswig-Holstein,  Hannover),  wobei 
die  Grenzen  zwischen  Küsten-  und  Binnen- 
fischerei in  den  einzelnen  Provinzen  im  Wege 
landesherrlicher  Verordnung  jeweils  besonders 
festgestellt  worden  sind.  Vorgeschrieben  sind 
für  bestimmte  Seefischarten  Mindestmasse;  ver- 
boten ist  die  Fischerei  von  Sonnabend  Abend 
6  Uhr  bis  Sonntag:  Abend  6  Uhr  (Wochenschon- 
zeit); in  der  Zeit  vom  20.  April  bis  9.  Juni 
unterliegt  die  Küstenfischerei  mannigffachen  Be- 
schränkungen :  Verbot  des  Fischens  in  bestimmt 
bezeichneten  „Revieren".  Verbot  der  Zugnetze 


(Karren,  Zeesen)  an  Stellen,  wo  sie  den  Ijiich 
schädigen  können,  Verbot  des  Fischens  mit  fest- 
stehenden Netzen  (Setznetzen,  Bügelreusen  i  auf 
oder  am  Strande  von  Brut-  und  Laichstellen: 
;  Verbot  der  Netze ,   welche  mit  der  Strumun? 
I  treiben  (Treibnetze.  Grundnetze)  und  von  Netz^-n 
mit  mehrfachen  Netz  wänden  (Lädering).    Aus- 
nahmsweise    kann     die    Fischerei    zugelassen 
werden  in  Ansehung  solcher  Fische,  welche  in 
grossen  Zügen  plötzlich  erscheinen  und  rasch 
wieder  zu  verschwinden  pflegen,   wie  Granpen. 
I  Sprotten,  Neunaugen,  Stör,  Stint.  —  Femer  i*t. 
'  wie   für   die  Binnenfischerei ,   so  auch  für  «üe 
1  Küstenfischerei  die  Anwendung  schädlicher  c»der 
explodierender  Stoife,   ferner   von   Mitteln  zor 
Verwundung  von  Fischen  wie  Speer,  Fallen  mit 
Schlagfedern,  Aalhauen,  Muschelhacken,  das  Zu- 
sammentreiben der  Fische  bei  Nacht  vermittelst 
j  Leuchten  oder  Fackeln  etc.  untersagt:  der  Ge- 
brauch  von   Speeren  zum   Aalfang   kann  3a>- 
I  nahms weise  gestattet  werden.     Für  Netze  L^t 
I  eine    Maschen  weite    bestimmt ;    gewisse   Artet 
I  von  Netzen  sind  als  unzulässig  erklärt.    Ein** 
I  Reihe    von   Bestimmungen   sind    bestrebt .   die 
Aufrechterhaltung  der  Ordnung  auf  den  Fisch- 
I  crrüuden    zu    sichern ,    gegenseitige    Stömngeii 
fern  zu  halten.   Die  Werbun^ar  von  Seegewäch:J€n 
I  ist  in  der  Zeit  vom  1.  April  bis  1.  Septem lier 
I  untersagt.  —  Die  bezüglich  Verhütung  des  Zu- 
■  sammenstossens  der  Schiffe  auf  See  bestehenden 
cresetzlichen    Vorschriften,   als    welche  für  die 
deutsche   Seefischerei   die  Not-    und  liOtsen- 
;  Signalordnung  vom   14.   August  1876  und  die 
I  kaiserliche  V.  v.  7.  Januar  1880,  betreffend  die 
Verhütung   des   Zusammenstossens   der  Schiffe 
auf  See  in  Betracht  kommen,  sind  in  den  obisren 
'  Verordnungen  ausdrücklich  als  für  die  Küsten- 
fischerei  zu  Recht  bestehend  erklärt  und  mit 
^  weiteren    Ausführungsbestimmungen    über  die 
Bezeichnung  der  Fischfahrzeuge  versehen  worden. 
I         b)  Frankreich.      Die    für    die    Küstt-n- 
.  fischerei   erlassenen   Gesetze ,   unter  denen  dit 
vom   10.  Mai  18(i2  und  20.  November  IHTö  er- 
lassenen  die   wichtigsten  sind,   regeln  in  ein- 
gehender  Weise  die  Fangweise  und  die  Aus- 
beutung der  Fangplätze:   Jegliche  Fischereian- 
lage, auch  die  der  Parks  für  Austern  etc.  h*^ 
darf  der  Genehmigung  des  Marineministers:  es 
wird  im  einzelnen  Fall  bestimmt,  in  welcher  Ent- 
fernung von  der  Küste  die  Fischerei  verschiedener 
Art  erlaubt  ist,  zu  welchem  Zeitpunkt  die  ver- 
schiedenen Fischereien  beginnen  und  geschlossen 
werden,  in  welchen  Tagesstunden  der  Fang  ge- 
stattet ist    imd  welche  Fischereien  das  ganze 
Jahr   hindurch    betrieben    werden   dürfen;   ge- 
wis.se  Netze,  Geräte,  schä^iliche  Fanemeth«)den 
sind  verboten,  oder  es  ist,  wie  z.  B.  hinsichtlich 
der   Schleppnetze,   der   Gebrauch   von  be- 
sonderer Bewilligung  abhängig:  desgleichen  i>t 
verboten  der  Fang  von  Fischen  und  Schaltieren 
unter  bestimmter  Grösse  (unter  0,10m  bezw. 
0,20  ra  Länge),  die  Zerstörung  des  Laichs,  des- 
gleichen der  An-  und  Verkauf,  der  Transport 
und   jeglicher  Gebrauch    von   Laich  oder  von 
Fischen,  die  dem  Laich  gleichstehen,  und  von 
Schaltieren,  die  die  vorgeschriebene  Grösse  nicht 
haben.     Besondere   Bestimmungen    bezwecken 
den  Schutz  der  Austerngründe:  Verbot  der 
Fischerei  v.  1.  Mai  bis  31.  August,  d.  h.  znr 
Zeit  der  Vermehrung  der  Austern;   Verbot  des 
Führens  von  Scharmetzen  in  dieser  Zeit:  Be- 
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stimmting  des  Anfangs-  nnd  Endzeitpnnktes 
für  das  Abfischen  der  klassifizierten 
Anstembänke ;  Verbot  der  Austernfischerei  zur 
Nachtzeit  und  des  Verbringens  von  Austern 
unter  5  cm  in  den  Verkehr;  Verbot  der  Ver- 
wendung von  Schleppgeräten  innerhalb  einer 
£ntfemung  von  ÖÜO  m  von  den  Austenibänken. 

c)  InBelgien,  woselbst  die  Seefischerei 
der  Verwaltung  des  Ministeriums  der  Eisen- 
bahnen, Post  und  Telegraphen  unterstellt  ist, 
galten  hinsichtlich  ihrer  Ausübung  die  oben  er- 
wähnten Vorschriften  der  Haag  er  Konvention 
von  1882.  Sonstige  einschränkende  Bestimmungen 
hinsichtlich  der  Ausübung  der  Fischerei  be- 
stehen nicht. 

d)  Dänemark.  Das  neue,  die  gesamte 
Fischerei  regelnde  G.  v.  5.  April  1888,  ins  Leben 
getreten  am  1  Januar  1889,  bestimmt  hinsicht- 
lich des  Rechts  zur  Ausübung  der  Seefischerei, 
dass  innerhalb  des  dänischen  S  e  e  territoriums, 
d.  h.  innerhalb  einer  Entfernung  von  drei  See- 
meilen von  der  Küste  und  ferner  in  den  Buchten, 
deren  Eingang  eine  Breite  von  10  Seemeilen 
nicht  überschreitet,  die  Fischerei  nur  den  in 
Dänemark  Heimatsberechtigten  oder  seit  min- 
destens 2  Jahren  Ansässigen  zusteht,  Ausländem 
aber  nicht  (mit  gewissen  Ausnahmen  für  An- 
gehörige Schwedens)  und  dass  Uebertretungen 
mit  Geldstrafen  und  Konfiskation  der  Fische 
und  des  Fanges  geahndet  werden.  —  Die 
Küstenfischerei  wird  einer  Reihe  Einschrän- 
kungen unterworfen,  insbesondere  verboten: 
die  Fischerei  mit  dem  Trawl  und  die  Ver- 
wendung von  Waaden  und  ähnlichen  Gerät- 
schaften, welche  am  Grunde  geschleppt  und  mit 
Booten  etc.  bewegt  werden,  wenn  sie  mit  einem 
höheren  Gewicht  als  40  Pfund  belastet  sind. 
Ausserdem  ist  die  Fischerei  mit  Waaden  aller 
Art  in  allen  Gewässern,  mit  Ausnahme  der 
Nordsee,  des  Skageraks  und  Kattegats  in  den 
Monaten  März,  April  und  Mai  in  demjenigen 
Viertel  der  Gewässer,  in  dem  die  Fischbrut  be- 
sonders sich  aufhält,  untersagt;  die  Grenzen 
der  geschützten  Gewässer  werden  vom  Ministe- 
rium des  Innern  bestimmt.  Für  einzelne  Fisch- 
arten bestehen  Mindestmasse.  Mit  der  Ueber- 
wachung  des  FÜJchereiwesens  sind  staatliche 
Aufsichtsbeamte  (Fischereikontrolleure)  betraut. 

e)  Grossbritannien.  Hinsichtlich  der 
Hochseefischerei  ist  auf  die  Haager  Kon- 
vention zu  verweisen;  ferner  auf  den  mit 
Frankreich  im  Jahre  1839  abgeschlossenen 
Seefischerei  vertrag,  dessen  Einzelheiten  oben 
sub  VI,  2  mitgeteilt  sind.  Für  die  Ueber- 
wachung  der  Küstenfischerei  besteht  in  S  c  h  o  1 1  • 
1  a  n  d  und  Irland  eine  eigene  Behörde,  erstere 
schon  im  Anfang  dieses  Jahrhunderts  einge- 
setzt: Gegenstand  der  gesetzlichen  Regelung 
bilden  namentlich  die  Herings-  und  die  Austem- 
fischerei. 

f)  Italien.  Massgebend  für  die  Ausübung 
der  Fischerei  im  Territorialmeer  ist  das 
G.  T.  4.  März  1877  und  die  dazu  ergangene 
Vollzugs  Verordnung  vom  13.  November  1882. 
Das  Gesetz  giebt  die  Seefischerei  jedermann 
frei,  unterwirtt  dieselbe  aber  bestimmten  Be- 
schränkungen aus  Gründen  des  Fischschutzes, 
der  öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit,  jedoch 
im  wesentlichen  nur  im  Bereich  der  Küsten- 
fischerei d.  h.  innerhalb  einer  Entfernung  von 
B  Seemeilen   von   der  Küste.     Abgesehen   von 


dem  schon  im  Gesetz  enthaltenen  Verbot  der 
Verwendung  von  Dynamit,  explodierenden 
Stoffen  etc.  ist  untersagt:  in  der  Zeit  vom  1. 
Dezember  bis  31.  Mai  die  Verwendung  von 
Schlepp-  und  ähnlichen  Netzen ;  zu  j  e  d  e  r  Z  e  i  t 
die  Verwendung  von  mit  Dampfern  geführten 
Netzen  dieser  Art;  beschränkt  ist  die  Fischerei 
in  der  Nähe  der  Ausmündung  von  Wasserläufen 
in  das  Meer;  für  bestimmte  Fischarten  bestehen 
Schonzeiten  und  Mindestmasse  (letztere 
für  47  Arten  und  bis  zu  70  mm  heruntergehend). 
Die  Einhaltung  der  Mindestmassvorschriften  ist 
durch  entsprechende  Marktverbote  gesichert, 
wobei  indes  Ausnahmen  im  Interesse  der  Vor- 
nahme wissenschaftlicher  Arbeiten,  der  künst- 
lichen Fischzucht,  der  Austemzucht,  des  Fangs 
zum  Zweck  der  Gewinnung  von  Köderfischen 
zugelassen  werden  können.  —  Weitere  Vor- 
schriften sorgen  für  die  Aufrechterhaltung  der 
Ordnung  auf  den  Fischereigründen. 

g)  Niederlande.  Zur  Beratung  der  Re- 
gierung in  allen  Seefischereiangelegenneiten  be- 
steht das  Seefischereikollegium,  aus  15 
Mitgliedern  bestehend  (die  nur  zum  kleineren 
Teil  den  Seefischerei-Interessenten  entnommen 
werden  dürfen).  Regelnde  Vorschriften  über^ 
den  Betrieb  der  Seefischerei  sind  durch  GG.  v.* 
21.  und  23.  Juni  1881  und  7.  Oktober  1884  ge- 
geben worden,  wobei  hervorzuheben  ist :  a)  Jedes 
für  Seefischerei  (ausschliesslich  der  Fischerei  im 
Zuidersee)  benutzte  Schiff  oder  Boot  muss  das 
Buchstabenzeichen  der  Gemeinde  des  Herkunfts- 
orts und  eine  Nummer  am  Bug  und  im  Segel 
führen  und  wird  unter  dieser  Nummer  in  ein 
öffentliches  Register  eingetragen,  b)  Verträge 
mit  Seefischereimatrosen  werden  abgeschlossen 
durch  Eintragung  in  ein  öffentliches  Register; 
auf  Vertragsbrüchigkeit  ist  Strafe  gesetzt  (G. 
V.  18.  Juni  1881).  c)  In  dem  Zuidersee  ist 
zum  Schutz  des  Fischbestandes  die  Fischerei 
mit  gewissen  Grundschleppnetzen  („Kuilnetten") 
unter  Strafandrohung  verboten,  wobei  indes  für 
den  Anchovisfang  Ausnahmen  vorgesehen  sind. 
d)  Gesalzene  („gekaakte")  Heringe  niederlän- 
discher Herkunft  können  auf  Verlan^^en  des 
Fischers  von  öffentlichen,  durch  das  Seefischerei- 
kollegium bestellten  Beamten  untersucht  und 
(als  Vermerk  der  Qualität)  mit  einer  Brand- 
marke am  Fasse  versehen  werden.  —  Hinsicht- 
lich der  Fischerei  auf  hoher  See  ist  auf  die 
Bestimmungen  der  Nordseefischerei-Konvention 
zu  verweisen. 

h)  Oesterreich.  Für  die  Seefischerei 
in  der  Adria  ist  unterm  5.  Dezember  1884  ein 
Gesetz  erlassen  worden,  welches  die  alten  See- 
fischereiordnungen vom  6.  Mai  1835  und  10. 
November  1880,  insbesondere  in  Ansehung  der 
Zulässigkeit  bestimmter  Netze  ergänzt,  Re- 
gistrierung und  Bezeichnung  der  Fischerfahr- 
zeuge vorschreibt  und  die  Einsetzung  von 
Fischereikommissionen  bei  den  Hafenämtern  an- 
ordnet. 

i)  Schweden.  Die  Fischerei  auf  hoher 
See  unterliegt  Einschränkungen  nicht,  für  die 
Küstenfischerei  gelten  die  Bestimmungen  der 
allgemeinen  Fischereigesetzgebung  (s.  o.  S.  528). 
Mindestmasse  für  Seefische  sind  nicht  vorgesehen. 

4.  Pflege  der  Seefischerei  in  Deutsch- 
land und  in  den  Nachbarstaaten.  Die  augen- 
fällige, grosse  Bedeutung  der  Meeresfischerei 
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für  den  Wohlstand  der  Küstonbevölkening  |  fischerei  wichtig  gewordenen  k (in  st- 
und weiterer  Volkskreise  überhaupt  sowie!  liehen  Fischzucht  zur  praktischen  R?- 
filr  die  Versorgung  der  binnenländischen  ;  doutung  auch  für  die  Seefischerei  verholfen 
Bevölkeining  mit  Fischfleisch,  die  wichtigen  i  worden  kann,  worüber  dermalen  die  An- 
Beziehungen eines  Seefischerei^werbes  zur  j  schauungen  der  sachverständigen  Krei>»^ 
Seescliif fahrt  und  der  begreifliche  Wunsch  iim-h  sehr  auseinandergehen.  (Von  der 
des  einzelnen  Staates,  an  der  Hebung  der '  Station  für  künstliche  Zucht  von  Seefischen 
Schätze,  welche  die  Meeresgründe  dar- ;  in  Flödewig  bei  Arendal  in  Norwegen  sind 
bieten ,  soweit  immer  thunlich,  el)enfalls  i  bis  jetzt  130  Millionen  Eier  von  Kalieljau  und 
teilzunehmen,  hat  schon  selir  frühzeitig  da- '  Plattfischarten  künstlich  befruchtet  und  <ia- 
zu  geführt,  durch  besondere  staatli(*he  Mass-   von  67  Millionen  Jungbrut  erzielt  und  dem 


nahmen  pfleglicher  Art  der  Seefischerei  und 
namentlich  der  Hochseefischerei   kräf- 


Meere  übergeben  worden.  Eine  zweite  grös>- 
Station   dieser  Art  besteht  in  Nordameriki 


tigen  Vorschub  zu  leisten.  Ein  solches  zu  Woods  Hall  zur  Ausbrütung  von  KabeJ- 
fürderliches  Eingreifen  von  Staatswegeu  I  jau,  Heilbutt,  Schellfischen,  Heringen,  Ma- 
erklärt  sich  aus  der  Tliatsache,  dass  die  j  krelen.)  Ganz  unzweifelliaft  sind  die  Er- 
Ausbeutung der  Fischgründe  des  Meeres,  i  folge  der  seit  längerer  Zeit  an  verschiode- 
soweit  die  Hochseefischerei  in  Be- 
tracht kommt,  Aussicht  auf  lohnenden  Er- 
folg nur  bei  Aufwendung  grosser  Kapi- 
talien  sich   versprechen  darf  sowie    cfass 


nen  Orten  der  Meeresküste  betriel^enen 
künstlichen  Austernzucht  (Beispiels- 
weise sind  in  der  Provinz  Zeeland  ISSö 
rund  30  Millionen   cementierter  Ziegel  auf 


die  Hochsee-  und,  weim  schon  in  ge- ;  den  verpachteten  Bänken  der  Scheide  zum 
lingerem  Grade,  auch  die  Küstenfischerei .  Auffangen  von  Austernbrut  ausgelegt  uod 
vielfachen  Gefähi-dungen  und  Verlusten  (an  eine  dui-chschnittliche  Besetzung  jeden  Zie- 
Menschenlel)en,  Fahrzeugen,  Netzen  etc.) ;  gels  mit  60  Austern  erzielt  worden.  Der 
<lurch  Stürme  und  andere  Unfälle  ausge-  [  Vei-sand  von  holländischen  Austern  belief 
setzt  ist,  weshalb  vielfach  das  Kaj)ital  und  sich  1885  auf  34  Millionen  Stück  im  Wert 
der  Unternehmungsgeist  nur  zögernd  in '  von  rund  1870000  Gulden.) 
den    Dienst    der    Set^fischei-ei    sich    stellte.         r       n  *     t       r»«  j       o 

Die  Mittel,   (Ueses  in  der  Natur  des  Ge-  ,.    [^    .^P^ug    auf    die    Pflege    der  Se»- 
werbes    liegende    Hindernis    zu   beseitigen   ^^*^{}^^'*^|  ^^  ^^^^  emzelnen  Staaten  ist  zu  U- 
und   einen  Anreiz   zur  Beteiligung   an   den   ^^i***-^"» 
Fischei-eiunternehra ungen  zu  geben ,  kön nen  i        . a)  De u  t s c h  1  a n d.  Einen  wichtigen  Wentle- 


S(*hr  versohiedenartig  gestaltet  sein  und  be- 
standen und  bestehen  in  der  Gewähning 
von  Prämien  für  den  Bau  und  die  Aus- 
rüstung von  Fischfahrze\igen,  in  der  x\uf- 
legung  von  Eingangszöllen  auf  die  von  An- 
gehörigen anderer  Nationen  eingeführten 
Fische  und  sonstigen  Meereserzeugrnisse, 
in  der  Zuwendung  von  Fangprämien  an  die 
eigenen  Landesangehörigen,  in  der  Befi-ei- 
ung  von  der  Entrichtung  oder  in  der  Er- 
mässigung der  sonst  bestehenden  Hafen- 
gelder und  Lotsengebühren  zu  Gunsten  der 
Fischereifahrzeuge.  Wichtiger  vielleicht  noch 
als  die  vorgenannten  Massnahmen  dürfte 
eine  Vorsorge  sich  erweisen  für  Anlegung 
von  sturmsicheren  Fischerhäfen  und 
für  Einrichtung  und  etwaige  staatliche 
Unterstützung  von  V  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s  - 
kassen  zum  Zwecke  der  Gewälu-ung  von 
Beihilfen  für  verlustig  gegangene  oder  be- 
schä^Ugte  Fahrzeuge  und  Gerätscliaften.  Be- 
sondere Beachtung  verdient  aucli  die  För- 
derung von  wissenschaftlichen  Unter- 
suchungen über  die  Fauna  des  Meeres 
und  die  Entstehungs-  und  Ernährungsbe- 
dingungen der  Fischwelt  insbesondere,  weil 
dai-aiis  leicht  wertvolle  Unterlagen  für 
weitere  Massnahmen  pfleglicher  Art  ge- 
wonnen werden  können,  femer  die  Piüfung 
der  Frage,  inwieweit  der  für  die  Binnen- 


punkt    für    die    Entwickelung    der   deutschen 
beelischerei  bildete  die  im  März  1885  erfoli?te 
Einrichtung    einer   besonderen    Sektion  des 
deutschen  Fischereivereins    für  Küs- 
ten- und  Hochseefischerei,  die  seit  ItSW 
als  deutscher  Seefischerei  verein  sich  selbständig 
konstituiert  bat  und  in  welcher  nunmehr  ein 
Uentralorgan  aller  auf  Hebung  dieses  Erwerbs- 
zweiges  gerichteten  Bemühungen  und  Bestre- 
bungen geschaffen  ist,  sowie  der  Umstand.  das3 
für  S'örderung^  der  Hochseefischerei  aus  Reichs- 
mitteln seit  dem  Jahre  1887  eine  inzwischen 
auf    den    Betrag    von    400000    Mark   erhöhte 
Geldsumme  zur  Verfügung  steht,  zu  der  noch 
die  Preussischen  Fonds  (abgesehen  von  den  für 
Hafenbauten  aufgewendeten  Mitteln,  rund  3Ü(XlO 
Mark)    hinzutreten.    —    Eine    staatliche    Be- 
günstigung ist   der   Hochseefischerei  ancfa  da- 
durch zu  teil  geworden,  dass  durch  Bondesrats- 
beschluss   vom  Jahre   1885   für  die  Zolassonir 
als    Schiffer    in    kleiner    Fahrt   auf  Hochsee- 
fischereifahrzeugen —  im  Unterschied  zu  den 
sonst    geltenden    Prüfungsvorschriften   —  der 
Nachweis  einer   60-monatlichen   Fahrzeit  nach 
zurückgelegtem    15.  Lebensjahr  für  genügend 
erklärt  und  dass  die  von  Heringsfahrzeugen  zu 
zahlende  Lotsengebühr  preussischerseits  anf  die 
Hälfte     des     tarifmässigen    Satzes    erm&ssig:t 
wurde ;  vorteühaft  hat  sich  auch  die  eisenbahn- 
seitig  ergangene  Anordnung  erwiesen,  wonach 
für  den  Versand  von  Heringen  von  Emden  na<;h 
Sudwestdeutschland  auf  den  preussischen  Bahnen 
ein  ermässigter  Ausnahmetarif  zugestanden  and 
für  Frischfischsendangen  möglichst«  Beschlenni- 
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g-ung  der  Eisenbahnbeförderung  vorgeschrieben 
worden  ist. 

b)  Belgien.  Eine  Unterstützung  der 
Fischerei  durch  Staatsprämien  findet  seit 
längerer  Zeit  nicht  mehr  statt;  dagegen  wird 
der  Versand  frischer  Fische  ins  Binnenland 
durch  eigene  Nachtzüge  auf  den  Bahnen  wesent- 
lich gefördert,  eine  Prüfung  von  den  Führern 
der  Hochseefischereifahrzeu^e  nicht  verlangt, 
Lotsenabgaben  nicht  entrichtet,  wohl  aber 
Hafe nabgaben,  z.  B.  in  Ostende.  An  diesem 
Ort  ist  auch  der  Sitz  einer  Versorgungs- 
kasse für  die  Fischer  zur  Gewährung  von 
Unterstützungen  an  Waisen  und  Witwen  von 
Fischern  sowie  an  alte,  kranke,  gebrechliche 
Fischer. 

c)  Dänemark.  Die  Regierung  verwendet 
jährlich  etwa  13000  Mark  zur  Unterstützung 
der  Fischerei  durch  Gewährung  von  Eeise- 
stipendifen  an  Sachverständige,  zur  Anschaffung 
neuer  Boote  oder  noch  nicht  erprobter  Fangge- 
räte, ausserdem  jährlich  10000  bis  60000  Mark 
in  Form  zinsfreier  Darlehen  zum  Bau  und  zur 
Verbesserung  von  Fischereihäfen.  Ein  Prämien- 
system besteht  nicht,  doch  wird  der  Zoll  für 
das  für  ausgeführte  Fische  verwendete  Salz 
rückvergütet.  Der  Bahntransport  ist  für  den 
Versand  im  Lande  wie  nach  Deutschland  sehr 
erleichtert  (durch  schnelle  Beförderung,  er- 
mässigte  Taxen).  Von  den  Führern  kleiner 
Fahrzeuge  wird  eine  Prüfung  nicht  verlangt, 
Schiffsabgaben  nicht  erhoben,  insbesondere  Hafen- 
abiraben  nicht  oder  doch  nur  in  ermässigtem 
Betrag. 

d)  Gross britannien.  In  älterer  Zeit 
hat  die  englische  Regierung  die  Seefischerei 
durch  unmittelbare  Geldbeihilten  wirksam  unter- 
stilt2:t,  in  neuerer  Zeit  nur  ausnahmsweise  in 
der  Zeit  zwischen  1820  und  1830  Prämien 
zur  Ausrüstung  von  Fahrzeugen  und  zur  Ver- 
arbeitung von  Fischereiprodukten  (jährlich 
zwischen  200000  und  1300000  Mark)  verwil- 
ligt, seitdem  aber  solche  Zahlungen  eingestellt. 
Auch  zollpolitische  Massregeln  zur  Förderung 
der  nationalen  Fischerei  (Einfuhrzölle,  Export- 
prämien) bestehen  nicht  mehr,  ebensowenig 
Vergünstigungen  hinsichtlich  des  Bahntrans- 
ports der  Fische  in  das  Binnenland,  und  selbst 
für  Anlage  von  Fischerhäfen  geschieht  aus 
öffentlichen  Mitteln  nur  wenig.  Dagegen  war 
für  die  Ausbreitung  der  Fischereiindustrie  von 

fünstiger  Wirkung,  dass  der  Staat  von  den 
ührem  der  Fischerfahrzeuge  keinerlei  Prüfung 
forderte,  dass  diese  Fahrzeuge,  von  der  regel- 
mässigen Zollrevision  befreit,  jeder  Zeit  unge- 
hindert ein-  und  auslaufen  dürfen,  dass  An- 
musterungsgebühren nicht  erhoben  und  auch 
Lotsen-  und  Hafengelder  von  Fischerfahrzeugen, 
wenn  überhaupt,  nur  in  sehr  geringer  Höhe 
gezahlt  werden. 

e)  Frankreich.  Von  den  europäischen 
Staaten  ist  Frankreich  derjenige,  in  welchem 
in  reichstem  Masse  die  Seefischerei  seit  ältester 
Zeit  den  Gegenstand  administrativer  und  ge- 
setzlicher Massnahmen  bildete.  Zu  der  Hoch- 
seefischerei gehört  der  Walfischfang  und  der 
Stockfischfang,  und  für  beide  Arten  von  Fischerei 
—  die  erstere  hat  tibriffens  seit  Jahren  ganz 
aufgehört  —  werden  auf  Grund  besonderer  Ge- 
setze (für  den  Stockfisch-  oder  Kabeliaufang 
aus  den  Jahren  1851,   1860  und  1870)  Prämien 


den  ausfahrenden  Schiffern  gezahlt  (Aus- 
rüstungsprämien  und  Fangprämien,  die 
ersteren  von  15  bis  50  Francs,  die  letzteren  von 
12  bis  20  Francs  für  90  kg  Fangergebnis),  im 
ganzen  jährlich  in  einer  Gesamtsumme  von  2% 
Millionen  Francs.  Das  zur  Zubereitung  des 
Fang^es  verwendete  Salz  ist  steuerfrei,  für  aus- 
ländisches Salz  wird  der  Zoll  ganz  oder  teil- 
weise nachgelassen.  Durch  einen  Zoll  auf  ein- 
geführte ausländische  (nicht  von  französischen 
Schiffen  stammende)  Stockfische  erfährt  die 
Kabeliaufischerei  eine  weitere  Begünstigung.  — 
Als  Begünstigungen  der  Küstenfischerei, 
welche  im  wesentlichen  diejenige  auf  Heringe, 
Makrelen,  Sardinen,  sonstige  frische  Fische  und 
Austern  in  sich  begreift,  sind  zu  erwähnen: 
der  auf  vom  Auslande  kommende  Fische  ge- 
legte Eingangszoll;  Befreiung  der  Fischer  von 
der  Salzsteuer;  Herabsetzung  von  Eisenbahn- 
frachten für  Fischtransporte;  Bewilligung  von 
Beihilfen  bei  Unglücksfällen  und  Verlusten; 
Anlage  von  neuen  Schutzhäfen  und  Verbesserung 
der  bestehenden.  —  Die  Austernfischerei  ist 
durch  einen  Zoll  geschützt,  die  Einfuhr  durch 
englische  Fischer  verboten.  —  Auch  die  Ein- 
sammlung der  Strandgewächse  ist  durch 
besondere  Dekrete  (von  1868  und  1873)  ge- 
regelt und  nur  zu  bestimmten  Zeiten  und  nur 
bei  Tage  gestattet. 

f)  Schweden  und  Norwegen.  In 
Schweden  sind  die  früher  unmittelbar  aus  der 
Staatskasse  gewährten  Fisch ereiprämien  seit 
1868  eingestellt  worden,  die  Unterstützung  aus 
Staats  mittein  besteht  jetzt  nur  noch  insoweit, 
als  zum  Bau  von  Häfen  und  Booten  bis  zwei 
Drittel  der  Kosten  zugeschossen  werden,  sofern 
der  Restbetrag  von  den  Interessenten  über- 
nommen wird.  Dagegen  wird  das  Seefischerei- 
gewerbe in  mehrfacher  Hinsicht  durch  die  p  r  o  - 
vinziellen  Haushaltungsgesellschaften  (aus 
den  Mitteln  der  ihnen  überlassenen  Anteile  an 
der  Branntweinsteuer)  unterstützt  (Gewährung 
von  Darlehen  zur  Herstellung  von  Booten,  Häfen, 
zur  Anlage  von  Salzereien  etc.).  Exportprämien 
werden  seit  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts 
nicht  mehr  gezahlt.  Für  den  Transport  von 
Fischen  bestehen  Frachtverffünstigungen,  Schiffs- 
führer und  Steuerleute  der  Fischerfahrzeuge 
unterliegen  keiner  Prüfung,  eine  Zollkontrolle 
für  die  Fischerfahrzeuge  besteht  nicht,  Hafen- 
abgaben werden  nicht  erhoben.  Aehnliches  gilt 
von  Norweg^en,  doch  fehlen  hier  die  Trans- 
portvergünstigungen; an  die  Gesellschaft  zur 
Förderung  der  norwegischen  Fischerei  zahlt 
der  Staat  jährlich  13—17  000  Mark. 

YII.  Fischereistatistik. 

Eine  Statistik  der  Binnenfischerei 
fehlt  30  gut  wie  ganz.  Für  die  See- 
fischerei mögen  folgende  Angaben  Platz 
greifen:  Nach  einem  Aufsatz  von  Spencer 
Wal  pole  (The  British  Fish  Trade)  haben 
in  den  letzten  Jahren  in  Grossbritannien 
118000  Fischer  in  37  000  Fischerfahrzeugen 
der  Fischerei  obgelegen,  und  es  sind  weitere 
80000  Menschen  im  Lande  selbst  mittelbar 
durch  die  Fischerei  beschäftigt  worden; 
das  in  den  Fischereien  angelegte  Kapital 
wird  auf  5  Millionen  £  geschätzt,   der  Er- 
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trag  der  Heringsfischerei  für  Grosshri- 
tannien  zu  2  Millionen,  der  (tesamtertrag 
der  Fischerei  zu  9^  2  Millionen  £  berech- 
net. Nach  Wali)oles  Annalimeu  werden 
femer  alljährlich  von  den  versclüedenen, 
allein  an  der  N  o  r  d  s  e  e  f ischerei  beteiligten 
Nationen  Fische  im  Wort  von  25  Millionen 
i:  entnommen,  und  den  Gesamtverbrauch  der 
Welt  an  Fischen  schätzt  derselbe  auf 
550  (MM^)  To.,  eine  Menge  Nahrungsstoff,  die 
dem  Fleisch  von  beiläufig  1^'2  Millionen 
Rindern  gleichkommt.  —  Bemerkenswert 
sind  auch  die  in  der  amtlichen  nor- 
wegischen Fischereistatistik  mitgeteilten 
Ziffern  über  den  in  den  verschiedenen 
Meeren  ei-zielten  Fang  \\m\  den  Verbrauch 
an  Kabel  ja  u,  deren  in  der  Periode  1872. 78 
alljährlich  153  Millionen  Stück  gesalzen  und 
getrocknet  auf  den  Wt4tmarkt  kamen;  da- 
von fühi-te  aus:  Norwegen  (>3  Millionen, 
Canada  86  Millionen,  Neufundland  33  Millio- 
nen (weiten»  ausführende  lilnder  sind  die 
Vereinigten  Staaten,  Island,  Fi'aiikreich, 
Schottland,  Holland).  Unter  den  ein- 
führenden Ländern  stechen  die  katholischen 
(wegen  der  zahlreichen  Fasttage)  mit  oben- 
an: Spanien  mit  3H,  Westindien  mit  38, 
Italien  und  Oestenvich  mit  1S.4,  Brasilien 
mit  12,5,  Portugid  mit  8,S,  Gnjssbritannien 
\md  Irland  mit  7  Millionen;  die  übrigen 
31  Millionen  verteilen  sich  auf  Schweden, 
Holland,  Vereinigte  Staaten,  Südamerika, 
Deutschland,  Däneunai-k,  Russlaud,  Belgien; 
etwa  60^.0  der  Gesamtmenge  wird  in  Eu- 
ro]>a,  40^.0  in  Amerika  verzehrt. 

In  Deutschland  überwiegt  zur  Zeit 
noch  die  KtistenfiscluTei  —  an  der  Nord- 
und  Ostsee  —  an  Bedeutung  diejenige  der 
Hochseefis(iherei  und  steht  eljen  deshalb 
der  Ei'trag  der  dtjutschen  Me»Tesf ischerei 
<lem  in  anderen  Striaton  erzielten  selu-  er- 
heblich nach,  und  zwar  wesentlich  als 
Folge  des  ümstandes,  dass  das  Grosskapital 
bis  jetzt  in  minderem  Grade  als  anderwärts 
für  Zwecke  der  Hochseefischerei  zur  Ver- 
fügung sich  stellte.  Erst  seit  einigen 
Jahren  häufen  sich  —  unter  der  thatkräf- 
tigen  Leitung  des  deutscheu  Seefischerei- 
vereins —  die  Bemühungen,  an  der  Aus- 
beutung der  weiten  Meeresgründe  in  um- 
fangreicherem Masse  aucli  deutscherseits 
teilzunehmen,  und  es  sind  vielversprechende 
Ansätze  einer  erfreulichen  Fortent- 
w^ickelung  in  dieser  Beziehung  schon 
jetzt  zu  verzeichn(»n.  Die  Zalü  der  in  der 
Nordsee  ausserhalb  der  Küstenge- 
wässer, also  zur  Hochseefischerei  ver- 
wendeten Falirzeuge  (in  der  Ostsee  findet 
wesentlich  nur  Küstenfischerei  statt)  belief 
sich  1^87  auf  402,  der  Besatzung  auf  1429 
Köpfe,  1894  dagegen  auf  472  Schiffe  mit 
2264  Köpfen.  Der  Wert  der  Hochsee- 
fischerei f  ah  rzeuge    (darunter   1()(J   Dampfer) 


jund  der  AusHlstung  wird  neuerdings  zu 
I2V2  Millionen  Mark  angegeben.  —  Die 
I Bruttoerträgnisse  der  Hochseefischerei  ui 
der  Nordsee  werden  für  1897  auf  rund  1<» 
Millionen  Mark,  im  Ostseegebiet  nur  aiif 
etwa  300000  ilai-k  geschätzt  Wie  s^^lir 
die  deutsche  Hochseefischerei  in  dem  letzten 
Jahrzehnt  sich  entwickelt  hat,  ergiebt  ^i«ii 
daraus,  dass  die  Fischanfuhr  zu  den  Fisi-Ii- 
auktionen  in  Altona,  Hamburg  und  Geest»> 
münde  im  Jahre  1888  einen  Wert  von  nur 
98SiMK)  Mark,  1896  dagegen  einen  solchen 
von  nuid  5,7  Millionen  Mark  hatte,  alsr.  in 
sieben  Jaliren  auf  dac^  Sechsfache  {ge- 
stiegen ist. 

Litteratur:  Ente  freilich  noch  kcin^jnr^-gn  rr- 
schöpfende  systematische  Darstellung  der  Binnrn- 
und  tSteßscherei  nach  der  rechtlichen  warf  pß"j- 
liehen  iSeite  hin  giebt  erstmals  der  Auffutz  ^h* 
Verfassers  in  Sch&nbergs  Handbuch  der  ;*'•«'.'- 
iischen  Oekonamie,  181*1,  an  irelchen  diesr  Be- 
arbeitung sich  anlehnt.  Von  sonstigen  b^^i  dü*fr 
Arbeit  vorzugsveise  benutzten  Werken  *tud  :h 
erwähnen : 

1.  Küsten-  und  Hoehseefisckff'  L 
Berichte  über  Preussens  laudn  irt- 
schaftL  Verwaltung,  erstattet  rou  'i/m 
Minister  für  lAindwirtschaft ,  Domänen  "/"' 
Forsten.  —  Mi  tteilungen  der  ^fkt /••  >i 
des  deutschen  Fischerei  vereint  üir 
Küsten-  und  Hochseefischerei  (seit  ISSö  in  ß^i-iin, 
seit  1890  in  Hannover).  —  Deutsche  Fische f-i- 
Zeitung  (in  Stettin  erscheinend).  —  Bohnkof, 
Die  Organisation  der  Seefischerei  in  den  StanUH 
Europas  und  Noniamerikas,  1889.  —  Beneeke, 
Fische,  Fischerei  und  Fischzucht  in  West-  w«-! 
Ostpreussen,  1881.  —  Derselbe  f  Fischerri.  ».« 
SchVmbergschen  Handb.  der  politischen  (kkommir, 
J.Auß.,  Dd.  II,  Abh.XVI,  S.  S45  f.  (dort  nurk 
weitere  Litt.).  —  Brandt  f  Die  EntvieH»»*'} 
der  deutschen  Hocliseefiecherei  in  der  Sonf*'*' 
(in  den  Jahrbüchern  für  Aal.  u.  .^v^.. 
Jahrg.  1897).  —  Gareis,  Die  Bewirtsch'iüu^*) 
des  Meeres,  IS  75.  —  Jjifidenuinnn  Beitrüge  r»<r 
Statistik  der  deutschen  Seefischerei,  iSbS.  — 
Macard  f     Darstellung    der    preiissisckt n    .Vr- 

I  fischerei  in  ihrer  jetzigen  Lage,  1870. —  Siehe  nurh^ 
namentlich  betreffs  der  fremden  Litteratur,  •?'<• 
Bibliographie  von  K.  Frankenstein  in  Sehirap-' 
pachf    Forst-,  Jagd-  und  Fiachereipolilik.  i>"^^. 

2.  Binne nfi sehe rei  recht.  HauptqHfUf : 
Gesetzblätter,  sonstige  amtliche  Veröffentlichuiuyn. 
Ausserdem:  Das  Fischereigesetz  für  t'*^» 
preussischen  Staat  nebst  den  für  die  ein- 
zelnen Provinzen  erlassenen  Ausführungsverord- 
nungen, 1887.  —  Verhandlungen  de»  kgi 
preuss.  Landesökonom  iekollegiuMi?, 
Regelung  der  Adjazentenfischcrti ,  1889.  — 
Jahresberichte  des  schiceiz,  eidgf- 
nössischen  Handels-  und  Landwirt- 
schaftsdeparlements,  —  Allgemeine 
Fischereizeitung,  Organ  der Ijandesßscherfi- 
vereine  für  Bayern,  Sachsen,  Baden  (in  München 
erscheinend).  — Den tsche  Fischereizritvug 

I  (in  Stettin  erscheinend).  —  Cirkulare  da 
I  deutschen  Fischereivereins  (in  Bfrlia 
I      erscheinend).  —  Borgtfiann,  Die  Fischerei »« 
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Walde,'  1893,  —  Buchenherger ,  Fischerei- 
recht und  Fischereipflege  im  Grossherzogtum 
Baden,  1888,  —  Lewald,  Die  Adjazentenßäche- 
rei  und  ihre  Beschränkwig  nach  Analogie  dei' 
Jagd,  1888,  —  Fr.  PoHock,  The  fishery  laws, 
188S.  —  Schröder,  FischereiwirUchaftslehre  der 
natürlichen  Binnengewässer,  1889.  —  St<iu^ 
dinier,  Der  Fischereisehutz  durch  die  Strafge- 
setzgebung ,  1881.  —  Derselbe^  Die  bayerische 
Landesfisehereiordnung  v.  4.  X.  I884  mit  den 
Kreisfischereiordnungen  nebst  Erläuterungen,  2 
Bändeken,  188 4  und  1888.  —  Derselbe,  Artikel 
n Fischerei  und  Fischereipolizein  in  Stengels 
Wörterbuch  des  Deutschen  Vcrwaltungsrechts, 
1889, 90. 

8.  Technik  und  Pflege  der  Binnen- 
fischere  1 .  Ausser  den  bereits  enoähnten  amü. 
Veröffentlichungen  u.  Fachzeitschriften :  Beneke, 
Die  TeichwirUchaft ,  1886.  —  v.  d.  Borne, 
Fischereiverhältnisse  des  Deutschen  Reichs,  Oester- 
reich'Ungams,  der  Schweiz  und  Luxemburgs, 
1882.  —  Derselbe,  Handbuch  der  Fischzucht 
und  Fischerei,  1886.  —  Clapartde,  Vertilgung 
der  den  schweizerischen  Fischereien  schädlichen 
Tiere,  1885,  —  Keller,  Die  Anlage  der  Fisch- 
ipcge,  1885.  —  König,  Ueber  Vertmreinigung 
der  Gewässer,  1887.  —  A.  Metzger,  Fischerei 
und  Jf^chzticht  in  den  Binnengewässern,  1887. 
—  Nienhaus^Meinau ,  Die  Verunreinigung 
des  Rheins  durch  Abfallstoffe  der  Fabriken  im 
Boiler  Industriebezirk,  188S.  —  Nitsche,  Der 
Flussaal  und  seine  wirtschaftliche  Bedeutung, 
1886.  —  Derselbe,  Die  Süsnwasserßsche  Deutsch- 
lands, 1897.  —  «T.  Sttst-a,  Die  Ernährung  des 
Karpfen  und  seiner  Teichgenossen,  —  Vogt, 
Die  künstliche  Fischzucht,  1859.  —  WittmaclCf 
Beiträge  zur  Fischereistatistik  des  Deutschen 
Reichs.  —  Zacharias,  Die  niedere  Tierwelt 
'ler  Binnenseeen,  1889. 
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1.  Geschichtliche  Einleitung.  2.  F.  nach 
heutigem  Recht,  insbesondere  der  Reichsfiskus. 
3.  Die  Rechtestellung  des  F.  im  Verkehr.  4. 
Haftung  des  F.  für  Pflichtwidrigkeiten  der 
Staatsbeamten. 

1.  Geschichtliche  Einleitniig.  Im 
Rechte  der  römischen  Republik  erscheint 
auch  auf  dem  Gebiete  des  Vermögensrechts 
der  Populus  nicht  als  ein  den  Individuen 
gleichgestelltes  Individuum,  sondern  überall 
als  die  den  einzelnen  übergeordnete  souve- 
räne Gesamtheit.  Was  an  Vermögensrechten 
dem  Populus  zustand,  war  als  res  publica 
(Patrimonium,  pecunia  popidi,  darunter  be- 
sonders das  aerarium)  den  objektiven  Nor- 
men des  Privatrechts  entrückt.  Der  Ge- 
schäftsverkehr des  Staates  mit  den  einzel- 
nen bewegt  sich  nicht  in  den  Formen  der 
negotia  inter  privates,  sondern  in  einer 
Reihe  eigenartiger  publizistischer  Rechtsge- 
schäfte: diesen  Geschäften  fehlt  vor  allem 
der  Sckutz  des  civilrechtlichen  Aktionen- 
systems, an  seine  Stelle  tritt  ein  rein  ver- 
^altungsrechtliches    Verfahren,     bei     dem 


durch  die  Magistrate  grundsätzlich  die  Ge- 
meinde in  eigner  Sache  entscheidet. 

Zur  Kaiserzeit  trat,  solange  die  Verwal- 
tung in  republikanischen  Formen  sich  fort- 
bewegte, dem  aerarium  populi  der  fiscus 
Caesar is  zunächst  als  kaiserliche  Privat- 
kasse, und  als  solche  den  Normen  des  Privat- 
rechts unterstehend,  gegenüber.  Wie  aber  vor 
und  nach  die  Staatsgewalt  in  der  Person 
des  Princeps  sich  koncentrierte ,  so  nahm 
auch  dessen  Fiscus  die  staatlichen  Einkünfte 
mehr  und  mehr  in  sich  auf,  absorbierte  zu- 
nächst thatsächlich,  dann  auch  rechtlich  das 
Aerarium  und  bildete  sich  damit  zur  Staats- 
kasse aus,  von  welcher  dann  wieder  das 
private  Patrimonium  Principis  sich  schied. 
Theoretisch  blieb  diese  neue  Staatskasse, 
der  fiscus,  dem  Privatrechte  imterstellt, 
aber  praktisch  wurde  durch  eine  Reihe  von 
Privilegien  im  materiellen  Recht  wie  im 
Prozesse  die  Gleichstellung  des  Fiskus  mit 
den  Privaten  nahezu  wieder  in  ihr  Gegen- 
teil verkehrt.  Diese  Privilegien  pflegen  zu- 
gleich mit  den  zahllosen  dem  Fiskus  durch 
die  Kaisergesetzgebung  eröffneten  Quellen 
zu  gelegentlichem  Vermögenserwerb  (Strafen, 
Konfiskationen,  erblose  Verlassenschaften, 
caduca)  als  jura  fisci  zusammengefasst  zu 
werden  (reichhaltiges  Verzeichnis  von  Heu- 
bach bei  Weiske,  Rechtslexikon  s.  v.  Fiskus). 
Die  deutschen  Kaiser  nahmen  die  römisch- 
rechtlichen  Fiskusrechte,  modifiziert  durch 
Reichsgesetze  und  Herkommen,  unbedenk- 
lich für  sich  in  Anspruch.  Wie  andere 
Hoheitsrechte  wurden  sie  Gegenstand  der 
Verleihung  an  die  Reichsmitglieder  und 
mit  Erstarkung  der  Landeshoheit  allmählich 
als  deren  selbstverständlicher  Bestandteil 
angesehen.  Die  landständische  Verfassung 
führte  wiederum  zu  einem  der  römischen 
Scheidung  zwischen  fiscus  und  aerarium 
äusserlich  ähnlichen,  oft  auch  so  bezeichne- 
ten Unterschiede  zwischen  dem  den  Staats- 
zwecken dienenden  Vermögen  des  Landes- 
herrn und  dem  miter  Mit  Verwaltung  der 
Stände  stehenden  Landesvermögen  (noch 
heute  in  Mecklenburg);  die  jura  fisci,  so- 
weit darunter  nicht  Erwerbsquellen,  sondern 
die  bevorzugte  Stellung  im  Privatrt^cht  und 
Pi-ozess  zu  verstehen,  kommen  der  einen 
wie  der  anderen  Masse  zu. 

Als  eine  Art  von  Ausgleichung  gegen 
die  übermässig  ausgedehnten  Privilegien 
des  Fiskus  wurde  imd  wird  im  gemeinen 
Rechte  zum  Teil  noch  gelelirt,  dass  »in 
dubio  contra  fiscum«  zu  entscheiden  sei, 
eine  missverständliche  Auslegung  der  Lex 
10  Dig.  de  jure  fisci  49.,  11,  welche  sich 
mit  der  Pflicht  des  Richteramts,  das  einmal 
bestehende  positive  Kecht  ohne  Nebenrück- 
sichten zur  Geltung  zu  bringen,  nicht  ver- 
trägt 

2.  F.  nach  heati|^ni  Recht,  insbeson- 
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dere  der  Reichsfiskus.  Nach  heutiprem 
Staatsreclit  ist  dio  vermögensi-echtliche  Por- 
sönliclikeit  des  Staates  begrifflich  mir  eine 
Seite  der  Staatsperaöiiliehkeit :  den  Staat 
selbst  als  Subjekt  von  Vermöpensnvhten, 
alH  juristische  Pei^son  auf  dem  (jef)iele  des 
Privatrechts,  nennen  wir  Fiskus.  Es  ist 
weder  erforderlich  noch  ziüässip,  den  Fiskus 
als  besondere  Personifikation  des  Staats- 
vermogens  dem  Staate  als  der  fingierten 
Persönlichkeit  der  im  Staate  veivinigten 
Individuen  entgegenzusetzen  (Windscheid, 
Pandekten  I,  §  r>7).  Aehnlich,  nur,  weil 
im  absoluten  Staate  erlassen,  an  Stelle  der 
Gesamtheit  der  Mitglie<ler  den  Landesherm 
als  Träger  der  Staatspersönlichkeit  setzend, 
unterscheidet  die  pi'eussis(*he  Kabinettsordre 
V.  4.  Dezeml>er  1831  »über  die  Grenzen 
zwischen  landespolizeilichen  und  fiskalisclien 
Rechtsverhältnissen«  und  gelangt  so  zu 
ihren  zu  weit  gehenden  Konse(|uenzen  in 
Versägung  des  Rechtsweges  für  vermögens- 
rechtliche Ansprüche  aus  staatshoheitlichen 
Akten   des  Liandesherrn  und  seiner  Organe. 

In  jedem  Staate  giebt  es  nur 
einen  Fiskus.  Die  einzelnen  gesonder- 
ten Vermögensverwaltungen  des  Staates, 
die  stationes  fisci  (Domänen-,  Eisenbahn-, 
Militär-,  Stenerfiskus  etc.)  hal>en  keine  ge- 
sonderte juristische  Persönlichkeit,  sie  kön- 
nen nicht  untereinander  Rechtsgescliäfte 
eingehen  (nur  Verwaltungsanordnungen  unter 
der  Form  von  Verträgen  treffen),  nicht 
Prozesse  miter  sich  führen  etc.  Niu*  die 
Ordnimg  des  staatlichen  Kasj^enwesens  und 
die  Notwendigkeit  einer  gesonderten  Ver- 
tretung für  die  verschiedenen  Verwaltungs- 
zweige nötigen  zu  dem  (auch  iju  B.G.B. 
§  395)  anerkannten  Satze,  dass  eine  Auf- 
rechnung gegen  Fordenmgen  des  Fiskus 
niu*  stattfindet,  wenn  dieselbe  fiskalische 
Kasse  zu  empfangen  und  zu  zahlen  hat. 
Die  besondere  vermögensrechtliche  Persön- 
lichkeit engerer  Verbände,  aus  denen  der 
Staat  sich  aufbaut  (Gemeinden  und  grössere 
kommunale  Verbände)  wird  damit  aber 
ebensowenig  ausgeschlossen  als  die  Aus- 
scheidung einzelner  mit  besonderer  Persön- 
lichkeit versehener  Fonds  (Stiftungen)  aus 
dem  Staatsvermögen. 

Andererseits  besteht  kein  Staat  ohne 
Fiskus.  Der  Begründung  des  norddeut- 
schen Bundes  und  des  Deutschen  Reiches 
haben  nicht  juristische  Formeln  zu  Grunde 
gelegen;  die  rechtswissenschaftliche  Kon- 
struktion hatte  den  gegebenen  That^achen 
zu  folgen  und  hat  sidi  von  politischen  Nei- 
gimgen  und  Erwägimgen  nicht  frei  halten 
können.  Die  Auffassung  der  neuen  Bildung 
als  eines  blossen  Staatenbundes  war  nach 
der  Art  ihrer  Entstehung  nicht  unbei-echtigt, 
und  folgerichtig  durfte  das  Vermögen  des 
Bundes  als  ein  blosses  Gesellschaftsvermö- 


gen   seiner   Mitglieder   angesehen    w«^p1.,'d. 
Erst    die    weitere   Entwickelung   führte   zu 
der  jetzt  nicht  mehr  zu  bestreitenden  A^if- 
fassung   des   Reiches   als  Bun<ies.staat,  ud-1 
■damit  war  auch  die  Existenz  eines  ReivLs- 
'  fiskus   gegeben.     Die   Gesetzgebung   s^/Il^st 
zögerte  dies  auszusprechen,  die  Verfassuni:>- 
urkunde    spricht    von     »gemeiuscliaftlici;en 
Einnahmen  und  Ausgaben«,  sie  kennt  »»ine 
»Reichskasse«   und  gestattet  unter  Umstän- 
den eine  Anleihe  *zu  Lasten  des  Reiche>  . 
Erst  das  G.  v.  1.  Juni  187U  über  die  Ylr^s^^ 
reiabgaben  bestimmt,   dass  Entschädiguuirs- 
klagen   gegen    den    Bundesfiskus,   vi^r- 
treten  durch  das  Reichskanzleramt,  zu  rich- 
ten sind,  das  Militärpen sious-G.  v.  27.  Jiini 
1871   spricht  von  einem    Militär-    und  3Ia- 
rinofiskus,  das  Festungsrayons-G.  v.  21.  LK- 
zember  1871   und  das  Reiehsbearaten-G.  v. 
31.   März    1873    nennen   den   ReichsfiskiK 
Das  Vermögensrecht  des  Reiches  in  bundes- 
staatlichem   Sinne    wurde    befestigt    diip-h 
das  G.  über  die  Rechtsverhältnisse  der  zum 
dienstlichen  Gebrauche  einer  Reichsverwal- 
timg bestimmten   Gegenstände   v.  25.  Mai 
1873.    Dem  B.G.B.  ist  das  Bestehen  ein*>; 
Reichsfiskus  selbstverständlich  (§§  981.  V.0K 
Wie  das  deutsche  Reich  seinen  Bestand  al< 
;  eigener  Staat  aus  einer  teilweisen  Abtretuns: 
der    Souveränitätsrechte    der    Einzelstalt^•n 
(eine  völlige  Aufgabe  dieser  Souveränität  ist 
nicht  mit  Laband  anzunehmen)  herleitet  s«) 
ist    auch    als   Quelle    der   vennögensrecht- 
lichen  Persönlichkeit  des  Reiches  die  der 
Einzelstaaten  anzusehen,  und  es  muss  desr 
halb,    wie   jetzt  wohl   nicht    mehr  streitig, 
dem    Reichsfiskus    in    jedem    Einzelstaate 
gleiches  Recht  mit  dem  Landesfiskus  ziig<^ 
standen  werden.    Für  das  Reichsland  Elsa^^- 
Lothringen  ist  von  einem  Landesfiskas  dann 
wohl    nicht    zu    reden,    wenn    man    dem 
Reichslande  (mit   Laband)   die   Eigenschaft 
eines   selbständigen,   nur  von    den  Reichs- 
organen regierten,  Staates  abspricht    Doch 
möchte  es  praktisch  kaum  einen  Unterschieti 
machen,  wenn  man  die  für  das  Reichslanti 
bestehende     gesonderte    Vermögensverwal- 
tung auch  nur  als  Station  des  Keichsfisku.> 
ansähe. 

3.  Die  Rechtsstellmig  des  F.  im  Ver- 
kehr ist  grundsätzlich  die  der  juristischt'a 
Personen  überhaupt.  Die  besonderen  Vor- 
zugsrechte des  Fiskus  sind  gemeinrechtlioh 
(bis  zum  Inkrafttreten  des  B.GJ3.)  noch  nach 
dem  römiichen  Rechte  zu  bestimmen,  sovät 
dieses  nicht  durch  veränderte  Verfassung 
imd  Gewohnheit  obsolet  geworden.  Das 
B.G.B.  kennt  ausser  der  oben  erwähnten 
Bevorrechtung  bei  der  Aufrechnimg  nur 
noch  das  Recht  des  Landesfiskus  zur  An- 
eignung aufgegebener  Grundstücke,  das  dts 
Landesfiskus,  imd  bei  Deutschen,  die  keinem 
Bundesstaate     angehören    (Eolonieen)    des 
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Roichsfiskus,  auf  sonst  erblose  Yerlassen- 
schaften,  und  das  subsidiäre  Recht  des 
Landesfiskus  auf  den  Anfall  des  Vermögens 
aufgelöster  oder  der  Rechtsfähigkeit  ver- 
lustig? gewordener  Vereine  (B.G.ß.  §§  45, 
4(),  928, 1036, 1964—66,  2011,  Einf.-Ges.  138). 
Das  Recht  auf  den  Erlös  der  bei  Behörden 
und  Verkehrsanstalten  gefundenen  Sachen,  zu 
donen  sich  kein  Verlierer  meldet,  ist  nicht 
auf  den  Fiskus  beschränkt  (B.G.B.  978  ff.). 
Reiclisgesetzlich  bestehen  ferner  im  Kon- 
kurse und  bei  der  Immobiliar-ZwangsvoU- 
stiockung  Vorrechte  wegen  der  Abgaben, 
und  »unberühi't  bleiben«  nach  Einf.-Ges.  z. 
B.G.B.  91,  92  die  Landesgesetze,  nach 
denen  Fiskus  und  öffentliche  Anstalten  zur 
Siclierung  gewisser  Forderungen  die  Ein- 
trjigimg  einer  Hypothek  verlangen  können, 
und  die,  nach  welchen  Zahlungen  an  den 
öffentlichen  Kassen  abzuholen  sind.  Be- 
seitigt sind  insbesondere  die  fiskalischen 
Von-echte  bei  den  Verjährungs-  und  ähn- 
lichen Fristen.  Im  Prozesse  sind  durch 
die  deutsche  C.P.O.  —  abgesehen  von  den 
landesgesetzlichen  Vorschriften  über  die 
Zwangsvollstreckimg  wegen  Geldfordenmgen 
aus  nicht  dinglichen  Titeln  —  alle  Vorzugs- 
H'chte  des  Fiskus  abgeschafft.  Nach  §  18  (neu 
20)  C.P.O.  wird  der  allgemeine  Gerichtsstand 
des  Fiskus  durch  den  Sitz  der  Behörde  be- 
slimmt,  welche  bemfen  ist,  den  Fiskus  im 
Prozess  zu  vertreten.  Das  ist  diejenige 
Behörde,  welche  auch  ausserhalb  des  Pro- 
zesses für  den  Fiskus  zu  handeln  befugt 
sein  würde,  was  sich  in  jedem  Falle  nach 
dem  Verfassungsrechte  des  betreffenden 
Staates  bestimmt.  Die  Vertretimg  des 
Reichsfiskus  ist  durch  die  Gesetzgebung 
nur  fragmentarisch  geordnet;  subsidiär  ruht 
sie  beim  Reichskanzler.  Wie  hiernach  der 
Gerichtsstand  des  Fiskus  nicht  einheitlich 
ist,  so  bestimmt  sich  auch  das  für  ihn  an- 
wendbare materielle  Recht  nach  dem  Sitze 
der  einzelnen  Rechtsgescliäfte. 

Nach  §  4  des  Einf.-Ges.  zur  C.P.O.  darf 
ferner  für  bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten 
der  Rechtsweg  nicht  deshalb  durch  die 
Landesgesetzgebung  ausgeschlossen  werden, 
weil  der  Fi^us  (oder  eine  andere  öffent- 
liche Korporation)  Partei  ist.  Damit  ist 
freilich  nicht  entschieden,  welche  Ansprüche 
gegen  den  Fiskus  zum  Rechtswege  geeignet 
sind,  eine  Frage,  welche  nur  ün  Zusammen- 
hang mit  der  Frage  der  Zulässigkeit  des 
Rechtsweges  überhaupt  genügend  erörtert 
werden  kann. 

4.  Haftung  des  F.  für  Pflichtwidrig- 
keiten  der  SUuttsbeamteii.  a)  In  p  r  i  v  a  t  - 
rechtlichen  Verhältnissen  steht  auch 
hier  der  Fiskus  anderen  juristischen  Personen 
gleich.  Das  schuldhafte  Verhalten  der  Ver- 
treter bei  Abschluss  und  Erfüllung  von 
Verträgen  verpflichtet  unmittelbar  die  juris- 


tisclie  Person,  so  auch  B.G.B.  278.  Eine 
Haftung  juristischer  Personen  für  ausser- 
kontraktliches  Vei*schiüden  der  Vertreter 
lässt  sich  gemeinrechtlich  weiter  als  aus 
der  Bereicherung  nicht  begründen,  auch  die 
bisherige  Gesetzgebung  der  deutschen  Staa- 
ten enthielt  direkte  allgemeine  Entschei- 
dungen nicht,  die  Rechtsprechung  sehwankt 
hinsichtlich  d(n'  Grenzen  dieser  Haftung. 
Das  B.G.B.  (89,  31)  macht  den  Fiskus  wie 
alle  jmistischen  Personen  des  öffentlichen 
Rechts  und  wie  rechtsfähige  Vereine  für 
den  Schaden  haftbai*,  den  ein  verfassungs- 
mässig berufener  Vertreter  (nicht 
auch  der  diesem  untergeordnete  Beamte, 
bei  dessen  Vei-sehen  nach  §  831  insbeson- 
dere der  Einwand  der  beachteten  Sorgfalt 
in  der  Auswahl  offen  bleibt)  durch  eine  in 
(nicht  auch  »bei  Gelegenheit  der«)  Ausfühnmg 
der  ihm  zustehenden  Vemchtungen  begange- 
nen zum  Schadensersatz  verpflichtendenHand- 
lung  einem  Dritten  zufügt.  —  b)  Umstritte- 
ner ist  die  Frage  nach  der  Haftung  des 
Staats  (und  der  engeren  staatlichen  Verbände) 
für  den  von  den  Beamten  in  Ausübung 
der  ihnen  anvertrauten  öffentlichen 
Gewalt  zugefügten  Schaden.  Die  älteren 
Versuche,  eine  solche  Haftimg  aus  allge- 
meinen rechtlichen  Gesichtspunkten  zu  be- 
gründen (als  Correlat  der  Gehorsamspflicht 
der  Unterthanen,  Pfeiffer;  oder  aus  der 
Schutzpflicht  des  Staats,  Heff ter ;  aus  dessen 
GarantiepfHcht  für  die  Beamten,  Zac^hariae) 
sind  schwerlich  haltbar,  auch  die  neuere, 
zuletzt  besonders  von  (xierke  vertretene 
Lehre,  die  auch  auf  dem  Gebiete  der  Staats- 
hoheit in  den,  wenngleich  abirrenden,  Wil- 
lensäussenmgen  der  Körperschafts-(Staats-) 
Organe  solche  der  Körperschaft  selber  er- 
kennt, findet  begründeten  Widerspruch. 
Das  B.G.B.  (Einf.-Ges.  71)  lässt  in  dieser 
Materie  die  Landesgesetze  unberührt.  Aus- 
drücklich kennt  nur  das  Staatsgrundgesetz 
für  Sachsen-Coburg  nnd  Gotha  eine  be- 
schränkte subsidiäre  Haftpflicht  des  Staats 
füi'  Rechtswidrigkeiten  der  Staatsbeamten 
als  solcher,  im  Gebiete  des  preussischen 
Rechts  wird  diese  Haftung  nach  der  den 
Rechtsweg  aus  Akten  der  Landeshoheit  ver- 
sagenden Kabinettsordre  v,  4.  Dezember  1831 
(s.  oben)  grundsätzlich  verneint  werden 
müssen,  ebenso  nach  französischem  Rechte 
für  die  actes  de  gouvernement  proprement 
dits  im  Gegensatze  zu  den  administrations 
et  r^gies  publiques.  —  Zur  Verwimmg  des 
Rechtsbewusstseins  muss  es  führen,  wenn 
in  Sonder^esetzen  für  einzelne 
Dienstzweige  eine  bald  princiimle,  bald 
subsidiäre  Haftung  des  Staates  statuiert 
wird.  Alles  Bisherige  überschreitend  lässt 
die  deutsche  Gruudbuchordnung  §  12  für 
Amtspflicht -Verletzungen  der  Grundbuch- 
Beamten  den  Staat  oaer   die  Körperschaft, 
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in    ilei-en    Dienst    der  Beamte    steht,   deml  Fix,  Theodore, 

Verletzten    geKtMiüW    ausfichliessliehl    ^^  ^goo^^S^l^^        gest.  am  .-il.  Vn.  1*46 zu 

haften   und   lä.^st   nur  dem  Staate  oder  der  Paris,    kam    al»  Feldmesser   nach  Frankreich, 

Körpei-sehaft  ein  etwa  nach  sonstigen  Ge- .  war  in  Blois,  Clermont-Ferrand  und  Versaill«^ 

setzen    bestehendes   Rückgriff si-echt    gt'gen  1  einige  Jahre  als  Katasterbeamter  thStig  und 

den   Beamten.  ■  gab  sich   dann  seit   1880  dem   Stndiam   wirt- 

_  ,^^      ^  ^  ,        .  .  «    ^     ,         ^        .1  Schaft  lieber  nnd    sozialer  Fragen  als  Vorbert-i- 

LliUr^tur  lAelt€re   bei  ^chariae,    DeuUches  \  ^^^     ^^^  ^^      y^^^^^^y^^  j^^^^^  ^^j^^ 

Staats- H.  Bundesr.  11,  >, JOS  Ui.  j^f-J^^'^  -^  :  er  drei  Jahre  später  einschlug. 
40i)HrnerauMBerdfnHand^undI^hrba^^^^  Die  Schriften   von   Fix   bewegen   sich  auf 

f''V^^'-,"*'*7^^^'SJf'l  wirtschaftlichem,  sozialpolitischem  nnd  rein 
le-iikim  Bd.  4  (J84S),  Ä.  £97.  —  Oo^en,  />«  i  theoretischem  Gebiete;  von  ersterer  Kategorie 
oßentltchel  ermögen  der  r^nn  BrpnbUk,  AeU- \'^^^  Hervorzuheben  seine  leider  angedrückt  ge- 
schnjt/.  d.  ges.  iytaaUwwientch.  (Tübinger),  i^^- 1  bliebene ,  von  der  Academie  des  sciencea  mo- 
..;.  V^7.  -derselbe.  Der  römische  Fükus  ,  ^^^^^  ^^^  ^^^  preisgekrönte  Schrift  ,Sar  las- 
und  das  römische  fiskalrecht,  daselbst  Bd.  ^«^^  «ociation  des  douanes  allemandes"  (den  deutArhen 
s.  r>j9.  —  Oierke,  Das  deuUche  ^^" "««;«- j  Zollverein).  Als  sozialpolitischer  Schriftsteller 
schaftsrecht,  Bd.  S  (issi)  S.  54,ljl.  —  Labandf  .  j^^  y-^  ^^^^  ^j^.  ^^^j,  j^  Buchform  erschienenen 
Huanzrecht  des  Deutschen  ^^»^**;  t«//»r«A^  ,  grosseren  Schrift  hervorgetreten  rObservationssnr 
Anmilen  1873,  t>.  4f  •  --ifydfi.I>as  Deutsehe  y^^^^  ^^  ^Ya^^s  ouvri^res,  Fans  It^  (einem 
Beich  aU  Pnvatrechtsjmbjekt  tn  Behrend  ZeU-  gonderabdruck  aus  dem  Jahrg.  l^iö  de«  .Journal 
Schrift  J.  d.  Gesetzgebung,  Bd.  7  (1874),  S.  -?y^- .  des  Economistes**).  Der  Verfasser  verleugnet  darin 

seine  Sympathie  mit  den  arbeit-enden  Khi^äen 
nicht,  aber  der  Einfluss  der  spartanischen 
Ethik  seines  Landsmannes  Sismondi  auf  jene 
Stellen,  wo  Fix  das  Thnn  und  Treiben  der 
Arbeiter  ausserhalb  der  Werkstätte  charakteri- 
siert und  sie  zur  Enthaltsamkeit  in  jeder,  auch 
in  sexueller  Beziehung  ermahnt,  ist  unverkenn- 
■   ■      '  ist      •      " 


■  Böhlau,  Fiskus,  landesherrliches  und  Ijandet- 
vermögen  in  Mecklenburg  -  Schwerin ,  1877.  — 
Derselbe f  Mecklenburgisches  Landrecht,  Bd.  S 
(1880),  tS.  4.  —  Reinke,  Entstehung  und  RechU- 
stellung  des  deutschen  Rcichsßskus,  in  Gr^tchot^ 
Beitr.  Bd.  ^8  (1879),  S.  481.  —  Weinrich, 
Rechtliche   Stellung   des   deutschen    Mtliiärfiskus, 

in  Gruchot,  Beitr.  Bd  .i8  (1889),  S.  m  —  ^^^^  p^,^  Arbeiterinnen  ist  ein  besondere 
Pfizer,  Der  Maat  als  ProzessfmrUi,  d<is.  Bd.  34  ■  Kapitel  gewidmet,  was  die  Gefahren  ihres  Be- 
(1800J,  S.  854,-riHUe.  Behörden,  welche  den  ^^^^^  besonders  in  moralischer  Beziehung,  er- 
prems.  Landes-  und  den  deuUchen  Reichsßskus  |  ..^.^^j.^  ^ix  bekämpft  das  Recht  auf  Arbeit  nnd 
im  Pnnesse  vertreten  (1891.  —  Kuhlenbeck,  ,|-^  gtAatlu-he  LohnremilienmD' :  auch  verlang 
Jurist.  Personen  des  öffentlichen  Rechts,  insbes. 
Fiskus  . . .  in  n Rechtsjn'echung  des  ReichsgerichtSH, 


die  staatliche  Lohnregulienm^ ;  auch  verlauft 
er  die  Einsetzung  von  Fabrikinspektoren.    Er 
,„,.,,.     ,^      ,  ,      ermangelt  nicht,  eine  vergleichende  üebersicht 

189Ö,  S  4i^7.  -  lUedel.  Die  Gestaltung  der  ^^^  ^j^  j^age  der  arbeitenden  Klassen  in  Eu- 
Jurist.  Personen  des  B.  G.  B.,  insonderheit  der  ^  ^-^  Bevorzugung  Englands  und  Preus!*en>. 
Vereinte  und  Stiftungen,  1897.  -  Mandry,  \  ^^  ^^  ^^^  ^^^ingt  feruer  einen  Ueberblick 
Livürechthcher  Inhalt  der  Reichsgesetze,  4-  Aufl.  ^^y^^^  ^j^  Fortschritte  der  sozialistischen  Idecen 
1898,  S.  135.  ^  ...       .      „  in  Deutschland ;  fatalerweise  schrieb  er  letzteren 

Leber  Hajtung  des  Staats  Jur  seine  Beaniten:  ^  ^^.^j  j^i^^e  früher,  als  Marx  und  Engels  '^)^li 
Aelieres  bei  Zöpfi,  suiatsrecht,  5,  Aufl.,  BiL  2  ^^^  ^^^  kommunistischen  Manifeste,  dieser 
(i8e3),S.80i,darunt€rbesondersH.A.Zachanae  Grund ungsurkunde  des  deutschen   Soziaüsmu*, 


in  der  Tiib.  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staats wissensch.,    ^ppvor traten 
Rd.    19   ri863i.    S.    582.  —  BoUe.    Beari/T  der  i.:.    iT.: 


Bd.    19   (1863),    S.    58-2.  —  Boize,    Begriff  der 


Fix  war  der  Gründer  und  Schriftleiter  der 


Jurist.  Person,  1879,  S.  150.  --Loening,  Haf-,-^^^^^  mensuelle  d'economie  politique  .Paris 
tung  des  Staats  aus  rechtswidrigen  Handlungen  1833_36),  als  deren  Hauptmitarbeiter  sieh 
seiner  Beamten,  1S79.—  v.  Jurasehek,  Kritik   sig^ondi  hervorthat.     Ausserdem   war  er  Mit- 


tler Loenmgschen  Abhandlung  in  (xrünhuts  Zeit- 
schrift Bd.  9,  1882,  S.  131.  —  Bluntschii,  in 
den  Verhandlungen  des  6.  deutschen  Juristen- 
tages, Bd.  1,  S.  45,  auch  das.  Bd.  3,  S.  68  und 
Verhandlungen  des  9.  Juristentages,  Bd.  3,  S.  37. 
—  Gierkef  Die  Genossenschaftstheorie  und  die 
deutsche  Rechtsprechung,  1887.  —  Piloty^  Haf- 
tung des  Staats  f.  rechtste.  Handlungen  der  Be- 
amten, in  Hirths  Annalen  d.  d.  Reichs,  1888, 
S.  245.  —  Borwatzikf  Die  Jurist.  Persönlich- 
keit der  Behörden  im  Archiv  für  öffentliches  R., 
1890,  Bd.  5,  S.  169.  —  Klewitz,  Die  Ent- 
schädigungsansprüche aus  rechtsw.  Amtshand- 
handlungen unter  Berücksichtigung  des  Entwurfs 
zum  B.  G.  B.,  1891.  —  Riedel,  die  Gestaltung 
der  Jurist.  Personen  des  B.  G.  B,,  insonderheit 
der   Vereine  und  Stiftungen,  1897. 

Binielen, 


arbeiter  an  den  Zeitschriften :  SiMe,  Qnotidienne, 
Revue  nouvelle,  Constitutionnel ,  Journal  des 
Ecouomistes. 


Vgl.  über  Fix :  Th.  Fix,  sa  mort  in  Jonm. 
d.  Econ.,  vol.  XV,  p.  101  und  Fix :  notice  ne- 
crologique,  vol.  XV,  p.  64,  Paria  1846.  —  Re- 
naudin,  Th.  Fix  in  fl.  d.  St.  1.  Aufl.,  Bd.  lU, 
S.  541  flf.  Liiert. 


Flaggenrecht. 

1.  Stellung  im  Rechtssystem  und  ge- 
schichtliche Entwickelnng.  2.  Bedingungen  tur 
die  Ausübung  des  F.  3.  Das  Recht  der  Flagge 
und  strafrechtlicher  Schutz. 

1.  Stellang  im  Rechtsayatem  nnd 
geschichtliche    Entwickeiujig.    \^le  die 
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Gescliiehte  des>  europäischen  Grosshandels 
zur  See  der  Hauptsache  nach  in  die  Peiiode 
der  Entwickehinff  des  internationalen  Ce- 
romonialrechts  fiel,  so  bildete  auch  die  Flagge 
als  das  äussere  Zeichen  der  staatlichen  See- 
Geltung  Jahrhunderte  hindurch  den  Mittel- 
punkt eines  umfassenden  Systems  seerecht- 
licher Formalitäten,  deren  empfindlich  kon- 
trollierte Lieistimg  oder  Yersagung  als  eben- 
so^-iele  juristisch  relevante  Ausdrucksmittel 
für  die  Anerkennung  oder  Ablehnung  staat- 
licher Hoheitsansprüche  zur  See  galten. 
Erst  das  mächtige  Anwachsen  des  Seeschiffs- 
T-erkehrs  im  Zeitalter  des  Dampfbetriebes 
nahm  die  Flagge,  als  das  äussere  Erkennungs- 
zeichen der  Zugehörigkeit  eines  Scliüfes 
zum  Rechts-  und  Wirtschaftssystem  eines 
Staates,  heraus  aus  der  Geltung  des  oft  niu* 
gehaltlosen  Seeceremonialrechts  und  machte 
Qi(»  die  Flagge  betreffenden  Einrichtungen 
und  Vorschriften  zu  wichtigen  Bestandteilen 
des  praktischen  nationalen  Verkehrsrechts. 
(Ueber  die  quellengeschichtliche  Entwicke- 
lung  s.  meine  Barstellung  der  Rechts- 
heziehungen  zwischen  den  Mitgliedern  der 
Staatengesellschaft  auf  hoher  See  im  von 
Holtzendorff  sehen  Handbuch  des  Völkerrechts 
B<1.  2  S.  490  ff.)  Im  Rahmen  der  vorliegen- 
den Darstellung  dürfte  der  specielle  Hinweis 
genügen,  dass  für  die  ältere  Zeit  das  Recht 
des  Krieges  und  der  Neutrahtät  zum  Richt- 
punkt diente  für  die  durch  die  Flagge  be- 
wirkte völkerrechtlich  elndivid  uali- 
sierung  des  Schiffes;  in  der  neueren  Zeit 
dagegen  traten  die  Bedürfnisse  des  Handels 
in  Friedenszeiten  in  den  Vordergrund  imd 
wurden  im  System  der  Handelsrechtskodi- 
fikationen  bestimmend  für  die  Ordnung  des 
Rechts  der  Flagge.  Der  Gebrauch  falscher 
Flaggen  bheb  aber  gleichwohl  noch  solange 
in  grossem  Umfange  in  Gebrauch,  bis  sich 
im  Staatsrecht  der  europäischen  Staaten  feste 
Grundsätze  über  die  Staatsangehörig- 
keit (Nationalität),  ihre  Erwerbung  und 
iliren  Verlust  herausgebildet  hatten.  Seither 
erst  erlangte  das  Flaggenrecht  seine  sichere 
Ausgestaltung  und  löste  sich  immer  bestimm- 
ter von  den  privatrechtlichen  Vorschriften 
des  Privatseerechts  los,  um  sich  dem  System 
des  öffentlichen  Rechts  anzugUedem. 
Der  angegebene  Entwickelungsgang  wird 
un s  auch  in  der  Geschichte  des  Deutschen 
Flaggenrechts  deutlich  erkennbar.  Ein- 
zelne Küstenstaaten  hatten  nach  dem  Vor- 
gang des  englischen  Rechts  die  Registrierung 
der  Handelsschiffe  schon  vor  der  Einführung 
des  Deutschen  Handelsgesetzbuchs  angeord- 
net. Dieses  selbst  knüpfte  an  diese  bestehende 
Einrichtung  an,  gab  gemeinsame  Vorschriften 
über  die  Registerführung,  die  Ausstellung 
von  Schiffscertifikaten  und  traf  die  Anord- 
nung, dass  die  Eintragung  in  das  Schiffs- 
register erst  dann  geschehen  dürfe,  wenn 
Handwörterbncli  der  StaatswiBsenschaften.    Zweite 


das  Redit  zur  Führung  der  Flagge  nach- 
gewiesen ist  (Art.  432,  433).  Ueber  die 
Eintragung  solle  eine  mit  dem  Inhalt  der 
Eintragung  übereinstimmende  Urkunde  — 
Certifikat  —  ausgestellt  werden  (Art.  435). 
Veränderungen  in  den  eingetragenen  That- 
sachen  sollten  sowohl  im  Register  als  im 
Schiffscertifikat  vermerkt  sowie  beim  Unter- 
gang des  Scliiffes  oder  beim  Verlust  des 
Rechts,  die  Landesflagge  zu  führen,  das 
Schiff  im  Register  gelöscht  imd  das  Cer- 
tifikat zurückgegeben  werden  (Art.  436). 
Waren  so  fiir  die  Parallelgesetzgebung  zahl- 
reiche technische  Regeln  gewonnen,  so  war 
doch  für  das  wichtige  Institut  das  Funda- 
ment nicht  zu  erlangen  gewesen:  bei  Be- 
ratung des  Handelsgesetzbuchs  Hess  sich 
über  die  materiellen  Erfordernisse  der  deut- 
schen Nationalität  des  Schiffes  und 
seiner  Eigentümer  eine  Einigung  nicht 
erzielen ;  ihre  Feststellung  sollte  der  Landes- 
gesetzgebung überlassen  bleiben.  Damit 
blieb  im  auswärtigen  Seeschiffahrtsverkehr 
die  alte  Zersplitterung  aufrecht  erhalten,  bis 
die  territoriale  Einigung  der  deutschen 
Bundesstaaten  inderFoim  des  Norddeutschen 
Bundes  zum  Abschluss  gebracht  war.  Der 
politischen,  verfassungsrechtlichen  Einigung 
musste  auch  der  Zusammenschluss  der  deut- 
schen Handelsmarine  im  grossen  Weltverkehr 
folgen  und  er  fand  seinen  angemessenen 
legislativen  Ausdruck  im  Art.  54  der  Bundes- 
verfassung mit  der  Bestimmung :  »Die  Kauf- 
fahrteischiffe aller  Bundesstaaten  bilden  eine 
einheitliche  Handelsmarine«.  Dieser  von 
der  Bundes-,  später  Reichsverfassung  aus- 
gesprochene (rrundsatz  verlangte  zu  seiner 
Durchführung  gesetzliche  Normen,  welche 
die  nötigen  übereinstimmenden  Vorschriften 
über  die  materiellen  und  formellen  Erfor- 
dernisse der  Nationalität  der  Kauffahrtei- 
schiffe sowie  über  die  zu  deren  Nachweis 
dienenden  Papiere  geben  sollten.  Diesem 
Bedürfnis  entsprachen:  1)  das  Gesetz,  be- 
treffend die  Nationalität  der  Kauffahrtei- 
schiffe und  ihre  Befugnis  zur  Führung 
der  Bundesflagge,  vom  25.  Oktober  1867, 
und  2)  das  Gesetz,  betreffend  die  Registrie- 
rung und  die  Bezeiclmung  der  Kauffalurtei- 
schiffe,  vom  28.  Juni  1873. 

Beide  Gesetze  sind  durch  das  neue 
Reichsgesetz,  betreffend  das  Flag- 
genrecht derKauf  fahr  teischiffe, vom 
22.  Juni  1899  (RG.Bl.  Nr.  24  S.  319)  in  eine 
einheitliche  den  gesamten  Rechtsstoff  be- 
handelnde Ordnung  gebracht  worden.  Das 
neue  Reichsgesetz  bezweckte  keine  grund- 
sätzliche Aenderung  der  Rechtsmaterie,  son- 
dern trug  nur  in  erster  Linie  dem  Bedürf- 
nis Re(ihnung,  den  neuen  Gesellschaftsformen 
auf  dem  Gebiete  des  Handelsrechts  die 
SteDung  von  Rechtssubjekten  als  Eigentümer 
flaggenberechtigter  Schiffe  zu  sichern.  Zu- 
Amflage.    III.  68 


1074 


Flaggenrecht 


gleich  -ÄTirden  wünschenswerte  textliche 
Verbesseningen  und  Anpassungen  der  alten 
beiden  Gesetze  an  die  neuert^  Gesetzgebung, 
insbesondere  an  die  in  Betracht  kommenden 
Bestimmungen  des  Reichsgesetzes,  betreffend 
die  privatrechtlichen  Verhältnisse  der  Binnen- 
schiffahi-t,  vom  15.  Juni  1895,  des  B.G.B. 
und  des  neuen  Handelsgesetzbuchs  bei  der 
Neuredaktion  durchgefülut. 

2.  Bedingungen  für  die  Ausfibiing 
des  F.  Suchen  wir  einen  systematischen 
Ueberblick  über  die  Einheit  der  gesetz- 
lichen Voraussetzungen  für  die  Ausübung 
des  Flaggenrechts  zu  gewinnen,  so  ergiebt 
sich,  dass  diese  drei  wesentliche  Punkte 
umfassen.    Massgebend  sind: 

A.  Zunächst  die  technische  Beschaffenheit 
und  praktische  Bestimmung  des  Fahrzeuges. 
Das  verkehrsrechtliche  Bedürfnis  der  Füh- 
nin^  der  Flagge  als  des  äusseren  Legiti- 
mationsmittels  besteht  nicht  für  die  Trans- 
portmittel der  Binnenschiffahrt,  sondern  nur 
für  die  zum  Erwerbe  durch  die  Seefahrt 
bestinunten  Kauffahrteischiffe  mit  Einschluss 
der  Lotsen-,  Hochseefischerei-,  Bergungs-  und 
Schleppfahrzeuge  (§  1  des  Gesetzes).  Die 
Grenzen  der  Se<»fahrt  und  demnach  die 
räiunliche  Geltung  des  Flaggengesetzes  für 
die  Schiffahrt  jenseits  der  deutschen  Küsten- 
gewässer bestimmt  nach  §  25  des  Reichs- 
gesetzes der  Bundesrat  Diu-ch  diese  ge- 
setzliche Bestimmung  ist  die  Blankettnorm 
hergestellt,  in  deren  Rahmen  die  vorauf- 
gegangenen Verordnungen  des  Bundesrates 
vom  13.  November  1873  und  6.  August  1887 
passen.  Durch  die  im  §  1  gegebene  Um- 
schreibung derjenigen  Fahrzeuge  grösseren 
ümfanges,  von  mehr  als  50  Kubikmeter 
Bruttoraumgehalt,  sind  die  bisher  bestehen- 
den Zweifel  über  die  Flaggenpflicht  der 
Hochseefischereifahrzeuge  gehoben,  so  dass 
fortan  auch  die  sonstigen  für  Kauffahrtei- 
schiffe geltenden  Vorschriften  der  Seemanns- 
ordnung, die  Vorschriften  über  den  Be- 
fähigungsnachweis der  Schiffsführer  etc. 
auch  für  die  bezeichneten  Fahrzeuge  an- 
wendbar sind. 

B.  Als  zweite  Bedingung  der  Flag^n- 
fähigkeit  des  Schiffes  fordert  das  Reichs- 
gesetz dessen  Unterstellimg  unter  die 
deutsche  Rechtsordnung  durch  seine 
dauernde  und  allseitige  Verbindung  mit 
dem  Vermögen  deutscher  Rechtssubjekte. 
Nach  §  2  sind  zur  Führung  der  Flagge 
Kauffahrteischiffe  nur  dann  berechtigt, 
wenn*  sie  ausschliesslich  im  Eigentum  von 
Reichsangehörigen  stehen.  Diesen  werden 
gleichgeachtet  offene  Handelsgesellschaften 
und  Kommanditgesellschaften,  wenn  sämt- 
liche persönlich  Haftenden  reichsangehörig 
sind;  andere  Handelsgesellschaften,  ein- 
getragene Genossenschaften,  juristische  Per- 
sonen, wenn  sie  ihren  Sitz  im  Inland  haben. 


I  Bei  Kommandit^sellschaften  auf  Akti>'u 
müssen  zudem  die  persönlich  haftenden  Ge- 
sellschafter Reichsangehörige  sein. 

Durch  diese  Bedingungen  ist  im  Gei>te 
des  modernen  Verkehrsreclits  die  Fortdauer 
des  öffentlichrechtlichen  Subjektionsveriiält- 
nisses  gegenüber  dem  heimischen  Staat  im  1 
heimischen  Recht  gewährleistet    Der  nach 
deutschem    Recht    der    Staatsangehörigkeit 
zweifellos  bestehenden  Möglichkeit,  dass  ein 
Reichsangehöriger    zugleich    einem   aiis^^r- 
deutschen  Staatsverbande  angehöre,  trägt  das 
Reiehsgesetz  dadurch  vorkehrend  Rechnunir, 
dass  nach  §  9  der  Reeder  glaubhaft  maci-hen 
muss.  dass  das  Schiff  nicht  zugleich  im 
Register  eines  anderen  Staates  eingetragen 
sei.    Ist  dies  dennoch  der  Fall,  so  darf  das 
Schiff  nicht  in  ein  deutsches  Schiffsregister 
eingetragen   werden.     Die  Mäng^   unseres 
Staatsangehörigkeitsrechts  dürfen  sich  daher 
nicht  auf  das  System  der  Nationalität  unserer 
Schiffe  übertragen.  Hier  gilt  undurchbrocheu 
das  Princip  der  Specialität  der  Staatf^ 
Zugehörigkeit.     Für  sein  Schiff  muss   der 
Reeder  »Farbe  bekennen« ;  thut  er  es  nicht 
dann   haben   wir  es  unter  umständen    mit 
einem  Schiff  zu  thun,  das  zum  Reiche  in 
keinem  öffentlichrechtlichen  Verbandveiialt- 
nis  steht    £8  kann  kraft  privatrechtlichen 
Eigentumstitels   das   Schiff   eines  Deut- 
schen  sein,  es  ist  aber  kein  flaggen- 
fähiges deutsches  Schiff.    Es  bildet 
keinen  Bestandteil  der  deutschen  Handels- 
marine imd  steht  daher  auch  nicht  als  Schitf 
im    Auslande    unter    dem    pflichtmässd^n 
Schutz  des  Deutschen  Reichs  (Art  4  Z.  7  RV). 

C.  Als  drittes  Erfordernis  des  Rechts 
der  Flaggenfühnmg  kennt  das  Reichsrecht 
die  Unterwerfung  unter  den  Re- 
gisterzwang. Zot  rechtlichen  Kontrolle 
des  Seeverkehrs  inneriialb  des  modernen 
Systems  der  freien  Bew^ing  bedarf  es 
sicherer  Mittel  zur  Führung  des  Nachweises 
der  Provenienz  und  Identität  des  SchiKes 
mit  Hilfe  urkundlicher  Legitimationspapiere, 
ausgestellt  von  der  heimischen  Staat^walt. 
Mit  Hilfe  des  Passzwanges  muss  jedes  Schiff 
den  Nachweis  der  Bedingimgen,  an  »Tlche 
das  Flaggenrecht  geknüpft  ist,  unablässig 
mit  sich  führen.  Um  die  das  Flaggenrecht 
begründenden  Umstände  kontrollier»!  nnd 
etwaige  Aenderungen  urkundlich  feststelleo 
zu  können,  hat  das  deutsche  Seerecht  das 
Institut  des  Schiffsregisters  als  ein  wich- 
tiges Glied  dem  System  der  öf  f  entlicheo 
Bücher  eingefügt. 

Die  Eintragung  in  das  SchifSra^gister  bat 
nach  §  7  des  Beichsgesetzes  zu  enthuten: 

1.  den  Namen  and  die  Gattung  des  Schiffes 
sowie  das  Unterscheidnngssignal ; 

2.  die  Ergebnisse  der  amtlichen  Vennessnng; 

3.  die  Zeit  nnd  den  Ort  der  Erbauung,  so- 
weit sie  festzustellen  sind; 

4.  den  Heimatshafen; 
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5.  den  Namen  nnd  die  nähere  Bezeichnung 
des  Reeders; 

bei  einer  Reederei  den  Namen  nnd  die 
nähere  Bezeichnung  sämtlicher  Mitreeder 
und  des  Korrespondentreeders  sowie  die 
Grösse  der  den  einzelnen  Mitreedem  ge- 
hörenden Schifl'sparten ; 

bei  Handelsgesellschaften ,  eingetragenen 
Genossenschaften  und  juristischen  Per- 
sonen die  Firma  oder  den  Namen  und 
den  Ort,  an  welchem  sie  ihren  Sitz  haben, 
bei  offenen  Handelsgesellschaften  ausser- 
dem den  Namen  und  die  nähere  Bezeich- 
nung sämtlicher  Gesellschafter,  bei  Kom- 
manditgesellschaften und  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien  den  Namen 
und  die  nähere  Bezeichnung  sämtlicher 
persönlich  haftenden  Gesellschafter; 

6.  die  Angabe,  dass  in  Ansehung  der  Reichs- 
angehörigkeit der  Beteiligten  die  gesetz- 
lichen Anforderungen  erfüllt  sind; 

7.  den  Rechtsgrund  ^  auf  welchem  die  Er- 
werbung des  Schiffes  oder  der  einzelnen 
Schiffsparten  beruht; 

8.  den  Tag  der  Eintragung; 

9.  die  Ordnungsnummer,  unter  der  das  Schiff 
eingetragen  ist. 

Ueber  die  Eintragung  in  das  Schiffs- 
register wird  eine  mit  dem  Inhalt  der 
amtlichen  Eintragung  übereinstimmende  Ur- 
kunde, das  Schiffscertifikat,  ausgestellt.  Es 
bezeugt  mit  international  anerkannter  pu- 
blica f  ides,  dass  das  Schiff  zur  Führung 
der  deutschen  Reichsflagge  befugt  ist  (§  10), 
und  es  ist  als  das  wichtigste  Schi&spapier,  sei 
i^i^  im  Original,  sei  es  in  einem  beglaubigten 
Auszug,  stets  während  der  Reise  an  Bord 
mitzuführen. 

Treten  in  den  eingetragenen  Thatsachen 
oder  Rechtsverhältnissen  Yerändeningen  ein, 
so  sind  sie  in  das  Schiffsregister  einzutragen. 
Jede  Eintra^ng  ist  baldthimlichst  auf  dem 
Schiffscertifikate  zu  vermerken.  Die  Aen- 
denmg  des  Namens  des  Schiffes  bedarf  der 
Genehmigung  des  Reichskanzlers. 

Geht  das  Schiff  unter  oder  wird  es  als 
reparatiinmfähig  kondemniert  oder  verliert  es 
<Uiß  Recht  zur  Führung  der  Reichsflagge, 
.<o  ist  es  in  dem  Schiffregister  zu  löschen 
nnd  das  Schiffscertifikat  von  dem  Register- 
gericht imbrauchbar  zu  machen.  Das  gleiche 
gilt  wenn  der  Reeder  zugleich  Angehöriger 
eines  h-emden  Staates  ist  und  sich  ergiebt, 
dass  das  Schiff  in  ein  Schiffsregister  dieses 
Staates  eingolragen  ist  (§  13). 

Das  System  der  vorstehenden  Be- 
stimmungen durchbricht  das  Reichsgesetz 
selbst  an  zahlreichen  nicht  unwesentlichen 
Stellen.    Zunächst 

ad  A.  durch  die  Anordnimg,  da«*s 
Schiffe  von  nicht  mehr  als  50  Kubikmeter 
Bnitto-Raimigehalt  ohne  weiteres  befugt 
^ind,  die  Reichsflagge  zu  führen.  Sodann 
finden  ohne  Rücksicht  auf  den  Erwerbs- 
zweck die  Vorschriften  des  Reichsgesetzes 
Anwendung  auf  seegehende  Lustjachten  und 


solche  Seefahrzeuge,  welche  für  Rechnung 
von  auswärtigen  Staaten  oder  deren  Ange- 
hörigen im  Inland  erbaut  sind.  Machen 
solche  Fahrzeuge  von  dem  Rechte  zur 
Fühnmg  der  Reichsflagge  Gebrauch,  so 
unterliegen  sie  den  für  Kauffahrteischiffe 
geltenden  Yoi*schriften. 

Durch  Kaiserliche  Verordnung  mit  Zu- 
stimmung des  Bundesrats  kann  bestimmt 
werden,  dass  die  Vorschriften  dieses  Ge- 
setzes auch  auf  Binnenschiffe,  die  aus- 
schliesslich auf  ausländischen  Ge- 
wässern verkehren,  Anwendung  finden  (s. 
§  26). 

ad  B.  Einem  wiederholt  aus  den  Kreisen 
der  Berufsvertretungen  heraus  laut  ge- 
wordenem Wimsche  entspricht  das  Reichs- 
gesetz durch  eine  Abweichung  vom  Grund- 
satz, dass  das  Schiff  nur  im  Eigentum  von 
deutschen  Staatsangehörigen  stehen  müsse. 
Das  neuere  Reichsrecht  lässt  hier  nämlich 
für  ausserordentliche  Verhältnisse  auch  zeit- 
weilig eine  singulare  Rechtsnorm  in  Gel- 
tung treten. 

Verliert  der  Eigentümer  einer  Schiffspart 
die  Reichsangehörigkeit  oder  geht  eine  im 
Eigentum  eines  Reichsangehörigen  stehende 
Schiffspart  in  anderer  Weise  als  dureh  Ver- 
äusserung  (Handelsgesetzbuch  §  503)  auf 
einen  Ausländer  über,  so  behält  das  Schiff 
noch  bis  zum  Ablauf  eines  Jahres  das  Recht 
zur  Fühnmg  der  Reichsflagge.  Sind  seit 
dem  bezeichneten  Ereignisse  sechs  Monate 
verstrichen,  so  hat  das  Registergericht  die 
übrigen  Mitreeder  auf  ihren  Antrag  zu  er- 
mächtigen, die  Schiffspart  für  Rechnung  des 
Eigentümers  öffentlich  versteigern  zu  lassen, 
lieber  die  Stelhmg  des  Antrages  beschliessen 
die  übrigen  Mitreeder  nach  Stimmenmehr- 
heit; die  Stinmien  werden  nach  der  Grösse 
der  Schiffsparten  berechnet.  Bei  der  Ver- 
steigerung der  Schiffspart  können  die  An- 
tragsteller mitbieten.  Der  Zusclüag  darf 
nur  einem  Inländer  ei-teilt  werden. 

Diese  Vorschriften  kommen  jedoch  nur 
zur  Anwendung,  wenn  die  Schiffsparten  der 
übrigen  Mitreeder  wenigstens  zwei  Dritteile 
des  Schiffes  umfassen. 

ad  C.  Endlich  lässt  das  neue  Flaggen- 
recht auch  in  Ansehung  des  Register- 
zwanges Abweichungen  von  der  Re^l  dann 
zu,  wenn  ein  im  Auslande  befindliches 
Scluff  dadurch,  dass  es  in  das  Eigentum 
eines  Reichsangehörigen  gelangt,  das  Recht 
zur  Fühnmg  der  Reichsflagge  erlangt.  In 
diesem  Falle  kann  das  Schiffscertifikat 
durch  eine  Bescheinigimg  ersetzt  werden, 
die  der  Consul,  in  dessen  Bezirke  das  Schift 
sich  zur  Zeit  des  Eigentumsüberganges  be- 
findet, über  das  Recht  zur  Fühnmg  der 
Iteichsflagge  erteilt  (Flaggenzeugnis).  Das 
Flaggenzeugnis  hat  nur  für  die  Dauer  eines 
Jahres   seit  dem  Tage  der  Ausstellung,  da- 
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rül?er  hinaus  nur  filr  die  Dauer  einer  durch 
höhere  Gewalt  verlängerten  Reise  Gültig- 
keit. 

3.  Das  Recht  der  Flagge  und 
Btrafrechtlicher  Schutz.  Durch  Art.  55 
der  R-Yerf.  sind  die  Farben  der  einheit- 
lich von  allen  Kauffalirteischiffen  zu  füh- 
renden Flagge  gesetzlich  geordnet.  Die 
Form  der  Keichsflagge  und  die  Art  ilu^r 
Fühnuig  wiitl  jedoc'h  nach  §  1  des  Flaggen- 
gesetzes durch  kaiserliche  Verordnung  be- 
stimmt. Dadiut'h  erhält  die  kaiserliche  Yer- 
onlnung  v.  25.  Oktober  1867  ihr  verfas- 
sungsrechtliches Fundament,  da  seit 
der  Aufrichtimg  der  R.-Verf.  nur  dem  Bun- 
desrate nach  Ai-t.  7  Nr.  2  das  Recht  der 
Beschlüsse  »über  die  zur  Ausföhnmg  von 
Reichsgesetzen  erforderliclien  allgemeinen 
Yei-waltimgsvorschriften  und  Einrichtungen 
zusteht,  sofern  nicht  durch  Reichsgesetz 
etwas  anderes  bestinmit  ist*.  Die  von  den 
Schiffen  der  Handelsmarine  ausschliesslich 
zu  fülu^nde  Reichsflagge  bildet  ein  läng- 
liches Rechteck,  bestehend  aus  drei  gleich 
breiten  horizontalen  Sti-eifen,  von  welchen 
der  obere  schwarz,  der  mittlere  weL^s  und 
der  untere  rot  ist.  Das  Yerhältnis  der 
Höhe  der  Flagge  zm-  Länge  ist  wie  zwei 
zu  drei.  Die  Reichsflagge  wirtl  von  den 
Schiffen  am  Heck  oiler  am  hintei-en  Mäste 
—  u.  zw.  in  der  Regel  an  der  Gaffel  dieses 
Mastes,  in  Ermangelung  einer  solchen  aber 
am  Topp  oder  im  Want  —  geführt.  Ein 
besonderes  Abzeichen  in  der  Bundesflagge 
oder  einen  Wimi>el  zu  führen,  ähnlich  dem- 
jenigen der  Kriegs-Marine,  ist  den  Kauf- 
falu-teischiffen  niclit  gestattet.  (Y.  v.  25. 
Oktober  1867.)  Jedoch  ist  den  Führern 
deutscher  Seehandelsschiffe,  solange  sie 
Offiziere  des  Beurlaubtenstandes  und  der 
Marine  sind  oder  wenn  sie  früher  als  See- 
offiziere der  Marine  angehört  haben,  die 
Berechtigung  verliehen,  das  Eiserne  Kreuz 
auf  der  Deutschen  Handelsflagge  zu  f üliren. 
(S.  Allerh.  Eri.  v.  1.  Juü  1896.) 

Yermöge  des  gemeinsamen  Abzeichens 
stellt  sich  die  Handelsmarine  nach  aussen  hin 
als  eine  politisch  undurchbrochene  Einheit  dar. 
Dass  neben  der  Nationalflagge  ein  deutsches 
Schiff  auch  noch  eine  andere  Flagge,  z.  B. 
die  specielle  Landesflagge  des  Bundes- 
staates führen  könne,  ist  durch  das  Reichs- 
recht nicht  direkt  ausgeschlossen.  Allein 
klar  ist,  dass  diese  letztere,  die  pai-tikulärc 
Zugehörigkeit  anzeigende  Flagge  sicli  nicht 
als  völkerrechtliches  Legitimati- 
onsmittel beti-achten  lässt,  sondern  dass 
ilir  niu*  rein  privater  und  dekorativer 
Charakter  ohne  technisch-juristische  Funktion 
zukommt. 

Das  Flaggenrecht  wird  stiufrechtlich  ge- 
schützt durch  eine  Reihe  von  Bestimmun- 
gen   des    Gesetzes,    die    zunächst   die   Er- 


füllung der  vor  dem  Gebrauche  zu  erfüllen- 
den Bedingungen  sicher  zu  stellen  suchen, 
sei  es,  dass  es  sich  um  vorgeschrielien»^ 
Meldungen  zum  Zweck  der  Eintragung, 
sei  es,  dass  es  sich  um  solche  zum  Zweck»^- 
der  Löschung  im  Schiffsregister  handle. 
(§§  Uff.) 

Das  Reichsgesetz  droht  in  diesen  Fall*^ii 
wiederholte  Bestrafung  auch  derselben 
Person  an,  um  die  pflichtmässige  Meldung  zu 
erzwingen.    (§  20.) 

Fülirt  ein  Schiff  die  Reichsflagge,  oliue 
luerzu  berechtigt  zu  sein,  so  wird  der 
Schiffer  mit  Geldstrafe  bis  zu  fünfzehn- 
hundert Mark  oder  mit  Gefängnis  bi*;  zu 
sechs  Monaten  bestraft.  Auch  kann  auf 
Einziehung  des  Schiffes  erkannt  werden. 
ohne  Unterschied,  ob  es  dem  Yenuleilteu 
gehört  oder  nicht;  der  §  42  des  Str.G.B. 
findet  entsprechende  Anwendung. 

Führt  ein  Sciiiff  den  Vorschriften  zu- 
wider die  Reichsflagge,  so  wird  der  Schiffer 
mit  Geldstrafe  bis  zu  dreihundert  Mait 
oder  mit  Haft  bestraft. 

Den  Bedürfnissen  der  völkerrechtlichen 
Kontrolle  des  Schiffahrtsverkehrs  in  Krieg 
und  Frieden  tragen  die  Vorschriften  Rech- 
nung, dass  jedes  deutsche  Schiff  seinen 
Namen  an  jeder  Seite  des  Bugs  und  sei- 
nen Namen  und  den  Namen  des  Heimats- 
hafens  am  Heck  in  gut  sichtbaren  und 
fest  angebrachten  Schriftzeichen  führen 
und  dass  der  Schiffer  entweder  das 
Schiffscertifikat  oder  einen  beglaubigten 
Auszug  jederzeit,  bei  sonstiger  Strafe, 
an  Bord  führen  müsse.  Seine  Ergänzung 
findet  das  im  Vorstehenden  umschrieliene 
deutsche  System  der  vei-waltungsrechtlieliea 
Kontrolle  des  Scliiffahrtsverkehrs  dmnch  die 
ziun  Teil  allerdings  auch  ins  Gebiet  des 
Seeceremonials  hineinragende  Vorschrift  des 
§  22,  der  allen  Kauffahrteischiffen  die  Ver- 
pflichtung auferlegt,  bei  sonstiger  Geld- 
odor  Haftstrafe  vor  Kriegsschiffen  und 
Küstenbefestigungen  die  Flagge  zu  zeigen. 

Was  die  räumliche  Geltimg  der  Straf- 
normen zum  Schutz  des  Deutschen  Flaggen- 
rechts betrifft,  so  werden  der  Missbrauch 
der  Flagge  seitens  unberechtigter  und  der 
vorschriftswidrige  Gebrauch  sowohl 
im  Inland  wie  im  Ausland  und  auf  hoher 
See  füi-  strafbar  erklärt,  während  die  Ver- 
letzung der  im  §  22  vorgeschriebenen  see- 
polizeüichen  Massregel  nur  dann  als  straf- 
bar gilt,  wenn  die  Zuwiderhandlung  auf 
einem  deutschen  Kauffahrteischiffe  statt- 
gefunden hat.  In  dieser  Einsduränkiing 
trägt  das  Deutsche  Recht  dem  im  Laufe 
einer  zweiliundertjährigen  Entwickeluog 
eingetretenen  Wandel  Rechnung,  der  das 
Flaggeiu^cht  aus  dem  Rahmen  des  gebalt- 
losen  Ceremonialrechts  heraushob  und  es 
zu  einem  wichtigen  Bestandteil  derverwal- 
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timgsrechtlichen  Kontrolle  des  weiten  Welt- 
verkehre ausgestaltet  hat. 

Litteratur  und  Quellen  s.  im  Text. 

Stoerh, 


Fleischbeschau. 

1,  Begriffsbestimmung:  im  Sinne  des  Gesetz- 
grebers.  2.  Bedeutnng  der  F.  a)  für  die  öffent- 
liche Gesundheitspflege ;  b)  für  den  rechtmässigen 
Handelsverkehr ;  c)  für  die  Veterinärpolizei  und 
Tiehzucht.  3.  Die  staatlicherseits,  zumal  inner- 
halb des  Deutschen  Reiches,  getroffenen  Mass- 
nahmen zur  Durchführung  einer  F.  4.  Die 
Grundsätze^  betreffend  eine  Regelung  der  F.,  im  be- 
sonderen Hinblick  auf  den  dem  deutschen  Reichs- 
tage vorgelegten  Gesetzentwurf. 

1.  Be^ffsbestimmiiiig  im  Sinne  des 
Gesetzgebers.  Unter  Fleischbeschau  im 
engeren  Sinne  versteht  man  die  sachver- 
ständige Untersuchung  des  Fleisches  und 
der  Eingeweide  von  geschlachteten 
Tieren  zum  Zweck  der  Abgabe  eines  Gut- 
achtens, ob  die  untersuchten  Teile,  insbe- 
sondere die  Fleischteile,  zum  Genuss 
für  Menschen  tauglich  sind.  Unter 
Fleischbeschau  im  weiteren  Sinne  versteht 
man  daneben  die  zu  dieser  Begutachtimg 
meist  notwendige  Besichtigung  der  noch 
lebenden  Tiere  unmittelbar  vor  dem 
Schlachten. 

Die  mikroskopische  Untersuchmig  des 
Schweinefleisches  auf  Tri(»hinen  gehört 
liiernach  zwar  zur  Fleischbeschau,  umfasst 
aber  nur  einen  kleinen  Teil  derselben,  wo- 
her es  erklärlich  ist,  dass  den  Trichinen- 
Bchauem  die  Führung  des  Titels  »Fleiseh- 
h»eschauer«  hier  und  da  verboten  ist. 

2.  Bedeutung  der  F.  a)  Für  die 
öffentliche  Gtosiindheitspflege.  Die 
Fleischbeschau  hat  den  Zweck,  vor  den 
Gefahren  zu  schützen,  welche  -die  mensch- 
liche Gesundheit  beim  Genüsse  von  Fleisch 
bedrohen,  denn  es  besteht  die  Möglichkeit, 
dass  durch  den  Genuss  tierischer  Teile  ent- 
weder gewisse  tierische  Schmarotzer,  wie 
die  Trichinen,  oder  Entwickehmgsfomien 
von  Schmarotzern,  wie  die  Finnen,  oder  auch 
sonstige  ansteckende  Krankheiten  der  Tiere, 
wie  Tuberkulose,  Milzbrand,  Rotz,  auf  den 
Menschen  übertragen  wenlen;  endlich  ist 
es  auch  möglich,  dass  Fleisch  von  ander- 
weitig kranken  Tieren  oder  verdorbenes 
Fleisch  beim  Genuss  unmittelbar  krankheits- 
erregend auf  den  Menschen  wirkt. 

Da  nun  in  allen  Staaten  der  civilisierten 
Welt  Fleisch  die  fast  tägliche  Nahrung  eines 
grossen  Teiles  der  menschlichen  Bewohner 
bildet,  ist  eine  solche  sanitätspolizeüiclie 
Ueberwachung  des  Verkehrs  mit  Fleisch 
von  grosser  Bedeutung  für  die  öffentliche 
Gesundheitspflege,  zumal  wenn  man  erwägt, 


dass  die  meisten  Personen,  welche  Fleisch 
kaufen,  um  es  zum  Genuss  zuzubereiten, 
nicht  im  stände  sind,  eine  schädliche  Be- 
schaffenheit des  Fleisches  sicher  zu  erken- 
nen. Hierzu  kommt,  dass  es  kein  Verfahren 
der  Zubereitung  giebt,  durch  welches 
sämtliche,  dem  Fleisch  möglicherweise 
anhaftenden  Schädlichkeiten  sicher  zerstört 
werden,  dass  man  also  durch  private 
Massnahmen  sich  nicht  genügend  schützen 
kann. 

Obgleich  femer  allgemein  bekannt  ist, 
dass  gegen  einzelne  dieser  Schädlichkeiten, 
wie  gegen  die  Trichinenkrankheit,  das  Gar- 
kochen oder  Garbraten  des  Fleisches  schützt, 
so  zeigen  doch  Trichinenepidemieen  aus 
neuester  Zeit,  dass  die  blosse  Kenntnis 
dieser  Thatsache  die  Unsitte,  rohes  oder 
halbgares  Schweinefleisch  zu  verzehren, 
nicht  auszurotten  vermag,  sofern  nicht  etwa 
auch  religiöse  Vorschriften  dagegen  in  Kraft 
sind.  Zu  den  Pflichten  aller  Gemeinwesen, 
welche  das  gesundheitliche  Wohl  der  Borger 
im  Auge  haben,  gehört  es  ilaher,  durch 
Einrichtung  einer  (obligatorischen)  Fleisch- 
beschau alles  dasjenige  Fleisch,  welches  die 
Gesundheit  der  Geniessenden  zu  schädigen 
geeignet  ist,  vom  Verkehr  fernzuhalten. 
Wie  weit  diese  Pflicht  den  engeren,  ört- 
lichen Gemeinden,  wie  weit  sie  grösseren, 
kommunalen  öder  staatlichen  Verbänden 
zufällt,  hat  die  allgemeine  Gesetzgebung  zu 
entscheiden. 

b)  Für  den  rechtmässigen  Handels- 
verkehr, Ein  fernerer  Zweck  der  Fleischbe- 
schau ist  die  Verhütung  einer  Vermö- 
gensschädigung der  Käufer  von  Fleisch. 
Die  Fleischbeschau  hat  dafür  zu  sorgen,  dass 
der  Handel  mit  Fleisch  den  berechtigten 
Anfordenmgen  der  Käufer  an  Zuverlässigkeit 
—  »ReeUität«  —  entspricht,  zumal  da  in 
den  Händen  gewissenloser  Verkäufer  wenige 
Nahnmgsmittel  sich  so  sehr  zur  Ausführung 
von  Täuschungen  eignen  wie  gerade  das 
Fleisch  imd  es  z.  B.  ein  bei  mangelhafter 
Kontrolle  durch  Fleischbeschau  sehr  liäufig 
beobachtetes  Vorkommnis  ist,  dass  Fleisch 
von  kranken  Tieren,  also  minderwertiges, 
als  vollwertiges  in  den  Verkehr  gebraclit  wird. 

o)  Für  die  Veterinärpolisei  und 
Viehzucht.  Weiterhin  leistet  eine  gesetz- 
lich gecixineteFleischbeschau  derVe  terinär- 
polizei  und  damit  indirekt  der  Vieh- 
zucht wichtige  Dienste,  insofern  sie  die- 
jenigen Seuchenfälle  bei  Tieren  ermittelt, 
welche  der  allgemeinen  tierärztlichen  Be- 
aufsichtigimg des  lebenden  Viehes  nur  zu 
leicht  entgehen ;  die  Fleischbeschau  hat  sich 
z.  B.,  wie  neuerdings  oft  hervorgehoben 
Avorden  ist,  unentbehrlich  er^uesen  zur 
Feststellung  der  Verbreitung  der  Tuberku- 
lose beim  Rindvieh.  Was  die  Unterdrückung 
und  Verhütung  von  Tierseuchen  betrifft,  so 
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fördei-t  die  Fleischbeschau  eine  selir  bedeut- 
same veterinärpolizeiliche  und  hygienische 
Massnahme,  indem  sie  bewirkt,  dass  alle 
Schlachtabfälle  mit  vermehrun^ähigen 
Krankheitsstoffen  unschädlich  beseitigt  wer- 
den, so  dass  letztere  auf  gesunde  Tiere 
nicht  mehr  übertragen  weitlen  können.  Zu 
solchen  gefährlichen,  bei  einer  geordneten 
Fleischbeschau  unbedingt  zu  vernichtenden 
Schlachtabfällen  G;ehören  namentlich  alle  von 
bacüiären  Kranlmeitserregern  durclisetzten 
Teile  der  krank  befundenen  Tiere,  wie  Rotz- 
knoten, Tuberkelherde  u.  s.  w.,  sodann 
alle  tierischen  Schmarotzer  und  deren  Brut 

Die  Anforderungen  bei  der  Durchfühnmg 
der  Fleischbeschau  sind  kürzlich  (im  August 
d.  J.  1899)  auf  dem  VIT.  internationalen 
tierärztlichen  Kongress  zu  Baden-Baden 
in  folgender  Weise  einmütig  zum  Ausdruck 
gebracht: 

9 Die  Fleischbeschau  muss  auf  alle 
»Arten  von  Schlachttieren  ausgedehnt 
»und  in  allen  Liandesteilen  eingefühii:  wer- 
»den.  Sie  hat  sich  auf  alle  Schlachttiere 
»und  auf  alles  Fleiscjh  zu  erstrecken,  wel- 
»ches  zur  menschlichen  Nahnmg  bestimmt 
»ist,  gleichgiltig  ob  es  zum  öffent- 
»lichen  Verkauf  oder  zum  Privatge- 
»b  rauch  dienen  soll. 

»Die  Wii'ksamkeit  der  Fleischbesc^hau  ist 
»niu-  dort  vollkommen,  wo  öffentliche 
»Schlachthäuser  mit  Schlacht- 
*zwang  bestehen.  Deshalb  ist  die  Errich- 
»tung  solcher  in  thimlichst  vielen  Gomein- 
»den  anzustreben.  Bei  der  Beschau  von 
»geschlachtet  eingeführtem,  frischen  Fleische 
»ist  zu  Verlanen,  dass 

»a)  das  Fleisch  von  Rindern  und  Pferden 
»mindestens  in  Vierteln,  dasjenige  von 
»Schweinen  nur  in  Hälften  und  das  aller 
»übrigen  Tiere  in  unzerteiltem  Zustande  ein- 
»gebracht  wird,  sowie 

»b)  die  wichtigsten  Eingeweide  sich  in 
»natürlicher  Verbindung  mit  dem  Fleische 
»befinden. 

»Das  von  der  Beschau  zum  Konsum  zu- 
»gelassene  Fleisch  ist  in  geeigneter  Weise 
»(diu-ch  Abstempelimg,  Plombienmg  etc.)  zu 
»kennzeichnen. 

»Solches  Fleisch,  welches  nicht  als  ge- 
»siuidheitsschädlich,  sondern  nur  als  min- 
»derwertig  befunden  wurde,  ist  unter  Dekla- 
»ration  an  besonderen,  behöi'dlich  tlber- 
»  wachten  Verkaufsstellen  (F  r  e  i  b  ä  n  k  e  n) 
»feilzubieten. 

»Die  Einführung  einer  staatlichen,  all- 
»gemeinen  und  obligator  ischen  Vieh- 
»versicherung  ist  zur  Unterstützung 
»der  Fleischbeschau  und  Seuchentilgung 
»dringend  geboten. 

>Die  Erfolge  der  Meischbeschau  sind 
»für  wissenschaftliche  imd  volkswirtschaft- 
» liehe   Zwecke   in   einer  planmässig  ange- 


»legten  Statistik,  deren  internationale  Ein- 
»heitlichkeit  anzustreben  ist,  zusammenzu- 
^fassen.« 

3.  Die  staatlicherseits,  zumal  inner- 
halb des  Deutschen  Reiches,  i^troffe- 
nen  Massnahmen  rar  Dnrchfnhran^ 
einer  F.  In  Anbetracht  der  vorstehend 
gedachten  hohen  Bedeutung  der  Fleischbe- 
schau sowohl  für  die  öffentliche  Gesrnid- 
heitspflege  der  Bevölkerung  und  für  den 
rechtmässigen  Handelsverkehr  als  auch  für 
die  Veterinärpolizei  imd  Veterinärhygiene, 
also  für  die  Viehzucht,  sind  denn  auch  am 
Ende  des  laufenden  Jahrhunderts  in  den 
meisten  Kidturstaaten  Schritte  gethan,  um 
der  Bevölkeriuig  die  Wohlthaten  einer  ge- 
ordneten Fleischba<^chau  zu  gute  kommen 
zu  lassen. 

Im  Deutschen  Reiche  erfreuen  sich 
dessen  südliche  und  südwestliche  Gebiete, 
Bayern,  Württemberg,  Baden,  Hessen,  El- 
sass-Lothringen  seit  geraumer  Zeit  einer 
geordneten  Fleischbeschau,  wenngleich  die- 
selbe für  Bayern  und  Elsass-Lothringen 
nicht  einheitlich,  sondern  für  jeden  grösseren 
VerwaJtimgsbezirk  durch  besondere  ober- 
nolizeiHche  Vorschriften  geregelt  ist.  In 
Norddeutschland  ist  eine  sachgemässe 
Fleisdibeschau  durch  G.  v,  1.  Juni  189S 
im  Königreich  Sachsen  gesetzlich  eingeführt, 
ferner  findet  eine  Fleischbeschau  in  einzel- 
nen thiTringischen  Staaten  wie  Sachsen- 
Meiningen,  Sachsen-Coburg-Gotha,  Schwarz- 
burg -  Sondershausen ,  Schwarzburg-Rudol- 
stadt,  auch  in  den  Staatsgebieten  der  drei 
Freien  Städte  Lübeck,  Bremen  und  Ham- 
burg statt,  für  das  gesamte  Beichsgebiet 
ist  seitens  der  Bundesr^erungen  die  ein- 
heitliche Regelimg  beabsichtigt  und  dem- 
gemäss  am  17.  Februar  1899  dem  Reichs- 
tage der  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend 
die  Schlachtvieh-  und  Fleischbeschau,  nebst 
Begründung  und  technischen  Erläuterungea 
zur  verfassungsmässigen  Beschlussfassun? 
zugegangen,  auf  welchen  Entwurf  noch  zu- 
rückzukommen sein  wird- 

In  Preussen  fehlten,  als  dieser  Gesetz- 
entwurf vorgelegt  wurde,  noch  allgemein 
giltige  Verordnungen  zum  Schutz  für  das 
Fleisch  geniessende  Publikum,  wenn  auch 
hier  und  da  ortspolizeiliche  Vorschriften  — 
in  Hessen-Nassau  sogar  ein  Erlass  des  Ober- 
Präsidenten  (vom  1.  Juli  1892)  —  zu  dem 
Zwecke  ergangen  waren.  Nur  ein  Zweig 
der  Fleischbeschau,  die  mikroskopische 
Trichinenschau,  ist  während  der  letzten 
Jahrzehnte,  als  es  sich  zeigte,  dass  alle  War- 
nungen vor  dem  ftenuss  rohen  oder  halb- 
garen Schweinefleisches  bei  der  großen 
Masse  des  Volkes  nichts  nützten^  in  &st 
allen  preussischen  Eegierungsbezirken  als 
obligatorische  Massr^^  eingeführt  worden. 
Ausserdem   haben   durcä    Runderlass  vom 
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21.  August  1893  die  Dreussischen  Minister 
des  Inuern,  der  Lanawii-tschaft  und  der 
Medizinal -Angelegenheiten  die  Oberpräsi- 
denten auf  die  sanitäre  Bedeutung  der 
Fleischbeschau  hingewiesen  und  den  Erlass 
bezüglicher  Polizeiverordnungen  angeregt. 

Von  denjenigen  ausserdeutschen 
Ländern,  in  welchen  man  mustei^giltig 
auf  dem  in  Rede  stehenden  Gebiet  vorange- 
schi-itten  ist,  sei  Belgien  genannt,  auf 
dessen  G.  v.  4.  August  1890,  betreffend  die 
Verfälschung  von  Lebensmitteln,  imd  auf 
dessen  Reglement,  betreffend  Fleischbeschau 
(inspection  des  viandes),  vom  9.  Februar  1891 
nebst  den  dazu  erlassenen  Ministerialverord- 
nungen  hingewiesen  werden  kann,  dagegen 
ist  z.  B.  das  hinsichtlich  seiner  sanitären 
Gesetzgebung  oft  gepriesene  England  in 
diesem  Punkte  noch  zurück. 

4.  Die  Gmndsätze,  betreffend  eine 
Regelung  der  F.,  im  besonderen  Hinblick 
auf  den  dem  Deutschen  Reichstage  vor- 
gelegten Gesetzentwnrl  Die  Grundsätze 
hinsichtlich  der  Fleischbeschau,  denen  im 
Deutschen  Reiche  die  verbündeten  Regie- 
rungen huldigen,  sind  in  dem  erwähnten, 
dem  Reichstage  am  17.  Februar  1899  zuge- 
gangenen Gesetzentwurf  zum  Ausdruck  ge- 
langt und  hauptsächlich  folgende: 

1.  Rindvieh,  Schweine,  Schafe,  Ziegen 
und  Pferde  jeden  Alters,  deren  Fleisch  zum 
Genüsse  für  Menschen  verwendet  werden 
soll,  imterliegen  vor  und  nach  der  Schlach- 
tung einer  amtiichen  üntersuchunj|.  Durch 
Beschluss  des  Bundesrats  kann  die  Unter- 
suchungspflicht auf  anderes  Schlachtvieh 
ausgedehnt  werden. 

Bei  Notschlachtungen  darf  die  Unter- 
suchung vor  der  Schlachtung  unterbleiben. 
Unter  welchen  Voraussetzungen  eine  Schlach- 
tung als  Notschlachtung  anzusehen  ist,  be- 
stimmt der  Bundesrat. 

2.  Die  Untersuchung  von  Schafen  und 
Ziegen  sowie  von  noch  nicht  drei  Monate 
alten  Kälbern  und  Schweinen  darf  vor  und 
nach  der  Schlachtimg  unterbleiben,  wenn- 
die  Tiere  keine  Merkmale  einer  Krankheit 
zeigen  und  der  Besitzer  des  Tieres  das 
ileisch  ausschliesshch  im  eigenen  Haushalte 
verwenden  will.  Ergeben  sich  bei  der 
Schlachtung  Erscheinungen,  welche  Zweifel 
an  der  Gesundheit  des  geschlachteten  Tieres 
zu  erwecken  geeignet  sind,  so  ist  das  Fleisch 
alsbald  zur  Untersuchung  zu  stellen. 

Als  eigener  Haushalt  im  Sinne  dieser 
Bestimmung  ist  der  Haushalt  der  Kasernen, 
Krankenhäuser,  Erziehungsanstalten,  Speise- 
anstalten, Gefangenenanstalten,  Armenhäuser 
und  ähnlicher  Anstalten  sowie  der  Haus- 
halt der  Schlächter,  Fleischhändler,  Gbst-, 
Schank-  und  Speisewirte  nicht  anzusehen. 

3.  Die  Landesregierungen  sind  befugt, 
für  Gegenden  und  Zeiten,  in   denen   eine 


übertragbare  Tierkrankheit  herrscht,  die 
Untersuchung  aller  der  Seuche  ausgesetzten 
Schlachttiere  anzuordnen. 

4.  Fleisch  im  gesetzlichen  Sinne  sind 
Teile  von  warmblütigen  Tieren,  frisch  oder 
zubereitet,  sofern  sie  sich  zum  Genüsse  für 
Menschen  eignen.  Als  Teile  gelten  auch 
die  aus  solchen  hergestellten  Fette  und 
Würste,  andere  Erzeugnisse  nur  insoweit, 
als  der  Bundesrat  dies  anordnet. 

5.  Zur  Vornahme  der  Untersuchungen 
sind  Beschaubezirke  zu  bilden;  für  jeden 
derselben  ist  mindestens  ein  Beschauer  sowie 
ein  Stellvertreter  zu  bestellen. 

Die  Bildung  der  Beschaubezirke  und  die 
Bestellung  der  Beschauer  erfolgt  durch  die 
Landesbehörden.  Für  die  in  den  Armee- 
konservenfabriken vorzunehmenden  Unter- 
suchungen können  seitens  der  Militär- 
verwaltung besondere  Beschauer  bestellt 
werden. 

Zu  Beschauern  sind  thunlichst  appro- 
bierte Tieräi'zte  zu  bestellen.  Andere  rer- 
sonen  haben  sich  vor  ihrer  Bestellung 
einer  Unterweisung  und  Prüfung  zu  unter- 
ziehen. 

6.  Ergiebt  sich  bei  den  Untersuchungen 
das  Vorhandensein  oder  der  Verdacht  einer 
Krankheit  für  welche  die  Anzeigepflicht 
besteht,  so  ist  nach  Massgabe  der  hierüber 
geltenden  Vorschriften  zu  verfahren. 

7.  Ergiebt  die  Untersuchung  des  leben- 
den Tieres  keinen  Grund  zur  Beanstandung 
der  Schlachtung,  so  hat  der  Beschauer 
sie  unter  Anordnung  der  etwa  zu  be- 
obachtenden besonderen  Vorsichtsmassregeln 
zu  genehmigen. 

Die  Schlachtung  des  zur  Untersuchung 
gestellten  Tieres  darf  nicht  vor  der  Ertei- 
lung der  Genehmigung  und  nur  unter  Ein- 
haltung der  angeordneten  besonderen  Vor- 
sichtsmassregeln stattfinden. 

Erfolgt  die  Schlachtung  nicht  spätestens 
zwei  Tage  nach  Erteilung  der  Genehmigung, 
so  ist  sie  nur  nach  erneuter  Untersuchung 
und  Genehmigung  zulässig. 

8.  Die  Untersuchung  nach  der  Schlach- 
tung hat  sich  bei  Schweinen,  deren  Fleisch 
nicht  ausschliesslich  zur  Verwendung  im 
eigenen  Haushalte  bestimmt  ist,  auch  auf 
Trichinen  zu  erstrecken. 

9.  Ergiebt  die  Untersuchung  nach  der 
Schlachtung,  dass  kein  Grund  zur  Bean- 
standung des  Fleisches  vorliegt,  so  hat  der 
Beschauer  es  als  tauglich  zum  Genüsse  für 
Menschen  zu  erklären. 

Vor  der  Untersuchung  dürfen  Teile 
eines  geschlachteten  Tieres  nicht  beseitigt 
wenlen. 

10.  Ergiebt  die  Untersuchung,  dass  das 
Fleisch  zum  Genüsse  für  Menschen  untaug- 
lich ist.  so  hat  der  Beschauer  es  vorläufig 
zu  bescnlagnahmen,  den  Besitzer  hieiTon  zu 
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benachrichtigen  und  der  Polizeibohönle  sofort ' 
Anzeige  zu  erstatten. 

Fleisch,   dessen    Untauglic*hkeit  sich  bei 
der    Untersuchung    ergeben    hat,    darf    als 
Nahrungs-  oder  Genussmittel  für  Menschen! 
nicht  in  den  Verkehr  gebrac*ht  werden.         | 

Die  Verwendung  des  Fleisches  zu  ande- 
ren Zwecken  kann  von  der  Polizeibehörde 
zugelassen  werden,  soweit  gesundheitliche 
Bedenken  nicht  entgegenstehen.  Die  Poli- 
zeibehörde bestimmt^  welche  Sicherungs- 
massregeln gegen  eine  Verwendung  des 
Fleisches  zum  Genüsse  für  Menschen  zu 
treffen  sind. 

Das  Fleisch  darf  nicht  vor  der  polizei- 
lichen Zulassung  und  nur  unter  Einhaltung 
der  von  der  Polizeibehörde  angeordneten 
Sicherungsmassregeln  in  Verkehr  gebrsK'ht 
wenlen. 

Das  Fleisch  ist  von  der  Polizeibohönle 
in  unschädlicher  Weise  zu  beseitigen,  soweit 
seine  Verwendung  zu  an<leren  Zwecken  nicht 
zugelassen  wird. 

11.  Ergiebt  die  Untereuchung,  <lass  das 
Fleisch  zum  Genüsse  für  Menschen  nur 
bedingt  tauglich  ist,  so  hat  der  Beschauer 
es  vorläufig  zu  besclilagnahmen,  den  Besitzer 
hiervon  zu  benachrichtigen  und  der  Polizei- 
behönle  sofort  Anzeige  zu  ei-statten.  Die 
Polizeibehörde  bestimmt,  unter  welchen 
Sicherungsmassregeln  das  Fleisch  zum  Ge- 
nüsse für  Menschen  brauchbar  gemacht 
werden  kann. 

Fleisch,  das  bei  der  Untersuchung  als 
nur  bedingt  tauglich  erkannt  worden  ist, 
darf  als  Nahnmgs-  und  Genussmittel  für 
Menschen  nicht  in  Verkehr  gebra(^ht  werden, 
bevor  es  unter  den  von  der  Polizeibehörde 
augeordneten  Sic^herimgsmassregeln  zum 
Genüsse  füi-  Menschen  brauchbar  gemacht 
worden  ist 

12.  Der  Vertrieb  solchen  zum  Grenusse 
für  Menschen  brau(»hbar  gemachten  Fleisches 
darf  nur  unter  einer  diese  Bes<*haffen- 
heit  erkennbar  machenden  Bezeichnung  er- 
folgen. 

Fleis(^hhändlern ,  Gast-,  Schank-  und 
Speisewirten  ist  der  Vertrieb  und  die 
Verwendung  solchen  Fleisches  nur  mit  Ge- 
nehmigung der  Polizeibehörde  gestattet ;  die 
Genehmigung  ist  jederzeit  widerruflich.  An 
die  vorbezeichneten  Gewerbetreibenden  darf 
derartiges  Fleisch  nur  abgegeben  werden, 
soweit  ihnen  eine  solche  Genehmigung  er- 
teilt worden  ist.  In  den  Geschäftsräumen 
dieser  Personen  muss  an  einer  in  die  Augen 
faUenden  Stelle  durch  deutlichen  Anschlag 
besonders  erkennbar  gemacht  werden,  dass 
Fleisch  der  im  Abs.  1  bezeichneten  Be- 
schaffenheit zum  Vertrieb  oder  zur  Ver^-en- 
dung  kommt. 

Fleischhändler  dürfen  da«  Fleisch  nicht 
in    Bäumen    feilhalten    oder    verkaufen,    in 


welchen  taugliches  Fleisch  feilgehaltea  oder 
verkauft  wird. 

13.  Ergiebt  die  Untersuchung,  dass  das 
Fleisch  zwar  zum  Genüsse  für  Menschf^n 
tauglich,  jedoch  in  seinem  Xahrungs-  oder 
Genusswert  erheblich  herabgesetzt  ist.  so 
hat  der  Beschauer  hiervon  den  Besitzer  des 
Fleisches  zu  benachrichtigen. 

Die   von  den   verbündeten   Regienmgea 
im  beregten  Gesetzentwurf    weiterhin  vor- 
geschlagenen    Grundsätze     hinsicht- 
lich der  Behandlung  des  vom  Aus- 
lande eingeführten  Fleisches  haben 
zunächst   besonders  lebhaften   Widerspruch 
gefunden,  und  es  kann  auf  deren  Wiedergal^ 
hier   verzichtet    werden;    es    sei    erwähnt, 
dass   der  Deutsche   Landwirtsehaftsrat  am 
23.  Februar  1899  ausdrücklich  den  Beschliiss 
gefasst  und  veröffentlicht  hat,  dass  der  Er- 
lass    eines    Reic^hsgesetzes ,    betreffend  die 
Fleischbeschau,    niur  dann  den   berechtigleri 
Fonlenmgen   der  deutschen  Landwirtschaft 
entspreche,  wenn  in  dem  Gesetze  selbst  — 
also   nicht  durch  Bundesratsverordnung  — 
ausländis<.'hes     Fleisch     und     a\isländis^'he 
Fleischkonserven     genau     nach    denselben 
strengen  Grundsätzen  der  Kontrolle  behan- 
delt   werden     wie    die    inländische   Ware 
gleicher  Art  und  wenn  namentlich  aUe  nicht 
oder  nicht   sicher   kontrollierbaren  Körper- 
teile von  Tieren  sowohl  wie  Fleischkonser- 
ven (auch  Würste)  ausländischer  Herkunft, 
sofern     sie     nicht    untersucht    sind,     vr.n 
der  Eiufuhi'  überhau{)t  ausgeschlossen  wer- 
den. 

Als  unzertrennlich  von  der  Fleischlje- 
schau  wird  von  vielen  die  Einfühnmg  der 
sogenannten  Freibänke  erachtet, demi dem 
Verkehr  und  dem  nationalen  Vermögen  darf 
von  dem  durch  die  Schlachttiere  repräsen- 
tierten Kapital  nicht  mehr  entzogen  wenlen. 
als  unbedingt  notwendig  ist,  und  die  Be- 
schaffimg möglichst  billiger  Fleischnahmng 
für  breite  Schichten  des  Volkes  mus,s  im 
Auge  behalten  werden.  Welches  bei  der 
Fleis(^hbeschau  beanstandete  Fleisch  als  nu- 
geniessbar,  welches  als  nichtbankwürdig  zu 
bezeidmen  sei,  wird  nach  dem  Gesetzent- 
wurf im  allgemeinen  den  Polizeibehörden 
überlassen,  die  allgemeine  Ansicht  geht 
wohl  dahin,  dass  ungeniessbar  solches 
Fleisch  ist,  dessen  Genuss  nach  feststehen- 
den Erfahrungen  der  menschlichen  Gesund- 
heit nachteilig  ist,  und  dass  nichtbank- 
würdig  solches  Fleisch  ist,  welches  zwar 
nicht  gesundheitsschätllich  ist,  aber  doch  in 
seinem  allgemeinen  Nähr-  und  Gennsswert 
herabgesetzt  erscheint  oder  welches  zwar 
an  sicrh  gesundheitsschädlich  ist  aber  durch 
entsprechende  Behandlung  imschädhch  ge- 
macht werden  kann.  (Vgl.  u.  a  §  1- 
des  am  1.  Juni  1898  erlassenen  königlich 
sächsischen   Gesetzes,   betreffend  die  Ein- 
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fülu'ung  einer  allgemeinen  Schlachtvieh-  und 
Pleischbeschau.) 

Ein  wesentliches  Ei-fordernis  bei  der 
Durchfühmng  der  obligatorischen  Fleisch- 
beschau ist  endlich  nach  dem  urteil  der  bei 
einer  solchen  wesentlich  in  Mitleidenschaft 
gezogenen  landwirtschaftlichenKreise  eine  all- 
gemeine Yersicherung  des  Schlacht- 
viehs, bei  welcher  die  Besitzer  aus 
öffentlichen  Mitteln  zu  unteretützen  sind. 
Demzufolge  hat  auch  der  Deutsche  Ijandwirt- 
schaftsrat  erklärt,  dass  der  Erlass  eines 
Reichsgesetzes,  betreffend  die  Fleischbeschau, 
juir  dann  den  berechtigten  Forderungen  der 
Landwirte  entspreche:  »wenn  nach  Erlass 
des  Gesetzes  in  allen  denjenigen  Staaten,  in 
welchen  es  noch  nicht  der  Fall  ist,  eine 
allgemeine  Schlachtvieh  Versicherung 
unter  Heranziehung  von  öffent- 
lichen Mitteln  eingerichtet  wird  und 
Fürsorge  dafür  gescliaffen  wird,  dass  das 
minderwertige,  aber  für  den  Genuss  noch 
sHÜässige  Fleisch,  sowie  auch  die  gänzlich 
verworfenen  Teile,  angemessene  Verwertung 
finden.  (Freibank,  Abkochung.)«  Es  sei 
hierbei  erwähnt,  dass  u.  a.  im  König- 
reich Sachsen  im  Anschluss  an  die  diu-ch 
G.  v.  1.  Juni  1898  erfolgte  Einführung  der 
allgemeinen  Fleischbeschau  unter  dem 
2.  Juni  1898  ein  Gesetz,  betreffend  die 
staatliche  Schlachtviehvei-sicherung,  erlassen 
wonlen  ist.  Auch  in  Schwarzbiu-g-Sonders- 
liaiisen  ist  durch  G.  v.  30.  Juli  1899  eine 
öffentliche  Schlachtvieh- Versichenmgsanstalt 
im  Anschluss  an  die  Fleischbeschauordnung 
v.  16.  April  1895  en-ichtet. 

Litteratnr:  Ostertagf  Handbuch  der  Fleisch- 
beschau, g.  Aufl,,  Stuttgart  1895.  —  Moeckl, 
Art.  Fleisch  in  Dammers  Handwörterbuch  der 
Gesundheitspflege.  —  Schlanvppf  Die  Fleisch- 
beschau- Gesetzgebung  in  den  sämtlichen  Bundes- 
staaten des  Deutschen  Reichs,  Stuttgart  1892.  — 
Hinsichtlich  der  angeßihrten  Bestimmungen  und 
dfs  Gesetzentwurfs  vgl.  ausserdem:  Veröffent- 
lichungen des  kaiserlichen  Gesundheitsamtes, 
Berlin  1890—1899.  Rahts. 


Fleischergewerbe. 

1.    Altertum.     2.   Mittelalter.     3.   Neuere 
•Zeit.    4.  Amerikanisches  Fleischereigewerbe. 

1.  Altertum.  Schon  sehr  frülizeitig  hat 
der  Selbsterhaltungstrieb  den  Menschen  auf 
die  Fleißchnahrung  hinweisen  müssen,  ins- 
besondere da,  wo  eine  spärliche  Vegetation 
geeignete  Pflanzenkost  nicht  genügend  bot. 
Ueljerhaupt  bedingt  der  Wohnsitz  zunächst 
ausschliesslich  die  Form  der  Ernährung, 
und  erst  eine  vorgeschrittenere  Kidtur  ver- 
ötattet  dem  Menschen  eine  Emancipation 
von  der  ihn  umgebenden  Natur,  lind  so 
finden  wir,  soweit  man  die  Menschheit  bis 


zu  ihren  Ursprüngen  zurück  verfolgen  kann 
und  mag:,  überall  schon  den  Fleischgenuss 
üblich,  ja  vielleicht  ist  sogar  das  Fleisch 
das  älteste  aller  Nahi-ungsmittel,  und  zwar 
in  jeder  existierenden  Form.  Der  hohe 
Wert,  welchen  das  Fleisch  für  die  Oeko- 
nomie  des  menschlichen  Organismus  besitzt, 
xmd  der  entsprechend  starke  Trieb  des 
Menschen,  sich  dasselbe  zu  verschaffen» 
konnte  daher  bei  dem  Zusammenschluss 
der  Menschen  zu  Gemeinden  und  bei  der 
Entwickelung  staatlicher  Einrichtungen 
nicht  unberücksichtigt  bleiben.  Demnach 
ist  es  erkläi'lich,  dass  die  religiösen  oder 
politischen  Häupter  der  Gemeinden  den 
Fleischgenuss  auf  die  eine  oder  andere 
Weise  zu  reglementieren  und  für  ilire 
Zwecke  auszunützen  suchten.  Da  zudem 
das  Schlachten  der  Tiere  auch  eine  gewisse 
Kunstfertigkeit  erfordert,  so  ergab  es  sich 
von  selbst,  dass  die  Leitimg  dieser  Ver- 
richtung nur  den  Befähigtsten  des  Stammes 
überlassen  wurde,  den  Fürsten  und  Priestern. 
Das  beweisen  auch  die  ältesten  Urkunden 
menschlicher  Kultur,  die  Veden,  welche  uns 
berichten,  dass  bei  grösseren  Opferfesten 
die  Brahmanen  selbst  das  Sclilachten  über- 
nahmen, während  es  sonst  einer  besonderen 
Klasse  von  Priestern  anvertraut  war,  welche 
den  Namen  »Schlächter«  (s'amitar)  und 
»Zerleger«  (vis'astar)  führten.  Aehnlich  war 
es  bei  den  anderen  orientalischen  Völker- 
schaften; und  auch  die  homerische  Kidtur- 
epoche  kennt  nur  solch  hohe  Ahnen  des 
Schlächterstandes.  Mit  der  Zunahme  der 
Bevölkerung  und  mit  wachsender  Kultur 
musste  diese  Beschi-änkung  aufhören,  und 
80  finden  wir  in  den  späteren  Zeiten 
des  klassischen  Altertums  das  Sclüachten 
nicht  mehr  ausschliesslich  an  allgemeine 
Feste  geknüpft,  sondern  auch  privatem 
Belieben  und  Bedürfnis  überlassen.  In 
welcher  Weise  in  dieser  Epoche  die  Fleisch- 
versorgung geschah,  darüber  unterrichten 
uns  litterarische  luid  mannigfache  andei-e 
noch  erhaltene  und  aufgedeckte  Denkmäler 
antiker  Kultur. 

Die  Gewerbeverfassung  des  alten  Hellas 
und  Rom  war  danach  eine  individualistische, 
da  der  Staat  keine  Normen  für  Gründung 
und  Betrieb  gewerblicher  Unternehmungen 
feststellte. 

Im  Laufe  der  Zeit  entwickelte  sich  aus 
solchem  Zustande  ganz  von  selbst  die  Arbeits- 
teilung; jeder  Aermere  widmete  sich  einem 
Beruf  ausschliesslich,  und  so  bildete  sich  all- 
mählich auch  ein  besonderes  Fleischergewerbe 
aus.  Zu  diesem  Stande  (der  sog.  fitiyeipoi) 
wurden  alle  gerechnet,  die  als  Schlächter  und 
Köche  thätig  waren.  Sie  standen  bald  (als 
MpeaßTtütlat)  mit  ihren  Waren  —  rohen  oder 
genussfertigen,  z.  B.  warmen  Würstchen  — 
öffentlich  aus,  bald  vermieteten  sie  (als  6i/Honotoi) 
ihre  Dienste  zum  Gebrauche  im  Hause.  — 
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Im  alten  Rom  produzierte  ursprttiiiflich  der 
HausTater,  welcher  zuc^leich  »ein  Laudgütchen 
hatte,  alles  selber;  und  so  zog  er  nicht  bloss 
seine  Schweine  auf,  sondern  schlachtete  und 
verarbeitete  sie  auch  selber.  Ja,  als  sich  schon 
eine  Anzahl  von  Gewerben  von  der  Hauswirt- 
schaft losgelöst  hatten,  verblieb  die  Thäti^keit 
eines  Metzgers  immer  noch  dem  paterf amilias  : 
wenigstens  befinden  sich  unter  den  acht  —  an- 

feblich  von  Numa  gestifteten  —  Handwerker- 
ollegien  keine  Fleischer,  und  auch  die  Be- 
richte über  die  coUegia  opificum  et  artificum 
während  der  ersten  Epoche  der  Republik  wissen 
uns  nichts  von  einer  Metzgerzunft  zu  melden. 
Erst  als  sich  in  Rom  immer  mehr  Volk  ange- 
sammelt hatte  und  die  Umgegend  bei  weitem 
nicht  mehr  den  Bedarf  zu  decken  vermochte, 
sondern  man  gezwungen  war,  Fleisch  aus  der 
Feme  zu  beziehen,  entwickelte  sich  ein  selb- 
ständiges Fleischergewerbe.  Zu  welcher  Be- 
deutung dieser  Stand  (der  lanii  oder  confectu- 
arii]  binnen  kurzem  gelangte,  beweist  die  durch 
Livius  bekannte  Thatsache,  dass  aus  ihm  der 
Consul  des  Jahres  216  v.  Chr.,  C.  Terentius 
Varro,  hervorging.  Nach  dem  zweiten  punischen 
Kriege  gewann  das  Gewerbe  sogar  eine  solche 
Ausdehnung,  dass  die  Verwaltung  Roms  sich 
veranlasst  sah,  für  seine  einzelnen  Branchen 
Märkte  mit  staatlicher  Einrichtung  zu  begrün- 
den, das  forum  boarium,  suarium,  pecuarinm  etc. 
Die  eigentlichen  Schlächter  kauften 
Ochsen,  Schweine  und  Lämmer  direkt  von  den 
Gutsbesitzern  der  Umgegend  oder  von  den 
Viehhändlern,  die  aus  fernen  Gecrenden  Herden 
zum  Verkauf  auf  den  Markt  trieben.  Der  Be- 
darf an  Wild  und  Geflügel,  welches  die  Reichen 
mit  Vorliebe  assen,  war  sehr  gross.  Ersteres 
lieferten  —  neben  den  Jägern  —  die  Tier- 
gärten (vivaria),  welche  bereits  zur  Zeit  der 
Republik  auf  allen  Villen  vorhanden  waren; 
das  Federvieh  zog  man  ebenfalls  auf  den  Villen 
in  ausgedehnten  „Aviarien'^,  nicht  bloss  für  die 
Zwecke  der  eigenen  Küche,  sondern  auch  im 
grossen  flir  den  Verkauf.  —  Der  Fleisch  ver- 
kauf geschah  in  Tabemen,  und  ebenso  fand 
der  Verkauf  des  Wildes  und  Geflügels  durch  die 
marcellarii  statt,  welche  aber  —  da  sie  auch 
allerhand  andere  Viktuaiien  feil  boten  —  in  Kon- 
sequenz der  römischen  Luxusgesetze  unter  poli- 
zeilicher Aufsicht  standen ;  in  anderen  Tabemen 
wurde  mit  Salz-  und  Rauchfleisch  zum  Winter- 
vorrat gehandelt,  während  warme  Würstchen 
und  andere  Speisen  von  den  botularii  und  in- 
stitores  propinarnm  herumgetragen  und  ausge- 
rufen wurden.  Um  uns  von  den  riesigen  Di- 
mensionen, die  Gewerbe  und  Handel  m  Rom 
schliesslich  eingenommen  hatten,  einen  rechten 
Begriff  zu  macnen,  müssen  wir  an  die  dama- 
ligen Verhältnisse  den  Massstab  unserer  mo- 
dernen Gross-  und  Weltstädte  anlegen. 

Eine  besondere  Gestalt  nehmen  gewisse 
Zweige  des  Fleischergewerbes  in  der  späteren 
Kaiserzeit  an.  Seit  Aurelian  (270—275  n. 
Chr.)  wurde  nämlich  der  ärmeren  Bevölkerang 
Roms  —  die  ja  schon  seit  Jahrhunderten  an 
GetreideschenKungen  gewöhnt  war  —  von 
Staats  wegen  ausser  Brot,  Wein,  Oel  und  Salz 
auch  noch  Schweinefleisch  geliefert:  letzteres 
wurde  —  genau  lässt  sich  das  nicht  ersehen 
—  entweder  ganz  ohne  Entgelt  verteilt  oder 
um  ein  Billiges  verkauft;  später  kamen  noch 


Rind-  und  Hammelfleisch  dazu,  die  aber  — 
allerdings  erheblich  unter  dem  Miarktpreise  — 
bezahlt  werden  mussten.  Es  handelte  sich  hier 
dämm,  das  arbeitslose  und  oft  auch  arbeits- 
scheue Volk  der  Hauptstadt  mit  den  notwen- 
digsten Lebensmitteln  zu  versorgen,  um  es  bei 
guter  Laune  zu  erhalten  und  Unruhen  zu  ver- 
meiden. Wenn  der  Historiker  Ammianus  Mar- 
cellinus einen  Stadtpräfekten  lobt,  so  hebt  er 
ganz  besonders  hervor,  dass  während  seiner 
Administration  Rom  an  allem  Ueberfloss  gehabt 
habe,  und  derselbe  Autor  belehrt  uns,  da&s  es 
im  Falle  des  Mangels  nicht  bloss  der  notwen- 
digen Lebensmittel,  sondern  selbst  schon  des 
entbehrlichen  Weines  zu  Strassenkra wallen  kam. 
Daher  wurde  es  geradezu  eine  Existenzbedin- 

gang  für  das  Kaiserreich,  die  erforderlichen 
ationen  ftlr  die  Spenden  rechtzeitig  aus  den 
Provinzen  herbeizuschaffen.  Jede  Verzögening 
im  Transporte  konnte  verhängnisvoll  werden. 
„In  metu  sumus,  —  berichtet  aus  jenen  Tagen 
ein  vornehmer  Römer,  Aurelius  Svmmachus,  in 
seinen  Briefen  —  ne  obsit  commeatibus  anno- 
nariis  medii  temporis  mora  et  perturbatio  plebis 
oriatur."*  Und  so  kann  M aha  im  vom  Kaiser- 
reich schreiben :  „Ses  destinees  dependirent  plus 
d'une  fois  des  chances  d'un  arrivage;  il  fallait 
qu'ä  tottt  prix  le  fain^ant  romain  eflt  sa  ration 
ä  heure  fixe;  alors,  il  beniasait  le  prince  et 
Tordre  etait  sanv^.'' 

Man   bereift    leicht,    dass   unter   solchen 
Umständen  die  Versoreung  Roms  mit  den  not- 
wendig^en   Lebensmitteln  eine  der  wichtigsten 
Aufgaben    der     hauptstädtischen    Verwaltung 
wurde.    Dieselbe  sicherte  sich  zunächst  dnreh 
Kontrakte   mit  den  einzelnen  Gewerbetreiben- 
den  für  eine   bestimmte  Zeit  die  rechtzeitige 
Lieferang  der  gewünschten  Güter.     Da  aber 
eine  solche  Bürgschaft  nicht  für  alle  Fälle  aos- 
reichte,  so  wurden  diese  Gewerbetreibenden  ge- 
zwungeuj  sich  ihren  Branchen  entsprechend  in 
Korporationen  zusammenzuschliessen,  die  in  das 
komplizierte   Getriebe   des  römischen  Verwal- 
tungsmechanismus eingefügt   wurden.     Indem 
ihre  Dienstleistungen  äso  als  publica  munera 
betrachtet  wurden,    waren  sie   einer   bis  ms 
kleinste  dringenden  gesetzlichen  Reglementie- 
rung' und  einer  strengen  obrigkeitlichen  üeber- 
wachimf  unterworfen.     Hier  interessieren  nns 
nur  die  Korporationen  für  die  Versorping  Roms 
mit  Fleisch :  es  wurden  deren  drei  eingerichtet, 
die  der  snarii,  der  pecuarii  und  der  boarii,  also 
für  die  Beschaffung   von   Schweine-.   Hammel- 
und  Rindfleisch.     Den   Hauptbedarf  an  Vieh, 
den  an  Schweinen,  mussten  Campanien,  Lucanien, 
Brattium,  Samnium  und  Sardinien  als  Steuer 
liefern.    Diese  lastete ,  wie  natürlich,  auf  dem 
Grundbesitz  und  ^g  allen  anderen  Steneifoi^ 
dernngen  vor.     Die  possessores  durften  jedoch 
nach  eigenem  Belieben   statt  des  Fleisches  den 
entsprechenden  Geldwert  geben,  welcher  jedoch 
nicht  nach  dem  römischen,  sondern  nach  dem 
lokalen  Marktpreise  beatunmt  wurde.    Deshalb 
hatten  die  Statthalter  in  den  Provinsra  jedes 
Jahr  an  den   Stadtpräfekten  (Roms)  über  die 
lokalen  Marktpreise  Bericht  zu  erstatten;  diese 
Statistik  wurde  dann  der  Korporation  der  saarii 
mitgeteilt,   welche  sich  unbedingt   danach  zu 
richten  hatten:  auf  diese  Weise  sollte  nämlich 
einer  beiderseitigen  üebervorteüung  ein  Riegel 
vorgeschoben    werden.    Der  Körperschaft  war 
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es  nan  anheimgestellt.  ob  sie  selbst  durch  ihren 
Vorstand  die  Steuer  eintreiben  oder  aber  dies 
Geschäft  den  Offizialen  der  Proyinzialstatthalter 
überlassen  wollte;  im  letzteren  Falle  assistierte 
diesen  eine  Kommission  von  fünf  Delegierten 
des  corpus.  Zog  der  possessor  Geldzahlnng 
vor,  so  hatten  die  Schweinemetzger  mit  der 
Ablösungssumme  die  nötige  Quantität  Schweine- 
fleisch aufzukaufen.  Welcher  Ausweg  aber 
auch  immer  von  den  possessores  gewählt  wurde : 
auf  alle  Fälle  haftete  allein  die  Metzgerinnung 
unbedingt  fttr  das  rechtzeitige  Eintreffen  der 
nötigen  Quantität  Fleisch  in  Rom,  wie  sie  über- 
haupt für  Transport,  Aufspeicherung  und  Ver- 
teilnne  zu  sorgen  verpflichtet  war.  —  Der  Ent- 
gelt für  diese  Mühewaltung  geschah  in  dop- 
pelter Form,  in  Geld-  und  Naturalremuneration. 
Die  Metzger  erhielten  5%  des  Wertes  der  ge- 
lieferten Quantität  Fleisch  und  ausserdem  (aus 
dem  Weinkanon  der  Stadt)  17000  Amphoren 
Wein  jährlich. 

Die  innere  Organisation  der  drei  Fleischer- 
innungen war  die  folgende.  Ihre  Vorsteher 
(die  patroni)  wählten  sie  selbst  aus  der  Zahl 
ihrer  Mitglieder,  doch  bedurfte  die  Wahl  der 
Bestätigung  der  Kegierung.  Die  patroni  ver- 
traten das  corpus  nach  aussen,  präsidierten 
seinen  Versammlungen,  sorgten  für  Ausführung 
der  Beschlüsse  und  verwalteten  das  Korpora- 
tionsvermögen. Die  Korporation  hatte  das 
Becht,  sich  nach  Belieben  zu  versammeln  und 
Beschlüsse  zu  fassen,  —  jedoch  nur  über  eigene 
Angelegenheiten.  Sie  war  durch  gewisse  Pri- 
vilegien ausgezeichnet :  so  waren  ihr  vom  Staate 
die  zum  Betriebe  nötigen  Grundstücke  verliehen ; 
femer  hatte  sie  ein  subsidiäres  Erbrecht  auf  das 
Vermöfi^en  eines  ohne  Hinterlassung  von  Erben 
verstorbenen  Mitgliedes  u.  a.  m.  Aber  diese 
Vorteile  wurden  durch  die  ihnen  auferlegten 
Lasten  und  Dienstleistungen  weitaus  über- 
wogen; denn  sie  hafteten  solidarisch  mit  ihrer 
Person  und  ihrem  ganzen  Vermögen  für  die 
rechtzeitige  und  genaue  Erfüllung  aller  ihrer 
Verbindlichkeiten.  Da  ausser  dieser  grossen 
Verantwortlichkeit  dieses  Amt  den  Mit^iedern 
der  Körperschaft  auch  noch  eine  so  bedeutende 
Arbeitslast  aufbürdete,  dass  ihnen  nicht  bloss 
verboten  war,  irgend  welches  Geschäft  nebenher 
zu  treiben,  sondern  überhaupt  ihre  Arbeitskraft 
irjg^endwie  anderweitig  zu  binden,  so  ist  es 
nicht  verwunderlich,  dass  ein  freiwilliger  Ein- 
tritt in  die  Korporation  nicht  mehr  erfolgte, 
sondern  der  Staat  durch  Gesetzeszwang  sich 
die  erforderliche  Anzahl  Metzger  sicherte.  Nach 
diesem  Gesetz  war  die  Mitgliedschaft  eine  erb- 
liche und  lebenslängliche,  und  eine  Beihe  spe- 
cieller  Verordnungen  trat  den  Versuchen  aer 
corporati,  sich  durch  Eintritt  in  den  Kriegs- 
und Staatsdienst,  den  Kolonat  etc.  ihrem  Stande 
zu  entziehen,  scharf  entgegen.  Nur  der  Ueber- 
tritt  in  den  geistlichen  Stand  scheint  in  ge- 
wissen Fällen  gestattet  gewesen  zu  sein.  Sonst 
besass  nur  einzig  und  allein  der  Präsident  des 
Vorstandes  jeder  Korporation  das  Vorrecht, 
nach  fünfjähripfem  tadellosen  Dienste  auszu- 
scheiden. -  Dieselben  Massregeln  und  Gesetze 
galten  nach  der  Trennung  des  römischen  Kelches 
nir  die  Fleischerinnunf  von  Bvzanz.  — 

So  war  mithin  thatsächlich  ans  Gründen 
der  Staatsraison  die  Zugehörigkeit  zum  Flei- 
Bchergewerbe  nur  zu  einer  besonderen  Art  von 


Sklaverei  geworden,  ohne  allerdings  den  Namen 
zu  tragen.    Der  Staat  erscheint  uns  also  hier 

—  nach  der   treffenden  Bemerkung  Mahaims 

—  „comme  un  dur  entrepreneur  de  bien  public, 
qui  execute  avec  une  inqui^te  manie  de  r^gle- 
mentation  Toeuvre  d'approvisionnement  dont  il 
est  charg6."  Solches  lag  eben  im  Wesen  des 
antiken  Staates,  der  in  seinen  Ansprücfien  an 
den  Bürger  keinerlei  Grenzen  anerkannte  und 
blind  gegen  individuelles  Wohl  und  Wehe  den 
einzelnen  erbarmungslos  zermalmte,  wenn  es 
dieFörderung  irgend  welchenStaatsinteresses  galt. 

2.  Mittelalter.  Die  Oekonomie  der 
alten  Germanen  ist  durch  eine  nomaden- 
hafte Feldgraswirtschaft  mit  reichem  Vieh- 
stande charakterisiert.  Letzterem  entsprach 
natürlich  ein  starker  Fleischgenuss.  Die 
christliche  Kultur  strebte  dann  eine  Minde- 
rung des  Fleischgenusses  an,  um  der 
Roheit,  welche  sich  mit  einer  übermässigen 
animalischen  Nahrung  verband,  entgegenzu- 
wii'ken.  Wenn  nun  auch  unter  mesem 
Einflnsse  im  Mittelalter  die  Fleischnahning 
nicht  mehr  so  prävalierte  wie  früher,  blieb 
sie  indessen  immerhin  noch  sehr  bedeutend, 
und  namentlich  muss  Schweinefleisch  mehr 
als  heutzutage  genossen  w^orden  sein.  Man 
wird  demgemäss  die  hohe  Wichtigkeit  be- 
greifen, welche  das  Fleischergewerbe  in 
dieser  Epoche  für  das  Volk  haben  musste, 
und  wird  sich  nicht  wundern,  dass  in  den 
Zeilen  allgemeiner  Reglementierung  von 
Handel  und  Handwerk  gerade  dieses  Ge- 
werbe einer  ganz  besonders  sorgfältigen 
obrigkeitlichen  üeberwachung  unterworfen 
wiuäe. 

Das  Bedürfnis  nach  Handwerkern  musste 
sich  naturgemäss  zuerst  in  den  grossen  Ver- 
kehrscentren äussern,  welche  zu  Anfang  des 
Mittelalters  in  Deutschland  durch  die  „Fron- 
höfe''  repräsentiert  wurden.  Schon  Karl  der 
Grosse  befiehlt,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass 
sich  auf  jedem  kaiserlichen  Fronhofe  eine  ge- 
nügende Zahl  von  Handwerkern  aller  Art  be- 
finde. So  sammelte  sich  denn  bald  auch  in 
den  Fronhöfen  —  den  kaiserlichen  sowohl  wie 
in  denen  anderer  weltlicher  und  geistlicher 
Grossen  —  eine  Masse  unfreier  Handwerker 
an :  diese  dürfen  aber  lediglich  für  ihren  Herrn 
arbeiten  und  empfangen  dafür  ihren  Lebens- 
unterhalt von  ihm.  Je  eine  Anzahl  solcher 
Arbeiter  („dagewardi")  wird  einem  der  Ver- 
waltungszweige („miniflteria*'  oder  „officia**)  zu- 
geteilt, in  welche  die  Fronhofwirtschaft  zerfällt. 
Da  aber  ein  solches  „Ministerium"  nicht  nach 
den  technischen  Unterschieden  der  Handwerke, 
sondern  nach  den  Interessen  der  Fronhofsver- 
waltung  abgegrenzt  ist,  so  vereinigt  es  Leute 
der  verschiedensten  Beschäftigungen.  Die 
Fleischer  speciell  sind  zugleich  mit  Köchen, 
Bäckern  und  Fischern  dem  Ministeriam  des 
Truchsessen  zugeteilt.  —  Wie  unvollkommen 
die  Arbeitsteilung  und  demgemäss  die  Hand- 
werksgeschicklichkeit gewesen  sein  muss,  kann 
daraus  entnommen  werden,  dass  öfters  sogar 
dieselben  Knechte  je  nach  Bedarf  in  ver- 
schiedenen „Ministerien"  verwendet  worden 
sind.    Nur  ausnahmsweise  ist  es  damals  noch 
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zu  einer  ferneren  Teilung:  nach  Berufen  ge- 
kommen, bei  der  eine  grössere  Zahl  von  Ar- 
beitern derselben  Brancne  zu  einem  eigenen 
„officium"  unter  der  Leitung  eines  besonderen 
„magister"  zusammengefasst  war.  Die  Fleischer 
sind  in  jener  2!^it  jedenfalls  meist  nicht 
derartig  konstituiert  gewesen,  wie  sie  über- 
haupt in  den  Fronhöfea  nur  selten  vor- 
kommen. Nach  den  wenigen  uns  überlieferten 
Nachrichten  scheint  specieTl  das  Schlachten  des 
Viehes  tou  Knechten  ausgeübt  worden  zu  sein, 
die  bald  zu  dieser,  bald  zu  jener  Beschäftigung 
sich  kommandieren  lassen  mussten.  — 

In  den  Zeiten  der  beginnenden  Stadt- 
wirtschaft  (im  12.  Jahrhundert)  dagegen 
treten  gerade  die  Fleischer  bereits  allent- 
halben als  Handwerker  auf.  Ja,  noch 
mehr;  sie  gewinnen  schon  früh  an  sehr 
vielen  Orten  grosse  Bedeutung  durch  ihre 
Zahl  und  ihren  Reichtum.  Ihr  Ansehen 
wird  auch  durch  die  Thatsache  erwiesen, 
dass  in  der  Hälfte  der  urkundlich  über- 
lieferten Fälle,  in  denen  bestimmte  Innungen 
als  Kepräsentantinnen  aller  übrigen  mit 
dem  Rat<^  der  Stadt  zu  verliandeln  hatten, 
gerade  die  Metzgerinnung  dieses  Ehrenamt 
bekleidet.  — 

Die  weitere  Ausbildung  und  Entwicke- 
lung  des  Zunftwesens  in  den  mittelalter- 
lichen Städten,  welches  dem  städtischen 
Handwerk  seinen  goldenen  Boden  und  zu- 
gleich dem  Konsumenten  gute  und  preis- 
werte Produkte  sichern  sollte,  gab  auch 
dem  Fleischergewerbe  eine  festere  Organisa- 
tion. Da  aber  dasselbe  als  Nahrungsmittel- 
gewerbe eine  besondei-s  hohe  Bedeutung 
hatte,  so  unterlag  es  nicht  bloss  der 
typischen  Ordnung  des  mittelalterlichen 
Öand Werks,  sondern  war  noch  einer  ganz 
besonders  weitgehenden  Reglementierung 
im  Interesse  der  öffentlichen  Wohlfahrt 
unterworfen.  Und  hierfür  kam  noch  der 
wichtige  Beweggnmd  ins  Spiel,  dass  im 
Yerlaufe  des  Mittelalters  kontinuierlich  ein 
imausgesetztes  Steigen  der  Yiehpi*eise  statt- 
hatte, weü  die  Viehzucht  sich  nicht  ent- 
sprechend der  stark  wachsenden  Bevölkerung 
entwickelte,  stellenweise  sogar  absolut  ab- 
nahm. So  zeigt  Ina ma-Stern egg,  dass 
im  12.  Jahrhundert  eine  Wertsteigerung  der 
Rinder  bis  zum  Doppelten  und  der  Schweine 
sogar  bis  zum  Di-eifachen  gegenüber  der 
Kai'olinger-Zeit  stattgefunden  hat.  Und  für 
das  Ende  des  Mittelalters  konstatiert 
Schmoller  so  hohe  Pi'eise,  dass  schliess- 
lich sogar  der  regelmässige  Impoi-t  mächtiger 
Schlachtviehherden  aus  Polen  und  seinen 
Nachbarländern  trotz  der  ausseroi-dentlich 
grossen  Kosten  des  Transports  und  des 
rigorosen  Zollsystems  rentabel  wurde.  — 
Die  enorme  Preissteigerung  musste  eine  stai-ke 
und  allgemeine  Einsclu'änkung  des  Fleisch- 
konsums herbeiführen.  Das  bedeutete  aber 
einen  Umschwung  in  der  gewohnten  Lebens- 


weise breiter  Volksschichten,  der  —  natür- 
lich sehr  schmerzlich  empfunden  —  den 
heftigen  Groll  des  Publikums  auf  das  Haupt 
der  Fleischer  entlud,  die  angeblich  durch 
allerlei  Praktiken  die  Preistreil»erei  be- 
günstigten. Und  diese  Notlage  veranlasste 
die  Stadtverwaltungen,  das  Monopol  der 
entsprechenden  produzierenden  Kreise  ein- 
zuschränken und  die  sonst  so  streng  abp^ 
haJtene  Abgrenzung  der  Rechte  der  ein- 
zelnen Zünfte  dem  Fleischergewerbe  gegen- 
über zu  durchbrechen:  in  unbewiisster  Be- 
thätigimg  des  richtigen  nationalökonomischen 
Principes,  dass  ein  Kaitell  iler  Produzenten, 
wie  es  ja  die  Zunft  im  grossen  und  gauz»^n 
war,  den  Preis  um  so  willkürlicher  beein- 
flussen kann,  je  notwendiger  das  Produkt 
für  die  Allgemeinheit  ist. 

Bevor  wir  auf  die  Einzelheiten  eingehen, 
sei  zum  vollen  Verständnis  der  folgend»?u 
Zunftreglements  noch  auf  die  Thatsache 
hingewiesen,  dass  im  Mittelalter  aucli  in 
j  «len  Städten  Viehzucht  un<l  zumal  die 
Mästung  von  Schweinen  eifrig  betriel>^n 
wurde.  Schon  die  Gründungsurkunden  der 
Städte  des  12.  Jahrhunderts  statten  die 
Bürger  mit  Weiden  so  reiclüich  aus,  dass 
sie  Vieh  in  fast  beliebigtT  Menge  austreiben 
können.  Aber  auch  die  späteren  gewerl^e- 
■polizeilichen  Verordnungen  der  meL^teu 
I  Städte  gehen  von  jener  Voraussetzung  aus ; 
in  Ulm,  Frankfurt  und  Nürnberg  wini  ei>t 
im  15.  Jahrhundert  das  freie  Umherlaufen 
der  Schweine  in  den  Strassen  verpönt  und 
zugleich  in  der  erstgenannten  Stadt  festge- 
setzt, dass  kein  einzelner  Bürger  mehr  al-^ 
24  Schweine  halten  dürfe;  und  noch  1B41 
sieht  sich  der  Rat  von  Berlin  genötigt,  ein- 
zuschreiten, weil  sich  »viele  Bürger  unter- 
ständen, auf  den  freien  Strassen  und  r>ft 
unter  den  Stubenfenstern  Sau-  \md  Schweine- 
ställe zu  machen«. 

Von  hohem  Einflnsse.  auf  die  Fleisclipreise 
ist  immer  die  Zahl  der  Fleischer  an  einem 
Orte,  da  diese  in  gewissem  Sinne  den  Grad  der 
Abhängigkeit  der  Kunden  von  den  Verk&ofem 
bestimmt.  Dies  hatten  auch  die  zünftigen 
Fleischer  recht  wohl  begrififen,  und  deshalb  war 
ihr  Bestreben  darauf  gerichtet,  den  Eintritt  in 
die  Zunft  möglichst  zu  erschweren,  während 
andererseits  eine  klarsehende  Stadtobngkeit  ans 
denselben  Gründen  zu  einer  entgegengesetzten 
Politik  hätte  kommen  müssen.  Seit  dem  14. 
Jahrhundert  war  es  den  Fleischern  gehingen, 
ihren  Willen  zur  Geltung  zu  brinfifeo.  Ihr 
Ideal  war  hier  natürlich:  die  Gescmossenheit 
der  Zunft.  Und  es  g-ab  Stadtvenraltnn^n 
genug,  welche  sich  zu  diesem  Zugeständnis  be- 
quemten. So  wird  z,  B.  in  Frankfurt  a.  0.  die 
Metzgerzunft  mit  62  Mitgliedern  für  geschlossen 
erklärt,  in  Beeskow  mit  22,  in  Strahlen  mit 
34  u.  s.  w. 

In  jenen  Fällen  in  denen  diese  Abschlies- 
sung  nicht  möglich  erschien,  erhöhte  die  Flei- 
scherzunft  wenigstens    nach    Möglichkeit   das 
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Sintrittsgeld.  So  hatten  z.  B.  in  Basel  die 
Metzfirer  das  ursprüngliche  Eintrittsgeld  von  10 
Schilungen  binnen  knapp  anderthalb  Jahrhun- 
derten (von  1248—1391)  auf  die  für  mittelalter- 
liche Verhältnisse  nnglanblich  hohe  Summe 
von  402*/»  Schillingen  gesteigert,  während  — 
charakteristisch  genug  —  die  Gebühren  für 
Söhne  von  Mitgliedern  dieser  Zunft  nur  32'/4 
^hillinge  betrugen. 

Daneben  wurden  noch  alle  möglichen  an- 
deren Mittel  angewandt,  um  die  Habilitation 
eines  neuen  Meisters  zu  verhindern,  der  nicht 
als  Sohn  oder  Schwiegersohn  eines  Meisters 
oder  Mann  einer  Meisterswitwe  „in  die  Zunft 
hineingeboren  war"  (wie  sich  manche  Zunft- 
rollen naiv  ausdrücken).  Die  Zunft  weigerte 
sich  unter  den  mannigfachsten  Ausflüchten, 
einen  neuen  Konkurrenten  zu  acceptieren.  Aber 
im  Fieischergewerbe  fand  sich  doch  öfters  der 
Bat  oder  der  Stadtherr  veranlasst,  diesen  Miss- 
bräuchen  entgegenzutreten.  Wir  finden  eine 
^nze  Skala  von  Massregeln  —  von  der  schüch- 
ternen Zurückweisung  angemasster  Monopol- 
rechte bis  fast  zur  völligen  Freigabe  des  Metz- 
gerffewerks  —  vertreten.  Ein  Beispiel  für  eine 
Reaktion  der  erstgenannten  Art  bietet  Basel, 
wo  der  Rat  im  Jahre  1441  einschritt  und  den 
Maximalbetrag  für  den  Eintritt  in  die  Zunft 
auf  93^,4  Schfllinge  herabsetzte.  Weiter  schon 
gingen  jene  Städte,  die  die  Abschliessung  der 
Fleischerzünfte  damit  beantworteten,  dass  sie 
ausserhalb  derselben  sogenannte  „Freimeister"- 
S tollen  einrichteten.  Manchmal  endlieh  greifen 
die  Obrigkeiten  noch  tiefer  in  die  zünftige  Au- 
tonomie ein,  indem  sie  die  Aufnahme  von  Ge- 
sellen in  die  Zunft,  wenn  von  der  zünftigen 
Klique  aus  Eigennutz  versagt,  durch  obrigkeit- 
lichen Erlass  erzwingen.  So  ordnet  in  Stettin 
der  Herzog  Barnim  XI.  1540  durch  Dekret  an, 
dass  die  Anochenhauer  (wie  die  Fleischer  im 
Mittelalter  meist  bezeichnet  werden)  sofort 
nenn  Gesellen  auf  einmal,  die  we^en  der  Chikane 
der  Zunft  die  Mitgliedschaft  nicht  hatten  er- 
langen können  und  sich  deshalb  beschwerde- 
führend an  den  Herzog  gewandt  hatten,  in  ihr 
Amt  anfzunehmen  hätten.  Und  in  Lüneburg, 
wo  es  bisher  21  Fleischermeister  gegeben  hatte, 
wurden  1496  durch  Ratsdekret  neun  Gesellen 
an  einem  Tage  zu  Meistern  befördert.  Bei 
diesem  „Meisterschub"  wirkte,  yne  die  Urkunden 
ergeben,  die  Tendenz  mit,  die  Fleischversor- 
gung der  Stadt  durch  Vermehrung  der  Ge- 
schäfte zu  verbessern  und  die  Preise  durch 
Schaffung  grösserer  Konkurrenz  zu  verbüligen. 
Am  weitesten  war  schon  vorher  Strassburg  ge- 

r.ngen,  dessen  Rat  1435  verordnete,  dass  um 
Ptd.  Pfennige  jeder  Bürger,  der  das  Hand- 
werk verstände,  Mitglied  der  Metzgerzunft  wer- 
den könnte. 

Ein  anderes  Mittel,  das  Gewerbemonopol 
der  Fleischer  zu  Gunsten  des  Publikums  zu 
durchbrechen,  bestand  in  der  Schaffung  von 
Fleischmärkten.  Zur  Zeit  der  Jahrmärkte 
war  das  Verkaufsmonopol  der  Fleischer  ohnehin 
durchbrochen,  da  ^a  hier  jeder,  der  wollte, 
Waren  jeder  Art  feilbieten  durfte.  Unter  dem 
Druck  des  marktbeherrschenden  und  preisver- 
teuernden Kartells  der  Fleischermeister  ging 
nun  die  Obrigkeit  dazu  über,  speciell  freie 
Fleischmärkte  zu  schaffen.  Solche  Märkte  fan- 
den dann  wöchentlich  einmal,  in  Städten,  die 


direkt  unter  Fleischnot  litten,  wie  z.  B.  Augs- 
burg, sogar  zweimal  statt. 

Aber  die  Teuerungspolitik  jener  Zeit  strebte 
auch  dahin,  ständig  den  Kreis  der  Verkäufer 
von  Fleisch  neben  den  zünftigen  Fleischern  zu 
erweitem.  Der  Gedanke  lag  schon  an  sich  jener 
Zeit  nicht  so  fem,  als  man  vielleicht  auf  den 
ersten  Blick  cflauben  möchte.  Die  neuere  wirt- 
schaftsgeschichtliche Forschung  hat  nämlich  die 
Vorstellung  aufgegeben,  als  ob  im  Mittelalter  die 
sozialen  Berufe  kastenartig  abgeschlossen  ge- 
wesen sind.  Speciell  hat  sie  konstatiert,  dass 
häufig  Personen  neben  ihrem  Hauptberafe  noch 
Nebenbeschäftigungen  nachgegangen  sind.  Dies 
muBste  dann  den  Intentionen  der  Obrigkeit  am 
wenigsten  da  zuwider  sein,  wo  es  sich  darum 
handelte,  den  Kreis  der  Verkäufer  notwen- 
diger Lebensmittel  zu  vergrössern.  Wir 
maohen  daher  auch  die  Beobachtung,  dass  in 
fast  allen  deutschen  Städten  die  Bäcker  die 
Schweinezucht  und  daher  auch  den  Fleischver- 
kauf als  Nebenberuf  treiben.  Der  Grund  lag 
wohl  vor  allem  darin,  dass  sich  die  Abfälle 
gerade  dieses  Gewerbes  für  die  Aufzucht  von 
Schweinen  ganz  vorzüglich  verwerten  lassen 
und  dass  auch  die  übrigen  nötigen  Requisiten 
der  Schweinezucht  (z.  B.  Stall  und  W^eide)  in 
der  mittelalterlichen  Stadt  bequem  und  billig 
zu  beschaffen  waren. 

Eine  andere  Reihe  von  Massregeln  musste 
darauf  ausgehen,  möglichst  grosse  Massen 
von  Fleisch  in  den  Städten  zu  koncentrieren. 
In  diesem  Sinn  wirken  die  Verordnungen,  die 
den  Export  von  Vieh  zu  verhindern,  den  Im- 
port zu  begünstigen  und  die  Versor^ng  der 
Fleischbänke  mit  hinreichenden  Quantitäten  zu 
sichern  bestimmt  sind.  Seit  dem  14.  Jahrhun- 
dert wird  z.  B.  in  Freiburg  i.  Br.  geboten; 
alles  Vieh,  das  von  Metzgern  eingebracht  wird, 
ferner  alles  Vieh,  das,  obzwar  von  Fremden 
hineingetrieben,  acht  Tage  in  der  Stadt  bleibt, 
darf  nur  am  Orte  selber  geschlachtet  werden. 
Aehnlich  lauten  die  Statuten  in  Strassburg, 
Nürnberg  und  anderen  Städten.  Nur  der  Ex- 
port kranken  Viehes  ist  erlaubt,  ja  wird  den 
Bürgern  geradezu  obrigkeitlich  ans  Herz  gelegt, 
so  z.  B.  in  Bamberg,  Nümberg  u.  Strassburg. 
Dadurch  wird  die  Moral  der  guten  alten  Zeit 
recht  charakteristisch  illustriert,  die  als  echte 
Stammesmorai  auf  der  einen  Seite  strengste 
W^ahrhaftigkeit  von  Bürger  zu  Bürger  der- 
selben Stadt  als  Norm  setzt^  —  dagefi^en  frem- 
den Städten  oder  dem  Bäuerlem  gegenüber  einen 
Betrug,  der  von  schweren  Folgen  für  Leben 
und  Gesundheit  des  betrogenen  Mitmenschen 
sein  konnte,  noch  ausdrücklich  anrät. 

Der  Import  von  Vieh  war  gestattet  und 
wurde  in  manchen  Städten  durch  die  verschie- 
densten Massregeln,  z.  B.  direkte  Vorschüsse 
an  die  Fleischer,  sogar  noch  obrigkeitlich  ge- 
fördert. 

Der  Viehhandel  steht  in  engstem  Zu- 
sammenhange mit  dem  Fleischergewerbe.  Man 
zögerte  daher  auch  nicht,  den  Viehhandel  der 
Reglementierung  zu  unterwerfen,  um  den  an- 
gestrebten Zweck  der  Verbilligung  der  not- 
wendigsten Lebensmittel  zu  erreichen:  alles 
zum  verkauf  bestimmte  Vieh  soll  möglichst 
auf  dem  Viehmarkt  koncentriert  werden;  der 
Verkauf  von  Vieh  auf  dem  Wege  zum  Markte 
wird  untersagt;   auf  dem   Markte  selber   darf 
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der  Fleischer  »ich  erst  dann  mit  Vieh  versehen, 
wenn  der  Bürger  seinen  Viehkauf  ahgeschlossen 
hat.  Diese  und  ähnliche  Bestimronngen  kom- 
men zum  bezeichnenden  Ausdruck  in  dem 
mittelalterlichen  Rech t«sprich wort :  ,,Weim  der 
Bürger  kauft,  soll  der  Fleischhacker  weiter- 
gehen." 

Den  Schlussring  in  der  Kette  dieser  Mass- 
regeln zur  Reglementierung  des  Fleischerge- 
werbes bildete  die  Einführung  der  Fleisch- 
taxe,  die  übrigens  nicht  Fix-,  sondern  nur  M  a  x  i  - 
mal  preise  festlegen  sollte.  Die  Feststellung 
der  Taxe  geschah  in  der  Regel  im  Anschluss 
an  den  Einkaufspreis  des  Viehes  mit  Anrech- 
nung eines  „gerechten**  (t«winnes  für  den 
Metzger.  Doch  scheint  gerade  die  Durchführung 
der  Taxe  auf  ganz  besondere  Schwierigkeiten 
gestossen  zu  sein,  da  wir  in  den  Urkunden 
stetigen  Klagen  über  Ueberachreitung  der  Taxen 
durch  die  Metzger  begegnen. 

Die  gegebene  Darstellung  umfasst  die  ty- 
pischen Massregeln  der  deutschen  Städte  zum 
Zwecke  der  Verbilligung  der  Fleischpreise,  die 
namentlich  seit  dem  Ausgange  des  Mittelalters, 
wo  obiektiv  Fleischnot  vorhanden  war,  sehr  in 
die  Höhe  gegangen  waren.  Unsere  Darstellung 
ergiebt,  dass  alle  jene  Statuten  und  Verord- 
nungen kein  einheitliches  System  dar- 
stellen, sondern  dass  sie  auf  den  verschiedensten 
Wegen  und  durch  eine  bunte  Mannigfaltigkeit 
von  Mitteln  der  allgemeinen  Wohlfahrt  zu  dienen 
suchen  —  und  deshalb  giebt  dieser  Komplex 
sogenannter   -teuerungspolitischer"*   Massregeln 

feradezu  ein  klassisches  Spiegelbild  vom  Wesen 
er  ganzen  zünftigen  Gewerbeordnung  und 
Wohlfahrtspolizei.  Immer  und  überall  steht 
bloss  das  Endziel  fest:  preiswürdige  Ware 
dem  Konsumenten  zu  sichern  und  „gerechten** 
Gewinn  dem  Produzenten,  immer  und  überall 
erfolgt  die  Entscheidung  bloss  von  Fall  zu 
Fall,  —  ohne  Rücksicht  auf  eine  bestimmte 
Doktrin,  ohne  Bedenklichkeit  in  der  Wahl  der 
Mittel  und,  wenn  für  nötig  befunden,  mit  einer 
schier  endlosen  Reihe  detailliertester  Bestim- 
mungen, je  nach  der  speciellen  Art  der  lokalen 
Markt-,  Verkehrs-  und  Gewerbsverhältnisse. 

Eine  solche  Teuerungspolitik  hat  aber  da- 
mals einen  unbestrittenen  Nutzen  gestiftet. 
Nicht  deshalb,  weil  im  16.  Jahrhundert  Fleisch- 
not  (durch  das  Missverhältnis  zwischen  Vieh- 
bestand und  Fleischbedarf)  vorhanden  war  — 
denn  hiergegen  vermochte  natürlich  jene  Politik 
ein  wesentliches  Resultat  nicht  zu  erzielen  — , 
sondern  weil  die  Ausübung  des  Metzger- 
berufs sich  in  jener  Zeit  im  Rahmen  der 
zünftigen  Qewerbeverfassung  bewegen 
musste.  Da  nun  seine  Produkte  unentbehrlich 
sind,  so  konnte  die  zünftige  Organisation,  zu- 
mal wenn  die  Konstellation  von  Bedarf  und 
Angebot  es  begünstigte,  nur  zu  leicht  zu  einer 
Ausbeutung  des  Publikums,  ja  zu  einem  wahren 
Raubzuge  der  Metzger  gegen  die  Konsumenten 
führen.  Hier  hat  die  Teuerungspolitik  sicher- 
lich präventiv  gewirkt,  dadurch  dass  sie  die 
Zahl  der  zünftigen  Fleischer  vermehrte,  freie 
Fleischmärkte  schuf,  den  Bruch  des  Gewerbe- 
monopols durch  nichtzünftige  Metzger  und 
Bürger  in  gewissen  Grenzen  gestattete,  den 
Vieheinkauf  der  Bürger  begünstigte  u.  s.  w. 
Und  so  ist  die  geschilderte  Teuerungspolitik 
historisch  vollkommen   gerechtfertigt:  denn  sie 


i  ist  in  der  Epoche  der  Zunft«  einfach  ein  Ge- 
jbot  der  Notwendigkeit  gewesen. 

I       3.   Neuere   Zeit     Die    fortselireiten«l^ 
'  wirtschaftliche  Entwickelung  Europas,  wel- 
!  che   durch    die  grossen  Entdeckungea  und 
Erfindungen  seit  Ende  des  15.  Jahrhunderts 
einen  so  überaus  wirksamen  und  mäehtig<>u 
Impuls    erhalten     hatte,    erschütterte    die 
Existenzberechtigung    der   Zünfte,    und    r^o 
beginnen   diese    schon    seit   dem    16.  Jalir- 
hundert    zu    entarten.      Die    Zuuft    sorgt»^ 
nicht  mehr  dafür,   dass  jeder,   der  das 
Werk    verstand,    sein    Ein-   und    Auii- 
kommen   hatte,   sondern   eine   kleine  Zahl 
einflussreicher    Meister    missbrauchte    die 
Machtstelhmg,   welche   ihnen   die  Zunftg»>- 
rechtsanie  verliehen,  dazu,  Familien  Privilegien 
zu  schaffen,  die  —  ohne  Rücksicht  auf  die 
Allgemeinheit    und    die    berechtigten   An- 
sprüche der  Konsumenten  —  nur  den  An- 
gehörigen   der  Meister  dauernd  eine  mus:- 
lichst  glänzende  ökonomische  Position  sichern 
sollten.     Oegen    diese   Missbräuche  wurde 
allerdings   recht   häufig   durch    landeshen- 
liche    \erordnungen    eingeschritten:    indes 
griffen  diese  das  Cebel  nicht  an  der  Wurzel 
an,  sondern  brachten  bei  der  Kleinstaaten-i 
der  damaligen  Zeit  niu*  Verwimmg  in  die 
frühere    —    im    allgemeinen    und    grossen 
ganzen    —  einheitlichen  Zunfteinrich- 
tungen, und  es  entstand  eine  bunte  Muster- 
karte von  Handwerksordnungen  und  so  auch 
von   Metzgerstatuten.    Ein   wirkliches  Ziel 
und  Ende   wnirde  allen  diesen  Missständeu 
erst  durch  die  Gewerbefreiheit  gesetzt,  vie 
sie  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts  in  einem 
grossen  Teile  Deutschlands  eingeführt  wiude. 
Während  z.  B.  noch  das  preussische  LäikI- 
TGcht    die   Zunftprivilegien    anerkannt   und 
auch    obrigkeitliche    fteistaxen    nach   in- 
höning   der  Zunftältesten   zugelassen  hatte 
(s.   Teü   II,   Tit.    8   §§    200—201),   erlöste 
endlich  eine  V.  vom  24  Oktober  1808  vom 
Zimftzwange    und     Verkaufsmonopole    der 
Sclüächter  in  Ost-  imd  Westpreussen  some 
Litthauen  und  beseitigte  die  Viktualientaien: 
das  Ed.  vom  2.  Oktober  1810  proklamierte 
dann   die   Grundsätze   der  Gewerbefreiheit 
für    den    ganzen    ümfeng    der    Monarchie, 
und   das  Ed.   vom  7.  September  1811  hob 
schliesslich     auch     alle    polizeilichen    Be- 
stimmungen  über   die  Preise   von  Lebens- 
mitteln auf. 

Seitdem  kann  jedermann,  welchen  Bil- 
dungsgrades oder  Standes  er  auch  sei,  ohne 
Befähigxmgsnachweis,  Meisterprüfung  oder 
obrigkeitliche  Erlaubnis  das  Gewerbe  eines 
Schlächters  ausüben.  Damit  waren  unter 
diesem  neuen  Regime  der  Gewerbefreiheit 
die  Privilegien  einzelner  aufgehoben,  und 
dadurch  wurden  die  Bedingungen  und 
Grundlagen  für  den  Betrieb  des  Fleischer^ 
gewerbes    umgestaltet;    aber   eine   so  be- 
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«leutende  Umwälzung  wie  bei  so  vielen 
anderen  Handwerken  konnte  bei  jenem 
^vegen  der  einmal  gegebenen  Yerhältnisse 
der  Fleischprodiiktion  und  des  Fleischkonsums 
zunächst  nicht  statthaben.  Und  so  ist  die 
Zahl  der  Fleischer  im  Verhältnis  zur  Zahl  der 
Bevölkerung  im  wesentlichen  stabil  ge- 
blieben: es  kommen  in  Preussen  im  Jahre 
1861  —  nach  Schmollers  »Geschichte 
*ler  deutschen  Kleingewerbe«  —  auf  die 
gleiche  Anzahl  Einwohner  nur  8%  mehr 
Fleischer  als  1816.  Die  Technik  des  Be- 
triebes hat  sich  gegen  früher  wenig  ge- 
ändert, bis  auf  die  allerneueste  Zeit,  wo 
spedell  in  Amerika  die  raffinierteste  Maschi- 
nentechnik auch  der  Fleischerei  dienstbar 
^macht  worden  ist.  Wohl  existieren  in 
den  grösseren  Städten  des  Kontinents  be- 
sondere Pökel-  und  Räucherungsanstalten 
mit  mehr  fabrikmässigem  Betriebe,  wohl 
setzen  auch  grossere  Wurstfabriken  ihre 
Schneide-  und  Hackapparate  mit  Dampf  in 
Bew^ung :  aber  die  wichtigsten  Operationen, 
(las  Töten  des  Viehs,  das  Abziehen,  Zer- 
legen u.  8.  f.  sind  Sache  des  Handwerks, 
der  manuellen  Fertigkeit  geblieben.  Das 
gTite  Geschäft  liängt  auch  heute  noch 
wesentlich  von  geschicktem,  auf  genaue 
Kenntnis  des  Yiehs  gestützten  Vieheinkauf 
ab.  —  In  grossen  Städten  hat  sich  die  Ar- 
beitsteilung zwischen  Schlächtern  und  De- 
tailhändlem,  bei  denen  das  Ladengeschäft 
die  Hauptsache  ist,  herausgebildet.  Letztere 
übernehmen  das  Fleisch  in  grösseren  Stücken, 
trennen  die  verschiedenen  Sorten  und  machen 
dann  die  einzelnen  Teile  für  das  Publikum 
ziu-echt.  —  Die  Entwickelung  des  Fleischer- 
gewerbes in  dieser  Periode  der  öewerbe- 
freiheit  zeigt  freüich  auch  die  Tendenz  zur 
B^unstigung  der  grösseren  Geschäfte,  aber 
keineswegs  in  derselben  Progression  wie 
die  meisten  anderen  Qewerbszweige.  So 
weist  die  preussische  Statistik,  nach 
S  c  hm  oll  er  s  Berechnungen,  auf:  im  Jahre 
1816  13300  Meister  mit  4700  Gehilfen; 
im  Jahre  1861  dagegen  21500  Meister  mit 
13300  Gehüfen,  d.  h.  1816  auf  100  Meister 
36  Gehilfen,  1861  auf  100  Meister 
62  Gehilfen.  Dass  jedoch  der  Kleinbetrieb 
immer  noch  bei  weitem  dominiert,  liegt  in 
den  eigenartigen  Verhältnissen  unseres  Ge- 
werbes begründet.  »Der  Fleischer  ist  eben 
in  der  Regel  auf  einen  Absatz  in  den 
nächsten  Strassen  und  Häusern  angewiesen ; 
die  Hausfrau  will  nicht  zuviel  Zeit  ver- 
lieren, wenn  sie  zu  ihm  geht,  noch  weniger, 
wenn  sie  das  Dienstmädchen  schickt.  Das 
vielfach  übliche  Bringen  des  Fleisches  in 
die  Wohnungen  der  Kunden  ist  nur  mög- 
lich, wenn  der  Fleischer  in  der  Nähe  wohnt« 
(Schmoller  1.  c).  Ferner  hängt  die  Zahl 
der  Fleischer  natürlich  eng  mit  dem  Um- 
fange des  Fleischkonsums  zusammen,   dann 


aber  auch  mit  der  Verbreilimg  der  Haus- 
schläehterei ,  welche  den  gewerbsmässigen 
Schlächter  teilweise  überflüssig  machen 
kann.  Z.  B.  ist  die  Zahl  der  Fleischer  in 
Württemberg  eine  relativ  bedeutende,  weil 
die  Hausschlächterei  dort  nur  wenig  vor- 
kommt. 

Das  anschaalichste  Bild  vom  Fleischereibe- 
triebe der  Gegenwart  erhält  man  wohl,  wenn 
man  ihn  an  einem  seiner  Kulminationspankte, 
etwa  in  Berlin,  aufsucht.  Hauptkäofer  auf  den 
Viehmärkten  sind  dort  neben  den  Exporteuren 
die  Berliner  Engrosschlächter,  über  300  an  der 
Zahl.  Diese  treten  nicht  in  direkte  Berührung 
mit  den  Konsumenten,  sondern  liefern  das 
Fleisch  —  ganze  Kälber  und  Hammel,  halbe 
Schweine,  \  iertelrinder  etc.  —  niur  an  die  La- 
denschlächter, welche  ihrerseits  erst  den  De- 
tailverkanf  an  das  Publikum  besorgen.  Das 
Schlachten  selbst  findet  obligatorisch  im  städti- 
schen Schlachthofe  statt,  von  wo  (bezw.  vom 
Engrosfleischmarkt  der  Markthallen)  das  Fleisch 
auf  den  Wa^en  der  Engrosschlächter  in  die 
Verkaufslokale  der  Ladenschlächter  geschafft 
wird.  Anf  diese  Weise  deckt  die  Mehrzahl  der 
letzteren  ihren  Bedarf,  und  nur  sehr  wenige 
schlachten  ihre  Ware  selbst  oder  lassen  sie 
auch  durch  die  am  Schlachthofe  selbständig 
arbeitenden  „Lohnschlächter'^  gegen  Stücklohn 
schlachten.  —  Der  Fleischverkauf  en  detail 
findet  einmal  in  den  Markthallen  (s.  den  Art.) 
und  auf  den  öffentlichen  Märkten  statt  —  wo 
übrigens  auch  auswärtige  Schlächter  ihre  Stände 
haben  —  und  femer  in  über  2000  selbständigen 
Schlächter-  und  Fleischverkaufsgeschäften.  Da- 
mit ist  aber  die  Zahl  der  Verkäufer  von  Fleisch- 
waren nicht  erschöpft,  sondern  es  muss  noch  in 
Anschlag  gebracht  werden,  dass  viele  Material- 
und  alle  Delikatesswarenhandlnngen  einen  oft 
sehr  schwunghaften  Handel  in  Wurst  und  allen 
Sorten  feiner  Fleischwaren  treiben.  Auf  diese 
Weise  hat  also  zwischen  Schlächterei  und 
Fleischhandel  eine  ziemlich  weitgehende  Ar- 
beitsteilung schon  stattgefunden,  welche  in 
nicht  ferner  Zeit  vermutlich  noch  vollständiger 
durchgeführt  werden  wird. 

Die  Innungsbewegun^,  die  seit  den  70er 
Jahren  die  selbständigen  Kleingewerbetreiben- 
den um  ein  gemeinsames  Banner  geschart  hat. 
hat  auch  für  das  Fleischergewerbe  eine  grosse 
Bedeutung  erlangt.  Ihre  Zwecke  sind  hier  wie 
anderwärts:  Zusammenschliessung  der  Meister 
zum  Zwecke  gemeinsamer  wirtschaftlicher  Un- 
ternehmungen, besserer  Ausbildung  der  Lehr- 
linge, Stärkung  ihrer  autoritativen  Stellung 
den  Gesellen  gegenüber,  leichterer  Durchsetzung 
sozialpolitischer  Postnlate  zu  Gunsten  der  Er- 
haltung des  Handwerkerstandes  in  der  Gesetz- 
gebung etc.  Hingegen  sind  die  Gesellen 
gerade  unseres  Gewerkes  von  der  gewerkschaft- 
uchen  Bewegung  bisher  nur  in  geringem  Masse 
ergriffen  worden.  1874  geschah  es  zum  ersten 
Male,  dass  in  Hamburg  die  Gründung  einer 
Schlächtergewerkschaft  versucht  wurde,  — 
jedoch  ohne  Erfolg.  Erst  die  seit  den  90  er 
Jahren  unternommenen  Versuche  in  dieser  Rich- 
tung scheinen  zu  günstigeren  Ergebnissen 
führen  zu  wollen:  wenigstens  haben  die  Fach- 
vereine der  Schlächtergesellen  zu  Berlin  und 
Hamburg  doch  schon  eine  gewisse  Bedeutung 
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erlanf^.  Die  Wortführer  der  Fachvereine  — 
die  sich  Übrigens  offen  znr  Sozialdemokratie 
bekennen  —  klagen  über  die  lange  Arbeitszeit 
(die  angeblich  regelmässig  über  15  Standen 
währt),  über  die  geringen  Löhne  und  ganz  be- 
sonders über  die  jetzige  Art  der  Stellenver- 
mittelung: mittellosen  Gesellen,  so  behaupten 
sie,  sei  es  äusserst  schwer  gemacht,  ein  Unter- 
kommen zu  finden;  wer  dem  Stellenvermittler 
am  meisten  zahle,  erhalte  den  Vorzug,  werde 
aber  schon  nach  kurzer  Zeit  durch  eben  den- 
selben wieder  aus  der  Arbeit  ^edrän^t,  damit 
er  eine  neue  Vermittel ungspro Vision  einstecken 
könne.  Die  Hamburger  Meister  leugnen  übrigens, 
daes  die  Arbeitszeit  der  Gesellen  über  14  Stun- 
den und  der  „Durchschnittslohn"'  unter  11  Mark 
w()chentlich  (bei  freier  Kost  und  Wohnung)  be- 
trage. Indes  zeigt  selbst  diese  Verteidigung 
der  Meister,  dass  die  Arbeitszeit  in  ihrem  Ge- 
werbe eine  ungewöhnlich  lange  ist,  und  auch 
die  gelegentlich  ausgesprochene  Behauptung 
des  ^ amtlichen^  Organs  der  Fleischerinnungen : 
die  Forderung  einer  täglichen  12  stündigen  Ar- 
beitszeit bedeute  den  ,,Gipfel  der  Unverschämt- 
heit —  ist  nicht  gerade  geeignet,  für  die  Be- 
strebungen der  Meister  einzunehmen.  — 

Ein  lehrreiches  Bild  der  wirtschaftlichen 
Yerhältnissti  dos  Fleischergewerbes  hat  die 
deutsche  gewerbestatistische  Aufnalime  vom 


Jahre  1882  geliefert.    Danach  werden  1.68'S 
,  sämtlicher  gewerbethätigen  Personen  <lurch 
'  das  Fleischergew^erbe  in  Arbeit  gesetzt.    Dim 
isind    von    den    3609801   Gewerbebetrielien 
1  des    Deutschen   Reiches    81713    gewidmet 
Innd    von    den    3005457    HauptbetrielvMi 
I  62  747.      Soweit    die    Hauptbetriebe    a  I  h»  r 
'  Branchen  Gehilfen  haben,   beschäftigen   sie 
5462917     Personen;    davon    kommen    auf 
unsere  Industrie    123743.    Wie  sehr  diese 
den  Charakter  des  Kleingewerbes  hat  g^ht 
unmittelbar   dai*aus  hervor,   dass  von  ihren 
62747  Hauptbetrieben    62105   weniger  als 
fünf  (oder  gar   keine)  Gehilfen  liaben   um! 
dass,  alles  m  allem,   auf  je  lUO  Fleischer- 
meister    mu*   96    Gehilfen    kommen.   — 
Was  die  Besitzverhällnisse  anlangt,  so  sind 
98,52 ®/o  aller  Hauptbetriebe,    die  Gehilftm 
beschäftigen,  einzelnen  Personen  gehörijs:. 
'  1,39    mehreren    Gesellscliaftem,   0,05  wirt- 
schaftlichen  Gesellschaften    und  Geoossen- 
:  Schäften,  0,04   kommunalen   Korporationen. 
I  —  Die  Verteilung   der  Betriebe   über  die 
1  einzelnen  iStaaten  des  Reiches  wird  durt^h 
Idie   folgende  Tabelle  anschaulich  gemacht. 


Staat 


Gesamtzahl  1 
der         I 
Betriebe 


Davon      j      In  den  Hauptbetrieben 
Hauptbe-    j       beschäftigte  Personen 
triebe       ,   männl.       weibl.    1     zu5. 


_L 


Preussen 

Bayern 

Sachsen  

Württemberg 

Baden 

Hessen 

Meckleüburjj-Schwerin  .  . 
Sachsen- Weimar  .... 
Mecklenburg-Strelitz     .    . 

Oldenburg    

Braunschwei^ 

Sachsen-Meimngen  .  .  . 
Sachsen- Altenburg  .  .  . 
Sachsen-Coburg-Gotha  .    . 

Anhalt 

Schwarzburg-Sondershausen 
Schwarzbnrg-Rudolstadt  . 

Waldeck . 

Beuss  ä.  L 

Beuss  j.  L 

Schaumburg-Lippe    .    .    . 

Lippe  

Lübeck 

Bremen 

Hamburg 

Elsass-Lothringen     .    .    . 

Deutsches  Reich  .... 


43288 
13420 
5780 
4704 
2610 
2  322 

973 
822 
164 
564 
I  106 

525 
366 
466 
512 
205 
191 


I 


35762 

8383 

4569 

3370 

1887 

1731 

945 

487 

158 

394 

521 

295 

233 

289 

300 

121 
116 


I 


86 

70 

135 

103 

267 

191 

63 

45 

285 

142 

142 

135 

259 

234 

571 

553 

887 

I  712 

68106 

13949 

8789 

5  595 
3513 
3048 

I  552 
886 
267 

634 

I  112 

529 
423 
623 
546 
205 
202 
130 
198 
320 
88 
225 
272 
582 

1947 
3062 


81  713 


62747  116  783 


4148 
993 
645 

152 

137 

107 

40 

25 

2 

13 

65 

39 

34 

38 

29 

10 

4 

9 

7 

10 

4 

5 

23 

25 

82 

314 


72  254 

14942 

9  434 

5  747 
3650 

3  155 
I  >92 
891 
269 
647 
1177 
50S 

457 
661 

575 
215 
206 

139 
205 
3öO 
92 
230 

295 

607 

2029 

3376 


6g6o     '123  743 


Die  neue  gewerbestatistische  Aufnahme 
vom  Jahre  1895fgiebt  ein  klares  Büd  von 
der  Entwickelung  des  Fleischergewerbes 
seit  1S82.  Dim  sind  jetzt  von  den  3658088 
Gewerbetrieben  des  Deutschen  Reiches  92  873 


gewidmet  und  von  den  3144977  Haupt- 
betrieben 741G3.  Die  Zahl  der  gewerbe- 
thätigen Personen  überhaupt  beträgt 
10  269  269 ;  davon  konunen  auf  imsere  In- 
dustrie    178873.      Wie    sehi-    diese   den 
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Charakter  des  Kleingewerbes  beibehalten 
liaU  geht  unmittelbar  daraus  hervor,  dass 
von  ihren  74163  Hauptbetrieben  70696 
veuiger   als  fünf  (oder  gar  keine)  Gehilfen 


haben.  Die  gegenwärtige  Verteilung  der 
Betriebe  über  die  einzelnen  Staaten  des 
Reiches  wird  durch  die  folgende  Tabelle 
anschaulich  gemacht. 


Staat 


Gesamtzahl 

der 

Betriebe 


Davon 
Hauptbe- 
triebe 


In  den  Hauptbetrieben 

beschäftigte  Personen 

männl.    j    weibl. 


zus. 


Preussen 

Bayern 

Sachsen 

Württemberg 

Baden 

Hessen 

Mecklenburg-Schwerin .    .    . 
Sachsen- Weimar  .... 
Mecklenbnrg-Strelitz    .    . 

Oldenburg , 

Braunschweig 

Sachsen-Meiningen  ... 
Sachsen-Altenburg  .  .  . 
Sachsen-Coburg-Gotha  .    . 

Anhalt 

Seh  warzbnrg-Sondershausen 
Schwarzburg-Rudolstadt   . 

Waldeck 

Keuss  ä.  L 

Beuss  j.  L 

Schaumburg-Lippe    ... 

Lippe , 

Lübeck 

Bremen 

Hamburg 

ElsasB-Lothringen     .    .    . 

Deutsches  Reich  .... 


51285 

13351 

7131 

4699 

2970 

2462 

I  oSo 

888 

194 

606 

1288 

529 
429 

504 
688 
212 
202 

87 
179 
316 

98 
201 
196 
306 
909 
2063 


43756 
8638 
5880 
3234 
2195 
2055 
I  052 

551 
180 

417 
736 
343 
324 
290 

463 
133 
138 

64 
139 
234 

63 
118 
169 
282 
885 
1  824 


88592 

15897 

II  725 

6023 

4275 

4024 

I  780 

I  090 

301 

731 

1  627 

608 

735 
681 

789 
229 

247 
139 
230 

415 
107 
205 
342 
660 

2544 
3566 


16  961 

3226 

5088 

920 

1349 
624 


19 

56 

325 

103 

102 

158 

196 

51 

43 

17 

43 

91 

9 

38 

70 

142 

468 

879 


105  553 
19  123 
16  813 

6943 

5624 

4648 

1890 

I  312 

320 

788 

1952 

711 

837 

839 

985 

280 

290 

156 

273 
506 

116 

243 

412 

802 

3012 

4  445 


92873 


74163 


147563         31 310       178873 


Von  grossem  Interesse  ist  die  Entwickelung 
unseres  Gewerbes  in  Frankreich.  Während 
des  Mittelalters  finden  wir  da  freilich  im  we- 
sentlichen nur  die  gleichen  Formen  und  Insti- 
tutionen wie  in  Deutschland ;  nur  dass  dort  — 
wie  Gl.  Neuburg  festgestellt  hat  —  der  po- 
litische Einfluss  der  Zünfte  im  Gegensatz  zu 
den  deutschen  minimal,  ihre  Gerichtsbarkeit 
sehr  eingeschränkt  und  ihre  wirtschaftliche 
Selbstverwaltung  noch  öfteren  Eingriffen  des 
Staates  ausgesetzt  war.  die  vornehmlich  den 
Zutritt  zur  Zunft  einerseits  zu  erleichtem,  an- 
dererseits aber  die  Gewährung  der  Zunftrechte 
durch  königliche  Ordonnanzen  zu  Gunsten  der 
königlichen  Kasse  auszunutzen  strebten.  Diese 
Zunftorganisation  blieb  bekanntlich  für  die 
Kleingewerbe  mit  geringen  Modifikationen  bis 
zum  Ministerium  Turgot  bestehen.  Für  die 
Fleischer  von  Paris  war  die  wichtigste  Bestim- 
mung imd  Beschränkung  die,  dass  sie  in  ei- 
fener  Person  das  Vieh  auf  den  Märkten  von 
oissy  und  Sceaux  einkaufen  mussten.  Da  nun 
manchmal  ein  Mangel  in  der  Zufuhr  von  Vieh 
entstand,  weil  die  Pariser  Metzger  in  früheren 
Fällen  gekauftes  Vieh  nicht  hatten  bezahlen 
können  und  dadurch  in  Misskredit  gekommen 
waren,  wurde  1733  von  der  Regierung  die 
„Caisse  de  Poissy"  ins  Leben  gerufen,  welche 
durch  Kautionen  der  Fleischer  die  Zahlung  an 
die  Verkäufer  von  Vieh  sichern  und  damit  eine 
lebhaftere  Teilnahme  am  Markte  herbeiführen 


sollte.  Durch  ein  Edikt  Turgots  1776  unter- 
drückt, wird  die  Kasse  1779  nach  des  Ministers 
Sturze  von  neuem  konstituiert,  um  indessen 
schon  ein  Jahrzehnt  später  wieder  aufgelöst  zu 
werden,  nachdem  durch  die  Revolution  die  all- 
gemeine Gewerbefreiheit  proklamiert  worden 
war.  Indessen  sollte  gerade  das  Fleischerge- 
werbe sich  dieser  Errungenschaft  nicht  lange 
erfreuen.  Schon  das  Gesetz  über  die  Municipal- 
polizei  von  1791  behielt  den  Gemeindebehörden 
„provisorisch"  das  Recht  der  Taxierung  von 
Fleisch  und  Brot  vor.  Napoleon  aber  machte 
dem  freien  Handel  mit  Lebensmitteln  —  dem 
er  nicht  die  Fähigkeit  zutraute,  Paris  regel- 
mässig genügend  zu  versorgen  —  vollends  den 
Garaus  und  gab  dem  Fleischer-  wie  dem  Bäcker- 
gfewerbe  eine  besondere  Verfassung:  also  auch 
in  diesem  Punkte  den  römischen  Cäsaren  glei- 
chend. Nachdem  die  „boucherie  de  Paris"  1802 
der  Ueberwachung  durch  die  Polizeipräfektur 
unterworfen  worden  war,  wurde  sie  1811  ge- 
radezu als  geschlossene  Korporation  konstituiert. 
Die  Geschiäite  dieses  Pariser  Fleischer^ewerbes, 
die  wir  hier  hauptsächlich  an  der  Hand  von 
Lexis'  „Gewerkvereinen  und  Unter- 
nehmerverbänden in  Frankreich"  ver- 
folgen, hat  übrigens  eine  über  den  Rahmen 
einer  Gewerbehistorie  hinausreichende  princi- 
pielle  Bedeutung:  es  stellte  sich  heraus,  dass 
die  Durchführung  der  freien  Konkurrenz  in 
diesem  Produktionszweige  an  Stelle  des  Mono- 
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pol9  einer  Zahl  von  Produzenten  keineswegs  die 
erwartete  Verbilligung  des  Artikels  nach  sich 
zog.  Die  einzelnen  Thatsachen  seit  1811  waren 
die  folgenden.  Die  Zahl  der  Pariser  Fleischer, 
welche  damals  ÖOO  betrug,  wurde  auf  300  her- 
abgesetzt; die  noch  vorhandenen  überzähligen 
Stellen  sollten  aufgekauft  werden.  Alle  Fleischer 
bildeten  einen  Verband,  an  dessen  Spitze  ein 
„Syndikus"  mit  6  Beisitzern  stand;  grewählt 
wurde  dieser  Vorstand  von  50  Wahlmännern, 
die  der  PoHzeipräfekt  ernannte.  Die  Caisse 
de  Poissy  wurde  wieder  hergestellt,  die  Fleischer 
durften  das  Vieh,  ganz  wie  unter  dem  Ancien 
Regime,  nur  auf  den  Märkten  von  Poissy  und 
Sceaux  einkaufen,  mussten  hohe  Kantionen 
stellen  uad  waren  überdies  noch  einer  Menge 
polizeilicher  Vorschriften  unterworfen,  welche 
vor  allem  zum  Bereithalten  genügender  Fleisch- 
vorräte verpflichteten.  1825  wurde  freilich  die 
Beschränkung  der  Zahl  und  das  „Syndikat" 
aufgehoben.  Aber  auf  die  vielfachen  Klagen 
der  Fleischer  wurde  1829  wieder  der  alte  Zu- 
stand hererestellt;  bloss  die  Zahl  der  Fleischer 
wurde  auf  400  erhöht.  Eine  königl.  Ordonnanz 
vom  folgenden  Jahre  regelte  in  nicht  weniger 
als  300  Artikeln  die  Stellung  und  die  polizei- 
lichen Verpflichtungen  dieser  Gewerbtreibenden. 
Nachdem  dann  die  Julirevolution  von  neuem 
volle  Gewerbefreiheit  gebracht  hatte,  kehrte 
man  April  1832  wieder  zum  alten  Monopol- 
system zurück,  das  indes  später  einzelne  Mil- 
derungen erfuhr.  Die  Zahl  der  Konzessionen 
wurde  nach  und  nach  auf  501  gebracht,  und 
seit  1848  reservierte  man  den  innerhalb  der 
Bannmeile  stationierten  Verkäufern  auf  allen 
Fleischmärkten  eine  grössere  Anzahl  Plätze  und 
liess  auf  dem  Markte  der  Eue  des  Prouvaires 
sogar  jeden,  der  wollte,  zum  täglichen  Ver- 
kaufe von  Fleisch  zu;  endlich  gewährte  man 
den  Fleischern  die  Erlaubnis,  unter  gewissen 
Bedingungen  Vieh  auch  ausserhalb  der  Märkte 
zu  kaufen.  Seit  jener  Zeit  begann  eine  starke 
Strömung  zu  Gunsten  der  freien  Konkurrenz 
im  Fleischhandel  sich  bemerkbar  zu  machen. 
Während  das  Syndikat  der  Fleischer  die  Theorie 
aufstellte,  dass  die  grösstmögliche  Billigkeit  des 
Fleisches  —  wegen  der  festen  und  unvermeid- 
lichen grossen  Generalunkosten  für  jedes  ein- 
zelne Geschäft  ohne  Rücksicht  auf  seinen  Um- 
fang —  nur  bei  geringer  Anzahl  von  Ge- 
schäften zu  erreichen  wäre,  weil  dann  ja  jedes 
einzelne  Pfund  Fleisch  mit  einem  geringen  An- 
teile an  den  „frais  g^neraux"  partizipierte :  be- 
antragten die  Wortführer  der  Freihandelslehre 
wie  der  Arbeiterpartei  in  gleicher  Weise  die 
Freigebung  des  Fleischergewerbes,  da  nur  freie 
Konkurrenz  die  —  nach  ihrer  Annahme  — 
durch  das  herrschende  Monopolsystem  verteuer- 
ten Lebensmittel  im  Preise  drücken  könnte. 
Horace  Say  berief  sich  darauf,  dass  zu  Anfang 
der  grossen  Revolution  die  600000  Einwohner 
von  Paris  63  Mill.  Pfd.  Fleisch  pro  Jahr  ver- 
zehrt hätten,  während  im  Jahre  1817  unter  dem 
Monopol  trotz  der  auf  714000  gestiegenen 
Bevölkerungszahl  der  Verzehr  auf  56  Mill.  Pfd. 

fesunken  wäre:  was  den  Druck  beweise,  den 
ieses  auf  den  Konsum  ausübe.  Derselbe  Autor 
führte  femer  aus,  wie  das  Monopol  bewirke, 
dass  jeder  konzessionierte  Fleischer  beim  Ver- 
kaufe seines  Geschäfts  auch  noch  den  Wert  der 
Konzession,   d.   h.   des  Rechtes  der  Teilnahme 


am  Monopol  in  Anschlag  bringe:  folglich  habe 
der  Käufer  eine  Mehransgabe  zu  leisten,  welche 
er  im  Preise  seiner  Fleischwaren  ersetzt  erhalten 
müsse,  und  sei  daher  schon  aus  diesem  Grunde 
zur    Erhöhung   der   Preise   gezwungen.     Abtr 
obwohl  sich  auch  noch  die   beiden  klassischen 
Journalisten  jener  Zeit,  Gir ardin  und  Ber- 
tin   („Presse"    resp.    „Debats"),    nachzuwei?<rn 
bemühten,  dass  das  laisser-faire-Princip  aUein 
billiges  Fleisch  und  somit  eine   „angmentadon 
indirecte  des  salaires"  verbürgen   könne,  dran^ 
dasselbe  vorläufig  noch  nicht  durch.    Im  G^en- 
teil,  gerade  jetzt  erst  entschloss  sich  die  Pobzd- 
präfektur  dazu,  den  Ring  in  der  monopolistischeD 
Kette  zu  schliessen,  nämlich  das  Monopol  auch 
noch  durch  die   Preistaxe  zu  ei^^änzen   ri855i. 
Dieselbe  sollte  sich  natürlich  an  die  jeweiligen 
Viehpreise  anschliessen  und   im  Principe  mus:- 
lichst  billige  Preise  normieren.    Doch  das  Ex- 
periment missglückte,  da  gerade  zur  Zeit  der 
Taxe  die  Fleiscnpreise  ungewöhnlich  hoch  blieben. 
Das   Misslingen    dieser   Massres^el   trug   nicht 
wenig  dazu  bei,  der  ohnehin  schon  starken  in- 
dividualistischen Strömung  auf  diesem  Gebiete 
zum    siegreichen     Durchbruch     zu    verhelfen. 
Schon   ifeS   wurde   das   Gewerbe  freigegeben. 
Aber   ein  Gewinn    für   die   Konsumenten  lässt 
sich,  nach  Lexis    trotzdem  nicht   nachweisen. 
Der  Preis  des  Fleisches  ist  in  jener  Zeit  regel- 
mässig gestiegen;   der  Fleischkonsum  hat  sieb 
nicht    erheblich    vergrössert;    nur    die   eine 
Wirkung  trat  ein,   dass   die   Zahl  der  Unter- 
nehmer rasch  zunahm :  unter  dem  Monopol  501, 
betrug  sie  zwei  Jahre  später  (1860)  —  mit  Ein- 
rechnung  von  etwa  300  Fleischern  der  Bann- 
meile —  bereits  1132  und  1872  gar  1622.   Hier- 
nach  hätte  also  weder  der   einzelne  Fleischer 
noch  der  Konsument  einen  wesentlichen  Vorteil 
von  der  Reform  gehabt,  sondern   die  Wirkung" 
wäre  bloss  die   gewesen,  dass  eine  relativ 
grössere     Anzahl     von     Fleischerge- 
schäften  existenzfähig  geworden  ist. 
—  An  all  diesen  Evolutionen  des  Fleischerge- 
werbes waren   aber  die  Schweinemetzger 
nicht  beteiligt.    Schon  in  der  Zunftzeit  —  wir 
berichten  wiederum  nach  dem  citierten  Werke 
von   Lexis   —  waren    die   „charcutiers"  von 
den  Fleischern  streng  unterschieden  gewesen, 
anfangs  nur   mit  dem   Rechte,   das   Schweine- 
fleisch  in   verschiedenen   Formen   zuzubereiten 
und   zu    verkaufen,   seit   dem  16.  Jahrhundert 
aber  auch  mit  dem  Privileg,  selbst  Schweine 
auf    dem   Markte   kaufen   und    schlachten  zu 
dürfen.    So  bildete  sich  die  Schweinemetzgerei, 
verbunden  mit   der  Fabrikation    von   Fleisch- 
waren aller  Art  (auch   von  anderem  Material 
als  Schweinefleisch),  zu  einem  besonderen  Ge- 
werbe aus,  das  auch  späterhin  von  der  Eioord- 
nung  in  das  monopolistische  System  Kapoleons 
verschont    blieb.      Dagegen    wurde    es    emer 
scharfen  gesundheitspolizeilichen  Kontrolle  un- 
terworfen.    Mit  Recht;   denn  wenn  auch  die 
charcuterie  gerade  in  Paris  kulinarische  Kunst- 
werke anzufertigen  versteht,  so  sind,  ganz  ab- 
gesehen   von    den    bekannten    Gefahren    des 
frischen   Schweinefleisches,   die  für  die  unbe- 
mittelten Klassen   bestimmten  Fleischpräparate 
häufig  ganz  unverantwortliche  Gemengil,  — 
„un  ramassis  de   viandes  saus  nom  que  ron 
sale  et  que  l'on  epice",  wie  ein  Sachverständiger 
sich  ausdrückte.  —  Das  heutige  Fleischerge- 
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^ve^be  in  Paris  —  unter  dem  System  der  Ge- 
iwerbefreiheit  —  zeigt  eine  ungefähr  ähnliche 
Physiognomie  wie  das  deutsche.  Die  Zahl  der 
Pariser  Fleischer  beträgt  gegenwärtig  2500. 

(Betr.  Fleischbeschau,  Fleischkon- 
sum, Fleischpreise,  Markthallen  und 
Schlachtsteuer  müssen  wir  auf  die  betref- 
fenden Artikel  dieses  Handwörterbuchs  ver- 
greisen.) 

4.  Amerikanisches  Fleischereige- 
werbe. Neuerdings  gewinnt  die  trans- 
atlantische Fleischkonkurrenz  eine 
orhühte  Wichtigkeit.  Frühere  Versuche, 
nie  Fleischvorräle  Südamerikas  und  Aus- 
traliens durch  Kälte  zu  konservieren  und 
in  Eispackung  auf  den  europäischen  Markt 
zu  bringen,  sind  fehlgeschlagen,  w^eil  das 
Fleisch,  sobald  es  aus  der  Eispackung  her- 
auskam, überaus  oft  in  Fäulnis  überging, 
so  dass  ein  Verkauf  ausgeschlossen  war. 
Ebensowenig  war  es  möglich,  die  sog. 
'Game  pura«  (eine  Art  getrockneten  Fleisches 
in  pul  verförmigem  Zustande)  als  Volks- 
nahrungsmittel  in  Europa  einzubürgern,  da 
sie  nicht  erheblich  billiger  als  manche  ein- 
heimischen Präparate  zu  stehen  kam  und  zu- 
dem unserem  Geschmacke  weniger  ange- 
passt  war  als  diese.  Auch  der  Export  von 
Fleisch,  das  in  Blec^ibüchsen  d\irch  Er- 
hitzen konserviert  wird,  war  in  Massen 
nicht  durchzuführen;  denn  infolge  des 
langen  Kochens  wii^d  beim  Corned  Beaf  das 
Bindegewebe  gelatinös,  die  zähe  Faserung 
des  Fleisches  tritt  dadurch  stärker  hervor, 
und  letzteres  erhält  somit  durch  diese 
Konservierungsmethode  schon  eine  gewisse 
Zubereitung,  welche  es  für  die  verschiedenen 
Vieliebten  Genussformen,  in  denen  die 
Küchenkunst  sich  erschöpft,  nicht  mehr  ver- 
wendbar erscheinen  lässt.  Schon  viel  mehr 
Erfolg  hat  man  in  Südamerika  mit  dem 
Fleisch extrakt  gehabt,  welcher,  gemäss 
den  Principien  der  jetzt  antiquierten  Nähr- 
werttheorie Ldebigs,  aus  dem  Fleische  der 
dortigen  zahllosen  Rinderherden  hergestellt 
wird.  Ein  Rind  liefert  hier  durchschiiiit- 
lich  5  kg  Fleischextrakt;  letzterer  ent- 
hält 17  ^lo  Wasser,  20  «/o  Salze  und  63^/0 
organische  Stoffe,  die  aber  nur  aus  Ex- 
traktiv-, nicht  aus  Nähratoffen  bestehen; 
denn  »der  Fleischextrakt  —  urteilt  nach 
den  Ei-gebnissen  der  heutigen  physiologischen 
Chemie  der  Hygieniker  Flügge  —  ist  ex- 
ijuisites  Gemiss-  und  Reizmittel  und  nur 
als  solches  zu  benutzen.«  Immerhin  haben 
sich  einige  grosse  Unternehmungen,  welche 
regelmässig  Fleischextrakt  nach  Eui'opa  ex- 
portieren, rentabel  erwiesen,  ohne  dass  je- 
doch dieser  Export  für  das  kontinentale 
Fleischergewerbe  gefahrdrohende  Dimen- 
sionen angenommen  hätte.  — 

Von  eminenter  Bedeutung  ist  dagegen  die 
n  0  r  d  amerikanische  Konkurrenz.  Wir  berichten 
über  diese  im  Anschlüsse  an  Serings  Unter- 


suchungen. Danach  ist  in  den  Vereinigten 
Staaten  die  sogenannte  Region  des  Maisbaues 
wegen  der  grossartigen  Maisernten,  der  aus- 
gedehnten natürlichen  Prairieweiden  und  der 
raschen  Akklimatisierung  europäischer  Gras- 
arten für  die  Rindvieh-  und  Schweinezucht  in 
fanz  besonders  hohem  Masse  geeignet.  Diese 
egion  durchzieht  gleich  einem  Gürtel  die  Mitte 
des  Landes  südlich  von  den  grossen  Seeen  bis 
hinüber  zu  den  Steppenweiden,  welch  letztere 
fast  die  ganze  westliche  Hälfte  der  Union  bis 
zu  den  Gebirgsrändem  der  Pacifikküste  ein- 
nehmen. Die  Weide  in  Verbindung  mit  Mais- 
fUtterung,  die  auf  der  eingefriedigten  Weide 
statthat,  bUdet  hier  die  Grundlage  der  Vieh- 
zucht der  Farmer.  Indes  hat  dieses  Gebiet 
auch  die  amerikanische  Bevölkerung  mit  Fleisch 
zu  versorgen.  Da  nun  seit  1860  der  Viehstand 
der  Union  —  unter  Abrechnung  der  Step- 
penherden —  relativ  (d.  h.  pro  Kopf  der 
Gesamtbevölkernng)  beständig  abgenommen  hat, 
so  kann  diese  Fleischproduktion  auf  dem  eu- 
ropäischen Markte  keinen  dauernden  Preis- 
druck verursachen.  Soweit  ein  solcher  in  den 
80  er  Jahren  wirklich  eingetreten,  ist  er  viel- 
mehr die  Folge  der  nordamerikanischen  Step- 
penviehzucht gewesen.  Das  Gebiet  der  letz- 
teren umfasst  die  ungeheueren  Hochebenen  der 
Kordilleren  vom  Rio  Grande  im  Süden  bis  hin- 
ein in  die  britischen  Besitzungen  im  Norden 
und  von  der  Sierra  Nevada  bis  etwa  zum  100.  ® 
westl.  G.  Es  ist  durch  ein  überaus  trockenes 
und  in  der  Temperatur  ausserordentlich  schwan- 
kendes Klima  charakterisiert,  hat  aber  den 
Vorzug,  dass  die  Steppengräser  auch  in  der 
kalten  Jahreszeit  ihre  nährenden  Eigenschaften 
bewahren,  da  hier  die  Pflanzen  —  durch  die 
glühende  Sommersonne  vollständig  ausgetrock- 
net —  als  natürliches  Heu  auf  dem  Boden  stehen 
bleiben.  Die  Steppenherden  bleiben  trotz  harter 
Winterkälte  das  ganze  Jahr  im  Freien,  indem 
sie  in  Schluchten  und  hinter  Bergwänden  Schutz 
suchen.  Seit  Mitte  der  60  er  Jahre  begann  man 
auf  den  Hochsteppen  Viehzucht  zu  treiben; 
und  sie  kam  bald  ausserordentlich  in  Aufnaiime, 
da  sie  grossen  Gewinn  abwarf,  welcher  vor- 
nehmlich dem  Unistande  zu  verdanken  war, 
dass  das  weite  Land  ohne  alle  Kosten  für  den 
Erwerb  des  Bodenbesitzes  den  unternehmenden 
Züchtern  offen  stand.  Diese  Steppenviehzucht 
befindet  sich  Überwiegend  in  den  Händen  von 
grossen  Einzeluntemehmem  oder  Aktienge- 
sellschaften, welche  es  auf  eine  ganz  extensive 
billige  Massenproduktion  von  Fleisch  absehen, 
bei  der  die  Natur  das  meiste  thun  muss.  Einen 
grossen  Aufschwung  nahm  die  Steppenviehzucht 
zu  Anfang  der  80  er  Jahre,  als  mehrere  neue 
Eisenbahnen  durch  die  Kordilleren  nach  der 
Pacifikküste  angelegt  wurden,  wodurch  infolge 
des  schnelleren,  bequemeren  und  billigeren 
Transportes  die  Gewinnchancen  sich  erhöhen 
mussten.  Eine  Masse  neuer  Unternehmungen 
wurde  gegründet,  zu  Hunderttausenden  wurden 
Kälber  in  das  Steppengebiet  getrieben;  die 
Konkurrenz  um  den  Erwerb  von  Viehherden 
war  schliesslich  eine  derartige,  dass  Jungvieh 
1883  in  Montana  mehr  kostete  als  in  Chicago. 
Auf  diese  Gründerzeit  musste  bald  die  Krise 
folgen.  Der  Preis  des  Viehes  ging  in  Amerika 
von  1884—89  successive  um  30—40%  herunter. 
Viele  derViehkompagnieen  zahlten  intolgedessen 
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gar  keine  oder  nur  minimale  Dividenden,  ja 
manche  gerieten  in  eine  so  schlechte  Lage,  dass 
sie  ausverkaufen  mussten,  um  nur  ihren  Ver- 
pflichtungen nachkommen  zu  können,  —  so  dass 
also  in  solchen  Fällen  eine  dauernde  Minderung 
der  Fleischproduktion  die  Folge  war.  Diese 
Eeduktion  der  Herden  ist  aher  ausser  durch 
die  augenblickliche  finanzielle  Katastrophe  auch 
noch  durch  Gründe  von  viel  grösserer  Trag- 
weite verursacht:  nämlich  einmal  durch  die 
Ueberfüllung  der  Weideplätze  im  Steppengebiete 
mit  Vieh  und  femer  dnrch  die  Beschlagnahme 
der  bestgelegenen  Winterweiden  durch  die  vor- 
dringende ackerbautreibende  Bevölkerung  der 
Union. 

Kleine  Farmer  kommen  nämlich,  da  der 
bessere  Ackerboden  nicht  mehr  ausreicht,  immer 
mehr  in  die  Steppengebiete,  nm  mit  Hilfe  von 
künstlicher  Bewässerung  in  den  tiefer  gelegenen 
Thalgründen  Landbau  zu  treiben;  und  die 
grossen  Viehzüchter  müssen  weichen,  weil  sie 
meist  keinen  Rechtstitel  auf  die  von  ihnen  be- 
nutzten ungeheueren  Weideflächen  und  —  bei 
den  eigenartigen,  zu  Gunsten  der  Klein^rund- 
besitzer  lautenden  Landgesetzen  der  Union  — 
auch  keine  Möglichkeit  haben,  die  Weiden  als 
Eigentum  oder  Pacht land  zu  erwerben.  Diese 
Verhältnisse  führten  dann  zu  massenhaftem 
Verkaufe  von  Rindvieh ;  und  da  die  amerikani- 
schen Märkte  überfüllt  waren,  forcierte  man 
den  Export  nach  Europa.  So  kam  es,  dass  im 
Jahre  1889  die  Ausfuhr  der  Union  an  Rindern 
und  Rindfleisch  2()6ü00  Stück  Vieh  bezw.  62,5 
Mill.  kg  betrug  und  dass  man  nunmehr  ernst- 
liche Anstrengungen  machte,  der  —  bisher  fast 
ausschliesslich  nach  England  gerichteten  — 
Ausfuhr  auch  Deutschland  zu  ersohliessen.  Auf 
diese  Weise  ging  von  Amerika  ein  Druck  auf 
die  Schlachtviehpreise  auch  des  europäischen 
Kontinents  ans.  Indes  scheint  es,  dass  Europa 
von  einer  allzu  erheblichen  Konkurrenz  Ame- 
rikas auf  die  Dauer  verschont  bleiben  wird. 
Denn  einmal  entspricht  der  in  Zukunft  zu  er- 
wartenden Ausdehnung  der  Fleischproduktion 
auch  eine  starke  Steigerung  des  Fleischbedarfes 
—  schon  wegen  des  starken  Wachstums  der 
amerikanischen  Bevölkerung  und  der  Erhöhung 
des  Standard  of  life  der  Aroeiter  allerorten  — ; 
und  dann  vergrössem  sich  die  Produktions- 
kosten des  Fleisches  auch  in  Amerika  ausser- 
ordentlich, schon  wegen  der  sich  immer  inten- 
siver gestaltenden  Betriebsweise  der  Steppen- 
viehzucht. Da  zudem  noch  die  Trausportkosten 
lebender  Schlachttiere  sehr  hoch  sind,  wird 
deren  Export  nach  Europa  in  grossem  Masse 
und  regelmässig  auf  die  Dauer  kaum  lohnend 
sein.  —  Etwas  anders  verhält  es  sich  dagegen 
mit  dem  Export  frischen  Fleisches.  England 
bezieht  bereits  ganze  Flotten  frischen  Fleisches 
in  Kühlräumen  von  den  Exportschlächtereien  in 
Australien,  Süd-  und  Nordamerika.  In  letzterem 
Laude  speciell  hat  dieser  Industriezweig  —  in 
Verbindung  mit  der  Entwickelung  grosska- 
pitalistischer Betriebsweise  der  Branche  — 
geradezu  kolossale  Dimensionen  angenommen. 
Noch  1880  wurden  70  ^o  ^on  allem  Vieh,  wel- 
ches aus  einem  Umkreise  von  1000  englischen 
Meilen  in  Chicago  zusammenströmt,  nach  er- 
fol§:tem  Verkaufe  umgeladen,  um  eine  zweite 
Reise  von  1000  Meilen  nach  der  Seeküste  zu- 
rückzulegen.     Heute    werden    dagegen    70% 


j  aller  in  Chicago  verkauften  Tiere  auch  don 
geschlachtet  und  in  Refrigeratorwagen  über  ^ 
^nze  Land  verschickt.  Vier  Riesengeschätte 
in  Chicago  schlachteten  1888  ca.  2  Millionen 
Rinder,  und  zwei  Firmen  besitzen  allein  IQiß) 
resp.  1100  eigene  Refrigeratoreisenbahn wagen. 
„In  harten  Kämpfen  mit  den  Bahngesellschaittn 
haben  sie  es  durchgesetzt,  dass  sie  heute  nach 
jeder  grösseren  und  mittleren  Stadt  auf  dem 
kontinente  (Nordamerikas)  ihr  frisches  Fleisch 
liefern.  Das  rosige  Gesicht  der  Schlächter- 
meister ist  von  den  amerikanischen  Viehmärkten 
verschwunden,  die  Schlächter  sind  keine  seih- 
ständigen Handwerker  mehr,  sondern  nur  noch 
Detail  Verkäufer,  sie  beziehen  ihren  taghchea 
oder  wöchentlichen  Bedarf  aus  der  Massen- 
fabrik"  (Sering).  Natürlich  ist  Chicago  nicht 
der  einzige  Ort  mit  solchen  Grossschlächtereieu. 
Aehnliche  Anlagen  finden  sich  noch  in  Kaasas- 
City,  Omaha  und  New- York-  Und  das  Geschäft 
mit  dressed  beef  ist  gegenwärtig  das  wichtig^te 
auf  den  Centralfieischmärkten.  Die  üeberle^en- 
heit  der  neuen  Grossbetriebe  ist  die  Konsequenz 
zweier  verschiedenen  Faktoren :  einmal  der  unge- 
mein entwickelten  Arbeitsteilung,  der  vielfachen 
Verwendung  von  Maschinen,  der  Ausnutzung 
aller  und  jeder  Schlachtabfäile,  und  ferner  dtr 
ausserordentlichen  Ersparnis  an  Transportko^ten 
im  Verhältnis  zum  Versand  lebender  Tiere. 
Ausserdem  werden  auf  Seereisen  die  ungeheu- 
eren Verluste  vermieden,  welche  unter  lebend 
verschifftem  Vieh  bei  Sflirm  entstehen.  So  wird 
daher  schon  jetzt  nach  England  dem  Gewichte 
nach  fast  ebensoviel  Rindfleisch  in  frischem  Zu- 
stande exportiert  wie  lebendes  Vieh.  Und  es 
ist  daher  nicht  unmöglich,  dass  von  Amerika 
aus  auch  noch  einmal  die  Versorgung  de?  eu- 
ropäischen Kontinents  mit  frischem  Fleist;he 
versucht  wird,  da  zwischen  den  Preisen  für 
geringere  Fleischsorten  dort  und  hier  immer 
noch  eine  erhebliche  Differenz  zu  Gunsten 
Amerikas  vorhanden  ist.  In  diesem  Falle  würde 
das  deutsche  Fleischergewerbe  vermutlich  eine 
schwere  Krise  durchzumachen  haben. 

Es  ist  nun  von  grösste-r  Wichtigkeit  die 
innere  Einrichtung  der  amerikanischen 
Grossbetriebe  —  der  ersten  in  unserem 
Gewerbe,  welche  die  moderne  industrielle  Ent- 
wickelung gezeitigt  hat  —  kennen  zu  lernen. 
Die  mächtigsten  derselben  befinden  sich,  wie 
bereits  erwähnt,  in  Chicago.  Die  dortigen 
Schlächtereien  sind  auf  demselben  Terrain  wie  die 
grossen  Viehmärkte  gelegen.  Die  StÄlle  haben 
Platz  für  öOOOO  Stück  Rindvieh,  2000a) 
Schweine  und  30000  Hammel.  Im  ganzen  giebt 
es  dort  20  Schlächtereien,  welche  24000  Ar- 
beiter beschäftigen.  Die  grösst«  ist  die  von 
Armour  &  Co.  mit  8000  Arbeitern.  Sie  wendet 
verschiedene  Methoden  an,  je  nachdem  es  sich 
um  das  Schlachten  von  Schweinen  und  Ham- 
meln oder  von  Rindvieh  handelt.  In  das 
Schlachthaus  für  Schweine  werden  die  Tiere, 
eins  nach  dem  anderen,  durch  einen  schmalen 
Gang  eingeführt.  Am  Ende  des  Ganges  ange- 
kommen, wird  das  Tier  von  einem  Arbeiter  an 
einem  der  Hinterbeine  ergriffen,  durch  das  er 
einen  scharfen  Haken  steckt,  an  dem  eine  Kette 
befestigt  ist.  Zwei  andere  Arbeiter  ziehen  das 
Schwein  empor  und  befestigen  das  Ende  der 
Kette  an  einer  Rolle,  die  auf  einer  Schiene 
nach  rechts  bewegt  werden  kann.    Unten  st«ht 
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der  Metzger,  der  das  zappelnde  Tier  ergreift, 
es  absticht  und  seitwärts  schiebt,  wo  ein  anderer 
Arbeiter  es  in  Empfang  nimmt.  6—7  Schweine 
kann  der  Metzger  auf  diese  Weise  in  der  Mi- 
nute abstechen.  Aus  dem  Schiachtraume  ge- 
langen die  Schweine  in  einen  Raum,  in  dem 
sich  ein  grosser  Behälter  mit  beständig  kochen- 
dem Wasser  befindet.  Hier  werden  die  ge- 
schlachteten Tiere  einer  ersten  Reinigung  unter- 
worfen, bei  der  sie  ihren  Weg  von  links  nach 
rechts  machen.  Am  rechten  Ende  des  Behälters 
angekommen,  nimmt  sie  ein  löffelartiger,  aus 
Bandeisen  gefertigter  Apparat  in  Empfang  und 
befördert  sie,  eins  nach  dem  anderen,  mittelst 
einer  halben  Umdrehung  auf  einen  grossen  mar- 
mornen Tisch.  Dort  werden  sie  wieder  an  eine 
Kette  befestigt,  an  der  sie,  eins  hinter  dem 
anderen,  fortbewegt  werden,  um  ihren  Weg 
durch  einen  wunderlichen  Apparat  zu  nehmen, 
dessen  Wände  gewissermassen  aus  lauter  Schab- 
eisen bestehen,  die  zu  je  einem  Dutzend  oder 
mehr  auf  einem  breiten  Rade  befestigt  sind 
und  zum  Teil  beliebig  höher  oder  tiefer  ge- 
stellt werden  können.  Beim  Verlassen  dieser 
.Schabmaschine  ist  die  Haut  der  Tiere  ganz  rein 
von  Haaren.  Nunmehr  kommen  sie  unter  die 
Brausen,  wo  sie  einer  zweiten  Waschung  unter- 
worfen werden.  Abermals  an  einem  der  Hinter- 
beine aufgehängt,  gelangen  sie  auf  Rollen  in 
einen  grossen  Saal,  wo  der  Kopf  vom  Rumpf 
getrennt  und  die  Eingeweide  herausgenommen 
werden.  Diese  Teile  kommen  in  die  Fleisch- 
waren- und  Wurstfabrik.  Die  ganzen  Leiber  ge- 
langen, nachdem  sie  einer  nochmaligen  Waschung 
unterworfen  wurden,  in  den  Kälteraum,  worin  sie 
bei  0**  R.  drei  Tage  bleiben  und  alsdann  zer- 
teilt werden.  Diese  Arbeit  winl  von  den 
Fleischern  mit  einer  staunenswerten  Geschick- 
lichkeit und  Schnelligkeit  verrichtet.  Arbeiter 
befördern  die  zerhackten  Teile  darauf  nach  den 
verschiedenen  Räumen,  sei  es  zum  Einsalzen, 
zum  Räuchern  oder  zum  Einmachen  in  Büchsen. 
—  Auch  in  derWurstfabrik  ist  die  m  a  s  c  h  i  n  e  1 1  e 
Thätigkeit,  durch  welche  die  Fleischteile  zer- 
hackt und  eingefüllt  werden,  die  Hauptsache. 
Das  Quantum  der  von  Armour  &  Co.  täglich 
fabrizierten  Wurstmengen  übersteigt  50000 
Pfund.  Wieder  in  einem  anderen  Baume  werden 
die  Speckseiten  zum  Versand  fertig  gemacht. 
Dreissig  Arbeiter  sind  beständig  ausschliesslich 
damit  beschäftigt,  die  Säcke  zuzunähen,  in 
welchen  die  Versendung  zu  geschehen  hat.  Ca. 
KKX)  Colli  werden  täglich  fertig.  In  der  Küche 
schliesslich  vdn\  in  riesigen  Kesseln  das  zu 
Konserven  bestimmte  Fleisch  gekocht  und  in 
dem  anstossenden  Räume  in  Büchsen  gefüllt, 
die  durch  kleine  Drehapparate  geschlossen  und 
luftdicht  verlötet  werden.  Die  Zahl  der  auf 
diese  Weise  täglich  angefertigten  Büchsen  be- 
läuft sich  auf  35000—40000.  —  Einfacher  geht 
es  in  der  Rindviehschlächterei  zu.  Alan  lässt 
die  Tiere  ans  dem  Stalle  einzeln  durch  einen 
engen  Gang  passieren  bis  zu  einem  Behälter, 
in  dem  nur  das  Tier  Platz  hat.  Am  Kopfende 
befindet  sich  die  Oefihung  zu  einem  erhöhten 
Stande,  auf  welchem  ein  mit  einem  Gewehr  be- 
waffneter Arbeiter  aufgestellt  ist.  Kanin  ist 
das  Tier  eingetreten,  so  fällt  der  Schnss,  der 
es  durch  die  Stirn  trifft  und  im  Xu  zu  Boden 
streckt.  Eine  Klappe  öffnet  sich,  die  nach  dem 
Schiachtraume  führt,  wo  das  Tier  fachgemäss 


weiter  verarbeitet  wird.  In  einem  Tage  wer- 
den oft  800  Ochsen  geschlachtet.  Die  Zahl  der 
täglich  geschlachteten  Hammel  beläuft  sich 
etwa  auf  200.  — 

Diese  Form  des  Grossbetriebes,  welche 
dem  praktischen  und  erfinderischen  Geiste 
der  Amerikaner  ihren  Ui*sprung  verdankt 
und  bisher  auch  bloss  im  neuen  Weltteil  in 
Erscheinung  getreten  ist,  wird  indes  ver- 
mutlich nicht  ausschliesslich  auf  diesen  be- 
schränkt bleiben.  Im  Laufe  der  Zeit  wer- 
den sicherlich  wohl  Versuche  gemacht  wer- 
den, auch  in  Europa  ähnliche  Organisationen 
ins  Leben  zu  rufen,  und  dann  wird  wahr- 
scheinlich unser  kontinentales  Fleischerge- 
werbe in  seinen  technischen  wie  wirtschaft- 
lichen Grundlagen  eine  vollkommene  Um- 
wälzung erleiden,  deren  ganze  Tragweite 
sich  natürlich  heute  noch  nicht  übersehen 
lässt,  deren  Princip  aber  unzweifelhaft  sein 
wird :  auch  hier  wie  in  den  meisten  anderen 
Industriezweigen  die  Herausbildung  von 
Grossbotrieben  auf  Kosten  der  Kleingewerbe- 
treibenden zu  begünstigen.  Die  einzelnen 
Phasen  dieses  gewaltigen  und  tiefgreifenden 
Umwälzungsprozesses  —  vermutlich  des 
mächtigsten  seit  Bestehen  des  Gewerbes  — 
schon  hetite  auszumalen,  wäre  massiges 
Beginnen ;  als  sicher  kann  nur  angenommen 
werden,  dass  sich  als  erste  Konsequenz  der 
in  Rede  stehenden  Entwickelung  ergeben 
wird,  dass  das  Fleischergewerbe  —  aus 
seinem  bisherigen  idyDischen  Leben  her- 
ausgerissen —  alsdann  die  soziale  Frage  in 
ihrer  ganzen  Schwere  empfinden  und  dass 
die  Welt  auch  hier  das  Scliauspiel  des  er- 
barmungslowsen  Kampfes  des  grossen  Kapitals 
mit  dem  kleinen  erleben  wird. 

Lltteratur l  I.Altertum.  BJ flmnef %  Technologie 
und  Terminologie  der  Geirerbe  und  Künste  bei 
Griechen  und  Römern,  Leipzig  1845  ff.  —  Geh" 
hardty  Studien  über  das  Verpßegungsweaen  von 
Korn  und  Konntantinopel  in  der  späteren  Kaiser- 
zeit,  Dorpat  1881.  —  Krakauer,  Das  Ver- 
pflegungsicesen  der  Stadt  Rom  in  der  späteren 
Kaiserzeit,  Leipzig  188/f.  —  Laasenf  Indische 
Altertumskunde,  Leipzig  1867  und  7 4. — JfctÄalwt, 
Etudes  sur  Vassociation  professionnelle  (chap, 
J*r:  Les  Colleges  d'artisans).  Liege  1891.  — 
Marquardt  und  Mommserif  Handbuch  der 
römischen  Altertümer,  Bd.  7  (Das  Privatleben 
der  Römer),  Leipzig  1879.  —  Schwab,  Das 
alt  indische  Tieropfer,  Erlangen  1886. 

II.  Mittelalter.  Die  Darntellung  dieser 
Epoche  schliesst  sich  vorzugsweise  an  Georg 
Adlers  n Fleischteuerungspolitik  der  deutschen 
Städte  beim  Ausgange  des  MiUelaltersu  (Tübingen 
1894)  <*«•  Sonst  vergleiche  noch  besonders:  Inatna" 
Stet*negg  r  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  des 
10. — 12.  Jahrhunderts ,  Leipzig  1891,  —  NeU" 
bürg,  Zunftgerichtsbarkeit  und  Zunflrerfassung 
in  der  Zeit  vom  IS. — 16.  Jahrhundert,  Jena  1880, 
—  Schntoller ,  Die  historische  Entwickelung 
des  Meischkonsums  soicie  der  Vieh-  und  Fleisch- 
preise  in  Deutschland,  Tüb.  Zeits(hr.,  Jahrgang 
1871,  —  Stieda,  Zur  Entstehung  des  detitschen 
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Zun/lvesens,  Jena  1876.  — Adolf  Warschauer 

('Posen)f  Die  mittelalterlichen  Innungen  zu  Posen 
(ZeiUivhrift  der  Hittur.  GeaelUch.  der  Prov.  Posen), 
Jahrg.  1,  Po»en  ISKt. 

Dazu  kommen  dann  die  bekannten  Vrkunden- 
sammlungen  von  Berlepßch  ^  Bodemann, 
Brucker,  Korn,  Meyer^  Rüdiger,  ll'eÄr- 
mann  u.  a.  Für  Frankreich  rergl.  ausser  dem 
eitierten  Buche  Neulntrgs  besonders  Levasneur, 
Histoire  des  classes  ouvrieres  en  France  deptiis 
la  conquete  de  Jules  Cesar  jusqu*ä  la  revolution, 
Paris  1859. 

in.  y euere  Zeit.  Georg  Adler,  Gross- 
pohlisches  Fleischergewerbe  vor  SOO  Jahren,  Dar- 
stellung und  Urkunden,  I*bsen  1895.  —  Barberet, 
Le  travail  en  France,  T.  I,  Paris  1886.  —  Be- 
ruf sstatistik  in  Deutschland,  Berlin  1886  und 
1897.  —  (du)  Catnp ,  Piris ,  ses  organes, 
ses  fonciimis  et  sa  rie,  Paris  1876.  —  Clay, 
American  Cattle  Markets  and  the  Dressed  Beef 
Trade  (Journal  o/  the  Royal  Agric.  Soc.  of  Eng- 
land), Vol.  ^5,  P.  I,  Ijondon  1880.  —  Deutsche 
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Das  deutsche  Gewerbewesen,  Pttsdam  1866.  — 
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Eiweiss  Fett  gg^-  f^S" 
hei  S         ^  ^ 

Ruhe  100        50         400       2606 

mittlerer  Arbeit    118       56         500       315b 
schwerer  Arbeit    145      100         447       3521 
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täglich)^),  fiiidet  er  in  den  vegetabili- 
schen und  in  den  animalischen  Kah- 
rungsmitteln.  Eine  rein  vegetabilische 
Emähning  ist  allenfalls  möglich :  am  zweik- 
raässigsten  ist  aber  eine  ans  Animalien  uüd 
Yegetabilien  gemischte  Nahnmg.  Es  wer- 
den daher  Fleisch,  Milch  und  Käse  den  ve- 
getabilischen Nahnin^mitleln  beigesellt : 
doch  kann  auch  der  ^lah^ungsbedarf  durch 
Vegotabilien  und  reichliche  Fettaufoahme 
ohne  Fleisch  gedeckt  werden  (Schmalzkost), 
wie  es  die  Ei-nälirungsweise  der  kräftigen 
Bauern  des  bayerischen  Gebirges  und  der 
Bewohner  der  angrenzenden  Hochebene  und 
Gebirge  beweist-). 

Da  sich  die  Nalirungsmittel  gegenseitig 
ergänzen  und  teilweise  ersetzen,  der  Nah- 
rungsbedarf auch  wesentlich  von  der  Art 
und  Intensität  der  Thätigkeit  abhängig  ist. 
so  liegt  es  auf  der  Hand,  dass  nian  nicht 
eine  bestimmte  Fleischmenge  als  notwendig 
für  die  Ernährung  bezeichnen  kann.  Dcxh 
lässt  sich  unter  Berücksichtigung  der  in 
einer  bestimmten  Gegend  üblichen  Mischimfi: 
der  Nahrungsmittel  der  durchschnittlidie 
Bedarf  an  Fleisch  festsetzen.  Voit*j  be- 
rechnet ihn  für  einen  Mann  auf  2^  g  mit 
18  g  Knochen,  21  ^  Fett  und  911  g  reinem 
Fleisch  pro  Tag.  Eme  auf  bedeutende  körper- 
liche Anstrengungen  berechnete  Emähning  ist 
die  Kriegs ^ortion  im  deutschen  Heere, 
welche  allerdings  den  Ansprüchen  an  ans- 
reichende,  gleichmässige  Fettzuführang  nicht 
gerecht  werden  soll.  Zu  ihr  gehören  375  g 
frisches  oder  gesalzenes  Fleisch  oder  200  g  gt- 
räuchertes  Rind-,  Hammel-  oder  SchweinefleiBch, 
Fleischwurst,  Dauerwurst,  Speck,  Fleischkon- 
serven; (ferner  7öO  g  Brot  oder  500  g  Zwieback; 
—  125  g  Reis,  Graupe,  Grütze  oder  250  g  Hülsen- 
früchte, Mehl  oder  1500  g  Kartoffeln  oder  loü^ 
Gemüsekonserven;  —  25  g  gebrannter  Kaffee 
oder  3  g  Thee  mit  17  g  Zucker:  —  26  g  Sali i. 

Die  physiologischen  Untersuchungen  fiiier 
den  Nahnmgsbedarf  imd  über  die  zweck- 
mässigste  Zusammensetzung  der  Nahrung 
hat  besondere  Bedeutung  für  die  »Massen- 


^)  Zu  diesen  und  die  folgenden  Anmerkungen 
s.  unten  die  Litteratur. 
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ernähruDg«  in  Kaseraen,  Waisenliäiisern, 
Korrektionsanstalten,  Gefängnissen  u.  dgl., 
^"o  die  Emähning  der  einzelnen  nicht  von 
ihrer  i)ersönlichen  "Wahl  abhängt,  sondern 
von  Dritten  bestimmt  wird,  wo  daher  die 
Ergebnisse^  jener  Untersuchungen  Berück- 
sichtigung finden  sollten*). 

Die  Ermittelung  des  wirklichen  Fleisch- 
verbrauches einer  Be völkenmg  und  ein- 
zelner Klassen  in  derselben  ist  eines  der 
interessantesten  Kapitel  aus  der  Verbrauchs- 
statistik überhaupt;  sie  gewährt  einen  ge- 
naueren Einblick  in  die  Ernähnmgsweise  so- 
lÄ'ie  in  die  Grösse  des  Fleischkonsums  und  ist 
ein  vortreffliches  Symptom  zur  Beurteilimg  des 
Volkswohlstandes:  die  Nahrungsstoffe  sind 
in  den  animalischen  Nahnmgsmitteln  erheb- 
lich teurer  als  in  den  vegetabilischen  (s.  u. 
Preise  und  Nährgeldwert);  je  mehr  jene 
auf  Kosten  dieser  in  der  Nahrung  überwiegen, 
desto  grösser  wird  in  der  Regel  der  Wohl- 
stand der  Bevölkerung  sein.  Freilich  ist 
die  genaue  Feststellung  des  Fleischver- 
brauches mit  so  erheblichen  Schwierigkeiten 
verbunden,  dass  ein  Vergleich  der  Kon- 
sumziffern für  verschiedene  Ortschaften  und 
Länder  grosse  Vorsicht  erheischt.  Von 
besonderem  Interesse  sind  die  Verändenm- 
gen  des  Fleischverbrauches  innerhalb  des- 
selben Gebietes ;  ihre  Beobachtung  kann  als 
Unterlage  für  wirtschaftspolitische  Ervvä- 
gimgen  und  Massnahmen  mannigfacher  Art 
dienen. 

Die  Erforschung  des  Fleischkonsums  in 
früheren  Jahrhunderten  ist  meistens  auf  ver- 
einzelte Notizen  und  auf  die  Verwertung  symp- 
tomatischer Erscheinungen  (Preisbewegung, 
Volkszunahme,  Zustand  der  Viehzucht)  ange- 
wiesen. Zu  ziffemmässi^er  Angabe  mit  An- 
spruch auf  Zuverlässigkeit  und  Giltigkeit  für 
grössere  Gebiete  kann  man  kaum  gelangen, 
selbst  dort  nicht,  wo  Berichte  über  den  Ertrag 
von  Fleischsteuem  den  Fleischverbrauch  er- 
kennen lassen,  weU  uns  meistens  die  Kenntnis 
der  Einwohnerzahl  fehlt.  Für  Deutschland 
nimmt  Schmoll  er  an,  dass  bis  ins  16.  Jahr- 
hundert hinein  der  Fleischkonsum  ein  recht  be- 
deutender gewesen  ist  (1308  in  Frankfurt  a.  0. 
250  Pfd.  pro  Kopf).  Diese  Ansicht  findet  Unter- 
stützung in  den  von  Hanauer  für  Elsass 
und  von  Ger  lach  für  Leipzig  mitgeteilten 
Zahlen.*) 

Auch  für  die  Gegenwart  beruht  unsere 
Kenntnis  über  den  Fleischkonsum  teilweise  nur 
auf  Darstellungen  der  Lebens-  und  Emäbrnn^- 
weise  in  Wortphrase,  welche  eine  ziffernmässige 
Bestimmung  der  Grösse  nicht  zulassen.  Diese 
Berichte  enthalten  immerhin  wertvolles  Material 
und  ergänzen  die  statistischen  Daten  besonders 
dort,  wo  es  sich  um  die  Kenntnis  der  Er- 
nähmngsverhältnisse  einzelner  Volksklassen 
handelt  •) 

A.  Gtoneralstatistik. 

2.  Absoluter  und  relativer  Fleisch- 
yerbrauch.    Die  Generalstatistik  stellt  den 


Fleischverbrauch  der  Bew^oliner  eines  räum- 
lich begi-enzten  Gebietes  (Staat — Provinz — 
Stadt)  während  eines  bestimmten  Zeitraumes 
(1  Jahi')  fest,  ohne  die  weitere  Verteilung 
innerhalb  dieser  Masse  zu  beachten.  Es 
handelt  sich  hierbei  im  allgemeinen  nur  um 
Fleisch  von  Schlachtvieh  und  Schweinen,  wäh- 
rend sich  Schmalz,  Geflügel,  Wild  und  Fische 
in  der  Regel  der  Beobachtung  und  der  Fest- 
stellung ihrer  Quantität  entziehen. 

Zimächst  wird  die  gesamte  Menge  des 
in  bestimmter  Zeit  in  bestimmten  (jrenzen 
verbrauchten  Fleisches,  der  absolute 
Fleischverbrauch,  festgestellt.  Dabei 
wird  der  Ausdruck  in  Gewichtseinheiten  (Kilo- 

f rammen)  erstrebt,  weil  die  Angabe  nach 
chlachtstücken  keine  Einheit  für  die  Berech- 
nung des  gesamten  Verbrauches  sowie  für 
die  Vergleichun^  mit  anderen  Bezirken  und 
anderen  Zeiten  bietet. 

Aus  dem  absoluten  Fleischverbrauch 
wird  der  relative,  der  diu-chschnittliche 
Fleischverbrauch  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
berechnet.  Eret  in  ihm  kommt  die  Ernäh- 
rungsweise der  gesamten  Bevölkenmg  zu 
vergleichbarem  Ausdruck.  Doch  ist 
dabei  zu  beachten,  dass  die  Ernährung  nach 
Alter  und  Geschlecht  verschieden  ist;  daher 
können  zwei  Völker  mit  gleicher  Ernäh- 
rungsweise einen  verscliiedenen  relativen 
Fleischkonsum  aufweisen,  wenn  der  Aufbau 
der  Bevölkenmg  nach  Alter  imd  Geschlecht 
verschieden  ist. 

Um  uns  eine  Vorstellung  von  dem  Einfluss 
des  verschiedenen  Aufbaues  der  Bevölkerung 
nach  dem  Alter  —  hier  sind  die  Differenzen 
um  vieles  bedeutsamer  als  bei  dem  Aufbau 
nach  dem  Geschlechte  —  auf  den  relativen 
Fleischverbrauch  bei  gleicher  Ernährungsweise 
zu  machen,  nehmen  wir  an,  dass  in  Frankreich 
und  Deutschland  die  Erwachsenen  (über  15 
Jahre)  gleich  viel  Fleisch  (=  100)  verzehren 
und  dass  auf  die  Kinder  bis  zu  15  Jahren,  die 
halbe  Portion  der  Erwachsenen  (=  50  Einheiten) 
entfällt. 

Auf  1000  Einwohner  kommen*) 

in  Deutsch-  in  Frank« 

land  reich 

Einwohner  unter  15  Jahren      35 1  270 
Einwohner  von  15  Jahren 

und  darüber                      649  730 

FleischverbrauchjEinheiten  82  450  86  500 

Es  ergiebt  sich  also  bei  gleicher  Er- 
nährung ein  relativer  Fleischver- 
brauch von  82  Einheiten  in  Deutsch- 
land und  von  86  in  Frankreich.  Beim 
Vergleich  des  relativen  Fleischverbrauches 
zwischen  beiden  Ländern  würden  also  ca.  5% 
zu  Gunsten  Frankreichs  noch  nicht  auf  eine 
bessere   Ernährung    daselbst  schiiessen  lassen. 

3.  Berechnung  des  absoluten  Fleisch- 
verbranches.  Für  die  Bestinmiung  des 
absoluten  Fleischverbrauches  sind  drei 
Quellen  benutzbar:  a)  die  Viehzahl,  ergänzt 


*)  Stat.  d.  Deutschen  Reiches  N.  F.  68  S.  35. 
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durch  Aus-  und  Einfuhr  von  Fleisch  und 
Vieh ;  b)  wo  Schlacht-  l)ezw.  Fleischsteuern 
bestehen,  die  Akten  der  Steuer! )ehr)rflen ;  c) 
die  Nachweisung  der  Schlachtungen  auf 
städtischen  Schlachthöfen,  ergänzt  durch  die 
Aus-  und  Einfiihr  an  frischem  und  zube- 
mtetem  Fleisch.  In  der  Regel  nicht  ver- 
wendbar ist  die  Statistik  des  Verkelirs  auf 
Eisenbahnen  und  Wassei-sti-assen,  da  sich 
die  Bewegung  des  Schlachtviehes  grossen- 
teils  auf  der  LandstiBSse  vollzieht;  nur  bei 
ausserjarewöhnlichen  VerhältiÜBseii,  wie  bei  der 
Verbrauchsberechnung  grosser  Verkehrscentren, 
deren  Versorgung  ganz  iiberwiegend  aus  weiterer 
Entfernung  stattfindet  (z.  B.  Berlin  mit  dem 
8  km  Umkreis) ') ,  kann  die  Verkehrsstatistik 
herangezog'en  werden,  doch  sollte  man  dann  die 
in  der  Viehtreibung  ruhende  Fehlerquelle  berück- 
sichtigen. 

a)  Aus  den  Viehzählungen  ergiebt 
sich  der  vorliandene  Viehstanim.  Unter 
Schätzung  der  yuoto,  welche  jährlich  zur 
Schlachtung  kommt,  wird  die  Zahl  der 
Schlachtstücke,  —  unter  Schätzung  des 
durchschnittlichen  Fleischgewichtes  der 
einzelnen  Vieharten  die  jährliche  Fleisch- 
produktion des  Lancles  berechnet.  Die 
Aus-  imd  Einfuhr  von  Schlachtvieh  und 
Fleisch  ergänzt  jene  Zahl  zum  absoluten 
Fltnsch  verbrauch. 

Dieses  Verfahren  ist  nur  dort  anwendbar, 
wo  es  sich  um  den  Fleischkonsum  ganzer  Län- 
der bandelt;  dort  ist  es  aber  oft  der  einzig 
gangbare  Weg. 

Das  Resultat  ist  höchst  unsicher,  weil 
mindestens  zwei  sehr  schwierige  Schätzun- 
gen erforderlich  sind.  Die  Quote  des  vorhan- 
denen Viehstammes,  welche  zur  Schlachtung  ge- 
langt, könnte  halbwecfs  zuverlässig  nur  von 
einer  Kommission  geschätzt  werden,  in  welcher 
Kenntnisse  der  Viehzucht  aller  verschiedenen 
Wirtschaftsgebiete  des  betreffenden  Landes  ver- 
einigt wären;  auch  müssten  diese  Schätzungen 
periodisch  wiederholt  werden,  weil  Aenderung^en 
m  der  Viehzucht  vorkommen,  welche  auf  diese 
Quote  von  Einiiuss  sind. 

Wenn  bei  den  preussischen  und  deutschen 
Verhältnissen  noch  immer  die  Keduktionszahlen 
Dietericis  verwertet  werden,  so  verstösst  dies 
gegen  beide  obigen  Forderungen.  Dieterici 
nimmt  an,  dass  „nach  allg^emeiner  Schätzung*" 
zum  Verzehr  kommen:  \«  der  vorhandenen 
Stiere,  * ,  der  Ochsen,  Vs  der  Kühe,  \«o  des 
Jungviehs,  */•  der  Schafe  und  Ziegen,  '/i  der 
Schweine  und  %  der  (berechneten  Zahl  der) 
Kälber.  Ob  diese  Zahlen  zur  Zeit  der  Schätzung 
richtifi^  waren,  lässt  sich  nicht  kontrollieren, 
sicherlich  ist  es  aber  nicht  angängig,  dieselben 
für  das  ganze  Jahrhundert  bis  auf  unsere  Zeit 
anzuwenden,  während  es  doch  bekannt  ist,  dass 
man  Zugochsen  und  Kühe  nicht  mehr  so  alt 
werden  lässt  wie  früher,  dass  man  vielfach 
junge  Ochsen  zur  Mast  stellt  u-  dergl.  m. 

Wo  die  Viehzählungen  in  hinreichender 
Weise  Altersklassen  und  Geschlecht  unterschei- 
den, können  sie  Unterlagen  für  die  Schätzung 
der  jährlich  geborenen  Viehstücke  sowie  der 
jährlichen  Aufzucht  bieten ;  auf  diesem  Wege 


lässt  sich,  wie  esLichtenfelt*)  versucht  hat. 
die  Zahl  der  aus  eigener  Produktion  des  Wirt- 
schaftsgebietes hervorgegangenen  Schlachtstücke 
veranschlagen.  Bei  einer  sorgfältigeren,  den 
örtlichen  Verschiedenheiten  gerecht  werdenden 
Ausbildung  dieser  Berechnungsmethode  könnte 
man  auch  die  Fiktion  fallen  lassen,  dass  die 
Zahl  der  Schlachtstücke  bei  Rindvieh  nnd 
Schafen  gleich  der  Aufzuchtziffer  ist;  die  Ver- 
änderungen im  Viehbestande  lassen  sich  be- 
rücksichtigen. 

Ebenso  schwierig'  ist  die  Sdiätzang  des 
durchschnittlichen  Fleiachgewichtes  der  Vieh- 
stücke in  einem  grossen  Lande,  wo  die  lokalen 
Verschiedenheiten  ausgeglichen  sein  wollen. 
Die  Durchschnitts^ewichte ,  welche  bei  den 
Viehzählungen  ermittelt  werden,  können  nicht 
zu  Grunde  gelegt  werden,  da  es  sich  ja  nitht 
um  Durchschnitte  für  den  Viehstamm,  sondern 
für  die  Schlacht  tiere  handelt.  Einen  Anhak 
bieten  zuweilen  diejenigen  Gewichtssätze,  welche 
in  Städten  mit  Schlachtsteuem  für  die  Versteue- 
rung bestimmt  werden,  sowie  die  in  Schlachthöfen 
ennittelten  Durchschnittsgewichte:  aber  auch 
diese  Stützpunkte  sind  sehr  schwankend.  Eine 
sichere  Grundlage  wäre  durch  periodisch  wie- 
derkehrende Schätzungen  des  Lebendge- 
wichts der  Schlachtstttcke  durch  Kommissionen 
aus  allen  Teilen  des  Landes  zu  erzielen,  nach 
welchem  alsdann  das  Fleischgewicht  za 
berechnen  wäre.  (Auf  die  Gesichtspunkte  hier- 
für kommen  wir  noch  unten  zu  sprechen.. 

Alle  diese  Momeute  machen  die  Beloh- 
nung der  Fleischergiebigkeit  df> 
Viehstammes  und  des  Fleischkonsum> 
aus  dem  letzteren  höchst  unsicher.  V^n 
hervorragenden  Statistikern  wird  dieser  V^^ 
als  kaum  gangbar  bezeichnet.  Jedenfalls  wird 
man  die  ResiUtate  nur  dort  verwenden  dürfen, 
wo  man  die  Fehlerquellen  fortlaufend  beobachten 
und  ihren  Einfluss  beurteilen  kann,  also  nor 
für  die  geschichtliche  Entwickelung  des  Fleisch- 
konsums eines  bestimmten  Landes;  es  inoss 
eine  Untersuchung  nebenher  gehen,  ob  die 
Fehlerquellen  ungünstig  oder  günstig  eingre- 
wirkt  haben  können.  Dageeren  können  die  änf 
diesem  Wege  gewonnenen  Zahlen  zu  Vergleichen 
zwischen  verschiedenen  Staaten  gegenwärtig 
überhaupt  nicht  verwendet  werden. 

b)  Wo  Fleisch-  bezw\  Schlacht- 
steuem bestehen,  hat  man  eine  bessere 
Grundlage  für  die  Konsumberechnung.  Die 
Schlachtsteuer  ist  eine  Gewicht  Steuer  oder 
eine  Stücksteuer;  letztere  unterscheidet  ent- 
weder nur  nach  der  Art  der  Schlachttiere  oder 
noch  weiter  nach  Gewichtklassen.  Erstere 
wird  entweder  auch  als  Gewichtsteuer  er- 
hoben, oder  es  wird  auf  Grund  des  Gewicht- 
steuertarifes  unter  Berücksichtigung  der  Schwere 
des  an  dem  betreffenden  Orte  geschlachteten 
V^iehes  ein  Stücksteuertorif  ausgearbeitet  and 
die  Versteuerung  zu  demselben  gestattet  heiw. 
angeordnet. 

Für  den  Vergleich  des  Fleischkonsnms 
mehrerer  Ortschaften  oder  Länder  ist  es  in- 
nächst  von  Einfluss,  was  in  jedem  derselben 
unter  Fleisch  gewicht  des  Schlachtriehs 
verstanden  wird.  —  Dieses  gilt  auch  fnr  die 
Feststellung  des  Fleischeewichtes  im  oben 
(unter  a)   behandelten   FaUe  und  bei  Bererh- 
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nungen  auf  Grund  der  Schlachthofnotierungen 
fc).  —  Sowohl  bei  den  Steuern  als  auch  nach 
den  Usancen  auf  den  verschiedenen  Schlacht- 
höfen wird  unter  Fleischgewicht  verschiedenes 
verstanden:  es  handelt  sich  hauptsächlich  da- 
rum, ob  Kopf,  Füsse,  Unschlitt  und  Kram 
mitfirerechnet  werden  oder  nicht.  Jan  nasch*) 
schlägt  vor,  dass  als  Fleischgewicht  das 
Gewicht  des  Fleisches,  wie  es  an  die  Konsu- 
menten verkauft  wird,  (also  mit  Knochen)  be- 
stimmt werden  soll,  mit  Ausschluss  des  ge- 
samten Abganges.  Von  diesem  sollen  diejenigen 
Teile,  welcne  zur  menschlichen  Nahrung  dienen, 
z.  B.  Lunge,  Leber,  Nieren  etc.  besonders  be- 
rechnet und  für  den  Gesamtkonsum  in  Ansatz 
gebracht  werden. 

Gegenwärtig  ist  eine  einheitliche  Regelung 
dieser  Fragen  nicht  erzielt,  es  herrscht  vielmehr 
eine  mannigfaltige  Verschiedenheit.  Daher  ist 
den  gewonnenen  Resultaten  nur  soweit  Ver- 
gleichbarkeit zuzusprechen,  als  die  Bestimmun- 
gen über  das  Fleischgewicht  die  gleichen  sind, 
also  vorwiegend  auch  nur  für  die  geschichtliche 
Ent Wickelung  des  Konsums  eines  Landes  bezw. 
einer  Ortschaft. 

Wie  lässt  sich  das  Gewicht  des  gesamten 
Fleischkonsums  feststellen,  wenn  wir  die  ört- 
liche Bestimmung  darüber,  was  als  Fleischge- 
vricht  anzusehen  ist,  zu  Grunde  legen?  Wo  wir 
es  mit  Gewichtsteuern  zu  thun  haben,  welche 
auch  als  solche  erhoben  werden,  ergiebt  sich  der 
Konsum  unmittelbar  aus  den  Aufzeichnungen 
der  Steuerbehörde.  Dort,  wo  die  Gewichtsteuer 
unter  Berücksichtigung  der  örtlichen  Verhält- 
nisse zur  Feststellung  von  Stücksteuertarifen 
gedient  hat,  bieten  die  dabei  angenommenen 
►iirchschnittsgewichte  in  der  Regel  eine  hin- 
reichend sichere  Grundlage  für  die  Bestimmung 
de8  Konsums,  zumal  dann,  wenn  der  Stücktarif 
zwischen  dem  Steuerempfänger  (Staat,  Kom- 
mune oder  Pächter)  und  den  Fleischern  perio- 
disch auf  Grundlage  der  Gewichtsteuer  ver- 
einbart wird.  Bei  einer  festen  Stücksteuer 
aber  bedarf  die  Bestimmung  des  Durch- 
schnittsgewichts besonderer  Schätzungen,  welche 
dann  erleichtert  ist,  wenn  der  Tarif  Ge- 
wichtklassen unterscheidet.  Zu  sicheren  Re- 
sultaten wird  man  hier  aber  nur  gelangen, 
wenn  in  periodischer  Wiederkehr  Probewägun- 
gen7a;  von  Normaltieren  stattfinden:  diese 
müssten  unter  der  Mitwirkung  von  Sachver- 
ständigen ausgewählt  werden. 

Den  (Fleisch-)  Schlachtsteuern  unterliegt  in 
der  Regel  auch  das  in  ausgeschlachtetem  Zu- 
stande eingeführte  Fleisch,  so  dass  auch  dieses 
bei  der  Berechnung  des  Konsums  berücksichtigt 
werden  kann.  In  Ländern  mit  staatlicher 
Schlachtsteuer  ist  freilich  Vorsicht  bei  der  Kon- 
sum berechnung  einzelner  Orte  geboten,  wenn 
in  diesen  nicht  noch  besondere  kommunale  Zu- 
schläge erhoben  werden :  hier  wird  meistens  das 
in  dem  betr.  Orte  eingeführte  Fleisch  am  Orte 
der  Schlachtung,  nicht  aber  am  Orte  des  Kon- 
sums versteuert. 

Die  Ausdehnung  der  Schlachtsteuern  auf 
sämtliche  oder  nur  auf  einzelne  Arten  von 
Schlachttieren  bedingt  eine  weitere  Verschieden- 
heit in  den  aus  den  Steuerakten  gewonnenen 
Resultaten. 

c)   Aus    den   Aufzeichnungen    der 


Schlachthöfe  lassen  sich  Berechnungen 
über  den  Konsum  nur  dann  anstellen,  wenn 
ein  Zwang  besteht,  nur  in  jenen  zu  schlachten, 
und  wenn  das  in  ausgeschlachtetem  Zustande 
eingehende  Fleisch  quantitativ  festgestellt 
werden  kann  —  vornehmlich  gelegentlich 
einer  gesundheitspolizeilichen  Fleischschau. 
Von  den  drei  Gnmdlagen  der  Fleisch- 
verbrauchsstatistik bietet  sonach  die  Schlacht- 
steuer die  grösste,  die  Viehzählung  die  ge- 
ringste Aussicht  auf  zutreffende  Bestimmung 
des  absoluten  Fleischkonsums.  Lassen  sich 
fi'ir  dasselbe  Gebiet  mehi-ere  Methoden  der 
Berechnung  anwenden,  so  kann  durch  einen 
auf  Kenntnis  der  örtlichen  Verhältnisse  ge- 
stützten Vergleich  der  Resultate  die  Zuver- 
lässigkeit derselben  geprüft,  möglicherweise 
auch  das  Ergebnis  korrigieii;  werden.  (So  ver- 
dient der  Versuch  L  i  c  h  t  e  n  f  e  1 1  s  *),  die  Konsum- 
bereehnung  aus  den  Ergebnissen  der  Viehzählung 
unter  Schätzung  von  Geburten  und  Aufzucht 
mit  einer  Konsumberechnung  zu  kombinieren, 
welche  sich  auf  die  städtische  Schlacbthofsta- 
tistik  und  auf  Specialstatistik  des  Fleischver- 
brauchs in  ländlichen  Arbeiterfamilien  stützt, 
ip  seinem  Grundgedanken  Anerkennung;  freilich 
reicht  sein  Material  bei  weitem  nicht  für  den 
vorgesetzten  Zweck  aus.)  In  allen  Fällen 
aber  rauss  vor  einem  Vergleich  der  Re- 
sidtate  für  melu-ere  Ortschaften  oder  Ge- 
biete gewarnt  werden,  sofern  die  Erhe- 
bungsmethoden und  -bestimmungen  von 
einander  abweichen;  selbst  wo  diese  ein- 
heitlich geregelt  sind,  bleibt  ein  interlokaler 
Vergleich  bedenklich.  In  der  Regel  kann 
man  nur  die  E  n  t  w  i  c  k  e  1  u  n  g  des  Konsums 
in  einem  und  demselben  Gebiete  verfolgen, 
wenn  sich  in  ihm  die  Gnmdlagen  der  Er- 
hebung nicht  wesentlich  geändert  haben; 
jedoch  ist  auch  hier  Vorsicht  geboten,  und 
es  müssen  die  Fehlerquellen  in  ihren  mög- 
lichen Einflüssen  berücksichtigt  wewlen. 

4.  Berechnung^  des  relativen  Fleisch- 
verbrauches. Falls  man  im  absoluten 
Fleischverbrauch  den  Konsum  einer  räum- 
lich sicher  begrenzten  Bevölke- 
rung fesfgestellt  hat,  so  lässt  sieh  der  re- 
lative Fleischkonsum  heute  leicht  berediuen, 
da  die  Zahl  der  Bewohner  nach  den  Volks- 
zählungen bekannt  ist.  Am  meisten  eignet 
sich  für  die  Berechnung  die  mittlere  Be- 
völkerung des  in  Fi-age  stehenden  Jahres. 
—  Anders  ist  es  freilich,  wenn  man  ein 
Jahrhundert  oder  länger  mit  der  Unter- 
suchung zurückgeht ;  dann  müssen  meistens 
Schätzungen  und  Berechnungen  der  Ein- 
w^ohnerzahl  eintreten. 

Grössere  Schwierigkeiten  bereitet  aber 
heute  die  Fi-age,  wie  die  Bevölkerung,  welche 
an  dem  berechneten  absoluten  Fleisch- 
konsum Teil  hat,  räumlich  zu  begrenzen  ist. 
Wo  mit  Hilfe  von  Viehzählungen  oder  auf 
Grund  einer  stÄatlichen  Schlachtsteuer  der  ab- 
solute Fleischverbrauch  eines  ganzen  Landes 


1U98 


Fleischkonsum  und  Fleischpreise 


oder  einzelner  Provinzen  bestimmt  ist,  da  kann 
man  ohne  Bedenken  diesem  die  Bewohner  des 
betreffenden  Gebietes  gegenüberstellen.  Ist  der 
Fleischkonsum  aber  nur  auf  Grund  der  in  einer 
Stadt  erhobenen  Steuer  oder  der  Aufzeichnungen 
eines  städtischen  Schlachthofes  festgestellt,  so 
fragt  es  sich,  ob  an  dem  Konsum  nur  die  Ein- 
wohner des  betreffenden  Stenerbezirks  bezw.  der 
politischen  Gemeinde  teilnehmen  oder  ob  nicht 
angrenzende  Ortschaften  daran  beteiligt  sind. 
Besonders  bei  den  Grossstädt^n»  deren  Wirt- 
schaftsgebiet sich  meistens  weit  über  die  Schlag- 
bäume oder  Stadtgrenzen  hinaus  erstreckt, 
wird  dieses  regelmässig  der  Fall  sein;  hier 
sind  es  dann  meistens  wieder  unsichere  Schät- 
zungen, mittelst  deren  man  die  Konsumbevöl- 
kerung bestimmt. 

Wo  staatliche  Schlachtsteuem,  welche  das 
ganze  Land  und  nicht  nur  die  Städte  treffen, 
die  Möglichkeit  bieten,  den  Konsum  des  ganzen 
mit  einer  Grossstadt  verbundenen  Wirtschafts- 
gebietes zu  bestimmen,  da  kann  man,  wie  ich 
es  für  Leipzig  versucht  habe*®),  den  relativen 
Fleischverorauch  in  diesem  mit  Sicherheit  fest- 
stellen und  verfolgen.  —  Zu  erwarten  steht, 
dass  bei  Einführung  von  Schlachthöfen  mit 
Schlachtzwang  in  den  kleineren  Städten,  welche 
geschlossene  Wirtschaftsgebiete  bilden,  Mate- 
rialien für  eine  zuverlässigere  Berechnung 
des  relativen  Fleischverbrauches  j^ewonnen 
werden.  —  Weitere  Fehlerquellen  liefen  im 
Fremdenverkehr  nnd  in  der  sich  ausbreitenden 
Gewohnheit  der  wohlhabenderen  städtischen 
Bevölkerung,  jährlich  längere  Zeit  auf  Keisen 
zu  gehen. 

5.  Tabellen  über  relativen  Fleichver- 
brauch.  Unter  nochmaliger  Betonung  der 
Bedenken  gegen  Vergleiche  verschiedener 
Beobachtungsgebiete  und  der  Fehlerquellen 
innerhalb  desselben  Gebietes  lasse  ich 
einige  Tabellen  über  den  relativen  Fleisch- 
verbrauch folgen. 

Fürdiepreussischen  schlachtsteuer- 
pflichtigen Städte  stellt  sich  der  Konsum 
an  Fleisch  (ohne  Wild  und  Geflügel)  pro  Kopf 
nnd  Jahr,  wenn  man  die  R  e  i  n  i  c  k  sehen  Zahlen") 
nach  Perioden  höheren  und  niederen  Konsums 
zusammengefasst, 

1838/46   1847/50   1851/54   1855/56   1857/61 
auf  kg    38  32  37  32  38. 

Nach  anderer  Methode  berechnet  Hoff- 
mann**)  aus  der  Schlachtsteuer  den  relativen 
Fleischkonsum  1833/38  auf  33  ky.  S  c  h  m  0 1 1  e  r  ") 
beziffert  den  Fleischkonsum  in  den  schlacht- 
steuerpflichtigen Städten  zu  Beginn  des  Jahr- 
hunderts auf  ca.  70  (alte)  Pfd.;  in  den  Kriegs- 
iahren und  später  sei  derselbe  stark  gesunken, 
habe  sich  dann  aber  in  den  dreissiger  Jahren 
bis  1844  bedeutend  gehoben.  —  Für  das  ganze 
Land  berechnet  er  aus  dem  Yiehstamme  den 
relativen  Fleischverbrauch 
für       1802  1816  1840  1867 

auf  kg  17  II  17  81. 

Dieterici  und  Engel  schätzen  den  re- 
lativen  Fleischverbrauch,   unter  Mahnung  zur 
Vorsicht  bei  der  Benutzung  dieser  Zahlen, 
für  1806        1831        1842        1849        1863 
auf     15  16  16  19  18  kg**). 


Für  Berlin  hat  Conrad")  den  relativen 
Verbrauch  an  Rind-,  Kalb-,  Hammel-  und 
Schweinefleisch  .und  an  Fleisch  waren  unter- 
sucht: 

1778/84        1860/69        1870,74        187577 
kg  58  45  52  56. 

Er  glaubt  aber,  dass  die  Zahl  für  177881 
etwas  zu  hoch  ist.  —  Nach  neueren  Berech- 
nungen des  städtischen  statistischen  Bureaus  ^*^i 
stellt  sich  der  relative  Verbrauch  für  Berlin 
und  den  8  Kilometer  umkreis  an  Fleisch  über- 
haupt, einschliesslich  von  Wild,  Geflügel  und 
den  als  Nahrung  verwendeten  inneren  Teilen 
der  Schlachttiere,  auf: 

kg  kg 

1889  81,18        1893     7o,S6 

1890  69,35        18»4     7v32 

1891  69,83        1895     7^^.95 

1892  71,19       1896     76,63, 

Die  Vergleichbarkeit  mit  der  Angabe  für 
1889  und  für  die  vorangehenden  Jahre  erscheint 
nicht  einwandfrei.  —  Dazu  kommt  der  Fisch- 
konsnm,  welcher  für  Berlin  ohne  Vororte  für 
1896  auf  18,94  kg  angegeben  wird. 

Aus  den  Ergebnissen  der  Schlachtstener 
sind  für  Breslau  Zahlen  über  den  Verbrauch 
von  steuerpflichtigem  Fleisch  (Rindvieh, 
Kälber,  Schafe,  Schweine,  eingebrachtes  FleL«ch 
und  Fett  waren)  veröffentlicht^');  von  einigen 
anderen  Städten  lagen  mir  Nach  Weisungen  auf 
Grund  der  Steuerakten  vor. 

Danach  stellt  sich  der  relative  Fleischrer- 
brauch  in  Breslau  auf: 

1870—1879/80     1880/81—88/89     1889,W-9495 
47  43  44  kg. 

Dazu  kommen  ca.  4%,  1894/5  2%%  Pferde- 
fleisch. 

Es  betrug  der  relative  Fleischverbrauch  in 
Gnesen    Aachen    Koblenz    Köln*] 
kg  kg  kg  kg 

1888  50  54  71 

1889  51  54  68  62 
1890**)              47            49           — 

Für  das  ganze  Königreich  Sachsen 
stellt  sich  der  relative  Verbrauch  an  Kind- 
und  Schweinefleisch  auf  Grund  der 
Schlachtsteuer**) : 

auf  kg  auf  k^ 

l&%-44  16  1895  37 

1845—54  17  1896  41 

1855—64  21  1897  41 

1865—74  25  1898         41. 

1875-84  30 

1885—94  35 

Der  relative  Verbrauch  an  Kalb-  imd 
Schöpsenfleisch  betrug: 

1840  1851  1857 

kg  kg  kg 

Kalbfleisch  2  2  2,5 

Schöpsenfleisch  i i  1,1 


Zusammen 


*)  Verwaltungsjahre  188990. 
**)  Der  Verbrauch  des  Dezember  1890  ist 
durch  Schätzung  ergänzt 
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In  Leipzig*®)  ist  der  relative  Fleischver- 1  sammen  also  ca.  71  kg  Fleisch.     Der  relative 


branch  an  zahmem  Fleisch  in  kg  gewesen: 
157779,  83,  91  7»        1800-1809  6i 

1683—86  6i        1810—19  57 

1688—1715  64        1820—29  58 

1767/68  nnd  76/77      72        1838—40  62 

1797/'39  57        1852-57  64., 

An  Rind- nnd  Schweinefleisch  wnrden  , 
in    Leipzig-Stadt     nebst    Grenz-    nnd 
Vorstadtdörfern  verbraucht: 

kg  kg| 

1841—50  32  1861—70         42 

1852-60  35  1871—80         49.; 

Die  neuere  Fleischverbrauchsstatistik  Leipzigs 
ist  mit  der  älteren  nicht  vergleichbar,  da  die 
Stadt  Leipzig  vor  der  Eingemeindung  der  Vor- 
orte, welche  1889  begann,  nicht  als  ein  ge- 
schlossenes Konsumtionsgebiet  angesehen  wer- 
den kann;  die  von  mir  aufgestellte  Statistik 
für  Leipzig-Stadt  nebst  Grenz-  und  Vorstadt- 
dörfern, welche  bis  4  km  vom  Markte  entfernt 
liegen  *•),  ist  aber  leider  in  der  neueren  Arbeit 
Martins'**)  nicht  fortgesetzt.  Nach  denVieh- 
und  Schlacnthofsberichten  betrug  der  relative , 
Verbranch*®)  an  Rind-,  Kalb-,  Schweine-  und 
Hammelfleisch  1894  54  und  1898  62  kff. 

Von  Dresden^^)  keinen  wir  auch  den  Ver- 
branch   an   sonstigem    Fleisch.     1873    wurden  \ 
neben   50  kg  Rind-  nnd   Schweinefleisch  ver- 
zehrt :  ca.  10  kg  Kalb-,  6  kg  Schöpsen-,  0,04  kg  1 
Ziegenfleisch,   2  kg  Wildpret,    2   kg   Geflügel,  I 
1  ks  Fische  (ohne  die  gesalzenen  Heringe  und 
Pöklinge)  und  3  kg  eingeführtes  Fleisch,  soweit 
dasselbe  nicht  ans   Rind-  und   Schweinefleisch 
besteht  (letzteres  ist  in  der  oben  nachgewiesenen 
Quantität  von  50  kg  bereits  mitenthalten),  zu- 1 


Verbrauch  an  Rind-,  Schweine-,  Kalb-,  Hammel- 
und  Ziegenfleisch  betrug: 

kg  kg 

1835  30  1868  58 

1840  29  1873  69 

1851  36  1893  70 

1857  48  1894  71. 

In  Baden  betrug  der  relative  Fleischver- 
brauch 1888—90  36.8,  1891—95  37,7  kg««). 

In  München  hat  sich  der  Verbrauch  an 
Rind-,  Kalb-,  Schaf-  und  Schweinefleisch  nach 
Mayr*')  auf  Grund  von  Steuerakten  wie  folgt 
entwickelt : 

III  1849/59 

104  1859/69 

93  1870 

S6 


kg 
75 
83 
87. 


1809/19 
1819/29 
1829/39 
1839/49 

In  Hamburg")  wurden  von  einer  Fa 
milie  im  Jahre  durchschnittlich  an  Fleisch  ver 
braucht : 

Pfd. 


Rind- 
fleisch 
kg 


Kalb- 
fleisch 
kg. 


1847—51 
52—56 
57—61 
62-66 
67—71 
72-76 
77—81 
82—86 
87—91 
92—% 


18,69 
19,61 
17,82 


34,70 
32,71 
30,15 
33,26 
33,12 
33,68 
29,22 


9,31 
9,25 
8,24 


Schweine- 
fleisch 
kg 
14,18 
13,20 

15,87 
16,08 

17,31 
18,78 

19,73 
21,76 
25,21 
28,20 


1821/25  538 

1826/30  523 

1831/35  452 

1836/40  448 

1841/45  429 

1846/50  339 

1851  379. 

1852  372 
Nach  den  Ergebnissen 

wird  für  die  Stadt  Bremen  der  relative 
Verbrauch  an  frischem  Fleisch  berechnet,  wobei 
das  Durchschnittsgewicht  geschätzt  wird»*»), 


Verhältniszahlen, 
1821-25  =  100 
100 

97 

84 

83 

80 

63 
70 
69. 
der  Schlachtstener 


Schaf- 
fleisch 
kg 
4,18 
3,53 
3,25 
3,33 
3,81 
3,31 
2,74 

2,28 


Pferde- 
fleisch 
kg 


Anderes 

Fleisch 

kg 


2,05 

2,54 
2,40 


0,01 
0,01 
0,01 


WUd  nnd 

Geflügel 

kg 

3,45 
3,10 

3,29 
3,07 
2,78 

2,59 
1,87 

2,»lO 
2,08 

2,43 


Zu- 
sammen 
kg 

56,51 
52,54 
52,56 
55,74 
57,02 
58,36 
53,56 
56,33 
60,98 
61,20 


0,00 
0,01 


1897  18,30        8,18  29,21  2,03  3,02 

1898  18,30         8,02  29,52  2,11  3,05 

Nach  eigenen  Berechnungen  der  einzelnen   Städte")  betrug  der 
Kopf  in  kg: 

Städte     1885  1886  1887  1888  1889  1890  1891  1892   1893  1894  1895 
Berlin   und 
Umgebung  76,2  79,9  86,3   85,1   go,5   68,7 


2,57  63,31 

2,43  6344. 

Fleischverbrauch 


pro 


Bemerkungen 


Leipzig 

München 

Breslau 

Köln 

Dresden 

Stuttgart 

Chemnitz 

Bremen 


—  —  —  70,4  66,1  59,5 
89,9  90,4  90,2  99,0  93,5  83,3 
43,2  45,8  45,7   46,0   44,2   40,8 


—  —     —  73,5  72,8  69,3 

67,7  67,6  69,3  72,0  68,9  66,9 

51.2  52,7  53,2  53,3  53,2  50,6 

55.3  56,7  61,9  62,6  57,8  61,4 
Strassbnrg  69,4  68,7  70,6  74,0  70,5  69,9 
Cassel           61,7  62,4  66,8  67,4  67,2  67,2 
Magdeburg  —  —     —  —  —  —      —      —      — 

Augsburg    69,4  69,8  71,2  76,1  74,4  64,3  65,5   60,2  64,5 


69,8   71,2   70,9   75,3   73,5  Gesamtverbrauch. 
49,1    47,9   50,8   53,8    —    nur  Schlachtungen. 
82,7   78,9  82,6   74,0   74,9  ohne  Geflügel,  Wild. 
43,4  43,1   42,7   43,3   44,8  ohn.Geflügel,Wild,Pferdefl. 
75      73      70      64       —    nurSchlachtung.inkl  .Pferde 
-    -  '    '         —    ohne  Geflügel, Wild,  Pferde. 

—  Gesamtverbrauch. 

—  ohne  Geflügel,  Wild. 

—  Gesamtverbrauch. 

—  ohne  Geflügel,  Wild. 

—  ohne  Geflügel,  Wild. 
61,7   63,5  Schlachtg.n.  frisch.  Fleisch. 
58,4   58,0  ohne  Geflügel,  Wild. 


69,4  65,8  68,6   69,7 

68,6  67,9  72,4   68,3 

47.4  49,5  51,0 

61.5  59,4  60,2 
71,4  72,4  75,1 
69,1  69,2  70,4 


49,1 
59,7 
70,9 


IIÜO 


Fleischkonsum  imd  Meisehpreise 


Die  Zahlen  sind  fttr  einen  Vergleich  der 
Ortschaften  miteinander  nicht  geeijarnet,  weil  sie 
sich  nicht  auf  die  gleichen  Fleisohsorten  be- 
ziehen und  weil  keine  einheitliche  Methcxle  der 
Berechnung  zu  Grunde  liegt.  Aber  auch  die 
Entwickelung  des  relativen  Verbrauchs  in  den 
einzelnen  Ortschaften  dürfte  sich  nicht  in  allen 
Fällen  nach  dieser  Tabelle  beurteilen  lassen: 
es  müsste  in  iedem  Einzelfalle  das  Verhältnis 
der  thatsächlichen  Konsumbevölkernng  zu  der 
in  der  Berechnung  berücksichtigten  Bevölkerung 
nachgeprüft  werden. 

Für  Strassburg**)  liegen  Angaben  aus 
dem  von  Büchel  bearbeiteten  Verwaltungsbe- 
richt für  1870—1889  bis  1871  zurück  vor: 


kg 

kg 

1871 

66,19 

1879  80 

6'>.66 

1872 

68,u 

1880  81 

6«;,89 

1873 

70,62 

1881  82 

67.37 

1874 

73,45 

1882/83 

64,21 

1875 

74,79 

1883  84 

64,67 

1876 

71,79 

1884,85 

67,35. 

1877 

66,75 

1878 

65,19 

i  bis  1884  auf  78,  für  1885-^89  auf  79  und  für 
1 1890—94  auf  74  kg.  1890  hatte  der  Vertraach 
!  mit  82  kg  seinen  Höhepunkt  erreicht  und  war 
seitdem  anhaltend  gesunken.  Der  Konsum  an 
Fleisch  von  den  Rindvieharten  hat  gegenüber 
dem  vom  Schweinefleisch  stetig  an  Bedeutung 
verloren. 

Nach  Block*')  wurden  in  Frankreich 
an  Rind-,  Kalb-,  Schaf-,  Ziegen-  und  Schweine- 
fleisch  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  verzehn: 

1812  1829  1839  1852 

17  21  20  23  kg. 

Das  Ackerbauministerium'')  giebt  den  re- 
lativen Fleischverbrauch  von  geschlachtetem 
Rind-  und  Schafvieh  und  Schweinen  in  Frank- 
reich für 


Hirschberg  hat  es  fttr  1895  versucht,  den 
relativen  Verbrauch  in  35  Städten  unter  aus- 
}*chliesslicher  Berücksichtigung  der  Schlachtun- 
gen auf  den  Schlachthöfen  testzustellen;  die 
Vorortsschlachtungen,  die  Einfuhr  von  geschlach- 
tetem Fleisch,  von  Wild  und  Geflügel  sowie  die 
Konsumbevölkerung  ausserhalb  der  politischen 
Gemeinden  sind  also  nicht  berücksichtigt;  wie  be- 
deutsam der  Einfluss  hiervon,  sieht  man  an 
Berlin,  wo  die  Schlachthausschlachtungen  60  kg 
ergeben,  während  der  relative  Gesamtverbrauch 
in  Berlin  und  dem  8  km-Umkreis  76  k^  betrug. 
Das  Fleischgewicht  der  S(!hlachttiere  ist  nach 
Angaben  aus  den  einzelnen  Städten,  welche  auf 
Schätzungen  beruhen  und  nicht  kontrolliert 
werden  können,  zu  Grunde  gelegt.  Der  so  be- 
rechnete relative  Verbrauch  aus  den  Schlacht- 
hofschlachtungen war  in  Altona  und  Barmen 
am  geringsten  (39  kg),  er  betrug  40—50  kg  in 
Halle  a.  S.,  Potsdam,  Dortmund,  Königsberg  i.  Fr., 
Aachen,  Liegnitz,  Duisburg;  50^60  kg  in 
Chemnitz,  Frankfurt  a.  0.,  Spandau,  Düssel- 
dorf, Köln  a.  Rh.,  Augsburg,  Magdeburg,  Erfurt, 
Leipzig,  Strassburg;  60—70  kg  in  Bochum, 
Berlin,  Bremen,  Kassel,  Nürnberg,  Frankfurt 
a.  M.,  Freiburg  i.  Br.,  Stuttgart,  Karlsruhe, 
Zwickau;  70— 16  kg  in  Metz,  München,  Kiel; 
am  höchsten  war  er  in  Mannheim  (80),  Lübeck 
(98)  und  Wiesbaden  (102  kg)*«). 

Es  sc'heint  nach  diesen  Daten,  dass  in 
Deutschland  ziemlich  allgemein  der  Fleisch- 
konsum die  gleiche  Bewegung  vollzogen  hat. 
Mit  der  Kriegsjjeriode  im  Anfange  des 
Jahrhunderts  beginnt  ein  starker  Rückgang 
in  der  Fleischnahrung  und  dauert  bis  zur 
Glitte  des  Jahrhunderts  fort.  Sodann  tritt 
eine  Steigerung  ein,  welche  sich  mit  meh- 
reren kürzeren  und  längeren  Unterbrechun- 
gen in  Zeiten  wirtscliaftlicher  Krisen  oder 
bei  Notständen  (nach  Futtermangel)  bis  zur 
Gegenwart  fortsetzt. 

Den  relativen  Verbrauch  der  Stadt  St. 
Gallen 26a)  an  Rind-,  Kalb-,  Schaf-  und 
Schweinefleisch  berechnet  Zuppinger  für  1881 


1840  1862  1882 

auf  20,1  25,9  32,9  35,1  kg  an. 

'  Dazu  kommen  1892  noch  0,3  kg  Fleisch  von 
,  Pferden,   Maultieren    und   Eseln   sowie  0,4  kg 
!  mehr  ein-  als  ausgeführtes  Fleisch. 
I         Relativer  Verbrauch  an  frischem  Fleich-*' 
der 

j                  städtischen*)     ländlichen  gesamten 
:                                       Bevölkerung 

kg                    kg  kg 

1862             53.6                 18,6  2;.9 

1882             64;6                 21,9  33.1 

1892             58,1                  26,3  3'>^- 

Unter  den  Ursachen,  welche  diese  eigen- 
artige Entwickelung  veranlasst  haben,  bebt  die 
amtliche  Statistik  besonders  drei  hervor:  die 
Zunahme  des  Genusses  alkoholischer  Getränke 
in  den  Städten,  welcher  regelmässig  eine  Ver- 
ringerung der  festen  Nahrung  parallel  laufe; 
die  sich  immer  mehr  ausbreitende  Gewohnheit 
der  wohlhabenderen,  mehr  Fleisch  konsumieren- 
den Schichten  der  städtischen  Bevölkemng, 
sich  während  der  Sommermonate  auf  dem 
Lande  aufzuhalten ;  die  Ausbreitung  des  Wohl- 
standes in  der  Landbevölkerung. 

Der  Verbrauch  der  städtischen  Bevölkerung 
an  frischem  Fleisch  wird  bis  1839  zurückver- 
folfft"):  (Siehe  die  auf  S.  1101  an  erster  Stelle 
stehende  Tabelle.) 


Den  Verbrauch 

in  Paris 

berechnet 

Mo- 

rillon*«): 

1866 

1872 

1876 

1881 

kg 

kg 

kg 

k? 

an  Fleisch         75 

71 

76 

77 

an  Geschlinge    3 

2 

3 

3 

zusammen  7^ 

73 

79 

So. 

1892  (1891)  kamen  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung 64,6  (63,6)  kg  Rind-,  Kalb-  nnd 
Schaffleisch,  10,5  (10,2)  kg  Schweinefleisch  nnd 
Fleischwaren,  11,2  (10,6)  kg  Geflügel  und  WUd, 
femer  10,2  kg  Fische»®). 

Aus  den  Bevölkerungszahlen  von  Paris 
(Annuaire  statistique  de  la  France  XVEII,  1898 
p.  16)  und  dem  auf  Grund  der  Berichte  der 
PolizeipräfekturvomLandwirtschaftsministerium 
im   Bulletin   (1896   p.   1010  f.)  nachgewiesenen 


*)  Bevölkerung  der  Hauptstädte  der  De- 
partements und  der  Städte  von  10000  und  mehr 
Einwohnern. 
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Jahr 

1839 
1844 
1849 
1854 
1862 
1867 
1872 
1877 
1882 
1887 
1892 


Verbrauchsstatistik  der  französischen  Städte.    (Vgl.  S.  1100.) 
Fleisch  von 
BeTÖlkerung      j^j^^^j^^ 


Einwohner 
5076319 
5  342  741 

5  828  574 

6  277  343 
7878329 
8341481 
8  263  637 
8  703  729 
9840517 

10479836 
II  231  211 


146457 
160920 

174930 
195084 

250  440 
268  530 

25 1  629 
302  644 
355  786 
366  136 
364225 


dem  in  den  Städten  geschlachteten  Vieh 

Schweine     ^l^^""  ^'^^  Pferde,Maul. 
Ziegen        esel,  Esel 
Tausend  Kilogramm 


Gesamtverbrauch  an 

frischem  Fleisch 

absolut        relativ 


48994 
55053 
44218 

42537 
61  107 
75827 
72224 

77581 
100874 
loi  061 
115  538 


43615 
46043 

49783 
54380 
67416 
75486 
77672 
85609 
95400 

96987 
88823 


12  188 


248458 

277  763 
299  475 

335731 
422  288 
482833 
458649 
541907 
635  707 
635  933 
652  767 


kg 
49 
52 
51 
53 
54 
58 
56 
62 

65 
61 

58. 


Fleischkonsum  ergiebt  sich  ein  relativer  Ver- 
brauch von 


1891 
ia92 
1893 
1894 
1895 

1891—95 
1896 


Kind-,  Kalb-  u. 
Schaffleisch 

kg 
64 
65 
65 
60 
60 


Schweinefleisch  ^^' 

u.  Fleischwaren  °*™" 
men 

76 
76 
76 

7t 
71 


63 


58 


kg 

12 
12 
II 
II 
II 

II 
11 


74 


69. 


1888»^)  betrug  der  Konsum  an  Rind-, 
Kalb-,  Schaf-  und  Schweinefleisch  in  Paris  78, 
Lyon  52,  Marseille  61,  Bordeaux  77, 
Lille  34,  Toulouse  61,  Saint  Etienne 
57,  Nantes  48,  Le  Havre  67,  Roubaix 
50  kg,  in  den  87  Hauptstädten  der  Departe- 
ments und  in  12  anderen  Städten  mit  mehr  als 
40000  Einwohnern,  zusammen  mit  einer  Bevöl- 
kerung von  6,7  Millionen  Einwohnern  67  kg. 
Unter  den  Städten  mit  mehr  als  40000  Ein- 
wohnern haben  den  höchsten  relativen  Konsum 
Paris  und  L'lermont-Ferrand  mit  78,  Bordeaux 
und  Versailles  mit  77,  Rennes  und  Amiens  mit 
76  k^ ;  unter  sämtlichen  99  Städten  wiesen  den 
niedrigsten  Konsum  auf  Ajaccio  (25  kg)  und 
Lille  (Stadt  nebst  Bannmeile  34  k^). 

In  dem  Vereinigten  Königreich  be- 
trug nach  P.  G.  Craigie")*'^')  der  relative 
Fleischverbrauch  1868  46,  1872  50,  1876—80 
51,  18^1-85  50,  1886—90  52  und  1891-95 
55  kg. 

Für  die  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  berechnet  Murray")  den 
Verbrauch  an  Schweinefleisch  und  Schmalz,  so- 
weit derselbe  aus  dem  grossen  Fleischhandel 
gedeckt  wird,  für  die  Jahre  1892,93—1898,99 
auf  1942,  1564,  1825,  1950,  2120.  2313  und 
2632  Millionen  Ibs  Fleisch  und  auf  423,  495, 
496,  390  a58,  768,  673  Tausend  Tierces  Schmalz ; 
für  1898/99  ergäbe  das  einen  Verbrauch  (aus 
dem  Handel)  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
von   36  Pfund   Fleisch  und  3  Pfund  Schmalz. 

6«  Zasammensetzniig  der  FleiBctanahronir* 
Ans  den  Quellen  der  Fleischverbrauchsstatistik 
Ifisst  sich  zum  Teil  auch  der  Anteil  der  ein- 
zelnen   Fleischsorten    an    der   Fleischnahrung 


feststellen.  Eine  interessante  Nachweisung  für 
35  deutsche  Städte  findet  sich  im  Statistischen 
Jahrbuch  deutscher  Städte  VI,  1897  S.  257  ff'., 
auf  welche  hier  nur  ver'wiesen  werden  kann.  In 
der  folgenden  TabeDe  (S.  1102]  ist  nur  der  Ver- 
brauch an  Rind-,  Kalb-,  Schar-,  Schweine-  und 
Pferdefleisch  berücksichtigt  und  auch  nur  so- 
weit, als  er  in  den  Nachweisungen 
gesondert  aufgeführt  ist.  Besonders  in 
Städten,  welche  grössere  Mengen  rohen  oder  zu- 
bereiteten Fleisches  einführen,  können  die 
Zahlen  von  der  Wirklichkeit  abweichen,  weil 
das  eingeführte  Fleisch  in  der  Regel  von 
der  Statistik  nicht  nach  Sorten  unterschieden 
wird. 

Die  Tafel  zeigt  den  verhältnismässig  ge- 
ringen Verbrauch  an  Hammelfleisch  in  Deutsch- 
land j^egenüber  England  und  Frankreich.  Bei 
der  Ernährung  der  französischen  Städte  (vgl. 
auch  die  vorstehend  aufgeführte  Tabelle)  und 
auch  Englands  fällt  die  relativ  geringere  Be- 
deutung des  Schweinefleischverbrauches  Deutsch- 
land gegenüber  ins  Auge.  Für  ganz  Frank- 
reich ist  sogar  die  relative  Bedeutung  des 
Schweinefleisches  in  der  zweiten  Hälfte  unseres 
Jahrhunderts  unter  Schwankungen  zurückge- 
gangen. 

In  der  geschichtlichen  Entwickelung  des 
deutschen  Konsums  zeigt  sich  eine  erhebliche 
Zunahme  in  der  Bedeutung  des  Schweinefleisch- 
verbrauches auf  Kosten  des  Hammelfleisches, 
teilweise  auch  auf  Kosten  des  Kalbfleisches  und 
des  Rindfleisches.  Hiermit  braucht  aber  keines- 
weg^s  eine  Verschlechterung  der  Ernährung 
verbunden  zu  sein.  Es  liegt  auf  der  Hand, 
dass  dieses  Resultat  eintreten  kann,  wenn  der 
Konsum  an  Schweinefleisch  steigt,  ohne  dass 
der  Konsum  an  anderen  Fleischsorten  zurück- 
geht. Aber  selbst  dort,  wo  mit  dieser  Er- 
scheinung zugleich  ein  Sinken  des  relativen 
Fleischverbrauches  verbunden  ist,  brauchen  sich 
die  Ernährungsverhältnisse  nicht  verschlechtert 
zu  haben:  wenn  an  der  Volksvermehruug  vor- 
wiegend die  weniger  Fleisch  essenden  Klassen 
beteiligt  sind,  so  Kann  der  relative  Fleischver- 
brauch sinken,  die  Bedeutung  des  Schweine- 
fleisches steigen  und  dabei  trotzdem  die  Er- 
nährung aller  Klassen  besser  werden.  Eine 
Entscheidung  wäre  nur  möglich,  wenn  eine 
Konsumstatistik  der  einzelnen  Volksklassen  auf- 
gestellt werden  könnte. 
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Anteil  der  einzelnen  Fleischsorten  an  der  Fleischnahrang. 


G  e  h  i  e  t 


Verhältnismässifirer  Yerbrauob 
an  Fleisch  von 

Rin-  '  K&l-  I   ^*^-     |a 

dem  ,  bem  |  ^.^^^:    ^% 
I  I  Ziegen.)    - 


Schlachtsteuerpflichtige  Städte  Preussens 


Berlin 


Breslau*) 


18H8 
1&49 
1861 

T78()8y" 

J86()69_ 

1870  W) 

1880  90 

1890/95 


") 


40,9 

12,6 

39,4 

13,1 

40,8 

",9 

15,1   1 31.4 

14,1     ;  3>4 


47 
42 


10 
8 


17 
II 


41 
44 
43,6 


9 

9 
8,7 


10 
6 
4,6 


26 
39 


40 
41 
431 


Koblenz  , 


1889 


(Steuer-  | 

I  akten     ^ 


13 


Sachsen**) . 


1836—45 
1^46—55 
1856-65 

1866-75 
1876—85 
1886—95 


37 
38 
36 

40 
38 
39 


10 
10 
10 


33 


6  47 
6  46 
4  50 

60 
62 
61 


Stadt  Leipzig 


1577/79,  83,  91 
1683—86 

1767  68,  76,77 
18Ö0— 1809 
1820-1829 
1852—1857 


46 
41 
38 
40 

45 
46 


20 
20 
26 
27 
24 
23 


26 
28 

19 
16 
II 
8 


II 
17 
17 
20 

23 


Leipzig-Stadt  nebst   Grenz-  und  Vor- 
stadtdörfern**)      


1838—40 
1852-57 

1852—60 
1861—70 
1871—80 


10) 


48 
45 

58 
47 
38 


24 
22 


II 
7 


17 
26 


62 


München 


1809-19 
18:^9—49 
1859-69 


64 

I  52 
I  50 


20 
26 

24 


4         12 
3  19 

3         23 


Frankreich 


1812 
1829 
1839 

1852 
1862 
1882 
1892 


30 
36 
34 


9 
10 
II 


51 
49 

55 
40      I  14 


13 

12 

13 
12 

14 

12 


4S 

43 

36 
39 
31 
34 


Paris 

Lyon 

Marseille 

Bordeaux 

Die  87  Hauptstädte  des  Departements 
ausser  Paris  und  Laval,  und  6  andere 
Städte***) 


1882 
1882 
1882 
1882 


1882 


50 
57 
45 


49 


88 
16 

4 

12 


16 


18 

30 
22 


17 


1  lg 


Vereinigtes  Königreich 


1872/74 
1885 


,5) 


50 
53 


26 

21 


I24 
26. 


*)  Die  Erhöhung  der  Verhältniszahl  für  Rindfleisch  in  der  Periode  1880/90  dürfte  dadurch 
zu  erklären  sein,  dass  die  in  Rechnung  gestellten  Durchschnittsflfewichte  des  Rindviehs  seit 
1885  erhöht  sind. 

**)  Für  die  drei  ersten  Perioden  1836/65  ist  der  Kalb-  und  SchöpsenfleischTerbrauch  der 
Jahre  1840,  1851,  1857  in  Rechnung  gestellt. 

***)  Brest,  Reims,  Roubaix,  Tourcoing,  Le  Havre,  Toulon. 


B.  SpecialstatlBtlk. 

7,  Will  man  die  Verbrauchs  Verhältnisse  der 


einzelnen  Volksklassen   kennen  lernen,  so 
kann  hierfür  die  Generalstatistik  keine  Hand- 
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habe  bieten :  man  miiss  einzelne  Individuen  ^ 
t)dor  Familien  zimi  Gegenstande  der  Be- 
obachtung machen.  Wie  nötig  dieses  aber 
i>t  und  wie  wenig  die  Generalstatistik  allein 
Ulis  einen  Einblick  in  die  Ernähnmgsver- 
liältnisse  eines  Volkes  bietet,  ersehen  wir 
aus  folgenden  Daten: 

F  0  r  8 1  e  r  '*)  hat  die  Nahrung  eines  Dienst- 
mannes  (I),  eines  Schreinergesellen  (II),  zweier 
junger  Aerzte  (III,  IV)  und  der  Pfründnerinnen 
der  stadtischen  Pfriindnerinnenanstalt  (V)  in 
München  untersucht  und  fand  pro  Tag  eine 
Aufnahme  von 


frischem 
Fleisch  ohne 

überhaupt 

in  der  ganzen  Rechnung 

Knochen 

Eiwelss 

Fett 

Kohlehydrate 

I           231 

II             92 

III          368 

132,6 
131,1 
126,6 

S 
95,3 
67,6 
88,8 

421,8 
494,0 
361,8 

IV           403 
V             94 

134,4 
67 

102,1 
38,2 

291,7 
265,9. 

Conrad'')  teilt  aus  den  Haushaltungs- 
bndgets  der  Familien  I  eines  Lohndieners  (5 
Pers.,  davon  2  wenig:  konsumierende  Kinder: 
250  Rthlr.  Eänk.;  1864),  11  eines  Handwerkers 
(4  erwachsene  Pers.;  300  Rthlr.  Eink.;  1872), 
III  eines  Suhaltemheamteu  (3  erwachsene  Pers. ; 
700  Rthlr.  Eink. ;  1871),  IV  eines  höheren  Be- 
amten (4  erwachsene  Pers.;  2(XX)  Rthlr.  Eink.; 
1847),  V  eines  höheren  Beamten  (5  erwachsene 
Pers.;  2500  Rthlr.  Eink.;  1871)  und  VI  eines 
höheren  Beamten  (5  erwachsene  Pers.;  30(X) 
Rthlr.  Eink.;  1872)  den  jährlichen  Verbrauch 
derselben  an  Fleisch  mit  (I,  III,  V  wohnten  in 
einer  ganz  kleinen  Stadt  mit  niederen  Preisen, 
II  in  einer  mittleren  Stadt,  IV  und  VI  in  einer 
grösseren  mit  hohen  Preisen): 

I         II         III         IV        V        VI 
Pfd.  61     168        220        515        525      1020. 

Aus  den  erheblichen  Differenzen  auch 
bei  den  Wohlhabenden  ergiebt  sich,  dass 
eine  Zunahme  des  relativen  Verbrauchs  nicht 
ohne  weiteres  den  minder  begüterten  Klassen 
zugerechnet  werden  darf;  jedenfeills  ist  aus 
der  Bewegimg  des  relativen  Verbrauchs 
nicht  ersichtlich,  ob  sich  der  Fleischverbrauch 
bpi  den  mittleren  Klassen  oder  den  arbeiten- 
den Klassen  geändert  hat. 

Für  eine  Specialstatistik  des  Fleischver- 
brauchs liegt  em  ausgedehntes  Material  vor: 
in  den  Untersuchungen  zahlreicher  Physiologen 
über  den  Nahrungsbedarf,  sofern  dieselben  ihrer 
Forschung  eine  Bestimmung  des  wirklichen 
Verbrauchs  an  Nahrungsmitteln  zu  Grunde  ge- 
legt haben;  in  Monographieen  über  die  Lage 
einzelner  Gewerbe,  über  die  Lage  der  arbeitenden 
Klassen  und  in  den  sehr  zahlreichen  Haus- 
haltungsbudgets. Doch  ist  das  Material  noch 
zerstreut  und  bedarf  erst  der  Sichtung  und  Ver- 
wertung durch  einen  Fachmann,  etwa  wie  es 
Laspeyres")  mit  den  Le  Play  sehen  Bud- 
gets versucht  hat. 

Nur  für  Italien^)  sind  zu  Anfang  der 
neunziger  Jahre  eine  Reihe  von  Monographieen 
über  die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  in  Stadt 


und  Land  verwertet  worden.  Danach  verbraucht 
ein  Arbeiter  in  mittleren  Verhältnissen 
in  Ober-  und  Mittelitahen  wöchentlich  750  g 
frisches  Fleisch  und  350  g  getrocknete  Fische 
fpisce  conservato)  und  emgesalzenes  Fleisch; 
rar  Süditalien  sinkt  der  Verbrauch  von  frischem 
Fleisch  bis  zu  405  g  in  der  Woche,  von  ge- 
salzenem Fleisch  und  Fischen  bis  zu  100  g, 
aber  es  werden  dort  mehr  frische  Fische  ge- 
nossen ;  ein  Tagelöhner  in  Oberitalien  verbraucht 
200  g  frisches  Fleisch  und  200  g  gesalzenes 
Fleisch  und  Fische. 

Für  Ungarn  liegt  ein  Versuch  vor,  die 
Em&hrungsverhältnisse  eines  Volkes  durch 
Special  Statistik  zu  erforschen.  Keleti*^) 
geht  von  dem  physiologisch  festgestellten  Bedarf 
eines  Mannes,  einer  Frau  und  eines  Kindes  an 
Eiweiss  aus,  erhebt  eine  Enquete  über  die  Er- 
nährungsweise in  den  einzelnen  Komitaten  und 
berechnet  hieraus,  wie  gross  der  Verbrauch  an 
den  einzelnen  Nahrungsmitteln  sein  muss,  wenn 
Gesundheit  und  Leistungsfähigkeit  der  Bevölke- 
rung bewahrt  bleiben  sollen.  —  Auf  diesem 
Wege  findet  er  einen  relativen  Jahreskonsuni 
der  Bevölkerung 


in  den  Komitateu 
^*f    Immän.  slowak.  deutsch. 

absoluter  Majorität 

kg 

kg 

kg 

kg 

kgr 

an  Fleisch  u. 

Würsten    . 
an  Speck  und 

Fett.    .    . 

38 
31 

27 

25 

22 

15 

42 
28 

34 
27. 

Ich  registriere  diesen  Versuch  zum  Schlüsse, 
ohne  ihn  der  Nachahmung  zu  empfehlen. 

IL  Fleischpreise. 

8«  Torbemerkangeii«  Die  praktischen  Be- 
dürfnisse, derenthalben  Notierungen  der  Fleisch- 
preise stattfinden,  die  Technik  der  Notierung 
und  Zusammenstellung,  die  wissenschaftlichen 
Gesichtspunkte  für  die  Verarbeitung  sind  im 
wesentlichen  dieselben  wie  bei  den  Frucht- 
preisen und  bei  den  Preisen  überhaupt.  Hier 
sollen  nur  die  Besonderheiten  der  Fleischpreise 
erwogen  werden.  Dabei  beschränke  ich  mich 
auf  die  Statistik  der  neuesten  Zeit;  Fleisch- 
preise aus  früheren  Jahrhunderten  sind  —  ab- 
gesehen von  der  Schmoll  er  sehen  Arbeit**)  — 
meistens  gemeinsam  mit  Frucht-  und  Waren- 

E reisen  mitgeteilt  und  können  nur  im  Zusammen- 
ange  mit  diesen  behandelt  werden. 

9.  Preisnotierung^en  nnd  Durch- 
schnittspreise. Folgende  Gruppen  von 
Fleischpreisen  müssen  unterschieden  werden : 
a)  der  Fleischpreis  im  Schlachtvieh ;  der- 
selbe wird  nach  den  Handelsusancen  des 
betreffenden  Marktes  festgestellt;  b)  der 
Detailpreis,  welcher  auf  dem  Mai'kte  bezw. 
im  Laden  der  Fleischer  ^zahlt  wird;  c) 
zwischen  beide  schiebt  sich  in  manchen 
Städten  der  Grosshandelspreis  für  die  grösse- 
ren Teile  der  ausgeschlachteten  Tiere ;  d)  end- 
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lieh  sind  diejenigen  Pi-eise  als  besondere 
Grupite  der  Detailpivise  auszuzeichnen, 
welche  (grosse  Restaurants  und)  grössere 
Anstalten  für  Fleischlieferungen  zahlen:  sie 
dilrften  den  Grosshandelspreisen  (c)  nahe 
stehen.  — 

Die  Specialstatistik  findet  innerhalb 
der  Preisstatistik  ein  nur  beschränktes  Gebiet. 
Die  Preisaufzeichnungen  einzelner  Haushal- 
tungen und  einzelner  Schlächter  interessieren 
nur  insofern,  als  man  mittelst  derselben  die 
offiziellen  Notierungen,  welche  ein  grösseres 
Marktgebiet  umfassen,  kontrollieren  kann :  denn 
in  der  Regel  will  man  die  Preisbewegung  eines 
Marktes  kennen  lernen,  nicht  aber  die  Preis- 
en twickelun^  im  Laden  eines  bestimmten  Schläch- 
ters oder  die  Preise  der  Nahrung  einer  be- 
stimmten Familie.  —  Eine  wichtigere  Verwendung 
findet  die  Specialstatistik  nur  hinsichtlich  der 
von  Anstalten  gezahlten  Fleischpreise :  vermöge 
ihrer  Aehnlichkeit  mit  Grosshandelspreisen 
können  sie  eventuell  für  diese  eintreten  (z.  B. 
im  Hamburger  Preisverzeichnisj. 

Die  Specialstatistik  im  (xebiete  der  Preise 
ermöglicht  sonsten,  durch  Verj^leich  der 
Gross-  und  Kleinhandelspreise  den 
Preisaufschlag  der  Detailhändler 
festzustellen.  Wepren  der  verschiedenen 
Fleischergiebigkeit  des  Schlachtviehes  nach  Rasse, 
Alter,  Mast  und  Individualität  der  Schlacht tiere 
versagt  sie  aber  im  Fleischergewerbe  diesen 
Dienst;  im  Hinblick  auf  die  Empfindlichkeit 
einer  solchen  Untersuchung  müsste  nicht  nur 
die  durchschnittliche  Fleischergiebigkeit,  son- 
dern auch  das  Gewicht  der  einzelnen,  im  Preise 
unterschiedenen  Fleisohsorten,  der  einzelnen  ver- 
wertbaren Teile  des  Abganges,  des  Talges,  der 
Haut  etc.  mit  grosser  Genauijrkeit  festi^estellt 
werden  ^^).  Man  wird  für  die  Frage  nach  dem 
Preisaufschlage  des  Fleischer^ewerbes  von  sta- 
tistischen Erhebungen  dieser  Art  absehen  und 
nach  symptomatischen  Erscheinungen  suchen 
müssen,  z.  B.  nach  der  Entwickelung  der  Ein- 
kommensverhältnisse der  Fleischer  im  Verhält- 
nis zur  übrigen  Bevölkerung,  wie  ich  es  für 
Halle  a.  S.  versucht  habe**]. 

Die  üencralstatistik  behandelt  offizielle 
oder  private  NoticrungtMi  der  auf  bestimmtem 
Marktgebiete  g(»zahlten  Preis(\ 

Welche  Preise  werden  notiert?  So 
lange  die  Fleischmarktverhältnisse  so  einfach 
liegen,  dass  nur  die  grossen  Gruppen  Rind-, 
Schweine-,  Kalb-  imd  Hammelfleisch  unter- 
schieden werden,  dass  weder  die  Qualität  des 
Schlachtstückes  noch  der  Körperteil,  aus  dem 
das  Fleisch  stammt,  auf  den  Preis  von  Einfluss 
sind,  dass  T7nterschiede  dieser  Art  höchstens  durch 
die  Grösse  der  sogenannten  Beilage  (d.  i.  meistens 
ein  wertloses  Knochenstück)  ausgeglichen  werden, 
so  lange  kann  in  der  Regel  ohne  Schwierigkeit 
für  jede  dieser  Fleischsorteu  ein  bestimmter 
Preis  als  Marktpreis  angegeben  werden.  Anders 
wird  es  bei  weitergehender  Differenzierung  des 
Fleischhandels.  Zunächst  wird  nicht  mehr  nur 
nach  jenen  Sorten  gehandelt,  sondern  es  wird 
weiter  unterschieden,  ob  das  Fleisch  vom  Bauche, 
von  der  Keule,  vom  Rücken,  von  der  Brust  oder 
von  der  Schulter  ist.  ob  es  als  Koch-  oder  als 
Bratfleisch   verwendet   werden   kann  und  der- 


fleichen  mehr.  Für  welche  Sorten  soll  nnn  di»* 
reisnotierung  stattfinden?  S<*hon  aus  obigen 
Bemerkungen  Über  Fleischer^iebigkeit  geht 
hervor,  dass  die  Preisermittemng  aller  der 
unterschiedenen  Sorten  in  der  Absicht,  untt^r 
Berücksichtigung  ihrer  Quantitäten  einen  Durch- 
schnittspreis des  Rindfleisches  überhaupt,  des 
Kalbfleisches  Überhaupt  etc.  zu  berechnen,  massig 
sein  wtb-de.  Man  wird  daher  nur  einzelne  Sorten 
in  der  Preisent Wickelung  verfolgen;  welche? 
das  richtet  sich  nach  der  Anfgabe,  deren  Ldsung 
von  der  Staatsverwaltung  oder  von  der  Wissen- 
Schaft  ins  Auge  gefasst  ist. 

Die  wichtigsten  Aufgaben  der  Preis- 
statistik sind  die  Darlegung  des  Verhält- 
nisses der  Preise  zu  den  Löhnen 
und  der  Preise  der  Waren  zu  ein- 
ander. Hierfür  genügt  es,  "wenn  die 
Fleischsorten,  deren  Konsum  am  bedeutend- 
sten ist,  im  Preisgange  verfolgt  werden.  — 
Welche  Sorten  auszuwählen  sind,  lässt  sich 
unter  diesem  Gesichtspunkte  nur  örtlich  be- 
stimmen: denn  die  Zerle&:ung  der  Schlachttiere 
für  den  Detailhandel  ist  lokal  sehr  verschieden  **  >. 
Daher  ist  es  auch  höchst  bedenklich,  wenn 
im  Interesse  einheitlicher  Resultate  für  ein 
grösseres  Wirtschaftsgebiet  Preisangaben  fur 
die  gleichen,  bis  ins  einzelne  bestimmten  Fleisch- 
sorten gefordert  werden:  findet  der  Handel 
nicht  nach  eben  dieser  Scheidung  statt  so  ist 
eine  richtige  Notierung  seitens  der  unteren  Be- 
hörden höchst  zweifelhaft.  Sind  die  Voraus- 
setzungen einheitlicher  Erhebungsformulare  im 
Fleischhandel  selbst  nicht  vorhanden,  so  durfte 
es  zweckmässiger  sein,  im  Formulare  den  ört- 
lichen Verhältnissen  Rechnung  zu  tragen  und 
erst  an  der  Centralstelle  das  Material  nach  ein- 
heitlichen Principien  zu  verarbeiten. 

Die  Diflferenzierung  des  Fleischhandels  zeisrt 
sich  weiter  darin,  dass  für  dieselbe  Sorte  auf 
demselben  Jtfarkte  verschiedene  Preise  gezahlt 
werden  und  dass  der  Ausgleich  durch  die  Bei- 
lagen zurücktritt.  Eine  neue  Schwierigkeit  für 
die  Notierung.  Die  Bestimmung  eines  Durch- 
schnittspreises ist  sehr  schwierig  imd  wird  daher 
besser  bei  den  markt tägigen  Notierungen  nicht 
ffefurdert.  Fast  allgemein  wird  der  wirklich 
gezahlte  höchste  und  niedrigste  fteis 
der  betreffenden  Fleischsorte  notiert  i  dabei  wird 
in  der  Regel  der  Preis  des  Fleisches  mit 
Knochen  verlangt). 

Bei  Beobachtung  der  Preisbewegung  während 
eines  längeren  Zeitraumes  benutzt  man  ent- 
weder die  an  bestimmtem  Tage  im  Verlaufe 
einer  Reihe  von  Jahren  gezahlten  Preise  iz.  B. 
die  Martinijireise) ,  oder  man  bildet  ans  den 
einzelnen  Notieruuffen  Monats-,  Jahresdurch- 
schnitte oder  Durchschnitte  für' längere  Zeil- 
räume. 

Das  erste  Verfahren  dürfte  wegen  der  Zu- 
fälligkeiten, denen  die  Preise  ausgesetzt  sind, 
nur  dort  angebracht  sein,  wo  für  die  Berech- 
nung von  Durchschnitten  kein  hinreichendes 
Material  vorliegt. 

Ans  den  höchsten  und  niedrigsten  Markt- 
preisen kann  man  die  in  längeren  Zeit- 
Wiumen  gezalilten  höchsten  und  niedrigsten 
Preise  bestimmen,  um  die  Preisschwankungen 
zu   übei-sohen;    daneben    müssen  aber  aus 
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allon  notierten  höchsten  und  niedrigsten 
Preisen  Durchschnittspreise  berechnet 
AÄ-erden.  Dabei  ist  zu  beachten,  dass  der  wirk- 
liche mittlere  Preis  mit  dem  so  berechneten  Durch- 
schnittspreise nicht  ZQsammenzufallen  braucht, 
sondern  dass  er  sich  nur  mit  ihm  gemein- 
sam zwischen  den  notierten  höchsten 
und  niedrigsten  Marktpreisen  bewegt. 
Je  geringer  die  Differenz  dieser  beiden  ist,  um 
so  sicherer  wird  die  Bewegung  des  berechneten 
Darchschnittspreises  derjenigen  des  wirklichen 
entsprechen;  daher  muss  auf  die  Grösse  der 
Diiferenz  zwischen  den  an  einem  jeden  Markt- 
tage notierten  höchsten  und  niedrigsten  Preisen 
besonders  acht  gegeben  werden. 

Alis  den  Preisnotierungen  der  einzelnen 
Ortschaften  eines  Landes  werden  als  arithme- 
tische Mittel  »Landesdurchschnitts- 
preise« berechnet.  Diese  haben  in  der  Begel 
gar  nicht  mehr  den  Anspruch,  einen  mittleren 
Preis  der  betreffenden  rleischsorte  im  ganzen 
Lande  darzustellen :  das  ist  unmöglich,  weil  sich 
die  gleichen  Notierungen  an  verschiedenen 
Orten  auf  verschiedene  Qualitäten  beziehen, 
weil  die  Bedeutung  der  einzelnen  Marktorte 
ihrer  Grösse  nach  sehr  verschieden  ist,  endlich 
weU  das  platte  Land  mit  den  kleineren  Städten 
nicht  berücksichtigt  ist. 

Diese  Landesdurchschnitte  sollen  uns 
le<liglich  in  ihrer  Bewegung  ein  Gesamt- 
bild von  der  Bewegung  aller  ein- 
zelnen    örtlichen     Durchschnitts- 


preise geben  und  einen  Ueberblick  über 
diese  erleichtern.  Nun  heben  sich  aber  ent- 
jfegengesetzte  Bewegungen  der  örtlichen  Preise 
im  Landesdurchschnitte  auf:  daher  muss  eine 
Untersuchung,  welche  die  Bewegung  der  Landes- 
durchschnittspreise zu  Grunde  legt,  sich  erst 
jederzeit  vergewissern,  ob  in  dieser  die  Preis- 
bewegung an  den  einzelnen  Orten  auch  wirk- 
lich zum  Ausdruck  gelangt  oder  ob  nicht  ent- 
gegengesetzte Preisrichtun^en  zu  geringe 
Schwankungen  des  Durchschmttes  erzeugt  haben. 

10«  Tabellen  über  Fleisehpreise.  Eine 
Zusammenstellung  der  Fleischpreise  in  Preussen 
seit  1816  und  in  Halle  seit  1731  giebt  Conrad 
im  J.  f.  N.  ni.  F.  Bd.  8  S.  730—733.  —  Die 
nachstehende  Tafel  enthält  für  einige  Länder 
und  Ortschaften  Durchschnittspreise  der  wich- 
tigsten Fleischsorten  (Rind-  und  Schweinefleisch) 
für  10-,  5-  und  1jährige  Perioden  während  des 
19.  Jahrhunderts.  Es  handelt  sich  in  I  und  11 
um  Marktpreise,  in  III  dagegen  um  Gross- 
haudelspreise  (in  Hamburfi^  nach  den  Jahres- 
abrechnungen hamburgiscner  Verwaltungen) ; 
für  Berlin  und  Preussen  sind  Grosshandelspreise 
aus  den  letzten  Jahren  beigefügt. 

Soweit  sich  die  Zahlen  erstrecken,  sehen 
wir  in  den  zwanziger  Jahren  einen  erheblichen 
Rückgang  der  Preise,  sodann  eine  allgemein  an- 
dauernde Steigerung,  welche  bis  zum  9.  Jahr- 
zehnt anhält;  ebenso  allgemein  beginnt  in  den 
achtziger  Jahren  ein  Preisfall,  welcher  aber, 
ausser  in  Grossbritannien,  nur  wenige  Jahre 
währt. 


Fleischpreise  in  Pfg.  pro  kg.    a). 
I. 


Königsberg,  Danzig,  Posen, 
Stettin,  Berhn,  Breslau,  Magde- 
burg, Münster,  Köln,  Aachen  b) 

Berlin  b)  *») 

4«3    47J 

Italien 
5  Städte  c)") 

*')  *') 

Rindfleisch 

Schweine- 

Rindfleisch 

Rindfleisch       Schweinefleisch 

(irosshandels- 
preise 

Rindfleisch 

fleisch 

I.  Qualität 

1801—10 

-            1             - 

_ 

_ 

_ 

_ 

1811—20 

77                           88 

— 

89 

90 

— 

1821—30 

57             1             62 

— 

61 

56 

— 

1831-40 

64                          74 

— 

63 

66 

— 

1841—50 

70 

86 

— 

71 

79 

— 

1851—60 

86 

HO 

— 

85 

106 

— 

1861—70 

98 

11.S 

— 

lOO 

108 

106  d) 

1871—80 

— 

125 

127 

134 

1881—90 

— 

— 

— 

117 

124 

145 

1881—85 

_ 

_ 

_ 

119 

121 

148 

1886—90 







115 

126 

143 

1891—95 

— 

— 

— 

126 

132 

150 

1891 

_ 

_ 



129 

136 

154 

1892 

— 





128 

139 

149 

1893 

— 

— 

— 

125 

132 

147 

1894 

— 

— 

lOI 

125 

129 

147 

1896 

— 

— 

100 

123 

125 

151 

1896 





97 

122 

120 

152 

1897 

— 

— 

99 

123 

130 

— 

1898 

— 

— 

97 

126 

140 

— 

Handwörterbuch  der  StastswisseiiBChafteii.    Zweite  Auflage.    III. 
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n. 


" 

Preussen  h) 

Württem- 

Baden »M 

165  (87) 
Marktorte 
Rlndfl.  , 

*-) 

Bayern  **) 

berg 
18  Gamison- 

Stattgart  «») 

ca.  25,  seit 
1896  68  Ort- 

Frank- 
reich   -1 

Btädte  *•) 

schaften 

handele-  1 

Ochsen- 

Ochsen- 

Ochsen- 

preise    "  Rindfl. 

Schwfl. 

Heisch 

Schwft. 

Rindfl.  Schwfl. 

fleisch 

Schwfl. 

fleisch  Schwfl. 

Rindfl    Srhirf 

1861-70 



•88(1) 

105  d) 

— 

— 

__          „^ 





__ 

Uli;.    I22I," 

1871-^ 

— 

115 

12:; 

— 

— 

114  e)    124  e) 

135  6) 

129  6) 

130         124 

129     132 

1881—90 

"~" 

117 

124 

123 

«3 

»34       133 

139 

133 

133         124 

126       126 

1881-85 



118 

125 

122 

122 

131        130 

139 

133 

134 

124 

130        io3 

1886-90 

— 

117 

123 

124 

124 

136       136 

139 

134 

132 

125 

121        120 

1891-95 

— 

125 

130 

133 

131 

149       144 

147 

136 

139 

133 

129       125 

1891 

—           128 

130 

133 

132 

1 
150       144 

149 

136 

142 

133 

130       124 

1892 

—            126 

131 

131 

130 

146 

U5 

145 

136 

137 

131 

126        121 

1893 

-        1    121 

132 

124 

128 

131 

139 

136 

134 

127 

128 

119        117 

1894 

HO       1    124 

131 

136 

135 

159 

152 

152 

143 

144 

139 

132        129 

1895 

112       >    126      1 

126 

139 

129 

160 

141 

152 

129 

146     !   134 

137        132 

1896 

109 

124 

120 

135 

123 

147 

127 

140        125 

132       122 

1897 

109 

124     - 

128 

134 

'   132 

f) 

f) 

148 

144 

—          — 

130    '  HO 

1898 

III 

126     ' 

1 

136 

135 

140 

148 

151 

126       121. 

m. 


Hamburg  "}  1) 

London  **) 

Cincinnati  **) 

Chicago  ") 

Verein! 
amer 

ffte  Staaten  von  Nord- 
ika  (Exportpreise)  »; 

Mess 

Meas 

Beef 

Pork 

ßacoB 

Rindfl. 

Schwfl. 

Rindfl. 

Schwfl. 

Porlt 

Lard 

Pork 

Lard 

salted 

salted     Lard 

•.  bJEL« 

1841-50 

72  h) 

86  h) 

88  i) 

114  i) 

45  i) 

59  i) 









~"    1 

— 

1851—60 

67 

99 

100 

HO 

72 

93 

— 

— 

— 

— 

— 

1861-70 

89 

102 

112 

120 

HO 

124 

— 

— 

75k) 

126k) 

159kl 

I43ti 

1871-80 

118 

108 

131 

124 

70 

8S 

68 

85 

71 

76 

95 

^ 

1881-90 

HO 

in 

112 

108 

66 

73 

64 

74 

62 

68 

81    ■ 

S3 

1881-85 

114 

110 

124 

116 

74 

85 

72 

86 

72 

77 

93 

90 

1886-90 

107 

112 

100 

100 

58 

61 

57 

63 

51 

62         68 

75 

1891—95 

114 

115 

100 

102 

65 

57 

68 

52 

65         75 

81 

1891 

118 

120 

102 

91 

_ 

56 

47 

58 

52 

55 

64 

70 

1892 

116 

118 

100 

113 

— 

66 

53 

64 

53 

56 

67 

75 

1893 

116 

120 

102 

117 

— 

81 

80 

91 

50 

72 

88 

S9 

1894 

108 

109 

99 

103 

— 

66 

58 

68 

53 

74 

83 

S9 

1895 

III 

107 

99 

87 

— 

57 

47 

58 

53 

66 

72 

Si 

1896 

110 

115 

93 

82 



57 

35 

40 

52 

53 

61 

77 

1897 

109 

126 

97 

103 

— 

37 

37 

38 

48 

45 

47 

6S 

1898 

III 

129 

96 

106 

""" 

47 

44 

49 

51 

52 

52 

7*' 

a)  Reduktionszahlen:  Preussen:  1  altes  Pfund  (bis  1857  inkl.)  =  0,468  kg,  1  leichtes  Pf. 
(biß  1874)  =  Vm  M.  —  Italien:  1  Lira  =  81  Pf.  —  Frankreich  und  Schweii:  1  cent 
=  0,81  Pf.  —  London:  1  d.  pro  8  Ibbs.  =  2,346  Pf.  pro  1  kg.  —  Vereinigte  Staaten: 
1  $  pro  1  brl.  =  4,627  Pf.  pro  1  kg,  1  $  pro  100  Ibs.  =  9,255  Pf.  pro  1  kg  =  1  cent  pro 
1  pound.  —  Oes terreich:  1  Xr.  =  1,667  Pf.  —  b)  In  Preussen  hat  1872  und  1875  die  Erhebunp- 
methode  erhebliche  Abänderungen  erfahren;  1894  ist  die  Notierung  des  Bindfleischpreises  m 
Grosshandel  dazu   gekommen.   —    c)  Mailand,  Padua,  Florenz,   Rom,   Neapel.   —  d)  1862—70. 

—  e)  1872—80.  —  f)  Da  seit  1896  die  Durchschnittspreise  für  40  Gemeinden  berechnet 
werden  und  da  ausserdem  das  Verfahren  geändert  ist  (vgl.  Württembergische  Jbb.,  Jahrgang 
1898  S.  181),  so  sind  die  Zahlen  seit  1896  mit  den  früheren  nicht  Tcrgleichbar.  —  g)  1868-70. 

—  h)  1847-50.  —  i)  1846—50.  —  k)  1869—70.  Die  Jahre  endi^n  am  30.  Juni  des  beicich- 
neten  Jahres.  —  1)  Die  Zahlen  seit  1886  verdanke  ich  einer  Mitteilung  des  Direktors  des 
handelsstatistischen  Bureaus  in  Hamburg,  Herrn  Heinz. 
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11.   Fleischpreise   und  Warenpreise. 

Die  Fleischpreise  nehmen  in  der  allgemeinen 
Preisentwickelung  eine  besondere  Stellung 
ein.  Betrachten  wir  die  Resultate  der  Arbeiten 
Sanerbecks  und  Soetbeers:  jener  unter- 
sucht die  Preise  Ton  45  Artikeln  für  London, 
dieser  die  von  114  für  Hamburg ;  jener  setzt  die 
Durchschnittspreise  der  Periode  1867—77,  dieser 
die  Ton  1847 — 50  =  100,  und  beide  berechnen 
hierauf  Verhältniszahlen  der  Preise. 


N 

ach  Sauerbec 

ks  T 

afel 

**). 

i' 

Beef 

Mutton 

a 

00 

5P 

r 

nä 

0 

od 

d 

0 

a 

S 

tD 

bc 

& 

'S 

B 

.s 

i 

0) 

s 

s 

1 

< 

0 

1818/27 









90 

III 

1828/37 

7S 

78 

76 

84 

100 

78 

93 

1838,47 

7S 

78 

79 

80 

100 

80 

93 

1848;57 

73 

74 

79 

78 

88 

79 

89 

1858/66 

83 

86 

89 

91 

98 

89 

99 

1867,^77 

lOO 

lOO 

100 

IOC 

lOO 

100 

100 

1878/87 

94 

92 

102 

96 

94 

95 

79 

1888,/97 

8o 

75 

89 

79 

81 

81 

67 

1879-83 

98 

98 

109 

103 

99 

101 

84 

1884—88 

»5 

83 

93 

87 

85 

87 

71 

1889—93 

8o 

78 

89 

80 

85 

84 

70 

1894—98 

79 

72 

87 

74 

79 

77 

62 

1881 

95 

96 

109 

104 

104 

lOI 

85 

1882 

I02 

102 

114 

109 

98 

104 

84 

1883 

I04 

I02 

116 

III 

94 

103 

82 

1884 

98 

98 

102 

96 

92 

97 

76 

1885 

88 

88 

89 

85 

87 

88 

72 

1886 

83 

84 

98 

95 

87 

88 

69 

1887 

73 

72 

83 

76 

83 

79 

68 

1888 

8i 

78 

92 

85 

77 

82 

70 

1889 

8o 

78 

100 

91 

83 

86 

72 

1890 

8o 

76 

94 

82 

81 

82 

72 

1891 

8o 

80 

84 

76 

75 

81 

72 

1892 

8o 

76 

84 

76 

92 

84 

68 

1893 

8i 

78 

84 

76 

96 

85 

68 

1894 

8o 

74 

87 

76 

85 

80 

63 

1895 

8o 

74 

92 

80 

71 

78 

62 

1896 

e 

68 

84 

71 

67 

73 

61 

1897 

72 

87 

75 

85 

79 

62 

1898 

78 

72 

84 

67 

87 

77 

64. 

*)  7  Artikel :  beef  prime,  middling ;  mutton 
prime,  middling;  pork  (large  and small,  average) ; 
bacon  (waterßrd);  butter  (Friesland,  fine  to 
tinest). 

♦*)  Von  allen  45  Artikeln. 


Nach  Soetbeers  Tafel»»)*). 


Ochsen-   Kalb-     Hara- 

lleisch    fleisch    J^,^\ 

fleisch 


1847—50  100 

1851-60  93 

1861—70  124 

1871—80  165 

1881—90  153 


100 

93 
n6 
165 

185 


100 
102 
109 
146 
149 


100 
117 
119 
126 


e  a> 
cq3 


100 
124 
132 

151 
129    .   141 


100 
117 
124 
128 
III 


1881-85  158 
1886—90  149 
1891-95     158 


184 
186 
188 


158 
141 
130 


128  151 
130  130 
134        — 


118 
104 


1881 
1882 
1883 
1884 
1885 

1886 
1887 
1888 
1889 
1890 

1891 
1892 
1893 
-1894 
1895 

1896 
1897 


151 
164 
165 
161 
150 

150 

144 
140 

149 

157 

164 
161 
161 
150 

154 


180 
181 
186 
188 
185 

184 
186 
193 
183 
186 

186 
188 
186 
185 
190 


153  186 
151   184 

154  185 


156 
162 
174 
157 
142 

146 
133 
139 
138 
147 

135 
133 
120 
124 
137 

128 
127 
135 


144 

135 
127 

117 

117 

126 
120 
119 
140 
148 

140 

137 
140 
127 
124 

134 
147 
150 


151 
155 
156 
150 
140 

134 
X31 
130 

131 
130 


121 
122 
122 
114 
109 

104 
102 
102 
106 
108 


132   109 


2        n 
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Die  Grosshandelspreise  des  Fleisches  und 
der  animalischen  Nahrungsmittel  zeigen  in  Eng-, 
land  eine  um  vieles  bedeutendere  Preissteigerung 
seit  Mitte  dieses  Jahrhunderts  als  die  üDri&ren 
Artikel;  sie  nehmen  an  dem  Preisfall,  weldier 
sich  bei  den  anderen  Artikeln  seit  1875  bemerk- 
lich macht,  nicht  sofort  teil,  sondern  treten  in 
eine  rückläufige  Bewegung  erst  um  1883.  Der 
Rückgang  ist  alsdann  sehr  bedeutend. 

Abweichend  ist  die  Preisbewegung  des 
Schweinefleisches:  dasselbe  hält  sich  von  1830 
bis  1880,  mit  einer  geringen  Depression  1849 — 53, 
auf  gleicher  Höhe  und  steigt  nicht  wie  die 
übrigen  Fleischsorten ;  alsdann  beginnt  es  ebenso 
wie  die  anderen  Fleischsorten  in  den  80  er  Jahren 
unter  starken  Schwankungen  zu  fallen. 

In  Hamburg  steigt  das  Rindfleisch  während 
der  fünfziger  Jahre  zwar  ebenfalls  (nach  einem 
bedeutenden  Rückschlag  von  1847/o0  zu  1851), 
jedoch  nicht  in  demselben  Masse  wie  die  übrigen 


*)  Vgl.  Anmerkunff  1)  S.  1106. 
♦*)  Rind-,  Kalb-,  Hammel-,  Schweinefleisch, 
Milch,  Butter,  Käse,  Talg,  Schmalz,  Häute, 
Kalbfelle,  Leder,  Pferdehaare,  Borsten,  Bett- 
federn, Knochen,  Büffelhömer ,  Leim,  Eier, 
Heringe,  getrocknete  Fische  und  Thran. 
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"Warenpreise;  erst  zu  Anfang  der  60er  Jabre 
nimmt  die  Preissteigerung^  desselben  ein 
Bcbnelleres  Tempo  an,  überbolt  dann  aber  be- 
reits Mitt«  der  60  er  Jahre  die  der  übrigen 
Warenpreise,  hört  auch  nicht  1874  auf,  mit 
welchem  Jahre  der  Wendepunkt  in  der  Preis- 
bewegung der  übrigen  W^aren  eintritt;  vielmehr 
steigen  die  Bindfleischpreise  bis  zu  Beginn  der 
80  er  Jahre  und  treten  erst  dann  in  eine  rück- 
läufige, 1889—92  unterbrochene  Bewegung  ein; 
Hammelfleisch  zeigt  eine  ähnliche  Preisbewegung 
wie  das  Rindfleisch ;  das  Kalbfleisch  hält  sich  auf 
der  in  den  80er  Jahren  erreichten  Höhe;  beim 
Schweinefleisch  ist  die  Preissteigerung  nicht  so 
beträchtlich  gewesen,  hält  aber  unter  Schwan- 
kungen bis  zur  Gegenwart  an. 

Die  Kleinhandelspreise  zeigen  seit  Mitte 
des  Jahrhunderts  ein  ähnliches  Bild  wie  die 
Grosshandelspreise  (vgl.  Tab.  S.  1105 f.). 

Oben  sahen  wir,  dass  in  den  letzten  I)e- 
cennien  der  relative  Fleischkonsum  erheblich 
gewachsen  ist,  also  trotz  steigender  Preise.  Da 
die  Fleischpreise  bedeutender  als  die  Waren- 
preise bis  Mitte  der  70er  Jahre  gestiegen  sind, 
60  muss  bei  ihnen  ein  besonderes  3Ioment 
einwirken:  der  steigende  Begehr  in  Europa, 
welchem  die  euroi)äische  Landwirtschaft  nicht 
folgen  konnte.  —  Von  Mitte  der  70  er  bis  zu 
Beginn  der  80  er  Jahre  haben  die  Fleischpreise 
an  dem  allgemeinen  Kückgang  der  Preise  nicht 
teil;  erst  dann  beginnen  sie  und  auch  dann 
nicht  allgemein  und  nicht  anhaltend  zu  weichen : 
die  Ursachen  des  allgemeinen  Preisrückganges 
sind  also  für  das  Fleisch  nicht  wirksam  gewesen, 
oder  erst  zu  Beginn  des  neunten  Jahrzehnts 
wirksam  geworden :  der  Anreiz  zur  Ausdehnung 
der  Produktion,  welchen  die  Jahre  1872/74 
brachten,  die  Verbesserung  der  Transportmittel 
und  die  Erschliessung  neuer  Produktionsgebiete 
wirkten  auf  den  Preisfall  der  Waren  seit  1874 
hin;  für  die  Fleisch  Produktion  und  Fleischver- 
sorgung kamen  diese  Momente  in  den  70  er 
Jahren  noch  nicht  zur  Geltung. 

Beachtenswert  ist  es,  dass  England  eine 
von  den  deutschen  Staaten  und  teilweise  auch 
von  Frankreich  abweichende  Entwickelung  der 
Fleischpreise  in  den  letzten  Jahrzehuten  auf- 
weist, was  wohl  mit  dem  internationalen  Vieh- 
nnd  Fleischhandel  und  seinen  Beschränkungen 
zusammenhängen  dürfte. 

Bisher  handelte  es  sich  um  Preis ver- 
ä n d e ru n g e n.  Die  Verfolgung  von  Preis- 
schwankungen liegt  ausserhalb  dos  hier 
gewährten  Rahmens.  Es  liegt  auf  der  Hand, 
dass  sie  besondei-s  gross  sind  in  Ländern, 
welche  ans  irgend  welchem  Gnmde  haupt- 
sächlich auf  die  Eigenproduktion  angewiesen 
sind ;  hier  beeinflussen  die  Futterernten  eines 
jeden  Jahres  die  Preise  stark. 

12.  Preise  der  einzelnen  Fleischsorten. 

Die  einzelnen  Fleischsorten  (für  Rind-  und 
Schweinefleisch  s.  o.)  haben  keineswegs  die- 
selbe Preisbewegung  vollzogen.  Untersuchen 
wir  dieselbe  an  den  Zahlen  Sauerbecks  und 
Soetbeers  näher  und  setzen  wir  die  Preise 
von  Kindfleisch  in  den  betrefl'enden  Perioden 
=  100: 


Rind- 

Kalb- 

Hammel- 

Schwein»^ 

fleisch  fleisch 

fleisch 

fleis<:h 

Hamburg 

laM-eo 

lOO 

"3 

142 

148 

1861—70 

lOO 

io6 

113 

115 

1871-80 

lOO 

113 

11^ 

91 

1881—90 

lOO 

136 

126 

101 

1881 -ao 

lOO 

13» 

129 

96 

1886—90 

lOO 

141 

122 

105 

1891— 9Ö 

lOO 

133 

106 
London 

10: 

i  1848—57 

lOO 



116 

.115 

1858—66 

lOO 

— 

115 

III 

!  1867—77 

lOO 

— 

loS 

95 

1 1878—87 

lOO 



116 

97 

!  1888-97 

lOO 

— 

iiS 

99- 

Das  Schweinefleisch  ist  dem  Rindfleisch 
gegenüber  bis  in  die  jüngst«  Zeit  hin  billiircr 
geworden ;  erst  seitdem  sich  auch  letzteres  am 
Preisfall  beteiligt,  ist  das  Verhältnis  zum  Stehtm 
gekommen,  bezw.  es  hat  sich  die  Verhaltniis- 
zahl  des  Schweinefleisches  gehoben.  Ditr>e 
Thatsache  dürfte  vornehmlich  durch  den  trans- 
atlantischen Handel,  der  sich  in  aus^ehnt^r 
Weise  zunächst  nur  auf  das  Schwemeflei.sch. 
erst  später  auf  das  Rindfleisch  erstreckt  bat. 
erklärt  werden. 

Seit  den  60  er  Jahren  steigen  die  Verhalt- 
niszahlen  für  Kalb-  und  Schöpsenfleisch.  Bei 
der  veränderten  europäischen  Viehzucht  ist 
heute  die  Aufzucht  einer  grosseren  Anzahl 
Kälber  als  früher  erforderlich.  Die  Schafzucht 
ist  mit  dem  Rückgange  der  Wollpreise  einire- 
schränkt  worden. 

13.  Die  Marktpreise  and  die  Grosshan- 
delsprei8e.  Schon  oben  sahen  wir,  dass  ein 
Vergleich  der  Gross-  und  Kleinhandelsprei-jt* 
zur  Bestimmung  des  Preisaufschlages  im  Flci- 
schergewerbe  uuthunlich  ist:  selbst  wenn  man 
in  rohester  Form  die  Schlachtviehpreise  (nach 
Fleischgewicht)  und  die  Fleischpreise  ge^ren- 
überstellen  und  in  ihrer  Bewegung  betrachten 
will,  müssen  die  Nebenprodukte  des  Fleischer- 
gewerbe^s,  vornehmlich  also  Häute  und  Talgr.  in 
ihrem  Preisgange  mit  berücksichtigt  werden. 
Bei  solchem  Verfahren  ist  zu  beachten,  dass 
beim  Sinken  der  Preise  eine  Vergrössenm?, 
beim  Steigen  derselben  eine  Verringerung  der 
Diflferenz  zwischen  Gross-  und  Kleinhandels- 
preisen ganz  natürlich  ist,  da  die  letzteren  den 
ersteren  zeitlich  nachfolgen. 

Im  allgemeineQ  zeigen,  soweit  bisb^r 
Untersuchungen  vorliegen,  die  Kleinhandei?- 
I)reise  griissere  Stabilität;  natürlich  werden 
sie  aber  von  den  V  eränderungen  der  GraN^- 
liandelspreLse  beeinflusst  (s.  Tabelle  S.  1105  f.). 
Die  Handelsgepflogenheiten  beim  Einkauf  de^ 
Fleisches  seitens  der  Konsumenten  und  die  Un- 
durchsichtigkeit  der  Produktionskosten  bewirken 
gemeinsam,  dass  die  Fleischer  sich  dem  PnbJi- 
kum  gegenüber  im  Besitze  eines  Vertranens- 
monopols  befinden*'). 

14.   Marktpreis    und    Nährgeldwert 

Wie  teuer  werden  die  Nährstoffe  in  den 
einzelnen  Nahrungsmitteln,  im  beson- 
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deren  in  den  vei-schiedenen  Sorten  rohen 
lind  zubereiteten  Fleisches  bezahlt?  Wie 
teuer  oder  wohlfeil  stellen  sich  die  einzelnen 
Nahrungsmittel  —  unter  Berücksichtigung 
ihres  Gehaltes  an  Nährstoffen  —  zu  einander? 
J.  König*®)  hat  esyersncht,  diese  Fragen 
in  ähnlicherweise  wie  Krämer  zu  lösen.  Er 
scheidet  zunächst  animalische  und  vegetabilische 
Nahrungsmittel  und  stellt  für  jede  der  beiden 
Gruppen  die  Berechnung  gesondert  an.  Aus 
dem  Marktpreise  der  wichtigsten  Nahrungs- 
mittel und  ihrem  Gehalt  an  Nährstoffen  be- 
rechnet er  den  Wert  der  Nährstoife.  Für  ani- 
malische Nahrungsmittel  geht  er  von  den  Preisen 
(in  Münster)  des  Schweineschmalzes  (1,80  Mark 
p.  kg)  und  guten  Kindfleisches  von  einem  mittal- 
fetten  Kinde  (1,40  Mark  p.  kg)  aus;  es  ergiebt 
sich  hieraus  der  Wert  von  1  kg  Fett  =  2,00 
Mark  und  von  1  kg  Eiweiss  =  6,50. 

Das  erste  Resultat  ist,  dass  die  Nähr- 
stoffe in  den  animalischen  Nah- 
rungsmitteln 3 — 5mal  so  teuer  bezahlt 
werden    als  in  den  vegetabilischen. 

Aus  dem  so  bestimmten  Werte  der  Nähr- 
stoffe in  animalischen  Nahrungsmitteln  und  aus 
fiem  Gehalt  der  einzelnen  Fleischsorten  an 
Nährstoffen  berechnet  er  sodann  den  „Nähr- 
geldwert" des  einzelnen  Nahrungsmittels  und 
stellt  diesen  dem  Marktpreise  gegenüber.  Ist 
der  letztere  höher  als  der  Nährgeldwert,  so  ist 
das  betr.  Nahrungsmittel  teurer  als  Rindfleisch 
und  Schmalz  und  umgekehrt. 

Es  liegen  zu  wenig  Analysen  vor,  um  hier 
eine  TabeUe  mitzuteilen.  Aus  den  König- 
schen  Tafeln  geht  hervor,  dass  in  Münster 
fettes  Fleisch  preiswürdiger  war  als  mageres; 
dass  die  geringen  Sorten  wohlfeiler  waren  als 
die  besseren  Qualitäten;  dass  Kalbfleisch  ver- 
hältnismässig teurer,  Schweinefleisch  dagegen 
billiger  als  Kindfleisch;  dass  der  Kram  zum 
Teil  (Herz,  Lungen,  Milz,  Leber)  sehr  wohlfeil, 
W^ild,  Geflügel,  vor  allem  aber  auch  das  zube- 
reitete Fleisch(Rauchfleisch,  Schinken,  Wurst  etc.), 
mit  Ausnahme  der  gewöhnlichen  Leber-  und 
Blutwurst  ausserordentlich  teuer  sind. 

Zu  beachten  ist  bei  diesen  Resultaten,  dass 
sie.  abgesehen  von  den  noch  unsicheren  Ana- 
lysen, beeinflusst  sind  durch  das  Verhältnis  des 
Schweineschmalz-  und  des  Rindfleischpreises  zu 
einander;  ändert  sich  dieses,  so  kann  damit 
auch  das  Verhältnis  von  Nährgeldwert  und 
Marktpreis  der  einzelnen  Fleischsorten  ein  we- 
sentlich anderes  werden. 

Hultgren   und  Landergren  versuchen 
rlen  Nährgeldwert  aus  einer  Reihe  von  täglichen 
Kostmassen   und   deren   verschiedenen    Preisen 
durch   Anwendung  der  Methode  der  kleinsten 
Quadrate  zu  berechnen.    König  hofft  auf  diesem 
Wege    unter    gleichzeitiger    Berücksichtigung 
der  Ausnutzungsgrösse  der  einzelnen  Kostmasse 
die   wahrscheinlichsten   Mittelwerte   der  Nähr- 
stoffe herleiten  zu  können.**^ 
Littoratnr ;  Zu  I:  Für  die  physiologischen  Fragen  : 
C.  V,  Voit,   ^)  Physiologie  des  allgemeinen  Stoß- 
wechsels   und    der    Ernährung    (Handbuch    der 
Physiologie,  herausg.  von  L.  Hermann,  VI,  Ij, 
Leipzig  1881.  —  .7.  K&nig,   Theorie  der  Volkser- 
nährung  (Schnften  der  Centralstellr  für  Arbeiter- 
troM/ahrtseinrichtungen    Sr.    7,   Perl  in   1895),  ^) 
»V.   181  ff*  —  Verselbe,    Chemische  Zusammen- 


setztmg  der  menschlichen  Xahrungs-  und  Genuss- 
mittel,  Berlin  1879,  *;  Ä  217.  —  J.  Hanke, 
Der  Mensch,  Leipzig  1886,  *;  S,  SOI.  —  Tmitnawkiel 
Munh,  *J  Eijnelemährung  und  Massenemährung 
(Handb.  d.  Hygiene,  herausgeg.  von  Th.  Weyi, 
III  1,  Jena  1893). 

lieber  Fleischkonsum  bis  zum  16.  Jahrh.^)  : 
G,  Schmoller,  Die  historische  Entwickelung 
des  Fleischkonsums  sowie  der  Vieh-  und  Fleisch^ 
preise  in  Deutschland.  I.  Die  Zeit  bis  zum  30- 
jährigen  Kriege  /Zeitschr.  f. '  Staatsw.  27).  — 
A.  HanatteVf  Etudes  Economiques  sur  l'Alsace 
ancienne  et  moderne,  II,  Paris  u.  »Strassburg, 
1878,  JS.  163  ff.  >•)  —  O.  Oerlaeh,  Der  Fleisch- 
konsum Leipzigs  (J.  f.  N.,  iV.  F.  11,  ^»;  Ä'.  508). 

Material  über  Emährungsverhältnisse,  insbe- 
sondere auch  über  Fleischnahrung,  in  Wortphrase*^) 
findet  sich  in  zahlreichen  Monographieen  über 
einzelne  Industriezweige,  in  Huushaltungsbudgets 
u.  in  Enqueten  über  die  Lage  der  arbeitenden 
Klassen  u.  dgl.  m.  S.  u.  a.  Schuler,  Die  Er- 
nährfjingsweise  der  arbeitenden  Klassen  in  der 
Schweiz  und  ihr  Einfluss  auf  die  Ausbreitung 
des  Alkoholismus,  Peru  I884.  —  Giffen,  On  ihe 
Progress  of  ihe  Working  Classes  (Journal  0/  the 
Poyal  Statistical  Society  1883  u.  1886). 

Ueber  die  Feststellung  des  /Fleischkonsums 
und  den  Wert  der  Ergebnisse:  Cr.  Schmoller, 
Uebei'  Ifleischkonsumtion  (Zeitschr.  des  landw. 
Cenlralvereins  der  Provinz  Sachsen,  1869,  Heft 
7—9).  —  Derselbe,  ^^)  Die  Grösse  des  preus- 
sischen  Viehstandes  in  der  Zeit  ron  180£ — 1876 
(Neue  Landwirtsch.  Zeitung,  herausg.  v.  Füh- 
ling,  19,  1870).  —  Pr,  J,  Neumann,  Unsere 
Kenntnis  von  den  sozialen  Zuständen  um  uns 
(J.  f.  N.  18).  —  Ä  Jannctsch,  »;  Der  Fleisch- 
konsum der  städtischen  Bevölkerung  (Zeitschr.  d. 
Kgl.  Sachs.  Stat.  Bur.,  Jahrg.  1875,  S.  34  ff.).  — 
Statist.  Jahrb.  d.  Stadt  Berlin,  XV  (für  1888), 
XVIjXVII  "')  S.  335 ff.  —  H.  Jjichtenfelt,  ^) 
Der  Verbrauch  von  Fleisch  im  deutschen  Beiche 
(Landwirtschaftliche   Jahrbücher   XXVI,   1897). 

—  Kurt  Apelt,  ^^)  Die  Konsumtion  der  wich- 
tigsten Kulturländer  in  den  letzten  Jahrzehnten, 
Berlin  J899. 

Ueber  Schlachlgeicichtsbestimmungen  siehe  JS7. 
JVolt*"^),  49  prozentische  Gewichtsverhältnisse 
der  einzelnen  Teile  vom  Rindmeh,  Schaf  und 
Schwein.  (Mentzel  und  v,  Langerkes  ver- 
besserter landivirtschaftl.  Kalender,  1887,  II,  S.  7.) 

—  J.  V,  Kirchb€tc1is  Handb.  f.  Landwirte, 
1880,  II,  S.  398  ff. 

Besultate  der  I leischverbrauchssUUistik  finden 
sich  ausser  in  den  schon  citierten  Schriften  bei: 
Newniann  in  Schönbergs  Handb.,  I,  4.  Aufi., 
S.  176 ff.  —  Lexis,  ebenda,  S.  801f.  —  Mul^ 
hall  in  seinem  Dictionary  of  Statistics,  4-  Aufl., 
London  1899.  —  Q,  J^r,  Kolb,  Handb.  d.  ver- 
gleichenden Statistik,  Leipzig  1879.  ~t/.  Orunzel, 
Der  internationale  Wirtschaftsverkehr  und  seine 
Bilanz,  1895.  —  «7.  G.  Hofftnann,  Die  Lehre 
von  d.  Steuern,  ";  S.  330  ff.  —  Iteinick,  Besul- 
tate der  Mahl-  und  Schla^fUsteuer  in  der  Periode 
1838:61  (Zeitschr.  d.  Kgl.  Preuss.  Stat.  Bur.  1863, 
";  S.  218 ff.).  —  E.,  Zur  statistischen  Ermittelung 
der  Konsumtion  pro  Kopf  der  Bevölkerung  im 
preussischen  Staat  (Zeitschr.  d.  Kgl.  Preuss.  Stat, 
Bur.  1864,  ^*J  Ä.  lS8f.  —  J.  Conrad,  Der 
Kotisum  an  notwendigen  Nahrungsmitteln  in 
Berlin  vor  100  Jahren  und  in  der  Gegenwart 
(Jahrb.  f.  N.,  N.  F.  3,  ";  S.  515  ff.).  —  SUitist. 
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Jahrb.  d,  Stadt  Berlin,  SS.  Jahrg.  ^),  Stat,  d. 
Jahre*  1896,  Berlin  1898,  —  »';  Venraltungsbericht 
des  Magistrats  der  kgl.  Haupt-  u.  jies.-Siadt 
Breslau.  —  Zeitschr.  des  Kgl.  Sachs.  SUU.  Bur., 
Jahrg.  1868,  1867,  1876,^^)  189<)^  1895  (MaHin), 
";  *S'.  115,  »;  m»  «»;  lU'  —  MarHn,  Fleisch- 
verbrauch im  Mütelalter  und  in  der  Gegenwart 
(Preuss.  Jahrb.  1895).  —  Statist.  Jahrb.  für  das 
Königr.  Sachsen  auf  1899,  ";  S.  128.  —  *«)  Statist. 
Mitteilungen  aus  dem  Grossherzogtum  Baden,  — 
Geo.  Mayr,  *•)  Die  Fleischnahrung  der  Mün- 
chener  Berölkeruug  (Zeitschr.  d.  Kgl.  Bayr.  Stat. 
Bur,,  8.  Jahrg.,  München  1871).  —  Asher  und 
Soetbeer  in  den  Beiträgen  zur  Statistik  Ham- 
burgs; mit  besonderer  Bücksicht  auf  die  Jahre 
18^1— 5£,  Hamburg  1854,  S.  145^149;  tgl.  O. 
Sehmoiler,  Zur  Geschichte  der  deutschen  Klein- 
gewerbe im  19.  Jahrhundert,  Halle  1870,  **;  S. 
4^9.  —  Jahrb.  für  Bremische  Statistik*^«)  Jahrg. 
1882  S.  227,  1896  S.  282,  1898  S.  1S9.  -—  GmsL 
Heinr.  Schmidt,  Stat,  des  Konsums  in  Lübeck, 
Jena  1891,  —  B.  Hirschberg ,  Viehhöfe  und 
Schlachthöfe,  im  Statist.  Jahrb.  deutscher  Städte, 
herausgegeben  ron  M.  JXeefe,  **j  V,  1896,  S.  94, 
VI  S.  264,  ••;  r/,  S.  257 ff.  —  J.  nzzala. 
Der  Konsum  Wiens  1871 — 80  (Stat.  Monatsschr.  7, 
Wien  1881,  S.  896  ff.)  bringt  Zahlen  nach  der 
Steuer,  welche  aber  ohne  Belang  sind,  da  die 
Verzehrungssteuerlinie  mitten  durch  daji  Wiener 
Wirtschaftsgebiet  geht,  —  i.  Meming ,  Die 
Wiener  Fleischfrage  mit  A  usblicken  auf  Produktion, 
Gewerbe  utid  Konsumverhältnisse,  Wien  1899.  — 
Statist.  Jahrb.  d.  Stadt  Wien.  —  C  Zuppinger, 
Der  Konsum  und  die  Preise  des  Fleisches  im  Kanton 
St.  Gallen  (Zeitschr.  f.  Schweizer  Statistik XXXI V, 
1898,  «•«)  S.  342 ff.  —  Maurice  Block, 
L'Ewope  politique  et  sociale,  2.  ed.,  1892,  ''^ 
S.  S40. —  Statistique  agrieole  de  la  FVance,  RhuUats 
generau^  de  Venquet-e  decennale  en  1892,  Paris  1897, 
"»;  Bd.  I,  S.  837— S4S;  vgl.  Conrad  im  J.f.  ^\,  III F. 
17.  —  B.  Eherty,  Ueber  Lebensmittelversorgung 
von  Grossttädten  in  Markthallen,  Berlin  I884, 
**V  Anhang  III.  —  Bulletin  de  stat.  et  de 
legisl.  comp.  *°l  189S,  1,  p.  667;  vgl.  Schön- 
bergs  Handb.  I,  4.  Aufl.,  S.  802.  —  Annuaire 
Statistique  de  la  France,  *V  U-  Jahrg.,  Paris 
1891,  ^J  8.  Jahrg.  —  Ministere  de  Vagriculture. 
Bidletin. — Armand  Husaon,  Les  consommations 
de  Paris,  Paris  1875.  —  Gustnve  Bienayni4, 
Le  coHt  de  la  vie  <i  Paris  ä  diverses  Spoques 
(Jfmrnal  de  la  aociete  de  statistique  de  Paris, 
1895  ff.).  —  P.  a.  Craigie,  On  de  produetion 
and  consumption  ofmeat  in  the  United  Kingdom, 
1884-  —  Journal  of  the  Royal  Statistical  Society, 
"«;  1897,  S.  452.  —  A^^g.  Sauerbeck,  Prices  of 
covimodities  and  the  precious  metals  (Journal  of 
the  Royal  Statistical  Society,  **^  49,  Lmidon  1888). — 
Cliarles  B.  Murray,  The  Cincinnati  Price 
Current's  Statistical  AnnucU  for  Cincinnati  1899, 
»«;  S.  Sf 

Für  die  Sp ecialstatistik  sind  von  Wich- 
tigkeit die  Berichte  der  Gewerbe-  und  Fabrik- 
inspektoren.  Auch  die  Publikationen  der  Bu- 
reaus of  Statistics  of  Labor  enthalten 
Material  (die  einzelnen  Bureaus  führt  Wright 
im  Bulletin  de  V Institut  International  de  Sta- 
tistique II,  Rome  1887,  S.  368  auf);  vgl.  be- 
sonders annual  report  1886,  III  des  Bureaus 
von  Ma ssachusctts  über  food-co7isumpiion.  — 
Die  Litterat ur  über  Haushaltungsbudgets  ist  nach- 
gewiesen bei  Fr.  J,  Neumann,  Zur  Gemeinde- 


steuetreform  in  Deutschland,  Tübingen  1S9S, 
Anhang  III.  —  J.  Forster,  Beiträge  ««■  Er- 
nährungsfrage  (Zeitschr.  f.  Biologie  IX),  Mün- 
chen 1878,  ";  S.  881  ff.'—  Jahrb.  /.  Xat.  n, 
*')  S.  24^.  —  L€tspeyre9,  ";  in  »Concordio, 
Zeitschr.  f.  d.  Arbeiterfragen,  5.  Jahrg.,  1S7Ö. 
—  Kuhna,  Die  Emährungsverhältni^ie  d^r 
industriellen  Arbeiterbevölkerung  in  Gbir- 
schlesien,  Leipzig  1894.  —  Annuario  Statistic'^ 
Italiano,  anno  1890,  Roma  1891,  ••;  S.  So. 

Veber  die  internationale  Fleischversorgung  ^. 
Franz  v.  Jurawhek,  Cebersichten  der  Welt- 
wirUchaft,  Jahrg.  1885—89,  ";  S.  2^. 

^)  Karl  Keleti,  Die  EmdhrungsitatisWk 
der  Bevölkerung  Ungarns,  Budapest  1887.  — 
J".  Conrad,  Besprechung  d.  vorigen  in  J.  f.  _V., 
X.  F.  16. 

Zu  II.  (In  den  mit  einem  *  bezeichnet fh 
Quellen  finden  sich  Xachweisungen  über  d<t4 
Erhebungsrerfahren.)  Liiteratur  zur  äUerfu 
Preisstatistik  s.  Karl  Theod.  v.  Inama- 
Stemegg,  Die  Quellen  der  historischen  Prrä- 
statistik  (Statist.  Monatsschrift,  lt.  Jahrg.,  Wif>\ 
1886),  zur  neueren:  E.  L.  Heitz,  Ceber  di" 
Methoden  bei  Erhebung  rrm  Preisen  (Jahrb.  f.  X-it. 
26  u.  27).  —  a^istav  SchmoUer,  *»;  Die  his- 
torische Entwickelung  des  Fleischkonsums,  tovif 
der  Vieh-  und  Fleischpreise  in  Deutschland,  1. 
Die  Zeit  bis  zum  SO  jährigen  Kriege  (Zeitschr.  f. 
Staatsw.  27,  S.  884^862). 

Die  Art  der  Preisnotierungen  wurde  m- 
handelt  auf  der  am  17. — 19.  Sept.  1886  zu  .¥«•?- 
chen  abgehaltenen  8.  Konferenz  der  Vorstä»4^ 
der  stat.  Aemter  und  Bureaus  deutscher  .^rf/f,- 
s.  d.  Protokoll.  —  Körösi,  Statistische  MonaU- 
hefte  Xr.  I84.  —  Ueber  die  Zerlegungsarten  <rW 
Schlachtviehes,  s.  O.  Hatisburg  **),  Der  Vitk- 
und  Fleischhandel  von  Berlin,  Berlin  1879. 

Sehr  viele  Städte  veröffentlichen  in  ihrf,i 
statistischen  Mitteilungen  ZusammeTiSteüungtR 
von  Preisnotierungen.  Publikalionen  dieser  Art 
aus  pre^tssischen  Städten  sind  aufgeführt  ia 
Katalog  der  Bibliothek  des  Kgl.  Stat.  Bur.  su 
Berlin  II,  Berlin  1879,  S.  854—857.  —  Vor- 
handene QtieUen  für  eine  Preisstatistik  in  dfr 
Schweiz  sind  nachgewiesen :  Zeitschr.  f.  Sehvei:e<' 
Stat.,  26.  Jahrg.,  1890,  S.  178—181. 

Grössere  Zusammenstellungen  (besonders  ;«'* 
ganze  Länder)  s.:  Jahrb.  für  amtliche  ^atistü 
des  preussischen  Staates,  **)  IL  Jahrg.,  1867.  — 
Stattstisches  Handbuch  für  den  preustifchen 
Staat,  **)  I  1888,  II  1898,  III  1898.  —  *•• 
Zeitschrift  des  Kgl.  Preuss.  Stat.  Bur.,  *IS7S, 
S.  181  f.;  *1876,  S.  257 ff.  —  *';  Statist.  Min- 
der Stadt  Berlin.  —  *E.  Hirschberg  j  I>i' 
Fleischpreise  in  Berlin  (Jahrb.  f.  Not.,  X.  f.  i'\ 
*';  S.  289  f.  —  Levy  v.  Halle,  Die  Organi- 
sation des  Berliner  Vieh-  und  Fleischmarkt» : 
die  Berliner  Fleischpreise  im  letzten  Jahrzdnt 
und  die  Beform  des  Vieh-  und  FleischkaMi 
(J.  f.  Gesetzgeb.,  Verw.  u.  Volksfc.  XVI).  — 
JT,  Conradt  Die  Preisentirickelung  der  gevlkit- 
liehen  Nahrungsmittel  zu  Halle  a.  S.  1781'-1S7S 
(Jahrb.  f.  Nat.  84).  —  Vierteljahrsh^  zur  Äta/w- 
tik  des  deutschen  Beichs,  *•)  1894,  UL  86.  -  **/ 
Zeitschr.  d.  Kgl.  Bayr.  Stat.  Bur.  —  **;  Wurttf»- 
bergische  Jahrbücher  f.  SteUistik  und  Landet- 
künde,  Jahrg.  •1887.  —  *V  StaU  Jahrb.  f.  ^' 
Grossh.  Baden.  —  JuL  Pierstorff,  Die  Be- 
wegung der  Heisch-  und  Fettpreise  in  Deuttfh- 
land  seit   dem   Jahre   1852  und  ihre    Vfsacktrk 
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(Journal  f.  Landwirtschaft,  Jierausg.  v,  W.  Henne- 
berg tt.  G.  Drechsler,  28.  Jahrg.,  Berlin  1881, 
S.  501 — 579).  —  Ad.  Soetheer,  Materialien  zur 
^Erläuterung  und  Beurteilung  der  wirtachaftlichen 
EdelmeiaUverhältnisse  und  der  Währungsfrage, 
**;  2.  Aufl.,  Berlin  1886.  —  Frankreich: 
Ministere  de  l'agncuUure;  Bulletin,  *»;  7,  1888; 
15,  1896.  —  The  Economist,  *1878.  —  August 
Sauerheck,  Prices  of  commodities  and  the 
predous  metals  (Journal  of  the  Royal  Statistical 
Society,  ^*)  49,  Londofi  1886  und  die  folgenden 
Jahrgänge).  —  Movimento  dei  prezzi  delle  derrate 
alimentari.  Secondo  documenti  raccolti  dalla. 
iiireziwie  di  statistica  deUo  stato  civile  del  Co- 
mune  di  Borna  (Auszug  aus  der  Sl^Uistica 
di  Roma  e  Campa^na  Romana),  Roma  1878, 
enthäU  Preislisten  1588—1877.  —  *V  ^Mo- 
tnmetUo  dei  prezzi  di  aleuni  generi  alimentari 
dal  1862 — 1885,  Roma  1^86.  Von  dann  an  fin- 
den sich  Preisnachweisungen  fortlaufend  im  **l 
Annuario  statistico  italiano.  —  Vereinigte 
Staaten:  Charles B. Murray,  The Cincinnati 
Price  OurretWs  annual  Statistical  report,  **;  1890, 
1899.  —  Publikationen  der  Bureaus  of  statistics 
of  lahour. 

*'^  Ueher  Gross-  und  Kleinhandelspreise  s. 
O.  Oerlaeh,  Die  Preisbildung  des  Fleisches  zu 
Haue  a.  d.  Saale*^)  (Sehr.  d.  V.  f.  Sozialp. 
67,  S.  141  ff.).  —  *r.  Conrad,  ebenda  38,  S. 
145  ff.  —  B-.  V.  d,  Borght,  Börsen-  und  Markt- 
preise einiger  Lebensmittel  in  Budapest  (Stat. 
Monatsschr.,  16.  Jahrg.,  Wien  1890,  S.  71—89) 
teilt  die  Resultate  eines  in  ungarischer  Sprache 
erschienenen  Aufsatzes  von  Körösi  mit:  »Die 
Verteuerung  der  Lebensmittel  durch  den  Verkauf 
im  Kleinen.n  (Körösis  Stat.  Monatshefte,  Jahr- 
gang 17,  Nr.  189,  190).  —  Stat.  Jahrb.  d.  Stadt 
Berlin,  XXIII,  1898,  S.  262 f.  —  Neum^mn 
in  Schönbergs  Handb.  I  4-  Aufl.,  S.  275,  SOI, 
S09.  —  Gutaehten  der  Landwirtschaflskammer 
für  die  Provinz  Ostpreussen  betr.  die  Petiton  der 
städtischen  Behörden  zu  Königsberg  i.  Pr.  um 
Aufhebung  des  Verbots  der  Schweineeinfuhr  aus 
Russland,  1898.  —  Zur  Frage  der  Fleischver- 
sorgung der  Provinz  Ostpreussen.  Gutachten  des 
Vorstandes  der  Landwirtschaftskammer  d.  Prov. 
Ostpreussen,  1898.  —  Georg  Adler,  Die  Fleisch- 
Teuerungspolitik  der  deutschen  Städte  beim  Atts- 
gang  des  Mittelalters,  1893.  —  Ä  Zolla,  Le 
prix  du  betau  et  les  droits  des  douanes  (Jounud 
des  Economistes  1892).  —  Charles-Boux,  La 
guestion  des  viandes  (Revue  poUtique  et  parle- 
mentaire  1896). 

Ueber  den  yährgeldwert  s.  J".  König,  *») 
Der  Gehalt  der  menschlichen  Nahrungsmittel  an 
JSahrungsstoffen  m  Vergleich  zu  ihren  Preisen. 
(Zeiischr.  f.  Biologie,  München  1876,  S.  497 ff.). 
IPerselbe,  Chemie  der  menschlichen  Nahrungs- 
und Genussmütel,  S.  Auü.,  1889.  —  Verseihe, 
Prozentische  Zusammensetzung  und  Nährgeld- 
wert der  menschlichen  Nahrungsmittel.  Graphische 
DarsteUung,  7.  Aufl.,  1897.  —  Verseihe,  *»; 
Theorie  der  Volksemäkrung  (Schriften  d.  Central- 
steUe  für  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  Nr.  7, 
1896).  —  Pr.  Hofmann,  Die  Bedeutung  der 
Fleischnahrung  und  Fleischkonserven  mit  Bezug 
auf  Preisverhältnisse,  Leipzig  1880.  —  Detnuth, 
Ueber  Nährwert  der  Nahrungsmittel,  S.A.  Franken- 
thal 1889.  Otto  Gerlach. 


Fletcher,  Joseph, 

geb.  1813,  war  neben  Porter,  Farr,  Kennedy 
einer  der  vornehmsten  Vertreter  der  von  Que- 
telet  zur  Zeit  der  Londoner  AussteUung  1851 
angeregten  Idee  der  internationalen  statistischen 
Konffresse.  Er  starb  am  11.  Augnst  1852  zn 
Chirk,  Denbigshire. 

Von  seinem  19.  Lebensjahre  an  mit  Studien 
und  Berichten  über  d^s  Öffentliche  Gesundheits- 
wesen, über  die  Arbeitsorganisation  und  die 
Wohlfahrt  des  Volkes  beschäftigt,  wurde 
Fletcher  frühzeitig  als  Sekretär  in  die  wichtige 
Kommission  für  die  Arbeiterverhältnisse  der 
Handweberei  und  ebenso  in  die  Kommission 
für  Kinderarbeit  berufen.  Seine  Berichte 
wurden  die  Unterlage  der  hierher  gehörigen 
Gesetzgebung.  Im  Jahre  1844  wurde  er  zum 
Mitglied  des  obersten  Schulinspektorats  („One 
of  Her  Majesty's  Inspector  of  Schools")  ernannt 
und  lieferte  als  solcher  sehr  wertvolle  Beiträge 
zur  Sc  hui  Statistik  Englands.  Seine  lang- 
jährige Funktion  als  einer  der  honorierten 
Sekretäre  der  statistischen  Gesellschaft  von 
London  brachte  üim  den  Ruf  eines  hervorragen- 
den Statistikers.  Gleichzeitig  war  Fletcher 
Vorstandsmitglied  der  „British  Association" 
und  lieferte  als  wiederholt  gewählter  Sekretär 
der  statistischen  Sektion  dieser  berühmten  Ge- 
sellschaft eine  Reihe  sehr  geschätzter  Beiträge 
zu  den  Publikationen  derselben.  Im  Jahre  1850 
veröflfentlichte  er  sein  „Summary  of  the  Moral 
Statistics  of  England  and  Wales",  und  im 
folgenden  Jahre  ein  Werk  über  „Edncation: 
National,  Voluntary,  and  Free".  Ganz  beson- 
dere Aufmerksamkeit  widmete  er  den  ver- 
schiedenen Erziehungssystemen  des  Auslandes. 
Die  Frucht  seiner  hierauf  bezüglichen  Studien 
sind  die  1851 — 52  publizierten  Schriften:  „The 
Farm  School  of  the  Continent,  and  its  Appli- 
cability  to  the  Preventive  and  Reformatory 
Education  of  Pauper  and  Crimiual  Children  in 
England  and  Wales".  In  all  diesen  Arbeiten 
zeigte  er  sich  als  ein  wahrhaft  begeisterter 
Statistiker,  welcher  mit  einem  seltenen  Blick 
für  die  Bedeutung  der  Thatsachen  sofort  auch 
die  geeignetste  methodische  Verwertung  der- 
selben zu  verbinden  wusste. 


Vgl.  über  Fletcher:  Journal  of  the  Stat 
Soc,  1852.  —  Athenaeum,  1852.  —  Gent.  Mag., 
1852,  und  Leslie  Stephens  „Dictionary  of  Natio- 
nal ßiogr.",  vol.  XIX,  315.  —  Meitzen,  Ge- 
schichte, Technik  und  Theorie  der  Statistik, 
1886,  S.  54.  JoKn. 

Flösserei. 

1.  F.  im  Verhältnis  zur  Schiffahrt.  2.  Die 
verwaltungsrechtliche  Ordnunfir  der  Flossfahrt. 
3.  Die  HoEsflösserei  (Trift).  4.  Behörden  und 
Versicherungswesen. 

1.  F.  im  Verhältnis  zur  Schiffahrt 
Unter  Flösserei  ist  der  Schiffahrtsbetrieb 
zu  verstehen,  welcher  sich  einer  Art  platter 
Fahrzeuge  bedient,  bestehend  aus  einer 
Anzahl  nebeneinander  liegender  und  durch 
Pflöcke,  Querhölzer  u.dgl.  verbundener 
Holzstämme,  die  zugleich  das  thalwärts  zu 
transportierende     wichtigste     Fracht  g\it 
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bilden.  Die  Flosse  von  Stammholz,  Lang- 
holz, Bau-  und  Zimmei-flösse  haben  zumeist 
Ruder  und  Steuerruder,  Deckhütteu  etc. 
und  weixlen  häufig  unter  Aufsicht  des 
Eigentümers  (FlössheiTu)  von  Flossfühi-ern 
und  Flossknechten  befördert.  —  Die  für 
das  deutsche  Recht  so  wichtige  Unter- 
scheidung zwischen  schiffbai-en  und  nicht- 
schiffbaren  Gewässern  findet  ihr  äusserstes 
Kriterium  in  der  Thatsache,  dass  auf  jenen 
mindestens  die  den  geringsttui  Tiefgang  in 
Anspruch  nehmende  Form  des  Güter-  und 
Personentransi)Oiles ,  die  FJossschif  fahrt, 
stattfinden  kann.  Diejenige  fliessende  Was-  | 
sermenge,  welche  nicht  einmal  dieser  pri- 1 
mitivsten  Form  des  Verkehrs  als  dauernde  ■ 
Strasse  zu  dienen  die  Bescliaffenheit  besitzt, 
unterliegt  auch  nicht  denjenigen  umfassen- 
deren Einwirkungen  staatlicher  Natur  in 
Gesetzgebung  und  Vei'Ä'altung,  welche  nach 
heutiger  Rechtsan^chauung  von  der  öffent- 
lichen Yerkehrsstrasse  nicht  zu  trennen 
sind.  In  diesem  Sinne  ist  daher  auch  die 
natürliche  Schiffbai'keit  mit  Hilfe  des  ein- 
fachsten Verkehrsmittels,  d(\s  Flosses,  nach 
dem  Endiu^eile  des  pr^Missischen  Oljerver- 
waltungsgerichts  vom  2.  November  1885 
(Entsch.  Bd.  XII  S.  244)  als  das  ent- 
scheidende Merkmal  der  Oeffeutlichkeit  für 
Strome  und  Flüsse  im  Gebiete  des  pronssi- 
schen  Landrechts  anzusehen,  das  der  Floss- 
fahil  überhaupt  nicht  besondei*s  gedenkt, 
sondern  diese  als  eine  Art  der  Schiffahrt 
zum  Gemeingebrauche  an  den  öffentliclien 
Gewässern  zulässl. 

Im  gleichen  Sinne  bestinmit  das  baye- 
rische G.  V.  28.  Mai  18ry2,  die  Benutzung  des 
Wassers  betr.,  dass  als  öffentliche  Flüsse 
diejenigen  zu  betrachten  sind,  r>welclie  und 
soweit  sie  zm*  Schiffahrt  oder  ziu-  Floss- 
fahrt mit  gebundenen  FLissen  dienen.«  Die 
Nebenarme  solcher  Flüsse  gelten,  selbst 
wenn  sie  nicht  von  solcher  Verkehi-sbe- 
schaffeuheit  sind,  nach  Art.  2  des  cit.  G. 
als  öffentliche  Gewässer,  während  Flüsse, 
welche  aufhören  zur  Schiff-  und  Flossfahii;  zu 
dienen,  dadurch  die  Eigenschaft  (öffentlicher 
Gewässer  nicht  verlieren.  Denselben  principi- 
ellen  Standpimkt  nimmt  auch  das  östen-eichi- 
sche  Wasserg.  vom  33.  Mai  1869  im  §  2  ein : 
>Flüsse  und  Ströme  sind  von  der  SteUe  an, 
wo  deren  Benutzung  zur  Fahrt  mit  Schiffen 
oder  gebundenen  Flössen  beginnt,  mit  ihren 
Seitenarmen  öffentliches  Gut  und  behalten 
diese  Eigenschaft  auch  dann,  wenn  diese 
Benutzung  zeitweise  unterbix)chen  wird  oder 
gänzlich  aufhört.«  — 

2.  Die  verwaltungsrechtliche  Ordnnng^ 
der  Flossfahrt.  Die  im  (lemeingebrauch 
liegende  wirtschaftliche  Bethätigimg  in  der 
Form  der  erwerbsmässig  betriebenen  Floss- 
fahrt steht  somit  nach  gegenwärtig  gelten- 
dem Rechte   unter   den   clie  Schiffahrt  im 


aljgemeinen  regelnden  Vorschriften.    Seh«jii 
zu  Anfang   unseres  Jahrhunderts  war  che 
von  der  älteren  juristischen  Litteratiu-  fest- 
gehaltene   Anschauung    von    der   Regalität 
(1er   mit   verbundenen  Hölzern  betriebenea 
Flösserei  jener  anderen,  noch  herrschendi^n 
gewichen,    wonach    dem    Staate    ein  aas 
Wirtschafts-    und    Sicherheitsgründen   ent- 
spnuigenes  lunfassendes  Aufsichtsrecht  zu- 
stehe.   Die  vom  Wiener  Kongresse  für  «lie 
Benutzimg  der  sogenannten  konventionellea 
Gewässer  aufgestellten  Grundsätze  und  di^^ 
im    Anschlüsse    daran    durchgeführten  Er- 
leichteningen   des  Schiffahrtswesens  waivn 
imd   bUel)en   auch  für  die  Flossfahrt  maN<- 
gebend.    Sie  wurde  von  der  Erteilung  staat- 
licher  Konzession    abhängig   gemacht  und 
nur  noch  einigen  weiteren  im  Interesse  des 
rferschutz(*s  und  der  Schiffahrt  liegendcü 
Beschränkungen  in  Strorapolizei-  oder  in  ^le- 
sonderen  Flossonlnungen  unterworfen.    Da- 
nach  steht   die   Benutzung   der   flössbaivn 
Wasserstrassen    jedermann   frei   imd   zwar 
nach  dem  Grundsatze  der  Gewerbefreiheit. 
Da  Art.  65  des  E.G.  zum  B.G.B.  die  lande»- 
gesetzlichen  Vorschriften  üb<*r  das  Flösserei- 
recht   unberithrt.    lässt,    liegt   der  Schwer- 
punkt der  rechtlichen  Ordnung  der  Materie 
im  öffentlichen  Hecht  der  PartikTÜarstaaten. 
Begrenzt  ist  diese  Zuständigkeit  der  Glie*!- 
staiiten  1.  diuxjh  die  Bestimmimgen  der  im 
Anschlüsse  an  die  Wiener  Kongressakte  ab- 
geschlossenenSchiffahrtsakte  und  einschläd^ 
Staatsverträge;    2.   durch    die    Vorschrifleu 
der  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  und 
3.   seit   kiu-zem   durch    das  RG.  betr.  die 
I)rivatrechtlichen  Verhältnisse  der  Flössen 
vom   15.  Juli  1895   (RG.B.  S.  341).    Das 
System    der    sogenannten     konventionellen 
Ströme    sichert    die    freie    Benutzung  der 
gi-ossen    internationalen    Wasserläiife  auch 
der    Flösserei    mit    verbundenen    Holzeni. 
Diesem   internationalen  steht  das  nationale 
deutsche    Verkehrsi-echt   zur   Seite.    Nach 
Inhalt  der  R.V.   gehört   die  Flösserei  auf 
den  melireren  Staaten  gemeinsamen  Wassf^r- 
strassen    zur   Gesetzgebungskompetenz  des 
Reiches  (Art.  4  Nr.  9).    Im  Art.  54  ist  der 
für    die   Schiffahrt    aufgestellte   Gnindsatz, 
dass    auf    natürlichen    Wasserstrasseo  Ab- 
gaben  nm-   für*  die  Benutzung   besonderer 
Anstalten,    welche    zur   Erleichtenmg  des 
Verkehrs   bestimmt   sind,   erhoben  wenlen 
dürfen,  auch   auf  die  Flösserei  übertragen, 
insoweit    diese    auf     schiffbaren    Wasser- 
strdssen    betrieben    wird.      Der    nämliche 
Grundsatz     ist     auf     die     nm*    flössbarea 
Strecken    derjenigen    natürlichen    Wasser- 
strassen,   welche    mehreren    Bundesstaaten 
gemeinschaftlich  sind,  übertragen  diirc^  das 
Bundesg.  v.  I.Juni  1870  über  die  Abgaben  vun 
der  Flösserei  (B.G.B.  v.  J.  1870  S.  312). 
Der   Schwerpunkt   der   neueren  gesetz- 
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liehen  Ordnung  der  Materie  liegt  im  R.G. 
Y.  15.  Juni  1895.  Dieses  bezeichnet  sich 
zwar  ebenso  wie  das  Binnenschiffahrtsge- 
setz als  Gesetz  betreffend  die  privat - 
rechtlichen  Verhältnisse  der  Jlösserei; 
es  stimmt  aber  auch  darin  mit  jenem  über- 
oin.  dass  es  wesentliche  dem  öffentlichen 
Verkelirsrechte  angehörige  Vorschriften  ent- 
hält. Dies  gilt  namentlich  von  dem  §  32, 
welcher  vom  Befähigimgsnachweis  der 
Flossführer  handelt.  Prozessuale  Vorschriften 
finden  sich  in  den  §§  8 — 11  (Verklanmg), 
im  §  28  Abö. "  3  Satz  2  (Zuständigkeit  ftlr 
die  Pfandklage  des  Bergers)  und  im  §  31 
(Zuständigkeit  des  Reichsgerichts).  Das  R(t. 
lietrifft  nur  die  Flösserei  mit  verbundenen 
Hölzern  und  umschreibt  genau  den  privat- 
^-ie  öffentlich-rechtlich  wesentlichen  Um- 
kreis der  benifs-  und  gewerbemässigen  Be- 
fugnisse und  Verpflichtungen  des  Floss- 
fuhi-ers  unter  einer  dem  saclilichen  Bedürf- 
nis entspi-echenden  und  den  Verschieden- 
heiten persönlicher  Natur  angemessenen 
Beschränkung  bei  Anlelinung  an  die  für 
die  Stellung  des  Schiffsführers  massgeben- 
den Vorschriften  des  Binnen  schiff alirtsge- 
setzes.  (S. ob. Bd.  11  S. 886 ff.  d.  Ai't.  Binnen- 
schiffahrt f  Verwaltimgsi-echt] .)  Im  Sin  ne 
des  R.G.  ist  Flossführer,  wer  ein  Floss  auf 
Flüssen  oder  sonstigenBinnengewäßsern  führt, 
gleich\iel  ob  er  bei  einemUuternehmer,  welcher 
die  Befördening  des  Flossos  übernommen  hat 
(Frachtflösser),  oder  bei  dem  Eigentümer  dos 
Flosses  im  Dienste  steht  oder  ob  er  die 
Beförderung  des  Flosses  selbst  als  Fracht- 
flösser  übernommen  hat.  In  allen  Fällen 
gilt  er  nach  §  1  und  17  des  R.G.  als 
Vorgesetzter  der  übrigen  Flossbesatzung. 
Hieraus  ergieht  sich  der  Umfang  seiner 
Haftung  und  Berechtigungen. 

Im  einzelnen  ist  auf  die  nachstehenden 
wesentlichen  Bestimmungen  des  R.G.  hin- 
zuweisen. 

Der  Flossführer  hat  vor  Antritt  der 
Reise  dafür  zu  sorgen,  dass  das  Floss  fest 
und  dauerhaft  verbunden,  gehörig  ausge- 
rüstet, insbesondere  mit  den  nötigen  Reser- 
veausrüstungsgegenständen versehen  und 
hinreichend  bemannt  ist. 

Dauert  die  Reise  voraussichtlich  so 
lange,  dass  ein  Uebernachten  der  Floss- 
raannschaft  auf  dem  Flosse  nötig  ist,  so 
muss  das  letztere  mit  einem  Schlafraume 
versehen  sein  (§  3). 

Wird  das  Floss  von  einem  Unfall  be- 
troffen, so  ist  der  Flossführer  berechtigt 
und  auf  Verlangen  seines  Dienstherrn,  des 
Absenders  oder  des  Empfängers  des  Flosses 
verpflichtet,  vor  dem  Amtsgerichte  des  Ortes, 
an  welchem  die  Reise  endet,  und,  wenn 
das  Floss  vorher  an  einem  anderen  Orte 
längere  Zeit  liegen  bleiben  muss.  vor  dem 
Amtsgerichte  dieses  Ortes  eine  Beweisauf- 


nahme über  den  thatsächlichen  Hergang 
sowie  über  den  Umfang  des  eingetretenen 
Schadens  und  über  die  zur  Abwendung 
oder  Verringenmg  desselben  angewendeten 
Mittel  zu  beantragen.  Er  hat  sich  selbst 
zum  Zeugnisse  zu  erbieten  und  die  zur 
Feststellung  des  Sach  Verhältnisses  sonst 
dienlichen  Beweismittel  zu  bezeichnen  (§  8.). 

Der  Flossführer  untersteht,  soweit  nicht 
im  Gesetze  ein  anderes  bestimmt  ist,  den 
Vorschriften,  welche  für  die  im  §  133  a  der  Ge- 
werbeordnung bezeichneten  Personen  gelten. 

Das  Dienstverhältnis  des  Flossführei-s 
endigt,  sofern  nicht  ein  anderes  verabredet 
ist,  mit  der  Vollendung  der  Reise  und  der 
Abliefenmg  des  Flosses. 

Hinsichtlich  der  Voraussetzungen,  unter 
welchen  beiden  Teilen  das  Recht  zusteht, 
die  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  vor 
Ablauf  der  vertragsmässigen  Zeit  und  ohne 
Innehaltiuig  einer  Kündigimgsfiist  zu  ver- 
langen, bewendet  es  bei  den  Bestimmungen 
der  §§  133 1)  bis  133  d  der  Gewerbeordnung. 

Ist  ein  die  sofortige  Entlassung  recht- 
fertigender Grund  nicht  vorhanden,  so  kann 
der  Flossführer  zwar  jederzeit  seines  Dienstes 
enthoben  werden,  jedoch  unbeschadet  seiner 
Entschädigungsansprüche  für  die  vertrags- 
mässige  Dauer  des  Dienstverhältnisses. 

Wird  das  Dienstverhältnis  vor  der  An- 
kunft des  Flosses  am  Ablieferungsorte  wäh- 
rend der  Reise  aufgehoben,  so  hat  der 
Flossführer  Anspruch  auf  die  Kosten  der 
Rückreise  nach  dem  Orte,  an  welchem  er 
in  Dienst  getreten  ist.  Diese  Bestimmung 
findet  keine  Anwendung,  wenn  der  FlOvSS- 
führer  sich  einer  Handlung  schuldig  ge- 
macht hat,  welche  geeignet  ist,  seine  so- 
fortige  Entlassung   zu  i-echtfertigen  (S  16). 

Wie  der  Flossführer  untersteht  auch  die 
Flossmannschaft  der  Gewerbe-,  nicht  der 
Gesindeordnung. 

Zur  Flossmannschaft  gehören  mit  Aus- 
nahme des  Flossführers  aJle  zum  Flössei-ei- 
dienste  auf  dem  Flosse  angestellten  Per- 
sonen (§  17). 

Der  Flossmann  ist  verpflichtet,  in  An- 
sehung des  Flossdienstes  den  Anordmmgen 
des  Flossführers  Folge  zu  leisten  und  jeder- 
zeit alle  für  die  Flr)sserei  ihm  übertragenen 
Arbeiten  zu  verrichten. 

Er  darf  das  Floss  ohne  Erlaubnis  des 
Flossführere  nicht  verlassen. 

Wird  das  Floss  von  einem  Unfall  be- 
troffen, so  hat  der  Flossmann  für  Rettung 
der  Personen  und  für  Sichenmg  der  Floss- 
teile und  der  Gerätschaften  den  Anordnungen 
des  Flossführei-8  gemäss  nach  besten  Kräften 
zu  sorgen  (§  19). 

Das  Dienstverhältnis  des  Flossmannes 
endigt,  sofern  nicht  ein  anderes  verab- 
redet ist,  mit  der  Vollendung  der  Reise  und 
der  Ablieferung  des  Flosses. 
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Hinsichtlich  der  Voraussetzungen,  unter 
welchen  beiden  Teilen  das  Recht  zusteht, 
die  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  vor 
Ablauf  der  vertragsmässigen  Zeit  zu  ver- 
langen, finden  die  Bestimmungen  der  §§ 
123  bis  124  a  der  Gewerbeordnung  mit 
der  Ma«isgabe  Anwendung,  dass  die  sofor- 
tige Entlassung  des  Flossmannes  auch  statt- 
finden kann,  wenn  der  Antritt  oder  die 
Fortsetzung  der  Reise  durch  den  Eintritt 
des  Winters  verhindert  wird. 

Ist  ein  die  sofortige  Entlassung  recht- 
fertigender Gnind  nicht  vorhanden,  so  kann 
der  Flossmann  zwar  jederaeit  seines  Dienstes 
enthoben  weixlen,  jedoch  unbescliadet  seiner 
Entschädigungsansprüche  für  die  vertrags- 
raässige  Dauer  des  Dienstverhältnisses. 

Wird  das  Dienstverhältnis  vor  der  An- 
kunft des  Flosses  am  Ablieferungsorte 
während  der  Reise  aufgehoben,  so  hat  der 
Flossmann  Anspruch  auf  die  Kosten  der 
Rückreise  nach  dem  Orte,  an  welchem  er 
in  Dienst  getivten  ist.  Diese  Bestimmung 
findet  keine  Anwendung,  wenn  der  Floss- 
mann sich  einer  Handlung  schuldig  gemacht 
iiat,  welche  geeignet  ist,  seine  sofortige  Ent- 
lassung zu  rechtfertigen  (§  21). 

Ueber  Berge-  und  Hülfslohn  im  Flösserei- 
betrieb enthalten  die  §§  24  ff.  die  der  Natur 
dieses  Verkehi-s  angepassten  Vorschriften. 

In  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten,  in 
welchen  dm^ch  die  Klage  ein  Anspruch  auf 
Grund  der  Bestimmungen  des  R.G.  über 
die  Flösserei  geltend  gemacht  ist,  wird  die 
Verhandlung  und  Entscheidung  letzter  In- 
stanz im  Sinne  des  §  8  des  Einführungs- 
gesetzes zum  Gerichtsverfassungsgesetze 
dem  Reichsgerichte  zugewiesen. 

3.  Die  Holzflösserei  (Trift).  Die 
Flösserei  im  engeren  Sinn,  das  heisst  die 
Verwertimg  der  Tragkraft  des  Wassers  zur 
Thalbeförderung  un  verbünd  euer  Höl- 
zer (Block-,  Scheitholz)  hat  man  von  jeher 
wegen  der  zahlreichen  damit  für  den  Ge- 
meinverkehr zu  Wasser  verbundenen  Ge- 
fahren und  wegen  der  damit  leicht  ver- 
bundenen Kollisionen  bei  einer  gleichzeitigen 
Ausübung  durch  mehrere  Personen  als  Aus- 
fluss  der  Landeshoheit  angesehen  und  als 
jus  grutiaezu  den  strenger  gehandhabten 
niederen  Regalien  gerechnet.  Dasselbe 
konnte  daher  in  allen  sich  dazu  eignenden 
Gewässern  ohne  Rücksicht  auf  deren  Eigen- 
tumsverhältnisse vom  Staate  selbst  ausgeübt 
werden.  Der  umfassende  Waldbesitz  des 
letzteren  machte  die  anhaltend  energische 
Betonmig  dieses  öffentlich-rechtlichen  An- 
spruches auch  dann  geboten,  als  das  Regali- 
tätsprincip  auf  zahlreichen  anderen  Gebieten 
fallen  gelassen  war  und  auch  hier  der  Ge- 
brauch der  staatlichen  Konzession  sich  all- 
mäniich  befestigt  hatte.  Auch  der  dem 
privaten  Forstbetrieb  unentbehi-liche  Schutz 


und  sein  Bedürfnis,  das  Holz  mit  Hilfe  der 
fliessenden  Welle  abzutreiben,  nötigen,  eine 
Reihe  empfindlicherEingriffe  in  die  Nutzungs- 
rechte und  in  das  Eigentum  der  Ufergrund- 
stü(;ke   als  öffentlich-rechtliche  Lasten  auf- 
recht zu  erhalten,  welche,  von  partikularen 
Bildungen    abgesehen,    in    den    grösserea 
deutschen    Bundesstaaten    auf    wesentlich 
gleichen  Grundlagen  ruhen.     Danach  sind 
die  Eigentümer  der  an  den  Fluse  oder  Bai/h 
angrenzenden    Grundstücke    in    deren   Be- 
nutzung allerwärts  insoweit  beschränkt  aL^ 
es  der  Flossbetrieb  notwendig  macht.    Den 
Flossbeamten,   Flossaufsehem   und  Flossar- 
beitern müssen  daher  alle  diejenigen  Hand- 
lungen auf  den   anliegenden  Gnmdstücken 
und  im  Wasser  selbst  verstattet  sein,  ohne 
welche   das  Flossrecht   in   rationeller  oder 
sonst  entsprechender  Weise  nicht  ausgeübt 
werden   kann.    Die   üfereigentümer  hal>en 
den  Zutritt  zu  den  Dfem,  das  Begehen  der- 
selben   in    der    Ausdehnung,    wie   es   der 
Flossbetrieb  erfordert,  die  \  erbesserung  des 
Bettes,   die  Regulierung  der  Stromverhalt- 
nisse, der  Stromrichtung  etc.  zu  gestatten. 
Die  Besitzer   von  Stauwerken,   Mühlen  eta 
haben   den    zum    Treiben   des  Holzes  not- 
wendigen   Wasserzug    einzuräumen.     Die 
Natur     des    Flössereibetriebes     mit    losen 
Scheiten  macht  die  Durchfühnmg  desselben 
in   grossen,  auch   anderweitigem  Verkehre 
zugänglichen  öffentlichen  Gewässern  unge- 
bräuchlich;   es    kommt    daher    für  diesen 
wesentlich  privates  Gewässer  in  Betracht. 
Wo    nicht   durch    Lokal  Verordnung.    Her- 
koramen,  besondere   Rechtstitel   oder  Ver- 
jährung   ausschliessende    Rechte   zur  Be- 
nutzimg  der  Ti-agkraft   und  Triebkraft  des 
Wassers    oder    bestimmte    Beschränkungen 
der  Flösserei  bestehen,  ist  diese  jedermann 
gestattet  unter  Beobachtung   der  zur  Ord- 
nung dieser  forstwirtscliaftlich  besonders  be- 
deutungsvollen Holzbefördenmgsart  von  Seite 
der  Behörden  aufgestellten  Verwaltungsver- 
fügungen (S.  Entsch,  des  preussischen  Ober- 
verwjutungsgerichts  vom  18.  März  1895  Bd. 
28    S.   285;    preussisches    Reglement    für 
die  Flösserei  auf   dem  Schwarzwasser  etc. 
V.  5.  Juni  1869 :  Z  i  m  m  e  r ,  die  Polizeiverord- 
nun^n     der     königlicheu     Regienmg    zu 
Manen werder;    femer  baver.  Wassergesetz 
Art.  66  ff.,  preuss.  G.  vom'  28.  Febniar  1843 
§   12  ff.).    Wo   dass  Flössen  auf  privaten 
Gewässern  bisher  nicht  herkömmlich  war, 
kann  es  durch  landesherrliche  Entscheidung 
eingeführt     werden     nach    Massgabe    der 
für  die  Expropriation   landesrechtlich  gel- 
tenden Gnmdsätze ;  anspruchsberechtigt  sind 
in  solchen  F^en  alle  Eigentümer  am  Badi, 
Fluss  etc.,  die  Anlieger,  Triebwerkbesitzer. 
Stauungs-    und   Leitungsberechtigte.     Für 
Beschädigungen,    welche    den    Cfereigen- 
tümern  imd  anderen  Beteiligten  durch  die 
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Ausübung  der  Flösserei  unmittelbar  veriu*- 
sacht  werden,  sind,  insoweit  bereits  erwor- 
bene Rechte  nicht  entgegenstehen  oder 
die  Beschädigimgen  nicht  als  eine  nattlr- 
liche  Folge  versäumter  Unterhaltung  der 
Ufer,  Triebwerke  etc.  erscheinen,  diejenigen 
ersatzpflichtig,  welche  die  Flösserei  aus- 
üben. Die  beträchtlichen- Schädigimgen,  die 
für  Fischerei,  üf erbau  etc.  aus  der  Flösserei 
erwachsen  waren,  veranlassen  die  Beseitigimg 
dieses  Betriebes  überall  da,  wo  angemessene 
Ersatzmittel  in  anderen  Verkehrseinrich- 
tnngen  hergestellt  werden  können.  Siehe 
hierzu  den  Staatsvertrag  zwischen  Preussen 
und  Württemberg  über  die  Aufhebung  der 
Flösserei  auf  dem  Neckar  oberhalb  der  Enz- 
mündung  uad  auf  der  Glatt  vom  7.  April 
1899.  Zur  Diuxjhfühnmg  des  Vertrages  liat 
es  eines  besonderea  Staatsgesetzes  bedurft 
<G.  v.  30.  Juli  1899,  Preuss.  G.S.  S.  153), 
weil  nach  dem  römischen  Recht,  welclies 
in  Sigmaringen  herrscht,  der  gemeine  Ge- 
brauch der  öffentlichen  Flüsse  —  und  zu 
diesen  gehören  auch  die,  die  nur  zu  Flösserei- 
zwecken zu  verwenden  sind  —  zu  Recht 
besteht;  es  hat  also  die  Aufhebung  der 
Flösserei  nicht  diuxjh  eine  blosse  Yerwal- 
tuugsmassregel  beseitigt  werden  können. 

Nach  Analogie  der  deutschrechtlichen,  un- 
ter dem  Namen  »Triftrecht«  vorkommenden 
Servitut,  deren  Inhalt  das  Recht  bildet, 
Vieh  über  das  Grundstück  eines  Dritten  zu 
treiben,  bedienen  sicli  einige  Gesetzgebungen 
der  Ausdrücke:  Triftgewässer,  Trift- 
recht zur  unterscheidenden  Bezeichnung 
der  Flösserei  mit  imverbundenen  gegenüber 
der  mit  verbundenen  Hölzern  (jus  ratium), 
die  dann  kurzweg  als  Flösserei  bezeichnet 
wird.  So  behandelt  das  bayerische  Gesetz 
über  die  Wasserbenutzung  "die  Materie  in 
der  dritten  Abteilung  unter  der  Ueberschrift : 
»Trift^wässer«  und  erklärt  im  Art.  66: 
Triftgewässer  sind  jene  Flüsse  und  Bäche, 
welche  der  Flösserei  mit  Block-  und 
Scheitholz  dienen.  —  Da  einschneidende 
Differenzen  in  allen  Rechtssystemen  die 
beiden  grundverschiedenen  Formen  der  Ver- 
wertung der  Tragkraft  fliessender  Gewässer 
beherrschen,  würde  die  allseitige  Fest- 
haltimg  dieser  unterscheidenden  Termino- 
logie ratsam  erscheinen. 

4.  Behörden  nnd  Versichenmics- 
wesen.  Die  Behönlen,  in  deren  Zuständig- 
keit die  Angelegenheiten  der  Flösserei  fallen, 
sind  seitens  des  Reiches  das  Reichsamt 
des  Innern,  jedoch  niu?  soweit  es  sich  um 
konventionelle  Wasserstrassen  handelt,  deren 
Rechteverhältnisse  internationaler  Natiu:  von 
der  jüngsten  Reichsgesetzgebung  nicht  be- 
rührt worden  sind ;  in  den  einzelnen  Bundes- 
staaten die  Verwaltungs-  bezw.  Wasserpoli- 
zeibehörden. 

Nach   §  32  des  R.G.  ist  der  Bundesrat 


befugt,  Bestimmungen  über  den  Befäliigungs- 
nachweis  der  Flossf öhrer  zu  treffen.  Be- 
züglich der  Flösserei  auf  Wasserstrassen, 
auf  welchen  eine  regelmässige  Schiffahrt 
nicht  stattfindet,  steht  diese  Befugnis  der 
Landesregiening  zu.  Wer  den  Bestimmungen 
zuwider  das  Gewerbe  eines  Flossführers  aus- 
übt, wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  300  Mai*k 
bestraft. 

Nach  Preussens  Yerwaltungsorgani- 
sation  steht  dem  Regierungspräsidenten  in 
höherer,  dem  Landrat  und  den  Ortspolizei- 
behörden in  unterer  Instanz  die  Aufsicht  zu  in 
Ansehung  aller  auf  die  Flösserei  bezüglichen 
Angelegenheiten.  Die  Verwalümgsbehörden 
haben  in  einschlägigen  Fragen  auch  das 
Recht  der  polizeilichen  Anordnung,  in  wel- 
chen Fällen  der  ordentliche  Rechtsweg 
gegen  diese  unzulässig  ist.  (§  95  Nr.  1 
des  Zuständigkeitgesetzes  vom  1.  August 
1883,  §§  136,  138,  145  des  Landesvei-in^al- 
tungsgesetzes  vom  30.  Jidi  1883,  G.G.  vom 
20.  August  1883  G.S.  S.  332  und  vom 
31.  Mai  1884,  G.S.  S.  303.)  —  In  Bay- 
ern entscheidet  die  nach  allgemeinen  Kom- 
petenz Vorschriften  zuständige  Distriktsver- 
waltungsbehörde in  erster  und  die  Kreis- 
regierung, Kammer  des  Innern  in  zweiter  und 
letzter  Instanz.  Da,  wo  der  Kreisregierung 
die  Entscheidung  in  erster  In-stanz  zusteht, 
entscheidet  das  betreffende  königl  Staats- 
ministerium in  zweiter  und  letzter  Instanz. 

Die  im  Betriebe  der  Flösserei  stehenden 
Personen  sind  in  den  Bereich  der  durch 
die  Reichsversicherungsgesetze  begiinstigten 
Kreise  aufgenommen.  Die  Versicherung 
derselben  hat  bei  derjenigen  Yersicherungs- 
anstalt  zu  geschehen,  in  deren  Bezirk  der 
Sitz  des  Betriebes,  in  welchem  der  zu  Ver- 
sichernde beschäftigt  ist,  gelegen  ist.  Vgl. 
preussische  Ausführungsanweisung  vom  21. 
August  1885  zur  UnfaJl-  und  Krankenver- 
sicherung: Als  Beschäftigungsort  der  in 
der  Binnenschiffahrt  und  Flösserei  beschäf- 
tigten Pei-sonen  gilt  derjenige  Ort,  von 
welchem  aus  das  Gewerbe  betrieben  wird. 
Als  solcher  ist  im  Zweifelsfalle  der  Wohn- 
ort des  Betriebsunternehmers  oder  in  dessen 
Ermangelung  derjenige  Ort  anzunehmen,  an 
welchem  dieser  ziu*  Gewerbesteuer  von  dem 
in  Frage  kommenden  Betriebe  veranlagt  ist.  — 

Litteratnr:  Von  den  im  Texte  cüierten  Werkest 
abgesehen:  Loening,  Verwaltungsrechf,  ^  149. 
—  G,  Meyer  f  VerwaUunggrecht  I,  $  169.  — 
Mittelstein,  Kommentar  zum  R.G.  vom  15. 
VI.  1895  in  Meinholds  Jur.  Handlnbliotkek, 
Leipzig  1896.  —  Schwab,  Die  Konflikte  der 
Wcuserfahrt  auf  den  Flüssen  (Archiv  für  civ. 
Praxis,  Bd.  SO,  Beilageheft).  —  E,  Meier,  in 
V.  Holtzendorff's  R.L.  —  O.  Mayer  in  v. 
Stengel«  H'Zfrterfrw^A  d.  D.  VerwaUungsrerhts  I, 
S.  424.  —  Risamann,  Das  Wasserrecht,  S.  76  ff. 
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Flnrswang. 

1.  Begriff.  2.  Entstehnng.  3.  Auf  den 
voJkstümlichen  AnBiedelungen  der  DeutBchen 
lind  Skandinaven.  4.  Auf  gnindherrlicken  Dorf- 
anlageu.  ö.  Bei  den  Slaven.  6.  Bei  den  Kelten.  7.  In 
Westfalen,  Oldenburg  u.FriesIand.  S.Beseitigung. 

1.  Begriff.  Flurzwang  besteht  seinem 
Begriffe  nach,  wenn  und  soweit  in  einer 
Uemarkung  die  Grundbesitzer  gehalten  sind, 
auf  ihrem  Anbaulande  einen  im  wesentlichen  [ 
gleichen  Fnichtbau  mit  Obereinstimmenden 
Bestellungs-,  Aussaat-,  und  Emtefristen  inne- 
zuhalten. 

Die  Ursache  dieser  Beschränkung  der 
fi-eien  wirtschaftlichen  Verfügung  kann  in 
der  gegenseitigen  Ijage  der  Grrundstücke 
liegen,  wenn  im  Mangel  hinreichender  Zu- 
gangswege die  einzelnen  Besitzer  ihre 
Aecker  nur  durch  gc^genseitige  Uebei-fahrts- 
und  Uebertrittsix?chte  erreichen  können, 
durch  diese  Wegegerechtsame  aber  so  wenig 
als  möglich  im  Anl^au  gehindert  werden 
sollen.  Sie  kann  aber  auch  in  gegenseitig 
oder  einseitig  wohlerworbenen  Weidegerech- 
tigkeiten begründet  sein,  für  welche  eine 
l»estimmte  Reihenfolge  der  Ausübung  auf  den 
Grundstücken  mit  bestimmten  Fristen  feststeht. 

2.  Entstehung.  Die  Entstehung  des 
Fiurzwanges  lässt  sich  je  nach  seiner  zwin- 
g-enden  Ursache  sehr  verschieden  denken. 
Die  unzugängliche  Ijage  der  Grundstücke 
kann  schon  durch  den  Giiindgedanken  und 
die  Ausfühnmg  der  ersten  festen  Besiede- 
luug  der  Gemarkung  gegeben  sein.  Die 
Feldeinteilung  kann  von  Anfang  an  die  ge- 
meinsame, gleiche  Fruchtfolge  aller  an  den- 
selben beteiligten  Grundstücke  zur  bewuss- 
ten  oder  unbewussten  Voraussetzung  gehabt 
haben.  Möglicherweise  ist  ab<»r  die  Unzu- 
gänglichkeit auch  später  und  eret  dadurch 
entstanden,  dass  bis  dahin  in  grossen,  ge- 
schlossenen, hinreich(^nd  zugänglichen  Grund- 
stücken liegende  Besitzungen  parzelliert 
worden  sind  und  bei  der  Teilung  keine 
Wege  zu  den  entstandenen  Trennstücken 
ausgelegt  wurden.  Dies  war  l)egründet, 
wenn  man  Wege  für  unnötig  und  durch  den  | 
Flurzwang  ersetzbar  erachtete  und  bei  kleinen 
Parzellen  die  verhältnismässig  grosse  Boden- 
fläche der  Wege  nicht  verlieren  wollte. 

In  ähnlicher  Weise  kann  schon  bei  der 
ei-sten  Anlage  der  Ansiedelungen  der  gemein- 
same Weidegang  des  Viehes  der  Gemar- 
kungsgenossen auf  allen  Ländereien  dersel- 
ben, soweit  sie  nicht  stehende  Früchte  tra- 
gen, in  Absicht  gelegen  haben.  Nach  der 
Anschauung  der  ältesten  Zeit  bildete  der 
Anbau  gewissermassen  nur  eine  Einbusse 
an  der  Weidenutzung  der  Gemai*kung.  Dem 
Vieh   sollte  Stoppel,    Brache   und   Dreesch 


soweit  thunlich  und  möglichst  bald  zur 
Hütung  offen  gestallt  werden.  Daraus  folgte, 
dass  der  Anbau  aller  Besitzer  für  di^ 
Früchte  desselben  Jahres  in  möglichst  g^^ 
schlossenen  Schlägen  auf  der  Feldflur  zu- 
sammenliegen musste,  dass  diese  Schlage, 
wie  üblich  blieb,  gemeinschaftlich  einge- 
zäunt wurden,  damit  das  Vieh  nicht  in  sie 
einbrach,  und  dass  diese  Zäune  zu  bestimm- 
ter Zeit  nach  der  Aussaat  geschlossen  und 
zu  bestimmten  Tagen  nach  der  Ernte  weg- 
genommen wurden.  Jeder,  der  innerhalb 
des  Schlages  seine  Frucht  bis  zu  diesen 
Fristen  nicht  ausgesät,  oder  nicht  abgeerntet 
hatte,  hatte  sich  die  Verluste,  die  ihm  dar- 
aus erwuchsen,  selbst  zuzuschreiben. 

Es  lässt  sich  denken,  und  ist  oft  gr*- 
schehen,  dass  auch  für  diejenigen,  die  ein 
bis  dahin  geschlossen  bestandenes  gnjssere? 
oder  kleineres  Gutsareal  in  Parzellen  geteih 
übernahmen,  in  ähnlicher  Weise  bei  der 
Verleihung  an  die  einzelnen  oder  dm^ch  ihr 
gegenseitiges  Abkommen  die  landesübliche 
gemeinsame  Weidenutzung  auf  ihren  Lau- 
dereien  festgesetzt  wurde.  Durch  solche 
Teilungen  musste  dann  der  Flurzwang  mit 
gleichen  Wirkungen  entstehen  wie  durch  die 
wirtschaftliche  Einrichtung  der  erstenAnlag*^. 

Die  Weidegerechtigkeit ,  welche  für  alle 
oder  einen  Teil  der  Grundstucke  einer  Ge- 
markung das  bestimmte  Festhalten  gewisser 
Anbaufolgen  und  Zeiten  bedingt,  kann  aber 
auch  durch  einen  an  der  Flur  im  übrigen 
nicht  Beteiligten  auferlegt  oder  erworben 
sein.  Ein  Grundherr,  der  die  Flur  an  freie 
oder  an  eigene  Leute  verleiht  oder  ver- 
äussert, kann  sich  die  Weideberechtigung 
für  seine  eigenen  Herden  vorbehalten.  & 
vermag  dieses  Recht  an  andere  ganz  oder 
teilweise  weiter  zu  verleihen.  Es  läs>^t  sich 
auch  denken,  dass  er  dassell)e  ursprünglith 
nicht  vorbehalten  hat,  es  aber  nachträglich, 
sei  es  durch  Abkommen,  sei  es  durch  Erlass 
von  Zinsen  oder  Zinsresten,  sei  es  auch  durch 
rechtsverjährte  Ausübung  erwirbt.  Es  giebt 
endlich  Länder,  in  welchen  solche  Weide- 
rechte von  den  Fürsten  im  Sinne  eines  landes- 
herrlichen Regales  in  Anspruch  genommen 
und  durch  fiskalische  Herden  ausgeübt  oder 
an  Herden besitzer  verliehen  wonlen  sind. 

In  allen  diesen  Fällen  müssen  Festset- 
zungen über  den  Anbau  getroffen  und  auf- 
recht erhalten  werden,  welche  unter  den 
Begriff  des  Flurzwanges  fallen. 

In  der  Regel  sind  es  die  Grundbesitzer 
der  Gemarkung  selbst,  welche  zu  den  ver- 
schiedenen Zeiten  des  Jahres  nach  der  Wit- 
terung imd  der  Entwickelung  der  Früchte 
über  die  inne  zu  haltenden  Zeiten  beschlies- 
sen  und  ihren  Voi-steheni  die  Verkündigimg 
und  Durchführung  überlassen.  Doch  kann 
dies  auch  Sache  einer  besonderen  Oemeiiide- 
behörde    oder  des  Grundherm   und  seiner 
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Beamten,  eventuell  selbst  der  landesherrlichen 
Domänen  Verwaltung  sein. 

3.  Auf  den  volkstümlichen  Ansiede- 
lungen der  Deutschen  und  Skandinaven. 

Das  bekannteste  luid  über  weite  Landes- 
ßtrecken  Mitteleuroi^as  verbreitete  Vorkom- 
men des  Flurzwanges  fand  bis  zum  Eiu- 
gi^ifen  der  modernen  Yerkoppelungen  auf 
den  volkstümlichen  Ansiedelungen 
der  Deutschen  und  Skandinaven 
statt,  wie  dieselben  i.  d.  Art.  Ansiedelung 
oben  Bd.  I S.  362  geschildert  worden  sind.  Das 
Anbauland  dieser  ganz  übei-einstimmend  als 
Hufendörfer  angelegten  Ansiedelungen  wiurde 
in  der  zum  Dorfe  gehörigen  Gemarkung 
nach  der  Bodenbeschaffenheit  und  Lage  in 
verhältnismässig  kleinen  Abschnitten  zur 
ersten  Kultur  gebracht.  Diese  Abschnitte 
oder  Gewanne  umfassten  in  der  Regel  nur 
so  viele  Morgen,  als  Hufen  im  Dorfe  be- 
standen, deren  jede  m'sprünglich  in  jedem 
Gewanne  einen  gleichen  Anteil  von  einem 
Morgen  oder  etwas  mehr  oder  weniger  durch 
das  Los  zugewiesen  erhielt.  Da  nun  jede 
Hufe  20  und  mehr  Morgen  Anbauland  be- 
durfte, bestand  auf  allen  diesen  Fluren  eine 
ausserordentlich  bunte  und  zerstreute  Lage 
kleiner  Besitzstücke.  Dabei  wiu*den  auf 
keiner  derselben  Zugangswege  zu  den  ein- 
zelnen Gnmdstücken  ausgelegt,  der  grössere 
Teil  der  Anlagen  reicht  in  seiner  Feldeiu- 
teilung  sogar  über  die  Zeit  hinauf,  in  wel- 
cher Kommunikationswege  von  Ort  zu  Oi-t 
bestanden,  sie  sind  erst  später  durch  die 
Landesbehörde  füi-  nötig  erachtet  und  in  einer 
Lage  auf  den  Feldfluren  erzwimgen  worden, 
welche  die  Parzellen  dm-chaus  willkürlich 
durchschneidet,  auf  die  Ei-leichterung  der 
Zugänglichkeit  derselben  aber  in  keiner 
Weise  Rücksicht  nimmt  Deshalb  sind  die 
gegenseitigen  Ueberfahrts-  und  Uebergan^s- 
gerechtigkeiten  füi-  diese  Art  der  Feldem- 
teilunj^  eine  unerlässliche  und  selbstver- 
ständlich von  Anfang  an  bestehende  Be- 
dingung. Dabei  kam  zugleich  auch  die 
OffensteUung  des  Stoppel-,  Brach-  und 
Dreeschlandes  für  die  gemeinsame  Weide 
des  von  den  Dorfgenossen  gehaltenen  Viehes 
in  Betracht.  Die  volkstümlich  germanische 
Siedelimg  wurde  in  dieser  Beziehung  nicht 
allein  durch  die  Erinnerung  an  das  frühere 
Nomaden-  und  Hirtenleben,  sondern  auch 
durch  das  auf  den  verhältnismässig  kleinen 
Gemarkungen  in  der  Regel  fühlbare  Weide- 
bedürfnis beherrscht,  und  dies  war  ebenso 
bei  der  wilden  Feldgraswirtschaft  der  ältes- 
ten Zeit  wie  bei  den  strengen  Schlagwirt- 
Bchaften  der  FaU,  die  sich  aus  ihr  entwickel- 
ten. Der  aus  diesen  Gründen  allgemein  mit 
der  volkstümlichen  germanischen  Siedelung 
verknüpfte  Flurzwang  verbreitete  sich  in 
gleicher  Weise  über  alle  Gebiete  Süddeutsch- 
lands,  Rheinlands  und  Britanniens,  aufweiche 


sich,  wie  a.  a.  0.  olien  Bd.  I  S.  369  gezeigt 
ist,  die  deutsche  Siedelung  in  der  volkstüm- 
lichen Weise  des  Gewanudorfes  ausdehnte. 

4.  Auf  grundherrliehen  Dorfanlagen. 
Auch  da,  wo  im  Gegensatz  zu  der  volks- 
mässigeu  Besitznahme  auf  den  Eroberungs- 
gebieten der  Völkerwanderung  die  Dorf- 
anlagen  grundherrlich,  d.  h.  auf  den 
Ländereien  des  Landesherm,  der  Grossen 
oder  der  Kirche  entstanden,  zeigen  die  Feld- 
einteilungen überall  schon  in  ihrem  Plane, 
dass  sie  den  Flurzwang  voraussetzten.  Nicht 
allein  die  von  den  Grundherren  in  Gewannen 
angelegten,  sondern  auch  die  in  wülkt'u-lich 
nebeneinanderliegenden  Blöcken  und  unregel- 
mässigen Stücken  an  Kolonen  vergebenen 
Fluren  besitzen  überall  mu*  wenige  von  Ort 
zu  Ort  durchlaufende  Kommunikationswege 
oder  einige  Vieh-  und  Forstwege.  Die  Zu- 
gänglichkeit der  einzelnen  Planstücke  ist  nii*- 
gend  vorhanden.  Ihre  Beschaffung  ist  erst  Ge- 
genstand derGewannregulierungs-  oder  Feld- 
reinigungsgesetze der  neuesten  Zeit  gewoi*den. 

Selbst  bei  den  planmässigen  Anlagen  der 
Waldhuf  en  (s.  a. a.O.  oben  Bd.  I S.  370),  bei 
welchen  füi-  Zugänglichkeit  vollkommen  und 
als  wesentlicher  Grundgedanke  gesorgt  war, 
scheint  gleichwohl  die  Durchfühnmg  des 
allgemein  üblichen  Fliu'zwanges  nicht  aus- 
geschlossen gewesen  zu  sein.  Diese  Wald- 
hufen, welche  meist  in  Gebirgsgegenden 
gerodet  worden  sind,  erstrecken  sich  als 
geschlossene  Güter  von  30  bis  40  ha  Fläche 
in  der  Regel  von  der  Thalsohle,  wo  am  Bache 
und  Haupt wege  das  Gehöft  belegen  ist,  als 
breite  Streifen  den  Thalhang  aufwärts  bis 
zu  der  Wasserscheide  des  benachbarten 
Tliales.  Hufe  an  Hufe  reiht  sich  ziemlich 
parallel  nebeneinander.  Die  Lage  ihrer 
Viertelmeilen  langen  und  30  bis  40  Ruten 
breiten  Streifen  ist  gerade  oder  gewunden, 
je  nachdem  dadurch  jede  Hufe  in  den  Stand 
gesetzt  wunle,  einen  fahrbaren  Weg  vom 
Gehöft  bis  zu  ihrem  entferntesten  Lande 
durchzuführen.  Die  beabsichtigte  Zugang- 
liclikeit  hat  also  die  Feldeinteilung  vorweg 
bestimmt.  Gleichwohl  ist  für  alle  diese 
Anlagen  typisch,  dass  zwischen  der  etwa  je 
10.  und  11.  Hufe  ein  3  oder  4  Ruten  breiter 
Viehtrieb  eingeschoben  ist,  welcher  eben- 
falls vom  Dorf  wege  bis  zur  äussersten  Grenze 
auf  der  Höhe  führt.  Da  jener  Bauer  von 
seinem  Gehöft  aus  auf  seinem  eigenen  Wege 
sein  Vieh  auf  alle  Teile  seiner  Hufe  treiben 
kann,  wären  diese  grossen  der  Gemeinde 
gehörigen  Viehtriebe  zwecklos,  wenn  sie 
nicht,  wie  auch  thatsächlich  der  Fall  war, 
dem  Austriebe  der  gemeinsamen  Herde 
dienten.  Damit  war  aber  von  selbst  geboten, 
dass  sich  das  Weidevieh  nicht  bloss  über 
einen,  sondern  über  die  gesamten  dem  Vieh- 
triebe parallel  liegenden  Hufenstreifen  so- 
weit verbreitet,  yde  dies  der  noch  stehende 
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Wald,  raumes  Hütunprslan«!  und.  als  die  ge- 
suchtesten Weidegriinde,  Stopj^eln,  Brache 
und  Dreesch  gestatteten.  Der  Flurzwang 
lag  also  unab weislich  in  Absicht.  Da  n»in 
jede  Hufe,  soweit  nicht  Yorrechte  bestanden, 
mit  dem  gleichen  Viehstande  an  der  ge- 
meinsamen Herde  lieteihgt  war,  dui-fte  des- 
halb auch  kein  Hüfner  durch  seine  stehen- 
den Friichte  derselben  mehr  Weideland  ent- 
ziehen als  der  andere  und  er  durfte  den 
Weidegang  nicht  dadurch  iiindem,  dass  er 
auf  seinem  Hufenstreifen  fi-tlher  aussäte  oder 
später  einerntete  als  seine  Nachbai-en. 

Vorrechte  in  l»etreff  der  Beteiligung 
an  der  gemeinsamen  Herde  konnten  bewir- 
ken, dass,  wenn  auch  alle  Hüfner  über  die 
Aufhebung  ihrer  gegenseitigen  Weidebe- 
rechtigungen einverstanden  gewesen  wären, 
der  Flurzwan^  gleichwohl,  wenigstens  ftlr 
verhältnismässige  Teile  der  Flur,  zu  Giuisten 
des  Bevorrechteteil  fortbestehen  musste. 
Solche  Vorrechte  waren  häufig  den  Scholzen 
von  den  Grundhen-en  verliehen.  Vorzugs- 
weise aber  wurden  sie  von  den  Grundhen-en 
fftr  sich  selbst  bei  der  Ansetzung  der  Bauern 
vorbehalten.  Die  Gnindherren  besassen  ent- 
weder eine  oder  einige  Hufen  im  Dorfe  als 
Fronhof  unter  eigener  Wirtschaft  oder  sie 
nutzten  das  Weiderecht  von  einem  in  der 
Nachbarschaft  belegenen  Fronhofe  oder  grös- 
seren Gute  aus. 

Alle  diese  grundherrlichen  Verhältnisse, 
die  sich  von  den  früher  keltorömischen  Ge- 
bieten seit  der  Karolingerzeit  auch  auf  das 
alte  deutsche  Volksland  und  auf  die  Marken 
in  Oesterreich  und  Obersachsen  verbreiteten, 
wimien  seit  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts 
für  die  deutsche  Kolonisation  der  rechtselbi- 
schen  Slavenländer  massgebend,  welche 
durchweg  grundherrlich  war  und  entweder 
in  Gewannen  oder  in  Waldhufen  und  den 
letzteren  in  betreff  der  Zugänglichkeit  gleich- 
stehenden Marschhufen  erfolgte.  Bei  letzte- 
ren bestand  indes  Flurzwang  nur  da,  wo  sie 
auf  Höhenland  angelegt,  nicht  durch  die  in 
den  Marschen  notwendigen  breiten  Gräben 
abgegrenzt  und  zerschnitten  waren.  Auch 
die  seit  dem  13.  Jahrhundert  auf  dem  Huns- 
rtlck  und  der  Eifel  üblich  gewordenen  Ge- 
höferschaften  sind  grundherrlich  entstanden 
und  bedurften  des  Flurzwangs,  weil  sie  bei 
ihren  periodischen  Neuteilungen  Zugangs- 
wege nicht  liegen  Hessen. 

Auf  dem  Kolonisationslande  Schlesiens 
und  in  Spanien  ist  auch  das  als  Regal  be- 
trachtete Recht  des  Landesheirn  bekannt, 
alle  Gemarkungen  mit  seinen  Schafherden 
betreiben  zu  lassen  und  dieses  Recht  ent- 
weder durch  besondere  gewerbsmässige 
Schäfer  oder  durch  Verleihung  an  die  Grund- 
herren auszuüben. 

5.  Bei  den  81aven.  unbekannt  als  Grund- 
lage des  volkstümlichen  Agrarw^esens  ist  der 


Flurzwang  erklärlicher  Weise  da,  wo  bei  dem 
Uebergange  aus  der  Hirtenwirtschaft  des  Nf>- 
madenlebens  zur  festen  Ansiedelung  nicht 
genossenschaftliche  Ortschaften  mit  (remeng- 
ikge  der  einzelnen  Besitzungen,  sondern 
grosse  geschlossene  Güter  entstanden. 

Dies  war  bei  den  Slaven  der  Fall. 
weil  ihre  Fluren  zunächst  als  verhältnis- 
mässig grosse  Güter  einheitlich  von  der 
kommunistisch  zusammenlebenden  Familie 
angol>aut  und  bewirtschaftet  wurden.  In- 
des mussten  sich  diese  kommunisHsehen 
Haushaltungen  trennen,  wenn  die  AnzaM 
der  Familienmitglieder  zu  hoch  anwuchs, 
als  dass  sie  von  demselben  Herde  leben 
konnten.  Die  Scheidung  erfolgte  dann  nach 
den  im  einzelnen  Falle  vorhandenen  Stäm- 
men, den  Nachkommen  der  Söhne  des  Vor- 
ahns. An  sie  wurden  alle  unter  besonderer 
Kultur  liegenden  Grundstücke  einzeln  ver- 
teilt. Dadurch  konnte  gleichwohl  Fliirzwang 
nötig  werden,wenn  bei  der  Teilung,  wie  es  nach 
den  erhaltenen  Resten  scheint  auf  Zugäng- 
lichkeit  keine  Rücksicht  genommen  wurde. 

Die  im  Art.  Feldgemeinschaft  (oJ»en 
Bd.  in  S.  834)  näher  geschilderten  seit  dem 
16.  Jahrhundert  eingeführten  Einrichtungen 
des  russischen  Mir,  nach  welchen  das  Än- 
bauland  nur  zum  periodischen  Besitz  an 
die  einzelnen  Gemeindemitglieder  verteilt 
wird,  entsprechen  im  übrigen  völlig  den 
deutschen  Gewannfluren  und  können  so 
wenig  wie  diese  des  Flurzwang«s  entbehren. 

6.  Bei  den  Kelten.  Bei  den  Kelten 
(s. die  Artt  Ansiedelung  oben  Bd.I  S.36») 
und  Feldgemeinschaft  oben  Bd.  III 
S.  835)  erfolgte  der  üebergang  von  der  ge- 
meinsamen Hirten  Wirtschaft  sofort  zuraPrivat- 
besitz.  Es  wurden  16 — ^32  ha  grosse  Bauernhöfe 
abgegrenzt,  deren  Gehöfte  vereinzelt  in  Mitte 
des  sie  geschlossen  umgebenden  zugehörigen 
IjandcÄ  erbaut  wurden.  Ihr  Land  wninle 
für  die  Bewirtschaftung  als  Feldgras\\irt- 
schaft  in  morgen-  bis  hektareugrosse  Kämpe 
geteilt  und  diese  dauernd  mit  Heckeo, 
Gräben,  Mauern  oder  Zäunen  umzogen,  so 
dass  das  Vieh  des  Besitzers  ohne  Hirten  in 
ihnen  weidete.  Flurzwang  und  gemeinsame 
Weide  unter  diesen  abgeschlossenen  Einzel- 
höfen, deren  Grenzen  und  Namen  bis  auf 
die  Gegenwart  erhalten  blieben,  sind  da- 
durch von  selbst  ausgeschlossen.  Dennwh 
scheint  es,  dass  sich  der  Flurzwang  inner- 
halb eines  Teiles  dieser  einzelnen,  wenn 
auch  kleinen  Güter  durch  weit  gehende 
Parzellienmg  eingeführt  hat.  Die  Zeßtucke- 
lung  dieser  Bauernhöfe  wurde  schon  früh 
eine  sehr  grosse.  Es  ist  wahrscheinlich, 
dass  unter  den  Parzellenbesitzem  das  soge- 
nannte Runridgesystem,  wonach  sie  mit  den 
Parzellen  der  Reihe  nach  wechselten,  in 
Gebrauch  kam,  jedenfalls  aber  zeigen  die 
Karten  solcher  pai^zellierter  Güter,  welche 
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als  diesem  Runridgesystem  unterliegend  ange- 
geben werrlen,  die  einzelnen  Parzellen  vielfach 
so  unzneräuglichjdass  daraus  auf  dieNotwendig- 
keit  desFlurzwanges  geschlossen  werden  muss. 

7.  In  Westfalen,  Oldenburg  und  Fries- 
land. Die  keltische  Siedelungsweise  in  ge- 
schlossenen Einzelhöfen  besteht  noch  gegen- 
wärtig im  grössten  Teile  des  südwestlichen 
Frankreichs,  wo  sie  weder  von  denRöraem  noch 
von  den  Deutschen  verändert  worden  ist.  Auch 
hier  hat  sich  weitgehende  Parzellierung  durch- 
geführt, indesohnedass  bei  der  von^-iegend  gar- 
tenmässigen  Bewirtschaftung  der  Flurzwang 
oder  periodische  Auslosungen  bekannt  sind. 

Dieselben  Einzelhöfe  bilden  nmi  auch 
die  charakteristische  bis  zur  Gegenwart  er- 
haltene Besiedelung  des  früher  keltischen, 
aber  schon  vor  Cäsar  von  den  Deutschen 
l^esetzten  Ländergebietes  links  der  Weser 
und  des  Haarsü-anges  bis  zur  Nordsee.  In 
Westfalen,  Oldenbiu^  imd  Friesland  sind  die 
geschlossenen  Kämpe  und  die  ausschliess- 
liche Weide  des  Horviehes  in  denselben  all- 
gemein. Indes  war  das  Land  hier  von  je- 
her von  Heiden,  Sumpf  und  Moor  so  durch- 
zogen, dass  die  Ansiedelungen  vielfach  oasen- 
artig in  diesem  Oedlande  liegen,  welches  als 
Mai-ken  zu  gemeinsamer  Nutzung  vieler,  oft 
sehr  entfernter  Berechtigter  dalag.  Die 
besseren  und  gut  gelegenen  Teile  dieser 
Marken  sind  nach  und  nach  ausgeschieden 
und  einem  oder  mehreren  berechtigten  Höfen 
als  Sondereigen  zugewiesen  worden.  Wo 
dieses  abgeteilte  Mai-kenland  zu  Acker  ge- 
eignet war,  sind  daraus  vielfach  sogenannte 
Esche  hervorgegangen,  d.  h.  grössere  oder 
kleinere  Ackerstücke,  welche  zwei  oder 
mehreren  Höfen  zugefallen  waren  und  welche 
von  diesen  nicht  in  geschlossenen  Flächen, 
sondern  nach  wechselnd  im  Gemenge  liegen- 
den Streifen,  wie  es  scheint,  in  der  Absicht 
geteilt  wurden,  darauf  gemeinsame  Frucht- 
folge imd  gemeinsame  Weide  durchzuff ihren. 
Die  Besitzer  erlangten  durch  die  nebenein- 
ander liegenden  mit  derselben  Frucht  be- 
steUten  Streifen  ein  grösseres  und  leichter  ab- 
zuzäunendes Gebiet  für  die  gemeinsame  Weide. 
8.  Beseitigiuig.  Im  allgemeinen  zeigt 
sich,  dass  der  Fliu-zwang  unter  den  ursprüng- 
lichen Verhältnissen  einer  einfachen  nur  auf 
Getreide  und  Gras  gerichteten  Feldgras  oder 
Schlagwirtschaft  nicht  als  Beschi-änkung 
empfunden  wiude. 

Erst  durch  die  Einführung  von  Klee  und 
Kartoffeln  im  letzten  Drittteil  des  vorigen 
Jahrhunderts  und  durch  die  viel  rationellere 
Betriebslehre,  welche  Sinklair,  Thaer  und 
ihre  Zeitgenossen  und  Schüler  entwickelten, 
wurde  das  Bedürfnis  nach  fi-eier  Wirtschaft 
allgemein  und  führte  ziu*  Beseitigung 
des  Flurzwanges  durch  die  verschiedenen 
Massregeln,  welche  die  Landeskultur- 
gesetzgebung     für      Gemeinheitsteilungen, 


Verkoppelungen     und     Zusammenlegimgen 
vorsclineb. 

Litteratur :  Vgl.  beim  Art,  Ansiedelnny  oben 
Bd.  I  S.  375  und  beim  Art.  Feldgemein- 
seh afi  oben  Bd.  III S.  845.     A\ig,  Meitzen. 


Flnssschiffahrt    s.    Binnenschiffahrt 
oben  Bd.  II  S.  861  ff. 


Flnssisölle  s.  Binnenzölle   oben  Bd.  II 
S.  893  ff. 


Foldes,  B^la 

geboren  am  25.  IX.  1848  in  Lugos  (Ungarn), 
studierte  an  den  ÜDiversitäten  in  Budapest, 
Wien,  Leipzig  und  widmete  sich  frühzeitig  na- 
tionalökonomischen Stndien.  Im  Jahr  1872 
wurde  er  Professor  an  der  Budapester  Handels- 
akademie und  Direktor-Stellvertreter  im  haupt- 
städtischen statistischen  Burean  zu  Budapest. 
1874  habilitierte  er  sich  für  Nationalökonomie 
und  Finanzwissenschaft  an  der  Universität  da- 
selbst. Im  Jahre  1879  ging  Földes  als  Professor 
an  die  Rechtsakademie  nachGrosswardein,  kehrte 
aber  schon  in  dem  dar  auf  folgenden  Jahre  an  dieUni- 
versität  nach  Budapest  zurück ,  wo  er  1882  zum 
ausserordentlichen,  1889  zum  ordentlichen  Pro- 
fessor der  Statistik  ernannt  wurde.  Im  Jahre  1892 
erfolgte  seine  Versetzung  auf  den  Lehrstuhl  der 
Nationalökonomie  und  Finanzwissenschaft. 

Földes  wurde  verschiedentlich  von  der  Re- 
gierung mit  der  Ausarbeitung  von  Gutachten 
m  wichtigen  Fragen  betraut,  so  im  Jahre 
1877  in  der  Frage  des  Handelsbündnisses  mit 
Oesterreich  1889  in  der  Frage  der  Fideikom- 
misse;  auch  war  er  öfters  Mitf^lied  wichtiger 
Enqueten.  Er  ist  Mitglied  der  k.  ungarischen 
Akademie  der  Wissenschaften,  des  internatio- 
nalen statistischen  Instituts,  der  British  Eco- 
nomic Association,  des  k.  ungarischen  statis- 
tischen Landesrates  etc.  Als  Nationalökonom 
gehört  er  der  ethisch-sozialen  Richtung  an  und 
hat  als  einer  der  ersten  die  Anregung  zu  wirt- 
schaftshistorischen Studien  in  Ungarn  gegeben. 
An  der  Budapester  Universität  gründete  er  im 
Jahre  1879  ein  nationalökonomisches  und  statis- 
tisches Seminar.  Er  war  ferner  einer  der  ersten, 
der  dieEinführun|[  desStaatsbahnsystemsurglerte. 

Földes  veröffentlichte  an  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform: 

A  socialis  k6rdesröl,  Pest  1870.  —  A  mun- 
kasmozgalom  legttjabb  iränya  (Neuere  Richtung 
der  Arbeiterbewecrung),  Budapest  1871.  — 
Einleitung  in  die  Wirtschaftsgeschichte,  Buda- 
pest 1878.  —  Takarekpenztaramk  refornga  (Re- 
form der  Sparkassen).  Preisgekrönte  Arbeit, 
Budapest  1879.  —  A  nemzetgazdasa^tan  es  pen- 
zügytan  keziköny ve  (Handbuch  der  Nationalöko- 
nomie und  Finanz  Wissenschaft,  1.  Aufl.  1881,  2. 
Aufl.  1885.)  — ■  Einfluss  von  billigen  und  teueren 
Jahren  auf  die  Sterblichkeit,  Jena  1880.  — 
Eautelen  bei  Anwendung  der  statistischen  Me- 
thode, Wien  1881.  —  Papirvaluta  6s  agio.  Preis- 
gekrönte Arbeit,  Budapest  1883.  —  Magyarors- 
zag  statisztikaja,  Budapest  1884.  —  A  bünügy 
statisztikäja,  (Statistik  der  Kriminalität),  Buda- 
pest 1889  (im  Auszuge  mitgeteilt  in  Jahrb. 
f.  ges.  Strafrech tswiss.,  Bd.  XI.)  —  Az  angol  egye- 
temek  6s  a'munkäs-ügy  (die  englischen  Univer- 
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sitäten  und  die  Arbeiterfrage,  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  Toynbee-Hall,  Budapest  18i)2.  — 
Tarsadalmi  gazdasagtan  (Sozialökonomie,  Bd.  I. 
Elemente  der  Sozialökonomie,  Bd.  II.  Ange- 
wandte und  specielle  Lehren  der  Sozialökonomie) 
Budapest  1893-1894 ;  dasselbe  2.  Aufl.1898— 181W. 

Femer  ausser  vorstehenden  selbständig  er- 
schienenen Schriften: 

Jegybankok  neraesefczpolitikaja  (Edelme- 
tallpolitik der  Notenbanken)  1895  —  A  mun- 
kasviszony  egy  modern  gyarban  (Das  Arbeits- 
verhältnis in  einer  modernen  Fabrik;  Schilde- 
runj?  der  Organisationen  in  der  Delfter  Spiritus- 
fabrik.) —  A  tarsadalomgazdasagi  es  tarsada- 
lomerkölcsi  müveltseg  jövöje  hazankban  (die 
Zukunft  der  sozialökonomischen  und  sozialethi- 
schen Bildung  in  Ungarn)  189«.  —  Az  allami 
es  tarsadalmi  tevekenyseg  viszonya  a  gazda- 
tarsadalom  szempontjabol  (Das  Verhältnis  der 
Thätigkeit  von  Staat  und  Ciesellschaft  vom 
Standpunkte  der  Landwirtschaft)  1897.  — 
CJuota  tanulmänyok  (Quotenstudien)  1899.  — 
Remarques  sur  les  p^riodes  d'observations  dans 
les  recherches  demographiques  (Transactions  of 
the  seventh  international  Tongress  of  hygiene 
and  demography,  London)  1892. 

Ausserdem  hat  Földes  eine  stattliche  Reihe 
kleinerer  und  grösserer  Abhandlungen  und 
Essays,  teils  selbständig,  teils  in  Zeitschriften 
(8.  u.)  veröffentlicht,  fcr  begründete  auch  das 
ungarische  Jahrbuch  für  Nat.-Oek.  u.  StAtistik, 
redimierte  die  von  der  ungarischen  Akademie 
publizierten  Abhandlungen  aus  dem  Gebiete 
der  Nat.-Oek.  u.  Statistik  und  redigiert  gegen- 
wärtig die  in  ungarischer  Sprache  erscheinende 
^Sozial-  und  wirtschaftspolitische  Bibliothek". 
Ferner  tibersetzte  er  eine  Reihe  englischer 
Essays  (Cairnes,  Bagehot,  Leslie,  Giften  etc.) 
ins  Ungarische.  Von  seinen  Publikationen  in 
Zeitschriften  mögen  hier  nur  die  wichtigsten 
in  deutscher  Sprache  erschienenen  genannt  sein 
und  zwar:  l.  in  den  Jahrbb.  f.  Nat.:  Die  Na- 
tionalökonomie und  ihre  Methode  (18.  Bd.,  S. 
148  ff.)  —  Die  mathematische  Methode  in  der 
Nationalökonomie  (Bd.  31,  S.  295ff.).  —  Ueber 
einige  wirtschaftliche  und  moralische  Wirkun- 
gen hoher  Getreidepreise  (N.   F.  111,  S.  80  ff.). 

—  Beiträge  zur  Frage  über  Ursachen  und 
Wirkungen  des  Agios  (N.  F.  IV,  S.  141  und 
245  ff.),  —  Die  Eisenbahnenquete  in  Italien 
(N.  F.  V,  S.  62  ff'.).  —  Das  Familienfideikommiss 
in  Ungarn  (3.  F.  VII,  S.  825  ff.).  —  Einiges 
über  Massregeln  zum  Schutze  der  Edelmetall- 
reserve mit  besonderer  Rücksicht  auf  Oester- 
reich-Ungam  (3.  F.  IX,  S.  671  ff.).  —  Zur  Grund- 
legung der  Volkswirtschaftspolitik  (3.  F.  XV, 
S.389ff.).  —  2.  in  der  Zeitschr.  f.  Staatsw.: 
Zur  Logik  der  Nationalökonomie  (1875,  S. 
527  ff.).  —  Die  Preiselemente  und  Preisbewegung 
(1876,  S.  76  ff.).  —  Zur  Lehre  vom  Eigentum 
(1877,  S.  Iff.).  —  Zu  Smiths  'W^ealth  of  Nations* 
(1877,  S.  271  ff.).  —  Die  Lehre  vom  Einkommen 
(I.  Art.  1877,  S.  579 ff.;  IL  Art.  1878,  S.  684 ff.). 

—  3.  in  der  Statistischen  Monatsschrift 
(Wien):  Die  Getreidepreise  im  19.  Jahrb.  mit 
besonderer  Berücksichtigung  der  Preisschwan- 
kungen (Bd.  III,  S.  345  ff.  und  393  ff.,  V,  S.  266  ff.). 

—  Der  Einfiuss  des  Agios  auf  den  Aussen- 
handel  (IV,  S.  493  ff.).  ~  Die  Ehefrequenz  in 
ihrer  Abhängigkeit  von  den  Getreidepreisen 
(V,  S.  513  ff.  und  563  ff.).   —  Der  Einfluss  der 


Getreidepreise  auf  den  Arbeitslohn  und  auf  den 
Preis    einiger    wichtiger    Lebensmittel     VI.  S. 
241  ff.).  —  Bemerkungen  über  einige  Kaut^rlen 
bei  Anwendung  der  statistischen  Methode  i  VIT, 
S.  348 ff.  u.  385 ff).   —  Der  Einfluss  d^  As'k^ 
auf  die  Preise  (VII,  S.  529  ff.).  —  Die  Getreide- 
preise   im  VIII.  Dezennium   des   Jahrhunderts 
(X,  S.  85  ff.).  —  Das  Geschlechts  Verhältnis  der 
Bevölkerung  in  Ungarn  (X,  S.  135  ff.).  —  Sta- 
tistische Skizze  Ungarns  (X,  S.  370ff.>.  —  Die 
,  Getreidepreise  in  den  Jahren  1881 — 1885  iXIlI, 
]  S.  379).  —  Die  monatlichen  Schwankungen  der 
I  Getreidepreise  (XIII,  S.  50()  ff.).  —  Die  Getreide- 
I  preise  im  Norden  in  den  Jahren  1871 — 85  und 
der  Preisfall  in  Europa  in  den  Jahren  1881 — Kö 
(XIV,  S.  203  ff.).  —  Die  Getreidepreise  und  ihre 
Wirkungen  auf  die  Bewegung  der  Bevölkerong' 
in  den  Jahren  1871-^85  (XIV,  S.  412ff.i.  —  4) 
in  der  Zeitschr.  für  Litter.  u.  Geschichte  der 
Staatswiss.     (Leipzig) :     Dogmengeschichtliehes 
zur  Frage  über  den  Einfluss  der  Getreidepreise 
auf  den   Arbeitslohn    (Jahrg.   1893).   —   5i  im 
Bulletin  international  de  statistique  (Rom):  Die 
Recidivität  in  Ungarn  (Jahrg.  1892  i.  —  Von  Ah- 
handlungen  in  nicht  deutscher  Sprache  sei  nur 
genannt:  L'economia  politica  nelF  Uugheria  lin 
Riforma  sociale,  Jahrg.  1895). 
i         Auch  in  anderen  Zeitschriften  finden  sieh 
'  Abhandlungen,  Referate,  Besprechungen  etc.  aus 
Földes'  Feder,  so  in  der  „Zeitschr.  f.  d.  gesamte 
;  Strafrechtswissensch.",  „Zeitschr.  d.  kgl.  preuss. 
I  Statist.  Bureaus",  im  „Ausland**,  „Pester  Llovd", 
„Oesterr.  Oekonomist**.    Im  letzteren  veröffent- 
lichte Földes  in  den  Jahren  1870  und  1871  als 
einer  der  ersten  in  dieser  Richtung  eine  Reihe 
von    Artikeln    über   den   Zusammenhang    von 
Naturwissenschaft  und  Nationalökonomie,  welche 
damals  nicht  ohne  Beachtung  blieben.  Auch  in 
der    „Neuen   Freien   Presse**    und   der  .,Allire- 
meinen  Zeitung*'  ist  er  unter  den  Mitarbeitern 
vertreten.    Die  erste  Auflage  des  H.  d.  St.  hat 
von   ihm    den    Artikel:    „Arbeiterschutzgesetz- 
gebung" und  dessen  I.  Supplementband  die  Ar- 
tikel:   „Gewerbegesetzgebung"  und  „Universi- 
täten  in  Ungarn'*  aufzuweisen.    Seine  älteren 
Veröifentlichungen  erschienen  unter  dem  Namen 
Weiss.  Hauptsächlich  erörtert eFöldes  in  semeuAr- 
beiten  folgende  Fragen :  Methode  der  Nationalöko- 
nomie und  Statistik,  Arbeiterfrage,  Valuta,  Getrei- 
depreise, Papiergeld,  Eisenbahnpolitik  etc.    B^rf« 


Foe  (Defoe),  Daniel, 

geb.  1661  zu  London,  von  1695—1699  im  Staats- 
dienste thätig,  widmete  sich  dann,  obwohl  er 
Theologie  studiert  hatte,  der  Journalistik,  auf 
welchem  Gebiete  er  Grossartiges,  hinsichtlich 
der  Massenhaftigkeit  seiner  Produktion,  zner?t 
als  Parteigänger  der  Dissenters,  dann  als 
Partisan  der  Jakobiten,  geleistet.  Seine  letzten 
Tage  waren  sehr  trübe,  und  von  Glänbijreni 
verfolgt  starb  er  in  der  Verborgenheit  am  21 IV. 
1731  inLondon.  Seinen  NamenFoe  änderteer  g:egen 
1696  aus  unbekannter  Veranlassung  in  Defoe  nm. 
Auch  als  Nationalökonom  schwankt  Defoe 
zwischen  verschiedenen  Systemen  hin  und  her. 
Als  Handelsbilanztheoretiker  (vgl.  seinen  „Plan 
of  English  commerce",  s.  u.)  steht  er  auf 
merkantilistischem  Boden  und  im  „Gomplete 
English  trademan"  (s.  u.)  erscheint  er  in 
seiner  Verteidigung  des  geschäftlichen  Selbst- 
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Interesses  als  Vorgäuger  der  Manchesterdoktri- 
nare. Im  Grunde  genommen  will  er  aber  nicht 
als  volkswirtschaftlicher  Schriftsteller,  sondern 
als  geistreicher  Essayist  betrachtet  sein,  denn 
er  schreibt  über  alles  und  jedes  nicht  im 
trockenen  akademischen  Gelehrtenton,  sondern 
frisch  von  der  Leber  weg,  häufig  ganz  system- 
los, aber  ein  vorzügliches  Auffassungstalent  für 
aktuelle  soziale  und  wirtschaftliche  Schäden 
und  Bedurfnisse  verratend,  was  in  seiner 
Schrift:  „An  essay  on  projects"  (1697)  ganz 
besonders  hervortritt.  In  mehreren  der  darin 
befindlichen  Artikel  über  Landstrassen,  Banken, 
Versicherungen,  Gegenseitigkeitsgesellschaften, 
Versorgungskasseu ,  Verstaatlichung  der  See- 
leute, Bankerottierer  etc.  weist  er  prophetischen 
Geistes  auf  die  wünschenswerte  Errichtung 
von  Anstalten  der  wirtschaftlichen  Staats-  una 
sozialen  Selbsthilfe  hin,  die  erst  einige  Men- 
schenalter nach  seinem  Tode  der  Verwirkli- 
chung entgegenreiften.  Sein  Fabulierungstalent 
w^ar  ein  eminentes,  daher  auch  der  grossartige 
Erfolg  seines  Robinson  Crusoe,  des  Vaters  der 
Robinsonaden,  den  er  1719  verfasste. 

Von  seinen  nach  1697  erschienenen  und 
hierher  gehörigen  Schriften  seien  noch  genannt : 
Giving  alms  no  charity,  and  employing  the  poor 
a  grievänce  to  the  nation,  1704.  (Richtet  sich 
gegen  die  Poor  Relief  Bill  des  Sir  Humphrey 
Mackworth.)  —  The  villany  of  Stockjobbers 
detected  and  the  causes  of  the  late  rnn  upon 
the  Bank  and  bankers  discovered  and  considered, 
1701.  —  Remarks  on  the  Bill  to  prevent  frauds 
committed  by  bankrupts  with  observations  on 
the  effect  it  may  have  upon  trade,  1706.  —  An 
essay  upon  public  credit,  1710.  —  An  essay 
upon  loans,  1710.  —  An  essay  on  the  South 
Sea  trade  with  an  inquiry  into  the  present 
dislike  and  complaints  against  a  South  Sea 
Company,  1710.  —  Essay  on  the  treaty  of 
commerce  with  France,  1713.  —  A  general 
history  of  trade,  2  parts:  home  and  foreign, 
1713.  —  The  complete  Engflish  tradesman,  in 
familiär  letters,  directing  him  in  all  the  several 
parts  and  progressions  of  trade,  1726  j  dasselbe, 
2.  Aufl.  in  2  Bdn.,  1727.  —  A  plan  of  the 
English  commerce,  being  a  complete  prospect 
of  the  trade  of  this  nation,  home  as  well  as 
foreign,  1728;  dasselbe,  2.  Ausg.  mit  Anhang, 
1730.  —  An  humble  proposal  to  the  people  of 
England  for  the  increase  of  their  trade  and 
encouragement  of  their  manufactures ,  1729. 
(Richtet  sich  gegen  die  Ausfuhr  englischer  Roh- 
wolle nach  Frankreich.)  —  Der  Druckort  sämt- 
licher Defoeschen  Bücher  ist  London.  Während 
Defoes  zahlreiche  Romane,  insbesondere  natür- 
lich Robinson  Crusoe,  in  verschiedene  Sprachen 
übersetzt  sind,  ist  von  seinen  volkswirtschaft- 
lichen Schriften  nur  die  älteste:  Essay  on 
projects  u.  d.  T.:  „Soziale  Fragen  vor  zwei- 
hundert Jahren"  von  H.  Fischer  (1890)  ins 
Deutsche  übertragen  worden.  Defoes  gesammelte 
Werke  iu  den  Ausgaben  von  C.  Lewis,  W. 
Hazlitt  und  G.  Chälmers  erschienen  Oxford 
iaS9/41,  London  1840/41,  London  1841.  Da  eine 
Anzähl  Manuskripte  seiner  Schriften  meist  erst 
zwischen  1850  und  1866  aufgefunden  wurden, 
leiden  die  bezeichneten  drei  Gesamtausgaben 
an  UnVollständigkeit ,  am  meisten  die  erst- 
erschienene Oxforder.  Lee  hat  diesem  Uebel- 
stand  durch  Herausgabe  der  „Newly  discovered 
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writings  of  Defoe",  3  Bde.,  London  1869  abge- 
holfen. Eine  Auswahl  seiner  Werke  mit  Kom- 
mentar und  Chälmers  life  of  Defoe  besorgte 
femer  S.  Reltin^  Edinburg  1880!  Zum  grösseren 
Teile  rein  politische  Artikel  schrieb  Defoe  für 
folgende  meist  jakobitische  Zeitungen  und  Zeit- 
schriften: „Mercator,  Flying  Post,  Mercurius 
Politicus,  Mist's  Journal,  Whitehall  Evening 
Post,  Daily  Post,  Applebee's  Journal,  News 
Letter."  

Vgl.  über  Defoe:  seine  Biograph ieen  von 
W.  Wilson,  1830  (3  Bde.),  W.  Hazlitt  (1840), 
G.  Chälmers  (1841),  W.  Chadwick  (1859),  Lee 
(1869);  femer  W.  Minto,  Daniel  Defoe  in 
„Macmillan*s  English  men  of  letters",  London 
1879.  —  Dictionary  of  national  biography,  ed. 
Leslie  Stephen,  Bd.  XIV,  London  1888.  — 
Morley,  Defoe's  earlier  life  and  earlier  works, 
London  1889.  —  J.  Bonar,  Defoe  in  H.  d.  St., 
Bd.  ni,  Jena  1892,  S.  584  ff.  —  Palgrave, 
Dictionary  of  polit.  economy,  Bd.  I,  London 
1889,  S.  535.  —  Idppert, 


Forbonnais  (Yeron-Duverger), 
Fran^ois^  Sieur  de, 

geb.  am  3.  X.  1722  zu  Le  Maus,  kam  1752 
nach  Paris  und  erhielt  dort  eine  Anstellung 
beim  Controle  general,  wo  er  für  Suspendierung 
der  Abgabe  der  tailles  in  Kriegszeiten,  Erspar- 
nisse an  der  Civilliste,  Beseitigung  der  Gewinn- 
anteile bei  den  Finanzpachten  und  für  andere 
auf  Hebung  der  Öffentlichen  Finanzen  abzielende 
Massregeln  wirkte.  Hierauf  wurde  er  General- 
inspektor der  Münze,  dann  Parlamentsrat  und 
unter  der  Konstituante  Mitglied  der  Finanz- 
kommission. Er  starb  als  Mitglied  des  Institut 
de  France  (seit  1796)  am  20.  IX.  1800  zu  Paris. 
Forbonnais  gehört  der  geläuterten  merkan- 
tilistischen  Bichtung  an,  mit  welcher  ihn  be- 
sonders verbinden:  seine  Vorliebe  für  eine 
grosse  Bevölkerung  und  seine  Verteidigung  der 
Handelsbilanz,  deren  Auffassung  insofern  zum 
Industriesystem  hinüberführt,  als  nach  ihm  der 
Nationalreichtum  auf  der  durch  die  ausländischen 
Absatzwege  geschaffenen  inländischen  Arbeits- 
menge beruht.  Das  Geld  schätzt  er  nur  in 
seiner  Eigenschaft  als  Cirkulationsmittel  und 
macht  den  Wert  des  Geldes  von  dessen  grösserer 
oder  geringerer  Quantität  in  einem  Lande  ab- 
hängig. Den  Luxus  betrachtet  er  als  ein  not- 
wendiges Beizmittel  für  die  industrielle  Thätig- 
keit  und  das  Gedeihen  der  Gesellschaft.  Dass 
das  Wesen  des  Handels,  da  dieser  doch  nach 
wie  vor  in  einem  gegenseitigen  Warenaustausche 
bestehe,  sich  seit  Einführung  des  Metallgeldes 
geändert  habe,  bestreitet  er.  Auch  Forbonnais 
stellt  das  Verlangen  nach  freier  Konkurrenz, 
aber  nur  im  Interesse  der  einheimischen  In- 
dustrie, wie  er  auch  nur  die  Ausfuhr  industri- 
eller Fabrikate  gutheisst.  Die  Produkte  des 
Ackerbaus,  den  er  als  die  wichtigste  Reichtums- 
quelle  schätzt,  will  er  zuvörderst  der  mensch- 
lichen Arbeit,  nicht  der  Natur  oder  der  Kraft 
des  Bodens  zu  verdanken  haben.  Auf  diesem 
Grundsatz  und  auf  seiner  Bekämpfung  der 
Freigabe  des  Getreidehandels  und  der  gesamten 
Kohproduktenausfuhr  beruht  im  wesentlichen 
seine    Feindseligkeit   gegen    die  Physiokraten, 
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welche  ihn  n.  a.  auch  in  eine  jonrnalistische 
Fehde  in  der  „Gazette  du  commerce '^  geg^en 
das  physiokratische  -Journal  de  rafi^ricultnre, 
du  commerce  et  des  nnances"  yerwickelte. 

Von  seinen  Schriften  seien  hier  nur  ge- 
nannt: Elements  du  commerce,  2  Bde.,  1.  und 
2.  Aufl.,  Leiden  1754 ;  dasselbe,  3.  Aufl.,  Leiden 
1766;  4.  Aufl.,  Paris  1796 :  dasselbe  deutsch  u. 
d.  T.:  Der  vernünftige  Kaufmann,  übersetzt 
von  Kästner,  Hamburg  1755.  —  Recherches  et 
consid^rations  sur  les  finances  de  France  depuis 
1595  k  1721,  6  vols.,  Li4ge  1758  und  2  vols., 
Basle  1758.  —  M^moires  et  consid^rations  sur  le 
commerce  et  les  finances  d'Espa^ne,  2  vols.,  Amster- 
dam (recte  Paris)  1761.  —  Principes  et  observations 
^conomiques,  2  Bde.,  Amsterdam  1767 ;  dasselbe, 
deutsch  von  W.  E.  Neuffebauer,  Wien  1767. 
(Die  im  XIV.  Bde.  der  ColTeotion  des  principaux 
^conomistes  wieder  abgedruckten  Principes  ent- 
halten u.  a.  seine  „r^futation"  der  ökonomi- 
schen Tabelle  Quesnays  und  eine  abfällige 
Kritik  der  physiokratischen  Artikel:  „Grains" 
und  „Fermier"  in  der  Encyklopädie.  Die  von 
Forbonnais  selbst  für  die  Encyklopädie  ge- 
lieferten Artikel  Change,  Colonies,  Commerce  etc. 
sind  in  seine  „Elements  du  commerce^'  über- 
gegangen.) —  Observations  succinctes  sur 
remission  de  2  milliards  d'assignats,  Paris  1790. 
Vgl.  über  Forbonnais:  Biographie  universelle 
Bd.  XV,  Paris  1817,  S.  242  ff.  —  E.  Renaudin, 
Forbonnais  in  H.  d.  St.,  Bd.  III,  1892,  S.  ö86. 
—  Palgrave,  Dictionary  of  polit.  economy, 
Bd.  II,  London  1896,  S.  96.  —  Veron-Duverger, 
Forbonnais,  in  Journal  d.  Econ.,  annee  58,  Paris 
1899.  lAppert 


Forsten. 

I.  Bedeutung,  GrGsse  und  Geschichte  der 
Forsten  (S.  1122).  II.  Forstwirtschaft  (S.  1134). 
III.  Forstpolitik  (S.  1150). 

I. 

Bedentang,  Grosse  und  Geschichte 
der  Forsten. 

1.  Die  Bedeutung  der  F.  2.  Grösse, 
Verteilung  und  Besitzstand  der  Wälder 
Europas.  3.  Die  Geschieht«  der  F.  und  der 
Forstwissenschaft:  a)  Waldeigentum;  b)  Ein- 
forstung;  c)  Forstgesetzgebung;  d)  Waldbe- 
nutzung ;  e)  die  EntwickeTung  der  Forstwissen- 
schaft; f)  das  forstliche  ünterrichtswesen. 

1.  Die  Bedeatang  der  F.  im  Haus- 
halte des  Menschen  und  der  Völker  be- 
misst  sich  nach  der  wirtschaftsgeschicht- 
lichen Entwickelung,  nach  der  geographi- 
schen Lage  und  nach  den  nationalen  Er- 
werbsverhältnissen eines  Landes  (Finland 
einerseits  und  England  andererseits!).  Das 
objektive  Moment  der  blossen  Bedarfsbefrie- 
digimg durch  die  Güterproduktion  tritt  um 
so  mehr  in  den  Hintergrund,  je  rascher  und 
intensiver  sich  die  Kultur  nnd  der  Verkehr 
eines  Landes  entwickelt.  Die  ökonomische 
Aufgabe  der  Forstwirtschaft  im  Kultur- 
staate ist,  Tausehwerte  zu  erzeugen  und  die 
bereits  vorhandenen  Forstpi-odukte  tausch- 
wert  zu  machen.    Die  auf  dieses  Ziel  ge- 


richtete wirtschaftliche  Thätigkeit  hat  isi<::h 
aber  abzufinden  mit  den  Forderungen  der 
ökonomischen  Politik  und  der  forstlieheu 
Technik.  Das  Hauptprodiikt  der  Forsten  ist 
das  Holz.  Dagegen  ist  und  war  die  Mög- 
lichkeit der  Hoknutzung  nicht  immer  «ler 
unmittelbare  Zweck  derßndehung  und  Pflege 
der  Forsten.  Letzterer  kann  vielmehr  einer- 
seits auf  die  Erzeugung  und  Grewinnun^ 
anderer  für  die  wirtschaftliche  Existenz  tle> 
Menschen  zeitlich  notwendiger  oder  erwünsch- 
ter Güter  gerichtet  sein  (Jagd,  Mast,  Weide, 
Harz,  Laub,  Honig  etc.),  andererseits  auf 
Erreichung  der  mittelbaren  Vorteile,  welche 
der  Wald  für  die  Kultur  eines  Landes  und 
das  Wohlbefinden  seiner  Bewohner  unter 
Umständen  gewähren  kann. 

Soweit  die  Bedeutung  der  Forsten  in  der 
Produktion  von  Gütern  mit  Tauschwert  liegt, 
erlangt  die  Forstwirtschaft  einen  subjektiven 
Charakter.  Ihr  ökonomischer  Effekt  ist  din?kt 
messbar  durch  die  Grösse  des  Einkommens, 
welches  l>eim  volkswirtschaftlichen  Prozesse 
der  Güterverteilung  erzielt  wird.  Die  Wohl- 
fahrtswirkungen des  Waldes  für  Land  und 
Volk  dagegen  sind  Gemeingut  aller.  Sie 
werden  dankbar  gewürdigt  und  empfimdeiu 
sind  aber  nicht  messbar.  —  Von  diesen  Ge- 
sichtspunkten aus  kann  man  von  einer  pri- 
vatwirtschaftlichen und  staatswirtschaftlichen 
Bedeutung  der  Forsten  sprechen.  In  wel- 
cher Weise  sich  dieselbe  äussert,  lehrt  die 
Forstpolitik. 

2.  Grosse,  Yerteilniig  und  Besitz- 
stand der  Wälder  Europas.  Nach  dem 
gegenwärtigen  Stande  der  Statistik  beträat 
die  Waldfläche  Eiux)pas  306800741  ha  und 
nimmt  von  der  Gesamtausdehnung  dieses 
Erdteils  31®/o  oder  knapp  ein  Drittel  ein. 
Die  grösste  Bewaldungsziffer  zeigen  Finland. 
Bosnien-Herzegowina  und  Schweden,  die 
geringste  Portugal,  Grossbritannien,  Däne- 
mark imd  die  Niederlande.  Die  angefülir- 
ten  Zahlen  beruhen  zwar  auch  in  den  nicht- 
deutschen  Staaten  zumeist  auf  den  neuesten 
amtlichen  Angaben,  sind  aber  niditsde$t«> 
weniger  oft  sehr  unzuverlässig,  da  abgesehen 
von  dem  rohen  Vermessungsverfahren  rder 
der  blossen  Schätzung  der  Flächen  der  Be- 
griff »Wald«  in  den  verschiedenen  Ländern 
sehr  verschieden  aufgefasst  wird  und  nament- 
lich in  den  südlichen  und  nördlichen  Staaten 
die  mit  einzelnen  Bäumen  bestockten  Weide- 
flächen als  holztragendes  Gelände  katastriert 
sind.  In  diesen  Zahlen  ist  auch  die  soge- 
nannte unproduktive  Fläche  (Wege,  Blossen, 
Gewässer)  mit  eingerechnet. 

Deutsches  Reich.  Die  Flächenaus<leh- 
nung  der  Wälder  zu  Anfang  des  19.  Jalir- 
htmderts  ist  nicht  bekannt.  Aber  soviel  ist 
gewiss,  dass  die  Waldflächen  im  Laufe  des 
Jahrhunderts  zugenommen  haben  und  die 
oft  laut  gewordenen  Klagen  über  zunehmende 
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Die  Wälder  Europas. 

Staaten 

Wald- 
fläche 

15 

ha 

-^1 
5^g 

MI3 

II 

Deutsches  Reich  . 

13  956  827 

25,8 

0,27 

32,9 

Oesterreich  .    .    . 

9  709  620 

32,3 

0,41 

7,3 

Ungarn   .... 

9074121 

27,9 

0,52 

16,0 

Schweiz  .... 

847805 

20,5 

0,29 

4,4 

Frankreich  .    .    . 

9521249 

17,8 

0,25 

11,8 

Italien     .... 

4092736 

14,2 

0,13 

4,0 

Spanien    .... 

8484000 

17,0  0,52 

84,0 

Portugal .... 

310000 

3,5  1  0,06 

8,0 

Grosshritannien    . 

I  217296 

3,8 

0,08 

3,6 

Belgien    .... 

503241 

17,1 

0,08 

5,0 

Dänemark    .    .    . 

241  430 

6,4 

0,10 

24,0 

Niederlande .    .    * 

231  596 

7,0 

0,05 

? 

Schweden     .    .    . 

195307^9 

44,0 

3,60 

27,2 

Norwegen    .    .    . 

6817900 

21,0 

3,40 

11,6 

Europ.  Kussland  . 

188623471 

37,6 

1,82 

63,0 

Finland    .... 

20215400 

61,6 

8,15 

40,0 

Türkei     .... 

2500000 

8,01    ? 

? 

Bulgarien     .    .    . 

4309570 

45,0 

1,30 

? 

Bosnien  u.  Herze- 

gowina    .    .    . 

2  708  595 

53,0 

1,73 

70,2 

Serbien     .... 

969  100 

20,0 

0,41 

? 

Rumänien    .    .    . 

2  037  489 

16,9 

0,40 

47,0 

Griechenland    .    . 

820000 

15,8 

0,37 

80,0 

Luxemburg .    .    , 

78576 

30,4 

0,36 

0,0 

Europa     .... 

306  800  741 

31,0 

0,82 

— 

Entwaldung  völlig  unberechtigt  sind.  Es 
betrug  die  Gesamtforstfläche  nach  der  amt- 
lichen Statistik 


1878  13  872  926  ha 
1883  13  908  398  ha 
1893  13956827  ha 
Ganz   zuverlässig 


Zunahme  35472  ha 
Zunahme  48429  ha 
sind   allerdings   diese 


Zahlen  nicht,  und  deswegen  sind  auch  die 
nachgewiesenen  Aenderungen  mit  Vorsicht 
zu  beurteilen.  Bei  der  Berufszählimg  im 
Deutschen  Keich  von  1895  wurde  die  Ge- 
samtwaldfläche mit  13725930  ha  gefunden. 
In  der  offiziellen  Bearbeitung  dieser  Statis- 
tik wird  aber  darauf  hingewiesen,  dass  die 
Differenz  gegen  1893  hauptsäclüich  auf  Irr- 
tümer bei  der  1895  er  Erhebung  ziurückzu- 
f Uhren  ist  und  »dass  es  trotz  der  umfassend- 
sten Nacherhebimgen  nicht  gelungen  ist,  im 
Jsdire  1895  alles  Forstland  zur  Anschreibung 
zu  bringen«. 

Von  der  gesamten  Forstfläche  entfallen 
auf  Preussen  allein  58,7  ®/o,  auf  Bayern  18,0®/o 
und  auf  die  sämtlichen  übrigen  deutschen 
Staaten  23.3  ^/o.  —  Bei  Vergleichen  der  Be- 
waldungsziffem  darf  die  Grösse  der  einzel- 
nen Staaten  nicht  unberücksichtigt  bleiben. 
Süddeutschland  einschliesslich  Elsass-Loth- 
ringen  ist  relativ  stärker  bewaldet  als  Nord- 
deutschland. In  absoluten  Zahlen  aber  hat 
allein  der  Regierungsbezirk  Potsdam  mehr 
Waldfläche  als  jeder  der  drei  Staaten  Sach- 


sen, Württemberg  und  Baden:  die  Provinz 
Schlesien  hat  soviel  Waldungen  als  Würt- 
temberg und  Baden  zusammen,  Ostpreussen, 
Posen  und  Schlesien  besitzen  beinahe  soviel 
als  das  Königreich  Bayern.  —  üeber  den 
Besitzstand  giebt  die  Tabelle  auf  Seite  1124 
Aufschluss.  Danach  befindet  sich  von  der 
Gesamtwaldfläche  des  Deutschen  Reiches  ein 
Drittel  im  Besitz  des  Staates. 

In  Frankreich  betrug  nach  den  An- 
gaben von  Moreau  de  Jonnes  die  Ge- 
samtwaldfläche 1750  15  Millionen  ha,  17888,0, 
1792  6,6.  Während  der  Revolution  wurde 
das  Kirchengut  verkauft  und  ein  grosser 
Teil  der  dazu  gehörigen  Waldungen  (1,1 
Millionen  ha)  verteilt  und  ausgestockt.  Die 
gegen  die  ausgewanderten  grossen  Grund- 
eigentümer verhängten  Gliterkonfiskationen 
hatten  für  einen  beträchtlichen  Teil  der 
Waldungen  gleiche  Folgen ;  auch  die  Staats- 
forsten wurden  geplündert.  1804  schätzte 
man  die  Gesamtwaldfläche  (einschliesslich 
des  Zuwachses  von  Belgien,  Rheingau,  Nizza, 
Monaco,  Savoyen)  auf  5,9  imd  1825  auf  6,5 
Millionen  ha. 

Die  Geschichte  der  französischen  Staats- 
waldungen ist  nicht  ohne  Interesse.  In  der 
2.  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  befürwortete 
erstmals  Mirabeau  und  1784  Mustel  den 
Verkauf  derselben.  Nachdem  1789  infolge 
der  Revolution  die  Waldungen  der  Kirche 
säkularisiert  worden  waren,  tauchte  sofort 
die  Fi-age  des  Verkaufes  wieder  auf.  Die 
Nationalversammlung  indessen  erklärte  durch 
G.  V.  23.  August  1790  alle  Staatswaldungen 
für  unveräusserlich.  1791  wurden  die  Güter 
der  königlichen  Familie  konfisziert,  so  dass 
unter  Zurechnung  der  vielen  inzwischen 
ebenfalls  eingezogenen  Privatwaldungen  die 
Staatsforsten  in  diesem  Jahre  4,7  Millionen  ha 
umfassten.  Aber  schon  1792  wiuxle  dem 
gesetzgebenden  Corps  der  Vorschlag  auf 
Veräusserung  der  Staatswälder  wieder  unter- 
breitet, um  aus  dem  Erlös  die  grosse  Na- 
tionalschuld zu  decken.  Die  Societ§  royale 
d'agricultm'e,  hierüber  befragt,  widerriet  auf 
das  entschiedenste  den  Verkauf,  aber  ohne 
Erfolg.  Es  ging  von  da  ab  unaufhaltsam 
abw^ärts.  So  oft  man  Geld  brauchte,  ver- 
silberte man  wieder  einen  Teil  des  Staat«- 
waldes,  obwohl  durch  den  Code  forestier 
von  1827  die  Freiheit  der  Privatwaldwirt- 
schaft wieder  eingeschränkt  worden  war. 
1795  betrug  die  Staatswaldfläche  2,59  Mil- 
Honen  ha,  1820  1,21,  1834  1,03,  1848  1,02, 
1872  1,00.  Von  da  ab  wie<ler  langsame 
Vermehrung.  Im  ganzen  wimien  von  1814 
bis  1870  352645  ha  um  306,4  Millionen 
Francs  verkauft.  Der  Verlust  von  Elsass- 
Lothringen  kostete  dem  französischen  Staat 
150785  ha  Wald  (Staatsforste  und  Staats- 
anteilforste). Der  gegenwärtige  Besitzstand 
(1897)  ist:  1124118ha  Staats-,  1923538  ha 
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Die  Wälder  der  deutschen  Bundesstaat 

en  nach 

L  der  Statistik  von  1893. 

o^i- 

b. 

Besitzstand  in  Prozentei 

i 

Staaten  mid  Landesteile 

Wald- 
fläche 

i2i^ 

1  ns  S 

b 

^    .         1 

ii 

ha 

Sgl 

^  > 

|£5 

9 

Ge 

mein 

fors 

51 

CO 

m 

uz 

Deutsches  Reich 

13956827 

25,8 

0.27 

32,9 

15,6 

1,3 

2,3 

47.5 

Prenssen 

8  192  «;o!; 

23,5 

0.26 

30,9 

J2,5 

1,0 

2,7 

52.9 

Bavem 

2  S08  088 

33,1 

0,43 

34,8 

12,6 

1.7 

1,8 

49,1 

Sachsen  (Königreich) 
Württemberg 

387  728 
599  853 

26,0 
30,8 

0,10 
0,29 

43,6 
32,4 

5,6 
•29,5 

2,1 

2,3 

0,2 
1,3 

48.5 

34.5 

Baden 

566  159 

37,5 

0,33 

18,8 

45,0 

2,4 

0,4 

33.4 

Hessen 

240706 

31,3 

0,23 

29,2 

36,9 

0,3 

0,9 

33.3 

Mecklenburg-Schwerin 
Sachsen-Weimar 

233  681 

17,8 

0,39 

46,4 

9,4 

5,3 

0,0 

3^,9 

92567 

25,6 

0,27 

46,7 

16,3 

1,5 

5,0 

30:5 

Mecklenbnrg-Strelitz 

61  010 

20,8 

0,60 

68,9 

0,3 

30.8 

Oldenburg 

67852 

10,6 

0,18 

34,9 

10,5 

1,0 

0,0 

^3.6 

Braunschwei^ 

108648 

29,9 

0,25 

73,3 

1,5 

0,2 

15,3 

9:7 

iSachsen-Meiningen 

103497 

41,9 

0,44 

41,4 

22,6 

0,7 

9,0 

26,3 

Sachsen-Ältenburg 

36  106 

27,3 

0,20 

47,9 

2,3 

1,6 

1,4 

46.8 

Sachsen-Coburg-Gotha 

58  739 

30,0 

0,27 

64,7 

11,3 

0,5 

6,0 

17.5 

Anhalt 

57015 

24,9 

0,19 

74,8 

2,2 

0,4 

0,1 

22,5 

Schwarzb.-Sondershausen 

26354 

30,6 

0,34 

64,0 

11,3 

0,9 

10,7 

13.1 

Schwarzburg-Rudolstadt 

41626 

44,1 

0,41 

47,0 

10,8 

1,0 

3,6 

37.Ö 

Waldeck 

42992 

38,4 

0,74 

62,9 

22,5 

0,6 

1,6 

IM 

Reuss  ä.  L. 

11414 

36,1 

0,17 

37,7 

3,1 

— 

59.3 

Reuss  j.  L. 

31  132 

37,7 

0,24 

53,3 

2,4 

1,2 

0,0 

43,1 

Schaumburg-Lippe 

7  102 

20,9 

0,17 

91,8 

1,3 

0,0 

6.q 

Lippe 

32978 

27,2 

0,24 

53,5 

9,3 

!       0,4 

1,1 

.    35J 

Lübeck 

4008 

13,4 

0,05 

71,6 

0,2 

'      12,1 

1      0,0 

16.1 

Bremen 

352 

1,4 

0,00 

15,7 

8,7 

75.0 

Hamburg 

1716 

4,2 

0,00 

65,4 

4,4 

0,0 

__ 

30.2 

Eisass-Lüthringen 

442998 

30,5 

0,27 

34,2 

44,8 

0,6 

204 

Die  Wälder  Oesterreichs  und  Ungarns. 
Nach  dem  Statistischen  Jahrbuch  des  Ackerbauministeriums  für  1895  und  Dimitz,  Oesterreicla 
Forstwesen  1848 -1888,  Wien  1890;  A.  Bedo,  Die  \%irtschaftliche  und  kommerzielle  Beschreibung 
der  Wälder  des  ungarischen  Staates,  Budapest  1896. 


0        ,    ^ 

-^ 

£  j> 

• 

^ 

Privatforste       h 

« 

Staaten  und 

1 

esfor 
flöge 
leind 

•53  £ 

0 

ifd 

Ländergruppen 

c8 

Land 

Vern 

geir 

a«2 
0 

1 

3 

3  a 
^0 

HH 

ha 

^,0 

O'O 

0, 

^/o 

0' 
10 

0, 

% 

0/      '    0 

IQ      ,         0 

0 

Oesterreich  1895 

97096201   6,5 

3,1 

0,0 

0,2 

14,9 

4,0 

8,2 

34,0  ;  29,1   p.3 

Niederösterreich 

681495'    4,1 

0,1 

0,1 

_ 

4,8 

5,9 

15,0 

23,0 

47,0 

34,2 

Oberösterreich 

407  758 

13,8 

6,1 

— 

0,9 

6.0 

8,7 

7,4 

57.1 

34.0 

Salzburg 

231  889 

57,9 

— 

— 

4.3 

0,5 

5,0 

32,3 

324 

Tirol  und  Vorarlberg 

I  108  576 

10,2 

0.0 

0.0 

— 

53,6 

1,0 

0,2 

12,0 

2S,0 

37,7 

Steiermark 

1  073  937 

5,3 

2,5  -    — 

1,4 

3,0 

5,4 

1,8 

30,0 

!;a6 

48.0 

Kärnthen 

456871 

3,1 

2,9      0,1 

3,7 

3,0 

11,0 

25,0  51,1 

44,2 

Krain 

442  309 

2,5 

0,4  .  0,0 

— 

9,3 

0,6 

11,5 

23,7   52,5 

44.4 

Görz,  Istrieu,  Triest 

230  779 

5,6 

0,0     — 

— 

37,0 

1,7 

0,5 

4,0  ,  51,2 

29.3 

Dalmatien 

382  643 

0,8 

0.0 

0,7 

— 

=^9,0 

1,2 

0,4 

0,8     37,1   !  29,7 

Böhmen 

1  507  325 

0,4 

0,1 

— 

12,2 

4,6 

25,3 

38,9   1  18,5  '  29,0 

Mähren 

609  993 

— 

— 

8,4 

8,8 

16,1 

45,7     21,0    27.4 

Schlesien 

174  HO 

— 

— 

— 

— 

4,4 

25,7 

29,8 

23,2     16,9     33^^ 

Galizien 

I  954  068 

10,3 

o,«^ 

— 

— 

5,5 

3,5 

0,7 

71,5         8,0  ;  25.7 

Bukowina 

447  867 

0,3 

50,8 

— 

13,5 

22,1    !  13,3   !  43,1 

Ungarn    1895 

9074  121 

16,0 

0,81 

17,7 

18,5 

5,8 

6,. 

35,2         27,9 

Ungarn 

7  543  679 

15,3 

0,98 

12,9 

20,1 

6,5 

7,3 

'         '1 

37,0       1  20.7 

Kroatien,  Slavouien 

1530442 

19,1 

- 

- 

41,4 

10,4 

2,4 

26 

,6       1 

36,0 
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Korporations-,  6473  593  ha  Privatwaldnngen. 
Letztere  Ziffer  ist  indes  unsicner.  Die 
Waldungen  Algiei-s  umfassen  3,2  Millionen  ha, 
«lavon  sind  2,5  Millionen  ha  Staatsforste. 

Die  Staats-  und  Fondsgiiter  Oester- 
reichs  (meist  Forste)  betrugen  1800  noch 
3,9  Millionen  ha;  durch  Ablösungen,  Wald- 
rodungen und  Verkäufe  verminderte  sich 
diese  Fläche  bis  1850  auf  2,1  Millionen  ha 
(hiervon  1,3  Millionen  ha  Staatswald).  Diu-ch 
-weitere  Verkäufe  schmolz  die  Fläche  der 
Staatsfoi-sten  bis  18S5  auf  634000  ha  zu- 
sammen. Von  der  gesamten  Landesfläche 
l>otrugen  die  Staats-  imd  Fondsgüter 


1800 

1835 

1850 

1865 

1875 

1880.84 

13,1 

11,2 

7,1 

6,5 

4,5 

4,5% 

In  der  letzten  Zeit  weist  die  Staatswald- 
flilche  wieder  eine  Zunahme  auf.  Sie  betrug 
1S95  714676  ha;  Staats-  und  Fondsforste 
zusammen  1023912  ha. 

Von  der  Gesamtwaldfläche  der  Schweiz 
nehmen  die  Staatsforsten  4,4,  Gemeinde- 
uud  Genossen  forsten  66,6,  Privatforsten 
29,00.0  ein  (1899). 

Russland  besitzt  (1809)  118904897  ha 
Staats-  und  69718574  ha  Korporations-  und 
Privatwaldungen.  Die  Bewaldung  nimmt 
zu  von  Süden  nach  Norden.  Das  Bewal- 
dungsprozent  beträgt  im  Gouvernement  St. 
Petersburg  44,  Archangel  45,  Ufa  46, 
Novgorod  49,  Pskow  52,  Wjatka  54, 
Kostroma  60,  Olonez  63,  Perm  70,  AVologda 
S6.  Die  Gouvernements  Archangel,  Perm 
und  Wologda  umf aussen  allein  eine  Wald- 
fläche von  107  Millionen  ha,  d.  i.  eine 
Fläche  doppelt  so  gi-oss  wie  die  Gesamt- 
fläche des  Deutschen  Kelches.  Auf  den 
Kopf  der  Bevölkening  troffen  in  Archangel 
135  lia,  Perm  8  ha,  A\'ologda  27  ha.  —  Die 
elf  Gouvernements  des  Kaukasus  umfassen 
8  048  000  ha  oder  17  ^/o  der  Landesfläche. 

Die  existierenden  Angaben  über  die  Be- 
waldimgsziffer  der  übrigen  vier  Weltteile 
sind  völlig  wertlos.  Die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  umfassen 
(nach  Ferne w)  202  Millionen  ha  wirkliche 
Wälder,  das  sind  ca.  25  "/o  der  gesamten 
l^andesfläche.  Die  Bewaldungsziiffer  der 
einzelnen  Staaten  schwankt  zwischen  63  ^/o 
(Maine)  und  3^/0  (Nevada).  —  Japan  hat 
12,7  Millionen  ha  Wald;  Bewaldungsziffer 
29 "o  ;  die  Hälfte  davon  ist  Staatswald. 

Die  geographische  Verteilung  des  Wal- 
des in  horizontaler  und  vertikaler 
Richtung  ist  abhängig  von  den  Ansprü- 
chen der  einzelnen  Holzarten  an  das  Klima. 
In  Mitteleuropa  liegt  die  obere  Grenze  in 
folgenden  Höhen  (m): 
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3.  Die  Geschichte  der  F.  und 
der  Forstwirtschait  a)  Waldeigen- 
tum. Das  erste  Waldeigentumsverhält- 
nis begründeten  die  Markgenossenschaf- 
ten. Für  diese  älteste  Form  einer 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Organisation 
bildete  der  gemeinsame  Besitz  an  Wald 
und  Feld  die  Grundlage  der  Zusam- 
mengehörigkeit und  der  wirtschaftlichen 
Existenz.  Die  Markgenossenschaften  waren 
über  ganz  Deutschland  verbreitet  und  fehl- 
ten niu-  in  den  slavischen  Landesteilen  des 
östlichen  Deutschland.  Ti'Otz  der  grossen 
Ausdehnung  des  Markwaldes  blieben  abseits 
der  allgemeinen  Verkehrsstrassen  mid  frucht- 
baren Gegenden  noch  grosse  Waldkomplexe 
übrig,  die  res  nullius  waren.  Diese  erklär- 
ten die  fi-änkischen  Könige  als  ihr  Eigentum. 
Ausserdem  ist  in  den  Yolksgesetzen  vom  6. 
Jahrhundert  ab  auch  von  einem  Privateigen- 
tum am  Walde  die  Kede  (lex  Bajuvarionun, 
1.  Ripur.,  1.  Yisigoth.),  woraus  geschlossen 
werden  kann,  dass  schon  vor  dieser  Zeit 
grundherrliches  P]igentum  bestand.  Denn  der 
kleine  Bauer  wird  kaum  im  stände  gewt^sen 
sein,  neben  der  mächtigen  Markgenossenschaft 
und  der  königlichen  Gewalt  ein  Stück  Wald 
für  sein  Eigentum  zu  erklären  und  als  sol- 
ches zu  beliaupten.  Von  diesen  drei  Be- 
sitzeskat egorieen,  nämlich  kcmiglicher  Wald, 
Markwald  und  Privatwald,  gc^wann  letzterer 
vom  8.  Jalu-hundert  ab  auf  Kosten  der  bei- 
den anderen  wesentlich  an  Ausdehnung. 
Denn  von  da  ab  entwickelte  sich  die  Grund- 
herrschaft zur  ei-sten  wirtschaftlichen  Macht 
und  riss  den  gnissten  Teil  des  königlichen 
Waldes  und  des  Markeigentums  an  sich. 
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An  die  weltlichen  Grossen  verliehen  die 
Könip:e  zunächst  widemiflich  in  Form  von 
Benefizien  gi*osse  Strecken  Waldes  zur 
Nutzung  als  Lohn  filr  die  Erfüllung  der 
Yasallenpflicht.  Mit  der  Erblichkeit  der 
Lehen  gingen  seit  dem  11.  Jahrhundert  diese 
Wälder  in  das  Eigentum  der  B(»lohnten  über 
und  waren  für  das  Reichsgut  für  immer 
verloren.  Ein  anderer  Teil  der  Reichsforste 
wimie  später  an  Städte  und  Fürsten  ver- 
kauft oder  verpfändet  ohne  spätere  Wiedor- 
einlösung.  Noch  grössere  Einbussen  erlitt 
das  Reichsgut  durch  die  Zuwendungen  des- 
selben an  die  Kirchen  und  die  Klöster.  Den 
alten  und  neu  entstehenden  Bistümern 
schenkten  die  Kon  ige  vom  8.  bis  12.  Jahr- 
hundert unermessliche  Strecken  Landes  ein- 
schliesslich der  Waldungen.  Die  zahlreichen 
neu  gf^gi-ündeten  Klöster  waren  auf  die 
Kolonisation  und  Rodung  in  den  grossen 
imbewohnten  Waldg(?bieten  angewiesen  und 
erwarb(*n  damit  ebenfalls  weitausgodehnte 
Waldungen  (Cistercieusor).  Auf  diese  Weise 
ging  der  königliche  Waldbesitz  in  die 
Hände  der  weltlichen  und  geistlichen  Grund- 
hen-schaften  über,  so  dass  um  das  14.  Jahr- 
hundert nur  noch  wenige  Ueberreste  des- 
selben vorhanden  waren. 

Auch  der  Bestand  des  markgenossen- 
schaftlichen Waldeigentums  war  nicht  von 
langer  Dauer.  Die  urspn'lnglich  freien  und 
autonomen  Markgenossenschaften  konnt(^n 
ilu*e  sozialistische  Organisation  nicht  aufrecht 
erhalten.  Die  Gleichheit  des  Besitzes  ging 
durch  die  Teilung  und  den  Verkauf  von  Hufen 
verloren.  Die  aus  der  Reihe  der  höchst 
begüterten  Mai-kgenossen  gewählten  Ober- 
mäi-ker  sowohl  vde.  die  in  der  Mark  ge- 
sessenen Grundherren,  die  das  Obennärker- 
amt  dauernd  an  sich  zu  bringen  wussten, 
gestalteten  im  Laufe  der  Zeit  ihr  Amt  und 
Schutzrecht  zu  einem  Obereigentum  an  der 
jyiark  aus.  Die  politische  Machtlosigkeit 
vieler  Markgemeinden  gab  den  benachbarten 
GrundheiTen  willkommenen  Anlass,  Schirm 
und  Schutz  der  Genossenschaft  anzubieten 
und  damit  die  Oberhen-schaft  über  dieselbe 
zu  gewinnen.  Nach  der  Ausbildung  der 
Landeshoheit  nahmen  die  Landeshen-en  das 
Obermärkei-amt  überall  da, wo  es  nicht  in  festen 
Händen  war,  als  ein  ihnen  zustehendes  Ho- 
heitsrecht in  Anspruch  und  damit  auch  die 
Territorialgewalt  über  den  Markwald.  End- 
lich verloren  auch  viele  Markgenossenschaften 
das  freie  Verfügungsrecht  über  ihren  Wald 
dm*ch  die  Einforstungen  seitens  der  Könige 
und  später  der  Landeshen^n.  —  Alle  diese 
geschichtlichen  Wandlungen  hatten  die 
Folge,  dass  die  Markgenossen  das  Obereigen- 
tum an  ihrem  Wald  verloren  und  zu 
blossen  Nutzungsberechtigten  herabgedrückt 
wurden.  Das  im  15.  Jahrhundert  aufge- 
nommene römische  Recht  differenzierte  diese 


Eigentumsverschiebung  noch  in  viel  stärke- 
rem Masse,  indem  es  dem  Grund-  und 
Landesherm  das  ausschliessliche  Eigentums- 
recht an  dem  Markwald  zusprach  und  die 
Nutzungsrechte  der  Markgenossen  zu  dinsr- 
lichen  Rechten  (Servituten)  stempelte.  Auf 
diesem  Wege  ging  ein  grosser  Teil  de- 
Markwaldes  in  das  Privateigentum  der 
weltlichen  imd  geistlichen  Grund-  uinl 
Landesherren  über. 

Der  gegen  Ende  des  Mittelalters  vor- 
liandene  Privatwaldbesitz  der  Grund-  imd 
Landesherren  setzte  sich  daher  in  der  Haupt- 
sache aus  Teilen  der  früheren  Königsforste 
und  3ffarkwaldungen  zusammen.  Soweit  die 
Landesherren  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
souverän  blieben,  gingen  diese  Waldungen 
in  das  Eigentum  oder  in  den  ganzen  oder 
teilweisen  Nutzgenuss  des  Staates  über. 
Auch  die  Waldungen  der  geistlichen  Gnmd- 
herren  kamen  durch  die  Säkularisation  in 
die  Hände  des  Staates.  Alle  übrigen  Grund- 
herren (Adeligen)  dagegen  blieben  im  Privat- 
besitz dieser  friiheren  königlichen  und  mark- 
genossenschaftlichen Wälder. 

Um  Beginn  des  14.  Jahrhunderts,  mit 
welchem  zugleich  die  Aera  der  Waldrodun- 
gen in  ausgedehntem  Massstabe  abgeschlossen 
hatte,  lagen  die  Waldeigentumsverhältnis^e 
so,  dass  neben  den  wenigen  Reichsforsten 
die  landes-  und  grundherrlichen  Waldungen 
die  grössten  Flächen  einnahmen.  Von  dies»?n 
zweigten  sich  dann  die  nur  im  NutzUngs- 
besitz  befindlichen  Lehens-,  Zins-,  Stif- 
tungswaddungen  ab.  Das  Privatwaldeigen- 
tum der  wenigen  freien  Bauern  spielte  keine 
Rolle.  Es  entstand  wahrscheinlich  mit  der 
Inforestierung  der  Königsforsten,  indem  man 
den  Anwohnern,  die  bisher  darin  freie 
Nutzung  hatten,  besondere  Waldteile  zu 
Eigentum  abtrat,  weil  sie  die  gebannten 
Forste  nicht  mehr  betreten  durften  (Guts- 
oder Heimhölzer).  Später  geschah  dies  nicht 
mehr,  sondern  man  begründete  ein  gemein- 
sames Eigentum,  indem  die  bisher  aus  dem 
Walde  Nutzungen  Beziehenden  zu  Forstbe- 
lechtigten  wurden. 

Das  Schicksal  der  von  den  Grundherren 
nicht  aufgesaugten  Markwaldungen  war  ein 
Wechsel  volles.  Viele  derselben  wurden  zu 
Privateigentum  aufgeteilt.  Schon  seit  dem 
13.  Jahrhundert  fanden  Markteilungen  statt: 
sie  wurden  später  noch  belustigt  diirdi 
das  römische  Recht,  wonach  jeder  Miteigen- 
tümer der  des  deutschrechtlichen  Charakters 
entkleideten  Genossenschaft  die  reale  Tei- 
lung verlangen  konnte,  und  um  die  Wende 
des  19.  Jahrhunderts  diuch  die  volkswirt- 
schaftliche Lehre  von  der  Schädlichkeit  des 
Gemeineigentums  (Gemeinheitsteilung  p 
Norddeutsohland  imd  AJtbayern).  Ein 
anderer  Teil  der  Mai'kwaldungen  ring  auch 
schon  in  früheren  Zeiten  durch  das  Recht 
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des  Neubruchs  verloren,  d.  h.  das  Recht 
der  Angehörigen  der  Markgenossen,  durch 
Waldrodung  freies,  dem  Flurzwange  nicht 
unterworfenes  Land  zu  vollem  Eigentum  zu 
er^'erben. 

Diejenigen  Mai*kgenossenschaften ,  die 
dem  ÖrundheiTU  und  ^  den  Aufteilungsbe- 
strebungen trotzend,  ihre  Selbständigkeit 
bis  zum  Ende  des  Mittelalters  gewahrt 
hatten,  mussten  von  da  ab  ihre  rechtliche 
Grundlage  der  nun  neu  entstehenden  poli- 
tischen Gemeinde  anpassen.  Bis  zum  16. 
Jahrhundert  war  die  Markgenossenschaft 
eine  durch  die  Allmende  und  den  Mai*k- 
^'ald  zusammengehaltene  landwirtschaftliche 
Genossenschaft,  die  ihre  wenigen  öffentlich- 
rechtlichen Yerpflichtungen  gleichsam  im 
Nebenamte  mitbesorgte.  Diejenigen  in  dem 
Gebiete  der  Mark  ansässigen  Leute,  welche 
keine  Hufe  besassen  und  somit  nicht  mark- 
berechtigt waren  (Häusler,  Handwerker), 
wurden  durch  Zuweisung  von  Wald-  und 
Allraendenutzung  im  Wege  der  Vergünsti- 
^ng  unterstützt  und  existenzfähig  er- 
halten. Nun  entstand  die  politische  Orts- 
^emeinde,  die  die  Gesamtheit  aller  Ein- 
wohner umfasste  und  durch  üebernahme 
offentlichrechtücher  Aufgaben  (Armenwesen) 
ein  Organ  des  Staatswesens  wurde. 

Die  rechtliche  Stellung  des  bisherigen 
Markwaldes  gegenüber  der  politischen  Ge- 
meinde erlitt  nun  verschiedene  Aenderungen 
imd  zwar  in  folgender  Weise:  1.  Der 
Markwald  wurde  Eigentum  der  poütischen 
Oi-tsgemeinde  in  der  Art,  dass  die  Erträge 
dai-aus  zur  Bestreitung  der  Gemeindebe- 
düi-fnisse  verwendet  werden  (Kämmereiver- 
mögen). 2.  Der  Markwald  wurde  Eigen- 
tum der  politischen  Ortsgemeinde,  der  Ge- 
nuss  derselben  steht  aber  bestimmten  oder 
allen  Gemeindemitgliedern  zum  Privatge- 
brauche zu  (AUmendgenuss,  Bürgerholz, 
Gemeindenutzen).  3.  Die  Markgenossenschaft 
bleibt  als  privatrechtliche  Genossenschaft 
innerhalb  der  politischen  Gemeinde  im 
Eigentum  und  (ienuss  des  Gemeinwaldes 
imd  wird  entweder  zur  Realgemeinde  (Alt- 
gemeinde), wenn  die  Mitgliedschaft  durch 
den  Besitz  eines  berechtigten  Hofes  bedingt 
ist,  oder  zur  Nutzungsgemeinde,  wenn  die 
Rechte  am  Gemeinwald  persönlich  und  frei 
veräusserUch  sind  (Haubergsgenossenschaften 
im  Rheinland  und  in  Westfalen,  Gehöfer- 
schaften  etc.).  In  jenen  Fällen,  in  welchen 
die  Genossenschaft  ihren  Wald  an  die  poli- 
tische Gemeinde  freiwillig  oder  gezwungen 
abtrat,  wurden  die  Anteilsrechte  der  Ge- 
nossen zu  dinglichen  Rechten  am  Gemeinde- 
wald. —  Soweit  die  gegenwärtig  vorhandenen 
Gemeindewaldungen  nicht  markgenossen- 
schaftlichen Ursprunges  sind,  sind  sie  ent- 
weder durch  Kauf,  Oedlandsaufforstung, 
Schenknmg  oder  als   Abfindungsmittel  für 


abgelöste  Forstrechte  in  den  Besitz  der  Ge- 
meinden gekommen.  Nach  der  allerdings 
nicht  zuverlässigen  Statistik  von  1895  (Be- 
rufszählung) sind  im  Deutsclien  Reiche 
1340160  ha  sogenannte  AUmendwaldmi^n 
(Kat.  2)  vorhanden  und  zwar  hauptsächlich 
in  Hannover,  Hessen -Nassau,  Rheinland, 
Fi-anken,  Württemberg,  Baden,  Elsass-Loth- 
ringen.  Füi*  die  Gemeindewaldimgen  nach 
Kat.  1  (politische  Gemeinde)  verbleiben  dann 
von  der  1893  erhobenen  Fläche  aller  Ge- 
meindewaldungen 840424  ha. 

b)  Einforstung.  Gleichzeitig  mit  den 
Verschiebungen  in  den  Waldeigentumsver- 
liältnissen  und  dieselben  teilweise  mit  ver- 
anlassend, vollzog  sich  durch  die  Inforestie- 
rung  eine  Einschränkimg  der  Rechte  am 
Waldeigentum,  die  bis  in  das  19.  Jahrhun- 
dert fortwirkte.  Das  Jagdrecht  liat  in 
Deutschland  seinen  Ausgang  von  dem  Rechte 
des  freien  Tierfanges  genommen  und  war 
nicht  ein  Ausfluss  des  Grundeigentums. 
Um  sich  dasselbe  in  bestimmten  Bezirken 
zu  sichern,  bezeichneten  die  fränkischen 
Könige,  wahi-scheinlich  zuerat  Karl  d.  Gr., 
kraft  des  ihnen  zustehenden  allgemeinen 
Bannrechtes  die  königlichen  Waldungen 
öffentlich  als  königliche  Jagdreviere,  in 
denen  dann  bei  Strafe  des  Königsbannes  von 
60  Scliillingen  ausser  dem  König  und  den  von 
ihm  Privilegierten  niemand  die  hohe  Jagd  und 
Fischerei  ausüben  durfte.  Diese  ursprünglich 
nur  aus  Waldungen  bestehenden  Jagdbezirke 
nannte  man  »Forste«  und  die  Bannlegung  In- 
forestierung  oder  Einforstimg.  Die  Etymolo- 
gie des  Wortes  Forst  (forestum,  forestare, 
forestarius)  steht  nicht  fest.  Die  einen 
leiten  Forst  ab  von  f oris  =  ausserhalb ;  Pfan- 
nenschmidt hält  das  Wort  für  deutschen 
Ursprunges  und  später  latinisiert ;  in  neuester 
Zeit  bringt  es  Seidensticker  mit  forus 
=  abgeteilte  Fläche  in  Zusammenhang. 
Nach  ihm  hätten  die  Römer  in  Gallien  die 
freie  Jagd  in  allen  fiskalischen  Waldungen 
abgestellt  und  diese  Wälder  forestes  genannt, 
weü  sie  nach  Art  der  Zuschauerräume  im 
römischen  Circus  von  einem  sogenannten 
Laufplatz  aus  strahlenförmig  abgeteilt  ge- 
wesen seien.  Die  Franken  hätten  demnach 
bei  der  Eroberung  Galliens  die  Forste  be- 
reits vorgefunden. 

In  den  Volksgesetzen  kommt  das  Wort 
Forat  nicht  vor.  Später  wurde  es  durch 
Wildbann,  bannus  silvestris  u.  s.  w.  ersetzt 
—  Bei  den  königlichen  Waldungen  blieb  es 
mit  der  Euiforstung  nun  nicht.  Bald  wiude 
dieselbe  auch  auf  die  Wälder  und  dazwischen 
liegenden  Ländereien  der  Markgenossen  und 
Privaten  ausgedehnt  ohne  Rücksicht  auf  die 
bisherigen  Jagdausübungsrechte.  Erst  vom 
Ende  des  10.  Jahrhunderts  ab  wurde  wie- 
derholt die  Zustimmung  der  vom  Wildbanne 
betroffenen    Gnmdbesitzer    oder    etwaiger 
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Jagdbei-echtigter  seitens  des  Königs  einge- 1 
holt.  Das  Kocht  der  Einforstung  wunle ! 
vom  Könige  auch  bald  an  die  Grossen  als  | 
besonderes  Privilegium  atisdrücklich  ver-  • 
liehen,  so  dass  in  der  Hauptjjeriode  der  VAn-  ' 
forstungen,  vom  8. — 10.  Jahrliundert  Wild- 1 
bannbezirke  von  t^chier  uuennessl  icher ' 
Ausdehnung  entstandtMi.  Vom  13.  Jalir- , 
hundert  ab,  als  die  landesh(nTliche  Selb-  j 
ständigkeit  sieh  ausbildt^te,  nahmen  die  Lan- 
desherren das  Einforstungsivclit  auf  üuvm  | 
Territorium  als  Hoheitsreelit  in  Anspruch,  i 
Von  dieser  Zeit  an  wunle  auch  der  Begriff 
Forst  oder  Wild  bann  daliin  erweitert,  dass  i 
er  das  Kecht  in  sich  schloss,  zunächst  im  i 
Literesse  der  Erlialtung  des  Wildstandes 
die  Bewirtö<:-haftung,  Nutzmig  und  Rodung 
der  gebannten  Wälder  zu  beeinflussen  bezw. 
zu  verbieten.  Und  noch  mehr:  von  Mitte 
des  14.  Jahrhimderts  ab  erklärten  d'io  I^an- 
desheiTen  die  Foi*ste  geradezu  für  ihr  Eigeu- 
tum,namentli<'h  die  markgenosstuischaftlichen. 
und  räumten  den  bisheiigen  Eigentümern 
nur  ein  Mitnutzungsrecht  ein  (l^m^rnkrieg 
1525).  Nachdem  die  Ijancb^shoheit  vom 
16.  Jahrhundert  ab  völlig  ausgebildet  war, 
wurde  das  Jagdrecht  der  Landesherren  unt<n' 
einojn  anderen  Gesichtspunkte  bt^tnichtet. 
Der  I^andesherr  übte  die  Hoheitsrechle 
kraft  ?tnn(T  HeiTschergewalt  in  dem  ihm 
untei>itehen(len  Territorium  aus,  und  dazu 
zählte  auch  die  Forst-  und  Jagdhf)h(Mt.  In- 
sofern dieses  Hoheitsrecht  ein  fiskalisches 
Nutzungs-  oder  ( )ccupationsrecht  an  Sachen 
in  Anspruch  ualmi,  welche  nicht  fiskalisches 
Eigentum  waren,  nannte  man  dasselbe  ein 
Regale,  Forst-  und  Jagdi-egal.  Obwohl  beide 
Begriffe  dem  römischen  Rechte  ganz  fi-emd 
waren,  wurden  sie  doch  von  den  Juristen 
nach  den  liohren  desselben  begründet 
(Bodenregal).  Durch  das  Jagdregal  wurde 
die  Inforestierung  gegenstandslos,  da  der 
Landesherr  theoretisch  das  Jagd  recht  in 
seinem  ganzen  Jjande  hatte.  Thatsächlich 
kam  aber  diese  Theorie  nirgends  zur  vollen 
praktischen  Geltung,  weil  die  Ijandstände 
sich  energisch  gegen  eine  solche  Auffassung 
w-ehrten  und  sich  ihr,  meistens  verbrieftes, 
Jagdrecht  nicht  nehmen  Hessen.  So  blieb 
es  in  Deutschland  auch  bis  zu  der  Bewe- 
gimg des  Jahres  184(S,  welche  die  Aufhe- 
bung des  Jagdrechtes  auf  fremdem  Grund 
zur  Folge  hatte  (s.  d.  Art.  Jagd).  —  Das 
Forstregale  fand  seine  Interpretation  in  den 
Forstordnungen,  welche  die  forstpolizei- 
üchen  Bestimmungen  für  das  ganze  Land 
enthielten. 

c)  Forstgesetzgebung.  Das  älteste  ge- 
schriebene Volksrecht  hatte  bereits  den 
Schutz  des  Waldes  in  sein  Bereich  gezogen, 
ein  Beweis,  in  welch  hohem  Masse  das 
deutsche  Volk  von  der  Bedeutung  desselben 
schon   in  den  frühesten  Zeiten  erfüllt  war. 


Und  noch  mehr:  dieselben  Grundsätze,  tlier 
die  ältesten  Volksgesetze  für  die  Bestrahmsr 
von  Forstfreveln  aufgestellt  hatten,  erliielteD 
sich   in   der  Forststrafgesetzgebung  bis  auf 
den   heutigen  Tag.    Das  im  6.  Jahrhundert 
aufgezeichjiete  bayerische  Volksgesetz  unter- 
scheidet Ix^i  der  Entwendung  von  Bäumen 
Siphon   zwischen  der  Strafe   und  dem  Scha- 
densersatz   und    setzt   für  den  Frevel  meh- 
n^rer  Bäume  bereits  eine  Maximalstrafe  fest. 
Und  (bis  Gesetz  der  ripuarischen   Franken 
vom  (5.  Jalirhundert  gesteht  dem  Diebstahl 
von   Holz    bereits  eine  mildere  Beurteilunir 
zu   als   dem  Diebstahl  an   anderen  Sachen. 
Die   darauf   folgenden    fränkischen   Reiclis- 
gesetze    schützen    den     Wald     hauptsadi- 
lich     aus     jagdlichen     Interessen.      Jag«!- 
recht   imd  Forstnx'ht  war  seit   Beginn  «Wr 
Inforestierung  nicht  mehr  zu  trennen.    Seit 
dem  12.  Jalu'hundert  erschienen  für  einzelne 
Wald-   und  Jagdgebiete  Verordnungen  üh^r 
Waldbenutzung    und    Jagdausübung.     Die 
älteste  dieser  Art  ist  die  sogenannte  For>t- 
onlnung    des    ehemaligen    Stiftes   3Iauers- 
münster    (Elsass)   von   1144.     Von  ctoss^t 
historischer    Bedeutung    ist    das    Weisluui 
über    den  Dreieicher    Wildbann    (zwischen 
Frankfurt  und  Darmstadt)  von  1338.   El»eu- 
falls  vom  12.  Jalirhimdert  ab  erschienen  die 
I  Weistümer  der  Markgenossenschaften,  wel«lie 
djis    althergebrachte    Recht    über   rüt»  Be- 
nutziuig    des    Markwaldes    in    dem  letzten 
Ringen   um  die  verlorene  Selbstherrlielikt-il 
I  mm    bezeugten.      Eine    frische    Aera    (k^r 
I  Foi-stgesetzgebung    begann    dann    mit    «1er 
'  Ausbildung   der   Ijandesherrliclikeit  in  den 
I  Territorien.     Das  juristisch  neu  konstruierte 
!  Foin:?t-  und  Jagdregal  erheischte  zur  Recht- 
i  fei-tigimg   seiner  Existenz  eine  gesetzgeV»^ 
1  ris(.*he     Willen  säusserung     seines     Träg»^i^. 
I  Veranlassung     liierzu     bot     das    jjigdiiclie 
Inten^sse  des  Landeshen-n,  die  Rücksicht  auf 
die  Einnalimen  aus  dem  fiskahschen  Forst 
imd  die  im  Geist  der  Zeit  l)egründete  un- 
mittelbare Fürsorge  fih*  das  Wohl  der  Unter- 
thanen.    So  entstanden  im  16.  Jahrhundert 
miter   der   meist  sehr  energischen  Mitwir- 
kung der  Landstände  die  Forstordnun- 
gen,  das   sind   allgemeine    Landesgesetze, 
welche  die  Benutzung  und  Bewirtschaftung 
aller  Waldungen  sowie  die  Jagdangelegen- 
heiten    des    Landes    regelten.    Die   älteste 
dieser  Forstoixinungen  auf  reichsdeutscliem 
Boden  ist  die  des  Herzogtums  Württemberg 
von  1515,  in  Oesterreich  die  Tiroler  Wald- 
ordnimg  von  15()2  und  die  des  Erzbischofs 
M.   Lang   von    Wellenburg   von   1524.    In 
Württemberg  und  Bayern  finden  sich  <lie 
ilauptgrundsätze  der  selbständigen  Forstord- 
nung schon  in  den  Landesordnungen  des  15. 
Jahrhunderts.    In  Süddeutschland  hatte  im 
16.Jahrhundert  jedes  Land  seineForstordnun^, 
.  die  übrigens  in  der  Hauptsache  alle  gleichlau- 
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tend  waren  und  in  den  folgenden  Jahrhun- 
derten oft  wiederholt  wurden.  Die  forstpoli- 
zeilichen  Bestimmungen  derselben  blieben 
mit  geringen  Abweichungen  bis  zum  Erlass 
der  gegenwäi-tigen  Forstgesetze  in  Geltung, 
und  die  in  denselben  entlialtenen  wenigen 
waldbautechnischen  Grundsätze  bildeten 
dea  Inbegriff  der  Forst  wisse  nscliaft  bis  zur 
Mitte  des  18.  Jahrhunderts.  In  Frankreich 
wurde  durv.^h  Edikt  von  1543  die  Oberauf- 
sicht über  sämtliche  Waldungen  verhängt 
und  durch  die  unter  Ludwig  XIV.  von 
Colbert  redigierte  Forstordnung  von  1669 
bei.leutend  verschärft.  Diese  blieb  in  Gel- 
tung bis  zur  Revolution. 

d)  Waldbenutzung.  Die  vielfach  ver- 
breitete Ansicht,  dass  Holz  und  die  übrigen 
AValdprodukte  in  »früheren  Zeiten«  wertlos 
frewesen  seien  und  jedermann  in  beliebiger 
Menge  zm*  Verfügung  gestanden  wären,  ist 
nicht  richtig.  Soweit  die  Wirtschaftsge- 
schichte zurückreicht,  finden  sich  die  Be- 
wei.se  für  die  grosso  ökonomische  Bedeutung 
des  Waldes  in  dem  Haushalt  des  deutschen 
Volkes  und  die  darauf  begründete  Wert- 
schätzung der  Waldprodukte.  Die  Wirt- 
schaftsgeschichte des  ganzen  Mittelalters  ist 
zum  überwiegenden  Teile  die  Geschichte  des 
Waldes  und  auch  in  der  Neuzeit  hängt  Wohl 
imd  Wehe  der  Landbevölkerung  mit  der  Nutz- 
barkeit desselben  zusammen.  Allerdings 
gab  es  grosse  den  menschlichen  Ansiedelungen 
entlegene  W^aldgebiete,  in  welchen  die  Pro- 
dukte wu-tschaftlich  nicht  zu  verwerten 
waren.  Diese  Gebiete  hatten  aber  auch 
keine  entwickelte  Volkswirtschaft  und  ent- 
ziehen sich  der  wirtschaftsgeschichtlichen 
Beurteilung  so  lange,  bis  diu'ch  Rodung 
und  Kolonisation  der  Mensch  mit  seinen 
Bedürfnissen  ihnen  näher  gebracht  war. 
Nach  dem  bayerischen  Volksgesetz  vom 
6.  Jalirhundert  musste  derjenige,  der  einen 
raasttragenden  Baum  im  fiemden  Walde 
fäUte,  einen  Solidus  Strafe  bezahlen  und 
den  Schaden  ersetzen.  Ebenso  hielten 
es  die  Burgunder,  die  diese  Strafe  auch  auf 
Fichte  und  Tanne  ausdehnten.  Sowohl  in 
den  fiskalischen  W^irtschaf tsrechnungen  Karls 
des  Grossen  wie  auch  in  den  Urbarien  der 
Abteien  und  weltlichen  Grundherreu  finden 
sich  eigene  Positionen  für  die  Einnahmen 
aus  den  Forsten.  Im  12.  Jahrhundert  werden 
bereits  Kaufpreise  für  Waldbestände  ge- 
nannt, und  die  von  da  ab  sich  häufenden 
Streitigkeiten  zwischen  Grundherren  und 
Bauern  über  Waldeigentum  und  Nutzimgs- 
recht  geben  darüber  Zeugnis,  dass  der  um- 
strittene Wald  ein  begehrtes  Vermögens- 
objekt war.  Von  einem  Walde  im  Mosel- 
lande heisst  es  1222:  omnes  homines 
de  ßideburg  quasi  vivant  de  ea  silva  et 
midtnm  inde  serviunt  (Lamprccht). 

Der  Holzhandel  auf  weitere  Entfernungen 


wurde  auf  den  gi-össeren  Wasserstrassen 
nachweisbar  schon  im  13.  Jalirhundert  ge- 
trieben, wahrscheinlich  aber  noch  früher. 
In  Coblenz  wurde  bereits  1209  Zoll  für  ge- 
flösstes  Holz  erhoben.  Auf  dem  Rheine,  der 
Mosel  und  Lahn  wurde  um  diese  Zeit  ein 
schwunghafter  Holzhandel  getrieben,  die 
»Mainzer  Bretter»  werden  im  14.  Jahrhundert 
erwähnt.  Die  Holzausfuhr  der  Stadt  Danzig 
erstreckte  sich  im  13.  Jahrhundert  bis  Hol- 
land, England  und  Spanien.  Die  Einnahmen 
aus  der  Holznutzung  spielten  in  den  an 
flossbaren  W^asserstrassen  gelegenen  grund- 
hen-lichen  Waldungen  schon  frühzeitig  eine 
bedeutende  RoUe.  In  den  Forstordnungen 
des  16.  Jahrhunderts  sind  die  Modalitäten 
des  Holz  Verkaufes  genau  vorgeschrieben.  In 
den  Laubholzgebieten  trat  die  Holznutzung 
mehr  zunu;k  und  die  M  a  s  t  n  u  t  z  u  n  g  schon 
von  den  ältesten  Zeiten  an  in  den  Vorder- 
grund. Dieselbe  war  für  die  Waldbesitzer, 
namentlich  für  die  Landesherren  viel  ein- 
träglicher als  der  Holzverkauf,  weil  bei  ihrer 
Verwertung  die  Rücksichten  auf  die  Unter- 
thanen  weniger  zur  Geltung  kamen  als  bei 
der  Holzabgabe.  Die  Landbevölkerung  war 
seit  Urzeiten  dai'an  gewöhnt,  ihren  Holz- 
bedarf entweder  aus  den  Markwaldungen 
unentgeltlich  oder  aus  den  grund-  und  landes- 
heiTÜchen  Waldungen  gegen  geringes  Ent- 
gelt zu  beziehen.  Mit  dem  Gedanken,  dass 
(las  Holz  wie  jedes  andere  Gut  einer  Preis- 
bildung fähig  sei,  konnte  sich  das  bäuerliche 
Volk  daher  lange  nicht  abfinden,  um  so 
weniger,  als  die  Ausbildung  des  Forst-  und 
Jagdregals  und  dessen  Folgen  für  die  Ge- 
meinwaldungen eine  Bitterkeit  erregten,  die 
»etwas  Unverjährbares«  hatte.  1525  war 
eine  Hauptbeschwerde  der  Bauern,  dass 
»unsre  Hen-n  ihnen  alle  Hölzer  allein  zu- 
geeignet haben  und  wenn  der  arme  Mann 
etwas  bedarf,  er 's  um  zwei  Geld  kaufen 
muss«.  Hinsichtlich  der  Mast  lagen  die 
Verhältnisse  anders.  Für  dieselbe  gab  man 
gern  Geld  oder  Naturalien  her,  weil  man 
die  damit  gemästeten  Schweine  wieder  ver- 
kaufen konnte.  Die  Mast  diente  der  Pix)- 
duktion,  djiss  Holz  nur  der  Konsumtion. 
Die  Bedeutung  der  Mast  stieg  von  Jahr- 
hundert zu  Jahrhundert.  Namentlich  im 
17.  und  18.  Jahrhundert  wirkte  sie  erlösend 
auf  das  Gewissen  und  die  Kasse  der  geld- 
bedürftigen Ijandesherren.  Für  den  Haus- 
gebrauch und  die  Gewerbe  forderten  die 
Unterthanen,  jetzt  gestützt  auf  die  Leliren 
des  Merkantilismus,  billiges  Holz,  die  Furcht 
vor  Holzmangel  und  das  Interesse  für  Er- 
haltung der  Wildbahn  mahnten  zm-  sparsamen 
Holznutzung.  Deshalb  brachte  der  Holz- 
vei-schleiss  nicht  immer  die  grossen  Summen 
ein,  welche  man  aus  dem  Walde  nach  dem 
budgetmässigen  Anschlage  ziehen  musste.  Um 
so  mehr  war  es  aber  die  Mast,  welche  allen 
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Forderungen  Rechnung  tnig.  Filr  den  Wald- 
zustand war  der  Schweineeintrieb  nicht 
verderblich,  dem  »Aerario*  brachte  er  viel 
Geld,  die  Landwirtschaft  machte  er  lebens- 
fähig, den  Unterthanen  verschaffte  er  ein 
billiges  Nahrungsmittel,  und  endlich  kam 
durch  den  Verkauf  gemästeter  Sciiweine 
viel  Geld  von  aussen  ins  Land.  Selir  oft 
wurde  auch  die  Mast  als  kompensierendes 
Mittel  benutzt,  um  den  Unterthanen  das,  was 
ihnen  durch  die  billigen  Holzabgaben  ge- 
schenkt wurde,  diuxjh  den  Mastzwang  wieder 
abzunehmen.  —  Mit  dem  allgemeinen  An- 
bau der  Kartoffel  zu  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts ^Tirde  die  Mast  gegenstandslos. 

Der  Zeidel weide  (Honig)  wuixle 
schon  in  den  Volksgesetzen  grosse  Bedeu- 
tung beigelegt  Sie  erhielt  sich  bis  zur  Ver- 
breitung des  Rohrzuckers  vom  10.  Jahr- 
hundert an.  Die  Zeidlereinkünfte  dos  Nürn- 
berger Reichswaldes  (»des  Reiches  Honig- 
bieuengArten«)  benutzte  1350  Karl  IV.  zur 
Einlösung  einer  bei  Amol«!  von  Seckendorf 
kontrahierten  Schuld  im  Bt^trage  von  200 
Mark  lötigen  Silbers.  Im  Landbucli  der 
Mark  Brandenbm-g  vom  Jahre  1375  wollen 
unter  den  Doraanialeinkünften  die  Honig- 
gelder in  erster  Linie  aufgeführt  (^Vacll^- 
zinsigkeit !).  Die  übrigen  Waldnutzungen, 
die  wir  heutzutage  wie  auch  die  Mast  zu 
den  Nebennutzungen  i-echnen,  erlangten  vor 
dem  30jährigen  Kriege  in  den  seltensten 
Fällen  eine  waldschädliche  Ausdehnung. 
Das  Pottaschenbrennen  zm-  Glasfabrikation, 
das  Harz-  und  Pechscharren,  das  Bastmachen 
und  in  einzelnen  Gebieten  die  Gewinnung 
von  Bodenstreu  war  durch  die  Forstord- 
nnngen  geregelt  und  niu-  da  erlaubt,  wo  das 
Holz  nicht  verwertet  werden  konnte.  Selbst 
die  Wald  weide,  die  notwendige  Ergänzung 
der  Dreifelderwirtschaft,  konnte  die  herr- 
schenden Bestandsformen,  Niederwald,  Mittel- 
wald und  Plenterwald,  bei  dem  geringen,  aus 
schwächeren  Rassen  bestehenden  Viehstand 
und  bei  der  grossen  Ausdehnung  der  Foi-ste 
nicht  sonderlich  gefährden.  Die  Haupt- 
nutzungen vom  12.  bis  zum  16.  Jahrhundert 
waren  nachweisbar  das  Holz  und  die  Mast; 
alle  anderen  Nutzungen  wurden  nur  in  ein- 
zelnen kleineren  Staaten  nach  spekulativen 
Grundsätzen  verwertet,  in  den  meisten  Län- 
dern dienten  sie  nur  den  Begünstigungen 
und  Berechtigungen. 

Dagegen  brachte  das  17.  Jahrhundert  für 
die  Waldwirtschaft  zwei  folgenschwere  Er- 
eignisse :  Die  Ideeen  und  praktische  Durch- 
führung des  Merkantilismus  und  mit 
ihm  die  üeberschätzung  der  Geldmenge,  und 
den  dreissigjährigen  Krieg,  in  seinem 
Gefolge  die  Kleinstaaterei  mit  Verschwen- 
dung der  Geldmenge.  Nach  den  Principien  des 
Mei^ntili«awis  sollten  die  unentbehrlichen 
Lebensmittel  und  die  Rohstoffe  der  Industrie 


den  Unterthanen  möglichst  billig  geliefert 
werden.  Deshalb  suchte  man  die  Holztaxen 
möglichst  niedrig  zu  halten.  Mit  diesem 
Princip  kollidierte  aber  die  Lehre  der 
Merkantilisten,  vor  allem  die  »agrc»  publicnsc 
zur  Füllung  der  Staatskasse  heranzuziehen 
und  die  Steuern  mögliclist  einzuschräDken. 
Daher  sind  die  widei-sprechendsten  Ansichten 
in  densell)en  Verordnungen  niedergelegt:  auf 
der  einen  Seite  grosse  W^aldrevenuen.  auf 
der  anderen  Seite  billige  Holzpreise ;  hier  Än- 
bahnunj^  einer  grossailigen  Handelspolitik, 
namentlich  durch  Belebung  des  HoliäDder- 
holzhandels,  dort  Verbot  jeglicher  Holzaus- 
fuhr ;  bald  libei-alste  Unterstützung  der  Berg- 
werke und  Gewerbe,  bald  Einschränkuüg 
des  Betriebs.  Nach  dem  30  jährigen  Kriege 
räumten  die  Landesherren  den  Unterthanen 
neue  Waldnutzimgsrechte  ein,  um  dem  ver- 
armten Bauernstand  und  den  zemltteten  (ie- 
werben  wieder  die  nötigsten  Lebensbedin- 
gimgen  zu  schaffen;  die  Beamten  miissten 
aus  dem  Walde  verkaufen,  w^as  verkäuflich 
war,  um  für  den  grossen  Aufwand  an  den 
vielen  kleinen  Fürstenhöfen  Geld  in  die 
füi'stliche  Privatschatulle  zu  bringen:  ilie 
übertriebene  Jagdlust  der  Grossen  scheute 
auf  der  anderen  Seite  keine  Unwirtschaft- 
lich keit,  um  nutzungsfähige  Waldimgen  dem 
Markte  zu  entziehen  und  grosse  Flächen  für 
uuf)i  orUiktiv  zu  erklären.  Alle  diese  That- 
sac^lien  und  Forderungen  waren  alier  mit 
enier  ge<r(ineten  Waldwirtschaft  nicht  in 
Kinklanc  v.u  bringen,  und  deshalb  nahm  nach 
dem  9«..jälu'ic:en  Kriege  die  Uebemutzung 
und  Dovastaiion  der  Wälder  bis  zmr  Mitte  des 
18.  Jaiirhimderts  immer  grössere  Dimensioneü 
an.  Als  ganz  neue  wirtschaftliche  Erscheinung 
ti-at  im  17.  Jahrhundert  der  Holzwucher 
auf.  Die  l^ndesherren  bestimmten  die  Holz- 
taxen nac;h  Belieben  und  suchten  sie  ent- 
sprechend den  Anscthauimgen  der  Zeit  mög- 
lichst niedrig  zu  halten.  Die  Privatwald- 
besitzer dagegen  hatten  Interesse  daran, 
ihr  Holz  mögliclist  teuer  zu  venR-erten,  irnd 
speicherten  daher  grosse  Holzvorräte  auf,  um 
die  Prcise  in  die  Höhe  zu  treiben.  Für  die 
eigene  Konsumtion  verwendeten  sie  das  um 
billige  Taxe  aus  den  herrschaftlichen  Wal- 
dungen bezogene  Holz  oder  suchten  dassell^ 
um  einen  höheren  Preis  nach  auswärts  zu 
verkaufen.  Diese  Missbräuche,  ermöglicht 
und  heraufbeschworen  durch  die  einseitige 
Festsetzung  der  Holzpreise,  suchten  die 
Landesherm  durch  alle  möglichen  Verbote 
zu  beseitigen,  angeblich  um  Holzteuerung  zu 
verhüten,  in  Wirklichkeit  aber  nur,  um  ihn? 
eigene  Kasse  nicht  benachteiligen  zu  lassen. 
Denn  es  lag  im  Interesse  der  Landesherren, 
das  Monopol  des  Holzverschleisses  in  eigenen 
Händen  zu  behalten.  Am  stärksten  wurde 
der  Holzw^icher  in  Brandenburg  und  speciell 
in  Berlin  getrieben.    Als  im  18.  Jahrhundert 
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allmählich  die  Versteigemnsrea  aufkamen, 
\^rui-de  dem  Holz^^-ucher  der  Boden  entzogen. 
Doch  nahm  noch  1786  der  bayerische  Staat 
<las  Monopol  des  Holzhandels  auf  dem  Lech 
für  sich  in  Anspnich,  um  den  »Holzkippereien« 
entgegenzutreten. 

Vor  dem  30jährigen  Kriege  wurden  der 
Berg-  und  Hüttenbetrieb,  die  Glas- 
macherei  imd  das  Pottaschenbrennen  haupt- 
sächlich in  den  abgelegenen  Waldungen,  in 
denen  die  Produkte  sonst  nicht  zu  ver- 
werten waren,  gefördert.  Im  17.  und  18. 
Jahrhundert  dagegen  machte  der  Merkanti- 
lismus die  Wälder  den  Bollwerken  und 
Gewerben  dienstbar  und  gestand  der  Wald- 
Tvirtschaft  nur  eine  indirekte  Produktivität 
zu.  .-»Die  Bergwerke  sind  der  einzige  wahr- 
scheinUche  Weg,  wodurch  sich  der  Reich- 
tum in  den  verschiedenen  Staaten  von 
Deutschland  wird  vermehren  lassen ;  es  ver- 
steht sich  (deshalb)  von  selbst,  dass  sie  in 
Ansehung  des  Holzes  und  der  Kohlen  allen 
möglichen  Vorschub  und  Befördenmg  ge- 
niessen.«  (v.  Justi.)  Von  solchen  Grund- 
sätzen ausgehend,  wiu'den  daher  unter  dem 
Drucke  des  Merkantilismus  viele  Waldungen 
dem  Berg-  und  Hüttenbetrieb  thatsächlich. 
geopfert  und  als  besondere  Montanwaldungen 
ausgeschieden. 

Die  waldschädlichen  Nebennut- 
zungen erlangten  nach  dem  30jährigen 
Kriege  und  speciell  um  die  Mitte  des  18. 
Jahrhunderts  eine  oft  erschreckende  Aus- 
delmung.  Die  anarchischen  Zustände  wäh- 
rend des  Krieges  und  nach  demselben 
ausnutzend,  holte  und  nutzte  die  Land- 
bevölkerung aus  dem  Walde,  was  sie  eben 
brauchte.  Während  des  18.  Jahrhunderts 
wurde  der  Verkauf  der  Nebennutzungen 
durch  die  Landesherren  vielfach  angeordnet, 
teils  um  sich  Einnahmen  zu  verechaffen, 
teils  um  die  erwachenden  Ideeen  des  Physio- 
kratismus  thatkräftig  zu  unterstützen.  Durch 
die  Einführung  des  Kai-toffel-  und  Kleebaues 
und  durch  die  ParzeUierung  des  Gnindbe- 
sitzes  wurde  die  Streu  für  die  Landwirt- 
schaft in  einzelnen  Gegenden  unentbehrlich 
und  deren  Nutzung  von  den  Landesherren 
in  der  guten  Absicht,  die  Landwirtschaft 
zu  imterstützen,  meist  ohne  jedes  Entgelt 
zugelassen. 

Im  18.  Jahrhundert  befanden  sich  daher 
in  Deutschland  alle  Waldungen,  namentlich 
jene  der  Landesherren  und  Gemeinden,  in 
einem  sehr  schlechten  Zustande.  Trotz  aller 
Verbote  herrschte  noch  in  den  meisten 
Waldungen  die  regellose  Plenterwirtschaft 
mit  ihren  verderblichen  Folgen.  Wo  die 
Schlagwirtschaft  eingeführt  war,  kam  man 
mit  der  Wiederaufforstung  nicht  nach,  weil 
die  natürliche  Verjüngung  versagte  und  die 
künstliche  Kultur  nicht'mit  dem  notwendigen 
Fleisse  betrieben  wimle.    Die  ungebildeten, 


moralisch  tief  stehenden  Forstbediensteten, 
mehr  Jäger  wie  Förster,  bereicherten  sich 
auf  Kosten  des  Waldes  und  der  Bevölkerung 
imd  hatten  an  der  Pflege  des  Waldes  kein 
Interesse.  Daher  der  Kuf  nach  Aufhebung 
der  Forstpolizei,  Teilung  und  Rodung  der 
Gemeindewaldungen,  Verkauf  der  Staats- 
forsten. Durch  aUe  diese  umstände  wiuxle 
der  Wald  bestand  im  höchsten  Grade  ge- 
fährdet und  die  in  vielen  Gegenden  schon 
vorhandene  Holznot  noch  vergi-össert.  Als 
ein  Kind  dieser  Not  entwickelten  sich  dann 
die  ersten  Lehren  der  Forstwissenschaft. 

e)  DieEntwickelung  der  Forstwissen- 
BOhait  beginnt  um  die  Mitte  des  18.  Jahr- 
hunderts.  Die  in  den  Forstordnungen  nieder- 
gelegten waldbauliehen  und  betriebstech- 
nischen Regeln  waren  meist  gut  durchdacht 
und  zweckmässig,  aber  oft  systemlos  und 
auch  mit  vielen  abergläubischen  Ansichten 
vei^quiekt.  Die  »Hausväterlitteratur«  ver- 
gass  auch  die  Behandlung  der  Wälder  nicht. 
Nicht  Cnbedeutendes  leistete  der  schlesische 
Pfarrer  J.  M.  Golems  mit  seiner  »Oecono- 
mia  ruralis  et  domestica«  (1595 — 1609),  in- 
dem er  im  Anhalt  an  die  bestehenden  Forst- 
ordnungen manche  praktische  Winke  erteilte. 
Das  ei-ste  eigentliche  Forstbuch  in  Deutsch- 
land wai-  die  1713  erschienene  »Sylvicul- 
tura  oeconomica«  des  sächsischen  Oberbei^- 
hauptmanns  Hans  Carl  v.  Carlowitz.  in 
diesem  Buche  wii-d  die  Saat  und  Pflanzung, 
die  Erziehung  der  Pflanzen  im  Saatbeet 
sowie  die  Behandlung  des  Mittel-  vmd  Nie- 
derwaldes in  so  vorzüglicher  Weise  be- 
handelt, dass  wir  auch  gegenwärtig  darüber 
nichts  Besseres  sagen  können.  Diesem 
Werke  folgten  die  Arbeiten  der  »holzge- 
rechten Jäger«  H.  Döbel  (1699—1760),  J. 
G.  Beckmann  (1700—1777),  M.  C.  Käpler, 
von  Zanthier  (1717 — 1778),  welche  zwar 
ihre  eigenen  Erfahrungen  im  Forst-  und 
Jagdbetriebe  mitteilten,  aber  über  das  An- 
fangsstadium noch  wenig  hinauskamen.  Die 
Forstleute  waren  im  18.  Jahrhundert  noch 
zu  wenig  gebildet,  um  selbständige  For- 
schungen vornehmen  und  litterarisch  ver- 
arbeiten zu  können.  Diese  Aufgabe  über- 
nahmen daher  die  Kameralisten,  welche  das 
gesamte  gelehrte  Wissen  dieser  Zeit  ency- 
klopädißch  umfassten  imd,  an  der  Spitze  der 
Verwaltungsbehörden  stehend,  alle  Zweige 
der  Staatswissenschaften  beherrschten.  Bahn- 
brechend wirkte  der  württembergische  Ex- 
peditionsrat W.  G.  V.  Moser  (1729—1793) 
durch  Herausgabe  seines  zweibändigen  Werkes 
» Grundsätze  der  Forstökonomie  17 57  «.  Seine 
forsttechnischen  Ausführungen  stiUzen  sich 
hauptsäclilich  auf  den  Inhalt  der  Forstord- 
nungen und  auf  die  Arbeiten  der  holzge- 
rechten Jäger,  namenthch  Döbels,  und  seine 
volkswirtschaftlichen  Ansichten  decken  sich 
vollkommen  mit  denen  von  Justis   und  von 
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Seekendorffs.  Der  foi-stliclio  Wert  des  tiven  Richtung,  der  Rentabilitätslehre,  «:»> 
Werkes  liegt  aber  darin,  dass  in  demselben  nannt  werden  miiss.  Gottlob  Krmig  (177<3 
ziun  ei-stc^n  Male  dif*  Forstwirtschaft  von  bis  1849)  war  der  erste  bedeutende  Forst- 
eineni  höheren  staatswissenschaftJiclienStind-'mathematiker,  an  dessen  Arbeiten  später 
j)unkte  ans  in  ungemein  klai*er  und  syste-  \  Pressler  anknüpfte.  Weiter  hereinragend  iL 
matiseher  Weise  behandelt  winl.  Moser !  das  gegenwärtige  Jahrhundert  wai*  der  erste 
folgten  dann  andere  Karaeralisten  mit  forst-  I  Direktor  der  Forstakademie  Eberswalde,  F. 


liehen  Abhandlungen,  so  der  braunschwei- 
gischo  Kammerrat  Gramer,  der  württem- 
bergisehe  Domänenrat  J.  F.  Stahl  (1718  Ins 
1790,  gab  von  1768  ab  die  erste  forstliche  Zeit- 
schrift heraus),  der  GottingtT  Professor  J. 
Beckmann  (1739 — 1811),  der  Professor  au 
der  Kamerjilsclude  in  Kaiserslautem  J.  IL 
Jung,  der  Professor  an  der  Univei*sität  Frei- 
burg  i.  Br.  und  österreichische  Ob(M-forst- 
meister  J.  J.  Trunk  (1789  ^>Foi-stlehrbuch<»), 
der  Mainzer  Professor  Müllenkampf.  Alle 
diese  Männer  wirkten  ja  annagend  und  fort- 
bildend, gelangtet!  aber  l>ei  dem  Mangel  an 
mathematischen,  naturwisscMi schaftlichen  und 


W.  KPfeU  (1783—1859),  und  der  Nai:hfolgv?r 
Hundeshagens  in  Giessen,  Carl  Justus  Heyer 
(1797 — 1856).  Ersterer  war  beinahe  aiif 
allen  Gebieten  thätig,  letzteivr  hauptsächlii  h 
auf  dem  Gebiete  des  Waldbaues  und  der 
Holztaxation  und  wurde  diux^h  seine  im 
Jahre  1846  herausgegebene  Anleitung  zu 
forststatistischen  Untersuchungen  der  ei<rent- 
liche,  weitaussehende  Begründer  des  f«  »ist- 
lichen Vei-suchswesens.  Noch  viele  l-e- 
deutende  Männer,  wie  Hossfeld,  OäzeL 
Smalian,  Klauprecht,  Schneider  wären  hierzu 
nennen.  Bis  in  die  neueste  Zeit  hcma 
wirkten     11.    C.    Burckhardt    (1811— IbTl*» 


eig(^nen  forstlichen  Krnntnisscni  und  den  |  auf  dem  Gebiete  des  Waldbaues,  M.  Pres^l*^r. 
verworrenen  volkswirtschaftlichen  Begriffen '  (iustav  Heyer  und  Ijchr  bahnbrechend  in 
über  die  Bedeutung  des  Waldes  zu  wenigen  .  Wald  wert  rechnung  und  forstlicher  Statik, 
positiven  Ergebnissen.  Am  weitesten  war  Grebe  in  Waidbau,  Taxation  und  Boden- 
verhilltnismässig  der  uiathematische  Teil  der !  künde,    Albert,    Roth   und    Lehr  auf  dem 


Foi-stwissenschaftausgebihl(^t  und  als  notwcMV 
dig  anerkannt,  weil  man  die  Nutzung(Mi  des 
Waldes  durch  Schlagein ttMlungen  und  Holz- 
massen he  rechnungen  in  Ordnung  zu  bringen 
suchte.  Der  weimarische  Foi*stmeister  ( )ettelt 
gab  im  Jahre  17(55  ein  Buch  hei^us  mit 
dem  Titel:     >Praktischer  Beweis,   dass    die 


Gebiete  der  Forst |X)litik,  Baur  im  forstlichen 
Versuchs wesen,  Judeich  in  Forsteinrichtimi:. 
Bernhardt  und  Roth  als  Forstliistoriker. 

f)  Das  forstliche  Unterrichtswesen 
entwickelte  sich  aus  der  jiraktischen  F^i-st- 
lehre  und  den  von  hervorragenden  Foi-st- 
leuten  um  die  Wende  des  18.  Jahrhimdoits 


wiurden  eigentliche  Forstschulen  von  <l''n 
Regienmgen  errichtet,  deren  Rang  und  Aus- 
dehnung mit  der  fortschreitenden  Entvirke- 
lung  der  Forstwissenschaft  immer  mehr  stieg. 
Von  1770— Ls02  bestand  in  Berlin  eiue-\rt 
staatliche  Forstschiüe,  an  der  Gleditvscli  nn'l 
Burgsdorf  Unterricht  erteilten.   In  Wnrttem- 


Math(\sis  bei  dem  Foi-stwes(ui  unentbehrliche  j  organisierten  sogenannten  Meisterschi il^^n. 
Dienste  thue«  und  lehrte  darin  di(»  Einrieb-  \  Mit  den  immer  steigenden  Anfordenimr^'n 
tung  der  Foi-sten. 

Ein  eifriger  Fr»rderer  des  Anbaues  aus- 
ländischer Holzarten  war  der  Direktor  der 
Forstakademie  in  Berlin  F.  A.  L.  von  Burgs- 
dorf (1788  »Forsthandbuch«),  ein  sehr  ein- 
flussreicher, von  krankhafter  Eitelkeit  er- 
füllter Mann. 

Alle  diese  Bemühungen  auf  dem  Gebiete  i  berg  wiuxle  an  der  »hohen  Karlssehiil( 
der  Forstwissenschaft  im  18.  Jahrhundert  |  von  1772 — 1794  forstlicher  Unterricht  er- 
trugen auch  deshalb  wenig  Früchte,  weil  es  j  teilt  In  Bayern  wurde  1790  in  München 
an  geeigneten  Lehrstätten  fehlte,  welche  die ,  eine  Staatsforstschule  mit  4  jährigen  Unter- 
gewonnenen  Eifahnuigen  verarbeitet  und  i  rieht skursen  errichtet;  sie  wurde  1S<'3  iiaoh 
den  Berufsforstleuten  mitgeteilt  hätten.  Erst '  Weihensteplian  verlegt  und  1806  aufsrehoben. 
mit  Georg  Ludw^ig  Hartig  (1764~1S37), ;  In  Aschaffenburg  bestand  von  1807—1^-^- 
dem  langjährigen  Chef  der  preussischen  ;  eine  forstliche  Mittelschule,  in  Dreissigacker 
Forstverwaltung  (1811—1837),  und  Heinrich  ,  (Thüringen)  von  1803—1843.  Die  genannton 
von  Cotta  (1763—1844),  dem  Direktor   der  I  Anstalten  konnten  sich  auf  die  Dauer  nidir 


Forstakademie  Tharand  und  der  sächsischen 
Forsteinrichtungsanstalt,  kam  neues  Leben, 
System  und  Fortschritt  in  die  Entwickelung 
der  Forstwissenschaft.  Ihre  epochemachende 
Thätigkeit  lag  auf  dem  Gebiete  des  Wald- 
baues und  der  Forsteinrichtung.  Ergänzend 
gesellte  sich  ihnen  der  Pi*ofessor  an  der 
Universität  Giessen,  J.  C.  Himd(  shagen  (1783 


halten,  w^eil  die  Vorbildung  der  Schüler  zu 
verschieden,  meistens  zu  gering  war  tui<1 
auch  das  Lehrpersonal  nicht  hinreichte.  — 
Filr  den  höheren  Forstdienst,  der  früher  von 
dem  mittleren  getrennt  war,  bestanden  an 
den  Universitäten  Landshut — München  (1^*''> 
bis  1848  und  von  1859  ab),  Altdorf  {m 
1809),  Berlin  (1811—1830),  Tübingen  (1^1^ 
bis  1825  bezw.  1841)  forstliche,  mit  Benit?- 


bis  1834)  hinzu,  der  als  Begn'inder  der  forst-    ,„.  _  _, ,  

liehen     Statistik    imd    Organisator    exakter  forstmännern    besetzte  Lehrstühle.  —  ^'^^ 
Versuche  im  AValde  der  Vater  der  Spekula-  |  den   30er  Jahren    des    19.  Jahrhiuiderts  ab 
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wiirde  dann  die  Organisation  des  forstliehen  1 
UuteiTichtes  energisch  betrieben  und  in  den 
einzelnen    Ländern    verschieden    gestaltet. 
Gopenwäi-tig  bestehen  die  Akademieen  Ebers- 
M-alde    seit  183U,  Münden   1868,  Aschaffen- 
burg 1844  (seit  1899  forstliche  Hochschule), 
Thai-and    1816,    Eisenach    1830.      An    die 
ITnivei'^itäten    ist    der    Unterricht    verlegt 
in     Giessen     seit     1825,     München     1878, 
Tübingen  1881  (von  Hohenheim  daliin  ver- 
legt), an   die  Technischen  Hochschulen  in 
Karlsruhe    1832   und   Zürich   1855  (Braun- 
schweig  von   1838 — 1877).     In  Oesterreich 
wurde  1875  die  Forstakademie  Mariabrunn 
aufgehoben  und  der  forstliche  Unterricht  an 
die   Hochschule   für   Bodenkultiu*  in  Wien 
verlegt.  In  Ungarn  besteht  die  Forstakademie 
S<.»hemuitz    seit    1870,    in    Frankreich    das 
Institut  agronomique  in  Paris  und  die  Ecole 
nationale  forestiere  in  Xancy  seit   1824,  in 
Italien  das  Forstinstitut  zu  Vallombrosa  seit 
1869,  in  Spanien  die  Forstschule  zu  Escorial 
bt4  Madrid  seit  1843,  in  England  die  Forst- 
schi de    zu  Coopers   Hill,  in  Rnssland  zwei 
Lehrstätten  in  Petersburg  und  Nowo-Alexan- 
drowsk  soNvie   je  ein  forstlicher  Lehrstuhl 
au  den  Hochschulen  zu  Moskau,  Kiew,  War- 
schau und  Riga,  in  Finland  in  Evois,  in  Däne- 
mark in  Kopenhagen,  Schweden  zu  Stockholm 
.^it  1828,  Norwegen  bei  Christian  ia  seit  1899. 
—  Die  eigentliche  Pflegestätte  der  Forstwis- 
senschaft ist  die  Universität.    Der  forstliche 
Beruf    setzt    gegenwärtig    viele    volkswirt- 
schaftliche und  verwaltungsrechtliche  Kennt- 
nisse voraus,  die  in  voUeni  Umfange  nur  an 
don  Universitäten  erworben  werden  können. 
Die  Akademieen  sind  auf  die  Dauer  unhalt- 
bar, weil   ihnen  die  Lehrkräfte    für  die  ge- 
nannten Fächer   fehlen   imd    solche  für  die 
Hilfs-  und  Grundwissenschaften    schon  mit 
Rücksicht  auf  die  dürftige  Ausstattung  der 
Laboratorien  an  denselben  schwer  zu  halten 
sind.     Es  giebt  keinen  Beruf,  der  so  viel- 
seitige Kenntnisse  voraussetzt  als  der  forst- 
liclie :  natiUTwissenschaftliche,  mathematische, 
volkswirtschaftliche,    kameralistische,    juris- 
tische und  dann  noch  die  vielen  specifisch 
forstlichen  Fäclier   halten   sich   hiji sichtlich 
ihrer  Wichtigkeit  im  Gleichgewicht.     Wollte 
man  die  Akademieen  mit  allen  Disciplinen 
würdig  ausstatten,   dann  würden   dieselben 
von    selber   zu  kleinen  Universitäten.     Das 
Ungenügende  der  Akademiebildung  erkennen 
Preussen  und  Sachsen  auch  dadurch  an,  dass 
sie    von    den    Staatsdienstad Spiranten    noch 
den    einjährigen    Besuch    einer   Universität 
fordern.    Den  technischen  Hochschulen  fehlt 
der  innere  Zusammenhang  mit  den  genannten 
Disciplinen ;  daher  können  dieselben  nur  aus- 
hilfsweise in  Betracht  kommen. 

Lltteratnr:  Encyhl  opädiache  Arbeiten. 
R,  von  Vovtbrowskl,  Encyklopädic  der  ge- 
tamteiiForH'  und  Jagd  Wissenschaften,  Wien  u.  Leip- 


zig 1886— 94.  —  C.  r,  Fischhachf  Lehrbuch  der 
ForHwirtsciiaft,  4.  Äuß.,  Berlin  1886.  — H,  Fürst, 
Jllustr.  Forst-  und  Jagdlexikon,  Berlin  1888.  — 
Helfertchf  I>i€  Forstwirtschaß,  in  Schlmbergs 
Handb.  der  politischen  Oekonomie.  —  Ä,  HesSf 
Encyklopädie  und  Methodologie  der  Forstwissen- 
schaft, yHrdlingen  1885—90.  -  T,  Lorey, 
Handb.  der  Forstwissenschaft,  S  Bde.,  Tübingen 
1888.  —  Statistik  und  allgeme  ine  Dar- 
stellungen (auch  für  II  u.  HI).  Deutsches 
Beich:  Die  Veröffentlichungen  des  k.  Staiist. 
Amtes.  —  Judeich^(yeumeister-)Behtn,  Forst- 
und  Jagdkalender. — Preussen :  Hagen- Donner , 
Die  f&rstl.  Verhältnisse  Fretissens,  8.  Aufl.,  I894. 
—  Die  Forstvencaltung  Bayerns,  München  1861 
(veraltet).  —  Darstellung  der  kgl.  sächs.  Staats- 
forstverw.,  Dresden  1865,  Ergänzungen  hierzu  im 
Tharander  Jahrb.  —  Die  forstlichen  Verhältnisse 
Württembergs,  Stuttgart  1880.  —  Krtitina,  Die 
badische  Forstverwaltung,  1891.  —  Mitleilungen 
aus  der  Forst-  und  KameralverwaUung  des 
Orossh.  Hessen,  Darmstadt  1886  «.  1896.  — 
von  Berg,  Dieforstl.  Verh.  in  Elsass- Lothringen, 
1883.  —  Jährlich  oder  periodisch  erscheinen : 
Forststatistische  Mitteilungen  aus  Württemberg 
(Stuttgart).  —  Statistische  yachweisungen  aus 
der  Forstvencaltung  des  (irossherzogtums  Baden 
(Karlsruhe).  —  Beiträge  zur  Forststatistik  von 
Elsass- Lothringen  (Strassbnrg).  —  BesuUate  der 
Forstrcrwaltung  im  Heg.-Bez.  Wiesbaden  (Wies- 
baden). —  Ferner:  Bernhardt ,  Forststatistik 
Deutschlands,  Berlin  1872.  —  Leo,  Forststat. 
über  Deutschland  und  Oesterreich- Ungarn,  Berlin 
187 4.  —  Lehr,  Beiträge  zur  SttUistik  der  Preise, 
insbes.  des  Geldes  und  Holzes,  Frankfurt  a.  M. 
1885.  — Für  Oesterreich- Ungarn:  Statist.  Jahrb. 
des  k.  k.  Ackerbau ministcriutns.  —  Statist.  Hand- 
buch der  österr. -ungarischen  Monarchie,  neue 
Folge.  —  Schindler,  Die  Forste  der  in  Ver- 
waltung des  k.  k.  Ackerbauministeriums  stehenden 
Staats-  und  Fondsgüter  (Wien).  —  IHniltz, 
Oesterreichs  Forstwesen  I848 — 1888  (Wien).  — 
Beiträge  zur  Forststalist ik  von  Böhmen,  Prag 
1885.  —  Bedöf  Beschreibung  der  ungarischen 
Staatsforsten,  Budapest  1878.  —  Derselbe,  Be- 
schreibung der  Wälder  des  ungarischen  Staates, 
1896.  —  Jf.  H.  Henko,  Beiträge  zur  St(Uistik 
der  Forsten  des  europäischen  Busslands,  Peters- 
burg 1888;  übersetzt  von  (rtise,  Berlin  u.  Giessen 
1889.  —  Bulletin  russe  de  Statist iquc  financiere 
et  legislation,  St.  Petersburg  1899.  —  Arnold, 
Russlands  Wald,  1898.  —  Femer:  Statistique 
forestiere,  Paris  1878.  —  Bulletin  du  Ministirc 
des  Trareaux  publics,  tarne  17,  1888.  — 
Atuiuaire  des  eaux  et  forets,  —  Statistica 
forestale,  Fircnze  1870.  —  Bertagnoli ,  I 
Poschi  e  la  nostra  Politica  forestale,  Bo- 
logna 1889.  —  Statistike  Oplysninger  oni 
Statskovene  i  Danmark,  Kopenhagen  1888  und 
Tillaeg  von  1898.  —  Semler,  Tropische  und 
nordamerikanische  Waldwirtschajt  und  Holz- 
k-unde,  Berlin  1888. 

Gegenwärtig  erscheinende  forstliclhc  Zeit- 
schriften :  Jahresbericht  über  Veröffentlichungen 
und  wichtigere  Ereignisse  im  Gebiete  des  Forst- 
wes€7is  etc.,  herausgeg.  ron  Ijorey,  Suppl.  zur 
Allg.  Forst-  und  Jagdztg.,  Frankjurt  u.  M.  — 
Allgemeiner  Anzeiger  f.  d.  Forstproduktenverkehr 
(R.  Weber),  Augsburg.  —  Aus  dem  Walde,  Frank- 
furt a.  M.  —  Forstwissenschaftliches  Centralblatt 
(Fürst),  Berlin.  —  Centralblatt  für  das  gesamte 
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Forstwesen  (hViedrich),  Wien»  —  Der  praktische 
Forstwirt  für  die  Schweiz  ( Baidinger )^  Daros.  — 
Ofsterreichische  ForstzeHung,  Wien.  —  AUgem, 
Forst'  und  Jagdzt^.  (LoreyJ,  Frankfurt  a.  M.  — 
ForstverkehrsbUttt ,  Berlin.  —  AUgem,  Ifolzrer- 
kau/sameiger,  Hannover.  —  Jahrb.  d.  preuss. 
Forst-  und  Jagdgesetzgebttng  (Danrkehnann), 
Berlin.  —  Mündener  JorstUche  Hejie  (Weise), 
Berlin.  —  Tharander  forstl.  Jahrbuch  (Kunze), 
Dresden.  —  Zeitschr.  für  Forst-  und  Jagdwesen 
(Danckelmann),  Berlin.  —  Jahrb.  des  schlesischen 
Forstvereins f  Breslau.  —  Oesterreichische  Viertel- 
Jahrsschrift  für  Forstwesen  (v.  Gutt^nberg),  Wien. 

—  Schweizerische  Zeitschr.  für  Forstwesen  (Fank- 
hauser),  Zürich.  —  Revue  des  eaux  et  forets  mit 
Repertoire  de  legi^lation  et  de  jurisprudence 
forestiere  (FrezardJ,  Pnris.  —  Nuora  Rerista 
forestale.  (Fiecioli) ,  Fireme.  —  Bulletin  de  la 
Sf>ciete  Centrale  Foresti^re  de  Belgigue,  Bruxeües. 

—  Lesnqj  Journal,  Organ  des  Petersbtirger  Forst- 
vereines, Le^noj  djelo.  —  Indian  forester.  — 
Ausserdem  die  jährlich  erscheinenden  Vereins- 
schriften  über  die  Verhandlungen  der  Forstvereine. 

Geschiehts-  Litteratur:  Bernhardt 
Geschichte  des  Waldeigentums,  der  Waldwirtschaft 
und  Forstwissenschaft  in  Deutschland,  Berlin 
187^—75.  —  M.  Endres,  Die  Waldben utzun4^ 
vom  Li.  bis  Ende  des  18.  Jahrh.,   Tübingen  1888. 

—  WraoMf  Geschichte  der  Landhau-  und 
Forstwissenschaft,  München  1865.  —  Hess, 
Lebensbilder  hervorragender  Forstmänner  etc., 
Berlin  1885.  —  Lorey  in  Loreys  Ifandb.  I 
(Forstl.  Unterricht  der  Gegenwart).  —  A'^py, 
Geschichte  des  heiligen  Forstes  bei  Ilage- 
nau im  EUius,  Strassburg  1888.  —  Koth,  Gesch. 
d.  Forst-  u.  Jagdwesens  in  Deutschland,  Berlin 
1879.  —  Schwappaehf  Jlandb.  der  Forst-  und 
Jagdgesch.,  Berlin  1880—88.  —  A,  Seiden- 
»ticker,  Waldgeschichte  des  Altertums,  Frank- 
furt a.  O.  1886;  Rechts-  und  Wirtschaf tsgesch. 
norddeutscher  Forsten,  Göttingen  1896.  —  Stieg ~ 
litZf  Geschichtl.  Darstellung  der  Eigentumsver- 
hältnisse an  Wald  und  Jagd  in  Deutschland, 
18SJ.  M,  Endres. 


II. 

Forstwirtschaft. 

A.  Waldbaulicher  Betrieb.  1.  Die 
Holzarten.  2.  Bestandsarten,  Abteilung:,  Be- 
standspflege. B.  Die  Betriebsarten  oder  Bestands- 
formen. 4.  Geschichte  und  Kritik.  6.  Land- 
wirtschaftliche Nutzungen  im  Walde.  —  B. 
Oekonomischer  Betrieb.  I.  Grundlagen 
der  Betriebsordnung  imd  Massenpro- 
duktion. 1.  Holzmasse  des  Einzelbestandes, 
Zuwachs,  Ertragstafeln.  2.  Betriebsklasse,  Holz- 
vorrat. 3.  Die  Massenerträge.  4.  Die  Holzproduk- 
tion Deutschlands.  5.  Nutzholzprozent.  II.  Die 
Umtriebszeiten.  1.  Einleitendes.  2.  Wald- 
reinertragswirtschaft. 3.  Bodenrein  ertrags Wirt- 
schaft. 4.  Die  Verzinsung  der  Prodnktions- 
kapitalien  bei  beiden  Systemen,  ö.  Die  Einwände 
gegen  die  Bodenreinertrags  Wirtschaft.  6.  Er- 
werbsfähige und  erwerbsunfähige  Waldungen. 
7.  Die  Umtriebszeiten  der  Praxis.  8.  Genauig- 
keit der  Rechnung.  9.  Sonstige  Wirtschafts- 
systeme. 


A.  Waldbaiüicher  Betrieb. 

1.  Die  Holzarten.  Die  iKrälderbildenden 
Holzarten  in  Mitteleuropa  sind  die  Kiefer 
(Fohre),  Fichte,  Weisstanne,  Lärche,  R«  t- 
buche,  Eiche,  Erle,  Eßche,  Biriie,  Hainbuche. 
Ulme,  Aspe,  Ahorn,  Edelkastanie.  Als  Fremd- 
linge bü^erten  sich  ein  Akazie  und  Wey- 
mouthskiefer. Die  in  neuerer  Zeit  mit  amerika- 
nischen und  japanischen  Holzarten  wieder  auf- 
genommenen Anbauversuche  sind  zwar  nrtch 
nicht  ganz  abgeschlossen,  doch  iSsst  sich 
schon  jetzt  sagen,  dass  die  Zahl  der  an- 
bauwürdigen Arten  eine  sehr  geringe  ist. 

Im  Deutschen   Reiche   ist  die   p^ 
samte  Waldflikjhe  zu  66,5  ^.o  mit  Nadelliolz 
und  33,5  ®/o  mit  Laubholz  bestockt.  Letzten*» 
ist   im  Südwesten   und   Westen  (Württem- 
berg, Baden,  Elsass-Lothringen,  Hessen,We:?t- 
falen,   Rheinland)    verhältnismässig   stärker 
verbreitet  als  im  übrigen  Deutschland.    Die 
einzelnen  Holzarten  sind  mit  folgenden  Pnv 
zentsätzen  beteiligt :  Kiefer  41,ö,  Fichte  und 
Tanne  22,5,   Lärche  0,3,   Buche  im  Hoch- 
wald 14,6,  Eiche  im  Hochwald  3,6,  Birken-. 
Erlen-,  Aspenhochwald  3,ö,  Eichenschälwald 
3,2,  Weidenheger  0,3,  Niederwald  anderer 
kxi  2,5,  Mittelwald  5,5,  nicht  nach  einzelnea 
Holzarten   ausgeschieden   (gemischt)   2,7 '^o. 
Die  verbreitetste  Holzart  ist  somit  die  Eiefer, 
die  mehr  als  die  Hälfte  der  gesamten  Wald- 
fläche Preussens  (53*^/o)  und  über  -5  der- 
jenigen Deutschlands  einnimmt  Diese  weite 
Ausdehnung  verdankt    dieselbe   ihrer  An- 
spruchslosigkeit  an    die    Bodengüte.     Aaf 
armen  trockenen  Sandböden  und  allen  durch 
übermässige  Streunutzimg  erschöpften  Boden- 
arten   ist    sie    die   einzig    mögliche   nutz- 
bringende Holzart:  daher  nimmt  sie  gegen- 
wärtig, wie  das  Nadelholz   überhaupt,  neJe 
Gebiete  ein,  die   ehedem   mit  Laubholz  be- 
stockt w^aren  und  diurch  Streu-  und  Weide- 
nutzung   oder    falsche    Wirtschaftsführung: 
laubholzmüde   wurden.     Von    der  Gesamt- 
waldfläche Oesterreichs  entfallen  7(>^» 
auf  den  Nadelwald,  15®/o  auf  den  Laubholz- 
hochwald und  15  ®/o  auf  Mittel-  und  Nieder- 
wald.   In  den  österreichischen  Staatsfor>ten 
nimmt  das   Nadelholz    75,5  ^/o    der  Fläihe 
ein,  nämlich  die  Eichte  48,8'^;o,  Tanne  18.9  ^, 
Lärche  4,5  '^/o,  Kiefer  3,3  ^h ;  ferner  die  Buche 
20,2^/0,   Eiche  l,5<^/o,   das   übrige  Laubholz 
2,5 ^/o.    Dagegen  herrscht  in  Ungarn  das 
Laubholz  bedeutend  vor;   es  enteilen  auf 
das   Nadelholz  von    der  Gesamtwaldflä<'he 
20,7  «/o,  auf  das  Laubholz  79,3^/0,  auf  <lie 
Stiel-  und  Traubeneiche  allein  21,3  °o,  auf 
die  Zerreiche  5,6  ®/o,  auf  die  Rotbuche  36.1 "  o. 
—  Im  europäischen  Russland  sind  in  «len 
Staatsforsten   die  reinen  Nadelholzbestände 
mit  74 ^/o  vertreten;  dazu  kommen  noch  lö^^^ 
Mischbestände  von  Nadel-  und  Laubholz. 

Die  Bedeutung  einer  Holzart  bemisst  sich 
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nach  ihrem  waldbaulichen  Verhalten  und 
ihrem  ökonomischen  Nutzwert.  Letzterer 
findet  seinen  Ausdruck  in  dem  für  die 
Masseneinheit  gezahlten  Geldpreis.  Derselbe 
ist  für  die  edlen  Laubhölzer  Eiche,  Esche, 
Ulme,  Ahorn  im  allgemeinen  bedeutend 
höher  als  für  das  Nadelholz  und  die  Buche, 
welche  fast  nm-  Brennholz  liefert.  Der 
höhere  Geldpreis  bedeutet  aber  nicht  zu- 
gleich die  höhere  Rentabilität,  da  für  letztere 
auch  die  Kosten  der  Produktion,  namentlich 
die  Zinseszinsen  der  lu^prünglichen  Kapital- 
anlage in  Rechnung  gezogen  werden  müssen 
und  dieselben  um  so  grösser  werden,  je 
länger  tler  Produktionszeitraum  ist.  Yon 
letzterem  Standpunkt  aus  ist  daher  gegen- 
wärtig im  allgem  einen  die  Nadelholz- 
ziicht  rentabler  als  die  Laubholzzucht.  Die 
unbestritten  rentabelste  Holzart  ist  die  Fichte. 

2.  Bestandsarten,  AbteiliiDg,  Bestands- 
pflege. Bestand  ist  die  wald  bauliche  Be- 
zeichnung für  einen  grösseren  Waldteil,  der 
sich  durch  Holzart,  Alter  und  Wuchs  von 
seiner  Umgebung  wesentlich  unterscheidet. 
Ungefähr  dasselbe  bedeutet  in  der  Technik 
der  Forsteinrichtung  der  Ausdruck  Abteilung 
oder  Jagen  (Wirtschaftseinheit).  Reine  Be- 
stände sind  aus  einer  Holzart,  gemischte 
Bestände  aus  mehreren  Holzarten  zusammen- 
gesetzt. Von  der  Begründung  bis  zum  Ab- 
trieb eines  Bestandes  werden  sehr  viele 
Bäume  von  den  besonders  wuchskräftigen 
Exemplaren  unterdrückt  und  allmählich  dürr ; 
ferner  werden  einzelne  besonders  hoffnungs- 
volle Individuen  von  minderwertigen  seitlich 
so  bedrängt,  dass  deren  freudiges  Wa(;hstum 
durch  Lichtentziehung  gefährdet  wird;  end- 
lich zeigen  einzelne  Exemplare  knippolhafte, 
durch  Krankheiten  deformierte  Schaftfonuen, 
die  beim  Abtriebe  kein  Nutzholz  liefern. 
Alle  diese  Stämme  müssen  durch  die  Be- 
standspflege aus  dem  Bestände  entfernt  wer- 
den, und  die  darauf  abzielenden  Manipula- 
tionen nennt  man  Durchforstungen. 
Das  durch  die  Durchforstiings-  und  Reini- 
gnngshiebe  gewonnene  Material  wird  als 
»Zwischennutzung«  (Vornutzung)  ver- 
bucht, im  Gegensatz  zur  »H  a  u  p  t  n  u  t  z  u  n  g«, 
w^elche  das  durch  den  Abtrieb  des  ganzen 
Bestandes  an&llende  Holzqiiantum  umfasst. 
Mit  welcher  Intensität  sich  der  Ausschei- 
dungsprozess  in  einem  Bestände  vollzieht, 
zeigt  die  Thatsache,  dass  ein  haubarer,  ca. 
IfX)  jähriger  Bestand  300—1200  Stämme  ent- 
hält pro  Hektar,  eine  Kidtur  dagegen  7000 
bis  vielleicht  100000  und  noch  mehr  Pflan- 
zen (bei  natürlicher  Verjüngung). 

3.  Die  Betriebsarten  oder  Bestands- 
formen.  Dieselben  gliedern  sich  in  die 
zwei  Hauptkategorieen :  Hochwald  und  Aus- 
schlagwald. Die  Bäume  des  Hochwaldes 
entstehen  aus  Samen  und  sind  Kernwüchse, 
die  Bäume  des  Ausschlagwaldes   entstehen 


durch  Ausschläge  aus  Stöcken  und  Wurzeln. 
Das  Vermögen,  vom  Stocke  wiederholt  aus- 
zuschlagen (Reproduktionsvermögen) ,  be- 
sitzen die  Laubnölzer  und  von  den  Nadel- 
hölzern in  geringem  Grade  die  Eibe  und 
Pinus  rigida.  Daher  ist  Ausschlagwald 
schlechthin  stets  Laubwald,  Hochwald  da- 
gegen Nadelwald  oder  Laubwald,  wenn 
letzterer  aus  Samen  und  nicht  aus  Stock- 
ausschlägen gezogen  wird.  Der  Hochwald 
erscheint  in  zwei  charakteristischen  Formen : 
in  der  Plenter-  oder  Femelform  und  ver- 
wandten Arten  und  ferner  in  den  Formen 
des  Schlagbetriebes. 

a)  Hochwaldformen.  Der  Plenter- 
oder Fem el wald  ist  die  natürlichste  und 
ursprünglichste  Waldform.  Urwald  ist 
Plenterwald.  Das  Wort  Plentern  hängt  zu- 
sammen mit  blenden,  d.  h.  verdunkeln  (die 
Blender  wegnehmen  oder  die  verdunkelnden 
Bäume).  Das  im  gleichen  Sinne  gebrauchte 
Wort  Femeln  ist  auf  femella  (Weibchen)  zu- 
riickzuführen  imd  der  Hanfzucht  entlehnt, 
bei  welcher  man  die  rascher  reifende  männ- 
liche Pflanze,  die  man  früher,  weil  kleiner 
und  zarter,  für  die  weibliche  hielt  und  als 
femella  bezeichnete,  auszieht  oder  ausfemelt. 
Im  Plenterwalde  stehen  auf  derselben  Fläche 
Bäume  jeden  Alters,  von  der  einjährigen 
Pflanze  bis  zum  haubaren  Baum  in  bunter 
Anordnung  durch  einander.  Die  Nutzung 
oder  der  Abtrieb  des  Holzes  erfolgt  stamm- 
weise, indem  immer  die  jeweils  hiebsbe- 
dürftigen oder  haubaren  Stämme  einzehi 
z^Rdschen  den  stehenbleibenden  herausge- 
zogen werden.  Der  praktische  Waldbau  ist 
zufrieden,  wenn  im  Plenterwald  nm*  eine 
grössere  Zalü  verschiedener  Altersklassen 
vertreten  ist,  weil  die  mehr»  theoretische 
Unterstellung,  dass  Repiäsentanten  jeden 
Baumaltei*s  auf  derselben  Fläche  vorhanden 
sein  sollen,  infolge  des  gegenseitigen  Kampfes 
der  Bäume  um  Licht  (Unterdrückimgspit)- 
zess)  praktisch  sich  nie  ganz  verwirklicht. 
Auch  die  mehr  gruppen-  als  stammweise 
Verteilung  der  Altersklassen  stört  den  Be- 
griff des  Plenterwaldes  nicht.  Er  passt  nur 
gut  für  Erziehung  solcher  Holzarten,  welche 
in  der  Jugend  Schatten  vertragen  (Tanne, 
Fichte,  Buche),  wenig  oder  gar  nicht  für 
lichtfordernde  Bäume,  da  dieselben  in  der 
Jugend  den  Druck  (Beschattimg)  der  vorge- 
wachsenen Stämme  nicht  aushalten.  Der 
Plenterwald  regeneriert  sich  seinem  Wesen 
nach  selber  durch  die  Samenproduktion  der 
älteren  Bäume  (natürliche  Verjüngimg). 

DerSchlagbetrieb  od  er  die  Schlag- 
wirtschaft erzeugt  entweder  gleichaltorige 
oder  ungleichalterige  Bestände.  Die  gleich- 
alterigen  entstehen  erstens  durch  die  voll- 
ständige Abholzung  einer  Fläche  in  einem 
Jahre  imd  durch  Wiederaufforstung  dersel- 
ben durch  Saat  oder  Pflanzung,  d.  h.  durch 
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künstliche  Verjüngung  —  Kahlsrlilagfonn ; 
zweitens  dui-ch  lichtende  Aushiebe  (Vorbe- 
reitungs- ,  Samen-  und  Nachhieb)  über  die 
ganze  Fläc*.he  lün  zum  Zwecke  der  natür- 
lichen gleiclimässigen  Besamung  in  einem 
Jahre  —  Schirmschlagforra.  Die  ungleich- 
alterigen  Bestände  entstfluni  dadurch,  «lass 
der  Abtrieb  und  die  natürliche  Verjüngung 
nicht  gleichmässig  und  gleiclizeitig  über  den 
ganzen  Bestand  hin  erfolt^t,  sondern  je  nach 
/lern  Eintritt  der  Samenjahn»,  nach  der  Holz- 
art und  dem  Wirtsc haftsz weck  periodisch 
und  platz  weise  verteilt  wird  (hörst  weise 
Verjüngung)  —  Fe melsih lagform.  Die  Schirm- 
schlag- undFemelschlagform  entstehen  durch 
allmählichen  Abtrieb  des  Mutt^^rbestandes 
und  basieriMi  auf  der  Verjüngung  durch 
Natur l>esamung,  das  Wesen  der  Kalilschlag- 
form  liegt  in  dem  kahlen  Abtrieb  und  in 
der  künstlichen  Verjüngung.  Der  Unter- 
schi(Ml  zwischen  ri(Mit(Tb(»trieb  und  Schlag- 
wirts(!haft  liegt  also  darin,  dass  im  Plenter- 
wald Nutzung  und  Verjüngung  in  demselben 
Bestände  alle  Jahn^  stattfinden  (theoretisch), 
im  Walde  mit  Schlagbt 'trieb  dagegen  Nut- 
zung und  Verjüngmig  zeitlich  begrenzt  sind. 
Theorie  luid  Praxis  haben  ausser  diesen 
typischen  Formen  noch  viele  andere  ausge- 
schieden, die  aber  schlit\^sli(h  nur  Modifi- 
kationen dieser  Grundformen  oder  Ueb(T- 
gangsformen  sin^l. 

b)  A  u  s  s  c  h  1  a  g  w  a  1  d  u  n  g  e  n.  Dies<^lben 
zerfallen  in.  Niederwald  und  Mittelwald. 
Forstlich  weniger  wichtig  ist  dor  Kopf  holz- 
betrieb zur  Brennholz-  luid  Weidenzucht 
und  der  Schneitelholzl>etrieb  zur  Gewinnung 
von  Nadelstreu  und  Futterlaub.  Bei  der 
Nutzung  des  Niederwaldes  wird  die 
ganze  oberirdisclie  Holzmasse  gewonnen,  der 
neue  Bestand  entst(»ht  durch  <lie  Ausschläge 
der  stehenbleibenden  Stöcke  (Stocklohden) 
oder  durch  die  Wurz(^lbrut,  wobei  das  Feh- 
lende immer  wieder  durch  Pflanzung  ergänzt 
.  wird.  Der  Abtrieb  erfolgt  in  kürzeren  Zeit- 
räumen als  beim  Hochwaldbetrieb ,  je  nach 
Holzart  und  Wirtschaft sz weck  alle  10—30 
Jahre.  Der  Hauj)tivpräseutant  der  Nieder- 
waldwirtschaft ist  dt»r  Eichenschälwald 
(Gerberrinde).  Der  Mittel  wald  entsteht 
aus  dem  Niederwald  dadurch,  dass  bei  der 
jedesmaligen  Nutzung  der  letztens  immer 
einzelne  Stämme  ziun  Weiterwachsen  stehen 
bhuben.  Er  besteht  demnach  aus  zwei 
Teilen:  aus  dem  als  NitMliu-wald  behandel- 
ten Unterholz  und  dem  hochwaldartig  er- 
wachseiulen,  mehrere  Altersklassen  umfassen- 
denOberholz  (LassnüteKOberständer),  welches 
der  R(^gel  nach  aus  Krrnwüdisen  besteht. 
Er  nimmt  somit  zwischen  Nieder-  und  Hoch- 
wald eine  >vermittelnde  ^  Stellung  ein.  Be- 
dingung ist  eine  so  liclite  Verteilung  des 
Oberhülzes,  dass  dixs  Unterholz  initer  dem 
Schatten  desselben  nocli  gedeihen  kann.   Die 


neuere  waldbaidiche  Richtung  geht  tlarauf 
aus,  den  Mittel  wald  hochwaldartig  zu  Ik^ 
liandeln,  indem  geschlossene  Grupjjen  CMier 
Horste  von  nutzholzt  üchtigen  Holzarten  an 
Stelle  des  Einzelüberhaltes  und  der  gleich- 
massigen  Verteilung  treten. 

c)  Sonstige  Betriebsarten.  Aiuiser 
dt^n  erwälmten  Betriebsarten  seien  noch 
folgende  Modifikationen  besonders  hervor- 
gehoben: Um  besonders  starkes  Nutzholz 
zu  erziehen,  bleiben  litnm  Abtrieb  der  (Kie- 
fern-) I^^stände  einzelne  Bäume  stehen  iind 
wachsen  im  Jimgwuchs  noch  eine  Umtrielis- 
zeit  weiter  —  U  eberhalt  betrieb  (Uel  H?r- 
hälter.  Waldrechter,  Samenliäume).  —  Die 
Lichtholzarten  sind  im  späteren  Bestands- 
alter  nicht  mehr  im  stände,  durch  dea  eige- 
nen Schluss  den  Boden  vor  Alistrocknung 
zu  schützen;  daher  werden  in  solche  Be- 
stände Schattholzarten  als  Bodenschutzholz 
eingesät  oder  eingepflanzt  —  Unterbau- 
be trieb.  Ferner:  Im  geschlossenen  Be- 
stände ist  der  Massenzuwachs  der  Bäume 
vom  60.  Jahre  an  (ungefälir)  ziemhch  gering ; 
er  lässt  sich  be<leutend  steigern,  wenn  der 
Baum  durch  Aushiebe  seiner  Nachliam  licht 
gesttdlt  wird  (er"höhte  Assimilation  durch 
Lichtzufuhr).  Der  hierdurch  gewf>nuene 
grössere  Zuwachs  heisst  Lichtungszuwachis 
(ler  darauf  abzielende  Betrieb  Li  c  h  t  u  n  g  s  - 
betrieb. 

4.  Geschichte  und  Kritik.  Die  Wür- 
digung der  einzelnen  Betriebssysteme  hat 
im  Nutzwalde  vom  Standpunkt  der  Renta- 
bilität aus  zu  erfolgen.  Allgemein  anzu- 
geben, welche  Betriebsart  (nicht  Holzart) 
dit»  gn*)ssei'e  Bodenrente  liefert,  ist  unmug- 
lich;  diese  Frage  kann  vielmehr  niu-  von 
Fall  zu  Fall  entschieden  werden.  Die  \^'ald- 
bautechnischen  Gesichtspunkte  ergeben  siih 
aus  folgendem.  Die  ui-sprüngliche  Form  des 
Hochwaldes  war  bis  zum  16.  Jahrhundert 
die  Plenterform  in  den  I^ub-  und  Nadel- 
holzwjüdungen.  Man  nutzte  die  Bäume,  so 
wie  man  sie  eben  brauchte  und  überliess 
die  Vei-jüngiuig  in  der  Regel  der  Natiir. 
Als  vom  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  ab  in  ein- 
zelnen bevölkerten  Gegenden  die  Holzvorräte 
knai)p  wurden,  suchte  man  Onlnung  in  die 
Nutzung  zu  bringen ,  verliot  das  planlose 
Hin-  und  Hertasten  im  Walde,  teüte  den- 
selben in  gleich  giT>sse  Flächen  (Sclüäge)  ent- 
sprechend der  Länge  der  ünitriebszeit  und 
holzte  jedes  Jahr  oder  [>eriodisch  einen  die- 
ser Schläge  ab.  Die  Wiederverjüngung  der- 
selbtMi  suchte  man  durch  Stehenlassen  ein- 
zelner Stämme  auf  der  Fläche  (Samenl»änme) 
zu  erzielen  oder  erhoffte  sie  von  der  Be- 
samung durch  den  l>enachbarten  Bestand. 
Beide  Verfahren  hatten  keinen  Erfolg.  Man 
wandte  sich  imn  der  künstlichen  Verjünping 
durch  Saat  und  Pflanzung  melu-  zu  (ein  ini 
Jahre   1259   durch  Feuer  vernichteter  Teil 
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des  Nürnberger  ReichswaJdes  wurde  im  14. 
Jahrhundert  schon  durch  Nadelholzsaat  wie- 
der aufgeforstet)  und  bildete  von  Mitte 
des  18.  Jahrhunderts  ab  andere  rationellere 
Verfahren  der  natürlichen  Verjüngung  aus, 
die  in  verbesserter  Form  auch  heute  noch 
in  Geltung  sind.  Hand  in  Hand  damit  ging 
von  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  ab  der 
vermehrte  Anbau  der  Nadelhölzer  und 
namentlich  der  Kiefer  auf  den  durch  Streu- 
nutzung  und  Weidegang  verannten  Böden. 
Alle  diese  auf  die  Wiederverjüngung  des 
AValdes  gerichteten  Bestrebungen  hatten  die 
Wirkimg,  dass  an  Stelle  des  einstigen  un- 
gleiclialtrigen,  unregelmässig  geformten  und 
aus  verschiedenen  Holzarten  bestehenden 
Plenterwaldes  vollständig  gleichaltrige  und 
reine  Bestände  gesetzt  wurden.  Allerdings 
traf  dies  nicht  für  alle  Gegenden  zu;  denn 
in  einzelnen  entlegenen  W^dgebieten  wurde 
trotz  aller  Verbote  die  regellose  Plenter- 
wirtschaft noch  bis  in  das  19.  Jahrhundert 
herein  weiter  geführt  und  der  geregelte 
Plenterbetrieb  besteht  im  Hochgebirge  heute 
noch.  Aber  davon  abgesehen,  kann  man 
sagen,  dass  seit  Mitte  des  18.  Jahrhunderts 
der  ungleichaltrige  Bestand  dem  gleichaltri- 
gen, der  gemischte  dem  reinen  mehr  und 
mehr  gewichen  ist.  War  diese  Wandlung 
von  Vorteil?  Darüber  sind  die  Meinungen 
allerdings  geteilt.  Den  früheren  regellosen 
Plenterbetneb  wünscht  niemand  mehr  zu- 
rück. Aber  der  geregelte,  modifizierte  Plen- 
terwald bezw.  die  plenterartigen  Bestands- 
fonnen  fanden  und  finden  in  der  2.  Hälfte 
des  19.  Jahrhunderts  wieder  ihre  warmen 
Verteidiger.  Man  macht  für  den  Plenter- 
wald geltend,  dass  er  widerstandsfähiger 
gegen  äussere  Gefahren  (Insekten,  Wind, 
Schnee)  ist  als  der  gleichaltrige  moderne 
Kulturwald  und  dass  er  die  Bodenfrische 
besser  erhält  als  dieser.  Diesen  nicht  zu 
bestreitenden  Vorzügen  stehen  aber  als 
Nachteile  die  Schwierigkeit  der  Verjüngimg, 
Pflege,  Benutzung,  Ertragsberechnung  und 
die  Unübersichtlichkeit  der  Wirtschaft  gegen- 
über. Ausserdem  liefert  der  Plenterwald 
zweifellos  geringere  Gesamtmassenerträge 
und  eine  geringere  Nutzholzausbeute  als  der 
gleichaltrige  Hochwald.  Eine  unbedingte 
Existenzberechtigung  ist  ihm  daher  nur  im 
Schutzwaldgebiet  zuzuerkennen. 

Auch  der  Mahnruf  zur  Bückkehr  zum 
gemischten  Wald  wurde  in  den  letzten 
Decennien  immer  wieder  laut  erhoben.  Man 
weist  dabei  insbesondere  auf  die  gix)ssen 
Beschädigungen  durch  Insekten,  Schnee, 
Duft,  Stürme,  Feuer  hin,  welchen  die  reinen 
Nadelholzbestände  immer  imd  namentlich 
wieder  in  letzter  Zeit  ausgesetzt  waren. 
Und  es  ist  zweifellos,  dass  die  aus  Laub- 
und Nadelholz  gemischten  Waldungen  in 
erster  Linie,  dann  aber  auch  schon  die  Mi- 
Handwörterbuch  der  StaatBwiBsensckaften.    Zweite 


schungen  von  Nadelholz  oder  Laubholz  allein 
die  Sicherheit  des  Waldes  ungemein  erhöhen. 
Denn  kein  Insekt  frisst  an  allen  Holzarten 
mit  gleicher  Intensität,  nicht  jede  Holzart 
ist  vom  Stiura  so  gefährdet  wie  die  Fichte, 
vom  Schnee  in  gleichem  Masse  \vie  die 
Kiefer;  der  Lauf  des  Feuers  macht  vordem 
Laubholze  halt  Ausserdem  nützen  die  ge- 
mischten Bestandsarten  die  natürlichen  FW 
duktionsfaktoren  des  Bodens  besser  aus,  er- 
möglichen eine  mannigfaltigere  Bedarfsbe- 
friedigung und  erleichtern  die  natürliche 
Fortpflanzung  der  Wälder. 

Obgleich  diese  Vorzüge  des  Mischwaldes 
von  allen  Forst>^'irten  bedingungslos  aner- 
kannt werden,  wird  der  reine  Bestand  doch 
auch  in  Zukunft  nicht  aufhören  zu  sein. 
Denn  es  gibt  grosse  ausgedehnte  Waldge- 
biete, die  nach  ihren  Boden-  und  Klimaver- 
hältnissen nur  für  eine  bestimmte  Holzart 
geeignet  sind,  in  welchen  der  Boden  über- 
haupt nur  eine  Holzart  ernährt  (Kiefer  auf 
den  armen  Sandböden  von  Brandenbiu^, 
Oberpfalz,  Franken  eto.)  oder  in  welchen 
eine  Holzart  so  giuistige  Existenzbedingim- 
gen  findet,  dass  aUe  übrigen  vor  ilw  das 
Feld  räumen  paüssen,  wenn  man  sie  nicht 
künstlich  schützt.  (Fichte  in  Oberbayem 
und  Schwaben,  Tanne  im  Schwarzwald  und 
in  den  Vogeseu,  Eiche  im  Taunus,  Buche 
im  Spessart  und  in  Hessen.) 

In  allen  diesen  Fällen  ist  eine  ^waltsame 
Erziehung  von  Mischbeständen  immer  mit 
einem  Ausfall  an  Rente  verbunden,  voraus- 
gesetzt, dass  es  sich  nicht  um  die  an  sich 
unrentable  Buche  handelt,  die  in  reinem 
Bestände  keine  Existenzberechtigimg  mehr 
hat. 

Der  Mittelwaldbetrieb  hat  an  Aus- 
dehnung im  19.  Jahrhundert  wesentlich  ab- 
genommen. Er  war  ehedem  beliebt  wegen 
seines  reichen  Mast-  und  Weideertrages, 
seiner  beinahe  kostenlosen  Wiederverjüngung 
und  seiner  günstigen  Eigenschaften  für  die 
Wildhege.  Durch  die  Kultur  der  Kartoffel, 
Einführung  der  Stallfütterung  und  Zurück- 
drängimg aes  Jagdinteresses  sind  die  Gründe 
für  seine  Erhaltung  grösstenteils  schon  in 
der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  hin- 
fällig geworden.  Den  letzten  Todesstoss  er- 
litt der  Mittelwald  aber  dann  durch  die 
Entwertimg  des  Brennholzes  seit  der  Ent- 
wickelung  des  modernen  Verkehrs.  Denn 
wegen  der  freiständigen  Erziehung  der 
Bäume  liefert  er  weniger  Nutzholz  als  der 
Hochwald,  seine  Bedeutung  liegt  eben  in 
der  Brennholzproduktion.  Daher  ist  der 
Mittelwald  eine  unrentable  Betriebsart  ge- 
worden, die  -den  Vergleich  mit  der  Hoch- 
waldwirtschaft nicht  mehr  aushalten  kann, 
ungeachtet  dessen  hat  der  Mittelwald  seine 
Existenzberechtigung  in  zwei  Fällen  noch 
beibehalten,  närnlich  einmal  in  den  Ueber- 
Anflage.    III.  72 
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schwemmungsgebieten  der  Flüsse,  weil  hier 
(lie  sieh  langsam  entwickelnden  Kulturen 
des  Hochwaldes  durch  die  üeberschwem- 
mungen  oft  zu  Grunde  gehen.  Daher  sind 
diese  fruchtbarsten  Böden  der  Flussniede- 
rungen die  eigentliche  Heimat  des  Mittel- 
waldes, der  hier  aus  den  edelsten  Laubholz- 
arten (Esche,  Eiche,  Ulme,  Ahorn,  Erle, 
PapT)el)  zusammengesetzt  ist.  Andererseits 
wird  die  MittelwaJdfonn  noch  beim  Ge- 
meindewaldbesitz gerne  gewählt,  weil  sie 
auch  bei  geringer  Ausdehnung  des  Waldes 
wegen  des  kurzen  ümtriebes  noch  eine 
jährliche  Nutzung  gestattet,  vielerlei  Holz- 
sortimente gewährt,  unter  umständen  Gras- 
nutzung liefert,  geringe  Pflege  und  wenig 
Kulturkosten  erfordert  Die  ausgedehnteste 
Mittelwaldwirtschaft  hat  gegenwärtig  noch 
Frankreich. 

5.  Landwirtschaftliche  Nutzmigeii  im 
Walde.  Man  unterscheidet  zwei  Systeme. 
Der  Waldf  eldbetrie  b  ist  eine  Ver- 
bindung des  Hochwaldes  mit  Fruchtbau. 
Nach  dem  Abtriebe  des  Holzes  wird  die 
Fläche  2 — 4  Jahre  landwirtschaftlich  (Kar- 
toffel, Roggen,  Hafer,  Buchweizen)  benutzt 
imd  dann  wieder  forstlich  kultiviert,  oder 
man  kiütiviert  schon  während  der  landiRirt- 
schaftlichen  Nutzung  reihenweiße  und  be- 
nutzt nxu"  die  Zwischenräume  landwirtschaft- 
lich. Das  beim  Abtriebe  des  Holzes  anfal- 
lende Reisig  und  der  Bodenüberzug  wird 
oft  auf  der  Fläche  verbrannt  (Röderwaldbe- 
trieb  im  Odenwalde).  Der  Hackwald- 
betrieb (Haubergswirtschaft)  ist 
eine  Verbindung  des  Feldbaues  mit  Nieder- 
wald, si)eciell  mit  Eichenschälwald.  Nach 
dem  alle  15 — 18  Jahre  erfolgenden  Abtriebe 
wird  die  Fläche  zwischen  den  Ausschlag- 
Btöcken  mit  der  Hacke  oder  dem  Pfluge 
umgebrochen  und  gleichzeitig  die  durch  das 
Verbrennen  des  Reisigs  und  Unkrauts  er- 
haltene Asche  in  den  Boden  gebracht.  Im 
Herbste  wird  die  Fläche  mit  Winterkorn 
oder  Haidekorn  eingesät  und  dieser  Frucht- 
bau zwei,  seltener  mehr  Jahre  getrieben; 
manchmal  tritt  Weide  an  seine  Stelle  ^Kreis 
Siegen,  Odenwald,  Schwarzwald).  Hierher 
gehört  auch  die  Birkenbrandwirt- 
schaft im  bayerischen  Walde,  welche  den 
Boden  durch  Holzzucht,  Streunutzung, 
Weide  imd  Ackerbau  bis  zum  Ruin  des- 
selben ausnutzt.  —  Die  Vorteile  der  Ver- 
bindung landwirtschaftlicher  Nutzungen  mit 
der  Forst\\'irtschaft  bestehen  in  der  Ver- 
grösserung  des  Fruchtgeländes  und  in  der 
Möglichkeit,  dem  kleinen  besitzlosen  Manne 
die  Beschaffung  notwendiger  Nahrungsmittel 
zu  erleichtern  und  Gelegenheit  zur  Verwen- 
dung seiner  freien  Arbeitszeit  zu  gewähren. 
Aber  gerade  letzterer  Gesichtspunkt  hat 
in  neuerer  Zeit  wesentlich  an  Bedeutung 
verloren,  da  bei  den  gesteigerten  Arbeits- 


löhnen und  der  Billigkeit  des  Getreides  und 
der  Kartoffeln  die  Verdingxmg  der  Arbeit 
an  fremde  Betriebe  lohnender  ist  als  die 
Verwertung  im  Eigenbetrieb.  Während 
früher  ganze  Waldgebiete,  wie  der  Frank- 
furter Stadt^'ald,  nur  auf  dem  Wege  des 
Waldfeldbaues  verjtlngt  wurden,  finden  sich 
heute  nur  noch  in  wenigen  Gegenden  Leute, 
die  selbst  ohne  Entgelt  an  den  Waldbesitzer 
den  W^aldfeldbau  unternehmen  mögen-  Im 
Jahre  1893  wurden  im  Deutschen  Reich 
nur  noch  21468  ha  Waldboden  vorüber- 
gehend landwirtschaftlich  benutzt  (haupt- 
sachlich in  Rheinland,  Westfalen,  Poseiu 
Baden).  Der  Waldwirtschaft  bringt  der 
vorübergehende  JVuchtbau  eine  Entlastung 
des  Kulturkostenaufwandes  und  den  Vorteil 
einer  tiefgehenden,  überaus  nützlichen  Bo- 
denlockerung. Unerlflssliche  Voraussetzung 
ist  aber  ein  kräftiger  Boden;  armen  Böden 
nimmt  der  Fruchtbau  auf  Kosten  des  nach- 
folgenden Bestandes  zu  viel  leicht  löeUche 
mineralische  Nährstoffe  weg. 

B.   Oekonomischer  Betrieb. 

I.  Gmndlaireii  der  Betriebsordnung  und 
Massenproduktion. 

1.  Holzmasse  des  Einzelbestandes, 
Zuwachs,  Krtragstafeln.  Die  Landwirt- 
schaft erntet  jährlich ,  was  sie  gesät.  Zwi- 
schen Saat  und  Ernte  in  der  Forstwirtschaft 
dagegen  liegt  ein  sehr  grosser  Produktion.s- 
zeitraum  (ümtriebszeit),  innerhalb  dessen  die 
durch  den  jährlichen  Zuwachs  entstehenden 
Holzmassenteile  zu  einem  Kapitalstock  auf- 
gespeichert werden.  Die  Holzmasse  eines 
u-jährigen  Bestandes  setzt  sich  zusammen 
aus  der  Summe  der  während  u  Jahre  jähr- 
lich neu  entstehenden  Zuwachsgrössen  oder 
mit  anderen  Worten  aus  der  Summe  der 
laufendjährigen  Zuwachse.  Dividiert  man 
die  jeweilige  Masse  eines  Bestandes  durch 
die  Zahl  der  Produktionsjahre  oder  durch 
das  Alter,  so  erhält  man  den  Durchschnittii- 
zuwachs.  Die  Grösse  des  Zuwachses  und 
der  Holzmasse  wird  gemessen  in  Kubik- 
metern oder  Festmeteni  (fm  =  feste  Holz- 
masse). Der  laufende  Zuwaclis  ist  in  den 
jüngeren  Lebensjahren  des  Bestandes  (o<ier 
auch  Baumes)  klein,  steigt  stetig,  bis  er  in 
der  wuchskräftigsten  Periode  des  Bestands^- 
lebens  ein  Maximum  erreicht,  und  föllt  vou 
da  ab  wieder  langsam.  Der  durchschnitt- 
liche Zuwachs  zeigt  einen  ähnlichen  Ver- 
lauf, ist  aber  bis  zu  dem  Moment,  in  wel- 
chem er  gleich  wird  dem  laufenden  und  in 
welchem  er  auch  immer  sein  Maximiun  er- 
reicht, kleiner,  nachher  grösser  als  der 
laufende  Zuwachs.  Das  Zuwachspro- 
zent erhält  man,  wenn  man  den  Zuwadis 
durch  die  Masse  dividiert  und  den  Quotien- 
ten   mit    hundert    miütipliziert      Da&?elJ«? 
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muss  mit  zunehmendem  Alter  immer  kleiner 
^^erden,  weil  die  Masse  immer  wächst,  der 
Zuwachs  dagegen  sich  innerhalb  enger 
Grenzen  bewegt  und  in  späterem  Alter  der 
Bestände  abnimmt. 

Der  Gang  und  die  Grösse  beider  Zu- 
>^aclisarten  ist  für  den  gleichen  Zeitraum 
verschieden  nach  der  Holzart  und  der 
Fruchtbarkeit  des  Bodens.  Gewöhnhch  wird 
letztere  nach  fünf  Abstufimgen,  Bonitäten, 
Bonitätsklassen  oder  Standortsgüten 
genannt,  qualifiziert  und  zwar  in  der  Weise, 
dass  der  1.  Bonität  die  für  die  betreffende 
Holzart  möglichen  höchsten  Zuwachsleistiin- 
gen  an  Masse  und  Höhe  zukommen,  der  5. 
die  geringsten.  Diese  fünfte  Bonitätsklasse 
bildet  zugleich  die  Grenze  zwischen  Wald- 
boden und  soldien  Standorten,  welche  einen 
jWald«  nicht  mehr  zu  tragen  vermögen, 
sondern  nur  einzelne  Sträucher  imd  Bäume 
mit  krüppelhaftem  Wuchs.  Da  aber  der 
Anspruch  der  einzelnen  Holzarten  an  die 
Güte  des  Standorts  ein  sehr  verschiedener 
ist,  so  folgt  daraus,  dass  der  Massstab  für 
die  Bonitätsabstufungen  für  jede  Holzart  ein 
anderer  sein  muss ;  ein  Kiefemboden  I.  Bo- 
nität ist  z.  B.  in  den  seltensten  Fällen  auch 
Fichten-  oder  Tannenboden  derselben  Boni- 
tät, sondern  für  diese  anspruchsvolleren 
Holzarten  unter  umständen  niu:  Boden  IL 
Standortsgüte.  Die  Erfahnmg  hat  gezeigt, 
dass  die  grössere  oder  geringere  Fruchtbar- 
keit des  Bodens  in  lusächlichem  Zusammen- 
liang  steht  mit  der  Intensität  des  Höhen- 
wuchses der  Bäume,  und  deslialb  bilden  die 
Baumhöhen  den  besten  »Bonitätsweiser«, 

üeber  den  Zuwachsgang  eines  Bestandes 
geben  die  Ertragstafeln  Aufschluss. 
Dieselben  sind  tabellarische  üebersichten, 
in  welchen  unter  der  Voraussetzung  nor- 
maler Entwickelung  und  Bestockimg  für 
die  verschiedenen  Alter  desselben  Bestandes 
die  Masse,  der  Zuwachs  und  die  masse- 
bildenden Faktoren  pro  Hektar  niedergelegt 
sind.  Sie  sind  also  eigentliche  Bestands- 
biographieen  imd  werden  für  jede  Holzart 
imd  innerhalb  derselben  für  jede  Bonität 
besonders  aufgestellt,  unter  Umständen  auch 
mit  Ausscheidung  von  Wuchsgebieten.  Als 
Beispiel  diene  nebenstehende  &tragstafel  die 
auszugsweise  mitgeteilt  wird. 

Das  zur  Aufstellung  solcher  Tafeln  nö- 
tige Grundlagenmaterial  wird  auf  den  zu 
diesem  Zweck  im  Walde  angelegten  Probe- 
flächen erhoben,  welche  gegenwärtig  über 
ganz  Deutschland  und  Oesterreich  ausge- 
breitet sind.  Bis  jetzt  liegen  Ertragstafeln 
vor  für  die  Kiefer  von  Weise  und  Schwap- 
pach, für  die  Fichte  von  Baur,  Schwappach 
und  Lorey,  für  die  Tanne  von  Lorey  und 
Schuberg,  für  die  Buche  von  Baur  und 
Sehuberg.  Da  diese  Ertragstafeln  aber  aus 
Erhebimgen  in  nur  ganz  geschlossenen  und 


Ertragstafel  der  Weisstanne,  I.  Bonität 
(nach  Schuberg). 
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11,4 

7,8 

816 

26,3 

0,8 

90 

989 

11,0 

6,8 

671 

28,6 

0,7 

100 

1056 

10,6 

6,1 

569 

30,7 

0,6 

HO 

1114 

10,1 

5.5 

495 

32,6 

0,5 

normal  bestockten  Beständen  hervorgegangen 
sind  und  diese  normalen  Verhältnisse  im 
eigentlichen  Wirtschaftswalde  sich  fast  nie 
vorfinden,  so  müssen  die  darin  enthaltenen 
Grössen  für  den  praktischen  Gebrauch  auf 
die  lokalen  Ertragssätze  reduziert  werden. 

Aus  obiger  Ertragstafel  ist  ersichtlich, 
dass  der  laufendjährige  Zuwachs  im  30.  Le- 
bensalter des  Bestandes  nait  22,5  fm  kulmi- 
niert, der  dm-chschnittliche  dagegen  erst  im 
50.  Jahre  mit  12,2  fm,  zu  welcher  Zeit  der 
laufende  Zuwachs  ebenfalls  die  Grösse  von 
12,2  fm  aufweist.  Dieses  Verhältnis  ent- 
spricht dem  oben  skizzierten  Verlauf  des 
Zuwachses  und  findet  sich  in  jeder  Ertrags- 
tafel mit  entsprechender  Aenderung  der 
Zeiträume  und  Grössen.  Will  der  Waldbe- 
sitzer auf  der  gegebenen  Fläche  die  grösste 
Holzmasse  nutzen,  so  muss  er  das  Holz 
immer  gerade  in  dem  Zeitpunkt  abtreiben, 
in  welchem  der  Dimjhschnittszuwachs  kid- 
miniert  und  dem  laufenden  Zuwachs  gleich 
wird;  in  unserem  Beispiele  also  im  Alter 
von  50  Jahren. 

2.  Betriebsklasse,  Holzvorrat  Der 
Holzvorrat  eines  ganzen  Waldkom- 
plexes setzt  sich  zusanmien  aus  dem 
Holzgehalt  der  einzelnen  Bestände.  Soll  ein 
grösserer  Waldkomplex  jährlich  oder  perio- 
disch eine  gleich  grosse  Quantität  haubaren 
Holzes  liefern,  so  muss  er  sich  im  Nor- 
malzustande befinden.  Derselbe  ist  vor- 
handen, wenn  der  ganze  Wald  einen  seiner 
Standortsgüte  entsprechenden  normalen  Zu- 
wachs und  die  normale  Altersstufenfolge 
hat.  Letztere  ist  wieder  vorhanden,  wenn 
so  viele  Altersklassen  (-stufen)  mit  gleichen 
Flächenanteilen  vertreten  sind,  als  die  üm- 
triebszeit  Jahre  zählt.  Ist  z.  B.  ein  Wald- 
komplex 1000  ha  gross  und  soU  jeder  Be- 
stand im  Alter  von  100  Jahren  genutzt 
werden  (ümtriebszeit),  so  müssen  zur  Her- 
stellung    der     normalen    Altersstufeufolge 
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immer  10  lia  FlSclie  mit  gleichalterigem 
Holze  bestockt  und  sämtliche  Alter  von  1 
bis  100  Jahi^n  mit  dieser  Fläche  vertreten 
8ein.  Sind  diese  beiden  Bedingimgren,  näm- 
lich normaler  Zuwaclis  imd  normale  Altere- 
stufenfolge, erfüllt,  so  muss  auch  notwendig 
der  Normalvorrat  in  dem  l)etreffenden  Walde 
vorhanden  sein.  Derselbe  Lst  dann  gleich 
der  Summe  des  Holzgehaltes  sämtlicher 
Alterestufen.  Ein  im  Normalzustand  be- 
findlicher Wald  kann  jährlich  nachhaltig 
die  gleich  grosse  Holzf^uantität  (Etat,  Ab- 
ffabesatz,  Nutzungssatz)  liefern,  wenn  immer 
der  älteste  von  den  gleich  grossen  Bestän- 
<ien  abgetrieben  wird.  Die  Summe  der  Be- 
stände, welche  in  eine  und  dieselbe  Altere- 
stufenfolge eingeordnet  sind  und  daher  in 
fleichem  Alter  genutzt  werden,  bilden  eine 
letriebsklasse.  Der  Holzgehalt  einer 
Betriebsklasse  ist  daher  gleich  dem  Normal- 
vorrat. 

Die  Berechnung  des  Holz-  oder 
Normalvorrates  einer  Betriebsklasse 
kann  nun  entweder  dadiuxjh  erfolgen,  dass 
man  aus  einer  Ertragstafel  diux*h  giaphische 
oder  rechnerische  Interpolation  die  Holz- 
masse  für  sämtliche  Alter  pro  Hektar  be- 
reclmet,  addiert  und  mit  (1er  Fläche  der 
Altersstufe  multij>liziert.  Diest^s  Princip 
liegt  der  Näherungsformel 

Vn  =  (a  +  b  +  c  +  ...|)n 

zu  Grunde.  Hier  bedeuten  a,  b,  c  etc.  die 
in  der  Ertragstafel  periodisch  angegebenen 
Massen,  z  die  Masse  des  ältesten  Bestandes, 
n  den  Altersabstand  der  Ertragstafel  sätze. 
Aus  der  obigen  Tafel  für  die  Tanne  be- 
rechnet sich  danach  der  Normalvorrat  für 
100  ha  im  100  jährigen  Umtriebe  zu 


1056, 


10  =  53  970  fm 


Vioo=(13+70+252  + 

Ist  der  Wald  1000  ha  gross,  so  hat  jede 
Alterestufe  ~  ^:  10  ha  Fläche,  und  derYor- 

rat  des  ganzen  Waldes  ist  539700  fm. 

Die  zweite  Berechnungsart  besteht  darin, 
dass  man  den  Holzgehalt  des  ältesten  Be- 
standes mit  der  halben  Umtriebszeit  midti- 
pliziert  entsprechend  der  Formel 

Vn  =^  •  Z  (u  —  Umtriebszeit,  Z  =  uz  ==  !Masse 

des  ältesten  Bestandes  oder  gleich  Duroh- 
schnittszuwachs  des  ältesten  Bestandes  mal 
u).    In  unserem  Beisi)iel  ist  daher 

V,oo  =^  •  1056  =  52800  fm.  Diese  Methode 

ist  nicht  einwandsfrei  und  ungenauer  als 
die  erete,  aber  bequemer. 

Das  Nutzungsprozent  einer  norma- 
len Betriebsklasse  erhält  man  durch  Division 
des  normalen  Etats  mit  dem  Nornialvorrate 


und  durch  Multiplikation  des  Quotienten  mit 

100  (=^.-  .  100).   Im  obigen  Beispiel  betraf 

dassell)e     für    den     100  jährigen    Umtrieb 

— vgü^=TT— —  l,95''.o.     Dassell>e   wurde  voa 

Hundeshagen  ziu*  Berechnung  des  Etafe 
eines  Waldes  benutzt,  indem  er  den  iR-irk- 
lichen  Vorrat  mit  dem  Nutzungsprozent 
multiplizierte. 

8.  Die  MassenertrSi^.  Der  Masseuer- 
trag  der  einzelnen  Holzarten  ist  ein  selir 
verechie<lener.  Uns  interessieren  hier  zu- 
nächst die  Erträge,  welche  die  Bestän«ie 
bei  ihi-er  Ernte  im  sog.  Haubarkeitsalter 
abwerfen  (Haubarkeits-  oder  Ab- 
trieb serträge).  Dieselben  erhält  man 
am  einfachsten  durch  Multiplikation  des  um 
die  Zeit  der  Haubarkeit  ziemlich  konstant 
bleibenden  Durchschnittszuwachses  mit  dem 
Alter.  Zu  diesem  Zwecke  kann  folgende 
Durchschnittszuwaclistafel,  bezogen  aiif  das 
Hektar,  dienen: 

Bonität    I       II    in    IV  V 

Festmeter 

6,6    5,o    4,o    3t2  2,5 

ii,o    9,o    7,o    5,5  4,0 

11,2    9,1     7,2    5,4  — 

7,5    6.0    5,o    3,5  25 


Kiefer  (Weise) 
Fichte  (Schwappach) 
Tanne  fLorey) 
Buche  (Baur) 


Diese  Zahlen  bedeuten  den  Hauharkeifc?- 
durchschnittszuwachs  an  Gesamtmasse  im 
Alter  von  100  Jahren  imd  setzen  normale 
Bestockung  und  normalen  Wuchs  voraus. 
Nicht  inbegiiffen  sind  die  Erträge,  welche 
der  Bestand  vor  dieser  Zeit  durch  die  ein- 
gelegten Durchforetimgshiebe  gehefert  hat 
(Zwischeimutzungen).  Dieselben  sind  S4-hr 
beträchtlich  imd  betragen  bis  zu  40  ®o  von 
der  Masse  des  Abtriebsertrages  (Haupi- 
nutzung). 

Wie  aus  voriger  Tabelle  ersichtlich  ist, 
leisten  Fichten  und  Tannen  an  Massenpr> 
duktion  das  meiste:  daim  folgt  die  Bu(^he. 
und  die  geringste  !Massenerzeugung  weist 
die  Kiefer  auf. 

Die  Holzmasse  eines  Bestandes  (Baumes) 
wird  nach  der  Stärke  geschieden  in  Derb- 
und  Reisholz.  Derbholz  ist  die  ober- 
ii'dische  Holzmasse  (Gegensatz :  WiuTGel-  un«l 
Stockholz)  mit  über  7  cm  Durchmesser  inkl. 
der  Rinde,  Reisholz  alles  Holz,  welches  7 
cm  und  weniger  Durchmesser  an  seinem 
dicken  Ende  liat.  Die  weitere  Ausscheidung 
in  Nutzholz  und  Brennholz  bedarf  keiner 
Erklänmg. 

4.  Die  Holzprodnktioii  BentscUaiids. 
Der  Gresamtholzertrag  der  deutsehen  Wal- 
dungen lässt  sich  nur  annähernd  Ix^stimmen. 
Eine  zuverlässige  Statistik  hierüber  existiert 
niu-  von  den  Staatswaldungen ;  die  Angalx^i 
bezüglich  der  Korporationswaldiuigen  sin«l 
schon   viel  unsicherer,   und  die  Privatwai- 
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«langeu  sind  der  Kontrolle  vollständig  ent- 
zx>gen.  Gewiss  ist,  dass  die  süddeutschen 
Waldungen  wegen  des  Vorherrschens  der 
massenreichen  Fichte  und  Tanne  und  wegen 
der  günstigeren  Standortsverhältnisse  höhere 
Massenerträge  liefern  als  die  norddeutschen. 
Die  gesamte  jährliche  Holzerzeugung  aller 
Waldungen  Preussens  wird  auf  3,29  fm  pro 
Hektar  geschätzt  (Donner),  die  der  preussi- 
schen  Staatswaldungen  aliein  beträgt  nmd 
3,80  fm.  Der  jährliche  Abnutzungssatz  der 
Staatswaldungen  in  Bayern,  Sachsen,  Würt- 
temberg, Baclen,  Elsass-Lothringen  beträgt 
im  Mittel  dagegen  4,5  fm.  Die  Gesamt- 
leistungen aller  Waldungen  in  diesen 
Staaten  kann  man  auf  mindestens  4  fm  ver- 
anschlagen. Nimmt  man  ferner  die  Holz- 
pro<luktion  aller  übrigen  noch  nicht  ge- 
nannten Bimdesstaaten  mit  3,8  fm  an,  so 
ergiebt  sich  für  die  sämtlichen  Waldungen 
des  DeutsoJhien  Reiches  eine  jährliche  Öe- 
samtholzerzeugung  von  50  Slillionen  fm 
{—  3,54  fm  pro  ha).  Bei  einer  durch- 
«>ehnittlichen  Nutzholzausbeute  von  33°/o 
entfallen  hiei-von  auf  das  Nutzholz  16,5 
Millionen  fm. 

Der  gesamte  Holzvorrat  aller  deutschen 
Wälder  kann  auf  2  bis  2,5  Milliarden  fm 
veranschlagt  werden. 

Für  Frankreich  wii'd  die  gesamte  Jahres- 
produktion mit  25,3  Millionen  fm  angegeben, 
«las  ist  pro  ha  nur  2,75  fm;  für  ganz  Oester- 
reich  auf  27,5  Millionen  fm,  das  ist  2,83 
fm  pro  ha,  für  Ungarn  auf  28,07  Millionen 
fm,  das  ist  3,09  fm  pi-o  ha. 

5.  Nntzholzprozent  Yon  ganz  be- 
«juderer  Bedeutung  ftu*  die  Rentabilität  der 
Forstwirtschaft  ist  die  Grösse  des  Nutz- 
holzanfalles.  Dieselbe  ist  seit  Anfang 
des  19.  Jahrhrnidei-ts  stets  gestiegen  und  in 
den  meisten  Waldungen  noch  steigerungs- 
fähig ;  nm-  die  sächsischen  Staatsforsten  sind 
an  der  höchstmöglichen  Grenze  angelangt. 
Das  Nadelholz  hat  eine  grössere  Nutzholz- 
ausbeute wie  das  Laubholz.  In  den  würt- 
tembergischen Staatswaldungen  beträgt  die- 
selbe z.  B'.  im  Laiibholzgebiete  24®/o,  im 
Nadelholzgebiete  •  65  ®/o,  in  dem  französi- 
schen Staatswalde  26  bezw.  67  ®/o.  Daher 
können  die  Staaten  mit  viel  Laubholzwal- 
dimgen  niemals  die  hohen  Nutzholzprozente 
ausweisen  wie  die  Staaten,  in  denen  das 
Nadelholz  übei'M^^egt.  Von  der  geschlagenen 
Derbholzmasse  (über  7  cm  Zopfdurchmesser) 
betrug  das  Nutzholzprozent  in  den 
Staatswaldungen  von 
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In  den  österreichischen  Staatsforsten  be- 
trägt das  Nutzholzprozent  rund  40  ^/o,  in  den 
Fondsforsten  60  ^/o ;  in  sämtlichen  Waldimgen 
Oesterreichs  47  ^/o. 

II.  Die  Umtriebszeiten. 
1.  Einleitendes.  Für  Bewii-tschaftung 
der  Forsten  sind  privatwirtschaftlich-finan- 
zielle, waldbauliche  und  volkswirtschaftliche 
Gesichtspunkte  massgebend.  Diese  drei 
Kategorieen  ordnen  sich  in  der  Weise,  dass 
die  Erzielung  des  grössten  ökonomischen 
Nutzeffektes  der  leitende  Gesichtspunkt 
sein  muss  und  die  waldbauliche  Technik 
die  Erreichung  dieses  Zieles  stets  anzu- 
streben hat.  Die  volkswirtschaftlichen  Mo- 
mente können  den  finanziellen  und  wald- 
baulichen übergeordnet,  untergeordnet  oder 
gleichgestellt  sein,  je  nach  den  Anschauungen 
und  Bedürfnissen  der  Zeiten.  Der  Merkan- 
tilismus betonte  einerseits  die  Wichtigkeit 
der  WaJdrevenuen  für  den  Waldbesitzer  und 
das  Yolk,  andererseits  die  Notwendigkeit 
bilhger  Holztaxen  ziun  Besten  des  Volkes. 
Viel  Geld  und  viel  Masse  war  das  Wirt- 
schaftsideal. Als  um  Mitte  des  18.  Jahi*- 
hunderts  die  Holzvorräte  sehr  knapp  wurden, 
trat  der  finanzielle  Gesichtspunkt  mehr  in 
den  Hintergrund,  die  Massenproduktion  in 
den  Vordergrund  (Anbau  schnellwüchsiger 
Holzarten).  Diese  Strömung  wurde  unter- 
stützt dxmjh  den  Physiokratismus,  welcher 
dem  pauvre  paysan  möglichst  viel  landwirt- 
schaftliches Gelände  auf  Kosten  des  Waldes 
zuwenden  wollte:  die  grösste  Masse  auf 
kleinster  Fläche  war  sein  Schlagwort.  Bis 
zum  Zeitpunkt  der  Umwälzung  der  Ver- 
kehrs-, Iiandels-  und  Industrieverhältnisse 
gegen  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  blieb 
dieser  Gesichtspunkt  der  leitende,  von  da 
aber  trat  die  Waldwirtschaft  wieder  in  das 
Stadium  der  werbenden  Wirtschaftszweige 
und  wurde  im  Staatshaushalte  ein  mächtiger 
Faktor  zur  Beschaffung  butgetmässiger  Geld- 
mittel. Gleichzeitig  damit  vollzog  sich  eine 
epochemachende  Wandlung  in  den  Zielen 
der  forstlichen  Produktion.  Die  muieraüsche 
Kohle  schränkte  den  Brennholzverbraueh  ein, 
wälirend  andererseits  die  aufstrebende  In- 
dustrie und  das  rasch  ei*stai*kende  Gewerbe 
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einen  rasch  steigenden  Bedarf  an  Nutzholz 
hatten.  Dadui-ch  wurde  der  Waldwirtschaft 
ein  anderer  Weg  vorgezeichnet:  die  Brenn- 
holzzucht  wmtie  verlassen  und  die  Nutz- 
holzzucht ziun  Programm  erhoben.  Bis  da- 
hin galt  der  noch  1859  in  der  »Forstjwlizei« 
von  Hundeshagen  festgehaltene  forstpoliti- 
sche Grundsatz,  dass  »em  Staat  weit  weniger 
Gewann  von  der  Nutzholz-  als  von  der 
Brennholzzucht  habe  und  die  aus  sorgfältigen 
Untersuchungen  hervorgegangene  Erfahrung, 
dass  kaum  8  ^/o  des  ganzen  jährlichen  Holz- 
verbrauchs zu  Nutzholz  erforderlich  sind, 
als  ein  merklicher  finanzieller  Gewinn  be- 
trachtet werden  könne;  denn  auf  soviel 
könne  sich  fortan  die  teuerste  Holzer- 
ziehung beschränken«. 

Die  Frage,  welche  Betriebsweise  vom 
privatwirtschartliehen  Standpunkte  aus  die 
rentabelste  sei,  wimie  schon  im  18.  Jahr- 
hundert von  einzelnen  forstlichen  Schrift- 
stellern gestreift  Ihre  endgültige  Lösung 
war  aber  ausgesclüossen,  weil  infolge  des 
beschränkten  Absatzgebietes  des  Holzes, 
wegen  der  auf  fast  allen  Waldungen  ruhenden 
servitutischen  Lasten  imd  der  Gebundenheit 
der  Waldwirtschaft  diufh  das  Forst-  und 
Jagdregal  ein  kaufmännischer  Betrieb  un- 
möglich war.  Ausserdem  fehlte  es  auch  an 
den  für  die  exakte  Rechnung  notwendigen 
theoretischen  und  wirtschaftlichen  Gnmd- 
lagen.  Für  den  Eingeweihten  wirkt  die 
Thatsache  nicht  verblüffend,  dass  man  erst 
seit  den  70  er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts 
mit  genügender  Bestimmtheit  weiss,  ^-ie 
viel  jede  einzelne  Holzart  an  Massenproduk- 
tion leistet.  Bis  dahin  half  man  sich  über 
die  wohlbewusste  Unsicherheit  der  Ertrags- 
bestimmung durch  Vorsicht  hinweg,  m- 
dem  man  die  mit  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts eingeleitete  konservative  Wirtschaft 
immer  ängstlicher,  meist  bis  zum  sinnlosen 
Uebermass,  durchführte.  Dieser  Konserva- 
tismus äusserte  sich  in  erster  Linie  in  der 
Länge  der  Umtriebszeiten.  Daher  war  es 
eigentlich  selbstverständlich,  dass  nach  dem 
Wegfall  der  Hindeniisse,  die  sich  der  Ren- 
tabilitätsberechnung entgegensteUten ,  die 
kritische  Feile  gerade  an  die  Umtriebsfrage 
gelegt  wurde.  Den  Anstoss  hierzu  gab  der 
Professor  an  der  Forstakademie  Tharandt 
M.  R.  Pressler  im  Jahre  1858  diuxih  Heraus- 
gabe der  kleinen,  aber  inhaltsreichen  Schrift : 
»Der  rationelle  WaldAvirt«.  Seit  dieser  Zeit 
streiten  sich  zwei  Wirtschaftssysteme  um 
den  Yorrang:  die  Wirtschaft  des  grössten 
Waldreinertrages  und  die  des  grössten 
Bodenreinertrages. 

2.  Waldremertragswirtschalt.  Wir 
unterstellen  eine  im  jährlichen  Nachhalts- 
betriebe befindliche  normale  Betriebsklasse. 
Der  »Wald«  besteht  aus  dem  Boden  und  dem 
darauf  stockenden  Holzbestand  (HolzvoiTat). 


Beide  Faktoren  sind  selbständige  Ein- 
kommensquellen  des  Waldbesitzers.  Um 
den  Betrag  des  Holzkapitals  ist  dieser  auch 
reicher  als  der  Eigentümer  von  landwirt- 
schaftlich benutztem  Boden  gleicher  Aus- 
dehnung und  Güte.  In  dem  Geldertrag, 
welchen  der  Waldbesitzer  jährlich  oder 
periodisch  aus  seinem  Walde  b^eht,  sind 
die  beiden  Einkommensarten  Bodenrente  und 
Kapitalzins  enthalten,  ohne  dass  man  auf 
den  ersten  Blick  sofort  erkennen  kann,  wie- 
viel hiervon  auf  den  einen  oder  anderen 
Teil  trifft  Die  Waldreinertragswirtschaft 
stellt  nun  grundsätzlich  eine  Untersuchung 
hierüber  nicht  an,  sondern  sie  nimmt  das 
jährliche  Einkommen  aus  dem  Walde  als 
Ganzes  und  richtet  den  Betrieb  so  ein,  dass 
die  jährliche  Bareinnahme  des  Waldbe- 
sitzers das  Maximum  des  Erreichbaren  dai- 
stellt,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dadurch 
das  Boden-  und  Holzkapital  voll  oder  nur 
teilweise  verzinst  wird.  Sie  nutzt  den  Bestand 
in  dem  Zeitpunkte,  für  welchen  sich  nach 
arithmetischem  Durchschnitt  der 
höchste  jährliche  Geldertrag  für  die  Flächen- 
einheit berechnet,  abzüglich  der  jährlichen 
laufenden  Ausgaben  für  Verwaltung  und 
Kultur.  Der  jährliche  Geldertrag,  welchen 
der  Waldbesitzer  aus  seinem  nach  diesem 
Principe  bewirtschafteten  Wald  bezieht, 
heisst  Waldreinertrag  oder  Wald- 
rente und  bildet  das  Einkommen  des 
Waldbesitzers  unter  der  Voraussetzung,  dass 
der  Wald  schuldenfrei  ist. 

Die  rechnerische  Feststellung  der  Um- 
triebszeit  geschieht  in  folgender  Weise. 

Bezeichnet  man  den  Abtriebsgeldertiag 
eines  Bestandes  mit  Au,  die  im  Bestands- 
alter von  a,  b...q  Jahren  eingehenden 
Durehforstungserträge  mit  Da,  Db,...Dq. 
die  Kultiu-kosten  mit  c,  die  jährlichen  Ver- 
waltungskosten mit  V,  die  ümtriebszeit  mit 
u,  dann  fällt  die  ümtriebszeit  der  Wald- 
reinertragswirtschaft auf  jenes  Bestands- 
alter, in  welchem  der  Quotient 

An  +  Da+Db  +  '  -Dg  — (c+nv) 
n 
seinen  höchsten  Betrag  erreicht 

Berechnet  man  mit  dieser  Formel  für 
denselben  Bestand  unter  Annahme  ver- 
schiedener Umtriebszeiten  mit  einem  Zeit- 
abstand von  z.  B.  10  Jahren  und  unter 
Zugrundelegimg  der  denselben  entsprechen- 
den Abtriebs-  und  Durchforstungsertiäge 
die  durchschnittlichen  WaldreinerSöge,  so 
steigen  dieselben  bis  zu  einem  gewissen 
Zeitpunkte  an  und  feilen  dann  wieder. 
Dieses  Steigen  und  spätere  Fallen  beruht 
darauf,  dass  die  Zunahme  des  Divisors  u 
mit  wachsender  ümtiiebszeit  relativ  grosser 
ist  als  die  Wertzunahme  der  Abtriebs-  und 
Diu-chforstungserträge.     iSahlenmässig  wirf 
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dieses  Yerhältnis  durch  folgendes  Beispiel, 
T^elches  sich  auf  ein  Hektar  Fichtenhoch- 
^'ald  mittlerer  Standorts^te  bezieht,  klar- 
gelegt.    (Spalte   1   enthält   die  Abtriebsei> ,    ,      ^ 
träge,  Spalte  2  die  Durchforstungserträge ;  j  Spalte  5  und  der  ümtriebszelt). 


Spalte  4  die  Kulturkosten  von  80  Mark  und 
die  Verwaltungskosten  von  6  Mark  pro 
Jahr-  Spalte  5  ist  die  Differenz  von  3  und 
4;    Spalte   6   enthält    den   Quotienten    aus 


üm- 
triebs- 

Einnahmen 

Ansgaben 

Waldreinertrag 

Au 

Da..Dq 

Samma 

c  +  uv 

im  ganzen  |  pro  Jahr 

zelt 

Mark 

Jahre 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

40 

109 1 

41 

1132 

8oH 

-  240  =  320 

812 

20,30 

50 

1880 

124 

2004 

So- 

-  300  =  380 

1624 

32,48 

60 

2590 

252 

2842 

So - 

-360  =  440 

2402 

40,03 

70 

3453 

380 

3833 

So- 

-  420  =  500 

3333 

47,61 

80 

4510 

510 

5020 

So - 

-480  =  560 

4460 

55,75 

90 

5542 

646 

6188 

So- 

-  540  =  620 

5568 

61,86 

100 

6662 

778 

7440 

So- 

-  600  =  680 

6760 

67,60 

110 

7594 

888 

8482 

So- 

-  660  =  740 

7742 

70,38 

120 

8218 

982 

9200 

80-1 

-  720  =  800 

8400   j 

70,00 

Die  Umtriebszeit  aes  grössten  Waldrein- 
ertrags fällt  hier  auf  das  110.  Jahr,  weil  sich 
für  dieses  Jahr  der  grösste  Durchschnitts- 
reinertrag mit  70,38  ifeurk  berechnet. 

Aus  dieser  Rechnung  geht  auch  hervor, 
dass  die  zu  verschiedenen  Zeiten  eingehen- 
den Durchforstungserträge  sowie  die  am 
Anfang  der  umtriebszeit  verausgabten  Kul- 
turkosten und  die  jährlich  zu  bezahlenden 
Verwaltungskosten  nicht  mit  Zinseszins- 
rechnung auf  einen  gemeinschaftlichen  Zeit- 
punkt prolongiert,  sondern  einfach  addiert 
werden.  Zinsen  bringt  also  die  Wald- 
reinertragswirtschaft grundsätz- 
lich nicht  in  Anrechnung. 

FOr  den  praktischen  Betrieb  ergeben 
sich  bei  diesem  Wirtschaftssystem  ümtriebs- 
zeiten  von  110  bis  150  Jahren  und  darüber. 
Umtriebe  von  130  bis  150  Jahren  bilden 
die  Regel,  die  niederen  und  höheren  die 
Ausnahmen. 

8.  Bodenreinertragswirtschaft  Die- 
selbe fusst  auf  dem  Satze,  dass  der  öko- 
nomische Effekt  einer  Bodenwirtschaft  nur 
in  der  Orösse  der  Bodenrente  (Bodenrein- 
ertraffes)  zum  Ausdruck  kommt  und  durch 
dieselbe  direkt  messbar  ist  Sie  erstrebt 
demnach  vom  Waldboden  die  grösste 
Rente  durch  Einhaltung  der  sogenannten 
finanziellen  Umtriebszeit,  worunter  man  eben 
diejenige  Umtriebszeit  versteht,  welche  bei 
Unterstellung  eines  bestimmten 
Wirtschaftszinsfusses  die  höchste 
Bodenrente  oder  den  höchsten  Bodenreiner- 
trag gewährt.  Die  rechnerische  Grundlage 
dieses  Wirtschaftssystems  bildet  die  von 
König  schon  1813  aufgestellte  und  von 
Faustmann  1849  unwesentlich  verbesserte 
Formel  des  Bodenertragswertes  (Bodener- 
wartungswertes).    Unter  Beibehaltung  der 


obigen  Zeichen  lautet  dieselbe  (p  =  Zinsfuss) : 

j.  An+Dal,opp-»+. .  .Dql,opn-q — cl,opn      v 

""  l,opn  —  1  0,0p 

Berechnet  man  mit  Hilfe  dieser  Formel 
für  die  verschiedenen  Umtriebszeiten  des- 
selben Bestandes  die  Bodenertragswerte,  so 
ergiebt  sich  eine  anfangs  steigende  und 
sjÄter  wieder  fallende  Reihe.  Das  finanz- 
wirtschaftliche Optimum  bietet  die  Umtriebs- 
zeit, für  welche  sioii  der  grösste  Bodenwert 
und  somit  die  höchste  Rente  berechnet 
In  dem  vorigen  Beispiel  erhält  man  folgende 
Bodenwerte. 


wenn 


wenn 


Um- 

«0 

e 

Um- 

^ 

.0 

triebs- 

s. 

h 

triebs- 

& 

h 

zeit 

II 

H 

zeit 

II 

H 

p< 

p< 

p< 

p< 

Jahr 

Mark 

Jahr 

Mark 

40 

499 

191 

90 

974 

262 

50 

780 

307 

100 

940 

220 

60 

875 

3x9 

HO 

855 

166 

70 

940 

315 

120 

735 

107 

80 

98g 

300 

I  Bei  einem  Wirtschaftszinsfuss  von  2^/o 
!  fällt  hier  die  Umtriebszeit  auf  das  80.  Jahr, 
bei  p  =  3  0/0  auf  das  60.  Jahr. 
I  Zur  Bestimmung  der  finanziellen  Um- 
triebszeit dient  ausserdem  auch  die  Methode 
des  Weiserprozentes  (laufende  Verzinsung). 
Das  »Weiserprozent«,  welches  auf  die 
finanzielle  Hiebsreife  eines  Bestandes  »hin- 
weist« (Pressler),  giebt  an,  zu  welchem 
Prozent  ein  Bestand  den  gesamten  Pro- 
duktionsaufwand durch  seinen  Wertzuwachs 
verzinst  Der  Produktionsaufwand  besteht 
in  dem  Holzkapital,  Bodenkapital  und  Yer- 
waltungskostenkapital:  die  Kulturkosten 
können  hier  unberücKsichti^  bleiben.  In 
den   wuchskräftigen  Lebensjahren  des  Be- 
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Standes  steht  das  Weiserprozent  sehr  hoch, 
fällt  aber  mit  dem  Aeltenvenlen  des  Be- 
standes, so  dass  der  Verlauf  desselben 
sich  ebenso  wie  der  Bodenertragswert  in 
einer  anfangs  steigenden,  später  fallenden 
Kurve  graphisch  repräsentiert.  Für  die 
Hiebsreife  ist  aber  nach  dieser  Methode 
nicht  das  Maximum  ausschlaggt^bend,  son- 
dern jener  Zeitpunkt,  in  welchem  da»^ 
'yWiserpi'Ozent  gleich  winl  dem  AVirtschafts- 
zinsfuss.  Nutzt  man  den  Bestand  zu  dieser 
Zeit,  so  gewährt  dei-selbe  el>enfalls  die 
grosste  Bodenrente. 

Die  Bodenivinertrags Wirtschaft  bringt  also 
für  die  in  vei*schiodenen  Zeiten  anfallen<len 
Einnahmen  und  zu  bi?st reitenden  Ausgaben 
Zinseszinsen  in  Anrechnung. 

Die  rnitriebszeiten    sind  kürzer  als  die 
der    AValdreinei-tragswirtschaft.      Für   Wal- 1 
düngen    mit   guten  Absatz  Verhältnissen   be- 
rechnen sich  mit  einem  Wirtschaftszinsfusso 
von  3^0  Umtriebszeiten  von  60 — ÜOJaliren, 
mit  2^,0  werden  dieselben  um  10 — 25  Jahre 
höher.     An.sschlaggebend    ist    hauptsächUch 
die    AVertsteigerung    der    älteivn    Bestände 
gegenübtu-  den  jüngeren.    Je  länger  sie  an- 
hält imd  je  intensiver  sie  ist,   um  so  höher 
wii'd     die     Umtriebszeit.      Auch     für    die 
schlechteren     und     langsamwüclisigt^i     Be- . 
stände  ist  diesell)e  liöher  als  für  die  gut- 1 
wüchsigen. 

4.  Die  Verzinsung  der  Prodoktions- 
kapitalien  bei  beiden  Systemen.  Der 
Untei-scliied  zwi.^chen  Bodenreinertrags-  imd 
Waldnnnertragswirtschaft  tritt  deutlicher 
hervor,  wenn  man  die  Verzinsung  der  Pro- 
duktiouskapitalien  bei  beiden  Systemen  mit 
einander  vei gleicht.  Zu  diesem  Zwecke  geht 
man  wieder  am  besten  von  einer  im  jähr- 
lichen Betriebe  bewirtschafteten  normalen 
Betriebsklasse  (vgl.  oben  S.  1180/40)  aus.  Ist 
diese  vorhanden,  djinn  erhält  der  Waldbesitzer 
jälirlich  den  Betrag  Au  -f-  Da  +  .  .  Dcj  — 
(c  +  uv),  d.  i.  der  Wal  drein  ertrag  oder  die 
Waldrente,  bai-  in  seine  Kasse.  Denn  alle 
Jahre  erreicht  ein  Bestand  das  liaubare, 
der  angenommenen  Umtriebszeit  entspre- 
chende Alter  (Au),  jedes  Jahr  en-eicht  ein 
Teil  der  Bestände  das  durchforstungsfähige 
Alter,  und  jedes  Jahr  sind  die  Kulturkosten 
und  Yerwaltungskosten  zu  bestreiten. 
Diese  jährliche  Waldrente  reprä- 
sentiert die  Zinsen  des  Bodener- 
tragswertes und  des  Holzvorrat- 
kapitals (Pro<luktionskai)italien).  Der  gnmd- 
legende  Unterschied  zwischen  beiden  Wirt- 
schaftssystemen liegt  nun  darin,  dass  die 
Bodenreinei-tragswirtschaft  die  Umtiiebszeit 
auf  jenen  Zeitpunkt  verlegt,  in  welchem 
die  Waldrente  den  g  r  ö  s  s  t  e  n  Bodener- 
tragswert  und  das  demselben  entsprechende 
Holzvorratkaiutal  zu  dem  geforderten 
Wirtschaf tszinsfusse    verzinst,    wäli- 


rend  die  Waldreinertragswirtschaft  den  Um- 
trieb  so  wählt,  dass  die  jährliche  Waldrente 
an  sich  ein  Maximum  ist  ohne  Rücksiebt 
darauf,  ob  dieselbe  eine  angemessene  Ver- 
zinswig  der  Produktionskapitalien  darstellt 
oder  nicht  Um  dieses  Ziel  zu  erreicli^^n, 
ist  die  Waldreinertragswirtschaft  in  der 
Regel  gezwungen,  auf  der  gegebenen  Fläche 
einen  gmsseren  Holzvorrat  zu  belassen  als 
die  Bodenreinertrags  Wirtschaft  Währen«! 
die  Gn")sse  des  Holzvorratkapitales  der 
Boden reinertragswirtschaft  in  einem  finan- 
ziellen Gleichgewichtsverhältnis  zu  der  jähr- 
lich anfallenden  Waldrente  steht,  ist  di^^s 
l>ei  der  Waldreinertragswirtschaft  nicht  der 
Fall.  Um  eine  grössere  jährliche  Einnahme 
(Wald reute)  zu  beziehen,  muss  diese  viel- 
mehr unverliältnismässig  grosse  Holzmassen 
dauenid  auf  derselben  Fläche  anhäufen,  y*m 
denen  ein  grosser  Teil  nicht  mehr  soviel 
Wertzuwachs  anlegt,  dass  dadurch  die 
Produktionskosten  gedeckt  werden.  Als,»: 
die  Waldreinertragswirtschaft  hat  hohe  jälir- 
liclie  Einnalimen  bei  ungenügender  Ver- 
zinsung des  Produkt  ionsaufwandes:  die 
Bodenreinertragswirtschaft  erzielt  kleineiv 
jährliche  Einnahmen,  die  aber  die  Pn^ 
duktionskapitalien  voll  verzinsen.  Sie  n\itzt 
jtKlen  Bestand  in  dem  Jahre,  von  welch»*ni 
ab  der  Wertzuwachs  dauernd  kleiner  winl 
als  die  Zinsen  des  Produktionskapitales 
(Weiserprozent). 

Beispiel.  In  dem  vorhin  erwähnten 
Fichtenwald  fällt  die  finanzielle  Umtriebszeit 
auf  das  80.  Jahr,  die  Umtriebszeit  der  Waid- 
reinertragswirtschaft  auf  das  110.  Jahr.  Wie 
aus  der  Tabelle  auf  S.  1143  hervorgeht,  bezieht 
der  Waldbesitzer  für  ein  Hektar  eme  jähriiche 
Waldrente  von 
«;5,75  M.  bei  Einhaltung  der  SOiähr.  Umtriebszeit 

■70,38    n      .  n  n    H^Sähr. 

Der  höchste  Bodenertra^wert  berechnet 
sich,  wenn  p  =  2%,  für  die  80jährige  Um- 
triebszeit mit  989  M.  pro  ha.  Der  Yorrat*- 
kostenwert,  auf  dessen  Ermittelungsweise  hier 
nicht  näher  eingegangen  werden  kann,  beträft 
für  die  80jährige  Umtriebszeit  pro  ha  1799  M. 
Das  jährliche  Einkommen  des  Waldbesitzers 
verzinst  demnach  die  ProdnktionskapitaUen  zu 

65,75   100 

'  90; 


989  +  1799 

Bei  Einhaltung  der  110  jährigen  Umtriebs- 
zeit bleibt  natürlich  der  Boden  wert  derselbe. 
Der  Kapitalwert  des  Holzvorrates  erreicht  aber 
die  Höhe  von  3006  M.  pro  ha,  so  dass  das  jähr- 
liche  Einkommen   des  Waldbesitzers  die  Pro- 

70,38   100 
duktionskapitalien  nnr  zu  ogg  4-  30Qfi  =  1?'^  » 

verzinst.  Der  Wald  bringt  also  den  geforderteD 
Wirtschaftszinsfnss  von  2%  nicht  mehr  ein, 
weil  die  jährliche  Waldrente  von  70,38  M.  nicht 
hinreicht,  um  das  zu  ihrer  Hervorbringung  er- 
forderliche Produktionskapital  von  39%  M.  voll 
zu  verzinsen. 

Von  der  jährlichen  Waldrente  treffen  bei 
der  Umtriebszeit 
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auf  die  Bodenrente 
auf  den  Eolzkapitalzins 


Ton  Jahren 

80  110 

Mark 

19,78  17,10 

35,97  53,28 


ZUB.    55,75  70,38 

Um  vom  gegebenen  Boden  jährlich  100  M. 
Reinertrag  erwirtschaften  zu  können,  muss  die 
Bodenreinertragswirtschaft  ein  Holzkapital  von 
9092  M.,  die  Waldreinertragswirtschaft  ein 
solches  von  15579  M.  in  der  Wirtschaft  ver- 
anlagen. 

5.  Die  Einwände  gegen  die  ßoden- 
reinertragswirtschaft,  welche  von  seiteil 
der  Gegner  erhoben  werden,  sind  in  der 
Hauptsache  folgende: 

1.  Es  wird  geltend  gemacht,  dass  der 
AValdbesitzer  durch  Herabsetzung  der  Um- 
triebszeit  einen  thatsächlichen  Ausfall  an 
jälirlicher  Bai*einnahme  erleide.  Dies  ist 
dann  richtig,  wenn  man  nur  die  von  der 
gegebenen  Waldfläche  erzielbaren  Erträge 
ins  Auge  fasst.  In  unserem  Beispiele  ^ebt 
die  Betriebsklasse  von  110  ha  bei  einem 
Umtrieb  von  110  Jaliren  eine  jährliche 
AValdrente  von  70,38.  110  =:  7742  Mark,  bei 
einem  Umtriebe  von  80  Jahren  eine  solche 
von  55,75.  110  =  6133  Mark.  Die  Minder- 
einnahme von  1609  Mark  wird  aber  reich- 
lich wieder  eingebracht  durch  die  Zinsen, 
welche  das  infolge  Erniedrigung  des  Um- 
triebes  frei  gewordene  und  aus  der  Wald- 
wirtschaft herausgezogene  Vorratskapital 
abwirft.  Bei  der  110  jährigen  Umtriebszeit 
betr^  das  Holzvorratkapital  293050  Mark, 
bei  der  80  jährigen  Umtriebszeit  197  945 
Mark,  —  in  beiden  Fällen  auf  110  ha. 
Geht  der  Waldbesitzer  vom  110  jährigen 
auf  den  SOjälirigen  Umtrieb  herunter,  dann 
kann  er  den  Vorratsüberschuss  von  293050 
—  197  945  =  95105  Mark  aus  der  Wirt- 
schaft herausziehen  und  anderweitig  zins- 
tragend anlegen.  Selbst  wenn  er  nur  2®/o 
hiervon  erzielt,  beträgt  die  jälirliche  Rente 
1902  Mark,  wodm'ch  die  Mindereinnahme 
an  Waldrente  von  1609  Mark  mehr  als 
ausgeglichen  wird.  Die  Bodenreinertrags- 
wirtschaft gewährt  also  dem  Waldbesitzer 
stets  ein  höheres  Gesamteinkommen  als 
die  Waldreinertragswirtschaft,  weil  sie  von 
dem  Vermögen  des  Waldbesitzers  nur  soviel 
zur  Waldwirtschaft  verwendet,  als  sich  zu 
dem  gefonlerten  Wirtschaftszinsfuss  wirk- 
lich verzinst,  und  den  übrigen  nicht  mehr 
verainslichen  Teil  dem  Waldbesitzer  zur 
anderweitigen  Verwendung  überlässt.  — 
Selbstverständlich  ist,  dass  der  sich  nicht 
verzinsende  Teil  des  Holzvorrates  nicht 
plötzlich,  sondern  nur  allmählich  aus  der 
Wirtschaft  herausgezogen  wird,  weil  sonst 
unter  Umständen  die  Holzpi-eise  gedriickt 
wüi*den. 

2.  Die  Nachhaltigkeit  der  Wirtschaft 


werde  durch  die  kürzeren  Umtriebe  in 
Frage  gestellt.  Dieser  Einwand  ist  vöUig 
nichtig,  weil  sich  die  mittelalten  Bestände 
leichter  verjüngen  lassen  als  die  überalten 
und  die  Nachhaltigkeit  nicht  von  der  Um- 
triebszeit, sondern  lediglich  von  der  Wieder- 
aufforstung imd  Pflege  der  Bestände  sowie 
von  der  Uebereinstimmung  des  Abnutzungs- 
satzes mit  der  Zuwachsleistung  abhängig  ist. 

3.  Die  Rechnungsgrundlagen  seien 
unsicher.  Soweit  hieran  etwas  Wahres  ist, 
trifft  dieser  Vorwurf  die  Waldreinertrags- 
wirtschaft in  demselben  Grade  wie  die 
Bodenreinei-tragswirtschaft,  weil  erstere  zur 
Berechnung  ihrer  Umtriebszeit  derselben 
Rechnimgsgrössen  bedarf  wie  letztere.  Es 
ist  übrigens  nicht  zu  leugnen,  dass  diesen 
Vorwiul  die  Bodenreinerträgler  dadurch 
verschuldet  haben,  dass  sie  für  die  Berech- 
nung des  Bodenertragswerts  die  Berück- 
sichtigung der  fernsten  Zukunftspreise  for- 
derten. Selbst  wenn  dieselben  mit  einiger 
Sicherheit  festgesetzt  werden  könnten,  — 
was  unmöglich  ist,  —  dürften  sie  für  die 
Berechnung  des  jetzt  geltenden  Bodener- 
tragswertes nicht  verwendet  werden,  weil 
die  Rückwirkung  von  Zukunftspreisen  auf 
die  Gegenwart  auf  so  lange  Sicht  hinaus, 
wie  sie  durch  die  forstlichen  Umtriebe  ge- 
geben ist,  auch  privatwirtschaftlich  ausge- 
schlossen ist  und  die  Kaufkraft  des  Geldes 
mit  der  Zeit  sinkt. 

Einen  Hauptangriffspunkt  bildet  auch 
die  Höhe  des  Zinsfusses.  Hoher  Zins- 
fuss  giebt  kleine  Bodenwerte  und  kurze 
Umtriebszeiten ,  niederer  Zinsfuss  hohe 
Boden  werte  und  lange  Umtriebszeiten.  Die 
Wahl  des  Zinsfusses  ist  daher  für  die  Ge- 
stdtung  der  Wirtsdiaft  von  einschneidender 
Bedeutung.  Denselben  rechnungsmässig  aus 
den  finanziellen  Resultaten  des  forstlichen 
Betriebes  abzuleiten,  ist  unmöglich.  Wir 
können  durch  Abstraktion  aus  denselben 
nur  die  Thatsache  festsetzen,  dass  die  Forst- 
wirtschaft in  Deutschland  mehr  als  3®/o 
abzuwerfen  nicht  im  stände  ist  Ein  höherer 
Zinsfuss  führt  zu  Konsecjuenzen,  denen  die 
forstliche  Technik  nicht  mehr  gewachsen  ist. 
In  der  sächsischen  Staatsforstwirtschaft 
wird  jährlich  die  Verzinsung  des  gesamten 
Waldkapitals  auf  Gnind  der  jährlichen  Rein- 
einnahme berechnet  Selbst  in  diesen  i^en- 
tabelsten  aller  Waldungen  Deutschlands  er- 
reichte dieselbe. noch  niemals  den  vom  Ein- 
zelbestande geforderten  Wirtschaftszinsfuss 
von  30/0  (1854/ a3  2,15  »/o,  1864/73  2,59  «/o, 
1874  83  2,57  «/o,  1884/93  2,44^/0, 1895  2,28^/0, 
1896  2,53^/0).  Man  kann  daher  sagen,  dass 
der  forstliche  Zinsfuss  sich  in  den  Grenzen 
von  2  und  3  ®/o  bewegt.  Wer  Waldwirtschaft 
treiben  will,  muss  sich  damit  abfinden.  Ein 
Wirtschaftszinsfuss  von  2®/o  gestattet  forst- 
technisch die  grösste  Beweglichkeit  und  ist 
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allen  technischen  und  handelspolitischen 
Anforderungen  gewachsen. 

Einfach  deswegen  nicht  zu  rechnen, 
weil  der  Zinsfuss  wirtschaftlich  nicht  fixiert 
werden  kann,  ist  in  der  heutigen  Kreditwii-t- 
schaft  ein  imhaltbarer  Standpunkt.  Jede  Wirt- 
schaft, auch  der  Industriebetrieb,  muss  mit 
den  Schwankungen  des  Zinsf usses  rechnen ; 
ganz  rein  lässt  sich  derselbe  überhaupt  nicht 
darstellen,  da  Affektionswerte,  Assekuranz- 
prämien etc.  denselben  immer  beeinflussen, 
üie  Waldwirtschaft  kann  imd  muss  mit 
einem  niederen  Zinsfuss  als  dem  landes- 
üblichen rechnen,  weil  der  Wald  eine  sehr 
sichere  Kapitalanlage  bildet,  der  Wert  der 
Waldprodukte  stets  steigt,  namentlich  inner- 
halb der  langen  Verzinsungszeiträume,  und 
das  Geld  mit  steigender  Kultur  immer 
billiger  wird.  Ausserdem  kommt  noch  in  Be- 
tracht, dass  während  der  langen  Yerzinsungs- 
zeiträume  Kapitalwerte  von  der  Höhe  der 
Waldkapitalien  auch  bei  sonstiger  verzins- 
licher Anlage  in  Wertpapieren,  Industrieen 
etc.  stets  Verhiste  an  Kapitalteilen  und 
Zinsen  erleiden.  —  Die  Festsetzung  der 
numerischen  Grösse  des  forstlichen  Wirt- 
schaftszinsf usses  innerhalb  der  möglichen 
Grenzen  ist  lediglich  ein  Willensakt  des 
Waldbesitzers. 

4.  Andere  erkennen  das  Princip  der 
Bodenreinertragswirtschaft  als  richtig  für 
die  Privatwaldwirtschaft  an,  nicht  aber  für 
die  Staat 8 Waldwirtschaft  Insbesondere  be- 
tonen sie,  dass  das  durch  Herabsetzung  der 
ümtriebszeit  frei  werdende  Holzvorratkapi- 
tal (s.  das  Beispiel  auf  S.  1145)  von  Staats- 
wegen nicht  zur  Ei'gänzung  der  unter  um- 
ständen niedriger  gewordenen  Reineinnahme 
aus  den  Staatswaldungen  verwendet  werde, 
sondern  in  die  allgemeine  Staatskasse  fliesse 
imd  so  dem  Walde  verloren  gehe.  Darauf 
ist  folgendes  zu  erwidern: 

a)  Dass  ein  Staat  mit  geordneten  Finanz- 
verhältnissen nicht  die  Macht  haben  soll, 
aus  den  herausgezogenen  Waldkapitalien 
einen  unantastbaren  Waldfonds  zu  gründen, 
ist  nicht  einzusehen.  Selbst  wenn  dies 
aber  nicht  geschieht  und  dieses  Kapital  zur 
Deckung  notwendiger  Staatsausgaben,  na- 
mentlich in  Zeiten  der  Not,  verbraucht 
wird,  so  bedeutet  dies  vom  staatswirtschaft- 
lichen Standpunkte  aus  doch  keine  Ver- 
schwendung. Es  fehlt  jeder  vernünftige 
politische  Gnmd  dafür,  dass  der  Staat  seine 
Schulden  gegenwärtig  zu  3V2®/o  verzinst 
und  in  seinen  Wäldern  auf  Tausenden  von 
Hektaren  Holzbestände  stehen  lässt,  die 
nicht  einmal  mehr  Vi  ^lo  einbringen,  ja  in  gar 
nicht  seltenen  Fällen  durch  Verfaulen  jähr- 
lich an  Wert  verlieren. 

b)  Die  theoretisch  sich  berechnende 
Mindereinnahme  der  Boden  reinertragswirt- 
schaft»  —  wenn  (Jie  Ergänzung  .durch  das 


herausgezogene  Kapital  weg&llt  —  vinl 
that sächlich  auf  die  Dauer  nicht  eintreten- 
Denn  die  finanzielle  ümtriebszeit  gravitiert 
mit  zwingender  Konse<|uenz  nach  jenen  Be- 
standsaltern,  in  welchen  die  marktfähigste!! 
Holzsortimente  erzeugt  werden.  Fällt  die 
Konkurrenz  derjenigen  Sortimente,  welche 
vom  Handel  eigentlich  nicht  begehrt  sind, 
aber  nachdem  sie  einmal  da  sind,  doch  mit 
gekauft  werden,  fort,  dann  werden  die 
rreise  steigen  und  den  Ausfall  decken. 
Dazu  kommt  die  grössere  durchschnittliche 
Massenpi-oduktion  der  kürzeren  ümtrieV»e 
gegenüber  der  geringeren  Massenleistiing 
der  hohen  Umtriebe,  ein  sehr  bedeutsames 
Moment. 

6.  Erwerbsfähige  und  erwerbsun- 
fähige Waldangen.  Um  die  Tragweite 
der  Boden-  und  Waldreinertragswirtsehaft 
beurteilen  zu  können,  muss  man  vor  Augen 
haben,  dass  die  ökonomischen  Grundlagen 
der  Waldwirtschaft  nicht  überall  die  glei- 
chen sind. 

Die  Landwirtschaft  nahm  von  Anfeuisr 
an  nur  solche  Flächen  in  Betrieb,  von  denen 
sie  sich  einen  Ertrag  und  somit  eine  Boden- 
rente versprechen  konnte.  Der  Wald  da- 
gegen ist  ohne  Zuthun  des  Menschen  ur- 
sprünglich entstanden  und  blieb  audi  niu- 
da  bestehen,  wo  man  den  Boden  nicht 
landwirtschaftlich  nötig  hatte  oder  wegen  Un- 
fruchtbarkeit und  imgünstiger  Lage  nicht  land- 
wirtschaftlich benutzen  konnte.  Ton  diesen 
beiden,  die  Höhe  der  Bodenrente  bedingen- 
den Faktoren  ist  in  der  Waldwirtschaft 
wegen  des  Holztransportes  der  Einfluss  der 
Lage  schwerwiegender  als  der  Einfluss  der 
natürlichen  Fnichtbarkeit  des  Bodens.  Der 
hemmende  Einfluss  der  Lage  auf  die  Bil- 
dung einer  Bodenrente  kann  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  eliminiert  werden,  wenn 
man  durch  Anlage  von  Wegen  und  Esen- 
bahnen  den  Wald  dem  Markte  ökonomisch 
näher  bringt.  Aber  überall  ist  und  konnte 
dies  bis  zur  Gegenwart  nicht  geschehen. 
Viele  Waldkomplexe  sind  den  Hauptabsatz- 
gebieten so  entlegen  imd  mit  denselben  so 
mangelhaft  durch  Verkehrsmittel  verbunden, 
dass  die  dort  aufgespeicherten  Holzvorrate 
gar  nicht  oder  nur  zu  Schleuderpreisen  ab- 
gesetzt werden  können.  Infolgede^»n  L^t 
auch  dort  keine  Nachfrage  nach  dem  Wald- 
boden und  die  Bildung  einer  Bodenrente 
vorerst  unmöglich;  denn  der  Waldboden 
wirft  eine  Rente  ab,  nicht  weil  er  ziifiQlig 
mit  Holz  bestockt  ist,  sondern  weil  das 
Holz  ein  in  der  AJlgemeinwirtschaft  benö- 
tigtes und  darum  tauschwertes  Produkt 
wurde.  Ist  der  Einfluss  der  Lage  so  un- 
günstig, dass  der  Tauschwert  der  Produkte 
des  betreffenden  Waldes  sehr  gering  oder 
gleich  null  ist,  so  ist  der  Waldboden  auch 
nicht   fähig,    eine   Beute    zu    liefern.     Mit 
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diesen  natilrlichen,  in  der  Eigenart  und  Ent- 
stehung des  Waldes  begründeten  Verhält- 
nissen rechnend,  hat  man  daher  zu  unter- 
scheiden zwischen  erwerbsfähigen  und 
erwerbsunfähigen  Waldungen.  Zu 
den  ersteren  gehören  alle  dem  wirtschaft- 
lichen Verkehr  aufgeschlossenen  Wälder,  zu 
den  letzteren  die  entlegenen  und  solche, 
welche  infolge  besonderer  Umstände  nicht 
finanziell  bewirtschaftet  werden  können  oder 
wollen  (Schutzwälder  unter  Umständen,  Be- 
rechtigungswaldungen ,  Jagdreviere).  In 
diesen  nutzt  der  Waldbesitzer  die  vorhan- 
denen Holzvorräte,  soi-gt  für  deren  Ergän- 
zung, verzichtet  aber  auf  die  Verzinsung 
des  Produktionsaufwandes  und  treibt  wissent- 
lich eine  Verlustwirtschaft,  gezwungen  durch 
die  Macht  der  Verhältnisse.  Die  pekuniären 
Oj)fer  sind  für  ihn  oft  auch  nicht  direkt  fühl- 
bar, weil  der  Wald  zu  billigem  Wertanschlaff 
oder  lunsonst  in  seinen  Besitz  gelangte  und 
der  Verlust  nicht  auf  positive  Aurwendungen, 
sondern  auf  die  negativ  im  Walde  belasse- 
nen Kapitalien  zurückzuführen  ist  Diese 
mehr  occupatorische  Wirtschaft  sucht  eben 
ohne  exakte  Rechnung  soviel  Geld  aus  dem 
Walde  herauszuschlagen,  als  nach  Lage  der 
gegebenen  Umstände  unter  Wahrung  der 
Nachhaltigkeit  erzielt  werden  kann. 

Zu  den  erwerbsunfähigen  Waldun- 
gen sind  auch  diejenigen  zu  zählen,  die,  ob- 
wohl fruchtbar  und  in  guter  Absatzlage, 
vermöge  ihrer  äusseren  Verfassung  die  vor- 
handenen Produktivkräfte  des  Waldbodens 
nicht  auszunützen  im  stände  sind.  Die 
Mehrzahl  der  über  ca.  60  Jahre  alten  Bestände, 
die  wir  nun  in  den  nächsten  30 — 40  Jahren 
zu  nutzen  haben,  sind  mangelhaft  begründet, 
durch  Streu-  und  Weidenutzung  und  Wild- 
hege erschöpft  und  im  Jugendstadium  nicht 
gepflegt  worden.  Durchforstungen,  die  den 
nutzholztüchtigen  Stämmen  Licht  und  Kaum 
schaffen  und  das  schlechte  Material  ent- 
fernen, kannte  man  früher  nicht  und  sind 
auch  heutzutage  vielfach  noch  ein  unver- 
dauter Begriff.  Die  meisten  der  ausgedehn- 
ten, unrentablen  Buchenwaldungen  waren 
früher  mit  wertvollen  Eichen  durchsetzt, 
die  aber  mangels  jeglicher  Pflege  wieder 
verschwunden  sind.  Solche  Bestände  können 
eine  hohe  Bodenrente  selbstverständlich 
nicht  abwerfen.  Je  eher  man  sie  zur 
Nutzimg  bringt,  um  so  besser. 

7.  Die  ümtriebszeiten  der  Praxis. 
Die  Bodenreinertragswirtschaft  ist  seit  1867 
in  den  sächsischen  Staatsforsten  durch- 
geführt und  hat  hier,  begünstigt  durch  vor- 
zügliche Holzabsatzverhältnisse  und  das 
Vorherrschen  der  rentabelsten  Holzart,  der 
Fichte,  glänzende  Resultate  aufzuweisen. 
Die  Durchführbarkeit  dieses  Wirtschafts- 
systems ist  somit  bewiesen.  Ausserdem 
hat     es     in     den     österreichischen     und 


preussischen  Privatforsten  Eingang  ge- 
funden, und  es  ist  nicht  mu'  Zuifall,  dass 
die  königlich  sächsische  Forsteinrichtrmgs- 
anstalt  gerade  von  preussischen  Waldbe- 
sitzern zur  Aufstellung  von  Forsteinrichtungs- 
plänen herangezogen  wird.  In  den  übri^n 
Staatsforsten  des  Deutsehen  Reiches  sind 
die  Ümtriebszeiten  weder  nach  den  Princi- 
pien  der  Bodenreinertragswirtschaft  noch 
nach  jenen  der  Waldreinerti-agswirtschaft 
bemessen,  sondern  entweder  nach  dem  Ge- 
fühl —  der  häufigste  Fall  —  oder  nach 
waldbaulichen  und  forsteinrichtungstech- 
nischen  Gesichtspunkten.  Thatsache  ist, 
dass  die  gegenwärtig  geltenden  Ümtriebs- 
zeiten näher  der  Bodenreinertragswirtscliaft 
als  der  Waldreinertragswirtschaft  stehen, 
und  diese  Thatsache  hat  ihre  Geschichte. 
Zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  war  der 
Zustand  der  Staatswaldungen  durchgängig 
ein  sehr  schlechter.  Als  dann  von  den  20  er 
Jahren  an  geordnete  Wirtschaftspläne  auf- 
gestellt wiu"den,  setzte  man  die  jährlichen 
Abnutzungssätze  —  absichtlich  mit  Rück- 
sicht auf  die  schlechten  Bestockimgsver- 
hältnisse  und  unabsichtlich  in  Unkenntnis 
der  wirklichen  Zuwachsleistungen  —  sehr 
niedrig  an.  Dm*ch  die  bessere  Kultur  und 
Pflege  der  Foi-sten  hob  sich  aber  die  Massen- 
produktion sehr  bald,  und  die  Folge  war, 
dass  die  Abtriebszeiten  sich  immer  mehr 
von  selbst  verlängerten.  Denn  wenn  man 
weniger  nutzt,  als  zuwächst,  geht  die  Um- 
triebszeit  in  die  Höhe.  In  den  50  er 
Jahren  waren  daher  Umtriebe  von  150 
Jahren  und  noch  darüber  in  den  Nadelholz- 
und  Buchenrevieren  keine  Seltenheit.  Da 
kam  Pressler  im  Jahre  1858  mit  seinem 
»Rationellen  Waldwirt«  und  zerstörte  den 
schönen  Traum  von  der  Zweckmässigkeit 
der  langen  Umtriebe.  Pressler  wurde  mit 
seinen  anfangs  wenigen  Anhängern  be- 
kämpft, verspottet,  verleimidet  Als  aber 
der  treis  seiner  Mitkämpfer  rasch  sich  ver- 
grösserte  und  Männer  wie  G.  Heyer, 
Judeich  u.  A.  die  Lehre  mehr  ausbauten, 
konnten  sich  die  vorurteilsfreihen  praktischen 
Forstwirte  der  Einsicht  von  der  Unrentabüi- 
tät  dieser  hohen  Umtriebe  nicht  mehr  ver- 
schliessen.  Dies  offen  einzugestehen,  hatte 
man  allerdings  selten  den  Mut,  da  man  an 
Popularität  bei  der  breiten  Masse  der  Be 
rufeforstleute  eine  Einbusse  erlitten  hätte. 
Diese  stand  der  neuen  Theorie  zunächst  be- 
greiflidierweise  mrteilslos  gegenüber,  und 
dass  das  Urteil  sich  nicht  klären  konnte, 
dafür  sorgten  die  führenden  Gegner  der 
Bodenreinertragslehre  unter  Einsetzung  aller 
möglichen,  nicht  immer  lauteren  Mittel. 
Unter  dem  Gewände  der  Wissenschaftlich- 
keit warf  man  nach  der  Art  demagogischer 
Aufwiegler  inhaltslose  Schlagwörter:  Unter- 
gang -des-  deutschen   Waldes,   Entstehung 
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kahler  Berge,  grüiier  Semitismus  n.  a.  in 
die  breite  Masse  der  Forstwirte.  Und  dies 
geschah  viel  weniger  aus  sachlicher  Ueber- 
zeu^ung  als  hauptsächlich  aus  pei-sonlichen 
Motiven:  zur  Befriedigung  fachmännischer 
Grossmannssucht,  um  forstliche  Zeitschriften 
notdürftig  über  Wasser  zu  halten,  aus  Haschen 
nach  Popiüarität.  Als  Bundesgenossen  ge- 
sellten sich  diesen  >Elireni-ettom<r  des 
Waldes  Ixn  die  Macht  des  Beistehenden  und 
der  Gewohnheit  sowie  die  Scheu  vor  mathe- 
matischen Formeln.  Indem  man  die  exakte 
Rechnung  als  Hirngespinst  gratier  Theo- 
retiker verwirft,  sal viert  man  sein  Gewissen 
und  steigt  aus  der  Asche  des  so  verbrannten 
Formelkrams  als  ein  um  so  gnjsserer  Prak- 
tiker hervor.  So  denkt  man  auch  heute 
noch  vielfach.  —  Aber,  ti-otz  aller  Ver- 
wirrung, welche  die  Gegner  der  Finanzwirt- 
schaft herbt^izufühi-en  suchten  und  herbei- 
führten, vollzog  sich  sclion  von  den  GOer 
Jahren  ab  ganz  im  Stillen  eine  Herabsetzinig 
der  hohen  Umtriebszeiten  als  Folge  der 
Lehren  der  Bodenreinertrags  Wirtschaft. 
Diese  Thatsache  vermögen  auch  die  hart- 
näckigsten (regner  derst^ben  heute  nicht 
melir  zu  bestreiten,  um  so  weniger  als  die 
Erhöhung  der  Abnutzungssätze  in  allen 
deutschen  Staatswaldungen  dafür  ein  deut- 
licher Beweis  ist. 

Die  gegenwärtig  in  den  Staat  swal  dun  gen 
mit  guter  AV^satzlage  mid  hinreichender 
Fruchtbarkeit  eingehaltenen  Umtriebszeiten 
bewegen  sich  bei  der  Ficlite  und  Kiefer 
zwischen  80  und  100,  bei  der  Tanne  und 
Buche  zwischen  100  und  120,  bei  der  Eiche 
zwischen  150  und  200  und  mehr  Jahren. 
Mit  diesen  Umtriebszeiten  wei-den  bei  den 
Nadelhölzern  die  mittelstarken  Sortimente 
erzogen,  welche  aut  dem  Holzmarkte  die 
gangbarsten  sind.  Sie  sind  \iel  küi-zer  als 
die  Umtriebszeiten  der  Waldi'einertragswirt- 
schaft  und  nahem  sich  ganz  oder  teilweise 
dem  finanziellen  Abtriebsalter. 

Umtriebe,  welche  —  abgesehen  von  den 
muhen  Hochlagen  —  bei  der  Fichte  über  100 
Jahre,  bei  Kiefer,  Tanne  imd  Buche  über  110 
bis  120  Jahre  hinausgehen,  bedeuten  stets 
eine  Yerlustwirtschaft.  Denn  die  hohen  Um- 
triebe haben  auch  forsttechnisch  grosse  Nach- 
teile: der  Abgang  durch  Stockfäulnis  imd 
GipfeldüiTe  ist  sehr  gross,  die  künstliche 
imd  natürliche  Veijüngung  winl  auf  den 
mit  Gras  und  Unkräutern  sich  bedeckenden 
Böden  sehr  schwierig,  das  im  hohen  Alter  er- 
zeugte Holz  ist  qualitativ  schlecht.  Diese 
Nachteile  werden  an  Bedeutung  noch  über- 
troffen diu-ch  den  Umstand,  dass  das  starke 
Fichten-  und  Tannenholz  auf  dem  Markte 
gai'  nicht  mehr  gefragt  ist  und  deshalb 
relativ  sdüechter  bezalüt  wird  als  das 
mittelstarke.  Die  Sägeindustrie  stellt  Bretter 
von    über   29    cm   Breite    überhaupt   nicht 


mehr  her,  und  die  holzverbrauchendea  Ge- 
werbe verwenden  statt  starken  Holzes  Esen. 
Nur  Eichen-  und  Kiefemstarkholz  hat  nodi 
günstige  Absatzverhältnisse.  Die  Aufgabe 
der  Foi-stwirtschaft  besteht  daher  heutzutage 
nicht  mehr  darin,  möglichst  dicke  Bäume 
zu  erziehen,  sondern  sog.  Handelsware, 
wie  die  mittelstarken  Nutzhölzer  genannt 
wenlen.  Dabei  finden  dann  Volkswirtschaft 
und  Waldbesitzer  ihre  Rechnung. 

8.  Genanigkeit  der  Rechnang.  Wenn 
der  Ingenieiu:  eine  Dampfmaschine  bauen 
will,  muss  er  deren  konstruktive  Anlage 
und  Ki-aftwirkung  auf  Grund  der  von  der 
wissenschaftlichen  Mechanik  aufgestellten  Ge- 
setze und  mathematischen  Formeln  festsetzen 
und  ermitteln.  Trotz  aller  Sorgfalt  in  der  Be- 
rechnung und  Montierung  stinimen  aber  die 
wii'klichen  Ijeistungen  der  fertigen  Maschine 
niemals  vollständig  mit  den  tlieoretisch  he- 
rechneten  überein,  weil  »die  Bosheit  des 
Objektes«  auch  hier  ihre  Hand  im  Spiele 
hat.  Das  Sclücksal  des  Maschineningenieuis 
teilt  der  i-echnende  Foretwirt  in  noch  nel 
hühei-em  Grade.  Mit  Hilfe  der  Formel 
können  wir  genau  das  Jahr  berechnen,  in 
welchem  der  Bestand  finanziell  hiebsreif 
wird;  in  der  piaktischen  Wirtschaft  ist  es 
jedocii  unmöglich,  jeden  Bestand  zu  dem 
berechneten  Zeitpunkte  zum  Hiebe  zu 
bringen.  Man  ist  zufi-ieden,  wenn  man  das 
Jahrzehnt  eingrenzen  kann,  innerhalb  dess*?n 
die  Mehrzahl  der  Bestände  die  Hiebsreife 
en-eichen  wird.  Dies  gilt  niciit  bloss  von 
der  finanziellen  Umtriebszeit,  sondern  von 
jeder  Umtriebszeit,  auch  von  der  der  Wald- 
reinertragswii'tschaft. 

Die  berechnete  finanzielle  ümtrieb^zeit 
giebt  daher  den  Fingerzeig,  wie  unter  den 
gegebenen  Umständen  die  grosstmöghche 
Bodenrente  sich  erzielen  lässt.  Sie  bildet 
einen  wesentlichen,  aber  nicht  den  einzigen 
und  ausschlaggebenden  Programmpunkt  der 
Bodenreinertragswirtschaft.  Sie  verlangt 
vielmehr,  dass  alle  foi-sttedmischen  Mass- 
nahmen auf  das  Princip  der  Wirtschafthch- , 
keit  geprüft  und  nur  mit  Rücksicht  auf  die 
volle  Ausnutzung  der  Produktivkräfte  des 
Waldbodeus  getroffen  werden.  Gerade  in 
dieser  Beziehung  wird  von  den  Benifsforst- 
wirten  auch  gegenwärtig  noch  viel  ge- 
sündigt, und  es  ist  deshaJb  ein  unbestreit- 
bares, auch  von  den  Gegnern  anerkanntes 
Verdienst  der  Bodenreinertragstheorie,  ilass 
sie  »das  ^wirtschaftliche  Gewissen  der  Forst- 
leute angei-egt  und  geschärft«  hat  (Helferich). 

9.  Sonstige  Wirtschaftssysteme.  Die 
übrigen  in  der  Literatm:  noch  angeführten 
Wirtschaftssysteme  haben  gegenwärtig  kaum 
mehr  als  historisches  Interesse.  Die  auf 
Erzeugung  der  grössten  Masse  gerichtete 
Wirtschaft  nutzt  den  Bestand  in  dem  Zoit- 
pimkt,   in   welchem    der  jälu-liche    Diuvh- 
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Schnittszuwachs  sein  Maximum  erreicht  — 
Umtriebszeit  des  grössten  Massen- 
ertrages. Solange  die  Ei^tragsverhältnisse 
der  einzelnen  Holzarten  noch  nicht  wissen- 
ßoliaftlich  festgestellt  waren,  vermutete  man 
den  Eintritt  dieses  Zeitpunktes  erst  im  sehr 
hohen  Bestandsalter  und  glaubte  somit  die 
grosste  Holzmasse  auf  gegebener  Fläche 
durch  hohe  ümtriebszeiten  zu  erzielen.  Die 
neueren  Ertragstafeln  dagegen  konstatierten, 
dass  die  Kulmination  des  durchschnittlichen 
Zuwachses  um  so  früher  eintritt,  je  besser 
der  Standort  ist,  und  zwai'  auf  den  besten 
Bonitäten  so  früh,  dass  die  dai-auf  fassenden 
Ümtriebszeiten  oft  noch  niedriger  werden 
als  die  sog.  finanziellen,  mit  hohem  Zins- 
fuss  berechneten.  Es  fällt  nämlich  die  Um- 
triebszeit des  grössten  Massenertrags  (Derb- 
iind  Reisholz)  auf  folgende  Bestandsalter: 


auf        h  p. 

Stand-     ^gf 

orts-       a|S 


Fichte       Buche         Tanne 


(Baur) 


(Schu- 
Derg^ 


(Lorey) 


I  35  50 

II  40 — 45  60 — 70 

in  30—40  70—80 

IV  75—80  60—80 

V  55-65      - 


70 —  75  HO 

80—  85  120  . 

85—  95  120 

95 — IOC  120 — 130 

100 — HO  — 


Mit  der  Erkenntnis  dieser  AVuchsverliält- 
nisse  wurde  auch  die  frühere  Ansicht  hin- 
fällig, dass  diese  Umtriebszeit  zugleich  das 
brauchbarste  Holz  und  die  grösste  Wald- 
rente liefere.  Die  Forderung,  auf  kleinster 
Fläche  möglichst  viel  Holz  zu  erziehen 
ohne  Rücksicht  auf  den  Geldwert  und  die 
Produktionskosten,  hatte  noch  eine  erklär- 
bare innere  Berechtigung  zu  jenen  Zeiten, 
in  welchen  bei  beschränkten  Verkehrsver- 
häitnissen  und  Mangel  an  Steinkohlen  die 
Bi-ennholzzucht  gleichwertig  mit  der  Nutz- 
holzerzeugung geschätzt  wurde.  In  der 
heutigen  Geld-  und  Kreditwirtschaft  ist  da- 
gegen nicht  der  Massenzuwachs,  sondern 
die  Grösse  des  Wertzuwachses  des  Bestan- 
des im  Vergleich  zu  dessen  Kosten  der 
massgebende  wirtschaftliche  Faktor  und  die 
Umtriebszeit  des  grössten  IVIassenei-trags  ein 
unzeitjgemässes,  auch  von  niemandem  melir 
ernstlich  angestrebtes  Wirtschaftsideal. 

In  den  früheren  Jahrhunderten  glaubte 
man  nachhaltig  und  ökonomisch  zu  wirt- 
schaften, wenn  man  das  »reifste  und  zei- 
tigste Holz  vor  dem  unreifen  und  unzeiti- 
gen« nutzte  (physische  oder  physi- 
kalische Haubarkeit).  Für  reif  er- 
klärte man  den  Baum,  wenn  er  anfing  dürr 
und  faul  zu  werden.  Selbst  wenn  wir  den 
Begriff  Reife  nach  dem  heutigen  Stande 
der  Natiu^issenschaften  sinngemäss  modi- 
fizieren wollten,  wäre  es  nicht  möglich,  eine 
«xakte  Definition  hierfür  zu  geben.  Eine 
physiologische  Reife   des   Holzes   —    wenn 


wii-  nicht  andei^  ebenfalls  das  Aufhören 
der  Lebensfunktionen  des  Baumes  als  solche 
bezeichnen  wollen  —  giebt  es  nicht.  Da 
der  Eintritt  der  Fniktifikationsthätigkeit  und 
deren  Dauer  unmöglich  als  Merkmal  hierfür 
gelten  kann,  bleibt  nur  die  Qualität  des  in 
verschiedenen  Lebensjahren  des  Baumes  er- 
zeugten Holzes  übrig.  Aber  auch  hieiilber 
vermögen  die  neueren  Forschungsresultate 
keinen  endgültigen  Aufschluss  zu  geben. 

Die  sogenannte  technische  Um- 
triebszeit ist  jene,  bei  welcher  der  Be- 
stand das  für  bestinunte  Zwecke  der  Ver- 
wendung brauchbarste  Material  liefert.  Ihre 
Verfechter  halten  zunächst  den  Plenterwald 
im  Auge.  Dieser  kann  Holzsortimente  jeder 
Dimension  imd  für  jeden  Verwendungs- 
zweck liefern,  vorausgesetzt,  dass  die  Um- 
triebszeit hoch  genug  gegriffen  ist.  Er  ist 
somit  am  besten  geeignet,  die  verschiedenen 
Bedürfnisse  der  Gewerbe  aller  Art  zu  be- 
friedigen, und  deshalb  knüpfte  man  an  den 
Begriff  der  Bestandsform  zugleich  die  Be- 
dingung der  Bestandsnutzung.  Wollte  man 
die  technische  Umtriebszeit  in  dem  gleich- 
alterigen  Hochwalde  durchführen,  so  würde 
sie  zu  den  grössten  finanziellen  Verlusten 
führen,  wenn  hauptsächlich  starke  Hölzer 
begehrt  sind.  Die  zu  Grunde  liegende  Idee, 
die  Holzsortimentenproduktion  den  Bedürf- 
nissen des  Marktes  und  der  Nachfrage  an- 
zupassen, stimmt  auch  mit  den  Forderungen 
der  Bodenreinertragswirtschaft  überein. 

Litteratnr:  ad  A.  Waldbau,  B,  Barggreve, 

Die  Holizucht,  2.  Aufl.,  Berlin  1891.  —  H. 
Burckhardt,  tSäeii  und  Pflamen,  6.  Aufl.,  Trier 
1893.  —  H.  Fürst,  PUnterwald  oder  achlag- 
toeuer  Hochwald,  Berlin  1883.  —  K,  Gay  er, 
Der  Waldbau,  4.  Aufl.,  Berlin  1898,  —  Her- 
Belhe,  Der  gemischte  Wald,  Berlin  1886.  —  B. 
Hess,  Die  Eigenschaften  und  das  forstl.  Ver- 
halten der  wichtigsten  in  Deutschland  vorkom- 
menden Holzarten,  2.  Aufl.,  Berlin  1895.  —  C. 
Heyer,  /><?»•  Waldhau,  4.  Aufl.,  1893.  —  C.  Ney, 
Die  Zehre  vom  Waldbau,  Berlin  1885.  —  O. 
Wfxgener,  Der  Waldbau  und  seine  Fortbildung, 
Stuttgart  I884.  —  Weise,  Lcüfaden  für  den 
Waldhau,  2.  Aufl.,  1894.  —  Hess,  Der  Forst- 
schütz,  S.  Aufl.,  1895. 

ad  B.  Oekonomiacher  Betrieb.  Die 
Litteratur  üher  dieses  Thema  ist  ungemein  um- 
fangreich. Einzelne  Abhandlungen  flnden  sich 
in  allen  forstlichen  Zeitschriften,  namenUieh  in 
der  Allg.  Forst-  und  Jagdztg.,  im  Tharander 
forstl.  Jahrbuch  und  im  Forstwissensch.  Central- 
blatt.  Hen-orzuheben  sind  namentlich  die  Ar- 
tikel von  Pressler,  G.  Hey  er  u.  J»  Lehr; 
femer  HelfetHch,  Die  Waldrent^'  in  der  Zeit- 
schrift für  die  gesamten  Staatswissenschaften, 
1867.  —  Herselbe  in  den  Forstl.  Blättern,  187£. 
—  Judeich  im  Thar.  forstl.  Jahrb.  1869,  1870, 
1872,  1875,  1879. 

/Selbständige  Werke,  welche  dieses  Thema  ganz 
oder  teilweise  behandeln:  Baur,  Handbuch  der 
Waldwertberechnung,  Berlin  1886.  —  Böse, 
Das   foratUche   Weiserprozent,    Berlin   1880.    — 
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Borggreve,  Die  ForstabschäUung,  Berlin  18S8. 
—  Endres,  Lehrt,  der  Waldvrertrechnting  und 
ForfMatik,  Berlin  1895.  —  Frey  ^  Die  Me- 
thode der  TautehfcerU,  Berlin  1888.  —  PÄ. 
Geyer,  Der  Wald  im  nationalen  Wirtschafts- 
leben, Leipzig  1879 ;  besprochen  von  Oanghofer 
in  V.  Holtzendorff-Brentanos  Jahrbuch  IV.  — 
O»  Hey  er,  Anleitung  zur  Waldwertrechnung, 
Leipzig  1865,  4,  Aufl.  v.  Wimmenauer  189£.  — 
Derselbe,  Handbuch  der  forstl.  Statik,  I.  Abt., 
Leipzig  1871.  —  Judeich,  Die  Forsteinrichtung, 
Dresden  1871,  5.  Aufl.,  189S.  —  J>er9elbe  in 
Lorej/s  Handbuch.  —  Kraft,  Zur  Praxis  der 
Waldwertrechnung  und  forstl,  Statik,  Nannorer 
188£.  —  Derselbe,  Beiträge  zur  forstl.  Zu- 
wachsrechnung und  zur  Lehre  vom  Weiserpro- 
zente, Hannover  1886.  —  Derselbe,  Vebtr  die 
Beziehungen  des  Bodenerwartungstcertes  etc.  zur 
Beinertragslehre,  Hannover  1890.  —  Lehr, 
Waldwertrechnung  und  Statik  in  Loreys  Hand- 
btich  II.  —  Pressier,  Rationeller  Waldwirt, 
Dresden  1858.  —  Derselbe,  Forstfinanzrechnung, 
4.  Aufl.,  Tharand  1886.  —  Derselbe,  Die  Haupt- 
lehren des  Forstbetriebes  und  seiner  Einrichtung 
im  Sinne  eines  technisch  und  volkswirtschaftlich 
rationellen  Beinertragswaldbaues,  Leipzig  1871 
und  1872.  —  Stoetzer,  Waldwertrechnung  und 
forstliche  Statik,  i.  Aufl.,  1898.  —  Derselbe, 
Die  Forsteinrichtung,  1898.  —  Martin,  Die 
Folgerufigen  der  Bodenreinertragstheorie  für  die 
Erziehung  und  UmtriebszeU  der  wichtigsten  deut- 
schen Holzarten,  Leipzig  1894 — 98.  —  Wagener, 
AnlHtung  zur  Begelung  des  Forstbetriebes  nach 
Massgabe  der  erreichbaren  Rentabilität,  Berlin 
1875.  —  Derselbe,  Die  Waldrente  und  ihre 
nachhaltige  Erhöhung,  yeudamm  (1899).  — 
Weber,  Lehrb.  der  Forsteinrichtung,  Berlin  1891. 

M.  Endres, 


m. 

Forstpolitik. 

1.   Begriff.     2.   Die   Wohlfahrtswirkungen 
der  Wälder  für  den  Kulturzustand  der  Länder. 

a)  Einfluss  des  Waldes  auf  Luft-  und  Boden- 
tenrperatur  und  den  Feuchtigkeitagrad  der  Luft. 

b)  Einfluss  des  Waldes  auf  die  Menge  und  Ver- 
teilung der  Niederschläge,  c)  Die  wasserwirt- 
schaftliche Bedeutung  des  Waldes,  d)  Einwirkung 
des  Waldes  auf  die  mechanische  Befestigung  des 
Verwitterungsbodens,  e)  Die  hygienische  Be- 
deutung des  Waldes.  3.  Schutzwälder.  4.  Die 
Produktionsfaktoren  der  Waldwirtschaft,  a) 
Der  Boden,  b)  Kapital,  c)  Arbeit.  6.  Einnahmen 
und  Ausgaben,  a)  Der  Begriff  Reinertrag,  b) 
Die  Reineinnahme  aus  Staatsforsten,  c)  Die 
Roheinnahme,  d)  Die  Ausgaben.  6.  Privat- 
waldwirtschaft. 7.  Gemeindewaldwirtschaft.  8. 
Staatswaldwirtschaft.  9.  Waldgrunddienstbar- 
keiten.  10.  Der  Holzhandel,  a)  Holzbewegung 
in  Europa,  b)  Deutsches  Reich,  c)  Uebrige 
Länder,  d)  Gerberrinde,  e)  Papierholz.  11. 
Holzzoll,  a)  Deutsches  Reich,  b)  Uebrige 
Staaten.  12.  Der  Holztransport,  a)  Der  Holz- 
transport zu  Wasser,  bj  Der  Eisenbahntrans- 
port. 13.  Mineralkohle  und  Holzverbrauch.  14. 
Waldbrand  Versicherung.    15.  Waldbesteuerung. 

1.  Begriff.    Die  Foretpolitik  beschäftigt 
sich  mit  der  ökonomischen  imd  öffentlich- 


rechtlichen  Stellung  des  Waldes  und  der 
Waldwirtschaft  im  Haushalte  der  Gemein- 
wirtiichaften.  Die  ordnende  und  gebieten  »ie 
Gewalt  der  grossten  öemeinwirtschaft,  de^ 
Staates,  hat  die  Aufgabe,  imbeschadet  be- 
rechtigter Einzelinteressen  die  durch  di»? 
Existenz  und  Bewirtschaftimg  der  Forsten 
erzielbarcn  Vorteile  einerseits  der  Gesamt- 
heit, andererseits  dem  Besitzer  des  Waldes 
zu  sichern  imd  zur  Erreichimg  dieses  Zieles 
beschränkend,  erhaltend  und  befordemti  auf 
die  forstwirtschaftliche  Thätigkeit  einzuwir- 
ken. Verwandte  Begriffe  mit  Forstpolitik 
sind :  Forstpolizei,  Staatsforstwirtschaft,slehre, 
Staatsforstwissenschaft,  Forstdirektionslelire, 
Forstverwaltungslehre. 

2.  Die  Wohifahrtswirkmigeii  der  Wäl- 
der für  den  Knltnrzustand  der  Lander. 
Dieselben  äussern  sich  in  dem  Eiuflus>, 
welchen  der  Wald  auf  Klima  und  Boden- 
kultur, auf  Abwendung  oder  Verminderung 
der  durch  meteorologische  Katastrophen 
verursachten  Gefahren  und  endlich,  nach 
der  ethischen  imd  hygienischen  Seite  hin. 
auf  das  Wohlbefinden  der  Menschen  ausübt. 
Bis  zur  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  suchte 
man  die  Frage  der  Wohlfahrtswirkungen 
nur  auf  dem  Wege  des  historischen  Vt^r- 
gleiches  zu  lösen,  indem  man  aus  den  Ab- 
änderungen der  Bewaldungsziffer  einzelner 
Gebiete  und  den  gleichzeitig  oder  spater 
beobachteten  Veränderungen  des  Kiüturzu- 
standes  oder  aus  dem  Eintreten  nachteiliger 
Elementarei-eignisse  auf  die  Einwirkung  (les 
Waldes  schliessen  wollte.  Diese  auch  heute 
noch  verfolgte  und  jedenfalls  nicht  ganz  aus 
dem  Auge  zu  verherende  Richtung  hat 
etwas  Verlockendes  an  sich,  weil  sie  an 
Thatsachen  anknüpft,  die  sidi  vor  aller 
Augen  abspielen  und  deshalb  in  der  öffent- 
lichen Meinung  volle  Beweiskraft  erhalteji. 
Dagegen  fällt  ihr  die  imgemein  schwierige 
Aufgabe  zu,  Ursachen  und  Folgen  zu  tien- 
nen  und  die  üebertreibungen  in  den  Schlüs- 
sen zu  elirainiei^n. 

Im  Gegensatze  dazu  steht  die  jetzt  an- 
gewendete wissenschaftliche  Forschung>- 
methode,  welche  dmx;h  direkte  Messungen 
und  systematische  Beobachtungen  die  zur 
Bemteilung  der  Frage  nötigen  Anlialtspunkte 
sich  zu  verechaffen  sucht.  Auch  die<»? 
Methode  ist  nicht  ganz  einwandsfrei,  weil 
sich  eine  ganze  Reihe  von  mitwirkenden 
Nebenuraständen  zahlenmässig  nicht  tasj^eQ 
lässt  \md  einzelne  ZufäUe  die  statistischen 
Reihen  mehrerer  Jahre  beeinflussen  können 
(Gewitterregen!).  Auch  die  Technik  der 
Unterauchung  ist  sehr  schwierig,  ja  voll- 
kommen oft  gar  nicht  durchführbar,  nament- 
lich im  Hinblick  auf  die  Vielgestaltigkeit 
der  Waldbilder,  die  Fehlerquellen  an  dt-n 
Instrumenten  und  die  ünzuverlässigkeit 
der    Protokollführer.        In     neuester    Zeit 
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-wii-d  daher  die  Zuverlässigkeit  der  früheren 
Untersuchungsresultate  mit  stichhaltigen 
Gründen  angezweifelt  (Schubert,  Ney). 
Je<lenfalls  darf  man  den  Wald  nicht  trennen 
von  seiner  Unterlage  und  Unagebimg. 
Die  geographisch -physikalischen  Verhält- 
nisse, die  Neigung  imd  Exix)sition  des  Ge- 
ländes, die  geognostische  Ausformung  eines 
Gebirges,  die  Lage  und  Ausdehnung  des 
Waldes  und  endlich  die  unberechenbaren 
kosmischen  Verhältnisse  sind  ebenso  wich- 
tige unbekannte  in  den  vielen  Gleichungen, 
tue  ziw  Beurteilung  tellurischer  und  lokaler 
Naturerscheinungen  gelöst  werden  müssen, 
als  die  Einwirkungen  der  selu-  mannigfaltigen 
AValdbestockung  selber.  Ausserdem  ist  zu  be- 
tlenken, dafis  der  Wald  nur  einen  verschwin- 
dend kleinen  Teil  der  Erdoberfläche  bedeckt 
(Meere!)  und  dass  auch  die  übrigen  Boden- 
benutzungsarten eine  gewisse  klimatische 
lind  wasserwirtschaftliche  Wirkung  ausüben 
können. 

In  der  deutschen  forstlichen  Littei-atur 
ist  von  einem  Einfluss  des  Waldes  auf  die 
Niederschlagsmenge  zum  ersten  Male  in 
Stahls  Forstmagazin  von  1764  die  Rede. 
Der  anonyme  Verfasser  konstatiert,  dass  es 
in  Gebirgswaldungen,  so  im  Harz,  viel  mehr 
regnet  und  schneit  als  auf  »dem  platten 
Lande«,  und  sucht  diese  Erscheinung  mit 
der  »Ausdünstung«  der  Bäume  zu  erklären. 
Interessant  ist,  dass  der  Verfasser  von  der 
Theorie  über  die  Verdichtung  des  aufsteigen- 
den Wasserdampfes  Kenntnis  hat,  sie  aber 
nicht  für  richtig  hält.  Im  gleichen  Jahr- 
gang der  genannten  Zeitschrift  ist  ein  Vor- 
irag  abgedruckt,  den  ein  gewisser  Ruden- 
schoeld  über  »Nutzung  und  Hut  der  Wälder« 
vor  der  königlichen  schwedischen  Akademie 
gehalten  hat  und  worin  das  Verschwinden 
von  Seeen,  Bächen  und  Quellen  auf  die  Ver- 
wüstung der  Wälder  zurückgeführt  wird. 
Weiterhin  berührte  Burgsdorf  in  einer  1790 
vor  der  Akademie  der  Wissenschaften  in 
Berlin  gehaltenen  Rede  die  wasserwirtschaft- 
liche Bedeutung  des  Waldes  aus  Anlass  der 
damahgen  Waldzerstörungen.  Er  schreibt 
dem  Walde  eine  Vermehrung  der  Nieder- 
schläge zu,  ohne  aber  näher  auf  diese  Frage 
einzugehen. 

Diese  Anregungen  wurden  indessen  in 
Deutschland  nicht  weiter  beachtet.  Mit 
mehr  Nachdruck  wurde  die  Frage  in 
Frankreich  behandelt.  Gleich  zu  Beginn 
der  Revolution  wurde  der  Wald  für  vogel- 
frei erklärt,  indem  man  die  strenge  Foi*st- 
ordnung  Ludwig  XIV.  von  1669  aufhob. 
Infolge(lessen  wurden  die  Waldungen 
massenhaft  gerodet.  Als  dann  der  Verkauf 
der  Staatswaldungen  1792  beschlossen  wurde, 
sprach  sich  die  Soci^tö  royale  d'agriculture 
dagegen  aus,  indem  sie  u.  a.  geltend 
machte,  dass  der  Veräussening  die  Rodung 


folgen  werde  und  dm'ch  dieselbe  Grebirgs- 
gegenden  trocken  und  unfruchtbar  würden, 
wofür  sich  schon  Beispiele  in  Languedoc 
fänden.  Von  da  ab  kam  dann  die  Frage 
ins  RoUen.  Im  Jahre  1799  führte  Pullain- 
grandprey  im  gesetzgebenden  Körper  aus, 
dass  die  Erhaltung  der  Wälder  nötig  sei, 
weil  mit  denselben  die  Güte  der  Luft,  die 
Fruchtbarkeit  des  Bodens,  das  Wirken  des 
Feuers  und  das  Vorhandensein  von  Wasser 
auf  das  engste  verbunden  seien.  Die  Agri- 
kulturgesellschaft in  Marseille  klagte  1803 
darüber,  dass  die  Ergiebigkeit  der  Nieder- 
sclüäge  geringer,  ihre  Verteilung  auf  die 
Jahreszeiten  ungünstiger  gewoixlen  sei,  dass 
die  Quellen  versiechen  und  Gewitter  imd 
üeberschwemmungen  sich  vermehrt  hätten. 
Im  bleichen  Jahre  hielt  Thuau  in  der  Na- 
tionalversammlung eine  glänzende  Rede  über 
die  Wohlfahrtswirkungen  der  Wälder.  Na- 
poleon forderte  als  erster  Consul  1804  von 
den  Präfekten  Berichte  ein  über  die  Folgen 
der  Waldrodungen  und  Waldverwüstungen, 
weil  aus  allen  Departements  Klagen  ein- 
liefen über  die  Erdabschwemmungen  im 
Gebirge  und  das  Austreten  der  Flüsse. 
Auch  in  Italien  blieb  dieser  Ge^nstand 
weiterhin  nicht  unbeachtet.  Gautien  schrieb 
1817  die  Schrift:  »üeber  den  Einfluss  der 
Wälder  auf  den  physischen  Zustand  der 
Länder  und  die  Wohlfahrt  der  Nationen«, 
und  1819  folgte  eine  Arbeit  von  Castellani 
über  den  Einfluss  der  Wälder  auf  den 
Wasserlauf.  Geradezu  epochemachend  für 
Deutschland  und  Frankreich  wirkte  aber 
dann  die  in  Brüssel  gekrönte  Preissehrift 
von  Moreau  de  Jennys  vom  Jahre  1825, 
ins  Deutsche  übersetzt  1828  von  Widemann : 
»Untersuchungen  über  die  Veränderungen, 
welche  durch  die  Ausrottung  der  Wälder 
in  dem  physischen  Zustand  der  Länder 
entstehen«.  Dieses  Buch  ist  voll  von  über- 
triebenen und  unbewiesenen  Behauptungen, 
aber  mit  einer  so  ehrlichen  Ceberzeugimg 
und  warmer  Liebe  zum  Walde  geschrieben, 
dass  es  den  Eindruck  auf  seine  Leser  nicht 
verfehlte.  Sein  Erfolg  war  daher  ein  un- 
bestrittener. Denn  bis  dalün  wollte  man 
in  Deutschland  von  Wohlfahrtswirkungen 
der  Wälder  nichts  wissen.  Im  Jahre  1805 
wird  noch  in  einer  churfth^tlich  bayerischen 
Verordnung,  betreffend  den  Verkauf  von 
Staatswaldungen,  gesagt,  dass  durch  die 
Rodung  grösserer  Waldstrecken  die  in  den 
Waldgegenden  »liäufigeren  Hagelgewitter 
vermindert  und  ein  milderes  Klrnia  herbei- 
geführt werde«.  Solche  Theorieen  schaffte 
Moreau  de  Jonnes  mit  einem  Schlage  aus 
der  Welt.  In  der  forstliehen  Litteratiu' 
verschwand  das  Thema  nicht  mehr  von  der 
Tagesordnung,  die  Gesetzgebung  griff  ein 
(Bayern  und  Oesterreich  1852),  und  die  Not- 
wendigkeit exakter  ^vissenschaftlicher  Unter- 
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suehiuigen  wurde  von  allen  Seiten  aner- 
kannt. In  Frankreich  wurden  von  Becciuerel 
<1853),  in  Deutschland  von  G.  Nördlinger 
und  Krutzsch  zu  Anfang  der  sechziger  Jahre 
einzelne  Beobachtungen  über  Temperaturen 
und  Niederschläge  im  Walde  angestellt. 
Systematische  Messungen  der  Niederschläge 
in  bewaldeten  und  unbewaldeten  Gegenden 
wurden  ztierst  in  Europa  von  1866  an  von 
Matthieu  in  der  Umgebung  von  Nancy  ge- 
macht ;  dieselben  werden  von  Bai-tet  gegen- 
wärtig noch  weiter  geführt.  Unmittelbar 
darauf,  1866  und  1867,  wiuxien  in  Bayern 
die  forstlich  meteorologischen  Stationen 
durch  Ebermayer  errichtet,  1869  in  der 
Schweiz  durch  Fankhauser;  dann  folgten 
solche  in  Preussen  1872,  in  den  Reichs- 
landen 1874,  in  Braunschweig  1878,  Würt- 
temberg 1880,  denn  in  Italien  1870,  Oester- 
reich  1877  und  neuerdings  auch  in  Däne- 
mark und  Schweden. 

Auf  Grund  der  von  El)ermayer,  Mütt- 
rich,  Lorenz  von  Liburnau,  R  Weber,  Kar- 
tet u.  a.  veröffentlichten  Resultate  lässt  sich 
bis  jetzt  folgendes  feststellen: 

a)  Einflusa  des  Waldes  auf  Luft-  und 
Bodentemperatur  und  den  Feuchtigkeits- 
^ad  der  Luft.  Die  mittlere  Jahrestemperatur 
der  Laft  ist  im  Walde  niedriger  als  im  Freien 
um  0,2  bis  V  C.  (übereinstimmend  in  Preussen, 
Bayern,  Schweiz).  In  den  verschiedenen  Jahres- 
zeiten wirkt  der  Wald  abschwächend  auf  die 
extremen  Temperaturen,  indem  er  die  hohen  er- 
niedrigt und  die  niedrigen  erhöht.  Diese  Ab- 
schwächnng  ist  im  Sommer  grösser  als  in  den 
Wintermonaten  und  verschieden  nach  der  Holz- 
art. Im  Sommer  ist  es  also  im  Walde  kälter 
(unter  Fichten  um  2,67«  C,  Kiefern  2,05«^  Buchen 
3,24®,  durchschnittlich  nach  Müttrich),  im  Win- 
ter etwas  wärmer  (unter  Fichten  nm  0,94®, 
Kiefern  0,46®,  Buchen  0,31«  C.  durchschnittlich) 
als  auf  freiem  Felde.  Die  Resultate  der  ein- 
zelnen Beobachtnngsstationen  differieren  aber 
ungemein  je  nach  ihrer  Lage  (Ebene,  Gebirge, 
Schutz  gegen  Wind).  Schubert  weist  nach,  dass 
die  Temperaturermässigung  im  Kiefernwald  ver- 
schwindend klein  ist;  hiermit  stimmt  auch  die 
körperliche  Empfindung  überein. 

Die  täglichen  Temperaturschwankungen 
nehmen  im  Walde  vom  Winter  zum  Sommer 
zu  und  dann  wieder  gegen  den  Winter  hin  ab, 
sind  aber  in  allen  Monaten  und  bei  allen  Be- 
standsarten kleiner  als  im  Freien.  Im  Sommer 
ist  der  Kinfluss  des  Waldes  am  grössten  im 
Buchenwald  (4,1®  C),  kleiner  im  Fichtenwald 
(3,7®)   und  am  kleinsten  im  Kiefernwald  ^,8^). 

Im  Kronenraum  des  Waldes  ist  die  Tem- 
peratur am  Tage  niedriger,  über  den  Kronen 
nöher  als  in  den  gleichen  Luftschichten  des 
Freilandes.  In  den  Nachtstunden  ist  die  Wald- 
luft in  allen  Höhen  kälter  als  die  korrespon- 
dierende Luftschicht  im  Freien. 

Eine  Femwirkung  des  Waldes  auf  die 
Temperaturverhältnisse  der  weiteren  Umgebung 
konnte  nicht  konstatiert  werden. 

Die  Temperatur  des  W^  a  1  d  b  o  d  e  n  s  nimmt 
im  Frühjahr  und  Sommer  von  oben  nach  unten 


ab,  im  Herbst  und  Winter  von  oben  nach  unten 
zu.  Im  Sommer  hat  der  Waldboden  eine  be- 
deutend niedrigere  fnm  ca.  8®  in  max.^  im 
Winter  nahezu  die  gleiche  Temperatur  wie  der 
Feldboden. 

Die  im  aUgemeinen  kühlere  Luft-  und 
Bodentemperatur  des  Waldes  bedingt  eine  grös- 
sere relative  Feuchtigkeit  der  Waldloft 
'"  r  der  Freüandlnft  (im  Jahresmittel  nm 


3— 10®  0  nach  Weber).  Die  absolute  Feuchtig- 
keit (Dunstdruck)  ist  gleich  oder  beinahe  gleich 
mit  aer  des  freien  Feldes.  Daraus  geht  hervor, 
dass  der  Einfluss  der  Wälder  au!  die  Luft- 
feuchtigkeit im  idlgemeinen  kein  nennenswerter 
sein  kann.  Der  schwedische  Forscher  Bam- 
berg kommt  auf  Orund  seiner  neuesten,  auf 
ein  ausgedehntes  Zahlenmaterial  g:estutzten 
Untersuchungen  zu  dem  Schluss,  dass  durch  die 
Abholznng  sämtlicher  Wälder  Schwedens  die 
Menge  der  Fenchtigkeit  in  den  unterrai  Luft- 
schichten einem  kaum  wesentlichen  und  für  die 
übrige  Vegetation  schädlichen  Wechsel  unter- 
liegen würde. 

b)  Einfluss  des  Waldes  auf  die  Men^ 
und  Verteilung  der  Niederschlage.  Die 
Frage,  ob  der  Wald  den  Begen  vermehren 
könne,  ist  eine  der  wichtigsten  hierher  gehörigen. 
Könnte  dieselbe  auch  unbedingt  bejaht  werden, 
so  wäre  damit  eine  Wohlfahrtswirkung  des 
Waldes  nicht  immer  konstatiert,  weil  in 
Centraleuropa  gegenwärtig  die  zu  nassen 
Jahre  die  trockenen  an  Zahl  überwiegen.  In 
Gegenden,  die  über  800  mm  jährliche  Nieder- 
schlagsmenge haben,  ist  die  Vermehrung  d« 
Regens  nicht  mehr  erwünscht.  Für  die  Land- 
wirtschaft sind  extrem  trockene  Jahre  im  all- 
gemeinen immer  noch  besser  als  extrem  nasse. 

In  Mitteleuropa  muss  man  unterscheiden 
zwischen  der  allgemeinen  Ursache  fUr  die  Häuäg- 
keit  der  Niederschläge  und  den  Faktoren,  welche 
die  örtliche  Niederschlagsmenge  oder  die  Ver- 
teilung der  Niederschläge  bedingen. 

Die  allgemeine  Ursache  für  die  Bildung 
von  Niederschlägen  liegt  in  der  verschiedenen 
Verteilung  des  Luftdruckes  auf  dem  Kontinent 
und  den  denselben  umgebenden  Meeresfläcben 
(barometrische  Maxima  und  Mimima).  Die  Folge 
davon  ist  die  Windrichtung.  In  ganz  Mittä- 
europa  fallen  die  Niederschläge  fast  ausschlies^ 
lieh  bei  westlichen  nnd  südwestlichen  Winden, 
welche  die  mit  Feuchtigkeit  gesättigte  Luft  Yom 
atlantischen  Ocean  dem  Binnenlande  zuführen. 

Die  örtlichen  Niederschlagsmengen  eines 
bestimmten  Gebietes  sind  abhängig  von  der 
Lage  der  Gebir^üge  zu  den  Himmelsrich- 
tungen (Streichnchtnng) ,  von  der  Erhebung 
über  dem  Meere  und  der  Entfernung  von  dem- 
selben. Ein  dem  regenbringenden  Südwestwind 
sich  entgegenstellender  Gebiigszu^  zwingt  diesen, 
sich  nach  aufwärts  zu  bewegen ;  hierdurch  dehnen 
sich  die  Luftschichten  aus,  verbrauchen  Wärme 
und  kühlen  sich  ab.  Für  100  m  Erhebung  be- 
trägt die  Abkühlung  der  Luft  fast  1®  C.  Kalte 
Luft  kann  aber  nicht  soviel  Wasser  in  Dampf- 
form in  sich  aufnehmen  yne  warme.  Die  Folge 
davon  ist,  dass  sich  ans  dem  aufsteigendes 
Luftstrom  das  Wasser  in  tropfbar  flüsiger 
Form  ausscheidet  (Wolken)  und  als  Regen  oder 
Schnee  niederfällt.  Die  regenreichsten  Orte  der 
Erde  befinden  sich  an  Bergabhängen,  welche 
gegen  ein  wärmeres  Meer  gerichtet  sind.   In 
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dem  hinter  dem  Gebirge,  im  sog.  Windschatten 
liegenden  Gebieten  (Leeseite  im  Gegensatz  zur 
Luvseite)  kommt  dann  der  abfallende  Luftstrom 
sehr  wasserdampfarm  an,  weshalb  hier  die  aus- 
gesprochenen Trockengebiete  sich  befinden. 
Dieser  Prozess  vollzieht  sich  vollständig  unab- 
hängig von  der  Bewaldun^sziffer  der  Gebirge. 
Beweiskräftige  Beispiele  hierfür  bilden  gerade 
die  Gebirgsketten  in  Deutschland,  welche  zum 
gr(^ten  Teile  mit  ihrer  Breitseite  senkrecht 
gegen  die  Regenwinde  streichen.  Auf  dem 
Kamme  der  Vogesen  fallen  jährlich  2000  mm 
Niederschläge,  auf  dem  im  Windschatten  liegen- 
den Gebiete  von  Colmar  nur  noch  550  mm.  Im 
südlichen  Schwarzwald  steigen  die  Niederschlags- 
mengen von  7Ö0  mm  am  westlichen  Fusse  bis 
zu  1600  mm  auf  dem  höchsten  Plateau  (Höchen- 
schwand);  das  auf  der  Leeseite  befindliche 
Neckargebiet  weist  wieder  weniger  als  800  mm 
auf.  Im  Trockengebiet  von  Rheinhessen  fallen 
tinter  600  mm,  auf  den  gegen  Westen  sich  ver- 
lagernden Pfälzer  Bergen  800—1000  mm.  Am 
ganzen  Mittelrhein  sowie  im  Mittel-  und  Unter- 
lauf der  Lahn  fallen  in  den  tiefen  Lagen  unter 
700  mm  Niederschläge;  entsprechend  den  nach 
Westen  und  Osten  hin  ansteigenden  Boden- 
erhebungen nehmen  sie  jedoch  nach  beiden 
Seiten  hm  rasch  zu,  sodass  das  rechtsrheinische 
Schiefergebirge,  Westerwald,  Sauerland  und 
Rothhaargebirge  über  1000  mm  aufweisen  (nach 

*  Schultheiss).  —  Wie  mit  der  Annäherung  an 
das  Gebirge  die  Regenmenge  zunimmt  und  mit 
der  Ueberschreitung  des  Gipfels  wieder  ab,  da- 
für stellt  der  Harz  ein  gutes  Beispiel.  Es  be- 
trägt die  Niederschlagsmenge  in  Göttingen  550, 
Heiligenstadt  600,  Ballenstedt  950,  Klausthal 
1420.  auf  dem  Brocken  1670,  in  Wernigerode  720 
und  in  Salzwedel  580  mm.  —  Im  Thüringer  Wald 
steigt  nach  den  Beobachtungen  auf  14  Stationen 
mit  jedem  Meter  Erhebung  (190—850  m)  die  Re- 
genhöhe fast  genau  um  1  mm.  —  Ebenso  steile 
Niederschlagsgefälle  findet  man  in  der  Um- 
gebung des  Spessarts  und  des  Fichtelgebirges 
(Steigerung  bis  auf  1000  mm),  dann  im  baye- 
rischen Wald  im  Gebiete  des  Regenflusses,  wo 
die  Niederschlagsmenge  von  Cham  bis  Duschel- 
berg, d.  i.  eine  Entfernung  von  nur  50  km 
Luftlinie  und  eine  vertikale  Erhebung  von  ca. 
600  m,  von  600  mm  auf  1500  mm  steigt.  Von 
der  Donau  aus  nimmt  die  Niederschlagsaumme 
bis  zur  Südgrenze  Bayerns  stetig  zu  und  erreicht 
in  Bad  Kreuth  die  kolossale  Höhe  von  2000  mm. 
Endlich  sei  noch  das  intensivste  Trockengebiet 
Mitteleuropas,  das  mittlere  Böhmen,  mit  nur 
3Ä)  mm  Niederschlagsmenge  erwähnt,  ein  Ge- 
biet, welches  nach  allen  Himmelsrichtungen  von 
Gebirgszügen  umgrenzt  ist  und  gleichsam  einen 
Leekessel  bildet.  —  Vergleicht  man  in  allen 
angeführten  Fällen  die  Niederschlagsmengen 
mit  dem  Bewaldungsprozent  der  betreffenden 
Gebiete,  so  lässt  sich  keine  Spur  von  Zusam- 
menhang zwischen  beiden  nachweisen. 

Im  Gegensatz  zu  den  aufgezählten  Bei- 
spielen von  deutschen  Gebirgszügen  findet  sich 
im  Schweizer  Hochgebirge  keine  ausgesprochene 
Regenseite  vor  und  zwar  deshalb,  weil  die 
Streichrichtung  desselben  mit  jener  der  Regen- 
winde zusammenfällt.  Daher  haben  auch  die 
Schweizer  Berge  nicht  jene  hohen  Niederschlags- 
mengen, die  ihnen  nach  ihrer  grossen  Erhe- 
bung zukommen  würden,  wenn  ihre  Breitseite 
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senkrecht  gegen  die  Regenwinde  gerichtet 
wäre. 

Der  verschwindende  Einfluss  des  Waldes 
auf  die  Feuchtigkeitsverhältnisse  der  betreffen- 
den Gegend  tritt  auch  dann  besonders  hervor, 
wenn  man  den  Luftraum  des  Waldes  vergleicht 
mit  dem  für  die  Bildung  von  Niederschlägen 
in  Betracht  kommenden  Gesamtraum  der  At- 
mosphäre. Nimmt  man  z.  B.  die  durchschnitt- 
liche Höhe  aller  Waldungen  Deutschlands  zu 
15  m  an,  die  Höhe  der  für  die  Entstehung  von 
Niederschlägen  massgebenden  Luftschichte  zu 
2000  m,  so  nimmt  oei  der  Bewaldungsziffer 
von  2ß\  der  Waldraum  von  dem  über  das 
ganze  deutsche  Reich  sich  erhebenden  Gesamt- 
luftraum  nur  0,195%  ein.  Das  heisst:  auf 
100000  Liter  Gesamtluft  treffen  nur  195  Liter 
Waldluft.  Nun  wurde  unter  a)  gezeig^t,  dass 
die  Waldluft  wegen  ihrer  etwas  geringeren 
Temperatur  eine  unbedeutend  grössere  relative 
Feuchtigkeit  hat  als  die  Freilandluft.  In  An- 
betracht dieses  geringen  Unterschiedes  in  dem 
Feuchtigkeitsgehalt  ist  es  daher  kaum  glaub- 
lich, dass  195  Liter  Waldluft  den  Wasserdampf- 
gehalt von  99805  Liter  Freilandluft  merklich 
beeinflussen  können. 

Wenn  nun  auch  feststeht,  dass  der  Wald 
die  Niederschlagsmengen  eines  Gebietes  nicht 
ergiebiger  machen  kann,  so  entsteht  noch  die 
andere  Frage,  ob  der  Wald  nicht  auf  die  Ver- 
teilung der  auf  dasselbe  Gebiet  vermöge 
seiner  geographischen  Lage  entfallenden  Nieder- 
schla^ssummen  einen  Einmiss  hat.  Dieser  scheint 
allerdings  insofern  zu  bestehen,  als  der  Wald 
die  durchstreichende  wasserhaltige  Luft  mecha- 
nisch aussiebt  und  so  in  kleinerem  Massstabe 
ähnlich  wirkt  wie  ein  Gebirgszug.  Im  Walde 
regnet  es  also  mehr  als  in  seiner  unmittelbaren 
Umgebung.  Wahrscheinlich  spielt  auch  die 
grössere  Feuchtigkeit  der  Luft  innerhalb  und 
über  der  Baumkrone  hierbei  eine  Rolle.  Unter 
den  um  Berlin  errichteten  Regenstationen  wei- 
sen die  hinter  dem  Grunewald  gelegenen  (Steg- 
litz) die  wenigsten  Niederschläge  auf,  weu  die- 
selben durch  den  vorliegenden  Wald  ebenfalls 
in  den  Wind-  und  Regenschatten  gestellt  wer- 
den (Hellmann).  Aus  dem  gleichen  Grunde  hat 
Müttrich  gefunden,  dass  auf  der  Station  Lintzel, 
welche  mitten  in  einem  grossen,  seit  1877  auf- 
geforsteten Waldkomplex  der  Lüneburger  Haide 
Hegt,  mit  zunehmender  Bewaldung  die  Nieder- 
schläge sich  um  ß^L  vermehrt  haben.  Und  in 
gleicher  Weise  ergeben  die  Versuche  von  Mat- 
thieu  und  Bartet  in  der  Gegend  von  Nancy, 
dass  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  die 
Niederschlagsmengen  im  Buchenwalde  grösser 
sind  als  die  auf  der  Freistation.  Auch  aus  dem 
russischen  Steppengebiet  liegen  die  gleichen 
Beobachtungen  vor.  —  Diese  Wirkung  des 
Waldes  kommt  aber  nur  ihm  selbst  zu  gute, 
während  seine  Umgebung  dadurch  unter  Um- 
ständen durch  Wasserentziehung  sogar  geschä- 
digt wird. 

Eine  Ausgleichung  der  Nieder- 
schläge in  den  verschiedenen  Jahres- 
zeiten, wie  eine  solche  hinsichtlich  der  Tem- 
peraturen in  geringem  Masse  im  Walde  selbst, 
nicht  aber  in  seiner  weiteren  Umgebung  statt- 
findet, kann  der  Wald  nicht  bewirken.  Es  wäre 
auch  schwer  zu  sagen,  worin  die  Wohlthat  einer 
solchen  Ausgleichung  zu  suchen  wäre  und  in 
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welcher  Weise  sie  stattfinden  sollte.  Der  Land- 
wirt in  der  Ebene  wird  eine  Vermehrung  der 
Niederschläge  während  der  Yegetationszeit  seiner 
Früchte  wünschen  ^  aber  nicht  zur  Erntezeit. 
Der  Viehzüchter  im  regenreichen  Gebirge  hat 
dagegen  das  Bedürfnis  nach  einem  relativ 
trockenen  Sommer.  Andrerseits  ist  für  das  Ge- 
birge ein  schneereicher  Winter  eine  Lebensfrage, 
wen  ohne  Schnee  das  Holz  nicht  aus  den  Bergen 

geschafft  werden  kann.  Die  Schiffahrt  wünscht 
[ebung  des  Wasserstandes  der  Flüsse  eigentlich 
in  allen  Jahreszeiten,  namentlich  aber  im  Herbst. 
Die  Interessen  der  einzelnen  Gewerbe  an  der 
Mitwirkung  des  Waldes  stünden  sich  also  oft 
diametral  gegenüber. 

Der  äeweis  für  den  Indifferentismus  des 
Waldes  in  gedachter  Beziehung  lässt  sich  üb- 
rigens leicht  führen.  In  fast  ffanz  Mitteleuropa 
machen  die  im  Sommer  fallenden  Niederschlags- 
mengen mehr  wie  \t  der  Jahressumme  aus. 
Dies  trifft  zu  für  die  stark  bewaldeten  Gebiete 
sowohl  wie  für  die  waldarmen.  Es  giebt  hier- 
von nur  zwei  Ausnahmefälle.  Auf  den  höhereu 
Lagen  der  Vogesen  herrschen  die  Wintern ieder- 
schläge  Yor,  während  der  Sommer  die  trockenste 
Jahreszeit  ist.  Die  zweite  Ausnahme  bilden 
die  Nordseeküste  und  dann  das  linksrheinische 
Mittelgebirge,  das  Lothringer  Stufenland  und 
der  Schwarzwald,  wo  die  Herbstregen  über- 
wiegen (Schultheiss).  Sowohl  die  letzte  Gruppe 
wie  die  Vogesen  sind  stark  bewaldet.  Würde 
der  Wald  die  Niederschläge  auf  eine  Jahreszeit 
koncentrieren  können,  dann  wären  diese  Ver- 
schiedenheiten in  der  jährlichen  Verteilung  un- 
möglich. 

Die  aus  tropischen  Ländern  bekannt  ge- 
wordenen Angaben  über  den  Einfluss  des  Waldes 
sind  für  Beurteilung  der  Frage  völlig  wertlos, 
weil  sie  unkontrollierbar  sind  und  einen  Schluss 
auf  mitteleuropäische  Verhältnisse  nicht  zulassen. 
Viele  davon  widersprechen  sich  auch. 

Der  namentlich  im  Volksmunde  dem  Walde 
zugeschriebene  Einfluss  auf  Verhinderung  der 
Hagelbildung  wurde  durch  die  neuesten 
Untersuchungen  nicht  bestätigt.  Die  statistische 
Bearbeitung  der  „Hagelbeschädigungen  in 
Württemberg  während  der  60  Jahre  1828  bis 
1887  (Stuttgart  1890)"  von  Bühler  lieferte  das 
Ergebnis,  dass  ein  Einfluss  der  Bewaldung  auf 
das  Auftreten,  die  Häufigkeit  und  Gefährlich- 
keit des  Hagelfalles  aus  diesem  reichen  Be- 
obachtungsmaterial nicht  nachzuweisen  war. 
Vielmehr  scheinen  auch  hier  auf  die  Hagel - 
und  Gewitterbildung  und  namentlich  auf  die 
Entstehung  der  Hagelherde  die  Richtung  der 
Gebirgszüge  und  die  orographischen  Verhältnisse 
mehr  Einfluss  zu  haben  als  der  Wald.  Eine 
weitere  Bestätigung  dieser  Thatsache  liefern 
die  Ergebnisse  der  seit  1887  von  Eberroayer  in 
den  bayerischen  Staatswaldungen  angestellten 
Beobachtungen  über  die  Beziehungen  des  Waldes 
zu  Gewitter  und  Hagel.  Dagegen  ist  es  nach 
Ebennayer  nicht  unmöglich,  dass  ^ut  ge- 
schlossene, grössere  Waldkomplexe  die  Ent- 
stehung von  „Gewitterherden"  verhindern  wegen 
der  geringeren  Erwärmung  des  Bodens.  Auch 
in  Frankreich  wurde  der  Einfluss  der  Wälder 
auf  die  Ha^elschläge  durch  eine  amtliche  Enquete 
untersucht  und  verneint. 

Die  seit  18B9  konstatierte  Zunahme  der 
Blitzschläge  mit  einer  Abnahme  der  Wald- 


I  flächen  in  Zusammenhang  zu  bringen,  halten 
i  wir  für  einen  gewagten  »^hlnss.  da  in  diesem 
I  Jahrhundert  Ausstockungen  von  grösserem  I'm- 
.  fang  gar  nicht  stattgefunden  ha^n. 
I  c)  Die  wasaerwirtschaftUche  Bedeu- 
;  tung  des  Waldes  in  Bezug  auf  Speisung  von 
Quellen  und  die  Wasserstandsbewegungen  der 
Flüsse  kann  nur  von  Fall  zu  Fall  beurteilt 
werden.  Der  Wald  wirkt  einerseits  wasser- 
erhaltend durch  Verhinderung  der  Verdunstung 
eines  Teiles  des  Bodenwassers.  Man  hat  fest- 
gestellt, dass  im  Waldschlusse  die  Verdanstung 
auf  Vs  der  Verdunstungsmenge  auf  unbeachirmter 
Fläche  reduziert  ist.  Andererseits  gelangen  im 
mittelalten  Nadelwalde  nur  '/» — '/i>  i^**  Laub- 
walde Vk  der  jährlichen  Niederschläge  aof  den 
Boden,  der  Rest  wird  vom  Kroneudach  zurück- 
gehalten. Femer  verhindern  dicke  Mooepobter 
und  Laubdecken  das  Eindringen  des  Wasseis 
in  den  Waldboden,  und  während  der  Vegetations- 
periode werden  grosse  Wassermeng^i  durch 
die  Bäume  verbraucht  und  transpiriert.  Dieser 
Verbrauch  ist  so  ijrross,  dass  nach  dem  Abtriebe 
der  Bäume  der  bisher  trockene  Boden  oft  ver- 
sumpft. Daraus  geht  hervor,  dasa  der  Waid 
mehr  wasserverbrauchend  als  wassererhaltend  ist. 
Der  Einfluss  des  Waldes  auf  die  Quell- 
bildnng  ist  daher  nicht  ohne  weiteres  zu  be- 
jahen. Die  einzigen  im  Gebiete  der  „Hauen- 
steiner Alb"  im  südlichen  Schwarzwald  durch- 
geführten systematischen  Untersuchungen  haben 
ergeben,  dass  auf  der  zu  bl%  bewaldeten 
Fläche  von  243  qkm  eine  Einwirkung  der  Art 
der  Bodenbedeckung  auf  das  Vorkommen  und 
die  Ergiebigkeit  der  Quellen  nicht  nachzuweisen 
ist:  „vielmehr  scheinen  auf  die  Ergiebigkeit 
vorzugsweise  die  geo^nostische  Beschaffenheit 
des  Gebietes,  die  Mächtigkeit  des  Verwitterung*- 
bodens  und  die  Neigungsverhältnisse  ansachla^:- 
gebend  zu  sein."  Ney  kommt  auf  Grund  ein- 
gehender Studien  zu  dem  Schlüsse,  dass  es  Ver- 
hältnisse giebt,  in  welchen  der  Wald  die  Qaell- 
bildung  in  der  günstigsten  Weise  beeinflnsst. 
aber  auch  andere,  unter  welchen  der  Wald  be- 
deutungslos ist,  und  wieder  andere,  in  welchen 
der  Wald  die  Quellbildung  sogar  erschwert. 

Der  Einfluss  der  Bewfudung  auf  die  Wasser- 
standsbewegung der  Flüsse  und  speciell  auf 
die  Verhinderung  von  Uebersch wem- 
mungen  lässt  sich  dahin  präcisieren,  dass  der 
Wald  kleinere  Ueberschwemmungen  durch 
Zurückhaltung  des  Wassers  und  Verlangsamnng^ 
des  Abflusses  in  Flüssen  mit  kleinem  EinzngT- 

f^biet    verhüten    kann,    gegenüber    grösseren 
atastrophen    dagegen    machtlos    ist      Ueber- 
schwemmungen entstehen  hauptsächlich  dann: 

1.  wenn  auf  eine  auf  gefrorenem  oder  darch- 
tränktem  Boden  lagernde  Schneedecke  grosi»e 
Kegenmengen  fallen  (besonders  im  Spätwinter!. 

2.  wenn  innerhalb  kurzer  Zeit  ungewöhnlich 
starke  Regengüsse  in  dem  Einzugsgebiet  eine^ 
Flusses  niedergehen.  Im  ersten  Fall  ist  der 
Wasserverbrauch  im  Walde  infolge  der  \eg^ 
tationsruhe  und  geringen  Verdunstung  und  äie 
Wasserzurückhaltung  aurch  den  ^efrorimen  oder 
durchtränkten  Boden  sehr  minimal.  Da  im 
Walde  der  Schnee  länger  liegen  bleibt  als  aof 
freiem  Felde,  so  kann  der  Fall  eintreten,  dsLSs 
bei  rasch  aufeinanderfolgenden  starken  Nieder- 
schlägen und  Umschlag  der  Witterung  der 
Wald  die  Hochwassergefahr  sogar  steigert,  ein 
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Fall,  der  bei  der  Kheinüberschwemmung  im 
Dezember  1882  eintrat  imd  konstatiert  wurde. 
In  demselben  Jahre  wurde  das  dicht  bewaldete 
Rhein^ebiet  durch  Hoch wasserkatastrophen  eben- 
so heimgesacht  wie  die  weniger  bewaldeten 
Länder  Tirol  und  Kämthen. 

Welche  Wassermengen  der  Wald  in  sich 
aufspeichern  kann,  ergiebt  folgende  Rechnung. 
Nach  Bühler  kann  Buchenlaub  pro  Hektar 
höchstens  18000  Liter,  Moos  60000  Liter  Wasser 
in  sich  aufsaugen,  welche  Menden  einer  Eegen- 
höhe  von  1,8  und  ö  mm  entspredien.  Die  Nieder- 
schlagsmengen im  Gebirge  erreichen  aber  oft 
Höhen,  gegen  welche  dieses  Wasseraufsaugungs- 
vermögen  des  Waldes  einfach  verschwindet.  In 
Lausanne  (Schweiz)  fielen  1890  in  '/i  Stunden 
allein  56  mm  Regen,  in  St.  Gallen  1881  vom 
27.  August  bis  2.  September  448  mm;  am  6. 
März  1896  auf  dem  Kniebis  ( Schwarz wald) 
174  mm,  in  3  Tagen  (6.-8.  März)  335  mm 
CUeberschwemmung  des  Dreysamthales) ;  in  Eich- 
berg (Schlesien)  am  29.  Juli  1897  112  mm,  vom 
28. — 30.  Juli  162  nun  (üeberschwemmung  des 
Hirschberger  Thaies);  in  München  am  13.  Sep- 
tember lfi59  78  mm.  Die  namhaftesten  Wasser- 
bautechniker (Honseil)  messen  daher  der  Mit- 
wirkung des  Waldes  bei  Verhütung  von  Ueber- 
Bchwemmungen  keine  oder  nur  eine  sehr  geringe 
Bedeutung  bei. 

Auch  der  normale  Pegelstand  der  Flüsse 
steht  ausser  Zusammenhang  mit  der  Bewaldung 
ihres  Einzugsgebietes.  Sämtliche  Nebenflüsse 
des  Rheines  aus  dem  Mittelgebirge  haben  z.  B. 
während  des  Sommers  geringere  Wassermengen 
als  im  Winter  und  Frühjahr,  der  Hauptstrom 
des  Rheines  dagegen  erreicht  im  Sommer  seinen 
höchsten  Stand.  —  Zu  der  Zeit,  in  welcher  der 
Wald  das  meiste  Wasser  verbraucht  und  zurück- 
hält, nämlich  im  Sommer,  ist  für  die  Schiffahrt 
und  Landwirtschaft  ein  erhöhter  Wasserstand 
der  Flüsse  erwünscht  und  daher  die  Wirkung 
des  Waldes  sogar  unlustig. 

d)  Unbestritten  ist  die  wohlthätige  Ein- 
wirkung des  Waldes  auf  die  mecbajiische 
Befestigung  des  Verwitterungsbodens.  Bo- 
denabschwemmungen,  die  Bildung  von  Trüm- 
merfeldern und  Ablagerung  von  Schuttmassen 
nach  den  Thälem  werden  durch  den  auf  Berg- 
wänden stockenden  Wald  verhütet  oder  wenig- 
stens vermindert,  ebenso  die  Geschiebeführungen 
in  den  Gewässern.  In  der  Sandebene  und  in 
Dünengegenden  bindet  der  Wald  den  Flugsand, 
im  Hochgebirge  büdet  er  einen  Schutzwall 
gegen  die  Entstehung  der  Lawinen.  Entstehen 
letztere  oberhalb  der  Waldvegetationsgrenze, 
dann  ist  allerdings  die  Widerstandskraft  der 
Holzbestockung  nicht  gross  genug,  um  ihre 
Fortbewegung  zu  verhindern;  deshalb  förderte 
man  in  der  Schweiz  in  neuerer  Zeit  mehr  die 
künstlichen  Lawinenverbauungen  mit  Mauer- 
werk und  Pfählen,  um  die  Bewegung  der  La- 
winen zu  verhindern.  In  der  Schweiz  brachen 
1887/88  803  Lawinen  oberhalb  und  210  unter 
der  Waldgrenze  los.  In  Tirol  wurden  2020 
Hektar  Wald  mit  302343  Festmeter  Holz  ver- 
nichtet, in  der  Schweiz  1325  Hektar  mit  82090 
Festmeter  Holz. 

e)  Die  hygienische  Bedeutung  des 
Waldes.  Nach  den  Untersuchungen  Eber- 
mayers ergiebt  sich  kein  wesentlicher  Unter- 
schied   in    der   chemischen   Zusammensetzung 


der  Waldluft  und  Freilandluft,  namentlich  ist 
der  Sauerstoffgehalt  im  Walde  nicht  grösser  als 
im  Freien.  Das  belebende  Element  der  Wald- 
luft muss  vielmehr  in  deren  Reinheit  gegenüber 
der  Luft  in  bewohnten  Orten,    namentlich   in 

frösseren  Städten,  gesucht  werden,  ferner  in 
em  Gehalt  an  ätherischen  Oelen  und  Ozon. 
Schädliche  Gase,  Rauch,  Staub,  Bakterienkeime 
aller  Art,  wie  sie  in  der  Stadtluft  in  Millionen 
kleinen  Teilchen  vorkommen,  sind  dem  gleich 
einem  Filter  wirkenden  Walde  fremd.  Miquel 
fand  1881/85  in  Paris  3910  Bakterien,  im  Park 
Montsouris  455  pro  Kubikmeter  Luft.  In  einem 
Wäldchen  bei  Rom,  45  m  von  der  Mauer  ent- 
fernt, verhielt  sich  nach  den  Untersuchungen 
von  Serafini  und  Arata  die  Zahl  der  Mikroorga- 
nismen am  Eingange  des  Waldes  zu  jener  im 
Innern  des  Waldes  durchschnittlich  wie  160: 100. 
Femer  ist  nachgewiesen,  dass  im  Waldboden 
die  pathogenen  Bakterien  ungünstige  Lebens- 
bedingungen finden,  und  damit  wiD  man  die 
in  Europa,  Amerika  und  Indien  gemachte  Be- 
obachtung begründen,  dass  der  Wald  einen 
Schutzwall  bildet  gegen  die  Ausbreitung  epide- 
mischer Krankheiten,  wie  Cholera,  Gelbfieber, 
Malaria.  Die  drainierende  Wirkung  des  Wal- 
des kann  unter  Umständen  so  gross  sein,  dass 
nasser  Boden  entsumpft  und  der  Grundwasser- 
spiegel tiefer  gelegt  wird.  Doch  hat  man 
auch  schon  die  gegenteilige  Beobachtung  ge- 
macht, so  im  Agro  romano  bei  Rom,  wo  ge- 
rade die  Bewaldung  die  Versumpfung  und  die 
damit  zusammenhängenden  Fieberepidemieen 
verursachte.    Wenn  der  Waldboden  immun  ist 

fegen  pathogene  Bakterien,  so  folgt  daraus, 
ass  die  durch  den  Wald  streichende  Luft  und 
das  Quellwasser  im  Walde  ebenfalls  frei  sein 
müssen  von  infektiösen  Bestandteilen.  Endlich 
sei  der  Schutz  erwähnt,  den  der  Wald  vielen 
bewohnten  Orten  gegen  kalte,   rauhe  Winde 

gewährt  (Luftkurorte,  Sanatorien).  Von  der 
^arstaufforstung  in  Oesterreich  (Krain,  Dal- 
matien,  Kroatien)  verspricht  man  sich  z.  B.  die 
Abhaltung  der  Borastürme. 

f)  Die  ethische  Bedeutung  des  so  viel 
besungenen  Waldes,  seine  wohlthätige  Einwir- 
kung auf  das  Seelen-  und  Geraütsleben  des 
Menschen,  seine  ästhetische  Wirkung  auf  Natur- 
und  Kunstsinn  wird  in  tausend  Farben  von 
allen  Völkern  geschildert  und  gefeiert.  Diese 
Bedeutung  ist  aber  um  so  höher  anzuschlagen, 
je  nervöser  und  materieller  das  Leben  des  ein- 
zelnen und  der  Völker  im  harten  Kampfe  ums 
Dasein  sich  gestaltet. 

3.  Schutzwälder.  Um  die  wirklichen 
oder  vermeintlichen  Wohlfahrts Wirkungen 
des  Waldes,  die  sich  auf  die  Abwendung 
von  Gefahren  durch  Naturereignisse  und 
den  Schutz  öffentlicher  Interessen  beziehen, 
für  bestimmte  Gebiete  zu  sichern,  wird  in 
den  meisten  Ländern  von  Staatswegen  für 
den  Fortbestand  der  Forsten  in  diesen  Ge- 
bieten gesorgt  imd  deren  Bewirtschaftung 
zweckentsprechend  beeinflusst.  Diese  Wal- 
dimgen  werden  gemeinhin  Schutzwälder  ge- 
nannt, weil  sie  Schutz  ausüben.  In  Oester- 
reicli  dagegen  heisseu  diese  Forste  Bann- 
wälder und  Schutzwälder  jene  Waldungen, 
welche  wegen  der  Bodenverliältnisse   wler 
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Lage  zu  ihrem  Fortbestande  einer  bestimmten 
wädbehandlung  bedüi-fen,  also  selbst  Schutz 
nötig  hal)en  ^Schonwälder).  —  Der  Ausdi-uok 
Bannwald  wird  übrigens  in  den  Alpengegen- 
den vielfach  für  Schutzwald  gebraucht  und 
liegt  auch  im  Sinne  des  italienischen  Forst- 
gesetzes (vincolo  forestale). 

Um  Bodenabschwemmungen  im  Gebirge 
zu  verhindern,  wurden  schon  im  ir>.  Jahr- 
hundert im  Innthal  und  im  17.  und  18. 
Jahrhimdert  in  Tirol  und  Kärnthen  einzelne 
W^der  unter  gesetzlichen  Schutz  gestellt. 
Die  Braimschweigische  Forstordnung  von 
1G05  ordnet  bereits  die  Aufforstung  von 
Flugsandflächen  an.  In  Frankreich  wurde 
dmxih  G.  V.  29.  Germinal  an  XI  (180B)  die 
Waldrodung  auf  dem  Gipfel  oder  Abhang 
eines  Berges  verboten.  Der  Code  forestier 
von  1827  liält  zwar  diese  Bestimmung  nicht 
wörtlich  aufrecht,  befiehlt  aber,  dass  von 
jeder  geplanten  Waldi-odung  der  Behörde 
6  Monate  vorher  Anzeige  erstattet  werde. 
Neue  Waldanlagen  auf  dem  Gipfel  und  Ab- 
hänge der  Gebirge  sollen  20  Jahre  lang 
Bteuerfrei  bleiben.  Auch  in  der  Schweiz 
finden  sich  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
gesetzliche  Vorschriften  zur  Erhaltung  von 
öebii-gs Waldungen  (Waadt  1810).  In  den 
deutschen  Staaten  war  unter  der  Herrschaft 
der  Forstordnungen  eine  besondere  Gesetz- 
gebung zu  Gunsten  des  Schutzwaldes  über- 
flüssig, weil  die  Privatwaldungen  schon  unter 
weitgenender  staatlicher  Bevormundung  stan- 
den. Auf  diesem  Standpimkt  steht  heute  noch 
das  badische  und  hessische  Foi*stgesetz.  Erst 
als  die  Privatwaldwirtschaft  frei  gegeben 
wurde,  hielt  man  es  für  nötig,  der  inzwischen 
ausgebauten  Theorie  von  den  Wohlfahrts- 
wirkungen der  Wälder  Rechnung  zu  tragen 
und  eigentliche  Schutzwaldgesetze  zu  schaf- 
fen. Ein  Teil  derjenigen  Staaten,  in  denen 
die  Freiheit  der  Privatwaldwirtschaft  schon 
früher  ausgesprochen  wurde  oder  wo  sie 
von  jeher  schon  bestand,  holte  diese  gesetz- 
geberischen Massnahmen  erst  in  den  letzten 
Jahrzehnten  nach.  Dabei  wurden  aber  im 
Uebereifer  dem  Walde  Wohlfahrtswirkungen 
gesetzlich  zugesprochen,  die  nichts  als  Schlag- 
worte  bedeuten  und  im  wirklichen  Falle  von 
niemandem  begrilndet  werden  können  (kli- 
matische Einflüsse,  öffentliche  Gesundheits- 
pflege!). 

Die  ersten  Gesetze,  welche  die  Schutzwald- 
frage vollständig  behandeln,  sind  das  baye- 
rische Foi-stgesetz  von  1852  und  das  öster- 
reichische Forstgesetz  vom   gleichen  Jahre. 

Die  über  die  Schutz  waldun  gen  erlassenen 
Bestimmungen  sind  gegenwärtig  in  folgenden 
Gesetzen  niedergelegt:  Preusseu  6.  Juli  1875, 
betreffend  Schutzwaldungen  und  Waldgenossen- 
öchaften;  Bayern  28.  März  1852  Forstgesetz 
und  Novelle  v.  17.  Juni  1896;  Württemberg  8. 
September  1879  Forstpolizeigesetz ;  Braunschweig 
30.  April  1861  Forstschutzgesetz;  Elsass-Loth- 


ringeu  18.  Juni  1859  betreffend  Aosrodimg  Ton 
Privatwaldungen,  28.  Juli  1860  betreffend  die 
Wiederbewaldung  der  Berge,  8.  Juni  1864  be- 
treffend die  Berasnn^  der  Berge;  Schweiz  24. 
März  1876  (Forstpolizei  im  Hochgebirge)  und 
11.  Juli  1897  (der  Entwurf  zu  einem  Schutz- 
waldgesetz  von  1898  für  das  Gebiet  der  Eid- 
genossenschaft wurde  zurilckgestellt) ;  Oester- 
reich  3.  Dezember  1852  Forstgesetz,  3.  Juli 
1873  Verordnung,  und  teilweise  die  Gesetze 
über  Wildbachverbaunngen;  Ungarn  11.  Jnni 
1879  Forstgesetz;  Frankreich  18.  Juni  1859  be- 
treffend Ausrodung  von  Privatwaldnngen  nnd 
4.  April  1882  betreffend  „la  restauration  et  la 
conservation  des  terrains  en  montagnes"  (durch 
letzteres  Gesetz  wurden  die  GG.  v.  28.  Juli 
1860  und  8.  Juni  1864  ansser  Kraft  geatzt  i; 
Italien  20.  Juni  1877  Waldschutzgesetz,  1.  März 
1888  betreffend  Verbauung  der  Wildblchp, 
Aufforstung  und  Berasung  der  Gebirgsgrüiide 
und  der  Dünen;  Spanien  11.  Juli  18 r7  be- 
treffend die  Wiederaufforstung,  den  Schutz  mid 
die  Verbesserungen  der  Gemeindewaldnngen. 
28.  Juli  1888  betreffend  die  Wiederbewaldung 
(Gesetz  für  Italien  und  Spanien  abgedruckt  m 
der  Allg.  Forst-  und  Jagd-Zeitung  1878,  IS^ 
ReYue  des  eauz  etc.  1^);  Rusäand  4.  April 
1888  betreffend  die  Schonung  der  Wälder 
(Korsch,  Die  Waldschutzffea,  Rnsslands,  übers, 
von  Jtlrgens,  Beval  1890);  Norwegen  20.  Juli 
1893. 

Weder  die  Theorie  noch  die  praktische 
Gesetzgebung  ist  imstande,  genau  abgegrenzte 
allgemeine  Begriffsbestimmungen 
über  das  Wesen  des  Schutzwaldes  zu  geben. 
Nach  dem  nissischen  Gesetze  »heissen  Schutz- 
wälder und  unterliegen  besonderen  Scho- 
nungsmassi-egeln  die  Wälder,  deren  Erhal- 
tung im  Interesse  des  Staates  und  des  Ge- 
meinnutzens notwendig  ist«.  In  den  meisten 
Gesetzen  werden  die  von  dem  Schutz- 
walde erwarteten  Wirkungen  namenthch 
aufgeführt  und  dadurch  der  Zweck  dessell)en 
genau  bezeichnet  Als  solche  Wirkungen 
gelten : 

a)  Die  Abwendung  schädlicher  klima- 
tischer Einflüsse  (Württemberg,  Baden, 
Schweiz,  Italien :  »hygienische  Erfordernisse 
der  Gegend«,  Oesten-eich) ; 

b)  Einfluss  auf  die  Quellbüdung  (Bayern, 
Elsass-Lothringen,  Frankreich,  Russland); 

auf  den  Wasserstand  der  Flüsse  (Preussen, 
Elsass  -  Lothringen ,  Frankreich ,  Schweiz, 
Italien,  Oesterreich,  Russland); 

c)  Abwendung  von  Uebei-sdiwemmungen 
(Preusseu,  Schweiz,  Italien); 

d)  gegen  Abschwemmungen  und  Cnter- 
waschungen  von  Flussufern  (Preusseu, 
Bayern,  Württemberg,  Elsass-Lothringen, 
Oesterreich,  Schweiz,  Frankreich,  Italien, 
Russlaud,  Spanien); 

e)  gegen  Eisgang  (Preussen,  Oesterreich, 
Russland) ; 

f)  gegen  Erdabrutschmigen,  Stein-  und 
Eisschläge,  Verrüfungen,  Felssturze,  Üeber- 
schüttungeu,   Wildbäche  (Preussen,  Bayern, 
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Württemberg,  Elsass-Lothring:en,  Schweiz, 
Oesterreich,  Frankreich,  Itahen,  Russland, 
Spanien) ; 

g)  gegen  Senkungen  und  Einstürze  des 
Bodens  (Italien); 

h)  gegen  Lawinen  (Bayern,  Oesterreich, 
Schweiz,  Italien,  Russland); 

i)  gegen  Versandung  und  zur  Dünen- 
erhaltune  (Preussen,  Bayern,  Frankreich, 
Russland,  Ungarn); 

k)  gegen  schädliche  Winde  (Preussen, 
Bayern,  Württemberg,  Schweiz,  Oester- 
reich) ; 

1)  Beeinflussung  der  öffentlichen  Gesund- 
heitspflege (Elsass-Lothringen,  Italien,  Frank- 
reich) ; 

m)  Erleichterung  der  Landesverteidigung 
(Frankreich,  Elsass-Lothringen) ; 

n)  ferner  werden  zu  den  Schutzwal- 
dungen allgemein  solche  Wälder  gerechnet, 
w^elche  wegen  ihrer  Lage  schwierig  zu 
regenerieren  sind ;  in  Bayern :  Bergkuppen 
und  Höhenzüge  -u.  s.  w.,  in  der  Schweiz: 
Lage  aoL  steüen  Gebirgshängen  und  auf 
Höhenzügen ;  Italien :  Wälder  auf  den  Gipfeln 
und  den  Abhängen  der  Berge  bis  zur  oberen 
Grenze  der  Kastanienzone;  in  Oesterreich, 
wo  gerade  diese  Waldungen  »Schutzwälder« 
genannt  wei-den:  Flugsandflächen,  Hoch- 
wälder des  oberen  Randes  der  Waldvegetation, 
Uferwaldungen,  Berghängen. 

Ungerechtfertigt  dagegen  ist  in  jetziger 
Zeit  die  Forderung,  Privatwälder  nur  wegen 
der  Versorgung  einer  Gegend  mit  Wald- 
produkten in  Bann  zu  legen,  wie  es  der 
Gesetzentwurf  für  die  Schweiz  1898  ver- 
langt. 

Die  Folgen  der  Bannlegung  eines 
Waldes  für  die  Bewirtschaftung  desselben 
sind  in  den  einzelnen  Gesetzen  näher  be- 
stimmt. Ueberall  ist  die  Wirtschaftsführung 
eingeschränkt  und  der  Willkür  des  Wald- 
besitzers entzogen. 

Die  Neuanlage  von  Schutzwaldungen 
auf  bisher  holzleeren  Flächen  kann  innerhalb 
des  Deutschen  Reiches,  in  Preussen  und 
Elsass-Lothringen,  ausserdem  in  der  Schweiz, 
in  Frankreich,  Italien  und  Ungarn  vom  Besitzer 
erzwungen  werden.  Zu  unterscheiden  hier- 
von ist  der  Zwang  zur  Wiederauffors- 
tung abgetriebener  Waldflächeu,  der  für 
aUe  öchutzwaldungen  besteht  und  die  ein- 
fache Konsequenz  des  überall  geltenden 
Rodungs Verbotes  ist.  Für  die  bereits 
vorhandenen  Schutzwälder  ist  in  einzelnen 
Gesetzen  die  wirtscliaftliche  Behandlung  fest- 
gelegt. In  Bayern  und  Württemberg  ist  der 
kahle  Abtrieb  nur  bedingt  erlaubt.  In  Oester- 
reich dürfen  die  »Schutzwälder«  nur  in 
schmalen  Streifen  oder  am  oberen  Rand  der 
Waldvegetation  nur  im  Plenterbetrieb  ge- 
nutzt werden.  In  anderen  Ländern  wird 
die  wirtschaftliche  Behandlung   von  Fall 


zu  Fall  von  den  dazu  bestellten  Behörden 
vorgescluieben,  so  in  Preussen,  Oesterreich, 
Schweiz,  Rus&land.  —  Den  kahlen  Abtrieb 
rundweg  gesetzlich  zu  verbieten  (Bayern 
bis  1896),  ist  nicht  nötig  und  unter  Um- 
ständen unwirtschaftlich,  weil  im  Gebirge 
wegen  des  Holztransportes  die  Plenterwirt- 
sclmft  oft  undurchführbar  ist. 

Der  schwierigste  Punkt  der  Schutzwald- 
frage liegt  in  der  Deklarierung  der 
Schutzwaldeigenschaf  t  auf  Grund  der 
gesetzlichen  Normen ;  denn  solange  die  Wohl- 
mhrtswirkungen  des  Waldes  wissenschaftlich 
nicht  genau  begründet  werden  können  und 
in  einzelnen  FÄlen  wohl  immer  zweifelhaft 
bleiben  werden  (Quellen,  Klima),  wird  die 
Bannlegung  eines  Waldes  sich  nicht  immer 
gesetzlich  begründen  lassen  imd  deren  Zweck- 
mässigkeit von  Seite  des  Besitzers  geleugnet 
werden.  Die  Schutzwaldeigenschaft  kann 
festgesetzt  werden  entweder  gleichzeitig  für 
alle  in  Betracht  kommenden  Waldungen  eines 
Landes  durch  Eintragung  in  einen  öffent- 
lichen Schutzwaldkataster  oder  von  Fall  zu 
Fall  auf  Antrag.  Das  radikalste  Verfahi^n 
ist  das  erste,  hat  aber  den  Nachteil,  dass 
die  so  charakterisierten  Waldungen  im  öffent- 
lichen Verkehr  an  Wert  verlieren.  Dies  ist 
namentlich  da  der  Fall,  wo  das  Gesetz  die 
Folgen  der  Bannlegung  nicht  klar  festlegt, 
sondern  die  Bestimmung  derselben  dem  Ur- 
teil einer  Behörde  überlässt  Ein  weiterer 
Nachteil  liegt  in  der  Schwierigkeit,  die  Aus- 
scheidung richtig  und  gerecht  durchzuführen, 
namentlich  bei  stark  parzelliertem  Grundbe- 
sitz. Ein  Teil  der  Waldbesitzer  lässt  es  immer 
auf  das  äusserste  ankommen,  ehe  er  seine 
Zustimmung  freiwillig  erteilt.  Solche  Schutz- 
waldkataster mit  öffentrechtlicher  Wirkung 
existieren  in  Wrattemberg,  in  der  Schweiz,  in 
Ungarn  imd  Italien.  Das  zweite  System,  die 
Ausscheidung  von  Fall  zu  Fall  erfüllt  seinen 
Zweck  voUkonamen  und  geht  den  Schwierig- 
keiten des  ersten  aus  dem  Wege.  Es  ermög- 
licht eine  mehr  schonende  Behandlung  der 
Frage,  sowohl  im  Hinblick  auf  die  persönhchen 
Verhältnisse  des  Waldbesitzers  wie  in  Bezug 
auf  die  sachliche  Dringlichkeit.  Dieses 
System  besteht  in  Preussen,  Bayern,  Oester- 
reich, Russland.  In  diesen  Ländern  ist  also 
jeder  Privatwald  principiell  solange  frei  in 
der  Wirtschaft,  als  nicht  seine  Baiinlegung 
beantragt  und  amtlich  ausgesprochen  ist. 
Ein  etwas  anderes  Verfahren  besteht  in  den 
Staaten,  in  welchen  principiell  keinem  Wald 
freie  Wirtschaft  zugestanden  wird,  sondern 
in  w^elchen  jeder  Wald  solange  unter  dem 
Gesichtspunkte  eines  Schutzwaldes  behandelt 
wird,  als  nicht  das  Gegenteil  verfügt  ist. 
Die  Veranlassung  hierzu  ergiebt  sich  haupt- 
sächlich dann,  wenn  der  Besitzer  seinen 
Wjdd  roden  will;  in  diesem  Augenblicke 
wird   die   Frage    spruchreif.      Dieses   Ver- 
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fahren  besteht  in  Riden,  Hessen,  Elsass- 
Lothringen,  Franki-eich. 

Die  amtliche  Feststellung  der  Schutz- 
waldeigenscliaft  erfolgt  entweder  einseitig 
durch  die  Behörde  (in  Wöi-ttemberg,  Elsass- 
Lothiingen,  Frankreich)  oder  besser  dunrh 
feine  Kommission  unter  Yorl)ehalt  der  Be- 
rufimg  an  die  höchsten  Yerwaitimgsstellen, 
nicht  aber  an  das  ordentliche  Gericht.  Die 
Kommission  besteht  aus  Ver^'altungsbeamten, 
ortskundigen  Grundbesitzern,  Sachverstän- 
digen etc.  und  wird  bestellt  in  Preussen 
(»Waldschutzgericht«),  Bayern,  Italien,  Russ- 
land, Oesterreich. 

Das  Recht  der  Antragstellung  auf  die 
Bannlegung  hat  in  Bayern  niu*  der  Wald- 
besitzer, in  Preussen  jede  Behörde  und  jeder 
Interessent,  ebenso  in  Oesterreich. 

Ein  als  Schutzwald  erklärter  Wald  kann 
natürlich  des  Bannes  wie<ler  entbunden 
wei'den,  wenn  sieh  die  früheren,  für  die 
Baunlegmig  massgebenden  Eigenschaften 
wieder  geändert  haben  (z.  B.  Windschutz). 

Eine  weitere  Frage  ist  die  der  ökonomi- 
schen Schadloshaltung  der  Besitzer 
von  Schutzwäldern.  Durch  die  Bannlegung 
verliert  der  Waldbesitzer  das  freie  Verfü- 
gungsrecht und  erleidet  unter  umständen 
Yermögensnachteile  infolge  der  Beschränkung 
der  Betriebsftihrung  oder  durch  direkt  zu 
machende  Aufwendungen  (Schutzvorrich- 
tungen, Kiütuien).  In  der  Litteratur  wurden 
vielfach  Stimmen  laut  gegen  die  Gewährung 
einer  Entschädigung,  dagegen  hat  sich  die 
Gesetzgebung  der  meisten  grösseren  Staaten 
für  dieselbe  entschieden.  Ausschlaggebend 
ist  allerdings  der  Grad  der  staatlichen  Ein- 
wirkung auf  die  Wirtschaftsfühnmg.  Ist 
der  Kahlhieb,  wenn  auch  unter  Kautelen,  zu- 
gelassen, dann  kann  von  einer  Schädigiing 
des  Waidbesitzers  keine  Rede  sein.  Eine 
aufgezwungene  Plenterwirtschaft  hat  eine 
solche  aber  wohl  in  den  meisten  Fällen  zur 
Folge.  Das  Verbot  der  Stockrodung,  der 
Streu-  und  Weidenutzung  kann  die  Rente 
wesentlich  schmälern.  Oft  verliert  die  Frage 
deswegen  an  Bedeutung,  weil  die  meisten 
Schutzwälder  auf  absolutem  Waldboden 
stocken,  dessen  Bodenrente  an  sich  ver- 
schwindend klein  oder  gleich  null  ist  (»er- 
werbsunfähige Waldungen«).  Daher  wird 
es  sich  selten  um  grosse  Differenzen  zwischen 
dem  möglichen  und  wirklich  erreichten  Er- 
trage handeln.  Anders  liegt  dagegen  die 
Frage,  wenn  der  Besitzer  zu  positiven  Aus- 
gaben gezwungen  wird.  —  Wer  soll  die 
Kosten  der  Entscliädigimg  tragen?  Nach 
allgemeinen  Grundsätzen  dei-jenige,  welchem 
durch  die  Bannlegung  eines  Waldes  Nutzen 
erwächst.  Allein  dieser  Gnindsatz  birgt 
unter  Umständen  gi-osse  Häi-ten  für  den  Be- 
drohten in  sich,  wenn  die  Kosten  sehr  gross 
sind  und  in  keinem  VerliäJtnis   zum  ]&-folg 


stehen,  und  ist  oft  geradezu  undurchführbar, 
wenn  die  Wirkung  des  Schutzwaldes  räum- 
lich und  zeitlich  nicht  umgrenzt  werden 
kann  (Ceberschwemmung  eines  ganzen  Fluss- 
gebietes, Quellbildung!).  Mutet  der  G^etz- 
geber  dem  Bedrohten  den  Nachweis  der 
Gefahr  zu  und  die  Bestreitung  der  Kosten, 
so  wird  dieser  in  vielen  Fällen  lieber  die 
Gefahr  als  die  Kosten  tragen,  und  das  Ge- 
setz wird  illusorisch.  Nimmt  aber  der  Staat 
(Gemeinde)  a  priori  die  Entschädigungspflicht 
auf  sich,  so  wird  das  Gesetz  auch  in  zwei- 
felhaften Fällen  angerufen  und  vielfach  l^Css- 
brauch  mit  dieser  Einrichtung  sowohl  von 
Seite  des  gefährdeten  Interessenten  als  von 
Seite  des  waldbesitzers  getrieben  werden. 
Daher  ist  es  räüich,  dass  der  Staat  diese 
Entschädigungspflicht  nicht  gesetzlich  über- 
nimmt, wohl  aber  in  Form  von  freiwühgen 
Unterstützungen  etwaig  Härten  auszu- 
gleichen sucht  (Steuerfreiheil,  Ablassimg  von 
Pflanzen,  Ausführung  notwendiger  Arbeiten 
durch  staatliche  Organe  etc.)."  Ein  anderer  Aus- 
weg liegt  femer  in  der  Bildung  von  Zwangsge- 
nossenschaften unter  den  Besitzern  von  Schutz- 
waldungen und  in  der  Expropriation  durch 
den  Staat.  Letztere  Massr^l  dürfte  sich 
überall  da  empfehlen,  wo  die  Wirkimg  des 
Schutzwaldes  grösseren  Gebieten  zu  gute 
kommt  und  die  Opferwilligkeit  der  Wald- 
besitzer eine  sehr  geringe  ist  Die  prak- 
tische Durchführung  der  Expropriation  stosst 
allerdings  oft  gesetzlich  und  forsttechnis(*h 
auf  grosse  Schwierigkeiten  ( Wertberechnuog). 
Diese  werden  dadurch  beseitigt,  dass  den 
Besitzern  das  Recht  des  Rückkaufe  der 
Grundstücke  innerhalb  bestimmter  Frist 
gegen  Erlegung  der  Kosten  samt  Zinsen  und 
des  früheren  Kaufpreises  vorbehalten  bleibt 
(Elsass-Lothringen,  Frankreich,  Italien,  Russ- 
land).  Allerdings  hat  die  Expropriation  auch 
verschiedene  Nachteile :  Depossedierung  der 
Gnindeigentümer  und  Zertriimmemng  der 
Bauerngüter  mit  allen  bedenklichen  Folgen. 

In  Preussen  hat  der  Waldbesitzer  volle 
Entschädigung  für  den  durch  die  Bannlegung 
erlittenen  Schaden  anzusprechen.  Die  Kosten 
fallen  dem  Antra^teller  zur  Last.  Bei  Gt- 
fahren  der  Versandung,  Erdabrutschung,  Ufer- 
bescbädigung  haben  jedoch  auch  die  Eigen- 
tümer der  gefährdeten  Grundstücke  bis  zur 
Werthöhe  des  abzuwendenden  Schadens  beiza- 
tragen,  und  auch  der  Schntzwaldbesitzer  ist  bis 
zur  Höhe  des  Mehrwertes,  welchen  der  Wald 
durch  die  Schutzanla^en  gewinnt,  beitrags- 
pflichtig. Das  G.  V.  1875  hatte  bis  jetzt  sehr 
wenig  Erfolg,  weil  Privatpersonen  und  Korpo- 
rationen die  mit  dem  Antrage  auf  Schatzmass- 
regeln verbundenen  Kosten  scheuen.  Die  An- 
tragstellung wurde  deshalb  fast  ausschliesslich 
der  Landespolizeibehörde  überlassen,  und  die 
Kosten  sind  grösstenteils  der  Staatskasse  zai 
Lastgefallen.  InBayern, Württembergund 
B  a  d  e  n  hat  der  Waldeigentümer  keinen  Schadens- 
ersatzanspruch.      In     Elsass-Lothringen 
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müssen  gefahrbringende  Flächen  unter  staatlicher 
Aufsicht  nnd  mit  Unterstützungen  aus  öffentlichen 
Mitteln  aufgeforstet  oder  mit  £^en  versehen  wer- 
den. Im  Weigerungsfälle  wird  das  Gelände  zwangs- 
weise enteignet,  wobei  dem  Besitzer  ein  Eecht 
auf  Wiedereinsetzung  in  sein  Eigentum  nach 
der  Wiederbewaldung  gegen  Erstattung  der 
Enteignungsentschädigun^  und  der  Arbeits- 
kosten samt  Zinsen  verbleibt.  Er  kann  sich 
von  der  Rückzahlung  der  Arbeitskosten  be- 
freien, indem  er  auf  die  Hälfte  seines  Eigen- 
tums verzichtet.  In  Oesterreich  kann  in 
fi^ewissen  Fällen  Schadensersatz  gewährt  werden. 
In  Italien  muss  die  Gemeinde  oder  Provinz, 
welche  die  Bannlegung  aus  Gründen  der 
öffentlichen  Gesundheitspflege  verlang,  die 
Grundbesitzer  schadlos  halten.  Für  die  Auf- 
forstungen wird  die  Bildung  von  Genossen- 
schaften empfohlen.  Das  Ackerbauministerium 
trä^  bis  zu  ^'5  der  Gesamtkosten  bei.  Im 
Weigerungsfälle  erfolgt  Expropriation  unter 
dem  Vorbehalte,  dass  der  Eigentümer  seine 
Gründe  binnen  fünf  Jahren  gegen  Ersatz  der 
Kosten  zurückkaufen  kann.  Den  Eigentümern 
von  Schutz  Waldungen  kann  der  Staat  Ent- 
schädigung gewähren,  wenn  sie  auf  die  Vieh- 
weide für  eine  bestimmte  Zeit  verzichten.  In 
Ungarn  haben  die  gefährdeten  Besitzer  für 
die  Kosten  aufzukommen,  für  Aufforstungen 
halbe  Befreiung  von  der  Gemeindesteuer.  In 
Bussland  sind  die  Besitzer  der  Schatzwälder 
von  der  Ausführung  solcher  forstlicher  Mass- 
regeln, die  Ausgaben  erfordern,  befreit,  wenn 
sie  sich  nicht  selbst  dazu  bereit  erklären. 
In  letzterem  Falle  kann  das  Ministerium  die 
Wälder  als  Eroneigentum  erwerben  gegen  das 
B«cht  des  Bückkaufes  innerhalb  zehn  Jahre, 
wenn  die  forstlichen  Massregeln  sich  als  not- 
wendig zur  Schonung  der  Wälder  erweisen. 
Die  Wirtschaftspläne  werden  auf  Kosten  des 
Staates  ausgeführt.  Alle  Schutzwaldungen  sind 
von  Abgaben  und  Steuern  befreit,  neu  angele^e 
Waldflächen  30  Jahre  lang.  In  Spanien  wird 
der  Gesamtbetrag  der  Ausgaben  für  Wieder- 
aufforstun^  in  das  Staatsbudget  aufgenommen. 

4.  Die  Prodnktionsfaktoren  der 
Waldwirtschaft  Die  in  der  Forstmrt- 
schaft  thÄtigen  Produktionsfaktoren  sind 
wie  in  jeder  Bodenwirtschaft  Grund  und 
Boden,  Kapital  und  Arbeit.  Ln  Gegensatz 
zur  Landwirtschaft  ist  die  Forstwirtschaft 
kapitalintensiv  und  arbeitsextensiv. 

a)  Der  Boden.  Der  Wert  des  Bodens 
bemisst  sich  nach  seiner  Fnichtbarkeit  und 
Lage.  Erstere  spielt  eine  verhältnismässig 
geringere  Rolle  als  letztere.  Der  Unter- 
schied zwischen  der  geringsten  und  besten 
Bodenqualität  hat  in  der  Forstwirtschaft 
einen  viel  kleiaeren  Spielraum  als  in  der 
Landwirtschaft,  weil  in  den  Kulturländern 
die  Forstwirtschaft  im  allgemeinen  auf  jene 
Böden  zurückgedrängt  ist,  deren  landwirt- 
schaftliche Benutzung  nicht  mehr  lohnt. 
Boden  erster  Qualität  steht  der  Forstwirtschaft 
eigeoüich  nur  in  den  Ueberschwemmungs- 
gebieten  der  Flussniederungen  in  beschränk- 
ter Ausdehnung  zur  Verfügung. 

An  die  mineralische  Bodenkraft  stellt  der 


Wald  weniger  Ansprüche  als  der  landwirt- 
schaftliche Fruchtbau.  Mit  gleichen  Kali-  und 
Phosphorsäuremengen  erzeugen  die  Waldbäume 
jährlich  mehr  organische  Substanz  als  die  land- 
wirtschaftlichen Nutzpflanzen.  Ein  Kartoffel- 
feld bedarf  zu  einer  mittleren  Ernte  pro  ha  an 
Phosphorsäure  3  mal  mehr  als  1  ha  Buchenwald, 
5  mal  mehr  als  1  ha  Fichtenwald  und  9  mal 
mehr  als  1  ha  Kiefernwald  zur  jährlichen  Pro- 
duktion; der  Kalibedarf  des  Kartoffelfeldes  ist 
9,  13  und  17  mal  CTösser  als  der  des  Buchen-, 
Fichten-  und  Kiefembestandes  (R.  Weber). 
Zur  iährlichen  Holz-  und  Blatterzeugung  ver- 
braucht der  Buchenbestand  215  kg,  Fichtenbe* 
stand  158  kg,  Kiefembestand  63  kg  Mineral- 
stoffe pro  ha,  eine  mittlere  Ernte  von  Weizen 
174  kg,  Kartoffel  265  kg,  Wiesengras  299  kg 
und  Klee  319  kg.  Der  Stickstoff  wird  dem 
Boden  nicht  durch  Gesteine,  sondern  durch  die 
atmosphärischen  Niederschläge,  durch  Assimi- 
lation des  freien  atmosphänschen  Stickstoffes 
mit  Hilfe  der  Wurzelknöllchen  (Leguminosen) 
und  durch  Düngung  mit  stickstoffhaltigen 
Stoffen  geliefert.  Durch  die  atmosphärischen 
Niederschläge  empfängt  der  Boden  pro  ha  jähr- 
lich rund  12  kg  Stickstoff.  Der  jährliche  Be- 
darf an  Stickstoff  beträgt  pro  ha  für  den 
Buchenhochwald  51  kg,  Tannenwald  41  kg, 
Fichtenwald  38  kg  und  Kiefernwald  34  kg,  da- 
gegen für  mittlere  Erträge  eines  Kartoffelfeldes 
61  kg,  Weizenfeldes  62  kg,  Roggenfeldes  52  kg 
und  Gerstenfeldes  43  kg.  Zur  Blatterzeugung 
braucht  der  Wald  4 — 5  mal  mehr  Stickstoff  aß 
zur  Holzproduktion.  Die  durch  die  Niederschläge 
in  den  Boden  gelangenden  Stickstoffmengen 
von  12  kg  reichen  zwar  zur  Holzproduktion 
aus,  nicht  aber  zur  Blattproduktion.  Diesen 
Fehlbetrag  deckt  der  Wald  selbst  durch  den  in 
den  abfaUenden  Blättern  und  Nadeln  aufge- 
speicherten Stickstoff.  Nimmt  man  jene  durch 
Streunutzung  weg,  so  wird  der  Stickstoffvorrat 
des  Bodens  erschöpft  und  die  Produktion  ge- 
mindert oder  ganz  unmöglich.  Da  auch  von 
den  mineralischen  Aschenbestandteilen  nur  der 
kleinste  Teil  zur  Holzbildung,  der  weitaus 
überwiegende  zur  Blattbildung  verwendet 
wird,  so  folgt  hieraus,  dass  durch  den  forst- 
lichen Betrieb  der  Boden  kaum  erschöpft  wird, 
wenn  die  Streu  dem  Boden  verbleibt,  und  dass 
künstliche  Düngung  nicht  notwendig  ist  (ausser 
in  Saat-  und  rflanzkämpen).  Durch  die  tief 
gehenden  Wurzeln  holen  die  Bäume  die  Nähr- 
stoffe auch  aus  den  unteren  Bodenschichten  und 
führen  sie  durch  den  Blattabfall  den  oberen  zu, 
ein  Austausch,  den  die  Landwirtschaft  nur 
durch  künstliche  Bodenbearbeitung  erreichen 
kann. 

In  Bezug  auf  die  Lage  zum  Absatz^- 
biet  ist  die  Forstwirtschaft  ebenfalls  viel 
ungünstiger  situiert  als  die  Landwii-tschaft. 
Die  moderne  Yerkehrsentwickelimg  hat 
darin  zwar  eine  wesentliche  Besserung  ge- 
bracht, allein  in  dem  Grade  wie  bei  den 
landwirtschaftlichen  Produkten  hat  dieselbe 
auf  die  Holzpreise  nicht  angleichend  ge- 
vnrkt  Einen  interessanten  Beleg  hienür 
bildet  die  Bewegung  der  Holzpreise  in  den 

Sreussischen  Staatsforsten.    Das  Verhältnis 
er  Durchschnittspreise  zwischen  dem  Be- 
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zirke  mit  den  niedrigsten  und  dem  Bezirke 
mit  den  höchsten  Preisen  war 


1860    loo  :  600 
1870    100  :  380 


1880     100  :  300 
1890     100  :  220 


Im  Jahre  1892  war  dieses  Verhältnis 


beim  Nutzholz 
„    Brennholz 
für  alles  Holz 
„  Roggen 


100  :  267 

100  :  177 

100  :  221 

100  :  116 


In  Bayern  waren  um  das  Jahr  1820  die 
Abstände  für  Brennholz  im  Verhältnis  von 
1 :  16,  fflr  Getreide  von  1 :  2. 

Ausserdem  kommt  bei  den  Waldbßden 
noch  die  vertikale  Erhebung  imd  die  steile 
Lage  in  Betracht.  Sehr  günstige  Verhält- 
nisse hat  in  dieser  Richtung  Preussen. 
Von  der  Geaamtwaldfläche  gehören  49,7^^/0 
der  Ebene,  25,7  dem  Hügellande,  24,6  dem 
Gebirge  an.  Von  den  Staats-  und  Fonds- 
forsten in  Oesterreich  dagegen  stocken 
2,6^/0  in  einer  Meeroshöhe  von  1— 3(K)  m, 
14,1^/0  in  einer  Höhe  von  3ai— 600  m  (Mittel- 
gebirge), 27,70/0  von  000—1000  m,  42,4"  0  von 
1000—1600  m  und  13,2  ^/o  von  über  160<3  m. 
In  Ungarn  treffen  von  der  Gesamt  wald- 
fläche auf  das  Hochgebirge  (über  600  m) 
57,20/0,  Mittelgebirge  (200— (500  m)  28,0, 
Ebene  tuid  Hügelland  14,8.  In  Frank- 
reich liegen  im  Mittelgebirge  47,5  ^'0  Staats- 
und 3lo,'o  Privatwälder ,  im  Hochgebirge 
(über  600  m)  35,3^/0  Staats-  und  24,3^/0 
Privatwälder. 

Mit  Rücksicht  auf  Fruchtbarkeit  und 
Lage  unterscheidet  man  absolute  und 
relative  Waldböden.  Absoluter  Wald- 
boden ist  solcher,  welcher  entweder 
wegen  seiner  geringen  Fruchtbarkeit,  be- 
dingt durch  agrikultur-chemische  und  klima- 
tische Verhältnisse,  oder  wegen  seiner  geo- 
graphischen imd  orograpliischen  Lage  zu 
keiner  anderen  Bodenwirtschaft  als  ziu* 
Forstwirtschaft  geeignet  ist.  Auf  solchen 
Böden  kann  ausser  dem  forstlichen  Betrieb 
höchstens  noch  die  Weidewirtschaft  in  Be- 
tracht kommen. 

Die  Bodenwerte  des  Waldes  sind  geringer 
als  die  der  Landwirtschaft.  Werte  über 
1000  Mark  pro  ha  sind  schon  zu  den  hohen 
zu  rechnen ;  und  2000  Mark  ist  der  höchste 
Betrag,  der  dem  Verfasser  überhaupt  be- 
kannt geworden  ist  (badische  Rheinebene). 
Im  Hoäigebirge  und  in  entlegenen  Gegen- 
den kann  derselbe  sogar  gleich  null  sein; 
in  der  Kassubei  (östliches  Preussen)  ist  ge- 
genwärtig das  Hektar  Waldboden  um  42 
Mark  käuflich.  Durchschnittlich  treffen  auf 
den  Boden  Vi — Vs  des  gesamten  Wald- 
wertes. 

b)  Kapital.  Ausser  dem  Boden,  der 
hier  als  Naturfaktor  mit  Kapitaleigenschaft 
aufgefiasst  wird,  sind  die  in  der  Forstwirt- 
sdiaft  angelegten  Kapitalien  der  Holzvorrat, 


die  Kommunikations-  und  Transportmittel 
sowie  die  Gebäude  (Dienstwohnungen).  Die 
Werkzeuge  und  Maschinen  spielen  fast  gar 
keine  Rolle,  und  die  sogenannten  Betrieb*^- 
kapitalien  sind  eigentlich  nur  Reehnungs^ 
CTössen,  w^eil  ihre  Nutzung  alljähriich  mit 
dem  Rohertrag  abgeglichen  wird. 

Weitaus  das  wichtigste  Kapital  ist  der 
Holzvorrat,  durch  welchen  die  Forst- 
wirtschaft ungleich  kapitalintensiver  ist  als 
die  Landwirtschaft  Bodenwert  und  Holz- 
vorratskapital geben  zusammen  den  Wald- 
wert oder  das  Waldkapital. 

Unter  Zugrundelegung  der  durchschnitt- 
lichen Reineinnahme  aller  deutschen  Staats- 
waldungen in  der  Höhe  von  18  Mark  pro 
ha  ergiebt  sich  für  die  sämtlichen  Waldungen 
des  deutschen  Reiches  eine  jährliche  Rein- 
einnahme von  252  Millionen  Mark.  Die  Rein- 
einnahme des  Staatswaldes  darf  man  ohne 
weiteres  auch  fflr  die  Privatwaldungen 
imterstellen,  weil  für  diese  die  Verwaltungs- 
kosten geringer  sind  und  die  Ausnutzung 
kaufmännischer  betrieben  wird  als  in  der 
Staatswaldwirtschaft.  Bei  einem  Zinsfuss 
von  3^/0  entspricht  diesem  Reinertrag  ein 
Waldkapitalwert  von  8,4  Milliarden  Mark. 
(Staats-  und  Kronforste  2,8,  Korporations- 
forste 1,4,  Privatforste  4,2  ^Milliarden  Mark), 
das  sind  600  Mark  pro  ha.  Rechnet  mau 
für  den  Boden  Ve  des  Waldwertes,  so  treffen 
hiervon  auf  das  Bodenkapital  1,4  und  auf 
den  Holzvorrat  7  Milliarden.  Zum  Ver- 
gleich sei  en^'älmt,  dass  der  Goldvonat  der 
Welt  auf  16  Milliarden  Mark  geschätzt  ^ird 
und  dass  das  Anlagekapital  der  voUspurigeu 
Eisenbahnen  des  Deutschen  Reiches  1Ö97 
11,85  Milliarden  Mark  betrug. 

Die  französische  Regierung  schätzte  den 
Wert  der  Staatswaldungen  Frankreichs  1879 
auf  1226  Millionen  Francs,  das  sind  90() 
Mark  pro  ha,  1891  auf  1264  Millionen 
Francs,  das  sind  950  Mark  pro  ha.  —  Der 
Waldwert  der  sächsischen  Staatswaldungen 
schwankt  zwischen  1152  und  2330  Mark 
pro  ha.  Hierbei  ist  zu  bedenken,  dass  diese 
Waldungen  die  grösste  Reineinnahme  aller 
eiut)päischen  Forsten  aufweisen.  Selbsver- 
ständlich  wechseln  die  Waldkapitalien  nach 
dem  Lande,  der  Lage,  Holz-  und  Betriebs- 
art, Bonität  und  oeim  einzelnen  W^ald- 
komplex  vor  allem  nach  dem  Alter  der  Be- 
stände. In  sehr  waldreichen,  dem  Verkehr 
entlegenen  Gebieten  steht  der  Waldwert 
sehr  niedrig.  Die  Wälder  Kroatien-Sla- 
voniens,  die  zu  67  ^/o  mit  edlen  Laubholzeni 
^exkl.  Buche)  bestockt  sind,  werden  auf  680 
jdillionen  Mark  bewertet,  somit  ein  ha  bei 
1  531  280  ha  W^aldfläche  auf  nur  444  Mark. 

o)  Arbeit.  Die  Forstwirtschaft  ist 
arbeitsextensiv.  Dies  ^t  sowohl  fOr  die 
Verwaltung  wie  für  die  Lohnarbeit.  Ein 
technisch  gebildeter  Beamter  kann  mit  wenig 
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Unterpersonal  einen  Waldkomplex  von  3000 
bis  4000,  bei  sehr  extensiver  Wirtschaft 
(Hochgebii^,  Ostpreussen)  sogar  von  10  000 
ba  verwalten.  —  Der  Yerbraueh  an  Lohn- 
arbeit lässt  sich  an  der  Hand  der  Arbeiter- 
versicherungsstatistik nunmehr  genau  be- 
rechnen. Rechnet  man  das  Arbeitsjahr  zu 
300  Tagen,  dann  treffen  auf  einen  während 
des  ganzen  Jahres  vollbeschäftigten  Arbeiter 
in  der  Staatswaldwirtschaft  von  Preussen 
66  ha,  Bayern  59  ha,  Baden  53  ha.  In 
diesen  Zahlen  kommt  auch  die  Intensität 
des  Betriebes  gut  zum  Ausdruck.  In  der 
Landwirtschaft  dagegen  rechnet  man  2 — 7 
ha  für  die  Arbeitsausnützung  eines  Arbeiters 
während  eines  Jahres.  Auch  die  Berufs- 
statistik des  Deutschen  Reiches  von  1895 
bietet  in  dieser  Richtung  interessante  Zahlen. 
Danach  sind  in  der  Forst-  und  Jagdwirt- 
schaft 111 926,  in  der  Landwirtschait  aus- 
scliliesslich  Gärtnerei  8  04^441  Erwerbs- 
thäti^  im  Hauptberuf  (Forstbeamte  imd 
Arbeiter ;  Eigentümer,  Verwalter,  selbständige 
Tagearbeiter)  beschäftigt.  Auf  einen  Er- 
werbsthätigen  treffen  danach  in  der  Forst- 
wirtschaft 125  ha,  in  der  Landwirtschaft 
4,3  ha.  An  selbständigen  Erwerbsthätigen 
samt  deren  Dienstboten  und  Angehörigen 
ernährt  die  Forstwirtschaft  352  566,  die 
Landwirtschaft  17,8  Millionen  Personen.  — 
Die  erwerbsthätigen  selbständigen  Lohn- 
arbeiter im  Haupt-  und  Nebenberuf  beziffern 
sich  in  der  Forstwirtschaft  auf  134  330 
Personen.  Man  kann  annehmen,  dass  die- 
selben ein  jährliches  Arbeitseinkommen  von 
60—65  Millionen  Mark  aus  dem  forstlichen 
Betriebe  haben.  —  In  den  Staats-  und  Fonds- 
forsten Oesterreichs  werden  auf  892841  ha 
18  336  Arbeiter  mit  einer  Familienglieder- 
zahl  von  39  000  Personen  beschäftigt. 

Die  grössten  Arbeitsmengen  erfordert  die 
Gewinnung  und  der  Transport  der  Wald- 

Srodukte,  weniger  der  Kulturbetrieb  und 
er  Wegbau.  Die  Accordarbeit  (Stücklohn) 
überwiegt  die  Taglohnsarbeit  (Zeitlohn). 
Die  Arbeiter  sind  nicht  das  ganze  Jahr  be- 
schäftigt imd  noch  auf  anderen  Verdienst 
angewiesen.  Da  die  WinterföJlung  Regel 
ist,  bietet  die  Forstwirtschaft  in  wohlthätiger 
Weise  allen  jenen  Arbeitern  Arbeitsgelegen- 
heit, welche  vermöge  ihres  Berufes  nur  auf 
die  Sommerarbeit  angewiesen  sind  (landwirt- 
schaftliche Arbeiter,  Maurer,  Zimmerleute 
u.  s.  w.).  —  Die  Waldarbeit  ist  schwer  an 
sich  und  mit  Rücksicht  auf  die  Zeit  ihrer 
Bethätigung.  Von  den  42  000  Arbeitern 
des  bayerischen  Staatsforstbetriebes  erleiden 
<lurchschnittlich-jährlich  24  bei  der  Arbeit 
den  Tod,  in  den  preussischen  Staatsforsten 
betrug  von  148— 150000  Arbeitern  die  Zahl 
der  Getöteten  1895  69,  1896  45,  1897  61. 
Das  Mass  der  Arbeit,  dessen  die  Forst- 
wirtschaft im  Einzelfalle  bedai*f,  hängt  von 


der  Natur  der  einzelnen  Betriebsarten  ab; 
am  arbeitsintensivsten  ist  der  Schälwaldbe- 
trieb, arbeitsextensiv  der  ungeregelte  Fe- 
melbetrieb. 

Vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte 
aus  sind  auch  die  ungleich  höheren  Arbeits- 
mengen in  Anschlag  zu  bringen,  die  die 
Verarbeitung  imd  Fa^onnierung  des  Holzes 
für  den  Handel  und  die  Heratellung  der 
Holzhandelsprodukte  absorbieren.  Die  deut- 
sche Holzzollgesetzgebung  setzte  von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  zum  Schutz  der  heimi- 
schen Arbeit  den  Einfuhrzoll  auf  bearbeitetes 
Holz  viermal  höher  an  als  den  Zoll  auf 
rohes,  nicht  bearbeitetes  Holz.  Im  ganzen 
beschäftigt  die  deutsche  Holzindustrie  im 
Hauptberuf  900000  Personen,  das  sind  ll^/o 
der  Erwerbsthätigen  der  Industrie  über- 
haupt (1895). 

5.  Einnahmen  nnd  Ausgaben,  a)  Der 
Begriff  Beinertrag.  Sichere,  dem  grossen 
Betriebe  entnommene  Zahlen  liefert  uns 
wieder  nur  die  Staatsforstwirtschaft.  Die 
Differenz  zwischen  der  jährlichen  Gesamt- 
einnahme und  der  jährlichen  Gesamtaus^be 
wird  in  der  forstlichen  Wirtschaftsstatistik 
und  im  Staatshaushalt  schlechtweg  Rein- 
ertrag, auch  Waldreinertrag,  genannt. 
Ganz  korrekt  ist  dieser  Ausdruck  nicht, 
weil  man  darunter  eigentlich  nur  das  jähr- 
liche Einkommen  des  Waldbesitzers  aus 
seinem  in  der  Waldwirtschaft  festgelegten 
Boden-  und  Holzvorratskapital  versteht, 
d.  h.  also  die  Zinsen  dieser  beiden  Produk- 
tionsfaktoren.  .Unter  den  Einnahmen  und 
Ausgaben  des  Staatsforstbetriebes  finden  sich 
aber  auch  Positionen,  welche  Kapitalver- 
schiebungen sind,  wie  z.  B.  Waldankäufe 
imd  Verkäufe  oder  mit  der  Wirtschaft  in 
keinem  bezw.  nur  sehr  losem  Zusammen- 
hange stehen,  wie  die  Ausgaben  für  Forst- 
poüzei,  ünterrichtswesen  u.  s.  w.  Richtiger 
ist  daher  die  Bezeichnung  Reineinnahme. 

Im  Sinne  der  wissenschaftlichen  Renta- 
bilitätsrechnung ist  unter  Reinertrag  mu: 
die  Bodenrente  zu  verstehen,  da  der  Holz- 
vorrat ein  erspartes  Vermögen  des  Wald- 
besitzers bildet,  dessen  Zinsen  ihm  in  dem 
j^rüchen  oder  periodischen  Geldertrag  des 
Waldes  ziuückerstattet  werden.  Es  ist  da- 
her durchaus  unzulässig,  die  nur  von  den 
laufenden  jährlichen  Barausgaben  entlastete 
Reinemnahme,  wie  sie  eben  aus  der  Staats- 
haushaltsrechnung jährlich  hervorgeht,  in 
Parallele  zu  stellen  mit  dem  Reinertrag  des 
landwirtschaftlich  benutzten  Gnind  und 
Bodens.  Dieser  ist  nur  mit  der  Rente  des 
forstlichen  Bodenertragswertes  vergleichbar. 
Denn  der  Waldbesitzer  ist  immer  um  den 
Wert  des  Holzvorrates  reicher  als  der  Land- 
wirt mit  Boden  von  gleich  grosser  Flächen- 
ausdehnimg  imd  gleicher  Qualität.  Auf  den 
Irrtum,  der  in  der  Gleichstellung  von  Wald- 


1162 


Forsten  (Forstpolitik) 


reinertrag  und  landwirtschaftlichem  Boden- 
reinertrag liegt,  ist  auch  der  falsche  Glaube 
zurückzuführen,  dass  die  Forstwirtscliaft  in 
gegenwärtiger  Zeil  rentabler  sei  als  die 
Landwirtschaft,  In  einzelnen  Fftllen  mag 
dies  zutreffen,  in  der  Mohrzahl  der  Fälle 
aber  ist  der  rationelle  landwirtscliaftliche 
Betrieb  selbst  bei  sinkenden  Getreidepreisen 
rentabler  als  der  forstliche.  Einen  unge- 
fähren Anhaltspunkt  hierfür  bieten  die 
finanziellen  Ergebnisse  der  Staatsforsten. 
Setzt  man  das  Verliältnis  zwischen  Boden- 
kapital und  Holzvorratskapital  auf  1 :  G  fest, 
so  treffen  von  der  Reinomnahme  pro  ha  V^ 
auf  die  Bodenrente,  ^'e  auf  den  Zins  des 
Holzvorrates.  Im  Jahre  1895  b<»tnig  dem- 
nach (s.  Tabelle)  der  Bodenreinertrag  in  den 
Staatsforsten  von  Preussen  1,72  Mark, 
Bayern  (exkl.  Forstberechtigimgen)  2,90 
Mark,  Sachsen  7,22  Mark,  Württemberg 
6,35  Mark,  Baden  6,17  Mark,  Elsass-Loth- 
ringen  3,93  Mark.  —  In  Preussen  beti-ägt  der 
Gnmdsteuerreinertrag  für  das  Hektar  Wald 
1,83—12,50  Mark,  im  Mittel  4,95  Mark;  da- 
gegen filr  das  Hektar  Ackerland  8,10—39,61 
Mark,  im  Mittel  18,25  Mark.  In  Württem- 
berg beläuft  sich  nach  dem  Grundsteuer- 
kataster vom  1.  April  1887  das  Gnmdsteuer- 
kapital  ft\r  das  Hektar  Weinberge  auf  147,43  M., 
Wiesen  69,52,  Aecker  64,13,  Torffelder  35,14, 
Waldungen  25,69,  Weiden  7,44  Mark. 

Beim  aussetzenden  Betrieb  wiixi  die 
Täuschung  von  der  hohen  Rentabilität  der 
Waldwirtschaft  durch  die  vielfach  ange- 
wendete unrichtige  Durchschnittsrechnung 
noch  verschärft.  Liefert  ein  Bestand  z.  B. 
nach  80  Jahren  5000  Mark  Abtriebsertrag, 
so  ist  der  jährliche  Ertrag  nicht 

•''»OOO        ^^.  „    , 

=  62,:)  Mark,  sondern 


0,03==5000 . 0,1037 .0,03= 15,56M. 


80 
_5000^ 
1,03»*— i 

Die  Differenz  von  62,50—15,56  =  46,94  Mark 
ist  der  Zins  eines  Holzvorratskapitals,  welches 
beim  aussetzenden  Betriebe  gar  nicht  vor- 
handen ist. 

b)  Die  Beineiimahme  aus  Staats- 
forsten. Die  Höhe  derselben  ist  abhängig 
von  der  Grösse  der  Bnittoein  nähme  und  der 
Ausgaben.  Bei  Beurteilung  der  Reinein- 
nahme müssen  die  verschiedenartig  ge- 
lagerten forstlichen  und  volkswirtschaftlichen 
Verhältnisse  berücksichtigt  werden  (Holz- 
preise, Holzarten,  Nutzholzausbeute,  Arbeits- 
löhne, Bei-echtigungen,  Kalamitäten,  Schutz- 
wälder, Meliorationen  etc.).  Auch  die  ein- 
zelnen Positionen  der  Ausgaben  sind  in  den 
verschiedenen  Ländern  nicht  gleichartig  (forst- 
licher Unterricht,  Beförsterungsbeiträge  der 
Korporationen,  Gemeindelasten  u.  s.  w.); 
doch  spielt  dieser  Unterschied  keine  grosse 
Rolle. 


Reineinnahmen  der  Staatswaldnngen  pro  Jahr 
und  Hektar  in  Mark 


a 

3 

B 

c    i* 

Jahr 

Preus- 
sen 

1* 

1 

Wttrtte 
berg 

1 

«2 

1820 

_ 

4,7 

9,0 

5,7 

_ 

1830 

4A 

4,6 

11,0 

8,2 

— 

1^0 

4,3 

9,2 

11,6 

16,4 

—    — 

1850 

4,6 

6,5 

16,3 

ii,i 

i6,i   - 

1860 

5,8 

I2,0 

25,6 

32,2 

26,1 

— 

1870 

8,7 

19,9 

24,5 

26,2 

29,6 

— 

1875 

I2,0 

21,1 

54,8 

42,2 

41,8 

28,9 

1880 

9,2 

12,9 

40,8 

26,6 

23,9 

21,2 

1890 

»3,o 

19,0 

51,7 

33,3 

32,5 

20,4 

1894 

15,8 

19,4 

44,6 

36,9 

31,3 

21.9 

1895 

io,3 

17,4 

43,3 

38,1 

37,0  '  23,6 

1896 

11,9 

48,6 

37,9 

39,0  i  23,1 

1897 

— 

50,99 

42,91 

41,42 

|26,5 

Aus  vorstehender  Uebersicht  geht  her- 
vor, dass  die  Reineinnahmen  in  diesem  Jahr- 
hundert 8tet5  gestiegen  sind.  Einen  sehr  hohen 
Stand  erreichten  sie  schon  in  der  Gründerzeit 
Mitte  der  70  er  Jahre.  Die  Agrarkrisis  des 
letzten  Jahrzehntes  ging  an  der  Forstvirt- 
schaft spurlos  vorüber.  Bemerkenswert  ist 
der  grosse  Unterschied  zwischen  den  ein- 
zelnen Staaten.  Der  Reihe  nach  folgen  sich 
Sachsen,  Württemberg,  Baden,  Elsass-Loth- 
ringen,  Bayern,  Preussen.  Erniedrigend  in 
Preussen  wirken  die  durchsclinittlich  schlech- 
teren Bodenverhältnisse  und  die  niedrigen 
Holzpreise  des  Ostens ;  erhöhend  in  Sachsen 
und  Württemberg  ausser  dem  günstigen 
Holzabsatz  das  Vorherrschen  der  Fichte. 
In  Bayern  drücken  die  über  100000  ha 
gi'ossen  Hochgebirgsforsten  mit  ihren  ge- 
ringen Erträgen  die  Gesamteinnahme  w^ent- 
lich  herab;  dazu  kommt  noch  der  Ein- 
nahmeausfall durch  die  Forstberechtigungen. 

Die  Reineinnahmen  der  deutschen  Wal- 
dungen sind  die  höchsten  in  Europa  über- 
haupt, wie  folgende  Zahlen  beweisen.  Sie 
betnigen  pro  Jahr  und  Hektar  in  den  Staate- 
Waldungen  von 

Frankreich  1897  10,50  Mark 

Oesterreich  1887/93  1,68  . 

Ungarn  ^^^Z?*  3r2o  , 

Russland  1896  0,20  ^ 

Finland  188094  0,08  , 

Schweden  1894  0,48  r 

Norwegen  1893/96  0,41  ,, 

Italien  1893  3,30  „ 

Spanien  1892  1,72  ,, 

c)  Die  Boheixmahme.  Der  weitaus 
grösste  Teil  aller  Einnahmen  entfällt  ani 
die  Holznutzung  und  hiervon  wieder  der 
grösste  Teil  auf  das  Nutzholz.  In  den 
preussischen  Staatswaldungen  trafen  von 
dem  gesamten  Holzgeldertrag  1895  68^0, 
1896  64*^/o  auf  das  Nutzholz,  in  Bayern  von 
1884—93    durchschnittlich    63<>/o,  ^in    den 
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Staats-  und  Fondsforsten  Oesterreichs  1879 
30,50/0,  1893  47,70/0. 

Die  Nebennutzungserträge  (Streu, 
Gras  u.  s.  w.)  einschliesslich  der  Jagdnutzung 
sind  zeitlich  und  örtlich  sehr  vei-schieden. 
Sie  betrugen  von  der  Roheinnahme  im 
letzten  Jahrzehnt  normal  in  den  Staats- 
forsten von  Preussen  8 — 11  ^/o,  Bayern 
3,1—4,80/0,  Sachsen  2,7  0/0,  Württemberg 
2,8  0/0,  Baden  3,7— 6,6  0/0,  Elsags-Lothringen 
2.3—3,20/0,  Oesterreich  10  0/0,  Frankreich 
100/0.  Diese  Zahlen  haben  indessen  keine 
Geltung  für  die  Privatwaldwirtschaft,  weil 
der  Staat  die  Ausübung  der  Nebennutzungen, 
hauptsäcliüch  von  Streu  und  Weide,  mög- 
lichst einschränkt,  während  der  Private 
denselben  oft  mehr  Bedeutung  beimisst  als 
der  Holznutzimg. 

Zu  den  Bruttoeinnahmen  des 
Staatshaushaltes  (Bruttobudget)  steuern 
die  Staatsforsten  mit  inrer  Roheinnahme  bei 
in:  Preussen  4— 50/0,  Bayern  9 — 10 0/0, 
Sachsen  13— 14  0/0,  Württemberg  16  0/0, 
Baden  8  0/0,  Oesterreich  0,7  0/0,  Frankreich 
0,70/0,  Russland  1,6  0/0,  Schweden  3,3  0/0, 
Belgien  0,3  0/0. 

Bemerkenswert  ist  im  Gegensatz  zu  den 
steigenden  Einnahmen  aus  den  deutschen 
Staatswaldungen  der  Rückgang  der  Roh- 
erträge der  Staatswaldungen  Frank- 
reichs. Dieselben  betrugen  durchschnitt- 
lich-jährlich 1844/49  33,76,  1850/59  35,04, 
186r)/69  40,10,  1870/79  34,96,  1880/89  27,44, 
1890/94  27,26,  1895  28,58,  1896  30,06 
3Iillionen  Francs.  Als  Ursachen  werden 
angegeben  der  gesteigerte  Verbrauch  der 
Mineralkohle  an  Stelle  des  Brennholzes,  die 
landwirtschaftliche  Krisis  und  die  Einführung 
der  Goldwährung  (?).  Die  Hauptursache 
scheint  aber  in  dem  tleberwiegen  der  wenig 
Nutzholz  liefernden  Mittel-  mid  NiederwaJd- 
wirtschaft  zu  liegen. 

Den  Gegensatz  hierzu  bildet  die  zuneh- 
mende Einnahme  aus  den  Kronforsten  R  u  s  s  - 
lands.  Yon  1884— 96  vermehrten  sich  die 
Einnahmen  um  151o/o,  die  Ausgaben  um  470/0. 
Die  Reineinnahme  betrug  1885  bis  1896: 
8,0,  8,2,  8,5,  10,4,  12,8,  12,1,  11,3,  13,1,  15,9, 
19,6,  22,1,  26,5  Millionen  Rubel;  die  Aus- 
gabe war  von  1885  bis  1896  5,49,  5,48,  5,60, 
5,57,  5,80,  6,09,  6,24,  6,31,  6,50,  6,89,  7,35, 
7,76  Millionen  Rubel. 

Der  ungemein  geringe  Ertrag  der  Staats- 
forsten Oesterreichs  ist  zunickzuff Ihren 
auf  die  starke  Belastung  mit  Servituten,  die 
ungünstige  Höhenlage  und  die  dadiu^ch  be- 
dingte schlechte  Absatzlage.  Die  Rohein- 
nahmen betrugen  (inkl.  der  landwirtschaft- 
lichen Domänen,  die  aber  nur  sehr  geringe 
Ausdehnung  haben)  1887—1893  3,91,  4,00, 
3,91,  3,80,  4,42,  4,26,  4,49  Millionen  Gulden, 
die  Ausgaben  3,16,  3,01,  3,10,  3,16,  3,80, 
3,75,  3,84  Millionen  Gulden. 


d)  Die  Ausgaben.  Dieselben  gliedern 
sich  in  die  Verwaltungskosten,  das 
sind  die  Besoldungsausgaben  ftlr  das  Forst- 
personal einschliesslich  der  Gelderhebungs- 
kosten, und  in  die  Betriebskosten 
(Arbeiterlöhne,  Wegbau,  Kulturen,  Steuern 
etc.).  Erstere  sind  innerhalb  kürzerer  Zeit- 
räume ziemlich  stetig,  während  letztere  mit 
der  Intensität  des  Betriebes  steigen  und 
fejlen.  Von  der  Roheinnahme  absorbieren 
die  Gesamtausgaben  einen  um  so  grösseren 
Prozentsatz,  je  geringer  diese  Einnahmen 
sind,  dagegen  steigen  und  fallen  sie  in  ab- 
soluten Zahlen  ausgedrückt  mit  dem  Rein- 
ertra.g,  wie  die  folgenden  Zahlen  beweisen. 
Es  betrugen  nämlich  die  Gesamtausgaben 
der  Staatswaldwirtschaft 

in  %  der  Roh-  Mark  pro 

einnähme  Hektar 

in  Preussen         1880/92      50— 57  n— 13 

in  Bayern            1880/95      47—68  15—24 

in  Sachsen           1880/96      32—39  21—27 

in  Württemberg   188Q/96      39- 5 1  22—25 

in  Baden             1880/96      43-5«  21—28 

in  Elsass-Lothr.    1882/96      48-65  20-29 

In  den  meisten  Staaten  verschlingen  also 
die  gesamten  Wirtschaftskosten  nmd  die 
Hälfte  aller  Einnahmen. 

DieHöhederYerwaltungsausgaben 
wird  in  erster  Linie  von  der  Organisation 
des  Forstverwaltungsdienstes  beeinflusst 
(Grösse  der  Verwaltungsbezirke  u.  s.  w.). 
In  dieser  Hinsicht  haben  es  die  Staatsforst- 
verwaltungen in  der  Hand,  billig  oder  teuer 
zu  wirtschaften.  Die  Gehaltsverhältnisse 
der  bestehenden  Beamtenklassen  dagegen 
sind  meist  ihrer  Einwirkung  entrückt,  weil 
dieselben  nach  den  gesetzlichen  Gehalts- 
regulativen bemessen  werden. 

Es  betragen  die  Yerwaltnngskosten  in 

Mark  pro  %derRoh- 

Hektar  einnähme 
Preussen           1890/92            5,5  21,5 

Bayern  1890/95       8,7—9,3  20,5—26,8 

Sachsen  1890/%  9,5  14 

Württemberg   1890/96  7,0  ii,5 

Baden  1890/96  5,6  10,0 

Elsass-Lothr.    1890,'95  7,2  16,0 

Yon  den  Betriebskosten  seien  nur 
folgende  hervorgehoben.  Die  Holzhauer- 
löhne absorbieren  vom  Erlös  des  Holzes 
15 — 18®/o.  Für  Kulturen  wurden  für  das 
Hektar  der  ertragsfähigen  Fläche  aufge- 
wendet (1894/95):  in  Preussen  2,20,  Bayern 
0,65,  Sachsen  1,40,  Württemberg  1,71, 
Baden  1,88  Mark. 

Um  endlich  ein  Bild  zu  geben,  mit 
welcher  Intensität  sich  die  Forstwirtschaft 
in  diesem  Jahi-hundert  entwickelte,  sei 
folgende  Statistik  aus  der  sächsischen  Staats- 
waldwirtschaft mitgeteilt  (pro  ha): 
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Abnutznngasatz 

Nutzholz 

Rohertrags 

Ausgabe 

Reineinnahme 


Auf  1  Mk.  Ausgabe 
trifft  Einnahme    . 


1817/26  1854/63  1884/'93 

fm       4,28         5,01  6^3 

%          17            48  79 

M.         17,5         35,4  66,7 

8,0          11,5  23,0 

9,5         23,9  43,7 


2,2 


3,J         2,9 


6.  Privatwaldwirtschaft  (exkl.  Schutz- 
waldungen). Die  heutigen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  die  Einwirkung  des  Staates 
auf  den  Privatforstbetrieb  stehen  mit  der 
wirtschaftspolitischen  Geschichte  in  engstem 
Zusammenhang.  In  Deutschland  zeigte  sich 
darin  immer  ein  Unterschied  zwischen  dem 
Nonlen  und  Süden. '  Im  Norden  und  sj^eciell 
in  Preussen  war  nie  ein  rechter  Boden  für 
starke  Bevormundung  der  Privatwaldungen. 
Im  südlichen  Deutsclüand  war  die  Forst- 
hoheit im  16.  Jahrhundert  bereits  überall  aus- 
gebildet in  Preussen  dagegen  wurtle  erst  durch 
die  Forstordnung  von  1720  den  Unterthanen 
die  pflegliche  Benutzung  ihrer  Waldungen 
befohlen.  Die  vorher  erlassenen  beschrän- 
.kenden  Bestimmungen  bezogen  sich  alle 
mehr  auf  den  Handel  mit  Waldpi-odukten 
imd  waren  in  der  Absicht  erlassen,  die 
Konkurrenz  der  Privatw'aldmigen  zu  Gunsten 
der  landesherrlichen  abzuschwächen  oder 
zu  beseitigen  (Holzwucher,  Mastzwang!). 
Die  Polizeiherrschaft  des  18.  Jahrhunderts, 
der  alles  bemutternde  Merkantilismus  und 
die  bureaukratischen  Lehren  der  Kamera- 
listen brachten  dann  alle  Privatwaldungen 
unter  strenge  staatiiche  Aufsicht,  bis  gegen 
das  Ende  des  18.  Jahi-hunderts  unter  der 
Einwirkung  der  physiokratischen  Lehren  und 
des  revolutionären  Freiheitsgeistes  in  Frank- 
reich ein  völliger  Umschwimg  eintrat.  Mit 
den  entrüstetsten  Worten  kämpfte  man  gegen 
das  KameraUstentum  und  die  fiskalische 
Bevormundung  und  forderte  die  »Freiheit 
des  Eigentums«.  Und  da  war  es  wieder 
Preussen,  welches,  die  auf  Befreiung  des 
Grundeigentums  gerichtete  Stein-H^xien- 
bergsche  Agrarpolitik  zur  Durchführimg 
bringend,  durch  das  Edikt  vom  9.  Oktober 
1807  und  durch  das  Landeskulturedikt  vom 
14.  Septemper  1811  die  Privatforstwirtschait 
frei  gab,  nachdem  Prankreich  durch  das  G. 
V.  27.  Dezember  1790  hierzu  den  Anfang 
gemacht  hatte.  Die  meisten  anderen  Staaten 
warteten  noch  die  vielbewegte  Zeit  um  das 
Jahr  1848  ab,  um  unter  dem  Drucke  der- 
selben und  unter  Aufhebung  der  veralteten 
Forstordnungen  zu  einer  neuen  Forstgesetz- 
gebung zu  schreiten. 

Im  rechtsrheinischen  Bayern  waren  bis 
zum  Erlass  des  Forstgesetzes  von  1852 
ausser  den  Bestinmiungen  der  Civilgesetz- 
bücher  und  der  vielen  einzelnen  Mandate 
imd  Reskripte  32  Forstordnungen  nebenein- 
ander in  Geltung,  für  die  altbayerischen  Ge- 


bietsteile galt  noch  dieForstordnung  voa  1616. 
In  Württemberg  wurde  die  Fors^Ua^  bis 
zum  Erscheinen  des  Forstpolizeigesetzes 
von  1879  nach  der  Forstordnung  von  1614 

fehandhabt.  In  Baden  stand  den  geltenden 
örstordnungen  gemäss  die  Privatwaldwirt- 
schaft bis  1831  unter  strengster  Ansicht; 
von  1831 — 1854  wwcde  sie  unter  Beibehal- 
timg des  Rodungsverbotes  von  grösseren 
Waldungen  (1831  über  18  ha,  1833  9  ha) 
freigegeben,  durch  das  geltende  Gesetz  vom 
27.  April  1854  aber  wieder  unter  starke 
Bevormundung  gestellt 

Die  früher  in  Süddeutschland  allgemein 
geltende  Bestimmung,  dass  ziu*  f^nng 
eines  jeden  Baumes  im  Privatwalde  erst  die 
forstpolizeiliche  Genehmigimg  eingeholt 
werden  musste,  existiert  nirgends  mehr. 
Dagegen  wird  vielfach  die  Rodung  eines 
Waldes  von  behördlicher  Genehmigung  ab- 
hängig gemacht,  die  übrigens  niur  aus  beson- 
deren Gründen  versagt  werden  kann.  —  Die 
Privatwaldwirtschaft  ist  gegen- 
wärtig frei,  d.  h.  keinen  forstgesetzhchen 
Bestimmungen  unterworfen  (mit  Ausnahme 
der  Waldteilung)  in:  Preussen,  Sachsen, 
Mecklenburg,  Oldenburg,  Anhalt^  Altenburg, 
Lippe,  Gotha,  Reuss  j.  L.  DieRodungist 
verboten  ohne  Genehmigung  in :  der  Rhein- 
pfalz, Rheinhessen,  Reuss  ä.  L.  —  Waldver- 
wüstung undRodungohne  Genehmigung 
ist  untersagt  in:  Waldeck,  S.- Weimar,  S.- 
Coburg, S.-Meiningen,  Schwarzburg-Sonders- 
hausen ,  Schwarzburg  -  Rudolstadt ,  Lippe- 
Detmold,  Braunschweig,  Hessen,  Bayern, 
Württemberg ,  Baden ,  Elsass  -  Lothringen, 
Oesterreich,  Ungarn,  Frankreich.  Im  ganzen 
unterliegen  in  Deutschland  1903  0OC>  ha 
Privatwaldungen,  d.  h.  28,7  ^/o  aller  Privat- 
waldungen und  13,6  ®/o  aller  Waldimgen, 
solchen  gesetzlichen  Beschränkungen. 

Weitergehende  gesetzliche  Ein- 
schränkungen als  die  schon  bestehenden 
sind  im  allgemeinen  nicht  zu  wünschen. 
Denn  bezüglich  der  Rodimg  hat  die  Ge- 
schichte gezeigt,  dass  sich  der  Wald  nur  da 
zu  halten  vermag,  wo  die  Landwirtschaft 
kein  Verlangen  nach  dem  Waldboden  hat 
Dies  gilt  besonders  für  kleinere  Flächen. 
Grosse  Waldkomplexe  in  der  Hand  von 
Privaten  sind  vor  ganzer  oder  teüweiser 
Rodung  deswegen  bewahrt,  weil  sie  die 
Sicherheit  des  Vermögensstandes  der  Familie 
erhöhen  und  die  knd wirtschaftliche  Be- 
nutzung des  Bodens  einen  zu  grossem,  per- 
sönlich oft  unbequemen  Betri^sappaiat  er- 
fordert. In  Preussen  ist  z.  B.  die  Gesamt- 
fläche der  Fideikommisse  zu  45  ^/o  bewaldet. 
Kleinere  auf  gutem  Boden  stockende  Wald- 
parzellen dagegen  kann  kein  Gesetz  der 
Welt  auf  die  Dauer  vor  Rodung  schützen, 
wenn  sie  sich  in  nicht  besonders  kapital- 
kräftiger Hand  befinden.    Denn  nicht  mir 
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die  durch  den  landwirtschaftlichen  Betrieb 
erzielbare  höhere  Bodenrente  verlockt 
in  diesem  Falle  zur  Boduug,  sondern  auch 
die  Möglichkeit,  die  eigene  Arbeitskraft  in- 
tensiver verwerten  zu  können  als  im  forst- 
lichen Betriebe.  Ausserdem  ist  es  auch 
falsch,  jede  Bodung  für  ein  Unglück  und 
jede  Aufforstung  für  einen  Segen  zu  be- 
trachten, wie  es  so  oft  von  den  Forstleuten 
einseitig  geschieht.  Grosse  zusammen- 
hängende Waldungen  inmitten  stark  bevöl- 
kerter und  in  hoher  Kultiu:  stehender  Ge- 
genden sind  und  bleiben  ein  Verkehrs-  und 
Kiüturhindemis  und  w^irken  volkswirtschaft- 
lich ähnlich  einer  Zollsohranke.  Die  Ro- 
diingsverbote  früherer  Jahrhunderte  waren 
bei  dem  Mangel  an  wirksamen  Verkehrs- 
mitteln und  Holzsurrogaten  motiviert  durch 
4lie  Furcht  vor  Holzmangel.  Heutzutage  ist 
das  Holz  Welthandelsartikel  wie  alle  anderen 
bodenwirtschaftlichen  Erzeugnisse  und  die 
Furcht  vor  Holzmangel  ein  überwundener 
Standpunkt.  Für  die  Holzzucht  bleiben  in 
jedem  grösseren  Lande  so  viele  der  Liand- 
vrirtschaft  unzugängliche  Flächen  übrig, 
dass  von  einer  Verdrängung  des  Waldes 
trotz  Freigabe  der  Privatforsten  nicht  die 
Rede  sein  kann.  Der  Nachweis,  dass  es  in 
den  Staaten  mit  freier  Privatwaldwirtschaft 
mit  den  Privatforsten  schlechter  bestellt  ist 
als  in  den  übrigen  Ländern,  ist  übrigens  in 
Deutschland  nicht  zu  führen.  Denn  soweit 
ist  doch  der  deutsche  freie  Bauernstand 
nicht  henmtergekommen ,  dass  er,  wie  an 
vielen  Orten  der  Grundholde  der  früheren 
Jahrhunderte,  seinen  Boden  imbebaut  lässt 
zu  seinem  und  seiner  Kinder  Nachteil ;  dies 
um  so  weniger,  als  die  Waldwirtschaft  jetzt 
sehr  einträglich  geworden  und  ihre  Wichtig- 
keit angesichts  der  gegenwärtigen  Agrar- 
krisis  jedem  Bauern  zum  Bewusstsein  ge- 
kommen ist.  Der  Wald  bildet  für  den  Be- 
sitzer eine  Sparkasse,  welche  über  die 
Zeiten  der  Not  und  erhöhten  Geldbedarfes 
hinweghilft,  den  Kredit  erhöht  und  die 
Möglichkeit  gewährt,  bei  der  Abfindung  der 
weichenden  Geschwister  diu-ch  den  Anerben 
des  Hofes  üeberschuldung  oder  Zertrüm- 
merung hintanzuhalten.  Soll  der  Privat- 
w^ald  diese  soziale  Aufgabe  erfüllen,  so  muss 
er  auch  für  den  Eigentümer  disponibel  sein, 
wenn  er  ihn  braucht.  —  Ausserdem  ist  zu 
bedenken,  dass  der  Vollzug  der  strengen 
Beaufsichtigung  bei  den  jetzigen  politischen 
Strömimgen  den  Beamten  sehr  schwer  ge- 
macht wird  und  dem  Staate  sehr  viel  Geld 
kostet. 

Hinsichtlich  der  technischen  Be- 
wirtschaftung der  Privatwaldungen  ist 
zwischen  Klein-  imd  Grossgnmd  besitz  zu 
unterscheiden.  Der  kleine  bäuerliche  Besitz 
ist  sehr  oft  auf  die  Neben  nutzungen  des 
Waldes,  namentlich  auf  die  Streu,  mein-  an- 


gewiesen als  auf  das  Holz.  Vom  volkswirt- 
schaftlichen Standpunkte  aus  ist  ^gen  diese 
Zweckbestimmung  der  Forsten  nichts  einzu- 
wenden, wenn  die  auf  Gewinnung  von 
Nebennutzungen  gerichtete  Wirtschaft  dem 
Waldbesitzer  ein  grösseres  direktes  oder  in- 
direktes Einkommen  gewährt  als  die  Holz- 
zucht. Wollte  man  die  Nebennutzungen, 
weil  forsttechnisch  oft  schädlich,  geset^ch 
ganz  einschränken,  so  würden  Neuanlagen 
von  Privatwäldem  nicht  mehi*  gemacht 
werden  und  die  vorhandenen  für  den  Be- 
sitzer totes  Kapital  sein.  Der  Wald  steht 
hier  eben  ganz  im  Dienste  der  Landwirt- 
schaft. Da  der  Holzbedarf  kleiner  landwirt- 
schaftlicher Betriebe  auf  alle,  namentlich 
aber  auf  schwache  Sortimente  sich  erstreckt, 
so  muss  die  Bestandsform  beweglich  (Plenter- 
wald, Nieder-  und  Mittelwald)  und  deren 
Behandlung  uneingeschränkt  sein.  Grösserer 
Waldbesitz  wird  meistens  konservativer  be- 
wirtschaftet als  Staatswald,  weil  er,  wie 
schon  erwähnt,  den  Grundstock  grösserer 
Vermögen  bildet  (Fideikommisse). 

Der  staatliche  Einfluss  auf  die  Privat- 
waldwirtschaft soll  sich  mehr  in  der  Unter- 
stützung durch  Rat  und  That  äussern  als 
in  hemmenden  Vorsciuiften.  Belehnmg, 
Abgabe  von  billigem  Pflanzmaterial,  Kultur- 
prämien, Steuemachlass  bei  Aufforstungen, 
Kreditgewährung  diurch  staatliche  Banken 
etc.  sind  wirksame  Mittel  zur  Hebung  der 
Privatwaldwirtschaft. 

Die  Bedeutimg  der  Privatwaldwirtschaft 
ist  in  Ansehung  der  grossen  Ausdehnung 
der  Privatforsten  mehr  zu  würdigen,  als  es 
gewöhnlich  geschieht.  Dieselben  nehmen 
von  der  Gesamtwaldfläche  ein :  in  Deutsch- 
land 47,5^/0,  Oesterreich  75  ^/o,  Ungarn 
33,40/0,  Frankreich  68^/0,  Schweiz  29  ^/o. 

In  •  welcher  Weise  die  landwirtschaft- 
lichen Betriebe  im  Deutschen  Reiche  mit 
Forstwirtschaft  verbunden  sind,  zeigen  fol- 
gende, bei  der  Berufszähltmg  vom  14.  Juli 
1895  erhobenen  Zahlen. 


Grössen- 

klasse 

der land- 

wirt- 

schaft- 

lichen 

Betriebe 

ha 


Anzahl 
der land- 
wirt- 
schaft- 
lichen 
Betriebe 


unter    2 
2—    5 

5-  20 

20—100 

lOOu.mehr 


3  235  169 

I  016239 

998  701 

281  734 

25^57 

5556900 


I 


Gesamt- 
fläche der 
landwirt- 
schaft- 
lichen 
Betriebe 

ha 


IS 


4,57  2  415  308  I  17,10 
21,92  4  141  789  13,20 
40,11  12536700  14,76 
52,18  13  155  712  16,71 
14l?L  11028978  23,34 
16,77    43278487'  17,52 


Demnach  nimmt  der  Waldbesitz  mit  der 
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Grösse  der  landwirtschaftlichen  Betriebe 
sowohl  nach  der  Anzahl  derselben  wie  nach 
deren  Flächen  zu. 

Von  der  Gesamtwaldfläche  Oester- 
reichs  hat  der  landwirtschaftliche  Klein- 
grundbesitz 29,1  ®/o,  der  Grossgrundbesitz 
(exkl.  Fideikommisse)  34,0  ®/o.  Von  dem 
letzteren  treffen  13  ^/o  auf  Waldflächen  von 
über  10000  ha  Grösse.  Die  grössten  Holz- 
bodenflächen  besitzen:  der  Kaiser  mit 
73  610  ha,  Erbherzog  Albrecht  mit  91  820  ha, 
Fürst  Liechtenstein  mit  141998  ha,  Fürst 
Schwarzen  berg  mit  117  250  ha. 

7.  Gemeinde  Waldwirtschaft  Die 
Grösse  des  Gemeindewaldbesitzes  in  Deutsch- 
land beträgt  2180584  ha,  d.  s.  15,6  <>/o  der 
Gesamtwaldfläche.  Die  meisten  Gemeinde- 
waldungen besitzen  Württemberg,  Baden, 
Hoheuzollern,  Elsass- Lothringen,  Hessen, 
also  das  südwestliche  Deutschland  (Mark- 
genossenschaften !)  Dem  Gemeindewalde 
wenlen  die  übrigen  Korporationsforsten  von 
Forstaufsichtswegen  gleichgeachtet 

Nach  allgemein  anerkannten  Verwal- 
tungsgrundsätzen hat  der  Staat  die  Pflicht, 
den  Vermögensstand  der  Gemeinden  zu 
überwachen  und  eine  unwirtschaftliche 
Schmälerung  desselben  zu  verhindern.  Die 
in  der  Familie  gepflegte  pietätvolle  Sorge  für 
Erhaltung  des  Vermögens  und  wirtschaftliches 
Wohlergehen  des  jetzigen  und  künftigen  Ge- 
schlechts überträgt  sich  in  der  Regel  nicht 
auf  die  Gesamtheit  der  Mitglieder  einer 
Gemeinwirtschaft,  weil  die  egoistischen  In- 
teressen den  wirtschaftlichen  Gemeinsinn 
überwiegen  und  die  Verantwortung  auf 
viele  Schultern  verteilt  ist.  Die  Oberauf- 
sicht des  Staates  gewinnt  deshalb  um  so 
mehr  an  Bedeutung,  je  grösser  die  Dispo- 
sitionsfreiheit  der  Gemeinden  rücksichthch 
der  Nutzung  des  Gemeindevermögens  ist. 
Die  Einwirkung  des  Staates  auf  die  Bewirt- 
schaftung der  Gemeindewaldungen,  die 
schnell  devastiert,  aber  nur  langsam  regene- 
riert werden  können,  ist  eine  durch  die 
Geschichte  der  Forsten  bewiesene  Not- 
wendigkeit. Dem  hohen  pflegenden  und 
konservierenden  Sinne  vieler  grösserer  Ge- 
meinden steht  oft  der  blinde  Egoismus  oder 
die  Macht  der  Not  in  anderen  gegenüber 
(Streumitzung!).  Die  Intensität  der  staat- 
lichen Einwirkung  bildete  sich  im  Laufe 
der  Zeit  in  den  einzelnen  Ländern  ver- 
schieden stai'k  aus.  Man  unterscheidet  drei 
Systeme  (nach  Dankelmann): 

1.  Die  allgemeine  Vermögens- 
aufsicht. Der  Staat  sorgt  nur  für  Erhal- 
tung des  Vermögensstandes.  Deshalb  be- 
darf die  Veräussenmg  und  Ausstockung 
von  Wald,  ferner  jede  einschneidende  Ver- 
änderung hinsichtlich  der  Waldbenutzung 
der  Genehmigung.  Devastation  ist  verboten. 
Sonst   ist   die  Bewirtschaftung   völlig  frei. 


Dieses  S^-stem  besteht  in  Sachsen,  Lippe- 
Detmold,  Mecklenburg  -  Strelitz ,  Reiiss  ä. 
und  j.  L.,  Anhalt,  in  einem  Teil  von 
Hannover,  in  Schleswig -Holstein  und  in 
dem  Gebiete  der  Stadt  Frankfurt  a.  M. 
Im  ganzen  unterstehen  der  Vermögensaiif- 
sicht  (nach  der  früheren  Statistik)  148im 
ha  oder  5,6  ^/o  aller  Gemeindewaldungen  in 
Deutschland. 

2.  Die  technische  Betriebsauf- 
sicht. Der  Staat  bestimmt,  dass  die 
Wirtschaft  auf  Gnmd  eines  Betriebsplanes 
nachhaltig  geführt  wird,  die  jähriiehea 
Fällungs-,  Kultur-  und  Nebennutzungs- 
pläne amtlich  kontrolliert  und  für  Bewirt- 
schaftung und  Schutz  befähigte  Personen 
bestellt  werden.  Rodungen,  Verkäufe  oder 
sonstige  Aenderungen  am  Waldeigentnm 
bedürfen  der  Genehmigung.  Besteht  in: 
Ost-  und  Westpreussen,  Brandenburg,  Pom- 
mern, Posen,  Schlesien,  Sachsen  (Pr.),  West- 
falen, Rheinland,  der  Landdrostei  Hannover, 
in  Bayern  ausser  Unterfranken  und  Rliein- 
pfalz,  Mecklenbiu^-Schwerin  ausser  Rostock, 
Oldenburg,  Sachsen-Gotha,  Sachsen-Cobursr, 
Sachsen  -  Meiningen  ,  Sachsen  -  Weimar, 
Schwarzburg-Sondershausen,  Württemberg, 
Oesterreich  ausser  Tirol  und  Vorarlberg. 
Ungarn,  Schweiz.  In  Deutschland  fallen 
hierunter  zusammen  1279000  ha  =  49,4  <»o 
aller  Gemeindewaldungen. 

3.  Die  Beförsterung.  Die  Betriehs- 
und Aufsichtsverwaltung  ist  kraft  Gesetzes 
Staatsforstbeamten  übertragen.  Die  Anstellung 
des  Schutzpersonals  wird  überwacht  Bestfht 
in:  einem  Teil  von  Hannover  (Hildesheim, 
Calenberg,  Göttingen,  Grubenhagen,  Hohen- 
stein),  HohenzoUern,  vormaligem  Kmrfürsten- 
tum  Hessen,  Herzogtimi  Nassau,  Land- 
grafschaft Hessen-Homburg,  in  den  ehe- 
maligen (vor  1866)  hessischen  und  bayerischen 
an  Preussen  abgetretenen  Landesteilen,Badeü, 
Unterfranken,  Rheinpfalz,  Braunschweig. 
Elsass-Lothringen,  Grossherzogtum  Hessen, 
Schwarzbiu^-Rudolstadt,  Waldeck,  Fürsten- 
tum Birkenfeld,  Sachsen-Altenbui^,  Lübeck 
teilweise.  Zusammen  1 163000  ha  =  45  ^o 
der  ^nzen  Gemeindewaldfläche.  Femer  in : 
Belgien,   Frankreich,  Tirol  und  Vorarlberg. 

Die  genannten  drei  Systeme  sind  nicht 
immer  streng  von  einander  abg^renzt,  »an- 
dern gehen  oft  in  einander  über  und  weisen 
im  Einzelfalle  auch  sonstige  Abweidmngen 
auf. 

Die  Auf  st  eilung  derWir  tschafts- 

Släne  erfolgt  in  der  Regel  durch  die  von 
er  Gemeinde  auf  ihre  Kosten  zu  be- 
stimmenden Sachverständigen  oder  winl 
vom  Staate  ex  officio  besorgt.  Für  kleine 
Waldungen  sind  Betriebspläne  entbehrlich. 
Es  entspricht  dem  Gebot  der  Billigkeit, 
dass  die  Wünsche  und  Bedürfnisse  der  Ge- 
meinden   hinsichtlich   der  Bewirtschaftung 
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lind  Nutzung  soviel  als  möglich  berück- 
sichtigt werden  selbst  auf  die  Gefahr  hin, 
class  dem  Walde  für  einige  Zeit  etwas 
grössere  Leistungen  zugemutet  werden,  als 
ihm  nach  strengen  forsttechnischen  Ge- 
setzen aufgebürdet  werden  können.  Dies 
ist  um  so  angebrachter,  als  gegenwärtig  der 
^Wirkungskreis  der  Forstbehörden  ein  gutes 
Stück  Sozialpolitik  umfasst  und  momentane 
Hilfeleistung  in  der  Not  auch  das  moralische 
Hecht  in  sich  schliesst,  in  besseren  Zeiten 
die  üebemutzungen  wieder  einzusparen. 

An  das  für  Verwaltung  und  Schutz  auf- 
gestellte Personal  sind  daher  die  grössten 
Anfordeningen  in  Bezug  auf  Fachkenntnis, 
Umsicht,  Charakterfestigkeit  und  persönlichen 
Takt  zu  stellen.  Die  Beamten  müssen  in 
ihren  persönlichen  Verhältnissen  von  der 
Öemeinde  wirtschaftlich  unabhängig  sein, 
eine  Forderung,  die  hinsichtlich  des  Schutz- 
I)ersonal8  leider  nicht  überall  zutrifft.  Bei 
dem  System  der  Beförsterimg  ist  der  Be- 
triebsbeamte angestellt  und  qualifizierter 
Staatsbeamter.  Zur  vollständigen  Durch- 
fühning  des  Princips  sollten  auch  die 
Schutzbediensteten  vom  Staate  bestellt  und 
bezahlt  werden.  Dies  ist  jedoch  selten  der 
Fall;  vielmehr  übertragen  die  Gemeinden 
diese  Posten  unterstützungsbedürftigen  Ge- 
meindemitgliedem ,  allerdings  mit  Geneh- 
migung der  Aufsichtsbehörden,  imd  dotieren 
dieselben  so  niedrig,  dass  die  Inhaber  der- 
selben, wirtschaftlich  nicht  selbständig,  auf 
Nebenbeschäftigung  (Flurwächter-  und  Nacht- 
wächterdienst) und  den  guten  Wülen  der 
Gemeindemitglieder  angewiesen  sind.  Da- 
zu kommt  oft  noch  die  Abhängigkeit  durch 
freundschaftliche  und  verwandtschaftliche 
Beziehungen. 

Bei  dem  System  der  technischen  Be- 
triebsaufsicht werden  die  Betriebs-  und 
Schutzbeamten  von  der  Gemeinde  bestellt 
in  der  Regel  nach  eingeholter  Genehmigung 
der  Regiemng.  In  Preussen  steht  der  Re- 
gierung ein  Bestätigungsrecht  nicht  zu.  In 
Bayern  und  Württemberg  ist  der  Befähigungs- 
nachweis für  den  höheren  Staatsforstdienst 
verlangt.  Bei  kleineren  Waldungen  ist  die 
Vereinigung  der  Betiiebsausführung  mit  dem 
Forstschutz  oder  die  Vereinigung  mehrerer 
Gemeinden  ziu-  Aufstellung  gemeinsamer 
Beamten  zweckmässig.  Endlich  kann  der 
Staat  auf  Antrag  der  Gemeinde  die  Be- 
triebsführung durch  seine  Organe  gegen 
verhältnismässigen  Besoldungsbeitrag  über- 
nehmen. 

Die  für  Beförsterung  und  üebernahme 
der  Betriebsleitung  an  den  Staat  zu  zahlen- 
den Vergütungen  (Beförsterungs- 
beiträge)  werden  nach  verschiedenen  An- 
haltspunkten bemessen:  a)  nach  der  Fläche 
im  Durchschnitt  (Württemberg  0,80  Mark, 
frühere  Fürstentümer  Calenberg,   Göttingen, 


Grubenhagen  0,38  Mark,  Regierun^bezirk 
Cassel  0,^5,  Nassauische  Gebietsteile  0,49 
Mark  für  Betrieb  und  0,80  Mark  für  Schutz, 
Hessen-Homburgische  Limdesteile  1,50  Mark 
für  Betrieb  und  Schutz  pro  ha)  oder  nach 
Bonitäten  (Fürstentum  Hildesheim  0,15—0,64 
Mark,  Hessische  Landesteile  0,03 — 1,00  Mark 
für  Betrieb  und  0,51  Mark  für  Schutz  pro 
ha),  b)  nach  dem  Ertrag  (in  Frankreich  und 
Elsass-Lothringen  5®/o  des  Hauptnutzimgs- 
ertrages,  jedoch  höchstens  0,80  Mark  pro  ha), 
c)  nach  dem  Waldsteuerkapital  (Baden 
0,10  Mark  für  je  100  Mark),  d)  nach  Ver- 
einbarung (Bayern),  e)  nach  dem  Bedarfe 
(Rheinpfalz).  Mit  Ausnahme  des  letzteren 
Falles  bleiben  diese  Beiträge  der  Gemein- 
den hinter  den  vom  Staate  wirklich  aufzu- 
wendenden Kosten  weit  zurück. 

Die  Verwertung  der  Waldpro- 
dukte ist  überall  Sache  der  Gemeinde  und 
nur  in  Elsass-Lothringen  und  Frankreich 
Aufgabe  der  betriebführenden  Staatsforstbe- 
amten. Die  Erträge  der  Gemeindewaldungen 
fliessen  entweder  in  die  Gemeindekasse 
oder  werden  in  natura  ganz  oder  teilweise 
an  die  Gemeindemitglieder  verteilt  (s.  auch 
den  Art.  Allmenden  oben  Bd.  I  S.  255 ff.). 

Die  volkswirtschaftliche  Be- 
deutung des  Gemeinde  Waldbesitzes  wird 
gegenwärtig  —  im  Gegensatz  zu  den  An- 
sichten zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  — 
allgemein  anerkannt:  er  vermindert  die 
Annenlast,  schützt  vor  Verarmung,  erhöht 
die  Sesshaftigkeit  der  Bevölkerung  imd  das 
Gefühl  zur  Heimat,  ermöglicht  grössere  ge- 
meindliche Unternehmungen  und  macht  die 
Gemeinde  kreditfähig. 

8.  Staatswaldwirtschaft  Die  Staats- 
waldungen zählen  zu  den  Domänen  im 
weiteren  Sinne.  Sie  sind  hervorgegangen 
aus  dem  Kammergut  des  Landesherrn,  aus 
den  säkularisierten  Forsten  der  Kirchen 
und  Klöster,  aus  Kauf-  und  Tauschver- 
trägen. Wie  viele  Waldflächen  dim^h  die 
Säkiüarisation  an  die  Staaten  gekommen 
sind,  ist  nicht  bekannt.  In  Bayern  waren 
1803  von  den  367  604  ha  Staatswald 
161681  ha  oder  44^/0  säkularisierte.  — 
Am  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  wurde 
der  Verkauf  der  Staatsforsten  von  vielen 
Staatswirten  auf  das  dringendste  befüi^ 
wertet  Die  Frage  kam  in  Fluss  durch 
das  Beispiel  Frankreichs  und  die  herr- 
schend gewordene  volkswirtschaftliche  An- 
schauung, dass  das  Staats-  wie  Gemein- 
gut schlecht  bewirtschaftet  werde  (A. 
Smith).  »Nur  Privateigentum  ist  die  kräf- 
tigste Spnmgfeder  der  Kultur  mid  In- 
dustrie« (Hazzi).  Unterstützt  wurde  diese 
Theorie  durch  den  Hinweis  auf  die  fehlende 
oder  geringe  Eente  sowie  auf  den  schlechten 
Zustand  der  Staatsforsten.  Im  Jahre  1796 
trugen    von   den    bayerischen   Staatsforsten 
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55®/o  etwas  über  1  Kreuzer,  der  Rest  27 
Kreuzer  pro  Tagwerk.  Das  Forstamt  Aib- 
liog  hatte  von  1793 — 1802  einen  jährlichen 
Fehlbetrag  von  555  fl.  Die  preiissischen 
Staatsforsten  warfen  1805  nur  8  Groschen 
pro  Morgen  ab  (nach  Krug).  Im  Gegen- 
satz zu  diesen  geringen  Einnahmen  berech- 
nete Hazzi,  der  eifrigste  Förderer  des 
Staat  swald  verkauf  es,  dass  die  jährliche  Rente 
aus  dem  Verkaufserlös  für  alle  bayerisciien 
Staatsforsten  25  fl.  pro  Tagewerk  aus- 
machen würde,  ungerechnet  den  Bodenzins 
und  die  Steuer.  —  Der  innere  Grund  lag 
aber  hauptsächlich  in  dem  allgemeinen 
Hass  gegen  die  bestechlichen  imd  selbst- 
herrlichen Forstbeamten.  Schon  Mirabeau 
nannte  dieselben  »Leute  von  gutem  Appe- 
tit«, Trunk  »eine  verdorbene  betrügerische 
Menschenrasse«,  Hazzi  »lästige  Söldlinge,  die 
selbst  den  Ertrag  der  Wälder  verzehren.«^ 
Ohne  behaupten  zu  wollen,  dass  die  da- 
maligen, sehr  schlecht  besoldeten  Forstbe- 
diensteten makellos  gewesen  seien,  muss  man 
demgeprenüber  doch  vor  Augen  haben,  dass 
sich  der  Hass  gegen  dieselben  in  erster  Linie 
in  ihrer  Eigenschaft  als  Vollzugsorgane  der 
strengen  Forstpolizei  richtete.  Da  Freiheit 
<ler  Kultiu*  das  Schlagwort  der  Zeit  war, 
erhoffte  man  vom  Verkauf  der  Staatsforsten 
die  Auflösung  des  Forstbeamtentums  und 
damit  die  Freigebung  der  Privatwaldwirt- 
schaft. —  Den  ausseifen  Anlass  zum  wirk- 
lichen Verkauf  von  Staatswaldungen  in 
Preussen  und  Bayern  gab  dann  die  finan- 
zielle Not,  in  welcher  sich  diese  Staaten 
zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  befanden. 
Doch  erreichten  die  Verkäufe  keine  grosse 
Ausdehnung  imd  wurden  nach  eingetretener 
Besserung  der  finanziellen  Verhältnisse  bald 
-wieder  eingestellt  Ueber  die  Grösse  der 
verkauften  Flächen  sind  zuverlässige  Zahlen 
nicht  bekannt  geworden. 

Gegenwärtig  bildet  der  Staatswaldbesitz 
einen  wesentlichen  Teil  des  fimdierten 
Staatsvermögeus,  und  die  Frage  des  Ver- 
kaufs ist  verstummt.  Die  Einnahmen  aus 
den  Staatswäldern  bilden  einen  in  vielen 
Ländern  sehr  ansehnlichen  und  vor  allem 
sicheren  Posten  im  Staatshaushalt.  Hätte 
<ler  Staat  keinen  Waldbesitz,  dann  müssten 
für  den  Vollzug  der  Forstpolizei  besondere 
Techniker  aufgestellt  werden  (wie  z.  B.  in 
Oesten-eich).  Dass  der  Staat  teuerer  wirt- 
schaftet wie  der  Private,  ist  im  allgemeinen 
richtig;  dieser  negativen  Grösse  stehen  aber 
die  positiven  Leistungen  gegenüber,  welche 
iler  Staat  mittelbar  mit  seinem  Walde  bei 
der  Lösung  sozial-  und  agrarpoHtischer  Auf- 
gaben vollbringt  (llolzabgabe  an  Arme,  ünter- 
stützimg  der  Holzindustrie  in  armen  W^ald- 
gegenden  wie  Spessart,  Rhön,  der  Landwirt- 
schaft diu-ch  Streu  und  Gras  in  Notjahren, 
dm^ch  Waldfeldbau  etc.). 


Der  Staat  hat  die  Pflicht,  seine  Wal- 
dungen nach  dem  Principe  der  grössten 
Rentabilität  zu  bewirtschaften.  Denn  das 
Staatsgut  ist  Eigentum  aUer  Staatsange- 
hörigen, und  jede  dauernde  Mindereinnahme 
aus  dem  Domänenbesitz  wirkt  auf  jeden 
einzelnen  Steuerzahler  zurück.  In  Zeiten 
wirtschaftlichen  Aufschwunges  freilich,  wo 
die  Staatskasse  gut  gefüllt  ist,  wird  diese 
Wirkimg  nicht  direkt  wahrnehmbar.  An- 
ders dagegen  in  der  Zeit  chronischer  De- 
ficite. Wenn  die  Staatsforstverwaltimg 
einerseits  die  Erreichung  der  höchsten  Ver- 
zinsung der  Waldkapitalien  als  Regel  und 
Ziel  anstrebt,  hat  sie  andrerseits  das  Recht 
und  unter  Umständen  auch  die  Pflicht, 
Ausnahmen  von  dieser  Regel  in  begründeten 
Fällen  eintreten  zu  lassen.  Soweit  es  sich 
um  die  Unterstützung  wahrer  Armut 
handelt,  können  und  soUen  diese  Aus- 
nahmen dauernde  sein.  Die  dauernde  Be- 
günstigung einzelner  Gewerbti-eibender  aber 
in  der  Art,  dass  dieselben  nur  durch  Ab- 
lassung billigen  Holzes  künstlich  existenz- 
fähig erhalten  werden  und  so  gleichsam 
als  Staatspensionisten  auf  die  Kosten  aller 
übrigen  Staatsangehörigen  leben,  ist  unter 
allen  Umständen  verwerflich. 

9.  Waldgrnnddienstbarkeiteii  —sind 
Nutzungsrechte,  welche  zu  Gunsten  eines 
Grundstückes  auf  fremden  Waldungen  lasten 
(Forstrechte,  Forstberechtigungen,  Forstservi- 
tuten,  Waldgrundgerechtigkeiten).  Sie  sind 
entstanden  teils  durch  allmähliche  oder  ge- 
waltsame Umwandlung  früherer  Eigentums- 
rechte in  blosse  Nutzungsrechte,  nament- 
lich durch  Umwandlung  der  Markwaldungen 
in  landes-  und  grundherrliche  Waldungen 
und  in  solche  der  politischen  Gemeinde, 
teils  durch  Schenkungen,  namentlich  bei 
Kolonisationen,  und  Verträge,  teils  durch  Ver- 
jähnmg  von  Vergünstigungen  oder  miss- 
bräuchlich  ausgeübter  Nutzungen. 

Die  ältesten  Forstrechte,  deren  Ent- 
stehung wahrscheinlich  schon  mit  der 
ersten  Begründung  des  Waldeigentums  zu- 
sammenfällt, waren  Gerechtsamen  sui  generis 
und  zählten  zu  den  mannigfachen  Eigen- 
tumsbeschränkungen, welche  nach  deutschem 
Rechte  zulässig  waren.  Nach  der  Auf- 
nahme des  römischen  Rechtes  wurden  sie 
nach  dessen  für  die  Servituten  geltenden 
Grundsätzen  behandelt,  soweit  nicht  die 
späteren  Civilgesetzbücher  abweichende  Be- 
stimmungen getroffen  haben. 

Die  Bedeutung  der  Forstrechte  für  die 
Beref^htigten  und  Belasteten  hat  im  Laufe 
des  19.  Jahrhunderts  durch  die  veiunderten 
Ziele  der  forstlichen  Produktion,  Umge- 
staltung der  Bautechnik  imd  den  Um- 
schwung der  landwirtschaftliclien  Betriebs- 
technik mannigfache  Wandlungen  erfahren. 
Zur    Zeit    der   herrschenden    Naturalwirt- 
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Schaft  und  der  teilweise  noch  beschränkten 
Oeldwirtschaft  war  die  Einräumung  von 
^Nutzungsrechten  an  die  Anwohner  des 
Waldes  oft  notwendig  und  geboten,  um  die 
wirtschaftliche  Existenz  der  an  tausch- 
fähigen Produkten  armen  Landbevölkening 
zu  ermöglichen.  Je  mehr  namentlich  die 
Landesherren  die  Benutzung  der  Forsten 
nach  spekulativen  Grundsätzen  betriebien, 
um  so  grösser  war  ihi*e  Sorge,  den  ünter- 
thanen  für  die  vielen  »Beschwerungen« 
durch  den  Jagdbetrieb  und  persönliche 
Dienstleistungen  ein  billiges  Aequivalent  zu 
bieten  in  Form  der  Naturallief enmg  von 
Waldprodukten.  Diese  Zugeständnisse  und 
Vergünstigungen  verjährten  mit  der  Zeit 
zu  Rechten,  waren  für  die  Empfänger 
eine  Wohlthat,  für  den  belasteten  Wald 
keine  Beschwerde,  weil  im  allgemeinen, 
abgesehen  vom  Bauholz,  nur  die  nicht 
verwertbaren  Waldprodukte  Berechtigimgs- 
objekt  waren.  Erst  im  Laufe  des  18. 
Jahrhimderts  erlangen  die  Rechte  einer- 
seits durch  freiwilliges  Geschehenlassen, 
andrerseits  durch  Bestechung  der  Forstbe- 
amten eine  früher  nicht  gekannte  wald- 
schädliche Ausdehnung  und  wurden  so  zur 
Plage  für  den  Waldbesitzer.  Die  dem- 
selben erwachsenden  Nachteile  steigerten 
sich  dann  im  19.  Jahrhimdert  in  demselben 
Masse,  als  das  Holz  im  Preise  stieg  und 
die  dadurch  an  sich  möglich  gewordene 
intensivere  Waldkultur  durch  die  Rück- 
sichtnahme auf  die  Rechte  erschwert  wurde. 
Die  Holzberechtigungen  sind  ge- 
genwärtig ohne  Ausnahme  vom  volkswirt- 
schaftlichen Standpunke  aus  als  entbehrlich 
und  ablösungsfähig  zu  betrachten.  Sie 
führen  zur  unwirtschaftlichen  Konsumtion, 
indem  beim  Häuserbau  da  Holz  verwendet 
wird,  wo  Stein  und  Eisen  bessere  Dienste 
thun,  und  für  Heizzwecke  zum  Teil  hoch- 
wertiges Nutzholz  auch  da  verbraucht  wird, 
wo  die  Mineralkohle  zur  Verfügung  steht 
Die  Mast-  und  Weiderechte  haben  seit 
der  Einbürgerung  der  Kartoffel  und  der 
Einführung  der  ötallfüttening  für  den  Be- 
rechtigten ihre  Bedeutung  verloren  imd 
werden  von  vernünftigen  Landkarten  an 
und  für  sich  nicht  mehr  ausgeübt.  Auch 
die  ungemein  schädlichen  Harzscharr- 
berechtigungen sind  durch  die  Kon- 
kiurenz  des  Auslandes  mit  Pech-  und 
Terpentinlieferungen  voUständig  entwertet 
woraen.  Die  Bedeutung  der  Waldstreu- 
berechtigungen lässt  sich  nur  im  An- 
halt an  die  Waldstreiifrage  überhaupt,  dem 
Schmerzenski  nde  derForstwirtschaft,  beleuch- 
ten. Intensive  Bodenstreunutzung  wirkt 
waldschädlich  und  auf  armen  Böden  wald- 
zerstörend ;  wo  aber  der  landwartschaftliche 
Grundbesitz  zerstückelt,  der  Feldboden 
schlecht,   der  Betrieb   auf   Viehzucht   und 


den  Anbau  von  Kulturpflanzen  gerichtet  ist, 
bildet  die  Waldstreu  das  Lebenselement  der 
Landwirtschaft;  daher  ist  die  Ablösung  der 
Waldstreuberechtigimgen  zu  erstreben,  aber 
nicht  zu  erzwingen.  Nur  Belehrung,  Ein- 
führung von  Streusurrogaten  und  mög- 
liche Aenderungen  des  Betriebs  können 
walderhaltend  wirken. 

Ln  allgemeinen  darf  man  die  volkswirt- 
schaftliche Bedeutung  der  Forstrechte  nicht 
überschätzen.  Man  kann  vielmehr  die  Beob- 
achtung machen,  dass  da,  wo  dieselben  das 
vernünftige  Mass  überschreiten,  die  Bevöl- 
kerung wirtschaftlich  zurückgeblieben  und 
verschuldet  ist. 

Rechtsstreite  über  Forstrechte  wurden 
früher  in  grosser  Anzahl  geführt.  Solche 
mit  SOOjähnger  Dauer  waren  keine  Selten- 
heit, hauptsächlich  dann,  wenn  es  sich  um 
die  Eigentums-  und  Nutzungsrechte  an  den 
Markwaldungen  handelte.  Die  Frage  der 
Ablösung  der  Forstrechte  kam  mit  der 
Wende  des  18.  Jahrhunderts  durch  die  auf 
Befreiung  des  Eigentums  von  allen  hem- 
menden Fesseln  gerichteten  Bestrebungen 
in  Fluss.  »Freies  Eigentum,  freie  Kultur 
sind  die  zwei  mächtigen  Zauberworte,  die 
jedes  Land  aus  dem  elenden  wüsten  Zu- 
stande wie  durch  einen  elektrischen  Schlag 
in  ein  Paradies  umwandeln  können«,  — 
das  waren  die  glückverheissenden  Grund- 
sätze der  bayerischen  Regierung  im  Jahre 
1804,  die  in  dem  grössten  Teile  von  Deutsch- 
land ungeteilte  Zustimmung  fanden.  Aber 
die  Durchführung  dieser  Grundsätze  gestal- 
tete sich  doch  schwieriger,  als  man  damals 
dachte,  und  es  vei^g  noch  geraume  Zeit, 
bis  dieselben  hinsiditlich  der  Ablösung  der 
Forstrechte  zu  einem  greifbaren  praktischen 
Erfolge  führten. 

In  Preussen  hatte  die  Gemeinheits- 
teilungsordnung  v.  4.  Juni  1821  wenig  Er- 
folg für  die  Befreiung  der  Forsten  von  Servi- 
tuten, weü  der  provozierende  Waldbesitzer 
meist  eine  Abfindung  in  Land  gewähren 
musste,  der  provozierende  Berechtigte  die- 
selbe aber  nicht  verlangen  konnte.  Besser 
wirkte  das  Er^nzungsgesetz  v.  2.  März  1850 
zur  G.T.O.  Die  meisten  Rechte  sind  jetzt 
abgelöst.  Von  1857—1892  wurden  als  Ab- 
findimg gewährt  an  Forstflächen  61745  ha, 
an  Geldkapital  vor  1849  2,1  Millionen  Mark, 
von  1849—1892  70,1  Millionen  Mark. 

In  Bayern  wurde  schon  1798  die  Ab- 
lösung begonnen  und  durch  V.  v.  18.  Januar 
1805  auf  Betreiben  des  unermüdlichen 
Kämpfers  für  Befreiung  des  Gnuideigentums, 
Hazzi,  ausdrücklich  geregelt,  nachdem  1804 
der  Gnmdsatz  aufgestellt  worden  war,  dass 
alle  auf  Staatswaldunj^n  ruhenden  Holz- 
rechte nach  dem  wirklichen  Bedarf  des  Be- 
rechtigten zu  fixieren  seien.  In  den  folgen- 
den Jahren  wurden  auch   viele   Rechte   in 
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den  Staatswaldungen  durch  Abfindung  mit 
Waldparzellen  abgelöst  Aber  gerade  der 
Umstand,  dass  die  Abfindung  nur  in  Wald 
bestehen  sollte,  wirkte  auf  den  Fortgang  des 
Ablösungsgeschäftes  lähmend,  weil  man 
bald  einsall,  dass  die  Staatswaldfläche  da- 
durch in  hohem  Masse  geschmälert  würde. 
Nach  dem  Regierungsentwiui  zum  Ablö- 
sungsgesetz der  örundlasten  v.  4.  Juni  1848 
sollte  darin  auch  die  Ablösimg  der  Foi-st- 
rechte  behandelt  werden.  Aus  politischen 
Gründen  und  weg^n  Mangels  an  zulänglichem 
Material  behielt  jedoch  das  geltende  Gesetz 
dieselbe  dem  neu  zu  erlassenden  Forstpolizei- 
gesetz vor  und  wies  nur  im  Principe  auf  die 
unbedingte  Ausdehnung  der  Ablösung  auch 
auf  die  dinglich  belasteten  Waldungen  im 
Interesse  des  Waldbesitzers  hin.  Diese 
dilatorische  Behandlung  der  Forstrechtsab- 
löBung  bedeutete  für  dieselbe  aber  nichts 
anderes  als  ein  anständiges  Begräbnis  bis 
zur  Gegenwart.  Bis  zum  Erlass  des  Forst- 
gesetzes V.  28.  März  1852  machten  sich 
wieder  reaktionäre  Strömungen  geltend,  und 
entgegen  dem  Princip  der  Zwangsablösung 
in  dem  G.  von  1848  wurde  in  dem  Forst- 
gesetz die  Ablösung  der  Forstrechte  von  der 
freien  Vereinbarung  des  Berechtigten  und 
Belasteten  abhängig  gemacht.  Nur  gemessene 
Holzrechte  konnte  der  Belastete  durch  Wald- 
abtretung an  denBerechti^n  ablösen,  welche 
Bestimmung  aber  im  Hmblick  auf  die  in 
früheren  Jahren  mit  dieser  Art  der  Abfin- 
dung gemachten  schlechten  Er&khrungen  fast 
wirkungslos  blieb.  Der  agrarisch-demokra- 
tischen Bewegung  der  jüngsten  Zeit  fiel 
aber  auch  diese  Bestimmung  in  der  Novelle 
zum  Forstgesetz  von  1896  zum  Opfer,  so 
dass  nunmehr  für  alle  Forstrechte  nur  die 
freiwillige  Ablösung  besteht  Da  diese  sich 
schon  wegen  des  Einspruches  der  Hypothek- 
gläubiger sehr  langsam  vollzieht,  werden  die 
bayerischen  Waldungen  noch  auf  Genera- 
tionen hinaus  mit  Servituten  belastet 
bleiben.  Für  1895  betrug  der  volle  Geld- 
wert des  auf  Berechtigung  aus  den  Staats- 
waldungen abgegebenen  Holzquantums  1,91 
MiUionen  Mark ;  nach  Abzug  der  Gegenleis- 
tungen seitens  der  Berechtigten  berechnet 
sich  für  das  Aerar  ein  jährUcher  Eiiösent- 
gang  von  1,58  MiUionen  Mark.  —  Abgelöst 
wurden  in  den  Staatswäldem  von  1853  bis 
1883  im  ganzen  23581,  von  1884—1897 
4526  Forstrechte  mit  einem  Aufwand  von 
21,29  bezw.  4,89  Millionen  Mark. 

Sachsen  verfuhr  mit  der  Ablösung  am 
radikalsten.  Nachdem  das  G.  v.  17.  März 
1832  alle  Rechte  für  ablösbar  erklärt  hatte, 
wurde  durch  ein  weiteres  G.  v.  15.  Mai  1851 
bestimmt,  dass  alle  auf  einseitigen  Antrag 
ablösbaren  Dienstbarkeiten,  deren  Ablösung 
bis  1.  Mai  1854  nicht  beantragt  worden  ist, 
von  da  ab  nur  noch  als  persönhche  Yerbind- 


lichkeiten  des  Waldeigentümers  bezw.  seiner 
Erben  fortbestehen  und  dass  v.  1.  Januar 
1884  ab  auch  die  noch  vorhandenen  persön- 
lichen Dienstbarkeiten  erlöschen,  fereit* 
1865  waren  alle  Staatswaldungen  von  Servi- 
tuten bis  auf  eine  Holzberechtigung  befreiL 
Gewährt  >*^mlen  als  Abfindung  17642<J6 
Thaler  Kapital,  346  Acker  Waldboden,  268 
Thaler  Rcntenerlass. 

In  Württemberg  w^iuden  infolge  des 
G.  V.  26.  März  1873  über  die  Ablöshariteit 
der  Waldweide-,  Waldgröserei-  und  Wald- 
streurechte fast  alle  diese  Rechte  im  Ver- 
gleichswege abgelöst  Ein  Ablösungsgesetz 
für  Holzberechtigungen  existiert  nicht,  doch 
sind  dieselben  grösstenteils  im  Wege  der 
freien  Vereinbarung  beseitigt  Von  1873 
bis  1880  wurden  für  die  Ablösung  von  Streu- 
rechten in  den  Staatswaldimeen  2484622 
Mark,  Gräsereirechten  82300  Mark,  Weide- 
rechten 149767  Mark  verausgabt,  für  Holz- 
rechte  von    1849—1879  2  Millionen  Mark. 

In  Baden  sind  die  Forstrechte  infolge 
des  G.  V.  15.  November  1833  in  den  Staats- 
waldmigen  fast  ganz  beseitigt  Die  noch 
bestehenden  Lasten  auf  den  vom  Staate  an- 
gekauften Hofgütem  des  Sdiwarzwaldes 
sind  materiell  bedeutungslos.  —  In  Hessen 
bestehen  noch  viele  Rechte,  da  eine  V.  v. 
7.  September  1814  die  Ablösung  nur  bedingt 
zulässt —  Auch  in  Elsass-Lothringen 
existieren  noch  viele  lästige  Holzrechte  (in 
der  früheren  Grafschaft  Dagsbnrg). 

In  Geste rreich  wurde  diut^  Patent 
V.  5.  Juli  1853  die  Ablösbarkeit  der  Forst- 
rechte  zwar  ausgesprochen,  aber  imter  so 
vielen  Kautelen,  dass  statt  der  Ablösung  in 
vielen  Fällen  nur  die  Regulierung  vorge- 
nommen wurde.  Bei  der  ungemein  starken 
Belastung  der  Staats-  und  Fondsforste  geht 
daher  das  Ablösungswerk  nur  langsam  vor 
sich.  Durch  dasselbe  hat  der  östeneichisdie 
Staat  einen  grossen  Teil  seiner  Waldungen 
verloren,  da  die  Waldabfindung  wegen  der 
geringen  Rentabilität  der  Staatsforste  der 
Geldabfindung  vorgezogen  wimle.  Im  Jahre 
1853  waren  90  »/o,  1883  73^/0  aller  Staats- 
waldungen belastet  Bis  zum  Jahre  1883 
wurden  183480  ha  Gründe,  meist  W^ald,  und 
254383  Gulden  als  Abfindung  gewährt 
1891  betrug  das  Rechtholz  417  592  fm;  mit 
den  Rechten  auf  Streu  (253000  fm)  und 
Weide  zusammen  belief  sich  der  jährliche  Wert 
sämtlicher  Servituten  auf  840000  Gulden.  In 
den  Fondsforsten  vollzog  sich  die  Ablösung 
rascher.  1853  waren  noch  sämtliche  Fonds- 
forste belastet,  1883  nur  noch  12,6  «/o.  Als 
Abfindung  mussten  allerdings  92718  ha  und 
227344  Gulden  gewährt  werden. 

In  Ungarn  sind  die  Forstrechte,  welche 
im  Jahre  1848  noch  reichlich  vorhanden 
waren,  in  dem  grössten  Teile  der  Wälder 
abgelöst  und  zwar  hauptsächlich  durch  Wald- 
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abtretung.     Auch   der   Staatswald   ist  fast 
servitutenfrei. 

Die  Abfindungsmittel  fftr  Foretrechtsab- 
lösimgen  können  sein  Wald,  Land,  Geld.  Die 
Waldabfindung,  frtlher  überall  gesetzlich 
vorgesehen,  sollte  principiell  nur  für  Holzbe- 
rechtigungen grösseren  umfanges  (Gemeinden, 
Genossenschaften)  gewählt  werden,  dagegen 
nicht  für  Streu-  und  Weiderechte.  Ist  der  pro- 
vozierende Belastete  zur  Waldabfindung  ver- 
pflichtet, dann  betreibt  er  erfahrungsgemäss  die 
Ablösung  nicht.  Dem  Berechtigten  sollte 
billigerweise  niemals  das  Kecht  eingeräumt  sein, 
Wald  als  Entschädigung  zu  fordern.  Die 
Landabfindung  kann  bestehen  in  landwirt- 
Bchaftlichem  Boden,  in  Waldboden  und  sonstigem 
Kutzlande.  Natürliche  Voraussetzung  ist,  dass 
der  Belastete  solchen  Boden  zur  Verfügung  hat 
und  dem  Berechtigten  ein  Zuwachs  an  land- 
wirtschaftlichem Areal  nach  Lage  seiner  Ver- 
hältnisse nützlich  ist.  Im  Landeskulturinteresse 
sollte  auch  nur  Boden  abgetreten  werden  dürfen, 
dessen  nachhaltige  lohnende  landwirtschaftliche 
Benutzung  unzweifelhaft  ist  (Preussen),  also  nicht 
schlechter  Waldboden.  Die  Geldabfindung 
sichert  dem  Belasteten  die  Erhaltung  des  unge- 
schmälerten Waldeigentums  und  liefert  dem  Be- 
rechtigten disponible  Barmittel.  Da  die  Kaufkraft 
des  Geldes  mit  steigender  Kultur  sinkt,  so  wies^ 
in  der  Zukunft  die  numerische  Grösse  der  Ad- 
löfiungssumme  den  Wert  des  Nutzungsgegen- 
standes wirtschaftlich  nicht  mehr  auf,  der  Be- 
rechtigte verliert,  der  Belastete  gewinnt.  Dies 
trifft  zu  gegenüber  solchen  Servituten,  dessen 
wirtschaftlicher  Wert  gleich  bleibt  oder  steigt 
(Holz).  Dagegen  können  servitutische  Nutzunepen 
durch  Aenderung  der  ökonomischen  und  kultu- 
rellen Verhältnisse  mit  der  Zeit  für  den  Be- 
rechtigten wertlos  werden  (Mast,  Weide.  Schaf- 
weide, insbesondere  Harz),  für  den  Belasteten 
ziemlich  gleichgiltipc  sein:  in  diesem  Falle  ge- 
winnt der  Berechtigte  gegenwärtig,  der  Be- 
lastete verliert  oder  kann  nur  durch  Abwarten 
gewinnen.  Die  Geldabfindung  birgt  die  Gefahr 
des  Verlustes  und  der  unwirtschaftlichen  Ver- 
wendung der  Gelder  in  sich  und  schliesst  die 
fernere  Verwendung  der  Arbeitskraft  bei  Aus- 
übung der  Berechtigung  aus.  Geld  kann  die 
servitutische  Nutzung  nicht  ersetzen,  wenn  die- 
selbe um  Geld  nicht  zu  kaufen  ist,  der  Berech- 
tigte sie  aber  braucht  (Streu,  Weide).  Dem 
Zwecke  der  Ablösung  dient  nur  die  Abfindung 
mit  Geldkapital,  nicht  mit  Geldrente ;  denn  nur 
durch  erstere  wird  der  Waldeigentümer  „be- 
freit". Dagegen  kann  es  dem  Belasteten  schwer 
fallen,  grössere  Summen  zur  Ablösung  aufzu- 
bringen; dann  ist  die  Geldrente  bequemer  und 
bildet  die  erste  Etappe  der  Ablösung.  Dem 
Belasteten  muss  es  aber  immer  gesetzlich  mög- 
lich sein,  durch  Erlegung  des  Kamtalwertes 
die  Rentenzahlung  zu  sistieren.  volkswirt- 
schaftlich kann  die  Beute  gegenüber  dem  Ka- 
pital den  Vorzug  verdienen,  wenn  die  Berech- 
tigten ewiffe  Personen  (Gemeinden  etc.)  sind. 
Veränderliche  Geldrenten  bedeuten  mehr  Re- 
gulierung als  Ablösung. 

Wo  die  Ablösung  nicht  durchftihrbar 
oder  wünschenswert  ist,  kann  wenigstens 
die  Regulierung  oder  Regelung  ver- 
mittelnd eingreifen.    Dieselbe  besteht  in  der 


Feststellung  oder  Aenderung  des  Umfanges 
der  Servituten  sowie  in  der  räumlichen  und 
zeitlichen  Ordnung  der  Ausübung  zum 
Schutze  des  belasteten  Waldes  gegen  Be- 
schädigung, Missbräuche  und  Uebergiiffe, 
üebernutzung,  Hinderung  einer  rationellen 
Wii'tschaftsführuQg  und  zur  Aufrechthaltung 
der  Nadihaltigkeit.  Die  Regulierung  kann 
bezwecken:  1.  die  ümwaadhmg  in  eine 
andere  Nutzung  irgendwelcher  Art  von 
gleichem  Werte  für  den  Berechtigten  (Nadel- 
holz statt  Laubholz  bei  Aenderung  der  Holz- 
und  Betriebsart) ;  2.  die  Verlegung  der 
Servituten  durch  Uebertragung  des  Nutzungs- 
rechtes auf  einen  anderen  Waldteü;  3.  die 
Fixierung  des  Nutzungsmasses  oder  der 
Grundlagen  desselben  (Anzahl  der  Festmeter 
Holzes,  Viehzahl,  Feststellung  der  Gebäude- 
dimensionen bei  Bauholzberechtigungen);  4. 
die  Einschränkung  der  Menge  oder  Fläche 
bei  Unzulänglichkeit  des  Waldes  für  immer 
oder  auf  die  Dauer  der  letzteren  (Holz- 
reduktion, Verbot  der  Weide  in  bestimmten 
Beständen  und  Zeiten);  5.  die  Festsetzung 
der  Art  und  Zeit  und  Mittel  zur  Ausübung 
(Streugewinnung  vor  dem  NadelabfcJle  im 
Herbste,  die  zu  verwendenden  Instrumente 

—  hölzerne  Rechen,  Art  des  Transportes). 

—  Die  Bestimmungen  über  die  Regelung 
sind  meistens  in  den  Ablösungsgesetzen 
niedergelegt. 

10.  Der  Holzhandel  a)  Holzbewe- 
gang  in  Europa.  Innerhalb  Europas  kann 
man  unterscheiden: 

1.  Länder,  welche  mehr  Holz  produzieren, 
als  sie  selbst  verbrauchen  können :  Russland 
mit  Finland,  Schweden,  Norwegen,  Oester- 
reich-Ungam,  Serbien  (Exportländer). 

2.  Länder,  welche  viel  Holz  erzeugen, 
aber  trotzdem  auf  den  Bezug  fremder  Hölzer 
zur  vollständigen  Deckung  des  eigenen  Be- 
darfes angewiesen  sind :  Deutschland,  Frank- 
reich, Schweiz,  Rumänien  (schwankend),  Bul- 
garien. 

3.  Länder,  welche  so  wenig  Holz  pro- 
duzieren, dass  sie  zur  Befriedigung  ihres 
Bedarfes  das  meiste  Holz  aus  dem  Auslande 
beziehen  müssen :  England,  Belgien,  Nieder- 
lande. Dänemark,  Spanien,  Portugal,  Italien, 
Griecnenland,  Türkei 

Demnach  hat  der  Osten  und  Norden 
Europas  Holzüberfluss ,  der  Westen  und 
Süden  Mangel,  die  mittlere  Staatengruppe 
einen  die  eigene  Produktion  überschreiten- 
den Bedarf.  Innerhalb  Europas  bewegt  sich 
daher  der  Holzhandel  in  westlicher  und  süd- 
licher Richtung.  Ausserdem  bezieht  Europa 
grosse  Holzmengen  aus  Amerika.  —  Man 
kann  den  Wert  sämtlicher  Holzmengen  (aus- 
schliesslich der  feineren  Holzwaren),  welche 
die  europäischen  Staaten  jährlich  unter  sich 
im  Aussenhandel  austauschen,  auf  1,3 — 1,4 
Milliarden  Mark  veranschlagen. 
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b)  Deutsohes  Beioh.  Ueber  die  Holz- 
einfuhr und  Ausfuhr  giebt  die  nachfolgende 
Tabelle  Aufschluss.  Die  Mehi-einfuhr  be- 
trägt gegenwärtig  6  bis  7  Millionen  Kubik- 
meter. ^)  Veranschlagt  man  die  deutsche 
Nutzholzproduktion  auf  16,5  Millionen  Kubik- 
meter jährlich,  so  beträgt  die  Mehreinfuhr 
30  ^/o  von  dieser.  Bei  einer  durchschnittlich- 
iälirlichen  Holzproduktion  von  3,54  fm  pro 
Hektar  und  einem  Nuizholzanfall  von  1,17  fm 
(33^/'o)  wäre  zur  Deckung  der  Mehreinf  uhi-  eine 
Waldfläche  von  4  273000  ha  über  die  vor- 
handene hinaus  erforderlich.  Die  zur  Auffors- 
tung noch  geeignete  Fläche  in  Deutschland 
wurde  ausschliesslich  der  Staaten  Bayern, 


Mecklenburg-Schwerin  und  Sachsen-Weimar 
1898  mit  676947  ha  ermittelt.  Zuzüglich  der 
in  den  genannten  drei  Staaten  vorhandenen 
aufforstungsfähigen  Badenflächen  kann  man 
annehmen,  dass  im  Deutschen  Reiche  noch 
hö<?hstens  1  Million  Hektar  Waldboden  auf- 
geforstet werden  kann.  Aufforstungen  von 
grösserer  Ausdehnung  könnten  nur  auf  Kosten 
des  landwii'tschaftlichen  Areals  erfolgen. 
Daraus  erhellt,  dass  Deutschland  au(^  in 
Zukunft  unter  keinen  Umständen  im  stände 
sein  wird,  seinen  Holzbedarf  durch  eigene 
Erzeugnisse  zu  decken,  sondern  dass  es 
immer  auf  die  Einfuhr  aus  dem  Auslande 
angewiesen  sein  wird. 


Einfuhr  und  Ansfnhr  an  Gesamtnutzholz  im  freien  Verkehr  des  deutschen  Zollgebietes  (Specialbandel;. 


Einfuhr 

Aasfnhr 

Mehreinfuhr 

Einfahr 

Ansfohr 

Mehreinfolu 

Jahr 

Jahr 

1000 

Wert 

1000 

Wert 

1000    1  Wert 

1000 

Wert 

1000 

Wert 

1000 

Wen 

Tonnen 

MUl.  M. 

Tonnen 

Hill.  M. 

Tonnen, Min.  M. 

Tonnen 

MiU.  M. 

Tonnen 

MiU.  M. 

Tonnen 

MUI.M. 

1842—46 

609 

465 

144 

1878 

2996 

168,2 

I117 

61,3 

1879 

106.9 

1847-50 

506 

555 

—49 

1879 

2583 

131,2 

IUI 

60,5 

1472 

70,8 

1861-54 

763 

742 

21 

1880 

1765 

76,0 

827 

41,8 

938 

34^ 

1865-59 

832 

912 

-80 

1881 

1920 

85,9 

588 

33,6 

1332 

52^5 

1860-64 

1224 

1256 

—32 

1882 

1769 

76,8 

635 

34,2 

1134 

41.6 

1862 

1302 

1272 

30 

1883 

1940    i     85,1 

617 

36,5 

1323 

416 

1863 

1202 

1327 

-125 

1884 

1947    '     82,8 

594 

32,4 

1353 

SOA 

1864 

1415 

977 

438 

1885 

2684    ,  103,0 

544 

27,3 

2140      75,7 

1866 

1338 

II 50 

188 

1886 

1831    1     73,0 

490 

26,0 

1341 

47,0 

1866 

1895 

890 

1005 

1887 

2244    ,     92,9 

468 

24,0 

1776 

6S,0 

1867 

1569 

886 

683 

1888 

2619      108,9 

406 

21,7 

2213 

87r2 

1868 

1759 

1239 

520 

1889 

3247       145,4 

297 

16,7 

2950 

laSj 

1869 

2929 

876 

2053 

1890 

3281       144,3 

299 

15,8 

2982 

I2S,5 

1870 

1885 

642 

1243 

1891 

2841       134,1 

342 

18,4 

2499 

"5i7 

1871 

1850 

848 

1002 

1892 

3296       156,6 

296 

15,9 

3000  ,  140,7 

1872 

3522 

1328 

2194 

1893 

3077    •  158,0 

246 

13,2 

2831 

144,8 

1873 

4008 

1112 

2896 

1894 

2769    .  132,8 

263 

14,0 

2506 

118.8 

1874 

3830 

253,1 

1127 

82,7 

2703 

170,4 

1895 

2944       149,6 

274 

14,0 

2670 

135.6 

1875 

3171 

202,4 

1045 

70,8 

2126 

131,6 

1896 

3385    ,  187,0 

295 

16,0 

3090 

i7»,o 

1876 

3170 

183,2 

1290 

82,1 

1880 

101,1 

1897 

4081    1  250,2 

351 

23,9 

3730 

226^ 

1877 

3404 

175,1 

1141 

66,5 

2263 

108,6 

1898 

4773 

308,7 

338 

22,7 

4435 

286,0 

Yon  der  Gesamtnutzholzeinfuhr  Deutsch- 
lands wurden  in  1000  Tonnen  geliefert  von 

Russland  ^^^^l!^}^^-  Schweden   g^J;^ 


1880 
1886 
1890 
1895 
1896 
1897 


818 

843 
1685 

1317 
1440 

1675 
1852 


Ungarn 
682 

715 
im 
1080 
1312 

1511 
1890 


103 

143 
291 

332 
395 

457 

511 


8 
17 
51 
115 
121 
205 
271 


Yon  der  gesamten  Nutzholzeinfuhr  treffen 
28^/0  auf  das  Schnittholz,  12^lo  auf  Roh- 
holz  und  längsachsig  beschlagene   Stämme 


^)  1  Tonne  =  1000  kg  =  20  Centner.  Bei 
der  Verzollung  des  Holzes  wird  im  deutschen 
Zollgebiet  1  fm  =  600  kg  gesetzt.  Damach 
entsprechen  einer  Tonne  1%  fm  (Kubikmeter). 


(Rohholz  hat  einen  geringeren  Zoll  zu 
bezahlen).  Wie  bei  der  Gesamteinfuhr- 
menge,  so  steht  auch  bei  letzterem  Sortimeat 
Russland  obenan;  die  meisten  Schnittwaren 
liefert  Schweden.  Das  Laubholz  nimmt  an 
der  Gesamteinfuhr  mit  kaum  mehr  als 
10—150/0  teil,  alles  übrige  Holz  ist  Nadel- 
holz. Nach  Sortimenten  getrennt  betrug  die 
Einfuhr  in  1000  Tonnen  aus: 

Gesamt-    Russ-    Oesterr.-  Schwe-       Ver. 
einfuhr     land      Ungarn      den       Staaten 
1.  Rohnutzholz  (ZoUtarif  13c  1  exkl.  Fassdanben) 


1886 
1890 
1895 
1896 
1897 


1140 
2008 
1701 
1861 

2175 
2586 


616 

1177 

822 

880 

1076 

1209 


503 
781 

757 
936 
1044 

1307 


4.S 
ii,i 
16,5 
15,9 
17,1 
21.8 
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1886 
1890 
1895 
18% 
1897 
1898 

1886 
1890 
189Ö 
1896 
1897 
1898 


Gesamt-    Riiss-    Oester.-  Schwe-       Ver. 
einfnhr      land      Ungarn    den       Staaten 
2.  längsachsig  beschlagen  (13  c  2) 


234 
481 
401 
505 
541 
668 


168 

344 
265 

325 
343 

404 


38 

96 

98 

137 

145 

185 


19 
33 
32 

35 
31 
49 


367 
717 

752 

919 

1260 

1399 


3.  Schnittnutzholz  (13  c  3) 


48 
159 
210 
228 
248 
229 


120 
196 
123 
192 
283 
361 


123 
256 
297 
355 
422 

457 


4,6 
3,5 
3,6 

5,6 
7,3 

6,6 
33 
77 
85 
153 
200 


Die  Nutzholzausfuhr  aus  dem 
deutschen  Zollgebiete  geht  immer 
mehr  ziurück.  Der  Hauptausfuhrartikel  ist 
Rohnutzholz.  Für  Schnittwaren  war  früher 
Frankreich  ein  guter  Abnehmer,  seit  1892 
ist  aber  der  Export  dorthin  auf  die  Hälfte 
gesunken;  die  grössten  Mengen  nehmen 
nunmehr  die  Schweiz  und  England  auf. 
Im  ganzen  betrug  die  Nutzholzausfuhr  nach : 

1886  1890  1895  1896  1898 


Frankreich  .  . 
Grossbritannien . 
Belfi-ien  .  .  . 
Niederlande  .  . 
Schweiz     .    .    . 


120 

59 

36 

44 

83 

46 

71 

68 

41 

31 

Tausend  Tonnen 
31        32 

57 

55 


42 


56 

55 
49 
53 


17 
90 

53 
51 
42 


Die  Einfuhr  und  Ausfuhr  von  Brenn- 
holz gleicht  sich,  abgesehen  von  den  jähr- 
lichen Schwankungen,  fast  ganz  aus ;  gegen- 
wärtig überwiegt  die  Einfuhr  etwas.  (1897 
Einfuhr  166,  Ausfuhr  138  Tausend  Tonnen.) 

Die  Holzproduktions-  und  Kon- 
sumtionsverhältnisse innerhalb 
Deutschlands  sind  sehr  verschieden.  Es 
giebt  Staaten  und  Provinzen,  die  nicht  im 
stände  sind,  ihr  erzeugtes  Holz  selbst  zu 
verbrauchen,  und  dasselbe  daher  nach  aussen 
abstossen  müssen,  und  andererseits  solche, 
die  ihren  Bedarf  nur  unter  Beiziehung 
fremden  Holzes  befriedigen  können.  Ex- 
portstaaten sind  die  süddeutschen  Staaten 
Bayern,  Württemberg  und  Baden,  auch  El- 
sass-Lothringen ;  Importstaaten  Sachsen  und 
Preussen.  Preussen  zerfällt  aber  wieder  in 
zwei  Teile,  von  denen  der  grössere^  das 
sind  die  östlichen  und  mittleren  Provmzen, 
Holz  ausführt  und  der  kleinere  westliche 
Holz  in  grossen  Mengen  importiert.  Daher 
kommt  es,  dass  bei  den  ZoU-  und  Eisen- 
bahntariffi'agen  die  Interessen  der  einzelnen 
Teile  Deutschlands  sich  oft  ge^nüber- 
stehen.  Bayern  allein  führt  jährlich  IV2 
Millionen  fm  Nutzholz  aus  mit  einem  Werte 
von  50  Millionen  Mark. 

c)  Uebrige  Länder.  Oesterreich- 
Ungarn  nimmt  als  Holzlieferant  auf  dem 
europäischen  Holzmarkt  neben  Russland  und 


Schweden  eine  herrschende  Stellung  ein. 
Seine  Handelswege  gehen  zu  Wasser  und 
per  Eisenbahn  nach  allen  Himmelsrichtungen. 
Der  Aufschwung  des  österreichisch-ungari- 
schen Holzexportes  ist  ganz  enorm,  wie  fol- 
fmde  Zahlen  beweisen  (für  Brennholz, 
utzholz,  Holzkohlen,  ordinäre  Holzwaren 
ausschliesslich  Holzstoff  und  Cellulose): 

Einfuhr        Wert       Ausfuhr       Wert 
1000  Tonnen  Mill.  fl.  1000  Tonnen  Mül.  fl. 

1848  —  0,45             —  2,28 

1851  —  1,52             —  6,13 

1855  279  3,81             421  9,04 

1860  235  3,16             721  14,72 

1865  148  2,06  II  IG  24,26 

1870  264  3,44  1082  23,88 

1875  183  3,04  1249  37,84 

1880  173  2,30  1746  44,78 

1885  228  5,10  2248  67,79 

1890  221      .     6,31  2475  68,45 

1892  135  3,66  2149  61,26 

1894  154  4,03  2265  67,49 

1896  253  5,10  2718  77,83 

1897  215  4,92  3029  88,00 

In  den  drei  Jahren  1895—1897  entfällt 
der  grösste  Teü  der  Einfuhr  auf  Russland 
mit  30— 35<^/o  und  Deutschland  mit  24  bis 
30^/0  der  Gesamteinfuhr;  der  Anteil  Ru- 
mäniens ist  von  13®/o  im  Jahre  1895  auf 
32^10  im  Jahre  1897  gestiegen. 

Von  der  Gesamtmenge  der  Holzaus- 
fuhr erhielten  1897  Deutschland  allein 
56  «/o  (1892'95  51  «/o),  ItaUen  18  »/o,  Russ- 
land und  die  Balkanländer  10  ^/o,  Frank- 
reich 6®/o,  Schweiz  3,4%.  —  Selir  bemer- 
kenswert ist  die  Steigerung .  des  Exportes 
aus  Galizien  und  der  Bukowina  seit  dem 
Jahre  1885.  Nach  der  Statistik  der  Güter- 
bewegung auf  deutschen  Eisenbahnen  betrug 
die  Einfuhr  von  Holz  aus  diesem  Gebiete 
nach  Deutschland  1885  44,  1890  182,  1895 
292^  1896  376  Tausend  dz,  jene  aus  dem 
übrigen  Oesterreich  ausschliesslich  Ungarn 
213,  265,  247,  327  Tausend  dz.  Dazu 
kommen  noch  die  Schnittholzmengen,  welche 
seit  1896  aus  Ost^izien  über  Galatz  und 
Odessa  auf  dem  Schwarzen  und  Mittelländi- 
schen Meere  nach  Rotterdam  und  von  da 
nach  Deutschland  verfrachtet  werden. 

Russland  ist  vermöge  seines  Wald- 
reichtums, seiner  dünnen  Bevölkerung, 
seiner  niedrigen  Arbeitslöhne  und  seiner 
bequemen  Transportwege  der  bedeutendste 
Holzlieferant  Europas  und  wird  es  nament- 
lich in  Zukunft  noch  mehr  werden  als  bis- 
her, da  die  Abnutzung  geringer  ist  als  der 
Zuwachs.  Nächst  Deutschland  sind  Eng- 
land, Holland,  Fi-ankreich  und  Belgien  die 
Hauptabsatzgebiete  für  russisches  Holz; 
grosse  Mengen  gehen  auch  über  das 
schwarze  Meer  in  den  Orient  Der  Wert 
der  Holzausfuhr  betrug  1869/71  durchschnitt- 
lich 12,9,  1872/74  28,6,  1882,83  36,5,  1885 
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26,5,  1890  30,2,  1895  38,9,  1896  45,6,  1897 
53,4,  1898  56,0  Millionen  Rubel.  Die  Ein- 
fuhr ist  gering. 

Finland  lebt  vom  Holzhandel.  Der 
Gesamtwert  des  Holzexportes  macht  melir 
als  die  Hälfte  des  Wertes  aller  ausgefilhr- 
ten  Waren  aus.  Der  Wert  des  ausi;< «führ- 
ten Nutzholzes,  zimi  grössten  Teüe  Säge- 
ware, betnig  1836  4,3,  1856  5,5,  1805  isj, 
1875  37,7,  1SS5  39,4,  1891  44,8,  189-1  61,2 
Millionen  Francs.  Dazu  kommen  no<'li  be- 
deutende Mengen  Bi-ennholz   (1890  606000, 

1894  784870  fm),  Teer  (1S94  13im53  lü 
mit    1820742    Fmncs  Wei-t)   und  Holzstoff. 

1895  betrug    die    Gosamtholzausfuhr    2,74, 

1896  2,70  Millionen  cbm  (inkl.  Brennholz). 
Der  Hauptexport  geht  nach  PIngland  (1894 
^3)  und  Frankreich,  dann  folgen  Deutsch- 
knd,  Holland,  Spanien,  Belgien,  Dän(^mark. 
Der  finländischc^  Holzhandel  fühlt  sich  soli- 
darisch verbimden  mit  dem  sdiwedisehen 
und  dem  norwegischen  mid  losgelost  von 
dem  russischen.  Der  uordist'he  Holzhandel <-. 
begreift  die  erstei-en  drtM  Länder  in  sich. 

8  o  h  w  e  d  e  n  exjiortiert  hauptsäclüich 
Schnittwaren  und  Holzstoff;  in  der  Her- 
stellimg  beider  Produkte  nimmt  es  die  ei*ste 
Stelle  in  Euroi)a  ein.     Es  betrug  die 

Wert 

Mill.  Kronen 

(a  1,12  M.) 

18,15 

88,00 

108,65 

116,70 

143,04 

138,43 


Das  meiste  schwedische  Holz  geht  nach 
England,  dann  folgen  der  Reihe  nach 
Franki-eich ,  Deutschland  (haui)tsächlich 
Bretter),  Niederlande,  Dänemark,  Belgien, 
Spanien.  Aber  auch  nach  Afrika,  Algier, 
Austi^alien,  Bi-asilien,  Capland,  Aegypten 
findet  es  seinen  Weg.  —  Die  Einfuhr  ist 
gering. 

Norwegen.  Die  hauptsächlichsten 
Ausfuhrartikel  sind  Holz  und  Fische.  Der 
norwegische  Holzhandel  ist  sehr  alt  und 
hat  die  Waldungen  gründlich  verwüstet. 
Daher  kommt  es,  dass  die  Holzausfuhr  nicht 
wie  in  allen  anderen  Exportländern  mit  der 
Entwickelung  des  Yertehrs  zugenommen 
hat,  sondern  in  Abnahme  begriffen  ist. 
Noch  mehr  gilt  dies  von  der  Qualität  des 
Holzes,  da  die  alten  Hölzer  mehr  und  mehr 
verschwinden.  Es  betrug  der  Holzexport,  in 
tausend  Standards  ä  4,67  fm  1664  240, 
1770  170,  1805  268,  18H0  194,  1850  198, 
1873  500,  1881  418,  1887  398,  1895  358. 
In  Festmetern  betrug  die  Ausfuhr  1886  bis 
1890    durchschnittlich    1H55541,    1891—95 


1780689, 1896  1846098, 1897  2095111.  Die 
Abnehmer  sind  in  erster  Linie  England,  dann 
Frankreich,  Belgien,  Holland,  Deutschland. 
Frankreich  bezieht  sein  Holz  aus 
OesteiTeich-Ungarn  (Fassdauben),  Schweden- 
Norwegen,  Deutschland,  Bussland^  Amerika. 
Schweiz.  Specifische  französische  Import- 
artikel sind  Holzstoff,  Cellulose  und  Fass- 
dauben.    Es  beti'ug  der  Wert  der 


1827 
1840 
1850 
1860 
1868 


Aus- 
Einfuhr      fuhr 
Mül.  Frcs. 


20,4 

34,9 

50,1 

123,6 

179,4 


4,5 

4,7 

4,7 

21,7 

34,8 


1875 
1880 
1890 
1896 
1897 


Aus- 
Einfuhr     fuhr 
MilLFrc^. 


164,1 
278,0 
157,9 
149,6 
154,6 


41.4 
34,S 
42,9 
48,9 
50.2 


Die  Schweiz  zählt  zu  den  Holzeinfuhr- 
ländern; die  Bilanz  ist  folgende: 


Einfuhr  Wert 

1000  Tonnen  Mill.Frs. 


Ausfuhr 

Mill.  cbm 

1854 

— _ 

870/78 

3,23 

1885 

1889 

5,60 

1892 

5,80 

1894 

6,15 

1895 

6,12 

1896 

6,69 

1887 
1890 
1893 
1896 
1897 
1898 


203 
242 
231 
318 
335 
216 


7,8 
11,2 
10,9 
18,6 
20,5 
19,6 


Ausfuhr  Wert 

1000  Tonnen  MüI-Fk. 

124  5,4 

108  4.9 

55  2,1 

61  2,3 

68  2,6 

61  2.4 


Die  einführenden  Länder  sind  Deutsch- 
land, Oesterreich-Ungarn,  Frankreich.  Die 
Ausfuhr,  welche  immer  mehr  zurückgeht, 
gellt  liauptsächlich  nach  Frankreich  (1891 
52131,  1894  27772  Tonnen)  und  Italien. 

England  ist  vermöge  seiner  geringt?a 
Bewaldung,  seiner  hochentwickelten  Indiis- 
tiie  und  seiner  Kohlen  Produktion  für  Holz 
das  aufnahmefähigste  Land  der  Welt.  Der 
enghsche  Holzkonsum  beeinflusst  den  ganzen 
Weltholzhandel  und  die  Höhe  der  Holzpreise. 
Die  Einfuhr  betnig: 


Mill.  fm 

Wert  Mill 
Pfd.  St€rl. 

1856/66 

4,2 

— 

1867/76 

6,9 

— 

1880 

9,1 

— 

1891 

9,5 

15:6 

1894 

11,0 

18,4 

1896 

12,5 

21:3 

1897 

14,4 

25,4 

1898 

12,9 

23,5 

Die  Hauptbezugsländer  sind  Schweden- 
Norwegen,  Kussland,  Amerika. 

Belgien  verbraucht  ebenfalls  sehr  viel 
fremdes  Holz  aus  Schweden,  Russland, 
Deutschland,  Frankreich. 


Ein- 

Aus- 

Ein- 

Aas- 

fuhr 

fuhr 

fuhr 

fuhr 

Mül. 

Fi-s. 

Mill 

Frs. 

1835       2,6 

2,3 

1880 

58,0 

11,0 

1850       4,3 

2.4 

1890 

70,4 

13,3 

1860      16,1 

1,5 

1898 

77,4 

n,9 

1870     22,4 

2,6 

1894 

83,0 

14,0 

1896  betrug  die  Einfuhr  1,2  MilL  cbm. 
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Die  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  sind  den  europäischen  Ex- 
portstaaten in  den  letzten  Jahren  ein  sehr 
^efähi-licher  Konknn-ent  geworden.  Der 
"Wert  der  Holzansfuhr  inklusive  der  Holz- 
fabrikate betrug  1880  89,  1895  144  Müli- 
onen  Mark.  Davon  gingen  1895  für  8,8 
Millionen  Mark  nach  Deutschland.  —  Ca- 
nada  führte  1895  für  100  Millionen  Mark 
Holz  aus,  davon  nichts  nach  Deutschland. 

d)  Mn  sehr  wichtiger  Einfuhrartikel 
Deutschlands  ist  die  Gerberrinde  (Eichen- 
rinde). Die  Einfuhr  derselben  w^ar  von 
1822—1879  zoUfrei.  Erst  1879  \vurde  ein 
Zoll  von  0,50  Mark  pro  100  kg  darauf  ge- 
legt, 1885  beibehalten  und  1892  im  Ver- 
tragstarif abgeschafft  im  Interesse  der 
Ijederindustrie.  Die  Schäl  wald  fläche  in 
Deutschland  beträgt  445156  ha  (1893);  die- 
selbe liefert  jährlich  800000  Doppelcentner 
iiinde.  Yon  1888—1897  wiu-den  jährlich 
rund  94000  Tonnen  mehr  eingeführt  als 
ausgeführt,  1898  106  Tonnen.  Um  diese 
Mengen  im  Inlande  zu  erzeugen,  wäre  eine 
AValdfläche  von  500000  ha  über  die  vor- 
liandene  Schälwaldfläche  nötig.  Es  wäre 
nicht  unmöglich,  diese  Fläche  für  den 
Eichenschäl  wald  zu  gewinnen.  Wirtschaft- 
lich ist  dies  aber  gegenwäiidg  ausge- 
sclilossen,  weil  die  Rindenpreise  so  niedrig 
stehen,  dass  die  Rindenzucht  sich  nur  noch 
schlecht  lohnt.  Der  Grund  hierfür  ist 
weniger  in  der  starken  Einfuhr  von  Rinde 
zu  suchen  als  vielmehr  in  der  Verwendung 
von  SuiTOgaten,  vor  allem  von  Quebracho- 
holz. 

Von  der  eingeführten  Menge  Rinde  lie- 
fert Oesterreich- Ungarn  55®/o,  Frankreich 
25^/0,  Belgien  10  »/o.  Die  Rinde  dieser 
Länder  ist,  weil  in  milderem  Küma  er- 
wachsen, ^rbstoffreicher  und  daher  kon- 
kurrenzfähiger als  die  deutsche  Rinde. 

Quebrachoholz  kommt  aus  Argentinien; 
es  ist  bedeutend  gerbstoffreicher  als  die 
Eichenrinde,  kürzt  die  Dauer  des  Gerbpro- 
zesses ab  und  verbilligt  die  Lederfabrikation 
ganz  enorm.  Der  Betrieb  liegt  ganz  in  den 
Händen  des  Grosskapitales.  Die  wiederholt 
betriebene  Forderung  der  Kleingerber  und 
Schäl  Waldbesitzer  auf  Einführung  eines 
QuebrachozoUes  blieb  bisher  erfolglos.  Die 
Einfuhr  des  Quebracho  desselben  belief  sich 
1885—1887  auf  jährlich  53400  Doppel- 
centner,  1888  166082,  1890  217  602,  1895 
876057,  1896  673950,  1897  814970  1898 
1  135070  bei  einem  Werte  von  6,2  Millionen 
Mark. 

e)  Fapierholz.  .  Eine  wesentliche  Stei- 
gerung des  Holzkonsums  ist  seit  den  70  er 
Jahren  durch  die  Holzstoff-  und  Cellu- 
losefabrikation  eingetreten.  Holzstoff 
(Holzschliff)  ist  mechanisch,  durch  Sclileifen 
zerkleinertes  Holz,   Cellulose  (Zellstoff)  die 


durch  Kochen  mit  chemischen  Stoffen  ge- 
wonnene reine  Holzfaser.  Schon  1765  bis 
1772  stellte  der  evangelische  Pfarrer  in 
Regensburg  J.  Ch.  Schaff  er  Papier  aus  der 
Samenwolle  des  Wollgrases  und  der  Pappel 
her  und  später  aus  Holzsägespänen,  ange- 
regt durch  den  Hinweis  Reaumure,  dass  die 
Wespennester  aus  Holzfaser  betstehen.  Auch 
das  Kochen  des  Holzes  in  Lauge  soll 
Schäffer  schon  versucht  haben.  Diese 
Ideeen  giiff  dann  erst  später  der  sächsische 
Webermeister  J.  G.  Keller  wieder  auf,  der 
1843  auf  einem  gewöhnlichen  Schleifstein 
die  ersten  Schleifversuche  machte  und  so 
diese  bedeutende  Industrie  in  die  richtigen 
Bahnen  lenkte.  Die  erste  Holzstofffabrik 
entstand  zu  Anfang  der  1850  er  Jahre  in 
Sachsen,  1857  wm^e  die  erste  in  Schweden 
errichtet.  Die  Cellulosefabriken  ei-scheinen 
in  Deutschland  erst  in  den  70  er  Jahren. 
In  welcher  Weise  diese  Industrie  sich  seit- 
her entwickelte,  zeigen  folgende  Zahlen.  Es 
bestanden 

Holzstofffabriken 

im  Jahre    1871    1890    1896    1898 

in  Deutschland    ...  69  534  580       601 

„  Oesterreich-Üngarn .  23  211  229 

„  Schweiz —  —  13 

„  Schweden   ....  6  120  — 

„  Norwegen  ....  —  20  — 

„  Russland    ....  —  —  22 

„  Finland 12 

Cellulosefabriken 

in  Deutschland    .    .    .  i  63  69         71 

„  Oesterreich-Ungam .  o  28  33 

„   Schweiz —  —         7 

„  Schweden-Norwegen  i  58  — 

„  Fiuland —  18  — 

Die  Holzstofffabriken  arbeiten  mit  Wasser- 
kraft, ziehen  dem  Walde  nach  und  liegen 
in  den  Händen  von  Kleinindustriellen. 
Die  Cellulosefabriken  erfordern  grösseres 
Kapital  und  können  die  Dampfkraft  nicht 
entbehren.  Der  Holzverbrauch  der  deutschen 
Schleifereien  beträgt  gegenwärtig  685000  fm, 
jener  der  Cellulosefabriken  850000  fm 
Nadelholz,  in  erster  Linie  Fichte.  Der  Vor- 
teil für  die  Foratwirtschaft  liegt  darin,  dass 
die  schwachen,  sonst  nur  als  Brennholz  um 
geringe  Preise  oder  gar  nicht  absetzbaren 
NadeÜiölzer  jetzt  flott  verkauft  werden  und 
durch  die  so  geschaffene  Konkurrenz  alle 
Holzpreise,  namentlich  die  Brennholzpreise, 
gestiegen  sind.  Die  Rentabilität  der  rrivat- 
waldwirtschaft  ist  an  vielen  Orten  diu*ch 
das  »Papierholz«  erst  geschaffen  worden. 

In  Deutschland  ist  beim  Holzstoff  die 
Einfuhr  grösser  als  die  Ausfuhr,  bei  der 
Cellulose  ist  die  Ausfuhr  grösser  als  die 
Einfuhr,  wie  folgende  Tabelle  zeigt: 
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Holzstoff 

C  el lul 0  se 

Einfahr  |  Ansfahr 

Einfahr  |  Ansftüir 

Tansend  Doppeicentner 

1889 

48 

81 

56 

406 

i8yo 

91 

62 

76 

381 

1891 

65 

52 

77 

467 

1892 

134 

72 

122 

496 

1893 

210 

70 

109 

520 

1894 

79 

59 

73 

481 

1896 

70 

70 

123 

495 

1896 

73 

71 

158 

499 

189V 

99 

57 

177 

550 

1898 

108 

30 

181 

568 

Das  Hauptaiisfuhrland  für  dentsclien 
Holzstoff  und  deutsche  Cellulose  ist  i'nuik- 
reich,  Einfuhrland  für  Holzstoff  Russland, 
für  Cellulose  Oesten-eich  -  Ungarn  und 
Schweden. 

Der  Export  von  Holzinasse  stieg  in 
Schweden  von  9<l03  Tonnen  im  Jahre 
1881  aux  133889  Tonnen  im  Jalire  1895; 
in  Finland  von  2427  Tonnen  im  Jahre 
1875  auf  20441  Tonnen  im  Jahre  1894. 
Aus  Oesterreich-Ungarn  wunlen  1895 
14792,  1896  18331,  1897  20172  Tonnen 
Holzstoff  und  37  517,  37059,  36437  Tonnen 
Cellulose  ausgeführt;  beide  Artikel  zu- 
sammen bezifferten  noch  1887  17900,  1897 
dagegen  56000  Tonnen  mit  einem  Werte 
von  6,65  Millionen  Gulden.  Die  Absatz- 
länder sind  Italien  und  Deutschland  (je  28^.  0), 
dann  Frankreich  (20^/0). 

11.  Holzzoll,  a)  Deutsches  Beich. 
HolzeinfuhrzöLle  bestanden  in  dem  preussisch- 
deutschen  Zollgebiet  von  1819—1865  in 
wechselnden  Tarifsätzen  für  das  auf  dem 
WassetM'oge  eingeführte  Holz,  da  die  Ein- 
fuhr auf  dem  Landwege  nicht  in  Betracht 
kam.  Vom  1.  Juü  1865  ab  bis  zum 
1.  Oktober  1879  bestand  für  Nutzholz  aUer 
Art  Zollfreiheit,  Durch  das  SchutzzoUge- 
setz  vom  15.  Juli  1879  wurde  die  Holzein- 
fuhr mit  Zoll  belastet.  Die  Zollsätze  unter 
Position  13  a— c  waren  für  100  kg 
folgende :  a)  Brennholz,  Reisig  frei ;  b)  Holz- 
borke und  Gerberlohe  0,50  Mark;  c)  Bau- 
und  Nutzholz:  1.  roh  oder  bloss  mit  der 
Axt  vorgearbeitet  0,10  Mark,  2.  gesagt  oder 
auf  anderem  Wege  vorgearbeitet  o<ler  zer- 
kleinert, Fassdauben  und  ähnliche  Säge- 
oder Schnittwaren,  auch  ungeschälte  Korb- 
weiden und  Beifenstäbe  0,25  Mark.  Diese 
Sätze  betnigen  2—3  ®/o  vom  Werte  des  Roh- 
nutzholzes und  3—5,5^/0  vom  Werte  des 
Schnittholzes.  Sie  drängten  zwar  die  Ein- 
fuhr etwas  zurück  (s.  oben  die  Tabelle  S.  1 172), 
aber  nicht  in  dem  Masse,  wie  die  Schutzzoll- 
freunde es  wünschten.  Durch  die  Zolltarif- 
novelle V.  22.  Mai  1885  wurde  daher  der 
Zoll  erhöht  und  eine  weitere  Scheidung  der 
Sortimente   vorgenommen.     Als    dann    mit 


Wirkung  v.  1.  Februar  1892  ab  das 
Deutsche  Reich  mit  einer  Reihe  von  Staaten 
Handels-  und  Zollverträge  abechloss,  blieb 
der  1885  er  Tarif  als  »Allgemeiner  Tarife 
bestehen,  während  für  die  Vertragsstaaten 
ein  besonderer  »Vertragstarif«  mit  ermässig- 
ten  ZoUsätzen  geschaffen  wurde.  Diese 
Sätze  des  Vertragstarifes  genlessen  auch  die 
sogenannten  meistbegünstigten  Staaten,  wozu 
ausser  den  Vertragsstaaten  die  sämtlichen 
übrigen  Staaten  zählen,  die  für  den  deutschen 
Holzhandel  Bedeutimg  haben  (nicht  meist- 
begünstigt sind  zur  Zeit  Spanien,  Japan, 
China).  Thatsächlich  kommt  also  für  die 
Holzeinfuhr  nach  Deutschland  gegenwärtig 
nur  der  ermässigte  Vertragstarif  in  Betracht 
Der  deutsche  HolzzoUtarif  nach  dem 
Stande  v.  1.  Februar  1892  ist  folgender: 


Allge- 
meiner 
Tarif 


Ycr- 

trags- 

tarif 


13a.  Brennholz,  Schleifholz, 
Holz  zur  Cellnlosefabri- 
kation  nicht  über  1  m 
lang  nnd  nicht  über  18  cm 
am  schwächeren  Ende 
stark ;  Reisiff ,  Besen  von 
Reisig,  Holzkohlen,  Loh- 
kachen 

13  b.  Holzborke  and  Gerber- 
lohe      

13c.  Ban-  nnd  Nutzholz: 

1)  roh  oder  lediglich  in 
der  Querrichtung  mit 
der  Axt  oder  Säge  be- 
arbeitet oder  bewald- 
rechtet, mit  oder  ohne 
Rinde,  eichene  Fass- 
dauben     

2)  in  der  Richtnng  der 
Längsachse  beschla- 
gen oder  auf  anderem 
Wege  als  durch  Be- 
waldrechtong  vorge- 
arbeitet oder  zer- 
kleinert ;  Fassdauben, 
welche  nicht  unter 
Nr.  13  c  1  fallen,  un- 
geschälte Korbweiden 
und  Reifenstäbe,  Na- 
ben, Felchen,Speichen 

3)  in  der  Richtung  der 
Längsachse  gesägt, 
nicht  gehobelte  Bret- 
ter; gesägte  Kant- 
hölzer und  andere 
Säge-  und  Schnitt- 
waren  


pro 
100  kg 
Mark 


pro 
100  k? 
Mark 


frei    I    frei 


I 


0,50 


frei 


0,20 


0,40        0,30 


ofio 


Die  Verzollung  kann  ausser  nach  dem 
Gewichte  auch  nach  Festmetern  geschehen, 
für  welchen  Fall  1  fm  =  600  kg  zu  setxen 
ist     Für   den   Festmeter  gelten   also  die 
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sechsfachen  Beträge  der  obigen  Zollsätze. 
Diese  etwas  einseitige  und  auch  beim  Nadel- 
liolz  nicht  ganz  zutreffende  Unterstellung 
h.at  zolltechnisch  den  Vorzug  der  Einfachheit 
gegenüber  dem  französischen  Verzollungs- 
system, bei  welchem  für  jede  Holzart  das 
Verhältnis  zwischen  Mass  und  Gewicht  be- 
sonders festgestellt  ist 

Für  die  Indusüieen  des  Qrenzbezirkes 
lind  für  den  häuslichen  oder  handwerks- 
mässigen  Bedarf  der  Bewohner  des  Grenz- 
bezirkes besteht  filr  das  mit  Zugtieren  oder 
in  Traglasten  transportierte  Nutzholz  Zoll- 
freiheit (G.  V.  18.  Mai  1895). 

Die  Zollsätze  des  Veiiragstarifes  betra- 
gen vom  Werte  des  Rohnutzholzes  rund 
6  ^/o,  des  längsachsig  beschlagenen  3,6  %, 
des  Schnittholzes  14%. 

Die  Einnahmen  des  Reiches  aus  dem 
Holzzoll  beliefen  sich  von  1894—1898  auf 
10,6,  10,6,  12,6,  15,6,  17,9  Millionen  Mark, 
das  sind  2,7 — 3,5%  aller  Zolleinnahmen. 

Als  direkteste  Gegner  stehen  sich  bei 
jedem  Schutzzoll  auf  bodenwirtschaftliche 
Erzeugnisse  Produzent  imd  Konsument 
gegenüber.  Der  Waldbesitzer  sucht  durch 
AnsschHessung  fremder  Konkurrenz  hohe 
Holzpreise  zu  erzielen,  der  Konsument  des 
Holzes  durch  reiche  Zufuhr  möglichst  billig 
zu  kaufen.  Zwischen  diesen  steht  eine 
ganze  Reihe  von  Interessenten,  die  aus  Ge- 
schäftsrücksichten bald  dem  Freihandel,  bald 
dem  Schutzzoll  das  Wort  reden  müssen 
und  eigentlich  durch  keine  Art  von  Zoll- 
politik ganz  zufrieden  zu  stellen  sind.  Die 
früher  oft  aufgeworfene  Frage,  ob  hohe 
Holzpreise  zu  Aufforstungen  ermuntern  oder 
umgekehrt  zu  Waldabschwendungen  führen, 
ist  für  Deutschland  nach  den  statistischen 
Nachweisen  der  letzten  Zeit  ziemlich  gegen- 
standslos geworden,  üebemutzungen  und 
Abholzungen  im  grösseren  Massstabe  ohne 
Rücksicht  auf  die  Zukunft  werden  weder 
durch  hohe  Holzpreise  angeregt  noch  durch 
niedrige  hintangehalten,  sondern  bilden  die 
regelmässigen  Begleiterscheinungen  allge- 
meiner wirtschaftlicher  Krisen  und  unsolider 
Spekulationszeiten.  Auch  die  fi-anzösische 
Zollkommission  konstatierte,  dass  in  Frank- 
reich die  Erhöhung  der  Waldrevenuen  keine 
Entwaldungen  zur  Folge  haben  werde.  Der 
Holzhandel  in  Form  des  Zwischenhandels 
befindet  sich  im  allgemeinen  bei  hohen 
Holzpreisen  wohler  als  bei  niedrigen,  da 
hochwertige  voluminöse  Produkte  den  Trans- 
port auf  weite  Entfernungen  besser  vertra- 
gen und  daher  ein  ^sseres  Marktgebiet 
gewinnen  können.  Nicht  in  letzter  Linie 
sind  an  der  Holzzollpolitik  auch  die  grösse- 
ren Handelsplätze  interessiert.  Dem  wieder- 
holten erfolgreichen  Verlangen  russischer 
Holzhändler  nach  einem  HolzeinfuhrzoU 
nach  Russland  widersetzte  sich  z.  B.  stets 


das  Börsenkomitee  Odessas,  weil  hierdurch 
die  Eisenbahn-  und  Schiffahrtsgesellschaften 
und  die  Stadt  Odessa  einen  Einkommens- 
ausfall von  ^/4  Millionen  Rubel  erleiden 
müssten. 

Die  Einführung  des  HolzzoUes  ist  für 
jedes  Land  eine  Frage  der  zeithchen  Zweck- 
mässigkeit und  steht  in  engstem  Zusammen- 
hang mit  der  gesamten  Zollgesetzgebimg. 
In  den  Zollverträgen  machen  (üe  forstlichen 
Produkte  nur  einen  geringen  Teil  der 
sämtlichen  Positionen  aus  und  müssen  da- 
her sehr  oft  andere  Waren  kompensieren, 
da  jeder  Zollvertrag  auf  einen  Kompro- 
miss  hinausläuft  Holzumsatz  und  Im- 
port sind  auch  vielweniger  beein- 
flusst  von  den  Zöllen  als  von  der 
Eisenbahntarifpolitik,  der  Mög- 
lichkeit des  Transportes  zu  Wasser 
und  von  der  Valuta. 

Zu  Gunsten  eines  Schutzzolles 
auf  Holz  in  Deutschland  wird  geltend  ge- 
macht, dass  durch  Erschwerung  der  fremden 
Holzeinfuhr  die  Rentabilität  der  heimischen 
Forstwirtschaft  steige,  und  zwar  einerseits 
infolge  der  dadurch  bedingten  Steigenmg 
der  Holzpreise,  andererseits  durch  die  ge- 
schaffene Möglichkeit,  mehr  Nutzholz  aus- 
halten zu  können.  Die  Wirkung  davon  sei, 
dass  der  vor  Konkurrenz  geschützte  Wald 
besser  gepflegt  werde  und  dass  daher 
Deutschland  seinen  Holzbedarf  im  Laufe 
der  Zeit  unabhängig  vom  Auslande  durch 
eigene  Produktion  befriedigen  könne.  Ausser- 
dem wird  der  Schutz  der  nationalen  Arbeit 
betont :  Niedrige  Waldrente  bedinge  niedrige 
Löhne;  die  Einfuhr  von  zugerichtetem  Holz 
bringe  den  deutschen  Arbeiter  um  die 
Arbeitsgelegenheit,  schädige  die  Holzin- 
dustrie. 

Die  Freihändler  begründen  ihr  Pro- 
gramm damit,  dass  die  Industrie  und  der 
Zwischenhandel  durch  Zollbelastung  ge- 
schädigt werde,  das  deutsche  Holz  quali- 
tativ schlecht  und  quantitativ  unzureichend 
sei,  dass  die  Eigenschwere  des  Holzes  ein 
genügendes  Schutzmittel  wäre  und  die 
nolzvorräte  des  Auslandes  infolge  der 
Raubwirtschaft  ohnehin  bald  erschöpft  seien, 
Holzverteuerung  Waldzerstönmg  im  Gefolge 
habe  und  nur  dem  Grossgrundbesitz  auf 
Kosten  der  Gesamtheit  des  Volkes  zu  gute 
komme.  (»Man  verteuert  sogar  den  Sarg  des 
Arbeiters«.) 

Weder  die  Befürchtungen  der  Freihänd- 
ler noch  die  Hoffnungen  der  Schutzzoll- 
freunde  sind  in  Erfüllung  gegangen.  Der 
gegenwärtige  Stand  der  Frage  ist  vielmehr 
folgender:  Bewiesen  ist,  daßs  Deutschland 
seinen  Holzbedarf  weder  jetzt  noch  in  Zu- 
kunft durch  die  eigene  Produktion  decken 
kann.  Eine  voUständige  Yerdrängiing  des 
fremden   Holzes   ist  daher  Volkswirtschaft- 
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lieh  oin  Diner  clor  Unninprlichkeit.  Eine 
Verminderung  der  Einhihr  lial>en  die  Holz- 
zolle nicht  zur  Folge  gehabt,  \ielmehr  sind 
seit  1H79  die  Einfuhrmengen,  —  auch  unter 
der  Aera  der  issfier  höheren  Sätze  —  fort- 
während gestiegen.  Der  Zoll  wird  vom 
Ausland  getragen  l)ezw.  dm*ch  entsprechende 
Ausnützung  der  AVasserstrassen  und  Ge- 
staltung der  Eisen  bah  ntarife  wirkungslos 
gemacht.  Eine  Erhöhung  der  Holzpreise 
duix.»h  die  Holzzölle  ist  nicht  nachweisbar. 
Vielmehr  ist  die  namhafte  iSteigerung  der 
Pi-eise  auf  die  grossen?  Nachfrage  nach  Holz 
infolge  des  Aufs(»hwiHiges  in  der  Industrie, 
dor  reg(»n  Bauthätigkeit  und  des  starken 
Verbrau(;hs  der  Holzstoff-  \md  Collulosefa- 
l>riken  zurückzuführen.  Dafür  ist  Beweis, 
dass  die  Steigenme:  der  Holzi)reise  vollstän- 
dig i«irallel  läuft  mit  der  Steigerung  d«M" 
Holzfnnfuhr. 

Eine  Utopie  ist  es,  zu  glaubon.  dass  die 
HolzvoiTäte  der  imj)oitiercnden  Staaten  bald 
ersohöpft  seien.  Abgosehen  davon,  dass 
jetzt  überall  für  die  Wiederauffoi-stung  der 
abgeholzten  Flächen  forstpolizeilich  gesorgt 
wird,  sind  die  Holzvoiräte  in  diesen  I^ändorn 
noch  so  gross,  dass  mit  der  Müglic^hkeit 
einer  Ei-schöpfung  auf  die  Zeit  der  nächsten 
Generation  hinaus  nicht  zu  nnihnen  ist. 

De  lege  fennula  ist  kein  Grund  vorhanden, 
die  bestellenden  Holzzölle  wesentlich  zu  er- 
höhen; denn  die  Rentabilität  der  A\'ald- 
wirtsciiaft  hat  schon  bei  den  jetzigen  Zoll- 
siUzen  —  oder  vielleicht  besser:  unabhängig 
von  diesen  —  einen  sehr  befriedigenden 
Aufschwung  genommen,  so  dass  eine  ganze 


Reihe  von  Gründen,  die  früher  für  den 
.  Holzzoll  ins  Feld  geführt  wurden ,  heiit»^ 
I  nicht  mehr  geltend  gemacht  werden  kann. 
\  Wenn  gegenwärtig  die  Holzpreise  in  ein- 
zelnen AValdgebieten  noch  nicht  die  er- 
wünschte Höhe  erreicht  haben,  so  liegt  der 
Grund  hierfür  in  dem  Mangel  an  Veiiehr?- 
wegen  im  Walde  und  ausserhalb  dessell-en 
sowie  in  dem  Mangel  an  industriellen  An- 
lagen. In  den  Staats  Waldungen  wird  auch 
oft  die  Wirtschaft  ohne  Rücksicht  auf  die 
Bedürfnisse  des  Holzmarktes  geführt  und 
in  die  bureaukratische  Schablone  eingezwängt. 
Alle  diese  hemmenden  Ursachen  können 
durch  keinerlei  Art  von  Zollpolitik  aus  «ler 
Welt  geschafft  werden.  —  Die  bestehende 
Differenzienmg  zwischen  Rohnutzholz  und 
Schnittholz  muss  zum  S<'hutz  der  deutschen 
ArVjeit  aufrecht  erhalten  werden. 

b)  Uebrige  Staaten.  Die  Holzzolltarife 
aller  Staaten  sind  zusammengestellt  in: 
»Systematische  ZusammensteUung  der  Zöll- 
tarife des  In-  und  Auslandes.  K  Land- 
wii'tschaft.  Herausgegeljen  vom  Reich>aint 
des  Innern.  Berlin  1898<.  Hierauf  sei  hier 
verwiesen.  Für  Rohnutzholz  haben  nur 
Frankreich,  Spanien  und  Rumänien  im  Ver- 
tragstarif höhere  Zölle  als  Deutschland,  für 
Schnittholz  nur  Frankreich,  für  dünne  Bretter 
Portugal  und  Rumänien.  Die  Zollgesetz- 
gebung der  meisten  Staaten  datiert  vom 
Jahre  1892.  Um  einen  Vergleich  mit  den 
deutschen  Zollsätzen  zu  ermöglichen,  be- 
rechnete ich  folgende  Tabelle,  die  die  gelten- 
den Tarife  für  100  kg  in  Mark  angiebt. 


Gegenwärtig  gültige  Zollsätze  verschiedener  Staaten  pro  100  kg  in  Mark  (Maximal-  und  Minimaltarife' 


Deutsch- 
land 

Frankreich 

Schweiz 

Italien 

Rnss- 
land 

Spanien 

Portn- 

Ru- 
mä- 

Ser- 
bien 

i. 

Max.  i  Min. 

Max.   !    Min. 

Max.    I    Min. 

Max.    Min. 

Max.  :  Min. 

nien 

r 

Rohnutzholz  .    . 

0,20,  0,20 

0,80    1  0,52 

0,16      0,12 

0,40  frei 

frei 

0,80  ^  0,67 

\o,i8 
>  per 
J  Stück 

4,0 

HT 

Beschlagene  Höl- 

1 

1 

1 

1 

1 

zer     ...    . 

0,40  0,30 

1,20    j  0,80 

0,16      0,12 

0,40 

frei 

0,40 

0,80    0,67 

4,0 

a 

! 

bis  1,40  bis  1,00 

s 

Schnittwaren 

1 ,00!  0,80 

1,20   ]  0,80 

0,80   !  0,56 

0,56 

frei 

i|i9 

0,80 ,  0,67 

I,o6 

4,0 

o.!;bL- 

bis  2,0  bis  1,40 

(0,32)    (0,32) 

,    7   » 

bi84,54 

CFicktet- 

0,8 

^ 

eichen  eichen 

StäBM 

o,5j) 

Fassholz  (i>aui)«n) 

0,20 

0,20 

1,00 

0,60 

0,32    1  0,12 

0,40 

frei 

4,76 
(.fertig) 

0,60 

0,40 

— 

0,80 

0 
^ 

Brennholz .    .    . 

frei 

frei 

0,16 

0,16 

0,016 

0,016 

frei 

frei 

frei 

0,10 

0,08 

0,045 

0,20 

frei 

X 

Holzkohlen    .    . 

frei 

frei 

1,20 

0,80 

0,16 

0,08 

frei 

frei 

0,20 

biBO,6o 

0,79 

0,10 

o,oS 

0,91 

1,28 

frei 

Gerbrinde .    .    . 

0,50 

frei 

1,20 

0,80 

0,016 

0,016 

fiel 

frei 

0,24 

0,20 

2,27 

frei 

fra 

Dazu  kommt  Belgien:  Eichen-  imd 
Nussbaiimholz  pro  ebra  0,S0  Mark,  sonstiges 
Bauholz  roh  0,80  Mark,  Schnittholz  4,80 
Mai-k,  gesägte  Balken  (seit  1897)  1,60  Mark, 
alles  pro  cbm ;  Kohle,  Gerbrinde,  Papierholz 
frei .  —  B  u  1  g  a  r  i  e  n :  8  '^/o  vom  Werte,  Eichen- 
rinde  frei.  —  Griechenland:   Schiffbau- 


holz, Brennholz  frei;  Kohle  pro  100  kg 
0,94  Mark;  rohes  Taimen-  und  Rchtenliolz 
zum  Hausbau,  auch  in  Balken  oder  Bohlea 
1,80,  in  Stämmen  107,  Eichenholz  l,«Xi, 
Fassdauben  und  Bucnenholz  0,63,  Bretter 
3,76,  Rinde  31,25  Mark. 

Zollfreibeit  für  eingeführtes  Holz  l»e- 
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steht  in  Oesterreich-Üngarn,  Schweden-Nor- 
wegen, Grossbritannien,  Niederlande,  Italien 
(nach  dem  Vertragstaidf). 

12.  Der  Holztransport  Für  denselben 
stehen  die  Landwege,  Wasserati-assen  und 
die  Eisenbahnen  znr  Yerfügiing.  Die  Ver- 
frachtung per  Achse  anf  dem  Landwege  hat 
bei  einer  Entfernung  von  20  km  ihre  äusserste 
Grenze  erreicht.  Für  den  Grosshandel 
kommen  daher  nur  die  beiden  anderen  AVege 
in  Betracht. 

a)  Der  Holz transp  ort  zu  Wasser.  Der 
weitaus  billigste  Transport  für  Holz  ist  der 
AVassertransport.  Die  Trift,  d.i.  die 
Methode,  bei  welcher  die  Holzstücke  einzeln 
in  das  fliessende  Wasser  geworfen  und  von 
demselben  fortgetragen  werden,  hat  nur  für 
lokalen  Verkehr  Bedeutung  und  wird  wegen 
der  grossen  damit  verbimdenen  Verluste 
immer  mehr  eingeschränkt. 

Dagegen  nimmt  die  Flösserei  trotz 
ihrer  Nachteile  im  euroi)äischen  Holzhandel 
eine  dominierende  Stellung  ein.  Auf  der 
Memel,  Weichsel  und  Elbe  wird  mindestens 
die  Hälfte  des  gesamten  deutschen  Holz- 
importes  nur  aus  Russland  und  Böhmen 
über  die  deutsche  Zollgrenze  geflosst,  vom 
eingeführten  Rohnutzholz  allein  ca.  90%. 
In  Schiffe  verladen  kommen  30  %  aller  ein- 
geführten Hölzer  bis  zur  deutschen  ZoU- 
gi'cnze.  Im  ganzen  sind  es  60 — IS^Io 
(1887 — 1896)  des  gesamten  Holzimportes, 
welche  auf  dem  Wasserwege  nach  Deutsch- 
land gelangen ;  20  %  werden  per  Eisenbahn, 
hauptsächhch  aus  Oesten-eich- Ungarn,  dahin 
gebi-acht.  Die  Ueberlegenheit  Russlands, 
Schwedens  und  Amerikas  auf  dem  Welt- 
holzmarkte gipfelt  in  erster  Linie  in  dem 
Vermögen,  den  Wasserweg  benutzen  zu 
können.  Die  Flösserei  dient  gegen wäi-tig 
nur  noch  dem  Rohholztransjwrt,  da  geflösste 
Schnittwaren  zu  grosse  Einbusse  an  der 
Qualität  erleiden.  Die  Billigkeit  der  Wasser- 
fracht gegenüber  der  Eisen bahnfracht  wird 
durch  folgende  Beispiele  ins  Licht  gesetzt. 
Von  den  nördlichen  skandinavischen  Häfen  I 
bis  Köln  kostet  bei  2500  km  Entfernung  die 
Seefracht  für  Sä^ewaren  8V2  Mark  pro  cbm, 
von  München  bis  Köln  auf  der  Eisenbahn 
(681  km  Entfernung)  10  Mark;  von  Florida 
(Amerika)  bis  Köln  (12000  km)  21  Mark. 
Nach  den  Angaben  der  französischen  Zoll- 
kommission kostet  der  Transport  einer  Tonne 
Fassdauben  (und  aller  anderen  Holzsortimente) 
von  Fiume  oder  Triest  auf  eine  Entfernung 
von  5000  km  per  ScMff  12— 15  Franas,  von 
Remiremont  nach  Bordeaux  dagegen  35  Frane-s 
auf  875  km  Entfernung.  Der  Wert  einer 
Tonne  Fassdauben  beträgt  in  Frankreich 
350--400  Francs,  der  Eingangszoll  hierfür 
7,50  Francs,  der  Seetransport  15  Francs!  — 
Auf  dem  Rheine  sind  jetzt  Schiffe  eingestellt, 
die  30000  Centner  \md  darüber  fassen  und 


tragen.  Diese  Last  entspricht  150  Wagen- 
ladungen der  Eisenbahn  in  4  Güterzügen 
mit  3000  fm  Schnittholz.  Ein  guter  Schlepp- 
dampfer kann  90000  Centner  =  12  Eisen- 
bahnzüge =  9000  fm  Holz  zu  Berg  schleppen. 

Trotz  dieser  enormen  Leistungsfähiglceit 
der  Wasserstrassen  spielt  im  deutschen 
inländischen  Holzverkehr  der  Bahn- 
transport eine  grössere  Rolle  als  die  Wasser- 
fracht. Dies  hat  seinen  Gnmd  darin,  dass 
im  Deutschen  Reiche  das  Eisenbahnnetz  viel 
dichter  ist  als  das  Netz  der  schiffbaren 
Wasserstrassen  (Verhältnis  3,4 : 1)  und  dass 
der  Wassertransport  doch  verschiedene  Nach- 
teile in  sich  birgt.  Er  ist  oft  undurchführ- 
bar und  zwar  gerade  während  der  verkehrs- 
reichsten Herbst-  und  Wintermonate  wegen 
Eises,  Hochwassers,  Mangels  an  Wasser  und 
vollzieht  sich  sehr  langsam. 

Eine  Statistik  über  die  Mengen  des  auf 
den  deutschen  Wasserstrassen  bewegten 
Holzes  besitzen  wir  nicht,  da  die  amthchen 
Erhebungen  ausser  beim  Durchgange  durch 
die  Zollgrenze  nur  an  solchen  Durchgangs- 
stellen stattfinden,  welche  üebergänge  aus 
einem  der  Hauptströme  und  Flussgebiete 
in  das  andere  büden;  ferner  an  solchen 
Hafenplätzeu ,  welche  als  Konsumtionsorte 
oder  als  AnmeldesteUen  für  die  Flösserei 
von  besonderer  Wichtigkeit  sind.  Schätzungs- 
weise kann  man  indessen  feststellen,  dass 
jährlich  7 — 8  Millionen  fm  Holz  zu  Wasser 
und  17  Millionen  fm  zu  Eisenbahn  bef()rdert 
werden. 

b)  Der  Eisenbahntransport.  Auf  den 
deutschen  Eisenbahnen  wimien  1885  8,6, 
1890  9,1,  1896  11,5,  1897  12,6  Millionen 
Tonnen  Holz  befördert  (1  Tonne  =  1 2/s  fm). 
Davon  treffen  auf  Rimdholz  und  roh  be- 
schlagene Stämme  24  "/o,  auf  Schnittwaren 
38®/o,  Brennholz,  Schwellen,  Schleifholz  etc. 
38®/o. — Die  Tarifpolitik  der  Eisenbahn vei-wal- 
tungen  hat  auf  die  Gestaltimg  des  Holzhandels 
den  mächtigsten  Einfluss  und  ist  im  stände, 
die  Wirkung  der  Zollgesetzgebung  vollstän- 
dig aufzuheben  bezw.  zu  korrigieren.  So  ist 
bekannt,  dass  die  östeiTeich  -  ungarischen 
Bahnverwaltungen  seit  Einführung  der  deut- 
schen Holzzölle  mit  der  Herabsetzung  der 
Holzfi-achttarife  bis  an  die  Grenze  des  Mög- 
lichen gegangen  sind  (50  ^/o  Ermässigimg) 
und  so  den  prohibitiven  Zweck  der  deut- 
schen Einfuhrzölle  vollständig  vereitelt  haben. 
Zum  Beweis  für  die  Macht  der  Eisenbahnen 
sei  nur  erwähnt,  dass  für  einen  Waggon 
Holz  (10000  kg)  an  der  deutschen  Zollgrenze 
an  Eingangszöllen  für  Rohnutzholz  20  Mark, 
längsachsig  beschlagenes  30  Mark,  Schnitt- 
waix^n  80  Mark  zu  zahlen  sind.  Diese  Zoll- 
sätze entsprechen  den  Eisenbahnfrachtkosten 
auf  eine  Entfeniung 
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in  Prenssen  in  Bayern 

von  33  km        45  km   für  Rohnntzholx 
^    59    „  ^2     n    längsachsig  beschlagenes 

„  225    „  225     „    Schnittnutzhok 

Nun  handelt  es  sich  aber  beim  Ilolztrans- 
port  von  Süd-  und  Ostdeutschland  an  den 
Rhein  meist  um  Entfemungen  von  über 
600  km! 

Nach  dem  »deutschen  Eisenbahngüter- 
tarif« erfolgt  der  Holztransport  nach  drei 
Tarifklassen.    Es  fallen  unter: 

Specialtarif  I  (der  teuerste)  diejeni- 
gen Hölzer,  welche  nicht  Gegenstand  eines 
betriebsgemässen  Einschlages  in  der  mittel- 
europäischen Forst-  und  Landwirtscliaft  sind ; 

Specialtarifll  sämtliches  i  uländische 
Holz  ohne  Unterschied,  ob  verarbeitet  oder 
nicht,  soweit  nicht  durch  den  folgenden 
Tarif  ausgenommen* 

Specialtarif  III  Holz  bis  zu  2,5  m 
Ijänge  (Papierholz),  Stockholz,  Eisenbahn- 
schwellen, Gnibenholz  etc. 

Die  Höhe  der  Tarifsätze  für  jeden  ein- 
zelnen Specialtarif  und  innerhalb  dieses 
wieder  für  jede  Sortimentengruppe  wird  von 
jeder  Eisenbahnverwaltung  nach  eigenem 
Ermessen  bezw.  besonderer  Vereinbarung 
festgesetzt.  Von  der  grossen  Reihe  der  hier 
einschlägigen  Fragen  seien  hier  nur  die 
wichtigsten  hervorgehoben. 

1.  Tarifierung  des  Rund-  und 
Schnittholzes  (Sp.  T.  II).  Beide  Sorti- 
mente befördern  alle  deutschen  Staatsba^nen 
und  Hauptprivatbahnen  zu  dem  gleichen 
Tarife  mit  Ausnahme  der  bayerischen, 
wUrttembergischen  \md  badischen  Staats^ 
eisenbahnen,  weiche  ftlr  Rimdholz  einen 
billigeren  Frachtsatz  als  für  Schnittholz 
haben.  Der  Streckensatz  beträgt  für  Schnitt- 
holz in  ganz  Deutschland  3  Pfennige  für  den 
Tonnenkilometer,  die  Abfertigungsgebühr 
120  Pfennige  für  die  Tonne.  Dieselben 
Sätze  gelten  für  Rundholz;  nur  in  den  ge- 
nannten drei  süddeutschen  Staaten  treten 
an  deren  Stelle  2,7  Pfennige  und  70  Pfen- 
nige. Ausser  diesen  allgemeinen  Tarifen 
haben  fast  alle  Staaten  noch  besondere  Aus- 
nahmetarife für  bestimmte  Verkehrsgebiete, 
Nach  dem  in  der  Eisenbahntarifpolitik  gel- 
tenden Grundsatze,  dass  die  Tarifsätze  mit 
dem  Werte  der  beförderten  Güter  steigen 
und  fallen  sollen  und  dass  das  Rohmaterial 
billiger  zu  verfrachten  sei  als  die  daraus 
hergestellte  Ware,  muss  die  in  Süddeutsch- 
land geltende  Differenzienmg  zwischen 
Rundholz-  und  Schnittholztarifen  als  die 
richtigere  gegenüber  der  preussischen  glei- 
chen Behandlung  beider  Sortimente  bezeich- 
net werden.  Denn  das  Schnittholz  ist  gegen- 
über dem  Rundholz  in  Vorteü  1.  durch  die 
bessere  Ausnützung  des  Ladegewichtes  der 
Eisenbahnwagen.  Auf  einen  Waggon  von 
10000    kg    können    14—17    fm    Rundholz, 


20  fm  Seimittholz  und  20—30  fm  gehobelte 
Hölzer  verladen  werden,  weil  das  verarbei- 
tete Holz  trockener  und  leichter  ist.  Bei 
gleichen  Frachtsätzen  zahlt  also  Schnittholz 
25^/0  der  Raummasse  nach  weniger  als 
Rundholz.  2.  kommt  in  Betracht,  £iss  zur 
Herstellung  einer  bestimmten  Gewichtsmenge 
Schnittholz  eine  bedeutend  grössere  Gewidits- 
menge  Rundholz  erforderlich  ist  Aus  5fm 
Rohholz  lassen  sich  ungefähr  3  fm  Schnitt- 
waren gewinnen  (60 — 66  ®/o).  Der  Rwndholz- 
händler  liat  also  34— 40<^/o  Ballast  mitzu- 
zahlen. 3.  Das  Schnittholz  hat  einen  höhe- 
ren Wert  als  Rundholz;  ersteres  zahlt  auf 
den  preussischen  Bahnen  dem  Wertverhält- 
nis nach  54®/o  weniger  als  Rimdholz.  Im 
Interesse  der  Waldbesitzer  soll  daher  eine 
Differenz  zwischen  Rundholz-  und  Sctoitt- 
holztarifen  bestehen.  Ist  dies  nicht  der  Fall, 
dann  ist  der  Rundholzhandel  auf  grössere 
Entfemungen  per  Eisenbahn  unmöglich  ge- 
macht« und  der  Schnittholzhändler  erhält 
beim  Einkaufe  im  Walde  ein  Monopol,  da 
der  konkurrierende  Rundholzhändler  ver- 
drängt ist. 

2.  Die  Tarifierung  des  Papier- 
holzes, des  Grubenholzes  und  der 
Eisenbahnschwellen  (Sp.  T.  ni).  Hier 
bestehen  auf  den  deutschen  Eisenbahnen  die 
verschiedensten  Tarife.  Preuseen  ^it  1. 
April  1897)  und  die  pfälzischen  Bahnen 
haben  für  alle  in  Sp.  T.  Hl  aufgefüluien 
Hölzer  den  sogenannten  Rohstofftarif  einge- 
führt (1—350  km  2,2  Pfennige,  für  jeden 
weiteren  Kilometer  1,4  Pfennige,  Abfertigimg 
70  Pfennige).  Bayern  hat  seit  1.  Juli  1897 
denselben  Tarif  für  Grubenholz.  Für  Schleif- 
holz (bis  3,5  m  I^änge  und  20  cm  Durch- 
messer) im  Inlandsverkehr  und  für  Sendun- 
gen nach  Sachsen  und  Thüringen  hat  Bayern 
einen  besonderen  Ausnahmetarif  (2  Pfennige 
Streckensatz,  60  Pfennige  Abfertigungsge- 
bühr). Ferner  hat  Bayern  noch  einen  dntten 
Tarif  für  Rundholz  bis  zu  2,5  m  Länge  ohne 
Beschränkimg  des  Durchmessers  und  für  alle 
übrigen,  bisher  nicht  genannten  Hölzer  der 
Sp.  T.  III,  nämlich  die  normalen  Sätze  dieses 
Specialtanfes  (bis  100  km  2,7  Pfennige  und 
70  Pfennige  Abfertigimgsgebühr,  über  100  km 
2,2  Pfennige  und  120  Pfennige  Abfertigungs- 
gebülu").  Diese  Sätze  gelten  auch  nodi  in 
Württemberg  und  Baden,  da  diese  Staaten 
den  Rohstofftarif  für  Holz  bis  jetzt  nicht 
angenommen  haben.  Im  Interesse  der  Wald- 
wirtschaft ist  es  gelten,  dass  die  hier  in 
Betracht  kommenden  Sortimente,  namentlich 
das  Papierholz,  möglichst  billig  befördert 
werden.  Denn  der  Aufechwung  der  Wald- 
rente in  letzter  Zeit  ist  hauptsächlich  auf 
den  Verbrauch  der  Holzstoffe  und  Cellulose- 
fabriken  an  minderwertigen  Hölzern  zurück- 
zuführen. Die  auf  Verteuerung  dieser  be- 
stehenden Tarife  gerichteten  Bestrebungen 
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der  Schnittholz-  und  Rundholzhändler  sind 
daher  energisch  zu  bekämpfen. 

3.  Die  Frage  der  Staffeltarife. 
La  den  Kreisen  von  Holzhändlern  und  nord- 
deutschen Waldbesitzern  wird  gefordert,  für 
alle  Holzsortimente  auf  allen  deutschen  Eisen- 
bahnen Staffeltarife  mit  fallender  Skala  ein- 
zufuhren. Dieses  Programm  wird  von  seite 
der  süddeutschen  Waldbesitzer  mit  guten 
Gründen  bekämpft.  Die  Staffeltarife  sind 
von  zwei  Gesichtspunkten  aus  zu  betrachten : 
einmal  hinsichtlich  ihrer  Wirkung  auf  den 
Absatz  des  im  Inlande  erzeugten  Holzes 
und  dann  im  Hinblick  auf  die  dadurch  auch 
dem  ausländischen  Holze  gewährte  Trans- 
porterleichterung innerhalb  des  deutschen 
Kelches.  —  Das  Centrum  des  Deutschen 
Holzhandels  liegt  am  Rhein;  dorthin  geht 
das  meiste  aus  Süddeutschland  zum  Export 
gelangende  Holz.  Holz  aus  den  östlichen  Pro- 
vinzen Preussens  kann  bei  den  jetzigen 
preussischen  Eisenbahntarifen  wegen  der 
hohen  Frachtkosten  nicht  an  den  Rhein  ge- 
bracht werden.  Mit  Einführung  der  Staffel- 
tarife wäre  dies  aber  möglich,  und  die  na- 
türliche Folge  würde  die  sein,  dass  das  süd- 
deutsche Holz  dort  zurückgedrängt  oder 
wenigstens  im  Preise  gedrückt  würde.  Da- 
zu ist  Preussen  im  stände  vermöge  des  nie- 
deren Standes  der  Holzpreise  im  Walde, 
gegen  welche  der  Mehrbetrag  der  Trans- 
jK)rtkosten  gegenüber  dem  süddeutschen 
Holze  nicht  ins  Gewicht  fällt.  Die  Wald- 
preise des  Holzes  sind  in  Süddeutschland 
um  mindestens  100  ^/o  höher  als  im  östlichen 
Preussen.  Selbst  wenn  hier  die  Preise  in- 
folge der  Staffeltarife  imi  25%  steigen 
wüiden,  betragt  der  Unterschied  noch  75  %. 
Cnd  nehmen  wir  hiervon  nochmal  25  ®/o  weg 
auf  Rechnung  der  grösseren  Transportweite, 
dann  ist  das  ostpreussische  Holz  am  Rheine 
immer  noch  um  50  ®/o  konkun-enzfähiger  als 
das  süddeutsche.  —  Aehnlich  verhält  es  sich 
mit  der  Zufuhr  des  ausländischen,  speciell 
des  russischen  Holzes  an  den  Rhein.  Wer- 
den Staffeltarife  eingeführt,  dann  sind  ver- 
möge derHandelsverh%e  die  deutschen  Eisen- 
bahnverwaltungen  verpflichtet,  das  Holz 
Österreich-ungarischen  und  russischen  Ur- 
sprunges nach  den  Sätzen  derselben  zu  be- 
fördern. Das  russische  Rundholz,  welches 
bis  jetzt  nur  auf  dem  Wasserwege  an  den 
Rhein  verfrachtet  werden  konnte,  wird  dort- 
hin mit  der  Eisenbahn  in  grossen  Massen 
geworfen  weiden  und  dem  süddeutschen 
Holz  ebenfalls  Konkurrenz  machen.  Ferner 
ist  die  Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen, 
dass  das  nissische  Holz  auch  seinen  Weg 
nach  Süddeutschland  selbst  findet. 

13.  Mineralkohle  und  Holzverbrauch. 
Die  Förderung  von  Stein-  und  Braunkohlen 
ist  im  Deutschen  Reiche  von  16,73  Millionen 
Tonnen  im  Jahie  1860  auf  105,95  Millionen 


Tonnen  im  Jalire  1896  gestiegen.  Nimmt 
man  an,  dass  eine  Tonne  Steinkohle  die 
Brennkraft  von  5  fm  Nadelholz  hat  und  eine 
Tonne  Braunkohle  die  von  3,7  fm,  so  ent- 
spricht die  Steinkohlenförderung  von  1896 
in  der  Höhe  von  79,17  Millionen  Tonnen 
einer  Nadelholzmenge  von  395850000  fm 
und  die  Braunkohlenförderung  in  der  Höhe 
von  26,78  Millionen  Tonnen  einer  Holzmenge 
von  99090000  fm.  Zur  jährlichen  Erzeu- 
gung dieser  Holzmassen  von  nmd  495  Mil- 
lionen fm  wäre  bei  einem  diux;hschnittlichen 
Abnutzungssatz  von  3,54  fm  pro  ha  eine 
Waldfläche  von  140  Millionen  ha  nötig,  d. 
i.  der  10  fache  Betrag  der  Gesamtfläche  aller 
Waldungen  Deutschlands  und  der  2  V2  fache 
Betrag  der  Flächenausdehnung  des  Deutschen 
Reiches.  —  1895  betrug  die  Steinkohlenpro- 
duktion (exklusive  Biaunkohlen)^  Europas 
341  Millionen  Tonnen  =  1705  l^üllionen  fm 
Holz.  Zur  Erzeugung  dieser  Holzmengen 
wären  482  Millionen  ha  Wald  nötig,  d.  i. 
die  Hälfte  der  Gesamtfläche  Europas.  Rech- 
net man  die  schon  vorhandene  Waldfläche 
von  300  Millionen  ha  hinzu,  so  müsste  Eu- 
ropa zu  79%  bewaldet  sein,  um  die  gegen- 
wärtige Holzproduktion  und  die  der  St  ein - 
kohlenproduktion  entsprechende  Brennholz- 
menge hervorbringen  zu  können. 

Die  Surrogierung  des  Nutzholzes  durch 
Eisen  und  Stein  und  die  des  Brennholzes 
durch  die  Mineralkohle  seit  der  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  ist  eine  feststehende  That- 
sache.  Trotzdem  ist  der  Holzverbiauch  in 
Deutschland  nicht  gesunken,  sondern  gestie- 
gen. Er  betnig  1872  ungefähr  46  Millionen 
fm,  1896  55,  1898  57  Millionen  fm.  Dieses 
Mehr  wmde  zum  Teil  im  Inlande  aufgebracht 
durch  Erhöhung  der  Abnutzungssätze  in  den 
Staats-  und  Gemeindewaltungen,  der  Rest 
wird  durch  erhöhte  Einfuhr  gedeckt  Eine 
Verschiebung  hat  aber  zwischen  dem  Ver- 
brauch von  Nutzholz  und  von  Brennholz 
stattgefimden.  Während  der  Nutzholzver- 
brauch pro  Kopf  der  Bevölkerung  gestiegen 
ist,  ist  der  Brennholzverbrauch  gesunken. 
Dieses  Sinken  ist  aber  nicht  in  demselben 
Verhältnis  erfolgt  wie  das  Steigen  des  Mine- 
ralkohlenverbrauchs. Es  betrug  nämlich  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  des  deutschen  Zoll- 
gebietes der  jährliche  Verbrauch  von: 


Nutzholz 

Brennholz 

Stein-  und 
Braunkohlen 

Ver- 

Ver- 

Ver- 

hältnis- 

hältnis- 

hältnis- 

fm 

zahl 

fm 

zahl 

Tonnen 

zahl 

1872/75 

Ot37 

100 

0,77 

100 

1,062 

100 

1876/80 

0,35 

95 

0,73 

95 

1,169 

HO 

1881/85 

Ot35 

95 

0,71 

92 

1,445 

136 

1886/90 

0,38 

103 

0,68 

88 

1,686 

»59 

1891/95 

0,40 

108 

0,64 

S3 

1,939 

1B3 

1896 

0,41 

III 

0,63 

82 

2,153 

203 
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Der  gesteigerte  Verbrauch  an  Mineral- 
kohle ist  in  erster  Linie  auf  den  Bedarf  der 
Industrie  zurückzuführen.  Für  den  Haus- 
brand der  ländlichen  Bevölkerung  ist  auch 
gegenwärtig  noch  das  Holz  das  hauptsäch- 
Bchste  Brennmaterial,  wälirend  in  den  Städ- 
ten der  häusliche  Verbrauch  des  Holzes 
diuxih  die  Steinkohle  seit  den  60  er  Jahren 
auf  Va — ^4  reduziert  wurde.  Interessant  ist 
in  dieser  Beziehung  der  statistische  Aus- 
weis über  den  Brennmaterialienverbrauch  in 
Berlin  und  Paris.  Derselbe  betrug  pro  Kopf 
der  Bevölkerimg: 


Brennholz 

Torf 

Holz- 
kohle 
Paris 

Mineralkohle 

Jahr 

Berlin|  Paris 

Berlin 

Berlin  1  Paris 

Festmeter 

Stere 

hl 

Tonnen 

1852 

— 

0,51 

— 

3,00 

— 

0,31 

1865 

— 

0,53 

— 

3,03 

— 

0,39 

1861 

o,75 

0,41 

0,67 

3,01 

0,68 

0,36 

1864 

0,78 

0,34 

0,63 

2,89 

0,81 

0,40 

1867 

0,55 

0,33 

0,41 

2,82 

0,87 

0,44 

1871 

0,52 

0,33 

0,45 

2,21 

1,08 

0,30 

1875 

0,58 

0,29 

0,39 

2,56 

1,14 

0,40 

188Ü 

0,51 

0,30 

0,15 

2,40 

^'*o 

0,48 

1884 

0,23 

0,24 

0,03 

2,19 

1,18 

0,43 

1888 

0,23 

0,24 

0,03 

1,93 

1,32 

0,54 

18^2 

0,20 

0,18 

0,03 

1,69 

1,39 

0,55 

1896 

o»i7 

i»40 

0,62 

1896 

0,15 

1,30 

0,59 

14.  Waldbrandversichenuig.  Das  Ver- 
langen nach  einer  Versicherung  der  Forsten 
gegen  Feuerschaden  wurde  seit  den  70  er 
Jahren  wiederholt  erhoben.  Praktisch  wurde 
die  Frage  zuerst  von  der  hannoverschen 
Provinzialverwaltimg  1885  in  Angriff  ge- 
nommen, das  Projekt  kam  aber  nicht  zur 
Durchführung,  weil  die  preussische  Regie- 
rung von  der  auf  Gegenseitigkeit  zu  grün- 
denden Gesellschaft  die  Dotierung  eines 
Reservefonds  von  300000  Mark  forderte.  Im 
Jahre  1895  errichtete  die  Gladbacher  Feuer- 
versicherungsgesellschaft eine  Abteilung  für 
Waldbrandversicherung,  und  damit  ist  der 
erste  Schritt  in  dieser  für  den  Kleinwald- 
besitz wichtigen  Angelegenheit  gemacht. 
Bei  dem  Mangel  an  allen  Erfahrungen  be- 
darf die  gedeihliche  Entwickelung  der  Ver- 
sicherungstechnik noch  geraume  Zeit;  vor- 
läufig befindet  sie  sich  noch  im  Stadium 
des  Versuches. 

Träger  der  Vereicherung  können  sein 
entweder  alle  Waldbesitzer  eines  Gebietes 
(Versicherung  auf  Gegenseitigkeit)  oder  be- 
stehende Versichenmgsanstalten.  Um  auch 
grösserem  Waldbrandschaden  gegenüber  ge- 
rüstet zu  sein,  müssen  erstere  einen  Garan- 
tiefonds aufbringen,  weshalb  diese  Art  der 
Versicherung  nur  schwer  zu  stände  kommt. 
Das  Bedürfnis  zur  Versicherung  der 
Forsten  ist  nicht  so  zwingender  Natur  wie 
bei   Gebäuden,    Mobilien  etc.     Wer   durch 


Feuer  sein  Haus  verliert,  ist  obdachlos  und 
meist  auch  erwerbslos;  der  Schaden  diirdti 
Waldfeuer  wird  dagegen  erst  später  finan- 
ziell fühlbar  und  lässt  sich  unter  Umständen 
auf  viele  Jahre  verteilen.  Die  Eigentümer 
grosser  Waldkomplexe,  vor  aUen  der  Staat 
haben  kein  Bedürfnis  nach  einer  Waldbrand- 
versicherung ,  weil  die  Kosten  ausser  Ver- 
hältnis zum  Nutzen  stehen  würden.  Vor- 
teile bringt  sie  nuj-  dem  kleinen  Waldbe- 
sitzer. 

In  sämtlichen  Waldangen  Preussens  kamen 
1881—1894  durchachnittUchiährlich  388  Wald- 
brände vor  auf  einer  Brandfläche  von  1962  ha 
mit  einem  Schaden  von  383  207  Mark  (Gesamt- 
waldfläche 8192  505  ha).  In  den  prenssischen 
Staatswaldungen  ereicn^eten  sich  von  1880—1893 
durchschnittlich  24  Waldbrände  mit  542  ha  Um- 
fang, das  sind  %  vom  Tausend  der  Torhandenen 
Fläche.  In  den  bayerischen  Staatswaldongen 
wurden  1885— 1894  jährlich  115  ha  durch  Brand 
betroffen  bei  einer  Waldfläche  von  872  262  ha, 
1896  nur  58  ha  (Schaden  1890  3897  Mark,  1894 
6743  Mark,  1895  2274  Mark,  1896  10465  Mark}. 
In  Oesterreich  wurden  1881—1896  jährlich  im 
Durchschnitte  1370  ha  mit  einem  Werte  von 
66  128  Gulden  durch  Fener  geschädigt  bei  einer 
Gesamtwaldfläche  von  9709620  ha.  —  Ans 
dieser  Statistik  geht  deutlich  hervor,  dass  im 
Hinblick  auf  den  ^ringen  Schaden  fär  den 
Staat  die  „SelbstTersicherong"  das  Zweckmässig- 
ste  ist. 

Die  Versicherungspflicht  muss 
sich  billigerweise  auf  alle  Bestände  des 
Waldbesitzers  bis  zum  versicherungspflich- 
tigen Alter  erstrecken  (Gladbach  60  Jahre). 
Aeltere  Bestände  sind  von  der  Versicherungs- 
pflicht auszuschliessen,  weil  eine  Vemidi- 
timg  des  Holzes  bis  zur  Unbrauch  barkeit 
hier  nie  eintritt.  Gegenstand  der  Ver- 
sicherung kann  nur  der  wirtschaftliche  Wert 
des  Bestandes  sein  (nicht  z.  B.  die  Schutz- 
waldeigenschaft). Die  Feststellung  und 
Fortführung  desselben  ist  schwierig  und 
kostspielig,  üeberversicherung  kann  den 
Wunsch  auf  Eintritt  eines  Waldbrandes  er- 
regen, voller  Schadensersatz  Lässigkeit  heim 
Löschen  des  Feuers  zur  Folge  haben. 

Die  Entschädigungspflicht  muss 
sich  erstrecken  auf  den  beschädigten  Holz- 
bestand und  auf  die  durch  die  L^scharbeit 
entstehenden  Beschädigungen  des  Holzbe- 
standes (Gassenhiebe);  sie  kann  sich  er- 
strecken auf  den  Ersatz  der  Löschkosten, 
der  nachfolgenden  Kulturkosten,  auf  den 
Ausgleich  der  schädlichen  Folgen  des  Feuers 
für  den  imberührt  gebliebenen  Wald  (Wind- 
bruch, Kulturerschwerung),  auf  das  ver- 
brannte bereits  gefällte  Holz.  —  Die  Bil- 
dung von  Gefahrenklassen  soll  nach 
folgenden  Gesichtspunkten  geschehen :  Holz- 
art, am  gefährdetsten  ist  die  Kiefer,  dann 
Fichte  und  Tanne,  viel  weniger  das  Laub- 
holz; Bodenüberzug  (Graswuchs);  Umgebung 
des  Waldes  (Ausflugsorte,  Strassen  u.8.  w.); 
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Möglichkeit  der  Löschung  (nahe  Arbeiter- 
wohnungen, Organisation  der  Feuerwehr); 
Klima  (Niederschlagsmengen);  Yerlässigkeit 
der  Waldai-beiter.  —  Die  Prämiensätze 
der  Grladbacher  Feuerversiche- 
rungsgesellschaft sind  bemessen  nach 
dem  Alter,  der  Holzart  und  der  Grösse  der 
örtlichen  Gefahr.  Den  Massstab  bilden  je 
1000  Mark  des  Versicherungswertes.  Dieser 
wird  für  die  jüngeren  Bestände  durch  Pro- 
longierung des  Anfangswertes  mit  5  %  fest- 
gesetzt, bei  den  älteren  Beständen  innerhalb 
10  Jahi'e  als  gleich  angenommen.  Durch- 
schnittlich beträgt  die  Prämie  0,85  Mark 
für  Laubholzbestände,  1,20  Mark  für  Misch- 
bestände aus  Laub-  und  Nadelholz,  2  Mark 
für  Nadelholzbestände.  Das  Minimum  ist 
0,45,  das  Maximum  4  Mark.  —  Diese  Sätze 
sind  verhältnismässig  hoch,  und  die  Zeit 
muss  erst  lehren,  ob  Versicherungsnehmer 
und  Versicherungsgesellschaft  dabei  ihre 
Bechnung  ünden. 

15.  Waldbesteuernng.  Die  Besteuerung 
des  Waldes  erfolgt  auf  der  Grundlage  der 
allgemeinen  Steuergesetze,  auf  welche  hiermit 
verwiesen  wird.  Im  nadifolgenden  können 
und  sollen  nur  die  Besonderheiten  hervor- 
gehoben werden,  welche  bei  der  Einsteuerung 
des  Waldes  zu  berücksichtigen  sind. 

1.  Die  Grundsteuer.  Alle  bestehenden 
Grundsteuergesetze  stimmen  darin  überein, 
dass  auch  beim  Walde  die  Ertragsfähigkeit 
»nicht  nach  zufälligem  Aufwände  oder 
künstlichen  Verbesserungen  oder  Vemach- 
lässigimgen,  sondern  nacn  ihrer  natürlichen 
Entwickelung  bei  gewöhnlichem  gemeinüb- 
lichen Wirtschaftsfleisse  bemessen  werden 
soll«.  Femer  wird  dlgemein  von  jenem 
Ertrag  ausgegangen,  der  sich  auf  Gnmd 
des  üblichen  Umtriebes  bei  der  herrschen- 
den Holzart  und  Betriebsart  ergiebt.  Für 
die  Ertragseinschätzung  ist  daher  der  Um- 
stand nicht  massgebend,  dass  eine  andere 
Holzart  oder  Wirtschaftsmethode  vielleicht 
einen  höheren  Ertrag  liefern  könnte. 
Innerhalb  der  massgebenden  Holz-  und  Be- 
triebsart bleibt  dagegen  der  wirklich  vor- 
handene Waldzustand  (Bestockungsgrad,  Al- 
ter, Blossen)  unberücksichtigt.  Dieses  im 
Principe  der  Objektsteuer  begründete  Ver- 
fahren hat  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
eine  erziehliche  Wirkung,  indem  der  gute 
Wirt,  welcher  den  wirklichen  Ertrag  über 
den  steuerbaren  hinaus  zu  steigern  versteht, 
belohnt,  der  schlechte  Wirtschafter  aber, 
der  seinen  Wald  herunterkommen  lässt,  be- 
straft wird.  —  Da  die  Holzpreise  und  Rein- 
erträge der  Forsten  stets  steigen,  so  hinken 
die  auf  die  Erträge  rückwärts  liegender 
Perioden  hin  festgelegten  Steueranschläge 
der  wirklichen  Eilragsfäliigkeit  des  Waldes 
zu  Gunsten   des  Waldbesitzers  stets  nach. 

Der  steuerbare  Ertrag  sollte  verschieden 


bemessen  werden,  je  nachdem  es  sich  um 
den  aussetzenden  oder  jährlichen  Nachhalts- 
betrieb  handelt.  Der  Keinertrag  des  land- 
und  forstwirtschaftlichen  Bodens  ist  die  er- 
wirtschaftete Bodenrente.  SoU  also  dem 
Begriffe  (Jrundsteuer  entsprechend  nur  der 
Boden  besteuert  werden,  dann  bildet  diese 
Bodenrente  einzig  und  allein  den  steuer- 
baren Ertrag.  Die  Heranziehung  der  Boden- 
rente allein  zur  Steuer  würde  indessen  l)eim 
jährlichen  Nachhaltsbetrieb  nicht 
gerecht  sein,  wenn  der  Wald  eine  andere 
Steuer  als  die  Grundsteuer  nicht  zu  tragen 
hat.  Das  Einkommen,  welches  der  Wald- 
besitzer aus  seinem  ün  Nachhaltsbetriebe 
bewirtschafteten  Wald  jährlich  bezieht,  d.  i. 
die  Waldrente  oder  der  Waldreinertrag, 
setzt  sich  zusammen  aus  der  Bodenrente 
und  dem  Zins  des  Holzvorratkapitals.  Dieses 
Holzvorratkapital,  welches  die  Grundbe- 
dingung für  die  Möglichkeit  einer  jährlichen 
Nutzung  ist  und  75 — 85  ^/o  des  gesamten 
Waldwertes  repräsentiert,  ist  ein  erspartes 
Vermögen  des  Waldbesitzers,  dessen  Zins 
er  in  dem  jährlichen  Waldreinertrag  mitbe- 
zieht. Um  den  Betrag  des  Holzvorratkapi- 
tals ist  der  Waldbesitzer  reicher  als  der 
Besitzer  landwirtschaftlichen  Bodens  von 
gleicher  Güte  und  Ausdehnung.  Wird  da- 
her der  Nachhaltswald  nur  nach  der  Boden- 
rente besteuert  und  bildet  diese  Grund- 
steuer die  einzige  Steuerlast  des  Waldbe- 
sitzers, wie  in  Bayern,  dann  bleibt  die  be- 
deutendste Einkommensquelle  der  Forstwirt- 
schaft, der  Holzvorrat,  unbesteuert.  Daher 
ist  es  zweifellos,  dass  Wälder  im 
Nachhaltsbetrieb  nicht  mit  der 
Bodenrente,  sondern  mit  dem  Wald- 
reinertrag zur  Steuer  herange- 
zogen werden  müssen.  Mit  Ausnahme 
Preussens  und  Hessens  haben  alle  Staaten 
—  im  Principe  wenigstens  —  diesen  rich- 
tigen Standpunkt  bei  der  Grundsteuerver- 
anlagun^  auch  eingenommen.  Theoretisch 
liesse  sidi  dagegen  eventuell  einwenden, 
dass  der  Steuerfuss  der  Grundsteuer  auf 
das  aus  Eapitalnutzung  stammende  Ein- 
kommen gleichmässig  übertra^n  wird.  Ist 
die  Einkommensteuer  verhältnismässig  nied- 
riger als  die  Grundsteuer,  dann  zahlt  der 
Waldbesitzer  für  den  Holzkapitalertrag  mehr 
Steuer  als  für  die  gleiche  Kapitalrente, 
welche  aus  anderen  Quellen  fliesst.  Es 
wäre  daher  die  Trennung  des  Waldreiner- 
trages  in  Bodenrente  und  Kapitalrente  zum 
Zwecke  der  Besteuerung  das  idealere  Ver- 
fahren. Abgesehen  davon  aber,  dass  der 
praktischen  Durchfühnmg  dieses  Princips 
steuertechnisch  sich  grosse  Schwierigkeiten 
entgegenstellen  würden,  lässt  sich  auch  da- 
gegen wieder  einwenden,  dass  sich  nach- 
haltige Waldwirtschaft  ohne  Holzkapital 
eben    nicht   treiben    lässt    und   daher   der 
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^-irtschaftliche  Charakter  von  Holzboden- 
rente und  Holzkapitalzins  in  steuerlicher 
Hinsicht  wenigstens  derselbe  ist.  Die  Be- 
steuennig  des  Waldreinertrages  beim  Nach- 
haltsbetrieb hat  ziu-  Folge,  dass  die  mit 
Wald  bestockte  Fläche  bedeutend  mehr 
Steuer  zu  leisten  hat  als  landwirtschaftliches 
Gelände  gleicher  Gflte  und  Grösse.  Die 
aus  frflheren  Zeiten  stammenden  Grund- 
steuergesetze wollten  aber  diese  Folge  nicht 
Man  identifizierte  vielmehr  den  Waldrein- 
ertrag mit  der  landwirt^chaftlichen  Boden- 
rente und  besteuerte  Wald  und  Feld  gleich- 
massig.  Zudem  erfolgten  die  früheren  Ein- 
schätzungen auf  der  Grundlage  niedriger 
Holznrcise,  und  meistens  wurden  auch  nicht 
alle  A^utzungen  veranschlagt.  Infolge  aller 
dieser  Umstände  wurde  der  Wald  gogt^nüber 
dem  landwirtschaftlich  benutzten  Bo<len  von 
vornherein  begünstigt 

Wesentlich  anders  wie  beim  jährlichen 
Betriebe  liegen  die  Verhältnisse  beim  aus- 
setzenden. Der  Abtriebsertrag  und  die 
auf  den  Schluss  d(T  Umtriebszeit  prolon- 
gierten Zwischennutzungen  abzüglich  der 
auf  den  gleichen  Zeitj)unkt  bezogenen  Kid- 
tur-  und  Verwaltungskosten  sind  hier  gleich 
den  Zinseszinsen  des  Bodenertragswertes. 
Ein  Holzvorratkapital  ist  hier  nicht  vorhan- 
den. In  einer  anderen  Auffassung  kann 
man  den  Abtriebsertrag  auch  als  die  Summe 
der  Wertgn)ssen  betrachten,  die  jährlich 
auf  dem  gegebenen  Boden  erzeugt,  aber  erst 
am  Sclüusse  des  Produktionszeitraumes  zu- 
sammen geerntet  werden.  Es  ist  derselbe 
Vorgang,  wie  wenn  jemand  jährlich  einen 
bestimmten  Geldbetrag  in  eine  Sparkasse 
einlegt  und  alle  diese  Beträge  nach  einem 
längeren  Zeitraum  samt  Zinsen  auf  einmal 
erhebt. 

Wird  nun  der  auf  den  Scliluss  der  Um- 
triebszeit berechnete  Reinertrag  auf  die  ein- 
zelnen Jahre  diesc^s  Zeitraumc^s  verteilt,  so 
erhält  man  die  Bodenrente,  die  hier -aus- 
schliesslich die  Steuergnmdlage  bilden  kann. 
Die  bestehenden  Grundsttuergesetze  haben 
aber  mit  Ausnahme  des  bayerischen  ent- 
weder absi(»htlich  einen  anderen  Ertrag 
xmtei-stellt  oder,  wenn  sie  auch  die  Boden- 
rente allein  treffen  wollten  (Preussen,  Hessen), 
für  die  Bethätigimg  des  richtigen  JPrincipes 
nicht  die  richtige  Form  gefunden.  Der 
steuerbare  jährliche  Ei-trag  wurde  nämlich 
nach  dem  arithmetischen  Durchschnitt  des 
Abtriebsertrages  auf  die  einzelnen  Jahre 
verteilt  mid  so  die  Parzelle  als  Flächenein- 
heit eines  Nachhaltswaldes  mit  jälirlichem 
Betriebe  behandelt  Der  Waldbesitzer  muss 
infolge  dieser  Rechnung  den  Zins  eines 
VoiTatkapitals  mitbesteuern,  welches  gar 
nicht  vorhanden  ist. 

2.  Die  progressive  Einkommen- 
steuer. Bei  dei-selben  fällt  der  missliche  Um- 


stand des  Ertragssteuersystems  fort  dass  dvT 
Waldl^esitzer  \mm  aussetzenden  Betrieb» 
jälirlich  Steuer  bezahlen  muss  und  zwar  aucL 
zu  den  Zeiten,  in  denen  er  keine  Ein- 
nahme hat.  Schwierigkeiten  kooben  sicli 
dagegen  in  folgenden  FäUen  ergeben. 

a)  Die  En kommensteuer  soll  princii»iell 
nur  die  reine  Rente  aus  Kapital  Grundbe- 
sitz und  Arbeit,  nicht  das  Kapital  oder  den 
Grundbesitz  selber  treffen.  Da  nun  in  der 
Forstwirtschaft  das  erntereife  Produkt  und 
das  Kapital  aus  demselben  Stoffe,  aus  Holz, 
Ijesteht,  ist  die  Trennung  von  normalem 
Ertrag  und  Kapital  oder  *  Stamm  vermögen  . 
im  konkreten  Falle  oft  sehr  schwierig. 
Diese  Schwierigkeit  verschwindet  fast  voll- 
ständig unter  normalen  Verhältnissen  im 
geordneten  Forstbetrieb,  wird  aber  steuf-r- 
technisch  fast  unüber windbar,  wenn  unreir^l- 
mässige  Zustände  eintreten  oder  vorliegt?n. 
Nutzt  der  WaJdbesitzer  infolge  von  Kalami- 
täten oder  aus  Not  mehr  als  den  normalon 
Etat  oder  zieht  er  anlässlich  einer  Um- 
triebsherabsetzung  Kapital  aus  dem  Wal«le 
heraus,  dann  sollte  diese  Mehmutzung,  die 
Kapital,  nicht  Rente  ist,  steuerfrei  blei- 
ben. Denn  im  ersteren  Falle  braucht  der 
Waldbesitzer  das  Kapital,  um  ndt  dessen 
Zinsen  den  Ausfall  an  Ertrag  in  der  näch- 
sten Zeit  zu  decken,  im  letzteren  Falle 
kann  er  das  flüssig  gewordene  Kapital  ent- 
weder zur  Schulden talgung  vei  wenden  oder 
sonst  verzinslich  anlegen.  Braucht  er  es 
auf,  dann  wird  er  eben  lun  soviel  ärmer. 

Man  könnte  einwenden,  dass  die  Be- 
steuerung des  genutzten  Kapitals  dem 
Waldbesitzer  keinen  Schaden  bringt,  weil 
er  in  den  folgenden  Jahren  weniger  nutzt 
und  deshalb  auch  weniger  Steuer  bezahlt 
Dieser  Einwand  ist  nicht  stichhaltig.  Denn 
einmal  erleidet  der  Steuerpflichtige  Schaden 
durch  die  Progression  der  Steuersätze. 
Wenn  er  in  einem  Jahre  den  zehnjälmgen 
Etat  nutzt,  zahlt  er  hiervon  m.ehr  Steuer, 
als  wenn  derselbe  auf  10  Einzeljahre  ver- 
teilt ist.  Dann  fällt  bei  Kalamitäten  und 
üebernutzungen  (nicht  bei  berechtigten  Um- 
triebsherabsetzungeu)  Holz  an,  welches  noch 
nicht  hiebsreif  ist ;  infolgedessen  treten  Zu- 
wachsverluste ein  und  unter  Umständen 
Preisverluste  wegen  Ueberfülluug  des 
Marktes  mit  geringwertigem  Material.  Dieser 
Schaden  wird  durch  die  geringere  Steuer 
der  nächsten  Jahre  nicht  wieder  eingebracht 

Die  Stellung  der  geltenden  Einkommen- 
steuergesetze zu  dieser  Frage  ist  nun  ver- 
schieden. Das  sächsische  Gesetz  und 
mit  ihm  alle  übrigen  Gesetze  mit  Ausnahme 
des  preussischen  mac^hen  keinen  ünterscliied 
zwischen  der  Nutzung  von  Etat  und  Kafi- 
tal.  Alles,  was  der  Waldbesitzer  an  il> 
ti'iebs-,  Zwischen-  und  Nebennutzimgen  be- 
zieht, ist  steuerpflichtig  ohne  Rücksicht  auf 
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den  wii-tschaftlichen  Chai^akter  der  Einkom- 
mensqueUe.  Das  preussische  Gesetz 
lässt  dagegen  »die  Ergebnisse  ansserge- 
-w'öhnlicher,  nicht  innerhalb  der  regelmässi- 
gen Nutzung  liegender  Abtriebe,  welche  als 
eine  Yerminderung  des  Holzbestandkapitals 
anzusehen  sind,  ausser  Anrechnung«.  Nun 
ist  es  zweifellos,  dass  vom  forstpolitischen 
und  theoretischem  Standpunkte  aus  das 
preussische  Verfahren  richtiger  ist  als  das 
sächsische.  Dagegen  erscheint  es  aber  in 
demselben  Grade  zweifelhaft,  ob  vom  steuer- 
tecjinischen  Standpunkte  aus  das  preussi- 
sche Verfahren  auf  die  Dauer  durchführ- 
bar ist. 

b)  Eine  nicht  zu  beseitigende  Härte 
liegt  beim  aussetzenden  Betriebe  imd  bei 
allen  ausserordentlichen  Hieben  im  Nach- 
haltsbetrieb in  der  Progression  der  Steuer. 
Der  Waldbesitzer  wird  infolge  eines  ihm 
ein  ausserge wohnliches  Einkommen  schaffen- 
den Abti'iebes  auch  mit  seinem  ganzen 
übrigen  Einkommen  in  eine  höhere  Steuer- 
klasse gedrängt. 

c)  Werden  jährlich  sich  ändernde  Zu- 
schläge zur  Steuer  erhoben,  dann  ist  es 
beim  aussetzenden  Betriebe  vom  Zufall  ab- 
hängig, ob  die  Abnutzung  bei  hoher  oder 
niedriger  Steuer  erfolgt.  Beim  jälu'lichen 
Betrieb  gleicht  sich  die  wechselnde  Steuer- 
last mehr  aus. 

Die  hier  geschUderten ,  unter  Um- 
ständen sich  geltend  machenden  Schatten- 
seiten der  forstlichen  Einkommensteuer  sind 
indessen  nicht  so  schwerwiegender  Natur, 
dass  darin  ein  Grund  zur  Verwerfung  des 
Einkommensteuersystems  gefunden  werden 
könnte..  Die  Einkommensteuer  ist  zweifel- 
los die  gerechteste  und  elastischste  Steuer- 
art für  (üe  Waldwirtschaft. 

3.  Die  Vermögenssteuer.  In  der 
Waldwirtschaft  weist  die  Vermögenssteuer 
von  der  Ertragssteuer  —  abgesehen  natürlich 
von  der  Höhe  der  Steuersätze  —  nicht  viel 
oder  gar  nicht  ab,  weil  der  Verkehrswert 
(Vermögenswert)  und  der  Ertragswert  hier 
nicht  in  demselben  Grade  differieren  wie 
bei  landwirtschaftlichen  Gütern.  In  der 
Waldwirtschaft  fehlt  die  ausgiebige  Arbeits- 
gelegenheit, und  wegen  der  selten  vorkom- 
menden grösseren  Waldverkäufe  kann  sich 
ein  gegendüblicher  Verkehrsweii;  nicht  aus- 
bilden. Diesem  Umstände  trägt  das  preussi- 
sche ErgänzuDgssteuergesetz  von  1893  und 
die  hierzu  erlassene  »technische  Anleitung« 
auch  dadurch  Rechnung,  dass  bei  Bemessung 
des  gemeinen  Wertes  der  land-  und  forst- 
wirtschaftlich benutzten  Gnmdstücke  die 
Ertragswerte  immer  dann  zum  Anhalt  zu 
nehmen  sind,  wenn  ein  im  gewöhnlichen 
Verkehr  gezahlter  Kaufpreis  nicht  vorliegt. 

Lltteratur:  ad  l.  Allgemeine  Arbeiten:  Albert, 
Lehrbuch  der  Staatsforstwitsensckaft,   Wien  1875. 

Handwörterbuch  der  Staatswissenscbaften.    Zweite 


—  Granet*f  Foratgeseizgebung  und  Verwaltung, 
1892.  —  Lehr,  Foratpolitik,  in  Loreya  Handb- 
der  Forstw.  JI.  —  Schwap-pach,  ForstpoHtik, 
Ja^d'  und  Fisehereipolitik ,  Leipzig  1894.  — 
Weber,  Di^  Aufgaben  der  Forstwirtschaft,  in 
Loreys  Handb.  I.  —  Für  den  geschichüichen 
Teil :  Endres,  Die  Waldbenuizung  1888  speciell 
und  die  angegebenen  Geschichtswerke. 

ad  2.  Wohlfahrtswirkungen:  Bühler, 
im  Berichte  über  die  18.  Vers,  deutscher  Forst- 
männer in  Dresden  1889,  Berlin  1890.  —  Cen- 
tralbureau  für  Meteorologie  und  Hydro- 
graphie im  Grossh.  Baden,  Der  Bheinstrom  und 
seine  wichtigsten  Nebenflüsse  etc.,  Berlin  7889; 
doßs.,  Beiträge  zur  Hydrographie  des  Grossh. 
Baden,  6.  Heft.  —  Hydrographische  und  wasser- 
wirtschafUiche  Beschreibung  des  Flussgebietes  der 
Hauensteiner  Alb  im  südl.  Schwarzwald,  Karls- 
ruhe 1889.  —  Coaz,  Der  Lawinenschaden,  im 
schweizerischen  Hochgebirge  1887 — 88,  Bern  1889» 

—  E,  Ebertnayer,  Die  physikal.  Einwirkungen 
des  Waldes  auf  Luft  und  Boden,  Aschaffenburg 
1878.    —    Derselbe,     Die    Beschaffenheit    der 

Waldluft,  StuUgart  1885.  —  Derselbe,  Hy- 
gienische Bedeutung  der  Waldlufl  und  des  Wald- 
bodens,  in  Allgem.  Forst-  und  Jagdztg.  1890; 
femer  in  Forsch,  auf  dem  Gebiete  der  Agri- 
ktäturphysik,  IX.  Bd.  S,  H  —  Derselbe, 
Niederschläge  in  den  Wäldern.  Forstl.-naturw, 
Ztschr.  1897.  —  Fautrat,  Observations  me- 
tSorologiques,  faites  de  1874  <i  1878,  Paris 
1878.  —  V.  Fisehhach,  €,,  Referat  auf  dem 
intemai.  land-  und  forstwirtschaftl.  Kongress  in 

Wien  1890  (Wohlfahrtewirkungen).  —  J,  Lehr, 

in  Loreys  Handb.  der  Forstw.  II  (Forstpolüik), 
V,  Loeffelholz-'Colberff,  Die  Bedeutung  und 
Wichtigkeit  des  Waldes,  Leipzig  1872.  —  v. 
ZiorenZ'-IAbumau,  BesuUate  forstl.-meteorolog. 
Beobachtungen  1885 — 1887.  MitUgti.  vom  forstL 
Versuchsw.  in  Oesterreieh,  Heft  XIL  Wien  1890, 

—  Derselbe,   Wald,  Klima  und  Wasser,  Mün- 
chen 1878.  —  Mathleu,  Meteorologie  comparSe 
agricole  et  forestihe,  Paris  1878.  —  MÜUrlch, 
Ueber  denEinfluss  des  Waldes  auf  die  periodischen  ^ 
Veränderungen    der    Lufttemperatur,      Zeüschr.* 

f.  Forst-  und  Jagdwesen  1890.  —  Derselbe, 
Jahresbericht  über  die  Beobaehtungsergebnisse  der 
forstl.-meteoTol.  Stationen,  1876 — 97,  Berlin.  — 
Ney,  in  nDeutsche  Zeit-  und  Streitfrctgenu,  H.  6, 
Berlin  1886.  —  Derselbe,  Der  Wald  und  die 
Quellen,  1894.  —  Bothenbaeh,  Einfluss  des 
Waldes  auf  die  Ergiebigkeit  der  Quellen,  Schweiz, 
Ztachr.f,  Forstw,  1898.  —  Th,  NoerdUnger,  Der 
Einfluss  des  Waldes  auf  die  Luft- und  Bodenwärme, 
Berlin  1885,  —  Perona,  in  der  AUg.  Forst- 
und  Jagdztg.  1885.  —  «7.  F,  Shidnieka,  Grund- 
zilge  einer  Hydrographie  des  KÖnigr.  Böhmen, 
Archiv  f.  nalurw.  Landesdurehf,  v.  Böhmen, 
Bd.  VI,  —  Ä  Weber,  in  Loreys  Handbuch  d. 
Forstw.  I  (vorzügliche  Zusammenstellung).  — 
E,  Wollny,  Forschungen  auf  dem  Gebiete  der 
AgrikuÜurphysik,  1894  u.  1895,  —  Mitteilungen 
der  Schweiz.  Centr.- Anstalt  für  forstliches  Ver- 
suchetvesen,  1898 ff.  —  Schubert,  Temperatur 
und  Feuchtigkeitsunterschiede  zwischen  Wald  und 
Feld.  Zeüschr,  f,  Forst-  u.  Jagdw.  1898.  — 
Schreiber,  Die  Einwirkung  des  Waldes  a^f 
Klima  u.  WiUerung.  Dresden  1899,  —  Weise, 
Wolkenbildung,  Regen  und  Wald,  Mündener 
forstl.  Hefte  XIV,  1898. 

ad  6,  7  u,  8,    E,  Arndt,   Die  Privatforst' 
Auflage.    III.  75 
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trirtachafi  in  Preiumen,  Berlin  1S89.  —  Klette, 
IHe  Darlegung  einfacher  Grundsätze  für  den 
PrirnUcaUlhetrieh  in  Sdchnen.  Miülgn,  der 
Oekonomi«chen  Gesellschaß  im  Königr.  Sachsen, 
lüSU — 90,  V.  —  I>ttfickelntannf  Gemeindetcald 
und  iienoMenvaldf  Berlin  H^HJ. 

ad.  10.  Waldgrundgerechtigkeiten. 
Dancfcelmann ,  IHe  AWitung  und  Regelung 
der  Waldgrundgerechtigkeiten,  S  Teile,  Berlin 
j/isa — l,Siia    (das   beute    und  um/aMßendst^    Werk). 

—  Albertf  Lehrbuch  der  ForstserritutenabUisung, 
Würzburg  WIS. 

ad  11.  Ho  Izhandel  und  Ho  Izzoll. 
Danckelntann,  Die  Sutzholzzölle,  Berlin  lüH.i. 

—  LariSf  Die  Handel*tuancen  im  Weltholz- 
handel  und   Verkehr,    (wiesnen    und  Berlin  188U. 

—  Lehr,  Die  neuen  detiUrhen  Holzzidle,  im 
Suppl.  der  Jahrb.  f.  Sat.  u.  Stnt.,  Jena  18S0.  — 
Derselbef  Die  deutschen  Holzzülle  und  deren  Er- 
höhung, FrankfuH  a.  M.  188S.  —  ZachimmeTf 
Holzstoff-  und  HolzceUulosefabrikcUion,  Tharander 
forsü.  Jahrb.  1890.  —  EndreSf  WeUholzhandel 
und  HolzzoU.    Ällgem.  Forst-  und  Jagdztg,  189S. 

—  SehentCf  Die  Rentabilität  des  deutschen  Eichen- 
schälwaldes, Darmstadt  1899.  —  Jentsch,  Der 
deutsche  Eichetischälwald  und  seine  Zukunft. 
Berlin  1899. 

ad  li.  Holztransport.  Endreg,  Die 
Eisenbahntartfe  für  Holz;  Referat  im  Berichte 
über  die  25»  Vers,  deutscher  Forstmänner  zu 
StuttgaH,  Berlin  1898.  —  ZOepii,  Die  Eisen- 
bahntariffrage unseres  Holzverkehrs,  Berlin  1896. 

—  Landgraf,  Papierholz  contra  Säge*  und 
Rundholz,  Berlin  1897,  —  Forchheimer,  De? 
bayerische  Holzhandel  und  das  Donau -Main- 
Kanalprojekt,  Bericht  über  die  7.  Hauptvers. 
(1897)  des  Vereins  für  Hebung  der  Fluss-  und 
Kanalschiffdhrt   in    Bayern.    —   Bunnehaum, 

Waldeisenbahnen  1886.  —  Fth^ter,  Das  forstl. 
Transportwesen  1888,  —  Kur;  Tabell.  Veber- 
sieht  über  die  flösnbaren  und  schiffbaren  Wasser- 
strassen in  Deutschand  1894, 

ad  14.  Burekhardt,  Aus  dem  Walde,  1877, 

—  Müller f  AUgem,  Forst-  und  Jagdztg.,  1894. 

—  Danckelntann,  Zeitschr,  für  Forst-  und 
JagdztD.,  1897. 

ad  15.  Albert,  Lehrbuch  der  Forstgrund- 
steuerermittelung, Wien  1866.  ' —  J^udeich  im 
Tharander  forstl.  Jahrb.,  1877  und  1888.  — 
Süden  in  der  Zeitschr,  für  Forst-  und  Jagdw., 
1888,  —  Schnitt^pahn  im  Forstw.  Centralbl., 
I884.  —  Rietpel  im  Centralbl.  f.  d.  ges.  Forstw., 
1895.  —  Endrea  im  Forstwissenschaft!.  Central- 
blaU  1899. 

M»  Endres. 


Fortbildungsschulwesen 

s.  Gewerblicher  Unterricht 


Fourier,  Fran^ois  Marie  Charles. 

üeber  keine  andere  Persönlichkeit  lauten 
die  Urteile  sowohl  der  Zeitgenossen  wie  der 
Nachwelt  so  grundverschieden  wie  über  C-harles 
Fourier,  da  ihn  die  einen  als  genialen  Denker 
nicht  hoch  genug  feiern  zu  können  meinen,  die 
-anderen  aber  als  unfruchtbaren  Phantasten  zu 


den  inferioren  Geistern  yerdammen.  Ihre  Be- 
gründung findet  diese  anf^lige  Divergenz  der 
Meinungen  darin,  dass  auch  in  der  That  hv\ 
keinem  anderen  Manne  der  Neuzeit  sich  eine 
80  innige  Verknüpfung  zwischen  Genie  uud 
Wahnsinn  geoffenbart  hat  wie  bei  Fourier,  auf 
dessen  Denken  und  Handeln  sogar  die  Psychi- 
atrie wiederholt  exemplifiziert  hat;  so  die  be- 
kannte Theorie  Lombrosos. 

Diese  Bemerkung  musste  verausgeschickt 
werden,  weil  das,  was  über  Fonriers  Jugend 
und  den  gasten  Teil  seines  äusseren  Leht-n« 
bekannt  ist,  auf  seinen  eigenen  Angaben  ab 
einziger  Urkunde  beruht.  Da  nun  seine  leb- 
hafte Einbildungskraft  allerdings  imstande  war. 
die  festesten  Thatsachen  zu  verrücken  and  ihre 
eigenen  Gebilde  an  deren  Stelle  zu  schieben, 
so  kann  selbst  die  ein^hendste  Forschung 
Wahrheit  und  Dichtung  mer  nicht  streng  son- 
dern; und  so  müssen  wir  uns  bescheiden,  Fou- 
riers  äusseren  Lebenagang  nach  dieser  Quelle 
nur  in  knappem  Umriss  darzustellen. 

Am  7.  IV.  1772  zu  Besan^on  als  Sohn 
eines  Kaufmanns  geboren,  mnsste  Fran<;'ots 
Marie  Charles  Fourier  schon  vom  6.  Lebensjahre 
an  im  Geschäfte  seines  Vaters  th&tig  sein,  was 
ihn  aber  nicht  hinderte,  in  der  Schale  mehr- 
fach die  ersten  Preise,  namentlich  in  lateinischer 
Poesie,  zu  gewinnen  und  sich  nebenbei  intensiv 
mit  Geographie,  Musik  und  Blamenzucht  zu 
beschäftigen.  Nach  Absolvierung  der  Schule 
wurde  er  von  seinen  Eltern  gegen  seine  Nei- 
gung in  ein  Geschäft  zu  \y<m  gegeben.  Die 
Stürme  der  grossen  Bevolution  brachten  ihn 
um  sein  angeblich  sehr  beträchtliches  väter- 
liches Erbteil,  und  so  war  er  gezwungen. 
seinen  Unterhalt  während  des  grössten  Teil<^ 
seines  Lebens  als  Handlungsgehilfe  ~  »sergeot 
de  boutique",  wie  er  zu  sagen  pfle^  —  zu 
beschaffen.  Sein  erstes  W^erk  erschien  1808. 
Er  starb  als  familienloser  Greis,  aber  nmgeben 
von  einem  Kreise  treuer  und  begeisterter 
Schüler  am  10.  X.  1837.  —  (Die  Darstellung 
seiner  Theorie  findet  sich  im  Art.  Sozialis- 
mus dieses  Handwörterbuchs.) 

Das  allgemeine  Bild  seines  inneren  Men- 
schen spiegelt  den  schneidenden  Gegensatz  ^* 
nialer  Intuition  und  schrankenlos  lächerlicher 
Phantasterei  wieder.  Neben  den  scharfeinnig- 
sten  Betrachtungen  über  vergangene  Wirt- 
schaftsepochen, neben  der  klarsten  Erkenotniä 
der  wahrhaften  Triebfedern  des  Gesellschafts- 
lebens seines  Zeitalters,  neben  durchdringenden, 
oft  geradezu  prophetischen  Ausblicken  in  die 
Zukunft,  finden  sich  ganz  und  gar  verkehrt«- 
Urteile  über  die  realen  Erscheinungen  der  Ver- 

fangenheit  und  Gegenwart  sowie  frachtlose 
pekulationen  and  krankhafte  Traumgesichte 
des  Kommenden.  So  zeigt  sich  seine  grosse 
Befähigung  zu  eindringender  Kritik  in  der  Art 
wie  er  die  individualistische  Wirtschaftsepoche 
charakterisiert;  seine  tiefe  Erfassung  ihrer  trei- 
benden Ökonomischen  Grundkräfte  wird  evident 
in  der  Verkündigung,  dass  man  bei  weiterer 
Entwickelung  der  freien  Konkurrenz  die  Aof- 
saugung  des  kleinen  Kapitals  durch  das  grosse 
und  die  Entstehung  von  Kartellen  der  hto^y- 
industriellen  zu  ^wärtigen  habe;  und  sein  ge- 
nialer Blick  endlich  für  die  im  Schosse  der  Zeir 
verborgenen  Keime  erweist  sich  an  der  Prophe- 
zeihung,  dass  eine  Epoche  des  „Garantisnins'' 
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heraufkommen  müsse,  in  welcher  jedem  Men- 
schen ein  gewisses  Minimum  der  Lebenshaltung 
garantiert,  vor  allem  das  Recht  auf  Arbeit,  die 
Arbeiterversicherung  und  die  Organisation  des 
Kredits  für  den  Mittelstand  durch  öffentliche 
Veranstaltungen  durchgeführt  würden. 

Auch  die  Form  seiner  Ausführungen  legt 
Zeugnis  ab  für  seine  hohe  Begabung.  Ueberall 
zei^  sie  eine  originelle  Physiognomie.  Seine 
Kntik  sprüht  wahre  Feuergarben  von  Geist  und 
Witz,  und  seine  gegen  die  Verkehrtheiten  der 
Zeit  gerichtete  Satyre  ist  durchweht  von  einem 
Hauche  des  vieil  esprit  gaulois  nach  Rabelais' 
klassischem  Muster. 

Aber  diese  glänzenden  Züge  werden  durch 
tiefe  Schatten  verdunkelt.  Dass  Fourier  felsen- 
fest an  sich  und  seine  Mission  glaubt,  ist  er- 
klärlich ;  bedenklich  aber  ist  es,  wenn  er  schreibt, 
er  sei  das  gewaltigste  Genie  aller  Völker  und 
Zeiten.  In  seinen  theoretischen  Spekulationen 
begnügt  er  sich  nicht,  der  Menschheit  den  Weg 
zn  einer  neuen  glücklicheren  Weltordnun^  zu 
weisen,  sondern  er  versucht  auch,  dieses  (Hück 
in  seinen  kleinsten  Einzelheiten  auszumalen, 
und  verirrt  sich,  nur  getragen  von  seinen 
eigenen  phantastischen  Empfindungen  und  Vor- 
stmungen,  in  märchenhafte  Zaubergärten.  Er 
durchwandert  das  ganze  Weltall  und  erblickt 
es  umgewandelt  durch  die  Annahme  und  Be- 
folgung seiner  Lehre :  Mensch,  Tier  und  äussere 
Natur  nahen  die  verschiedensten  zur  Vollkom- 
menheit führenden  Metamorphosen  durchge- 
macht und  schwellen  nun  in  unendlichem 
Glücke,  gegen  welches  alle  Vorstellungen  vom 
Gefilde  der  Seligen  erbleichen  müssen. 

Diese  knappe  Skizze  mag  genügen;  denn 
hier  gilt  es  nur,  seine  Sphinxnatur  aufzuzeigen, 
die  so  viele  irregeführt  hat,  keineswegs  jedoch, 
aUe  seine  Extravaganzen  zu  sammeln,  um  sie 
wie  ein  Rutenbündel  ge^en  ihn  zu  schwingen. 
Der  Same,  den  Fourier  in  seiner  Theorie  aus- 
fifestreut  hat,  ist  nicht  ganz  unfruchtbar  ge- 
blieben, und  als  Mensch  verdient  er  sicherlich 
einen  Flatz  unter  den  seltenen  und  grossen 
Männern,  deren  Seele  ganz  durchglüht  war  von 
edelster  Liebe  zur  Menschheit  und  opferwilligem 
Streben  für  ihr  Heil. 

Litteratur:  Fourier,  Oeuvres  eampUtes,  6  Bde., 
Paris  1811 — 45,  neuer  Abdruck  1870,  —  Haupt- 
werke: nThSorie  des  gucUre  mouvements«  (1808), 
»Theorie  de  Vunite  universellea  (1822)  und  nLe 
nouveau  monde  indtislriel  et  societairen  (1829). 
Bebet,  Fottrier,  Stuttg.  1888.  —  Cantagrel, 
Le  fou  du  Palais-Royal,  Paris  1845.  —  Churoa, 
Darstellung  der  Sozialtheorie  Fouriers,  Braun- 
schweig 1840.  —  GtUti  de  Gamond,  Fourier 
et  son  Systeme,  5  •  id.,  Paris  I84I.  —  Oreulich, 
Fourier  in  Richters  n Jahrbuch  für  Sozialwissen' 
schaß«,  2.  Jahrg.,  Zürich  1880.  —  Paget, 
Examen  du  Systeme  de  Fourier,  Paris  I844.  — 
JPeUarin,  Fourier,  sa  vie  et  sa  thiorie  5«  ed., 
Paris  1872.  —  Ponvpery,  Thiorie  de  Ch.  Fourier, 
Paris  I84I.  —  Tran9€nt,  Theorie  societaire  de 
Ch.  Fourier,  Paris  18S2.  —  Warschauer, 
Fottrier,  seine  Theorie  und  Schule,  Leipzig  189S. 
—  Femer  s.  die  bekannten  Werke  von  IHlhring, 
Engländer,  Grün,  Mario,  Reybaud  und 
Stein  über  die  Geschichte  des  Sozialismus. 

Georg  Adler. 


FoTille,  Alfred  de, 

wurde  am  26.  XII.  1842  zu  Paris  geboren,  be- 
suchte die  polytechnische  Schule  daselbst,  war 
später  Auditeur  beim  Staatsrat,  dann  Professor 
der  Volkswirtschaftslehre  und  Statistik  am  Con- 
servatoire  national  des  arts  et  metiers  und  be- 
kleidet gegenwärtig  die  Professur  filr  Handels- 
geographie und  Statistik  an  der  Ecole  libre  des 
Sciences  politiques  sowie  die  Stelle  des  Direk- 
tors der  Münze. 

In  der  nationalökonomischen  Litteratur  trat 
er  1872  zum  ersten  Male  auf  und  zwar  mit 
einem  von  der  Acad^mie  des  Sciences  morales 
et  politiques  preisgekrönten  und  teilweise  im 
Economiste  fran^is  wieder  abgedruckten  „Me- 
moire sur  les  variations  des  prix  au  XlXi^me 
siMe.''    Er  veröffentlichte  femer  in  Buchform: 

La  transformation  des  moyens  de  transport 
et  ses  cous6quences  economiques  et  sociales, 
Paris  1880.  —  L'administration  de  Tagriculture 
au  Contröle  g^n^ral  des  finances  sous  Louis  XVI, 
1882  (Goldene  Medaille).  —  Le  morcellement, 
etudes  Economiques  et  statistiques  sur  la  pro- 
prietE  fonci^re,  1885  (Goldene  MedaiUe).  —  La 
France  Economique,  statistique  raisonn^e  et  com- 
parative,  1.  Ausgabe  1887,  2.  Ausgabe  1889.  — 
Le  prix  du  ble  et  Pinfluence  des  droits  de 
douane,  Paris  1891. 

Am  Nouveau  dictionnaire  d'Economie  poli- 
tique,  Paris  1890 — ^92,  ist  er  beteiligt  mit  den 
Artikehi:  Bastiat;  Prix:  Transports.  Er  gab 
femer  heraus:  Bastiat,  Oeuvres  choisies.  Paris 
1889.  Darin  pag.  I—- XLIII:  Introduction  par 
A.  de  Foville. 

Seit  1877  leitet  Foville  die  Herausgabe  der 
Monatschrift  Bulletin  de  statistique  et  de  l^is- 
lation  compar^e.  1881  und  1889  veröffentlichte 
er  zwei  mit  der  goldenen  Medaille  ausgezeich- 
nete Atlas  de  statistique  financi^re.  Zahlreiche 
Artikel  Fovil^es  sind  in  folgenden  Zeitschriften 
erschienen:  Economiste  fran^ais,  Journal  des 
Economistes,  Revue  d'admimstration ,  Journal 
de  la  Soci^t^  de  statistique  de  Paris,  Bulletin 
du  Conseil  sup^rieur  de  statistique,  Bulletin  de 
rinstitut  international  de  statistique,  etc.  Aus 
dem  Joumsd  de  la  Societe  de  statistique  de  Paris 
seien  aus  neuerer  Zeit  genannt:  Role  de  la  sta- 
tistique dans  le  präsent  et  dans  Tavenir  (1892). — 
La  nchesse  en  France  et  ä  Tetranger  (lo93). 
—  Les  r^v^lations  du  Census  de  1890  aux  Etats- 
Unis.    (1895). 

Als  Volkswirt  gehört  Foville  der  chre- 
matistischen  Schule  an,  ist  ein  Anhänger  Bas- 
tiats  und  seiner  Epigonen.  Um  die  Theorie 
der  Statistik  hat  er  durch  kritische  Unter- 
suchungen, vgl.  u.  a.  sein  Werk  „Le  morcelle- 
ment" etc.  (s.  0.)  sich  Verdienste  erworben. 

JAppert, 

Frachtgeschäft. 

I.  Allgemeines.  1.  Begriff  und  Arten. 
2.  Geschichte.  3.  Die  Quellen  des  Frachtrechts. 
IL  Kechtsbeziehungen  unter  den  Kon* 
trahenten.  4.  Abschlusspersonen,  ö.  Pflichten 
des  Frachtnntemehmers.  6.  Bechte  des  Fracht- 
unternehmers. 7.  Die  Aufhebung  des  Fracht- 
vertrages. III.  Der  Parteiwechsel.  8.  Der 
Eintritt  des  Empfängers.  9  Konossement  und 
und  Ladeschein.    10.  Mehrheit  der  Frachtunter- 
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Frachtj^^sohäfl 


nehraer.     FV'.    Modifikationen   und   ver- 
wandte Geschäfte. 

I.  AJIg^emeines. 

1.  Begriff  nnd  Arten.  Fi-achtgesc-liüft 
(contrat  de  ti-ans[K)rt,  contract  of  common 
carrier,  can-iiigo)  nennt  man  die  pfewerbliehe 
Uebernalime  der  selbständigen  Beföi-derung 
von  SachgiUern.  Die  8elbständigkeit  tritt 
darin  hervor,  dass  der  Transi^ortunternehmer 
den  Gewahrsam  des  Gutes  "wähi-end  des 
Transi)ortes  erhjüt,  somit  auch  die  Auflie- 
wahrung,  und  <Uti  Ablieferung  an  den  Em- 
I)fänger  übernimmt.  Wirt  schuft  lieh  enthält 
das  Fiiu;iitgeschüft  im  Vergleiche  mit  d<»r 
einfachen  Sachln^fönlerung  eine  höhere  Stufe 
der  Arl>eitsteilung,  welcher  rechtlich  ge- 
steigerte Verpflichtungen  des  rnternehmrrs 
entsprechen.  Die  typische  Ausbildung  dieser 
Abweichungen  setzt  gewerblichen  Betrieb 
voraus.  Das  Fi*achtgewerb(»  gehrjrt  zu  den 
Handt»lsgewerl)en ,  und  das  Fmchtreeht 
bildet  einen  Teil  des  Handelsrechtes. 
Innerhalb  des  Frachtgf»schäftes  sind  Set^ 
imd  Binnenfrachtgoschäft  zu  unterscheiden. 
Die  technischen  und  Wirtschaft lic^hen  Eigi^n- 
tümlichkeiten  des  S(»etransportes ,  insbe- 
sondere die  Bedeutung  d(T  Seegefalir  und 
die  Organisation  in  selbständigen  Einzel- 
untemehmungen  der  Schiffsreisen  halw^n  auf 
das  R^*cht  einen  bedeutenden  Einfluss  ge- 
tibt.  Weniger  wichtig  sind  die  Cntei-schei- 
dungen  von  Kaum-  imd  Stückleistung 
(Chartepai-tie  und  Stückgütervertrag),  von 
Haupt-  und  Unterverfrachtung,  die  sich 
innerhalb  des  Seefrachtvertrages  gebildet 
haben.  Ein  weiterer  und  wohl  der  schwer- 
wiegendste Gegensatz  wurde  durch  die  mo- 
derne Ausdehnung  des  Gross-  und  Monopol- 
betriebes, zumal  seitens  der  öffentlichen 
Anstiüten,  in  das  Frachtrecht  hineingetragen. 
Er  hat  zu  der  Ausscheidung  eines  Post- 
und  eines  Eisenbahnfrachtgeschäftes  gefülirt. 
Die  nachfolgende  Darstellung  beschränkt 
sich  auf  die  Grundzüge  des  Binnen-  und 
Seefi'achtgeschäftes.  Hinsichtlich  der  Ab- 
weichungen des  Eisenbahn-  und  Postrechtes 
wird  auf  die  betreffenden  Artikel  verwiesen. 

2.  Geschichte.  Das  Altertum  kannte 
ein  ausgebildetes  Frachtgewerbe,  wenigstens 
im  Seehandel.  Dagegen  lässt  sich  ein  be- 
sonderer Rechtsbegriff  des  Frachtgeschäftes 
nicht  nachweisen.  Für  das  römische  Recht 
wurde  seine  Entwickelung  durch  die  Aus- 
bildung der  Aufl)ewahnmg  im  Gewerbebe- 
triebe, des  receptum  nautanim  cauix)num 
stabularioinim  erübrigt.  Die  Kombination 
der  diesbezüglichen  Gnmdsätze  mit  dem 
Rechte  der  einfachen  Sachbef()rderung,  die 
als  locatio  conductio  operis  aufgefasst  wurde, 
ergab  den  wesentlichen  Inhalt  des  modernen 
Frachtvertrages,  lieber  die  Gestaltung  der 
Abliefei-ungspflicht     fehlen    nähere    Nach- 


richten. Noch  im  Mittelalter  und  zum  Teil 
in  der  Neuzeit  steht  das  Seefrachtgesehäft 
im  Voniei^unde  des  Verkehres  und  der 
Rechtsent Wickelung.  Seine  Geschichte  z^^iirt 
anschaulich,  wie  das  selbständige  Frachtge- 
schäft sich  allraählich  aus  der  blossen  Foit- 
l)ewegimg  des  Schiffes,  ja  aus  der  Vennie- 
timg  entwickelt  hat.  Nach  den  älteren 
Quellen  sind  die  Kaufleute  auf  dem  Schiffe 
anwesend ;  sie  sorgen  selbst  für  ihre  Waren. 
haben  einen  Anteil  an  der  Sc^hiffsleitiing  als 
Mitglie<ler  des  Seerates  xmd  müssen  zum 
Teil  die  zufälligen  Verluste  am  Schiff  und 
Schiffsgerät,  überall  aber  die  Unkosten  der 
Reise,  die  sogenannte  kleine  Haverei  ge- 
meinschaftlich tragen.  Spater  wird  ihre 
Anwesenheit  seltener  und  ihre  Mitwirkung 
tritt  sehr  ziuück.  Dafür  wird  die  Haftmig 
des  Frachtimteniehmers  für  die  Güter  ent- 
wickelt, er  trägt  seine  Verluste  allein  und 
übernimmt  die  Besoi-gung  der  kleinen 
Haverei.  Anfänglich  erhält  er  noch  unter 
diesem  Namen  ein  Pauschalquantum,  wel- 
ch<^s  s[)äter  zu  einem  Frachtzuschlage  wird 
und  heute  in  der  Fracht  aufgegangen  ist. 
Gemeinschaftlich  bleiben  nur  die  Opfer  und 
Aufwendungen  in  der  Stunde  der  Gefahr, 
die  als  grosse  Haverei  bezeichneten  Verluste^ 
weil  ihre  Uebertragimg  die  Versuchung  zu 
unwirtschaftlichem  Handeln  mit  sich  geführt 
hätte.  Für  das  Binnengeschäft  ist  die  Ent- 
wickelung weniger  deumch.  Für  beide  Arten 
ist  sie  im  vorigen  Jahrhundert  als  abge- 
schlossen zu  bezeichnen.  Die  Gegenwart 
wird  von  anderen  Strömungen  beherrscht. 
Die  Ausbildung  des  Eisenbalmwesens  ver- 
schaffte den  Hauptunternehmem  des  Binnen- 
verkehres  eine  Monopolstellung,  welche  zu 
einer  verti-agsmässigen  Schlechterstellung 
ihrer  Kunden  und  in  der  Folge  zu  einer 
gesetzlichen  Beschränkung  der  Vertragsfrei- 
heit geführt  hat.  Die  Verstaatlichung  der 
Verkehrsanstalten  bringt  eine  weitere  Zu- 
rückdrängimg des  ParteiwUlens  mit  sich. 
Auch  auf  dem  Gebiete  des  Seefrachtrechtes 
sind  neuerdings  Anzeichen  einer  gleich- 
laufenden Entwuckelung  vorhanden.  Die 
Einzelreise  tritt  vor  den  Schiffslinien  zurück. 
Mit  der  Neuorganisation  ist  eine  Macht- 
stellung des  Unternehmers  gegeben,  deren 
Folgen  in  den  sogenannten  neuen  Konnosse- 
mentsklauseln hervorgetreten  sind  und  den 
Wunsch  nach  gesetzlicher  Abhilfe  geweckt 
haben. 

3.  Die  Quellen  des  Frachtrechts. 
Binnen-  und  Seefrachtgeschaft  sind  in  den 
einzelnen  Handelsgesetzen  getrennt  kodifi- 
ziert, Eisenbahn-  und  Postfrachtrecht  teils 
einbezogen,  teils  besonderen  Gesetzen  über- 
wiesen. Wichtiger  als  diese  Zersplitterung 
ist  der  Umfang  der  Abweichungen,  welche 
das  Frachtrecht  der  drei  grossen  Rechtsge- 
biete, des  französisch-romanischen,  des  eng- 
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lischen  und  des  deutschen  Eechtes  aufweist. 
Nachstehend  wird  das  deutsche  Recht  zu 
Grunde  gelegt  und  können  nur  die  wich- 
tigsten Differenzpunkte  berührt  werden. 
Dagegen  muss  betont  -werden,  dass  die 
Nachteile  der  Rechtsverschiedenheit  für  den 
internationalen  Frachtverkehr  besonders 
gross  sind  und  deshalb  energische  Bestre- 
bungen der  Herbeiführung  der  Re(»htsein- 
heit  wachgerufen  haben.  Einen  bedeut- 
samen Erfolg  hat  die  Initiative  der  Betei- 
ligten auf  dem  angrenzenden  Gebiete  der 
grossen  Haverei  erzielt.  Auf  mehreren 
Kongressen  (insbesondere  York  1864,  Ant- 
werpen 1877,  Liverpool  1891)  wurden 
Grundsätze  festgestellt,  die  sogenannten 
^> Regeln  von  York  und  Antwerpen«,  deren 
Befolgimg  in  den  Frachtverträgen  vereinbart 
wertlen  sollte.  Die  Aufnahme  hat  thatsäch- 
lich  in  sehr  weitem  Umfange  stattgefunden 
und  eine  vertragsmässige  Rechtseinheit  her- 
beigeführt Aehnliche  Bemühungen  hin- 
sichtlich der  Haftpflicht  der  Rheder  sind 
bis  jetzt  an  dem  bestehenden  Interessen- 
gegensätze gescheitert.  Dagegen  ist  es  der 
Thätigkeit  der  Regierungen  gehmgen,  durch 
die  Weltpostvertr^e  (seit  1874)  und  neuer- 
dings durch  die  auch  in  Deutschland  ange- 
nommene internationale  Eisenbahnkonven- 
tion (Bern  1886)  einen  sehr  grossen  Teil 
des  internationalen  Binnenfrachtverkehres 
einheithchen  Grundsätzen  zu  unterstellen. 
Eine  gleiche  Reform  für  das  Seefrachtge- 
schäft w^äre  sehr  zu  wünschen. 

Das  Deutsche  Handelsgesetzbuch  vom 
10.  Mai  1897  (H.G.B.)  behandelt  getrennt 
das  Binnenfrachtgeschäft  in  Buch  Hl  §§  425 
bis  452  und  das  Seefrachtgeschäft  in  Buch  IV 
§§  556—663.  Die  Grundsätze  des  Binnen- 
frachtgeschäftes finden  auch  Anwendung  auf 
die  Geschäfte  der  Eisenbahnen  und  der 
Binnenschiffahrt.  Doch  greifen  nach  beiden 
Richtungen  besondere  Normen  abändernd 
xmd  ergänzend  ein.  Vgl.  für  die  Eisen- 
bahnen H.G.B.  III  §§  453—473,  für  die 
Binnenschiffahrt  das  Reichsgesetz  vom  15, 
Juni  1895  §§  26—77  (B.G.)  und  E.G.  z. 
H.G.B.  Art.  12  (in  neuer  Fassung  publiziert 
am  20.  Mai  1898).  Dagegen  ist  die  Be- 
förderung von  Gütern  durch  die  staatlichen 
Postverwaltungen  den  allgemeinen  Grund- 
sätzen des  Frachtrechtes  nicht  unterworfen 
vgl.  H.G.B.  §  452. 

IL  Rechtsbeziehnngen  unter  den 
Kontrahenten. 

4.  Abschlnsspersonen.  Die  Eingehung 
des  Frachtvertrages  ist  im  allgemeinen  an 
keine  Form  gebunden  und  erfolgt  nicht 
selten  durch  konkludente  Handlungen  (z.  B. 
durch  Einwurf  des  Briefes  in  den  Brief- 
kasten). Aber  es  ist  durchaus  üblich,  über 
den   Frachtvertrag   Urkunden   auszustellen. 


Im  Seeverkelir  sind  Chartepartie  (von  carta 
partita)  und  Konnossement,  im  Binnenver- 
kehr Frachtbrief  und  Ladeschein  von  Be- 
deutimg. Chartepartie  und  im  wesentlichen 
der  deutsehe  Frachtbrief  sind  als  schlichte 
Beweisurkunden,  Konnossement,  Ladeschein 
und  in  einzelnen  Beziehungen  auch  Fracht- 
brief als  Wertpapiere  zu  bezeichnen.  Ein 
Kontrahierungszwaug  ist  in  Deutschland 
niu"  für  Eisenbahn  und  Post  anerkannt.  Die 
englische  und  zum  Teil  die  französische 
Litteratiu:  neigt  zu  einer  weiteren  Aus- 
dehnung. Von  den  Kontrahenten  des 
Frachtvertrages  wnrd  der  Transportunter- 
nehmer im  Binnenverkehr  als  Frachtführer, 
im  Seeverkehi-  als  Verfrachter,  der  Trans- 
portinteressent im  Seeverkehre  als  Befrach- 
ter, im  Binnenverkehr  als  Absender  be- 
zeichnet (Vgl.  voiturier,  carrier  einerseits, 
affreteur,  charterer  und  shipper  andererseits.) 
Die  Person,  welche  das  Gut  zur  Beförderuog 
einliefert,  ist  nicht  notwendig  mit  dem  Be- 
frachter identisch  und  wird  im  Seeverkehr 
technisch  als  »Ablader«  (chargem-,  shipper) 
bezeichnet.  Die  Erfüllung  des  Vertrages 
vollzieht  sich  meistens  zwischen  anderen 
Personen  als  den  ursprünglichen  Kontra- 
henten (vffl.  darüber  unten  sub  8 — 10). 

5.  Pflichten  des  Frachtunternehmers. 
Die  Frachtleistung  ist  gerichtet  auf  die  Be- 
förderimg des  Gutes,  auf  seine  Bewahrung 
während  der  Dauer  der  Innehabung  und  auf 
seine  Abliefenmg  an  den  Empfänger.  Nach 
allen  drei  Richtungen  steht  der  Frachtunter- 
nehmer für  die  Erfüllung  dieser  Verpflich- 
tungen ein.  Aber  nicht  überall  gleich- 
massig.  Nach  dem  bisher  geltenden  deutschen 
Rechte  waren  die  Fälle  der  Verspätung 
einerseits,  des  Verlustes  oder  der  Beschä- 
digung des  Frachtgutes  andererseits  zu 
scheiden.  In  dem  ersten  Falle  setzte  die 
Haftung  Verechulden  voraus,  umfasste  aber 
das  volle  Interesse.  Bei  Verlust  und  Be- 
schädigung war  sie  den  römischen  Grund- 
sätzen über  receptum  nachgebildet  —  Ihre 
Voraussetzimgen  waren  streng.  Sie  erfor- 
derte nicht  Verschulden,  sondern  trat  ein, 
sobald  der  Frachtuntemehmer  nicht  nach- 
wies, dass  der  Schaden  durch  höhere  Ge- 
walt (vis  major),  durch  die  natihrliche  Be- 
sdiaffenheit  des  Gutes,  durch  äusserlich 
nicht  erkennbare  Mängel  der  Verpackung 
oder  durch  Verschulden  des  Absenders  ent- 
standen war.  Die  Haftung  versagte  bei 
nicht  angezeigten  Kostbarkeiten.  —  Prak- 
tisch besonders  wichtig,  aber  ausserordent- 
lich bestritten  war  der  Begriff  der  höheren 
Gewalt.  Seine  Abgrenzung  hat  in  neuerer 
Zeit  eine  besondere  Litteratur  hervorgenifen. 
(Vgl.  in  der  Litteratimlbersicht  Demburg, 
Exner,  Gerth,  Goldschraidt,  Habler,  Hafner, 
Huber,  Stuccki,  Schölten).  Dabei  wird  teils 
die  Beschaffenheit  der  Ursache   (objektive 
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Theorio,  Exner),  teils  der  Zusammonhang  mit 
dem  üew erbebet rieix*  in  den  Vordergnmd 
gestellt  (relative  oder  subii^ktive  Tlux)rie; 
öoldschmidt,  Dernburg).  Geht  man  davon 
aus,  dass  die  gesteigerte  Haftung  nur  die 
Erzwingung  einer  siuligemiUssen  Betriebs- 
einrichtung bezwecken  kann,  so  bleiben 
ausser  ihrem  Bei-eiche  diejenigen  Unfälle, 
denm  Beeinflussung  nach  Eintritt  oder 
Umfang  durch  eine  gute  p]iin*ichtung  des 
Betriebes  nicht  vor€iusst»hbar  ist.  Inlialt- 
lich  war  die  in  ihivn  Voraussetzunpm 
so  sti-enge  Haftung  gemildert.  Der  Fiiveht- 
unternehmer  hatte  ausser  bei  iW^slichem 
Verhalten  nur  den  gemeinen  Wert  des 
Gutes  zu  ei-setzen.  Die  neuere  deutsche 
Gesetzgebung  hat  Un  dem  gewohidichen 
Frachtgeschäfte  des  Se<^  und  Binnenver- 
kehres die  Voraussetzungen  der  Haftung 
für  Verlust  und  Beschädigmig  gemildert. 
Der  Frachtunternehmer  b(»freit  sich  durch 
den  Nachweis  von  Ursiiclien,  »die  duix-h 
die  Sorgfalt  eines  onlentliclu^n  UnttM-nehmers 
nicht  a4)gewend(»t  weixlen  konnten.-  Vgl. 
H.G.B.  §  429,  §  6(J6  B.Sch.CJ.  §§  58— 00. 
Es  liegt  somit  eine  gewohnliclie  Haftung 
fiu*  Verschulden  vor.  Eigen  tu  nd  icherweise 
ist  aber  die  Beschränkmig  der  Haftpflicht 
in  I^zug  auf  ihren  Umfang  bestehen  ge- 
blieljen.  Der  Unternehmer  hat  auch  nach  ^ 
der  neuen  Gesetzgebung  nur  den  ge- 1 
meinen  Wert  d(»r  Güter  zu  ersetzen.  Nur  | 
Voi-satz  od(»r  grol)e  Fahrlässigkeit  begnindet  i 
na<-h  Binnen  f räch ti-echt  eine  weitergehende  | 
Haftung;  Vgl.  H.G.B.  §  430,  §§  611—618. 
Die  Haftung  des  Fi*achtunternehmers  ist 
daher  nicht  melir  als  besondei-s  streng, 
sondern  gerade  als  besondere  milde  zu  be- 
zeichnen. Für  das  Eisenbahnrecht  ist  die 
Haftung  bis  auf  höhere  Gewalt  beibehalten 
(§4r)())und  ihre  vertragsmässigeAbschwächung 
im  Vergleiche  zu  dem  frülieren  Rechte  er- 
schwert worden.  Die  legislativen  Gründe 
füi-  diese  wichtige  Rechtsänderung  sind 
nicht  überzeugend.  Die  Gleichstellung  des 
Frachtführers  mit  anderen  Unternehmern 
war  d(\slialb  nicht  geboten,  weil  die  Be- 
tiiebsunfälle  gerade  bei  dem  Frachtunter- 
nehmen eine  besondere  Rolle  spielen.  Auch 
liätte  die  Gleichstellung  dazu  führen  müssen, 
die  besondere  Beschränkung  des  Schadens- 
ersatzes gleichfalls  aufzuheben.  Ebenso 
versagt  die  Berufung  auf  die  Ueblichkeit 
vertragsmässiger  Abschwächung  der  Haft- 
I)flicht.  Diese  sogenannten  neuen  KonnoSvSe- 
mentsklauseln  beweisen  nicht  die  ün- 
Zweckmässigkeit  des  bisherigen  Rechts. 
Denn  sie  gehen  viel  weiter  als  die  Ab- 
änderung und  heben  namentlich  auch  die 
Verantwortlichkeit  für  die  Geliilfen  auf,  die 
das  neue  Gesetz  beibehalten  und  das  B.G.B. 
§  212  zum  allgemeinen  Recht  erhoben  hat. 
Die  Klauseln   sind   daher   nur  ein  Zeugnis  | 


für  die  wirtschaftliclie  Ueberlegenheit  der 
Fracht  Unternehmer  gegenüber  clen  geteilten, 
insbesondere  durch  die  Versicherung  abg^-^ 
schwächten  Interessen  der  Güterversender. 
Diese  Ueberlegenheit  hat  auch  in  der  Gesetz- 
gebung einen  Sieg  erfochten. 

Die  Haftung  des  Frachtführers  ist  femer 
begünstitrt  duivh  eine  kurz<*  Verjähnmg  der 
Ansprüche  §  439,  §§  901—903  und  dailiinli, 
da^s  die  Anspniche  durch  Annahme  des  Gut»-> 
seitens  des  Empfängers  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  erlöschen.  §  438,  §  (i<>9. 
Eine  vertragsmässige  Abänderung  der  ge- 
setzlichen Haftung  ist  nach  dem  deutschen 
und  englischen  Rechte,  abgesehen  von  den 
für  Eisenbahnen  geltenden  Sonderbestim- 
mungim,  allgemein  zulässig.  Andere  Gesetz- 
gebungen des  Auslandes  enthalten  Einschrän- 
kungen der  Vertragsfreiheit 

6.  Rechte  de»  Frachtiuternehmers. 
Der  Fi'acht Unternehmer  ist  berechtigt,  das 
bedungene  oder  übliche  Entgelt,  die  Fracht 
sowie  etwaige  Xel)engebühren  zu  fordern  und 
ausserdem  die  Erstattung  besonderer  Aus- 
lagen oder  Aufwendungen  im  Interesse  des 
Gutes  zu  verlangen. 

Ausserordentliche  Aufwendungen  im  ge- 
meinschaftlichen Interesse  sind  zu  teilen. 
Dieser  Gedanke  der  Teilung  hat  für  d»^n 
Seeverkehr,  in  welchem  Opfer  und  Auf- 
wendungen bei  gemeinsamer  Gefahr  für 
Schiff  und  Ladung  häufig  vorkommen,  eine 
scharfe  Ausprägung  in  dem  Institute  der 
grossen  Haverei  gefunden.  H.G.B.  §  70(>ff. 
Das  Institut  ist  durch  das  G.  v.  15.  Jimi 
1895  §  78  ff.  imd  überwiegend  im  ausländi- 
schen Rechte  auf  die  Binnenschiffedirt  über- 
tKigen  wonlen.  Der  Befrachter  als  Absender 
ist  ferner  für  Nachteile  verantwortlich, 
welche  aus  der  Beschaffenheit  des  Gutes, 
der  Verpackung,  der  Bezeichnung  oder  der 
Begleitpapiere  entspringen.  H.G.B.  §§  427, 
563.  Besonders  eingehend  sind  seine 
Pflichten  hinsichtlich  der  Aufheferung  (Ab- 
ladung) und  Abnahme  (Löschung)  des  Gutes 
im  See-  und  im  ßinnenscliiffiahrtsrechte  ge- 
regelt. Bemerkenswert  ist  die  eventuelle 
Verpflichtung  zur  Zahlung  von  Liegegeld 
(demurrage,  surestaries).  einer  gesetzlich  oder 
durch  Ortsgebrauch  fixierten  Verzugsstrafe. 
Der  Unternehmer  kann  seine  Rechte  durch 
Klage  gegen  den  Kontrahenten  (besdiräiikt). 
Retention  gegenüber  dem  Empfänger  oder 
mittelst  eines  gesetzlichen  Pfandrechts  aus- 
üben, das  noch  eine  kurze  Frist  nach  Al»- 
liefenmg  des  Gutes  wirksam  bleibt  H.fr.B. 
S§  440,  623. 

7.  Die  Anfhebang  des  Frachtrer- 
trai^es.  Von  den  AufhebungsgrOnden  sind 
zu  erwähnen  der  freiw^illige  Rücktritt  des 
Befrachtei-s  und  die  Unmöglichkeit  der 
Transportleistimg.  Der  Rücktritt  ist  im 
allgemeinen   ziüässig,   aber  verpfliditet  zur 
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Entschädigung,  insbesondere  zur  Fracht- 
zahlung.  §  428.  Im  Seeverkehi*  ist  der 
Rücktritt  vor  Beginn  der  Reise  nur  die 
Hälfte,  die  sogenannte  Fautfracht  zu  ent- 
richten. §  580.  Die  ünmögliclikeit  der 
Ausführung  hat,  entsprechend  der  steigenden 
Betriebsgefahr,  eine  besondere  eingehende 
Berücksichtigung  im  Seefi-achtrechte  ge- 
funden. Die  dauernde  Unmöglichkeit  hebt 
<len  Frachtvertrag  ipso  jure  auf.  §  628. 
Sie  ist  gegeben  durch  Yerhist  des  Gutes, 
aber  auch  nach  deutschem  Recht  regel- 
mässig durch  den  Verlust  des  Schiffes.  Die 
Fracht  ist  bei  Verlust  des  Gutes  nicht  zu 
zahlen.  §§  607,  608.  Die  Berücksichtigung 
des  Frachtbetrages  bei  der  Berechnung  des 
von  dem  Unternehmer  zu  leistenden  Scha- 
densersatzes {§  611)  ist  selbstverständlich, 
wenn  der  Preis  am  Bestimmimgsorte  zu 
Gnmde  gelegt  wird,  aber  nicht  als  Zahlung 
aufzufassen.  Bei  Verlust  des  Schiffes  nach 
Antritt  der  Reise  ist  ein  entsprechender 
Teil  der  Fracht,  die  sogenannte  Distance- 
fracht,  zu  entrichten.  §  630.  Nach  französi- 
schem Recht  ist  der  Reeder  nm*  dann  auf 
Distancef rächt  verwiesen,  wenn  er  die  Güter 
nicht  auf  seine  Rechnung  an  das  Ziel  be- 
fördern und  sich  dadurch  den  Anspruch  auf 
die  volle  Fracht  sichern  kann.  Das  eng- 
lische Recht  beschränkt  ihn  auf  die  zweite 
Befugnis.  Eine  bloss  vorübergehende  Un- 
mögbchkeit  wird  insbesondere  dm'ch  die 
sogenannten  »Hindernisse  von  hoher  Hand«, 
Krieg,  Embargo,  Blockade  u.  s.  w.  veran- 
lasst. Sie  hebt  den  Vertrag  nicht  ipso  jiu^ 
auf,  aber  giebt  beiden  Konti'ahenten  ein 
Rücktrittsrecht.  §  629.  Um  seine  wii-t- 
schaftlich  nicht  gebotene  Ausübung  zu  ver- 
meiden, werden  die  Wartekosten  gemein- 
schaftlich getragen.  Bei  Rücktritt  nach 
Beginn  der  Reise  ist  Distancefracht  zu 
zahlen.  Das  Recht  des  Binnenverkehrs 
weist  dieselben  Gnmdgedanken  in  geringei-er 
Durchbildung  auf.  Insbesondere  hebt  der 
Verlust  des  Gutes  nach  Binnenfrachtrecht 
die  Pflicht  zur  Fi-achtzahlung  nicht  auf. 
Nach  dem  Binnenschiffahrtsgesetze  §  64  ist 
Distancefracht  zu  zahlen. 

III.    Der  ParteiweehseL 

8.  Der  Eintritt  des  Einofängrers.    Das 

Frachtgut  wird  nicht  nur  von  Ort  zu  Ort,  son- 
dern meistens  auch  von  Person  zu  Person  be- 
fördert. Der  Empfänger  ist  regelmässig:  an  der 
Ablieferung  des  Gutes  unmittelbar  beteuigt  und 
deshalb  die  geeignete  Person,  um  die  Ansprüche 

fsgen  den  Frachtführer  geltend  zu  machen, 
ntsprechend  gewährt  das  Gesetz  dem  Empfänger 
in  ifrmangelung  entgegenstehender  Erklärung 
des  Absenders  ein  unmittelbares  Klägerecht  gegen 
den  Prachtführer,  g  436.  Der  Empfänger  er- 
wirbt das  Recht  mit  der  Ankunft  des  Gutes  am 
Bestimmungsort:  aber  es  kann  ihm  durch  ander- 
weite Disposition  des  Absenders  entzogen  werden, 


bis  er  die  Klage  erhoben  oder  den  Frachtbrief 
erhalten  hat.  §433.  Die  juristische  Konstruktion 
dieser  Rechtsbeziehungen  ist  in  der  Litteratur 
sehr  bestritten.  Doch  dürfte  sich  die  Einord- 
nung des  Frachtgeschäftes  in  die  Verträge  zu 
Gunsten  Dritter  nicht  abweisen  lassen.  Aller- 
dings ist  festzuhalten,  dass  bei  dem  Fracht  ver- 
trage das  Recht  dem  Dritten  erst  mit  der 
Transportbeendigung  erworben  und  noch  später 
gesichert  wird,  so  dass  neben  dem  Gütertrans- 
port eine  Rechtsübertragung  einher^eht  und 
eine  Parallele  zur  Cession  gegeben  ist.  Der 
Inhalt  des  Rechtes  richtet  sich  im  allgemeinen 
nach  dem  Frachtvertrage;  nach  dem  Fracht- 
briefe nur  insoweit,  als  der  Frachtführer  sich 
dem  Empfänger  gegenüber  nicht  auf  Gegen- 
ansprüche berufen  kann,  die  nicht  aus  dem 
Frachtbriefe  hervorgehen.  §  435.  Durch  An- 
nahme des  Gutes  kann  auch  ein  Eintritt  in  die 
Frachtschuld  nach  Massgabe  der  Frachturkunde 
bewirkt  werden.    §§  43«,  614. 

9.  Konnoggement  und  Ladesehein.  Die 
vorstehenden  Grundsätze  über  den  Eechtserwerb 
des  Empfängers  haben  nur  für  den  deutschen 
Landfrachtverkehr  praktische  Bedeutung.  Im 
Seeverkehr,  in  der  Binnenschiffahrt  und  durch- 
weg im  Auslande  vollzieht  sich  die  Rechtsüber- 
tragung nicht  durch  Transportbeendigung,  son- 
dern durch  Verwendung  der  Abliefernngspapiere, 
Konnossement  und  Ladeschein.  Das  Konnosse- 
ment (bill  of  lading,  connaissement,  polizza  di 
carico)  ist  eine  im  Seeverkehr  fast  ausnahmslos 
gebräuchliche  Urkunde,  in  welcher  der  Empfang 
des  Gutes  bescheinigt  und  seine  Ablieferung 
versprochen  wird.  Das  Konnossement  ist  fakul« 
tatives  Ordrepapier  im  Sinne  des  Handelsgesetz- 
buches, seine  Ausstellung  an  den  Inhaber  weniger 
üblich  als  das  Blancoindossament.  Gebräuch- 
lich sind  Duplikate,  von  denen  eins  in  den 
Händen  des  Schiffers  zu  bleiben  pflegt.  Das 
Konnossement  ist  Wertpapier.  Der  Venrachter 
hat  dem  Eigentümer  des  Papiers  nach  Massgabe 
desselben  zu  erfüllen.  §  6öl.  Doch  wird  die 
abstrakte  Verpflichtungskraft  meistens  durch 
Klauseln  abgeschwächt.  Auch  während  des 
Transports  ist  nur  der  Eigentümer  des  Konnosse- 
ments zur  Disposition  berechtigt.  §  659.  Die 
Wirkung  mehrerer  Duplikate  ist  besonders  ge- 
regelt. §§  645—50.  Infolge  dieser  Bindung 
der  Frachtobligation  ist  der  Absender  in  der 
Lage,  den  Uebergang  der  Vertragsrechte  nach 
seinem  Belieben  und  unabhängig  von  dem  Fort- 
gange des  Transportes  zu  gestalten.  Das  Ordre- 
konnossement  hat  noch  eine  weitere  Bedeutung. 
Es  ist  Traditionspapier.  §  647.  Weil  der 
Detentor  verpflichtet  ist,  das  Frachtgut  zur 
Disposition  des  Papiereigentümers  zu  halten, 
so  gilt  letzterer  als  mittelbarer  Besitzer,  die 
üebergabe  des  Papiers  hinsichtlich  des  Rechts- 
erwerbes als  gleichbedeutend  mit  der  Üebergabe 
des  Gutes.  Die  Praxis  macht  von  dieser  Bechts- 
wirkung  des  Konnossements  sowohl  durch  Ver- 
äusserung  als  durch  Verpfändung  der  „schwim- 
menden Ladung"  Gebrauch.  Der  Ladeschein 
(bill  of  lading,  recipiss6)  ist  das  Konnossement 
des  Binnenverkehrs,  nur  weniger  sorgfältig 
durchgebildet.  In  Deutschland  kommt  er  fast 
nur  bei  der  Binnenschiffahrt  vor,  weil  die  deut- 
schen Eisenbahnen  keine  Ladescheine  ausstellen. 
Dagegen  herrscht  er  im  Eisenbahnverkehr  des 
Auslandes.    Das  internationale  üebereinkommen 
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hat  Frachtbriefduplikatc  eingeführt,  welche  zwar  1 
nicht  die  Uebertragbarkeit  der  Ladescheine  be- 
sitzen, aber  insoweit  den  Charakter  von  Wert- 
papieren trapen,  als  die  Disposition  des  Ab- 
senders von  ihrem  Besitz  abhänßifi:  pemacht  ist. 
Die  Zukunft  dürfte  auch  im  Kisenbahnverkehr 
dem  befrebbaren  Ablieferunpfspapiere  c:ehören. 
10.  Mehrheit  der  Frachtunternehiner. 
Die  Ausführung  eines  bestimmten  Transportes 
kann  das  Zusammenwirken  mehrerer  Unter- 
nehmer, z.  B.  mehrerer  Eisenbahnen,  voraus- 
setzen. Von  den  möglichen  Kombinationen  ist 
die  Weiterbeförderung  auf  Omnd  der  ursprüng- 
lichen Urkunde,  des  sogenannten  durchgehenden 
Frachtbriefes  oder  Konnossements  die  bequemste 
und  im  Binnenverkehr  gebräuchlichste.  In  Er- 
mangelung besonderer  Rechtssätze  würde  sie 
die  Interessen  des  Frachtgläubigers  schädigen. 
Die  Klage  gegen  den  ersten  Frachtführer  ist 
für  den  Empfänger  sehr  unbequem.  Mit  dem 
letzten  Frachtführer  steht  er  in  keiner  vertrags- 
mässigen  Beziehung.  Beide  Hindemisse  würden 
bei  dem  Zwischenfrachtführer  zutreffen,  auf 
dessen  Strecke  der  Schaden  sich  ereignet  hat. 
Die  Feststellung  dieses  Ortes  ist  überdies  bei 
Transport  mit  durchgehender  Frachturknnde 
nicht  immer  möglich.  Deshalb  lässt  das  Handels- 
gesetzbuch bei  einer  solchen  Beförderung  alle 
Binnenfrachtführer  korrealiter  haften.  S  432. 
Für  den  Eisenbahnverkehr  ist  die  Haftimg  auf 
die  Anfangs-,  die  Endbahn  und  auf  diejenige 
Verwaltung  beschränkbar,  in  deren  Bezirke  sich 
der  Unfall  ereignet  hat.  Das  internationale 
Uebereinkommen  hat  die  letzterwähnte  Ordnung 
übernommen.  Im  Seeverkehr  ist  das  durch- 
gehende Konnossement  erst  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten allgemeiner  in  Aufnahme  gekommen. 
Die  Rechtswirkungen  sind  gesetzlich  nicht  ge- 
regelt, in  Theorie  und  Praxis  streitig,  aber 
gemäss  der  vorzuziehenden  Ansicht  dem  Binnen- 
irachtrechte  nachzubilden.  Für  die  gegenseitigen 
Beziehungen  der  Unternehmer  ist  von  besonderer 
Bedeutung,  dass  die  Gegenansprüche  für  einen 
jeden  entstehen,  aber  bei  unfrankierter  Sendung 
nur  der  letzte  Nachmann  in  der  Lage  ist,  sie 
vom  Empfänger  einzuziehen.  Darauf  beruht 
die  gesetzliche  Vertretung  und  die  gesetzliche 
Subrogation.  §  431.  Jeder  Nachmann  gilt  als 
beauftragt,  die  Rechte  seiner  Vormänner  geltend 
zu  machen,  und  er  erwirbt  sie  bezw.  inhaltlich 
gleiche  Rechte,  sobald  er  die  Vormänner  be- 
medigt.  In  dem  ersten  Falle  erfolgt  bei  Zahlung 
seitens  des  Empfängers  Rücksendung,  im  zweiten 
bei  Nichtzahlung  fiegress.  Die  Abfindung  der 
Vormänner  bildet  die  Kegel.  Andere  Regressfälle 
werden  durch  die  Korrealhaftung  veranlasst. 

IV.  Modifikationen  und  verwandte  Ge- 
schäfte. 

Das  FrachtrcK'ht  kann  teils  durch  die 
Stellung  des  Unternehmers,  teils  dm-ch  die 
Verbindung  mit  anderen  Geschäften  Ab- 
änderungen erleiden.  In  erster  Hinsicht 
ist  auf  Eisenbahn  und  Postrecht  Bezug 
zu  nehmen.  Eine  Verbindung  mit  einem 
Einkassierungsraandate  ist  in  dem  In- 
stitute der  Nachnalime  und  in  dem  Post- 
auftrag zur  Einziehung,  mit  einem  Beiu-- 
kundungsaufti-age  in  anderen  Postgeschäften, 


insbesondei-e  dem  Zustellungsges<ihäfte  ge- 
gol)en.  Andererseits  sind  einzelne  Recht s- 
sätze  der  Ueberti-agung  auf  solche  Geschäfte 
fällig,  bei  denen  sich  nicht  aUe  Thatt^^ 
Standsmomente  des  Frachtgeschäfts  vor- 
finden. Die  unselbständige  J^efördening  ist 
in  der  locatio  conductio  operis  des  bürger- 
lichen Rechts  geregelt ;  sie  tritt  im  grossen 
Verkehr  als  Personenbefördenmg,  zum  Teil 
in  Verbindung  mit  Gaetaufnahme.  und  in 
der  S<hlei>pschiffahrt  entgegen.  Die  Be- 
wahnmg  und  Abliefenmg  ohne  Befönlenuig 
bildet  unter  anderem  den  Inhalt  des  Lager- 
iiausvertrags ,  bei  dem  Haftung  und  AIh 
licferungspafüer  den  analogen  Instituten  des 
Frachti-echts  nachgebildet  sind.  Abliefenmg 
bezw.  Uelxjrraittelung  ohne  Beförderung  und 
ohne  Gewahrsam  kennzeichnet  eine  Gruppe 
von  Geschäften,  die  durch  allmähliche 
Uebergänge  mit  dem  Frachtgeschäfte  ver- 
bunden sind  und  passend  als  Uebermitt»*- 
lungsgeschäfte  bezeichnet  wertlen  können. 
Bei  fungiblen  Gütern  kann  es  dem  Absen- 
der durcliaus  recht  sein,  am  Bestimmunsrs- 
ort  ein  anderes  gleichartiges  zu  erhalten. 
Zu  dit»ser  Gruppe  gehören  gewisse  Fälle 
des  ungetrennten  Transports  von  Massen- 
gütern (Geti-eide),  dann  die  moderne  Post- 
anweisung mit  verwandten  Geschäften  («las 
frühmittelalterliche  Cambium)  und  etwas 
weiter  abstehend  die  Telegrarambeforderung. 
Das  Verhältnis  dieser  Geschäfte  zum 
Fra(»htgeschäft  ist  bestritten,  indessen  bei 
aller  Verschiedenheit  bleibt  doch  das  Mo- 
ment der  Uebermittelung  gemeinsam  udJ 
dürfte  deshalb  die  analoge  Ausbildung  der 
Folgesätze,  insbesondere  des  unmittelbaren 
Rechtserwerbs  zu  Gunsten  des  Empfängers, 
geboten  sein. 
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tazinni  alla  refpimanhilita  degfi  armatori,  Arrhirio 
(jinridicity  vol.  /i9 ,  p.  07  s.  —  Vitlari ,  £.,  // 
contratto  di  traujtjxtrto  terreatre,  trattazioue  sijtte- 
matira  gecondo  il  diritlo  italiano  ritjeute,  Milano 
ISUO.  —  Vivante,    La  p<diza  di  carico,  Milano 

JSSO. 

ü)  Niederlande  und  Skandinavien.  Agser, 
Intemationaal  <jf>edemivervoer  lang«  ffpoftrtregen, 
n'iiravenhage  J,*<s?.  —  Bosschef  ^J*•^f  orer  be- 
vrachtimj  met  9tuhjof deren ,  Leid*  n  LsSa.  — 
Hatnnier»kJoi<i ,  K,  Mi,  L.,  Ihn  frartaßalet 
och  des  vitjtifjaMe  rätts  fäldjer,  l'psala  ISSfi.  — 
Karstens,  De  aamtpraken  ran  den  voennan 
krachten»  A.  91 ,  U',  v.  K.  Themis  S  (lH7Jf),  Bl. 
420 — <i7.  —  Kivherger ,  G.,  De  po/titie  ran 
den  geadresneerde  (liechtjtgelcerd  Magazijn  17, 
Jaarg.,  Bl.  4I).  —  Schotten,  Overmacht,  Gronin- 
gen icS'<v<;. 

Ferner  ist  auf  die  allgemeinen  Darstellungen 
des  IIa  ndel  s-j  See-  und  des  Ii  innensch  ijf- 
J'ahrtsrechts,  h insichtlich  des  Frachtgeschäfts 
der  Eisenbahnen  und  der  Post  auf  die 
Litterat urangaben  der  gleichnamigen  Artikel  zu 
reneeisen.  Heck, 


Franklin,  Benjamin, 

ausgezeichnet  als  Staatsmann,  Diplomat  und 
Gelehrter,  geboren  zu  Boston  (Neuengland)  am 
6. 1. 1706;  gestorben,  als  Gouverneur  des  Staates 
Pennsylvanien,  in  Philadelphia  am  17.  IV.  1790. 
Er  empfing  den  ersten  wissenschaftlichen  Unter- 
richt in  der  freien  Gel  ehrten  schule  seiner  Vater- 
stadt, wurde  dann  in  dem  Geschäft  seines 
Vaters  als  Lichtzieher  beschäftigt,  erlernte 
die  Buchdruckerkunst  bei  seinem  Bruder  in 
Boston  und  errichtete  1728  eine  Buchdruckerei 
in  Philadelphia.  Hier  gründete  er  unter  seinem 
Namen  eine  Zeitung,  die  bald  das  führende 
Blatt  in  der  Kolonie  war.  1736  wurde  er  Sekre- 
tär in  der  General  Asserably,  (dem  Kolonial- 
parlament) der  Kolonie  Philadelphia,  1737  deren 
Postmeister  und  17ö3  Generalpostmeister  der 
englischen  Kolonieen  von  Nordamerika.  1766 
übertrugen  ihm  die  Kolonieen  ihre  Vertretung 
im  Verkehr  mit  England,  und  deren  1776  er- 
folgende Unabhängigkeitserklärung  war  haupt- 
sächlich Franklins  Werk. 

Auf  dem  Gebiete  der  politischen  Oekonomie 


war  er  kein  geschulter  und  systematischer,  aK-r 
sehr  scharfer  Denker.  In  seiner  ältesten  Abhand- 
lung, betitelt  ^A  modest  inquiry  into  the  natun» 
and  net^essity  of  a  Paper  currency",  :1721* 
offenbart  er  unklare  Be^ffe  von  dem  We^n 
des  Kapitals  und  des  Kapitalzinses,  welchen 
letzteren  er  durch  Emission  von  Papierg»*ld, 
das,  nach  dem  Vorgange  Laws,  auf  Grund- 
stücken fundiert  ist,  zum  Sinken  brin^n  zu  kön- 
nen glaubt.  In  der  nämlichen  Schnft  stellt  er 
auch,  fast  anderthalb  Menschenalter  vor  Adam 
Smith ,  den  gewichtigen  Satz  auf,  das»  di«; 
menschliche  Arbeit  das  allgemeine  WertmH>s 
bilden  soll.  Er  argumentiert  nämlich,  daiss,  da 
•  der  Handel  nichts  als  ein  Austausch  von  Arbeit 
I  gegen  Arbeit,  der  allgemeine  Wertmesser  eben- 
falls in  Arbeit  bestehen  müsse,  welcher  Sehlus>- 
I  satz  übrigens  schon  von  Petty  und  Hobbes  aus- 
gesprochen worden  ist. 

In  einer  dreissig  Jahre  spater  veroflfenr- 
lichten  Schrift  „Observations  concemin^  the 
increase  of  mankind,  and  the  peopling  of  coun- 
tries"*,  welche  er  1751  für  das  Annual  reeii4t»*r 
geschrieben  hat,  wird  Franklin  als  Bevölkemnsrs- 
theoretiker  von  Malthus  selbst  aLs  sein  \ot- 
gänger  anerkannt,  allerdings  mit  der  Ein- 
schränkung, dass  Franklin  den  einstigen  Eintritt 
eines  Mangels  an  vegetabilischen  Subsistenz- 
mitteln  überhaupt  nicht  in  Erwägung  gezoiren 
habe.  Die  insofern  wichtigste  Stelle  aus  jm^r 
Schrift,  als  Malthus  den  Text  seines  berilhrntt-n 
Werkes  „Essay  on  population"  mit  diesem  Ci- 
tate  beginnt,  sei  hier  im  folgenden  mitgeteilt: 
„Für  den  Zeugungstrieb  der  Pflanzen  und  Tiere 
besteht  eine  Grenze  nur  darin,  dass  die  zu- 
nehmende Menge  sich  die  Unterhai tsmittel 
gegenseitig  streitig  macht.  Wären  von  der 
Erdoberfläche  alle  Pflanzenarten  bis  auf  eine 
verschwunden,  so  würde  die  Erde  allmählich  voA 
dieser  einzigen,  sagen  wir  mit  Fenchel,  über- 
sät und  ganz  bedeckt  sein." 

Franklin  schrieb  1767  einen  Aufsatz  ^On 
the  Price  of  Corn  and  management  of  the  Poor" 
1768  einen  anderen  „On  the  Labouring  Poor". 
Hier  behauptet  er,  „dass  der  mittellose  Arbeiter 
alljährlich  das  gesamte  Reineinkommen  der  N.i- 
tion  beziehe"  und  dass  in  England  die  Laire 
der  ärmeren  Klassen  „weitaus  die  beste  in  Eu- 
ropa sei",  während  er  in  jenem  erstgenannten 
Aufsatze  sich  dahin  ausspricht,  dass  „nirgend- 
wo in  der  Welt  der  Arme  mehr  Trägheit, 
Liederlichkeit,  Trunkenheit  und  Frechheit  an 
den  Tag  lege".  Die  Richtigkeit  der  ersteren 
dieser  beiden  Thatsachen  ist  nicht  anzufechten, 
nur  vergass  Franklin  hinsichtlich  des  Arbeiters 
hinzuzufügen,  dass  derselbe  seinen  so  hoch  ver- 
anschlagten Arbeitslohn  durch  seinen  Konsum 
wieder  an  die  Nation  zurückzahlt.  Betreffs  des 
Armen  Wesens  ist  zu  bemerken,  dass  die  da- 
malige Armengesetzgebnng,  gehandhabt  von 
Friedensrichtern  und  Armen vätem,  den  Ge- 
meinden bezw.  Kirchspielen  die  Sorge  für  die 
daselbst  heimatsberechtigten  Bettler  aufbürdete. 
Das  Unwesen  der  Bettler,  von  welchen  Frank- 
lin redet,  beschränkte  sich  daher  fast  ausschliess- 
lich auf  die  grossen  und  reichen  Städte,  wo  es 
Wohlthätigkeitsanstalten  die  Hülle  und  Fülle 
für  diejenigen  Armen  gab,  welche  den  Voraus- 
setzungen des  „Settlement  Act"  von  1662  ent- 
sprachen. Dem  Jahre  1769  gehCrt  ein  kleiner 
Aufsatz  an,  betitelt  „Positions  to  be  examined 
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conceniing  National  Wealth."  Derselbe  ist  des- 
halb bemerkenswert,  weil  Franklin  hierin  sich 
als  Anhänger  des  Physiokratismus  zeigt,  indem 
er  n.  a.  nie  Unproduktivität  der  Manufaktur- 
Warenarbeit  erörtert,  da  sie  keine  nutzbaren 
Rohstoffe  hervorbrächte.  In  Franklins  Schrift 
„Essay  on  the  increase  of  wages  in  Europe  by 
the  American  Revolution",  wo  er  sich  dahin 
ausspricht,  dass  niedrige  Löhne  keineswegs 
billige  Arbeitsleistung  zur  Folge  habeu,  entkräftet 
er  das,  was  er  in  der  Schrift:  „On  the  Labouring 
Poor"  (s.  0.)  hinsichtlich  der  hohen  Löhne ,  dass 
dieselben  nämlich  die  Arbeiter  faul  machten,  be- 
hauptet hat.         

Vgl.  über  Franklin :  The  complete  works  of 
Benjamin  Franklin.  Compiled  and  edited  by  John 
Bigelow,  10  vols.  London  1887  (darin  Frank- 
lins „Autobiography").  —  Parton,  Life  and 
Times  of  Benjamin  Franklin,  London  1864.  — 
Bigelow,  Sketch  of  B.  Franklin,  London  1879. 
—  J.  Keils  Ingram,  B.  Franklin  in  H.  d.  St., 
1.  Aufl.  Bd.  IIL  S.  640  f.  —  Wetzel,  Benjamin 
Franklin  as  an  economist.    Baltimore  1895. 

Lippert. 


Franenarbeit  und  Franenfrage. 

1.  Einleitung.  2.  Statistik  der  Frauen- 
arbeit. 3.  Geschichtliche  Entwickelung  der 
Frauenarbeit.  4.  Lage  der  Arbeiterinnen  in 
der  Gregenwart.  5.  Frauenlöhne.  6.  Ursprung 
und  Entwickelung  der  Frauenfrage.  7.  Frauen- 
bildungs-,  -erwerbs-  und  -berufsvereine.  8. 
Frauenstudium  und  höhere  Frauenbildungs- 
anslÄlten;  gelehrte  Berufe.  9.  Mädchen- 
gymnasien  und  höheres  Mädchenschulwesen. 
10.  Weibliche  Hilfsthätigkeit.  11.  Privatrecht- 
liche  Stellung  der  Frau,  a)  Stellung  der 
Frau  nach  dem  B.G.B.  b)  Stellung  der  Frau 
in  auBserdeutschen  Staaten.  12.  Stellung:  der 
Frau  im  öffentlichen  Recht.  13.  Geschicht- 
liche   Entwickelung    der    Emancipationsbewe- 

gHDg. 

1.  Einleitung.  Die  soziale  Stellung  der 
Frauen  ist  nicht  überall  und  war  nidit  zu 
aUen  Zeiten  eine  gleichartige.  Sie  wird  be- 
stimmt zunächst  durch  die  wirtschaftlichen, 
politischen  und  allgemein  kulturellen  Zu- 
stände. Ausserdem  wird  das  Verhältnis 
der  Geschlechter  zu  einander  mannigfach 
beeinflnsst  durch  den  besonderen  Charakter 
der  einzelnen  Völker  und  Volksteile  sowie 
durch  die  bei  ihnen  herrschenden  sitt- 
lichen und  religiösen  Vorstellungen.  Auch 
innerhalb  ein  und  desselben  Volkes  begründet 
der  unterschied  der  Stände  und  Klassen 
verschiedene  Abweichungen.  Der  Verlauf 
der  Kultiu^ntwickelung  brin^  mannigfache 
Veränderungen  und  Verschiebungen,  luid 
auch  in  der  Gegenwart  unterliegt  das  Ver- 
hältnis der  Geschlechter  zu  einander  bei 
den  Völkern  eiux)päischer  Kultur  einem 
deutlieh  erkennbaren  Wandlungsprozess,  der 
noch  nicht  zum  Abschluss  gekommen  zu 
sein  scheint. 


Wesentlich  bedingt  wird  die  allgemeine 
Stellung  und  Lage  der  Fi-auen  durch  Mass  und 
Art  ihrer  Beteiligung  an  der  wirtschaftlichen 
Arbeit,  andrerseits  wirkt  die  ihnen  durch 
Recht  und  Sitte  zugewiesene  Stellung  auf 
Art  und  Mass  ihrer  Arbeitsbeteiligung  zu- 
rück. Ein  allgemeiner  Verzicht  auf  die 
Mitwirkung  der  einen  —  vielfach  grösseren 
—  Hälfte  der  Bevölkerung,  >vie  sie  das 
weibliche  Gesclüecht  darstellt  (s.  d.  Art.  Bo- 
völkerungswesen  oben  Bd.  II  S.  432), 
wird,  wie  er  bisher  nirgends  stattfand,  auch 
in  Zukunft  im  Produktionsprozess  schwer- 
lich jemals  möglich  sein,  er  wird  vielmehr 
stets  auf  einzelne  Gesellschaftsklassen, 
welche  sich  in  besonders  günstiger  wirt- 
schaftlicher Lage  befinden,  beschränkt  Ideihen. 

Die  natürUche  Rolle  der  Frau  im  Ge- 
schlechtsleben bedingt  für  sie  zu  allen 
Zeiten  auch  eine  von  derjenigen  des  Mannes 
abweichende  Stellung  im  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Oi^nismus.  Nicht  nur  dass 
dem  grösseren  Teil  der  Frauen  dadurch  für 
einen  Teil  ihres  Lebens  ein  specifischer 
Pflichtenkreis  —  vor  allem  die  Pflege 
und  Aufziehung  der  Kinder  sowie  die  Be- 
sorgung des  Hauswesens  überhaupt  —  zu- 
gewiesen ist,  ihre  Rolle  im  Gesclüechts- 
leben  und  der  daraus  sich  ergebende 
Pflichtenkreis  machen  auch  sie  selbst  schwer- 
fälliger, ilire  Stellung  zu  einer  mehr  ge- 
bundenen, so  dass  eine  der  des  Mannes  in 
allen  Stücken  gleichartige  Bethätigung  aus- 
gesclilossen  erscheint.  Es  entsteht  eine  auf 
dauernder  natürlicher  Grundlage  ruhende 
Arbeitsteilung  zwischen  Mann  und  Frau  in 
Ehe  und  Fainilie,  insbesondere  erscheint  die 
Erwerbsfähigkeit  der  Frauen  als  eine  im 
umfang  beschränkte  und  eine  in  ihrer  Art 
mannigfach  eigenai1:ige.  Als  freie  Arbeits- 
und Erwerbskräfte  können  nur  die  —  ob 
einstweilen,  ob  dauernd  —  Ledigen  sowie 
die  Witwen,  sofern  sie  kinderlos  oder 
Mütter  bereits  herangewachsener  Kinder 
sind,  als  teilweise  freie  Ki-äfte,  ausserdem 
diejenigen  Ehefrauen,  die  bezüglich  ihrer 
Nachkommenschaft  in  gleicher  Lage  wie 
solche  Witwen  sich  befinden,  betrachtet 
werden. 

In  Deutschland  waren  nach  der  Be- 
rufszählung vom  14  Juni  1895  unter  einer 
Gesamtbevölkerung  von 

51  770284  Personen 
männlichen  Geschlechts        25  409 161        ,. 
weiblichen  „  26361  123        „ 

was  einen  Fraueniiberschuss  von  95 1  962  Per- 
sonen ergiebt. 

Im  Alter  von  16  Jahren  und  darüber 
standen 

überhaupt  32  802  537  Personen 

davon  Männer  15923973        „ 

Frauen  16  878  564        „ 

Somit  FrauenÜberschuss  954  $91        „ 
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Von  dieser  erwachsenen  Bevölkerung  waren 
Männer  Frauen 

ledig  6  298  957        5  885  833 

verheiratet  8  849  1 89        8  784  1 32  *) 

verwitwet  u.  geschieden    775  827        2  208  579 

Aehnlich  wie  liier  liefen  im  allge- 
uieineu  —  trotz  mancher  Abwei<'hnngen  im 
»»inzelncn  —  die  Verhältnisse  l>ei  den  üb- 
rigen Kultui-völkern.  Nirgends  gestatten  die 
sozialen  Verhältnisse  den  Männern  die 
Eliesehliessung  sehon  \mm  Eintritt  der 
Pubertät,  üliendl  pflegen  sie  erst  in  einem 
mehr  oder  minder  hinausgeschobenen  Zeit- 
l)unkte  in  der  Lage  zu  s(»in,  zur  Ehe 
zu  schreiten.  Obschon  nun  das  diu*ch- 
sclmittliche  Heiratsalter  der  Frauen  ein 
niedrigei-es  ist  als  das  der  Männer,  so  ist 
in  der  Regel  doch  auch  Inn  ihnen  der  Zeit- 
l)unkt  der  Eheschliessung  bezw.  Heirats- 
moglichkeit  von  demjenigen  der  Pubertät 
durch  einen  gross«»ren  oder  geringeren 
Zwäschenraura  getrennt.  Dies<»  Verhältnisse 
bedingen  zunächst,  dass  die  Zahl  derjenigen, 
welche  zur  Ehe  ülx^rhaupt  nicht  gelangen, 
eine  grössere  wird,  als  dem  zahlenmässigen 
Frauenüberschüsse  entspricht.  Hierzu  kommt, 
dass  ein  Teil  der  Männer,  auch  wo  nicht 
ein  früher  Tod  sie  am  Heiraten  hindert, 
überhaupt  auf  die  Ehe  verzichtet. 

Ein  annäherndes  Bild  von  der  Bedeutung 
dieses  Cmstandes,  dessen  Einfluss  sich 
schwer  mit  Genauigkeit  ermessen  lässt,  ge- 
winnt man  aus  folgenden  Ziffern.  Es  gah 
nach  der  Berufszählung  von  1895 

ledifffi  %  ^^^^ 

im  Alter  von      j^^^^^^    Frauen  fi.^.\^^|liJJ, 

50  und  mehr  Jahren  299  000  474  000  7,95     1 1,0 
40    „        „        „        545000   7810008,63     11,8 

Das  Hinausschieben  der  Eheschlies- 
sung über  den  Zeitpunkt  der  Pubei-tät 
hinaus  bedingt  übenlies  das  Yorliandensein 
einer  grossen  Anzahl  einstweilen  für 
kürzer  oder  länger  lediger  Frauen,  welche 
in  spätei-em  Alter  in  die  Ehe  treten. 
Vor  allem  bewirkt  das  durchschnittlich 
höhere  Heiratsalter  der  Männer  einen 
starken  Uebei-schuss  der  Witwen  über  die 
Witwer,  der  ausseixlem  noch  dadiutjh  ver- 
mehrt wii-d,  dass  wiederholtes  Heiraten  bei 
Männern  häufig,  bei  Frauen  seltener  vor- 
kommt. Dieser  Umstand  vergr{)ssert  an- 
dererseits, weil  Witwer  bei  Wiederverhei- 
ratimg  meistens  sich  mit  ledigen  Frauen 
verbinden,  auch  in  gewissem  Umfang  die 
Zald  der  Frauen,  welche  überhaupt  zur  Ehe 
gelangen.  Der  Ueberschuss  der  Witwen  über 
die  Witwer  (i.  J.  1895  1432752  Witwen 
mehr)    ist   um    die  Hälfte  gmsser  als  der 

*j  376  verheiratet  unter  16  Jahren. 


überliaupt  vorhandene  FrauenOberschusji  (ca. 
950  (KX)). 

Von  der  bedeutenden  Menge  lediger  uml 
ver^^itweter  Frauen  ist  ein  grosser  T«-iJ 
darauf  angewiesen,  sich  durch  eigenen  Er- 
werb seinen  Unterhalt  ganz  oder  znm  Teil 
zu  verdienen,  abgesehen  davon,  dass  viele, 
gleich  der  Mehrzahl  der  verheirateten  Frauen, 
für  den  in  der  Familie  gewährten  Unter- 
halt in  erwerbloser  wirtschaftlicher  Arbeit 
ein  Aequivalent  leisten.  Hierin,  in  der 
stets  und  überall  notwendig  vorhandenen 
gn>ssen  Gesamtzahl  der  ledigen  und  ver- 
witweten Frauen,  von  denen  niu*  ein  Teil 
ohne  eigenen  Erwerbsverdienst  in  der 
Familie  versorgt  wenlen  kann,  nicht  alier 
in  dem  so  oft  und  so  stark  betonten  Ge- 
samtüberechuss  der  weiblichen  Bevölkenmg 
über  die  männliche,  liegt  der  letzte  Grund 
der  Frauenfrage,  soweit  sie  als  Erwerbe- 
frage  sich  geltend  macht.  Das  numerische 
Uebergewicht  des  weiblichen  Geschlechts 
überhaupt  w^irkt  überall  niu-  als  verschärfen- 
des Moment. 

2.  Statistik  der  Frauenarbeit.  Der 
Umstand,  dass  die  Frauen  im  Unterschieile 
von  den  Männern  das  ihnen  zunächst- 
liegende, sozusagen  natürliche  Arbeitsgebiet 
in  der  eigenen  Familie,  teilweise  auch  in 
fremder  Hauswirtschaft  finden,  hat  zur 
Folge,  dass  der  Frauenerwerb  g^nüber 
der  Erwerbsthätigkeit  der  Männer  bedeutend 
zurücktritt. 

Von  dem  am  14.  Juni  1895  im  Deutschen 
Reiche  gezählten  26  361 123  Frauen  waren 

•'oderweibL 

BevSIkenmg 

hanptbemflich  erwerbsthatig  5  264  393  =  19,97 

dazu  Dienstboten  i  313957  =    4-99 

zusammen  6  578  350  =  24,96 

Von  den  25409161  Männern  jedoch  waren 

%  der  mfinDl. 

Bevölkenmg 

hauptberuflich  erwerbsthatig  15  506  482  =  61,03 

Dienende  25359=  0,10 

zusammen  15  531  841  =  61.13 

Es  waren  mithin  unter  den  Frauen 
nur  ein  Fünftel  bezw.  ein  Viertel, 
von  den  Männern  hingegen  etwas  mehr  als 
drei  Fünftel  am  Erwerbsleben  dimh 
hauptberufliche  Thätigkeit  beteiligt 

Dementsprechend  war  luiter  den 
Angehörigen  das  weibliche  Geschlecht 
bedeutend  stärker  vertreten  als  das  männ- 
liche.   Es  wurden  gezählt 

%  der  weibl. 
Bevölkemng 
weibliche  Angehörige        18667224=70,81 
„  berufsLSelbständige  1  115549=:  4,23 
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%dermännl. 


Bevölkerung 

männl.Angehörigfe  hingeg.  nur  8  850  061  =34,83 

y,    berufslose  Selbständige    i  027  259=  4,04 


Noch  seliärfer  treten  die  Verhältnisse 
hervor,  wenn  man  die  Kinder  ausscheidet. 
Im  Alter  von  14  Jaluren  und  darüber 
gab  es 


weibliche 

En^erbsthätige 5212377 

Dienende i  281  304 

Angehörige 10447782 

Berufslose  Selbständige 993  556 


%  der 

männliche 

weibl.    männl. 

Bevölkerung 

15377045 

29,06        90,55 

24  511 

7,15         0,14 

690244 

58,25         4,07 

889  534 

5,54          5,24 

Seit  dem  Jahre  1882  nahmen  in  der  Gesamtbevölkerung  zu  bezw.  ab 


die  weiblichen  Erwerbsthätigen  um 
die  männlichen  „  „ 

die  Erwerbsthätigen  überhaupt    „ 
die  weiblichen  Dienenden.  „ 

die  männlichen        „         '  „    . 

die  Dienenden  überhaupt  „    . 


-  -  I  005  290  oder  +  23,60 


--  2  133577 
--  3138867 

--  31 543 
—  17  151 
+       14  392 


+  15,95  % 
--  17,80  % 
--  2,46  \ 
—  40,35  % 
+     1,09  °/o 


Im  ganzen  betrug  in  diesem  Zeitraum 
die    Zunahme 

absolut  % 

der    erwerbsthätigen    und 

dienenden  Frauen      .    .    1036833         18,71 
der    erwerbsthätigen    und 

dienenden  Männer      .    .    2 116  426         15,78 
der   Erwerbsthätigen    und 
Dienenden  überhaupt     .    3  153  259         16,63 

Trotz  des  hohen  Bruchteils,  welchen 
die  Erwerbsthätigen  unter  der  männlichen 
Bevölkerimg  schon  frfiher  ausmachten,  ist 
ihre  Zahl  in  jenem  dreizehnjährigen  Zeit- 
raiun  noch  stärker  gewachsen  als  die  Ge- 
samtziffer der  männlichen  Bevölkerung. 
Denn  während  jene  sich  um  15,95  bezw. 
15,78%  erhöhte,  stieg  diese  nm-  um  14,71  %, 
Bei  der  weiblichen  Bevölkerung  war  aller- 
dings der  Unterschied  grosser,  da  die  Er- 
werbsthätigen i.  e.  S.  um  23,60,  die  Erwerbs- 
thätigen und  Dienenden  zusammen  um 
18,71%  zunahmen.  Indessen  ist  zu  be- 
rücksichtigen, dass  die  höheren  Zuwachs- 
prozente bei  der  weiblichen  Bevölkerung 
wegen  der  weit  niedrigeren  absoluten  Zahl 
der  Erwerbsthätigen  m  ihrer  Bedeutung 
ausserordentlich  abgeschwächt  werden.  Einer 
weiteren  numerischen  Ausdehnung  über  den 
bisherigen  Umfang  hinaus  ist  die  Männer- 
arbeit kaum  fähig.  Es  kann  daher  eine 
zunehmende  allgemeine  Verdrängung  der 
Männer  durch  die  Frauen  im  Erwerbsleben 
nicht  mit  triftigem  Grunde  behauptet  wer- 
den. Die  zunehmende  Entwickelung  des  Er- 
werbslebens aber,  die  teilweise  auf  Kosten 
der  überlieferten  Hauswirtschaft  erfolgt, 
fordert  geradezu  eine  Ergänzung  und  Unter- 
stützung der  Männerarbeit  durch  die  Er- 
werbsthätigkeit  der  zunehmend  frei  werden- 
den weiblichen  Arbeitskräfte.  In  der  Regel 
übernehmen     die    Frauen    diejenigen    Ver- 


richtungen, für  welche  die  Männerkraft 
weniger  geeignet  oder  zu  wertvoll  gewonlen 
ist.  Dies  findet  in  dem  Ergebnisse  einer  ge- 
naueren Analyse  der  thatsächlichen  Arbeits- 
verhältnisse seine  volle  Bestätigimg. 

Auf  die  einzelnen  Berufsabteilungen 
verteilten  sich  die  5^/4  Millionen  weiblicher 
Erwerbsthätiger  (im  engeren  Sinne)  folgen- 
dermassen : 

erwerbsthätige 
Frauen         (Männer) 

2753154      (5539538) 

I  521  118      (6760  102) 

579608      (1758903) 


Es  kamen  auf: 
Land-  u.  Forstwirtsch. 
Industrie  und  Berg^bau 
Handel  und  Verkehr    . 
Lohnarbeit  wechselnder 

Art 

Armee  und  Marine  .    . 
Sonstiger  Offentl.  Dienst 

u.  freie  Berufe     .    . 


233865      (    198 
—  (  630 

176648      (   618335) 


626) 

978) 


Die  in  den  einzelnen  Berufsabteilimgen 
erwerbsthätigen  Frauen  waren  Prozent 

allerErwerbs- 
aller  er- 


Frauen 


in  der  Land-  u.  Forst- 
wirtschaft   .... 

in  der  Industrie      .    . 

imHandel  und  Verkehr 

i.  d.  Lohnarbeit  wech- 
selnder Art      .    .    . 

im  ölfeutl.  Dienst  (mit 
Ausschluss  der  Armee 
und  der  Marine)  u.  in 
den  freien  Berufen  . 


thätigen    der 

betreffenden 

Berufs- 

abteilong 

überhaupt 


52,3% 
28,9  „ 

4r4   n 


3,3 


33.3  % 

18.4  n 
24,8   „ 

54,1  „ 


100,0% 


Von  den  drei  Hauptberufsgruppen  — 
Landwirtschaft,  Industrie  und  Handel  — 
beschäftigt  danach  die  Landwirtschaft  nicht 
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nur  absolut,  sondern  auch  relativ  die  grösste 
Zahl  weiblicher  Arlx^itskräfto.  In  den  ein- 
zelnen Abteilungen  veiinehrten  bezw.  ver- 
minderten   sich     die    Erwerbsthätigen     in 


dem  Zeiträume  zwischen  1882  und  lSt*"> 
bei  einer  Bevölkenmgszunahme  von  45.2  auf 
51,8  Millionen  iänwohner  oder  lun  14,4^"ö 
in  folgender  Weise: 


in  der  Land-  und  Forstwirtschaft    . 

in  der  Industrie 

im  Handel  und  Verkehr 

in  Lohnarbeit  wechselnder  Art  .  . 
in  der  Armee  und  Marine  .  .  .  . 
öffentlicher  Dienst  und  freie  Berufe 


absolut 
+  218245 
+  394  14a 
4.281498 
-|-    50029 

+   61376 


Frauen  um 


Männer  am 


oder 


in  % 
+  8,6 
+  35,0 
+  94,4 
+  27,2 

+  53,25 


absolut 

—  162  049 
-f  1490613 
+    486695 

—  15 120 
+  179  153 
+     154285 


m  % 

—    2,8 
+  *8r3 

+38.3 

—  7.1 

+39,65 
+33.25 


im  ganzen      i  005  290 


+  23,6      +2133577        +15,9 


Die  Verteilung  der  erwerbsthÄtigen 
Frauen  auf  die  verschiedenen  Berufs- 
stellungen —  der  Selbständigen,  der 
Angestellten  und  der  Arbeiter  —  gestaltet 
sieh  insofern  zu  Ungunsten  der  Frauen,  als 
sie  in  den   höheren  Stellungen  schwacher, 


dagegen  in  den  niederen  Stellungen  stärker 
vertreten  sind  als  die  Männer.  Die  drei 
Hauptabteilungen  der  Land-  und 
Forstwirtschaft,  der  Industrie  so- 
wie des  Handels  und  Verkehrs  wei- 
sen auf: 


Frauen 

Selbständige 1  069  007 

Angestellte 39418 

Arbeiter  etc 3  745  455 


/o 
22,0 
0,81 
77,2 


Männer 
4  405  039 

582407 
9071097 


4,1 
64,6 


Namentlich  dadurch,  dass  unter  der  eigent- 
lichen Arbeiterscluift  seit  1882  die  Zahl  der 
Frauen  un  verhältnismässig  stärker  gewachsen 
ist  als  die  der  Männer,  ist  der  Anteil  der 
weiblichen  Selbständigen  noch  wei- 
ter von  25,4  auf  vorstehende  22,0  ®/o  gesun- 
ken, ohne  auch  nur,  wie  bei  den  männlichen 
Selbständigen,  wo  er  ebenfalls  von  34,2  auf 
31,3^/0  sank,  in  einer  Vergrösserung  des 
Anteils  der  Angestellten  eine  gewisse  Aus- 
gleichung zu  finden.  Von  den  selb- 
ständigen Frauen  entföllt  fast  die  Hälfte 
—  519492  —  auf  die  Industrie  (Hausin- 
dustrie !) ;  von  dem  Rest  kommt  der  grössere 
Teil,  346899,  auf  die  Landwirtschaft,  der 
kleinere  Teü,  202616,  auf  Handel  und  Ver- 
kehr. Während  in  der  Landwirtschaft  die 
Zahl  der  weiblichen  Selbständigen  sich  um 
nmd  70000  (=  25,16  0/0)  und  im  Handel 
und  Verkehr  um  52000  (=  34,56  0/0)  ver- 
mehrte, verminderte  sie  sich  in  der  Indus- 
trie um  60000  (=  —  10,350/0).  Die 
weiblichen  Angestellten  betrugen 
18100,  9300  und  12000  in  den  Hauptab- . 
teilungen  und  nahmen  seit  1882  in  der' 
Landwirtschaft  um  12200  (=  207,89  <>/o), 
in  der  Industrie  um  7000  (~  310,93  0/0),  im! 
Handel  und  Verkehr  um  8800  (=  279,22^/0) 
Personen  zu. 

Die  übrige  weibliche  Arbeiter- 
schaft zählte  in  diesen  drei  Abteilungen 
zusammen 

3  745  455  Personen, 
danmter  befanden  sich 

Mitthätige  Familienangehörige  1  158944 

Sonstige  Arbeiterinnen    .    .    .2586511. 


4853880    =  100,0        14058543    =  100,0 

Im  weiteren  gliederte   sie  sich  in  fol- 
gender Weise: 

Mitthätig«  Sonstige 
Familien-  Arbeite- 
angehörige rinnen 
Landwirtsch.  .    i  020  443  i  367  705    2  3S8  14S 
Industrie     .    .        43974  948328       992302 
Handel  u.Verk.        94527  270478      365005 


sammrn 


Danach  beschäftigt  die  Landwirtschaft 
fast  doppelt  so  viel  Arbeiterinnen  als  In- 
dustrie und  Handel  zusammengenommen. 

Die  Zahl  der  ganzen  weibliehen  Arbeiter- 
schaft —  mittlidtige  Familienaogehörige 
und  sonstige  Arbeiterinnen  zusammenge- 
nommen —  erhöhte  sich  bei  Hinzureehnua^ 
der  häuslichen  Dienste  und  der  öffentlichen 
Berufe  seit  dem  Jahre  1882  um  883146 
Personen  oder  um  27,99  ®/o,  hinge^n  allein 
in  den  drei  ersten  Hauptabteilungen  — 
Landwirtschaft,  Industrie  und  Handel  —  um 
803989  Personen  oder  um  27,34  «/o.  In  der 
Landwirtschaft  nahmen  die  aibeitendea 
Frauen  in  iliesem  Zeiträume  nur  um  136  2SS 
oder  um  6,05  ^/o  zu,  während  die  männliche 
Arbeiterschaft  sich  sogar  um  390000  Per- 
sonen oder  um  11%  verminderte.  In  der 
Industrie  wnichs  die  weibliche  Arbeiter- 
schaft um  447073  Personen  oder  um  82  "0 
gegenüber  einer  Zimahme  der  männlichen 
Arbeiter  von  1412395  oder  von  39,8  ®'o,  im 
Handel  und  Verkehr  um  220628  Per- 
sonen oder  um  152,81%  gegenüber  einer 
Zunahme  der  männlichen  Arbeiter  um  285000 
Personen  oder  um  48,9%. 

Das  Verliältnis  der  Selbständigen  zu  den 
Arbeitern  und  Angestellten  betrug  annähernd 
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in  der  Land-  u.  Forstwirtsch. 
in  der  Industrie  .... 
im  Handel  und  Verkehr 


bei  den 
Frauen 

I  :  7 
I  :  2 
I   :  2 


bei  den 
Männern 

I  :  1,5 
I  :  3,4 

I  :  1,7 


In  der  Industrie  bilden  danach  die  Frauen 
^6,  in  der  Landwirtschaft  nahezu  2/3^  im 
Handel  und  Verkehr  ^.'10  der  niederen  Ar- 
beiterschaft. 

Nach  der  Gewerbestatistik  von  1895  ge- 


stalteten sich  in  den  gewerblichen  Betrieben 
die  Verhältnisse  folgendermassen : 

Es  gab  weibliche  (männliche)  imJalu'e  1895 
Gewerbthätige  Personen  überhaupt 

2339325    (7  929  940 

Die  Frauen  hatten  sich  dabei  um  55®/o, 
die  ^länner  aber  nur  um  36®/o  vermehrt. 

Es  wiu-den  im  Jahre  1895  gezählt  weib- 
liche (männliche) 

Zu-  bezw.  Abnahme 

/o 


Unternehmer 698168(2250653)    29,8(28,4]    —      i,9  (+      2,4) 

Angestellte 17  55°  (   431394)      0,8  (  5.5)    +254,7(4-115,6) 

Arbeiter 1  623  607  (5  247  897)    69,4  (66,1)    -f  104,9  (+    52,8) 


Im  Jahre  1882  waren  von  allen  weib- 
lichen (männlichen)  gewerbthätigen  Personen 

Unternehmer  noch 47,2  (37,7)  ®/o 

Hilfspersonen 52,8  (62,3)   „ 

Die  Zahl  der  Inhaber  von  öehilfenbe- 
trieben  wuchs  gegenüber  dem  Rückgang  der 
Alleinbetriebe  bei  der  weiblichen  Bevölkerung 
wesentlich  stärker  als  bei  der  männlichen. 
Denn  die  weiblichen  Inhaber  von  öehilfen- 
betrieben  vermehrten  sich  1882 — 1895  von 
77  662  auf  nicht  weniger  als  180942  Per- 
sonen oder  um  40,3  ^/o,  die  männlichen  nur 
von  954142  auf  1125528  Personen  oder 
um  18,0%.  Die  weiblichen  AUeinbetriebs- 
inhaber  sanken  im  gleichen  Zeitraum  von 
634 194  auf  589  226  Personen  oder  um  7,1  %, 
die  männlichen  von  1243678  auf  1125125 
oder  um  9,5  **/o.  Dagegen  stieg  die  Zahl  der 
w^eiblichen  AUeinhändler  um  42500,  wäh- 
rend die  der  männlichen  lum  17  785  abnahm. 

Bemerkenswert  ist  das  zahh-eiche  Ein- 
dringen des  weiblichen  Geschlechts  in  die 
ThÄtigkeit  des  Bureau-  und  Aufsichtsperso- 
nals. So  hat  das  höhere  weibliche  Hilfs- 
personal um  mehr  als  5000  Personen,  d.  i. 
um  250%  bei  Industrie  imd  Handel  in 
jenen  13  Jahren  zugenonmien.  In  der 
Hauptsache  leisten  hier  die  Frauen  Biu-eau- 
und  Kontor-,  weniger  technische  Dienste. 

In  der  Industrie,  in  welcher  von  6,8 
Millionen  gewerbthätigen  Arbeitern  5,8 
Millionen  beschäftigt  waren,  vermehrte  sich 
die  Arbeiterschaft  um  2  Millionen,  von  denen 
0,4  Millionen,  somit  Vb  auf  weibliche  Ar- 
beiter entfallen. 

Ganz  auffallend  aber  gestaltete  sich  die 
Zimahme  der  weiblichen  Arbeitskräfte,  wo 
die  Zahl  der  Arbeiter  von  etwa  V2  Million 
auf  1  Million  stieg.  1882  stellten  die  Frauen 
erst  ca.  Vs  der  Arbeiterschaft,  1895  aber 
fast  die  Hälfte.  Die  weiblichen  Arbeiter 
nahmen  um  359858,  die  männlichen  nur 
um  194688  zu.  Allei^dings  spielen  gerade 
im  Handelsgewerbe  unter  den  Arbeiterinnen 


100  (100) 

die  weiblichen  Familienangehörigen  eine  be- 
sonders erhebliche  Rolle,  während  sowohl 
im  Handel  wie  in  der  Industrie  die  mit- 
thätigen  männlichen  Familienangehörigen 
eine  geringe  Bedeutimg  haben. 

Von  396777  in  der  Gärtnerei,  Industrie 
und  am  Handel  mitthätigen  FamUienange- 
hörigen  waren  nach  der  Gewerbestatistik 
nicht  weniger  als  354640,  d.  i.  89,6  »/o 
weiblich.  Bis  auf  einen  kleinen  Teil  waren 
die  Angehörigen  bei  Kleinbetrieben  (Betrie- 
ben mit  höchstens  5  Personen)  thätig.  Die 
Gärtnerei  etc.  beschäftigte  nur  7463  Ange- 
hörige, darunter  5814  Frauen.  Den  396777 
mitthätigeu  Angehörigen  standen  6474727 
andere  Arbeiter  gegenüber,  von  denen 
1268967  weiblichen  Geschlechts  waren. 
Von  diesen  Frauen  waren  90**/o  erwachsen 
(16  Jahr  und  darüber  alt),  von  den  mit- 
arbeitenden Familienangehörigen  96,9  ®/o. 
Von  den  319  865  in  Kleinbetrieben  mitarbei- 
tenden erwachsenen  weiblichen  Familien- 
angehörigen, die  übri<?ens  grösstenteils  Ehe- 
frauen waren,  entfielen  228946  auf  Handel 
und  Verkehr,  einschliesslich  Gast-  und 
Schankwirtschaft. 

Weit  günstiger  als  in  den  drei  ersten 
Beriifsabteilungen  erweist  sich  nach  der 
Berufszählung  das  Verhältnis  der  selb- 
ständigen Frauen  zu  den  abhängigen  im 
öffenthchen  Dienst  und  in  den  freien  Be- 
rufen. Indessen  handelt  es  sich  hier  weni- 
ger um  eine  verschiedene  Art  der  Abhängig- 
keit als  um  eine  höhere  oder  niedere  Art 
der  Thätigkeit.    Hier  zählte  man 

seit  1882  mehr 

absolut     °/|,      absolut     % 

Selbständige*)    .     102438   57,99    30525   42,45 

Angestellte*)      .      14624     8,28      1723    13,36 

Arbeitspersonal*)      59  586   33,73    29  128   95,63 


^)  Darunter  Lehrerinnen,  Hebammen,  Schau-» 
Spielerinnen. 

*)  Diakonissinnen,  Ordensschwestern,  Waisen- 
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Demgegenül)er  verteilten  sich  die  mann-  j 
liehen   Erwerbsthätip^en   (ausschliesslich  Ar-  | 


mee  und  Flotte)  wie  folgt: 


Selbständige  . 
Angestellte  . 
Arbeitspersonal 


absolut 

329  670 
181  441 
107  224 


0/ 

53,3 
29,4 
__I7,3_ 
100 


seit  1882  mehr 
absolut     ®  0 
68500   33,9 
57782    46,7 
28003    35,3 


Yon  den  6,6  Millionen  erwerbsthätigen 
Frauen  im  weiteivn  Sinne  (Di(»nstboten  einbe- 
griffen) befinden  sich  1,2  Millionen  ( —  17,S1  ®/o) 
in  Selbständigerstellung,  wobei  zu  bt^rücksich- 
tigen  ist,  »dass  es  sich  in  der  Landwirtschaft, 
Industrie  und  Handel  bei  vielen  Selbständigen 
weniger  um  die  Ausübung  eines  Berufs  als 


um  die  Verwaltung  eines  überkommenen 
Besitzes  seitens  der  Witwe  handelte.  2.7» 
Millionen  der  erwerbsthätigeu  Frauen  — 
nämlich  1,2  Millionen  mithelfende  Ehefrauen, 
Töchter  und  sonstige  Verwandte  \uid  13 
Millionen  weibliche  Dienstboten  —  verrich- 
ten iluv  Erwerbsarbeit  im  Schosse  der  Fa- 
milie. Auch  von  den  übrigen  2,9  Millionen 
ist  auch  nur  der  gi'össte  Teil  genötigt,  die 
Erwerbsarbeit  ausserhalb  des  Hauses  auszu- 
ülien.  Von  den  gewöhnlichen  ArtK?iterinnen 
sind  ül)er  die  Hälfte  ungelernt 

Deutlicher  noch  als  bei  der  Vei^leichung 
der  grossen  Berufsabteilungen  tritt  der 
Charakter  des  Frauenerwerbs  bei  der  Be- 
trachtung der  Berufsgruppeu  und  dtr 
Berufsaiten  hervor. 


Man  zälüte  1895  in  den  Gruppen: 

weibliche 

Erwerbs- 

thätige 

I.  Landwirtschaft,  Gärtnerei  etc 2  745  840 

n.  Forstwirtschaft  und  Fischerei 7  314 

in.  Bergbau  und  Hüttenwesen ^5  577 

IV.  Industrie  der  Steine  und  Erden      ....  39555 

V.  Metallverarbeitung 36210 

VI.  Maschinen,  Instrumente,  Apparate      .    .    .  12  513 

VII.  Chemische  Industrie 14  721 

VIII.  Leuchtstoffe,  Fette,  Oele  etc 4288 

IX.  Textilindustrie 427  961 

X.  Papier 39222 

XI.  Leder 10023 

XII.  Holz-  und  Schnitzstoffe 30346 

XIII.  Nahmngs-  und  Genussmittel 140333 

XIV.  Bekleidung  und  Reinigung 7 13  021 

XV.  Baugewerbe 13872 

XVI.  Polygraphische  Gewerbe 14958 

XVII.  Künstler  und  künstler.  Gewerbe    ...  i  982 

XVIII.  Gewerbe  ohne  nähere  Angabe  ....  6  536 

XIX.  Handelsgewerbe 299829 

XX.  Versicherungsgewerbe 569 

XXI.  Verkehrsgewerbe 17  760 

XXII.  Gast-  und  Schankwirtschaft       ....  261  450 

Zusammen  4  853  880 


Zu-,  Ab- 
nahme seit 
1882 
absolut 
214214 

4031 

710 

18697 

16952 

7391 

8313 

I  691 

104  181 

13204 

3822 

4367 

74951 

136504 

7618 

8  152 

986 

—  13397    ■ 

124  168 

489 

3591 

^  53  250 


8.46 
i22;78 

4,78 
89,64 
88,03 
144,30 
129,73 
65,11 
32,18 

50,75 

61,64 

16,81 
114,64 

23,68 
121,81 
119,78 

99,00 
-67,21 

70,69 
611,25 

25,34 


Von  100  Erwcrb«- 

thätii^eii  beiderlei 

Geschlecbt« 

waren  weibUoh 

1895 

1882 

33,67 

31,18 

5,35 

2.1^3 

2,74 

3.37 

7,89 

6,29 

4,20 

3>4 

3.25 

1,80 

14,30 

11.14 

9,97 

8.41 

45,28 

38,05 

28,87 

28,6; 

5,95 

A.^ 

4,69 

4,9« 

15,98 

9,86 

47,12 

43,22 

1,02 

0.66 

12,54 

9,77 

6,99 

4.17 

21.82 

21,8=; 

24,88 

20.86 

2,24 

0,69 

2,89 

3r24 

53,07 

38.72 

893885         22,57       25,67       24,44 


Danach  ist  sowohl  absolut  wie  im  Ver- 
hältnis zur  Männerarbeit  der  Frauenerwerb 
am  bedeutendsten  in  den  Gruppen:  Land- 
wirtschaft, Bekleidung  und  Reini- 
gung, Textilindustrie,  Handelsge- 
werbe, Gast-  und  Schankwirtschaft 
sowie  in  der  Nahrungs-  und  Genuss- 
mittelindustrie. In  jeder  dieser  Gruppen 
sind  über  100  000  weibliche  Personen  hauptbe- 
ruflich erwerbsthätig  und  bewegt  sich  in  innen 
der  Anteil    der  Frauen  an  der  Gesamtzald 


mütter,    Aufseherinnen    in    Krankenanstalten 
u.  dergl, 

*)  Dienst-  und  Wartepersonal  in  religiösen, 
Erziehungs-  und  Krankenanstalten. 


der  Erwerbsthätigen  zwischen  15,98  und 
53,07  ®/o.  Nicht  weniger  als  9453  ^/o  aller 
in  Urf)roduktion ,  Industrie  und  Handel  er- 
werbsthätigen Frauen  ent^Jlen  auf  diese 
Berufszweige.  Auch  an  der  seit  1882  ein- 
getretenen Erhöhimg  der  Frauenerwerbsziffer 
sind  diese  Gruppen  vorzugsweise  beteiligt. 
Denn  von  der  fast  1  Million  betragenden 
Vermehrung  der  erwerbsthätigen  Frauen 
entfallen  auf  sie  allein  807  268  Personen, 
also  mehi-  als  vier  Fünftel. 

Von  der  allgemeinen  Regel,  dass  die  er- 
werbenden Frauen  fast  nur  in  abhängiger 
Stellung  thätig  sind,  sind  einzelne  Gruppen 
ausgenommen.    So  sind 
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in  den  Gruppen 


von  100 
weibl.  Er- 
werbsthä- 
tigen  selb- 
ständig 
57,45 
53,63 


Bekleidung  und  Reinigung    .     . 
Künstler  und  Künstlerbetriebe  . 

Handelsgewerbe 48,98 

Verkehrsgewerbe 48,22 

Industrie  der  Holz-  und  Schnitzstoffe  28,93 
Gast-  und  Schankwirtschaft  ....  18,03 
Textilindustrie 16,77 

Indessen  stellen  diese  Gruppen  —  ab- 
gesehen vom  Verkelirsgewerbe ,  wo  die 
weiblichen  Selbständigen  in  der  Hauptsache 
Botenfrauen  sind  —  solche  Berufe  dar,  die 
überhaupt  viel  in  selbständiger  Stellung  aus- 
geübt werden,  üeberdies  spielt  in  einigen 
jener  Gruppen  hausindustrieller  Betrieb  eine 
erhebliche  Rolle,  so  dass  die  selbständige 
Stellung  vieler  Frauen  nur  eine  schein- 
bare isl- 

Zieht  man  anstatt  der  umfassenderen  Be- 
rufsgruppen die  einzelnen  Berufsarten 
in  Bietracht,  so  ergiebt  sich,  dass  der  Frauen- 
erwerb im  wesentlichen  sich  auf  wenige 
Erwerbszweige  koncentriert.  Nur  in  32  Be- 
rufsarten  —  von  den  häuslichen  Dienstboten 
abgesehen  —  werden  mehr  als  10000  er- 
werbsthätige  Frauen  gezählt.  Diese  Haupt- 
gebiete umfassen  zusammen  4956821  Frauen 
oder  94,16  ®/o  aller  weiblichen  Erwerbsthä- 
tigen,  von  denen  wiederum  die  grössere  Hälfte 
auf  die  eigentliche  Landwirtschaft  entfällt. 
Der  Rest  von  307  572  Personen  oder  5,84^/o  der 
Gesamtziffer  verteilt  sich  auf  die  übrigen 
167  Berufe.  Die  Zahl  derjenigen  Berufs- 
arten, in  denen  die  Frauen  über  die  Hälfte 
der  Erwerbsthätigen  ausmachen  und  die 
daher  als  die  specifischen  Frauenbe- 
rufe bezeichnet  worden  sind,  beschränkt 
sich  sogar  auf  21.  Ausser  den  häuslichen 
Dienstleistungen,  der  Gesundheitspflege,  der 
Gast-  und  Schankwirtschaft  sind  es  Berufe 
der  Bekleidungs-  und  Reinigungsgewerbe, 
der  Textil-  und  der  Spielwarenindustrie.  In 
allen  anderen  Zweigen  hingegen  tritt  die 
Frauenarbeit  gegenüber  der  Männerarbeit 
erheblich  zurück.  Hier  beschränkt  sie  sich 
entweder  auf  geringwertige,  oft  rein  mecha- 
nische Thätigkeit,  oder  der  Erwerb  der 
Frauen  beruht  auf  Besitzverhältnissen,  nicht 
auf  eigentlicher  gewerblicher  Arbeit 

Eine  voUständige  Charakterisierung  der 
weiblichen  Erwerbsthätigkeit  erfordert  auch 
die  Berücksichtigung  des  Nebenerwerbs 
ausser  der  Hauptberufsthätigkeit.  Weibliche 
Personen,  die  einen  HauptbKBruf  haben,  sind 
nur  selten  noch  nebenher  erwerbsthätig.  In 
grossem  Umfenge  aber  gehen  die  weiblichen 
Angehörigen  (und  Dienenden),  die  in  erster 
Linie  sich  in  der  Haushalümg  bethätigen, 
also  vornehmlich  die  Ehefrauen  und  erwach- 
senen Töchter,  einem  Nebenerwerb  nach. 
Handwörterbuch  der  Staatswisseiuchaften. 


Für  das  weibliche  Geschlecht  \s*urden 
nicht  weniger  als  1746326  Nebenberufs- 
fälle (=  35,28%  der  Gesamtzahl)  festge- 
stellt. An  diesen  sind  die  Angehörigen 
(ohne  Hauptberuf)  und  die  Dienenden  mit 
1408288  (=  80,64  <>/o),  hingegen  die  Er- 
werbsthätigen mit  Hauptberuf  mu*  mit  265  297 
und  die  l^ruflosen  Selbständigen  nur  mit 
72741  Fällen  beteiligt.  Yon  den  voreiv 
wähnten  1,4  Millionen  Nebenberufsfällen 
treffen  ^/lo  auf  die  Angehörigen,  1/10  auf  die 
Dienenden. 

Auf  die  einzelnen  Berufsabteilungen  ver- 
teilen sich  die  Nebenberufsfälle  sehr  ungleich. 
Abgesehen  vom  öffentlichen  Dienst  ist  der 
Nebenerwerb  beim  weiblichen  Geschlecht 
überall  verhältnismässig  bedeutender 
als  beim  männlichen. 


Es  betrug 

in  der  Berufs- 
abteUung 


»/od.Ge-   von  100 
Aia.  »ZoM  Aat>     samt-  weib-lmäim- 
die^f  ahl  der  ^^^1  der  lieh.  |  lieh 
Neben- 


weibl.  Neben- 
berufe 


absolut 


•/. 


.     Bernfen 
Ä  überhaupt 
Ab-      smd  Ne- 
teUung  benberufe 


A.  Landwirtsch. 

B.  Industrie 
(daruntHausind.)    38904 

C.  Handel  u.Verk.  221084 
D.Häusl.  Dienste  9  329 
E.OeffentLDienst    11  288 


1351  570  77,4037,05  32,9329,31 

153055    8,7624,71    9,14  6,45 

2,2365,45  20,11    9,85 

12,6638,80  27,61  16,55 

0,5355,65    3,84  3,61 

0,65 11,83    6,01    6,31 


1746326  100    35,28  24,91  17,12 

Besonders  stark  treten  hiemach  die  weib- 
lichen Nebenberufe  in  Handel  und  Verkehr 
sowie  in  der  Hausindustrie  hervor.  Während 
beim  männlichen  Geschlecht  allgemein  ein 
Hückgang  des  Nebenerwerbs  seit  1882  ein- 
getreten ist,  erhöhte  sich  für  die  Frauen,  wie 
die  haupt-,  so  auch  die  nebenberufliche 
Thätigkeit. 


Es  betrug  die 


Zu- 


absolut 
A.  in  der  Landwirtschaft  428  308 


B.  in  der  Industrie     .    .    62  718 

C.  im  Handel  und  Verkehr  141  072 

D.  in  den  häusl.  Diensten        239 

E.  im  öffentlichen  Dienst  —  1 087  —  8,78  —1,30 

Zusammen  631250    56,61    9,09 


und  Abnahme  (— ) 
.  .....       d.  Anteils 

der  weibbchen  der  weibl. 
Nebenberufe    »?  »Hon 
^,        Neben- 
70       berufen 

46,39  8,n 

69,43  7,04 

176,31  20,18 

2,63  2,47 


Bei  Berücksichtigung  der  in  der  Statistik 
unterschiedenen  22  Berufsgruppen  ergißbt 
sicli,  dass  Landwirtschaft,  Handel 
imd  Gast-  und  Schankwirtschaft 
auch  die  Hauptgebiete  des  weiblichem 
Nebenerwerbs  bilden.  Sie  umfassen  1 563214 
oder  90,58  ^/o  aller  in  Urproduktion,  Indus- 
trie und  Handel  ausgeübten  Nebenberufe. 
Bei  Hinzurechnung  der  Bekleidungs-  und 
Reinigungsgewerbe,  der  Nahrungs-  und 
Zweite  Annage.    III.  76 
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Genussmittel-  wie  der  Textilindustrie  er- 
höhen sich  die  Zahlen  auf  1697  297  oder 
98,3i>^/o.  Das  Verhältnis  der  Frauen-  zur 
Männerarl)eit  ist  beim  Nel)enerwerb  ziemlich 
dasselbe  wie  beim  Hauptbenif. 

Die  wirtschaftliche  Lage  und  soziale 
Stellung  des  weiblichen  Geschlechtes  bedingt 
es,das8  Alter  und  Familienstand  seine 
Erwerbsthätigkeit  anders  beeinflussen  als 
die  des  männlichen  Geschlechts.  Von  den 
Männern  der  Altersklassen  von  14  bis  60 
Jahren  üben  ^.4  —  im  Alter  von  18  bis  60 
Jahren  sogar  ®/io  —  eine  erwerbende  Thä- 
tigkeit  aus.  Beim  weiblichen  Geschlecht 
erreicht  der  Anteil  der  Berufsthätigen  nur 
im  Alter  von  16  bis  20  Jahren  die  Hälfte 
der  GleichaltrigeD,  sonst  stellt  sich  der  An- 
teil auf  kaim[i  X  s. 


sind 


Von    100   Personen    jeder   Altersklasse 


Erwerbsthätlge     Dieneade     g  tB 


welbl.  m&nnl.  weibl.mäiml. 

unter  20  Jahr   12,25  23,72  5,05  0,07 

20^30     „     34,13  95,67  11,80  0,26 

30—40     „     20,94  97,62  2,98  0,10 

40-Ö0     „     23,46  96,46  1,84  0,06 

50—60     „     26,76  92,52  1,72  0,05 

60—70     „     23,94  78,93  1,61  0,05 

70  Jahr  n.  darüber  1 4,46  47,34  1,09  0,04 


19,5a 

16,00 

24,93 
173» 
20,59 

11,54 
33,26 


19,97    61,03     4,99   o,io     18,71 

Während  die  weiblichen  Dienstboten 
zwar  im  ganzen  noch  ein  Wachstum,  wenn- 

fleich  nur  ein  schwaches,  von  nmd  31500 
^ersonen  —  gegen  1  Million  weibliche  Er- 
werbsthätige  —  aufweisen,  haben  sie  in  der 


I  Altersklasse  von  20  bis  30  Jahren  sich  um 

^nind  26100  vermindert. 

Die  Zahl  der  Fabrikarbeiterinnen 
l)elief  sieh  nach  den  Berichten  der  Fabrik- 
inspektoren 

1897  1895 

auf  822  462  Personen     auf  739  755  Personen 
Yon  diesen  waren 

1897  1895 

nnt.14J.alt  2381(01.  3770)  1658(01.  2669) 
14— 16„  „  87172(10.172398)  73981(111.143441) 
16— 21„  „  280682  260303 

tib€r21„„  452227  403813 

Nach  dem  Familienstande  gliederte  äch 
die  berufsthätige  weibliche  Bevölkerung, 
wie  es  die  untenstehende  Tabelle  zeigt*) 

In  eine  besonders  klare  Beleuchtm^ 
werden  die  Beziehungen  der  weiblichen 
Erwerbsthätigkeit  zu  den  Familienstandes- 
verhältnissen gerftokt,  wenn  man  nur  die 
mittleren  und  höheren  Altersklassen  berück- 
sichtigt und  die  Verhältnisse  bei  beiden  Ge- 
schlechtern mit  einander  vei^eicht 

Es  rab  1895  Erwerbsthätige  im  Alter 
von  16  Jahren  und  darüber: 

einschL  der 
Dienenden 


ohne  Dienende 


weiblich  . 

männlich 

Eusammen 


4843152 
14614593 
19457645 


5973295 
14636989 
20610284 


Darunter  waren 

«_  einschl.  der    ._«  einschl. der 

Frauen      Dienenden    Männer   Dienenden 

ledig      .2861  148  3940711  5732687  575*332 

verheir.   i  046  381  i  057  653  8  376  ao6  8  378  468 

verw.     .    935623     974931      505  7a>     506189 

Es  waren  somit  innerhalb  dieser  Alters- 
klasse erwerbsthätig  (einschliesslich  der 
Dienenden) : 


Frauen 
% 

unter  den  Ledigen  ihres  Geschlechts .     48,6    (66,95) 

„        „    Verheirateten  ihres  Geschlechts 11,91  (12,04) 

„        „    Verwitweten      „  „  4^,36  (44,14) 


Xfijmer 

% 

91,0    (91,3) 
94,65  (94,68) 
65,18  (65,25) 


*) 

Verheiratet:  1896 

Erwerbsthätige i  046381 

Dienende 1 1  272 

Zus.  I  057  653 
Ledig: 

Erwerbsthätige 3282389 

Dienende 1 263  377 

Zus.  4  545  766 
Verwitwet  und  geschieden: 

Erwerbsthätige 935623 

Dienende 39  308 

Zus.  974931 

Somit  nicht  verheiratet  zusammen :  5  520  697 

Erwerbssthätige  und  Dienende  zusammen :  6  578  350 


1882 


Zunahme 
absolut  *a 


714060         343  593  4S," 


4827457         693240 


5  541  517       1036833 


14.3^ 


18,71 
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Der  Familienstand  der  erwerbsthätigen 
Frauen  bietet  in  den  einzelnen  Berufsab- 
teüungen  folgendes  BUd: 


Landivirtschaft .    . 

Indastrie  .    .    .    . 

Handel      .    .    .    . 

Lohnarbeit  wech- 
selnder Art    .    . 

OeffentL  Dienst  und 
freie  Berufsarten 


Ledige     Verheir 

absolut 

1651524     615  301 


104S818 
323  966 


250  666 
129  176 


Verw. 

486329 
221  634 
126466 


122266       28595      83004 
135  815       22643      18 190 


3  282  389  I  046  381     935  623 

Von  100  jeder  Abteilung  sind  danach 

ledig  verheir.  verw. 
Landwirtschaft     ....    59,99    22,35     i7,66 

Industrie 68,95     ^M^    H,57 

Handel 55,^9    22,29    21,82 

Lohnarbeit  wechs.  Art .    .    52,28    12,23    35,49 
Oeifentl.  Dienst  und  freie 
Berufsarten 76,88    12,82    10,30 

Es  ergiebt  sich  hieraus,  dass  die  Ver- 
heirateten relativ  am  stärksten  in  der 
Landwirtschaft  und  im  Handel  vertreten 
sind.  In  der  Landwirtschaft  weisen  sie  zu- 
gleich die  höchste  absolute  Ziffer  auf, 
am  schwächsten  sind  sie  relativ  bei  gering- 
ster absoluter  Menge  in  den  Kategorieen  der 
Lohnarbeit  und  der  amtlichen  und  liberalenBe- 
rufsarten  vertreten.  Eine  Mittelstellung  nimmt 
die  Industrieabteilung  ein.  Die  relativ  höchste 
Ziffer  erreichen  die  Witwen  in  der  Lohn- 
arbeit, die  niedrigste  im  öffentlichen  Dienst 
und  dem  freien  Berufe.  Andererseits  er- 
reichen die  Ledigen  die  höchste  Relativ- 
zahl  in  der  letztgenannten  Kategorie,  dann 
folgt  die  Industrie,  während  ihre  Verhältnis- 
ziffern in  den  übrigen  Abteilungen  sich  wenig 
unterscheiden. 

In  den  drei  Abteilungen  Landwirtschaft, 
Industrie  und  Handel  waren  von  je  100 

der  weibHchen  (männlichen) 
Selbständigen  Angestellten    Arbeiter 
Ledig  33,9    (8,02)  87,16(44,77)  70,15(56,58) 

Verheiratet  17,35(86,17)    6,22(53,12)  21,55(41,05) 
Verwitwet  48,74  (5,8i)    6,62  (2,11)    8,30  (2,27) 

Die  Ursachen,  welche  die  gewaltigen 
Unterschiede  in  der  Familienstandsvertei- 
lung  bei  den  Geschlechtern  bedingen,  bedürfen 
keiner  nlüieren  Erörterung.  Am  schärfsten 
tritt  der  Kontrast  hervor  bei  den  Selbstän- 
digen. Wesentliche  Verschiebungen  ha- 
ben sich  hiernach  in  den  Familienstandsver- 
hältnissen  seit  1882  nicht  bemerkbar  ge- 
macht. 

Nach  der  Gewerbestatistik  von  1895  be- 
fanden sich  unter  den  1268967  weiblichen 
Gehilfen  und  Arbeitern,  die  nicht  Familien- 
angehörige desHaushaltungsvorstandes  waren, 


1 141 169  Erwachsene  (16  Jahr  und  daniber). 
Verheiratet  Avaren  160498  =  12,6  <>/o  der 
Gesamtzahl  jener  Arbeiterinnen  oder  14,1  % 
der  eriR^achsenen  Frauen.  Danach  erscheint 
die  Verhältniszahl  der  verheirateten  Frauen 
hier  nicht  sehr  erheblich.  Weitaus  in  der 
üeberzahl  — mit  140804  Personen  =  87,7  % 

—  gehören  die  verheirateten  Arbeiterinnen 
der  eigentlichen  Industrie  an,  während  sie 
im  Handel  nur  mit  10,6  ^/o,  in  der  Kunst- 
und  Handelsgärtnerei  gar  nur  mit  1,7  ®/o 
vorkommen.  Sind  die  Verheirateten  im 
Handel,  hauptsächlich  in  Kleinbetrieben  (bis 
zu  5  Personen)  thätig  —  von  16954  :  10922 

—  so  finden  sie  sich  bei  der  Industrie  vorwie- 
gend in  grösseren  Betrieben  (über  20  Per- 
sonen). Auf  diese  Betriebe  entfallen  von 
140804  Personen  123603.  Wenn  auch  nicht 
mit  absoluter,  so  doch  mit  annähernder 
Sicherheit  hat  sich  auch  das  Fortschreiten 
der  eheweiblichen  Arbeit  feststellen  lassen. 
Von  1875  bis  1895  stieg  in  den  industri- 
ellen Betrieben  mit  mehr  als  5  Personen 
die  Zahl  der  verheirateten  Arbeiterinnen 
von  81233  auf  134917,  während  ihr  Ver- 
hältnis  zu  der  Gesamtzahl  der  erwachsenen 
Arbeiterinnen  in  diesem  Zeitraum  von  21,7 
auf  16,3  ®/o  herabging. 

Mit  den  höchsten  Ziffern  erscheinen  die 
Ehefrauen  in  der  Textil-  (besonders  Baum- 
wollspinnerei und  -Weberei)  sowie  in  der 
Nahrungsmittel-  (besonders  Tabak-)  Industrie. 
Hier  waren  sie  70655  bezw.  23656  Personen, 
während  aUe  21  Gewerbegruppen  zusammen 
nur  160498  Personen  zählten.  Aber  nicht 
nur  absolut,  sondern  auch  relativ  sind  die 
Verheirateten  in  jenen  Industrieen  am 
stärksten  vertreten,  insofern  sie  21,3  bezw. 
18,9  ®/o  der  erwachsenen  Arbeiterinnen  aus- . 
machten  gegen  14,1  %  im  Durchschnitt 
sämtlicher  Gruppen. 

Besonders  starken  Anteil  hat  das  weib- 
liche Geschlechtan  der  hau  si  nd  u  st  riellen 
Thätigkeit.  Diese  wird  von  den  Frauen 
häufig  bevorzugt,  da  sie  dieselben  dem  Fa-. 
milienleben  weniger  entfremdet,  was  am 
meisten  bei  Müttern  ins  Ge\vicht  fällt,  denen 
die  Fürsorge  für  noch  unerwachsene  Kinder 
obliegt. 

Es  wurden  nach  der  Berufestatistik  ge- 
zählt 

in    der  Hausindustrie  hauptberuflich   Thätige 

Selbständige 287  448 

Mithelfende  Familienangehörige     .    .    11570 

Sonstige  Gehilfen »    43  493 

Summa  342  511 

=  1,650/0  (männliche  1,21,  weibliche  2,94^/0) 
von  der  Gesamtlieit  der  Erwerbsthätigen. 
Während  sich  in  der  Gesamtindustrie  nur 
18,37  0/0  weibliche  Erwerbsthätige  finden, 
entfallen  in  der  Hausindustrie 

76* 
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Personen  'o 

auf  das  weibliche  Geschlecht   154  604  oder  45,^4 
p     „    männliche        „  187604      „     54,86 

Nach  der  OewerlK^statistik  von  1895 
stellen  sich  die  Ziffern  in  den  hausiudustri- 
ellen  Hauptbetrieben  höher,  namentlich  fflr 
die  Männer: 

davon 
in  Allein-  in  Gehilfen- 
betrieben 
weibl.  Pens.      202044      121222        80822         ' 
männl.    »,         257808      1 10  320      147  4S8 

Hiemach  Oberwiep^en  in  den  Allein- 
betrielKjn  die  Frauen,  dagegen  in  den  Ge- ' 
hilfenbetrieben  die  Männer.  Für  beide  Ge- 
schlechter hat  sich  seit  1KS2  in  den  Allein- 
betiieben  eine  Abnahme  (zusammen  — 18.7  ®;o), 
in  den  Gehilfenbetrieben  eine  Zunahme  (zu- 
sammen +  19,4  ^,0)  der  beschäftigten  Per- 
sonen herausgestellt.  Zu  ^.5  gehoi-en  die 
hausinduslriellen  Betriebe  zu  der  Textil- 
industrie und  zu  den  Bekleidungs-  und 
Reinigungsgewerben.  Die  Hausindustriellen 
haben  sich  im  ganzen  seit  1882  vermindert. 
.  Nach  der  Berufsstatistik  giebt  es  ver- 
hältnismässig nur  wenige  hausindustrielle 
Berufsarten,  in  denen  weibliche  Personen 
fast  ausschliesslich  (mehr  als  90%) 
beschäftig  sind.  Diese  wenigen  Arten  ge- 
hören mit  vereinzelten  Ausnahmen  sämt- 
lich wiederum  dem  Bekleidimgs-  und 
Reinigungsgewerbe  an.  Nach  diesem  hat  die 
Textilindustrie  den  stärksten  Prozentsatz 
weiblicher  Arbeiter.  In  der  Gummi- und  Haar- 
flechterei, der  Spinnerei,  der  Bleicherei, 
Dnickerei  und  Appretur  sowie  der  Posa- 
mentenfabrikation  gehören  ^/s  aller  Hausin- 
dustriellen dem  weiblichen  Geschlechte  an. 
Niur  in  der  Weberei  überwiegt  die  männ- 
liche Thätigkeit,  wenn  auch  mehr  als  36  (XK) 
(=  1/3  der  Beschäftigten)  weiblichen  Ge- 
schlechts sind. 

Hier,  in  der  Hausindustrie,  bleiben  im 
Gegensatze  zu  der  sonstigen  Regel  die 
selbständigen  Frauen  niu:  wenig  hinter  den 
selbständigen  Männern  zurück.  Man  zählte 
hier  nach  der  Berufsstatistik  von  1895: 

männliche  weibliche 

Selbständige  i57  039=54,63^'o   i30  409=45,37% 
Gehilfen  30868=56,06%     24 195=43,94% 

In  der  Mehrzahl  der  Hausindustrieen 
ist  wie  im  ganzen  der  Anteil  des 
männlichen  Geschlechts  seit  1882  ge- 
wachsen. Nur  in  der  Tabakfakrikation 
sowie  in  mehreren  Benifsarten  der  Textil- 
industrie wurde  der  Anteil  der  Frauen 
grösser.  In  der  Tabakfabrikation  stieg  dieser 
sogar  von  20,11  auf  40,26^/0. 

Bis  zum  16.  Lebensjahre  sind  Knaben 
und     Mädchen    an    der     hausindustriellen 


Thätigkeit  ziemlich  gleichmässig  beteiligt 
In  den  Altersklassen  von  16 — 30  Jahren 
iilH»r^i(^geu  die  Frauen,  vom  3U.  Jahre  ab, 
wenn  auch  nicht  im  gleichem  Masse,  die 
Männer.  Dementsprechend  ist  unter  den 
Ledigem  liier  das  weibliche,  unter  den  Ver- 
heirateten das  männliche  Geschlecht  stärker 
vertreten.  Von  den  Verwitweten  waren  mehr 
als  **  4  Frauen. 


Es  wurden  gezählt 


der 


%  der 

weib-  weiblich,  mann-  männhck. 

lieh      Hansin-     lieh     Hausin- 

dnstrielle.  dnstrielle. 

Ledige  83599      54,08      50376     26,81 

Verheiratet«    36217      23,43     127056     67,62 

Verwitwete_  34788      22,50      10475       5t57 

154604     100,00     187907    100,00 

Die  Witwen  sind  am  zahlreichsten  ui 
der  Wäscherei  und  Plätterei,  in  der  Spinnerei 
und  Spulerei  sowie  in  der  Verfertigung 
von  Spielwaren  aus  Metall  vertreten. 

Eine  umfassendere  vergleichende  Uel»er- 
sicht  über  die  Berufsverhältnisse  in  den  ver- 
schiedenen Kulturstaaten  ist  leider,  wegen 
der  verschiedenartigen  Grundsätze,  nach 
denen  einzelne  Staaten  bei  der  Sammlung 
und  Bearbeitung  des  berufsstatistischeu 
Materials  verfahren,  nicht  möglich,  um  so 
weniger  als  gerade  bei  der  Ermittelung  der 
Frauenerwerbsverhältnisse  die  befolgten 
Grundsätze  besonders  stark  von  einander 
abweichen,  mannigfaltig  und  abweichend 
sich  gestalten.  Annähernd  vergleidibare 
Nachweise  lassen  sich  nur  für  die  allge- 
meinsten Erwerbsverhältnisse  geben,  wie  sie 
aus  der  im  Art.  Beruf  und  Berufs- 
statistik oben  Band  II  S.  626  gegebenen 
Tal)elle  entnommen  werden  können. 

Nach  Ausweiß  dieser  Tabelle  unterschei- 
den sich  die  Prauenerwerbsziffem  nach 
Ländern  wesentlich  stärker  als  die  Männer- 
erwerbsziffem.  Indessen  beruht  die  grössere 
Verschiedenheit  der  ersterea  in  der  Haupt- 
sache auf  der  ungleichmässigen  Behandlung 
der  »mithelfenden  Familienangehörigen«. 

Thatsächüch  begnlndet  bleibt  immerhin 
die  relative  üeberlegenheit  der  eng- 
lischen Frauenerwerbsziffer  über  die 
deutsche.  Sie  ist  in  Wirklichkeit  sogar  noch 
grösser,  als  sie  erscheint,  da  in  der  briti- 
schen Statistik  »mithelfende  Angehörige« 
überhaupt  nicht,  wie  in  Deutscdiland,  den 
Erwerbsthätigen  zugerechnet  werden.  Diese 
numerische  üeberlegenheit  rührt  jedoch 
nicht  von  der  grösseren  Zahl  der  Erwerbs- 
thätigen i.  e.  S.,  sondern  von  der  unveriiält- 
nismässig  hohen  Ziffer  der  weiblichen  Dienst- 
boten her.  Denn  jene  betrugen  in  England  und 
Wales  17,6  <^/o,  diese  9,3%  der  weiblichen 
Gesamtbevölkerung. 
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Die  absoluten  Zahlen  sind 

weiblich       (männlich) 
fUr  die  Erwerbsthätigen  2630063      (8824727) 

für  die  Dienenden ^_3^^^7_. iS^_S^7) 

Zusammen  4016  230      (8  883  254) 

Entsprechend  dem  entschiedenen  Ueber- 
gewicht,  das  in  England  die  Industrie  allen 
librigon  Borufsabteilungen  gegenüber  besitzt, 
behauptet  die  industrielle  Thätigkeit  die 
erste  Stelle  auch  innerhalb  des  Frauener- 
werbes. Von  den  weiblichen  Erwerbsthä- 
tigen  im  weiteren  Sinne  machten  die  in  der 
Industrie  Beschäftigten  —  1 840  898  Personen 
—  nicht  weniger  als  70  ^/o,  von  den  weib- 
lichen Erwerbsthätigen  im  engereu  Sinne 
45,8  ^/o,  von  der  Gesamtheit  der  industriell 
Thätigen  —  7  336344  Pei-sonen  —  25,1^/0 
aus. 

Aeusseret  schwach  smd  die  Frauen  in 
den  Abteilungen  des  Handels  —  mit  35358 
Personen  neben  1 364  377  Männern  —  und  des 
Ackerbaues  nebst  Fischerei  —  mit  52  026 
neben  1284919  Männern  —  vertreten. 

Wenn  auch  der  Landbau  in  Eng- 
land immer  melir  zurücktritt,  so  würden 
dennoch  in  ihm,  ebenso  wie  im  Handel  die 
Frauen  in  der  Statistik  zahlreicher  erschei- 
nen, wenn  die  mithelfenden  Familienange- 
hörigen mitgezählt  würden.  Seit  1881  ist 
die  Erwerbsthätigkeit  von  Frauen  und  Mäd- 
chen weiter  gestiegen.  Von  der  weiblichen 
Bevölkenmg  im  Alter  von  10  Jahren  und 
darüber  waren  1881  34,05  «/o,  1891  34,42^/0 
(von  der  männlichen  83,24  «/o  bezw.  83,14%) 
ei-werbsthätig.  Bei  einzelnen  industriellen 
Berufsarten  machte  sich  zwar  eine  Abnahme 
der  Frauenarbeit  bemerkbar,  in  den  übrigen 
eine  um  so  stärkere  Zunahme. 

Der  auffallend  hohe  Anteil  der  weib- 
lichen Erwerbsthätigen,  wie  der  Erwerbs- 
thätigen überhaupt,  innerhalb  der  Bevölkerung 
Oesterreichs  erklärt  sich  vornehmlich  aus 
einer  zu  weiten  Fassung  des  Begriffes  »Berufs- 
thätigkeit«,wie  denn  auchUngarn,  dessen  wirt- 
schaftliche Verhältnisse  den  österreichischen 
nahe  ver>\^andt  sind,eine  wesentlich  niedrigere, 
mit  der  deutschen  ziemlich  übereinstimmende 
Erwerbsziffer  aufweist.  Von  1869  bis  1890 
erhöhte  sich  in  Oesterreich  der  Anteil  des 
weiblichen  Geschlechts  an  der  Erwerbsthätig- 
keit von  43,9%  auf  44,5%.  Von  den  ge- 
zählten Frauen  hatten  1869  50,6%,  1890 
aber  51,2%  einen  eigenen  Erwerb. 

Entsprechend  dem  entschiedenen  Vor- 
herrschen des  land-  imd  forstwirtschaftlichen 
Betriebes  in  der  österreichischen  Volkswirt- 
schaft steht  auch  auf  dem  Gebiete  des 
Frauenerwerbs  hier  die  Landwirtschaft  weit- 
aus im  Vordergrunde.  Von  5,3  Millionen 
weiblichenErwerbsthätigen  (im  engeren  Sinne) 
im  Hauptberufe  entfielen  auf 


Land-  und  Forstwirtschaft     ....  80,5  ^1^ 

Industrie 13,6  „ 

Handel  und  Verkehr 4,7  « 

Oeffentlicher  Dienst  und  freie  Berufe  1,3  „ 

100,0  % 

Von.  je  1000  Berufsthätigen  waren  1890 
weiblichen  Geschlechts 

in  der  Land-  und  Forstwirtschaft    .    .    .  508 

in  der  Industrie 252 

im  Handel  und  Verkehr       294 

im  Öffentlichen  Dienst  (ohne  aktives  Mili- 
tär) und  in  den  freien  Berufen      .    .  198 

Wie  überall  beteiligen  sich  auch  hier  die 
Frauen  an  der  Berufsarbeit  am  häufigsten  als 
Arbeiter  und  Tagelöhner.  In  der  Landwirt- 
schaft sind  fast  2/3  der  Arbeiter  und  fast  die 
Hälfte  der  Tagelöhner  weiblichen  Geschlechts. 
In  den  übrigen  Berufs^ibteilungen  machen 
die  Frauen  rund  den  vierten  Teil  der  Ar- 
beiter und  den  dritten  Teil  der  Tagelöhner 
aus.  Im  ganzen  bilden  unter  den  Arbeitern  die 
Frauen  die  grossere  Hälfte,  während  die 
weiblichen  Tagelöhner  an  Zalil  hinter  den 
männlichen  nicht  erheblich  zurückstehen. 

Nach  einzelnen  Berufsarten  stuft  sich  die 
weibliche  Erwerbsthätigkeit  ähnlich  wie  in 
Deutscliland  ab.  unter  den  173  Berufsarten, 
welche  die  österreichische  Statistik  \mter- 
scheidet,  giebt  es  24,  in  welchen  mehr  als 
die  Hälfte  aller  Berufsthätigen  dem  weil>- 
lichen  Geschlecht  angehört.  In  weiteren  39 
Berufsarten  ist  weniger  als  die  Hälfte,  aber 
mehr  als  der  vierte  Teil  der  Berufstliätigen 
weiblich;  hingegen  giebt  es  61  Arten,  in 
welchen  die  Frauen  nicht  einmal  10  ®/o  aus- 
machen, danmter  16.  in  welchen  ihi-e  Be- 
teiligung nicht  einmal  5"/o  erreicht.  Neben- 
erwerb hatten  120203  weibliche  und  567  575 
männliche  Personen.  Von  1000  Personen 
mit  Nebenerwerb  waren  somit  205  weiblich, 
795  männlich. 

In  Frankreich  erscheint  in  der  Land- 
wirtschaft die  Beteiligung  der  Frauen  an  der 
Erwerbsarbeit  schwächer,  in  der  Industrie 
sowie  im  Handel  und  Verkehr  stärker  als 
in  Deutschland. 

Von  14,6  Millionen  Erwerbsthäti^n  im 
engeren  Sinne,  unter  denen  4,1  Millionen 
w^eiblich  sind,  gehörten  an 

unter  100  Er- 
dar-  werbsthätigen  d. 
Per-    unter  Abteilung  waren 
sonen  weib-      weiblich  in 

lieh  Frank-  Deutsch- 
Mill.    Mül.     reich       land. 
d.  Landwirtschaft  .    6,5       1,8      28,2         33,2 
d.  Industrie  ...    4,5       1,4      31,4         18,4 
d. Hand. U.Verkehr    2,2       0,6      27,7        24,8 

Auch  hier  wai^eu  in  der  Landwirtschaft 
absolut  fast  eben  so  viele  Frauen  erwerbs- 
thätig  als  in  der  Industrie  und  im  Handel 
zusammen.    Indessen   leidet  die  Vergleich- 
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barkeit  wiederum  durch  den  Umstand,  da^s 
die  Angehörigen  und  Dienstboten  (im  GegtMi- 
satz  zu  Deutschland  und  Oesterreich)  den  Er-  j 
werbstliätigen  auch  dann  nicht  zugerechnet' 
werden,  wenn  sie  den  Haushaitungsvorstand 
im  Erwerb  untei-stützc^n. 

Dcos  gleiche  gilt  für  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  wo  die  Mitarbeit 
der  Angehörigen  —  wie  in  Grossbritannien 
—    nicht    als   erwerbend    beliandelt    winl. 


Von  100  Erwerbsthätigen  waren  wablidi 


187018801890 


5-g 


Landwirtschaft,   Fischerei  1895 

und  Bergbau    ....    6,5    7,4    7,5  i  33,2 

OeffentJ  icher  Dienst  etc.  .  24,9  29,4  33,0     12.4 

!  Häusl.  u.  persönl.  Dienste*)  42,1  33,7  38,2 

ausser  wenn  sie  gegen    festen  Entgelt  ge-   H*y»delmid  Verkehr    .    .    1,6    3,4    6,9 

schiebt.    Nach  diesem  System  wurden  Be-M°^"^^"^ ^^-^  '^^^  ^^-^ 

rufsthätige  gezählt    "  Zusammen  14,7  15,2  17,2  ,  25.3 


54.1 
24.8 
18,4 


in  der  Abteilung 


679  523  f8,3) 
311  687  (0,6) 


Landwirtschaft,  Fi- 
scherei, Bergbau^) 

Oeffentl.  Dienst      . 

Ständige  u.  persönl. 
Dienste  (Dienst- 
bot, eingerechnet)  1667  698  (2,7 

Handel  u.  Verkehr  228421  (3,1 

Industrie    .    .    .    .  1027  242  (i.oj 


weibl.  (männl.)       in  % 
absolut       weib-  (mann- 
(Mill.)    üche  liehe) 


17,4 
8.0 


42,6 

5,8 

26,2 


(44,3) 
(3,4) 


(14,3) 
(21,6) 


3914571(18,8)  100,0(100,0) 

Die  Zunahme  der  weiblichen  Berufsthä- 
tigkeit  im  Verhältnis  zur  männlichen  veran- 
schaulicht folgende  Uebersicht. 

Es  wurden  gezählt  weibliche  (männJiche) 
Ei-^-erbstliätige 

in«/« 


1870 
1880 
1890 


absolut 
Millionen 

1.8  rio,7) 
2,6   (14,7) 

3.9  (18,8) 


der  Gesamt- 
bevölkerung 

9,6    (54,7) 

10.7  (57,8) 

12.8  (58,7) 


der  über  10 

Jahre  alten 

Bevölkerung 

13,1  (74.8) 
14,7  (78,7) 
17,0    (77,3) 


Die  Erwerbsthätigen  nahmen  zu 

1870/80        1880/90 

und  zwar  absolut  %     absolut  % 

000  000 

in  der  Landwirtschaft  etc. 

die  weiblichen    198    49,8      85    14,3 
(die  männlichen)  1666    29,0    924    12,5 
im  öffentlichen  Dienst  etc. 

die  weiblichen      85    92,1 


134 
52,8    207 


75,8 
48,5 


371 


41,2 
16,0 


(die  männlichen)     147 
in  den  häusl.  u.  persönl. 
Diensten  die  weiblichen    208    21,4    486 
(die  männlichen)    983    73,4 
im  Handel  und  Verkehr 
die  weiblichen 
(die  männlichen) 
in  der  Industrie 

die  weiblichen    277    78,2    396    62,8 

(die  männlichen)    685    32,7  1280    46,0 

zusammen  die  weiblichen    811    44,2  1267    47,9 

(die  männlichen)  4075    38,2  4076    27,6 


43  217,0    166  263,4 
594    49,1  1294    71,8 


*)  In  anderen  Staaten  wird  der  Bergbau 
mit  der  Industrie  zusammengefasst. 


Hiernach  sind  in  Amerika  die  Frauen 
nicht  nur  im  öffentlichen  Dienst,  sondern 
gegenwärtig  auch  schon  an  der  Industrie- 
thätigkeit  stärker  beteiligt  als  in  Deutsch- 
land. In  der  Landwirtschaft  bleibt  der  Um- 
fang der  weiblichen  Arbeit  weit  hinter  dem- 
jenigen in  den  europäLschenKontinentalstaaten 
zurück.  Das  grösste  Wachstum  zeigt  der 
Fi-auenerwerb  auf  dem  Gebiete  des  K&ndels 
und  Verkehrs,  wenn  auch  hier  zur  Zeit 
noch  der  Anteil  der  deutschen  Frauen  den 
der  amerikanischen  bedeutend  übertrifft 

3.  Geschiehtliche  Entwlekelnn^  der 
Frauenarbeit*  Schon  bei  den  primitiTsten 
Kiütnrznständen  scheidet  sich  die  Thätigkeit 
der  Geschlechter.  Während  der  Mann  der  Jagd 
und  dem  Kriege  lebt  und  zugleich  die  allge- 
meinen Angelegenheiten  in  die  Hand  nimmt, 
widmet  die  Frau  sich  der  Herstellung  und  dem 
Unterhalt  der  Hütte  und  des  Feuers.  Mit  der 
Entstehnug  der  patriarchalischen  Familie  wird 
die  Frau  in  der  Kegel  zur  —  oft  überlasteten  — 
Dienerin  oder  Sklavin  des  Mannes.  Bei  der 
Nomadenwirtschaft  gehört  dem  Manne  die 
Wartung  des  Viehes  auf  der  Weide,  der  Frau 
alle  zur  Bereitung  von  Nahrnn^,  Kleidang 
und  Wohnung  erforderlichen  Arbeiten.  AuS 
der  Betrieb  des  Ackerbaues  pflegt  ursprünglich 
der  letzteren  zuzufallen.  Später  erst  i^^ird  er 
zur  Arbeit  der  Männer,  meist  infolge  eines  aus 
Unterwerfung  und  Unfreiheit  hervorgegangenen 
Zwanges.  Während  aber  die  Männer  in  der 
patriarchalischen  Hauswirtschaft  die  schweren 
Arbeiten  auf  dem  Felde  and  im  Walde  über- 
nehmen, bleibt  den  Frauen,  der  Hausfrau  nebst 
den  ihr  untergebenen  weiblichen  Famüieninit- 
gliedern,  die  Besorgung  des  Hauses  und  des 
Hofes,  die  die  Keime  aller  gewerblichen  Ver- 
richtungen umfasst,  nebst  der  Pflege  und  Er- 
ziehung der  Kinder. 

Die  Sklaverei  befreit  die  Frauen  der 
herrschenden  Klasse  mehr  und  mehr  von  d»i 
schwereren  Arbeiten,  schliesslich  von  der  eigent- 
lichen Arbeit  überhaupt.  Mit  der  Aosdehnang 
der   Unfreiheitsverhältnisse   and   der  Erweite- 


^)  Für  diese  Abteilung  ist  der  Verj^leich 
von  geringem  Wert,  da  in  der  amerikamschen 
Statistik  hier  einerseits  die  Dienstboten  (männ- 
liche 238162,  weibliche  12166^9),  andererseits 
die  nicht  näher  bezeichneten  Arbeiter,  die  aber 
meistens  in  der  Landwirtschaft  thätig  sind 
(männliche  1858558,  weibliche  54815)  einge- 
rechnet sind. 


Frauenarbeit  und  Frauenfrage 


1207 


ning  der  Hauswirtschaft  vollzog  sich  in  der 
Begel  eine  Sonderung  specifischer  weiblicher 
Beschäftigungen  j  die  im  engen  Anschluss 
ans  Haus  betneben  werden^  von  den  den 
Männern  vorbehaltenen.  Im  griechischen 
Altertum  war  den  Frauen  der  herrschenden 
Klasse  neben  der  Sorge  für  die  Erhaltung  und 
Verwendung  des  vorhandenen  Besitzes  von  tech- 
nischen Arbeiten  nur  das  Spinnen  und  Weben 
geblieben,  das  allgemein  von  ihnen  betrieben 
wurde.  Andere  Verrichtungen,  wie  das  Backen 
etc.,  fielen,  soweit  Frauen  dabei  beschäftigt 
waren,  den  Sklavinnen  zu,  desgleichen  zum 
Teil  die  verschiedenen  Gesindedienste.  In 
grosser  Zahl  wurden  sie  für  persiJnliche  Dienst- 
leistungen neben  den  männlichen  Sklaven  in 
Anspruch  genommen,  besonders  zu  der  durch 
die  Sitte  gebotenen  Begleitung  der  Herrinnen 
beim  Ausgehen.  Doch  scheint  die  Zahl  der 
Sklavinnen  erheblich  geringer  gewesen  zu  sein 
als  die  der  Sklaven.  Durch  die  Entwickelung 
der  Gewerbe  erfuhr  das  Gebiet  der  weiblichen 
Arbeit  in  der  Hauswirtschaft  eine  zunehmende 
Beschränkung,  ohne  dass  die  teilweise  vorkom- 
mende Finstellung  von  Sklavinnen,  .ja  von 
freien  Arbeiterinnen,  in  den  entstehenden  Fa- 
briken hierfür  genügenden  Ersatz  geboten  hätte. 
Auf  den  Verkauf  oder  gegen  Lohn  zu  arbeiten 
galt  für  frei  geborene  ftauen  als  ungeziemend, 
ja  entehrend.  In  Rom,  wo  die  Verhältnisse  im 
allgemeinen  den  griechischen  glichen,  scheint 
die  weibliche  Arbeit  noch  schneller  und  gründ- 
licher durch  die  Sklavenwirtschaft  verdrängt 
worden  zu  sein. 

Bei  den  Deutschen  hatte  der  Uebergang  vom 
Zustande  der  Wildheit  zur  Kultur  für  die 
Stellung  und  Thätigkeit  der  Frauen  ähn- 
liche Wirkungen  wie  oei  den  übrigen  Völkern. 
Die  entstandene  Hauswirtschaft  erfuhr  auf  den 

grossen  Grundwirtschaften  früh  schon  eine 
urchbrechung  durch  das  Emporkommen  der 
von  Leibeigenen  und  Hörigen  betriebenen  Ge- 
werbe, den  Frauen  blieb  auch  hier  neben  der 
Thätigkeit  im  Hause  und  auf  dem  Hofe  in  der 
Hauptsache  nur  die  Herstellung  der  Bekleidung 
von  der  Gewinnung  des  Rohstoifs  bis  zur  völligen 
Fertigstellung,  ferner  das  Lichterziehen,  Seife- 
kochen und  anderes.  Die  Arbeit  wurde  von 
Frauen  und  Mägden  in  besonderen  Weiberwerk- 
stätten verrichtet.  In  den  kleineren  Haus- 
haltungen, auch  den  städtischen,  wurde  nicht 
nur  das  Spinnen,  Bleichen  und  Weben,  sondern 
auch  noch  das  Baden,  Brauen  etc.  von  den 
Frauen  besorgt.  Die  Sitte,  viele  der  beschäftigten 
Handwerker  im  Hause  auf  der  Stör  arbeiten  zu 
lassen,  machte  die  Mitwirkung  der  Frauen  eben- 
falls nötig. 

Das  Zunftwesen  des  Mittelalters  war 
seines  zugleich  militärisch-politischen  Charakters 
wegen  anscheinend  zur  Beförderung  der  weib- 
lichen Arbeit  wenig  angethan.  Dennoch  waren  die 
Frauen  vielfach  und  in  verschiedenem  Umfange 
in  den  zünftigen  Gewerben  Deutschlands  sowohl 
wie  Frankreichs  und  anderer  Länder  thätig. 
Principiell  ausgeschlossen  waren  sie  während 
der  Blütezeit  anscheinend  von  keinem  Hand- 
werkszweige. In  unzünftigen  Gewerben  unter- 
lag ihre  Thätigkeit  überhaupt  keinerlei  Be- 
schränkungen. Ueberall  jedoch  widmeten  sie  sich 
vorzugsweise  denjenigen  Gebieten,  die  ihren 
bi^erigen   hauswirtscnaftlichen  Verrichtungen 


verwandt  waren,  so  besonders  der  Textilindustrie 
und  der  Schneiderei.  Zwar  wurde  die  häusliche 
Wollweberei  seit  dem  12.  Jahrhundert,  später 
auch  die  Leinenweberei  zu  einem  von  Männern 
betriebenen  Gewerbe,  die  Verrichtungen  des 
Kämmens,  Spinnens,  Gamziehens,  Spulens  blieben 
indessen  lange  Zeit  in  weiblichen  Händen.  In 
verschiedenen  Orten  und  Gegenden  wurden 
Frauen  im  Gewerbe  der  Kürschner,  der  Bäcker, 
der  Gürtler,  der  Riemenschneider,  der  Lohgerber, 
der  Goldspinner  und  Goldschläger  und  anderer 
verwandt. 

Regelmässig  konnte  die  Meisterswitwe  das 
Handwerk  ihres  verstorbenen  Mannes,  wenigstens 
bis  zu  ihrer  Wiederverheiratung,  in  verschiedenem 
Umfange  forttreiben.  In  Frankreich  war  ihr 
selbst  die  Haltung  von  Lehrlingen  gestattet. 
Frauen,  Töchter  und  Mägde  durften  dem  Meister 
in  seinem  Betriebe  behuflich  sein,  die  Töchter 
wurden  vielfach  zur  regelrechten  Lehre  gleich 
den  Söhnen  zugelassen.  In  vielen  Gewerben 
war  die  Annahme  fremder  Mädchen  als  Lehr- 
dimen  ausdrücklich  eingeräumt.  In  grossem 
Umfange  fanden  weibliche  Personen  als  Ge- 
hilfinnen und  Lohuarbeiterinnen  Verwendung. 
In  einer  Reihe  von  Zünften  endlich  erscheinen 
Frauen  als  selbständige  Meisterinnen,  so  bei  den 
Schneider-  und  den  Weberzünften,  den  schle- 
sischen  Gamziehem  und  Tuchmachern,  den 
Kölner  Gürtlern  etc.  Sogar  reine  Frauenzünfte 
kommen  vor,  die  bisweilen  weibliche  Zunftvor- 
steher haben.  Eine  thatsächliche  Beschränkung 
ergab  sich  für  die  selbständige  Ausübung  der 
Gewerbe  durch  die  Frauen  aus  dem  allgemein 
giltigen  Grundsatze,  dass  niemand  das  Meister- 
recht erwerben  dürfe,  der  das  Gewerbe  nicht 
in  allen  seinen  Teilen  „mit  der  Hand^  könne. 

Sehr  früh  schon  machte  sich  das  Bestreben, 
die  Frauen  aus  den  Gewerben  zu  verdrängen, 

feltend.  In  einzelnen  Pariser  Handwerken  war 
er  Erfolg  bereits  im  13.  Jahrhundert  ein  voll- 
ständiger. Gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts 
mehren  sich  diese  Bestrebungen,  vom  Ende  des 
17.  Jahrhunderts  an  ist  der  Ausschluss  der 
Frauen  von  allen  zünftigen  Gewerben  in  der 
Hauptsache  vollendet.  Vergebens  suchte  der 
Reichsschlnss  von  1772  sicn  wenigstens  der 
Weberinnen  anzunehmen.  Selbst  ans  dem  Klein- 
handel und  ans  den  Badestnben  verschwanden 
die  Frauen. 

Seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters  beginnt 
mit  der  den  Uebergang  zur  modernen  Gross- 
Industrie  vermittelnden  Hausindustrie,  die 
im  17.  und  namentlich  im  18.  Jahrhundert  die 
weiteste  Verbreitung  erlangt,  die  gewerbliche 
Frauenarbeit  wiederum  mehr  und  mehr  sich 
auszudehnen  und  gerade  auf  denjenigen  Ar- 
beitsgebieten, für  welche  Frauenkräfte  sich 
vorzugsweise  eignen.  In  der  Textilindustrie, 
insbesondere  in  der  Spinnerei,  Wirkerei,  Stickerei, 
auch  Weberei  etc.,  erlangte  diese  Form  des 
Gewerbebetriebes  ihre  grösste  Bedeutung  und 
hat  sich  hier  und  im  Bekleidu^gewerbe 
bisher  am  meisten  behauptet.  Eine  weit 
grössere  Bedeutung  noch  erlangte  die  Frauen- 
arbeit seit  Erfindung  und  Anwendung  der 
Maschinen.  Die  Einfachheit  und  Leichtig- 
keit der  erforderlichen  Verrichtungen  liessen 
die  ungelernten  und  schwächeren  Kräfte  der 
Frauen  und  Kinder  ausreichend  erscheinen. 
Ihre  grössere  Billigkeit,  teilweise  auch  der  Vor- 
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zuff  jBrrösserer  Handpeschicklichkeit  sicherte 
ihnen  in  weitem  Umfange  den  Vorzug  vor  den 
Männern.  Hierzu  kam,  dasa  die  Entwickelung: 
de»  Maschinenwesens  gerade  bei  der  Spinnerei 
und  anderen  Zweigen  der  Textilindustrie  ein- 
setzte, in  denen  die  Frauen  ohnehin  allgemein 
gewerblich  beschäftigt  waren.  Die  Technik  des 
Betriebes,  welche  die  Verwendung  mechanischer 
Kraft,  zuerst  der  Wasserkraft,  dann  der  Dampf- 
kraft, erforderlich  machte,  nötigte  zur  Ver- 
einigung der  Arbeitskräfte  in  grösseren  ge- 
schlossenen Räumen.  So  wurden  die  Frauen 
nnd  Mädchen  aus  den  Häusern  in  die  F a  b  r  i  k  en 
gezogen.  1768  wurde  in  England  die  erste 
Baumwollspinnerei  gebaut,  und  schon  1788, 
also  noch  vor  Anwendung  der  Dampf  kraft,  gab 
es  in  England  und  Schottland  142  Fabriken^'  in 
denen  neben  2B(KJ()  Männern  und  3öO(X)  Kindern 
31000  Frauen  im  Spinnen  allein  beschäftigt 
wurden.  In  der  zugehörigen  Weberei,  Dnickerei 
etc.  arbeiteten  weiter  neben  133  (XK)  Männern 
nnd  48  000  Kindern  nicht  weniger  als  59t)00 
Frauen. 

Wie  die  Erfindung  der  Dampfmaschine 
diese  Entwickelung  weiter  förderte,  so  bewirkte 
sie,  indem  sie  einen  grossartigen  Aufschwung 
des  Bergbaues  einleitete,  auch  in  diesem  eine 
gewaltige  Zunahme  der  Frauen-  und  Kinder- 
arbeit. 

Von  Enirland  aus  verbreitete  sich  der  auf 
Maschinen  Verwendung  sich  gründende  Fabrik- 
betrieb über  den  Kontinent.  Ausser  den  ledig- 
lich auf  ausgebildeter  Arbeitsteilung  beruhenden 
Manufakturen  kam  das  Fabriksystem  immer 
mehr  zur  Herrschaft,  während  zugleich  die 
zur  allmählichen  Durchführung  gelangende 
Gewer})efreiheit  die  weibliche  Arbeit  von  den 
bisherigen  Fesseln  befreite.  Die  schnell  sich 
entwickelnde  Grossindustrie  verdrängte  ver- 
möge ihrer  gewaltigen  techni.schen  Ueberlegen- 
heit  eine  hauswirtschaftliche  Verrichtung  nach 
der  anderen  und  setzte  hierdurch  wiederum  die 
ihr  nötigen  weiblichen  Arbeitskräfte  frei.  Die 
gleichzeitig  zunehmende  Koncentration  des  Ge- 
werbes in  den  städtischen  Mittelpunkten  und 
die  hiermit  wachsende  Ausbildung  der  Geld- 
wirtschaft  trug  weiter  zur  Verengung  des  weib- 
lichen Wirkungskreises  im  Hause  bei. 

Der  durch  die  freie  Konkurrenz  regulierte 
Männerlohn  machte,  weil  für  den  Unterhalt  der 
Familie  unzulänglich,  eine  Ergänzung  durch 
den  Arbeitsverdienst  der  weiblichen  Familien- 
glieder, schliesslich  selbst  der  Ehefrau,  immer 
allgemeiner  wünschenswert  oder  notwendig, 
obschon  die  weibliche  Erwerbsarbeit  in  denol 
Masse,  wie  sie  zur  Regel  wurde,  direkt  wie  in- 
direkt vielfach  wieder  dahin  wirkte,  ihn  weiter 
herabzudrücken.  Geschmack  an  der  ungebun- 
denen Stellung  und  Genusssucht  trugen  dazu 
bei,  den  unverheirateten  Mädchen  die  Fabrik- 
arbeit willkommen  zu  machen  und  sie  zu  ver- 
anlassen, diese  den  hauswirtschaftlichen  Er- 
werbsstellungen vorzuziehen,  sodass  in  Gegen- 
den mit  umfangreicher  weiblicher  Gewerbs- 
arbeit bisweilen  die  nötigen  Kräfte  für  letztere 
mangelten.  Nicht  nur  ihre  geringeren  Lohn- 
forderungen sowie  ihre  grössere  Geschicklichkeit 
in  manchen  Verrichtungen,  auch  ihre  grössere 
Fügsamkeit,  Massigkeit,  Geduld  und  Ausdauer 
machte  die  Mädchen  als  Arbeitskräfte  begehrt, 
die    Familienraütter    bisweilen    sogar   vorzugs- 


weise vermöge  ihrer  stärkeren  Gebundenheit 
und  weil  sie  des  Arbeitsverdienstes  oft  dringen- 
der bedurften. 

Die  Fortdauer  zunehmender  Koncentration 
wie  der  Arbeitskräfte  überhaupt  so  auch  der 
weiblichen  in  den  Fabriken  erhellt  aus  folgen- 
den Ziffern :  Es  wurden  in  den  Fabriken  (Dampf- 
kessel-, Motorenbetriebe  und  Betriebe  mit  min- 
destens 10  Arbeitern)  des  Königreichs  Sachsen 
beschäftigt : 

000  Personen 

männl.  weibl.  zus. 

Am  1.  V.  1883   154,8  82,6  2374 

„     1.  V.  1898  338,4  163,3  501.7 


Zunahme  +  112,1%    +  97,7%  +  no,9*'* 

In  demselben  Zeiträume  wuchs  die  säch- 
sische Gesamtbevölkerung  nur  um  27,4  V 

Aber  nicht  nur  vermöge  der  Entwickelmig 
der  Industrie,  auch  in  der  Landwirtschaft 
vollzoi,»"en  sich  bedeutsame  Wandlungen,  die  nicht 
ohne  Einliuss  auf  die  Gestaltung  der  Frauen- 
arbeit blieben.  Zwar  waren  weibliche  Kräfte 
auf  Hof  und  Feld,  namentlich  bei  vorüber- 
gehender Arbeitshäufung,  zur  Zeit  der  Ernte 
und  sonst,  von  jeher  herangezogen  worden. 
Als  jedoch  infolge  der  zunehmenden  Aus- 
breitung der  intensiven  Betriebssysteme,  vor- 
nehmlich durch  Ausdehnung  des  Hackfruoht- 
baues,  der  Arbeitsbedarf  sich  steigerte,  suchte 
man  in  weitem  Umfange  durch  Heranziehung 
der  billigeren  Frauenarbeit  diesen  Bedarf  zu 
decken.  Unter  den  ländlichen  Wanderarbeitern, 
die  neuerdings  in  Deutschland  aus  weit  entfernten 
(legenden  und  selbst  aus  dem  Auslande  (Schwe- 
den, Russland)  den  grösseren  Wirtschaften  höher 
entwickelter  Distrikte  zugeführt  werden,  ist 
regelmässig  auch  das  weibliche  Geschlecht  stark 
vertreten.  Von  den  sogenannten  Sachsengangem 
—  jährlich  gegen  100000  —  ist  sogar  die  Mehr- 
zahl Frauen,  unter  denen  hinwiederum  die  Un- 
verheirateten und  Jüngeren  weitaus  überwiegen. 
Mangel  an  Arbeitsgelegenheit  und  Verdienst 
sind  es,  die  in  der  Regel  sie  bewegen,  Familie 
und  Heimat  vorübergehend  zu  verlassen. 

Aber  bei  den  vorgeschritteneren  Völkern 
beschränkt  sich  der  Wandlungsprozesa  in  der 
weiblichen  Thätigkeit  nicht  auf  die  erwähnten 
mehr  in  die  Augen  fallenden  Erscheinung-en. 
Die  unaufhaltsam  sich  vollziehende  Ausbrei- 
tung des  V^erkehrs  und  der  Geld  Wirtschaft 
und  die  hiermit  in  engstem  Zusammenhange 
stehende  immer  reinere  Ausgestaltung  des 
individualistischen  Organisa tionsprincips  sowie 
die  Erweiterung  und  Specialisierung  der  Ar- 
beitsteilung überhaupt  verwandelt  die  hauswirt- 
schaftliche Organisation  der  Güterproduktion, 
soweit  sie  in  der  feudal-zünftlerischen  Periode 
sich  noch  erhalten  hatte,  immer  mehr  in  eine 
reine  volks-  und  teilweise  auch  weltwirtschaft- 
liche, bis  schliesslich  die  familiäre  Hauswirt- 
schaft fast  aller  produktiven  Elemente  entkleidet 
und  auf  die  Bedeutung  einer  blossen  Konsum- 
tionsgemeinschaft  beschränkt  war.  Nur  auf 
dem  Lande  und  in  minder  entwickelten  Gegen- 
den behaupten  sich  Reste  der  Naturalwirtschaft. 
4.  Lage  der  Arbeiterinnen  in  der 
Gegenwart.  Wie  die  seit  dem  Ausgang 
des  vorigen  Jahrhunderts  immer  mehr 
Platz    greifende    kapitalistische   Gestaltmig 
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der  Produktions-  und  Arbeitsverhältnisse 
anfangs  der  Arbeiterschaft  überhaupt  keinen 
Schutz  gegen  die  wachsende  Uebermacht 
des  kapitelbesitzenden  Unternehmertums  bot, 
so  ging  auch  mit  der  zunehmenden  Ausbrei- 
tung der  industriellen  imd  Frauenarbeit  eine 
immer  stärker  werdende  und  zum  üebermass 
gesteigerte  Ausnutzung  der  weiblichen  Ar- 
beitskraft Hand  in  Hand.  Da  die  verhängnis- 
vollen physischen  und  sittlichen  Folgen  dieses 
Ziistandes  sehr  bald  sich  fühlbar  machten,  sah 
sich  der  Staat  genötigt,  wenn  auch  zunächst 
nur  in  der  Fabrikindustrie,  wie  den  Kindern 
und  jugendlichen  Arbeitern,  so  auch  den  er- 
AÄ'achseneu  Arbeiterinnen  diu-ch  seine  Gesetz- 
gebung gegen  eine  der  Allgeraeinheit  wie  ihnen 
selbst  schädliche  Ausbeutung  ihrer  Arbeits- 
kraft Schutz  zu  gewähren  (s. d.  Art.A rbeiter- 
schutzgesetzgebung  oben  Bd.  I,  S. 
5470  ff.).  Unter  den  Verteidigern  der  Frauen- 
rechte  machten  sich  auf  dem  letzten  internatio- 
nalen Frauenkongress  zwei  verschiedene  Sti-ö- 
mungen  geltend.  Während  einige,  darunter  die 
sozisdistiscli  Gesinnten  an  dem  Grimdsatz 
eines  besonderen  gesetzlichen  Schutzes 
der  Arbeiterinnen  festhielten,  verlangten  die 
übrigen  gleichen  Schutz  für  beide  Ge- 
schlechter auf  Gnind  der  Erfahmng,  dass 
der  besondere  Schutz  nicht  sowohl  die 
Frau  vor  Ausbeutung  als  vielmehr  nur  den 
Mann  vor  der  Konkun*enz  der  Fi-auenarbeit 
in  den  besser  bezahlten  Industriezweigen 
schütze. 

Eines  ganz  besonderen  Schutzes  hat 
die  Gesetzgebung  die  Mütter  teilhaftig 
werden  lassen,  welche  auf  die  Verrichtung 
gewerblicher  Arbeit,  besonders  in  den  Fa- 
briken etc.  angewiesen  sind.  Aber  um  die 
Zerstörung  eines  gesunden  Familienlebens 
zu  verhindern,  kann  ein  geregelter  Arbeiter- 
schutz allein  nicht  genügen,  dazu  bedarf  es 
ausserdem  einer  Reihe  positiver  sozialer 
Massnahmen.  Dadurch  dass  in  Deutschland 
die  Arbeiterinnen  in  den  Krankenversiche- 
rungszwang einbezogen  sind  und  den  ver- 
sicherten Wöchnerinnen  die  gesetzliche  Kran- 
kenunterstützung zugesprochen  ist,  wird  für 
diese  der  Lohnausfall,  welchen  der  gesetz- 
liche Ausschluss  von  der  Gewerbsarbeit 
während  der  ersten  Zeit  nach  der  Ent- 
bindung zur  Folge  hat,  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  ausgeglichen.  Derartigen 
ausgleichenden  Massnahmen  muss  die  allge- 
meinste Verbreitimg  gewünscht  werden. 
Ein  weiteres  Bedürfnis  ist  die  Errichtung 
von  Krippen,  Kinderbewahranstalten,  Horten 
etc.,  wie  sie  verschiedentUch  von  Arbeit^ 
gebern,  von  freien  Vereinen  sowie  von  Ge- 
meinden errichtet  worden  sind,  um  die 
mütterhche  Pflege  und  Aufsicht  zu  erleich- 
tem oder  zu  ersetzen. 

Für  die  unverheirateten  Arbeiterinnen 
ist  die  allseilige  Beschaffimg  von  Einrich- 


tiuigen  für  i-ationelle  üntenveisung  und 
Fortbildung  sowohl  in  allgemeinbildender 
und  fachgewerblicher  Richtung  wie  beson- 
ders auch  in  den  hauswirtschgrftlichen  Ver- 
richtungen eine  unabweisliche  Notwendig- 
keit, die  immer  melir  anerkannt  wird. 
Solche  Einrichtungen  würden,  allgemeiner 
durchgeführt,  nicht  nur  in  materieller  und 
geistiger,  sondern  auch  in  sittlicher  Be- 
ziehung das  weibliche  Geschlecht  in  den 
unteren  Klassen  und  dadurch  mittelbar  auch 
diese  Klassen  überhaupt  fördern  und  heben. 
Diese  Fortbildung  muss  teils  durch  Ver- 
vollständigung und  Ergänzung  des  vorange- 
gangenen Volksschulunterrichts,  teils  durch 
specielle  Fach-,  Frauenarbeits-,  Haushaltungs- 
Koch-,  Xäh-,  Flick-  und  Strickschiüen  oder 
-kurse  erfolgen.  Bisher  ist  dem  vorhandenen 
Bedürfnis  nur  erst  in  geringem  Masse  Rech- 
nung getragen.  Immerhin  ist  in  einer 
Reihe  von  Staaten  manches  in  dieser  Rich- 
tung von  Seiten  privater  Vereine  und  der  Be- 
hörden geschehen,  so  in  Schweden,Belgien,  der 
Schweiz,  England,  Frankreich  und  Deutsch- 
land. Besonders  in  Belgien  und  Frankreich 
hat  der  Staat  selbst  diesem  Zweige  der 
Volkserziehuug  eine  energische  und  plan- 
volle Unterstützung  angedeihen  lassen.  In 
Deutschland  war  bisher  Baden  der  einzige 
Staat,  welcher  einen  obligatorischen  Fortbil- 
dungsunteiricht  für  Mädchen  und  zwar 
mittelst  eines  Gesetzes  von  1874  ein-  und 
durchgefülirt  hat.  In  Sachsen,  Hessen  und 
einigen  thüringischen  Kleinstaaten  können 
in  den  einzelnen  Gemeinden  auf  deren  An- 
ti-ag  obligatorische  allgemeine  Mädchenfort- 
bildungsschulen eingerichtet  werden.  Doch 
ist  nur  in  wenigen  Orten  von  dieser  Be- 
fugnis Gebrauch  gemacht  worden.  Bayern 
und  Württemberg  besitzen  die  Einrichtung 
der  Sonntegsschule,  welche  drei  Jahi-e  lang 
alle  besuchen  müssen,  die  nicht  einer  sons- 
tigen Fortbildungs-  oder  Gewerbeschule  oder 
einer  höheren  Schulanstalt  angehören.  Die 
bestehenden  Fortbildungs-  und  Fachschulen 
sind  in  der  Regel  nicht  für  eigentliche  Ar- 
beiterinnen bestimmt  und  geeignet,  sondern 
für  mehr  oder  weniger  höher  stehende 
Schichten.  Neuerdings  haben  ziun  Teil  auch 
die  Mädchenheime  neben  der  Fürsorge  füi- 
die  Unterkunft,  Verpflegung  und  Unterhal- 
tung alleinstehender  Mädchen  die  Fortbildung 
unter  ilire  Aufgaben  aufgenommen. 

Wesentlich  infolge  energischen  Drängens 
der  Frauenvereine  sind  während  des  letzten 
Jahrzehnts  in  einigen  Staaten  für  die  Be- 
aufsichtigung derjenigen  Fabriken,  Werk- 
stätten oder  Läden,  in  denen  Frauen  be- 
schäftigt sind,  weibliche  Fabrikin- 
spektoren angestellt  worden.  Zuerst  ge- 
schah dies  in  den  Vereinigten  Staaten,  wo  die 
erste  Anstellung  im  Jalu-e  1890  erfolgte.  Bis 
1897  war  die  Zahl  der  Inspektorinnen,  deren 
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.Solhstandigkeit  «HesellK»  ist  wie  lioi  den  mfinn- 
liehen  Beianiten,  anf  2^>  gi»sti»»ir»^n.  Ihre 
Anstt'Uung  ist  Sathe  dor  Einzelstaaten. 
Canaila  foitrte  seit  1S96  mit  3  Fahrikinspek- 
torinnen.  England  machte  1^93  don  ersten 
Versuch  mit  der  Benifiing  von  15  A>^isten- 
tinnen,  welche  der  Arl>eiterkLisse  antr^hi^ren. 
Zur  Zeit  gind  5  selbständige  Insf>ek torinnen 
im  Amte,  welche  seit  isOf)  zu  df»m  female 
Insi»ector  Dejiartment  Vf»reinij?t  sin<i.  Man- 
chester (seit  islW),  liondon  und  NottinKliam 
haben  einige  weibliche  Sanitätsin^I>ekto^en 
zur  TeVierwachung  von  Werkstätten  und 
Läflen,  in  denen  Fnuieu  thätig  sind.  In 
Deutschland  gingen  S.-Weimar  1M>7,  Hessen 
und  Bayern  1^98  mit  der  i»rovisuris<hen 
Einstellung  weiblicher  As>istenten  voran: 
ihrem  lieispiele  schlössen  sich  bald  S.-Alten- 
burg  und  Reuss  j.  L.  an.  1JS99  folgte  Hollaml. 
Franki-eich  besitzt  eine  mannen s werte  An- 
zahl von  DeiiartementsinsjH^ktorinnen  l>ereits 
«»it  einer  Reihe  von  JalirtMi.  In  Berlin  und 
München  hat  der  Bund  der  deutschen  Frauen- 
vereine Sfut  1WI7  bezw.  isüs  Au.sbildungs- 
kui-s<»  für  solche  weiblicheBeamte  eingerichtet. 
5.  Fraoenldhne.  Die  Frauenlohne  zeigen 
diuxrhweg  einen  niKlrigeren  Stand  als  die 
Männerlohne.  Sie  b<»tragi»n  regelmä^sijr  nur 
*;2  bis  *^  3  der  Männerlöhne.  Dazu  kommt, 
dass  die  besser  l)ezahlten  Stellungen  vor- 
wiegend den  Mäimem  vorb«»halten  sind. 
Es  kann  keinem  Zweifel  untcrli»»gcn,  dass 
im  allgemeinen  die  Männerarl>eit  als 
solche  die  wertvollere  ist  und  darum  höh<^ 
ren  Lohn  erzielt.  Im  einzelnen  indessen 
trifft  das  bei  weitem  nicht  ülierall  zu,  so 
dass  noch  auf  andere  Ursachen  für  den 
niedrigen  Stand  der  Frauenlöhne  geschlossen 
werden  muss.  Teils  mag  er  sich  daraus 
erklären,  daßs  der  Erwerb  ursi)rünglich  den 
Charakter  eines  gelegentli(;hen  und  daher 
besonders  wDlkommenen  Nebenverdienstes 
an  sich  tnig.  Als  solcher  wiixl  er  gegen- 
wärtig noch  vielfach  von  denjenigen  Frauen 
und  Mädchen,  namentlich  in  den  etwas 
günstiger  situierten  Ständen,  behandelt,  denen 
m  der  Hauptsache  den  Unterhalt  die  eigene 
Familie  zu  bieten  vermag  und  die  deshalb 
den  ausschliesslich  auf  eigenen  Erwerb 
Angewiesenen  eine  verhängnisvolle  Preis- 
konkurrenz bereiten.  Teils  sind  aber  auch 
die  Ursac*hen  in  der  natürlich  gegebenen, 
oft  noch  durch  Recht  und  Sitte  vermehrten 
Beschränkung  des  weiblichen  Erwerbsge- 
bietes sowie  in  der  bei  dem  weiblichen  Ge- 
schlechte  vorherrschenden  gi-össeren  Be- 
dürfnislosigkeit und  Genügsamkeit  zu  er- 
blicken. Die  Niedrigkeit  der  Frauen- 
löhne erreicht  in  manchen  Teilen  der 
specifisch  weiblichen  Arbeitszweige,  so  in 
der  Näherei,  Konfektion  etc.,  stellenweise 
eine  solchen  Grad,  dass  sie  die  Alleinstehen- 
den geradezu  der  Prostitution  in  die  Arme 


trr*il»en  untl  die  Verbreitung  der  Prostitiiti«  »u 
wic<lerum     die    Erhaltung    der    niedrigen 

.  Ijohnc  gewährleistet. 

Die  ni(*ht  nur  von  dem  Sozialismus 
aufgest4»llte  Fonlerung  gleichen  L*)hne> 
für   gleiche    Arl^eit     entspricht     zwar    der 

I  (fcnx'htigkeit:  doch  zeijrt  sich  bL^  d*- 
hin  ktnn  chinhgn^ifendes  Mittel,  sie  in 
<ier  l)eslehemien  G«»sellschaft  zu  Gnnätea 
der  Frauen  schlechtweg  zu  verwirklichea. 
Die  vereinzelt  —  so  in  Fingland,  Nordamerika 
und  Australien  —  versuchte  Bildung  weiblicher 
Ge  werk  vereine  behufe  Erzwingung 
höherer  Löhne  ^'ird.  da  die  weibliche  Ar- 
U»it  ein«»rseit8  ganz  fll)erwiegeud  ungelernte 
ist,  andererseits  nicht  in  gleichem  Masse 
wie  die  männliche  von  denen,  die  sie  rer- 
richten,  als  Lel>ensberuf  aufgefasst  wird,  zu 
einer  allgemeinen  Verbreitung  schwerlich  ge- 
langen. Melu*  Aussicht  auf  Erfolg  durfte  der 
Anschluss  der  Frauen  an  die  Gewerkvereine 
der  männlichen  Arbeiterschaft  versprechen. 

]  Al>er  trotz  der  grossen  un<l  stetig  wachsenden 
Ausbreitung  der   industriellen   Frauenarbeit 

I  sind   überall,  in  England,  Deutschland  etc« 

I  nur  sehr  wenige  Arbeiterinnen  in  dieselben 
bisher  eingetn^ten.  Nach  dem  Bericht  der 
( renc^ralkommission  der  (sozialdemokratischen ) 
( ii^  werkschaften  Deutsclilands  für  1898  zählten 
di.?  57  Centralorganisationen  unter  493742 
Miti^litMlern  nur  13481  weibliche.  Ueber- 
dics  liat  sich  die  Zahl  der  weiblichen  Mit- 
i:li«Hler  seit  1896,  wo  sie  mit   15265  ihren 

j  H«"ilie()unkt  en-eiohte,  bis  auf  jenen  Stand  ver- 

I  mindert,  während  die  Gesamtzahl  der  Mitglie- 
der in  dieser  Zeit  um  15®'o  zunahm.  In  zutref- 
fender Weise  werden  in  jenem  Berichte  die 
eigenartigen  Sf^h^derigkeiten  gewürdigt 
welche  der  Oi^nisation  der  Arbeiterinnen 
entgegenstehen.  »Es  ist  zu  berücksichtigen <^, 
heisst  es  dort,  »dass  die  jüngeren  Arheite- 

i  rinnen  in  der  Hoffnimg,  durch  den  Eintritt 
in  die  Ehe  aus  der  Fabrik  ausscheiden  zu 
können,  wenig  Neigung  zeigen,  an  den 
ernsten  Bestrebungen  der  Gewerkschaften 
teilzunehmen.  Die  verheirateten  Arbeite- 
rinnen betrachten  den  Arbeitslohn  vielbeh 
als  einen  Zuschuss  zu  dem  Arbeitseinkonunen 
des  Mannes  und  sind  nur  schwer  dafür  zu 
gewinnen,  diesen  Zuschuss  diuxih  den  Lohn* 
kämpf  zu  erhöhen.  Voraussetzung  für  rege 
und  dauernde  Anteilnahme  an  den  Gewerk- 
schaften aber  ist  die  Erkenntnis  dessen,  dass 
eine  Aenderung  der  sozialen  Stellung  der 
Arbeiterklasse  in  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft nicht  zu  erwarten  ist  imd  dass  des- 
halb die  Lebenshaltung  nur  auf  dem  Wege 
der  Verbesserung  der  Lohn-  imd  Arbeits- 
bedingimgen  erreicht  werden  kann.  Diese 
Erkenntnis  kommt  wohl  auch  den  Arbeite- 
rinnen, wenn  sie  schliesslich  im  spätere 
Lebensalter  alleinstehend  von  dem  Arbeits- 
veixlienst   ihr  Dasein  fristen  sollen.     Dann 
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al^»er  ist  ihre  Widerstandskraft  grösstenteils 
grebrochen  und  auch  dann  gelingt  es  nur 
selten,  die  Arbeiterinnen  zur  Anteilnahme 
an  den  Organisationen  zu  bewegen.  —  Wie 
viel  Frauen  unter  den  ca.  17  500  Mitgliedern 
der  gewerkschaftlichen  Jjokalvereine  sowie 
unter  den  82755  Mitgliedern  der  Hirsch- 
Diinckerschen  Gewerkvereine  sich  befinden, 
ist  nidit  bekannt.  Ihre  Zahl  dürfte  gering 
sein. 

6.  Ursprung  und  Entwickeli|iig  der 
Frauenfrage.      Wenn    trotz    der   grossen 
Ausbreitung  der  weiblichen  Erwerbsthätig- 
keit   sich   im  Laufe   des   19.  Jahrhunderts 
eine    lebhafte    Bewegung    entwickelt    hat, 
welche    eine   Erweiterung   der  Erwerbsge- 
legenheit für  das  weibliche  Geschleclit  er- 
sti-ebt,  so  erklärt  sich  dies  aus  dem  Um- 
stände, dass  die  Wirkungen  und  Folgen  der 
fortschreitenden  Auflösung  der  überlieferten 
Haus-  und  Naturalwirtschaft   für   die  ver- 
schiedenen Klassen  und  Stände  des  Volkes 
Iseineswegs    gleichartige    waren.     Für    die 
Frauen  und  Mädchen  der  unteren  Blassen 
vollzog  sich  der  Uebergang  aus  den  alten 
Zuständen  zu   den  neuen  ohne  allzu  grosse 
Schwierigkeit,    da    sie   von    jeher  in  ab- 
hängiger und  dienender  Stellung  sich   be- 
funden   hatten.     Die    neuen    Arbeits-    und 
I^ebensverhältnisse   gewährten  ihnen  sogar 
meist  ein  grösseres  Mass  von  Selbständigkeit 
und  Freiheit    als  die  alten,    während    zu- 
gleich   die   Familienbande    in    nachteiliger 
Weise  gelockert  wurden.    In  den  Kreisen 
des  bürgerlichen  Mittelstandes,  namentlich 
des  städtischen  und  gewerblichen,  zu  denen 
die    immer     bedeutsamer    hervortretenden 
Beamten-    und    Offizierskreise    nebst    den 
sonstigen    liberalen    Professionen    sich    ge- 
sellten,  bot  sich  den  weiblichen  Familion- 
gliedern  nicht  alsbald  ein   geeigneter   und 
lünreichender  Ersatz  für  die  Einschränkung 
des  Feldes  notwendiger  und  nützlicher  Be- 
thätigimg,    wie    der    eigene    Familienhaus- 
halt bisher  sie  geboten  hatte.  Das  Drückende 
dieser  Lage  wurde  umsomehr  empfunden, 
je   mehr  die  aufsteigende  Kultm-bewegung 
die    einzelne    Persönlichkeit    nach    ihrem 
wahren   sozialen  Wert  zu  bemessen  lehrte 
und  die  Frauen  von  dieser  Bewegung  er- 
fasst  wurden. 

In  denjenigen  Kreisen,  in  denen  das 
verfügbare  Einkommen  ein  beschränktes  war 
und  die  gehobene  soziale  Stellung  des 
Fundamentes  einer  gesicherten  Vermögens- 
lage entbehrte,  gestalteten  sich  die  Ver- 
liäJtnisse  für  die  Familien  und  ihre  weib- 
lichen Angehörigen  vielfach  zu  einer  wirk- 
lichen Notlage,  die  oft  ihren  höchsten  Grad 
en'eichte,  w^enn  der  Eraährer  starb  oder 
erwerbsunfähig  wurde.  Die  Verhältnisse 
machten  sich  um  so  stärker  geltend,  als, 
obwohl  die  allgemeine  Heirats6equenz  nir- 


gends eine  Abnahme  zeigte,  die  Heirats- 
chancen der  Töchter  dieser  Kreise  sich 
immer  ungünstiger  gestalteten  und  daher  die 
Zahl  derjenigen  Frauen  «ständig  wuchs, 
denen  es  versagt  blieb,  in  der  Ehe  äussere 
Versorgung  zu  finden  und  iliren  natürlichen 
Beruf  zu  erfüllen.  Wenn  auch  in  allen  Be- 
völkerungsschichten ein  erheblicher  Bruch- 
teil der  heiratsfähigen  Männer  auf  die  Ehe 
verzichtet,  so  ist  doch  den  Männern,  welche 
für  diese  Kreise  in  Betracht  kommen,  die 
Eheschliessung  allgemein  durch  die  w^irt- 
schfrftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  in 
höherem  Masse  erschwert.  Die  Zahl  der- 
jenigen unter  ihnen,  welche  unverheiratet 
bleiben,  mag  hier  daher  grösser  sein  als 
sonst  und  mögen  diejenigen,  welche  zur 
Ehe  gelangen,  durchschnittlich  erst  in  mehr 
oder  minder  vorgerückten  Jahren  heiraten. 
Ihre  ökonomische  Lage  veranlasst  überdies 
die  Männer  in  diesen  Schichten  sehr  häufig, 
ihre  Frauen  aus  wirtschaftlich  günstiger  ge- 
stellten oder  weniger  anspruchsvollen  Kreisen 
zu  wählen,  während  andererseits  die  gesell- 
schaftlichen Anschauungen  und  Vorurteile 
den  Bereich  beengen,  innerhalb  dessen  Hei- 
raten für  Töchter  jener  Sclüchten  als  stan- 
desmässige  gelten.  Aus  dieser  S^achlage  ist 
es  zu  erklären,  dass  die  Bewegung,  welche 
auf  eine  Erweiterung  der  Erwerbsgelegen- 
heit für  das  weibliche  Geschlecht  gerichtet 
ist,  ihren  eigentlichen  Sitz  und  Ursprung  in 
den  bürgerlichen  Schichten,  besonders  in 
denjenigen  Kreisen  hat,  in  denen  die  Ver- 
mögenslage dem  Bildungsgrade  und  der 
sonstigen  sozialen  Stellung  nach  allgemeiner 
Auffassung  nicht  entsprechen,  und  dass  ihr 
Hauptaugenmerk  auf  die  Selbstversorgung 
der  unverheirateten  Töchter  und  unversorg- 
ten wie  ungenügend  versorgten  Witwen  ge- 
richtet ist. 

Aber  nicht  niu"  in  der  äusseren  Lebens- 
not wurzelt  die  Frauenfrage,  so  dass  sie 
mit  der  Befriedigung  der  Erwerbsbedürf- 
nisse erschöpft  wäre.  Zu  der  äusseren 
Lebensnot  gesellte  sich  eine  innere.  Diese 
hat  ihren  Ursprung  darin,  dass  weiten 
Frauenkreisen  die  Armut  und  Leere,  welche 
die  veränderten  Verhältnisse  in  ihr  Leben 
gebracht  haben,  zum  Bewusstsein  kam  und 
sie  daher  überhaupt  nach  einem  innerlich 
befriedigenden  Lebensinhalt  zu  suchen  an- 
fingen, mochten  sie  von  Existenzsorgen  ver- 
schont geblieben  sein  oder  nicht.  Für  die- 
jenigen, welche  einen  Erwerb  suchten  und 
fanden,  brachte  dieser  in  der  Regel 
auch  den  begehrten  Lebensinhalt,  weil 
er  eine  nützliche  Thätigkeit  zur  Vor- 
aussetzung hatte.  Nur  wo  die  mit  dem 
Erwerb  verbundene  Berufsthätigkeit  hinter 
der  persönlichen  Leistungsfähigkeit  zurück- 
blieb oder  den  berechtigten  sozialen  An- 
sprüchen nicht  genügte,  musste  das  Ver- 
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langen  nach  einer  höher  «jualifizierten  Thä- 
tigkeit  und  einer  angenK^ssi^nei'en  Stelhing 
sowie  eventuell  nach  einer  Vorbildting,  welche 
jene  ermöglichte,  lebendig  bleiben.  Aber 
auch  diejenigen  Kreise,  welche  nicht  auf 
den  Erwerb  hingewiesen  waren,  wohl  aber 
die  entstandene  Leere  empfan<len,  l)egannen 
um  eine  erspriessliche  und  gemein ntltzige 
Wirksamkeit  zu  ringen,  ein  Bestreben,  <las 
um  so  berechtigter  war,  als  auch  ein  Teil 
«1er  sozialen  Füi*sorgethätigkoit  von  der  fa- 
miliären Hauswirtschaft  auf  Oesellschaft 
und  Staat  übergegangen  war,  diese  Fürsorge- 
thätigkeit  mit  foi-tschreitender  Ktütiir  sich 
immer  mehr  erweiterte  und  vertiefte  un<l 
in  wachsendem  Masse  gerade  weiblicher 
Httlfskräfte  bedurfte. 

Hier/u  kam,  dass  das  ganze  moderne 
Kulturlel>en,  wie  es  namentlich  seit  der 
französischen  Revolution  sich  gestaltet  hatte, 
sich  auf  der  höheren  Schätzung  und  Wür- 
digtmg  der  Individualität  aufl)aute  und  diese 
zu  höherer  Geltung  bracjhte.  Hatte  diese 
Entwickelung  anfänglich  auch  das  weibliche 
Oesclilecht  weniger  berührt,  so  erfasste  sie 
schliesslich  doch  auch  die  Frauen,  zunächst 
allei-dings,  wie  natürlich,  die  Frauen  der 
höher  gebildeten  Schichten  und  Hess  sie  an 
den  günstigen  Emmgenscliaften  vermehrten 
Anteil  fordern.  Ja,  diese  geistige  Bewegimg 
ist  zum  Teil  der  wirtsi^haftlichen  vorausge- 
gangen und  hat  diese  vorbereitet.  Indem 
die  Frauen  so  ihres  persönlichen  Wertes  in 
höherem  Masse  sich  bewusst  wunlen,l)e.gannen 
sie  die  ihnen  bisher  zugewiesene  soziale 
Stellung,  welche  nach  den  Bedürfnissen 
imd  Anschauungen  der  rein  haus  wirtschaft- 
lichen Periode  geregelt  war,  auf  ihre  fort- 
dauernde Berechtigimg  an  den  Verhältnissen 
der  Gegenwart  zu  pnifen  und  verlangten, 
sobald  sie  ihre  Reformbedüi-ftigkeit  erkann- 
ten, auch  ihrerseits  an  den  Kulturemingen- 
schaften  kraft  und  nach  Massgabe 
ihrer  Individualität  teilzunehmen.  Sie  for- 
derten ein  h()heres  Mass  von  Rechten  wie 
von  Pflichten  der  Gesamtheit  gegenüber, 
L<)sung  aus  der  engen  hauswirtvSchaftlichen 
Gebundenheit  und  strengen  Tutei-ordnung, 
um  sich  als  Persönlichkeiten  frei  und  selb- 
ständig entfalten  zu  können.  Sie  forderten 
dies  nicht  nur  vom  Gesetz,  sondern  auch 
von  der  Sitte.  Wenn  auch  dieses  Verlangen 
vielfach  den  natürlichen  Geschlechtsunter- 
schied in  seiner  dauernden  realen  Bedeu- 
tung verkannte  imd  in  der  Forderung  völli- 
ger Gleichstellung  mit  den  Männern  aus- 
lief, so  darf  doch  wegen  dieser  Ueber- 
spannung  sein  berechtigter  Kern  nicht  ver- 
kannt werden. 

Praktische  Bedeutung  erlangten  vor  allem 
die  auf  Vermehnmg  und  Verbessenmg  der 
Erwerbsgelegenheiten  gerichteten  wirtschaft- 
lichen und  die  hiermit  zusammenhängenden 


I  Bilduugsbestrebungen.     Soweit    die   Frauen 
!  der  bestehenden  Vorurteile  ungeachtet  sidi 
I  zur  Erwerbsthätigkeit  entsehliessen,  drängt 
I  sich    ihr    Arbeitsangebot    naturgemäss   auf 
,  denjenigen  wenigen  Gebieten  zusammen,  die^ 
I  eine  specifische  Fachbildung  nicht  unbedingt 
I  erfonlern.    So  wird  der  für  weibliche  Arb^nt 
j  ohnehin  geltende  niedrige  Preis  noch  weiter 
'  gedrückt  und  bestehende  Not  nicht  wirksam. 
\  gehoben.    Ueberdies  hat  ein  nnzweckmässi- 
j  ges    und    unentwickeltes   Erziehungs-   uüd 
IJnterrichtssystem     die     Rücksicht    darauf, 
dass   eine   grosse  Anzahl    der  Mädchen  in 
unserer  Zeit    auf  Berufsthätigkeit    und  Er- 
werb angewiesen  ist,  nur  allzulange  ausser 
acht  ^lassen.     Selbst  für  die  Yorl)ereihmg 
auf  die  Erfüllung  der  häuslichen  Pflichten, 
.  soweit   sie    den  Frauen  in   der  Gegenwart 
!  verblieben  sind,  hat  es  nicht  genügend  Sorge 
getragen. 

Vm  den  weiblichen  Interessen  Rechnung 
zu  tragen,  ist  es  unter  den  obwaltenden 
Verhältnissen  vor  allem  erforderlich,  den  in 
der  HauswirtvSchaft  entbehrlichen  und  er- 
werbsfähigen wie  erwerbsliedüi-ftigen  Frauen- 
kräften innerhalb  des  Mittelstandes,  vor- 
nehmlich des  gi4)ildeteren,  neue  Erwerbs- 
gebiete und  Stellungen  zu  ersclüiessen  und  für 
,  sie  die  überlieferten  ergiebiger  zu  gestalten, 
j  auch  diejenigen,  welche  in  der  eigenen  Fa- 
I  milie  geschäftliche  Verwendung  finden  kon- 
I  nen,  durch  Hebung  ihrer  Leistungsfahig- 
I  keit  zu  Hülfsdiensten  verwendbarer  zu 
'  machen.  Ausseixlem  gilt  es,  die  übrigen  nicht 
erwerbsbedürftigen  Frauen,  soweit  sie  zu 
Hause  und  in  der  Familie  nur  ungenügende 
Beschäftigimg  finden,  mehr  als  bisher  zu  ge- 
meinnütziger sozialer  Thätigkeit  heranzu- 
ziehen, um  dies  zu  verwirklichen,  bedarf  es 
ausser  der  Beseitigimg  mannigfacher  Vor- 
urteile und  der  Belebung  der  weiblichen 
Thatkraft  vornehmlich  einer  umfassenden 
und  gründlichen  Reform  der  weiblichen  Er- 
ziehung, teils  vermöge  zweckmässiger  Aus- 
gestaltung und  Vertiefung  der  Allgemein- 
bildung, teils  durch  Verallgemeinerung,  He- 
bung und  Specialisierung  der  Berufsbildung. 
Dabei  verdienen  zugleich  die  hauswirtschaft- 
lichen und  erziehlichen  Aufgaben  des  weib- 
lichen Geschlechts  eine  eingehendere  Be- 
nicksichtigung  als  bisher,  damit  die  Frauen 
ihren  specifisch  weiblichen  Pflichten  ge- 
wachsen bleiben,  mögen  sie  im  eigenen 
Hause  oder  berufsthätig  sich  ihnen  widmen. 
Wenn  man  bisweilen  von  einer  wachsen- 
den Ausbreitung  der  weiblichen  Erwerbs- 
thätigkeit eine  zunehmende  Verdrängimg 
der  Männerarbeit  und  in  der  Folge  eine 
Beschränkung  der  Heiratsfrequenz  befürchtet 
hat,  so  dürften  derartige  Befürchtungen  in 
dem  Verlaufe  der  thatsächlichen  Entwicke- 
lung keine  Stütze  finden.  Vor  allem 
müssten   sie  nicht  bloss,  yde  meistens  ge- 
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schiebt,  den  bürgerlichen  Fraiienbestrebnngen 
gegenüber  geltend  gemacht  werden,  sondern 
iw-eit    eher    der  proletarischen  Frauenarbeit 
gegenüber,  die  von  jeher  sich  ungehindert 
entwickelt  hat  und  zahlenmässig  weit  mehr 
ins  Gewicht  fällt,  dennoch  aber  bisher  kei- 
nen    nachweisbaren    ungünstigen    Einfhiss 
auf  die  Heiratsziffer  ausgeübt  hat.    Der  Er- 
^verbsarbeit  der  bürgerlichen  Frauen  andere 
Wirkungen    zuzuschreiben     als     derjenigen 
der   gewöhnlichen  Arbeiterinnen,  liegt  kein 
Grund  vor.    Uebrigens  sind  der  Ausdehnung 
^er  weiblichen  Erwerbsthätigkeit  gewisse 
natürliche  Schranken   gezogen.    Abgesehen 
davon,   dass   die  Mehrzahl   der  weiblichen 
Kräfte  nach  wie  vor  für  die  Aufgaben  der 
Familie  in  Anspruch  genommen  ^ird,  blei- 
ben grosse  Arbeitsgebiete  den  Frauen  dau- 
ernd verschlossen,  weil  diese  den  zu  stellen- 
den  physischen    Anforderungen    nicht   ge- 
wachsen sind.    Aber  auch  auf  dem  übrigen 
Gebiete  Avenden  sicli  die  Frauen  ganz  vor- 
wiegend  solchen  Zweigen   zu,   welche  der 
hauswirtschaftlichen  verwandt  sind  und  den 
weibhchen  Fähigkeiten  und  Neigungen  be- 
sonders,   denjenigen   der   Männer   weniger 
entsprechen.     Die   Zahl   dieser    spedfisch 
weiblichen  Berufsarten  ist  gering.    In  der 
Landwirtschaft   übrigens   waren   von  jeher, 
zahlreiche  Frauen  thätig. 

Wo  aber  auch  die  Frauen  mit  den  Män- 
nern auf  demselben  Arbeitsgebiete  zusammen- 
wirken, wird  von  jenen  meistens  nur  an 
den  einfacheren,  leicht  zu  erlernenden  Ver- 
richtungen ein  Anteil  beansprucht  werden. 
Dies  folgt  aus  dem  Umstände,  dass  die 
Frauen  zum  Erwerbsleben  in  anderem  Ver- 
hältnis stehen  als  die  Männer,  da  sie  durch 
nachfolgende  Heirat  in  der  Kegel  ihrem  Be- 
nife  wieder  entzogen  werden,  während  die 
Männer  auf  Berufstliätigkeit  dauernd  ange- 
wiesen bleiben.  So  steht  denn  die  weib- 
liche Erwerbsthätigkeit  nach  Umfang  und 
Qualifikation  stets  in  zweiter  Linie.  Bei 
aufsteigender  Entwickelung  der  Volkswirt- 
schaft dient  sie  dazu,  die  im  allgemeinen 
überlegene  männliche  Kraft  für  wertvolle 
Leistungen  frei  zu  machen,  nicht  aber  dazu, 
sie  überflüssig  zu  machen.  Bei  überschüssi- 
gem Arbeitsangebot  darf  die  Frau  das 
gleiche  Existenzrecht  geltend  machen  wie 
der  Mann  und  könnte  auch  der  Rück- 
tritt des  weiblichen  Geschlechts  an  der 
Lage  nichts  bessern.  Endlich  konunt  noch 
in  Betracht^  dass  teilweise  auch  der  Frauen- 
erwerb auf  einer  Hülfsthätigkeit  beruht,  wie 
Krankenpflege  etc.,  zu  welcher  der  Mann 
sich  wenig  eignet,  so  dass  insoweit  die 
Konknrrenzfrage  überhaupt  nicht  aufge- 
worfen werden  kann. 

7.  Frauenbildniigs-,  -erwerbs-  nnd 
-berufsvereine.  Höheres  Fortbil- 
dungs- und  Fachschulwesen.  Die  He- 


bung und  Förderung  der  weiblichen  Erwerbs- 
thätigkeit ist  vor  allem  von  den  Frauen  selbst 
und  zwar  mit  dem  grössten  Erfolge  in  die 
Hand  genommen  worden,  obschon  die  ersten 
Anregungen  zum  Teil  von  weitblickenden 
Männern  ausging.  Die  Träger  der  immer 
umfassenderen  Entwickelung/  wurden  die 
Frauenerwerbs-  und  Bildungsver- 
eine, Yde  sie  bald  nach  der  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts zuerst  in  England,  dann  seit  den  60er 
Jahren  in  stets  wachsender  Zahl  namentlich 
in  Deutsclüand  und  Oesterreich  ins  Leben 
gerufen  wimlen.  Der  von  Lord  Shaftesbury 
und  der  englischen  National  association  for 
social  science  gegründeten  Londoner  Gesell- 
schaft zur  Befördenmg  der  Frauenbeschäfti- 
gung folgte  1865  der  nach  jenem  Vorbild 
geschaffene  Berliner  Lette -Verein,  der  bis 
jetzt  der  hervorragendste  unter  den  deut- 
schen Frauenerwerbsvereinen  geblieben  ist 
und  einer  Anzahl  weiterer  Vereine  seiner- 
seits als  Muster  gedient  hat.  Kiuts  vor  dem 
Lette -Verein  war  in  demselben  Jahre  als 
erster  Frauenverein,  der  nicht  der  Wohl- 
thätigkeit  gewidmet  war,  der  Leipziger 
Frauenbildungsverein  entstanden.  Dieser 
schuf  unter  der  Führung  von  Luise  Otto 
Peters  und  Auguste  Schmidt  durch  Einbe- 
rufimg der  ersten  deutschen  Frauenkonfe- 
renz im  November  1865  den  Allge- 
meinen deutschen  Frauenverein, 
welcher  aller  Orten  die  Entstehung  weiterer 
Lokalvereine  veranlasst  hat. 

Während  der  Lette- Verein,  ebenso  wie 
der  seit  1869  ihm  angeschlossene  Verband 
der  deutschen  Prauenbüdungs-  imd  Erwerbs- 
vereine und  der  seit  1873  bestehende 
Schwäbische  Frauenverein,  sich  grundsätz- 
lich darauf  beschränkte,  die  Erwerbsfähig- 
keit der  Töchter  der  höheren  und  mittleren 
Stände  zu  fördern,  ziehen  die  Organe  des 
aUgemeinen  Frauenvereins  ihrer  Wirksam- 
keit weitere  (Frenzen,  indem  sie  die 
Hebung  des  gesamten  weiblichen  Bildungs- 
wesens sowie  die  Verbesserung  der  Lage 
der  Arbeiterinnen  unter  ihre  Ziele  aufge- 
nommen haben.  Viele  dieser  Vereine  unter- 
halten ebenfalls  hauswirtschaitliche,  gewerb- 
liche und  Handelskurse  oder  -schulen  und 
vermitteln  ihren  ausgebildeten  Schülerinnen 
Anstellung,  während  sie  für  die  Hebung 
der  Allgemeinbildung  durch  wissenschaft- 
liche Vorträge  sorgen.  Zur  Zeit  besitzt  der 
Letteverein,  bei  dem  im  Jahr  1897/98  allein 
927  Schülerinnen  neu  eintraten,  eine  Ge- 
werbeschule, mit  Restaurant  und  Äochschule, 
(333  Schülerinnen),  Wasch-  und  Plättanstalt 
(152  Schülerinnen),  Haushaltungsschule  (157 
Schülerinnen)  und  Kunsthandarbeits-Atelier, 
ausserdem  eine  Handelsschule,  eine  photo-. 
graphische  Lehranstalt  (85  Schülerinnen) 
einen  Biureaukursus  (41  Schülerinnen)  und 
eine    Setzerinnenschule    (27    Schülerinnen). 
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Sein  Stellenvermitteliingsbureau  besetzte ' 
10S8  Stellen,  während  4197  Stellen  gesucht, ' 
3213  angeboten  wurden.  Das  Viktoriastift 
bot  einer  Anzahl  Schülerinnen,  Stellensuchen- 
den und  Passantinnen  Wohnung.  Eine  Dar- 
lehnskasse  gewährt  Unterstützungen.  Ini  April 
1809  wurde  von  jenem  Vereine  eine  Kunst- 
gewerbeschule eröffnet.  In  gleicher  Richtung ; 
wie  die  Anstalten  der  verschietlenen  Frauen-  j 
vereine  wirken  andere  selbständig  entstan- 
dene Fachschulen.  Daliin  gehören  die  seit 
den  60  er  Jahren  —  in  Württemberg  zuerst  — 
entwickelten  weiblichen  Fortbildungsschiden, 
die  von  Reutlingen  ausgehenden  Frauenar- 
beitsschulen (s.  den  Art.  Gewerblicher 
Unterricht)  sowie  die  einzelnen  bedeuten- 
deren, erfolgreich  wirkenden  Handels- 
schulen, zahlreiche  Haushaltungs-  und 
Wirtschaftsschulen  aUgemeiner  und  spe- 
cieller  Art  etc.  Besondere  Vereine  wirken 
für  theoretische  und  praktische  Ausbreitung 
der  Fröbelschen  Lehre  durch  Seminare 
und  Kindergärten. 

Den  in  Deutschland  bis  dahin  aUgemein 
befolgten  Grundsatz,  die  Einrichtung  und 
Leitung  des  höheren  weiblichen  Fortbü- 
dungs-  und  Fachschulwesens  völlig  der  Pri- 
vatthätigkeit  au  überlassen,  hat  in  jüngster 
Zeit  wenigstens  der  preussische  Staat,  wenn 
auch  zunächst  nur  in  einem  einzelnen  Falle, 
verlassen,  1897  wurde  in  der  Königlichen 
Gewerbe-  und  Haushaltungsschule 
fürMädchen  in  Posen  die  erste  staatliche 
Anstalt  mit  glücklichem  Erfolge  begründet. 
An  derselben  bestehen  15  Lehrkurse :  für  Han- 
delsfächer, Gewerbeschul-,  Industrie-  sowie 
für  Koch-  und  Hauswirtschafts-Lehrerinnen, 
alle  vier  mit  staatlich  vorgeschriebener  Ab- 
schlussprüfung, ferner  ein  Kursus  für  Aus- 
bildung von  Stützen  der  Hausfrau,  9  haus- 
wirtschaftliche Kurse  und  ein  Kursus  für 
Zeichnen  und  Malen.  Die  Anstalt  bezweckt 
nicht  nur  berufliche  Ausbildung,  sondern 
auch  Vorbereitung  für  Fühnuig  eigenen 
Haushaltes.  Mit  ihr  ist  ein  Pensionat  ver- 
bunden, in  das  in  der  Regel  nur  solche 
junge  Mädchen  aufgenommen  werden,  die 
eine  höhere  Mädchenschide  besucht  oder 
eine  gleichwertige  Vorbildung  erlangt  haben. 
Im  Gegensatz  zu  den  Privatanstalten  will 
sie  allmählich  eine  Gewöhnung  an  eine 
längere  Kuredauer  erzielen,  um  die  weib- 
liche Bildung  tiefer  und  umfassender  zu  ge- 
stalten. Die  Besuchsziffer  steigerte  sich  vom 
Winterhalbjahr  1897,98  bis  zum  Winter- 
halbjahr 1898/99  von  119  auf  210  Schule- 
rinnen.  (S.  auch  oben  sub  4:  Lage  der 
Arbeiterinnen.) 

Eine  immer  grössere  Bedeutung  und  Aus- 
breitimg scheinen  in  der  Gegenwart  die  w  e  i  b  - 
liehen  Berufs  vereine  gewinnen  zu  wollen. 

Der  seit  1895  wirkende  Leipziger 
Verein     für    Hausbeamtinnen,     der     über 


ganz  Deutschland  verbreitet  ist  und 
bereits  über  3000  Mitglieder  zählt,  hat 
ausser  einer  erfolgreichen  Stellen vermittelime: 
Kiu-se  für  Ausbildimg  in  der  Kinderpflege 
eingerichtet.  Ausserdem  bestehen  Haas- 
beamtinnenvereine in  Bonn  (1890)  und  Berlin. 
Zu  schneller  Ausbreitung  gelangte  der  l^OiJ 
in  Berlin  gegründete  kaufmännische  und 
gewerbliche  Hilf s verein  für  weibliche  An- 
gestellte, der  Ende  1894  bereits  5500  Mit- 
glieder zählte  und  in  erster  Linie  durch 
Hilfskasse  und  Stellenvermittelung  wirkt. 

Am  f  rt'üiesten  wohl  sclilossen  in  der  Frauen- 
welt die  Lehrerinnen  sich  berufsgenosseo- 
schaftlich  zusammen,  wenn  auch  zunächst  nur 
in  zahlreichen  lokalen  Verbänden.  Als  ersten 
Verein  schufen  sie  1869 den  Verein  deut- 
scher Lehrerinnen  und  Erziehe- 
rinnen in  Berlin,  der  für  die  Lehrerinnen 
eine  erhöhte  Bildung  erstrebte,  um  ihnen  damit 
zugleich  einen  grösseren  Einfluss  auf  die  Er- 
ziehung der  weiblichen  Jugend  zu  verschaffen, 
während  die  meisten  übrigen  Vereine  aus- 
schliesslich den  Kampf  gegen  die  äussere  Not 
aufnahmen,  der  die  Lehrerin  ausgesetzt  war. 
1876  rief  Helene  Adelmann  den  Verein  deut- 
scher Lehrerinnen  und  Erzieherinnen  in  Eng- 
land, der  heute  700  Mitglieder  zählt,  ins  Lebea, 
um  seine  Mitglieder  vor  gewissenlosen 
Agenten  zu  schützen.  1875  wiutie  die 
AUgemeine  deutsche  Pensionsanstalt  für 
Lel&erinnen  und  Erzieherinnen  errichtet 
w^elcher  1884  die  deutsche  Krankenkasse 
für  Lehrerinnen  und  Erzieherinnen  folgte, 
der  zur  Zeit  ca.  1500  Mitglieder  angehören. 
Die  grösste  jedoch  nicht  nur  unter  den 
Lehrerinnenvereinigungen,sondem  unterallen 
weiblichen  Berufsgenossenschaften  erstand 
im  Jahre  1890  durch  die  Initiative  von 
Marie  Loeper-HousseUe  in  dem  Allgemeinen 
deutschen  Lehrerinnenverein,  der  unter 
Zusammenfassung  aller  Lokalverbände  die 
Hebimg  des  Lehrerinnenstandes  nach  jeder 
Richtung  hin  sich  zur  Aufgabe  macht,  ins- 
besondere aber  grössere  Beteiligimg  an  der 
Volksbildung  wie  am  wissenschaftlichen 
Unterricht  in  den  oberen  Klassen  der 
Mädchenschulen  erstrebt  Gegenwärtig  zählt 
der  Verein,  der  bereits  den  grösßten  Einfluss 
auf  das  Schulwesen  ausgeübt  hat,  über 
10  000  Mitglieder,  die  nicht  nur  über  alle 
deutschen,  sondern  auch  eine  Reihe  auslän- 
discher Staaten  verteilt  sind.  Ihm  schloss 
sich  der  1894  gegründete  Vereinpreussischer 
VolksschuUehrennnen  an.  Verschiedene 
Zweigvereine  des  Allgemeinen  Lehrerinnen- 
vereins besitzen  ausser  besonderen  ünter- 
stützungs-  und  Hilfskassen  eigene  Feier- 
abendhäuser und  Lehrerinnenheime.  Von 
selbst  war  man  überall  von  der  blossen  Er- 
werbs- und  Bildungsförderung  aus  zu  Mass- 
regeln imd  Veranstaltimgen  gekommen, 
welche  die  möglichste  Sicherung  und  Ter- 


Frauenarbeit  imd  Frauenfrage 


1215 


bessening  der  Existenz  bezwecken.    Beide 
Ziele  waren  einander  zu  sehr  verwandt. 

In  anderen  Staaten,  namentlich  in  Eng- 
land, hat  das  Vereinswesen  eine  ähnliche 
lind  ähnlich  reiche  Entwickelung  aufzu- 
^weisen  wie  in  Deutschland. 

S.Fraaenstndinm  und  höhere  Frauen- 
bildniigsaji8talten;      gelehrte      Berufe. 
Unter     den     modernen    Bestrebungen     auf 
Erweitenmg      des      Frauenerw^erbs      imd 
der    Frauenbildung     nimmt     seit     langem 
der      Kampf       um       die       Gleichberech- 
tigung der  Frauen   in  Bezug    auf  die  Zu- 
lassung  zum  Studium   und   zur  Ausübung 
der   studierten   Berufe   eine   hervorragende 
Stelle  ein.    Die  Leidenschaft  und  Energie, 
mit  der  dieser  Kampf  geführt  wird,  erklärt 
sich  weniger  aus  der  pralrtischen  Bedeutimg 
der    Sache  als  aus   der  Vorstellung^   dass 
von  der  Entscheidung  dieser  Frage  die  An- 
erkennung der  geistigen  Ebenbürtigkeit  des 
weiblichen  Geschlechts  abhänge.     Die  Zu- 
lassung   des    weiblichen    Geschlechts    zum 
Studium  begründete  weiter  die  Notwendig- 
keit,     den      Mädchen       die     Erwerbung 
einer  gleichen  Vorbildung  zu  ermöglichen, 
wie  sie  den  Studierenden  männlioiien  Ge- 
schlechtes zu  teil  zu  werden  pflegt.    Eine 
offene   Frage  bleibt  es   dabei,    ob    eigene 
Frauenhochsch\ilen    den   Vorzug   verdienen 
oder  ein  gemeinsames  Studium  beider  Ge- 
schlechter an  den  bestehenden,  ursprünglich 
bloss  für  Männer  bestimmten  Universitäten 
und  Akademieen. 

Ein  entscheidendes  Urteil  über  die  weib- 
liche Studienbefähigung  kann  wohl  schwer- 
lich von  theoretischen  Erwägungen,  sondern 
lediglich  von  langem  praktischen  Erfahrungen, 
die  zur  Zeit  noch  nicht  in  ausreichendem 
Umfange  vorliegen,  erwartet  werden.  Ein 
hinreichendes  Mass  solcher  Erfahrungen  kann 
aber  ohne  Gewährung  der  Studienfreiheit 
nicht  gewonnen  werden.  Allem  Anscheine 
nach  wird  auf  die  Dauer  nur  das  medizini- 
nische  Studium  behufs  ärztlicher  Behand- 
lung von  Frauen  und  Kindern  sowie  die 
philosophischen  Studien,  soweit  sie  zur  Vor- 
bereitung auf  den  höheren  Lehrerinnenberuf 
und  zu  dessen  Verwertung  im  Mädchen- 
unterricht dienlich  und  erforderlich  sind, 
nennenswerten  Zuspruch  von  selten  des 
weiblichen  Geschlechts  zu  er^'arten  haben. 
Auf  dem  Gebiete  der  theologischen  und  ju- 
ristisch-staatswissenschaftlichen Studien  so- 
wie in  denjenigen  Zweigen  der  philosophi- 
schen Fakultät,  welche  zum  praktischen 
Lehrberuf  nicht  in  näherer  Beziehung  stehen, 
ebenso  auf  den  Gebieten  der  höheren  Technik 
werden  weibliche  Studierende  voraussichtlich 
stets  vereinzelte  Erscheinungen  bleiben,  teils 
weil  sie  der  weiblichen  Eigenart  weniger 
entsprechen,  teils  weil  man  sich  schwerlich 
allgemeiner  dazu   entschhessen  wird,   die- 


jenigen öffentlichen  und  autoritativen  Stel- 
lungen, auf  welche  jene  Studien  vorbereiten, 
weiblichen  Händen  anzuvertrauen.  Ueber- 
dies  wird  die  Ausbreitung  des  Frauen- 
studiums stets  durch  alle  diejenigen  in 
der  allgemeinen  wirtschaftlichen  und  sozi- 
alen Stellung  des  weiblichen  Geschlechts 
begründeten  Hindemisse  beschränkt  werden, 
welche,  wie  oben  erwähnt,  das  Berufsleben 
der  Frauen  ungünstig  beeinflussen. 

Gegenwärtig  sind  in  fast  allen  Staaten 
europäischer  Kultur  die  Frauen  unbedingt 
oder  doch  in  begrenztem  Umfang  und 
unter  gewissen  beschränkenden  Bedingungen 
zum  Studium  an  den  bestehenden  öffent- 
lichen Unterrichtsanstalten  zugelassen.  In 
einzelnen  Staaten,  so  in  Holland,  Spanien 
und  Portugal,  war  ihnen  das  Studium  über- 
haupt niemals  gesetzlich  verwehrt  Gleich- 
wohl wurde  hier  von  der  gesetzlichen  Befug- 
nis nur  ein  sehr  massiger  Gebrauch  gemacht. 
Unter  den  übrigen  Staaten  des  europäischen 
Kontinents  ging  mit  der  Oeffnung  der  Uni- 
versitäten die  Schweiz  voran.  Nachdem 
Zürich  im  Jahre  1867  den  Frauen  ein  regel- 
rechtes Studium  unter  den  gleichen  Be- 
dingungen wie  den  Männern  gestattet  hatte, 
sind  dem  gegebenen  Beispiele  nach  und 
nach  die  übrigen  schweizenschen  Universi- 
täten sämtlich  gefolgt  Seit  1871  sind  in 
der  Schweiz  die  Frauen  auch  zum  medizi- 
nischen Staatsexamen  zugelassen.  Trotz 
alledem  ist  die  Zahl  der  einheimischen 
Studentinnen  an  den  schweizerischen  Hoch- 
schulen verschwindend  gering  und  rekrutiert 
sich  die  weibliche  Studentenschaft  fast  aus- 
schliesslich aus  dem  Auslande.  Im  Sommer 
1897  (W.  S.  96/97)  zählte  man  in  der  Schweiz 
unter  3331  (3272)  Immatrikulierten  397 
(391)  weibüche,  von  denen  343  Ausländerinnen 
waren.  Die  Gesamtzahl  der  Hörer  (ein- 
schliesslich der  Studenten)  belief  sich  auf 
3873  (4181),  worunter  554  (728)  Frauen  sich 
befanaen.  In  der  Hauptsache  entfielen  die 
immatnkulierten  Studentinnen  auf  die  Uni- 
versitäten Zürich  143  (132),  Genf  131  (129), 
Bern  84  (84).  Hörerinnen  überhaupt  bitten 
Zürich  169  (171),  Genf  172  (218),  Bern  114 
(114).  Die  Studierenden  waren  vorzugs- 
weise, 243  (234),  bei  der  medizinischen,  zum 
kleineren  Teile,  149  (153),  bei  der  philo- 
sophischen Fakultät  immatrikuliert  Weib- 
liche Juristen,  5  (4),  sind  bis  dahin  verein- 
zelte Erscheinungen  geblieben.  Die  theologi- 
sche Fakultät  ging  völlig  leer  aus. 

In  Frankreich  schritt  die  Universität 
Paris  auf  der  neuen  Bahn  voran,  indem  hier 
1868  dem  Zulassungsgesuch  einiger  Damen 
mittelst  freier  Interpretation  der  geltenden 
Aufnahmövorschriften  entsprochen  wurde. 
Das  zunächst  begehrte  Studium  war 
das  medizinische,  das  auch  bisher  im 
Vordergrunde    geblieben    ist.     Im    Januar 
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1898  wai'en  in  Frank  i'eich  von  28  782 
Studierenden  871  weiblieh  (darunter  579 
Französinnen  und  292  Ausländerin  nen). 
Paris  allein  zählte  4<J()  Studentinnen  bei 
einer  (Tesamtfi"e<jueiiz  von  12  047  Pei-sonen. 
Der  Medizin  widmet(Mi  sieh  H99  Frauen, 
während  in  den  philosonliischen  Fakultäten 
des  Landes  240,  \m  den  niathematiseh- 
naturwissenschaftlichen  80  inskribiert  waren. 
Auf  dasFach  derPharaiazie  entfielen  r>,3Frauen. 

Weiter  folurten  andere  Staaten  mit 
der  Oeffnung  ihrer  Hochschulen:  Schwe- 
den (mit  Ausnahme  der,  theologischen 
Fakultät)  und  Finiand  1870,  Däne- 
mark 1875,  Italien  1876,  Belgien  1880 
bezw.  1883,  Norwegen,  das  die  Frauen  in 
jeder  Beziehung  den  Männern  gleichstellte, 
1884,  Island  1886,  Spanien  und  Rumänien 
1888,  Griechenland  1890.  Im  Jahre  1897 
studierten  an  den  niederländischen  Universi- 
täten 75,  an  den  italienisc^hen  82,  in  Thristia- 
nia  28,  in  Helsingfors  (neben  2064  Männern) 
215,  95'96  in  Bukarest  (neben  1680  Männern) 
118  Frauen. 

Nach  langem  und  zähem  Widerstände 
haben  während  des  letzten  Jahrzehnts  nach 
und  nach  auch  die  einzelnen  deutschen 
Staaten '  und  Oesterreich-Ungarn  sich  ent- 
schlossen, in  verschieilenem  Umfang  \md 
unter  gewissen  Bedingimgen  zu  den  Univer- 
sitäten und  einigen  anderen  Hochschulen  den 
Frauen  Zutritt  zu  gewähren.  In  Deutsch- 
land machte  Baden  den  Anfang,  indem  1891 
die  dortige  Regieining  die  Zulassung  von 
Frauen  zum  Studium  bei  der  mathematisch- 
naturwissenschaftlic^hen  Fakultät  der  Univer- 
sität Heidelberg  genehmigte.  Später  folgten 
Preussen  und  die  meisten  anderen  Staaten. 
Heute  giebt  es,  Jena  imd  Giessen  aus- 
genommen, keine  deutsche  Universität 
mehr,  welche  den  Frauen  vöUig  verschlossen 
wäre.  Indessen  steht  auch  in  Giessen  die 
Eröffnung  des  Frauenstudiums  nahe  be- 
vor. Aber  nirgends  werden  bisher  in 
Deutschland  die  Frauen  zur  regelrech- 
ten Immatrikulation  zugelassen,  auch  dann 
nicht,  wenn  sie  den  Nachweis  voller 
Gymnasialbildung  liefern.  üeberall  er- 
langen sie  nur  als  »Hörerinnen«  Zutritt. 
Aber  selbst  in  dieser  Form  ist  ihre  Berech- 
tigung keine  allgemeine,  sondern  erstreckt 
sich  lediglich  auf  einzelne  Vorlesungen  unter 
der  Voraussetzung  ausdrücklicher  Zu- 
stimmung des  Docenten.  Auch  im  tlbrigen 
sind  die  Modalitäten  verschieden.  Meistens 
ist  die  Zulassung  auf  einzelne  Fakultäten, 
insbesondere  auf  die  philosophische  be- 
schränkt. Ausserdem  ist  sie  vielfach  an  die 
Genehmigung  des  Unterrichtsministers,  des 
Kurators  oder  des  Rektoi-s  gebimden'.  Im  Win- 
tersemester 1898  99  (bezw.  W.S.  1895/96)  be- 
tnig  die  Zahl  der  weiblichen  Hospitanten  an 
den  preussischen  Universitäten  414  (116)  und 


I  zwar  in  BerUn  238  (66),  Bonn  26  (o)  Br-s- 
!lau  82  (11),   Göttingen   26  (32),  Greifswal^l 
117   (6),    HaUe   15  (i),   Kiel   17  (0),  Köniirs- 
I  berg  33  (0),  Marburg  10  (0),  Münster  0  ((n 
'  Aus    Deutschland    waren    davon    276   i'yl\ 
Hörerinnen.    Unter  20  Jaliivn  waren  22  (4k 
.  zwischen   20   und  30  Jahren   250  (40)  uinl 
über  30  Jahre  142  (39).    374  waren  ledig, 
,  36    verheiratet ,     3    verwitwet.     Die   Väter 
'  gehörten     zum    überwiegenden    Teile    den 
akademisch    gebildeten    Kreisen    oder  dem 
Kauf  man  nsstande  an.  Von  den  Studienfächern 
waren  in  erster  Linie  Philosophie  und  neuere 
Philologie  oder  Litteratur,   demnächst  Ge- 
:  scliichte    und    Kiütiu-geschichte .     Kunstg**- 
I  schichte  und  die  Natiu^vi.ssenschaften  bevor- 
.  zugt.      Lediglich    ihrer    allgemeinen    oder 
'  speciellen  Fortbildung  wegen  studierten  3».Ö, 
die  Ablegung  der  Oberlehrerinnen  -  Prüfung 
l>ezweckten  64,  Zulassung  zu  akademischen 
Fa^^hprilfungen  21,  Vorbereitung  zur  Doktor- 
Promotion  26.   Seit  Ende  1896  ist  den  Frauen 
auch  die  landwirtschaftliche  Hochschule  in 
Berlin  zugänglich.     Die  Promotion  ist  den 
Frauen  unter  den  gleichen  Bedingungen  wie 
den  Männern  überall  gestattet,  und  es  ist  vrm 
diesem  Rechte  bereits  im  Ijaufe  der  letzten 
Jahre  mehrfach  mit  gutem  Erfolge  Gebrauch 
gemacht  woi-den. 

In  Des t erreich  w^urde  1896  die  Auf- 
nahme von  Frauen  als  ordentliche  Hörerinnen 
an  den  philosophischen  Fakultäten  verfügt. 
Die  Bedingimgen  der  Aufnahme  sind  in- 
dessen Besitz  des  österreichischen  Staats- 
bürgerrechts, Vollendung  des  18.  Lebens- 
jahres und  Reifezeugnis  eines  inländi- 
schen oder  ausländischen  Staatsgymnasitmss. 
Frauen,  welche  nur  die  letztgenannte  Be- 
dingung nicht  zu  erfüllen  vermögen,  werden 
als  ausseroi-dentliche  Hörerinnen  mit  be- 
stimmten Belegungspflichten  zugelassen. 
Den  ordentlichen  wie  den  ausserordentliciien 
Hörerinnen  ist  für  später  die  Zulassung  zu 
den  Lehramtsprüfungen  für  höhere  Töchter- 
schulen, eventuell  für  Mädchenmittelschulen 
in  Aussicht  gestellt,  üeber  die  Bereditignng 
der  Frauen  zum  medizinischen  Studium  soU 
gleichzeitig  mit  der  geplanten  Reform  der 
medizinischen  Studienordnung  entschieden 
werden.  Im  April  1896  erfolgte  die  erste 
Frauenpromotion.  Seit  dem  gleichen  Zeit- 
punt'  i  werden  die  von  Frauen  im  Ausland 
erwoibenen  Doktordiplome  nostrifiziert  In 
U  n  g  a  r  n  ist  durch  kaiserliche  Entschliessung 
vom  18.  November  1895  das  Studiiun  der 
Medizin,  der  philosophischen  Fächer  imd 
der  Pharmazie  den  Frauen,  die  im  Besitz 
eines  Maturitätszeugnisses  sind,  freigegeben, 
vorbehaltlich  des  Vorschlages  der  Universität 
und  der  ministeriellen  Genehmigung. 

In  Russland  hat  die  Regierung  schon 
verhältnismässig  früh  sich  dem  mediidnischen 
Frauenstudium    geneigt    gezeigt,    teilweise 
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auch  im  Hinblick  auf  die  Bedürfnisse  der 
zahlreichen  mohammedanischen  wie  der 
ländlichen  Bevöllterung.  Die  seit  1872  in 
Petersbxu^  eingerichteten,  aus  erweiterten 
Hebammenkursen  hervorgegangenen  medizi- 
nischen Kurse  für  Frauen  wiu^en  zwar 
1882  wieder  geschlossen,  so  dass  nach  Ab- 
solvierung der  jüngsten  Abteilung  im  Jahre 
1886  die  Vorlesungen  aufhörten.  1897  je- 
doch wurde  ebendort  wiederum  eine  mit 
bedeutenden  städtischen  und  privaten  Mitteln 
errichteten,  aber  vom  Staat  ausdrücklich  ge- 
nehmigte und  von  ihm  geleitete  medizi- 
nische Frauenhochschule  eröffnet,  welche 
vorzugsweise  dem  Studium  der  Geburts- 
hilfe sowie  der  Frauen-  und  Bander- 
krankheiten gewidmet  ist  Die  Studieren- 
den, deren  Aufnahme  an  die  Voraus- 
setzung eines  Alters  zwischen  20—35 
Jahren,  des  Besitzes  der  Gymnasiahnaturität 
(ohne  uriechisch)  und  christlichen  Bekennt- 
nisses geknüpft  ist,  leben  grösstenteils  im 
Internat  und  dürfen  eine  bestimmte  Zahl 
nicht  überschreiten.  Nach  Absolvierun^  eines 
vierjährigen  Studiums  sind  sie  verpfuchtet, 
mindestens  1  Jahr  in  geeigneten  Aranken- 
anstalten  unter  Leitung  erfahrener  Aerzte 
sich  praktisch  zu  beschäftigen.  Das  ärzt- 
liche Diplom,  das  die  Frauen  durch  das  Be- 
stehen des  Austrittsexamens  erwerben,  ver- 
leiht ihnen  seit  1878,  wenn  auch  mit  einigen 
Einschränkungen,  das  Recht,  sowohl  all- 
gemein und  irei  zu  praktizieren,  wie  auch 
als  Specialistinnen  für  Frauen-  und  Kinder- 
krankheiten sich  niederzulassen  und  amt- 
li(^e  Stellungen  in  Schul-,  Erziehungs- 
und Wohlthäti^keitsanstalten,  in  Hospitälem 
sowie  bei  Institutionen  der  Sittenpolizei  zu 
bekleiden.  In  Staatsämtern  gemessen  die 
weiblichen  Aerzte  seit  1898  die  gleichen 
Rechte,  insbesondere  auch  die  gleichen 
Fensionsrechte  wie  die  Männer.  Der  An- 
drang zu  dem  weiblichen  medizinischen  In- 
stitut ist  so  bedeutend,  dass  im  Jahre  1898 
von  430  Aufnahmegesuchen  we^n  Mangel 
an  Raum  nur  190  berücksichtigt  werden 
konnten. 

In  den  zehn  Jahren  1872 — 1882  bezogen 
die  medizinischen  Frauenkiurse  959  Höre- 
rinnen, unter  796  von  ihnen,  über  die  ge- 
naue Daten  vorliegen,  gab  es  84  verheiratete 
Frauen  und  Witwen;  von  den  712  Mädchen 
heirateten  innerhalb  8  Jahren  116.  Von 
den  Eingetretenen  absolvierten  den  Kursus : 
Mftdchen  37,4^/0,  Frauen  33^3  <^/o,  solche,  die 
während  des  Studiums  heirateten,  64,0  ^/o; 
traten  aus:  25,6 »/o,  33,3%  und  19,8 <>/o. 

Im  Jahre  1878  wurden  ausserdem  in  St. 
Petersbu^  mit  behördlicher  Oenehmi^ng 
private  Hochschulkurse  für  Frauen  emge- 
riditet,  die  1889  rein  akademischen  ChaiäE- 
ter  erhielten.  Sie  werden  von  Professoren 
der  Universität  gehalten  und  zerfallen  in  eine 
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mathematisch-naturwissenschafthche  und  eine 
historisch-philologische  Abteilung,  In  erster 
Linie  dienen  sie  zwar  allgemeinen  Bildungs- 
zwecken, daneben  aber  auch  der  Ausbildung 
von  Gymnasiallehrerinnen.  Dem  von  Peters- 
burg gegebenen  Beispiele  folgten  Moskau, 
Kasan  und  Kiew,  wäliend  die  Universitäten 
nach  wie  vor  den  Frauen  verschlossen 
blieben.  Im  Schuljahr  1898/99  wurden  die 
Petersburger  Kurse  von  960  Studierenden 
im  Alter  von  19 — 32  Jahren  frecjuentiert. 
Von  diesen  gehörten  719  der  historisch- 
philologischen,  241  der  physiko-mathemati- 
schen  Abteilung  an.  858  entstammten  dem 
Adels-  und  Blutenstände,  40  waren  ver- 
heiratet. Audi  hier  ist  der  Andrang  so 
gross,  dass  560  Meldungen  wegen  Baum- 
mangels zurückgewiesen  werden  mussten. 

Mnen  besonderen  Aufechwun^  nahm 
seit  1885  das  Frauenstudium  in  Finland, 
wo  seit  1870  die  ersten  Anfänge  sich 
entwickelt  hatten.  Im  Winter  1896/97  be- 
fanden sich  in  Helsingfors  unter  2113 
Studierenden  nicht  weniger  als  211  Frauen. 

In  England  begann  das  Frauenstudium 
zuerst  in  Cambridge  1870  Fuss  zu  fassen, 
einige  Jahre  später  auch  in  Oxford.  Aus 
kleinen  Anfängen  entwickelten  sich  sehr 
schnell  in  diesen  beiden  alten  Universitäten 
durch  Privatmittel  eigene  Frauencolleges  als 
Internate,  die  sich  an  die  bestehenden  üni- 
versitätseinrichtungen  anlehnten.  Gleich 
den  männlichen  Studenten  em^ngen  die 
weiblichen  sowohl  durch  den  Besuch  der 
öffentlichen  Universitätsvorlesungen  wie 
durch  Yorlesun^n  und  Uebungen  in  den 
Colleges  Unterricht.  In  den  Frauencolleges 
sind  neben  den  Universitätsdozenten  weib- 
liche Lehrkräfte  thätig.  Cambridge  besitzt 
zwei  Colleges,  Girton  College  (seit  1869J 
und  Newnham  College  (seit  1871),  Oxford 
drei:  Lady  MarglEU*et  Hau,  Sommerville  Hall 
rbeide  seit  1879)  imd  St  Hugh's  Hall.  In 
Oxford  sind  diese  Colleges  einem  weiblichen 
Erziehungsrat  (Association  for  the  education  of 
women)  unterstellt  der  auch  über  die  aus- 
wärts wohnenden  Studentinnen  die  discipli- 
narische  Gewalt  ausübt  imd  deren  Stuaien 
leitet  Seit  1881  hat  Cambridge,  seit  1884 
teilweise  sogar  erst  seit  1886  auch  Oxford 
die  Frauen  zu  den  höheren  Schlussprüfimgen 
(Tripos-,  final  pass  Examinations)  zugelassen* 
Sowohl  durch  ihre  gesteigerten  Anforde- 
rungen wie  durch  ihren  stiengeren  fachlichen 
Charakter  sind  diese  den  Higher  Local  so* 
wie  den  Pass  Examinations,  m  denen  mehr 
der  Nachweis  einer  gewissen  AUgemein- 
bUdung  verlangt  wird,  überlegen  und  haben 
sie,  in  Cambridge  wenigstens,  das  voigängige 
Bestehen  des  akademischen  Vorexamens 
(Responsions,  little  go),  in  dem  die  klassischen 
Sprachen  einen  inte^ierenden  Bestandteil 
büden,  ziur  Voraussetzung.  Indessen  bleibt 
Auflage.   III.  77 
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den  Frauen  die  au  die  Schlussi)rüfungen 
sonst  peknüi)fte  Erteilung  dos  Bairalaui^ats 
with  llonoiu-s  versagt,  da  sie  anderenfalls 
ein  Anrecht  auf  nachfolgiMide  Verleihung  der 
Wüitle  eines  Master  of  arts  und  damit 
auch  Sitz  und  Stimme  im  Verwaltimgsrate 
der  Universität  ei-würben.  Gii'ton  College 
nimmt  ausschliesslich,  Newnham  College  vor- 
wiegend Frauen  zur  Ablegimg  der  höheren 
Sclilussi)rüfung(»n  (honours  students)  auf.  In 
Oxford  sind  die  g(\stellten  Anfonlenmgen 
minder  strenge,  wie  liier  auch  Frauen  zu 
den  Prüfungen  zugelassen  werden,  welche 
nicht  in  Oxford  selbst  studiert  haben. 

Was  Oxford  und  Cambridge  den  Frauen 
versagten  —  die  Qraduierung  — ,  gewährte 
ihnen  seit  1878  die  allerdings  nicht  lehrende, 
sondern  nur  prüfende  Londoner  Universi- 
tät. Indessen  waren  hier  mit  den  Graden 
nicht  älinliche  Rechte  verbunden  wie  an 
jenen  ältesten  Hochscluden.  Dem  Londoner 
Beispiele  folgte  siÄter  die  irische  Prüfungs- 
universität zu  Dublin.  Die  übrigen  —  leh- 
renden —  Universitäten  und  akademischen 
Colleges  lassen  zwar  sämtlich  die  Frauen 
zu  ilu-en  Vorlesungen  zu,  indessen  mangelt 
den  isolierten  Colleges  überhaupt  das  Gra- 
duierungsrecht.  Die  1894  diu*(»h  Zusammen- 
fassung mehrerer  wallisischer  Colleges  neu 
gegründete  UniversitA"  of  Wales  zu  Aberyst- 
wyth  behandelte  von  vornherein  die  Frauen 
in  jedem  Betracht  genau  wie  die  Männer, 
so  dass  Aemter  aller  Art  von  ihnen  be- 
kleidet wenlen  können.  Bald  danach  be- 
schloss  die  seit  dem  17.  Jahrhundert  be- 
stehende ältere  Universität  Durham,  auch 
an  Frauen  Grade  zu  erteilen,  ohne  ihnen 
jedoch  irgend  welche  Anteilnahme  an  der 
Verwaltung  der  Universität  einziu-äumen. 
Somit  scheint  die  1880  aus  mehreren  räum- 
lich getrennten  Colleges  gebildete  Victoria- 
universität zu  Manchester  zur  Zeit  unter  den 
jüngeren  englischen  und  iiischen  Hoch- 
schulen die  einzige  zu  sein,  welche  den 
Frauen  die  akademischen  Grade  vorenthält 

London  l)esitzt  zwei  Frauencolleges, 
Westfiold  College  und  Bedford  College.  Hier- 
zu kommt  das  reichdotierte  Royal  Holloway 
College  in  Egliam, 

Wie  die  übrigen  höheren  Examina  stehen 
den  Frauen  auch  die  medizinischen  offen, 
doch  haben  sie  nicht  überall  zu  den  meili- 
zinischen  Studienanstalten  Zutritt.  Ilire  Vor- 
bereitung auf  den  ärztlichen  Beruf  empfangen 
sie  —  von  den  natur^-issenschaftlichen  Vor- 
studien abgesehen  —  vorzugsweise  auf  der 
1874  eröffneten  Londoner  School  of  Medicine 
forWomen,  der  einzigen  medizinischen  Frauen- 
hochschule, die  in  England  existiert. 

Im  Jahre  1892  erhielten  die  schottischen 
Universitäten  die  Ermächtigung  zur  Auf- 
nahme von  Frauen  und  wunle  inf(jlgedessen 
die  sclion  1883  in  Glasgow  erricht(*to  Frauen- 


I  hochschule  Que<^n  Margai^t  College,  welche 
'  damals  ca.  300  S(thülerinnen  zahlte,  mit  d»'r 
dortigen  Universität  vereinigt.  Dabei  sina 
die  Frauen  offiziell  zu  den  Graden  der  meilizi- 
nischen  und  der  phüosopliischen  Fakultät  zu- 
gi^laSvSen  worden.  Auch  die  Universität 
Edinburg  verleiht  medizinische  Grade  au 
Studentinnen,  während  für  das  medizinisch«? 
Studium  daselbst  eine  eigene  Frauenkoch- 
schule  ähnlich  wie  in  London  besteht 

Ausser  im  engeren  Vaterlande  enttalt-i^n 
die  englischen  Aerztinnen  eine  segensreiche 
Thätigkeit  unter  der  mohammedanischen  Be- 
völkerung Indiens,  wo  ein  Teil  von  ihnen 
mit  eingeborenen  Kolleginnen,  deren  Zalii 
sich  auf  mehrere  Hunderte  beläuft,  in  der 
Krankenbehandlung  zusammenwirken.  Die^^e 
eingel)orenen  Kräfte  empfangen  ihre  Aus- 
bildung in  der  Hauptsache  auf  den  seit 
1878  geöffneten  medizinischen  Hochschulen 
Indiens  selbst,  zum  kleineren  Teil  aaf  eng- 
lischen Universitäten.  Im  Jahre  1893  be- 
lief sich  die  Zahl  der  durch  weibliche  Aerzte 
behandelten  Kranken  in  Indien  bereits  auf 
12500  im  Hospital  und  600000  ausserhalb. 
In  57  Frauenkliniken  und  Frauenhospitälem 
wirkten  nicht  weniger  als  334  weiblicheAerzte. 

Mit  der  hervorragenden  Stellung,  welche 
die  amerikanischen  Frauen  in  ihrem  Lande 
einnehmen,  steht  die  Erscheinung  in  engstem 
Zusammenhange,  dass  dort,  in  den  Ver- 
einigten Staaten,  das  weibliche  Ge- 
schlecht dem  männlichen  im  allgemeinen  an 
Bildung  überlegen  ist.  Demgemäss  erfreut  sich 
das  Frauenstudium  dort  einer  besonders  weiten 
Verbreitung  und  Ausbildung.  Mit  wenigen 
Ausnahmen,  wie  Harvard,  Yale,  John  Ho[>- 
kins,  Columbia  üniversity  etc.,  gewähren 
sämtliche  Universitäten  dem  weiblichen  Ge- 
schlechte in  jeder  Hinsicht  rolle  Gleich- 
berechtigimg, seitdem  Ann  Arbor  1837  hierin 
vorangegangen  war.  Aber  ehe  dies  all- 
gemeiner geschah,  vollzog  sich  die  Gründung 
isolierter  Anstalten,  unter  denen  Vassar 
College  inPouglikeepsie,  N.-Y.(1865),  WeUes- 
ley  College,  Mass.  (1875),  Smith  CoDege  zii 
Northampton,  Mass.  (1875),  Radcüffe  bei 
Cambridge,  Mass.  (1879)  imd  Bryn  Mawr 
bei  Philadelphia  (1885)  z.  Z.  die  hervor- 
ragendsten smd.  An  den  einzelnen  hier  nam* 
haft  gemachten  Anstalten,  die  meist  Internate 
sind,  bewegt  sich  die  Zahl  der  Studierenden 
zwischen  3U0  und  1000.  Im  ganzen  giebt  es 
ziu*  Zeit  14  FrauencoUeges.  Wie  fast  das  ganze 
Universitätswesen  der  Union  so  verdanken 
auch  diese  Hochschulen  ihre  Entstehung  imd 
Erlialtung    grossartigen    Privatschenkungen. 

Bryn  Mawr,  das  1896/97  nahezu  300  Schü- 
lerinnen nebst  33  Lehrern  zählte,  gewährt 
—  gleich  der  John  Hopkins-Universität  — 
höheren  Fachunterricht,  der  meistens  den 
Besitz  eines  akademischen  Grades  voraussetzt. 
Die  übrigen  Anstalten  gewähren  weniger  fa<4i- 
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liehe  als  allgemeine  Bildung  und  verleihen 
Uaher  nur  Grade  in  Philosophie,  Naturwissen- 
schaft, und  litteratiu".  Ein  abschliessendes 
Studium  erfordert  hier  4  Jahi-e,  doch  verlassen 
viele  Almnnen  die  Anstalten  bereits  nach  1 
bis  2  Jahren,  ohne  einen  Grad  zu  erwerben. 
Eine  besondere  Stellung  nimmt  Radcliffe 
College  in  Cambridge  ein.  Hier  empfangen 
die  Frauen  in  der  Hauptsache  privaten 
Unterricht  durch  Dozenten  der  Harvard 
Tlniversity,  doch  werden  sie,  trotz  ihres  Aus- 
schlusses voni  Besuch  der  Universität,  von 
dieser  auf  Grund  der  entsprechenden  Leis- 
tungen unter  die  Graduierten  aufgenommen. 
Endlich  giebt  es  unter  den  Specialfach- 
schulen, die  übrigens  sämtlich  weibliche 
Hörer  aufnehmen,  solche,  die  ausschliesslich 
für  Frauen  errichtet  sind,  wobei  es  sich  aber 
fast  nur  um  das  medizinische  Studium 
handelt  1896/97  zählte  man  auf  aUen  Uni- 
versitäten und  Hochschulanstalten  zusammen, 
einschliesslich  der  Fachschulen  für  Theologie, 
Rechtswissenschaft  und  Medizin,  neben 
105754  männlichen  34379  weibliche  Stu- 
denten. Von  den  letzteren  besuchten  14842 
isolierte  Frauencolleges  (ausschliesslich  Hoch- 
schulen), doch  sind  hierbei  eine  Anzahl 
Mädchen  mitgerechnet,  die  Yorbereitungs- 
imtemcht  genossen.  16536  studierten  mit 
den  Männern  gemeinsam  an  Universitäten 
und  Colleges,  1094  waren  an  technischen 
Unterrichtsanstalten,  1907  bei  theologischen, 
juristischen  und  medizinischen  Hochschulen 
eingeschrieben.  Von  11405  bachelor-Graden 
wurden  3406  durch  Frauen  erworben.  Als 
Graduierte  widmeten  sich  der  Fortsetzung 
ihrer  Studien  an  sämtlichen  Hochschulan- 
stalten zusammen  1413  Frauen  neben  4919 
Männern.  Von  diesen  entfielen  483  bezw. 
4097  auf  die  Universitäten  und  Colleges. 

Da  die  amerikanischen  Universitäten  und 
Colleges,  unter  sich  sehr  verschiedenartig 
nach  Anforderungen  und  Leistungen,  weit 
mehr  noch  als  die  englischen  schulmässigen 
Charakter  und  bis  auf  ganz  wenige  Aus- 
nahmen eine  Mittelstellung  zwischen  unseren 
Universitäten  und  Gymnasien  einnehmen,  ja 
in  ihrer  grossen  Mehrzahl  den  letzteren 
näher  stehen  als  den  ersteren,  so  lassen  sie 
sich  nicht  schlechthin  als  wissenschaftliche 
Anstalten  mit  .den  westeuropäischen  Hoch- 
schiden  in  Vergleich  stellen.  Die  ganz 
überwiegende  Mehrzahl  der  Frauen  sucht 
in  ihnen  eine  höhere  Allgemeinbildung,  nur 
eine  beschränkte  Anzahl  eine  wissenschaft- 
liche Berufsbildung.  Demgemäss  nimmt  in 
dem  Masse, .  wie  die  Klassenstufen  höhere 
werden,  der  Bruchteil,  den  das  weibliche 
Gesddecht  imter  der  SchtUerzahl  darstellt, 
ab.  (Vgl. d. Art.  Universitäten  im  Supple- 
mentbd.  H  zur  L  Aufl.  S.  931  ff.)  Aehnlich  wie 
in  Nordamerika  gestalten  sich  die  weiblichen 
StudienverhÄltDisse  in  den  übrigen  Kölonial- 


ländern.  So  bilden  auch  an  den  australischen 
Universitäten  unter  denjenigen,  welche  sich 
zu  den  Immatrikulationsprüfungen  melden, 
die  Frauen  ungefähr  ein  Drittel. 

In  letzter  Zeit  sind  an  ausländischen  Hoch- 
schulen, so  in  Schweden,  in  der  Schweiz 
etc.,  vereinzelt  bereits  Frauen  mit  Erfolg  als 
akademische  Dozenten  aufgetreten. 

Die  Verbreitung  des  nicht  behufe  Erwer- 
bung einer  höheren  AJlgemeinbüdung,  son- 
dern zum  Zweck  der  Berufsvorbereitung 
betriebenen  Studiums  ist  selbstverständlich 
wesentlich  von  dem  Umfange  bedingt,  in 
welchem  die  sogenannten  gelehrten  Be- 
rufe den  Frauen  zugänglich  sind.  Soweit  diese 
Berufe  in  staatUchen  oder  kirchlichen  Amts- 
steUun^n  ausgeübt  werden,  wird  den  Frauen 
—  gleiche  persönliche  Fähigkeit  und  Nei- 
gung wie  bei  den  Männern  vorausgesetzt  — 
ausser  den  Beschränkungen,  welche  aus  den 
natürlichen  Aufgaben  ihres  Geschlechts  für 
ihre  Verwendbarkeit  sich  ergeben,  stets  das 
Bedenken  hinderlich  sein,  ihnen  amtliche 
Autoritätsgewalt  über  erwachsene  Männer 
einzuräumen.  Es  haben  sich  daher  auch 
den  Frauen  bisher  vorzugsweise  solche  Be« 
rufszweige  ei-schlossen,  welche  auf  den  Er- 
werb gestellt  sind  oder  nur  Autoritätsgewsdt 
innerhalb  des  ^genen  Geschlechts  verleihen, 
und  auch  diese  nur  teilweise.  In  der  Regel 
gehen  Länder  jüngerer  Kultur  in  ihren  Kon- 
zessionen an  das  weibliche  Geschlecht  weiter 
als  diejenigen  alter  Kultur.  Was  für  die 
gelehrten  Benifsarten  ^t,  findet  zum  Teil 
auch  auf  andere  höhere  Berufszweige  An- 
wendimg, die  ein  eigentliches  »Studium« 
nicht  voraussetzen. 

Nächst  den  Lehrstellungen  an  höheren  Mäd- 
chenschulen ist  es  der  ärztliche,  eventuell 
auch  der  zahnärztliche  Beruf,  welcher  in 
grösserem  Umfang  dem  weibhchenGeschlechte 
zugänglich  geworden  ist  Die  Vereinigten 
Staaten,  Grossbritannien  —  seit  1876  —  und 
Indien,  Frankreich,  Russland  und  Finland, 
die  skandinavischen  Länder,  die  Schweiz  wie 
auch  die  meisten  übrigen  ausserdeutschen 
Staaten  lassen  die  Ausübung  der  freien  ärzt- 
lichen Praxis  durch  Frauen  unlieschränkt  zu. 
Namentlich  in  den  Vereinigten  Staaten  ist  die 
Zahl  der  praktizierenden  Aerztinnen  und  be- 
sonders der  Zahnärztinnen  eine  bedeutende. 
In  amtlichen  Stellungen  findet  man  sie 
meist  nur  in  Hospitälern  für  Frauen-  und 
Kinderkrankheiten.  In  Deutschland  be- 
hauptete sich  bis  vor  kurzem  ein  wider- 
spruchsvoller Zustand.  Nach  der  deutschen 
Gewerbeordnung  kann  den  Frauen  weder 
die  Ausübung  der  Heilkunde  verwehrt  noch 
auch  bei  ErfüUimg  der  vorgeschriebenen 
Bedingungen  die  Approbation  verweigert 
werden.  Zugleich  aber  wurde  ihnen  bisher, 
da  die  Approbationserteilung  an  die  Be- 
dingung   des   Studiums   an    einheiniischea 
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Hochschulen  g«*knüpft  ist,  die  Erfülhing 
dif^ser  Bedinjj^ung  dadurch  unmöglich  ge- 
macht, dass  man  ihnen  die  Berechtigung 
zum  regelrechten  Studium  an  einheimischen 
Universitäten  vei-siigte.  Die  wenigen  an  aus- 
ländischen IJnivei-sitäten  vorgi»bildeten  weib- 
lichen Aei-zte,  welche  dennoch  innerhalb 
Deutschlands  praktizierten,  thaten  dies  in- 
folge der  thatsäc^hlichen  Aj^prolwitionsver- 
weigerung  le<liglich  nach  dem  Rechte  der 
Kiu-pfuscher.  Danach  war  ihnen  verwehrt, 
sich  als  Aerzte  zu  bezeichnen,  amtliche 
Funktionen  zu  übernehmen  oder  rechtsgültige 
Zeugnisse  und  Atteste  auszustellen.  Diesem 
unleidlichen  Zustande  hat  jüngst  der  Bun- 
desrat durch  einen  Beschluss  vom  2<).  April 
1899  ein  Ende  gemat^ht,  wonach  den  Frauen, 
welche  sich  zu  den  Prüfungen  für  Aerzte, 
Zahnärzte  und  Apotheker  melden,  die  Zeit, 
in  welcher  sie  nur  als  Hospitantinnen  stu- 
diert haben,  als  vorgeschriel)ene8  Universi- 
tätsstudium angerechnet  wenien  soll.  Nun- 
mehr liegt  nur  noch  in  der  von  den  meisten 
medizinis(»hen  Fakultäten  und  Dozenten  auf- 
recht erhaltenen  Weigenmg,  Frauen,  selbst 
akademisch  vorgebildete,  zu  ihi*en  Vor- 
lesungen, Uebimgen  und  Kliniken  zuzulassen, 
das  Hindernis  für  die  allgemeinere  Ver- 
breitung des  medizinischen  Frauenstudiums. 
In  Oest erreich  ist  das  medizinische  Stu- 
dium einstweilen  noch  ausschliesslich  den 
Männern  vorbehalten,  obwohl  andererseits 
die  Landesregienmg  von  Bosnien  und  der 
Herzegowina  im  Hinblick  auf  die  ärztlichen 
Bedürfnisse  der  zahlreichen  Mohammedane- 
rinnen in  diesen  Gebieten  seit  einer  Reihe 
von  Jahren  schon  Aerztinnen  anwirbt  und 
anstellt  Indessen  steht  die  allgemeine  Zu- 
lassung weiblicher  Aerzte  und  des  medizi- 
nischen Frauenstudiums  in  naher  Aussicht 
Das  Apothekergewerbe,  für  das  den 
Frauen  vielfach  eine  besondere  Befähigung 
zuerkannt  wird,  wird  im  Auslande  immer 
häufiger  von  Frauen  betrieben.  In  Holland 
befinden  sie  sich  zahlreich  in  den  ihnen 
allein  dort  zugänglichen  Gehilfenstellungen. 
Neben  414  männlichen  Gehilfen  zählte  man 
im  Jahre  1897  313  weibliche.  In  Belgien 
steht  bereits  eine  namhafte  Zahl  von  Apo- 
theken, darunter  einzelne  von  bedeutenderem 
Umfange,  unter  weiblicher  Leitung.  In 
Schweaen  wurde  den  Frauen  durch  ein 
besonderes  Gesetz  die  Ausübung  des  phar- 
maceutischen  Berufs  1891  gestattet  In 
England  belief  sich  im  Jahre  1891  die  Klasse 
der  weiblichen  chemists  —  die  chemists 
stehen  ungefähr  zwischen  unseren  Apo- 
thekern und  Droguisten  und  sind  Prüfungen 
verschiedenen  Grades  imterworfen  —  auf 
1340.  Als  Apothekerinnen  waren  ün  amt- 
lichen Register  in  Grossbritannien  138 
Frauen  eingetragen,  von  denen  indessen  nur 
58  als  Besitzerinnen  oder  £ds  Verwalterinnen, 


Gehilfinnen  etc.  in  Funktion  waren.  Zahl- 
reich sind  die  weiblichen  Apotheker  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Ihr 
Verein  zählt  über  o(X)  aktive  Mitglieder.  In 
Deutschland  felilen  Apothekerinnen  zur  Z^it 
noch  fast  gänzlich,  doch  hat  das  Berlintr 
Krankenhaus  Bethanien  vor  einigen  Jahn?n 
einige  Schwestern  ausbilden  lassen,  die  mkh 
abgelegtem  Examen  das  Recht  erhielt»?n, 
selbständig  in  der  Apotheke  des  Kranken- 
hauses thätig  zu  sein.  Durch  den  oben  ge^ 
nannten  Bundesratsbeschluss  indessen  ist 
den  Frauen  die  pharmaeeutische  Laufbahn 
allgemein  erschlossen  worden.  Sie  bietet 
ihnen  eine  um  so  grössere  Aussicht,  als  dia> 
Fachstudium  die  Matuhtät  nicht  zur  Vor- 
aussetzung hat. 

Ziu*  Ausübung  der  Advokatur  haben 
bisher  nur  einzelne  Staaten  die  Frauen  zuge- 
lassen. Auch  hier  steht  die  nordamerika- 
nische  Union  durchaus  in  erster  Linie.  Seit 
dem  Jahre  1869,  in  welchem  zum  ersten 
Male,  und  zwar  vor  dem  obersten  Gerichte 
des  Staates  Jowa,  einer  Frau,  Miss  Arabella 
A.  Mansfield,  zu  plädieren  gestattet  wurde, 
haben  nach  und  nach,  den  üolumbiadistrikt 
ungerechnet,  32  Staaten  bezw.  Territorien, 
zum  grösseren  Teil  (21)  durch  freie  Aus- 
legimg der  geltenden  Bestimmongeo,  zum 
kleiJieren  Teile  (11)  mittelst  besonderer  Ge- 
setze, den  Frauen  die  Advokatur  freigegeben. 
Die  übrigen  15  Staaten  und  Territorien 
haben  bisher  nur  deshalb  nicht  Stellung 
zu  der  Frage  genommen,  da  mangels  weib- 
licher Bewerber  die  Veranlassung  dazu  fehlte. 
Kraft  ünionsgesetzes  vom  15.  Februar  1879 
erwirbt  sogar  jede  Frau,  wenn  sie  drei  Jahi« 
lang  am  höchsten  Gericht  ihres  Heimat&- 
staates  plädiert  hat  und  im  übrigen  ihre 
persönlichen  Qualifikationen  befriedigen, 
das  Recht,  beim  obersten  Bundesgerichtshof 
zu  praktizieren.  Dieses  Recht  ist  für  die 
Stellung  des  weiblichen  Gesdilechtes  voq 
besonders  hoher  Bedeutung,  weil  das  Bud- 
desobergericht  nicht  nur  die  höchste  Instanz 
der  ganzen  Civilgerichtsbarkeit  bUdet,  sondern 
auch  mit  den  wichtigsten  veifassungsiecht- 
liehen  Entscheidimgen  betraut  ist.  Lm  Jahre 
1880  gab  es  ausser  64062  männlichen  Ad- 
vokaten 75  weibliche,  1890  war  diese  Ziffer 
auf  89422  und  208  gesti^n.  Dazu  kommt 
noch  eine  Anzahl  weiblicher  Notare.  Im 
Jahre  1897  zählte  man  sogar  schon  275  weib- 
liche Rechtsanwälte.  Elf  von  diesen  waren 
beim  Bundesgerichtshof  zugdassen.  Ton 
den  72  Juristenschulen,  welche  im  Jahre  1896 
in  der  Union  bestanden,  hatten  nur  24  unter 
ihren  Studenten  Frauen  aufzuweisen.  Auf 
diese  24  Anstalten  verteilten  sich  65  weib- 
liche Hörer.  Die  Zahl  der  männlichea 
Hörer  belief  sich  dem  gegenüber  im  ge- 
samten Unionsgebiet  auf  ^50.  Von  den 
praktizierenden    weiblichen   Advokiiten    ist 
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nur  eine  geringe  Anzahl  vollbeschäftigt.  Die 
Praxis  der  grossen  Mehrzahl  ist  unbedeutend. 
1893  wurde  eine  National  League  of  Women 
lawyers  gegründet. 

Von  den  eiux)paischen  Staaten  haben  bis- 
her nur  Schweden  (G.  v.  1879),  Finland 
lind  Rumänien,  von  aus8ereim)päischen  LÄn- 
dern  neben  der  nordamerLkanischen  Union 
Indien,  Canada  (G.  v.  1892)  und  Neuseeland 
(G.  V.  1896),  Mexico,  Chile  und  Hawaii  die 
weibliche  Advokatur  zugestanden.  In  der 
Schweiz,  wo  die  einheitliche  Regelung 
mangelt,  sind  nur  die  Kantone  Neuchätel 
und  Appenzell  (a.  R.),  im  Jahre  1897  auf 
Grund  einer  Volksabstimmung  auch  Zürich 
dem  Beispiele  gefolgt. 

9.  Madchengynmasien  und  höheres 
Mädchenschiilweseii.  Die  Einbürgerung 
des  Frauenstudimns  übt  notwendigerweise 
auf  die  Gestaltung  des  höheren  Mädchen- 
unterrichts ihre  Rückwirkung  aus.  Denn  nur 
beim  Vorhandensein  allgemeiner  Veranstal- 
tungen, welche  es  dem  weiblichen  Ge- 
schlechte ermöglichen,  sich  für  die  höheren 
Studien  die  erforderliche  Vorbildung  anzueig- 
nen, vermag  das  Frauenstudium  sich  zu  einiger 
Bedeutung  und  Ausbreitung  emporzuringen. 
In  manchen  Staaten  ist  die  selbständige  Ent- 
wickelung  der  höheren  Mädchenschulen  von 
vornherein  eine  solche  gewesen,  dass  an  sie 
sich  gleichsam  von  selbst  imd  nachträglich 
der  üniversitätsbesuch  anschloss.  In  den  meis- 
ten Staaten  jedoch  hat  erst  die  Zulassung  zu 
den  Hochschulen  und  Akademieen  oder  der 
Wunsch,  diese  Zulassung  für  die  Frauen  zu 
erringen,  dazu  geführt,  die  für  das  weib- 
liche Geschlecht  bestehenden  Mittelschul- 
anstaJten  mit  oder  ohne  Hilfe  des  Staates 
soweit  zu  heben  oder  zu  ergänzen,  als  nötig 
war,  um  den  Mädchen  eine  derjenigen  der 
Knaben  gleichwertige  Vorbildung  zu  ver- 
schaffen. 

Das  höhere  Mädchenschulwesen  darf 
jedoch  nicht  lediglich  nach  seiner  Bedeu- 
tung für  die  akademische  Vorbildung  be- 
wertet noch  auch  mit  Rücksicht  auf  die 
Möglichkeit  nachfolgender  Studien  gestaltet 
werden.  Da  solche  Studien  auch  im  güns- 
tigsten Falle  immer  nur  von  einer  beschränkten 
Anzahl  ergriffen  werden  können,  muss  das 
Bildungsbedürfnis  der  NichtStudierenden  bei 
allen  Organisationsfragen  im  Vordergrunde 
stehen.  Dieses  Bildungsbediirfnis  hat  sich 
in  Art  und  Richtung  bei  den  Frauen  der 
mittieren  und  höheren  Klassen  wesentiich 
verändert.  Demgemäss  muss  die  Mädchen- 
bildung den  jetzigen  höheren  Auffassungen 
von  der  Mission  der  Frau,  mithin  sowohl 
dem  allgemeinen  Bildungsideal  der  Gegen- 
wart wie  auch  dem  modernen  Berufsleben 
der  Frauen  imd  den  an  diese  herantretenden 
sozialen  Aufgaben  möglichst  Rechnung  zu 
tragen   suchen.     In  manchen  Staaten   sind 


die  erfoi-derüchen  diu'chgreifenden  Reformen 
unter  Berücksichtigimg  der  besonderen  natio- 
nalen Verhältnisse  bereits  ausgeführt  wor* 
den,  in  anderen  sind  sie  in  der  Ausführung 
begriffen  oder  doch  wenigstens  angebahnt. 
Leider  zählt  Deutschland  zu  denjenigen 
Ländern,  welche  sich  der  Notwendigkeit  einer 
planmässigen  Reform  am  längsten  entzogen 
haben. 

Verhältnismässig  am  höchsten  ent- 
wickelt ist  das  Mädchenschulwesen  — 
wenigstens  zum  Teil  —  in  den  Vereinigten 
Staaten.  Es  beruht  dies  auf  der  bevor- 
zugten gesellschaftlichen  Stellung,  die  hier 
die  Frauen  zu  Trägerinnen  der  höheren 
geistigen  Interessen  macht.  Während  der 
S^nn  möglichst  frühzeitig  die  Schule  zu 
verlassen  pflegt,  um  sich  ganz  dem  Erwerbs- 
leben zu  widmen,  setzen  die  Mädchen  der 
sogenannten  besseren  Stände  ihre  geistige 
Schulbildung  meist  bis  zum  19.  Jahre  und 
länger  fort.  Abgesehen  von  den  östlichen 
Staaten,  in  welchen  die  private  Mädchen- 
schule eine  grössere  Rolle  spielt,  werden  in 
der  Regel  auch  in  den  High  schools,  die 
ihre  Zöglinge  erst  nach  Vollendung  des  14 
oder  15.  Jahres  aufnehmen,  ebenso  wie  all- 
gemein in  den  Elementarschulen  (Kinder 
vom  6. — 9.  Jahr)  und  in  den  grammar  schools 
(bis  zum  14.  oder  15.  Jahr)  beide  Ge- 
schlechter gemeinsam  unterrichtet.  Wenn 
auch  im  übrigen  die  Lehrpläne  in  den  ein- 
zelnen Staaten  sehr  verschieden  sind,  zer- 
fallen doch  meistens  die  High  schools  in 
zwei  Abteilungen,  dieLateinlime  und  die  Eng- 
lische Linie,  jede  mit  vierjährigem  Kurs.  Wäh- 
rend die  Englische  Linie,  für  welche  die 
meisten  Mädchen  sich  entscheiden,  der  Allge- 
meinbildung dient,  bereitet  die  Lateinlinie,  die 
gewöhnlich  Latein,  Griechisch  und  Mathe- 
matik mit  umfasst,  für  das  College  vor.  In 
der  Wahl  der  Unterrichtsgegenstände  ge- 
messen die  Zöghnge  grosse  Freiheit.  Unter 
den  Schülern  überwiegt  das  weibliche  Ge- 
schlecht dergestalt,  dass  z.  B.  im  Jahre  1890 
14 190  Mädchen,  aber  nur  7692  Knaben  in 
ihnen  den  vollen  Lehrgang  durchmachten. 
Im  ganzen  waren  im  Juni  1896  97  von 
584904  secondar>'  students  überhaupt 
317  615  (=  54,8%),  insbesondere  von 
409433  Schülern  der  public  high  schools 
235988  (=  57,6%),  von  107  633  Schülern 
der  private  High  schools  54415  (=:  50,5%), 
weiblich.  Die  privaten  Mädchenschulen  leisten 
in  der  Regel  mehr  als  die  High  schools.  Die 
Privatpensionate  bieten  fast  eine  Erziehung 
wie  die  Colleges.  Dabei  darf  nicht  vergessen 
werden,  dass  die  Colleges  und  Universitäten 
der  Masse  ihrer  Schüler  nicht  sowohl  eine 
akademische  Fach-  als  eine  höhere  Allge-' 
meinbildung  bieten.  Reinen  Sekimdär-(Mittel- 
schul-)Unterricht  genossen  ausserdem  an  den 
Universitäten  und  Colleges  46990  Zöglinge, 
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darunter  14646  (=  31,17^0)  Mädchen.  Yon 
den  Besucherinnen  der  FraTiencolleji^es  ge- 
hörten der  angeschlossenen  Sekundärstufe 
7040  Mädelien  an. 

In  England  nahm  seit  den  60  er 
Jahren  das  bis  dahin  sehr  darniederlie- 
gende höhere  ^lädch(»nschidwesen  einen 
ausseronlentlichen  Aufschwung.  Indessen 
ist  in  keiner  Weise  der  Stivit  hieran  >)e- 
teiligt,  vielmehr  ist  das  EiTungene  lediglich 
der  freien  Initiative  der  englischen  Frauen 
Begibst  zu  venlanken.  Diese  kam  vor  allem 
in  der  1871  gebildeten  National  Union  for  the 
imi)rovement  of  Womens  Education  und 
der  ein  Jahr  später  entstandenen  Girls  Pu- 
blic Day  School  Company  (Aktiengesell- 
schaft) sowie  auch  in  der  auf  streng  staats- 
kirchlichem Boden  stehenden  Cliurch  schools 
Company  zum  Ausdnick.  Alle  diese  Vereine 
verf()lgen  den  Zweck,  vScIiulen  zu  gi-ünden 
und  zu  unterlialten,  in  welchen  den  Mädchen 
dieselbe  gesimde  und  gründliche  Bildung 
zu  teil  werden  soll  wie  den  Knaben  in 
den  besten  Gymnasien«.  In  diesen  Schulen 
habpn,  abgesehen  von  den  nationalen 
Fächern,  die  Schülerinnen,  die  vor  d(^m  18. 
oder  19.  Lel)ensjahi'e  die  Schule  nicht  zu 
verlassen  pflegen,  unter  den  Untemchts- 
zw^eigen  freie  Walil,  und  da  zu  den  Lehr- 
fächern auch  das  Lateinische,  bisweilen  auch 
das  Griechische  gehört,  ist  es  ihnen  er- 
möglicht, sich  für  d.is  Universitätsvorexamen 
vorzubereiten .  Wälu^end  man  1864  nicht 
mehr  als  12  Stift ungsschulen  filr  Mädchen 
zählte,  gab  es  1894  einige  80  Mädchen- 
schulen, die  sich  alle  beeifem,  den  Anforde- 
nmgen  des  Gesetzes  für  die  Stiftungsschulen 
vom  Jahre  1869  zu  entsprechen,  um  die 
vorgesehenen  Unterstützungen  zu  erhalten. 
Die  weiblichen  Lehrkräfte  —  Männer  imter- 
richten  nur  ausnahmsweise  —  und  die  Lehr- 
methoden sind  \4elfach  den  männlichen  Lehr- 
kräften und  den  Unterrichtsmethoden  in  den 
höheren  Knabenschulen  überlegen.  Die  Uni- 
versität Cambridge  richtete  pädagogische 
Kurse  für  Ijehrerinnen  ein  und  scluif  ein 
Lehrerinnenexamen.  Die  Teachei-s  Training 
and  Registration  Society  sorgt  für  die  Heran- 
bildung tüchtiger  Lereriiuien  für  mittlere 
und  höhere  Mädchens(;hiden.  Die  fach- 
-wissenscliaftlichen  Lehrerinnen  der  oberen 
Klassen  haben  meist  akademische  Vorbil- 
dung. Von  den  akademisch  gebildeten 
Lehrerinnen  wurde  1884  die  Cnivei*sity 
Association  of  Women  Teachers  gegründet. 
Die  Leitung  der  Mädchenschulen  liegt  aus- 
schliesslich in  weiblichen  Händen. 

Frankreich  hat  mittelst  eines  Gesetzes 
vom  Jahre  1880,  dessen  Urheber  der  De- 
putierte CamiHe  See  ist,  ein  umfassendes, 
planmässig  organisiertes  und  auf  hoher  Stufe 
stehendes  Mädchenschulwesen  geschaffen. 
Die   mit  staatlicher  Subvention   ins  Leben 


genifenen  neuen  Schulen,  welche  religionü- 
los  sind,  heissen  —  analog  den  Knabengyni- 
nasien,  den  lycees  —  lyc<vs  de  filles,  «lie 
ivirallelen  städtischen  Anstalten  Colleges  de 
filles,  doch  ist  ihr  Lelirplan  ein  anderer, 
modernerer  und  sind  sie,  im  Gegensatz  zu 
!  jenen,  gnmdsätzlich  Externate,  die  nur  teil- 
I  weise  mit  Internaten  verbunden  sind.  Mein* 
!  noch  als  Ijei  den  höheren  Mädchenschulen 
,  Deutschlands  sind  die  nationalen  Fächer  in 
I  den  Mitt<*lpunkt  gestellt^  während  die  fremden 
■  Si)rachen  etwas  zurückti-eten.  Zu  den  takiü- 
!  tativen  Fächern  der  beiden  oliersten  Klas.seii 
zählt  u.  a.  der  lateinische  Elementarmiter- 
richt.  Ausserdem  umfasst  der  Lehrplan  ein- 
zelne für  den  s])äteren  Frauenberuf  nütz- 
liche Fächer,  z.  B.  Gesundlieitslehre,  HaiLs- 
haltungskunde ,  Elemente  des  bürgerlichen 
Rechts  und  g&nz  besonders  die  Elemente 
einer  praktischen  Eraehungslehre.  An  der 
Spitze  der  Anstalten  stehen  überall  Frauen, 
und  auch  fast  der  gesamte  Unterricht  wird 
von  Frauen  gegeben,  bis  in  die  höchsten 
Klassen  hinauf.  Mit  Rücksicht  hierauf  hat 
man  den  Frauen,  welche  Lehrerinnen  werden 
wollen,  allgemein  das  Studium  erlaubt  und 
ihnen  den  Zutritt  zu  dem  förmlichen  Ober- 
lehrerexamen  (agr^gation)  gestattet,  da^s 
nach  Umfang  und  Schwierigkeit,  fachmän- 
nischem Urteil  gemäss,  dem  deutschen  Ober- 
lehrerexamen  mindestens  gleichsteht.  Die 
Lyceen  —  1896  zählte  man  nur  32  lycees 
und  27  Colleges  —  haben  nicht  die  Btitim- 
mung,  das  ganze  Bedürfnis  nach  höheren 
Unterrichtsanstalten  zu  decken.  Der  weit- 
aus gn')ssere  Teil  der  Mädchen  der  besseren 
Stände  besucht  geistliche  und  weltliclie 
Privatschulen.  Die  öffentlichen  Lyceen  dienen 
vorzugsweise  als  Musteranstalten,  die  durch 
ihre  Konkurrenz  auch  das  Niveau  der  Privat- 
schulen emporgehoben  haben.  Bezweckt 
wird  nicht  eine  Yorbereitung  auf  gelehrte 
Berufe,  sondern  lediglich  Vermittelung  höherer 
AUgemeinbilduug. 

Die  skandinavischen  Länder  ha- 
ben im  gesamtenUnterrichts-  midErziehimgs- 
wesen  die  Gleichberechtigung  der  Frauen 
mit  den  Männern  völlig  diut^hgeführt.  In 
Norwegen  sind  die  meisten  kommunalen 
und  einige  staatliche  Mittelschiden  seit  18S4 
auch  den  Mädchen  zugänglich.  Neben  den 
Mittelschulen  giebt  es  private  Mädchenschulen 
mit  gleichem  Lehrgang.  Besondere  Mädchen- 
gymnasien giebt  es  nicht,  wohl  aber  ist  den 
Mädchen  nach  Absolvierung  der  Mittel-  bezw. 
Mädchenschule,  die  mit  dem  18.  Jahre  zu 
erfolgen  pflegt,  der  Uebertritt  zu  den  be- 
stehenden Gymnasien  gestattet,  wobei  sie 
zwischen  Englisch  und  Latein  zu  wählen 
haben.  Die  Absolvierung  der  drei  Gymnasial- 
klassen berechtigt  zum  Abiturientene^oimen, 
das  von  den  Mädchen  ziemlich  allgemein 
abgelegt  wird.     Für   die   Zukunft    ist   die 


Frauenarbeit  und  Frauenfrage 


1223 


Ausmerzung  der  klassischen  Sprachen  für 
beide  Geschlechter  in  Aussidit  genommen 
In  S  c  h  w  e  d  e  n  liegen  die  Verhältnisse  ähn- 
lich wie  in  Norwegen.  An  die  grösseren  unter 
den  höheren  Elementarschulen  für  Mädchen 
schliessen  sich  dreijährige  Fortbüdimgskurse 
mit  einer  Real-  und  einer  Sprachabteilimg, 
die  für  die  Universität  oder  das  höhere 
Lehrerinnenseminar  vorbereiten.  Fünf  höhere 
Mädchenschulen  haben  die  Berechtigung 
zur  Reifeprüfung  für  die  Universität.  Eine 
Anzahl  der  höheren  Schulen  ist  für  beide 
Geschlechter  bestimmt,  darunter  eine  mit 
Abiturientenberechtigung.  In  Norwegen  wie 
in  Schweden  ist  danach  die  Vennittelun^  der 
Allgemeinbildung  mit  der  Berufsvorbereitung 
aufs  innigste  verschmolzen.  Es  ist  in  beiden 
Ländern  durchaus  Regel,  dass  auch  die 
Mädchen  nach  dem  Yerlassen  der  Schule 
einen  Beruf  ergreifen,  den  sie  dann  meistens 
bei  nachfolgender  Verheiratung  wieder  auf- 
geben. Wie  zu  allen  Studien,  so  werden  sie 
auch  zu  allen  Prüfungen  zugelassen.  In 
Dänemark  sind  einige  höhere  Knaben- 
schulen auch  den  Mädchen  geöffnet.  Ausser- 
dem sind  an  die  höhere  Mädchenschule  in 
Kopenhagen  zwei  Vorbereitimgsklassen  für 
die  Reifeprüfung  angeschlossen. 

Russland  besitzt  ausser  den  nur  adligen 
und  Beamtentöchtem  zugänglichen  34  In- 
stituten der  Kaiserin  Maria  und  59  Epaixihial- 
schulen,  die  für  die  Töchter  von  Geistlichen 
und  Kirchendienern  bestimmt  sind,  seit  1870 
al  1  g  e  m  e  i  n  zugängliche  öf  f entlicheMädchen- 
gymnasien  mit  siebenjähi-igem  Kursus,  an  den 
sich  bisweilen  noch  ein  pädagogisch-prak- 
tischer Kursus  für  angehende  Lehrerinnen 
anschliesst.  Unter  fakultativen  Fächern  ist 
Lateinisch  und  Grieclüsch  vertreten.  Die 
Zahl  der  Gymnasien  und  Progymnasien 
betrug  im  Jahr  1892  nicht  weniger  als  342 
mit  65529  Schülerinnen. 

In  Finland  sind  sämtliche  7  Gym- 
nasien den  Mädchen  zugänglich  und  ist  auf 
diesen  das  weibliche  Geschlecht  ebenso  stark 
vertreten  wie  das  männliche,  obwohl  auch 
11  staatliche  höhere  Mädchenschulen  jenem 
zur  Verfügung  stehen.  In  Holland  dürfen 
die  meisten  mittleren  Knabenschulen  auch 
von  Mädchen  besucht  werden.  Die  Knaben- 
gymnasien sind  diesen  seit  1871  geöffnet, 
aus^nommen  die  Gynmasien  in  den  ka- 
thohschen  Provinzen.  Wie  in  diesen  Staaten 
sind  auch  in  Italien  imd  in  Portugal 
den  Frauen  grundsätzlich  dieselben  Bildungs- 
möglichkeiten eingeräumt  wie  den  Männern, 
docn  suchen  in  Italien  nur  die  Töchter 
ärmerer  Familien  eine  höhere  Bildung  auf 
öffentlichen  Schulen,  meistens  imi  Leh- 
rerinnen zu  werden.  AUe  wohlhabenderen 
Mädchen  erhalten  nach  wie  vor  klösterliche 
Erziehung.  In  Portugal  besuchten  im  Jahre 
1890   fast  4000  Mädchen   höhere  Knaben- 


schulen. Im  Jahr  1897  waren  die  Gymnasien 
nur  von  796,  die  Lyceen  sogar  nur  von  99 
Mäddien  besucht.  Seit  Ostern  1891  besitzt 
Rom  ein  staatliches  Mädchengymnasium. 
In  der  Schweiz  haben  nur  einzelne  Kantone 
den  Mädchen  Zutritt  zu  den  Knabengym- 
nasien gewährt.  An  der  höheren  Töchter- 
schule der  Stadt  Zürich  ist  seit  einer  Reihe 
von  Jahren  eine  besondere  Gymnasial- 
abteilung eingerichtet,  welclie  bereits  eine 
erhebliche  Zahl  von  Schülerinnen  mit  dem 
Reifezeugnis  entlassen  hat. 

In  Deutschland  sind,  um  den  Frauen 
die  voUe  Berechtigung  zur  Absolvierung 
regelrechter  Universitätsstudien  zu  eningen, 
in  jüngster  Zeit  verschiedene  Veranstaltungen 
ins  Leben  gerufen,  die  bestimmt  sind,  den 
Frauen  den  Erwerb  klassischer  Gymnasial- 
bildimg zu  erleichtern.  Nicht  sowohl  die 
Ueberaeugimg,  dass  diese  Vorbildung  un- 
bedingt (Öe  beste  sei,  die  man  den  irauen 
für  spätere  Fachstudien  mitgeben  könnte, 
war  hierbei  massgebend  als  vielmehr  die 
Erwägung,  dass  niu-  auf  diesem  Wege  der 
Einwand  ungenügender  Vorbereitung,  wie 
er  gegen  die  Fordenmg  uneingeschränkter 
Studienberechtigung  für  die  Frauen  erhoben 
wird,  entkräftet  zu  werden  vermöchte.  Am 
12.  Oktober  1893  wurden  in  Berlin  die  ersten 
Gymnasialkurse  unter  der  Leitung  von 
Fräulein  Helene  Lange  mit  13  Vollschüler  innen 
eröffnet.  Sie  sind  hervorgegangen  aus  den 
seit  Michaelis  1889  dort  eingerichteten  Real- 
kursen, die  unter  ihre  Unterrichtsfächer 
das  Latein  aufgenommen  und  älmlichen 
Veranstaltungen  anderer  Städte,  z.  B. 
Danzigs,  zum  Vorbild  gedient  hatten.  Die 
Dauer  der  Berliner  Gymnasialkiu^e  ist  auf 
3  bis  4  Jahre  berechnet.  Zur  Aufnahme 
werden  nur  Schülerinnen  zugelassen,  die 
das  16.  Lebensjahr  vollendet  haben  und  in 
einer  Aufnahmeprüfung  diejenigen  Kennt- 
nisse nachweisen,  die  progi-ammmässig  in 
einer  voll  ausgestalteten  höheren  Mädchen- 
schule erworben  werden  können.  Neben  den 
Vollschülerinnen  werden  Schülerinnen  für 
einzelne  Kurse  angenommen.  Zu  Ostern 
1896  entliessen  die  Kurse  die  ersten  6 
Abiturienten,  welche  die  Prüfung  an  einem 
Berliner  Knabengymnasium  bestanden. 

Ein  anderes  System  vertritt  die  vom  Ver- 
ein »Frauenbildungsreform«  am  16.  Oktober 
1893  in  Karlsruhe  eröffnete,  im  Jahre  1898 
in  städtische  Verwaltung  übernommene  und 
der  dortigen  höheren  Mädchenschule  an- 
gegliederte Anstalt.  Nach  Absolvierung  der 
fünften  Klasse  dieser  Mädchenschule  tritt 
eine  Klassengabelung  ein.  Für  die  in  die 
Gymnasialabteilung  Uebertret^nden  beginnt 
hier  schon  der  klassische  Unterricht  und 
dauert  sechs  Jahie.  Dieses  System  ver- 
meidet die  technischen  Schwierigkeiten, 
welche  dem  ersteren  anhaften,  nötigt  aber 
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die  jungen  Mädchen  si'hon  fdlh,  sich  über 
den  zu  wälilenden  Lc^hrgang  zu  entscheiden. 
Auch  hier  waren  die  erzielten  Erfolge  bis- 
her gilnstige. 

Die  gegebenen  Beispiele  haben  alsbald 
Anstoss  zu  weiterem  Anstaltsgriindungen 
solcher  Art  gegeben.  In  Leipzig  (April  1H94), 
in  Bremen  (Okt.  1807)  und  in  Königsberg 
(Okt.  1S97)  sind  Privatktirse  nach  dem  IVr- 
liner,  in  Hannover  (April  1(S99)  naci*  dem 
Karlsruher  System  eri>ffnet  wonlen.  In 
anderen  Orten,  so  in  München,  Köln,  Stutt- 
gart, ist  die  Begründung  wtnterer  Kurse 
nach  dem  einen  oder  dem  anderen  System 
im  Werke.  In  Breslau  beabsichtigte  1S9H  der 
^lagistrat,  eine  der  beiden  städtischen  Mäd- 
chenschulen in  ein  Gymnasium  zu  ver- 
wandeln. Nachdem  jedoch  diesem  Plane  von 
Seiten  des  preussischen  Kiütusministeriums 
die  Genehmigung  verweigert  wonlen  ist, 
hat  der  Magistrat  sich  für  die  Annahme  des 
Berliner  Systems  entschiedr^u  und  werden 
hiernach  gestaltete  Kurse  zu  Ostern  19CHi 
beginnen.  Sollte  in  nächster  Zeit  in 
Deutschland  die  Ziüassung  der  Real- 
gj-mnasialabiturienten  zum  medizinischen 
Studium  und  Benif  beschlossen  werden, 
so  würde  dies  wohl  alsbald  die  Um- 
wandlung der  bisherigen  humanistischen 
Gymnasialkurse  in  Realgymnasialkurse  nach 
sich  ziehen,  die  sich  an  den  modernen  Unter- 
richtsgang der  Mädchenschulen  viel  leichter 
anschliessen  Hessen. 

Früher  noch  als  in  Deutschland  hat  man 
in  0  e  s  t  e  r  r  e  i  c  h  die  ei-sten  Schritte  unter- 
nommen, um  den  jungen  Mädchen  die  Er- 
werbung klassischer  Bildung  zu  ermög- 
lichen. Am  10.  X.  1892  begann  die  Wiener 
Lateinschule  ihre  Wirksamkeit  mit  28 
Schülerinnen.  Ihr  Lehrplan  umfasst  wie 
am  Karlsruher  Gymnasium  6  Jahre.  Die 
Aufnahme  ist  bedingt  durch  den  Nachweis 
der  Erreichung  des  den  österreichischen  Mäd- 
chenbürgerschulen vorgeschriebenen  Lehr- 
zieles. In  Prag  hatte  der  Frauenverein 
»Minerva«  sogar  schon  im  Jahre  1887  eine 
völlig  nach  dem  Muster  der  Knal)engym- 
nasien  eingerichtete  Anstalt  begründet.  1897 
wurde  eine  gymnasiale  Mädchenschule  in 
Krakau,  1899  eine  solche  in  Lemberg 
eröffnet.  In  Ungarn  begann  zu  Buda- 
pest im  Herbst  1896  das  erste  und 
bis  jetzt  einzige  Mädchengymnasium  seine 
Wirksamkeit,  doch  soU  auch,  wenn  mehrere 
Zöglinge  sich  melden,  in  den  höheren 
Mädchenschulen  die  Errichtung  lateinischen 
Unterrichts  gestattet  werden. 

Wenn  nun  auch  in  Deutschland  und 
Oesterreich  die  meisten  Mädchen  die  Gym- 
nasialkurse zu  dem  Zwecke  besuchen,  um 
kraft  dieser  Vorbildung  zu  gewissen 
höheren  Berufen  zu  gelangen,  so  treten 
andere   in  dieselben  ein,  lediglich  um  eine 


höhere  und  umfassendere  AUgemeiubildung 
zu  erwerben.   Ebenso,  ja  in  noch  grosserem 
Umfange  als  sie,  werden  die  Lehrerin  nen- 
seminarien,  welche  in  imderen  Ländern, 
in  Frankreich,  England  eta,  fast  ausschliess- 
lich als  Berufsschulen  dienen,   bei  uns  zu- 
gleich als  allgemeine  und  höhere  Bildungs- 
anstalten benutzt     Zu   solchen    eignen    sie 
sich  um  so  mehr,  als  in  ihnen  die  Studien 
'  der  höheren  Mädchenschule  ihre  organische 
Fortsetzung   finden   und    die   hinzutreteade 
Erziehungslehre  nicht  nur  für  Lelu^rinnen, 
'  sondern  aucli  für   die  späteren  Hausfrauen 
I  und   Mütter    von   hohem    Werte   ist.     Der 
Lt^hrgang  umfasst  in  der  Regel  drei  Jahres- 
!  kurse,    nach    deren    Beendigung    von    den 
I  Schülerinnen  das   aDgemeine   Lehrerinnen- 
examen   entwedcT    für    Volksschulen    otier 
für    die    mittlere    und     höhere    Mädchen- 
schule abgelegt  wird. 

I  Einen  deutlichen  Beweis  dafür,  in  wie 
hohem  Grade  bei  uns  die  Interessen  des 
j  weiblichen  Geschlechts  denjenigen  des  männ- 
I  liehen  gegenüber  vom  Staate  zurückgesetzt 
werden,  liefert  das  Lehrerbildungswesen.  Im 
ganzen  Deutschen  Reich  gab  es  1895  9Ö 
neben  180  staathchen  Seminarien  für 
Ijchrer  nur  24  für  Le'nrerinnen.  Im  üb- 
rigen waren  die  Lehrerinnen  für  ihre  Aus- 
bildung auf  42  städtische  und  50  private 
;  Anstalten  angewiesen  sowie  auf  Privat- 
I  Seminare,  welche  unter  der  Leitimg  von 
I  Direktoren  städtischer  höherer  Mädehen- 
schiüen  standen.  Und  während  die  deut- 
schen Regierungen  für  die  Internate  der 
Lehrerseminare,  welche  allein  in  Preussen 
im  Jahre  1895  6370  Interne  neben  49<ÜÖ 
Externen  zählten,  gewaltige  Summen  auf- 
wandten, gab  es  im  ganzen  Deutschland  nur 
7  Lehrerinnenseminare,  die  ganz  oder  teil- 
weise Litemate  waren.  Nur  17  unter  den 
vorhin  erwähnten  Seminarien  existieren  für 
sich  allein,  alle  übrigen  sind  mit  höheren 
Mädchenschiüen  verbunden,  so  dass  die 
Ijciter  ihre  Kräfte  zwischen  Schide  und 
Seminar  zu  teilen  genötigt  sind.  So  un- 
erwünscht einerseits  dieser  Zustand  ist,  so 
bietet  er  andererseits  den  Vorteü,  dass  in- 
folgedessen die  späteren  Erzieherinnen  ror^- 
lichst  früh  in  die  besten  Lehranstalten  ein- 
treten. Hierauf  beniht  die  Erscheinung, 
dass  der  Bildungsgrad  der  deutschen  Lehre- 
rinnen durchschnittlich  ein  sehr  hoher  ist 
\md  dass  zugleich  die  Seminarien  in  so 
grossem  Umfang  als  höhere  allgemeine 
Fortbildimgsanstalten  benutzt  werden.  In 
manchen  grösseren  Städten  geht  durch- 
schnittlich die  Hälfte  oder  ein  Drittel  der 
Schülerinnen  der  obersten  Klasse  der  höheren 
Mädchenschulen  in  die  anschliessende  Lehre- 
rinnenbildungsanstalt über.  Das  Niveau  der 
Seminare  ist  ein  verschiedenes,  wie  sie 
I  denn  auch  bald  nur  für  VolksschuUehrerinnen, 
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bald  nur  für  Lehrerinnen  an  mittleren  und 
höheren  Schulen,  meistens  aber  für  beide 
Kategorieen  gemeinsam  bestimmt  sind.  Dem- 
gemäss  rekrutierten  sie  sich  aus  den  ver- 
schiedensten Ständen.  Die  Mehrzahl  sind 
Bildungsanstalten  für  die  Töchter  von 
Beamten,  Kaufleuten,  Lehrern  und  Geist- 
lichen. Wie  die  Lehrpläne,  so  sind  auch  die 
Prüfungsordnungen  in  den  einzelnen  Staaten 
sehr  verschieden. 

Diu-ch  Erlass  vom  31.  Mai  1894  hat  der 
preussische  Kultusminister  in  Verbindung 
mit  der  Neuordnung  der  Verhältnisse  in 
den  Mädchenschulen  eine  erweiterte  Ver- 
wendimg von  Oberlehrerinnen  ange- 
ordnet und  zugleich  eine  besondere  Ober- 
lehrerinnenprüf img  eingerichtet ,  während 
im  Unterschiede  von  Oesterreich  die  Zu- 
lassung zum  GymnasiaUehrerexamen  den 
Frauen  nach  wie  vor  verwehrt  bleibt.  Vor 
allem  soll  danach  an  jeder  öffentlichen  höhe- 
ren Mädchenschide,  welche  nicht  etwa  unter 
Leitung  einer  Direktorin  steht,  fortan  dem 
Direktor  eine  Lehrerin  als  Gehilfin  beige- 
geben werden,  die  ihn  bei  Lösung  der  er- 
ziehlichen Aufgabe  der  Anstalt  unterstützt. 
Wenigstens  für  eine  der  drei  Oberklassen 
ist  das  Ordinariat  in  die  Hand  einer  Lehre- 
rin zu  legen.  Ein  weiterer  Ministerialer- 
lass  vom  Oktober  1899  betont  die  dringende 
Notwendigkeit,  während  der  Entwickelungs- 
jahre  der  Schülerinnen  den  Unterricht  über- 
haupt mehr  als  bisher  in  weibliche  Hände 
zu  legen.  Um  dies  zu  ermöglichen, 
sucht  er,  unter  voller  Anerkennung  der 
günstigen  Erfahrungen,  welche  mit  den 
Unterrichts-  und  Erziehungsleistungen  wis- 
senschaftlich gebildeter  Oberlehrerinnen 
gemacht  wurden,  und  imter  dem  Ver- 
sprechen materieller  Unterstützung,  die 
Patronate  zur  Beurlaubung  begabter  Lehre- 
rinnen behufs  weiterer  Ausbildung  durch 
Besuch  wissenschaftlicher  Kurse  zu  ver- 
anlassen. 

In  jener  Prüfimg  muss  der  wissen- 
schaftliche Betrieb  eini^r  weniger,  nach 
dem  Gesichtspunkt  des  inneren  Zusammen- 
hanges kombinierter  Fächer  nachgewiesen 
werden.  Zugelassen  werden  als  Bewerber 
nur  solche,  die  das  gewöhnliche  Lehrerin- 
nenexamen bestanden  und  eine  fünfjährige 
praktische  Lehrthätigkeit  absolviert  haben. 
Die  Uebertragung  einer  Oberlehrerinnen- 
bezw.  Direktorinnenstelle  ist  ausserdem 
durch  die  Ablegimg  des  Schulvorsteherinnen- 
examens bedingt. 

Die  Fürsorge  für  die  Prüfungsvorberei- 
tung  der  Aspiranten  hat  der  Staat  zunächst 
nicht  selbst  übernommen.  Soweit  nicht 
die  Zulassung  zu  den  Universitätsvorlesun- 
gen einen  geeigneten  Ersatz  bietet,  sorgen 
hierfür  die  wissenschaftlichen  Fortbildungs- 
kurse,  wie   sie  für  Lehrerinnen  in  einigen 


Universitätsstädten  in  engem  Zusammen- 
hang mit  der  Universität  selbst  und  zwei- 
jähriger Kursdauer  zuerst  in  Göttingen 
(seit  Ostern  1893),  danach  in  Strassbiu'g 
(seit  Oktober  1893),  Bonn  und  Königsberg 
(seit  Oktober  1895)  sowie  in  Münster 
eingerichtet  worden  sind,  in  anderen  Städten 
ebenfalls  in  Aussicht  genommen  wurden. 
Der  Unterricht  wird  teils  von  Uni- 
versitätsdozenten, teils  von  anderen  aka- 
demisch gebildeten  Lehrern  erteilt.  In 
Berlin  besteht  in  den  seit  1888  am 
Viktoria  -  Lyceum  eingerichteten  Fortbil- 
dungskursen für  Lehrerinnen  eine  gleich- 
artige Vorbereitungsgelegenheit. 

Passende  Gelegenheit  zu  geistiger 
Fortbildung  im  allgemeinen  und 
in  freierer  Weise,  ohne  Rücksicht  auf 
irgend  welche  Berufsvorbereitung,  ist  den 
Frauen  in  Deutschland  bisher  nur  in 
geringem  Masse  geboten,  ein  Mangel, 
dem  durch  die  Eröffnung  der  Universi- 
täten nicht  abgeholfen  wird,  da  in 
ihrem  Unterricht  durchaus  der  fachwissen- 
schaftliche Charakter  vorwiegt  Unter  den 
Anstalten,  welche  dieses  Bedürfnis  zu  be- 
friedigen bestimmt  sind,  steht  an  erster 
Stelle  das  schon  erwähnte,  1868  gegründete 
Viktoria-Lyceum  in  Berlin,  dem  sich  das 
in  Leipzig  errichtete  »Lyceum  für  Damen« 
würdig  anreiht.  Beide  Institute  bieten 
Serien  zusammenhängender  allgemeinbilden- 
der Vorträge,  welche  vorzugsweise  auf  den 
Gebieten  der  Geschichte,  Litteratur,  Volks- 
wirtschaft und  Kunst  sich  bewegen.  Aehn- 
liche  Ziele  verfolgt  die  Berliner  Humboldt- 
akademie, die  zwar  nicht,  wie  die  vorge- 
nannten Anstalten,  ausschliesslich  für  Damen 
bestimmt  ist,  wohl  aber  dem  weiblichen 
Geschlecht  ebenso  offen  steht  wie  dem 
männlichen.  Etwa  zu  einem  Drittel  setzt 
sich  die  Hörerschaft  aus  Damen  der  ver- 
schiedensten Altersklassen  und  Lebensstel- 
lungen zusammen. 

Aber  alle  die  vorgenannten  Einrichtun- 
gen sind  sämtlich  nur  für  engere  Kreise 
bestimmt  und  geeignet.  Der  weitaus  grösste 
Teil  der  Töchter  des  gebildeten  Mittelstandes 
bleibt  ausschliesslich  auf  diehöhereMäd- 
chenschule  angewiesen.  Diese  vermittelt 
ihnen  eine  höhere  Allgemeinbildung,  als  die 
Volksschule  sie  bietet.  Eine  Berufs- 
schulung giebt  sie  nicht  und  soll  sie  nicht 
geben,  wohl  aber  ist  es  wünschenswert,  ja 
notwendig,  dass  sie  immer  mehr  so  gestaltet 
werde,  dass  jede  weitere  Specialausbildung 
auf  der  in  ihr  gegebenen  Grundlage  leicht 
und  sicher  sich  aufbauen  könne.  Wie  das 
gesamte  höhere  Unterrichtswesen  ist  auch 
diese  Schulgattung  aus  der  Privatschule 
hervorgewachsen,  doch  hat  sich  in  ihr  der 
Uebergang  zur  öffentlichen  —  Staats-  oder 
Kommunal  —  Anstalt  später  und  bisher  un- 
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vollständiger  vollzogen  als  bei  der  höheren 
Knabenschule.  Die  Gründvuig  der  ei-sten 
öffentlichen  höheren  Mädchenschulen 
fällt  noch  in  die  letzte  Zeit  des  18.  Jahrhun- 
derts. Bei  steigender  Entwickelung  erreicht 
die  Zahl  der  Gründungen  den  Höhepunkt 
in  den  70 er  und  SOer  Jahren.  In  dem 
Masse,  wie  die  Stellung  der  Fi-auen  in  den 
bürgerlichen  Klassen  sich  hob  luid  ihr 
Bildnngsbtnlüi'fnis  wuchs,  wurtle  mehr  und 
mehr  die  L^nziüänglichkeit  der  Privatschu- 
len erkannt  xmd  kam  den  öffentlichen  Ge- 
walten die  Pflicht  zum  Bewusstsein.  den 
Mädchen  eine  Bildung  zu  sichern,  welche  zu 
derjenigen  im  richtigen  Verhältnis  stände, 
die  man  den  Knaben  zu  teil  werden  liess. 
Zur  Zeit  besitz(»n  fast  alle  grösseren  und 
selbst  die  meisten  kleineren  deutschen 
Städte  derartige  öffentliche  Schulen.  Ihre 
Gesamtzahl  l)eläuft  sich  in  ganz  Deutsch- 
land im  Jahre  1895  auf  190,  von  denen 
jedoch  vom  Staate  selbst  nur  17  unterhalten 
wunlen.  Die  übrigen  waren  städtische  An- 
stalten. In  Preussen  insbesondere  waren 
von  128  öffentliclien  Mädchenschulen  nur 
4  königlich.  In  Bayern  gab  es  2  Staats- 
anstalten. Nur  in  '  Anhalt  waren  alle  4 
höheren  Mädchenschulen  staatlich.  Dem 
gegeiu*U)er  waren  in  Preussen  von  den  563 
öffentlichen  höiieren  Knabenschulen  mehr 
als  ^/3  staatlich  und  mehr  als  \6  wenigs- 
tens staatlichen  Konjjatrenates,  im  übrigen 
Deutschland  von  412  sogai*  ^4  staatlich. 
Selbst  wenn  man  die  Zahl  der  vorhandenen 
Primaner  und  01)ersekundaner  absetzt  weil 
den  öffentlichen  ^lädchenschulen  die  ent- 
spre(»henden  Klassenschülerinnen  felüen,  sind 
in  Preussen  der  Knaben,  welche  öffentliche 
Schulen  höherer  Stufe  l)e8uchen,  immer  noch 
3V2  mal  so  viele  wie  Mädc-hen.  Der  Uel:)er- 
schuss  von  Mädchen,  die  auf  eine  höhere 
Schulbildung  Anspruch  erhel)en  können,  wird 
zum  Teil  von  den  zalüreichen  Privatschulen 
aufgenommen,  von  denen  jedoc'h  die  meisten 
sich  kaum  über  das  Niveau  einer  Mittel- 
schiüe  erheben  mit  dem  einzigen  Unter- 
öclüede,  dass  sie  eine  zweite  fremde  Sprache 
lehren. 

Abgesehen  von  Anhalt,  das  die  öffent- 
lichen Mädchenschulen  l)ereits  1850  den 
höheren  Knabenschulen  gleichstellte,  erhielt 
das  höhere  Mädchenschulwesen  erst  seit  den 
1870  er  Jahren  in  den  einzelnen  Staaten  eine 
gesetzliche  Ordnung.  Preussen  richtete  zwar 
1874  die  erste  Prüfungsordnung  für  Lehre- 
rinnen ein,  doch  erst  1894  ordnete  ein  Er- 
lass,  keineswegs  ein  Gesetz,  die  Verhält-- 
nisse  der  Mädchenschule.  Bayern  verzichtete 
bisher  überhaupt  auf  eine  Regelung. 

Der  Typus  der  öffentlichen  höheren 
Mädchenschule  ist  jetzt  durch  die  zehnklassige 
Anstalt  dargestellt,  wenn  auch  in  Preussen 
einstweilen  noch  die  neimklassige  Anstalt  als 


gleichberechtigt  anerkannt  wird.   Seit  1872 
gehen  die  Bestrebungen  dahin,  die  äiLsseren 
wie   inneren   Verschiedenheiten   nicht   nur 
innerhalb   der   Einzelstaaten,   sondern  aucli 
inneriialb   des   ganzen    Reiches   behufs  Er- 
zielung vollständiger  Einheitlichkeit  zu  be- 
seitigen.   Die  Privatschule  kann  imd  wird 
sich   behaupten.    Doch  wird  ihr  die  Norm 
durch   die   öffentliche  Anstalt  immer  mehr 
aufgenötigt  werden,  wie  anderei-seits  sie  die 
letztere    vor    Erstarrung    bewahren    wird. 
Einer   grösseren   Pflege   als    bisher  bedarf 
I  der  naturwissenschaftliche  Unterricht    Wie 
I  in  der  Volksschide  ist  auch  in  der  höheren 
.  Mädchenschule  mehr  Raiun  zu  schaffen  für 
:  entsprechend   vorgebildete  weibliche  Lehr- 
:  kräfte.    Doch    bleibt  bisher   noch  die  Zahl 
!  der    Bewerberinnen    hinter    der    Zahl    der 
.  Lelirstellen   ziuück.    Vor  allem   aber  sind 
qualitativ   an    die  Lehrkräfte   die   gleichen 
Anfordeningen   zu   stellen    und   ihnen   die 
I  gleichen  Rechte  zu  gewähren    wie  in  den 
Knabenschulen,   damit  den  Unterrichtsleis- 
tungen, bei  aller  Verschiedenheit  der  Lehr- 
pläne  in   den  Knaben-  und  den  Mädchen- 
schulen,    die     Gleichwertigkeit     gewahrt 
bleibe.      Für    eine    gemeinsame    Schuler- 
ziehung beider  Geschlechter  nach  amerika- 
nischem und  skandinavischem  Muster  fehlt 
bisher  jeder  Boilen,  so  vorteilhaft  sie,  na- 
mentlich in  kleineren  Orten,  sein  müsste. 

10.  Weibliche  HUfsthätii^keit  Zu 
immer  grösserer  Bedeutung  bat  sich  im 
Laufe  des  19.  Jahrhundert^  die  Tltätigkeil 
gebildeter  Frauen  im  Interesse  der  Hilfsbe- 
dürftigen aller  Art  entwickelt,  soweit 
die  zu  gewährende  Hilfe  gar  nicht  oder 
nicht  allein  auf  materielle  Unterstützung, 
sondern  nur  oder  zugleich  auf  uomittelbaie 
persönliche  Fürsorge  gerichtet  war.  Inso- 
fern galt  sie  keineswegs  allein  der  Armen- 
pflege, wenn  diese  auch  vielfach  in  den 
Vordergrund  tritt,  auch  nicht  lediglich  den 
eigenen  Gesclüechtsgenossinnen,  sondern  kam. 
beispielsweise  als  Krankenpflege,  allen 
Klassen  und  beiden  Geschlechtem  zu  gute. 
Die  bedeutende  Entwickelimg  dieser  Thätig- 
keit  beruht  darauf,  dass  sie  überall,  auch  wo 
sie  als  Berufsthätigkeit  geübt  wird  und  den 
Hilfsthätigen  Unterhalt  bietet,  doch  nicht 
unter  der  Herrschaft  des  Erwerbsmotives 
steht,  sondern  von  höheren  Motiven  veran- 
lasst wird :  christlicher  Nächstenliebe,  patri- 
otischer oder  humanitärer  Aufopferung, 
Drang  zu  befriedigenderSelbstbethätigung  eta 
Wenn  dabei  zunächst  nicht  das  Verhuigen 
des  weibüchen  Geschlechts  nach  Erweite- 
rung seiner  sozialen  Wirksamkeit,  sondern 
der  Wunsch,  vorhandene  Not  zu  lindem 
imd  die  Hilfsbedürfnisse  anderer  zu  befrie- 
digen, bestimmend  war,  so  hat  dennoch  die 
zunehmende  Entfaltung  dieser  Hilfsthätigkeit 
objektiv  an  ihrem  Teile  an  der  Lösung  der 
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Frauenfrage  mitgewirkt,  schon  zu  einer 
Zeit  imd  in  Ki'eisen,  wo  diese  Frage  dem 
lebenden  Geschlechte  gar  nicht  oder  kaum 
zum  Bewusstsein  gekommen  war.  Denn  sie 
hat  bei  wachsendem  Umfange  disponible 
Frauenki-aft  in  Richtungen  verwertet,  in 
denen  sie,  besonders  ausserhalb  der  eigenen 
Familie,  genügende  Verwendung  fand. 

Soweit  es  sich  um  Heranziehung  und 
Yerwertung  der  in  den  oberen  und  mittle- 
ren Klassen  vorhandenen  disponiblen  Kräfte 
zum  Dienste  der  unteren  Klassen  handelt, 
wii-kt  diese  Thätigkeit  an  ihrem  Teile  an 
der  Versöhoung  der  sozialen  Gegensätze  in 
der  Gesellschaft  mit,  insbesondere  vermögen 
die  Frauen  der  höheren  Schichten  die  Frauen 
der  unteren  in  der  Erfüllung  derjenigen 
häuslichen  Pfhchten  zu  unterstützen,  die 
sie  infolge  ihrer  wirtschaftlichen  ueber- 
lastung  ohne  diese  Hilfe  überhaupt  oder 
voll  zu  erfüllen  nicht  im  stände  sind. 
In  das  Gebiet  der  Hilfsthätigkeit  fallen  in 
erster  Linie  Kranken-  und  Armenpflege 
im  weitesten  Sinne,  in  Anstalten,  in  den 
Häusern  der  Wohlhabenden  wie  der  Armen, 
einschliesslich  der  Irren  pflege  und  des  Ge- 
fangenendienstes; ferner  Kinderpflege  und 
Kindererziehung  (Krippen,  Bewahranstalten, 
Horte,  Beaufsichtigimjj  von  Haltekindern), 
Fürsorge  für  jugendliche  Personen;  end- 
lich Aus-  und  FortbilduDg  für  Haushalt, 
Erziehung,  Erwerbs-  und  Hilfsthätigkeit, 
dazu  Arbeitsvermittehmg  und  allgemeine 
Wohlfahrtspflege.  Um  die  Hilfsthätigkeit 
zur  Entfaltung  und  Wirksamkeit  zu  bringen, 
bedarf  sie  umfassender  und  zweckmässiger 
Organisation. 

Voran  stehen  hier  die  kirchlichen 
Genossenschaften  der  katholischen 
Ordensschwestern  und  der  evangeli- 
schen Diakonissinnen.  In  Deutschland 
zählten  jene  im  Jahre  1898  mehr  als  19000 
Mitgüeder,  denen  nur  gegen  1000  pflegende 
Ordensbrüder  gegenüberstanden.  Den  52 
im  Kaiserswerther  Verbände  vereinigten 
Diakonissenmutterhäusem  gehörten  im  Deut>- 
schen  Reiche  in  demselben  Jahre  10589 
Schwestern  an.  Mit  Einschluss  der  ausser- 
halb des  Deutschen  Reiches  befindlichen  An- 
stalten gab  es  80  solcher  Mutterhäuser  mit 
13309  Schwestern.  Alle  diese  Ordens- 
schwestern und  Diakonissinnen  arbeiten 
im  Dienste  der  Armen-,  vor  allem  aber 
der  allgemeinen  Krankenpflege,  die  sie, 
nach  ausreichender  Schulung  in  eigenen 
Krankenhäusern,  als  volle  Berufsthätigkeit 
in  Anstalten  und  Häusern  üben.  Hieran 
schliesst  sich  mannigfache  Fürsorge  für 
Kinder  und  junge  Mädchen.  Die  Armen- 
pflege wird  als  Gemeindepfle^  geübt.  Bei 
beiden  Konfessionen  stehen  die  Schwestern 
unter  der  Leitung  von  Mutterhäusern,  von 
welchen   sie  in  die  verschiedenen  Arbeits- 


gebiete entsandt  werden.  Die  Schwestern 
erhalten  keine  persönliche  Vergütung.  Da- 
für übernehmen  die  Genossenschaften  ihren 
vollständigen  Unterhalt,  nehmen  sie  bei 
Krankheit  und  im  Alter  wieder  bei  sich  auf 
und  bieten  ihnen  Urlaub  und  Erholung. 

Dem  vorhandenen  Bedürfnisse  vermögen 
diese  kirchlichen  Genossenschaften  allein 
weitaus  nicht  zu  genügen.  Die  strenge 
Religiosität  und  Konfessionahtät  wie  auch 
die  weitgehende  Beschränkung  der  persön- 
lichen Selbstbestimmung,  denen  die  Mit- 
glieder sich  unterwerfen  müssen,  halten 
den  Zuzug  in  engen  Grenzen.  Daher  sind 
mannigfache  Organisationsversuche  anderer 
Art  mit  melir  oder  weniger  Erfolg  unter- 
nommen worden.  Hierher  gehören  die 
halb  geistlichen  Unternehmungen, 
wovon  die  vom  Johanniterorden  in  Diako- 
nissenhäusern ausgebildeten  Johanniterinnen 
(1897:  750)  ein  Beispiel  liefern.  Ihnen 
reihen  sich  die  weltlichen  Veran- 
staltungen an,  die  vorzugsweise  in  den 
Frauenvereinen  vertreten  sind,  welche  sich 
der  Ausbildung  von  Krankenpflegerinnen 
widmen.  Zu  ihnen  gehört  vor  allem  der 
—  nicht  konfessionelle  —  Vaterländische 
Frauen  verein ,  dessen  Pflegerinnen  als 
»Schwestern  vom  Roten  Kreuz«  nicht 
nur  der  allgemeinen  Krankenpflege  in  An- 
stalten und  Familien,  sondern  insbesondere 
auch  der  Gemeindepflege  berufsmässig  und 
gegen  steigende  Vergütung  dienen,  aber  mit 
weniger  weitgehenden  Dienstverpflichtim- 
gen  wie  die  Ordensschwestern  und  Diako- 
nissinnen. Die  Ausbildung,  die  in  Kranken- 
häusern, teilweise  auch  in  eigenen  Vereins- 
hospitälern erfolgt,  steht  technisch  auf  der 
höchsten  Stufe.  Die  Pflegerinnen  eines 
Vereinshospitals  bilden  eine  Schwestemge- 
meinschaft.  Der  »Verband  Deutscher  Kran- 
kenpflegeanstalten vom  Roten  Kreuz«  trifft 
gleich  den  Schwestergemeinschaften  u.  a. 
Fürsorge  für  Alter  imd  Invalidität.  1898 
gehörten  dem  Verbände  21  Anstalten  mit 
889  Schwestern  an.  Vereinzelt  treten  auch 
andere  Organisationsformen  auf,  so  eine 
staatliche  Pflegeanstalt  in  Hubertusburg  in 
Sachsen,  streng  lokale,  einem  einzigen  I&an- 
kenhaus  angeschlossene  Schwestervereine 
und  Pflegerinnenanstalten,  wie  in  Hamburg, 
landeskirchliche  Diakonissenhäuser,  wie  in 
Meddenburg  und  Wiesbaden,  endlich  Diako- 
nissenvereine ohne  Mutterhäuser,  z.  B.  in 
Wiesbaden  etc. 

Das  Vorbild  für  die  Ausbildung  der 
Kranken-  und  Gemeindepflege  sind  vielfach 
die  Einrichtungen  Englands  gewesen.  Hier 
gründete  1835  Elisabeth  Frj-  den  ersten 
Pflegerinnenverein.  Nach  diesen  Vorgängen 
entstanden  weitere  Anstalten,  imter  denen  das 
Nightingale-Institut  und  die  1876  in  Liver- 
pool gerundete  School  for  training  Nurses 
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die  beileutendsten  sind.  Zu  den  von  diesen  | 
Anstalten  im  eigenen  Distrikt  verwendeten  | 
Krankenpflegerinnen  treten  sogen.  Wander- 1 
Schwestern ,  die  in  anderen  Distrikten  j 
pflegen  und  den  l'elKTgang  ziu"  Gemeinde-  | 
pflege  bilden.  Von  Ix'sonclerer  Wichtigkeit  • 
auf  dem  Gebiete  der  häuslichen  Pflege,  die  ■ 
neuerdings  gegenüber  dtT  Hospitalpflege ' 
stärker  gefonlert  winl,  ist  die  jüngst  in ! 
London  gegründete  Metro^wlitan  Äursing' 
Association.  Die  soziale  Stellung  der! 
Pflegc^rinnen  ist  in  England  im  allgemeinen  i 
eine  höhere  als  in  Deutsddand,  und  es  wird ; 
dort  planmüssig  für  die  Hebiuig  ihres  An- 
sehens gewirkt.  Dem  englischcMi  Muster  ist 
das  Berliner  Viktoriahaus  für  Kraukenpflege 
nachgebildet. 

In  Deutschland  hat  man  neuerdings  eine 
Organisierung  der  Wochenpflege  unter- 
nommen.   An  manchen  ( h-ten,  so  in  Magde- 
burg, Maimheim,  Nünil)erg  etc.,  werden  die 
Lehrschrderinnen   und  Pflegerinnen  um  ein 
W()chn(Tinnen-As\i    gt\«5ammelt,    von    dem  | 
aus   sit*  zu  den  Pflege 'Unlürftigen  entsendet 
werden.     In  Verbindung  hiermit  steht    die  '< 
Haus  pflege,  welche  den  Zweck  verfolgt, 
den     Haushalt     kranker    ckIct    abwesender' 
Mütter  durch  Ei*satzkräfte  führen  zu  la'^sen. ' 
In    Frankfurt  a.  M.  zuerst,  danach  auch  an| 
anderen     Orten,    hat»en    sich    Vereine    für! 
solche  ^Hauspflege«  gebildet    Da  die  Leis- ' 
tung(^n    der   Krankenpflege    bis   daliin    vor- 1 
wiegend  den  Städten  zu  gute  gekommen  sind,  | 
obschon   sie  auch  hier  zur  Zeit  bei  w^eitem ! 
den   vorhandenen   Bedarf  nicht   zu    decken  i 
vennögi^n,  bietet  das  platte  I^and  füi-  die  Ent-  | 
faltung  weiblicher  Hilfsthätigkeit  das  aller- ! 
grc)sste  Feld.    Das  Hilfs-  und  Pflegebedüi-f- : 
nis  ist  um  so  grösser,  als  hier  ärztliche  Hilfe  | 
schweivr  zu  beschaffen  und  kostspielig  ist. 
In  einzelnen  Fällen,  so  im  Landkreis  Königs- 
berg i.  Pi-.,   sowie  in   einzelnen  Teilen  von 
Württemberg,    hat    man    mit    Erfolg  Rote- 
Kreuz-Schwestern   zur  Gemeindepflege  ver- 
wendet. Da  aber  die  ländUchen  Verhältnisse 
in  den  meisten  Fällen   eine  dauernde,  un- 
unterbrochene Beschäftigimg  der  Pflegekräfte 
nicht  erm{)glichen,  hat  man,  wie  in  England, 
so  auch  in  Deutschland  neuenüngs  begonnen, 
pei*sönlich  geiMgnete  Frauenkräfte  aus   der 
einheimischen  Bevölkerung  zu  werben,  wäh- 
rend kürzerer  Frist  in  Krankenhäusern  aus- 
zubilden und  dann  als  berufsmässige  Kranken- 
und  Hauspüegerinnen  zu  verwerten,  für  die 
jedoch  die  Gemeindepflege   nicht  den  aus- 
scldiesslichen  Beruf  bildet.   Ihre  Vergütung 
besteht   in   der  Regel   in   Gehalt  und  Ge- 
bühren.  Sie  unterstehen  meist  der  Aufsicht 
der  Frauenvereine   und  weixlen  von  diesem 
sowie   von   den    Gemeinden    und    weiteren 
Kommunal  verbänden  unterhalten.    Ais  erster 
hat  der  badische  Frauenverein  1S85  die  Auf- 
gabe in  solcher  Weise  zu  lösen  unternommen, 


18S9  folgte  das  Henriettenstift  in  der  Pro- 
vinz Hannover  jenem  Beispiele.  Vereinzelt 
ist  auch  anderswo  ähnliches  geschehen,  s«> 
durch  den  Vaterländischen  Frauenverein  im 
Kreise  Siegi^n. 

In  welchem  Masse  die  weitere  Ausbrei- 
tung der  Krankenpflege  auf  dem  Lande  Be- 
dürfnis ist,  erhellt  aus  folgender  Statistik: 
Unter  2ir)0  weiblichen  Krankenpflegerinnen, 
weiche  das  Gix)s.sherzogtum  Baden  im  Jahre 
1S9S  besass,  bt^fanden  sich  nur  88  Land- 
krankenpflegerinnen, von  denen  al>er  "wiede- 
rum nur  78  ausschliesslich  mit  Privatkranken- 
pflege bescliäftigt  waren.  Von  den  Vytö 
jjandoi-ten  (alle  Orte  mit  Ausschluss  der 
Amtsstädte)  I^ens  mit  zusammen  1 211(üC) 
Bewohnern  (1895)  sind  1242  Orte  mit 
724:4()8  Bewohnern,  d.  h.  ^.a  der  Ortschaften 
und  *5  sämtlicher  Landeskinder,  ohne 
jegliche  Krankenpflege. 

Einen  eigenartigt^n  und  anscheinend  an>- 
sichtsreicluMi  Versuch,  alle  die  verschie<leu- 
ai-tigen  Zweigt^  weiblicher  Hilfsthätigkeit  in 
einer  einheitlichen  Organisation  zusammenzu- 
fassen und  so  auf  einen  gemeinsamen  Boden 
zu  stellen,  bedeutet  der  im  Jahr  1n94  von 
Professor  Zimmer  begründete  evangelische 
Diakonieverein,  zuerst  in  Herboni, 
neuenüngs  in  Zehlendorf  bei  Berlin  domizi- 
liert. Einerseits  soll  die  in  dem  Vereine  organi- 
sierte Liebestnätigkeit  nach  allen  Richtimgen 
den  auftretenden  Bedurfnissen  nach  Hilfe 
Reclmung  trafen  unter  blonderer  Berück- 
sichtigimg der|enigen,  welche  in  der  Fraueo- 
welt  selbst  hervortreten,  andrerseits  will  sie 
bewusst  und  planmässig  den  bisher  müssig 
gebliebenen  oder  ungenügend  verwerteten 
Frauen,  vornehmlich  den  unverheirateten, 
nach  dem  Vorbilde  der  Familie  befriedi- 
genden Lebensinhalt,  l^iterhalt  und  Rück- 
halt bieten.  Die  Organisierung  der  Kran- 
ken- und  Armenpflege  L^t  niu-  als  das 
nächste,  aber  nicht  als  das  wichtigste,  ge- 
schweige denn  das  einzige  Thätigkeitsfeld 
gedacht.  Der  Verein,  der  aus  Einzel- 
I)ei'sonen,  Gemeinden  und  Korporationen 
sich  zusammensetzt,  bildet  eine  einge- 
tragene GenosstMischaft  mit  beschränkter 
Haftpflicht,  welcher  ein  Schwestemverl»and 
mit  Pensions-  und  Unterstützungskasse  an- 
gegliedert ist.  Im  Gegensatz  zu  der  Matter- 
haus-Organisation lässt  der  Verein  der  ein- 
zelnen Schwester  volle  Freiheit  und  SeU>- 
ständigkeit,  die  nur  durch  besondere  und 
freiwillige  Dienstverträge  beschränkt  werden 
darf.  In  den  Krankenhäusern,  für  welche  der 
Verein  die  Stellung  des  Pflegepersonals 
übeniommen  hat,  sind  die  Sdiw^estem  nicht 
dem  Vei  ein,  w  ie  die  Diakonissin  dem  Mutter- 
haiis,  sondern  der  Anslaltsdirektion  unter- 
stellt, der  sie  auch  nicht  beliebig  genommen 
werden  können.  Im  übrigen  haben  die 
Schwestern   keinerlei    dauernde   Dienstler- 
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pQichtune,  sondern  es  steht  ihnen  der  Aus- 
tritt überhaupt  wie  bei  der  einzelnen  Anstalt 
frei,  wie  es  ihnen  auch  überlassen  ist,  sich 
den  Zweig  ihrer  Diakoniethätigkeit  selb- 
ständig zu  w^ählen.  Die  Schwestern  dienen 
^gen  festes  Entgelt.  Ihre  Ausbildung  er- 
folgt unentgeltlich  in  Diakonie- Seminaren, 
wdche  an  bestimmten  Krankenhäusern,  mit 
denen  der  Verein  im  Vertragsverhältnis  steht, 
—  in  Elberfeld,  Danzig,  Erfurt,  Magdeburg- 
Sudenburg,  Zeitz  und  Stettin  —  eingerichtet 
sind.  Den  Unterricht  erteilen  Lehrschwes- 
tem  und  Aerzte.  Neben  der  Anstaltspflege 
will  der  Verein  auch  die  Haus-  una  Ge- 
meindepflege organisieren.  Als  seine  wich- 
tigste Au%abe  betrachtet  er  die  Erzie- 
himg junger  schulentlassener  Mädchen,  um 
sie  sowohl  für  Haus  und  Familie  wie 
für  den  Hilfsberuf  tüchtig  zu  machen. 
Dieser  Erziehrmg  dienen  Töchterheime 
(Cassel).  Sie  sind  eine  Verbindung  von  Pen- 
sionat und  Diakonieseminar  (i^  Lehr- 
diakonie)  und  zerfallen  in  zwei  selbständige 
Abteilun^n,  eine  Wirtschafts-  und  eine 
Lehrabteüung  (für  Erziehungslehre).  Sie 
dienen  zwar  als  Vorstufe  für  das  Pflege- 
rinnenseminar, zugleich  aber  allgemein  als 
Reformpensionate  für  Töchter  aus  gebildeten 
Ständen.  In  Dieringhausen  (Rheinprovinz) 
und  in  Glücksbrunn  (Thüringen)  hat  der 
Verein  Mädchenheime  gegründet,  welche 
als  Erziehungsanstalten  den  aufgenommenen 
Fabrikmädchen  dazu  verhelfen  sollen,  aus 
Arbeiterinnen  sich  zu  Eigentümerinnen 
emporzuarbeiten.  Der  Verein  steht  auf 
allgemein  evangelischem  Boden,  im  übrigen 
ist  er  nicht  konfessionell.  1898  zählte  er 
750  Mitglieder,  von  denen  194  in  verschieden- 
artiger Pflegethätigkeit  beschäftigt  waren; 
eigentliche  Diakonieschwestem,  die  in  dem 
Schwesternverband  aufgenommen  waren,  gab 
es  erst  19. 

Neben  der  soeben  geschilderten  berufs- 
mässigen Thätigkeit  ist  eine  ausserordentlich 
ausgebreitete  und  mannigfache  freie  Thätig- 
keit zur  Entfaltung  gekommen.  Teils  wid- 
met diese  sich  selbständig  und  ausschliess- 
lich gewissen  Aufgaben,  teils  wirkt  sie  mit 
der  berufsmässigen  zusammen,  indem  sie 
diese  beaufsichtigt  und  leitet  oder  er- 
gänzt Hier  eröffnet  sich  für  sdle  diejenigen 
mehr  oder  minder  disponiblen  Frauenkräfte 
der  oberen  sozialen  Schichten,  welche  bei 
gesicherter  äusserer  Existenz  der  Erwerbs- 
thätigkeit  entraten  können  oder  gar  auf  sie 
aus  Standesrücksichten  verzichten  müssen,  ein 
weites  Feld  erspriesslicher  Wirksamkeit  .vor- 
ausgesetzt dass  sie  sich  der  sozialen  Pflichten 
des  Besitzes  und  der  höheren  Bildung  be- 
wusst  geworden  und  sie  mit  Ernst  zu  ei> 
füUen  bestrebt  sind.  In  der  That  giebt  es  kein 
Gebiet  der  Hilfsthätigkeit  und  der  Armen- 
pflege,    das     nicht     in     kleinerem     oder 


grösserem  umfange  Gegenstand  solcher  freien 
Liebestliätigkeit  geworden  wäre,  üeber- 
wiegend  ^ird  diese  von  Frauen  vereinen, 
die  bis  in  die  kleinsten  Orte  sich  verbreitet 
haben,  geübt.  In  kleineren  Orten  ruht  oft  die 
gesamte  freie  Wohlthätigkeit  in  ihren  Händen, 
zum  Teil  auch  die  öffentliche  Armenpflege. 
In  grösseren  Städten  ist  in  der  Regel  ein 
Centralverein  vorhanden,  der  alle  in  der 
offenen  Pflege  vorkommenden  Thätigkeiten 
übt,  während  daneben  noch  Vereine  sich  ge- 
bildet haben,  welche  sich  besonderen  Einzel- 
aufgaben, so  der  Fürsorge  für  Kinder, 
Kranke,  für  gefallene  oder  gefährdete  Mäd- 
chen, Jugendschutz  etc.  widmen.  Teils 
stehen  sie  auf  konfessionellem  Boden,  teils 
auf  rein  humanitärem.  Die  Zahl  dieser 
Vereine  ist  unbekannt,  doch  umfasst  allein 
der  Vaterländische  Frauenverein  nahezu  900 
Einzelvereine  mit  140-  bis  150000  Mit- 
gliedern. Mit  ihm  stehen  8  Liandesver- 
bände  der  wichtigsten  Bundesstaaten  in 
Verbindung,  von  denen  der  bedeutendste 
der  Badische  Frauenverein  mit  nahezu  250 
Einzelvereinen  ist 

Zur  Ausübung  der  öffentlichen  Ar- 
menpflege sind  in  Deutschland  die  Frauen 
bisher  erst  in  bescheidenem  Umfange  heran- 
gezogen worden.  Ihre  Beteiligung  erscheint 
dabei  in  verschiedenen  Formen.  Nur  an  ein- 
zelnen Orten,  so  in  Cassel  und  Posen,  sind  sie 
in  die  öffentliche  Armenpflege  mit  gleichen 
Rechten  und  Pflichten  wie  die  Männer  ein- 
geordnet worden;  ähnlich  in  Colmar,  wäh- 
rend Hamburg  sie  zwar  an  der  Unter- 
suchung geeigneter  Fälle  imd  an  der  Ueber- 
nahme  von  PQegen  teilnehmen  lässt,  aber 
ihre  Teilnahme  an  den  Sitzungen  vom  Er- 
messen des  Bezirksvorstehers  abhängig 
macht  Eine  zweite  Gruppe  von  Orten, 
für  welche  Elberfeld  das  Vorbild  bietet 
und  zu  denen  Crefeld,  Breslau  und  Magde- 
biu^g  zählen,  hat  dem  Frauenverein  eine  die 
öffentliche  Armenpflege  in  bestimmter  Art 
er^nzende  Thätigkeit  zugewiesen.  In  einer 
dritten  Gruppe  von  Fällen  liegt  nur  eine 
gewisse,  mehr  oder  minder  lose  Verbindung 
zwischen  der  Frauenorganisation  und  der 
öffentlichen  Pflege  durch  Mitteilung  von 
UnterstützungsfäUen  etc.  vor.  Eine  gi^ere 
Anzahl  Städte  verwendet  die  Frauen  mittel- 
bar als  Waisenpflegerinnen.  Nachdem  der 
Verein  für  Armenpflege  und  Wohlthätig- 
keit jüngst  mit  Nachdruck  für  die  Heran- 
ziehung der  Frauen  zur  Armenpflege  einge- 
treten ist,  darf  wohl  eine  zunenmende  Ver- 
wendung weiblicher  Kräfte  auf  diesem  Ge- 
biete erwartet  werden. 

Mehr  als  in  Deutschland  haben  die  Frauen 
auf  diesem  Felde  in  England  emingen.  Seit 
dem  Jahre  1881  wirfte  die  Society  for 
promoting  of  the  retiurn  of  qualified  women 
as  Poor  Law  guardian  mit  grossem  Erfolge 
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für  die  Yemiehrung  der  weiblichen  Armen- 
j)fleger.  Nachdem  1894  die  Frauen  aus- 
nahmslos in  der  Parish  and  District  Councils 
Bill,  (Pfarrbezirks-  und  Distriktsratsordnung) 
das  i)assiv6  wie  aktive  Wahlrecht  filr 
die  Gemeindeverwaltung  eiTtmgen  hatten, 
stieg  alsbald  die  Zalil  der  von  ihnen  be- 
kleideten Armenpflegestellen.  Während  diese 
vor  1S94  nur  2(K)  betrug,  erhöhte  sie  sich 
im  Jahr  1894  auf  883,  bis  zum  Jahr  1897 
auf  nahezu  KHK).  In  einem  der  Bezirke 
führt  selbst  eine  Frau  den  Vorsitz.  Die 
Thätigkeit  der  Frauen  in  der  Anuenpflege 
findet  allgemeine  Anerkennung,  insbesondere 
auch  auf  dem  (jebiet  der  Waisenpflege.  In 
diesem  Zweige  steht  sogar  eine  Frau  als 
Generalinspektor  an  der  Spitze,  was  ihr 
die  Stellung  eines  höheren  Beamten  verleiht. 
Aber  so  sehr  die  weibliche  Hilfsthätig- 
keit,  besonders  auch  in  Deutschland,  sich 
ausgebreitet  und  daß  Pflegewesen  wie  die 
übrigen  Zweige  der  Wohlfahrtspflege  ge- 
fördert hat,  so  vermögen  doch  weder  die  be- 
rufsmässigen noch  die  nicht  berufsmässigen, 
frei  wirkenden  Kräfte  den  vorhandenen 
Bedarf  zu  decken.  Vor  allem  jedoch  ist 
es  nötig,  den  Mädchen  und  Frauen  der 
gebildeten  Stände  tieferes  Verständnis  für 
das  wirtschaftliche  und  soziale  Leben,  seine 
Bedürfnisse  und  die  geeignete  Art  ihrer 
Befriedigung  zu  erschliessen ,  damit  sie 
die  ihrer  wartenden  Aufgaben  richtiger 
erkennen  und  in  berufsmässiger  oder  nicht 
benifsmässiger  Arbeit  erfolgreicher  zu  er- 
füllen lernen.  Die  gedeihliche  Weiterent- 
wickelung der  weiblichen  Hilfsthätigkeit 
hängt  somit  in  erster  Linie  vom  refor- 
mierenden Ausbau  des  höheren  weiblichen 
Bildun^wesens  ab,  das  in  seinem  einseitig 
litterarisch-ästhetischen  Charakter  der  Er- 
gänzung durch  Aufnahme  praktischer  und 
gemeinnütziger  Lehrgogenstände  bedarf.  Es 
gilt,  die  jungen  Mädchen  bis  zu  einem  ge- 
wissen Gratle  mit  den  Einrichtungen  des 
öffentlichen  Lebens  in  Staat  und  Gemeinde, 
mit  den  wirtschaftlichen  und  sozialen  Er- 
scheinungen der  Gegenwart,  mit  Gesund- 
heitspflege, Haushaltskunde  etc.  beizeiten 
vertraut  zu  machen,  vielleicht  teilweise 
schon  während  der  Schulzeit,  jedenfalls  aber 
nach  Beendigung  derselben  und  die  er- 
langten Kenntnisse  nach  Möglichkeit  in 
praktischer  Bethätigung  zu  beifestigc^n  und 
zu  vervollständigen.  Die  erlangte  Einsicht 
und  Erfahrung,  die  den  Gesichtski-eis  er- 
weiterte, käme  nicht  nur  jeder  späteren 
Erwerbs-  wie  berufsmässigen  oder  freien 
Hilfsthätigkeit  zu  gute,  sie  würde  auch  für 
diejenigen  fruchtbar  bleiben,  welche  ver- 
heiratet oder  unverheiratet  auf  eine  Wirksam- 
keit in  der  Familie  ausschliesslich  angewiesen 
wäi'en.  Am  lunfasseudsten  suchen  diesem  Be- 
dürfnis die  Bestrebungen  des  Diakonie Vereins  j 


Rechnung  zu  tragen.  Aber  auch  die  in  Berlin 
gebildeten  Mädchen-  und  Frauen- 
gruppen  für  soziale  Hilfsarbeit 
wirken  in  verwandter  Richtung.  Auf  theore- 
tischen Unterricht  beschränken  sich  die  ver- 
einzelt an  höhere  Mädchenschiüen  angeschltÄ^- 
senen  wahlfreienKurse  über  Nationalökonomie, 
Rechtskunde,  Erziehungslehre  etc,  England 
schuf  die  mehr  auf  praktische  Schulimg  be- 
i-echnete  Womens  Cniversity  Settle- 
ments, jene  Klubs,  welche,  mitten  in  den  Ar- 
beiter- und  Armenvierteln  der  Grossstädte  er- 
richtet, seit  1887  auch  den  Frauen  —  wie  sonst 
den  Männern  —  in  meist  nur  einjährigem  Kurr* 
auf  Grund  eigener  Anschauung  die  KenntnL* 
der  sozialen  Zustände  und  der  öffentlichen 
Armenpflege  zu  vermitteln  suchen.  Solcher 
Frauenklubs  oder  -seminarien  giebt  es  z.  Z* 
in  England  16,  davon  12  in  London. 

11.  Die  priyalrechtliche  Stellimi^  der 
FraiL  a)  Stellung  der  Frau  nach 
dem  B.G.B.  Die  neue  Regelung,  welche 
das  im  Jahre  1896  zum  definitiven  Abschluss 
gekommene  B.G^.  der  privatrechtlichen 
Stellung  der  Frauen  hat  angedeihen  lassen^ 
hat  nicht  nur  durch  die  Vereinheitlichung 
des  Rechtes  eine  grosse  Bedeutung,  sondern 
stellt  zweifellos  auch  einen  nicht  hoch  ge- 
nug anzuschlagenden  Fortschritt  in  der  Fort- 
entwickelung des  materiellen  Rechtes  auf 
dem  Gebiete  der  wechselseitigen  Beziehungen 
der  Geschlechter  dar.  Obwohl  der  all- 
gemeine deutsche  Frauenverein  schon  bald 
nach  seiner  B^ründung  (1865)  sein  Augen- 
merk auf  die  Verbesserung  der  Rechts- 
stellung des  weiblichen  Geschlechtes  richtete 
und  mannigfache  Erörtenmgen  der  un- 
befriedigenden gesetzlichen  Zustände  ver- 
anlasste, so  traten  doch  die  auf  die  Ver- 
besserung der  privatrechtlichen  Verhältnisse 
gerichteten  Bestrebungen  lange  Zeit  gegen- 
über den  Bemühungen  zur  Erweiterung  des 
weiblichen  Bildungs-  und  Erwerbslebens 
zurück.  Erst  die  Veröffentlichung  des 
zweiten  Entwurfes  des  neuen  Gesetzbuchs 
entfesselte  eine  umfassende  und  lebhafte 
Agitation,  welche  in  Ueberstürzung  und 
Oberflächlichkeit  die  durch  das  neue  Gesetz- 
buch erreichten  Verbesserungen  in  der  Rechts- 
steUuug  der  Frauen  allzusehr  verkannte  und 
mit  ihren  eigenen  Forderungen  über  das 
Ziel  hinaus  schoss.  Bei  den  Beratungen 
des  Entwurfs  im  Reichstage  erzielte  sie  da- 
her nur  geringe  Erfolge.  Im  wesentlichen 
sind  die  Bestimmungen  des  zweiten  Entwurfs 
auch  für  das  hier  in  Frage  stehende  Gebiet 
Gesetz  geworden. 

Da  (Üe  unverheiratete  Frau,  le<lig 
oder  verwitwet,  durch  die  bisherige  Ent- 
Wickelung  des  Privatrechts  bereits  fast  völlige 
Gleichberechtigimg  mit  den  Männern  erlangt 
hatte,  blieb  dem  neuen  Gesetzbuch  in  dieser 
Richtung  wenig  zu   thun    übrig.    Mit   der 
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unbeschränkten  Zulassung  der  unverheira- 
teten Frauen  zur  Vormundschaft  —  dem 
einzigen  nennenswerten  Erfolge,  welchen  die 
Frauenpetitionen  dem  Entwürfe  gegenül)er 
errangen,  —  beseitigte  es  den  wichtigsten 
unter  den  wenigen  PunMen,  in  denen  eine 
Gleichberechtigimg  bisher  noch  nicht  all- 
gemein anerkannt  war.  Ebenso  gab  es 
allen  Frauen,  verheirateten  wie  unverhei- 
rateten, das  Recht,  aJs  Zeugen  bei  der  Ehe- 
schliessung und  bei  Testamentsaufnahmen  zu 
fungieren. 

Die  Hauptaufgabe,  die  dem  B.GJB.  in 
Bezug  auf  die  Frauenrechte  gestellt  war,  be- 
stand in  einer  einheitlichen  und  verbesserten 
Ordnung  der  Rechtsverhältnisse  der 
verheirateten  Frauen.  Zwar  wurde 
auch  hierbei  im  allgemeinen  der  Grundsatz 
der  Gleichberechti^ng  der  Geschlechter  als 
gültig  anerkannt,  jedoch  hielten  die  Gesetz- 
geber an  der  Ueberzeugung  fest,  dass  das 
Wesen  der  Ehe  und  die  natürliche  Ver- 
schiedenheit der  Stellung  von  Mann  und 
YraxL  in  dieser  eine  striMe  formale  Durch- 
führung dieses  Grundsatzes  nicht  ziüiessen, 
dass  vielmehr  die  Zwecke  des  Familienlebens 
mannigfache  Abweichungen  von  jenem  Grund- 
princip  nötig  machten. 

Vor  allem  erscheint  in  dem  neuen  Rechte 
die  Einrichtung  der  ehelichen  Vormundschaft 
oder  der  ehelichen  Gewalt  gänzlich  beseitigt. 
Auch  der  verheirateten  Frau  wird  voll- 
kommene Geschäftsfähigkeit  zuerkannt.  Sie 
kann  sich  somit  ebenso  selbständig  durch 
Verträge  verpflichten  wie  die  unverheiratete. 
Von  den  beiden  einzigen  Ausnahmen,  welche 
das  Gesetz  des  ehelichen  Lebens  wegen 
macht,  begreift  die  eine  solche  Fälle,  in 
welchen  eine  Frau  sich  zu  einer  von  ihr  in 
Person  zu  bewirkenden  Leistimg  verpflich- 
tet. Werden  nämlich  durch  die  übernommene 
Thäti^keit  die  ehelichen  Interessen  beein- 
trächtigt, so  kann  das  Vormundschaftsgericht 
den  Mann  auf  seinen  Anti-ag  zur  Auflösung 
des  Vertrages  ermächtigen.  Andererseits 
kann  bei  ungegründetem  Widerspruch  des 
Mannes  die  Frau,  um  eine  nachträgliche 
Auflösung  des  Vertrages  zu  vermeiden,  das 
Vormundschaftsgeiicht  veranlassen,  die  Zu- 
stimmung des  Mannes  durch  gerichtliche 
Verfügung  zu  ersetzen.  Von  grosser  prak- 
tischer Bedeutung  dürfte  die  erwähnte  Be- 
schränkung des  weiblichen  Selbstbestim- 
mungsrechts indessen  nicht  sein,  da  dem 
Manne  kein  wirksames  Mittel  zu  Gebote 
steht,  die  Frau  an  einer  thatsächlichen  Fort- 
setzung der  untersagten  Thätigkeit  zu  hindern, 
es  sei  denn,  dass.  er  sogleich  zur  Eheschei- 
dungsklage griffe.  Die  zweite  Ausnahme 
besteht  darin,  dass  die  verheiratete  Frau 
nicht  ohne  Zustimmung  ihres  Mannes  eine 
Vormundschaft  übernehmen  kann. 

Die  Verpflichtung  zur  ehelichen  Gemein- 


schaft besteht  gleicherraassen  für  beide  Teilen 
soweit  nicht  die  hierher  gehörenden  An- 
sprüche des  anderen  Teils  sich  als  Miss- 
brauch  seines  Rechtes  darstellen.  Da  aber 
in  den  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten 
die  Anerkennung  völliger  Gleichbereclitigimg 
bei  widersprechenden  Ansichten  der  Ehe- 
gatten eine  Entscheidung  überhaupt  un- 
möglich machen  würde,  ist  in  solchen  Fällen 
dem  Manne  das  Entscheidungsrecht  zu- 
gespirochen  gemäss  dem  natürlichen  üeber- 
gewicht,  welches  er  bei  normalen  Ehe- 
verhältnissen besitzt.  Insbesondere  hat  er 
danach  Wohnort  und  Wohnung  zu  bestimmen. 
Indessen  entbindet  auch  hier  der  Rechts- 
missbrauch die  Frau  von  der  Pflicht  der 
Folgeleistung.  Dabei  ist  das  Entscheidungs- 
reclit  des  Mannes  streng  auf  Angelegen- 
heiten des  gemeinschaftlichen  ehe- 
lichen Lebens  beschi'änkt,  so  dass  die  Frau 
in  ihren  eigenen  Angelegenheiten  völlig 
selbständig  bleibt. 

Die  Leitimg  des  Hauswesens  ist  nicht 
nur  Pflicht,  sondern  auch  Recht  der  Frau. 
Zur  Uebernahme  von  Arbeiten  im  Hauswesen 
und  im  Geschäft  des  Mannes  ist  sie  lediglich 
verpflichtet,  doch  gilt  diese  Verpflichtung 
nur  mit  der  Einschränkung,  dass  eme  solche 
Thätigkeit  nach  den  Lebensverhältnissen  der 
Ehegatten  üblich  ist  Ihrem  Recht  zur  Lei- 
tung des  Hauswesens  entsprechend  ist  — 
gemäss  der  neueren  Rechtsentwickelung  — 
der  Frau  die  sogenannte  Schlüsselgewalt  ein- 
geräumt. Kraft  ihrer  ist  sie  befugt,  inner- 
halb ihres  häuslichen  Wirkungskreises  die 
Geschäfte  des  Mannes  zu  besorgen  und  ihn 
zu  vertreten,  so  dass  der  Mann  insoweit  für 
die  von  der  Frau  eingegangenen  Verpflich- 
tungen persönlich  haftet.  Zwar  kann  dieser 
die  Schlüsselgewalt  seiner  Frau  beschränken 
oder  ganz  ausschliessen ;  missbraucht  er  je^ 
doch  dieses  Recht,  so  kann  das  Vormund- 
schaftsgericht die  Beschränkung  wieder  auf- 
heben. 

Auf  dem  Manne  ruht  die  Verpflichtung, 
der  Frau  den  Unterhalt  zu  gewänren,  und 
zwar  in  der  Regel  den  standesgeraässen. 
Nur  wenn  die  Frau  sich  einer  Verfehlung 
schuldig  gemacht  hat,  welche  den  Mann  zur 
Scheidungsklage  berechtigen  \^iirde,  geht 
die  Verpflichtung  nicht  weiter  als  bis  zur 
Gewährung  des  notdürftigen  Unterhalts. 
Für  die  Frau  entsteht  die  Pflicht,  ihrem 
Manne  den  Unterhalt  zu. gewähren,  erst  dann, 
wenn  dieser  ausser  stände  ist,  sich  selbst 
zu  erhalten. 

Eine  besondere  Bedeutung  beansprucht 
die  Art,  wie  das  eheliche  Güterrecht 
geregelt  wurde.  Auf  keinem  anderen  Rechts- 
gebiete herrschte  bisher  eine  gleich  grosse 
Mannigfaltigkeit  der  Rechtsbildung,  auf 
keinem  anaeren  war  daher  das  Bedürfnis 
nach  einer  nationalen  Rechtseinheit  gleich 
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dringlich  wie  hier,  doch  bestand  ein  tief- 
gehender Gegensatz  der  Anschauungen  üljer 
das  bei  der  Neuregelung  zu  wählende  System. 
Die  bisher  geltenden  Rechtssysteme  glie- 
derten sich  im  wesentli(»hen  in  vier  Haupt- 
gruppen :  die  allgemeine  Güt*Tgemeinschaft 
die  partikuläre  Gütergemein s<*haft  (Emnigen- 
schaftsgemeinschaft  und  Falimisgemein- 
schaft),  die  deutsclu^-htliche  Trennung  der 
Güter  (Verwaltungsgemeinschaft  etc.)  und  das 
römische  Dotalrecht.  Im  System  der  all- 
gemeinen Gütergemeinschaft  wiixi 
das  Vermögen  beider  Ehegatten,  das  vor- 
liandene  el)enso  wie  das  später  erw'orbene, 
zu  einem  Gesamtgut  veroimden.  Dieses 
Gesamtgut  steht  in  der  Verwaltung  des 
Mannes,  der  über  dasselbe  zu  verfügen  hat 
und  aus  ihm  die  ehelichen  Lasten  bestreitet. 
Nach  dem  Tode  des  einen  Ehegatten  gebülurt 
dem  überlebenden  Gatten  die  Hälfte  des 
Gesamtgutes.  In  der  Fahrnisgemein- 
schaft  wird  niu- das  bewegliche  Vennögen 
Gesamtgut,  während  der  unbewegliche  be- 
sitz Sondergut  bleibt.  Das  Verwaltungsrecht 
des  Mannes  beschränkt  sich  indessen  hier 
nicht  auf  das  Gesamtgut,  sondeni  ergreift 
auch  das  von  der  Frau  eingebra(*hte  un- 
bewegliche Vermögen.  Die  Früchte  des 
letzteren  werden  ebenfalls  Gesamtgut  Die 
Teilung  des  Gesamtgutes  erfolgt  im  Todes- 
falle in  derselben  Weise  wie  bei  der  all- 
gemeinen  Gütergemeinschaft  Bei  der  Er- 
rungenschaftsgemeinschaft bleibt 
das  Vermögen,  welches  die  Ehegatten  bei 
Eingehung  der  Ehe  besitzen  oder  während 
der  Ehe  durch  Erbschaft  oder  Schenkung 
erwerben,  gesondert.  Gemeinsamer  Besitz 
aber  werden  die  Früchte  dieses  Sonderguts 
sowie  alles,  was  die  Ehegatten  in  anderer  Weise 
als  durch  Erbschaft  oder  Schenkung  während 
der  Ehe  e.  werben.  An  dieser  Errungen- 
schaft steht  Verwaltung  und  Verftigung  dem 
Manne  zu,  der  aus  ihm  die  ehelichen  Lasten 
bestreitet.  Im  unterschiede  von  den  bisher 
genannten  Systemen  bleibt  bei  der  sogenann- 
ten Verwaltungsgemeinschaft  das 
von  der  Frau  eingebrachte  Vermögen  zwar 
Sondergut,  Verwaltung  und  Nutzniessung 
jedoch  gebührt  dem  Manne.  Ihm  fällt  der 
Ertrag  des  Frauenvermögens  zu,  er  allein 
trägt  daff'u*  die  ehelichen  Lasten.  Beim 
Dotalsystem  endlich  erwirbt  der  Mann 
diu*ch  die  Ehe  an  sich  keinerlei  Rechte  am 
Vermögen  der  Frau.  Doch  ist  bei  diesem 
Systeme  üblich,  dass  die  Frau  in  der  Form 
der  dos  einen  Beitrag  zur  Bestreitung  der 
ehelichen  Lasten  gewährt^  an  welchen  der 
Mann  ein  festes  und  bestimmtes  Recht  er- 
wirbt Wie  hoch  dieser  Beitrag  sich  be- 
misst,  bestimmt  die  Frau  nach  ihrem  Er- 
messen. Indem  aber  in  den  Gebieten  des 
Dotalrechts  sich  in  grossem  Um^ge  für 
die  Aussteuer  und  für  dasjenige  Vermögen, 


dessen  Verwaltung  die  Frau  dem  Manne 
thatsächlich  überläset,  eine  stillsdiveigencie 
DoslH?stellung  angenommen  wiuxle,  näherte 
sich  das  gemeinrechtliche  Dotalsystem  den 
deutschrechtlichen  Systemen. 

Das  Geltungsgebiet  der  einzelnen  Sys- 
teme war  von  sehr  verschiedener  Ausdehnung. 
Die  allgemeine  Gütergemeinschaft  umla^sfe 
etwa  11  Millionen  Einwohner  Deutschlands, 
die  Fahmisgemeinschaft  7,2  Millionen,  die 
Errungeuschaftsgemeinschaft  und  die  zwi- 
schen dieser  und  der  Fahrnisgemeinsdiaft  in 
der  Mitte  liegenden  Systeme  galten  für  etwa 
6,9  Millionen,  die  Verwaltungsgemeinschaft 
für  etwa  14  Millionen  und  die  römisch-recht- 
liche Gütertrennung(Dotalsystem)  für  etwa  3,1 
Millionen.  Ausserhalb  Deutschlands  herrseht 
die  Gütertrennung  in  England  und  Irland 
nach  den  neueren  Gesetzen  aus  den  Jahit^ 
1870,  1874  und  1882,  in  Schottland  nach 
einem  Gesetze  von  1877.  Sie  gilt  in  gleicher 
Weise  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika sowie  in  Skandinavien.  Auf  dem 
Dotalsystem  beruht  im  wesentlichen  das 
eheliche  Güterrecht  des  österreichischen  und 
des  italienischen  Gesetzbuchs.  Hing^en 
ist  die  Fahrnisgemeinschaft  das  System  des 
Code  civil,  durch  dessen  Einführung  es  auch 
im  deutsdien  Rheingebiet  zur  Herrschaft  ge- 
langte. 

DasBürgerliche  Gesetzbuch  hat 
sich  bei  der  Bestimmung  des  all- 
gemeinen gesetzlichen  Güterstan- 
des für  das  System  der  Verwal- 
tungsgemeinschaft, das  bisher  nur 
im  preussischen  allgemeinen  Landrechte 
und  im  sächsischen  Gesetzbuch,  ausserdem 
auch  in  den  Gebieten  des  gemeinen  Sachsen- 
rechts und  seit  1873  in  Oldenburg  anerkannt 
war,  entschieden,  obwohl  die  Führer  der 
Frauenbewegung  mit  Hilfe  einer  lebhaften 
und  umfassenden  Agitation  die  Ersetzung 
der  Verwaltungsgemeinschaft  durch  die 
Gütertrennung  eratrebten.  Nur  in  beson- 
deren Ausnahmefällen,  so  bei  erheblicher 
Gefährdung  des  eingebrachten  Gutes,  bei 
erheblicher  Verletzung  der  Unterhaltspflicht 
bei  Entmündigung  des  Mannes  etc^  tritt  bei 
erfolgreich  erhobener  Erjage  der  Frau  Güter- 
trennung ein.  Im  übrigen  hat  das  Gesetz 
den  einzelnen  Freiheit  gegeben,  durch  ^e- 
vertrag  vor  wie  nach  der  Ene  den  Ver- 
mö^nsstand  abweichend  von  der  allge- 
meinen gesetzlichen  Norm  zu  r^eln.  Um 
eine  solche  Sonderregelung  zu  vereinfachen 
und  zu  erleichtem,  hkt  es  neben  der  Güter- 
trennung auch  den  Rechtsinhalt  der  allge- 
meinen Gütergemeinschaft,  der  Errungen- 
schaftsgemeinschaft und  der  Fahmisgemein- 
schaft einheitlich  normiert,  so  dass  die  Be- 
zeichnung des  gewählten  Systems  im  Ehe- 
vertrage weitere  Einzelbestimmungen  ent- 
behrlich macht    Nur  wenn  ihnen  die  ge- 
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setzlich  aufgestellten  Einzelheiten  des  be- 
treffenden Güterstandes  nicht  zusagen,  er- 
giebt  sich  für  die  Eheleute  die  Not- 
wendigkeit, spedellere  Dispositionen  zu 
treffen. 

Für  die  Wahl  der  Verwaltiuigsgemein- 
schaft  als  gesetzlichen  Güterrechts  war 
weder  der  Gesichtspunkt  massgebend,  dass 
nur  dieses  und  kein  anderes  System  dem 
sittlichen  Wesen  der  Ehe  entspreche,  noch 
auch  die  Anschauung,  dass  den  Frauen 
schlechtweg  die  Fähigkeit  mangle,  ihr  Ver- 
mögen zu  verwalten.  Vielmehr  war  hierbei 
lediglich  die  üeberzeugimg  bestimmend,  dass 
so  die  Tragung  der  ehelichen  Lasten  in  zweck- 
mässiger Weise  geordnet  imd  der  deutschen 
Auffassung,  wie  sie  in  der  bisherigen  Ent- 
wickelung  des  ehelichen  Güterrechts  her- 
vorgetreten war,  am  meisten  Rechnung  ge- 
tragen werde.  Der  Grundsatz,  dass  unter 
£dlen  umständen,  auch  dann  also,  wenn  die 
Frau  imstande  ist,  einen  Beitrag  zu  leisten, 
der  Mann  allein  aUe  Ehelasten  zu  tragen 
habe,  ist  in  der  deutschen  Rechtsent- 
wickelung niemals  zur  Herrschaft  gelangt. 
Vielmehr  hat  diese,  wie  oben  ausgeführt,  in 
der  verschiedensten  Form  den  Gedanken 
verwirklicht,  dass  jene  Lasten  zwar  formell 
allein  auf  dem  Manne  ruhen,  materiell  aber 
von  der  Frau  mitzutragen  sind,  sofern  sie 
wirtschaftlich  dazu  in  der  Lage  ist,  und 
dass  die  Frau  zur  Teilnahme  an  den  Ehe- 
lasten in  der  Art  heranzuziehen  ist,  dass 
dem  Manne  ein  festes  Recht  an  ihrem  Ver- 
mögen eingeräumt  wird.  Den  Mann  materiell 
allein  zu  belasten,  würde  in  der  That  ge- 
rade dem  Grundsatz  der  Gleichberechtigung, 
von  Mann  und  Frau,  mit  dem  die  vöUige 
Gütertrennung  gegenüber  der  Verwaltungs- 
gemeinschaft verteidigt  wird,  am  wenigsten 
entsprechen.  Es  ist  daher  auch  in  den- 
jenigen Fällen,  in  denen  kraft  eines  gesetz- 
lichen Grundes  oder  kraft  Ehevertrages  Güter- 
trennung eintritt,  der  Frau  die  Verpflichtung 
auferlegt,  einen  angemessenen  Beitrag  aus 
den  Einkünften  ihres  Vermögens  oder  aus 
dem  Ertrag  ihrer  Arbeit  bezw.  eines  von  ihr 
selbständig  betriebenen  Erwerbsgeschäfts  zu 
leisten,  was  bei  anormalen  Eheverhältnissen 
vielfach  zu  wiederholten  Regelungen  und 
gerichtlichen  Auseinandersetzungen  führen 
muss.  Dem  gegenüber  erscheint  die  Ver- 
waltun^gememschaft  jedenfalls  für  die 
grosse  Masse  der  Fälle,  in  denen  nur  ein 
geringfügiges  Vermögen  von  der  Frau  in 
die  Ehe  gebracht  wird,  einfacher  und 
sachgemässer.  Aber  auch  darüber  hinaus 
wirkt  sie  keineswegs  so  nachteilig  für  die 
Interessen  der  Frau,  wie  es  auf  den  ersten 
Bück  erscheinen  könnte,  da  auch  bei  »ge- 
setzlicher« Gütertrennung  meistens  die  Frau 
ihr  Vermögen  wohl  dem  Manne  thatsäch- 
lich   zur  Verwaltung   überlassen  oder  ihm 


in  anderen  Formen  zur  Verfügmig  stellen 
würde.  Missbraucht  der  Mann  die  ihm 
rechtlich  oder  thatsächlich  eingeräumten 
Verwaltimgsbefugmsse,  so  wird  es  in  beiden 
Fällen,  bei  Gütertrennung  so  gut  wie  bei 
Verwaltungsgemeinschaft,  sobald  der  Mann 
den  von  der  Frau  erhobenen  Ansprüchen 
nicht  gutwillig  nachgiebt,  einer  prozessu- 
alischen Klage  von  selten  der  Frau  bedürfen, 
um  ihre  Rechte  wirksam  geltend  zu  machen. 
Im  übrigen  steht  «dlerdings  die  Frau,  vor- 
ausgesetzt dass  sie  ilir  Vermögen  selbst  ver- 
walten wül,  bei  völligerGütertrennung  sicherer 
als  bei  der  Verwaltungsgemeinschaft,  üeber- 
lässt  sie  jedoch  die  Verwaltung  ihres  Ver- 
mögens dem  Manne,  so  ist  sie  bei  Güter- 
trennung nicht  durchweg  sicherer  gestellt. 
Zweifellos  aber  bietet  die  Verwaltungs- 
gemeinschaft der  Frau  weit  grösseren  Ver- 
mögensschutz als  irgend  ein  System  der 
Gütergemeinschaft.  Mag  die  allgemeine 
Gütergemeinschaft  dem  Ideale  einer  innigen 
ehelichen  Gemeinschaft  am  meisten  ent- 
sprechen, auch  durch  die  Einfachheit  der 
Rechtsverhältnisse  sowie  durch  die  Haftung 
des  Gesamtgutes  den  Kredit  des  Ehemannes 
sehr  erheblich  stärken,  so  ist  doch  die  Frau 
dadurch,  dass  ihr  meistens  alles  Dispositions- 
recht entzogen  ist,  namentlich  aber  durch 
ihre  Haftung  für  einseitige  Schulden  des 
Ehegatten,  mit  ihrem  Vermögensinteresse 
dem  Leichtsinn  und  der  Missverwaltung  des 
letzteren  völhg  preisgegeben.  Die  nach  dem 
Tode  des  Mannes  eintretende  Quotenteilung 
kann,  je  nach  den  Vermögensverhältnissen, 
der  Frau  sowohl  zum  Nachteil  wie  zum 
Vorteil  gereichen.  Bei  der  Fahmis^- 
meinschaft,  welche  jedes  festen  Pnn- 
cipes  entbehrt,  erscheinen  diese  Nachteile 
zwar  gemildert,  aber  nicht  aulgehoben. 
Wenn  endlich  bei  der  Errungenschaftsge- 
meinschaft, um  ganz  von  der  Kompliziert- 
heit der  durch  sie  bedingten  Abrechnungen 
abzusehen,  zwar  der  Frau  ebenfalls  ihr 
Vermögen  als  Sondergut  verbleibt,  so  ist 
doch  auch  hier  unter  allen  ümstänaen  dem 
Ehemanne  eine  ganz  überwiegende  Stellung 
eingeräumt,  die  nur  allzu  leicht  zum  Nach- 
teile der  Frau  ausgenutzt  werden  kann. 
Wie  ein  etwaiger  Ueberschuss  zu  gleichen 
Teilen  geteilt  wird,,  so  bedingt  auch  ein 
etwaiger  üeberverbrauch  in  demselben  Ver- 
hältnisse Zuschüsse,  so  dass  das  Vermögen 
der  Frau  überhaupt  und,  wenn  es  kleiner 
ist  als  dasjenige  des  Mannes,  sogar  leichter 
absorbiert  werden  kann  als  dieses.  Bei 
der  Verwaltungsgemeinschaft  hingegen  ist 
das  Stammvermögen  der  Frau  völlig  ge- 
sichert, da  es  der  Verfügung  des  Mannes 
rechtlich  entzogen  ist.  Es  haftet  daher 
auch  die  Frau  in  keiner  Weise  für  Ehe- 
schulden. Bevor  nicht  das  gesamte  Stamm- 
vermögen  des   Mannes  geopfert   ist,   kann 
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die  Frau  über  die  Früchte  des  Frauengates 
hiflaus  nicht  zu  den  Unterhaltungskosten 
der  Ehe  herangezogen  werden. 

Ueberdies  sind  durch  die  Art,  vie  die 
Verwaltungsgemeinschaft  im  B.G.B.  gestaltet 
wurde,  noch  in  höherem  Masse,  als  es  bis- 
her im  Geltungsgebiete  dieses  Systems  der 
Fall  war,  die  Interessen  der  Frau  gewahrt 
worden,  indem  ihre  Schutzrechte  erweitert, 
die  Rechte  des  Mannes  hingegen  beschränkt 
wurden.  Zunächst  ist  die  Verwaltung 
und  Nutzniessung  des  Mannes  aus- 
schliesslich auf  das  eingebrachte 
Gut  beschränkt.  Sie  erstreckt  sich 
nicht  auch  auf  das  Vorbehaltsgut. 
Zum  Vorbehaltsgute  aber,  an  dem 
der  Frau  miumschränkte  V'^erwaltung  und 
Verfügung  zusteht,  gehört  vor  allem 
dasjenige,  was  die  Frau  während 
der  Ehe  durch  ihre  Arbeit  und 
durch  den  selbständigen  Betrieb 
eines  Erwerbsgeschäftes  erwirbt. 
Damit  ist  der  bisherige  Zustand,  nach  dem 
alles,  was  die  Frau  erwirbt,  nicht  ihr, 
sondern  dem  Manne  gehöi-t,  aufgehoben  und 
in  sein  Gegenteil  verkehrt.  Einen  weiteren 
Bestandteil  des  Vorbehaltsgutes  bilden  die 
ausschliesslich  zum  persönlichen  Gebrauche 
der  Frau  bestimmten  Sachen,  insbesondere 
Kleider,  Schmucksachen  und  Arbeitsgeräte. 
Zum  Vorbehaltsgute  gehört  femer  alles, 
was  die  Frau  von  Todeswegen  erwirbt  oder 
was  ihr  unter  liebenden  von  einem  Dritten 
unentgeltlich  zugewendet  wird,  wenn  der 
Erblasser  durch  letztwillige  Verfügung,  der 
Dritte  bei  der  Zuwendung  bestimmt  hat, 
dass  der  Erwerb  Vorbehaltsgut  sein  soll. 
Darüber  hinaus  endlich  können  noch  durch 
Ehevertrag  weitere  Vermögensteile  beliebig 
für  Vorbehaltsgut  erklärt  werden.  Vermöge 
der  vorerwähnten  Bestimmimgen  über  das 
Vorbehaltsgut  ist  die  Verwaltungsgemein- 
schaft von  vornherein  gewissermassen  mit 
einer  partiellen  Gütertrennung  glücklich  ver- 
bunden. Aus  dem  Vorbehaltsgute  kann  der 
Mann  zwar  einen  angemessenen  Beitrag  zur 
Bestreitung  der  ehelichen  Lasten  fordern,  aber 
nur  so  weit,  als  nicht  schon  die  Erträge 
des  eingebrachten  Gutes  ihm  einen  solchen 
gewähren.  Lässt  die  Wiiischaft  des  Mannes 
eine  Gefähi-dung  des  Unterhaltes  der  Frau 
und  der  Kinder  besorgen,  so  kann  die  Frau 
von  dem  Beitrage,  den  sie  schuldet,  so  viel 
zur  eigenen  Verwendung  zurückhalten,  als 
zur  Bestreitung  dieses  Unterhaltes  erfordere 
lieh  ist. 

Das  Verwaltungsrecht  des  Mannes  am 
eingebrachten  Gute  bedeutet  keineswegs, 
dass  er  mit  den  diesem  Recht  unter- 
stellten Vermögensgegenständen  beliebig 
schalten  dürfe.  Er  hat  nicht  die  Befugnis, 
die  Frau  durch  Rechtsgeschäfte  zu  ver- 
pfüchten.     Es   können    daher  Vei-fügungen 


über  die  Sachen  selbst,  z.  B.  Verkauf  o*ler 
Verpfändung,  in  der  Regel  nur  von  beiden 
Elieleuteu  gemeinsam  bewirkt  werden,  wenn 
auch  die  trau  zu  einem  notwendigen  Ge- 
schäfte ilire  Zustimmung  nicht  ohne  aus- 
reichende Gründe  verweigern  darL 

Wird  diurch  das  Verhalten  des  Mannes 
die  Besorgnis  begründet,  dass  das  einge- 
brachte Gut  erheblich  geföhrdet  werde,  sc> 
kann  die  Frau  Sicherheitsleistung  verlangen. 
Sie  kann  selbst  in  solchem  Falle  vollständige 
Aufhebung  der  Verwaltung  und  Nutzniessimg 
des  Mannes  fordern.  Zur  Klage  auf  Aufhebung 
der  Verwaltungsgemeinschaft  ist  die  Frau 
auch  in  dem  FaÜe  berechtigt,  wenn  durch  das 
Verhalten  des  Mannes  der  Unterhalt  von 
Frau  und  Kindern  erheblich  gefährdet  ist, 
wenn  der  Mann  entmündigt  ist,  sowie  in 
einigen  anderen  Fällen.  Nach  der  Be- 
endigimg der  Verwaltungsgemeinschaft  hat 
der  Mann  das  eingebrachte  Gut  an  die  Frau 
herauszugeben  und  ihr  über  seine  gesamte 
Verwaltung  vollständige  Rechenschaft  abzu- 
legen. Für  den  aus  schlechter  Verwaltung 
erwachsenen  Schaden  haftet  er  der  Frau, 

Hiernach  sind  die  Mittel,  welche  der 
Frau  zur  Sicherung  ihres  Vermögens  geboten 
werden,  sehr  weitgehende,  obscJion  sie  zum 
Teil  allerdings  bei  wirklicher  Vermögens- 
gefährdimg nur  dann  wirksam  sein  werden, 
wenn  die  Frau  sie  rechtzeitig  benutzt  Un- 
ter solchen  Umständen  war  um  so  weniger 
Anlass  gegeben,  das  den  vorherrschenden 
Volksanschauungen  näher  stehende  Sys- 
tem der  Verwaltungsgemeinschaft  dem  Be- 
gehren nach  Einfülinmg  der  Gütertrennung 
zu  opfern.  Dem  Systeme  der  Gütergemein- 
schaft gegenüber  bedeutet  das  neue  gesetz- 
liche Güterrecht  zweifellos  einen  hoch  an- 
zuschlagenden Fortscihritt.  Mag  man  das  Ver- 
langen nach  Gleichberechtigung  der  Ge- 
schlechter und  nach  besserem  Schutz  der 
weiblichen  Vermögensrechte  in  der  gesetz- 
lichen Gütertrennung  der  Idee  nach  am 
vollkommensten  erfüllt  sehen,  so  wird  man 
doch  kaum  die  Behauptung  aufrechterhalten 
können,  dass  mit  Einführung  dieses  Systems 
die  Verwaltung  des  eigenen  Vermögens 
durch  die  Ehefrauen  in  Deutschland  prak- 
tisch auch  die  Regel  bilden  werde 
und  dass  infolgedessen  die  Geldheiraten 
sich  wesentlich  vermindern  würden.  Die 
gi-össere  Sicherheit,  welche  die  Gütertrennung 
der  Frau  für  die  Erhaltung  und  den  Genu^ 
ihres  Vermögens  theoretisch  bietet,  würde 
in  Wirklichkeit  sich  in  weitem  umfange 
als  illusorisch  erweisen.  Erteilt  die  Frau 
dem  Manne  Generalvollmacht,  was  wohl  die 
Regel  bilden  würde,  so  ist  der  Mann  in  der 
Verfügung  über  das  Frauengut  weit  weni- 
ger beschränkt  als  bei  der  Verwaltungsge- 
meinschaft. Xach  dem  österreichischen 
Gesetzbuche  gilt    überhaupt,    solange    die 
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Ehegattin  nicht  widersprochen  hat.  die 
rechtliche  Vermutung,  dass  sie  dem  Manne 
als  ihrem  gesetzlichen  Vertreter  die  Ver- 
waltung ihres  freien  Vermögens  anvertraut 
habe,  und  haftet  insoweit  der  Mann  niu* 
für  das  Stammgut  oder  Kapital,  üeber  die 
während  der  Verwaltimg  bezogenen  Nutzun- 
gen ist  er,  wenn  es  nicht  ausdrücklich  aus- 
bedungen wurde,  keine  Rechnung  schuldig ; 
diese  wird  vielmehr  bis  auf  den  Tag  der 
aufgehobenen  Verwaltung  ftlr  berichtigt  an- 
gesehen. In  dringenden  Fällen  jedoch  oder 
bei  Gefahr  eines  Nachteiles  kann  dem  Ehe- 
manne die  Verwaltung  des  Vermögens  ab- 
genommen werden,  auch  wenn  sie  ihm 
ausdrucklich  \md  füi*  inroner  bewilligt 
worden  wäre.  Bei  solcher  Ausgestaltimg  der 
Gütertrennung  verschwindet  praktisch  jeder 
wesentliche  Unterschied  zwischen  diesem 
System  und  der  Verwaltungsgemeirischaft. 
üebrigens  sind  diejenigen,  welche  der 
Gütertrennung  den  Vorzug  geben,  durch  das 
B.G.B.  in  die  Lage  versetzt,  die  Anwendung 
dieses  Systems  sich  durch  Ehevertrag  zu 
sichern,  obschon  es  bisweilen  misslich  sein 
mag,  dem  Manne  bei  der  Eheschliessung 
einen  formalen  Verzicht  auf  das  grössere 
Mass  der  Rechte,  welche  das  Gesetz  ihm 
zuspricht,  zuzumuten.  Auch  darf  nicht  ver- 
kannt werden,  dass  zum  Abschluss  von 
Eheverträgen  sogleich  bei  der  Eheschliessung 
nur  dann  geschritten  zu  werden  pflegt 
wenn  von  vornherein  ein  nennenswertes 
Verm(%en  von  der  Braut  in  die  Ehe  ge- 
bracht wird,  die  Mitwirkung  des  Mannes 
aber  zu  nachträglichen  Vermögensabmachun- 
gen, welche  etwa  späterer  Vermögens- 
erwerb oder  sonstige  Verhältnisse  für  die 
Frau  wünschenswert  machen,  nicht  mehr 
erzwungen  werden  kann.  Bei  der  Forderung 
der  Gütertrennung  wollen  übrigens  allem 
Anscheine  nach  die  Verfechter  dieses  Prin- 
eips  die  Pflicht  des  Mannes,  die  Ehelasten 
in  erster  Linie  und,  wenn  die  Frau  vermö- 
genslos ist,  ganz  zu  tragen,  nicht  beseitigt 
wissen.  Ohne  Beseitigung  dieser  niemals 
zu  entbehrenden  männlichen  Verpfhchtung 
jedoch  verwirklicht  die  Gütertrennung  nicht 
den  Gnmdsatz  der  Gleichberechtigung,  son- 
dern begi'ündet  ein  Vorrecht  der  Frau, 
auch  dann  noch,  wenn  dieser  im  Vermö- 
gensfalle die  Verpflichtung  zur  Leistung 
eines  angemessenen  Unterhaltsbeitrages  auf- 
erlegt ist.  Solange  es  Regel  bleibt,  dass  dem 
Manne  in  erster  Linie  die  Sorge  für  den 
Unterhalt  der  Familie,  der  Frau  hingegen 
die  Verwaltung  des  Hauses  obliegt, 
kann  weder  ein  allgemeines  Bedürfnis 
für  Gütertrennung  mit  Gnmd  behauptet 
noch  auch  in  der  Erhebung  dieses  Systems 
zum  gesetzlichen  GüteiTecht  die  höchste 
Verwirklichung  des  Gerechtigkeitsprincips 
erblickt  werden. 


Eine  unter  Umständen  empfindliche  Un- 
gerechtigkeit, welche  jedoöh  dem  System 
der  Gütertrennung  zum  Teil  ebenfeUs  an- 
haftet, birgt  die  Verwaltungsgemein- 
schaft in  den  Vermögenswirkun- 
gen der  Scheidung.  Haben  die  Ehe- 
leute in  gemeinsamer  Arbeit  ein  Ver- 
mögen neu  errun^n,  so  verbleibt  dieses 
im  Falle  der  Scheidung  ganz  dem  Manne, 
auch  dann,  wenn  er  der  allein  schuldige 
Teil  ist,  während  der  Frau  nur  bedingungs- 
weise, d.  h.  nur  insoweit,  als  sie  ihn  nicht 
aus  den  Einkünften  ihres  Vermögens  oder 
aus  dem  Ertrag  ihrer  Arbeit  bestreiten 
kann,  den  standesgemässen  Unterhalt  bean- 
spruchen darf.  Ist  sie  auch  nm*  mitschuldig, 
so  entfällt  selbst  dieser  Anspruch.  Um  so 
grösser  erscheint  die  Ungerechtigkeit,  wel- 
che das  Gesetz  hiermit  gegen  die  Frau  be- 
geht, als  zugleich  die  Ehescheidungsstrafen, 
die  bis  dahin  im  grössten  Teil  Deutschlands 
bestanden,  im  neuen  Recht  in  Wegfall 
gebracht  worden  sind^).  Bei  der  Verwal- 
tungsgemeinschaft verbleibt  dem  Manne 
im  Scheidungsfalle  auch  das  Vermögen, 
das  etwa  aus  nicht  verwendeten  Ein- 
künften des  Frauenvermögens  angesammelt 
wurde,  bei  Gütertrennung  jedoch  höchstens 
dann,  wenn  die  Yrau  ihm  freiwillig  die 
Verwaltung  und  Nutzniessung  ihres  Vermö- 
gens überlassen  hatte.  In  dem  hier  er- 
wähnten Punkte  stellen  allerdings  die  Systeme 
der  Gütergemeinschaft  die  Frau  Dünstiger, 
da  ihr  der  Anspruch  auf  die  Hälfte  des 
Gesamtgutes  auch  bei  eintretender  Schei- 
dung erhalten  bleibt.  Nur  wenn  sie  zum 
Gesamtgut  mehr  eingeschossen  hat  als  der 
Mann,  erleidet  sie  Einbusse,  aber  keine 
grössere,  als  sie  beim  Tode  des  Mannes  er- 
leiden würde. 

Eine  wesentliche  Verbesserung  hat  die 
vermögensrechtliche  Lage  der 
"Witwe  durch  das  neue  Recht  erfahren. 
Im  völligen  Widerspruch  zu  der  allgemein 
herrschenden  Auffassung  vom  Wesen  der 
ehelichen  Gemeinschaft  war  die  Witwe  von 
alters  her  in  Deutschland  in  unbilligem 
Masse  verkürzt  Nach  gemeinem  Recht 
wird  zwar  der  dürftigen  Witwe  ein  An- 
spruch auf  einen  Teil  der  Erbschaft  des 
verstorbenen  Ehegatten  eingeräumt,  im  übri- 
gen aber  der  überlebende  Ehegatte  als  sol- 
cher erst  hinter  sämtlichen  erbberechtigten 
Verwandten  zur  Erbfolge  berufen.  Ebenso 
im  französischen  Rechte.  Günstiger  war 
von  jeher  die  Stellung,  welche  das  deutsche 
Recht  dem  überlebenden  Ehegatten  ein- 
i-äumte.  Entweder  gewährte  es  ihm  als 
Nachwirkung  des  ehelichen  Güterrechts  be- 
stinmite  Vorteile,  insbesondere  die  Nutz- 
niessung an  den  Erbteilen  der  Abkömmlinge, 


*)  Jastrow  a.  a.  0.,  S.  146 flF. 
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(xler  auch  geradezu  ein  Erbrecht  neben  den 
Verwandten  des  verstorbenen  Eliegatten. 
Ein  solches  Erbrecht  des  überlebenden  Ehe- 
gatten hat  auch  die  Mehrzahl  der  neueren 
Gresetze,  insbesondere  das  preussische  allge- 
meine Landrecht  und  das  sächsische  Gesetz- 
buch, bis  zu  dem  Grade  anerkannt,  dass 
durch  dasselbe  unter  Umständen  selbst  das 
Erbrecht  der  Verwandten  gänzlich  ausge- 
schlossen wird.  Dieser  neueren  Gesetzent- 
wickelung hat  sich  das  B.G.B.  angeschlossen. 
Es  geht  aber  zu  Gunsten  des  überlebenden 
Gatten  über  die  Bestimmungen  des  preussi- 
schen  Landrechts  und  selbst  über  die  am 
weitesten  gehenden  des  sächsischen  Gesetz- 
buchs, die  es  in  der  Hauptsache  übernimmt, 
noch  etwas  hinaus.  Denn  nach  dem  Vor- 
bild einiger  anderer  Pai-tikularrechte  spricht 
es  der  Frau,  sofern  sie  nicht  zusammen 
mit  Kindern  erbt,  sogar  das  Hausinventar 
als  ein  Voraus  neben  dem  gesetzlichen  Erb- 
teil zu. 

Durch  diese  erbrechtliche  Regelung  hat 
das  neue  Gesetzbuch  der  innigen  Lebens- 
gemeinschaft, welche  die  Ehe  darsteUt, 
Rechnung  getragen.  Zugleich  hat  es  damit 
einen  Mangel  ausgeglichen,  welcher  der 
Verwaltimgsgemeinschaft  ebenso  wie  der 
vollständigen  Gütertrennung  anliaftet  und 
der  sich  darin  offenbart,  dass  keine  Fürsorge 
für  den  überlebenden  Ehegatten  einge- 
schlossen ist.  Die  völlige  Gütertrennung 
giebt  dem  überlebenden  Ehegatten  keinen 
Anspruch  an  das  Vermögen  des  vei-storbenen 
Teiles,  bereichert  aber  auch  bei  Lebzeiten 
beider  Ehe^tten  keinen  von  ihnen  aus  den 
Vermögenserträgen  des  anderen.  Die  Ver- 
waltungsgemeinschaft hingegen  überweist 
die  Nutzniessung  des  Frauenvermögens 
völlig  dem  Manne,  so  dass  auch  an  den  mit 
seinen  Erträgen  beschafften  Vermögens- 
stücken oder  an  dem  aus  seinen  Erträgen 
gesammelten  Kapitalwerten  der  Frau  irgend- 
welcher Anspruch  nicht  zusteht,  während 
die  Gütergemeinschaften  dem  überlebenden 
Ehegatten  die  Hälfte  des  Gesamtgutes  zu- 
sprechen. 

Auch  in  den  übrigen  familienrechtlichen 
Bestimmungen  hat  das  B.G.B.  die  Frau  im 
allgemeinen  nicht  ungünstiger  gestellt  als 
den  Mann,  soweit  nicht  die  innere  Natiu* 
der  Familienverhältnisse  es  unvermeidlich 
machte.  Einige  kleinere  Rechtsgebüde  aus- 
genommen, bedeutet  sogar  die  Ersetzung 
der  väterlichen  Gew^alt  durch  die 
elterliche  und  die  Art,  wie  diese  letztere 
geregelt  ist,  einen  bedeutenden  Fortschritt 
in  der  Entwickelung  der  Mutterrechte. 
Zwai*  mrd  die  elterliche  Gewalt,  solange 
der  Vater  lebt  von  diesem  allein  ausgeübt 
und  nimmt  während  dieser  Zeit  die  Mutter 
lediglich  an  dem  Rechte  und  der  Pflicht, 
für  das  Kind  zu  sorgen,  mit  der  Beschrän- 


kung teil,  dass  bei  Meinungsverschieden- 
heiten die  Meinung  des  Vaters  vorgeht 
Stirbt  jedoch  der  Vater,  so  geht  die  Aus- 
übung der  elterlichen  Gewalt  m  vollem  Um- 
fange, einschliesslich  der  Nutzniessung  am 
Vermögen  des  Kindes,  auf  die  Mutter  über; 
nur  kann  ihr  auf  letztwillige  Verfügung 
des  verstorbenen  Gatten  hin  ein  Beistand 
bestellt  werden.  Eine  der  väterlichen 
grundsätzlich  gleichstehende  mütterhche 
Gewalt  ist  dem  gemeinen  Rechte  und  den 
auf  gemeinrechtlicher  Grundlage  beruhenden 
neueren  Gesetzgebungen  unbekannt.  Diese 
Rechte  räumen  der  Mutter  nur  einen 
grösseren  oder  geringeren  AnteU  an  dem 
Erziehungsrechte  ein.  Der  Schwerpunkt 
des  Erziehungsrechtes,  wie  die  ganze  Sorge 
für  das  Vermögen  des  Kindes  einschliess- 
lich der  Vertretung  des  letzteren,  geht  hier 
auf  den  Vormund  bezw.  auf  die  Obervor- 
mimdscliaftsbehörde  über.  Höchstens  kann  die 
Mutter  dadurch,  dass  sie  als  Vormund 
ihrem  Kinde  bestellt  wird,  die  dem  Vater 
zustehenden  Rechte  ganz  oder  teilweise  er- 
langen. In  der  Gleichstellung  der  Mutter 
mit  dem  Vater  hinsichtlich  der  Ausübung 
der  elterlichen  Gewalt  hat  das  Gesetz  mit 
vollem  Bewiisstsein  aus  der  grundsätzüchen 
Anerkennung  der  voDen  HaudlungsßÜiigkeit 
der  Frauen  die  Konsequenz  gezogen.  Das 
Uebergewicht ,  das  dem  Vater  während 
seiner  Lebenszeit  eingeräumt  bleibt,  er- 
giebt  sich  aus  der  Unmöglichkeit,  in  der 
Ehe  einen  strengen  Dualismus  durchzu- 
führen. 

Nur  in  einigen  Punkten  bleibt  es  zweifel- 
haft, ob  die  ungünstigere  Stellung  der  Frau 
durch  hinreichend  gewichtige  Gründe  sich 
rechtfertigen  lässt.  Dahin  gehört  vor  allem 
die  Bestimmung,  dass  die  geschiedene  Frau 
auch  dann,  wenn  ihr  die  Erziehung  der 
Kinder  anheimMlt,  des  Rechtes  der  Ver- 
tretung und  der  Vermögensverwaltung  ent- 
behrt, während  der  Vater  im  gleichen  Falle 
die  vollen  Elternrechte  geniesst  Als  H&rte 
erscheint  auch  der  völlige  Ausschluss  der 
imehelichen  Mutter  von  der  elterlichen  Ge- 
walt, obschon  es  wenigstens  zugelassen  ist, 
dass  ihr  selbst  die  Vormundschaft  über  ihr 
Kind  übertragen  wird.  Wünschenswert 
wäre  es,  dass  die  Verpflichtung  des  Vaters 
zum  Unterhalt  seines  unehelichen  Kindes 
wenigstens  dann  über  das  16.  Lebensjahr 
hinaus  in  Kraft  bliebe,  wenn  das  Kind  in  einem 
späteren  Zeitpunkte  wegen  Gebrechen  die 
Fähigkeit  verliert,  sich  selbst  zu  unterhalten, 
anstatt  dass  in  diesem  Falle  die  Mutter  allein 
die  Unterhaltspflicht  trifft  Vielleicht  hätte 
es  sogar  der  Billigkeit  mehr  entsprochen,  die 
Unterhaltspflicht  des  Vaters  überhaupt  noch 
auf  länger  zu  erstrecken,  da  mit  16  Jahren 
selten  der  Unterhalt  selbständig  verdient 
wird.    Andererseits  ist  zu  berüdtsichtigen, 
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dass  die  Unterhaltspflicht  einseitig  den 
Vater  trifft,  während  der  Mutter  nur  die 
persönliche  Fürsorge  für  das  Kind  auferlegt 
ist  Eine  wesentliche  Verbesserung  hat 
überdies  das  B.G.B.in  der  Lage  der  unehe- 
lichen Mutter  dadurch  herbeigeführt,  dass 
es  alle  aus  dem  persönlichen  Verhalten 
der  Mutter  abgeleiteten  Einreden  gegen  die 
Ansprüche  der  Mutter  und  gegen  die 
Alimentenforderungen  des  Kindes,  welche 
bisher  zugelassen  waren,  völlig  beseitigt  hat. 
b)  Stellung  der  Frau  in  ausserdeut- 
schen  Staaten.  Unter  den  Staaten  euro- 
päischer Kultur  sind  es  Frankreich  und 
die  Länder  des  französischen  Rechtssystems, 
welche  in  der  civilrechtlichen  Stellung  des 
weiblichen  Geschlechts  den  modernen  An- 
schauungen und  Empfindungen  am  wenig- 
sten bisher  Rechnung  getragen  haben,  ob- 
schon  das  französische  Ehescheidungsgesetz 
V.  27.  Juli  1884,  das  G.  v.  9.  März  1891  über 
das  wechselseitige  Erbrecht  der  Ehegatten 
sowie  das  G.  v.  6.  Februar  1893,  das  der 
von  Bett  und  Tisch  geschiedenen  Frau  die 
volle  Handlungsfälügkeit  verlieh,  manche 
Härten  des  bisherigen  Rechtszustandes  be- 
seitigt haben.  Nach  wie  vor  bleibt  die  ver- 
heiratete Frau  während  der  Ehe  völlig  der 
ehelichen  Gewalt  des  Mannes  unterworfen, 
so  dass  sie  ohne  dessen  ausdrückliche  Er- 
mächtigung keinerlei  gültige  Rechtshandlung 
vorzunehmen  vermag,  es  sei  denn  dass  die 
Ehegatten  kraft  Ehevertrages  in  Gütertren- 
nung lebten.  Die  Vollmacht  des  Mannes 
gilt  stets  nur  für  den  einzelnen  Fall,  eine 
generelle  Vollmacht  ist  unzulässig.  Nur 
behufs  Verteidigung  vor  dem  Kriminalgericht, 
bei  Testamentserrichtung  und  im  Bereich  der 
Schlüsselgewalt  vermag  die  Frau  kraft  eige- 
nen Rechtes  und  selbständig  aufzutreten.  In 
1 1  a  1  i  e  n  ist  zwar  die  Ehefrau  besser  gestellt, 
insofern  ihr  das  geltende  eheliche  Güterrecht 
—  Gütertrennung  mit  Nutzniessung  und  ge- 
wissen Verwaltung^rechten  des  Mannes  — 
grössere  Selbständigkeit  eim-äumt,  in  be- 
stimmten Fällen  ihr  sogar  eine  absolute  Un- 
abhängigkeit dem  Manne  gegenüber  gesichert 
ist.  Dennoch  ist  die  ehehche  Gewalt  des 
Mannes  gnmdsätzlich  aufrecht  erhalten.  Die 
grösste  ümwiQzung  erfuhr  in  neuerer  Zeit 
die  Rechtsstellung  der  Frauen  in  England. 
Während  bis  zum  Jalu*  1870  unter  der  Herr- 
schaft des  Common  Law  die  verheiratete 
Frau  in  vermögensrechtlicher  Beziehung  so 
gut  wie  rechtlos  war,  da  dem  Manne  unbe- 
schränkte Verfügungsgewalt  zustand,  ja  die 
Frau  nicht  einmal  ein  gültiges  Testament 
errichten  konnte,  beseitigte  ein  in  dem  ge- 
nannten Jahre  unter  dem  9.  August  erlas- 
senes Gesetz  jeden  Rechtsanspnich  des 
Mannes  auf  den  Arbeitserwerb  der  Frau, 
wie  es  nachher  auch  ein  Gesetz  von  1877 
für  Schottland  that.  Ein  weiteres  für  Gross- 


britannien und  Irland  gültiges  Gesetz,  The 
married  Womens  Property  Act  v.  18.  August 
1882,  dehnte  dieses  ausschliessliche  Verfü- 
gimgs-  und  Verwaltungsrecht  der  Frau  auf 
ihi'  gesamtes  Vermögen  und  Einkommen 
aus,  nachdem  ein  Jahr  früher  ein  analoges 
Gesetz  für  Schottland  erlassen  war.  Zu  den 
Ehelasten  müssen  Mann  und  Frau  nach  Ver- 
hältnis ihres  Vermögens  beitragen.  Vor  Ge- 
richt erscheint  seitdem  die  Frau  mit  der  glei- 
chen Selbständigkeit  wie  der  Mann.  In  der 
nordamerikanischen  Union  haben  die 
Einzelstaaten  die  Beschränkungen  der  Rechts- 
fähigkeit, denen  die  verheirateten  Frauen 
nach  dem  Common  Law  unterworfen  waren, 
früher  schon,  als  in  England  geschah,  ge- 
setzlich aufgehoben.  Dementsprechend  ist 
auch  in  allen  Staaten  das  unbewegliche  Ver- 
mögen der  Frau,  in  den  meisten  auch  ihr 
bewegliches  Vermögen  als  Sondergut  im 
Falle  der  Verheiratung  anerkannt  worden. 
Ebenso  gehört  der  Frau  allgemein  alles,  was 
sie  während  der  Ehe   selbständig  erwirbt. 

Der  Grundsatz  der  Güterti-ennung  unter 
Mittragim^  der  Eheslasten  durch  die  Frau 
gilt  auch  im  russischen  Recht,  während  die 
skandinavischen  Länder  und  Dänemark  der 
Frau  nur  den  Arbeitsverdienst  zusprechen. 

Die  Ausübung  der  elterlichen  Gewalt 
steht  in  Frankreich  unbeschränkt  und  allein 
dem  Vater  zu.  In  Grossbritannien  und  Ir- 
land hingegen  hat  das  Gesetz  v.  25.  Juni 
1886  bei  Meinungsverschiedenheit  der  Eltern 
über  die  Unterbringung  der  Kinder  den  Ge- 
richten die  Entscheidimg  zugewiesen.  Die 
schwerste  Ungerechtigkeit  begeht  das  fran- 
zösische Recht  aber  mit  dem  Verlwt  der 
Vaterschaftsklage  beim  Vorhandensein  un- 
ehelicher Kinder,  ein  Verbot,  dessen  Auf- 
hebung stets  das  oberste  Ziel  der  Frauenbe- 
wegung auf  dem  Gebiet  des  Privatrechts 
sein  und  bleiben  muss. 

Auf  den  grössten  Widerstand  ist  bisher 
noch  die  Forderung  nach  unbeschränkter 
Zulassung  zur  Vormundschaft  gestossen.  Die 
meisten  ausserdeutschen  Staaten  Europas 
schliessen  die  Frauen  aus,  ausgenommen 
die  Mutter  allein  oder  die  Mutter  und  die 
Ascendenten.  Italien  lässt  auch  andere  nahe 
Verwandte  zu.  Es  ist  offenbar  nur  eine 
Fk^  der  Zeit,  dass  alle  Unterschiede  in 
der  privatrechtlichen  Stellung  der  Geschlech- 
ter verschwinden,  soweit  sie  nicht  durch 
den  Geschlechtsunterschied  und  die  Ordnung 
der  ehelichen  Verhältnisse  absolut  geboten 
sind.  Aber  nur  ein  grösseres  Mass  wirt- 
schaftlicher und  gesellschaftlicher  Selbstän- 
digkeit vermag  die  Frauen  zu  befähigen, 
die  eingeräumte  Gleichberechtigung  persön- 
lich stärker  auszunützen. 

12.  Stellmig  der  Fran  im  öffentlichen 
Recht  Es  ist  eine  eigentümliche  Erschei- 
nung, dass  das  weibliche  Geschlecht,  ob- 
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wohl  es  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  den 
grössten  privatrechtliehen  Beschränkungen 
unterworfen  war  und  ihm  im  öffentlichen 
Lel>en  so  gut  wie  alle  Rechte  vorenthalten 
blieben,  dennoch  in  einer  Reihe  von  monar- 
chischen Staaten,  teilweise  seit  Jahrhunder- 
ten, von  dem  Besitz  und  der  Ausübung  der 
höchsten  politischen  Gewalt  keineswegs  aus- 
geschlossen waren.  In  Spanien,  Portugal, 
England  und  Holland  sinn  die  Frauen  zur 
Zeit  in  der  Thron folgeberechtigung  den 
31ännern  voUkoramen  gleichgestellt,  in  ande- 
ren Staaten,  so  in  Oesterreich,  Russland, 
Griechenland,  sind  sie  subsidiär  zugelassen, 
d.  h.  mangels  männlicher  Erben  im  regieren- 
den Hause.  Die  Erklärung  für  diese  Erschei- 
nung ist  wohl  in  dem  Umstände  zu  suchen, 
dass  die  gegenwärtige  Stellung  der  Monar- 
chen aus  dem  Territorialbesitz  sich  ent- 
wickelte und  daher  für  die  Thronfolgeord- 
nung der  Gesichtspunkt  der  Besitzerwerbung 
im  Gegensatz  zu  demjenigen  der  Amtsver- 
erbimg massgebend  blieb.  So  war  es  mög- 
lich, auch  den  Frauen  Anrechte  auf  die 
Krone  einziu^umen,  um  so  eher,  als  mit  der 
zunehmenden  Komplikation  des  Staatslebens 
die  militärischen  und  politischen  Funktionen 
immer  weniger  unmittelbar  von  dem  Monar- 
chen ausgeübt  werden  konnten.  Von  der 
Ausübung  dieser  Funktionen  in  amtlicher 
Stellung  blieben  die  Frauen  sowohl  unter 
der  absoluten  Monarchie  wie  in  den  älteren 
Republiken  von  jeher  ausgeschlossen. 

Aber  auch  unter  den  in  unserem  Jahrhun- 
dert entwickelten  konstitutionellen  Monar- 
chieen  und  demokratischen  Republiken  sind 
in  der  Hauptsache  die  politischen  Rechte 
den  Frauen  versagt  geblieben.  Von  neben- 
sächlicher Bedeutung  ist  es,  dass  auf  der 
Insel  Man,  welcher  ihre  Autonomie  erhalten 

fsblieben  ist,  im  Jahre  1880  die  weiblichen 
igentümer  von  Grundstücken,  deren  Jahres- 
ertrag auf  mindestens  4  £  sich  belief,  zur 
Wahl  für  das  House  of  Keys  (Unterhaus)  zu- 
gelassen wurden.  1892  erhielten  die  weib- 
lichen Steuerzahler  im  gleichen  Umfange 
wie  die  Männer  das  Wahlrecht.  Wichtiger 
erscheint  es,  dass  einzelne  englische  Kolo- 
nieen  den  Frauen  in  neuerer  Zeit  das  Parla- 
mentswahlrecht, aber  ebenfalls  nur  das  aktive, 
einräumten.  So  Neuseeland  am  19.  Sep- 
tember 1893,  bald  darauf,  1894,  auch  Süd- 
australien. Im  Mutterlande  selbst  ist  die 
lebhafte  Agitation  ftir  das  Frauenstimmrecht, 
die  seit  der  Mitte  der  60  er  Jahre  unter 
dem  Einfluss  J.  St.  Mills  sich  entwickelte, 
bisher  erfolglos  geblieben.  Zwar  hat  das 
Unterhaus,  nachdem  es  früher  jedesmal 
den  Antrag  auf  Verleihung  des  Stimmrechts 
abgelehnt  hatte,  ihn  bei  seiner  Wiederholung 
am  3.  Februar  1897  angenommen,  trotzdem 
aber  hat  er  wegen  des  Widerstandes  des 
Oberhauses    keine    Aussicht    auf  Ver^'irk- 


lichung.  Uebrigens  wird  in  England  keiaea- 
wegs  für  sämtliche  Frauen  das  Wahlrecht 
gefordert,  sondern  nur  für  diejenigen,  welche 
Besitzerin  oder  Mieterin  eines  Wohnhauses 
sind  oder  ein  Gebäude  im  Stadt-  oder  Land- 
bezirk selbständig  verwalten. 

Ausser  den  vorerwähnten  Ländern  kommt 
fast  nur  noch  die  nordamerikanische  Union 
in  Betracht.  Nachdem  New-Jersey,  als 
einziger  Staat,  schon  im  vorigen  Jahr- 
hundert —  1776  —  den  Frauen  das  Stimm- 
recht verfassungsmässig  eingeriLomt,  das- 
selbe aber  1807  wieder  abgeschafft  hatte, 
begann  eine  auf  Erlangung  des  Franen- 
waiürechts  gerichtete  allgemeine  Bewegung 
in  den  Vereinigten  Staaten  um  die  Mitte 
dieses  Jahrhunderts  im  Zusammenhange  mit 
der  Antisklavereibewegung  sich  zu  entfalten. 
Indessen  leisteten  die  älteren  Staaten  hart- 
näckigen Widerstand  und  wurden,  wenigstens 
in  Bezug  auf  die  allgemeine  Volksvertretung, 
Erfolge  nur  in  einigen  jüngeren  Staaten 
bezw.  einigen  Territorien  erzielt  Zuerst  — 
1869  —  entschloss  sich  Wyoming,  das  1890 
zum  Staat  erhoben  wurde,  dazu,  den  Frauen 
die  Berechtigung  zur  Wahlbeteiligimg,  zu- 
gleich auch  zur  Erlangung  von  Aemtem  zu 
erteilen.  1883  folgten  Washington  (Staat 
seit  1889)  und  1893  Colorado.  Utah  gab 
zwar  schon  1870  den  Frauen  die  politische 
Gleichberec^htigung,  doch  wurde  sie  1882 
den  polygamen  Frauen,  1887  aUen  Frauen 
ohne  Ausnahme  durch  den  Kongress  wieder 
aberkannt,  bis  bei  der  Erhebung  Utahs  zum 
Staate  im  Jahre  1895  die  politischen  Redite 
der  Frauen  dauernd  zur  Anerkennung  kamen. 
In  einer  Reihe  anderer  Staaten  haben  zwar 
die  gesetzgebenden  Faktoren  die  Verleihung 
der  politischen  Rechte  an  die  Frauen  eben- 
falls beschlossen,  so  in  Oregon,  Nebraska, 
Indiana,  Süd-Dakota,  jüngst  auch  noch  Okla- 
homa, doch  hat  das  Volk,  dessen  Zustim- 
mung zu  jeder  neuen  Verfassungsbestim- 
mung erforderlich  ist,  bisher  stets  das 
Frauenstimmrecht  verworfen.  1876  wurden 
die  Frauen  in  Chile  wahlberechtigt. 

In  Oesterreich,  dessen  Wahlsystem  ein  in- 
direktes ist,  besitzen  die  unVerheirateteu 
fVauen  überall  für  die  Landtagswahlen  in 
den  Wahlkollegien  des  Grossgrundbesitzes 
das  Stimmrecht  und  darüber  hinaus  in  den- 
jenigen der  Städte  und  Landgemeinden  in 
melu^ren  cisleithanischen  Ländern.  Für  die 
Reichsratswahlen  sind  die  Frauen  nur  im 
Kollegium  des  Grossgnmdbeeitzes  wahlbe- 
rechtigt Zu  der  Frauenbewegung  haben 
diese  Zugeständnisse  wenig  Beziehung,  wie 
denn  auch  die  Frauen  ihr  Stimmrecht  nicht 
selbst,  sondern  nur  durch  Bevollmäditigte 
ausüben  dürfen.  Von  der  Wählbarkeit  sind 
sie  durch,  das  G.  v.  2.  April  1873  anfidrück- 
lich  und  somit  stillschweigend  auch  für  die 
Ijandtage  ausgeschlossen.    Aehnlich  sind  in 


Frauenarbeit  und  Frauenfrage 


1239 


Schweden  die  Frauen  zur  Teilnahme  an  den 
"Wahlen  für  das  als  Interessenvertretung 
organisierte  Oberhaus  berechtigt,  doch  ist 
ihre  Teilnahme  bei  diesen  Wahlen,  welche 
indirekt  und  stufenweise  erfolgen,  auf  die 
unterste  Stufe  beschränkt.  Von  den  di- 
rekten Wahlen  zum  Abgeordnetenhaus  sind 
sie  auch  hier  ausgeschlossen.  In  Italien 
Icönnen  Frauen  nach  dem  Wahlgesetz  von 
1882  ihre  Steuerleistung  zu  Gunsten  eines 
Mannes  in  Anrechnung  bringen  und  so 
diesem  das  Wahlrecht  verschaffen. 

In  grösserem  Umfange  als  auf  dem  ei- 
gentlichen politischen  Gebiete  ist  es  den 
Frauen  im  Bereiche  der  lokalen  Selbstver- 
waltung gelungen,  ihre  Rechte  zu  erweitem. 
Die  graten  Infolge  erzielten  sie  —  soweit 
die  europäischen  Staaten  in  Betracht  kom.- 
men  —  in  England.  In  den  vestries  (Kirch- 
spielversammlungen) —  bis  zur  Reform  im 
Jahre  1894  die  untersten  Einheiten  der  ört- 
lichen Verwaltung,  insbesondere  die  Träger 
der  Armen  Verwaltung  —  waren  die  Frauen, 
sofern  sie  auf  Grund  eigenen  Landbesitzes 
zu  den  Armenlasten  steuerten,  gleich  den 
Männern  stimmberechtigt.  Das  Stimmrecht 
blieb  ihnen  auch  in  den  ünions  gewahrt, 
zu  denen  die  Kirchspiele  bei  der  Reform 
der  Armengesetze  im  Jahre  1834  behufs 
^Yahl  der  Vertreter  in  den  board  of  guar- 
dians  (Armenrat)  zusammengefasst  wurden. 
Für  diese  Körperschaften,  deren  Mitglieder 
zur  Zeit  nur  noch  in  den  Städten  durch  die 
vestries  besondere  gewählt  werden,  waren 
von  jeher  auch  die  Frauen  wählbar.  Als 
im  Jahre  1894  in  den  ländlichen  Bezirken 
die  bürgerlichen  Befugnisse  der  vestry  auf 
die  (jtemeindeversammlungen,  in  den  grösse- 
ren Bezirken  auf  die  Gemeinderäte  über- 
tragen wurden,  behielten  die  Frauen  nidit 
nur  das  aktive  Wahlrecht  auf  der  bisherigen 
Grundlage  (Besitz  oder  Miete)  unter  Aus- 
dehnung aul  verheiratete  Frauen,  die  einen 
selbständigen  Besitz,  wie  Geschäft  oder  eine 
SteUung  haben,  sondern  zugleidi  wurde  auch 
ihre  Wählbarkeit  anerkannt.  Die  Wählbar- 
keit galt  ausser  für  den  Gemeinderat  (Parish 
Council)  auch  für  den  Bezirksrat  (District 
Councü),  der  für  jeden  aus  mehreren  Kirdi- 
spielen  zusanunengesetzten  Grafschaftsbezirk 
zur  Verwaltung  des  Gesundheitswesens  imd 
der  öffentlichen  Wege  geschaffen  wmrde  und 
dessen  Mitglieder  die  Vertreter  ihrer  Ge- 
meinden in  den  boards  of  guardians  bilden. 
Lediglich  der  Vorsitz  in  den  Bezirksräten 
bleibt  den  Frauen  vorenthalten,  da  mit  die- 
sw  Stellung  das  Amt  des  Friedensrichters 
verbunden  ist. 

In  den  städtischen  Gemeinwesen  hatten 
die  Frauen  schon  früher  als  in  den  länd- 
lichen einen  gesetzlichen  Anspruch  auf  Teil- 
nahme an  der  Verwaltung  erlangt  Wäh- 
rend die  Behörden  der  nicht  inkorporierten 


Städte,  diie  Sanitätsräte  und  die  Commissio- 
ners,  von  Anfang  an  ebenso  wie  in  den 
Kirchspielen  von  den  Steuerpfüchtigen  ohne 
Unterschied  des  Geschlechts  gewählt  wor- 
den waren,  wurde  im  Jahre  1869  auf  Jacob 
Brights  Antrag  den  Frauen  auch  in  den 
Munizipalstädten  das  Stimmrecht  unter  den 
gleichen  Bedingungen  verliehen,  unter  denen 
es  den  Männern  zustand,  nur  bheben  die 
verheirateten  Frauen  in  Rücksicht  auf  ihre 
rechtliche  Unselbständigkeit  ausgeschlossen. 
1881  wurde  das  Mimizipalwahlrecht  auf  die 
Frauen  in  Schottland  ausgedehnt.  Bei  der 
Schaffung    der    Grafschaftsräte,    im    Jahre 

1888  für  England,  1889  für  Schottland, 
wurde  das  IVauenwahlrecht  in  derselben 
Weise  wie  in  den  Städten  geregelt.  Für 
die  Schulräte  wurden  die  Frauen  in  Eng- 
land bereits  im  Jahre  1870  wählbar  und 
entfalten  seitdem  auf  dem  Gebiete  der 
Schulverwaltung  eine  umfassende  Thätig- 
keit.  In  Irland  besitzen  die  Frauen,  soweit 
sie  selbständige  Steuerzahler  sind,  das  aktive 
munizipale  Wahlrecht  seit  1887  und  seit 
1896  auch  aktives  und  passives  Wahlrecht 
für  die  Armenpflege. 

Von  den  skandinavischen  Staaten  kennt 
Schweden  allein  eine  Beteiligxing  der  Frauen, 
wenn  auch  nur  der  unverheirateten,  an  der 
Kommunalverwaltung.  Doch  haben  sie  hier 
bei  Gemeinderats-  wie  Provinzialrat8-(Land8- 
tings-)wahlen  nur.  Stimmrecht,  können  aber 
selbst  in  keinem  Falle  gewählt  werden. 
Nur  in  die  Armenpflegekonmüssionen  und  in 
den  Stockholmer  Schulrat  sind  Frauen  seit 

1889  wählbar.  Seit  demselben  Jahre  hat 
Norwegen  ihnen  Anteil  an  der  Schulverwal- 
timg  eingeräumt.  In  den  Städten  können 
sie  vom  Gemeinderat  in  die  Schulräte  ent- 
sandt werden  und  ist  Frauen,  welche  Kinder 
haben,  bei  der  Wahl  mitzustimmen  gestattet. 
Auf  dem  Lande  sind  alle,  die  Schulsteuer 
zahlen,  ohne  Unterschied  des  (Geschlechts 
zur  Teilnahme  an  den  Versammlungen  der 
Schulgemeinden  berechtigt  Bei  der  Ent- 
scheidung über  Schulfragen,  die  keine  Kos- 
ten bedingen,  dürfen  sämtliche  Eltern,  auch 
diejenigen,  welche  keine  Schulsteuer  zahlen, 
mitwirken.  Ueberdies  sind  Frauen  für  das 
Amt  eines  Schiüinspektors  wählbar.  In  Is- 
land haben  seit  18iB2  Witwen  und  andere 
nicht  verheiratete  Frauen  mit  eigenem 
Haushalt  und  von  selbständiger  Stellimg 
das  Recht,  an  Wahlen  in  der  Lokalverwal- 
tung und  an  Kirehspielsversammlungen 
für  kirchliche  Angelegenheiten  teilzunehmen. 
Finland  hat  die  weiblichen  Kommunal- 
rechte in  engem  Anschluss  an  das  schwe- 
dische Vorbud  geordnet. 

Von  den  oeutschen  Staaten  gestehen 
mehrere,  so  Preussen  (ausgenommen  die 
Rheinprevinz  etc.),  Sachsen,  Braunschweig 
etc.  in  den  Landgemeinden,  nicht  aber  in 
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den  Städten,  andere,  wie  Bayern  im  rechts- 
rheinischen Teile,  Sachsen -Weimar,  Ham- 
burg, Lübeck  etc.  in  allen  Gemeinden  ohne 
Unterschied  den  Frauen  das  aktive  Wahl- 
recht in  Gemeindeangelegenheiten  zu.  Da 
das  Wahlrecht  an  die  Bedingimg  selbstän- 
digen Gnmdbesitzes  geknüpft  zu  sein  pflegt, 
dient  es  lediglich  der  Vertretung  eines  öko- 
nomischen Interesses  und  entbehrt  des  per- 
sönlichen Charakters  wie  bei  Minderjährigen, 
weshalb  es  auch  in  der  Regel  nur  durch 
männliche  Bevollmächtigte,  für  Ehefrauen 
insbesondere  durch  die  Eliemänner,  ausge- 
übt werden  kann.  Wie  bei  den  Wahlen  für 
die  Gemeindevertretimg  sind  unter  diesen 
Umständen  die  Frauen  meist  auch  bei  den 
Wahlen  für  die  hölieren  Kommunalvertre- 
tungen auf  Grund  ihres  Besitzes  stimmbe- 
rechtigt. Aehnlich  liegen  die  Verhältnisse 
in  Oesterreich.  ziun  Teil  auch  in  Russland. 

Was  nun  aie  aussereuropäischen  LÄnder 
betrifft,  so  haben  die  englischen  Kolonieen 
meistens  die  Stellung  der  Frauen  in  der 
Gemeindeven\-altung  nach  dem  von  dem 
Mutterlande  gegebenen  Vorbilde  gestaltet. 
In  Canada  räumte  zuerst  die  Provinz  On- 
tario  (Ober-Canada)  in  den  80  er  Jahren  den 
Frauen  das  Stimmrecht  in  allgemeinen 
Kommunalangelegenheiten  ein  mid  machte 
sie  zu  Schulpflegern  wälübar.  Zur  Teil- 
nahme an  der  Wahl  der  Sch\ilpfleger  waren 
sie  bereits  seit  1850  berechtigt.  In  den 
meisten  Pro\inzen  Canadas  ging  man  in  der 
Verleihung  von  Komm\inalrechten  noch  et- 
was weiter,  während  einige  Provinzen  den 
Frauen  das  Stimmrecht  bisher  vorenthalten 
haben.  Die  australischen  Kolonieen  und 
Neu-Seeland  kennen  keinerlei  Unterschied 
des  Geschlechts  bei  der  Ausübung  des  Ge- 
meindewahlrechts, Tasmanien  hat  1884  we- 
nigstens in  den  Landgemeinden  die  Frauen 
bei  den  Wahlen  den  Männern  gleichgestellt 

Auffallenderweise  haben  in  den  Ver- 
einigten Staaten  die  Frauen  bisher  nur  in 
geringem  Umfange  die  Gleichberechtigung 
auf  dem  Gebiete  der  Kommunalverwaltung 
durchgesetzt  Ausserhalb  derjenigen  Staaten, 
welche  die  Frauen  im  öffentlichen  Recht 
völlig  emancipierten,  haben  nur  Kansas,  Mi- 
chigan, Jowa  und  Montana  ihnen  gewisse 
Rechte  gewährt.  Kansas  gab  ihnen  1887 
das  aktive  und  passive  W^ahlrecht  in  be- 
stimmten Städteklassen,  Michigan  1893  nur 
das  aktive  Gemeindewahlrecht,  aber  allge- 
mein auf  Gnmd  eines  Bildungsuachweises. 
Jowa  lässt  sie  seit  1894  bei  Aufnahme  von 
Anleihen  und  Steuererhöhungen  mitbeschlies- 
sen,  Montana  überall,  wo  an  die  Steuer- 
zahler appelliert  werden  muss.  Aber  wenn 
auch  die  Verleihung  der  allgemeinen  Kom- 
munalberechtigung sich  in  engen  Schranken 
gehalten  hat,  so  hat  auf  dem  Gebiete  des 
öffentlichen  Elemeutai-scluüwesens  die  Teil- 


nahme der  Frauen  an  der  Verwaltung  um 
so  mehr  sich  ausgebreitet  In  den  meisten 
Staaten  besitzen  sie  das  aktive  wie  passive 
Wahlrecht  zu  den  Schulämtem,  in  mehrere 
niu*  das  passive,  vereinzelt  lediglich  das 
aktive.  Im  Jahre  1896/7  tekleideten  zwei 
Frauen  die  Staatsstelle  eines  Oberschalrats, 
12  die  Stelle  eines  städtischen  Scholinspekto- 
rats.  228  die  eines  Bezirksschulinspektors. 

Eine  bemerkenswerte  Thatsache  ist  es, 
dass  die  deutsche  Arbeiterversicherungsge- 
setzgebung in  Bezug  auf  die  Wahlber^ti- 
gungen  einen  Unterschied  zwischen  den  Ge- 
schlechtem nicht  kennt,  bemerkensw^t 
deshalb,  weil  sie  zeigt,  dass  wirkliche 
Gleichheit  der  Stellung  und  der  Pflichten, 
zumal  wo  nur  Vermögensinteressen  in  Frage 
kommen,  eine  gleichmässige  Bemessung  der 
Rechte  für  beide  Geschlechter  geradezu  er- 
zwingt. Trotzdem  hat  das  deutsche  Ge- 
werbegerichtsgesetz von  1890  den  Frauen 
das  Stimmrecht  bei  den  Gewerbegerichts- 
wahlen, das  ihnen  bis  dahin  in  einigen 
Städten  durch  Ortsstatut  eingeräumt  war, 
verweigert  Im  Gegensatz  hierzu  hat  in 
Italien  das  Gesetz  von  1893  den  Frauen 
nicht  nur  das  aktive,  sondern  ebenfaUs  das 
passive  Wahlrecht  bei  der  Bildimg  der  Ge- 
werbogerichte  zugestanden«  Aehnlich  wurde 
in  Frankreich  durch  Gesetz  von  1892  in  Be- 
zug auf  das  fakultative  Sühne-  imd  Schieds- 
verfahren in  Gesamtstreitigkeiten  zwischen 
Arbeitgeber  und  Arbeitern  bestimmt,  dass 
in  denjenigen  Gewerben  und  Industrieen,  in 
w^ehjhen  trauen  beschäftigt  werden,  auch 
Frauen  zu  Delegierten  gewählt  werden  dm> 
fen,  eine  Bestimmung,  deren  Berechtigimg 
und  Zweckmässigkeit  ausser  Zweifel  steht 

Eine  wesentiiche  Vorbedingung  für  die 
Entwickelung  des  modernen  wirtschaftlichen, 
sozialen  und  politischen  Lebens  bildet  die 
Vereins-  und  Versammlungsfreiheit,  wenn 
diese  auch  keine  schrankenlose  sein  kann. 
Wälu^nd  diese  Freiheit  in  den  fortgeschrit- 
tenen Kulturstaaten  besteht  und  zugleich 
den  Frauen  zu  teil  geworden  ist,  hat  man 
sie  in  Deutschland  und  Oesterreich  nicht 
nur  bisher  überhaupt  in  ihrer  gesetzlichen 
Entwickelung  verkümmern  lassen,  sondern 
insbesondere  den  Frauen  sie  in  einem  Masse 
vorenthalten,  wie  es  gegenüber  den  moder- 
nen Lebensbedingungen  des  weiblichen  Ge- 
schlechts in  keiner  Weise  gerechtfertigt 
wenlen  kann.  Eine  Reihe  von  Staaten  stellt 
die  Frauen  mit  den  minderjährigen  Personen 
auf  die  gleiche  Stufe.  In  Preussen  imd  in 
einigen  kleineren  Staaten  sind  sie  von  allen 
}X)liti8chen  Vereinen  ausgeschlossen.  Teils 
ist  ihnen  nur  die  Teilnanme  an  Versamm- 
lungen politischer  Vereine  verboten,  teils 
überliaupt  an  allen  Versanmilungen,  in  denen 
öfifentiiche  Angelegenheiten  verhandelt  wer- 
den.  Ein  derartiger  Zustand  gefährdet  nicht 
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nxir  die  Koalitionsfreiheit,  sondern  auch  sons- 
tige berechtigte  soziale  Bestrebungen,  da  in 
clen    modernen   Lebensverhältnissen   regel- 
mässig  die   wirtschaftlichen   und    sozialen 
Matenen  eine  politische  Seite  haben,  die  bei 
Erörtenuigen     nicht     ausgeschieden     wer- 
den kann.    Sachsen   und  fiayern  haben  da- 
her auch  bei  der  Reform  ihrer  Vereinsge- 
setzgebung im  Jahre  1898  die  bisherige  Be- 
schränkung der  Frauenrechte  zum  Teil  auf- 
gehoben.  In  Sachsen  sind  die  Frauen  nun- 
mehr auch  zu   politischen  Versammlungen 
zugelassen  worden,  in  Bayern  wiu^e  ihnen 
wenigstens  gestattet,  sich  in  Berufsvereinen 
zu  organisieren  und  sich  mit   öffentiichen 
Angelegenheiten,  die  Bezug  auf  ihre  Berufs- 
interessen  haben,  zu  beschäftigen.  In  Frank- 
reich ist  den  lYauen  zur  Zeit  nur  noch  die 
Teilnahme    an    politischen    Wahlversamm- 
Imigen  gesetzlich  untersagt. 

13.  Geschichtliche  Entwickelnng  der 
Emancipationsbewe^ng.  Den  ersten  An- 
fängen der  modernen  Frauenbewegung  be- 
gegnen wir  in  der  Zeit  der  grossen  fran- 
zösischen Revolution.  Allerdings  zeigen  die 
ersten  Vorläufer  sich  schon  frülier.  Vor- 
nehmlich in  Italien  brachte  das  Zeitalter 
der  Renaissance  den  Frauen  der  höheren 
Gesellschaftsschichten  eine  grössere  Selb- 
ständigkeit und  Freiheit  und  liess  sie  auf 
Gnmd  einer  sorgfältigen  Erziehung  in  her- 
vorragendem Masse  an  dem  Aufschwünge 
des  künstierischen  und  wissenschaftlichen 
Lebens  teilnehmen.  Manche  unter  ihnen 
traten  selbst  als  Künstlerinnen,  Dichterinnen 
oder  Rednerinnen  an  die  Oeffentlichkeit. 
Dieselbe  Erscheinung  findet  sich  um  jene 
Zeit  in  Spanien.  In  beiden  Ländern  jedoch 
mangelte  dieser  Teilnahme  der  Frauen  am 
geistigen  Leben  die  Richtung  auf  eine 
grundsätzliche  Aenderung  der  Stellung  ihres 
Geschlechtes.  Anders  in  Frankreich,  wo 
die  SchriftsteUerin  Christine  de  Pisan  im 
15.  Jahrhundert  bereits  in  ihrem  cite  des 
dames  die  erste  Schrift  zu  Gunsten  der 
Emancipation  der  Frauen  veröffentlichte, 
Mademoiselle  de  Gournay,  die  Adoptivtoch- 
ter Montaignes,  ebenfalls  die  Gleichberech- 
tigung der  Geschlechter  proklamierte  und 
Margarete  von  Valois,  die  Gattin  Heinrichs 
IV.,  in  einer  Schrift  sogar  die  Ueberlegen- 
heit  des  weiblichen  Verstandes  darzuthun 
versuchte.  In  Deutschland  wuixie,  nachdem 
der  humanistische  Phüosoyh  Cornelius 
Agrippa  1505  in  einer  lateinischen  Schrift 
über  den  Vorzug  des  weibhchen  Geschlechts 
theoretisch  für  das  Recht  der  Frauen  auf 
gründliche  und  höhere  Bildung  eingetreten 
war  und  damit  eine  lang  dauernde 
litterarische  Fehde  hierüber  eingeleitet  hatte, 
das  17.  Jahrhundert  das  Zeitalter  der  »ge- 
lehrten« Frauen.  Um  dieselbe  Zeit  erhoben 
in  England,  obschon  vergebens,  unbefangene 


und  weiter  blickende  Geister,  wie  Daniel 
Defoe  und  Mary  Astel,  für  die  Verbesserung 
der  weiblichen  Erziehung,  insbesondere  für 
die  Ausbildung  eines  höheren  Mädchenschul- 
wesens ihre  Stimme.  Es  geschah  dies  nicht 
sowohl  in  der  Absicht,  die  Gelehrsamkeit, 
als  vielmehr  eine  bessere  Allgemeinbildung 
unter  den  Frauen  der  besser  situierten  Schich- 
ten zu  fördern.  Aber  alle  diese  Erscheinungen 
vermochten  so  wenig  wie  der  bedeutende 
politische  Einfluss,  welchen  im  18.  Jahrhun- 
dert die  Frauen  der  oberen  Stände  durch 
ihre  Salons  ausübten,  eine  tiefer  greifende 
Bedeutung  für  die  Lage  des  weiblichen  Ge- 
schlechts zu  gewinnen.  Erst  als  der 
individualistische  Geist  der  Aufklärungsphilo- 
sophie und  der  Rousseauschen  Schriften  in 
breiteren  Schichten  das  Bewusstsein  des 
eigenen  Menschenwertes  wachrief,  begannen 
weitere  Frauenkreise  über  die  gnmdsätz- 
liche  Stellung  ihres  Geschlechtes  nachzu- 
denken und  deren  Verbesserung  im  Namen 
der  Gerechtigkeit  zu  fordern.  In  Verbin- 
dung mit  der  tiefgreifenden  Umgestaltung, 
weläie  die  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Verhältnisse  und  damit  zugleich  die  Lage 
der  Frauen  in  der  ganzen  modernen  Kultur- 
welt während  des  19.  Jahrhunderts  erfuhren, 
erwuchs  so  eine  allgemeine  Frauenbewegung. 
Schon  während  der  ersten  französischen 
Revolution  verlangten  die  zum  Teil  in 
eigenen  Klubs  organisierten  Frauen  nicht 
nur  auf  wirtschaftlichem,  sondern  selbst  auf 
politischem  Gebiete  völlige  Gleichberechti- 
gimg mit  den  Männern.  Die  Erklärung  der 
Menschenrechte,  die  nur  der  Männer  ^ 
dachte,  beantwortete  eine  der  Vorkämpferin- 
nen ihres  Geschlechtes,  Olympe  de  Gouges, 
mit  einer  Erklärung  der  Frauenrechte.  Inre 
wirtschaftliche  Emancipation  errangen  die 
Frauen  mit  der  Aufhebung  der  Zunftvei- 
fassung  im  Jahre  1791,  ihren  politischen 
Bestrebungen  hingegen  wurde  mit  der  all- 
gemeinen Unterdrückung  der  Frauenklubs 
im  Jahre  1793  für  lange  Zeit  ein  Ende  be- 
reitet. 

In  nicht  geringem  Masse  waren  diese 
Anfänge  der  europäischen  Bewegung  von 
der  Entwickelnng  der  Verhältnisse  Nord- 
amerikas beeinflusst.  Dort  errangen  die 
Frauen  im  Anschluss  an  die  Unabhängigkeits- 
bewegung, welche  sie  kräftig  gefördert  hatten, 
allgemeinen  Zutritt  zu  den  öffentlichen 
Schulen,  während  sie  mit  ihren  Bestre- 
bungen zur  Erlangung  politischer  Rechte 
damals  nur  vereinzelte  Erfolge  erzielten. 

Der  litterarisch  bedeutsamste  Vorkämpfer 
der  vollständigen  Gleichberechtigung  er- 
stand der  Frauenbewegung  während  der 
französischen  Revolutionszeit  in  dem  Philo- 
sophen Condoroet.  Ihm  traten  in  Eng- 
land Mary  WoUstonecraft,  in  Deutsclüand 
Th.  V.  Hippel  als   hervorragende   litterari- 
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sclie  Mitkämpfer  zur  Seite.  Weil  die  sozi- 
alen Yorauasetzungon  hiei"fflr  noch  nicht 
hinreichend  erfüllt  waren,  vermochten  diese 
SchriftsteUer  eine  nachhaltige  Bewegung 
nicht  hervorzurufen. 

In  der  ersten  HAlfte  des  19.  Jahrhunderts 
knüpft  sich  die  £ntwic'kelung  des  Emaneipa- 
tionsge<lankens  vornehmlich  an  den  Namen 
der  Romanschriftstellerin  Georges  Sand. 
Doch  sind  es  nicht  wirtschafts-,  Staats-  und 
sozialpolitische  Ge8icht8[>unkte,  welche  sie 
zur  Bekämpfung  der  Ehe  zu  Gunsten  eines 
freien  sittlichen  Verhältnisses  Umstimmen,  als 
vielmehr  die  Ueberzeugimg  von  dem  un- 
verlierbaren Recht  der  Pers(3nlichkeit. 
Aeusserlich  traten  die  Wirkungen  ihrer 
Schriften  wenig  zu  Tage.  Hingegen  ent- 
wickelte sich  eine  grössere  allgemeine  Bewe- 
gung in  der  nonlamerikanischen Union  seitl840 
aus  den  Sklavenemancipationsbestrebungen. 
Die  amerikanischen  Frauen  wollten  nicht 
hinter  den  Negern  zurückstehen,  für  deren 
Menschenrechte  sie  selbst  eingetreten  waren. 
Da  auf  dem  Gebiete  des  Erwerbes  und  der 
Erziehung  ihre  Gleichberechtigimg  nicht  be- 
stritten war,  musste  die  Bewegimg  in  der 
Union  vorwiegend  politischen  Charakters  sein. 
1848  fand  dort  der  erste  Frauenkongress 
statt,  an  den  alsbald  weitere  Kongi-esse  sich 
anschlössen.  1869  bildeten  sich  zwei  grosse 
Stimmrechtsvereine,  die  1890  zu  der 
National  American  Suffrage  Association  ver- 
schmolzen wimlen.  Grossen  Einfluss  ge- 
wann daneben  die  Womans  Christian  Tem- 
perance  Union,  die  mehr  als  200000  Mit- 
glieder zählt  und  die  verschiedensten  Wohl- 
fahrtszwecke verfolgt. 

Einen  lebhaften  Impuls  hatten  dieEmanci- 
pationsbestrebungen  übrigens  schon  seit  dem 
Ende  der  50er  Jahre  durch  J.  St.  Mill  erhalten. 
Sein  auf  dem  Boden  eines  radikalen  Individua- 
lismus stehendes  Buch  über  die  Hörigkeit  der 
Frau  übte  die  weiteste  Wirkung.  Er  selbst  trat 
an  die  Spitze  einer  seitdem  ununterbrochen 
fortdauernden  Bewegung  ziu*  Erlangung  des 
Stimmrechts  in  England.  Daneben  entfaltete 
sich  hier  gleichzeitig  imter  dem  persönlichen 
Einfluss  des  Lortl  Shaftesbury  eine  um- 
fassende Vereinsorganisation  zur  Hebung  und 
Erweiterung  des  Frauenerwerbs  und  der 
Frauenbildung.  Das  Wirken  von  ^liss 
Nightingale  wurde  epochemachend  für  die 
Begründung  und  Ausbreitung  der  weiblichen 
Krankenpflege. 

In  Frankreich  haben  die  zu  Ende  der  50  er 
Jahre  begonnenen  Frauenerwerbsbestre- 
bungen es  zu  keinem  bedwiteiiden  Erlolge  ge- 
bracht. Vielmehr  haben  die  in  grösserer  An- 
zahl bestehenden  feministischen  Vereinigun- 
gen vorwiegend  ihre  Kraft  in  der  Verfolgung 
mehr  oder  weniger  extremer  politischer  wie 
sozialer  Ziele  vergeudet.  Dem  besonneneren 
Vorgehen  der  englischen  Frauenvereinigim- 


gen  haben  sich  die  Bestrebungen  in  Deutsch- 
land angeschlossen,  nur  dass  hier  gegenüber 
den  mit  dem  Jahre  1865  einsetzenden  Utteiari- 
schen  und  praktischen  Bestrebungen  zur 
Hebung  des  Frauenerwerbs  und  der  Frauen- 
bildung sowie  zur  Fördenmg  einer  sozialen 
Wirksamkeit  die  Verfolgung  politischer  Ziele 
fast  ganz  im  Hintergrunde  blieb.  Ihre 
Vertretung  findet  diese  Richtung  in  den 
beiden  Zeitschriften  »Neue  Balmen«  und 
^Die  Frau«.  Dieser  gemässigten  Richtung 
ist  erst  im  letzten  Jahrzehnt  eine  radikalere 
gegenübergetreten,  welche  auf  allen  Ge- 
bieten grundsätzlich  die  völlige  Gleich- 
stellung der  Geschlechter  erstrebt.  Ihr 
Hauptorgan  bildet  die  Wochenschrift  »Dir^ 
Frauenbewegimg«.  Neuerdings  hat  endlich 
noch  eine  sozialdemokratische  Richtung  sich 
geltend  gemacht,  die  ihre  Vertretung  in 
der  Zeitschrift  »Die  Gleichheit«  findet,  doch 
hat  trotzdem  in  der  weiblichen  Arbeiterwelt 
die  Frauenbewegung  bisher  erst  wenig 
Boden  gewonnen.  Aehnlich  wie  in  Deutsch- 
land hat  sich  die  Frauenbewegung  in  Oester- 
reich  und  in  der  Schweiz  gestaltet 

Im  Jahr  1891  trat  eine  grössere  Anzahl 
nortlamerikanis(?her  Frauenvereine  zu  einem 
National  Council  of  Women  zusammen,  um 
gewisse  Ziele  gemeinsam  zu  verfolgen  und 
sich  gegenseitig  mit  Rat  und  That  zu  unter- 
stützen. Nach  fliesem  Vorbilde  erfolgte  1894 
die  Gründung  des  Bundes  deutscher  Ftauen- 
vereine,  der  als  Bundesorgan  seit  1899  das 
» Central blatt  des  B.  d.  Fr.«  herausgiebt. 

Im  Herbst  1898  belief  sich  die  Zahl  der 
angeschlossenen  Vereine  bereits  auf  lO.x 
AehnlicheNational  verbände  bildeten  sich  in  an- 
deren LÄndem,  in  Grossbritannien,  Canada  etc. 
Sie  alle  sind  ihrerseits  in  einem  Internationalen 
Frauenbünde  (International  Council  of  Wo- 
men), dessen  Sitz  in  London  ist,  zusammen- 
gefasst.  Die  ersten  Anläufe  zu  internatio- 
nalem Zusammenschluss  hatten  sich  übrigens 
in  derFrauenbewe^ng  schon  in  der  Mitte  des 
Jahrhunderts  zu  zeigen  begonnen .  In  dem  letz- 
ten Jahrzehnt  tagten  in  verschiedenen  Haupt- 
orten internationale  Fraiienkongresse,  so  inChi- 
cjago(1893),  Paris  (1889  u.  1896),  Berlin  (1896), 
Brüssel  (1898),  London  (1899).  Der  nächste 
internationale  Frauenkongress  ist  von  dem 
Internationalen  Frauenbunde  für  das  Jahr 
1904  in  Berlin  in  Aussicht  genommen.  In 
London  wui-de  1899  die  Enichtiing  eines 
internationalen  Pressbureaus  zur  Fördenmg 
der  Frauensache  beschlossen. 

Litteratar:  Ausser  den  amüichen  Veröffent- 
lichungen der  verschiedenen  Länder  über  Be- 
völkerungs'  und  Berufsstatistik  sowie  den  ein- 
schlagenden Enqueten  und  Berichten  rgl«.  a- 
Cknutarcei,  Leitres  d'un  bourgeots  de  3>tr 
Haven  1787,  Oeuvres  eompl,,  Srunsunck  IS04, 
Bd.    IS,    —    Derwelbe,    Sur    radmission   dei 
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Jemmes  au  droit  de  ciU,  Joum.  de  la  soc.  de 
1789  V.  S,  VIl.  1790.  —  Mary  Wollatanecraft, 
Vindieation  of  the  RigJUa  of  woman,  London 
1792,  deuUch  v.  Salzmann ,  Schnepfenthal  1798  u, 
94-  Neue  Ausg.  durch  Mrt.  H.  Fawcett,  Lon- 
don 1896 ;  deuUch  v.P.  Berthold,  Dresden  1898. 

—  V,  Hippelf  Uebe7-  die  bürgerl.  Verbesserung 
der  Weiber,  Berlin  1792.  —  Mtehelet,  La 
femme,  Paris  1860.  —  JPrQudhxm,  La  justice 
dans  l'eglise   et  daiis  la  rivolution,  Paris  1858, 

—  tTenny  d^H^rieourt,  La  femme  affranchie, 
Brux.  1860.  —  j;  St  MiU,  Subjection  of 
women,  London  1869,  4.  Auß.,  1878;  übers, 
von  Jenny  Hirsch  u.  d.  2\  »Die  Hörigkeit 
der  FrauH,  S.  Aufl.,  Berlin  1891;  Obers,  von 
Ludw.  Stöckmann,  8.  Aufl.,  Berlin  u. 
Leipzig  1881.  —  Lahoulaye,  Recherches  sur  ia 
eondition  civUe  et  politique  des  femmes  depuis 
les  Romains  jusqita*ä  nos  jours,  Paris  I84S.  — 
Legouv^f  Histoire  morale  de  la  femme,  Paris 
1848,  4^1^  ed.  I864.  —  jr.  A,  Sdgur,  Les  femmes, 
leurs  conditions  et  leurs  influences  dans  Vordre 
social,  Paris  1803.  —  Havelock  ElMs,  Man 
and  Woman,  London  1894;  deutsch  von  H. 
Kur e IIa,  Leipzig  1894.  —  lAly  Braun, 
Die  Frauenfrage  im  Altertum,  in  Brauns  Arch. 
IS,  1898.  —  Dieselbe,  Die  Anfänge  der  Frauen- 
betcegung,  ebenda.  —  K,  Weinhold ,  Die 
deutschen  JfVauen  im  MittelaUer,  8.  Aufl.,  Wien 
1897.  —  Novrenherg ,  Frauenarbeit  und 
Arbeiterinnenerziehung  in  deutscher  Vorzeit,  Köln 
1880.  —  K.  Bücher,  Die  Frauenfrage  im 
Mittelalter,  Täbingen  188£.  —  Stahl,  Das 
deutsche  Handwerk,  dessen  1874.  —  ö.  Stein" 
hausen,  Das  gelehrte  Frauenzimmer,  Nord  und 
Süd,  Okt.  1895.  —  Theodore  Stanton,  The 
Woman     Question    in    Europe,    London    I884. 

—  Annie  Nathan  Meyer,  Womans  Work  in 
America,  Netc-York  1891.  —  Oiraud,  Essai 
sur  la  eondition  de  la  femme  en  Europe  et  en 
Amhique,  Parte  1883.  —  Bebel,  Die  Frau  und 
der  Sozialismus,  29.  Aufl.,  Stuttgart  1898.  —  RuMn 
und  Weaterga^rd,  Statistik  der  Ehen  auf  Grund 
der  sozialen  Gliederung,  Jena  1890.  —  Jules 
Jhiboc,  SO  Jahre  Frauenfrage  in  Deutschland, 
Leipzig  1896.  —  Cfustav  Cohn,  Die  deutsche 
Frauenbewegung,  Berlin  1896.  —  lieite,  Denk- 
schrift über  die  Eröffnung  neuer  und  die  Ver- 
besserung bisheriger  Erwerbsquellen  für  das 
weibliche  Geschlecht,  Arbeiterfreund  1865.  — 
l/aise  Otto,  Das  Recht  der  Frauen  avf  Erwerb, 
Hamburg  1868.  —  v.  Sybel,  Ueber  die  Eman- 
zipation der  Frauen,  Bonn  1870.  —  Phil,  v, 
Nathusius,  Zur  Frauenfrage,  Halle  1871.  — 
Hedwig  Dohm,  Der  Frauen  Natur  und  Recht, 
Berlin  1876.  —  Fanny  Lewald,  Für  und 
wider  die  Frauen,  S.  Aufl.,  Berlin  1875.  — 
IPranx  v,  Holtzendorff,  Die  Verbesserungen 
in  der  gesellschafÜ.  u.  wirtschafÜ.  Stellung  der 
Frauen,  2.  Aufl.,  Berlin  1877.  —  iMise  Buch- 
ner,  Die  Frauen  und  ihr  Beruf,  5.  Aufl.,  Leip- 
zig I884.  —  Dieselbe,  Die  Frau,  Halle  1878.  — 
Teichmüller,  Ueber  die  Frauenemanzipation, 
Dorpat  1877.  —  Sophie  v.  Hardenberg,  Zur 
Frauenfrage,  Berlin  1888.  —  Laas,  Zur  Frauen- 
frage, Berlin  1883.  —  Lor.  v.  Stein,  Die  Frau 
auf  dem  Gebiete  der  Nationalökonomie,  6.  Aufl., 
Stuttgart  1886.  —  Derselbe,  Die  Frau  auf  dem 
sozialen  Gebiete,  Stuttgart  1880.  —  Hei,  lAinge, 
Frauenbüdüng ,  Berlin  1889.  —  Dieselbe, 
Die    Frauenbewegung    im    Bewusstsein    unserer 


Zeit,  Berlin  1892.  —  Dieselbe,  Intellektuelle 
Grenzlinien  zroischeih  Mann  und  Frau,  hrauen- 
wahlrecht,  Berlin  1897.  —  Ed.  v.  Hartmann, 
Moderne  Probleme,  g.  Aufl.,  Berlin  1891.  — 
Theob.  Ziegler,  Die  soziale  Frage  eine  sitt- 
liche Frage,  4.  Aufl.,  StuttgaH  1891.  —  Konst, 
Hössler,  Hingeworfene  Gedanken  zur  Frauen- 
frage, Preuss.  Jahrb.  1898.  —  Eliza  Ichel^ 
ha,euser,  Der  gegenwärtige  Stand  der  Frauen- 
frage in  edlen  Kulturstaaten,  Leipzig  1894.  — 
Imia  V,  TrolU'Borostyäni,  Das  Recht  der 
Frau,  Berlin  1894.  —  El,  OnaueJc-Kühne, 
Die  soziale  Lage  der  Frau,  Berlin  1895.  — Etnilie 
Kempin,  Grenzlinien  der  Frauenbewegung,  Jahrb. 
f.  Ges.  u.  Verw.  iL,  1897.  —  Minna  Cauer,  Die 
Frau  im  19.  Jahrh.,  Berlin  1898.  —  Pierstorff, 
Zimmer  und  Wychgram,  Frauenberuf  und 
Frauenerziehung,  Hamburg  1899.  — ;■  Kdthe 
Schirrmaeher,  Le  fSminisme  aux  Etats- Unis, 
en  France,  dans  la  Grande-Bretagne,  en  Sukde 
et  en  Russie,  Paris  1898.  —  Anna  hamp^ri^re, 
Le  rol^  social  de  la  femme,  Paris  1898.  — 
Jjuise  Otto 'Peters,  Das  erste  Vierteljahr 
des  Allgem.  deutschen  Frauenvereins,  Leipzig 
1890.  —  J^enny  Hirsch,  Geschichte  der 
25  jährigen  Wirksamkeit  des  Lette  -  Vereins, 
Berlin  1891,  —  Constanze  v.  Franken, 
Katechismus  der  weibl.  Erwerbs-  und  Berufs- 
arten, Leipzig  1898.  —  EUy  Saul  und  Hildeg. 
Ohrist'Jenicke,  Jahrb.  f.  d.  deutsehe  Frauken- 
weit,  Stuttgart  1899.  —  Dorothea  Christine 
Brxleben  geb.  Leporin,  Gründl.  Untersuchung 
der  Ursachen,  die  das  weibl.  Geschlecht  vom 
Studieren  abhalten  etc.,  Berlin  1742.  —  Dieselbe, 
Vemünflige  Gedanken  vom  Studieren  des  schönen 
Geschlechts,  Frankfurt  und  Leipzig  1749,  —  F. 
Böhmert,  Das  Studium  der  Frauen,  Leipzig 
187t.  —  Hedtv»  Dohm,  Die  wissensehafÜ. 
Emanzipation  der  Frau,  BerL  1877.  —  Th, 
V.  Bischoff,  Das  Studium  und  die  Ausübung 
der  Medizin  durch   die  Frauen,  München  1877. 

—  lAidw.  Schtoerin,  Die  Ztätissung  der 
Frauen  zur  Ausübung  des  ärztlichen  Berufs, 
Berlin  1880.  —  Math,  Weber,  Aerztinnen  für 
Frauenkrankheiten,  e.  eth.  u.  sanitäre  Notwendig- 
keit, 4.  Aufl.,  Tübingen  1889.  —  Fehling,  Die 
Bestimmung   der   Frau,   2.    Aufl.,    Stutig.    1892. 

—  Bunge,  Das  Weib  in  s.  geschl.  Eigenart, 
8.  Aufl.,  1898.  —  Penxoldt,  Das  Medizin- 
Studium  der  Frauen,  Jena,  1899.  —  Herkner, 
Das  Frauenstudium  der  Nationalökonomie,  Berlin 
1899.  —  L.  Prank,  La  Femme-Avocat,  JPari^ 
1898.  —  A,  Kirchhoff,  Die  akademische  Frau, 
Gutachten  hervorragender  Universitätsprofessoren, 
FrauetUehrer  u.  Schriftsteller  üb.  d.  Befähigung 
d.  Frau  z.  akadem.  Studien,  Berlin  1897.  — 
Wychgram,  Handbuch  des  höheren  Mädchen- 
Schulwesens,  Leipzig  1896.  —  E,  Münsterberg, 
Ziele  der  weibl.  HUfsthätigkeit  in  »Die  Fraua 
1897 j98.  —  Ha'user  und  JHithnann,  Die 
Kranken-  und  Hauspflege  auf  dem  Lande,  Sehr, 
d.  Ver.  f.  A.  u.  W.  44,  Leipzig  1899.  — 
JLevasseur,  Histoire  des  elasses  ouvrikres  depuis 
1789,  Paris  1867. — Leroy^Beaulieu,  Le  travail 
des  femmes  au  XJX.  sikcle,  Paris  1878.  —  Jvles 
Simon,  L'ouvrikre,  f  *«*  ed.,  Paris  1861.  —  J.  V, 
Daubi4,  La  femme  pauvre  au  dix-neuvieme  sihde, 
gims  4d.,  Paris  1870.  —  Fr,  Engels,  Die  Lage 
der  arbeitenden  Klassen  in  England,  t.  Ausg., 
Leipzig- 1848.  —  K.  .FVanlcetwIeii«,  Die  Lage 
der  Arbeiterinnen  in  den  deutsehen  Grossstädten 
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Jahrb.  f.  G,  u.  V.,  X.  F.,  Bd.  li,  1888.  —  Ä. 
KaergeTy  Die  Sachsengängerei,  LdiP.  Jahrb., 
19,  1890.  —  »Die  deutsche  Hausindustrie u, 
4  Bde.  der  Sehr.  d.  V.  /.  Soiialpol.,  Leipzig 
1889  M.  1890,  insbes.  Bd.  1:  SHeda,  Lütera- 
tur,  heutige  Zustände  u.  Entstehung  der  detitschen 
Haueindustrie.  —  mHatisindustne  und  Heim- 
arbeit in  Deutschland  und  Oesterreichn,  4  -Bde. 
ebenda,  Leipzig  1899,  insbes.  Bd.  2:  Die  Haus- 
industrie der  Frauen  in  Berlin.  —  Die  Arbeits- 
und Lebensverhältnisse  der  Wiener  Lohn- 
arbeiterinnen, Wien  1897.  —  «f.  Sllbermann, 
Zur  Entlohnung  der  Frauenarbeit,  Jahrb.  f.  Get. 
u.  Vene.  iS,  1899.  —  Martin,  Die  Aus- 
schliessttng  der  verheirateten  Frau  aus  der 
Fabrik,  Zeitschr.  /.  Staatsit.  1896.  —  Hirt, 
Die  gefcerbliche  Thätigkeit  der  Frauen  vom 
hygien.  Standpunkte  aus,  Breslau  u.  Leipzig 
187 S.  —  Derselbe,  Frauenarbeit  in  Fabriken, 
Hirths  Ann.  1875.  —  Seh'uler  und  Burk' 
hardtf  Untersuchungen  über  die  Gesundheits- 
verhäUnisse  der  FnbrikbertSlkerung  der  Schweiz, 
Aarnu  1889.  —  Flarenee  Keil^,  Die  weibl. 
Fabrikinspektion  i.  d.  Ver.  Staaten,  Brauns 
Arch.  11,  1897.  -—  HeL  Simon,  Die  Fabrik- 
u.  Sanitäisijispektorinnen  in  England,  Jahrb.  /. 
Ges. u.  Vcrtr. n,1897. — Envmaihrer,  DieOrgani- 
sation  der  Arbeiterinnen  Deutschlands,  ihre  Ent- 
stehung und  Entwickelung ,  Berlin  1898.  — 
Gertrud  Dyrenfurth,  Die  genossenschaftl. 
Beiregung  unter  d.  engl.  Arbeiterinnen,  Brauns 
Arch.  7,  1897.  —  KaUe  und  Kamp,  Die 
haus%riri9chaftliche  Vnterveeisung  armer  Mädchen, 
Wiesbaden  1889;  N.  F.,  1891.  —  Der  htuswirt- 
schafüiche  Unterricht  armer  Mädchen  in  Deutsch- 
land, Sehr.  d.   Ver.  f.  A.  u.  W.,  It,  Leipzig  1890. 
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Preihftfen. 


1.  Begriff  and  Bedeutung.  2.  Geschichte 
der  F.  im  allgemeinen.  8.  Geschichte  der 
deutschen  F.  4.  Der  jetzige  Zustand.  Ausblick 
in  die  Zukunft. 

1.  Begriff  und  Bedeutung.  Im  allge- 
meinen bezeichnet  man  als  »Freihafen  <: 
jeden  Ilafenplatz,  der  gänzlich  ausserhalb 
der  Zollgrenze  seines  Landes  belassen  wird 
imd  somit  in  jeder  Hinsicht  virkliches 
ZoUausland  ist  Indes  ist  die  Terminologie 
der  Zollgesetze  eine  ausserordentlich  ver- 
schiedene und  leidet  überdies  danmter, 
dass  versucht  wird,  ganz  verschiedene  Ein- 
richtungen in  vorhandene  Kategorieen  ein- 
zuzwängen. Dieser  Missstand  tritt  lieson- 
ders  bei  dem  überhaupt  wl&ch  veralteten 
deutschen   2iOllgesetze  hervor. 

Das  deutsche  Zollgesetz  führt  im  §  97 
die  Freihäfen  unter  den  »All^meinen 
Niederlagen«  auf,  zusammen  mit  Pack- 
höfen, Hallen  und  Lagerhäusern,  die  in 
ihrem  Wesen  doch  von  den  Freihäfen 
völlig  verschieden  sind,  während  letztere 
ihrem  Wesen  nach  den  ^Freien  Nieder- 
lagen« des  §  107  näher  stehen,  wie  denn 
thatsächlich  auf  Grund  dieses  Paragraphen 
neuerdings  in  Bremen,  Stettin  und  Danzig 
»Freibezirke«  oder  »Freihäfen«  errichtet 
worden  sind,  die  sich  aber  freilich  auch  voa 
den  eigentlichen  Freihäfen  wesentlich  unter- 
scheiden. 

Um  etwas  Klarheit  in  die  verwin-ende 
Terminologie  zu  bringen,  ist  es  nötig,  fol- 
gende Kategorieen  auseinander   zu    halten: 

a)  Freihafenstädte,  bei  denen  auch 
die  Wohnstadt  wirkliches  ZoUausland  ist; 
derartige  Städte  sind  in  Deutschland  nicht 
mehr  vorhanden. 

b)  Freihafenviertel,  bei  denen  nur 
die  Häfen  oder  doch  Teile  von  ihnen,  mit 
Schuppen  und  Speichern,  auch  wohl  mit 
noch    unbenutztem  Landgebiete,  aber  ohne 
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Wohnbevölkenmg ,  ausserhalb  der  Zoll- 
grenze bleiben,  doch  in  jeder  Hinsicht 
^wirkliches  Zollausland  sind.  Dieser  Kate- 
gorie gehört  der  jetzige  Hamburger  Frei- 
hafen an. 

c)  Freibezirke  (§  107  des  deutschen 
ZoUgesetzes),  die  sich  von  den  »Freihafen- 
vierteln« dadurch  unterscheiden,  dass  sie 
nicht  wirkliches  ZoUausland  sind,  sondern 
nur  in  den  meisten  Punkten  als  solches  be- 
handelt werden;  doch  darf  in  ihnen  nach 
den  deutschen  Bestimmungen  nicht,  wie  im 
Hamburger  Freihafen,  Industrie  betrieben 
werden,  ffierher  gehören  die  Freibezirke 
in  Bremen,  Stettin  und  Neufahrwasser  bei 
Danzig  sowie  der  projektierte  Freibezirk  in 
Altena. 

Im  Auslande  herrscht  ebenfalls  hinsicht- 
lich der  Terminologie  viel  Verwimmg. 
Die  Ausdrücke  »porto  franco«  und  »port  franc« 
sind  so  oft  auch  auf  Freiviertel  und  zoll- 
freie Niederlagen  angewendet  worden,  dass 
man  neuerdings  zwischen  der  völligen 
»franchise  du  port«  und  dem  »port  franc« 
{Freiviertel)  unterscheidet,  andererseits  aber 
neben  dem  wieder  in  seiner  ursprünglichen 
umfeissenden  Bedeutung  angewendeten  »porto 
franco«  noch  einen  »pimto  franco«  kennt, 
um  einen  Komplex  von  zollfreien  Lagern 
zu  bezeichnen.  Neuerdings  spricht  man 
in  Frankreich  von  »zones  franches«,  um 
Freihafenstädte,  Freihafenviertel  und  Frei- 
bezirke zusammenzufassen. 

Zölle  und  sonstige  Verkehrsabgaben  sind 
stets  lästig  und  werden  noch  drückender 
durch  die  unvermeidlichen,  häufig  aber  über 
das  Mass  des  Notwendigen  ausgedehnten 
Kontrollmassregeln,  durch  die  Beschränkung 
der  Amtszeit  der  Zollbehörden  sowie  durch 
hohe  oder  schwankende  Nebengebühren. 
Früher  spielte  daneben  auch  die  Willkür 
und  Habsucht  von  ZoUpächtem  eine  grosse 
RoUe.  Am  stärksten  wird  hiervon  regel- 
mässig die  Durchfuhr  betroffen,  nament- 
lich derjenige  Teü  derselben,  welcher  dem 
internationalen  Z wischennandel  seine 
Entstehimg  verdankt,  insofern  es  sich  dabei 
vorzugsweise  um  Waren  handelt,  die  auf 
Spekulation  gekauft  sind  oder  deren  wei- 
tere Bestimmung  aus  anderen  Gründen  un- 
gewiss ist,  die  deshalb  eine  Zeit  lang  an 
einem  Transitplatze  lagern,  wo  sie  überdies 
oft  notwendigen  Verändeningen  (Umpacken, 
Mischen,  Bearbeiten)  unterworfen  werden. 
Ist  dieser  Platz  zugleich  ein  grosser  inter- 
nationaler Markt,  so  wii'd  die  Belästigung 
des  Transites  durch  den  Zoll  besonders 
schwer  empfunden;  denn  die  Marktbildung, 
dieser  wichtigste  Vorgang  in  der  Ent^dcke- 
lung  des  Handels,  strebt  naturgemäss  stets 
nach  Ceberschreitung  der  ZoUgrenzen  und 
überhaupt  nach  möglichst  grosser  Bewegungs- 
freiheit.   Aber  auch   die  Industrie,  so- 


weit sie  ausländische  Rohstoffe  oder  Halb- 
fabrikate verarbeitet  und  ihre  Erzeugnisse 
wieder  ins  Ausland  absetzt,  befindet  sich  in 
ähnlicher  Lage. 

2.  Geschichte  der  F.  im  allgemeinen. 
Schon  im  Mittelalter  wurde  die  Markt- 
büdung  durch  die  zahllosen  kleinen  Zoll- 
stätten und  sonstigen  Verkehrsbeschränkun- 
gen ausserordentlich  behindert.  Dies  führte 
dahin,  die  ZöDe  durch  besondere  Privilegien 
zu  ermässigen,  für  die  Eaufleute  einzelner 
Nationen  oder  Städte  zollbegünstigte,  ex- 
territoriale Entrepots  zu  errichten  und  na- 
mentlich zu  gewissen  Zeiten  den  Verkehr 
dieser  oder  jener  Plätze  von  den  schwersten 
Hemmnissen  ganz  zu  befreien,  indem  man 
dort  Messen  und  Märkte  errichtete,  wo 
sich  der  Z^^dschenhandel  mehrerer  Zollge- 
biete koncentrieren  konnte. 

Die  mittelalterlichen  Verkehrsabgaben 
wirkten  ganz  besonders  drückend  durch  ihre 
grosse  Zahl  sowie  durch  die  harte,  willkür- 
liche Art  der  Erhebung;  doch  konnte  an 
jeder  einzelnen  Zollstätte  natürlich  nicht  ein 
sehr  hoher  Satz  gefordert  werden.  Als  nun 
aber  im  16.  und  17.  Jahrhundert  sich  grosse, 
teilweise  auch  schon  nationale  Wirtschafts- 
gebiete bildeten,  als  die  Zölle  an  die  Lan- 
desgrenze verleg  wurden  und  nicht  mehr 
ausschliesslich  fiskalischen,  sondern  wenig- 
stens zunächst  auch  allgemein  volkswirt- 
schaftlichen Zwecken  dienten  (Schutzzölle), 
als  sie  infolge  dessen  an  Höhe  ausserordent- 
lich zunahmen,  da  entstand  sehr  bald  das 
Bedürfnis,  den  internationalen  Zwischen- 
handel ganz  zollfrei  zu  lassen  und  denselben 
dadurch  an  einzelnen  Plätzen  zu  koncentrie- 
ren, dass  man  letztere  gar  nicht  in  die 
Zolilinie  einbezog.  Indem  man  hiermit 
mehrfach  auch  weitgehende  Religions-  und 
Gewerbefreiheit  verband,  machte  man  diese 
Städte  zu  w£du:en  Eldorados  des  internatio- 
nalen Verkehrs. 

Der  erste  dieser  modernen  Freihäfen  war 
L  i  V  0  r  u  0 ,  das  die  Medicis  auf  solche  Weise 
^it  1547)  aus  einem  ganz  unbedeutenden 
Orte  zu  dem  wichtigsten  Stapelplatze  des 
Levantehandels  erhoben.  Notgedrungen  folg- 
ten bald  andere  Mittelmeerplätze:  Genua 
1595  und  namentlich  1709,  Neapel  1633, 
Venedig  1661,  Marseille  1669,  Gibraltar  1706, 
Port  Mahon  auf  Minorca  1718,  Triest  und 
Fiume  1719,  Ancona  und  Messina  1732.  In- 
des waren  die  meisten  dieser  Plätze  nicht 
völlige  Freihäfen,  und  denen,  welche  es  eine 
Zeit  lang  waren,  wurde  die  Zollfreiheit  meist 
wieder  beschränkt  oder  auch  ganz  genom- 
men, da  einesteils  die  Erwartungen,  welche 
man  hegte,  sich  natürlich  nicht  überall 
verwirklichen  konnten  —  denn  der  Kück- 
gang  jener  Plätze  bezw.  ihre  Nichtentwicke- 
lung  hatte  ja  noch  mancherlei  andere  Ur- 
sachen ausser  den   Zöllen  —  und    da   an- 
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dererseits  das  fiskalische  Interesse  oft  doch 
wieder  die  Oberhand  grewann,  zuinal  die 
Freihäfen  den  Schmuggel  gewaltig  beför- 
derton. 

3.  Geschichte  der  deutschen  F.  In 
Nordeiiroi>a  war  Altona  der  erste  mo- 
derne Freihafen  und  zugleich  neben  Livorno 
der  einzige  europäische  Platz,  der  durch 
das  Freihafenprivilegiuin  in  kurzer  Zeit 
zu  grosser  Bedeutung  gelangt  ist.  Erst  im 
Jahre  1536  entstanden,  kam  der  Ort  1640 
unter  dänische  Herrschaft  und  wurde  als- 
bald als  scharfe  Waffe  gegen  Hamburg 
verwendet.  Die  Zollfreiheit  erlangte  er  im 
Jahre  1664  bei  seiner  Erhebung  zur  Stadt 
und  hat  dieselbe  dann  mit  kurzen  Unler- 
bi-echungen  bis  zum  Jahre  1888  behalten. 
Schon  nach  wenigen  Jahrzehnten  wurde 
Altona  dadurch  ein  gefährlicher  Konkurrent 
Hamburgs,  dessen  Si)editions-  und  Kommis- 
sionsgeschäft es  an  sich  zog  und  bedeutend 
ausdehnte.  Hierdurch  wurde  Hamburg 
einei'seits  zu  lebhafterer  Pflege  dieser  da- 
mals von  ilim  noch  nicht  genügend  be- 
achteten Geschäftsarten  und  zur  end- 
gültigen Aufgabe  des  lange  eifersüchtig 
beftüteten  Stapelrechts  genötigt,  gleich- 
zeitig wurde  es  aber  auch  gezwungen,  sich 
selbst  aUmählich  in  einen  Freihafen  umzu- 
gestalten. 

Die  Zölle  der  deutschen  Hansestädte 
rührten  zum  Teil  noch  aus  dem  Mittelalter 
her,  waren  aber  im  16.  und  17.  Jarhun- 
dert  wesentlich  erhöht  worden.  Wenn  sie 
trotzdem,  gleich  den  meisten  anderen  dieser 
kleinen  deutschen  Zölle,  für  sich  betrachtet 
nicht  besonders  hoch  waren,  so  wirkten  sie 
doch  drückend  durch  ihre  Vereinigimg  mit 
dem  Stapelrechte,  durch  die  nur  historisch 
erklärbare  un zweckmässige  Art  der  Erhe- 
bung (Hamburg  z.  B.  hatte  fünf  bezw.  sechs 
Zölle,  die  an  verschiedenen  Stellen  erhoben 
wurden)  sowie  durch  die  zahlreichen  mit 
ihnen  verbundenen  Nebengebtlhren  und  na- 
mentlich weil  sie  auch  die  Lebensader  der 
Städte,  die  Durchfuhr,  bescliwerten. 
Der  ganze  Handel  derselben  war  ja  eigent- 
lich Zwischenhandel,  wenigstens  so  lange 
man  das  deutsche  Binnenland  als  Ausland 
betrachtete.  Die  Städte  hatten  deshalb 
doppelten  Anlass,  ihre  Zölle  möglichst  i'asch 
zu  beseitigen ;  doch  selbst  bei  ihnen  behielt 
das  finanzielle  Interesse  lange  Zeit  die 
Oberhand. 

Hamburg  ermässigte  erst  nach  jahr- 
zehntelangem Drängen  der  eigenen  Kauf- 
manuschsät  und  des  Binnenlandes  im  Jahre 
1713  den  Durchfuhrzoll  und  hob  ihn  end- 
lich im  Jahre  1727  ganz  auf,  wobei  man 
indes  diese  Wohlthat  auf  die  hamburgischen 
Grrossbürger  beschränkte,  einen  besonderen 
Eid  vorschrieb,  strengen  Plombierungs- 
zwaug  einfühi'te  imd  mehrere  Waren  einst- 


weilen noch  eximierte.  Sowohl  diese  wie 
die  wichtigsten  späteren  Zollrediiktionen, 
insh)esondere  die  der  Jahre  1826  und  1830 
erfolgten  nur  unter  dem  steten  Drucke,  den 
die  Altonaer  Zollfreiheit  ausübte.  Der  letzte 
Zollrest  ist  erst  im  Jahre  1874  verschwun- 
den. Bremen,  das  im  Wesergebiete  selbst 
keine  thätige  Mitbewerbung  zu  bestehen 
hatte,  legte  erst  im  Jahre  1824  die  Hand 
an  eine  aurchgreifende  Reform  seiner  ZöDe, 
und  Lübeck  ist  sogar  erst  durch  die 
V.  V.  9.  November  1833  in  das  neuere 
System  der  Hansestädte  eingetreten.  Hieraus 
ergiebt  sich,  dass  die  Hansestädte 
erst  ungefähr  gleichzeitig  mit  der 
Entstehung  des  deutschen  Zoll- 
vereins zu  Freihäfen  geworden 
sind,  was  mit  der  Ent Wickelung  überein- 
stimmt, wie  sie  oben  für  die  älteren  Frei- 
häfen ebenfalls  nachgewiesen  worden  ist 
Gleichzeitig  aber  mit  dieser  Wandlung  be- 
gannen auch  schon  die  Bestrebungen,  wel- 
che auf  Anschluss  der  Hansestädte  an  den 
Zollverein  abzielten. 

Hier  kann  nicht  auf  die  verschiedenen 
Stadien  eingegangen  werden,  welche  diese 
Bestrebungen  wSüirend  ihrer  halbhundert- 
jährigen Dauer  zu  durehlaufen  hatten.  Es 
muss  genügen,  darauf  hinzuweisen,  dass 
sie  einerseits  ausgingen  von  einem  Teile 
der  hansestädtischen  Bevölkerung  imd  an- 
dererseits vom  Binnenlande,  das  anfangs  die 
Ausbildung  der  Städte  zu  Freihäfen  drin- 
gend gewünscht  hatte,  jetzt  aber  noch 
dringender  ihren  Anschluss  an  das  nationale 
Wirtschaftsgebiet  forderte.  Der  grosste  Teil 
des  hanseatischen  Handelsstandes  verhielt 
sich  demgegenüber  entschieden  ablehnend, 
und  selbst  als  im  Jahre  1867  Schleswig- 
Holstein,  Lauenbiu-g  (und  die  beiden  Mecfc- 
lenbiu-g  dem  Zollvereine  beitraten,  folgte 
von  den  Städten  nur  Ltibeck  diesem  Bei- 
spiele, während  in  Bezug  auf  Bremen  und 
Hamburg  die  Verfassung  des  Norddeutschen 
Bundes  und  des  Deutschen  Reiches  im 
Art.  34  bestimmte,  dass  diese  Städte  ausser- 
halb der  Zollgrenze  bleiben  sollten,  bis  sie 
ihren  Einschluss  in  dieselbe  beantragen 
würden.  Da  ein  solcher  Antrag  nicht  er- 
folgte, der  Wunsch  nach  Beseitigung  der 
Ausnahmestellung  Hambiu*gs  und  Bremens 
indes  namentlich  mit  der  Rückkehi-  ziu- 
Schutzzollj)olitik  im  Jahre  1879  immer  leb- 
hafter wurde,  so  begann  der  Reichskanzler 
Fürst  Bismarck  seinerseits  auf  Herbeifüh- 
rung des  Anschlusses  liinzuwirken.  Hier- 
bei fand  er  zunäclist  bei  den  Städten  ent- 
schiedenen Widei-stand,  zu  dessen  üeber- 
windung  Preussen-  am  19.  April  und  28.  Mai 
1880  beim  Bundesrate  beantragte,  die  Stadt 
Altona,  die  hamburgische  Vorstadt  St  Pauli 
und  die  Unterelbe  in  das  Zollgebiet  einzu- 
schüessen.    Unter  dem  Drucke  dieser  An- 
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träge,  namentlich  aber  nach  Zusicherung 
eines  geräumigen  Freihafenviertels  sowie 
eines  JKeichszuschusses  von  40  Mühonen 
Mark  für  Zollanschlussbauten  kam  am 
25.  Mai  1881  mit  Hamburg  über  dessen 
Anschluss  eine  Yereinbanmg  zu  stände, 
während  diejenige  mit  Bremen  erst  im  Jahre 
1884  erfolgt  ist.  Am  15.  Oktober  1888  sind 
beide  Städte  nebst  Altona  an  das  ZoUgebiet 
angeschlossen  worden. 

4.  Der  jetzige  Zustand.  Ausblick  in 
die  Zuknnft  Auch  die  italienischen 
imd  französischen  Freihäfen  sind  im 
Laufe  unseres  Jahrhunderts  sämtlich  aufge- 
hoben worden.  Nachdem  ferner  der  An- 
schluss von  Triest  und  Fiume  an  das 
Zollgebiet  der  österreichisch -ungarischen 
Monarchie  erfolgt  ist,  so  ist  in  Europa  nur 
noch  Gibraltar  als  eigentliche  Freihafen- 
stadt übrig  geblieben.  Dagegen  giebt  es 
ausserhalb  Europas  noch  eine  ganze  Anzahl 
solcher  Freihafenstädte,  deren  sich  nament- 
lich England  zur  Unterstützung  seines 
weltumspannenden  Zwischenhandels  mit  Er- 
folg bedient  hat.  Dahin  gehören  Aden, 
Singapur,  Georgetown  auf  der  Insel  Penang, 
Malakka,  Hongkong  und  andere.  Auch 
die  neue  deutsche  Erwerbung  Kiautschou 
ist  ein  Freihafen  im  vollsten  Sinne  des 
Wortes. 

Freihafenviertel  und  Freibezirke  giebt  es 
auch  in  Eiux>pa,  so  besonders  in  Hambiu-g 
imd  Kopenhagen  (Freihafenviertel),  in  Bre- 
men, Stettin  und  Danzig  (Freibezirke).  In 
Belgien  und  Frankreich  sind  neuerdings 
Bestrebungen  nach  ähnlichen  Einrichtungen 
zu  Tage  getreten. 

Wenn  die  allgemeine  Ansicht  neuerdings 
mehr  und  mehr  dahin  geht,  dass  die  Zeit 
der  eigentlichen  Freihäfen  vorüber  ist,  so 
muss  dies  wenigstens  für  die  grossen  In- 
dustrie- und  Handelsstaaten  der  Gegenwart 
in  der  That  als  zutreffend  anerkannt  wer- 
den. In  den  Anfängen  der  nationalwirt- 
scliaftlichen  Entwickelung  waren  Freihäfen 
nötig,  um  den  Seeplätzen,  die  sich  vom 
regiuären  Ex-  imd  Importhandel  noch  nicht 
ausreichend  ernähren  tonnten,  die  Existenz 
auf  Grund  des  internationalen  Zwischen- 
handels zu  ermöglichen.  England  dagegen 
hat  im  eigenen  Lande  niemals  Freihäfen 
errichtet.  I)er  Gedanke  daran  wurde  im 
ersten  Drittel  des  vorigen  Jahrhunderts  er- 
wogen, aber  bald  als  verkehrt  erkannt. 
Statt  dessen  erleichterte  England  den 
Zwischenhandel  anfangs  durch  Rückzölle 
(Drawbacks),  später  namentlich  durch  gross- 
artige Ausbildung  des  »Warehousing  Sys- 
tem*, wodurch  die  geschlossenen  englischen 
Dockhäfen  sich  etwa  zu  dem  entwickelt 
haben,  was  jetzt  unsere  »Freibezirke«  sind. 
Derartige  zolltechnische  Erleichterungen 
sind  sowohl  den  modernen  Verkehrsbedürf- 


nissen wie  den  Grundsätzen  nationalwirt- 
schaftlicher Einheit  weit  besser  angepasst 
als  die  alten  Freihäfen.  Im  Gegensatze  zu 
diesen  letzteren  befördern  die  modernen 
Docks  und  Freiviertel  die  Koncentra- 
tion der  effektiven  Warenumsätze  in  gut 
belegenen,  mit  allen  technischen  Vorkeh- 
rungen ausgestatteten  und  durch  kapital- 
kräftige, angesehenelÄgerhaus-Gesellschaften 
geleiteten  Speicherkomplexen;  sie  erleich- 
tern liierdurch  die  Einfühinmg  des  für  den 
modernen  Handelsverkehr  unentbelirlichen 
Warrantsystems,  und  indem  sie  dem  inter- 
nationalen Seehandel  im  Inlande  ein  Gebiet 
sichern,  auf  dem  er  sich  mit  völliger  Frei- 
heit bewegen  kann,  ohne  doch  wie  bei  den 
alten  Freihäfen  ganze  grosse  Städte  vom 
nationalen  Zollgebiete  abzusondern,  mildern 
sie  den  Interessengegensatz  zwischen  den 
nach  Freihandel  strebenden  Seeplätzen  und 
der  schutzbedürftigen  Industrie  des  Binnen- 
landes. Sie  werden  für  grosse  Häfen,  so- 
lange es  Zölle  giebt,  immer  unentbehrlich 
bleiben.  Der  Handel  allerdings  sti-eift 
in  der  Gegenwart  immer  mehr  den  Charakter 
des  Eigenhandels  ab,  wird  immer  direkter 
und  benutzt  die  Seehäfen  immer  mehr  als 
blosse  Speditionsplätze;  indes  wird  auch 
für  ihn  noch  auf  lange  Zeit  hinaus  die 
Möglichkeit  vorübergehender  zollfreier  Lage- 
rung, Mischung,  Umpackung  und  sonstiger 
Bearbeitung  der  Waren  ohne  irgendwelche 
Belästigung  durch  das  Zollverfahren  nicht 
zu  entbehren  sein.  Die  Umsätze  der 
Spekulation  vollends, deren  marktbildende 
Bedeutung  im  gewaltigen  Steigen  begriffen  ist, 
bedürfen  durchaus  solcher  zolltechnisch  mög- 
lichst exterritorialer  Sammelbecken  für  den 
internationalen  Warenverkehr.  Wenn  somit 
Docks  und  Freihafenviertel  auf  absehbare 
Zeit  unentbehrlich  sind,  so  werden  dagegen 
eigentliche  Freihäfen  künftig  wohl  nur  noch 
in  kleinen  Staaten  ohne  Hinterland,  an  ein- 
zelnen Plätzen,  die  dem  Transit  dienen 
sollen,  und  namentlich  in  halb  oder  gar 
nicht  kultivierten  Ländern  existieren  können. 

Litteratur:  Boscher,  System  III,  ^  9S.  — 
Czörntg^  Der  Freihafen  v<yn  Venedig,  Wien 
18S1.  —  Tiymaaf^ni,  Indicazioni  sul  portofranco, 
»ulV  indiistria  e  atU  commercio  di  Venezia,  Ven. 
1847,  —  Julliany,  Essai  sur  le  commerce  de 
Marseille,  184S14S  I,  121  ff.  —  Die  Aufgaben 
der  Hanse  Städte  gegenüber  dem  deutschen 
Zollvereine.  — Kommissionsbericht  an  die 
vaterstädtische  Sektion  d.  hambg.  Gee.  z.  Beford.  d. 
Künste  «.  nützlichen  Gewerbe,  Hamburg  1847. 
—  Der  Freihafen  r.  Triest  u.  d.  österr. 
Industrie,  Wien  1850.  —  J,  C.  Rad,  Sind 
Freihäfen  noch  zeitgemäss  t  Wien  1863.  —  A»  T., 
La  questione  del  porto  franco,  Trieste  1863.  — 
Der  Freihafen  ron  Triest,  Denkschrift, 
dem  Reichsrate  gewidmet  von  der  Triester  Han- 
dels- u.  Gewerbekammer,  Triest  1863.  —  OusL 
Tuch,    Die   Sonderstellung   der   deutschen  Frei- 
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hfitfen,  Hamburg  1878.  —  JET.  Eber»$Hnf  Ham- 
burgs Anschluss  an  das  deutsche  Zollgebiet,  Ver- 
handlungen zwischen  Senat  und  Bürgerschc^, 
Hamburg  1881  8S.  — Proiocolli  delle  sedute 
miete  in  oggetti  relativi  al  porto  franco  dt 
Triette,  tenule*i  nelV  Aprile  188Jf,  Triette  188S. 
—  ü.  Ehrenbergf  Wie  wurde  Hamburg  gross  f 
Streifzüge  in  der  Hamburger  HandelsgeschichU. 
I:  Die  Anfänge  des  Hamburger  Freihafens, 
Hamburg  und  Leipzig  1888. 

Riehard  Ehrenberg. 


FreihaadelBSchale. 

1.  Begrriff.  2.  Früheste  Erscheinim&ren.  3. 
Adam  Smith  und  die  weitere  Entwickelung  in 
England.     4.  Deutschland.     5.  Andere  Länder. 

1.  Begriff.  Unter  Freihandelsschule 
versteht  man  die  Gesamtheit  der  Schrift- 
steller und  Praktiker,  denen  die  Freilassung 
des  Verkehrs  von  staatlicher  Beschränkimg 
und  Leitung  als  die  hauptsächliche  Vor- 
schrift erscheint,  die  sich  aus  der  national- 
ökonomischen  Forschung  ergebe.  Die  Be- 
zeichnung Freihandel  ist  durch  eine  Ueber- 
setzung  des  englischen  free  trade  entstan- 
den, das  auch  die  Franzosen  mit  libre- 
echange,  die  Italiener  mit  liboro  scambio  in 
ihren  Sprachen  wörtlich  wiedergeben.  Der 
englische  Ausdruck  kommt  in  der  Litteratur 
schon  frühe,  anfangs  allerdings  in  einer  be- 
schränkten Bedeutung  vor.  Am  Anfang  des 
17.  Jahrhunderts  verstand  man  in  England 
unter  free  trade  diejenige  Handelspolitik, 
die  im  (legensatz  zu  der  häufigen  Monopoli- 
sienmg  des  Handels  mit  einem  bestimmten 
fremden  Lande  zu  Gunsten  einer  einzigen 
grossen  Gesellschaft  ihn  der  Unternehmungs- 
lust zahlreicher  Einzelkaufleute  überliess, 
mochte  im  übrigen  den  Teilnehmern  an 
dem  Geschäftsverkehr  hinsichtlich  ihres  Be- 
triebs eine  weitgehende  Freiheit  gelassen 
oder  auch  eine  starke  Gebundenheit  aufer- 
legt sein.  In  diesem  Sinne  ist  z.  B.  der 
Ausdruck  zu  verstehen  in  den  Titeln  der 
Streitschriften  von  Misseiden,  Free  trade  or 
means  to  make  trade  flourish,  und  Malynes, 
The  maintenance  of  free  trade  (beide  von 
1622).  Im  Laufe  der  Zeit  hat  sich  aber 
der  Begriff  derart  erweitert,  dass  er  in  der 
Gegenwart  gleichbedeutend  gebraucht  wird 
mit  Freiheit  der  wirtschaftlichen  Bewegimg  in 
jeder  Form,  die  diese  annehmen  mag.  Nament- 
lich die  Gegner  der  Freihandelslelire  be- 
kämpfen sie  mit  begreiflicher  Vorliebe  ge- 
rade in  ihrer  umfassendsten  Gestalt,  in  der 
sie  aucli  die  meisten  Angriffspunkte  dar- 
bietet. Als  Beispiel  für  diese  moderne 
Auffassung  des  Begriffs  sei  auf  den  Titel 
einer  der  bedeutendsten  der  Bekämpfung 
des  Systems  gewidmeten  Schiiften  hinge- 
wiesen,  auf   die   anonym   in   einer   Menge 


Auflagen  erschienenen,  von  dem  hervor- 
ragenden Juristen  Byles  verfassten  Sophisms 
of  free  trade  (zuerst  1849).  Hier  ist  free 
trade  ganz  gleichbedeutend  mit  freier 
Konkurrenz  gebraucht. 

2.  Früheste  Erscheiniiii^eD.  In  Frank- 
reich haben  am  Anfang  des  17.  Jahrhun- 
derts die  politischen  Bestrebungen  zurHer- 
stellimg  einer  innigeren  Verbindung  und 
eines  dauernden  Friedens  xmter  den  Ländern, 
die  rege  w^urden,  einen  einzelnen  Schrift- 
steller, Emeric  de  Lacroix,  zu  der  weiter- 
gehenden Forderung  veranlasst,  dass  auch 
der  auswärtige  Handel  keinen  anderen  Be- 
schränkungen als  der  innere  zu  unterwer^n 
sei.  Sein  1623  erschienenes  Werk  »La  nou- 
veau  Cyn§e  ou  discours  des  oecasioDs  et 
moyens  d'establir  une  paix  g6n6rale  et  la 
liberte  du  commerce  par  tout  le  monde« 
zeigt  schon  in  seinem  Titel  seine  freihänd- 
lerische Tendenz.  Neben  zahlreichen  an6e- 
ren  eingreifenden  Reformen,  die  darin  vor- 
geschli^n  sind,  der  Errichtung  eines  stän- 
digen Shiedsgerichtes  für  die  europäischen 
Staaten,  der  Zurückdrängung  des  Üebei^e- 
wichts,  das  der  Soldatenstand  im  Staat  und 
in  der  Gesellschaft  besitze,  der  Unterstützung 
der  Arbeiter  gegenüber  unberechtigten  An- 
sprüchen der  Arbeitgeber  und  ihrer  Ver- 
bände, der  Abschaffung  der  Käuflichkeit  der 
Aemter  und  dergleichen  empfiehlt  das 
merkwürdige  Budi  auch  die  möglichste  Be- 
seitigung der  Auslandzölle.  »£^  ist  wohl 
berechtigt«,  führt  Lacroix  aus,  »dass  der 
Fürst  von  den  Waren,  die  man  in  sein 
Herrschaftsgebiet  oder  aus  diesem  bringt 
und  befördert,  einiges  Einkommen  zieht: 
aber  er  soll  sich  dabei  der  möglichsten 
Mässigung  befleissigen  und  das  namentlich 
in  Bezug  auf  die  notwendigen  Lebensbe- 
dürfnisse, wie  Getreide,  Wein,  Salz,  Fleisdi, 
Fische,  WoUe,  Leinwand,  Leder,  damit  die 
Kaufleute  darin  desto  freier  Handel  treiben  und 
das  Volk  sie  desto  billiger  bekomme.«  Und 
an  einer  anderen  Stelle:  ^ Welche  Freude 
wäre  es,  die  Menschen  sich  überallhin  frei 
begeben  zu  sehen,  im  Verkehr  mit  einander 
ohne  Rücksidit  auf  das  Land,  wie  wenn 
die  Erde  für  alle,  wie  es  wirklich  ist,  das 
gemeinsame  Vaterland  wäre«.  Diese  au3 
ethischen  und  politischen  Erwägungen  her- 
vorgegangene Begeisterung  für  die  Freiheit 
des  internationalen  Verkehrs  blieb  aber  ver- 
einzelt Von  viel  nachhaltigerer  Bedeutimg 
war  es,  dass  um  dieselbe  Zeit  in  England  die 
wissenschaftliche  Untersuchung  praktischer 
ökonomischer  Probleme  begann,  die  zu  der 
Erkenntnis  führte,  dass  auch  ohne  das  Ein- 
greifen des  Staates  das  freie  Spiel  der  wbi- 
schaftlichen  Kräfte  gemeinnützige  Wirkungen 
erzeugen  kann.  Gerade  die  Männer,  die  wir  als 
die  hervorragendsten  !2^ationalökonomen  des 
17.  Jfdirhunderts  bewundem,  haben  d^halb 
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zur  Feder  gegriffen,  um  die  popidären  Vor- 
Tirteüe,  die  zur  Herstellung  des  allgemeinen 
Sesten  eine  weitgehende  Beschränkung  des 
einzelnen  für  nötig  hielten,  zu  bekämpfen 
\ind  nachzuweisen,  dass  eine  natürbche 
Entwickelung  und  ein  Vorgehen,  das  der 
Torteil  einer  einzelnen  Berufsklasse  veran- 
lasste, auch  für  das  Oanze  ungefährlich  oder 
sogar  nützlich  seien.  Alle  diese  Schrift- 
steller waren  daher  im  Verhältnis  zu  ihren 
Zeitgenossen  Freihändler.  So  trat  Mun 
(1621.  1628)  für  die  Freigebung  der  Silber- 
ausfuhr ein,  die  im  Interesse  der  Ostindi- 
schen Kompagnie  lag,  indem  er  zeigte,  dass 
dadurch  England  den  Zwischenhandel  mit 
den  orientalischen  Waren  erwerbe  und  sich 
auf  Kosten  der  übrigen  e\ux)päischen  Staa- 
ten bereichere.  In  der  zweiten  Hälfte  des 
Jahrhunderts  widerlegte  Petty  die  Befürch- 
tungen, als  ob  die  Erscheinungen,  die  das 
wirtschaftliche  Leben  der  Zeit  aufwies, 
Symptome  des  Niedergangs  seien,  diu-ch 
die  iWlegung,  dass  es  zum  allgemeinen 
Vorteil  gereiche,  nicht  selber  herzustellen, 
was  man  von  anderen  billiger  kaufen  kann, 
und  dass  es  nicht  darauf  ankomme,  viele 
Hände  zu  beschäftigen,  sondern  durch  wenig 
Arbeiter  grosse  Gütermengen  zu  erzeugen. 
Sein  hoher  Standpunkt  als  Naturforscher 
wie  aJs  Nationalökonom  ergiebt  sich  aus 
Aussprüchen,  wie  der  folgende  (1662)  ist : 
»So  wie  einsichtigere  Aerzte  mit  ihren 
Patienten  nicht  übermässig  viel  medicinieren 
und  mehr  den  Gang  der  Natiu»  beobachten 
und  ihm  folgen,  als  dass  sie  ihm  durch  hef- 
tige Eingriffe  von  ihrer  Seite  entgegentreten : 
so  ist  in  politischen  und  ökonomischen  Fra- 
gen derselbe  Grundsatz  zu  befolgen,  denn 
naturam  expellas  fuca  licet  U8(nie  recurrit«. 
Fän  Menschenalter  später  hat  North  (1691) 
auseinandergesetzt,  auf  welche  Weise  sich 
»ohne  Hülfe  der  Staatsmänner«  die  Geld- 
menge des  Landes  dem  Bedürfnis  ent- 
sprechend vermehrt  und  vermindert,  hat  er 
gezeigt,  dass  die  Festsetzung  eines  Zins- 
maximums den  Borgern  meist  ebenso  nach- 
teilig ist  wie  den  Kapitalisten,  und  die  Frei- 
heit als  eine  der  Hauptquellen  des  National- 
reichtums  bezeichnet.  Auch  Nicholas  Bar- 
bon hat  sich  damals  (1696)  gegen  die  Be- 
schränkung der  ausländischen  Einfuhr  er- 
klärt und  den  Satz  aufgestellt :  je  freier  der 
Handel  sei,  desto  mehr  gedeihe  ein  Volk, 
um  dieselbe  Zeit  übte  William  Paterson 
eine  vernichtende  Kritik  an  der  Politik  der 
Spanier,  die  in  ihren  Kolonieen  durch  ihre 
engherzigen  Monopole  die  Entwickelung  des 
Handels  und  der  Schiffahrt  verhindert,  die 
Gewimumg  der  Erzeugnisse  masslos  ver- 
teuert imd  dadurch  sich  selbst  der  Früchte 
ihres  ungeheuren  Länderbesitzes  beraubt 
hätten.  Im  Gegensatz  dazu  wollte  er  solche 
Ansiedelungen  an  den  »Thoren  der  See« 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


gegründet  wissen,  die  durch  »Naturalisation, 
Gewissensfreiheit  und  Zulassung  der  Ange- 
hörigen aller  Nationen  zum  Handel«  der 
Verbindung  mit  den  Tropenländern  erst  den 
wahren  Wert  geben  würden.  Auch  in  den 
Niederlanden  haben  während  des  17.  Jahr- 
himderts  die  verschiedensten  Arten  der  Ver- 
kehrsfreiheit geistvolle  Verteidiger  gefunden. 
Die  Bankfreiheit  empfiehlt  $almasius,  das 
Gespenst  des  Getreidewuchers  wird  durch 
Graswinkel  in  sein  Nichts  aufgelöst,  De  la 
Court  bekämpft  die  Zünfte  und  die  staatr 
liche  Reglementierung  der  Fabrikation.  Der 
Anfang  des  18.  Jahrhunderts  zeigt  in  Eng- 
land weiteres  Erstarken  und  grössere  Aus- 
breitung solcher  Lehrmeinungen,  wie  sie  im 
Freihandelssystem  enthalten  sind.  j^Omde- 
ville,  dessen  eigenster  Gedanke  darin  be- 
steht, dass  die  Dinge  nach  ihren  Wirkungen 
zu  beiu^eilen  seien  und  auch  das  Unerfreu- 
liche durch  den  heils^imen  Zweck,  dem  es 
dient,  schätzbar  werde,  ist  auch  in  das 
Verständnis  des  auswärtigen  Handels  gut 
eingedrungen,  wenn  er  sact,  dass  im  Ver- 
kehr mit  dem  Ausland  das  »Kaufen  ein 
Tauschen  ist  und  keine  Nation  Waren  von 
den  anderen  kaufen  kann,  wenn  sie  nicht 
eigene  Erzeugnisse  hat,  womit  sie  kauft«. 
Noch  viel  überzeugender  weiss  dann  Jacob 
Vanderlint,  der  Verfasser  des  in  vieler  Hin- 
sicht merkwürdigen  Buches  Money  answers 
all  things  (1734),  auseinander  zu  setzen, 
wie  die  natürlichen  wirtschaftlichen  Zu- 
sammenhänge gleichsam  in  automatischer 
Weise  verhindern,  dass  die  Einfuhr  fremder 
Waren  zu  gross  werden  kann.  »Kein  Nach- 
teil«, sagt  er,  »entsteht  durch  einen  unein- 
geschränkten Handel,  sondern  grosser  Vor- 
teil. Denn  wenn  selbst  der  Geldvorrat 
eines  Landes  dadurch  verkleinert  wird,  was 
durch  Handelsbeschränkungen  verhindert 
werden  soll,  so  werden  die  Nationen,  die 
das  Geld  bekommen,  alle  Waren  im  Preise 
steigen  sehen,  wie  der  Barvorrat  bei  ihnen 
zunimmt.  Und  wenn  wir,  die  das  Geld 
verlieren,  genügend  Warenvorräte  herstellen, 
so  dass  die  Arbeit  billig  genug  wird,  deren 
Preis  sich  immer  aus  dem  Preise  von  Essen 
und  Trinken  bildet,  so  werden  unsere  In- 
dustrieerzeugnisse und  alles  sonst  bald  so 
niedrig  im  Preise  stehen,  dass  sich  die 
Handelsbilanz  zu  unsei-en  Gunsten  dreht  und 
wir  dadurch  unser  Geld  zurückbekommen«. 
Auch  das  Lob  der  Selbsthülfe  verkündet  er 
mit  den  Worten :  »Ich  bin  durchaus  für  die 
möglichste  Verhinderung  der  Einfuhr  frem- 
der Waren,  aber  nicht  durch  Staatsgesetze, 
die  dem  Handel  niemals  Glück  bringen 
können,  sondern  dadurch,  dass  wir  selbst 
die  Waren  so  billig  herstellen,  wie  kein 
anderes  Volk  sie  uns  liefern  kann.  Und  da 
dieses  die  einzige  natürliche  und  wirksame 
Fernhaltung  solcher  Waren  ist,  die  wir 
Auflage.    III.  79 
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nicht  vom  Ausland  l)eziehoii  wollen ,  bo 
"Wünschte  ich,  dass  jedes  Volk  der  Welt 
nach  Kräften  in  gleicher  Weise  vorgin^\ 
Denn  dann  würde  der  Uel)erfliiss  an  allen 
Dingen  so  gn)sa  sein ,  dass  die  ganze 
Menschheit  glücklich  wäre,  wenn  überhaupt 
die  Enle  im  stände  ist,  uns  glücklich  zu 
machen  <'.  Er  führt  anch  ans,  dass  dun^h 
eine  weise  Weltordnung  jeder  in  seinem 
Berufe  seinen  Unterhalt  finden  kann,  wenn 
nicht  künstlich  Hindernis«»  geschaffen  wer- 
den. vDarum  sind*^,  so  fügt  er  liinzu, 
»alle  Völker  wie  eine  einzige  Tauschgesell- 
Bchaft  aufzufassen,  worin  die  einzelnen  ihre 
mannigfachen  Berufsarten  zum  gemeinsamen 
Heil  und  Frommen  ausüben«.  Zehn  Jahre 
später  (1744)  erschien  die  erste  Auflage  des 
»Essay  on  the  causes  of  the  decline  of 
foreign  trade«^,  einer  Schrift,  deren  Verfasser 
nicht  bestimmt  festgestellt  ist,  die  aber  mit 
guten  Gründen  dem  Sir  Matthew  Decker, 
einem  der  hervorragendsten  Kaufleute  seiner 
Zeit,  zugesclirieben  wird.  Darin  ist  mit  der 
grössten  Entschiedenheit  die  Abschaffung 
äler  Zölle  gefordert,  damit  England  ein 
»Freihafen«  werde  und  auf  diese  Weise 
unbegrenzten  Zuwachs  des  Handels  und  des 
Schiffsverkehrs  gewinne  und  sich  alle  Unter- 
haltsmittel  billig  verschaffe.  Als  ein  Wahn 
wird  es  erklärt,  dass  die  Aufhebung  von 
Zöllen  von  Gegenkonzessionen  des  Auslandes 
abhängig  zu  machen  sei :  der  einseitig  einge- 
führte Freihandel  l)ereichere  ebenso  gut.  Aber 
alle  diese  englischen  Schrift st(»l  1er  wie  auch 
die  niederländischen  haben  doch  nur  für  be- 
stimmte Gebiete  der  wirtschaftlichen  Thätig- 
keit,  indem  sie  für  den  besonderen  Fall  die 
Zweckmässigkeit  eines  solchen  Verhaltens 
eingehend  nachwiest^n,  die  Aufhebung  staat- 
licher Bes(!hränkung  und  Bevormundung 
gefordert.  Erst  in  Frankreich  dagegen  hat 
die  Lehre  ihren  Abschluss  erhalten  durch 
die  Aufstellung  des  Gnmdsatzes,  dass  der 
Verkehr  in  jeder  seiner  Aeusserungen 
gleichmävssig  frei  und  ungehemmt  bleiben 
müsse.  Freilich  lässt  sich  bisher  nicht  mit 
aller  Sicherheit  entscheiden,  ob  die  Tradi- 
tion zuverlässig  ist,  der  zufolge  schon  zu 
Colbert  die  Lyoner  Kaufleute  gesagt  hätten : 
LaiSvSez  —  nous  faire.  Aber  wenigstens  am 
Anfang  des  18.  Jahrhunderts  hat  Boisguille- 
bert  mit  vollster  Klarheit  ausgesprochen, 
dass  allseitig  befriedigende  Zustände  nur 
dann  eintreten,  wenn  man  die  Natiu-  der 
Dinge  frei  walten  lasse  und  der  Harmonie 
vertraue,  die  in  den  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen liege.  Das  gleiche  umfassende 
Princip  wurde  in  der  folgenden  Generation 
mit  noch  grösserer  Entschiedenheit  vom 
Maldinis  d'Argenson  (1694 — 1757)  aufgestellt. 
Er  hat  den  Gedanken,  dass  die  Einmischung 
des  Staates  in  das  Wirtschaftsleben  vor- 
wiegend  Nachteile   erzeuge,    schon   in   ein 


I  kurzes  Schlag^'ort  zusammengedrängt :  nioins 
I  gouvemer,  weniger  Gesetze  und  Beschran- 
kungen; auch  die  Wendung  laissez  faire 
ist  von  ihm  gebraucht  worden.  Dersellie 
Geist  erfüllt  das  erste  abgenmdete  national- 
ökonomische  System,  das  in  Frankreich 
durch  Franz  Qnesnay  begründet  wurde  iind 
als  das  physiokratische  bekannt  ist.  Wenn 
aus  den  Grundanschauungen,  die  darin  ül»er 
das  Wesen  der  Produktion  und  des  Reich- 
tums entwickelt  sind,  zunächst  ailerdiiigs 
niur  zu  folgen  scheint,  dass  die  freie  AiiSr- 
fuhr  des  Getreides  und  die  freie  Einfiihr 
der  Manufakte  wie  auch  eine  gewisse  Kon- 
Inirrenz  unter  den  Industriellen  vorteilhaft 
i  sind,  so  lebte  in  diesen  Theoretikern  doch 
I  zugleich  die  weitere  Ueberzeugung  von  der 
Heilsamkeit  jeder  Art  freier  Bewegung  und 
der  Glaube,  dass  die  Beziehungen  unter  den 
einzelnen  durch  eine  höhere  W^eisheit  zweck- 
mässig wirkenden  Gesetzen  unterworfen 
seien  und  daher  einer  fortwährenden  Rege- 
lung durch  das  Eingreifen  menschlicher 
Autoritäten  nicht  bedürften.  So  konnte 
Quesnay  dem  König  auf  die  Frage,  was  er 
als  Regent  thun  würde,  die  Antwort  geben : 
Nichts.  Sein  Gesinnungsgenosse  Goumay 
aber  hat  sich  der  berühmt  gewordenen 
Formel  bedient :  Laissez  faire,  laissez  passer, 
und  der  Marquis  Mirabeau  endlich  hat  den 
Gnmdgedanken  der  Freihandelslehre  in  die 
andere  Parömie  gefasst:  le  monde  va  de 
lui-mt^me.  Praktische  Erfolge  erzielten  diese 
Anschauungen  schon  unter  Ludwig  XV., 
besonders  mit  dem  Edikt  v.  1764,  das  die 
Getreideausfuhr  freigab,  unter  der  folgen- 
den Regienmg  versuchte  Turgot  als  Gene- 
ralkontrollemr  auch  den  inneren  Voltehr 
von  den  Schranken  und  den  Fesseln  zu  er- 
lösen, die  ihn  eingeengt  hielten ;  namentlidi 
galten  seine  Bemühungen  der  Befreiimg 
des  Getreidehandels  im  Lande  selbst  sowie 
der  Beseitigimg  der  Zünfte,  die  nach  seiner 
Auffassung  das  Recht  zu  arbeiten  illusorisch 
machten. 

3.  Adam  Smith  und  die  weitere  Ent- 
wickelnng  in  England.  Adam  Smith  hat 
sich  schon  in  seinen  Universitätsvorlesimgen 
mit  aller  Entschiedenheit  für  die  einzelnen 
Arten  der  freien  Konkurrenz  ausgesprochen 
und  ihre  Zweckmässigkeit  nachgewiesen. 
Er  warnt,  im  Innern  des  Landes  die  »natür- 
liche Verteilung  der  Berufszweige  zu  durch- 
brechen«', er  lehrt  die  Interessenharmonie, 
die  es  thöricht  erscheinen  lässt,  wenn  das 
flache  Land  dem  Wachstum  der  Städte  miss- 
günstig ist,  da  die  Zunahme  der  Städte  die 
Zunahme  der  ländlichen  Bevölkerung  und 
die  Vergi'össerung  ihres  Wohlstandes  zur 
Folge  haben  rauss.  In  Bezug  auf  den  aus- 
wärtigen Handel  fasst  er  selbst  seine  An- 
schauungen daliin  zusammen,  dass  man  »auf 
jede  Weise  streben  müsse,  England  zu  einem 
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Freihafen  zu  machen,  dem  auswäiügen 
Handel  keinerlei  Schwierigkeiten  bereiten 
dürfe,  und  indem  man  den  Staatsbedai-f  nach 
3Iöglichkeit  auf  anderem  Wege  aufbringt,  alle 
Abgaben,  ZöDe  und  Accisen  abschaffen  solle, 
so  dass  freier  Handel  und  ungehemmter 
Austausch  mit  allen  Völkern  und  hinsicht- 
lich aller  Waren  bestehe«.  In  seinem  gros- 
sen nationalökonomischen  Werke  hat  er  kein 
Bedenken  getragen,  die  Ei-gebnisse  seiner 
Einzelimtersuchungen  zu  einer  solchen  ein- 
heitlichen Foitlerung  unbedingter  wirtschaft- 
licher Freiheit  zusammenzufessen ,  wie  sie 
auch  von  den  Physioki-aten  aufgestellt  wor- 
den w^ar.  Er  erklärt  jenes  gesellschaftliche 
System  als  das  vollendete,  das  »Jedermann, 
so  lange  er  fremde  Rechte  nicht  verletzt, 
vollkommen  frei  seinen  eigenen  Vorteil  auf 
seine  Weise  verfolgen  und  seine  Arbeitskraft 
und  sein  Vermögen  mit  denen  jedes  belie- 
bigen Dritten  und  jedes  beliebigen  Standes 
in  Wettbewerb  bringen  lässt«.  Smith 
schreibt  sogar  dem  Walten  der  von  selbst 
wirkenden  sozialen  Kräfte  einen  noch  grös- 
seren Erfolg  zu  als  die  Physiokraten;  er 
ist  überzeugt,  dass  auch  die  fdschen  Mass- 
nahmen der  Staaten  zum  grössten  Teil  da- 
durch geheilt  und  unschädhch  gemacht  wer- 
den. Aber  diese  allgemeineren  Lehrsätze 
und  Betrachtimgen  sind  doch  auc^h  in  dem 
Werke  über  den  »Reichtum  der  Nationen« 
nicht  allzu  häufig,  und  seinen  wichtigsten 
Inhalt  bilden  die  speciellen  Untersuchungen 
über  die  Probleme  der  internationalen  Han- 
delspolitik. Auf  diesem  Gebiete  war  die 
Forderung  vollkommener  Freiheit  nicht  bloss 
mit  der  bestehenden  Gesetzgebung,  sondern 
trotz  aller  Fortschritte  auch  mit  cler  öffent- 
lichen Meinung  im  stärksten  Widerspruch. 
Um  so  eifriger  war  Smith  in  der  Öeran- 
ziehimg  von  Gi-ünden,  die  Vorteile  des  völlig 
ungehemmten  Verkehrs  unter  den  Völkern 
anschaulicli  zu  machen,  und  um  so  tiefer 
ging  der  Eindruck,  den  seine  beredte  Be- 
w^eisführung  hervorbrachte.  Wurde  sein 
Werk  der  Kanon  der  selbständigen  Wissen- 
schaft der  Nationalökonomie,  so  war  darin 
wiederum  die  Lehre  von  der  Handelspolitik 
der  originellste  Abschnitt,  dessen  unbedingte 
Anerkennung  und  Vertretung  deshalb  das 
unterscheidende  Merkmal  seiner  Schüler 
wurde.  Zugleich  musste  der  Ruhm  des 
Adam  Smitl^  und  die  Verteidigung  seines 
Systems  allen  denjenigen  am  Herzen  liegen, 
die  eine  wachsende  Ausdehnung  der  Han- 
delsbeziehungen mit  ihren  Interessen  in 
Uebereinstimmung  sahen.  In  England  er- 
kannten aber  in  der  Tliat  die  tieferblicken- 
den Staatsmänner,  dass  das  Land  dm-ch 
einen  gesteigerten  Warenaustausch  mit  an- 
dern Völkern  nur  zu  gewinnen  habe.  So 
liat  Lord  Shelbume  in  einer  Art  politischem 
Vermächtnis  1783  ausgesprochen,   dass  zur 


Blüte  Englands  nur  freier  Handel  und  offene 
Märkte  erforderlich  seien.  Sein  berühmter 
Schüler  William  Pitt  war  wälirend  seiner 
ganzen  öffentlichen  Wirksamkeit  bemüht, 
den  Handel  mit  Irland  von  seinen  Schranken 
zu  befreien,  und  ihm  ist  es  auch  1786  ^- 
lungen,  den  Handelsvertrag  mit  Frankreich 
zu  Stande  zu  bringen,  der  wie  die  Befolgung 
einer  von  Smith  gegebenen  Vorschrift,  ge- 
rade mit  diesem  Lande  eine  innige  wirt- 
schaftliche Verbindung  zu  pflegen,  erscheinen 
kann.  Ein  interessantes  litterarisches  Er- 
zeugnis, das  noch  in  die  Lebenszeit  des 
Adam  Smith  fällt, .  beweist  ebenfalls  den  zu- 
nehmenden Beifall,  den  die  neuen  handels- 
politischen Gnmdsätze  gewannen.  Es  ist 
das  eine  anonyme  Schnft  »New  and  old 
principles  of  trade  compared«  von  1788, 
worin  die  alten  Argumente  für  den  Schutz- 
zoll einzeln  aufgeführt  und  widerlegt  wer- 
den. Die  Revolutionskriege  lenkten  Sie  Auf- 
merksamkeit vorzugsweise  andern  Fragen 
zu,  ohne  dass  danun  die  Ausbreitung  der 
neuen  Lehre  in  immer  weitere  Kreise  der 
Nation  unterbrochen  wurde.  Die  nationd- 
ökonomische  Forschung  nahm  einen  neuen 
grossartigen  Aufschwung  und  vermehrte  die 
Argumente  für  die  von  Smith  vertretene 
Anschauung.  Die  Entdeckung  von  Torrens, 
dass  es  vorteilhaft  sein  kann,  auch  von  einem 
ärmeren  und  industriell  zm-ückgebliebeneu 
Volke  Industrieprodukte  zu  kaufen,  war  für 
sie  eine  bedeutende  Unterstützung.  So  regten 
sich  nach  der  Wiederherstellung  des  Frie- 
dens bald  auch  die  praktischen  Bestrebungen 
zu  Gunsten  des  Freihandels.  Bedeutungsvoll 
war  namentlich  die  Kundgebung  der  Lon- 
doner Kaufleute,  die  sich  1820  mit  Petitionen 
an  das  Parlament  wandten  und  Verträge 
mit  fremden  Nationen,  nötigenfalls  aber  so-, 
gar  einseitige  Herabsetzung  aller  Einfuhr- 
zölle forderten.  Der  Schritt  bewirkte  wenig- 
stens soviel,  dass  ein  Ausschuss  niedergesetzt 
w^rde,  der  die  Frage  allseitig  untersuchte 
und  in  mehreren  Berichten  die  Thatbestände, 
die  für  die  >\irtschaftliche  Lage  des  Landes 
bezeichnend  w^aren,  zur  öffentlichen  Kennt- 
nis brachte.  Thomas  Tooke,  der  Verfasser 
der  Petition,  hatte  auch  Gelegenheit,  vor 
den  Untersuchungskommissionen  die  Frei- 
handelslehre zu  entwickeln  imd  zu  begrün- 
den. Bald  trat  in  Huskisson,  der  von  1823 
bis  1827  das  Handelsamt  leitete,  ein  über- 
zeugter Freihändler  in  die  Regierung  imd 
verlieh  sowohl  durch  Reformen  der  inneren 
Gewerbe  Verfassung  wie  durch  die  Aufhebung 
von  Ausfuhrbeschränkungen  und  die  Milde- 
nmg  der  SchiffahrtvSgesetze  seinen  Anschau- 
laigen  thatkräftigen  Ausdruck.  Auch  in  den 
Einfuhrzöllen  wurden  Ermässigungen  ein- 
geführt, und  überdies  bedeutete  die  neue 
Kodifikation  der  fast  unübersehbar  geworde- 
nen Zollgesetze,  —  ein  Werk,  das  nament- 
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lieh  dem  Beamten  der  Zollvemaltiing  James 
Deacon  Hume  verdankt  ward,  —  eine  erheb- 
liche Erleichterung  des  auswärtigen  Handels. 
Nach  Huskissons  Tod  kam  der  von  ihm  an- 
gebahnte Foj-tschritt  der  Gesetzgebung,  den 
auch  sein  berühmter  und  gleich  ihm  vor- 
zeitig verstorbener  Kollege  Oeorge  Canning 
unterstützt  hatte,  zum  Stillstand.  Aber  der 
Gedanke,  dass  die  Zollgesetzgebung  weiterer 
tiefgreifender  Veränderungen  dringend  l)e- 
dürfe,  wurde  von  wirkungsvollen  Schrift- 
stellern, wie  Perronet  Thomson,  Verfasser 
des  Catechism  on  the  cornlaws  (1827),  Eben- 
ezer  EUiott  der  sich  der  jwetischen  Form 
für  die  Propaganda  bediente,  Miss  Martineau 
in  ihren  Erzählungen  lllustrations  of  poli- 
tical  economy,  in  der  Bevölkerung  lebendig 
erhalten,  und  als  sich  einige  Jahre  später 
der  Rückgang  dos  englischen  Absatzes  im 
Ausland  den  Industriellen  in  der  empfind- 
lichsten Weise  fühlbar  machte,  wurde  von 
ihnen  mit  Nachdruck  das  Streben  darauf 
gerichtet,  dem  internationalen  Handel  durch 
möglichste  Beseitigung  aller  Schranken,  die 
ihn  hemmten,  eine  erweiterte  Ausdehnung 
zu  verschaffen.  Die  Angriffe  gegen  die  be- 
stehenden Einfuhrzölle  wurden  immer  hef- 
tiger. 1836  bildete  sich  in  London  auf  An- 
regung einer  Anzahl  fortgeschrittener  Libe- 
raler wie  Grote,  Roebuck,  Joseph  Hume  ein 
Verein  zur  Bekämpfung  der  Getreidezölle, 
eine  Anti-corn-law-association.  Im  Septem- 
ber 1838  trat  in  Manchester  ein  kleiner 
Kreis  von  sieben  Personen  zusammen,  um 
eine  ähnliche  Gesellschaft  zu  begründen,  die 
auch  alsbald  entstand  und  schon  im  näch- 
sten Monat  eine  grosse  Anzahl  angesehener 
Persönlichkeiten,  danmter  John  Bright  und 
Richard  Cobden,  zu  Mitgliedern  hatte.  Auf 
die  Anregimg  dieser  Vereinigung  entstand 
im  folgenden  Frühjahr  der  Zusammenschluss 
aller  lokalen  Gesellschaften,  in  denen  die 
gleichen  Bestrebungen  verfolgt  wurden,  und 
dieser  Bund  war  die  epochemachende  »An- 
tikorngesetzliga«.  Im  Unterhaus  hatte  im 
März  1838  Charles  Pelham  Villiers  die  Ein- 
setzung eines  besondem  Ausschusses  zur 
Untersuchung  der  Getreidezölle  beantragt, 
und  mit  seinem  Vorschlag  zurückgewiesen, 
wiederholte  er  ihn  seitdem  von  Jahr  zu  Jahr. 
Erfolgreicher  war  Joseph  Hume,  der  auf  die 
Herabsetzung  der  Industriezölle  hinzuwirken 
suchte.  Der  von  ihm  geforderte  ünter- 
suchungsausschuss  von  1840  empfahl  eine 
durchgreifende  Reform  des  Tarifs,  eine  Be- 
seitigung der  zu  Gunsten  der  Kolonieen  be- 
stehenden Differentialzölle  und  die  Gleich- 
stellung der  fremden  Handeltreibenden  mit 
den  inländischen.  Diese  Vorschläge  machten 
einen  so  tiefen  Eindruck,  dass  trotz  des 
Ministerwechsels,  der  im  folgenden  Jahre 
eintrat,  die  Zollreform  alsbald  begann  und 
während  der  nächsten  Jahre  stetig  fortgesetzt 


wurde;  1845  allein  wurden  430  Warengat- 
tungen  vollständig  vom  Zoll  befreit  Nur 
beim  Getreide  hielt  die  Re^erung  hart- 
näckig an  der  bestehenden  »gleitenden  Skalac 
fest,  wenn  auch  1842  ihre  Sätze  eine  kleine 
Ermässigung  erfuhren.  Dieser  von  vornher- 
ein aussichtslose  Widerstand,  der  nur  als 
eine  Inkonsequenz  erscheinen  konnte,  hat  die 
durch  ihre  Energie  und  Ausdauer  zur  Be- 
wunderung zwingenden  Anstrengungen  der 
Liga  heraufbeschworen,  denen  zuletzt  noch 
mehr  als  der  blosse  Getreidezoll  zum  Opfer 
fiel.  Denn  in  dem  Kampfe  um  die  volle 
Freiheit  des  ausw^ärtigen  Handels  wurden 
der  Nation  die  weitgehendsten  Lehren  von 
dem  Segen  und  der  Gerechtigkeit  einer  un- 
gehemmten wirtschaftlichen  Bewegung  ver- 
kündigt, und  der  Sieg  der  Männer,  die  den 
Schutzzoll  angriffen,  rief  im  ganzen  Lande 
die  Ueberzeugung  hervor,  dass  das  Princip 
der  freien  Konkurrenz  die  zuverlässigste 
Richtschnur  für  die  ganze  ökonomische  Po- 
litüc  bilde.  Der  Eindruck,  den  jene  Jahre 
des  Kampfes  zurückgelassen  haben,  war  so 
gewaltig,  dass  bis  auf  den  heutigen  Tag 
dieser  Gedanke  in  England  der  herrschende 
geblieben  ist.  Einer  ihrer  grössten  Triumphe 
war  es  für  die  Freihändler,  dass  sie  das 
Haupt  ihrer  Gegner,  den  ausgezeichneten 
Staatsmann  Sir  Robert  Peel  nicht  nur 
äusserlich  überwanden,  sondern  überzeugten 
und  in  einen  entschiedenen  Anhänger  ihrer 
Grundsätze  verwandelten ;  er  selbst  hat  dann 
laut  im  Parlament  verkfindet,  dass  >der 
Name,  der  mit  der  Massnahme  der  Ab- 
schaffung der  Getreidezölle  verbunden  sein 
muss  und  sein  wird,  der  Name  Richard 
Cobden  ist«.  Auch  ein  Parlament,  in  dem 
die  einstigen  Anhänger  des  Schutzzolls  die 
Mehrheit  besassen,  hat  1852  die  Resolution 
von  Villiers  angenommen,  dass  »der  Frei- 
handel die  Besserung  in  der  Lage  des  Lan- 
des herbeigeführt  habe«.  Immer  vollstän- 
diger fielen  in  der  nächsten  Zeit  die  Schran- 
ken, die  den  auswärtigen  Handel  erschwer- 
ten. Die  DifferentialzöDe  zu  Gunsten  des 
westindischen  Zuckers  wurden  1848,  die 
Schiffahrtsgesetze  1850  aufgehoben.  Von 
1846  bis  1851  stand  an  der  Spitze  der 
Kolonial verwaltimg  in  Earl  Grey  ein  Mann, 
der  sich  von  den  beiden  Gedanken  leiten 
liess,  dass  die  Kolonieen  möglichst  unab- 
hängig über  ihre  Angelegenheiten  entschei- 
den sollten,  dass  sie  aber  auch  die  finan- 
ziellen Mittel  für  ihre  Verwaltimg  im  we- 
sentlichen selbst  aufzubringen  hätten.  1853 
übernahm  zum  ersten  Mal  jener  Politiker 
die  Leitung  der  Finanzen,  der  mehr  als 
irgend  ein  anderer  zur  Vereinfachimg  des 
englischen  ZoU-  und  Steuerwesens  beige- 
tragen hat,  W.  E.  Gladstone.  In  seinem 
ersten  Budget  strich  er  123  Waren  aus  dem 
Zolltarif  und  ermässigte  für  133  weitere  die 
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Sätze.  1860  waren  die  Positionen  bereits 
auf  48  vermindert,  und  auch  diese  Zahl  ist 
inzwischen  dank  seiner  Wirksamkeit  als 
Pinanzminister  und  Ministerpräsident  auf  ein 
Drittel  zusammengeschmolzen.  Am  Ende 
der  siebziger  Jahre,  als  die  Industrie  einen 
starken  Rückgang  erfuhr  und  sich  auch  die 
Landwirtschaft  in  sehr  ungünstiger  Lage 
befand,  haben  sich  wohl  Schriftsteller  und 
Politiker  gefunden,  die  einer  Wiederbelebung 
des  Schutzzolles  das  Wort  redeten.  Sie 
haben  allerdings  nichts  anderes  behauptet, 
als  dass  der  Freihandel  gegenseitig  unter 
den  Nationen  sein  müsse,  und  sich  deshalb 
als  Anhänger  des  fair  trade  (eines  »ge- 
rechten«, »auf  gleichem  Fuss«  stattfindenden 
Handels)  bezeichnet.  Aber  ihre  Bestrebun- 
gen haben  niemals  viel  Anklang  gefunden 
und  sind  mit  dem  Eintritt  eines  gebesserten 
Geschäftsganges  wieder  verschwunden.  Selbst 
die  Prämien,  die  in  den  letzten  Jahren  von 
den  kontinentalen  Staaten  der  Zuckerausfuhr 
gewährt  werden  und  die  westindischen 
Plantagenbesitzer  englischer  Nationalität  so 
schwer  treffen,  haben  wohl  Erbitterung  gegen 
die  falschen  handelspolitischen  Grundsätze, 
die  anderwärts  herrschen,  aber  keine  Ver- 
letzung der  aus  der  Freihandelslehre  folgen- 
den Vorschriften  erzeugt. 

Im  Zusammenhang  und  ziemlich  pai'allel 
mit  der  Zollreform  haben  die  englischen 
R^ihändler  aucii  eine  vollkommene  Umge- 
staltung der  inneren  Besteuerung  erreicht. 
Auch  bei  diesen  Bestrebungen  diente  ihnen 
eine  besondere  Organisation,  die  sie  sich 
gabeuj  als  kräftiges  Mittel  für  ihre  Zwecke. 
Die  Fmandal  reform  association  wurde  1848 
in  Liverpool  gegründet,  um  für  die  Be- 
schränkung der  Staatsausgaben,  direkte  Be- 
steuerung, Beseitigung  aller  Begünstigungen 
einzelner  Stände  zu  wirken.  Diu-ch  Ab- 
handlungen und  Versammlungen  war  sie 
seitdem  für  ihre  Aufgabe  thätig,  und  ihre 
Forderungen  haben  bei  der  Gesetzgebung 
lun  so  grössere  Rücksichtnahme  gefunden, 
als  sie  zahlreiche  Abgeonlnete  unter  ihren 
Mitgliedern  gehabt  hat.  Vor  allem  aber  war 
von  entscheidender  Bedeutung,  dass  der 
grösste  Finanzmann  des  Jalu-hunderts ,  W. 
Gladstone,  von  denselben  Anschauungen  er- 
fiUlt  war,  überhaupt  fast  in  allen  Hinsichten 
immer  mehr  wie  der  echte  Erbe  der  Ideeen 
Cobdens  in  zeitgemässer  Weiterbildung  auf- 
trat. So  hat  denn  auch,  seitdem  er  und 
seine  Anhänger  von  der  Führung  der  Staats- 
geschäfte entfernt  wurden,  die  Finanzver- 
waltung eine  etwas  veränderte  Richtung 
eingesddagen.  Nicht  nur  dass  sich  die 
Summe  der  Ausgaben  stark  vergrössert  hat, 
auch  Verwendimgen  zu  Gunsten  einzelner 
Berufsklassen  aus  den  Beiträgen  der  ge- 
samten Bürger,  die  erfolgt  sind,  stehen  im 
Widerspruch  mit  jenen  einfachen  und  durch- 


greifenden Rechtsregeln,  die  von  der  Frei- 
handelsschule verkündigt  woixlen  waren.  . 
Auf  dem  Gebiete  der  äusseren  und  inneren 
Besteuenmg  hat  sich  der  englische  Frei- 
handel in  seinen  Erörterungen  hauptsächlich 
gehalten;  hier  hat  er  jedenfalls  seine 
grössten  Erfolge  erzielt,  sind  durch  sein 
Verdienst  die  empfindlichsten  Missbräuche 
beseitigt  worden.  In  der  Gewerbeverfassimg 
waren  die  Reformbestrebungen  weniger  nötig ; 
denn  sie  war  gleichsam  unwillkürhch,  ohne 
durch  die  bewussten  Fordenmgen  einer 
theoretischen  üeberzeugung  beeinflusst  zu 
sein,  den  fortschreitenden  Zeitbedürfnissen 
gefolgt.  Nur  die  Verhältnisse  in  der  Land- 
wirtschaft haben  in  England  viel  von  ihrer 
früheren  Gebundenheit  bewahrt  und  dadurch 
dem  Freihandel,  der  überall  die  Entfesselung 
und  den  Wettbewerb  erstrebt,  zu  Vor- 
schlägen für  die  Gesetzgebung  Gelegenheit 
geboten.  Unter  der  charakteristischen  Be- 
zeichnung des  »Freihandels  in  Bezug  auf 
den  Boden«  (free  trade  in  land)  sind  in  den 
letzten  Jahrzehnten  Bemühungen  hen-^orge- 
treten  und  nicht  ohne  Ergebnis  geblieben, 
die  auf  die  Mobilisienmg  des  Grundbesitzes 
abzielen.  Die  Fideikommisse,  die  als  entails 
und  Settlements  existieren,  die  Primogenitur, 
die  für  die  Intestaterbfolge  in  Bezug  auf 
Gnmdstücke  Landesgesetz  ist,  die  daraus 
folgende  Koncentrierung  des  Bodens  in 
wenig  Händen,  endlich  auch  das  Verhältnis 
zwischen  Eigentümer  und  Pächter,  das  diuxih 
allerlei  privatrechtliche  Privilegien  des  erste- 
ren  den  landwirtschaftlichen  Betrieb  er- 
schwert, werden  von  den  Freihändlern  als 
äusserst  reformbedürftig  bezeichnet  In  der 
sogenannten  Lord  Cairns'  act  von  1882.  die 
einen  Verkauf  des  fideikoomiissarLschen 
Grundbesitzes  gestattet,  ebenso  in  den  Agri- 
culüuul  holdings'  acts,  die  dem  abziehenden 
Pächter  gewisse  Entschädigimgsansprüche 
gegen  den  Eigentümer  einräumen,  sind  Er- 
folge der  Bewegung  zu  erblicken.  Die  Fort- 
setzung dieser  Reform  der  Bodengesetze 
und  die .  Veränderung  der  administrativen 
Einrichtungen,  die  mit  der  bisherigen 
Stellung  der  Grundeigentümer  zusammen- 
hängen, sind  fast  das  einzige  Ziel,  das  die 
Freüiändler  in  England  jetzt  noch  verfolgen 
können.  So  hat  denn  auch  eine  neuere 
Organisation,  die  sich  in  den  Dienst  ihrer 
Bestrebungen  gestellt  hat  und  zu  Ehren  des 
geistigen  Hauptes  der  Anti-corn-law-league 
unter  dem  Namen  Cobdenklub  1866  be- 
gründet wurde,  hauptsächlich  nach  zwei  Rich- 
timgen  zu  wirken  gesucht.  In  seinen  Publi- 
kationen hat  dieser  Elub  nämlich  einerseits 
die  Vorteile,  die  England  mit  dem  Freihandel 
erzielt  hat,  klar  gelegt  und  den  andern 
Nationen  zm*  Beherzigimg  empfohlen.  An- 
dererseits sind  von  dieser  Gesellschaft  wert- 
volle  Arbeiten   über   die   Verhältnisse   des 
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englischen  Grundbesitzes  veranlasst  worden, 
die  namentlich  auch  durch  die  Ver^leichung 
mit  den  Zustünden  anderer  Länder  die 
Ueberzeugung  von  ihrer  Keforml>edürftiglveit 
zu  verbreiten  suchen.  Darunter  sind  be- 
sonders zu  nennen:  Brodrick,  English  land 
and  English  landlords  (1881);  die  Samm- 
lungen Systems  of  land  tenure  in  various 
countries  (zuletzt  188 1),  Ij(K*al  govemment 
and  taxation,  1875,  Local  government  and 
taxation  in  the  Unittnl  kingdora,  1882; 
BaxttT,  Land  laws  of  the  past:  Duke  of 
Argyll,  Contracts  for  hiiv  of  land.  Natür- 
lich tritt  der  Verein  auch  abwehrend  auf, 
wenn  sich  Yorschlä^a%  die  als  eine  Nach- 
giebigkeit gcg(»n  die  Fonlerungen  des  Schutz- 
zollsystems ei-scheinen,  gt^legentlich  hervor- 
w^agen. 

So  hat  die  Freihandelss(;hule  in  England 
bis  ziu'  Gegenwart  ihrcn  Einfluss  behauptet. 
Sie  hat  di(»scs  günstige  Ergi'bnis  sicher 
dem  Umstand  lieizumi^ssen ,  dass  sie  sich 
vor  Uebertivibungt»n  ihres  Gnmdsatzes  l>e- 
wahrte.  Freilich  haben  einzeln»^  ihrer  Fülu-er, 
wie  namentlich  Cobden  selbst  imd  sein 
Freund  Bright,  das  Princip  der  individuellen 
Freiheit,  der  Zuiiick Weisung  der  Staats- 
thätigkeit  auf  Fälle  angc^wendet.  in  denen 
es  der  besseren  Ueberzeugung  aller  Partei- 
losen als  unangebracht  und  verkehrt  er- 
schien. Sie  liaben  sich  nicht  nur  in  Fragen 
der  äusseren  Politik  oft  in  schroffen  Wider- 
spruch zu  ihren  Mitbürgern  gesetzt  und  die 
Bedeutung  des  Kolonialbesitzes  zu  gering 
angesclilagen ,  vsondern  auch  die  Schutzbe- 
düi-ftigkeit  des  Arbeitei*s  gegenüber  dem 
Kapitalisten  nicht  genügend  gewürdigt. 
D\n-ch  diese  Starrheit  ihi-er  Grundsätze 
haben  zwar  die  zwei  einfachen  Fabrikanten 
von  Manclu^ster  das  feste  Vertrauen  ihrer 
Mitbib-ger  und  die  allgemeine  Wertschätzung 
als  Mäiuier  von  Charakter  und  Ueberzeugungs- 
treue  gewonnen,  aber  auch  der  nacli  ihnen 
genaimten  *Schide  von  Manchester*  den 
Ruf  doktrinärer  Einseitigkeit  zugezogen. 
Aber  abgesehen  von  solchen  wenigen  Banner- 
trägern des  Princips  haben  sich  die  eng- 
lischen Freihändler  bei  all  ihrer  Entschieden- 
heit durchaus  nicht  zu  unvernünftigen 
Folgenmgen  verleiten  lassen.  Ein  so  be- 
redter Verteidiger  ihrer  Anschauungen  wie 
Macaulaj"  stancY  nicht  an,  mit  Wärme  für 
die  Fabrikgesetzgebung  einzutreten.  Oder 
lim  einen  neueren  Nationalökonomen  zu 
nennen,  so  lehrt  ein  Mann,  der  die  Ge- 
sinnungen der  englischen  Mittelklassen  in 
sich  trug,  ein  Freiliändler,  der  weder  von 
Vorurteilen  zu  Gunsten  der  Vergangenheit 
beeinflusst  wurde  noch  zu  radikalen  Re- 
formen neigte,  nämlich  Stanley  Jevons,  in 
einem  Buche  über  das  Verhältnis  des  Staates 
zum  Arbeiter  folgenden  Grundsatz:  »Wenn 
mich  meine   Studien   über  den  Gegenstand 


!  zu  ii^nd  einem  festen  Ergebnis  geführt 
haben,  so  Lst  es  dieses,  dass  man  sich  vor 
allem  von  der  Vorstellung  frei  zu  machen 
hat,  als  gebe  es  in  sozialen  Fragen  solche 
Dinge  wie  abstrakte  Rechte,  absolute  Grund- 
sätze, unveränderliche  Regeln  oder  über- 
haupt etwas  mit  ewigem  und  unbeugsamem 
WVsen.«  Uebermässige  Einmischung  der 
Verwaltungsorgane  in  das  wirtschaftliche 
Liehen  imd  eine  ungleiche  Behandlung  der 
einzelnen  Stände  und  Klassen  würde  da^ 
englische  Volk  nicht  diüden:  aber  gesetz- 
licher Schutz  der  Schwachen  und  auch  der 
Unerfahreneren  wird  jetzt  als  in  bestimmten 
Fällen  geboten  anerkannt.  Die  neueren  Gesetze 
f^^ii;i^n  Warenfölschimg  und  zum  S<*hutz  der 
Warenbezeichnungen  wurzeln  in  diesem  Ge- 
danken, imd  auch  ein  Gesetz  gegen  den 
Zins^nicher  wird  wohl  in  nä<*hster  Zeit  zu 
Stande  kommen.  Nur  ein  kleiner  Kreis  von 
Dtnikem  fürchtet  dass  diuxjh  eine  Behandlung 
der  wirtschaftlichen  Fragen  nach  den  Um- 
ständen des  Einzelfalls  die  Thätigkeit  des 
Staates  zu  sehr  ausgedehnt,  die  Initiative 
des  Individuums  in  schädlicher  Weise  ab- 
i  geschwächt  wenle.  Der  bedeutendste  Vcr- 
,  treter  dieser  letzteren  Anschauimgen  ist  der 
I  Philosoph  Herbert  Spencer.  Die  um- 
!  fassendste  Publikation  seiner  An Iiängerheisst: 
'  A  plea  for  libertv,  edited  bv  Thomas  Mackav 
.(1891). 

I  4.  Deutschland.  Mit  den  Lehren  der 
i  Physiokraten  haben  schon  im  18.  Jahrhundert 
1  die'  Vorstellungen  von  dem  Vorteile,  den  die 
freie  Konkurrenz  und  die  Entfesselung  des 
Handels  gewähren,  auch  in  Deutschland  Ein- 
gang gefunden.  Grössei^en  Einfluss  übte 
das  Werk  des  Adam  Smith,  dessen  Gedanken 
namentlich  durch  Universitätslehrer  wie 
Sartorius,  Lüder  und  ganz  besonders  Kraus 
verbreitet  wnirden  und  dadiutjh  vor  allem 
in  den  Kreisen  der  höheren  Staatsbeamten 
Geltung  gewannen.  Die  Reformen  der  Stein- 
Hardenbergschen  Periode  ebenso  wie  der 
preussische  Zolltarif  von  1818  waren  von 
dem  Geiste  der  Smithschen  Lehre  erfüUt 
Eine  eigenthche  Freihandelsschule  oder-partei 
konnte  aber  erst  entstehen,  als  weitere  Kreise 
der  Gebildeten  auf  die  öffentlichen  Ange- 
legenheiten Einfluss  gewannen  und  als  ausser- 
dem die  Smithsche  Lehre,  die  bisher  als 
die  einzige  wissenschaftliche  allgemein  an- 
erkannt gewesen  war,  in  nachdrücklicher 
Weise  angegriffen  wurde.  Diese  Bedingungen 
vereinigten  sich  in  den  vierziger  Jahren 
unseres  Jahrhunderts.  Damals  machte  List 
mit  seinen  originellen  Argumenten  zu  Gunsten 
des  Schutzsystems  Eindruck,  im  Zollverein 
erzielten  die  Bestrebmigen  auf  Erhöhung 
des  Tarifs  Erfolg,  und  durch  die  Zurück- 
drängimg  der  früheren  freihändlerischen 
Grundsätze  sahen  sich  sowohl  die  Mehrzahl 
der  Kaufleute  als  auch  andere  Interessen- 
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kreise  geschädigt.  Dadurch  war  Veranlassung 
gegeben,  dass  namentlich  in  Norddeutschland, 
wie  in  Berlin,  Hamburg,  Stettin,  Freihandels- 
vereine entstanden,  die  durch  Druckschriften 
auf  die  öffentliche  Meinung  zu  wirken 
suchten.  Auch  in  der  periodischen  Presse 
machte  es  sich  eine  Anzahl  Organe  und 
Schriftsteller  zur  besonderen  Aufgabe,  den 
sich  erhebenden  Protektionismus  zu  be- 
kämpfen, so  Brüggemann  in  der  Kölnischen 
Zeitimg,  Faucher  in  den  »Börsennachrichten 
von  der  Ostsee«.  Die  Erfahrungen  des  Jahres 
1848  waren  geeignet,  die  Freihändler  noch 
zu  grosseren  Anstrengungen  anzueifern. 
Denn  in  den  Verhandlungen  dieses  Jahres, 
ob  sie  innerhalb  oder  ausserhalb  gesetz- 
gebender Körperschaften  gepflogen  wurden, 
machte  sich  deutlich  bemerkbar,  dass  von 
der  volkswirtschaftlichen  Bildung,  wodurch 
sich  viele  der  im  höheren  Staatsdienst  ste- 
henden Beamten  und  ein  enger  Kreis  von 
Gelehrten  auszeichneten,  in  die  weiteren 
Kreise  des  Volkes  kaum  etwas  gedrungen 
war.  Namentlich  zeigten  sich  die  kleinen 
Gewerbetreibenden  noch  ganz  im  Bann  der 
Vorstellung,  dass  nur  auf  Beschränkungen 
und  Privilegien  ihr  Gedeihen  beruhe;  sie 
fanden  auch  einen  Theoretiker  als  Vorkämpfer 
ihrer  Bestrebungen  in  dem  Casseler  Professor 
Winkelblech,  der  seinerseits  für  die  ihm  vor- 
schwebenden Ideeen  einer  Umgestaltung  der 
Gesellschaft  nach  Anhängern  suchte.  In 
Preussen  hatte  die  zünftlerische  Bewegung 
den  Erfolg,  dass  eine  gewisse  Einschränkung 
der  früheren  Gewerbefreiheit  eintrat.  Des- 
halb wurde  es  Aufgabe  der  Freihändler,  im 
Mittelstand  aufklärend  zu  wirken.  Bald  be- 
gann Schulze-Delitzsch  seine  Thätigkeit,  die 
auf  dem  Gedanken  beruhte,  dass  der  Hand- 
werker durch  Selbsthilfe,  nicht  durch  Staats- 
hilfe seine  ökonomische  Hebung  anzustreben 
habe.  In  Berlin  gründete  Prince-Smith  einen 
Verein  ziu*  Verbreitung  volkswirtschaftlicher 
Kenntnisse,  der  besonders  üebersetzungen 
Bastiatscher  Schriften  veröffentUchte.  In 
Hambui^  lebte  der  Verein  für  Handels- 
freiheit neu  auf ;  Schriftsteller  wie  C.W.  Asher, 
G.  Cohen,  A.  Soetbeer  wirkten  in  seinem 
Sinne.  Auch  Abhandlungen  von  Wappäus, 
Otto  Hübner,  Schmidün  bekämpften  den 
Schutzzoll.  Seit  1854  fand  die  Richtimg  im 
Bremer  Handelsblatt,  zuerst  unter  dem  Re- 
dakteur Klauhold,  ein  einflussreiches  perio- 
disches Organ.  Um  diese  Zeit  erschien  auch 
das  bedeutende  Gossensche  Werk  »Ent- 
wickelung  der  Gesetze  des  menschlichen 
Verkehrs«,  das  in  seinem  praktischen  Teil 
mit  aller  Entschiedenheit  für  die  unbedingte 
wirtschaftliche  Freiheit  des  Individuums  em- 
tritt,  allerdings  bei  seiner  Veröffentlichung 
keinerlei  Aufmerksamkeit  auf  sich  zog.  Seit 
1856  erschien  in  Heidelberg  die  von  Viktor 
Böhmert  begründete  Germania,  die  dann  auf 


Pickford  überging  und  unter  ihm  einen  noch 
strenger  freihändlerischen  Charakter  annahm. 
Eine  ganz  Deutschland  umspannende  Or- 
ganisation erhielt  endlich  die  erstai-kte  Par- 
tei in  dem  volkswirtschaftlichen  Kongress, 
der  sich  zum  ersten  Mal  1858  in  Gotha  ver- 
einigte und  von  da  an  alljährlich,  abwechselnd 
in  den  verschiedensten  Gegenden,  zusammen- 
trat. Den  Vorsitz  führte  vom  zweiten  Jahre 
an  regelmässig  Karl  Braun,  die  Geschäfts- 
führung ausser  der  Zeit  der  Zusammenkünfte 
lag  in  der  Hand  einer  sogenannten  ständigen 
Deputation,  deren  Vorsitzender  anfangs  Prä- 
sident Lette,  später  Prince-Smith  war.  In 
diesem  Kongress  feierte  die  Partei  ihre 
gi-össten  Triumphe.  Wer  Anspmch  darauf 
erhob,  in  weiteren  Kreisen  als  Kenner  der 
Nationalökonomie  und  fortgeschrittener  Den- 
ker über  ihre  Probleme  angesehen  zu  werden, 
schloss  sich  ihm  an  und  suchte  auf  den 
Versammlungen  zum  Worte  zu  gelangen. 
Die  Mitglieder  waren  zu  einem  grossen  Teil 
als  Abgeonlnete  für  die  Gestaltung  der  Ge- 
setze einflussreich  und  gewannen  wiederum 
durch  ihr  Auftreten  beim  Kongress  an  Ver- 
trauen unter  den  Wählern.  Das  vermögendere 
Bürgertum,  das  seine  Interessen  diuxih  die 
Vereinigung  gefördert  sah,  schenkte  ihr  seine 
AnhängJuchkeit  und  seine  Unterstützung.  Die 
Staatsregierungen  und  alle  Stufen  des  Be- 
amtentums konnten  nicht  umhin,  die  Be- 
schlüsse des  Kongresses  zu  beachten ;  sogar 
die  Gegner  der  Grundsätze,  die  dort  ihren 
Auadnick  fanden,  waren  oft  gezwungen,  sich 
an  den  Versammlungen  zu  beteiligen  und 
dadurch  wenigstens  eine  gewisse  Rücksicht- 
nahme auf  ihren  Standpunkt  zu  erlangen. 
Mne  Verstärkung  seines  Einflusses  gewann 
der  Kongress  noch  dadurch,  dass  sich  in 
verschiedenen  Teilen  Deutschlands  Lokal- 
vereine  bildeten,  die  seine  Ziele  zu  den 
ihrigen  machten ;  so  die  volkswirtschaftlichen 
Vereine  für  Südwestdeutschland,  für  Mittel- 
deutschland, für  Frankfiu^  a.  M.,  für  Ost- 
und  Westpreussen.  Auch  diu-ch  Arbeiter- 
bildungsvereine wurden  die  Ideeen  der  Rich- 
tung verbreitet.  Die  Kaufleute,  die  im  Kon- 
gress stark  verti-eten  waren,  erhielten  1861 
noch  eine  besondere,  in  ähnlichem  Geiste 
thätige  Vereinigung  im  »Deutschen  Handels- 
tag«. Auch  die  Landwirtschaft  unterstützte 
die  Bestrebungen  des  Kongresses.  1863  be- 
gründete Jiüius  Faucher  eine  an  alle  Ge- 
bildete sich  wendende  Zeitschrift,  die  »Viertel- 
jahrsschrift für  Volkswirtschaft  und  Kultur- 
geschichte«, in  der  die  Grundsätze  des  Frei- 
handels von  einer  Reihe  seiner  begabtesten 
Anhänger,  ^de  Böhmert,  Braun,  Emmingliaus, 
Lette,  Michaelis,  Prince-Smith,  Max  Wirth, 
Otto  Wolf  entwickelt  wiuxlen.  Auch  das 
Handwörterbuch  der  Volkswirtschaftslehre, 
das  1866  von  Rentzsch  herausgegeben  wiu^de, 
ist  von  einer  Anzahl  namhafter  Freihändler 
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verfasst  und  vertritt  ihren  Standpunkt.  Mit 
den  reichen  Hilfskräften,  die  ihr  in  diesen 
Organisationen  und  durch  die  Befähigung 
ihrer  einzelnen  Mitglieder  zu  Gebote  standen, 
hat  die  deutsche  Freihandelsschule  unschätz- 
bare I^eistungen  für  das  allgemeine  Wohl 
hervoi^ebracht.  War  doch  Deutschland 
hinter  andern  Ländern  darin  noch  ziuoick- 
geblieben,  dass  selbst  die  Verkehrsfreiheit 
im  Innern,  soweit  sie  bestand,  nur  auf  Staats- 
verträgen beruhte,  deren  Fortdauer  immer 
aufs  neue  in  Frage  gestellt  wurde.  Der 
Unterstützung  des  Zollvereins  und  seiner 
Fortbildung  zu  einem  festeren  Verbände 
waren  die  hauptsächlichen  Bemühungen  der 
Partei  gewidmet,  und  sie  hat  durch  die 
Erfolge,  die  sie  in  der  öffentlichen  Meinung 
erzielte,  zur  Herbeifülirung  der  politischen 
Einigung  Deutschlands  im  höchsten  Masse 
mitgewirkt.  In  allen  Krisen,  denen  die  Zoll- 
union ausgesetzt  war,  liehen  die  Freihändler 
der  preussischen  Regierung  die  Unterstützung 
ihres  Ansehens  und  verhinderten  die  Auf- 
lösung des  Verbandes,  die  aus  sehutzzöU- 
nerischen  oder  politischen  Gründen  von 
manchen  Seiten  gewünscht  wur<le.  Auch 
um  die  Einführung  der  Gewerbefreiheit  und 
der  Freizügigkeit,  \un  die  später  erfolgte 
Münzeiniguug  haben  sich  die  Freihändler 
die  grössten  Verdienste  en^'orben.  Die  von 
ihnen  vertretene  Erkenntnis,  dass  die  Ent- 
fesselung der  Kräfte  allein  im  stände  ist, 
eine  Nation  auf  eine  hohe  Stufe  wirtschaft- 
licher Ent Wickelung  zu  heben,  ist  durch  die 
Erfahnmg  aufs  glänzendste  bestätigt  worden. 
Der  ungeheiure  Fortschritt,  den  Deutschlands 
Reichtum  in  den  Jahrzehnten,  die  seit  dem 
ersten  Zusammentritte  des  volkswirtschaft- 
lichen Kongresses  vergangen  sind,  unter 
Befolgimg  der  von  ihm  verkündeten  Grund- 
sätze gewonnen  hat,  liefert  den  Beweis,  dass 
die  Bestrebungen  der  Freihändler  in  den 
wichtigsten  praktischen  Fragen  durchaus 
berechtigt  gewesen  sind.  Die  Schule  selbst 
allerdings  erblickte  in  ihren  einzelnen  Vor- 
schlägen nicht  getrennte  Massnahmen,  von 
denen  jede  nach  ihrer  besonderen  Zweck- 
mässigkeit zu  beurteilen  sei.  Für  sie  war 
jede  dieser  Forderungen  nur  der  Ausdruck 
und  die  besondere  Form  einer  einzigen 
Wahrheit,  die  den  eigentlichen  Inhalt  ihrer 
Ueberzeugung  bildete.  Sie  wollte  die  Lehre 
anerkannt  wissen,  dass  durch  das  grosse 
Gesetz  einer  natürlichen  Harmonie  für  das 
allgemeine  Wohl  am  besten  gesorgt  sei,  wenn 
jeder  einzelne  nach  seinem  Willen  und 
Interesse  seine  wirtschaftlichen  Bestrebungen 
verfolge  und  dabei  diu*ch  keine  Einwirkung 
des  Staates  gehemmt  oder  unterstützt  werde. 
Diesem  allgemeinen  Grundsatz  ziu*  Herrschaft 
zu  verhelfen,  war  ihr  eigentliches  Ziel ;  ilm 
sah  sie  als  die  einzige  Begründung  an,  deren 
die   von   ihr   geforderten   Massnahmen    be- 


dürften. Dass  aber  eine  solche  prindpielle 
Anschauung  unhaltbar  war,  darüber  konnte 
sich  die  öffentliche  Meinung  nur  vorüber- 
gehend täuschen.  Viele  Konseciuenzen,  die 
von  der  Partei  selbst  daraus  gezogen  wurden, 
mussten  allmählich  ihre  Einseitigkeit  erkenn- 
bar machen.  Dass  die  Erfindnngspatente 
verworfen  wurden,  dass  man  sich  für  den 
Wegfall  der  Konzessionen  bei  der  Noten- 
ausgabe erklärte,  dass  die  Staatssteuem  nur 
als  Stipulation  in  einem  Tauschvertrag  zwi- 
schen der  Gesamtheit  und  den  einzelnen 
aufgefasst  wurden,  —  das  waren  solche 
Aufstellungen,  vor  denen  die  Anhänger  des 
Gedankens,  dass  die  Gesamtheit  der  Einzel- 
bestrebungen auch  das  Gedeihen  des  Ganzen 
herbeiführe,  nicht  zurückschreckten,  die  aber 
Unbefangeneren  den  Beweis  lieferten,  dass 
jener  Gedanke  eben  doch  keine  Allgemein- 
gültigkeit besitze.  Die  gnisste  Einbusse  er- 
litt aber  das  Ansehen  der  Partei  dvarch  ihre 
Haltung  gegenüber  der  Arbeiterfrage.  Die 
Einheit  ihrer  Theorie,  die  von  allen  kon- 
kreteren Eigentümlichkeiten  des  Einzelfalles 
absah  und  in  einigen  wenigen  Rubriken  die 
Viel^staltigkeit  der  wirtschaftlichen  Er- 
schemungen  zu  begreifen  meinte,  liess  sie 
ganz  verkennen,  dass  im  Arbeitsvertrag  zwei 
Personen  in  ungleicher  gesellschaftlicher 
Ijage  und  von  ungleicher  Kraft  einander 
gegen  übei-stehen.  Sie  gingen  so  weit,  in 
Abrede  zu  stellen,  dass  es  überhaupt  einen 
besonderen  Arbeiterstand  gebe,  und  hielten 
es  vollends  füi-  undenkbar,  dass  seine  Inte- 
ressen von  denen  anderer  Klassen  verschieden 
sein  könnten.  Je  mehr  aber  in  Deutschland 
die  Industrie  fortschritt,  desto  augenMliger 
wimie  das  Irrtümliche  dieser  Anschauung 
und  desto  mächtiger  wuchs  das  Bewusstsein 
der  Arbeiterklasse  und  die  Entfremdung,  die 
zwischen  ihr  und  der  Partei  eintrat.  Schon 
frühzeitig,  in  der  ersten  Hälfte  der  60er  Jahre 
bereits,  wurde  denn  auch  unter  diesem  Ge- 
sichtspunkt die  Schwäche  des  freihänd- 
lerisehen  Grundprincips  durch  beredte 
Schriftsteller  schonungslos  aufgedeckt  Las- 
salle und  F.  A.  Lange  sind  hier  als  seine 
überlegensten  Gegner  zu  nennen ;  um  dieselbe 
Zeit  wiuxie  es  auch  durch  Rodbertiis  in  be- 
deutenden geschichtsphilosophischen  Betrach- 
tungen der  Kritik  unterzogen.  Von  Jahr  zu 
Jahr  wuchs  dann  der  Zweifel,  ob  eine  so 
einfache  Lösung  aller  wirtschaftlichen  Pro- 
bleme richtig  sein  könne,  und  raubte  den 
Freihändlern  die  unbedingte  Autorität,  die 
sie  anfangs  bei  den  Massen  wie  bei  den 
Gebildeteren  besessen  hatten.  So  erscheint 
es  eigentlich  nicht  als  der  B^nn  eines 
neuen  Entscheidungskampfes,  sondern  nur 
als  ein  Ausdruck  der  Thatsache,  dass  der 
Stern  der  Freihandelsschule  schon  erloscben 
war,  wenn  im  Jahre  1872  der  Kongress  für 
Sozialpolitik  hauptsäclüich  durch  Universitäts- 
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lehrer  der  Nationalökonomie,  die  in  ihren 
Berufsstudien  den  kompliziierten  Charakter 
der  wirtschaftlichen  Erscheinungen  und  die 
grosse  Schwierigkeil  ihrer  gemeinnützigen 
Gestaltung  erkannt  hatten,  zusammengerufen 
wurde.  Jetzt  aber  zeigte  sich  als  verhäng- 
nisvoll, dass  die  Lehren  der  Schule  so  un- 
genügend und  einseitig  begründet  worden 
waren.  Nachdem  der  Freihandel  die  Gel- 
tung als  ausnahmsloses  Pnncip  in  der  öffent- 
lichen Meinung  eingebüsst  liatte,  konnte  jetzt 
jeder,  der  ein  Interesse  daran  besass,  wagen, 
alle  einzelnen  Massnahmen,  so  berechtigt 
und  zweckmässig  sie  an  sich  sein  mochten, 
wenn  sie  zugleich  einen  freihändlerischen 
Charakter  trugen,  als  falsch  luid  verwerflich 
7\\  bezeichnen.  Der  Yolksgeist,  der  von  der 
Freihandelsschule  daran  gewöhnt  worden 
war,  das  einfachste  Princip  auf  alle  Schritte 
der  Gesetzgebung  gleichraässig  anzuwenden, 
befreundete  sich  leicht  mit  der  veränderten 
ILaltung  des  Staates,  wenn  seine  Ent- 
schliessungen  nur  dem  als  verkehrt  erkannten 
Gehen-  und  Geschehenlassen  widersprachen. 
Damit  erhielten  vielfach  die  bedenklichsten 
Bestrebungen  freien  Spielraum.  Die  Gesetz- 
gebimg wurde  nur  zu  oft  überredet,  nicht 
wo  sie  der  allgemeinen  Wohlfahrt  schädlich, 
sondern  gerade  wo  sie  heilsam  war,  die 
freie  Konkurrenz  zu  beschränken.  Die  Ein- 
wendungen gegen  die  Freihandelsschule 
hatten  sich  gar  nicht  auf  ihre  Fordening 
eines  möglichst  ungehemmten  Austausches 
imter  den  Nationen  bezogen;  die  Reaktion 
bestand  aber  hauptsächlicäi  in  der  Wieder- 
belebung des  Schutzzollsystems.  Und  doch 
bildeten  die  Zölle  wesentlich  eine  Belastung 
der  unteren  Klassen  und  eine  Quelle  der 
Bereicherung  für  die  Besitzer  der  grössten 
Yermögen.  Auch  die  Beschränkungen  der 
Gewerbefreiheit,  die  erstrebt,  allerdings 
gegenüber  der  besseren  Einsicht  des  Be- 
amtentums nur  in  sehr  geringem  Umfang 
durchgesetzt  wiu^den,  hätten  die  Klein- 
industriellen nur  in  neue  Schwierigkeiten 
verwickelt,  ohne  ihre  Lage  zu  heben.  Höchst 
bedenklich  war  auch  eine  andere  Form,  die 
der  Rückschlag  gegen  die  früher  herrschende 
Lehre  annahm.  Hatten  nämlich  die  Frei- 
händler an  ihren  Prindpien  mit  Zuversicht 
und  einer  unerschütterlichen  Ueberzeugung 
festgehalten,  so  kam  jetzt  nicht  selten,  selbst 
bei  Gelehrten,  der  Zweifel  zum  Ausdruck, 
ob  es  überhaupt  in  den  wirtschaftlichen 
Dingen  Gesetzmässigkeiten  und  feststehende 
Wahrheiten  gebe  und  ob  nicht  für  die  ent- 
gegengesetzten Massnahmen  gleich  triftige 
Gründe  angegeben  werden  könnten.  Diese 
neuen  Einseitigkeiten  und  Uebertreibungen 
konnten  keinen  langen  Bestand  haben  und 
mussten  einen  abermaligen  Umschwung  der 
Anschauungen  hervorrufen.  Die  Freihandels- 
partei selbst  raffte  sich  wieder  auf,  und  es 


gelang  ihr,  wenigstens  einen  kleineren  Teil 
ihrer  Kräfte  aufs  neue  zu  sammeln.  Na- 
mentlich in  dem  Verein  zur  Förderung  der 
Handelsfreiheit  und  in  der  Berliner  volks- 
wirtschaftlichen Gesellschaft  hat  sie  jetzt 
Organisationen  für  ihre  Bestrebungen ;  auch 
der  volkswirtschaftliche  Kongress  mit  seiner 
früheren  Richtung  ist  1882  wieder  zusammen- 
getreten und  hat  dann  noch  einige  Male  ge- 
tagt. Durch  eine  »Freihandelskorrespondenz«, 
die  Brömel  herausgiebt,  sucht  die  Partei 
ihren  Anschauungen  in  der  politischen  Presse 
Eingang  zu  verschaffen.  In  der  von  Th.  Barth 
1883  begründetenWochenschrift  »Die  Nation« 
besitzt  sie  ein  weiteres  publizistisches  Or- 
gan. Darin  hat  namentlich  der  geistreiche 
Ludwig  Bamberger  die  Blossen,  die  sich  das 
System  der  Handelsbeschränkung  und  der 
Staatseinmischung  gab,  mit  seiner  scharfen 
Kritik  verfolgt.  Aber  die  freihändlerischen 
Ideeen  haben  sich  in  den  letzten  Jahren 
auch  in  solchen  Kreisen  mehr  ansgebreitet, 
die  durchaus  nicht  geneigt  sind,  das 
Princip  des  Geschehenlassens  in  all  seinen 
Konsequenzen  anzunehmen,  und  die  auch 
\mter  sich  ganz  entgegengesetzte  Stand- 
punkte einnehmen.  Vor  allem  ergab  sich 
für  die  Regierung  aus  politischen  imd  wirt- 
schaftlichen Gründen  die  Notwendigkeit,  den 
auswärtigen  Handel  durch  Staatsverträge  zu 
sichern  und  dabei  Ermässigungen  der  ZoU- 
sätze  eintreten  zu  lassen.  Auch  die  Ver- 
treter der  Interessen  des  Besitzes  haben 
neuerdings  vielfach  ihre  Unzufriedenheit  mit 
solchen  Gesetzen  bezeigt,  die  wie  der  Ar- 
beiterschutz, die  Arbeiterversicherung,  die 
ausgedehnte  Sonntagsruhe,  eine  besondere 
staatliche  Fürsorge  für  die  unteren  Klassen, 
für  die  höheren  aber  materielle  oder  per- 
sönliche Opfer  bedeuten.  Umgekehrt  gewährt 
die  Sozialdemokratie  gewissen  Forderungen 
der  freihändlerischen  Richtimg  ihre  leb- 
hafteste Unterstützung,  und  zwar  einerseits 
dem  freien  Austausch  unter  den  Nationen, 
weil  die  Kosten  des  Schutzzolls  hauptsächlich 
von  den  Arbeitern  getragen  werden,  anderer- 
seits der  unbeschÄnkten  Duldung  der  mo- 
dernen Betriebsformen  im  Gewerbe  und  im 
Handel,  weil  sie  mit  jeder  weiteren  Ent- 
fernung von  den  überlebten  Bildungen  einer 
untergegangenen  Zeit  ihren  eigenen  Zielen 
näher  zu  kommen  hofft 

5.  Andere  Lander.  In  Frankreich  hat 
die  Lehre  vom  Nutzen  der  freien  Konkur- 
renz auch  in  unserem  Jahrhundert  unter  den 
Schriftstellern  viele  entschiedene  und  über- 
zeugte Anhänger  ^funden;  aber  ihr  Ein- 
fluss  auf  die  öfienthche  Meinung  und  nament- 
lich auf  die  staatlichen  Machthaber  ist  immer 
gering  geblieben.  Wie  J.  B.  Say  in  einem 
schroSen  Gegensatz  zur  napoleonischen  Re- 
gierung stand,  so  toden  zur  Zeit  des  Juli- 
königtums die  Lehren,  die  Rossi   auf  dem 
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Katheder,  Dnnoyer  in  seinem  grossen  Werke 
»Sur  la  liberte  du  travail«,  Leon  Faucher  auf 
Grund  seiner  engrlischen  ßiM)bachtungen  voi^ 
trugen,  von  Seiten  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt keine  Anwendung.  Z\\r  Zeit  der  Re- 
publik von  1848  hat  Fmieric  I3astiat  die 
Ideeen  des  Freihandels,  der  Harmonie  der 
Interessen,  derUnzweckmässigkeitder  Staats- 
einmischung in  allen  ihren  Vorzweigimgen 
sowohl  durch  geistreiche,  gemeinverständ- 
liche Schriften  wie  in  Parlamentsreden  vor 
der  Oeffentlichkeit  vertreten.  At)er  die 
Feindseligkeit,  womit  die  Mehrheit  der  Ab- 
geordneten diesen  Gedanken  l)egegnete, 
machte  sich  bei  den  verschiedensten  An- 
lässen bemerkbar ;  erging  doch  damals  sogar 
eine  formelle  Mahnung  an  den  Staat,  dass 
er  nur  noch  Protektionisten  zu  Professoren 
der  Nationalökonomie  ernennen  dilrfe.  Auch 
unter  Napoleon  III.  musste  sich  die  Regie- 
nmg,  obgleich  gerade  überzeugte  Freihändler, 
wie  Sainte-Beuve  und  Michel  Chevalier,  der 
in  der  Schrift  Examen  du  Systeme  commer- 
cial  connu  sous  le  nom  de  Systeme  protec- 
teur  (1S52)  die  Schutzzölle  gründlich  wider- 
legt hat,  von  Anfang  an  zu  ihren  begab- 
testen Anhängern  gehörten,  aus  Furcht  vor 
der  Volksstimmung  lange  Zeit  dagegen  ver- 
waliren,  dass  sie  das  Schutzzollsystem  ver- 
lassen woUe.  Im  April  1856  z.  B.  musste 
sie  erklären,  sie  »verwerfe  ausdrücklich  das 
Princip  des  Freihandels  als  unverträglich 
mit  der  Unabhängigkeit  und  Sicherheit  einer 
grossen  Nation,  als  unanwendbar  auf  Frank- 
reich und  als  verderblich  für  die  wichtigsten 
Industrieen^.  Auch  in  der  Gegenwart  sind 
die  fachmässig  und  an  den  Lehranstalten 
des  Staates  ausgebildeten  Nationalökonomen 
ihrer  grossen  Mehrzahl  nach  Verteidiger 
des  Princips  der  freien  Konkurrenz,  das  sie, 
was  die  innere  Gesetzgebung  betrifft,  bis  in 
extreme  Konse^iuenzen  empfehlen,  und  treten 
auch  für  die  Verkehrsfreiheit  nach  aussen 
ein,  ohne  aber  in  dieser  letzteren  Beziehung 
ihre  Foi-derungen  vom  Staate  erfüllt  zu 
sehen.  Ilir  bedeutendstes  periodisches  Organ 
ist  das  Journal  des  economistes,  das  Molinari 
zum  Herausgeber  hat;  von  den  Finanz- 
blättern, die  sich  an  w^eitere  Kreise  Avenden, 
huldigt  der  Economiste  fran<;*ais,  den  Paul 
Leroy-Beaulieu  leitet,  im  wesentlichen  den- 
selben Anschauungen.  Auch  die  Pariser 
Societe  d 'economic  politique  bildet  einen 
Vereinigungspunkt  für  clie  französischen 
Freihändler. 

Merkwürdige  Widersprüche  zeigt  auch 
Nordamerika.  Im  ganzen  besteht  dort  eine 
von  der  Staatsgewalt  nur  wenig  gehemmte 
Entfesselung  aller  wirtschaftlichen  Interessen. 
Dabei  aber  hat  sich  in  dem  Menschenalter, 
das  seit  dem  Beginn  des  Bürgerkriegs  ver- 
flossen ist,  eine  extrem  protektionistische 
Handelspolitik   entwickelt,  und    gleichzeitig 


ist  doch  eine  starke  Freihandelspartei  im 
Ijande  vorhanden.  Ganz  abgesehen  von  den 
Schriftstellern  und  Politikern  einer  frühereu 
Ei)oche,  denen  beispielsweise  der  freihänd- 
lerische  Tarif  von  1846  zu  verdanken  war, 
liat  in  den  letzten  Jahrzehnten  sogar  der 
Cobdenklub  aus  Amerika  zahlreiche  Mitglie- 
der gehabt,  nicht  nur  Theoretiker  wie  Butts, 
Grosvenor,  Perry,  Amasa  Walker,  Well>, 
sondeni  auch  hervorragende  Staatsmänner, 
einen  Bancroft,  Garfield,  Sumner,  Schurz. 
Die  schriftstellerische  Thätigkeit  des  be- 
redten Henry  Geoi^  zu  Gunsten  des  Frei- 
handels hat  ohne  Zweifel  die  amerikanischen 
Anliänger  dieses  Princips  neuerdings  eben- 
falls vermehrt.  Aber  die  politische  Partei, 
;  die  für  die  Herabsetzung  der  Einfuhrzölle 
eintritt,  hat  daneben  in  ihrem  Programme 
so  verkehrte  wirtschaftliche  Fordenrngeo, 
dass  sie  schwerlich  in  absehbarer  Zeit  ziu- 
Herrschaft   über  das  Land   gelangen  wiiti. 

Die  Theoretiker  der  Nationalökonomie  in 
allen  Ländern  sind  durchweg  Gegner  das 
Schutzzollsystems.  Als  starrer  Anhänger 
der  freien  Konkurrenz  in  allen  ihren  Formen 
hat  sich  neuestens  der  Italiener  Pareto  in 
seinem  Cours  d'6conomie  politiqne  (1S97) 
gezeigt. 

Im  Jahre  1847  haben  sich  die  FreihäniUer 
zu  einem  internationalen  Kongress  in  Brü>sel 
zusammengefunden.  De  ßrouckere  im*l 
Lehardy  de  Beaulieu  waren  die  namhaftesten 
belgischen  Mitglieder.  Aus  Holland  betei- 
ligten sich  Ackersdijk  imd  den  Tex,  aus 
Spanien  Amvabene  und  Eamon  de  la  Siigra. 
Frankreich  und  England  hatten  berühmte 
Vertreter,  imd  auch  die  meisten  anderen 
Nationen  sandten  Persönlichkeiten,  durch 
die  bewiesen  wanl,  dass  gerade  clie  Fach- 
gelehrten, die  ohne  eigensüchtige  Erwä- 
gungen die  Streitfrage  betrachteten,  für  eine 
weitgehende  Befreiung  des  Verkehrs  unter 
den  Völkern  einstanden.  Auch  neuenlings 
ist  das  Verhältnis  ähnlich  geblieben.  Ge- 
rade was  den  Freihandel  im  internationalen 
Sinne  betrifft,  so  ist  die  Zahl  und  die  geis- 
tige Bedeutung  seiner  Anhänger  nicht  nach 
der  thatsächlichen  Politik  und  den  Zoll- 
tarifen der  einzelnen  Länder  zu  schätzen. 
Denn  von  der  Gesetzgebung  über  den  aus- 
wäi-tigen  Handel  gilt  noch  heute  in  weitem 
Umfang,  was  Adam  Smith  in  einer  l>e- 
schränkten  Beziehung  beobachtet  hat,  dass 
sie  sich  nämlich  nicht  nach  festen  und  blei- 
benden Regeln  richtet,  sondeni  aus  Kunst- 
griffen der  Staatsmänner  und  Diplomaten 
besteht,  die  in  ihren  Entschlossen  den 
Schwankungen  der  allgemeinen  Staatslage 
folgen  (Wealth  of  nations,  ed.  Basil.,  II,  293). 

Litteratur:  A.  OnekeUf  Die  Maxime  lauofz 
faire  H  lai*8ez  passer,  ihr  Ursprung,  ihr  Wer- 
den, Bern  1886.  —  Luigi  Cossa,  la  Uoria  dtl 
libero  scambio  nel  secolo  XVII,  in  den  Berichlfh 
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des  R,  isHtiUo  Lomhardo  di  scienze  e  lettere, 
187S,  und  in  den  Saggi  d*economia  polüica, 
Müano  1878,  p.  39 — 64.  —  Pöhlntann',  Die 
Wirtschaßspolitik  der  Florentiner  Renaissance 
nnd  das  Princip  der  Verkehrsfreiheit,  Leipzig 
1878.  —  Vlisae  Gobbi,  La  concorrenza  estera 
€  gli  antichi  economisti  italiani,  Milano  1881.  — 
Albertiy  le  corporazioni  d'arti  e  mestieri  e  la 
liberiu  del  commercio  intemo  negli  antichi  eco- 
nomisti italiani,  Milano  1888.  —  Ivan  J^an- 
schult,  Anglinskaja  swobodnaja  torgoblja  (eng- 
lischer  Freihandel),  S  Bde.,   Moskau  1876,  1882. 

—  Tooke  and  Newmavch,  History  of  prices, 
V,  S91 — 485.    Zusätze  dazu  in  der  Uebersetzung 

von  Asher ,  //,  SSS—244.  —  Archihald  Pren- 
tice,  History  of  the  anti-corn-law  league,  S  voll., 
185S.  —  liCone  Levi,  History  of  British  com- 
merce and  the  economic  progress  of  the  British 
nation  1763—1870  (8  ed.),  1880.  —  Nohle,  Fis- 
cal legislaiion  1842—1865,  1867.  —  Berselhe, 
National  finance ,  1875.  —  Augustua  Mon^ 
gr edlen f  History  of  the  free  trade  movement  in 
England,  1881.  —  Röscher,  Geschichte  der 
Nationalökonomie  in  Deutschland,  S.  IOI4 — 1020. 
Cossa,  introduzione  allo  studio  delV  economia 
poliiica,  3<i  ed.,  1892,  besonders  p.  344,  345, 
436 — 438,  —  Lotz,  Die  Ideeen  der  deutschen 
JFfandelspolitik  von  1860 — 1891,  Leipzig  1892 
(Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  L.).  — 
I>.  A,  Wells  in  den  Cobden  Club  Essays,  2.  se- 
Hes,  1871172,  p.  457—537.  —  Coquelin  et 
ifUillnumin,  Dictionnaire  de  V economic  poli- 
tique,  I  671—673,  II  45 — 49.  —  Rogevs  in  der 
Encyclopaedia  Britann ica,   9.  ed.,  IX  752—763. 

—  II'.  G,  Sum/nev,  liberti  des  echanges  in: 
Say  et  Chailley,  nouveau  dictionnaire  d'eco- 
noniie  politique,  II 138 — 165, 1892.  —  Palgrave, 
dictionary  of  polüical  economy,  s.  v.  Free  trade, 
early  history  von  He  w ins,  modern  history  von 
Barnett  Smith,  Laissez-faire,  laissez-passer, 
history  of  the  maxim  von  E.  Castelot,  Laissez- 
faire  in  England  von  J.  D.  Rogers,  Laissez- 
faire  from  American  point  of  view  von  Rose- 
water,  Manchester  school  von  Elij a  h  He  l  m , 
II  146—150,  535—541,  678—680. 

E.  Leser. 
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Freizflgigkeit. 

1.  Begriff.  2.  Geschichtliche  Entwickelung 
in  Deutschland  und  Oesterreich.  3.  Das  gel- 
tende Recht  in  Deutschland.  4.  Das  geltende 
Recht  in  Oesterreich.  5.  Die  Entwickelung  in 
den  übrigen  Kulturländern.  6.  Die  sicherheits- 
polizeilichen Freizügigkeitsbeschränkungen  in 
Italien.    7.  Internationale  Freizügigkeit. 

1.  ße^iff.  Ans  der  Zugehörigkeit  zu 
einer  Gebietskörperscliaft  (Reich,  Staat,  Ge- 
meinde) ergiebt  sich  als  natürliche  Folge 
das  Recht  des  Aufenthaltes,  des  vorüber- 
gehenden wie  des  dauernden  (letzterer:  An- 
sässigkeit, Niederlassung),  in  dem  beti-effen- 


den  Gebiete.  Dies  Aufenthaltsrecht  zeichnet 
den  Gebietsangehörigen  vor  dem  Fremden 
aus,  dessen  Aufenthalt  im  Gebiete  mangels 
besonderer  Bestimmung  nur  ein  geduldeter 
ist.  Andererseits  besteht  aber  der  rechtliche 
Inhalt  des  Wohnrechtes  lediglich  darin,  dass 
der  Gebietsangehörige  aus  dem  Gebiete 
nicht  ausgewiesen  werden  kann;  nicht  aus- 
geschlossen ist  durch  dasselbe,  dass  der 
Aufenthalt  innerhalb  des  betreffenden 
Gebietes  Beschränkungen  unterliegt.  Mit 
anderen  Worten:  mit  dem  Wohnrechte  in 
einer  Gebietskörperschaft  ist  nicht  von  selbst 
das  Recht  der  freien  Wahl  des  Aufentlialts- 
ortes  innerhalb  des  betreffenden  Gebietes 
verbunden.  Hierzu  bedarf  es  eines  beson- 
deren Rechtssatzes.  Liegt  aber  ein  solcher 
vor,  dann  besteht  in  dem  Gebiete  das  Prin- 
cip der  Aufenthaltsfreiheit,  zum  Ausdruck 
kommend  in  freiem  Zu-  und  Abzug  von  Ort 
zu  Ort  innerhalb  des  Gebietes,  in  Zugsfrei- 
heit, in  Freizügigkeit.  Fehlt  ein  solcher 
Satz,  dann  herrscht  das  System  der  Aufent- 
haltsbeschränkung. 

Zu  besonderen  verwaltungsi-echl  liehen 
Instituten  sind  die  interterritoriale  und 
die  Interkom munale  Freizügigkeit  aus- 
gebildet, die  Freiheit  des  Staaten  wechseis 
innerhalb  eines  Staatenvereins  (Reich)  und 
die  Freiheit  des  Ortswechsels  innerhalb  des 
Staates  oder  sogar  des  Reiches,  in  welch 
letzterem  Falle  die  interkommunale  Frei- 
zügigkeit die  interterritoriale  in  sich  schliefst. 

2.  Geschichtliche  Entwickelnng  in 
Deutschland  nnd  Oesterreich.  Ursprüng- 
lich besteht  im  alten  Reiche*  Fi'eizügigkeit, 
interkommunale  bis  gegen  das  11.  (Aus- 
nahme :  lex  Salica  Tit.  45,  wonach  anziehende 
Ausmärker  einer  Aufnahme  bedürfen;  vgl. 
Schröder,  Rechtsgeschichte,  B.  Aufl.  S. 
205  u.  206,  Leipzig  1898),  interterritoriale 
bis  zum  16.  Jahrhundert.  Die  ersten  Zugs- 
beschränkungen sind  Abzugsbescliränkungen. 
Im  11.  Jahrhundert  ist  die  SchoUenbindung 
auch  des  freien  Hintersassen  festes  Recht. 
Er  verschmilzt  mit  dem  unfreien  Hinter- 
sassen zum  Gnmdhörigen  und  dessen 
SchoUenpfliehtigkeit  —  in  den  alten  Landen 
im  14.  Jahrhundert  teilweise  unterbrochen, 
vom  16.  Jalu-hundert  an  auch  im  koloni- 
sierten Osten  Eingang  findend  —  währt  bis 
zum  Ausgange  des  18.  Jahrhunderts  (vgl.  oben 
Bd.  II  S.  340,  436).  Wie  die  Reicnsgesetze 
Friedrichs  II.  von  1220  und  1282,  so  ver- 
bieten im  Beginne  der  Neuzeit  landesherr- 
liche Erlasse,  so  des  Kurfürsten  von  Bran- 
denburg von  1530,  1538  und  1619,  um  den 
Grimdherren  die  nötigen  Arbeitskräfte  zu 
sichern,  den  Städten  und  Märkten,  mit  Ab- 
zugsbriefen ihi-er  Herren  nicht  versehene 
Gnmdbauern  aufzunehmen,  und  noch  im 
Mittelalter  beginnen  die  Gnmdhen^n  mit 
der   Erteilung   des   Abzugsbriefes    die   Ei-- 
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hebimg  von  Abzugsgeldeni  zu  verbinden. 
Solche  Nachsteuer  forderten  seit  Ende  des 
15.  Jahrhunderts  auch  die  Reichsstände  bei 
Uel)erwanderung  ihrer  Angehörigen  in  ein 
anderes  Territoriiun  und  sie  fanden  hierfür 
i-eichsgesetzliche  Anerkennung  im  Reichs- 
abschiede von  1530.  Unbehelligt  blieb  also 
nur  der  vorübergehende  Aufenthalt,  das 
»Wandern«  in  fremden  Territorien,  was  im 
Landfrieden  von  1548  §  1  und  im  west- 
fälischen Frieden  (Instr.  Pac.  Osn.  Art,  IX, 
§  2)  ausdrücklich  bestätigt  wurde.  £r8t 
mit  Einführung  der  Passpflicht,  die  sich  im 
18.  Jahrhundert  allmählich  entwickelte,  er- 
fuhr auch  dies  Wandern  Belästigung. 

Mit  Auslauf  des  18.  Jahrhunderts 
ei-scheinen  auch  Zuzugsbeschränkungen, 
Deutschland  ist  nun  besiedelt,  die  Periode 
der  Dörfer-  und  Städtegründung  vorl>ei. 
Es  entsteht  das  Proletariat  der  armen 
fahrenden  Leute.  Zunächst  schliessen  sich 
die  an  Allmende  reichen  Bauerngemeinden, 
von  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  an  all- 
gemein auch  die  Städte  gegen  Zuzug  ab, 
nachdem  sie  zuerst  versuchton,  lediglich  durch 
Bettelverbote  gegen  die  Armen  zu  wirken 
(vgl.  oben  Bd.  1  S.  1060,  1192,  1198).  Die  Be- 
schränkungen sind  Niederlassungserschwe- 
rungen, vorübergehender  Aufenthalt  bleibt 
gestattet.  Die  Niederlassung  oder  die  Auf- 
nahme ins  Bürgerreclit  oder  wenigstens  die 
Teilnahme  an  der  Allmendenutzung  wird  vom 
Nachweise  eines  bestimmten  Vermögens  oder 
von  Zuzugs-,  Einkaufsgeld  (vgl.  oben  Bd.  II  S. 
428)  abliängig  gemacht.  Besonderen  Antrieb 
erhielten  die  Kommunen  hierzu,  als  ihnen  von 
Reichswegen  die  Unterhaltung  ihrer  Armen 
zur  Pflicht  gemacht  wurde  (\g\.  oben  Bd.  I  S. 
1077,  1192).  Dies  wiurde  auch  der  Anlass,  die 
nur  vorübergehende  Anwesenheit  fremder 
Bettler  zu  verbieten  und  sie  des  Ortes  zu  ver- 
weisen,eine  Massi-egel,  die  später  ihren  Cha- 
rakter nur  insofern  wechselte,  als  sie  infolge 
der  staatlichen  Organisation  der  öffentlichen 
Armenpflege  im  18.  Jahrhundert  vorwiegend 
sicherheitspolizeiliche  Natur  annalim  (vgl.  oben 
Bd.  I  S.  1192,  1198).  —  Das  Merkantilsystem 
brachte  im  17.  und  18.  Jahrhundert  wenig- 
stens im  Norden  Milderungen  der  Nieder- 
lassungsbeschränkung, indem  die  Landes- 
heiTcn  durch  die  mit  diesem  Sj^sleme  ver- 
bundenen populationistischen  Tendenzen  (vgl. 
oben  Bd.  II  S.  712,  737,  740)  veranlasst  wiu-- 
den,  auf  Herabsetzung  der  Bürgeraufnahms- 
gelder  zu  dringen  (vgl.  die  im  Art.  Ehe- 
schliessung sub  5  cit.  brandenburgischen 
Erfasse  von  1684  imd  1712;  s.  oben  Bd.  III 
S.  291  ff.). 

In  die  Wende  des  18.  zum  19.  Jahr- 
hundert fällt  einerseits  eine  weitere  Be- 
lästigung, andererseits  eine  Erleichtening 
des  Ortswechsels.  Belästigt  wird  der 
Wechsel  des  vorübergehenden  Aufenthaltes 


durch  Einführung  der  Pass-  und  Aufent- 
haltskarte auch  für  den  interkommonalen 
Verkehr,  erleichtert  der  Wechsel  der  Nieder- 
lassimg durch  Beseitigimg  derGnindhörigkeit 
(vgl.  oben  Bd.  II S.  342).  Zugleich  wurde  durch 
»Freizügigkeitsverträge«  (v.  z.  B.  Freizügig- 
keitskonvention zwischen  Bayern  und  Gross- 
herzogtum Hessen  v.  11.  Mai  1808;  deutsche 
Bundesakte  Art  18)  Nachsteuerfreiheit  b^ü 
Ueberwanderung,  also  Erleichtenuig  des 
Staatenwechsels  geschaffen.  Der  rechüicli 
erleichterte  Orts-  und  Staatenwechsei  wimle 
auch  thatßächlich  noch  gefördert  diffch  Auf- 
hebung vieler  kleiner  Territorien,  durch  Ent- 
wickelung  der  Kommunikationsmittel  (Kunst- 
strassen), durch  Verbreitung  des  Smithschen 
Dogmas  der  wirtschaftlichen  Freiheit.  Cnd 
dodi  sollte  die  also  gewährte  Befreiung  des 
Abzugs  im  grösseren  Teile  Deut&C'hlaDd;^  zu 
Erschwerungen  des  Zuzuges  führen. 

Die    verschärften    Beschränkungen    der 
Ansässigmachung  in  der  Mehrzahl  der 
deutschen    Staaten    in    der    ersten    Hälfte 
dieses  Jahrhunderts  sind  nicht  so  sehr  eine 
Folge  der  Malthusschen  Bevölkerungslehre 
(vgl.  oben  Bd.  11 S.  737)  —  in  den  Landtagen 
wird  die  Besorgnis  laut,  die  geplanten  Erschwe- 
nmgen  möchten  der  so  wünschenswerten  Be- 
völkenmgszunahme  hinderlich  sein  (v.  Verh. 
d.  baver.  K.  d.  Abg.  v.  1825,  Bd.  IV,  2i)7, 
220,  386,  428)  —    als   viehnehr  der  Auf- 
hebung  der  Erbunterthänigkeit,    denn  mit 
dem   Aufhören  der  persönlichen  Abhängig- 
keit   des    Gnmdholden    entfiel    die    Ver- 
pflichtung   des    Herrn    zur   ünterstützmig 
des     Hörigen     in    Alter     und     Krankheit, 
So     ergab     sich     im    Interesse     der    Ge- 
meinden,  deren  Armenlast  sich   auf  diese 
Weise  erhöhte,  das  Bedürfnis,   den  Zuzug 
Gemeindefremder  noch  mehr  einzudämmen. 
Die  Verschärfungen  bestanden   darin,  da^ 
die  Aufnahme  Fremder  in  das  Heimat-  oder 
Bürgerrecht    nicht    bloss    durch   Nachweis 
eines  nachhaltig  gesicherten  Nahnuigsstandes 
und  Entrichtung  von  Zuzugsgeldem,  son- 
dern auch  durch  »guten  Leumunde,  duK-h 
>Unbescholteuheit« ,   bedingt  wmde  (bayer. 
G.  über  Ansässigmachung  v.  11.  September 
1825  bezw.   1.  Juli   ia34  Art  6;  württem- 
bergisches Bürgerrechtsgesetz  v.  4  Dezember 
1833  mit  Nov.  v.  5  Mai  1852  und  17.  Sep- 
tember 1853  §  19  und  20;  Baden,  Hessen, 
Weimar).    Typisch  sind  die  Bestimmungen 
der  hannoverischen   Domizilsordnung  v.  6. 
Juli  1827.    Hiernach  wird  das  Heimatrecht 
erworben   durch   ausdrückliche    »Aufnahme 
in     die    Reihe    der    Gemeindemitglieder«. 
Diese  erfolgt  durch  »obrigkeitliche  Erlaub- 
nis zum  bleibenden  Aufenthalt«  oder  durch 
Erlangung  des  Bürgerrechts.    Die  obrigkeit- 
liche Erlaubnis  dai-f  an  Handarbeiter  und 
Tagelöhner  erteilt  werden,  wenn  sie  >tadel- 
lose  Fühnmg  am  Orte  des  früheren  Aiifent- 
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halts«  und  die  »Wahrscheinlichkeit,  ihren 
Unterhalt  im  neuen  Orte  auf  längere  Zeit 
zu  finden«,  nachweisen,  an  andere  unter 
derselben  ersten  Voraussetzung,  wenn  sie 
ein  »sonstiges  hinreichendes  Vermögen«,  um 
sich  und  ihre  Familie  zu  erhalten,  nach- 
weisen und  eine  Wohnung  finden.  Der  Er- 
werb des  Btlrgerrechts  ist  nach  der  St.O. 
V.  1.  Mai  1851  von  unbescholtenem  Lebens- 
wandel und  dem  Nachweise,  dass  der  Ge- 
suchsteller nach  aller  Wahrscheinlichkeit 
Beinen  Unterhalt  in  der  Stadt  nachhaltig 
finden  kann,  abhängig.  Die  Praxis  milderte 
die  Härte  der  Gesetzgebung  diutjh  die  Zu- 
lassung von  Heimat-  oder  Heimkehrscheinen 
(Bayern  und  Hannover).  Die  Gemeinde 
konnte  unbescholtenen  Fremden  die  An- 
siedelung erlauben,  wenn  sie  urkundlich 
nachwiesen,  dass  sie  von  der  Gemeinde, 
welcher  sie  bisher  armenrechtlich  zugehör- 
ten, innerhalb  bestimmter  Frist  oder  jeder- 
zeit im  Verarmungsfalle  wieder  aufgenommen 
würden.  Das  sächsische  Heimatgesetz  v. 
26.  November  1834  §  17  machte  es  der 
neuen  €^emeinde  zur  Pflicht,  bei  Vorlage 
des  Heimatscheines  die  »Erlaubnis  ziu- 
Niederlassimg«  zu  erteilen. 

Einen  anderen  Weg  ging  das  preussische 
Recht.  In  Anschluss  an  ein  für  Kiu--  und 
Neumark  und  Pommern  ergangenes  G.  v. 
8. September  1804 (vgl.  oben  Bd. IS.  1077)  er- 
kannte der  Verwaltungsbrauch  armenrecht- 
liche  Niederlassungsfreiheit  an.  Gesetzliches 
Institut  wurde  dieselbe  durch  das  G.  v.  31.  De- 
zember 1842  über  die  Aufnahme  neu  anziehen- 
der Personen:  wie  sie  nicht  Bürgerrecht 
begründet,  so  ist  die  Niederlassung  auch 
nicht  durch  Erwerb  desselben  bedingt;  nicht 
schon  wegen  zu  besorgender,  sondern  erst 
wegen  vorhandener  Armut,  nicht  wegen  Be- 
scholtenheit  schlechthin,  sondern  nur  wegen 
gewisser  Bestrafungen  kann  die  Ansässig- 
machung  untersagt  werden.  In  Bayern, 
Württemberg,  Sachsen  und  Oesterreich  kann 
die  Ausweisung  Gemeindefremder  schon 
wegen  zu  besorgender  Verarmung  und  aus 
»polizeilichen  Gründen«  schlechthin  erfolgen 
(bayer.  Heimatsgesetz  v.  11.  September  1825 
Art.  6;  württ.  G.  v.  4.  Dezember  1833  Art 
11 ;  Sachs.  Heimatsgesetz  §§  16  u.  17).  Der 
Zwang  zu  Pass  und  Aufenthaltskarte  fällt 
in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahrhimderts 
weg. 

Auch  das  geltende  Recht  ruht  auf  dem 
System  interkommunaler  Aufenthaltsfrei- 
heit ;  die  Ausweisungsgründe  sind  gesetzlich 
specialisiert,  wegen  nur  vorübergehender 
Hilfsbedürftigkeit  ist  Ausweisung  untersagt. 
Zugleich  ist  im  Reich  interterritoriale  Frei- 
zügigkeit hergestellt,  nachdem  dieselbe  in 
gewissem  Umfange  schon  durch  den  Gothaer 
Vertrag  v.  15.  Juli  1851  (vgl.  oben  Bd.  I  S. 
1090)  angebahnt  war,  insofern  hiernach  der 


einzelne  Vertragsstaat  die  Verpflichtung  hatte,- 
unter  Umständen  Staatsfremde  bei  sich  zu 
behalten,  auch  wenn  an  sich  Ausweisungs- 
gründe vorlagen. 

8.  Das  geltende  Recht  in  Dentsch- 
land.  Nach  dem  zum  Reichsgesetze  ge- 
wordenen G.  des  norddeutschen  Bundes  v. 
1.  November  1867  (§  2  in  der  Fassung,  die 
er  durch  Einführungsgesetz  zum  B.G.B.  Art. 
37  erhielt)  ist  Freizügigkeit  im  Sinne  des 
deutschen  Rechts  die  Befugnis  eines  jeden 
Reichsangehörigen,  in  der  freien  Wahl  des 
Aufenthaltsortes  und,  weil  wirtschaftlich 
eng  damit  zusammenhängend,  des  Ortes  des 
Gewerbebetriebs  und  des  Grundstückerwerbs 
im  Reichsgebiete  aus  dem  Grunde,  weil  da- 
mit ein  Gebietswechsel,  ein  Wechsel  des 
Zustandes  des  Unterworfenseins  unter  die 
Personal-  oder  Territorialhoheit  eines  be- 
stimmten Staates  oder  einer  Gemeinde,  ver- 
bunden ist,  von  der  Gebietsobrigkeit  nicht 
gestört  zu  werden.  Die  einzigen  Bedin- 
gungen sind  nur  1.  Finden  eines  Obdaches 
(§  1),  2.  auf  Verlangen  Nachweis  a)  der 
Reichsangehörigkeit  b)  der  Genehmigung 
des  Ehemannes,  c)  bei  Stehen  unter  elter- 
licher Gewalt  oder  unter  Vormundschaft  der 
Genehmigimg  des  gesetzlichen  Vertreters 
(§  2).  Der  Fortschritt  gegenüber  dem  Art. 
3  der  Bundes-  und  Reichsverfassung,  wo- 
nach der  Angehörige  eines  jeden  Bundes- 
staates in  jedem  anderen  zum  festen 
Wohnsitze  unter  denselben  Voraus- 
setzungen wie  der  Einheimische  zuzulassen 
ist,  besteht  darin,  dass  nunmehr  im  ganzen 
Reiche  interkommunale  Aufenthalts- 
freiheit, nicht  bloss,  wie  nach  Art.  3,  inter- 
territoriale Niederlassungsfreiheit 
gilt.  Unberührt  vom  Princip  der  Zugsfrei- 
heit sind  alle  Aufenthaltsbelästigungen  und 
Verbote  geblieben,  welche  nicht  von  der 
Gebietsobrigkeit  ausgehen  (Anzugsgelder  in 
israelitischen  Kultusgeineinden)  oder  nicht 
bloss  als  Beschränkungen  des  Ortswechsels 
wirken  (Massregeln  gegen  Volks-  und  Vieh- 
seuchen, Haft)  oder  Ausfluss  der  durch  Ge- 
setz oder  Vertrag  begründeten  besonderen 
Rechtsstellung  des  Individuums  im  allge- 
meinen oder  öffentlichen  Rechte  (nicht  im 
Privatrechte)  sind  (Hauskind,  Mündel,  Ehe- 
frau —  Zugehörigkeit  zum  landesherrlichen 
Hause,  Militärpflicht,  Staatsdienst). 

Wirkliche  Ausnahmen  vom  Grundsatze 
der  Aufenthaltsfreiheit  sind  die  sogenannten 
armen-  und  sicherheitsreehtlichen 
Aufenthaltsbeschränkungen.  Ihre  Beibe- 
haltung erfordert  die  Rücksicht  auf  die 
Träger  der  lokalen  Armenpflege  und  das 
Interesse  der  allgemeinen  oder  örtlichen 
öffentlichen  Sicherheit  und  Sittlichkeit  (ge- 
meingefährliche Verbrecher;  zahlreiche 
Niederiassun^  von  Dieben  in  grossen  Handels- 
plätzen, Ansiedelimg  von  Schmugglern  an 
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der  Grenze,  von  WiMdieben  in  der  Nähe 
wildreioher  Forsten). 

Die  armenrechtlichen  Freizügig- 
keitsl)e8chränkiingen  des  geltenden  Rechtes 
J§§  3  und  4)  sind  Niederlassungsver- 
bote.  Die  Gemeinde  hat  ein  Ab  Weisungs- 
recht gegen  neu  anziehende  Personen, 
-welche  nicht  hinreichende  Kraft  besitzen, 
um  sich  und  ihren  nicht  arbeitsfähigen  An- 
^hörigen  den  notdürftigen  Lebensunterhalt 
zu  verschaffen  und  solchen  andererseits 
weder  aus  eigenem  NTermögen  bestreiten 
können  noch  von  dazu  verpflichteten  Ver- 
w^andten  erhalten,  ujul  ein  Aus  Weisungs- 
recht gegen  neu  Angezogene,  wenn  sich  für 
dieselben,  bevor  sie  m  der  Gemeinde  armen- 
rechtliche Zugehörigkeit  enfc'orben  haben, 
tlie  Notwendigkeit  emer  öffentlichen  Unter- 
stützung aus  anderen  Gründen  als  wegen 
einer  nur  vorübergehenden  Arbeitsunfähig- 
keit ergiebt.  Dem  Liaadesi^cht  ist  über- 
lassen, die  Befugnis  zur  Abweisung  weiter 
zu  beschränken,  demgemäss  ist  die  Be- 
stimmung des  Art.  42  des  bayerischen 
Heimats^.  v.  16.  April  1868,  daes  rersonen, 
welche  m  der  Gemeinde  das  Bürgerrecht 
ohne  Heimatsrecht  besitzen,  aus  dieser  nicht 
weggewiesen  werden  dürfen,  aufrecht  er- 
halten, üeber  armenrechtliche  Landes- 
verweisung vgl.  oben  Bd.  1  S.  1195  imd  Bd.  n, 
S.  119  (§  7  Abs.  1  des  FreizügigkeitsgeBetzes). 

Die  sicherheitspolizeilichen  Frei- 
zügigkeitsbeschränkungeiL  sind  Aufenthalts- 
belästigungen und  Aufenthalts-  (nicht  bloss 
Niederlassungs-)  Verbote.  Die  ereteren  sind 
örtliche  Meldepflicht  und  die  nur  noch  aus- 
nahmsweise zulässige  Passpflicht,  die  letz- 
teren sind  Ortsanweisung,  Orts-  und  Landes- 
verweisung. 1.  Nach  dem  J&suiteng.  v.  4. 
Juü  1872  §  2  kann  reichsangehörigen  Mit- 
gliedern des  Jesuitenordens  und  der  ihnen 
verwandten  Orden  und  ordensähnlichen 
Kongregationen  der  Aufenthalt  in  bestimmten 
Bezirken  untersagt  und  angewiesen  werden. 

2.  Gegenüber  imter  Polizeiaufsicht  Gestellten 
ist  Unt^rsagimg  des  Aufenthaltes  an  be- 
stimmten  Orten   zulässig   (§  89  R.St.G.B.). 

3.  §  3  Abs.  1  FreizügigkeitÄgesetz  gestattet 
auch  auf  landesgesetzfichem  Wege  A  u f  e  n  t- 
haltsbeschränkungen  (also  auch  Landes- 
verweisungen) für  kriminell  Bestrafte 
festzustellen.  Dass  nicht  bloss  die  ziu:  Zeit 
des  Inkrafttretens  der  Freizügigkeitsgesetze 
bestehenden  iaudesgesetzlichen  Aufenthalts- 
beschränkimgen  aufrecht  erhalten,  sondern 
auch  neue  landesgesetzliche  Vorschriften 
hierüber  zugelassen  sind  und  dass  auch 
durch  die  Ordnung  der  Polizeiaufsicht  von 
Reichswegen  diese  Delegation  an  die 
Landesgesetzgebung  nicht  beseitigt  wurde, 
beweist  neben  allgemeinen  Gründen  (hierüber 
Gneist),  dass  §  7  des  R.G.  über  Erwerb  und 
Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit 


V.  1.  Juni  1870,  welches  später  ausgefertigt 
ist,  als  das  R.Str.G.B.  (Emf.-G.  v.  11.  Mai 
1870),  auf  den  unveränderten  §  3  des  Frei- 
zügigkeitsgesetzes Bezug  nimmt  (so  auch 
Sevdel  und  Hermann  Seuffert ;  a.  M.  Calm). 
Solche    landesrechtliche    Vorschriften    sind 

a)  §  2  Ziffer  2  des  citierten  peussischen 
G.  V.31.  Dezember  1842:  Nied  er  lassungs- 
verbot  gegenüber  entlassenen  Sträflingen, 
welche  zu  Zuchthaus  oder  wegen  einer 
Strafthat,  wodurch  derThäter  sich  als  einen 
für  die  öffentliche  Sicherheit  oder  Moraiität 
gefährlichen  Menschen  darsteDt,  zu  irgend 
einer  anderen  Strafe  verurteilt  oder  in  eme 
Korrektionsaustalt  eingesperrt  waren ;  b)  §  17 
Abs.  4  des  cit.  sächsischen  Heimatsge- 
setzes: Aufenthaltsverweigerung  für  y^e 
bestrafte  ^meindefremde  Pejson,  wenn  be- 
sondere Lmstände  vorliegen,  welche  den 
Aufenthalt  des  Individuums  gerade  in  dieser 
Gemeinde  bedenklich  machen  (Cahn,  S.  fö): 
c)  Art.  39  Ziff.  5  und  6  und  Art.  43  Abs. 
2  des  bayerischen  Heimatsg.  v.  16.  April 
1868  in  der  Fassung  der  Bekanntm.  v.  30.  JuH 
1899  und  d)  Art  57  des  württembergi- 
schen Gesetzes  über  die  Gemeindeange- 
hörigkeit V.  16.  Februar  1885:  hiernach  kann 
unter  der  gleichen  Voraussetzung  wie  nach 
sächsischem  Recht  über  Gemeindefremde,  wel- 
clie  wegen  solcher  —  im  Gesetze  erschöpfend 
aufgezählter  —  Handlungen  bestraft  wurden, 
die  sie  als  gemeingefährlich  oder  wenigstens 
als  schlecht  beleumundet  erscheinen  lassen, 
Aufenthaltsverbot  verhängt  werden.  4.  Nach 
Vorschrift  des  §  3  Abs.  2  des  Freizügig- 
keitsgesetzes kann  Landesverweisung  aus- 
gesprochen werden  a)  gegen  Personen,  welche 
innerhalb  der  letzten  12  Monate  wegen 
wiederholten  Bettels  oder  wegen  wieder- 
holter Landstreicherei  bestraft  wurden  siiul 
von  jedem  andei^n  Bundesstaate  als  dem- 
jenigen, in  welchem  die  Bestrafimg  erfolgte, 
und   demjenigen,   welchem   sie   angehören; 

b)  gegen  Personen,  welche  als  kriminell 
Bestrafte  in  einem  Bundesstaate  Aufenthalts- 
beschränkungen unterworfen  wurden,  S'> 
lange  diese  Beschränkung  dauert,  von  jedem 
anderen  Bundesstaate  als  demjenigen,  wel- 
cher die  Aufenthaltsbeschränkung  auferlegte, 
und  demjenigen,  welchem  sie  angehören. 
Dass  nur  Staatsfremde,  nicht  Staatsange- 
hörige des  Landes  verwiesen  werden  kön- 
nen, folgt  aus  dem  Grundgedanken  des  Frei- 
zügigkeitsgesetzes,  der  nicht  dahin  geht, 
das  aus  der  Staatsangehörigkeit  fliessende 
Wohnrecht  des  Reichsangehörigen  zu  schmä- 
lern, sondern  über  die  Staatsgrenzen  hinaus 
zu  erweitern.  Dass  der  Staat,  welcher 
wegen  Bettels  oder  Landstreicherei  bestraft 
bezw.  die  Aufenthaltsbeschränkung  auferlegt, 
nicht  ausweisen  darf,  folgt  aus  dem  Wort- 
laute des  §  3  Abs.  2  (Bestraften  »Personen, 
welche  .  .  .  Aufenthaltsbeschränkungen  in 
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einem  Bundesstaate  unterliegen  etc.,  kann 
iler  Aufenthalt  in  jedem  anderen  Bundes- 
staate verweigert  werden«)  und  findet  seine 
innere  Begründung  in  der  engen  Verbindung, 
in  welche  die  deutschen  Staaten  durch 
Ghründung  des  Bundes  bezw.  Reiches  traten. 
Xach  dieser  sollen  die  Staaten  Vorteil  und 
Last  teilen,  also  der  eine  wie  die  guten  so 
auch  die  bösen  Menschen,  das  öesindel, 
des  anderen  beherbergen.  §  3  Abs.  2  findet 
vielfach  andere  Auslegung.  Nach  Laband, 
Georg  Meyer,  Hermann  Seuffert,  v.  Stengel 
soll  der  Heimatsstaat,  nicht  aber  der  strafende 
bezw,  die  Aufenthaltsbeschränkung  ver- 
fügende, nach  Zorn,  Loening,  v.  Seydel, 
Ernst  Meyer  wohl  der  strafende  bezw.  die 
Aufenthaltsbeschränkung  verfügende,  nicht 
aber  der  Heimatsstaat  des  Landes  verweisen 
können.  Die  hier  vertretene  Anschauung 
ist  die  des  Reichsamtes  des  Inneren  und 
Preussens  (vgl.  Cahn  S.  63  ff.),  die  Zorns, 
Loenings  u.  s.  w.  diejenige  Baj'-erns, 
Württembergs,  Badens,  Hamburgs  und 
Lübecks  (s.  Cahn  S.  450ff.).  Die  Gefahr, 
dass  nach  unserer  Auslegung  jeder  Aufent- 
haltsstaat sich  soviel  als  möglich  der  Be- 
strafung oder  Verhängung  von  Aufenthalts- 
beschritokungen  enthalten  möchte,  um  nicht 
des  Rechtes  der  Landesverweisung  verlustig 
zu  werden,  dürfte  abgesehen  von  §  153  der 
R.Str.P.O.  um  deswillen  nicht  so  sehr  ins 
Gewicht  faUen,  weil  die  Dauer  der  Landes- 
verweisung aus  Gründen,  die  in  einem 
dritten  Staate  entstanden  sind,  zeitlich  be- 
schränkt ißt:  die  Landesverweisung  wegen 
Bettels  und  Landstreicherei  verliert  nach  Ab- 
lauf von  12  Monaten  seit  der  Verurteilung  ihre 
Kraft  und  die  Landesverweisimg  wegen  Auf- 
enthaltsbeschränkung mit  Ablauf  der  Zeit,  auf 
welche  diese  verhängt  worden  ist,  und  hier- 
für bestehen  wenigstens  nach  bayerischem, 
sächsischem  und  württembergischem  Rechte 
gesetzliche  Maximalgrenzen. 

üebrigens  ist  über  die  Auslegimg  des 
§  3  Abs.  2  durch  nach  Reichsverfassung 
Art.  7  Nr.  3  und  Art.  76  Abs.  1  ergange- 
nen Bundesratsbeschluss  v.  9.  Juli  1894  zum 
Teil  eine  einheitliche  Auffassung  der  Re- 
gierungen herbeigeführt  worden.  Es  ist  be- 
schlossen, dass  jedenfalls  der  Heimatsstaat 
und  —  über  die  Grenzen  ausdehnender  Aus- 
legung hinaus  —  der  Staat  des  ünter- 
stützungswohnsitzes  oder  Heimatrechtes 
nicht  ausweisen  darf.  Im  übrigen  konnte 
im  Bundesrat  eine  Einigung  nicht  erzielt 
werden  und  stehen  sich  demgemäss  preussi- 
sche  und  süddeutsche  Auslegung  gegenüber 
(preussische  Min.V.  v.  28.  Juli  1894  und 
24.  Januar  1895  [Cahn  S.  447 ff.],  bave- 
rische  V.  9.  März  1895  [Keidel  s.  70 ff.]), 
jedoch  hat  Preussen  beschlossen  (s.  die  V. 
V.  28.  Juli  1894  und  24.  Januar  1895)  gegen- 
über denjenigen  Staaten,  welche  die  (schärfere) 


süddeutsche  Auslegung  anwenden,  sich  eben- 
falls derselben  zu  bedienen,  d.  h.  es  weist 
Angehörige  dieser  Staaten  aus,  die  in 
Preussen  Aufenthaltsbeschränkungen  unter- 
worfen oder  dort  wegen  wiederholten  Bettels 
oder  wegen  wiederholter  Landstreicherei 
bestraft  wurden.  D«^egen  wurden  weitere 
Vereinbarungen  über  Verhängung,  Zeitdauer 
und  Durchführung  der  Landesverweisung 
erzielt.  1.  Zm*  Ausweisung  genügt  schon 
eine  einmalige  Bestrafung  innerhalb  der 
zwölfmonatlichen  Frist,  sofern  nur  vor  Be- 
ginn derselben  bereits  eine  Besüufung  statt- 
fand. Andererseits  darf  aus  Bundesstaaten, 
in  denen  nach  Ijandesrecht  bereits  nach 
einmaliger  Bestrafung  wegen  Bettels  oder 
Landstreicherei  eine  Aufenthaltsbeschrän- 
kung verfügt  werden  kann,  wegen  einer 
derartigen  Beschränkung  Ausweisung  nicht 
erfolgen.  2.  darf  die  Ausweisung  nicht  für 
länger  als  die  Dauer  der  Aufenthaltsbe- 
schSränkungen  bezw.  die  Dauer  der  von  der 
Verbüssung  der  letzten  Strafe  wegen  Bettels 
oder  Landstreicherei  zu  berechnenden  12 
Monate  verfügt  werden.  3.  Das  Verfahren 
der  Ausweisung  richtet  sich  nach  den  Be- 
stimmungen des  Gothaer  Vertrages  v.  15. 
Juli  1851;  dabei  darf  die  Uebernahme  sei- 
tens eines  Staates  auch  nicht  verweigert 
werden,  wenn  der  Ausgewiesene  Staatsan- 
gehörigkeit ,  Unterstützungswohnsitz  oder 
Heimatrecht  nur  in  einem  dritten  Bundes- 
staate besitzt,  welchem  er  nicht  wohl  andei's 
als  durch  das  Gebiet  des  erstgedachten 
Staates  zugeführt  werden  kann. 

Selbstverständlich  ist  die  Verfügung  von 
Aufenthaltsbeschränkungen  gegenüber  Per- 
sonen unzulässig,  deren  Aufenthalt  nicht 
Folge  freier  Wsuil,  sondern  öffentlichrecht- 
licher, durch  Gesetz  oder  Vertrag  begründe- 
ter Notwendigkeit  (Militärdienst,  öffentlicher 
Dienst)  ist.  Ebenso  kann  niemand  aus  dem 
Orte  seines  Unterstützimgswohnsitzes  aus- 
gewiesen werden,  so  lange  er  hilfsbedürftig 
ist.  lieber  die  besondere  W  irkung  des  Heimat- 
rechtes in  Bayern  vgl.  d.  Art. Heimatrecht. 

4.  Das  geltende  Recht  in  Oesterreich. 
Das  Princip  der  Freizügigkeit  ist  ausge- 
sprochen in  dem  Staatsgnmd-G.  v.  21.  De- 
zember 1867  über  die  allgemeinen  Rechte 
der  Staatsbürger  Art.  4  und  6.  Die  sicber- 
heitspolizeilichen  Aufenthaltsbeschränkungen 
sind  hauptsächlich  geregelt  in  dem  G.  v. 
27.  Juli  1871  über  die  polizeiliche  Abschaf- 
fung. Hiemach  kann  Verweisung  nach 
der  Heimatgemeinde  stattfinden  gegen  Land- 
streicher oder  sonst  arbeitsscheue  Personen, 
welche  die  öffentliche  Mildthätigkeit  in  An- 
spnich  nehmen,  gegen  aus  weis-  und  be- 
stimmungslose Individuen,  welche  kein  Ein- 
kommen und  keinen  erlaubten  Erwerb  nach- 
weisen können,  gegen  öffentliclie  Dirnen, 
welche  dem  behördlichen  Auftrage  zur  Ab- 
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reise  keiue  Folge  leisten,  gegen  aus  der 
Haft  tretende  Sträflinge  oder  Zwänglinge, 
sofern  sie  die  Sicherheit  der  Person  oder 
des  Eigentums  gefährden.  Die  Verweisimg 
heisst  Abschaffung,  wenn  sich  mit  ihr 
das  Verbot,  jemals  oder  binnen  einer  be- 
stimmten Zeit  zurückzukehren,  verbindet 
sonst  Abschiebung.  Die  Abschaffung 
ist  zulässig  bei  wiederholt  fruchtloser  Ab- 
schiebung; sie  muss  eintreten,  wenn  die 
Gefährdung  der  öffentlichen  Interessen,  zu 
deren  Schutz  die  Verweisung  bestimmt  ist, 
vorzugsweise  nur  für  den  Ort  besteht,  aus 
welchem  die  Person  entfernt  werden  soll. 
Abschiebung  und  Abschaffung  ruht  in  den 
Händen  der  politischen  Behörde,  nur  wenn 
ihr  besonders  übertragen,  der  Gemeinde. 
Weitere  Beschränkungen  der  Zugsfreiheit 
ergeben  sich  aus  der  Polizeiaufsicht.  Dem 
unter  Polizeiaufsicht  Gestellten  darf 
nach  G.  v.  10.  Mai  1873  der  Aufenthalt  in 
einzelnen  Gebieten  oder  Orten  gänzlich 
untersagt  oder  auch  ein  bestimmter  Ort 
zum  Aufenthalte  angewiesen  und  zui-  Pflicht 
gemacht  werden,  diesen  oder  einen  von 
ihm  selbst  gewählten  Aufenthaltsort  ohne 
Polizeierlaubnis  nicht  zu  verlassen.  Endlich 
sind  noch  speciell  den  Gemeinden  Aus- 
weisungsbefugnisse durch  das  Gemeinde-G. 
V.  5.  März  1862  Art.  3  verüehen.  Sie  kön- 
nen den  Aufenthalt  in  ihrem  Gebiete  allen 
Gemeindeauswärtigen  versagen,  1.  welche 
sich  über  ihre  fleimatberechtigung  nicht 
ausweisen  oder  wenigstens  nicht  darthun 
können,  dass  sie  zur  Erlangung  eines  sol- 
chen Nachweises  die  erforderlichen  Schritte 
thaten,  2.  welche  einen  bescholtenen  Lebens- 
wandel führen,  3.  welche  —  ein  rein 
armenrechtliches  Aufenthaltsverbot  —  der 
öffentlichen  Müdthätigkeit  zur  Last  fallen. 
5.  Die  Entwickelong  in  den  übrigen 
Koltarländern.  Dieselbe  lässt  sich  auf 
gleiche  Gesichtsi)unkte  zurückführen  wie  in 
Deutscliland.  Dit?  hauptsäcldichste  Weg- 
zugsbeschränkung liegt  in  der  G(»bundenheit 
an  die  Scholle.  Sie  fällt  in  England  und 
den  Niederlanden  zu  einer  Zeit,  wo  sie  sich 
in  anderen  Staaten  erst  voll  entwickelt,  im 
15.  und  16.  Jahrhundert  (vgl.  oben  Bd.  11 
S.  391  und  372),  in  Frankmch  und  Däne- 
mark tun  dieselbe  Zeit  wie  in  Deutschland 
/vgl.  oben  Bd.  11  S.  381,  384  und  376);  in 
Schweden  und  Norwegen  hat  Schollen  bin- 
dung  der  Bauern  nie  existiert  (vgl.  oben 
Bd.  U  S.  423).  Zuzugsbeschränkungen  kom- 
men mit  der  üeberti-agung  der  Arnienunter- 
stützungspflicht  auf  die  politische  oder 
Kirchengemeinde  auf,  was,  wie  in  Deutsch- 
land, in  den  meisten  Staaten  in  das  16. 
Jahrhundert  fällt,  in  England  1535,  in  Bel- 
gien 1531,  in  der  Schweiz  1551,  in  Schwe- 
den 1571  (vgl.  oben  Bd.  I  S.  1109,  1118, 
1135,  1161  und  1166). 


Im  geltenden  Rechte  gilt  gnindsätzlieh. 
Zugsfreiheit  nach  Vorgang  der  Erkläning 
der  Menschenrechte  von  1789,  nach  welcher 
das  droit  de  libre  s^jour  et  de  libie  cireu- 
lation  als  Ausfluss  der  libert6  individuelle 
erscheint  (vgL  auch  franz.  Verf.  vom  Sej>- 
tember  1791:  »liberl6  d'aller,  de  rester,  de 
partir«).  Die  sicherheitspolizeilichen 
Aufenthaltsbeschränkimgen  sind,  abgesehen 
von  denjenigen,  welche  aus  der  Polizeiauf- 
sicht fliessen,  zum  Teil  beschränkter  als 
im  deutschen  Rechte,  da  die  hauptsächlichste 
Polizeimassregel  gegen  Bettler  in  mandien 
Staaten  (Belgien)  die  Aufnahme  in  Bettler- 
depots (depiMs  de  mendicit^ ;  vgl.  oben  Bd.  I 
S.  1 1 12  und  1205)  ist.  Frankreich  hat  durch  G. 
V.  27.  Mai  1885  die  Polizeiaufsicht  durch  die 
als  Nebenstrafe  auszusprechende  Relegation 
d.  i.  Verweisung  in  die  französischen  Kolo- 
nieen  und  Territorien  und  durch  die  Er- 
mächtigung der  Regierung  ersetzt,  den  (be- 
fangenen vor  ihrer  Freilassung  Orte  zu  be- 
zeichnen, die  sie  nach  ihrer  Freilassung 
nicht  betreten  dürfen.  Voraussetzung  ist 
immer  Verurteilung  im  RüekML  In  Be- 
tracht kommen  vor  allem  Bettler  und  Land- 
streicher. Sie  können  also  als  der  öffent- 
lichen Sicherheit  in  Frankreich  gefährlich 
relegiert  werden.  Sachhch  ist  die  Relega- 
tion von  der  Deportation,  die  Hauptstrafe 
ist,  kaum  unterschieden.  Armenrechtüche 
Ortsverweisungen  fehlen  in  Ländern,  in 
welchen  die  örtliche  Armenpflege  als  obli- 
gatorische Oemeindeeinrichtung  überhaupt 
nicht  (Basel-Stadt,  Genf)  oder,  wie  in  Italien 
und  Frankreich,  nur  in  sehr  beschränktem 
umfange  Eingang  fand,  üeber  die  armen- 
rechtlichen Aufenthaltsbeschränkungen  in 
der  Schweiz  vgl.  den  Art.  Armenwesen 
oben  Bd.  I  S.  1166  ff.,  über  die  Beschrän- 
kungen der  Freizügigkeit  in  England  den 
gleichen  Art.  ebd.  S.  1135  ff.,  1204  und  den 
Art.  Eheschliessung  oben  Bd.ni  S.  291. 

6.  Die  sicherheitspolizeilichen  Frei- 
zügigkeitsbeschranknn^n  in  Italien. 
Die  Eingriffe  in  das  Recht  der  Zugsfreiheit 
aus  dem  Gesichtspimkte  der  Sicherheits- 
polizei haben  in  Italien  in  neuester  Zeit 
durch  das  G.  über  die  öffentliche  Sicherheit 
V.  30.  Juni  1889  und  die  zugehörige  Aus- 
fühnmgs-V.  v.  8.  November  1889  ein- 
gehendste Regelung  erfahren. 

Zunächst  ist  in  zwei  Fällen  die  Verwei- 
sung in  die  Heimatgemeinde  ziüässig.  Nach 
Art  85  kann  jeder  ausserhalb  seiner  eigenen 
Gemeinde  sich  Aufhaltende,  wenn  er  ver- 
dächtiges Betragen  an  den  Tag  legt  und 
auf  Verlangen  über  seine  Person  glaubwür- 
digen Aufschluss  nicht  geben  will  ovler 
kann,  von  der  Sicherheitspolizeibehörde  des 
Ortes  in  seine  Heimat  verwiesen  werden 
(fare  rimpatriare),  mittelst  Zwangspasses 
oder  nach  Umständen  durch  Verschiebung. 
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Nach  Art  89  haben  sich  alle  Sträflinge, 
welche  mit  einer  Strafe  von  mindestens 
drei  Jahren  oder  wegen  Verfehlung  gegen 
das  Eigentum  oder  Zuwiderhandlung  gegen 
richteruche  Verwarnung  mit  einer  Strafe 
von  mehr  als  sechs  Monaten  belegt  wurden, 
sowie  alle  zur  Polizeiaufsicht  'Verurteilten 
sofort  nach  Beendigung  der  Strafthat  bei 
der  Ortspolizeibehörde  vorstellig  zu  machen, 
und  diese  kann,  wo  es  ihr  nötig  erscheint, 
sie  mit  Zwangspass  versehen. 

Weitergehenden  Aufenthaltsbeschränkun- 
gen unterliegen  die  zu  Polizeiaufsicht  Ver- 
lurteilten  und  die  richterlich  Verwarnten. 
Die  richterliche  Verwarnung  (ammoni- 
zione,  Art.  94 — 116)  ist  eine  besondere  Ei- 
gentümlichkeit des  italienischen  Rechts.  Sie 
hat  nicht  die  Begehung  einer  strafbaren 
Handlung  zur  Voraussetzung,  ist  also  nicht 
Strafe,  sondern  vielmehr  eine  in  die  Hand 
des  Richters  gelegte  Polizeimassregel  gegen 
Individuen ,  von  welchen  man  sich  ver- 
brecherischer Handlungen  versehen  darf. 
Ihr  Analogen  im  deutschen  Rechte  ist  nicht 
der  richterliche  Verweis  des  §  57  R.Str.G.B., 
sondern  der  nach  §  361  Ziff.  8  statthafte 
Auftrag  der  Polizeibehörde  an  den  ünter- 
kunftslosen,  sich  ein  Unterkommen  zu  ver- 
schaffen. Die  Verwarnung  kann  auf  moti- 
vierte Anzeige  der  Polizeibehörde  gegen 
gewohnheitsmässige,  arbeitsfähige  und  mit- 
tellose Müssiggänger  und  Vagabunden  und 
geffen  diffamati  ausgesprochen  werden. 
Dimmati  sind  solche  Indinduen,  welchen 
die  öffentliche  Meinung  Hang  zu  gewissen 
(in  Art  95  und  96  aufgezählten)  stiTifbaren 
Handlungen  (Totschlag,  Körperverletzung, 
Drohung,  Widerstand  und  Gewaltthat  gegen 
die  Obrigkeit,  Brandstiftung,  Diebstahl, 
Raub,  Erpressung  etc.)  nachsagt  (designati 
dalla  publica  voce  come  abitualmente  colpe- 
voll  dei  delitti  di  omicidio  etc.),  sei  es,  dass 
sie  wegen  solcher  Handlungen  mehrmals 
bestraft  oder  nur  wegen  mangelnden  Be- 
weises freigesprochen  oder  ausser  Verfol- 
gung gesetzt  worden  waren.  Die  gegen  die 
ammoniti  zulässigen  Aufenthaltsbeschrän- 
kun^n  liegen  nun  in  folgendem.  Handelt 
es  sich  um  Müssiggänger  und  Vagabunden, 
so  ist  in  der  Verwamungsverfügung  die 
Auflage  zu  machen,  binnen  bestimmter  Frist 
sich  Arbeit  zu  verschaffen,  festen  Aufent- 
halt zu  nehmen  und  den  Ort  desselben  der 
Lokalpolizeibehörde  mitzuteilen  und  nicht 
ohne  vorhergehende  Anzeige  an  diese  zu 
verlassen  (Art.  103);  handelt  es  sich  um 
eine  persona  diffamata,  so  geht  die  Auflage 
dahin,  ehrbar  zu  leben,  Person  und  Eigen- 
tum anderer  zu  achten,  nicht  Anlass  zu 
Verdacht  zu  geben  und  den  Aufenthaltsort 
nicht  ohne  vorherige  Anzeige  an  die  Orts- 
polizeibehörde zu  verlassen  (Art.  104).  Zu- 
widerhandlung gegen  die  gemachten  Auf- 


lagen wird  mit  Arrest  bis  zu  1,  bei  Rück- 
fall bis  zu  2  Jahren  und  mit  Polizeiaufsicht 
bestraft  (Art.  110).  Die  Wirkungen  der 
ammonizione  erlöschen  mit  Ablauf  von  2 
Jahren  seit  Erlass  der  Verfügung,  wenn 
nicht  in  der  Zwischenzeit  der  Verwarnte 
Verurteilung  wegen  eines  Delikts  oder 
wegen  Zuwiderhandlung  gegen  die  Verwar- 
nung erlitten  hat.  In  diesem  Falle  läuft 
die  zweijährige  Frist  neu  vom  Tage  der 
Straf verbüssung.  —  Die  aus  der  Polizei- 
aufsicht fliessenden  Beschränkungen  des 
freien  Zugs  sind  dreifech.  Der  zu  Polizei- 
aufsicht Verurteilte  darf  seinen  gewöhnhchen 
Aufenthalt  nicht  ohne  Genehmigung  der 
höheren  Polizeibehörde  in  eine  andere  Ge- 
meinde verlegen  (Art.  122),  dann  kann  er 
die  Auflage  erhalten,  seinen  Wohnsitz  nicht 
ohne  vorherige  Anzeige  an  die  Ortspolizei- 
behörde zu  verlassen  (Art.  118),  imd  endlich 
kann  ihm  der  Aufenthalt  an  bestimmten 
Orten  untersagt  werden  (cod.  pen.  v.  22. 
November  1888  Art.  28). 

Die  weitgehendste  polizeiliche  Aufent- 
haltsbeschräi^un^,  die,  weil  unzweckmässig, 
übrigens  1900  der  Aufhebung  unterstellt 
werden  soll,  ist  die  Anweisung  eines 
Zwan^wohnsitzes  (domicilio  coatto)  in  einer 
Kolome  oder  einer  anderen  Gemeinde  des 
Königreichs  auf  die  Dauer  von  1 — 5  Jahren. 
Sie  kann  ausgesprochen  werden  von  einer 
aus  den  höchsten  Verwaltungs- ,  Justiz-, 
Polizeibeamten  und  Militärs  zusammenge- 
setzten Provinzialkommission  über  richter- 
lich Verwarnte  und  zu  Polizeiaufsicht  Ver- 
urteilte, sobald  sie  sidi  der  öffentlichen 
Sicherheit  gefährlich  erweisen,  unter  der 
Voraussetzung,  dass  sie  zw^eimal  wegen  Zu- 
widerhandlung gegen  Verwarnung  oder  Po- 
Uzeiaufeicht  mer  wegen  Delikts  gegen  Per- 
son oder  Eigentum  oder  wegen  Gewaltthat 
oder  Widerstand  gegen  die  Obrigkeit  ver- 
urteilt worden  sind  (Art.  123—132). 

7.  Internationale  Freizügigkeit  Das 
Recht  des  freien  Zugs  der  gegenseitigen 
Angehörigen  zwischen  Staaten,  die  nicht  zu 
einem  Staatenvereine  verbunden  sind,  und 
zwischen  Staatenvereinen  kann  als  inter- 
nationale Freizügigkeit  bezeichnet  werden. 
Im  Gegensatz  zu  den  ersten  Jahrzehnten 
unseres  Jahrhunderts  (»Freizügigkeitsver- 
träge«) wird  diese  Art  Freizügigkeit  heute 
nur  selten  noch  besonders  genannt,  indem 
sich  die  Nationen  neuerdings  für  ihre  An- 
gehörigen gegenseitig  nicht  bloss  freien  Zug 
zwischen  ihren  Gebieten,  d.  h.  Freiheit 
der  Ein-  und  Auswanderung,  sondern  auch 
in  ihren  Gebieten,  d.  h.  interkommunale 
und  eventuell  intertemtoriale  Freizügigkeit 
versprechen  und  in  der  hierfür  gewählten 
Bezeichnung  »internationale  Niederlassungs- 
freiheit« (»Niederlassungsverträge«)  das  ers- 
tere  Recht  mit  einbeschlossen  ist.    Gewöhn- 
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lieh  wird  dio  Axisübung  di(»sos  Freiheits- 
rechtes  von  dorn  Nac^hweis  der  Staatsange- 
hörigkeit und  nnbewlioltenen  Ijeumunds  ab- 
hängig geniacht  und  weitgehendes  Au8W(4- 
sungsreeht  (infolge  geriehtliehen  Urteils,  aus 
Gnlnden  der  inneren  und  äusseren  Sicher- 
heit des  Staates,  aus  Gründen  der  Armen- 
und  SittenjKjlizei,  nicht  aber  z.  ß.  wegen 
Bückständen  mit  öffentlichen  Abgalien)  vor- 
behalten; vgl.  z.  B.  den  deutsch-schweize- 
richen  Niederlassungsvertrag  v.  31.  Mai  1890. 

Litteratar:  Vr,  Artioldi,  IHe  Freizügigkeit  und 
der  l'nter$tü(2ungtwohn»iU ,  Berlin  1872,  — 
BloeUj  Dictionnaire  de  V Administration  Fron- 
^ise,  Art.  eolonie»  petuUes,  4»  -4u/f.,  Baris  1898. 

—  CahUf  R.G.  aber  die  Erwerbung  und  den 
Verlttst  der  Reichs^  und  SlcuUsangekörigkeit, 
S.  Auß.,  Berlin  1896.  —  VamtSy  Freizügigkeit 
und  Au/enthalt,  Wilrzb.  1893.  —  v.  (ineist,  Art. 
Freizügigkeit  in  r.  Stengels  W(*rterbueh  des  deut- 
schen Vertpoltungsrechts,  ebda.  1890.  —  Keidel, 
V,  lAszt,  Strafrecht  der  Staaten  Europas,  Bd.  J 
8.  44S  und  447  (Birihre),  Berlin  1894.  —  Edg. 
Loenlng,  bei  Schönberg  III, 2.  Auß., S.  895 ff., 
4»  Aufl.  —  Emat  Meyer  in  Hirth  und  Seydels 
Ann.  1890,  S.  561  ff.  —  Georg  Meyer,  Lehrbuch 
des  deutschen  Venc-B.,  2.  Aufl.,  Leipzig  1893,  I, 
S.  121.  —  MiscMer  in  EUtcrs  W.B,  der  Volks- 
wirtschajt,  Bd.  I  S.  774 ff-  —  Reger-Keidel, 
Kleinere  Reichs-  Verwaltungsge^etze,  Ansbach  1897. 

—  Schvamm^  Grund-  und  Freiheitsrechte,  Er- 
langer Diss.  1899.  —  SehübUr,  Die  Ge- 
setze über  Niederlassung  und  Verehelichung  in 
den  verschiedenen  deutsehen  Staaten,  St^Utgart 
1855.  —  Hermann  Seuffert,  Art.  Polizeiauf- 
sicht in  V.  Stengels  W.B.  —  v.  Seydel, 
bayerisches  Staatsrecht,  2.  Aufl.,  Bd.  III,  S.  27, 
Freiburg  i.  B.  und  Leipzig  1896  und  bei  Schön- 
berg III,  2  S.  320 ff.  —  V.  Stein,  Handbuch 
der  Verwaltungslehre,  3.  Aufl.,  IL  T.,  S.  44  f- 
und  55 ff.,  Stuttgart  1888,  —  t%  Stengely  AH. 
Niederlassung  in  dessen  W.B.  —  Ferner  Art. 
Niederlassung  und  Au/enthalt  (t\  Vlbrich), 
Persönliche  Freiheit  (v.  Dänischer),  Schul- 
wesen (Sedlaczek)  im  Oetterr.  St.  W.B. 

Hermann  Kehnu 


Fremdenpolisei. 

1.  Begriffsabgrenzung  und  recht8£feschicht- 
licher  Entwickelungsgang  der  F.  2.  Die  recht- 
liche Stellung  des  Staates  zum  Gebietseintritt 
des  Fremden :  a)  zu  Lande,  b)  zur  See.  8.  Die  po- 
lizeibehördliche Aufsicht  über  die  im  Staatsge- 
biet befindlicben  Fremden.  4.  Die  rechtliche 
Stellung  des  Aufenthaltsstaates  zum  Gebiets- 
austritt des  Fremden. 

1.  Begriff»ab|^renzan|^  und  rechts- 
geschichtlicher £iitwickeliiiigsgang  der 

¥.  Unter  Frcmdenpolizei  verstehen  wir 
im  nachfolgenden  jenen  Teil  des  Frem- 
den rechts  im  allgemeinen,  welcher  die 
staatlichen  P]inrichtungen  zum  Zwecke  der 
Beaufsichtigimg  der  im  diesseitigen  Staats- 
gebiete    befindlichen      Fremden      umfasst. 


Er  setzt  gleichsam  die  Hausordnimg^  fest 
der  sich  die  ins  staatliche  Gebiet  ein- 
gt*tretenen  Fremden  zu  unterwerfen  haben: 
es  ist  der  die  Fremden  betreffende  Teil 
der  Bevölkerungskontrolle.  Nach 
den  zur  Zeit  bei  den  Eulturstaaten  in  Gel- 
timg imd  Uebung  stehenden  Rechtsanschau- 
tmgen  sind  als  »Fremdec  ohne  Rucksicht 
auf  Gebiulsort,  Nationalität  oder  Sprachge- 
meinschaft alle  diejenigen  anzusehen,  weläie 
{nicht  die  Staatsangehörigkeit  in  dem  Staate 
I  besitzen ,  ohne  Unterschied ,  ob  sie  sich 
vorübergehend  oder  dauernd  aufhalten  oder 
in  demselben  ihr  Domizil  haben ;  ob  ae  Re- 
fu^iOs  sind  oder  ob  sie  infolge  freier 
Willenshestimmung  das  Land  betreten  haben. 
Als  fremd  gilt  uns  hier  speciell  fOr  das 
Deutsche  Recht:  der  Reichsausländer,  nicht 
auch  der  im  System  des  gemeinsamen  In- 
digenats,  der  staatsbürgerlichen  Freizügig- 
keit, des  Gemeinderochts,  der  Heimatsbe- 
rechtigung oder  des  ünterstützungswohn- 
sitzes  unter  besonderen  Rechtsnormen 
stehende  Ortsfremde.  Die  verwaltungst- 
rechtliche  Bevölkenmgskontrolle  des  moder- 
nen Staats  nach  dieser  bestimmten  Richtimg 
hin  hat  eine  Reihe  von  Entwickelungsphasen 
dim^hgemacht,  die  ihrerseits  allerdings  aufs 
engste  vom  Ausbildungsgrade  des  Fremden- 
rechts bedingt  waren. 

Je  weiter  wir  den  Blick  von  unserer 
verkehrsreichen  Zeit  ab-  und  den  älteren 
Perioden  des  staatlichen  Lebens  zuwenden, 
um  so  mehr  nähern  wir  uns  dem  Yor- 
stellungskreise,  in  welchem  die  Fremdlings- 
eigenschaft  von  vornherein  einen  für  die 
Existenz  des  berührten  Verbandes  feind- 
lichen oder  doch  zum  mindesten  bedrohen- 
den Charakter  annimmt.  Das  Stadium  des 
unentwickelten,  gering  ausgebildeten  Ver- 
kehrslebens wird  daher  durch  die  scharf  ab- 
lehnende Stellung  erkennbar,  die  der  Staat 
dem  in  seinen  Bereich  gelangenden  Fremden 
gegenüber  einnimmt  Die  Fremdenpolizei 
beschränkt  sich  naturgemäss  auf  dieser 
staatlichen  Entwickelungsstufe  auf  die 
sti-enge  Wahrung  der  Landesgrenze  gegen 
das  eindringende  fremde  Element,  somit 
auf  die  Abwehr  und  strenge  Abweisung  der 
Fremden.  Wimle  dieses  System  niu-  selten 
zu  Gunsten  des  auf  religiösen  Anschauungen 
l>eruhenden  Asyl  rechts  —  dem  wir  bei  allen 
Völkern  begegnen  —  durchbrochen,  so  treten 
dagegen  bald  zahlreiche  wirtschaftliche 
Griinde  und  Rücksichten  in  den  Vorder- 
grund, welche  die  Aufgaben  der  staatlichen 
Fremdenpolizei  erweitern  zu  Gunsten  des 
kraftvoU  aufsteigenden  Verkehrsbedürfnisses. 
Innerhalb  dieses  jüngeren  Systems  sehen 
"^srir,  wie  der  Fremde  mit  Hilfe  besonderer 
Rechtvsschutzraittel:  Peregrinenrecht  Borns, 
der  Königpfriede  des  deutschen  Rechte, 
freies  Geleite,  durch  ein  besonders  günstig 
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gestaltetes  Berufsrecht  (Handels-  See-  und 
Wechselrecht  des  mittelalterlichen  Kauf- 
manjis)  zum  Verkehr,  also  zum  öebietsein- 
tritt  veranlasst  oder  stellenweise  sogar  durch 
die  Aussicht  auf  eine  dauernd  b^ünstigte 
Kechtslage  zur  Einwanderung  und  Nieder- 
lassung bestinunt  werden  soU.  Als  rechts- 
geschichtliche Beispiele  sind  hier  anzu- 
führen: die  persönliche  Exemtion  und  pri- 
vilegierte Gerichtsbarkeit  der  Fremden  in 
den  orientalischen  Staaten,  die  Verwaltungs-, 
Steuer-,  Kirchenprivilegien  der  Sachsen  in 
Siebenburgen,  der  Deutschen  in  Ungarn, 
der  Fremden  in  Russland  (Ukas  der  Kaiserin 
Katharina  H.  v.  22.  Juli  1763  und  Manifest 
^Ceber  die  allen  Ausländern  ei-teilte  Er- 
laubnis, sich,  wo  sie  woUen,  anzusiedeln, 
und  die  ihnen  verliehenen  Rechte«*  Voll- 
ständige Sammlung  der  russischen  Gesetze 
Nr.  11880,  11881,  11896,  Martens-Berg- 
bohm,  Völkerrecht,  I,  §  87)  etc. 

Reicher  gestaltet  sich  in  Deutschland  der 
Bechtsinhalt  der  Fremdenpolizei  erst,  als  der 
grosse,  auf  monarchischen  Grundlagen 
ruhende  Prozess  der  Bildimg  grösserer 
Territorialstaaten  auch  für  die  Rechtslage 
der  verschiedenen  Bevölkerungsbestandteüe 
den  Anstoss  zu  neuen  Formen  und  Umge- 
staltimgen  giebt.  Die  kleinen,  rechtlich  ge- 
sonderten Volksteile  werden  durch  das  ab- 
solute Fürstentum  von  einem  politischen 
Gesamtbewusstsein  erfüllt,  in  breiten  Be- 
völkerungsschichten vollzieht  sich  der  Durch- 
bruch der  modernen  Vorstellimg  der  staat- 
lichen Zusammengehörigkeit,  der  geschlos- 
senen Einheit  gegenüber  der  Fremde  und 
ihren  Angehörigen.  Vom  17.  Jahrhundert 
ab  steigert  sich  zusehends  innerhalb  der 
deutschen  Staaten  eine  Mischung  der  Be- 
völkerungsbestandteile unter  der  Einwirkung 
der  Merkantiltheorie,  die  den  Staat  leichter 
als  je  vorher  geneigt  machte,  seine 
Grenzen  dem  Vermögen  der  Einwandernden 
und  sein  stehendes  Heer  dem  Eintritte 
Wehrfähiger  zu  eröffnen.  Die  Fremden- 
pohzei  dieser  Epoche  sichert  zunächst  längs 
der  Landesgrenze  die  dem'  Fiskus  aus  dem 
Fremdlingsrechte  (droit  d'aubaine,  gabella 
immigrationis,  emigrationis  und  hereditaria) 
erwachsenden  vermögensrechtlichen  An- 
sprüche. Die  mit  dem  Geleits-  und  Pass- 
wesen, Wanderschaft  etc.  zusammenhängen- 
den Aufsichtsmassregeln  liegen  in  den 
Händen  der  mit  der  Fremdenpolizei  be- 
trauten lokalen  unteren  Behörden,  Zünfte 
und  Genossenschaften  und  lasten  in  ihrer 
Einlieit  schwer  auf  Handel  und  Verkehr, 
ohne  aber  den  Einheimischen  selbst  in 
höherem  Masse  vom  Druck  ihrer  Wirksam- 
keit zu  befi-eien.  Ei-st  das  Ende  des  18.  Jahr- 
himderts  schafft  liier  Wandel  und  modifiziert 
damit  den  Umfang  der  iYenidenpolizei.  Die 
ökonomischen   Theorieen    der  Physiokraten 


und  des  Industrialismus,  später  die  Malthus- 
schen  Lehren  beeinflussen  die  staatliche  Ge- 
setzgebung zu  Gunsten  der  Hinwegräumung 
vieler  den  freien  Verkehr  hindernder  Mass* 
regeln. 

Mit  dem  Aufschwünge  der  Transport- 
mittel hat  auch  die  Rechtsordnung  der 
europäischen  Staatengesellschaft  Schritt  ge- 
halten und  durch  die  Vertrags-  und  ver- 
fassungsrechüiche  Aufhebung  der  Auszugs-, 
Anzugs-,  Abschossgelder,  durch  die  Ein- 
richtung des  freien  Zuges,  der  Wander-, 
Gewerbe-  und  Nieder  lassungsfreiheit  den 
Forderungen  der  neuen  Verkehrsbedingungen 
Rechnimg  getragen.  Die  dlseitige  Durch- 
brechimg der  staatlichen  Isolierung  zu 
Gunsten  eines  seit  der  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts zu  rascher  Blüte  aufsteigenden  ge- 
haltvollen internationalen  Verkelirsrechts,  — 
von  dessen  Umfassung  sich  heute  kein 
Staat  mehr  ausschliessen  kann,  —  hatte  eine 
Zeit  lang  für  die  Geschichte  der  Fremden- 
polizei die  eigentümliche  Folge,  dass  jede 
ihrer  die  Bevölkerungsbewegung  kontrol- 
lierenden Einrichtungen  Jediglidi  auf  ihren 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  notwendig 
verkehrsstörenden  Effekt  hin  taxiert  und 
daher  als  »kulturfeindlich«  bezeichnet  wurde. 
Der  Hochstand  der  Freihandelstheorie  mit 
ihrer  dem  Staate  aus  doktrinären  Gründen 
aufgezwungenen  passiven  Haltung  jedem 
Verkehrsakte  gegenüber  bezeichnet  darum 
auch  zugleich  den  Zeitpunkt  des  völligen 
verwaltungsrechtlichen  Niederganges  aller 
Einrichtungen  der  Fremdenpolizei. 

Die  jugendlich  überstürzte  Art,  mit  der 
die  Gesetzgebungen  und  Staatsverwaltungen 
seit  der  Mitte  dieses  Jahrhunderts,  ohne 
irgend  ein  zw^eckdienliches  Surrogat  zu 
schaffen,  im  Interesse  der  in  ihrem  Kultur- 
effekt  einseitig  überschätzten  gesteigerten 
Ortsbewegung,  alle  auf  die  Bevölkerungs- 
kontrolle gerichteten  Hilfsmittel  der  Fremden- 
polizei über  Bord  warfen,  machte  sich  in 
der  Folge  an  vielen  Punkten  des  staatlichen 
Lebens  und  des  internationalen  Verkehrs 
entschieden  nachteilig  fühlbar.  Diese  Schäden 
mussten  sich  alsbald  einstellen,  nachdem  in 
den  letzten  Jahrzehnten  in  ^t  allen  Kultur- 
staaten eine  Regelung  und  Neuregelung  des 
Rechtes  der  Staatsangehörigkeit  nach 
seiner  Erwerbung  und  seinem  Verluste  vor- 
genommen wurde  und  dadurch  ein  scharfes 
Ordnungsprincip  für  die  rechtliche  Gliede- 
rung der  Staatebewohner  gefunden  war.  Zu- 
gleich vermelirte  der  stets  wachsende  Ver- 
kelir  die  Zahl  der  im  diesseitigen  Gebiete 
wohnhaften  Fremden  und  machte  immer 
mehr  Angehörige  unseres  Geraeinwesens  zu 
Fremden  in  anderen  Staatsgebieten.  Jetzt 
war  eine  neu^  kritische  Revision  des  Be- 
sitzstandes mit  Hilfe  einer  reicher  ausge- 
statteten Fremdenpolizei  dringender  geboten 
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als  je.  Denn  das  wichtigste  Onuidprincip 
jeder  Bevölkerungsonlnung :  dass  die  dauernd 
im  Staate  Wohnenden  auch  wirklich  Staats- 
ang(^hörige  seien,  war  jetzt  durch  eine  fast 
schrankenlose  Niederlassungsfreiheit  und 
durch  den  Wegfall  der  Ersitzung  der 
Staatsangehörigkeit  in  weit  höherem  Masse 
empfindlichen  Störungen  unterworfen  als  in 
irgend  einem  früheren  Zeitabschnitte.  Auf 
die  Ej[)oche  des  staatliciien  Indifferentis- 
mus in  allen  Fragen  der  Fremdenpolizei 
musste  daher  nunmehr  eine  dem  prak- 
tischen BiKlürfnisse  Rechnung  tragende 
Gegenströmung  folgen,  deren  Herrschaft 
sich  ziu:  Zeit  in  der  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  fast  aller  im  regen  Völker- 
verkehr stehenden  Staaten  aufs  genaueste 
nachweisen  lässt.  Vgl.  belgisches  G.  v. 
4.  Januar  1888;  danisches  G.v.  15.  Mai  1875; 
französisches  G.v.  3.  Dezember  1849 ;  italieni- 
sches Gesetz  über  die  öffentliche  Sicherheit 
V.  30.  Jimi  1889;  luxemburgisches  Gesetz 
über  die  Fremdenpolizei  v.  30.  Dezember 
1893 ;  niederländisches  G.  v.  13.  August  1847 ; 
mexikanisches  G.  v.  28.  Mai  1886;  öster- 
reichisches G.  V.  27.  Juli  1871  und  v.  5.  De- 
zember 1896  über  die  Regelung  der  Heimats- 
verhältnisse;  rumänisches  G.  v.  18.  April 
1881;  schweizerische  V.  v.  1874  Art.  70 
und  Bundesgesetz  betreffend  die  civilrecht- 
licheu  Verhältnisse  der  Niedergelassenen 
imd  Aufenthalter  v.  25.  Juni  1891  u.  s.  w. 
Bei  der  nach  deutschem  Verfassungs- 
recht bestehenden  Aufteilung  der  staatiichen 
Arbeit  zwischen  Reich  imd  Einzelstaat  in 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  ist  eine  völlig 
sichere  Zuständigkeitsgrenze  für  die  beiden 
Sphären  in  Ansehung  der  Fremdenpolizei 
kaum  zu  gewinnen.  Die  zahlreichen  Rechts- 
ffebiete,  die  der  technische  Ausdruck  um- 
fasst,  unterstehen  bald  der  ausschliesslichen 
Zuständigkeit  eines  Teiles,  bald  der  konkur- 
rierenden beider  Sphären.  Aus  der  Ein- 
stellung der  »Fremdenpolizei«  in  Nr.  1  des 
Art.  4  der  Reichsverfassimg  ist  mit  voller 
Sicherheit  nur  der  Schluss  abzideiten,  dass 
dem  Reich  die  Beaufsichtigung  und  Gesetz- 
gebung in  Ansehung  der  »Fremdenpolizei« 
des  Reiches  zustehe ;  dass  sich  diese  aber 
nicht  notwendig  mit  der  Fremdenpolizei  der 
Einzel  Staaten  decke  oder  decken  müsse, 
zei^  ein  Blick  in  ihren  praktischen  Fragen- 
kreis. Es  lässt  sich  unzweifelhaft  auch  ein 
begrifflicher  Raum  aussparen,  der  ledig- 
lich durch  die  Fremdenj  ./lizei  des  deut- 
schen Einzelstaates  ausgefüllt  werden  kann 
und  thatsächlich  auch  ausgefüllt  wird.  Das 
Grundverliältnis  wird  daher  auch  nicht  diuxjh 
die  Formel  ausreichend  umschrieben,  dass 
dem  Reich  lediglich  die  allgemeine  Regelung, 
die  Normensetzung  und  Beaufsichtigung 
überlassen  sei,  während  die  administrative 
Ausführung  den  Einzelstaaten  zufalle.    Es 


bleibt  vielmehr  nur  der  Ausweg  offen,  neben 
der  Fremdenpolizei  des  Reiches  auch  eine 
solche  im  Rahmen  der  den  BuDdesstaaten 
verbliebenen  Autonomie  anzuerkennen.  Mit 
der  Einschränkung  jedoch,  dass  die  letztere 
in  dem  Au^nblick  der  ersteren  zu  weichen 
hat,  da  die  Massnahmen  der  einzelstaat- 
iichen  Fremdenpolizei  durch  direkte  Ein- 
wirkung auf  das  Reidisausland  in  den 
verfeissun^mässigen  Wirkungskreis  des  Deut- 
scheu Reiches  (Art.  XI  RV.)  übergreifen. 

Im  folgenden  soll  eine  Uebersicht  der 
im  Rahmen  der  Fremdenpolizei  vorkommen- 
den gebräuchlichsten  Reclitseinrichtimgen 
unter  vorwiegender  Berücksichtigung  des 
deutschen  Rechtssystems  geboten  wer- 
den. 

2.  Die  recbtUche  SteUnng  des  Staates 
mm  Gebietseintritt  des  Fremden,  a)  Zu 
Iiande.  Die  Kiütiurstaaten  Europas  haben 
sich  in  ihrem  öffentlichen  Rechte  fast  völlig 
frei  gemacht  von  den  populationistischen 
Neigungen  der  älteren  Zeit,  deren  Grund- 
satz die  möglichste  Beförderung  der  Ein- 
wanderung, teils  durch  direkte  Unterstützung, 
teils    durch    Einräumung    materieller    und 

golitischer  Vorrechte,  forderte.  Ist  dieser 
tandpunkt  auch  von  der  Gesetzgebung 
Deutschknds,  Oesterreichs,  Frankreichs,  Eng- 
lands, Italiens,  der  Schweiz,  nicht  völlig  von 
der  Belgiens  (s.  das  belgische  Gesetz  be- 
treffend die  fremden  v.  6.  Februar  1885) 
und  Dänemarks  verlassen,  so  ist  doch  die 
Thatsache  unverkennbar,  dass  alle  genannten 
Gemeinwesen  die  Verschiebung  der  Be- 
völkenmgsbestandteile  nach  anderen  Grund- 
sätzen beurteilen,  je  nachdem  sich  die  frag- 
liche Verkehrsthatsache  als  Personen  ein- 
tritt oder  als  Personenaustritt  für  den 
betreffenden  Staat  darstellt  Im  grossen  und 
ganzen  ist  auch  der  europäische  Staat  der 
Einwanderung  —  nicht  zu  verwechseln  mit 
der  Einbürgerung  (s.  zum  rechtlichen 
Unterschied  meine  Ausführungen  im  2.  Band 
des  von  Holtzendorffschen  Handbuches  des 
Völkerrechts  S.  607  ff.)  —  noch  günstiger 
gesinnt  als  der  Auswanderung  und  Ausbürge- 
rung seiner  eigenen  Staatsangehörigen.  Gleich- 
wohl kann  nicht  auf  das  rrincip  verzichtet 
werden,  dass  jeder  Staat  kraft  seiner  Macht- 
vollkommenheit das  zweifellose  Recht  hat, 
die  Bedingungen,  imter  welchen  er  Aus- 
ländem sein  Territorium  zeitweilig  oder 
dauernd  öffnen  will,  autonom  oder  im  Wege 
freier  Vertragsschliessung  festzusetzen. 

Der  Grundsatz  ist  in  jüngster  Zeit  wieder- 
holt, aber  vergeblich  aus  weltbüigerlichen 
Optativen  heraus  bekämpft  worden,  obwohl 
er  in  der  Staatenpraxis  unter  der  einschrän- 
kenden Kraft  des  hochentwickelten  Reci- 
procitätsverkehrs  weit  weniger  Bedenken 
bietet  als  die  alle  juristische  Bestimmtheit 
auflösende  Proklamierung  des  Principes  der 
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»Gastlichkeit«  als  Grundlage  der  Fremden- 
polizei. Die  letztere  bis  vor  kurzem  besonders 
von  Bluntschli  vertretene  Anschauung 
übersieht,  dass  die  rein  menschliche  Tugend 
der  Gastlichkeit  seitens  des  Staates  nicht  ohne 
weiteres  geübt  werden  kann  auf  Kosten  der 
Salus  rei  publicae,  der  sonst  hier  schwere 
Schäden  drohen.  Blickt  man  näher  zu,  so 
wird  man  auch  finden,  dass  diejenigen, 
welche  im  öffentlichen  Leben,  im  Kampfe 
der  politischen  Meinungen  die  »idealen  welt- 
bürgerlichen« Ideeen  für  sich  anrufen,  nicht 
selten  hierbei  durch  besondere  nationale, 
religiöse,  wirtschaftliche  Gründe  bestimmt 
sind  oder  dass  Interessenten  dabei  zum 
Worte  gelangen,  welchen  es  oft  im  »freien 
Spiel  der  ökonomischen  Kräfte«  um  den 
ungehinderten  Zuzug  billiger  Arbeitskräfte 
zu  thun  ist  Nebenbei  darf  in  der  Dis- 
kussion nicht  übersehen  werden,  dass  die 
vom  modernen  Staate  tastend  und  vorsichti«^ 
gehandhabten  Absperrungsmassregeln  nicht 
trotz,  sondern  wegen  der  in  unseren 
Tagen  so  überaus  leistungsfähig  gewordenen 
Verkehrsmittel  getroffen  werden.  Die  Yer- 
mehrung  dieser  letzteren,  wie  sie  in  den 
letzten  Jahrzehnten  stattgefunden  hat,  lässt 
den  Andrang  fremder  Bevölkerungsmassen, 
soweit  er  eine  Störung  des  ökonomischen, 
nationalen,  religiösen  etc.  Gleichgewichts  zur 
Folge  hat  oder  zur  Folge  haben  kann,  oft 
als  eine  Verwaltungsgefahr  ersten  Ranges 
erscheinen,  der  gegenüber  die  Staatsgewalt 
weitergehender  Vollmachten  bedarf,  als  sie 
ehedem  erforderlich  gewesen. 

Die  üeberschreitung  der  Staatsgrenze 
seitens  fremder  Staatsangehöriger  unterwirft 
diese  denjenigen  rechtlichen  Normen,  welche 
die  diesseitige  Staatsgewalt  aufgestellt  hat, 
um  Ordnung  und  Uebersicht  in  die  Bevöl- 
kerungsverhältnisse des  Territoriums  zu 
bringen.  Von  der  Autonomie  der  örtlichen 
Staatsgewalt  hängt  es  daher  ab,  die  Bedin- 
gungen zu  bezeichnen,  unter  welchen  der 
Eintritt  in  ihr  Gebiet  dem  Fremden  gestattet 
ist.  Werden  diese  Bedingungen  zwingender 
Natur  nicht  sofort  erfüllt,  kann  sofortige 
Abweisung  eventuell  Zurückbeförderung 
über  die  Landesgrenze  erfolgen.  Ist  auch 
das  im  vorstehenden  ausgesprochene  Princip 
zu  allseitiger  Anerkenmmg  vorgedrungen, 
so  ist  doch  gerade  der  heutige  Staat,  von 
seinem  eigenen  Interesse  geleitet,  am  we- 
nigsten geneigt,  von  seiner  principiellen 
Befugnis  einen  dem  internationalen  Verkehre 
abträglichen  Gebrauch  zu  machen.  Die 
FüUe  der  Möglichkeiten  macht  hier  die  Auf- 
stellung fester  Regeln  für  die  verschiedenen 
Staaten  unmöglich.  Die  neuere  Theorie  ist 
denn  auch  in  diesem  Punkte  viel  vorsichtiger 
geworden.  So  nahm  das  Reglement  des 
Institut  de  Droit  international  für  die  vor- 
liegende Materie   (Hamburger  Session    von 


1891  L.  V.  Bars  Entwurf)  nachstehende  »Re- 
geln« in  Aussicht: 

§  1.  »Die  Zulassung  ruhiger  Fremder, 
welche  sich  den  Gesetzen  des  Landes  an- 
bequemen, ist  im  allgemeinen  mit  den  Prin- 
cipien  des  modernen  Völkerrechts  in  Ueber- 
einstimmung  und  gleichzeitig  den  Interessen 
der  Humanität  dienlich.  Der  freie  Eintritt 
von  Fremden  in  das  Territorinm  eines  civi- 
lisierten  Staates  darf  nur  aus  öffentlichem 
Interesse  und  aus  ausserordentlich  schwer- 
wiegenden Motiven  gehindert  werden,  z.  B. 
aus  fimdamentaler  Verschiedenheit  der  Rasse, 
der  Sitten,  oder  wenn  aus  dem  Massenzufluss 
von  Fremden,  zumal,  sobald  sie  sich  organi- 
sieren, eine  Gefahr  für  den  Staat  entsteht. 

Dagegen  darf  der  Schutz  der  nationalen 
Arbeit  aälein  nicht  als  genügender  Grund 
für  die  Nichtzulassung  angesehen  werden. 

Dem  Staate  bleibt  das  Recht  vorbehalten, 
den  Zuzug  von  Fremden  in  Kriegszeiten 
und  in  Zeiten  innerer  Unruhen  zu  beschränken 
oder  zeitweise  gänzlich  zu  verbieten. 

§  2.  Jeder  Staat  wird  durch  Gesetze  oder 
Verordnungen,  welche  genügende  Zeit  vor 
ihrem  Inkrafttreten  publiziert  worden  sind, 
die  Regeln  der  Zulassung  der  Fremden  so- 
wie des  Fremdenverkehrs  überhaupt  be- 
stimmen. 

Man  wird  solche  Bestimmungen  ver- 
meiden, welche  lediglich  chikanöser  Natur 
sind  oder  den  Zuzug  oder  den  Aufenthalt 
von  Fremden  mit  ausserordentlich  hohen 
Taxen  belegen. 

Sobald  wie  möglich  und,  wenn  thunlich, 
vor  dem  Inkrafttreten  sollen  die  wesentlichen 
Veränderungen,  welche  die  Zulassung  und 
den  Aufenthalt  der  Fremden  betreffen,  ein- 
schliesslich der  Veränderung  der  Taxen  den 
R^erungen  der  Staaten,  deren  ünterthanen 
von  denselben  betroffen  werden,  mitgetheilt 
werden.«  — 

Von  den  mit  der  Durchführung  des 
staatlichen  Zollsystems  untrennbaren  Kon- 
troUmassregeln  abgesehen,  ist  das  Ueber- 
schreiten  der  Landesgrenze  des  Deutschen 
Reiches  wie  der  meisten  übrigen  konti- 
nentalen Staaten  fast  völlig  frei  von  der 
Erfüllung  lästiger  fremdenpolizeüicher  Be- 
dingimgen. 

Bei  einer  Uebersicht  des  einschlägigen 
Quellenmaterials  zeigt  sich  auch  die  weitere 
wichtige  Thatsache  in  voller  Deutlichkeit, 
dass  das  für  das  internationale  Verkehrs- 
recht sonst  überall  massgebende  regulato- 
rische Princip  der  Gegenseitigkeit  (Reci- 
procität)  vom  modernen  ^ulturstaat  für  das 
System  seines  inneren  Fremdenrechts  nur 
bedingt  als  Richtschnur  gebraucht  wird. 
Er  legt  seinem  inneren  Verwaltungssystem 
nur  sehr  imgerne  störende  Fesseln  auf,  selbst 
dann,  wenn  seine  eigenen  Angehörigen  im 
fremden    Staate    unter   drückenden    Sätzen 
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als  je.  Denn  das  wichtigste  Gnindprincip 
jeder  Bevölkenuigsonlnung: :  dass  die  dauernd 
un  Staate  Wohnenden  auch  wirklich  Staats- 
angehörige seien,  war  jetzt  durch  eine  fast 
schrankenlose  Niederlassungsfreiheit  und 
durch  den  Wegfall  der  Ersitzung  der 
Staatsangehörigkeit  in  weit  höherem  Masse 
empfindlichen  Störungen  unterworfen  als  in 
ii^end  einem  früheren  Zeitabschnitte.  Auf 
die  EjKKjhe  des  staatlichen  Indifferentis- 
mus in  allen  Fragen  der  Fremdenpolizei 
musste  daher  nunmehr  eine  dem  prak- 
tischen Bedürfnisse  Rechnung  tragende 
Gegenströmung  folgen,  deren  Herrschaft 
sich  zur  Zeit  in  der  Gesetzgebung  \md 
Verwaltung  fast  aller  im  regen  Völker- 
verkehr stehenden  Staaten  aufs  genaueste 
nachweisen  lässt.  Vgl.  belgisches  G.  v. 
4.  Januar  1888;  dänisches  G.v.  15.  Mai  1875; 
französisches  G.  v.  3.  Dezember  1849 ;  italieni- 
sches Gesetz  über  die  öffentliche  Sicherheit 
V.  30.  Juni  1889;  luxemburgisches  Gesetz 
über  die  Fi-emdenpolizei  v.  30.  Dezember 
1893 ;  niederländisches  G.  v.  13.  August  1847 ; 
mexiianisches  G.  v.  28.  Mai  1886;  öster- 
reichisches G.  V.  27.  Juli  1871  und  v.  5.  De- 
zember 1896  über  die  Regelung  der  Heimats- 
verhältnisse;  nimänisches  G.  v.  18.  April 
1881;  schweizerische  V.  v.  1874  Art.  70 
und  Bundesgesetz  betreffend  die  ci\'ilrecht- 
lichen  Verliältnisse  der  Niedergelassenen 
imd  Aufenthalter  v.  25.  Juni  1891  n.  s.  w. 
Bei  der  nach  deutschem  V^erfassungs- 
recht  bestehenden  Aufteilung  der  staatlichen 
Arbeit  zwischen  Reich  und  Einzelstaat  in 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  ist  eine  völhg 
sichere  Zuständigkeitsgrenze  für  die  l)eiden 
Sphären  in  Ansehung  der  Fremdenpolizei 
icaum  zu  gewinnen.  Die  zahlreichen  Rechts- 
gebiete, die  der  technische  Ausdruck  um- 
fetöst,  unterstehen  bald  der  ausschliesslichen 
Zuständigkeit  eines  Teiles,  bald  der  konkw- 
rierenden  beider  Sphären.  Aus  der  Ein- 
stellung der  »Fremdenpolizei«  in  Nr.  1  des 
Art.  4  der  Reichsverfassung  ist  mit  voller 
Sicherheit  nur  der  Sclüuss  abzuleiten,  dass 
dem  Reich  die  Beaufsichtigung  und  Gesetz- 
gebung in  Ansehung  der  » Fremden polizei« 
des  Reiches  zustehe ;  dass  sich  diese  aber 
nicht  notwendig  mit  der  Fremdenpolizei  der 
Einzelstaaten  decke  oder  decken  müsse, 
zeigt  ein  Blick  in  ihren  praktischen  Fragen- 
kreis. Es  lässt  sich  unzweifelhaft  auch  ein 
begiifflicher  Raum  aussparen,  der  ledig- 
lich durch  die  Fremden^  ylizei  des  deut- 
schen Einzelstaates  ausgefüllt  wei'den  kann 
und  thatsächlich  auch  ausgefüllt  wird.  Das 
Grundverhältnis  wird  daher  auch  nicht  durch 
die  Formel  ausreichend  umschrieben,  dass 
dem  Reich  lediglich  die  allgemeine  Regelung, 
die  Normensetzung  und  Beaufsichtigung 
überlassen  sei,  während  die  administrative 
Ausführung  den  Einzelstaaten  zufalle.    Es 


bleibt  vielmehr  nur  der  Ausweg  offen,  neben 
der  Fremdenpolizei  des  Reiches  auch  eine 
solche  im  Rahmen  der  den  Buode^taaten 
verbliebenen  Autonomie  anzuerkennen.  Mit 
der  Einschränkung  jedoch,  dass  die  letztere 
in  dem  Augenblick  der  ersteren  zu  weichen 
hat,  da  die  Massnahmen  der  einzelstaat- 
lichen Fremdenpolizei  durch  direkte  Ein- 
wirkung auf  das  Reidisausland  in  den 
verfassun^mässigen  Wirkungskreis  des  Deut- 
schen Reiches  (Art  XI  RV.)  übergreifen. 

Im  folgenden  soll  eine  Uebersicht  der 
im  Rahmen  der  Fremdenpolizei  vorkommen- 
den gebräuchlichsten  Kechtseinrichtimgen 
unter  vorwiegender  Berücksichtignng  des 
deutschen  Rechtssystems  geboten  wer- 
den. 

2.  Die  rechtliche  SteUnng  des  Staates 
mm  Gebietseintritt  des  Fremden,  a)  Zu 
Iiande.  Die  Eulturstaaten  Europas  haben 
sich  in  ihrem  öffentlichen  Rechte  fast  völlig 
frei  gemacht  von  den  populationistischen 
Neigungen  der  älteren  ^eit,  deren  Grund- 
satz die  möglichste  Beförderung  der  Ein- 
wanderung, teils  durch  direkte  Unterstützung, 
teils  durch  Einräumimg  materieller  und 
politischer  Vorrechte,  forderte.  Ist  dieser 
Standpunkt  auch  von  der  Gesetzgebung 
Deutschlands,  Oesterreichs,  Frankreichs,  Eng- 
lands, Italiens,  der  Schweiz,  nicht  völlig  von 
der  Belgiens  (s.  das  belgische  Gesetz  be- 
treffend die  Fremden  v.  6.  Februar  1885) 
und  Dänemarks  verlassen,  so  ist  doch  die 
Thatsache  unverkennbar,  dass  alle  genannten 
Gemeinwesen  die  Verschiebung  der  Be- 
völkerungsbestandteile nach  anderen  Grund- 
sätzen beurteilen,  je  nachdem  sich  die  frag- 
liche Verkehrsthatsache  als  Personenein- 
tritt oder  als  Personenaustritt  für  den 
betreffenden  Staat  darstellt  Im  grossen  und 
ganzen  ist  auch  der  europäische  Staat  der 
Einwanderung  —  nicht  zu  verwechseln  mit 
der  Einbürgerung  (s.  zum  rechtlichen 
Unterschied  meine  Ausführungen  im  2.  Band 
des  von  Holtzendoi-ffschen  Handbuches  des 
Völkerrechts  S.  607  ff.^  —  noch  günstiger 
gesinnt  als  der  Auswanaerung  und  Ausbürge- 
rung seiner  eigenen  Staatsangehörigen.  Gleich- 
wohl kann  nicht  auf  das  Princip  verzichtet 
werden,  dass  jeder  Staat  kraft  seiner  Macht- 
vollkommenheit das  zweifellose  Recht  hat, 
die  B  e  d  i  n  g  u  n  g  e  n ,  unter  welchen  er  Aus- 
ländem sein  Territorium  zeitweilig  oder 
dauernd  öffnen  will,  autonom  oder  im  Wege 
freier  Vertragsschliessung  festzusetzen. 

Der  Grundsatz  ist  in  jüngster  Zeit  wieder- 
holt, aber  vergeblich  aus  weltbürgerlichen 
Optativen  heraus  bekämpft  worden,  obwohl 
er  in  der  Staatenpraxis  unter  der  einschrän- 
kenden Kraft  des  hochentwickelten  Reci- 
procitätsverkehrs  weit  weniger  Bedenken 
bietet  als  die  alle  juristische  Bestimmtheit 
auflösende  Proklamienmg  des  Principes  der 
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»Gastlichkeit«  als  Grundlage  der  Fremden- 
polizei. Die  letztere  bis  vor  Inirzem  besonders 
von  Bluntschli  vertretene  Anschammg 
übersieht,  dass  die  rein  menschliche  Tugend 
der  Gastlichkeit  seitens  des  Staates  nicht  ohne 
weiteres  geübt  werden  kann  auf  Kosten  der 
Salus  rei  publicae,  der  sonst  hier  schwere 
Schäden  drohen.  Blickt  man  näher  zu,  so 
wird  man  auch  finden,  dass  diejenigen, 
welche  im  öffentlichen  Leben,  im  Kampfe 
der  politischen  Meinungen  die  »idealen  welt- 
bürgerlichen« Ideeen  für  sich  anrufen,  nicht 
selten  hierbei  durch  besondere  nationale, 
religiöse,  wirtschaftliche  Gründe  bestimmt 
sind  oder  dass  Interessenten  dabei  zum 
Worte  gelangen,  welchen  es  oft  im  »freien 
Spiel  der  ökonomisdien  Kräfte«  um  den 
ungehinderten  Zuzug  billiger  Arbeitskräfte 
zu  thun  ist  Nebenbei  darf  in  der  Dis- 
kussion nicht  übersehen  werden,  dass  die 
vom  modernen  Staate  tastend  und  vorsichtij^ 
gehandhabten  Abspemingsmassregeln  nicht 
trotz,  sondern  wegen  der  in  unseren 
Tagen  so  überaus  leistungsfähig  gewordenen 
Yerkehrsmittel  getroffen  werden.  Die  Ver- 
mehrung dieser  letzteren,  wie  sie  in  den 
letzten  Jahrzehnten  stattgefunden  hat,  lässt 
den  Andrang  fremder  Bevölkerungsmassen, 
soweit  er  eine  Störung  des  ökonomischen, 
nationalen,  religiösen  etc.  Gleichgewichts  zur 
Folge  hat  oder  zur  Folge  haben  kann,  oft 
als  eine  Verwaltungsgef  ahr  ersten  Ranges 
erscheinen,  der  gegenüber  die  Staatsgewalt 
weitergehender  Vollmachten  bedarf,  als  sie 
ehedem  erforderlich  gewesen. 

Die  üeberschreitung  der  Staatsgrenze 
seitens  fremder  Staatsangehöriger  imterwirft 
diese  denjenigen  rechtlichen  Normen,  welche 
die  diesseitige  Staatsgewalt  aufgestellt  hat, 
um  Ordnung  und  Uebersicht  in  die  Bevöl- 
kerungsverhältnisse des  Territoriums  zu 
bringen.  Von  der  Autonomie  der  örtlichen 
Staatsgewalt  hängt  es  daher  ab,  die  Bedin- 
gungen zu  bezeichnen,  unter  welchen  der 
Eintritt  in  ihr  Gebiet  dem  Fremden  gestattet 
ist.  Werden  diese  Bedingungen  zwingender 
Natur  nicht  sofort  erfüllt,  kann  sofortige 
Abweisung  eventuell  Zurückbeförderung 
über  die  Landesgrenze  erfolgen.  Ist  auch 
das  im  vorstehenden  ausgesprochene  Prindp 
zu  allseitiger  Anerkennung  vorgedrungen, 
so  ist  doch  gerade  der  heutige  Staat,  von 
seinem  eigenen  Interesse  geleitet,  am  we- 
nigsten geneigt,  von  seiner  principiellen 
Befugnis  einen  dem  internationalen  Verkehre 
abträglichen  Gebrauch  zu  machen.  Die 
Fülle  der  Möglichkeiten  macht  hier  die  Auf- 
stellimg  fester  Regeln  für  die  verschiedenen 
Staaten  unmöglich.  Die  neuere  Theorie  ist 
denn  auch  in  diesem  Punkte  viel  vorsichtiger 
geworden.  So  nahm  das  Reglement  des 
Institut  de  Droit  international  für  die  vor- 
liegende Materie   (Hamburger  Session   von 


1891  L.  V.  Bars  Entwurf)  nachstehende  »Re- 
geln« in  Aussicht: 

§  1.  »Die  Zulassung  nihiger  Fremder, 
welche  sich  den  Gesetzen  des  Landes  an- 
beq^uemen,  ist  im  allgemeinen  mit  den  Prin- 
cipien  des  modernen  Völkerrechts  in  üeber- 
einstimmun^  und  gleichzeitig  den  Interessen 
der  Humamtät  dienlich.  Der  freie  Eintritt 
von  Fremden  in  das  Territorium  eines  civi- 
lisierten  Staates  darf  nur  aus  öffentlichem 
Interesse  und  aus  ausserordentlich  schwer- 
wiegenden Motiven  gehindert  werden,  z.  B. 
aus  fundamentaler  Verschiedenheit  der  Rasse, 
der  Sitten,  oder  wenn  aus  dem  Massenzufluss 
von  Fremden,  zumal,  sobald  sie  sich  organi- 
sieren, eine  Ge&hr  für  den  Staat  entsteht. 

Dagegen  darf  der  Schutz  der  nationalen 
Arbeit  allein  nicht  als  genügender  Grund 
für  die  Nichtzulassung  angesehen  werden. 

Dem  Staate  bleibt  das  Recht  vorbehalten, 
den  Zuzug  von  Fremden  in  Kriegszeiten 
und  in  Zeiten  innerer  ünnihen  zu  beschränken 
oder  zeitweise  gänzlich  zu  verbieten. 

§  2.  Jeder  Staat  wird  durch  Gesetze  oder 
Verordnungen,  welche  genügende  Zeit  vor 
ihrem  Inkrafttreten  publiziert  worden  sind, 
die  Regeln  der  Zulassung  der  Fremden  so- 
wie des  Fremdenverkehrs  überhaupt  be- 
stinmien. 

Man  wird  solche  Bestimmungen  ver- 
meiden, welche  lediglich  chikanöser  Natur 
sind  oder  den  Zuzug  oder  den  Aufenthalt 
von  Fremden  mit  ausserordentlich  hohen 
Taxen  belegen. 

Sobald  wie  möglich  und,  wenn  thunlich, 
vor  dem  Inkrafttreten  sollen  die  wesentlichen 
Veränderungen,  welche  die  Zulassung  und 
den  Aufenthalt  der  Fremden  betreffen,  ein- 
schliesslich der  Veränderung  der  Taxen  den 
Regierungen  der  Staaten,  deren  ünterthanen 
von  denselben  betroffen  werden,  mitgetheilt 
werden.«  — 

Von  den  mit  der  Diu-chführung  des 
staatlichen  Zollsystems  untrennbaren  Kon- 
troUmassregeln  abgesehen,  ist  das  üeber- 
schreiten  der  Landesgrenze  des  Deutschen 
Reiches  wie  der  meisten  übri^n  konti- 
nentalen Staaten  fast  völlig  frei  von  der 
Erfüllung  lästiger  fremdeupolizeilicher  Be- 
dingungen. 

Bei  einer  Uebersicht  des  einschlägigen 
Quellenmaterials  zeigt  sich  auch  die  weitere 
wichtige  Thatsache  in  voller  Deutlichkeit, 
dass  das  für  das  internationale  Verkehrs- 
recht sonst  überall  massgebende  regulato- 
rische Prindp  der  Gegenseitigkeit  (Reci- 
procität)  vom  modernen  Äulturstaat  für  das 
System  seines  inneren  Fremdenrechts  nur 
bedingt  als  Richtschnur  gebraucht  wird. 
Er  legt  seinem  inneren  Verwaltungssystem 
nur  sehr  ungerne  störende  Fesseln  auf,  selbst 
dann,  wenn  seine  eigenen  Angehörigen  im 
fremden    Staate    unter   drückenden   Sätzen 
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pass  wird  beim  Orenzübertritte  dem  Reisen- 
den abgenommen,  genau  geprüft  und,  wenn 
er  in  Ordnung  ist,  mit  einem  neuen  Visum, 
dem  Grenzvisum  versehen.  —  Für  den  Uel)er- 
tritt  nach  Deutschland  dagegen  haben  alle  dem 
älteren  Recht  angehörigen  Erschwerungen 
dem  ausgleichenden  System  der  Meist- 
begünstigung weidien  mfissen.  Na- 
mentlich die  durch  Kaiserliche  V.  v.  14. 
Juni  1879  begründete  Verpflichtung  der 
aus  Russland  kommenden  Reisen- 
den, ihre  Pässe  visieren  zu  lassen,  ist  diutjh 
Kaiserliche  V.  v.  29.  Dezember  1880  für 
Angehörige  des  Deutschen  Reiches  und  der- 
jenigen Ijänder  aufgehoben  worden,  in  denen 
den  Deutschen  der  Eintritt  ohne  Visierung 
des  Passes  gestattet  ist.  Die  Visapflicht 
bestand  danach  in  der  Hauptsache  niu* 
noch  gegenüber  russischen  Staatsangehörigen. 
Angesichts  der  Bestimmungen  der  Art.  1 
und  12  des  deutsch-russischen  Handels-  und 
Schiffahrt.svertrages  sowie  des  Schlussproto- 
kolles  dazu,  wonach  im  Passwesen  die  An- 
gehörigen l)ei(ler  Teile  wie  die  der  meist- 
begünstigten Nation  zu  behandeln  sind, 
Hess  sich  eine  differentielle  Beliandluug 
russischer  Unterthanen  in  Ansehung  des 
Visazwanges  gegenüber  den  Angehörigen 
derjenigen  Nationen,  die  bisher  schon  von 
der  Visapflicht  befreit  waren,  nicht  auf- 
recht erhalten.  Es  ist  deshalb  durch  Kaiser- 
liche V.  die  Passvisapflicht  für  die  aus  Russ- 
land kommenden  Reisenden  allgemein  auf- 
r hoben  worden  (s.  R.G.Bl.  Nr.  32  1894 
501). 

Ebensowenig  ist  das  Deutsche  Reich  ge- 
sonnen, die  von  anderen  Staaten  wie  Ru- 
mänien, Portugal,  Türkei  aufgestellten 
strengen  Passkontrollvorschriften  beim  Ein- 
tritt der  Angehörigen  dieser  Staaten  ins 
Reichsgebiet  durch  Anwendung  der  Reci- 
procit&t  zu  bekämpfen.  Wohl  aber  hat  die 
Keichsregierung  wiederholt  im  Reichsan- 
zeiger die  in  den  genannten  Staaten  be- 
stehenden Passvorschriften  zur  Beachtung 
mitgeteilt. 

Was  nun  die  Ausstellung  gültiger  Pässe 
betrifft,  so  liegt  diese  Aufgabe  teils  bei 
den  Verwaltun^behörden  der  Einzelstaaten, 
teils  bei  den  mternationalen  Magistraturen 
des  völkerrechtlichen  Verkehrs.  Die  mit 
den  üblichen  Erfordernissen  ausgestatteten 
ürkundpapiere  fremder  Staaten  gemessen  hier 
öffentlichen  Glauben;  ziu-  Ei-teilung  von 
Pässen  an  Reichsangehörige  zum  läntritt 
in  das  Reich  sind  alle  im  Ausland  akkredi- 
tierten Reichs-,  in  deren  Ermangelung 
Bundesstaatsgesandten  nach  §  6  des  G.  v. 
12.  Oktober  1867  bemfen. 

Praktisch  und  principiell  schwieriger  ist 
dagegen  die  Erteilung  von  Pässen  an 
Ausländer.  Nach  deutscher  Staatspraxis 
ist   diese  den  Passbehörden  durch  blasse 


wiederholt  untersagt  und  nur  ausnahmsweise 
dann  gestattet  worden,  wenn  es  filr  einea 
Ausländer  entweder  ^nz  unm(^]ich  oder  mit 
erheblichen  Schwierigkeiten    verbunden  ist, 
sich  ein  unentbehrlidies  Ausweispi^ier  für 
notwendige  Reisen  von  seinen  heimatlichen 
Behörden    zu  verschaffen.    In  neuerer  Zeit 
sind  mehrfach  Fälle  vorgekommen,  in  denen 
diese  Bestimmungen  nicht  die  nötige    Be- 
achtimg gefunden  hatten.  Insbesondere  sind 
von  preussischen  Behörden  wiederludt  Pässe 
au  Leute   verabfolgt   worden,    bevor   deren 
Staatsangehörigkeit  genügend   geprüft  war, 
während  sie  bei  einer  genauen  IVQfung  nicht 
oder  nicht  mehr  als  Staatsangehörige  hätten 
anerkannt  werden  können.    Hieraus  haben 
sich    unerfreuliche  VerhandJimgen  mit  aus- 
wärtigen Regierungen  ergeben,  die  schliess- 
lich dahin   führten,  dass  die  Verpflichtung- 
zur    Uebernahme     der    Passinhaber    nach 
Deutschland   lediglich  infolge  ihres   Passes 
anerkannt  werden   musste.    Um   derartigen 
Vorkommnissen     thunlichst     entgegen     zu 
wirken,  ist  durch  einen  Erlass  des  Ministers 
des  Innern  vom  1.  Dezember  1892  die  ge- 
wissenhafte Befolgung  der  verwähnten  Vor- 
!  Schriften     erneut    in    Erinnerung    gebracht 
und     folgendes    zur    Richtschnur    gegeben 
worden:  Da  es  einerseits  die  gegenwärtige 
Entwickelung  des  Verkehrs  in  der  Kegel  auch 
Ausländem  möglich   macht,   sich    während 
ihres  Aufenthalts  im  preussischen  Staatsge- 
biet im  Bedarfsfalle  Pässe  von  ihrer  heimat- 
lichen Behörde  zu  verschaffen,   und  da  an- 
dererseits bei  dem  heutigen  Rechtszustande 
in    den    meisten    Fällen    der   Besitz    eines 
Passes    kein    imbedingtes    Reiseerfordemis 
ist,   so  sind  an  Leute,   von  denen  feststeht, 
dass  sie  die  Reichsangehörigkeit  nicht  be> 
sitzen,  im  allgemeinen  Pässe,  und  auch  so- 
genannte Uebergangspässe,  überhaupt  nicht 
zu    erteilen.      Wenn    dagegen    Leute    um 
einen  Pass  nachsuchen,  welche  die  Reichs- 
angehörigkeit  ehemals  besessen    und    eine 
andere  Staatsangehörigkeit   noch   nicht    er- 
worben haben  oder  deren  Staatsangehörig- 
keit zweifelhaft  erscheint,  so  kann  ihnen  m 
besonders   dringenden  Fällen  ein  Pass  ver- 
abfolgt  werden.     Immer  aber,    wenn    eia 
Pass  für  jemanden  ausgestellt  w^ird,  dessen 
Reichsangehörigkeit    nicht    zweifellos    fest- 
steht, ist  über  die  zweifelhafte  oder  nicht 
mehr    vorhandene    Staatsangehörigkeit    des 
Inhabers   ein  Vermerk   in  den  Pass  aufzu- 
nehmen und  dieser  in  seiner  Gültigkeit  auf 
einen    kurzen   Zeitraum   —   höclistens   ein 
Jahr  —  zu  beschränken. 

Im  Anschluss  an  die  internationalen 
Vereinbarungen  betreffend  die  Verkehrs- 
verhältnisse in  Zeiten  herrschender  Epide- 
mieen  siud  in  den  letzten  Jahren  in  den 
Grenz-  und  ZoUabf ertigungsstationen ,  wo 
ein  erheblicher  Zutritt  von  Reisenden  aus 
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dem  von  der  Epidemie,  Cholera  etc.  er- 
griffenen Lande  stattfindet,  sanitäre  Auf- 
siehts-  imd  Hilfsdienste  eingerichtet  worden. 
Sie  sind  der  sanitarischen  Ueberwachung 
des  Personenverkehrs  gewidmet  und  be- 
stimmt, den  Gedanken  der  staatlichen 
Eontrolle  und  ärztlichen  Hilfe  an  die 
Stelle  des  älteren  Systems  der  Abwehr 
(Eintrittsverbot,  Grenzkordon  etc.)  treten 
zu  lassen.  Ansätze  zu  neuartigen,  dem 
hochentwickelten  Eisenbahnverkehr  unserer 
Zeit  sich  anpassenden  Einrichtimgen  dieser 
Art  enthält  das  zwischen  der  Schweiz 
und  dem  Grossherzogtum  Baden  am  3.  Juni 
1886  zu  Freibiu^  i.  Br.  geschlossene  üeber- 
einlcommen  betreffend  die  sanitäre  Ueber- 
wachung des  von  der  Schweiz  nach  Baden 
gerichteten  Reiseverkehrs  auf  dem  badischen 
Bahnhof  zu  Basel  bei  drohenden  oder  aus- 
gebrochenen Seuchen.  (Eidgenössische  amt- 
liche Sammlung  N.  F.  IX.  Bd.  S.  96  ff.) 
Danach  kann  die  grossherzoglich  badische 
Eegierung  bei  drohender  oder  ausge- 
brochener Seuche  nach  Anzeige  bei  dem 
Sanitätsdepartement  des  E[antons  Basel-Stadt 
einen  Arzt  auf  Kosten  der  badischen  Ver- 
waltung in  dem  badischen  Bahnhof  zu 
Basel  aufstellen,  welcher  die  von  diesem 
Bahnhof  in  der  Richtung  nach  dem 
badischen  Gebiet  Abreisenden  überwacht 
(Art.  1).  Die  von  dem  Arzt  von  der  Weiterreise 
Ausgeschlossenen  werden,  sofern  sie  Ange- 
hörige des  Deutschen  Reiches  sind,  nach 
Lörrach  oder  einem  anderen  badischen 
Grenzorte  verbracht  werden.  Im  Falle 
mangelnder  Transportfähigkeit  sind  solche 
Reisenden  auf  Kosten  der  badischen  Ver- 
waltung in  Basel  nach  den  dortigen  ge- 
sundheitspolizeilichen Vorschriften  zu  ver- 
pflegen (Art.  4).  —  Ueber  das  Verbot  von 
Liandquarantänen  und  die  fremdenpolizei- 
lichen Massre^ln  in  Zeiten  herrsdiender 
Epidemieen  siehe  Verhandlungs-  und  Ver- 
ti^smaterial  der  internationalen  Dresdener 
Sanitätskonvention  v.  15.  April  1893  in  Mar - 
tens-Stoerk  KRecueü  6.  2.SerieT.XIX. 

b.  Zur  See.  Die  polizeiliche  Aufsicht 
imd  Kontrolle  der  zur  See  ins  deutsche 
Reichsgebiet  eintretenden  Fremden  voll- 
zieht sich  in  dem  Rahmen  der  verkehrs- 
rechtlichen Beaufsichtigimg  der  in  die  dies- 
seitigen Küsten-  und  Eigengewässer  ein- 
tretenden fi-emden  Kauffahrteischiffe.  Die 
Hafenpolizei  imifasst  hier  zugleich  den  in 
Betracht  kommenden  Teil  der  Fremden- 
polizei. Da  aber  die  Einwanderung  zur 
See  nach  dem  Deutschen  Reiche  wenig  er- 
heblich ist,  fehlt  es  hier  im  System  der 
vertragsrechtlichen  Verkehrs-  und  Nieder- 
laßsungsfreiheit  an  besonderen  Vorschriften. 

In  schwierigerer  Rechtslage  als  die 
Kontinentalstaaten  befinden  sich  bei  Ein- 
richtung dieses  Teüs  ihrer  Fremdenpolizei 


diejenigen  amerikanischen  Staaten,  welche 
zu  ihrer  wirtschaftlichen  Hebung  der  Ein- 
wanderung noch  bedtirfen,  dabei  aber  doch 
genöti^  sind,  die  erst  nach  langer  imd 
kostspieliger  Seereise  an  ihre  Küsten  ge- 
langenden Fremden  auf  das  Ausmass  ihrer 
ökonomischen  Leistungsfähigkeit,  Arbeits- 
kraft, auf  rechtliche  Lebensführung,  Besitz 
von  Wirtschafts-  und  Ackerbaugeräten  etc. 
zu  prüfen.  Die  Beobachtung  einer  strengen 
Fremdenpolizei  wird  hier  zuweilen  zur  Un- 
möglichkeit; in  dieser  Erkenntnis  verlegen 
die  grösseren  Staaten  Amerikas  die  Durch- 
führung der  für  nötig  erkannten  Kontrolünass- 
regeln  zum  Teil  auf  den  Boden  Eiux)pas  Die 
diplomatischen  Funktionäre  der  betreffenden 
Staaten  sorgen  schon  im  europäischen  Ein- 
schiffungshafen für  die  Erfüllung  der  durch 
die  heimische  Fremdenpolizei  angeordneten 
Kontrollvorschriften  oder  machen  deren  Be- 
obachtung den  betreffenden  Schiffahrtsge- 
sellschafteh  zur  strengen  Pflicht.  Dieselben 
machen  zumeist  die  Eintragung  in  die  Passa- 
gierlisle  der  Auswandererschiffe  abhängig 
von  der  Beibringung  ausreichender,  die 
Personenidentität  nachweisender  Schiiften, 
Pässe,  Heimatscheine,  Militärscheine  etc. 
und  verweigern  andernfaUs  die  Einschiffung. 

Einen  besonders  schwierigen  Punkt  der 
Fremdenpolizei  bildet  die  Frage  der  Ein- 
wanderung »armer  Leute«  in  Amerika. 

Die  Vereinigten  Staaten  von  Nordame- 
rika haben  in  den  Kongressakten  v.  3.  März 
1875,  V.  3.  August  1882  und  v.  26.  Fe- 
bruar 1885  die  Grundsätze  für  die  Ein- 
wanderern gegenüber  anzuwendenden  Kon- 
trollmassregeln  festgestellt.  Die  Staatsver- 
waltimg der  Union  hat  auch  wiederholt  die 
Forderung  erhoben,  dass  fremde  Staaten 
der  Durchführung  dieser  fremdenpolizei- 
lichen Normen  keinen  systematischen  Wider- 
stand entgegen  setzen  sollen.  Sie  geht  hier- 
bei von  dem  Gedanken  aus:  »The  shipping 
of  known  paupers  or  criminals  to  the  tj.  St. 
is  regarded  as  a  violation  of  the  comity 
which  ought  to  characterize  the  interoourse 
of  nations,  and  should  be  prevented  by 
every  proper  measure.«  (Cirkularnote  1895, 
abgedr.  bei  Wharton,  International  Law 
Digest,  n.  526.) 

Die  eiut)päischen  Staatsverwaltungen 
sind  denn  auch  wirklich  bemüht,  schon  im 
Interesse  ihrer  eigenen  Angehörigen  selbst 
Hand  anzulegen  bei  der  zweckmässigen 
Dimjhfühnmg  der,  besonders  die  »Paupers« 
betreffenden ,  einzielenden  amerikanischen 
Bestimmungen.  So  werden,  um  die  üeber- 
flutung  der  Vereinigten  Staaten  mit  mittel- 
losen Auswanderern  zu  verhindern,  die  in 
der  Auswanderung  bepiffenen  Personen  in 
den  deutschen  Einschiffnngshäfen  und  an 
der  preussisch-österreichischen  wie  preus- 
sisch-russischen  Grenze  einer  Revision  be- 
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züglich  ihrer  Mittel  imtei-worfen.  Fällt  die 
Revision  nicht  befriedigend  aus,  so  erfolgt 
die  Ziirflckweisung  des  Auswanderers.  Um 
die  Revisionen  illusorisch  zu  machen,  haben 
es  ausländische  Schiffsagenten  sich  zum  Ge- 
schäft gemacht,  mittellose  Auswanderer  mit 
falschen,  auf  verschiedene  Banken  in  Ham- 
burg gezogenen  Wechseln  auszustatten, 
mit  der  Anweisung,  diese  bei  der  Revi- 
sion an  der  Grenze  vorzuzeigen  und  dem- 
nächst zu  vernichten.  Der  Oberpräsident 
von  Schlesien  hat  daher  im  Laufe  der  letz- 


der  Einwandenmg ;  sie  sollen  uns  hier  wegen 
ihrer  notwendigen  Rückwirkung  auf  die 
Auswanderuugspolizei  der  deutschen  Reichs- 
und Staatsverwaltung  kurz  beschäftigen.  Die 
neuen  Vorschläge  zielen  teils  darauf  ab,  die 
Gestattung  der  Einwanderung  von  einem  den 
Betreffenden  hierzu  autorisierenden  Zeugnis 
des  zuständigen  amerikanischen  Consuls  al»- 
hängig  zu  machen,  teils  bezwecken  sie  die 
Herbeifühnmg  einer  einheitlichen  Praxis 
seitens  der  £in Wanderungskommissare.  Da- 
diu-ch  dass   diese    bisher  von  den  Einzel- 


ton Jahre  die  Behönlen  beauftragt,  diejenigen  j  Staaten  angesteUten  Beamten  fortan  von  dem 


Auswanderer,     welche    sich    diu-ch    solche 
wei^ose   Wechsel  legitimieren   wollen,   zu 


Schatzsekretär    angestellt    werden     sollten, 
würde  die  ausschüessUche  Kontrolle  der  Ein- 


rückzuweisen.  Dagegen  darf  denjenigen  aus  |  wandenmg  in  die  Bundesgewalt  gelegt  sein, 


Russland  kommenden  Auswanderern,  welche 
mit  Schiffskarten  deutscher  Gesellschaften 
versehen  sind  und  Eisen  bahn  billets  nach 
Stettin,  Hamburg  oder  Bremen  l>esitzen, 
das  Uel)ersclu'oiten  der  nissiscli-pn^issischen 


Auch  wurde  in  Aussicht  genommen,  dasö 
Einwanderer,  bezüglich  deren  nach  erfolgter 
Landung  innerhalb  einer  bestimmten  Frist 
ermittelt  w^ird,  sie  gehören  zu  einer  der 
Katogorieen,   denen  die  Landung   nicht  ge- 


Grenze ohne  Führung  dos  VermögensHiach- ;  stattet  ist,  durch  den  Kapitän   oder  Eigen 
weises  gestattet  werden.  j  tümer  des  Schiffes,   welches   sie  befördert 

Angesichts    ihrer    Wehrlosigkeit    gegen 
die     mit     der    Masseneinwandenmg     ver- 


bimdenen  wirtscliaftlichen  Gefahren  haben 
die  gesetzgebenden  Körperschafton  der  Ver- 
einigten Staaten  von  >fordamorika  wieder- 
holt den  Versuch  gemacht,  die  Freradon- 
polizei  in  dem  Sinne  zu  verschärfen,    dass 


hat,  oder  auf  deren  Kosten  wieder  fortge- 
schafft und  der  Kapitän  oder  Eigentiimer 
des  Schiffes,  falls  sie  dieser  Verpflichtung 
nicht  nachkommen,  mit  Geldstrafen  lielegt 
werden  sollen. 

Aus  dem  Programm  ist  bisher  nur  ein 
Punkt  völlig  verwirklicht  worden  zur  grossen 


an  der  Einwandonuig  in  das  Gebiet  der  i  Erloichtenmg  der  Fremdenpolizei  in 
Vereinigten  Staaten  nicht  nur  Arme,  Tnzu- i  Hafenstädten  Nordamerikas :  bei  allen 
rechnungsfähige     imd     wogen     Verbrechen  j  rikanischen    Consularämtem    in  Europa  ist 


den 
ame- 


Besti-afte,  sondern  auch  Anarchisten  und 
Sozialisten  und  solche  Personen  zu  vorhin- 
dern seien,  welche  mit  gewissen  Krank- 
heiten behaftet  sind,  endlich  Arbeiter,  wel- 
che einen  Vertrag  über  Beschäftigung  in 
den  Vereinigten  Staaten  besitzen;  im  üb- 
rigen sollte  allen  Fremden,  Geistliclie  und 
Tomisten  ausgenommen,  eine  Einwan- 
derungssteuer von  5  Dollars  auferlegt  wer- 
den. Alle  Einwanderer  müssen  ausser- 
dem im  Besitze  von  Beurkimdungen  seitens 
der  Vertreter  der  Vereinigten  Staaten  im 
Auslande  sein.  Die  Mehrzahl  der  Reform- 
ideeen  erwies  sich  aber  praktisch  als  unaus- 
führbar, da  es  sich  in  der  Folge  zeigte,  dass 
viele  Arme  und  selbst  Verbrecher  von  ihren 
eigenen  heimatlichen  Behörden  mit  Mitteln 
zur  Auswanderung  vei'sehen  würden  oder  auf 
Umwegen  (Canada!)  ins  Gebiet  der  Ver- 
einigten Staaten  eingeschmuggelt  werden. 
[Siehe  einschlägiges  Quellenmaterial  in 
Martens  -  Stoerk:  Nouveau  Recueil 
General  2.  Serie  T.  20  Seite  95:  »Actes  et 
documents  relatifs  a  l'admission  des  ou- 
vriers  chinois  dans  les  Etats-Unis;  du  18. 
juin  1858  au  4  avrü  1893.«] 

Weitere  dem  Kongress  der  Vereinigten 
Staaten .  vorgelegte  Gesetzentwürfe  bezweck- 
ten gewisse  technische  Verbesserungen  der  be- 
stehenden Bestimmungen  über  die  Kontrolle 


ein  ärztlicher  Dienst  eingerichtet  worden, 
dem  es  obliegt,  zu  verhüten,  dass  völlig 
mittellose  oder  Personen  mit  Gebrechen  und 
ansteckenden  Krankheiten  als  Einwanderer 
nach  den  Vereinigten  Staaten  eingest^hifft 
werden.  Im  übrigen  hat  dieselbe  schonungs- 
volle Rücksicht,  welche  im  grossen  und 
ganzen  den  modernen  Verkehrsstaat  von  all- 
zu energischem  Gebrauche  seines  autonomen 
AbWeisungsrechtes  abhält,  es  auch  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  bis- 
her unstatthaft  erscheinen  lassen,  jene 
fremdenpolizeilichen  Abweisungsmassregeln 
in  voller  Schärfe  zur  Anwendung  zu  bringen, 
eine  Erscheimmg,  welche  in  der  Ver^'al- 
tungsgeschichte  der  Union  schon  in  der 
Frage  der  Kulieinwandenmg  auf  die  legis- 
lative Entscheidung  wirksamen  Einfluss  nahm. 
Den  deutschen  Reedern  und  Gesell- 
schaften, denen  auf  Grund  des  neuen  Ans- 
wanderungsgesetzes  v.  9.  Juni  1897  die  Er- 
laubnis zur  Beförderimg  von  Auswanderern 
erteilt  wird,  ist  nach  §  23  des  Gesetzes  ver- 
boten die  Befördenmg  sowie  der  Abschluss 
von  Verträgen  über  die  Beförderung  von 
Reichsangehörigen,  für  welche  von  fremden 
Regierungen  oder  von  Kolonisationsgesell- 
schaften oder  ähnlichen  Unternehmungen 
der  Beförtlerungspreis  ganz  oder  teilweise 
bezahlt  wird  oder  Vorschüsse  geleistet  we^ 
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den.  Auf  diejenigen  Freipassagen  und  Vor- 
schüsse jedoch,  welche  als  sogenannte 
Prepaids  von  im  Auslande  wohnenden 
Deutschen  ihren  Angehörigen  in  der  Heimat 
behufs  Bewerkstelligimg  ihrer  Auswandening 
übermittelt  werden,  findet  diese  Yerbots- 
bestimmung  des  Auswanderungsgesetzes 
keine  Anwendung. 

Zur  Ergänzung  und  zur  wirksameren 
Durchführung  dieser  Bestimmung  des  §  23  des 
Auswanderungsgesetzes  ist  seit  kurzem  den 
deutschen  Auswanderungsuntemehmungen 
nach  einem  Beschluss  des  Bundesrats  noch 
eine  Bedingung  aufzuerlegen,  die  für  die 
meisten  deutschen  Gemeinden,  besonders 
allerdings  für  Hamburg  und  Bremen,  von 
allergrösster  Bedeutung  ist.  Wenn  es  bis- 
her vorkam,  dass  mittellose  Aus- 
wanderer in  überseeischen  Ländern,  na- 
mentlich in  Nordamerika,  von  der  dortigen 
Behörde  für  das  Einwanderungswesen  zu- 
rückgewiesen wurden,  dann  begnügten  sich 
die  Unternehmer  damit,  diese  Abgewiesenen 
kostenlos  nach  Deutschland  zurückzube- 
fördern,  sie  in  Hamburg  oder  Bremen  aus- 
zusetzen und  sie  dort  ihrem  weiteren  Schick- 
sal zu  überlassen.  Sie  fielen  dann  zunächst 
den  Hansestädten  zur  Last,  die  sich  nach 
Möglichkeit  beeilten,  diese  ungebetenen  Gäste 
nach  deren  Heimat  abzuschieben,  wodurch 
dann  den  betreffenden  Heimatsgemeinden 
oft  sehr  erhebliche  Kosten  erwuchsen. 
Diesem  üebelstand  soll  nunmehr  dadurch 
ein  Ende  bereitet  werden,  dass  die  Unter- 
nehmer sich  ausdrücklich  verpflichten,  der- 
artige unfreiwillige  Bückwanderer,  soweit 
sie  deutsche  Reichsangehörige  sind,  nicht 
niu"  bis  zu  einem  deutschen  Hafen,  sondern 
nach  ihrem  früheren  Wohnort  und, 
soweit  sie  Ausländer  sind,  bis  zur  Grenze 
zurückzubef  ordern. 

Das  im  internationalen  Seeverkehr  von 
alters  her  gebräucliliche  Institut  der  Ab- 
weisung seuchenverdächtiger  Ankömmlinge 
(Quarantäne)  nimmt  in  der  Fremdenpolizei 
aer  modernen  Staaten  nur  noch  eine  unter- 
geordnete Stellung  ein.  Durch  die  in  der 
Dresdener  internationalen  Konvention  v.  15. 
April  1893  unter  den  Kulturstaacen  einge- 
führte obligatorische  Anzoigepflicht  sind  die 
Staaten  vom  Auftreten  epidemischer  Krank- 
heiten auf  verlässlicherem  Wege  unterrichtet 
als  durch  die  bisher  üblichen,  von  den 
fremdländischen  Consuln  ausgestellten  Ge- 
sundheitspässe. —  Nach  einer  gnmdsätz- 
lichen  Entscheidung  des  preussischen  Ober- 
verwaltimgsgeriohts  v.  5.  Oktober  1887 
(Entsch.  Bd.  XV  S.  413)  sind  die  Mass- 
nahmen zur  Ueberwachung  der  Seehäfen 
durch  das  Reskript  v.  29.  Juni  1893  als  im 
allgemeinen  landespolizeilicher  Natur  aner- 
kannt, so  dass  die  Kosten  der  Quarantäne- 
anstalten, der  zum  üeberwachungsdienst  er- 


forderlichen Dampfer,  Boote,  des  Personals, 
insbesondere  der  Hafenbeamten  und  der 
Aerzte,  endlich  auch  der  Desinfektion  der 
Schiffe  selbst,  der  Staatskasse  zur  Last 
fallen.  —  Es  liegt  nur  in  der  Fortsetzungs- 
linie dieses  Gedankens,  anzuerkennen,  dass 
in  der  hafenpolizeilichen  Wirksamkeit  der 
grossen  deutschen  Küstenstädte  wie  Ham- 
bm*g,  Bremen,  Stettin  resp.  Cuxhaven, 
Bremerhaven,  Swinemünde  eine  verwaltungs- 
rechtliche Geschäftsfühnmg  für  die  Gesamt- 
heit des  Deutschen  Reiches  liegt. 

Eine  gewohnheitsrechtliche  Durchbre- 
chung erfahren  die  strengen  Regeln  der 
Fremdenpolizei  im  Seeverkehr  da,  wo  der 
rechtswidrige  Eintritt  ohne  oder  gegen  den 
Willen  des  Fremden  erfolgt;  die  Lehre 
pflegt  die  FäUe  zusammenzufetösen  unter 
der  Bezeichnung  der  »reläche  forc^«  und 
der  Formel  des  »respect  pour  le  malheur«. 
Gesetzlich  vorgesehene  Durchbrechungen 
erfährt  dagegen  das  System  durch  die  den 
Grenzbevölkerungen  regelmässig  eingeräum- 
ten Verkehrsfreiheiten  innerhalb  der  beider- 
seitigen Grenzzonen  zweier  benachbarter 
Staaten.  Siehe  die  einschlägigen  Bestim- 
mungen über  die  Behandlung  des  grenz- 
nachbarlichen Verkehrs  in  den  Handels-  und 
Niederlassungsverträgen  des  Deutschen 
Reiches  und  meine  Studie  über  »Landes- 
grenzsachen«  in  von  Stengels  Wörter- 
buch des  Deutschen  Verwaltungsrechts  Bd.  2. 
Zu  ergänzen  durch  die  jüngste  deutsch- 
niederländische Uebereinkimft  über  die  Zu- 
lassung der  in  den  Grenzgemeinden  wohn- 
haften Tierärzte  zur  Ausübung  der 
Praxis  v.  23.  Februar  1898  (R.G.B1.  1899 
Nr.  14). 

3.  Die  polizeibehördliche  Auf  sieht  über 
die  im  Staatsgebiet  befindlichen  Frem- 
den. Der  unaufhörliche,  durch  die  Gesetz- 
gebung aller  Staaten  wesentlich  erleichterte 
Prozess  der  Bevölkerungsverschiebungen  legt 
dem  Staate  die  Pflicht  auf,  im  Rahmen  der 
»inneren  Verwaltung«  bei  der  rechtlichen 
Ordnung  des  Bevölkerungswesens  und  bei 
der  Beobachtung  und  amtlichen  Beur- 
kundung der  für  sie  erheblichen  Thatsachen 
den  wichtigen  Vorgang  des  Ab-  und  Zu- 
ganges der  Fremden,  die  fremdenpolizeiliche 
Aufsicht  zu  einem  besonders  wichtigen  Ge- 
genstand seiner  behördlichen  Thätigkeit  zu 
machen.  Dieser  Zweig  polizeilicher  Auf- 
sicht ist  aber  der  Veranlassung  wie  den 
Zwecken  nach  sorgfältig  von  dem  im 
Rechtssysteme  des  Deutschen  Reiches, 
Oesterreichs,  Frankreichs  etc.  ausgebildeten 
Institute  der  »Polizeiaufsicht«,  »Stellung 
imter  Polizeiaufsicht«  zu  unterscheiden. 
Während  wir  es  in  den  FäDen  z.  B.  des 
deutschen  R.St.G.B.  §§  38,  39,  45,  49  a, 
57  ^  180,  181  etc.,  innerhalb  des  franzö- 
sischen Rechts  der  Artt.  44,   45  des  Code 
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p^nal  in  Verbindung  mit  dem  G.  v.  27.  Mai 
1885  mit  der  behördlichen  Beobachtung  von 
Personen  ohne  Unterschied  der  staatlichen 
Angehörigkeit  zu  thun  haben,  welchen  kraft 
straf  richterlicher  Ermftchtigung  strafweise 
Beschränkungen  der  Freiheit  durch  die 
Polizeibehörden  auferlegt  werden  können, 
fehlt    der    Fremdenpolizei    an     sich    jeder 

Sönale  Charakter.  Je  schärfer  dieser  von 
er  Litteratur  vielfach  übersehene  Umstand 
betont  und  die  lediglich  aufsichtsführende 
Natiu*  der  Fremdenpolizei  hervorgehoben 
wird,  um  so  hinfälliger  werden  die  gegen 
dieses  Rechtsinstitut  aus  dem  Princip  der 
freien  Persr)nlichkeit  heraus  erhobenen  An- 
fechtungen. 

Nicht  zur  Fremdenpolizei  im  eigent- 
lichen Sinne  gehören  danim  diejenigen  Kon- 
trolleinrichtungen,  welche  die  Bewegung 
der  gesamten  Bevölkerung  ohne  Unter- 
scheidung der  Staatsangehörigkeit  des  ein- 
zelnen zu  ermitteln  und  amtlich  zu  beur- 
kunden bestimmt  sind. 

Wohl  aber  kommt  diesen  Einrichtimgen 
erhöhte  Bedeutung  zu  im  System  einer 
internationalen  behönllichen  Kontrolle 
der  Bevölkerungsbewegung.    Dahin  gehören : 

a)  die  periotlisch  wie<lerkehrenden  Ein- 
richtungen der  Volkszählung,  um  die 
Zusammensetzung  der  Bevölkerung  des  Er- 
hebungsgebietes, ihre  sogenannte  natür- 
liche zif  fermässige  und  ihre  örtliche  Wander- 
bewegung ziu"  behördlichen  Kenntnis  zu 
bringen.  Bei  diesen  Ermittelungen  haben 
in  Ansehung  der  zur  Verzeichnung  ge- 
langenden Fremden  nicht  nur  die  Behörden 
des  Aufenthaltsstaates,  sondern  auch  die 
des  Heimatstaates  ein  verwaltungsrechtliches 
Bedürfnis,  von  den  zur  Feststellung  gelang- 
ten Thatsachen  Nachricht  zu  erhalten. 
Diesem  Bedürfnis  entspricht  das  in  jüngster 
Zeit  in  Uebung  getretene  neue  völkerrecht- 
liche Institut  des  internationalen  gegen- 
seitigen Austausches  der  Volkszäh- 
lungsergebnisse, sofern  diese  im  Ge- 
biet befindliche  Fremde  betreffen.  Je  um- 
fangreicher sich  der  Bevölkerungsaustausch 
zwischen  zwei  Staaten  gestaltet,  um  so 
wichtiger  ist  diese  wechselseitige  Ergänzung 
des  Zählungs-  und  Kontrollgeschäfts.  Für 
dieses  vom  modernen  Kulturstaat  richtig 
erkannte  Verwaltungsbedürfnis  hat  sich 
denn  auch  bald  ein  System  internationaler 
Mittel  zur  Sicherstellung  der  Zählungsergeb- 
nisse auf  der  Basis  der  völkerrechtlichen 
Reciprocität  herausgebildet  imd  in  zahl- 
reichen Verträgen,  diplomatischen  Verein- 
barungen etc.  rechtliche  Ordnung  gefunden. 
Die  typischen  Abmachungen  lassen  sich 
auf   die   nachfolgenden  Sätze  zurückführen. 

1.  Die  beiden  vertragschliessenden  Re- 
gierungen verpflichten  sich,  einander  gegen- 
seitig  und   kostenfrei,   jeweilig  nach  einer 


auf  ihrem  Staatsgebiete  ausgeführten  all^^ 
meinen  Volkszählung,  Listen  oder  indivi- 
duelle Zählkarten  mitzuteilen,  welche  sich 
auf  die  bei  solchen  Volkszählungen  figurie- 
renden Bürger  des  anderen  Staates  beziehen 
und  welche  wo  möglich  folgende  Angaben 
enthalten  soUen:  Namen,  Vornamen,  Beruf, 
Civilstand,  Alter,  Gebiutsort,  Wohnort  und 
Nationalität,  gemäss  den  Erklärungen  der 
Betreffenden. 

Nicht  in  allen  Verträgen  findet  sidi  die 
Abmachung,  dass  im  Katalog  der  Indivi- 
dualdaten  auch  Name  und  Vorname  mitge- 
teilt werden.  Dadurch  hat  die  von  mir  schon 
vor  Jahren  vertretene  Ansicht  neue  Be- 
stätigtmg  erhalten,  dass  der  internationale 
Verkehr  dem  wichtigsten  Hilfeaiittel  der 
Individualisierung ,  dem  Namensrecht 
(Vor-,Famihen-,Stammname ,  Adelsprädikat 
etc)  nicht  diejenige  Beachtung  widmet,  die 
für  die  Rechtssicherheit  des  Verkehrs  ge- 
boten erschiene.  ('Siehe  meine  Aus- 
führungen im  2.  Bd.  des  v.  Holtzendorff- 
schen  Handbuchs  des  Völkerrechts  S.  505.) 

2.  Diese  Listen  oder  individuellen  Zähl- 
karten sind  von  der  einen  Regierung  an 
die  andere  auf  diplomatischem  Wege  zu 
übermitteln. 

3.  Es  wird  ausdrücklich  erklärt,  dass  Zu- 
stellung oder  Annahme  solcher  Mitteilungen 
in  keiner  Weise  Identitäts-  oder  Staatsan- 
gehörigkeita-Fragen  präjudizieren  sollen. 

Je<ie  der  Vertragsparteien  behält  sich 
das  Recht  vor,  die  Vereinbarung  aufzukünden, 
was  ein  Jahr  zum  voraus  geschehen  muss. 
Das  diplomatische,  in  rascher  Folge  zu- 
nehmende Quellenmaterial  siehe  in  Mar- 
tens-Stoerks  Nouveau  Recueil  General 
2.  Serie  T.  XVII  und  folgende  unter  dem 
Registerstichwort:  »Recenseraent  de  lapopu- 
lation«. 

b)  Noch  grössere  Aufmerksamkeit  wird 
neuerdings  den  verwaltungsi'echtlichen  Ein- 
richtungen zugewendet,  welche  ihrer  Be- 
stimmung nach  die Civilstands Verhält- 
nis s  e ,  die  ziff ermässige  Höhe  des  Bestandes, 
die  Niederlassungsverhältnisse  etc.  derF  r  e  m  - 
den  zu  ermittein  bestimmt  sind.  Die  Zahl 
der  einschlägigen  Rechtsinstitute  ist  aus  den 
oben  entwickelten  Gründen  auf  dem  Kon- 
tinent in  Zunahme  begriffen.  Wir  heben 
hier  nur  die  typisch  wichtigeren  hervor. 

Um  sich  wechselseitig  in  der  Führung 
der  Civilstandsregister  diuxih  die  gegen- 
seitige Mitteilung  der  Akten  betreffend  den 
Civilstand  der  beiderseitigen  Staatsange- 
hörigen zu  unterstützen,  verpflichten  sich 
die  Staaten  seit  einigen  Jahren  durch  Staats- 
verträge, zu  festgesetzten  Zeitpunkten  sich 
gehörig  beglaubigte  Ausfertigungen  der  auf 
ihrem  Gebiete  in  Bezug  auf  Büj^r  des 
anderen  Staates  errichteten  Geburts-,  Trau- 
\mgs-  und  Todesakten  kostenfrei  mitzuteilen. 


Fremdenpolizei 


1277 


Die  Civilstandsbeamten  sind  femer  ge- 
halten, sich  gegenseitig  auf  diplomatischem 
Wege  von  den  Anerkennungen  und  Legiti- 
mationen unehelicher,  im  anderen  Staate 
lieiraatberechtigter  Kinder,  die  sie  der  Lan- 
desgesetzgebung gemäss  in  die  Civilstands- 
register  einzutragen  haben,  Kenntnis  zu 
geben. 

Alle  drei  Monate  sollen  die  im  Laufe 
des  vorausgegangenen  Vierteljahres  beiu*- 
kundeten  Civilstandsakten  dem  anderen 
Teile  auf  diplomatischem  Wege  übermittelt 
werden. 

Auch  diese  Yereinbarungen  betonen  aus- 
drücklich den  Vorbehalt,  dass  die  Ausferti- 
gung beziehungsweise  Entgegennahme  der 
Registerauszüge  weder  der  Entscheidung 
über  Staatsangehörigkeit,  Heimatsrecht,  Zu- 
ständigkeit oder  Gültigkeit  der  beurkundeten 
Eheschliessungsakte  präjudiziere. 

Eine  üebersicht  des  umfangreichen  di- 
plomatischen Quellenmaterials  s.  in  Mar- 
tens-Stoerk  Nouv.  Recueil  G^n^ral, 
2.  Serie  T  XVII  und  ff.  imter  dem  Register- 
stichwort: »tjtai  civil.« 

Für  die  von  deutschen  diplomatischen 
Funktionären  als  Standesbeamten  im  Aus- 
lande  vorgenommenen  Eintragungen  bestimmt 
ein  Runderlass  des  preussischen  Ministers 
des  Innern  vom  3.  Juni  1892  wie  folgt: 
Die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  4  Mai 
1870  vom  Auslande  eingehenden  Auszüge 
aus  den  Personenstandsregistern  sind  dem- 
jenigen Standesamte  zur  Aufbewahrung  zu 
überweisen,  in  dessen  Bezirk  der  betreffende 
Ehegatte,  die  Eltern  des  Kindes  oder  der 
Verstorbene  innerhalb  Preussens  ihren  Wohn- 
sitz haben  oder  zuletzt  gehabt  haben.  Nur 
wenn  der  letzte  inländische  Wohnsitz  nicht 
zu  ermitteln  ist,  hat  die  üeberweisung  an 
das  Standesamt  des  Geburtsortes  der  be- 
teiligten Personen  zu  erfolgen.  In  Ergän- 
zung dieses  Erlasses  hat  der  Minister  des 
Innern  bestimmt,  dass  in  den  Fällen,  in 
welchen  die  beteiligten  Personen  weder 
einen  Wohnsitz  in  Preussen  gehabt  haben 
noch  dort  geboren  sind,  für  die  Bestimmung 
des  Standesamtes  der  letzte  inländische 
Wohnort  ihrer  Eltern  oder,  wenn  ein  solcher 
nicht  bekannt,  deren  Geburtsort  massgebend 
sein  soll. 

c)Das  Eheschi  iessungsrecht  Frem- 
der im  Deutschen  Reich  ist  zur  Zeit  durch 
die  allgemeinen  Vorachriften  des  Einführungs- 
gesetzes zum  B.G.B.  Art.  7,  13—30  rechthch 
umschrieben;  die  ausserdem  in  Betracht  zu 
ziehenden  Üebereinkommen  mit  auswärtigen 
Staaten  s.  bei  Hinschius,  Komm.  z. 
Personenstandsgesetz  (3.  Aufl.,  S.  136). 
Die  jüngste  einschlägige  Vereinbarung  des 
Deutschen  Reiches  und  der  Schweiz  vom 
4.  Mai  1886  (Centralbl.  f.  d.  D.  Reich,  Nr.  29) 
erleichtei-t  die  Rechtslage  der  beiderseitigen. 


im  Gtebiete  des  anderen  Teils  sich  auf- 
haltenden Staatsangehörigen  dadurch,  dass 
Deutsche,  welche  mit  Schweizerinnen  in  der 
Schweiz,  und  Schweizer,  welche  mit  Deut- 
schen in  Deutschland  eine  Ehe  abschliessen 
wollen,  wenn  sie  ihre  Staatsangehörigkeit 
nachgewiesen  haben,  nicht  mehr  verpflichtet 
sein  sollen,  durch  Vorlegung  von  Attesten 
ihrer  bezüglichen  Heimatbehörden  dar  zu - 
thun,  dass  sie  ihre  Staatsangehörigkeit 
durch  die  Eheschliessung  auf  ihre  zukünftige 
Ehefrau  und  ihre  in  der  Ehe  ^borenen  Kin- 
der übertragen,  und  dass  sie  demgemäss 
nach  eing^ngener  Ehe  samt  ihrer  vor- 
gedachten Fanulie  von  ihrem  Heimatsstaate 
auf  Erfordern  wieder  würden  übernommen 
werden. 

Die  beiderseitigen  Angehörigen  sind  je- 
doch verpflichtet,  falls  dies  in  ihrer  Heimat 
oder  an  dem  Orte  der  Eheschliessung  ge- 
setzlichvorgeschrieben ist,  eine  Bescheinigung 
ihrer  zuständigen  Landesbehörde  darüber 
vorzulegen,  dass  der  Abschliessung  der  Ehe 
nach  dem  bürgerlichen  Rechte  ihrer  Heimat 
kein  bekanntes  Hindernis  entgegensteht. 
S.  hierzu  auch  das  Rundschreiben  des 
schweizerischen  Bundesrates  vom  8.  De- 
zember 1894. 

üeber  das  auch  im  vorstehenden  er- 
wähnte von  Fremden  im  diesseitigen  Ge- 
biete geforderte  Eheschliessungsattest  spricht 
sich  ein  Cirkularerlass  des  preussischen  Mi- 
nisters des  Innern  und  der  Justiz,  gerichtet 
an  die  sämtUchen  Oberpräsidenten,  vom 
17.  Juni  1892  dahin  aus,  dass  durch  die 
Erlasse  vom  21.  Jiüi  1875  und  12.  April 
1889  (M.-B1.  f.  d.  i.  V.  1875  S.  220  und  1889 
S.  118)  u.  a.  die  Angehörigen  Italiens  von 
der  Beibringung  des  im  §  1  des  G.  v. 
13.  März  1854  vorgeschriebenen  Ehe- 
schliessungsattestes  zwar  ein  für  alle  Male  be- 
freit sein  sollen.  Da  indessen  nach  den  Vor- 
schriften des  italienischen  Gesetzes  die  Be- 
kanntmachung des  Aufgebots  in  den  italieni- 
schen Heimatgemeinden  eines  oder  beider 
Verlobten  von  Einfluss  auf  die  Gültigkeit  der 
ausserhalb  Italiens  vollzogenenEheschliessung 
zwischen  italienischen  Staatsangehörigen  oder 
zwischen  diesen  und  nichtitalienischen  Staats- 
angehörigen ist,  so  sieht  sich  die  preussische 
Verwaltung  veranlasst,  betreffs  der  Ange- 
hörigen Italiens  die  vorbezeichnete  Befreiung 
auf  die  Fälle  einzuschränken,  in  denen  der 
Nachweis  erbracht  wird,  dass  das  Aufgebot 
in  der  italienischen  Heimatgemeinde  eines 
oder  beider  Verlobten  gemäss  der  dortigen 
Formvorschriften  erfolgt  ist. 

SoU  die  Ehe  zwischen  einem  Deutschen 
und  einer  Italienerin  geschlossen  werden, 
so  bedarf  es  des  im  §  1  des  G.  v.  13.  März 
1854  vorgeschriebenen  Attestes  nicht  Um 
in  solchem  Fall  die  Gültigkeit  der  Ehe- 
schliessung auch  nach  italienischem  Recht 
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möglichst  zu  sichern,  sind  die  Standesämter 
angewiesen,  die  Eheschliessung  zwischen 
einem  Deutschen  und  einer  Italienerin  nicht 
zu  vollziehen,  ohne  die  Verlobten  über  die 
Folgen  eines  Verstosses  gegen  die  Fomi- 
vorschriften  des  italienischen  Gesetzes  belehrt 
und  ihnen  deren  £rfilllung  nahegelegt  zu 
liaben. 

Da  das  franzosische  imd  das  belgische 
Gesetz  in  der  vorliegenden  Frage  älmliche 
Bestimmungen  wie  das  italienische  enthalten, 
so  haben  die  vorstehenden  Bestimmungen 
auf  die  Angehörigen  Frankreichs  und  Bel- 
giens, welche  nach  den  Erlassen  vom 
2.  April  1858,  27.  April  1868,  30.  November 
1875,  12.  April  1889  (a.  a.  0.  1858  S.  59, 
18G9  S.  120,  1876  S.  2,  1889  S.  118)  eben- 
faUs  ein  für  alle  Male  von  der  Beibringimg 
des  mehrerwähiiten  Attestes  befreit  wonien 
sind,  entsprechende  Anwendung  zu  finden. 

Für  das  Verhältnis  des  Fremden  ziun 
territorialen  Eheschiiessungsrecht  sucht  be- 
stehende Schwierigkeiten  auszugleichen  das 
Protocole  final  der  Haager  Konferenz  zur 
Beratung  mehrerer  Fragen  des  internationalen 
Privatrechts  vom  13.  Juli  1894  (Martens- 
Stoerk  Nouveau  Recueil  G6n6ral,  2.  Serie 
T.  XXI S.  262  ff.).  Einen  ausgedehnten  Ueber- 
blick  über  das  in  allen  Staaten  bestehende 
Recht  der  Eheschliessung,  Eliescheidung  und 
des  Standesregisterwesens  giebt  die  amtliche 
Zusammenstellung  des  Quellenstoffes  in 
Martens-Stoerk  a.  a.  0.  T.  XXUI  p. 
430  ff. 

d)  Völlig  unabhängig  von  den  gemein- 
rechtlich geltenden  ortspolizeiHchen  Mel- 
dungs-  und  Legitimationsvorschriften  sind 
die  neuertlings  an  Ausdehnung  zunehmenden, 
den  Aufentliall  und  die  Niederlassung  Staats- 
fremder speciell  treffenden  Fremden- 
polizeiveronlnungen. 

Die  wichtigste  derselben  ist  das  fran- 
zösische D6cret  relatif  aux  6trangers 
r6sidant  en  France  du  2  octobre  1888 
(Journal  officiel  du  4  oct  1888),  das 
die  fremdenpolizeiliche  und  statistisclie  Ten- 
denz der  Anordnung  —  von  der  politischen 
mag  hier  füglich  abgesehen  werden  —  in 
dem  der  Publikation  beigefügten  »Rapport« 
ausdrücklich  betont^). 

')  In  dem  im  Journal  officiel  vom  16.  IL 
1890  veröffentlichten  „Rapport  ä  M.  le  Garde 
des  sceaux  sur  Tapplication  de  la  loi  du  26  juin 
1889  (über  Erwerbung  und  Verlust  der  fran- 
zösischen Staatsangehörigkeit)  et  sur  la  natura- 
lisation  en  1889"  wird  die  Zahl  der  in  Frank- 
reich niedergelassenen  Fremden  für  das  Jahr 
1886  auf  1126531  angegeben.  Dagegen  giebt 
das  im  Moniteiir  officiel  du  commerce  vom  5. 
November  1892  abgedruckte  Aktenstück  über 
Le  denombrement  des  Fran^ais  a  l'etranger  für 
das  Jahr  1886  die  Zahl  der  im  Ausland  leben- 
den  in  die  amtliche  Zählung  aufgenommenen 


I  Der  Text  des  Dekretes  lautet  in  den 
I  uns  hier  interessierenden  Punkten :  Jeder 
I  nicht  ziun  Wohnsitz  in  Frankreich  berech- 
tigte Fremde  (non  admis  ä  domicile)  hat 
wenn  er  sich  daselbst  niederzulassen  (etablir 
sa  residence)  gedenkt,  innerhalb  14  Tagen 
nach  seiner  Ankimft  bei  dem  Bürgermeister- 
amte des  betreffenden  Niederla^ungsortfö 
eine  hierauf  bezügliche  Erklänmg  abzugeben. 
Sie  muss  enthalten  den  eigenen  Namen  und 
Voniamen  sowie  die  Namen  und  Vornamen 
der  Eltern ;  die  Nationalität ;  Datum  und  Ort 
der  Geburt;  letzten  Aufenthaltsort;  Fro- 
fession  oder  sonstige  Existenzmittel;  Namen 
und  Alter  der  Frau  sowie  der  etwaigen 
minderjährigen  Kinder.  Legitimationspapiere 
müssen  der  Erklänmg  beigefügt  sein;  besitzt 
der  Fremde  diese  Papiere  nicht,  so  kann 
der  Bürgermeister  mit  Zustimmung  des 
Präfekten  dem  Antragsteller  eine  gewi^^se 
Verzugsfrist  ziu-  Besc^ffung  derselben  be- 
willigen. Eine  Empfangsbeseheinigung  für 
(lie  Aushändigung  der  Erklärung  an  den 
Interessenten  erfolgt  unentgeltlich.  Im  Falle 
der  Wohnungsveränderimg  muss  bei  dem 
Bürgermeisteramt  des  neuen  Aufentiialts- 
ortes  eine  neue  Erklärung  abgegeben  werden. 
Zuwiderhandlungen  werden  durch  PoHzei- 
strafen  geahndet,  wobei  jedoch  dem  Aus- 
weisungsrecht, w^elches  dem  Ministe  des 
Innern  auf  Grund  des  G.  v.  3.  Dezember 
1849  zusteht,  kein  Eintrag  geschehen  soll. 

Im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches 
l)estehen  gleiche,  vom  gemeinen  Rechte  ab- 
weichende fremdenpolizeiliche  Meldungsvor- 
schriften nur  für  den  Umfang  der  Reichs- 
lande. Während  die  Ministenalverordmmg 
V.  25.  Mai  1888  lediglich  die  Meldungsvor- 
schriften imd  die  Aufeutlialtsbedingungen 
der  französischen  Staatsangehörigen  inEkL<s- 
Lothringen  re^lten,  erging  am  5.  Februar 
1891  eine  die  Niederlassimgsverhältmsse 
aller  Reichsausländer  dort  bestimmt  re- 
gelnde Fremdenpolizei  Verordnung,  welche 
sich  auf  das  französisc*hc  G.  v.  3.  Dezember 
1849  stützt,  —  üeber  die  von  Verwaltuogs- 
organen  ausgehenden  fremdenpolizeilichen 
Massregeln  gegen  dänische  Staatsangehörige 
in  nonischleswigschen  Wohnbezirken  und 
über  die  Handhabung  der  Fremdenpolizei 
daselbst  s.  ausführliche  Verhandlungen  des 
Deutschen  Reichstages  10.  Legislatiu-periode 
I.  Session  35.  und  36.  Sitzung  und  dort  be- 
sonders die  die  Rechtsfrage  betreffenden 
gehaltvollen  Ausführungen  von  Hänel, 
Lieber  u.  a.  (s.  Sitzungsberichte  S. 923 ff., 
979  ff.). 

Andere  nach  deutschem  Reichsrechte 
bestehende  Niederlassungserschwerungen  in 
den  Fällen  des  Belagerungszustandes  (Reichs- 


Franzosen  auf  308000  an.    (S.  Archives  diplo- 
matiques  1892  p.  113  ff.) 
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Verfassung  Art.  68  und  preussisches  Gr.  v. 
4:.   Jiini  1851)  oder  für  Preussen  auf  Gnind 
des  §  2  Nr.  2  des  G.  v.  31.  Dezember  1842  sind 
Rechtsfolgen   einer   lex   generalis,   welclie 
fTir  Einheimische   wie  für  Fremde  Geltung 
Kat.    Yertragsrechtlich    müssen   jedoch  die 
Sohweizer     in     Deutschland     wie     die 
X)eut sehen  in  der  Schweiz,   um  in  den 
"VoUgenuss  staatsbürgergleicher  Behandlung 
in  Bezug   auf    Person,    Eigentum,    Handel 
und  Verkehr  zu  gelangen,  mit  einem  Zeug- 
nis ihrer  Gesandtschaft  versehen  sein,  durch 
ivelches  bescheinigt  wird,  dass  der  Inhaber 
die     schweizerische    bezw.    die    deutsche 
Reichsangehörigkeit   besitzt  und   einen  un- 
bescholtenen Leumund  geniesst  (Art.  2  des 
Niederlassungsvertrages  zwischen  dem  Deut- 
schen Reiche  und  der  Schweizerischen  Eid- 
genossenschaft V.  31  Mai    1890).    Die  em- 
pfindlichen  Schwierigkeiten   imd  Konflikte, 
■welche   der  Schweiz   aus  der  früheren  fast 
kontrolllosen    Gestaltung   ihres    »Fremden- 
rechts« und  sclirankenlosen  »Asylrechts«  er- 
wachsen    sind,    haben    die    Eidgenossen- 
schaft  in    den    letzten    Jahren    veranlasst, 
diejenigen     Ergänzimgen    ihres    Fremden- 
polizeirechts     vorzunehmen,     welche     die 
Centralgewalt   in   den   Stand    setzen,  eine 
den  Zwecken  der  eigenen  und  der  Friedens- 
ordnung benachbarter  Staaten  angemessenere 
Bevölkerungskontrolle    zu    bethätigen.     Zu 
dem   Zwecke   wurde    durch   das   Bundesg. 
über  die   Bundesanwaltschaft   v.    28.   Juni 
1889   (Bundesblatt  v.  Jalire   1889,  Bd.  ül, 
S.    745)    das   Amt    des    ständigen    eidge- 
nössischen  Generalanwaltes   wieder  herge- 
stellt.   Er  übt  nach  Art.  3  des  cit.  Gesetzes 
diejenigen    Funktionen    aus^    welche    ihm 
durch    das    Gesetz   über    die    Bundesstraf- 
rechtspflege übertragen  sind;  er  überwacht 
die  FremdenpoUzei  in  Beziehung  auf  solche 
Handlungen,  w^elche  die  innere  oder  äussere 
Sicherheit   der    Schweiz    gefährden,    sowie 
die  bezüglichen  Untersuchungen.   Ihm  steht 
es  endlich  zu,  dem  Bundesrate  die  auf  An- 
wendung des  Art.  70  der  Bundesverfassung 
gerichteten  Anträge   zu   unterbreiten.    Der 
cit.  Art.  des  schweizerischen  Gnmdgesetzes 
giebt  dem  Bunde  das  Recht,  Fremde,  wel- 
che  die  innere  oder  äussere  Sicherheit  der 
Eidgenossenschaft     gefährden,     aus     dem 
schweizerischen  Gt^biete  wegzuweisen. 

Das  Deutschland  grenzbenachbarte 
Luxemburg  hat  die  Materie  jüngst  durch 
ausdrückliche  Gesetzesnormen  geordnet  in 
Loi  concernant  la  police  des  otrangers  v. 
30.  Dezember  1893.  (Memorial  v.  4.  Januar 
1894).  Danach  besteht  für  den  Fremden, 
der  seinen  Wohnsitz  im  Grossherzogtum  zu 
nehmen  gedenkt,  innerhalb  einer  Frist  von 
fünf  Tagen  die  Pflicht  zu  einer  Declaration 
vor  der  Ortsbehörde.  Unter  Strafe  gestellt 
ist  die  Annahme  von  Arbeitern,  Dienstboten, 


Mietern  etc.  fremder  Staatsangehörigkeit, 
die  die  behördliche  Bestätigung  der  abge- 
gebenen Erklärung  vorzulegen  ausser  stände 
sind.  Ueber  die  Niederlassimgserkläi'ung 
schreibt  Ai't.  3  des  Gesetzes  vor,  dass  sie 
alle  Angaben  enthalten  muss,  die  eine  Fest- 
stellung des  Personenstandes,  des  Vorlebens 
(aut^cMents),  der  Subsistenzmittel  etc.  des 
Fremden  und  seiner  Angehörigen  ermög- 
lichen. Die  Angaben  werden  sofort  von 
Amtswegen  an  die  Staatsanwaltscliaft  weiter- 
gegeben. 

Ueber  die  Aufenthaltsbedingungen  und 
Meldungsvorschriften  innerhalb  der  russi- 
schen Fremdenpohzei  für  die  inKussland 
befindlichen  Ausländer  enthalten  das  Regle- 
ment über  das  Passwesen  vom  Jahre  1876  und 
der  Ukas  des  leitenden  Senates  v.  18.  April 
1885  die  gesetzlichen  Grundlagen.  Ihr 
Schwerpunkt  liegt  in  der  ausdrücklichen 
behördhchen  Gestattung  des  Aufenthaltes, 
die  der  schriftlichen  Form  bedarf  und  nur 
auf  Grund  ausreichender,  heimischer  Legi- 
timationspapiere erteilt  wird. 

Das  öffentliche  Recht  Oesterreich- 
Ungarns  hat,  von  den  durch  die  Uebung 
des  Grundsatzes  der  Reciprocität  bedingten 
Massnahmen  abgesehen.  Keinerlei  das  all- 
gemeine Meldungs-  und  Legitimations- 
wesen diu-chbrechende  fremdenpolizeiliche 
Kontrolleinrichtungen.  —  Im  allgemeinen 
ist  festzuhalten,  dass  überall  da,  wo  aus- 
drückliche, den  Aufenthalt  imd  die  Nieder- 
lassung der  Fremden  betreffende  Special- 
normen nicht  bestehen,  zumeist  das  durch 
das  Vertragsrecht  begründete  System  der 
Meistbegünstigimg  unter  den  im  ausgedehnten 
völkerrechtlichen  Verkehr  stehenden  Staaten 
zur  Wirksamkeit  gelangt.  Danach  werden 
die  Fremden,  vom  Genuss  der  politischen 
Rechte  abgesehen,  in  Bezug  auf  Aufenthalt 
und  Niederlassung  und  Gewerbebetrieb  auf 
rechtlich  gleichem  Fusse  mit  den  Einheimi- 
schen behandelt. 

In  neuerer  Zeit  jedoch  verdichtet  sich  der 
auch  im  Rahmen  der  Gleichberechtigimg 
begründete  Wimsch  nach  Schutz  der 
nationalen  Arbeit  zu  einer  Reihe  von 
gewerbe-  und  arbeitsrechtlichen  KontroUvor- 
schriften,  die  das  Geltimgsgebiet  der  Frem- 
denpolizei auf  bisher  unbeachtet  ^lassene 
Probleme  des  Verkehrs  ausgebreitet  hat. 
Hierher  gehört  zunächst  die  aus  den  Grün- 
den des  Gleichmasses  der  Belastung  ob- 
ligatorische Heranziehung  auch  der  aus- 
ländischen Arbeiter  zum  System  der  Bei- 
trag s  1  e  i  s  t  u  n  g  für  die  verschiedenen  Ge- 
biete der  sozialpolitischen  Arbeiterver- 
sich o  r  u  n  g.  Hierher  gehört  die  in  Preussen 
schon  seit  Jahren  von  den  Verwaltungsbe- 
hörden wiederholt  erlassene  Bestimmung, 
dass  bei  der  Einstellung  ausländischer  Ar- 
beiter den  Forderungen  der  Volkshygiene, 
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soweit  diese  im  deutschen  Verwaltungsrecht 
Durchführung  gefunden,  genau  Rechnung 
zu  tragen  sei  in  l)etreff  der  Impfung,  der 
RevaccinatioD,  der  Arbeitsbeschränkung 
Minderjähriger,  der  Schwangeren,  der  Frauen 
nach  der  Entbindung  etc.;  der  behörd- 
lichen -Anzeige  bei  ansteckenden  Krank- 
heiten u.  s.  w.  Hierher  gehören  endlich 
auch  die  im  neueren  Handels-  und  Ge- 
werbebetriebe für  unentbehrlich  angesehenen 
Bestimmungen  einschränkender  und  kon- 
trollierender Natur  über  den  Geschäftsbe- 
trieb der  ausländischen  Handlungsreisenden 
und  der  Ausländer,  die  ihr  Gewerbe  im 
Umherziehen  betreiben.  Für  die  letz- 
teren gilt  im  deutschen  Gewerberecht  der 
Grundsatz  der  Konzession  in  Gestalt  des 
Wandergewerbeschein  8, auf  dessen  Er- 
teilung, Versagung  und  Zurücknahme  die 
Grundsätze  der  Gewerbeordnung  Titel  III  An- 
wendung finden,  soweit  die  Bekanntmachung 
des  Bundesrats  betr.  Ausfühnmgsliestim- 
mungen  zur  G.G.  v.  27.  November  1896 
(R.G.B.  Nr.  38)  nicht  8j)ecielle  abweichende 
Anordnungen  trifft.  Danach  ist  die  Be- 
dürfnisfrage mit  Rücksicht  auf  die  Ver- 
hältnisse des  Verwaltungsbezirks  der  Be- 
hörde entscheidend  und  die  Vertrauens- 
würdigkeit der  Ausländer,  die  regel- 
mässig erst  nach  vollendetem  25.  Lebens- 
jahr zum  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen 
zuzulassen  sind. 

Der  Wandergewerbeschein  hat  nur  ört- 
lich begrenzte  Geltung  im  Bezirk  der 
zulassenden  Behörde.  Er  gewährt  kein 
Aufenthaltsrecht  und  hat  auf  das  staatliche 
Recht,  den  Ausländer  aus  dem  Reichgebiete 
zu  verweisen,  keinen  rechtlich  hemmen- 
den Einfluss.  Dagegen  darf  aber  kraft 
Äusdi-ücklicher  Vorschrift  der  cit.  Verord- 
nung der  Mangel  eines  festen  Wohnsitzes 
im  Inlande  (§  57  b.  Ziffer  1  der  Gewerbe- 
ordnung) Ausländern  gegenüber  als  ein 
Grund  zur  Versagung  des  Wandergewerbe- 
scheins oder  zur  Ausdehnung  desselben 
auf  einen  anderen  Bezirk  nicht  angesehen 
werden.  Der  Zugelassene  ist  berechtigt, 
nach  Entrichtung  der  Landes- 
steuern sein  Gewerbe  zu  betreiben,  wie 
denn  alle  Ausländer  ihr  steuerpflichtiges 
Gewerbe  bei  seinem  Beginne  der  zuständigen 
Steuerbehörde  anzuzeigen  haben.  [Die  Aus- 
übung des  Schiffergewerbes  beginnt,  nach 
einer  hier  einzielenden  Entscheidung  des 
Strafsenats  des  Kammergerichts,  bereits  mit 
dem  Verladen  der  zu  transportierenden 
Güter.J  Liegt  hier  somit,  von  der  Mög- 
lichkeit der  Ausweisung  abgesehen,  die 
Gleichstellung  des  Ausländei-s  mit 
dem  Inländer  hinsichtlic^h  des  Gewerbe- 
triebes, des  Steuerrechts,  der  Meldungs- 
pflicht etc.  vor,  so  l)estehen  wesentlich 
abweichende  Vorscliriften  für  den  Geschäfts- 


betrieb   der   ausländischen    Handiun^s- 
reisenden. 

Auf  Handlungsreisende,    welche    durch 
die  in  den  Staatsverträgen  voi^gesehene  Ge- 
werbelegitimationskarte legitimiert  sind,  fin- 
den   die  Bestimmungen  der  Staatsvertrage 
Anwendung.      Insoweit    diese     Handlungs- 
reisenden Waren  feilbieten  oder  Waren   bei 
anderen  Personen  als  bei  Kaufleuten    oder 
solchen  Personen,  welche  die  W^areu  produ- 
zieren, oder  an  anderen  Orten  als  in  offenen 
Verkaufsstellen  aufkaufen,  finden   die  vor- 
stehenden Bestimmungen  über  den  Gewerbe- 
betrieb im  Umherziehen  auf  sie  Anwendung. 
Das    gleiche    gilt,    wenn  die    Uandlungs- 
reisenden  Bestellungen  auf  Waren  ohne  vor- 
gängige ausdrückliche  Aufforderung  bei  an- 
deren Personen  als  bei  Kaufleuten  in  deren 
Geschäftsräumen  oder  solchen  Personen,  in 
deren  Geschäftsbetriebe   Waren   der    ange- 
botenen Art  Verwendimg  finden,  auüsuchen 
woUen. 

Handlun^sreisende,  welche  Staaten  an- 
gehören, mit  denen  ein  Abkommen  w^en 
(ier  Gewerbelegitimationskarten   zwar  nicht 
abgeschlossen,  denen  jedoch  das  Recht  der 
Meistbegünstigung     hmsichtlich    des     Ge- 
werbebetriebes   eingeräumt    ist,    bedürfen 
gleichfedls    einer   Gewerbelegitimationskarte 
zum  Geschäftsbetriebe  im  Cmtoge  des  gan- 
zen Reichs.    Im  übrigen  räumt  auch  ihnen 
das  Reichsreeht  die  Befugnis  em,  die  auf 
Gnmd    der    bezeichneten   Bekanntmachung 
getroffenen  Verfügungen    im   Wege    der 
Beschwerde  an  die    immittelbar  vorge- 
setzte Aufsichtsbehörde  anzufechten.    Hier- 
mit ist  im  System  der  wechselseitigen  Ver- 
kehrsfreiheit und  unter  dem  Druck  der  Re- 
ciprocität    auch     dem    Ausländer    ein 
Rechtsschutz  in  beträchtlichem  Um^ige 
gesichert.  Wenn  daneben  dem  Ausländer,  der 
im  diesseitigen  Staatsgebiete  eine  umfang- 
reiche meist  lukrative  gewerbliche  Thätig- 
keit  auszuüben  befugt  wird,  zur  Pflicht  ge- 
macht ist,  in  jedem  Bundesstaate  den  für  den 
Staat  geltenden  Steuervorschriften  zu 
genügen,  so  ist  diese  Forderung  durchaus  im 
Geiste    verkehrsförderlicher   ausgleichender 
Gerecihtigkeit  gehalten.    Nicht   das  gleiche 
gilt  aber  von  den  in  einigen  Staaten  seit 
jüngster    Zeit    auftauchenden    Vorschlägen, 
durch  welche  den  fremden  Handliingsreisen- 
den  mit  Hilfe  übertrieben  hoher  Li- 
zenzgebühren,   deren    Umfang    nahezu 
pönalen  Charakter  an  sich  trägt,    der  Be- 
trieb ihres  werbenden  Geschäftes  geradezu 
unmöglich  oder,  was  dem  gleich  kommt,  von 
vorneher    erfolglos    gemacht    werden   soIL 
Noch  weniger  vereinbar  mit  dem  herrschend 
gewordenen  System  der  Meistbegünstigung 
sind  die  in  einigen  Gebieten  aufsuchenden 
legislativen  Vei-suche,  durch  direkte  Mehr- 
belastung   der    ins    Gebiet     eingelassenen 
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IFremden  über  das  nach  gemeinem  Recht 
Icierrschende  normale  Steuermass  hinaus 
deren  Wettbewerb  zu  schwächen  oder  gänz- 
lich zu  brechen.  Typisch  für  diese  soge- 
nannten »nativistischen«  Bestrebungen  ist 
^as  vom  Gouverneur  Hastings  in  Pennsyl- 
vanien  1897  eingebrachte  Gesetz,  welches 
*lie  Arbeit  aller  nicht  naturalisierten  Ein- 
^'anderer  mit  drei  Cents  Steuer  pro  Kopf 
und  Arbeitstag  belasten  wollte.  —  Zalilreiche 
mit  dem  Aufgabenkreise  der  deutschen 
Fremdenpolizei  eng  zusammenliängende 
Fragen  finden  ihre  Regelung  im  Rahmen 
der  jüngsten  grossen  Kodifikation  des  deut- 
schen Rechts,  namentlich  im  E.G.  zum  B.G.B. 
Artt.  7 — 31 ;  in  der  einige  Fragen  des  inter- 
nationalen Privat-  und  Prozessrechts  be- 
treffenden Union,  geschlossen  im  Haag  am 
14.  November  1896,  und  endlich  im  umfang- 
reichen völkerrechtlichen  Yertragswerk  des 
Deutschon  Reichs  ufid  der  grossen  Einzel- 
staaten über  Handel,  Schiffalu-t,  Auslieferung, 
Nachlassregidierung  u.  s.  w. 

4.  Die  rechtliche  Stellung  des  Anlent- 
haltsstaates  zam  Gebietsanstritt  des 
Fremden.  Das  System  der  staatlichen 
Fremdenpolizei  findet  seinen  Abschluss  in 
den  den  Gebietsaustritt  des  Fremden  be- 
treffenden Rechtsnormen.  Die  Mannigfaltig- 
keit der  hier  in  Erscheinung  tretenden  viel- 
fach neuartigen  Bedürfnisse  des  staatlichen 
und  internationalen  Lebens  hat  noch  nicht 
an  allen  Punkten  in  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung das  Mass  des  PrincipieUen  gewin- 
nen lassen.  Festzuhalten  ist,  dass  das 
Rechtsverhältnis  zwischen  dem  Fremden  und 
der  diesseitigen  Staatsgewalt  endet,  sobald 
eines  der  konstitutiven  Elemente  ihrer  Be- 
ziehung wegfällt,  nämlich :  entweder  die  fak- 
tische Verbindung  des  Fremden  mit  der  räum- 
lichen Machtspliäre  des  Staates  oder  der 
auf  die  Fortdauer  dieses  Duldungsverhält- 
nisses gerichtete  Wille  des  Staates.  Lassen 
wir  den  Fall  auser  Ansatz,  dass  der  Fremde 
durch  Natiu-alisation  im  Aufenthaltsstaate 
seine  bisherige  Rechtslage  verändert,  so 
ergiebt  sich,  dass  die  oben  erwähnte 
Rechtsrelation  thatsächlich  nur  durch  die 
Entfernung  der  in  das  Staatsgebiet  ein- 
getretenen Person  aus  jenem  gelöst  werden 
kann. 

Diese  Entfernung  kann  aber  entsprechend 
der  Zweiseitigkeit  des  Grundverhältnisses 
entweder  eine  fi^eiwiUige  oder  eine  zwangs- 
weise sein.  Die  freiwillige  Entfernung  steht 
dem  Eingewanderten  allezeit  fi-ei,  keinerlei 
staatsrechtliches  Band  fesselt  ihn  dauernd 
an  die  Gemeinschaft;  gleich wolü  wird  aber 
auch  hier  dein  Staate  das  Recht  zuerkannt 
werden  müssen,  in  analoger  Weise  wie  bei 
der  Auswandenmg  der  eigenen  Staatsange- 
hörigen auch  den  Fi*emden  vorher  zur  Er- 
füllung fälliger  Verbindlichkeiten  (Steuern, 

Handwörterbuch  der  Staatswlssenechaften.    Zweite 


Rückerstattung  von  Armen-  oder  Ki-anken- 
unterstützimgen  im  Regresswege,  Zahlung 
von  Strafgeldern  etc.)  anzuhalten. 

Die  zwangsweise  Entfernung  ist  entweder 
a)  Auslieferung  oder  b)  Ausweisung. 

Im  Sinne  der  FremdenpoUzei  ist  natur- 
gemäss  auch  die  Auslieferung  Ausweisung, 
aber  mit  juristisch  besonders  qualifiziertem 
Charakter.  Wälu^end  die  Auslieierung  immer 
zugleich  auch  —  mag  man  sie  nun  als  Akt 
der  Rechtshilfe  oder  als  Akt  der  Strafrechts- 
pflege ansehen  —  das  Rechtsleben  eines 
oder  mehrerer  anderer  Staaten  im  Auge 
hat,  verfolgt  der  Staat  bei  Vornahme  der 
administrativen  Ausweisimg  lediglich  seine 
individuellen  Zwecke ;  er  wird  ohne  völker- 
rechtliche Beziehung  zu  irgend  einem  ande- 
ren staatlichen  Verbände  bloss  in  einer  Rich- 
timg seiner  staatlichen  Bedürfnisse  thätig. 

Eine  nähere  Betrachtung  des  juristischen 
Fragenkreises  der  Ausweisung  ist  an  ande- 
rer Stelle  dieses  AVerkes  gegeben  worden. 
Hier  sei  nur  noch  zur  Ergänzung  beigefügt, 
dass  zahlreiche  in  neuerer  Zeit  abgeschlos- 
sene Niederlassungsverträge  des  Deutschen 
Reiches,  der  Schweiz,  u.  a.  die  FäUe  der  Aus- 
weisung von  ünterthanen  der  vertragschlies- 
senden  Teüe  ausdrücklich  normieren  und  so 
diesem  schwierigen  Punkte  der  Fremden- 
polizei ein  mit  dem  bisherigen  Rechtszustand 
verglichen  weit  festeres  Fundament  geben. 

Daneben  wächst  allerdings  der  Zahl  nach 
die  zwangsweise  Entfernung  des  Fremden 
als  Hilfsmittel  zur  Durchführung  des  natio- 
nalen Rechtssystems  im  gleichen  Umfang 
mit  der  leichten  Eröffnung  des  Eintritts  ins 
Gebiet  und  der  Erleichterung  der  Be- 
dingungen für  die  Ausbürgenmg  und  Ein- 
bürgerung im  nationalen  Verbände. 

So  gestaltet  sich  seit  kurzem  die  Aus- 
weisung zu  einem  Hilfsmittel,  um  konti-akt- 
brüchige  ausländische  Arbeiter  nicht  in  eine 
günstijG^ere  Rechtslage  zu  vei-setzen,  als  die- 
jenige ist,  die  heimischen  Arbeitskräften  unter 
gleicher  Voraussetzung  zukommt.  Da  auf  aus- 
ländische Arbeiter  im  landwirtschaftlichen 
Betriebe  die  Bestimmungen  der  Gesindeord- 
nungen Anwendung  nicht  finden  können, 
sie  daher  bei  Vertragsbruch,  Lohndifferenzen, 
Strikes,  Ausständen  etc.  zur  Fortsetzung 
ihi-er  Arbeit  durch  Zwangsmittel  nicht  an- 
gehalten werden  können,  bleibt  ihnen  gegen- 
über nur  das  Mittel  der  Ausweisung  zum 
Zweck  der  Ei-haltung  der  diesseitigen  Rechts- 
ordnung übrig. 

Das  gleiche  Auskunftsmittel  steht  der 
Reichsgewalt  denjenigen  ehemaligen  deut- 
schen Staatsangehörigen  gegenüber  zu,  die 
nach  vorgenommener  Ausbürgenmg  und 
AusAvanderung  in  der  Folge  doch  wieder  im 
deutschen  Reichsgebiete  ihren  daueniden 
Aufenthalt  zu  nehmen  gesonnen  sind.  Die 
sogenannten  Bancroftverträge  haben  hier 
Auflage.    III.  81 
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k(Mnoswegs  «lio  Möglichkeit  emi)fin(llicher 
KolJisionon  zwischon  DiMitsohland  und  Nonl- 
araerika  lünwo^tronluint.  Infolge  einer  Ver- 
fügung vom  Frühjahr  1S97  ist  jinlem  als 
Bürger  der  Veivinigteu  Staaten  zurOck- 
g(»kt»hrten  Wehrpflichtigen,  auch 
wtMin  keine  besondtuiMi  rnistände  vorliegen, 
die  darauf  schli(*ssen  hissen,  dass  <hT  Be- 
treffende in  der  Absicht  ausgf^wandtn't  ist, 
sich  der  AV>h»istung  der  MUitilrf)flicht  zu  ent- 
zi(»hen,  nur  ein  zeitlich  hegi-enzter,  nach 
Liige  des  Falles  auf  Wcx'hen  oder  Monate 
zu  Ijestimmender  Aufentlialt  im  Inlande  zu 
gestatten.  I^aut  Tileil  des  Reichsgerii'hts 
vom  20.  Januar  189G  kann  die  Hinterziehung 
der  Militäi-i)flicht  in  Deutsclüand  strafnHrht- 
lich  nicht  mehr  verfolgt  werden,  wenn  der 
Ausgewanderte  in  der  ITnion  naturtilisiert 
worden,  auch  fünf  Jahre  dort  ununterbrochen 
gewesen  ist  Der  l^tn^ffende  ist  im  l)ehan- 
delten  Falle  vor  erreichtem  militärpflichtigen 
Alter  ausgewandert  mul  hat  durch  seinen 
ununterbrochenen  fünfjährigen  Aufenthalt  in 
Nonlamerika  die  deutsche  Staatsiingehörigkeit 
verloren.  Um  sich  dauernd  in  I)(»utschland 
niedei-zulassen  und  ein  (iewerl)e  zu  betn»ib(*n, 
müsste  er  sich  renaturalisieren  lassen.  B(»i 
Prüfung  derartiger  Gesuche  wird  aber  die 
Thatsache  der  Nichterfüllung  der  Wehr- 
pflicht wesentlich  mit  besücksichtigt,  und 
der  Rt^gel  nach  wird  die  Rcnatiu-alisieining  sol- 
cher Personen,  die  wegen  unerlaubter  Aus- 
wanderung gerichtlich  bestraft  sind,  so  lange 
versagt,  als  nicht  die  Strafe  verbüsst  oder 
der  Erlass  derselben  im  Gnadenwege  nach- 
gewiesen ist 

Ein  Gesamtül)erblick  über  die  fi-emden- 
polizeiliche  Ausweisung  lässt  daher  die 
folgenden  Ansätze  einer  schärferen  in  Aus- 
bildung begriffenen  Gliederung  erkennen. 
Wir  imterscheiden  zunächst  a)  die  Aus- 
w^eisimg  im  Gefolge  der  Stnifrechtspflege  als 
Straffolge  oder  Nebenstrafe,  wie  im  ötrafen- 
system  des  deutschen  und  des  österreiclii- 
schen  Strafgesetzbuchs ;  dann  b)  die  Landes- 
verweisung solcher  Personen,  die  sich  aus 
l)olitischen  Motiven  »lästig«  gemacht  haben, 
wie  die  amtliche  Terminologie  lautet  Sie 
umfasst  sowolü  diejenigen  Fälle,  in  welchen 
Ausländer  unter  dem  Schutze  des  soge- 
nannten Asyli-echts  eine  agitatorische  Thätig- 
keit  gegen  fremde  Staaten  betreiben,  als 
auch  diejenigen,  in  denen  sie  sich  an  dem 
Widerstreit  der  diesseitigen  politischen 
Parteien  und  Strömungen  k^teiligen  und 
so  eine  weitere  Gefährdiuig  der  nationalen 
oder  internationalen  Friedensordnung  be- 
wirken. Endlich  lässt  sich  c)  eine  dritte 
Grupj)e  von  Erecheinungen  auf  einen  ge- 
meinsamen leitenden  Gesichtsi)unkt  zunick- 
führen :  Ausweisungen  administra- 
tiver Natur  zur  Aufrechterhaltung  der 
diesseitigen    Rechts-   und  Bevöikenmgsord- 


nung.  Die  lüer  in  Betracht  komtnend»*u 
Personen  liaben  sich  weder  ^t^a{^echtlich 
schiüdig  noch  politisch  lä.stig  gemacht :  ihiv 
Entfernung  aus  dem  Staatsgebiete  erhlgt 
le<liglich  im  Intei-esse  der  undiux-hbrocheuea 
Geltung  des  diesseitigen  Rechts  und  rir 
Aufrechterhaltung  der  normalen  BevOlSit^ 
rungsordnung.  Hierher  gehoi-en  die  Fäilr 
der  Ausweisung  der  in  Amerika  natunüi- 
sierten  deutschen  Militärflüchtlinge,  sonstiger 
in  fraudem  legis  Ausgebürgerter  und  vor 
allem  die  weitaus  zahli-eichsten  Fälle  der 
Ausweisimg  unter8tützungsl)edürftiger  Aus- 
länder, die  nicht  als  Heimatlose  anzuseh»?n 
sind.  Da  der  Verlust  der  Staatsangehr>riir- 
keit  diuvh  Non-usus  nur  eine  bedingte  völker- 
rechtliche AV'irksamkeit  hat,  haben  die  Kidtiir- 
staaten  teils  in  gewohnheitsrechtlicherUebung, 
teils  durch  ausdiückliche  internationale  Ver- 
einbanmgen  die  Verpflichtung  anerkannt,  die- 
jenigen ilirer  früheren  Angehörigen,  welche 
ihre  Staatsangehörigkeit  durch  Abwesenheit 
oder  dxirvh  iförmliche  Entlassung  cJer  auf 
andere  Weise  verloren  haben,  jetiocb.  eine 
andere  Staatsangehörigkeit  nicht  erworben 
haben,  wieder  zu  übernehmen,  falls  sie  vom 
fremden  Staate  heimgeschafft  wenlen.  Das 
jüngste,  fremdenpolizeilich  sehr  wichtige 
Ueberein  kommen  dieser  Art  betreffend  die 
Rückübernahme  frtlherer  Staatsangt^höriger 
hat  das  Deutsche  Reich  am  29.  Januar  1894 
mit  Russland  getroffen.  Aehnliche  Verträge 
hat  das  Reich  bereits  mit  den  meisten  seiner 
Nachbarn  abgeschlossen,  so  niit  Italien  am 
8.  August  1873,  mit  Dänemark  am  li.  De- 
zember 1873,  mit  Oesterreich-Üngarn  am. 
4.-26.  Juli  1875,  mit  Belgien  am  7.  Juli  1S77, 
mit  der  Schweiz  am  31.  Mai  1890  und  schon 
fiüher  am  27.  April  1876.  Ausseniem  lie- 
steht  Frankreich  gegenüber  ohne  Abkommen 
dieselbe  Uebung.  ^ur  die  Xamen  der  imter 
a)  und  b)  fallenden  Ausgewiesenen  werden 
sowohl  im  Regierungs-Amtsblatt  des  Be- 
zirks als  auch  im  königlich  preussischen 
Central-Polizeiblatt  regelmässig  bekannt  ge- 
macht. Ausser  den  Ausweisungen  aus 
Preussen  werden  in  das  prcussische  Centrai- 
blattauch  die  im  Centralbiatt  für  das  Deutsche 
Reich  veröffentlichten  Ausweisungen  aus  dem 
Reichsgebiet  aufgenommen.  Der  Reichs- 
kanzler hat  ein  Verzeichnis  derjenigen  Cirenz- 
stationen  aufstellen  lassen,  über  welche  die 
aus  dem  Reichsgebiet  Ausgewiesenen  die 
Grenze  überschreiten  müssen  und  an  welchen 
die  Heimschaffung  fremder  und  die  Rück- 
nahme eigener  Staatsangehöriger  stattzu- 
finden hat. 

Litteratur:  L.  v.  Bar,  Theorie  und  Prajri*  de« 
intemationalm  Ptnvatrechls,  S.  Aufi.,  Bd.  I.  und 
Lehrbuch  d.  intemationaien  Privat-  und  Straf- 
rechte,  189^.  —  Stoerk,  nJStaatsujiterthanen  und 
FrevideUf  in  v.  Holtzendorßs  Handbuch  des 
ViUkcrrechts,    J,    Bd.    und    Ari,    »Landesgreni' 


Fremdenpolizei — ^Fromileui-echt 


1283 


sacheiut  in  v.  Stengel«  Wörterbuch.  —  H. 
Seuffertf  n  Polizeiaufs  icht  n ,  in  v.  Stengels 
Wörterb.  den  Deutschen  Vencaltungsrechts.  — 
r.  Stengel,  nNi^derluss^mgn ,  ebenda.  —  W, 
Cahn,  Reichsges.  v.  1.  VI.  1870,  -J.  Aufl.,  Berlin 
1896.^ —  Ferauil-Giraud  f  Droit  d'ex^puUUyn 
des  Etrangers,  Paris  1889.  —  lAingharil,  Das 
Recht  der  politischen  Fretndenausiveisung,  Leip- 
zig 1891.  —  Cluneif  La  Question  des  Passe- 
ports en  Alsace- Lorraine,  Paris  1888.  —  Pictetf 
Etüde  sur  le  Tratte  d* ctablissement  entre  la 
Suisse  et  la  France  du  23  fevrier  1882,  Bern 
1889.  —  Jegierekf  Das  Heimatsrecht,  Wien 
1886.  —  Prentiss  Webster,  Acquisition  of 
(Htizenship.  (American  Law'  Review,  1889.)  — 
E.  VUmann,  Völkerrecht,  1898.  —  Zoiti,  Art. 
n Ausland,  Ausländer«,  in  r.  Stengels  Wörterbuch 
und  Reichs-Staatsrecht,   2.  Auß.  1897. 

Stoerh, 


Fremdenrecht 

(im  Mittelalter). 

1.  Die  Urzeit.  Anfänge  eines  Fremden- 
rechts. 2.  Grundzüge  des  mittelalterlichen 
Fremdenrechts.  3.  Die  Zeit  seit  den  Kreuz- 
ztigen  insbesondere.  4.  Verschiedenheit  der 
Grundsätze  in  den  einzelnen  Ländern.  5.  Ende 
des  mittelalterlichen  Fremdenrechts.  Gegen- 
strömungen neuester  Zeit. 

1.  Die  Urzeit  Auf äD^^e  einen  Fremden- 
rechts.  In  der  Urzeit  wurde  jeder  Fremde, 
d.  h.  jeder,  welclier  der  Recht  schaffenden 
imd  hütenden  Gemeinschaft  (der  Familie, 
dem  Stamme)  nicht  angehörte,  als  ein  Feind 
dieser  Gemeinschaft  angesehen  und  be- 
liandelt.  Auf  das  Recht,  auf  den  fried- 
lichen Schutz  der  Persönliclikeit  und  ihrer 
Habe  hatten  nur  diejenigen  Anspruch,  die 
jeden  Augenblick  bereit  sein  mussten,  für 
die  Wahrung  dieses  Rechtes  mit  cjer  Kraft 
ihrer  Fäuste  einzustehen,  und  ebenso,  wenn 
es  von  ihnen  selbst  verletzt  war,  die  recht- 
lichen Folgen  ihrer  That  zu  tragen.  Wo 
diese  Verpflichtung  endigte,  da  begann  der 
ursprüngliche  Zustand  der  Wildheit,  der 
Rechtlosigkeit.  »Der  Fremde,  dessen 
Absichten  man  nicht  kannte,und  der  nach  einer 
Missethat  auf  Nimmerwiedersehen  ver- 
schwand, wurde  von  vornherein  als  bedroh- 
lich für  das  Gemeinwesen  angesehen,  er 
stand  auf  einer  Linie  mit  dem  wilden 
Tiere,  dessen  man  sich  zu  e^^vehl•en  hatte« 
(Jhering). 

Dieser  Zustand  änderte  sich  erst  mit 
Entstehung  und  Ausbildung  des  Tausch- 
verkehrs, der  jeden,  welcher  aus  ihm 
dii-ekt  oder  indirekt  Nutzen  zog,  im  eigenen 
Interesse  darauf  hinwies,  die  den  Verkehr 
vermittelnden  fremden  Händler  zu  schonen, 
ihre  Habe  nicht  zu  rauben,  auch  keine 
wiUkih'lichen  Erpressungen  mehr  an  ihnen 
auszuüben,  sondern  sich  entwaler  mit  be- 
stimmten, möglichst  vei-tragsmässig  festge- 


setzten Leistungen  oder  selbst  nur  mit 
der  Möglichkeit  des  Erwerbs  von  Gütern, 
die  mau  sonst  entbehren  musste,  zu  be- 
gnügen. 

Hieraus  entwickelte  sich  schon  sehr 
fn'ih  die  gesittete  Pflicht  der  Gast- 
freundschaft und  später  ein  ganzes 
System  besonderer  Rechtsnormen,  ein 
Fremdenrecht,  das  schon  im  Alter- 
tume  vorhanden  war,  dessen  Entwickelung 
sich  aber  noch  deutlicher  im  Mittelalter 
verfolgen  lässt. 

Wie  nämlich  der  einzelne  den  Fremdling 
aus  Ei^nnutz  aufnahm  und  schützte,  so 
auch  die  Gemeinschaft.  Vor  allem  waren 
es  die  Häuptlinge  und  Fürsten,  welche 
den  fremden  Kaufleuten  gegen  Leistungen 
irgendwelcher  Art  (Zölle,  Darlehen,  später 
auch  Waffenhilfe)  das  Recht  verlielien,  in 
ihrem  ^lachtbereiche  und  unter  ihrem  be- 
sonderen Schutze  Handel  zu  treiben.  Die 
Kirche  machte  es  sich  namentlich  in  ihrer 
Frühzeit  ebenfalls  zur  Aufgabe,  den  Verkehr 
auf  solche  Weise  zu  fördern,  wobei  indes 
nicht  bloss  finanzielle,  sondern  auch  scihon 
allgemein  wirtschaftliche,  kidturfreundliche 
Bestrebungen  mitsprachen,  wie  sie  Im  den 
Fürsten  erst  später  in  den  Vordergi-und 
traten.  Besonders  fremden  freundlich  aber, 
und  zwar  ganz  ohne  Fiskalismus,  müssen 
in  ihren  Anfängen  die  Städte  gewesen 
sein,  die  für  ihre  Ki-äftigung  auf  die  An- 
siedelung Fremder  angewiesen  waren  imd 
deren  Handel  sich  ohne  letztere  nicht  ent- 
wickeln konnte. 

2.  Grundzüge  des  mittelalterlichen 
Fremdenrechts.  Dadurch,  dass  dem  Frem- 
den zunächst  gestattet  wurde,  sich  eine  be- 
stimmte Zeit  lang  an  einzelnen  Orten  auf- 
zuhalten und  dort  Handel  zu  treiben,  bilde- 
ten sich  freie  Märkte  und  Messen,  die 
dann,  als  ihre  Vorteile  sich  zeigten,  in 
grosser  Zahl  begründet  wurden.  Bald  wurde 
den  Fremden  auch  an  anderen  Orten  der 
Aufenthalt  gestattet;  es  wiu-de  ihnen  ver- 
sprochen, sie  nicht  mit  ungew()hnlichen  Ab- 
gaben (mala  tolta)  zu  beschweren,  sich 
wegen  Schulden  und  Verbrechen  einzelner 
von  ihnen  nicht  an  die  unbeteiligten  Lands- 
leute zu  halten,  die  Güter  verstorbener 
Fremder  nicht  ohne  weiteres  einzuziehen 
(jus  albinagii,  diH)it  d  aul>aine),  sondern  nur 
eine  Abgabe  (Abschoss)  oder  gar  nichts  zu 
erheben  etc.  Die  Zeitbeschnlnkung  wurde 
im  gi-ossen  internationalen  Verkehre  der 
Kidturvölker  bald  aufgehoben  und  nur  ge- 
legentlich darauf  zurückgegriffen ;  indes  be- 
hielten Märkte  und  Messen  während  des 
ganzen  Mittelalters  ihre  grosse  Bedeutung 
u.  a.  namentlich  deshalb,  weil  während  ihrer 
Dauer  zahlreiche  Beschränkungen  des  Frem- 
denverkehrs fortfielen.  Im  engeren  lokalen 
Verkehre    blieb    eine    Zeitgi-enze    ftlr   den 

81* 


12S4 


Fremd  enn^cht 


Handel  der  Fremden  vielfacli  noch  sehr 
lange  bestehen . 

Wenn  auch  in  einzehien  lindern  den 
Fremcien  durch  I^ndosffc^setz  (z.  B.  durch 
die  Magna  Charta  in  England)  gewisse  all- 
gemoine  Rechte  zugesichert  wurden,  so  be- 
nihte  doch  in  der  l'iaxis  (ias  gt»samte 
Fi-emdcn recht  auf  bt^sondcren  Privilegien 
und  Verträgen.  Die  hierdurch  den 
»Gästen«  —  das  war  der  Ausdruck,  mit 
dem  man  allgemein  die  Fremdem  In^zeich- 
nete  —  gewährten  Hechte  waren  Welfach 
so  weitgchen<l,  dass  jene  dad\u*ch  nicht 
selten  besser  gestellt  wunleu  als  die  In- 
länder, und  faktisch  crfi-euten  sich  die  Kauf- 
leute mancher  Nationen  Jahrhunderte  lang 
so  ausge<lehnter  Vorrechte;  indes  wanm  sie 
niemals  vor  deren  Schmälerung  oder  Zu- 
nicknalim(»  sicher,  und  oft  genug  mussten 
sie  sich  das  eine  oder  das  andere  gefallen 
lassen.  Dies  pflegte  einesteils  dann  zu  ge- 
schehen ,  wenn  die  Fiirsten ,  welche  die 
Privilegien  verliehen  hatten,  Ansprüche  auf 
neue  Oegenleistungen  erheben  wollten,  so- 
dann aber  und  namentlich  in  späten»r  Zeit 
dann,  wenn  dem  inländischen  Bürger- 
Stande  d(u*  Fremdenhandel  imbeipiem  wunle 
und  jener  die  Füi'sten  für  sich  zu  gewinnen 
vermochte. 

3.  Die  Zeit  seit  den  Krenzzügen 
insbesondere.  Nach  dieser  Richtung  bil- 
det die  Zeit  der  Ki'euzzüge  eine  wichtige 
Epoche  des  Fremden  rechts.  Zwar  verstärkte 
die  gewaltige  Zunahmt^  des  V(»rkehi-s,  das 
Anwachsen  des  kaufmännischen  Kapitals 
und  d(»s  füi-stlichcm  GeMlKHlarfs  zunächst 
die  fremdenfremidliche  Sti-önump;  aber  das 
gleichzeitige  Aufblühen  der  Städte  übte 
entgegengesetzten  Einfluss  aus,  der  sich 
dann  gegen  Ende  des  Mittelaltei-s  noch 
melu*  steigerte.  Denn  sobald  die  Städte 
durch  den  Zuzug  Fremder,  welche  sich 
dauernd  in  ihnen  niederliessen  und  Bürger 
wurden,  hinreichend  erstarkt  waren  und 
eigenen  Aktivhandel  zu  treiben  gelernt 
hatten,  sobald  es  ferner  den  Handwerker- 
zünften gelungen  war,  Einfluss  auf  das 
Stadtregiment  zu  erlangen,  wurden  naturge- 
mäss  die  sich  nur  vorübei-gehend  in  ((er 
Stadt  auflialtenden  Fremden,  welche  die 
büi-gerlichen  Lasten  nicht  mittrugen  und 
zur  Verteidigung  der  Stadt  nicht  mitwirkten, 
sondern  nur  deren  Vorteile  sich  zu  Nutze 
machen  wollten,  um  so  unfreundlicher  an- 
gesehen, als  gerade  in  dieser  Zeit  die  Menge 
der  zuströmenden  Fremden  und  die  Zahl 
ihrer  Rechte  fortwähi*end  anwuchs.  Mit 
allen  Kräften  suchten  die  Bürger  dem  ent- 
gegenzuarljeiten,  und  fast  überall  gelang  es 
ihnen  bald,  manche  Beschränkungen  der 
Fremden  durchzusetzen. 

Namentlich  wurde  denselben  verboten, 
Kaufhandel    zum  Wieilerverkauf  am  Platze 


1  selbst ,  also  Detailhandel  zu  tr»'i>i»nL 
]  EbiMiso  allgt^raein  verbreitet  war  das  Verlw^t 
[des  Handels  zwischen  Gast  und   Gast 

■  sowie  das  AVrbot ,  mit  den  Laade^be- 
i  wolinem  ausserhalb  der  Stadt  (des  Markte?) 
I  Geschäfte  zu  machen.  Alles  das  wurde  den 
.  Bürgern  vorbt^halten.  Wo  sich  das  Verl)<>t 
I  des  Handels  zwischen  Giist  und  Gast  nicht 
istn»ng  (huvhfühnm  Hess,  wurde  den  Frera- 
j  den  wenigstens  die  Verpflichtmig  auferlegt, 
lihi-e  Waren  zunächst  den  Büi-gem  zuni 
I  Verkauf  anzubieten ;  und  wenn  erstere  einen 

.  Teil  ihrer  Wanxn  verkauft  hatten,  mussten 
I  sie  an  vielen  Orten  jedem  hinzukommenden 
I  Bürgt»r  soviel,  wie  dessen  Notdurft  er- 
fonlerte,  zu  gleichem  Prc^Lse  ablassen.  Der- 
artige A'orkaufsrechte  der  Büi^r  gab 
j  es  noch  in  zalün^ichen  Abarten,  während 
!  umgekehi-t  den  Fremden  der  Vorkauf  in 
i  jeglicher  Gt^stalt  aufs  strengse  verboten 
i  wurde.  Die  Untersagung  des  Handels 
I  zwischen  Gast  und  Gas^t  zog  sjÄter,  zur 
I  Verhütung  von  Uragehimgen ,    oftmals  das 

■  fernere  Verbot  nach  sich,  dass  Burger  mit 
.  Gästen  Kompagnie  machen  oder  für  sie 
I  Faktorendienste  leisten  durften.  Und  vne 
lim  Handel   dj\s  Stapelrecht  (s.  d.  Art.», 

so  entwickelten  sich  im  Gewerbe  die 
Zwangs-  und  Bannrechte  der  Zünfte 
'  (s.  d.).  Fremden  Handwerkern  wurde  unter- 
sagt, für  Bürger  zu  ai'beiten  oder  ilu^  Er- 
zeugnisse ausserlialb  der  freien  Jahnnärkte 
in  der  Stadt  feilzuhalten. 

Ganz  bt^sonders  eingehend  pflegten  die 
VoT-schriften  zu  sein,  welche  sich  auf  die 
Wohnung  der  Fremden  bezogen,  wobei 
deren  IJeber wachung  das  Hauptaugenmerk 
bildete.  Deshalb  zwang  man  sie  häufig,  in 
abgeschlossenen  Fremden  vierteln  und  Fak- 
tor e  i  e  n  (s.  d.  oben  Bd.  lU  S.  787  iL)  zu  woh- 
nen. Dieses  Zusammen  wohnen  der  fremden 
Faktoren  hatte  allenlings  noch  andere  Grunde. 
Vielfach  nämlich  wurden  die  Faktoreien  von 
den  Fremden  im  eigenen  Interesse  errichtet, 
an  manchen  Plätzen,  namentlich  in  der  Levante 
sogar  mit  Mauern  versehen  und  von  innen 
sorgfältig  bewacht  Dann  waren  es  regel- 
mässig exterritoriale  Gebiete.  Anders  z.  B. 
in  Venedig,  wo  die  Fondachi  der  Fremden 
für  dieselben  nur  schwer  empfimdene  Frei- 
heitsbeschränkimgen  mit  sich  brachten. 
Wenn  es  keine  abgesonderten  Faktoreien 
gab,  pflegte  man  wenigstens  gemeinsame 
Oonsular-  und  Beratimgshäuser  zu  errichten, 
woran  sich  oft  noch  weitere  gemeinschaft- 
liche Einrichtungen  anschlössen.  Meist 
wohnten  die  Landsleute  in  solchen  Orten 
auch  ohne  äusseren  Zwang  nach  heimischer 
Sitte  zusammen,  mieteten  deshalb  an^  lieb- 
sten ganze  Häuser  und  hielten  eigenen 
Haushalt,  wodurch  sie  der  Ausbeutung 
diu-ch  die  Bürger  leichter  entgingen.  Letztere 
liatten    naturgemäss    das   entgegengesetzte 
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Interesse,  was  dann  häufig  die  Anordnung 
herbeiführte,  die  Fremden  sollten  keinen 
eigenen  Haushalt  führen.  Damit  steht  im 
Zusammenhange  die  wichtige  Stellung,  wel- 
che im  Mittelalter  die  Wirte  einnahmen, 
woi-unter  man  aber  nicht  Gastwirte  im 
Sinne  unserer  heutigen  Arbeitsteilung  ver- 
stehen darf,  sondern  alle  Bürger,  welche 
Fremde  bei  sich  aufnehmen,  daneben  aber 
ein  anderes  bürgerliches  Gewerbe  zu  treiben 
pflegen.  In  Städten  mit  ausgedehntem 
Fremdenverkehre  dienten  sie  ihren  Gästen 
auch  als  Makler,  oder  diese  für  den 
Fremdenhandel  noch  wichtigeren  Hilfs- 
personen waren  Angestellte  der  Wirte, 
welches  Verhältnis  z.  B.  in  Brügge  be- 
stand. In  Bezug  auf  Wirte  und  Makler 
enthält  das  mittelalterliche  Fremdenrecht 
eine  überaus  grosse  Zahl  einzelner  Be- 
stimmungen. Gewöhnlich  mussten  die  Gäste 
sich  der  einheimischen  Geschäftsvermittler 
und  sonstigen  Hilfspersonen  bedienen,  doch 
wurde  ihnen  vielfach  auch  gestattet,  eigene 
Makler,  Wäger  etc.  anzustellen:  Verboten 
wurde  ihnen  oftmals,  an  anderen  Plätzen 
als  auf  öffentlichem  Markte  Handel  zu 
treiben:  wenn  letzterer  aber  sich  in  den 
einzelnen  Herbergen  und  Magazinen  ab- 
spielen durfte,  bestanden  hierfür  wieder 
zahlreiche  genaue  A^'orschriften.  Den  Ver- 
sammlungsort der  einheimischen  Kaufleute 
durften  die  Fremden  in  der  Regel  gar  nicht 
oder  doch  nur  in  Begleitung  eines  in- 
ländischen Maklers  besuchen. 

Was  die  Jurisdiktions-Verhält- 
nisse der  Fremden  betiifft,  so  mussten 
letztere  sich  im  peinlichen  Verfahren  regel- 
mävssig  vor  dem  inländischen  Richter  ver- 
antworten und  bei  diesem  auch  Klage 
führen,  wähi-end  sie  für  privati*echtliche 
Streitigkeiten  unter  einander  meist  ihre 
eigenen  Richter  (Cousuln,  Aelterleute  etc.) 
hatten.  Bei  privatrechtlichen  Streitigkeiten 
mit  den  Landesbewohnern  war  das  Ver- 
fahren in  den  einzelnen  Ländern  und 
Städten  ein  ungemein  verschiedenartiges,  je 
nachdem  die  einheimische  Rechtspflege 
mehr  oder  weniger  Vertrauen  genoss  und 
je  nachdem  die  Fremden  ihrerseits  eine 
mehr  oder  weniger  bedeutende  Stellung  er- 
langt hatten. 

4.  Verschiedenheit  der  Gmndsätze 
in  den  einzelnen  Ländern.  Ueberhaupt 
weist  das  mittelalterliche  Fremdenrecht 
zwar  eine  Anzahl  Grundzüge  auf,  die  fast 
überall  wiederkehren;  im  einzelnen  aber 
finden  sich  zahlreiche  Verschiedenheiten. 
Wo  ein  starker  einheimischer  Bürgerstand 
aktiven  Aussenhandel  trieb,  wurden  die 
Fremden  möglichst  beschränkt,  ganz  be- 
sonders z.  B.  im  Hansegebiete  und  in  Ve- 
nedig. Dagegen  findet  sich  der  äusserste 
Grad    der  FremdenfreimdUchkeit   während 


des  Mittelalters  an  den  grossen  Stätten  des 
Zwischenhandels,  auch  abgesehen  von  den 
eigentlichen  Märkten  und  Messen,  nament- 
lich in  Brügge,  später  auch  in  Ant- 
werpen etc.  In  Italien  hatte  zwar  jede 
Stadt  das  naturgemässe  Bestreben,  die 
Kaufleute  der  übrigen  zu  beschränken ; 
aber  eben  deshalb  musste  der  Weg  gegen- 
seitiger Zugeständnisse  beschritten  werden, 
was  zu  einem  ausgedehnten  System  von 
Handelsverträgen  führte.  Nm*  ein- 
zelne Städte  blieben  bei  ihrer  fremdenfeind- 
lichen Politik,  so  ganz  besonders  das  ge- 
waltige Venedig.  Innerhalb  eines  und  des- 
selben Landes  kamen  mehrfach  nacheinander 
ganz  entgegengesetzte  Piincipien  in  Be- 
zug auf  das  Fremdenrecht  zur  Geltung, 
wie  sich  das  namentlich  in  England  ver- 
folgen lässt. 

In  England  veranlasste  das  finanzielle 
Interesse  des  Königs  und  der  Lords  zeit- 
weilig eine  ganz  ausserordentliche  Bevor- 
zugimg der  Kaufleute  einzelner  fremder 
Nationen,  besonders  der  deutschen  Hanse. 
Indes  entsprach  diese  Begünstigimg  gewiss 
anfangs  auch  dem  Wohle  des  Landes,  dessen 
Eigenhandel  im  Verhältnisse  zu  seinem 
grossen  Verkehrsbedürfnisse  nur  langsam 
erstarkte,  und  in  der  That  sind  z.  B.  für 
die  fremdenfreundlichen  Bestimmungen  der 
Magna  Charta  allgemein  volkswirtschaftliche 
Gesichtspunkte  ohne  Frage  mit  massgebend 
gewesen.  Der  Widerstand,  den  die  eng- 
lischen Städte  hiergegen  leisteten,  erlangte 
erst  gegen  Ende  des  14.  Jahrhunderts  ge- 
nügende Kraft,  um  den  Fremden  gefährhch 
zu  werden;  dann  aber  mussten  diese  sich 
bald  so  grosse  Beschränkungen  gefallen 
lassen,  dass  England  zeitweilig  eins  der 
fremdenfeindlichsten  Länder  in  Europa 
wurde.  Noch  manche  Schwankungen  folg- 
ten, aber  im  16.  Jahrhundert  wurden  die 
Sonderrechte  der  Fremden  ganz  aufgehoben, 
und  es  blieben  nur  Beschränkungen 
übrig,  die  erst  ganz  allmählich  ihre  Be- 
deutung verloren. 

5.  Ende  des  mittelalterlichen  Frem- 
denrecht». Gegenströmungen  neuester 
Zeit  Das  16.  Jahrhundert  brachte  über- 
haupt in  einem  grossen  Teile  Europas  eine 
durchgreifende  Veränderung  des  IVemden- 
rechtes  hervor,  indem  die  wirtschaftlich  fort- 
schreitenden Völker  die  privilegierten,  fluk- 
tuierenden Fremdenkolonieen  aufhoben,  da- 
gegen die  dauernde  Ansiedelung  Fremder, 
insbesondere  wenn  es  fleissige,  wirtschaft- 
lich tüchtige  Menschen  waren,  begünsti^n. 
In  den  letzten  Jahrhunderten  des  Mittel- 
alters war  die  dauernde  Niederlassimg 
Fremder  stets  nur  seltene  Ausnahme,  der 
Fremde  war  nur  ein  »Gast«  gewesen;  im 
16.  und  17.  Jahrhundert  dagegen  wurden  an 
vielen  Orten   ganze  Scharen  von  Religions- 
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flfichtlinpren  z!inäc"hst  als  blosse  'Einwohner« , 
später  aber  auch  als  Hürper  zu^^elassen. 
Dvv  vorüberziehende  Aufenthalt  Frem- 
der zu  Handelszwecken  wurde  zunächst 
seltener,  W(mI  an  die  Stelle  d(»s  fremden 
Faktors  d(T  einheimische  Kommissionär 
trat ,  während  die  modernen  Handels- 
reisen ei-st  erheblieh  später  sich  entwickel- 
ten. Da  <iuf  solche»  WtMse  «»in  iKvhMitender 
Teil  des  Handels^ewiimes  dem  In  lande  zu- 
floss  und  das  Inten^ssi»  vi«der  EinluMmischer 
aufs  entaste  mit  dem  der  Fn»mdi»n  verwuchs, 
nahm  d(»r  kommerzieDe  Fremdenhass  von 
selbst  ab,  in  welcher  Kichtunp  nrxh  ziihl- 
reiche  andere  Mom(»nte  wirkten.  Indes  er- 
hielten sich  in  luanclien  I^'iudern  privile- 
gierte Fi-emdenkoloni(Mni  noch  lan<^e  Zeit 
z.  B.  in  Hamburp:  die  (»rst  Ifiiw  bep*ündete 
Niederlassung  der  cnglisdu^n  >Ierehant 
Adventui-ers  bis  zum  Jalii-e  1H06.  Auch  in 
Sjwnien  und  Portupü  wusst^'u  die  Eng- 
länder noch  im  vorigen  Jalirhundt^-t  Pri- 
vilegien von  mittelalt(M-lichem  Charakter 
zu  erlangen.  Ebenso  erhi»dtt»n  sich  an  vielen 
Orten  zaidreiche  i^ »schränk uugen  der  Frem- 
den bis  in  die  neu(»ste  Zeit.  Von  manchen 
Nahrungszweigen  bliel)en  si«»  gnmdsätzlich 
ausg<'schlossen,  musstcn  höhere  Zölle  zah- 
len u.  s.  f.  Erst  imstT  Jahrhundert  hat, 
wenigstens  bei  den  eurof)äischen  Kultur- 
völkern und  im  Gebiete  des  wirtschaft- 
lichen Lel)ens,  mit  den  Beschränkungen 
wie  mit  den  Vorrechten  der  Fi-emden  so 
gut  wie  vollständig  aufgeräumt.  Dies  gilt 
indes  nicht  von  wichtigen  politischen 
Rechten  und  Pflichten  und  auch  nur ,  inso- 
weit den  Fi-emden  überliaupt  der  Aufi^nt- 
halt  im  Inlande  gestattet  winl.  Zwar 
Bclüiesst  kein  Kulturvolk  mehr  grundsätz- 
lich alle  Fremden  aus;  xmoIü  alxT  gt »schiebt 
das  oftmals  gegt»nttber  einzelnen  IndiNiduen, 
mehi-fach  auch  gegenüber  ganzen  Kategorieen 
von  Fremden,  namentlich  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  ueuenlings  gegen- 
über Chinesen  und  hilfsbedüi'ftigten  euro- 
päischen Einwanderern,  in  Russland  gegen- 
über ausländischen  Juden.  UeVK}rhaupt  ist 
ja  in  neuester  Zeit,  trotz  des  gewaltig  an- 
gewachsenen internationalen  Verkehn»s,  bei 
mehrerern  Völk(»rn  eine  starke  Stn*)mung 
auf  Fernhaltung  solcher  Fremden  bemerkbar 
geworden,  welche  dem  Nahrungsspielraume 
der  Inländer  Gefahr  drohen  oder  aus  an- 
deren Gründen  unbeliebt  sind.  Unv(»rkenn- 
bar  liegt  hierin  eine  Wiederannälierung  an 
die  Grundsätze  des  Mittelalters;  aber  füi- 
den  Fremden,  dem  der  Aufenhalt  im  Lande 
gestattet  wird,  gilt  wie  für  den  Ein- 
heimischen der  gi'osse  Gnmdsatz  aller  mo- 
dernen Rechte:  Gleichheit  vor  dem  Gesetz. 

Litteratur:  Rud,  v,  Ihering,  Die  Gastfreund- 
schaft im  Altertum  (Deutsche  Jiumhchau  1S87, 
IL   OJ-    —    Schanz,    Englische    Handelspolitik 


geffen  Ende  des  MitteUdters,  Leipzig  JS-^l.  I, 
S7Uff.  —  ii.  ron  Sch&nberg,  Zur  trirtscknri- 
liehen  Bedeutung  des  deutschen.  ZtinjtirejtrMS, 
Berlin  ISfuS,  S.  llfff.  —  .-1.  Latteg^  11  diritt*» 
commerriale  n.  legislaz.  d,  rittti  italinn^,  Ä/i/'m** 
lsa/„  S.  91  ff.  —  Goldschmidt,  Hnndb,  de» 
Handelsrechts,  S.  Aufl.,  /,  ISn ff. 

Richard  Ehrenberg. 


Friendly  Societies, 

s.  Arbeit  er  Versicherung  in   Gro- 
britannien  oben  Bd.  I  S.  t)5Gff. 


Fronden. 


1.  Begriff.  2.  Der  Dienstherr.  3.  Wirt- 
schaftliche Bedeutung  und  Zweck  der  F.  4, 
Verschiedenheit  der  F.  nach  Beschaffenheit .  Um- 
fang und  Zeit.  5.  Rechtliche  Natur  der  F. 
6.  Entstehung  und  Aufhebung  der  F. 

1.  ße^ff.  Fronden  im  allgemeinen 
sind  Dienste»,  weK;he  in  der  Verrichtung  g»> 
meiner  köri>erlicher  Arbeiten  l)estehen  und 
entweder  unentgeltlich  oder  doch  gegen  eine 
unverhältnismässige  Vergütimg  zu  leisten 
sind.  Nach  dem  Rechtsgrunde,  in  dem  die 
Di(Mistpflicht  l)eniht,  unterscheidet  man 
öffentliche  und  private  Fronden.  Da- 
bei ist  indessen  ein  Umstand  nicht  zu  ü>>er- 
sehen:  weil  mau  im  Mittehdter  die  Sonde- 
rung des  öffentlichen  und  Privatreehts  nicht 
stn^ng  durchführte,  war  die  Möglichkeit 
nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Inhaber  der 
r)ffentli(»hen  Gewalt  sich  ilirer  Ansiirüche  auf 
Dienste,  welche  sie  kraft  derselben  zu  for- 
dern hatten,  zu  Gunsten  anderer  Berech- 
tigter entäusserten.  So  ist  es  geschehen, 
'  dass  Fronden,  welche  ursprünglich  öffent- 
I  liehe  warcn,  in  den  Bt^sitz  von  Privatper- 
sonen übergegangen  sind  und  einen  j^rivat- 
rechtlicthen  Charakter  angenommen  haben. 
Heute  können  nur  noch  diejenigen  Fronden 
für  öffentliche  gelten,  welche  um  allge- 
meiner Interessen  willen  dem  Staate  oäer 
einer  Gemeinde  zu  leisten  sind.  Sie  haften 
teils  unmittelbar  auf  der  Person,  teils  ruhen 
sie  als  Reiü lasten  auf  bestimmten  Gnmd- 
stücken,  so  dass  sie  allein  von  den  Grund- 
besitzen! als  solchen  geleistet  werden  müssen 
(wie  z.  B.  die  den  Adjacenten  obliegende 
Verpflichtung  zur  Unterhaltung  öffentlicher 
Wege  oder  die  Verbindlichkeit  der  Haus- 
besitzer in  manchen  Städten  ziur  Reiuigiuig 
des  BüiT^rsteiges  und  des  Strassendammes). 
Dahingegen  foJIen  die  privatrechtlichen 
Fronden  jetzt  sämtlich  imter  den  Begriff 
der  Reallasten.  Die  aus  der  persönlichen 
Abhängigkeit  zu  einem  Herrn  fliessenden 
Dienste,  welche  ehedem  die  Leibeigenschaft 
bezw.  ünterthänigkeit  der  imfreien  Leute 
mit  sich  brachte,  sind  mit  deren  Aufhebung 
hinweggefallen.    Die  sonach  allein  noch  vor- 
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kommenden  dinglichen  Privatfronden 
sind  es,  welche  man  gegenwärtig  Fronden 
im  engeren  Sinne  nennt.  Nur  von  ihnen 
soll  fernerhin  in  diesem  Artikel  die  Rede  sein. 

2.  Der  Dienstherr.  Die  Berechtigimg 
auf  die  ein  Grundstück  belastenden  Fronden 
ist  der  Regel  nach  mit  einem  bestimmten 
anderen  Grundstücke  verknüpft.  Damit  ist 
aber  noch  nicht  gesagt  dass  der  DienstheiT 
immer  zugleich  der  Gutsherr  des  Pflichtigen 
Grimdbesitzers  ist.  Auch  Gnmdeigentümer 
können  Dienstherren  sein,  welche,  abgesehen 
von  der  Fronberechtigung  an  dem  belasteten 
Gnmde,  kein  sonstiges  dingliches  Recht, 
namentlich  weder  Eigentum  noch  Obereigen- 
tnm  haben.  So  sind  nicht  selten  Ansprüche 
auf  Leistung  gewisser  Fronden  aus  der 
blossen  GerichtsheiTschaft  erwachsen,  d.  h. 
aus  dem  Rechte,  auf  fremdem  Grund  und 
Boden  über  die  dort  wohnenden  Leute  die 
Gerichtsbarkeit  auszuüben,  während  diese 
in  Rücksicht  ihrer  Güter  entweder  völlig 
unabhängig  waren  oder  sie  zu  abgeleitetem 
Rechte  von  einem  anderen  Eigentümer  be- 
sassen,  der  zu  ihnen  im  Verhältnis  des 
Gutsherrn  stand.  Daher  darf  denn  auch 
aus  der  Dienstpflicht  allein  noch  nicht  ohne 
weiteres  auf  die  Abhängigkeit  eines  Gnmd- 
besitzers  von  einem  Gutsherrn  geschlossen 
werden.  Ebensowenig  wünle  es  richtig 
sein,  wollte  man  meinen,  nur  Bauerngüter 
seien  mit  der  Fronpflicht  beschwert.  Zwar 
ist  es  richtig,  dass  Fronden  sich  meistens 
bei  Bauemgütem  finden,  weshalb  die  Yer- 
mutimg  gerechtfertigt  erscheint,  dass,  wer 
von  seinem  Gute  einem  andei'en  Gnindoigen- 
tfumer  zu  fronden  hat,  zu  diesem  in  einem 
gutsherrl  ich-bäuerlichen  Verhältnisse  steht 
oder  doch  früher  gestanden  hat.  Danmi 
sind  doch  aber  noch  keineswegs  etwa  alle 
fronpflichtigen  Grundbesitzer  Bauern  und 
ihre  Güter  Bauerngüter.  Es  kommen  ge- 
wisse Fronden  auch  bei  Gnmdstücken  vor, 
welche  niemals  den  bäuerlichen  zugerechnet 
wurden,  wie  z.  B.  die  zahlreichen  kölmischen 
Güter  in  Ost-  und  Westpreussen  (Ostpr. 
Prov.  R.,  Zus.  105,  §§  1,  2). 

3.  Wirtschaftliche  Bedeutung  und 
Zweck  der  F.  Während  Zehnten  und 
Grundzinsen  den  Frucht-  oder  Geldertrag 
der  damit  belasteten  Güter  zum  Vorteile 
anderer  Berechtigter  als  derer,  die  sie  be- 
sitzen und  bewirtschaften,  verkürzen  und 
schmälern,  berflhren  die  Fronden  die  Er- 
ti-agsfähigkeit  der  Güter,  auf  welchen  sie 
ruhen,  zwar  nicht  direkt,  wohl  aber  mittel- 
bar. Sie  nehmen  die  Arbeitskräfte  der  Be- 
sitzer und  ihres  Zugviehs  für  fremde  wirt- 
schaftliche Zwecke  in  Anspruch,  welche 
diese,  bei  vorhandener  Dienstfreiheit,  der 
eigenen  Wirtscliaft  würden  zuwenden  können. 
Für  die  Dienstherren  andererseits  beruhte 
die  wirtschaftliche-  Bedeutung  der  Freuden 


im  Mittelalter  und  darüber  hinaus  bis  in  die 
neuere  Zeit  hinein  vornehmlich  darin,  dass 
die  Arbeitskräfte  der  Bauern  und  anderen 
Dienstpflichtigen,  über  die  sie  verfügten,  sie 
der  Notwendigkeit  überhoben,  auf  den  von 
ihnen  selbst  bewirtschafteten  Hufen  ein 
starkes  Angespann  und  Knechte  und  Tage- 
löhner in  grösserer  Anzalil  zu  halten.  Es 
genügten  einige  wenige  der  letzteren  mit  ihren 
Weibeni  und  Kindern,  für  deren  Unter- 
bringimg es  nicht  vieler  noch  ausgedehnter 
und  kostspieliger  Baulichkeiten  bediu'fte, 
wie  wir  solchen  auf  den  Gütern  der  heutigen 
Gi-ossgrundbesitzer  begegnen,  die  zahlreiche 
Tagelöhner  zu  beschäftigen  genötigt  sind. 
Entsprechend  dieser  ihrer  wirtschaftlichen 
Bedeutung  wai-en  und  sind  teilweise  noch 
gegenwärtig  die  dem  Dienstherrn  zu  leisten- 
den Freuden  bestimmt,  ihm  dm-ch  die  Ar- 
beitskraft, welche  anderen  Grundstücken 
entzogen  winl,  die  Bewirischaftung  seines 
G\ites  zu  erleichtern.  Hierauf  geht  ihr 
eigentlicher  und  ordentlicher  Zweck.  In 
der  Regel  sind  die  fronpflichtigen  Gnmd- 
besitzer  alle  Arten  von  Handarbeiten  und 
Fuhren,  die  zum  landwirtschaftlichen  Be- 
triebe des  heiTScbaftlichen  (Tutes  erfordert 
werden,  zu  verrichten  schuldig.  Dahin  sind 
auch  die  Baufronden  zu  rechnen,  soweit 
solche  vom  Dienstherrn  zur  Erbauung, 
AViederherstellung  und  Besserung  der  auf 
seinem  Gute  befindlichen  Wirtscliafts-  und 
imentbehrlichen  Wohnräume  beansprucht 
werden.  Nicht  minder  verlangt  die  Forst- 
wirtschaft von  Zeit  zu  Zeit  wiederkelm^nde 
Arbeiten.  Wo  sich  daher  auf  der  hen'schaft- 
lichen  .Besitzung  ein  Forst  befindet,  sind 
die  ziu"  forstmässigen  Benutzung  desselben 
nötigen  Arbeiten  ebenfalls  ein  Gegenstand 
der  für  gewöhnlich  zu  leistenden  Dienste. 
Anders  verhält  es  sich  mit  den  Diensten  zu 
Zwecken  der  Jagd.  Weil  man  die  Jagd 
mehr  des  Vergnügens  wegen  auszuüben 
pflegt  denn  um  einen  Ertrag  daraus  zu  er- 
zielen, dürfen  Jagdfrenden  nur  gefordert 
wertlen,  wo  sie  sich  in  >>esonderen  Rechts- 
titeln gründen. 

4.  Tersohiedenheit  der  F.  naeh  Be- 
Bchaffeuheit,  Umfang  und  Zeit.  Je  nach  der 
inneren  Beschaffenheit  sowie  nach  dem  Umfanfi: 
und  der  Zeit,  wo  die  Arbeiten  zu  leisten  sind, 
in  welchen  sie  bestehen,  zerfallen  die  Fronden 
in  verschiedene  Arten,  deren  jede  nicht  sowohl 
wirtschaftlich,  sondern  auch  rechtlich  ihre  eigen- 
tümliche Bedeutung  hat. 

1.  Handfronden  und  Spanndienste. 
Während  die  ersteren  sich  auf  Dienste  beschrän- 
ken, welche  der  Fronpflichtige  mittelst  seiner 
Hände  Arbeit  oder  sonstwie  mit  seinem  Körper 
allein  zu  verrichten  vermag,  stellen  die  letzte- 
ren ausser  der  eigenen  Körperkraft  desselben 
zugleich  die  seines  Zugviehes  dem  Dienstherm 
zur  Verfügung.  Bauern  und  andere  fronpflich- 
tiffe  Grundbesitzer,  welche  zur  Bearbeitung 
ihrer  Ländereien  kein  Zuchtvieh  nötig  haben, 
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dürfen  daher  auch  zu  herrschaftlichen  Spann- 
diensten nicht  angrehalten  werden.  Mit  welchen 
Arten  von  Zugvieh  und  mit  wie  vielen  Stücken 
die  Spanndienste  zu  leisten  sind,  richtet  sich, 
heim  Mangel  vertragsmässiger  Festsetzung,  nach 
dem  Herkommen.  Im  Zweifel  giebtdie  Beschaffen- 
heit des  belasteten  Grundstücks  den  Ausschlag. 

2.  Gemessene  und  nngemessene 
Dienste.  Gemessene  Dienste  sind  diejenigen, 
bei  welchen  durch  Verträge,  (besetze  (Dienst- 
ordnungen) oder  Herkommen  die  Zeit,  der 
Ort,  die  Zahl  und  die  Art  der  zu  verrichten- 
den Arbeiten  bestimmt  sind.  Unter  ungemessenen 
aber  versteht  man  solche,  die  in  mehreren  oder 
in  einzelnen  dieser  Beziehungen  unbestimmt  ge- 
lassen sind.  Am  häufigsten  wird  der  Ausdruck 
auf  die  Unbestimmtheit  der  Zahl  bezogen.  Da- 
hingegen giebt  es  Dienste,  welche  in  jeder 
Rücksicht  unbestimmt  wären,  überhaupt  nicht. 
Immer  muss  wenigstens  entweder  die  Zahl  oder 
die  Art  oder  die  Dauer  der  zu  leistenden  Ar- 
beiten feststehen.  Die  der  Zahl  nach  unge- 
messenen Dienste  dürfen  nicht  über  das  natür- 
liche Mass  gefordert  werden.  Es  muss  deshalb 
der  Dienstherr  auf  die  eigenen  Bedürfnisse  in 
der  Wirtschaft  des  Pflichtigen  billige  Rücksicht 
nehmen. 

3.  Ordentliche  und  ausserordent- 
liche. Ordentliche  heissen  die  Fronden,  welche 
bei  regelmässig  sich  wiederholenden  Veran- 
lassungen die  Befriedigung  der  dabei  entstehen- 
den wirtschaftlichen  Bedürfnisse  bezwecken, 
ausserordentliche  die,  welche  nur  bei  unge- 
wöhnlichen Vorfällen  erfordert  werden,  von 
denen  es  ungewiss  ist,  zu  welcher  Zeit  sie  ein- 
treten. Zu  den  letzteren  gehören  namentlich 
die  Baufronden.  Auch  rechnet  man  die  Jagd- 
fronden  dahin.  Sind  die  ausserordentlichen  zu- 
gleich unbestimmte  Dienste,  so  entscheidet  über 
die  Art  derselben  die  Natur  des  Bedürfnisses. 
Bei  den  gutsherrlichen  Hofdiensten  findet  das 
Mass  derselben  seine  äusserste  (trenze  in  dem 
Vorteil  der  Landgüter,  für  welche  sie  zu 
leisten  sind. 

4.  Sässige  und  walzende  oder 
Reihefronden.  Jene  sind  gleichzeitig  von 
mehreren  derselben  Dienstherrschaft  Verpflich- 
teten zu  leisten.  Bei  diesen  findet  in  der  Er- 
füllung der  zu  leistenden  Arbeiten  ein  Wechsel 
unter  den  Pflichtigen  Besitzern  nach  einer  be- 
stimmten Reihenfolge  statt.  Jedoch  versteht 
man  in  manchen  Gegenden  unter  walzenden 
Diensten  auch  solche,  bei  welchen  die  Art  der 
Ableistung  oder  der  Umfang  der  Dienste  oder 
beides  zugleich  sich  nach  der  jedesmaligen 
Wirtschaftseinrichtung  dessen  bestimmt,  der  sie 
zu  leisten  hat.   (Preuss.  G.  v.  2.  März  1850  §  15.) 

5.  Das  B.G.B.  lässt  den  Inhalt  und  das 
Mass  der  Fronden  unberührt.  Die  hierauf  be- 
züglichen landesgesetzlichen  Vorschriften  bleiben 
in  Kraft.    E.G.  Art.  115. 

6.  Rechtliche  Natur  der  F.  Die  Lehre 
von  den  dinglichen  Fronden  beniht  im  all- 
gemeinen in  den  Regeln,  die  für  Reallasten 
gelten.  Daneben  aber  finden  auf  sie  noch 
einige  besondere  Gnmdsätze  Anwendung, 
welche  sich  aus  der  ihnen  eigentümlichen 
Beschaffenheit  ergeben. 

1.  Bedingen  die  Fronden  begriffsmässig 


die  Verrichtung  gemeiner  körperlicher  Ar- 
beiten,   so    spricht   (auch   bei    sonst    unbe- 
stimmten Diensten)  die  Vermutung  mir  für 
das   Recht   auf   Leistungen,   welche    keine 
I  Kunstfertigkeit  voraussetzen.    Es  tiedarf  da- 
her  des  Nachweises  eines   besonderen   Er- 
I  werl)es,    wenn   der  Dienstherr   b<?fugt    sein 
:  soll,  die  Leistung   von  Arbeiten   zu    bean- 
I  Sprüchen,  welche,  wie  z.  B.  Gärtnerarl)€»iten, 
I  nicht   ohne   die   vorgängige  Erlangimg  ge- 
j  wisser  Kenntnisse  ausziifühi-on  sind. 
!       2.  Alle  Dienste   (auch  die   ordentlichen) 
I  müss«*n,  bevor  ihre  Erfüllung  verlangt  wer- 
'  den  kann,  vom  Diensthemi  zuvor   angesagt 
I  werden.     Der  Pflichtige  hat   sie   entw*?*ler 
'  selbst  zu  verrichten  oder  dazu  tüchtige  Per- 
'  sonen    zu  gestellen.    Desgleichen  sind  von 
i  ihm  das  Werkzeug  imd   die  Geräte   zu  be- 
schaffen, womit   die   schuldige  Arbeit   ver- 
richtet  wenien    kann.      Bei   Spanndiensten 
hat  er  das  eigene  GeschuT  herzugeben.    Für 
beides  hat  er  keinen  Ersatz  zu  beanspruchea, 
wenn  es    bei   der  Leistung  der  Arbeit  uncl 
durch  diese  abgenutzt  oder  beschädigt  wird. 

3.  Die  Erfüllung  der  Fronpflicht  ist  allein 
ian  Werktagen  zu  fordern.  Die  Dauer  der 
1  einzelnen  Leistungen   ist   gewöhnlich    nach 

Arl>eitstagen ,  seltener  nach  Stunden  be- 
m(»ssen.  Ei-steren  Falls  pflegt  die  Arbeits- 
zeit genauer  festgestellt  zu  sein.  Wenn 
dies  nicht  geschehen  ist^  so  muss  die  Zeit, 
welche  für  das  Gesinde  imd  die  Tagelölmer 
die  ortsübliche  Arbeitszeit  ist,  als  mass- 
gebend gelten.  Dabei  sind  jedoch  die  Stun- 
den oder  Minuten  als  mit  zum  Dienste  ge- 
hörig anzurechnen,  welche  der  Pfhchtige 
braucht,  um  von  seiner  W^ohnung  an  den 
Ort,  wo  der  Dienst  zu  leisten  ist,  und  von 
dort  nach  Hause  zurückzukehren  (vgl.  §  362, 
II,  7  Pr. A.L.R. ;  Erk.  des  ehem.  preuss.  Ober- 
tribunals II  (Pr.  2262)  3.  Dezember  1850  in 
dess.  Entscheid,  20,  S.  494). 

4.  Die  Dienste  sind  der  Regel  nach  un- 
entgeltlich zu  leisten.  Zur  Gewährung  einer 
nicht  verhältnismässigen  Vergütung  (Pröve) 
ist  der  Dienstherr  niu-  da  verbunden,  wo 
solche  hergebracht  oder  vertragsmässig  aus- 
gemacht ist. 

5.  Versäumt  der  Pflichtige  durch  eigene 
Schuld  die  Erfüllung  des  gehörig  angesagten 
Dienstes,  so  muss  er  nachdienen.  Er  kann 
jedoch  hierzu  jetzt  nur  noch  durch  gericht- 
liches Urteil  imd  Zwangsvollstreckung  ange- 
halten werden.  Der  Dienstzwang,  vermöge 
dessen  ehemals  der  Gutsherr  befugt  war, 
seine  Bauern  im  Wege  der  Selbsthilfe  zur 
Arbeit  zu  nötigen,  ist  seit  Aufhebung  der 
Leibeigenschaft  und  ünterthänigkeit  überall 
in  Deutschland  beseitigt. 

6.  Entstehung  und  Aufhebung  der  F. 
1.  Die  Fronden  gi-ünden  sich  entweder  in 
Gesetz  oder  Gewohnheitsrecht  (Herkommen), 
oder  sie  sind  durch  Verträge  oder  Verjäh- 
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rung  erworben.  Durcli  Vertrag  haben  nament- 
lich die  Gruts-  und  Gerichtshen^n  sich 
häufig  Fronden  bestellen  lassen.  Für  die 
letzteren  war  jedoch  der  vertragsmässige 
Erwerb  von  der  Voraussetzung  abhängig, 
dass  die  Fronden,  um  welche  es  sich  handelte, 
von  einer  Art  und  Beschaffenheit  waren,  wie 
sie  in  der  betreffenden  Gegend  in  Verbin- 
dung mit  der  Gerichtsherrschaft  landesüblich 
vorkamen.  Die  Möglichkeit,  im  Wege  des 
Vertrages  das  Recht  auf  Fronden  zu  erlangen, 
war  aber  nicht  weniger  auch  solchen  Grund- 
eigentümern gegeben,  welche  zu  den  Land- 
besitzern, die  sie  sich  verpflichten  mochten, 
weder  im  Verhältnisse  eines  Guts-  noch 
eines  Gerichtsherrn  standen.  Denn  solange 
überhaupt  Verträge  gültig  geschlossen  wer- 
den konnten,  durch  welche  sich  jemand  als 
Besitzer  eines  Grundstücks  einem  anderen 
zu  wiederkehrenden  Diensten  für  die  Dauer 
verbindlich  machte,  war,  um  hier  nur  ein 
Beispiel  anzuführen,  der  Eigentümer  mehrerer 
Gnmdstücke  nicht  gehindert,  eines  davon 
zu  vollem  Eigentum,  aber  mit  dem  Vorbe- 
halte zu  veräussern,  dass  dieses  zum  Vorteil 
eines  anderen  ihm  verbleibenden  Gutes  mit 
der  Fronpflicht  beschwert  sein  sollte.  Was 
die  Verjährung  als  Entstehungsgnmd  der 
Fronden  anlangt,  so  ist  darunter  mit  der 
herrschenden  Meinung,  gleichwie  bei  anderen 
Reallasten,  nur  allein  die  unvordenkliche 
Verjährung  zu  verstehen.  Die  Praxis  fi-ei- 
lich  ist  vielfach  weiter  gegangen  und  hat 
die  Ersitzung,  wenn  auch  nicht  die  ordent- 
liche, so  doch  die  ausserordentliche  von  30 
Jahi-en  als  hinreichend  für  den  Erwerb  der 
Fronberechtigung  gelten  lassen.  In  Zukunft 
kommen  die  genannten  Entstehungsgründe 
nur  noch  für  die  Zeil  vor  dem  1.  Januar 
1900  in  Betracht.  Wie  Reallasten  überhaupt, 
entstehen  Fronden  privatrechtlicher  Art  und 
Bedeutung  fortan  nicht  anders  denn  durch 
Eintragung  im  Gnmdbuch  auf  Gnmd  des 
dinglichen,  ihren  Inhalt  genauer  bestimmen- 
den Vertrages  (Einigimg).  B.G.B.  §§  873, 
874,  1105;  G.B.O.  §  50. 

2.  Die  aus  der  Guts-  und.  Gerichtsherr- 
schaft hervorgegangenen  Fronden  sind  jetzt 
überall  in  Deutschland  durch  die  neuere 
Partikulargesetzgebung  entweder  ganz  auf- 
gehoben oder  doch  für  ablösbar  erklärt  (s. 

.  n 


die  Artt.  Bauernbefreiung  oben  Bd, 
S.  343  ff.).  Aber  auch  die  von  anderen  Be- 
rechtigten, welche  nicht  zugleich  Guts-  oder 
Gerichtsherren  waren,  erworbenen  Fronden 
sind  heute  in  den  meisten  deutschen  Staaten 
gesetzlich  der  Ablösung  unterworfen  (vgl. 
z.  B.  preuss.  G.  v.  2.  März  1850  §  6,  §§  9  ff.). 

Ferner  sind  die  Jagdfronden  in  allen 
Ländern  abgeschafft,  wo  die  geltende  Ge- 
setzgebung kein  Jagdrecht  mehr  auf  fremdem 
Grund  und  Boden  zulässt. 

3.  Mit  den    Veronlnungen ,  welche   die 


Aufhebung  bezw.  die  Ablösbarkeit  der  Fron- 
den aussprechen,  verbinden  die  neueren  Ge- 
setze zugleich  das  Verbot,  dass  solche  künf- 
tig einem  Grundstücke  nicht  mehr  aufer- 
legt werden  sollen  (vgl.  hannov.  G.  v.  10. 
November  1831  §  1,  preuss.  G.  v.  2.  März 
1850  §  91,  E.G.  zum  B.G.B.  Art.  115). 

Litteratur:  Wigand,  Die  Dienste,  ihre  Ent- 
stehung, Natur,  Arten  und  Schickaale,  mit  be- 
sonderer Rürksichi  auf  die  Geschichtsquelle^i  der 
Abtei  Corvey,  1828.  —  Hagemann,  Handbuch 
des  Jjandunrtschaftsr.  ^  ^29 ff.  •  —  Eichhorn, 
Einleitung  in  das  deutsche  Privatrecht  §  248 ff. 
von  BtHlnneck, 
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s.  Ackerbausysteme  oben  Bd.  I  S.  38 ff. 


von  Fulda,  Friedn  Karl, 

feboren  am  27.  XII.  1774  zu  Mühlhausen  an 
er  Enz  (Württemberg),  besuchte  die  Hohe  Karls- 
schule in  Stuttgart,  studierte  in  Göttingen  und 
erhielt  am  24.  I.  1798  eine  Berufung  nach  Tü- 
bingen zur  Besetzung  des  neugegründeten  Lehr- 
stuhls für  Kameralwissenschaft  (die  dortige 
staatswirtschaftliche  Fakultät  wurde  erst  1817 
errichtet).  Er  bekleidete  diese  Stelle  bis  1837, 
trat  dann  in  den  Ruhestand  und  starb  am  15. 1. 
1847  in  Tübingen. 

Er  veröffentlichte  folgende  auf  Staatswissen- 
schaft bezügliche  Schriften: 

a)  in  Buchform:  Ueber  das  richtige  Ver- 
hältnis zwischen  Acker-  und  Wiesenbau  und  Vieh- 
zucht in  der  Landwirtschaft,  Tübingen  1798.  — 
Staatsmrtschaftliche  Ideeen  in  besonderer  Hin- 
sicht auf  die  neuen  deutschen  Zuckerbereitungen 
aus  Runkelrüben,  Tübingen  1800  [erschien  ano- 
nym]. —  Systematischer  Abriss  der  sogenannten 
Kameralwissenschaften,  Tübingen  1802.  —  Preis- 
schrift über  die  besten  Ermunterungsmittel  zur 
Aufnahme  des  Ackerbaues,  Dresden  1805.  — 
Ueber  Nationaleinkommen,  Stuttgart  1805.  — 
Ueber  das  Kameralstudium  in  Württemberg, 
Tübingen  1808.  —  Grundsätze  der  ökonomisch- 
politischen  oder  Kameralwissenschaften ,  Tü- 
bingen 1816,  2.  Aufl.  1820.  —  Ueber  Produktion 
und  Konsumtion  der  materiellen  Güter,  die 
e  Wirkung  von  beiden  und  ihren  Ein- 


nuss  auf  Volksvermöffen  und  Finanzen ,  Tü- 
bingen 1820.  —  Handbuch  der  Finanzwissen- 
schaft, Tübingen  1827.  —  Der  Staat«kredit. 
Eine  kurze  Darstellung  desselben  in  seinen 
mannigfaltigen  Formen  älterer  und  neuerer 
Zeit,  Tübingen  1832.  — 

b)  in  Zeitschriften.  1)  im  Hanno- 
verschen Magazin:  Ueber  die  Wirkung  der 
verschiedenen  Arten  der  Steuern  etc.  Eine  von 
der  kgl.  Societät  der  Wissenschaften  im  Jahre 
1807  gekrönte  Preisschrift,  Jahrg.  1807,  Stück 
58—66;  erschien  als  2.  Aufl.  im  nämlichen  Jahre 
auch  in  Buchform. 

2)  in  den  W^ürttembergischen  Jahr- 
büchern für  vaterländische  Ge- 
schichte,   Geographie,    Statistik  und 
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Topographien,  a.:  Bemerkungen  zu  einer  Be- 
rechnung des  Nationalvermögens  und  Einkom- 
mens von  Württemberg  ,  Jahrg.  1819.  —  Ueber 
die  Kla^^en  unserer  Zeit ,  insbesondere  des  Land- 
bauers in  Rücksicht  auf  die  Erwerbsverhältnisse 
und  den  Grund  derselben,  Jahrgang  1823.  — 
3)  in  den  Jahrbücheru  der  Ge- 
schichte von  K.  H.  L.  Pölitz  u.  a.:  Ueber 
Arbeitslohn  und  Kapitalgewinn  und  ihren  Zu- 
sammenhang mit  dem  Volksvermö^en.  Jahrgang 
18:-52,  Bd.  I.  —  Die  Idee  des  Naturalsteuer- 
katasters,  Jahrg.  1834,  Bd.  I.  —  Die  Veränder- 
lichkeit oder  UnVeränderlichkeit  der  Grund- 
steuer. Jahrg.  1835,  Bd.  I.  —  Die  (iewerbesteuer 
der   Landwirtschaft,    Jahrg.   1835,  Bd.  II.   — 


I  Ueber  Finanzetats.    Ein  Beitrag  zur  Geschichte 

!  derselben,  Jahrg.  1837,  Bd.  I.  — 

4)  in  den  Neuen  Jahrbüchern  der 
Geschichte,  der  Staats-  und  Kameral- 
wissenschaften  von  Fr.  Bülau:  Ueber 
Ricardos  Volkswirtschaft,  insbesondere  Theorie 
der  Rente  und  der  Besteuerung.  Jahrg.  1838, 
Bd.  IL  

Vergl.  über  v.  Fulda:  Nekrolog  des  Prof. 
F.  C.  von  Fulda  in  Zeitschr.  für  Staatsw.  IV. 
1847,  von  (J.  G.)  Hoffmann.  —  Röscher, 
Gesch.  d.  Nat.  S.  498.  —  AUgem.  deut4»:he  Bio- 
graphie Bd.  VIII,  Leipzig  1878,  S.  192. 
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Nachtrag 

zu  den  Artikeln  >'BewässerTing  und  Bewässerungsrecht«  (oben Bd. U,  S. 773ff.). 
»Deichwesen«  (oben  Bd.  ni,  S.  141fi),  »Entwässerung  und  Entwässerungs- 
recht« (oben  Bd.  IIL  S.  647  ff.) 

Das  während  des  Druckes  zu  stände 
gekommene,  unter  dem  26.  Juni  1899  publi- 
zierte, am  1.  Januar  1900  in  Kraft  getretene 
Wassergesetz  für  das  Grossherzogtum  Ba- 
den konnte  bei  der  Darstellung  nicht  mehr 
berücksichtigt  werden.  Dieses  Gesetz  giebt, 
unter  Aufhebung  der  bisher  geltenden  Nor- 
men, insbesondere  des  Gesetzes,  die  Be- 
nutzung und  Instandhaltung  der  Gewässer 
betreffend,  vom  25.  August  1876  und  der 
Landrechtssätze  556—559,  559  b— 563,  640 
— 644,  650  eine  vollständige,  kodifikatorische 
Neuordnung  des  Wasserrechts,  eine  Neu- 
ordnung, welche  zum  Unterschiede  von  dem 
G.  V.  25.  August  1876  nicht  niu*  die  öffent- 
lichrechtJiche,  sondern  auch  die  privatrecht- 
Jiche  Seite  der  Materie  umfasst,  so  zwar, 
dass  die,  bisher  neben  dem  G.  v.  25.  Au- 
gust 1876  als  dessen  privatrechtliche  Grrund- 
lage  in  Geltung  verbUebenen,  oben  bezeich- 
neten Landrechtssätze  mit  mehreren  wesent- 
lichen Abänderungen  in  die  Neuregelung 
des  öffentlichen  Wasserrechts  hineingearbei- 
tet wurden.  Das  G.  v.  26.  Juni  1899  zer- 
föllt  in  6  Abschnitte :  1.  die  Rechte  an  den 
Gewässern  im  allgemeinen  (Eigentum  an 
den  Gewässern  und  ihren  Bestandteilen,  der 


Wasserlauf  und  die  Benutzung  der  Gewässer, 
Anwendung  des  btu'gerlichen  Rechts  auf 
die  Rechte  an  Gewässern,  Führung  von 
Wasserrechtsbüchern) ,  2.  wasserrechtliche 
Zwangsbefugnisse  (Leinpfad,  Freihaltung  der 
üfergrundstücke  imd  Gestattung  der  Räu- 
mung, Gestattung  der  Bauausführung  auf 
den  üfergrundstücken,  vorübergehende  Ein- 
schränkung der  Wasserbenutzung,  ander- 
weite Verwendung  und  Beseitigimg  von 
Anlandungen  und  Inseln,  Gestattung  des 
künstlichen  Wasserablaufs,  Gestattung  der 
Durollleitung  zur  Bewässenmg,  Gestattimg 
der  Errichtung  von  Stauanlagen,  Gestattung 
der  Mitbenutzung  von  wasserwirtschaftlichen 
Anlagen,  Zwangsbefugnisse  zur  Erzielung 
eines  Wasserüberschusses,  sonstige  Zwangs- 
befugnisse, die  dem  öffentlichen  Interesse 
oder  einem  überwiegenden  Interesse  der 
Landeskidtur  oder  der  Industrie  dienen),  3. 
Genehmigung,  Untei-sagung  imd  Regelung 
der  Wasserb^nutzung  und  Entwässenmg, 
4.  Wassergenossenschaften,  5.  der  Wasser- 
schutz, 6.  Schluss-,  Straf-  imd  Zuständig- 
keitsbestimmungen. 

G,  Anschütz. 


Nachtrag 

zum  Artikel  »Erbschaftssteuerc  (oben  Bd.  III,  S.  698ff). 


Auf  S.  713  Sp.  1  Z.  2  von  oben  lies 
2^/0  statt  1/2  o/o. 

Zu  S.  711  Sp.  2  vgl.  bezüglich  der  Erb- 
schaftssteuer, die  in  der  lex  Yoconia  von 
169  V.  Chr.  enthalten  gewesen  sein  soll,  die 
zu  anderen  Ergebnissen  kommende  neuer- 
liche Untersuchung  von  G.  Schanz  zur  Ge- 
schichte und  Theorie  der  Erbschaftssteuer, 
im  Finanzarchiv  Bd.  17  (1900)  S.  3  f. 

Zu  S.  709  Sp.  1  Z.  17—20  vgl.  folgende 
Bemerkung  zu  S.  717. 

Zu  S.  717  Sp.  1.  Nach  dem  sachsen- 
meiningischen  G.  v.  20.  Mai  1885  beträgt 


die  Erbschaftssteuer  4  ®/o  für  vollbürtige  und 
Halbgeschwister  oder  deren  Abkömmlinge; 
6^/o  für  vorstehend  nicht  benannte  Ver- 
wandte in  der  Seitenlinie  des  3.  und  4. 
Grades  röm.  Ben,  an  Stiefkinder  oder 
Stiefeltern,  Schwiegerkinder  oder  Schwieger- 
eltern, Schwäger  und  Schwägerinnen;  9®/o 
in  allen  übrigen  Fällen.  Von  der  Erbschafts- 
steuer fliessen  2/3  zur  Staatskasse,  ^'3  an  die 
Gemeinde,  welche  nach  den  Bestimmungen 
des  Gesetzes  als  l)ezugsberechtigt  ei-scheint. 

G.  Schanz. 


Druck  voD  Lippert  ä  Co.  iH.  Pätz'sche  Buchdruck erelV  Nanmburf;  a.  S. 
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